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1. Allgemeines. 


1. Wird ein privatrechtliches Auftragsverhältnis durch 
Zuzrehung von Hilfsperſonen ſeitens des in Ausübung 
ſernes Amtes tätigen Polizeiverwalters bei Rettungs⸗ 
arbeiten anläßlich eines Brandes begründet? — 2. In⸗ 
wieweit iſt ein Schaden, den ein Beauftragter bei Aus⸗ 
führung eines Auftrags durch. körperliche Beſchadigung 
erleidet, den zum Zwecke der Ausführung des Auftrags 
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Neudamm, den 2. Januar 1921. 


5 Neujahr 1921. 


36. Band. 


Wenn wir kurz Rückſchau halten auf das 
Jahr 1920, jo können wir nicht zu der Über: 
zeugung kommen, daß es in unſerem Vater⸗ 
lande, im deutſchen Walde ſowie bei ſeinen 
Hegern und Pflegern irgendwie beſſer geworden 
iſt; im Gegenteil, wie überall, hat ſich auch im 
Walde die Unruhe und damit Unzufriedenheit 
mit den heutigen Verhältniſſen vergrößert, wobei 
vieles auf andere Menſchen, Vorgeſetzte und 
Behörden geſchoben wird, was allein Urſache 
in dem beiſpielloſen Niedergang Dentſchlands 


indet. 
| Unerfüllt find viele alte Wünſche der 
preußiſchen Staatsforſtbeamten, be⸗ 


ſonders der Staatsförſter, geblieben. Sie heute 
im einzelnen aufzuzählen, führt zu weit. Der 
Kampf um die Ausbildung, in dem der Förſter⸗ 
ſtand ſicheren Erfolg erhoffte, hat zunächſt das 
alte Gefüge der Standesvertretung aus den 
Bahnen geworfen. Wenn ſich der Förſter⸗ 
ſtand auch ſchon ſeit mehreren Jahren in zwei 
Lager geſpalten hatte, ſo iſt die Frage, ob man 
der alten Richtung in der Standesvertretung 
weiter folgen oder die neue einſchlagen ſoll, die 
Krieg ihrer Oberbehörde angekündigt hat, um⸗ 
ſtrittener als je. Wünſchen wir, daß das neue 
Jahr 1921 hier abklärend und ausgleichend 
wirken möchte. 

Auch in dem noch jungen Zuſammenſchluß 
der preußiſchen Gemeindeforſtbeamten 
gärt es. Nach anfänglich bedeutenden Erfolgen, 
die allein durch die Zuſammenarbeit der Ober⸗ 
förſter und Förſter des Gemeindedienſtes ent⸗ 
ſtanden ſind, iſt mit dem unglückſeligen Schlag⸗ 
wort „Deutſcher Förſterbund“ der Unfriede auch 
in dieſem Verein eingezogen, und noch iſt nicht 
abzuſehen, ob ſeine weitere Zukunft als geſichert 
gilt. Auch hier iſt unſer Neujahrswunſch der, 
daß die augenblicklich hochgehenden Wellen der 
Veremsbewegung bald im ruhigen Bett gleich⸗ 
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mäßig ſich abwickelnder, gedeihlicher Arbeit ver⸗ 
ebben möchten. 

Im Privatforſtbeamtenſtande liegen 
die Verhältniſſe beſonders mißlich. Trotz 
emſigſter Arbeit und kräftigſter Anteilnahme 
einer großen Anzahl von Waldbeſitzern 
iſt die allerdings ungeheuer ſchwierige 
einheitliche Beſoldungsregelung der Privatforſt⸗ 
beamten über ganz Deutſchland immer noch 
nicht völlig zum Abſchluß gebracht worden 
Immerhin iſt es inzwiſchen gelungen, in aller: 
Vereinsgebieten des „Vereins für Brivatforit- 
beamte Deutſchlands“ Abkommen auf Gehalts⸗ 
mindeſtſätze zu treffen oder Richtlinien für die 
Beſoldung aufzuſtellen. Gegenwärtig wird 
emſig daran gearbeitet, den behördlichen Einfluß 
auf allſeitige Anerkennung dieſer Abmachungen 
herbeizuführen. Wenn auch mit einem baldigen 
Erfolge gerechnet wird, ſo iſt, wie an dieſer 
Stelle ſchon oftmals betont wurde, die Aufgabe 
doch viel zu ſchwierig, als daß fie in fo kurzer Her. 
wie vielfach verlangt wird, zur Befriedigung 
aller durchzuſetzen wäre. Hinzu kommt, daß 
die Gegnerſchaft des alten „Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands“ keine Gelegenheit 
vorübergehen läßt, um in Mißgunſt, Eigen. 
brödelei und perſönlichem Ehrgeiz die an ſich 
ſchon heikle Arbeit noch mehr zu erſchweren 
Gerade dem Privatforſtbeamtenſtande, der 
Menſchenalter hindurch das Stiefkind im 
deutſchen Walde geweſen iſt, wünſchen wir für 
1921 ganz beſondere Erfolge; dieſe werden 
um jo mehr blühen, je eher die im Waldbeſitz 
unzweifelhaft vorhandene ſtarke Strömung, 
den treuen Hütern ihres Waldes zu geben. 
was ihnen zukommt, an Macht und Bedeutung 
gewinnt. Möchten die Waldbeſitzer, die ſick 
vielfach noch nicht zu der heute unbedingt erforder. 
lichen zeitgemäßen Auffaſſung in den Anſtellungs⸗ 
fragen durchgerungen haben, endlich 1921 
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. der Überzeugung kommen, daß ohne ſolche 
euerung der deutſche Privatwald nicht gedeihen, 
geſchweige denn den hohen Aufgaben, die ihm 
bevorſtehen, ſich gewachſen zeigen kann. 

Die für den deutſchen Forſtbeamtenſtand 
ſtörendſte Erſcheinung des letzten Jahres war 
der durch tendenziös politiſche Gründe genährte 
Ruf nach dem deutſchen Förſterbund. 
Wir haben allezeit nützlichen und fördernden 
Ge unter der deutſchen Forſt⸗ 
eamtenſchaft das Wort geredet, die Fortentwicklung 
und Förderung der in Betracht kommenden 
Verbände iſt uns Lebensaufgabe und wird 
es weiter ſein. Niemals aber kann ein Werk 
gedeihen, das von vornherein als Kampf⸗ 
organiſation geplant, nur einen Teil der 
deutſchen Forſtbeamtenſchaft zuſammenfaßt, um 
ihn gegen den anderen wie auch noch gegen 
Oberbehörde und Waldbeſitz auszuſpielen. 

Förderung kann der deutſche Wald nur 
dann erfahren, wenn alle, die ihn betreuen, 
in Harmonie und gerechter Abwägung der 
einzelnen Arbeiten und Gerechtſame zuſammen⸗ 
wirken. Das ſollte man beſonders in einer 
Zeit, der die Organiſation aller Stände 
den Stempel aufgedrückt hat, nicht ver« 
geſſen. Nur wenn im Staatswalde von 
der höchſten Verwaltungsſtelle bis zum letzten 
Unterbeamten herab Einigkeit in der Förderung 
der Geſchäfte beſteht, beſonders wenn Ober: 
förſter und Förſter im gegenſeitigen 
Verſtändnis für die ihnen zufallenden 
Amts funktionen zuſammenſtehen, kann 
der deutſche Staatswald gedeihen. Der 
Gemeindewald wird nur dann das leiſten 
können, was das deutſche Vaterland und 
ſeine Kommunen von ihm verlangen, wenn 
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der Verwaltungsbeamte ſich in ſeiner Arbeits⸗ 
auffaſſung und eleiftung mit dem Be⸗ 
triebsförſter und dem Forſtſchutzbeamten in 
voller Übereinſtimmung befindet. Und endlich 
kann der deutſche Privatwald ſeiner Pflicht 
gegen die Allgemeinheit nur gerecht werden, 
wenn der Waldbeſitzer intenſivſte Wirtjchaft 
treibt. Das kann er allein mit dem beſten 
Beamtenmaterial, ſeien es nun Verwaltungs-, 
Betriebs⸗ oder Schutzbeamte, und dieſe Helfer 
werden nur zufriedenſtellend und fördernd 
arbeiten, wenn ſie gegen Sorge und Not des 
täglichen Lebens durch auskömmliche Befoldung, 
Wohnung und Sicherheit in der Anjtellung 
für ſich und ihre Familien geſchützt ſind. 

So wie überall allein Einigkeit ſtark macht, 
iſt es auch im deutſchen Walde. Kein „Förſter⸗ 
bund“ ſei die Parole, ſondern es gelte ein⸗ 
mütiges Zuſammenwirken aller Heger 
und Pfleger des deutſchen Waldes. Und 
wenn im Jahre 1921 alte Kampfpfade verlaſſen 
werden, wenn ſich ein neues Verſtehen zwiſchen 
leider nur zu ſcharf getrennten Beamtengruppen 
anbahnen könnte, ſo würde der deutſche Wald 
davon den Segen haben. Nicht darauf kommt 
es an, daß es den deutſchen Forſtbeamten allein 
gut gehe, ſondern in erſter Linie dem deutſchen 
Walde, und erſt mit ihm denen, die ihn betreuen. 

Wir ſind ein armes, gequältes Volk geworden, 
noch lange nicht ſind wir am Ende des Nieder- 
ganges. Vielleicht bringt uns das Jahr 1921 
erſt unſer ſchwerſtes Schickſal. Überjtehen werden 
wir die Not dann nur, wenn wir künftig wieder 
das Wort in Ehren halten: „Ein Volk, ein 
Reich, ein Gott“. Mit dieſer Loſung einen 
herzlichen und treudeutſchen Neujahrsgruß! 

Die Schriftleitung. 


—— . — — 


Zur natürlichen Verjüngung. 


Von Fürſtl. Oberförſter Hielſcher, Jabellengrün. 


Der Aufſatz des Herrn Profeſſors Dr. Weber in 
Gießen im „Forſtwiſſenſchaftlichen Zentralblatt“ 
über „Die natürliche Verjüngung“ und ſeine Auf⸗ 
forderung an uns im Revierdienſt ſtehende Forſt⸗ 
beamte, ſich darüber zu äußern, regt auch mich 
zu folgenden Gedanken an. 

Ich verwalte ein Fichtenrevier von etwa 
1500 ha beſſeren Standort auf oberem Culmgebiet. 
Buchen ſind einzeln ſo eingemiſcht, daß ihre Ein⸗ 
wirkung auf die Bodengüte dem weitaus größten 
Teil des Reviers zugute kommt. Die Gebirgs⸗ 
formationen beſtehen aus ſanften bis ſteilſten 
Abdachungen nach allen Himmelsrichtungen. Etwa 
40 ha Felsabhänge ſind mit Laubholz⸗Plenter⸗ 
wald beſtanden. 

ünſtig, bis auf die J. und 2. Altersklaſſe, deren 
lächen infolge von Aufforſtung von Kammerguts⸗ 
äckern etwas vorherrſchen. Die Wirtſchaftspläne 
werden ſeit 1884 nach ſächſiſchem Muſter aufgeſtellt 
und ſtreng innegehalten. Der zehnjährige Be⸗ 
triebsplan umfaßt 142 ha reduzierte Flächen. 

Auf 112 ba Vollbeſtandsflächen (27% ha 
reduziert) wird bereits ſeit zehn Jahren natürlich 
verjüngt, ohne daß darauf eine geſicherter Anwuchs 
feſtzuſtellen iſt, dagegen ſind auf etwa ein Dutzend 
Plenterſäumen ſchöne, ermutigende Anfangserfolge 


Das Altersklaſſenverhältnis mi) 


vorhanden. Infolge der Kriegsjahre und des 
Windbruchs mußte ſchon manche Fläche wegen 
Vergraſung kahlgehauen werden. Die verſtärkte 
Inanſpruchnahme der älteren Beſtände durch 
den Mehreinſchlag der Schmachzeit tut das Ihre. 
Wenn man die natürliche Verjüngung auf die⸗ 
jenigen Altholzbeſtände beſchränkt, deren Räumung 
innerhalb zehn Jahre beendet fein ſoll, wo doch, 
mindeſtens 15 Jahre geplentert werden muß, 
ehe der Anwuchs geſichert iſt, ſo kommt man mit 
den Zeitgrenzen nicht aus. Wir dürfen auch den 
Wirtſchaftsplan noch nicht unter neuen Geſichts⸗ 
punkten aufſtellen, weil die neuen Richtlinien noch. 
nn durch erfolgreiche Erfahrungen begründet 
ind. 

Das würde Schwierigkeiten geben und die 
goldene Ordnung eines bewährten Syſtems um⸗ 
ſtoßen. Mit den Kahlſchlägen verlieren wir das⸗ 
jetzt ſo wichtige Stockholz. 

Wo bleibt die Schlagordnung bei der viel⸗ 
gepieſenen natürlichen Verjüngung? Lager⸗ 
ſtämme werfen, die andern oben drauf mit dem 
unteren Ende nach der Abfuhrrichtung, in der 
Mitte der Abfuhrweg, Brennholzſtöße und die 
langen Stapel der Nutzrinde rechts und links 
davon, bei dem hohen Maſſenanfall von 400 bis 
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600 fm je Hektar und mehr. Wie ſoll dieſe Ordnung 
in den Plenterſchlägen unter Schonung des 
Anflugs und Anwuchſes gewahrt werden? Rinden⸗ 
beſchädigungen am oberen Siammteil beim Fallen, 
am Wurzellauf beim Rücken. , 


Freunde der natürlichen Verjüngung 
werden erwidern: Klötze ſchneiden — aber koſt⸗ 
ſpieligere Abfuhr und größere Abnutzung der Wege; 
mehr Schichenutzholz und Grubenholz — aber 
größere Werbungskoſten; mehr Schonung der 
Altholzbeſtände — aber die Rotfäule in den über⸗ 
ſtändigen Prachtbeſtänden. 

Des Weiteren fordert die natürliche 
Verjüngung: Mehr Angriffspunkte und kleinere 
Schläge — aber die große Beunruhigung des 
Reviers; Beginn der Vorbereitungsſchläge in 
Form viel ſtärkerer Durchforſtungen in zapfen⸗ 
tragenden mannbaren Stangenhölzern, — aber 
die Vorſchriften des Wirtichafisplanes; Anlage 
keilförmicer durchforſtungsweiſer Eingriffe von 
N und NO und die Durchbrechung jo gelegener 
Mäntel, — aber die Windbrüche bei den gefährlichen 
NO-Böen; Verbindung der Windbruchneſter durch 
Anflugſchneiſen — aber der nachfolgende Schmelen⸗ 
wuchs überwuchert den zarten Anflug; Aufhieb 
der Unterabieilungsgrenzen durch 2 bis 3 m 
breite Anflugſchneiſen — bedenklich aber ſind die 
dadurch eniſtehenden Windſchlote; Nachhiebe bei 
eingetrelenem Anflug — aber ein Spätfroſt oder 
drei Tage Dürre und aller Anflug iſt rot; Abwarten 
bis der Anflug wurzelreif im Mineralboden ſitzt 
— aber plötzlich iſt es nicht mehr da. 

Die natürliche Verjüngung begünſtigt: 
Erſparnis an Kullurkoſten — aber ohne Boden⸗ 
verwundung mit der Hand oder mit der ſehr koſt⸗ 
ſpieligen däniſchen Rollegge kein durchſchlagender 
Erfolg; Vermeidung des Zuwachsverluſtes durch 
die Schlagruhe und der Wucheſtockung friſch ge⸗ 
pflanzier vier⸗ bis fünfjähriger Fichten — aber 
deſto größerer gegenjeitiger Antrieb in den ge⸗ 
ſchloſſenen Fichtendickungen bis zum Kulminations⸗ 
punkl; Mehrung des Zuchwachſes durch größere 
Lichſttellung von der erſten Plenterung an — kann 
durch die moderne Durchforſtung auch erreicht 
werden; Vererbung der Bodenkraft, die im 
Beſtande aufgeſpeichert wird auf die Pflanzen, 
anftatt bei Kahlhieb und dreijähriger Schlagruhe 
auf den üppig eintretenden Graswuchs — Gras⸗ 
nutzung wird jetzt teuer bezahlt und die Boden⸗ 
kräfte ſammeln ſich vom Beginn des Beſtandes⸗ 
ſchluſſes wieder an; Erhaltung der Buchenei⸗ 
miſchung bis zu einem gewiſſen Grade durch die 
Licheſchlagſtellung — kann aber durch Pflanzung von 
Horſten im Beſtande und einzeln an Schneiſen 
und Wegen auch erreicht werden; Erhöhung des 
Maſſenvorrates durch beſſere Ausnutzung von 
Licht, Luft und Schatten in den zukünftigen un⸗ 
gleichaltrigen Beſtänden aber die größere 
Aeſtigkeit der Stammformen. 

Wer ſchwediſche und ruſſiſche Urwälder geſehen 
und wahrgenommen hat, daß große Flächen durch 
ein Samenjahr lückenlos eniftanden ſind, wer die 
Pracht und den Segen ſolcher Wälder hat auf ſich 
wirken laſſen, der wird zwar alle die aufgeführten 
Bedenken beachten, ſich von ihnen warnen laſſen, 
aber doch naturverjüngungsfreundlich den Zu⸗ 
kunftswald in aller Stille vorbereiten. 

Der Wirtſchaftsplan läßt Bewegungsfreiheit 
genug. Zunächſt haben wir in der Abtriebsnutzung 


72 ha Plenlerſchläge I, 39 ha Plenterſchläge II, 
42 ha Räumungsſchläge, in welchen die nalürliche 
Verjüngung bereits wirkt. Dazu kommen die 
Plenterdurchforſtungen des Jahres 1919 in Be⸗ 
ſtänden der 3 Aliersklaſſen aufwärts mit 29 ha, 
1920 mit 60 ha, 1921 mit 66 ha. So ſind dies zu⸗ 
ſammen 308 ha Fichlenbeftande in Samienſchlag⸗ 
ſtellung, welche auf ein reichliches Samenjahr 
warten, ohne daß die Vorſchriften des Wirtſchafis⸗ 
planes un erbrochen werden. 

Die jugendlichen und geſchloſſenen Stangen⸗ 
arten dritter Allersklaſſe bie en die beſte und felıene 
Gelegenheit, die Fichtenbeſamung ohne Gefahr 
der Vergraſung vorzubereiien. In den älteren 
Beſtänden ſchlägt man ja grundſätzlich erſt, wenn 
das Ausſehen des Anflugs darauf drängt. Denn 
jeder zu viel geſchlagene Stamm hinterläßt gleich 
die Möglichkeit zu Gras und Unkrautwuchs bzw. 
zu Moospolſtern, alſo feindliche Gewächſe, die den 
Fichtenanflug verhindern. Allenfalls verträgt ſich 
der Fichtenſämling mit Sauerklee und den friſchen 
Aſtmooſen, und je mehr Rohdecke auf dem Mineral⸗ 
boden liegt, um ſo mehr Feuchtigkeit iſt zum 
Keimen und Anwachſen des Fichtenſaͤmlings not⸗ 
wendig. Deshalb iſt es gut, wenn der Boden 
verwundet, Süd⸗ und Weſtlagen vor dem Samen⸗ 
abfall mit der Rollegge bearbeitet, die herab⸗ 
fallenden Samen alſo vorbereitet aufnehmen. 
Auch begraſte Flächen habe ich in Buchenſamen⸗ 
jahren mit dem däniſchen Inſtrumenl fo vor⸗ 
bereiten können, daß im nachſten Jahr der Buchen⸗ 
aufſchlag dicht und maſſenhaft daſtand, ſo hoffe 
ich auch die ungünſtigſten Böden der "Sid, ert: 
beſtände unter die Gewalt zu bekommen. Auf 
dieſe Weiſe wird es möglich ſein, Bot der jetzigen 
Plen erſaumverjüngungen, alſo Anfangserfolge, 
Flächen⸗ und Maſſenanflug zu erziehen, welche 
imſtande ſind, von der Kahlſchlagwiriſchaft den 
Übergang zur natürlichen Ve.jungung zu ermög— 
lichen. Gelingt die Naturverjüngung von den 
Beſtänden dritter Altersklaſſen, und Beweiſe davon 
haben wir auch für die ungünſtigſten Lagen auf 
Steilhängen in der Nachbarſchaft, dann wird es 
in der Hand zukünfriger Wirtſchafter liegen, das 
Beſtandesbild zu geſtalten. Läßt er das Oberholz 
ſo lange als möglich ſtehen und den Aufwuchs in 
die Mutterbäume hineinwachſen, ſo paßt das 
Beſtandesbild in den Rahmen des doppelhiebigen 
Hochwaldes, und in dieſem berechnet ſich der 
Zuchwachs und die Holzmaſſenerzeugung zu 
idealſter Höhe. Wir erreichen aber neben höchſter 
Holzerzeugung auch vollkommenſte Schönheit 

Wenn wir uns nochmals einen Überblick über 
die Überführung zur Naturverjüngung machen, 
ſo ſtehen 

Ende 1921 308 ha des Reviers 

1931 100 „ dazu 

1941 150 bis 175 ha „ 

1951 150 „ 190 „ „ 

1961 150 „ 187 „ „ 

1961 alſo 858 bis 9:0 ha 
in natürlicher Verjüngung. In der zweiten Hälfte 
dieſes Jahrhunderts ſtände dann das Revier unter 
dem Zeichen der natürlichen Verjüngung und 
hat den Kahlſchlag überwunden. Aber noch zwei 
Jahrzehnte müſſen wir vorausſichtlich nach dem 
Wirtſchaftsplan der Gegenwart arbei en, und fo 
lange bleiben ſein Syſtem und ſeine goldene 
Ordnung unberührt. Das Ziel aber iſt Urwald⸗ 
herrlichkeit. 


—— ET —— 
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Nochmals der Holzverabfolgezettel. 


Von Gräfl. Oberförſter Bellmann in Rothen⸗Clempenow. Kr. Randow. 


Wiederholt haben Erörterungen ſtattgefunden, 
ob man den Holzzettel in der Hand des Käufers 
oder des Förſters laſſen ſollte. Ein Teil ſprach ſich 
dafür aus, man ſolle den Holzzettel dem Käufer 
überlajjen. Das entſpricht zweifellos dem Handels⸗ 
brauch oder, wie ſich der Holzhandel „geſchmackvoll“ 
auszudrücken pflegt, der „Handelsuſance“, denn 
jeder Käufer kann mit Recht eine Quittung ver⸗ 
langen. Ein anderer Teil wollte es bei dem bis⸗ 
herigen vielfach unbeliebten Verfahren laſſen, 
wonach der Holzzettel dem Schrank des Förſters 
als Beleg überantwortet wird. 

Die Beſprechung könnte hierüber geſchloſſen 
werden, wenn es nicht noch einen Weg gäbe, 
beiden Teilen gerecht zu werden, nämlich einen Holz⸗ 
zettel dem Förſter zur Kontrolle und einen andern 
dem Käufer als Ausweis zuzuſtellen. Hierfür unter⸗ 
ſcheide ich: 

1. Das Durchſchreibeverfahren. Die 
Holzzettel liegen doppelt und werden mittels Blau⸗ 
bogen durchgeſchrieben, ſo daß ein Schreibfehler 


über 25 4 10 
in Höhe der Gebühr auf die 


gebührenfrei gutgeſchrieben. 
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Eine 


Ich nahm eine Zahlkarte und ließ die Rückſeite der 
Abſchnitte wie vorſtehend bedrucken. Die Vorderſeite 
erhielt als Firma den Namen der Oberförſterci. 

Der Poſteinlieferungsſchein dient dem Käufer 
als Holzzettel. Er bleibt in der Hand des Käufers. 
Der linke Abſchnitt, der dem Poſtſcheckkunden 
vom Poſtſcheckamt zugeſtellt wird, dient als Holz⸗ 
zettel für den Förſter. Hierbei will ich die Frage 
offen laſſen, ob es überhaupt notwendig iſt, daß 
der Förſter einen Holzzettel in die Hand bekommt. 
Ich halte es für überflüſſig und bin der Meinung, 
daß es viel wichtiger iſt, von einer Schreibhilfe 
auf der Auktion gleich alle Käufer in die Nummer⸗ 
bücher der Förſter einzutragen. 

Das Material muß auf den beiden Abſchnitten 
ſchon auf der Oberförſterei vor der Verſteigerung 
eingetragen werden, was auch ohne Bedenken 
geſch ehen kann, da es bei den heutigen Abſatz⸗ 
verhältniſſen wohl kaum vorkommt, daß ein Los 
unverkauft bleibt. Die Vergleichung des linken 
und rechten Abſchnittes bezüglich des Materials 
erfolgt ebenfalls vor dem Ausgebote. Der Schreib⸗ 
gehilfe hat nach dem Zuſchlage nur Geldbetrag 
und Namen des Käufers auf der Vorderſeite des 
linken Abſchnittes einzutragen, die Ausfüllung 
der übrigen Zahlkarte iſt Sache des Käufers. Die 
Poſt ſorgt ſicher dafür, daß alle drei Teile der Zahl⸗ 
karte im Geldbetrag gleichlautend ſind. 

Dies Verfahren hat folgende Vorteile: 

1. Der Käufer braucht auf den Verſteigerungen 


1. Auf Zahlkarte können Beträge in unbeſchränkter 

gezahlt werden. Die Gebühr beträat bis 25 - A 
O.. Der Einlieferer hat eine Freimarke 
Zahlkarte zu kleben. 
Empfänger (Poſtſcheckkunden) wird der Betrag der Zahlkarte 


2. Die Zahlkarte iſt in allen drei Teilen auszufüllen. 
Kontonummer iſt beſonders deutlich zu Schreiben. 


d Zur Nachricht. 

Der Holzkäufer iſt verpflichtet, die Zahlkarte auf der 
Vorderſeite — ſoweit noch nicht geſchehen — ſelbſt auszu⸗ 
füllen und den Geldbetrag binnen emer Woche auf einer 
Poſtanſtalt des Deutſchen Reiches einzuzahlen. 

Bezahlung auf andere Weiſe iſt ausgeſchloſſen. 
Der Poſteinlieferungsſchem dient als Holzverabfolgezettel. 


bei dem zweiten Zettel unmöglich iſt. Das erſte 
Stück erhält der Förſter von der Auktion weg direkt, 
das zweite bleibt nach Bezahlung dauernd demKäufer. 
Auf der Rückſeite des durchgeſchriebenen Stückes 
muß außer den üblichen Strafbeſtimmungen noch 
der Satz hinzugefügt werden: „Der Fuhrmann 
hat dieſen Zettel bei der Abfuhr ſtets bei ſich zu 
führen und auf Verlangen den Forſt⸗ und Polizei⸗ 
beamten offen vorzuzeigen. Bei großen Loſen 
hat der Käufer ſeinem Fuhrmann einen Teilzettel 
mit Firmenſtempel und Unterſchrift als Ausweis 
mitzugeben.“ Im übrigen bleibt die alte Methode 
bezüglich des Einziehens der Kaufgelder unver⸗ 
ändert.“ 

Dieſes Verfahren iſt in der mir unterſtellten 
Oberförſterei zwei Jahre lang in Brauch geweſen. 
Inzwiſchen wurde für die Oberförſterei ein Poſt⸗ 
ſcheckkonto angelegt, und ich trat dem Gedanken 
näher, dieſes der Holzzettelfrage nutzbar zu machen, 
und kam dabei auf: 

2. Den Poſtſcheckholzzettel. 


Poſteinlieferungsſchein 
(nicht zu Mitteilungen für den 


Höhe ein⸗ 
er Di Empfanger zu benutzen). 
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niemals zu warten, bis er vom Gelderheber ab- 
gefertigt wird. Das Gedränge ſolcher Käufer 
um den Tiſch des Rendanten wird vermieden. 
Nach Abſchluß jeder Seite der Verkaufsverhandlung 
werden die Zahlen verglichen und die Zahlkarten 
den Käufern ausgehändigt. Dieſe können dann 
den Verkaufsraum verlaſſen und auf einer beliebigen 
Poſtanſtalt ihr Holz bezahlen. 

2. Geld wird nicht einkaſſiert. Bei den heutigen 
unſicheren Verhältniſſen iſt es nicht angenehm, am 
Schluſſe einer Verſteigerung etwa 100 000 % bar 
im Hauſe zu haben. Beim Poſtſcheckholzzettel 
fällt dieſe Unannehmlichkeit von ſelbſt fort. 

3. Jeder Käufer erhält eine amtliche poſtaliſche 
Quittung über den gezahlten Betrag. 

4. Ebenſo erhält der Verkäufer eine poſtaliſche 
Quittung. Letzteres halte ich in Privatrevieren für 
außerordentlich wichtig. Jeder im Privatdienſt 
ſtehende Forſtbeamte weiß, wie leicht der Forſt⸗ 
verwalter, der gleichzeitig Rendant iſt, in den Ver⸗ 
dacht kommen kann, daß es bei ihm nicht reell zu⸗ 
geht. Da beſonders bei den Holzverkäufern auch 
nur der Schein eines Verdachtes für die Stellung 
des Beamten ein Unding iſt, halte ich gerade den 
Poſtſcheckverkehr für die Privatforſten für ſehr 
wichtig. Es kommt nun nicht mehr vor, daß der 
„Forſtverwalter⸗Rendant“ auch nur einen einzigen 
Poſten Bargeld annimmt. Alles iſt durch Poſt⸗ 
ſcheck zu bezahlen. Die geringen Zahlkartengebühren 
fallen dabei nicht ins Gewicht. 
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5. Der Förſter kann jederzeit jeden Fuhrmann das doppelte Eintragen des Materials empfunden. 


kontrollieren, ob er rechtmäßig abfährt. 

Wie war es doch früher? 

Der Käufer hatte den Zettel vor der Abfuhr 
an den Förſter abzugeben. Traf der Förſter einen 
Käufer bei der Abfuhr von Holz, bei dem im 
Nummerbuch des Förſters der fragliche Holzzettel 
noch nicht eingetragen war, ſo erhielt er oft zur 
Antwort: „Den Zettel habe ich heute früh bei 
Ihnen abgegeben“. Der Förſter war alſo im 
Zweifel darüber, ob der Mann abfahren darf oder 
nicht. Oder wenn gar der unglückſelige Fuhrmann 
Holz aus der Nachbarförſterei abfuhr, da ſtand 
der Förſter vollends vor einem unlösbaren Rätſel. 


Nach den vorgeſchlagenen Methoden ſoll der 
Fuhrmann den Zettel bei der Abfuhr bei ſich führen. 
Trifft alſo ein Förſter einen Fuhrmann im Walde 
oder auf der Landſtraße, ſo kann ohne weiteres 
geprüft werden, ob die Abfuhr berechtigt iſt. Aus 
welcher Förſterei das Holz ſtammt, iſt dann gleich⸗ 
gültig. 

Wenn dieſes Verfahren allgemein, beſonders 
in den Staatsforſten. eingeführt würde, hätten 
auch die Polizeibeamten und Landjäger jederzeit 
die Möglichkeit, die Holzabfuhr zu kontrollieren; 
die allgemeine Sicherheit im Holzabfuhrgeſchäft 
würde raſch zunehmen. 

Als Nachteil des Zahlkartenholzzettels wird 
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Es wird aber nicht zu umgehen ſein. 

Bezüglich des Aufdrucks auf der Zahlkarte will 
ich ſchließlich im Vergleich zu den alten Holz⸗ 
verabfolgezetteln noch folgende Punkte erwähnen. 
Der Name der Oberförſterei ſteht auf der Vorder⸗ 
ſeite. Auf der Rückſeite des Poſteinlieferungs⸗ 
ſcheines habe ich Namen und Wohnort des Käufers 
fortgelaſſen, weil ich beide nicht für abſolut not⸗ 
wendig halte, denn bei der Abfuhr gibt der Käufer 
den auf ſeinen Namen lautenden Zettel doch einem 
Fuhrmann andern Namens. Die Unterſchrift 
des Oberförſters iſt unnütze Arbeit und kann ohne 
weileres fortbleiben. 

Der Poſtſcheckzettel iſt bei mir ſeit drei Jahren 
in Gebrauch. Ich ſelbſt bin ſehr befriedigt, auch 
alle mir bekannten Holzhändler und ſonſtigen 
Ho'zkäufer find ſehr zufrieden, da die Zahlkarte ihnen 
in jeder Weiſe Erleichterungen bietet. 

Erwähnen möchte ich nur noch, daß Zettel 
über Forſtnebennutzungen in analoger Weiſe ge⸗ 
druckt werden; das Verfahren iſt das gleiche wie 
bei den Poſtſcheckholzzetteln. 

Das Deutſche Poſtſcheckamt zahlt leider keine 
Zinſen. Es iſt daher notwendig, möͤglichſt kleine 
Summen auf dem Konto zu belaſſen. Es läßt ſich 
das ſehr leicht bewerkſtelligen, indem man dem 
Bankkonto des Waldbejigers die überſchüſſigen 
Beträge überweiſt. 


Das Waffengebrauchsrecht der Bayeriſchen Forit- und 
Jagdbeamten. 


Am 20. September 1920 hat das Geſamt⸗ 
miniſterium des Freiſtaates Bayern eine Ver⸗ 
ordnung über Waffengebrauch und Feſtnahmerecht 
des Forſt⸗ und Jagdperſonals erlaſſen, die hier 
im Wortlaut angeführt werden foll, weil fie zeigt, 
daß in Bayern die Verhältniſſe der heutigen Zeit 
von richtigen Geſichtspunkten betrachtet werden 
und deshalb auch nicht ſo gezögert wird, die zur 
Bekämpfung des Forſtdiebſtahls und der Wild⸗ 
dieberei ſowie auch zum Schutze des Lebens der 
Beamten geeigneten Maßregeln zu ergreifen. 

Die Verordnung beſtimmt: 

L Die im Forſt⸗ und Jagddienſte ver⸗ 
wendeten Beamten und Angeſtellten des Staates, 
der Gemeinden, Stiftungen und Körperſchaften 
ſowie von Privatperſonen, die entweder einen 
Dienſteid geleiſtet haben oder auf Grund der 
geſetzlichen Vorſchriften als Forſt⸗ oder Jagd⸗ 
ſchutzbedienſtete eidlich verpflichtet ſind, ſind 
befugt, in Ausübung ihres Dienſtes zum Schutze 
der Forſten und Jagden gegen Perſonen, die 
ſie in ihrem Dienſtbezirke bei einer Zuwider⸗ 
handlung gegen die Forſt⸗ und Jagdgeſetze 
oder gegen die auf Grund dieſer Geſetze er⸗ 
laſſenen polizeilichen Vorſchriften auf friſcher Tat 
oder unter Umſtänden betreffen, die den Ver⸗ 
dacht einer ſolchen, ſei es verübten, ſei es beab⸗ 
ſichtigten, Zuwiderhandlung begründen, von 
ihren Waffen Gebrauch zu machen: 

1. wenn ſie bei ihrer Dienſtleiſtung an⸗ 
gegriffen oder mit einem Angriff gefährlich 
bedroht werden oder wenn ihnen durch Tät⸗ 
lichkeit oder gefährliche Drohung Widerſtand 
geleiſtet wird — um den Angriff abzuwehren 
oder den Widerſtand zu brechen, 

2. wenn ſie bei einer ſolchen Dienſtleiſtung 
zur Ablegung der Waffen oder anderer zum 
Angriff oder Widerſtand geeigneter Werkzeuge 


auffordern und der Aufforderung nicht ſofort 
Folge geleiſtet wird oder die abgelegten Waffen 
oder Werkzeuge wieder aufgenommen werden 

— um den Gehorſam zu erzwingen, 

3. wenn nach einer vorläufigen Feſtnahme 
der Feſtgenommene entſpringt oder auch nur 
den Verſuch dazu macht — um die Flucht zu 
verhindern. 

II. Der Waffengebrauch darf nicht weiter 
ausgedehnt werden, als zur Erreichung des 
hiernach erlaubten Zweckes erforderlich iſt. 

III. Von einer Schußwaffe darf nur 
Gebrauch gemacht werden, wenn ein Angriff 
oder ein Widerſtand mit Waffen, Axten, 
Knütteln oder anderen gefährlichen Werkzeugen 
oder von mehreren Perſonen gemeinſchaftlich 
unternommen oder angedroht wird, oder wenn 
die anderen Waffen unzureichend erſcheinen. 
Der unmittelbaren Androhung eines Angriffs 
iſt es gleich zu achten, wenn der Betroffene die 
Waffen oder Werkzeuge auf Anruf nicht ſofort 
ablegt oder wieder aufnimmt. Von der Schuß⸗ 
waffe iſt mit möglichſter Schonung Gebrauch 
zu machen. 

IV. Wenn irgend möglich, hat dem 
Waffengebrauch ſeine ausdrückliche An⸗ 
drohung vorauszugehen. 

Auf den erſten Blick läßt ſich erkennen, daß das 
Waffengebrauchsrecht, das hier eingeräumt wird, 
weſentlich über das hinausgeht, welches das preu⸗ 
ßiſche Geſetz vom 31. März 1837 gewährt und ſich 
ſogar noch auf die Beamten beſchränkt, die auf 
Lebenszeit angeſtellt ſind oder die Rechte der auf 
Lebenszeit Angeſtellten haben. 

In der Bayeriſchen Verordnung werden den 
„Beamten“ „Privatperſonen“ gleigpgeitellt, wenn 
ſie einen Dienſteid geleiſtet haben oder eidlich 
verpflichtet ſind, d. h. mit anderen Worten, wenn 
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fie im Privatdienſte 
Funktionen betraut 

In Bayern haben die zur Ausübung der Jagd 
berechtigen Grundeigentümer und Jagdpächter 
die Befugnis, für die Jagdausübung eigene 
„gelernte Jäger“ anzuſtellen. Das ſind ſolche 
Perſönlichkeiten, die ſich nach den beſtehenden 
Vorſchriflen darüber ausweiſen können, daß ſie 
genügende theoretiſche und praktiſche Kenntniſſe zur 
ſelbſtändigen Ausübung der Jagd beſitzen. Sie 
ind der Diſtriklspolizeibehörde anzuzeigen, die 
ſie zu beſtätigen und eidlich zu verpflichten hat, 
wodurch ſie die Eigenſchaft eines öffentlichen 
Jagdſchutzbeamten erhalten. Soll ihnen aber 
auch gleichzeitig der Forſtſchutz übertragen werden, 
was wohl in der Regel der Fall iſt, Jo hat auch 
das Amtsgericht mitzuwirken. 

Alle Forſt⸗ und Jagdbeamten ſowie das 
verpflichtete Jagdſchutzperſonal von Privat⸗ 
perſonen haben demnach durch die neue Ver⸗ 
ordnung und in den von ihr gezogenen Grenzen 
ein Recht zum Waffengebrauch erhalten, während 
in Preußen die ihnen nach ihren amtlichen Funk⸗ 
tionen gleich ſtehenden, auf das Forſtdiebſtahls⸗ 
geſetz beeidigten oder auf Grund des Feid⸗ und 
Forſtpolizeigeſetzes beſtäligten Perſonen allein 
auf Grund dieſer Tatſachen ein Recht zum Waffen⸗ 
gebrauch nicht haben. Aber nicht allein das. Wie 
hier nebenbei erwähnt ſein ſoll, ſind die erwähnten 
PBrivatangeitellien in Bayern auch Hilfsbeamte 
des Staatsanwalts, was in Preußen nicht 
der Fall iſt, und haben deshalb, was ſie erſt in den 
Stand ſetzt, die ihnen übertragenen Funklionen 
voll und ganz zu erfüllen, die Befugnis, Durch⸗ 
ſuchungen und Beſchlagnahmen im Rahmen der 
Vorſchriften der Strafprozeßordnung vorzunehmen. 

Der Waffengebrauch iſt in Bayern erlaubt 
bei Angriff oder gefährlicher Bedrohung mit 
einem ſolchen, bei Widerſtand durch Tätlichkeit 
oder gefährliche Drohung, zur Abwehr des An⸗ 
griffes oder Brechen des Widerſtandes; desgleichen 
zur Erzwingung des Gehorſams, wenn die Waffen 
oder die zum Widerſtand geeigneten Werkzeuge 
mach Aufforderung, ſie abzulegen, nicht abgelegt 
oder wenn dieſes geſchehen iſt, wieder aufgenommen 
werden. Ja, es darf auch die Flucht durch 
Waffengewalt verhindert werden, jedoch nur, 
wenn eine „vorläufige Feſtnahme“ vorher⸗ 
gegangen iſt, die dann vorliegt, wenn, wie die 
Verordnung weiter ſagt: 

„eine Perſon bei Verübung einer ſtrafbaren 

Handlung auf friſcher Tat betroffen oder ver⸗ 

folgt wird und ſie der Flucht verdächtig iſt oder 
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Das ſind die Vorausſetzungen der vorläufigen 
Feſtnahme auf Grund nés $ 127 St. F. O. 

Der Gebrauch der Schußwaffe darf nur ſtatt⸗ 
finden bei Angriff oder Widerſtand mit gefähr⸗ 
lichen Werkzeugen und wenn die Waffen oder 
Werkzeuge auf Anruf nicht abgelegt oder wieder 
aufgenommen werden. 
auch die Beſtimmung, daß die Schußwaffe an⸗ 
gewendet werden kann, „wenn die anderen Waffen 
unzureichend erſcheinen“. Das iſt eine weſentliche 
Erweiterung des Rechtes zum Waffengebrauch, 
denn ſie ermöglicht es, die Schußwaffe auch zur 
Verhinderung der Flucht nach erfolgter Feſtnahme 
zu gebrauchen, was andernfalls nicht möglich wäre. 

Wenn dieſe Verordnung mit dem preußiſchen 
Gesetz vom 31. März 1837 verglichen wird, fo 
tritt deſſen Unzulänglichkeit immer mehr in die 
Eiſcheinung, und die häufigen Beamtenmorde 
erfordern gebieteriſch, daß in Preußen endlich die 
erforderlichen Abhilfemaßnahmen getroffen weiden. 
Die erſte iſt die, daß die zu dem Waffengebrauchs⸗ 
geſetz ergangenen Miniſterial⸗Inſtruktionen, ſoweit 
ſie bis auf den heutigen Tag nicht mit dem Geſetz 
in Einklang gebracht ſind, beſeitigt werden. 

Dringend iſt die Einbringung einer Geſetzes⸗ 
vorlage, die das heutige Waffengebrauchsrecht nach 
dem Muſter der bay (den Verordnung erweitert, 
denn es iſt nicht mehr angängig, daß den zur Aus⸗ 
übung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes berufenen 
Perſönlichkeiten, die amtlichen Charakter haben, 
bei Ausübung dieſer dienftichen Funktionen der 
erforderliche Schutz gegen das Wilddiebsgeſindel 
verſagt bleibt. Deshalb muß allen auf das Forſt⸗ 
diebſtahlsgeſetz beeidigten und allen auf Grund 
des § 62 der Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes be⸗ 
ſtäligten Perſonen das Recht zum Waffengebrauch 
zu eil werden, wobei es im letzteren Falle der 
beſtätigenden Behörde zur beſonderen Pflicht 
gemacht werden muß, die Eignung des Anzuſtellen⸗ 
den einer Prüfung zu unlerziehen. 

Vollſtändig verfehlt iſt auch die beſtehende 
Verſchiedenheit der Zuſtändigkeit der Miniſterien, 
denn wir haben es erlebt, daß der Landwirtſchafts⸗ 
mimſter die Befugniſſe der Staatsforſtbeamten 
durch eine Erweilerung der Inſtruktion verſtärkte, 
der Miniſter des Innnern aber vorgezogen hat, 
viele Wochen verſtreichen zu laſſen, ehe er ſeine 
Geneigtheit zeigte, den Gemeinde⸗ und Privat⸗ 
forſtbeamten dieſelbe Gunſt zu erweiſen. Das 
ſind unhaltbare Verhältniſſe, die auf Abhilfe 
drängen. 


Ki 


Darlaments- und Vereinsberichte. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
177. Sitzung, Dienstag, 23. November 1920. 
Zweite und dritte Beratung des Geſetza⸗ 
entwurfs über eine erhöhte Anrechnung 
der von den Staatsbeamten und Volks⸗ 
ſchullehrperſonen während des SECH 
zurückgelegten Dienſtzeit — Druckſachen Nr. 

2662, 3278. 

Neumann (Magdeburg), Berichterſtatter (Soz.⸗ 
Dem.): Meine Damen und Herren! Der Geſetzentwurf 
auf Druckſache Nr. 2662 bezweckt, die Dien ſtzeit, die 
die Beamten vom 1. Auguſt 1914 bis zum 31. Dezember 
1918 im Dienſte des Staates zurückgelegt haben, 
anderthalbfach anzurechnen, und zwar mit Rückſicht 
darauf, daß den Beamten, die draußen im Feindes⸗ 
land vor dem Feinde Dienſt getan haben, dieſe Zeit 
doppelt angerechnet wird. Dafür will man den Beamten, 
die im Vaterlande unter äußerſt erſchwerten um⸗ 


ſtänden Dienſt geleiftet haben, und deren Kräfte durch 
den Dienſt ungeheuer angeſpannt worden ſind, einen 
Ausgleich bieten und ihnen dieſe Die ſtzeit bei der 
Peuſionierung anderthalbfach anreckn n. Es ent 
ſpricht der Gerechtigkeit, eine ſolche Maßnahme für die 
Beamten, die Lehrer und die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten zu treffen. 

Der Hauptausſchuß, der ſich mit dieſer Vorlage 
beſchäftigte, hat dem Geſetzentwurf einſtimmig zu⸗ 
geſtimmt. Ein gleichlautender Geſetzentnurf, der 
ſachlich und inhaltlich genau dasſelbe bietet, liegt auch 
im Reiche vor, und es würde zu Schwierigkeiten führen, 
wenn dieſelben Beſtimmungen in Preußen nicht An⸗ 
nahme fänden. Es wird alſo im Reich und in Preußen 
und jedenfalls auch in den anderen Ländern ganz 
einheitlich vorgegangen. Für die Beamtenſchaſt im 
Lande wird es beruhigend wirken, zu erfal ren, daß 
die während des Krieges zurückgelegte Dienſizeit bei 


— 
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der Zarruheſetzung anderhalbfach angerechnet werden 
foll. Darum bitte ich das Hohe Haus, dem Beſchluß 
des Hauptausſchuſſes beizupf ichten, den Geſetzentwurf 
anzunehmen und ſomit dafür zu ſorgen, daß den 
während des Krieges in der Heimat tätigen Beamten 
die Dienſtzeit vom 1. Auguſt 1914 bis zum 31. De⸗ 
zember 1918 bei der Penſionierung anderthalbfach on: 
gerechnet wird. 

Das Geſetz wird in zweiter und dritter Leſung 
unverändert angenommen. 

Erſter Vizepräſident Dr. Porſch: 

Zweite und dritte Beratung des Geſetz⸗ 

entwurfs, betreffend Einführung einer 

Altersgrenze — Druckſachen Nr. 2661, 3277. 

Wir kommen zunächſt zur zweiten Beratung. Der 
Antrag des Ausſchuſſes befindet ſich auf Druckſache 
Nr. 3277. 

Wortlaut des Antrages: 

1. den Entwurf eines Geſetzes, betreffend Einführung 
einer A tersgrenze, Druckſache Nr. 2661, gemäß 
den Ausſchußbeſchlüſſen anzunehmen, 

2. folgende Entſch ießungen anzunehmen: 

‚a) die durch die Ausführung des Geſetzes, be⸗ 
treffend Einführung einer A tersgrenze, frei⸗ 
werdenden Stellen ſind — von ganz beſonderen 
Fällen abgeſehen — Stellenanwärtern und den 
aus den abgetretenen Gebieten ſtammenden und 
auf Wartegeld geſetzten Beamten zu übertragen. 

b) die Staatsregierung wird erſucht, mit der 
Roichsregierung baldigſt wegen Einführung einer 
A tersgrenze für die Reichsbeamten entſpicchend 
den Beſchlüſſen der Preußiſchen Landes⸗ 
verſammlung in Verbindung zu treten. — — 

Es liegen noch folgende Anträge vor: 

— — 2. der Aagtrag der Abgeordneten Dominicus 
und Genoſſen, Nr. 3352. S 

Wortlaut des Antrages: 

— — 2. folgenden $ 7a einzufügen: $ 7a. Die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes können durch Orts⸗, 
(Provinzial⸗ oder anderes) Statut auch für Kommunal⸗ 
beamte in Kraft geſetzt werden. — — 

— — 6. Der Antrag der Abgeordneten Hollmann 
Meyer (Herford) und Genoſſen, Druckſache Nr. 3356. 

Wortlaut des Antrages: 

1. den $ 1 wie folgt zu faſſen: § 1. Die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten und Volksſchullehrer treten mit 
dem auf die Vollendung des 68. Lebensjahres zunächſt 
folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Geſetzes in 
den Ruheſtand. — — 

Neumann (Magdeburg), Berichterſtatter (Soz. 
Dem.): Auf Druckſache 2661 liegt dem Hauſe ein 
Geſetzentwurf vor über Einführung einer A tersgrenze 
für die Beamten beim Übertritt in den Ruheſtand. 
Dieſer Geſetzentwurf iſt für Preußen ein Novum, 
aber für außerpreußiſche Länder iſt er teilweiſe ſchon 
eingeführt, ſo in Schweden, Norwegen, Spanien, 
Ungarn, Oſte reich. Er hat fich in verſchiedenen Ländern 
durchgeſetzt und führt dort zu keinen Beſchwerden der 
Beamtenſchaft mehr. Die Einführung dieſer Alters⸗ 
grenze wird von der Staatsregierung unter dem 
Geſichtswinkel geplant, daß die teilweiſe durch den 
Krieg ſtark überalterte Beamtenſchaft in allen Graden 
von ihrem Amt entbunden werden muß, damit wieder 
die jüngeren Anwärter hineinkommen und in die 
Stellen Beamte hineingelangen, die den hohen An⸗ 
forderungen, die heute an den Dienſt geſtellt werden, 
im vollſten Maße entſprechen. Alſo das Geſetz bezweckt, 
einer Überalterung der Beamtenſchaft vorzubeugen 
und A iſtellungsmöglichkeiten für einen Teil der Stellen⸗ 
anwärter zu ſchaffen und friſche Kräfte in den Beamten⸗ 
29 per hineinzuführen. Der Krieg mit feinen Folge⸗ 
erſcheinungen hat einen großen Teil der älteren Be⸗ 
amten veranlaßt, weit über ihre Kräfte hinaus ſich 
noch in den Dienſt des Staates zu ſtellen. Die wirt⸗ 
ſchaftliche Notlage, die ſich infolge des Krieges für 
weite Kreiſe, und ganz beſonders für die Beamten⸗ 
ſchaft, ergeben, hat auch dieſe Beamten dazu geführt, 
daß fie lange nach Überſchreitung der normalen Alters⸗ 
grenze auch heute noch Dienſt tun. — — 

Meine Damen und Herren, nach der Erreichung 
des 65. Lebensjahres können die unmittelbaren Staats⸗ 
Beamten bis heute, ohne daß ſie den Nachweis der 


Invalidität zu führen brauchen, 
übertreten. — — 

Meine Damen und Herren, die A' tersgrenze iſt 
nicht für alle Beamten gleichmäßig eingeführt. Für 
alle unmittelbaren Staatsbeamten iſt nach dem Geſetz⸗ 
entwurf das 65. Jahr als das anzuſehen, nach dem 
die Beamten automatiſch in den Ruheſtand treten 
müſſen, und zwar mit dem nächſtfolgenden 1. April oder 
dem 1. Oktober nach Erreichung der Altersgrenze. — — 

Meine Damen und Herren, dieſes Geſetz iſt im 
Intereſſe der Beamtenſchaft notwendig, und weite 
Beamtenkreiſe, die größeren Verbände, der Juſliz⸗ 
beamtenbund, der Deutſche Beamtenbund ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß dieſes Geſetz unbedingt verab- 
ſchiedet werden muß, da es nicht nur für die An⸗ 
wärter, ſondern auch für andere Kreiſe notwendig iſt. 
Zum Beiſpiel muß der Staatsregierung Gelegenheit 
gegeben werden, daß fie auch einmal Kräfte, die ſich 
außerhalb der Beamtenſchaft emporgearbeitet haben, 
in Stellen einrücken laſſen kann. Das wird durch 
dieſes Geſetz ermöglicht. Es liegt kein politiſcher Grun. d 
vor, ſondern nur die Intereſſen der Beamtenſchaft. 

Ein Teil der Beamten hat Bittſchriften gegen das 
Geſetz eingereicht. Die Begründung dieſer Bit ſchriſt n 
ſind zum Teil beachtlich. Beſonders die ä teren Be⸗ 
amten weiſen darauf hin, daß ſie durch die Folge⸗ 
erſcheinungen des Krieges gezwungen ſind, Kinder zu 
ernähren und die Ausbildung der Kinder weiter zu 
fördern. Das könnten ſie nicht mehr, wenn ſie in 
den Ruheſtand übergehen müßten. Dieſer Grund fä lt 
eigentlich fort, wenn jetzt im Reich beſchloſſen wird, 
daß die Kinderzulagen bedeutend erhöht warden; denn 
das gilt ſelbſtverſtändlich auch für die Beamten im 
Ruheſtande. — — 

Wenn man das Geſetz unter dieſem Geſichtspunkte 
betrachtet, ſo wird man finden, daß es für die Be⸗ 
amten ein notwendiger Fortſchritt ıft und ebenſo not⸗ 
wendig für den Staat; denn tatſächlich machen ſich 
jetzt an die Beamten in verantwortlicher Stellung un⸗ 
geheuer ſtarke Anſprüche geltend. Es gilt das von all n 
Beamten, ob fie ſich in Verwaltungsſtellen oder Io fe 
wo befinden. Wir ſind der Meinung, daß ſie nach 
Erreichung des 65. Lebensjahres, von Ausnahmen ab⸗ 
geſehen, im allgemeinen nicht mehr in der Lage fein 
werden, dun hohen Anforderungen vollſtändig zu ge⸗ 
nügen. Darum bittet der Ausſchuß das Hohe Haus 
um Annahme des Geſetzentwurfs mit den Abände⸗ 
rungen, die er getroffen hat, und zwar bittet er, dem 
s 1 folgenden Wortlaut zu geben: 

Unmittelbare Staatsbeamte, ſoweit ſie nicht richter⸗ 

liche Beamte oder Lehrer an den wiſſenſchaſt ichen 

Hochſchulen ſind, und Volksſchullehrer treten mit 

dem auf die Vollendung des 65. Lebensjahres zu⸗ 
nächſt folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft 

Geſetzes in den Ruheſtand. — — 

Folgende Entſchließungen, die der Ausſchuß an⸗ 
genommen hat, bitten wir ebenfalls anzunehmen. 
Sie lauten: 

a) die durch die Ausführung des Geſetzes, betreffend 
Einführung einer A kersgrenze, freiwerdenden 
Stellen find — von ganz beſonderen Fä len ab⸗ 
geſehen — Stellenanwärtern und den aus den ab⸗ 
getretenen Gebieten ſtammenden und auf Warte⸗ 
geld geſetzten Beamten zu übertragen. — — 
Weisſermel, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): Meine 

Damen und Herren, namens meiner po'itiſchen Sreundbe 

bitte ich Sie, den Geſetzentwurf noch einmal in die 

Kommiſſion zurückzuverweiſen. — — 

Es ſind uns nachträglich, nachdem das Geſetz in 
der Kommiſſion erledigt war, noch Eingaben von 
Beamten zugegangen, welche darauf hinweiſen, daß 
dieſe Zwangspenſionierung in ſo kurzer Zcit jetzt eine 
außerordentliche Härte bedeutet. Es wird zum Beifpiel 
die Penſion berechnet nach dem Durchſchnitt des 
Ortszuſchlages, des ehemaligen Wohnungsgeldes. Die 
Beamten ſind aber nicht in der Lage, ihren Wohnſitz 
wechſeln zu können, und fie bitten deskalb, daß die 
Ortszuſchläge berechnet werden ſollen nach den Orten, 
in denen ſie jetzt wohnen, nicht nach dem Durchſchnitt, 
ſowie daß die Ausgleichszulage in voller Höhe ge⸗ 
währt wird. — — 


in den Ruheftand 
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„Die Beratung des Geſetzentwurfs wird auf morgen 
vertagt. 
Erſter Vizepräſident Dr. Porſch: 
Zweite Beratung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1920, und 
zwar 


a) Juſtizverwaltung (Fortſetzung). 


Dr. Berndt (Stettin), Abgeordneter (D.⸗Dem.): 
— — Auch das materielle Strafrecht bedarf einer 
gründlichen A. derung. Die Stlafe ſoll in e ſter Linie 
ein Schutz der Geſeilſchaft ſein gegen das gewerbs⸗ 
und gewohnheitsmäßige Verbrechertum, und das iſt 
in uni rer Zeit bei dem Überhandnehmen des Ver⸗ 
bhrechertums mehr denn je notwendig. Sie ſoll aber 
auch ein Erziehungs⸗ und Beſſerungsmittel ſein für 
jolche Verbrecher, die für die Geſellſchaft noch nicht 
verloren ſind. Das Strafrecht muß ſo geſtaltet werden, 
daß der Richter individualiſieren und jedem einzen n 
Fall gerecht werden kann. Die einzelnen Tatbeſtände 
unſeres Strafrechts und die einzelnen Strafandrohungen 
befinden ſich vielfach nicht mehr im Eink ang mit den 
Bedürfniſſen und dem Rechtsbewußtſein der Gegen⸗ 
wart. — — Dem freien Ermeſſen des Richters muß 


ein möglichſt weiter Spielraum gelaſſen werden, da⸗ 
mit er jeder einzelnen Tat und der Individualität 
jedes einzelnen Täters im vollen Maße gerecht werden 
kann. Wir haben hier in Preußen ein typiſches Beiſpiel 
einer ſolchen guten Geſetzgebung“) in der Novelle 
zum Forſtdiebſtahlsgeſetz; hier iſt der Strafrahmen 
ſo weit gezogen worden, daß der Richter in die Lage 
verſetzt iſt, jedem einzelnen Falle gerecht zu werden. 
gehe aber noch weiter: ich bin der Meinung, daß 
der Richter das Recht haben muß, in beſonders milde 
liegenden Fällen unter Umſtänden überhaupt Straf⸗ 
loſigkeit eintreten zu laſſen. Das iſt notwendig mit 
Rückſicht auf gewiſſe Fälle, in denen es dem Rechts⸗ 
empfinden auch des Richters widerſpricht, trotzdem 
formell das Strafgeſetz verletzt iſt, überhaupt eine 
Strafe auszuſprechen. Das beſte Strafrecht iſt das⸗ 
jenige, das dem Richter möglichſt weiten Spielraum 
in der Beurteilung des einzelnen Falles überläßt, 
und jo muß das Strafrecht der Zukunft in Deutſchland 
geſtaltet werden.“) — — 


) Das bleibt doch noch abzuwarten. 
Die Schriftleitung. 
) Das wollen wir nicht hoffen, ſoweit Forſt⸗ und Wild⸗ 


diebſtahl in Frage kommen. Die Schriftleitung. 


TEE —ů— 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


„ 


Wird ein privatrechtliches Auftragsverhältnis 
durch Zuziehung von Hilfsperſonen ſeitens 
des in Ausübung ſeines Amtes tätigen Polizei⸗ 
verwalters bei Rettungsarbeiten anläßlich 
eines Brandes begründet? 


. Inwieweit iſt ein Schaden, den ein Beauf- 
tragter bei Ausführung eines Auftrags durch 
körperliche Beſchädigung erleidet, den zum 
Zwecke der Ausführung des Auftrags ge⸗ 
machten Aufwendungen zuzurechnen? 
Entſcheidung des Reichsgerichts VI. Zivil ſenat vom 26. Fe⸗ 

bruar 1920 VI 9120.) 

Der vom Bürgermeiſter zu Rettungsarbeiten 
aufgeforderte Kläger hat bei dem Brande eines 
Hauſes eine ſchwere Körperverletzung erlitten. 
Seine Klage richtet ſich gegen die Gemeinde, die 
ihm aus dem Auftragsverhältnis zur Erſatzleiſtung 
verpflichtet ſein ſoll. 

Das Landgericht hat in der Aufforderung des 
Bürgermeiſters, Hilfe zu leiſten, ein privatrecht⸗ 
liches Auftragsverhältnis als gegeben angeſehen. 
Wenn der dem Kläger entſtandene Schaden auch 
feine Aufwendung im Sinne des $ 670 B. G. B. 
ſei, ſo müſſe doch nach Treu und Glauben eine 
ſtillſchweigende Vereinbarung anerkannt werden, 
daß der Schaden, welchen der Kläger bei Aus⸗ 


La 


führung feines Auftrags erleiden würde, erſetzt | Sch 


werden ſolle. 


Das Oberlandesgericht, welches die Klage 
abändernd abgewieſen hat, ſtellt ſich auf den 
Standpunkt, daß ein privatrechtliches Auftrags⸗ 
verhältnis überhaupt aus der Betrachtung aus⸗ 
ſcheiden müſſe, was wiederum das . 
nicht anerkennen kann. Es könne, wie das Reichs⸗ 
gericht annimmt, im vorliegenden Falle wohl ein 
privatrechtlich verpflichtender Auftrag angenommen 
werden, weil auch die Amtstätigkeit nicht aus⸗ 
ſchließt, daß der Beamte zur Sicherung der öffent⸗ 
lichen Ordnung und des Eigentums freie Hilfs⸗ 
kräfte durch den Abſchluß von Verträgen zuzieht. 
In dieſem Falle geſchieht die Hilfeleiſtung in Aus⸗ 
führung der übernommenen Vertragsverpflich⸗ 
tung und berechtigt und verpflichtet die von dem 
Beamten vertretene Gemeinde. Das privat⸗ 
rechtliche Auftragsverhältnis iſt mit der Aufforde⸗ 
rung und der Befolgung zuſtande gekommen, weil 


es nicht von entſcheidender Bedeutung iſt, ob 
beide Teile das Bewußtſein hatten, daß ſie ein 
Vertragsverhältnis eingingen und welchen Inhalt 
dieſes hatte. 

Wenn bei der Ausführung der aufgetragenen 
Geſchäftsbeſorgung ein Schaden erlitten wird, 
jo beſteht doch nach den Së 670 und 683 B. G. B. 
für den Geſchäftsherrn nur die Verpflichtung, 
dem Geſchäftsbeſorger die Aufwendungen zu er⸗ 
ſetzen, die er zum Zwecke der Ausführung des 
Auftrags gemacht hat, aber es iſt ſtreitig, ob hier⸗ 
unter auch Schäden fallen, die keine Aufwen⸗ 
dungen ſind. 

Das Reichsgericht hat in verſchiedenen Urteilen 
den Standpunkt eingenommen, daß zufällige 
Schäden, die der Beauftragte bei der Ausführung 
des Auftrags erleidet, keine Aufwendungen im 
Sinne des § 670 B. G. B. find und deshalb den 
Auftraggeber eine Erſatzpflicht nur dann zu treffen 
habe, wenn ihm ein Verſchulden zur Mot falle. 
Allerdings ſei eine Haftung für Schäden, ohne 
vorliegendes Verſchulden des Auftraggebers, je 
nach der beſonderen Geſtaltung des Falles doch 
denkbar. Das müſſe angenommen werden, wenn 
der Betroffene veranlaßt worden ſei, ſeine Ge⸗ 
ſundheit in öffentlichem Intereſſe in Gefahr zu 
bringen, es ſich alſo nicht um einen bloß zufälligen 
aden, ſondern um einen mit Notwendigkeit 
als möglich und wahrſcheinlich vorauszuſehenden 
Schaden handle. Dieſer früher vertretenen Rechts⸗ 
auffaſſung müſſe auch im vorliegenden Falle 
beigetreten werden. Für die Verpflichtung des 
Auftraggebers iſt nicht entſcheidend, daß die Aus⸗ 
führung der Geſchäftsbeſorgung im öffentlichen 
Intereſſe gelegen hat, „ſondern daß es ſich um 
Schäden handelt, deren Gefahr mit der Aus⸗ 
führung des Auftrags von ſelbſt verbunden war 
und als beſondere Gefahr dieſer Geſchäftsbeſor⸗ 
gung von beiden Teilen von vornherein in Rech⸗ 
nung gezogen werden mußte“. Die Entſcheidung 
hätte die gleiche ſein müſſen, wenn nicht der 
Polizeiverwalter, ſondern der Eigentümer des 
vom Brande betroffenen Hauſes den Auftrag er⸗ 
teilt hätte. 

Unter derartigen Vorausſetzungen liegt die 
„beſondere Geſtaltung“ des einzelnen Falles vor, 
welche das Reichsgericht an anderer Stelle im. 
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Auge hat. Die hierbei entſtehenden Schäden ſind 


Danach war das abweiſende Urteil des Ober⸗ 


den Aufwendungen im Sinne des $ 670 B. G. B. landesgerichts aufzuheben und die Sache zur 
gleichzuachten und vom Auftraggeber auch ohne anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an 


Verſchulden zu erſetzen. 


. 


die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Zur Beſoldungsſrage. Auf die von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten in dieſer Sache an mich er⸗ 
gangenen Anfragen ſei mir geſtattet, hier ſummariſ ch 
zu antworten: Solange der Beſoldungsaus ſchuß 
noch in Tätigkeit und die Beratungen desſelben 
nicht abgeſchloſſen, war mir jede Mitteilung über 
den Fortgang der Verhandlungen durch die Ver⸗ 
traulichkeit abgeſchnitten. Ich bitte daher, aus 
den diesbezüglichen nicht beantworteten Briefen 
teine Nachläſſigkeit oder böſen Willen konſtruieren 
zu wollen. Iſt trotzdem hie und da etwas durch⸗ 
geſickert, ſo hat das der betreffende Abgeordnete 
mit ſich ſelbſt auszumachen. — Heute nun nach 
Abſchluß und Annahme der Beſoldungsreform 
durch die Landesverſammlung, läßt ſich darüber 
folgendes ſagen: Trotz der gewaltigen Schwierig⸗ 
keiten, die Staatsförſter von Gruppe 5 nach 6 
einzuſtufen, gelang es mir, im Beſoldungsausſchuß 
doch die Mehrheit und damit auch das Fmanz⸗ 
miniſterium und die gegneriſchen anderen 
Reſſorts von der gewaltigen Emnahme⸗Einbuße 
bei Fortfall ſämtlicher Emolumente ſo zu über⸗ 
zeugen, daß die Verhandlungen über dieſen Punkt 
abgeſetzt wurden und die erneute Tagung nach 
langem Her und Hin endlich auch einem Teil 
der Förſter den Aufſtieg nach Gruppe 7 ermög⸗ 
lichte. — Das „Wieviel“ und „Wann“ erledigen 
allerdings erſt die kommenden Monate. Mag mit 
Recht der Stand ſich über dieſen Erfolg freuen 
eingedenk ſei er aber auch, daß damit für 
jetzt die Grenze des Möglichen in der Beſoldung 
erreicht iſt. Leider hat für mich auch dieſe Freude 
an ſchwer geleiſteter Arbeit inſofern noch einen 
dunklen Fleck hinterlaſſen, als es nicht gelang, 
den Revierförſter entſprechend nach Gruppe 8 
vorzuſchieben. Hier verſagte alles, und ein Blick 
in die Kommiſſion zeigte mir, daß es ſpäteren 
Zeiten vorbehalten bleiben muß, dieſes Ziel 
weiter hinauszuſchieben. Gerade der übergang 
von 6 nach 7, beſonders von Gruppe 7 nach 8 
löſte in den Vorberatungen anderer Beamten⸗ 
ſchichten ſo viele Einſprüche aus, daß das zarte 
Gebilde der Beſoldung dieſem Stoß nicht ſtand⸗ 
zuhalten in der Lage war. Noch in letzter 
Stunde hielt ich Telegramme der Revierförſter 
bedauernd in meiner Hand, die Würfel waren 
gefallen, es war zu ſpät und für dieſes Mal 
einfach nicht möglich. Wer von den Kollegen im 
Revierförſterſtande weiß, wie ſehr ich von jeher 
für einen ſtärkeren Ausbau der Revierförſter⸗ 

ellung eingetreten, und wer da weiß, daß gerade 
ie meiſten bürgerlichen Parteien ſich für dieſe 
Aufſſtiegsſtelle eingeſetzt haben, der wird mein 
Bedauern verſtehen, daß es nicht gelang, die 
nunmehrige zweite Aufſtiegsſtellung zu verbeſſern. 
Das Beſtreben des Geſamtförſterſtandes, mit 
ſeiner Spitzenſtellung in die 8. Beamtengruppe 
hineinzugelangen, bleibt aber nach wie vor ein 
ſeſt im Auge zu behaltendes Ziel. Sache der 
Forſtverwaltung wird es ſein müſſen, zurzeit 
durch Aufbeſſerung des Dienſtaufwandes die 
Revierförſterſtellung auch materiell zu ſtärken, 


wie auch in dienſtlicher Beziehung nach oben hin 
ſich manche Anderung nur bewähren dürfte. 
Hegemeiſter Neumann, M. d. L. 


CH 

* Anſtellungsverhältniſſe der preußiſchen Forſt. 
befliſſenen. Durch eine große Zahl von Blättern 
ging eine Notiz, in der u. a. behauptet wird, die 
Forſtakademien in Eberswalde und Hann.⸗Münden 
ſeien ſchlecht beſucht. Das entſpricht nicht den 
Tatſachen. Infolge der durch den Krieg ge⸗ 
ſchaffenen, allerdings vorübergehenden beſonderen 
Verhältniſſe iſt der Beſuch der beiden Akademien 
in Münden und Eberswalde zurzeit ſo ſtark wie 
niemals vorher. Die in der Notiz gleichfalls 
erwähnte Übernahme der Förſter aus den beſetzten 
Gebieten hat allerdings die Anſtellungsverhältniſſe 
im Forſtbetriebsdienſt ungünſtig beeinflußt und 
mit Rückſicht auf die ſchon beſiehende Überfülle 
in der Laufbahn zu ihrer einſtweiligen Schließung 
geführt. Mit dem Beſuch der Akademien, auf 
denen die Forſtverwaltungsbeamten herangebildet 
werden, ſteht das aber in keinem Zuſammenhang. 


S 

Die Verwaltungsakademie in Berlin hat am 
1. November d. J. ihr drittes Semeſter begonnen. 
Die Zahl der eingeſchriebenen Hörer iſt uner⸗ 
wartet hoch geworden. Sie beträgt etwa 2300 
bis 2500, ein Ergebnis, das jeden Beamten hoch 
erfreuen kann. Am 14. Oktober 1919 war in 
der alten Aula der Berliner Univerſität die feier⸗ 
liche Eröffnung des erſten planmäßig angelegten 
Beamtenb'ldungsinſtituts erfolgt, das auf dem 
Boden der Selbſthilfe deutſcher Beamtenverbände 
gegründet wurde und die Unterſtützung aller 
maßgebenden Reichs⸗, Staats⸗ und Kommunal⸗ 
behörden gefunden hat. Die Verwaltungs⸗ 
akademie iſt eine Fachhochſchule, dazu beſtimmt, 
der ſyſtematiſchen Fachausbildung der Beamten 
den hochſchulmäßigen Abſchluß zu geben. Zweck 
der Akademie ur die fachliche und allgemeine 
Fortbildung von Beamten. Namentlich bezweckt 
die Akademie: a) Beamte, die eine Hochſchul⸗ 
bildung nicht genoſſen haben, aber eine in 
praktiſcher Arbeit und Erfahrung erworbene 
Sachkenntnis beſitzen, umfaſſend fortzubilden und 
fie jo zu befähigen, den gefietgerten Anforderungen 
der Neuzeit voll gerecht zu werden, größere Auf⸗ 
gaben ſelbſtändig zu erfüllen und im Berufe auf: 
zuſteigen; b) Beamten mit Hochſchulbildung 
Gelegenheit zur Vertiefung ihrer fachwiſſenſchaft⸗ 
lichen Kenntniſſe zu bieten; c) die allgemeine, 
namentlich die ſtaatsbürgerliche, volkswirtſchaft. 
liche und ſozialpolitiſche Bildung der Beamten 
auszugeſtalten. Die Einrichtung bedeutet ganz 
ohne 1 einen Markſtein in der Entwicklung 
vor allem des preußiſchen Beamtentums. Eine 
Reihe hervorragender Gelehrten hat ſich in den 
Dienſt dieſer neuen Hochſchule geſtellt, 1200 
ordentliche Hörer und 300 Gaſthörer hatten ſich 
bei der Eröffnung angemeldet, ſo daß dem 
Unternehmen ein ſicherer Erfolg vorauszuſagen 
war. Das zweite Semeſter (Sommerſemeſter) 
zeigte rund 1000 Hörer. — Der akademiſche 
Unterricht zerfällt in allgemeine Lehrgänge 
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über Staats⸗, Rechts⸗ und Wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaften (daneben Seminare) und Technik, ferner 
Sonderlehrgänge für Finanz⸗ und Steuer⸗ 
beamte, Kommunalbeamte, Juſtizbeamte, Eiſen⸗ 
bahnbeamte, Poſt⸗ und Telegraphenbeamte, 
Sozialbeamte. Endlich werden allgemeine 
Vortragsreihen und Sprachkurſe ſowie Übungen 
in der Buchhaltungstechnik zur Förderung der 
Allgemeinbildung der Beamten veranſtaltet. Die 
Vorleſungen ſind ausnahmslos mit vollem Erfolg 
durchgeführt worden. Die Geſchäftsſtelle der 
Verwaltungsakademie befindet ſich Berlin W 8, 
Charlottenſtr. 50/51 (Geſchäftsſtunden 8,30 bis 
3,30). Die Vorleſungen finden in den Hörſälen 
der Unwerſität ſtatt. Die Akademie iſt nicht 
allein für die Berliner, ſondern auch für die 
Beamten in den Provinzen beſtimmt. Letztere 
haben Gelegenheit zur Fortbildung durch die 
von der Akademie herausgegebene Schriftenreihe, 
wenn ſie nicht zur perſönlichen Teilnahme an 
den Vorleſungen in der Lage ſind. G. 


CH 

Beſchäftigungsmöglichkeiten im ausländiſchen 
Forſidienſte werden bei der beſtehenden Überfüllung 
jür manchen Angehörigen des Forſtberufes recht 
erwünſcht ſein. Solche befinden ſich auf den 
holländiſchen Kolonien Farnen, Celebes und 
Borneo. Hier bietet ſich jungen forſtlich aus⸗ 
gebildeten Leuten Gelegenheit, bei den Arbeiten, 
die beim Fällen, Zurichten und Verladen 
des Holzes entſtehen, leitende und beauf— 
ſichtigende Stellungen einzunehmen. Bei emer 
Beſchäftigungsdauer von 5 bis 6 Jahren wird 
die Bewilligung von freier Hin- und Rückreiſe 
in Ausſicht geſtellt. Neben auskömmlicher Be⸗ 
ſoldung werden auch Tantiemen gewährt, ſo daß 
ganz gute Verdienſtmöglichkeiten beſtehen. An⸗ 
fragen um nähere Auskünfte ſind an den „Miniſter 
van Kolonien“ den Haag zu richten. Den be⸗ 
züglichen Geſuchen wären natürlich die Angaben 
über Ausbildung, Befahigung und andere Nach⸗ 
weiſe beizufügen, damit die Behörde in der 
Lage iſt, beurteilen zu können, ob bzw. für 
welche Stellung der Bewerber in Frage kommt. 

V 


Forſtwirtſchaftliches. 

Ein- und Ausfuhr von Holz. Die Einfuhr 
von Holz, die im Frieden etwa 15 Millionen 
Kubikmeter betrug, ſtockt zurzeit faſt vollſtändig. 
Diesſeits wird angeſtrebt, die Einfuhr im Inter⸗ 
elle der heimiſchen Holzinduſtrie und der Er- 
haltung des Waldes möͤglichſt zu begünſtigen. 
Antrage auf Einfuhr werden demgemäß, falls 
die Preisprüfung zu keinen Beanſtandungen 
ührt, ohne weiteres genehmigt. Die formelle 

usfertigung der Einfuhranträge erfolgt durch 
die Zentralſtelle für die Ausfuhrbewilligungen in 
der Holzinduftrie. mit Ausnahme der Anträge 
auf Einfuhr nach Oſtpreußen, die der Delegierte 
des Reichskommiſſars in Königsberg auf Grund 
der von hier zu gebenden Richtlinien vornimmt. 
Um dem Handel einen Anreiz zur Einfuhr zu 
geben, iſt den Firmen geſtattet, 50 % des ein⸗ 
geführten Rundholzes bzw. 50% des daraus her: 
arg Schnittmaterials bzw. 75% der ein- 


geführten Schwellen und Telegraphenſtangen wieder 
auszuführen. 

Die Ausfuhr iſt grundſätzlich nur 
mnerhalb der Kontingente geſtattet. Die 


folgende Zuſammenſtellung gibt einen Aberblick 
über die Höhe der Kontingente im Laufe des 
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5 Jahres; es wurden gegeben für 
das erſte Vierteljahr 50000 ebm Nadelſchnitt⸗ 
9 1 zweite Vierteljahr 100000 cbm Nadel⸗ 
chnittholz, 35000 cbm Rammpfähle, dritte 
%% 500000 ebm Nadelſchnittholz, 
110000 im Floßholz, 15000 ebm Spundbohlen, 
20000 fm Stangen, 25000 ebm Laubſchnittholz, 
vierte Vierteljahr 150000 cbm Nadel⸗ 
ſchnittholz, 45000 fm Floßholz. 50000 ebm 
Laubholz. Schnittmaterial, 15000 fm Stangen. 

Neben den Vierteljahrskontingenten ſind unter 
beſtimmten Vorausſetzungen Sonder⸗-Ausfuhr⸗ 
Kontingente gegeben werden. Zunächſt wurde 
Oſtpreußen in Anbetracht der ſchwierigen Lage 
in der abgeſchnittenen Provinz für das 3. Viertel⸗ 
jahr ein Sonderkontingent von 25000 cbm 
gewährt. Es wurden ferner gegeben etwa 
150000 ebm Schnitt⸗ und Rundholzware an die 
bayeriſchen Tierzuchtverbände; außerdem für 
oſipreußiſche Firmen zur Erfüllung alter Ver⸗ 
träge nach dem Memelgebiet 21000 ebm Schnitt⸗ 
und Rundholz; an Württemberg zur Entſchuldung 
von Valuta⸗Schuldnern 30000 ebm Schnittware; 
an Baden zur Entſchuldung von Franken⸗ 
Schuldnern etwa 45000 ebm Schnittware. Die 
Ausfuhr dieſer Sonderkontingente wurde ent⸗ 
weder durch den Staat oder durch die in Frage 
kommenden öffentlich rechtlichen Körperſchaften 
getätigt. 

Neuerdings ſind zur Entſchuldung der Franken⸗ 
ſchuldner in Baden und Heſſen 100000 cbm 
Schnittware gegeben worden, an deren Ausfuhr 
der geſamte Holzhandel Deutſchlands durch Ver⸗ 
mittlung der Zentrale beteiligt wird. 

Nach dem beſetzten Gebiet von Memel, 
Danzig, Eupen und Malmedy ſowie nach dem 
Saargebiet darf Holz ausgeführt werden, ſobald 
eine Beſcheinigung der zuſtändigen Handels⸗ 
kammer beigebracht wird, daß das betreffende 
Material ausſchließlich zum inländiſchen Bedarf 
benötigt und nicht weiter verſandt wird. Nach 
Elſaß⸗Lothringen find im Laufe des Jahres etwa 
100000 cbm auf Grund alter Verträge, die vor 
dem Inkrafttreten der Sperre der Grenze ge⸗ 
tätigt waren, ausgeführt worden. Alles in allem 
beträgt die Geſamtholzausfuhr des Jahres 1920 
etwa 1½ Millionen Kubikmeter Schnittware; im 
Frieden betrug ſie nur 1 Million Kubikmeter. K. 


7 

Wegegelder der Waldarbeiter. Sollen die 
Wegegelder der Waldarbeiter ſo berechnet werden, 
wie in den Tarifen vorgeſchrieben iſt, ſo ſind dazu 
recht umſtändliche Feſtſtellungen notwendig, die 
aber erſt bei der Arbeit ſelbſt zutage trelen. Zu⸗ 
nächſt fehlt die Beſtimmung, ob bei Berechnung 
die Mitte des Wohnorts der Aırbei.er, deren 
Wohnung oder das letzte, nach dem Walde gelegene 
Haus, alſo der Dorfausgang, für die Enirernung 
maßgebend iſt. Demnach iſt die Entfernung feſt⸗ 
zuſtellen zwiſchen den Wohnorten der einzelnen 
Arbeiter und den Schlägen, und zwar auf dem 
nächſten Wege, aber nicht direkt nach der Luftlinie. 
Dies macht wieder beſondere Arbeit, wenn Arbeiter 
aus verſchiedenen Orten im Schlage arbeiten. 
Bei den Schlägen ſoll die den Ortſchaften am nächſten 
gelegene Glenze des Schlages gelten. Wie iſt es 
aber bei Sammelhieben, wenn an einem Tage in 
verſchiedenen Diſtrilten Hölzer aufgearbeitet werden? 
Da die Berechnung nach Kilometern feſtgeſtellt 
werden ſoll, muß der Förſter nach der Revierkarte 
oder, wenn auf dieſer die Orte nicht enthalten find, 
nach den Meßtiſchblättern oder andern Karten mit 
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Zirkel und Maßſtab die Entfernung nach jedem 
Schlag abgreifen. Eine weitere Schwiergkeit be⸗ 
ſteht darin, daß die Wegegelder nur bezahlt werden, 
wenn volle acht Stunden, ausſchließlich der Pauſen, 
gearbeitet wird. Das bei den Aktordarbeilen für 
jeden einzelnen Arbeiter täglich feſtzuſtellen, iſt 
für den Förſter unmöglich; er müßte dann an 
jedem Tage der Erſte und Letzte im Schlage ſein; 
öfters wird aber auch in mehreren Schlägen Au: 
gleich gearbeitet. Ein einwandfreier Nachweis 
wäre ſelbſt dann nicht zu führen, wenn der Vor⸗ 
arbeiter die nötigen Aufzeichnungen machen würde. 
Alle dieſe Schwierigkeiten laſſen ſich leicht da⸗ 
durch beheben, wenn die Berechnung der Wege⸗ 
gelder vereinfacht wird. Das Einfachſte wäre wohl, 
wenn dieſe in den Hauerlöhnen, die ja vorher für 
jeden Schlag vereinbart werden müſſen, ent⸗ 
hallen wären. Es läßt ſich der dafür mehr zu 
zahlende Haue clohnſatz gut berechnen. Bei einem 
Tagelohn von 32 A iſt der Stundenlohn 4 A. 
Yjtündiger 2 , . ſtündiger 1 A. Das ſind 12, 
6, 3%. Um dieſe würden die Löhne für die vor⸗ 
kommenden Sortimente bei den entſprechenden 
Mehrentfernungen, über eine Stunde Hin⸗ und 
Rückweg, erhöht. Die Arbeiter bekämen dann 
für den Überweg eine entſprechende Entſchädigung, 
und die Berechnung der Werbungskoſten würde 
nicht erſchwert. Bei beſonderen Schwierigkeiten 
werden ja ſchon die Löhne erhöht, der weitere Weg 
würde dann als bejondere Schwierigkeit betrachtet. 
Das Verfahren hat den Mangel, daß die Arbeiter 
aus den verſchiedenen Ortſchaften nicht berück⸗ 
fichtigt werden können. Dr Förſter muß das 
Mi.tel der Entfernungen annehmen; die richtige 
Verteilung der Geldbeträge iſt dann Sache der 
Arbeiter. Hees⸗Quint. 


C 
Geſchäftliches 
Holzſpaltmaſchine „Lukas“. Die Firma Hanſon 
& Co, Kommandit⸗Geſellſchaft, Lubeck, welche 
die bereits bekannte ſchwediſche Holzfällmaſchine 
„Sector“ liefert, bringt jetzt eine neue Maſchine, 


die Holzſpaltmaſchine „Lukas“ die eine glänzende 
Löſung der ſchwierigen Holzſpaltfrage herbeigeführt 
hat, auf den Markt. Die Maſchine, eine deutſche 
Erfindung, wird in Deutſchland hergeſtellt und 
iſt durch Muſterſchutz und Patentanmeldungen 
geſchützt. Die erſte Maſchine wurde auf der 
Herbſtmeſſe 1920 in Leipzig gezeigt und praktiſch 
vorgeführt und hat in Intereſſentenkreiſen ein 
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erhebliches Aufſehen erregt. Sie wird durch 
Fußantrieb in Funktion gebracht, iſt ſomit überall 
verwendbar, da ſie keine koſtbaren Kräfte zur 
Inbetriebſetzung beanſprucht. Das Gewicht iſt 
ſehr gering, nur 85 kg, die Maſchine kann ſomit 
leicht transportiert werden und braucht zu ihrer 
Bedienung nur einen Mann. Außerdem läßt ſie 
ſich auf jede ebene Fläche hinſtellen (auch im 
Walde), benötigt daher kein beſonderes Fundament. 
Die Arbeitsleiſtung der Maſchine iſt drei-, bis 
viermal ſo groß als bei der Handarbeit, wodurch 
ſie ſich ſehr bald bezahlt macht. Sie ſpaltet 
ſowohl Nadelholz als auch Hartholz bis zu einer 
Länge von etwa 20 em. Eine Uberanſtrengung 
und Ermüdung des Arbeiters, der die Maſchine 
bedient, iſt nicht zu befürchten, da die Kraft⸗ 
erzeugung durch automatiſche Auslöſung des 
Schlagbeils erfolgt. Das Material iſt prima 
gehärteter Stahl, und die Konſtruktion iſt fo, daß 
Verletzungen beim Spalten durch das Beil 
unmöglich ſind. Der Preis für eine komplette 
Maſchine beträgt 1800 K. Da eine ſolche Maſchine 
ſchon ſeit langem ein dringendes Bedürfnis 
war, wird ſie zweifellos eine gute Aufnahme und 
viel Verwendung finden. 


J 
Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleiinug und Geſchärtsſtelle ubernehmen fur Auskünfte 
leinerlei Verauiwortlichkeit. Auounme Zuſchriften fiuden 
niemals Beruckuchiigung. Jeder Anfrage ſind Aboune⸗ 
ments-Quiitung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1 Mark Portoanteil beizufügen, fehlt die ſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Dm all 
geweinen werden weitere Koſten nicht beauſprucht;: ſind 
ledoh durch Sachvertändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
cröriern, Gutachten, Berechunngen uſw. auizuſtellen, fur 
eren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, ſo wird Vergütung Meer Selbukoſten beau⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſtellerx vorher nicht benach- 
richtigt werden konnte. 

Fragen über Beſoldung preußiſcher Forſt⸗ 
bdeamten, deren Nuhegehalt oder Hinterbliebenen⸗ 
bezüge können erſt beantwortet werden, wenn 
die Ausführungsbeſtimmungen zu, dem dieſer 
Tage ergangenen neuen Beamtendienſteinkommens⸗ 
geſetz bekannt geworden ſind. Wir bitten daher 
die Frageſteller ſich einige Zeit zu gedulden. Die 
bisher veröffentlichten Antworten auf Fragen der 
Altruhegehaltsempfaͤnger und Althinterbliebenen 
bitten wir unbeachtet zu laſſen. 

Die Schriftleitung. 


Anfrage Nr. 1. Kündigung durch den 
Hau beſitzer, wenn das Grundſtück verk vi 
werden ſoll. Mein Hauswirt hat mir vorſchrifts⸗ 
mäßig die Wohnung gekündigt mit dem Be⸗ 
merken, daß er vom 1. Oktober d. Is. ab die 
Wohnung anderweitig vermieten will. Gegen 
die Kündigung habe ich beim Landratsamt Ein⸗ 
ſpruch erhoben und warte nun die weiteren Schritte 
ab. Der Amtsvorſteher hat der Kündigung ſeine 
Zuſtimmung gegeben. Als Grund gab der Haus⸗ 
beſitzer an, daß er ſeinem Neffen die Wohnung 
verkauft habe, und dieſer hatte die Bedingung ge⸗ 
ſtellt, daß er ſämtliche Mietsverträge löſen ſoll: 
Iſt der Hausbeſitzer hierzu berechtigt? Im Dorfe 
ſind keine paſſenden Wohnungen vorhanden. 
Bricht Kauf die Miete? Ich bitte um Auskunft, 
wie ich mich zur Sache verhalten ſoll. Um wieviel 
kann meine Miete geſteigert werden? 

Staatl. Förſter L. 

Antwort: Grundſätzlich werden beſtehende 
Mietsverhältniſſe durch den Verkauf des Hauſes 
nicht berührt, der Grundſtückserwerber tritt viel⸗ 
mehr in die Rechte und Pflichten des Vermieters 
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während der Dauer feines Eigentums ein ($ 571] Streitfalle die höchſtzuläſſige Steigerung feſt⸗ 
B. G. B.). Wenn Ihr Mietvertrag zum 1. Oktober zuſtellen, entweder anläßlich einer Kündigung 
1920 abläuft, iſt an ſich die Kündigung durch den oder gemäß $ 5 der Mieterſchutzverordnungen vom 
Hauswirt zu Recht erfolgt, Gründe dafür braucht 23. 9. 1918/22. 6. 1919 auf Anrufen des Mieters 


er weder zu haben noch anzugeben. Dies iſt jedoch! nach Abſchluß des Vertrages. 


einſchneidend geändert durch die Mieterſchutz⸗ 
verordnungen. Das Recht zur Kündigung wird 
zwar durch dieſe Verordnungen nicht aufgehoben, 
die Kündigung ſelbſt unterliegt jedoch der Nach⸗ 
prüfung des Mietseinigungsamts, das Sie un⸗ 
verzüglich nach der Kündigung anzurufen haben. 
Offenbar haben Sie das ja auch getan, ſo daß es 
nunmehr auf die Entſcheidung dieſes Einigungs⸗ 
amtes ankommt. Deſſen Sache iſt es nun vor 
allen Dingen, die Gründe des Hauswirts zu der 
Kündigung nachzuprüfen. Denn der Zweck der 
Mietseinigungsämter iſt ja vor allem der, zu ver⸗ 
hindern, daß die Mieter ohne wirklich zwingende 
Gründe ihre bisherige Wohnung aufgeben müſſen 
und womöglich kein neues Unterkommen finden. 
Nach unſeren Erfahrungen pflegt der Umſtand, 
daß das Haus verfau't worden iſt, noch als kein 
ausreichender Kündigungsgrund angeſehen zu 
werden. Sicherlich kann dieſer Grund mindeſtens 
dann nicht ausreichen, wenn es Ihnen nicht mög⸗ 
lich iſt, im Dorf eine andere paſſende Wohnung 
zu finden. Das müſſen Sie dem Einigungsamt 
gegenüber, das ja leider unanfechtbar in erſter und 
einziger Inſtanz entſcheidet, gebührend hervor⸗ 
heben und vielleicht noch eine Beſcheinigung Ihrer 
Behörde bringen, daß Sie dort angeſtellt und in 
der Nähe zu wohnen unbedingt genötigt ſind. 


„Was die Zuläſſigkeit der Steigerung der Mieten 


anlangt, ſo gibt es eine feſte Grenze dafür nicht. 


Es iſt vielmehr Sache der Einigungsämter, im 
— Dëst Kit 


Die zuläſſige Er⸗ 
höhung ergibt ſich, indem man zu der Friedensmiete 
einen angemeſſenen Zuſchlag, der die Teuerung, 
erhöhte Reparatur⸗, evtl. Heizungskoſten in aus⸗ 
reichender Weiſe berückſichtigt, hinzurechnet, ins⸗ 
geſamt nach den zurzeit hier geltenden Be⸗ 
ſtimmungen vielleicht 25 bis 40%. Welche Behörde 
bei Ihnen als Mietseinigungsamt in Tätigkeit iſt, 
entzieht ſich meiner Kenntnis. Es kann dies eine 
beſonders beſtimmte Stelle, wie z. B. der Landrat, 
ſein, ſonſt, wenn nichts anderes beſtimmt iſt, das 
zuſtändige Amtsgericht ($ 11 Abſ. II der Mieter⸗ 
ſchutzverordnung). Sie können jetzt alſo gar nicht 
mehr tun, als derjenigen Stelle, die nun über die 
Wirkſamkeit der Kündigung zu entſcheiden hat, 
nachdrücklichſt die Gründe klarzumachen — zu⸗ 
nächſt ſchriftlich, dann, wenn mündliche Verhand⸗ 
lung angeordnet wird, nochmals mündlich — 
die für die Fortſetzung des Mietsvertrages ſprechen, 
und es wird gut ſein, wenn Sie die wahren Gründe 
glaubhaft machen, die Ihrer Anſicht nach den Haus⸗ 
wirt zur Kündigung bewogen haben. Dr. P. G. 


Jede Gabe iſt willkommen 
dem Unterſtützungsfonds des Vereins „Waldheil“, 
Neudamm, Bez. Ffſfo Sammlungen von Augehorigen 
der grunen Farbe, Freunden und Gönnern werden 
dringend erbeten. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Die Beſetzung der Förſterſtelle Gleinan, Oberf. 


Zur Beſetzung gelangende Corſtdienſtſellen. an, ine (Breslau), erfolgt nicht zum 1. April, 


Preußen. 
Staats ⸗Forſtverwaltung). 

Oberförſterſtelle Minden (Minden) iſt mit einer 
zum 1. April 1921 beziehbaren Dienſtwohnung 
ſofort zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 
15. Januar 1921 einzureichen. 

Förſterſtelle Oberböſa, Oberf. Erfurt (Erfurt), iſt 
zum 1. März 1921 anderweit zu Dei gen. Zur 
Stelle gehören: Dienſtwohnung, 9,4390 ha Wirt- 
ſchaftsland, deſſen Regelung vorbehalten Die bt Die 
normal planmäßige Dienſtaufwandsentſchädigung 
b trägt 300 „. Bewerbungsfriſt: 10. Januar 1921. 

Förſterſtelle Püttkrug, Oberf. Pütt (Stettzin), iſt zum 
1. April 1921 zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
0,233 ha Acker, 0,067 ha Garten. Dienſtaufwands⸗ 
entſchadigung 250 „. Nächſter Poſt⸗ und Schul⸗ 
ort: Gr Cyriſtinenberg. Die Stelle iſt ganz ohne 
Land wirtſchaft. Günſtige Lage zum Bahnhof. 
Kinder lönnen täglich zur Schule nach Altdamm und 
Stettin fahren. Bewerbungsfriſt: 25. Januar 1921. 


) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dieuſtalter die ausgefchru been Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begebit werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
iſt zu erſehen, in welchem Dienſta'ter der bisherige 
Juhaber die ausgeſchniebene Oberförſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch koſtet 4 A und 30 % Teuerungs⸗ 
zuſchlag. 


ſondern erſt zum 1. Juli 1921. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Gemeinde⸗Oberförſterſtelle des Oberſörſterei⸗Ver⸗ 
bandes Trier⸗Weſt, Landkreis Trier, mit dem 
Amtsſitze in Trier, iſt zum 1. April 1921 neu zu 
beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 20. Februar 
1921 an den k. Landrat in Trier einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 


Stadtförſterſtelle Ohligs (Düſſeldorf) iſt neu zu 
beſetzen. Bewerbungen ſind bis ſpäteſtens 
10 Januar 1921 an den Beigeordneten Menge in 
Ohligs einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Stadtförſterſtelle Rauſchenberg (Caſſel) iſt ſofort, 
ſpäteſtens bis zum 1. April 1921, zu beſetzen. Be⸗ 
werbungen ſind umgehend an den Magiſtrat 
Rauſchenberg einzureichen. Näheres ſiehe Auzeige. 


Perſonalnachrichten. 
Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 

Kiſcher, Forſtmeiſtier in Reinſeld, Oberf. Reinfeld (Schles⸗ 
wıg), iſt am 1. November 1920 in deu Ruheſtand 
verſetzt werden. 

Wachs, Forſimeiſter, iſt vom 1. November an nach Reinfeld 
verſetzt und ihm die Verwaltung der Oberf. Reinfeld 
(Schleswig) übertregen. 

Dredelow, Forſigehilſe in Köslin, Regierungsſorſtbüro, iſt 
vom 1. Januar 1921 au nach Zubberow, Oberf. Ober⸗ 
ſier (Köslin), einberufen. 

Greve, Forſtgehllfe in Eggeſin, iſt vom 1. Gonner 1921 
an nach der Oberf. Mühlenbeck (Stettin) verſetzt. 
Henning, Forũgehilfe, iſt vom 1. Januar 1921 an nach 
Named, SZ Beet, Coblenz (Coblenz), eingezogen. 
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Verein Haben rung von Nr. 45 bis 52 koſtenlos erhalten 

Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. aben und nun vom 1. Januar ab unſer Blatt 


Vom Vorſitzenden des Vereins Preußiſcher 
Staatsförſter Herrn Förſter Pfalzgraf geht mir 
folgendes Schreiben zu: 

Misdroy, 20. Dezember 1920. 
An die Herren des geſchäftsführenden Vorſtandes, 
die „Herrn Revierförſter Hennig. 
1. Herr Revierförſter Hennig hat mir mit⸗ 
geteilt, daß die Revierförſter aus dem Verein 

Preußiſcher Staatsförſter aus] cheiden und einen 

Verein Preußiſcher Staatsrevierförſter gegründet 

aben. 

5 Zur Vermeidung von Zweifeln weiſe ich 
darauf hin, daß die Revierförſter, da ſie bisher 

Mitglieder unſeres Vereins waren, verpflichtet 

find, den Nachſchuß von 30 A. der ja für das 

verfloſſene Geſchäftsjahr erhoben wird und be⸗ 
reits im Frühjahr 1920 beſchloſſen worden iſt, 

zu zahlen. N 

Da die Revierförſter von den Bezirksgruppen 
für den Pflichtbezug des „Deutſchen Förſters“ 


belanglos. 
Mit Weidmannsheil! 
Pfalzgraf. 

Hiernach bitte ich alle Kollegen, als bald bei 
ihren bisherigen Bezirksgruppen die Austritts⸗ 
erklärung abzugeben und die betreffenden Bezirks⸗ 
gruppen zu veranlaſſen, das Zwangsabonnement 
für den „Deutſchen Förſter“ zurückzuziehen. 

Was die Zahlung der 30 M anbelangt, dürfte 
es ſich erübrigen, darüber noch zu ſprechen, da 
ich es als eine ſelbſtverſtändliche Pflicht anſehe, 
dieſer für 1920 zu leiſtenden Zahlung nachzu⸗ 
kommen. 

Betreffs der Zahlung des Zwangsabonnements 
für den „Deutſchen Förſter“ für Monat Januar 
ſtehe ich noch mit Herrn Förſter Pfalzgraf dar⸗ 
über in Verhandlung, daß dieſer Betrag uns 
auf das für die Monate November und De⸗ 
zember 1920 aufgehobene Zwangsabonnement 
für die „Deutſche Forſt-Zeitung“ angerechnet 


seo one» 


wird. 

Sollte wider Erwarten der Verein Preußiſcher 
Staatsförſter die Zahlung des Abonnements⸗ 
betrages für den „Deutſchen Förſter“ für Monat 
Januar dennoch verlangen, dann würde ich, um 
Weiterungen und Schreibereien zu vermeiden, 
empfehlen, den geringen Betrag von etwa 3,50 A 
zu zahlen. Allen lieben Kollegen und unſerem 
jungen Verein die beiten Wünſche fur „1921“. 


Mit Weidmannsheil! Hennig. 
e 
Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 
Betrifft 


Zahlung der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“, 
Die hochverehrlichen Mitglieder des „Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter“, die die „Deutſche 


durch Poſtüberweiſung frei ins Haus für 10,50 4 
je Vierteljahr erhalten, bitten wir um Einſendung 
des Bezugspreiſes im Laufe der nächſten Wochen, 
wobei wir freiſtellen, ob nur für ein Vierteljahr 
oder für mehrere oder für das ganze Jahr 1921 
mit 42 A gezahlt wird. Zahlungen find zu 
richten an die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“, am billigſten durch Poſtſcheck⸗ 
konto Nr. 41509, Berlin W 7. 

Wir danken für den Weiterbezug ganz beſonders. 
Die Verlagsbuchhandlung J. Neumann, Neudamm. 

=, 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 


i Jernſprechanſchluß: 
Seet Amt Eberswalde Nr. 546, 
Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 628 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 

Mitglieder in den Verein aufgenommen: 

6952. Bronner, Hartwig. Forſtwart, Sulzau, Poſt Bieringen 
dee 111 9. Sort zau, of 8 

6953. Urban. Georg, Förſter, Rauſen, Kreis Steinau a. O. VII. 

6954. Nölke, Heinrich, Förſter. Carlgeorgsforſt, Poſt Friedeberg, 
Kreis Wittmund. IV. 

6955. Riedel, Richard, Hilfsförſter, Forſthaus Thiergarten, Poſt 
Falkenberg O⸗Schl. VI. 

6956. Döhnel, Guſtar Adolf, Hilfsförſter im Staatsdienſt, 
Bockau. Kreis Zwickau i. Sachſen XII. 

6957. Hilbert, Fritz, Forſtgehilfe, Fh. Stolpe, Poſt Stolpe, 
Niederbarnım. IX. 

6959. Nuprechter, Edwin, Revierförſter, Mönau, Poft Uhyſt 
a. d. Spree. VIII. 

6960. Opitz. Max, Förſter, Jeroltſchütz, Poſt Konſtadt, Kreis 
Kreuzburg. VI. 

6961. Haudzer. Auguſt, Forſtſekretär, Hamburg, Dragoner⸗ 
ſtall 2. IV. 

6962. Doſe, Heinrich, Gutsförſter, Karlsburgholz. Poſt Karby 
Kreis Eckernförde. IV. 


6964 Dörrie, Fritz, Forſtgehilfe, Rohr in Pommern, Kreis 
Rummelsburg II. 

6965. Knorr, Bruno, Hilfsförſter, Wieſenburg (Mark), Kreis 
Zauch⸗Belzig. IX. 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Weber von Roſenkrantz, Richard, Gutsbeſitzer, Ro ſenkrantz, Poſt 
Gettorf bei Kiel, Kreis Eckernförde. 
Graf Neventlow, Gutsbeſitzer, Altenhof, Poft Eckernförde, 

Schleswig⸗Holſtsin 
Pieper, Aug. Otto, Stadtförſter, Stadtförſterei Nauen. 
ee zeopold, Förſter, Fh. Zyttna, Poſt Markwitz, Kreis 
Ratibor. 
Merkel, Hans, Lehrer, Breslau X, Michaelisſtraße 61. 
Lichtenberg, Hermann, Förſter, Sternebeck, Kreis Oberbarnim. 


S 
Sitzung des engeren Vorſtandes. 

Am Freitag, dem 17. Dezember 1920, fand 
im Sitzungsſaal der Landwirtſchaftskammer für 
die Probmz Brandenburg in Berlin, Kronprinzen⸗ 
ufer 5/6, eine Sitzung des engeren Vorſtandes 
unter Teilnahme einer Anzahl zugeladener Herren 
ſtatt mit folgender Tagesordnung: 

1. Stand der Gehaltsvereinbarungen. 

2. Anſtellung eines Hauptgeſchäftsfuhrers. 

3. Stellen vermittlung. 

4 Verteilung der diesjährigen Stipendien bei der 

Schule in Templin. 

5. Beſchaffung von Betriebsmitteln für die Schule 
in Templin. 
6. Verſchiedenes. 
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Erſchienen find die Herren: Landrat a. D. 
v. Keudell, Oberpräfident z. D. v. d. Schulen⸗ 
burg. Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. Schwappach. 
Okonomierat Grundmann, Förſter Nolte, Förſter 
Rathjen, Direktor Jacob, von Garnier als 
Geſchäftsführer des Reichsverbandes der Wald⸗ 
beſitzer, Forſtmeiſter Junack als Geſchaftsführer 
des Waldbeſitzerverbandes für Preußen und 
Geſchäftsfuührer Ritthauſen. RS 

An Stelle des durch Todesfall in der Familie 
verhinderten erſten Vorſitzenden übernahm Land⸗ 
rat a. D. v. Keudell die Leitung, welcher die 
Erſchienenen begrüßte und darauf hinwies, daß 
Oberförſter Schwabe wegen Todesfalls ſeiner 
Frau verhindert ſei, die heutige Verſammlung 
zu leiten. Er brachte auch den Bericht über 
den Stand der Gehaltsvereinbarungen, an den 
ſich dann eine größere Ausſprache anſchloß. 
Dieſe ergab ein klares Bild über die bisherigen 
Erfolge und über die weiter einzuſchlagenden 


ege. 

Die Anſtellung eines Hauptgeſchäftsführers 
wurde zwar beſprochen, die Beſchlußfaſſung 
darüber aber bis auf einen ſpäteren Zeitraum 
vertagt. Die weitere Vorſtandsſitzung, die vor⸗ 
ausſichtlich am 3. und 4. Februar in Berlin 
ſtattfinden wird, dürfte ſich hiermit weiter be⸗ 
ſchäftigen. 

Es beſteht ſichere Ausſicht, die Stellen⸗ 
vermittlung unſeres Vereins dadurch noch mt, 
u zu geitalten, daß fie in Gemeinſchaft mit 
em Reichsverband der Waldbeſitzer betrieben 
wird. 

Das Ergebnis der Sammlung für den 
Stipendienfonds für die Schule in Templin, zu 
deſſen Gründung Förſter Nolte die Anregung ge— 
geben hatte, hat in dieſem Jahre Jon ein recht 
gutes Ergebnis gehabt. Die zurzeit vorhandene 
Summe beläuft ſich auf etwa 4000 M. Da 
nach den vorläufigen Grundſätzen für die Ver- 
teilung von Stipendien dreiviertel des Beſtandes 
zurückgelegt werden ſollen, fo konnten 3000 A 
dazu abgegeben werden. Giele 3000 / find 
durch Beſchluß des engeren Vorſtandes an ſieben 
Schuler derart verteilt worden, daß zwei Schuler 
je 500 A und fünf Schüler je 400 4 erhalten 
Die Mitteilung von der Gewährung der Stipendien 
ſoll noch vor Weihnachten erfolgen. 

Infolge des ungunſtigen Abſchluſſes der 
Rechnung des Schuljahres 1919 20 (vergl. 
Bericht über die Hauptverſammlung in Fulda) 
war die Schulleitung gezwungen, wegen Fehlens 
der nötigen Betriebsmittel 8000 % vorſchußweiſe 
aus der Vereinskaſſe zu entnehmen, die in den 
nächſten Wochen zurückgezahlt werden ſollen. 
Die noch fortwahrend ſteigende Teuerung aller 
Lebensmittel zwingt zu einer Erhöhung des all 
ſeitigen Schulgeldes. Dieſe durfte für die zweite 
Hälfte des Schuljahres zwiſchen 400 bis 500 A 
betragen, von denen im dritten Vierteljahr 
(1. Januar bis 31. März) vorläufig 250 ein⸗ 
gezogen werden ſollen. 

Verſammlungsſchluß um 4½ Uhr. 

Eberswalde, den 22. Dezember 1920. 

Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Priwatforſtbeamte Deutſchlands. 
** 
Bezirksgruppe Mecklenburg⸗Schwerin⸗Strelitz (IN). 


Verſammlung in Güſtrow am 20. November 
1920. J. Begrüßung der Verſammelien. 2. Kurzer 
Bericht des Vorſitzenden über die Verſammlung 
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Nr. 1 Bd. 36 (1921) 


in Fulda. 3. Gehaltsmindeſtſätze: Da dieſelben 
na.ürlid) nicht vollkommen Ke und den in Mecklen⸗ 
burg Io außerorden lich verſchiedenen Verhältniſſen 
nicht immer und überall gerecht werden, entſpann 
ſich ein lebhafter Gedankenaustauſch. Der Vor⸗ 
ſitzende gibt die nötigen Aufllärungen. Nützliche 
Vorſchläge, die ſofort zu verwerten ſind, konn en 
aus der Verſammlung heraus nicht gemacht 
werden. Anerkannt wurde, daß wenigſtens erſt 
mal eine feſte Grundlage vorhanden ſei. Es wird 
daran feſtgehalten, Verbeſſerungen nur auf wirt⸗ 
ſchafisfriedlichem Wege anzuſtreben. Wer zu wiſſen 
wünſcht, ob ſein Dienſtherr Mitalied des Wald⸗ 
beſitzervereins iſt, kann dies bei feinem Gruppen⸗ 
vorſitzenden erfahren. Den Anfragen iſt aber eine 
Freimarke oder eine Poſtkarte beizufügen. — 
Lehrlingsausbildung betreffend, bemerkt der Vor⸗ 
ſitzende, daß infolge einer Eingabe das mecklen⸗ 
burg⸗ſchwerinſche Miniſterium die Annahme von 
Privatrforſtlehrlingen durch die Staatsbeamten bis 
zum 22. März 1922 unterſagt hat. Es ſind nicht 
weniger als 14 Privat⸗Lehrlinge bei den Staats⸗ 
beamten in Ausbildung. Wo ſollen die ſpäter 
un.erfommen? Die Bezirksgruppe hat dagegen 
nur fünf Lehrlinge, die nach vorgeſchriebenen 
Bedingungen angemeldet und aufgenommen 
worden ſind. Als Stellvertreter des Bezirks⸗ 
gruppen⸗Vorſitzenden wurde Revierſörſter Weu, 
Hallalit, gewählt. 
Güſtrow, 20. November 1920. 
Nöhring, Oberförſter. 


Bezirksgruppe Schleſien A. Regierungsbezirk 
Oppeln (VI). 

Die für den 6. Januar 1921 in Ausſicht 
genommene Bezirksgruppen⸗Verſammlung kann 
erſt nach der erfolgten Abſtimmung ſtattfinden. 
Der Termin wird noch bekanntgegeben. 

Da im beſetzten Gebiet drei Pruflinge dringend 
gebeten haben, noch vor der Abſtimmung zu einer 
Forſtgehilfen-Prüfung zugelaſſen zu werden, 
ſo ſoll, wenn es ſich ermoglichen läßt, im Monat 
Januar 1921 ausnahmsweiſe dieſem Anſuchen 
entſprochen werden, wenn dem Verein nicht 
dadurch beſondere Koſten erwachſen, dieſe viels 
mehr von den Beteiligten getragen werden. 

Etwaige weitere Intereſſenten wollen ihre 
Geſuche ſchleunigſt unter Beifügung der im 
Jahrbuch bezeichneten Papiere au den Unter⸗ 
zeichneten einreichen. 

Dambrau, den 21. Dezember 1920. 

Troſt, Forſtmeiſter und Vorſitzender 
der Bezirksgruppe Oppeln (VI). 


— 


Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 


Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stad tförſter 
Muller, Meſchede. 


Das Vereinsorgan, die „Dautſche Forſt⸗Zeitung“, 
mird jedem Mitglied zum Jahres vorzugspreiſe von 
34 & geliefert. Etwaige Wunsche um Butt, Hung 
ſind an den Vereinsvorſitzenden zu richten. 

Bezirksgruppe Liegnitz. 

Am 4. Dezember, vormittags 9 ½ Uhr, begann 
in Liegnitz die angekündigte Gruppenverſammlung, 
zu welcher aus zehn Verwal kungen 21 Mitglieder 
erſchienen waren. Der Einberufer begrüßte die 
Mitglieder, ſtreifte darauf die augenblickliche Lage 
des Vereins und ermahn e zur Einigkeit bzw. 
zur Fügung in die Willensmehrheit. Hierauf 
ſchilderte er kurz den Verlauf der Verſammlung 
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in Potsdam — der ſtenographiſche Bericht war zeichneter erklärte ſich bereit, die Gruppe im Sinne 
bereits in den Händen der Mitglieder —, die jeder des Mehrheitsbeſchluſſes zu führen. 
Teilnehmer befriedigt verlaſſen hat, und gedachte] Bei Erledigung von Kaſſenfragen erläuterte 
der ausgeſchiedenen führenden Herren, insbeſondere Kollege Falkenbach an der Hand von Aufſtellungen 
des bisherigen Vorſitzenden, Oberförſter Gebbers, eingehend die Kaſſenverhältniſſe, wonach er⸗ 
der in der ſelbſtloſeſten Weiſe und mit Liebe in forderlich iſt, daß a) noch im Dezember d. J. von 
unermüdlicher Arbeit binnen Jahresfriſt Außer⸗ den Mitgliedern die Nachzahlung für die Zeit vom 
orden. liches geleiſtet hat. Herrn Oberförſter 1. April bis 31. Dezember und b) im Januar und 
Gebbers ſowie den anderen Herren ſei an dieſer Juli halbjährlich im voraus die Beiträge wie au 
Stelle aufrichtiger Dank der Verſammlung mit der Bezugspreis für die „Deutſche Forft-Beitung 
der Bitte zum Ausdruck gebracht, die allgemeinen an Kollegen Hegemeiſter Falkenbach in Kohlfurt 
Intereſſen der grünen Farbe im Kommunaldienſt (Dorf) abzuführen find. 
veiter fördern zu helfen. Die Beiträge ſind laut Beſchluß der Haupt⸗ 
Unter Anderung der Geſchäftsordnung wurde verſammlung vom 28. und 29. Juli d. J. nach 
zunächſt der wichtigſte Punkt derſelben, die Zukunft Beſoldungsgruppen geſtaffelt; der Bezugspreis für 
des Vereins, erſchöpfend behandelt; das Ergebnis die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ beträgt gegenwärtig 
ſpiegelte ſich in zwei Anträgen wieder, über die 34 Mk. pro Jahr. Es wird hiermit die Erwartung 
abgeſtimmt wurde: ausgeſprochen, daß die Zahlungen alsbald eingehen, 
1. Antrag: Unveränderter Verein ſollſſo daß unſer Kaſſenführer von den unangenehmen 
nochmals den Anſchluß als Fachgruppe Mahnungen verſchont bleibt. — Ein Antrag, 
an die Komba verſuchen. — 7 von 21 Stimmen. mehr als zweimaliges unentſchuldigtes Fern⸗ 
2. Antrag: Verbleiben als Einzelmit⸗ bleiben von Verſammlungen mit einer Geldſtrafe 
glieder bei der Komba. Verſuch des An⸗ zu belegen, wurde vorläufig zurückgestellt. Es 
ſchluſſes an den Staatsförſterverein bzw. wird aber erneut darauf „ uns 
den Deutſchen Förſterbund. Nach Voll⸗ nur ein enger Zuſammenſch uß und ein inienjives 
ziehung Austritt aus der, Komba: 14 von Arbeiten aller vorwärtsbringen kann. Als 
ee dale Feten Finds Gen a "U 
HHH DEnEL, Na Die-Otuppe ehren Ort der nächſten Tagung wurde Sagan beſtimmt. 
Bund deutſcher Forſtbeamten. agan be! 
, Die Satzung der Gruppe wurde mit Rückſicht au 
Im weiteren Verlauß der Verhandlungen die Umgeſtaltung des Vereins noch nicht in Drug 
fanden die Fragen der Vor⸗ und Ausbildung gegeben. An Stelle des Unterzeichneten wurde 
junger Leute fur den Kommunalforſtdienſt wie Kollege Förſter Schulz in Lübenwalde Poſt 
auch die Beſetzung der Kommunalforſtbeamten⸗ Obergläſersdorf, Kreis Lüben, als Vertrauens⸗ 
ſtellen eingehende Erörterung. ee bemängelt an beſtimmt. 7 Kaiſer 
wurde die Schließung der ſtaatlichen Förſter⸗ e 
ſchulen, während die Akademien geöffnet ſind. 
Durch dieſes Verfahren en ſteht die Befürchtung, 
daß ſpäter akademiſch gebildete Revierförſter den 
Förſtern überſtellt werden und ſo der heutige 
Förſterſtand zu einem Unterbeamtenſtand herab⸗ 
gedrückt wird. Folgender einſtimmiger Beſchluß 
hierüber kam zur Annahme: 
Die Ausbildung der Anwärter für den 
Kommunalforſtdienſt hat in Woo: lichen Schulen 
zu erfolgen. Gleichzeitig wird Proteſt gegen die 
Schließung der Forſtſchulen erhoben, und es 
wird beantragt, nach dem Anſtellungsverhältnis 
im Kommunalforſtdienſt einen feſtzuſtellenden 
Prozen ſatz von Söhnen der Kommunalforſt⸗ 
beamten zur Ausbildung anzunehmen. 
Jede Beſetzung von Forſtbeamtenſtellen muß 
zunächſt noch mit Staatsanwärtern erfolgen, 
worüber das Geſetz Vorſorge zu treffen hä.te. 
Werden junge Forſtbeamten benötigt, ſo dürfte 
es auch für Forſtgehilfen aus dem Staatsdienſt 
kein Hindernis ſein, vorübergehend im Kommunal⸗ 
forſtdienſt Beſchäftigung zu ſuchen, und die Be⸗ 
ſchäftigung müßle daher der weiteren Ausbildung 
im Staatsforſtdienſt gleichgeſtellt werden. 
Zum Vorſitzenden wurde der Unterzeichnete 
einſtimmig gewählt und die Eigenſchaft des ſtell⸗ 
vertretenden Vorſitzenden dem Schriftführer, 
Förſter Hornig⸗Bunzlau, mitübertragen. Unter⸗ 


CH 
Bezirksgruppe Wiesbaden. 

Die Herren Ortsgruppenfuͤhrer und Mite 
glieder werden gebeten, von jeder freigewordenen 
oder freiwerdenden Gemeindeforſtſtelle im Bezirks⸗ 
gruppengebiet dem unterzeichneten Vorſtand 
ſofort Kenntnis zu geben über: a) Wohnort, 
b) Entfernung zum nächſten Bahnhof (Name . . .), 
e) Schule (Realſchule, Gymnaſium, Lehrerſemmar, 
Baugewerkſchule, Bergbauſchule u. ähnl.) iſt 
in . . . d) evang. Kirchdorf .. km, kath. 
Kirchdorf ... km, e) Wohnungsverhältniſſe für 
Verheiratete und Unverheiratete. 

Lemp, Vorſitzender. 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Beröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Emiender. 
Verein mittlerer Staatsforſtbeamten 
Sachſens. 

Bezirksgruppe Auerbach. 

Gratulationsablöſung betreffend. Noch ein⸗ 
egangen find: 10 K von Förſter Kubitz Geſamt⸗ 
umme der Ablöſungsſammlung 127 A. Allen 

Gebern herzlichen Weidmannsdank! 
Baer, Vertrauensmann. 


Inhalts- Berzeichnis dieſer Nummer: 


Neujahr 1921. 1. — Zur natürlichen Verfüngung. 2. — Nochmals der Holzverabfolgezettel. 4. — Das Waffengebrauchs⸗ 
recht der Bayeriſchen Forſt⸗ und Jagdbeamten. 5. — Parlaments- und Vereinsberichte. 6. - Gelege, Verordnungen und 
Erkenntniſſe. 8. — Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 9 Forſtwirtſchaftliches 10. Geſchäftliches. 11 Brief- und Frage 
kaſten 11. — Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 12. — Verein Preußiſcher Staats⸗Revierförſter 13 — 
Nachrichten für den Verein Preußiſcher Staats förſter. 13. — Nachrichten des Vereins für Privatforſibeamte Deutſchlands 13. 
— Nachrichten des Vereins preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 14. — Nachrichten aus verichiedenen Vereinen und 
FKörperichaften. 15. 


Für die Redaltion: Okonomierat Bode Grundmann. RNeudamm. 
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& Ein gefundes % 


Töchterchen 


iſt angekommen. (114 2 


Oberförſter Hubert Grosser 
u. Frau Räte, geb Brauneck. 8 


Reinersdorf O.⸗S., 
den 25. Dezember 1920. 8 


nnn DDD 


OOOOOOOOOOOOOOOOQ 


8 Meine Verlobung mit 
8 Fräulein Lotte Stromer. 

Tochter des verſtorbenen Kgl. 
8 Forſtmſtr Hermann Strömer 
O 


dé 
Ki 


x 


D 
2 
2 


O 


u ſeiner Gemahlin Margaret, 
geb. Gloffka, zu Patſchkey, 
beehre ich mich hierdurch er⸗ 
gebenft anzuzeigen. (85 8 
Ziegelhof b. Bernſtadt, Schleſ. O 

Weihnachten 1920. 


Hermann Stolze, 
Kronprinzlicher Hilfsſörſter. 


CO 
8 


000000006 


Lucie Götſch 
Johannes Grulf 


Förſter, 
Verlobte. 


Bardenbeck. Mellenau um. 
Weihnachten 1920. 


O0000000000000009 
OO00000000000000 


8 Statt Karten. 8 
H Ihre Verlobung geben bekannt 98 


8 Elſe Nux 8 
8 Max Nolting 8 


8 Dölzigerbrück, Dölzig, 
oO 


E 
S 


0000900600000 
000000000000 


Poſt Maſſin Kr. Soldin. 
OO000000000000009 
390990909590999%9 


3 Ihre Vermählung zeigen 
an: 100 A 


2 Gutöförke N. Dale? 
und Frau Hertha, 


geb. Neubauer. 


— Forſthaus Trabehn, 
8 Weihnachten 1920. 
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Statt Karten. 
Heute verſchied nach einem Di 
arbeitsreichen Leben im Alter 
von 94 Jabren wier lieber D 
Vater, Großvater u Schwieger⸗ 
vater, der 


Kgl. Hegemeiſter a. D. 


Auguſt Großgebauer, 


Ritter des Kronen ⸗ Ordens, 
des Kriegsverdienſt⸗ Kreuzes 
rund anderer Ehrenzeichen 1 
188) Im Namen 

der Hinterbliebenen: 


Guſtav Großgebauer. 


Coeeſthaus Nick, Poſt Diesdorf - 
WC BR? den 19. 12.20 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Am 15. Dezember ſtarb in Koͤnigsberg im Alter von 
78 Jahren der (87 
Hegemeiſter d. D. 


Hermann Genſch, 


Kriegs teilnehmer von 1866 und 1870/71. 

Mit ihm iſt ein tüchtiger Forſtmann und Jäger und ein 
ausgezeichneter Menſch, der ſich überall hoher Achtung und 
großer Beliebtheit erfreute, dahingegangen. 

Länger als 30 Jahre iſt er in der Oberförſterei Greiben als 
Forſtauſſeher, Förſter und Hegemeiſter tätia geweſen. Stets 
blieb er treu ſeinem Walde, ſeinem Wilde und feinen Grund⸗ 
ſatzen, als ein untadeliger altpreußiſcher Beamter und aufrechter, 
treuer, deutſcher Mann. 

Er war der Bravpſten einer. 


Greiben, den 18. Dezember 1920. 
Zugleich. im Namen der Beamten 


der Oberförſterei Greiben: 
Zühlke, Oberförſter. 


Am 18. Dezember verſchied nach langem Leiden der 
Staatliche Förſter 


Herr Wilhelm Maczkowiak 


zu Forſthaus Hohenwalde. 


Es war ihm nur kurze Zeit vergönnt, hier ſeinen ſchönen 
Beruf auszuüben und ſich als pflichttreuer Beamter und guter 
Kamerad zu bewahren. Zu ſchnell griff die tückiſche Krankheit 
um ſich. Trauernd, legen wir den letzten grünen Bruch auf 
ſein frühes Grab. (10⁵ 


Im Namen der Beamten 


der Staatlichen Oberförſterei Neſſelgrund. 
Wrede, Forſtmeiſter. 


werden 


Nur an dieſer Stelle 


Familien ⸗ Anzeigen koſtenlos 
aufgenommen. Kaufe jede Ladung 
Verlobungen: 


Frävlein Margarete Weinberg 
in Neuhaldensleben mit dem von 
Bredow Stechowſchen Förſter 
Herru Friedrich Voß in Forſt⸗ 
haus Stechow, Kr. Weſthavelland. 


Eheſchließungen: 
Oberförſter, Lt. a. D. A. Krauſe 


in Oberförſterei Blücherwald. Poſt 
Luzine, Bezirk Breslau, mit Fräu⸗ 
lein Fried Grottke aus Groß⸗ 
Uzeſchütz, Bezirk Breslau. 


Holz u. Güter 


1 Provision 


für Vermittlung eines 
tl. Sägewerks in waldreicher 


Gegend. a 
Provinzſtadt und Bahn 

Angeb u. Nr. 73 beſ. die Gesch. 
der Deutſch. Forſt⸗3tg., Neudamm 


MIIIII!) 
Waldbestände 


Brennholz, 


Buchen 1200 A, Kiefern 1000 A 
pro 10000 kg. ſowie Eichen, 
Buchen, Fichten, Kiefern, Erlen, 
Weißbuchen, Ahorn, Pappeln, 
Papier- und Grubenholz. 
2 ganze Waldbestände. : 
Vermittler erhalten 2 % Proviſion. 
H. Bruns, Wrescherode 
bei Gandersheim (Harz). 
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Für den Nach weib 


von Waldparzellen. 
Waldgitern sowie 
Roizschlägen aller 
Art zahle ich eine 
Provision von 3 % der 
Kaufſumme. Gefl. An⸗ 
ga unt. Nr. 38 
ef. d. Geſch. d. Dtſch. 
Jäg.⸗ tg., Nendamm. 


= A 9008:908 


mit oder ohne Grund und Boden, vorwiegend Buche, ſowie 


aufgearbeitetes Holz 


frei Waggon (auch loko Wald) aus allen Provinzen Deutſchlands 


laufend zu kaufen gesucht. 


Angebote unter Angabe des Sortiments, der Menge und des 


Preiſes, 
erbeten an 


der Lage des Objektes und der EE 


Verein für chemiſche Induſtrie, 
Frankfurt a. Main. 


r 7 ge] 
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Suche Waldparzellen 
und Waldgüter 


ſowie auch aus Jahres⸗ 
ſchlägen alle Arten von 
Laubhölzern (Birken, 
Erlen, Rotbuchen und 
Weißbuchen, Rüſtern, 


Ahorn, Eichen, Eichen, 
Linden und Pappeln), 


Kiefern- und Tannen 
a lanahsizern, Papier-, 
Gruben- und Brenn- 
bhoöizern gegen Barzahl. 
zu kaufen. 89 
5 Gefl. Angebote an 
S. binn, Waldgeſchäft, 
a Tapiau Ostpr. 
a Gegr. 1875. Fernſpr. 86. 
Vermittler erhalten hohe 
5 Proviſion. 


Gemeinde- 
Oberförsierstelle. 


Zum 1. April 1921 ſoll die Ge · 
nteinde⸗Oberförſterſtelle des 
Oberforſtereivervandes Trier⸗ 


Weit, Landkreis Trier, mu 
dem Amtsſitze in Trier, infolge 
Penſionierung des ietzigen Stellen⸗ 
inhabers neu beſetzt werden. Zu 
dem Verbande gendren 58 wald⸗ 
bentzende Gemeinden und In⸗ 
nitute, die ein Waldareal von 
7577 ha beiisen. 

Die Beſoldung der Stelle iſt 
eniſprechend den für die Staats⸗ 
beamten ergangenen Beſtim⸗ 
mungen des Beamtendtenſt⸗ 
einkommengeſetzes und des Alt⸗ 
ruhegehaltsgeſetzes vom 7. 5. 1920 
nach den für die ſiaatlichen Ober⸗ 
forſter maßgebenden Satzen (Be⸗ 
ſoldungsgruppe X) ſeugeſetzt. 
Daneben wird die Wirtſchafts⸗ 
beihilfe in der fur die Staats⸗ 
beamten feitgejegten Höhe ge⸗ 
währt werden. 

Ueber die Höhe der Dienſt⸗ 
aufwandsentſchadigung ſchweben 
noch Verhandlungen. 

Bewerbungen um die vor⸗ 
genannte Stelle nehme ich bis 
zum 20. 2. 1921 entgegen. 


Trier, den 23. 12. 1920. (102 


Der k. Landrat. 
Dr. Pohl. 


Die hieſige (103 


Stadttörfterftelfe 


ie ſofort, ſpäteſtens bis zum 

1. April 1921, besetzt werden Be⸗ 
ſoldung nach Staatsgruudſätzen 
(Gruppe VI). 

Als Befähigung wird verlangt 
der Beſitz der Anſtellungsberech 
tigung im Preuß Staateforſt⸗ 
dienſtbetrieb. Bewerber müſſen 
koͤrperlich rüſtig und mit der ge: 
tamten Forſtwirtſchaft eines 
500 Hektar großen Waldes ver⸗ 
traut und Inhaber des Forſtver. 
ſorgungsſcheines ſein. 

Bewerbungsgeſuche, insbeſon⸗ 
dere von landesverwieſenen Be 
amten (Unter bringungsgeſetz vom 
30. 3. 100) find unter Beifügung 
eines Lebenslaufs, des Forſtver⸗ 
ſor gungsſcheines, ſowie einer Be⸗ 
ſcheinigung des Fürſorgeamts um⸗ 
gehend hierher einzureichen. 
Rauſchenberg, Bez. Caſſel, 23. 12. 20. 

Der Magiſtrat. 
Sommer. 


Deutſche Sort. Zeitung. 


: Mit den Beilagen: 
Forſtliche Nundſchau und Des Förfters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs - Uereins Preussischer Forstbeamten, des Vereins „Waldheil“, des Vereins 
tür Privatforstbeamte Deutschlands, des Forstwaisenvereins, des Vereins Preussischer Kommunal-Forstbeamten, des 


Vereins mittlerer Staatstforstbeamten Sachsens, 


des Uereins mecklenburg Schweriner Staatsıörster, 


des Uereins 


Thüringer Staatstörster, des Vereins Schwarzburg - Rudolstädter Forstschutzbeamten, der Vereinigung mittlerer Forst 


Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. 


Vezugspreis: Viertelfährlich 10,50 WIE Bet allen Poſt 


beamten Anhalts, des Schaumburg-Lippeschen Förstervereins, des Vereins Fürstlich Hohenzollernscher Forster. 


anſtalten (eingetragen in die beuude Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag fur 


Deutſchland und das alte Oſterreich⸗-Ungarn 13,50 


Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. 


Die Berechnung emer Lieferung nach 


dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern, auch ältere, werden fur 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieſerung der Zeitung oder Ruckzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen mmmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Auderung in Anſpruch. Ber⸗ 
räge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen 
uch anderen Zeuſchriſten übergeben werden, werden nicht bezahlt. 


Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
erqutung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres 


Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
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Neudamm, den 9. Januar 1921. 


36. Band. 


% Ausbau des forſtlichen Hochſchulunterrichts 
an der Aniverſität Gießen. 


Von Dr. W. Borgmann, 
o. 5. Profeſſor der Forſtwiſſenſchaft, Direktor des Forſtinſtituts der Univerſität Gießen. 


Eine Entſcheidung von weittragender Be⸗ 
deutung iſt in der ſchon ſeit längerer Zeit 
ſchwebenden Frage des Ausbaues oder Ab⸗ 
baues des forſtlichen Hochſchulunterrichts 
an der Heſſiſchen Landesuniverſität Gießen 
kürzlich gefallen. 

Daß dieſe Frage von der Heſſiſchen 
Regierung zugunſten eines vollwertigen 
Ausbaues entſchieden worden iſt, wird nicht 
nur in Heſſen, dem ſein auf eine bald 
hundertjährige, ehrenvolle Geſchichte zurück— 
blickendes Forſtinſtitut nunmehr erhalten 
bleibt, ſondern auch weit über ſeine Grenzen 
hinaus lebhaft begrüßt werden. 

Handelt es ſich doch um eine Ent⸗ 
ſcheidung, die auf die künftige Geſtaltung 
des forſtlichen Hochſchulunterrichts in 
Deutſchland ganz allgemein nicht ohne 
Einfluß bleiben wird. 

Der forſtliche Hochſchulunterricht war ſeither 
in Deutſchland an den Univerſitäten München, 
Gießen und Tübingen, an der techniſchen 
Hochſchule in Karlsruhe und an den Forſt⸗ 
akademien Eberswalde, Münden und 
Tharandt vertreten. 

Eine ſchon vor Beginn des Krieges in Fluß 
gekommene Bewegung zugunſten einer Bu: 
iammenlegung des in Gießen, Tübingen 
und Karlsruhe beſtehenden forſtlichen Hoch— 
ſchulunterreichts — deſſen Einrichtungen den 


zm Laufe der Jahre erheblich geſtiegenen 
Anforderungen an Lehre und Forſchung nicht 
mehr genügten — an einer ſüdweſtdeutſchen 


Univerſität, als welche nach ſeiner geographiſchen 
Lage nur Heidelberg in Frage kommen 
konnte, ſetzte alsbald nach Beendigung des 
Krieges erneut ein und drängte zur Entſcheidung. 


Ziele fiel jedoch, da Baden ſich außer⸗ 
ſtande ſah, einer Verlegung nach Heidelberg 
zuzuſtimmen, unter der Beteiligung Württent- 
bergs, das hiermit ſeine forſtliche Lehrſtätte 
in Tübingen aufgab, für Freiburg i. B 
Damit ſchied Heſſen, für welches das weit— 
abgelegene Freiburg i. B. nicht in Frage 
kommen konnte, aus. Um ſo brennender wurde 
aber die Frage des Ausbaues des forſtlichen 
Hochſchulunterrichts an feiner Landesuniverſität 
Gießen. 

Ziele nahm, alsbald nach der ſchon im 
Frühjahr 1920 erfolgten Eröffnung des forft: 
lichen Hochſchulunterrichts in Freiburg i. B. 
in einer von Fakultät und Senat einſtimmig 
gefaßten Entſchließung, der ſich ebenſo einmütig 
auch die in Gießen immatritulierten rund 
70 Studierenden der Forſtwiſſenſchaft anſchloſſen, 
das Schickſal des ſeit langen Jahren mit ihr 
eng verbundenen Forſtinſtituts ſelbſt in 
die Hand. . 

Es geſchah dies durch eine, an das Heſſiſche 
Landesamt für das Bildungsweſen in Darmſtadt 
gerichtete Eingabe, entweder den forſtlichen 
Hochſchulunterricht in Gießen vollwertig aug- 
zubauen, oder ſeine Aufhebung zu beſchließen 

Als vollwertiger Ausbau wurde, neben 
einer dauernden Beſetzung der ſchon beſtehenden 
drei forſtlichen Lehrſtühle, die Errichtung 
von drei weiteren, ſeither in Gießen nicht 
vertretenen Lehrſtühlen für angewandte 
Naturwiſſenſchaften, und zwar für forft- 
liche Botanik, Zoologie und Bodenkunde 
nebſt zugehörigen Inſtituten gefordert. 

Bereits am 30. Juni 1920 fiel die Ent 
ſcheidung der Heſſiſchen Regierung zugunftee 
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SE Ausbaues d dem von der Landesuniverſität 1 gone ſſiſche Sta ein 
verlangten Umfange. ittel. Der Heſſiſche Staat, der die erſten 
Nicht München und Freiburg i. B., Schritte zu einer Verwirklichung gegeben hat, 
ſondern München, Freiburg i. B. und kann die Koſten allein nicht tragen. Er 
Gießen konnte eine befriedigende Löſung der vertraut daher auf ein einmütiges Zuſammen⸗ 
und Weft * für Süd⸗, Mittel⸗ 5 Gießen deele sich Co SC 
un eſtdeutſchland ſein. . er a Leben in Ausſicht geſtellten 
Zumal für Zi Oe nn aber Ge E Kaſerne auf die 
und Weſtdeutſchlands mußte Gießen — Mitwirkung der Gießener Hochſchulge⸗ 
ganz abgeſehen von ſeiner langjährigen, forſt⸗ ſellſchaft, vor allem aber auf eine werktätige 
lichen Tradition — nach ſeiner günftigen | Unterſtützung durch den Privat⸗ und Ge⸗ 
geographiſchen Lage, zugleich als Ausgangs⸗ meindeforſtbeſitz, durch den Holzhandel 
punkt zahlreicher Schienenwege, vor allem aber und die Holzinduſtrie, und im Hinblick auf 
ſeiner näheren wie weiteren, überaus vielſeitigen die Organiſation der Schädlingsbekämpfung 
Waldumgebung wegen als die gegebene auch auf die Hilfe der intereſſierten Kreiſe der 
i re a EEE ga an cr Ba 
2 S e 
Einer lebhaften Unterſtützung hatte ſich die Thüringens, das ſeither ſchon feine Anwärter 
Landesuniverſität in den Tagen der Entſcheidung für den Forſtverwaltungsdienſt nach Gießen 
1 ee Wie G See Ee 5 entſandt hatte. 
erwaltung ſich bereit erklärte, die im Eigentum. In Kürze wird ein Aufruf zur Errichtung 
der Stadt ſtehende Städtiſche Kaſerne, ein einer „Forſthochſchulſtiftung'an né Uni⸗ 
nach ſeiner Lage und Bauart ebenſo ſchönes, verſität Gießen“ an alle beteiligten Kreiſe 
als nach ſeiner Größe und Einrichtung für und Freunde der grünen Farbe ergehen, um 
Er ES den Heſſiſchen Staat in feinen Vorhaben, 
5 . das weit über die Grenzen Heſſens hinaus den 
Forſtinſtitut zur Verfügung zu ſtellen. Intereſſen unſerer vaterländiſchen Bodenkultur 
. f 
„Die Raumfrage dürfte hiermit einer zu dienen berufen iſt, durch die Aufbringung 
überaus glücklichen Löſung entgegengehen. privater Mittel zu unterſtützen. 
Dieſe Löſung iſt um ſo bedeutungsvoller, See 1 6 
als die künftigen Inſtitute für angewandte Alle für die genannte Stiftung beſtimmten 
f 5 Sg Beiträge werden heute ſchon von der Gießen 
Naturwiſſenſchaften nicht nur den Intereſſen Derwage Së Sr 5 Bermittl S Ge 
der Forſtwirtſchaft ſelbſt, ſondern auch weiterer no geſel Ka SC E 5 
. e der FF 8 * ank in Gießen 
er Landwirtſchaft, Gartenkultur und 
des Obſt⸗ und Weinbaues durch Mitein⸗ Wenn alle freudig helfen, wird zu hoffen 
beziehung der Schädlingsbekämpfung zu ſein, daß das bis jetzt glücklich eingeleitete 
dienen beſtimmt ſind. Unternehmen rüſtig voranſchreiten und einſt in 
Hierfür dürfte Gießen um ſo mehr eine geeignete der Geſchichte unſerer deutſchen Forſtwirtſchaft 
Forst 11 Far ee een irtſch 25 e f Marz ar ee E 
Forſtwirtſchaft auch die Land wirtſchaft ein Markſtein auf de vir - 
vertreten iſt, die ebenfalls einem Ausbau ihrer lichen Wiedergeburt des deutſchen Volkes in 
Einrichtungen entgegenſieht. ſchwerer Zeit. 
— 88. 20 


Beſcheidene Wünſche eines Privatforſtbeamten. 


Ein Hauptmerkmal der neuen Zeit, die über anerkennen wollen, ſeine Aufgabe ſehr vrum 
uns hereingebrochen iſt, iſt der enge 1 genommen und gute Erfolge erzielt. 
ſchluß aller Stände, die dadurch zu bedeutenden Für diePrivatforſtbeamten war der Zuſammen⸗ 
Machtfaktoren emporgewachſen find. Wird dieſe ſchluß dringend notwendig, — die Verhältniſſe 
Macht in verſtändiger Weiſe und am richtigen lagen hier, wir wollen es ruhig ausſprechen, 
Orte angewandt, ſo kann zweifellos viel Gutes vielfach doch ſehr im argen. Ausnahmen gab 
geſchaffen werden; wir haben aber leider ſehr es, bei mancher größeren und kleineren Privat⸗ 
oft auch das Gegenteil erlebt. forſtverwaltung ſtanden die Beſoldungsverhält⸗ 
Auch die Waldbeſitzer und die Forſtbeamten niſſe, die doch den ſpringenden Punkt bilden, 
haben ſich, den Forderungen der Zeit ent⸗ kaum hinter denen der Staatsforſtverwaltung 
ſprechend, eng zuſammengeſchloſſen. Für die zurück, aber im allgemeinen waren das eben 
Privatforſtbeamten beſtand zwar ſchon lange doch nur Ausnahmen. Gar mancher anerkannt 
ein Verein, der Verein für Privatforſtbeamte tüchtige Privatforſtbeamte ſaß auf kärglicher 
Deutſchlands, der jedoch erſt vor verhältnis⸗ Stelle und hatte einen ſchweren Kampf ums. 
mäßig kurzer Zeit in die Lage kam, eine Daſein zu führen, beſonders wenn er noch 
energiſchere und fruchtbringendere Tätigkeit mehrere unverſorgte Kinder hatte. Er mußte 
zum Wohle ſeiner Mitglieder zu entfalten. auf ſeiner Stelle ausharren, da er gar wohl 
Er hat aber dann auch, wie wir dankbar! wußte, daß es bei der Menge der vorhandenen. 
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Privatforſtbeamten für ſeinen Dienſtherrn ein Beamte von guter allgemeiner wie gediegener 
leichtes war, einen anderen Beamten zu finden. Fachbildung; nur Beamten, die allgemeine 


Dank des Entgegenkommens der Waldbeſitzer⸗ 
Vereine in Verbindung mit dem Eintreten der 
Forſtbeamten⸗Vereine iſt heute wohl faſt überall 
manches anders geworden. Aber zu tun bleibt 
noch viel. 

Ein ſehr wunder Punkt bleibt die Alters⸗ 
und Hinterbliebenen⸗Verſorgung der Privatforſt⸗ 
beamten. Mit banger Sorge denken die meiſten 
von uns an den Tag, wo die altersſchwachen 
Glieder verſagen und ausruhen wollen von 
harter Lebensarbeit. Erſparniſſe zu machen, 
war bei unſern ſchmalen Einkünften nicht möglich: 
was wollten auch die wenigen Notgroſchen, die 
beſtenfalls erdarbt werden konnten, heute 
bedeuten! Unſere Söhne, die uns dereinſt, wie 
wir im ſtillen hofften, eine Stütze im Alter 
ſein ſollten, liegen zumeiſt auf den Schlacht⸗ 
feldern begraben. Was uns die Angeſtellten⸗ 
Verſicherung einſt gewährt, reicht kaum fir den 
Sarg. Selbſt ſolche Privatforſtbeamten, die 
die Anwartſchaft auf Alters⸗ und Hinter⸗ 
bliebenen⸗Verſorgung verbrieft haben, können 
ſich der Sorge nicht entſchlagen, ob ihnen das 
einſt viel nützen wird, die Beſitz⸗ und ſonſtigen 
Verhältniſſe ſind ja ſo unſicher geworden, und 
die vor Jahren feſtgeſetzten Beträge ſind jetzt 
ganz unzulänglich. Geſchehen muß in dieſer 
Hinſicht etwas; freilich ſind die zu überwindenden 
Schwierigkeiten groß, aber wo ein Wille iſt, 
iſt auch ein Weg. Anderenfalls darf ſich 
niemand darüber wundern, daß mancher wackere 
Grünrock, dem treues Feſthalten am Landes⸗ 
oder Dienſtherrn heute noch als etwas ganz 
Selbſtverſtändliches gilt, ins Lager der Unzu⸗ 
friedenen abſchwenkt, wo heute eine Geſinnung 
Boden gewinnt, die man früher in der grünen 
Farbe nicht kannte. Wenn ſie aber vorhanden 
iſt — und ſie iſt es —, dann müſſen aber auch 
noch andere Urſachen mit im Spiele geweſen ſein. 

Damit kommen wir auf etwas zu ſprechen, 
wovon unſeres Wiſſens bisher in der Gffent⸗ 
lichkeit ſelten die Rede war: auf das richtige 
Verhältnis zwiſchen Dienſtherrn und Beamten, 
zwiſchen Vorgeſetzten und Untergebenen. Die 
ſtaatlichen und kommunalen Forſtbeamten ſeien 
dabei außer Betracht gelaſſen; ſie helfen ſich 
ſelbſt, anders die Privatforſtbeamten. In ihren 
—Kreiſen weiß man recht gut, daß ein Dienſtherr 
auch heute noch Mittel und Wege hat, einen 
unbequem werdenden Beamten loszuwerden, 
und die Sorge um Weib und Kind iſt auch 
heute noch ein guter, aber auch recht drückender 
Maulkorb. Dafür, daß das Verhältnis zwiſchen 
Vorgeſetzten und Untergebenen ſo iſt, wie es 
ſein ſoll, ſorgt der gerechte Dienſtherr von 
ſelbſt; iſt aber ſein eigenes Verhalten ſeinen 
Beamten gegenüber immer ſo, wie es die neue 
Zeit einmal erheiſcht? 

Der Waldbeſitzer verlangt heute mit Recht 
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Achtung genießen, vertraut er ſeinen wertvollen 
Wald an. Dieſe beſitzen aber auch, das darf 
nicht überſehen werden, ein ſcharf ausgeprägtes 
Pflicht⸗ und nicht minder ſcharf ausgeprägtes 
Ehrgefühl. Launenhaftigkeit, Ungerechtigkeit 
oder gar Günſtlingswirtſchaft ſind ihnen gegen⸗ 
über nicht am Platze. Wir möchten aber noch 
einen Schritt weitergehen. Noch vor wenigen 
Jahrzehnten ſoll es Dienſtherren gegeben haben, 
die ihre ſämtlichen Förſter vor aller Offentlichkeit 
nicht anders als mit „Du“ anredeten, ſie gehören 
wohl heute der Vergangenheit an. Einzel⸗ 
fälle kommen aber auch heute noch vor, ſie ſind 
ebenſowenig mehr am Platze. Aber noch etwas: 
Kommt der Beamte heute zu ſeinem Schuſter 
oder Schneider und redet ihn einfach mit „Müller“ 
oder „Schulze“, nicht aber „Herr Müller“ und 
„Herr Schulze“ an, ſo kann er darauf gefaßt 
ſein, entweder die Tür alsbald von draußen 
zumachen zu müſſen oder aber günſtigſtenfalls 
die Quittung für feine Formloſigkeit ſpäter 
auf der Rechnung zu bekommen. Folgerichtig 
können wir es nicht in der Ordnung finden, 
wenn der Dienſtherr ſeinem ergrauten Oberförſter 
oder Förſter, der Oberförſter ſeinem Förſter, 
vor verſammelten Holzhauern, Kulturarbeitern 
oder Treibern das kleine Wörtchen „Herr“ verſagt. 
Anerkennen wollen wir, daß dieſe patriarchalifche 
Anrede in manchen Fällen der Ausdruck be⸗ 
ſondern Wohlwollens und Vertrauens ſein ſoll: 
der Beamte faßt es wohl auch ſo auf, nicht 
aber der moderne Arbeiter, der es mit anhört. 
Der macht ſich einen ganz andern Vers darauf. 
Er ſagt im ſtillen: „Hm, der Oberförſter, der 
Förſter, die doch meine Vorgeſetzten ſein ſollen, 
werden nicht anders behandelt wie ich ſelbſt, 
folglich ſind ſie ja auch gar nicht mehr als ich 
ſelbſt“, — und die Autorität geht in die 
Brüche! Liegt gar, was wir nicht einmal 
annehmen wollen, dieſer Formloſigkeit perſön⸗ 
licher Hochmut zu Grunde, dann iſt der Schaden 
noch viel größer, ja unheilbar. Das Ehrgefühl 
des Beamten wird verletzt, er kennt ſeine 
Arbeiter, weiß, daß ſeine Autorität erſchüttert 
wird, ohne daß er es hindern kann, und ſeine 
Dienſtfreudigkeit iſt dahin, er iſt vergrämt und 
dann Einflüſſen zugänglich, die er ſonſt weit 
von ſich weiſen würde. Unſere Ausführungen 
mögen manchem übertrieben, ja kleinlich vor⸗ 
kommen, wir ſind darauf gefaßt, haben aber 
unſere Erfahrungen hinter uns; man frage nur 
einmal die Beamten ſelbſt. Darum nichts für 
ungut: ein wenig Höflichkeit auch dem Geringſten 
gegenüber hat dem wahrhaft Gebildeten 
noch niemals geſchadet, kann ihm aber gerade 
zu heutiger Zeit weit mehr nützen, als er 
vielleicht ahnt. 

Ein alter Forſtverwaltungsbeamter 

des Privatdienſtes. 
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Aufbau der Gemeindeförſterlaufbahn. 


Von Revierförſter Noedler. 


Die Regelung der Gemeindeförſterlaufbahn 
muß ſich einheitlich über ganz Preußen erſtrecken. 
Aber von allen preußiſchen Gebietsteilen iſt es 
der Regierungsbezirk Wiesbaden, der am meiſten 
die Notwendigkeit einer Geſundung auf der Grund⸗ 
lage rechtsgültiger Vorſchriften erkennen läßt. 

Selbſt das vor einem halben Jahrhundert 
aufgelöſte Herzogtum Naſſau hatte geregelte, 
wenn auch nicht immer genau befolgte Be⸗ 
ſtimmungen über die Ausbildung ſeiner Forſt⸗ 
und Jagdbeamten, die in einer dreijährigen 
Lehre ihren Anfang nahm. Die Gehälter der 
ausgebildeten Beamten erſchienen gering, oft 
waren es kaum hundert Gulden jährlich; doch 
überragten bei dem vorzüglich gepflegten Wild⸗ 
ſtand der herzoglichen Jagdreviere die Schuß⸗ 
gelder das wirkliche Gehalt. 

Als das Herzogtum im Jahre 1866 im 
„Regierungsbezirk Wiesbaden“ Preußen ein⸗ 
verleibt wurde, traten auch im Forſtfache weſent⸗ 
liche Anderungen ein. Die altnaſſauiſchen 
Oberförſter wurden ohne Unterſchied, ob ſie 
Staats- oder Gemeindewald vorſtanden, königlich⸗ 
preußiſche Oberförſter; die herzoglichen Förſter, 
die mehr Staats⸗ als Gemeindewald in ihren 
Bezirken hatten, wurden preußiſche Staatsförſter 
und die Förſter auf Stellen mit vorwiegend oder 
ausſchließlich Gemeindewald: Gemeindeförſter. 
Den zu unmitttelbaren preußiſchen Staatsbe⸗ 
amten ernannten altnaſſauiſchen Forſtbedienſteten 
wurden von nun ab alle Dienſtbezüge ein⸗ 
ſchließlich Ruhe⸗ und Hinterbliebenengehalt der 
königlichen Oberförſter und Förſter zuteil. Die 
Gemeindeförſter waren nur auf das geringe 
Bargehalt angewieſen, die Schußgelder fielen 
weg, Ruhegehalt gab es nicht, obwohl die 
Berufspflichten die gleichen waren. Ihr Leben 
kümmerlich zu friſten, war von nun ab das 
Los vieler dieſer oft ſchon hochbetagten Beamten. 
Das Recht, die Walduniform der königlichen 
Forſtbetriebsbeamten zu tragen, war zwar eine 
Ausnahmeſtellung im ganzen neuen preußiſchen 
Staate, konnte als Troſt gelten. 

Auf die wegen der fehlenden Ruhegehalts⸗ 
berechtigung nur langſam frei werdenden Stellen 
der greiſen Gemeindeförſter ſchickte der preußiſche 
Staat ſeine überzähligen beſchäftigungsloſen 
Anwärter. Die Gemeinden hatten dadurch den 
Vorteil, jugendliche, forſtlich vorgebildete und 
geprüfte, arbeitsfriſche Beamten zu bekommen, 
mußten aber den Nachteil hinnehmen, die Be⸗ 
amten, die auf ihren Stellen Kenntniſſe und 
Erfahrung geſammelt, vorzeitig an den Staat 
zurückgeben und dafür wieder Neulinge ein⸗ 
tauſchen zu müſſen. Nur wenige einſichtsvolle 
größere Gemeinden kamen auf den klugen Ein⸗ 
fall, die vorübergehend weilenden Forſthilfs⸗ 
aufſeher durch genügende Gehälter als Gemeinde⸗ 
förſter dauernd an ſich zu feſſeln. Die große 
Mehrzahl der Gemeinden verließen ſich auf die 


aber in ihrer Einwirkung auf die Gehälter 
verſagte. 

Das Geſetz vom 12. Oktober 1897 mit der 
langerſehnten Ruhegehaltsberechtigung nahm 
der Regierung die Beſetzung der Gemeinde⸗ 
forſtſtellen und legte Wahl und Anſtellung in 
die Hände der Waldeigentümer, gab aber der 
Aufſichtsbehörde neben dem Beſtätigungsrecht 
die Befugnis, angemeſſene Gehälter feſtzuſetzen. 
Damit ſchienen beſſere Zeiten für uns zu 
kommen. Die längſt dienſtmüden Gemeinde⸗ 
förſter traten in raſcher Folge in den Ruheſtand 
Die Aufſichtsbehörde hätte durch angemeſſene 
Gehaltsfeſtſetzungen den Gemeinden dauernde, 
gut ausgebildete Forſtbeamten gewährleiſten und 
damit zugleich die drückende Überfüllung der 
Staatsforſtlaufbahn mildern können. Leider 
aber hielt die Regierung zu Wiesbaden vielfach 
an ihrem ſeit fünf Jahren eingeführten Brauch 
feſt, ungelernte Waldarbeiter, Kleinbauern, 
ländliche Handwerker uſw. auf die Stellen zu 
bringen, und machte anderſeits von ihren 
Recht, für beſſere Gehälter einzutreten, ſo 
zögernden und unklaren Gebrauch, daß ſie 
damit vielfach erſt den Widerſtand der Gemeinden 
entfachte und, wo er fchon vorhanden war, 
verſtärkte; ja in wiederholten Fällen hat die 
Regierung mit Erfolg ſogar bis heute der von 
den Gemeinden gewünſchten Gehaltsverbeſſerung 
hartnäckigen Widerſtand entgegengeſetzt und da⸗ 
durch ſchwere Erbitterung hervorgerufen. 

Der „Verein der Kommunalforſtbeamten 
des Regierungsbezirks Wiesbaden“ oder, wie 
er ſeit Jahresfriſt heißt, „die Bezirksgruppe 
Wiesbaden des „Vereins Preußiſcher Kommunal⸗ 
forſtbeamten“, hat in unſäglicher Arbeit ſich für 
zeitgemäße Ausbildung und beſſere Gehälter . 
eingeſetzt. Die Gehaltsbewegung geht jetzt 
endlich ihrem Erfolg auf Grund geſetzlicher 
Vorſchrift entgegen. In der Ausbildungs⸗ 
ſache ſind wir aber über kleine und zudem 
ſehr unbeſtimmt gehaltene Zuſagen unſerer 
Regierung nicht hinausgekommen. 

Eins iſt aber — gerade durch die Nicht⸗ 
erfüllung — erreicht: das geweckte Bewußtſein, 
daß eine Geſundung nicht mehr aufzuſchieben 
iſt. Zahlloſe gut ausgebildete Forſtbeamte ſind 
ohne Stelle in unſerm Vaterland, und der 
Bezirk Wiesbaden nimmt trotzdem Neuanwärter 
an, deren ſpätere Verwendung, deren Anrechte 
auf Anſtellung durch keinerlei Vorſchriften 
einigermaßen geſichert iſt. Es iſt ſchwer, einen 
Grund für dieſes Verfahren zu finden, will 
man ihn nicht darin ſehen, die Beſoldung niedrig 
zu halten. 

Obgleich dieſe ganz unhaltbaren Verhältniſſe 
nur in Wiesbaden beſtehen, darf die Regelung 
der Gemeindeförſterlaufbahn — wie ſchon in 
der Einleitung geſagt — nicht nur im Umfange 
des Naſſauer Ländchens erfolgen. Eine ſtreng 


Regierung, der die Stellenbeſetzung oblag, die! geregelte Forſtlaufbahn iſt nicht nur für den Bezirk 
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Wiesbaden und nicht nur für die Gemeinde⸗ 
forſtbeamten, ſondern für alle Staats⸗ und Ge⸗ 
meindeforſtbeamten in Preußen wichtig. — — — 

Mehrere Wege können zum Ziel führen: 

a) Verſtaatlichung, 

b) eigene Gemeindeförſterlaufbahn, 

c) Austritt ſtaatlicher Anwärter aus dem 
Staatsdienſt. 

Die Verſtaatlichung iſt der nächſtliegende 
und für uns Gemeindeforſtbeamten der liebſte 
Weg. Der Staat übernimmt — wie er es 
nach dem Jahre 1866 mit den herzoglichen 
Oberförſtern ohne Staatswald und den Förſtern 
mit mehr als 50 % Staatswald getan — 
fämtliche Gemeindeförſter als Staatsbeamte. 
Sache des Staates bliebe es, ſich ſeine Gehalts⸗ 
beträge von den Waldbeſitzern zurückerſtatten 
zu laſſen, wie es Sache der Gemeinden bliebe, 
ſich ihr Mitbeſtimmungsrecht bei der Beamten⸗ 
wahl und Stellenbeſetzung zu ſichern. Ob 
dieſer Wunſch je mehr als ein Wunſch ſein 
wird, ob er Ausſicht auf Verwirklichung hat, 
iſt noch recht umſtritten. — 

Ein Beiſpiel für den zweiten Weg finden 
wir im Gemeinde⸗Forſtverwaltungsdienſt. Der 
Anwärter für den höheren Gemeindeforſtdienſt 
macht den gleichen Ausbildungsgang durch wie 
die ſtaatlichen Anwärter. Er muß aber von 
Anfang an auf ſtaatliche Anſtellung Verzicht 
erklären und erwirbt trotz ſeiner Eigenſchaft 
als Forſtreferendar und Aſſeſſor nur das Recht, 
Gemeinde⸗Oberförſter bei etwaiger Wahl werden 
zu können. Auf uns übertragen, hätte der 
Gemeindeförſteranwärter die Ausſicht, „ſtaatlich 
preußiſcher Forſtgehilfe“, „ſtaatlich preußiſcher 
Hilfsförſter“ zu werden, natürlich ohne An⸗ 
ſprüche auf ſtaatliche Beſoldung; von dann ab 
bliebe ihm „nur“ das Recht auf den Gemeinde⸗ 
förſter. 

Der dritte Weg wäre übertritt von Staats⸗ 
anwärtern in den Gemeindeforſtdienſt, nicht 
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durch Zwang, ſondern freiwillig. Es gibt 
dann nur eine Art von Forſtlehrlingen, Forſt⸗ 
gehilfen, Hilfsförſtern. Aus eigenem Entſchluß 
wählen ſie für Lebenszeit den Gemeindedienſt, 
nachdem ſie die nötigen Kenntniſſe erworben 
und dieſe durch zwei Prüfungen nachgewieſen 
8 nicht als zu „nur“ Gemeindeförſtern 

erechtigte, ſondern als vollberechtigte Anwärter. 
Ein Beiſpiel finden wir im höheren Lehrfach: 
eine Ausbildung zum „nur“ ſtädtiſchen Gymnaſial⸗ 
lehrer gibt es nicht. Es gibt nur ein Lehr⸗ 
ſtudium. Danach tritt der zum Staatsdienſte 
vollberechtigte höhere Anwärter freiwillig in 
den kommunalen Gymnaſial⸗ oder Hochſchuldienſt. 
Den Begriff einer Zweitklaſſigkeit der in den 
Städten tätigen höheren Lehrer hat man nicht 
geſchaffen. Auf die einheitliche Ausbildung 
und Berechtigung iſt es zurückzuführen, daß 
der Gegenſatz zwiſchen Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
Oberförſter, die Zweitklaſſigkeit der Gemeinde⸗ 
förſter gegenüber den Staatsförſtern im höheren 
Lehrſtande nicht zur Geltung kommt. Den 
Unterſchied ſtaatlicher oder ſtädtiſcher Oberlehrer, 
Univerſitätsprofeſſor uſw. ſcheint man im öffent⸗ 
lichen Leben nicht zu kennen. — 

Eine Ausbildung, eine Berechtigung! Es 
wäre auch für uns ein einfacher und gangbarer 
Weg. Er hätte manch Vorzug gegenüber 
den vorher genannten. s wäre erforderlich, 
die jährliche Annahmezahl der ſtaatlichen Forſt⸗ 
lehrlinge in den Regierungsbezirken mit Ge⸗ 
meindewald ſinngemäß zu erhöhen und dabei 
die Söhne der Gemeindeforſtbeamten in ent⸗ 
ſprechendes Verhältnis zu den Staatsförſter⸗ 
ſöhnen zu bringen. Selbſtverſtändlich — es 
muß bei jeder Erörterung von neuem betont 
werden — unter ausdrücklicher Wahrung der 
Gleichberechtigung aller heute vorhandenen, vor 
April 1920 rechtmäßig angenommenen Gemeinde⸗ 


forſtanwärter und ⸗beamten bis zu ihrem reſt⸗ 


loſen Aufbrauch. 


Die Reiſe⸗ und Amzugskoſten der Staatlichen preußiſchen 
Forſtbetriebsbeamten. 


Von Regierungs⸗Oberſekretär Heine. 
(Jortſetzung.) “) 


B. Transportkoſten. 


Umzuges vom tatſächlichen Wohnort nach dert 


9. Bei Erſtattung der Frachtkoſten für Eiſen⸗ dienſtlichen Wohnort (vergl. Ziff. 2). 


bahn oder Landweg iſt die Entfernung vom bis⸗ 
herigen dienſtlichen Wohnort unmittelbar zum 
jetzigen dienſtlichen Wohnort zugrunde zu legen. 
Waren oder ſind die dienſtlichen und die tat⸗ 
ſächlichen Wohnorte nicht gleich, ſo werden die 
Frachtkoſten uſw. für die kürzere Strecke erſtattet. 
Hierdurch erwächſt ſelbſtverſtändlich kein Anſpruch 
auf Erſatz der Koſten eines etwaigen ſpäteren 


*) Leider konnten wir infolge des ſteten 
Raummangels den Reſt dieſes Artikels im alten 
Jahre nicht mehr veröffentlichen. Wir bringen 
nunmehr eine Fortſetzung und hoffen den Aufſatz 
in nächſter Nummer zu Ende führen zu können. 


{ 


10. Die Mehrkoſten für einen Umweg ſowie 


[die Koſten für das Abſetzen der Möbelwagen 
und für das Ent⸗ oder Beladen an einem dritten 
Ort ſind nicht erſtattungsfähig (ſiehe auch Ziff. 3). 
Eine Ausnahme wird nur hinſichtlich der Beamten 
aus den abgetretenen Gebieten zugelaſſen, denen 
die Koſten des Umzuges über den ſelbſtgewählten 
Zufluchtsort erſtattet werden können, wenn der 
Nachweis erbracht iſt, daß der Beamte vor 
der Bekanntgabe der Verfügung über ſeine 
anderweite Verwendung mit ſeinem Um⸗ 
zugsgut einen Zufluchtsort unbedingt aufſuchen 
mußte. 
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Wegen der aus den abgetretenen Oſtgebieten 
bereits verſetzten Beamten ſiehe Ziffer 2. 

Der Umzug vom letzten Dienſtort über den 
Zufluchtsort nach dem neuen Dienſtort rechnet als 
ein Umzug im Sinne des Umzugskoſtengeſetzes. 

11. Das Umzugsgut eines Beamten iſt ge⸗ 
ſammelt zu verſenden. Die Koſten für das Vor⸗ 
und Nachſenden einzelner Stücke als Frachtgut, 
in Poſtpaketen oder dergleichen können aus⸗ 
nahmsweiſe nur dann erſtattet werden, wenn nach⸗ 
gewieſen iſt, daß die Koſten auch entſtanden wären, 
wenn die Stücke mit dem übrigen Umzugsgut 
zugleich verſandt worden wären, jedoch vor⸗ 
behaltlich der nach Ziffer 5 vorgeſehenen Be⸗ 
ſchränkung des Laderaumes. Die Beförderungs⸗ 
ee für das Reiſegepäck werden nach Ziffer 13 ff. 
e 


rſetzt. 

Mehrkoſten, die durch Verſendung als Eil⸗ 
fracht gegenüber der gewöhnlichen Verſendung 
entſtehen, ſind nicht erſtattungsfähig. (Vergl. 
aber Ziff. 6.) 

12. Erſtattungsfähig ſind in Grenzen der 
Ziffern 5, 9, 10 und 11: 

a) die Koſten für die Geſtellung der Möbel⸗ 
wagen, eines Packers und der nötigen 
Transportarbeiter, ferner die vertragsmäßigen, 
andernfalls die ortsüblichen Trinkgelder für 

e Transportarbeiter, die 


Koſten für die Mah 

Standplatz nach der alten Wohnung, von der 
alten Wohnung zum Bahnhof, für die Ab⸗ 
fuhr vom Bahnhof nach der neuen Wohnung 
und dann zum Standplatz, die Eiſenbahn⸗ 
frachtkoſten, gegebenenfalls auch die Koſten 
für die Herſendung oder Rückſendung der 
leeren Möbelwagen einſchließlich An⸗ und 
Abfuhr, ſowie die Auslagen für die Reiſe des 
Packers nach dem alten und dem neuen 
Wohnort des Beamten und zurück; 

b) Leihgebühren für Kiſten, Körbe und Säcké 
einſchließlich der Koſten für die Rückſendung, 
ferner die Koſten für ſonſtiges Packmaterial, 
wie Papier, Stroh, Holzwolle. Sind Kiſten, 
Körbe und Säcke gekauft worden, ſo ſind 
höchſtens 30 % der Anſchaffungskoſten zu 
erſtatten; 

c) die Prämien für die Verſicherung des Um⸗ 
zugsgutes während des Transportes. 
Nicht Re ind die Prämien für 
eine Aufruhrverſicherung und für ähnliche 
Verſicherungen, ferner nicht die Prämien für 
die Verſicherung der Möbel gegen Gefahr 
jeder Art während der Zeit, in der ſich die 
Möbel auf Lager, Speicher oder in ſonſtigen 
Unterſtellräumen befanden; 

d) die Standgelder, die für die nicht recht⸗ 
zeitige Be⸗ oder Entladung der Eiſenbahn⸗ 
wagen an die Eiſenbahnverwaltung zu zahlen 
ſind, ſofern kein Verſchulden vorliegt. Die 
Zahlung von Standgeldern iſt eingehend zu 
begründen. Nicht erſtattungsfähig ſind die 
Stand⸗ oder Lagergelder, die einzelne Spe⸗ 
ditionsfirmen anfordern, wenn der beladene 
Möbelwagen auf ihren Lagerplätzen oder 


dergleichen noch einige Zeit untergeſtellt 
werden muß; 

e) die Koſten des Transports der Möbel vom 
Bahnhof zum Lager⸗, Speicher⸗, Unterſtell⸗ 
raum und vom Lager uſw. nach der Wohnung 
oder Notwohnung, einſchließlich der Koſten 
für das Ein⸗ und Auslagern, ſowie etwaige 
Trinkgelder in Grenzen der Ziffer 12a. 

Die Koſten der Lagerung ſelbſt (Lager⸗ 
Ce Speichermiete) ſind nicht erſtattungs⸗ 
fähig. 

C. Allgemeine Umzugskaſten. 

13. Erſtattungsfähig ſind: 

a) in angemeſſenen Grenzen die Koſten zur 
Erlangung einer Wohnung (vorausgeſetzt, daß 
dem Beamten weder eine Dienſtwohnung 
noch eine Unterkunftsſtelle auf einem ſtaat⸗ 
lichen Gehöft uſw. zur Verfügung ſteht oder 
geſtellt ift), wie Inſertionskoſten, Vermitt⸗ 
lungsgebühren. An dieſen Gebühren dürfen 
bis auf weiteres höchſtens 100 A erſtattet 
werden. 

b) die baren Auslagen und tatſächlichen Mehr⸗ 
ausgaben für die einmalige Reiſe einer 
Perſon zum Suchen oder zum Mieten einer 
Wohnung am neuen Dienſt⸗ oder Wohnorte. 
Zum Suchen oder Mieten werden neben 
den Reiſetagen für die Hin⸗ und Rückreiſe 
höchſtens drei Tage zugebilligt. Von den 
Forſtbetriebsbeamten darf höchſtens das 
Eiſenbahnfahrgeld für die 3. Wagenklaſſe an⸗ 
gefordert werden. Mehrkoſten für Schnell⸗ 
zugsbenutzung ſind nur dann zu erſtatten, 
wenn durch die Benutzung des Schnellzuges 
nachweislich eine Verminderung des Zahl 
der Reiſetage erreicht worden iſt. Von den 
Koſten für Unterkunft und Verpflegung iſt 
ein angemeſſener Betrag für die im Haus⸗ 
halte eingetretene Erſparnis abzuſetzen. 
Koſten für eine Reiſe zum Suchen einer 
Wohnung werden aber nur dann angefordert 
werden lönnen, wenn die Verteilung frei 
gewordener Wohnungen an dem neuen 
Wohnorte nicht amtlich (z. B. nicht durch 
ein Wohnungsamt) geregelt iſt. 

Die Koſten für eine etwaige Begleitperſon 
können ausnahmsweiſe und nur dann 
erſtattet werden, wenn ohne die Begleit⸗ 
perſon die Reiſe zwecklos geweſen wäre; 

c) die Paßgebühren und ſonſtige Koſten für 
Ausweiſe, Reiſepäſſe, für die hierzu er⸗ 
forderlichen Lichtbilder, etwaige Trinkgelder 
in beſcheidenen Grenzen ſowie die baren 
Auslagen und Mehrausgaben für die zur 
Erlangung der Papiere etwa erforderlich 
geweſenen Reiſen. Wegen Berechnung der 
erſtattungsfähigen Mehrkoſten ſiehe Zifer 13b; 

d) die baren Auslagen für die einmalige Reiſe 
einer Perſon zur Vorbereitung und Leitung 
des Umzuges. Dieſe Auslagen ſind aber nur 
dann erſtattungsfähig, wenn zur Zeit des 
Umzuges ein erwachſenes Familienmitglied 
(auch die Ehefrau) am bisherigen Wohnorte 
des Beamten nicht mehr anweſend war. 
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Sollte die Familie den bisherigen Wohnort 
verlaſſen haben, ohne das Umzugsgut einem 
Spediteur oder dergleichen übergeben zu 
haben, ſo können die vorbezeichneten Reiſe⸗ 
auslagen nur erſtattet werden, wenn nach⸗ 
gewieſen iſt, daß die unverzügliche Abreiſe 
aller Familienmitgliede rnotwendig war oder 
auf höhere Anordnung erfolgen mußte. 
Wegen Berechnung der erſtattungsfähigen 
Mehrkoſten ſiehe Ziffer 13b; 
e) die Gebühren Gi die Durchſuchung des Um⸗ 
zugsgutes einſchließlich der etwa gezahlten 
Trinkgelder in beſcheidenen Grenzen; 
f) die baren Auslagen nebſt den Koſten für 
Gepäckbeförderung einſchließlich Verſicherung 
für die Reiſe der Familie und des Haus⸗ 
perſonals von dem bisherigen nach dem 
neuen Wohnorte, ſowie die Mehrkoſten für 
Unterkunft und Verpflegung (vergl. noch 
Buchſtabe g). Wegen der zu erſtattenden 
Fahrgelder, der Schnellzugszuſchläge und 
der abzuſetzenden häuslichen Erſparnis gilt 
das unter Ziffer 13b Geſagte. Für das 
Hausperſonal (Kutſcher, Dienſtmädchen uſw.) 
iſt höchſtens das Fahrgeld für die 3. Klaſſe 
zu erſtatten. Im allgemeinen können nur 
die Koſten für einen Dienſtboten erſetzt 
werden. 

Wenn die Familie nicht gemeinſam reiſte, 
und daher für die minderjährigen Kinder 
gegebenenfalls eine beſondere Begleitperſyn 
angenommen war, können die Auslagen für 
dieſe Begleitperſon nur dann erſtattet werden, 
wenn nachgewieſen iſt, daß eine gemeinſame 
Reiſe nicht möglich war und die Kinder ohne 
eine Begleitperſon nicht reiſen konnten; 

g) die Auslagen für Unterkunft und Verpflegung 
der Familie und des Hausperſonals während 
der Beförderung des Umzugsgutes, jedoch 
unter angemeſſener Berückſichtigung 
der gleichzeitig im Familienhaushalt 
eingetretenen Erſparnis. Wenn die 
Wohnung lediglich deshalb, weil in ihr noch 
Inſtandſetzungen vorgenommen wurden, nicht 
ſogleich bezogen worden iſt, jo dürfen für 
die Tage vom Eintreffen der Möbel bis zum 
Beziehen der Wohnung Ausgaben für Unter⸗ 
kunft und Verpflegung nicht in Rechnung 
geſtellt werden; 

h) Dekorations⸗ und Inſtallationstoſten in Gren⸗ 
zen der Ziffer 5. Neben den Arbeitslöhnen 
können hier auch die Koſten für die bei dieſen 
Arbeiten notwendigen kleineren Erſatz⸗ und 
Zubehörteile berüdjichtigt werden, wie Zug⸗ 
ſchnüre, Ringband, Zugringe, Oſen, Klammern, 
Stifte, Schnurführer, Gasrohre, Muffen, 
Nippel, Faſſungen, Litze, Draht, Jſolierrohr, 
Dichtungs⸗ und Befeſtigungsmittel u. a. 

Von der Erſtattung ausgeſchloſſen ſind 
aber die Ausgaben für koſtſpieligere Gegen⸗ 
ſtände, wie Stoffe jeder Art zur Verlängerung 
oder Umänderung nicht paſſender Vorhänge, 
Gardinenſtangen oder Gardinenbretter, ganze 
Zugvorrichtungen, Lampen, Pendel, Wand⸗ 
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arme, Glühſtrümpfe u. a. (vergl. auch 
Ziffer 14y). 

„Die Koſten für die Anſchlüſſe von Waſch⸗ 
toiletten an die Waſſerleitung, für Herrichtung 
beſonderer Beleuchtungsanlagen an Toiletten⸗ 
tiſchen und für ähnliche luxuriöſe Einrichtungen 
dürfen nicht erſtattet werden; 

i) in Grenzen der Ziffer 5 die Anſchaffungs⸗ 
koſten bis zu höchſtens 30 % für die Glüh⸗ 
birnen, die wegen verſchiedener Stärke der 
Stromſpannung neu beſchafft werden mußten; 

k) die Koſten für die Umänderung von Be⸗ 
leuchtungskörpern, wenn in der alten und 
der neuen Wohnung nicht die gleiche Be⸗ 
leuchtungsart vorhanden war. Die Koſten 
für die hierzu unbedingt notwendigen neuen 
Glühbirnen oder Glühſtrümpfe ſind mit 
30 % des Anſchaffungswertes at erleben 

D die Koſten für das Waſchen, Stärken, Plätten 
und Spannen der Gardinen; 

m) die Koſten für das Reinigen der alten 
Wohnung einſchließlich der Treppen und 
Flure, nicht aber die Koſten für das Reinigen 
der Wohnungseinrichtung. 

Koſten für das Reinigen der neuen 
Wohnung dürfen ausnahmsweiſe nur dann 
erſetzt werden, wenn die Koſten über das 
gewöhnliche Maß hinausgehen, insbeſondere 
wenn infolge einer unbedingt notwendigen 
Wohnungsinſtandſetzung eine außergewöhn⸗ 
liche Reinigung erforderlich war. Etwaige 
Koſten für das Bohnern einer Wohnung an 
Stelle der erſtmaligen Reinigung in dieſem 
Falle können nur bis zu 30% erſtattet 
werden. 

D. Zuſammenſtellung 

der nicht erſtattungsfähigen Ausgaben. 
14. Bei Bemeſſung der Zuſchüſſe zu den 

Umzugskoſten dürfen die folgenden Ausgaben, 

worüber das Nähere zum Teil bereits in vor⸗ 

ſtehendem ausgeführt iſt, nicht berückſichtigt 
werden: 

a) die Koſten für Benutzung von Schlafwagen; 

b) 11 für Begleitperſonen nach Ziffer 13b 
und k; 

e) die Koſten für die Reiſe einer Perſon zur 
Leitung des Umzuges nach Ziffer 13d; 

d) die Koſten für das Reinigen der Wohnungs⸗ 
einrichtung und die Koſten für das Reinigen 
der neuen Wohnung nach Ziffer 13m; . 

e) die Koſten eines Umzuges, inſoweit der 
Haushalt das gewöhnliche Maß überſteigt, 
nach Ziffer 5; 

f) die Koſten des Umzuges vom Gaſthaus oder 
von einem möblierten Zimmer oder einer 
möblierten Wohnung oder von einer Not⸗ 
wohnung oder Wohnung in ein Gaſthaus 
oder in ein möbliertes Zimmer oder eine 
möblierte Wohnung oder eine Notwohnung 
oder Wohnung im alten oder neuen Wohn⸗ 
ort (vergl. auch Ziffer 12e); 

g) die Transportkoſten für die Strecke, die über 
die Entfernung vom bisherigen zum jetzigen 
dienſtlichen Wohnort hinausgeht, nach Ziffer 9, 
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h) die Mehrkoſten, die durch einen Umweg und 


dergleichen entſtehen, nach Ziffer 10; 

i) die Koſten für das Vor⸗ und Nachſenden 
einzelner Stücke nach Ziffer 11; 

k) die Koſten für die geſonderte Überſendung 
von hochwertigen Sachen, wie Wertpapieren, 
Edelſteinen, Perlen, Gold⸗ und Silber⸗ 
waren u. a.; 

H die Transportkoſten für Feuerungsmaterial 
in jeder Menge; 

m) das Mehr der Koſten bei Verſendung als Eil⸗ 
fracht nach Ziffer 11; 

n) die an die polnischen Behörden gezahlten 
Beiträge (Steuern) zur Straz⸗Ludowa. Die 
Beiträge ſind bei dem Fürſorgeamt für 
Beamte aus den Grenzgebieten in Berlin 
NW 40, In den Zelten 21, zur Erſtattung 
anzufordern; | 

o) der Wert der von polniſchen Behörden oder 
deren Beauftragten beſchlagnahmten Sachen. 
Etwaige Anſprüche dieſerhalb ſind zunächſt 
bei dem Fürſorgeamt für Beamte aus den 
Grenzgebieten in Berlin NW 40, geltend zu 
machen; 

p) Prämien für Aufruhr⸗ und dergleichen Ver⸗ 
ſicherungen und Verſicherungsprämiien für 
die Zeit der Lagerung nach Ziffer 120; 

q) Lagergelder nach Ziffer 12d; 

r) die Ausgaben für die Bewachung des Um⸗ 
zugsgutes durch Perſonen. Gegen etwaige 
Verluſte muß ſich der Beamte durch Ver⸗ 
ſicherung decken (vergl. Ziffer 120); 

8) Lagermiete nach Ziffer 12e; 

t) die Inſtandſetzungskoſten für die auf dem 
Transport beſchädigten Möbel. Zur Deckung 
dieſer Koſten ſind entweder die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft (vergl. Ziffer 120) oder der 
Transportunternehmer oder die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung haftbar zu machen. 

Nur wenn die Möbel als Stückgut oder 
offen im Eiſenbahnwagen verſandt worden 
ſind, und weder die Eiſenbahnverwaltung 
noch eine Verſicherungsgeſellſchaft haftbar 
gemacht werden können, kann in ganz 
beſonderen Fällen die Gewährung eines 
weiteren Zuſchuſſes in angemeſſenen Grenzen 
beantragt werden. 

Für leicht zerbrechliche Sachen, wie Glas, 
Porzellan, Geſchirr und anderes, wird Erſatz 
nicht geleiſtet; 

u) etwaige Verluſte an Lebensmitteln; 

v) die Verluſte an geſtohlenen oder ſonſtwie 
abhanden gekommenen Sachen; 

w) die Koſten für die Inſtandſetzung der Wohnung. 

Es iſt mehrfach vorgekommen, daß die 
Hausbeſitzer in Ausnutzung der Zwangslage 
in der ſich die Mieter allgemein wegen der 
Wohnungsnot befinden, geneigt ſind, jegliche 
Inſtandſetzung der Wohnungen abzulehnen. 
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Durch dieſes Verfahren der Vermieter werden 
aber alle Kreiſe der Wohnungſuchenden 
gleichmäßig betroffen, und es iſt nicht an⸗ 
gängig, in dieſer Beziehung auf Koſten des 
Staates für die Beamten eine Vergünſtigung 
zu ſchaffen. Allerdings können Fälle eintreten, 
in denen die vorherige Inſtandſetzung einer 
neuermieteten Wohnung, z. B. aus hygie⸗ 
niſchen Gründen, unabweisbar wird. In 
ſolchen Fällen kann auf Antrag eine Beihilfe 
zu den Inſtandſetzungskoſten bewilligt werden 
Indes kann es dem Mieter allein nicht über⸗ 
laſſen bleiben, Notwendigkeit und Umfang 
der Inſtandſetzungsarbeiten zu beſtimmen, 
vielmehr muß eine Beſichtigung der Wohnung 
durch einen Beauftragten der vorgeſetzten 
Dienſtſtelle vorangegangen ſein. Solche 
Anträge auf Koſtenübernahme, die, wie 
nochmals betont wird, nur in ganz beſonderen 
Fällen geſtellt werden dürfen, ſind dem 
Miniſterium zur Entſcheidung über die Höhe 
der zu gewährenden Beihilfe vorzulegen 
Durch die Beſichtigung von Wohnungen 
dürfen dem Staat Koſten nicht erwachſen; 

x) die Koſten für Verpflegung und Unterkunft 
während der Zeit der Inſtandſetzung der 
Wohnung; 

y) die Ausgaben für die Anlage von elektriſche⸗ 
Licht-, von Gas⸗, Waſſer⸗ und Klingel⸗ 
leitungen oder für die Erweiterung ſolcher 
Einrichtungen. Als Anlage in dieſem Sinne 
gilt auch die Umlegung einer bereits be⸗ 
ſtehenden Leitung, wenn auch nur in einem 
Zimmer der Wohnung (vergl. im übrigen 
Ziffer 14w); 

2) die Anſchlußkoſten für luxuriöſe Einrichtungen 
nach Ziffer 13h; 

aa) die Koſten für koſtſpieligere Gegenſtände, 
die gelegentlich der Dekoration und In⸗ 
ſtallation gebraucht wurden nach Ziffer 13h; 


bb) die Koſten für Neu⸗ und Erſatzanſchaffungen 


(vergl. jedoch Ziffer 13h, i und ); 

cc) die infolge des Schulwechſels entſtehenden 
Ausgaben für Kinder, wie erhöhte Schul⸗ 
gelder, Ausgaben für neue Bücher und 
dergleichen. Hierbei wird darauf hingewieſen, 
daß bei Verſetzung von Beamten eine 
Schulaufnahmegebühr von der Anſtalt des 
neuen Wohnorts nicht erhoben werden darf; 

dd) die Zinſen für die zur Deckung von Umzugs⸗ 
auslagen geliehenen Beträge und die Zinſen, 
die dadurch verloren gegangen ſind, daß 
bereite eigene Gelder zur Deckung der Um⸗ 
zugsauslagen verwendet werden mußten. 


E. Sonſtiges. 


15. Nachzahlungen auf Grund des Exlaſſes 
vom 13. September 1920 Nr. I. 113/1920 finden 


nicht ſtatt. 
(Schluß folgt.) 


Nr. 2 Bd. 36 (1921) 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 25 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Berfaliunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 

178. Sitzung, Mittwoch, den 24. November 1920. 
Zweite Beratung des Geſetzentwurfs, 
betreffend Einführung einer Altersgrenze 
— Druckſachen Nr. 2661, 3277, 3351 bis 3358. 

Klaußner (Storkow), Abgeordneter (U. Soz. 
Dem.): Meine politiſchen Freunde können dem Geſetz⸗ 
entwurf ſo weit zuſtimmen, als er das Dienſtalter im 
allgemeinen mit dem 65. Lebensjahre begrenzt. Der 
Ausſchußantrag geht uns zu weit, weil er einzelne 
Kategorien von Beamten, hauptſächlich die Richter und 
Lehrer, herausnimmt und ihr Höchſtdienſtalter auf 
68 Jahre feſtſetzt. Wir müſſen uns aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen gegen dieſen Paſſus erklären. — — 

Weisſermel, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): Meine 
Damen und Herren, das Geſetz, betreffend die Ein⸗ 
führung eimer Altersgrenze, verfolgt nach der Begründung 
drei Ziele: erſtens, der Überalterung der Beamten ein 
Ziel zu ſetzen und den Beamtenſtand, wie es notwendig 
iſt, in Friſche für die Ausführung ſeiner Dienſtgeſchäfte 
zu erhalten, zweitens, dem in größerer Zahl vorhandenen 
Nachwuchs freie Bahn zu ſchaffen und die Möglichkeit, 
ihn ſchneller in etatmäßigen und höheren Stellen 
anzuſtellen, und drittens, wie auf Spalte 4 der Be⸗ 
gründung angeführt wird, daß „nunmehr auch tüchtige, 
nicht aus der regelmäßigen Beamtenlaufbahn hervor⸗ 
gegangene Kräfte in geeignete Amter des Staats⸗ 
dienſtes berufen werden können, ohne daß hierdurch 
eine Verſchlechterung der Anſtellungsausſichten der be⸗ 
reits im Staatsdienſte befindlichen Stellenanwärter 
eintritt.“ — — 

Darauf hinweiſen möchte ich gleich, daß es doch ein 
Widerſpruch iſt, wenn geſagt wird, daß den „nicht aus 
der regelmäßigen Beamtenlaufbahn hervorgegangenen 
Kräften“ auch die Möglichkeit gegeben werden ſoll, 
in Staatsämter zu kommen, ohne daß die im Staats⸗ 
dienſt befindlichen Stelleninhaber geſchädigt werden. 
Das ift eine cont radictio in adjecto, ein Widerſpruch 
in ſich, denn wenn andere Kräfte hineingeſchoben werden, 
haben die Stellenanwärter aus der bisherigen Beamten⸗ 
laufbahn, die auf eine Anſtellung in den Stellen warten, 
ſelbſtverſtändlich eine verringerte Aufſtiegsmöglichkeit. — 

Bezüglich der Nr. 2 des Antrages, welche lautet: 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes können durch Orts⸗ 

(Provinzial⸗ oder anderes) Statut auch für Kommunal⸗ 

beamte in Kraft geſetzt werden, 
werden meine politiſchen Freunde verſchieden ſtimmen. 
Ein Teil meiner politiſchen Freunde iſt der Anſicht, 
daß das ein Eingriff in das Selbſtverwaltungsrecht der 
Städte iſt, wenn man ſie in irgendeiner Form, wenn 
auch nur durch Anregung, zwingen will, Beamte zu 
penſionieren, die ſie vielleicht noch im Amte behalten 
wollen. — — 

Ein anderer Tei meiner politiſchen Freunde iſt 
der Anſicht, daß die Kommunalbeamten es als ein 
Unrecht empfinden würden, wenn die Überalterung in 
anderen Ständen beſeitigt würde, bei ihnen aber nicht. 
Die jüngeren Beamten und Kommunalbeamten 
wünſchen, in freie Stellen zu kommen, und deshalb 
wird dieſer Teil meiner Freunde dafür ſtimmen. — — 

Barteld (Hannover), Abgeordneter (D. Dem.): 
— Ich wünſche, daß man durch dieſes Geſetz den An⸗ 
wärtern für die Beamtenlaufbahn und der Lehrerſchaſt 
Gelegenheit gibt, endlich einmal — worauf ſie berechtigten 
Anſpruch haben — im Staatsdienſt endgültig unter⸗ 
zukommen. — — 

Wir ſind der Anſicht, daß man endlich dahin kommen 
ſollte, Arbeiten, die von geringer vorgebildeten Kräften 
wahrgenommen werden können, nicht mehr hoch⸗ 
qualifizierten Beamten zu übertragen, ſondern ſie durch 
geringer vorgebildete ausführen zu laſſen. — — 

Es ſoll nach der Begründung der Regierung auch 
das Geſetz dazu dienen, 

auch die Möglichkeit zu ſchaffen, daß entſprechend 
der Umgeſtaltung des Staatsweſens nunmehr auch 
tüchtige, nicht aus der regelmäßigen Beamtenlauf⸗ 
bahn hervorgegangene Kräfte in geeignete Amter 
des Staatsdienſtes berufen werden können, ohne 
daß hierdurch eine Verſchlechterung der Anſtellungs⸗ 


ausſichten der bereits im Staatsdienſte befindlichen 
Stellenanwärter eintritt. — — 
Der Herr Finanzminiſter hat unter Hervorhebung des 
letzten Satzes im Ausſchuß erklärt, daß eine Gefahr 
für das Berufsbeamtentum nicht vorliegt. 

Wir haben aber im Einvernehmen mit den Herren 
vom Zentrum eine Entſchließung eingebracht, die Ihnen 
auf Druckſache 3277 vorliegt, die dahin geht: 

die durch die Ausfuhrung des Geſetzes, betreffend 
Einführung einer Altersgrenze, freiwerdenden Steller 
ſind — von ganz beſonderen Fällen abgeſehen — 

Stellenanwärtern und den aus den abgetretenen 

Gebieten ſtammenden und auf Wartegeld geſetzten 

Beamten zu übertragen. — — 

Wir haben gehört, daß von einer Seite ſogar Zwangs 
vorſchriften für die Gemeindebeamten gefordert wurden. 
Aus Verhandlungen, die ich mit Vertretern verſchieden ı 
Gemeindeverwaltungen gepflogen habe, habe ich den 
Eindruck gewonnen, daß dieſe Anſicht nicht vereinzelt 
iſt, ſondern auch von Leitern anderer Kommunen geteilt 
wird. Aber wir haben uns geſagt, und darin haben mir 
verſchiedene Leiter von Kommunen zugeſtimmt, daß 
es doch vielleicht nicht zweckmäßig ſei, durch Zwangs 
vorſchriften die Gemeinden zu zwingen, ihre Beamten 
in demſelben Maße zu penſionieren, wie der Staat es 
nunmehr tun will. Es wurde aber dem Wunſche Aus⸗ 
druck gegeben, daß den Gemeinden die Möglichkeit 
geſchaffen werden möchte, durch Ortsſtatut zu beſtimmen, 
daß ſie dieſes Geſetz anwenden können. Ich bitte Sic, 
dieſem Wunſche verſchiedener Gemeinden Ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu geben und den Antrag anzunehmen. — — 

Wenn wir den ganzen Zweck des Geſetzes ins Auge 
faſſen, wenn wir daran denken, daß es eine Notwendig⸗ 
keit iſt, zu einer gewiſſen Verjüngung des Beamten⸗ 
körpers zu kommen, und daß es eine Notwendigkeit 
iſt — das möchte ich beſonders ſtark hervorheben —, 
daß wir die zahlreichen Anwärter unterbringen, die mit 
Recht auf Anſtellung warten, dann können wir nicht 
anders, als dieſen Eingriff vorzunehmen und dieſem 
Geſetz unſere Zuſtimmung zu geben. — — 

Hollmann, Abgeordneter (D. V.⸗P.): Meine 
verehrten Damen und Herren, auch meine politiſchen 
Freunde verſchließen ſich nicht der Gefahr, die in einer 
Überalterung unſerer Beamtenſchaft liegt, und auch) 
nicht der Notwendigkeit, daß dieſer Gefahr mit allen 
Kräften entgegengewirkt werden muß. — — Aber eine 
andere Gefahr erkennen wir an. Sie beruht darin, 
daß unſerem Beamtenkörper aus Mangel an Anſtellungs⸗ 
möglichkeiten die wünſchenswerten friſchen, jungen und 
leiſtungsfähigen Kräfte nicht zugeführt werden können, 
daß dadurch eine gewiſſe Überalterung unſerer Stell n 
anwärter eintritt, und daß die andere Schwierigkcit 
entſteht, die aus den abgetretenen Gebieten vertriebenen 
und auf Wartegeld geſetzten Beamten unterbringen zu 
können. Dieſe Gefahr beſteht zweifellos, und ſie kann 
in einem gewiſſen, wenn auch von den beteiligten 
Kreiſen meines Erachtens weit überſchätzten Umfang: 
durch die Einführung einer Altersgrenze abgemildert 
werden. Inſofern erkennen wir die Notwendigkeit 
dieſes Geſetzes an und ſind auch bereit, einem ſolchen 
Geſetze grundſätzlich unſere Zuſtimmung zu geben. — — 

Wir verkennen nicht, daß die Notwendigkeit, ein“ 
Altersgrenze einzuführen, wenn man ſie für die Staats⸗ 
beamten bejaht, auch für die Kommunalbeamten an- 
erkannt werden muß. Zwar würden wir nicht ſo weit 
gehen können, dieſem Geſetz ohne weiteres auch für die 
Kommunalbeamten Wirkſamkeit zu verleihen; vor einem 
io weiten Eingriff in die Selbſtverwaltung würden wir 
natürlich zurückſchrecken. Aber da dieſer Antrag ja den 
Gemeinden immerhin die Initiative zu einem Vorgehen 
in dieſer Richtung überläßt und nur die Möglichkeit 
dafür ſchaffen will, ſehen wir kein Bedenken, ihm zu 
zuſtimmen. — — 

Dr. Reineke, Abgeordneter (Zentr.): Meine 
Damen und Herren, vorab hebe ich hervor, daß meine 
politiſchen Freunde ſich ihre endgültige Stellungnahm. 
zum Geſetz für die dritte Leſung vorbehalten. — — 

Wir haben allerdings auch erhebliche Bedenken 
gegen einen Satz der Begründung des Geſetzes, welcher 
autet: 
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Daneben muß auch die Möglichkeit geſchaffen werden, 
daß entſprechend der Umgeſtaltung des Staats⸗ 
weſens nunmehr auch tüchtige, nicht aus der regel⸗ 
mäßigen Beamtenlaufbahn hervorgegangene Kräfte 
in geeignete Amter des Staatsdienſtes berufen werden 
können, ohne daß hierdurch eine Verſchlechterung 
der Anſtellungsausſichten der bereits im Staatsdienſt 
befindlichen Stellenanwärter einſetzt. 

Gegen dieſe Faſſung, die ſehr kautſchukartig iſt, haben 

wir erhebliche Bedenken gehabt. — — 

Wir alle haben ein Intereſſe daran, möglichſt bald 
Klarheit darüber zu ſchaffen, ob der Geſetzentwurf 
Geſetzeskraft erlangen wird, und in welchem Umfange 
das geſchieht; denn unſere Beamtenſchaft, namentlich 
die älteren Beamten, haben ein Intereſſe daran, nun 
endlich zu wiſſen, woran fie find. — — 

Freymuth, Abgeordneter (Soz.⸗Dem.): — — 

Ich möchte ganz kurz die leitenden Geſichtspunkte 
vom Standpunkte meiner Fraktion aus erörtern. Der 
erſte Punkt iſt die Altersgrenze. Iſt eine Altersgrenze 
notwendig? Ja, nach unſerer Auffaſſung, weil tat⸗ 
ſächlich zum Teil eine Überalterung unſerer Beamten 
eingetreten iſt. Da handelt es ſich nun darum: was 
verſteht man denn unter Überalterung? Zunächſt 
die Erreichung eines gewiſſen Alters, das iſt ficher; 
dann aber auch, daß der Betreffende micht mehr jo recht 
fähig iſt, all das zu erfüllen, was er erfüllen muß, und 
da wird man, wenn der alte Beamte ſelbſt gefragt wird, 
kaum jemals auf Gegenliebe ſtoßen, wenn man ihm 
erklärt, daß er in Wirklichkeit feine Aufgabe nicht mehr 
voll erfüllen kann. — — d 

Lüdemann, Finanzminiſter: Als Altersgrenze iſt 
im Geſetz das 65. Lebensjahr vorgeſehen, für die richter⸗ 
lichen Beamten das 68. Lebensjahr. Dieſes 65. Lebens⸗ 
jahr iſt nicht willkürlich gegriffen worden, ſondern dieſe 
Grenze iſt aus reiflichen Erwägungen heraus gewählt 
worden. Einmal weil das 65. Lebensjahr ſchon jetzt im 
Staatsbeamtenweſen eine gewiſſe Rolle ſpielt, weil 
heute ſchon jeder Staatsbeamte das Recht hat, mit dem 
65. Lebensjahre ſeine Penſionierung zu beantragen 
und zu verlangen, ohne Rückſicht auf ſeine Dienſt⸗ 
fähigkeit. Es iſt deshalb ganz natürlich, daß man auch 
nun an das 65. Lebensjahr anknüpfte, wo es ſich darum 
handelte, dem Staate die Möglichkeit zu geben, auf 
die Tätigkeit von Beamten zu verzichten, die ein gewiſſes 
Alter erreicht haben. Ich möchte auch noch hinzufügen, 
daß wir bereits in mehreren deutſchen Ländern ähnliche 
Geſetze haben, ich erinnere nur an Bayern und Baden. 
Auch Bayern und Baden haben das 65. Lebensjahr 
als Altersgrenze gewählt. Auch aus dieſem Grunde 
möchte ich bitten, über dieſe Grenze nicht hinaus⸗ 
zugehen. — — 

Ich kann nur wiederholt ausſprechen, daß es nach 
meiner feſten Überzeugung ein großes Unglück für unſer 
Volk ſein würde, wenn es nicht gelänge, den Staats⸗ 


Abgeordneter Dr. v. Richter: Wir ſind Ihnen dankbar, 
daß Sie endlich die Gründe für dieſes Geſetz angeben!) 
— Meine Herren, ich habe dieſe Gründe von vornherein 
angegeben. Ich weiß gar nicht, was Sie darin finden. 
Sie können doch nicht erwarten, daß wir unſere Auf⸗ 
gabe darin erblicken, den alten konſervativen Staat 
aufrecht zu erhalten. Wir denken gar nicht daran; 
das iſt doch ganz ſelbſtverſtändlich. Wir wollen einen 
republikaniſch⸗demokratiſchen Staat einführen, und dazu 
brauchen wir ſelbſtverſtändlich eme Beamtenſchaft, die 
jugendlich genug und leiſtungsfähig genug iſt, um die 
Aufgaben der neuen Zeit zu erfüllen. 

Dr. Negenborn, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): 
Meine Damen und Herren, wir ſind fürdie Ausführungen 
die der Herr Miniſter eben gemacht hat, ſehr dankbar. 
Der Herr Miniſter hat zunächſt geſagt, die Beamten, 
die für die Penſiomerung in Betracht kämen, hätten 
ſich bereits auf die kommende Penſionierung eingerichtet, 
weil dieſes Geſetz ſchon ſeit mehreren Monaten diskutiert 
wird. Der Herr ritter hat das nur jagen können, weit 
er mit Beamtenverhältniſſen nicht genügend Beſcheid 
weiß, da er ſelbſt niemals Beamter war. Beamte in den 
Verhältniſſen, in denen ſie leben, richten ſich nicht auf 
eine Penſionierung ein, weil plötzlich ein ſolcher Ge⸗ 
danke in der Offentlichkeit diskutiert wird, ſondern ſie 
warten ab, bis eine Entſcherdung durch Geſetz gefallen 
iſt. Dieſe Begründung iſt alſo in keinem Falle zutreffend 

Der Herr Miniſter hat weiter gejagt, im Reich ſeien 
andere Verhältniſſe, dort komme Überalterung weniger 
in Betracht, und Preußen ſolle doch ſtolz ſein, wenn 
es einmal mit Geſetzen vorangehen könne. Wir ſind 
durchaus damit einverjtanden, wenn Preußen mit 
Geſetzen vorangeht, ſoweit dieſe Geſetze gut ſind, und 
wenn der Herr Miniſter ſelbſt anerkennt, daß im Reich 
andere Verhaltniſſe vorliegen, daß im Reich eine Über⸗ 
alterung nicht in Frage komme und für ein ſolches 
Geſetz alſo wahrſcheinlich keine Notwendigkeit vor⸗ 
handen je, ſo müſſen wir feſtſtellen, daß bisher ſolche 
Geſetze im Reich und in Preußen grundſätzlich über⸗ 
einſtimmend gemacht worden ſind, und daß nicht ein⸗ 
zuſehen iſt, warum im Reiche keine Überalterung, in 
Preußen aber eine Überalterung vorhanden iſt, warum 
alſo ein ſolches Geſetz für Preußen notwendig ſein ſoll. 

Die wirklichen Gründe für das Geſetz hat der Herr 
Miniſter dankenswerterweiſe dann in ſeinen weiteren 
Ausführungen genannt. Er hat geſagt, wir müßten 
den Beamtenapparat den veränderten Verhältniſſen 
anpaſſen, wir brauchten für den republikaniſch⸗demo⸗ 
kratiſchen Staat Beamte, die jung genug ſind, ſich in 
die veränderten Verhältniſſe hineinzufinden. Ich Gelle 
hiernut feſt in aller Offentlichkeit, daß das die wahren 
Gründe dieſes Geſetzes ſind, während man in der Be⸗ 
gründung nicht den Mut gehabt hat, zu ſagen, was der 
Zweck dieſes Geſetzes iſt: das Beamtentum zu ver⸗ 
ringern und dafür zu ergänzen durch Elemente, wie 


beamtenapparat in einer verhältnismäßig kurzen Zeit ig, die Regierung braucht. 


an die veränderten Verhältniſſe anzupaſſen. — -Wenn 
die Umſtellung des Staatsverwaltungsapparates jetzt 
für einzelne Beamte mit Unbequemlichkeiten und 
Härten verbunden iſt, dann haben ſich dieſe Beamten 
bei denen zu bedanken, die es früher verhindert haben, 
daß die Staatsbeamtenſchaft ſo zuſammengeſetzt wurde, 
daß Si aus allen Schichten des Volkes entnommen 
wurde. 


Bei der Abſtimmung über 5 1 der Ausſchußbeſchlüſſe 
wird dieſer angenommen. 

Der Antrag der Abgeordneten Dominicus und Ge⸗ 
noſſen auf Druckſache Nr. 3352 zu 2, folgenden $ 7a 
einzufügen: 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes können durch 

Orts⸗ (Provinzial⸗ oder anderes) Statut auch für 

Kommunalbeamte in Kraft geſetzt werden 


(Lebhafte Zuſtimmung links — Unruhe rechts — wird abgelehnt. 
iin 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Geſetz zur Sicherung einer einheitlichen 
Regelung der Beamtenbeſoldung. 
Vom 21. Dezember 1920. 

Der Reichstag hat das folgende Geſetz be⸗ 
ſchlo ſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats 
hiermit verkündet wird: 

8 1. 

Das Reichsbeſoldungsgeſetz vom 30. April 
1920 und ſeine ſpäteren Abänderungen oder Er⸗ 
gänzungen ſowie die Ausführungsbeſtimmungen 
hierzu ſind für die Regelung der Beamtenbe⸗ 


ſoldung in den Ländern, Gemeinden und ſonſtigen 
öffentlichen Körperſchaften in dem Sinne bindend, 
daß die Dienſtbezüge ihrer hauptamtlichen Beamten 
und Lehrer nicht günſtiger geregelt werden dürfen 
als die gleichzubewertenden Reichsbeamten. Ber 
dieſer Regelung ſind alle Umſtände zu berückſichtigen, 
die für die Bewertung der Eigenart des betreffenden 
Beamtenberufs im allgemeinen und der zu beur⸗ 
teilenden Stellen im beſonderen in Betracht 
kommen. 

Eine günſtigere Regelung iſt nur beim Vorliegen 
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beſonderer Verhältniſſe und aus beſonderen 
Gründen zulä ſſig. 


Eine günſtigere Regelung im Sinne des $ 1 
liegt insbeſondere vor bei einer Feſtſetzung höherer 
Grundgehälter, Ortszuſchläge, Kinderzuſchläge oder 
Teu erungszuſchläge, bei einer Eingliederung in 
höhere Beſoldungsgruppen oder Dienſtalters⸗ 
ſtufen, bei einer Bewilligung höherer Zulagen, 
Nebenbezüge, einmaliger Teuerungszulagen, Be⸗ 
. oder ähnlicher Bezüge, bei 

inſtellung einer größeren Zahl von Beförderungs⸗ 
ſtellen in den Fällen, in denen die planmäßigen 
Stellen einer Dienſtlaufbahn ſich auf verſchiedene 
Beſoldungsgruppen verteilen und das Reich der 
Bemeſſung der Zahl der Stellen in den höheren 
Beſoldungsgruppen ein beſtimmtes Verhältnis 
zugrunde gelegt hat, oder bei ſonſtigen Ab⸗ 
weichungen von den für Reichsbeamte geltenden 
Beſoldungsgrundſätzen zugunſten der Beamten 
und Lehrer der Länder, Gemeinden oder ſonſtigen 
öffentlichen Körperſchaften. f 

Nicht betroffen werden außerordentliche Be⸗ 
willigungen an einzelne Beamte und Lehrer 
aus beſonderen Gründen, ſowie Gewinn⸗ und 
Umſatzanteile für Beamte in werbenden Betrieben. 

3 


Die Länder, Gemeinden und ſonſtigen öffent⸗ 
lichen Körperſchaften haben die zur Zeit der Ver⸗ 
kündung dieſes Geſetzes geltenden, nach dem 
31. März 1920 erlaſſenen oder in Kraft getretenen 
Vorſchriften über Dienſtbezüge ihrer Beamten 
und Lehrer innerhalb dreier Monate nach der 
Verkündung dieſes Geſetzes nach deſſen Vor⸗ 
ſchriften mit Wirkung vom 1. April 1920 ab neu 
zu regeln, ſoweit jene Vorſchriften günſtiger ſind, 
als nach dieſem Geſetze zuläſſig iſt. Beamte und 
Lehrer, die vor der Neuregelung einen Rechts⸗ 
anſpruch auf höhere Dienſtbezüge erworben haben, 
als ſie ihnen nach der Neuregelung zuſtehen 
würden, behalten ihre wohlerworbenen Rechte. 

Die Friſt von drei Monaten kann aus be⸗ 
ſonderen Gründen im einzelnen Falle vom Reichs⸗ 
rat oder der von ihm beſtimmten Behörde bis zur 
Dauer von ſechs Monaten verlängert werden. 

4 


Neue Vorſchriften der Länder über Dienſt⸗ 
bezüge ihrer Beamten und Lehrer einſchließlich 
der nach § 3 erfolgten Neuregelungen ſowie der 
Fälle, in denen die zuſtändigen Landesbehörden 
oder ein Landesſchiedsgericht für Beamte und 
Lehrer der Gemeinden und ſonſtigen öffentlichen 
Körperſchaften einer günſtigeren Regelung zu⸗ 
geſtimmt haben ($ 1 Abſ. 2, § 9 Abſ. 1, 3) find von 
den zuſtändigen Landesbehörden dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen mitzuteilen. Hierbei iſt an⸗ 
zugeben, ob und inwiefern dieſe Vorſchriften 
günſtigere Regelungen im Sinne des § 1 Abſ. 2 
enthalten. f 

Hält ein Land eine Neuregelung ($ 3) einer 
nach dem 31. März 1920 erlaſſenen oder in Kraft 
getretenen Vorſchrift über Dienſtbezüge von 
Beamten oder Lehrern nicht für geboten, ſo iſt 
dieſe Vorſchrift gleichfalls gemäß Abſ. 1 dem 
Reichs miniſter der e mitzuteilen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen kann gegen 
Vorſchriften der Länder über Dienſtbezüge ihrer 
Beamten und Lehrer, wenn und ſoweit dieſe 
Vorſchriften nach ſeiner Auffaſſung eine günſtigere 
Regelung vorſehen, als nach dieſem Geſetze zu⸗ 
läſſig iſt, binnen vier Wochen nach der gemäß $ 4 


an ihn erfolgten Mitteilung Einſpruch bei der 
Regierung des beteiligten Landes erheben. 

In gleicher Weiſe kann er gegen die Zuſtimmung 
der zuſtändigen Landesbehörden oder eines Landes⸗ 
ſchiedsgerichts zu einer günſtigeren Regelung einer 
Gemeinde oder einer ſonſtigen öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft Einſpruch erheben. 

$ 6 


Hat der Reichs miniſter der Finanzen Einſpruch 
erhoben, ſo können die Regierung des beteiligten 
Landes, die Gemeinden oder die ſonſtigen öffent⸗ 
lichen Körperſchaften über die Frage, ob und in⸗ 
wieweit die durch den Einſpruch betroffenen Vor⸗ 
ſchriften nach dieſem Geſetze zuläſſig ſind, binnen 
vier Wochen nach Einlegung des Einſpruchs die 
5 des Reichsverwaltungsgerichts an⸗ 
rufen. 

Dasſelbe Recht ſteht binnen einer Friſt von 
ſechs Wochen dem N der Finanzen zu. 


Bis zur Errichtung des Reichsverwaltungs⸗ 
gerichts tritt an ſeine Stelle ein Reichsſchieds⸗ 
gericht. 

Das Reichsſchiedsgericht entſcheidet in der 
Beſetzung von einem Vorſitzenden und ſechs 
Beiſitzern. 

Vorſitzender des Reichsſchiedsgerichts iſt der 
Präſident des Reichsgerichts oder ein von ihm 
beſtelltes Mitglied dieſes Gerichts. 

Zwei ſtändige Beiſitzer und ihre Stellvertreter 
werden von dem Präſidenten des Reichsgerichts 
ernannt; ſie müſſen zum Richteramt oder höheren 
Verwaltungsdienſte befähigt ſein. Von den übrigen 
Beiſitzern werden je zwei von dem Reichsminiſter 
der Finanzen und dem beteiligten Lande von Fall 
zu Fall berufen. Das Land ernennt einen der 
beiden von ihm zu berufenden Beiſitzer aus der 
Zahl der beteiligten Beamten nach Anhörung der 
Beamtenorganiſationen. 

Ernennt das Land binnen einer Friſt von 
wenigſtens vier Wochen nach Aufforderung durch 
den Vorſitzenden des Reichsſchiedsgerichts die 
Beiſitzer nicht, ſo werden ſie von dem Vorſitzenden 
des Reichsſchiedsgerichts unter Beobachtung der 
vorſtehenden Beſtimmungen ernannt. 

Die Vorſchriſten über das Verfahren vor dem 
Reichsſchiedsgericht erläßt der Vorſitzende des 
Reichsſchiedsgerichts. 


Ändert das Land — im Falle des § 5 Abi. 2 das 
Land, die Gemeinde oder die ſonſtige öffentliche 
Körperſchaft — nach dem Ergehen einer Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsverwaltungsgerichts oder des 
Reichs ſchiedsgerichts die Vorſchriften, gegen die 
Einſpruch erhoben iſt, ab, ſo ſind die abgeänderten 
Vorſchriften gemäß § 4 dem Reichsminiſter der 
Finanzen mitzuteilen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen kann binnen 
vierzehn Tagen nach dieſer Mitteilung wiederum 
Einſpruch erheben, wenn und ſoweit nach ſeiner 
Auffaſſung die abgeänderten Vorſchriften eine 
günſtigere Regelung vorſehen, als nach der Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsverwaltungsgerichts oder des 
Reichsſchiedsgerichts zuläſſig iſt. 

SS 6, 7 gelten ſinngemäß; an Stelle der im 
S 6 Abſ. 1 genannten Friſt von vier Wochen tritt 
eine ſolche von vierzehn Tagen, an Stelle der im 
§ 6 Abſ. 2 genannten Friſt von ſechs Wochen eine 
ſolche von vier Wochen. 

89, 

Neue Vorſchriften der Gemeinden oder ſonſtigen 

öffentlichen Körperſchaften über Dienſtbezüge 
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ihrer Beamten und Lehrer einſchließlich der nach 
§ 3 erfolgten Neuregelungen und der nach Ergehen 
einer Entſcheidung des Reichsverwaltungsgerichts 
($ 6), des Reichsſchiedsgerichts ($ 7) oder eines 
Landesſchiedsgerichts (8 9 Abſ. 3) vorgenommenen 
Abänderungen dürfen nicht in Kraft geſetzt werden, 
bevor ſie durch die oberſten Landesbehörden, die für 
die Aufſicht über die Gemeinde oder ſonſtige 
öffentliche Körperſchaft und für das Beamten⸗ 
beſoldungsweſen zuſtändig ſind, oder durch die von 
ihnen beſtimmten Behörden genehmigt ſind. 

Die nach Abſ. 1 zuſtändigen Landesbehörden 
ſind berechtigt und verpflichtet, die nach dem 
31. März 1920 erlaſſenen oder in Kraft getretenen 
Vorſchriften der Gemeinden und ſonſtigen öffent⸗ 
lichen Körperſchaften über Dienſtbezüge ihrer 
Beamten und Lehrer, ſoweit ſie günſtiger ſind, 
als nach dieſem Geſetze zuläſſig iſt, mit Wirkung 
vom 1. April 1920 ab zu ändern, falls die Gemeinde 
oder ſonſtige öffentliche Körperſchaft der ihr durch 
§ 3 auferlegten Verpflichtung nicht innerhalb 
der dort bezeichneten Friſt nachgekommen iſt. § 3 
Abi. 1 Satz 2 findet Anwendung. 

Verſagt eine zuſtändige Landesbehörde die 
nach Abſ. d erforderliche Genehmigung oder 
ändert ſie eine Vorſchrift nach Abſ. 2 ab, ſo kann 
die Gemeinde oder ſonſtige öffentliche Körperſchaft 
über die Frage, ob und inwieweit die von ihr er⸗ 
laſſenen Vorſchriften nach dieſem Geſetze zuläſſig 
ſind, die Entſcheidung eines Landesſchiedsgerichts 
anrufen. Die örtliche Zuſtändigkeit eines Landes⸗ 
ſchiedsgerichts kann ſich auf Teile eines Landes⸗ 
gebiets beſchränken, ſie kann ſich auch über Gebiete 
mehrerer Länder erſtrecken. 

Die zur Durchführung vorſtehender Anord⸗ 
nungen erforderlichen geſetzlichen Maßnahmen 
werden von den Ländern getroffen. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Landesſchiedsgerichte ſind den 
Së 6 bis 8 dieſes Geſetzes anzupaſſen. 

Bei öffentlichen Körperſchaften, die der Auf⸗ 
ſicht von Reichsbehörden unterſtehen, treten an 
Stelle der zuſtändigen Landesbehörden die für 
die oberſte Aufſicht zuſtändige Reichsbehörde und 
der Reichsminiſter der Finanzen. 

10 


Neue Vorſchriften der Länder über Dienſt⸗ 
bezüge ihrer Beamten und Lehrer einſchließlich 
der nach § 3 erfolgten Neuregelungen und der 
nach Ergehen einer Entſcheidung des Reichs⸗ 
verwaltungsgerichts oder des Reichsſchiedsgerichts 
vorgenommenen Abänderungen dürfen nicht in 
Kraft geſetzt werden, bevor ſie von den zuſtändigen 
Landesbehörden dem Reichsminiſter der Finanzen 
gemäß $ 4 mitgeteilt find und bevor 


a) entweder ſeit der erſten Mitteilung ($ 4 Abf. 1) 
vier Wochen oder ſeit der wiederholten Mit⸗ 
teilung ($ 8 Abſ. 1) vierzehn Tage verſtrichen 
ſind, ohne daß der Reichsminiſter der Finanzen 
Einſpruch erhoben hat, oder 

b) das Reichsverwaltungsgericht oder das Reichs⸗ 
ſchiedsgericht die Vorſchriften für zuläſſig 
erklärt hat. 

Abſ. 1 gilt entſprechend, wenn die zuſtändigen 
Landesbehörden oder ein Landesſchiedsgericht 
einer günſtigeren Regelung einer Gemeinde oder 
ſonſtigen öffentlichen Körperſchaft zugeſtimmt 
haben ($ 1 Abſ. 2, § 9 Abſ. 1, 3). 


S 11. 

Die im $ 10 bezeichneten Vorſchriften können 
mit Zuſtimmung des Reichs miniſters der Finanzen 
früher, als im $ 10 vorgeſehen iſt, in Kraft geſetzt 
werden. 

Soweit die hiernach in Kraft getretenen Vor 
ſchriften nach Entſcheidung des Reichsverwaltungs⸗ 
gerichts oder des Reichsſchiedsgerichts nicht zu⸗ 
läſſig ſind, ſind die Länder, Gemeinden und 
ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften verpflichtet, 
die Vorſchriften mit rückwirkender Kraft nach 
Maßgabe der Entſcheidung zu ändern. 8 8 findet 
Anwendung. 

Abſ. 2 gilt ſinngemäß, wenn der Reichsminiſter 
der Finanzen gegen eine ihm nach § 4 Abſ. 2 
mitgeteilte Vorſchrift Einſpruch erhoben und das 
Reichsverwaltungsgericht oder das Reichsſchieds⸗ 
gericht entſchieden hat. 

12, 

Werden Beamte oder Lehrer durch Anwendung 
dieſes Geſetzes in ihren Dienſtbezügen rückwirkend 
ſchlechter geſtellt, ſo ſind die zu viel erhaltenen 
Beträge nicht zurückzuzahlen. 

13 


§ 13. 

Dieſes Geſetz gilt ſinngemäß auch für Warte⸗ 

gelder, Penſionen und Hinterbliebenenbezüge. 
14. 

Dieſes Geſetz tritt mit Ausnahme des $ 13 
mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft. Den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 13 beſtimmt 
der Reichsminiſter der Finanzen. 


15. 
Dieſes Geſetz Er mit dem 1. April 1923 
außer Kraft. 
Berlin, den 21. Dezember 1920. 
Der Reichspräſident. 
Ebert. 
Der Reichsminiſter der Fmanzen. 
Dr. Wirth. 


REEL SE 
ns 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Geheimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Dickel, Berlin Y. 
Nach kurzem Leiden iſt am 30. Dezember 1920 
der Geheime Juſtizrat Profeſſor Dr. Karl Dickel, 
Univerſitäts⸗ und Forſtakademieprofeſſor der Rechte, 
in Charlottenburg geſtorben. Dickel war ein be⸗ 
kannter Rechtslehrer, der der grünen Farbe dadurch 
beſonders nahe geſtanden hat, daß er lange Jahre 
Dozent für Forſtrecht an der Forſtakademie in 
Eberswalde geweſen iſt. Seiner Feder entſtammen 
ſehr zahlreiche Beröffentlichungen auf dem Gebiet 
des Forſt⸗ und Jagdrechtes; fein bedeutendites 
Werk iſt „Das bürgerliche Recht für Forſtmänner“, 


das in erſter Auflage im Frühjahr 1900 und in 
zweiter Auflage unter dem Titel „Deutſches und 
preußiſches Forſtzivilrecht“ im Jahre 1917 er⸗ 
ſchienen iſt. Auch unſerem Blatte iſt der treffliche 
Gelehrte ein treuer, wertgeſchätzter, und man 
kann ſagen, unentbehrlicher Mitarbeiter geweſen. 
Jahrzehnte hindurch haben wir zu ihm die an⸗ 
genehmſten Beziehungen gehabt und uns des 
Wohlwollens des echt deutſchen Mannes erfreut; 
ſein Ableben iſt daher auch für uns ein ſchwerer 
Verluſt. Profeſſor Dr. Dickel entſtammte einem 
alten weſtfäliſchen Forſtbeamtengeſchlecht und war 
ein eifriger Jäger, der von Jugend auf bis in 
die letzten Jahre ſeines Lebens hinein nie verſäumt 
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hat, in den großen Univerſitätsferien die heimiſchen 
Wälder aufzuſuchen und ſich durch Weidwerk 
friſch zu erhalten. Wir hoffen, in der Lage zu 
jein, in einer der nächſten Nummern über ſeinen 
Lebensgang noch Näheres zu berichten. 

Die Schriftleitung. 

We 

Zur „Erklärung“ in Nummer 48 (Bd. 35) 

S. 951. Im Schlußſatz ſeiner Stellungnahme zu 
der Erklärung des Staatsförſters Fiebig ſagt 
Landforſtmeiſter Trebeljahr u. a.: „Was i 
erreichen will, iſt lediglich: Wahrheit und Klarheit 
für den Geſamtförſterſtand und beſonders für die⸗ 
jenigen Mitglieder desſelben, mit denen ich früher 
dienſtlich zu tun gehabt und mit denen ich — von 
einzelnen Ausnahmen abgeſehen — im beſten Ein⸗ 
vernehmen geſtanden habe. Dieſe ſollen nicht 


glauben, daß es mir jetzt, nach meiner Berufung H 


nach Berlin, nicht darauf ankäme, den Förſterſtand 
ſo leichthin zu beleidigen.“ 

Ich gehöre zu den Beamten, die unter Land⸗ 
forſtmeiſter Trebelſahr — ehemals Forſtrat in 
Marienwerder — als Förſter viele Jahre gearbeitet 
haben. Ich glaube ihm gern, daß es ihm darauf 
ſehr ankommt, daß die Mitglieder des Staats⸗ 
förſterſtandes, die unter ihm gearbeitet haben, 
nicht glauben ſollen, daß er jetzt nach ſeiner Be⸗ 
rufung nach Berlin den Förſterſtand ſo leichthin 
beleidigen wolle. 

Als ich in meiner Stellung als Förſter in Rudak, 
Oberförſterei Thorn, wieder einmal in einen 
Kriegszuſtand mit der Militärverwaltung ge⸗ 
kommen war und die Annahme von militärischen 
Waffen und Ausrüſtungsſtücken, die die Militär⸗ 
verwaltung den Beamten für den Kriegsfall zu 
tragen zumutete, verweigert und begründet hatte, 
da hatte im Regierungskollegium, dem die An⸗ 
gelegenheit unterbreitet war, er nur allein auf 
meiner Seite geſtanden. Das entſprach ſeinem 
großen Sinn für Ehrlichkeit und Gerechtigkeit. 
Als Herr Trebeljahr bereits in Berlin als Land⸗ 
forſtmeiſter wirkte, habe ich Gelegenheit genommen, 
ihn um perſönliche Verwendung für einen Kollegen 
aus dem abgetretenen Gebiet zu bitten. Die 
Antwort, die ich darauf erhalten habe, läßt deſſen 
Gerechtigkeitsſinn beſonders dadurch erkennen, da 
er bei aller perſönlichen Anteilnahme an dem 
Geſchicke früherer Untergebener doch deren Be⸗ 
vorzugung unmöglich hielt, da alle Geſuche dem 
Alter nach und den ergangenen Beſtimmungen 
gemäß erledigt werden müßten. 

Dieſe Auskunft legt am beſten Zeugnis ab für 
den ehrlichen und geraden Sinn des Landforſt⸗ 
meiſters. Aber nicht dies allein, ſondern auch dafür, 
wie leid es ihm tat, nicht helfen zu können, obwohl 
ſein gutes Herz es gerne möchte. Dieſe gerechte 
Geſinnung, die dem Landforſtmeiſter Trebeljahr 
in ſo hohem Maße eigen iſt, und die ich ſo oftmals 
kennen und ſchätzen lernte, ließ ihn auch ſchreiben: 
„Wahrheit und Klarheit für den Geſamtförſter⸗ 
ſtand uſw.“ 

ch bekenne offen, daß, da Landforſtmeiſter 
Trebeljahr beſtimmt in Abrede ſtellt, die ihm in 
den Mund gelegten Worte gebraucht zu haben, 
ich nicht zweifle, daß dieſe ſeine Außerung un⸗ 
bedingt der Wahrheit entſpricht. Jedenfalls 
liegen Irrtümer in dieſer leidigen Sache“) vor. 
Und Irren iſt menſchlich. Mag ſein, daß die 


4) Der unerquicklichen Angelegenheit hat ſich ja nun 
auch der Humor bemächtigt, jener ſiegreiche Schlichter 
vielen Streites Man leſe in der heutigen Nummer 
von „Förſters Feierabende“ nach. Wir denken, durch 


Nervoſität, unter deren Folgen mancher leidet, 
ſchuld iſt, mag auch die Phantaſie mitſpielen, mag 
es ſo oder ſo ſein, jedenfalls habe ich die große 
Hochachtung vor den edlen Eigenſchaften des 
Herrn Landforſtmeiſters Trebeljahr, der ein Muſter 


ſtrenger Pflichterfüllung und aufrichtigen Weſens 


iſt, nach wie vor. Das hier zum Ausdruck zu bringen, 
wo die leidige Sache ſo viel Erregung hervor⸗ 
gerufen hat, halte ich ve für verpflichtet; dies 
in der Hoffnung, daß die Erregung ſich legt und 
die Sache abgetan iſt. 
Burgſtall, Kr. Wolmirſtedt, 9. Dezember 1920. 
Franz Schmidt, ſtaatlicher Hegemeiſter. 


Wozu eine Zerſplitterung! Vor einigen Tagen 
wurde mir die Nr. 46 des „Deutſchen Förſter“ 
vom 14. November 1920 unter Kreuzband zu⸗ 
eſandt. Beim Durchblättern fand ich auf S. 425 
nachſtehenden 

Aufruf! 

Akademiſch gebildete Privatforſtbeamte, die 
gewillt ſind, ſich in einer Berufsvereinigung 
außerhalb des Vereins für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands zuſammenzuſchließen, werden 
gebeten, umgehend ihre Adreſſe ſowie evtl. 
Meinungen und Vorſchläge dem Unterzeichneten 
bekanntzugeben. Auf Wunſch wird Diskretion 
zugeſichert. 

Oberförſter A. Stahr, Eiſenach, Mariental 23. 

Es ſcheint mir unerläßlich, daß zu dieſem 
Aufruf öffentlich Stellung genommen wird. 
muß meine eingangs geſtellte Frage wiederholen. 
Wozu eine Zerſplitterung? eiß der Unter⸗ 
zeichner des Aufrufs nicht, daß im Verein für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands ein Akademiker⸗Ausſchuß 
beſteht, der berufen iſt, die Intereſſen der 
akademiſch gebildeten Privatforſtbeamten zu ver⸗ 
treten? Auch möchte ich daran erinnern, daß 
bereits vor Jahren einmal eine Vereinigung der 
akademiſch geprüften Privat⸗ und Kommunal⸗ 
forſtbeamten beſtand, die ſchließlich aufgelöſt 
wurde, weil ſie ſich als lebensunfähig erwies. 
Mit einer neuzugründenden Vereinigung dürfte 
kaum mehr zu erreichen ſein, als bis jetzt er⸗ 
reicht wurde und überhaupt als erreichbar in 


ß Ausficht ſteht, denn die Zahl der Akademiker 


unter den Privatforſtbeamten iſt doch wirklich 
nicht ſo groß, daß ſie allein imſtande wäre, 
maßgebenden Einfluß zu gewinnen. Überdies 
muß es als ausgeſchloſſen gelten, daß ſich alle 
in Betracht kommenden Privatforſtbeamten dem 
neuen Verein anſchließen werden. Dem ganzen 
Aufruf haftet nach meinem Gefühl gewerkſchaft⸗ 
liche Kampfwitterung an. Auf die „Gewerkſchaft“ 
weiſt einmal ſchon die Veröffentlichung im 
„Deutſchen Förſter“ und dann die zugeſicherte 
Diskretion hin. Warum letzteres geſchieht, dt 
nicht ohne weiteres erkenntlich. Wir haben doch 
heute nicht nur Gedankenfreiheit, ſondern auch 
Redefreiheit. Und ich nehme an, daß auch jeder 
Kollege ſo viel Mut aufbringen wird, für das, 
was er ſagt, mit ſeinem Namen einzuſtehen. 
Ferner nehme ich an, daß ſich der neue Verein 
gegen den bewährten alten Verein und damit 
auch gegen die Waldbeſitzer richten ſoll. Ja, 
a denn Herr Oberförſter Stahr, daß er 
amit irgend etwas erreicht? Die Stellung der 
Prwatforſtbeamten und der Privatoberförſter 


dieſe glückliche Löſung wird der Fall „dicke Bäuche“ 
für den preußiſchen Staatsforſtbeamtenſtand nun 
wohl als erledigt gelten können. 
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insbeſondere iſt doch in den weitaus meilten 
Fällen Vertrauensſtellung. Man kann ſchlechter⸗ 
dings einem Waldbeſitzer nicht zumuten, daß er 
zu einem Forſtbeamten Vertrauen haben ſoll, 
der einer Vereinigung angehört, die ſich im 
Gegenſatz zu den Walbdbeſitzern befindet, und 
letzteres muß doch der Fall ſein, ſonſt wäre die 
Neugründung ja höchſt überflüſſig, da ja dann 
der alte Verein vollauf genügte. Die Wege, die 
der neue Verein beabſichtigt, können nur Wege 
des Kampfes und Gegenſatzes ſein, denn den 
einzig richtigen Weg der Verſtändigung geht der 
Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands. Es 
ließe ſich noch mancherlei über den Aufruf fagen. 
Ich glaube jedoch, daß meine kurzen Ausführungen 
genügen dürften, um beſonders die jüngeren 
Kollegen vor einem Anſchluß an dieſe Bewegung 
eindringlichſt zu warnen. Wenn ſie vielleicht 
glauben, hier das Heil, d. h. in dieſem Falle 
eine gute Oberförſterſtelle, zu finden, fo ſei dem 
entgegnet, das es ſich jeder Waldbeſitzer über⸗ 
legen wird, einen Oberförſter anzuſtellen, der 
einer Kampforganiſation angehört. 

Erbach i. Odw., 16. Dezember 1920. 
Dierſch, Gräfl. Erbachſcher Oberföriter. 


Keine Erneuerung der Verſicherungskarten der 
Angeſtelltenverſicherung. Die Verſicherungskarten 
der Angeſtelltenverſicherung ſollen grundſätzlich 
binnen fünf Jahren nach der Ausſtellung er⸗ 
neuert werden (vgl. „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
Bd. 35 Nr. 44 S. 877) Da die Erneuerung ın- 
deſſen, anders als die der Quittungskarten der 
Arbeiterverſicherung, keine wefeſtliche Bedeutung, 
insbeſondere keinen Einfluß auf die Anwartſchaft 
hat, geſtattet die Reichsverſicherungsanſtalt für 
die Angeſtellten, bis auf weiteres die alten, 
noch nicht ausgenutzten Karten weiter 
zu benutzen. Hg. 


Lë 


Forſtwirtſchaftliches. 

* Holzeinſchlag 1921. Am 21. Dezember ut 
im Reichsrate einſtimmig nachſtehender Beſchluß 
gefaßt worden: „Die Länder erklären ſich im 
Wege der Vereinbarung bereit, durch den Ein⸗ 
ſchlag des laufenden Wirtſchaftsjahres ſpäteſtens 
bis Ende September 1921 nach Möglichkeit bis 
zu 6 Millionen Feſtmeter Grubenholz und bis 
zu 2 Millionen Feſtmeter Schwellenholz nach 
einem Maßſtabe aufzubringen, der nach Anhörung 
der Länder unter Berückſichtigung ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit durch das Reichsminiſterium für Er⸗ 
nährung und Landwirtſchaft feſtzuſtellen iſt.“ Das 
genannte Miniſterium hat inzwiſchen Anweiſungen 
ergehen laſſen und aufgefordert, das weitere zu 
veranlaſſen, die an der oberſten Grenze der 


Leiſtungsfähigkeit gelegene Geſamtlieferung aller P 


Waldungen ziffernmäßig ſobald als möglich an⸗ 
geben zu wollen. 


* 


Freihändige Holzabgabe zu ermäßigten Preiſen. 
In dem Artikel „Spar⸗Richtlinien für Preußen“ 
im Berliner Lokal⸗Anzeiger Nr. 527 vom 17. No⸗ 
vember 1920 wurden die Vorſchriften über die 
Schaffung neuer und den Abbau alter Ver⸗ 
waltungseinrichtungen erwähnt. Durch dieſe 
wird es den Fachminiſtern zur Pflicht gemacht, 
dauernd auf neue Einnahmen zu ſinnen, 5 
auf neue Steuern, Gebühren, Stempel uſw., 
und dann die Früchte dieſes Nachdenkens mit 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 2 Bd. 36 (1921) 


dem Finanzminiſterium durchzuberaten. Bei den 
ſchlechten Finanzverhältniſſen des Staates wird 
man darum nicht herumkommen können. Hierbei 
dürfen aber die bereits beſtehenden Einnahme⸗ 
quellen nicht überſehen werden. Wie ſieht es 
nun mit dieſen in den einzelnen Reſſorts aus? 
Bei dem Landwirtſchaftsminiſterium wird hier⸗ 
auf ſehr häufig gar keine Rückſicht genommen. 
So iſt z. B. angeordnet, daß die Regierungen 
oder nach Anweiſung dieſer die Oberförſter im 
Benehmen mit den Gemeinden oder Kommunal⸗ 
verbänden ihnen das Brennholz, ſoweit es nach 
Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit der Staatsforſten 
abgegeben werden kann, zu einem mäßigen 
Preiſe zu überweiſen haben. Ein Grund für 
dieſe Preisherabſetzung liegt, abgeſehen von der 
Brennholz⸗Belieferung an Kriegsbeſchädigte, 
Kriegerwitwen und ſonſtige arme und minder⸗ 
bemittelte Perſonen nicht vor. Wenn dieſe das 
Holz zu einem billigen Preiſe erhalten, ſo iſt dies 
nicht mehr als recht und billig. Wie ſteht es aber 
mit den ſonſtigen ländlichen Beſitzern? Haben ſie 
es nötig, Brennholz zu einem Preiſe zu erhalten, 
der unter dem Verſteigerungspreiſe liegt? Gewiß 
nicht! Die ländlichen Beſitzer haben jetzt größten⸗ 
teils derartige Einnahmen, daß ſie wohl ihr 
nötiges Brennholz voll und ganz bezahlen können; 
ſie brauchen es nicht auf Koſten der anderen 
Steuerzahler halb geſchenkt erhalten. Das iſt 
aber der Fall, wenn ihnen der Staat ohne Grund 
das Holz billiger freihändig verkauft, als wie ſie 
es in einer Verſteigerung für den Lokalbedarf 
bezahlen müßten. Ein Grund fir dieſe Bevor⸗ 
zugung iſt in dem angezogenen Erlaſſe nicht an⸗ 
gegeben. Welche Summen gehen aber durch 
die Holzabgabe infolge des erwähnten Erlaſſes 
dem Staate verloren? Nimmt man an, daß 
jede Oberförſterei durch die freihändige Brennholz⸗ 
abgabe eine Mindereinnahme von 30 000 & hat, 
ke erreicht dieſer Verluſt bei allen Oberförſtereien 
ie Höhe von etwa 20 Mill. Mark. Dabei iſt die 
Durchſchnittszahl von 30 000 & ſehr niedrig an⸗ 
genommen. Denn im Jahre 1919 hat ein Revier, 
welches ſchon damals Holz unter ähnlichen Be⸗ 
dingungen abgeben mußte, eine Mindereinnahme 
von über 150000 % zu verzeichnen gehabt. Es 
iſt daher an der Zeit, daß der Herr Finanzminiſter 
und die Preußiſche Landesverſammlung ihr Augen⸗ 
merk auf die freihaͤndigen Holzabgaben ſowohl 
von Nutz⸗ als auch insbeſondere von Brennholz 
richten. Ein preußiſcher Forſtmeiſter. 
2 i 


Brief⸗ und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchaäftsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ments-Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
orto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; find 
jedoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Crlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, jo wird Vergütung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ 
jprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 

richtigt werden konnte. 


Fragen über Beſoldung preußiſcher Forſt⸗ 
beamten, deren Ruhegehalt oder Hinterbliebenen⸗ 
bezüge können erſt beantwortet werden, wenn 
die Ausführungsbeſtimmungen zu dem dieſer 
Tage ergangenen neuen Beamtendienſteinkommens⸗ 
geſetz bekannt geworden ſind. Wir bitten daher 
die Frageſteller ſich einige Zeit zu gedulden. Die 
bisher veröffentlichten Antworten auf Fragen der 
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Altruhegehaltsempfänger und Althinterbliebenen 
bitten wir unbeachtet zu laſſen. 
Die Schriftleitung. 

Anfrage Nr. 2. Kann der Angeſtellte 
gegen ſeine Kündigung etwas unternehmen? 
Seit Mai 1908 bin ich ununterbrochen in den 
Dienſten der hieſigen Grafſchaft. Am 1. April 
wurde mir die Stellung mündlich getündigt. 
Nachträglich wurde geſtattet, daß ich bis 1. Oktober 
in Stellung bleiben dürfe. Grund meiner Kündi⸗ 
gung iſt die Beſchwerde des Forſtmeiſters, daß ich 
zu ſelbſtändig bin. Sonſt habe ich mir gar nichts 
zuſchulden kommen laſſen. Ich bitte um eheſte 
Mitteilung, wie und wohin ich mich wenden ſoll, 
um meine Rechte zu wahren. Der Betriebsrat 
Gent untätig zu, da er offenbar beeinflußt iſt. 
Die zahlreichen günſtigen Verbindungen der Vor⸗ 
geſetzten nehmen mir von vorhinein das Recht. 
Bei ſehr vielen Kollegen habe ich mich erkundigt 
und den Beſcheid erhalten, daß in ſolchen Fällen 
der Angeſtellte ſtändig rechtlos daſteht und ſein 
Recht nicht wahren kann und es ſich gefallen laſſen 
muß, daß er auch nach 20 jähriger Dienſtzeit aus der 
Stellung entlaſſen werden kann, ohne auf Unter⸗ 
ſtützung rechnen zu dürfen. H. Sch., Förſter. 

Antwort: Ihre Ausſichten, überhaupt 
und insbeſondere jetzt noch gegen die Kündigung 
etwas auszurichten, dürften leider ſehr gering ſein. 
Dem Arbeitgeber iſt es auch heute nach wie vor 
grundsätzlich unbenommen, ſeine Angeſtellten 
zu entlaſſen. Nur für beſtimmte Entlaſſungs⸗ 
gründe hat das nach der Revolution geſchaffene 
Arbeitsrecht Einſchränkungen vorgeſehen, nämlich 
für die Fälle der Kündigung aus Anlaß der Wieder⸗ 
einſtellung früher ſchon beſchäftigter Arbeitnehmer 
oder zur Verminderung der Zahl der Arbeit⸗ 
nehmer. In dieſen Fällen hätten Sie nach § 13, 23 
der Verordnung vom 12. Februar 1920 das 
Recht, den Schlichtungsausſchuß anzurufen, 
jedoch nur innerhalb einer Ausſchlußfriſt von drei 
Wochen vom Tage der Kenntnis der Kündigung 
an. Iſt die Kündigung ohne Angabe von Gründen 
erfolgt, dann konnten Sie gemaß $ 84 Ziffer 2 
des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 
binnen fünf Tagen, nachdem Ihnen die Kündi⸗ 
gungserklärung zugegangen war, durch An⸗ 
rufen des Angeſtelltenrates Einſpruch dagegen 
einlegen. Ich will nun annehmen, daß Sie dies 
auch rechtzeitig getan haben, da ſonſt die Sache 
ohnehin ſchon zu Ihren Ungunſten erledigt wäre. 
Dann iſt es die geſetzliche Pflicht Ihres Be⸗ 
triebsrates bzw. Betriebsobmannes, mit Ihrem 
Dienſtherrn wegen der Rückgängigmachung der 
Kündigung zu verhandeln und, wenn binnen 
einer Woche keine Einigung erzielt war, den zu⸗ 
ſtändigen Schlichtungsausſchuß anzurufen. Letzteres 
hätten auch Sie tun können, nach dem Geſetz 
jedoch immer nur unter der Vorausſetzung, daß 
vorher der Verſuch der Verſtändigung durch den 
Betriebsrat gemacht worden iſt. Auch wenn die 
Kündigung ſich als eine unbillige, nicht durch das 
Verhalten des Arbeitnehmers oder durch die Ver⸗ 
hältniſſe des Betriebes bedingte Härte darſtellt, 
konnten Sie auf dieſe Weiſe verfahren ($ 84 Ziffer 4 
Betr.⸗R.⸗G.). Es iſt nicht recht verſtändlich, wieſo 
der Betriebsrat ſich vor einem Ausgleich fürchten 
ſollte. Allerdings haben Sie leider keine Hand⸗ 
habe, um ihn zur Erfüllung ſeiner Pflichten zu 
zwingen. Das Anrufen der ordentlichen Gerichte 
iſt, da über die Rechtmäßigkeit der Kündigung 
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wohl kein Zweifel beſteht, nicht möglich. Die Frage 


der Unbilligkeit kann eben nur durch die Schlich⸗ 
tungsbehörden entſchieden werden, wobei na⸗ 
türlich die Tatſache, daß Sie bereits 20 Jahre 
dort im Dienſt ſind, ſehr zu Ihren Gunſten ins 
Gewicht hätte fallen müſſen. Als letztes Mittel 
kann Ihnen nur noch empfohlen werden, daß Sie 
verſuchen, den zuſtändigen Schlichtungsausſchuß 
anzurufen unter Darlegung des Sachverhalts, 
insbeſondere der Untätigkeit des Betriebsrates. 
Verſagt Ihnen auch der Ausſchuß — etwa wegen 
Mangels der formellen Vorausſetzungen — ſeinen 
Schutz, ſo ſteht Ihnen, auch wenn die Kündigung 
noch ſo hart erſcheint, leider kein geſetzliches Mittel 
mehr zur Seite. Dr. P. G. 
Anfrage Nr. 3. Befähigungsnachweis nach 
Einführung des Privatforſtaufſichtsgeſetzes. 
Ich war bis zum 17. Lebensjahre auf Realſchule, 
lernte dann zwei Jahre vorſchriftsmäßig bei 
einem Oberförſter, welcher auch die Erlaubnis 
hatte, für den Staatsforſtdienſt auszubilden. 
Leider war ich für den Staatsforſtdienſt mit 
18½ Jahren zu alt geworden. Nach Beendigung 
meiner Lehrzeit war ich nur in den größten Ver⸗ 
waltungen als Hilfsförſter tätig. In der Forſt⸗ 
verwaltung, in der ich jetzt tätig bin, mußte ſeit 
Anfang der achtziger Jahre die Förſterprüfung 
abgelegt werden, ſoweit dies nicht bereits im 


Staatsforſtdienſt geſchehen war. Im Jahre 1909 


unterzog ich mich dieſer Prüfung und bekam auf 
geſtempeltem Bogen ein vorſchriftsmäßiges Prü⸗ 
fungszeugnis mit den Unterſchriften der Prüfungs⸗ 
kommiſſion verſehen. Dieſe beſtand aus dem 
Oberforſtmeiſter, einem Forſtrat und zwei Ober⸗ 
förſtern, faſt alle aus dem Staatsforſtdienſt. Jetzt 
bin ich 40 Jahre alt und in einer Königlich Prinz⸗ 
lichen Forſtverwaltung als Förſter lebenslänglich 
angeſtellt. Würde mein Befähigungsnachweis 
genügen oder müßte man nochmals eine Förſter⸗ 
prüfung ablegen? — Wie ſteht es mit den Kollegen, 
die noch älter ſind, richtig gelernt haben und 
längere Jahre in einer Verwaltung als Förſter 
angeſtellt vm, aber keine Prüfung abgelegt haben? 
Förſter R. in L. 
Bei der Durchführung des 
Befähigungsnachweiſes für den Privatforſtdienſt 
muß natürlich ein Ubergangszuſtand geſchaffen 
werden, der es den im Amte befindlichen Beamten 
ermöglicht, ihr Amt zu behalten. Sicher werden 
dabei zunächſt einmal alle Prüfungen anerkannt 
werden, die früher abgelegt worden ſind. Darüber 
hinaus iſt aber zu erwarten, daß alle Beamten, 
die ein Amt ſchon eine gewiſſe Zeit innehaben, 
ebenfalls als befähigt anerkannt werden. Die 
neuen Vorſchriften würden ſonach zunächſt den 
Nachwuchs treffen und vielleicht auch beim Stellen⸗ 
wechſel eine gewiſſe Bedeutung haben. Be⸗ 
ſtimmtes läßt ſich heute noch nicht ſagen. Die 
zu erwartenden Geſetze können auch für die 
Regelung nur den Rahmen geben, deſſen Aus⸗ 
füllung den zuſtändigen Behörden (Miniſterien) 
überlaſſen werden muß. Bg. 


Antwort: 


Jede Gabe iſt willkommen 
dem Unterſtützungsfonds des Vereins „Waldheil“, P 
Neudamm, Bez. Ffo. Sammlungen von Angehörigen 4 
der grunen Farbe, Freunden und Gönnern werden 
dringend erbeten. N 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Ar Befehung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung“). 


Forſtrentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe Oſterode i. Oſtpr. 
iſt zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 15. Januar 
einzureichen. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 


„Forſtſekretärſtelle Winterberg (Arnsberg) iſt zum 
1. Februar zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis 
zum 15. Januar an den Landrat in Brilon ein- 
zureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Forſtſchreiberſtelle der Oberf. Dembio (Oppeln) 
gelangt zum 1. Februar zur Neubeſetzung. Zu der 
Stelle gehört eine Dienſtwohnung in Dembio⸗ 
hammer und einiges Dienſtland. Bewerbungs⸗ 
geſuche um dieſe Stelle ſind bis zum 15. Januar 
der Regierung, Forſtverwaltung, in Oppeln vor⸗ 
zulegen. 


Verwaltungsänderungen. 


Das Miniſterium fur Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten hat durch Erlaß vom 7 Dezember 1920, J. Nr. III 
23418, genehmigt, daß die Sberförſterei Kiel, für deren 
Verwalter vom 1 Juli 1920 ab der Wohnſitz von Kiel nach 
Bordesholm verlegt vn, künſtig wieder „Nordesholm““ 
genannt wird. 


Die Förſterſtelle Oſtrow⸗Lewark u der Oberf. 
Rehhof iſt vom 1. Februar ab in eine Revierforſterſtelle und 
die bisherige Revierförſterſtelle Neuenhakenber 
in der gleichen Oberförſterei von demſelben Zeitpunkte a 
in eine Forſterſtelle umgewandelt. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Hegemeiſter in Lehnitz, Oberf. Oranienburg 
(Potsdam), iſt am 1. Januar in den Ruheſtand 
getreten. 


Curth, Hegemeiſter in Wickenrode, Oberf. Oberkaufungen, 
iſt am 1. Januar die Foörſterſtelle Mariendorf, bert, 
Hombreßen (Caſſel), übertragen. 

Dueſing, Hegemeiſter in Werbellinſee, Oberf Grimnitz, in 
Unterkunft, letzte Dienſtſtelle Weißenſee, Oberf. 
Stronn au (Bromberg), iſt am 1. Januar nach Weſen⸗ 
dorf, Oberf. Zehdenick (Pots da m), verſetzt. 

Engel, Hegemeiſter in Borgsdorf, Oberf. 
(Potsdam), tritt am 1. Februar in den Ruheſtand. 

Gotzek, Forſter o. R. in Theerofen Oberf. Woltersdorf. 
wird am 1. Februar nach Friedersdorf. Oberf. Frieders⸗ 
dorf (Potsdam), verſetzt. ` 

Gröper, Hegemeiſter in Honigfelde, Oberf Marienwerder, 
wird am 2. Februar nach Wolfsheide, Oberf. Rehhof 
(Marienwerder), verſetzt. 

Henſel. Revierförſter in Neuhakenberg, Oberf. Rehhof, wird 
am 2. Februar nach Oſtrow⸗Lewark, Oberf. Rehhof 
(Marienwerder), verſetzt. 

Hoffmann, Förſter in Wefendorf, Oberf. Zehdenick, iſt am 
1. Januar nach Lehnitz, Oberf. Oranienburg (Pots⸗ 
dam), verſetzt. 

Alug. Hegemeiſter im Regbz Bromberg, iſt vom 1. Januar 
an Sc Altenſtein, Oberf. Wiesbaden (Wiesbaden), 
verſetzt. 


Behrends, 


*) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
iſt zu erſehen, in welchem Dienſtalter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch koſtet A 4 und 30 % Teuerungs- 
zuſchlag. 


— — — 


Oramenburg 


Majkowski, Hegemeiſter aus dem abgetretenen Gebiet, iſt 
nom 1. Januar an die Förſterſtelle Walderfee, Oberf. 
Eruttinnen (Allenſtein), verliehen. 

Manke, Förſter in Kl.⸗Lutau (Marienwerder), iſt am 
1. Dezember 1920 von der Unterkunftsſtelle Marien⸗ 
felde auf die Forſterſtelle Cſchenriege, Oberf. Demmin 
(Schneidemübl ), verſetzt. 

Motzuy, ehemal. reichsl. Höriter in Oedelshauſen (Caſſel), 
iſt vom 1 Januar an nach Frohnhauſen, Oberf. Dillen⸗ 
burg (Wiesbaden), verſetzt. 

Stel, Förſter o. R. in Driedorf, bert, Driedorf, iſt vom 
1. Januar an nach Obershauſen, Oberf. Johannisburg 
(Wiesbaden), verſetzt. 

Sonnenburg, Förſter und Forſtſchreiber in Johanntsburg, 
Oberf. Johannis burg, iſt vom 1. Januar an nach Naſſau, 
Oberf. Naſſau (Wiesbaden), verſetzt. 

Specht, Förſter auf der Unterkunftsſtelle Groß⸗Krotzenburg, 
Oberf. Wolfgang, iſt zum 1. Januar die Forſterſtelle 
Wickenrode, Oberf. Oberkaufungen (Caſſel), ubertragen 

Starke, Förſter in Wolfsheide, Oberf. Rehhof, wird am 
2. Februar nach Neuhakenberg, Oberf. Rehhof (Marien: 
werder), verſetzt. 

Tittel, Förſter o. R. in Neue Walkmühle, Oberf. Marien⸗ 
werder, iſt am 1. November 1920 nach Ehrlichsruh, 
Oberf. Rehhof (Marienwerder), verſetzt. 

Wehner, Forſter o. R im Friedersdorf, bert, Frieders⸗ 
dorf, wird am 1. Februar nach Theerofen, Oberf. 
Woltersdorf (Potsdam), verſetzt. 


Boctkom, Unterforſter (mit dem Titel Förſter) in Gorze, 
iſt zum Förſter ernannt und ihm zum 1. Januar eine 
Förſterſtelle o. R. in Garze, Oberf. Bleckede (Lune⸗ 
burg), ubertragen. 

Zorte, Unterſörſter in Kerſtenhauſen, Oberf. Fritzlar 
(Caſſel), iſt vom 1. Jauuar an zum Förſter ernannt. 

Seidemann, Unterförſter (mit dem Titel Forſter) in Oerbke, 
iſt zum Förſter ernannt und ihm zum 1. Januar eine 

orſterſtelle o. R. in Oerbke, Oberf. Walsrode (Lüne⸗ 
urg), übertragen 

Jericho, Unterförſter in Niddawitzhauſen, Oberf. Biſchhauſen 
(Caſſel), iſt vom 1. Januar an zum Förſter ernannt 

CTichte, Unterförſter (mit dem Titel Foörſter) in Giſtenbeck, 
ut zum Förſter ernannt und ihm zum 1. Januar eine 
Förſterſtelle o. R. in Giſtenbeck, Oberf. Lüchow (Lune⸗ 
burg), übertragen. 

Schawer, Unterforſter in Holzhauſen, Oberf. Gahrenberg 
(Caſſel), iſt vom 1. Jauuar ab zum Foörſter ernannt. 

Schmiedecke, Unterförſter (mit dem Titel Foͤrſter) in Graſſel, 
iſt zum Förſter ernaunt und ihm zum 1. Januar eine 
Forſterſtelle o. R in Graſſel. Oberf. Gifhorn (Lune⸗ 
burg), übertragen. . 


Arnold, Forſtgehilfe in Rottſtiel, Oberf Altruppin, iſt am 
1 Dezember 1920 nach Liebenwalde, Oberf. Lieben⸗ 
walde (Pots da m), verſetzt. 

lo, Forſigehilfe in Pflanzgarten, iſt vom 15. Januar an 
nach der Oberf Wedelsdorf (Stettin) verſetzt. 

Sutſche, Forſtgehilfe in Uckersdorf, Oberf. Dillenburg, iſt 
vom 1. Januar an nach Driedorf, Oberf. Driedorf 
(Wiesbaden), verſetzt. 

Kramer, Forſtgehrlfe in Neuehütte, Oberf. Chorin, iſt am 

Dezember 1920 nach Potsdam, Oberf. Potsdam 
(Potsda m), verſetzt. 

Münch, Forſtgehilſe in Straßebersbach, Oberf. Ebersbach, 
iſt vom 1. Januar an nach Heckholzhauſen, Oberf. 
Merenberg (Wiesbaden), verſetzt. 

Schneider, Forſtgehilfe in Dietenhauſen, Oberf. Weilmünſter, 
iſt vom 1. Januar an nach Oberf Oberſcheld (Wies⸗ 
baden), verſetzt. 

Timm, Forſtgehilfe in Sophienſtädt, Oberf Bieſenthal, tit 
am 7. De zember 1920 nach Himmelpfort, Oberf. Himmel⸗ 
pfort (Pots dam), verjegt. 

Woyke, ſtaatl. Forſtgehilfe, Hilfsarbeiter im Forſt⸗ 
emrichtungsbüro in Berlin, iſt vom 1. Dezember 1920 
an zur Ausfuhrung von Betriebsregulierungsarbeiten 
nach Oberf. Födersdorf (Königsberg) einberufen 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Manſtein, forſtverſorgungsberechtigter Anwärter, iſt als 
Gemeindeförſter a. Pr. in, Barweiler, Oberf. Kelberg 
(Coblenz), eingeſtellt. g 


Privatforſtdienſt. 


Schneider, Oberförſter, hat am 1. Dezember 1920 die Ver⸗ 
waltung der Oberf. der Herrſchaft Königswartha 
(Amtsh. Bautzen) ubernommen. 


— 
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Vereinszeitung. 


Brandverſicherungsverein Preußiſcher 


Forſtbeamten. 
Bekanntmachung. 

Die 41. ordentliche Mitgliederverſammlung 
des Brandverſicherungsvereins Preußiſcher Forſt⸗ 
beamten findet am Sonnabend, dem 7. Mai 
1921, vormittags 11 Uhr, im Dienſtgebäude des 
landwirtſchaftlichen Miniſteriums hierſelbſt, Sep: 
ziger Platz 9, ſtatt. 

Die nach § 13 der Vereinsſatzungen zur Teil⸗ 
nahme an der Mitgliederverſammlung Berechtigten 
werden hierzu eingeladen. 

Die Teilnehmer haben nach 8 16 der Bereins- 
ſatzungen ihre Mitgliedſchaft bei dem Hauptvor⸗ 
ſtande nachzuweiſen. 

Die zur Vorlage gelangenden Schriftſtücke, als 
Rechnung, Rechnungsabſchluß nebſt Vermögens⸗ 
niert ` und Jahresbericht für 1920 ſowie 
der Haushalt für 1921, können im landwirt⸗ 
ſchaftlichen Miniſterium, Königgrätzer Straße 123, 
vom 2. Mai 1921 ab in den Stunden von 11 
bis 2 Uhr mittags eingeſehen werden. 

Berlin, den 18. Dezember 1920. 
Hauptvorſtand des Brandverſicherungsvereins 
Preußiſcher Forſtbeamten. 
von dem Busſche. 


2 
Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 
Betrifft 


Zahlung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 

Die hochverehrlichen Mitglieder des „Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter“, die die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ von Nr. 45 bis 52 koſtenlos erhalten 
haben und nun vom 1. Januar ab unſer Blatt 
durch Poſtüberweiſung frei ins Haus für 10,50 M 
je Vierteljahr erhalten, bitten wir um Einſendung 
des Bezugspreiſes im Laufe der nächſten Wochen, 
wobei wir freiſtellen, ob nur für ein Vierteljahr 
oder für mehrere oder für das ganze Jahr 1921 
mit 42 / gezahlt wird. ahlungen ſind zu 
richten an die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen 
Forſt⸗ Zeitung“, am billigſten durch Poſtſcheck⸗ 
konto Nr. 41509, Berlin W 7. Sollten den ift 
wie das nach Mitteilung mehrfach geſchehen iſt, 
unſer Blatt zum 1. Januar jedoch bei der Poſt 
beſtellt haben, fo bitten wir, um Doppelſendung 
vermeiden zu können, angeſichts dieſes unter 
Beifügung des Poſtbezugsſcheines um Beſcheid, 
damit das von uns überwieſene Stück zurück⸗ 
gezogen werden kann. 

Wir danken für den Weiterbezug ganz beſonders 
Die Verlagsbuchhandlung J. Neumann, Neudamm. 

7 


Nachrichten aus den Bezirks- und Ortsgruppen. 
Anzeigen und Xlitteilungen. 
Bezirksgruppen: 

Marienwerder. Den Mitgliedern der ehemaligen 
Bezirksgruppe Marienwerder teile ich hierdurch 
mit, daß ſich bei der Abwickelung des Hausver⸗ 
kaufs in Konitz (Schülerheim) inſoweit Schwierig⸗ 
keiten ergeben haben, als der Hypothekengläubiger 
die fünf Vorſtandsmitglieder — welche als Beſitzer 
des Hauſes eingetragen waren, eine Übertragung 
an den Verein hatte nicht ſtattgefunden — gemäß 
§ 416 des B. G.⸗B. nicht aus der Haftung für 
Hypothek und Zinſen (deutſche Währung) entlaſſen 


hat. Die fünf Kollegen haften mithin dem 
Gläubiger als Selbſtſchuldner weiter. Infolge 
unregelmäßiger Zmszahlung durch den Käufer 
iſt die Hypothek von 16000 M gekündigt und 
vom 31. Januar 1921 fällig. Die fünf Vorſtands⸗ 
mitglieder werden zu zahlen haben und der 
Hypothekenbrief geht in ihre Hände über. Der 
Käufer iſt zwar vertraglich verpflichtet, braucht 
aber infolge polniſcher Geſetzgebung einſtweilen 
nicht zahlen. Ein Valutaverluſt iſt ſpäter nicht 
ausgeſchloſſen, trotz dem Mehrerlös, welcher zum 
großen Teil verausgabt worden iſt. Ich bringe 
dies zur Kenntnis der Herren Kollegen und bitte 
dieſelben um Zuſtellung einer als baldigen, 
ſchriftlichen Erklärung, ob ſie ſich für einen 
Verluſt einſetzen wollen. 
Mit Weidmannsgruß! 
Steinforth bei Flötenſtein, Weſtpr. 
Seefeldt. 
m 


d Nachrichten des „Waldheil“. 


E. V. zu Neudamm. 


Veröffentlicht unter Verantwortung 
des Vorſtandes, vertreten durch 
Johannes Neumann, Neudamm. 


Satzungen, Mitteilungen über die Zwecke 


E und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe 
material an jedermann umſonſt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 
an Verein „Waldbeil“, Neudamm. Geldſendungen auf 


Poſtſchecklonto 9140 „Waldheil“, e. 8, 


Poſtſcheckamt Berlin NW. 7. 
Auszug aus dem Berichte 8 

der Vorſtandsſitzung vom 14. Dezember 1920. 

Die Sitzung fand in Neudamm ſtatt und 
begann nachmittags 3½ Uhr. Anweſend waren 
die Herren: Bohl, Preußiſcher Forſtmeiſter, 
Zicher; Buller, Privatförſter, Forſthaus Glückauf. 
Grundmann, Oekonomierat, Neudamm; Jacobi, 
Preußiſcher Forſtmeiſter, Maſſin; Koch, Preußiſcher 
Hegemeiſter, Zicher; Neumann, Geheimer 
Kommerzienrat, Neudamm; Hans Neumann, 
Verlagsbuchhändler, Neudamm; Pahl, Preußiſcher 
„ Neudamm; Peppler, Privatrevier⸗ 
förſter, Ringenwalde, und für den verſtorbenen 
bisherigen Geſchäftsführer des Vereins Zierau 
Preußiſcher Hegemeiſter i. R., Simon, Neudamm 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gedachte 
der Vorſitzende in warmen Worten der alle⸗ 
zeit treuen Vereinsarbeit des bisherigen, am 
10. Dezember verſtorbenen Geſchäftsführers 
Zierau. Die Verſammlung ehrte deſſen Andenken 
in üblicher Weiſe. 

Der Kaſſenbeſtand betrug am 30. November 
1920 51910,74 “. Davon entfielen auf: 
a) Gelder für Unterſtützungen (U) . 8389,69 A 
b) Erziehungsbeihilfen( E) 2776,88 A 


Neudamm beim 


* " 


co) „ „ Darlehen (D) 10920,21 A 
d) „ „ Linderung der Kriegs⸗ 

not (). 7628,52 A 
e) „ „ Stipendien 1920 (St 20) 2241,20 % 
f) 8 o 1921 (St 21) 2316,37 % 


Begräbnisbeihilfen 1920 
20) 1004,97 A 

Begräbnisbeihilfen 1921 

B 21 „ 3860,65 A 


„ „Rücklagen (Ri . 1277,25 A 
Seit voriger Sitzung haben ſich 27 neue Mit⸗ 
glieder, darunter zwei lebenslänglich, angemeldet, 
die durch den Beſchluß des Vorſtandes in den 
Verein aufgenommen wurden. Die Mitgliederzahl 
iſt damit auf 3566 geſtiegen. 
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An Geſuchen um Beihilfen waren 33 ein⸗ 
gegangen. Es wurden bewilligt, einſchließlich des 
Teuerungszuſchuſſes von 100 % zur Linderung 
von Kriegsnot an die dauernd Unterſtützten: Zwei 
Töchtern eines verſtorbenen Königl. Förſters, die 
bei hohem Alter in kümmerlichen Verhältniſſen 
leben, 160 4. Zwei Töchtern eines verſtorbenen 
heſſiſchen Förſters, die von andrer Seite nur 
eine geringe Unterſtützung erhalten, 200 . Der 
Tochter eines verſtorbenen Königl. Förſters, die 
nur eine kleine Staats⸗Unterſtützung bezieht, 120 . 
Ebenfalls der Tochter eines verſtorbenen Königl. 
Förſters, die unter gleichen Verhältniſſen lebt, 
100 %. Der 80 Jahre alten Tochter eines ver⸗ 
ſtorbenen Königl. Förſters 100 „; der 65 Jahre 
alten Tochte reines verſtorbenen braunſchweigiſchen 
Oberförſters 160 M. Der 60 jährigen Tochter 
eines verſtorbenen Königl. Förſters, die nur eine 
geringe Staats⸗Unterſtützung erhält, 60 „. Der 
Witwe eines Priwpatforſtſekretärs 100 4. Der 
alten Witwe eines Kommunalhilfsförſters 100 &. 
Der Witwe eines Privatförſters, die von andrer 
Seite nur eine geringe Unterſtützung erhält, 150 %. 
Der Witwe eines Privatförſters 80 „. Der 
Witwe eines Kommunalförſters, die nur ein 
geringes Witwengeld bezieht, 60 „. Der Witwe 
eines Privatförſters, die ſich durch Arbeiten unter⸗ 
hält, 100 %. Der 71 Jahre alten Tochter eines 
Königl. Förſters 100 A Der Tochter eines 
Privatförſters, die ſich durch Vermieten von 
Zimmern kümmerlich erhält, 60 A. Der Witwe 
eines früh verſtorbenen Königl. Forſtaufſehers, 
die nur eine geringe Gnadenunterſtützung bezieht, 
120 A. Der Witwe eines Gräfl. Förſters, die 
nur auf ein geringes Witwengeld angewieſen iſt, 
80 &. Der älteren Tochter eines verſtorbenen 
Königl. Förſters 100 „. Der Witwe eines Privat⸗ 
förſters, die keine weitere Unterſtützung erhält, 
200 K. Der Tochter eines verſtorbenen Königl. 
Hegemeiſters 100 „. Einem durch Abwanderung 
ſtellenlos gewordenen Privatförſter 200 A. Eier 
Privatförſterwitwe, die durch gleiche Umſtände 
in bedrängte Lage gekommen iſt, 200 A. Der 
Tochter eines verſtorbenen Königl. Förſters in 
dem abgetretenen Gebiet 100 „. Einem früheren 
Stadtförſter, der nur ein geringes Ruhegehalt 
bezieht, 100 ,. 

An Erziehungsbeihilfen erhalten die 
Witwe eines Königl. Förſters 100 e (darunter 
aus K 50 J), die Witwe eines Königl. Forſt⸗ 
aufſehers 50 „ und die Witwe eines Privot⸗ 
förſters 80 &. 

Abgelehnt wurde ein Geſuch wegen unzu⸗ 
länglicher Begründung. 

An Begräbnisbeihilfen find ſeit voriger 
Sitzung in zwei Fällen zuſammen 400 „ gezahlt 
worden. 

Im ganzen ſind in der Sitzung bewilligt 
worden: aus U 1875 , aus E 180 V, aus K 
1025 „, aus B 400 , zufammen 3480 K. 

Die Abteilung für Stellenvermittlung 
hat ſeit voriger Sitzung drei Stellen vermittelt. 
Hierzu wird bemerkt, daß zurzeit eine ganz er⸗ 
hebliche Anzahl von Stellenbewerbungen vor⸗ 
liegt, in der Mehrzahl von ſolchen, die verheiratet 
ſind oder die Abſicht haben, ſich demnächſt zu 
verheiraten. 

Endlich wurde angeregt, der nächſten Mit⸗ 
gliederverſammlung Satzungsänderungen vor⸗ 
zuſchlagen, die folgende Punkte neu regeln ſollen: 
a) Beitragserhöhung für Mitglieder des 

Betriebs⸗ und Schutzdienſtes auf 6 A. des 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 2 Bd. 36 (1921) 


Verwaltungsdienſtes auf 10 &, für lebens⸗ 
längliche Mitglieder 200 . 

b) Vereinfachung der Mitgliederaufnahmen. 

c) Erleichterung der Überſicht der zur Verteilung 
kommenden Mittel durch Einteilung in die 
Gruppen ⸗Unterſtützungen (U 45 %), Er⸗ 
ziehungsbeihilfen (E 25%) und Begräbnis⸗ 
beihilfen (B 30 ). 

Schluß der Sitzung 6 Uhr. 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 


2) 
Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 
Seit der letzten Veröffentlichung find in den 
Verein aufgenommen: 
6966. Wilsmann, Karl, Forſtaufſeher, Fh. Schellenberg ber 
Eſſen⸗Rellinghauſen, Kreis Düſſeldorf. V. 
6967. Schumann, Albert. Waldbelaufer, Glowtſchütz, Poſt 
Guttentag, Oberſchlefien, Kreis Lublimitz, Oberſchleſien. VI. 
6968. Bruhn, Chriſtian, Förſter, Ellenberghof, Poſt Kappeln, 
Kreis Eckernförde. IV. 
6969 Hey, Emil, Revierförſter, Zöllnitz, Poſt Neue Schenke, 
Kreis Roda S⸗A. XVIII. 
! Karl, Revierförſter, Großbodungen, Kreis Worbis 


6971. Meyer, Karl, stud. rer. forest., Forſtakademie Tha⸗ 
randt i. S. XII. 

6972. Plantikow, Georg, Förſter, Fh. Wutzig, Poſt Wutzig, 
Kreis Dramburg 

6973 Soll, Friedrich, Hilfsförſter, Krönsforde, Poſt Lübeck. IV. 

6974 Wendt, Otto, Förſter, Fh. Nonnenheide, Poſt Görzke, Kreis 
Jerichow IL. XVI. 

6975. Mehnert, Rudolf, Förſter, Schmidtheim (Eifel), Kreis 
Schleiden. V. 

6976. Zonk, Wilhelm, Privatförſter, Fh. Ge, Poſt Gey, Kreis 
Düren, Rheinland V 

6977. Sasker, Ewald, Revierförſter, Fh Eutrich, Poſt Königs⸗ 
wartha (Amtsh Bautzen Se XII. 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 

Hildebrandt, Waldemar, Oberforiter, Oberförſterei Groß⸗Leine, 
Poſt Birkenhainchen, Kreis Lubben 

Nehberg, Walter, Hilfsjäger, Fh Looſen, Poſt Looſen, Kreis 
Schlochau, Weſtpreußen. 

Graf von Pourtales, Friedrich, Wirkl. Geh. Rat, Botſchafter a. D., 
Glumbowitz, Kreis Wohlau 

Hummel, Walter, Hilfsjäger, Seifershau ber Hirſchberg, Schleſien. 

Borus, Otto, Forſtgehilfe, Fh Helmmenmwalde, Poſt Gleißen 

Ebert, Otto, Oberförſter, Tiergarten bei Falkenberg, O.⸗Schl 

Werner, Friedrich, Revierförſter, Haſſelberg bei Flechtingen, 
Kreis Gardelegen 8 

von Bülow, Harry, Gutsbeſitzer, Bothkamp, Poſt Kirchbarkau, 
Kreis Plön. 

Schneider, Fritz, Oberförſter, Königswartha, Amtshaus Bautzen 

Becker, Werner, Forſtaufſeher, Ramſtedt, Poſt Zielitz, Kreis 
Wolmirſtedt, Bezirk Magdeburg 

Piper, Alfred, Hilfsförſter, Brauna i. Sachſen. 

Müller, Wilhelm, Forſtbeamter, Goldap, Jablonskerſtr. 450. 

Seitz, Felix, Hilfsjäger, Schweich a Moſel, Rheinland 


S 
Betrifft Zahlung des Jahresbeitrages. 

In der Mitglieder⸗Verſammlung in Fulda 
am 12. Auguſt wurde beſchloſſen, dem 8 7 der 
Satzungen folgende Faſſung zu geben: 

Eintrittsgeld und Beiträge. 

Die Privat forſtbeamten haben zu zahlen 
1. Eintrittsgeld 5 &. 

2. Jahresbeitrag: a) von Forſtanwärtern 
und Forſtangeſtellten jährlich 15 A: 0 von 
Forſtwarten, Förſtern, nicht ſelb⸗ 
ſtändigen Revierförſtern jährlich 30 4A; 
c) von Revierförſtern und Forſtver⸗ 
waltern jährlich 45 %; d) von akade miſch 
gebildeten Beamten vom Oberförſter 
aufwärts jährlich 60 M. 

Die Waldbeſtitzer ſollen einen Jahresbeitrag 
von 75 A oder einen Beitrag auf Lebenszeit von 
mindeſtens 500 4 zahlen. 

Die augerord entlichen Mitglieder 
haben einen Jahresbeitrag von mindeſtens 20 3. 
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oder einen einmaligen Beitrag von mindeſtens 
200 A zu zahlen. 


Bei Übertritt von ordentlicher Mitgliedſchaft 8 
zur außerordentlichen und umgekehrt ſind Ein⸗ F 


trittsgebühren nicht zu zahlen. 

Die jährlichen Beiträge ſind zu Anfang jedes 
Jahres fällig. Sind ſie am 1. April noch nicht 
eingegangen, ſo zieht ſie der Verein durch Poſt⸗ 
nachnahme ein. 

Wir geben dieſe Satzungsänderung unſern 
Mitgliedern bekannt mit der Bitte, bei den Ein⸗ 
ſendungen der Beiträge für das Jahr 1921, die 
wie bisher unaufgefordert an die Kaſſenſtelle 
des Vereins in Neudamm unter Poſtſcheck⸗Konto 
47678 beim Poſtſcheckamte in Berlin NW 7 — 
keinesfalls aber an die Geſchäftsſtelle zu Ebers⸗ 
walde — einzuſenden ſind, gleich die neuen 
Beitragsſätze zu berückſichtigen, damit Nach⸗ 
forderungen und damit verbundene unnötige 
Schreibarbeiten und Portokoſten vermieden werden. 
Aus dem gleichen Grunde bitten wir auch, die 
Beiträge ſo bald als möglich abzuſchicken. 

Im weiteren geben wir zur Kenntnis, daß 
noch recht viele Mitglieder mit dem Extrabeitrag, 
m halber Höhe des Jahresbeitrages für 1920, 
mindeſtens aber im Betrage von GA. im 
Rückſtande ſind. Dieſer Extrabeitrag iſt noch im 
Laufe des alten Jahres zu entrichten; wir bitten 
um ſofortige Einſendung. 

Wir bitten ferner, bei Geldſendungen auf dem 
Poſtabſchnitt neben der Mitgliedsnummer 
und dem Vornamen ſtets anzugeben, wofür 
die Zahlung Verwendung finden ſoll. 

Eberswalde, im Dezember 1920. 
Geſchäftsſtelle des Vereins für Privat⸗ 

forſtbeamte Deutſchlands. 


Wës 2 
Aufnahme in die Forſtlehrlingsſchule 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
Am 1. Juli 1921 beginnt für die Forſtlehrlings⸗ 
ſchule zu Templin ein neues Schuljahr. An⸗ 
meldungen zur Aufnahme ſind bis ſpäteſtens 
1. März 1921 dem Unterzeichneten einzureichen, 
welcher über die Koſten des Schulbeſuches und 
die Aufnahmebedingungen auf Anfrage nähere 
Auskunft erteilt. 
Templin (Uckermark), Januar 1921. 
Jacob, Direktor. 


7 
Für den Denkmalfonds 
ehemaliger gefallener Templiner 
gingen bisher ein: Jahrgang A 


Forſtaufſeher Zander, Fh Falkenhain. . 1913/14 20.— 
Oberf. Wegener, für Bezirksgruppe XV . 100,— 
Förſter Liebetanz, Wölfesgrund . . 1906/07 15,— 
e Draeger, Berlin 1913/14 10.— 
Förſter Geier, Grüne Hauns 1909/10 78,— 
Förſter Schlüter, Fh. Schnevenborn 1906/07 30, — 
Hilfsjäger Schneider, Oberſtephansdorf . 1919/20 15,— 
Revierförſter Doenſt, Bergvorwerk 2 50.— 
W. Schröder, Fh. Alt⸗Jeßmtz . 1912/13 20.— 
Freiher von und zu Gilſa, Völkershauſen 100.— 
Revierförſter Auras, Völkershauſen Zë 20.— 
Rittergutsbeſitzer Belbe, Hindenburg, als 

Buße für Fehlſchüſſe 8 72.— 
Privatförſter Hartmann, Schmuggerom. . 10,— 
Förſter Werß, Fh (melon `, 1907/08 20,— 
Forſtgehilfe Bauer, Rothen⸗Clempenow. . 1913/14 10,— 
Hilfsförſter Lucke, Steinau 1918/14 20.— 
Förſter Friede, Nebow. . . >. S 20.— 
Forſtaufſeher Schneider, Dietersdorf. . 1909/10 25,.— 
Hilfsförſter Bergmann, Drehnow . 1913/14 20,— 
Hilfsförſter Jünemann, Hohenprießnitz. 1911/12 50,— 
Förſter Mautſchke, Juliusburg 1906/7 20.— 
Forſtſekretär Witthuhn, Reitzenſteiin . . 1911/12 20,.— 
Fritz Roſellen, Düſſeldormmmnmn 1912/13 70,— 
W. Wied, Fh. Drehbach, für Ortsgruppe 

Wittgenſtem (Privatforſtbeamten⸗ Verein) 96,50 
Forſtſekretär Schulze, Oberf. Schönberg 1912/13 25.— 
Förſter Bartels, Berghholl 1906/07 30.— 


Förſter Schwarz, Reitzenſ tengas 1912/13 50,— 
Förſter Willmes, Fh. Annaberg 1911/12 20,— 

örſter E. Braun, Schloß Domnau 1919/20 10,— 
Oberförſter Hoffmann, Hausdorff 50.— 

örſter Wurl, Klepelshagen b. Strasburg, Um. 20,.— 
FTörſter Stiller, Bibiella, Eë 4,— 
Geh. Kommerzienrat Neumann, Neudamm 100,— 
Okonomierat Grundmann, Neudamm 30.— 


Templin, Neujahr 1921. 
. Jacob, Direktor. 


2 
Bezirksgruppe Bayern (XIV). 

Infolge Arbeitsüberhäufung iſt der 1. Vor⸗ 
ſitzende genannten Vereins, Oberförſter Hoeger 
in Wellenburg, von der Leitung der Geſchäfte 
zurückgetreten. Dieſe hat der bisherige 2. Vor⸗ 
ſitzende, Revierförſter Karg in Burtenbach 
(Schwaben), übernommen. Der Vorſitzende. 

CH 


Bezirksgruppe Thüringen (XVIII). 

Die nächſte Verſammlung der Bezirksgruppe 
findet am Mittwoch, dem 19. Januar, nach⸗ 
mittags 3 Uhr, zu Erfurt im „Münchener 
Bürgerbrau“ (Am Anger 19/20) Gott, 

Tagesordnung: 
1. Gehalts vereinbarungen. 
2. Die Mitgliederverſammlung in Fulda 1920. 
3. Zeit⸗ und Streitfragen in den Vereinen. 

Wegen der Bedeutung der vorzunehmenden 
Gehaltsvereinbarungen iſt zahlreiches Erſcheinen 
der Mitglieder dringend erwünſcht. Von Mit⸗ 
gliedern eingeführte Säfte find willkommen, fo: 
weit deren Zulaſſung nicht gegen die Anordnung 
des Vereinsvorſitzenden verſtößt. 

Stutzhaus (Gotha), 28. Dezember 1920. 

Der Vorſitzende der Bezirksgruppe: 
Oberförſter Krug. 


Ortsgruppe Lüben und Umgebung. 

Zur Ortsgruppenverſammlung am Sonntag, 
dem 14. November 1920, in Lüben waren 28 Mit- 
glieder, 2 Nichtmitglieder und 1 Gaſt erſchienen. 
Der Vorſitzende eröffnete die Verſammlung unt 
1 ½ Uhr mit der üblichen Begrüßung und dankte 
für das Erſcheinen. 1. Forſtſekretär Oſtrop be⸗ 
richtete über den neuen Gehaltstarif und gab 
Mitteilungen des Kollegen Walter⸗Annaberg be- 
kannt, der an einer Sitzung der Vertreter des 
Waldbeſitzerverbandes mit den Vertretern des 
Reichsverbandes land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Fach⸗ und Körperſchaftsbeamten, Bezirks⸗Verein 
Schleſien und Vertretern des Land⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbundes teilgenommen hatte. Trotz Proteſte? 
der Bezirksgruppe Liegnitz iſt von neuen Ver⸗ 
handlungen mit dem Waldbeſitzerverbande Schleſien 
Abſtand genommen, da von keiner anderen Bezirks⸗ 
gruppe Einſprüche eingeſandt ſind. Um eine 
weitere Verzögerung, die Vereinbarungen als 
Tarif für allgemein verbindlich erklären zu laſſen, 
zu vermeiden, erklärten ſich die am 22. September 
in Breslau vertretenen Vereine einverſtanden. 
Auf der Verſammlung in Primkenau wurde zur 
Mitarbeit ein Ausſchuß für Gehaltsſachen vor⸗ 
geſchlagen, und ſind am 14. September die Kollegen 
Milch- Primkenau, Thomas ⸗Kotzenau und 
Falkenbach-Parchau gewählt, die ſämtlich die 
Wahl annahmen. 3. Ein Ausſchuß für Förſter 
angelegenheiten innerhalb der Ortsgruppe wurde 
ee beſonders gewählt, da auf Wunſch die be- 
treffenden Sachen dem vorgewählten Ausſchuß 
übertragen werden ſollen. 4. Nach vielem Hin 
und Her wurde auch dieſer Punkt zur Zufriedenheit 


erledigt, da Kollege Krauſe trotz der übermäßigen 


dienſtlichen Arbeiten, auf beſonderen Wunſch der 

Gruppenmitglieder, ſich zur weiteren Führung 

bereit erklärte. 5. Oberförſter⸗Kandidat Herrmann⸗ 

Seidorf ſprach über die Samendarre in Seidorf 

und gab Aufklärung und Anregung zum Sammeln 

von Zapfen. Oberförſter Bruhn⸗Kotzenau ſowie 
verſchiedene Kollegen ergänzten die Berichte mit 
eigenen Erfahrungen und unterſtützten die Worte 
des Redners. Der Vorſitzende dankte für den 

Vortrag herzlichſt. 6. Als nächſter Ort wurde 

FZläſersdorf gewählt, und find die Monate Januar, 

Februar bis März vorgeſehen. 

Gegen 3½ Uhr ſchloß der Vorſitzende die Ver⸗ 
ſammlung. Die Teilnehmer beſuchten dann mit 
ihren Damen die Geflügelausſtellung. Der Abend 
verſammelte einen Teil der Kollegen und deren 
Angehörige wieder im Hotel, wo bei Muſik und 
Tanz noch einige frohe Stunden verlebt wurden 
Mit Weidmannsheil! A. Oſtrop, Schriftführer 

— 

Nachrichten des Vereins 
preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 

Müller, Meſchede. 

Anßerordentliche Mitgliederverſammlung. 

Am Freitag, dem 28. Januar 1921, vormittags 
10 Uhr, findet in Caſſel, Reſtaurant Hackerbräu, 
Obere Königſtraße, eine außerordentliche Mit⸗ 
gliederverſammlung ſtatt, wozu die Herren Mit⸗ 
glieder hiermit eingeladen werden. 
| Tagesordnung: 

1. Beſchlußfaſſung über Auflöſung des Vereins. 

2. Verwendung des Vereinsvermögens. 

Gemeinſames Mittageſſen nach Schluß der 
Verſammlung im Hackerbräu. Anmeldungen 
hierzu bei dem Herrn Reſtaurateur Schönewolf 
bis zum 10. Januar erbeten. Gedeck 10,— A. 

Meſchede, den 16. Dezember 1920. 

Müller. 
* 

Aufruf zur Gründung eines Vereins der mittleren 

und unteren Kommunalforſtbeamten. 

Am 28. Januar 1921, eine Stunde nach 
Schluß der außerordentlichen Verſammlung des 
Vereins Preußiſcher Kommunalforſtbeamten, 
findet in Caſſel, Reſtaurant Hackerbräu, eine 
Verſammlung zur Gründung eines Vereins der 
mittleren und unteren Kommunalforſtbeamtenſtatt. 

Tagesordnung: 

1. Beſchlußfaſſung über Gründung eines Vereins 
der mittleren und unteren Kommunalforſt⸗ 
beamten Preußens. 

2. Vorſtandswahl. 

3. Vereinszeitung und Vereinsbeitrag. 

4. Förſterbund oder Kommunalbeamtenverband. 

5. Wahl von Ausſchüſſen. 

5. Verſchiedenes. 

Meſchede i. Weſtf., den 16. Dezember 1920. 

Müller, 
. ſtellvertr. Vorſitzender des Vereins Preußiſcher 
Kommunalforſtbeamten. 

Grünhaus, Bez. Trier, 16. Dezember 1920. 

Weber, 

Vorſitzender des rhein. Gemeindeförſtervereins. 


Bezirksgruppe Liegnitz. 

Im Hinblick auf die in den letzten Nummern 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ veröffentlichten 
Kundgebungen und Aufklärungen glaubt der 
Vorſtand die Verantwortung dafür nicht über⸗ 
nehmen zu können, daß die am 4. Dezember 1920 
in Liegnitz gefaßten Entſchlüſſe als endgültige 
anzuſehen ſind, zumal nur 21 Stimmen anweſend 
waren. Wir bitten daher dringend alle Mit⸗ 
glieder um Abgabe ihrer Stimme zu den 
beiden im Gruppenbericht enthaltenen Anträgen, 
desgleichen zu dem Punkt 3 der Tagesordnung 
in Caſſel, betreffend Vereinszeitung. Des weiteren 
bitten wir dringend alle Mitglieder, unſerem 
Vertreter für Caſſel, Förſter Fitting, Guhlau⸗ 
Glogau, Vollmacht für die Abſtimmungen zu 
erteilen, und zwar bis ſpäteſtens 20. d. Mts. 
damit vor unſerer Abreiſe noch eine Vorſtands⸗ 
ſitzung abgehalten werden kann. Zu vorſtehendem 
bitten wir, auf einem Quartblatt folgendes Muſter 
zu benutzen: 

„Der Unterzeichnete — Mitglied Nr. .... — 
erteilt hiermit dem Vertreter der Gruppe Liegnitz 
für die Verhandlungen und Abſtimmungen in 
Caſſel ausdrücklich Vollmacht.“ 

Der Unterzeichnete gibt ſeine Stimme ab für 


Antrag I (II) der Verſammlung in Liegnitz. 


Als Vereinszeitung wünſcht er die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ — den „Deutſchen Förſter“. 
(Zutreffendes eintragen.) 
X., den . Januar 1921. Unterſchrift. 
Vorderheide, den 1. Januar 1920. 
Der Vorſtand. 
2 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 


und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Schaumburg⸗Lippeſcher Förſterverein. 

Vereinsverſammlung am Mittwoch, 
dem 19. Januar 1921, nachmittags 3 Uhr, 
im „Haus Haſſe“ in Stadthagen. 


Tagesordnung: 

1. Verleſen der Niederſchrift der Oktober⸗-Ver⸗ 
ſammlung. ö 

2. Tätigkeitsbericht des Vorſtandes. 

3. Beamten⸗-Beſoldungsgeſetz, Wirtſchaftsland, 
Feuerung (ſiehe Deutſche Forſt-Zeitung Nr. 52. 
Seite 1013 und 1014). 

4. Beſoldungsdienſtalter und Beſoldung der 
Anwärter. 

5. Anträge. 

6. Verſchiedenes (u. a. „Deutſcher Förſterbund“). 


Forſthaus Langenbruch bei Stadthagen, 
Bezirk Minden i. W., 26. Dezember 1921. f 
J. A.: Rabe, Förſter, Schriftführer. 
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36. Band. 


Zur Kriſis 
im Verein preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 


Zu den ſchwebenden Fragen ſind uns zwei 
Einſendungen geworden, die wir, in der Hoff⸗ 
nung, damit zur Klärung der Sachlage beizu⸗ 
tragen, nachſtehend veröffentlichen. 


Ein Mahnwort in zwölfter Stunde au alle 
Kommunalforſtbeamten. 

Trotz ſchärfſten Proteſtes der acht öſtlichen 
Bezirksgruppen und der Mitte ſoll nun doch eine 
Verſammlung in Caſſel ſtattfinden. 

Haben die acht Proteſtgruppen nicht mehr 
Stimmen als die drei Gruppen des Weſtens? 

Wir proteſtieren alſo nochmals auf dieſem 
Wege und bitten ganz energiſch, als Ver⸗ 
ſammlungsort Potsdam zu wählen. 

"Nun, Kollegen des Oſtens und der Mitte, leſt 
Euch die Tagesordnung dieſer in Caſſel abzu⸗ 
haltenden Verſammlung durch und orientiert 
Euch über die Begleitumſtände, die zur Wahl 
dieſes Verſammlungsortes geführt haben. Nie 
können und wollen wir damit einverſtanden ſein 
und find uns nach den Bezirksgruppen⸗Ver⸗ 
ſammlungsberichten auch einig, daß unſer bis⸗ 
heriger Verein das Richtige war und bleiben 
wird. Ich nehme weiter Bezug auf die Artikel 
in Nr. 49 und 52 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
und bitte Sie, ſich auf folgende Punkte zu 
einigen: 

k. Unſer Verein ſoll in alter, bewährter Weiſe 
fortgeführt werden. 

2. Soll und muß durchaus umorganiſiert werden, 
dann in der von mir in Nr. 49 der „Deutſchen 
ee vorgeſchlagenen Weiſe. Unter 
einen Umſtänden Förſterdund. 

3. Werden wir acht Gruppen (vielleicht find es 
auch noch inzwiſchen mehr geworden) über⸗ 
ſtimmt, ſo treten wir erſt gar nicht dem neu 
zu gründenden Verein bei, ſondern bilden 
einen eigenen Verein auf der Grundlage des 
jetzigen Vereins. 

Kollegen! Ich bin mir der Tragweite meiner 
Außerungen ſehr wohl bewußt und mache 
ſchweren Herzens dieſen Vorſchlag; ich weiß, daß 
durch dieſe Abſplitterung vorläufig keine macht⸗ 


volle, große Organiſation zuſammenkommen 
kann, aber es kommt eine ſolche des gegen⸗ 
ſeitigen Vertrauens zuſtande, und das iſt doch 
der Kitt, der uns zuſammenhält, denn Ver⸗ 
trauen erweckt wiederum Vertrauen. Eine auf 
dieſer Baſis begründete Vereinigung wird, wenn 
ſie auch klein iſt, bei unſern Behörden zweifellos 
mehr Anklang und Verſtändnis finden als jede 
andere. 

Ich will durchaus nicht in den vorkrieglichen 
Fehler zurückfallen, wo wir nur immer das 
Wohlwollen anerkannten, wir haben alle mehr 
oder weniger umlernen müſſen, und ſo ſoll es 
auch ſein, wir wollen ſelbſtändiger ſein und über 
unſere Exiſtenzmöglichkeit mitbeſtimmen, aber 
durch Gewaltkuren erreichen wir nichts. Wir 
kommen ſchneller zum Ziel, wenn wir in würdiger 
Weiſe die Anwendung der einſchlägigen Geſetze 
erbitten und an neuen mitarbeiten helfen. 

Nehmen wir uns ein warnendes Beiſpiel am 
Staatsförſterverein, auch hier ſcheint man ſchon 
zur Umkehr bereit, und ſo werden auch unſere 
Heißſporne recht bald einſehen, daß das Alte und 
Bewährte das Beſſere war, und zurückkehren. 

Ich betone immer wieder: Jede Uneinigkeit 
ſchadet letzten Endes immer uns ſelbſt am meiſten. 
Wir wollen und müſſen mit den Verwaltungs⸗ 
beamten an einem Strange ziehen; ſie können 
unſerer Organiſation nur nützen, da ſie meiſtens 
doch Magiſtratsmitglieder ſind und als ſolche 
Einfluß auf die Geſtaltung unſeres Loſes haben 
und ſtets für uns ſein werden, wenn ſie unſerer 
Organiſation nn Wirtſchaftlich und 
pekuniär werden Die Verwaltungsbeamten meiſtens 
nichts von der Organiſation haben, da ſie doch 
alle nach ſtaatlichen Grundſätzen oder noch beſſer 
angeſtellt ſind. Weshalb wollen wir dieſe Tat⸗ 
ſachen nicht unumwunden zugeben? Es iſt einmal 
ſo, und wir werden es nicht ändern! 

Im Weſten liegen ja wohl die Verhältniſſe 
anders, deshalb ſollen wir uns, im Oſten und 
der Mitte, aber auch nicht ſelbſt ſchaden und zu 
allem, was die weſtlichen Kollegen wollen, ja und 
amen ſagen, ſondern men es nun mal durchaus 
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nicht anders geht und weil eben die verſchieden⸗ 
artigen Verhältniſſe es erfordern, die Trennung 
herbeiführen. 

Voll und ganz kann ich die Mahnworte des 
Kollegen Gnerich in Nr. 52 unterſchreiben. 
Kollegen, leſt ſie ruhig Wort für Wort durch, und 
Ihr werdet zu derſelben Anſicht kommen! 

g Förſter Krücken, 
Vorſitzender der Gruppe Oſtpreußen. 


Bei dem Beifall, den die erſten Außerungen 
des Verfaſſers in Nr. 49 bei den Gemeinde⸗ 
förſtern des Oſtens gefunden haben, nehmen 
wir an, daß auch die neuen Worte in dieſen 
Kreiſen als beherzigenswert angeſehen werden 
können. 

Mit den allgemeinen Organiſationsfragen 
für die Kommnnalforſtbeamten beſchäftigt ſich 
die nun folgende Arbeit. 


Organiſierung der Kommunal⸗Forſtbeamten. 

Zu meinem großenveidweſen muß icheingeſtehen, 
daß wir Kommunalförſter uns bisher ſo gut 
wie gar nicht um den Gewerkſchaftsgedanken ge⸗ 
kümmert haben. Die Staatsförſter ſowie ein 
Teil der deutſchen Privatförſter find gemerf- 
ſchaftlich organiſiert. Ich habe feſtgeſtellt, daß, 
von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, ſo gut wie 
nichts über unſeren Gedankengang in unſerer 
Preſſe veröffentlicht wird. Mancher Kollege wird 
mich fragen: Ja, welches iſt denn nun eigentlich 
unſere Preſſe? Iſt es die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ oder „Der Deutſche Förſter“, oder iſt es 
„Die Rundſchau für Kommunalbeamte“? Nur 
gemach, ich leſe alle drei Zeitungen, und in allen 
dreien habe ich gefunden, daß nur ſehr, ſehr ſelten 
ein Kollege etwas von ſich hören läßt. ’ 

Wo gehören wir Kommunalförſter hin, um 
ein feſtes Rückgrat zu haben, um eine Macht zu 
bilden und wenn es einmal ſein muß, auch 
einen Druck auszuüben? Nur in den Kommunal⸗ 
beamtenverein, kurz „Komba“ genannt. Wir 
müſſen verſuchen, in der „Komba“ eine in uns 
geſchloſſene Fachgruppe zu bilden, was bei 
ernſtlichem Verſuch erreichbar ſein muß. Der 
Vorſitzende dieſer Förſterfachgruppe muß zum 
Vorſtand der „Komba“ gehören. Dieſe Fach⸗ 
gruppe gliedert ſich in Bezirks⸗ oder noch beſſer 
in Provinzgruppen; dieſe Provinzgruppen gliedern 
ſich wieder in Ortsgruppen. Eine Förſter⸗ 
Ortsgruppe ſchließt ſich mit der örtlichen Orts⸗ 
gruppe der „Komba“ wieder im Ortsverband zu 
gemeinſamer Arbeit bei derſelben Kommune 
zuſammen. Nur ſo ſind wir meiner Anſicht nach 
gewerkſchaftlich organiſiert, und nur fo bilden wir 
mit den andern Kommunalbeamten, zu denen wir 
doch auch gehören, eine Macht. 

Wir haben dadurch, daß wir der „Komba“ 
angehören, den Vorteil, daß wir nur an einer 
Stelle den Beitrag — er beträgt zurzeit 80 A. 
jährlich — zu entrichten haben; wir erhalten „Die 
Rundſchau für Kommunalforſtbeamte“, welche 
uns über den jeweiligen Stand der Beamten⸗ 
bewegung Aufſchluß gibt, zugeſtellt; wir ſind mit 
den andern Kommunalbeamten in einer Arbeits⸗ 
gemeinſchaft verbunden. 

Gewiß ſind wir den Forſtverwaltungs⸗ 
beamten zu großem Dank inſofern verpflichtet, 
als ſie uns mit der Naſe auf die Fährte 
ſetzten und uns zum Bewußtſem brachten, daß 
die Zeit für den Zuſammenſchluß gekommen war. 
Sie haben viel für uns getan jedoch bitte ich zu 
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bedenken, daß nicht alle unſerer nächſten Vor⸗ 
geſetzten die vornehme Geſinnung haben wie 
Herr Oberförſter Gebbers u. a. m. Wir haben 
Verwaltungsbeamte, die gerade der entgengeſetzten 
Anſicht ſind, was aus dem Fernbleiben den 
Vereinsbeſtrebungen gegenüber zutage getreten 
iſt. Wenn ein Zuſammenarbeiten der Forſt⸗ 
verwaltungs⸗ und Betriebsbeamten für not⸗ 
wendig erachtet wird, ſo hoffe ich, daß wir uns 
in einer Arbeitsgemeinſchaft wieder zuſammen⸗ 
finden werden. Das wäre doch das Aller⸗ 
einfachſte. Keineswegs teile ich die Anſicht des 
Kollegen Gnerich in Nr. 52 der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“, der da ſagt: „Die Verwaltungsbeamten 
ſcheiden aus dem Verein aus, und dadurch iſt 
dieſem das Rückgrat gebrochen“. Zu bedauern 
iſt wohl der Austritt der Verwaltungsbeamten; 
unter uns wird wohl kaum einer ſein, der dieſe 
Herren aus dem Verein ausweiſen will, vielmehr 
iſt ihr Austritt ihr ureigenſter Entſchluß. Wir 
haben uns mit der Tatſache abzufinden; die 
Motive zu ergründen, iſt nicht unſere Sache. 
Verkehrt wäre von uns ein Hinterhertrauern. 
Beſinnen wir uns auf uns ſelbſt, faſſen wir 
das Werk an, und das Rückgrat wird ſich 
finden! 

Was iſt für uns der Deutſche Förſterbund? 
Vorläufig weiter nichts als ein Nebelbild. Dem 
Gedanken, dem Deutſchen Förſterbund anzugehören, 
können wir nicht eher nähertreten, als bis wir 
feſt in uns ſelbſt organiſiert ſind. Die Staatsforſt⸗ 
beamten und die Privatforſtbeamten ſind uns 
hierin bedeutend voraus; geben wir uns Mühe, 
daß. auch wir bald fo weit find, daß wir ihnen 
folgen können. Sind alle drei Förſtergruppen 
erh feſt ineinander gefügt, fo ergibt ſich die 
Arbeitsgemeinſchaft des Deutſchen Förſterbundes 
ganz von ſelbſt. Der Vorſtand des Staats⸗ 
förſtervereins, der Vorſtand der Fachgruppe der 
Kommunalförſter, der Vorſtand des Privatförſter⸗ 
vereins ſowie alle andern nichtpreußiſchen Landes⸗ 
förſtervereine bilden den ſogenannten Deutſchen 
Förſterbund. Die Hauptintereſſen aller drei 
preußiſchen Organiſationen ſind nicht grund⸗ 
verſchieden, wie Kollege Krücken in Nr. 49 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ ausführt, ſondern ſie 
ſind die gleichen. Sie finden ſich immer wieder 
in der Hege, Pflege und ertragreichſten Aus⸗ 
beutung des deutſchen Waldes. — Sollten Staats⸗ 
förſter ſich ſo weit herabwürdigen, einen anderen 
Förſterſtand als Förſter II. Klaſſe zu behandeln, 
ſo habe ich hierfür nur ein Achſelzucken, zumal 
der größte Teil der Kommunalförſter und auch 
ein guter Prozentſatz aus dem Privatförſter⸗ 
ſtande aus demſelben Holze geſchnitzt iſt wie die 
Staatsförſter ſelbſt. 

Wenn Herr Baltz⸗ Hannover in Nr. 50 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ jagt, „daß die Kommunal⸗ 
forſtbeamten in früheren Zeiten die Stiefkinder 
der ſtädtiſchen und anderen Gemeindeverwaltungen 
geweſen ſind, ſo bedarf das wohl keines beſonderen 
Beweiſes mehr uſw.“, und wie Herr Forſtmeiſter 
Köllner⸗Allenſtein uns im Stenogramm der 
Potsdamer Hauptverſammlung die kraſſen 
Verhältniſſe in ſeiner Kommune ſchildert, ſo 
ſind dieſe Behauptungen leider zum größten Teil 
dort zutreffend, wo die Förſter ſich nicht an den 
allgemeinen Beamtenbewegungen beteiligen. 
Würden wir Kommunalförſter mehr teilnehmen 
an der Verwaltung unſerer Kommune, ſo würden 
wir überall dort, wo wir hingehören, unſeren Platz 
beanſpruchen (Beamtenausſchuß, Forſtdeputation 


Nr. 3 Bd. 36 (1921) 


uſw) und tapfer verteidigen. 
oftmals widerſinnigen Anſichten der Bürobeamten 
in klarer, ſachlicher Form widerlegen, ſo würde 
vieles bei uns beſſer werden. 

Können wir uns zu keinem fachlichen Vereins⸗ 
organ entſchließen, wählen wir uns die Rundſchau 
der Kommunalbeamten als Vereinszeitung, und 


die Wahl der Fachzeitung bleibt jedem ſelbſt ſondern 


uberlafjen. — Unſere Hauptverſammlungen müßten 
"0 einem in der Mitte Deutſchlands gelegenen 
Orte (Berlin), der von allen Bezirks⸗ reſp. 
Provinzgruppen gleich gut zu erreichen iſt, ſtatt⸗ 
finden. ach o w 


) ` 
Stadtförſter in Rogzow bei Köslin. 


Auch den vorſtehenden Ausführungen haben b 


wir gern einen Platz eingeräumt. Wenn es 
auch ſelbſtverſtändlich iſt, daß die Gemeinde⸗ 
förſter mit den übrigen Gemeindebeamten in 
der Förderung ihrer Intereſſen Hand in Hand 
gehen ſollten, ſo darf aber nicht überſehen 
werden, daß es nicht an den erſteren allein 
liegt, wenn das gemeinſame Zuſammenarbeiten 
zu wünſchen übrig gelaſſen hat, denn die 


Gründe hierfür find in der Eigenart der d 


Stellung der Gemeindeforſtbeamten zu ſuchen. 
Gewiß wäre es wünſchenswert, wenn alle 
Gemeindeförſter den Orts gruppen des Kommunal⸗ 
beamtenvereins angehörten, aber wie die Ver⸗ 
ale nun einmal liegen, kann doch nur eine 
aus den Forſtbeamten gebildete Fachgruppe 
die Sonderintereſſen, wie ſie die dienſtliche 
Stellung mit ſich bringt, wirkſam vertreten, ſo 
daß den Gemeindeförſtern nur gedient ſein 
kann, wenn ſie ſich als ſelbſtändiger Verein 
dem Kommunalbeamtenverein anſchliezen können. 
Das iſt das Ziel, welches bis jetzt ſeitens des 
Kommunalforſtbeamtenvereins angeſtrebt wurde, 


— 2. 
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nicht erreicht werden konnte, weil der 
Kommunalbeamtenverein ſich auf einen derartigen 
Boden zu ſtellen nicht vermocht hat. . 
Nicht übereinſtimmen können wir mit dem 
Herrn Verfaſſer, daß die Verwaltungsbeamten 
freiwillig aus dem Verein ausgeſchieden ſind, 
ſie ſind nach den uns gewordenen 
Aufklärungen in erſter Linie durch die Stellung⸗ 
nahme der Gruppe Weſtfalen dazu veranlaßt 
worden, und das iſt um ſo bedauerlicher, 
weil die Ausgeſtaltung der Stellung der Ge⸗ 
meindeförſter, wie ſie die bisherigen Staats⸗ 
aufſichtsſyſteme erfordern, die beſte Stütze nur 
ei den Verwaltungsbeamten finden kann, die 
ihrerſeits kaum irgendwelche Vorteile aus den 
Vereinsbeſtrebungen zu erwarten hatten. Trotz⸗ 
dem haben ſie die Sache der Förſter weſentlich 
gefördert, und von der Störung des alten 
harmoniſchen Verhältniſſes, das hoffentlich ſeine 
Wiederauferſtehung feiert, haben lediglich die 
Förſter den Nachteil. Das wird ſich aller 
Wahrſcheinlichkeit nach ſchon recht bald infolge 
er Wirkungen des Sperrgeſetzes geltend 
machen, weil die Gemeindebeamten, die faſt 
überall der Hebung der Stellung der Gemeinde⸗ 
förſter entgegengearbeitet haben, ſich kaum in 
erwünſchter Weiſe für die Förſter einſetzen 
werden. Wir glauben nicht, daß die neue Be⸗ 
wegung in der heutigen kritiſchen Zeit den 
Gemeindeförſtern einen guten Dienſt geleiſtet hat. 
Wenn wir einigen übrigen markanten Stellen 
der Ausführungen nicht widerſprechen, ſo ſoll 
das keine Zuſtimmung bedeuten, ſondern lediglich 
ein Zugeſtändnis an den alten Grundſatz, daß 
man beide Teile hören ſoll. 
Die Schriftleitung. 


Entwurf 
eines preußiſchen Geſetzes über Kahlſchläge in Privatwaldungen. 


Der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landes⸗ 
verſammlung iſt folgendes Geſetz vorgelegt 
worden: 

8 1. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten für 
alle Hochwaldungen und hochwaldähnlichen Wal⸗ 
dungen, die im Beſitze von Privatperſonen ſtehen, 
ausgenommen die dem Geſetz über gemeinſchaftliche 
Holzungen vom 14. März 1881 (Geſetzſamml. 
S. 261) unterſtehenden Waldungen. 

§ 2. 

(1) Zu Kahlſchlägen, die ½0 der Betriebs fläche 
überſchreiten, ſowie zu Durchhauungen, durch die 
der Beſtockungsgrad eines Beſtandes unter das 
nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Forſt⸗ 
wirtſchaft zuläſſige Maß verringert wird, iſt vor 
Beginn des Kahlſchlags oder der Durchhauung 
die Genehmigung der zuſtändigen Behörde ($ 3) 
einzuholen. 


(2) Verden innerhalb eines Betriebsjahres mehrere 


Kahlſchläge in einer Waldung ausgeführt, ſo 
bedarf jeder neue Kahlſchlag der im Abſ. 1 vor⸗ 
geſchriebenen Genehmigung, ſofern er zuſammen 
mit den in dem Betriebsjahre bereits ausgeführten 
Kahlſchlägen ¼o der Betriebsfläche überſchreitet. 
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8 3. 
(1) Für die Genehmigung ($ 2) iſt in Landkreiſen 
der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde 
zuſtändig. 

(2) Vor der Entſcheidung über den Genehmigungs⸗ 
antrag (8 2) iſt ein Forſtſachverſtändiger zu hören. 
94. 

Gegen die Entſcheidung des Landrats und der 
Ortspolizeibehörde (§ 3 Abſ. 1) iſt innerhalb zweier 
Wochen en Zuſtellung der Entſcheidung Beſchwerde 
an den Regierungspräſidenten zuläſſig, deſſen 
Beſcheid endgültig iſt. 

§ 5 


(1) Die nach $ 3 zuſtändigen Behörden haben die 
Befolgung der Vorſchriften dieſes Geſetzes zu über⸗ 
wachen. Sie ſind befugt, alle hierzu erforderlichen 
Maßregeln zu erlaſſen. 

(2) Sie können ihre Anordnungen und Ent⸗ 
ſcheidungen nach den Vorſchriften der 88 132 und 
133 des Geſetzes über die allgemeine Landesver⸗ 
waltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) 
durchſetzen, und zwar mit der Befugnis, Geld⸗ 
ſtrafen bis zur Höhe von 1500 4 anzudrohen 
und feſtzuſetzen. 


8 6. 

Eigentümer, Nutzungs⸗, Gebrauchs⸗ oder Dienſt⸗ 
barkeits⸗ Berechtigte ſowie Pächter oder Käufer 
ind mit einer Geldſtrafe in Höhe des doppelten 
bis fünffachen Wertes der gewonnenen Erzeugniſſe 
zu beſtrafen, wenn ſie vorſätzlich oder fahrläſſig 
ohne die nach § 2 erforderliche Genehmigung 
Holz einſchlagen oder einſchlagen laſſen. Bei Fahr⸗ 
kläſſigkeit kann die Strafe bis auf den einfachen 
Wert ermäßigt werden. 


S 7. 

Unberührt bleiben bereits beſtehende geſetzliche 
Vorſchriften, die weitergehende Beſtimmungen 
als dieſes Geſetz enthalten. 

8 


Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Ver⸗ 
kündung in Kraft. Es wird von dem Miniſter 
jar Landwirtſchaft, Domänen und Forſten aus⸗ 
ge führt. 

Hierzu wird amtlicherſeits folgende Be⸗ 
gründung gegeben: 

Die Fälle übermäßiger Abholzungen in Privat⸗ 
waldungen haben ſich in letzter Zeit in einer den 
Beſtand der heimiſchen Waldwirtſchaft ernſtlich 
gefährdeten Weiſe gehäuft. Einen ſtarken Anreiz 
zu dieſem unwirtſchaftlichen Vorgehen geben den 
Waldbeſitzern die hohen Holzpreiſe. Das ge⸗ 
wonnene Holz verſchwindet zum großen Teil in 
die Großſtädte, um dort zu außergewöhnlichen 
Preiſen abgeſetzt zu werden. Es iſt auch zu be⸗ 
irchten, daß von dem Mehreinſchlage größere 
Mengen in das Ausland gehen werden, ſobald die 
Ausfuhr wieder allgemein zugelaſſen iſt. 

Eine beſondere Bedeutung kommt den in der 
Nähe größerer Städte oder ſonſt in waldarmen 
sebieten liegenden Waldungen zu, weil dieſe der 
Bevölkerung oft eine wichtige Erholungsſtätte 
bieten. Es beſteht die Gefahr, daß allmählich auch 
manche dieſer Waldungen vernichtet werden. 

Hiernach iſt es notwendig, weiteren Waldver⸗ 
wuͤſtungen ſchleunigſt durch wirkſame Sicherungs⸗ 
maßregeln entgegenzutreten. Dieſe werden auf 
Hochwaldungen und hochwaldähnliche Waldungen, 
die im Beſitze von Privatperſonen ſtehen, 
zu beſchränken fein. Bei den Gemeinde⸗ und 
Anſtaltswaldungen, die in Preußen, abgeſehen 
von geringfügigen Ausnahmen, unter forſtlicher 
Staatsaufſicht ſtehen, bieten die jetzigen Vorſchriften 
bereits eine genügende Handhabe zur Verhütung 
nwirtſchaftlicher Kahlſchläge und Durchhauungen. 
Das gleiche gilt für die unter das Geſetz über die 
gemeinſchaftlichen Holzungen vom 14. März 1881 
(Geſetzſamml. S. 261) fallenden Waldungen. 

Für die Privatwaldungen beſteht im all⸗ 
gemeinen zurzeit keine geſetzliche Möglichkeit, um 
vie Waldverwüſtungen erfolgreich zu bekämpfen. 
Das in Vorbereitung befindliche Forſtkulturgeſetz 
wird ſpäter hierin Abhilfe ſchaffen. Es wird jedoch 
nicht ſo ſchnell erlaſſen und durchgeführt werden 
können, um der augenblicklichen Zerſtörung von 
Privatwaldungen entgegenzuwirken. 

Die Sicherungsmaßregeln ſind nur für Hoch⸗ 
waldungen und hochwaldähnliche Wal⸗ 
dungen erforderlich. Für andere Waldbetriebs⸗ 
orten, insbeſondere für Niederwald, kommen fie 
nicht in Betracht, weil die Gefahr der übermäßigen 
Nutzung nur in Waldungen mit größeren Holz⸗ 
vorräten, wie in Hochwaldungen, beſteht. 

Der Schutz der Privatwaldungen ſoll dadurch 
geſichert werden, daß für Kahlſchläge und Durch⸗ 
hauungen, die eine beſti mite Grenze überſchreiten, 
die Einholung einer behördlichen Genehmigung 
vorgeſchrieben wird. Die zuſtändige Behörde hat 
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die Genehmigungsanträge unter Zuziehung von 


Forſtſachverſtändigen daraufhin zu prüfen, ob 


ſich der beabſichtigte Eingriff in den Waldbeſtand 
mit einer geordneten Forſtwirtſchaft und mit 
dem Gemeinwohl vereinigen läßt. Dieſe Intereſſen 
werden anderſeits gegen die Bedürfniſſe der 
Holzverſorgung und namentlich auch gegen die fig) 
aus der jetzigen Holznot ergebenden Anſorderungen 
ſorgfältig abzuwägen ſein. 

Zu den einzelnen Beſtimmungen des Entwurfs 
iſt folgendes zu bemerten: 

Zu 8 2. 

Bei der Beſtimmung der Grenze, von der ab 
eine Genehmigung für Kahlſchläge eingeholt 
werden muß, wird davon auszugehen ſein, daß als 
zuläſſiger Jahresabnutzungsſatz der Einſchlag von 
Holz auf einer Fläche angenommen werden kann, 
die ſich aus der Größe der Betriebsfläche, geteilt 
durch die Umtriebszeit, ergibt. Die Umtriebszeit 
in den privaten Hochwaldungen iſt nach Holzart 
und perſönlichen Wünſchen eine ſehr verſchiedene. 
Im allgemeinen erſcheint jedoch eine 60jährige 
Umtriebszeit als das geringſte zuläſſige Maß bei 
einem nur einigermaßen pfleglich bewirtſchafteten 
Walde. Hiernach unterſtellt der Entwurf alle Kahl 
hiebe der Genehmigungspflicht, die ½ der 
Betriebsfläche einer Hochwaldung oder einer 
hochwaldähnlichen Waldung übexſchreiten. 

Die Genehmigungspflicht ſolkb auch auf Durch 
hauungen ausgedehnt werden, durch die der 
Beſtockungsgrad eines Beſtandes unter das nach 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Forſtwirtſchaft 
zuläſſige Maß verringert wird. Solche Durch- 
hauungen können die Waldverwüſtung faſt noch 
mehr als Kahlſchläge begünſtigen; denn Kahlflächen 
werden in der Regel wieder aufgeforſtet, während 
Beſtände, die infolge übermäßiger Durchhauungen 
auf einen geringen Beſtockungsgrad heruntergebracht 
ſind, erhebliche wirtſchaftliche Verluſte bewirken, 
indem die Bodenkraft nicht voll ausgenutzt wird 
und der Bodenzuſtand ſelbſt ſich erheblich ver- 
ſchlechtert. 

BS 2 und 3. 


Zu! 

Die Entſcheidung über die Genehmigungs- 
anträge muß einer örtlichen Stelle übertragen 
werden, nämlich in Landkreiſen dem Landrat und 
in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde, um das 
Verfahren möglichſt zu vereinfachen und zu be⸗ 
ſchleunigen. Vor der Entſcheidung iſt in allen 
Fällen ein Forſtſachverſtändiger zu hören. Wegen 
der Auswahl der Forſtſachverſtändigen wird das 
Erforderliche in den Ausführungsbeſtimmungen 
zu regeln ſein. 

Zu 8 6. 

Die Strafvorſchrift iſt dem § 9 des Geſetzes 
über gemeinſchaftliche Holzungen vom 14. März 
1881 nachgebildet. 

Zu dieſem Geſetzentwurf äußert ſich Forſt⸗ 
rat Dr. Bertog folgendermaßen: 

Man wird der Abſicht, die dem Entwurfe 
zugrunde liegt, eine gewiſſe Berechtigung nicht 
abſprechen können. Allerdings ſcheint die Be⸗ 
gründung im erſten Abſatz ſtark zu übertreiben. 
Aber es kann nicht geleugnet werden, daß bis zu 
einem gewiſſen Umfange unwirtſchaftliche Abtriebe 
ſtattgefunden haben und noch ſtattfinden. Auch 
das angekündigte Forſtkulturgeſetz wirft ſeine 
Schatten voraus. Es läßt ſich mancher nicht 
pflegliche Waldbeſitzer durch die drohende Staats⸗ 
aufſicht und Genoſſenſchaftsbildung verleiten, Hiebe 
vorzunehmen, deren ſpätere Möglichkeit er be⸗ 
zweifelt. Es würde natürlich erwünſcht fein, dem 
einen Riegel vorzuſchieben. 


— 
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Es fragt ſich, ob es richtig iſt, dies durch Über⸗ 
gangsbeſtimmungen im Forſtkulturgeſetz (in deſſen 
Entwurf ſie jetzt fehlen) oder durch ein beſonderes 
Geſetz zu tun. Übergangsbeſtimmungen in einem 
Forſtlulturgeſetz würden wahrſcheinlich zu ſpät 
kommen, deshalb wäre an ſich ein beſonderes Geſetz 
vorzuziehen. Indeſſen können beide Geſetze nicht 
ohne Verbindung daſtehen. Es muß dafür geſorgt 
werden, daß das Kahlſchlaggeſetz durch das Forſt⸗ 
kulturgeſetz wieder aufgehoben wird. Da nun 
das Schickſal des Forſtkulturgeſetzes ſehr ungewiß 
it (man kann ſogar ſagen, daß feine Ausſichten 
ſehr gering ſind), iſt allergrößte Vorſicht gegenüber 
dem Entwurf eines Kahlſchlaggeſetzes geboten. 
Es darf nicht dahin kommen, daß nach Scheitern 
des Forſtkulturgeſetzes ein allenfalls als Notgeſetz 
erträgliches Geſetz zur dauernden Zuchtrute für 
den Waldbeſitz wird. Wenn dem Entwurf alſo 
uberhaupt zugeſtimmt wird, ſo iſt unbedingt zu 
fordern, daß das Geſetz zeitlich begrenzt wird, in⸗ 
dem es nur für ein oder höchſtens zwei Jahre für 
gültig erklärt wird, und indem in dem Forſttultur⸗ 
geſetzentwurf ſeine Aufhebung ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen wird. Iſt dieſe zeitliche Begrenzung 
nicht zu erreichen, ſo iſt der Entwurf unbedingt 
abzulehnen (namentlich mit Rückſicht auf das 
Verfahren nach Së 3, 4 und 5). . 

Es iſt ferner zu fordern, daß das Geſetz nicht 
mehr von der jetzigen Landesverſammlung ver⸗ 
abſchiedet wird“). Die Offentlichkeit iſt durch 
den Entwurf vollſtändig überrumpelt. Die Inter⸗ 
eſſenten und ihre Vertretungen ſind nicht befragt 
und haben in der noch verbleibenden kurzen Zeit 
gar nicht mehr die Möglichkeit, Stellung zu nehmen 
und ſich Gehör zu verſchaffen. Der diesjährige 
Einſchlag iſt in vollem Gange. Das Geſetz kann erſt 
wirken für den nächſtiährigen Einſchlag; bis dahin 
hat der neue Landkag genügend Zeit, das Geſetz 
zu verabſchieden. 

Der Geſetzentwurf liefert den Waldbeſitzer voll⸗ 
ſtändig der Willkür der Verwaltungsbeamten 
(Landrat, Regierungspräſident) und des Miniſters 
aus, der die Auswahl der Forſtſachverſtändigen 
durch die Ausführungsbeſtimmungen regeln ſoll. 
Dabei fehlt jeder Hinweis auf die Berückſichtigung 
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Waldbeſitzers. 
Dieſer lann ſich aus einer wirtſchaftlichen Not 
(3. B. Viehverluſt durch Maul⸗ und Klauenſeuche) 
nicht durch einen außerordentlichen Holzeinſchlag 
retten, wenn es dem Landrat und dem nächſten 
Staatsoberförſter oder in der Beſchwerde⸗Inſtanz 
dem Regierungspräſidenten (der keinen Forſt⸗ 
ſachverſtändigen zu fragen braucht) nicht gefällt. 

Im einzelnen iſt zu bemerken: 

Zu $ 1: nichts. 

Zu 8 2: Der Maßſtab von /o der Betriebs⸗ 
fläche iſt an ſich annehmbar. Um die Behörden 
aber nicht mit zahlloſen Geſuchen des Klein⸗ 
waldes unnütz zu belaſten, iſt es geboten, eine ab⸗ 
ſolute Mindeſtgröße feſtzuſetzen (etwa 1 ha), 
alſo etwa zu ſagen: Kahlſchläge von mehr als 
1 ha, fofern ſie mehr als 0 der Betriebsfläche 
ausmachen. Auch die Einbeziehung der Durch⸗ 
hauungen iſt zu billigen. Aber die Faſſung iſt un⸗ 
glücklich. Nach ihr bezieht ſich der Relativſatz: „die 
Lin der Betriebsfläche überſchreiten“, nur auf die 
Kahlſchläge, ebenſo der ganze Abſatz 2. Deshalb 
ſind im Abſatz 1 die Worte: „ſowie zu Durch⸗ 
hauungen .. oder der Durchhauung“ zu ſtreichen. 
Statt deſſen iſt ein Abſatz 3 einzufügen, etwa von 


r) Die erſte Leſung hat inzwiſchen ſchon ſtatt⸗ 
gefunden. Der Entwurf iſt dem Land wirtſchafts⸗ 
Au ſchuß überwieſen. 
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dem Wortlaut: „Im Sinne dieſes Geſetzes werden 
Durchhauungen, durch die der Beſtockungsgrad 
eines Beſtandes unter 0,5 der normalen Beſtockung 
vermindet wird, einem Kahlſchlage gleichgeſtellt.“ 
Dieſe Faſſung iſt zwar mechaniſch, aber gibt 
einen Maßſtab, der nicht ſo kautſchukartig iſt wie 
die „Regeln einer geordneten Forſtwirtſchaft“. 
Ferner iſt ein 4. Abſchnitt einzufügen, in dem aus⸗ 
gedrückt wird, daß bei der Prüfung des Antrages 
die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Antragſtellers 
zu berückſichtigen ſind, und daß die Genehmigung 
nur verſagt werden darf, wenn das Gemeinwohl 
es erfordert. Es würde ferner vielleicht die Ge⸗ 
nehmigungsluſt der Behörden vermehren, wenn die 
Genehmigung von der Hinterlegung der erforder⸗ 
lich werdenden Kulturkoſſen abhängig gemacht 
werden kann. 

Zu § 3: Daß eine örtliche, leicht zu erreichende 
Behörde mit der Genehmigung betraut wird, iſt 
richtig. Dann kommt wohl auch nur der Landra! 
in Frage (die Ortspolizeibehörden der Städte 
werden praktiſch keine große Rolle ſpielen). Die 
Landräte werden nun freilich jetzt vielfach recht un⸗ 
geeignet fein. Von den Kreisausſchüſſen gilt abe: 
dasſelbe, vielleicht ſogar in verſtäarktem Maße 
Es wird aber ſchwer eine andere Stelle als der 
Landrat zu finden ſein. Jedes andere Verfahren 
würde beim vorläufigen Fehlen jeder forſtpolitiſchen 
Behördenorganiſation ſehr ſchwerfällig ſein. Für 
eine turze Übergangszeit mag die Zuſtändigkeit 
des Landrates auch erträglich ſein. Bedenklicher 
faſt iſt vielleicht der Abſatz 2. Für den Landrat 
wird es natürlich ſehr bequem ſein, ſich auf den 
Forſtſachverſtändigen zu berufen, wenn es ihm 
paßt. Nicht allen Staatsforſtbeamten ſind die 
Verhältniſſe des Privatwald es jo vertraut, daß 
ihnen ohne weiteres durchweg von den Beſitzern 
Vertrauen in dieſer Frage entgegengebracht werden 
wird. Jedenfalls dürfen die Staatsforſtbeamten nicht 
ausſchließlich als Forſtſachverſtändige dienen. Es 
wäre erwünſcht, wenn dies im Geſetz ausgeſprochen 
und nicht ganz den Ausführungsbeſtimmungen 
überlaſſen würde. Es könnte daran gedacht werden, 
die Landwirtſchaftskammern bei der Erneunung der 
Sachverſtändigen zu hören. Aber was für ein 
Geſicht werden dieſe jetzt bekommen unter dem 
neuen Wahlrecht? Auch hier wird ſich eben an 
den Waldbeſitzern der Widerſtand der bisherigen 
Landwirtſchaftskammer gegen eine ſelbſtändige 
forſtliche Berufsvertretung rächen. 

Zu $ 4: Die Friſt von zwei Wochen dürfte 
genügen. Es müßte aber gefordert werden, daß 
der Regierungspräſident vor ſeiner Entſcheidung 
einen neuen Forſtſachverſtändigen zu hören hat. 

Zu 8 5: In Abſatz 1 iſt der zweite Satz zu 
ſtreichen. Er iſt überflüſſig und fordert die Land⸗ 
räte nur unnütz auf, von den Waldbeſitzern alle 
möglichen Auskünfte zu verlangen. 

Zu § 6: Die Strafen find viel zu hoch. Der 
doppelte Wert dürfte als Höchſtgrenze genügen. 
Für Fahrläſſigkeit müßte der einfache Wert nicht 
Mindeſt⸗, ſondern Höchſt grenze ſein. Als Maßſtab 
darf nicht der Wert der gewonnenen Erzeugniſſe 
gelten, ſondern der Erzeugniſſe, die über das Zu- 
läſſige gewonnen ſind. So iſt es natürlich geweint, 
aber es iſt unklar ausgedrückt. 

Zu 8 7: nichts. 

Zu § 8: ſiehe allgemeine Bemerkungen. 

Von dieſem Aufſatz — Kahlſchlagsgeſetz — 
amtliche Begründung — Kommentar von Forſtrat 
Dr Bertog, werden auf Wunſch Sonderdrucke 
abgegeben, deren Beſtellung angeſichts dieſes 
erbeten wird 
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Die Reiſe⸗ und Amzugskoſten der Staatlichen preußiſchen 


S Bi 
Forſtbetriebsbeamten. 
Von Regierungs⸗Oberſekretär Heine. 
(Schluß.) 

Bei Verſetzung eines planmäßigen Forſt⸗ koſtenvergütung nicht bereits gedeckt find, auf 
betriebsbeamten von einer mit Wirtſchaftsland beſonderen Antrag inſoweit erſtattet werden, 
verſehenen auf eine andere mit Wirtſchaftsland als der Umfang den Laderaum von zwei Eiſen⸗ 
ausgeſtattete Stelle können auch die Koſten für bahnwagen von je 10 000 kg nicht überſteigt, 
die Mitnahme des auf der neuen Stelle wieder und wenn ferner das landwirtſchaftliche In⸗ 
notwendigen Teiles des lebenden und toten ventar der alten Stelle auch als ein Bedürfnis 
Inventars, ſoweit ſie durch die geſetzliche Umzugs⸗ der neuen Stelle angeſehen und die Wirtſchaft 


Rechnungsjahr 1920. 


` Verrechnungsſtelle: Kap. 2 Tit. 29 
Reiſe⸗ und Amzugskoſtenrechnung 1 

für die auf Grund der Verfügungen des Landwirtſchaftsminiſteriums vom 20. 2. 1920 — III 1000 — und 
der Regierung in Caſſel vom 2. 3. 1920 K. 432 von dem Unterzeichneten ausgeführte Dienſtreiſe. 


Zeit Zahl der Tage Gall der der Cifeubahn, Abgang au 
Zeit | punkt eital⸗ nebenbahn⸗ Wohnort 
ſchnitte ähnlichen Klein⸗ und am aus 
der ) des it er⸗ [bis zu 24 bahn oder dem e wärtigen 
Ans⸗ An⸗ Wee Stunden Reiſewe Schiff zurück⸗ ubernad;- 
tritts] mit mäßig⸗ 8 gelegt werden tungsort bei 
ſüh⸗ b) der | vollen | ten Ké e und Angabe der Dienſtgeſchäfte ar der Eisen. 
einein⸗ J..... ER SE S 
unnd derne] Tage: Tage- halb- R S Wagens gar, | ans Ent- Vë rn 
Monat Sos S geldern | geldern | fachen oder fernung meters fernung lichen Klerus 
; Satz Schiffs. ahn oder 
Tag Reiſe klaſſe km Tag km dem Schiff 
1 7) 3) 4 870 
Verſetzung von der Förſterſtelle A. | 
des Regbz. Bromberg nach der 
Förſterſtelle F., Oberförſterei G., 
des Regbz. Caſſel. 
1920 fa) 6,151 1 — — Von Förſterei A. bis Bahnhof B. 
vorm. 10:2 Tt an er v 11 
März Von Bahnhof B. bis H. 241,2 km| II | 241,2 
— 29. j Ankunft 8,20 in H., dort zur Nachtf — — — — Abg. 
30. — 1 — — Weiterreiſe von H. (früh 7,20) bis J. 1 Zug. 
= 425,6 km, Ankunft 8,00 N. in J., 
dort zur Nachhtt. II 425,6 1 Abg 
3 — 1 — — Weiterreiſe von J. (früh 5,20) 1 Zug 
nach K. 31,1 km 
Von K. bis L. (D-Jug) 320,8 „ 
„ L. bis D. 145,9 „ 
497,8 Km 
1. 4. b) 4,000 1 — — [Ankunft am 1. 4. (früh 4,00) .| II. | 497,8 1 Abg. 
vorm. 


Die kürzeſte fahrbare Straßen⸗ 1165 
verbindung von Förſterei A., 
Regbz. Bromberg, nach Förſterei 
F., Regbz. Caſſel, beträgt 1090, 1 Km 
und zwar: 

Von A. über M. bis Z. 208,4 „ 
„ 3. „ N. „ Q. 362,6 „ 

„ Q. „ O. „ Y. 198,4 „ 
Y. „ V. „ F. 320,7 „ 

1090,1 km 
rund 1100 km 

Die geſetzlichen Transportkoſten be⸗ 
on DN daher auf 110 x 64 
= 6 S 


* 


Sa. 4 — — JI Zuſchlag zu 18 M für D-Zug II 164,6] v. 11 5 
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lichkeit der Mitnahme des Inventars anerkannt 


werden kann. Transportkoſten für Erntevorräte K. 


und Dünger werden nicht erſtattet. 

Mit Rückſicht darauf, daß nur wenige Beamte 
die erheblichen Koſten für den Umzug aus verfüg⸗ 
Haren Mitteln auszulegen imſtande find, können 
ihnen auf Antrag und nach Maßgabe des vor⸗ 
gandenen Bedürfniſſes Vorſchüſſe auf die Ver⸗ 
gütung für die Umzugskoſten und den Zuſchuß 
für die Transportkoſten uſw. gezahlt werden. 
Der Antrag auf Zahlung von Vorſchüſſen iſt an 
die Regierung, in deren Bezirk der neue 
Dienſtort liegt, zu richten. N 

Schließlich ſei hier noch bemerkt, daß die 
Koſten des Umzuges der elſaß⸗lothringiſchen 
Beamten von ihrem letzten Wohnſitz in Elſaß⸗ 
Lothringen bis zum Orte der Wiederanſtellung 
1 Deutſchland aus der Reichskaſſe gezahlt werden. 

Beiſpiel 3: Der Hegemeiſter Meyer wird 
auf Grund des Miniſterial⸗Erlaſſes vom 20. Fe⸗ 
sruar 1920 — III 1000 — und der Verfügung 


Berechnung der Tagegelder, Fahrkoſten und Amzugskoſten. 


J. Tagegelder, volle, für 4 Tage, je 25 , 
ermäßigte, für -- 

1% fache, für 
AuslandStagegelder für ......- 


— Tage, je „ 8 
II. Fahrkoſten für Eiſenbahn, nebenbahnähnliche Kleinbahn Se Schiff 
1165 Ge SE 


für Landweg 
1 Zuſchlag zu 18 M für D⸗Zug. 
dringend notwendig war . 
für Mitnahme eines Dieners 
5 Zugänge und Abgänge 


III. Umzugskosten: 1. Transportkoſten lt. vorſeitiger Berechnung ` R 


2. Allgemeine Koſten 


=) Förſterei F., den 6. April 1920. 
We 


Die Richtigkeit wird beſtätigt. Gleichzeitig 
wird beſcheinigt, daß der Beamte zur Zeit des 
Umzuges Familie im Sinne des 


gehabt hat. 
Oberförſterei G., den 8. April 1920. 
Der CS ES 
. N. 


Doge e Sr 
- mal 24 Stunden, je . 


11 „ e 
deſſen Benutzung im dienſtlichen Intereſſe 


Auf obigen Betrag habe ich einen Vorſchuß nicht erhalten. 


und Dienſtſtellung des Beamten, 
er die Reiſe ausgeführt hat. 


85 der 
Zirk.⸗Verf, vom 4. 5. 1877 (Min.⸗Bl. S. 112) 


| Ausgabe⸗Anweiſung. | 


der Regierung Caſſel vom 2. März 1920 — 
432 — vom 1. April 1920 ab von der mit 
60 Morgen Wirtſchaftsland ausgeſtatteten SEI Cer. 
ſtelle A., welche 10,2 km von der nächſtgelegenen 
Eiſenbahnſtation B. entfernt liegt (in der Ober⸗ 
förſterei C.), des Regierungsbezirks Bromberg 
nach der 1,8 km von der Halteftelle D. entfernt 
liegenden Förſterei F., zu der jedoch nur 30 
Morgen Wirtſchaftsland gehören, in der Ober⸗ 
förſterei G. des Bezirks Caſſel verſetzt. 

Er tritt ſeine Reiſe mit feiner Familie ant 
29. März 1920 früh 6,15 Uhr an, fährt an dem⸗ 
ſelben Tage bis H., wo er 8,20 abends eintrifft und 
übernachtet, rett om 30. März, morgens 7,20 Uhr, 
weiter bis J., wo er abends 8 Uhr anlangt und 
übernachtet, ſetzt am 31. März, früh 5,20 Uhr, feine 
Reiſe fort und beendet dieſe, ohne nochmals 
übernachtet zu haben, am 1. April 1920, vor⸗ 
u 4 Uhr. Er hat die II. Wagenklaſſe 
bezahlt und von den Stationen K. bis L. 
(320,8 km) Schnellzug benutzt, wofür er den 


Geldbetrag 


km zu je 


dë 


40 


km an ie. =. 
S Zi dé 1 A. 


Zuſammen 


(Feſtgeſtellt auf 


— M 
(des und 1 


des Rechnungsbeamten 


C kaſſe wird angewieſen, den vorſtehenden Betra 
mit — . — , buchſtäblich — — a zs e EE g 
DEE zu zahlen und, wie angegeben, zu verrechnen 
ia en ege A DEN 5 . 192 
(Behörde) j — 
(Un teich 1 
Quittung. = 
Betrag erhalten. 
DEE ‚den. — 192 
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entſprechenden D⸗Zug⸗Zuſchlag entrichten mußte. Die kürzeſte fahrbare Straßenverbindung von den 
Die Eiſenbahnentfernungen betragen von Station Förſtereien A. bis F. beträgt 1090, 1 km. Hege⸗ 


von B. bis . 241,2 km, meiſter Meyer hat Familie, beſtehend aus Frau 
„ H. „ J 425,6 „ . jmd fünf Kindern. An allgemeinen Koſten find 
„ „ ar SSL 5 ihm 378,80 „4, an Transportkoſten für das 
„„ Br a 320,8 „ Umzugsgut und für die Mitnahme des auf der 
„„ SE 145,9 „ neuen Stelle wieder nötigen Teiles ſeines 
Geſuch (Beiſpiel): 


des Hegemeiſters 
Meyer in Förſterei 


F um Erſtatrung der Förſterei F., den 6. April 1920. 
durch ſeinen Umzug a , SE , 
ae Mehr⸗ Der Regierung lege ich anbei eine Reiſe⸗ und Umzugskoſtenrechnung mit 


1 Heft Belege mit der Bitte um Anweiſung vor. 

Gleichzeitig bitte ich die Regierung, mir den die geſetzliche Umzugskoſten⸗ 
vergütung überſteigenden Mehraufwand an allgemeinen und Transportkoſten 
von zuſammen 2108,80 „ erſtatten zu wollen, da ich vermögenslos bin und 
dieſe Koſten von meinem Einkommen nicht zu beſtreiten vermag. 


J. An Transportkoſten habe ich verauslagt: 


1. Für Transport meiner Möbel uſw. laut 
Rechnung des Spediteurs Beleg 1... 2 100,— A 
2. Für Packerkoſten und für Verſicherungs⸗ 
Prämien lt. Beleg 2444 89, — 
3. Für Treiben uſw. von 1 Pferd, 2 Kühen, 
6 Schafen, 3 Schweinen, 20 Hühnern, 
6 Gänſen, 4 Enten, 4 Puten von Förſterei 
A. nach Bahnhof B. lt. Beleg 858 ee, 
4. Für e des zu 3 ge⸗ 
nannten Viehes lt. Beleg ? 65,— 
Für Treiben des zu 3 genannten Viehes 
von Bahnhof D. nach Förſterei F. lt. 
M!! ĩðVJd d ĩðâ EE 
. Geftellung von 2 Wagen zur Fortſchaffung 
der landwirtſchaftlichen Geräte, und zwar 
1 Pflug, 2 Eggen, 10 Harken, 2 Miſtgabeln, 
4 Spaten, 1 Ackerwagen, Geſchirr, Halfter 


H 


SU 


St? 


uſw., It. Beleg 8 Le, Sa d Be, & 
7. Eiſenbahntransport der zu 6 genannten 
Geräte uſw. lt. Belege 9— iI. 145,— „ 


8. Transport dieſer unter 6 genannten Sachen 

von Bahnhof D. nach Förſterei F. lt. 

Beleg 12 2 4.6 rn 88 E 
e Etgen ; 15, — 


Davon ab: die geſetzlichen Transport⸗ : 
Oe: on 8 660, — 


ihn err Beeren 190% „ 


1. Für Eiſenbahnfahrt meiner Frau und 5 Kinder (letztere 
im Alter von 6, 8, 10, 13 und 15 Jahren) für III. Wagen⸗ 


)) ĩ ͤ ( ae 138,40 . 
2. Für Perſonalausweiſe lt. Beleg 1 Es, A 
3. Für Durchſuchung des Umzugsgutes lt. Beleg 14. EEE 
4, Für Auslagen für Unterkunft und Ver⸗ 


pflegung meiner Familie (6 Köpfe) lt. Be⸗ 
lege dd ð ͤ 300 . 
abzügl. Erſparnis im Haushalt = 180 „ 3 
5. Ausgaben für Plätten, Stärken und Spannen der Gar⸗ 
Bine. E Beleg 8 855.40 
Zuſammen: 378,80 „% 
Davon ab: die geſetzlichen allgemeinen Koſten, die 
bereits in der Umzugskoſtenrechnung angefordert ſind 180. 


bleiben noch zu erſtattee n 198.80 A, 
Sie eis Ab⸗ Die geſamten Mehrkoſten betragen mithin. 2108,80 A 
ge der Be Ich verſichere hiermit ausdrücklich, daß die nicht belegten Beträge zu Bent 
durch die ſlaatliche angegebenen Zweck tatſächlich verausgabt find. 
Oberſörſteren in G. Einen Vorſchuß habe ich nicht erhalten. - 


Der Förſter. Mey A? Hegemeifter. 


H 
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geführt werden). 

Um ſeine Ausgaben erſtattet zu erhalten, 
muß er 1. die auf S. 43 abgedruckte Reiſe⸗ 
und Umzugskoſtenrechnung aufſtellen und 2. ein 
beſonderes Geſuch um Erſtattung ſeiner Mehr⸗ 
ausgaben (etwa wie auf S. 44 im Beiſpiel 
dargeſtellt) nut den erforderlichen Belegen (ge⸗ 


irn: 177 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Geſetz, betreffend Einführung einer Altersgrenze. 
Vom 15. Dezember 1920. 
Die verfaſſunggebende Preußiſche Landes⸗ 
verſammlung hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das 
hiermit verkündet wird: 


§ 1. 

Unmittelbare Staatsbeamte, ſoweit ſie nicht 
richterliche Beamte oder Lehrer an den El 
ſchaftlichen Hochſchulen find, und Volksſchullehrer 
treten mit dem auf die Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahrs zunächſt folgenden 1. April oder 1. Ok⸗ 
tober kraft Geſetzes in e Ruheſtand. 


(1) Richterliche Beamte treten mit dem auf 
die Vollendung des 68. Lebensjahrs zunächſt 
folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Geſetzes 
in den Ruheſtand. , 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkte werden die 
Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen von 
ihren amtlichen GEET entbunden. 


(1) Dieſes Geſetz findet auch auf Beamte An⸗ 
wendung, die ſich im einſtweiligen Ruheſtande 
befinden. 

(2) Jedoch bleiben die vermögensrechtlichen 
Anſprüche der auf Grund des § 32 des Geſetzes 
über die Landes kulturbehörden vom 3. Juni 1919 
(Geſetzſamml. S. 101) in den einſtweiligen Ruhe⸗ 
ftand verſetzten Beamten mit der Maßgabe 
unberührt, daß an die Stelle des Wartegeldes 
em Ruhegehalt gleicher Höhe tritt. 

4 


Dieſes Geſetz findet auf Hofbeamte im Sinne 
des 8 1 der Verordnung über die Verſorgung 
der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen vom 
10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 45) Anwendung. 

5 


(1) Volksſchullehrer im Sinne dieſes Geſetzes 
And diejenigen Beamten, auf die das Geſetz, 
betreffend die Penſionierung der Lehrer und 
Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 
6. Juli 1885 und 10. Juni 1907 (Geſetzſamml. 
S 298 und S. 133) Anwendung findet. 

(2) Richterliche Beamte im Sinne dieſes 
(sejees find diejenigen Beamten, auf die das 
(sejeß, betreffend die Dienſtvergehen der Richter 
und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf 
eme andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 
7 Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 218) Anwendung 
findet, und die Mitglieder des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts ſowie die Mitglieder des Landes⸗ 
waſſeramts. 


8 6. 
Das Geſetz findet auch Anwendung auf die 
Lehrer und Lehrerinnen an den von Patronaten 
unterhaltenen höheren Schulen, an den höheren 


Mädchenſchulen und an den ſtädtiſchen Mittel⸗ 
ſchulen 


— 


8 7. 

(1) Auf Staatsminiſter findet dieſes Geſetz 
keine Anwendung. 

(2) Dasſelbe gilt von den Beamten der 
evangeliſch⸗kirchlichen Verwaltung. 

(3) Auf die unmittelbaren Staatsbeamten und 
Volksſchullehrer in der Provinz Oberſchleſien 
findet das Geſetz bis auf weiteres keine Au⸗ 
wendung. 


88. 

Auf Antrag des Fachminiſters kaun das 
Staatsminiſterium für einen einzelnen Beamten 
die Wirkung der im 8 1 dieſes Geſetzes vor⸗ 
geſchriebenen Altersgrenze bis zu einem ſpäteren 
Zeitpunkte, jedoch nicht über den Zeitpunkt 
hinaus, der nach $ 1 maßgebend wäre, wenn 
dort die Altersgrenze auf das 68. Lebensjahr 
feſtgeſetzt wäre, hinausſchieben, wenn das Intereſſe 
des Staatsdienſtes die Fortführung des Amtes 
durch ihn erfordert. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes könncu 
durch Orts⸗ (Provinzial⸗ oder anderes) Statut 
auch für Kommunalbeamte in Kraft geſetzt 
werden. 


S 10 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 21 m 
Kraft und findet zu dieſem Zeitpunkt c 9 auf 
diejenigen Beamten Anwendung, die die Alters⸗ 
grenze bereits überſchritten haben. 
Berlin, den 15. Dezember 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. Oeſer. 
Lüdemann. 
E 
Außerordentliche Beihilfe 
für Invalidenrentenempfänger. — Verdoppelung 


der Invalidenverſicherungsbeiträge. 

Alle Empfänger von Renten aus der Invaliden⸗ 
verſicherung, die am 1. Januar 1921 neben ihrer 
Rente eine Zulage beziehen, erhalten von dieſem 
Zeitpunkte an eine außerordentliche Beihilfe, 
und zwar Empfänger einer Invalidenrente. 
Altersrente, Krankenrente, Witwen- und Witwer⸗ 
rente, Witwenkrankenrente monatlich 40 &. 
Empfänger einer Waiſenrente monatlich 20 4 
außer den bisherigen Bezügen. Beſondere 
Beihilfequittungen ſind nicht erforderlich. Sämt⸗ 
liche Beträge, wie Rente, Zulage und Beihilfe, 
ſind gegen Abgabe einer gemeinſamen Quittung 
abzuheben. Zur Deckung der den Verſicherungs⸗ 
anſtalten hieraus erwachſenden Laſten ſind die 
Invaliden⸗Verſicherungs⸗ Beiträge Der: 
doppelt worden. Dieſe Verdoppelung bezieht 
ſich nicht' nur auf die künftige, ſondern auch auf 
etwaige rückſtändige Beitragsleiſtung, ſelbſt wenn 
den Arbeitgeber irgendein Verſchulden für den 
Markenrückſtand nicht trifft. Wer alſo bisher 
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auf die alten Beträge, weil die H 
Marken längere Zeit erfordert hätte. (Geſetz vom 
26. 12. 1920, R.⸗G.⸗Bl. S. 2315.) 


Se 

Militärpaß und ſoziale Verſicherung. Nach 
einem Beſchluſſe der Reichsregierung dürfen 
hinſort Militärpäſſe weder ausgeſtellt noch 
ausgehändigt werden. Hierzu iſt erläuternd 
bekanntgegeben worden, daß den Antragſtellern 
zur Aushändigung von Päſſen zwecks Vor⸗ 
legung bei ihren Verſicherungsbehörden 
(Krankenkaſſe, Verſicherungsanſtalt uſw.) als Nach⸗ 
weis zur Berechnung ihrer Militärzeit bzw. 
Kriegsteilnahme eine kurze Beſcheinigung aus⸗ 
zuſtellen iſt. Dieſe Beſcheinigung hat zu enthalten: 


— e Ze 


erſtellung neuer | Beſcheinigungen können auch auf Verlangen 


zwecks Geltendmachung vermögensrechtlicher und 
anderer Anſprüche ausgeſtellt werden. Solchen 
Antragſtellern, die um Ausſtellung oder Aus⸗ 
händigung von Militärpäſſen zwecks Einſtellung 
in Privatbetriebe nachſuchen, ſind die vorerwähnten 
Beſcheinigungen gleichfalls auszuhändigen. 
Ferner hat die Reichsregierung beſchloſſen, daß 
von den Reichsbehörden bei der Entſcheidung 
über die Einſtellung von Bewerbern die Vorlegung 
von Militärpäſſen, falls dieſe nur durch Inanſpruch⸗ 
nahme der Abwicklungsbehörden beſchafft werden 
können, nicht mehr zu verlangen iſt. In gleichem 
Sinne ſoll auf die Staals⸗ und Gemeindebehörden 
eingewirkt werden. Hg. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Der Bayeriſche Nevierförſter Geiger iſt, wie 
wir einer Zeitungsmeldung vom 8. Januar ent⸗ 
nehmen, in Hallſtadt bei Bamberg bei einer 
Hausſuchung von dem Wilderer und kommu⸗ 
niſtiſchen Arbeiterführer Martin Müller erſchoſſen 
worden. Da Angriffe der Spartakiſten gegen 
das alleinſtehende Forſthaus zu befürchten ſind, 
iſt eine Abteilung der Sicherheitswehr aus Bam⸗ 
berg dorthin verlegt worden. 


Se 


Der Bayeriſche Staatsforſtverwalter Mader in 
Riedelsbach iſt am 12. Dezember v. Is. in ſemem 
Revier erſchoſſen aufgefunden worden. Näheres 
über den ruchloſen Mord an einem pflichttreuen 
und tüchtigen Beamten veröffentlichen wir in der 
heutigen Nummer von „Förſters Feierabende“. 


= 
* 


Stadtförſter Streeſe zu Tſchausdorf b. Croſſen 
a. O. iſt für die Preußenwahlen ſeitens der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei an erſter Stelle auf die 
Kandidatenliſte für den Bezirk Frankfurt a. O. geſetzt 
worden. Mit ſeiner Wahl iſt ſicher zu rechnen. 
Alle Gemeindeförſter Preußens werden darüber 
erfreut ſein, daß ein Angehöriger ihres Standes 
in das neue Preußenparlament einziehen wird 


. 


Joly, Reichs gräflich von Meerveldtſcher 
Oberförſter zu Forſthaus Natteforth, Poſt 
Wulfen, Weſtf., iſt Anfang Januar zum Gräf⸗ 
lichen Forſtmeiſter ernannt worden. Wir 
ſprechen dem beliebten Forſtmann, der neben 
der Bürde ſeines Amtes ſich auf dem Gebiet 
des forſtlichen Vereinsweſens große Verdienſte 
erworben hat, für uns und gleichfalls im Namen 
ſeiner vielen Freunde und Verehrer unſern 
herzlichſten Glückwunſch aus. Möge Forſtmeiſter 
Joly noch lange Jahre in altem Berufseifer ſeine 
Forſtmeiſterei und in bekannter Liebenswürdigkeit, 
vorbildlich wie immer, ſeine forſtlichen Ehren⸗ 
ämter betreuen. Die Schriftleitung. 


Lëtze 
* 


Altersgrenze für die preußiſchen Staatsforſt⸗ 


beamten. Das dieſer Tage in der Geſetzſammlung 
verkündete Geſetz vom 15. Dezember v. I, 


das wir auf Seite 45 veröffentlichen, ſchreibt 
vor, daß alle nicht richterlichen unmittelbaren 


Staatsbeamten l(einſchließlich der im einſtweiligen 
Ruheſtand befindlichen) ſowie die Hofbeamten 
mit dem auf die Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahres folgenden 1. April oder 1. Oktober zu 
penfionieren find. Für richterliche Beamte und 
Hochſchullehrer iſt die Grenze um drei Lebens 
jahre hinausgeſchoben. Die Lehrer an den 
wiſſenſchaftlichen Hochſchulen ſind nach voll⸗ 
endetem 65. Lebensjahre zu den genannten 
Terminen von ihren amtlichen Berpflich- 
tungen zu entbinden. Ausnahmen ſind nur 
zuläſſig, wenn das Intereſſe des Staats⸗ 
dienſtes die Fortführung des Amtes durch den 
Beamten erfordert. Sie bedürfen der Genehmi⸗ 
gung des Staatsminiſteriums, bei dem der Fach⸗ 
miniſter den Antrag zu ſtellen hat. Die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe des Beamten find alſo hierbei 
belanglos. Die Forſtbeamten, die nach dieſem 
Geſetz am 1. April d. J. in den Ruheſtand 
treten müſſen, tun gut, ſich hierauf ſchon jetzt 
einzurichten. Betroffen werden hierdurch nach 
unſerer Berechnung 3 Oberforſtmeiſter, 6 Re⸗ 
gierungs⸗ und Forſträte, 30 Oberförſter und 
etwa 150 bis 170 Revierförſter und Förſter. 


* 


Einführung der Rektoratsverfaſſung an den 
preußiſchen Forſtakademien. Am 7. Januar hat 
im Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten unter Leitung des Miniſters und Staats⸗ 
ſekretärs Ramm eine Sitzung ſtattgefunden, zu 
der ſämtliche Profeſſoren beider Akademien geladen 
waren. Der vom Miniſterium vorgelegte Entwurf 
einer neuen Verfaſſung der forſtlichen Hochſchule, 
welcher die Einführung der Rektoratsverfaſſung 
vorſieht, wurde durchberaten und angenommen 


— 


Forſtliche Staatsprüfung. Der im Dezember 
v. J. abgehaltenen forſtlichen Staatsprüfung 
haben ſich 11 Forſtreferendare für die preußtſche 
Staatslaufbahn und je ein Forſtreferendar für 
den anhaltiſchen und für den Staatsforſtdienſt in 
Schwarzburg-Sondershauſen unterzogen. Von 
den Pruflingen haben beſtanden: 1 Referendar 
mit „gut“, 6 Referendare mit „ziemlich gut“ 
6 Referendare mit „genügend“. Folgende Forſt 
referendare ſind zu Forſtaſſeſſoren ernannt 
worden: Freiherr v. Hardenberg, v. Kries, Dehnicke, 
Volk, Roth, Froning, Gericke, v. Doemming, 
Wörmbcke, von Fidler und Wrede. 
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Lehrgänge für Bienenzüchter. Einem ſchon 
rett langem geäußerten Wunſche der Bienenzüchter 
entſprechend, werden mit Einverſtändnis des 
Herrn Reichsminiſters für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft in der Biologiſchen Reichsanſtalt für 
fortgeſchrittene Imker Lehrgänge über Bienen⸗ 
krankheiten und ihre Bekämpfung von drei bis 
sechs Monaten Dauer eingerichtet werden, zur 
Ausbildung von Wanderlehrern für Bienenzucht, 
von Leitern für Imkerſchulen und von Sach⸗ 
verſtändigen, die für die Durchführung der 
Bekämpfungsmaßnahmen der Bienenſeuchen, ins⸗ 
veſondere der Faulbrut, in Betracht kommen. 
Der Unterricht und die praktiſchen Ubungen 
werden im Bakteriologiſchen Laboratorium und 
auf den Verſuchsbienenſtänden der Biologiſchen 
Reichsanſtalt von dem Vorſteher des Bakteriolo⸗ 
giſchengaboratoriums, HerrnGeheimenRegierungs⸗ 
rat Profeſſor Dr. Maaßen, täglich von 872 Uhr 
vormittags bis 3 Uhr nachmittags abgehalten. 
Der Beginn der Lehrgänge, die unentgeltlich 
ſind, iſt auf den 1. April 1921 feſtgeſetzt. An⸗ 
meldungen zur Teilnahme ſind möglichſt frühzeitig 
an das Büro der Biologiſchen Reichsanſtalt, 
Berlin⸗Dahlem, Königin⸗Luiſen⸗Straße 17/19, zu 
richten. Außer dieſen Lehrgängen werden die 
ſchon ſeit Jahren üblichen 14tägigen Kurſe über 
die Bienenkrankheiten, unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der geſunden Biene, abgehalten, deren 
Beginn im nächſten Jahre rechtzeitig in den 
bienenwirtſchaftlichen Zeitſchriften bekanntgegeben 
werden wird. 


E) 
Forſtwirtſchaftliches. 

Einſchlag von Bauholz. Im Hauptausſchuß 
der Preußiſchen Landesverſammlung wurde eine 
Entſchließung angenommen, in der die Forſt⸗ 
verwaltung aufgefordert wird, eine Million Feſt⸗ 
meter Bauholz zu ſchlagen, um der Arbeits⸗ 
zoſigkeit zu ſteuern und gleichzeitig auch eine 
Berminderung des Etatsdefizits zu erreichen. 


C 
Buchenmaſt 1921. Wenn die Hoffnungen des 
Buchenzüchters nicht ebenſo wie im vorigen 
Jahre durch Spätfröſte vernichtet werden, dann 
können wir in dieſem Jahre in hieſiger Gegend 
auf eine Spreng- bis Halbmaſt rechnen. 
Lohſa bei Marburg. 
Hegemeiſter Rie menſchneider. 


- 

Nonnengefahr. Bereits wiederholt iſt auf Die 
für Sachſen und Teile von Schleſien drohende 
Nonnengefahr hingewieſen worden. Nach Mit⸗ 
teilungen in öſterreichiſchen Fachblättern, die 
neuerdings vom Geh. Oberforſtrat Neumeiſter 
Heftätigt werden, frißt die Nonne in Böhmen 
ſogar ſchon mehrere Jahre. Der Fraß ſoll von 
der tſchechoſlowakiſchen Verwaltung verheimlicht 
werden, weil man eine ungünjtige Einwirkung 
auf die Holzpreiſe befürchtet. In Sachſen waren 
1920 Nonnenfalter inden Amtshauptmannſchaften 
Dippoldiswalde, Pirna, Zittau und im Vogtland 
jo ſtark aufgetreten, daß mit einer Gefährdung 
der ſächſiſchen Waldungen gerechnet werden mußte. 
Da mit einer bedeutenden Vermehrung der 
Nonne in den nächſten Jahren gerechnet werden 
muß, fo hat in den Staatsforſtrevieren bereits ein 
Probeſuchen nach Nonneneiern ſtattgefunden und 
einen ſtarken Befall in den Revieren Poſtelwitz, 
Ottendorf, Hinterhermsdorf und Reinhardtsdorf 
ergeben. Für dieſe Reviere iſt das Zerdrücken 
der „Spiegel“ im nächſten Frühjahr angeordnet. 


Auch in nichtſtaatlichen Waldungen, in denen um 
vorigen Sommer ein ſtärkeres Auftreten der 
Nonne beobachtet worden iſt, ſoll das Probeſuchen 
unter Beteiligung der ſtaatlichen Forſtbeamten 
erfolgen. Die bei der letzten Nonnenkalamität in 
Sachſen 1906 bis 1912 angewandten Leimwege 
werden dieſes Mal zur Bekämpfung nicht dienen 
können, weil guter fängiſcher Leim kaum beſchafft 
werden kann und die Koſten jetzt zu hoch werden 
wurden. Sch. 


Sr 
Së 


Waldzerſtörungen durch Duft⸗, Schnee⸗ und 
Eis bruch in Thüringen. In ganz ungewöhnlichem 
Maße iſt in der Zeit vom 8. bis 22. Dezember das 
Waldgebiet nördlich des Rennſteigs bei ſcharfem 
Nordoſtwind durch gewaltige Duft⸗ und Schnee⸗ 
auflagerung geſchädigt und der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverkehr unterbunden worden. Auf dem 
Thüringerwald gothaiſchen und weimariſchen 
Anteils ſind beſonders die öſtlichen Hänge von 
Wutha bis Ilmenau in 400 bis 750 m Meereshöhe 
von dem außergewöhnlich ſtark aufgetretenen 
Rauhreif in einem ſolchen Maße heimgeſucht 
worden, wie die älteſten Leute noch nicht beobachtet 
haben; die Phyſiognomie des von den Natur⸗ 
gewalten angegriffenen Waldes iſt eine ſchaurig⸗ 
ſchöne, denn die Knoſpen der Buche haben Eis⸗ 
zapfen angeſetzt, die in großer Menge ein Zacken 
gebilde zeigen von oft 3 cm Breite und 1 cm Dicke, 
jo daß bei den meiſten Bäumen die Elaftizitäts- 
grenze weit überſchritten erſcheint. Eine Schätzung 
der durch den Bruch erfolgten Beſtandesſchäden iſt 
zurzeit noch als ausgeſchloſſen zu betrachten, denn 
meiſt ſind die heimgeſuchten Reviere noch völlig un⸗ 
zugänglich; doch iſt anzunehmen, daß einige der 
betroffenen Forſte einen in die Tauſende von Feſt⸗ 
metern gehenden Bruchanfall aufzuweiſen haben 
werden; oft ſind Geſtängel, Stangen⸗ und Mittel- 
hölzer derart verbrochen, daß die Wege vollſtändig 
geſperrt ſind. Der Draht⸗ und Fernſprechverkehr iſt 
auf den meiſten Strecken gänzlich geſtört worden, 
denn bald waren die Drähte der oberirdiſch ge⸗ 
führten Leitungen fauſtdick mit Rauhfroſt um⸗ 
hüllt, während die Bäume unter der ſchweren Be⸗ 
laſtung Aſte und Zweige ſenkten, bis ſie zuſammen⸗ 
brachen und dann auf die an den Verkehrsſtrecken 
geführten Drähte aufſchlugen und die gedachten 
Schäden hervorriefen. Den rührigen Arbeitern 
der vom Telegraphenbauamt in die gefährdeten 
Gegenden entſandten Bautrupps war es zwar 
gelungen, die Störungen zum großen Teil wieder 
zu beſeitigen, als in der Zeit vom 12. bis 19. De⸗ 
zember durch wiederholte Bildung von Duft⸗ und 
Eisanhang die Kataſtrophe ſich wiederholte und 
die eben wieder hergeſtellten Linienzüge wieder 
außer Betrieb ſetzte, wie hauptſächlich die Linien 
Schmiedefeld — Stützerbach —-Ilmenau —Erfurt und 
das Ortsfernſprechnetz von Ilmenau, die Linien 
Oberhof — Gräfenroda — Erfurt uſw., jo daß noch 
eine Verſtärkung der fraglichen Mannſchaften ſich 
nötig machte, um zunächſt die Fernleitungen 
wieder herzuſtellen. — In Gotha und Friedrich⸗ 
roda ſind die Zerſtörungen derart, daß die Linien 
zum Teil nicht wieder in der bisherigen Weiſe her⸗ 
geſtellt werden können, vielmehr umfängliche Kabel⸗ 
legungen im Gange ſind, vor deren Beendigung 
die Anſchlüſſe nicht wieder in Betrieb kommen 
können. Schr. 

Hierzu meldet auch die Forſtabteilung der 
Landwirtſchaftskammer für die Provinz Sachſen 
folgendes: Der letzte Rauhfroſt (Duft) und nach⸗ 
folgender Schneefall hat in den Thürmger Forſten 
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bedeutende Schäden — vornehmlich Stamm⸗ und 
Gipfelbruch — hervorgerufen, und weit und breit 
leuchten von den Hängen die zahlreichen weißen 
Bruchſtellen. Beſonders in den umliegenden 
Forſten von Groß⸗Tabarz, Friedrichroda bieten 
die umfangreichen Bruchſchäden in den prachtvollen 
Nadel⸗ und Laubholzbeſtänden einen traurigen 
Anblick. Der Schaden, von dem Beſtände aller 
Altersklaſſen ee wurden, iſt noch nicht zu 
überſehen, aber bedeutend. 
7 

Gelderträge aus ehemaligem fürſtlichen Ver⸗ 
mögen. Der Haushaltsplan der Abteilung für 
Grundbeſitz und Forſten im Volksſtaate Reuß 
weiſt als Einnahme 10 406 150 A und als Aus⸗ 
gabe 4066050 &“, mithin einen Reinertrag von 
6340 100 A nach. Die Haupteinnahme entſtammt 
den Forſten, nämlich 10148950 &. Dieſe be⸗ 
deutenden Einnahme⸗überſchüſſe floſſen früher 
dem Prwateinkommen der fürſtlichen GC zu. 

5 


2 
Geſchäftliches 
Die Poſtſchecknummer der „„Deutſchen Forſt⸗ 

Zeitung“ iſt Nr. 41 509 des Poſtſcheckamtes 
Berlin NW 7. Wir machen dieſe Mitteilung auf 
Wunſch aus unſerem Leſerkreiſe und bitten alle 
Zahlungen, die Bezugsgelder, Anzeigen uſw. für 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ betreffen, durch Poſt⸗ 
ſcheck unter dieſer Nummer einzuzahlen. 

Die Geſchäftsſtelle. 


CH 
Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäfſtsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1 Mark Portoanteil beizuſugen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beauſprucht, ſind 
jedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Crlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, jo wird Vergutung beier Selbſtkoſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte. 


Grundſätzliche Richtlinien für die Fragebeant ; 
wortungen. Der Brief⸗ und Fragekaſten erfreut 
ſich einer lebhaften Inanſpruchnahme, fo daß es 
ſich empfiehlt, die Grundſätze, unter denen wir 
Fragen beantworten, wieder einmal in gefl. 
Erinnerung zu bringen. 

Infolge der außerordentlich geſtiegenen Porto⸗ 
fätze ſind wir nicht mehr in der Lage, Anfragen zu 
beantworten, wenn dieſen nicht 1 „ Porto beigefügt 
iſt. Das iſt in letzter Zeit vielfach nicht beachtet 
worden; wir weiſen daher ganz beſonders darauf 
hin, daß alle Anfragen, die uns ohne Portoerſatz 
eingeſandt werden, in Zukunft hier ſo 
lange unbeantwortet liegen⸗ 
bleiben müſſen, bis das fehlende Porto 
eintrifft. Auch eine entſprechende Benachrichtigung 
wird infolge der großen Arbeitslaſt und Koſten 
unterbleiben müſſen. Die weitaus größte Mehrzahl 
der Fragen muß Sachverſtändigen nach außerhalb 


vorgelegt werden; deshalb ſtellt der erbetene Betrag. 
der verauslagten f 
Die ausſchließliche Er⸗ 


nur einen Teil 

Portokoſten dar. 
fedigung der Fragen durch den Briefkaſten iſt in 
faſt allen Fällen zu zeitraubend; daher wird jede 
Frage zunächſt direkt beantwortet. 
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In Den 18 
Brieffaſten wird ſie nur dann aufgenommen, 18, 
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wenn ſie ſich zur Veröffentlichung eignet, niemals 
aber dann, wenn eine ähnliche Anfrage erſt kürzlich 
beantwortet worden oder wenn die Auskunft nur 
von perſönlichem Intereſſe für den Frageſteller iſt. 
Vielfach iſt die Beantwortung der Fragen derart 
ſchwierig, daß eine Erledigung in wenigen Tagen 
unmöglich wird. Wir können uns aus dieſem Grunde 
auch an keine Friſt für die Antwort binden; oft 
dauert es mehrere Wochen, bis wir ſelbſt von 
unſeren Sachverſtändigen Nachricht erhalten. Wir 
bitten dieſen Verhältniſſen Rechnung zu tragen 
und ſich nutzloſe Briefe zu ſparen, wenn eine Ant⸗ 
wort nicht, wie es ſo ſehr häufig gewünſcht wird, 
umgehend eintrifft. 

Im übrigen übernehmen wir für Beantwor⸗ 
tungen keine Garantie oder Verpflichtung; auch 
geben wir nur Auskunft in ſolchen Dingen, die ſich 
eng im Rahmen von forſtlichen 
biz w. von Forſtbeamten⸗Angelegen⸗ 
hejten halten. Beſonders müſſen wir ablehnen, 
in den vielen Angelegenheiten des allgemeinen 
bürgerlichen Rechtes Rat zu erteilen oder, wie es 
oft verlangt wird, in ſchwebenden Prozeſſen und 
ſonſtigen Streitigkeiten ein Gutachten über den 
mutmaßlichen Ausgang abzugeben. 

Endlich möchten wir noch bemerken, daß der 
Brief⸗ und Fragelaſten nur für unſere Leſer be⸗ 
ſtimmt iſt. Jeder Anfrage iſt daher Abonne⸗ 
mentsquittung oder Mitgliedskarte 
bzw. ein ſonſtiger Ausweis darüber beizufügen, 
daß der betreffende Frageſteller tatſächlich Be⸗ 
zieher unſeres Blattes iſt. 

Die Geſchäftsſtelle 

der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“. 

Anfrage Nr. 4. Welche Nechte und Befugniſſe 
hat der Forſtdezernent im Stadtwalde? Die Stadr⸗ 
forſt iſt 1500 Morgen groß und unterſteht der 
Staatsoberaufſicht. — Ich bin der techniſche Be⸗ 
triebsbeamte und leite bzw. arbeite nach dem m 
Jahre 1917 aufgeſtellten Betriebswerk bzw. Plan, 
der für 20 Jahre von einem königl. Forſtaſſeſſor 
aufgeſtellt und von der Königl. Regierung genehmigt 
iſt. Der Dezernent iſt Bäcker von Beruf, iſt ca. 
acht Monate erſt Dezernent, maßt ſich aber die 
Befugniſſe eines Oberförſters bzw. Vorgeſetzten 
an, tätigt Verkäufe und ſtellt Holzzettel, Neben⸗ 
nutzungszettel aus, ſetzt Löhne mit Waldarbeitern 
feſt uſw., ohne mich hinzuzuziehen. 

E. Schl., Stadtförſter. 

Antwort: Der Dezernent der Forſtverwaltung 
iſt befugt, die von Ihnen angegebene Tätigkeit aus⸗ 
zunben. Natürlich ſollte er mit Ihnen Rückſprache 
nehmen, aber eine Verpflichtung dazu hat er nicht. 
Sollte es ſich um Nebennutzungen handeln, die 
geeignet ſind, den Wald zu ſchädigen, wie z. B. 
Streunutzung, ſo hätten Sie Vorſtellungen beim 
Magiſtrat zu erheben oder nötigenfalls dem Re⸗ 
gierungspräfidenten Bericht zu erſtatten. Im 
übrigen aber erſtreckt ſich die Staatsaufſicht lediglich 
auf den Betrieb, während Holzverwertung und 
Feſtſetzung der Löhne Sache der Stadt iſt. 


— 


Jede Gabe iſt willkommen 


dem Unterſtützungsfonds des Vereins „Waldheil“, 
J Neudamm, Bez. Ffo. Sammlungen von Angehörigen 
der grünen Farbe, Freunden und Gönnern werden 
dringend erbeten. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitterlungen und Perſonalnotizen It verboten.) 


Zur Gring gelangende Forſtdienſtſtellen. 


Preußen. 
Staats ⸗Forſtverwaltung“). 


Oberförſterſtelle Chorin (Potsdam) iſt zum 1. April 
zu beſetzen. Bewerbungen müſſen bis zum 
28. Januar eingehen. Es können aber nur ſolche 
Bewerber berückſichtigt werden, die geeignet und 
bereit ſind, einen forſtlichen Lehrauftrag an der 
Forſtakademie zu Eberswalde anzunehmen. 


Forſtrentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe in Zielenzig 
(Frankfurt a. O.) iſt zum 1. März zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind bis zum 22. Januar einzureichen. 


Im Regierungsbezirk Trier ſind zum 1. April 
folgende Förſterſtellen m. R. neu zu beſetzen: 
Erlenbach, Obert, Trier, mit 4,4 ha Wiitſchaftsland; 


Keuchingen, Oberf. Saarburg, mit 6,6 ha Wirtſchafts⸗ 
land. Das Dienſtgehoft liegt im Saargebiet, das 
Revier im Bezirk Trier. 

Die Neufeſtſetzung des Nutzungsgeldes iſt noch 
nicht erfolgt. Als Bewerber werden zugelaſſen: die 
Förſter m. R. im Regierungsbezirk Trier und die 
Förſter o. R. der Regierungsbezirke Coblenz, Köln 
und Aachen, die älter als 45 Jahre ſind. Bewerbungs⸗ 
ſriſt: 10. Februar bei der Regierung in Trier. 


Förſterſtelle Delliehauſen, Oberf. Uslar (Hildes⸗ 
heim), iſt zum 1. April zu beſetzen. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 300 A, Wirtſchaftsland 
zurzeit 10 ha. Der Stelleninhaber iſt verpflichtet, 
de mein den Ruheſtand tretenden Beamten einige 
Wohnkäume zu überlaſſen, desgl. auch etwas 
Land. Bewerbungsgeſuche ſind bis 15. Februar 
einzureichen. 

Förſterſtelle m. R. Köln⸗Rath, Oberf. Königsforſt 
(Köln), iſt zum 1. April neu zu beſetzen. Zurzeit 
gehören zur Stelle 10,485 ha Dienſtland mit 
263 & Nutzungsgeld. Dienſtaufwandsentſchädigung 
100 &. Eine Neuregelung dieſer Bezüge ſteht 
bevor. Zu den bis 1. Februar an die Regierung 
in Köln einzureichenden Bewerbungen werden 
zugelaſſen: 1. die Förſter m. R. im Regierungs- 
bezirk Köln, 2. die Förſter o. R. der Regierungs⸗ 
bezirke Köln, Coblenz, Düſſeldorf und Trier, die 
alter als 45 Jahre ſind. 

Förſterſtelle Meugsberg, Oberf. Mengsberg (Caſſel), 
Im zum 1. April zu beſetzen. Geräumige Dienft- 
wohnung mit elektriſchem Licht und Waſſerleitung. 
0,05 ha Garten, 1,71 ha Wieſe, 1,92 ha Acker. 
Bahnſtation Treyſa, 7 km, Halteſteſtelle Wierra, 
4 km. Nutzungsgeld und Dienſtaufwands-⸗ 
entſchädigung werden neu feſtgeſetzt. Bewerbungs⸗ 
(rt: 1. Februar. 

Förſterſtelle Misdroy, Oberf. Misdroy (Stettin), 
iſt ſofort zu beſetzen. Kleiner Garten mit qutem 
Haus vorhanden. Dienſtaufwandsentſchädigung 
200 A. Schulort Misdroy. Bewerbungen find 
ſofort einzurcichen. 

Forſtſchreiberſtelle der Oberförſterei Monſchau 
(Aachen) gelangt am 1. April zur Neubeſetzung. 
Neu erbautes, gutes Dienſtgehöft in unmittelbarer 
Nähe des Oberförſtergehöftes, 10 Minuten von 
der Stadt und 7 Minuten vom Bahnhof Monſchau 
) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 

welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 

einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 

Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 

preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 

Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 

veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 

iſt zu erſehen, in welchem Dienitalter der bisherige 

Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 

hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 


eiſchienene Buch koſtet 4 A und 30% Teuerung? 


zuſchlag. 


entfernt. Beſondere Gewandtheit erforderlich, da 
von Monſchau aus auch die Oberförſterei Höfen 
mitverwaltet wird (Zuſammenlegung beider Ober⸗ 
förſtereien wird geplant). Katholiſche und 
evangeliſche Kirche und Schule ſowie höhere 
Knabenſchule in Monſchau vorhanden. Arzt und 
Apotheke in Monſchau. Dienſtland: 0,0623 ha 
Garten, 1,1610 ha Wieſe. Jagdliche Verhältniſſe 
als Folge des Krieges und der Beſatzung un⸗ 
erfreulich. Vewerbungsfriſt: 1. Februar. 

Förſterſtelle Rautenhauſen, Oberf. Rotenburg Oft 
[Caſſeh, iſt zum 1. April zu beſetzen. Geräumige 
Dienſtwohnung. Bis Bahnſtation Cornberg und 
As mushauſen 2 km. Höhere Schulen durch täg⸗ 
liche Bahn fahrt in Rotenburg erreichbar. 0,06 ha 
Garten, 1,1 ha Acker, 2,1 ha Wieſe. Dienſt⸗ 
aufwandsensentſchädiguna 450 A. Nutzungsgeld 
wird neu feſtgeſetzt. Bewerbungen find bis zum 
1. Februar einzureichen. 

Die bebaute Förſterſtelle o. R. Süppling, Revier⸗ 
förſterbezirk Weißewarthe, Oberförſterei Burgſtall 
(Magdeburg), iſt zum 1. Februar anderweit zu 


beſetzen. Bewerbungen find bis zum 20. Janugr 
einzureichen 
Perſonalnachrichten. 
Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 


Eggert, Regierungsoberſekretar und Rechnungsrat bei der 
Regierungsfornabteilung Frankfurt a. O., mt mt 
Werkung vom 1 April 1920 an eine Burovorſteherſtelle 
übertragen worden. 


Fleiſcher, Hegemeiſter in Pötſchlehmen, Oberf. Eichwald, 
ut vom 1. Januar an zum Revierförſter fur die nem. 
gegründete Revierförſterſtelle Theerofen, Oberf. Rothe⸗ 
bude (Gumbinnen), ernannt. 

Francke, reichsland. Hegemeiſter, iſt mit Wirkung vout 
1. Oktober 1920 au in den preußiſchen Staatsſorndienſt 
übernommen und ihm die Förſterſtelle Altenſtein, Oberf. 
Allendorf (Caſſel), übertragen. 

Klaar, ꝛceichsland. Hegemeiſter, (P vom 1. Oktober 1920 an 
in den preußiſchen Staatsforndienſt übernommen und 
ihm die Förſterſtelle Untergeis zu Gittersdorf, Obert. 
Hersfeld⸗Weſt (Caſſel), übertragen. 

Manke, Hegemeiſter in Jungingen, Oberf. Treten (Köslin, 
iſt vom 1. April an in den Ruheſtand verſetzt. 

Neubauer, Forſter in Süppling, Oberf. Burgſtall, iſt vom 
1. Jebruar an nach Ewald, Oberf. Grüunewalde 
(Magdeburg), verſetzt. 

Schulze, Förſter o. R. in Schillinnen, Oberf. Goldap, tie 
vom 1. Januar an auf die Förſterſtelle Pötſchkehmen, 
Oberf. Eichwald (Gumbinnen, verſetzt. 

Sohn, Förſter in Ctzenborn, Oberf. Ebergötzen (Unterkunfts⸗ 
Dellen, iſt vom 1. Februar an als Forſtſchreiber nach 
Rieſensbeek, Oberf. Riefensbeek (Hildesherm), verſetzt, 


Die Verſetzung des Förſters und Forſtſchreibers Radze 
nach der Oberf. Grunaue (Potsdam) iſt aufgeboben. 
Radke verbleibt zunächſt in der Unterkunftsſtelle Schönlauke. 


Bethe, Forſtſchreiber in Riefensbeek, Oberf. Riefeusbeek, 
iſt vom 1. Februar an als "duer o. R. nach Gillers⸗ 
heim, Oberf. Catlenburg (Hildesheim), verſetzt. 

Zorgmann, Forſtgehilfe, zurzeit im Reichswehr⸗Schſtzen⸗ 
Bataillon, Lichterfelde, iſt am 1 Dezember 1920 nach 
Beerenbuſch, Oberf. Menz (Pots dam), einberufen 

Süllmann, Forſter o. R in Grunaue, Oberſ. Gritane 
ee iſt vom 1. April an in den Rnheſtand 
verſetzt. 

Eckert, Forſtlehrling in der Jorſtſchule Spangenberg, ıf 
am 25. November 1920 unter Ernennung zum Forſt⸗ 
gehilſen nach Brieſe, bert Oranienburg (Potsdam;, 
einberufen. 

Hadaszewski, Forſtlehrling in der Forſtſchule Spangenberg 
Dt am 21. Dezember nach Melzow, Oberf. Gramzow 
(Bots da m), einberufen. 

Klimſte, Jorſtgehilfe, iſt einberufen und ber Obert Rotheu⸗ 
fer (Stettin) uberwieſen. 

Krieg, Forſtlehrling in der Forſtſchule Spangenberg. M 
am 29. November 1920 unter Cruennung zum Forſt⸗ 
gehilfen nach Gr.⸗Schönebeck, Oberf. Pechteich (Pots. 
dam), einberuſeu. 

Liekfeldt, Forſgehilfe, tft einberufen und der Oberf. Niet 
(Stettin) überwieſen. 

Fetermann, Forſtgehrlfe Spandan, iſt vom 1. Dezember 
192 an nach Rägelin, Oberf Nenendorf (Pots da mid 
einberufen 
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Soßfe, Forſtlehrling in der Forſtſchule Spangenberg, iſt 
am 3. Dezember 1920 unter Ernennung zum Forſt⸗ 
gehilſen nach Sonnenburg, Oberf. Freienwalde a. O. 
(Potsdam), einberufen. 

RKeigber, Forſtlehrling in der Forſtſchule Spangenberg, iſt 
am 9. Dezember 1920 unter Ernennung zum Forts 
gehilfen nach Schluft, Oberf. Gr.⸗ Schönebeck (Pots⸗ 
da m), einberufen. f 

Scholz, Forſtlehrling in der Forſtſchule Steinbuſch, iſt am 
25 November 1920 unter Ernennung zum Forſtgehilfen 
nach Fraukendorf, Oberf. Neuruppin (Potsdam), 
einberufen. ` 

Schulz, Forſtgehilfe, iſt einberufen und ber Obert Warnow 
(Stettin) uberweejen. 

Steiusorn. Forſigehilſe in Neu⸗Biebersdorf, Oberf. Reinerz, 
it am 1. Dezember 1920 nach Friedersdorf, Oberf. 
Friedersdorf (Pots dam), einberufen 

Steinick, Forſtlehrling in der Forſtſchule Steinbuſch, iſt am 
24. November 1920 nach Schulzendorf, Oberf. Schön⸗ 
walde (Potsdam), verſetzt. 


Anhalt. 
Hofkammer. 
Aunecke, Oberförſter in Haideburg, iſt die Amtsbezeichnung 
orſtmeiſter beigelegt. 
Kobitzſch, Oberſörſter in Ballenſtedt, iſt die Amtsbezeichnung 
Forſtmeiſter beigelegt. 
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Bayern. 
Verſetzt wurden: 

von Schirnding, Forſtverwalter, von Waldaſchaff nach 
Horlach; Stöckhert, Forſtverwalter, von Salzwoog nach 
Rückersdorf; prp, Revierförſter, von Horlach nach 
Großweingarten: Kiſchoff, Förſter, vom Forſtamt 
Nordhalben uach Forſtamt Steinwieſen; Glaß, Förter. 
vom Forſtamt Biburg nach Wemding: Strobel. Focſter 
von Maitenbeth nach Forſtamt Marquartuein⸗Weſt 
Wagner, Foͤrſter, vom Forſtamt Fabrikſchleichach nach 
Koran Gräſendorf. 

Berufen wurden: 

Stenger, Forſtmeiſter in Ruppertshütten, auf das Forſt 
amt Ebrach; Crug, Forſtamtmann, beim Foxſtam: 
Regensburg als Regierungsforſtrat in das Staats 
miniſterium der Finanzen, Mmiſterial⸗Forſtabteilung 
edler, Revierförſter, vom Forſtamt Steinwieſen nach 
Waldaſchaff. 

Befördert wurden: 

Schmidt, Forſtamtmann in Grafrath, zum Forſtmeiſter, 
Kaupert, Hegemeiſter in St. Germanshof, zum Revter⸗ 
förter in Salzwoog; Primbs, Oberforſtauffſeher in 
Lutzmannſtein, zum Revierförner; Frips, Forſter im 
Bad Kiſſingen, zum Revierförſter beim Forſtamt Hain; 
Schwab, Forſtſchutzdienſtaſpiraut in Leimersheim, zum 
Forſtaſſiſtenteu beim Forſtamt Schaidt. 


Vereinszeitung. 


Bitte um rechtzeitige Einſendung der Vereinsnachrichten. 
In letzter Zeit treffen immer mehr Mitteilungen, die jeweils noch zur Veröffentlichung int 


Vereinsteil der laufenden Nummer beſtimmt ſind, erſt am Montag hier ein. 


So leid es uns tut, 


iſt es uns doch unmöglich, beſonders mit Rückſicht auf den achtſtündigen Arbeitstag, ſolche Ein- 


ſendungen noch unterzubringen. Ihre Veröffentlichung verzögert ſich ſo immer um acht Tage. 


Wir 


bitten daher dringend, alle Nachrichten, die für die laufende Nummer beſtimmt find, fo rechtzeitig 
abzuſenden, daß ſie jeweils ſpäteſtens bis Sonnabend früh in Neudamm eintreffen. 


Verein 

Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 

1. Der Herr Oberlandforſtmeiſter hat bekannt⸗ 
gegeben, daß Zwangspenſionierung für alle 
Beamte, die am 1. April das 65. Lebensjahr 
vollendet haben, am 1. April eintritt. Beamte, 
die zwiſchen 1. April und 30. September das 
35. Lebensjahr vollenden, werden am 1. Oktober 
in den Ruheſtand verſetzt und ſo weiter halbjährlich. 
Die Zwangspenſionierung mit vollendetem 
65. Lebensjahr iſt Geſetz. Eine Hinausſchiebung 
it gänzlich ausgeſchloſſen. Die in Betracht 
kommenden Herren Kollegen werden gut tun, 
zich beizeiten nach einer Wohnung umzuſehen. 
Sollte es einem oder dem anderen der Herren 
trotz aller angewendeten Mühe nicht möglich ſein, 
eine Wohnung zu erlangen, ſo würde ich ihm 
SH bei feiner Regierung den Antrag auf 
Eingehung eines Privatdienſtvertrages zu ſtellen, 
welchem Antrag jedenfalls für einige Monate 
entſprochen werden dürfte. 

2. Der Herr Miniſter hat genehmigt, daß 
Wirtſchaftsland für Revierförſter in einem Um⸗ 
fange von 16 bis 20 ha gewährt werden ſoll. 

3. Unſer Verein iſt zurzeit 210 Mitglieder 
ſtark. Erfreulicherweiſe kann mitgeteilt werden, 
daß unſere Wünſche an den maßgebenden Stellen 
die erhoffte Förderung erfahren. Die Kollegen 
können überzeugt ſein, daß ſich alles unſern 
Wünſchen entſprechend regeln wird. 

Hennig. 
2 D 
Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 
Die Lage der Dinge im preußiſchen Staatsförſterſtande. 

Die Nummer 1 von 1921 des „Deutſchen 

Förſters“ beſchäftigt ſich wieder derart ausgiebig 


Die Schriftlefkung. 


mit uns und unſeren letzten Außerungen, daß 
dazu nicht geſchwiegen werden kann. 

Herr Ludewig ſagt in einem Artikel „Zur 
Klarſtellung“, der Schrei nach Wahrheit beherrſche 
augenblicklich die Spalten der „Deutſchen Forſt⸗ 
zeitung“. Richliger hätte er geſagt, daß der Ruf 
nach WahrheitalleGemüterdespreußiſchen 
Staatsförſterſtandes bewege, und wir glauben 
auch, daß nicht früher Ruhe eintreten wird, ehe 
nicht eine reſtloſe Aufklärung der augenblicklich 
verworrenen Verhältniſſe erfolgt iſt. Dazu wollen 
auch wir objektiv, wie immer, beitragen. 

Der „Deutſche Förſter“ hat ſich in ſeinen 
letzten Nummern das Anſehen der Sachlichkeit 
geben wollen. Unlängſt hat er auch mitgeteilt, 
daß ſeine Zeit zu koſtbar wäre, um ſich mit uns 
in fruchtloſem Meinungsſtreit zu verzetteln. Dem 
entgegen redet er in ſeinem letzten Leitartikel davon, 
daß noch weitere Kämpfe mit der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ zu führen wären. Alſo Zickzackkurs! 
Wenn man weiter die uns gewidmeten Stilblüten, 
wie: „leichtfertige Behauptung“ — „unerhörte 
Unterſtellung einer von Fieberträumen geſchüttelten 
Phantaſie“, — „Wahrheitsphantaſien“ und Ahn⸗ 
liches lieſt, ſo wird man nicht behaupten können, daß 
Ruhe und Sachlichkeit auf jener Seite liegen 
Wir wollen den Herren des „Deutſchen Förſters“ 
in dieſer Tonart nicht folgen, ſondern uns alt⸗ 
gewohnter Formen befleißigen. Unſerem Leſer⸗ 
kreis können wir dann getroſt das Urteil darüber 
überlaſſen, auf welcher Seite „die von Fieber⸗ 
träumen geſchüttelten Phantaſien“ zu ſuchen ſind. 

Aus allen neueſten Außerungen der Gegenfeite 
klingt nun plötzlich das Beſtreben, die rein polr⸗ 
tiſche Neutralität der neuen Förſter⸗ 
bewegung und des „Deutſchen Förſters“ ſelbſt 
feſtzuſtellen. Das Bedürfnis danach mag groß ſein; 
früher las man und auf der Delegierteu⸗ 
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verſammlung von Ende September 1920 
hörte man ganz anderes. Wenn inzwiſchen 
die Leitung des Vereins preußiſcher Staats⸗ 
förjter zu der heilſamen überzeugung gekommen 
it, daß die preußiſche Staatsförſtergewerkſchaft 
politiſch neutral zu ſein hat, ſo iſt das gewiß 
erfreulich. Schade, daß dieſe Erkenntnis nicht 
von vornherein überall vorhanden geweſen iſt, und 
es Ier feſtgeſtellt, daß es ein hohes Verdienſt 


des Herrn Abgeordneten Hegemeiſter Neu⸗ 
mann⸗Bärenberg und gleichzeitig dem ent, 


entſchloſſenen Dazwiſchengreifen der „Deutſchen 
Forſt⸗ Zeitung“ zu danken iſt, daß die ſozial⸗ 
demokratiſch und linksdemokratiſch erhitzten 
Gemüter im preußiſchen Staatsförſterſtande und 
ſemer Leitung an die Pflicht, politiſch neutral zu 
ſein, nachdrücklich erinnert wurden. 

Wenn nun immer wieder behauptet wird, daß 
die erwähnte Delegiertenverſammlung politiſch 
neutral geweſen ware, ſo wird das auf das 
allerentſchiedenſte beſtritten; die Beweiſe für 
das Gegenteil ſind unſerſeits längſt erbracht. 
Herrn Ludewig erinnern wir nur noch an 
folgenden Vorfall: Wir äußerten uns in ſeiner 
Gegenwart beſorgt über die höchſt bedauerlichen 
Vorfälle der Tagung; als man uns die Sache 
in milderem Lichte darſtellen wollte, wendeten 
wir ein, daß ein Vorſtand, in dem ein Herr von 
der Geſinnung des Herrn Schellack ſitze, niemals 
neutral und unpolitiſch zu Nutzen des Geſamt⸗ 
förſterſtandes arbeiten könne. Darauf wurde uns 
mit großer Geſte erwidert: „Erlauben Sie, der 
Name Schellack iſt heute ein Programm.“ Es 
lohnte ſich nicht, zu fragen, nach welcher Richtung 
dies Programm gemeint wäre, denn ſchon durch die 
Wahl des Herrn Schellack war für alle Wiſſenden 
der Übergang der neuen Vereinsleitung in das 
politiſch lmke Lager beſiegelt. Und wie ſteht es 
nun? Das gerühmte „Programm“, der Herr 
Schellack iſt nach eigener Mitteilung über Bord 
gegangen; er gehört plötzlich dem Vorſtande nicht 
mehr an, die Gründe ſeines Austritts, ja ſogar der 
Austritt ſelbſt werden bis heute von der Leitung der 
preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft der Offent⸗ 
lichteit verheimlicht. Iſt es ein Wunder, daß 
bei derartigen Vorgängen die Unruhe im Stande 
immer größer wird und ſelbſt recht harmloſe 
Gemüter zu der Überzeugung kommen müſſen, 
daß hier politiſch etwas ganz faul iſt. 

Wir haben bis jetzt vermieden, uns zu⸗ 
gegangene Stimmen aus dem Leſerkreis zu ver⸗ 
oͤffentlichen; da man nun aber immer wieder 
und wieder behauptet, wir gäben nur unſere 
ganz einſeitige Anſicht über alle dieſe Vorkommniſſe 
wieder, müſſen wir mit dem Prinzip brechen. 
Wir werden im Laufe der nächſten Nummern eine 
Anzahl Äußerungen veröffentlichen, die uns von 
Staatsförſtern ſelbſt über die neuen Vorgänge zu⸗ 
gegangen ſind. Der Anfang ſei heute gemacht 
mit dem Abdruck des Briefes eines jüngeren 
Hilfsförſters, der ſelbſt der Delegiertenverſammlung 
beigewohnt hat. Der Herr ſchreibt unter dem 
31. Dezember 1920: 

„Der ganze Artikel in Nr. 51 iſt mir aus 


der Seele geſprochen, er entſpricht voll⸗ § 


kommen der Wahrheit; ich ſelbſt habe die 
Berliner Verſammlung an den beiden erſten 
Tagen beſucht. Nur etwas kann ich nicht zu⸗ 
geſtehen, und mit mir fühlen viele „jüngere“ 
Kollegen. Es heißt gleich zu Anfang des 
Artikels: Haben denn die jüngeren Herren uſw. 
die beſorgten Geſichter der älteren Herren nicht 
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geſehen? Glauben Sie mir, viele meiner 
jüngeren Kollegen ſchüttelten die Köpfe über 
die unverſchämte Agitationsrede des Ab⸗ 
geordneten Höfler, denn weiter war das nichts. 
Ferner die unverſchämte Außerung über die 
Revierförſter. Wer zollte hier den toſenden 
Beifall? Gerade die älteren Herren, welche 
ſelbſt einmal hofften, Revierförſter zu 
werden und es nicht geworden ſind. Denn 
wenn wir ehrlich ſein wollen, müſſen wir 
eingeſtehen, daß jeder, der die Forſtlaufbahn 
ergriff, danach geſtrebt hat und noch ſtrebt. 
einmal Revierförſter zu werden, und das til 
meiner Anſicht nach auch gut, daß dem ſo iſt. 
Ich hörte jüngere Kollegen ſagen, nachdem der 
Abgeordnete Höfler ſeine Rede beendet hatte: 
Es fehlt jetzt nur noch, daß er Wahlzettel für 
ſeine Partei verteilt; dieſen Eindruck hatte feine 
Rede auf uns gemacht. Laſſen wir es auf die 
Probe ankommen, wenn unter Führung 
einiger tüchtiger Männer ein neuer 
Verein ins Leben gerufen wird, woraus 
die größte Gefolgſchaft beſtehen wird. Hoffentlich 
geſchieht dieſes recht bald, der geeignete Moment 
iſt da, warten wir nicht erſt, bis das ſo ſorgſam 
Aufgebaute unſeres lieben und verehrten alten 
Vorſtandes von dem neuen ganz beſeitigt iſt. 
Unſere Geduld iſt zu Ende. Ich verfolge 
mit meinen Zeilen den Zweck, daß bei künftigen 
Artikeln wir jüngeren Kollegen nicht gar zu 
ſehr in ein verwandtſchaftliches Verhältnis mit 
der „neuen Richtung“ gebracht werden ..“ 


Zunachſt danken wir dem Herrn herzlich für 
die Ehrenrettung vieler jüngeren Kollegen; auch 
wir ſind der beſtimmten Zuverſicht, daß bei einer 
recht großen Anzahl die gleiche Denkungsart vor⸗ 
herrſcht. Dann aber fragen wir den „Deutſchen 
Förſter“, ob auch das vorſtehende Dokument einer 
„von Fieberträumen geſchüttelten Phantaſie“ ent, 
ſtammt. Wir fragen die Leitung der Staatsförſter⸗ 
gewerkſchaft, ob auch dieſe Mitteilung von ihr als 
„Wahrheitsphantaſie“ gekennzeichnet werden ſoll 
Solche Zuſchriften an uns ſind aber nicht vereinzelt, 
wir betonen immer wieder, daß wir Hunderte 
von Briefen beſitzen, die ſich auf 1 70 1 Boden 
ſtellen, und immer wieder und wieder werden wir 
erſucht, der alten Richtung im Staatsförſterſtande 
die Treue zu halten und ihrer Meinung nachdrück⸗ 
lich Ausdruck zu geben. — Sollen wir ſchweigen? 

Uns wird dann weiter unterſchoben, wir ſeien 
ein Gegner der Gewerkſchaftsbewegung unter den 
SC an ih. Das iſt falſch; wir haben 

ekämpft und werden weiter bekämpfen, daß man 
die Standesbewegung der deutſchen Forſtbeamten⸗ 
ſchaft auf das Niveau einer ſozialdemokratiſchen 
Arbeitergewerkſchaft herabdrücken will, und wir 
wiſſen, daß wir uns in dieſem Kampf in Über⸗ 
einſtimmung mit einer ſehr großen Zahl, hoffent⸗ 
lich mit der Mehrzahl der Standesangehörigen, 
befinden. 


Beſonders haben wir uns noch gegen eine 
Außerung im „Deutſchen Förſter“ zu wenden, 
die der Vorſitzende der Bezirksgruppe Hildesheim, 
err Hegemeiſter Mielert, getan hat. Er 
ſchreibt wörtlich: 

„Ich glaube nicht, daß, wenn die angeblich 
radikale Vereinsleitung die „Deutſche Forſt-— 
Zeitung“ mit Zuſtimmung der Delegierten als 
Vereins⸗Zeitung beſtimmt, daß Herr Grund⸗ 
mann abgelehnt hätte; denn Geſchäft iſt. 
Geſchäft“. 
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Darauf erwidern wir folgendes: Den Aus⸗ 
druck „Geſchäft ut Geſchäft“ mag Herr Mielert 
bei ſeinem Ferkelhandel oder ähnlichen Privat⸗ 
angelegenheiten anwenden und befolgen. Für 
uns gilt er nicht, und er ſei als beleidigend zurück⸗ 
gewieſen. Zunächſt iſt mil der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“, ſolange fie Organ des Vereins Preußiſcher 
Staatsförſter geweſen iſt, für unſeren Verlag 
nie ein Geſchäft beabſichtigt geweſen. Es iſt auch 
genugſam bekannt, daß zumeiſt im Intereſſe des 
preußſſchen Staatsförſterſtandes die Firma 
J. Neumann an unſer Blatt Jahr für Jahr 
große Zubußen geleiſtet hat. 

Weiter hatte die Form der Standesbewegung 
der preußiſchen Staatsförſter ſeit emiger Zeit, 
beſonders im Jahre 1920, und die übermäßige 
Inanſpruchnahme an Raum für dieſe Angelegen⸗ 
heiten, namentlich für den Abdruck vielfach 

inz belangloſer und dem Ganzen nutzloſer 
(muppenberichte, den ſonſtigen Inhalt unſeres 
Blattes derartig beeinträchtigt und fein Anſehen 
nah außerhalb geſchädigt, daß Schriftleitung und 
Verlag ſchon deshalb die Loslöſung des „Vereins 
preußiſcher Staatsförſter“ von Neudamm als durch⸗ 
aus wohltatig empfunden haben Niemals aber 
waren wir imſtande geweſen, mit einem Vorſtande 
in der Zuſammenſetzung, wie ſie am 29. Sep⸗ 
ber 1920 geſchaffen wurde, zu arbeiten. 
ir hatten darüber ſchon vorher die Herren 
des abtreienden Vorſtandes keinen Augenblick 
in Zweifel gelaſſen, es auch direkt ab⸗ 
gelehut, uns etwa in der Pflicht der Vereins⸗ 
bertretung mit dem „Deutſchen FJörſter“ zu teilen. 
Wie wir zur Delegiertenverſammlung abreiſten, 
wurde uns auch ſeitens unſerer Geſchäftsleitung 
Indende Order gegeben, keinesfalls mit jüngeren 
verren extremer Richtung geſchaͤftliche Ab: 
machungen zu treffen. Herr Hegemeiſter Mielert 
kann alſo beruhigt ſein: in feinem Sinne iſt für 
nmuſeren Verlag „Geſchäft nicht Geſchäft“. 

Wir haben in der Haltung unſeres Blattes 
uns niemals von irgend welchen Geſchäftsvorteilen 
leiten laſſen und ſehnen uns bei Lage der Dinge, 
wie wir ausdrücklich betonen, nicht danach, uns von 
neuem in die Fron einer Vereinsarbeit der 
prrußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft zu fügen. 
Wir können auch jetzt dem Staatsförſterſtande 
durch völlig unparteiiſche Haltung unſerer Zeitung, 
durch Offenheit im Urteil, durch ſachliche Kritik 
und durch die tatſächlich ernſthafte und 
unbeeinſlußte Vertretung aller Standesintereſſen 
geſſer nützen, als wir es unter dem Kommando einer 
Gewerkſchaftsführerſchaft jemals leiſten könnten. 
Weiter wünſchen wir endlich, ſelber einmal 
darüber zu befinden, was wir in unſerem Blatte 
peröffentlichen ſollen oder nicht, denn unſere in 
19 Jahren geſammelten Erfahrungen haben 
uns die Schattenſeiten einer Kontrolle durch 


Vereinsvorſtände genugſam gelehrt. Vor allen 
Dingen aber wollen wir, allein und 
lediglich im Intereſſe der deutſchen s 


Forſtbetriebsbeamtenſchaft, die „Deutſche 
Jorſt⸗Zeitung“ auf einem höheren Niveau halten, 
als jenes iſt, auf dem ſich das jetzige Verkündungs⸗ 
blatt des „Vereins preußiſcher Staatsförſter“ 
befinden kann. 

Die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ſoll endlich 
vieder das forſtliche Fachblatt von ſeinem an⸗ 
erkannten Ruf werden, den ſie früher beſeſſen hat, 
und ſoll ſich nicht immer mehr und mehr in 
einſeitige Ver e vertiefen. Dann 
ſoll die „Deutſche Forſt⸗ Zeitung“ aber auch den 
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Mittelpunkt für alle Einigungsbeſtrebungen bilden, 
die zu Nutzen des deutſchen Vaterlandes wie Waldes 
und ſeiner Heger und Pfleger letzten Endes doch 
einmal nötig werden. Nicht Streit zuſchüren, 
ſondern ihn beizulegen ſollſie berufen ſein 

Der „Deutſche Förſter“ hat im übrigen feinen 
Abonnementspreis nun gleichfalls auf 10,50 Mk. 
erhöht, ihn alſo mit dem unſeres Blattes gleichgeſtellt. 
Auch der Vorzugsbezugspreis für Vereine iſt wohl 
mindeſtens dem ſeitens unſerer Geſchäftsleitung 
normierten gleich. Als dieſe im Frühjahr 1920, 
wie die Papierpreiſe ſo ungeheuer ſtiegen und 
viel höher waren als heute, den Bezugspreis 
unſeres Blattes auf 9 Mk. erhöhte, da waren 
es Redaktion und Verlag des „Deutſchen Förſters“, 
die uns indirekt des Wuchers bezichtigten und uns 
vorhielten, daß wir die armen Angehörigen des 
Förſterſtandes durch Preisuberforderung ſchädigten 
Und heute? Herr Mielert möge alſo ſeinen 
Appell „Geſchaft iſt Geſchaͤft“ nicht an uns, 
ſondern an eine andere Stelle richten. 

Wie rückſichtslos von jener Seite geſchäftlich 
gearbeitet wird, hat unſer Verlag durch folgenden 
nichr vereinzelt daſtehenben Vorgang erfahren 
muſſen. Bei einem alten Inſerenten unſeres 
Blattes iſt im Dezember ein Vertreter des 
„Deutſchen Förſters“ geweſen und hat ihm er⸗ 
zählt, die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ habe faſt alle 
Förſter als Abonnenten verloren, und dieſe 
hätten ſich infolge ihrer ſozialen Stellung (!) den 
„Deutſchen Förſter“ als offizielles Vereinsorgan 
gewählt. Daran ſchloß ſich dann die Aufforderung, 
nicht mehr in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, 
ſondern im „Deutſchen Förſter“ zu inſerieren. 
Gewiß: auch hier iſt Geſchäft — Geſchaft; aber uns 
dünkt, ein wenig ſauberes, das jedenfalls unter das 
Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb fällt. Wir 


ſtellen im Auftrag unſeres Verlages dem⸗ 
gegenüber feſt, daß die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ immer noch das verbreitetſte forſt⸗ 


liche Blatt deutſcher Sprache iſt, und meinen, daß 
es traurig um Geſchaftsunternehmungen beſtellt 
jein muß, die derartige Tricks nötig haben, um 
Geſchäfte zu machen. 

Durch dieſe Auseinanderſetzungen haben wir 
nun wohl den gewiß unbewußt taktloſen An⸗ 
wurf des Herrn Hegemeiſters Mielert gebührend 
zurückgewieſen; mag er ſeine Geſchäfte betreiben, 
wie er es verſteht, er rede aber nicht über Dinge, 
die ſeinem Urteilsvermögen naturgemäß fern liegen 
müflen. 

Zum Schluß fragen wir, ob es im Nutzen 
des preußiſchen Staatsförſterſtandes und vor 
allem in dem der preußiſchen Förſtergewerkſchaft 
liegt, wenn Streit in dieſer Form fortgeſponnen 
wird. Wir, die wir uns heute, wie immer, in der 
Abwehr befinden, haben daran gelinde Zweifel 
Wie uns mitgeteilt wird, zieht der Vorſitzende 
der Förſtergewerkſchaft, Herr Pfalzgraf, von Gruppe 
u Gruppe und macht Stimmung gegen die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ und ihre Leitung. Wir 
kennen als alte Politiker dieſe Form, Ent⸗ 
rüſtungsrummel künſtlich entfachen zu wollen, 
genugſam und haben fur derartige Treibereien 
nur ein Achſelzucken. 

Wir haben dem preußiſchen Staatsförſter⸗ 
ſtand gegenüber ein gutes Gewiſſen, haben 
den Streit mit den Herren nicht geſucht 
und werden es auch ferner nicht tun; aber daß 
man uns den Mund verbieten und unſere 
Meinung knebeln möchte, laſſen wir nicht zu: 
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treffenden Angelegenheit 
wiſſen, daß für ihn allein darm Heil und Nutzen 


liegt. 
CH uns zu Unrecht und gehaſſig unterſchiebt, 
denken unſere Schritte, die lediglich den Zweck haben, 
dem entgegenzuwirken, daß der preußiſche Staats- 
rorſterſtand nicht etwa weiter als Spielball politifcher 
Leidenſchaften in den Augen ſemer beſten Freunde 
und Helfer in Anſehen und Klaſſe herabgeſetzt 
wird. Den vielen Standesangehörigen, die uns 
nach wie vor ihr Vertrauen ſchenken, und die unſer 
Verhalten in den oft unerquicklichen Streitereien 
billigen, ſprechen wir dafür unſeren herzlichen 
Dank aus. Denen aber, die uns heute grollen, 
wird gewiß allmählich doch klar werden, daß unfer 
Pfad der rechte iſt. Die Schriftleitung. 


Ju eigener Sache. 

Der Herr Vorſitzende des Preußiſchen Staats⸗ 
forſter⸗Vereins hat unter dem 12. November 1920 
ein Rundſchreiben an den Geſamtvorſtand und die 
Bezirksgruppenvorſitzenden erlaſſen, das auch von 
unbekannter Seite mir und einigen anderen Herren 
Abgeordneten der Preußiſchen Landesverſamm⸗ 
lung vor kurzem zugeſtellt worden iſt. Dazu habe 
ich folgendes zu bemerken: 

Der Herr Vorſitzende und zwei weitere Herren 
aus dem Vorſtande hatten mich im Abgeordneten⸗ 
hauſe aufgeſucht, und auf ihre Bitte ſagte ich die 
Zurücknahme meines an die Preußiſchen Staatsförſter 
gerichteten Aufrufes zu. Dann habe ich gemäß Ver⸗ 
abredung in loyaler Weiſe dem Herrn Vorſitzenden 
des Vereins Preußiſcher Staatsförſter vor Ver⸗ 
ſendung einer Nachricht an die Mitunterzeichner des 
Aufrufes, deſſenNichterſcheinen betreffend, Kenntnis 
gegeben. Hätte der Herr Kollege Pfalzgraf vor 
Verſendung ſeiner Mitteilung vom 12. November 
ebenſo gehandelt, ſo wäre eine unnütze Verſchärfung 
der Angelegenheit vermieden worden. Wollte 
der Herr Vorſitzende auch in Anbetracht meines 
Entgegenkommens den Bezirksgruppen ein ſich 
ſelbſt zu bildendes Urteil ermöglichen, ſo hätte er 
einfach das in ſeinen Händen befindliche Exemplar 
meines Aufrufes vervielfältigen und ſeinem An⸗ 
ſchreiben beilegen können. Er hat aber durch die 
von ihm gewählte Form der Benachrichtigung 
eine immerhin einſeitige Darſtellung gegeben, die 
mich zwingt, dieſe auf das den Tatſachen ent⸗ 
ſprechende Maß zurückzuſühren. Wenn ich auch 
anerkenne, daß für den Herrn 1. Vorſitzenden die 
deutliche Herausarbeitung der Vergleichspunkte 
erforderlich war, ſo kann ich anderſeits mich nicht 
damit einverſtanden erklären, wie dies in dem 
zweiten Abſatz ſeines Schreibens geſchieht. Ein 
unbefangener Leſer vermöchte aus dieſer Dar⸗ 
ſtellung den völlig unzutreffenden Eindruck zu ge⸗ 
gewinnen, als ob ich als armer Sünder mit einem 
„pater peccavi“ in die Knie geſunken ſei. Grund⸗ 
lage der ganzen Vereinbarung war die Tatſache, 
daß es dem Herrn Kollegen Pfalzgraf gelang, 
mich von der unbedingten parteipolitiſchen Neu⸗ 
tralität ſeiner Vereinsführung zu überzeugen. 
Erſt daraufhin habe ich dem Kollegen Pfalzgraf 
auf ſeinen Wunſch die Zuſage gemacht, ihm zu⸗ 
nächſt ſechs Monate Zeit zu laſſen, auch weiterhin 
durch die Tat die Neutralität zu dokumentieren; 
und haben Sie ſich, Kollege Pfalzgraf, nicht offen 
und ehrlich des Vertrauens gefreut, das ich Ihnen 
hierdurch perſönlich entgegenbrachte? 

Und nun noch etwas über die politiſche Neu⸗ 
tralität! Es geht weder aus meinem Aufruf hervor 


Aber die Exploſion in der Delegierten⸗Ver⸗ 
ſammlung, der Beifall zu manchen Kampfreden 
aus förſterlichen Kreiſen war eben nur die Folge 
der Einflüſſe, den einzelne politiſche Parteien auf 
einen Teil des Förſterſtandes gewonnen haben, 
und der gefliſſentlichen Herabſetzung anderer 
Parteien in ihrem Wirken für den Förſterſtand; 
ferner, und nicht zuletzt, auch eine Frucht des 
„Deutſchen Förſters“, deſſen Tätigkeit in der 
Vergangenheit reges Zeugnis davon gibt, von 
welcher Seite aus Parteipolitik in den Verein 
getragen wird. 


Gern überlaſſe ich jedem feine politiſche Über- 
zeugung und werde dieſe nicht antaſten, wenn die 
meinige nicht angegriffen wird. Die Einſtellung 
der Geſinnung je nach der politiſchen Konjunktur 
ich betone 5 daß dieſer Vorwurf keines 
wegs etwa dem llegen Pfalzgraf gemacht 
werden ſoll — iſt aber etwas, was von allen 
Charakteren bekämpft wird, und beſonders muß es 
verurteilt werden, wenn ganze Standesvereine 
auf dieſe ſchiefe Ebene geraten. Davor den Förſter⸗ 
ſtand zu bewahren, das war es, weshalb ich hervor 
trat und denen zurief, die es hören wollten: Bis 
hierher und nicht weiter auf einer Bahn, die dem 
Förſterſtand ſchon zuviel Sympathie gekoſtet hat! 

Aus weiteren persönlichen Unterredungen mit 
dem Herrn 1. Vorſitzenden weiß ich, daß er als ver⸗ 
antwortlicher Führer ſeiner Standesgenoſſen, die 
allen politiſchen Parteien angehören, beſtrebt iſt, 
Spannungen, die ſich im Verlauf der Delegierten⸗ 
Verſammlung zwiſchen dem Verein und einzelnen 
politiichen Parteien ergeben hatten, ausſchalten 
zu helfen; er möge aber immer deſſen eingedenk 
bleiben, daß nur ſtreng durchgeführte politiſche 
Parität ihn zum Wohle des Standes auf ſeiner 
Höhe zu halten vermag. 

Will der Verein auch dieſe ſtürmiſche und un⸗ 
ſagbar traurige Zeit geſchloſſen und ungeſchwächt 
überſtehen, ſo wird er des Vertrauens nicht nur 
einzelner, ſondern aller politiſchen Parteien be⸗ 
dürfen. Vorausſetzung hierfür iſt aber, daß die 
Vereinsleitung die von dem Herrn 1. Vorſitzenden 
angeſtrebte parteipolitiſche Neutralität nicht nur 
mit Worten, ſondern auch mit der Tat bekundet. 


W. Neumann, Hegemeiſter, 
Mitglied der Preußiſchen Landesverſammlung. 
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Kollegiale Vereinigung der Forſtbeamten 
von Königsberg Nm. und Amgegend. 
Verſammlung am 22. Januar, nachmittags 
2 Uhr, im Vereinslokal, „Victoria“ = Hotel, in 
Königsberg. 
Tagesordnung: 
Beſchlußfaſſung über § 19 der Satzungen. 
Es wird ausdrücklich bemerkt, daß die nicht 
anweſenden Mitglieder ſich dem Beſchluß der 
anweſenden zu fügen haben. 

Kaffee mit Damen. Gebäck mitbringen! Tanz⸗ 
tränzchen. Gäſte können eingeführt werden. 
E 2 
J Nachrichten des „Waldheil“. 
LU E. V. zu Neudamm. 


Veröffentlicht unter Verantwortung 
des Vorſtandes, vertreten durch 
Johannes Neumann, Neudamm. 


Satzungen, Mitteilungen über die Zwecke 

und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe⸗ 
material an jedermann umſonſt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 
ein Verein „Waldheil“, Neudamm Geldſendungen auf 
Poſtſcheckkonto 9140 „Waldheil““, e V., Neudamm, beim 
Poſiſcheckamr Berlin NW. 7. 


Mitgliederverſammlung 1921. 

Die diesjährige ordentliche Mitglieder⸗ 
verſammlung wird am Montag, dem 21. Fe⸗ 
bruar, nachmittags 5% Uhr, im Gaſthofe „Prinz 
von Preußen“ zu Neudamm abgehalten. Die 
Tagesordnung wird an dieſer Stelle rechtzeitig 
bekanntgemacht. 

Neudamm, den 8. Januar 1921. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
Jacobi, 
Preußiſcher Forſtmeiſter, Maſſin, Vorſitzender. 
Neumann, 
Geh. Kommerzienrat, Schatzmeiſter. 


* 
Beſondere Zuwendungen. 


Weihnachtsgabe für Hinterbliebene von Wilddieben 
etöteter Forſtbeamten, von Herrn Hegemeiſter Schulz. 
Jerpenſchlenſe 

Jagdſtrafgelder gelegentlich einer Treibjagd bei Direktor 
Maalreez, eingeſandt von Herrn Brokmeier, 
Papenhauſen 

Geſammelt auf der Treibjagd Förſterei Guttau, für 
Waiſen ermordeter Forſtbeamten, von Herrn 


e e e e as aa ew ee „„ „„ 


Forſtgehilfen Bünger, Kellenhueen 11.— A 
Sammlung einer Treibjagdferer von Herrn G. Braue 85,.— A 
Desgl. beim Schufjeltreiben der Jagd in Schwebhauſen, 

eingeſandt von Herrn Staatsförſter Mem, Grundelwem 175,— 4 
Desgl bei der Treibjagd in Sponsberg, eiugeſandt von 


Herrn Apothekenbeſitzer Hauke, Breslavuu . . Jl 4 


Strafgeld für Forſtfrevel aus Hüſten . 10,.— 4 
Sammlung auf der Treibjagd in Heiligenbeil, von 
Herrn Forſtinſpektor a. D. Kupfer, Zinten . . . 520,.— A 


Für den Unterſtützungsfonds, geſpendet von Herrn 
Rittergutsbeſitzer Köppen, Ringenwalde . . JO 4 
Sammlung auf einer Treibjagd in Markhauſen i. Oſtpr. 115,— K 
Desgl in Heilsberg 1. Oſtpr 115,.— A 
Desgl. gelegentlich Ge Jagd in Kirchwalſede, eingeſandt 

euß 5 


. „ «% % „% „„ „„ „„ 


— 


9 2 „„ „„ 1 


Oberförſter Poſchmaunn De EE 20,— 
Sammlung auf einer Treibjagd in Exter, eingeſandt 
von Herrn Pieper EE 50,.— AS 


Strafgelder gelegentlich einer Treibjagd des Herrn 

Krauſe in Schlippenbeil, eingeſandt von Herrn Pauly 110,— A 
Sammlung gelegentlich einer Jagd auf dem Truppen⸗ 

Übungsplatze Arys, eingeſandt von Herrn Staats⸗ 

förſter Royackkkkkkk , 78.— 4 
Buße von einem abgefaßten Wilddiebe, eingeſandt von 

Herrn Förſter Suckow, Haag , 
Spende von Herren Bundt und Eichftädt. . - w . OH 
Jagdſtrafgelder, geſammelt von Herrn Hauptmann 

Stüber, Berlin Se AN 


WW 2 W % „ „ Ei IW" 


Wılmsborf, ein- 
Wild 


von Herrn Hegemeiſter Benmelberg, Liesbergg. . 41.— 4 
Weihnachtsverloſung des Cebrauchshundevereins Lüne⸗ 
bürger Heide .. 200.— A 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 3 Bd. 36 (1921) 


Sammlung gelegentlich einer Treibjagd in Mibbeck, 
eingeſandt von Herrn Forſtſekretär Schiltnñʒe . . . 165,— A 
Ergebnis einer Verloſung am grünen Abend in Goslar, 


eingeſandt von Herrn Förſter Weſſe . 30,.— 4 
Für einen Fehlſchuß, eingezogen und eingefandt von 
Herrn Förſter Blauck e 5,.— Ab 
Weihnachtsgabe von „Phylak 100,— 8. 
Strafgelder bei einer Treibjagd, eingeſandt von Herrn 
Förſter Schuſm aan 224,.— Je 
Desgl. aus Langendorf, eingeſandt von Herrn Stadt⸗ 
förſter Kumſtellee FFC ↄ ˙ VD K 
Zuſendung aus beſonderem Anlaß von Herrn Staats⸗ 
förſter Keil in Lohbee gg 00,.— . 
Sammlung gelegentlich einer Jagd auf der Gemerkung 
Steinfeld und Gaben ber Verſteigerung einer 
N eingeſandt von Herrn Staatsförſter 
TPI ĩðͤ ↄð ⁵ↄ ĩĩ ðD( d e 15,.— , 
Strafgelder und freiwillige Spenden auf den Jagden 
des Herrn Timmermann aus Hamburg, eingeſandt 
von Herrn Weſtp hills 288,.— . 
Sammlung gelegentlich der Jagd auf dem Nittergute 
des Herrn Heiſe in Wildberg, eingeſandt von Herrn 
Förſter Schöleeeaeee ern . 250,.— 4 
Entſchädigung fur Weihnachtsbäume, Einſender Herr 
Hegemeiſter Specht Ve E, er GARE) 
Sammlung auf einer Treibzagd, Einſender Herr 
lll!!! [ 64.— A 
Desgl. Einſender Herr Poscoe, Dutenhofen 400.— 0, 


R Summa 478,05 % 

Wir nehmen Veranlaſſung, für dies außer⸗ 
ordentlich günſtige Ergebnis frewilliger Liebes⸗ 
tatigkeit für die bedürftigen Angehörigen der 
grünen Farbe herzlichſt zu danken. Ja, die 
Notlage laſtet auf vielen von dieſen zur Zeit 
recht ſchwer. Mögen ſich daher die Herzen und 
Hände aller derer in den nächſten Winter⸗ 
monaten in warmer herzlicher Fürſorge öffnen, 
ia denen die Zeitverhältniſſe weniger drückend 
aſten. 

Im Monat Dezember 1920 ſind eingegangen: 
a) an Mitgliederbeiträgen . . 234,45 % 
b) an Gaben zur Linderung von 

Kriegsnoae t b 

Damit hat die Sammlung zur Linderung 
von Kriegsnot die Höhe von 45 242,58 M 
erreicht. 

Unſere Mitglieder, Freunde und Gönner bitten 
wir, ſich trotz des Kriegsendes auch weiter an 
dieſer Sammlung zu beteiligen, denn jetzt treten 
he den Kriegsfonds die größten Anforderungen 
eran. 
Den Gebern herzlichen Dank und Weidmanusheil! 

Neudamm, den 4. Januar 1921. 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 

J. A.: Neumann, Schatzmeiſter. 


— 


Nachrichten des Vereins 
für Privat forſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 
f Fernſprechanſchluß: 

. 5 Amt Eberswalde Nr. 546. 
Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſteufrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


6978. Kay, Paul, Hilfsförſter, Wilkendorf, Poſt Strausberg. IX 

6979. Hilbig, Förſter, Kl.⸗Hüttmannsdorf, Poſt Girlachs dorf, 
Kreis Reichenbach in Schleſien. VII. 

6980. Meß, Forſtaufſeher, Köhn, Poſt Hohenfelde, Kreis Plön. VI. 

n Forſtaufſeher, Oelböhm, Poſt Lütjenburg. Holſtein 


6982. Strohbehn, Forſtaufſeher, Vörſtenmsor, Poſt Lütienburg, 
Holſtem. IV. 

6983. Funk, Wilhelm, Forſt⸗ und Jagdaufſeher. Kirchhain, 
Bezirk Caſſel, Langenſteiner Str. 429. XIII. 
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6984. Doſe, Hans, Forſtaufſeher, Grünholz, Poſt Vogelſang⸗ 
Grünholz, Kreis Eckernförde. IV. n 

6985. Engel, Franz, Forſtinſpektor, Dahlen, Poſt Görzke, Kreis 
Jerichow I. XVI. 

6986. Ae Herm., Förſter, Fh. Eichholz, Poſt Schmidtheim 
(Eifel 


e ; 
6987. Falley, Wilhelm, Förſter, Fh. Damsdorf, Poſt Ludwigs⸗ 
felde, Kreis Teltow IX. ‚ 

Gen Kloth, Fritz, Forſtſtudent, Tharandt, Amtsgaſſe 3b. XII. 
60089 Graf v. Saurma⸗Hoym, Fideikommißbeſitzer, Dyhernfurth, 
Kreis Wohlau. VII 
5690. Verband Schleſiſcher Waldbeſitzer⸗Vereine, Geſchäftsführer 
Forſtrat Hertz, Breslau X, Matthiasplatz 4. VII. 

* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Stehl, Adam, Revierförſter, Willinghauſen, Bezirk Caſſel 
Höhne, Hermann, Hilfsförſter, Jägerhaus, Poſt Tillowitz, O⸗Schl 
Bug, Friedrich, Förſter, Jeſerigerhütte, Port Wieſenburg, Mark, 

Kreis Zauch⸗Belzig. 

Laackmann, Leo, Forſtgehilfe, Münſter i. Weſtf., Poſt Kinderhaus, 
Thamer, Heinrich, Forſtaufſeher, Willingshauſen, Kreis Ziegenhain 
Heidemann, Anton, Gutsförſter, Gienow, Kreis Regenwalde. 


> 


Sitzung des weiteren Vorſtandes 
am 3. und 4. Februar 1921 zu Berlin. 

Am Freitag, dem 4. Februar, findet vor⸗ 
ausſichtlich in Berlin die Sitzung des weiteren 
Vorſtandes ſtatt; am 3. Februar ſollen die 
Ausſchüſſe tagen. 

Die Herren Bezirksgruppen⸗Vorſitzenden 
werden ebenfalls eingeladen und hiermit gebeten, 
recht bald Anträge für Beratungsgegenſtände an 
die Geſchäftsſtelle gelangen zu laſſen. 

Die Tagesordnung wird ſpäter bekanntgegeben. 
Die Geſchäftsſtelle. 
Se 


Ortsgruppe Bober⸗Katzbachtal. 

Ortsgruppenverſammlung mit Damen am 
Donnerstag, dem 27. Januar, nachmittags 2 Uhr, 
im Hotel „Schwarzer Adler“ in Schönau. 

Tagesordnung: 
1. Förſterwünſche und Förſterſorgen. 
2. Forſtliche Tagesfragen. 
3. Verſchiedenes. 
4. Gemütliches Beiſammenſein. 

Die verehrten Damen der Mitglieder werden 
hierdurch noch beſonders eingeladen. Gäſte 
können eingeführt werden. Recht zahlreiches 
Erſcheinen erbittet der Vorſitzende: Prophet. 

Se 


Bezirksgruppe Schleswig⸗Holſtein, Hamburg, 
Lübeck und Lauenburg (IV). 
Bericht 
über die Bezirksgruppen⸗Verſammlung 
zu Neumünſter am 20. November 1920. 
Die Bezirksgruppe hielt am Sonnabend, dem 
20. November v. J., in Horns Hotel zu Neumünſter 
ihre zweite diesjährige Verſammlung ab, da all⸗ 
gemein der Wunſch geltend gemacht worden war, 
nicht nur einmal im Sommer, ſondern auch noch 
im Herbſt bzw. Winter eine Zuſammenkunft der 
Mitglieder zu ermöglichen, um gemeinſchafllich 
über das Wohl und Wehe der Privatforſtbeamten 
zu beraten. Trotz einer verhältnismäßig nur ge⸗ 
ringen Anzahl eingegangener Anmeldungen konnte 
der Vorſitzende, Oberförſter Titze, zu ſeiner Freude 
ſeſtſtellen, daß 38 Mitglieder, darunter der Vor⸗ 
ſitzende des Waldbeſitzerverbandes, Graf v. Revent⸗ 
low⸗Wittenberg, der Einladung gefolgt waren. 
Pünktlich vormittags 11 Uhr eröffnete der 
Vorſitzende die Verſammlung und begrüßte die 
zahlreich Erſchienenen. . m 
Punkt 1 der Tagesordnung bildete eine ein- 
gehende Beſprechung des neu abgeſchloſſenen, ab 
1. Oktober d. J. gültigen Beſoldungstarifs. Der⸗ 
ſelbe iſt allen Mitgliedern als Sonderdruck zu⸗ 


gegangen und iſt außerdem in Nr. 47 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ im Druck erſchienen. Auf die 
einzelnen Punkte näher einzugehen dürfte an 
dieſer Stelle zu weit führen. Es ſei nur erwähnt, 
daß der neue Tarif von dem bisher gegoltenen 
inſofern beſonders abweicht, als in den Klaſſen II 
und III (Förſter und Revierförſter) eine Trennun ı 
der Beamten in ſolche ohne und mit abgelegte! 
Förſterprüfung des Vereins für Privatforſi⸗ 
beamte, letztere mit entſprechend höherem Gehalt, 
erfolgt iſt. 

Bezüglich Anrechnung der Deputate wurde 
ſeitens des Waldbeſitzerverbandes eine Erhöhung 
derſelben als notwendig erachtet. Diesbezügliche 
Verhandlungen der Gehaltsregelungs⸗Kommiſſion 
der Bezirksgruppe mit den Vertretern des Wald⸗ 
beſitzer⸗Verbandes führten infolgedeſſen zu einer 
erhöhten Deputatanrechnung derart, daß in jedem 
einzelnen Fall ſich das feſtgeſetzte Geſamteinkommen 
um die Differenz der Deputatberechnung nach dem 
jetzigen und dem vorjährigen Wert erhöht. 

Gerade zu letztgenanntem Punkte wurde aus 
der Mitte der Mitglieder heraus eifrig Stellung 
genommen und die Schattenſeiten der höheren 
Deputatanrechnung eingehend beſprochen. Es 
ſei jedoch auch an dieſer Stelle nochmals betont, 
daß eine generelle Regelung dieſer Frage mit 
Rückſicht auf die außerordentlich verſchiedenartige 
Deputatgewährung einfach unmöglich iſt, daß ſich 
im übrigen ſpeziell bei Aufſtellung eines Be⸗ 
ſoldungstarifs das alte Wort bewahrheitet: Allen 
recht getan, iſt eine Kunſt, die niemand kann!“ 

Punkt 2 der Tagesordnung behandelte ein 
ausführlicher Bericht des Vorſitzenden über die 
diesjährige Jahresverſammlung in Fulda. Die 
dort gepflogenen Verhandlungen ließen erkennen, 
daß die weit überwiegende Mehrzahl der Mit⸗ 
glieder treu auf dem Boden der bewährten Vereins⸗ 
verfaſſung ſtünden und ihn nicht zu verlaſſen ge⸗ 
dächten. Oberförſter Titze legte allen denen, die 
etwa anderen Sinnes ſein ſollten, warm ans 
Herz, den Sperling nicht aus der Hand zu laſſen, 
um einer Taube nachzujagen. An Stelle des in 
den weiteren Vorſtand gewählten FJörſters 
Machande-Oedendorf mußte hierauf ein neues 
Mitglied zum Förſterausſchuß gewählt werden. 
Die Wahl erfolgte durch Stimmzettel und ergab 
19 Stimmen für Förſter Weſſel⸗Rönnerholz, der 
ſomit als Förſterausſchußmitglied gewählt wurde. 
Die Beſprechung von Vereinsangelegenheiten 
fand nunmehr ihre Erledigung. Die Bezirksgruppe 
hält es u. a. für dringend notwendig und im Inter⸗ 
eſſe des Privatforſtbeamtenſtandes liegend, daß der 
Verein bei der Staatsregierung bezüglich des Be⸗ 
fähigungsnachweiſes, Titelſchutzes und Waffen⸗ 
gebrauches vorſtellig wird. 

Oberförſter Titze als Vorſitzender der Bezirks⸗ 
gruppe wurde infolgedeſſen gebeten, dem Vorſtande 
des Vereins für Privat forſtbeamte ein diesbezüg⸗ 
liches Schreiben zu übermitteln, was inzwiſchen 
geſchehen iſt. Eine für den in Fulda gegründeten 
Unterſtützungsfonds für Forſtlehrlinge in Templin 
veranſtaltete Sammlung unter den anweſenden 
Mitgliedern ergab die anſehnliche Summe von 
330,50 Mk. Den letzten Punkt der Tagesordnung 
bildete ein Vortrag des Unterzeichneten über 
„Beſtandespflege unter beſonderer Berückſichtigung 
neuerer Durchforſtungstheorien“, der an Stelle 
einer forſtlichen Exkurſion, zu der ja die Zeit leider 
zu knapp war, reichliche Anregung zum Austauſch 
forſtlicher Anſichten gab und Graf v. Reventlow 
veranlaßte, die Abhaltung eines forſtlichen Lehr⸗ 
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Verband der Provinz Schleswig⸗Holſtein vor⸗ 
zuſchlagen. Dieſer Vorſchlag fand den größten 
Anklang, und es wäre zu wünſchen und zu begrüßen, 
wenn er im nächſten Jahre in unſer aller Intereſſe 
ſeine Verwirklichung fände. 

Ein gemeinſames Mittageſſen in Horns Hotel 
und weiteres gemütliches Beiſammenſein beendete 
die äußerſt anregend verlaufene Bezirksgruppen⸗ 
Verſammlung. 

Friedrichsruh, den 10. Dezember 1920. 

gez.: Marquardt. 
Ortsgruppe Bober⸗Katzbachtal. 
Bericht 
uber die Ortsgruppen-Verſammlung 
in Bolkenhain am 3. November 1920. 

Die Ortsgruppenverſammlung war leider 
nicht gut beſucht, 16 Mitglieder und drei Gäſte, 
darunter ein Waldbeſitzer, hatten ſich eingefunden. 
Bezüglich der Schulgeld⸗ und Raubzeugbalgfrage 
wurde beſchloſſen, einen Beſchluß des Wald⸗ 
heſitzerverbandes abzuwarten, ehe innerhalb der 
Ortsgruppe weitere Schritte unternommen 
werden. Feſtgeſtellt wurde, daß inzwiſchen eine 
größere Verwaltung und einzelne Waldbeſitzer 
ihren Beamten die Raubzeugbälge überlaſſen. 
Der neue e fand geteilte Auf⸗ 
nahme; da die meiſten Kollegen erſt in der Ver⸗ 
ſammlung ihn zur Kenntnis erhielten, konnte 
ein Urteil darüber noch nicht abgegeben werden. 
Ein größerer Teil unſerer Mitglieder wird ſchon 
höher beſoldet, als die Tarifſätze es vorſchreiben; 
für dieſe ſoll der Tarif ja auch nicht wirken, 
ſondern für die, die bisher eine Beſoldung 
unter den Tarifſätzen erhielten. Die Allgemein⸗ 
verbmdlichkeltserklärung ſeitens des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums iſt inzwiſchen erfolgt, dadurch auch 
nicht dem Waldbeſitzerverband angehörige Beſitzer 
zur Innehaltung gezwungen. Die inzwiſchen weiter 
geſtiegene Teuerung hat natürlich die Tarifſätze 
bereits überholt. Hoffentlich beſeitigt der Reichstarif 
dieſe Mängel. Die Tagung in Fulda wurde des 
längeren durchgeſprochen, und man war im all⸗ 
gemeinen mit den dort gefaßten Beſchlüſſen ei: 
verſtanden Das Kapitel „Forſtliche Tagesfragen“ 
zeitigte Beſprechungen über Stockſprengverfahren, 
welches recht günſtig beurteilt wurde, ferner über er⸗ 
zielte Nutz⸗ und Brennholzpreiſe, ſchädliche Forſt⸗ 
inſekten, Auftreten der Fichten⸗Wollaus uſw. 
Beſchloſſen wurde ferner, den Antrag zu ſtellen, 
daß das Vereinsorgan, die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“, auf Koſten der Waldbeſitzer gehalten 
wird. In einen neugewählten Gehaltsausſchuß 
wurden die Kollegen Borraß-Kolbnitz. Alſcher⸗ 
Hohenfriedeberg und Obſt-Langenhelwigsdorf 
gewählt. Zum Nolte⸗Fonds wurden 145 & ge⸗ 
ſammelt Die nächſte Verſammlung findet auf 
einſtimmigen Beſchluß äm 27. Januar 1921 in 
Schönau ſtatt Weidmannsheil! Prophet. 


2 
Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 
Müller, Meſchede. 

Das Vereinsorgan, die „Deutſche Forſt⸗ Zeitung“, 
mird jedem Mitglied zum Jahresvorzugspreiſe von 
34 & geliefert. Etwaige Wünſche um Zuſtellung 
find an den Vereinsvorſitzenden zu richten. 

Bezirksgruppe Brandenburg. 

Am Mittwoch, dem 26. d. Mts, nachmittags 

1½ Uhr, findet in Berlin (Hotel zum Heidel⸗ 


Deutſche Forſt⸗Zeirung 8 
ganges gemeinſchaftlich mit dem Waldbeſitzer⸗ 


berger, Friedrichſtr., nahe am Stadtbahnhof) eine 
Mitgliederverſammlung ſtatt. Stellungnahme zur 
Tagesordnung der am 28. d. Mts. in Caſſel ſtatt⸗ 
findenden Delegierten⸗Verſammlung. Zahlreiches 
Erſcheinen iſt dringend erſorderlich, damit die nach 
Caſſel zu ſendenden Delegierten auch wirklich den 
Willen unſerer Gruppe vertreten können. 
Buchheide bei Templin, den 1. Januar 1921. 
| Kreikenbom. 


Die Herren Vereinsmitglieder werden gebeten, 
die Reſtbeiträge für das Jahr 1920 recht bald 
beim Scheckamt in Berlin einzuzahlen, damit die 
Jahresabrechnung erfolgen kann. 

Preuß, Schrift⸗ und Kaſſenführer 
Se 


Bezirksgruppe Liegnitz. 

Die Herren Mitglieder werden um ſchleunige 
Einſendung der für 1920 noch ausſtehenden, mit 
Wirkung vom 1. April ab durch Beſchluß der 
Hauptverſammlung erhöhten Beiträge erſucht. 
Es ſind zu zahlen (für drei Quartale): 

1. in Beſ⸗Gruppe X oder darüber .. . 75,.— A 
2. in Beſ.⸗Gruppe VIII und IX. .. 6750 A 
3. in Beſ.⸗Gruppe VI und VII. 6 
4. in Beſ.⸗ Gruppe IV und . . . . 30.— A 
Mitglieder, die unſerem Verein nach dem 1. Jult 
1920 beigetreten ſind, zahlen nur zwei Drittel. 
Steht bei einzelnen Mitgliedern die Beſ.⸗Gruppe 
noch nicht feſt, ſo iſt dies kein Grund zum 
Zahlungsaufſchub. Sie zahlen den Beitrag für 
diejenige Gruppe, in der ſie ſich jetzt befinden. 
Kohlfurt-Dorf. Falkenbach, Hegemeifter 


Bezirksgruppe Wiesbaden. 

Vorſtandstätigkeit ſeit der Oktoberverſammlung 
Am 20. November ging eine Eingabe an den 
Herrn Miniſter ab, in der beklagt wird, daß trotz 
der Zuſage im Miniſterium in der Gehaltsſache 
ſeitens der Regierung nichts Durchgreifendes ge⸗ 
ſchehen ſei. Kein Fall ſei bekannt, daß eine Ge⸗ 
meinde von der Regierung zur Zahlung der neuen 
Gehälter aufgefordert ſei. Auf telephoniſche 
Anfrage des Landratsamts Limburg bei der 
Regierung in Wiesbaden iſt geantwortet worden, 
daß eine Verfügung ergehen ſolle, wonach die 
Gemeindeforſtbeamten mit geringerem Anfangs⸗ 
gehalt und geringeren und mehr als acht Alters⸗ 
zulagen bedacht werden ſollen. Hiergegen erhebt 
der Verein energiſch Proteſt und verlangt völlige 
Gleichſtellung mit den Staatsforſtbeamten in allen 
Bezügen. Weiler heißt es in der Eingabe: „Ob 
die Regierung die Regelung entgegen der mini⸗ 
ſteriellen Anordnung abſichtlich hinzieht, laſſen 
wir dahingeſtellt.“ Zum Schluß folgt die dringende 
Bitte, bis Weihnachten mindeſtens die Auszahlung 
von mehreren tauſend Mark Vorſchuß anzuordnen. 

Eine weitere Eingabe an den Herrn Miniſter, 
deren Erfolg für Staats- wie Gemeindeforſtbeamte 
gleich wichtig iſt, ging am 12. Dezember 1920 ab: 
„Auf einer Gemeindeförſterſtelle im Bezirk Wies⸗ 
baden wurde ein Gemeindeforſtgehilfe von ſämt⸗ 
lichen Gemeinden gewählt. Die Regierung ver⸗ 
ſagte die Beſtätigung, weil ein Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigter ſich um die Stelle beworben hatte. 
Die Regierung zu Wiesbaden hat ſeit 1894 die 
Beſetzung freier Stellen vielfach mit Kleinbauern 
uſw. veranlaßt. Auf Vereinsanfrage von 1914, 
entſchied die Regierung, daß bei Meldungen an⸗ 
geſtellte Gemeindeforſtbeamte und Forſtver⸗ 
ſorgungsberechtigte gleichberechtigt, andere Be⸗ 
werber auszuſchließen ſeien. Melden ſich nur 
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Reſervejäger, ſo habe die Wahl unter dieſen ſtatt⸗ 
zujinden, andere Bewerber ſeien auszuſchließen. 
— In dem vorliegenden Falle haben die Gemeinden 
dem Geſetz von 1897 entſprechend gewählt; der 
Gewählte iſt, wie das Geſetz es verlangt, „genügend 


haltserhöhungen dieſer Beamten nach Tunlichkeit 
hinzuwirken ſei. 

Ich bringe dies hiermit mit dem Erſuchen 
ergebenſt zur Kenntnis, das Weitere zu ver⸗ 
anlaſſen. 


befähigt“ durch Forſtlehre, Forſtſchule uſw. Iſt An ſämtliche Herren Landräte des Bezirks. 


aber die Unqültigkeitserklärung zu Recht erfolgt, 
ſo bittet der Verein den Herrn Miniſter, die weitere 
Annahme von Gemeindeforſtanwärtern und -lehr- 
lingen, in welcher Form ſie auch geſchehe, nunmehr 
ſtreng zu unterſagen und die Auffaſſung der 
Regierung zu Wiesbaden, daß eine mäßige An- 
nahme von Gemeindeforſtlehrlingen im Bezirk 
Wiesbaden erwünſcht ſei, nicht anzuerkennen. — 
Dem Ausgang der Sache ſehen wir alle mit größter 
Spannung entgegen. 


Am 23. Dezember 1920 ging eine Eingabe an 
den Herrn Regierungspräſidenten ab, damit künftig 
in die Stellenausſchreibungen eine Angabe uber 
Schul-, Kirchen⸗, Eiſenbahn⸗, Wohnungs⸗ uſw. 
Verhältniſſe aufgenommen werde. 

In der Gehaltsſache iſt zunächſt folgende Ver⸗ 
fügung ergangen: 
e re Wiesbaden, 14. Dezember. 
Sofort. 

Der Herr Miniſter des Innern hat auf 
Antrag der Bezirksgruppe Wiesbaden des Vereins 
der Kommunalforſtbeamten um Gewährung von 
Vorſchußzahlungen für die Gemeindeforſtbe⸗ 
triebsbeamten des Regierungsbezirks Wiesbaden 
durch Erlaß vom 1. d. Mts., IVa I. 1511, be⸗ 
ſtimmt, daß auf möglichſt baldige Vorſchuß⸗ 
zahlungen auf die in Betracht kommenden Ge⸗ 


Anfang! 2 4 
Grundgehalt Im Staats⸗ 


Ortszuſchlag] dienſt 
Ausgleich⸗ [Gemeinde⸗ 
zuſchlag dienſt 
Verluſt | 1500| 1800| 2100 
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10 800] 11 550 12 300 13 3500 13 9500 14 550 15 15015 150 15 750] 122 850 


Abſchrift zur Kenntnis und mit dem Erſuchen, 
die Gemeindeforſtbetriebsbeamten der dortigen 
Oberförſterei hiervon in Kenntnis zu ſetzen. 

Unterſchrift. 

Ich hoffe, daß allen Kollegen der Vorſchuß 
noch vor Weihnachten ausgezahlt und hiermit der 
dringendſten Not geſteuert worden iſt. 

Der Vorſitzende: Lemp. 


In der Gehaltsfrage ſandte die Bezirksgruppe 
am 2. Januar 1921 eme Eingabe an den Herrn 
Miniſter des Innern: Die Regierung ſtellt ſoeben 
den Gemeinden durch die Oberförſtereien die vom 
Bezirksausſchuß bereits genehmigten Beſoldungs⸗ 
tabellen zu. Dem Geſetz und den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zuwiderlaufend ſind die Sätze 
niedriger als im Staatsdienſt, der Verluſt beträgt 
innerhalb der 16 Stufenjahre 29 100 „. Dienſt⸗ 
aufwand iſt überhaupt nicht erwähnt. Als Grund 
gibt die Regierung an, die Gemeindeförſter ſeien 
durchſchnittlich 6 Jahre früher angeſtellt als die 
Staatsförſter. Dabei hat die Regierung erſt vor 
kurzem die Anſtellung eines 45 jährigen als 
Gememdeförſter vollzogen! Die Bezirksgruppe 
bittet um Stellungnahme des Herrn Miniſters 
zu dieſer Regierungsanordnung. Nachſtehende 
Zahlenreihe veranſchaulicht die großen Unterſchiede 
zwiſchen Staats⸗ und Gemeindeförſterbeſoldung, 
die nach dem Geſetz unzuläſſig ſind: 

10 


12 | 14 ! 16 [Summa 


9300 9750| 10 200| 10 950 11 700 12 450 13 650) 14 550) 15 750] 108 300 
2400) 


2250| 2100| 1500 900 | 14550 


mithin in 16 Stufenjahren 29 100 Mk. Verlust. d. Is. einzuſenden find; ſpäter eingehende Liqui 
Die von der Regierung geplanten Befoldungsfäge | dationen können eine Berückſichtigung nicht mehr 
für Forſtgehilfen und Waldwärter ſind uns noch finden. 


e 


nicht bekannt. Der Vorſtand. J. A.: 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Berdffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Einſender. 


Verein deutſcher Forſtbeamten. 

Von vielen Mitgliedern des Vereins werden 
noch 12 & als Jahresbeitrag geſandt. Laut 
Generalverſammlungs⸗Beſchluß vom 16. Juni 
v. Js. iſt dieſer Jahresbeitrag vom Jahre 1921 
ab bis auf weiteres auf 10 & feſtgeſetzt. 

Ich erſuche die betreffenden Mitglieder, mir 
Nachricht zu geben, ob die übergezahlten 2 K auf 
das Jahr 1922 vorgetragen oder zu Portolaſten 
dem betreffenden Mitgliede zurückgeſandt werden 
ſollen. Bei Ausbleiben der Nachricht nehme ich 
an, daß die zuviel gezahlten 2 A der Vereinskaſſe 
als SE überwieſen werden ſollen 

Auch weiſe ich bei dieſer Gelegenheit darauf 
hin, daß laut Satzungen die Krankheitskoſten⸗ 
Liquidationen aus dem Jahre 1920 bis 31. Januar 


Lemp. 


EE 
Fur die Redaktion Okonomierat Bodo Grundmann. Neudanım 


Bei allen Anfragen in Vereinsangelegenheiten 
iſt das Rückporto beizufügen. 

Diejenigen Vereinsmitglieder, welche mit der 
Beitragszahlung für das Jahr 1920 noch im 
Rückſtande ſind, erſuche i egen des bevor⸗ 
ſtehenden Jahresabſchluſſes den Betrag von 12 A 


recht bald einzuſenden 


Neuruppin, den 7. Januar 1921. 
Heinrichſtr. 1. 
Mit Weidmannsheil! 
Wittkowsky, Vorſitzender. 
CH 


Berein 
mittlerer Staatsforſtbeamten Sachſens. 
Obererzgebirge. 
Grüner Tag, Dienstag, den 25. Januar 1921, 


nachmittags 2 Uhr, im Hotel Vierenſtraße 


*. 
Grüner Tag, Sonnabend, den 19. Februar 1921, 


nachmittags 2 Uhr. im Schützenhaus bei Ober 
Breitenbrunn. 


Tellerhauſer, 5. Januar 1921. 
J A.: Schulze, Förſter. 


— 
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Jamilien Ruhrichten 


e 


. 

8 Die glückliche Ge⸗ en 
Si burt eines zweiten 25 
E 8 gefunden, kräftigen N 
* x 
8 Jungen 8 
— zeigen in dankbarer Freude an 5 


A Hilfsförſter Otto Loddig und S 
Frau Hildegard, geb Bath. 


x Wieck a. Darß, 
159) den 28. 12 1920 


LE 
LEET E 


TER 
A 


N 


8 Ihre Verlobung geben 
H bekannt 64 8 


8 Hertha Nietzſchel 8 8 
8 Georg af 8 


8 Gr.⸗Krien, Weihnachten 1920. 8 
SooooooOoOOOOOO08 


Nur au dieſer Stelle 
Familien ⸗ Anzeigen 
auſgenommen 


Verlobungen: 

Fräulein Anna Rohnert mit 
Herrn Oberförſter W. Vorberg 
in Caſſel. 

Fräulein Elfriede Sachon in 
Forſth. Kaltecke b. Lamsdorf O⸗S 
mit Herrn Paul Medelnik 
in Ruda O⸗S 


Sterbefälle: 
Staatlicher Hegemeiſter 


werden 
koſtenlos 


Kaleve, 


1. R, in 13 bei Heyns⸗ 
burg, Zei 5. 


Unterricht uU. em 


Für 2 j. Mädchen, 17 J, ſuche 
ich f. 6 Monate eine gute 


L 
Peuſion 
in einer Oberförſterei. Bedingung: 


gute Verpflegung und Behandlung. 
EES Angebote mit Penfions⸗ 
preis an 


(162 
Curl Grotneer, 
Bremen, Otto⸗Gildemeiſter⸗Str 39 


Holz u. Güter 


Suche Waldparzellen 
und Waldgüter 


ſowie auch lu Jahres⸗ 
ſchlägen alle Arten von 
Eanbhölzern (Birken, 
Erlen, Rotbuchen und 
Weißbuchen, Ruſtern, 


Ahorn, Eichen, Eichen, | 
Linden und Pappeln), 
Kiefern- und Tannen 


langhölzern, Papier-, 
Gruben- und Breun- 
hölzern gegen d 
zu kaufen. 

Gefl Angebote an 
FJ. Dinn, Waldgeſchäft, 
Tariau Ostpr. 
Gegr. 875 Fernſpr. 86. 
Vermittler erhalten hohe 
Proviſion 
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DES 


` Maldbesiände 


mit oder ohne Grund und Boden, vorwiegend Buche, ſowie 


aufgearbeitetes Holz 


frei Waggon (auch loko Wald) aus allen Provinzen Deutſchlands 


laufend zu kaufen gesucht. 


Angebote unter Angabe des Sortiments, der Menge und des 


Preiſes, 
erbeten an 


der Lage des Objektes und der Abfuhrverhaliniſſe 
(999 


Verein für chemiſche Induſtrie, 
Frankfurt a. Main. | 


De 


Waldbeſtände, Waldgüter, 


O000000000000000 Schwellenholz. Grubenholz, Telegraphenſtangen, auch Laub⸗ 


hölze 
Me 
gegen Barauszahlung 


er, wie Pappeln pp, zum Selbſtabtrieb und fertig geſchlagen in 
ub, Pommern, Brandenburg, Schleſien, Weſtpreußen, kaufen 


(178 


N & Bieselt, Sägewerke u. Holzhandlg, Waren (Nirritz ). 


Für den Nachweis 


von Waldparzellen, 
Waldgutern sowie 
Holzschlägen aller 
Art zahle ich eine 
Provision von 3 % der 
Kaufſumme. Gel. An⸗ 
gebote unt. Nr. 38 
def. d. Geſch. d. Dtſch. 
Jäg.⸗Ztg, Neudamm. 


J. Neumann in Neudamm. 


Die Bewegung der 
Holzpreise in 
Deutschland von Be- 
ginn des Weltholz- 
handels bis zum Welt- 
krieg. Von Dr. Konrad 
Rubner. Preis 20 Mark 


und 30 v. H. Teuerungs- 
zuschlag. 


%%% %%% %%% 


* Se 
de 
e 


Kaufe jeden Posten (140 


Faulbaumbolz, 
Sprockelholz, 


auch Sehiessbeerholz genannt, bei 
Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 

Paul Becker, Holzhandlung, 
Röxe-Stendal, Luderitzer Straße 30 


Kaufe jede Ladung 


Brennholz, 


Buchen 1200 A. Kiefern 1000 * 
pro 10 000 kg, ſowie Eichen, 
Buchen, Fichten, Kiefern, Erlen, 

Weißbuchen, Ahorn, Pappeln, 

Papier- und Grubenholz. od 
s ganze Waldbestände.: 
Vermittler erhalten 2% Proviſion 
H. Bruns, res cherode. 
bei Gandersheim (Harz). 


Stellenangebote 


Einz. Dame ſ. tücht., ältere (156 


Stütze. 


Perfekt Kochen, erfahr. in Haus⸗ u. 
Handarb Bild, Zeugn., Gehaltsanſpr. 
G. v. Hacke, Detmold, Wall 2 


Fr Der heutigen Nummer liegt bei eine Beilage der Firma Otto Böttcher ir., forſt⸗ und landwirtſchaftliche Samenhandlung. 
Groß: Tabarz i. Thür 7 worauf wir hiermit beſonders aufmerkſam machen. 


Für Betriebsregelungen in Ge 
meindewaldungen wird 


Forftaſſeſſor oder 
Oberförſter⸗ Kandidat, 


baldigſt geſucht 
Oberförsterei Elend; 
b. Langenſchwalbach, Bez. Wiesbaden 


J. Neumann in Neudamm. 
Der Jagdaufseher. 
Leitfaden fur Be- 


rufsjager u Jagdherten. 
Von Edgar Freiherrn von 
Rotberg. Preis gebunden 
3 Mk. 50 Pf. und 60 v. H. 
Teuerungszuschlag 


Wir ſuchen zum ſofortigen Antritt 
einen OR jungen (16. 


Forſtgehilfen, 


der NM Förſter be dem ausgedehnten 
Holzeinſchlag unterſtutzt und Me 
Holzfloͤßerer zu beaufſichtigen hat 
Gehaltsanſpruche neben freier 
Station, ohne Wäſche, 4 Por 


Oberförſterel Rohr i. Pomm. 
Forſtaſſiſtent 


zur Unterſtütz des Leiters d. Forſt⸗ 
verwaltg zunächſt in Verwaltungs⸗ 
ſachen, fpüter zur Regulierung des 
Betriebswerkes für 12000 ha Wald 
sofort gesucht. Akad Herren mit 
eutſprech. Vorbildung u. Erfahrung, 
unverheiratet, wollen ſich m Gehalts⸗ 
forderung u. Bild meld. Antr ſofort. 
e Fürstl. Forstamt Carolath. 


Für Forſthaus in der Nähe 
Deſſaus wird einfaches, junges 


Mädchen, 


das alle vorkommenden Arbeiten 

mit der Hausfrau verrichtet, zum 

1. Februar bei Familienanſchluß 

geſucht. Angebote mit Gehalts: 

anſprüchen an (173 

Frau Staatsförſter Huwe, 
Klieken i. Anhalt. 


Oberförſter 


als Leiter des Forſtamtes des 
Weſtfäliſchen 1 


zum ſofortigen Eintritt geſucht. 


Bewerber müſſen das Staatsexamen eines deutſchen Bundesſtaates beſtanden haben. 
Beſoldung erfolgt nach den Satzen der ſtaatlichen Beſoldungsordnung. Meldungen 
mit ausführlichem Lebenslauf und begl Zeugnisabſchriften möglichſt umgehend erbeten 


Der Vorſtand des Weitiäliihen Bauernvereins, 


117) 


Münſter, Weſtfalen. 


Deutſche Forfl- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förfters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtilches Organ des Brandversicherungs -Uereins Preussischer Forsibeamten, des Vereins „Waldbeil“, des Verein 
tür Prioatforstbeamte Deutschlands, des Forstwaisen vereins, des Uereins Preussischer Kommunal- Forstbeamten, des 
Vereins mittlerer Staatsforstbeamten Sachsens, des Uereins Mecklenburg - Schweriner Staatstörster, des Vereins 
Thüringer Staatstörster, des Uereins Schwarzburg - Rudolstädter Forstschutzbeamten, der Vereinigung mittlerer Forst- 

Beamten Auhalts, des Schaumburg-Lippeschen Förstervereins, des Vereins Fürstlich Bohenxollernscher Förster. 


Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Vezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. be allen Poſt⸗ 
anſtalten (eingetragen in die beide Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 
Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nac 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen bat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 
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Neudamm, den 23. Januar 1921. 


36. Band. 
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Am Scheideweg! 


Von Städt. Oberförſter Mechow in Schwerin a. W. 


Als Mitglied des Vereins Preußiſcher 
Kommunal⸗Forſtbeamten möchte ich zu den 
Tagesfragen im Verein Stellung nehmen. Ich 
unterſchreibe das, was Herr Kollege Gnerich 
in Nr. 52 zum Ausdruck gebracht hat. 
Will uns der Verband der Kommunalbeamten 
Preußens eine ſelbſtändige Fachgruppe — 
ohne Anhang natürlich — und eine Ver⸗ 
tretung im Verbandsvorſtand einräumen, ſo 
ſollte der Verein als ſolcher beitreten; wird 
das abgelehnt, ſo bleiben wir allein und gehen 
unſere eigenen Wege weiter. Klarheit muß 
aber geſchaffen werden, da ja mit mir wohl 
noch viele Vereinsmitglieder den Ortskartellen 
und damit dem Verein der Kommunalbeamten 
Preußens angehören. Auf die Dauer wird es 
aber nicht allen Kollegen möglich ſein, beiden 
Vereinigungen bei Zahlung der vollen Beiträge 
anzugehören, und deshalb muß eine Löſung 
dahin gefunden werden, daß die Mitglieder 
des Kommunalforſtbeamtenvereins an ihren 
Verein Beiträge entrichten, der wiederum dn 
den Kommunalbeamtenverein einen beſtimmten 
Satz abzuführen hat, wofür die Einzel⸗ 
mitgliederſchaft bei den Ortsvereinen geſichert 
ſein muß. Vom vereinstechniſchen Standpunkte 
aus mag dieſes Verfahren Mängel aufweiſen, aber 
weil die Erhaltung der Selbſtändigkeit unſeres 
Fachvereins eine Lebensfrage für uns iſt, wäre 
ſchließlich noch der andere Weg möglich, nämlich daß 
die Mitglieder des Kommunalforſtbeamtenvereins 
einen entſprechend niedrigen Beitrag an die 
Ortsgruppen des Gemeindebeamtenvereins zahlen. 
Wir müſſen gemeinſam an der Hebung unſerer 
dienſtlichen und außerdienſtlichen Stellung ſo 
weiterarbeiten, wie das bisher ſo harmoniſch 
geſchehen iſt. Wenn Verwaltungs⸗, Betriebs⸗ 
und Schutzbeamte ſich ſpalten — und wie die 
neue Richtung es will, müßte dieſes nach den 
genannten Beamtenkategorien geſchehen — mt 


der Kommunalforſtbeamtenſtand in Atome zer⸗ 
ſplittert und zur Ohnmacht verurteilt. Mehr 
denn je iſt es aber in der heutigen Zeit auch 
notwendig, daß alle nationalgeſinnten Männer 
zuſammenhalten und ſich nicht befehden, denn 
wir brauchen Zuſammenſchluß und gegenſeitiges 
Vertrauen. 

Mit mir verfolgen wohl viele Kollegen des 
Kommunaldienſtes mit Intereſſe die Geſchicke 
des Preußiſchen Staatsförſterſtandes, aus dem 
ſie hervorgegangen ſind. Wir haben jetzt aber 
unſere Intereſſen zu vertreten, wobei es gar 
viele Dinge gibt, welche die Staatsforſtbeamten 
nicht berühren und von ihnen nicht beurteilt 
werden können. Ich möchte hier nur einige 
Sätze aus dem Bericht der Potsdamer Haupt 
Verſammlung wiederholen: 

Es muß eine ſtaatliche Beaufſichtigung gefordert 
werden, die nicht allein in der Lage iſt, das 
Gemeindewaldvermͤögen unangetaſtet zu er 
halten, ſondern die auch vermag, eine vor 
zügliche, den heutigen Anſprüchen an höchſt 
mögliche Erfolge ſicherſtellende Bewirtſchaftung 
der Gemeindewälder zu ſichern und den Willen 
der Allgemeinheit unbedingt und auch gegen 
die Anſichten der derzeitigen Vertreter der 
einzelnen Gemeinde durchzuſetzen. 

Da verſteht es ſich eigentlich von ſelbſt, daß 
der Staat dafür ſorgt, das Gemeindeforſtperſonal 
gut vorzubilden und es unabhängig von der 
Gemeinde zu ſtellen, damit es ſeine Aufgaben 
gut und ohne Sorgen über die kleinen und großen 
Nöte des Lebens ausüben kann. 

Es gibt für die Beamten geradezu beſchämende 
Zuſtände. Auch der Kommunalforſtbeamte kann 
ſchließlich beanſpruchen, daß er von Fachvor⸗ 
geſetzten abhängt. 

Es kommt eine neue Städteordnung, es 
wird und muß doch auch einmal ein Kommunal⸗ 
forſtgeſetz kommen; da iſt es von großer Be⸗ 
deutung, daß die geſamten Kommunalforf⸗ 
HEES Preußens geſchloſſen ihre Rechte 
ertritt. 
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Es muß nun einmal feſtgeſtellt werden, 
was der Förſterſtand wünſcht, und maßgebende 
Perſönlichkeiten mögen ſich darüber äußern, 
ob dieſen Wünſchen im Gemeindedienſt Hinder⸗ 
niſſe entgegenſtehen. 

Der Förſterſtand wünſcht: „Gute Vor⸗ 
bildung, gute Ausbildung, gute Fortbildung, 
bezüglich der Anſtellungs⸗Grundſätze keine 
ſchlechteren Verhältniſſe als andere Staats⸗ 
und Gemeindebeamte, Aufſtiegsmöglichkeiten, 
wie fie jede andere Laufbahn, beſonders im 
Gemeindedienſt, bietet, Titel⸗ und Uniformſchutz. 

Bezüglich der Ausbildung ſtimme ich 
Herrn Oberförſter Baltz zu: „Wir dürfen uns 
von dem Ausbildungsgang der Staatsforſt⸗ 
beamten nicht trennen.“ Entweder ſtellt der 
Staat mehr Forſtlehrlinge ein, als er bedarf, und 
rechnet auf einen gewiſſen Prozentſatz für den 
Gemeindedienſt, oder aber der Staat nimmt 
alljährlich im Einverſtändnis mit der Beamten⸗ 
vertretung — Verein Preußiſcher Kommunalforſt⸗ 
beamten — eine gewiſſe Zahl Forſtlehrlinge für 
den Gemeindedienſt an, bildet ſie genau wie 
die Staatsforſtlehrlinge aus und entläßt ſie 
nach abgelegter Förfterprüfung mit dem Be⸗ 
fähigungsnachweis eines Staatsförſters für den 
Gemeindedienſt. Der letzere Weg ſcheint mir 
der richtigere zu ſein. Die Zahl der anzu⸗ 
nehmenden Lehrlinge iſt bezirls⸗ oder provinz⸗ 
weiſe im Einvernehmen mit der Beamten⸗ 
vertretung feſtzuſetzen, ebenſo iſt die Beamten⸗ 
vertretung bei der Auswahl zu hören. 

Auf etwaige Einwendungen möchte ich vor⸗ 
weg bemerken: Der Staat iſt nach meiner 
Auffaſſung nicht nur verpflichtet, Forſtakademien 
für den Staats⸗, Gemeinde⸗ und Privatforſt⸗ 
verwaltungsbeamtenſtand zu unterhalten, ſondern 
auch Forſtſchulen für den Förſterſtand. Wir 
haben doch öffentliche ſtaatliche Maſchinen⸗, Zo, 
gewerk⸗, Landwirtſchaftsſchulen uſw.; und es iſt 
bezüglich der Ausgeſtaltung der Forſtſchulen 
noch vieles nachzuholen. Meiner Meinung 
nach muß, ebenſo wie bei allen anderen Staats⸗ 
verwaltungen, eine dreijährige Fortbildungszeit 
genügen, um ſo mehr, wenn die Vorbildung ver⸗ 
beſſert und die Ausbildungszeit auf drei Jahre 
verlängert wird. 

Bezüglich der Anſtellung möchte ich betonen, 
daß der Förſterſtand ſich nicht in die Ober⸗ 
förſterſtellen eindrängen will und es auch nicht 
kann. Auf der anderen Seite verlangt er aber 
alle anderen Stellen, für die die Befähigung 
eines Staatsoberförſters nicht erforderlich iſt, für 
ſich, damit ihm, wie jedem anderen Staats⸗ 
oder Gemeindebeamten ein Aufitieg möglich iſt. 

Um kontrollieren zu können, daß die Rechte 
der Anwärter für den Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
Forſtverwaltungs⸗ und Betriebsdienſt bei allen 
Kommunal- und Inſtituts⸗Forſtſtellen in jedem 
einzelnen Falle gehörig berückſichtigt werden, 
iſt der Miniſterial⸗Erlaß vom 9. April 1880, 
den viele Gemeinden gar nicht kennen, geſchweige 
denn beachten, in entſprechend abgeänderter 
Form neu herauszugeben. Die Regierung hat 


von allen Kommunal⸗ und Inſtituts⸗Forſtſtellen 
ihres Bezirkes auf Grund der darüber von den 
Gemeinden uſw. einzufordernden Angaben eine 
Nachweiſung aufſtellen zu laſſen, die den Um⸗ 
fang des zu jeder Stelle gehörigen Forſtareals, 
die Funktionen des Stellen⸗Inhabers, des Etats 
und das Dienſteinkommen der Stelle erſichtlich 
macht. Hierbei iſt genau anzugeben, ob der 
Beamte die Stelle eines Revierverwalters be⸗ 
kleidet, ob ihm die Holzverwertung obliegt, oder 
ob dieſe durch Magiſtrat, Forſtdezernenten, 
Kämmerei uſw. bearbeitet wird. In manchen 
Revieren findet auch die Tätigkeit des leitenden Be⸗ 
amten mit der Abnahme des Holzes ihren Abſchluß: 
die Holzverwertung, die Ausſtellen der Holzzettel 
vim, geſchieht durch den Magiſtrat uſw. Für 
die Bewertung des Dienſtes, beſonders aber für 
den Umfang der Dienſtgeſchäfte iſt dies wichtig. 

Die Regierung ſtellt nun im Einvernehmen 
mit der Gemeindevertretung feſt, welche Dienſt⸗ 
funktionen der einzelne Beamte zukünftig haben 
ſoll, ob mehrere Stadt⸗ oder Gemeindeforſten 
zu einer Oberförſterei, Forſtverwaltung, Revier⸗ 
förſterei zu vereinigen ſind. Ebenſo werden 
die Betriebs⸗, Schreib- und Schutzbeamtenſtellen 
feſtgelegt und dementſprechend Förſter⸗, Unter⸗ 
förſter⸗ und Forſthüterbezirke eingeteilt. Die 
Anzahl der auf Privatdienſtvertrag zu be⸗ 
ſchäftigenden Hilfskräfte muß zwar nicht end⸗ 
gültig feſtgelegt werden, iſt aber in der Nach⸗ 
weiſung aufzunehmen. Dabei ſind die Wünſche 
der Gemeinden natürlich zu berückſichtigen; be⸗ 
ſonders darüber, ob ſie eine eigene Verwaltung 
einrichten wollen, ſind ſie zu hören. Bei 
manchen Stellen find auch Nebenbetriebe, Wieſen⸗, 
Weidenkulturen, Parkanlagen, Torfſtiche, Ziege⸗ 
leien uſw. mit Kommunal⸗Forſtbeamtenſtellen 
organiſch verbunden; ſollen dieſe weiter mit 
der Stelle verbunden bleiben, ſo muß das feſt⸗ 
gelegt werden, da es bei der Beurteilung des 
Wertes und des Umfanges der Dienſtgeſchäfte 
eine große Rolle ſpielt. 

Nach dieſer Feſtſtellung haben die Kommunal⸗ 
uſw. Behörden von jeder beabſichtigten Ver⸗ 
änderung einer Forſtbeamtenſtelle der Regierung 
vorher Anzeige zu machen. Die gleiche Anzeige 
iſt von jeder beabſichtigten Perſonalveränderung 
zu machen uſw., damit die Rechte der au⸗ 
ſtellungs berechtigten Anwärter ſichergeſtellt find. 
Bezüglich der Staatsaufſicht verweiſe ich auf 
die ganz vorzüglichen Ausführungen des 
Herrn Oberförſter Gebbers, Bericht über die 
Hauptverſammlung im Juli 1920 zu Potsdam. 
Perſönlich ſtehe ich auf dem Standpunkt, 
daß man möglichſt Kommunal⸗Oberförſtereien 
gründen ſoll. Der Anſchluß von Kommunal⸗ 
forſten an die beſonders im Oſten oft ſchon 
reichlich großen Staatsoberförſtereien würde 
für beide Teile nicht gangbar ſein. 

Ich möchte den Satz der Gebbersſchen 
Rede hervorheben: 

Nicht unbedingt für erforderlich halte ich es, 

daß unter allen Umſtänden eine Kommunal⸗ 
forſt einer Oberförſterei unterſtellt ſein muß. 
(Fortſetzung ſiehe Seite 62.) 
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Nach den Mitteilungen im „Deutſchen Forſtwirt“. 


Klaſſen: 1. II. III. IV. 
Waldgebiet Ei. Ett: Mer 20 1515. 08i-100 Ins 0,50 Im Gemischt LIN Grubenholz 
Obh. mittl. Drchm.: 60 u. m. 50-59 40—49 | 30-38 [V. bis 9 cm 
` Holzart A 1 16 Di A Waldgebiet JHolzartf M, 
Dftpreußen . Kiefer g e 314 Weſtpreußen . Kiefer | 184 
Weſtpreußen 5 314 339 278 189 . Pommern „ 1201 
Pommern 5 761 576 462 257 417 Brandenburg „ 203 
Brandenburg 1 508 433 355 273 442 Poſen SS 186 
Poſen , ” 362 385 337 177 I Schleſien „ 1224 
Schleſien S 454 445 361 246 417 | Sachſen 204 
Sachſen 5 505 442 365 270 5 Heſſen⸗Naſſau „ 220 
Hannover 0 e 301 246 211 Kheinprovinz „ 1179 
Heſſen⸗Naſſau 5 105 298 199 8 
Preußen Dezbr. Kiefer 201 
Preußen SD Sie 497 434 340 248 425 # November . . „ 1206 
November. . 385 345 285 211 359 # Oktober . „ 17. 
Oktober 371 340 298 215 268 | | 
Rheinprov Dez.] Fichte | 125 
f . ichte S . 359 E 
Si Gs 50 a | 366 329 317 | 2ellen-f. Dezbr. Eiche 208 
Sachſen S 487 464 379 329 370 | 7 A 
Hannorer e 613 525 393 293 j nz „ 1465 
eſſen⸗Naſſan. Ge 550 450 362 291 e : 
Sr oeh , 625 520 424 258 327 | Papierholz (rm). 
Mheinprovinz S 343 257 205 180 Oſtpreußen. . | Fichte | 254 
JWeſtpreußen „ 210 
Preußen Dezbör. ice 568 505 388 286 350 Pommern „ 225 
November 42 471 402 304 359 Sachſen „ 1222 
Oktober 349 360 345 272 341 Hannover „ 192 
Weſtfalen „ 214 
Brandenburg. Buche A 419 410 335 290 235 Rheinprovinz „ 1179 
i „ 2 752 692 485 40 | Ge 
Se d „ 605 524 430 350 n SCH 
= e e ; "emer . SG 
Schleswig⸗Holſtein Se 363 563 313 313 . oa 235 
2 Buche A 694 638 441 344 
1 S 652 | 254 | 239 | 229 | 197 N 
Oktober S 277 952 257 197 151 Pommern. Kiefer | 301 
I Welrpreiken | e D 
Sachſen Buche B > 453 383 313 117 (Brandenburg „ 1322 
Hannover o 525 436 352 250 220 ; | @ior K 
Schleswig⸗Holſtein S 323 282 235 218 200 e Ws E 
Weſtfalen S a 2800 — — 
Sachſen Buche | 274 
Preußen Dezbr. Buche B 435 384 304 271 272 J Hannover „ 284 
November 15 e 240 200 154 150 5 Weftfalen „ 226 
Oktober 4 182 177 167 161 126 | Rheinpeoum; .| „ 1102 
Weſtpreuß Eiche A 342 349 287 229 FF 
eſtpreußen iche a 22 g 
SG f 1012 | 1173 871 357 e CS 186 
Sachſen S 1249 984 813 722 . [November 155 
Hannover d 1468 1402 846 587 404 Rheinprov. Dez.] Eiche 317 
Rheinprovinz o 1140 818 522 409 I November . „ 1361 
Preußen Dezbr. Eiche A 1212 1079 763 555 348 
November . . op 1026 760 603 421 281 
Oktober . N e 825 684 559 460 3 
Oſtpreußen Eiche B 370 372 340 320 276 
Weſtpreußen 9 250 240 229 184 108 
ien a 912 895 820 524 178 
Sachſen 716 603 483 269 251 
Haunover 1 722 490 435 357 284 
Rheinprovinz 15 748 600 356 A , 004 
ann Dezbr. Eiche B 763 699 589 385 232 ö 
November. . . A 767 584 431 274 174 Fortſetzung dieſer Tabelle ſiehe 
(tober z 382 485 8341 386 168 auf Seite 62.) 
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Bayern (Heilbronner Sortierung, ohne Rinde gem.). | 


— 


AAlaſſen I. II.] III. VI. 
Mind.⸗Laͤnge: 18 18 16 8m 
_Wind-Bopfitärte: | 30 | 22 | 14 | 14 | 12 [ em Papierholz (rin). 
Holzart A | A 2 K nl 1 II 
Nadel⸗Langholz. A & & 
Dezember . Kiefer | 431 | 342 321 | 284 | 248 | 274 | Fichte | 222 | 190 16 fo Nins; 
November | „ 1382| 345 | 317 | 288 | 263 | 232 Bayern De. „ 1211 | 184 | 162 ln, „ 
Oktober . .| „ 1389| 357 | 313 | 281 | 261 | 221 | „ 1236 | 197 | 163 [o. „ 
Dezember Lärche 907 | 505 | 419 | 342 ! 304 1 „ 215 | 158 150 . 
November .| „ 386578480] 284 | 255 Be „ 1223 | 186 | 158 jo. „ 
Dezember. . Fichte 366 | 336 | 310 | 299 | 267 | 252 Kae „ 20% 175144 u. 
November „ 374 341 | 316 | 291 | 268 | 228 | 
Oxtober „ 1376| 339 | 309 | 282 | 258 227 Gruben⸗Langholz (fm). 
Bayern Dezbr. | Kiefer | 200 
Nadel⸗Blochholz. SP We Aer, 
1 II III : 
Holzart 35 u. mehr [26 bis mit 34020 bis mit 25020 0 
Dezember. Kiefer 427 407 401 | 311 | 337 | 249 | 254 | 
November „ 5771420387331 | 331 | 289 | 315 
Oktober „477 1396 | 374 | 332 | 288 | 272 | 218 | 
Dezember Fichte | 363 | 349 | 328 | 309 I 283 ] 273 | 228 1 
November R 355 | 339 315] 306 | 287 | 264 207 
Oktober . „ 1864 | 348 | 323 | 393 | 287 | 261 | 259 | 
Beſonders gilt das von ſolchen Rommunalforiten | erhalten. Eine derartige zweimalige Bereifung 


mittlerer Größe, die fern von jeder anderen 
Kommunalforſt liegen. Hier würde ſich vielleicht 
die Bildung einer ſelbſtändigen Revierförſterei 
empfehlen, deren Stellung der Regierung und 
Körperſchaft gegenüber die der Gemeinde⸗ 
oberförſterei wäre. 

Daß wir von Regierungs⸗ und Forſträten 
beaufſichtigt ſein wollen und keine Zwiſchen⸗ 
inſtanz durch die Landwirtſchaftskammern 
wünſchen, möchte ich beſonders unterſtreichen. 

Erwünſcht wäre es, wenn die Kommunal⸗ 
uſw. Forſten eines Bezirks von einem oder zwei 
Forſträten beaufſichtigt würden, die Herren 
würden die Eigenart der Kommunalverwaltung 
beſſer beurteilen lernen, als wenn nur eine oder 
zwei Forſten zu ihrem Forſtbezirk gehören. 

Daß die Aufſicht anders gehandhabt 
werden muß, iſt ſelbſtverſtändlich. Ich war 
vor Jahren in einer 900 ha großen 
ſelbſtändigen ſtädtiſchen Revierförſterei mit zwei 
Schutzbezirken als Hilfsjäger und Förſter 
tätig, in dieſer Forſt hatte der zuſtändige Forſtrat 
durch Vertrag mit der Stadt die Aufſicht. Der 
Herr kam einmal im Frühjahr und einmal im 
Herbſt. Hierbei wurden im Frühjahr die Kulturen 
beſichtigt und die Hauungs⸗ und Kulturpläne vor⸗ 
beſprochen, im Herbſt wurden die inzwiſchen 
vom Revierförſter aufgeſtellten Pläne feſtgeſtellt 
und die im Sommer ausgezeichneten Durch⸗ 
forſtungen beſichtigt. Ich erinnere mich noch 
heute nach über zwanzig Jahren gern dieſer 
Zeit; wie wertvoll war für die Forſt und die 
Beamten dieſe Aufſicht, welche intereſſanten 
Anregungen haben wir von unſerem allverehrten 
damaligen Forſtrat, ſpäter Oberforſtmeiſter v. K. 


alle Jahre dürfte auch für die Forſten genügen, 
die von aus dem Betriebsdienſt hervorgegan⸗ 
genen Beamten verwaltet werden. Für die 
Oberförſtereien genügte wohl eine einmalige 
Bereiſung alle Jahre, da ja die Aufſicht 
ſich nicht auf die Prüfung der Holzverwertung 
beziehen dürfte. Die Forſtdezernenten und 
Forſtdeputationen hätten ſich alsdann nur noch 
um die Holzverwertungen zu kümmern, alles 
andere wäre Sache des betreffenden Regierungs⸗ 
und Forſtrats und der Beamten. 

Ich kenne die Gründe nicht, die unſeren 
verdienten 1. Vorſitzenden zur Niederlegung 
ſeines Amtes veranlaßt haben, ahne ſie aber; 
ich hoffe, daß die Strömungen, die den Verein 
nahezu zerſplittert haben, beſeitigt werden, und 
bitte alle Kollegen, ſich gegen dieſe ſchädigenden 
Strömungen mit aller Entſchiedenheit zu wehren. 

Zum Schluß ſei einmal offen ausgeſprochen: 
Verwaltungs⸗, Betriebs⸗ und Schutzbeamte des 
Oſtens und der Mitte Preußens müſſen, da 
kaum beſſere Wege gefunden werden, den 
Verein Preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten in 
der alten Form weiterführen, wenn der 
Weſten abfallen will. Deshalb hoffe ich, daß unſer 
verehrter Vorſitzender, Herr Oberförſter Gebbers, 
recht bald wieder die Geſchicke des Vereins in 
die Hände nimmt. 

Zur Klärung der die Kommunalforſt⸗ 
beamten betreffenden Fragen wäre es erwünſcht, 
wenn die Herren aus der Verwaltungs⸗ 
laufbahn zu den allgemeinen Wünſchen des 
Förſterſtandes Stellung nehmen würden, was 
viel zur Aufklärung beitragen könnte 
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wirtſchaftskammer für die Provinz Sachſen erkannt. 


vom 31. Auguſt bis 4. September 1920 in Nedlitz 
i. Anhalt. 

Die Zeiteinteilung war wie folgt aufgeſtellt: 
Dienstag, den 31. Auguſt: Waldgang in die Ober⸗ 

förſterei Nedlitz. 

Mittwoch, den 1. September: Waldgang durch 
das Revier des Herrn Kammerherrn von 
Kalitſch in Dobritz. 

Donnerstag, den 2. September: Beſprechungen 
und Vorträge. . 

Freitag, den 3. September: Waldgang in den 
Kieferndauerwald des Herrn von Kalitſch, 
Bärenthoren. 

Sonnabend, den 4. September: Rückreiſe. 

Die in der Zeiteinteilung in Ausſicht ge⸗ 
nommene Beſichtigung des Bärenthorener Kiefern⸗ 
dauerwaldes ließ erwarten, daß mit einem ſtarken 
Beſuch der Veranſtaltung zu rechnen ſein würde. 
Die Erwartungen wurden bei weitem übertroffen. 
48 Waldbeſitzer und 76 Forſtbeamte nahmen an 
dieſen Waldausflügen teil. Bei den letzten An⸗ 
meldungen konnte hinſichtlich der Quartier⸗ 
zuteilung keine bindende Zuſage mehr gegeben 
werden. Da die Einwohner von Nedlitz bei der 
Einquartierung ein großes Entgegenkommen ge⸗ 
zeigt, war es möglich, die Unterbringung auf dieſen 
kleinen Ort zu beſchränken. Jeder Teilnehmer 
erhielt: einen Führer für die Waldgänge, eine 
Zeiteinteilung und ein Verzeichnis der rechtzeitig 
angemeldeten Teilnehmer. 

Am Dienstag, dem 31. Auguſt, eröffnete 
Herr Graf von der Aſſeburg⸗Falkenſtein namens 
des Forſtausſchuſſes der Landwirtſchaftskammer 
und des Waldbeſitzerverbandes für die Provinz 
Sachſen den Lehrgang und hieß die zahlreich Er⸗ 
ſchienenen willkommen. Der Leiter des Lehr⸗ 
ganges — Herr Oberförſter Dr. Zentgraf — (Forſt⸗ 
beirat der Landwirtſchaftskammer Halle) hielt 
hierauf einen einleitenden Vortrag, in dem er kurz 
auf die Hauptprobleme hinwies, die in den folgen⸗ 
den Tagen zu behandeln ſein würden. Sodann 
ſprach Herr Oberförſter Trittel über den Waldgang 
durch die von ihm bewirtſchaftete Oberförſterei 
Nedlitz. Der an dieſe Vorbeſprechung ſich an⸗ 
ſchließende Waldgang führte bei Punkt 1 in einen 
120 jährigen, im Lichtungsbetrieb bewirtſchafteten 
Kiefernbeſtand III., teilweiſe II./ III. Bonität. 
Gleich hier fanden die Teilnehmer Gelegenheit, 
die Halbſchattenkiefer unter dem Altbeſtande 
in den durch Anflug entſtandenen Verjüngungs⸗ 
horften kennenzulernen. Verſchiedene andere 
Abteilungen zeigten gleiche Bilder. Beſondere 
Aufmerkſamleik fand eine vom Sturm geworfene 
Kiefer in einem 190- bis 200 jährigen Beſtande, 
deren Stamm bei einer Länge von 20 m einen 
Mittendurchmeſſer von 80 em und einen Inhalt 
von 10,05 fm aufzuweiſen hatte. Dieſe Kiefer it 
im vergangenen Winter bei der Auktion mit 
12810 % bezahlt worden. Für Laubholzwirte bot 
bei Punkt 4 die Abteilung 115 b (18,34 ha) ein 
mtereſſantes Bild, nämlich 220 jährige Eichen 
III. Bonität, die im Keilſaumbetrieb verjüngt, 
nach dem Verfahren des Forſtmeiſters Dr. Eber⸗ 
hard, Langenbrand, behandelt werden. 

Mittwoch, den 1. September. Beim 
Waldgang durch das Revier Dobritz wurde ſogleich 
Kiefernſtarkholzzucht mit Unterbau unter Aus⸗ 
nutzung des Lichtungszuwachſes, Begründung 


Freunde der Vogelwelt bemerkten, daß 
der Beſitzer des Reviers einzelne überſtändige 
Alteichen als Brutſtätten für Vögel ſtehen läßt. 
Auf dem Rückmarſch nach Nedlitz wurden noch die 
Hagendorfer Dickten der Oberförſterei Nedlitz be⸗ 
ſichtigt, 200⸗ bis 240jährige Kiefern und Eichen 
auf Boden I. / II. Bonität. Das junge Holz war 
hier in allen Altersklaſſen vertreten, Halbſchatten⸗ 
kiefern in Miſchung mit Laubholz, und dieſer Be⸗ 
ſtand bot das Idealbild eines Plenterwaldes. 

Der 2. September (Donnerstag) wurde 
mit Vorträgen und Beſprechungen über das Ge⸗ 
ſehene bei den Waldgängen am Dienstag und 
Mittwoch ausgefüllt. Hieran beteiligten ſich Sen 
Oberförſter Dr. Zentgraf, Herr Freiherr von 
Berlepſch, Seebach (Vogelſchutz), Herr Forſt⸗ 
meiſter Junack, Berlin, Herr Forſtmeiſter Wiebecke, 
Eberswalde, und Herr Kammerherr von Kalitſch, 
Bärenthoren. Der Abend vereinigte die Teil⸗ 
nehmer und einen großen Teil der Quartiergeber 
im Gaſthof „Zur Erholung“ in Nedlitz zu gemüt⸗ 
lichem Beiſammenſein. 

Am Freitag, dem 3. September waren 
zwölf Leiterwagen notwendig, um die Teilnehmer 
von Nedlitz nach Bärenthoren (etwa 10 km) zu 
befördern. Auch in die ſer Hinſicht haben die Ned⸗ 
litzer und Hagendorfer Beſitzer Entgegenkommen 
bewieſen, denn ſelbſt in der Grummeternte ſtellten 
fie ihre Geſpanne bereitwilligſt. zur Verfügung, 
damit auch der letzte Tag des Lehrganges plan⸗ 
mäßig und zur allgemeinen Befriedigung ver⸗ 
laufen konnte. Gegen 9½ Uhr vormittags traf 
der lange Zug in Bärenthoren ein, alles voller 
Spannung, denn der viel beſprochene Kiefern⸗ 
dauerwald des Herrn von Kalitſch ſollte nun gezeigt 
werden. Die Grundzüge dieſer Wittſchaft 
waren am Tage vorher erſchöpfend behandelt 
worden, jetzt ſollten wir an Ort und Stelle von der 
Durchführbarkeit dieſer Wirtſchaftsziele überzeugt 
werden. Die beſichtigten Waldbilder zeigten die 
Wirtſchaft in allen Stadien. Die beiden Grund⸗ 
bedingungen zur Einführung des Kieferndauer⸗ 
waldes, nämlich intenjive Boden⸗ und Beſtandes⸗ 
pflege, ſind gelegentlich dieſes Waldausfluges zur 
Genüge begreiflich gemacht worden. Die Erfolge 
der Bärenthorener Wirtſchaft haben die Kiefern⸗ 
forſtwirte überraſcht. Denn ſie haben mehr zu 
ſehen bekommen, als erwartet wurde. Nach Be⸗ 
endigung dieſes Ausfluges iſt die Wahrnehmung 
gemacht worden, daß die meiſten Kiefernforſtwirte 
mit dem Wunſche und dem guten und feſten Vorſatz 
das Revier Bärenthoren verließen, wo es irgend 
geht, ähnliche, wenn auch vielleicht nicht ſo voll⸗ 
kommene Beſtandesbilder auch im eigenen Revier 
zu ſchaffen. — Am Abend desſelben Tages fand 
im Gaſthof „Zur Eiſenbahn“ in Nedlitz die Schluß⸗ 
beſprechung ſtatt, die ſich — wie zu erwarten war 
— ſehr lebhaft geſtaltete. 

Bevor die Verſammung auseinanderging, dankte 
im Namen aller Lehrgangsteilnehmer Herr Land⸗ 
rat a. D. von Engelbrechten Herrn Oberförſter 
Dr. Zentgraf für die vorzügliche und lehrreiche 
Leitung des Lehrganges. 

Vielſeitigem Wunſch entſprechend hat die Forſt⸗ 
abteilung der Landwirtſchaftskammer in Halle a. 
d. Saale, Kaiſerſtraße 7, ſich bereit ertlärt, den 
Bericht über den vorſtehend kurz ſkizzierten Lehr⸗ 
gang in Form einer Druckſchrift herauszugeben. — 
Sämtliche bei dieſer Veranſtaltung gehaltenen 
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Vorträge ſollen auf dieſe Weiſe den Beſuchern des 


— in 


| Berichtes wird mit etwa 5 & berechnet. Beſucher 


Lehrganges noch einmal zugänglich gemacht werden. des Lehrgangs und auch andere Intereſſenten 


Bei der Drucklegung ſollen dem Bericht einige 
wohlgelungene Aufnahmen über beſonders inter⸗ 
eſſante Waldbilder aus dem Revier Bärenthoren 
beigefügt werden, ebenſo auch eine vollſtändige 
Teilnehmerliſte. Das Gruppenbild wird ebenfalls 
angeſchloſſen. Die Drucklegung iſt bereits im Gange, 
ein Stück dieſes umfangreichen und intereſſanten 


werden gebeten, ſich wegen Zuſendung des Be⸗ 
richtes in Buchform an die Forſtabteilung der 
Landwirtſchaftskammer in Halle zu wenden. Dieſer 
Stelle würde es auch möglich ſein, kleine Gruppen⸗ 
bilder zu beſchaffen, wenn dies aus dem Kreiſe 
der Lehrgangsteilnehmer gewünſcht werden ſollte. 
Pakulla. 


SA 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Holzverkäufe mit beſchränktem Käuferzutritt. 
Mimſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 25 131. 


Berlin, den 28. Dezember 1920. 

Wie mir bekannt geworden iſt, haben auf den 
Nutz⸗ und Brennholzverkäufen, zu welchen nur 
Käufer aus der den Oberförſtereien benachbarten 
Bevölkerung und kleine Handwerker und Gewerbe⸗ 
treibende Zutritt hatten, die Käufer es ſtellenweiſe 
verſtanden, durch unrichtige Angaben oder durch 
vorgeſchobene Perſonen ſich in Beſitz erheblich 
über ihren Bedarf hinausgehender Holzmengen 
zu ſetzen und dieſes Holz nachher mit großem Ver⸗ 
dienſt weiterzuverkaufen. In anderen Gegenden 
ſcheinen die Oberförſter die für die einzelnen Haus⸗ 
haltungen oder die einzelnen Betriebe benötigte 
Menge reichlich hoch bemeſſen oder den Kreis der 
ugelaſſenen Perſonen ſehr weit gezogen zu haben, 
0 daß auch in ſolchen Fällen Weiterverkäufe 
möglich geweſen ſind. Wenn ich es auch zurzeit 
noch nach wie vor für erforderlich erachte, daß die 
kleinen Handwerker, Gewerbetreibenden und Selbſt⸗ 
verbraucher die für die Fortführung ihrer Be⸗ 
triebe und den eigenen Bedarf unbedingt not⸗ 
wendigen Rohholzmengen zu mäßigen Preiſen 
unmittelbar aus dem Walde beziehen können, ſo 
entſp richt jedoch ein Verfahren, das ohne Schwierig⸗ 
keit einen gewinnbringenden Weiterverkauf er⸗ 
möglicht, nicht meinen Abſichten, zumal gerade 
dadurch einer wünſchenswerten Senkung der 
Preiſe für die fertigen Waren entgegengearbeitet 
wird. Ich verkenne nicht, daß die richtige Ab⸗ 
grenzung der Käuferkreiſe und der den einzelnen 
Wirtſchaften und Betrieben zuzubilligenden Mengen 
nicht einfach iſt. Ich muß aber erwarten, daß die 
Oberförſter, wenn ſie mit der Bevölkerung ihres 
Wirkungskreiſes genügend vertraut ſind und durch 
die Betriebsbeamten, die die ihrer Förſterei be⸗ 
nachbarten Ortſchaften noch genauer kennen 
müſſen, richtig unterſtützt werden, dieſe Aufgabe 
ſo löſen werden, daß ſowohl die Intereſſen der 
heimiſchen Wirtſchaft, wie auch die Bedeutung der 
Staatsforſten als wichtige ſtaatliche Einnahme⸗ 
quelle dabei gewahrt werden. 

Abdrucke für die Oberförſter und die Revier⸗ 
förſter liegen bei. 

In Vertretung: Ramm. 


An die Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 
(an Oppeln durch die Zentralſtelle für die Abſtimmungs⸗ 
gebiete im Minifterium des Innern) und die Herren Direktoren 
er Forſtakademien in Eberswalde und Hann.⸗Münden. 


CH 
Notierung der Forſtverſorgungs berechtigten. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III. 18383 / 20. 


Berlin, 3. Januar 1921. 
Nach $ 29, 6 der Beſtimmungen vom 1. Ok⸗ 
tober 1905 über die Vorbereitung und Anſtellung 
im Forſtſchutzdienſt habe ich dem dortigen Forſt⸗ 
verwaltungsbezirke die in der Anlage aufgeführten 
forſtverſorgungsberechtigten Anwärter zugeteilt. 


Die Regierung erſuche ich, das Weitere nach 
§ 29, 9 und 29, 11 der angezogenen Beſtimmungen 
und Ziffer Al der allgemeinen Verfügung III 36 
für 1920 zu veranlaſſen. 

Für die Verteilung der Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten iſt auf Wunſch des Vorſtandes des 
Vereins preußiſcher Staatsförſter nach Ver⸗ 
handlung ein grundſätzlich anderes Verfahren 
angewendet worden. Die vereinbarten Grund⸗ 
ſätze ſind folgende: 

„1. Jeder der ſieben Jahrgänge iſt in ſich 
zu notieren. Ga 

2. Die Verteilung der insgeſamt in einem 
Bezirk zuzulaſſenden Forſtverſorgungsberechtigten 
auf die einzelnen Jahrgänge erfolgt nach den 
Verhältnis: Geſamtzahl der Notierungsberechtigten 
zu den Notierungsberechtigten eines Jahrgangs 
wie die Geſamtzahl der zuzulaſſenden Notierungs⸗ 
berechtigten eines Bezirks zu X. 

3. Die Vorzugsberechtigung der Reſervejäger 
einſchließlich etwaiger kriegsbeſchädigter Ober⸗ 
jäger bleibt bis einſchließlich des Zwiſchenjahr 
gangs 1919/20 beſtehen. 

4. Die Vorzugsberechtigten ſind vorweg zu 
notieren. 

5. Der Reſt der Geſamtzulaſſungsziffer des 
Bezirks iſt zu teilen nach dem Verhältnis der dann 
noch zu notierenden Oberjäger zu dem Reſt der 
Reſervejäger des Jahrgangs. 

6. Die Oberjäger und die Reſervejäger ſind 
nach der Nummer ihres Forſtverſorgungsſcheins 
auf ihren Anteil nach Ziffer 5 geſondert zu notieren. 
Überſchreitung der Anteile iſt unzuläſſig, ſoweit ſie 
nicht durch Abrundung nötig iſt. 

7. Umnotierungen für dieſe ſieben Jahrgaͤnge 
zur Befriedigung rein perſönlicher Wünſche 
können bis auf weiteres nicht vorgenommen 
werden. 

Infolgedeſſen wird Ziffer A II, 2 der allge- 
meinen Verfügung III 86 für 1920 hiermit auf- 
gehoben. Umnotierungsgeſuche ſind mir 
daher künftig nur aus dienſtlichen Rück⸗ 
ſichten unter Beifügung eines amtsärzt⸗ 
lichen Zeugniſſes und mit eingehender 
Begründung vorzulegen. 

Die Einberufung der Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten in die neuen Bezirke regeln die be⸗ 
teiligten Regierungen uſw. ſelbſtändig. Sie iſt 
unter Berückſichtigung der Wohnungsverhältniſſe 
ſo einzurichten, daß möglichſt zuerſt die älteren 
Jahrgänge einberufen werden. Einen beſtimmten 
Zeitpunkt für die Durchführung will ich vorläufig 
nicht feſtſetzen. 

Die Gewährung von Beihilfen zu den 
Umzugskoſten regelt ſich nach dem Erlaſſe vom 
10. April 1905 — III. 3393 — in Verbindung mit 
der allgemeinen Verfügung — I. 115 für 1920. 

J. A.: v. d. Bus ſche. 


An alle Regierungen (mit Ausſchluß von Aurich, Münſter und 
Stgmarmgen). 


Nr. 4 Bd. 36 (1921) 


Zum Paragraph 34 des 
eſetzes. 

Durch Beſchluß der Landesverſammlung vom 
8. Juli 1920 hat der $ 34 des Feld⸗ und Forſtpolizei⸗ 
geſetzes vom 1. April 1880 folgende Faſſung er⸗ 
halten: 

Die zuſtändigen Miniſter und die nach⸗ 
geordneten Polizeibehörden können Anordnungen 
zum Schutze von Tierarten, von Pflanzen und 
von Naturſchutzgebieten, ſowie zur Vernichtung 
von ſchädlichen Tieren und Pflanzen erlaſſen, 
und zwar auch für den Meeresſtrand und das 
Küſtenmeer. 

Die Übertretung dieſer Anordnungen wird 
mit Geldſtraf bis zu 150 % oder mit Haft beitraft. 

Hierzu iſt unter dem 20. Dezember 1920 vom 
dem Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten und dem Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung eine Anweiſung er⸗ 
gangen, in der im allgemeinen folgende Geſichts⸗ 
punkte dargelegt werden: Zunächſt wird die durch 
die neue Faſſung geſchaffene Rechtslage dargeſtellt 
und näher ausgeführt, daß unter die Beſtimmung 
der neuen Vorſchrift nicht nur allgemeine „Polizei⸗ 
verordnungen“ fallen, die zum Schutze von Tieren 
und Pflanzen erlaſſen ſind, ſondern daß die zu⸗ 
ſtändigen Behörden auch befugt ſind, Einzelfälle 
durch an beſondere Perſonen gerichtete Ver⸗ 
fügungen zu regeln. Zum Erlaß ſolcher Ver⸗ 
fugungen ſind zuſtändig zunächſt die zuſtändigen 
Miniſter, die Oberpräſidenten, Regierungs⸗ 
präſidenten, die Landräte und die Ortspolizei⸗ 
behörden. Um jedoch eine Einheitlichkeit der ge⸗ 
ſamten Schutzmaßnahmen zu erreichen und über⸗ 
mäßige Eingriffe in das Wirtſchaftsleben zu ver⸗ 
hüten, ſind alle Polizeiverordnungen, die Schutz⸗ 
maßnahmen enthalten, vor ihrer Bekanntgabe an 
den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung einzureichen, damit dieſer im Benehmen 
mit dem Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen 
und“ Forſten, gegebenenfalls unter Zuziehung 
eines Beirates, eine Prüfung vornehmen kann. 
Auch Einzelverfügungen ſind nach dem Erlaß dem 
Zimier für Wiſſenſchaft uſw. vorzulegen. 

Die auf Grund des obigen Paragraphen er⸗ 
laſſenen Anordnungen gelten auch gegenüber dem 
Eigentümer, dem Jagdberechtigten und dem 
Fiſchereiberechtigten. Soweit zur Wahrung des 
Naturſchutzes ein Betreten fremder Grundſtücke 
durch Sachverſtändige erforderlich wird, ſind die 
ſtaatlichen Stellen für Naturdenkmalpflege ſowie 
die Regierungspräſidenten ermächtigt, hierfür 
widerrufliche Ausweiſe auszuſtellen. Für die 
Durchführung des Schutzes von Naturdenkmälern 
ſollen Tafeln und andere Vorrichtungen ſo an⸗ 
gebracht werden, daß einmal eine Entſtellung oder 
Beeinträchtigung des Platzes vermieden bzw. der 
Verkehr nicht behindert wird. Anregungen für 
ſolchen Naturdenkmalſchutz ſind durch die ſtaatlichen 
Stellen für Naturdenkmalpflege an den Miniſter 
zu richten. Dieſe Stellen ſind in Preußen folgende: 
Oſtpreußiſches Provinzialkomitee für Naturdenkmal⸗ 

vflege Königsberg i. Pr., Zoologiſches Muſeum. 
Krelskomitee für Naturdenkmalpflege, Oſterode, 

Oſtpr., Landratsamt. 
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Brandenburgiſche Provinzialkommiſſion für Natur⸗ 
denkmalpflege, Berlin W 10, Landeshaus. 

Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege, Frankfurt 
a. O., Regierung. 

Komitee für Naturdenkmalpflege in Brandenburg 
a. H., Gymnaſium. 

Pommerſches Provinzialkomitee für Naturdenkmal⸗ 
pflege, Stettin, Oberpräſidium. 

Schleſiſches Provinzialkomitee für Naturdenkmalpflege, 
Breslau, Zoologiſches Muſeum. 

Landſchaftskomitee für Naturdenkmalpflege in Liegnitz, 
Regierung. 

Landſchaftskomitee für Naturdenkmalpflege im Rieſen⸗ 
und Iſergebirge, Hirſchberg i. Schleſ., Land- 
ratsamt. 

Landſchaftskomitee für Naturdenkmalpflege in der 
preußiſchen Oberlauſitz, Görlitz, Landeshaus. 
Landſchaftskomitee für Naturdenkmalpflege in Neiſſe, 

Rathaus. 

Landſchaftskomitee für Naturdenkmalpflege in Ober⸗ 
ſchleſien, Gleiwitz, Rathaus. 

Sächſiſches Provinzialkomitee für 
Magdeburg, Oberpräſidium. 

Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege, Erfurt. 

Kreiskomitee für Naturdenkmalpflege, Heiligenſtadt 
im Eichsfeld, Landratsamt. 

Schleswig⸗Holſteiniſches Provinzialkomitee für Natur⸗ 
denkmalpflege, Kiel, Oberpräſidrum. 

Hannoverſches Provinzialkomitee für Naturdenkmal⸗ 
pflege, Hannover, Oberpräſidium. 

Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege in Hannover, 
Regierung. 

Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege in Hildesheim, 
Regierung. 


Naturdenkmalpflege. 


| Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege in Lüneburg, 


Regierung. 

Bezirkskomitee fur Naturdenkmalpflege in Osnabrück, 
Regierung. 

Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege in Oſtfriesland, 
Aurich, Regierung. 

Weſtfäliſches Provinzialkomitee für Naturdenkmalpflege. 
Münſter, Weſtf., Oberpräſidium. 

Kreiskomitee für Naturdenkmalpflege, Soeſt, Land- 
ratsamt. ` 

Ortskomitee für Naturdenkmalpflege, 
Rathaus. 

Bezirkskomitee fur Naturdenkmalpflege, Caſſel, Re⸗ 
gierung. 

Kreiskomitee für Naturdenkmalpflege, Hanau, Land⸗ 
ratsamt. 

Kreiskomitee für Naturdenkmalpflege, Schmalkalden, 
Landratsamt. 

Kreiskomitee für Naturdenkmalpflege in Fulda, Land- 
ratsamt. 

Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege in Wiesbaden, 
Regierung. 

Rheiniſches Provinzialkomitee für Naturdenkmalpflege, 
Koblenz, Oberpräſidium. 

Bergiſches Komitee für Naturdenkmalpflege, Barmen, 
Gymnaſium. 

Landſchaftskomitee für Naturdenkmalpflege am linken 
Niederrhein, Crefeld, Realgymnaſium. 

Landſchaftskomitee für Naturdenkmalpflege am rechten 
Niederrhein, Düſſeldorf, Oberrealſchule, Am 
Fürſtenwall. 

Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege in Köln, Re- 
gierung. 

Bezirkskomitee für Naturdenkmalpflege in Aachen, 
Regierung. 

e für Naturdenkmalpflege im Ruhrkohlenbezirk, 
Elfen. 

Hohenzollernſches Bezirkskomitee für Naturdenkmal⸗ 
pflege, Sigmaringen, Regierung. 


Dortmund, 


K 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


geteilte Miniſterialverfügung vom 3. Januap/ 1921 
ſcheint außer manchen Vorteilen doch auch erheb⸗ 
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Beteiligten eine Härte bedeuten. Nach § 29 Abſ. 5 
der Vorſchriften vom 1. Oktober 1905 war den 
Anwärtern noch Gelegenheit gegeben, ſich um⸗ 
notieren zu laſſen, wenn ſich im Laufe der Jahre Ver⸗ 
hältniſſe ergeben haben, die dies als wünſchenswert 
erſcheinen ließen. Nach den neuen Beſtimmungen 
iſt eine Umnotierung nur möglich, wenn durch 
ein amtsärztliches Zeugnis bewieſen wird, daß 
ſie aus Geſundheitsrückſichten notwendig wird. 
Wer alſo einmal in einem Bezirke notiert iſt, 
hat nicht die Möglichkeit, aus dieſen in einen 
anderen übertreten zu können, auch wenn Familien⸗ 
und andere Verhältniſſe dies für den betreffenden 
als wünſchenswert erſcheinen laſſen. Dem 
Beamten bleibt nur übrig, ſich damit für das 
ganze Leben abzufinden, daß er einem Bezirke 
zugeteilt worden iſt, in dem er vielleicht nur vor⸗ 
übergehend beſchäftigt zu werden wünſchte, um 
auch andere Verhältnifie feines Berufs kennen⸗ 
ulernen, oder aber überwieſen wurde, weil ſeine 
Wunſche wegen höherer Nummer des Forſtver⸗ 
ſorgungsſcheines und anderer Umſtände nicht be⸗ 
rückſichtigt werden konnten. Meinungsäußerungen 
über dieſe neue Verfügung aus unſerem Leſer⸗ 
kreis wären ſehr erwünſcht. 
V 

Erhöhung der Aubegehälter der während des 
Krieges im Reichsdienſt wiederverwendeten Pen⸗ 
ſionäre. Bekanntlich iſt das Ruhegehalt derjenigen 
während des Krieges im preußiſchen Staatsbetriebe 
wiederverwendeten preußiſchen Penſionäre, die 
keine 40 jährige ruhegehaltsfähige Dienſtzeit auf⸗ 
zuweiſen hatten, erhöht worden. Eine gleiche Be⸗ 
ſtimmung fehlte bisher für diejenigen Beamten, 
die während des Krieges im aktiven Heere oder 
als Beamte im Reichsdienſte verwendet worden 
ſind. § 7 des Penſionsergänzungsgeſetzes vom 
21. Dezember 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 2109) 
ordnet nunmehr in gleicher Weiſe wie in Preußen 
eine Anrechnung dieſer Zeit auf die ruhegehalts⸗ 
fähige Dienſtzeit und damit eine Erhöhung des 
Ruhegehalts an. Soweit es ſich nicht um Reichs⸗ 
beamte, ſondern beiſpielsweiſe um Staatsbeamte 
der Länder handelt, erhalten ſie eine Ergänzung 
ihres Ruhegehaltes in Höhe des Betrages, um den 
ihr bisheriges Ruhegehalt hinter dem nach der 
neuen Geſamtdienſtzeit berechneten Ruhegehalte 
zurückbleibt. Die Berechnung erfolgt nach den 
Vorſchriften des Reichsbeamtengeſetzes unter Zu⸗ 
grundelegung des Dienſteinkommens, nach dem 
das bisherige Ruhegehalt bemeſſen iſt. Die Zeiten 
der tatſächlichen Verwendung innerhalb der Spanne 
vom 1. Auguſt 1914 bis zum 31. Dezember 1918 
werden angerechnet mit der Maßgabe, daß bei einer 
ununterbrochenen Verwendung von mindeſtens 
60 Tagen die Dienſtzeit auch dann um ein Jahr 
zu erhöhen iſt, wenn durch die Zeit der Verwendung 
ein weiteres Dienſtjahr nicht vollendet iſt. Über 
den Betrag von 0 des der Ruhegehaltsberechnung 
zugrunde gelegten Dienſteinkommens findet jedoch 
eine Steigerung nicht ſtatt. 

CH 

Altersgrenze für die preußiſchen Staatsforſt⸗ 
beamten. Zu der Notiz in der vorigen Nummer 
möchten wir noch ergänzend bemerken, daß das 
Geſetz vom 15. Dezember v. J. in Oberſchleſten 
bis auf weiteres keine Anwendung findet. Die 
infolge Ausführung des Geſetzes am 1. April d. J. 
frei werdenden Oberförſterſtellen ſind in dieſer 
Nummer bereits ausgeſchrieben. Es fi anzunehmen, 
daß die Förſterſtellen demnächſt folgen werden. 
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Holzverkaufsergebniſſe in den preußiſchen 
Staatsforſten. Vor dem Weltkriege haben wir, 
wie unſerm Leſerkreis bekannt iſt, auch dauernd 
über den Holzmarkt Berichte gebracht. Aus 
Mangel an Platz ſind dieſe bis jetzt leider fort⸗ 
gefallen. Wir können nunmehr die Lücke wieder 
ausfüllen, indem wir unter obengenanntem Titel 
monatlich eine überſicht bringen, womit wir heute 
in unſerm zweiten Hauptartikel beginnen. 


Forſtreferendare und Forſtaſſeſſoren in Bayern. 
Das bayeriſche Geſamtminiſterium hat beſchloſſen, 
daß die Forſtkandidaten, welche die Univerſitäts⸗ 
Schlußprüfung mit Erfolg abgelegt haben, künftig 
an Stelle des Titels Forſtpraktikant den Tite! 
„Forſtreferendare“ führen ſollen. Die Forſt⸗ 
referendare, welche die Staatsprüfung für den 
bayeriſchen Forſtverwaltungsdienſt beſtanden haben. 
führen an Stelle des Titels „geprüfter Forſt⸗ 
praktikant“ den Titel „Forſtaſſeſſor“. 

CH 


Verein ehemaliger Oelſer Jäger. Anläßlich 
der Auflöſung des Jäger⸗ Bataillons 6 wurde 
er am 6. Januar ein „Verein ehemaliger Oelſer 
Jäger“ gegründet, mit dem Zwecke die, alte, 
treue Jäger⸗Kameradſchaft und die Erinnerung 
an die gemeinſame militäriſche Dienſtzeit mit 
vaterländiſcher Geſinnung zu hegen und zu 
pflegen. Zum 1. Vorſitzenden wurde einſtimmig 
Bankvorſteher Draesner, Leutnant der Reſerve 
a. D, gewählt. Ebenſo wurden einſtimmig zu 
Ehrenmitgliedern die Herren Oberſtleutnant von 
Bülow und Major Freiherr von Sinner ernannt 
Sämtliche noch fernſtehenden ehemaligen Oelſer 
Jäger wollen ihre Beitrittserklärung an Herrn 
Bankvorſteher Draesner, Oels i. Schl., Ring 35, l, 
richten. 


= 

Mangelhafte Befähigung vieler Privatforſt⸗ 
angeſtellten, die ſich ſehr zu Unrecht meiſt Privat⸗ 
förſter nennen, wird in der nachſtehenden 
Mitteilung ſo treffend geſchildert, daß deren 
Bekanntgebung im Intereſſe der Privatforſten 
und der vorſchrifsmäßig gebildeten Forſtleute 
dringend wünſchenswert erſcheint. 

Wenn der Schreiber des Artikels in Nr. 50 
der „Deutſchen Hie e an die Herren 
Waldbeſitzer die Bitte richtet, nur Privatforſt⸗ 
beamte ſtatt penſionierte Oberförſter und 
Förſter anzuſtellen, ſo kann den Herren 
Privatwaldbeſitzern nur geraten werden, Dei 
der Wahl ihrer Beamten recht vorſichtig zu 
ſein. Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß es 
unter den Privatforſtbeamten ſehr viele tüchtige 
Kräfte gibt, die ihrer Aufgabe im vollſten 
Umfange gewachſen ſind. Wer aber Gelegen⸗ 
heit hatte, in einzelne Betriebe der Privat⸗ 
forſten einen Einblick zu tun, der könnte 
Wunderdinge erzählen. Hiervon nur ein 
kleines Beiſpiel: Anfang März 1920 ſah ich 
in einer Privatforſt, wie der Förſter (früher 
Diener) einjährige Kiefern und Fichten pflanzen 
ließ. Es wurden die Pflanzlöcher mit einer 
eiſernen Brechſtange gebohrt, darauf wurden 
die Pflanzen über das Pflanzloch gelegt und 
dann mit einem Knüppel in das Pflanzloch 
geſtoßen. An verſchiedenen Pflanzen konnte 
ich feſtſtellen, daß die Wurzelſpitzen oben 
neben dem Kopf der Pflanzen aus dem Boden 
hervorſteckten. Im Monat Mai und Jun 
nahm ich Gelegenheit, die Pflanzungen noch 
mals anzuſehen, und was ich vermutele, 
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beſtätigte ſich: etwa zwei Drittel der Pflanzen 
waren eingegangen und viele kümmerten noch, 
trotzdem der Boden ein ſehr guter, ſandiger 
Lehmboden war. Durch dieſe unverſtändige 
Pflanzarbeit iſt der Waldbeſitzer doch ſehr 
geſchädigt. Solche und ähnliche Fälle könnten 
vermieden werden, wenn die Privatwald⸗ 
beſitzer für ihren Waldbetrieb überall Fachleute 
anſtellen würden, und nicht, wie es häufiger 
geſchieht, frühere Diener, Gärtner, Leibjäger 
uſw. annehmen. 

Es wäre für manchen dieſer Privatwald⸗ 
beſitzer wirklich nötig, einen penſionierten 
Staatsoberförſter oder Staatsförſter anzu⸗ 
nehmen, damit in ſeinem Forſtbetrieb richtige 
Wirtſchaft eingeführt wird. 

Dorn, Staatl. Hegemeiſter. 
Es iſt ſehr zu bedauern, daß der Privat⸗ 
waldbeſitz in ſeiner Geſamtheit ſich immer noch 
nicht zu der Überzeugung bekennt, daß der Wald 
nur dann gedeihen kann, wenn die in ihm vor⸗ 
zunehmenden Arbeiten von Perſonen geleitet und 
ausgeführt werden, die eine genügende Fachaus⸗ 
vildung genoſſen haben. Wie die den Stellengeſuchen 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands und 
des „Waldheil“ beigefügten Zeugniſſe genugſam be⸗ 
weiſen, iſt an richtig vorgebildeten * des 
Privatdienſtes kein Mangel. Viele tüchtige Privat⸗ 
forſtbeamte warten oft übermäßig lange Zeit ver⸗ 
geblich aufeinen Wirkungskreis, in dem ſie auf Grund 
ihrer Fähigkeiten nicht nur für den Waldbeſitz, 
ſondern auch für die Allgemeinheit — worauf es 
heute beſonders ankommt — ſegenbringend arbeiten 
könnten; hingegen werden oft genug Perſonen 
mit Arbeiten betraut, fü rdie fie kein Verſtändnis 
haben, die alſo tatſächlich mißlingen müfjen und, 
wie der geſchilderte Vorgang zeigt, Schaden für 
längere Jahre zur Folge haben. Dennoch darf 
der Anſtellung von im Ruheſtande befindlichen 
Staatsforſtbeamten im Privatforſtdienſt leider 
nicht das Wort geredet werden. Denn mit 
Recht iſt das Wort geprägt: Der Privatwald 
den Privatforſtbeamten! — Wird es auch von 
einem Teile der Penſionäre gewiß ſchwer 
empfunden, bei verhältnismäßig guter körperlicher 
und voller geiſtiger Rüſtigkeit zur Tatenloſigkeit 
verurteilt zu ſein, ſo ſind die im Ruheſtand be⸗ 
findlichen Staatsforſtbeamten längſt nicht in ſo 
trauriger Lage wie die ſtellenloſen und zumeiſt 
im beſten Mannesalter ſtehenden Privatforſt⸗ 
beamten, dieſen muß alſo in erſter Linie 
geholfen werden, denn bei ihnen handelt es ſich 
nicht nur um die eigene Exiſtenz, ſondern auch um 
die ihrer Angehörigen. Solche Notlage iſt bei aller 
Sorge und Entbehrung, unter denen beſonders 
die aus dem abgetretenen Gebiete verdrängten 
alten Staatsbeamten gegenwärtig leiden, doch 
nicht in dem Umfange vorhanden, denn ſie ſind 
durch die Ruhegehalts bezüge wenigſtens vor der 
drückendſten Not geſchützt. Auch folgender Umſtand 
beanſprucht noch ganz beſondere Berückſichtigung. 
Die Waldwirtſchaft erfordert nun einmal, daß die 
in ihrem Betriebe tätigen Beamten möglichſt 
lange auf einer Stelle wirken, damit ſie ſich durch 
unausgeſetzte Beobachtungen mit den örtlichen 
Verhältniſſen derart vertraut zu machen vermögen, 
daß die geleiſteten Arbeiten tatſächlich ſegen⸗ 
bringend wirken. Dieſe Bedingungen aber würden 
bei Einſtellung von Beamten in vorgerückterem 
Lebensalter, wie ſie es die Penſionäre ſind, nicht 
mehr voll erfüllt werden können, da notgedrungen 
öfterer Wechſel eintreten muß. 


Eine dauernde forſtliche Beſchäftigung im 
Privatdienſt der durch Altersgrenze in den Ruhe⸗ 
ſtand getretenen Staatsforſtbeamten kann daher 
zu unſerem Leidweſen bei aller Anteilnahme für 
ihre gewiß ſchwierige Lage nicht befürwortet 
worden; es dürften ſich auch für die noch rüſtigen 
Herren andere Beſchäftigungsmöglichkeiten bieten, 
bei denen ſie nicht in der ſchädigenden Umfangform 
in Wettbewerb treten wie mit dem ohnehin hart 
um ſein Daſein kämpfenden Stande der Privat⸗ 


forſtbeamten. Die Schriftleitung. 
＋ 
Neujahrsgedanken. Unter Duelem Titel ner: 


öffentlichen wir in der laufenden Nummer von 
„Förſters Feierabende“ einen neuen Beitrag von 
Hegemeiſter Bernſtorff. Wir glauben, daß der 
überwiegenden Mehrzahl unſerer Leſer die darin 
enthaltenen vortrefflichen Ausführungen ein will 
kommener Anlaß zu ſeeliſcher Erholung ſein 
werden, die in dieſen trüben Zeiten wohl jeder 
mit doppelter Freudigkeit begrüßen wird. 


Sa 


Brief und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Geſchäftsſtelle übernehmen fur Auskſiufte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonıte- 
ments-⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1 Mark Portganteil beizufügen; fehlt dieſez 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all 
emeinen werden wertere Koſten nicht beauſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtaudige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörteru, Gutachten, Berechnungen üſw. aufzuſtellen, für 
veren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhousrare 
erwachſeu, jo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten beau⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht beuach⸗ 
richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 5. Dienſtland nutzung, wenn 
neuer Stelleninhaber vor Übernahme der Stelle 
erkrankt und ein Forſtgehilfe zum Vertreter 
beſtellt. Am 1. Juli v. J. wurde die hieſige 
Förſterſtelle einem Förſter aus dem Abtretungs⸗ 
gebiet übertragen, der ſich vorläufig auf ſechs 
Monate krank gemeldet hat. Bis heute konnte 
daher die Stellenübergabe an ihn nicht erfolgen. 
Seit 1. Juli iſt mir die Stelle als Vertreter 
übergeben worden. Der abgezogene Beamte 
beanſprucht nun die Erträge aus dem Garten 
(Obſt, Gemüſe uſw.). Wer iſt der Nutznießer“ 
Es gehören nur Waldwieſen zur Stelle. Halm⸗ 
frucht und Kartoffeln ſind nicht gezogen. Die 
Regierung hat dem Herrn Miniſter vorgeſchlagen, 
den erkrankten Beamten zu penſionieren oder ihn 
einem anderen Bezirke zu überweiſen, um die 
Stelle zur Neubeſetzung freizubekommen. Welche 
Anſprüche kann ich machen, auch hinſichtlich 
Dienſtaufwand uſw.? Forſtgehilfe V. 

Antwort: Rechtlicher Inhaber der Förſter⸗ 
ſtelle iſt der Förſter, dem die Stelle übertragen 
worden iſt, alſo der vorläufig Kranke. Dieſer 
iſt auch der Nutznießer der Erträge aus dem 
Garten, oder Sie als Vertreter müſſen fich mit 
ihm einigen. Mit dem Abgezogenen haben Sie 
nichts zu tun. Wenn nötig, hätte der Fiskus ſich 
mit ihm auseinanderſetzen können. Dann hätten 
Sie ſich mit Fiskus ins Benehmen zu ſetzen. — 
Auf Erſtattung der Ihnen durch die Vertretung 
des Erkrankten erwachſenden Koſten aus der 
Dienſtaufwandsentſchädigung der Stelle haben 
Sie Anſpruch. Können Sie ſich mit dem Cp. 
9 der Stelle nicht einigen, fo entſcheidet die 

egierung auf Antrag. Sonſtige Anſprüche auf 
Bezüge der Stelle haben Sie nicht 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Zrſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 


Preußen. 
Staats- Forſtverwaltung. 


Infolge Ausführung des Geſetzes vom 15. Dezember 
1920, das für die unmittelbaren Staatsbeamten eine 
Altersgrenze vorſchreibt, ſind folgende Oberförſter⸗ 
ſtellen zum 1. April zu beſetzen: 

Warnicken (Köniasberg), Neuholland, Dranien⸗ 

burg. Potsdam, Zechlin, Zechlinerhütte, Zehdenick 

(Potsdam), Lichtefleck, Steinſpring (Frank⸗ 

furt), Abtshagen (Stralſund), Kottwitz, Woid⸗ 

nig (Breslau), Panten (Liegnitz), Anna⸗ 
burg, Elſterwerda (Merſeburg), Wennigſen 

(Hannover), Liebenburg, Lonan (Hildesheim), 

Burgioſt, Salmünſter (Caſſel), Oberſcheld, Welſch⸗ 

neudorf (Wiesbaden), Coblenz (Coblenz), 

Benrath, Rheinwarden (Düſſeld orf), Königs⸗ 

forſt (Köln), Schleiden (Aachen). 

Bewerbungen müſſen bis zum 6. Februar ein⸗ 


ſchließlich beim Miniſterium für Land wirtſchaft, 
Domänen und Sortien, Berlin WO Leipziger Platz 10, 


eingehen. 

Oberförſterſtelle Ebergötzen (Hildesheim) iſt zum 
1. Juli zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 1. März. 
Oberförſterſtelle Eiterhagen (Caſſel) it zum 1. April 

zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 10. Februar. 
Oberförſterſtelle Hammerheide (Frankfurt a. O.) 
iſt zum 1. April zu beſetzen. Bewerhungsfriſt: 
10. Februar. 
Dberförſterſtelle Roſental (Caſſel) iſt zum 1. April 
zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 10. Februar. 
Oberförſterſtelle Ziegelroda (Merſeburg) iſt zum 
1. April zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 10. Februar. 


Forſtrentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe Hann.⸗Münden 
(Hildesheim) iſt zum 1. April zu beſetzen. Be⸗ 
werbungen müſſen bis zum 31. Januar eingehen. 

Forſtrentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe Zehdenick 
(Potsdam) iſt zum 1. April zu beſetzen. Be⸗ 
werbungen müſſen bis zum 31. Januar eingehen. 


Jörſterſtelle Buchhorſt, Oberf. Neuenkrug (Stettin), 
iſt zum 1. Februar zu beſetzen. Zur Stelle ge⸗ 
hören: 1,6440 ha Acker, 0,1461 ba Garten, 
3,1660 ba Wieſen. Poſt⸗ und Schulort Uhlenkrug. 
Nächſte Bahnſtationen ſind Zerrenthin und Paſe⸗ 
walk. Das Haus wird noch von zwei Mietern 
bewohnt. Bewerbungen ſind ſofort einzureichen. 

FörſterſtelleHammelſtall, Oberf. Rothemühl (Stettin), 
iſt zum 1. April zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
6,6 ha Acker, 0,5 ha Garten, 8,8 ha Wieſen. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung bisher 100 &. Wirtſchafts⸗ 
land faſt ſämtlich veipachtet. Acker und Wieſen 
entfernt. Poſtort Jatznick, Schulort, Hammelſtall. 
Be werbungefriſt: 28. Januar. 

Jörſterſtelle Heimig, Oberf. Schmiedefeld (Erfurt), 
iſt zum 1. März anderweit zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören: Dienſtwohnung, 0,5180 ha Wirtſchafts⸗ 
land, Dienſtaufwandsentſchädigung 350 &. Bes 
werbungsftiſt: 30. Januar. 

Förſterſtelle Klebow, Oberf. Podejuch (Stettin), 
iſt zum 1. April zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
7,9 ha Acker, 0,3 ha Garten, 2,6 ha Weide. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung bisher 50 A. Fernſprech⸗ 
ſtelle, elektriſches Licht, neues Wohnhaus, Chauſſee⸗ 
verbindung zur Bahnſtation vorhanden. Ge, 
werbungsfriſt: 28. Januar. 

Förſterſtelle Köckritz, Oberf. Stepenitz (Stettin), 
iſt zum 1. April zu beſetzen. Zur Stelle gehöcen: 
5,109 ha Acker, 0,300 ba Garten, 6,826 ha 
Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung 250 K. 
Mit der Stelle iſt Fiſchereibetrieb verbunden, ſür 
den Bewerber geeignet fen müſſen. Bewerbungs⸗ 
friſt: 1. Februar. 

Farſterſtelle Stallberg, Oberf. Neuenkrug (Stettin), 
t zum 1. Mirz zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
3,191 ha Acker, 0,166 ha Garten, 10,615 ba 


Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung 250 A. 
Alte Gebäude, lohnende Landwirtſchaft, mente 
Altholzbeſtand. Poſtort Torgelow, Schulort Stall⸗ 
berg. Bewerbungsfriſt: 25. Januar. 

Förſterſtelle Süderleda, Ebert, Bederkeſa (Stade), 
iſt am 1. April zu beſetzen. Dienſtland 9 ha. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 100 4. Bewerbungen 
ſind bis zum 10. Februar einzureichen. 

Förſterſtelle Zeven, Oberf. Zeven (Stade), kommt 
am 1. April zur Neubeſetzung. Dienſtland reguliert. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 350 4. Bewerbungs⸗ 
friſt: 10. Februar. 


Hilfsförſterſtelle Buſchfeld bei Aſchersleben, Oberf. 
Torgelow (Stettin), iſt zum 1. Februar zu 
beſetzen. Zur Stelle gehören 2,2 ha Acker. Gehöft 
drei Stuben, Kammer und Küche. Liegt am Wege 
Aſchersleben—Tokgelow an der Grenze Jaedkemühl. 
Poſtort Ferdinandshof, Schulort Aſchersleben. 
Bewerbungen ſind ſofort einzureichen. 

Hilfsförſterſtelle Hochwald, Oberf. Zobten (Bres⸗ 
lau), iſt vorausſichtlich zum 1. April zu beſetzen. 
Wohnung für Verheiratete im bisherigen Wald⸗ 
wärtergehöft. Bewerbungen find bis zum 28. Januar 
an die Regierung Breslau einzureichen. 

Hilfsförſterſtelle Münchendorf, Oberf. Hohenbrück 
(Stettin), iſt zum 1. Marz zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören: 3,75 ha Acker, 0,12 ba Garten. 
Angekauftes Gehöft. Für den Fall, daß die 
Wohnung fröher frei wird, Beſetzung auch vor 
dem 1. März. Poſt⸗ und Schulort Münchendorf. 
Bewerbungsfriſt: 1. Februar. 

Hilfsförſterſtelle Waldfrieden. Oberf. Jaedkemüht 
(Stettin), iſt zum 1. April zu beſetzen. Ländereien: 
einige Morgen Land, Wieſen und Garten. Zu 
beſetzen iſt die im Erdgeſchoß des Hauſes gelegene 
Wohnung von 4 Zimmern, Kuche, Keller und 
Waſchküche; außerdem Stall und Scheunenraum. 
Die Wohnung kann ſofort bezogen werden; die 
Bauarbeiten ſind aber noch im Gange. Poſt⸗ und 
Schulort Liepgarten evtl. Ueckermünde. Be- 
werbungen ſind ſofort einzureichen. 


Mittelbarer Skaatsdienſt. 


Kreisförſter geſucht von der Forſtabteilung der Land⸗ 
wirtſchaftskammer für die Provinz Schleſien, 
Breslau 10, Mathiasplatz 4. Näheres ſiehe Anzeige. 

Hilfsförſterſtelle in der Forſtverwaltung des Lauen⸗ 
burgiſchen Landeskommunalverbandes iſt jofo.t zu 
beſetzen. Bewerbungen ſind ſpäteſtens bis zum 
15. Februar an den Kreisausſchuß Ratzeburg i. Log. 
einzureichen. Naheres ſiehe Anzeige. 

Forſtgehilfe auf Privatdienſtvertrag für die Stadtforſt 
Hirſchberg i. Schl. geſucht. Bewerbungsfriſt: 
24. Januar. Näheres ſiehe Anzeige. 

Forſtgehilfe für das Memelgebiet geſucht. Angebote 
ſind an die Stadtforſt⸗ Verwaltung Memel zu richten. 
Näheres ſiehe Anzeige. 


Mecklenburg ⸗Schwerin. 

Die Regiſtratorſtelle bei der Forſteinrichtungsanſtalt 
zu Schwerin iſt zum 1. Juli zu beſetzen. Be⸗ 
werbungsfriſt 1. März. Naheres ſiehe im Verems⸗ 
teil auf Seite 77. 


Perſonalnachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Soſſow, Hegemeiſter in Stallberg, iſt vom 1. März an nach 
Eichhorſt, Oberf. Jacobshagen (Stertin), verſetzt. 
Hülſenbech, Hegemeiſter in Lehnitz (Uunterkunftsſtelle), letzte 
Dienſtſtelle Bolewitz, Oberf. Buchwerder (Poſen), wird 
zum 1. Februar nach Borgsdorf, Oberf. Oranienburg, 
(Pots dam), verſetzt. 

Neddien, Jorſter o R. in Elſenau, iſt vom 1. Februar an, 
nach der Oberf. Misdroy (Stettin) verſetzt. 

Richter, Jöͤrſter o. R. in Kruglanken, Oberf. Heydtwalde, 
iſt vom 1. Januar an auf die Hilfsförſterüelle 
Schill nnen, Oberf. Goldap (Gumbinnen, verſetzt. 
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Nachrichten 
fürden Verein Preußiſcher Staatsförſter 
Neue oder alte Wege. 

In letzter Nummer hatten wir unſerem Leſer⸗ 
kreiſe zugeſagt, von den vielen Zuſchriften, die wir 
über die jetzigen Vorgänge im Verein preußiſcher 
Staatsförſter bekommen haben, einige zu ver⸗ 
öffentlichen. Wit ſetzen dies weiter indie Tat um und 
laſſen zunächſt eine Mitteilung folgen, die aus der 
Feder eines Förſters o. R. ſtammt. Er ſchreibt 
uns unterm 11. Januar d. J. folgendes: 

„Die neue Vereinsleitung mit dem „Deutſchen 
Förſter“ iſt mir höchſt unſympathiſch, ich würde 
am liebſten aus dem Verein austreten, wenn 
ſich ein anderer Verein bereit erklärte, uns 
national geſinnten Förſter aufzunehmen. In 
hiefiger Oberförſterei iſt bereits ein Kollege 
ausgetreten, von den neun Forſtbetriebsbeamten 
ſind fünf nicht mit der jetzigen Vereinsleitung 
einverſtanden. Es iſt bedauerlich, daß der 
Kollege Neumann ſeinen Artikel in der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ zurückgezogen hat; es würden 
ſicher eine ganze Menge Kollegen aus dem Ver⸗ 
ein ausgetreten ſein. Die jetzige Vereinsleitung 
hat nur eine kleine Minderheit hinter ſich, die 
mit Anwendung von Terror ſchlimmiſter Art ſich 
zu behaupten verſucht. Hoffentlich findet ſich 
recht bald einer, der zum Sammeln bläſt und 
alle anſtändig denkenden Grünröcke in einem 
Verein nach altem Muſter um ſich ſammelt.“ 

Aus Anlaß der Veröffentlichungen in Nr. 2 
des „Deutſchen Förſters“ erhielten wir unterm 
13. Januar d. J. eine Zuſchrift von einem preu⸗ 
ßiſchen Staatsförſter, die wir gleichfalls unſeren 
Leſern nicht vorenthalten möchten. Es heißt darin: 

„Sehr verehrte Forſt⸗Zeitung! Seit dem 
1. d. Mts. bin ich „Zwangs“ leſer des „Deutſchen 
Förſters“, deren Nr. 2 mir vor einigen Tagen 
zugeſtellt wurde. Das iſt ja ein nettes Trommel⸗ 
ſeuer, das da auf die arme „Forſt⸗Zeitung“ und 
den Herrn Grundmann niederhagelt; getroffen 
eder verletzt werden die Angegriffenen hoffent⸗ 
lich nicht ſein. Die Pfalzgrafſchen Ausführungen 
fonnten mich nicht in Harniſch bringen, denn ich 
habe nichts anderes erwartet, und ſeine Denkungs⸗ 
weiſe geht genügend aus dem ſtenographiſchen 
Jericht der letzten Berliner Hauptverſammlung 
hervor. Der „Scherben⸗ und Trümmerhaufen“ 
und die verletzenden Worte, die er dem alten 
Vorſtande nachruft, zeigen das aufs beſte. Was 
ſich ober dieſer v. Kurnatowski leiſtet, geht doch 
über die Hutſchnur! Der Mann ſchildert die 
Zustände von 1902, da war er noch junger 
Soldat. Ob er die damalige Lage beurteilen 
tann? Den erbärmlichſten Streich leiſtet er 
ich aber mit feiner (in Nr. 2 des „Deutſchen 
Jörſters“ Seite 37) fettgedruckten Notiz, in 
der er ſeinen Austritt aus „Waldheil“ zur „all⸗ 
gemeinen“ Kenntnis bringt. Das muß ſehr 
verletzend auf die „Waldheil“⸗Mitglieder wirken, 
wenn ich auch überzeugt bin, daß der Mann gar 
nicht weiß, welche Bedeutung der Verein hat 
und wer die Mitglieder desſelben ſind. „Ich, 
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der Herr v. Kurnatowski, trete hiermit aus 
„Waldheil“ aus“. Das iſt die Höhe der Hetzerei! 
Wahrſcheinlich wird „Waldheil“ deshalb nicht 
zugrunde gehen, wenn ein Mann mit ſolcher 
Anſicht, die er im neuen Polenſtaat hätte belle: 
anbringen können, austritt. Wie überall, ſo 
auch im Verein Preußiſcher Staatsförſter, ſühren 
die Schreier, ihre Anſichten beherrſchen alle, 
ſelbſt in den kleinſten Ortsgruppen iſt das der 
Fall. Ich könnte davon ein Lied ſingen. Kollegen 
mit gemäßigter Anſchauung, wenn ſie warnend 
ihre Anſicht vertreten wollen, werden einfach 
ausgelacht. — — — 

Es wird von der Gegenſeite ſelbſtverſtändlich der 
Verſuch gemacht werden, den wahrheitsgetreuen 
Abdruck dieſer und der demnächſt folgenden Auße⸗ 
rungen anzuzweifeln. Daß ſie tatſächlich von 
ſtaatlichen Forſtbeamten ſtammen, ſind wir jederzeit 
in der Lage durch notariell beglaubigte Ab⸗ 
ſchriften zu beweiſen. 

* 
Die preußiſche Staatsförſtergewerkſchaft und die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“. 

Zu unſerem lebhaften Bedauern ſind wir 
wieder zu neuen Ausemanderſetzungen gezwungen, 
die hervorgerufen werden Se einen Artikel des 
Gewerkſchaftsvorſitzenden, Herrn Förſter Pfalzgraf— 
Misdroy, in Nr. 2 des „Deutſchen Förſters“. 
Durch dieſe Arbeit ſoll insbeſondere dem Leiter 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ perſönlich Anſehen 
und Ehre abgeſchnitten werden; er wird hin⸗ 
geſtellt als ein unwahrer, eigenſüchtiger, unzu⸗ 
verläſſiger Menſch, der aus reinen Geldintereſſen 
die Ziele der preußiſchen Staatsförſter ſchädigen 
will und weiter nichts im Auge hat, als Zwie⸗ 
tracht in deren Lager zu ſäen. Die ganze Tendenz 
in dem Artikel iſt eme derart üble und durch⸗ 
ſichtige, daß dagegen eigentlich nur mit ſchärfſten 
Mitteln angekämpft werden ſollte. Dennoch 
wollen wir uns gewohnter Sachlichkeit befleißigen 

Wir betonen von vornherein, daß von all 
den Mitteilungen, Behauptungen und 
vermeintlichen Feſtſtellungen, durch die 
uns Unwahrheit, Un zuverläſſigkeit und 
noch Schlimmeres vorgeworfen wird, 
nichts den geſchilderten Tatſachen ent⸗ 
ſpricht; abgeſehen von einem einzigen Irrtum 
Uns iſt in unſerem erſten Bericht über die Dele⸗ 
gierten⸗Verſammlung der preußiſchen Staats⸗ 
förſter, 1920 Nr. 41, ein entſchuldbares, für das 
Ganze unerhebliches Verſehen unterlaufen, das auch 
durch eme Berichtigung des in Betracht kommen⸗ 
den Herrn (1920 Nr. 42 Seite 843) längſt be⸗ 
hoben iſt. 

Wir werden uns der Mühe unterziehen, die gegen 
uns erhobenen Vorwürfe abzuwehren und auf⸗ 
zuklären, und unſer Leſerkreis wird die Überzeugung 
gewinnen, daß alles das, was man uns unter⸗ 
ſchieben will, nicht zutrifft, oder doch durch ein⸗ 
ſeitige Darſtellung belangloſer Umſtände — denn 
zumeiſt handelt es ſich um Nebenſächlichkeiten 
die die großen Geſichtspunkte gar nicht treffen — 
ein verzerrtes Bild des Haſſes gezeichnet iſt, das 
uns die Ehre nicht mindern kann, ſeinem Ur⸗ 
heber aber und der von ihm geleiteten Gewerk⸗ 
ſchaft nur zum Schaden gereichen wird. 

She wir auf dieſe Einzelheiten eingehen. 
müſſen wir zur Klärung der Sachlage, beſonders 
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durch die Vorwürfe des Herrn v. Kurnatowski an 
gleicher Stelle veranlaßt, in großen Zügen noch 
einmal die ganze Lage, in der ſich der preußiſche 
Staatsförſterſtand augenblicklich befindet, be⸗ 
leuchten und zugleich auf das Verhältnis unſeres 
Blattes zu dieſem eingehen. Dadurch wird die 
Richtigſtellung der Angriffe des Herrn Pfalzgraf 
.eider etwas verzögert; uns unlieb, aber nicht 
anders möglich. Die Logik unſerer Entgegnung 
zan nur zwingen, wenn fie ſich in den Rahmen 
cer geſchichtlichen Entwickelung hineinfügt. 

Die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ erſcheint ſeit 
“m Jahre 1886, alſo in ihrem 36. Jahrgang; 
e hat bon vornherein das Beſtreben gehabt, 
den deutſchen Forſtbeamten, beſonders dem 
.eukifchen Staatsförſterſtande zu dienen. War 
ne auch nicht beſtimmt, rein forſtliches Beamten⸗ 
1 ott zu ſein, jo heißt es doch ſchon in dem 
rogramm der erſten Nummer von 1886: 

„In einfacher, ſchlichter Sprache werden wir 
die Fragen des Waldbaues, des Forſtſchutzes 
und der Forſtbenutzung beſprechen, wie ſie 
namentlich den Förſterſtand berühren und 
ſomit dem Bedürfnis des eigentlichen Praktikers 
entgegenkommen. Jedes ſittliche Streben 
zur Hebung der grünen Farbe werden 
wir unterſtützen. Bringen werden wir 
Vereinsnachrichten, Perſonalnotizen und alle 
neuen Geſetze und Verordnungen auf dem 
Gebiete des Forſt und Jagdweſens. uſw. 

In den erſten Jahren erſchien die „Deutſche 
Forſt⸗ Zeitung“ neben einer Sonderausgabe als 
Inſtenloſe Beilage der „Deutſchen Jäger⸗Zeitung“, 
zoſte Hi aber ihres ſich ſchnell vergrößernden 
Umfanges wegen bald von dieſer los. 

Wie ernſt die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ihre 
Aufgabe von jeher genommen hat, das ſittliche 
Streben zur Hebung der grünen Farbe in die 
Tat umzufetzen, mag daraus hervorgehen, daß 
über die Notwendigkeit der Errichtung 
von Förſterſchulen in Preußen in den erſten 
deiden Nummern, alſo ſchon im Jahre 1886, 
ein Artikel erſchien; auch ſonſt iſt bereits in dem 
erſten Bande eine beträchtliche Anzahl von 
Nrbeiten allein den Forſtbeamtenverhältniſſen 
gewidmet worden. 

Die „Deutſche Forſt⸗ Zeitung“ gedieh. Von 
Jahr zu Jahr wurden die Bände ſtärker und 
ihre Auflage wuchs. So konnte ſchon der 
15. Jahrgang des Jahres 1900 mit den inzwiſchen 
gegrundeten Beilagen „Forſtliche Rundſchau“ und 
„Des Förſters Feierabende“ allein für den 
zedaktionellen Text reichlich 1000 Seiten umfaſſen, 
während der neueſte Band von 1920 mit Beilagen 
und Inhaltsverzeichnis nur etwa ein Drittel 
Amfang mehr, nämlich etwa 1300 Seiten enthält. 
Der „Verem preußiſcher Staatsförſter“ iſt im 
Jahre 1901 gegründet, und ſo iſt es ein weit⸗ 
erbreiteter großer Irrtum, wenn immer wieder 
und wieder gefabelt wird, daß die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ ein kleines, belangloſes, lebens⸗ 
iinfähiges Blättchen war, und erſt mit dieſer 
Sereinsgründung tatſächlich in den Rahmen 
eines größeren und umfänglichen Forſtbeamten⸗ 
Mattes hineingewachſen if. Durch dieſe Feſt⸗ 
“ellung et eine der Legenden zerſtört werden, 
de namentlich im preußiſchen Staatsförſter⸗ 
sande gefliſſentligj, um unſer Anſehen zu 
ſchädigen, herumgetragen werden. Nicht etwa dem 
zreußiſchen Staatsförſtervereine hat unſer Blatt 
eme Bedeutung zu verdanken; man kann viel 
cher ſagen, daß Anſehen und Arbeit des Zu⸗ 
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ſammenſchluſſes im preußiſchen Staatsförſterſtande 
deshalb ſo gut gediehen, weil er ſich die bekannte 
und bewährte „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ zum 
Organ erkoren hatte. 

Einige Jahre vor der Jahrhundertwende wurde 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ durch eine Verfügung 
des derzeitigen Oberlandforſtmeiſters, Exzellenz 
Donner, zum Rundgang bei den Revierbeamten 
in den preußiſchen Staatsoberförſtereien inven 
tariſiert. Uber dieſe Inventariſierung find ſehr viele 
ungünſtige Urteile gefällt worden, ohne daß ſich 
jemals Verlag und Schriftleitung unſeres Blattes 
weſentlich dazu geäußert hätten. Für Neudamm iſt 
die Inventariſierung niemals etwas anderes 
geweſen als ein naturgemäß willkommener Leſer⸗ 
zuwachs; und man hat hier auch derzeit, wie die 
Inventariſierung geſchah, nicht im entfernteſten 
daran gedacht, daß dem Förſterſtande, wie es 
ſeinerzeit angeſehen worden ſein ſoll, mit der 
amtlichen Zuſtellung unſeres Blattes etwas Uit⸗ 
willkommenes geſchah. 

Die Gründe, weshalb die Zentralbehörde die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ inventariſiert hat, find 
der Leitung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, für 
deren Redaktion durch den alten Zuſammenhang 
mit der „Deutſchen Jäger⸗Zeitung“, ohne ſich 
um den Inhalt mehr als oberflächlich zu kümmert. 
noch Herr Hugo von Sothen bis in das Jahr 1905 
gezeichnet hat, niemals bekanntgeworden. Irgend 
welcher Zuſammenhang mit der Bentralforit: 
behörde in Berlin beſtand nicht. Im Gegenteil, 
es war ein immerhin geſpanntes Verhältnis 
vorhanden, das auch im Jahre 1898 zu einer 
gerichtlichen Klage der Verwaltung gegen den Ver⸗ 
lag infolge eines mißliebigen Artikels geführt hat. 

Unſerer Auffaſſung nach hatte die Zentral⸗ 
forſtbehörde, in der doch damals die Abſicht 
beſtand, die forſtliche Bildung des preußiſchen 
Staatsförſterſtandes durch Einführung der ſtaat⸗ 
lichen Forſtſchulen zu heben, wohl gemeint, daß 
durch den ganz ſachgemäßen forſttechniſchen und 
forſtpolitiſchen Inhalt unſeres Blattes dem 
Förſter angemeſſener Leſeſtoff in die Hand ge⸗ 
geben werden würde. Inwieweit etwa der Em⸗ 
fluß der derzeit blühenden und der Zentralforſt⸗ 
behörde zweifellos oft unbequem werdenden 
„Wochenſchrift für deutſche Förſter“ durch den 
ruhigeren Inhalt der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ 
bekämpft werden ſollte, hat man in Neu⸗ 
damm niemals geprüft und auch keinerlet Ver⸗ 
anlaſſung dazu gehabt. Offen geſtanden, hat auch 
das Verſtändnis für dieſe Dinge damals hier 
gefehlt; um ſo weniger ſtichhaltig war daher 
ein dahingehendes Mißtrauen. Unſer alter Rat⸗ 
geber Fritz Mücke hat ſich allerdings mit der 
Inventariſierung unſeres Blattes nicht befreunden 
können, aber auch unſeres Wiſſens niemals ernſte 
Gründe gegen dieſen amtlichen Schritt ins Feld 
geführt. 

Auf Grund vorſtehender Ausführungen 
mache man ſich alſo endlich einmal im Förſter⸗ 
ſtande von dem Gedanken los, daß die Firma 
Neumann, Neudamm, mit der Zentralforſtbehörde 
zu Ungunſten und Bekämpfung der „Wochen⸗ 
ſchrift für deutſche Förſter“ ein Komplott ge⸗ 
ſchmiedet habe, um durch die Inventariſierung 
unſeres Blattes letztere unſchädlich zu machen 
Das ſind immer wieder gern erzählte Märchen 
ohne jeden Rückhalt. Im übrigen ſind im Laufe 
der weiteren Jahre in den Staatsoberförſtereien 
mancherlei Zeitungen weiter inventariſiert worden, 
ohne daß ſich der Staatsforſtbeamtenſtand da⸗ 
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durch bedrückt gefühlt hätte; ſo auer die „Beit- 
ſchriſt für Forſt⸗ und Jagdweſen“ und ſpäter die 
„Silva“, von dem amtlichen „Miniſterialblatt 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten“ nicht 
zu reden. Auch iſt beiſpielsweiſe in der Hof⸗ 
kammer die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ wohl heute 
noch inventariſiert, und wir haben niemals gehört, 
daß dies ſeitens der dortigen Beamten als 
ein Mißſtand empfunden wird; das Gegenteil 
it der Fall. Trotzdem wird der Vorgang der 
Inventariſierung von unſeren Gegner grundlos 
immer wieder von neuem benutzt, um uns 
zu ſchaden. 
Unſer Verhältnis zur „Wochenſchrift für 
deutſche Förſter“ und ihrem Leiter dem Herrn 
von Streſow war ein angenehmes, auf gegen⸗ 
ſeitiger Achtung beruhendes. Streitigkeiten wurden 
vermieden, die Firma J. Neumann hat ſich allezeit 
bemüht, ſcharfen Konkurrenzkampf gegen das wirt⸗ 
ſchaftlich ſchwächere Unternehmen auszuſchließen. 
o von Streſow war von vornehmer Natur, 
eider für ſeine Aufgabe wohl nicht hart genug. 
Uns iſt von unterrichteter Seite mitgeteilt worden, 
daß die Aufnahme manches ſehr ſchroffen Artikels 
in Standesfragen ihm abgetrotzt und ganz 
gegen ſeine beſſere Überzeugung durchgeſetzt 
worden ſei; und das wurde dann ſchließlich 
auch die Urſache zum Untergang der „Wochenſchrift 
für deutſche Förſter“. Damals waren ſolche Preß⸗ 
äußerungen für Beamtenzeitungen ohne ſchweren 
Schaden für das Unternehmen ſelbſt nicht durch⸗ 
zuſetzen. Auch Nutzen für die in Betracht 
kommende Beamtenſchaft war nach unſerer 
innerſten Auffaſſung damit nicht verbunden. 
Die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ gedieh als 
Zeitungsunternehmen leidlich; einen Nutzen 
hat fie kaum jemals gebracht. Der war mit dem 
Blatte auch eigentlich nicht beabſichtigt. Das 
Abonnement wurde, dem mageren Geldbeutel der 
Forſtbeamten entſprechend, allezeit ſo niedrig wie 
möglich bemeſſen. Man freute ſich in Neudamm, 
wenn ſich das Jahr gedreht hatte und kein Verluſt 
entſtand. Trotzdem konnten Ende der neunziger 
Jahre die Beilage „Des Förſters Feierabende“ 
und im Jahre 1900 die überall mit Beifall 
begrüßte „Forſtliche Rundſchau“ geſchaffen werden. 
Inzwiſchen wurde die Frage der Vereins⸗ 
gründung im Förſterſtande brennend. Auf all⸗ 
emeines Drängen aus dem Leſerkreis der 
eudammer „Deutſchen Jäger ⸗ Zeitung“ und 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ wurde nach Plänen, 
die Fritz Mücke mindeſtens ſchon im Jahre 1893, 
wahrſcheinlich aber ſchon viel fruher, entworfen 
hatte, am 27. Mai 1894 der Verein „Waldheil“ 
gegründet. Wenn zunächſt auch beabſichtigt war, 
und es namentlich in dem Wunſche Mückes lag, 
dieſen Zuſammenſchluß als Standesverein oder 
doch in einzelnen Standesgruppen auszubauen, ſo 
wurde er doch mehr und mehr zu dem, was er heute 
sit: ein Wohltätigkeitsverein, deſſen Leiſtungen ganz 
bedeutende geweſen ſind. „Waldheil“ hat in den nun 
faſt 26 Jahren ſeines Beſtehens ſehr große Summen 
zugunſten der Hilfsbedürftigen, Notleidenden und 
Schwachen der grünen Farbe und ihrer Angehörigen 
geſammelt und an dieſe wieder verteilt. Dabei beſitzt 
er noch ein anſehnliches Vermögen. „Waldheil“ iſt 
durch ganz Deutſchland im Laufe der Jahre ein 
Wohltätigkeitsbegriff geworden, dem zumeiſt 
unerbeten und ungefragt große Summen aus den 
Kreiſen der Freunde und Förderer der grünen 
rbe ſowie namentlich auch von Forſtbeamten 
GC zugehen. Wie groß der Umfang ſeines 
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Wirkens iſt, geht am beſten daraus hervor, daf; 
allein in den letzten zwei Monaten etwa 7600 a 
ſeinen edlen Zwecken zugeführt worden ſind. 
Die hervorragenden Manner der grünen Farbe 
haben es ſich alle Zeit angelegen ſein laſſen, auch 
Mitglied im „Waldheil“ zu ſein, und mancher, 
der in Forſtbeamtenzuſammenſchlüuſſen in ent 
anſehnliches Vereinsamt gewahlt wurde, hat es 
für ſeine Pflicht gehalten, dann auch repräſentatw 
dem „Waldheil“ beizutreten. Jetzt ſcheinen ſich 
andere Sitten einzubürgern. Der 2. Vorſitzende 
der Förſtergewerkſchaft, Herr von Kurnatowskt, 
erklärt in der Nr. 2 des „Deutſchen Förſter “ 
oſtentativ im Fettdruck ſeinen Austritt aus dem 
„Waldheil“, indem er ſchreibt: 
Zur allgemeinen Kenntnis! Ich habe am 
29. Dezember v. J. meinen Austritt aus dem 
Verein „Waldheil“ erklärt. Meine Selbſt⸗ 
achtung verbietet es mir, fernerhin einem Verein 
anzugehören, in dem die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ tonangebend iſt. i 
Forſth. Lauterbach, Poſt Treten, Pomm. 
Staatsförſter von Kurnatowski. 
Naturgemäß hat es Herr von Kurnatowski 
ſelbſt zu entſcheiden, was ihm feine Geint. 
achtung gebietet, auch iſt es an ſich ganz belang 
los, ob er dem „Waldheil“ angehört oder nicht, 
denn der Verein kann ſeine Beitragsleiſtung voll 
auf entbehren. Ob aber der preußiſche Staats 
förſterſtand, der ihm ein wichtiges Amt in feinen 
Organiſation anvertraut hat, damit einverſtanden 
ſein wird, daß der 2. Vorſitzende ſeines Zuſammen 
ſchluſſes ſich in dieſer unſchönen Form öffentlich 
von dem „Waldheil“ verabſchiedet, wagen wir 
billig zu bezweifeln. „Waldheil“ hat vor allem 
die Aufgabe, auch die unverſchuldete Notlage der 
Angehörigen des preußiſchen Staatsförſterſtande⸗ 
zu bannen; beſonders hat er 26 Jahre lang die 
Hinterbliebenen jener Männer unterſtützt, die in 
den großen Einigungskriegen 1864, 1866, 1870/7! 
dem Vaterlande mit Leben und Geſundheit 
gedient haben. Von dieſen ſind infolge der Feld⸗ 
zugſtrapazen viele vorzeitig geſtorben, und ſie 
haben bei den ehemaligen ſchlechten Penſions 
verhaltniſſen ihre Witwen und Kinder in ſehr 
bedrängter Lage zurückgelaſſen, denen der 
„Waldheil“ allezeit eine Stütze und oft die 
letze Hilfe geweſen iſt; er d ſomit gerade 
im preußiſchen Staatsförſterſtande beſonders 
viel Gutes gewirkt, und deshalb wird der 
hier geſchilderte Vorgang jedem Manne von 
feinem Gefühl unverſtändlich ſein. Taß die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ im „Waldheil“ ton 
angebend ſei, iſt eine Behauptung, die Herr 
von Kurnatowski nicht beweiſen kann. Das Blatt 
iſt Vereinsorgan, ihr Leiter Mitbegründer 
des „Waldheil“ und ſeit Gründung Vorſtands⸗ 
mitglied; die Arbeit für den „Waldheil“ iſt ihm 
oft eine Quelle der Freude und Befriedigung 
geweſen, aber eine Sonderſtellung nimmt er im 
„Waldheil“ bei dem kollegialen Zuſammenarbeiten 
aller an der Verwaltung beteiligten Herren nicht 
ein. Im „ Waldheil“⸗Vorſtand aber ſitzen acht 
Angehörige des preußiſchen Staatsforſtbeamten⸗ 
ſtandes, für jeden Zugehörigen Gewähr genug, daß 
die Standesintereſſen ſehr gut gewahrt werden 
Die Veröffentlichung des Herrn von Kurnatowski 
iſt eine Entgleiſung, vor der ihn eine geſchickte 
Schriftleitung an zu bewahren vermocht hätte, 
und der Abdruck in der gewählten Form tft 
jedem, der die Augen tatſachlich offen hält, ein 
Zeichen dafür, in welch täppiſcher Art die 
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Intereſſen des preußiſchen Staatsförſterſtandes emein gehäſſig das alte Märchen wieder auf, 


im „Deutſchen Förſter“ vertreten werden. 

Doch zurück zu unſerem Thema. Bald da⸗ 
nach, wenn wir nicht irren, Ende 1894, wurde 
dann der „Verein Deutſcher Förſter“, der ſo⸗ 
genannte „alte Verein“, gegründet, der ſich 
jahrelang redlich bemüht hat, die Intereſſen der 
grünen Farbe zu vertreten. Die Vereinserfahrung 
fehlte; man kam zu einem Zuſammenſchluß aller 
gut vorgebildeten Förſter des Staats⸗, Gemeinde⸗ 
und Privatdienſtes; Klaſſe A war wohl Vor⸗ 
bedingung. Die Vereinsleitung konnte bei den 
eigenartig rückſtändigen Anſichten, die behördlich 
damals durchgängig über Beamtenvereine 
herrſchten. von einem aktiven preußiſchen Staats⸗ 
förſter dauernd nicht übernommen werden. Der 
Verein wurde daher bald durch einen penſionierten 
Oberförſter des Privatdienſtes, ehemaligen Jäger 
der Klaſſe A, geleitet, der trotz hervorragender 
Tüchtigkeit es doch nicht verſtanden haben muß, 
mit den m Betracht kommenden maßgebenden 
Stellen in guten Zuſammenhang zu kommen; 
ſo ergaben ſich dauernd Reibereien mit der 
preußiſchen Zentralforſtbehörde, die ſchließlich in⸗ 
folge unvorſichtiger und vielleicht unnötig ſcharfer 
Artikel in der „Wochenſchrift für deutſche Förſter“ 
den preußiſchen Staatsförſtern die Zugehörigkeit 
zu dem „Verein Deutſcher Förſter“ verbot. 

Es iſt heute nicht unſere Aufgabe, zu 
dieſen alten, für viele ſchmerzlichen Vorgängen 
Stellung zu nehmen, uns fehlt auch die genaue 
Kenntnis aller Einzelheiten dazu. Wir können 
ach nicht ermeſſen, ob das Verhalten der Ver: 
waltung immer ein richtiges geweſen iſt. Die 
Anſchauungen über die Vereinsfreiheit fur Beamte 
waren von mehreren Jahrzehnten bedauerlich 
rückſtändige, und damit mußten die Vereinsleitungen 
damals rechnen. Wir haben jedenfalls die Em⸗ 
pfindung, als ob bei emer etwas vorſichtigeren 
Leitung des Vereins dieſer ſeiner Aufgabe hätte 
ganz anders gerecht werden können; aber die Ver⸗ 
haͤltniſſe lagen damals ſehr ſchwierig, denn wir 
wiſſen genau, daß man ſogar den Verein „Waldheil“ 
bei ſeiner Begründung von oben herab ſehr miß⸗ 
trauiſch betrachtet und es jahrelanger taktvollſter 
Arbeit bedurft hat, um leitende forſtliche Kreiſe 
für die „Waldheil“⸗Idee zu erwärmen. Der 
„Verein Deutſcher Förſter“ löſte ſich infolge des 
Verbotes als ſolcher auf, ſeine Wohltatigkeits⸗ 
Einrichtungen blieben jedoch unter dem Namen 
„Kranken⸗Unterſtutzungs⸗ und Begräbniskaſſe 
deurſcher Forſtbeamten“ beſtehen und exiſtieren 
heute noch. Seit dem Jahre 1920 hat der Zu⸗ 
ſammenſchluß den Namen „Verein deutſcher 
Forſtbeamten“ angenommen. 

Es wird nun in Förſterkreiſen gefliſſentlich 
immer wieder die Fabel herumgetragen, daß die 
neue Veremsgründung 1901 nur ausgeführt 
worden ſei, um der „Wochenſchrift für deutſche 
Förſter“ den letzten Todesſtoß zu geben, die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ aber in deren Sattel 
au ſetzen. Das iſt — wir brauchen abſichtlich 
hier emen ſchärferen Ausdruck, als wir es ſonſt 
zu tun pflegen — Schwindel, auf den wieder 
und zwar in Nr. 2 des „Deutſchen Förſters“, 
wie wir gern glauben wollen, mangels beſſerer 
Kenntnis, Herr von Kurnatowski, der zweite 
Vorſitzende der preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft 
hineingefallen iſt. In einem Artikel „1902*x — 
Vereinsorgan auf Befehl“ — wärmt er un⸗ 


*) Der Verein Königlich preußischer Forſtbeamten 
it am 12. November 1901 und nicht 1902 gegründet. 


aß die Gründung des „Vereins Königl. 
Preußiſcher Forſtbeamten“ ſeitens der Zentral⸗ 


forſtbehörde betrieben worden wäre; und zwar 
unter Zuſage wohlwollender Unterſtützung, falls 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ zum Vereinsorgan 
gewählt würde. Ein Herr, der, wie Herr 
von Kurnatowski, ein wichtiges Vereinsamt be⸗ 
kleidet, ſollte ſich doch beſſere Kenntnis verſchaffen, 
ehe er derartige Geſchichtsfälſchungen verbreiter. 
Wir verweiſen auf den Minifterialeriaß vom 
5. November 1901, Geſchäfts⸗Nr. III 15861, deſſen 
Wiedergabe ohnehm zeitgemäß iſt; er lautet: 
„Geſuch vom 22. September 1901“. Ich er⸗ 
kläre mich der Begründung eines Vereins Preußiſcher 

Staatsforſtbeamten unter der Bedingung ein- 

verſtanden, daß: 

1. der Vorſitzende und mindeſtens dreiviertel der 
Vorſtandsmitglieder den aktiven Staatsforſt⸗ 
beamten (Förſtern und Forſthilfsaufſehern) an- 
gehören, 

2. die Wochenſſchrift fur deutſche Förſter 

nichtzum Vereinsorgangewähltwird, und 

der än, fann die Verantwortung für das Verein 
organ ubernemmmt. 

Auch bin ich bereit, den Vorſtand am 14. d. Mis. 

zu empfangen und deſſen Vortrage entgegenzu⸗ 

nehmen. Der Vorſtand wo'le ſich zu dieſem Zwecke 
am vorgenannten Tage mittags 10 Uhr hierſelbſt, 

Leipziger Platz Nr. 8, einfinden. Von der ſtatt⸗ 

gehabten Begründung des fraglichen Vereins erwarte 

ich demnachſt Anzeige, damit ich die Königlichen 

Regierungen und die Revierverwalter von meinem 

Standpunkt zur Sache verſtändigen kann. 
Gleichzeitig genehmige ich noch, daß der Aufruf 

des Vorſtandes zum Beitritt zu dem neuen Verein 

den Herren Revierverwaltern mit der Bitte um 
weitere Mitteilung an die ihnen unterſtellten Beamten 
übermittelt wird. gez.: v. Pod bielski. 
An die Kömglichen Förſter Herren Roggenbuck, Böttcher und 
Pielmann durch die Hand des Kömglichen Forſtmeiſter? 
Herrn Dr. Kohlt, Hochwohlgeboren, zu Grunau (Mark), 
Kreis Teltow.“ 


Aus dieſem Erlaß geht zunächſt hervor, daß ſchon 
am 22. September 1901 die Herren Roggenbuck, 
Böttcher und Pielmann ein Geſuch auf Gründung 
eines Vereins Preußiſcher Staatsförſter an die 
Zentralforſtbehörde gerichtet haben. Wir erklären, 
daß Neudamm von dieſer Gründung früher und 
derzeit nichts gewußt hat, ebenſo iſt Neudamm 
in kemer Form irgendwie bei dem Plan der 
Veremsgründung beteiligt geweſen; auch Herr 
Fritz Mücke nicht. Dann ſei feſtgeſtellt, daß der 
Herr Miniſter von Podbielski nicht die Forderung 
geſtellt hat, die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ Toile 
Vereinsorgan werden, ſondern nur die Anord⸗ 
nung traf, daß die „Wochenſchrift für 
deutſche Förſter“ nicht zum Vereins⸗ 
organ gewählt werden ſollte. Unſeres 
Wiſſens iſt man auch nicht etwa gleich mir der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ uber die Verpflichtung 
zum Vereinsorgan in Verbindung getreten, 
ſondern hat erſt mit einem Berliner Verleger 
auf Hergabe einer Zeitung ſeines Verlages ver⸗ 
handelt. Dieſe Verhandlungen ſind aber an der 
Unluſt des Verlegers und der betreffenden 
Schriftleitung geſcheitert. Erſt dann, und zwar 
kurz vor der endgültigen Vereinsgründung, trat 
man mit Neudamm in Verbindung. Ein Ver⸗ 
treter der Firma Neumann wurde durch einen 
uns bekannten Herrn zu einer vertraulichen 
Ausſprache gebeten und dem jetzigen Leiter 
unſeres Blattes wurde der Auftrag, ſich zu der 
Beſprechung, bei der in Neudamm niemand 
vorher wußte, um was es ſich handle, abgeordnet. 
Wir in Neudamm wurden mithin erſt ganz kurze 
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Zeit vor der Vereinsgründung, auch erſt, wie der 
ganze Plan fertig war, eingeweiht und gefragt, 
ob die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ Vereinsorgan 
werden könne. Gleichzeitig wurde uns auch an⸗ 
edeutet, daß, wenn die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 

rgan des neuen Vereins wurde, mit dem 
Fortfall der Inventariſierung in den Oberförſtereien 
zu rechnen ſei. 

Auch dem Geſchäftsunerfahrenſten muß ein⸗ 
leuchten, daß ſich der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
durch die neue Aufgabe nicht gerade verlockende, 
geſchweige denn glänzende Ausſichten boten. Ein 


großer Teil ihres vorhandenen Leſerſtammes 0 


mußte, da er ſich unzweifelhaft dem neuen Verein 
anſchließen würde, zu billigerem Vereins⸗ 
abonnement beliefert werden, und 750 amtlich 
beſtellte Bezuge kamen obendrem in Wegfall; 
was zu gewinnen war, wußte niemand. Außerdem 
mußte von Neudamm aus mit ihm vollſtändig 
fremden Herren gearbeitet werden, wozu der 
Ausbau der vorhandenen recht primitiven 
Redaktionseinrichtungen nötig wurde. Man kann 
alſo tatſächlich nicht ſagen, daß der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ unter den neuen Verhältniſſen 
irgend etwas geſchenkt werden ſollte: und ſo iſt 
es denn auch gekommen. 

Für die Ablöſung der Inventariſierung gelang 
es dem jetzigen Leiter unſeres Blattes noch, zu 
erwirken, daß der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ die 
Stellenausſchreibungen und Perſonalien, die man 
in Neudamm ja ohnehin ſchon durch eigene 
Arbeit mühſelig geſammelt hatte, lückenlos amtlich 
zugeſtellt wurden (vergleiche die Miniſterial⸗ 
verfügung III 16421 vom 17. 11. 1901, ab⸗ 
gedruckt in Nr. 49 der „Deutſchen Forſt⸗Zenung⸗ 
dom 9. Dezember 1901.) 

Die Folge der Vereinsgründung war, daß 
rund 2000 Leſer der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, 
die bisher für das Blatt bei der Poſt 6 Mark 
bezahlt hatten, allmählich als Mitglieder in den 
neuen Verein eintraten und mit dieſen 2000 erſt 
Erde 1903 insgeſamt ſchätzungsweiſe 3000 Staats⸗ 
förſter für den neuen Verein gewonnen wurden, 
die für das Vereinsorgan jährlich nur je 4 Mark 
bezahlten. Daß für die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
unter dieſen Umſtänden die Vereinsgründung ein 
geſchäftlicher Vorteil geweſen iſt, wird ſelbſt der 
im Geſchaͤftsleben unkundigſte Laie nicht be⸗ 
haupten können. Und dies Verhaltnis hat dann 
auch zunächſt bis zum Jahre 1914. wo der Verein 
etwa 5000 Mitglieder hatte, und über den Krieg 
hinaus bis Ende 1918 gedauert. 

Wir würden auf dieſe Angelegenheiten, na⸗ 
mentlich ihre geſchäftliche Seite nicht, und be⸗ 
ſonders nicht an dieſer Stelle eingehen, wenn uns 
nicht unſere Gegner immer wieder vorwürfen. 
daß für Neudamm bei der Frage des Vereins⸗ 
organs immer nur der nackte Geſchäftsſtandpunkt 
und perſönliche Vorteil maßgebend geweſen 
wären und nicht die Anſicht beſtände, daß man 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ durch ihre Beſtellung 
als Organ des Vereins preußiſcher Staatsförſter 
Scheffel Goldes ins Haus getragen hätte. Wir 
betonen nochmals, daß die Verlagsbuchhandlung 
J. Neumann, Neudamm, mehr als ein Menſchen⸗ 
alter hindurch allein von dem Beſtreben geleitet 
worden iſt, ohne auf ihren Geſchäftsvorteil zu 
ſehen, den deutſchen Förſterſtand, beſonders aber 
die preußiſchen Staatsförſter, mit einem billigen, 
gut geleiteten Fachblatt auszurüſten, das gleich⸗ 
zeitig Organ vieler Vereine ſein, aber auch durch 
gute forſtliche Fachlektüre, durch Mitteilung der 
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in Betracht kommenden Berichte, durch Abdruck 
der Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe die 
Forſtbeamten für ihre Berufstätigkeit in zus 
verläſſiger Weiſe auf dem laufenden erhalten ſollte 
(Fortſetzung ſolgt) 
CH 


Betrifft 
Zahlung der „Deutſchen Forjt- Zeitung“. 


Die hochverehrlichen Mitglieder des „Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter“, die die „Deutfche 
Forſt⸗Zeitung“ von Nr 45 bis 52 koſtenlos erhalten 
aben und nun vom 1. Januar ab unſer Blatt 

durch Poſtüberweiſung frei ins Haus für 10,50 A 
je Vierteljahr erhalten, bitten wir um Einſendung 
des Bezugspreiſes im Laufe der nächſten Wochen, 
wobei wir freiſtellen, ob nur für ein Vierteljahr 
oder für mehrere oder für das ganze Jahr 1921 
mit 42 „ gezahlt wird. Zahlungen find zu 
richten an die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen 
Forſt- Zeitung“. am billigſten durch Poſtſcheck⸗ 
konto Nr. 41509, Berlin W 7. Sollten Herren, 
wie das nach Mitteilung vielfach geſchehen iſt. 
unſer Blatt zum 1. Januar jedoch bei der Poſt 
beſtellt haben, ſo bitten wir, um Doppelſendung 
vermeiden zu können, angeſichts dieſes unter 
Beifügung des Poſtbezugsſcheines um Beſcheid, 
damit das von uns überwieſene Stück zurück⸗ 
gezogen werden tann. Wir danken für den Weiter⸗ 
bezug ganz beſonders 

Die Verlagsbuchhandlung J. Neumann, Neudamn: 


— 
Nachrichten des „Waldheil“. 
Mitgliederverſammlung 1921. 


Die diesjährige ordentliche Mitglieder⸗ 
verſammlung wird am Montag, dem 21. Fe⸗ 
bruar, nachmittags 5 ½ Uhr, im Gaſthofe „Prinz 
von Preußen“ zu Neudamm abgehalten. Die 
Tagesordnung wird an dieſer Stelle rechtzeitig 
bekanntgemacht 

Neudamm, den 8. Januar 1921. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
Jacobi, 
Preußiſcher Forſtmeiſter, Maſſin, Vorſitzender. 
Neumann, 
Geh. Kommerzienrat, Schatzmeiſter. 


* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 
Curths, Rolf Jorſtlehrling, Breitenstein 1. Harz, Treis Sanger 


— 
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haufen 
Dorenwendt, Hermann, Forſteleve, Perlin bei Renzow uin 
Mecklenburg 


Elbrandt, Wilhelm, Forſtauffeher, Kupferhammer bei Droſſen, 
Kreis Weſtſternberg 
Geifſtmann, Braunſchweig Förſter, Braunſchweig, Nordſtr. 10. 
Herdecke, W., Braunſchweig. Forſter, Braunschweig. Gottingſtr. 24 
Lauffer, Hans, Forſtakademiker, Tharandt bei Dresden, Sidonien⸗ 
traße 174. 
Lennßen, Adolf, München⸗Gladbach. 
Lowes, Braunſchweig. Förſter, Riddagsbauſen ber Braunſchweig 
Lieſenberg, Braunschweig. Förſter, Querum ber Braunſchweirg 
Müller, Wilhelm, Dunenanwarter, Goldap ı Oſtpr, Jeblonskei 
Straße 450 
Maaß. Friedrich, 
alzwedel 
Märker, Johannes, gelernter Jäger, Ib Cichberg bei Radentckel, 
Kreis Kroſſen a. O 
Mittendorf, Braunſchweig. 
Wilhelm⸗Straße 35 
Reichardt. Karl, Forſtaufſeber, Leiſtenow ber Utzedol, Braz 
Demmin. 
Schünemann, Braunſchweig. Forſter, Braunſchweig. Hufaren 
ſtraße 63. 
Stein, Otto, Forſteleve, Bernburg a Saale Cöthenſche Str. 54 
e Braunſchweig Förſter, Braunſchweig.] Nerchenberg⸗ 
trage 7 


Foritlehrlina, Ludelſen bei Jubar, Kreie 


Förſter, Iraunſchweig, Rare 
*. 
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Zeſondere Zuwendungen. 


Eingeſandt von Herrn Walter in Dortmund . . 19,454 
Sühnegeld für einen Forſtfrevel, eingeſandt von B. 7. 30.— A 
Ertrag einer Verſteigerung nach einer Treibjagd, ein⸗ 

gefandt von der Salzufler Möbelfabrie 100,.— A 
Gefammelte Strafgelder von einer Treibjagd ber Herrn 

Falkenberg⸗Lagardesmüh len 20.— . 
Eingeſandt non Herrn Revierjäger Schuller 3,.— 4 
Desgl. von Herrn Büchſenmacher Bartſch 50.— A 
Desgl. von Herrn E v. Martels⸗ Hamburg 4,81% 
Desgl. von Herrn Arnold Bremer⸗Breslan 5.— 4 
Desgl. von Herrn W. Wenke⸗Liebenbung 3,50. K 


Überwieſenes Honorar von Herrn Kirchhof⸗Braunſchweig 4.20. 
Eingeſandt von Herrn Zimmerm ann⸗ Emmerich 


Strafgelder für Fehlſchüſſe der Jagdgeſellſchaft 
Gemünden . . . 44 .— 
Zuwendung von Herrn Höritzſch⸗Cickhuizen. . 1% 

Sammlung gelegentlich einer Jagd von Herrn Alex 
Blakeley in Grünberg i. Schl. 110,05 A 

Sühne für unbefugtes Schneiden von Schmuckgrün, 
. 10.—. 14 


Einſender Herr Förſter Lebrecht 

e Summa 424,01 8 

Den Gebern herzlichen Dank und Weidmannsheil! 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: Neumann. Schatzmeiſter. 


— 


Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Cberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind in den 

Verein aufgenommen: 

6991. Weber von Noſenkrantz, Richard, Gntsbeſitzer, Roſenkrantz, 
Poſt Gettorf bei Kiel, Kreis Eckernförde IV. 

6992. Graf Neventlow, Gutsbeſitzer, Altenhof, Poſt Eckernförde, 
Schleswig⸗Holſtein ; 

6993. Pieper, Aug Otto, Gtadtförfter, Stadtförſterei Nauen. IX. 

6994. Kaſchytza, Leopold, Förſter, Fh. Zyttna, Poſt Markwitz, 
Kreis Ratibor. VI 

6995 Merkel, Hans, Lehrer, Breslau X, Michaelisſtr. 61. VII. 

6996. Lichtenberg, Hermann, Förſter, ternebeck, Kreis 
Oberdarmm. IX. 


* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 

Peters, Willi, Forſtgehilfe, zurzeit Barth i. Pomm. 

Graf von Wallwitz, Nicolaus, K. Wirkl. Geh. Rat und K. 
Geſandter a. D., Dresden, Parkſtraße 9b. 

Debt, Wilhelm, Förſter, Manhagenerfeld, Bon Lenſahn, Kreis 
Oldenburg, Holſtein. 

Mnocky, Johann, Forſtgehilfe, Förſterei Plau, Poſt Thiemen⸗ 
dorf, Kreis Croſſen a. O . 

Kleeberg, Wolter, Hilfsförſter, Fh. Wildermann, Poſt Munche⸗ 
berg. Kreis Lebus. n 

Dannullis, Chriſtoph, Forſtgehilfe, Picktupönen, Kreis Pogenen, 
Memelland. 

Senft, Ewald, Gaſtwirt, Trechwitz, Poſt Groß⸗Kreutz, Kreis 
Jauch⸗Belzig. 
Möller, Heinrich, Jörſter, Roeſt, Poſt Kappeln a. d. Schlei, 
Kreis Flensburg, Land. 
Ollmann, Karl, Revierzäger, 
Lauenburg. 

Könnecke, Guſtav, Förſter, Schiverinsburg, Poſt Löwitz, Kreis 
Anklam i Pomm. 

Florack, Ferdinand, Förſter, Fh. Dyck, Poſt Bedburdyck, Kreis 
Grevenbroich. 

o. Scheffer, Adolf, Forſtauffeher, Dickſtrauch, Poſt Kontopp, 
Kreis Grünberg 1. Schl. 

Cherubin, Hans, Oberförſter, Gr.⸗Furra bei Sondershauſen 

Neumann, Heirrich, Hilfsförſter, Zyrowa, Kreis Gr.⸗Strehlitz, 
Oberſchleſien. 

Füllgrabe, Ernſt, Forſtaufſeher, Lonan bei Herzberg a. Harz. 

Köckert. Georg, Revierförſter, Ihlow, Poſt Schulzendorf, Kreis 
Oberbarnim. 

Prinz Heinrich XXXII. Reuß j. L. Durchlaucht, Trebſchen, 
Kreis Züllichau. 

Thamer, Heinrich, Forſtaufſeher, Berfa, Poſt Lingelbach, Kreis 
Ziegenhain. e 


Wintertagung 1921, 

Die Sitzung des weiteren Vorſtandes 
findet nicht, wie in letzter Nummer mitgeteilt, 
am 3 und 4. Februar zu Berlin ſtatt, ſondern 
erſt am Donnerstag, dem 10., und Freitag, dem 
11. Februar. Grund der Verſchiebung ſind Lokal⸗ 
ſchwierigkeiten ſowie die Unmöglichkeit, den für 


Gudow in Lauenburg, Kreis 
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den neuen Haushaltplan unbedingt nötigen Jahres⸗ 
abſchluß bis Anfang Februar zu erwirken. 

Am Donnerstag, dem 10. Februar, ſollen 
die Ausſchüſſe tagen; am Freitag, dem 
11. Februar, findet die Sitzung des weitere» 
Vorſtandes ſtatt. 

Die Herren Bezirksgruppen ⸗Vorſitzenden 
werden ebenfalls eingeladen und hiermit gebeten. 
unverzüglich Anträge für Beratungsgegenſtände an 
die Geſchäftsſtelle gelangen zu laſſen. 

Die vorläufige Tagesordnung zu der 
in den Räumen der Landwirtſchaftskammer 
für die Provinz Brandenburg in Berlin, 
Kronprinzen⸗Ufer 5/6, ftattfindenden Tagung 
iſt folgende: 

Am Donnerstag, dem 10. rel e 
9 Uhr vormittags: Ausſchuß für Kaſſen⸗ und 
Rechnungsweſen. 
10 Uhr vormittags: Ausſchuß für Unterrichts 
und Prüfungsweſen. 

2 Uhr nachmittags: Förſterausſchuß. 

4 Uhr nachmittags: Ausſchuß der Akademiker. 

4 Uhr nachmittags: Ausſchuß der Waldbeſitzer. 
Am Freitag, dem 11. Februar: 

"9 Uhr vormittags: Sitzung des weiteren Vor⸗ 

ſtandes. 

1. Stand der Tarifverhandlungen und Ver- 
handlungen mit dem Deutſchen Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbund. 

Rechnungsabſchluß für 1920. 
S ae des Haushaltsplanes 

ir 1921. 

. Srjabmahlen von Vorſtandsmitgliedern. 

Bericht des Ausſchuſſes für Unterrichts: 
und Prufungsweſen. (Dabei Genehmi⸗ 
gung der Satzungen des Stipendien⸗ 
fonds.) 

6. Forſtlehrlingsſchule. 

7. Anträge. 
Eberswalde, 


DU wm 


den 17. Januar 1921. 
Die Geſchäftsſtelle. 
7 


Verſicherungsamt. 

Bei unſerer Vertrags⸗-Geſellſchaft für 
Lebensverſicherungen der Concordia, 
Cölniſche Lebens verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft zu Cöln am Rhein, Maria⸗Ablaßplatz 
Nr. 15, ſind derſelben allein im Monat November 
v. J. aus dem geſamten Arbeitsgebiet: 

1096 Anträge über 4 11872 100 Todesfall⸗ 
ſumme zur Entſcheidung eingebracht worden. 

Vom 1. Januar bis Ende November v. J. 
ſind insgeſamt zur Entſcheidung übergeben worden: 

15 300 Anträge über & 156 672 678 Kapital⸗ 
verſicherungsſumme. 

Dieſer außergewöhnlich erhebliche Zugang 
beweiſt aber auch, wie gerade die Vertrags⸗ 
Geſellſchaft „Concordia“ geſchätzt wird und mit 
welchem Vertrauen man ihr begegnet. 

Nähere Auskünfte bzw. Proſpekte und An⸗ 
tragsformulare ſind bereitwilligſt zu haben von der 
Betriebsdirektion Max Jitſchin, Breslau 5 
Muſeumplatz Nr. 10. Fiebig. 


J 

Bezirksgruppe Freiſtaat Sachſen [XI) 

Die für Sonntag, den 5. Dezember v. J. nach 
Dresden einberufene Verſammlung war von einer 
größeren Anzahl Kollegen der Umgegend beſucht. 
Nach herzlicher Begrüßung der Erſchienenen durch 
den Einberufer wurde zur Ausſprache geſchritten 
und die Gründung einer Ortsgruppe Dresden, 
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umfaſſend die gleiche Kreishauptmannſchaft gleichen 
Namens, beſchloſſen. 

Zum Leiter der neuen Ortsgruppe wurde 
Revierverwalter Peter, als Schriftführer Forſt⸗ 
gehilfe Aßmann einſtimmig gewählt. Die Orts⸗ 
gruppe faßte hierauf folgende Beſchlüſſe: 

1. Die Gruppenverſammlungen ſollen viertel⸗ 
jährlich ſtattfinden und durch Vorträge aus allen 
Gebieten der Forſtwirtſchaft auf die Mitglieder 
belehrend und anregend wirken. Auch die Be⸗ 
ſichtigung lehrreicher Reviere wird in Ausſicht 
genommen. 

2. Die Bezirksgruppe wird erſucht, Verhand⸗ 
lungen mit dem ſächſiſchen Waldbeſitzerverband 
erſt nach Bekanntwerden des neuen Reichsrahmen⸗ 
tarifs einzuleiten. 

3. Im übrigen bitten die Mitglieder bei Feſt⸗ 
fetzung der neuen Tariſſätze die möglichſte An⸗ 
jehnung an die Einkommensverhältniſſe der 
ſächſiſchen Staatsbeamten unter Anrechnung der 
Deputate. 

4. Private Vereinbarungen zwiſchen Dienſt⸗ 
herren und Beamten ſollen auch fernerhin Gültig⸗ 
keit haben. 

Die Ortsgruppe ſteht auf nationalem Boden 
und bekennt ſich nur zum alten Verein für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands. Sie verwirft alle 
radikalen Strömungen, welche nur geeignet ſind, 
eine Zerſplitterung des Privatforſtbeamtenſtandes 
herbeizuführen und das im allgemeinen beſtehende 
Vertrauensverhältnis zwiſchen Waldbeſitzer und 
Beamten zu untergraben. 

Der Aufruf des Reichsverbandes der land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Körperſchaftsbeamten, Be⸗ 
zirisverein Freiſtaat Sachſen, zur Vornahme einer 
Wohltätigkeitsſammlung wurde als nicht im Inter⸗ 
eſſe der Forſtbeamten liegend abgelehnt. 

Burg Lauenſtein, Erzgeb., 30. 12. 1920. 

Peter. 
— 


Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 
Müller, Meſchede. 
Zur Aufklärung an unſere Mitglieder. 
1. Am 5. d. Mts. iſt in Berlin der Deutſche 
Fbrſterbund gegründet worden. Er ſetzt ſich aus 
den drei Berufsgenoſſenſchaften, den Staatsförſtern, 
den Kommunalforſtbeamten und den Privat⸗ 
forſtbeamten, zuſammen. Mit der vorläufigen 
Führung der Gruppe der Kommunalforſtbeamten 
iſt der Unterzeichnete beauftragt. Über die end⸗ 
gultige Stellung zum Förſterbund hat die Ver⸗ 
ſammlung in Caſſel zu entſcheiden. 5 
2. Mit der „Komba“ iſt wegen Anſchluß⸗ 
frage verhandelt. Auch über dieſe wird die 
Verſammlung in Caſſel zu beſtimmen haben. 
3. Die Führung der Vereinsgeſchäfte erfolgt 
bis zur endgültigen Regelung in der alten Weiſe. 
4. Ich mache darauf aufmerkſam, daß die 
beſchloſſenen Beiträge für 1920 unbedingt abzu⸗ 
führen find. Auch die ausgeſchiedenen Mitglieder 
haben den Beitrag für das laufende Halbjahr 
voll zu entrichten. Sollte ein ausgeſchiedenes 
Mitglied die Zahlung der rechtmäßigen Beiträge 
verweigern, bitte ich um Angabe der betreffenden 
Mitglieder nach hier, damit die Einziehung im 
Klagewege erfolgen kann. 
Meſchede, den 10. Januar 1921. 


Müllet. 
+ 
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Die dem Verein angehörenden Einzelmitglieder 
der Rheinprovinz Ce ſämtliche Eingaben bis 
auf weiteres an Herrn Förſter Offermann in 
Kleinhau und die Beiträge an Herrn Förſter 
Heiliger in Niedeggen zu ſenden. Müller. 

* 


. Zur Beſoldung der 

Gemeindeförſter im Negterungsbezirk Wiesbaden. 

Die Schriftleitung iſt darum gebeten worden. 
ſich zu den von der Bezirksgruppe Wiesbaden 
in voriger Nummer auf Seite 57 veröffent⸗ 
lichten Unterſchieden zwiſchen Staats⸗ und 
Gemeindeförſter zu äußern. Leider war es 
uns nicht möglich, die Angelegenheit recht⸗ 
zeitig für die vorige Nummer zum Abſchluß 
zu bringen; wir möchten daher heute in Kürze 
unſere Stellungnahme dazu zum Ausdruck bringen. 
Wir halten dieſe Feſtſetzung des Einkommens 
unvereinbar mit den geſetzlichen Beſtimmungen. 
Die Gemeindeförſter ſind grundſätzlich den ſtaat⸗ 
lichen Förſtern gleichzuſtellen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen, die für dieſe Gleichſtellung gefordert 
ſind, zutreffen. Daß die Gemeindeförſter ſechs 
Jahre früher angeſtellt werden als die Staats⸗ 
förſter, iſt unſeres Erachtens vollſtändig gleich⸗ 
gültig, denn maßgebend für die Höhe der 
Beſoldung iſt das Beſoldungsdienſtalter und 
die ihm entſprechende Gehalts ſtufe, wie fie geſetz⸗ 
lich feſtgelegt iſt. Das iſt der Begriff der geſetz⸗ 
lich geforderten Gleichſtellung mit den Staats⸗ 
beamten, die von den Anſtellungsverhältniſſen 
im Staatsdienſt gänzlich unabhängig iſt. 

Die Schriftleitung. 


* 
Bezirksgruppe Hannover. 

Am Mittwoch, dem 26. Januar 1921, nach⸗ 
mittags 1 Uhr, findet im Hotel „Deutſches 
Ge zu Northeim 1. H. eine Ortsgruppen⸗ 

erſammlung ſtatt. 
Tagesordnung: 

1. Stellungnahme zur außerordentlichen Mit⸗ 
glieder⸗Verſammlung am 28. Januar 1921 in 
Caſſel. 

a) 3 

b) 


ur Auflöſung des Vereins. 

ur Gründung eines Vereins der mittleren 
und unteren Kommunal“⸗Forſtbeamten 
Preußens. 

Mitglieder, welche am Erſcheinen zur Ver⸗ 
ſammlung behindert find, werden gebeten, ihre 
Memung über dieſe beiden Punkte mir ſchriftlich 
mitteilen zu wollen. 

Einbeck, den 8. Januar 1921. 

Kühne. 


Bezirksgruppe Pommern. 

Am 19. Dezember 1920 fand von nachmittags 
1 Uhr an die Bezirksgruppenverſammlung je 
Stettin, Hotel „Deutſches Haus“, ſtatt. Die Ver⸗ 
ſammlung war trotz des in Pommern herrſchenden 
loſen Zuſammenhaltes gut beſucht. Erſchienen 
waren 24 Kollegen mit 36 Stimmen. — Nachdem 
der ſtellbertretende Vorſitzende, Kollege Sem bach, 
die Verſammlung eröffnet und die erſchienenen 
Gäſte herzlich willkommen geheißen hatte, 
gab er einen kurzen Bericht über die Potsdamer 
Hauptverſammlung. Bedauert wurde bei dieſer 
Gelegenheit, daß nicht ſämtliche Kollegen in den 
Beſitz des Stenogramms gelangt find, und die 
Kollegen, die in der glücklichen Lage waren, ein 
ſolches zu beſitzen, waren auch erſt ſo ſpät in 
deſſen Beſitz gelangt, daß es ihnen nicht mehr 
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möglich war, dasſelbe bei ihren Nachbarkollegen Nachbarbeamten, dem Staats⸗, Gemeindeforſt⸗ 


umlaufen zu laſſen. — Bei der Beſprechung über gehilfe·n wahrgenommen. Die Stelle 
eine Vereinsumwandlung wurde der Antrag der umfaßt.. ha Staats-, . . ha Gemeinde⸗ 


Kollegen aus Köslin angenommen; er lautet: „Der .. . ha ſonſtigen Wald. Der Bezirk liegt zu⸗ 
Verein iſt in einen Forſtbetriebsbeamten⸗Lerein ſammen und kann der Staats⸗, Gemeinde 
umzuwandeln. Es iſt mit Nachdruck dahin zun... ſtelle, die .. ha groß ift, angejchloffer: 
ſtreben, daß die Forſtbetriebsbeamten ſich enger werden. Der Bezirk liegt iin Teilen 
zuſammenſchließen, im Kommunal⸗Beamtenverein | zerſplittert, die unter die Nachbarſtellen 
eine in ſich geſchloſſene Fachgruppe bilden und dieſe aufgeteilt werden können. Der Bezirk liegt ſo 
Fachgruppe bildet gewiſſermaßen den jetzigen abſeits, daß ein Anſchluß an eine Staats⸗ oder 
Kommunal⸗Forſtbeamtenverein. Der Vorſitzende Gemeindeförſter⸗ oder Waldwärterſtelle nicht durch 


dieſer Fachgruppe muß zum Vorſtand des Kom⸗ zuführen iſt. Lemp. 
munal⸗Beamtenvereins gehören. Dieſe Fach⸗ j Ki l 
ruppe der KommmmalForftbeamien hat die Ortsgruppe Thüringen⸗Eichs feld. 


H 
Bildung des Deutſchen Förſterbundes zu begünſtigen Verſammlung am 16. Dezember 1920 in Mühl 
und Anſchluß an den Staatsförſterverein zu ſuchen.“ Haufen i. Thür., Reſtaurant „Zur grünen Linde“. 
— Der Austritt der Forſtverwaltungsbeamten Der Vorſitzende eröffnete um 9½ Uhr vor⸗ 
wurde allſeitig bedauert. Man gab ſich aber der mittags die Verſammlung, dankte den Anweſenden 
Hoffnung hin, daß, wenn dieſe Beamten ſich in für ihr Erſcheinen und führte dann zu Punkt 1 
einer beſonderen Vereinigung wiederfinden der Tagesordnung etwa folgendes aus: „Tief, 
würden, es zu einer Arbeitsgemeinſchaft der Ver⸗ gehende Fragen im Leben unſeres jungen Vereins 
waltungs⸗ und Betriebsbeamten kommen würde. — haben uns heute zuſammengeführt. Sehr zu be 
Die hierauf erfolgte Vorſtandswahl ergab durch dauern iſt die Amtsniederlegung des Haupt 
Abgabe von Stimmzetteln folgendes Ergebnis: vorſitzenden, Herrn Oberförſter Gebbers, dem wir 
Kollege Lindner 24, Sembach 6 und Zachow alle in erſter Linie Dank ſchuldig ſind für feine auf 
6 Stimmen. Bei der Wahl des zweiten Vorſitzenden: opfernde Tätigkeit und das, was er für den Verein 
Kollege Finſterwalder 19, Puchert 11, Müller getan hat. Die Vorkommniſſe haben uns vollkommen 
d und Sembach 2 Stimmen. Nachdem die Ge⸗ überraſcht. Sollte vom Weiten her zielbewußt 
ſchäfte des Schrift⸗ und Kaſſenführers durch ein⸗ darauf hingearbeitet worden ſein, ſo hätten dir 
ſtimmigen Beſchluß zuſammengelegt worden waren, dortigen Kollegen vor derartig ſchwerwiegenden 
wurde zur Wahl des dritten Vorſtandsmitgliedes Schritten ſich über die Anſichten der Kollegen der 
geſchritten; fie ergab für den Kollegen Zachow 19, anderen Landesteile zuerſt informieren müſſen. 
Heyſe 4 und Lüder 4 Stimmen. Der Vorſtand Nachdem wir jedoch nun ſozuſagen vor vollendeten 
ſetzt ſich nunmehr zuſammen aus: dem 1. Vor⸗ Tatſachen ſtehen, iſt es unſere Aufgabe, die Lage zu 
ſitzenden, Förſter Lindner in Forſthaus Lütken⸗ beſprechen und unſerer Meinung durch entsprechende 
heide bei Gollnow; dem 2. Vorſitzenden, Förſter Beſchlußfaſſung Ausdruck zu geben. Durch Mit 
Finſterwalder in Forſthaus Schweinhauſen bei teilung aus der Verſammlung heraus gelangt es 
Dramburg; dem Schrift⸗ und Kaſſenführer, erſt jetzt zur Kenntnis der Anweſenden, daß vor 
Förſter Zachow in Rogzow bei Köslin. — Nach⸗ kurzem der Kollege Werner, Forſthaus Thiemsburg, 
dem der alte Vorſtaud ſeine Geſchäfte den nun⸗ plötzlich verſchieden iſt, und wird das Andenken des 
mehr gewählten Kollegen übergeben hatte, über- Verſtorbenen durch Erheben von den Plätzen geehrt. 
nahm Kollege Lindner die Führung der Bezirks⸗ Nach eingehender Ausſprache werden zu den ein⸗ 
gruppe und dankte dem bisherigen Vorſtand für zelnen Punkten der Tagesordnung folgende Be 
feine rege, aufopfernde, geleiſtete Arbeit, und ſich ſchlüſſe gefaßt: II. Wahl des Bezirksgruppen 
ſeiner hohen Pflicht voll bewußt, verſprach Der vorſitzenden: Der Kollege Lichtenberg, Quedlin⸗ 
ſelbe, wenn Wéi jedes einzelne Vereinsmitglied an burg, wird gebeten, die Geſchäftsführung der Be⸗ 
der Vereinsarbeit beteiligen würde, der Vorſtand zirksgruppe bis zur erſten Bezirksverſammlung 
zur Zufriedenheit ſeiner Mitglieder wirken würde. nach der Hauptverſammlung zu behalten. III. Zu⸗ 
Kollege Zachow bat, ihm ſeine ſchwere Arbeit künftige Geſtaltung des Vereins: Keine 
durch rechtzeitige Beitragsentrichtung, rechtzeitige Auflöſung des beſtehenden Vereins und Neu⸗ 
An⸗ und Abmeldung uſw. zu erleichtern. Zur gründung, ſondern unſer Verein ſoll als Betriebs⸗ 
außerordentlichen Hauptverſammlung wurden die beamtenverein, der er iſt, nachdem die Oberförſter 
Kollegen Lindner, Finſterwalder und Zachow ausgetreten ſind, beſtehen bleiben. Dem Anſchluß 
als Vertreter der Pommerngruppe gewählt. — an den zu gründenden „Förſterbund“ als ge⸗ 
Die Ortsgrupppenbildung wird vom Vorſtand ver⸗ ſchloſſener Verein wird zugeſtimmt, jedoch ſind 
anlaßt und in nächſter Zeit durchgeführt werden. auch unſere Sonderintereſſen ebenſo wie die ge⸗ 
Die nächſte Bezirksgruppenſitzung findet wiederum meinſchaftlichen vom ganzen Bund zu vertreten. 
in Stettin ſtatt. — Als Fachzeitung und evtl. Ver⸗[ Dem Verein noch angehörende Oberförſter ſollen 
einsblatt wurde der „Deutſche Förſter“ gewählt. — in ihm verbleiben, ausgeſchiedene aufgenommen 
Nachdem den Delegierten noch verſchiedene gute werden können. Die Möglichkeit des Zuſammen⸗ 
Anregungen als Material mit auf den Weg gegeben arbeitens mit einem ſich etwa bildenden Verband 
wurden, ſchloß der Vorſitzende die Sitzung gegen der Oberförſter ſoll gefördert werden. Als Vereins⸗ 
7 Uhr abends. j SÉ organ ſoll es den Mitgliedern überlaſſen bleiben, 
Zachow, Stadtförſter, Schriftführer. nach eigener Wahl die Lieferung der „Deutſchen 
7 Forſt⸗Zeitung“ oder des „Deutſchen Förſters“ oder 
alle beide zum Vorzugspreiſe zu verlangen. In der 
Ausſprache über dieſen Punkt kam insbeſondere 
zum Ausdruck, daß wir auch als Betriebsbeamten⸗ 


Bezirksgruppe Wiesbaden. 

Die Ortsgruppenführer und Einzelmitglieder 
werden gebeten, mir von jeder freiwerdenden Ge⸗ 
meinde waldwärterſtelle Mitteilung zu machen: verein beſtrebt ſein wollen, ein gutes Einvernehmen 

Die Gemeinde⸗Waldwärterſtelle „Ober⸗ | mit den Oberförſtern weiter zu pflegen und hierzu 
förſtereii „ wird — iſt — ab . . . frei. die zu gründende Vereinigung aller Förſter 
Der Dienſt wird vorläufig von dem — den — | Dentichlands auch ein Verband aller Forſtbeamten 


Nr. 4 Bd. 36 (1921) 


des Deutſchen Reiches werden möchte, in dem ſich 
als Einzelberbände alle deutſchen Forſtbeamten⸗ 
ſtände zum Wohle des Waldes und Wildes zu⸗ 
ſammenfinden. IV. Regelung des Förſter⸗ 
erſatzes und Ausbildungsfragen: Es iſt für 
den Kommunalforſtdienſt eine eigene Laufbahn zu 
ſchaffen. Für die Aufnahme und Ausbildung der 
Lehrlinge ſind mindeitend die gleichen Anforde⸗ 
rungen wie im Staatsdienſte zu ſtellen. Der Verein 
hat die Zahl der aufzunehmenden Lehrlinge und 
Verteilung auf die Lehrſtellen vorzunehmen. Für 
die Übergangszeit, bis zum vollſtändigen Erſatz 
der Kommunalforſtbeamten aus den eigenen An⸗ 
wärtern, iſt von den Bewerbern um dieſe Stellen 
die ſtaatliche oder eine dieſer gleichwertige Be⸗ 
fähigung zu verlangen, über die die Regierung in 
jedem Falle zu entſcheiden habe. In der vorherigen 
Aussprache hierüber wurde ausgeführt, daß es 
dem Verein, mit Unterſtützung der Kommunal⸗ 
verbände, möglich iſt, eine eigene Schule zu unter⸗ 
halten, in der jährlich etwa 30 Anwärter ausgebildet 
würden. Für die Übergangszeit ſoll nur das beſte 
Material im Kommunalforſtbeamtenſtande auf⸗ 
genommen werden. VI. Verſchiedenes: Der 
Haupwerein ſoll um Mitteilung gebeten werden, 
was, entſprechend dem Beſchluß der Bezirts⸗ 
verſammlung vom 11. Oktober v. J. in Halle, in 
der Beſoldungsangelegenheit der Forſtbeamten 
der Laubgenoſſenſchaften und Intereſſenten⸗ 
waldungen geſchehen iſt und weiter getan werden 
ſoll. Die Entſchädigung für die Betriebsleitung 
anderer Gemeindeforſten ſoll den betreffenden 
Forſtbeamten auch weiter verbleiben, wenn dieſe 
Tätigkeit von der Anſtellungsbehörde verlangt oder 
genehmigt wird. Eine Anrechnung des Deputat⸗ 
holzes darf nur ſtattfinden, wenn auch alle anderen 
Naturalbezüge uſw. der Staatsforſtbeamten ge⸗ 
währt werden, wie Dienſtwohnung, Dienſtland, 
Jagdnutzung, außerdem Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung. Gegen 2 Uhr nachmittags ſchloß der 
Vorſitzende die Verſammlung, nachdem Leinefelde 
als nächſter Ort der Zuſammenkunft gewählt 
worden war. Radszuweit, Schriftführer. 


Deutſche Jäger, 


öffnet Herzen und Börſen den Kriegsgeſchädiaten der grünen : 
Farbe. Sammelt für den Unterſtützungsfonds des 


Vereins „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo. 5 


BETTER 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


dem Miniſterium einzureichen. 
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Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
beireffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Verein mittlerer Staatsforſtbeamten 
Sachſens. 
Bezirksgruppe Eibenſtock. 
Sonnabend, den 22. Januar 1921, nach⸗ 
mittags 2 Uhr, Bezirksgruppen⸗Verſammlung im 
Gaſthof „Zum Muldenthal' in Aue. Um all⸗ 
ſeitiges Erſcheinen wird dringend gebeten. 
Wildenthal, am 11. Januar 1921. 
Neſtler, Vertrauensmann. 


CH 
Bezirksgruppe Grimma. 

Einladung zu einer Verſammlung nach Leipzig, 
Hotel „Deutſches Haus“, Königsplatz 13, am 
Sonnabend, dem 29. Januar 1921, von vormittags 
11 Uhr an. Tagesordnung wird vorher bekannt⸗ 
gegeben. Erſcheinen aller Mitglieder dringend 
nötig. Benndorf, Vertrauensmann. 


= 
Bezirksgruppe Marienberg. 

Die für Januar vorgeſehene Bezirks⸗Ver⸗ 
ſammlung findet Donnerstag, den 27. Januar, 
nachmittags 2 Uhr, in Marienberg, Bauers 
Reſtaurant, ſtatt. Tagesordnung: Bericht⸗ 
erſtattung über die Tätigkeit des Geſamtvor⸗ 
ſtandes und Stellungnahme der Bezirksgruppe 
zu ſchwebenden Fragen. Hierauf folgend das 
beliebte Kränzchen, wozu namentlich die werten 
Damen aufs herzlichſte eingeladen werden. 
Monatsgehalt kann am ſelben Tage miterhoben 
werden. Einer recht zahlreichen Beteiligung wird 
entgegengeſehen. Mit kollegialer Begrüßung: 

Benger, Vertrauensmann. 


S 
Verein 
Mecklenburg⸗Sehweriner Staatsförſter. 
Die durch das Ableben des Forſtregiſtrators 
Kania freigewordene Stelle eines Regiſtrators 
bei der Forſteinrichtungsanſtalt zu Schwerin iſt 
zum 1. Juli neu zu beſetzen. Beſoldung erfolgt 
in Gruppe VII. Bewerbungen von im Schreib⸗ 


dienſt gewandten Förſtern und Stationsjägern 


ſind bis zum 1. März ſeitens der Forſtämter 
Es iſt möglichſt 
vom 1. April ab Probedienſt zu leiſten. 

Für den Vorſtand: K. Kraft, 2. Vorſitzender. 


Inhalt: Am Scheideweg! 59 — Holzverkaufsergebniſſe ſür Preußen und Bayern im Monat Dezember 1920 61. — 


Parlaments⸗ und Vereins berichte. 63 — 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 64 — Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 65. 


Brief- und Fragekaſten 67. — Verwaltungsanderungen und Perſonalnachrichten. 68. — Nachrichten für den Verein Preußiſcher 
Staatsförſter 69. — Nachrichten des „Waldheil“. 73. — Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 74. — 
Nachrichten des Vereins preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 75. — Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 77. 
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Fur die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann. Neudamm. 


m 


Zweite Auflage. 


Der Heger muß pflanzenkundig jein. 


Aeber Aeſungspflanzen gibt ihm Aufſchluß 


Rieſenthals Jagdlexikon 


Preis gebunden 30 Mark und 30 v. H. Teuerungszuſchlag. 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung und die 


Verlagsbuchhandlung J. Neumann in Neudamm. 


— 


Deutſche Forſt⸗Zettung 
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Der heutigen Nummer liegt bei ein Proſpekt der Firma R. Reise, G. m. b. H., Liebenwerda, Prov. Sachſen, ben 


S Familien Nachrichten 


dem 7. Januar 1921, verſchied nach kurzem 
ſchweren Leiden im Krankenhauſe in Cöpenick der 


Staatliche Förſter und Forſtkekretär 
Herr Guſtav Wendt. 


Der Entſchlafene hat lange Jahre den aufreibenden 
Bureaudtenſt des ſchwierigen Revieres in unermüdlichem Fleiß 
verſehen, ohne ſich jemals auch nur emen Tag Urlaub zu gönnen 

Trotzdem er ſich ſchon leidend fühlte, hat er auf dieſem Poſten 
bis zuletzt ausgeharrt Er war uns allen ein guter Kamerad, 
beſſen Andenken wir hoch in Ehren halten werden. (598 


Im Namen der Beamten 


der Oberförſterei Grünau / Dahme: 
v. Varendorff, Oberförſter. 


— EN I ar 35 
SE 
o 


Am Freitag, 


| 
verec! | 
teu! 


Naur an dieſer Stelle r J. Neumann, Neudamm 
Familien - Auzeigen ksfteutas PFF 
Kufgenommen. FFV 
Soeben erschien: 
x Geburten: 


ntersuchungen über 


Dem Preuß. Oderförſter Gabriel 
1 Battenberg (Eder) eine Tochter | V 
Yerlobungen: z waldbeständen inPreu- 

erzulein Johanna Schiere in; Ben unter besonderer 
Droſſen mit Herrn Richard Berucksichtigung des 


aettig in Landsberg a Warthe 
Fräulein Annelieſe Hinze in 
Droſſen mit dem Lehrer Heren 
Günter Marks in Wriezen g O. 


Sheſchließ ungen: 
Stagklicher Revierjäger Alfred 
Kreußzler in Bocdsbrändchen 
ger Deſſau mit Fräulein Gertrud 
Fligge om Königsberg ı. Pe 


Einflusses verschiedener 
Wirtschaftlicher Behand- 


$ Iungsweise. Zweite, um die 
$ Untersuckungen aus den 
4 Jahren 106-1919 vermehrte 
$ Aufiage.VonGeh.-Regiertngs- 
> eat und Professor Dr. Adam 
® Schwappach. Preis geheftet 
x 15 Mk. gebunden 18 Mk. — 
> Daraus einzeln: Teil II (1906 
dis 1919). Preis geheftet 6 Mk. 
Zu den Preisen 30 v. H. 
Teuerungszuschlag. 


2 2 


wen Aachtu 


ug! 
6a. 20-30 Morgen 
Grubenholz 


fact hate 


„e Selbſtwerbung in jeder Große 
Redlenbueg zu Kanuten gesucht. | 


r 9 
: Brandenburg. Vommern und noch Beſichtigung gegen GE ö 
Ber mittlung Proviſion (241 baldigſt 2 


C. Schories. 
Zaugeſchäft und Nutzholzhandlung, 
Spandau, Klaferſtr 27 


zu verkaufen. 


Reflektanten wollen Angebote eg: 
reichen unter B. L. 
Rudoll Mosse, Breslau. 


Lë 


| Kaufe jede Ladung 


Brennholz, 


FOTZ 
und Waldgüter 


ſowie auch aus Jahres⸗ 
ſchlägen alle Arten von 
Laubhölzern (Birken, 3 
Erlen. Rotbuchen und 
Weißbuchen, Rüſtern, 
Ahorn, Eichen, Eſchen. 
Linden und Pappeln), © 


pro 10000 kg, 
Buchen, Fichten. Kiefern. Erlen, 
Weißbuchen, Ahorn, Pappeln, 

Papier- und Grubenholz, 

1 gauze Waldbestände. : 
Vermittler erhalten 2% Proviſion 
H. Bruns, Urescherode. 

bei Gandersheim (Harz). 


Kiefern- und Tannen- 
langbölrern. Papier-, 


Gruben- und Brzun- 
dolzern gegen Barzaßl 
zu kaufen. 39 & 
. Geil. Angebote an Se 
d 3 Dimm, Waldgeſchäft, J 
Tapiau Ostpr. * 
WW Gear 1875. Feruſpr. 88. 
Vermittler erhalten hohe d 
Proviſion. . 


Saulbaumholz, 
Sprockelholz, 


Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 
Paul Becker, Holzhandlung, 
Röxe- Stendal. Lütderitzer Straße 30. 


auch Schiessbeerholz genannt, bei 
werber 


Le A 
zurſttechniſche Artikel. worauf wir hleemit beſonders aufmerkſam machen. 


— —- - 


beſitzes wird möglichſt zu forort ein 


zu ſenden an die 


Buchen 1200 4, Kiefern 1000 A 
ſowie Eichen, 


d 


examen eines deutſchen Bunde_s | 
| nantes oder vor dem Privalforſt⸗ 
beamtenverem abgelegt haben. 


wirtſchaftung von Kleinwaldbeſitz 
vertraut ſowie katholiſch und 3 SE | 

Voranmeldung erforderlich. Ernſte 
bevor zugt. 
4094 an 
unter Anlehnung an die ſtaat⸗ 
lichen Grundfatze. E 


| Forstapteitung d andwirtschatts 1 $ Rotberg. Preis gebunden 
kammer für die Provinz Schlesien. 3 Mk. Pf. und 60 v. H. 
[Breslau 10, Mathiasplatz 4. Teuerungszuschlag. 


verbandes in ſofort eine 
8 


[(Schreibgehilſe des Oberförſters) 
zu beſetzen. Beſoldung nach den 
fur die preuntſchen Staa Siorſt⸗ 
EC 
Bewerbun 
(140 
ärztlichem Geſundsheitsatteſt und 
Miutarpaß find ſpäteſteus bis 
15 Febcuar 1921 an uns ein⸗ 
zureichen. 


Kreisans ſchufe Natzeburg i Log 


Waldbeſtände, Waldgüter, 
Schwellenholz. Grubenholz, e auch Laub 
Hölzer, wie Pappeln vp, zum Selbſtabtrieb und fertig geſchlagen iu 
Mecklenb,. Pommern, Brandenburg, Schleſien, Weſtpreußen, font 
egen Barauszahlung ( 
choepss & Bieselt, Sägewerke u. Holzhandlg., Waren (Müritz). 
— Kr» Vermittler hohe Proviſion. me 
ei = 


Waldbeständ: 


mit oder ohne Grund und Boden, vorwiegend Buche, kswie 


aufgeardeitetes Holz 


frei Waggon (auch Into Wald) aus allen Provinzen Deutſchlandz 

laufend zu Kaufen gesucht. 
Angebote unter Angabe des Sortiments, der Menge und bei 
Vreiſes. der Lage des Obzektes und der Abfuhrverhältniſſe 
399 


erbeten an 0 
Verein für chemiſche Induſtrie, 
Frankfurt a. Main. 


Bl 


Für unſeren Stadtforſt iſt ein 
| unnerheirateter (293 


Forſtgehilſe 


en 
178 


ell 


Für den Nachweis 


daun Wald parzeilen. | auf Priwatdtenſtvertrag mit viertel 
Waldgütern sowie zahrlicher Kündigung ſogleich ein 
Hoizschlägen aller | äuftellen. 


Art zahle ich eine 
Provision von 3 % der 
Kaufſumme. Gefl. An⸗ 
gebote unt. Nr. 38 
bet, d. Geſch. d. Diſch. 
Jäg.⸗Ztg., Neudamm. 


% ĩ 8 8. Jauuar 1921. 
S Ste llenangeb Al? Der Magiſtrat. 
Zur Beaufſichtigung der Wälder 


FFC 
des in Kleinwaldbauvereine zu⸗ Folſtgehilfe 
| 4 


ſammengeſchloſſenen Kleinwald⸗ 

unverheiratet, der die Forſtſchule 
abſolviert haben muß (ſtaatlicher 
Forſtgehilfe bevorzugt) und durchau⸗ 


Kreisförſter Sc im sure 
| energeih im Forſtſchutzdienſt til, 


geſucht. 233 | wird bet V 
e „wir gutem Gehalt für das 
Bewerber müflen das Förſter⸗ Memel⸗Gebiet geſucht 

Stadtforſt Memel. 
[Angebote mu Beugnisabichreften, 
die nicht zurückgeſandt werden, au 


brwatfornbeamte, die m. ſchleſiſch 5 ö 
Borgebirgsverbältmiffen und „e. Stadtforft- Verwaltung Memel. (210 


Bewerber, welche die erſte faul 

liche Prufung beſtanden haben. 

wollen cinen felbſtgeſchriebenen 

Lebenslauf ſowie die Dienft⸗ ur 

Führungszeuqniſſe in Abſcheift bis 

24. d. Mis. bei uns einreichen 
Befoldung 


| nach 
Grundſatzen. 
Hirſchberg i. Schleſ. 


ſtaatlichen 


en 


noch unverheiratet ſiud, werden | E J. Neumann in Neudamm. 


pn ——ñ— — 


Der Jagdaufseher. 
Leitfaden für Be- 


rufsjager u Jagdherren. 
Von Edgar Freiherrn von 


Die Gehalts regelung erfolgt 


Bewerbungen ſind umgehend 


Ju der Forſtuerwaltung des 
Lauenburgiſch. Landeskommunal⸗ 
(225 | 
Hilfsforſterſtelle gott gef., möglichſt Rheinländer und 
ev., verh., etwa 40 Jahre, für 
1000 Morgen im Rheinland geſuchl. 
Lebens!. Zeugn, Empfehl., Gehalts- 
anſpr, Bild unt Nr. 205 bet die 
Geſch. d. D. Forſt⸗Zig., Neudamm. 


Suche zum ſofortigen Antrlt⸗ 
engl., unverheirateten 
Förſter 
` für mein in der Grenzmark ge 
Furforgungsberechtigte Bes legenes. 2000 Morgen großes 
tim Sinne des Inter: | Revier Harmelsdorf. (2356 
briugung geiege3 werd bevorzugt. Lehr, 
Ki. Nakel bei Harmelsdorf. 


beamten geltenden Feſtimmungen 
m. ſelbſt eſchriebenem 
L benstauf, Zeugniſſen, amts⸗ 


Deutſche Forſt⸗ 


Zeitun 


n Mit den Beilagen: 
Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Uerelus Preussischer Forstbeamten, des Vereins „Waldhen“, des Uereius 
für Privatforstbeamte Deutschlands, des Forstwaisen vereins. des Vereins Preussischer Rommunal-Forstbeamten, des 


Vereins mittlerer Staatsforstbeamten Sachsens, 


des Vereins, Mieckleuburg - Schweriner Staatsförster, des Uereins 


Thüringer Staatsförster, des Vereins Schwarzburg - Rudolstädter Forstschutzbeamten, der Ueremiaung mittlerer Forst- 


Lie Deutſche Dor, Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. 


beamten Anhalts, des Schaumburg -Lippeschen Förstervereins, des Vereins Fürstlich Bohenzollernscher Förster. 


Bezugspreis: Biertellährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 


anſtalten (emgetragen in die beige Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73) direkt unter Streifband dur h den Verlag für 


Deutjchlaud und das alte SOſterreich-Ungarn 13,50 


Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach 


dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, VBetriebsſtörungen, Arbeitsemſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 


Ver den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleuung das Recht der fachlichen Anderung in Anpruh Ber 


keinen Anſpruch auf Lieſerung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


träge, ur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen. Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchruten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Bierteljahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Jun 1901 ſtrafrechtlich verfolgt 


Nr. 5. 


— 


Neudamm, den 30. Januar 1921. 


36. Band. 


— . ̃ ̃ —⁰ — u——— —— 


Der Deutſche Förſterbund. 


Durch die politiſchen Zeitungen geht die Haltung. Seinen Ausführungen möchten wir 


Nachricht, daß der Deutſche Förſterbund kurz folgendes entnehmen. 


gegründet worden ſei, und zwar auf Grund 
einer Tagung vom 5. und 6. Januar, zu der 
Vertreter der Staatsförſter⸗Vereine der Frei⸗ 
ſtaaten Preußen, Sachſen, Anhalt, Braun⸗ 
ſchweig, Mecklenburg, Waldeck-Pyrmont, Lippe: 
Detmold und Thüringen, des Vereins Sächſiſcher 
Gemeinde⸗ und Stiftsforſtbeamten, des Preußiſchen 
Kommunalforſtbeamten⸗Vereins, des Rheiniſchen 
Gemeindeförſter⸗Vereins ſowie des Deutſchen 
Privatforſtbeamten⸗Vereins erſchienen waren. 

Uns iſt mit Ausnahme der Mitteilung des 
Vereins Preußiſcher Kommunalforſtbeamten im 
Vereinsteil voriger Nummer eine weitere Nach⸗ 
richt nicht zugegangen. Wenn wir uns auch 
zunächſt von der Zweckmäßigkeit des neuen 
Zuſammenſchluſſes nicht überzeugen können, 
jo wünſchen wir für deſſen gedeihliche Ent: 
wicklung doch alles Gute und hoffen, daß 
durch ihn dem Förſterſtand das, was er 
ſich davon verſpricht, auch in Erfüllung gehen 
möge. Obwohl ausdrücklich betont wird, der 
in dem neuen Bund zuſammengeſchloſſene 
Förſterſtand wolle ſich politiſch ſtreng neutral 
halten, ſo zweifeln wir doch aus vielen Gründen 
an greifbaren Erfolgen des neuen Bundes und 
glauben, daß dieſer auf die Dauer einer erfolgreichen 
Standespolitik eher hinderlich als fördernd ſein 
wird. Wir befinden uns mit dieſer Auffaſſung 
in guter Geſellſchaft, denn auch die mittlere 
Forſtbeamtenſchaft Bayerns hat ſich bis jetzt 
dem Deutſchen Förſterbunde nicht angeſchloſſen. 

Der Vorſitzende des bayeriſchen Standes⸗ 
vereins, Oberforſtverwalter Haas, den wir immer 
noch für den zielbewußteſten und erfolgreichſten 
Führer in der deutſchen mittleren Forſtbeamten⸗ 
ſchaft halten, begründete in Nr. 1 der „Bayriſchen 
Forſt⸗ und Jagdzeitung“ in einem Artikel „Ein 
Förſterbund und wir“ ſeine ablehnende 


Nr. 5 Bd. 36. 


Haas ſchreibt: 

Die preußiſchen Kollegen planten nämlich 
die Gründung eines Bundes, beſtehend aus 
Förſtern jedweden Dienſtgebers, und mit 
dem Gewicht dieſes Bundes hoffen die Herren 
alle Hinderniſſe, die ſich dem Aufſtieg der Förſter 
bezüglich Ausbildung, Stellung und Bezahlung 
entgegenſtellen, beſeitigen zu können. 

Dieſer Gedanke mag auf den erſten Blick 
beſtrickend erſcheinen, bei näherer und nüchterner 
Betrachtung verliert er, für Bayern iſt er in 
der geplanten Ausführung unmöglich. Nur 
der Intellekt kann ſich den höheren Beamten 
gegenüber durchringen. Die Bayern würden 
ſich mit der gedachten Form eine Belaſtung 
auferlegen, die ſie nicht vorwärts, ſondern 
rückwärts bringen müßte. 

Der Bundesgedanke braucht deswegen nicht 
aufgegeben werden, im Gegenteil können wir 
Bayern für denſelben unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen eintreten, und in Berlin wurden 
unter den Beteiligten dahin gehende Verein⸗ 
barungen, wenn auch ohne Verbindlichkeit, 
beſprochen. Die gleichwertigen mittleren Be⸗ 
amten des Staats⸗, Kommunale und Privat⸗ 
dienſtes ſollten ſich je unter ſich organiſieren, 
die ſo geſchaffenen Körperſchaften ſollten ſich 
dann föderativ zu einem Bund mit gemein⸗ 
ſamer Spitze zuſammenſchließen. 

Es läßt ſich daräber ſprechen, ob dieſer 
Gedanke nicht eines weiteren Ausbaues fähig 
wäre, aber zunächſt würde damit eine Grund⸗ 
lage für die Bildung eines Förſterbundes 
gegeben worden ſein, welche dem Verlangen 
der Bayern Rechnung getragen haben würde. 
— — — Im Schoße der leitenden Herren in 
Preußen iſt es aber anders beſchloſſen. Einer⸗ 
ſeits ſtimmt man dort unſeren Vorſchlägen 
zu, auf Umwegen kommt man aber immer 
wieder auf das alte Ziel zurück. Während 
von unſerer Seite in bezug auf Auswahl und 
Sichtung des mittleren forftlihen Beamten⸗ 
tums dem Grundſatz Anerkennung zu ver⸗ 
ſchaffen verſucht wird: „Wägt Eure Glieder, 
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preußiſchen Vereinsleitung nur zählen und 
nicht wägen, weil dort angenommen wird, 
durch Sammlung der Maſſen Eingang im 
Forſtwirtſchaftsrat, auch im deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsrat und in den Parlamenten zu gewinnen. 
Die Bedeutung dieſer Vertretungskörper für 
den Förſterſtand ſoll voll und ganz anerkannt 
werden, aber für die Allgemeinheit des Berufs⸗ 
ſtandes darf ſie nicht überſchätzt und zu hoch 
bezahlt werden, was beſonders für den deutſchen 
Süden gilt. — — — 

Der letzte Abſatz über den Gedanken 
„Wägt Eure Glieder, zählt ſie nicht“ 
iſt für die augenblicklichen Verhältniſſe hoch 
beachtenswert, und Herr Oberforſtverwalter 
Haas trifft hier wie in ſeinem Artikel über⸗ 
a. unſerer Auffaſſung nach nicht nur für 

ayern, ſondern für ganz Deutſchland das 
Richtige. Er fährt dann fort: 

Geht man den Dingen auf den Grund, ſo 
erkennt man zweierlei Triebkräfte für den ge⸗ 
planten Auſbau des Förſterbundes in der ge⸗ 
dachten Form. Der Verein der preußiſchen 
Staatsförſter hat ſeine Vorſtand ſchaft ge⸗ 

wechſelt. Es iſt durchaus anzuerkennen, daß die 
neuen Männer vom beſten Willen durchdrungen 
ſind, etwas für ihren Verein zu leiſten. Aber 
was 73 Das neue Regiment kann auch nur mit 
»Waſſer kochen. Der frühere Vorſitzende, welcher 
jetzt ſo vielen abfälligen Beurteilungen aus⸗ 
geſetzt iſt, weil er natürlich alle Gelegenheiten 
zum Aufſtieg verpaßte, hat in Wirklichkeit alle 
gangbaren Wege zum Vorwärtskommen der 
preußiſchen Kollegen eingeſchlagen, die Ver⸗ 
hältniſſe waren eben ſtärker als er. 

„Wer immer ſtrebend ſich bemüht, 

Den können wir erlöſen“, 
verkünden die Engel — bei einem Großteil 
der preußiſchen Kollegen bliebe Velte unerlöſt? 
Wie es nun aber beſſer machen, iſt die größte 
Frage — und da bildet die Errichtung des 
deutſchen Förſterbundes, gleichviel in welcher 
Zuſammenſetzung, den augenblicklichen Ver⸗ 
legenheitsausweg. Ob es nicht beſſer für die 
preußiſche Kollegenſchaft, die Stützpunkte grund⸗ 
ſätzlich bei den geprüften mittleren Beamten, 
der Sekretärklaſſe, zu ſuchen, möchte ihrer 
Erwägung anheimgegeben werden, nach baye⸗ 
riſchem Maßſtab gemeſſen wäre das der gang⸗ 
barſte und zielſicherſte Weg. 

In den vorſtehenden Auseinanderſetzungen 
iſt beſonders das hohe Urteil des Herrn Forſt⸗ 
verwalters Haas über Herrn Hegemeiſter 
Velte zu beachten. Ebenſo auch die treffende 
Bemerkung, daß das“ neue Regiment im 
preußiſchen Staatsförſterſtande auch nur mit 
Waſſer kochen kann. Es hieße die ſelten klar 
durchdachten Ausführungen beeinträchtigen, 
wenn wir noch etwas weiteres hinzufügen 
wollten. Herr Haas geht dann auf die 
Privatförſter über und ſchreibt: 

Dann zu den Privatbeamten. Von ihnen 

kommt nur ein kleiner Teil in Betracht. Es 
beſtand und beſteht — neben einer anderen 

Körperſchaft, den Güterbeamten — ein Verein 

deutſcher Forſtbeamten, wenn ich nicht irre, 

6000 Mitglieder ſtark. Hiervon hat ſich eine 

Gruppe unter der Leitung eines früheren 
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zählt ſie nicht“, will man auf Seite der 
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Geſchäftsführers dieſes Vereins abgezweigt; 
ob mit oder ohne Berechtigung iſt eine Frage 
für ſich, die hier nicht zur Behandlung ſteht. 
Der neue Verein mag 2000 Mitglieder um⸗ 
faſſen, der alte Verein beſteht fort. Im Deutſchen 
Reiche wird es etwa 20 000 Privatforſtbeamte 
geben. Man mag dem Vorſitzenden des neuen 
Vereins noch ſo viele kollegiale Geſinnung ent⸗ 
gegenbringen, ſo kann doch ihm zuliebe ſein 
Verein nicht als Vertretung der Privatforſt⸗ 
beamten anerkannt werden. Ausſchließlich dieſer 
Verein iſt aber zur Bundesgründung berufen, 
und dieſe Gefälligkeit und Rückſichtnahme auf 
den Verein und deſſen Vorſtand wird ohne 
Zweifel ſtarken Einſpruch der übrigen Privat- 
forſtbeamten-Verbände hervorrufen. 
Zu dieſen Außerungen möchten wir folgendes 
bemerken: Der alte Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands hat wohl nur reichlich 4000 Beamten⸗ 


Privatforſtbeamten für ſehr reichlich gerechnet 
halten, es ſei denn, daß die vielen ſoge⸗ 
nannten Forſtangeſtellten ohne Fachbildung hier 
mitgerechnet werden. Dieſe kommen aber, 
wenigſtens für den Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands, überhaupt nicht in Betracht. 
Ob fie für den Deutſchen Förſterbund irgend- 
eine Rolle ſpielen, entzieht ſich unſerer Be⸗ 
urteilung. Bezweifeln möchten wir weiter, 
daß der Deutſche Privatforſtbeamtenverein des 
Herrn Puſch 2000 zahlende Mitglieder hat; 
was uns darüber mitgeteilt worden iſt, lautet 
anders. Auch werden in dieſem Verein eine 
ganze Anzahl Mitglieder ſein, die dem alten 
Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands ſchon 
ſeit längerer Zeit angehören. Herr Haas wendet 
ſich dann zu den Kommunalforſtbeamten und 
ſchreibt: 

Ob auf die Kommunalbeamten im Förſter⸗ 
bund wird nachhaltig gezählt werden können, 
ſcheint nach den Erfahrungen in Bayern, wo 
die Kommunalbeamten ihre eigenen Wege 
gehen, weil ſie mehr nach einer anderen Seite 
hin neigen, fraglich. 

Die Frage, ob die preußiſchen Kommunal⸗ 
förſter im Deutſchen Förſterbund eine Rolle 
ſpielen werden und können, iſt in den letzten 
Nummern der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ aus⸗ 
giebig erörtert worden, ſo daß wir nicht ſelbſt 
Stellung hierzu nehmen brauchen. Wir glauben 
ebenſo wie Herr Haas, daß der Förſterbund 
für die Kommunalförſter wenig praktiſche Be⸗ 
deutung haben dürfte; dieſer äußert dann weiter: 

Es ſteht jedenfalls ſo viel feſt, daß die natür⸗ 
lichen Grundlagen für die Bildung des Bundes 
nur zum Teil gegeben ſind. Man muß der 
mittleren Beamtenſchaft dem inneren Weſen 
nach zugehören, um deren Bedeutung und — 
Abgrenzung in allen Ausmaßen zu erkennen 
und zu würdigen. Wer gewohnt iſt, ſubaltern 
zu denken und zu fühlen, kann ſich nur ſchwer 

‚iin das Geiſtesleben der Durchgebildeten hinein⸗ 
finden. Der Begriff des „mittleren“ Beamten 
iſt überhaupt bei einem engeren Zuſammen⸗ 
finden dieſer Schicht feſt zu umreißen. „Mittlere“ 
ſind nicht diejenigen, die es gerne ſein möchten 
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oder die es werden wollen. Auch iſt die An⸗ 
nahme, daß in der Übertragung des Amtes 
ſchon die Bewährung liege, doch zu dehnbar, 
um für die Anerkennung der Zugehörigkeit 
zum mittleren Dienſte maßgebend ſein zu 
können, und ſchließlich kann nicht jedes Prüfungs⸗ 
zeugnis Anſpruch auf Anerkennung des De: 
fähigungsnachweiſes für den mittleren Dienſt 
erheben. 

Die Entſcheidung für oder gegen dieſen 
Bund kann dem Verein der mittleren Forſt⸗ 
beamten Bayerns unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden nicht ſchwer fallen, und daraus folgt 

auch, daß wir uns an der Gründungsverſammlung 

nicht beteiligen, ſo dringend wir zur Teil⸗ 
nahme eingeladen wurden. Die dort herrſchenden 
Gründungsgrundſätze werden nicht beraten, 
ſie ſtehen bereits feſt, was die Überſicht der ein⸗ 
geladenen Vereine ergibt, denn dieſe Liſte 
bildet ein Programm. Ich verzichte, mich einem 
Redeturnier auszuſetzen, in welchem ich von 
vornherein überſtimmt bin. 

Auch die vorſtehenden Außerungen über 
die mittlere Beamtenſchaft überhaupt ſind be⸗ 
ſonders beachtenswert. Es genügt nicht, daß 
Beamte durch die Beſoldungsordnung in die 
mittlere Beamtenſchaft eingeſtuft werden, ſondern 
vor allem, daß ihre Berufsleiſtung ſie tatſächlich 
in die mittlere Beamtenſchaft hineinbringt. Wir 
möchten beſonders dem deutſchen Förſterbunde 
gönnen, daß ſeine Leitung die klugen Außerungen 
des erſten und erfolgreichſten Vorkämpfers 
des deutſchen Forſtbetriebsbeamtenſtandes, denn 
das iſt Herr Oberforſtverwalter Haas unbedingt, 
weiterhin beachtet, denn wir haben die Be⸗ 
fürchtung, daß gerade der von Herrn Haas an⸗ 
geſchnittenen Frage vielerorts, beſonders auch im 
preußiſchen Staatsförſterſtande, noch nicht die 
genügende Beachtung geſchenkt wird. 

Zum Schluſſe ſeines Artikels äußert Herr 
Haas ſodann folgendes: 

Indeſſen entwickeln ſich die Dinge vielleicht 
beſſer, als man heute überblicken und vorausſehen 
kann. Als letztes Ziel dürfte die Errichtung 
eines deutſchen Forſtbundes, umfaſſend alle 
deutſchen forſtlichen Beamtenkörper, die mittleren 
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vorgebildeten als beſondere Gruppe, zu betreiben 
ſein. Es wäre der Verſuch zu machen, die 
Standeskämpfe innerhalb dieſer Vereinigung 
auszufechten, nicht vor der Offentlichkeit, die 
nur zu Ungunſten der Beamten Kapital daraus 
ſchlägt. An dieſe Gründung könnte ſogar ſofort 
herangegangen werden; das würde dem Zug 
der Zeit beſſer entſprechen und die Unternehmer 
vor dem Vorwurf der Unzuſtändigkeit zur Ge⸗ 
ſamtvertretung bewahren. Man kommt ohne⸗ 
hin nicht darüber hinweg, daß der Berufung 
eine gewiſſe Tendenz anhaftet, die nicht nach 
jedermanns Geſchmack iſt. 

Wir ſind beruflich in der Fachgewerkſchaft 
der Staatsforſtbeamten Bayerns und beamten⸗ 
politiſch im Bayer. Beamtenbund organiſiert, 
und das war für unſer bisheriges Fortkommen 
genügend. Keinesfalls laſſen wir Bayern uns 
in eine Zwangsjacke nötigen. Es unterliegt im 
übrigen keinem Zweifel, das mit uns viele 
norddeutſche Kollegen einig gehen werden. 
Wir wollen ſehen! 

Wenn wir nun dem entgegenhalten, was 
wir in Nr. 1 geſchrieben haben, ſo ſind wir, 
ohne uns vorher irgendwie mit Herrn Haas 
in Verbindung geſetzt zu haben, mit ihm zu dem 
gleichen Ergebnis gekommen, nämlich daß, wenn 
es ſich um einen großen neuen Zuſammenſchluß 
handeln ſollte, nur ein ſolcher der ganzen 
deutſchen Forſtbeamtenſchaft zweckmäßig 
geweſen wäre. Ein Förſterbund, wie er jetzt 
geſchaffen iſt, muß immer mehr oder weniger 
Kampforganiſation ſein, und kann ſchon aus 
dieſem Grunde unſerer Auffaſſung nach dauernde 
Befriedigung in der geſamten deutſchen Forſt⸗ 
beamtenſchaft nicht auslöſen, denn er bietet 
keine Gewähr für ein harmoniſches Zuſammen⸗ 
arbeiten des Ganzen zum Beſten des deutſchen 
Waldes. Und gerade das ſcheint uns ebenſo 
wie Herrn Haas die Hauptſache zu ſein. Sollte 
aber der „Deutſche Förſterbund“ den 
Grundſtein zu einem Zuſammenſchluß der 
geſamten deutſchen Forſtbeamtenſchaft aller 
Grade bilden, ſo würden wir das mit auf⸗ 
richtiger Freude begrüßen. 

ö Die Schrifleitung. 
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186. Sitzung, Mittwoch, den 1. Dezember 1920. 
Zweite Beratung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1920, und zwar 
Miniſterium des Innern — Druckſache Nr. 3275. 

Dr. Ruer, Abgeordneter (D. Dem.): — — Der 
Herr Vorredner hat dann weiter die Frage der Amter⸗ 
beſetzung berührt. — — Selbſtverſtändlich ſind wir der 
Auffafſung, daß nicht allein die akademiſche Vorbildung 
für die Befähigung entſcheidend ſein ſoll, ſondern daß 
neben der Vorbildung Charakter und Erfahrung die 
Qualifikation beeinf uſſen müſſen. — — 

Daß wir praktiſch in bezug auf die Beamtenvor⸗ 
bildung der Richtung des modernen Staates gerecht 
geworden ſind, haben wir bewieſen bei der Verab⸗ 
ſchiedung des Geſetzes über die Vorbildung zum höheren 
Verwaltungsdienſt, wo gerade auf unſern Antrag im 
Sommer d. J. eine Beſtimmung aufgenommen worden 
iſt, die die akademiſche Vorbildung auch erſetzen läßt 
durch die Erfahrung im praktiſchen Dienſt als Ver⸗ 
waltungsbeamter. — — 

Ich komme zu einem Nebenpunkte, der das Gomm, 


nalbeamtengeſetz, das wir im Sommer dieſes Jahres 
verabſchiedet haben, betrifft, das vermutlich jetzt durch 
das Sperrgeſetz hinſicht ich der Beſoldungsvorſchriften 
im Reich in gewiſſer Beziehung überholt ſein wird 
Zu dieſem Geſetz ſind, wenn ich mich recht entſinne, 
drei Ausführungsanweiſungen ergungen; die erſte iſt 
zurückgezogen, die zweite iſt aufgehoben, und hiernach 
iſt eine dritte erſchienen. Jede dieſer Ausführungs⸗ 
anweiſungen, meine Damen und Herren, weicht mehr 
oder weniger ab von dem, was die vorhergehende geſagt 
hat. Ich würde dankbar ſein, wenn vor dem Erlaß der⸗ 
artiger Ausführungsanweiſungen nicht nur mit den 
Beamten Fühlung genommen, ſondern auch der Sinn 
des Geſetzes vor Er aß ſolcher Ausführungsanweiſungen 
von der Staatsregierung ermittelt würde. Denn die 
erſte Ausführungsanweiſung bewegte ſich ganz gegen 
den Inhalt des Geſetzes vom 8. Juli. Ob das Geſetz 
beſtehen bleibt oder nicht, iſt eine Frage für ſich, und 
ebenſo wie weit es berührt wird von dem Reichsgeſetz. 
Der damalige Inhalt des Geſetzes ging dahin, daß eine 
Beſſerſtellung der Kommunalbeamten ſtattfinden und 
ihnen wenigſtens die Gehälter gewährt werden ſollten, 
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die das Reich feinen Beamten zahlt. Die Ausführungs⸗ parteien auch wohl Dor fein: die Beſten find es nicht, 
anweiſung hat dieſe Vorſchrift des Geſetzes in ihr Gegen⸗ die plötzlich ihr Zentrums⸗ oder ihr de mokratiſches oder 
teil verkehrt, j.denſalls iſt es bei der erſten Ausführungs⸗ ihr ſozialdemokratiſchcs Herz crlannt haben. Aber das 
anweiſung der Fall, ſie hat die Sache jo geregelt, daß ver'angen wir natürlich, daß diei nigen Herren aus 


die Kommunalbeamten höchſtens die Gehälter beziehen 
ſollen, die der Staat feinen Beamten gleicher Art zahlt. 
Daraus ſind ſchwerwiegende, unangenehme Konſe⸗ 
quenzen hinſicht ich des Verhältniſſes der Kommunal⸗ 
verwaltungen zu ihrer Beamtenſchaft und zu den Auf⸗ 
ſichtsbehörden geſchaffen worden. Ich möchte alſo den 
Herrn Miniſter bitten, dafür zu ſorgen, daß vor Er“ aß 
folcher Ausführungsanweiſungen erſt einmal der Sinn 
des Geſetzes ermittelt wird — das dürfte im Miniſterium 
nicht allzuſchwer ſſin —, und daß auf Grund dieſes 
Sinnes des Geſſtzes Ausführungsanweiſungen erlaſſen 
werden, die nach allen Richtungen hin mit den Be⸗ 
teiligten geprüſt worden ſind und ſich in der Verwaltung 
bewähren können. Ich berühre dieſe Frage, weil ſie 
generelle Bedeutung für den Erlaß von Ausführungs⸗ 
anweiſungen hat, und trotzdem ich weiß, daß, wenn das 
Sperrgeſetz im Reiche angenommen wird, welches die 
preußiſchen Ausführungsvorſchriften überholt, vielleicht 
das ganze Geſetz vom 8. Juli hinſichtlich der Kommunal⸗ 
beamten hinfällig wird. — — 

Dr. Reineke, Abgeordneter (Zentr.): — — Wir 
fordern eine Ausdehnung, einen Ausbau der Sell ſt⸗ 
verwaltung. Eine Ausdehnung der Selbſtverwaltung 
wird vor allen Dingen dazu beitragen, die Zahl der 
Beamten herabzumindern; denn wir ſind der Meinung, 
daß viele Aufgaben, welche heute vom Staate erfüllt 
werden, in Zukunft beſchleunigter und billiger zur Aus⸗ 
führung kommen, wenn man die Selbſtverwaltung 
weiter ausbaut. Die wachſende Zahl der Beamten muß 
doch erhebliches Befremden erregen, wenn wir be⸗ 
denken, daß bi einem Etat von etwa 5 ½ Milliarden 
nah zu 5 Milliarden aufgebracht werden müſſen, um 
die B.amteng hä ter und alles, was damit in Zuſammen⸗ 
hang ſteht, zu decken. — — 

Wi derholt haben meine Parteifreunde darauf hin⸗ 
gewieſen, daß wir bei der Beſetzung der Amter keine 
Geſinnungsſchnüffelei treiben wollen. Wir wollen 
niemanden d swegen aus einem Amt verdrängen, weil 
er etwa auf inem and rn politiſchen Standpunkte fr Di. 
Wir wollen nicht ein Opfer der Geſinnung, und, meine 
Herren, darüber werden wir uns in den Mehrheits⸗ 


den Rechtspartlien, die ſich in einem Amte befinden, 
ſich auch loyal auf den Boden der Verhältniſſe und der 
deutſchen und der preußiſchen Verfaſſung ftellen. — — 

Neben einem guten, geſunden Beamtenkörper iſt 
aber ein Weiteres für eine eriprichliche Verwaltung 
nötig: das iſt Ruhe und Ordnung, mehr Staatsautorität, 
mehr Feſtigkeit, mehr Energie. Nicht ein Hin⸗ und 
Herſchaukeln! Das iſt die Parole, die wir an den Herrn 
Miniſter richten. Unſer Volkskörper kann bei den ſich 
immer wiederholenden Streiks nicht zur Ruhe kommen. 

Es iſt erfreulich, daß Sich die Beamten vom letzten 
Streik ferngehalten und alle Aufforderungen, am Streik 
teilzunehmen, zurückgewieſen haben. Wir wünſchen, 
daß auch in Zukunſt die Beamten als verfaſſungsmäßig 
Angeſtellte des Staates dieſen Star dpunkt einnehmen. 
Unſcre Stellung bezüglich des Streiks des Beamten⸗ 
ſtandes iſt bekannt. Wir haben darüber mehr⸗ 
fach geſprochen, und wir find der Aufſaſſurg, daß den 
Beamten das Strcikrecht nicht gegeben werden darf. 
Anderſeits erkennen wir aber auch die Verpflichtung 
an, ihre Lebenshaltung jo zu geſtalten, daß die Bean ten 
in der Lage ſind, ſorgenlos ihren Beruſspflichten nach⸗ 
zugehen. — — 

Se 
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187. Sitzung, Donnerstag, den 2. Dezember 1920. 
Zweite Beratung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1920, und zwar 
Miniſterium des Innern (Fortſetzung) — 
Druckſache Nr. 3275. 

Severing, Miniſter des Innern: — — Ich bin 
der Meinung, daß ein Streikracht den Beamten nicht 
zugeſtanden werden kann. Wer von einem ſolchen 
Streikrecht Gebrauch macht, darf ſich nicht wundern, 
wenn der Minister von dem Rıdt der Entlaſſung Ge⸗ 
brauch macht. In allen Fällen wird jo verrahten werden. 
Das wäre noch ſchöner, wenn Beamte, die zum Schutze 
des Staates berufen find, der Staatsautorität durch 
Streits Schläge beibringen, von denen der Staat ſich un⸗ 
möglich erholen kann! — — 


— E tege 
Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Umrechnung der Verſorgungsgebührniſſe der in 
den abgetretenen Gebieten wohnenden pen⸗ 
ſionierten Beamten und der Hinterbliebenen auf 
Grund des Geſetzes vom 7. Mai 1920 (Beamten 
altruhegehaltsgeſetz). 


Der Fin anzminiſter. 
HO 


M. f. L. 1 B Tb 8383. e , 
= f J. 12 1 1 55 Berlin, 6. September 1920 


Während allen denjenigen Altruhogcehalts⸗ 
empfängern und Hinterbliebenen, die bei Abſchluß 
des Friedensvertrages vom 10. Januar 1920 im 
Abtretungsgebiet gewohnt und infolge des Friedens⸗ 
vertrages mit dem genannten Tage die preußiſche 
Staatsangehörigkeit verloren haben, die Wohl⸗ 
taten des Beamtenaltruhegehaltsgeſetzes vom 7. Mai 
1920 nicht zugute kommen können, hat bei den⸗ 
jenigen Ruhegehaltsempfängern und Hinter⸗ 
bliebenen, die erſt nach dem 10. Januar 1920 
in das abgetretene Gebiet verzogen ſind, eine 
Umrechnung der Verſorgungsbezüge nach den 
Beſtimmungen des Altruhegehaltsgeſetzes zu er⸗ 
folgen. 

Zugleich im Namen des Miniſters für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten und des Miniſters 
des Innern: 

Der Finanzminiſter. Im Auftrage: (Unterſchrift). 
An die nachgeordneten Behörden. 

a 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 141 für 1920. 
M. f. L. Geſchafts⸗Nr IB Ib 8583. II. Ang. 


f Berlin, 20. November 1920. 
Vorſtehende Abſchrift überſende ich zur Kennt⸗ 
nisnahme und aleich mäßigen Beachtung. 
In Vertretung: Ramm. 
An ſämtliche Behörden. 


. Vergütungen 
an ehemalige elſaß⸗lothringiſche Beamte. 
Allgemeine Verfügung Nr I 140 für 1920. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. IB 1 a 2120, II 9149, 111 1825. 


Berlin, 22. November 1920. 

In Abänderung der Vorſchrift unter AIV 
meiner Allgemeinen Verfügung I 84/1920 vom 
25. Juni 1920 IB Ia 5663, betreffend Vergütung 
für vorübergehend außerhalb ihres Wohnortes 
bei einer Behörde beſchäftigte Bean.te, geneh nige 
ich, daß die Beſtinn ungen unter AI, II, V, 
VI und B des vorbezeichneten Runderlaſſes auch 
auf die im Bereiche meiner Verwaltung vor⸗ 
übergehend beſchäftigten ehernaligen elſaß⸗ 
lothringiſchen Beamten nit Wirkung vom 1. April 
d. J. entſprechende Anwendung finden. 

Eine Wohnungsnotbeihilfe kann den ehe⸗ 
maligen elſaß⸗lothringiſchen Bea enten nicht ge⸗ 
währt werden. 

Im übrigen find folgende Geſichtspunkte zu 
berückſichtigen: 
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1. Die Vermutung, daß die ehemaligen elſaß⸗ 
lothringiſchen Beamten ihren Wohnſitz noch in 
Elſaß⸗Lothringen haben, kann nach Abtretung 
von Elſaß⸗Lothringen an Frankreich nicht mehr 
aufrecht erhalten werden. 

2. Es muß von Fall zu Fall unter Zugrundelegung 
des $ 7 B. G.⸗B. geprüft werden, wo der 
Wohnſitz der ehemaligen elſaß⸗lothringiſchen 
Beamten ſich zurzeit befindet. Im allgemeinen 
wird davon auszugehen ſein, daß die früheren 
elſaß⸗lothringiſchen Beamten an dem Orte 
wohnhaft ſind, wo ſie nach dem Verlaſſen des 
elſaß⸗lothringiſchen Wohnorts ihre Möbel unter⸗ 
gebracht haben. Hiernach iſt die Frage zu regeln, 
ob die ehemaligen elſaß⸗lothringiſchen Beamten 
Tagegelder zu erhalten haben oder nicht. 

Zuſatz für die Regierungen: 

Auf die Vergütungen, die den bei der Staats⸗ 
forſtverwaltung beſchäftigten elſaß⸗lothringiſchen 
Forſtbeamten nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
zuſtehen, werden die Vergütungen angerechnet, 
die dieſen Beamten auf Grund meiner Allge⸗ 
meinen Erlaſſe vom 31. Januar 1919 III 1381 
und 3. Februar 1919 III 1523 gezahlt worden ſind. 

Sollte mit der neuen Regelung für einzelne 
Beamte ausnahmsweiſe eine Schlechterſtellung 
verbunden ſein, ſo tritt der Wechſel mit Ende 
Oktober 1920 ein. Vergütungen, die auf Grund 
der Erlaſſe vom 31. Januar und 3. Februar 1919 
in der Zeit vom 1. April bis 31. Oktober 1920 
gezahlt, nach dieſer Allgemeinen Verfügung aber 
nicht zuſtändig ſind, werden alſo nicht wieder 
eingezogen. 

In Vertretung: Ramm, 

An ſämtliche Behörden. 


J 
Verzicht auf Beibringung von Militärpapieren. 
Allgemeine Verfugung Nr. 1. 149 fur 1920. 
M. f. L. Geſch.⸗Nr. 1 B la 10777 II 10938, III 2197. 
Berlin, 2. Dezember 1920. 
Im Intereſſe einer beſchleunigten Auflöſung 


der militäriſchen Abwicklungsſtellen ordne ich 
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hierdurch für den Bereich meiner Verwaltung 
an, daß alle Bewerber um Vormerkung, Be⸗ 
ſchäftigung oder Anſtellung und auch ſonſtzge 
Geſuchſteller von der Vorlegung ihrer Militärpätie 
und anderer militäriicher Beſcheinigungen zu 
entbinden ſind, falls die Antragſteller dieſe nur 
durch Inanſpruchnahme der militäriſchen Stellen 
beſchaffen können und ſonſt keine Bedenken gegen 
ihre Zuverläſſigkeit und Glaubwürdigkeit beſteher. 
Zuſatz für die Regierungen: 

Die An⸗ und Abmeldung der Reſervejäger 
bei einer Regierung, die gemäß $$ 18,7 und 
22,2 der Beſtimmungen über Vorbereitung und 
Anſtellung im Forſtbetriebsdienſt vom 1. Oktober 
1905 in den Militarpäffen eingetragen werden 
ſoll, iſt nunmehr, ſoweit Militärpäſſe nicht vor⸗ 
liegen, auf dem Prüfungsbeſcheide zu vermerken. 
(Vgl. allg. Verfügung III 80/1919 vom 31. Juli 
1919 Nr. III 11852. 

In Vertretung: Ramm. 
An ſämtliche Behörden. 


Einſichtnahme der Beamten in die Perſonalakten. 
Allgemeine Verfugung Nr I. 153 fur 1920. 
M. f. Gär IB Ia 10445. 


Berlin, 7. Dezember 1920. 
In Erweiterung meiner allgemeinen Verfügung 
Nr. I 132/19 vom 16. September 1919 — IB 
Ia 5385 — beſtimme ich hierdurch, daß den 
Beamten auf Verlangen auch die vor dem 1. Ok- 
tober 1919 angelegten Perſonalakten zur Einſicht 
vorzulegen ſind. Dem Vorſtand der Behörde, 
bei der die Perſonalakten geführt werden, bleibt 
es überlaſſen, vor Gewährung der Einſicht die⸗ 
jenigen Stücke aus den Akten zu entfernen und zu 
vernichten, die ſich zur Vorlage an die Beamten 
nicht eignen, insbeſondere deshalb, weil dritten 
Perſonen aus der Vorlage Nachteile entſtehen 
könnten. 
In Vertretung: Ramm. 
An ſamtliche Behörden. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Erhöhung der Teuerungszuſchläge der Beamten. 
Im Hauptausſchuß des Reichstages iſt über 
die Teuerungszulagen zu den Beamtengehältern 
verhandelt worden. Die Regierung hat die Auf⸗ 
faſſung vertreten, den Teuerungszuſchlag zum 
Grundgehalt und zum Ortsklaſſenzuſchlag nach 
Ortsklaſſen abzuſtufen. Der Hauptausſchuß 
nahm den Geſetzentwurf an, woduich die 
Teuerungszulagen zum Grundgehalt und zum 
Ortsklaſſenzuſchlag mit Wirkung vom 1. Januar 
1921 an folgendermaßen feſtgeſetzt werden: Fur 


die Orte der Ortsklaſſe A auf 70 oi B auf 67 %, f 


auf 65 %, D auf 60 % und E auf 55 %. 
Ein demokratiſcher Antrag, das Ortsklaſſengeſetz 
mit größter Beſchleunigung vorzulegen und 
Orte mit gleichen Teuerungsverhältniſſen in 
die gleichen Klaſſen einzureihen, wurde gleich⸗ 
ſalls angenommen. In der 52. Sitzung des 
Reichstags vom 20. Januar d. Is. war 
die Erhöhung der Teuerungszuſchläge Gegen⸗ 
Hand der Beſprechung, und der Kommuniſt 
Flettner gefiel ſich darin, getreu ſemer Hetz⸗ 
apoſtelaufgabe, die unteren Beamten gegen die 
höheren aufzubringen. Auch die Unabhängigen 
winkten mit dem Finger, denn ihr Vertreter be⸗ 


dauerte, daß es nicht gelungen iſt, mehr für die 
Beamten herauszuholen, womit die erſte Leſung 
beendet war. In der 53. Sitzung wurde bei der 
dritten Beratung des Notgeſetzes dieſes in der 
Faſſung des Hauptausſchuſſes angenommen, aber 
gegen die Stimmen der Kommuniſten. An— 
genommen wurde ferner eine Entſchließungz welche 
die Regierung auffordert, das Ortsklaſſengeſetz 
mit größter Beſchleunigung vorzulegen. — Wenn 
das Reich die Bezüge ſeiner Beamten auf dieſe 
oder ſchließlich auch auf andere Weiſe regelt, ſo 
ſind die Länder in der Zwangslage, die gleiche 
Aufbeſſerung für ihre Beamten vorzunehmen, und 
chließlich müſſen wiederum die Gemeinden ihre 
Beamten den Landesbeamten gleichſtellen. Zwiſchen 
der Ortsklaſſe A und der Ortsklaſſe E, die auf 
die meiſten Forſtbeamten Anwendung findet, 
klafft eine ziemlich erhebliche Lücke, und deshalb 
wehren ſich die Land⸗ und Kleinſtadt⸗Beamten 
gegen die Abſtufung des Teuerungszuſchlages 
nach Ortsklaſſen, und der Abgeordnete Hergt 
Deutſchnational) fand die Beamten der Orts⸗ 
klaſſe E gegenuber den Arbeitern zu gering 
bedacht. B. 


Forſtliche Staatsprüfungen in Preußen. Wie 
das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
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und Forſten bekanntgibt, werden vorausſichtlich 
im Frühjahr zwei Staatsprüfungen abgehalten 
Als Termine ſind vorläufig Mitte März und 
Anfang Juni in Ausſicht genommen. Die Forſt⸗ 
re ferendare, die ſich der erſten dieſer Prüfungen 
zu unterziehen gedenken, haben die vorſchrifts⸗ 
mäßige Meldung ſpäteſtens bis zum 15. Februar 
einzureichen. Es wird noch darauf hingewieſen, 
daß dieſe Prüfung nur ſtattfinden kann, wenn 
mindeſtens ſechs Meldungen eingehen. 


7 

Keine Beſchäftigungs möglichkeiten im holländi⸗ 
ſchen Kolonialforſtdienſt. Wie wir von einem Herrn, 
der ſich auf unſere Mitteilung in Nummer 1 
Seite 10 hin an das holländiſche Kolonial⸗ 
miniſterium gewandt hatte, erfahren. ſind in⸗ 
zwiſchen alle freien Stellen beſetzt, ſodaß zunächſt 
keine Ausſicht mehr vorhanden iſt, im holländiſchen 
Kolonialdienſt eine Anſtellung zu erhalten. 


J 

Einiges über die „Amtsbezeichnung“ der 
Privatforſtbeamten! Herr Oberförſter Graml hat 
in ſeinem Artikel in Nr. 50 auf Seite 988 die großen 
Unterſchiede in der Vor⸗ und Ausbildung der Privat⸗ 
forſtbeamten beleuchtet und dann der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, daß das kommende Reichsforſt⸗ 
geſetz darin Einheit und Abhilfe bringe. An⸗ 
ſchließend an dieſe Betrachtungen ſoll noch das 
andere Schmerzenskind. nämlich die Titelfrage. 
einmal kurz behandelt werden. Auch hier gilt es 
ebenſoviel Mißſtände wie in der Vor⸗ und Aus⸗ 
bildungsfrage zum Vorteil des ganzen Standes 
abzuſtellen. Es iſt in weiteſten Kreiſen bekannt, 
daß die Amtsbezeichnung des Privatforſtbeamten 
nur zu häufig in keinerlei Beziehung zur Tätigkeit 
und Bildung des betreffenden Beamten ſteht, auch 
oft mit einem hochklingenden Titel die Mittel 
erſetzt werden ollen, die dem Beamten von Rechts 
wegen zufließen ſollten. So tragen dann viele 
Beamte beſonders ihren Förftertitel zu unrecht. 
Dabei kann es naturgemäß nicht ausbleiben, daß aus 
ſolchen, nicht einmal ſelten vorkommenden Einzel⸗ 
allen die Bevölkerung ihre Nutzanwendung zieht 
und auch den gut gebildeten und richtig betitelten Pri⸗ 
vatforſtbeamten trotz angemeſſener Amtsbezeichnung 
mehr oder weniger abfällig beurteilt. Die Forderung 
nach einem Schutz der Amtsbezeichnung iſt dem⸗ 
nach mehr als eine Außerlichkeit, fie iſt eine tief⸗ 
ernſte Standesfrage. Das neue Reichsforſtgeſetz 
verſpricht hier Abhilfe: es heißt dort, das Reich 
bringt Richtlinien über die Erteilung der Amts⸗ 
bezeichnung. Daran haben ſich nun in den be⸗ 
teiligten Kreiſen andere Hoffnungen geknüpft, als 
fie der vorbereitende Entwurf eines Preußziſchen 
Forſtkulturgeſetzes zu bringen ſcheint, trotz des 
großen. Fortſchrittes, den dieſer immerhin be⸗ 
deutet. Aber um das, was unter dem „Förſter“ und 
über dem „Forſtmeiſter“ und um das, was außer den 
noch angeführten Amtsbezeichnungen zwiſchen den 
genannten Dienſtgraden iſt, kümmert ſich das neue 
Forſtgeſetz wahrſcheinlich nachher auch nicht. Die 
erwartete Abhilfe wird alſo nicht vollkommen ſein. 
Wenn dann die Amtsbezeichnungen auf geſetzlicher 
Vorſchrift beruhen, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß 
deren unberechtigte Führung auch durch Straf⸗ 
beſtimmungen verboten wird. Auch den Dienſt⸗ 
ſtellen muß zur Pflicht gemacht werden, die Amts⸗ 
bezeichnungen nur auf Grund nachgewieſener 
Vor⸗ und Ausbildung bzw. bewährter Geſchäfts⸗ 
führung in entſprechender Berufsſtellung zu ver⸗ 
leihen. Geſchieht dies nicht in klar begrenzter 
Weiſe, ſo iſt dem Stande auf dieſem Wege nicht ge⸗ 


holfen. Unſtatthaft ſollte es auch ſein, die geſchätzten 
Amtsbeze ichnungen durch ähnlich klingende zu 
umſchreiben. Ferner ſollten Neubeförderungen oder 
vielmehr Titelverleihungen ohne gewiſſe Voraus⸗ 
ſetzungen nicht erſt mit Inkrafttreten des erwähnten 
Geſetzes, ſondern ſchon bereits jetzt unterſagt ſein 
oder mindeſtens einer Nachprüfung unterzogen 
werden. A. Mende, Oberförſterkandidat. 


= 

über die Angliederung der Forſtakademie 
Tharandt an die Univerſität Leipzig hat der 
Miniſterpräſident dem Landtage des Freiſtaates 
Sachſen eine Vorlage zugehen laſſen. In der 
Denkſchrift ſtutzt ſich die Regierung auf die Gut, 
achten der Profeſſoren der Forſthochſchule und 
weiter auf die Gutachten der akademiſchen Forſt⸗ 
beamten, die ſich überwiegend für die Angliederung 
der Forſtakademie an die Univerſität Leipzig 
ausſprechen. 


J 
Forſtwirtſchaftliches. 

Vorſicht beim Einkauf von Kiefernſamen! Nach 
zuverläſſigen Mitteilungen verſuchen nicht zur Ver⸗ 
einigung von Kontrollfirmen des deutſchen Forſt⸗ 
vereins gehörige Klenganſtalten, trotz des günſtigen 
Ausfalles der Zapfenernte in Deutſchland, ſchon 
jetzt wieder Kiefernzapfen aus dem Auslande 
einzufuhren. Damit unſern Leſern die Kontroll 
firmen genau bekannt bleiben, veröffentlichen wir 
nachſtehend das 

Mitgliederverzeichnis 
der Kontrollvereinigung deutſcher Beſitzer 
von Samenklenganſtalten und Forſtbaumſchulen. 
Nach dem Stande vom 1. Januar 1921. 
A. Klenganſtalten. 
Conrad Appel, Darmſtadt. 
Heinrich Keller Sohn, Darmſtadt. 
Georg Hamburger, Stockheim. 
Jakob Hamburger, Stockheim. 
J G. Steingaeßer & Co., Miltenberg. 
C. Trumpf, Inh. E. Pfeil, Blankenburg. 
J. M. Helms Söhne, Groß-⸗Tabarz. 
Peter Schott, Knittelsheim. 
Chriſtian Geigle, Nagold. 
J. M. Link Söhne, Mudau. 
Martin Renz, Emmingen. 
Schultze & Co., Rathenow. 
Erich Pfeil. Rathenow. 
H G. Rathe, Steinförde. 
Vereinigte Klenganſtalten der Altmark, dazu⸗ 
gehörig die Klengen von: 
a) Friedrich Bismark, Klötze. 
b) Hermann Brune, Letzlingen. 
c) Wilhelm Paſche, Colbitz. 
d) Hermann Schulz, Immekath. 
e) Heinrich Franke, Radenbeck. 
F) Ernſt Stiemer, Wittingen. 
g) P. Schöneke jun., Wittingen. 
h) Städtiſche Darre, Neuhaldensleben. 
j) Gebr. Geisler, Neuhaldensleben. 
B. Forſtbaumſchulen. 
Willi Emmerich, Celle. 
. 9. G. Rathe, Steinförde. 
Peter Schott, Knittelsheim. 
. Chriſtian Geigle, Nagold. 
. Martin Renz, Emmingen. 
Conrad Trumpf, Inh. E. Pfeil, Blankenburg. 
. A. Pommerencke. Ludwigsluſt. 
. Bereinigung der Kontrollbaumſchulen zu 
Halſtenbek, dazugehörig die Firmen: 
a) M. Griem, Halſtenbek. 
b) H. H. Pein, Halſtenbek. 
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c) Th. Nultſch, Halſtenbek. 

D M. Oſtermann, Halſtenbek. 

e) J. Heins Söhne, Halſtenbek. 

D G. Lüdemann, Halftenbek. 

g) Sievers, Halſtenbek. 

h) Heubel, Halſtenbek. 

i) E. F. Pein, Halſtenbek. 

k) R. Schrader, Rellingen. 

1) Buch, Krupunder. 

0 Hermannſen, Krupunder. 

n) H. Brand, Halſtenbek. 

Schultze & Co, Rathenow. 

10. Erich Pfeil, Rathenow. 

11. Vereinigung der Forſtpflanzenzuchter im 
Kreiſe Liebenwerda, dazugehörig die Firmen: 
a) Guſtav Schmidt, Biehla b. Elſterwerda. 
b) Eduard Schmidt, Biehla b. Elſterwerda. 
9 Gottfried Reichenbach, Zeiſcha b. Liebenwerda. 
d 


Fritz Trinks, Zeiſcha b. Liebenwerda. 
e) Franz Krauſes Ww., Zeiſcha b. Liebenwerda. 
D Paul Andrack, Zeiſcha b. Liebenwerda. 


g) Karl Andrack, Zeiſcha b. Liebenwerda. 
h) Alfred Sauber, Zeiſcha b. Liebenwerda. 
i) Richard Haſemann, Zeiſcha b. Liebenwerda. 
k) Karl Breunig, Haida b. Elſterwerda. 
D Julius Brösgen, Haida b. Elſterwerda. 

. 


Freiwillige Bereitſtellung von Gruben- und 
Schwellenholz. Die Forſtabteilung des preußiſchen 
Landwirtſchaftsminiſteriums macht darauf auf⸗ 
merkſam, daß urſprünglich geplant war, die für 
den inländiſchen Bedarf unbedingt nötigen Mengen 
an Grubenholz, Schwellenholz, Papierholz und 
Telegraphenſtangen durch ein Umlageverfahren 
aufzubringen. Im Reichsrat iſt darüber aber 
keine Einigkeit erzielt worden. Es wurde jedoch 
beſchloſſen: „Die Länder erklären ſich im Wege 
der Vereinbarung bereit, durch den Einſchlag des 
laufenden Wirtſchaftsjahres, ſpäteſtens bis Ende 
September 1921, nach Möglichkeit bis zu ſechs 
Millionen Feſtmeter Grubenholz und bis zu 
zwei Millionen Feſtmeter Schwellenholz nach 
einem Maßſtabe aufzubringen, der nach Anhörung 
der Länder unter Berückſichtigung ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit durch das Reichsminiſterium für Ernährung 
und Landwirtſchaft feſtzuſtellen es Angeſichts 
des Ernſtes der Lage fordert das preußiſche 
Landwirtſchaftsminiſterium alle waldbeſitzenden 
Gemeinden, Verbände und privaten Waldbeſitzer 
ſchon jetzt zur Mitarbeit an dem Wiederaufbau 
der heimiſchen Wirtſchaft durch Sürlorge für die 
Bereitſtellung von Gruben⸗ und Schwellenholz 
aus dem diesjährigen Einſchlage in möglichſt 
großem Umfange auf. In Gruben⸗ und Schwellen⸗ 
holz geeignetes Holz darf auf keinen Fall ins 
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Brennholz gefchlagen werden. Auch bei Verkäufen 
müſſen die Käufer verpflichtet werden, das Holz 
dem heimiſchen Bergbau oder den heimiſchen 
Eiſenbahnen zuzuführen. Die Forſtabteilung des 
Landwirtſchaftsminiſteriums verbindet damit die 
Erwartung, daß es durch freie Entſchließung der 
Waldbeſitzer möglich ſein wird, den Bedarf des 
. Jahres ohne Zwangsmaßnahmen zu 
ecken. 


CH 


Die forſtliche Rundſchau, 1921 Nr. 1, die der 
laufenden Nummer unſeres Blattes beiliegt, hat 
ſechzehn Seiten, alſo ihren alten e 
Wir hoffen auch weiter öfters in der Lage zu ſein. 
unſer für die Fortbildung des Forſtmannes ſo 
wichtiges Beiblatt in dieſer Seitenzahl erſcheinen 
laſſen zu können. 

CH 


Brief- und Fragekaſten. 
Anfrage Nr. 6. Beginn der Beſoldung 
als Forſtlehrling vor Ablegung der Jägerprüfung. 
Wann kann die Förſterprüſung abgelegt werden? 
1. Am 1. Oktober 1914 trat ich in die Forſtlehre 
und lernte bis 15. Juni 1916. Von dieſem Tage 
ab wurde ich zum Heere einberufen, ſtand 
bis 23. Oktober 1918 im Felde und geriet 
verwundet in engliſche Kriegsgefangenſchaft. 
Ende Oktober 1919 kehrte ich zurück. Nach einem 
achtwöchigen Urlaub trat ich am 1. Januar 1920 
abermals in die Lehre und beendete dieſe am 
15. April 1920. Im Auguſt legte ich die Jäger⸗ 
prüfung ab. Von wann ab kann ich Tagegelder 
verlangen? 2. In der allgemeinen Verfügung 
Nr. III 81 für 1920 heißt es, daß Forſtgehilfen 
früheſtens vier Jahre nach Ablegung der Jäger⸗ 
prüfung zur Förſterprüfung zugelaſſen werden 
dürfen. Wann werde ich die Förſterprüfung ab» 
legen können? Ich habe doch ſchon vier Dienſt⸗ 
jahre, und es wäre für uns ehemalige Kriegs⸗ 
gefangene eine große Härte, wenn wir nun 
erſt nach vier Jahren zugelaſſen würden. 
G. K., Staatl. Forſtgehilfe. 
Antwort: 1. Wir ſetzen voraus, daß Sie nur 
730 Tage praktiſche Ausbildungszeit zurückzulegen 
hatten und nicht 1095. Dann würden Sie etwa 
vom 16. April 1920 ab auf Beſoldung Anſpruch 
haben. 2. Die Förſterprüfung hat mit der Be⸗ 
ſoldung nichts zu tun. Sie verlieren alſo durch 
etwa ſpätere Ablegung dieſer Prüfung nichts. Über 
den Zeitpunkt Ihrer Zulaſſung zur Prüfung 
entſcheidet der Oberforſtmeiſter nach Maßgube 
Ihrer Ausbildung. Sobald Sie glauben, für 
die Prüfung genügend gerüſtet zu ſein, raten 
wir zu einem Antrag auf Zulaſſung. 


U 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 
ur Beſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. R Gr.⸗Gertlauken, Oberf. Gertlauken 


Preuſen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Oberförſterſtelle Hammerheide (Frankfurt a. O.) 


Königsberg), kommt zum 1. April zur New 
beſetzung. Zu der Stelle gehören: a) Dienſt⸗ 
wohnung, b) an nutzbarem Dienſtland 19 ha. 
Die Schule iſt in Gertlauken, 1,8 km. Bahn- 
ſtation Schelecken, 13,2 km, Bewerbungen von 


iſt zum 1. April zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: Revierförſtern find bis zum 10. Febinar an die 

15. Februar. Regierung, Abteilung III B, Königsberg, ein- 
Oberförſterſtelle Wetzlar (ohne Dienſtwohnung) zureichen. 

(Coblenz), iſt zum 1. März zu beſetzen. Be⸗ Förſterſtelle Kl.⸗Pöppeln, Oberf. Kl.⸗Naujock 


werbungen ſind bis zum 2. Februar einzureichen. 

Wann die kürzlich ausgeſchriebene Oberförſter⸗ 
ſtelle Roſenthal beſetzt werden kann, ſteht noch nicht 
feſt. Die Bewerbungsfriſt wird daher bis zum 
1. April verlängert. 


(Königsberg), kommt zum 1. April zur Neu⸗ 
beſetzung. Zu der Stelle gehören: a) Dienſt⸗ 
wohnung, b) an nutzbarem Dienſtland 19 ba. 
Schule in Gr.⸗Pöppeln, 2 km. Bahnſtation 
Stellienen, 4 km. Bewerbungen ſind bis zum 
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10. Februar an die Regierung, Abteilung III B, 

Königsberg, einzureichen. 

Förſterſtelte Nagdohnen, Oberf. Schorellen (Gum⸗ 
binnen), kommt zum 1. April zur Neubeſetzung⸗ 
Zu der erledigten Stelle gehören: a) Dienſt. 
wohnung, b) noch zu regulierendes Dienſtland. 
Die Schule iſt in Laukehliſchken, 4 km. Bahn⸗ 
ſtation Lasdehnen der Kleinbahn Pillkallen—Las⸗ 
dehnen, ca. 7 km Bewerbungen find bis zum 
10. Februar einzureichen. 

Im Regierungsbezirk Potsdam ſind zum 
1. April vorausſichtlich folgende Förſterſtellen neu 
zu beſetzen: : 

Hundekehle, Oberf. Potsdam. Wirtſchaftsland bis 
zur Neuregelung: 0,848 ha Garten, 8,182 ha 
Acker, 2,603 ha Wieſen. Nutzungsgeld 230 A. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 150 &. 

Jederitz, Oberf. Havelberg. Wirtſchaftsſand bis zur 
Neuregelung: 0,324 ha Garten, 11,470 ha Acker, 
6,423 ha Wieſen. Nutzungsgeld 302 „4. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädiaung 200 &. 

Lind horſt, Oberf Woltersdorf. Wirtſchaftsland bis 
zur Neuregelung: 0,158 ha Garten, 6,151 ha 
Acker, 7,084 ha Wieſen. Nutzungsgeld 75 &. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 200 A. 

Neuendorf, Oberf. Lehnin. Wirtſchaftsſand bis zur 
Neuregelung: 0,676 ha Garten, 2,000 ha Acker, 
8,217 ha Wieſen. Nutzungsgeld 100 A. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 150 &. 

Pfefferteich, Oberf. Neuruppin. Wirtſchaftsland bis 
zur Neuregelung: 0,275 ha Garten, 10,891 ha 
Acker, 6,201 ha Wieſen. Nutzungsgeld 112 . 
Dienſtaufwandsentſchädigung 250 &. 

Sachſenhauſen, Oberf. Neuholland. Wirtſchafrsland 
bis zur Neuregelung: 0,119 ha Garten, 8,068 ha 
Acker, 0,629 ha Wieſen. Nutzungsgeld 66 K. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 150 K. 

Die anderweitige Feſtſetzung der Wirtſchafts⸗ 
Bieren ſteht bevor. Bewerbungsfriſt: 20 F bruar. 
Revierförſterſtelle Cappe, Oberf. Zehdenick (Botz, 

dam), iſt zum 1. April vorausſichtlich zu beſetzen. 

Wirtſchaftsland bis zur Neuregelung: 1,170 ha 

Garten, 10,848 ha Acker, 7,131 ha Wieſen. 

Nutzungsgeld 96 A. Dienſtaufwandsentſchädigung 

300 K. Bewerbungsfriſt: 20. Februar. 


Im Regierungsbezirk Frankfurt a. O. ſind zum 

1. April folgende Stellen neu zu beſetzen: 
Revierförſterſtellen: 

Henzendorf, Stiftsoberföͤrſterei Neuzella; 
Regenthiner Teerofen, Oberf. Regenthin; 
Tempel, Oberf. Lagow. 

Förſterſtellen: 
Bruncken, Ebert. Neuhaus; 
Forſt, Ebert. Dobrilugk: 
Kienitz, Oberf. Carzig: 
Kutzdorfer Hammer, Oberf. Neumühl; 
Mohnwerder. Oberf Marienwalde; 
Pohlo, Oberf. Braſchen; 
Schadewitz, Oberf. Dobrilugk: 
Tauer, Oberf. Tauer. 

Wirtſchaftsländereien, Nutzungsgelder und Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigungen werden nach den in Aus⸗ 
ficht genommenen neuen Grundſätzen anderweit ge— 
regelt werden. Die jetzigen Stelleninhaber treten in 
den Ruhe ſtand. Bewerbungen zu a) von Revier⸗ 
förſtern, zu b) von Förſtern m. R. ſind bis zum 
10. Februar einzureichen. Die Stellen find in der 
Reihenfolge, in der ſie gewünſcht werden, anzugeben. 
Forſtſchreiberſtelle Elſenau, Oberf. Hohenbrück 

(Stettin), iſt ſofſort zu beſetzen. Laͤnderein: 

2,50 ha Acker, 0,15 ha Garten, 1,15 ha Wieſen. 

Poſt⸗ und Schulort Hohenbrückl. Bewerbungen 

iind ſofort einzureichen. 

Die in Nummer 3 auf Seite 49 aus⸗ 
geſchriebene Förſterſtelle Misdroy gelangt nicht zur 
Neubeſetzung. 

Im Regierungsbezirk Breslau ſind zum 1. April 
Folgende Förſterſtellen zu beſetzen: 

Bachwitz, Oberf. Namslau (gehört zum oberſchleſiſchen 

Abſtimmungsgebiet). Zur Stelle gehören: Dienſt⸗ 
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wohnung, 17,6280 ha Wirtſchaſtsland, 100 # 
Dienſtaufwandsentſchädigung. 

Gleinau, Oberf. Schöneiche. Zur Stelle gehören 
Dienſtwohnung, ca. 14,013 ha Wirtſchaftsland, 
100 & Dienſtaufwandsentſchädigung. 

Klein⸗Kreidel, Oberf. Schöneiche. Zur Stelle oe, 
hören: Dienſtwohnung, ca. 10,346 ha Wirtſchafts⸗ 
land, 100 „ Dienſtaufwandsentſchädigung. 

Rogelwitz 11, Oberf. Rogelwitz. Zur Stelle gehören: 
Dienſtwohnung, 15,5750 ha Wittſchaftsland, 100 A 
Dienſtaufwandsentſchädigung. 

Thiergarten, Oberf. Ohlau. Zur Stelle gehören: 
Dien ſtwohnung, 10,6130 ha Wirtſchaftsland, 50 8 
Dienſtaufwandsentſchädigung. 

Bewerbungen find bis zum 15. Februar ei, 
zureichen. 

Förſterſtelle Fuchsberg, Oberf. Panten (Liegnitz), 
7,0 km vom Bahnhof Parchwitz, iſt zum 1. April 
neu zu beſetzen. Dienſtwohnung, ev. und kath. 
Schule im Dorfe Rogau, 0,8 km. Nutzbares 
Dienſtland (zurzeit 20 ha) wird bei der Regulierung 
auf etwa 12 ha feſtgeſetzt werden. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 250 K. Bewerbungsfriſt: 10. Februar. 

Förſterſtelle Schömberg, Oberf. Ullersdorf (Liegnitz), 
iſt zum 1. April neu zu beſetzen. Keine Dienſt⸗ 
wohnung. Kath. und ev. Schule in Schömberg. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 200 A. Bewerbungs⸗ 
friſt: 10. Februar. 

Förſterſtelle Weferlingen, Oberf. Biſchofswa d 
(Magdeburg), iſt zum 1. April anderweit zu 
beſetzen. Weferlingen iſt als Schulſtelle anzuſehen. 
Wirtſchaftsland und Dienſtaufwandsentſchädigung 
werden nach den Beſtimmungen der Dienſt⸗ 
anweiſung für Förſter geregelt. Bewerbungsfrist: 
15. Februar. 

Förſterſtelle Seyda I, Oberf. Glücksburg (Merſe⸗ 
burg), iſt am 1. Mai unter gleichen Bedingungen 
zu beſetzen. 

Im Regierungsbezirk Merſeburg ſind am 
1. April, vorbehaltlich etwaiger Anderungen, nach⸗ 
ſtehende Förſterſtellen zu beſetzen: 

Brucke, Oberf. Annaburg: 

Glücksburg, Oberf. Glücksburg: 

Pleſſa. Oberf. Elſterwerda: 

Gr.⸗Oſterhauſen, Oberf. Eisleben; 

Schkeuditz, Oberf. Halle a. S.; 

Schle beroda, Oberf. Freyburg a. U.; 

Wartha, Oberf. Doberſchutz: 

Die bebaute Förſterſtelle o. R. Bleeſern, 
Gräfenhainichen. 

Auf allen Stellen wird die Größe des Wirtſchafts⸗ 
landes, die Höhe des Nutzungsgeldes und der Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung neu feſtgeſetzt. Die Bewerber 
molen ſich verpf ichten, den bisherigen Stelleninhabern 
nötigenfalls vorübergehend einige Wohnräume uſw. 
zu überlaſſen. 

Im Regierungsbezirk Hannover ſind folgende 
Förſterſtellen zum 1. April neu zu beſetzen: 
Birkenmoor, Kloſteroberförſterei Ilfeld. Zu der Stelle 

gehören 9,8990 ha nutzbares Wittſchaftsland. 

Coppenbrügge, Oberf. Coppenbrügge. Zu der Stelle 
gehören 1,2609 ha nutzbares Wittſchaftsland. 

Horn, Oberf. Springe. Zu der Stelle gehören 
6,6890 ha nutzbares Wirtſchaſtsland. 

Dienſtwohnungen ſind vorhanden. Bewerbungen 
um dieſe Stellen ſind bis zum 5. Februar einzureichen. 


Förſterſtelle Woffleben, Oberf. Könisthal (Erfurt), 
iſt zum 1. April anderweit zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören: Dienſtwohnung, 5,2860 ha Wirt⸗ 
ſchaftsland, deſſen Regelung vorbehalten bleibt. Die 
normal, planmäßige Dienſtaufwandsentſchädigung 
beträgt 350 A. Bewerbungs riſt: 10. Februar. 
Im Regierungsbezirk Hildesheim ſind zum 

1. April nachſtehende Förſterſtellen neu zu beſepen: 

Alfeld in Laugenholzen, Oberf. Alfeld. Wirtſchaf.s⸗ 
land bisher 0,09 ha Gatten. Nutzungsgeld 5 A. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 350 A. 

Hausfreden, Oberf. Alfeld. Wirtſchaftsland bisher 
rund 7 ha. Nutzungsgeld 237 A. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 300 . 


Oberf. 
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Herzberg, Oberf. Herzberg. Wirtſchaftsland rund 
8 ha. Nutzungsgeld 135 A. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 250 K. 

Sechſtedt. Oberf. Wendhauſen. Wirtſchaftsland bisher 
rund 3 ha. Nutzungsgeld 127 A. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 250 M. 

rei, Oberf. Lauterberg. Wirtſchaftsland bisher 
rund 4 ha. Nutzungsgeld 61 A. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 450 „. 1 

Wurzelnberg in Weſterhof, Oberf. Weſterhof. Wirt⸗ 
ſchaftsland bisher 6 ha. Nutzungsgeld 136 K. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 250. 

Bewerbungsfriſt: 15. Februar. 

Förſterſtelle Sandhorft, Orerf. Aurich (Os nabrüch), 
it zum 1. April anderweit zu beſetzen. Wut⸗ 
ſchaftsland wird neu geregelt. 150 „ Dienit- 
aufwandsentſchädigung. Bewerbungen ſind bis 
zum 15. Februar bei der Regierung Osnabrück 
einzureichen. 

Förſterſtelle Blankenrode, Oberf. Hardehauſen 
(Minden), kommt am 1. April zur Neubeſetzung. 
Mit derſelben ſind verbunden: Nutzbare Dienſt⸗ 
ländereien 8 ha, Nutzungsgeld 140 & (alt), Dienft- 
wohnung, Dienſtaufwandsentſchädigung 450 #% (alt). 

Zörfterftelle Bollerborn. Oberf Altenbeken (Minden), 
kommt am 1. April zur Naubeſetzung. Mit der⸗ 
ſelben find verbunden: Nutzbare Dienſtländereien 
3 ha, Nutzungsgeld 29 A (alt), Dienſtwohnung, 

j Dienſtaufwandsentſchädigung 250 A (alt). 

Förſterſtelle Bonenburg, Oberf. Hardehauſen (Min⸗ 
den), kommt am 1. April zur Neubeſetzung. Mit 
derſelben find verbunden: Nutzbare Dienſt ändere en 
9 ha, Nutzungsgeld 197 & (alt), Dienſtwohnung, 
Dienſtaufwandsentſchädigung 350 „ (alt). 

Förſterſtelle Dahtheim, Ebert, Dahlheim (Minden), 
kommt am 3. April zur Neubeſetzung. Mit der⸗ 
Leben find verbunden: Nutzba e Dienſtländereien 
10 ha, Nutzungsgeld 347 A (alt), Dienſtwohnung, 
Dienſtaufwandsentſchädigung 350 & (alt). 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Gemeindeförſterſtelle Heckenbach, Kr. Ahrweiler, iſt 
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zum 1. April zu beſetzen. Bewerbungen find bis 
zum 25. Februar an den Bürgermeiſter in Nieder⸗ 
ziſſen einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 
Gemeindeförſterſtelle Schalkenbach, Kr. Ahrweiler. 
iſt zum 1. April zu beſetzen. Bewerbungen ſind 
bis zum 25. Februar an den Bürg rmeiſter in 
Nieder iſſen einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 
Gemeindeförſterſtelle 11 Warſtein iſt ſofort neu zu 
beſetzen. Bewerbungen ſind an den Stadtvorſteher 
Pieper in Warſtein einzureichen. Näheres ſiehe 
Anzeige. 
Forſtkaſſengehilfe für die Forſtkaſſe Vietz (Oſtbahn!) 
zum 1. April geſucht. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 
Preuſten. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Sittig, bisher reichsländ. Förſter in Günnitz, iſt in den 
Staatsforſidieuſt ubernommen und ihm vom 20. Januar 
an die Förſterſtelle Neuhaus, Oberf. Nenenkrug 
(Stettin), übertragen. 


Kaner, Forſigehilfe in Oberböſa, Oberf. Erfurt, iſt vom 
1. März an nach Braunsroda, Oberf. Erſurt (Erfurt), 


verſetzt. 

Herſchel, Hilfsförſter in Banſin, Oberf. Pudagla, iſt am 
1. Januar zum Förſter ernannt. 

rokowski, Forſtgehilfe in Jatznick, iſt am 20. Januar 
nach Stecklin, Oberf. Podeluch (Stettin), verſetzt. 

Keller, Forſigehilfe in Weidenhauſen, Oberf. Gladenbach, 
iſt nech Elbrighauſen (Wiesbaden) verſetzt. 

Kroll, Forſtgehilfe in Jacobshagen, iſt vom 20. Jannar an 
nach der Obert Friedrichswalde (Stettin) verſetzt. 

CLußitz, Forſtgehilfe in Grünwald, iſt am 20. Januar nach 
der Obert, Jakobshagen (Stettin) verſetzt. 

Müller, Hegemeiner in Forſthaus Heimig, Oberf. Schmiede 
feld, iſt vom 1. März ab die Föͤrſterſtelle zu Oberböſa. 
Oberf. Erfurt (Erfurt), übertragen. 

Sauer, Forngehilfe in Oberlinſphermühle, Oberf. Elbr g⸗ 
haufen, iſt nach Weidenhauſen, Oberf. Gladenbach 
(Wiesbaden verſetzt. 

Scharnweber, Hilfsförſter in Marienwalde, Gr.⸗Born, iſt 
ge 18. Januar nach Oberfter, bert, Oberfier (Köslin), 
verſetzt. 


Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 
Mitteilung des Vorſtandes. 
Mehrere Anfragen veranlaſſen mich nochmals, 
vefanntzugeben, daß der Jahresbeitrag für 1921 
vorläufig auf 50 „ feſtgeſetzt iſt. In dieſem Bei⸗ 


trage iſt der Abonnementsbetrag für das Vereins⸗ d 


blatt mit enthalten. Diejenigen Mitglieder, welche 
den Abonnementsbetrag für die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ für das 1. Vierteljahr 1921 ſchon an die 
Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ be⸗ 
zahlt haben, zahlen an die Vereinskaſſe nur den 
Jahresbeitrag von 41,50 M. 

Alle Zahlungen erfolgen von den Mitgliedern 
an die Bezirksgruppen⸗Vertrauensmänner, von 
dieſen an den Herrn Vereinsſchatzmeiſter, Kollegen 
Rakowicz in Borne bei Dölzig. Hennig. 

Nachſchrift. Einzelne Kollegen erregen ſich 
uber den Artikel des Herrn Hegemeiſters Hoefer 
in Nr. 2 Seite 28 des „Deutſchen Förſter“. Ich 
kege dem Artikel wegen feiner Unſachlichkeit keinerlei 
Bedeutung bei. Wenn wir den einen Satz heraus⸗ 
greifen: „Allein zum Holzeinſchlagen lann ſich 
der bankerotte Staat keinen Beamten halten“, 
dann müſſen wir entweder große Unſachlichkeit 
feſtſtellen oder aber mutmaßen, daß Herr Hoefer 
noch keine Zeit hatte, die F.⸗D.⸗A. vollſtändig zu 
tefen. Herr Hoeſer ſchreibt, ihm wäre die Scham⸗ 
röte ins Geſicht geſtiegen — überlaſſen wir ihn ſeiner 
Beſchämung; ich bin nicht dafür, jeder Anzapfung 
durch große Gegenartikel einen beſonderen Wert 
beizumeſſen. Hennig. 


Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 


Neue oder alte Wege. 

Wiederum veröffentlichen wir einige in letzter 
Woche eingegangene Stimmen aus unſerm Leſer⸗ 
kreiſe, die ebenfalls beweiſen, daß man über 
ie neue Richtung im Verein Preußiſcher 
Staatsförſter doch weſentlich anderer Meinung 
iſt, als von den jetzigen führenden Männern 
dauernd behauptet wird. 

Zu unſerm Artikel über die Lage der Dinge 
im preußiſchen Staatsförſterſtande in Nummer 3 
auf Seite 51 erhielten wir die Zuſchrift eines 
ſtaatlichen Forſtgehilfen, der u. a. folgendes aͤußert: 

„In Ihrer Nummer 3 vom 16. 1. 21, Seite 51, 
brachten Sie in einem Artikel ein Schreiben 
eines Hilfsförſters zur öffentlichen Kenntnis. 
Das Schreiben, vor allem der letzte Satz, iſt 
auch mir aus der Seele geſprochen. Auch ich 
bitte, daß in künftigen Artikeln wir jüngeren 
Kollegen nicht alle in ein verwandtſchaftliches 
Verhaltnis, zu der „Neuen Richtung“ gebracht 
werden“. 


Beſonders bemerlenswert iſt die Aeußerung 
eines ſtaatlichen Hegemeiſters, der ſich dahin aus⸗ 
ſpricht, daß der jetzt emgeſchlagene Kurs es fe 
ſonders den Alten unmöglich macht, der es 
werkſchaft weiter anzugehören. Er ſchreibt: 

„Wann wird denn eigentlich zum Zu⸗ 
ſammenſchluß derjenigen Forſtbetriebsbeamten 
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geblaſen werden, die nicht mit in dem radikalen 
Fahrwaſſer ſegeln wollen, in welches der „Verein 
Preußiſcher Staatsförſter“ geraten, und bereits 
aus demſelben ausgetreten ſind oder ſofort 
austreten würden, ſobald ihnen Gelegenheit 
gegeben wird, einem anderen Verein anzuge⸗ 
hören? Weshalb hat Herr Hegemeiſter Neu⸗ 
mann ſeinen Aufruf zurückgezogen? Schade 
darum. Es iſt höchſte Zeit, daß dem partei⸗ 
politiſchen Treiben innerhalb des Vereins, 
durch welches dem Staatsförſterſtande ungemein 
geſchadet, ein Damm entgegengeſetzt wird. Siehe 
Nr. 3 „Deutſcher Förſter“, Artikel Höfler! Hat 
Herr Höfler nicht auch Wahlzettel an den 
„Deutſchen Förſter“ zur Verteilung geſandt?“ 

Ein aus der Jägerklaſſe A hervorgegangener 
Mitarbeiter, alter Beamter, der allezeit für den 
Förſterſtand uneigennützig und erfolgreich gewirkt 

at, ſchreibt uns: 

„Die neue Richtung der Förſterbewegung 
befindet ſich jetzt ſchon auf abſchüſſiger Bahn. 
Wie lange wird die Einigkeit noch vorhalten? 
In meiner langen Laufbahn habe ich verfolgen 
können, wie Ueberhebung und Großſprecherei 
in den jüngeren Kreiſen, gerade der Forſt⸗ 
verwaltung, ſich widerwärtig breitmachten. 
Behalten Sie Mut und Ausdauer, Ihnen wird 
der Erfolg vorbehalten bleiben.“ 

Wie wir bereits in voriger Nummer mitgeteilt 
haben, ſind wir jederzeit in der Lage, durch 
amtlich beglaubigte Abſchriften zu beweiſen, daß 
die hier veröffentlichten Schriftſätze tatſachlich 
in ihrer Urſchrift in unſerem Beſitz ſind. Weitere 
Außerungen werden folgen. 


Die preußiſche Staatsförſtergewerkſchaft und die 
„Deutſche Forſt⸗ Zeitung“. 
(Fortſetzung.) 

Wir müſſen uns nun nochmals gegen die 
Außerungen des Herrn von Kurnatowski in 
Nr. 2 des „Deutſchen Förſters“ wenden. Er hat, 
wie er ſagt, unſer Gedächtnis auffriſchen wollen; 
das hat er ſicherlich nicht nötig; aber wir haben 
ihm nachgewieſen, daß er ſich über Dinge aus⸗ 
gelaſſen hat, die er zum mindeſten nicht beherrſcht. 
Er geht aber noch weiter und greift jene Männer 
an, die klug und entſchloſſen genug waren, ihre 
Standesvertretung aus dem alten verfahrenen 
Geleiſe herauszubringen und auf den Boden poſitwer 
Arbeitsleiſtung zu ſtellen, indem ſie im Jahre 1901 
den Verein Königl. Preußiſcher Forſtbeamten 
gründeten. Es iſt nicht unſere Aufgabe, dieſe 
drei vorzüglichen Männer zu verteidigen, die 
ihrem Stande nur Gutes getan haben und deren 
einer Ehrenmitglied des Vereins iſt, der Herrn 
von Kurnatowski der Ehre würdigte, ihn zu 
feinem zweiten Vorſitzenden zu beſtatigen. Wir 
dürfen aber wohl im Namen aller überlegten 
Angehörigen des preußiſchen Staatsförſterſtandes 
ihnen, beſonders Herrn Hegemeiſter Roggenbuck, 
für die mannhafte Tat, denn eine ſolche war 
ihr Schritt damals wirklich, auch bei dieſer Gelegen⸗ 
heit unſern allerherzlichſten Dank ausſprechen. 
Damals konnte der preußiſche Förſterſtand nur 
vorwärts gebracht werden durch innige Zuſammen⸗ 
arbeit mit der vorgeſetzten Behörde, und dieſen 
Weg zu finden haben die Herren, nachdem die 
dazu berufenen Kräfte in alten Vereinen voll⸗ 
kommen verſagt hatten, meiſterhaft verſtanden. 


Das Vereinsleben der preußiſchen Staats⸗ 
förſter hob ſich nun denn auch, und der Stand 
ſelbſt kam vorwarts. Was die vier Vorſitzenden, 
mit denen die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ als Organ 
des Vereins zuſammen gearbeitet hat, geleiſtet 
haben, gehört der Geſchichte des preußiſchen 
Staatsförſterſtandes an. Die Herren Hegemeiſter 
Roggenbuck, Krauſe, Bernſtorff und Velte 
haben jeder an ihrem Teil geleiſtet, was in ihren 
nicht geringen Kräften ſtand, und wir können 
ruhig ausſprechen, daß alle Erfolge, die der 
preußiſche Förſterſtand vom Jahre 1901 bis in 
die Jetztzeit hinein erreicht hat, allein auf 
ihre emſige, kluge, faſtimmer aber od ent. 
ſagungsvolle Arbeit zurückzuführen find. 
Von den Schwierigkeiten der Verhältniſſe, die ſich den 
Herren entgegenſtellten, haben die Uneingeweihten 
überhaupt keine Ahnung. Die Zeiten waren 
anders. Es galt damals noch die jetzt fo 
viel geſchmaͤhte und, wie wir glauben, doch 


von Verſtändigen innerlich wieder ſo heiß 
herbeigeſehnte preußiſche Ordnung. Damals 
konnte man noch nicht große Proteſtver⸗ 


ſammlungen abhalten und der vorgeſetzten Be⸗ 
hörde das Mißtrauensvotum ausſprechen; jedes 
Vorwärtskommen mußte mit kühler Überlegung 
und mit großer Zurückhaltung erkaͤmpft werden, 
und doch iſt in dem alten Kurs vieles erreicht. 
trotzdem das immer wieder bezweifelt wird. Von 
dem kaum gehobenen Unterbeamten mit 
einem Endbargehalt von 1800 „ find die 
Förſter in die Sekretärklaſſe mit der Auf⸗ 
rückungs möglichkeit in die Klaſſe der Ober, 
ſekretäre befördert; der Förſter iſt als Be: 
triebsbeamter anerkannt, und er kann ſich 
nun tatſächlich mit in die erſte Reihe der preußiſchen 
mittleren Beamtenſchaft ſtellen. 

Wir find unterrichtet genug, daß wir 
wiſſen, daß die letzten Früchte einer mühſeligen 
Standesarbeit erſt gepfluͤckt werden konnten durch 
den Zuſammenhalt, der ſich in den letzten Jahren 
in der geſamten preußiſchen und deutſchen Be⸗ 
amtenſchaft gebildet hat; aber niemals hätte 
der preußiſche Staatsförſter im deutſchen 
Beamtenbund jenen Platz eingenommen, 
wenn er ihm nicht durch die leitenden 
Männer der alten Vereinsrichtung mit 
eiſerner Zähigkeit und Energie in der 
Beamtenſchaft ſelbſt erkämpft worden 
wäre. Wir müſſen hier noch ganz beſonders 
die Rieſenleiſtung des Herrn Hegemeiſters 
Velte hervorheben, die er zum Beſten ſeines 
Standes in den letzten zwei Jahren bewältigt 
hat; und welchen Anfeindungen, um nicht ſchärfere 
Ausdrücke zu brauchen, iſt Ba er ausgeſetzt 
geweſen! Hat ihm doch der jetzige Förſter⸗ 
. Herr Pfalzgraf in der 

ereinstagung im November 1919 offen vor⸗ 
geworfen, er habe die Staatsförſter- 
intereſſen in der Gehaltsfrage fabotierr. 
Wenn der Förſterſtand erſt einmal in ſeinem 
Urteil wieder gerechter geworden iſt, wird er das 
Verdienſt Veltes ganz beſonders anerkennen müſſen 

Alle dieſe Fortſchritte ſind erreicht worden in 
den Jahren, in denen die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
Organ des Vereins geweſen iſt. Wir wiſſen 
wohl, daß wir in dieſen Arbeiten für den Stand 
zumeiſt nicht Werkmeiſter geweſen ſind, ſondern 
nur Werkzeug; aber auch ein Werkzeug muß gut 
ſein, wenn mit ihm etwas geleiſtet werden 
ſoll. Wir blicken daher auf die Arbeit für den 
preußiſchen Förſterſtand während der Jahre 1901 
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bis 1920 mit gutem Gewiſſen und mit Freude 
zurück. Hervorragende Männer haben uns, und 
beſonders den Leiter unſeres Blattes, ihres Ver⸗ 
trauens gewürdigt, und zu einer großen Anzahl 
von Angehörigen des preußiſchen Staatsförſter⸗ 
ſtandes ſind wir in ein Vertrauens⸗ und 
Freundſchaftsverhältnis getreten, das weit über 
den Rahmen gewöhnlichen Geſchäftsverkehrs 
hinausgeht. Darauf ſind wir heute ſtolz, und es 
iſt uns Genugtuung gegenüber der unerhörten 
Unbill, den wir heute durch den Terror der neuen 
Richtung erfahren. 

Zum Verſtändnis der heutigen Sachlage muß 
nun hervorgehoben werden, daß leider von An⸗ 
fang an im preußiſchen Staatsförſter⸗ 
ſtand eine tatſächlich geſchloſſene Ein⸗ 
heitsfront nie beſtanden hat, ſchon im „alten 
Verein“ ſtanden viele abſeits, die beſonders 
einen Staatsförſterverein haben wollten. Gleich 
bei der Vereinsgründung im Jahre 1901 
kam es zum offenen Streit mit den An⸗ 
hängern des ſogenannten „alten Vereins“, der, 
wie ausdrücklich hervorgehoben werden muß, nicht 
von ſeiten der neuen Vereinsrichtung ausgegangen 
iſt; ſie wurde in der „Wochenſchrift für Deutſche 
a angegriffen. Beſonders aber iſt die 

eitung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ dabei un⸗ 
beteiligt geweſen, trotzdem ſie naturgemäß in den 
Legenden heutigen Tages über dieſen Gegenſtand 
auch hier wieder der Störenfried geweſen ſein 
ſoll. Die Abwehrartikel gegen die Angriffe er⸗ 
ſchienen im Vereinsteil, unter alleiniger Verant⸗ 
wortung des neuen Vereinsvorſtandes, und ſowohl 
Herr Fritz Mücke wie auch der jetzige Leiter unſeres 
Blattes haben ſtrengſte redaktionelle Neutralität 
beobachtet. Auch in den Vereinsverſammlungen 
erhoben ſich Streitigkeiten, meiſt über den Ton 
und Takt, in dem die Vereinsarbeit geführt 
werden ſollte; immer iſt eine kleinere Zahl von 
Scharfmachern im Stande emſig ſchürend tätig 
geweſen, und namentlich war ihnen die ruhige, 
ſachliche Arbeit der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
ein Dorn im Auge. Es ſollte und mußte 
geſchimpft werden. Durch die überragenden 
Fähigkeiten der einzelnen Vorſitzenden wurden bis 
Kriegsende dieſe Widerſtände, nicht immer leicht, 
aber doch glücklich, bekämpft. Als nun aber 
nach Beendigung des Krieges Tauſende von un⸗ 
zufriedenen und unverſorgten jüngeren An⸗ 
gehörigen des Standes, von denen noch dazu 
viele an der Front, in der Etappe und in 
den Garniſonen plötzlich ihr ultraradikales Herz 
entdeckt hatten, in den preußiſchen Staatswald 
zurückkamen und ſich an der Vereinsbewegung 
beteiligten, gewann die ſchärfere Richtung immer 
mehr und mehr Gewalt. Faſt zwei Jahre hin⸗ 
durch haben es die älteren Vereinsleiter ver⸗ 
ſtanden, das Steuer in der altbewährten 
Richtung zu halten; nichts haben ſie dabei un⸗ 
verſucht gelaſſen, den Stürmern und Drangern 
in ihren zumeiſt uferloſen Wünſchen entgegen⸗ 
zukommen. Vor allem find fie bemüht geweſen, 
die ungeheueren Härten, die dem preußiſchen 
Staatsförſterſtand und ſeinen Anwärtern doch 
faſt ausnahmslos durch den Schandfrieden 
von Verſailles beſchert worden ſind, mildern zu 
helfen. Jede Mühe war vergebens, und das 
ſahen auch wohl bei ihrem Rücktritt die leitenden 
Manner ein, die ſich doch auf die Dauer außer⸗ 
ſtande geſehen hätten, den ihnen gegenüber an⸗ 
geſchlagenen Ton und die ihnen auf Schritt und 
Tritt trotz uneigennützigſter Arbeit zugefügten Be⸗ 


leidigungen der unzufriedenen Minderheit noch 
länger zu ertragen; es war eben mehr, als Menſchen⸗ 
kräfte auszuhalten imſtande ſind. Wäre die Vereins⸗ 
arbeit im alten Geleiſe fortgeſetzt worden, kein 
Deut weniger hätte der preußiſche Förſterſtand 
jetzt für ſich erreicht; hingegen haben viele 
beſonnene Standesangehörige mit uns die 
dringende Befürchtung, daß die Standesbewegung 
von jetzt an in ein Fahrwaſſer gerät, in 
dem das Vereinsſchiff durch unermeßliche Ge⸗ 
fahren von neuem, alſo zum zweiten Wale, 
ſcheitern muß. Durchgeſetzt iſt der endgültige 
Sieg der neuen Richtung auch mit Hilfe zahl⸗ 
reicher alter Gegner des „Vereins Königlich 
Preußiſcher Forſtbeamten“, die, trotzdem manche 
lange Jahre die Delegiertenverſammlung gemieden 
hatten, da es für ſie nichts zu hetzen und zu 
zanken gab, Ende September 1920 alle wieder 
zur Stelle waren. Nun blühte ihr Weizen, die 
Saat ihres auf Uneinigkeit gerichteten 
Strebens war reif, und jetzt, da ſie die 
Macht in Händen haben, wird, jedoch zumeiſt 
wider beſſeres Wiſſen, behauptet, der preußiſche 
Staatsförſterſtand ſei mit einem Mal, — einig. 
Es wäre zum Lachen, wenn die Angelegenheit 
nicht für den ganzen Stand ſo tief traurig läge. 

Wir ſtehen in unſerer Auffaſſung nicht allein: 
Tauſende der Alteren und Beſonnenen 
und, wie ſich neuerlich immer mehr und 
mehr herausſtellt, auch viele der jüngerer 
Standes angehörigen ſind in dieſer Be⸗ 
ziehung anderer Anſicht als die neue 
Gewerkſchaftsleitung, und von uns der 
„Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ wird immer 
wieder verlangt, daß wir dem alten 
Kurs eiſern die Treue halten, indem wir 
unentwegt für einen Zuſammenhalt 
der mit der jetzigen Vereinsführung 
nicht einverſtandenen Angehörigen des 
preußiſchen Staatsförſterſtandes ein: 
treten ſollen. Allein unter dieſem (Ge: 
ſichts winkel iſt unſere Haltung in den 
ſchwebenden Fragen ſeit Anfang Oktober 
1920 zu betrachten. 

Gründlos iſt es, uns immer wieder und 
wieder zu unterſtellen, wir wollten die im 
Staatsförſterſtand vorhandene Einigkeit 
ſtören und untergraben. Wir ſtellen dem 
gegenüber von neuem feſt, daß dieſe Einig⸗ 
keit überall, faſt in jeder Oberförſteret 
fehlt; wir erklären, daß mindeſtens die Hälfte 
der Angehörigen des preußiſchen Staatsförſter⸗ 
ſtandes, ja wahrſcheinlich noch mehr, mit der 
neuen Standesdiktatur nicht einverſtanden iſt. 
Tauſende von Staatsförſtern wollen ſich 
nicht dem Gewerkſchaftszwangé beugen, 
von dem ſie nicht wiſſen, wohin er ſie führt, und 
da ſich leider bis jetzt noch nicht ein Mann ihres 
Standes gefunden hat, der die überall mit den 
neuen Maßnahmen Unzufriedenen ſammelt, ſind 
wir, das alte Vereinsorgan, das durch nun 
faſt 20 Jahre immer als ehrlich, treu und zu⸗ 
verläſſig befunden worden iſt, der alte SC 
ſammenhalt und die neue Hoffnung aller 
befonnen Denkenden. Wir fragen jeden 
billig Empfindenden, ob wir ein ſolches Vertrauen 
täuſchen dürfen und ob unſere Haltung unter 
dieſen Verhaltniſſen nicht eine rein ſelbſt⸗ 
verſtaͤndliche iſt. Leicht iſt unſere Aufgabe nicht; 
fie beanſprucht Mut, Tatkraft und Entfagung, 
und wer uns unterſchiebt, daß wir dieſen vor⸗ 
geſchobenen Poſten nur halten, um unjere 


4 


90 


Geſchäftsvorteile ins Trockene zu bringen, hat 
Aber Geſchäftsangelegenheiten überhaupt kein 
Urteil. Keinesfalls aber haben wir uns in die 
all Aufgabe, die uns im Laufe der letzten 

onate ganz wider unſeren Willen zugeſchoben 
Iſt, gedrängt. 

Man wäge doch einmal die Erörterungen in 
der Preſſe vorurteilsfrei ab. Wir haben über die 
Berliner Delegierten⸗Verſammlung in Nr. 41 
einen Bericht gebracht, der wahrlich das, was 
vorgegangen iſt, in die mildeſte und zurück⸗ 
haltendſte Form kleidete. Aber für dieſe Zurück⸗ 
haltung hatte man auf der Gegenſeite kein Ver⸗ 
ſtändnis. Denn man fiel im „Deutſchen Förſter“ 
von allen Seiten über uns her; alles ſollte in 
Berlin gut, ſchön und harmlos geweſen ſein, 
trotzdem, wie das ja nun inzwiſchen auch nach 
dem Urteil anderer klar zutage getreten iſt, ſehr 
viele der Anweſenden über die Vorgänge mit 
uns die durchaus gleiche Anſicht hatten. Man 
verfolge nur die Erörterungen gelegentlich der 
Verhandlungen über den preußiſchen Forſthaushalt 
in der Landesverſammlung, deſſen ſtenographiſche 
Niederſchrift wir eben in die Hand bekommen 
haben und in Kürze veröffentlichen werden. Schon 
aus Selbſtachtung war es uns nicht möglich, 
zu den Angriffen gegen uns zu ſchweigen, 
und die Schriftleitung des „Deutſchen Förſter“, 
die am beſten ſelbſt geſchwiegen hätte, da ſie 
felbſtverſtändlich⸗Förſterverhältniſſe vorlaufig nicht 
in dem Maße beurteilen kann, wie es für ihre 
ee Aufgabe nötig iſt, zieh uns offen der 

nwahrheit. So und allein in dieſer Abwehr 
entſtand unſer Artikel in Nr. 51 „Wahrheiten 
über die Vorgänge im Verein Preußiſcher Staats⸗ 
förſter“, in deſſen Folge nun Herr Pfalzgraf den 
teten Verſuch wagte, das, was vorgegangen iſt, 
ſelbſt zu vertuſchen und dabe, ſtatt fachlich zu 
bleiben, ſehr zu ſeinem Schaden und zu Unrecht 
unſere Ehre angegriffen hat 

Wir haben, weil das Recht auf unſerer Seite 
iſt, nicht in dem Ton, der von jener Seite immer 
wieder und wieder angeſchlagen wird, erwidert, 
obwohl uns Schaͤrfen niemand hätte verdenken 
können. Wir wollen auch weiter durch Ruhe und 
Sachlichkeit wirken, denn wir hoffen, daß allein 
auf dieſem Wege die Überlegung und der Friede 
koinmt. Um dieſen zu erreichen, müfjen wir aber 
nun noch, ehe wir endgültig mit Herrn Pfalzgraf 


abrechnen, auf Einzelheiten in den ſchwebenden 


Streit eingehen. 
(Fortſetzung folgt.) 


— 
Nachrichten des „Waldheil“. 
Mitgliederverfſammlung 1921, 


Die Mitgliederverſammlung für 1921 findet 
ſtatt am Montag, dem 21. Februar, nachmittags 
34, Uhr, im Gaſthofe „Prinz von Preußen“ zu 
Neudamm. 

Tagesordnung: 

1. Erſtattung des Jahres⸗ und Kaſſenberichtes. 

2. Bericht über die erfolgte Prüfung der Jahres⸗ 
rechnung und Kaſſe. 

3. Entlaſtung des Schatzmeiſters. 

4. Genehmigung des Haushaltsplanes fur das 
Geſchäftsſahr 1921. 

5. Beſchlußfaſſung über Satzungsänderungen in 
bezug auf Mitgliederaufnahmen, Beitrags⸗ 
erhöhung und Vereinfachung der Ausgabetttel. 

6 Beſchlußfaſſung über die Geſchäftsführung nach 
dem Ableben des bisherigen Veremsſekretärs. 
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7. Wahl des Ortes für die nächſte Mitglieder⸗ 

verſammlung. 
8. Verſchie denes. 

Der Mitgliederverſammlung geht eine um 
3 Uhr nachmittags beginnende Vorſtandsſitzung 
voraus. Nachher zwangloſes geſelliges Zuſammen⸗ 
ſein. Wir bitten um zahlreiches Erſcheinen der 
Herren Mitglieder. 

Neudamm, den 18. Januar 1921. 


Jacobi, 
Forſtmeiſter, Maſſin, Vorſitzender. 
Neumann, 
Geh. Kommerzienrat, Neudamm, Schatzmetiſter. 
F 
Beſchäftigung für eine Förſterwitwe. 

Ein ſtaatlicher Hegemeiſter ſucht für einen 
frauenloſen Haushalt ein älteres Mädchen 
oder eine Förſterwitwe ohne Kinder. Nach⸗ 
richten werden an unſere Adreſſe erbeten. 

Geſchäftsſtelle 
des Vereins „Waldheil“, Neudamm. 


Gin 
— 


Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 
Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß z Amt Eberswalde Nr. 546. 

Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
6997. Hildebraudt, Waldemar, Oberförſter, Oberförſterei Groß⸗ 
Leine, Poſt Birkenharnchen, Kreis Lübben. IX. 
6998. Nehberg, Walter, Hilfsjäger, Fh. Looſen, Poſt Looſen, 
Kreis Schlochau, Weſtpreußen I ai 
al, 


6099 Graf von Pourtales, Friedrich, Wirkl. Geh. 
oe GC Se E V S d 

7000. Hummel, Walter, Hifsjäger, Seifershau Der Hi er 

Schleſien. VIII G 


2001, digen Otto, Forftgehilfe, Fh. Helnunenwalde, Poſt 

GIG. ei 

7002. Ehert, Otto, Oberförſter, Tiergarten bei Falkenberg, 
O⸗Schl. VL 


7003. Werner, Friedrich, Revierförſter, Haſſelberg ber Flechtingen. 
Kreis Gardelegen. XVI. 

7004 von Bülow, Harry, Gutsbeſitzer, Bothkamp, Poft 
Kirchbarkau, Kreis Plön. IV. 

Deeg Dr Oberförſter, Königswartha, Amtshaus 

autzen. e 

7006. Becker, Werner, Forſtaufſeher, Ramſtedt, Poſt Zielitz, 
Kreis Wolmirſtedt, Bezirt Magdeburg XVI 

7007 Piper, Alfred, Hilfsförſter. Brauna i Sachſen. XII. 

7008. Müller, Wilhelm, Forſtbeamter, Goldap, Jablonsker⸗ 
ſtraße 450. L 

7009. Seitz, Felix, Hilfsjäger, Schweich a. Moſel, Rheinland. V. 


* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 

. Kurt, Hilfsförſter, Fh. Baszkow, Bolt Baszkow, Kreis 

otoſchin. 

Kruſe, Berthold, forſttechmſcher Hilfsarbeiter der Landwirtſchafts⸗ 
kammer Breslau X, Matthiasplatz 4 

Jendroſch, Fritz, Privatförſter, Roſchkowitz, Kreis Kreuzburg, 
Oberſchleſien. n 

Gerards, Johann, Privatförſter, Haan, a) Breidenmühle. 

Nöhricht, Paul, Forſtgehilfe, Kloſter Loccum, Poſt Loccum, 
Kreis Stolzenow. Bezirk Hannover. ` 

Jenſen, Joh., Förſter, 1 i. Lauenburg i. Holſtein. 

Nadtke, Otto, Förſter, Fh. Ringenwalde, Poſt Batzlow, Kreis 
Oberbarnim. ` 

Gebauer, Hermann, Revierjäger, Fh. Pechofen, Poſt Teuplitz N.⸗L, 
Kreis Sorau. . 

Lingſcheid, Alois, Forſtgehilfe, Schloß Körtlinghauſen, Poſt 
Suttrop bei Warſtein, Kreis Kippſtadt 


Schiebock, Ernſt, Förſter, Litſchen, Poſt Lohſa, Kreis Hoyerswerda 


Gawlich, Rob., Förſter a. D., Liep Kahlberg, Poſt Kahlberg, 
Kreis Elbing. GER 

Paruſel, Franz, Förſter, Rogau, Kreis Liegnitz. 
en Edwin, Förſter, Lohſa DL, Kreis Hoyerswerda. 

aupe, Martin Hilfsförſter, Fh. Madeit, Poſt Brieſen, Mark. 
Roſt, Richard. Forſtgehilfe, Gr.⸗Furra bei Sondershauſen. 
May, Franz, Forſtgehilfe, Köln⸗Mühlherim, Wallſtraße 118. 
Dittmann, Franz, Waldwärter, Seedorf. Kreis Lauenburg. 
Zierz, Alois, Jabrilbeſitzer, Lam dorf, Kreis Falkenberg. O.⸗Schl. 
Zierz, Fritz, Ingenieur, Lamsdorf, Kreis Falkenberg, O.⸗Schl 


Se 
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Wintertagung 1921. 5. Verſchiedenes. n 
Die Tagung des weiteren Vorſtandes findet 6 Vortrag über Zweck und Ziele des Vereins 


onnerstag, dem 10., und Freitag, dem „Weidmannsſchutz“ in Köln. 
11 re 1921, in Berlin in an der „ Gelegenheit zum Eſſen ift vorhanden, vorhertge 


; , S Anmeldung jedoch erwünſcht. 
$ s 
595 get 5— en zu Anmeldungen zur Teilnahme an der Ber⸗ 
8, g ö ſammlung baldigſt an den Unterzeichneten erbeten. 


Tagesordnung: Forſthaus Neuendrieſch, Poſt Schleb 
Am Donnerstag, dem 10. Februar: S 0 I DEREN 
9 Uhr vormittags: Ausſchuß für Kaſſen⸗ und Der ſtellvertretende Vorſitzende 
Rechnungsweſen. der Bezirksgruppe Rheinland (v). 
10 Uhr vormittags: Ausſchuß für Unterrichts⸗ Kremling, Revierförſter. 
und Prüfungsweſen. E 
2 Uhr nachmittags: Förſterausſchuß. Ortsgruppe Uckermark. 


4 Uhr nachmittags: Ausſchuß der Akademiker. Sonnabend, den 5. Februar, nachmitta 
e E E Walddeſitzer. 2 Uhr, findet in Angermünde, Hotel Berliner 
im 5 pi .? S ey x & 
9 Uhr bormittags: Sitzung des weiteren Vor⸗ Ze en eg 
ſtandes. 1. Beſprechung der letzten Gehaltsvereinbarungen. 
Tagesordnung: 2. Verſchiedenes (Vortrag erwünſcht). ? 
1. Stand der Tarifverhandlungen und Ber: 3. Einziehung von Beiträgen. 
handlungen mit dem Deutſchen Guts⸗ Nach Entſchließung der letzten Ortsgruppen⸗ 
und Forſtbeamtenbund. Berichterſtatter: ſitzung in Templin wurde allgemein der Auf⸗ 
Oberf. Schwabe. f faſſung Ausdruck gegeben, daß alle in der Uckermark 
2. Rechnungsabſchluß für 1920. Bericht⸗ wohnenden Mitglieder des Vereins für Privat⸗ 
erſtatter: Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. forſtbeamte Deutſchlands ohne weiteres auch 
Schwappach. Mitglieder der Ortsgruppe „Uckermark“ ſind. 
3. Begutachtung des Haushaltsplanes Alle Mitglieder mit Damen und eingeführte 
für 1921. Berichterſtatter: Geh. Reg.⸗ | Säfte werden hiermit freundlichſt eingeladen. 


Rat Prof. Dr. Schwappach. Nach Schluß der Sitzung gemütliches Bei⸗ 
4. Erſatzwahlen von Vorſtandsmitgliedern. ſammenſein. 
Berichterſtatter: Oberf. Schwabe. Oberförſterei Mahlendorf, 15. Januar 1921. 
5. Bericht des Ausſchuſſes für Unterrichts⸗ Der Vorſitzende: Pfützner, Oberförſter. 
und Prüfungsweſen: 2 


a) Förſterprüfungen. erichte : S 
j nn Sieden: Oberf 1 Ortsgruppe Recklinghauſen und Umgebung. 

b) Große und klemme forſtliche Lehrgänge. |, Am H Dezember 1920 war in Recklinghauſen 
Berichterſtatter: Oberförſter Krug, im Gaſthof Stallherm eine Gruppenverſammlung. 
Forſtmeiſter Rieger, Forſtmeiſter Es hatten ſich 18 Mitglieder eingefunden. Die 
Lincke. Erledigung der Tagesordnung erfolgte in nach⸗ 

e) Abänderung der Prüfungsordnung. ſtehender Weiſe: 1. Forſtmeiſter Linde erläuterte 
Berichterſtatter: Oberf. Metzner. in eingehender Weiſe unter Dank der Anweſenden 

d) Genehmigung der Satzungen des den Geſetzentwurf „über Staatsaufſicht der 
Stipendienfonds. Berichterſtatter: Privatwaldungen. 2. Es wurden die in den 
Geh Reg -Nat Prof. Dr Schwappach. einzelnen Verwaltungen gezahlten Tagelohn⸗ und 

6. Forſtlehrlingsſchule. Berichterftatter: Akkordſätze bekanntgegeben. 1 wurden die 

Direktor Jacob. laufenden Holzpreiſe beſprochen. 3. Jagdliche 

7. Amtsdauer der Mitglieder des Förſter⸗ Fragen und Ergebniſſe wurden ausgetauſcht. 
ausſchuſſes. Berichterſtatter: Revier⸗ J. Es wurde wiederum mit Bedauern feſtgeſtellt, 
forſter Walter. daß der mit dem Waldbeſitzerverbande vereinbarte 
8. Anträge. führ . a 11 a zur nn 
Jagd loß, den 20. Januar 1921. ührung gekommen ſei. inige Kollegen teilten 
S ee Schwabe Oberförſter mit, "wë ihre Term olmgen auch Jet noch 
e die niedrigen Friedensgehälter ohne jegliche 
8 Teuerungszulagen zahlten. Die Verſammlung 
konnte es nicht verſtehen, daß dieſe Verwaltungen 
ihren Beamten bei den jetzigen hohen Einkünften 
aus den Waldungen einerſeits und der teueren 
Lebensweiſe im Weſten andererſeits noch ſo 
niedrige Gehälter zahlen. Es wurde beſchloſſen, 
daß die nachſte Verſammlung am 15. Februar 
1 in Haltern ftattfinden fol. Die Einladung zu 
Ortsgruppenvorſtände. den Verſammlungen ſoll in Zukunft durch die 
Tagesordnung: „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ erfolgen. 

1. Neuwahl des 1. Vorſitzenden der Bezirksgruppe Berkenheger. 
und eines Beiſitzers. b 

2. Bericht über die Tätigkeit der Gehaltskommiſſion ! 


und über den Stand der Gehaltsangelegenheit. TE beſteuert jeder gagdleiter f 


3. Forſtlehrlingsweſen, ortbildungslehrgänge, 
1 | F 8 hg 8 am beſten zugunſten des Unterſtützungsſonds des 
Vereins „Waldheil“, Neudamm, Bez Ffo. 


2 
Bezirksgruppe Rheinland (V). 
Einladung. 

Am Dienstag, dem 22. Februar 1921, vor⸗ 
mittags 10% Uhr, im Reſtaurant „Im alten 
Präſiduum“, Saal Jägerheim, Köln a. Rhein, 
Schildergaſſe, Bezirksgruppenverſammlung. . 

9½% Uhr vormittags daſelbſt Sitzung der 


— - '.. ͥͤ — —b . — — — . —ẽ — —— —— ͤ—i- 2 


4. Wahl des Ortes für die nächſte Bezirksgruppen⸗ 
verſammlung. . 
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Nachrichten des Vereins 
preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 

Müller, Meſchede. 
Bezirksgruppe Wiesbaden. 

An ſämtliche Mitglieder und die Ortsgruppen⸗ 
Verſtände zur genaueſten Beachtung und uns 
bedingten Erledigung 
bis ſpäteſtens 15. Februar d. J. 

Da nunmehr die Beſoldungsregelung nach den 
Grundſätzen des B. F. E. G. geſichert, die Aus⸗ 


Ortsgruppe 
Se ö Der Mitglieder j 
"| se In Se 
a) Inhaber von Förſterſtellen. 
b) Inhaber von Waldwärterſtellen. 


c) Siellenloſe Forſtgehilfen. 
d) Penſionäre. 


a 


An Beiträgen ſind zu leiſten für die Zeit vom 
1. 4. 20 bis 31. 12. 20 
für die unter a) aufzuführenden Mitglieder 60 %, 
für die unter b) aufzuführenden Mitglieder 15 „, 
für die unter d) aufzuführenden Mitglieder 30 %, 

bzw. 7,50 A 
Hinſichtlich der beſchäftigungsloſen Forſtgehilfen 
verbleibt es bei den bisherigen Beiträgen. Nach⸗ 
zahlungen ſind von ihnen nicht mehr zu leiſten. 

Die bereits geleiſtete Abſchlagszahlung von 
10 „ kann — wie im Schema vorgeſehen — 
in Abzug gebracht werden. 

Die Aufſtellung der Liſte und die Einziehung 
der Beiträge erfolgt am zweckmäßigſten in einer 
ſchleunigſt einzuberufenden Ortsgruppen⸗Ver⸗ 
ſammlung. Wir ſetzen das beſtimmte Vertrauen 
in unſere Mitglieder, daß ſie ſich vollzählig zu dieſer 
Verſammlung einfinden, damit die Angelegenheit 
ſchnell und reibungslos erledigt werden kann. 

Die wenigen Einzelmitglieder, die bisher einer 
Ortsgruppe noch nicht angeſchloſſen ſind, werden 
erſucht, nunmehr unverzüglich ſich der für ſie am 
beſten gelegenen Ortsgruppe anzuſchließen. Es 
beſtehen die Ortsgruppen: 

Biedenkopf, Förſter Stoll in Biedenkopf; 
Dillenburg, Förſter Thielmann in Breitſcheid; 
Oberlahn, Förſter Melchior Weyn, Oberlahnkreis; 
Unterlahn, Förſter Stauch in Sulzbach; 
Hachenberg, Förſter Schiebel, Bahnhof Hattert; 
Naſtätten, Förſter Huth in Miehlen; 
Untertaunus, Förſter Schneider I in Kemel; 
Idſtein, Förſter Ilgen in Niedernhauſen; 
Niederwald, Förſter Bitter in Kiſſelmühle, Poſt 

Hattenheim a. Rhein; 

Hadamar, Förſter Wagner in Obertiefenbach; 
Wallmerod, Waldw. Orenzer in Berod. 

Der Vorſtand: 
Schiebel. 


Lemp. Braun. 
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zahlung der Gehälter nur noch eine Frage von 
ganz kurzer Zeit iſt, kann mit der Einziehung der 
am 28. Juli in Potsdam beſchloſſenen Beiträge, 
mit Rückſicht auf eine glatte, ordnungswäßige 
Rechnungslegung, nicht länger mehr gewartet 
werden. 

Die Ortsgruppenvorſtände werden erſucht⸗ 
umgehend eine Liſte nach nachſtehendem Schema 
aufzuſtellen und dem Bezirksgruppen⸗Kaſſenführer 
Förſter Braun in Langhecke bei Aumenau a. F., 
Lahn, zuſammen mit den eingezogenen Beiträgen 
einzuſenden. 


Beitrag An Abſchlag 
Ge 1. 4. 20 bis iſt Reſt 
Se 31. 12. 20 gezahlt 
V. Pr. 8-3) „ 18 A & I& 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 
Vereinigung mittlerer Forſtbeamten 


Anhalts. 

Laut Beſchluß der Bezirksgruppen ſollen in 
Befolgung der vorgeſchlagenen Satzungsänderungen 
mit ſofortiger Gültigkeit drei Ortsgruppen gebildet 
werden, und zwar: 

1. Ortsgruppe: Deſſau, Cöthen, Bern⸗ 
burg, beſtehend aus den Revieren Deſſau, Roß⸗ 
dorf, Sollnitz, Aderſtedt, Kühnau, Haideburg, 
Oranienbaum, Wörlitz, Roßlau, Steckby und 
Lindau, Rabenſtein, Stolzenberg, Norkitten. 

2. Ortsgruppe Harz: Reviere Ballenſtedt, 
Gernrode, Harzgerode, Neudorf, Güntersberge. 

3. Ortsgruppe Fläming: Reviere Nedlitz, 
Grimme, Serno mit Hundeluft, Coswig mit 
Cobbelsdorf. 

Die hierzu erforderlichen Neuwahlen des ge⸗ 
ſchäftsführenden Vorſtandes ſind möglichſt bald 
vorzunehmen. 

Im Intereſſe einer ordnungsmäßigen und 
pünktlichen Geſchäfts⸗ und Vereinsführung iſt es 
abſolut nötig, daß die Mitglieder in den Orts⸗ 
gruppen rege und fleißige Mitarbeit bekunden. 
Die Vereinsbeiträge werden wie bisher viertel⸗ 
jährlich bis zum 15. Januar, 15. April, 15. Juli, 
15. Oktober an die Kaſſenführer der Ortsgruppen 
eingezahlt und dann an den Haupftkaſſenführer 
abgeführt. 

In letzter Zeit iſt es vielfach vorgekommen, 
daß die Zeitſchriften „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
und „Deutſcher Förſter“ durch die Poſt unregel⸗ 
mäßig geliefert worden ſind. Es wird darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Beſchwerden unter Angabe der 
Fehlnummern bei den zuſtändigen Poſtämtern 
anzubringen ſind. Beſchwerden ohne Erfolg können 
an den Hauptvorſtand eingereicht werden. 

Die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ iſt wie bisher 
an alle Vereinsmitglieder, der „Deutſche Förſter“ 
bis auf weiteres revierweiſe zu liefern. Der Um⸗ 
lauf der letzteren muß ſchnell und pünktlichſt erfolgen. 

Der Hauptvorſtand. Grimm, Vorſitzender. 


nhalt: Der Deutſche Förſterbund. 79. — Parlaments⸗ und Vereinsberichte. 81. — Geſetze, Verordnungen und 


J 
„Erkenntnifſe. 82 — Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 83. 


Forſtwirtſchaftliches. 84. Brief⸗ und Fragekaſten. 85. — Ver. 


waltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 85. — Verein Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 87. — Nachrichten für den Verein 

Preußiſcher Staatsförſter. 87. — Nachrichten des „Waldheil“. 90. — Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſch 

nn e = non des Vereins preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 92. — Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und 
rperſchaften. 9: 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 


Deutſche Sort. Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förfters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 
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Lei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Sei, 
trage, Dr die Entgelt gefordert wird, wolle man nut dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge. die von ihren Verfaſſecu 
auch anderen Zeuſchruten übergeben werden, werden nicht bezahlt Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelzahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Jun 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
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Neudamm, den 6. Februar 1921. 36. Band. 
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Der Haushalt der preußiſchen Forſtverwaltung 
bei der Beratung in der Landesverſammlung. 


Der Veröffentlichung des amtlich ſo ſtark 
verſpätet herausgegebenen ſtenographiſchen 
Berichtes über die Beratung des Haushaltes der 
Forſtverwaltung in der Landesverſammlung 
ſoll' eine kurze, die weſentlichen Punkte um⸗ 
faſſende Beſprechung vorausgeſchickt werden. 
Vermehrung der Revierförſterſtellen iſt 
die Forderung des Abgeordneten Neumann 
(Bärenberg), der auch der weiteren Herab— 
ſetzung der Dienſtländereien widerſpricht. Er 
bemängelt den Standpunkt der Forſtverwaltung, 
daß die Mehreinſchläge ſich innerhalb unſerer 
Waldreſerven halten, und von den geplanten 
drei Forſteinrichtungsämtern will ſeine 
Partei einſtweilen nichts wiſſen, weil ſie Geld koſten. 

Gegen die Forſteinrichtungsſtellen 
wendet ſich auch der Abgeordnete Held 
(Deutſche Volksp.), allerdings mit Gründen, die 
als ſtichhaltig nicht anerkannt werden können. 

Anderer Anſicht als der Abg. Neumann 
it der Herr Oberland forſtmeiſter, deſſen 
Urteil jedenfalls die entſcheidende Bedeutung nicht 
abgeſprochen werden kann. Neumann wendet 
ich auch gegen die neue Jagdordnung; ein 
Ausdruck, der, nebenbei bemerkt, beſſer auf die 
neue Regelung der Jagdbefugniſſe der 
Staatsforſtbeamten nicht angewendet wird, weil 
man hierbei an das Geſetz gleichen Namens 
denken muß. 

Der Abgeordnete Rhiel (Zentr.) hat er⸗ 
freulicherweiſe gegen den aufreizenden Ton 
Stellung genommen, welcher die Ausführungen 
einiger Abgeordneten auf der Delegierten⸗ 
verſammlung der Preußiſchen Staatsförſter in 
Berlin beherrſchte. Er befürwortete die aus⸗ 
reichende Erhöhung der Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung für Oberförſter und Förſter ſowie 
eine den Verhältniſſen angepaßte Bemeſſung 
der Tagegelder an Forſtreferendare und Forſt⸗ 
gehilfen. 

Ein großes Staunen wird aber durch die 
Reihen vieler Träger des grünen Rockes gehen 
angeſichts der Berichtigung des ſtenographiſchen 
Berichtes der Delegiertenverſammlung, welche 


der Abgeordnete Held (Deutſche Volkspartei) 
vornimmt. Dieſem Abgeordneten legte ge⸗ 
nannte: Bericht folgende Worte in den 
Mund: „Ich habe das zweifelhafte Vergnügen. 
den Herrn Forſtmeiſter Erdmann zu kennen“. 
In der preußiſchen Landesverſammlung vom 
14. Dezember 1920 nimmt der Abgeordnete 
Veranlaſſung, dieſe Außerung weit von fich zu 
weiſen, bezeichnet die Unterſtellung als eine 
„direkte Lüge“. Dieſes harte Wort kann 
ihm nachempfunden werden, denn es iſt nicht 
angenehm, ſich auf das Niveau eines Höfler 
und eines Gebhardt, wie das in der Delegierten⸗ 
verſammlung in die Erſcheinung getreten iſt, 
heruntergezogen zu ſehen. 

Es kann mit Genugtuung verzeichnet werden, 
daß die Vertreter hervorragender politiſcher 
Parteien der Landesverſammlung zwiſchen ſich 
und den Volksvertretern, die ihre „geiſtigen 
Kämpfe“ auf der Delegiertenverſammlung mit 
Wurfgeſchoſſen unterſtützten, die von wohl⸗ 
erzogenen Leuten ſonſt nicht verwendet werden, 
einen Strich ziehen und in dieſem Falle die 
Gemeinſchaft mit ihnen ablehnen 

Im übrigen vertritt die Landesverſammlung 
die verſchiedenen Wünſche der Staatsforſt⸗ 
beamten nach jeder Richtung, um die Zufriedenheit 
herzuſtellen. Daß unter dieſen Umſtänden das 
Bedürfnis eines Dienſtzimmers für den 
Förſter Anerkennung finden mußte, verſteht 
ſich von ſelbſt. Wenn es ſich nicht vermeiden 
laßt, daß der Förſter das Familienzimmer für 
dieſe Zwecke benutzen muß, ſo ſollte man aber doch 
billigerweiſe hierfür eine Entſchädigung gewähren. 

Bei aller wohlwollenden Haltung verdient 
aber die Tatſache um ſo höhere Beachtung, 
daß die Aufſtiegsmöglichkeit für die Förſter, 
ſoweit ſie behandelt wurde, in der Revier⸗ 
förſterſtellung geſehen wird. Nirgends offen⸗ 
bart ſich Stimmung dafür, den Himmiels⸗ 
ſtürmern die Leiter zu halten, aber es erregt 
doch Verwunderung, wenn der Abgeordnete 
Held namens ſeiner Partei den Antrag des 
Ausſchuſſes abgelehnt wiſſen will, welcher fordert, 
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„daß den Förſtern uſw. bei nach⸗ 
gewieſener Befähigung und praktiſcher 
Bewährung der Aufſtieg in Oberförſter⸗ 
ſtellen durch geeignete Maßregeln er— 
möglicht werden ſoll.“ 

Es wäre ſehr zu bedauern, wenn die Forderung 
des Ausſchuſſes die Zuſtimmung der Landes⸗ 
verſammlung nicht finden ſollte, denn ſie 
verſtößt nicht gegen die Intereſſen des 
Staates, und eine weſentliche Beeinträchtigung 
der Anſtellungsberechtigten für den höheren 
Staatsdienſt wird nicht zu befürchten ſein. 
Wie die Verhältniſſe liegen, wird es auch im 
Sinne des Ausſchußantrages zunächſt kaum 
angängig ſein, einen gewiſſen Prozentſatz von 
Oberförſterſtellen für die „befähigten Förſter“ zu 
reſervieren, bei denen, wenn ſie aufſteigen 
wollen, unter allen Umſtänden ein erfolg- 
reiches, wiſſenſchaftliches Studium vor⸗ 
ausgeſetzt werden müßte. 

Über die Stellungnahme des Miniſters zu 
den einzelnen Fragen iſt im allgemeinen folgendes 
zu bemerken: Die in Ausſicht ſtehende Neu⸗ 
regelung der Dienſtländereien iſt auf die Be⸗ 
ſtimmung der neuen Beſoldungsordnung zurück⸗ 
zuführen, nach der Nebeneinnahmen der Beamten 
in Zukunft in Fortfall kommen ſollen. Die 
geplante Höchſtgrenze des aus wirtſchaftlichen 
Gründen den Forſtbeamten überwieſenen Dienſt⸗ 
landes iſt nach Benehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſter feſtgelegt. Sollten ſich aber Verhält⸗ 
niſſe ergeben, die es als notwendig erſcheinen 
laſſen, dieſe zu überſchreiten, ſo ſollen ſie 
einer beſonderen Prüfung unterzogen und 
gebührend berückſichtigt werden. Die gleiche 
Zuſage wird auch bezüglich des für das Dienſt⸗ 
land zu zahlenden Nutzungsgeldes gemacht. 

Die gleichen Grundſätze, die für das Dienſt⸗ 
land maßgebend ſind, treffen auch bezüglich 
der Neuregelung der Jagdnutzung zu. Der 
Miniſter erklärt, daß die Abſicht beſteht, die 
Beſtimmungen zuſammen mit den Förſter⸗ 
vertretern einer Nachprüfung zu unterziehen, 
wobei den Förſtern ſo weit entgegengekommen 
werden ſoll, wie dies nach der Beſoldungs⸗ 
ordnung möglich iſt. 

Bezüglich des geforderten beſonderen Dienſt⸗ 
zimmers auf den Förſtereien iſt der Miniſter 
der Anſicht, daß ſich ein ſolches bei der be 
ſtehenden Finanzlage des Staates nicht beſchaffen 
läßt. Da jedoch im allgemeinen die Förſtereien 
ziemlich reichlich mit Räumen ausgeſtattet ſind, 
kann der Förſter ſeine ſchriftlichen Arbeiten 
auch im Privatzimmer erledigen. über die 
Koſten für Beleuchtung und Heizung wird zu 
verhandeln ſein, und iſt zu hoffen, daß auch 
dieſe Frage eine befriedigende Löſung findet. 
— Schließlich tritt der Miniſter den durch den 
Abgeordneten Neumann geäußerten Befürchtungen 
über den Angriff der Waldreſerven entgegen 
und hebt dabei hervor, daß dies für den 
Staatswald nicht zutrifft. Daß in vielen 
Privatwaldungen in letzter Zeit die Abholzungen 
einen bedenklichen Umfang angenommen haben, 


muß zugegeben werden. Dieſen Mißſtänden 
wird vorausſichtlich das geplante Forſtkultur⸗ 
geſetz, beſonders aber das in Ausſicht ge⸗ 
nommene Geſetz über die Kahlſchläge in Privat⸗ 
waldungen entgegenwirken. Bis zu deſſen 
endgültiger Verabſchiedung ſoll ein Notgeſetz 
die Lücke ausfüllen, das dem Privatwaldbeſitzer 
vorſchreibt, von der Verwaltungsbehörde eine 
Abholzungsgenehmigung einzuholen. 

Die Jagdfrage und andere Dinge von 
weniger großer Bedeutung haben einen recht 
breiten Raum eingenommen, aber richtiger wäre 
es geweſen, die Frage zu löſen, wie den 
Förſteranwärtern, nötigenſalls auch den 
Anwärtern der höheren Laufbahn, die 
Exiſtenz ermöglicht werden ſoll, denn das iſt 
viel bedeutſamer als die Frage, ob Füchſe 
gegen Unkoſtenerſatz abgeliefert werden ſollen 
oder gegen Bezahlung einer Taxe behalten 
werden dürfen. Was dem einen recht iſt, iſt 
dem andern billig. Dieſe Forderung verrät 
eine ſcheinbar unbewußte Inkonſequenz, denn 
es wäre nicht richtig, das, was früher bei den 
Oberförſtern ſo ſcharf getadelt wurde, nun bei 
den Förſtern herbeizuführen und hieße nicht 
gleiches Recht für alle! 

Es folgt nun der Abdruck des amtlichen 
Stenogramms, ſoweit die Kenntnis ſeines 
Inhaltes für unſern Leſerkreis erforder: 
lich iſt. Wer den Text der ganzen Ver⸗ 
handlungen leſen will, laſſe ſich von der 
Preußiſchen Verlagsanſtalt zu Berlin SW 68, 
Ritterſtraße 50, den ſtenographiſchen Bericht 
der Preußiſchen Landesverſammlung 195., 
196. und 197. Sitzung vom 11. und 14. De⸗ 
zember 1920 kommen. g Augur. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
195. Sizung, Sonnabend, den 11. Dezember 1920. 
Vizepräſident Dr. von Kries: Wir kommen zur 
Forſtverwaltung — Druckſachen Nr. 2830, 3157, 
3158, 3256, 3492. 

Zum Haushalt der Forſtverwaltung gehören die 
Nachweſſung der Veränderungen des Grundbeſitzes 
der Staatsforſtverwaltung im Rechnungsjahre 1918 
und die zugehörige Denkſchrift über die Grundſtücks⸗ 
erwerbungen und ⸗Veräußerungen, deren Wert im 
einzelnen Falle 100 000 & überſtiegen hat — Nr. 2830 
der Druckſachen. 

Ferner liegen vor: 

1. der Antrag der Abgeordneten Neumann (Bären⸗ 
berg,) Weisſermel, Dr. v. Kries und Genoſſen auf 
Nr. 3157; zu dieſem gehört 

2. der Abänderungsantrag der Abgeordneten Dominicus 
und Genoſſen auf Nr. 3256, 

3. der Antrag der Abgeordneten Neumann (Bärenberg), 
Weisſermel, Dr. v. Kries und Genoſſen auf Nr. 3158. 

Wortlaut der Anträge: 

Nr. 3157: die Staatsregierung zu erſuchen, den Staats⸗ 
förſtern in erwettertem Umfange Aufſtiegsmög. ich⸗ 
keiten zu verſchaffen. 

Nr. 3256: dem Antrage Druckſache Nr. 3157 folgenden 
Zuſatz anzufügen: 

unter Ausſchluß einer Vermehrung der derzeitigen 
Revierförſterſtellen in ihrer jetzigen Art. 

Nr. 3158: die Staatsregierung zu erſuchen, den Erop 
des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten, wonach die Wirtſchaftsländereien (Acker 
und Wieſen) ` 
a) der Oberförſter auf 20 ha, 

b) der Förſter auf 12 ha 
im Höchſtumfange herabgeſetzt und zugleich deren 


Nr. 6 Bd. 36 (1921) 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


95 


Pachtpreiſe ſehr beträchtlich erhöht werden, zurüd- 
zuziehen, oder aber dieſe Verordnung ſo abzuändern, 
daß den hierdurch betroffenen Beamten die nur 
mit erheblichen Koſten zu bewirkende Umſtellung 
ihrer Wirtſchaft erſpart bleibt. 

Der Antrag des Hauptausſchuſſes über den Haus⸗ 
halt der Forſwerwaltung und die Nachweiſung und 
Denkſchrift uber die Veränderung des Grundbeſitzes 
der Staatsforſtverwaltung im Rechnungsjahr 1918 
befindet ſich auf Nr. 3492 der Druckſachen, Spalten 40/41. 

Wortlaut des Antrages: 

1. Kap. 2 der Einnahmen 

a) in Tit. 1 die Titelſummen von 
zu erhöhen um N 94 500 000 „ 
den Titel alſo ſeſtzuſtellen auf . 624 500 000 4. 

b) Tit. 2 bist unverändert zu genehmigen, 

2. Kap. 2 bis 4 der dauernden Ausgaben unverändert 
zu bewilligen, 

3 Kap. 2 der einmaligen und außerordentlichen Aus⸗ 
gaben 

a) Tit. 1 und 2 unverändert zu bewilligen, 

b) in Tit. 3 die Titelſumme von 3 000 000 A 
zu erhöhen um 2 500 000 „ 
den Titel alſo zu bewilligen mit 5 500 000 & 

c) Tit. 6 bis 10 unverandert zu bewilligen (Tit. 4 
und 5 ſind frei), 


. 530 000 000 A 


d) in Tit 11 die Titelſumme von . 10 000 000 4 
zu erhöhen um 4 000 000 „ 
den Titel alſo zu bewilligen mit 14 000 000 4 

e) in Tit. 12 die Titelſumme von . 10 000 000 & 
zu erhöhen umme 8 000 000 „ 
den Titel alſo zu bewilligen mit 18 000 000 4 


P 


die Nachweiſung und Denkſchrift über die Ber 
änderung des Grundbeſitzes der Staatsforſtver⸗ 
waltung im Rechnungsjahr 1918, Druckſache Nr. 2830, 
durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären. 
‚die Staatsregierung zu erſuchen: 

a) den Forſtlehreingsſchulen den Namen Forſtſchule 
und den Forſtlehrlingen die Bezeichnung Forſt⸗ 
ſchüler beizulegen, 

I. die Satzungen für die preußiſchen Forſtlehr⸗ 
lingsſchulen ſo umzuarbeiten, daß ſie im Sinne 
unſerer Zeit den Gedanken der Arbeits⸗ 
gemeinſchaft zwiſchen Lehrern und Schülern 
verwirklichen, 
die Hausordnung für dieſe Schulen ſo um⸗ 
zugeſtalten, daß die freie Entwicklung der 
jungen Menſchen nicht durch erniedrigende 
Einſchränkungen gehemmt wird, 
zu dieſen Arbeiten erfahrene Pädagogen hinzu⸗ 
zuziehen, 

c) den Erlaß des Miniſters für Land wirtſchaft, 
Domänen und Forſten, wonach die Wirtſchafts⸗ 
ländereien (Acker und Wieſen) 

I. der Oberförſter auf 20 ha, 

II. der Förſter auf 12 ha 
im Höchſtumfange herabgeſetzt und zugleich deren 
Pachtpreiſe ſehr beträchtlich erhöht werden, zurück⸗ 
zuziehen, oder aber dieſe Verordnung im Ein⸗ 
vernehmen mit der Organiſation der preußiſchen 
Staatsförſter ſo abzuändern, daß den hierdurch 
betroffenen Beamten die nur mit erheblichen 
Koſten zu bewirkende Umſtellung ihrer Wirtſchaft 
erſpart bleibt, 

d) den Förſtern uſw. bei nachgewieſener Befähigung 
und praktiſcher Bewährung den Aufſtieg in Ober⸗ 
förſterſtellen durch geeignete Maßnahmen zu er⸗ 
möglichen, 

e) alle amtlichen Veröffentlichungen, die ſeither der 
„Deutſchen Forſt⸗ZJeitung“ regierungsſeitig über 
wieſen wurden, auch dem Organ des Vereins 
preutziſcher Staatsförſter, der Zeitſchrift „Der 
deutſche Förſter“, zu übergeben. 

Berichterſtatter iſt der Herr Abgeordnete Gebhardt. 
(Abgeordneter Gebhardt: Ich verzichte!) Der Herr 
Brrichterſtatter verzichtet. 

Brückner, Abgeordneter (Soz.⸗Dem.): Meine 
Damen und Herren, in weiten Kreiſen der Bevölkerung 
iſt man der Auffaſſung, daß die Forſtverwaltung 


O 


b) 


II. 


III. 


leider noch nicht demokratiſiert iſt, daß in ihr von ſoll 


demokratiſchem Geiſt nichts zu ſpüren iſt. Meine 
Freunde wünſchen, daß auch in der Farſtwerwolt no 
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moderner, freier Geiſt einziehen möge, und daß es nicht 
genügt, lediglich ein Lippenbekenninis zur Republik 
abzulegen, ſondern daß auch der Geiſt von Liebe zur 
Republik erfullt fein muß. — — In den Oberförſtereicn 
iſt leider noch der alte Geiſt vorhanden, der in den nad 
geordneten Perſonen nur willenloſe Werkzeuge erblickt. 
Aus dieſer Auslaſſung kommt es auch, daß leider 
nicht überall die Tarifverträge, die mit dem Land⸗ 
arbeiterverband abgeſchloſſen ſind, anerkannt und durch⸗ 
geführt werden. Seitens der Oberförſter wird zum 
Teil gegen die Organiſation gearbeitet. Die Organiſation 
iſt jenen Kreiſen verhaßt. — — Von 293 in Betracht 
kommenden Oberſörſtereien konnte nur von 181 feſt⸗ 
geſtellt werden, daß ſie Dën an die Beſtimmungen des 
Tarifvertrages gehalten haben. — — Die Akkordlölme 
iind in ſehr vielen Oberſörſtereien genau fo tie 
früher einſeilig von den Oberförſtern feſtgeſetzt, ohne 
Hinzuziehung der Arbeiter bzw. des Arbeiterausſchuſſes, 
obgleich ſich im Tariſvertrage die klare Beſtimmung 
befindet, daß überall die orgammfierten Arbeiter hinzu⸗ 
gezogen werden müſſen. — — 

Die Förſter, Forſtbeamten ſcheinen mit allen 
Mitteln gegen die Organiſation der Forſtarbeiter 
arbeiten zu ſollen. — — 

Die Abneigung, die bei den Oberförſtereien gegen 
die Organiſation der Forſtarbeiter zum Ausdruck 
kommt, überträgt ſich auch auf die Ausführung des 
vor kurzem in Kraft getretenen Betriebsrätegeſetzes. 
Eine ganze Reihe von Oberförſtern hat ſich geweigert, 
die Wahlen auf Grund des Betriebsrätegeſetzes vor⸗ 
nehmen zu laſſen, angeblich, weil eine Anweiſung 
vom Miniſterium noch nicht ergangen ſei. Tatſächlich 
iſt aber, wie wir im Ausſchuß feſtgeſtellt haben, dieſe 
Anweiſung hinausgegangen. Wir haben ſtitdem nicht 
gehört, ob dieſe Klagen nun vollſtändig verſtummt ſind. 

Des weiteren halten wir es für notwendig, daß der 
militäriſche Ton in der Verwaltung verſchwindet. 

Wir find auch der Anficht, daß eine Vertretung der 
Förſter in der Verwaltung durchgeführt werden ſoll. 
Wir ſehen, daß jetzt allüberall in den Verwaltungen 
auch die nachgeordneten Beamten beteiligt werden, 
und find der Meinung, daß auch in der Forſtverwaltung 
die Förſter durch Perſonen, die von der Organiſation 
der ſtaat'ichen Förſter beſtimmt werden, mitbeteiligt 
werden ſollten. Dieſer Vorgang würde durchaus nickt 
einzig daſtehen, ſondern in anderen Verwaltungen iſt 
das durchgeführt, wie ich bereits ſagte. In der Forſt⸗ 
verwaltung iſt es um ſo notwendiger, als es ſich um 
die Durchführung der Jagdordnung, der Dienſi⸗ 
ordnung uſw. handelt. In einer Unterredung mit 
einer Vertretung der Förſter ſoll ſich der Herr Oberland⸗ 
forſtmeiſter damit einverſtanden erklärt haben. — — 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß den Forſtarbeitern 
en Wohnungen zur Verfügung geſtellt werden 
müſſen. — — 

Ich ſagte ſchon, daß viel über den Ton und den 
Geiſt der Forſtſchule Steinbuſch, der Streik der Forſt⸗ 
ſchüler, dieſem Geiſt iſt ſchließlich ein Vorkommuts 
geboren, das Anfang dieſes Jahres die Runde durch 
die Preſſe machte. Ende Februar wurde durch die 
Preſſe mitgeteilt, daß in der Forſtſchule Steinbuſch 
der Streik der Forſtſchüler ausgebrochen ſei. Meine 
Freunde haben jenes Vorkommnis durchaus nicht 
gebilligt, ſie ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Unter⸗ 
richtsverweigerung unter keinen Umſtänden hätte eine 
treten dürfen. Aber wir können es durchaus verſtehen, 
wenn junge Leute bis zum 26. Lebensjahr, die im 
Heeresdienſt geſtanden haben, die mit Auszeichnungen 
aus dem Felde zurückgekehrt ſind, ſich gegen die in 
Steinbuſch geübte Behandlung gewehrt und ſich leider 
in dem Mittel, das ſie angewandt haben, vergriffen 
haben. Dieſe jungen Leute ſind eben für ein Internat, 
wie es in Steinbuſch und ja auch in den übrigen Forſt⸗ 
ſchulen üblich war, nicht mehr zu gebrauchen. Daraus 
erklärt ſich ſo manches, woraus dieſe Verhältniſſe 
entſtanden ſind. — — 

Wir ſtehen weiter auf dem Standpunkt, daß den 
Förſtern der Aufſtieg zu den Oberförſterſteklen durch 
geeignete Maßnahmen unbedingt erleichtert werden 
D — — 

Die Staatswaldungen haben den größten Teil 
des zu ſchlagenden Holzes zu ſtellen. Nun haben wir 
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jedenfalls darauf zu achten, daß eine gejunde Preis 
politik getrieben wird. — — 

Weiter iſt nach unſerer Anſicht darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Grubenhöͤ zer, die im Bergbau ge⸗ 
braucht werden, von der Forſtverwaltung direkt für die 
fiska (ien Gruben geliefert werden, daß hier die 
Bergbauverwaltung mit der Forſtverwaltung in 
inniger Zuſammenarbeit vorgeht, um auch hier den 
Zwiſchenhandel auszuſchalten. — — 

Neumann (Bärenberg), Abgeordneter (D.⸗nat. 
V.⸗P.): — — Wegen der gekürzten Redezeit möchte 
ich mich zuerſt den vor iegenden Anträgen zuwenden, 
und wil zunächſt auf unſeren Antrag Nr. 3157 hin⸗ 
weiſen, in dem meine politiſchen Freunde die Staats⸗ 
regierung erſuchen, den Staatsförſtern in erweitertem 
Maße Aufſtiegsmöglichkeiten zu verſchaffen. Meine 
Freunde ſind des Glaubens, daß es aus vielen Urſachen 
her notwendig ſein wird, die Zahl der bisherigen Revier⸗ 
förſter um ein Beträchtliches zu erhöhen, weil andere 
Aufſtiegsmöglichkeiten zurzeit für die Förſter nicht 
zu beſchaffen find. Meine Fraktion erſucht deshalb 
die Staatsregierung, nach dieſer Richtung hin baldigſt 
und nach Möglichkeit umfangreich für neue Revier⸗ 
förſterſtellen zu ſorgen, und ich glaube ſagen zu durfen, 
daß auch andere Parteien ſich dieſem Wunſche an⸗ 
ſchliezen werden. ` 

Dann wende ich mich zu dem Antrag 5 zu b. Hier 
zſt von der Sozialdemokratiſchen Partei beantragt 
worden, erſtens die Satzungen für die preußiſchen 
Forſtlehr ' ingsſchulen umzuarbeiten, zweitens die Haus⸗ 
ordnung umzugeſtalten, und drittens zu dieſen Arbeiten 
erfahrene Pädagogen hinzuzuziehen. Schon der Vor⸗ 
redner, Kollege Brückner, hat erklärt, daß der Antrag 
auf Grund eines Vorgangs geſtellt worden iſt, der ſich 
in der Forſtſchule Steinbuſch abgeſpielt hat. Ich muß 
anerkennen, daß auch die Sozialdemokratiſche Partei 
die Verfehlungen, die ſich dort junge Leute haben 
zuſchulden kommen laſſen, nicht gebilligt hat, will 
aber doch betonen: Dieſe Diſziplinwidrigkeiten, die 
ſich ſo weit ausgedehnt haben, daß ein zur Unterſuchung 
der Vorfälle dort in voller Uniform hinreiſender höchſter 
Forſtbeamter des Miniſteriums von den Forſtſchülern 
nicht als Vorgeſetzter anerkannt und direkt verhöhnt 
worden iſt, ſind aufs tiefſte zu bedauern. Aus dieſen 
und anderen Verfehlungen, die bisher als einzig da⸗ 
ſtehend in der preuß. ſchen Forſtgeſchichte zu konſtatieren 
ſind, hat auch der Herr Miniſter ganz richtig die Folgerung 
gezogen: er hat die am ſchwerſten belaſteten ſechs 
jungen Leute von der Forſtſchule verwieſen. Das 
entſpricht der ganzen Sachlage, und meine politiſchen 
Freunde finden es dann aber bedauerlich und ſeltſam, 
daß der Herr Miniſter nachher vor ſeinen eigenen 
Parteigenoſſen, die die Wiedereinſtellung der Ent⸗ 
laſſenen forderten, kapituliert und die Entlaſſungs⸗ 
verfügung wieder zurückgenommen hat. Das hätte 
in dieſem Falle nicht ſein dürfen, und dem Rechts⸗ 
gefühl war damit noch weniger gedient als der Diſziplin. 
Auch wir wünſchen, daß die Hausordnung, wo not⸗ 
wendig, abgeändert werden ſoll, aber ſie darf nicht 
gänz ich jeder Diſzip'in entbehren, denn vergeſſen wir 
doch das eine nicht: die militäriſche Ausbildung des 
Förſterſtandes iſt, was tief zu bedauern iſt, fortgefallen, 
und da muß die Forſtſchule wenigſtens in etwas dafür 
ſorgen, daß dem jungen Mann von etwa 19 bis 20 Jahren, 
wenn er in den Wald zurückkehrt, ein gewiſſes mili- 
täriſches Gefühl mitgegeben wird, damit er den Gefahren 
gegenüber gewappnet ift, die ihn im Forſt oft auf Schritt 
und Tritt in heutiger Zeit umlauern! Wir ſind infolge⸗ 
deſſen nicht gewillt, den Antrag Nr. 5 zu b in dieſer 
Form anzunehmen; wir lehnen ihn ab. 

Dann haben wir den Antrag Nr. 3158 geſtellt, 
der die Wirtſchaftsländereien für Oberförſter und Förſter 
nicht weiter herabgeſetzt zu ſehen wünſcht. Er iſt im 
Ausſchuß eingehend beſprochen worden, ſo daß ich mir 
eine nähere Begründung infolge der Kürze der Zeit 
erſparen will. In dieſen Antrag hat der Ausſchuß 
eine Einſchaltung gemacht „im Einvernehmen mit der 
Organiſation der preußiſchen Staatsförſter“. Dieſe 
Einſcha tung ſchießt über das Ziel hinaus und iſt daher 
zu ſtreichen, denn es kann doch nicht ſo weit gehen, 
daß die Organiſation der Staatsförſter ſogar über das 
Dienſtland der Oberförſter mit zu Rate ſitzt, dazu 
würde der Verein der preußiſchen Oberförſter wohl 
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in erſter Linie mit hinzuzuziehen fein. Wir glauben aber, 
dem Hauſe empfehlen zu ſollen, unſeren Antrag ohne 
jede Einſchaltung anzunehmen, denn ich weiß, daß die 
entſprechenden Organiſationen auch in dieſer Wirt⸗ 
ſchaftsländereifrage gehört werden ſollen und auch 
wohl gehört werden müſſen. 

Dem Antrage zu d ut ein größerer Teil meiner 
Freunde bereit, zuzuſtimmen; ein Teil meiner Freunde 
iſt aber des Glaubens, den Antrag ablehnen zu müſſen., 
weil fie mit der Forſtverwaltung meinen, daß eine 
akademiſche Vorbildung zum Oberförſter notwendig 
iſt, ſelbſt wenn man auch im Einzelfalle einem in der 
Praxis ſehr bewährten Förſter den Aufſtieg zum Ober⸗ 
förſter durchaus nicht zu verwehren gedenkt. 


„Meine Damen und Herren, wenn auch der dies⸗ 
jährige Etat gewaltige Mehrüberſchüſſe aufweiſt, die 
zuerſt 380 Millionen Mark betragen, die im Ausſchuß 
auf 624 Millionen Mark heraufgeſetzt worden find, 
und die der Notetat ſogar auf 800 Millionen Mark 
erhöht hat, dann könnte das wohl unſere Freude in 
Anbetracht unſerer ſehr ſchlechten Finanzlage auslöſen. 
Dieſe Freude iſt aber nicht ungeteilt; denn der hohe 
Überſchuß iſt nur dadurch erzielt worden, daß erſtens 
im verfloſſenen Jahre für Holz außergewöhnlich hohe 
Preiſe gezahlt worden ſind, die dem Wiederaufbau 
unſeres Vaterlandes hemmend im Wege ſtehen — 
obendrein iſt noch ein Teil dieſes Holzes leider ins 
Ausland abgeſchoben worden —, zweitens geht aber 
auch aus dieſen Zahlen hervor, daß dauernd ei ſtarker 
Mehreinſchlag ſtattgefunden und daß dadurch die Er⸗ 
trägniſſe kommender Jahre vorweg hierin zu ſuchen 
ſind. Das iſt forſtwirtſchaftlich bedauerlich, und des⸗ 
wegen können wir uns über dieſen gewaltigen Überſchuß 
aus der Einnahme für Holz nur „cum grano salis-“ 
freuen. , 8 

Als ich im Ausſchuß bemerkte, daß die Staatsforſt⸗ 
verwaltung anſcheinend mit ihren Einſchlägen bereits 
über die Waldreſerve hinausgelangt ſei, beſtritt der 
Regierungsvertreter das und meinte, wir hätten keines⸗ 
wegs ſchon unter Waldkapital angegriffen, ſondern 
wir hätten Gott ſei Dank noch genügende Reſerven, 
die es uns erlaubten, noch für einige Zeit etwaigen 
größeren Mehreinſchlag zu machen. Ich weiſe aber, 
ohne im einzelnen die Zahlen der Staatsforſtverwaltung 
zu bemängeln, trotzdem darauf hin, daß wir im Kriege 
in vielen Fällen weit über die Betriebspläne hinaus 
gewirtſchaftet haben, uns jetzt in dauerndem Mehr⸗ 
einichlag befinden, und daß als erſte Lieferung an die 
Entente demnächſt, wenn ich nicht irre, 1% Millionen 
Feſtmeter Nutzholz abgeliefert werden müſſen. Daher 
können wir dem Optimismus der Staatsforſtverwaltung 
nicht ganz folgen. Wir glauben vielmehr, daß nicht mehr 
ein jo großer Holzvorrat vorhanden iſt, wie er eingeſchätzt 
wird. Dazu kommt, daß auch in den kleinen Privat⸗ 
wäldern, namentlich in den Bauernwä'dern, in den 
letzten Jahren unter dem Einfluß der gewaltig hohen 
Preiſe viel zu viel eingeſchlagen worden iſt, und wir 
begrüßen deshalb den Entwurf zum Forſtkulturgeſetz, 
ohne uns irgendwie auf ſeine Einzelheiten feſtzulegen, 
daß er vielleicht dieſem Konjunktur⸗Abtriebe, dieſer 
Raſierung von kleinen Waldparzellen Einhalt zu ge⸗ 
bieten in der Lage ſein wird. 

Will man bei der jetzigen nicht unweſentlichen Wald⸗ 
verwüſtung dem Walde mit Schutzgeſetzen helfen, ſo 
wäre es angebracht geweſen, nicht gerade in dieſer 
Zeit der großen Forſt⸗ und Holzdiebſtähle einen Geſetz⸗ 
entwurf einzubringen, der es den Forfivieben außer⸗ 
ordentlich erleichtern wird, in die Wälder einzudringen 
und ſie zu ſchädigen. Daher hat meine Partei gewiß 
mit Recht bis jetzt ſcharf gegen das neue Forſtdieb⸗ 
ſtahlsgeſetz Stellung genommen; denn wir können 
nicht in einem Atemzuge den Wald ſchützen wollen 
und den Schutz anderſeits durch ein ſtark verwäſſertee 
Geſetz illuſoriſch machen. 

Ich hebe bedauernd hervor, daß wir durch den 
Schmachfrieden von Verſailles in Preußen 127 Ober- 
förſtereien mit 524 000 ha und etwa 413 000 be 
Privatwald verloren haben. Dadurch fehlt uns 
jähr ich ein Derbholzeinſchlag von etwa drei Millionen 
Feſtmeter. 

Wir haben aber ſchon vor dem Kriege hinzugekouft 
etwa 14 bis 15 Millionen Feſtmeter pro Jahr aus 
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Rußland, Skandinavien, Oſterreich, und haben dieſe 
Nutzhölzer Ton ausſchließlich im eigenen Lande ver⸗ 
raucht. Vom Auslande haben wir keine namhafte 
Zufuhr mehr zu erwarten, denn unſer Hauptlieferant 
Rußland iſt auf Jahre hinaus lahmgelegt, und unſere 
Valuta ſteht heute ſo tief, daß es nicht möglich iſt, dafür 
einzukaufen. Wenn wir früher die Holzeinfuhr mit 
350 Millionen beſtritten haben, ſo brauchen wir jetzt, 
um dieſe für Bauzwecke nötige Holzmaſſe einzukaufen, 
nereinhald Milliarden Mark, und dieſe Summe haben 
vir nur in wertloſem Papier. 

Dieſe feſtſtehenden Ausfälle müſſen wir in anderer 
Weiſe, wenn wir in einen Wiederaufbau unſeres 
preußiſchen Vaterlandes eintreten wollen, beſchaffen. 
Wir müſſen Mittel und Wege finden, den zum Aufbau 
notwendigen Holzvorraͤt zu beſchaffen. Wie iſt dieſes 
nun möglich? Ich habe ſchon hervorgehoben, daß 
wir vom Auslande Holz unſerer Valuta wegen nicht 
einkaufen können, daß uns ſelbſt eine beträchtliche 
Anzahl von Feſtmetern durch die Abgabe von Gebiet 
fehlt. Wir müſſen daher verſuchen, im Inlande ſelbſt 
für die Zukunft mehr Holz zu produzieren. Das geht 
aber nicht dadurch, daß wir etwa den Einſchlag er⸗ 
höhen, denn das würde bald das Ende unſeres ganzen 
Holzvorrats bedeuten, ſondern wir müſſen mit eiſerner 
Nonſequenz daran gehen, alle Odlandflächen in unſerem 
Vaterlande, die jetzt wertlos daliegen, wieder zu be⸗ 
ſtocken, mit Wald zu verſehen. Im Privatbeſitz allein 
liegen über eine Million Hektar Waldödland brach. 
Es muß, wie die Forſtverwaltung es bereits dankens⸗ 
werterweiſe getan hat, ein anderer Weg geſucht werden, 
der es möglich macht, auch aus den Staatsforſten 
stetig größere Quantitäten Holz als bisher zu erzielen. 

Ich habe dabei die Umſtellung der Kahlſchlag⸗ 
wirtſchaft in Dauerwald, das Verſchwinden aller 
Rulturflächen, die kein Holz liefern, im Auge. Ob nun 
im Staatswalde bei dem großen Holzbedürfnis der 
nächſten Jahre — oft auf kleinem Raume — es möglich 
fein wird, durchweg Dauerwaldwirtſchaft einzuführen, 
das wage ich heute nicht zu entſcheiden. Aber ich bin 
des Glaubens, daß der Dauerwald kommen wird und 
kommen muß, wenn wir aus der Holznot allmählich 
herauswachſen wollen. Wie man in der Landwirtſchaft 
durch intenſivſte Wirtſchaft die Produktion erheblich 
zu ſteigern in der Lage war, ſo wird man nach dieſem 
Rezept wohl jetzt auch bei den Forſten verfahren müſſen, 
denn nur durch intenſivſte Forſtwirtſchaft wird es für 
uns in Zukunft möglich ſein, das Manko an Holz zu 
decken, dem wir vorläufig hilflos gegenüberſtehen. 
Dieſe Umſtellung unſerer Staatsforſten auf ein anderes 
Syſtem iſt ein ſo gewaltiges Problem und kann ſo 
wertvoll auf unſere Volkswirtſchaft ſein, daß unſere 
Staatsforſtverwaltung mit aller Vorſicht, aber auch 
mit aller Beſtimmtheit recht bald mit dieſem Syſtem 
langfriſtige Verſuche wird anſtellen müſſen. 

Wir warnen davor, immer wieder augenblickliche 
Holzbedürfniſſe durch ſtärkeren Eingriff in das Wald⸗ 
kapital zu befriedigen. Der preußiſche Aufbau beruht 
auch zu einem großen Teil auf der Intaktheit ſeiner 
Forſten, und wenn wir die Flächen, die jetzt kahl liegen, 
die vom Kriege her noch nicht einmal aufgeforſtet worden 
find, recht ſchnell zur Aufforſtung bringen können, 
eventuell unter gewiſſem Zwang, dann tun wir unſerm 
armen Vaterlande und unſeren Nachkommen den 
größten Dienſt, auch iſt mit der ſchnellen Aufforſtung 
die Billigkeit und Brauchbarkeit dieſer Kulturen auf 
das engſte verbunden. Kleine Waldparzellen bäuerlicher 
Herkunft, die in dieſer Zeit der Hochkonjunktur der 
Holzpreiſe abgetrieben wurden, müſſen mit Hilfe des 
Staates durch Hergabe von Saat und Pflanzen wieder 
ſchleunigſt aufgeforſtet werden. Meine Freunde wiſſen, 
daß auch hier ein gewiſſer Zwang unvermeidlich iſt, 
aber wir glauben, je eher man das macht, um ſo billiger 
und beſſer werden die Kulturen ausfallen. 

Sodann möchte ich der Forſtverwaltung meinen 
Dank dafür ausſprechen, daß ſie meiner vorjährigen 
Anregung, von der Verwertung der Stubben oder 
des Stockholzes einen möglichſt umfaſſenden Gebrauch 
zu machen, in weitem Maße gefolgt iſt. Bei der großen 
Brennholznot darf die Staatsforſtverwaltung in ihrem 
Bemühen, jeden brauchbaren Stubben zu verwerten, 
nicht erlahmen, denn es iſt jetzt unverzeihlich, wenn 


Holz im Walde nutzlos verfault und anderſeits die 
Bevölkerung frieren muß. 
Meine Damen und Herren, der Etat beſagt, daß 


in den Forſtkultur⸗ und Bautenfonds eine Über⸗ 
ſchreitung des Voranſchlags um 14% Millionen erfolgt 
iſt. Dieſe Überſchreitungen ſind gewiſſermaßen auf 
Beſchluß der Landesverſammlung erfolgt, und meine 
politiſchen Freunde ſind bereit, ſie zu genehmigen, 
da ſie einerſeits dazu verwandt ſind, der koloſſalen 
Wohnungsnot der Waldarbeiter und Forſtanwärter 
zu ſteuern, und da ſie zur dringenden Aufforſtung 
von Odlandereien und Schlagflächen gedient haben. 

Dagegen muß meine Fraktion die Schaffung 
von Forſteinrichtungsämtern zurzeit ablehnen, da 
wir meinen, daß es in der Zeit größter finanzieller 
Not nicht verantwortet werden kann, wieder eine 
neue Behörde mit neuem Beamtenkörper zu errichten. 
Die Taxationen, wie man es ja früher nannte, haben 
doch bisher gut funktioniert, und wir meinen daher, 
daß es auch noch für einige Jahre ohne Forſteinrichtungs⸗ 
ämter gehen wird. 

Ich möchte anregen, ob es der Forſtverwaltung 
nicht möglich iſt, in kunftigen Jahren aus den Neben⸗ 
nutzungen höhere Erträge zu erzielen. Wenn man einen 
Blick in den Haushalt einer größeren Privatforſt wirft, 
ſo wird man ſehen, wie hoch dort die Einnahmen aus 
den Nebennutzungen geſtiegen ſind. Aus den Beeren 
und Pilzen unſerer Wälder wird zu wenig heraus- 
geholt. Man wird mir nun vielleicht ſagen, es ſei im 
Intereſſe der Volksernährung notwendig, daß die Pilze 
und Beeren aus dem Walde dem Verbrauch reſtlos 
zugeführt werden, und es wird deshalb die Beſcheinigung, 
die von ſeiten der Staatsforſtverwaltung den einzelnen 
Sammlern gegeben wird, zu einer ſo geringen Gebühr 
abgegeben. Wir dürfen aber nicht vergeſſen, daß es 
meiſtens Erwerbsſammler ſind, die oft 30, 40 oder 50 A 
für den Tag verdienen. Wenn ſolche Verdienſte zu ver⸗ 
zeichnen ſind, dann wird die Forſtverwaltung wohl nicht 
davon abſehen können, den Preis für dieſe Leſe⸗Erlaubnis 
zu erhöhen, um dem Staate auch hierdurch Mehrein- 
nahmen zu verſchaffen. 

Weiter möchte ich bitten, daß für Oberförſter und 
Förſter zu wirtſchaftlichen Einrichtungen in Zukunft 
eine höhere Summe ausgeworfen wird, als es bisher 
der Fall war. Mit der jetzigen Summe iſt es nicht 
möglich, auch nur die einfachſte und primitivſte Wirtſchaft 
ins Leben zu rufen. 

Wenn die Forſtverwaltung die mittlere Forſt⸗ 
laufbahn auf drei Jahre geſchloſſen hat, ſo können 
wir dem nur zuſtimmen. — — 

Von ſeiten der Finanzverwaltung iſt an die Forſt⸗ 
anwärter das Erſuchen geſtellt worden, die erhaltene 
Teuerungszulage von rund 500 & zurückzuzahlen. 
Es iſt für einen Mann, der ein monatliches Gehalt 
von 450 & bezieht, doch ſehr ſchwer, dieſe Teuerungs⸗ 
zulage, die längſt verbraucht, zurückzuzahlen. Leider 
ſind dazu noch einzelne Regierungen ſo rigoros geweſen, 
daß ſie eine ſofortige Zurückzahlung des ganzen Betrages 
verlangt haben. Wenn es nicht möglich ſein ſollte, dieſe 
Teuerungszulage gänzlich oder teilweiſe niederzuſchlagen, 
dann ſollte es doch Mittel und Wege geben, um dieſen 
gering beſoldeten Beamten es zu erleichtern, alſo kleine 
Rückzahlungen zu gewähren. Ich bitte die Staatsforſt⸗ 
verwaltung, den unterſtellten Behörden nach dieſer 
Richtung hin energiſch zu ſagen, in welcher Art die Rück⸗ 
zahlung zu erfolgen hat. 

Dann möchte ich noch die Bitte ausſprechen, daß 
die Staatsforſtverwaltung weiter, wie es bisher ſchon 
geſchehen iſt — und das muß dankbar anerkannt werden 
— für die Unterbringung der aus Polen zurückflutenden 
Förſter Sorge trägt, nicht nur, daß ſie auf irgendeine 
Stelle hingebracht werden oder ihnen vorläufig ander⸗ 
weit Ortsunterkunft gewährt wird, ſondern ich meine, 
daß dieſen aus Polen zurückflutenden Förſtern, die im 
Intereſſe, auf Wunſch und auf Befehl der Staats⸗ 
regierung dort ſo lange geblieben ſind, die dort teilweiſe 
ihr Inventar haben verſchleudern müſſen und dafür 
unterwertiges polniſches Geld bekommen haben, die jetzt 
nicht wiſſen, was Ve mit dem Haufen polniſchen Papier⸗ 
geldes, das ſie haben annehmen müſſen, anfangen 
ſollen, daß das wertloſe Geld niemand nehmen will, 
daß dieſen Beamten vielleicht bei einer Behörde die 
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Möglichkeit gegeben wird, das polniſche Geld, unter 
Vergütung eines entſprechenden Valuta⸗Unterſchiedes, 


in preuß ſches Geld umzuwechſeln, um hier wieder 


eine land wirtſchaftliche Exiſtenz gründen zu können. 

Ferner möchte ich, wie im Vorjahre, noch folgende 
Bitte der Kron⸗ und Hausfideilommißföriter aus⸗ 
zuſprechen mir erlauben. Sie befürchten, daß ihnen 
bei der kommenden Auseinanderſetzung zwiſchen Krone 
und Staat vielleicht die Gehälter, die ſie als bisherige 
Staatsbeamte bezogen haben, in Zukunft entzogen 
werden könnten, und ſie bitten daher, daß, wenn mit 
der Krone ein Vertrag geſchloſſen werden ſollte, darauf 
geachtet werde, daß ſie als Beamte, die aus dem Staats⸗ 
dienſt heräbergenommen worden ſind, nicht ſchlechter 
geſtellt werden als die ſtaatlichen preußiſchen Förſter. 

Was den Wegfall des Deputatholzes betrifft, ſo 
möchte ich hier betonen, daß das berechtigte Klagen 
aus dem Oberforfter- wie aus dem Förſterſtande ausgelöſt 
hat. Der Oberförſter iſt verpflichtet, ein Bureau zu 
unterhalten, der Förſter muß mindeſtens ein Zimmer, 
wenn auch nicht in dem Umfange wie der Oberförſter, 
fur Dienſtzwecke bereitſtellen. Jedem anderen Beamten 
wird ein geheizter und beleuchteter Raum, in dem er 
ſeine Dienſtgeſchäfte abzuwickeln hat, zur Verfügung 
geſtellt. Bleibt es aber bei der Abnahme des Deputat⸗ 
holzes, ſo iſt entweder Brennholz für Dienſträume 
oder aber erhöhter Dienſtaufwand den betreffenden 
Beamten zu bewilligen. Ich meine, es muß der Forſt⸗ 
verwaltung gelingen, durch einen Druck auf die Finanz⸗ 
verwaltung dafür zu ſorgen, daß die Ungerechtigkeit 
und die große Gefahr bei völliger Fortnahme des 
Brennholzes — ich will nicht deutlicher werden — 
vejedigt werden muß. 

Zum Schluß muß ich noch einen Punkt hervorheben: 
er betrifft die Jagdordnung vom 10. September 1920. 
Meine Damen und Herren, nichts hat ſo viel Miß⸗ 
fallen bei Oberförſtern und Förſtern erregt wie eine 
Jagdorduung, die nun ſchon fo oft geändert worden 
igt, daß fie heute wirklich keinem mehr recht iſt! Die 
Zeit hindert mich leider, ausführlicher zu werden. 
Ich möchte da nur erwähnen, daß der Schütze für den 
Abſchuß des Wildes 10 v. H. als Jagdkoſtenerſatz erhält. 
Dieſe 10 v. H. reichen heute gerade aus, um das Wild 
nach der Ablieferungsſtelle hinzufahren. Von dieſen 
10 v. H. hat er alſo wenig oder keinen Nutzen. 

Ferucr iſt in Nr. 28 Satz 1 beſtimmt: 

Ales andere Wild ſowie die Felle und Bälge von 

Haarraubzeug werden für die Staatskaſſe verwertet, 

welche mittelbar oder unmittelbar auch die Koſten 

der Jagdverwaltung trägt. 
Ich empfinde dieſe Verfügung als eine ſehr ungerechte. 
we man den Forſtbeamten auferlegt hat, für den 
Joſchuß von Enten eine Mark an die Staatskaſſe zu 
zahlen, was gern geſchieht, ebenſo muß es möglich fein, 
"ur den Fang eines Fuchſes oder Marders einen be⸗ 
ſtimmten Betrag an die Staatskaſſe zu zahlen. Man 
dedenke doch: nachdem der Beamte vielleicht wochenlang 
Rnter einem Fuchs her geweſen ift, den er dann ſchließlich 
in ſeinem eigenen Eiſen ſitzen hat, dann kommt der 
Staat her und ſagt: Schön, aber der Fuchs gehört 
mir! Das holte ich für falſch. Damit wird jede Paſſion 
unterdrückt und ... (Glocke des Präſidenten.) 
Vizepräſident Dr. v. Kries (den Redner unter- 
drechend): Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit iſt ab⸗ 
gelaufen. 

Es iſt unter Nr. 3571 von den Abgeordneten Geb⸗ 
hardt, Brackner, Wende und den übrigen Mitgliedern 
der Sozialdemokratiſchen Partei folgender Antrag 
eingegangen: 

im Auftrage des Hauptausſchuſſes Druckſache Nr. 3492 

Spalte 41 zu 50 viertletzte Zeile hinter „Staatsförſter“ 

einzufügen: 
ſowie der Organiſation der preußiſchen Ober⸗ 
förſter. 

Rhiel (Fulda), Abgeordneter (Zentr.): — — In 
dem Haushaltsplan ſind 530 Millionen Einnahme. 
Der Nachtrag zum Staatshaushalt ſetzt einen Mehr⸗ 
betrag von 800 Millionen, ein und im Staatshaushalts⸗ 
ausſchuß hat der Herr Oberlandforſtmeiſter auf eine 
entſprechende Anfrage erwidert, daß man ohne Opti⸗ 
nismus die Einnahmen auf 1,5 Milliarden ſchätzen 
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könne, da bereits am 1. Juli die Iſt⸗ und Reſteinnahmen 
1400 Millionen betragen hätten. — — 

Ziele erheblichen Einnahmen aus der Holzver⸗ 
wertung ſind zum Teil auch durch den geſteigerten 
Einſchlag bedingt, der infolge der vorſichtigen und ſpar⸗ 
ſamen Wirtſchaftsführung unſerer Staatsforſtverwaltung 
möglich iſt und, wie der Here Oberlandforſtmeiſter 
ausgeführt hat, auch einige Zeit noch möglich ſein wird, 
ohne Gefährdung einer geordneten Bewirtſchaftung. 
Mein Herr Vorredner hat das bezweifelt. Ich ſetze in 
ſeine Sachkunde keinen Zweifel, aber immerhin wird 
der Herr Oberlandforſtmeiſter, der über das ganze 
Waldgebiet einen Überblick hat, die Sache etwas 
zutreffender beurteilen können als mein Herr Vorredner. 
Ich bin der Auffaſſung, daß dieſes gute Reſultat 
in den Einnahmen aus unſeren Staatswaldungen 
und deren Reſerven allen Forſtbeamten als Verdienſt 
angerechnet werden muß, angefangen von der oberſten 
Spitze bis zum letzten Forſtaufſeher. Er konnte nur 
erzielt werden in einem vertrauensvollen Zuſammen⸗ 
arbeiten aller Forſtbeamten. Ich glaube, ich ſpreche 
im Namen aller, wenn ich den Staatsforſtbeamten 
den Dank des Hauſes für ihre erfolgreiche Tätigkeit 
hiermit ausſpreche und daran die Hoffnung knüpfe, 


daß das vertrauensvolle Verhältnis zwiſchen Zur: 
geſetzten und Untergebenen und das vertrauensvolle 


Zuſammenarbeiten aller Forſtbeamten auch in Zukunft 
gewahrt bleiben möge. 


Ich kann aber eine gewiſſe Befürchtung nicht unter⸗ 
drücken. Ich bin im vorigen Jahre und auch in dieſem 
auf der Verſammlung der Delegierten des Vereins 
der preußiſchen Staatsförſter geweſen, und mir ſind 
auch nachher die ſtenographiſchen Berichte zugegangen. 
Da kann ich mich doch des Eindrucks nicht erwehren, 
als ob bei den Staatsförſtern allmählich eine gewiſſe 
Unruhe und Erregtheit Platz gegriffen hätte, und zwar 
nach der Richtung hin, als ob ſie bei ihrem direkten Vor⸗ 
geſetzten ſowohl wie bei der Zentralforſtverwaltung 
nicht dasjenige Entgegenkommen fänden, das ſie 
bei dem Streben nach der Förderung ſowohl ihrer 
materiellen als auch ihrer ſozialen Lage zu finden 
hofften. Wenn ich auch das volle Vertrauen zur Zentral⸗ 
forſtverwaltung und zu den Oberförſtern habe, daß 
fte gewillt find, in dieſer Richtung den Staatsförſtern 
entgegenzukommen und ihnen Gehör zu ſchenken, 
ſo möchte ich doch an die Staatsforſtverwaltung die 
Bitte richten, begründeten Wünſchen der Staatsförſter, 
ſoweit es möglich iſt, entgegenzukommen. Auf der 
andern Seite möchte ich aber auch an die Staatsförſter 
die Mahnung richten, ihre Wünſche ſachlich und in 
Ruhe und auf dem vorgeſchriebenen Dienſtweg vor⸗ 
zubringen. Wenn ſie das tun und von dieſem Weg 
nicht abweichen, können fie verſichert ſein, daß fie bei 
der Zentralforſtverwaltung und Dei der Volksver⸗ 
tretung das nötige Gehör und die nötige Hilfe finden 
werden. 

Zur Beruhigung der Staatsförſter kann es aber 
nach meiner Anſicht nicht beitragen, wenn eine Rede 
gehalten wird, wie ich ſie aus dem ſtenographiſchen 
Bericht über die letzte Delegiertenverſammlung der 
Staatsförſter hier entnommen habe. Ein Mitglied 
des Hauſes hat in dieſer Verſammlung zu den Staats⸗ 
förſtern geſprochen. (Abgeordneter Brückner: Das 
iſt doch ſein gutes Recht!) Das Recht beſtreite ich ihm 
gar nicht. Es kommt nur darauf an, in welcher Weiſe 
die Ausführungen gemacht werden. 


Ich will nur einiges daraus verleſen. 
folgendes geſagt: 

Auf Ihrer Tagung vom 27. und 28. November 
1919 ſagte Herr Landesforſtmeiſter Gernlein wörtlich: 
„Seien Sie verſichert, daß es ſtets unſer Beſtreben 
ſein wird, die aus Ihrem Kreiſe hervortretenden 
Wünſche ruͤckhaltlos zu prüfen und dem Herrn Miniſter 
ohne Voreingenommenheit vorzutragen.“ Wer, 
meine Herren, iſt unter Ihnen, der mir die Hand darauf 
geben will, daß das geſchehen iſt? Das kann keiner 
Denn dieſe Voreingenommenheit hat vorher be⸗ 
ſtanden, hat beſtanden ſeit Ihrer Organiſation und 
beſteht heute noch, und ſie kann nur dadurch beſeitigt 
e daß Sie ſich wie ein Mann gegen fie ont, 
ehnen. 


3. B. wird 
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(Sehr richtig! links.) — Sie ſagen: Sehr richtig! Ich 
ſage: Sehr unrichtig! 

Eine weitere, auf die Zentralforſtverwaltung ſich 
beziehende Stelle lautet: 

Außerdem verſtehe ich die Zentralforſtverwaltung 
nicht — es ſcheint mir ein Beweis dafür zu ſeim, 
daß anderes Blut in fie hineinkommen muß —, 
daß ſie unklugerweiſe ſich jahrzehntelang den For⸗ 
derungen der Forſter entgegenſtellen konnte. Kein 
halbwegs geſchickter Menſch hat, wenn jemand mit 
einem Wunſche kommt, den Holzpantoffel zur Stelle, 
um ihm mit dieſem Inſtrument auf den Kopf zu 
töpperu, ſondern prüft in voller Würdigung die 
Wünſche, die vorgebracht werden. Bei der Zentral⸗ 
forſtverwaltung hat derartiges bis jetzt nicht ſtatt⸗ 
gefunden, ſondern da hat man, wenn es gar nicht 
anders ging, noch einmal den alten, reaktionären Geiſt 
herausgekehrt und hat Sie zum Tempel hinaus⸗ 
geworfen. 

Ich köunte Ihnen noch weitere ſolche Stellen aus 
dieſer Rede verleſen; ich glaube aber, die beiden ver⸗ 
leſenen genügen ſchon. Das betreffende Mitglied des 
Hauſes hat auch im Hauptausſchuß ſolche Töne os 

geſchlagen und der Zentralforſtverwaltung zugerufen, 
e muſſe endlich den Kaſernenton gegenüber den 
Förſtern aufgeben. Ich glaube, wenn jemand dieſe 
Töne anſchlagt und dann ſich in die Toga des Predigers 
des guten Tons hüllt, ſo ſpielt er wirklich eine recht 
komiſche Figur. 

Ich habe ſchon bei der erſten Leſung des Etats 
darauf hingewieſen, daß in dem Haushalt der Staats⸗ 
forſtverwaltung die Koſten für die Errichtung dreier 
Forſteinrichtungsämter angefordert werden, und habe 
mich etwas näher darüber ausgelaſſen. Ich will auf 
dieſe meine Ausführungen verweiſen, um nicht bereits 
Geſagtes zu wiederholen, und nur erklaren, daß meine 
Parteifreunde für dieſe Poſition ſummen werden. 

Bereits im vorigen Jahre habe ich eine Sache zur 
Sprache gebracht, auf die ich dieſes Jahr zurückkommen 
muß. Es betrifft die Dienſtaufwandsentſchädigung der 
Förſter und Oberförſter. Es iſt anzuerkennen, daß in 
dieſem Jahre erheblich höhere Beträge eingeſtellt 
ſind. Aber die Einſtellung iſt erfolgt im Vorwinter 
vorigen Jahres, zu einer Zeit, als noch nicht beurteilt 
werden konnte, wie die Preiſe für die Unterhaltung 
eines Geſpannes in die Höhe gehen würden. Es iſt 
uns eine Petition des Vereins der Oberförſter zu⸗ 
gegangen, in der zutreffend und überzeugend dar⸗ 
gelegt wird, daß ein Geſpann mit Kutſcher unter 
23 000 41 nicht zu unterhalten iſt. Es iſt regierungs⸗ 
ſeitig im Hauptausſchuß geantwortet worden, daß im 
Nachtragsetat 20 Millionen Mark zur Aufbeſſerung der 
Dienſtaufwandsentſchädigung aller Beamten eingeſtellt 
ſeien, und daß auch aus dieſem Fonds die Erhöhung 
für die Oberſörſter und Förſter erfolgen könne und 
ſolle. Ich will hoffen, daß es möglich fein wird, die 
Dienſtaufwandsentſchädigung der Oberförſter und 
Förſter aus dieſem Fonds zu regeln, daß die beiden 
Kategorien von Beamten nicht mehr gezwungen ſind, 
aus eigener Taſche erhebliche Beträge für die Ge⸗ 
ipannhaltung zuzulegen. Ich möchte die Forſtver⸗ 
waltung dringend bitten, bei dem Herrn Finanzminiſter 
vorſtellig zu werden, daß endlich dieſe Klogen out: 
hören. Es kann und darf den Beamten unter keinen 


H 


Umſtänden zugemutet werden, Geld aus eigener Taſche 
für die Geſpannhaltung und ſonſtigen Ausgaben zu⸗ 
zulegen. Das Halten des Geſpannes gehört zu den 
Betriebskoſten, und dieſe werden in jedem Betriebe 
vollſtändig erſtattet. Es wird keinem Angeſtellten und 
Beamten zugemutet, eigene Gelder hierzu zu ver⸗ 
wenden. Unter den Oberförſtern hat ſich eine große 
Erregung geltend gemacht, und ich kann es ihnen nicht 
verargen, wenn ſie es mit Entſchiedenheit ablehnen, 
weiterhin für den Staat zu bluten, zumal bei den ſo 
erheblichen Einnahmen aus den Waldungen und bei 
den nicht einmal das Exiſtenzminimum gewährleiſtenden 
Beſoldungen. 

Erfreulicherweiſe hat der Herr Oberlandforſtmeiſter 
im Ausſchuß mitgeteilt, daß den Forſtreferendaren, 
wenn ſie mit der Verwaltung von Oberförſterſtellen 
beauftragt werden, Tagegelder gezahlt werden, und 
zwar in Höhe von 15 . Diefer Betrag iſt bei den 
heutigen Teuerungsverhältniſſen doch ſehr beſcheiden 
und reicht unter keinen Umſtänden für die Koſten der 
Lebenshaltung aus. Dasſelbe gilt für die Forſtgehilfen, 
die ebenfalls nur 15 4 für den Tag erhalten. Eine 
Erhöhung iſt unbedingt erforderlich. 

Die Forſtreferendare haben aber weiter den dringenden 
Wunſch, daß ihnen die Koſten für die ſechs bis acht 
Reiſen erſtattet werden, die ſie innerhalb eines halben 
Jahres nach verſchiedenen Revieren unternehmen 
müſſen. Wenn dieſe Reiſen auch im Intereſſe der 
eigenen Ausbildung geſchehen, ſo halte ich doch den 
Wunſch für nicht unbillig, wenn man erwägt, wie 
koſtſpielig das Reiſen und der Unterhalt im Gaſthaus 
ſich heute geſtalten. 

Bezüglich des Schickſals der beiden Forſtakademien 
in Hannoverſch⸗Münden und Eberswalde iſt im Aus⸗ 
ſchuß mitgeteilt worden, daß ſie beſtehen bleiben 
würden. Im vorigen Jahre iſt angeregt worden, bei den 
landwirtſchaftlichen Hochſchulen die Rektoratsver 
faſſung einzuführen, was inzwiſchen geſchehen ift; 
ich weiß nicht, ob eine ſolche Abſicht auch kenſicktlich 
der beiden Forſtakademien, die alle noch 9 Rektorats⸗ 
verfaſſung ſind, beſteht. Wenn zu einer Umgeſtaltung 
einmal geſchritten wird, ſo wird dies in langſamer 
Entwicklung und unter Mitwirkung der Volksvertretung, 
da dieſe die erforderlichen Mittel bewilligen muß, 
zu geſchehen haben. 

Beſonders erfreut hat es mich, daß auch in den dies⸗ 
jährigen Haushaltsetat wieder eine beträchtliche Summe 
für die Erbauung von Wohnungen für Forſtarbeiter 
eingeſtellt iſt. Ich möchte die Forſtverwaltung bitten, 
auf dieſem Wege weiter fortzuſahren und den Forſt⸗ 
arbeitern möglichſt Pachtland zur Verfügung zu ſtellen, 
da fie meiſt abſeits der Dörfer wohnen und die Be⸗ 
ſchaffung der Lebensmittel für fie ſchwicrig iſt.— — 

Was die Vermehrung der Revierförſterſtellen an 
langt, ſo ſtimme ich meinem Herrn Vorredner voll⸗ 
ſtändig bei. Ich bin der Auffaſſung, daß dieſe Ver⸗ 
mehrung notwendig iſt, um den Förſtern Aufrückungs⸗ 
möglichkeiten zu geben. Dagegen bin ich nicht für den 
Antrag, der ihnen die Mög ichkeit eröffnen will, auch 
ohne die akademiſche Vorbildung in die Oberförſter⸗ 
ſtellen einzuriden. Auch der größte Teil meiner Partei- 
freunde ſteht auf meinem Standpunkt und wird daher 
gegen dieſen Antrag ſtimmen. — — 

(Schluß folgt) 


— PH — 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Betrifft: Abtretung von Domänen⸗ und Forſt⸗ 
grundſtücken an die Eiſenbahnverwaltung. 


Allgemeine Verfugung III/105 für 1920. 
Mimſtermm fur Landwiörtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr III 18915 II Ang 


Berlin, 22. Dezember 1920. 

Der preußiſchen Eiſenbahnverwaltung ſind 
die zum Eiſenbahnbetriebe erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke der Staals⸗, Domänen⸗ und Forſtverwaltung 
bisher unentgeltlich übereignet oder unter 
der Bedingung der Benutzung überlaſſen worden, 
daß ſie der betreffenden Verwaltung zurückgegeben 
werden mußten, wenn ſie für den Eiſenbahnbetrieb 


nicht mehr erforderlich waren. Nachdem die Staats⸗ 
eiſenbahnen auf das Reich übergegangen ſind 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1920 S. 773), können ſolche 
Grundſtücke nicht mehr unentgeltlich zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden, und zwar auch nicht vor⸗ 
übergehend. Den Anträgen zur Genehmigung 
von Landveräußerungen an das Reich iſt ſtets 
eine Wertberechnung beizufügen. 


Grundſtücke, die der Ei iſenbahnverwaltung unter 
Vorbehalt des Eigentums zur einſtweiligen Be⸗ 
nutzung überlaſſen, im Grundbuche alſo noch 
auf den Namen der Domänen⸗ oder Forſtnerwaltung 
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eingetragen ſind und mit deren Rückgabe an dieſe 
Verwaltungen überhaupt oder in abſehbarer 
Zeit nicht zu rechnen iſt, werden zweckmäßig der 
Reichseiſenbahnverwaltung alsbald zu übereignen 
ſein. Wo derartige Grundſtücke vorhanden ſind, 
beauftrage ich die Regierung, wegen der Über⸗ 
eignung mit den Eiſenbahndirektionen in Ver⸗ 
bindung zu treten, ſoweit eine beſondere Über⸗ 
eignung nach § 2 des Staatsvertrages über den 
Übergang der Eiſenbahnen auf das Reich erforderlich 
iſt (Reichs⸗Geſetzbl. 1920 S. 788). Nach Abſ. 2 
Nr. 5 der Beilage zu § 3 des Staatsvertrags iſt 
für dieſe Grundſtücke der Wert zur Zeit der Über⸗ 
gabe zu berechnen. Bei der Aufſtellung der Werts⸗ 
berechnungen, die den Anträgen zur Übereignung 
bereits früher überlaſſener Grundſtücke beizufügen 
ſind, iſt hierauf zu achten. 

Braun. 


An die Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 
{an Oppeln durch die Zentralſtelle für die Abſtimmungs⸗ 
gebiete im Miniſterium des Innern) und die Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalten. 

> 


Holzeinſchlag 1920/21. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 25383, I BI d. 


Berlin, 7. Januar 1921. 

Der Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft hatte urſprünglich geplant, die für den 
inländiſchen Bedarf unbedingt nötigen Mengen an 
Grubenholz, Schwellenholz, Papierholz und Tele⸗ 
graphenſtangen und ⸗maſten durch ein Umlage⸗ 
Verfahren aufzubringen, das, geſtützt auf die Ver⸗ 
ordnung vom 29. November 1919, den einzelnen 
Ländern beſtimmte Mengen der genannten Sorten 
uwies und ſie für deren Aufbringung verantwort⸗ 
ſich machte. Der Reichsrat hat Bedenken getragen, 
einer derartigen Verordnung ſeine Zuſtimmung 
zu erteilen. In dem Bewußtſein jedoch, daß die 
Sicherſtellung von Grubenholz und Schwellenholz 
für die Fortführung der heimiſchen Wirtſchaft un⸗ 
bedingt erforderlich ſei, hat er am 21. Dezember 


9 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 6 Bd. 36 (1921) 


1920 einſtimmig folgenden Beſchluß gefaßt: 

„Die Länder erklären ſich im Wege der Ver⸗ 
einbarung bereit, durch den Einſchlag des laufenden 
Wirtſchaftsjahres, ſpäteſtens bis Ende September 
1921 nach Möglichkeit bis zu 6 Millionen 1 1 
meter Grubenholz und bis zu 2 Millionen Feſt⸗ 
meter Schwellenholz nach einem Maßſtabe auf⸗ 
zubringen, der nach Anhörung der Länder unter 
Berückſichtigung ihrer Leiſtungsfähigkeit durch das 
Reichs miniſterium für Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaft feſtzuſtellen iſt.“ 

Bei der vorgeſchrittenen Einſchlagsperiode 
ſcheint es mir bedenklich, mit den etwa zu et 
greifenden Maßregeln zu warten, bis der Unter⸗ 
verteilungsplan des Reichsminiſteriums für Er⸗ 
nährung und Landwirtſchaft vorliegt. Ich lege 
vielmehr den größten Wert darauf, daß ſo bald wie 
möglich alle waldbeſitzenden Gemeinden, Ver⸗ 
bände und privaten Waldbeſitzer von dem Beſchluß 
des Reichsrats in Kenntnis geſetzt und dem Ernſt 
der Lage entſprechend nachdrücklichſt darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß nicht nur der Staat, ſondern 
auch ſie, getragen von dem Verantwortungsgefühl 
für die Mitarbeit an dem Wiederaufbau der 
heimiſchen Wirtſchaft, für die Bereitſtellung von 
Gruben- und Schwellenholz aus dem diesjährigen 
Einſchlage in möglichſt großem Umfange Fürſorge 
treffen müſſen. Ich erſuche, mit allen verfügbaren 
Mitteln auf die Waldbeſitzer dahin einzuwirken, 
daß auf keinen Fall zu Gruben⸗ und Schwellen⸗ 
holz geeignetes Holz ins Brennholz geſchlagen 
werden darf, und daß auch ſie bei Verkäufen durch 
geeignete Bedingungen die Käufer verpflichten 
müſſen, das Holz dem heimiſchen Bergbau oder 
den heimiſchen Eiſenbahnen zuzuführen. Ich 
ſpreche die Erwartung aus, daß es durch freie Ent⸗ 
ſchließung der Waldbeſitzer möglich ſein wird, den 
Bedarf des kommenden Jahres zu decken, ohne 
daß Zwangsmaßnahmen notwendig werden. 

J. A.: v. d. Busſche. 


An ſämtliche Regierungen (mit Ausnahme von Aurich, Münſter 
uud Sigmaringen.) 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 
Forſtliche Vorprüfung in Preußen. Die Forſt⸗ 
befliſſenen, die am Schluß des laufenden 


Semeſters die Vorprüfung abzulegen beabſichtigen, 
haben laut Mitteilung des Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums die vorſchriftsmäßige Meldung 
ſpäteſtens bis zum 10. Februar d. J. dem 
Direktor der Forſtakademie einzureichen, an der 
ſie ſich der Prüfung unterziehen wollen. 


Eine erhöhte Anrechnung der von aktiven 
preußiſchen Staatsbeamten während des Krieges 
urückgelegten Dienſtzeit bei der Penſionierung 
iſt von der preußiſchen Landesverſammlung durch 
Annahme eines vom Staatsminiſterium vorgelegten 
Geſetzes bereits am 23. November v. J. beſchloſſen 
worden, kann aber erſt jetzt, nach der kürzlich er⸗ 
ſolgten Verkündigung des Geſetzes in der Geſetz⸗ 
ſammlung, in Kraft treten. Das Geſetz, dem Rück⸗ 
wirkung bis zum 1. Auguſt 1914 beigelegt iſt, bezieht 
ſich innerhalb der Forſtverwaltung nur auf ſolche 
Bea mte, die in der Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis zum 
31. Dezember 1918 aktive Staatsforſtbeamte waren, 
nicht alſo auf diejenigen, die in dieſer Zeit als 
Penſionäre wiederverwendet worden ſind. Letzteren 
iſt ja bekanntlich nach dem Beamten⸗Altruhegehalts⸗ 


Geſetz dieſe Zeit ihren bisherigen penſionsfähiger 
Dienſtjahren bis zur Erreichung des Höchitmaßes, 
und zwar einfach, bereits zugerechnet worden. 
Jenen aktiven Beamten wird ſie aber, ſoweit die 
Verwendung im unmittelbaren Staatsdienſt oder 
auch im Reichsdienſt oder aktiven Militärdienſt 
erfolgte, anderthalbfach angerechnet. Aus⸗ 
genommen ſind die nach § 14, 18 und 19 des Zivil⸗ 
penſions⸗Geſetzes ruhegehaltsfähigen Teile der 
Dienſtzeit. Das ſind vornehmlich die Lehrzeit und 
diejenigen Kalenderjahre, die als Kriegsjahre ſchon 
doppelt anzuſetzen ſind, ſowie ähnliche bereits er⸗ 
höht anzurechnende Zeiten. Die im Dienſt eines der 
übrigen deutſchen Länder ſowie die im Kommunal, 
Kirchen⸗ oder Schuldienſt verbrachte Zeit kann mit 
Genehmigung der Staatsregierung unter den 
gleichen Vorausſetzungen ebenfalls anderthalbfad; 
gerechnet werden. Halbe Tage, die ſich bei der 
Berechnung der Geſamtdienſtzeit ergeben, werder 
nicht mitgezählt. Zur Erläuterung laſſen wir hier 
faſt alle denkbaren Möglichkeiten folgen, die für 
unmittelbare Staatsbeamte in Frage kommen, bie 
während der ganzen Kriegszeit, alſo während 
4 Jahre 153 Tage, im aktiven Beamtenverhältnie 
geweſen ſind. Abgeſehen von dem Schaltjahr 1916, 
das 366 Tage aufzuweiſen hat, ſind die vollen Jahre 
mit 365 Tagen anzuſetzen. 
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find der ruhegehaltsfähigen 
Dienſtzeit hinzuzurechnen 
Wenn als Kriegsjahre b 


al 
er anzurechnen find die einfach Beiden E 
=: Kalenderjahre riegs⸗ 2 2 läis 
n 4 5 
111914, 15, 16, 17,165 —-— 5 — 
24 1914, 15, 16,17 | 4 — 1824 182 
3 1915, 16, 17, 18 4 — 764 76 
4 1914, 15, 16 3 1 — 14 — 
5 1915, 16, 17 oder 
1916, 17, 18 3 — 2593 259 
d 1914, 15 2 11183] 3 183 
7 1917, 18 2 17413 77 
8 11915,1600.1916,17 2 1761376 
d 1914 1 2 — I3| — 
10 1915 oder 1916 
oder 1917 oder 1918 1 1125912 259 
11 — 2 762 76 
Infolgedeſſen müſſen jetzt die Ruhegehälter der⸗ 


jenigen Penſionäre, die in der Zeit vom 1. Auguſt 
1914 bis 31. Dezember 1918 im aktiven Beamten⸗ 
verhältnis geweſen und vor Erreichung der Höchſt⸗ 
penſion abgegangen ſind, ſowie die Witwen⸗ und 
Waiſengelder ihrer Hinterbliebenen neu berechnet 
werden. S 

» 

Zur Miniſterialverfügung betr. Notierung der 
Forſtverſorgungsberechtigten. Durch den Erlaß 
III 18383/20 vom 3. 1. 21, der meiner Meinung 
nach überhaupt aufgehoben werden muß, weil er 
erſt nach Notierung der Forſtverſorgungs⸗Be⸗ 
rechtigten und nicht vor Einreichung der No⸗ 
tierungsgeſuche veröffentlicht worden iſt, werden 
beſonders hart die Feldzugsteilnehmer betroffen. 
Die Daheimgebliebenen hatten während des Feld⸗ 
zuges die beſte Gelegenheit, in einen Bezirk zu 
kommen, wo ſie ſpäter mal als Vorzugsberechtigte 
notiert zu werden wünſchten, während dies den 
Kriegsteilnehmern nicht möglich war. Die Folge 
iſt, daß der größte Teil der Kriegsteilnehmer in 
Bezirke überwieſen worden iſt, an die ſie nie 
gedacht haben.] Die Umnotierung iſt daher Io 
vorzunehmen, wie ſie in den Beſtimmungen vom 
1. 10. 05 vorgeſchrieben iſt und mit der wohl 
ſehr viele der Forſtverſorgungsberechtigten gerechnet 
baben. Das kann jeder Forſtverſorgungsberechtigte 
mit Recht verlangen, denn bei Einreichung der 
Notierungsgeſuche galten nur die Beſtimmungen 
vom 1. 10. 05. Sollte das neue Verfahren an⸗ 
gewendet werden, ſo wäre es Pflicht geweſen, 
dieſes vor Einreichung des Notierungsgeſuches 
zu veröffentlichen und nicht nach vollendeter Tat⸗ 
ſache. Es hätte dann wohl ſo mancher ſein No⸗ 
tierungsgeſuch anders gefaßt. 

Hilfsförſter Fraedrich, Lindendorf. 
EN 


Wichtig für Beamte aus den polniſchen Ab⸗ 
tretungsgebieten, welche Vermögen in Polen feſt⸗ 
gelegt haben. Im Anſchluß an unſere Mit⸗ 
leilung in Nr. 52 be 1920 Seite 1027 weiſen 
wir darauf hin, daß neben dem Deutſchen 
Gläubiger-Schutzverein nunmehr auch der 
Schutzverband für deutſches Vermögen 
in Polen, Berlin WZ, Friedrichſtr. 79a, 
als Intereſſenvertretung tätig iſt. Auf beide 
Vereinigungen wird amtlich hingewieſen. 

F 


* Arbeiterräte in den Oberförſtereien. Der 
preußiſche Landwirtſchaftsminiſter hat eine neue 
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Verfügung erlaſſen, in der er unter Hinweis auf 
ſeine früheren Verfügungen fordert, daß möglichſt 
in jeder Oberförſterei ein Betriebsrat oder Vetriebs⸗ 
obmann gewählt werden muß. Der Begriff der zu 
den Wahlen zu den Betriebsräten oder Betriebs⸗ 
obmännern zugelaſſenen „ſtändigen Arbeiter“ ſoll 
möglichſt weit gefaßt werden. Da in zahlreichen 
Oberförſtereien die früheren Anweiſungen immer 
noch zu eng ausgelegt werden, hat der Miniſter 
beſtimmt, daß im Staatsforſtbetriebe zur Klaſſe der 
ſtändigen Arbeitnehmer im Sinne des $ 4 des 
Betriebsrätegeſetzes die in ſtaatlichen Wald⸗ 
arbeiterwohnungen untergebrachten orſtarbeiter, 
ferner Facharbeiter, die ſonſtigen, den feſten 
Stamm bildenden und die in regelmäßiger 
Wiederkehr zu längerer Beſchäftigung einge⸗ 
ſtellten Waldarbeiter zu zählen ſind. Auch die 
nur regelmäßig alle Winter wiederkehrend 
beſchäftigte Arbeiterſchaft ſoll wahlberechtigt 
ſein. Nicht zu berückſichtigen ſind allein die nur für 
kurze Zeit angenommenen Gelegenheitsarbeiter. 
Unter dieſen Vorbedingungen ſind faſt in ſämt⸗ 
lichen Oberförſtereien die Vorausſetzungen für die 
Einrichtung der geſetzlichen Betriebsvertretung 
vorhanden. 


Ewe 
* 


Beſoldungsdienſtalter der Kommunalforſtbeamten 
Große Unklarheit herrſcht bei den Kommunal⸗ 
forſtbeamten über das Beſoldungsdienſt⸗ 
alter. Im allgemeinen beginnt es mit dem 
Tage, an dem die etatmäßige Anſtellung in der 
Beſoldungsklaſſe erfolgt iſt. Die Annahme iſt 
weit verbreitet, daß durch das Geſetz vom 8 Juli 
1920 hierin eine Anderung eingetreten iſt. Im 
SA heißt es, daß den Militäranwärtern 
vom 1. April 1920 ab, bei der erſten planmäßigen 
Anſtellung im Dienſt einer Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes uſw., wenn fie im Heere oder 
in der Marine a) neun Jahre er weniger gedient 
haben, die tatſächlich abgeleiſtete Nienjtzert bis zu 
zu einem Jahre, b) über neun Jahre gedient 
haben, außerdem die Militär- oder Marinedienſtzeit, 
ſoweit ſie und die nachfolgende Ziwildienſtzeit 
neun Jahre überſteigt, mit der darüber hinaus⸗ 
gehenden dee höchſtens aber mit weiteren vier 
Jahren auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet 
wird. Unter Zivildienſtzeit, von der hier die Rede 
IL. iſt die Zeit zu verſtehen, welche der feſten 
Anſtellung vorangegangen iſt. Für die Forſt⸗ 
beamten kommt dieſe Beſtimmung nicht in 
Gelee weil ſie, wie bei den verſchiedenſten 
elegenheiten hervorgehoben worden iſt, nicht 
u den Militäranwärtern gehören. Die 
Vorſchrift entſpricht den für die unmittelbaren 
Staatsbeamten in Nr. 10 Abſ. 4 des Beamten⸗ 
dienſteinkommengeſetzes erlaſſenen Vorſchriften 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die bei den Kommunal: 
forſtbeamten auf die Penſionsjahre anzu⸗ 
rechnende Militärdienſtzeit vollſtändig unabhängig 

von dem Beſoldungsdienſtalter erfolgt. B. 
7 


Forſtwirtſchaftliches. 
*Verſtärkter Holzeinſchlag zur Vermindern ug 
der Arbeitsloſigkeit. Das preußiſche Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſterium hat in Übereinſtimmung mit 
einem Beſchluſſe der preußiſchen Landesverſamm⸗ 
lung eine zehnprozentige Erhöhung des diesjährigen 
Einſchlagſolls in den Forſten zur Verminderung 
der Arbeitsloſigkeit verfügt. In den Ober⸗ 
förſtereien, in denen, der Holzeinſchlag wegen 
(FJortſetzung ſiehe Seite 108.) 
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Deutſche Eiſenbahntarife für Holz 
in Wagenladungen. 
Gültig vom 1. Dezember 1920. 
Güterklaſſifikation. 

An Stelle der bisherigen vier Hauptklaſſen (Allgemeine Wagenladungsklaſſe 
und drei Spezialtarife) treten die funf Hauptklaſſen A, B, C, D, E fur ganze und 
die Nebenklaſſen An, Bu, Cn, Du fur halbe Wagenladungen. In einem Ber 
= zeichniſſe find die einzeln aufgeführten Guter den Klaſſen zugeteilt. Ver der Fracht⸗ 
berechnung findet eine Trennung in Streckenſatz und Abfertigungsgebühr nicht mehr 
ſtatt, ein Frachtſatzanzeiger gibt den geſamten Frachtbetrag fur die einzelnen Klaſſen 
und Nebenklaſſen, fortſchreitend nach einzelnen Kilometern, an. 

Das Holz ut in die Klaſſen C und D eingereiht. Es fallen unter 

(Haupt⸗) Klaſſe O: 

Auch gedämpft oder getränkt, ſoweit nicht in Klaſſe D genannt: 

1. Stammholz, Blöcke und Stangenholz, auch Maſten, 

2 beſchlagenes, geſpaltenes oder geriſſenes Holz; 

3. Schnittholz, auch gehobelt oder ſonſt weiter bearbeitet, z. B Balken, Sparren, 
Latten, Bohlen, Bretter; 

4 Daub: (Faß⸗) Holz; 

a (Haupt) Klaſſe D: 

1 Stamm⸗, Stangen⸗, Knuppel⸗, Prügel und Klobenholz, lämtlich auch geriſſen 
oder geſpalten, jedoch nicht weiter bearbeitet, ferner Abfall von Holz, ſämtlich 
bis zu 1.3 m lang, von ſolgenden Arten: 

Birke, Buche (Rotbuche und Hainbuche), Erle, Fichte, Kiefer (auch Zirbel⸗ 
kiefer), Larche und Tanne: 
ſerner Knuppel⸗, Prügel⸗ und Klobenholz, ſowie Abfall von Holz, ſämtlich wie 
oben genannt von folgenden Arten: 
Aſpe, Eiche, Eiche, Pappel, Roßkaſtanie, Ulme und Weide; 

2 Prügelholz, Rundholz und Scheitholz bis zu 2,5 m Länge und 24 em Durchmeſſer, 
am dunnen Ende ohne Rinde gemeſſen, beim Verſand an Zellſtoffabriken und 
Holzſchleifereien zur Verwendung im eigenen Betriebe, von folgenden Arten: 

Alpe, Fichte, Kiefer (auch Zirbelkiefer), Tanne. 
Die Anwendung der Klaſſe D wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß ſich 
bei einer Sendung einzelne Stucke bis zu 2,6 m Länge befinden; 

Stangenholz (z. B Hopfenſtangen, Rebpfahle, Bohnenſtangen bis zu 7 cm 

Durchmeſſer, am dicken Ende ohne Rinde gemeſſen); 

Die Anwendung der Klaſſe D wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß ſich 
bei einer Sendung einzelne Stucke bis zu 10 cm Durchmeſſer befinden; 

4 Stockholz; . ` 

5. Stäbe und Brettchen bis zu 1,25 m Länge und 25 mm Stärke von folgenden Arten: 
Aſpe, Birke, Buche (Rotbuche und Hainbuche), Erle, Fichte, Kiefer (auch 
Zirbelkiefer), Lärche, Linde, Pappel, Roßkaſtanie, Tanne, Weide; 

6 Eiſenbahnſchwellen, auch getränkt; 

7. folgende zu Grubenzwecken des Bergbaues beſtimmte Hölzer: 
Rundhölzer bis zu 20 cm Durchmeſſer, am dünnen Ende ohne Rinde ge: 
meſſen und bis zu 7 m Lange, Schwellen, Schwartenbretter und 
Schwartenpfähle, ſämtlich bis zu 6 m Länge, und dünne Brettchen bis 
zu 1,5 m Länge, ſämtlich auch getränkt; 

8. Weiden, Reifholz, Reiſerholz, auch Beſenreiſig, ferner Faſchinen; 

9. Schwarten. 


Ze 2 


Auszuſchnempen und auf Die veralteten Geiten 102 und 103 beg Matenders „Worohelf“ Zeit, 


Frachtberechuung. 

Der Frachtberechnung nach dieſen Hauptklaſſen wird ein Mindeſtgewicht von 
15000 kg zugrunde gelegt. Ausnahme: Eine Liſte A enthalt die Güter, ber 
denen die Fracht nach den Hauptklaſſen ohne Rückſicht auf das Ladegewicht der 
verwendeten Wagen fur ein Mindeſtgewicht von 10000 kg zu berechnen ift; in ihr 
iſt enthalten Holz, folgendes: Holz wie in Klaſſe C unter 1, 2, 4 (alſo ohne 
Schnittholz) genannt; Balken, Bohlen, Bretter über 3,5 m Lange, ſoweit nicht 
großräumige, offene Wagen geſtellt werden; Holz wie Klaſſe D unter 1 bis 5 und 
7 bis 9 (alſo ohne Schwellen) genannt. 

Die Nebenklaſſen En, Du enthalten die Tarife für halbe Wagenladungen, 
die Frachtberechnung erfolgt fur mindeſtens 5000 kg. Fur uber 5000 kg wird 
die billigere Fracht für das wirkliche Gewicht entweder nach der Nebenklaſſe oder 
nach der Hauptklaſſe berechnet. 

Muß Langholz wegen ſeiner Länge auf zwei Wagen verladen werden, ſo 
wird jeder Wagen als zu gleichen Teilen belaſtet angeſehen, und es werden die 
vorſtehenden Beſtinmungen auf jeden Wagen angewendet. 


Tarifſätze. 


Sauptklaſſen. In Pfennig je 100 kg (oder in Mark je 10000 Pg): 


Entfern ] Klaſſe Hintern] Klaſſe Entfern Klaſſe Entfern Klaſſe 

km C DS km C DA km C D km C D 
83 310 740 4611 610 1307 10 11784 266 
20 106 320 760 472 620 1324 920 1798 972 
30 129 330 7804831] 630 1341 930 1812 978 
40 152 840 800 491 640 1358 940 1826 | 984 
50 17 350 820 505 650 1375 950 140 900 
CO 198 360 8405161 660 1392 960 11854 | 996 
70 221 370 860 527 670 1409 970 1868 1002 
80 244 380 880 538 680 1426 980 1832 1008 
90 267 390 900 549 690 1443 990 189611014 
109 290 400 920 5601 700 1460 1000 ] 1110 1020 
110 312 410 939 570 710 1476 1010 11924 | 1028 
129 334 420 958 580] 720 1492 1020 1 381032 
120 356 430 977 5901] 730 1503 1030 1952 1038 
140 78 440 0996 | 600 740 1524 1040 11968 } 1044 
150 400 450 1015 6101 750 1540 1050 1980 1050 
160 422 460 1034 620 760 1556 1060 1994 1056 
170 444 470 1053 6301 770 1572 1070 2008 1062 
180 466 480 1072 6401 780 1588 1080 20221068 
190 488 490 109116508 790 1604 1090 20361074 
200 510 500 1110 6601 800 1620 1100 2050 1080 
210 531 510 1128 6691 810 1635 1110 2064 1086 
220 552 520 1146 6781 820 1650 1120 | 2078 1092 
230 573 530 1164 6871 830 1665 1130 2092 1008 
240 591 540 1182 | 696 840 1680 1140 2106 1104 
259 615 550 1200 705 850 1695 1150 12120 1110 
260 63 560 1218] 7144 860 1710 1160 ] 2134 | 1116 
270 657 570 1236 | 7235 870 1725 1170 2148 1122 
280 678 580 1254 7328 880 1740 1180 2162 1128 
290 699 590 1272 741 890 1755 1190 121761134 
300 720 600 11290 750 900 170 1200 | 2190 |1140 


Die Sätze der Nebenklaſſe Cn = Gab der Hauptklaſſe C + 40 %;Dn = 
Hauptklaſſe D + 50 %. 


Nr. 6 Bd. 36 (1921) 


Erfüllung des Einſchlagſolls bereits eingeſtellt iſt, ſoll 
der Holzhieb ſofort wieder aufgenommen werden. 
In den Richtlinien für die Ausführung des Be⸗ 
xhluffes der Landesverſammlung wird gefordert, 
daß Arbeitseinſtellungen und Arbeiterentlaſſungen 
vermieden werden. Der Mehreinſchlag ſoll aus 
Beſtänden aufgebracht werden, die vorwiegend 
ſtärkeres Nutzholz liefern zur Gewinnung von 
Tiſchlerholz, Bauholz, Schwellenholz und Papier⸗ 
Holz. Aus Gründen einer ſachgemäßen Forſt⸗ 
wirtſchaſt ſoll aber der nach den aufgeſtellten amt⸗ 
lichen Grundſaätzen ermittelte Abnutzungsſatz nicht 
oder nur in geringen Umfängenüberſchritten werden. 
In Oberförſtereien, in denen deshalb ein Mehr⸗ 
einſchlag nicht ſtattfinden kann, ſollen die Arbeiter⸗ 
entlaſſungen vermieden werden durch Einlegung 
von Durchſorſtungen in älteren Beſtänden 
der ſpäteren Einſchlagsperiode oder auch durch 
kleinere Abtriebe, namentlich von Flächen, die für 
dauernde oder vorübergehende land wirtſchaft- 
liche Nutzung in Frage kommen. Alle Schläge 
muͤſſen ſofort verkauft werden. 


ce 
Ka 


Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle ubernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anouyme Zuſchriften finden 
niemals Berückſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
meuts⸗Qnitung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 

emeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; Tun 
zedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Crlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
Erwach ſen, ſo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ 
ct, auch wenn der Frageſteller vorher nicht beuach⸗ 
richtigt werden konnte. 
Ihre 


Ein Privatforſtbeamter aus Hannover. 
Pepe betreffs mangelhafter Befähigung vieler 
Privatforſtangeſtellter, haben wir erhalten. Trotz⸗ 
dem der Inhalt in vielen Teilen ſachgemäß iſt, 


— Dad Biet, 
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kann eine Veröffentlichung nicht erfolgen, da wir 
anonyme Zuſchriften grundſätzlich nicht aufnehmen. 

Anfrage Nr. 7. Zuſtändiger Negierungs⸗ 
bezirk für die Ausbildung der Forſtgehilfen, Op, 
legung der Förſterprüfung, Einfluß dieſer auf das 
Dienitalter. Ich bitte um Auskunft wegen der 
in Nr. 33 veröffentlichten Verfügung, betreffs 


Ausbildung und Anſtellung der Förſter⸗ 
anwärter. Am 1. Oktober 1913 trat ich im 


Bezirk K. in die Forſtlehre, lernte vorſchrifts⸗ 
mäßig bis 30. September 1915, trat dann zum 
1. Oktober 1915 beim Militär ein, wurde am 
1. Februar 191 entlaſſen, fand anſchließend hieran 
im Bezirk M. (in dem ich noch bin) Beſchäftigung 
als Forſtgehilfe und legte September 1919 im 
Bezirk M. meine Jägerprufung ab. Genehmigung 
dazu war erteilt. Mein Vorbereitungsdienſtalter 
rechnet vom 1. Oktober 1915. 1. Iſt mein ferneres 
Verbleiben im Bezirk M. mit der Beſtimmung 
BI 9 der Verfügung in Einklang zu bringen? 
2. Wann kann ich meine Förſterprüfung ablegen? 
3. Erleide ich durch ſpätere Ablegung der Förſter⸗ 
prüfung Nachteil in der Anſtellung und im 
Beſoldungsdienſtalter gegenüber meinen dienſt⸗ 
jüngeren Kollegen, die mit mir die Jägerprüfung 
ablegten? F., Forſtgehilfe. 

Antwort: 1. Ihr Verbleiben im Bezirk M. 
iſt durchaus zuläſſig, da Sie nicht zu den 1917, 
1918 oder 1919 angenommenen Lehrlingen gehören. 
2. Die Förſterprüfung können Sie, ſelbſt wenn 
man annähme, daß Sie unter die alten Be⸗ 
ſtimmungen fallen, früheſtens 1923 oder ſpäteſtens 
1925 beginnen. Das deckt ſich in Ihrem Falle 
alſo mit den neuen Beſtimmungen. 3. Mit dem 
Beſoldungsdienſtalter hat die Förſterprüfung nichts 
zu tun, auch mit dem Anſtellungszeitpuünkte nicht. 
Für beides iſt der Forſtverſorgungsſchein maß⸗ 
gebend, den Sie 1924 erhalten. Sie verlieren 
alſo nichts. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Heſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats-Forſtverwaltung. 


Jörſterſelle Buſchied, Ebert, Kirchberg (Coblenz), 
it zum 1. April zu beſetzen. Die Stelle iſt aus- 
geſtattet mit 5,669 ha nutzbarem Wirtſchaftsland. 

Förſterſtelle Seesbach, Oberf. Entenpfuhl (Coblenz), 
iſt zum 1. April zu beſetzen. Die Stelle iſt aus- 
geſtattet mit 3,676 ba nutzbarem Wirtſchaftsland. 
Meldefriſt am 20. Februar bei der Regierung in 

Coblenz. Als Bewerber werden zugelaſſen die Koͤrſter 

m. R. im Bezirk Coblenz und die Förſter o R der 

Regierungsdezirke Coblenz, Trier, Cöln, Düſſeldorf, 

iofeın ſie über 45 Jahre alt find, 

Jörſterſtelle Teufelſtein, Oberf. Weſel (Düſſeldorf), 
it zum 1. Mind neu zu beſctzen. Größe des 
Schutzbe zirks 390 ha, Dienſtland 5 ha, Dienit- 
aufwandsentſchaͤdigung 300 . Bewerbungen 
Gun bis zum 20. Februar an die Regierung, Sort 
abteilung, Düſſeidorf, einzureichen. 

görfteritelle Werrich, Oberf. Rhein warden (Düſſel⸗ 
dorj), iſt zum 1. April neu zu beſetzen. Größe 
449 ba ſowie 1279 ha Rheinſtromftäche. Dienſt⸗ 
land 5 ha. Dienſtaufwandsentſchädiaung 300 A. 
Bewerbungen ſind bis zum 20. Februar an die 
Regierung, Forſtabteilung Düſſeldorf, einzureichen. 
Zugelaſſen zur Bewerbung find Förſter m. R. 


des Reglerungsbezirks Düſſeldorf ſowie die Forſter Medingen, Oberf. Medingen. 


2. R. der Regierungsbezirke Düſſeldorf, Köln, Coblenz, 
Frier, die auer als 45 Jahre ſind. 


Hilfsförſterſtelle Priorsgehege, Kloſteroberförſterei 
Lüneburg (Hannover), iſt zum 1. April neu zu 
beſetzen. Zu der Stelle gehören 6,29 ha Wirt; 
ſchaftsland. Eine Wohnung im Forſtgelööft iſt 
vorhanden. Fur die Wohnung iſt Miete zu zahlen. 
Bewerbungen find bis zum 12. Februar ein- 
zureichen. 

Die bebaute Diifsförſterſtelle (bisheriges Wieſen⸗ 
wärtergeböft) in Schloßlämven, Oberf. Koppels⸗ 
berg (Köslin), mit etwas Wirtſchaftskand, iſt zum 
1. April zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 25. Februar. 
Im Regierungsbezirk Lüneburg ſind zum 1. April 

folgende Förſterſtellen zu beſetzen: 

Celle, Oberf. Celle. Nach Regulierung vorausſichtlich 
rund 1 ha Dien. ſtland. Dienſtaufwandsentſchädigung 
zurzeit 100 &. 

Fallingboſtel, Oberf. Walsrode. Nach Regulierung 
vorausſichtlich rund 4 ha Dienſtland. ent, 
aufwandsentſchädigung zurzeit 100 &. 

Hausbruch, Oberf. Harburg Nach Regulierung voraus- 
ſichtlich rund 12 ha Dienſtland. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung zurzeit 150 A. 

Lohbergen, Oberf. Langeloh. 
9 ha Dienſtland. 
zurzeit 250 4. 

Süß, Oberf. Luß. Nach Regulierung vorausſichtlich 
rund 4 ha Dienſtland. Dienſtaufn andsentſchadigung 
zurzeit 100 &. 


Stelle iſt reguliert. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 


1 Nach Regulierung 
vorarsfichtlich rund 9 ha Dienſtland. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchüädigung zurzert 100 A 
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Wellmühle, Oberf. Fuhrberg. 
vorausſichtlich rund 11 ha Dienſtland. 
aufwandsentſchädigung zurzeit 200 &. 
Die Feſtſetzung des Nutzungsgeldes für oben 

aufgeführte Stellen bleibt vorbehalten. Bewerbungs⸗ 

friſt: 19. Februar. 

Förſterſtelle Elſeneck, Oberf. Oranienburg (Pots- 
dam), iſt vorausſichtlich am 1. Mai neu zu bes 
ſetzen. Wirtſchaſtsland bis zur Neuregelung: 
0,2490 ha Garten, 2,9370 ha Acker, 5,7890 ha 
Wieſe. Nutzungsgeld 91 A. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 200 A. Die anderweite Feſtſetzung 
des Wirtſchaftslandes ſteht bevor. Bewerbungs⸗ 
friſt: 20. Februar. 

Das alte Förſtergehöft in Guttau (Schleswig) 
ſoll, da das neuerbaute Gehöft von dem zuſtändigen 
Betriebsbeamten vorausſichtlich am 1. April bezogen 
werden kann, von dieſem Zeitpunkt au einem ver⸗ 
heirateten Förſter o. R. oder Hilfsförſter als Dienſt⸗ 
wohnung mit etwas Wirtſchaftsland überwieſen werden. 
Bewerbungsfriſt: 15. Februar. 

Infolge Wohnſitzverlegung des Forſtbetriebs⸗ 
beamten der Förſterſtelle Hoffeld nach Bordesholm 
(Schleswig) ſoll das Forſtgehöft in Hofſeld einem 
Förſter o. R. oder Hilfsförſter mit Familie unter 
Zulegung von Wirtſchaftsland, deſſen Größe noch 
beſtimmt wird, als Dienſtwohnung zum 1. April bis 
zum ſpäteren Stellenwechſel des gegenwärtigen In⸗ 
habers der genannten Förſterſtelle übertragen werden. 
Bewerbungen ſind bis zum 15. Februar einzureichen. 
Jörſterſtelle Hoffnung, Oberf. Waitze (Schneider 

mühl), iſt zum 1. April zu beſetzen. Bewerbungs⸗ 

friſt: 1. März. ` 

Zörſterſtelle Putzig, Oberf. Schönlanke (Schneide- 
mühl), iſt zum 1. April zu beſetzen. Bewerbungs- 
friſt: 1. März. 

Im Regierungsbezirk Wiesbaden gelangen nach- 
ſtehende Förſterſtellen zur Neubeſetzung: 

Zum 1. April: 

Förſterſtelle Arnoldshain, Oberf. Oberreifenberg, 
mit Dienſtwohnung in Arnoldshain. Zurzeit 
1,689 ha Wirtſchaftsland und 350 & Dieuſt⸗ 
aufwandsentſchädigung. f 

Förſterſterſtelle Frohnhauſen, Oberf. Katzenbach, mit 

LC Dienſtwohnung in Frohnhauſen bei Battenberg. 
Zurzeit 1,215 ha Wirtſchaftsland und 300 & 
Dienſtaufwandsentſchädigung. 

Zum 1. Mai: 

Förſterſtelle Seibertshauſen, Oberf. Gladenbach, mit 
Dienſtwohnung in Weidenhauſen. Zurzeit 0,163 ha 
Wirtichaftseand und 300 & Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung. 

Die anderweitige Regulierung des Wirtſchaftslandes 
und die Feſtſetzung des Nutzungsgeldes bleibt vor⸗ 
behalten. Bewerbungen müſſen ſpäteſtens am 
20. Februar bei der Regierung in Wiesbaden vorliegen. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Gemeindeoberförſterſtelle Hillesheim (Trier) iſt 
neu zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis ſpäteſtens 
28. Februar an den Landrat in Daun (Eifel) ein⸗ 
zureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 

Forſtaſſeſſor oder Forſtreferendar oder Forſtkandidat 
geſucht von der Oberförſterei der Stadt Hameln. 
Näheres ſiehe Anzeige. 

Hilfsförfer o. R. zum baldigen Antritt geſucht von 
der Stadtforſt Fürſten walde (Spree). Näheres 
ſiehe Anzeige. 


Perſonal nachrichten. 
Reichsdienſt. 

PFflzenmayer, Forſtaſſeſſor, iſt zum Oberförſter des Reichs⸗ 
ſorſtlamts Berlin II m Berlin ernannt, 

R Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Metzger, Forſtrentmeiſter, Rechnungsrat in Ortelsburg. 
iſt vom 1. Februar an die Verwaltung der Forſtkaſſe 
Ortelsburg (Allenſtein) ubertragen. 

Alorecht, ehemaliger reichsländ. Förſter, iſt am 1. Jebruar 
in den preußischen Staatsdienſt als Forſter s. R nach 
Hilders, Oberf. Hilders (Caſſe h, verſetz:. 


Nach Regulierung 
Dienſt⸗ 
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Woneß, Förſter o. R. in Klaushagen, Oberf. Klanshagen 
(Köslin), iſt mit Wirkung vom 1. Aprii 1920 zum Kork 
ſchreiber ernannt. 

Sofd, Foͤrſter in Malachin, Oberf. Czersk (Marienwerder, 
iſt vom 1. Januar an auf die Förſternelle Orlowen, 
Oberf Borken (Gum binnen), verſetzt. 

Wrauns, Förſter o R. in Jäveuitz, iſt vom 1. Februar au 
die Förſterſtelle o. R. in Süppling, Oberf. Burgſtan 
(Magdeburg), übertragen. 

Ca ſper, Förſter o. R. in Reppen, DOberf. Reppen (Frank⸗ 
furt a. O.), iſt mit Wirkung vom 1. April 1920 an 

„zum Forſtſchreiber ernannt 

Feige, Forſter o. R. in Maſſin, Ebert, Maſſin (Frankſur!: 
a. B.). iſt mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 an um 
Forſtſchreiber ernannt. 

Hermann, Foörſter o. R. in Morxdorf, Oberf. Glücksburg 
iſt am 1. Dezember 1920 nach Annaburg, Oberf. Thier⸗ 
garten (Merſeburg), verſetzt. 

Saeſchke, Hegemeiſter in Biſchwitz, Oberf. Peiſterwitz, früher 
im Regierungsbezirk Bromberg, iſt pom 1. März an 
nach Kottwitz I. bert, Some (Breslau), verſetzr. 

v. Knobelsdorff, Förſter o. R. in Grünhaus, Oberf. Grün⸗ 
haus (Frankfurt a. O.), iſt mit Wirkung vom 1. Apri! 
1920 an zum Forſtſchreiber ernannt. 

Teupold, Förſter in Stoberau, Ebert, Stoberau, iſt von 
1. April an nach Kaiſerswalde, Oberf. Nefjelgruni 

(Breslau), verſetzt. 

Mückliſch, Förſter und Forſtſchreiber, zurzeit in Ortels burg, 
iſt zum Forſtrentmeiſter ernaunt und ihm die Ver 
waltung der Forſtkaſſe Morbach (Trier) vom 1. Februar 
an übertragen. 

Neubauer, Förner in Süppling, Oberf. Burgſtall, iſt am 
1. Februar nach Ewald, Oberf. Grünewalde (Magde 
burg), verſetzt. 

Spitzenzerg, Förſter o. R. in Heteborn, Oberf. Hetebers 
(Magdeburg) ut mit Wirkung vom 1. Oktober 192 
zum Forſtſchreiber ernannt. 

Vollmer, Forſter o R. und Forſtſchreiber a. Pr. in Ebſtorz, 
Oberf Ebſtorf (Lüneburg), iſt unter Belaſſung Ae 
ſeiner bisherigen Stellung endgultig zum Förſter o. R. 
und Forſeſchreiber ernannt. 

Walther, Forſter o. R. in Neuzitzmin, Oberf. Karnkewir 
(Köslin), iſt mit Wirkung vom 1. April 1920 zun 
Forſtſchreiber ernannt. 

Werther, Förster o. R. in Grünenzäger, Oberf. Carrenzien 
iſt vom 1. Februar an nach der Oberf. Langeloh 
(Lüneburg) verſetzt. 

Sufeger, Forſter o. N. in Lowitz, Oberf. Lauendarr 
(Köslin), tritt am 1. Februar in den Ruheſtand. 
Binder, Forſtgehilſe, iſt am 26 Oktober 1920 nach Baus, 

Oberf. Sitzenrode (Merſeburg), einberufen. 

Block, Forſtgehilſe, iſt vom 1. Februar au mit der 
kommiſſariſchen Wahrnehmung der Gemeindeförſterſtell: 

in Halſenbach, Bert Boppard (Coblenz), beauftragt. 

Börner, Forſtgehilfe, iſt am 26. Oktober nach Schwarzen. 
burg, Oberf. Hohenbucko (Merſeburg), einberuſen 

Dreſe, Forſtgehilſe in Schkeuditz, Oberf. Halle a. S 
(Merſeburg), ut am 21. Januar aus dem Staats⸗ 
forſtdienſt ausgeſchieden. 

John, Forſtgehrlſe in Schernebeck, Oberf. Burgſtall, iſt os 
10 November 1920 nach Sargſtedt, Oberf. Dingelfteb: 
(Magdeburg), verſetzt. 

Knop, Forſigehilſe, ift am 24 Oktober 1920 nach Roſenfeld 
Oberf Roſenfeld (Wterfeburg) einberufen. 

Kreſſe, Forſtgehilfe, it am 26. Oktober nach Ziegelrode, 
Oberf. Ziegelroda (Merſeburg), einberufen. 

auer, Forſtgehilfe in Huſig. Oberf. Biſchofswald, iſt vom 
10. November 1920 an nach Schernebeck, Oberf. Burp⸗ 
ſtall (Magdeburg), verſetzt. 

Corenz, Forſtgehilfe, iſt am 24. Oktober 1920 nach Falken. 
berg, Oberf Falkenberg (Merſeburg), einberufen. 
Heiße, Forſtgehilfe, iſt am 26 Oktober 1920 nach Dober⸗ 
ſchütz, Oberf. Doberſchuütz (Merjehurg), einberufen. 
Rech, Hilfsforſter, iſt als Gemeindeförſter auf Probe Ae 

Keſſelimmg, Gemeindeoberf. Adenau (Coblenz), angeſtenk:. 

Sannemann, Forſtgehilfe, it am 26. Oktober 1920 nad, 
Proöſa, Oberf. Liebenwerda (Merfeburg) einberufen. 

Schubert, Forſtgehilſe, iſt am 24 Oktober 1920 nach Gr. 
Bauen: Oberf. Eisleben (Merſeburg), erg: 

erufen. 

Sonnenberger, Forſtgehilfe, iſt am 5. September 1920 nas 
Polsfeld, Oberf. Pölsfeld (Merſeburg), einberufen. 

Stuckert, Hilfsförſter in der Stadtforſt Cberswalde, iſt vom 
1. Januar an nach Lehnitz, Obert Oranienburg 
(Potsdam) einberufen. 

Wegener, Forſtgehilfe in Schmiedefeld, Oberf. Schmiedefeld. 
iſt vom 16. Dezember 1920 an nach Plötzenſee. Ober. 
Schönwalde (Potsdam), einberufen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Nachts beim, kommiſſariſcher Gememdeförſter in a 
Oberf. St. Goar (Coblenz), iſt auf Lebeuszeit angeſtell 

Rien hardt. Gemeindeförſter a. Pr. in Boppard, Ober. 
Boppard (Coblenz), iſt auf Lebenszeit angeſtellt. 5 

Schuhmacher, Gemeindefoörſter a. Pr. in Mannebach, Ober! 
Kelberg (Cob lenz), iſt auf Lebenszeit angeſtellt. 
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Privat forſtdienſt. 
Königl. Prinzl. Herrſchaft Flatow, Weſtpr. 
Angeſtellt wurden: 


Drexel, Forſtaufſeher auf Probe, wird am 1. Februar von 
Straßburg zum Forſtauſſeher in Zöſchingen, Forſtam: 
Dallingen, mi etatmäßiger Eigenſchaft ernannt. 

Verſetzt wurden: 


Zer? eg 35 in Flatow; Rüdiger als Oberforſter | Engel, Nevierförjter, von Blößberg nach Herrnhütte; Aer: 


bauer, Förſter, von Hersbruck nach Steinach a. S, 


Die Geſchäfte der Güterverwaltung haben übernommen Renhauſer, Forſter, von Iſen nach Ramſau. 


Dr. Borgmann, Profeſſor in Gießen und Reichardt, ſtaatl. 
Forſimeiſtler in Demmin. 


Bayern. 
Bom 1. Februar an wurden berufen: 

Erik, Regierungsforſtrat der Regierungsforſtkammer der 
Oberpfalz, als FForſtamtmann an das Forſt⸗ und 
Domänenamt Coburg behufs beſonderer Dienſtleiſtung; 
Nehmeier, Forſtamtmann, von Nurnberg⸗Oſt nach 
Obererlbach: Orilepp, Forſtamtmann beim Forſt⸗ und 
Tomanenamte Coburg, als Regierungsforſtrat an die 
Regierungsforſtkammer von Oberfranken; Rebele, Forſt⸗ 
amtmann, von Krumbach nach Weiltingen; Reindl, 
Forſtmeiter, von Weiltingen auf das Forſtamt 
Ruppertshütten. 


ZEIT. 


Berufen wurden: 

Hiſpoltſteiner, Forſtverwalter, von Eſchach nach Eichlhof: 
Heiß, Revierſorſter, von Ruhpolding⸗Oſt nach Riedels⸗ 
bach; Stadler, Revierfoͤrſter, von Betzigau nach Neu⸗Ulm 
Zu Forſtaſſiſtenten wurden ernannt die Forſiſchutzdienſ⸗ 

afpıranten: 

Friedl beim Forſtamt Sfen; Krauß in Erlenbrunn; Mitter- 
meier in Maitenbeth. 

Haberer, Forſtaufſeber in Neubau, wurde zum E ber, 
forſtaufſeher beſordert. 

Karl, Forſter, in Haunſtetten im Nuheſtande, wurde als 
Forſtverwalter in Kauferling wieder eingeſtellt 

Stöchert, Jorſtverwalfer in Guttenberg, wurde in der 
Rubeſtand verſetzt. 


Vereinszeitung. 


Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 


Nach der Trennung“). 

Seitdem der „Deutſche Förſter“ Vereinsorgan 
des Vereins Preußiſcher Staatsförſter geworden 
iſt, hören die Leſer der 1 Forſt⸗Zeitung“ 
wenig über die Tätigkeit dieſes Vereins. Und 
doch iſt ſo mancher Leſer der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“, ſei er Oberförſter oder Privatförſter, 
intereſſiert, zu wiſſen, was nach der Neuorientierung 
dieſes Vereins alles geſchehen iſt. 

Zuerſt möchte ich feſtſtellen, daß unſere „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ nach wie vor nicht nur das Recht, 
ſondern auch die Pflicht hat, ſich der Staatsförſter 
auch fernerhin tatkräftig anzunehmen, denn ein 
großer Teil der Staatsförſter iſt Leſer der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ geblieben. Die Gewaltherrſchaft des 
Herrn Vorſitzenden dieſes Vereins, der „Deutſchen 
Forſt⸗ Zeitung“ dieſes Recht zu nehmen, wirkt 
mehr als komiſch; ebenſd lächerlich wirkte das 
Anſinnen dieſes Vorſitzenden an die Delegierten, 
die für die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ geſtimmt 
hatten, aus dieſer Abſtimmung die Konſequenzen 
zu ziehen; ein Terror ſchlimmſter Art. 

Nachdem nun das Vereinsorgan gewechſelt 
worden iſt, iſt ein Teil der preußiſchen Staats⸗ 
förſter aus dem Verein ausgetreten, ein anderer 
Teil ſteht vor dem Austritt, und dieſer wäre ſchon 
längſt erfolgt, wenn nicht ſeitens der Vereins⸗ 
leitung händeringend gebeten worden wäre, 
davon Abſtand zu nehmen, um nicht den Verein 
zu erſchüttern, um vor allen Dingen der Regierung 
klarzumachen, daß ſie es mit dem ganzen Förſter⸗ 
ſtand zu tun hat. Gewiß ſind wir uns alle einig, 
daß es ſo wie bisher nicht weitergehen kann; 
wir ſind uns einig, daß die Jagdverfügungen, die 
Dienſtlandsverfügung uſw. unglaublich kurzſichtig 
ſind und der Anderung dringend bedürfen. Aber 
uneinig ſind wir uns in erſter Linie in Vereins⸗ 
angelegenheiten, wozu zuerſt die Vereinszeitung 
gehört, und in der Tonart, mit der im Verein regiert 
wird und mit der der Forſtverwaltung der Krieg 
angekündigt worden iſt. 

Für mich war der „Deutſche Förſter“ und 
die Vereinsregierung mit einem „Schellack“ und 
„v. Kurnatowski“ geradezu unmöglich, und alle Be⸗ 
mühungen unſeres Vertrauensmannes, mich zur 


2) Dieſe Außerung iſt uns bereits vor einiger Zeit 
zugegangen. Leider kann der Abdruck erſt jetzt erfolgen, 
da eine Korrektur verloren gegangen war. 
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Rückkehr zu bewegen, find natürlich geſcheitert. 
Es iſt nicht jedermanns Sache, den Mantel nach 
dem Winde zu kehren, heute „Es lebe der König 
und ſeine Jäger“ zu rufen und morgen einem 
„Sozi“ zu huldigen, wie es in der Delegierten⸗ 
Verſammlung Ende September zu Berlin tat⸗ 
ſächlich geſchehen iſt. Die Nöte der Scham fteigf 
mir ins Geſicht, wenn ich leſe, wie der Herr 
Demokrat mit den Revierförſtern umgeſprungen 
iſt, ohne daß ihm das Wort vom Herrn Vor⸗ 
ſitzenden entzogen worden iſt. Ja, man hat ſich 
in dieſer Verſammlung in feiner Geſellſchaft 
befunden. „Sage mir, mit wem Du umgehſt, 
und ich werde Dir ſagen, wer Du biſt!“ Die Vereins⸗ 
leitung ſcheint ſich zu bemühen, den Verein ins 
politiſche Fahrwaſſer zu leiten, beim Beamten⸗ 
bund haben wir dasſelbe Beiſpiel. Die Jungen, 
die Schreier, machen die Politik, nicht die Alten, 
die Erfahrenen. 

Der „Deutſche Förſter“ iſt nun Vereinsorgan. 
Das neugeborene Kind Schellacks hat laufen 
gelernt. Schreien konnte es ſchon früher, und 
wie ſchrie es! Daß man in Förſterkreiſen ein fol 
ſchreiendes Kind gern haben konnte, iſt ein Zeichen für 
unſern Tiefſtand und wohin wir ſchon geraten find. 
Jetzt iſt dem ſchreienden Kinde ein feſter Maulkorb 
angelegt worden; es kann nicht mehr ſo ſchreien, 
wie es will, denn die Zenſur der Vereinsleitung 
hat eingeſetzt. Ob dies den Schreiern im Verein 
recht iſt? Iſt doch gerade die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ abgelehnt worden, weil ſie nicht ſcharf 
genug wetterte. Es wird ſoviel in Förſterkreiſen 
über Bildung und Weiterbildung geſprochen und 
agitiert. Sollten die Förſter auf die Dauer wirklich 
mit einer reinen Vereinszeitung ohne forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Artikel zufrieden ſein, oder glaubt die 
Vereinsleitung dieſen Wiſſenshunger ſelbſt ſtillen 
zu können? Auch hier möchte ich ſagen: „Sage mir, 
was Du lieſt, und ich will Dir ſagen, wie Du biſt!“ 

Wir, die wir nun abſeits vom Verein ſtehen, 
für uns wird auch noch ein Plätzchen an der Sonne 
zu finden ſein. Sollte der Wunſch zu einer neuen 
Vereinsbildung früher oder ſpäter bei uns rege 
werden, jo werde ich freudig einer der erſten erg. 
der mitmacht. Wir wollen dann nicht dem alter 
Verein Konkurrenz machen, nein, im Gegenteil, 
wir wollen mitmachen, aber getrennt marſchieren 
und vereint ſchlagen mit der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ als Vereinsorgan. 


Forſthaus Schönberg b. Baldenburg (Weſtpr). 
Staatsförſter Koch. 


106 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 6 Bd. 36 (1921) 


Die preußiſche Staatsſörſtergewerkſchaft und die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“. 
(Fortſetzung.) 

Zunächſt handelt es ſich um die Frage der 
Barteipolitif. Es darf wahl ausgeſprochen werden, 
daß der großen Mehrzahl der Beamtenſchaft, 
als im Herbſt 1918 der Umſturz kam, das Gebiet 
der Parteipolitik neu geweſen iſt. Trifft das 
vielleicht nicht für alle Beamten gleichermaßen zu, 
ſicher doch fur den Förſterſtand. Die alteren Herren 
gehörten in früheren Zeiten mit einzelnen Aus⸗ 
nahmen, die man vielleicht weiße Raben nennen 
könnte, den burgerlichen Parteien an, ſogar ſtark 
liberale Anſchauungen waren recht ſelten. Die 
jüngeren Herren ſteckten bei den Bataillonen in 
Kaiſers Rock, und die Politik hat in ihren Kreiſen 
wohl überhaupt keine Rolle geſpielt, wenigſtens 
nicht nach außen hin. Nun mit einemmal kam 
die neue Zeit. Was Wunder, daß da im Beamten⸗ 
wum ſehr vieles überſchaumte und auch große 
Fehler gemacht wurden. 

Wir ſind ſchon vor dem Kriege überall 
für unbedingte politiſche Neutralität ein⸗ 
e Wir haben immer dahin gewirkt, 

aß alle politiſchen Parteien des alten 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſes dem 
Förſterſtand gewogen ſein ſollten, deshalb 
e wir unter den Abgeordneten aller bürgerlichen 
Parteien gute Verbindung beſeſſen und haben uns 
auch überall großen Entgegenkommens erfreut. Die 
Sozialdemokratie ſpielte vor dem Kriege für die 
mittleren Beamten im Preußenparlament keine 
Rolle. und die wenigen vorhandenen ſozialiſtiſchen 
Abgeordneten benahmen ſich in Beamten⸗ 
fragen tatſachlich nicht ſo, daß die Preſſe⸗ 
vertretung mittlerer Preußiſcher Forſtbeamten 
ſich ihnen hätte nähern zu brauchen Nach dem 
Zuſammenbruch, nach Aufrichtung der Republik 
lag der Fall anders. Die Mehrheitsſozialiſten 
wurden in der Preußiſchen Landesverſammlung 
die ſtärkſte Partei, die Beamtenſchaft hatte mit 
ihnen zu rechnen und die Konſequenz dieſer Ver⸗ 
Ge haben wir, wie immer unſere eigene 
luffaſſung zurüditellend. ſofort gezogen. Wir 
haben allein im Intereſſe des Preußiſchen 
Staatsförſterſtandes auch nach dieſer Seite hin 
Verbindungen angeknupft und haben nach wie 
vor politiſche Neutralität bewahrt. Nicht fo die 
nene Richtung im „Verein Preußiſcher Staats: 
förſter“. Auf frühere Vorgänge ſoll hier gar nicht 
zurückgegriffen werden, trotzdem auch dieſe dem, 
er die Augen -offengehalten hat, das Notige gezeigt 
aben. 
Herr Pfalzgraf hat inzwiſchen für den Vereins⸗ 


vorſtand und damit für die ganze Vereinsrichtung — 


die politiſche Neutralitat erklart. Wir können 
darüber von neuem unſere Genugtuung ausſprechen 
und ſind der Anſicht, daß dies nicht geſchehen ware, 
wenn man nicht einem ſcharfen Druck, an dem 
auch die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ nicht unbeteiligt 
geweſen iſt. gefolgt ware. Von der perſönlichen 
politiſchen überzeugung des Herrn Pfalzgraf iſt 
ſelbſtwerſtandlich überall nicht die Rede, wir wiſſen 
nicht einmal, wie der Herr ſich ſelbſt polltiſch 
eingeſtellt hat; unſer Urteil trifft nur die Verems⸗ 
leitung. Die Anſicht einer ſehr großen Zahl der 
in Berlin Anwefenden war, ebenſo wie der Ein⸗ 
druck. den die Parlamentarier der benachteiligten 
Parteien gewonnen haben, daß der Verein 
unter der neuen Leitung in einem ultraradikalen 
Fahrwaſſer ſegele. Dieſe Auffaſſung gewann auch 
„gewicht dadurch, datz offenes Geheimnis war, 


— 


daß verſchiedene Herren, die ſich Herr Pfalzgraf 
elbſt als ſeine Helfer in den neuen en 
rief, perſönlich ſich politiſch zur ſozialdemokratiſchen 
Partei bekennen ſollten. Gekennzeichnet aber 
wurde die Sachlage beſonders durch die 
anz einſeitige Bevorzugung der Abgeordneten 
Höfler und Gebhardt, ein Vorgang, der die. 
Parlamentarier namentlich anderer Parteien 
ſehr ſtark verſchnupft hat. — Man leſe dar⸗ 
über in dem ſtenographiſchen Berichte des Forſt⸗ 
haushaltes vom 11. und 14. Dezember 1920 
nach, der in laufender Nummer Abdruck ge⸗ 
funden hat. Jeder parlamentariſch geſchulte 
Vereinsleiter, der unparteiiſch bleiben wollte, hätte 
gerade dieſen Fehler vermieden. Ließ es ſich 
tatſächlich nicht umgehen, daß die demokratiſchen 
Abgeordneten ſchon am erſten Tage erſchienen 
und der ſozialdemokratiſche Abgeordnete am 


zweiten Tage nachmittags redete, ſo 11 eine 
auch nur einigermaßen taktiſch auf der Höhe 
ſtehende Vereinsleitung die Abgeordneten 


anderer Parteien davon unterrichtet. Wir glauben 
gern, daß Herr Pfalzgraf ſich der Tragweite ſeiner 
Unterlaſſungsſunden nicht bewußt geweſen iſt. 
Er muß nun aber auch dafür den Vorwurf hin— 
nehmen, daß, wenn er ſelbſt ſich tatſächlich politiſch 
neutral fühlte, er die politiſchen Intereſſen des 
Staatsförſterſtandes aus Mangel an Erfahrung 
nicht genügend gewahrt hat, denn offenſichtlich 
iſt er politiſchen Parteimanövern, die er nicht 
durchſchaut hat, zum Opfer gefallen. 

Zu dem Thema der politiſchen Emſtellung eines 
Beamtenſtandes muß hier noch ein ganz beſonders 
ernſtes Wort geredet werden, das wir die An⸗ 
gehörigen des Staatsförſterſtandes bitten ſo treu 
und beſorgt ohne Groll aufzufaſſen, wie es 
gemeint iſt. Wir ſind nicht der Auffaſſung, daß 
ſelbſt heute beſonders breite Schichten des 
preußiſchen Staatsförſterſtandes tatſachlich politiſch 
ultraradikal geſonnen find Vielmehr glauben 
wir, daß die weir überwiegende Mehrheit ſich 
auch zurzeit zu emer gemäßigteren polıtijchen 
Richtung bekennt. Man hat es aber der vielen 
unerfüllten und durchaus berechtigten Wünſche 
wegen zurzeit im Förſterſtande wohl für praktiſch 
ehalten, ſich in der Vereinstaktik einmal 
politiſch nach links zu begeben, in der Hoffnung, 
dadurch in heutigen Zeitlauften größere und 
ſchnellere Erſolge zu erzielen. Das iſt ein iche 
gefahrlicher Schritt, der vielleicht augenblickliche 
Erfolge bringen kann, ſich aber doch im Stande 
ſelbſt fruher oder ſpäter einmal bitter rächen 
muß. Herr Hegemeiſter Neumann, Bärenberg, 
hat in ſeinen Ausfuhrungen in Nr. 3 Seite 53 
„In eigener Sache“ — ſchon auf das Be⸗ 
drohliche einer derartigen Taktik hingewieſen. 
Wir warnen ernſtlich vor neuen einſeitigen Schritten 
und beſonders davor. daß man weiter dahin arbeitet, 
daß der Staatsförſterſtand zum Spielball 
politiſcher Richtungen und eigenſuchtiger Zwecke 
mißbraucht wird. Das kann zu nichts Gutem 
fuhren und den Schaden muß ſchließlich der 
Stand haben. Es geht eben nicht an, daß man 
jahrelang „Es lebe der König und ſeine Jaͤger“ 
gerufen hat und daß nun plotzlich ſo kurze Zeit 
danach links ſtehenden politiſchen Agitatoren derart 
zugejubelt wird, wie das in Berlin geſchehen 
it. Der „Verein Preußiſcher Staatsförſter“ und 
jeıne Leitung muſſen ſich für verpflichtet halten, 
gerade mit Ruückſicht auf die frühere rein 
vaterländiſche Tradition des Förſterſtandes in 
dem Verkehr mit politiſchen Parteien ganz be⸗ 
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ſonders borfichtig zu verfahren. Und das um e 
fo mehr, weil wir jetzt eine Parlaments⸗ vom Uebel. Ebenſo falſch aber iſt es, wenn die 
regierung beſitzen, in der ſich die Fachpreſſe, die den Förſterſtand zu vertreten hat, 
Regierungsparteien immer von heute zu ſſich nicht in einem gewiſſen Einvernehmen befindet. 
morgen ändern können. Naturgemäß wird jede Zeitung ihre beſtimmte 
Wenden wir uns nun zu der Haltung der Auffaſſung haben, und es wird nie anders fein, 
neuen Vereinsleitung der vorgeſetzten Behörde als daß jedes Blatt für feine Geiſtesrichtung eine 
gegenüber Der Zentralforſtbehörde wurde in treue Anhängerſchaft beſitzt. So war es auch 
Berlin ſchärfſter Kampf angeſagt und ausgeſprochen, fruher, aber trotzdem iſt das Verhältnis zwiſchen 
daß fie das Vertrauen des Preußiſchen Staats- der alten „Wochenſchrift fur deutſche Förſter“ 
förſterſtandes nicht mehr beſitze. Selbſtverſtändlich und der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ ein gegenſeitig 
verließ der Regierungsvertreter daraufhin die Vers achtungsvolles und darum dem Stande zuträglich 
ſammlung. Tas bedeutete einen Bruch. Demparlas | gemefen. Der „Deutſche Förſter“ hat ſeit feınem 
mentariſchen Staatsſetretar des Landwirtſchafts⸗Erſcheinen mit dieſem bewährten Grundſatz ges 
miniſtertums, der allerdings nicht in Deler Eigen⸗ brochen und die durch die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
ſchaft, ſondern als Abgeordneter ſeine Fraktion vertretene Geiſtesrichtung im Förſterſtande ſowie 
vertretend, erſchienen war, wurde die bruske dieſe ſelbſt auf das gehäſſigſte, ruͤclſichtsloſeſte 
Antwort, als er mahnte, an der alten Beamten⸗ und vor allen Dingen unter Hintanſetzung jedes 
diſziplin feſt zuhalten, man wolle mit dem literariſchen Anſtandes bekämpft. Ein Schriftleiter 
Miniſter nur noch gleichberechtigt unterhandeln. dieſes Blattes iſt dieſem verderblichen Syſtem De, 
Damit war die alte neunzehnjährige Übers reits zum Opfer gefallen, man hat aber leider auf 
lieferung, die Standeswünſche im Einvernehmen jener Seite dadurch nichts zugelernt. Man will 
und durch Ruckſprache mit der vorgeſetzten dort doch nicht etwa glauben, daß der Kampf, 
Behörde zu regeln, abgetan. — Was het ich | der jetzt gegen die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ge 
nun inzwiſchen ereignet? Der neue Vereins⸗ führt wird, zunutzen des deutſchen Förſter⸗ 
vorſtand hat ſich, ſoweit wir unterrichtet find, | ſtandes ausſchlagen kann. Jedem Unparteiiſchen 
durch den ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Geb: iſt die Taktik klar; was jener Seite nicht paßt, 
hardt den Weg zu dem Herrn Landwirtſchafts⸗ ift unwahr, nur das, was fie und ihre Anhänger 
miniſter ebnen laſſen; auch ein eigenartiges Zeichen durch die eigene beſchränkte Parteibrille ſehen 
für eine parteipolitiſche Neutralität. Der Herr wollen, iſt das allein Seligmachende. Von 
Miniſter hat nach Verhandlungen über allgemeine vielen Seiten wird uns gegenüber der Wunſch 
Geſichtspunkte den Vorſtand mit ſeinen Sonder⸗ geäußert, dieſem der Geſamtheit des deutſchen 
wünſchen dann wieder an die Zentralforſtbehoͤrde Förſterſtandes ſchädlichen Kampf ein Ende zu 
gewieſen. Man iſt trotz der Abſage nach dorthin machen. Wir erklären, daß wir auch nicht einen 
gegangen und der neue Vorſtand verhandelt nun Augenblick länger, als es zu unſerer Verteidigung 
in der Zentralforſtbehörde, die nach Erklarung nötig iſt, in unſerer Abwehrſtellung verharren 
des Vorſitzenden ſein Vertrauen nicht mehr werden, aber Beleidigungen und unrichtige Unter⸗ 
beſitzt, nach wie vor. Es iſt alſo in der Form ſtellungen, wie fie dauernd gegen uns erfolgen, 
der Arbeiten fur den Stand gegen früher ein dürfen wir ſchon im Intereſſe des Ganzen nicht 
Unterſchied nicht zu erblicken, und uns will ſcheinen, unerwidert laſſen. 
daß die neuen, etwas ins Komiſche hinüber⸗ Aus den letzten Nummern des „Deutſchen 
neigenden Schritte der Vereinsleitung in dieſer Förſters“ geht übrigens hervor, daß man in 
Angelegenheit klüger denkenden und wohlwollenden Preſſefragen doch auch auf jener Seite und vor 
Männern, die ſchon immer für die Wunſche des allen Dingen in der neuen Leitung der Staats⸗ 
Preußiſchen Staatsförſterſtandes zu haben waren, förſtergewerkſchaft notgedrungen den bisherigen 
ſoweit ſie im allgemeinen Staatswohl erfüllbar Standpunkt verlaſſen muß. Uns wurde es ſtets 
find, ein mildes, aber doch wohl etwas mitleidige3 | zum Vorwurf gemacht, daß wir Artikel in Standes⸗ 
Lacheln abgendtigt haben werden. Wozu die fragen, die gegenſeitig verbitternd wirken mußten 
großen Worte, die doch nur der breiten Maſſe und an ſich dem Stande ſchädlich waren, im Auftrag 
imponieren ſollten, denn erſt geſprochen worden der früheren Vereinsleitung entweder zurückgewieſen 
ſind, bleibt Logiſchdenkenden ſchwer verſtandlich; oder vor Abdruck entſprechend geändert haben. 
und ob die Herren, die ſo laut und Der Ruf „Fort mit der Zenſur“ hallte früher 
bereitwillig waren, der Zentralbehörde ihr Miß⸗ aus jeder Nummer des „Deutſchen Förſters“. 
trauen auszuſprechen, nachdem ſie nun doch wieder Immer wieder iſt ſeitens der alten Vereins⸗ 
wit dem Herrn Oberlondforſtmeiſter und ſeinen leitung, wie auch unſerſeits gebeten worden, 
Helfern verhandeln müſſen, ſich jetzt in einer an⸗ die uferloſen Gruppenberichte, namentlich der 
genehmeren und beſſeren Lage befinden, als wie Ortsgruppen, in knappſte Form zu kleiden und 
die des Herrn Velte und der mit ihm Arbeitenden alles Entbehrliche, der Offentlichkeit Schädliche 
war, möchten wir billig bezweifeln. und ſchon anderſeits Geſagte herauszulaſſen. 
Auch was über die Verhandlungen ſelbſt an Der Richtigkeit dieſes Standpunktes kann ſich 
uns durchgeſickert iſt, wird nicht mit Befriedigung jetzt auch die neue Vereinsleitung nicht entziehen; 
erfüllen. Es beſteht die ernite Sorge, daß um |um das feftzuftellen haben wir in Nr. 51 dara 
augenblicklichen Vorteils willen, um Dinge, die hingewieſen, daß der Stenographiſche Bericht der 
vielleicht den Wünſchen der jetzigen Vereins⸗ Delegiertenverſammlung der Zenſur weit ſchärfer 
ſtrömung entgegenkommen, hochwichtige Inter⸗ unterworfen geweſen wäre, als das früher der 
eſſen der Geſamtheit des Staatsförſterſtandes Fall war. Das gibt Herr Pfalzgraf in ſeiner 
auf lange Zeit hinaus geſchädigt werden. Näheres Erwiderung m Nr. 2 des „Deutſchen Förſters“ 
an dieſer Stelle darüber zu äußern, führt zu weit. offen zu und verſchanzt ſich hinter einen Auftrag 
Es muß nun noch kurz auf die Frage der der Delegiertenverſammlung, daß alles, was 
Fachpreſſe überhaupt eingegangen werden. Wir geeignet ſem könnte, die endlich erreichte Einigkeit 
würden es für einen großen Mißſtand halten, zu ſtören, im Stenogramm zu ſtreichen ſei. Das 
wenn die Preſſevertretung des deutſchen Förſter⸗ heißt alſo, er, und damit die neue Vereinsrichtung. 


Ee 


ſtandes in einer Hand läge; jede Einſeitigkeit iſt 
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geben die Nötigkeit und die Nützlichkeit der Zenſur 
glatt zu. Im übrigen ſind wir mit Herrn 
Pfalzgraf durchaus einer Meinung, daß auf der 
Delegiertenverſammlung ſich ſehr viel ereignet 
hat, was die Einigkeit im preußiſchen Staats⸗ 


meiſter Neumann⸗Bärenberg dem Stande durch 
die Zurückziehung ſeines Aufrufes keinen Dienſt 
erwieſen hat, wohl aber einem ſehr großen Herrn 
Pfalzgraf. Um ſo eigenartiger muß es an⸗ 
muten, daß der Herr für dieſen Dienſt in 


förſterſtande unbedingt ſtören mußte und auch 
geſtört hat. Er iſt der Anſicht, daß dies der 
Kollegenkreis im Lande nicht wiſſen dürfe; wir 
hingegen ſtehen auf dem Standpunkt, daß gerade die 
Standesangehörigen, die nicht in Berlin anweſend 
waren, ein dringendes Intereſſe daran haben, 
Aber alles genau unterrichtet zu ſein. Beſonders 
bemerkenswert iſt, daß der Herr Gewerkſchafts⸗ 
vorſitzende nun ſogar empfiehlt, die Gruppen⸗ 
Herichte im Telegrammſtil abzufaſſen. Alſo auch 
Dier kommt man recht ſchnell zu einer Überzeugung 
und Auffaſſung, die die alte Vereinsleitung ſchon 
teit langen Jahren als zweckmäßig erkannt hatte. 
Die Beurteilung ſolcher Wandlungen in den 
Anſichten über Zenſur und Umfang der Vereins⸗ 
berichte überlaſſen wir unſeren Leſern. 

Zu dem von Herrn Hegemeiſter Neumann⸗ 
Bärenberg und etwa 30 anderen Herren des 
Staatsförſterſtandes geplanten Aufruf, der dringend 
davor warnte, daß der Förſterſtand ſich einſeitig 
politiſch feſtlegen ſollte, Ter folgendes bemerkt: 
Wir hatten anfänglich wenig Neigung zur Ver⸗ 
öffentlichung eines Aufrufs des Abgeordneten 
Neumann, da wir von vornherein annahmen, 
daß ein ſolcher Schritt von der Gegenſeite, wenn 
mich grundlos, als rechtsparteipolitiſch bezeichnet 
werden würde. Nachdem uns aber der Text des 
Aufrufs zur Kenntnis kam, ſahen wir in ihm ein 
politiſch völlig unparteiiſches Dokument, auf deſſen 
Grundlage der Förſterſtand zum Frieden kommen 
konnte, zumal er durch dreißig Standesangehörige 
von vielfach großem Anſehen unterzeichnet worden 
war, und deshalb glaubten wir, uns des 
Abdruckes nicht entziehen zu ſollen. Natürlich 
konnte ein derartiger Schritt, um den doch wohl 
mindeſtens ein halbes Hundert preußiſcher Staats⸗ 
förſter wußte, nicht überall verſchwiegen bleiben. 
So erhielt Herr Pfalzgraf Mitteilung und eilte mit 
zwei Helfern in das Abgeordnetenhaus, um bei 
Herrn Neumann⸗Bärenberg die Nichtveröffent⸗ 
lichung des Aufrufes durchzuſetzen; es kam zu 
einer Einigung, die ſchriftlich niedergelegt wurde. 
Da in dieſen Abmachungen auch von der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ die Rede geweſen iſt, 
find ſie uns ebenfalls zugeſtellt worden. Die 
Einigung iſt erzielt worden auf der Grundlage, 
daß Herr Pfalzgraf Herrn Neumann überzeugen 
konnte, daß die parteipolitiſche Neutralität des 
Vereins unter ſeiner Leitung geſichert ſein würde; 
wir perſönlich ſind im übrigen nach unſeren 
neue ſten Erfahrungen von dieſer parteipolitiſchen 
Neutralität der jetzigen Vereinsleitung keineswegs 
überzeugt. Über dieſen Vorgang hatten wir in 
Nr. 51 in unſerm Artikel „Wahrheiten“ geſchrieben: 
„Der Herr Vereinsvorſitzende hat, wie uns mitgeteilt 
worden iſt, ſich dazu bereit finden laſſen müſſen, 
die politiſche Unparteilichkeit des Vereins preußiſcher 
Staats förſter im Abgeordnetenhauſe bindend 
ſchriftlich zu erklären.“ Das entſpricht nach den 
in unſerer Hand befindlichen Unterlagen Wort 
für Wort der Wahrheit. Herr Pfalzgraf ſchreibt 
in Nr. 2 des „Deutſchen Förſters“ dazu, dieſe 
Behauptung fei von A bis D erlogen. Wir 
ſtellen demgegenüber feſt, daß jemand, der be⸗ 
weislos derartige Entgegnungen gibt, ſich nicht 
wundern darf, wenn er ſich von der Gegenſeite den 
Vorwurf der Verleumdung zuzieht. 

Wir haben längſt die Auffaſſung, daß Herr Hege⸗ 


einem Rundſchreiben, das er am 12. 11. an die 
Herren des Geſamtvorſtandes und die Herren 
Bezirksgruppen⸗Vorſitzenden richtete, nun Herrn 
Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg unterſtellt, daß 
er mit ſeinem Aufruf die Abſicht verfolgt schaff 
die Abſplitterung eines Teiles der Kollegenſchaft 
von dem derzeitigen Verein und Zuſammenſchluß 
eines Teiles zu einem deutfchnationalen Förſter⸗ 
verein durchzuſetzen. Es iſt ein recht eigenartiges 
Kampfmittel, ſich für einen Dienſt, den Herr 
Hegemeiſter Neumann ⸗Bärenberg den Herren 
Pfalzgraf und Genoſſen erwieſen hat, in dieſer 
Form erkenntlich zu zeigen; das Verfahren iſt 
um ſo befremdlicher, als, wie wir ausdrücklich noch 
einmal hervorheben wollen, der Aufruf des Herrn 
Hegemeiſters Neumann⸗Bärenberg einen partei⸗ 
politiſchen Einſchlag nicht beſeſſen hat; im übrigen 
verweiſen wir auf deſſen Erwiderung in Nr. 3 
auf Seite 53. Wir haben den Verlauf dieſer 
Dinge deshalb hier noch einmal feſtgelegt, um 
zu zeigen, mit welchen Waffen ſeitens der neuen 
preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft gekämpft wird. 

Damit aber iſt dieſe Angelegenheit noch nicht 
zu Ende. In den Verhandlungen mit Herrn 
Hegemeiſter Neumann iſt ſeitens des Herrn 
Pfalzgraf auch die Forderung geſtellt worden, daß 
nur dann gegen die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
ſeitens der Staatsförſtergewerkſchaft nichts unter⸗ 
nommen werden ſollte, wenn dieſe ſich ver⸗ 
pflichten wolle, alle Standesfragen, die 
den preußiſchen Staatsförſterſtand be⸗ 
rühren, prinzipiell aus ihrem Inhalt 
fernzuhalten und ſich lediglich foritwirt- 
ſchaftlichem und forſtwiſſenſchaftlichem 
Gebiete zuzuwenden. Unſere Leſer werden 
uns recht geben, wenn wir feſtſtellen, daß dies 
ein Verſuch zu dem größten Gewaltakt 
iſt, der an einer Zeitung von einem Anſehen, wie 
es die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ in Forſtbeamten⸗ 
kreiſen beſitzt, verübt werden kann. Unſer Blatt, 
das ſeit 36 Jahren unentwegt und entſchloſſen für 
das weitere Fortkommen des deutſchen 5 
ſtandes mit beſtem Erfolge kämpft und alles 
daranſetzt, die ideellen und materiellen Forde⸗ 
rungen und Wünſche des Standes zur Erfüllung 
zu bringen, ſoll allein nach Wunſch und Laune 
einer neuen, zum mindeſten vielfach umſtrittenen 
Geiſtesrichtung gezwungen werden, ſeiner Lebens⸗ 
aufgabe zu entſagen, zu gut deutſch: die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ſoll ſich ausſchließlich 
zum Vorteil des „Deutſchen Förſters“ 
und ſeiner Gefolgſchaft ſelbſt entmannen. Wir 
ſollten, da die Angelegenheiten der 
Staats⸗, Gemeinde⸗ und Privatforſt⸗ 
beamten ſowie die der höheren, mittleren 
und unteren Forſtbeamten dauernd un⸗ 
trennbar ineinanderlaufen, alſo über⸗ 
haupt, in den forſtlichen Standesfragen 
ſchweigen. Die Perſonalien, Stellenausſchrei⸗ 
bungen, Geſetze, Beſtimmungen, Parlaments⸗ 
und Verſammlungsberichte, die mit den Standes⸗ 
fragen untrennbar verquickt ſind, müßten ebenfalls 
aus unſerem Blatte verbannt bleiben und dieſes 
ſich lediglich auf Forſtwirtſchaft und Forſtwiſſen⸗ 
ſchaft beſchränken. Und weshalb? Nur weil 
es der neuen Leitung der Staats förſter⸗ 
gewerkſchaft bequem dünkt, kampflos die 
von ihr vertketene Geiſtesrichtung im 
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oreußiſchen Staatswalde durchzuſetzen. 
Wir haben ſelbſtverſtändlich dieſe Forderung, die 
m einem längeren Brief des Herrn Pfalzgraf an 
Herin Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg nieder⸗ 
gelegt iſt, unter Verweiſung auf die alte Tradition 
unſeres Blattes zurückgewieſen. Wir ftellen 
hiermit dieſen unerhörten Eingriff in die 
Lebensauffaſſung, Geiſtesarbeit und 
Eigentumsrechte Dritter ausdrücklich vor 
der Offentlichkeit feſt. Wir geben bekaunt, 
welchen Terror man auf jener Seite ausüben will, 
Allein um uns zum Schweigen zu bringen und damit 
den Teil des Förſterſtandes, deſſen Geiſtesrichtung 
wir vertreten, mundtot zu machen. Wir bitten 
unſern Leſerkreis. unter dieſem Geſichtswinkel 
unſere Haltung ſeit Mitte November 1920 und 
den gehäſſigen und beleidigenden Artikel des 
Herrn Förſters Pfalzgraf in Nr. 2 des „Deutſchen 
Förſters“ zu betrachten, gegen deſſen Inhalt wir 
uns in Abſchluß dieſer Auseinanderſetzung in 
nächſter Nummer, ſoweir jetzt noch Einzelheiten 
aufzuklären nötig ſind, zu wenden haben werden. 

Kein Billigdenkender wird nach Schil— 
derung dieſer Vorgänge noch Zweifel 
gegen können, daß allein die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung die angegriffene Partei 
eſt, ſich in Abwehr gegen Vergewaltigung 
befindet und ihr niemand verdenken kann, daß 
ie im Selbſterhaltungstrieb die Verteidigung 
gegen einen Gegner aufnimmt, der es zu alledem 
noch verſucht, ſich in beleidigte Unſchuld zu hüllen. 

(Fortſetzung folgt.) 
CH 


Rach dem Rezept des Staatsförſters v. Kurnatowski! 
Zur allgemeinen Kenntnis! 

Ich habe meinen Austritt aus dem Verein 
Preußiſcher Staatsförſter ſofort nach Bekannt⸗ 
werden der Abſtimmung in der Delegierten⸗ 
Verſammlung erklärt. Meine Selbſtachtung ge: 
bietet es mir, jo lange dem Verein fernzubleiben, 
folange der Geiſt eines von Kurnatowskt im 
Vorſtande mitregiert und der „Deutſche Förſter⸗ 
Vereinsorgan iſt. 

Forſthaus Schönberg b. Baldenburg (Weſtpr.), 

den 27. Januar 1921. 
Staatsförſter Koch. 
2 


Nachrichten des Vereins 
für Privatfor ſtbeamte 
i Deutſchlands. E. V. 
FGeſchäftsſtenne zu 
* Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: 


Seit der letzten Veröffentlichung find m den 
Verein aufgenommen: 


8 ht Adam, Revierförſter, Willinghauſen, Bezirk Caſſel. 


er gran, Hilfsförſter, Jägerhaus, Poſt Tillowitz, 

Schl. 1. 

7012. Zug, Friedrich, Förſter, Jeſerigerhütte, Poſt Wieſenburg. 

ark, Kreis Zauch-Belzig. IX. ` 

2013. Saadınann, Leo, Forſtgehilfe, Münfter i. Weſtf., Poſt 
Kinderhaus, Uppenberg 313. XT. f 

7014. Thamer, u Forſtaufſeher, Willingshauſen, Ares 
Ziegenham. XI . 

7015. e Anton, Gutsförſter, Gienow, Kreis Regen⸗ 
walde. 8 
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Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Matthias. Emil, Gutsförſter. Hartenholm, Poſt Struvenhütten, 
Kreis Segeberg, Holſtem. 

Letzner. Fritz, Hilfsförſter, Solarnia. Poſt Dziergowitz, Kreis 
Ratibor, O.⸗Schl 

Gombert, Otto, Revierförſter, Viermünden, Kreis Frankenbecg, 
Bezirk Caſſel. 

Mlethe. Georg. Forſtgehilfe, Viermünden, Kreis Frankenberg, 
Bezirk Caſſel. 

Greſe, Auguſt. Förſter, Oberorke, 
Frankenberg, Bezirk Caſſel 
Wolff, Georg, Forſtgehilfe, Ringenwalde. Poſt Batzlow, Kreta 
Oberbarnim. 

Dreymann. Joſef, Forſtgehilfe, Vorhelm. 
Buß, Hubert, Maforats-Hilfsjäger, Föhren, Trier, Land. 


Poſt Ederbringhaufen, Krets 


u 115 Prwatförſter. Gudenhagen. Poſt Brilon⸗Wald, 
eſtfalen 
Stiller, Wilhelm. Waldbeläufer, Peute, Zon Sibyllenort, 


Krets Oels 
7 


Wintertagung 1921. 


Die Tagung des weiteren Vorſtandes findet 
am Donnerstag, dem 10., und Freitag, dem 
11. Februar 1921, in Berlin in den Näumen der 
Landwirtſchaftsktammer für die Provinz Branden. 
burg, Kronprinzen⸗Ufer 5—6, Hot. 

Tagesordnung: 
Am Donnerstag, dem 10. Februar: 
9 Uhr vormittags: Ausſchuß für Kaſſen⸗ und 
Rechnungsweſen. 
10 Uhr vormittags: Ausſchuß für Unterrichts 
und Prüfungsweſen. 

2 Uhr nachmittags: Förſterausſchuß. 

4 Uhr nachmittags: Ausſchuß der Akademiker. 

4 Uhr nachmittags: Ausſchuß der Waldbeſitzer. 
Am Freitag, dem 11. Februar: 

9 Uhr vormittags: Sitzung des weiteren Vor⸗ 

ſtandes. 
Tagesordnung: 


1. Stand der Tarifverhandlungen und Ber: 
handlungen mit dem Deutſchen Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbund. Berichterſtatter: 
Oberf. Schwabe. 

2. Rechnungsabſchluß für 1920. Bericht⸗ 
erſtatter: Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. 


Schwappach. 
3. Begutachtung des Haushaltsplanes 
Berichterſtatter: Geh. Reg.⸗ 


für 1921. 
Rat Prof. Dr. Schwappach. 
4. Erſatzwahlen von Vorſtands mitgliedern. 
Berichterſtatter: Oberf. Schwabe. 
Bericht des Ausſchuſſes für Unterrichts⸗ 
und Prüfungsweſen: 
a) Förſterprüfungen. Berichterſtatter 
Forſtmeiſter Rieger, Oberf. Metzner. 
b) Große und kleme forſtliche Lehrgänge. 
Berichterſtatter: Oberforſter Krug, 
1 Rieger, Forſtmeiſter 
incke. 


D 


En 


c) Abänderung der Prüfungsordnung. 
Berichterſtatter: Oberf. Metzner. 

d) Genehmigung der Satzungen des 
Stipendienfonds. Berichterſtatter. 
Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr Schwappach. 

6 Forſtlehrlingsſchule. Berichterſtatter: 

Direktor Jacob. 


7. Amtsdauer der Mitglieder des örſter⸗ 
ausſchuſſes. Berichterſtatter: evter⸗ 
ſörſter Walter. 


8. Anträge. 
Jagdſchloß, den 20. Januar 1921. 
Der Vorſitzende: Schwabe, Oberförſter. 
* 
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Amtsdauer der Mitglieder des Förſterausſchuſſes. 

Es ſind Unſicherheiten vorhanden bezüglich 
der Auslegung des Beſchluſſes der Mitglieder⸗ 
verſammlung in Fulda. Dieſelbe ſetzte die Amts⸗ 
dauer der Mitglieder des Förſterausſchuſſes auf 
ſechs Jahre feſt, ohne näher darauf einzugehen, 
ob es der Bezirksgruppe vorbehalten ſei, bei 
gewichtigen Grunden ſchon vorher einen Wechſel 
eintreten zu laſſen. 

Der Vereinsvorſitzende beabſichtigt, die An⸗ 
gelegenheit auf der Wintertagung zur Sprache 
und Entſcheidung zu bringen. 

Jagdſchloß b. Weißwaſſer, Ende Januar 1921. 

Schwabe, Oberförſter. 


bé 


2 
Bezirksgruppe Brandenburg und Ausland. (IX), 
Am Sonnabend, dem 12. Februar, von nach⸗ 
mittags 2 Uhr ab, findet in Berlm im Weihen⸗ 
ſtephan, Friedrichſtraße, eine Beſprechung über 
Vereinsangelegenheiten ſtatt, zu der alle Mitglieder 
der Gruppe ſowie alle ſonſtigen in Berlin an⸗ 
weſenden Vereinsangehörigen eingeladen werden. 
Der Vorſitzende: Jacob. 


+ 


Vereinigung der Privatforſtbeamten der Graſſchaſt 
Glatz und Umgegend (Bezirksgruppe XV). 
Am Donnerstag, dem 17. Februar 1921, 

nachmittags 1½ Uhr, findet im „Stadtbahnhof⸗ 

Hotel“ in Glatz eine Bezirksgruppenverſammlung 

ſtatt, wozu die Herren Mitglieder ergebenſt em: 

geladen werden. Gaſte willkommen. 
Tagesordnung: 

1. Kaſſenbericht und Rechnungslegung. 

2. Bericht über Vereinsangelegenheiten und den 
Stand der Gehaltsvereinbarungen. 

3. Ergänzungswahl der Prüfungskommiſſion fur 
die Forſtgehilfenprüfung. 

+ Einnahme der Mitgliederbeiträge. 

>. Beſprechung forſt⸗ und jagdlicher Tagesfragen. 
Gleichzeitig bitte ich, für die Folge alle Mit⸗ 

gliederbeitrage nicht dirert nach Neudamm, ſondern 

immer an unſern Kaſſierer, Herrn Förſter Schiller 
in Hausdorf, unter Benutzung der zugeſandten 

Zahlkarte zur Gutſchrift auf das Konto Nr. 31111 

beim Poſtſcheckamt Breslau gefälligſt einzahlen 

zu wollen, und zwar bis ſpäteſtens 20. Februar d. Is. 
Hausdorf, Kr. Neurode, den 18. Januar 1921. 


Hoffmann, Vorſitzender. 


— 


ES 
Ortsgruppe Niederlauſitzer Grenzwald. 


Am 22. Januar d Is. wurde eine Ortsgruppe 
„Niederlauſitzer Grenzwald“ mit dem Sitz in Alt⸗ 
döbern, Niederlauſitz, gebildet. In den Vorſtand 
wurden einſtimmig vier Herren wie folgt gewählt: 
1. Vorſitzender: Revierförſter Redlich, Forſthaus 
Neudöbern; 2. Vorſitzender: Förſter Lehmann, 
Forſthaus Lugk; Schriftführer: Förſter Lebrecht, 
Forſthaus Martenfaſanerie; Kaſſenführer: Hilfs⸗ 
förſter Henning, Dom. Muckwar. Der Poſtort 
ſämtlicher vorbenannten Wohnſitze 5 Altdöbern 
N.⸗L. Ferner wurde beſchloſſen: Obige Wahl 
gilt auf die Zeit von drei Jahren. Geſchäftsjahr 
mt das Kalenderjahr. Die Ortsgruppe hält min⸗ 
deſtens alle Vierteljahre eine Verſammlung ab. 
Die jeweilige Tagesordnung wird vom Vorſtand 
feſtgeſetzt; ihre Bekanntgabe erfolgt rechtzeitig. 
Beabſichtigt ſind außer den Verſammlungen Lehr⸗ 
ausflüge und Vorträge. Der Ortsqruppenbeitrag 


beträgt bis auf weiteres 12 & jährlich, zahlbar 
in Halbjahrsraten im voraus. Anträge ſind 
ſpäteſtens fünf Tage vor jeder Gruppenſitzung 
ſchriſtlich beim Vorſitzenden vorzubringen. Die 
Verſammlung beſchließt jedesmal die Zeit und 
den Ort der nächſtfolgenden Tagung. Kommende 
Zuſammenkunft Sonnabend, den 26. Februar, 
nachmittags 5 Uhr, Altdöbern, „Hotel Hohen⸗ 
zollern“. — Kollegen, welche noch nicht Mitglied 
ſind, ſowie Gäſte willkommen. 

Redlich, Vorſitzender. Lebrecht, Schriftführer 

— 


Nachrichten ans verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffen (gungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Cinſender. 


Verein Deutſcher Forſtbeamten. 

Noch immer ſenden viele Mitglieder 12 M 
Jahresbeitrag. Wie ſchon in Nr. 3 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ bekanntgegeben iſt, iſt der Jahres⸗ 
beitrag vom Jahre 1921 ab bis auf weiteres auf 
10 A herabgeſetzt. Ich erſuche die Herren 
Kollegen, die 2 „ übergezahlt haben, über die 
Verwendung dieſes Betrages zu beſtimmen, ob: 

1. die 2 / für 1922 vorgetragen, 

2. auf Koſten der Einſender zurückgeſandt oder 

3. dem Verein als Zuwendung gutgeſchrieben 
werden ſollen. 

Gleichzeitig weiſe ich darauf hin, daß laut 
Satzungen der Jahresbeitrag im Laufe des 
Monats Januar zu begleichen iſt, woran es in 
dieſem Jahre ganz beſonders mangelt. 

Nachſtehende Mitglieder ſind noch im Zahlungs⸗ 
rückſtand Tur 1920, und erſuche ich die Beiträge 
recht bald einzuſenden oder mir ihren jetzigen 
Wohnort, ſoweit Verſetzungen vorliegen, bekannt⸗ 
zugeben. Es ſind dieſes die Mitglieder Nr. 41, 
95, 96, 127, 143, 214, 373, 393, 410, 418, 445, 
472, 502, 519, 529, 547, 587, 669, 670, 681, 716, 
734, 758, 764, 765, 770, 772, 774, 778, 779, 780, 
783, 792, 806, 816, 823, 824, 826, 828, 844, 845, 
846. Der Beitrag iſt für 1920 = 12 M. 

Neuruppin, den 31. Januar 1921. 

Wittkowsky, Vorſitzender. 
V 


Vereinigung mittlerer Forſtbeamten 
Anhalts. 
Ortsgruppe Deſſau, Cöthen, Bernburg. 
Sonnabend, den 12. Februar, nachmittags 
2 Uhr, Verſammlung im Ratskeller zu Deſſau. 
Tagesordnung: 
1. Vorſtandswahlen: 
a) für die Ortsgruppe, 
b) für die Intereſſengruppe der Anhaltiſchen 
Staatsförſter, 
c) fur die Intereſſengruppe der Herzogl. Förſter. 
2. Beſprechung uͤber den Stand unſerer Vereins⸗ 
angelegenheiten. 
3. Verſchiedenes. 
Schlangengrube, 27. Januar 1921. 
Der Vorſitzende: Bergknecht. 


Verein mittlerer Staatsforſtbeamter 
Sachſens. 
Betrifft Kaſſenabſchluß und Zuſendung eines 
Mitgliederverzeichniſſes. 
Der Vereinskaſſierer, Hilfsförſter Bergmann, 
Laußnitz, bittet alle diejenigen Vertrauensmänner, 
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die mit ihren Bezirkskaſſenabſchlüſſen noch rück⸗ der Bezugspreis für „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 


ſtändig ſind, dieſe Abſchlüſſe ſofort vorzunehmen vom 1. Oktober 1920 bis 31. 


und die noch außenſtehenden Beträge unter Poſt⸗ 
ſcheck Nr. 30866 für Horſt Bergmann, ſtaatlicher 
Hilfsförſter, Laußnitz, Poſtſcheckamt Dresden, 
baldigſt einzuzahlen. 

Der unterzeichnete Schriftführer erſucht alle 
Vertrauensmänner um ſofortige üÜberſendung 
eines Mttgliederverzeichniſſes ihres Bezirkes, 
getrennt nach a) ordentlichen, b) außerordentlichen 
Mitgliedern 

Im Auftrage: Baer, Schriftführer. 
7 


Bezirksgruppe Flöha. 

Sonnabend, den 12. Februar, vormittags 
11 Uhr, Bezirksverſammlung im „Handwerker⸗ 
Vereinshaus“ in Chemnitz, Ecke der Friedrich⸗ 
Auguſt- und Johannisſtraße. Da die Tages⸗ 
ordnung von ſehr großer Wichtigkeit iſt, ſo liegt 
es im Intereſſe eines jeden Kollegen, an dieſer 
Verſammlung teilzunehmen. Das Erſcheinen 
eines jeden Einzelnen iſt daher dringend er⸗ 
forderlich. 

Stollberg, den 28. Januar 1921. 

Weißflog, Vertrauensmann. 


C 
Schaumburg-Lippefcher Förſterverein. 
Verſammlungsbeſchlüſſe vom 19. Januar 1921: 


1. Beitritt zum „Deutſchen Förſterbund“. 
2. Vereinsorgan iſt ab 1. April 1921 der „Deutſche 


örſter“. | 
3 SH des Jahresbeitrages für 1921 von 
10 auf 20 A Die Beiträge Tur Zuftellung |} 


des Vereinsorgans ſind hierin nicht ein⸗ 
begriffen. 
Der Jahresbeitrag für 1921 = 20 „ und 


März 1921 
= 2X 8,50 = 17 &, im ganzen 37 Mk., müſſen 
bis 15. Februar 1921 an unſeren Schatzmeiſter, 
Hegemeiſter Krömer in Brandshof bei Stadt⸗ 
hagen, eingezahlt werden. 
Am 20 Februar 1921 nicht eingegangene 
Beträge werden durch Nachnahme erhoben. 
Forſthaus Langenbruch bei Stadthagen, 
Bez. Minden in Weſtfalen. 
J. A.: Förſter Rabe, Schriftführer. 
> 


Viehverſicherungs⸗Verein der Forſtbeamten 
auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 
Bekanntmachung. 

Am Sonnabend, dem 26. Februar, mittags 

1 Br findet im kleinen Sitzungsſaal des land⸗ 

wirtſchaftlichen Miniſteriums in Berlin, Leipziger 

Platz 7, die diesjährige ordentliche Mitglieder. 

verſammlung ſtatt. 

Tagesordnung: 

1. Bericht über die Geſchäftslage des Vereins. 

2. Genehmigung des Rechnungsabſchluſſes und 
der Bilanz für das Rechnungsjahr 1920. Ent⸗ 
laſtung des Vorſtandes. 

3. Verſchiedenes. 

Perleberg, den 26. Januar 1921. 
Der Vorſtand. Krauſe. 


Der Unterſtüzungsfonds des „Wald heil“ 
bedarf dringend der Starkung. Bitten zu ſammeln und das 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo., 
einzuſenden. Auch die kleinſte Gabe iſt herzlich willkommen. 


Inhalts- Verzeichnis dieſer Nummer: 
Der Haushalt der preußiſchen Forſtverwaltung bei der Beratung in der Landesverſammlung. 93. — Geſetze, Ver⸗ 


ordnungen und Erkenntniſſe. 99 


Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 100. Forſtwirtſchaftliches 101. 


Brief⸗ und Frage⸗ 


kaſten. 103. — Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 103. — Vereinszeitung: Nachrichten für den Verein renger 
Staatsförſter 105. — Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. E. V. 109. — Nachrichten aus verſchiedenen 


Vereinen und Körperſchaften. 110. 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann. Neudamm. 


Dringliche Mitteilungen und Vereinsnachrichten, die in nächſtfälliger Nummer zur Veröffent⸗ 
lichung gelangen ſollen, müſſen am Sonnabend der vorhergehenden Woche, alſo acht Tage vor dem 


Ausgabedatum jeder Nummer, 


. 


eingegangen ſein. 
Verwaltungsänderungen und Anzeigen können noch bis Montag früh Aufnahme finden. 


Perſonalnachrichten, Stellenausſchreibungen, 
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KUNST UND WISSENSCHAFT 


Geschichte und Literatur des Jagdwesens sollen dem gebildeten Jager 
nicht fremd sein. Gute Abhandlungen über diese Wissenszweige bietet 


RIESENTHALS JAGDLEXIKON 


Zweıte Auflage. 364 Abbildungen. Preis gebunden 30 Mark und 30 v. H. Teuerungszuschlag. 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung und die 


UERLAGS BUCHHANDLUNG J. NEUMANN IN NEUDAMM 
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Deutſche 


Kaufhaus für Deutſche Förſter 


E. G. m. b. H., 


Coitbus. 


Geſchäftsführer: E. Frauze. 


vo 20024 E E 


Die Herren Mitglieder unſerer Genoſſenſchaft werden 
hierdurch zu der am (285 


Sonntag, d. 13. Febr., vormittags 11 Uhr, 
zu Cottbus, im Hotel „Berliner Hof“, in un⸗ 
mittelbarer Nähe des Bahnhofes (Strußenbahn 


rote Linie bis zur Sandower Brücke), 
ſtattfindenden 


1. Jahres Haupt⸗Verſammlung 


ergebenſt eingeladen. 
Tagungs⸗ Ordnung: 
1. Bericht des Vorſtandes u. Aufſichtsrates über das ab⸗ 
gelaufene Geſchäftsjahr 1920. Genehmigung der Bilanz. 
Entlaſtung des Vorſtandes und Aufſichtsrates. 
Neuwahl des Vorſtandes. 
Ergänzungswahl für den Aufſichtsrat. 
Satzungsänderungen. 
Der Vorſtand: 
Woſch. E. Franze. 


Dem Forſtmeiſter non Blücher 

in Bückeburg ein Sohn. 
Berlodungen: 

Fräulein Annemarie Schultz 
mit dem Kaufmann und Lt. a. D. 
Werner Everth in Magdeburg. 

Sterbefälle: 

Kohlborn, Förſter in Charlotten⸗ 
burg. 

Zur, Albert, Wildmeiſter des‘ an 
zu Carolath⸗ Beuthen in Schloß 
Carolath. 

| Ro Si insky, Hegemeiſter in Elſeueck, 

Oberf. Oranienburg. 
Spies, Adolf, Forſtbefliſſener in 
Eberswalde. 


Penſions⸗ Gef uch. 


Suche 3.1. April f. m. 17 jährige 
Tochter, gefundes, kräftiges Mädel, 
evgl., mit noch einigen Mädchen zu⸗ 
ſammen, Aufnahme auf Gut, Pfarr⸗ 
haus od. Oberförſterei z. gründl. Erl. 
der Hauswirtſchaft u. Vervollkg. 
geſellſchl. SOTNIEN. Engſt. Familien⸗ | 
Mulde gute Berprieg. u. Gelegenheit 
A. Klavierſpielen Beding. Angebote 


m. Ang. v. Referenzen erb. au 
Kaufmann A. Grüttner. 


334) Biene i. ul: ee 

N EHE O 

© Ö 

8 Anni Riebe Z 5 

MO. O 

Nur a dieſer Stelle werden 8 Arno Borgmann 8 
Familien ⸗ Anzeigen koſteulos 

aufgenommen. 8 Verlobte. 8 

Geburten: O Berlin -SCharlottenburg 5 

u. Da 1 En au 3 CO" Rheinsbera, O 

Ribbach in Forsthaus Rydach O busch O 

bei Kudoba O.. ein Sobn. O Forsth. Heerenbasch O 

Dem Preußiſchen Oberförſter = Weihnachten 1920 0 

F. Claaſſen in Oberförſterei Q 

— Kreis — eine Tochter. SE F 


Da 4 Es Re GK 


5 2 


Nach kurzem Leiden entſchlief heute de 


Fürſtlich Carolath'ſche Wildmeiſter 
Albert Lux 


im Alter von faſt 72 Jahren. 

Faſt 42 Jahre ane er in hiesiger Verwaltung ſeinem 
ſchönen Beruf nachgehen; ein Symbol alter deutſcher Beamtentreue 
iſt mit ihm dahingegangen. Von feinem Brotherrn, ſeinen Vor⸗ 
geſetzten und Kollegen ſtets gleich geſchätzt, verſtand er es, mt 
ſeinem ſtets hilfsbereiten Weſen den alien und i jungen Kollegen ein 
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leuchtendes Beiſpiel der Eigenſchaften eines alten Beamten zu geben, 
ſeinen Mitmenſchen aber in ſeiner ausgleichenden Art ein guter 
Freund und Berater zu ſein. Alle die, welche mit der Verwaltung 
zu tun hatten und noch weit darüber hinaus, werden ihn vermiſſen. 

Einen Forſtmann und Jäger vom alten Schrot und Korn 
haben wir verloren; einen grünen Bruch legen wir auf ſein Grab! 


Carolath, den 25. Januar 1921. 


Im Namen d der St, Carolnth'ſchen Forſtbeamten: 
Breſſel, Oberförſter. 


CH Fi 7 2 
D 


Forſt⸗Zeitung 


für. ſchlägen alle Arten von 
iefernwal Inheffiinde Laubhölzern (Birken, 
5 Weißbuchen. N SE 
SÉIL e err 

U. zuhlen f. Nachweiſung Ahorn, Eichen, Eschen. 
hohe Brobiliunen. an. F erer, mo, Bm) 
meldungen m. näheren nen an  janghölzern, Papier-. 
Graͤben- und Brenn- 


Nr. 6 Bd. 36 (1921) 


Am 22. Jauuar ſtarb nach kurzem ſchweren Leiden der 


Site und Amtsvorſteher Breuer 


zu Forſthaus Kaltwaſſer, Kreis Rothenburg (Lauſitz) im 
Alter von 58 Jahren. 

Mit ihm iſt ein aufrechter, unermüdlicher Forſtbeamter 
von echtem Schrot und Korn dahingegangen. Pflichttreu bis 
zum äußerſten, voll glühender Hingabe an ſeinen Beruf bis zum 
“Tode, ein weidgerechter Jäger von weitverbreitetem Ruf. von 
deinen Vorgeſetzten geſchätzt, bei den Kollegen und der Bevölkerung 
allgemein beliebt. (299 

In treuem Gedenken legen wir einen grünen Bruch auf 
ſein ſtilles Grab. 


Im Namen der Forſtbeamten 


der Oberförſterei Weißkollm, Kreis Hoyerswerda: 
Manthey, Oberſörſter. 


DOEN 


Am 20. Januar d. Is. verſchied in Erndtebrück der 


Fürſtliche Forſtaufſeber 
Herr Auguſt Söder 


im Alter von 30 Jahren. 518 5 

Aus dem Felde, wo er in treuer Pflichterfüllung für fen D 
Vaterland gekämpft, iſt er, wenn auch kränkelnd, zurückgekehrt, 
um jetzt eineni zeimtückiſchen, ſchnell verlaufenden Leiden zu 
erliegen. Wir trauer den allzufrühen Heimgang des braven 
und tüchtigen Forſt⸗ und Jagdbeamten, der uns ein treues 
u und ein zuverläſſiger, guter Kamerad allezeit geweſen 
iſt. Ein getreues Andenken werden wir ihm ſtets bemalt eu. 


Driagruppe Wiltaenkein 
des Vereins für Privatfarſtbeamte Deutſchlands. 


Oberforſtrat Nöhm, Vorſitzender. 


und Koch 


ſowie auch aus Jahres⸗ 


Hir fd es aer 


„Westfalia“, 
Dag - Gesellschaft 
RU. Bed Dunn, 


S056 


hölzern gegen Barzahl. , 
zu kaufen. 39 & 
Gefl. Angebote an ? 
S. Dinn, Waldgeſchäft. 
Tapiau Ostpr. 
Gegr. 1875. Feruſpr. 86. 
Vermittler erhalten hohe 


1 „ Be Proviſiou. 
Für den Nachweis 
non Waldparzelien. & 
Waldgütern sowie Ge 
Hoizschlägen aller 
Art zahle ich eine Gë Kaufe jeden Posten (149 


Provision von 3% der 
Kaufſumme. Gefl. An⸗ 
gebote unt. Nr. 38 
bef. d. Geſch. d. Dtſch. 


Faulbaumholz, 
Sprockelholz, 


auch Schiessbeerholz genannt, bei 


Jäg.⸗ Ztg., Neudamm. S 
S Gi Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 
Paul Becker, en 


® 
GOS88898| Röxe-Stendal, Lüderitzer Straße 30 


Waldbestände 


mit oder ohne Grund und Boden, vorwiegend pb ſowie 


aufgearbeitetes Holz 


frei Waggon (auch loko Wald) aus allen Provinzen Deutſchlands 
laufend zu kaufen gesucht. 
Angebote unter Angabe des Sortiments. 


der Meuge und des 


Preiſes, der Lage des Objektes und der Abfuhrverhältniſſe 
erbeten an (999 
Verein für chemiſche Induſtrie, 
| Frankfurt a. Main. 


F 


Deutliche Forſt⸗Jeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Runöſchau und 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Die Deutſche Sort, Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. 


Beongspreis: Vierielfährlich 10,50 WIE bei allen Poſt⸗ 


anſtalten (eingetragen in die deuiſche Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 
Deutſchland und das alte Sſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 


dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. 


Einzelne Nummern, auch altere werden fur 


80 Pf. abgegeven. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Ausſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Ruckzahlung des Bezugspreiſes. 


SE 
Dei den ohne Lorbehalt eingefandien Beitragen imm die Schriftleitung dis Recht der (oben Auderuny in Außspruch. Ber 


trage, ur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen 
auch anderen Zeuſchritten übergeben werden, werden nicht bezahlt 


l ? Beitrage, die von ihren Verfaſſern 
Verqutung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 


Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt 


Nr. 7. 


Neudamm, den 13. Februar 1921. 


36. Band. 


Ermittelung angemeſſener Akkordſätze im Holzſchlag durch 
Probe-Aufarbeitungen. 


Von preuß. Forſtmeiſter Oberdieck⸗Wilhelmsbruch. 


Der Gegenſtand iſt trocken, hat aber ein 
hohes aktuelles Intereſſe für Forſtwirte jeder 
Art, beſonders für den Staat als größten 
Waldbeſitzer und als Vertreter der Allgemeim— 
heit der Steuerzahler. 


Wenn vor dem Schlichtungsausſchuß z. B. 
gefragt wird, wieviel Raummeter Brennkloben 
eine Rotte von zwei Mann an einem achtſtündigen 
Arbeitstage aufarbeiten könne, ſo vermag weder 
der Oberförſter noch der Förſter annähernd 
zuverläſſige Angaben zu machen, weil ja die 
verſchiedenen Sortimente ohne zeitliche Trennung 
aufgearbeitet werden. In derſelben Lage iſt 
man allgemein bei jeder Verhandlung über zu 
bewilligende Akkordlöhne. Das wird natürlich 
von der fordernden Seite in der Regel nach 
Kräften ausgenutzt. Die Arbeiter rechnen nicht 
mehr eins ins andere. Sie laſſen es im all⸗ 
gemeinen nicht mehr gelten, daß ſie in dieſem 
oder jenem Schlage über das Soll hinaus 
verdient haben, der Mindeſtverdienſt in anderen 
Schlägen alſo damit ausgeglichen iſt. Sie 
ſind gegen Ungleichheiten, die ſelbſt ein billig 
denkender Förſter nicht immer in der Lage iſt 
auszugleichen, ſehr empfindlich geworden. Sie 
beanſpruchen nach den geltenden Vorſchriften 
mit Recht, daß ſie in einem Brennholz-Schlage 
oder Brennholz⸗Belauf ebenſo auf den Soll— 
Verdienſt kommen wie in einem Nutzholz— 
Schlage oder -Belauf. Um mir für ſolche Ver: 
handlungen wenigſtens einige ſichere Grund— 
lagen zu verſchaffen, ließ ich im Herbſt 1920 
vor Beginn der Verhandlungen über die neuen 
Akkordſätze verſchiedenene Probeaufarbeitungen 
vornehmen, deren Anlage und Ergebnis ich 
im nachſtehenden anregend der Allgemeinheit 
zugänglich mache. Allgemein durchgeführt und 
auf einige Sortimente mehr ausgedehnt, ließe 
ſich auf ihnen ein den derzeitigen Anforderungen 
genügender Akkordlohn-Tarif für einen Re⸗ 
gierungsbezirk oder für ſeine verſchiedenen 
Revierklaſſen für das Wirtſchaftsjahr 1922 
und die folgenden Jahre aufbauen. 


I. Verſuch: Hohenſprindt, Jagen 92a, lichte 
Samenſchlagſtellung (erſter Verjüngungs⸗ 
hieb) im Ki.⸗Starkholz. 

a) Aufgabe: Es ſind 7 bis 8 Ki. durch⸗ 
ſchnittlicher Stärke (möglichſt geſchloſſen ſtehend) 
zu fällen, bis 25 em Zopf abzuäſten, dort 
durchzuſchneiden und in üblicher Weiſe als 
Langholz zu zerlegen. 

Es wurden gefällt ... Stämme, deren 
Bruſthöhendurchmeſſer betrugen .. . 
+... 


Sa. . . . cm oder durchſchnitt⸗ 
lich. . . em. 
An Langholz fielen an: 
. Durch⸗ 
Nr. Länge meſſer 
m cm fm 
in Sa. {m 
Zu dieſer Arbeit wurden gebraucht ... 
Stunden ... Minuten. Multipliziert mit der 
Zahl der beteiligten Arbeiter gibt das 
. . . Minuten. Mithin hat das Aufarbeiten 


eines Feſtmeters Langholz, auf den einzelnen 
Mann berechnet, gekoſtet ... Minuten. 
b) Aufgabe: Die 


Ergebnis rm Ki.⸗Brennſcheit (auch 
Zehntel). 

Zu dieſer Arbeit uſw. (wie vor bei Auf⸗ 
gabe a). 


Die Aufgabe für Knüppel fiel hier fort 
wegen Anfalls zu geringer Menge. 

c) Aufgabe: Das Reiſig III ift auf oder 
am Arbeitsplatz vorſchriftsmäßig aufzuſetzen. 


114 


Ergebnis 
wie ſonſt. 
II. Verſuch: Lapienen, Jagen 35, Kahlhieb 

im mittleren Fi.⸗Baumholz. 

a) Aufgabe: Langholz + 14 cm Zopf, 
zirka 15 Stämme (je ſchwächer das Holz, deſto 
größer natürlich die Stammzahl!); ſonſt wie vor. 

b) Aufgabe: Aufarbeiten des Langholzes 
zu 2 m langem Nutzſcheit in Rollen. Arbeits⸗ 
zeit von IIa + b zuſammenzurechnen. 


c) Aufgabe: Aufarbeiten des Nutzſcheits zu 
Im langem, geſpaltenem Brennſcheit. Arbeits⸗ 
zeit von IIa T b e zuſammenzurechnen. 
Dann iſt in der Arbeitszeit zwar zweimaliges 
Aufſetzen enthalten, dafür iſt aber das Holz 
ſpaltiger als gewöhnlich. Wer die Verwendung 
desſelben Holzes zu zwei (b) bzw. drei (c) 
verſchiedenen Zwecken für bedenklich hält, mag 
davon abſehen und die Mehrarbeit in Kauf 
nehmen. 

d) Aufgabe: Brennknüppel, 1 m lang, rund. 

e) Aufgabe: Reiſig III. 


Auf einen Mann 
berechnet koſtete 
das Aufarbeiten = 480 Minuten 30 Sollverdienſt 

der Einheit FE 


Durchſchnittliche 
Jagen 8 ) 
Block] Ab⸗ Holz- Hiebs⸗“ Stärke der 
f art Stämme in 
teilung Bruſthöhe 
RENE REN 5 | 
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Irm (auch halbe) uſw. III. Verſuch: Kippen, Jagen 29, Fi.⸗Stangen, 


die vor Beginn der anzurechnenden 
Arbeitszeit auszuſuchen und nach Klaſſen 
verſchieden und deutlich zu bezeichnen ſind. 
a) Aufgabe: 20 Fi.⸗Stangen I zu fällen 
und zuzurichten. 
b) Aufgabe: 20 Fi.⸗Stangen II wie vor. 
c) Aufgabe: 20 Fi.⸗Stangen III wie vor. 
d) Aufgabe: Sämtliche 60 Fi.⸗Sangen I 
bis III bei + 7 cm Zopf durchſchneiden und 
auf oder am Arbeitsplatz zu 2 m langen 
Nutzknüppeln (oder 1 m langem Zellholz) vor⸗ 
ſchriftsmäßig aufarbeiten. Die Arbeitszeit von 
IIIa bis d zuſammenzurechnen. 
IV. Verſuch: in haubaren, wüchſigen Birken. 
Auf Brennholz zu beſchränken. 
V. Verſuch: in geringwüchſigen, angehend hau— 
baren Birken. 
VI. Verſuch: Durchforſtung 
Stangenholz (Knüppel). 
VII. bis IX. Verſucht: in Erlen. 
Die Ergebniſſe der Verſuche wurden in 
folgende Zuſammenſtellung übertragen: 


im Birken⸗ 


Alſo kann der [Alſo find für die 
einzelne Arbeiter] Einheit an Hauer: 
in 8 Stunden | lohn zu geben: 


Einheiten auf⸗ 


, Spalte 7 
Minuten 0 1 m) 0 
6 | 7 | 8 


Summa Spalte 10 [Bemerkungen: Wurde die Arbeits⸗ 


Beim einzelnen Verſuch Spalte 8 x 

im ganzen angefallene 

Menge (fm bzw. rm) 
mit einer Dezimale 


Spalte 9 gibt 


[A 


dividiert durch 
Summa Spalte 9 
ergibt angemeſſenen 
Durchſchnittsſatz je Ein⸗ einflußt? Iſt Sabotage oder Ver⸗ 
heit (nur in der Summa⸗ unglüden des einzelnen Verſuchs aus 
Zeile zu berechnen) 


leiſtung durch beſondere Umſtände 
(große Kälte, hohe Schneelage, Waſſer⸗ 
ſtand uſw.) beſonders ungünſtig be⸗ 


andern Gründen anzunehmen? 


9 


Am genaueſten wird natürlich das Ergebnis, 
wenn die Berechnung bis einſchließlich Spalte 11 
durchgeführt wird. Aber das arithmetiſche 
Mittel, aus der Zahl der angeſtellten Verſuche 
in der Spalte 8 errechnet, gibt ſchon ein 
genügendes Ergebnis, wenn genug Verſuche 
vorliegen und die angefallenen Mengen nicht 
zu gering waren. 


Jedes Sortiment erhält für ſich eine Doppel⸗ 
ſeite. Die Vordrucke wären zu liefern. 


Bisher behalfen wir uns hier, indem der 
durchſchnittliche und der höchſtzuläſſige Schläger⸗ 
lohn der Friedens-Holztaxe mit einer ent⸗ 
ſprechenden Zahl multipliziert und als Mindeſt⸗ 


11 


| 12 


bzw. Höchſtſatz angeſetzt wurde, um den Soll: 
verdienſt von 8 Stunden & 3 M = 24 A 
+ 25% = 30 % zu erzielen. In anderen 
Revieren iſt das — wie ich ſehe — ähnlich 
gemacht worden. Hier ſchien eine Multiplikation 
der Friedensſätze mit 10 für das Wirtſchafts⸗ 
jahr 1921 angemeſſen. Für die zu gebenden 
Mindeſtſätze wurde dieſe Multiplikationszahl 
genau eingehalten. Für die zu gebenden 
Höchſtſätze langten wir aber ſchon bei der 
Multiplikationszahl 13 bis 14 an, veranlaßt 
durch die fortgeſetzten Klagen über unzureichenden 
Verdienſt. Nach dem auf dieſer Grundlage ge⸗ 
fertigten Akkord⸗Tarif war an Hauerlohn in 
7 Stufen zu geben: 


— . — ⁵'ͤé——— ͤ——̃ — —ṽ—— ——b⅛ . . —ũ— —— —v½—¼ — — ꝑUa— — 


Ur 1 fm Langholz weich und Nad. 
ür I rm Brennſcheit weich und Nad. 


mindeſtens höchſtens durchſchnittlich 


| 7 A Eë 10 A 
6 E 12 . 9 MM 
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Da den Arbeitern bekanntgeworden war, 
daß Probeaufarbeitungen zur Feſtſtellung der 
tatſächlich notwendigen Höhe der Akkordſätze 
gewiſſer Sortimente ſtattgefunden hatten, und 
da ſie ſich ſicher auch errechnet hatten, daß 
mindeſtens das Langholz (aber auch andere 
Nutzholz⸗Sortimente) wie bislang, ſo auch nach 
obigem Tarif weit über das Maß der tatſächlich 
für ſie aufzuwendenden Arbeitsleiſtung entlohnt 
wurden, ließen ſich mit ihnen diesmal ohne 
weſentliche Schwierigkeiten Vereinbarungen nach 
obigem Tarif treffen, obwohl ſie für das 
Brennholz an ſich zu wenig erhielten. Denn 


ſie ſchnitten trotzdem im ganzen noch ſehr zu 
ihrem Vorteil ab. 

Um den ganzen Tarif entſprechend dem 
Ergebnis der Probeaufarbeitungen auf eine 
neue Grundlage zu ſtellen, reichten die ange⸗ 
ſtellten Verſuche nicht aus. Es wäre doch nur 
Stückwerk dabei herausgekommen. So wurde 
die Neuregelung verſchoben. Der Zweck, gegen 
übermäßige Forderungen gerüſtet zu ſein, war 
aber jedenfalls erreicht. 

Nach den Probeaufarbeitungen, die im Tage⸗ 
lohn und bei allerdings beſonders günſtigem 
Herbſtwetter ausgeführt wurden, koſtete: 


, ; o durch⸗ 
Zahl der pr im ganzen) mindeſtens höchſtens ſchnittli 
ich 

Verſuche rund P o CG 
1 fm Nadel⸗Langholz | 5 28 fm 1,40 3,20 2,60 
1 rm Nadel⸗Brennſchneit. 4 15 rm 10,70 14,30 13,20 
L rm Erlen⸗Brennſcheit 3 16 rm 10,70 14,30 12,40 
L rm Birken-Brennfceit . 4 20 rm 9,40 (?) 18,80 15,50 
Irm Brennſcheit A. L. u. Nad 11 | 51 rm 10,30 15,80 13,70 

(arithmetiſches Mittel) 


Wie gejagt, wurden die Verſuche im Tage⸗ 
lohn ausgeführt. In den meiſten Fällen wußten 
oder ahnten wenigſtens die Arbeiter, um was 
es ſich handelte. Sie werden ſich alſo nicht 
angeſtrengt haben, wenn auch unter ſtändiger 
Aufſicht von Forſtbeamten gearbeitet wurde. 
Es wird auch zum Teil etwas ſabotiert worden 
ſein. Wer trotzdem glaubt, eine Minderleiſtung 
infolge ungünſtiger winterlicher Witterungs⸗ 
verhältniſſe in Rechnung ſtellen zu ſollen, mag 
das tun. Immer bleibt die Tatſache beſtehen, 
daß ein Aufbau des Tarifs auf der Friedens⸗ 
taxe dazu führt, daß beim Langholz die 
tatſächliche Arbeitsleiſtung um das Vielfache 
überzahlt, dagegen beim Brennſcheit durch⸗ 
ſchnittlich etwa die Hälfte zuwenig gezahlt wird. 

Die Folgerungen daraus kann jeder ſelbſt 
ziehen. 

Ob und inwieweit eine überzahlung bei 
den anderen Nutzholz⸗Sortimenten ſtattfindet, 
bliebe noch feſtzuſtellen. So bedeutend wie 
beim Laygholz wird fie jedenfalls lange nicht 
ſein, wie die hieſigen Verſuche für Fichten⸗ 
Stangen I. bis III. Klaſſe ſchon zu ergeben 
ſcheinen. 

Für Brennknüppel wird zweifellos unter⸗ 
zahlt. Ich habe die betreffenden Verſuche hier 
nicht berückſichtigt, weil ſie ſich nur auf Birken 
und Erlen erſtreckten und zu geringen Umfang 
hatten. 

Daß für Brennholzſortimente unter den 
heutigen Verhältniſſen ein der tatſächlichen 
Arbeitsleiſtung möglichſt genau entſprechender 
Lohn gegeben werden muß, iſt ſelbſtverſtändlich. 
In reinen Brennholzſchlägen entſpricht das 
ohne weiteres der Billigkeit. Von ſolchen 
Schlägen ausgehend, wird aber auf die Nutz⸗ 
holzſchläge verallgemeinert. 

Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt, daß für Nutz⸗ 
holz⸗Sortimente immerhin nicht unweſentlich 


höherer Lohn gegeben werden muß, als der 
tatſächlichen Arbeitsleiſtung entſprechen würde. 
Sonſt würde die Nutzholzausbeute leiden. 


Aber eine derartige Überzahlung, wie ſich 
ſolche für jedes auf der Friedenstaxe aufbauende 
Revier mindeſtens für das Langholz ergibt, 
iſt nicht gerechtfertigt, um ſo weniger, je mehr 
wir uns allmählich wieder der normalen Aus⸗ 
haltung nähern. Man denke da an aus⸗ 
geſprochene Nutzholz⸗Reviere! Meines Erachtens 
hilft da kein Zaudern. Man wird ſich doch 
genötigt ſehen, eine Hauerlohntaxe nach neuen 
Grundſätzen aufzubauen. Sonſt wird einerſeits 
viel Staatsgeld unnötig vertan. Anderſeits 
glaube ich auch nicht, daß die Arbeiter zur 
Ruhe kommen werden, bevor ihnen nicht klipp 
und klar nachgewieſen wird, daß ſie beim 
Brennholz überall der tatſächlichen Arbeits⸗ 
leiſtung entſprechend (und beim Nutzholz etwas 
mehr) verdienen. 


Iſt dieſe neue Schlägerlohn⸗ (und evtl. 
Rückerlohn⸗)» Taxe ert einmal geſchaffen, fo 
läßt ſie ſich Jahr für Jahr durch einen von 
der Regierung in Prozenten anzugebenden 
Betrag auf eine der augenblicklichen Lage ent⸗ 
ſprechende Höhe bringen. 

Im Tarifvertrage für 1921 iſt davon die 
Rede, daß für jeden Regierungsbezirk „ein ein⸗ 
heitlicher Hauerlohntarif aufgeſtellt werden 
kann.“ Abgeſehen von Regierungsbezirken, die 
ſehr gleichmäßige Revierverhältnif e haben, halte 
ich das nach dem Umſturz für unmöglich. Es 
wäre meiſt wohl eine Einteilung der Reviere 
in Klaſſen nötig, deren jede einen einheitlichen 
Tarif erhielte. Selbſt dann wäre meines Er⸗ 
achtens evtl. noch die Zulaſſung einer Spannung 
nach oben von z. B. 10% nötig, von der aber 
nur ausnahmsweiſe Gebrauch gemacht werden 
dürfte. Eine Spannung nach unten zuzulaſſen, 
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dürfte praktiſch wenig Wert haben, fie mag 

aber vorgeſehen werden. 

Sollte auf die Herleitung einer neuen Taxe 
von der Regierung abgeſehen werden, ſo kann 
ich den Revierverwaltern (beſonders jungen!) 
nur raten, für gewiſſe Sortimente Probe⸗ 
aufarbeitungen ſelbſtändig vornehmen zu laſſen. 
Sie geben einem Sicherheit und bringen die 
Arbeiter zur Ruhe. Allerdings iſt die Arbeit 
nicht unbeträchtlich. Deswegen wäre regierungs⸗ 
ſeitiges Vorgehen erwünſchter, damit ſich die 
Arbeit verteilt, alſo auch williger und zu⸗ 
verläſſiger getan wird. 

Die Verſuche hätten ſich zu 
mindeſtens auf 

1. Die Hiebsarten: 
a) Kahlhieb im Starkholz (Bauholz höherer 

Klaſſen), 

b) Lichtung im Mittelholz, 

c) Durchforſtung im geringen Baumholz (Bau⸗ 
holz IV. Kl.), 

d) Durchforſtung im 40—50 jährigen Nadel⸗ 
Stangenholz (Stangen und Knüppel). Im 
Weichlaubholz wäre im etwa 30—40 jährigen 
Holz zu hauen. 

So kämen alle Sortimente und Stärkeklaſſen 
zu ihrem Recht. Es läßt ſich dann der Höchſt— 
und Mindeſtlohn, der zu geben wäre, herleiten. 
Der Revierverwalter kann dann die Löhne für 
die verſchiedenen Hiebsarten in verſchieden alten 
Beſtänden interpolieren. Die nicht zu über- 
ſchreitende Grenze nach oben (abgeſehen von 
der etwa vorgeſehenen Spannung) und auch 
nach unten ſtände für ihn feſt. Er hatte damit 
den Rückhalt, der ihm jetzt ſo ſehr fehlt. Zu 
Abſtufungen, die im Hauplan vorgeſchlagen 
werden könnten, müßte er verpflichtet ſein. 

Je nach Alter der Beſtände hätten ſich die 
Verſuche auf folgende Sortimente zu erſtrecken: 
Langholz hart (in geeigneten Revieren), 
5 Nadel (weich belanglos), 
Stangen J. Klaſſe, 

i III. Klaſſe, 

Nutzſcheit hart (wie zu 1), 

Nadel 


erſtrecken 


Nutzknüppel hart (wie zu 1), 
Nadel 


£ 


. Brennfcheit hart (wie zu 1), 


10. S Birke, 
KE = Nadel und Erle, 
12. Brennknüppel hart und Birke, 


EE Nadel und, Erle 
. Brennreifig III, das aber nur zu einem 
kleinen Teil aus Dickungen oder angehenden 
Stangen geworben werden darf. Am beſten 
werden beaſtet in reichlicher Menge liegen 
gelaſſene Wipfel eines Schlages zu dem 
vorliegenden Zweck eigens aufgearbeitet, 
damit die Menge (mehrere Haufen) nicht 
zu gering ausfällt. 
Die anderen Sortimente, Stangen II und IV, 
Reiſig I, II und IV, laſſen ſich leicht interpolieren. 
Wenn die zu gebenden Akkordlöhne einerſeits 
für Brennſcheit hart, Birken⸗Brennſcheit, Nadel⸗ 
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und Erlen⸗Brennſcheit (Nr. 9 bis 11) und ander 
ſeits für Nadel⸗Nutzſcheit (6) und Nadel⸗ und Erlen⸗ 
Brennknüppel (13) ermittelt ſind, ließe ſich auch 
der für Nutzſcheit hart und Brennknüppel hart 
zu gebende Lohn ohne beſondere Verſuche durch 
Berechnung feſtſtellen, indem einfach eine Er- 
höhung um ſo viel Prozente eintritt, als der 
auf Grund exakter Verſuche ermittelte Lohn für 
Brennſcheit hart höher liegt als der für Nadel⸗ 
und Erlen⸗Brennſcheit. 

Angemeſſene Rückerlöhne für Schichtholz 
und für Strecken von 50, 100, 150 m laſſen 
ſich unſchwer während der gewöhnlichen Hau⸗ 
ungen ermitteln. Für Lanaholz wird das nicht 
nötig fein, da es wohl gewöhnlich von Unter: 
nehmern gerückt wird, dieſen kein beſtimmter 
Verdienſt in Ausſicht geſtellt wird und ſich ihr 
Lohn nach wie vor nach Angebot und Nach— 
frage richtet. 

In der neuen Arbeitsordnung iſt nicht mehr 
davon die Rede, daß bei Entfernungen von 
weniger als 50 Schritt kein Rückerlohn zu geben 
iſt. Eine gewiſſe Staffelung wird ſich alſo 
auch da als notwendig erweiſen. 

Was das Verfahren bei der Aufarbeitung uſw. 
anlangt, ſo iſt folgendes zu beachten: 

1. Der Beamte muß unbedingt zuverläſſig 
und ohne Unterbrechung zugegen ſein. Er hat 
genaue Notizen zu machen und dieſe auf⸗ 
zubewahren. 

2. Die Arbeiter müſſen normale Arbeits⸗ 
fähigkeit beſitzen und ſo zuverläſſig ſein, daß 
Sabotage nicht zu befürchten iſt. 

3. Es ſind möglichſt nur vier bis ſechs Mann 
zu verwenden, damit ſie ſich nicht im Wege 
ſind und leicht überſehen werden können. Es 
müſſen aber ſo viel ſein, daß der einzelne Verſuch 
an einem Tage beendet wird. Sonſt kann er 
infolge Diebſtahls mißglücken. 

4. Hier wurden die Verſuche im Tagelohn 
gemacht, weil dasſelbe Holz mitunter zwei bis drei 
verſchiedenen Verſuchen dienen ſollte (Lang⸗ 
holz, Nutzſcheit und Brennſcheit, Stangen und 
Nutzknüppel). 

5. Das Ausſuchen der Arbeitsſtellen und 
Bezeichnen der zu fallenden Stämme muß ſchon 
tags vorher erledigt ſein. 

6. Anbrüchiges bleibt zweckmäßig (wenigſtens 
zunächſt) als Langholz, Nutzſcheit uſw. liegen 
und wird als ſolches aufgenommen, um evtl. nachher 
beim Brennholzverſuch kleingemacht zu werden. 

7. Parallelverſuche in verſchiedenen Förſtereien 
ſind erforderlich. 

8. Genaue Nachprüfung (auch rechneriſche 
durch den Forſtſchreiber) iſt notwendig. 

9. Verſuche, deren Ergebnis zweifellos 
Sabotage, oder offenbaren Fehlſchlag erkennen 
läßt, ſind zu ſtreichen. Es empfiehlt ſich aber, 
daß der Oberförſter nur eine diesbezügliche 
Bemerkung macht. Die Regierung, die eine 
größere Zahl von Verſuchen zu Geſicht bekommt, 
vermag beſſer zu beurteilen, was ganz aus der 
Reihe fällt. 

Nachſchrift: Die Regierung Gumbinnen 
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hat den Oberförſtereien empfohlen, den Hilfs⸗ ihnen bearbeiten zu laſſen und die Arbeit den 
ſörſtern und Forſtgehilfen, welche die Förſter⸗ Akten über die praktiſche Prüfungsbeſchäftigung 
prüfung ablegen, Aufgaben der in obigem einzuverleiben. Dieſes Verfahren iſt aus ver⸗ 
Aufſatz angegebenen Art zu ſtellen, ſie von ſchiedenen Gründen ſehr zweckmäßig. 

C220 


Auflöſung und Neuorientierung des Vereins 
preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 


Von Baltz, Hannover. 


Wie aus den Nachrichten des Vereins preußiſcher] der derzeitige Vorſitzende, als auch ich, bei der 
Kommunalſorſtbeamten in Nr. 2 der „Deutfchen | Amtsniederlegung uns lediglich von fachlichen 
FJorſt⸗Zeitung“ hervorgeht, iſt auf Freitag, den Gründen haben leiten laſſen, die durch eine 
28. Januar, in Caſſel, im Reſtaurant Haderbräu, | Behauptung. des Gegenteils keine Abſchwächung 
eine Verſammlung der Mitglieder dieſes Vereins erfahren können. 
einberufen worden, um über die Auflöſung des Es iſt doppelt bedauerlich, daß im vorliegenden 
Vereins und die Verwendung des Vereins⸗Ver⸗ Falle eine Trennung der Verwaltungs- und 
mögens zu beſchließen. Eine Wohlfahrtsein⸗ Betriebsbeamten ſtattgefunden hat, weil es ein⸗ 
richtung für preußiſche Kommunalforſtbeamte, an leuchtend ſein muß, daß letzten Endes das 
welche ſatzungsgemäß bei Auflöſung des Vereins Zuſammenfinden der Oberförſter und 
das Vereinsvermögen fallen ſollte, iſt nicht vor⸗[Förſter im Staats-, Gemeinde- und Privat⸗ 
handen. Der Mitgliederverſammlung war es dienſt, zunächſt in Preußen, ſich doch in 
daher freigeſtellt, das Vermögen einer öffentlichen dieſer oder jener Form vollziehen muß, und je 
Stiftung oder Anſtalt zuzuweiſen oder unter die eher das auf beiden Seiten eingeſehen E 
Mitglieder des Vereins zu gleichen Teilen zu ver⸗ deſto beſſer iſt es für alle. 
teilen. Für den Fall der Auflöſung des Vereins Der Tag des Begräbniſſes des alten Vereins 
wurde das letztere beſchloſſen und der Vorſitzende, ſollte und mußte auch der Auferſtehungstag eines 
Stadtförſter Müller, Meſchede, zum Liquidator neuen Vereins der unteren und mittleren 
beſtellt. Die Auflöſung des Vereins wurde gegen Kommunalforſtbeamten ſein, und dieſe Geburt hat 
die Stimmen der Bezirksgruppen Brandenburg | fi denn unter ziemlich großen Wehen vollzogen. 
und Hannover beſchloſſen. Der erſte Redner bei der Gründungsverſamm⸗ 

Nach den Beſtimmungen des BGB. gilt daher lung, ein Vertreter des Kommunalbeamten⸗ 
der Verein bis zur Beendigung der Liquidation verbandes, hat darauf hingewieſen, daß die 
als fortbeſtehend, ſoweit es der Zweck der Liqui⸗ Kommunalforſtbeamten wie alle anderen Kom⸗ 
dation erfordert. Nach § 48 BGB. muß aber die munalbeamten die Vertretung ihrer wirtſchaft⸗ 
Liquidation durch den Vorſtand des Vereins lichen Intereſſen mm ſogenannten Komba ſehen 
erfolgen, wenn nicht „andere Perſonen“ dazu müſſen, wozu die hier zu bildende Fachgruppe, 
beſtellt werden, woraus folgt, daß unter den vor⸗ die lediglich die Gemeindeforſtbeamten umfaßt, 
liegenden Umſtänden der Vorſtand die Liqui⸗ jederzeit die Initiative 1 könne. Der Fach⸗ 
dation durchzuführen hat und die Haftung gruppe ſtehen auch keinerlei Hinderniſſe im Wege, 
als Geſamtſchuldner übernehmen muß. die anderweitigen ſpezifiſch forſtlichen Intereſſen 
(SS 42, 48, 50 bis 53 BGB.) Bekanntmachungen | an anderer Stelle wahrzunehmen, wobei allerdings 
haben in dem durch die Satzungen für Ver⸗ beachtet werden müde, daß eine anderweitige 
öffentlichungen beſtimmten Blatte, alſo der korporative Organiſation neben dem Komba, oder 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, zu erfolgen. ein Aufgehen im Förſterbunde nicht möglich 

Der Verein preußiſcher Kommunalforſtbeamten fei. Als Redner traten weiter auf der anweſende 
hat eine ziemlich lange Reihe von Jahren gebraucht, Vorſitzende des Preußiſchen Staatsförſter⸗Vereins, 
bis er ins Leben getreten iſt, denn der Gedanke Herr Förſter Pfalzgraf, und Herr Förſter Puſch, 
zu ſeiner Gründung iſt ſchon vor einem Dezennium der Vorſitzende des Deutſchen Privatforſtbeamten⸗ 
lebhafter geworden, und die Entſtehung iſt, was vereins. 
hervorgehoben werden ſoll, lediglich den Ver⸗ Meine eigenen Ausführungen konnten nur 
waltungsbeamten zu danken, die ſelbſt jeden⸗ meinem bisherigen Standpunkte entſprechen: Daß 
falls ein weit geringeres perſönliches Intereſſe die Kommunalforſtbeamten in erſter Linie Kommunal⸗ 
daran hatten als die Betriebsbeamten, denen beamte und in zweiter Forſtbeamte ſeien. Voll 
ſchließlich auch die bisher erreichten Erfolge aus⸗ und ganz habe ich mich den Ausführungen des 
ſchließlich zugute gekommen ſind. Kombavertreters angeſchloſſen und den anweſenden 

Im Intereſſe der geſchichtlichen Wahrheit ftelle | Amtsgenoſſen ans Herz gelegt, daß es nach Lage 
ich feſt, daß die immer wieder auftauchende Unter⸗ der Sache heute in erſter Linie darauf ankomme, 
ſtellung, die la des Vereins ſei ledig: |in den Sommumalbeamtenverband einzutreten, 
lich auf die Verwaltungsbeamten zurückzuführen, wobei allerdings im Auge behalten werden müſſe, 
die dem Verein den Ruͤcken gewendet hätten, nicht daß die forſtlichen Intereſſen die Fühlungnahme 
anerkannt werden kann, und daß aus dieſem mit anderen forſtlichen Verbänden zulaſſen und 
Grunde aus dem „Qui tacet“ kein consentit ge- fordern. 
folgert werden darf, denn nichts iſt verfehlter Was die Verhandlungen ſehr erſchwerte, war 
als das. , in erſter Linie die ſtark in die Erſcheinung 

Es liegt für mich nicht die geringſte Veran⸗ tretende große Unklarheit über Komba und 
laſſung vor, die hierüber beſtehenden Meinungs⸗ Förſterbund, ſowie die aus der Verbindung 
verſchtiedenheiten näher zu erörtern, denn wer beider reſultierenden Wirkungen; eine Schwierig⸗ 
meine Stellung zu den Betriebsbeamten aller leit, die dadurch nicht gemildert wurde, daß der 
Schattierungen kennt, wird keinen Augenblick SE 
daran zweifeln, daß ſowohl Oberförſter Gebbers, ein fix und fertiges Programm durch die Ver⸗ 
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EE ———— 
ſammlung ſanktioniert wiſſen wollte, das auf Fachgruppe ihre Spitze haben, erhalten bleiben 
Gründung eines neuen Vereins, der im und die Intereſſenvertretung wahrzunehmen 


Förſterbunde aufgehen follte, gerichte, war.] haben. 


Daß ſich hieraus Schwierigkeiten von bedenklicher 
Tragweite ergeben mußten, lag klar auf der 
Hand, denn wer ſich der rechtlichen Stellung 
der Kommunalförſter, ſowie auch des ſie be⸗ 
ſeelenden Geiſtes voll und ganz bewußt war, 
konnte keinen Augenblick daruber im Zweifel 
ſein, daß bei der Alternative der Tagesordnung 
„Förſterbund oder Kommunalbeamten⸗ 
Verband“ die Entſcheidung für letzteren fallen 
mußte, woran auch die Tatſache nichts ändern 
konnte, daß bei der Gründung des Förſterbundes, 
die bereits am 5. und 6 Januar in Berlin ſtatt⸗ 
gefunden hat, ein noch nicht exiſtierender Verein 
der Kommunalforſtbeamten dem „Deutſchen 
Förſterbunde“ angegliedert war. 

Wenn auch der Verhandlungsleiter ſich aufs 
äußerſte dafür einſetzte, daß der Anſchluß an den 
Komba vertagt werden ſollte — was gleich: 
bedeutend war mit dem Verſchwinden dieſes 
Antrages in der Verſenkung —, ließ ſich doch 
bald erkennen, daß dieſer Wunſch nicht erfüllt 
werden konnte. Die vorhandenen Gegenſätze 
traten immer ſtärker in die Erſcheinung, aber 
die Wagſchale neigte ſich immer mehr zugunſten 
des Komba, was zum Abfall des Rhei— 
niſchen Gemeindeförſtervereins, der für 
ſich allein ſchon dem Förſterbunde beigetreten war 
und — zur Niederlegung des Vorſitzes 
durch den Verſammlungsleiter führte. 

Die. durch das Fehlen einer Leitung zum 
Meinungsaustauſch benutzte einſtweilige Pauſe 
klärte die Anſichten allmählich, und bei der 
Wiederaufnahme der Sitzung hat die Ver⸗ 
ſammlung — nach dem Abſpringen der Rhein⸗ 
länder —, wenn ich nicht irre, ſogar einſtimmig 
folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

1. Es wird ein Verein der mittleren und 
unteren preußiſchen Kommunalforſtbeamten ge⸗ 
gründet. 

2. Durch die alten Bezirksgruppen werden die 
Mitglieder des neuen Vereins dem Kommunal⸗ 
beamtenverband zugeführt, innerhalb welcher die 
nur aus Kommunalforſtbeamten beſtehende 
Fachgruppe gebildet wird. 

3. Die Fachgruppe geht eine Arbeitsgemeinſchaft 
mit dem Förſterbunde ein. 

Proviſoriſche Leiter ſind: 

1. Stadtförſter Müller, Meſchede, 
2. Förſter Gebbers. Guttſtadt, 
3. Förſter Kaiſer, Liegnitz. 

4. Nach Bildung der Fachpruppe im Komba 
wird durch jene die definitiwe Ausgeſtaltung der 
Leitung vorgenommen. Als Vereinsorgan 
gilt die „Rundſchau für Kommunal- 
beamte“, während es den Mitgliedern 
überlaſſen iſt, ſich von den forſtlichen 
Zeitſchriften die als geeignet erſcheinende 
auszuwählen. 

So wie ſich die Dinge einmal geſtaltet haben. 
kann ich perſönlich, nachdem der alte Verein 
auseinandergefallen iſt, das Aufgehen im Komba 
und die in dieſem zu bildende Fachgruppe nur 
begrüßen, denn dieſe Fachgruppe kann auch im 
Kommunalbeamtenverbande ihren Gliedern weit 
über die wirtſchaftliche Intereſſenſphäre hinaus 
dienen. Wenn nach dem Beitritt zum Kommunal⸗ 
beamtenverbande auch der gebildete Verein re: 
ſorbiert wird, ſo hat das weiter nichts zu ſagen, 
weil die zu bildenden Bezirksgruppen die in der 


Wenn in Nr. 4 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
(Seite 75), ſeitens und namens der alten Vereins⸗ 
leitung ſchon am 10. Januar, vorbehaltlich 
der Entſcheidung des künftigen Vereins, 
der Beitritt der Kommunalforſtbeamten 
zum Förſterbunde bekanntgemacht wird, ſo iſt 
das ein Verfahren, das ich nicht als richtig an⸗ 
erkennen kann. Das nach Vollziehung der Um⸗ 
bildung auszuſprechen, möchte ich nicht unteclaſſen. 

In Wirklichkeit beſteht ja ein Förſterbund, 
aber von dem Geſichtspunkte der preußiſchen 
Förſter betrachtet, hätte er, wenn ſich die 
Kommunalforſtbeamten in Caſſel der in Berlin 
am 5. und 6 Januar vorgenommenen Gründung 
angeſchloſſen hätten, nichts gewinnen können, 
denn bei der Zerſplitterung, die in dieſem Falle 
bei den Kommunalförſtern eingetreten wäre, bei 
der Zerſplitterung, die bei den Privatforſtbeamten 
vorhanden iſt und bei den Staatsförſtern droht, 
konnte von einer wirkſamen Vertretung der 
preußiſchen Forſtbeamtenſchaft im Bunde nicht 
geſprochen werden, denn wenn fich — abgeſehen vom 
Staatsförſterverein —, Vereinsſplitter zuſammen⸗ 
ſchließen, können ſie unmöglich die Geſamtheit 
repräſentieren, die nur allein den Bund aus⸗ 
machen kann. 

Die Frühgeburt iſt, wie zu erwarten war, 
verunglückt, und je eher man darüber zur Tages⸗ 
ordnung übergeht, um ſo beſſer. 

Selbſtverſtändlich iſt aber die Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft zwiſchen Staats-, Gemeinde- und Prwat⸗ 
förſtern in manchen Fragen nicht allein ermünfcht, 
ſondern auch notwendig. Das Ideal der Zu— 
kunft iſt trotz alledem die Vereinigung aller 
preußiſchen Forſtbeamten, einſchließlich 
der eiae been ſoweit ſie den 
Charakter mittelbarer Staatsbeamten 
erhalten, was zu erwarten iſt, in einem 
Bunde, nachdem die einzelnen Kategorien 
In zuſammengefunden und in ſich gefeſtigt 

aben. 

Es gereicht mir zur ganz beſonderen Freude 
und Genugtuung, feſtzuſtellen, daß mit wenigen 
Ausnahmen unter den Anweſenden irgendeine 
Animoſität gegen die Oberförſter nicht in die 
Erſcheinung getreten iſt, denn man hat unter⸗ 
ſcheiden gelernt, daß Taktloſigkeiten einzelner 
nicht verallgemeinert werden duͤrfen, was auch 
im umgekehrten Falle gelten muß. 

Zur Aufrechterhaltung eines guten Ver⸗ 
hältniſſes kann es auch nur beitragen, daß für 
die Kommunalforſtbeamten der Streit um das 
Oberförſterſyſtem bei der Begrenzung der Kom⸗ 
petenzen durch die Staatsaufficht weniger Bes 
deutung hat. 

Wenn ich, mir auf der Gründungsverſammlung 
des neuen Vereins in Caſſel die größte Zurück⸗ 
haltung auferlegen mußte, um die Scheidung 
der Geiſter ſich unbeemflußt vollziehen zu laſſen, 
ſo bin ich um ſo mehr erfreut, daß der geſunde 
Sinn der Gemeindeſörſter den richtigen Weg 
gefunden hat, der heute nach Lage der Sache 
allein eingeſchlagen werden konnte 

Ich wiederhole deshalb, daß die Kommunal⸗ 
forſtbeamten, in erſter Linie Kommunalbeamte 
und erſt in zweiter Forſtbeamte ſind, die eine 
Ausnahmeſtellung im Beamtenkörper der 
Kommunalverwaltungen einnehmen und deshalb 
die Fühlung mit den Berufsgenoſſen im Staats⸗ 
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und Privatdienſte behalten müſſen. Die wirt⸗ 
chaftlichen Fragen des Standes ſind durch die 
ertretung der Kommunalbeamten zu regeln, 
der es auch obliegt, die Gleichberechtigung mit 
den Stautsforſtbeamten in der äußeren Er⸗ 
ſcheinung anzuſtreben, im Sinne der von der 
Fachgruppe feſtzulegenden Richtlinien. Was auf 


. 


dem forſtwirtſchaftlichen Gebiete in Zukunft er⸗ 
reicht werden muß, das erfordert die Zuſammen⸗ 
arbeit mit den Berufsgenoſſen. 

Zum Schluß ſei darauf hingewieſen, daß die 
Beſchlüſſe der Berliner Verſammlung gelegentlich 
der Gründung des Förſterbundes für die neue 
Vereinigung nichts Bindendes haben. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
197. Sitzung, Dienstag, den 14. Dezember 1920. 
Zweite Beratung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1920, und zwar 
A. Forſtverwaltung (Fortſetzung) — Druck⸗ 
ſachen Nr. 2830, 3157, 3158, 3256, 3492, 3571. 
Vizepräſident Dr. v. Kries: Es iſt noch einge⸗ 
gangen ein Antrag der Abgeordneten Gebhardt, Brückner, 
Wende (Bromberg), Siering und Genoſſen, Nr. 3571 
der Druckſachen, der mit zur Beſprechung ſteht. 
Wortlaut des Antrages: 
im Antrage des Hauptausſchuſſes, Druckſache Nr. 3492, 
Spalte 41, zu 5c viertletzte Zeile hinter, Staatsförſter“ 
einzufügen: 
ſowie der Organiſation der preußiſchen Oberförſter. 
Held, Abgeordneter (D. V.⸗P): — — Die Haupt⸗ 
aufgabe der Forſtverwaltung muß nun die Sorge für 
eine Vermehrung unſeres Forſtgeländes ſein, denn 
wir haben durch den unglück ichen Friedensvertrag 
ohnehin ſehr viel verloren, nämlich 470 ha mit 
1200 000 Feſtmeter Ertrag. Die Forſtverwaltung 
muß darum alles Land, das kulturell für die Land⸗ 
wirtſchaft nicht ausgenutzt werden kann, aufkaufen und 
forſtwirtſchaftliich bewirtſchaften und damit wieder 
einbringen, was wir haben abgeben müſſen. — — 
Wir haben die. Anderung des Forſtdiebſtahlsgeſetzes 
angenommen, was allerdings nicht zur Hebung der 
Wälder beitragen wird. Wenn wir einerſeits alles tun, 
um den Wald rentabler zu machen und die Kultur zu 


heben, ſo wird das gemilderte Forſtdiebſtahlsgeſetz das“ 


beeinträchtigen. — — 

Ein weiteres, um den Wald zu fördern, iſt, daß 
wir ein zufriedenes Beamtenperſonal haben. — — 
Das ſchlimmſte dabei iſt, daß die Anſtellungsver⸗ 
a bei den Förſtern fo außerordentlich trübe 
ind. — — 

Vor allen Dingen iſt dann nötig, daß die Beſoldungs⸗ 
verhältniſſe jo werden, wie es den Zeitverhältniſſen 
entſpricht. — — Bezüglich der Forſtgehilfen und der 
Forſtanwärter haben wir von einer Verfügung des 
Landwirtſchaftsminiſters vernommen, welche die Vor⸗ 
bereitungszeit, die Diätarzeit und die Gehälter dafür 
feſtgeſetzt hat. Ich glaube, ruhig ausſprechen zu dürfen, 
daß dieſe Gehälter nicht im Verhältnis zu den teuren 
Zeiten ſtehen, in denen wir heute leben, und ich möchte 
dringend bitten, daß die Forſtverwaltung verſucht, 
eine Beſſerung herbeizuführen. 

Das Weitere, was abſolut notwendig iſt, iſt eine 
Regelung der Dienſtaufwandsentſchädigung für Ober⸗ 
förſter und Förſter. Es iſt von allen Seiten anerkannt, 
daß wir nicht verlangen können, daß dieſe Leute ihre 
‚ Dienftaufmendungen noch mit ihrem Gehalt bezahlen. 
Bezüglich der Oberförſter, die Geſpanne halten müſſen, 
iſt das ja ohne weiteres klar, und ich bin überzeugt, 
daß es ganz unmöglich iſt, daß die Herren bei den hohen 
Geſpann⸗ und Futterpreiſen, die ſo koloſſal in die Höhe 
gegangen ſind, die Koſten übernehmen können. Alſo, 
die Oberförſter müſſen eine weit höhere Entſchädigung 
erhalten als bisher. Es iſt aber auch nötig, daß die 
Förſter eine ausreichende Dienſtaufwandsentſchädigung 
bekommen. Der Förſter, der weitab von der Stadt 
wohnt und im Dienſte viel an Schuhwerk und Kleidung 
verbraucht, iſt heute nicht in der Lage, mit 200 bis 
300 & Dienſtaufwand auszukommen. Es beſteht ja 
ein Kleidergeld in Höhe von 30 , was geradezu 
lächerlich iſt. Wir bitten alſo dringend, daß auch die 
Förſter in ausreichender Weiſe Dienſtauſwandsent⸗ 
ſchädigung erhalten, damit ſie nicht gezwungen ſind, 
von ihrem nicht übermäpig hohen Gehalt auch nech 
dafür zuzahlen zu müſſen. — — 


ſo 


Wir verlangen, daß die Förſter und Oberfoͤrſter 
viel Land haben, wie ſie brauchen, um ſich und ihre 
Familie zu ernähren. Sie wohnen weit von größeren 
Orten entfernt, können alſo dort nicht einkauſen und 
müſſen daher ſelbſt anbauen. Sie müſſen einen Ausgleich 
haben für die Schäden, für die Verteuerungen, die ſie 
zu tragen haben, und dieſer Ausgleich muß durch die 
Dienſtländereien herbeigeführt werden. — — 
Dann müſſen aber auch die Preiſe für das Dienſt⸗ 
land richtig angeſetzt werden. — — 2 
Dann hätte ich noch die Aufſtiegsmöglichkeiten der 
Förſter zu beſprechen. Wir hoffen ſie dadurch gefördert 
zu ſehen, daß die Zahl der Revierförſter erhöht wird. — 
Wir wollen aber nicht, daß die Revierförſter ſich 
gewiſſermaßen zu Oberförſtern entwickeln. Die Ober⸗ 
förſter müſſen wir erhalten; das geht nicht anders. 
Die wiſſenſchaftliche Forſchung und die Alademie⸗ 
ausbildung ſpielen eine zu große Rolle im Forſt⸗ 
betriebe, abgeſehen davon, daß der Förſter, auch 
wenn er noch ſo tüchtig iſt, nicht die wiſſenſchaftliche 
Ausbildung beſitzt, die erforderlich iſt, um unſern Wald 
auf die Höhe zu bringen. — — Wir können daher dem 
Antrage 5d des Ausſchuſſes, den Förſtern bei nad 
gewieſener Befähigung und praktiſcher Bewährung 
den Aufſtieg in Oberförſterſtellen zu bewilligen, nicht 
zuſtimmen. 
Dann kommt die Frage der Ausbildung, die auch 
ſehr viel Erregung in Förſterkreiſen hervorgerufen hat. 
Der Forſtmeiſter Erdmann in Neubruchhauſen, 
einer der tüchtigſten Forſtbeamten, die wir haben, 
hat ſich darüber in der „Silva“ geäußert. Dieſe Auße⸗ 
rungen haben in Förſterkreiſen Befremden und Un⸗ 
willen erregt. Ich habe in der letzten Delegierten⸗ 
verſammlung der Förſter geſprochen. Der Bericht 
aber, welcher darüber erſchienen iſt, gibt nicht das 
wieder, was ich geſagt habe. Er ſagt, der Abgeordnete 
Held erklärt: Auch ich habe das zweifelhafte Vergnügen, 
Herrn Forſtmeiſter Erdmann zu kennen. Das wäre 
eine direkte Lüge. Ich habe weder das zweifelhafte, 
noch das unzweifelhafte Vergnügen, Herrn Crdmann 
zu kennen; deshalb kann ich das auch nicht geſagt haben. 
Ich habe nur geſagt: Herr Erdmann, den ich als Fach⸗ 
mann habe rühmen hören, lebt in meinem Wahlkreis: 
ich habe aber noch nicht das Vergnügen gehabt, ihn 
kennen zu lernen. Politiſch war man ſich nicht recht 
klar über ihn. Ein Urteil über ihn, das ich mit den 
Worten: „Ich habe das zweifelhafte Vergnügen“ 
gefällt hätte, wäre alſo nicht berechtigt geweſen, da 
ich ihn ja nicht kenne. Was ich von ihm gehört habe, 
ganz abgeſehen von ſeiner politiſchen Auffaſſung, die 
er damals hatte, war nur, daß er ein tüchtiger Forſt⸗ 
mann wäre. 
Den Ausſchußantrag unter 5 a: 
den Forſtlehr ingsſchulen den Namen Forſtſchule und 
den Forſtlehrlingen die Bezeichnung Forſtſchüler 
beizulegen, 
nehmen wir an, auch die weiteren Abſätze unter bl, 
II und III. Wir wollen unter allen Umſtänden, daß 
die Forſtſchulen eine größere Wirkſamkeit haben als 
ſrüher. Wir haben leider Gottes die früheren Militär- 
verhältniſſe nicht mehr, in der die Förſter ihre militäriſche, 
aber auch ihre forſtliche Ausbildung erhielten und 
zu rechten Männern erzogen wurden. Da das nicht 
mehr der Fall iſt, muß die Ausbildung in anderer 
Form erfolgen und den Forſtſchulen ein größerer 
Wert beigelegt werden. Daß die Forſtlehr'inge ber 
verſchiedenen Oberſörſtern in verſchiedenartig n Re 
vieren ausgebildet werden und, wenn fie in ihre Stell n 
hineinkommen, zuverlaſſige Claraktere find, die ihr 
Amt richtig ausüben, iſt notwendig. 
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Daß die Forſtakademie Hannoveriſch⸗Münden erhalten 
bleibt, halten wir für ebenſo notwendig und freuen uns der 
Zuſage des Oberiandforftmeifters in dieſer Beziehung. 

Die Aufhebung der Hute und Weideberechtigung 
halten wir für richtig, weil die Forſten darunter leiden. 

Dann habe ich noch etwas ſehr Wichtiges. Das 
ſind die Forſteinrichtungsſtellen, die geſchaffen werden 
ſollen. Ich war bereit, mich auf dieſen Boden zu 
ſtellen, habe aber meine Anſicht geändert. Auch in 
meiner Fraktion hat man ſich nicht dafür begeiſtern 
können, dieſe Einrichtung als notwendig anzuerkennen, 
weil man ſich ſagte, der Oberförſter kennt ſein Revier 
am beſten, niemand kennt das Gebiet ſo gut wie er, 
er hat nicht nötig, eine Kommiſſion herbeizuholen, 
er weiß, wie ſein Bezirk beſtellt iſt, es ſoll ſo bleiben, 
daß er über Wald und Revier verfügt. 

Die Wildvermehrung halten auch wir für not⸗ 
wendig. Nach den Ausführungen des Herrn Ober⸗ 
landforſtmeiſters hat der Wildertrag ſehr nachgelaſſen. 
Ich wäre dafür, Wild auszuſetzen, vor allem Faſanen 
und Haſen. Es iſt für unſer Wirtſchaftsleben nötig, 
wir bekommen daraus Kapital für die Forſtverwaltung. 

Ich will dieſe Gelegenheit nicht unbenutzt vorüber⸗ 
gehen laſſen, ohne ein Wort des Herrn Oberland⸗ 
forſtmeiſters hervorzuheben, das er im Ausſchuß geſagt 
hat: Im vorigen Jahre haben wir den ſchmerz' chen 
Verluſt von 13 Forſtbeamten, in dieſem Jahre von 
5 Forſtbeamten zu beklagen; es find 6 Wilddiebe getötet 
und 3 verwundet worden; den in treuer Pfſichterfüllung 
gefallenen Forſtbeamten bewahrt die Forſtverwaltung 
ein treues Andenken. Meine Damen und Herren, 
auch wir haben alle Veranlaſſung, unſeren Forſt⸗ 
beamten, die ihr Leben in die Schanze geſchlagen haben, 
ein treues Andenken zu bewahren, weil ſie ihrer Pflicht 
zum Opfer gefallen find. — — 

Beutler, Abgeordneter (D. Dem.): — — 2 
würde nichts dagegen haben, daß der Holzeinſchlag 
noch geſteigert würde. Die Notwendigkeit ergibt ſich 
daraus, daß wir jetzt auf das Inlandsholz angewieſen 
ſind. — — Ich möchte daher zur Erwägung geben, ob 
es nicht möglich iſt, unſern Holzreichtum mehr auszu⸗ 
beuten. Der Regierungsvertreter hat im Ausſchuß 
geſagt, daß noch Reſerven an Altholz vorhanden ſind. 
Auf dieſe Reſerven könnte jetzt in größerem Maße 
zurückgegriffen werden. Wir wollen den Wald zwar 
nicht ſo ausbeuten, daß für die Zukunft nichts mehr 
vorhanden iſt. Aber wir wollen doch, weil die Gegen⸗ 
wart es erfordert, feſt hineingreifen in die Reſerven, 
die wir zur Verfügung haben. — — 

Die Forſtkulturen, die ohnehin ſchon während des 
Krieges zurückgeblieben ſind, müſſen jetzt ſtärker in 
Angriff genommen werden. — — 

Es iſt notwendig, daß jede Oberförſterei möglichſt 
einen feſten Stamm von Arbeitern hat. Ich weiß aus 
Erfahrung, daß die Förſter darüber geklagt haben, daß 
ihnen in den Zeiten, in denen eine Hochflut von Arbeit 
herrſcht, die nötigen Arbeiter nicht zur Verfügung 
ſtehen. Der Grund dafür liegt hauptſächlich darin, 
daß die Forſtarbeiter innerhalb ihrer Forſtreviere nicht 
ſeßhaft gemacht worden ſind. Ein noch größeres Gewicht 
muß darauf gelegt werden, daß Arbeiterwohnungen 
für die Forſtarbeiter in einem etwas ſchnelleren Tempo 
geſchaffen werden. — — 

Genau dasſelbe möchte ich von den Förſterwohnungen 
agen. — — Ich ſtehe überhaupt auf dem Standpunkt, 
oaß jeder einzelne Beamte, und zwar nicht nur der 
Förſter, ſondern überhaupt jeder Staatsbeamte, Staats⸗ 
arbeiter und Waldarbeiter eine Dienſtwohnung zur 
Verfügung haben muß. — — 

Was dann die Holzlieferung an die Förſter betrifft, 
auf die auch ſchon eingegangen worden iſt, fo finde 
ich es eigenartig, daß man ihnen im Grunde genommen 
doch das Deputatholz nimmt, und ich finde es eigen⸗ 
Cito, daß man in der Holzfrage den Forſtarbeitern, 
Förſtern und Oberförſtern nicht mehr entgegen⸗ 
kommt. — — 

Wenn die Förſter fordern, daß diejenigen, die ſich 
oem Förſterberuf widmen wollen, die Reife für Ober⸗ 
'etunda haben müſſen, dann ein Jahr bei einem tüchtigen 
Förſter in die Lehre gehen müſſen, weiter zwei Jahre 
die Forſtſchule durchmachen und dann vier Jahre 
oraktiſch tätig ſein müſſen und erſt nach Abſchluß der 
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Forſtſchule und nach Abſchluß der vier praktiſchen 
Jahre ihre Prüfungen machen ſollen, ſo kann man 
nicht ſagen, daß das eine übertriebene Forderung 
iſt. — — 

Dann fordern die Förſter eine beſſere Bezahlung 
für die Forſtanwärter. Wenn der Forſtanwärter 
erheblich niedriger bezahlt wird als der gewöhnliche 
Arbeiter, ſo iſt das ein ungeſunder Zuſtand. 

Der Staatsförſterverein lehnt das Revierförſter⸗ 
ſyſtem in der heutigen Form ab, alſo daß die Aufſtiegs⸗ 
möglichkeit für die Förſter der Revierſörſter iſt. — — 
Meines Crachtens muß die Sache ſo geregelt werden, 
daß nach der Forſtanwärterzeit jeder den Titel Förſter 
erhält, wenn er das Revier bekommen hat, die Amts⸗ 
bezeichnung Revierförſter, wenn dann jemand einer 
Zwiſcheninſtanz zwiſchen Förſter und Oberförſter 
zugehören will, ſo hat er ein Examen zu machen und 
würde dann, wie es von ſeiten der Förſter vorgeſchlagen 
worden iſt, den Titel „verwaltender Revierförſter“ be⸗ 
kommen; über den Namen ließe ſich ja ſtreiten. Dann 
würde ſich auch die Eingruppierung ergeben: Förſter in 
Gruppe 6, Revierförſter in Gruppe 7 und verwaltender 
Revierſörſter in Gruppe 8. Dann hätten Sie den 
Förſtern im gewiſſen Sinne eine Aufſtiegsmöglichkei: 
gegeben. — — 

Über das Dienſtland iſt hier ſchon mehrfach oe, 
ſprochen worden. — — 

Bezüglich des Dienſtzimmers ſtehe ich genau auf 
demſelben Standpunkt, den die Herren Vorredner 
vertreten haben. Wer die Verhältniſſe der Förſter 
kennt, der weiß, daß ſie ein Dienſtzimmer ebenſo 
notwendig haben wie die Oberſörſter, daß die Reihe 
der Arbeiten, die fie jetzt zu Haufe und oft bis ſpät in 
die Nacht hinein zu erledigen haben, im Laufe der 
Zeit ſo groß geworden iſt, daß ein Dienſtzimmer für 
fie jedenfalls notwendig ıft. ` 
Auch ohne eine ausreichende Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung können die Förſter abſolut nicht aus⸗ 
ommen. Mindeſtens muß ihnen doch Erſatz für das 
gewährt werden, was ſie an ihrem Dienſt aufwenden. 
Daß die Jagdordnung äußerſte Verſtimmung 
bei den Förſtern erregt, iſt begreiflich. — — 

Daß in der Dienſtanweiſung der Förſter ein erheb⸗ 
licher Fortſchritt gegen früher liegt, erkennen wir an. — 
Braun, Minifter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten: Meine Herren, in der Debatte haben 
die Wünſche auf Beſſerſtellung der Forſtbeamten 
und Forſtarbeiter den breiteſten Raum eingenommen. 
Ich möchte dazu nur das eine erklären, daß es von 
Beginn meiner Dienſtzeit mein err ſtͤſtes Beſtreben 
geweſen iſt, die ſozialen Verhältniſſe der Beamten 
der Forſtverwaltung und die der ſonſtigen Angeſtellten 
und Arbeiter nach Maßgabe der vorhandenen Mitter 
aufzubeſſern. 

Die Anderung in den Berhättniffen des Wirtſchafts⸗ 
landes ergab ſich aus der Neuregelung der Beſoldungs⸗ 
ordnung. Danach ſollen in Zukunſt Nebeneinnahmen 
der Beamten wegfallen. Wenn ihnen aus wirtſchaſt⸗ 
lichen Gründen Dienſtland zugewieſen werden muß, 
dann ſoll das entſprechend geregelt werden, fo daß 
aus dem Dienſtland ſich keine Erhöhung ihres Dienſt⸗ 
einkommens, das durch das Geſetz feſtgelegt iſt, ergibt. 
Daher mußte eine Neuregelung der Dienſtländercien 
vorgenommen werden. Es iſt im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſterium verſucht worden, eine Grenze 
für die Höchſtbemeſſung des Dienſtlandes zu finden. 
Sie iſt bei den Oberförſtern mit 20 ha, bei den Förſtern 
mit 12 ha gefunden worden. Für den überwiegenden 
Teil der Beamten reicht dieſe Höchſtgrenze aus. In 
ganz Mitteldeutſchland und Weſtdcutſchland gibt es 
kaum einen Förſter, der dieſe Höchſtgrenze erreicht. 
Nur im äußerſten Oſten find eine Anzahl Förſter. 
die eine größere Fläche als Dienſtland hatten, was 
ſich dort aus den Verhältniſſen hiſtor ſch entwickelt 
hat. Dieſe empfinden die Einſchränkung am aller 
unangenehmſten, weil fie ihren ganzen Wirtſchafts⸗ 
betrieb auf die bisherige Größe ihres Dienſtlandes 
eing ſtellt hatten. Die Herren ſind deswegen bei mir 
vorſtel'ig geworden. Es iſt übrigens, nebenbei be⸗ 
merkt, nicht richtig, daß die Förſter vor der Neuregelung 
nicht gehört worden ſind. Wie in allen derartigen 
Fällen ſind die Vertreter der Förſter gehört worden. 
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Der Vorſitzende des Förſtervereins iſt im Miniſterium 
geweſen und über die Sache eingehend gehört worden. 
Er iſt auch bei mir geweſen und ich habe mit ihm 
die Sache eingehend beſprochen. Erſt nach dieſen 
Beratungen iſt der Erlaß hinausgegangen. Die Förſter 
find nun erneut bei mir vorſtellig geworden unter 
dem Hinweis auf die Verhältniſſe im äußerſten Oſten. 
Ich habe danach Anlaß genommen, mit dem Herrn 
Finanzminſter in Verhandlung einzutreten, ob mir 
nicht, um ſolchen beſonderen Verhältniſſen Rechnung 
zu tragen, die Möglichkeit gegeben ſein ſoll, in Zukunft 
unter beſonderen Verhältniſſen ausnahmsweiſe auch 
über die in dem allgemeinen Erlaß feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
grenzen hinauszugehen. Ich hoffe, daß ich mit dem 
Herrn Finanzminiſter nach der Richtung zu einer 
Einigung gelangen werde und es möglich ſein wird, 
den durch beſondere Verhältniſſe begründeten An⸗ 
Sprüchen im Oſten des Staates gerecht zu werden. 
Daß die Sätze, die die Förſter für das Dienſtland 
zu zahlen haben, ihnen zu hoch erſcheinen — — (Zuruf 
rechts) — ſie ſind zu hoch im Verhältnis zu den 
bisherigen Sätzen, freilich, aber das iſt auch eine Folge 
des Dienſteinkommensgeſetzes, das vorſchreibt, daß 
alle Nebenleiſtungen nach den ortsüblichen Sätzen 
bezahlt werden müſſen. Ich bin an dies Geſetz gebunden: 
ich muß es entſprechend ausführen. Auch hier ſind 
wiederum dieſe Sätze im Benehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſterium feſtgeſetzt. Meine Herren, ſie bleiben 
— das möchte ich Ihnen ſagen — doch noch erheblich 
unter den ortsüblichen Sätzen; die Förſter kommen 
nicht zu ſchlecht bei der Feſtſetzung fort. Wenn ſich 
irgendwie hier oder dort in einzelnen Bezirken Härten 
ergeben haben ſollten, werde ich die Sache nachprüfen, 
und es wird eventuell Abhilfe geſchaffen werden. 
Auch die Beſtimmungen der neuen Jagdordnung 
ergeben ſich zum gewiſſen Grade aus den Beſtim⸗ 
mungen der Beſoldungsordnung. Es ſoll eben aus 
der Jagd nicht eine Nebeneinnahme, eine Erhöhung 


des Gehalts der Förſter fließen, und daher ſollen 
ſie alles, was erlegt wird und heute zu Geld gemacht 
werden kann, an die Forſtverwaltung abliefern, die 
es ſelbſt. verwertet. Sie ſollen nur für ihre Auf⸗ 
wendungen, insbeſondere bei der Raubzeugvertilgung 
für ihre Mühewaltung, einen entſprechenden Prozent⸗ 
ſatz erhalten, der ſich aus der Verwertung der Bälge 
und dergleichen ergibt. Der Satz iſt als zu niedrig 
bemängelt worden. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß die Förſter es nicht beſonders angenehm empfinden, 
daß ſie das, was ſie bisher völlig zu ihrer Verwendung 
hatten und wofür ſie insbeſondere gegenüber der 
Friedenszeit jetzt einen ſo hohen Preis erzielen, ab⸗ 
liefern Fllen und nur einen beſtimmten Prozentſatz 
bekommen. Sie vergleichen den fruheren mit dem 
jetzigen Zuſtand und empfinden ihn als ungerecht. 
Auch die Beſtimmungen der Jagdordnung ſelbſt unter⸗ 
liegen einer Nachprüfung zuſammen mit den Förſter⸗ 
vertretern. Ich hoffe, daß es möglich ſein wird, eine 
Regelung zu finden, die zwar die Förſter vielleicht 
nicht ganz befriedigen, indes ihren Anſprüchen doch 
ſo weit entgegenkommen wird, wie es nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Beſoldungsordnung möglich iſt. 

Der Forderung, mehr Revierförſterſtellen ein⸗ 
zurichten, iſt ſchon entſprochen, indem ich für den neuen 
Etat 100, Revierförſterſtellen mehr angefordert habe; 
ob ſie bewilligt werden, ſteht noch dahin. 

Der Aufſtieg iſt den Förſtern heute durchaus 
möglich. Der Forſtbetriebsbeamte kann heute — 
mechaniſche Schranken beſtehen nicht — bis zum 
Oberlandforſtmeiſter aufſteigen, wenn er ſich die 
nötigen Kenntniſſe, Fähigkeiten und Erfahrungen 
neben Erfüllung ſeiner Dienſtobliegenheiten ver⸗ 
ſchafft. Ich glaube, es wird immer nur wenigen 
gelingen, ſich ſo weit zu entwickeln, daß ſie aus der 
Laufbahn der Betriebsbeamten in die der Verwaltungs⸗ 
beamten kommen. 

(Schluß folgt) 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Bewilligung erhöhter Verſorgungszuſchläge. 
Allgemeine Verfügung Nr. I. 152 für 1920. 
M. f. L. Geſchafts⸗Nr. IB Ta 11 339. IA. II 11560. 
III 23974. 


jedem einzelnen Falle zu verlangen; denn es 
handelt ſich um Bewilligungen, die auf dem 
Haushalt des Finanzminiſteriums ſtehen, ferner, 


Berlin, 6. Dezember 1920. wenn auch nicht um Beſtandteile, ſo doch um 


Nachſtehenden Abdruck eines Schreibens des 


Herrn Finanzminiſters vom 18. November 1920 
— 1 29161 — überſende ich zur gleichmäßigen 
Beachtung im Bereiche meiner Verwaltung. 
Sämtliche begründet erſcheinenden Anträge auf 
Bewilligung erhöhter Verſorgungszuſchläge ſind 
mir zur Entſcheidung vorzulegen. 

Ich erſuche ergebenſt, über die Fälle, in 
denen von mir inzwiſchen ſchon erhöhte Ver⸗ 
ſorgungszuſchläge bewilligt worden ſind, nach 
erfolgter Nachprüfung ſchleunigſt erneut zu be⸗ 
richten. 

In Vertretung: Ramm. 
An ſämtliche Behörden. 


Der Fin anzminiſter. Anlage. 


M. d. F. Ta 1. 1812. Berlin, 18. November 1920. 
Betrifft: Bewilligung erhöhter 
Verſorgungszuſchläge. 
Auf Grund der mir durch die Së 26 B.⸗D.⸗ 
E.⸗G. und 9 B.⸗A.⸗R.⸗G. erteilten Ermächtigung 
zum Erlaß von Ausführungsbeſtimmungen erſuche 
ich, zwecks einheitlicher Handhabung der Be⸗ 
willigung erhöhter Zuſchläge zu den Verſorgungs⸗ 
gebührniſſen gem. 8 19 Abſ. 2 B.⸗D.⸗E.⸗G. 
und 5 B.⸗A.⸗R.⸗G. (Verſorgungszuſchläge) für 
den dortigen Geſchäftsbereich nach den nach⸗ 
ſtehenden Grundſätzen zu verfahren. . 
Folgendes möchte ich vorausſchicken. An ſich 
wäre ich berechtigt, meine Mitwirkung bei der 
Bewilligung erhöhter Verſorgung zuſchläge in 


Zubehör der Verſorgungsgebührniſſe, bei deren 
Bewilligung ich allgemein mitwirke; außerdem 
bin ich in der Lage, da ich geſetzlich zum Erlaß 
der Ausführungsbeſtimmungen ermächtigt bin, 
eine meine Mitwirkung in jedem Einzelfall vor⸗ 
ſchreibende Ausführungsbeſtimmung zu erlaſſen. 
Ich will jedoch zur Vereinfachung des Bewilli⸗ 
gungsverfahrens in der Erwartung, daß die 
nachſtehenden Grundſätze ſtreng befolgt werden, 
bei Bewilligung bis einſchließlich 75% 
des Ausgleichszuſchlags für Ruhegehalts⸗ 
empfänger auf meine Beteiligung nor, 
läufig verzichten, indem ich mir vorbehalte 
falls ſie ſich als wünſchenswert herausſtellen 
ſollte, ſie ſpäter einzuführen; bei Bewilligung 
von Verſorgungszuſchlägen über 50% des Aus⸗ 
gleichszuſchlags für Witwen und über 75 % des 
Ausgleichszuſchlags für Ruhegehaltsempfänger 
erſuche ich dagegen, mich ausnahmslos zu be⸗ 
teiligen. 

Ich erſuche ferner, wie ich dies bereits für 
meinen eigenen Geſchäftsbereich durch die Aus⸗ 
führungsanweiſung vom 5. Juli 1920 Abſchn. IV 
Ziff. 2 Abſ. 3 (Finanzminiſterialbl. S. 185 ff.) 
angeordnei habe, auch dortſeits die Bewilligung 
erhöhter Verſorgungszuſchläge den nachge- 
ordneten Behörden nicht zu übertragen, 
dieſe vielmehr nur zur Ablehnung unbegründeter 
Anträge zu ermächtigen. Zuſtändig für die Ent⸗ 
gegennahme der Anträge, die Anſtellung der 
erforderlichen Ermittlungen, die Ablehn ung un⸗ 


122 


begründeter Anträge, ſowie die Vorlegung be⸗ 
gründet erſcheinender Anträge ſind die dortſeits 
unmittelbar nachgeordneten Behörden der letzten 
Dienſtſtellung des Beamten (Regierungspräſident 
pp.). Die Anträge können jedoch auch bei den 
die Verſorgungsgebührniſſe zahlenden Kaſſen oder 
den dieſen übergeordneten Regierungen geſtellt 
werden. Letztere haben, falls die Anträge nicht 
ihrem Inhalt nach bereits unbegründet erſcheinen, 
die erforderlichen Vorvermittlungen ſelbſtändig 
vor der Weitergabe vorzunehmen, falls ſich die 
Behörde der letzten Dienſtſtellung des Beamten 
in einem anderen Regierungsbezirke 4 hefindet. 
Die nachgeordneten Behörden haben ei Vor⸗ 
legung begründet erſcheinender Anträge mit 
den Unterlagen eine kurze, gutachtliche Außerung 
unter Beifügung der Um⸗ oder Neuberechnung 
der Verſorgungsgebührniſſe mitvorzulegen. 
Vorgänge ſind nach der Entſcheidung zu den 
Perſonalakten zu bringen. Dieſe ſind nur, falls 
es für die Entſcheidung von Bedeutung erſcheint, 
mitvorzulegen. 

Bei der Aufſtellung der nachfolgenden Grund⸗ 
ſätze, die auch für die Bewilligung von Verſorgungs⸗ 
zuſchlägen von 50 bis 75% maßgebend ſind, 
habe ich mich von dem durch die Finanzlage des 
Staates gebotenen Grundſätze größter Sparſamkeit 
leiten laſſen und darf ergebenſt erſuchen, die 
Grundſätze in Zweifelsfällen in dieſem Sinne 
auszulegen. 

I. Grundſätzlich muß die Erhöhung der Ver⸗ 
ſorgungszuſchläge über 50% hinaus auf 
vereinzelte, beſonders geartete Ausnahme⸗ 
fälle beſchränkt bleiben. 

Das Fehlen von Privatvermögen oder 
⸗einkommen oder Unfähigkeit zu einem 
Nebenerwerbe allein, über das gewöhnliche 
Maß nicht erheblich hinausgehender Alters⸗ 
beſchwerden oder leichte Kränklichkeit, be⸗ 
ſondere Verdienſte des Beamten oder vor 
der Verſetzung in den Ruheſtand gemachte 
Zuſicherungen bilden keine ausreichende 
Grundlage für die Erhöhung des Ver⸗ 
ſorgungszuſchlags. 

Die Erhöhung des Verſorgungszuſchlags iſt 
zuläſſig, wenn der Verſorgungsberechtigte 
für unterhaltsberechtigte Abkömmlinge 
oder Eltern über das normale Maß hinaus⸗ 
gehende Unterhalts verpflichtungen zu erfüllen 


hat. 

IV. Die Erhöhung des Verſorgungszuſchlags iſt 
zuläſſig, wenn der Verſorgungsberechtigte, 
die unter Ziffer III genannten Faniilien⸗ 
mitglieder oder ſonſtige nahe Verwandte, 
deren Unterhalt dem Verſorgungsberechtigten 
tatſächlich obliegt, wegen Hilfloſigkeit in⸗ 
folge von erheblichen körperlichen oder 
geiſtigen Gebrechen oder dauernder erheblicher 
Krankheit einer beſonderen Wartung oder 
ſonſtiger erheblicher Aufwendungen bedürfen. 

V. Die Erhöhung des Verſorgungszuſchlags 
iſt zuläſſig, wenn ſonſt unverſchuldete Um⸗ 
ſtände eintreten, die eine dauernde Ve⸗ 
laſtung verurſachen, die von dem Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten trotz Einſchränkung aus 
dem Einkommen nicht beſtritten werden 
kann. Wegen einmaliger beſonderer Aus⸗ 
gaben iſt die Erhöhung nicht zuläſſig. 

VI. Ein vorhandenes Vermögen oder ſonſt den 
Verforgungsberechtigten neben den geſetz⸗ 
lichen Bezügen zufließendes Einkommen 
und auch Einkommen einſchließlich etwaiger 


II. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Die. 


Nr. 7 Bd. 36 (1921) 


Teuerungsbezüge der zu dem Hausſtande 
des Verſorgungsberechtigten gehörenden 
Familienangehörigen muß bei der Beur⸗ 
teilung der Bedürftigkeit berückſichtigt werden. 
Für die Nachprüfung der Angaben über die 
Bermögen?- und Einkommensverhältniſſe 
ſind nach Möglichkeit Unterlagen zu be⸗ 
ſchaffen. 

Die erhöhte Zuwendung, die als jederzeit 
widerrufliche zu kennzeichnen iſt, darf nur 
für denjenigen Zeitraum gegeben werden, 
für den beſondere Aufwendungen erforderlich 
ſind, früheſtens jedoch mit dem Beginn 
des Monats, in dem der Antrag eingegangen 
iſt und höchſtens für einen Zeitraum von 
zwei Jahren vom Beginne der Bewilligung 
ab. Eine gegebenenfalls erforderlich er⸗ 
ſcheinende Neubewilligung muß alsdann 
von dem Ergebnis einer erneuten Prüfung 
der Bedürftigkeit abhängig gemacht werden. 

Die auf Grund von Ziffer II9 meiner 
Ausführungsanweiſung vom 12. Mai d. J. 
(Finanzminiſterialbl. S. 149) ohne erneute 
Prüfung der Bedürftigkeit lediglich zur 
Erreichung der bisherigen Bezüge be⸗ 
willigten erhöhten Verſorgungszuſchläge ſind 
demgemäß mit dem 1. April 1922 einer 
erneuten Prüfung des Bedürfniſſes zu 
unterziehen. 

In keinem Falle darf die bewilligte Er⸗ 
höhung zuſammen mit den ſonſtigen Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſen und den ſtändigen 
Nebeneinkünften des Verſorgungsberech⸗ 
tigten denjenigen Betrag überſteigen, den die 
Verſorgungsgebührniſſe mit einem Zuſchlage 
von 100% ergeben. 

Darüber hinaus iſt auch in Ausnahme⸗ 
fällen die Bewilligung erhöhter Verſorgungs⸗ 
zuſchläge nicht möglich; es müſſen vielmehr 
in ſolchen Fällen gegebenenfalls Unter⸗ 
ſtützungsmittel in Anſpruch genommen 
werden. 

Ich erſuche, etwa bereits erfolgte Bewilligungen 
unter Berückſichtigung der vorſtehenden Grundſätze 
einer alsbaldigen ſchleunigen Nachprüfung zu 
unterziehen, insbeſondere auf ihre zulaͤſſige Höhe 
und Dauer. Zugleich bitte ich, mein nachträgliches 
Einverſtändnis bei der Bewilligung von Ver⸗ 
ſorgungszuſchlägen über 75% für Ruhegehalts⸗ 
empfänger und über 50% für Witwen einzu⸗ 
holen. Von der Wiedereinziehung nach den vor⸗ 
ſtehenden Grundſätzen nicht zuläſſiger, bereits 
ausgezahlter Beträge wird dabei abgeſehen werden 
können. Ich erſuche jedoch, von jetzt ab Zahlungen 
aus entgegen den vorſtehenden Ausführungs⸗ 
beſtimmungen getroffenen Bewilligungen nicht 
mehr zu leiſten. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. Südekum. 
An ſämtliche Herren Staatsminiſter. 
* 
Betrifft: Annahme von Schecks an Zahlungs Statt 
Allgemeine Verfugung Nr. III. 1090/1920. 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 22676 U 


Berlin, 31. Dezember 1920. 
Der nachſtehende Erlaß des Herrn Finanz⸗ 
miniſters vom 10. September 1916 — I. 8589, 
II. 9091, III. 8350 —, betreffend Annahme von 
Schecks an Zahlungs Statt, iſt auch im Bereiche 
der Domänen⸗ und Forſtverwaltung gleichmäßig 
anzuwenden 


VII. 
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Abdrucke für die nachgeordneten Kaſſen liegen 
bei. 
In Vertretung: Ramm. 


An die Regierungen außer Aurich., Münſter und Siqmaringen 
(an Oppeln durch die Zentralſtelle fur die Abſtimmungs⸗ 
gebiete ım Miniſterium des Innern). 


Abſchrißft. 
Betrifft: 
Annahme von Schecks an Zahlungs Statt. 


Der Fin anzminiſter. 
J.⸗Nr. I. 8559, II. 9091, III. 8350. 


Berlin, 10. September 1916. 

Nach der Bekanntmachung des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers vom 31. Auguſt 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 985) iſt die Reichsbank ermächtigt worden, 
auf Antrag eines Girokontoinhabers von dieſem 
auf ſie gezogene weiße (Bar⸗ oder Verrechnungs⸗) 
Schecks mit einem Beſtätigungsvermerk zu ver⸗ 
ſehen, durch den ſie ſich zur Einlöſung des Schecks 
innerhalb der geſetzlichen zehntägigen Vorlegungs⸗ 
friſt verpflichtet. Die mit einem derartigen Ver⸗ 
pflichtungsvermerk von den Reichsbankanſtalten 
verſehenen Schecks können, da ſie jedem Erwerber 
die Gewißheit ihrer Einlöſung bei Vorlegung 
innerhalb der Vorlegungsfriſt durch die Reichs⸗ 
bank geben, innerhalb dieſer Friſt ebenſo wie 
geſetzliche Zahlmittel in Zahlung genommen 
werden. Sie ſind daher, abweichend von der 
Beſtimmung unter Nr. 2 des Runderlaſſes vom 
25. April 1910 — I. 4888, I, II. 4641, III. 7540 —, 
betreffend die Annahme von Schecks bei der 
Generalſtaatskaſſe, den Regierungshauptkaſſen, den 
Kreiskaſſen und den Kaſſen der Verwaltung 
der Zölle und indirekten Steuern, von dieſen 
Kaſſen an Zahlungs Statt anzunehmen. 
Schon bei ihrer Hingabe iſt die zu tilgende 
Forderung als bezahlt anzuſehen, die Einnahme 
iſt wie jede Bareinnahme endgültig zu verbuchen 
und es iſt über den Empfang ordnungsmäßig zu 
quittieren. 

Auch dieſe Schecks ſind, wenn ſie nicht ſchon 
als Verrechnungsſchecks vorgelegt werden, von 
den Kaſſen in der Regel zu kreuzen. Für ihre 
friſtzeitige Vorlage bei der Reichsbank ſind die 
unter Nr. 15 des vorerwähnten Runderlaſſes 
bezeichneten Kaſſenbeamten verantwortlich. Schecks, 
deren rechtzeitige Vorlage bei der Reichsbank den 
Kaſſen vorausſichtlich nicht mehr möglich iſt, ſind 
von ihnen nicht anzunehmen. 


2. 


— 


Die erforderlichen Überdrucke für die nach⸗ N 
geordneten Kaſſen, die hiernach zu verfahren 
haben, liegen bei. gez. Lentze. 
An die ſämtlichen Herren Regierungspräſidenten und den Herrn 

Leiter der Königlichen Miniſterial⸗, Militär⸗ und Bau⸗ 

kommiſſion in Berlin, die ſämtlichen Königlichen Regierungen, 

die ſämtlichen Herren Präſidenten der Königlichen Oberzoll⸗ 
direktionen und das Hauptſtempelmagazin in Berlin. 


[end 
Ka 


Betrifft: Beteiligung der Forſtrentmeiſter und 
Forſtkaſſenverwalter an öffentlichen Verkaufs⸗ 
terminen. 

Allgemeine Verfügung III. 110 für 1920. 
Miniſterium fur Landwirtſchaft, Domünen und Forſten. 
Geſchafts⸗Nr. III 24005 M f. L. I. 36097 F. M. 

Berlin, 10. Januar 1921. 
Die Regierungen werden in Abänderung der 
Beſtimmung im § 5 Ziffer 3 der Geſchäftsan⸗ 
weiſung für die Forſtkaſſenrendanten vom 1. Juni 
1902 ermächtigt, die Forſtrentmeiſter und Forſt⸗ 
kaſſenverwalter von der Wahrnehmung öffentlicher 
Verkaufstermine zu entbinden, in denen Forſt⸗ 
erzeugniſſe mit einem Geſamttaxwerte von weniger 
als 10 000 verlauft werden ſollen. 
Abdrucke für die Oberförſter und Forſtkaſſen 
ſind beigefügt. 
Der Miniſter fürLandwirtſchaft, Domänen u. Forſten. 
In Vertretung: Ramm. 
Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage: Bachem. 
An die Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 
(an Oppeln durch die Zentralſtelle für die Abſtimmungs⸗ 
gebiete im Miniſterium des Innern) und an die Berliner 


Geſchäftsſtelle der Reichs⸗ und Staatskommiſſare für die 
Überleitung an Polen, Berlin WE, Wilhelmſtr. 69 a. 


” 


Vernehmung von Beamten und Angeftellten 
vor dem Neichswirtſchaftsrate. 

Das Reichskabinett hat über das Recht des 
Reichswirtſchaftsrats auf Zuziehung von Beamten 
als Sachverſtändige verhandelt und beſchloſſen. 
daß die Vernehmung von Beamten und Angeſtellten 
der den Miniſterien nachgeordneten Behörden mit 
Genehmigung des Chefs dieſer Behörde erfolgen 
kann. Wir erſuchen, hiernach zu verfahren. 

Berlin, den 28. Januar 1921. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. J. A.: Schultz. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Forſtmeiſter Dr. Dieterich in Moſſingen i. W. 
hat einen Ruf als planmäßiger a. o. Profeſſor 
der Forſtwiſſenſchaft an der Univerſität Freiburg 
i. Br. unter Verleihung der Rechte eines ordent⸗ 
lichen Profeſſors angenommen. Dr Dietrich iſt 
auch als Schriftleiter der „Silva“ weiteren forſt— 
lichen Kreiſen bekannt. 


co» 
= 


Kandidaturen von Forſtbeamten zu den Preußen⸗ 
wahlen. Im Bezirk Frankfurt a. O. ut ſeitens 
der Deutſchen Volkspartei Hegemeiſter Klatte, 
Forſthaus Rautenkranz bei Finkenherd, an 
7. Stelle auf die Kandidatenliſte geſtellt; auf 
der Landesliſte dieſer Partei ſteht Hegemeiſter 
Jahneke, Forſthaus Knollen bei Bad Lauter: 
berg i. Harz, an 12. Stelle. Die Deutſchnationale 
Volkspartei hat auf den Landeswahlvorſchlag an 


17. Stelle das bisherige Mitglied der Landes⸗ 
verſammlung, Hegemeiſter Neumann, Göritz 
(früher Bärenberg), geſtellt. Kerner dürfte es 
unſere Leſer intereſſieren, daß an 6. Stelle 
dieſer Liſte der bekannte Parlamentarier, 
Landeskulturrat Weißermel, Frankfurt a. O., 
aufgeführt iſt, der bekanntlich im Parlament in 
Forſterfragen ſehr oft das Wort genommen hat. 
Die Sozialdemokratiſche Partei hat an 10. Stelle 
in ihrem Landeswahlvorſchlag den Staatl. Hilfs⸗ 
förſter Voges in Wallendorf, Kreis Neidenburg, 
aufgeführt. Sowie uns noch weitere Kandidaturen 
von Forſtbeamten bekannt werden, teilen wir ſie 
in den nächſten Nummern mit. 


N 
Zu dem Werke: Die preußiſchen Forſt⸗ 
verwaltungsbeamten des Staates und der Hof⸗ 
kammer Behördennachweis und Perſonalliſten nach 
dem Stande vom 1. Januar 1920. Zuſammen⸗ 
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geſtellt von Emil Behm, Geh. Rechnungsrat, 

erlin, iſt ein Nachtrag vom Januar 1921 
erſchienen, der die ſämtlichen Perſonal⸗ und 
Stellenveränderungen des Jahres 1920 enthält. 
Der Nachtrag le 3 H und bildet eine willkommene 
Ergänzung zu dem Werke, deſſen Ladenpreis ein⸗ 
ſchließlich des Teuerungszuſchlages auf 6 & feſtgeſetzt 
it. Hauptwerk und Nachtrag koſten gemeinſam 9K. 
Auf Wunſch kann das Buch zum Nachtragen der 
Anderungen auch mit Papier durchſchoſſen geliefert 
werden. Beſtellungen auf das Werk und den 
Nachtrag ſind an die Verlagsbuchhandlung von 
J. Neumann in Neudamm zu richten. 

` 7 


Zurruheſetzung der preußiſchen Beamten. Im 
Hinblick auf die inzwiſchen erfolgte geſetzliche Ein⸗ 
führung der Zurruheſetzung der Beamten, welche 
eine beſtimmte Altersgrenze überſchritten haben 
(„D. F.⸗Z.“ Nr. 3 S. 45 und 46 ſowie Nr. 4 S. 66), 
iſt es vielleicht angebracht, den veränderten 
Zuſtand zuſammenfaſſend darzulegen. 1. Nach 
§ 24 des Zivilruhegehaltsgeſetzes tritt die Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand allgemein mit Ablauf 
des Vierteljahres ein, das auf den Monat folgt, 
in welchem einem Beamten die Entſcheidung über 
die Verſetzung in den Ruheſtand und die Höhe 
des Ruhegehalts bekanntgemacht worden iſt, es 
ſei denn, daß auf Antrag oder mit aus⸗ 
drücklicher Zuſtimmung des Beamten ein 
früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt wird. (Dieſe 
Beſtimmung gilt noch für alle nicht unter das 
neue Geſetz fallenden Beamten.) 2. Die Tatſache 
der Überſchreitung des 65. Lebensjahres genügte 
nicht ohne den Antrag des betreffenden Beamten, 
deſſen Zurruheſetzung nach $ 30 Abſatz 1 des 
Zivilruhegehaltsgeſetzes herbeizuführen, vielmehr 
konnte die Zurruheſetzung nur verfügt werden, 
wenn die Vorausſetzung des § 20 des Zivilruhe⸗ 
gehaltsgeſetzes vorlag, d. h. die vorgeſetzte Behörde 
nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen den Beamten für 
unfähig hielt, ſeine Amtspflichten ferner zu erfüllen. 
(Dieſe Vorausſetzung bleibt wiederum in Kraft bei 
den hinſichtlich der Altersgrenze nicht unter das neue 
Geſetz fallenden Beamten.) Der Beamte hatte nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres wohl das Recht, 
ohne Angabe von Gründen ſeine Zurruheſetzung 
nachzuſuchen, er konnte aber nicht gezwungen 
werden, ſchon bloß wegen der Erreichung der 
Altersgrenze von 65 Jahren in den Ruheſtand zu 
treten; ſeine Zurruheſetzung durſte nur verfügt 
werden, wenn die Dienſtunfähigkeit von der un⸗ 
mittelbar vorgeſetzten Behörde beſcheinigt wurde 
(vergl. Stenographiſche Berichte des Hauſes der 
Abgeordneten von 1910 Seite 1915 ff.). 3. Die 
unfreiwillige Verſetzung eines Beamten in 
den Ruheſtand regeln die $$ 88 bis 91 des Diſzi⸗ 
plinargeſetzes vom 21. Juli 1852 (G.⸗S. S. 465). 
a) Einem noch nicht 65 Jahre alten dienſt⸗ 
unfähigen Beamten, der ſeine Zurruheſetzung 
nicht nachſucht, wird von der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde unter Angabe des zu gewährenden Ruhe⸗ 
gehalts und der Gründe der Zurruheſetzung er⸗ 
öffnet, daß der Fall ſeiner Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand vorliege. Innerhalb ſechs Wochen nach einer 
ſolchen Eröffnung kann der Beamte ſeine Ein⸗ 
wendungen bei der vorgeſetzten Behörde anbringen. 
Iſt dies geſchehen, ſo werden die Verhandlungen 
an den vorgeſetzten Miniſter eingereicht, der über 
die Zurruheſetzung entſcheidet. Gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung ſteht dem Beamten der Einſpruch an 
das Preußiſche Staatsminiſterium binnen einer 
Friſt von vier Wochen nach Empfang der Ent⸗ 
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ſcheidung zu. Dem Beamten, deſſen Verſetzung 
in den Ruheſtand verfügt iſt, wird das volle Gehalt 
noch bis zum Ablauf desjenigen Vierte ljahres 
gezahlt, das auf den Monat folgt, in dem ihm die 
ſchließliche Verfügung über ſeine Verſetzung in 
den Ruheſtand mitgeteilt worden iſt. Unter der 
„ſchließlichen Verfügung“ iſt die Entſcheidung des 
vorgeſetzten Miniſters im Gegenſatz zu der Er⸗ 
öffnung der vorgeſetzten Dienſtbehörde zu ver⸗ 
ſtehen, da der Beſchluß des Preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums auf den Einſpruch des Beamten für 
den Fall, daß er die Verfügung des Miniſters als 
begründet anerkennt, ſich mehr als eine Beſtätigung 
dieſer Verfügung kennzeichnet und ſich nicht auf 
die Zurruheſetzung ſelbſt, ſondern auf die Ver⸗ 
fügung in ihrem vollen Umfange, alſo auch auf 
den Anfangszeitraum der Zurruheſetzung erſtreckt. 
Hiernach tritt ein zwangsweiſe zur Ruhe geſetzter 
Beamter in der Regel nicht vor Ablauf von fünf 
Monaten nach der erſten Eröffnung in den Ruhe⸗ 
ſtand. b) Für die Verſetzung eines über 65 Jahre 
alten Beamten in den Ruheſtand iſt nunmehr 
das eingangs erwähnte neue Geſetz vom 15. De⸗ 
zember 1920 maßgebend. 


* 

Der Privatwald den Privatforſtbeumten. Der 
Deutſche Förſterbund iſt erſtanden. Alle Gegenſätze 
zwiſchen Staats-, Kommunal⸗ und Privatforſt⸗ 
beamten ſollen beſeitigt werden. In Wirklichkeit 
iſt aber von einem Zuſammenſchluß noch wenig 
zu ſpüren, der Kampf aller gegen alle geht weiter. 
Am meiſten haben wohl die Privatforſtbeamten 
darunter zu leiden. Immer wieder finden ſich Leute, 
die dieſem Stande das Daſein noch mehr erſchweren; 
zu Gärtnern, Kutſchern, Dienern kommen auch noch 
penſionierte ſtaatliche 5 In Nr. 4 S. 66 
machte der ſtaatliche Hegemeiſter Herr Dorn den 
Waldbeſitzern klar, daß ſie es wirklich nötig 
E penſionierte Staatsforſtbeamte einzustellen. 

r zieht dabei ein Beiſpiel heran, dem, auch 
wenn es tatſächlich vorgekommen ſein ſollte, doch 
keinerlei Beweiskraft zugemeſſen werden kann. 
Es geht auch nicht an, durch ſolche Einzelfälle, 
die überdies verſchwindend ſelten ſind, irgend⸗ 
welche Anſichten zu ſtützen. Es gab eine Zeit, 
wo Oberjäger Beſchäftigung im Prwatwalde 
ſuchten, nur gegen Wohnung und freie Station, 
um vom Bataillon wegzukommen. Dieſe jungen 
Leute gingen von der Lehre zum Bataillon, von 
dort in den Privatdienſt, dabei hat dieſen dann 
auch recht oft die berufliche Erfahrung gefehlt. 
Den Privatwaldbeſitzern iſt dann ſpäter klar ge⸗ 
worden, daß ihre Waldungen als Verſuchsobjekte 
für ſolche Anfänger zu ſchade waren. Heute ſind 
es penſionierte Staatsforſtbeamte, die Privat⸗ 
waldbeſitzern ihre Hilfe nur gegen Wohnung 
und Deputat anbieten. Ein Zeichen großer 
Kollegialität iſt es nun nicht, wenn am Lebens⸗ 
abend ſtehende, durch ihre Penſion vor Not ge⸗ 
ſchützte Staatsforſtbeamte den Priwatforſtbeamten 
ihr karges Brot noch mehr kürzen wollen. Zu 
dieſem Kapitel gehört auch die Ausbildung von 
Lehrlingen für den Privatforſtdienſt durch Staats⸗ 
forſtbeamte. Ich möchte die Herren Privatwald⸗ 
beſitzer bitten, alte, penſionierte Herren aus dem. 
Staatsforſtdienſt nicht anzuſtellen. Nötig iſt die 
Anſtellung ſolch alter Herren nicht. Es gibt eine Über⸗ 
zahl junger, gut ausgebilder Priwatforſtbeamten, 
die vielfach ſtellenlos ſind oder ſich noch im Alter 
von 35 und mehr Jahren mit einer Hilfsförſter⸗ 
ſtelle begnügen müſſen. Viele Privatförſter werden 
durch die herrſchende überfüllung zur Aufgabe 


! 
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ihres Berufs gezwungen. Man glaube nicht, daß 
dies Kräfte ſind, die im Beruf nichts Rechtes leiſten, 
im Gegenteil, es ſind zum großen Teil Männer 
mit weitausſchauendem Blick und der nötigen 
Energie, die ſich nicht ſcheuen, in einem andern 
Beruf von vorn anzufangen. Sie werden ſich 
auch dort durchſetzen und der Privatwald verliert 
fo oft feine beſten Beamten. Sollten überhaupt 
Männer, die im beſten Lebensalter und auf der 
Höhe ihrer Leiſtungsfähigkeit ſtehen, nicht doch 
im Verhältnis billiger arbeiten als penſionierte, 
alte Herren? Darum bitte ich die Privatwald⸗ 
beſitzer, ſtellen Sie nur Privatforſtbeamte und 
auch nur ſolche mit der nötigen Vorbildung an. 
Die Stellenvermittelung des „Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands“ zu Eberswalde, Schickler⸗ 
ſtraße 45, kann jederzeit tüchtige Beamte nach⸗ 
Seilen, Walter: Annaberg, Privatförſter. 
= 


Steuerabzug vom Arbeitsverdienſt. Das in⸗ 
folge des Arbeiterverſicherungsweſens ſchon ſtark 
verwickelte forſtliche Verlohnungsverfahren iſt jetzt 
durch den vorgeſchriebenen Steuerabzug vom 
Arbeitsverdienſt um eine neue Schwierigkeit ver⸗ 
mehrt. Da die gebräuchlichen, ohnehin ſchon über⸗ 
ladenen Lohnzettelformulare keinen Raum mehr 
bieten zur Einfügung der Steuerberechnungen, jo 
glieben nur die beiden Möglichkeiten übrig: ent⸗ 
weder die alten Lohnzettel zu verwerfen und neue 
gel oder als Anhang zu erſteren beſondere 

gänzungszettel für die Steuerberechnung zu 
drucken. Den letzteren Weg hat der Verlag J. Neu⸗ 
mann eingeſchlagen mit der Herausgabe der 
Formulare 88 A (Folio, für etwa 60 Arbeiter) und 
88 B (Quart, für etwa 20 Arbeiter).“) Man kann 
dieſes Verfahren um ſo mehr billigen, als dadurch 
bei der herrſchenden Papiernot der alte Formular⸗ 
beſtand ſeine Gebrauchsfähigkeit behält und noch 
die Möglichkeit beſteht, daß das ganze Steuerabzugs⸗ 
verfahren demnächſt wieder geändert wird, was 
die etwa neu gefertigten Lohnzettel unter Um⸗ 
ſtänden wertlos machen würde. Die Vordrucke 
88 A und B ſtellen alſo ein Aushilfs mittel dar, das 
ſo lange verwendet werden ſoll, bis die alten 
Formulare aufgebraucht ſind und das ganze Ver⸗ 
fahren feſte Formen angenommen hat. Alsdann 
wird die Steuerberechnung den neu zu entwerfenden 
Lohnzetteln einzufügen ſein, was die Innenſeite 
eines ganzen Bogens beanſprucht. Die Vordrucke 
88 A B, die ſchon in größerem Maßſtab in Benutzung 
ſind, haben ſich bis jetzt gut bewährt. Wer die 
Arbeiternamen auf dem Steuerzettel nicht wieder⸗ 
holen will, kann ſich mit Angabe der Arbeiter⸗ 
nummer des Lohnzettels begnügen. F. 


> 
Forſtwirtſchaftliches. 
Steigerung des Ertrages der deutſchen 
Waldungen. Die Brüſſeler Finanzkonferenz 
ſpürt allen Möglichkeiten, die Einnahmen Deutſch⸗ 
hierdurch die Liefe⸗ 
rungen und Zahlungen entſprechend zu erhöhen. 
Bei dieſen Ermittlungen iſt noch die Frage auf⸗ 
getaucht, ob nicht die deutſchen Waldungen noch 


*) J. Neumanns forſtliche Buchführung. 
Vordruck 88A, Folioformat fuͤr etwa 60 Arbeiter, 
das Stück 40 9%, 25 Stück 9,— 4. Vordruck 
38 B, Quartformat, für etwa 20 Arbeiter, das 
Stück 20 4, 25 Stück 4,50 4, Porto und Verpackungs⸗ 
auteil gehen zu Laſten des Beſtellers. Ein Stück beider 
Vordrucke zur Probe für 70 A franko. Zu beziehen 
>90 J. Neumann, Neudamm. 


intenfiver ausgenutzt werden könnten. Hierauf 
iſt von deutſcher Seite folgende Antwort erteilt 
worden: 

Deutſchland hatte vor dem Kriege nach der 
letzten 1912/13 aufgenommenen Reichsſtatiſtik: 

1. 4,9 Millionen Hektar Staatsforſten, “ 


2. 2,3 R „ Gemeindewaldungen, 

3. 0,5 5 „ Anſtalts⸗, Stiftungs⸗ 
und Genoſſenſchafts⸗ 
waldungen, 

4. 1,7 1 „ Fideikommißforſten, 

5. 4,8 S „ ſonſtige Privat» 
waldungen, 


zuſ. 14,2 Millionen Hektar. 

Auf dieſer früheren Geſamtwaldfläche belief 
ſich der Holzeinſchlag im Wirtſchaftsjahre 1912 
auf 47,8 Millionen Feſtmeter Derbholz, worunter 
etwa / Nutzholz und / Brennholz. Dieſer Ein⸗ 
ſchlag ſtand mindeſtens 2 Millionen Feſtmeter 
Derbholz über der Geſamtheit der normalen Ab⸗ 
nutzung, weil infolge der langdauernden Dürre 
des Jahres 1911 große Mengen Trockenholz (bois 
morts) eingeſchlagen werden mußten. 

Infolge des Friedensvertrages haben die 
Waldungen Deutſchlands eine Minderung von 
14,2 Millionen Hektar auf etwa 12,7 Millionen 
Hektar erlitten. Hiervon ſind ungefähr: 

1. 4,2 Millionen Hektar Staatsforſten, 

2. 2 Gemeindewaldungen, 


3. 0,5 N „ Anſtalts⸗, Stiftungs⸗ 
und Genoſſenſchafts⸗ 
waldungen, 

4. 1,6 = „ Fideikommißforſten, 

5. 4,4 S „ ſonſtige Privat⸗ 
waldungen, 


zuſ. 12,7 Millionen Hektar. 

Das Reich ſelbſt beſitzt, abgeſehen von den ge⸗ 
ringen Waldbeſtänden auf früheren Truppen⸗ 
übungsplätzen (etwa 30 000 ha), keine eigenen 
Forſten. Die oben erwähnten Staatsforſten be⸗ 
finden ſich im unbeſchränkten Beſitz der einzelnen 
deutſchen Länder. 

Die Methoden der Holzertragsermittlung ſind 
in Deutſchland nicht einheitlich; immerhin kann 
geſagt werden, daß im allgemeinen verſucht wird, 
die jährliche Abnuzung mit dem jährlich er 
folgenden Zuwachſe in Einklang zu bringen. Dieſe 
wirtſchaftliche Forderung konnte jedoch in den 
letzten ſechs Jahren ſogar in den öffentlichen 
Waldungen Deutſchlands nicht immer erfüllt 
werden, weil Übernutzungen über den Zuwachs 
hinaus im Kriege notwendig wurden, und weil 
infolge von Inſekten und Sturmkalamitäten aus⸗ 
gedehnte Kahlflächen entſtanden waren. Dieſe 
Aufforſtung all dieſer Flächen wurde im Kriege 
durch Arbeitermangel, jetzt durch die abnormen 
Mehrkoſten verzögert oder ganz verhindert. 

In den öffentlichen Waldungen iſt in den letzten 
Jahren, zumal mit Rückſicht auf die Finanzlage 
der Länder, die Abnutzung bis zur höchſt zuläſſigen 
Grenze geſteigert worden; in einigen Ländern, 
3. B. in Sachſen, hat man dieſe ſogar überſchritten. 

In den Privatwaldungen (4,4 Mill. Hektar), 
die ſich faſt ausſchließlich im mittleren und kleineren 
Waldbeſitz bis herunter zum Zwergbeſitz befinden, 
iſt von jeher der Grundſatz der Aufforſtung in 
weit geringerem Maße zur Anwendung gekommen 
als in den Staatsforſten. In der oben angeführten 
Flächenziffer von 4,4 Mill. Hektar iſt mangels 
neuer ſtatiſtiſcher Unterlagen die Minderung noch 
nicht berückſichtigt. 
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Unter Berückſichtigung der Tatſache, daß in 
den Deutſchland verlorengegangenen 1,5 Millionen 
Hektar Wald maſſenreiche hochwertige Nadelholz⸗ 
beſtände enthalten ſind, und in Würdigung der 
oben geſchilderten ungünſtigen forſtwirtſchaftlichen 
Verhältniſſe kann für die nächſten Jahrzehnte der 
normale Jahreseinſchlag der Geſamtheit der 
deutſchen Waldungen nur auf 40 Millionen Feſt⸗ 
meter Derbholz geſchätzt werden. 

Aus den vorhergehenden Ausführungen ergibt 
ſich mit Notwendigkeit, daß die Vorausſetzungen 
für eine Erhöhung des Jahreseinſchlags auf dem 
Wege „intenſiverer“ Bewirtſchaftung im Sinne 
der geſtellten Unterfrage nicht gegeben ſind. 
Schon jetzt wird der jährliche Geſamtzuwachs der 
Waldungen Deutſchlands durch die Geſamtnutzung 
reich erfaßt, in einigen Ländern ſogar überſchritten. 
In Fällen letzterer Art mußte bereits eine Herab⸗ 
ſetzung der Jahresnutzungen in Ausſicht genommen 
werden. Eine Erhöhung des Jahreseinſchlags 
würde einen Eingriff in das Holzvorratskapital der 
deutſchen Waldungen bedeuten und im Laufe der 
Jahre nicht eine Erhöhung, vielmehr eine Senkung 
der Waldrente zur Folge haben müſſen. Sch. 

Se 


Eine neue Anweiſung zur Holz-Ausbeltung 
und Sortierung iſt für das Land Thüringen erlaſſen 
worden. Danach werden für alle ſtaatlichen Forſt⸗ 
verwaltungen gleiche Vorſchriften für Meſſen und 
Sortieren der Hölzer aufgeſtellt, alſo ein erfreulicher 
Fortſchritt gegenüber der ſeitherigen Verſchieden⸗ 
heit. Eine Vorſchrift aber will uns nicht gefallen: 
Alle Lang-Nutzhölzer werden ohne Rinde gemeſſen, 
nur Rotbuchen ſollen mit Rinde gemeſſen werden. 
Warum dieſe Verſchiedenheit und Inkonſequenz? 
Hoffentlich fallt dieſe Vorſchriſt bald, und wird all- 
gemein die Meſſung ohne Rinde vorgeſchrieben 
Mögen vor allem auch die Holzkäufer in dieſem 
Sinne ſich regen! Sf. 

CH 

Aus Thüringen. Im Anſchluß an die bereits 
gemeldeten Duft⸗ und Eisbruchſchäden in Thüringen 
ſei noch folgendes mitgeteilt: Nachdem die Beſtände 
infolge der Schneeſchmelze zugänglich geworden 
ſind, haben genauere Schätzungen ſtattſinden 
können. Der Grad der Schädigung iſt ſehr ver⸗ 
ſchieden. Die Südſeite des Thüringer Waldes iſt nur 
gering betroffen worden. Im großen und ganzen 
dürfte auf den Hektar Holzbodenfläche etwa 4 fm 
Bruchanfall zu ſchätzen ſein; die am härteſten be⸗ 
troffenen Reviere haben etwa 12 fm je Hektar zu 
beklagen. Der Anfall für ganz Thüringen dürfte 
etwa 250 000 fm betragen. Aufarbeitungs⸗ und 
Abſatzſchwierigkeiten beſtehen nicht. Freilich iſt 
durch Splitterung viel Holz zu Nutzholzzwecken un⸗ 
tauglich geworden, ſo daß den Waldbeſitzern ein 
großer finanzieller Verluſt erwächſt. Auch wird ſehr 
viel Bruchholz geſtohlen. Sf. 
Se 

Großer Nonneufraß in Böhmen. Die „Deutſche 
Forſt⸗ Zeitung“ hat ſchon wiederholt auf die 
auch deutſchen, beſonders den ſächſiſchen Waldungen 
drohende Nonnengefahr in Böhmen hinge⸗ 
wieſen, über welche von tſchechiſcher Seite 
tiefes Stillſchweigen beobachtet wird. Forſtrat 
Nechleba in Pürglitz teilt nun in der „Wiener All⸗ 
gemeinen Forſt⸗ und Jagdzeitung“ mit, daß ſeit 
dem Jahre 1918 bereits etwa 12 000 ha der ſchönſten 
und hoffnungsvollſten Fichtenbeſtände in Mittel-, 
Weſt⸗ und Oſtböhmen durch die Nonne vernichtet 
worden ſind und daß das Ende der Kalamität noch 
nicht abzuſehen iſt. Die Hochflut der Nonne ſchreitet 


in ſüdweſtlicher und ſüdlicher Richtung gegen die 
ſächſiſch⸗ſchleſiſche und bayeriſche Grenze fort. 
Die am meiſten betroffenen Waldungen liegen in 
Mittel⸗Böhmen im Bereich der Bahnſtrecken: 
Prag — Pilſen, Pilſen — Budweis, Iditz — Protivin 
und Beraun — Rakonitz. Nechleba befürchtet, daß 
auch Deutſch⸗Oſterreich und wohl auch Bayern 
wenn ſchon nicht mit einem Kahlfraß, ſo doch mit 
einer bedenklichen Vermehrung der Nonne in 
den an Böhmen angrenzenden Waldungen zu 
rechnen haben werden. Während dieſes Fraßes 
iſt im Jahre 1920 auch einmal einwandfrei ein 
großer Flug von Nonnenfaltern in mehreren 
Metern Stärke beobachtet worden, der eine Viertel⸗ 
ſtunde dauerte. Das Leimen gegen die Nonne, 
ein Mittel von zweifelhaftem Erfolg, verbietet 
ſich gegenwärtig wegen des enormen Preiſes des 
Raupenleims, der ſich je Hektar auf 400 bis 
500 & ſtellt. Sch. 


Le 
ké 


Griet, und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle ubernehmen fur Ausküufte 
teinerlei Verautwortlichkeit. Anonume Zuſbriften finden 
niemals Beruckſuchtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ment Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1 Mark Portoauteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Autwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beauſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, ſur 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonsrare 
erwach ſen, fo wird Vergütung dieſer Selbſtkaſten beau⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nucht beuach⸗ 

richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 8. Beginn der Beſoldung 
nach beſtandener Jägerprüfung. Weitere Aus⸗ 
bildung der Staatsförſteranwärter. Mein Sohn 
iſt am 1. Oktober 1916 in die ſtaatliche Forſt⸗ 
lehre eingetreten. Am 30. September 1917 
wurde er zum Jägerbataillon einberufen nicht 
freiwillig, Jahrgang 99), am 18. Auguſt 1918 
geriet er in engliſche Gefangenſchaft, aus der er 
erſt im Oktober 1919 zurückkehrte. Von Mitte 
November 1919 bis Ende September 1920 mußte 
er ſeine Lehrzeit fortſetzen. Vom 25. bis 27. Auguſt 
1920 beſtand er ſeine Jägerprüfung und hat den 
September über voll Dienſt getan. Am 1. Oktober 
1920 wurde er zum Forſtgehilfen ernannt, und 
gleichzeitig erhielt er vom 1. Oktober 1920 ab 
Dienſtbezüge. 1. Hat er Anſpruch auf Nach⸗ 
zahlung, oder von welchem Zeitpunkt an ſtehen 
ihm Tagegelder zu? Seine Kollegen desſelben 
Jahrganges beziehen ſchon ſeit 1. Oktober 1919 
volle Tagegelder, da ſie ſchon frühzeitig aus dem 
Felde zurückkehren konnten, während dies bei 
meinem Sohn durch die Gefangennahme nicht 
möglich war. 2. Wie würde ſich ſeine weitere 
Fortbildung geſtalten? Findet die in Nr. 39 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ abgedruckte Verfügung 
III. 17 812 (Minifterialverfügung) vom 6. Sep⸗ 
tember 1920 auch Anwendung auf ihn? Es iſt 
hier nur die Rede von den in den Jahren 1917 
bis 1919 angenommenen Forſtlehrlingen. 

N., Hegemeiſter. 

Antwort: Unſeres Erachtens hätte Ihr Herr 
Sohn ſchon rückwirkend vom 1. September 1920 
ab zum Forſtgehilfen ernannt werden können, 
wenn er die Jägerprüfung am 27. Auguſt 1920 
beſtanden hat und den September über voll 
Dienſt tat. Denn nach beſtandener Jäger⸗ 
prüfung iſt er nicht mehr als Lehrling anzuſehen, 
der noch Ausbildungszeit. zurückzulegen hat. Die 
Beſoldung kann nach beſtandener Jägerprüfun 
ohne Rückſicht darauf eintreten, ob zwei oder dre 
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Jahre Ausbildungszeit voll zurückgelegt ſind oder flächen. Eine in Kultur befindliche Ackerfläche, 
nicht. Doch können wir natürlich nicht wiſſen, aus aus leichtem, kieſigem Boden beſtehend, ſoll mit 
weilchen Gründen die Ernennung zum Forſt⸗ Nadelhölzern, Kiefer, Fichte uſw. angeſät werden. 
gehilfen exit vom 1. Oktober 1920 ab erfolgt iſt Kann man den Samen mit Halmfrucht, wie 
und ob ſie ſtichhaltig ſind. Noch frühere Beſoldung Roggen oder Hafer, zuſammen eindrillen? Kann 
iſt nicht möglich. Sie hängt im übrigen immer man das Getreide reifen laſſen, oder muß es, 
von der erfüllten Ausbildungszeit von zwei oder um den Pflänzchen Luft zu machen, vor der 
drei Jahren (je enach dem Lebensalter beim An⸗ Reife gemaht werden? Welches iſt ſonſt wohl 
nahmezeitpunkt) ab. Daß andere früher in den die bere Methode, ſolche Ackerflaͤchen durch Saat 
Genuß von Beſoldung gekommen ſind, iſt zwar anzuſchonen? Wieviel Samen iſt je Hektar er⸗ 
für Ihren Herrn Sohn und Sie ſicher bitter, aber forderlich? Förſter B. in G 

leider nicht zu ändern. Dafür rückt er aber ſchneller Antwort: Die Aufforſtung der betreffenden 
in die höheren Vergütungsſtufen auf, was ſich Odflache durch Kiefernſaat unter Beimiſchung zu 
bei der Neuregelung der Vergütungen gezeigt Roggen oder Hafer iſt in der angegebenen Weiſe 
haben wird. 2. Die weitere Ausbildung regelt in ſehr wohl möglich. Das Getreide kann ausreifen, 
jedem Einzelfalle der Oberforſtmeiſter. Sie ſollf muß aber zur Schonung Der Kiefernpflanzen etwa 
ſich nach Möglichkeit den neuen Beſtimmungen 20 cm uber dem Boden abgemäht werden. Er⸗ 
der Verfügung vom 6. September 1920 („Deutſche forderlich ſind 6 kg Kiefernſamen je Hektar. Die 
Forſt⸗Zeitung“ Nr. 39 für 1920 Seite 775 ff.) an⸗ Fichte kommt für derartige Flachen nicht in Be⸗ 


paſſen. Siehe Ziffer 28 dieſer Verfügung. tracht. Die Beiſaat an Getreide iſt auf leichtem 
Anfrage Nr. 9. Kiefernſaat unter Bet, Boden (Oedland) anderen Saatmethoden voc⸗ 
miſchung von Halmfrucht bei Aufforſtung von Cep, zuziehen. Sch. 
SE. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitterlungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Befehung gelangende Forſtdienſiſtellen Sienna ber hat ncht fell gewiriſchatet ud 


Preußen. bleibt bis auf weiteres in der Wohnung. 
Staats⸗-Forſtverwaltung! ). Todenhauſen, Oberf. Frielendorf. Geräumige Dienſt⸗ 


Oberförſterſtelle Ebergötzen (Hildesheim) kommt wohnung, elektriſches Licht wird gelegt. Homburg 
erſt nn 1. 78 . Die Be⸗ 9 km. Bahnhof, Arzt, Apotheke in Frielendorf: 
werbungsfriſt wird bis zum 1. Juli hinausgeſchoben. 2,5 km. Evangeliſche Kirche in Spiescappel, 2 km, 

Förſterſtelle Königsdorf, Oberf. Woidnig (Breslau), Höhere Schule in Homberg und Treyſa durch täg⸗ 
iſt zum 1. März zu beſetzen. Zur Stelle gehören: liche Bahnfahrt erreichbar. 0,36 ha Garten, 1,14 ha 
Dienſtwohnung, ca. 18,338 ha Dienſtland, 300 A Acker, 2,16 ha Wieſe. Nutzungsgeld und Dienſt⸗ 


Dienſtaufwandsentſchädigung. Bewerbungen ſind aufwandsentſchädigung werden neu feſtgeſetzt. 

bis zum 20. Februar einzureichen. Abernahmekoſten etwa 1200 &. a 
Im Regierungsbezirk Caſſel find folgende Wollrode, Oberf. Waldau. Dienſtwohnung mit elek⸗ 
Förſterſtellen zu beſetzen. triſchem Licht. Arzt, Apotheke in Guxhagen, 3,5 km. 
Zum 1. April: Evangeliſche Kirche in Wollrode. Höhere Schulen 


Mecklar, Oberf. Rothenburg⸗Oſt. Dienſtwohnung, E EE 
evangeliſche Kirche, Bahnhof. Hersfeld 7 km, e 13 Wief ) 5 e 
Bebra 6 km, daſelbſt Arzt, Apotheke und Kirche. oa ds tick 1 1 Wer Sch 
Höhere Schule durch tägliche Bahnfahrt. erreichbar. at 2. Ss 5 Wie , EE 
0,14 ha Garten, 0,94 ha Acker, 1,49 ha Ziele, nase ar 0 0 99 5 . HK. Der jetzige 
Dienſtaufwandsentſchädigung 400 4. Nutzungsgeld Bewerbungen für ſämtliche Stellen ſind bis zum 
wird neu feſtgeſetzt. Ubernahmekoſten etwa 15000 K. 25 Februar emzureichen f s 

Rottebreite, Oberf. Oberkaufungen. Geräumige Dienſt⸗ ` 5 Oktober: 
wohnung, altes Haus. Bisheriger Stelleninhaber Zum an RE un aa 
bleibt bis auf weiteres in der Wohnung. Nächſter] Yeilebrd, Oberf. Oedelsheim Geräumige Dienſt⸗ 
Ort Nieſte, 2 km, Caſſel 11 km. Bahnhof, Arzt, wohnung. „Bahnhof Offenſen, 2 km. Göttingen 
Apotheke, evangeliſche Kyrche in Oberkaufungen, 25 km. Höhere Schulen durch tägliche Bahnfahrt 
4 km. Volksſchule in Nieſte und Oberkaufungen. erieichbar. Arzt in Oedelsheim, 5 km, evangeliſche 
0,18 ha Garten, 2,43 ha Acker, 2,21 ha Wieſe. Kirche in Herſebeck. 0,95 ha Garten, 2,61 ha 
Nutzungsgeld und Dienſtaufwandsentſchädigung Acker, 1,98 ha Wieſe. Dienſtaufwandsentſchädigung 
werden neu feſtgeſetzt. Übernahmekoſten etwa und Nutzungsgeld wird neu feſtgeſetzt. Abernahme⸗ 


20 000 A. koſten etwa 15000 „. Bewerbungen find bis zum 
Schöneberg, Oberf. Hofgeismar. Dienſtwohnung mit 1. April emzureichen. 
elektriſchem Licht und Waſſerleitung. Bahnhof, Mittelbarer Staatsdienſt. 


Arzt, Apotheke, höhere Schule in Hofgeismar, Gemeindcoberförſterſtelle Kelberg, Kr. Adenau (Eifel), 

3,5 km. Evangeliſche Kirche und Volksſchule in iſt ſofort . n e Sé 

Schöneberg. 0,08 ha Garten, 1,86 ha Acker, 1,466 ha ſpäteſtens 10. März an den Landrat des Kreiſes 

Wieſe. Nutzungsgeld und Dienſtaufwandsent⸗ Adenau einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 

Foritgehitfe auf Privatdienſtvertrag für die Stadt⸗ 
forſt Hirſchberg 1. Schl. geſucht. Bewerbungsfriſt: 
24. Februar. Näheres ſiehe Anzeige. 


4) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 


Emmen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die Lan dwirtſchaftskammerdienſt. 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des Forſtſekretär für größere Verwaltung geſucht. Be⸗ 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ werbungen ſind an die Forſtabteilung der Land⸗ 
perdffentiuhte Cberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer wirtſchaftskammer Halle, Kaiſſerſtr. 7, zu richten. 
tt zu richen, in welchem Dienſta'ter der bisherige Näheres ſiehe Anzeige. 

Jubaber die ausgeſchriebene Oberſörſterſtelle erhalten | Forſtaſſeſſor geſucht. Bewerbungen find an die 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, Forſtabteilung der Landwutſchaftskammer für die 


erſchienene Buch koſtet 4 A und 30 % Teuerungs⸗ Provinz Schleſien, Breslau X, Matthiasplatz 4 IL, 
zuſchlag. zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 
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Perſonal nachrichten. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 

Hirche, Förſter o. R. i Bracht. Oberf Bracht, iſt am 
1. Jannar nach Mellnau, Oberf. Wetter⸗Oſt (Caſſel), 
verſetzt. 

Karges, Förſter in Oberndorf. Oberf. Burgjoß (Caſſel), 
iſt mit Wirkung vom 1. April 1920 an die neue Forſt⸗ 
ſchreiberſtelle der genannten Oberförnerei ubertragen. 

Maaß, Hegemeiſter in Berg⸗Dievenow, iſt vom 1. April 
an nach der Oberf. Putt (Stettin) verſetzt. 

Thieme, Hegemeiſter, zurzeit in Neubraa (Weſtpr.), iſt vom 
1. April an die Föͤrſterſtelle Klein⸗Mutzelburg, Oberf. 
Rieth (Stettin), übertragen. 

Wendt, Hegemeiſter, bisher in Dobelsheide, Oberf Sommerſin 
(Marienwerder), iſt vom 1. März an die Förſter⸗ 
ſtelle Heimig, Oberf. Schmiedefeld (Erfurt), ubertragen. 

Bergs, Hilfsſörſter in Dargen, Oberf. Koppelsberg, iſt am 
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1. 7 nach Pirbſtow, bert, Neukrakow (Köslin, 
verſetzt. 

Knoepffter, Hilfsförſter in Grünau, Oberf. Ullersdorf 
(Liegnitz), iſt unter Belaſſung in feiner jetzigen 
Beſchaftigung zum Förſter o. R. auf Probe ernannt. 

Sacchi, Forſtgehilſe in Wülfingerode, Oberf. Lohra, iſt am 
1. Februar nach Ershauſen, Oberf. Ershauſen (Erfurt), 


verſetzt. , 
Merklenburg-Schiyerin. 
von Blüder, Forſiaſſeſſor in Gelbenſande, tft zum Forſt⸗ 
meiſter in Gaedebehn bei Crwitz ernannt. 
Jahncke. Stationsjäger in Haſelholz, iſt nach Kleeſten bei 
Dobbertin verſetzt. 
Baden. 


Zu Forſtaſſeſſoren wurden ernannt die Forſtpraktikanten: 
Well aus Todtnau; Fleuchaus aus Karlsruhe; Kurz aus 

Karlsruhe; Meßmer aus Karlsruhe: Mühlbauer aus 

Neckargemund; Rinlenbach aus Freiburg, Stärk aus 
Orſingen: Stark aus Bruchſal. 


Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats-Revierförfter. 
Berichtigung. 

SI der Nachſchrift zu der Mitteilung des Vor⸗ 
ſtandes in Nr. 5 auf Seite 87 iſt in der 6. Zeile 
ein ſinnſtörender Druckfehler unterlaufen. Es 
muß heißen „Holzanſchlagen“ und nicht „Holz 
einſchlagen“, was hiermit berichtigt fein möge. 

Gi 


Nachrichten 
für den Verein Proußiſcher Staatsförſter 


Die preußiſche Staatsförſtergewerkſchaft und die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“. 
(Fottſetzung und Schluß.) 

Den Abſchluß unſerer durch die letzten Nummern 
laufenden Erörterungen muß nun leider noch eine 
perſönliche Ausemanderſetzung mit einigen Herren 
der neuen Veremsleitung bilden, namentlich mit 
Herrn Pfalzgraf. Er hat uns in ſeinem Artikel 
in Nr. 2 Lügen, Unwahrheiten, Verdrehungen, 
Unterſtellungen, Taktloſigkeit, Irreführung, Ge⸗ 
dächtnisſchwäche und Schlimmeres grundlos vor⸗ 
geworfen. — Recht bezeichnend für die Kampfes⸗ 
weiſe des neuen Kurſes. — Die meiſten dieſer 
Angriffe ſind bereits durch unſere ſachlichen 
Jeſtſtellungen zurückgewieſen und entkräftet; auf 
Einzelnes muß noch eingegangen werden. 

Jedem unparteiiſch denkenden Leſer wird ſich 


längſt die Überzeugung aufgedrängt haben, daß 


die Vorgänge gelegentlich der Berliner Delegierten⸗ 
verſammlung von uns überall ſachlich und keines⸗ 
falls übertrieben, in unſerem erſten Bericht ſogar 
mit einer ſehr großen Zurückhaltung, geſchildert 
worden ſind; ſelbſtverſtändlich unter dem Geſichts⸗ 
winkel unſerer Weltanſchauung. Wir brauchen 
daher nicht nochmals zu verſichern, daß alles nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen wiedergegeben iſt, und 
darum können uns auch keinerlei Beleidigungen 
der Gegenſeite treffen, um ſo weniger, als wir in 
allen dieſen Fragen ſehr viele Standesangehörige 
und Parlamentarier auf unſerer Seite wiſſen. 
Ebenſo ſind wir objektiv genug, zu verſtehen, 
daß die Gegenſeite in vielen Dingen eine andere 
Anſicht haben muß wie wir. Deshalb werden wir 
uns niemals vermeſſen, ſachliche Ausführungen 
anderer als unwahr zu bezeichnen. 

Es wird uns unterſtellt, daß wir darin einen 
falſchen Standpunkt einnähmen, daß der Ge- 
ſinnungswechſel im Staatsförſterſtande durch die 
Jüngeren und Füngſten hervorgerufen und getragen 
Ter, und daß dieſe auch jetzt die Führerſchaft bildeten. 


Sogar eine große Statiſtik wird aufgemacht, um 
unſere Behauptung zu widerlegen. Dabei werden 
die Gruppenvorſteher des alten Kurſes, die jetzt 
noch im Amte ſind, als Gegenbeweis angeführt. 
Das entkräſtet nichts, und wir halten unſere 
Anſicht nach wie vor aufrecht. Der engere 
Vorſtand wurde gebildet aus zwei E ohne 
Revier und zwei Forſtgehilfen; der hinzugewählte 
Hegemeiſter Grunow⸗Köln wurde von den Weſt⸗ 
provinzen als Vorſtandsmitglied präſentiert, ſeine 
Wahl wäre ſonſt nicht in Frage gekommen, ebenſo 
iſt Förſter Ludewig wider Erwarten in den ge⸗ 
ſchäftsführenden Vorſtand berufen, der ſomit bei 
Wahl aus fünf nicht endgültig Verſorgten und 
aus nur zwei älteren Herren beſtand, mit deren 
Wahl zunächſt gar nicht gerechnet worden war. Wenn 
man nun noch in Betracht zieht, daß, ſoweit wir 
unterrichtet ſind, die Angelegenheiten der Anwärter, 
Forſtſchreiber für Vor⸗ und Ausbildung, für 
Organiſation und Beamtenrecht, für Wirtſchafts⸗ 
land, für den Preſſeausſchuß und das Schatz⸗ 
meiſteramt in Händen von noch nicht endgültig 
angeſtellten oder doch verhältnismäßig jungen 
Herren liegt, ſo kann unſere Auffaſſung nicht 
beſtritten werden. Im übrigen. urteilt Jemand, 
der bereits in das ſiebente Lebensjahrzehnt ein⸗ 
getreten ut. über Lebensalter anders wie Herren, 
d erſt im dritten oder vierten Lebensjahrzehnt 
tehen. 

Wir kommen nun zu dem einzigen Fehler, 
den man uns in allen unſeren Mitteilungen über 
die Delegiertenverſammlung nachweiſen konnte. 
In einer zweiten Berichtigung, die uber dieſen 
Gegenſtand in der Nr. 45 hatte erfchernen ſollen, aber 
infolge der Nichtveröffentlichung des Aufrufes von 
Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg und Genoſſen 
entgegen unſerem Willen nicht zum Abdruck kam, 
heißt es darüber: 

Berichtigungen. 

„Unſer Bericht über die Delegiertenverſammlung 
des Vereins Preußiſcher Staatsförſter zu Berlin 
in Nr. 41, den wir ausdrücklich einen in jeder 
Beziehung unverbindlichen genannt haben 
und der auf Grund eigener Notizen im weſent⸗ 
lichen dem Gedächtnis nach von uns ſchnellſtens 
niedergeſchrieben worden iſt, hat, wie bekannt, 
bereits zu einigen Berichtigungswünſchen Anlaß 
gegeben. Die eme tatſächliche des Herrn Hilfs⸗ 
förſters Meyer, Eberswalde, abgedruckt in Nr. 42 
Seite 843, war erſt, als die Nummer faſt zum 
Druck fertig war, hier eingegangen. Da es bei 
Berichtigungen vor allem darauf ankommt, daß 
ſie ſchnell geſchehen, und weil wir Herrn Meyer 
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gern gefällig fein wollten, fo fügten wir fie noch 
in letzter Stunde ein, konnten ſie aber nicht mehr 
anders als im Vereinsteil unterbringen. Wir 
gingen auch von der Anſicht aus, daß die Be⸗ 
richtigung, die im weſentlichen doch für die Leſer 
beſtimmt iſt, die ſich für Angelegenheiten des 
Preußiſchen Staatsförſterſtandes intereſſieren, 
dort am eheſten geleſen würde. Mit dieſen 
Maßnahmen hat ſich der Herr Einſender nicht 
zufrieden erklärt, er wünſcht Aufnahme folgender 
neuen Berichtigung im redaktionellen Teil. 


In dem Artikel der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
in Nr. 41 über die letzte Delegiertenverſammlung 
des Vereins Preußiſcher Staatsförſter ſagt der 
Berichterſtatter im Anſchluß an die Beſprechung 
meines Referats über Vor⸗ und Ausbildung 
folgendes: 

„Er (Hilfsförſter Meyer) wies auf die große 
Gefahr einer dauernden Niederhaltung des 
Förſterſtandes nachdrücklich hin und ſtellte zum 
Schluſſe feſt, daß die gegenwärtige Zentral- 
forſtbehörde das Vertrauen des Förſterſtandes 
verloren hätte.“ 

Dieſe Darſtellung iſt unrichtig! 

Richtig iſt vielmehr, daß — nachdem nach 
mir noch fünf Redner geſprochen hatten — 
ſeitens des Herrn 1. Vorſitzenden eme von 
ſämtlichen Teilnehmern der Verſammlung an⸗ 
genommene Entſchließung verleſen wurde, die 
der preußiſchen Zentralforſtverwaltung ein⸗ 
ſtimmig das Mißtrauen des geſamten Förſter⸗ 
ſtandes beſcheinigt. 

Auf den Unterſchied zwiſchen Bericht⸗ 
erſtattung und Tatſachen hinzuweiſen, er⸗ 
übrigt ſich. 

Meyer, Hilfsförſter bei der Hauptſtation 

des forſtlichen Verſuchsweſens. 


Wir ſind inzwiſchen in den Beſitz des 
ſtenographiſchen Berichtes der Berliner Dele⸗ 
giertenſitzung gekommen und haben geſehen, daß 
Herr Meyer tatſächlich nicht geäußert hat, daß 
die gegenwärtige Zentralforſtbehörde das Ver⸗ 
trauen des Förſterſtandes verloren hätte, ſondern 
ſeinen Vortrag ſchloß mit einer ſcharfen Kampf⸗ 
anſage an die Staatsforſtverwaltung. Herr 
Meyer ſagte folgendes: 

„Sollte unſerer berechtigten Forderung nicht 
in dem Maße Rechnung getragen werden, wie 
wir es nach unſerer Anſicht im Staatsintereſſe 
für notwendig erachten, ſo können wir nicht 
verhehlen, daß ein ſcharfer Kampf gegen unſere 
Gegner geführt werden wird. Trotzdem werden 
wir dafür ſorgen, daß der Wald in dieſem 
Kampfe einen Schaden nicht erleidet. 

Und wir wiſſen auch, daß wir aus dieſem 
Kampfe als Sieger hervorgehen werden, weil 
es keinerlei ſachlich berechtigte Gründe gibt, die 
unſerer Forderung entgegenſtehen. Auf keinen 
Fall werden wir zugeben, daß man einen 
Beamtenſtand in geiſtiger Hinſicht herabdrücken 
will. Die preußiſche Zentralforſtverwaltung 
hat uns dieſen Kampf, den wir führen wollen, 
offen angeboten, und, meine Herren, wir werden 
ihn aufnehmen in ſchärfſter Art, in dem 
ehrlichen Bewußtſein unſeres unerſchütterlichen 
Rechts!“ 

Der ganze Fehler der Berichterſtattung liegt 
alſo darin, daß Redner nicht von einem ver⸗ 
lorenen Vertrauen geſprochen, ſondern eine 
Streitanſage in ſchärfſter Form zum 


Ausdruck gebracht hat. Uns erſcheint der Unter⸗ 
ſchied ſo unerheblich, daß es wahrlich keiner 
zweimaligen Berichtigung dieſes Gegenſtandes 
bedurft hätte.“ 

„Durchdiebeabſichtigte Veröffentlichung dieſer Bes 
richtigung wäre der Fall bereits im November 1920 
voll aufgeklärt worden. Wir geben, wie das 
jeder, der noch auf Ehre hält, tun wird— 
das Verſehen unbedingt zu und meinen, 
daß in einem unverbindlichen Bericht von 
zweieinhalb Seiten über eine dreitägige Ver⸗ 
ſammlung ſolch ein für das Ganze belangloſer 
Fehler ſehr wohl unterlaufen kann. Im übrigen 
haben wir niemals den Verſuch gemacht, hier 
abzuleugnen oder irgendwie zu beſchönigen. 
Dennoch wird von Herrn Pfalzgraf zum Schluß 
ſeines Artikels behauptet, wir hätten bei einer 
telephoniſchen Auseinanderſetzung zur He: 
dingung für unſere Emwilligung in der Zurück⸗ 
ziehung des „Aufrufes Neumann“ gemacht, daß 
auch die Berichtigung des Herrn Meyer nicht er⸗ 
ſcheinen ſollte. Dieſe Auffaſſung iſt ein Irrtum. 
Der Leiter unſeres Blattes, der von Herrn Pfalz⸗ 
graf um Gefälligkeiten gebeten wurde, hat in Sachen 
der zweiten „Berichtigung Meyer“ Bedingungen 
überhaupt nicht geſtellt. Er hat allerdings, und 
allein im Intereſſe des Förſterſtandes 
dringend anheimgegeben, dahin zu entſcheiden, 
daß von einer ebenfalls geforderten Berichtigung 
in der Steinbuſcher Angelegenheit abgeſehen würde, 
allein um dieſen der Geſamtheit ſchädlichen Fall 
nicht von neuem aufzurühren. Herr Pfalzgraf 
zeigte auch für dieſen Vorſchlag volles Ver⸗ 
ſtändnis. Unſer Schriftleiter hat dann weiter, 
und zwar lediglich im Intereſſe des Herrn 
Hilfsförſters Meyer, der noch unlängſt vor⸗ 
her bevorzugter Mitarbeiter unſeres Blattes war, 
angedeutet, daß es beſſer wäre, wenn auch deſſen 
Berichtigung zum zweiten Male nicht erſchiene. 
Es iſt bedauerlich, daß weder Herr Pfalzgraf noch 
Herr Meyer den Unterton, der in dieſem Rat 
lag, verſtanden haben. Uns und dem Leiter 
unſeres Blattes konnte die zweite Veröffentlichung 
der Meyerſchen Berichtigung mit unſeren Be⸗ 
merkungen dazu nur nützlich ſein, denn es lag 
in unſerem Intereſſe, die Belangloſigkeit des 
Verſehens ausdrücklich feſtzuſtellen. Für Herrn 
Meyer aber hätte die doppelte Berichtigung den⸗ 
ſelben Effekt gehabt wie ſein öffentlicher Dank 
in Nr. 45 des „Deutſchen Förſters“ auf Seite 410. 
Man hätte darüber gelacht. 

Herr Pfalzgraf beſchäftigt ſich weiter mit 
unſeren Bemerkungen zu den Ausführungen des. 
Abgeordneten Höfler. Ebenſo hat Herr Höfler 
ſelbſt einen längeren Artikel: „Zur Abwehr“ 
gegen unſer Blatt in Nr. 2 des „Deutſchen 
örfter8” erſcheinen laſſen. Für uns iſt der 
Gre Höfler und ſein Verhalten gelegentlich der 
Delegiertenverſammlung abgetan. Wenn der 
Herr und die ihm naheſtehen ernſtlich etwas 
beweiſen wollen, ſo ſollen ſie erſt einmal den 
genauen Wortlaut ſeiner verletzenden Außerungen 
über preußiſche Revierförſter veröffentlichen, aber 
nicht etwa abgeſchwächt und friſiert, ſondern in dem 
Wortlaute, den Herr Kammerſtenograph 
Drews in Berlin niedergeſchrieben hat. 
Der preußiſche Förſterſtand wird dann zu der 
Überzeugung kommen, daß die Auffaſſung der 
„Deutschen Forſt⸗Zeitung“ auch in dieſer Frage, 
die im übrigen auch von dem in Berlin an⸗ 
weſenden Vertreter der Revierförſter, Herrn 
Hennig⸗Neumühl, durchaus geteilt wird, die 
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richtige iſt. Herr Revierförſter Hennig wendete 
ſich zu Beginn des zweiten Verhandlungs⸗ 
tages gegen die Höflerſchen Beleidigungen; 
auch dieſe Abwehr iſt in dem Stenographiſchen 
Bericht der Delegierlenverſammlung geſtrichen 
worden. Über die Rede des Abgeordneten 
Gebhardt, die Herr Pfalzgraf ebenfalls verteidigt, 
erübrigt ſich unſererſeits jede weitere Bemerkung, 
nachdem der Abgeordnete Rhiel, Fulda, im 
Landtage (ſiehe Nr. 6 Seite 98/99) ſo erfreulich 
deutlich dazu Stellung genommen hat. 

Herr Pfalzgraf will ferner unſerem Gedächtnis 
nachhelfen und uns ſagen, daß der Verein 
Preußiſcher Staatsförſter bereits in der Delegierten⸗ 
verſammlung vom 30. November 1919 als 
Gewerkſchaft erklärt worden ſei. Das iſt uns 
genau bekannt. Wir haben auch, wo es nötig 
war, immer von der „neuen“ Förſtergewerkſchaft 
geſprochen, dem Gedankengang des Herrn Pfalzgraf 
folgend, daß er Ende September 1920 zu Berlin 
etwas „Neues“ und dem Förſterſtande völlig 
Unbekanntes geſchaffen habe. Auch an anderen 
Stellen ſeiner Angriffe hat er unſere Außerungen 
falſch aufgefaßt oder mißdeutet. 

Herr Pfalzgraf unterſtellt dem Leiter unſeres 
Blattes ſodann, er hätte kürzlich einem Kollegen 
gegenüber die Außerung getan: „Wie konnte 
Herr Pfalzgraf überhaupt zulaſſen, daß in einer 
Delegiertenverſammlung preußiſcher Staatsförſter 
ein Sozialdemokrat ſpricht.“ Darauf ſei er 
widert, daß Herr Pfalzgraf den Redereien einer 
Klatſchbaſe zum Opfer gefallen iſt. Der Leiter 
unſeres Blattes hat eine ſo unſinnige und für 
heutige Verhältniſſe geradezu kindiſche Außerung 
nicht getan. Hat es denn Zweck, ſolche Märchen, 
die den Stempel der Unwahrjcheinlichfeit auf der 
Stirn tragen, überhaupt zu veröffentlichen? 


Weiter kommt Herr Pfalzgraf nochmals auf 
die allein durch ſein Diktat vorzeitig beendete 
Lieferung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ im Ok⸗ 
tober 1920 zurück und will uns auch hier 
wiederum unzutreffende Darſtellung unterſchieben. 
Wir ſtellen demgegenüber feſt, daß unſere Er— 
tlärung in Nr. 44, 1920 eine einwandfreie Dar- 
ſtellung der in Betracht kommenden Verhandlungen 
gibt. Hier handelt es ſich um Wortklauberei und 
Rebenſächlichkeiten, über die ernſthaft nicht ge⸗ 
itritten zu werden braucht. Sehr bedauerlich aber 
ft, daß dem Herrn Gewerkſchaftsvorſitzenden nicht 
belannt iſt, daß Terror geübt wird, um Austritt 
aus dem Verein unmöglich zu machen. Es 
wäre ſeine Pflicht und müßte ihm in ſeiner 
Stellung ein Leichtes ſein, ſich von dieſen Vor⸗ 
tummniſſen zu überzeugen und entſprechende 
Gegenanordnungen zu treffen. 


Zum Schluß ſeines Artikels deutet Herr 
Pfalzgraf an, daß er noch mit weiterem Material 
dienen wolle, um „die Unhaltbarkeit der Auf⸗ 
faͤſſung über Wahrheiten“ unſererſeits zu beweiſen. 
Wir bitten Herrn Pfalzgraf dringend, das zu tun, 
denn uns liegt daran, endgültig emmal in dieſen 
Wuſt von Verleumdungen und Schlimmerem, was 
gegen uns im Walde herumſchwirrt, hineinzuleuchten 
und dieſe Machenſchaften durch Gegenbeweis zu 
zerſtören. Wir wiſſen ganz genau, daß man uns 
böswillig jedes Wort im Munde herumdreht, 
daß man vertrauliche Briefe, die der Leiter 
unſeres Blattes geſchrieben hat, unter Nicht⸗ 
achtung der jedem anſtändigen Manne inne⸗ 
wohnenden Schweigepflicht in der Welt 


dem Zuſammenhang geriſſen, was jeweils zur 
Schädigung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ etwa 
paſſend erſcheint, daraus entnimmt. Wir wiſſen, 
daß außerdem Lüge, Verleumdung und Klatſch 
dauernd im Gange ſind, um dem Förſterſtand 
ein verzerrtes Bild des Haſſes über die Tätigkeit 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, ihres Leiters und 
ſeiner Helfer zu geben, und das nur in der 
Abſicht, uns Schaden zufügen zu wollen, ohne 
dem Stande zu nutzen. 

Natürlich enthält die neueſte Nr. 5 des 
„Deutſchen Förſters“ wieder einen Angriff gegen 
uns, und zwar aus der Feder des Herrn Förſters 
Ludewig, Plicken. Wenig erfreulich iſt es uns, 
daß wir uns gerade gegen dieſen Herrn wenden 
müſſen. Sachlich auf ſeine Schreibereien ein⸗ 
zugehen, erübrigt ſich nach unſeren Auseinander- 
ſetzungen. Wir möchten nur feſtſtellen, daß 
Herr Ludewig ſich in dauerndem Wechſel ſeiner 
Meinung und Auffaſſung befindet. Im Jahre 
1919 nannte er den Leiter unſeres Blattes „eine 
wertvolle Kraft“, die ganz fur den preußiſchen 
Förſterſtand gewonnen werden müßte. Anfang 
1920 ſchrieb er in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, 
er wolle das Abonnement auf den „Deutſchen 
Förſter“ nicht erneuern und eine Preſſefehde gegen 
dieſen nicht weiter fortſetzen. Heute lieſt man 
alles ganz anders. Wir wollen daher Herrn 
Ludewig jetzt nicht Antworten, ſondern die Zeit 
abwarten, in der er wieder einmal anderen 
Sinnes geworden iſt. Dagegen aber müſſen 
wir uns kehren, daß Herr Ludewig uns 
unterſchiebt, wir hätten uns der Angelegenheit 
„Schellack“ als eines „gefundenen Freſſens“ 
bedient. Wir ſtellen feſt, daß die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ nichts gefunden hat, ſondern daß Herr 
Schellack ſelbſt unſer Gewährsmann iſt. Es iſt 
allerdings für die neue Vereinsleitung wie auch 
für Herrn Schellack bezeichnend, daß uns im 
jetzigen Stadium der Dinge von einem Mitgliede 
des engeren Vorſtandes der neuen Staatsförſter⸗ 
gewerkſchaft ſolch eine Zuſchrift zur Veröffent⸗ 
lichung übermittelt wird und ſeitens der Vereins⸗ 
leitung im Vereinsorgan erſt Mitteilungen er⸗ 
ſcheinen, nachdem wir von dem Briefe des Herrn 
Schellack Notiz genommen haben, alſo der Bruch 
nicht mehr zu verheimlichen geht. Herr Ludewig 
unterſtellt uns weiter, daß wir „anſcheinend im 
Wachen und Träumen“ nur Politik ſähen. Wir 
erwidern darauf, daß nicht die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ die Politik in den deutſchen Staatsförſter⸗ 
ſtand getragen hat, ſondern die Abgeordneten 
Höfler, und Gebhardt und mit ihnen die kurz⸗ 
ſichtige Leitung der neuen preußiſchen Staats⸗ 
förſtergewerkſchaft. 

Wir ſind am Ende unſerer Auseinanderſetzungen, 
die neben einer Feſtlegung unſeres Verhältniſſes 
zum preußiſchen Staatsförſterſtande viele Auf⸗ 
klärungen über alte Irrtümer und eine beweis⸗ 
kräftige Zurückweiſung der unbilligen 
Angriffe und Unterſtellungen der Herren 
Pfalzgraf und Genoſſen enthalten. Wir be⸗ 
tonen nochmals, daß wir zu dieſen Ausführungen 
allein zu unſerer Abwehr gezwungen worden 
ſind. — Von vielen Seiten iſt an uns und, wie 
wir hören, auch an die Gegenſeite der Wunſch 
gerichtet worden, zunutzen des Standes endlich die 
Streitaxt zu begraben. Wir ſind dazu bereit und 
drucken, hoffentlich als letzte, eine uns gewordene 
Zuſchrift ab, die rät, mit den unerquicklichen 


herum⸗ Auseinanderſetzungen endlich zu Ende zu kommen. 


zerrt, deren Inhalt mißdeutet und willkürlich aus! Die Einſendung lautet: 
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Offene Bitte an die Schriftleitung der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung “. 


Die bekannten Vorgänge im Staatsförſter⸗ 
verein haben zu einer Preßfehde zwiſchen der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ und dem „Deutſchen 
Förſter“ bzw. Einzelperſonen geführt, deren 

nde nicht abzuſehen iſt. Ich ſtehe zwar ſeit 
einer Reihe von Jahren dem Vereinsleben fern, 
ſchon weil mir meine Dienſtgeſchäfte hierzu 
nicht die Zeit laſſen, aber ich habe ſeinerzeit als 
Bezirksgruppen-Vorſitzender ſehr viele Kollegen 
kennen gelernt und bin überzeugt, daß mit mir 
der weitaus größere Teil der Kollegen einen 
Abſchluß dieſer unerquicklichen Auseinander- 
etzungen herbeiwünſcht. Offenbar beſteht dieſer 

unſch wie bei der „Deutſchen Forſt-Zeitung“ 
— wie ich vorausſetze — fo auch bei dem 
„Deutſchen Förſter“; das beweiſen die von 
ketzterem aufgenommenen, fehr anſprechenden 
Ausführungen meines alten Freundes, Hege⸗ 
meiſter Kraft⸗Kählenberg. 

Wir wollen doch bedenken, daß ſolche 
Streitereien naturgemäß einen immer ſchärferen 
Ton annehmen und zu ſteigender Erbitterung 
führen; wir müſſen uns vergegenwärtigen, 
welchen Eindruck ſie auf Außenſtehende machen 
müſſen und wie fie aufgegriffen und geſchuͤrt 
werden von denen, die dem Förſterſtande übel- 
wollen. Ich bin durchaus empfänglich für ein 
offenes, derbes Wort, wenn es von Mann zu 
Mann geſprochen wird, aber geſchrieben und 

edruckt macht es immer einen viel härteren 
Eindruck, als wie es gemeint iſt. 

Wir haben doch alle das gleiche Ziel, das 
Wohl unſeres Standes; nur die Wege zu ihm 
ſind nicht die gleichen. Der Teil der Förſter, 
auf den die allgemeine Unzufriedenheit und 
Unraſt beſonders eingewirkt haben, der ihnen 
durch das Wählen des jetzigen Vereinsvorſtandes 

laubte Ausdruck geben zu ſollen, wird vielleicht 
päter, wenn die von uns allen erſehnte Ruhe 
und Ordnung wiedergekehrt ſind, ſelber erſtaunt 
zurückdenken an die dann vergangene Zeit des 
Kampfes, und die Herren, die jetzt die Leitung 
des Vereins ın der Hand haben, werden mit 
der Zeit erkennen, wie hart im Raume ſich die 
Sachen ſtoßen, und daß auch fie nicht hinaus 
können über die Grenzen, die das Allgemeinwohl 
jedem Staatsbürger zieht. 

Meine Bitte an die Schriftleitung geht dahin, 
dem Streit ein Ende zu machen und nur, 
wenn es ganz unvermeidlich iſt, zu einer ganz 
kurzen Abwehr zu greifen. Ich bin überzeugt, 
daß auch der „Deutſche Förſter“ den Wunſch 
auf eine Fortſetzung nicht hat. Beide Blätter 
werden dann Raum haben zur Aufnahme von 
Aufſätzen, die bei den Leſern eine freundlichere 
Aufnahme finden werden als Artikel der be⸗ 
zeichneten Art. 


Niebeck, im Januar 1921. 
Michaelſen, verwalt. Revierförſter. 


Es ſoll nicht an uns liegen, wenn der Wunſch 
des von uns ſehr verehrten Herrn Revierförſters 
Michaelſen nicht in Erfüllung geht. Wir werden 
nach wie vor keinen Streit ſuchen und uns, wie 
früher, nur verteidigen, wenn man uns mit 
weiteren Anwürfen nicht verſchont. 


Die Schriftleitung. 
e 


Nachrichten des „Waldheil“. 
S E. V. zu Neudamm. 


Veröffentlicht unter Verantwortung 
des Vorſtandes, vertreten durch 
Johannes Neumann, Neudamm. 


f Sntzungen, Mitteilungen über die Zwecke 

SE? und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe⸗ 
material an jedermann umfonjt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 
an Verein „Waldbeil“, Neudamm Geldſendungen auf 
Poſtſcheckkonto 9140 „Waldheil“, e. V., Neudamm, beim 
Poſtſcheckamt Berlin NW. 7. 


Mitgliederverſammlung 1921. 
Die Mitgliederverſammlung für 1921 findet 
ſtatt am Montag, dem 21. Februar, nachmittags 


5½ Uhr, im Gaſthofe „Prinz von Preußen“ zu 
Neudamm. 


Tagesordnung: 

1. Erſtattung des Jahres- und Kaſſenberichtes. 

2. Bericht über die erfolgte Prüfung der Jahres⸗ 
rechnung und Kaſſe. 

3. Entlaſtung des Schatzmeiſters. 

4. Genehmigung des Haushaltsplanes für 
Geſchäftsjahr 1921. 

5. Beſchlußfaſſung über Satzungsänderungen in 
bezug auf Mitgliederaufnahmen, Beitrags⸗ 
erhöhung und Vereinfachung der Ausgabetitel. 

6. Beſchlußfaſſung über die Geſchäftsführung nach 
dem Ableben des bisherigen Vereinsſekretärs. 

7. Wahl des Ortes für die nächſte Mitglieder⸗ 
verſammlung. 

8. Verſchie denes. 

Der Mitgliederverſammlung geht eine um 
3 Uhr nachmittags beginnende Vorſtandsſitzung 
voraus. Nachher zwangloſes geſelliges Zuſammen⸗ 
ſein. Wir bitten um zahlreiches Erſcheinen der 
Herren Mitglieder. 

Neudamm, den 18. Januar 1921. 

Jacobi, 
Forſtmeiſter, Maſſin, Vorſitzender. 
Neumann, 
Geh. Kommerzienrat, Neudamm, Schatzmeiſter. 
C 
Mitteilung. 

Um einer Beunruhigung vorzubeugen und zu 
verhüten, daß der Verein „Waldheil“ durch den 
Austritt des ſtaatlichen Förſters Herrn v. Kurna⸗ 
towsky ſeine Lebensfähigkeit einbüßt, teile ich 
hierdurch mit, daß es mir ohne Mühe gelungen 
iſt, ein neues Mitglied für den Verein zu werben. 
Es iſt alſo für Erſatz geſorgt. 

Förſter Kaiſer, Liegnitz. 

Vë 
Nachrichten des Vereins 

für Privatforſtbeamte 


mn Deutſchlands. E. V. 
Geſchäftsſtelte zu Eberswalde, 
8 Schicklerſtraße 45. 

Fernſprechanſchluß: 

Amt Eberswalde Nr. 546. 

Mitteilungen uber Gründung, Zweck und 


das 


Weldſendungen nur an die Kaſjenſteile zu Neudamm 
unter Poſtſchecklonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


7016. Peters, Willi. Forſtgehilfe, zurzeit Barth i. Pomm. II. 

7017. G af von Wallwitz. Nicolaus, K. Wirkl. Geh. Rat und 
K Geſandter a D, Dresden, Parkſtraße 9b. XII. 

7018 Kahl, Wilhelm, Förſter, Manhagenerfeld, Poſt Lenſahn, 
Bo EE SE e 

7019. Mnockh, Johann, Forſtgehilſe. Förſterei Plau, Bol: 
Thiemendorf, Kreis Croſſen a. O. . 7 LG 
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7020. Kleeberg, Walter, Hilfsförſter, Fh. Wildermann, Poſt 
Müncheberg, Kreis Lebus. XI. a 

7021. Dannullis, Chriſtoph, Forſtgehilfe, Piktupönen, Kreis 
Pogenen, Memelland. I. 

7022. Senſt, Ewald, Gaſtwirt, Trechwitz, Poſt Groß ⸗Kreutz, 
Kreis Zauch⸗Belzig. IX. a 

7023. Möller, Heinrich, Förſter, Roeſt, Poſt Kappeln a. d. Schlei, 
Kreis Flensburg, Land IV. 

7024. Ollmann, Karl, Revierjäger, Gudow in Lauenburg, Kreis 
Lauenburg. IV. . 

7025. Könnecke, Guſtav, Förſter, Schiverinsburg, Poſt Löwitz, 
Kreis Anklam i Pomm. II. 

7026. Florack, Ferdinand, Förſter, Fh Dyck, Poſt Bedburdyck, 
Kreis Grevenbroich. V. 

7027. v. Scheffer, Adolf, Forſtaufſeher, Dickſtrauch, Poſt Kontopp, 
Kreis Grünberg i. Schl VIII 

7029. Neumann. Heinrich, Hilfsforſter, Zyrowa, Kreis Gr. ⸗ 
Strehlitz, Oberſchleſien. VI. 

7030 Füllgrabe, Cruſt, Forſtaufſeher, Lonau bei Herzberg 
a Harz. XVI 

7031. Köckert, Georg, Revierförſter, Ihlow, Poſt Schulzendorf, 
Kreis Oberbarnım IX , 

7082. Prinz Heinrich XXXII, Reuß j. L., Durchlaucht, Trebſchen, 
Kreis Züllichau IX. 

7033. Thamer, Heinrich, Forſtaufſeher, Verfa, Poſt Lingelbach, 
Kreis Ziegenhain. XIII. 


* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Zawade, Paul, Förſter, Jamm, Poſt Bankau, Kreis Nofenberg, 
Oberſchleſien 

Schautz, Joſef, Forſtgehilfe, Hausdorf, Kreis Neurode. 

Bern, Julius, Hilfsjaͤger, Jersbeck, Poſt Bargteheide, Kreis 
Stormarn, Holſtein. 

Gebauer, Cberhard, Forſtſekretär, Kreis 
Reichenbach. 

Side Rudolf, Forſtmeiſter. Mönchstypingen, Schwaben. 

setrich, Alfred. Hilfsförſter, Bucha bei Wiehe, Prov Sachſen. 

Deuter, Willi, Privatforſtgehilfe, Poſſeck, Kreis Olsnitz 1. Sachſen 
1. Vogtlande. 

Neher, Auquſt, Forſtaufſeher, Neudörfchen, Kreis Marienwerder, 
Weſtpreußen. 


Vudnus, Karl, Darſikow bei Rägelin, Kreis 
Neuruppin. 


Bartnick, Richard, Forſtgehilfe, Brockau, Kreis Breslau. 

Heinrich, Fritz, Hegemeiſter, Hinzenhagen, Poſt Lalendorf, 
Mecklenburg⸗Schwerin. 

Domſcheit, Friedrich, Waldwärter, Gr.⸗Bäbelin, Poſt Serrahn, 
Mecklenburg⸗Schwerin 

Schmidätz, Wilhelm, Förſter, Brannenburg, Oberbayern. 

. . Sach Forſtverwalter, Forſthaus Vachau, Poſt Rade⸗ 
erg, en. . 


S 


Bildung von Ortsgruppen innerhalb ber 

Bezirksgruppe Oſt⸗ und Weſtpreußen (1). 

Um das Vereinsleben zu heben, iſt es notwendig 
geworden, Ortsgruppen zu bilden. 

Der Beſuch der Bezirksgruppenverſammlungen 
verurſacht Mitgliedern, welche weitab von größeren 
Orten wohnen, eine Menge Unkoſten. Aus dieſem 
Grunde bleiben viele Mitglieder den Bezirks⸗ 
gruppenverſammlungen fern. 

Die Mitglieder öfter zuſammenzurufen, ohne 
dieſelben in Unkoſten zu ſtürzen, können wir nur 
auf dem Wege der Ortsgruppenbildung erreichen. 

Da in Oſtpreußen Kreiſe ſind, in welchen 
überhaupt kein Privatwald iſt, ſo gibt es doch 
Kreiſe, in welchen 30 bis 40 Privatforſtbeamte 
wohnen. 

Vom Vorſitzenden der Bezirksgruppe iſt nun 
geplant, dieſe Kreiſe, in welchen mehr Privatwald 
iſt, zu Ortsgruppen zuſammenzuſchließen, und 
zwar wie folgt: 1. „Ortsgruppe Samland“, die 
Kreiſe Königsberg und Fiſchhauſen, 2. „Orts⸗ 
gruppe Pr.⸗Eylau“, die Kreiſe Pr.⸗Eylau, Fried⸗ 
land und Heiligenbeil, 3. „Ortsgruppe Gerdauen“, 
die Kreiſe Raſtenburg, Angerburg und Gerdauen, 
4. „Ortsgruppe Oberland“, die Kreiſe Pr.⸗ 
Holland, Mohrungen, Oſterode und Elbing, 5. „Orts⸗ 
gruppe Weſtpreußen“, die Kreiſe Stuhm und 
Roſenberg. 

Die Aufrufe zur Gründung dieſer Ortsgruppen 
werden in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ von den 


Oberlangenbielau, 


Waldwärter, 


Herren, welche die Vorarbeiten übernommen 
haben, veröffentlicht. 
Forſth. Damerau, den 2. Februar 1921. 
Der Vorſitzende: Schlicht, Oberförſter. 
J 
Bezirksgruppe Hannover und Oldenburg (X). 


Einladung 

zur Mitgliederverſammlung am Montag, dem 

21. Februar, vormittags 11 Uhr, im Sitzungs⸗ 

ſaale der Landwirtſchaftskammer in Hannover. 

Leopoldſtraße 12/13. 
Tagesordnung: 

1. Beſprechung des neuen Beſoldungstarifes 
(läuft mit dem 1. Juli d. J ab). 

2. Beſchlußfaſſung über Annahme von Forſt⸗ 
lehrlingen. 

3. Forſtliche Fortbildung und Forſtlehrgänge. 
Berichterſtatter: Oberförſter Steffens, Leiter der 
Forſtabteilung der Landwirtſchaftskammer. 

4. Neuwahl des Förſterausſchuſſes. 

5. Beſchlußfaſſung über eine Sommerverſammlung 
mit Ausflug. f 

6. Vereinsangelegenheiten und Anträge. 

7. 1 forſtlicher und jagdlicher Tages⸗ 
ragen. 

Mit Rückſicht auf die Bedeutung der Punkte 

1 und 2 iſt es unbedingt nötig, daß alle Mit⸗ 

glieder in ihrem Intereſſe erſcheinen. 

Der Vorſitzende: Keeſe. 
7 
Bezirksgruppe Freiſtaat Sachſen (XII). 
Am 22. März findet die Reviergehilfenprüfung 
ſtatt. Anwärter haben nachzuweiſen: 

a) dreijährige vorſchriftsmäßige Lehrzeit, 

b) daß derſelbe nicht über 21 Jahre alt, und 

c) der Lehrherr Mitglied des Vereins iſt. 

Dem Geſuche der Zulaſſung find beizufügen: 

1. Schulzeugniſſe, 

2. Lebenslauf, 

3. Revierbeſchreibung mit Beglaubigung des 
Lehrherrn, daß Geſuchſteller dieſelbe ohne 
fremde Hilfe angefertigt hat. Geſuche ſind 
bis 25. Februar an Unterzeichneten einzu⸗ 
reichen. Ort und Zeit der Prüfung wird 
ſpäter bekanntgegeben. 

Es wird gebeten, ſämtliche Forſtſcholaren der 
Prüfung zuzuführen, da ohne dieſelbe, nach fünf⸗ 
jähriger Gehilfenzeit, die Förſterprüfung nicht ab⸗ 
gelegt werden kann. 

Forſtwirtſchaftliches Büro Weinböhla, den 
3. Februar 1921. 
W. Dreßler, Oberförſter a. D., Vorſitzender. 
> 


Ortsgruppe Nedlinghaufen und Umgebung. 

Am Freitag, dem 18. Februar, nachmittags 
4 Uhr, findet im Gaſthof Kolk in Haltern eine 
Ortsgruppenverſammlung ſtatt. 

Tagesordnung: 
1. Des Förſters Landwirtſchaft. 
wünſcht). 
2. Wie werden bei Übernahme der erſten Förſter⸗ 
ſtelle wirtſchaftliche Erleichterungen geſchaffen? 
3. Gehaltstarife. 
4. Verſchiedenes. 

Alle Mitglieder mit Damen werden gebeten, 
an der Verſammlung teilzunehmen. Nach Schluß 
der Sitzung gemütliches Beiſammenſein. 

Der Vorſtand: J. A.: Berkenheger. 


(Vortrag er⸗ 
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Ortsgruppe Belzig. 

Die am 15. September 1920 nach Beelitz⸗Heil⸗ 
ſtätten (von Schammſches Lokal) einberufene Mit⸗ 
glieder⸗Verſammlung eröffnete der Vorſitzende um 
280 unter Begrüßung der Teilnehmer. Erſchienen 
waren 17 Mitglieder und ein Gaſt. Bedauert 
wurde das Fehlen der Revierverwalter. Förſter 
Reiß, Hagelberg, ſprach ausführlich über die 
Hauptverſammlung in Fulda. Vorſitzender dankte 
für die Berichterſtattung. Zum Forſtarbeiter⸗ 
Lohntarif, insbeſondere Akkord⸗Lohnſatze, empfiehlt 
der Vorſitzende einen Zuſammenſchluß der Wald: 
beſitzer zu einem gemeinſamen Lohntarif, der 
unter Hinzuziehung der Betriebsbeamten beraten 
wurde. Verſchiedenes: An Stelle des ſein Amt 
niederlegenden Kollegen Fr. Wehlhaſe, Wieſen⸗ 
burg, wurde Förſter Metzner, Spring, als ſtellv. 
Kaſſenführer einſtimmig gewählt. Derſelbe nimmt 
die Wahl an. Die nächſte Verſammlung findet 
in Wieſenburg ſtatt. Vor Schluß der Sitzung 
ſprach ein Herr Schroedter über die Provinzial⸗ 
Lebensverſicherungs-Anſtalt Brandenburg, und 
folgten die Anweſenden den Ausführungen mit 


Intereſſe. f 
Breuer, Vorſitzender. Nielſen, Schriftführer. 
— 


Nachrichten des Vereins 
preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 

Müller, Meſchede. 

Vericht über die außerordentliche Mitglieder⸗ 

verſammlung in Caſſel am 28. Januar 1921. 
Veranlaßt durch den Aufruf zur Gründung eines 

Vereins mittlerer und unterer Kommunalforſt⸗ 

beamten, fanden ſich am 28. d. Mts., nachmittags 

2,30 Uhr, etwa 90 Kommunalforſtbeamte aus allen 

Teilen Preußens zuſammen. 

Die Verſammlung wurde von Stadtförſter 
Müller, Meſchede, mit einer kurzen Anſprache er⸗ 
öffnet. Nachdem die Herren Staatsförſter Pfalz⸗ 
graf, Vorſitzender des Preußiſchen Staatsförſter⸗ 
vereins, und Förſter Puſch, Vorſitzender des 
Deutſchen Privatforſtbeamtenvereins, über die 
Zwecke und Ziele des Deutſchen Förſterbundes be⸗ 
richtet hatten, ſprach der Geſchäftsführer des 
„Komba“, Herr Behrens, über den Aufbau des 
Komba und die Vorteile, die den Kommunalforſt⸗ 
beamten durch Anſchluß an ihn erwachſen würden. 

In weiteren Ausführungen der Verſammlungs⸗ 
teilnehmer wurde dann feſtgeſtellt, daß die 
Kommunalforſtbeamten unbedingt Anſchluß an 
eine größere Beamtenorganiſation ſuchen müßten. 

Es wurde alsdann folgendes beſchloſſen: 

1. Antrag Lichtenberg: „Gründung eines Ver⸗ 
bandes Preußiſcher Kommunalforſtbeamten.“ 
Annahme erfolgte einſtimmig. 

2. Antrag Budde: „Die bisherigen Bezirksgruppen⸗ 
vorſitzenden haben ihre Mitglieder einzeln dem 
Komba anzumelden und damit dem Komba 
zuzuführen.“ Annahme erfolgte einſtimmig. 

3. Antrag Buttgereit: „Die Mitglieder haben ſich 
damit einverſtanden zu erklären, daß von dem 
Komba eine Arbeitsgemeinſchaft mit dem 
Deutſchen Förſterbund herbeigeführt wird. Der 
Führer der Fachgruppe der Forſtbeamten des 
Komba iſt zu ſämtlichen Arbeiten mit dem 
Förſterbund heranzuziehen.“ Der Antrag wurde 
einſtimmig angenommen. 

4. Antrag Finſterwalder: „Der Vorſtand des auf⸗ 
gelöſten Vereins Preußiſcher Kommunalforſt⸗ 


beamten übernimmt die Geſchäfte des neuen 
Verbandes.“ Der Antrag wurde einſtimmig 
angenommen. 
Caſſel, den 28. Januar 1921. 

Müller, Stadtförſter. 


* 


Beſchlüſſe der außerorde ntlichen Mitglieder⸗ 

verſammlung in Caſſel. 

Auf der Tagesordnung der heutigen außer⸗ 
ordentlichen Mitgliederverfammlung(Abgeordnieten- 
tag) des „Vereins Preußiſcher Kommunalforſt⸗ 
beamten, eingetragener Verein“, die der Vorſtand 
durch beſondere Einladungen der Mitglieder durch 
Belanntmachung in Nr. 2 der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ vom 9. Januar 1921 nach dem Saale des 
„Hackerbräu“, hier, einberufen hatte, fand die 
Beſchlußfaſſung über folgende Anträge des Vor⸗ 
ſtandes: 

1. Auflöſung des Vereins, 

2. Verwendung des Vereinsvermögens, 
ſtatt. Nach eingehender Beſprechung der Ver⸗ 
handlungsgegenſtände wurde von den erſchienenen 
60 Mitgliedern, die insgeſamt 854 Stimmen ver⸗ 
traten, mit 711 gegen 143 Stimmen beſchloſſen, 
den Verein aufzulöſen. 

Es wurde einſtimmig beſchloſſen: 

a) zum alleinigen Liquidator den Vorſitzenden des 
Verwaltungsvorſtandes, Herrn Stadtförſter 
Müller in Meſchede, zu beſtellen; 

b) das nach Deckung aller Verbindlichkeiten ver⸗ 
bleibende Vereinsvermögen beim Mangel des 
Beſtehens von Wohlfahrtseinrichtungen für 
preußiſche Kommunal⸗Forſtbeamte den zur Zeit 
der Auflöſung vorhandenen Mitgliedern zu 
gleichen Teilen zuzuweiſen; 

c) alle Bekanntmachungen des Vereins in Liqui⸗ 
dation in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ und im 
„Deutſchen Förſter“, falls dieſe Zeitungen ein⸗ 
gehen, im „Deutſchen Reichsanzeiger“ erſcheinen 
zu laſſen. 

Caſſel, den 28. Januar 1921. 

gez. Müller. gez. Gebbers. 
CH 
Beitritt zum Komba. 


Im Verfolg der auf der Gründungsverſammlung 
in Caſſel gefaßten Beſchlüſſe bitte die Herren Be⸗ 
zirksgruppenvorſitzenden, ſchon jetzt die Verbindung 
mit dem Vorſtande der Bezirksgruppen des Komba 
wegen Überführung unſerer Mitglieder in den 
Komba herzuſtellen. Es iſt vor allen Dingen in den 
Bezirksgruppen feſtzuſtellen, welche Mitglieder 
dem Komba ſchon angehören und welche Mitglieder 
noch angeſchloſſen werden müſſen. 

Über alles Weitere erfolgt Nachricht in der 
nächſten Nummer. 

Meſchede, den 31. Januar 1921. 

. Müller, Stadtförſter. 


Eingaben betr. Beſoldungs angelegenheiten. 
Ich mache die Herren Mitglieder darauf auf⸗ 
merkſam, daß alle Beſoldungsangelegenheiten uſw. 
betreffenden Eingaben vorläufig noch durch die 
Herren Bezirksgruppenvorſitzenden nach hier ein⸗ 
zureichen ſind. Ich werde dieſe dann dem Komba 
zur weitere Veranlaſſung überſenden. 
Meſchede, den 31. Januar 1921. 
Müller, Stadtförſter. 
F 
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Betrifft Geldforderungen 
an den Verein Preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 

Alle Geldforderungen, die noch an den Verein 
Preußiſcher Kommunalforſtbeamten zu richten ſind, 
bitte ich mir bis zum 1. März 1921 zugehen zu laſſen. 
Alle nach dieſem Termin eingehenden Rechnungen 
können nicht mehr erledigt werden. 

Meſchede, den 1. Februar 1921. 

Müller, Stadtförſter. 
. 
Vereins beiträge. 

Die Vereinsbeiträge für 1920 ſind auf das 
Konto des Vereins Preußiſcher Kommunalforſt⸗ 
beamten bis 1. März 1921 beim Sauerländiſchen 
Bankverein A.⸗G. in Meſchede einzuzahlen. Es iſt 
hierbei anzugeben die Zahl der Mitglieder 

der Beſoldungsgruppe 10 

„ Beſoldungsgruppen 8 und 9, 
6 und 7, 
4 und 5, 
2 Se 1 bis 3. 

Beiträge, die bis zum 1. März d. J. noch nicht 
eingegangen ſind, muß ich gerichtlich einziehen. 

Uber die Beiträge für 1921 erfolgt beſondere 
Bekanntmachung. 

Meſchede, den 1. Februar 1921. 

Müller, Stadtförſter. 


2 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 

Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Cimſender. 
Vereinigung mittlerer Forſtbeamten 
Anhalts. 

Am Sonntag, dem 6. März, 10 Uhr vor⸗ 
mittags, findet in Deſſau im Hotel „Kalſerhof“ 
die diesjährige Hauptverſammlung ſtatt. 

Tagesordnung: 
1. Geſchäftsbericht. 


IL H 
Ui HI 


2. Beſoldungsreform Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung, Stellenausgleichszulage, Brennholz. 
Wirtſchaftsland. 

3. Deutſcher Förſterbund. 

4. Vereinsblatt. 

5. Vor⸗ und Ausbildung. 

6. Neue Jagdordnung. 

7. Satzungsänderungen. 

8. Erhöhung der Vereinsbeiträge. 

9. Sterbekaſſe. 

10. Ehrentafel für die im Weltkriege gefallenen 
Kollegen. 

11. Tätigkeit des Arbeitsausſchuſſes des Landes⸗ 
verbandes der Beamten⸗Vereine in Anhalt. 

12. Verſchiedenes. 


Bei der Wichtigkeit der Beratungsgegenſtände 
iſt es erwunſcht, daß ſämtliche Vereinsmitglieder, 
ſoweit es das Intereſſe des Dienſtes geſtattet, an 
der Verſammlung teilnehmen. Alle am Vor⸗ 
abend des Verſammlungstages in Deſſau an⸗ 
weſenden Kollegen treffen ſich von 8 Uhr ab im 
Ratskeller. 


Der Hauptvorſtand: Grimm, Vorſitzender. 
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Verein mittlerer Staatsforſtbeamten 
Sachſens. 
Bezirksgruppe Grimma. 

Am 29. Januar 1921 fand in Leipzig eine 
Verſammlung ſtatt, die von 14 Kollegen beſucht 
war. 1. Die Ergebniſſe der Verhandlungen in 
der Vertreterverſammlung am 22. Januar 1921 
zu Chemnitz wurden bekanntgegeben. 2. Verleſung 
des Kaſſenberichts vom Bezirk auf 1920, Kollege 
Tauchnitz und Wendſchuh prüfen denſelben. 3. Ver⸗ 
ſchiedene Wünſche und Anregungen der Herren 
Kollegen wurden beſprochen, die dem Vereins⸗ 
vorſtand durch den Vertrauensmann zur weiteren 
Bearbeitung überſandt werden ſollen. 

Benndorf, Vertrauensmann. 


Inhalts- Verzeichnis dieſer Rummer: 

Ermittelung angemeſſener Akkordſätze im Holzſchlag durch Probe⸗Aufarbeitungen. 113. — Auflöſung und Neuorientierung 
des Vereins preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 117. — Parlaments- und Vereinsberichte. 119. — Geſetze, Verordnungen und 
Crkenntniſſe. 121 — Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 123. Forſtwirtſchaftliches 125. Brief⸗ und Fragekaſten. 126. — 
Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 127. — Vereinszeitung: Verein Preußrſcher Staats⸗Revierförſter. 128. — 
Nachrichten fur den Verein Preußiſcher Staatsförſter. 128. — Nachrichten des „Waldheil“, E. V, zu Neudamm. 131 — 
Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. E. V. 131. — Nachrichten des Vereins preußiſcher Kommunal⸗ 
Forſtbeamten. 133. — Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 134. 


Fur die Redaktion: Okonomterat Bodo Grundmann. Neudamm. 


Dringliche Mitteilungen und Vereinsnachrichten, die in nächſtfälliger Nummer zur Veröffent⸗ 
lichung gelangen ſollen, müſſen am Sonnabend der vorhergehenden Woche. alſo acht Tage vor dem 
Ausgabedatum jeder Nummer, eingegangen ſein. Perſonalnachrichten, Stellenausſchreibungen, 
Verwaltungsänderungen und Anzeigen können noch bis Montag früh Aufnahme finden. 
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Die preußiſchen Staatsförſter und der Gewerkſchaftsgedanke. 


Wenn man ſich den preußiſchen Staats⸗ 
förſter vergegenwärtigt, wie er vor dem Kriege 
überall in der Offentlichkeit, auch bei militäriſchen 
und patriotiſchen Feſten, in die Erſcheinung 
getreten iſt, ſo wird jeder Unbefangene dem 
Förſterſtande das Zeugnis ausſtellen, daß er 
etwas Ariſtokratiſches an ſich hatte, und darin 
iſt es auch begründet, daß ſein ſoziales An⸗ 
ſehen weſentlich größer war, als es, gemeſſen 
mit dem Maßſtabe der Stellung, an ſich hätte der 
Fall ſein können, ohne dieſe der ihr gebührenden 
Achtung zu berauben. Die Gründe hierfür 
waren zum Teil in den einzelnen Perſönlichkeiten 
ſelbſt zu ſuchen, aber es iſt auch unbeſtreitbar, 
daß der alte, heute ſo ungeheuer verſchriene 
Militarismus doch ein Erkleckliches dazu bei⸗ 
getragen hat, das Anſehen des Standes durch 
die erzieheriſche Wirkung für das Leben, wie 
ſie nur den Jägerbataillonen eigen geweſen iſt, 
zu heben. 

Das Oberjägerkorps muß mit einem andern 
Maßſtabe gemeſſen werden, wie er ſonſt im 
allgemeinen an das im übrigen durchaus hoch 
zu ſchätzende Unteroffizierkorps angelegt worden 
iſt. Wenn auch der geſellſchaftliche Abſtand 
zwiſchen den aktiven Jägeroffizieren und Ober⸗ 
jägern ein großer war, ſo führten doch viele 
Brücken herüber und hinüber, die namentlich 
durch die gemeinſchaftlichen Beziehungen zu 
Wald und Jagd, aber auch durch das glänzende 
kameradſchaftliche Verhältnis geſchlagen wurden, 
wie es ſich im Frieden während des Tages⸗ 
dienſtes, bei Felddienſtübungen und Manövern, 
beſonders aber im Kriege 1870/71 und in dem 
hinter uns liegenden Weltkriege erſt recht 
offenbart hat. Die gemeinſchaftlichen Erlebniſſe 
in Krieg und Frieden, das Teilen von Freud 
und Leid hat beſonders die Gemeinſchaft zwiſchen 
aktwen Jägeroffizieren und Mannſchaften mit 
einem feſten Kitt verbunden, und geradezu 
rührend war es vielfach, wenn man die Ge⸗ 
legenheit hatte, zu beobachten, wie die alten 
Generale, die einſt den Jägerrock getragen 
hatten, die preußiſche Förſteruniform ſtets hoch⸗ 
ſchätzten. 


An dieſem harmoniſchen Verhältnis ver⸗ 
mochte auch die für manchen bittere Tatſache 
nichts zu ändern, daß den gelernten Jägern, 
welche die wiſſenſchaftliche Vorbildung für den 
Einjährig⸗Freiwilligen⸗Dienſt hatten, der Weg 
zum Reſerveoffizier verſperrt war, obgleich 
kein Wort darüber zu verlieren iſt, daß die 
ſoziale Stellung der Königlichen Förſter ſchon 
längſt einer derartigen Beförderung nicht ent⸗ 
gegenſtehen konnte und es deshalb bei dem 
Vorhandenſein der Qualifikation eigentlich ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſein mußte, daß ihr militäriſches 
Können im Offizierkorps unſerer einſt ſo ſtolzen 
Armee ſich früher hätte verwerten laſſen, als es 
geſchehen iſt. | 

Die Vorgeſetzten der Förſter waren immer 
die Oberförſter, wenn auch in der früheren 
Zeit unter anderm Namen. Damals hat 
zwiſchen dieſen beiden Beamtenklaſſen ein wahr⸗ 
haft patriarchaliſches Verhältnis beſtanden, 
welches den Strömungen der modernen Zeit 
nicht ſtandhalten konnte. Der Bildungsgrad 
hat ſich bei Oberförſtern und Förſtern gehoben, 
und wenn man nun hätte erwarten dürfen, 
daß gerade hierdurch das Zuſammengehbrigkeits- 
gefühl eine Stärkung erfahren mußte, ſo iſt 
aber gerade das nicht eingetreten, und den 
beſten Beweis hierfür erbringt der Stand der 
Dinge in der heutigen Zeit. 


Wo eine Entfremdung eintritt, müſſen 
natürlich Gründe vorliegen, die auf der einen 
oder andern oder auch auf beiden Seiten zu 
ſuchen ſind. Die Tatſache ſteht feſt, daß die 
Fäden, welche ſich zwiſchen den gelernten Jägern 
und den aktiven Jägeroffizieren geſponnen 
haben, durch die ſtraffe Diſziplin, wie ſie ſtets 
in der Armee geherrſcht hat, nicht zerriſſen 
werden konnten, weil der Verkehr zwiſchen 
Offizieren und Mannſchaften der Herzlichkeit 
nicht entbehrte, und das muß es doppelt auf⸗ 
fällig erſcheinen laßfen, daß in der großen 
grünen Praxis zwiſchen Oberförſtern und 
Förſtern ein derartiges Verhältnis zu den 
Seltenheiten gehörte. 
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Ganz auffallenderweiſe waren die Be⸗ Sünde gegen den Geiſt, welcher auch in 
geingen zwiſchen den Oberförſtern, die aus dem | preußifchen Landen das Beamtentum ſchon 
Feldjägerkorps hervorgegangen find, und den] längſt hätte beherrſchen müſſen, daß der Vor⸗ 
ihnen nachgeordneten Forſtbeamten im allgemeinen geſetzte, wo er ſeinem Untergebenen außer 
beſſere, denn es gehörte zu den Seltenheiten, Dienſt und geſellſchaftlich begegnet, ihn als 
daß in dieſen Oberförſtereien unliebſame Vor⸗ Gleichberechtigten zu betrachten hat, 
kommniſſe zu verzeichnen waren. weil daraus ſich das gegenſeitige Achtungs⸗ 

Wir haben eine Zeit durchlebt, die im verhältnis von ſelbſt hätte ergeben müſſen. 
Zeichen der ungeheuren Schwäche geſtanden Hier hat der Oberförſterſtand dem Förſter⸗ 
hat, daß ein Menſch in der ſogenanten beſſeren jtande meiſtens das verſagt, was er ihm 
Geſellſchaft des Zivillebens, wenn er nicht entgegenbringen mußte, und dieſer Erkenntnis 
gerade Referendar oder Aſſeſſor war, nur An⸗ ſollte er ſich heute nicht verſchließen. Daß 
ſehen hatte, wenn er das „Leutnant d. R.“ aus dieſen Verhältniſſen nichts Gutes entſtehen 
auf ſeine Viſitenkarte drucken laſſen konnte, konnte, war bei dem, welcher unbefangen den 
was nebenbei bemerkt für den Zivilgebrauch Verhältniſſen gegenübergeſtanden hat, auch ohne 
nicht einmal zuläſſig war, und dieſe Epoche mit prophetiſchem Geiſt begabt zu ſein, nicht 
der falſchen Einſchätzung des Menſchenwertes zweifelhaft. Es war alles nur eine Frage der 
iſt, ſoviel man auch dagegen ſprechen möge, Zeit, und die Zertrümmerung des Staates war 
mit von entſcheidender Bedeutung, daß Ober⸗ eine Gelegenheit, welche zur Auseinanderſetzung 
förſter und Förſter im preußiſchen Staatsdienſte führen mußte. 
ſich immer mehr voneinander entfernten, bis Heute iſt der Wendepunkt eingetreten, aber, 
ſie ſich nicht mehr verſtehen konnten. Nichts wie immer, wenn revolutionäre Zeitverhältniſſe 
vermag die Tatſache zu verwiſchen, daß die die freie Betätigung möglich machen, wird der 
Oberförſter, die ihre militäriſche Dienſtzeit Maßſtab verloren, wo die berechtigten Grenzen 
meiſtens bei den Jägerbataillonen ableiſteten für jede Bewegung gezogen ſind. In über⸗ 
und hier als Reſerveoffiziere ſehr willkommen raſchend kurzer Zeit hat es ſich gezeigt, wie 
waren, der Beförderung der qualifizierten leicht es den preußiſchen Staatsförſtern 
gelernten Jäger zu Offizieren ablehnend geworden iſt, mit ihrer ganzen Vergangenheit 
gegenübergeſtanden haben und wenn zu brechen, wenn es auch nur in einem einzigen 
ſchließlich nicht die alleinige, ſo doch einen ſehr unbeherrſchten Augenblick geſchehen iſt. Elemente, 
erheblichen Teil der Verantwortung dafür zu welche die trüben Wogen der Revolution an 
tragen haben, daß die gelernten Jäger nicht die Oberfläche geſpült hat, haben bei dem einſt 
Offizieraſpiranten werden konnten. Aus den ſo ſtolzen Stande der preußiſchen Staatsförſter, 
harten Tatſachen läßt ſich nur die unerbittliche die ſich auch der beſonderen Gunſt unſeres 
Schlußfolgerung ziehen, daß die Oberförſter Königs und Kaiſers zu erfreuen hatten, immer 
in ihrer Eigenſchaft als Reſerveoffiziere dem mehr an Einfluß gewonnen; denn es iſt mehr als 
unter den Förſteranwärtern ſich geltend ſchmerzlich, daß ein ſozialdemokratiſcher Hetzer 
machenden Drange, ſich auch auf militäriſchem ſich heute rühmen kann, vor einem Kreiſe der 
Gebiete mehr zur Geltung zu bringen, keine Träger des grünen Rockes ſeine zerſetzenden 
wohlwollende Haltung entgegengebracht Ausführungen zu machen und, was das 
haben. Schlimmſte iſt — ſich dabei gefeiert zu ſehen. 

Die Linie war unverrückbar vorgezeichnet: Wenn die rechtsſtehenden politiſchen Parteien 
Militäriſch der Oberförſter der Offizier, auch in den letzten Monaten pflichtgemäß und 
der Förſter der Unteroffizier. Daß unentwegt die materiellen Intereſſen der Staats⸗ 
dieſer Standpunkt auf das Zivilverhältnis ein⸗ förſter in der preußiſchen Landesverſammlung 
wirken mußte, lag klar auf der Hand, denn vertreten haben, ſo iſt doch der Unterton, welcher 
ſchon lediglich nach den äußerlich in die Er⸗ ihre Ausführungen begleitete, ein anderer ge⸗ 
ſcheinung getretenen Vorgängen mußte bei den⸗ worden, und das ſollte der Förſterſtand nicht 
jenigen, welche Vertreter des erörterten Stand⸗ überſehen, daß hier Sympathien Der: 
punktes waren, das Vorgeſetzten⸗ und Unter, lorengegangen find, die ſich nicht auf 
gebenenverhältnis in die ſtarre Form gepreßt den engen Kreis der Landesverſammlung 
werden, daß es ſowohl dienſtlich als auch außer beſchränken. Sicherlich hätte der preußiſche 
dienſtlich auf der einen Seite nur den herrſchenden, Förſterſtand in früheren Zeiten es weit von ſich 
auf der andern den ſich Unterwerfenden geben gewieſen, wenn ein Demagoge vom Schlage 
konnte. Das mußte aber zur Folge haben, eines Gebhardt in ſeiner Gegenwart eine 
daß alle Beſtrebungen der Förſter, fich auf Sprache geführt hätte, wie dieſer fie geführt hat. 
dienſtlichem und ſozialem Gebiet mehr zur Mit einem gewiſſen Gefühl des Stolzes 
Geltung zu bringen, unerbittlich zum Scheitern bezeichnet der Stand der Staatsförſter ſeine 
verurteilt waren. 1 Organiſation als eine „Gewerkſchaft“. 

Wenn ſchließlich die Rangklaſſeneinteilung Nun, dieſes Wort hat für ihn nicht die Be⸗ 
des Beamtentums noch ekwähnt werden ſoll, deutung, die ihm ſonſt innewohnt, denn der 
die dem einen den Stempel des Mehrwertigen, Förſterſtand hat von vornherein überſehen, 
dem andern den des Minderwertigeren auf⸗ daß er ſich alle charakteriſtiſchen Merk⸗ 
drückte, ſo iſt auch das ein Fall der großen male der Gewerkſchaft nicht zu eigen 
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machen kann. — Ein Fachverein iſt die 


Die Unabhängigen, die gelegentlich ebenfalls 


Vereinigung, und die Intereſſen der Mitglieder warm für die Beamten einzutreten pflegen, 


wahrzunehmen iſt ihr Ziel, aber das gewerk⸗ 
ſchaftliche Mittel, den Kampf um beſſere 
Lebensbedingungen durch die ultima ratio des 
Gewerkſchaftsgedankens, den Streik kollektiv 
zu führen, wird er kaum jemals anwenden 
können, um ſo weniger aber, wenn wir wieder 
eine gefeſtigte Staatsautorität haben, auf 
welchem Fundament dieſe auch ſtehen mag. 
Der öffentliche Beamte hat ſeine ge⸗ 
ſicherte Stellung im Staate, die ihm mit allen 
ihren Vorteilen unangetaſtet bleiben muß, 
wenn er ſich nichts zuſchulden kommen läßt. 
Wenn das öffentliche Beamtentum als Gewerk⸗ 
ſchaft die Apbeitseinſtellung oder die Sabotage 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend in ſein Pro⸗ 
gramm aufgenommen hat, ſo iſt das eine 
ſchwere Gefahr für den Staat, die abgewendet 
werden muß, und das hat ſelbſt die heutige 
Regierung ſchon erkannt, denn ſie erklärt, daß 
ſie geſonnen iſt, mit derartigen Beſtrebungen 
kurzen Prozeß zu machen. Sehr intereſſant 
iſt aber auch die Stimme des allein „werk⸗ 
tätigen“ Volkes zu dieſem auch von der 
Gewerkſchaft der Staatsförſter eigentlich un⸗ 
trennbaren Programmpunkt zu hören. 


Die Sozialiſierung z. B. des bergbaulichen 
Betriebes, von der alles Heil erwartet wird, 
iſt nur dann durchführbar, wenn die Beamten 
mit den Arbeitern zuſammenwirken. Jene aber 
ſind keineswegs alle geneigt, ſich mit den 
Arbeitern zuſammenkuppeln zu laſſen und keines⸗ 
wegs mit dieſen Sszialiſierungsbeſtrebungen 
einverſtanden, aber der „freie“ Arbeiter im 
„freieſten“ und „demokratiſchſten“ Staate der 
Welt denkt darüber anders. Er will ſich ſeine 
Kreiſe nicht durch ihm gegenüber renitente 
Beamte ſtören laſſen, und weil er ſie zur 
Erreichung ſeiner Zwecke nicht entbehren kann, 
ſchlägt er andere Töne an. „Und willſt du 
nicht mein Bruder ſein, ſo ſchlag' ich dir den 
Schädel ein!“ 

Eine prächtige Illuſtration hierzu liefert 
die Union, jedenfalls ein Organ der Berg⸗ 
arbeiter im Ruhrgebiet, die folgendes vorſchlägt: 

„Alle bisher in den von der Enteignung 
betroffenen Gebieten tätigen Angeſtellten, in 
erſter Linie die geiſtig ſelbſtändig arbeitenden, 
ſind verpflichtet, auf ihrem Poſten zu verharren 
und ihre Obliegenheiten im Rahmen der durch 
die neue Ordnung zu erlaſſenden Direktiven 
treu und gewiſſenhaft zu erfullen. In Anbetracht 
des ungeheuren Ernſtes der durch die Um⸗ 
geſtaltung geſchaffenen Situation und den mit 
einer Dienſtverweigerung dieſer Angeſtellten 
verbundenen ſchweren Gefahren für das geſamte 
Wirtſchaftsleben iſt jeder Widerſtand als Sabotage 
zu betrachten und mit ſchweren Freiheitsſtrafen 
zu belegen. Als Sabotage iſt ferner paſſiver 
Widerſtand ebenſo anzuſehen wie eine unter 
bisherigen Umſtänden nicht zur Schau getragene 
Gleichgültigkeit oder Nachläſſigkeit in der Aus. 
führung der den Betroffenen zugewieſenen 
Dienſtobliegenheiten.“ 
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empfehlen in der „Freiheit“ und finden in der 
Linkspreſſe darin Unterſtützung, daß auch die 
ſtille Sabotage der Beamten mit langen 
Freiheitsſtrafen, nötigenfalls mit Zuchthaus 
beſtraft werden müſſe. 

Das iſt der Staat der Gebhardt und 
Genoſſen, die jeden Zwang für den Hand⸗ 
arbeiter ablehnen, im übrigen aber ſelbſt, wo 
es ihnen zweckmäßig erſcheint, den maßloſeſten 
Terror ausüben; der Zuchthausſtaat in 
ſeiner kraſſeſten Form. 

Gewiß! Es iſt menſchlich verſtändlich, daß 
die Staatsförſter, denen zugegeben werden muß, 
daß ſie bei ihren Beſtrebungen Enttäuſchungen 
erlebt haben, in dem Augenblick, in welchem die 
alten Schranken gefallen ſind, freier das Haupt 
erheben würden. Demgegenüber ſei man ſich 
doch endlich klar, daß unter Berufung auf die 
immer wieder betonte unerläßliche Unverſehrtheit 
des Oberförſterſyſtems die alte damit verbundene 
perſönliche Machtſtellung des Oberförſters, die 
im Oberförſterſyſtem ihr Fundament hat, ſich 
nicht mehr halten läßt, denn auch um ſie 
handelt es ſich hierbei. Sie iſt für immer 
dahin, und nur auf dem gegenſeitigen Vertrauen, 
das heute allerdings erſt hergeſtellt werden muß, 
kann ſich das weitere erſprießliche Zuſammen⸗ 
arbeiten aufbauen laſſen, wozu aber vor allen 
Dingen erforderlich iſt, daß die Oberförſter 
ſich bemühen, die Förſterpſyche beſſer kennen 
zu lernen. 

Wenn das ausgeſprochen wird, ſo ſoll es 
der Überbrückung der vorhandenen Gegenſätze 
dienen, denn es ſind dies Tatſachen, die mit dafür 
verantwortlich zu machen ſind, daß die preußiſchen 
Staatsförſter vorübergehend von dem richtigen 
Wege abgewichen ſind, um ihren Forderungen 
die nötige Unterſtützung zu ſichern, die ſie nicht 
in allen Fällen bei ihren Vorgeſetzten gefunden 
haben. Der Förſter muß mehr als Mitarbeiter 
des Oberförſters zur Geltung kommen, denn ohne 
den Förſterſtand, wie Preußen ihn heute hat, 
iſt der preußiſchen Forſtwirtſchaft das Rück⸗ 
grat gebrochen. Das Eingeſtändnis einer der⸗ 
artigen Erkenntnis würde eine ganz andere 
Wirkung ausüben als die immer wieder⸗ 
kehrenden Hinweiſe auf Süddeutſchland, wo 
der bekannte „brave Waldarbeiter“ als Förſter 
mindeſtens dasſelbe leiſten ſoll. Dieſen alten 
Ladenhüter ſtelle man endlich in die Ecke, denn 
er zieht nicht mehr. 

Noch ſteht er feſt, der Förſterſtand, und 
wenn endlich die Oberförſter und die Männer 
an der Spitze der Forſtverwaltung beſſer in 
der Seele des Betriebsbeamten zu leſen 
verſtehen, ſo darf im Vertrauen auf den 
geſunden Sinn der preußiſchen Staatsförſter 
geſagt werden, daß ſie ſchließlich doch das 
Rechte zu finden wiſſen werden. 

Wenn es nun weder klug noch gerecht 
wäre, dem Förſterſtande das gerechtfertigte 
Entgegenkommen zu verſagen, ſo ſind aber 
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auch den Forderungen der Förſter Grenzen | fie über den perſönlichen Intereſſen der Förſter, 
gezogen, denn ſie ſollen nicht glauben, daß ſie worüber dieſe ſich Zweifeln nicht hingeben 
die Oberförſter erſetzen können. Würden dieſe dürfen. Politiſch iſt es durchaus nicht unneutral, 
abtreten, dann ginge es ebenfalls in die Brüche. einem Gebhardt und deſſen Geſinnungsgenoſſen 
Die Förſter müſſen ſich unter allen Umſtänden auch die Tür zum Verſammlungsſaal zu verſchließen, 
deſſen bewußt ſein, daß die Vorgänge der neuen denn die Beſtrebungen dieſer Herren ſind nur 
Zeit im Lande kein Verſtändnis finden. darauf gerichtet, die Beamtenſchaft mit den 
Soweit zwingende ſtaatliche Intereſſen den ihnen geeignet erſcheinenden Lockmitteln vor 
Forderungen der Förſter entgegenſtehen, ſtehen ihren Wagen zu ſpannen. Augur. 


C — 0 


Der Oberförſterdienſtaufwand. 


1. Vergnügen wegen Froſtgefahr, Unkrautwuchs uſw. 
Den Ausſührungen meines alten Kameraden nach Angaben meines Vorgängers gänzlich ver⸗ 
Forſtmeiſter Micke in der Nr. 48 der „Deutſchen zichten zu müſſen. Zur Beruhigung für Herrn 
Forſt⸗Zeitung“, betreffend den Dienſtaufwand der Micke will ich aber bemerken, daß Hartoffeln gut 
Revierverwalter, möchte ich doch entgegentreten. wachſen ſollen, und viellcicht wicd et ſchmunzelnd 
Herr Micke ſchreibt, daß die außerordentlichen | jagen: Gott e Dank, da iſt einer an die richtige 
Erhöhungen des Dienſtaufwandes hauptſächlich Stelle gekommen. Alſo auf deutſch gejagt: Wir 
darauf zurückzuführen wären, daß von den Revier⸗ ſind mehr oder weniger alle gezwungen, unſeren 
verwaltern die jetzigen hohen Anſchaffungspreiſe Hafer käuflich zu erwerben. Ich habe bei meiner 
für Pferde, Wagen uſw. zugrunde gelegt und neulich aufgeſtellten Dienſtaufwandsberechnung 
von dieſen die Verzinſung und Amortiſation be⸗ nur den vorgeſchriebenen Höchſtpreis in Rechnung 
rechnet würde, ohne daß die betreffenden Herren geſtellt. Aber nirgends iſt für dieſe Preiſe Hafer 
dieſe hohen Koſten bezahlt haben. In einer großen zu bekommen; entweder hat der Landwirt noch 
Zahl von Fällen dürfte dieſe Annahme nicht zu⸗ nichts gedroſchen oder er hat nichis geerntet, oder 
treffend ſein. Ich und eine große Anzahl mir er hat irgendein anderes Leiden, das ihn an 
bekannter Herren haben nur die tatſächlich be⸗ der Lieferung hindert. Da nützen auch nichts die 
zahlten Preiſe in Rechnung geſtellt. Ein großer ſchönen Scheine des Wirtſchaftsamtes; die ſtehen, 
Teil gerade der mittleren und jüngeren Revier⸗ wie. ſo vieles andere, eben auch auf dem Papier. 
vermalter, die während des langen Krieges mili⸗[Nun kaufe heute mal einer 100 Zentner Hafer 
täriſch in Anſpruch genommen wurden, haben zu den Wucherpreiſen, da bleibt, glaube ich, 
während desſelben die Pferde wegen Aber⸗ nicht einmal das Auge meines Freundes Micke 
alterung abſtoßen und verkaufen müſſen. Zahl⸗ trocken. Wollen wir aber unſeren Dienſt tun und 
reiche und gerade die jüngeren Oberförſter haben den Pferden wirklich das zumuten, was ſie im 
dann nach Beendigung des Feldzuges die jetzigen Intereſſe des Dienſtes leiſten müſſen, ſo geht es 
fo hohen Anſchaffungspreiſe tatſächlich entrichten ohne Hafer nicht. 
müſſen. Ich ſehe noch mein langes Geſicht, als Dazu treten noch die ganz außerordentlichen 
ich 1919 eme allerdings ſehr ſchöne Oldenburger Koſten für Beſchlag, Reparaturen der Wagen 
Stute für den jetzt lächerlich geringen Preis von und Geſchirre, die Beheizung, Beleuchtung des 
— ſage und ſchreibe — 4100 „. aus dem Bier- | Bureaus — Petroleum koſtet das Liter 7,40 A 
wagen kaufte. Reingefallen war ich allerdings und iſt miſerabel —, die tauſend Kleinigkeiten, 
doch, denn ich würde meinen guten Freund Micke Papier, Umſchläge uſw., die die berechtigten 
wohl ohne Sorgen in den Sattel ſetzen, aber nie⸗ Forderungen nach Erhöhung des Dienſtaufwandes 
mals ſein koſtbares Leben einem mit diejern ſtützen und die ja allgemein bekannt ſind. 
Pferde beſpaanten Gefährt anvertrauen. Kürzlich Um zum Schluß noch kurz die Landwirtſchaft 
mußte ich für elende Ackergäule über das Doppelte | zu ſtreifen — und das geht ja nicht nur die Revier⸗ 
anlegen. verwalter, ſondern auch unſere Förſter an — ſo 
Herr Micke irrt ſich auch in der Annahme, möchte ich wirklich diejenige Stelle ſehen, wo 
daß die hohen Berechnungen des Dienſteufwandes wirklich nennenswerte Erträge herausfließen. Alle 
auf Zinſen und Amortiſation des Anlagekapitals Leute, die ich geſprochen habe, waren ſich darüber 
für Anſchaffung der Pferde uſw. zurückzuführen einig, daß fie eine außerordentliche Laſt 
find. Dies trifft nur teilweiſe zu. In der Haupt⸗ unter den jetzigen jo veränderten Verhältniſſen 
"sache find fie auf die jo außerordentlich geſteigerten bedeutet, und daß fie dicjelbe eben nur gezwungener⸗ 
Löhne für die Kutſcher zu rechnen, die hier durch⸗ weiſe aufrecht erhalten, um leben zu können. 
me) die tariſmäßigen Sätze erhalten. Dieſelben So paradox dieſe Anſicht auch klingt, ſie hat doch 
dei agen hier im Templiner Kreiſe 5000 „ und ihre große Berechtigung. Meines Erachtens muß 
dürften in anderen Gegenden noch höher fein. die Landwirtſchaft jo viel bringen, daß aus ihren 7 
2 ibei bemerkt, habe ich das zweifelhafte Ver- Einnahmen die außerordentlich hohen Leulelöhne 
gnügen, für die fo berühmte Landwirtſchaft noch gedeckt werden und der Nutznießer ſich und ſeine 
einen zweiten Kutſcher zu halten, jo daß der erſte Leute davon ernährt. Ich frage: Wo iſt das ge⸗ 
vollſtändig zu Laſten des Dienſtaufwandes geht. lobte Land, wo dieſer Wunſch in Erfüllung geht? 
Vielen anderen Revierverwaltern wird es ähniich Vielleicht in Waitze an der jetzt leider polniſchen 
gehen. Grenze? Dieſe Forderung iſt noch gering, denn 
Und nun komme ich zu dem Hauptpunkte der der Stelleninhaber wird für ſeine perſönliche 
ganzen Frage, und das iſt die Beſchaffung des Mitarbeit und das Riſiko ſeiner Kapi alien dabei 
Hafers für die Pferde. Nur ſehr wenige Ober⸗ noch nicht entſchädigt. Wie liegen die tatjächlichen 
förſtereien werden in der Lage fein, ihren not⸗ Verhältniſſe in Wirklichkeit? Ein guter Freund 
wendigen Haferbedarf ſelbſt zu bauen. Ich bin ſagte mir neulich auf dem Feldjäge etage in verlin: 
in der wenig beneidenswerten Lage, auf dies! „Die ganze Landwirtſchaft ſoll unter den jetzigen 
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ſchwierigen Leuteverhältniſſen der Teufel holen. 
Ich lebe nur noch für meine Leute, und das ganze 
Gehalt einſchließlich des berühmten Dienſtauf⸗ 
wandes geht für das Perſonal drauf.“ Ich fürchte, 
er hat nicht ſo unrecht; ich bin nämlich ſelbſt erſt 
jetzt unter die forſtlichen Agrarier gegangen, 
habe aber die ganze ſchwierige Angelegenheit zur 
Vorſicht der beſſeren Einſicht meiner Frau über- 
tragen. 

Jedenfalls wäre es ſehr wünſchenswert, daß 
die Dienſtaufwandsentſchädigungs⸗Frage endlich 
in einer befriedigenden Weiſe gelöſt wird. Es 
iſt gerade dadurch eine weitgehende und allzu 
berechtigte Erbitterung in die Kreiſe der Revier⸗ 
verwalter hineingetragen. Ich möchte mir zum 
Schluß noch die Frage erlauben, ob es nicht möglich 
wäre, den Oberförſtereien den notwendigen Hafer⸗ 
bedarf von den militäriſchen Proviantämtern zu⸗ 
weiſen zu laſſen. Dann wäre wenigſtens dieſe 
erhebliche Schwierigkeit behoben. E 

Forſtmeiſter Correns, Aliplacht (Potsdam). 

II. 

In der Erwiderung des Forſtmeiſters Voigt 
auf meinen Artikel in Nummer 48 Seite 943 
wird mir zunächſt vorgeworfen, ich hätte mich von 
dem Boden der Wirklichkeit entfernt. — Die nähere 
Aufklärung vermiſſe ich. — Außerdem ſei mir ein 
bedeutender Fehler unterlaufen, da ich immer 
von der Verzinſung des zehnfachen Anſchaffungs⸗ 
wertes ſpräche. Selbſtverſtändlich iſt dies ein 
Mittelwert, der bei den ſtändig ſchwankenden 
Valutaverhältniſſen ohne Anſpruch auf rech⸗ 
neriſche Genauigkeit gewählt wurde. 

Leider iſt Herr Voigt auf den Kernpunkt meiner 
Ausführungen nur ſehr oberflächlich eingegangen 


und hat anſcheinend überſehen, daß ich den ſcharfen 


Unterſchied zwiſchen Beamten und Prtvatmanm 
nicht darauf baſierte, daß der Staat das Beamten⸗ 
gehalt nicht entſprechend der Valuta erhöhte, 
ſondern darauf, daß der Beamte nur als ſolcher 
in der Lage geweſen iſt, ſich ein Geſpann zu be⸗ 
ſchaffen. Die Beiſpiele, die er zur Bekräftigung 
ſeiner Gegengründe anführt, ſtimmen unbedingt 
für den Privatmann; ich habe dies nie beſtritten. 
Für den Beamten im Falle der Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung ſtimmen ſie aber nicht. Die Antwort 
z. B. auf die Frage, wie ſich der Beamte bei Rück⸗ 
zahlung des zinsloſen Darlehns verhalten ſoll, 
bleibt Herr Voigt gänzlich ſchuldig. 

Recht unglücklich gewählt iſt das Beiſpiel des 
verlorenen Frachtſtückes. Selbſtverſtändlich muß 
hier der Jetztwert vergütet werden, denn ich muß 
in der Lage ſein, für den Verluſt weines Eigentums 
einen gleichwertigen Erſatz zu beſchaffen. Hiermit 
in Vergleich zu ſtellen wäre höchſtens der Fall, 
daß die Dienſtpferde des Oberförſters völlig un⸗ 
brauchbar würden. Dann müßte der Fiskus die 
Verzinſung und Amortiſation von ein Paar neuen 
Pferden tragen, zuzüglich des noch zu Buche 
ſtehenden Reſtes der unbrauchbaren alten Pferde. 

Wohin die ſtarre Verfechtung des Jetztwertes 
führt, möge folgendes Beiſpiel lehren: Ein Ober⸗ 
förſter erſteht im Kriege auf völlig geſetzlichem 
und einwandfreiem Wege zwei Beutepferde zu 
einem Preiſe von noch nicht 1000 % (in Papier), 
ein Fall, der mir von berufenſter Seite mitgeteilt 
wurde. Dieſe beiden Pferde können einen Jetzt⸗ 
wert von glatt 20000 M haben und würden 
damit eine Jahresverzinſung und Amortiſation 
von 3000 „ erfordern, d. h. das Dreifache in 
jedem Jahre vom ein naligen Anſchaffungswert. 
(Es iſt dies natürlich ein Ausnahmefall, er muß 
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aber prinzipiell von dem Jetztwertvertreter genau 
ſo behandelt werden wie die Regel.) — Wenn 
nun dieſe Anſicht tatſächlich die faſt aller Ober⸗ 
ſörſter iſt und ich mit der gegenteiligen „allein auf 
weiter Flur ſtehe“, dann wage ich allerdings, 
ſo lächerlich das klingen mag, zu behaupten, daß 
„»das ganze Bataillon den falſchen Tritt hat und 
der Einjährige Meier allein den richtigen“. 

Aber meine Standesgenoſſen ſind abſolut nicht 
etwa einſtimmig dieſer Anſicht, und zwar ſchon 
aus einem Grunde, der für den Jetztwertvertreter 
einmal recht unangenehme Folgen haben kann 
und der von Forſtmeiſter Voigt auch angeführt 
wurde. Tritt nämlich ein Abbau der jetzigen 
Preiſe ein, ein Fall, der naturnotwendig einmal 
kommen muß, dann iſt der Jetztwertvertreter übel 
dran. Seine Pferde, die heute nach dem Voigtſchen 
Beiſpiel 30 000 & koſten, können nach drei Jahren 
nur noch einen „Jetztwert“ von 3000 6 haben, 
und die Verzinſungs⸗ und Amorliſationsquote 
ſänke von 4500 M jährlich auf 450 . Ich wette 
hundert gegen eins, daß ſich der Eigentümer 
jetzt zum Anſchaffungswert bekehren wird. 

Naturgemäß tragen bei den ſchwankenden 
Preiſen ſowohl die Vertreter des Jetztwertes. 
wie die des Anſchaffungswertes ein Riſiko. Beim 
erſteren der Oberförſter, beim letzteren der Staat. 
Da der Oberförſter der wirtſchaftlich Schwächere 
it und er das Geſpann im Staatsiniereſſe hält, 
iſt es voll gerechtfertigt, daß der Staat das Riſiko 
übernimmt, und dazu erklärt er ſich auch in dem 
Augenblick bereit, in dem er den Anſchaffungswert 
als den gültigen Modus anſieht. Im Gegenſatz 
zu Herrn Voigt traue ich dem Gerechtigkeitsſinn 
unſerer vorgeſetzten Behörden ſo viel zu, daß 
ſie uns, falls ſie ſich zum Anſchaffungswert be⸗ 
kennen, auch vor Konjunkturverluſten werden zu 
ſchützen wiſſen. 

Es kommt alſo ſchließlich darauf hinaus, daß 
ſich der Oberförſter auf die Dauer beim An⸗ 
ſchaffungswert günſtiger ſteht, wenn auch augen⸗ 
blicklich das Gegenteil der Fall zu ſein ſcheint. 

Es iſt mir bekannt, daß, um beiden Teilen 
gerecht zu werden, der Vorſchlag eines Mittel⸗ 
wertes gemacht wurde, ein Weg, der aber nicht 
gangbar zu ſein ſcheint. 

Eine andere Frage iſt es nun, ob der Ober⸗ 
förſterdienſtaufwand bisher reichlich genug bemeſſen 
war, alle nötigen Ausgaben, einſchließlich Ver⸗ 
zinſung und Amortiſation des Anſchaffungs⸗ 
wertes, reſtlos zu decken. Da glaube ich allerdings, 
daß dies in ſo manchen Fällen nicht möglich 
geweſen iſt, und zwar infolge unſerer ſchwer⸗ 
fälligen Finanzwirtſchaft. Noch bisſzum Rechnungs⸗ 
jahr 1919 war die Höchſtgrenze des Dienſtauf⸗ 
wandes auf 6000 „ bemeſſen. Jeder weiß, daß 
bei den unglaublich geſteigerten Haferpreiſen des 
Vorjahres für den, der den ganzen Hafer ſelbſt 
kaufen mußte, dieſer Betrag völlig unzureichend 
war. Viele Oberförſter griffen daher, wie wir 
bekannt, zu dem verzweifelten Mittel, den Hafer 
durch Roggen zu erſetzen, denn der Zentner 
Hafer koſtete 200 bis 250 . Schon das Ver⸗ 
füttern von 30 Zentnern Roggen bedeutet den 
Jahresbrotbedarf von gut zehn erwachſenen 
Menſchen. Dieſe Oberförſter handelten aber in 
einer bitteren Zwangslage, und ich glaube nicht, 
daß ein Richter ſich bereit gefunden hätte, ſie zu 
verurteilen; ſtand ihnen doch der 8 229 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches zur Seite. Schließlich trugen 
ſie dabei auch noch das Riſiko, daß ihre teuren 
Pferde durch die Roggenfütterung Schaden litten. 
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So haben ſich in den letzten drei Jahren für daß zur Erhaltung der Pferde, d. h. des lebenden 
manchen Oberförſter ungedeckte Fehlbeträge er⸗ Inventars, deren Fütterung gehört, ferner Huf⸗ 
geben, auf deren reſtloſe Deckung auch im laufenden beſchlag, Tierarzt und die Ges des Su bie 
Jahre kaum zu rechnen fein wird, denn der dies⸗ uſw. Und da find wir ja ſchon einig, daß dies der 
jährige Etat dürfte, ohne en ſprechende Erhöhung, größten Poſten des Dienſtaufwandes aus macht 
ſchon den laufenden Ausgaben keinesfalls gerecht Im übrigen habe ich in meinem Artikel lediglich der 
werden. Wenn da ein in den Ruheſtand tretender Anſchafſungswert dem Jetzlwert gegenübergeftelft 
Oberförſter einigermaßen Erſatz bekommt durch den und mich, anſcheinend genau wie Herr Correns 
günftigen Verkauf feines Geſpannes, jo gönne ich und eine große Anzahl der ihm bekannten Herren. 
ihm dies, genau wie Kollege Voigt es tut, von | die nur die tatſächlich gezahl en Preiſe in Rechnung 
Herzen. geſtellt haben“, zu der Anficht bekannt, daß der 

Um nun aus dieſen unhaltbaren Verhältniſſen Anſchaffungswert zu amortifieren und zu ver 
herauszukommen, machte ich den Vorſchlag der zinſen Tei und nicht der Jetztwert. 
Rechnungslegung. Ich verkenne nicht, daß dies Dieſe eine kurze Zuſtimmung meines Freunde? 
ſeine Schwierigkeiten hat. Aber immer noch Correns iſt in ihrer Harmloſigkeit ganz koſtbar 
beſſer dieſe Schwierigkeiten als andauerndes Zu⸗ denn er ſcheint gar nicht gemerkt zu haben, daß er 
ſetzen aus eigenen Miiteln. ſich damit eigen lich rückhaltlos auf den Boder 

Zum Schluß möchte ich noch ausdrücklich be⸗ meines erſten Arlikels ſtellt, der ja nur, wie auch 
merken, daß es mir völlig fern gelegen hat, ben ſchon die Überſchrift beſagt, die Frage behandelt 
berechtigten Forderungen meiner Fachgenoſſen „Anſchaffungswert oder Jetztwert?“ Sicherlich 
etwa entgegenzutreten. Nichts wäre törichter werden ſich Herr Cotrens und ſeine Bekannten 
als dies, da ich mich ja damit in das eigene Fleiſch mit dieſer Zuſtimmung das ſtarke Mißfallen des 
ſchneiden würde. Außerdem wäre es im höchſten] Forſtmeiſters Voigt zuziehen, da fie ja nach deſſer 
Grade unkameradſchafelich gehandelt. Anſicht „falſchen Tritt haben“. 

Es lag mir lediglich daran, dieſe für uns ſo außer⸗ Wer ſich jetzt Pferde anſchafft, hat einen hohen 
orden lich wichtige Frage möglichſt objektiv zu | Anſchaffungswert; wer noch Pferde aus der guten 
behandeln und dabei beiden Parteien voll ge⸗ alten Zeit fährt, einen niedrigen. Meine im 
recht zu werden. Januar 1920 gekauften Pferde ſind leider noch 

Nachſchrift. Nach Abſchluß dieſer meiner ein ganz Teil teurer als die des Herrn Correns. 
Erwiderung kam mir die Entgegnung des Forſt⸗ Im übrigen ſtimme ich den Ausführungen 
meiſters Correns, Allplacht, zu Geſicht. meines allen Kameraden voll zu und glaube in 

kann meinem alten Freunde Correns meiner obigen Entgegnung, die bereits fertig⸗ 
den Vorwurf nicht erſparen, daß er meinen Artikel geſtellt war, als ich Herrn Correns“ Artikel las, 
wohl nur recht oberflächlich geleſen hat. Ich habe dieſelben Anſich'en vertreten zu haben wie er. 
nie geſagt, daß die Erhöhungen des Dienſtauf⸗ Die Rationslieferung durch mit iriſche Pro 
wandes auf die hohen Anſchaffungspreiſe des vianlämter hatte auch ich in meiner obigen Ent⸗ 
Inventars zurückzuführen ſeien. Ich definierte gegnung vorgeſchlagen, habe aber den Abſatz, 
lediglich das Inventar als „die Gegenſtände, zu um Wiederholungen zu vermeiden, nachträglich 
deren Erhaltung und Amortiſation die Dienſt⸗ geſtrichen. Der Vorſchlag der Rakionslieferung 
aufwandsen ſchädigung zu ihrem größten Teil ſtammt meines Wiſſens vom Regierungs- und 
beſtimmt ſei.“ Forſtrat Schütte, Köslin. 

Nun wird mir Herr Correns wohl zuftimmen, Forſtmeiſter Micke, Waitze⸗ 


2 — 


Anſichten über Buchenverjüngungen. 
Von Förſterßzgeller, E mshagen (Caſſel). 

Unſere herrlichen heſſiſchen Buchenwälder haben ruhig die Konkurrenz mit dem Nadelholze auf 
vor dem Kciege vielfach dem nn weichen | Richlig iſt allerdings, daß die immer ſeltenere 
müſſen, weil ſie ſich nicht überall ſo wie dieſes Wiederkehr einer Buchenmaſt manchmal zum 
rentierten. Handelte es ſich dabei wohl auch nur Übergange zur Nadelholzwirlſchaft zwang. So 
um ſchlecht⸗ und nicht gutwüch ige Waldteile, fo auch noch vor kurzem, als die langerſehnle Maß 
hätte in manchen Fällen doch noch die Buche er⸗ von 1918 kam. Doch fie kam, und zwar fo gut, wie 
halten werden können. Denn nicht immer iſt der wir Forſtleute fie Te ien ſehen. Fragen wir aber 
Boden für die Buche zu ſch'echt, wenn der heute nach dem Erfolg, den uns dieſe Maß 
Beſtand keinen erfreulichen Wuchs zeigt, ſondern gebracht hat, ſo hören wir nicht überall gute 
dies hängt auch von der Beitandesgründun, und Antworten. Aber auch dies gibt heute noch kein. 
nutzung ab, wie wir dies aus den alten heſſiſchen richtiges Bild. Ich behauple, daß der Erfolg belle 
Huteverhältniſſen her genügend kennen. werden wird, als man heute vielfach annimmt. 

Dank dem Eingreifen einiger einflußreichen In den meiſten Fällen möchte man den Aufſchlag 
höheren Forſtbean ten, die über dieſe Frage mit Io dicht haben wie die „Haare auf dem Hund“ 
unſerm früheren Kaiſer, dem beſonders wir Dies iſt aber nicht nötig. Hier bei mir ſteht Dei 
Forſtbeamte viel zu danken haben, gelegentlich | Aufſchlag zwar an vielen S ellen jo dicht, daß 
ſeines alljährlichen Aufenlhaltes hier auf unſerer auf einen Quadratmeter Hunderte von Pflänzchen 
ſchönen Wilhelmshöhe darüber geſprochen hatten, zu zählen ſind, es hat mich aber gefreut, von 
wurde dann aber der Buchenkah hieb wenn nicht einem als Autorität auf dieſem Gebiele bekannten 
eingeſtellt, doch aber ſo eingeſchränkt, daß dort, Revierverwalter zu hören, daß ihm eine andere 
wo man die Buche noch erhalten kann, entſprechend vorgezeigte Stelle, wo unter einem Mutterbaums 
verfahren wird, ſeibſt wenn das Betriebswerk nur etwa 20 Pflänzchen ſtanden, lieber ſei. 
anders beſtimmt hat. Daß dieſe Anderung richtig Es find mir Fälle bekannt, wo zuerſt gejagt 
war, hat kurze Zeit danach der Krieg gezeigt, und uur de, von Aufſchlag ſei nicht viel die Rede ls 
die dann erzielten Buchenholzpreiſe nehmen heute] man dann aber genauer nachſah, zählte man dock 
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etwa 100 Pflänzchen auf dem Ar, was doch wohl 
gei Nun einige Worte darüber, wie man 
die Verjüngung erreicht. Wir alle wiſſen, daß 
dazu der Vorbereitungshieb geführt und Samen⸗ 
bäume und Boden vorbereitet ſein müſſen. Hier 
aber das Richtige zu treffen, glückt nicht immer. 
Entweder iſt alles vorbereitet und die Maſt kommt 
nicht, oder die Maſt kommt und findet keinen vor⸗ 
bereiteten Boden. In den meiſten Fällen wird 
wohl das letztere der Fall ſein, denn im allge⸗ 
meinen iſt man mit dem Hiebe viel zu ängſtlich. 
Oft genug iſt es mir paſſiert, daß ich bei ſolchen 
Hiebsführungen darauf auſmerkſam machle, daß 
die wichtigſten Vorbedingungen — das Erſcheinen 
einer leichten Begrünung (Sauerklee, Luzula 
U. a.) — noch fehlten, darauf die Antwort bekam, 
„ja, wenn aber ſchärfer gehauen wird, dann iſt 
die Wieſe fertig.“ Der verſtorl ene Forſtmeiſter 
Simon“) zu Elnhauſen hat oft geſagt: „das beſte 
Kulturgerät iſt die Axt“. 
Was die „Axt“ leiſtet, das habe ich vor nahezu 
30 Jahren in einem Privatwalde, dann aber auch 
tpäter noch in vielen andern Gemeinde⸗ vim. 
Waldungen geſehen. Hier wurde gehauen, jedes 
Jahr gehauen, einerlei ob Maſt vorhanden oder 
sët, und Wald iſt es heute immer noch. Dasſelbe 
Bild zeigt mein hieſiges Revier. Faſt alle Wald⸗ 
und Wegeränder und löcher zeigen verſchieden⸗ 
altrigen genügenden Aufſchlag, ohne daß man 
weiß, aus welchem Maſtjahr er ſtammt. Betrachten 
wir uns doch die von unſern Vorfahren über⸗ 
lieferten Beſtände. Ich glaube nicht, daß man 
Ach damals fo großes Kopfzerbrechen über Vor⸗ 
bereitungshiebe und dergleichen gemacht hat. 
Als ich vor etwa 25 Jahren bei einem befreundeten 
Kollegen deſſen Revier bewunderte, das Hunderte 
von Morgen ſchöner, reiner Buchenbeſtände zu⸗ 
ſammenhängend aufweiſt, da meinte dieſer: „ja, 
dem Forſtmanne, der dieſe „Wand“ verjüngt hat, 
dem möchte ich die Hand im Grabe küſſen.“ 
Kommt nun ein Maſtjahr, dann muß ſelbſt⸗ 
redend mit der Bodenbearbeitung nachgeholfen 
werden. Hierzu bemerke ich, daß es einerlei iſt, 
ob dieſe vor oder nach dem Maſtabfall ſtattfindet 
und je nach den örtlichen Verhältniſſen flächen⸗, 
plätze⸗ oder ſtreifenweiſe ausgeführt wird. (Hier 
bei mir hat ſich das Bearbeiten mit der Rollegge 
vorzüglich bewährt.) Hauptſache iſt nur, daß das 
Samenkorn mineraliſchen Boden faſſen kann und 
der Keimling dann ſpäter die nötige Feuchtigkeit 
bekommt. An dieſer hat es aber im Sommer 1919 
und teilweise auch 1920 geſeylt, und nur aus dieſem 
Grunde haben die Pflänzchen die gelbe Farbe 
bekommen oder gar den Blätterabfall und das 
Abſterben erlitten. Den Schatten unter den 
Mutterbäumen ertragen (nicht verlangen!) die 
Pflänzchen wohl, aber erſtere verhindern, daß 
letztere den Vorteil leichter Regenfälle und des 
Taues genießen. Was für Nutzen der Tau bringt, 
das iſt nicht überall bekannt. Manche Leute 
glauben, in einem trockenen, heißen Som. ner biete 
der Schatten Vorteile. Falſch! Das Gegenteil iſt 
der Fall. In dieſem Sommer habe ich erſt wieder 


*) Leider iſt dieſem mit fo reichem Willen und 
Können ausgeſtattet geweſenen Beamten bei ſeinem 
Ableben nicht der verdiente Nachruf zuteil geworden. 
Seine vornehmen Charaktereigenſchaften hätten dieſes 
erfoıde t. Ich erinnere nur daran, welche Mühe er 
Ach ob rdienſtlich mit den gelernten Marburger Jägern 
machte. Wie oft Ee er dieſe Sonntags zu ſich geladen 
und ihnen Unterricht über Obſtbau, Roſenzucht vim, 
dect. Der Verfaſſer. 
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beobachtet, wie der Klee unter meinen Obſtbäumen 
welk war und im Wachstum hinter demjenigen 
im Freien zurückblieb, und in einem trockenen 
Sommer meines früheren Wohnortes habe ich 
9 wie die Zwetſchen von im Schatten 
von Gebäuden ſteyenden Bäumen welkten und 
abfielen, dagegen von im Freien ſtehenden 
Bäumen ſich gut entwickelten und reifien. Dasſelbe 
habe ich bei Fichten, die im Schirmſchlage angebaut 
waren, oft genug mit angeſehen. Wurde der 
Schirm entfernt, dann zeigten die bis dahin 
rolen oder gelben Pflanzen einen erfreulichen 
Wuchs von dunkelgrüner Farbe. (Wurzelionkurtenz! 
Die Schriftl.). Auch hier denke ich an die 
Lehre des Forſtmeiſters Simon: „Verlangt 
der Wuchs einer Pflanze Schatten, oder kann ihn 
dieſe nur ertragen und gedeiht beſſer im Freien.“ 
Das letztere iſt zu bejahen. Daß in die Se SE 
verjüngungen Nutzhö zer — namentlich die Eiche 
und Eſche — mit angebaut werden müſſen, iſt ganz 
ſelbſtverſtändlich. Wie dies gemacht werden muß, 
darüber will ich nichts ſagen; ich könnte aber 
verraten, wie es falſch gemacht wird. In meiner 
Förſterei haben wir vor etwa acht Jahren Eicheln 
unter Schirmſchlag eingeſtuft, den Schirm aber 
zu dunkel gehalten, ſo daß die jungen Eichen 
nach und nach vertrocknelen. Dieſer Schirmſchlag 
hat aber den Boden inzwiſchen ſo gut vorbereilet, 
daß dort die Buchmaſt von 1918 guten Fuß Folien 
konnte und ſomit doch noch einen guten Zweck 
erfüllte. 

Dann möchte ich noch auf das Auspflanzen der 
Lücken nach beendeier Räumung des Jungwuchſes 
von den Mutterbäumen zurücklommen. Auch hier 
zitiere ich ein Wort Simons: „ja, es wird viel Geld 
verkuliviert.“ Sehen wir uns die Beſtände und 
Dickungen an, dann müſſen wir zugeben, daß 
nur wenige Prozenle von dem nachgepflanzten 
Material ihr Ziel erreichen. Und dieſe Fehler 
werden jedes Jahr von neuem geinacht. Es 
wird alſo viel zu viel gepflanzt, meiſt zu ſpät und 
nicht weit genug von den Rändern abgeblieben. 
Blößen unter einem Ar können überhaupt un⸗ 
berückſichtigt bleiben, falls man darauf nicht drei 
bis vier Douglas, Lärchen oder Kiefern pflanzt 
und dieſe wirklich ſo ſchützt, daß ſie auch hoch⸗ 
kommen. (Bei mir in dieſem Falle Laternenpfahl 
und Stacheldrahtgeflecht.) Außerdem dar man 
ruhig nech einmal auf das früher in Kurheſſen 
angewandte Auspflanzen mit Buchen⸗Ballen oder 
Büſcheln zurückkommen, denn wir finden heute 
manchen ſchönen Stangenort vor, den unſere Vor⸗ 
fahren auf dieſe Weiſe gegründet haben. 
„Räumung“ habe ich vorher geſagt. Aber 
wörtlich möchte ich dies nicht verſtanden haben. 
Bei der heutigen großen Nachfrage nach Buchen⸗ 
Starkhotz (I. und II. Motel empfiehlt es ſich, 
doch wieder auf die Melhode des heſſiſchen Forſt⸗ 
meiſters Homburg zurückzukommen und einige 
gute Bäume — etwa zehn Stück je Hektar — 
an Wegen und Rändern mit einwachſen zu laſſen, 
wo man ſie ſpäter bei völliger Hiebsreife faſt un⸗ 
beſchadet nutzen kann, nötigenfalls nach zuvoriger 
a Daß dies möglich ift, habe ich mehrfach 
eſehen. 

Schließlich möchte ich noch erwähnen, daß 
mir aufgefallen iſt, daß ſich der Aufſchlag überall 
dort, wo im Samenſchlage eine alte Eiche ſteht, 
unter dieſer beſſer gehalten hat als unter feinem 
eigenen Mutierbaume. Ich führe dies auf die 
Delete langjährige Bodenvorbereitung zurüd infolge 
ihrer dünneren Belaubung und ihcer größeren 
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Anſprüchen an Licht, vielleicht auch leichteren trete. Dieſes Kunſtſtück zu machen iſt aber faſt 
Verweſung des Laubes wegen ſeiner Gerb⸗ immer unmöglich. Denn erſtens muß man doch 


ſäure. f 

Und dann iſt mir noch ein Artikel über dieſes 
Thema in Erinnerung gekommen, den der ver⸗ 
ſtorbene Hegemeiſter Stecher, Oberförſterei Vecker⸗ 
hagen, vor einigen Jahren geſchrieben hat. Wenn 
ich nicht irre, ſagte dieſer damals, daß er bei der 
Vorbereitungshiebsführung auf ſeiten der Dunkel⸗ 
männer ſtehe, aber nachher, wenn die Maſt Fuß 
gefaßt habe, auf die Seite der Lichtmänner hinüber⸗ 
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in den vielen Jahren, wo man auf die Maſt wartet, 
Holz hauen und weiß nicht, woher es genommen 
werden ſoll, und zweitens muß doch die Nach⸗ 
lichtung über dem Aufſchlage To beſchleunigt 
werden, daß ſie in etwa zehn Jahren nach Maſt⸗ 
abfall beendet iſt. Es würde alſo vorher an Holz 
fehlen und ſpäter zu viel vorhanden ſein. Die 
Vornutzung könnte dabei wohl zum Ausgleich 
herangezogen werden. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. werden ſollen, Himmel und Hölle in Bewegung ſetzen, 
197. Sitzung, Dienstag, den 14. Dezember 1920. um von dieſer Beförderung befreit zu werden. — 


(Schluß.) 


Braun, Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 


Forſten: Herr Abgeordneter Riedel hat ſich dagegen 
gewandt, daß ein Betriebsbeamter in die Verwaltungs⸗ 
ſaufbahn ſoll gelangen können. Auf dem Standpunkt 
ſtehe ich nicht. Wenn aber hier verlangt iſt, daß Förſter⸗ 
vertreter ins Mimfterrum berufen werden ſollen, um 
zu kontrollieren, ob ihre Intereſſen dort gut aufgehoben 
ſind, ſo kann ich dem nicht zuſtimmen. Die Herren 
haben bei mir mehrfach dieſe Forderung in langen 
Ausführungen vertreten. Ich habe ſtets entgegen⸗ 
gehalten, dies wäre ein Novum für die preußiſche Ver⸗ 
wa tung, und wenn ich etwas derartiges einführte, 
würden auch die Beamten anderer Verwaltungen 
veriangen, einen Vertreter im Miniſterium zu haben, 
der dort die Kontrolle ausübt. Das geht nicht. Ent⸗ 
weder berufe ich einen Mann aus dem Förſterſtande 
ins Miniſterium als Beamten, dann wird er hier 
Beamter, bekommt ſeine Tätigkeit in irgend einer 
Abteilung und wird von ſeinen Kollegen draußen nicht 
mehr als Standesvertreter angeſehen; er iſt Miniſterial⸗ 
beamter und hat nach den Weiſungen feiner Vorgeſetzten 
zu arbeiten. Aber ein Mann als Vertreter ſeines 
Vereins würde nach kurzer Zeit im Miniſterium in 
eine unglückliche Lage geraten, mit Liebe und offenen 
Armen würde er nicht aufgenommen werden. Die 
Beamten würden ihn als Aufpaſſer betrachten, ſelbſt 
wenn er ſeine Tätigkeit nicht in dieſem Sinne ausübte. 
Was den Förſtern recht iſt, wäre den Oberförſtern 
billig, den Beamten der Kulturbehörde und der 
Domänenverwaltung gleichfalls. Alle würden einen 
Vertreter im Miniſterium haben, der die Aufſicht führt, 
daß ihre Intereſſen richtig gewahrt werden. Ich 
habe einen anderen Ausweg geſucht. Ich habe den 
Förſtern zugeſtanden, daß bei allgemeiner Regelung 
gewiſſer Angelegenheiten, die ihren Stand beſonders 
berühren, ich Vertreter des Förſtervereins und des 
Oberförſtervereins ins Miniſterium berufen werde, 
die zuſammen mit den Herren des Miniſteriums dieſe 
Materie eingehend durchberaten und die Geſichtspunkte, 
die vom Förſterverband in den Vordergrund zu rücken 
ſind, zur Geltung bringen. Eine ſolche zeitlich und 
fachlich begrenzte Mitwirkung der Vertreter läßt ſich 
mit dem Geſchäftsgang vereinbaren. ch hoffe, daß 
auf dieſem Wege die Förſter zufriedengeſtellt werden 
und ſie von dem Mißtrauen geheilt werden, das bei 
1215 gegen die Forſtabteilung meines Miniſteriums 
eſteht. 

Die Forderung nach höherer Aufwandsentſchädigung 
iſt im vorigen Johre beim Etat ſchon berührt. Wir 
müſſen uns nach den finanziellen Verhältniſſen richten; 
man muß verſuchen, auszukommen. Die Forſtverwaltung 
verſucht auch da, die berechtigten Forderungen der 
Oberförſter mit der finanziellen Leiſtungsfähigkeit 
unſeres Staatsweſens in Einklang zu bringen. Ich 
g aube, das iſt bisher gelungen, und wenn die Anſprüche 
nicht alle befriedigt werden können, dann müſſen wir 
uns damit abfinden, daß ſie mitunter auch etwas 
über das berechtigte Maß hinausgehen. 

Soweit die Oberförſter in Betracht kommen, will 
ich auf eine Tatſache hinweiſen. Es paſſiert mir jetzt 
häufig, daß Oberförſter, wenn ich ſie avancieren laſſen 
will, wenn ſie zu Regierungs- und Forſträten ernannt 


Auch wenn ſie eine Wohnung bekommen! Sie wollen 
ſich von der Oberförſterſtelle draußen auf dem Lande, 
trotzdem ſie geringer dotiert iſt, nicht trennen und nicht 
in die Stadt, an den Sitz der Regierung gehen, ſelbſt 
wenn ſie avancieren und eine Gehaltsgruppe höher 
kommen. Sie ziehen es vor, auf dem Lande zu bleiben, 
weil ſie materiell dort zweifellos doch noch beſſer ſtehen 
als in der Stadt in der eine Gruppe höheren Stellung 
als Regierungs- und Forſtrat. Alſo ganz unzulänglich 
kann die Dienſtaufwandsentſchädigung nicht ſein, ſonſt 
würden die Herren nicht ſo große Anſtrengungen 
machen, um von der Beförderung verſchont zu 
bleiben. — Herr Abgeordneter, es hat wohl einen ge⸗ 
wiſſen materiellen Unterton und iſt nicht nur darauf 
zurückzuführen, daß ſie aus dem Walde müſſen, denn 
als Regierungs⸗ und Forſträte ſind ſie wohl etwas 
mehr ans Büro gefeſſelt, kommen aber doch als 
Inſpektionsbeamte auch in den Wald hinaus. Es 
iſt hauptſächlich die materielle Stellung, die heute 
jeden lieber auf dem Lande ſitzen läßt als in der Stadt, 
wo er ſelbſt mit größerem Bareinkommen wirtſchaftlich 
ſchlechter beſtellt iſt als draußen auf dem Lande. 

Bezüglich der Klagen über Vorkommniſſe bei 
den Waldarbeitern gilt dasſelbe, was ich für die Förſter 
geſagt habe: ich bin bemüht geweſen, allmählich ein 
gutes Verhältnis zu ſchaffen. Wenn der Herr Abgeord⸗ 
nete Brückner behauptet hat, daß in vielen Revieren 
der von meiner Verwaltung abgeſchloſſene Tarifvertrag 
nicht eingehalten wird, ſo kann ich nur bitten, mir 
dieſe Fälle einzeln mitzuteilen. Ich würde dann in 
jedem Falle den Sachverhalt feſtſtellen laſſen und 
eventuell eingreifen. Ich kann nicht glauben, daß es 
in vielen Revieren der Fall iſt; denn in dem Tarif⸗ 
vertrage ſind die Einigungsinſtanzen vorgeſehen, 
die in Funktion treten, wenn Streitigkeiten entſtehen, 
wenn ein Revierverwalter den Tarifvertrag nicht 
ordnungsmäßig ausführt. Es iſt Sache der Organi⸗ 
ſationen, die den Tarifvertrag abgeſchloſſen haben, 
die Schlichtungsausſchüſſe und Einigungskommiſſioncn 
und zuletzt das Zentraleinigungsamt in meinem 
Miniſterium in Anſpruch zu nehmen, wenn einzelne 
Revierverwalter den Tarifvertrag überhaupt nicht 
beachten oder zuungunſten der Waldarbeiter gegen 
Sinn und Zweck des Vertrages auslegen. Das ailt 
auch, wo die Akkordlöhne zu niedrig feſtgeſetzt ſind. 
Nach dem Tarifvertrage ſind ſie ſo feſtzuſetzen, daß 
ein geübter, tüchtiger Arbeiter etwa 25 bis 30 v. 9. 
mehr als den Lohnſatz verdienen kann. Wenn einzelne 
Revierverwalter unter dieſen Satz gehen, ſo iſt es auch 
Sache der Organiſationen, die Schlichtungsſtellen in 
Anſpruch zu nehmen. Nach dem Tarifvertrage läßt ſich 
das ſofort in Ordnung bringen. 

Herr Abgeordneter Brückner erklärte dann weiter, 
daß Revierverwalter, Oberförſter draußen den Wald⸗ 
arbeitern gedroht hätten, daß ſie aus der Arbeit hin⸗ 
ausfliegen würden, wenn ſie ihrem Verband beitreten 
würden. Ich kann ihn nur bitten, mir den Revier⸗ 
verwalter zu nennen, der das geäußert hat. Jeden⸗ 
falls würde ich dann feſtſtellen, ob es ſo iſt, wie die 
Arbeiter mitgeteilt haben; denn es kommt auch oft 
vor, daß Arbeiter aus anderen berechtigten Gründen 
entlaſſen werden und dann die Verbandszugehörigklit 
als den Anlaß angeben. Das hat ſich bei der Nach» 
prüfung ſchon oft herausgeſtellt. Wenn ſich aber in 
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ſolchem Falle bei der Prüfung ergibt, daß der Revier⸗ 
verwalter ſo vorgegangen iſt, dann werde ich unter 
allen Umſtänden eingreifen. S 

Ich kann Donen hier nur erklären, daß ich jeden 
Forſtbeamten beſtrafen werde, der es wagt, einen 
Waldarbeiter oder einen Beamten wegen ſeiner Orga⸗ 
niſationszugehoͤrigkeit oder wegen ſeiner pontiſchen 
Überzeugung von der Arbeit auszuſchließen oder bei 
der Arbeit zu benachteiligen, oder bei Nutzungen, die 
ihm gewährt werden, in Nachteil zu ſetzen. 

Daß die Betriebsratswahlen von einzelnen Ober⸗ 
förſtern nicht rechtzeitig vorgenommen worden ſind, 
iſt darauf zurückzuführen, daß die Herren gehofft 
hatten, ſie würden vom Miniſterium noch eine Aus⸗ 
führungsbeſtimmung zu dem Betriebsrätegeſetz be⸗ 
kommen, während beabſichtigt war, da die geſetzlichen 
Beſtimmungen klar ſind und die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Reiches ausreichen, keine beſonderen 
Ausführungsanweiſungen herauszugeben. Nachdem 
den Revierverwaltern mitgeteilt iſt, daß keine be⸗ 
ſonderen Anweiſungen herauskommen, ſind die Betriebs⸗ 
ratswahlen überall vorgenommen. Ich glaube, in 
allen Revieren ſind auch bereits Betriebsräte gewählt 
und in Funktion. Sollte es noch nicht der Fall ſein, 
ſo bitte ich, mir davon Mitteilung zu machen. 

Es iſt ſtets das eifrigſte Bemühen meines Miniſteriums 
geweſen, für die Waldarbeiter geeignete Wohnungen 
herzuſtellen; denn auch die Forſtverwaltung hat das 
größte Intereſſe daran, ſich durch Herſtellung von 
geeigneten Wohnungen einen ſtändigen Stamm 
von Waldarbeitern zu ſichern. Aber auch bei uns liegen 
die Schwierigkeiten vor, die jetzt einem allgemeinen 
Wohnungsbau entgegenſtehen. Wir können nach Maß⸗ 
gabe der Mittel, die uns zur Verfügung ſtehen, leider 
nicht das auf dem Gebiete tun, was vielleicht not⸗ 
wendig wäre. Aber was irgend möglich iſt, wird unter 
Daranſetzung aller Mittel durchgeführt. Insbeſondere 
verſuchen wir, durch Aufkauf alter Häuſer auf dem 
Lande, ſoweit ſie käuflich ſind, dieſe Frage zu löſen, 
um geeignete Räume für die Waldarbeiter und auch 
für unſere Forſtbetriebsbeamten, die noch keine Stellen 
haben, herzurichten. 

Die Forderung, jedem Förſter ein Dienſtzimmer zu 
ſchaffen, wird ſich ſchwer erfüllen laſſen, denn das 
würde notwendig machen, daß wir unſere ſämtlichen 
Forſthäuſer umbauen. Das wird ſchwer möglich ſein, 
die Mittel dazu werden wir nicht haben. Die Forſt⸗ 
häuſer ſind auch ſo mit Räumen ausgeſtattet, daß es 
den Förſtern nicht ſchwer fallen kann, einen dieſer 
Räume als Dienſtzimmer einzurichten. (Zuruf.) — 
Wenn Beleuchtung und Heizung ihnen dafür fehlen 
ſollte, — darüber ließe ſich ſchließlich reden. Ich glaube 
aber auch, daß das Bedürfnis nach einem Dienſtzimmer 
nicht ſo überaus groß iſt, denn der Forſtbetriebsbeamte 
ſoll ſeine Tätigkeit draußen im Walde ausüben, weniger 
im Dienſtzimmer. Gewiß, er hat ein großes Zahlen⸗ 
material zu bearbeiten, das iſt richtig; dazu braucht 
man aber kein Dienſtzimmer, ſondern das kann man 
auch in ſeinem Privatzimmer machen. Ein Dienſt⸗ 
zimmer richtet man ein, wo ein öffentlicher Verkehr 
iſt, wo das Publikum den Forſter dienſtlich aufzuſuchen 
hat; da liegt die Notwendigkeit vor. Im übrigen 
haben die Förſter in der Regel Räume genug. Wenn 
es daran liegt, daß für die Beleuchtung und Heizung 
etwas geſchieht, ſo ließe ſich darüber, wie ich ſchon geſagt 
habe, verhandeln. Ob es ſich durchführen läßt, kann 
ich im Augenblick nicht überſehen. 

Dann iſt geklagt worden über den militäriſchen 
Ton, der in der Forſtverwaltung noch obwaltet, ins⸗ 
beſondere im Verhältnis zwiſchen den Beamten und 
Arbeitern oder zwiſchen den Verwaltungsbeamten 
und den Betriebsbeamten. Vorſchriften über den 
guten Ton kann man nicht gut erlaſſen. Ich glaube, 
damit wird auch der gewünſchte Erfolg nicht erzielt 
werden. Selbſt wenn ich jedem Forſtbeamten einen 
Band Knigge „Umgang mit Menſchen“ ſchickte, würde 
ſich kaum etwas ändern. Der Ton iſt auch etwas, was, 
mit der Individualität des einzelnen Menſchen zu⸗ 
ſammenhängt und was durch die beſten Vorſchriften 
nicht weſent'ich geändert werden kann. Alles, was 
an Militäriſchem noch in der Forſtverwaltung von früher 
her da war, weil im weſentlichen die Betriebsbeamten 


und die anderen Beamten ſich aus dem militäriſchen 
Entwicklungsgang rekrutierten, iſt in der Anweiſung, 
die beſteht, befeitigt worden, und ich glaube, in dem 
Maße, wie die Forſtbeamten ihre Hauptausbildung 
nicht mehr bei dem Militär im Jägerbataillon finden, 
ſondern draußen im Walde, in dem Maße wie dieſer 
neu herangebildete Nachwuchs heranwächſt, wird auch 
der vom Kaſernenhof ſtammende Ton, ſoweit er über⸗ 
haupt noch beſteht, verſchwinden. 

Im übrigen möchte ich bemerken, man ſoll in der 
heutigen Zeit nicht ſo empfindlich in bezug auf den 
Ton ſein. Gewiß, der Ton macht die Muſik, aber er 
iſt nicht das Entſcheidende. Für mich kommt es darauf 
an: was jagt der Forſtbeamte, nicht, wie ſagt er es! 
Liegt ein Grund zum Eingreifen vor, dann werde 
ich es tun. Wie geſagt, da kann ich keine allgemeine 
Vorſchrift erlaſſen. Ich glaube, daß die Zeit da auch 
manches heilen wird, und daß der Ton vielleicht auf 
beiden Seiten allmählich ein ſolcher wird, daß beide 
Teile ganz zufrieden ſind. Ich habe nämlich auch 
Beſchwerden von Beamten bekommen, daß der Ton 
auf der anderen Seite nicht mehr ſo wäre als früher. 
Es iſt eben ſo: wie es in den Wald hineinſchallt, ſo 
ſchallt es wieder heraus. Vielleicht kommt man ſich 
da gegenſeitig entgegen und findet allmählich einen 
Verkehrston, der beide Teile befriedigt. — — 

Wenn der Abgeordnete Neumann meinte, daß wir 
bereits von unſerm Holzkapital zehren, ſo, glaube 
ich, iſt dieſe Befürchtung nicht berechtigt. Wir haben 
bisher darauf geachtet, daß wir uns möglichſt im Rahmen 
einer ordnungsmäßigen Forſtwirtſchaft bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Haushaltspläne halten. Allerdings war 
im vorigen Jahre vom Reich die Auflage gemacht, 
den Einſchlag um ein Drittel zu erhöhen. In dieſem 
Jahre wird er nicht mehr erhöht werden. Eine derartige 
Erhöhung um ein Drittel des Einſchlages in einem 
Jahre kann unſer Wald durchaus aushalten, um ſo 
mehr, als die preußiſchen Staatsforſten in der Ver⸗ 
gangenheit ſehr pfleglich und gut behandelt worden 
find, fo daß die Gefahr einer Devaſtierung durch ſolche 
geringfügige Erhöhung in ein oder zwei Jahren nicht 
zu befürchten iſt. Jedenfalls müſſen wir damit rechnen, 
daß der ſteigende Holzbedarf im Inlande, der ſonſt durch 
Einfuhr vom Auslande gedeckt wurde und nun auf 
dieſem Wege nicht mehr gedeckt werden kann, in Zukunft 
im weſentlichen im Inlande gedeckt werden muß. 
Die Forſtverwaltung wird aber darauf achten, daß ſich 
der Einſchlag mit den Grundſätzen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Forſtwirtſchaft vereinbaren läßt. 

Wenn Herr Abgeordneter Neumann darauf hin⸗ 
weiſt, daß jetzt in den Privatforſten viel zu viel ein⸗ 
geſchlagen werde, ſo ſtimme ich ihm durchaus zu. 
Es kommt aber nicht fo ſehr darauf an, meine Damen 
und Herren, daß zu viel eingeſchlagen, ſondern daß 
ſtellenweiſe nach unwirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
eingeſchlagen wird; es werden Wälder abgetrieben, 
die eigentlich ſtehen bleiben ſollten, während anderswo 
wiederum nicht genügend durchforſtet wird. 

Dieſem Mißſtand entgegenzuwirken war das Forſt⸗ 
kulturgeſetz beſtimmt, das ſeit längerer Zeit in meinem 
Miniſterium in Bearbeitung tft. — — Ich habe, da dieſes 
ganze Geſetz nicht mehr fertig werden wird, nicht mehr 
der hohen Verſammlung vorgelegt werden kann, 
ein Notgeſetz eingebracht, das den Zweck hat, die un⸗ 
wirtſchaftlichen Kahlſchläge zu vereiteln, daß jedenfalls 
den Privatwaldbeſitzern aufgeben wird, die Genehmigung 
der Verwaltungsbehörde vor der Abholzung einzuholen, 
wobei Forſtſachverſtändige tzuberaten haben. — 
Ich hoffe, daß das Hohe Haus dieſe Vorlage noch 
ſchnell verabſchieden wird. Sie iſt dazu beſtimmt, 
eine Lücke auszufüllen. — — 

Berten, Abgeordneter (U. Soz.⸗Dem.): — — 
Ich habe nur noch einige Beſchwerden vorzubringen, die 
aus den Reihen der Forſtbeamten und Forſtarbeiter 
an uns gekommen ſind. Nach dieſen Beſchwerden 
zu urteilen, ſcheint allerdings der militäriſche Geiſt 
in der Forſtverwaltung viel ſtärker zu herrſchen, als aus 
den Ausführungen des Miniſters hervorgeht. — — 

Dann habe ich noch einige Dinge vorzubringen 
über die Forſtſchule Steinbnſch, die ja ſchon erwähnt 
worden iſt. — — (Auf die allgemein bekannten Vor⸗ 
gänge einzugehen, erübrigt ſich. Die Schriftleitung.) 
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Dr. Frhr. v. d. Busſche, Oberlandforſtmeiſter, 
Regierungsvertrete: Die bedauerlichen Vorgänge 


in der Forſtlehrlingsſchule zu Steinbuſch find Gegen⸗ 


ſtand eingehender Erörterungen im Hauptausſchuß 


geweſen. Ich kann feſtſtellen, daß von allen Herren, 
die ſich dort zu dieſer Sache geäußert haben, das Ver⸗ 
Halten der Forſtlehrlinge, das zu jenen Vorgängen 
geführt hat, einſtimmig verurteilt worden iſt. Dieſer 
Verurteilung haben ſich auch die eigenen Standes⸗ 
genoſſen der Forſtlehrlinge durch den Verein der 
preußiſchen Staatsförſter mit aller Entſchiedenheit 
angeſchloſſen. Das einzige, was man vielleicht der 
Leitung der Schule zum Vorwurf machen kann, iſt, 
daß ſie es überhaupt dahin hat kommen laſſen, daß ſie 
nicht ſchon früher eingegriffen hat. Das iſt aber vielleicht 
dadurch erklärlich, daß es ſich eben um erwachſene 
Leute gehandelt hat, die zum Teil ſchon im Kriege 
gemwefen ſind, und von denen man wohl etwas mehr 
Selbſtzucht hätte erwarten dürfen, als ſie tatſächlich 
an den Tag gelegt haben. Im übrigen möchte ich 
feſtſtellen, daß, nachdem der Herr Miniſter die Haupt⸗ 
ſchuldigen von dieſer Schule entfernt hat, das Ver⸗ 
halten der übrigen Forſtlehrlinge zu Einwendungen 
keinen Anlaß mehr gegeben hat, und daß auch das 
Ergebnis der Schlußprüfung im allgemeinen befriedigend 
gewefen iſt. 

Erſter Vizepräſident Dr. Porſch: Wir kommen 
nunmehr zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über 
Tit. 1 des Kap. 2 der Einnahmen, entſprechend dem 
Ausſchußantrage auf Druckſache Nr. 3492, Spalte 40 
zu 1 a. Ich bitte diejenigen, welche dieſen Titel ent⸗ 
fprehend dem Ausſchußantrage um 94 500 000 & 
erhöhen, alſo mit 624 500 000 & feſtſtellen wollen, 
fich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
tft die Mehrheit; es iſt jo beſchloſſen. 

Wir kommen zur Abſtimmung über den Ausſchuß⸗ 
antrag, Nr. 3 b, Tit. 3 des Kap. 2 der einmaligen und 
außerordentlichen Ausgaben um 2 500 000 4 zu 
erhöhen, alſo mit 5 500 000 A zu bewilligen. Ich 
ſtelle feſt, daß auch Nr. 3 b des Ausſchußantrages om: 
genommen iſt. 

Wir kommen zur Abſtimmung über den Ausſchuß⸗ 
antrag Nr. 3 d, Tit. 11 des Kap. 2 der einmaligen 
und außerordentlichen Ausgaben um 4 000 000 A 
zu erhöhen, alſo mit 14 000 000 A zu bewilligen. Ich 
ſtelle auch hier die Annahme nach dem Ausſchuß⸗ 
antrage feſt. 

Wir kommen zur Abſtimmung über Be des Aus⸗ 
ſchußantrages, Tit. 12 des Kap. 2 der einmaligen und 
außerordentlichen Ausgaben um 8 000 000 & zu 
erhöhen, alſo mit 18 000 000 4 zu bewilligen. Ich 
ſtelle auch hier die Bewilligung des Titels nach dem 
Ausſchußantrage feſt. 

Ich ſtelle demnächſt feſt, daß alle Kapitel und Titel 
des Forſthaushalts nach Maßgabe der ſoeben gefaßten 
Beſchlüſſe im einzelnen genehmigt und bewilligt ſind. 

Wir kommen zur Abſtimmung über den Ausſchuß⸗ 
antrag auf Druckſache Nr. 3492 zu 4, welcher vorſchlägt, 
die Nachweiſung und Denkſchrift auf Druckſache Nr. 2830 
durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären. Ich 
ſtelle feſt, daß das Haus danach beſchloſſen hat. 

Wir kommen zur Abſtimmung über den Ausſchuß⸗ 
antrag auf Druckſache Nr. 3492, Seite 41 zu 5, und 
zwar getrennt nach den einzelnen Buchſtaben. Ich 
bitte, daß diejenigen, welche Da annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit; Nr. 5a des Ausſchußantrages iſt an⸗ 
genommen. 

Dann bitte ich diejenigen, welche 5 b annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Auch 5 b iſt in feinen drei Teilen angenommen. 

Ich bitte dann diejenigen, welche den Antrag 
Gebhardt und Genoſſen auf Druckſache Nr. 3571, 
der zu 50 gehört, annehmen wollen, ſich von den 
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Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Die Gegenprobe erfolgt.) Der Sitzungs⸗ 
vorſtand iſt ſich einig, daß jetzt die Mehrheit ſteht. Der 
Antrag Gebhardt iſt abgelehnt. Dann darf ich wohl 
ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß be nach 
dem Ausſchußantrage angenommen ſſt. 

Der Antrag Neumann (Bärenberg) auf Druckſache 
Nr. 3158 iſt auch im Hauptausſchuß eingebracht worden, 
er iſt im Antrage des Hauptausſchuſſes auf Druckſache 
Nr. 3492 enthalten und durch dieſen Antrag des Haupt⸗ 
ausſchuſſes erledigt. 

Ich darf dann wohl ohne beſondere Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, daß Punkt 5d des Ausſchußantrages unver⸗ 
ändert angenommen iſt. Der Antrag der Abgeordneten 
Neumann (Bärenberg) und Genoſſen auf Druckſache 
Nr. 3157 und der dazu geſtellte Abänderungsantra 
Dominicus und Genoſſen auf Druckſache Nr. 3256 
find in derſelben Faſſung im Kauptausſchuß geſtellt 
worden, der mit dem Antrag Neumann (Bärenberg) 
Nr. 3157 übereinſtimmend im Hauptausſchuß geſtellte 
Antrag iſt zurückgezogen worden. Damit iſt dieſer 
Antrag und der mit dem Antrag Dominicus auf Druck⸗ 
ſache Nr. 3256 übereinſtimmende Abänderungsantrag 
hinfällig geworden. Die beiden Anträge ſind alſo auch 
hier erledigt. 

Wir kommen dann zur Abſtimmung über den Aus⸗ 
ſchußantrag 5e auf Druckſache Nr. 3492 Spalte 41. 
Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, 
daß Antrag Nr. De angenommen iſt. 

Damit iſt der Haushalt der Forſtverwaltung erledigt. 


= 


Abgangsprüfung an der Sorftlchranftalt 
Neuhaldensleben. An der Forſtlehranſtalt Neu⸗ 
haldensleben, Inſtitut der Landwirtſchaftskammer 
für die Provinz Sachſen, fand vom 20. bis 22. De⸗ 
zember 1920 die praktiſche und mündliche Abgangs⸗ 
prüfung ſtatt, nachdem die ſchriftlichen Arbeiten 
ſchon eine Woche früher fertiggeſtellt waren. Der 
Prüfungskommiſſion gehörten an die Herren Graf 
v. d. Aſſeburg⸗Falkenſtein als Vorſitzender und Ver⸗ 
treter des Waldbeſitzes, Forſtaſſeſſor Kolb (fürſtlich 
Stolberg Roßlaſche Verwaltung) und Revierförſter 
Wachner (gräfliche Forſtverwaltung v. Alvensleben⸗ 
Erxleben II) als Privatforſtbeamte, Oberförſter 
Dr. Zentgraf als Vertreter der Landwirtſchafts⸗ 
kammer und der Direktor und beide forſtlichen 
Lehrer der Forſtlehranſtalt. Geprüft wurde an 
einem ganzen Tag im Walde, am nächſten Tage 
mündlich im Zimmer, und zwar in den Fächern: 
Waldbau, Forſtſchutz, Forſtbenutzung, Forſt⸗ 
mathematik, Geſetzeskunde, Geſchäftskunde und 
Jagdkunde. Von den 41 Beſuchern der Anſtalt 
beſtanden alle, und zwar 3 mit ſehr gut, 24 mit gut 
und gut bis ſehr gut, 14 mit genügend und gut bis 
genügend. Am 22. wurden die Zeugniſſe durch 
den Vorſitzenden, Herrn Grafen v. d. Aſſeburg, mit 
ſehr anerkennenden Worten übergeben und darauf 
die Schüler durch den Direktor der Anſtalt, Herrn 
Oberförſter Mann, entlaſſen. Am 11. Januar hat 
ein neuer, % Jahr dauernder Lehrgang begonnen. 
Das Kuratorium der Lehranſtalt hat beſchloſſen, 
den Lehrgang für die Schüler, welche die Be⸗ 
dingungen für die Förſterprüfung des Vereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands erfüllen, mit einem 
Förſterexamen abſchließen zu laſſen, und zwar mit 
dem genannten Verein zuſammen, während die 
übrigen Schüler wie bisher ihr Abgangsexamen 
ablegen. M. 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


der erhöhten Berſorgungsgebührniſſe 
dir aus den abgetretenen Gebieten zurück⸗ 
gelehrten Ruhegehaltsempfäuger. 
mate bee en 
Bericht vom 21. Dezember 1920 — III. 5910 Ofm. 


Berlin, 19. Januar 1921. 
Die Frage, von welchem Zeitpunkte ab den 
aus den abgetretenen Gebieten nach Deutſchland 
verzogenen Ruhegehaltsempfängern die erhöhten 
Verſorgungsgebührniſſe zu zahlen ſind, iſt bezüglich 
der unmittelbaren Staatsbeamten durch die Ver⸗ 
fügung des Herrn Finanzminiſters vom 18. De⸗ 
zember 1920 — F. J. 4107 — wie folgt entſchieden: 
In Ergänzung der Fürſorge für die aus 
den Abtretungsgebieten nach Deutſchland 
verzogenen Ruhegehaltsempfänger und 
Hinterbliebenen wird — ohne damit der Regelung 
der Frage nach der endgültigen Tragung der 
Penſionen vorzugreifen, zu der nach diesſeitiger 
Anſicht die Erwerberſtaaten hinſichtlich aller am 
10. Januar 1920 im Abtretungsgebiet wohnhaften 
Penſionäre uſw. unzweifelhaft verpflichtet ſind — 
an Einvernehmen mit dem Herrn Reichsfinanz⸗ 
miniſter folgendes beſtimmt: 


l 


Trotzdem die Möglichkeit einer rechtswirkſamen 
Option für Deutſchland noch nicht beſteht, ſo müſſen 
doch diejenigen Penſionäre uſw. des unmittelbaren 
Reichs⸗ und Staatedienſtes, die ihren Wohnſitz 
nach Deutſchland verlegt haben, aus Billigkeits⸗ 
gründen hinſichtlich ihrer Bezüge ebenſo behandelt 
werden, als wenn ſie die deutſche Reichs⸗ und 
preußiſche Staatsangehörigkeit wieder erworben 
hätten. Ihre Penſionsanſprüche ſind deshalb 
als wiederaufgelebt anzuſehen, und zwar in dem 
Umfange, wie ſie ſich inzwiſchen durch die preußiſche 
bzw. deutſche Geſetzgebung innerhalb Deutſch⸗ 
lands entwickelt haben. Insbeſondere kommen den 
Staatspenſionären alſo vom Tage ihrer 
Überſiedelung an die Wohltaten aus dem 
Beamtenruhe gehaltsgeſetz vom 7. Mai 
1920 zug ute. 

An die Regierung in Schneidemühl. 


Abſchrift erhält die Regierung zur Kenntnis. 
J. A.: v. d. Busſche. 


An die übrigen Regierungen (außer Aurich, Münſter und 
Sigmaringen). 


— E — —̃ͤ— 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Zur Miniſterialverfügung betreffend Notterung 
der Forſtverſorgungsbereuhhigten. Wer von den 
Kollegen der ſieben jetzt notierten Jahrgänge 
war nicht erſtaunt über die neuen Notierungs⸗ 
grundſätze (Erlaß III 18 383/20 vom 3. Januar 
1921), die der neue Vereinsvorſtand mit der 

entralforſtverwaltung vereinbart hat? Es iſt 
SC über den alten Vorſtand fo oft geklagt 
worden, daß er ſeine Vereinsmitglieder über 
wichtige Beſchlüſſe in Unkenntnis ließ; jetzt er⸗ 
halten wir aber vom Verein aus über mancherlei 
wichtige Angelegenheiten, z. B. obige Verein⸗ 
barung, gar keine Kenntnis, und wenn man 
nicht obengenannten Erlaß vom Miniſterium 
eleſen hätte, würde man ſich vergeblich den 
Kopf zerbrechen, wie wohl die Notierung vor ſich 
gegangen ſein mag. Es iſt doch eme Härte, 
wenn nun auf einmal dieſe ſieben Jahrgänge 
das Opfer ſein ſollen, die ſchlechten Anſtellungs⸗ 
verhältniſſe einiger Bezirke auszugleichen. Waren 
die früheren Beſtimmungen über Notierung und 
Umnotierung nicht gut? Es wußte doch jeder, 
der fein Notierungsgeſuch einreichte, wie die 
Anſtellungsverhältniſſe in dem Bezirk, in dem er 
notiert zu ſein wunſchte, waren, er fand ſich alſo 
mit den Verhältniſſen ab. Das überraſchend 
veränderte neue Notierungsverfahren wird jeden⸗ 
falls mehr Unzufriedenheit als Zufriedenheit 
hervorrufen. Wenn der neue Vorſtand die un⸗ 
leichmäßigen Anſtellungsverhältniſſe der ver⸗ 
che e Bezirke beſeitigen wollte, ſo wäre es 
wohl zweckmäßiger geweſen, dafür einzutreten, 
die bezirksweiſe Notierung überhaupt fallen zu 
laſſen. Weitere Meinungsäußerungen hierüber 
wären ſehr erwünſcht. 

Prankau bei Rathau, Kreis Wohlau. 

Schütze, Hilfsförſter. 


Dte ſtaatſichen Forſtlehrlingsſchulen in Preußen. 


die Dauer von drei Jahren geſchloſſen werden 
ſollen, dürfte es für viele unſerer Leſer von 
Intereſſe ſein, einmal Näheres über die gegen⸗ 
wärtige Zuſammenſetzung des Lehrkörpers und 
die Beſuchsziffern in den beiden letzten Schul⸗ 
jahren zu erfahren. 

An der Forſtlehrlingsſchuze Steinbuſch, (Bez. 
Frankfurt Oder), wax ſeit deren Beſtehen Forſt⸗ 
meiſter Wagner als Direktor tätig, der am 
13. Dezember 1920 verſtorben iſt. Bis zur Neu⸗ 
beſetzung dieſes Poſtens hat Forſtaſſeſſor 
Steinhoff die Leitung der Schule übernommen. 
Fis Lehrer find gegenwärtig tätig: Forſtſchul⸗ 
lehrer Mohr, Forſtaſſeſſor Gehrike: und 
Förſter Knöfel; als Aufſichtsführender Forſt⸗ 
gehilfe Brauns; Hausvater iſt Schellin. 
Die Anſtalt war im Schuljahre 1919/20 von 
SE SE 1920/21 wird fie von 50 Schülern 

eſucht. 

An der Forſtlehrlingsſchule Spangenberg 
(Bez. Caſſel), iſt gegenwärtig als Direktor Ober⸗ 
förſter Wallmann, der bis zum 1. Juni 1920 
Aſſiſtent der Forſtlehrlingsſchule Hachenburg war, 


tätig. Forſtſchullehrer Grothe, der ſchon 
in Großſchönebeck unterrichtet hat, iſt am 
1. Oktober in den Ruheſtand getreten. Als 


Lehrer wirken gegenwärtig Forſtaſſeſſor Baumann, 
Forſtaſſeſſor Froitzheim und Lehrer Ried; 
als Aufſichtsführender Forſtgehilfe Schuchhardt; 
Hausvater iſt Bernhard Velten. Die Anſtalt 
war im Schuljahre 1919/20 zunächſt von 
78 Schülern beſucht, von denen im Jauuar 1920 
ſechs an der Grippe ſtarben und im Laufe des 
Sommers 1920 drei entlaſſen wurden, ſo daß am 
Schluß des Jahres 69 Schüler vorhanden waren; 
1920/21 wird die Schule von 55 Schülern 
beſucht, und zwar von 51 preußiſchen, zwei 
anhaltiſchen und zwei Oldenburger Anwärtern. 

An der Forſtlehrlingsſchule Hachenburg wirkt 
1 Hausdorf als Direktor. Als Lehrer 
ind gegenwärtig tätig: Forſtſchullehrer Rie⸗ 


Da die Anſtalten in dieſem Jahre zunächſt auf beling, Forſtaſſeſſor Gies und Hegemeiſter 
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Mehl; als Aufſichtsführender: Forſtgehilfe Till⸗ 

er a fi Krämer. Die Anſtalt 

war im Schuljahr 1919/20 von 57 Schülern be⸗ 

- fudt. Im laufenden Schuljahre 1920/21 wird 
die Anſtalt von 50 Forſtlehrlingen beſucht. 


CH 

Vorleſungs verzeichnis der Forſtakademie zu 
Hann.⸗Münden für das Sommer ⸗Semeſter 1921. 
Oberforſtmeiſter Prof. Schilling: Forſtliche 
Statik (zweiſtündig), Forſtpolitik (zweiſtündig), 
Praktiſches Beiſpiel aus der Forſteinrichtung 
(wöchentlich einen halben Tag). Forſtmeiſter 
Dr. Dengler: Waldbau, allgemeiner Teil (zwei⸗ 
ſtündig). Forſtmeiſter Sellheim: Forſtſchutz 
(zweiſtündig), Jagdkunde (zweiſtündig). Ober⸗ 
förſter Godberſen: Waldwegebau (zweiſtündig). 
Forſtaſſeſſor Hannemann: Preußiſche Betriebs⸗ 
regelungs⸗Anweiſung (zöweiſtündig), forſtliche 
Übungen (nach Vereinbarung). Geh. Reg.⸗Rat 
Prof. Dr. Baule: Geodäſie (zweiſtündig), Ver⸗ 
meſſungsübungen. N. N.: Syſtematiſche Botanik 
(vierftündig), botaniſche Übungen (zweiſtündig), 
botaniſche Ausflüge. Prof. Dr. Rhumbler: 
Inſektentunde (vierſtündig), zoologiſche übungen 
(leinſtündig), zoologiſche Ausflüge. Prof. Dr. 
Süchting: Geologie (zweiſtündig), Bodenkunde 
I. Teil (zweiſtündig), geologiſche und boden⸗ 
kundliche übungen nach näherer Verabredung. 
Prof. Dr. Wedekind: Organiſche Chemie (drei⸗ 
ſtündig), chemiſche übungen (anorgan. Seminar) 
(zweiſtündig), Kolloquium über Fortſchritte der 
Chemie (alle zwei Wochen zweiſtundig). Prof. 
Dr. Falck: Forſtliche Mykologie I, Teil (zwei⸗ 
ſtündig), Krankheiten forſtlicher Kulturpflanzen. 
Geh. Juſtizrat Prof. Dr. v. Hippel: Strafrecht 
(zweiſtündig). 

Allwöchentlich Fonnabends forſtliche, boden⸗ 
kundliche und geolßgiſche Ausflüge unter Leitung 
der betreffenden Dozenten. Das Semeſter be⸗ 
ginnt ſatzungsgemäß am 10. April und endet am 
20. Auguſt. Anmeldungen ſind ſchriftlich an die 
Forſtakademie zu richten. 


> ` 

Mangelhafte Befähigung vieler Privatforſt⸗ 
angeſtellten! Ohne perſönlich werden zu wollen, 
kann ich als Verfaſſer des Artikels in Nr. 50 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ nicht umhin, auf die 
Erwiderung in Nr. 4 S. 67 zu antworten. In 
dieſer Erwiderung bzw. Abſchwächung meiner 
„Bitte an die Herren Waldbeſitzer“ wurde ein wenig 
ſchönes Bild unſeres Standes dargelegt; ich betone 
das Wort „unſeres“, denn als Privatforſtmann bin 
ich als akademiſch geprüfter Oberförſter ſolidariſch 
mit allen meinen Kollegen, ſeien ſie Oberförſter, 
Förſter oder Anwärter! Wenn der Herr Verfaſſer 
einen ſolchen Einzelfall forſtlichen Unwiſſens in 
der Preſſe bekanntgibt, wäre es doch zu wünſchen 
und — im Intereſſe unſeres Standes — zu fordern, 
daß die betreffende Verwaltung genannt würde. 
Es würde ſich dann herausſtellen, wer der wirklich 
Schuldige iſt: der ehemalige Diener oder der Be⸗ 
ſitzer. Denn „wes Brot ich eff’, des Lied ich ſing!“ 
Wenn ſolche Leute nur der leidigen Geldfrage 
wegen den grünen Rock angezogen haben, dürfte 
das nicht unſere Schuld“ fein. Falls dieſes eine 
Erlebnis, ſo wie es dargeſtellt wurde, wirklich 
vorgekommen iſt, dürfte es, meines Erachtens, 
immer noch keine Zurückſtellung meiner Bitte 
bzw. des ganzen Privatforſtbeamtenſtandes 
ſein. Zufällig habe auch ich von der Pike 
auf gedient, bin Königl. Preußiſcher Förſter⸗ 
anwärter geweſen, habe ſämtliche Examinas be⸗ 
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ſtanden und dürfte daher einen ziemlich genauen 
Einblick in die Ausbildung der Staatsforſtbeamten 
getan haben. Wir wollen die Sonde hier nicht zu 
ſcharf anſetzen; räudige Schafe gibt es überall. Dex 
Werdegang eines Staatsanwärters iſt langſamer 
als der eines Privatforſtbeamten; erſterer muß 
feine Wartejahre vollendet haben, um eine An⸗ 
ſtellung zu bekommen! In dieſer langen Wartezeit 
wird ihm Gelegenheit gegeben, unter Anleitung 
des planmäßigen Förſters ſich praktiſch fort⸗ und 
weiterzubilden, alſo ſeine Kenntniſſe zu fördern 
bzw. Lücken zu beſeitigen. Der Privatforſtbeamte, 
deſſen Streben es ſein muß, ſo bald wie möglich eine 
Lebensſtellung zu erlangen, hat dieſe ausgiebige 
Wartezeit nicht, ſondern bewirbt ſich um jede an⸗ 
nehmbare Stelle. Füllt er ſeinen Dienſt nicht aus, 
ſo heißt er „Privatangeſtellter ohne Vollbildung!“ 
und findet kein Fortkommen. 

Daß wir, der Verein der Privatforſtbeamten 
Deutſchlands, ſeit etwa 20 Jahren beſtrebt ſind, 
unſeren Stand zu heben, eine Forſtlehrlingsſchule 
in Templin unter großen Koſten unterhalten, 
Hilfsförſter⸗ und Förſterprüfungen abhalten, dürfte 
bekannt ſein. Und darum wiederhole ich nochmals 
meine bereits ausgeſprochene Bitte an die Herren 
Waldbeſitzer in der Hoffnung, daß ſie das Wort der 
Schriftleitung beherzigen: „Der Privatwald den 
Privatforſtbeamten!“ 

Baſenthin, den 27. Januar 1921. 

Langer, v. Flemmingſcher Oberförſter. 
= 


Perſönliche Vorſtellung und Reiſekoſten bez 
Stellenbewerbung. . ſich um eine Stelle be⸗ 
wirbt, geht immer von der ja auch richtigen An⸗ 
nahme aus, daß der perſönliche Eindruck, welchen 
der Bewerber auf die ausſchreibende Behörde 
oder Privatperſon macht, die Zeugniſſe ſehr 
wirkſam unterſtützen kann. Wie ſehr die einzelnen 
beſtrebt ſind, ſich perſönlich vorzuſtellen, geht auch 
daraus hervor, daß es vielfach in den Ausſchreibungen 
heißt: „Perſönliche Vorſtellung nur auf Wunſch“, 
um den Zudrang etwas abzuſchwächen. 

In der heutigen Zeit, in welcher das Reiſen 
mit außerordentlich hohen Koſten verknüpft iſt, 
iſt für jeden Stellenbewerber wichtig, zu wiſſen, 
wer die Koſten dieſer Reiſe zu tragen hat. Von 
ſelbſt verſteht es ſich, daß jeder, der auf irgend eine 
Ausſchreibung hin an Ort und Stelle reiſt, keinen 
Anſpruch auf Erſatz der ihm entſtehenden Unkoſten 
hat, denn es kann ſich nur um die Frage handeln, 
ob der zur perſönlichen Vorſtellung Aufgeforderte 
Erſatz der ihm erwachſenen Ausgaben rechtlich 
beanſpruchen kann. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich ſchon eine Anſtandspflicht, 
daß Behörden und Privatperſonen, die einen 
Stellenbewerber zur perſönlichen Vorſtellung be⸗ 
ordern, die Koſten der Reiſe ohne weiteres er⸗ 
ſtatten, aber wie die praktiſchen Erfahrungen 
lehren, iſt das durchaus nicht immer der Fall und 
deshalb die Frage wichtig, ob der Bewerber im 
vorliegenden Falle ſeinen Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung der Koſten im Wege der Klage durch⸗ 
ſetzen kann. 

Durch die Aufforderung zur perſönlichen Vor⸗ 
ſtellung wird dem Bewerber ein Auftrag erteilt, 
und durch die Annahme dieſes Auftrages ver⸗ 
pflichtet ſich der Beauftragte, dieſes ihm vom 
Auftraggeber übertragene Geſchäft für dieſen un⸗ 
entgeltlich zu beſorgen. Das Geſchäft iſt die perſön⸗ 
liche Vorſtellung, an welcher der Bewerber, aber 
ese Zweifel auch der Auftraggeber ein Juter⸗ 
eſſe hat. > 
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Dieſe Beſtimmung des B. G. B. kann nur zur 
Anwendung kommen, wenn es ſich um einen 
unentgeltlichen Vertrag handelt, und das iſt 
hier der Fall, weil die beiden Parteien ganz ſtill⸗ 
ſchweigend darin einig ſind, daß die perſönliche 
Vorſtellung nicht bezahlt wird. Das ſchließt natür⸗ 
lich nicht aus, daß der Auftraggeber die Koſten 
der Reiſe zu erſetzen hat, denn im $ 670 B. G. B. 
heißt es: wenn der Beauftragte zum 
Zwecke der Aus führung des Auftrages 
Aufwendungen macht, die er den Um⸗ 
ſtänden nach für erforderlich halten darf, 
ſo iſt der Auftraggeber zum Erſatze ver⸗ 
pflichtet. 

Unter dieſen Umſtänden kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Stellenbewerber, welcher 
zur perſönlichen Vorſtellung beordert iſt, einen 
Rechtsanſpruch auf Erſatz der Aufwen⸗ 
dungen hat. 

Nun wird aber in der Regel in dem Be⸗ 
werbungsſchreiben zum Ausdruck gebracht ſein, 
daß der Bewerber bereit iſt, „auf Wunſch“ ſich 
perſönlich vorzuſtellen. 

Die Frage iſt nun die, ob dieſes Anbieten den 
Auftraggeber berechtigt, den Erſatz der Aufwen⸗ 
dungen zu verweigern. In dieſem Falle iſt $ 663 
des B. G. B. zu befragen, der folgendes vorſchreibt: 

„Wer zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte öffent⸗ 
lich beſtellt iſt oder ſich öffentlich erboten hat, iſt, 
wenn er. einen auf ſolche Geſchäfte gerichteten 
Auftrag nicht annimmt, verpflichtet, die Ab⸗ 
lehnung dem Auftraggeber unverzüglich anzu⸗ 
zeigen. Das gleiche gilt, wenn ſich jemand 
dem Auftraggeber gegenüber zur Be— 
ſorgung gewiſſer Geſchäfte erboten hat.“ 

Daraus geht hervor, daß die Verpflichtung 
des Auftraggebers zum Erſatz der Aufwendungen 
durch das Anerbieten zur perſönlichen Vocſtellung 
nicht aufgehoben wird, aber es beſteht in dieſem 
Falle die Pflicht, die Ablehnung unverzüglich 
anzuzeigen, widrigenfalls der Betreffende zum 
Erſatze etwa entſtehenden Schadens verpflichtet 
iſt; ein Umſtand, der in der Regel in der Praxis 
nicht beachtet wird, aber äußerſt unangenehme 
Folgen haben kann. 

Wird aber auch in dieſem Falle der Aufforderung 
zur perſönlichen Vorſtellung gefolgt, ſo hat der 
Auftraggeber alle Aufwendungen, die notwendig 
geworden ſind, wie Eiſenbahnfahrkarte, Zehrungs⸗ 
und Übernachtungsunkoſten uſw., ebenſo zu er⸗ 
ſtatten, als wenn ein Angebot zur perſönlichen 
Vorſtellung nicht erfolgt iſt. 

Nur dürfen Stellenbewerber, welche die Ger 
ſönliche Vorſtellung angeboten haben, nicht“ aus 
dem Auge verlieren, daß, wenn in dieſem Falle der 
Aufforderung nicht entſprochen und die Ablehnung 
nicht unverzüglich angezeigt wird, Verpflichtung 
zum Schadenerſatz beſteht. Ob die Stelle an⸗ 
genommen wird oder nicht, iſt einerlei. B. 


2 
Forſtwirtſchaftliches. 


Fichtenſaat oder ⸗pflanzung? In der preußiſchen 
Forſtwirtſchaft kommt beim Anbau der Fichte ſeit 
längerer Zeit nur noch die Pflanzung in An⸗ 
wendung. Da die früheren, noch aus Saat er⸗ 
wachſenen Beſtände alle ſchon durchforſtet ſind, 
kommt das beliebte ſchwache Stangenmaterial, 
vor allem Bohnenſtangen, nicht mehr vor. Eine 
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durch Pflanzung erwachſene Fichte, noch dazu im 
weiten Verbande zu 1,5 m J, liefert nicht einmal 
eine ſchöne, lange, wenig abholzige Stange 
III. Klaſſe, ſie iſt eben unten zu dick, ſehr abholzig 
und hat nicht die nötige Länge. Wenn auch der 
Pflanzung der Fichte der Saat gegenüber der 
Vorzug zu geben iſt, ſo wäre es doch, um das von 
jedermann gewünſchte ſchwache Stangenmaterial 
zu erzielen, vorteilhaft, wenn beim Anbau der 
Fichte ein gewiſſer Prozentſatz, etwa 10 % jährlich, 
durch Saat ausgeführt würde. Der Wald muß 
eben möglichſt alle, vor allem aber die ſehr be⸗ 
gehrten Sortimente liefern. 
Kurth, Hegemeiſter, Bengendorf. 
2 


Photographiſche Vergrößerung der Meßtiſch⸗ 
blätter. Die Herſtellung von brauchbaren Wirt 
ſchaftskarten für kleinere Waldungen ſtößt häufig 
auf erhebliche Schwierigkeiten, weil brauchbare 
Grundlagen fehlen. Die Kataſterkarten ſind meiſt 
ſehr ungenau, gute Gutskarten in genügend großem 
Maßſtab auch nicht norhanden und eine ordentliche 
Neumeſſung zu teuer. Die mit einfachen Hilfs⸗ 
mitteln an der Hand von Gutskarten gemachten 
Aufnahmen entſprechen meiſt nicht den be⸗ 
ſcheidenſten Anſprüchen an Genauigkeit, und der 
Maßſtab der Meßtiſchblätter mit 1: 25000 iſt zu 
klein. Unter dieſen Umſtänden kann die Bew 
größerung der Meßtiſchblätter, welche von der 
Landesaufnahme auf Erſuchen raſch vorgenommen 
wird, oft recht wertvolle Dienſte leiſten. Für 
forſtliche Zwecke, wobei es ſich auch meiſt um dis 
Lieferung mehrerer Exemplare handelt, kommt das 
photoalgraphiſche Verfahren allein in Betracht 
da das Bromſilberverfahren ungeeignet iſt, we 
das Papier brüchig wird und das Bild verblaßt, 
Leider iſt der Preis derartiger Karten ziemlich 
hoch, allerdings werden auch meiſt nur kleine 
Ausſchnitte aus den Meßtiſchblättern ai 
die entſprechend billiger ſind. Als Photoalgraphie 
koſten bei der Vergrößerung eines Meßtiſchblattes 
in einem Maßſtabe von 1: 10000 25 Exemplare 
910 A. 50 Exemplare 1060 . Anträge auf 
Lieferung ſolcher Karten ſind zu richten an die 
Kartenvertriebs⸗ Abteilung (Plankammer) vet 
Landesaufnahme, Berlin NW, in 45 


CH 


Brief- und Fragekaſten. 

Anfrage Nr. 10. Steuerabzug. Ich beziehe 
meine Penſion, monatlich 955 „,, jährlich 11460 K. 
Hiervon werden 10% Steuern, mithin 95 8 
abgezogen. Für den Familienvater ſollen doch 
täglich 5 A. für die Ehefrau 1,50 & von der Steuer 
befreit ſein. Wohin habe ich mich zu wenden, daß 
mir die zu viel abgezogenen Steuern zurückerſtattet 
werden? W., Hegemeiſter a. D. 

Antwort: Nach $ 2a der vorläufigen Be 
ſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes zur er⸗ 
gänzenden Regelung des Steuerabzugs vom Arbeits 
lohn vom 21. Juli 1920 gilt diejenige öffentliche Kaſſe 
als Arbeitgeber im Sinne dieſer Beſtimmungen, 
welche den Arbeitslohn auszahlt. Hiernach würden 
Sie ſich wegen der Berückſichtigung des ſteuer⸗ 
freien Teiles der Penſion an diejenige Kaſſe zu 
wenden haben, die Ihnen Ihr Ruhegehalt über 
mittelt. Bei monaßweiſer Zahlung ſind 125 . 
und für die Ehefrau 40 A ſteuerfrei. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Beſetzung gelangende Lorſtdienſiſtellen. 


Brenfen. 
Stants-Foriivermaltung*) 


Folgende Oberförſterſtellen find zum 1. April 
zu beſetzen: 

Richle zu Schönlanke (Schneidemühl); 

rankenau, Wallenſtein und Wolfgang (Caſſeh: 
rolſtein (Trier); 

Harpſtedt (Hannover); 

Jänſchwalde (Frankfurt a. O.); 

Kaltenborn und Willenberg (Allenftein); 

Kaſtellaun (Coblenz): 

Kubfteot (Stade); 

Diebenwerda (Merieburg); 

Nötgen (Aachen). 

Rumbeck (Arnsberg): 

Sommin (Köslin), neue Stelle, für kleine Familien 
oder Unverheiratete paſſend, im bisherigen Revier⸗ 
förſterge höft Sommin: 

Weilburg (Wiesbaden). 

Bewerbungen müſſen bis zum 5. März eingehen. 


Forſtrentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe in Lychen 
(Potsdam) iſt zum 1. April zu beſetzen. Be⸗ 
werbungen ſind bis zum 26. Februar einzureichen. 

Börfterjtelle Barſinghauſen, Kloſteroberförſterei 
Wennigſen (Hannover), iſt zum 1. April neu 
zu beſetzen. Zu der Stelle gehört 1,48 ha nutz⸗ 
bares Wirt ſchaftsland. Dienſtwohnung iſt vor⸗ 


handen. Bewerbungen ſind bis zum 24. Februar 
einzureichen. 
Jörſterſtelle Brünnighauſen, Oberf. Springe 


(Hannover), iſt am 1. April neu zu beſetzen. 
Zu der Stelle gehört 2.4610 ha nutzbares Wirt⸗ 
ſchaftsland. Dienſtwohnung iſt vorhanden. Be⸗ 
werbungen ſind bis zum 24. Februar einzureichen. 


Börfterfielle Großbartloff, Oberf. Ershauſen (Erfurt), 
iſt zum 1. April anderweit zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören: Dienſtwohnung, 0,9290 ha Wirt⸗ 

haftsland. Dienſtaufwandsentſchädigung 350 K. 
ewerbungsfriſt: 1. März. 


Hörſterſtelle Grünhof, Oberf. Rothemühl (Stettin), 
iſt voraus achtlich zum 1. April zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören: 5,467 ha Acker, 0,255 ha Garten, 
7,939 ha Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung 
200 K. Poſt⸗ und Schulort Eichhof. Bewerbungs- 
friſt: 20. Februar. 


Förſterſtelle Kerngrund, Oberf. Karzig (Frankfurt 
a. O.), iſt vorausſichtlich zum 1. April zu beſetzen. 
Wirtſchaftländereien, Nutzungsgeld und Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung werden nach den in Aus⸗ 
ficht genommenen neuen Grundſätzen anderweit 
geregelt werden. Bewerbungsfriſt: 1. März. 


Förſterſtelle (bisherige Revierförſterſtelle) Nordshauſen 
zu Forſthaus Brand, Oberf. Kirchditmold (Caſſel), 
zum 1. April zu beſetzen. Dienſtwohnung, gutes Haus, 
2 km von Elgershauſen mit evangeliſcher Kirche und 
Schule. Caſſeler Schulen nach 40 Minuten Fußmarſch 
mit elektriſcher Bahn erreichbar. Wirtſchaftsland: 
0,191 ha Garten, 1,524 ha Acker, 4,450 ha Wieſe. 
Nutzungsgeld und Dienſtaufwandsentſchädigung 


) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
it zu erſehen, in welchem Drenſtalter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch koſtet 4 & und 30 % Teuerungs⸗ 


ſtehen noch nicht feſt. Volle Rüſtigkeit erforderlich. 
Bewerbungen ſind bis zum 25. Februar einzureichen. 

Förſterſtelle Olſchöwen, Oberf. Heydtwalde (Gum ⸗ 
binnen), kommt zum 1. Mal zur Neubeſetzung. 
Zu der erledigten Stelle gehören: a) Dienſi⸗ 
wohnung, b) noch zu regulierendes Dienſtland: 
zurzeit rund 12 ha Acker, 7 ha Wieſen. Die 
Schule iſt in Rohebude, zirka 5 km; Bahnſtation: 
Bodſchwingken der Eiſenbahn Königsberg — Goldap, 
zirka 8 km. Bewerbungen ſind bis zum 10. März 
einzureichen. 


Jörſterſtelle Retztow, Oberf. Rothenfier (Stettin), 
iſt zum 1. April zu beſetzen. Poſtort: Schönhagen. 
Schulort: Ritztow. Zur Stelle gehören: 12,599 ha 
Acker, 0,319 ha Garten, 4 344 ha Wieſen. Dienſt⸗ 
aufwand zentſchädigung bisher 50 4. Die Stelte 
liegt im Kirchdorf, 2 km von der Bahnſtation 
Schönhagen an der Strecke Gollnow Naugard. 
Gutes Haus. Wirtſchaftsräume alt, aber aus⸗ 
reichend. Acker und Wieſen mittelmäßig. Be⸗ 
werbungsfriſt: 28 Februar. 


Förſterſtelle m. R. Rotſcheroth⸗Nord, Oberf. Sieben- 
gebirge (Köln), iſt zum 1. April neu zu beſetzen. 
Zur St lle gehören 6,9040 ha Dienſtland mit 
65 „ Nutzungsgeld. Dienſtaufwandseutſchädigung 
350 K. Zu der bis 1. März an die Regierung in 
Köln einzureichenden Bewerbung werden zugcalaſſen: 
die Förſter mit Revier im Regierungsbezirk Köln, 
die Fö ſter ohne Revier der Regierungsbezirke 
Köln, Coblenz, Düſſeldorf und Trier, die älter als 
45 Jahre find. 

Die neu zu bildende Förſterſtelle Stüdnitz, Oberf. 
Zerrin (Köslin), iſt zum 1. April zu beſetzen. 
Bewerbungsfriſt: 5. März. 

Bebaute Hilfsförſterſtelle in Trebow, Oberf. Zielenzig 
(Frankfurt a. O.), iſt vorausſichtlich zum 1 April 
zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 0,0097 ha 
Garten, 1,2205 ha Acker. Nutzungsgeld wird noch 
feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt: 1. März. 

Hilfsförſterſtelle in Königl. Wielepole, Oberf. Rybnik 
(Oppeln), kommt zum 1. März zur Beſetzung. 
Zu der Stelle gehört Dienſtwohnung und etwas 
Dienſtland. Bewerbungen ſind an die Regierung 
(Forſtverwaltung) in Oppeln bis zum 20. Februar 
einzureichen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Forſtaufſeher zum ſofortigen Antritt oder zum 
1. März geſucht. Bewerbungsgeſuche find an die 
Forſtdeputation zu Burg (Magdeburg) zu 
richten. Näheres ſiehe Anzeige. 


Memelgebiet. 


Förſterſtelle Smalodarßen, Oberf. Schmalleningken, 
iſt zu. beſetzen; ferner ſollen mehrere Hilfsbeamte 
eingeſtellt werden. Bewerbungen ſind bis zum 
1. März an das Landesdireklorium (Forflabteilung) 
Memel zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 


Staats-Forſtverwaltung. 


Hoffmann, Foͤrſter in Jädkemuhl, iſt vom 1. März an nad 
der Oberf. Neuenkrug (Stettin) verſetzt. 

Saaße, Koriier in Brunnighauſen, äert Springe, wird 
d 1. April nach Horn, Oberf. Springe (Hannover), 
verſetzt. 
waitzkopf, Forſtgehilfe in der Oberf. Jädkemühl, in 

SR vom 15. Jebruar an nach der Oberf. Mutzelburg 
(Stetfin) verſetzt ’ 


Bon den ehemaligen elſaß-lothringiſchen Jorſtbetriets⸗ 
Beamten wurden übernommen: 
Am 1. Oktobex 1920: 
Bell, Revierförſter, von Forſth. Hirſchkopf (Unt.⸗Elſ.) als 
Revierforner nach Friedewald (Coblenz); 
Sud, Staatsförſter, von Neubach (Lothr.) als Staatsförſter 
nach Neuſtraßburg (Trier): 


Es 
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Cramer, Staatsförſter, von Forſth. Baldersheim (Ob.⸗Elſ.) 
als Gemeindeförſter nach Forſth. Möneburg, Sot 
Brilon: Wald; i 

Dantzer, Staatsförſter, von Forſth. Wolfganzen (Ob.⸗Elſ.) 
als Staatsforſter nach Foͤrſterei Langweiler (Trier); 

Eberſart, Staatsförſter, von Walſchetd (Lothr) als Staats⸗ 
förſter nach Forſth. Asperden bei Goeh (Niederrhein); 

Endel, Staa'sförſter, von Forſth Filsdorf (Lothr.) als 
Staatsförſter nach Mehren 1. Weſterwald (Coblenz); 

Klug, Staate förſter, von Forſth. Hardt (Unt⸗Elſ.) als 
Staatsförſter nach Rees a. Rhein (Düſſeldorf): 

Ring, Staatsforſter, von Forſth. Scherhol (Unt.⸗Elſ.) als 
Staatsſörner nach Lauterbach b Saarbrucken; 

Schäfer, Revierförſter, von Walburg (Unt.⸗Elſ.) als Revier ⸗ 
foͤrſter nach Forſth Thiergarten; : 
Scheller, Staatsforſtaufſeher, von Alberſchweiler (Lothr.) 

als Gemeindeförſter nach Alflen, Kr. Kochern; 

Schneider, Staatsforſter, von Forſth. Birklach (Unt⸗Elſ.) 
als Staatsförner nach Gierſcheid (Coblenz); 

Schorn, Staats forſter, von Forſih. Volkeberg (Unt.⸗Elſ.) 
als Staatsforſter nach Forſth. Himmerod (Trier); 
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Sëäfter, Staatsförſter, von Forſth. Eberbach (te 
als Staatsförſter nach Neef a. d. Moſel, Kr. Cochem; 
Tobias, Staatsförſter, von Waſen ng (Gott als Ger 

meindeforner nach Waldbreutbad 11 

Wollſcheidt. Staatsförſter, von Grunhütte (Ob.⸗ELſ.) as 

Staatsförſter nach Mehren (Trier). 
Am 1. November: 

Siegfried, Staatsforſter, von Forſth. Mühlthal (Dothr.) 
als Staatsförſter o. R. nach Förſterer Rohrbacherhaf 
(Cajlel); 

Sößns, Staatsförſter, von Forſth. Karlsthal (Rothe) alt 
Staatsforſter nach Siptenſelde (Anhalt); 

Wagner, Staatsförſter, von Insweiler (Loihr.) als Stans 
förſter nach Nergena-Süd, Kr. Cleve. 

Am 20. November: 


Schäfer, Staatsforſtaufſeher, von Diedenhofen (Lothr.) als 
Gemeindeförſter nach Heidweiler. 


Mittelbarer Staatsdtenſt. 


Meißer, Förſier, iſt als Gemeindeförſter a. Pr. in Refelws 
Oberf. Adenau (Coblenz), augejellt. 


Late 


Vereinszeitung. 


Nachrichten des „Waldheil“. 
d E. V. zu Neudamm. 


Veröffentlicht unter Verantwortun 
des Vorſtandes, vertreten dur 
Johannes Neumann, Neudamm. 


Satzungen, Mitteilungen über die Zwecke 
' und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe⸗ 
material an jedermann umſonſt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 


an Verein „Waldbeil“, Neudamm Celdfendungen auf 
Poſtſchecktonto 9140 „Waldheil“, e. V., Neudamm, beim 


Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 


Blaſer, Philipp, Forſtſchüler, Miltenberg a. Main. Hauptſtr. 374 J. 

Bögel, Michael, Forſtſchüler. Miltenberg a. Main, Hauptitr 378. 

Blank, Wilhelm, Forſt⸗ und Jagdaufſeher, Marxdorf bei Jahns⸗ 
felde, Kreis Lebus. 

Buchta, Michael, Hilfsförſter, Forſthaus Sulawken bei Döhlau, 


Kreis Oſterode, Oſtpr. 
Forſthaus Tornow bei Buckow, 


Fritz. Jorſteleve, 
Lebus 

Henſchel. O, ſtaatl. Hilfsförſter, Garnſeedorf bei Garnſee, Kreis 
Marienwerder. 

Rayfer, Otto, ſtaatl Förſter, Bornemannspfuhl bei Eberswalde, 
Kreis Oberbarnim 

Löwe, Hans, Forſtſchuler, Miltenberg a. Main, Hauptſtr. 3771. 

Merkel, Georg, "kort féier, Miltenberg a Main, Hauptſtr 374 J. 

Natzke, Fritz. Hilfsförſter, Klein⸗Mauen bei Gr.⸗Allendorf, Kreis 
Wehlau. Oſtpr. 

Peters, Bernhardt, Kandidat der Forſtwiſſenſchaft, Bodenburg 
bei Hildesheim 

un Werner, Forſtaufſeher in Podejuch, Kaiſer⸗Friedrich⸗ 
Straße 11. 

Rolle er Hilfsförſter, Luft bei Löderburg, Kreis Kalbe 
a Saale 

Schineis, Forſtſchſtler, Miltenberg a. Main, Hauptſtraße 378. 

Trübrubach, Friedrich, Hilfsförſter, Krummkavel ber Ringen⸗ 
walde. Kreis Soldin. 

Wiebel, Crwin, Forſtpraktikant, Forſthaus Herbeck bei Halden 
a. Lenne. | 

7 


Beſondere Zuwendungen. 


Sühne für einen Forſtfrevel, eingeſandt von Herrn 


Förſter Schlegelmilch, Oelzſchauuu . 50.— A 
Desgl von der Oberfoͤrſterei Rothen⸗KlempenowW . 20,— A 
Sühnegeid für ein Jagdverſehen, eingeſandt durch Herrn 

Revierförſter Padberg, Forſthaus Siedlingbauſen 300,— AS 
Einſendun von Herrn Viktor Porack, Bonn . . 190,.— 4 
Für Fehlſchüſſe einer Jagdgeſellſchaft in Wilmsdorf, 

eingeſandt von Herrn Oberförſter Wild 33.— 8 
Sammlung beim Schüſſeltreiben, eingeſandt von Herrn 

ärer Krieger, Lauen feld 169, 8 
Spende von Herrn Revierförſter Rakowitz. Borne . 30,.— A 
Ertrag eines Skatgewinnes von Herrn Robert Zander, 

Liegnitz. . EE 7.— 4 
Sammlung gelegentlich einer Treibjagd, Einſender 

Herr Förſter Guthoff, Eringerfeldd 8 
Sammlung gelegentlich einer Ortsgruppenverſammlung 

in Födersdorf, eingeſandt durch Herrn Hegemeiſter 

Bien, Biſchdorrr rr 55,4 


Stiftung aus der Treibjagd in Großkienitz, Einſender 
Herr Gemeindevorſteher Krüger, Großkienitz . . 1 
Sühnegeld von einer Treibjagd, Einſender Herr Förſter 
Kliefoth, Wulfsdorr re. 
Spende von Herrn Ernſt Wolter, Belgradt, Emfender 
Herr Förſter Küßner, Madel holz 
Sammlung auf einer Treibjagd, Einſender Herr Förſter 
Heithaus, Eſcherode . 


dee 33.15 A 
Spende von Herrn Färſter H. Simon, Brunn 


20— K 
50. 44 


E „„ „„ 2 5ð( „ „% % „ 


1 


200.— 
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Sühnegelder gelegentlich der Treibjag in Wutzleben. 
Einſender Herr Förſter Härtel, Dannenfeld . . . 100, 


Spende von Herrn Robert Oelſchlägel, Pr.⸗ Holland. 60— A 
Sühne für Fehlſchläge auf einer Treibjagd, Ernſender 

Forſtverwaltung Praſſ enn Veh, 
Spenden, Einſender Herr Forſtmeiſter Menzel, Calvörde M— A 
Sammlung auf einer Treibjagd in Bad Salzuflen. 96,404 
Sühnegeld für Forſtfrevel, Einſender Herr Oberförſter 

Mylarch, Oms hagen 60 — 4 
Honorar, überwieſen von Herrn Oberförſter Langer, 

Benn ae u 
Sammlung gelegentlich einer Jagd, Einſender Herr 

Förſter Kölling, Saynecckce wd A 
Desgl in der Freiherrlich Doernbergſchen Oberförſteret, 

Einſender Herr Forſtaufſeher Köhler, Breitenbach 87,40 K 
Desgl. auf dem Ritterqut Langeneck, Einſender Herr 

Oberförſter Heinemann, Mittenorrreee — 4 
Desgl. auf den Treibjagden in Auer und Langenau. 

Einſender Herr Goertz. Arnſtein Oſtpr.) . 195 — 4 
Strafgelder von einer Treibjagd, Einſender Herr Gewecke, 

amburnr g „ — 

Sühne für einen Forſtdiebſtahl, Einſender Herr Engel 

brechten, Lüderitz eh — 4 
Sammlung im Jagdklub „Diana“ Schbueberg. Ein⸗ 

ſender Herr Oberregierungsſekretär Dechandt, 

Berlin⸗ Schöneberg EE Ce H 
Strafgeldſammlung gelegentlich einer Treibfugd, Ein⸗ 

ſender Herr Brockmann, Verden e — 4 
Sammlung bei Jagdſchluß auf dem Übungsplatz Ordruf, 

Einſender Herr Förſter Barthem aa — 4 
Sühne aus einer Prwatklageſache, Einſender Herr 

Rechtsanwalt Becker, Trittau dE — ? 
Zuwendung von Herrn Fabritbeſitzer Eichenſchei 

Fulda MA „„ „„ „ „„ „„ „„ „„ 29 a a 50.— A 
Desgl. von Herrn Förſter Gutz, Heldrungen . Les 


Sammlung gelegentlich einer Treibjagd in Oberroßla, 
Einſender Herr Paul Woche, Apolda . 20 
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Sühnegeld für einen Wildfrevel, Einſender Herr Apo⸗ 

theker Pfannſtiel, Neckarbiſchofsheim . . 100,.— 4 
Sammlung gelegentlich einer Treibjagd in Riepshof, 

Einſender Her, Kaufmann Huntenberg, Hamburg 80,— A 
Desgleichen, Einſender Herr Förſter Schalla, Hudelshof 80,.— 4 
Sühnegeld in einer Prwatklageſache, Einſender Herr 

Rechtsanwalt Dr. Wendt, Perkuhn⸗ Berlin . . 100,.— A 
Sühnegeld wegen Jagdübertretung, Einſender Herr 

Dr. Fiſcher, Gronaunununn . 20. HK 
Verloſung gelegentlich einer Feſtlichkeit, Einſender 

Herr Kurt Milaff, Berlin-Charlottenburg. . . . 213,.— A 
Strafqelder gelegentlich einer Treibjagd, Einſender Herr Sek 


Schreiner, Gießen 
Verſteigerungsertrag für ein vom Gaſtgeber geſtiftetes 

Reh. Herr Nrektor Fechner in Bruchwieſe . . 555,.— A 
Entſchädigung fur Arbeiten vom Preußiſchen Beamten⸗ SE 


verem 
Summa 5035,45 A 


e % i))ꝙꝙſ % % „„ „„ „6 oe 


Mir inniger Befriedigung kann heute wieder 
der Empfang einer recht umfangreichen Spende 
beſonderer Zuwendungen beſtätigt werden. Wir 
agen allen Gebern herzlichſten Dank und ver⸗ 

rechen, daß wir beſtrebt ſem werden, die Gelder 
rem beſtimmten Zwecke — der Linderung der 
Sorgen namentlich der⸗ Hinterbliebenen der Heger 
und Pfleger von Forſt und Wild — zuzuführen. 

In dem Monat Januar ſind eingegangen: an 
Mitgliederbeiträgen 1699,45 M, an Gaben zur 
Linderung von Kriegsnot 196,— K. Damit hat dieſe 
Sammlung die Höhe von 45438,58 M erreicht. 

Neudamm, den 4. Februar 1921. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: Neumann, Schatzmeiſter. 
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Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchaftsſteiltle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 

Fernſprechanſchluß: 

Pr Amt Eberswalde Nr. 546. 
Satzungen und Mitteilungen uber Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Nendeamm 
unter Poſiſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind in den 
Verein aufgenommen: 


a 
7034. Heite, Kurt, Hilfsförſter, Fh. Baszkow, Poſt Baszkow 
Kreis Krotoſchin VI. 
70835. Kruſe, Berthold, forſttechniſcher Hilfsarbeiter der Land⸗ 
wirtſchaftsktammer Breslau X, Marth tas platz 4 VII. 
7036. Jendroſch. Sch, Privatförſter, Roſchkowitz, Kreis Kreuz⸗ 
burg. Oberſchle' ien. VI. , 
7087. 1 Johann, Privatförſter, Haan, Rheinland, Breiden⸗ 
mühle. 

7088. Röh icht. Pauf, Forſtgehilfe, Kloſter Loccum, Poſt Loccum, 
Kreis Stolzenow, Bezirk Hannover. X. 

7039. Jenſen, Joh., Förſter, Sterley i. Lauenburg i. Holſtein. IV 

7010. Radtke, Otto, Förſter, Fh. Ringenwalde, Poſt Batzlow, 
en Sa GE h. Pechefen, oft Seu 

7041 Bebarer, Hermann, Revterjäger, Fh. Pechofen, Poſt Te 
N=. Kreis Sorau. IX. Ke Kë eer 

O Ss zëäetn, Alois, Forſtgehilfe, Schloß Körtlinghauſen, 
Poſt Surtrop bei Warſtein, Kreis Lippſtadt. XI 

0 "ebe, Ernſt, Förſter, Litſchen, Poſt Lohſa, Kreis 
Hoyerswerda. VIII. 

7044. Gawlich, Rob., Förſter a. D., Lich Kahsperg, Poſt Kahlberg, 
Kreis Elbing. J. 

7045. Paruſel, Franz, Förſter, Rogau, Kreis Liegnitz. VIII 
7046. Heime, Edwin, Förſter, Lohſa O.⸗L., Kreis Hoyers⸗ 
werda VIII. 
e Hilfsſörſter, Fh. Mabeit, Poſt Briefen, 

tar 
7048. Roſt, Richard, Forſtgehilfe, Gr.⸗Furra bei Sonders⸗ 
XVIII. 


hauſen. 

7049. May, Franz, Forſtgebilfe, Köln⸗ Mühlheim, Wall⸗ 
ſtraße 118. V. 

SE See Franz, Waldwärter, Seedorf, Kreis Lauen⸗ 
urg 1 


51. Zierz, 


Alois, Fabrilbeſitzer, Lamsderf, Kreis Fallen ⸗ 
berg, O.⸗Schl. VI. e ee 


7052. Zierz, Fritz, Ingenieur, Lamsdorf, Kreis Falkenber 
O.⸗Schl. VL ä 8 


K * 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Krieger, Ernſt, Privatförſter, Forſtrevier Venedien, Poſt Sonnen⸗ 
born, Kreis Mohrungen, Oſtpreußen. 

Schalla, Eduard, Gutsförſter, Rudolfshof, Poſt Dyck, Kreis 
Deutſch⸗Krone, Weſtpreußen 

Schmidtke, Paul, Förſter, Schloß Serrahn, Poſt Serrahn, 

Mecklenburg⸗Schwermn. 1 

Hindel, Emil, Privatförſter, Fh. Arklitten, Poſt Kl.⸗Gnik, Kreis 
Gerdauen. 

Blaſer, Georg. Hilfsförſter, Förſterei Neubielau, Poſt Neubielau, 
Kreis Reichenbach i. Schl. 

Methner, Hans, Hilfsförſter, Obergörzig, Poſt Meſeritz. 

Anton, Walter, Hilfsjäger, Haltern, Kreis Coesfeld. 

Holz, Karl, Forſtgehilfe, Janikow. Poſt Dramburg. 

Bochow, Karl, Förſter, Seeſe, Poſt Calau, N. -L. 

Joachim, Alfred. Priwvatfoͤrſter, Dittersbach, Kreis Sagan. 

r EE Förſter, Seegrube, Poſt Krakow, Mecklenburg: 
Schwerin. 

ee er Forſtgehilfe, Wageuitzer⸗Zootzen, Poſt Frieſack, 

ar 


Sept, Paul, Revierförſter, Fh. Kainowe, Poſt Domnowitz, Kreis 
Trebnitz, Schleſien. 
a 51 Förſter, Karraſch, Poſt Deutſch⸗Eylau, Kreis 
oſenberg. 
Mertens, Paul, Foſtgehilfe, Aachen, Bismarckſtraße 85. , 
Staedt, Helmuth, Revierzäger, Gr.⸗Labenz, Poſt Blankenberg, 
Mecklenburg⸗Schwerin. 
* 


Für den Denkmalfonds 
. ehemaliger gefallener Templiner 
gingen weiter ein: Jahrgang A 
8 0.— 


Wildmeiſter Hach, Liebich 8 
Otlisjager Hans Hach, Promnitz .. . 1914/15 20,.— 
DOberforiterfaudidar Sönkſen, Wächtersbach 1906/07 30, — 
Reviericrfier G. Fichtner, Fh. Viehgrund 1980/09 40.— 
Förſter Arthur Langer, Krotoſchin 108009 20.— 
Förſter Latzel, Krotoſ chin 1908/09 20, — 
Hilfsjäger Ernft Drum ins ki. Schönberg 1916/17 25— 
Hilfsjager A Land, Guttentagg 1915/16 80,— 
Forſtaufſeher Albert Müller, Oberwinter 20.— 
Forſtgehilfe Lore), Engelrod . a va 1914/15 20.— 
Hilfsſörſter Michel, Liefer e & :911fı2 20. — 
Forſtaufſeher Hoppe, Gieſen 1912/13 100.— 
Hilfsförſter W Stabenow, Dölzig . 1915/16 30.— 
Jagdverwalter Guſtav Klohlouſch, Jagd⸗ 

haus Brand 9 ... . . 1913614 25.— 
Förſter G. Förſter, Waldfrieden . 1910/11 25.— 
Hilfsjäger Max Gigas, Diſtelwitz . . 191718 Won, — 
Förſter Karl Schneider I. kühle⸗ Hammer 1909/10 50.— 
Forſtlehrlingsſchule Templin, Exlss fur 2 

Ilttsbälge 1920/21 150.— 


Prokuriſt Guſtav o ep. Friedeberg a Queis 500,.— 


Förſtertraudel, Fh. Marienfaſanerie 5,.— 

Förſtergattin Gertrude Lebrecht, Fh. 
Marienſaſan ere 20,.— 
Förſter Pallaſch, Bledau . . . 1909/10 25.— 
Stadtförſter Mendel, Hohenbirken 100.— 
Forſtſekretar Doenſt, Carolath 1916/17 10,— 
Hilfsförſter Pretzner, Carolath 1919/0 10, — 

Theodor Bode, Ilſen bung 50, 

Förster M. Neitzel, Burg Penzlm. . 190708 20,.— 
Sd. : 1410.— 

Dazu den Neuzahr 1921 veröffentlichten 
Betrag vonn 127, 50 
Geſamtſumme mithin: 2662,50 


Den Gebern herzlichen Dank! 

ſind ſehr erwüunſcht. 
Templin, im Februar 1921. 
Jacob, Direktor. 


Weitere Gaben 


Ortsgruppe Niederlauſitzer Grenzwald. 
Tagesordnung 

für die Ortsgruppenverſammlung am Sonnabend, 

dem 26. DE urn nachmittags 5 Uhr, in Altl⸗ 

öbern, Hotel Hohenzollern. 

1. Bericht über Gründung der Ortsgruppe und 
Vorleſung der Niederſchrift. 

2. Voͤrträge: a) Standortslehre: die Bodendecke, 
b) Bildungs⸗ und Prüfungsgelegenheiten des 
Vereins. 

3. Anträge. 

4. Anmeldung neuer Mitglieder. 

5. Verſchiedenes. 


EZ 
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Kollegen der weſtlichen Niederlauſitz, welche 
der Ortsgruppe noch nicht angehören, ſowie 
Gäſte ſind willkommen. 

Altdöbern, N.⸗L. Der Vorſtand. 
CH 


Bezirksgruppe Thüringen (XVII). 

Die auf den 19. Januar d. J. nach Erfurt ins 
„Münchner Bürgerbräu“ einberufene Verſamm⸗ 
fung wurde um 3 Uhr nachmittags vom Bor 
ſitzenden, Oberförſter Krug⸗Stutzhaus, mit der 
Begrüßung der leider nicht zahlreich Erſchienenen 
eröffnet. 

Zu Punkt 1 der Tagesordnung machte der 
Vorſitzende die Mitglieder mit einem Entwurf 
zur Gehaltsvereinbarung bekannt, und wurde 
derſelbe in vielen Punkten durchgeſprochen. An⸗ 
ſchließendewurden in den Ausſchuß für die Gehalts⸗ 
fragen gewählt: Oberförſter Leuſchner⸗Burg⸗ 
wenden, Förſter Geier⸗Grüne Haus, Poſt Hummels⸗ 
hain, und Förſter Lindner⸗Schlotheim. (Förſter 
Geier hat inzwiſchen die Wahl abgelehnt.) 

Über die Mitgliederverſammlung in Fulda 
waren die Anweſenden in der Hauptſache durch 
den ſtenographiſchen Bericht unterrichtet, und 
wurde der Punkt nach kurzer Ausſprache verlaſfen. 

Beim letzten Punkt der Tagesordnung wurde 
die im verfloſſenen Jahre erfolgte Bildung der 
Bezirksgruppe Thüringen von einem Mitgliede 
als verfrüht betrachtet und auch Gründe hierfür 
angegeben. Dieſer Anſicht konnte ſich jedoch die 
Mehrzahl der Anweſenden nicht anſchließeg. Es 
wird Sache aller Mitglieder der Bezirksgruppe 

in, durch wirklich rege Teilnahme an den Ver⸗ 
ammlungen zu beweiſen, daß die Bildung dieſer 
Gruppe einem vielfach empfundenen Bedürfnis 
abhilft. Iſt doch auf dieſe Weiſe jedem Mitgliede 
in Thüringen Gelegenheit geboten, mit geringem 
Aufwand an Zeit und Geld mit Kollegen zu⸗ 
ſammenzukommen und ſich über Berufs⸗ und 
Standesfragen auszuſprechen. 

J. A.: Lindner. 
2 
Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal- Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 
Müller, Meſchede. 
Bezirksgruppe Brandenburg. 

Die Mitglieder der Bezirksgruppe Branden⸗ 
burg werden zur Verſammlung am 23. Februar, 
nachmittags, 2 Uhr, nach Berlin, Reſtaurant 
„Zum Heidelberger“, Friedrichſtraße, hiermit ein⸗ 
geladen. Bei der Wichtigkeit der Tagesordnung 
wird um zahlreiches Erſcheinen dringend gebeten. 

Tagesordnung: 
1. Bericht über den Hauptverbandstag in Caſſel. 
2. Wahl des Vorſitzenden in der neu zu gründenden 
ach⸗ Bezirksgruppe. 
3. Meldung und Aufſtellung der Liſte für den 
4. Verſchiedenes. 


Anſchluß an die Komba. 
Bredereck, Förſter, ſtellvertr. Vorſitzender, 
Forſthaus Buch. 
CH 
Ortsgruppe Neuftadt, O.⸗Schl. 

Zu der am 23. Januar ſtattgefundenen Orts⸗ 
gruppenverſammlung im. Hotel „Goldener Stern“ 
in Neiſſe hatten ſich die Mitglieder der Ortsgruppe 
zahlreich eingefunden. 

Tagesordnung: 
1. Neuwahl des Vorſitzenden, Revierförſter Knöfel, 
Neiſſe, deſſen Stellvertreters, Revierförſter 


Welzel, Eichhäuſel bei Neuſtadt, O.⸗Schl., 
und des Schriftführers, Förſter Kolbe, Naas⸗ 
dorf, Kreis Neiſſe. 

2. Vorſchläge der weſtlichen Kollegen, Aufbau nach 
der gewerkſchaftlichen Grundlage, werden auf das 
entſchiedenſte abgelehnt. 

3. Anſchluß an einen größeren Verein (Kommunal⸗ 
beamtenverein) iſt umgehend anzuſtreben, um 
durch Verringerung der Beiträge den Verem 
5 e 

4. Bezug der „Deutſchen Forſt-Zeitung“ ohne 
Zwang vom 1. April > Es g 


* 
E? 

1. Der Vereinsvorſitzende wird dringend erfucht, 
ſich höheren Orts dafur zu verwenden, daß die 
Kommunalforſtbeamten mindeſtens in die Klaſſe 
der Staatsforſtbeamten eingereiht werden, ſoweit 
es noch nicht geſchehen iſt. Beſchluß der 
Verſammlung, ſich für den Wiedereintritt der 
Verwaltungsbeamten aufs wärmſte einzuſetzen 
3. Betreffs Nachwuchs wurde beſchloſſen, die 
Lehrlingsausbildung nach ſtaatlichem Muſter 
weiterzuführen und höheren Orts zu beantragen, 
daß zu dieſem Zweck Söhne der Kommunal: 
forſtbeamten mit rückwirkender Kraft vom 1. Oktober 
vorigen Jahres einzuſtellen ſind. 4. Dem Beſchluß 
m Kaſſel ſchließen wir uns an, jedoch nur nach 
Maßgabe der Vertretung der öſtlichen Kollegen. 

J. A.: Kolbe, Schriftführer. 
— 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Einſender. 
Verein mittlerer Staatsforſtbeamten 
Sachſens. 

Am 21. Januar d. J. fand in Chemnitz eine 
Geſamtvorſtandsſitzung und am Tage darauf 
eine Bertrauensinännerverjammlung ſtatt. Aus 
den über beide Verſammlungen angefertigten 
Niederſchriften werden nachſtehende Punkte den 
Mitgliedern bekanntgegeben. 

1. Am 5. Januar d. J. fand in Berlin die 
Gründung des Deutſchen Förſterbundes auf 
gewerkſchaftlicher Grundlage ſtatt. Als Vertreter 
unſeres Vereins wohnten der Gründungsver⸗ 
ſammlung bei: der 1. Vorſitzende Kollege Liebſcher 
und der Vereinsſchriftführer Kollege Baer. Nach⸗ 
dem der 1. Vorſitzende ſowohl als auch der Schrift⸗ 
führer über die Gründungsverſammlung, den 
Aufbau des Förſterbundes uſw. eingehend berichtet 
hatten, wurde der Beitritt zum Deutſchen Förſter⸗ 
bunde einſtimmig genehmigt. Die an den Bund 
zu zahlenden Mitgliedsbeiträge werden auf die 
Vereinskaſſe übernommen. Unſer 1. Vorſitzender 
gehört dem Bundesvorſtande an. Kollege Baer 
wurde als Vertreter unſeres Vereins im Bunde 
beſtätigt. Nähere Aufſchlüſſe über den Deutſchen 
Su eu werden die Bezirksgruppenleitungen 
geben. 

2. Da die Wochenzeitſchrift „Deutſcher Förſter“ 
Verkündungsblatt des Deutſchen Förſterbundes 
geworden iſt, wird dieſe Zeitſchrift laut ein⸗ 
ſtimmigen Beſchluſſes ab 1. April d. J. auch 
Vereinszeitung unſeres Vereins. 

3. Mit der Bearbeitung eines Entwurfes einer 
neuen Dienſtaumeiſung für die mittleren Forſt⸗ 
beamten und der Ausarbeitung von Vorſchlägen 
zur Reorganiſation der ſächſiſchen Staatsforſt⸗ 
verwaltung werden zur Entlaſtung des 1. Vor⸗ 
ſitzenden die Kollegen Renger (2. Vorſitzender) 
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und Weigel (ſtellvertretender Vorſitzender) beauf⸗ 
tragt. Gbentuelle, für dieſe Arbeiten noch zu 
machende Vorſchläge werden umgehend durch die 
Bezirksgruppenleitungen an die genannten Herren 
erbeten. Den Vorſitz des Ausſchuſſes für Jagd⸗ 
angelegenheiten wird auch in Zukunft Förſter 
Neſtler führen. Diesbezügliche Anfragen und 
Eingaben ſind an dieſen zu richten. Die ganze 
Jagdangelegenheit wird in der nächſten F.⸗A.⸗G.⸗ 
Sitzung mit Nachdruck verſucht werden, vollſtändig 
zu regeln, d. h. endgültige Vorſchläge fürs Finanz⸗ 
miniſterium aufzuſtellen. — Der Sitzung wohnte 
unſer Rechtsbeiſtand, Herr Rechtsanwalt Linke, 
Chemnitz, zum Teil bei, und mit dieſem wurden 
nach eingehender Ausſprache die Schritte be⸗ 
ſprochen, die zwecks Hebung und Ausbaues 
unſerer Stellung in Zukunft angewendet werden 
ſollen. Näheres hierüber werden die Vertrauens⸗ 
männer den Mitgliedern zur Kenntnis bringen. 
Dabei ſei noch erwähnt, daß der 1. Vorſitzende 
dem Herrn Rechtsanwalt Linke für ſeine unſerm 
Verein erwieſenen und auch weiterhin in Aus⸗ 
ſicht geſtellten Dienſte den herzlichſten Dank ab⸗ 
ſtattete. — Zur Regelung der Bor und Aus⸗ 
bildung wird außer unſerm Vereine in nächſter 
Zeit auch die Leitung des Deutſchen Förſter⸗ 
bundes diesbezügliche Arbeiten aufnehmen. — 
Die Aufhebung der Berufsſperrung wird von 
unſerer Vereinsleitung mit allen Mitteln zu er⸗ 
reichen verſucht werden. — Die Einſtellung eines 
Hilfsarbeiters aus unſern Reihen beim Finanz⸗ 
miniſterium wird nach wie vor angeſtrebt; zunächſt 
wenigſtens für die Bearbeitung der neuen Dienſt⸗ 
anweiſung für Förſter und der erwünſchten 
Reorganiſation der Sächſiſchen Staatsforſtver⸗ 
waltung. 

4. Die Reform des Sächſiſchen Beſoldungs⸗ 
geſetzes unter Berückſichtigung des vom Reiche 
beſchloſſenen Sperrgeſetzes dürfte nach Mitteilung 
aus zuverläſſiger Quelle nach menſchlicher Voraus⸗ 
ſicht keine Anderungen der Eingruppierungen 
unſeres Standes ergeben. Als neue Dienſtbe⸗ 
zeichnungen werden vorausſichtlich eingeführt für 
die bisherigen Hilfsförſter der Amtstitel „Förſter“ 
und für die bisherigen Förſter die Amtsbezeichnung 
„Revierförſter“. Außerdem ſollen im neuen 
BeſoldungsgeſetzAufrückungsſtellen (Forſtverwalter) 
in Gruppe VIII vorgeſehen ſein. 

5. Nachdem den Förſtern das Recht zum 
Protokollieren erteilt worden iſt und dieſelben 
auch angewieſen worden ſind, Dienſtmarken als 
Poſtwertzeichen zu führen, wird die Vereins⸗ 
leitung erneut und mit Nachdruck verſuchen, 
die behördliche Beſchaffung von Dienſtſtempeln 
für die Förſter zu erreichen. 

6. Nach längerer eingehender Ausſprache über die 
Anwendung des letzten gewerkſchaftlichen Mittels, 
des Streikes, und zwar innerhalb der Beamten⸗ 
Organiſationen bzw. hauptſächlich der Großbeamten⸗ 
Organiſation Deutſcher Beamtenbund wird man 


dahin einig, daß bei einem eventuell einſetzenden 


Beamtenſtreik der Schutz des Waldes von uns 
ausgeübt werden muß. Der heutige Wert der 
Staats waldungen iſt ein ſolch hoher und für das 
geſamte Volkswohl ſo überaus wichtiger, daß ſeine 
Erhaltung unter allen Umſtänden gewährleiſtet 
werden muß. Bei Beſprechung dieſer Angelegen⸗ 
heit waren ſich alle Anweſenden darüber einig, 
daß die Frage eines Beamtenſtreiks nur bei 
Gefährdung unſerer, uns durch Geſetz verbrieften 
Beantenrechte (Alters⸗ und Hinterbliebenenver⸗ 
ſorgung uſw.) eintreten möchte. Freilich, die Ent⸗ 
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ſcheidung, ob Streik oder nicht, wird letzten Endes 
immer bei der Gewerkſchaftsleitung liegen, und 
deren Anordnung muß jeder bei ihr organiſierte 
Beamte Folge leiſten. g 

7. Der 1. Vorſitzende ſtellte feſt, daß in einigen 
Forſtbezirken die Förſter bisher nicht zu den 
Bezirksverſammlungen der Oberforſtmeiſtereien 
geladen worden ſind. Dieſe trotz Verordnung um⸗ 
gangenen Einladungen müſſen durch die Ver⸗ 
trauens männer ſofort bei den in Frage kommenden 
Oberforſtmeiſtereien feſtgeſtellt und die Befolgung 
der betreffenden Verordnung beantragt werden. 

8. Wegen der Errichtung eines Ehrenmales 
für unſere im Weltkriege gefallenen Kollegen ſoll, 
nachdem der Verein der wiſſenſchaftlich gebildeten 
Forſtbeamten bei vier Verein wie auch bei 
dem der niederen Forſtbeamten die gemeinſame 
Errichtung eines Ehrenmales für die im Welt⸗ 
kriege Gebliebenen aller drei Laufbahnen angeregt 
hat, in der nächſten F.⸗A.⸗G.⸗Sitzung verhandelt 
werden. $ 

9. Trotzdem der Verein wiſſenſchaftlich ge⸗ 
bildeter Forſtbeamten ſtreng darauf achtet, daß 
alle Eingaben unſers Vereins an das Miniſterium, 
an den Landtag, oder an den B. S. S. uſw. 
zunächſt der F.⸗A.⸗G. vorgelegt werden, hat ge⸗ 
nannter Verein gerade eine Eingabe, die uns 
mittlere Forſtbeamte außerordentlich intereſſiert, 
in der F.⸗A.⸗G. nicht zur Vorlage gebracht. Es 
iſt dagegen in nachdrücklichſter Form in einem 
Schreihen an die Leitung des genannten Vereins 
Proteſt erhoben worden und ſofort mit der Leitung 
des Vereins niederer Forſtbeamten eine Eingabe 
in derſelben Angelegenheit, die die Eingabe der 
wiſſenſchaftlich gebildeten Forſtbeamten behandelt, 
allerdings vom Stande der mittleren und niederen 
Forſtbeamten aus beleuchtet, an das Finanz⸗ 
miniſterium eingereicht worden. 

10. Für das Jahr, 1921 haben die mittleren 
Forſtbeamten in der F.⸗A.⸗G., laut Satzungen, 
das Amt des Vorſitzenden und des Schriftführers 
zu übernehmen. Zur Annahme des erſteren hat 
ſich Kollege Renger, zur Annahme des letzteren 
Kollege Baer bereiterklärt. 

11. Wegen Beitritts zu dem in Dresden ge⸗ 
gründeten Akademieverein wird der 1. Vorſitzende 
genaue Informationen über die Bedingungen und 
Ziele des genannten Vereins einholen und danach 
entſcheiden, ob wir dieſem Vereine beitreten. 

12. Die Bezirksgruppenverſammlungen ſollen 
zur ſchnelleren Unterrichtung der Mitglieder über 
die Vereinstätigkeit öfter von Vörſtandsmit⸗ 
gliedern beſucht werden. Über den Ausbau der 
Bezirksgruppenverſammlungen erhieiten die Ver⸗ 
trauensmänner verſchiedene Anregungen. — Bei 
eintretenden Todesfällen von Vereinskollegen, 
Vorgeſetzten und Forſtwarten iſt der Vertrauens⸗ 
mann umgehend zu benachrichtigen. Kranz⸗ 
ſpenden, mit Widmung verſehen, ſind vom melden⸗ 
den Kollegen auf Vereinskoſten zu beſorgen. 
Nähere Aufklärung hierüber werden die Bezirks⸗ 
gruppenleitungen erteilen. 

13. Danach kam der 1. Vorſitzende darauf zu 
ſprechen, daß zum Teil Unzufriedenheit mit dem 
bis jetzt Erreichten zu herrſchen ſcheine. Seit 
1917 ſei etwa folgendes erreicht worden: Die 
Bezeichnung unſeres Standes als „mittlere“ 
Forſtbeamte, die beſſere Schulvorbildung (die 
natürlich unſere Wünſche noch nicht befriedigen 
könne), die Gewährung von Pachtland und Einbau 
von Ställen zur Kleinviehzucht, die Regelung der 

laubsgewährung, die Abſchafſung der veralteten 
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Dienſtbuchführung, das Recht zum Protokollieren, 
die Abhaltung von gemeinſamen Waldbeſuchen der 
mittleren Forſtbeamten, die Teilnahme an den 
Bezirksverſammlungen der Oberforſtmeiſtereien, 
die Regelung der Bürodienſtzeit, die Verminderung 
der Dienſtbeſprechungen, die lieferung der 
Förſter mit den hauptſächlichſten Verordnungen 
und der jährlichen Verordnungsſammlung (früher 
genannt „Flemming“), die Umwandlung der 
Dienſtbezeichnung „Förſterkandidat“ in „Hilfs⸗ 
förſter“ und endlich die reſtloſe Eingruppierung 
der Förſter in Gruppe VII. Dieſe Ausleſe dürfte 
allen denjenigen Kollegen, die immer behaupten, 
es habe unſer Verein noch nichts erreicht, doch 
zeigen, daß im Verein gearbeitet worden iſt und 
noch gearbeitet wird, wobei natürlich zu betonen 
iſt, daß dies nur ein kleiner Teil des noch zu Er⸗ 
reichenden iſt. 

14. Förſter Neſtler gibt ein treffendes Bei⸗ 
ſpiel des Verſuchs bekannt, die Förſter vom Außen⸗ 
dienſt zu verdrängen und an den Schreibtiſch der 
Revierverwaltungen dauernd zu ketten. Die 
von dem Berichterſtatter eingeſchlagenen energiſchen 
Gegenſchritte werden in allen Punkten gutgeheißen 
und ihm vollſte Unterſtützung in ſeinem Kampfe 
durch den Verein zugeſprochen. 

15. Nach der Berichterſtattung durch Kollegen 
Neſtler über die Angelegenheit des Kollegen 
Harzbecker wird die Vereinsleitung ſich mit 
der ganzen Sache erneut befaſſen und Schritte 
beim B. S. S. und dem Finanzminiſterium ein⸗ 
leiten. 

16. Auf ausführlich begründeten Antrag werden 
die Tagegelder für die für den Verein tätigen Mit⸗ 
glieder erhöht. Nähere Auskunft hierüber werden 
die Vertrauensmänner in den Bezirksgruppen⸗ 
verſammlungen geben. Dabei wird der Kaſſen⸗ 
bericht beſprochen und von dem beſriedigenden 
Stand unſerer Kaſſe Kenntnis genommen. Die 
von uns zur Erreichung unſerer Ziele fortzuführende 
Tätigkeit muß ja doch auch jederzeit finanziell gut 
fundamentiert ſein. Von den jährlichen Kaſſen⸗ 
überſchüſſen ſollen 10 % in die Witwen⸗ und 
Waiſenunterſtützungskaſſe fließen. 

17. Die Feier des zehnjährigen Beſtehens 
unſers Vereins ſoll mit der nächſten Hauptver⸗ 
ſammlung verbunden werden. 

18. Der 1. Vorſitzende ſprach nochmals ſeinen 
herzlichſten Dank für das ihm zu ſeinem 25jährigen 
Ehejubiläum geſtiftete Geſchenk aus und bat die 
Vertrauensmänner, dieſen Dank den Vereins⸗ 
mitgliedern übermitteln zu wollen. 

19. Der Vereinsvorſtand beauftragt bis auf 
weiteres die Bezirksgruppen mit der Neuaufnahme 
von Mitgliedern. Nur in ſolchen Fällen, wo 


Wiedereintritt vorliegen würde, iſt die Genehmigung | 


des Geſamtvorſtandes erforderlich. Die Neuauf⸗ 
genommenen ſind ſofort dem Vereinsſchriftführer 
anzuzeigen, worauf Überſendung der Mitglieds⸗ 
karte und der Satzungen erfolgt. 

Nachrichtlich durch Baer, Schriftführer. 
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Verein alter Garde⸗Jäger zu Berlin. 


Die von 67 Mitgliedern beſuchte General⸗ 
verſammlung vom 1. Februar 1921 ernannte, 
nachdem der ſtellvertretende Vorſitzende, Rechnungs⸗ 
rat Elbers, den Jahresbericht erſtattet und dem 
Schatzmeiſter, Geh. exp. Sekr. Böhme, Entlaſtung 
erteilt worden war, ſeinen bisherigen Vorſitzenden, 
Rechnungsrat G. Herrmann, einſtimmig zum 
Ehrenvorſitzenden des Vereins, nachdem derſelbe 
infolge ſeines hohen Lebensalters und ſeines 
Umzuges nach Liegnitz den Vorſitz, den er 20 Jahre 
geführt, bereits in der Novemberſitzung nieder⸗ 
gelegt hatte. Kamerad Herrmann war Mit⸗ 
begründer des am 15. Juni 1894 bei Gelegenheit 
des 150 jährigen Jubiläums des Garde⸗Jäger⸗ 
Bataillons begründeten Vereins und war in den 
erſten ſechs Jahren als 1. Schriftführer tätig. — 
Hierauf wurde zum 1. Vorſitzenden der Hof⸗ 
kammerſekretär Jacoby, Leutnant d. L. a. D. des 
Garde-Jäger⸗ Bataillons, einſtimmig gewählt. 
Wiedergewählt wurden: als ſtellvertretender Vor⸗ 
ſitzender Rechnungsrat Elbers, als Schatzmeiſter 
Geh. exp. Sekretär Böhme, als 1. Schriftführer 
Kaufmann Wendt, ferner oer ſtellvertretende 
Schriftführer Kaufmann Meyer, die bisherigen 
Beiſitzer und die Mitglieder des Vergnügungs⸗ 
und Schießausſchuſſes ſowie die Kaſſenprüfer 
Neugewählt wurden: Kgl. Prinzl. Hoffurier 
Preſcher und Kaufmann Rohmann als Beiſitzer. 
Die Mitgliederzahl beträgt zurzeit 14 Ehrenmit⸗ 
glieder, 565 Mitglieder, das Vereinsvermögen 
20 950,13 Mk. Verſtorben find feit der General⸗ 
verſammlung für 1920 unſer verehrtes Ehren⸗ 
mitglied Kgl. Forſtmeiſter a. D. Lutteroth in 
Caſſel ſowie die Mitglieder: Förſter Schmidt in 
Markawen, Kgl. Hegemeiſter a. D. Scholl⸗Neu⸗ 
kölln, Gräfl. Revierförſter Beckmann⸗Zervelin, 
Kgl. Oberſchloßkaſtellan Rollfing⸗ Babelsberg, 
GER Wüſtenberg⸗Orlowen, Gutsbeſitzer 

onigmann⸗Großörner, Schneidermeiſter Stro⸗ 
galski⸗Potsdam, Privatförſter Noack⸗Oberſtephans⸗ 
dorf, Staatsförſter Wendt⸗Grünau, Fürſtl. Wild⸗ 
meiſter Lux⸗Carolath und Wegemeiſter a. D. 
Winkler⸗Dahlem. 


Bemerkt ſei hier noch, daß der nunmehrige 
Ehrenvorſitzende des Vereins alter Garde⸗Jäger, 
Rechnungsrat Herrmann, bereits in einer Dele⸗ 
giertenverſammlung des Märkiſchen Jäger⸗ und 
Schützenbundes am 10. Oktober 1920 zum Ehren⸗ 
vorſitzenden des Bundes ernannt worden iſt, deſſen 
Vorſitz er etwa zehn Jahre geführt hatte. — 
Möge er ſich noch viele Jahre dieſer Ehrungen 
erfreuen. Adolf Wendt, 1. Schriftführer. 


Jede Gabe iſt willkommen 


dem Unterſtützungsfonds des Vereins „Waldheil“, 
Neudamm, Bez. Sin, Sammlungen von Angehörigen 
der grünen Farbe, Freunden und Gönnern werden 
dringend erbeten. 
8 
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| Der heutigen Nummer liegt bei ein Proſpekt der Firma Kreuzberſand München, 
„Aheumatiker-Fibel“, worauf wir hiermit 1 aufmerkſam machen. 


Waldbeſtände, Wald güter, 


Schwellenholz, Grubenholz, „„ auch Laub⸗ 


hölzer, wie Pappeln pp., 


zum Selbſtabtrieb und fertig geſchlagen in 


Mecklenb. Pommern, Brandenburg, Schleſien, Weſtpreußen, u. 


gegen Barauszahlung 


choepss & Bieselt, Sägewerke u. Holzhandlg., Waren „Waren (Mürz). 
—— Vermittler hohe Proviſ ion... 


m 


Waldbestä 


nde 


mit oder ohne Grund und Boden, vorwiegend Buche, ſowie 


aufgearbeitetes Holz 


frei Waggon (auch loko Wald) aus allen Provinzen Deutſchlands 


laufend Zu kauten gesucht. 


Angebote unter Angabe des Sortiments, der Menge und des 
Preiſes, der Lage des Objektes und der Abfuhrverhältniſſe 
(999 


erbeten an 


Verein für chemiſche Junduſtrie, 
Frankfurt a. Main. 


1 


E OU ersaat 


mit Selbſtwerbung in jeder Größe 
in Brandenburg. Pommern und 
Mecklenburg zu kaufen gesucht. 
Vermittlung Proviſion. 
Schories, 
Baugeſchäft und Nutzholzhandlung, 
Spandau. . 2 


# Suche Yaldarzl 
und waldgüter € 


ſowie auch aus Jahres⸗ 
ſchlägen alle Arten von 
en Laubhölzern (Birken, 8 
Erlen, Rotbuchen und 
a Weißbuchen, Rüſtern, So 
Ahorn, Eichen, Eigen, & 
Linden und Pappeln), 8 
kiefern- und Tannen- E 
langhölzern. Papier-, E 
WS Gruben- und Breu, SS 
bökzern gegen Sa, Ri 
zu kaufen. (39 
Gefl. Angebote an 
S. Dinn, Waldgeſchäft, 
Tapiau Ostpr. 
Gegr. 1875. Fernſpr. 86. 
Vermittler erhalten hohe 
Proviſion. 


Sauibaumpolz 
Sprockelholz, 


auch Schiessbeerholz EE bet 
Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 
Paul Becker, Holzhandlung. 


Röxe-Stendal, Lüderitzer Straße 30. 


S680 
Für den Nachweis 


von Waldparzellen, 
Waldgütern sowie 
Holzschlägen aller 
Art zahle ich eine 
Provision von 3% der 
Kaufſumme. Gefl. An⸗ 
E unt. Nr. 38 
ef. d. Geſch. d. Dtſch. 
Jäg.⸗ Ztg., Neudamm. 


SS fähigung zur Verwaltung 


860 


die Gemeinder Oberförſ dE 


688 ſtelle Kelberg in Kreiſe 


Adenau (Eifel) 


iſt ſofort zu A (370 
Das Dienſteinkommen entſpricht 
dem der 
(Gruppe X), die Dienſtaufwands⸗ 


entſchädigung iſt der den benach⸗ 


barten Staatsoberförſtereien an⸗ 


gepaßt. Dienſtwohnung und Dienſt⸗ 


land iſt nicht vorhanden. Vorerſt 
ein Jahr Probezeit. 

Nur Beamte, welche die Be⸗ 
einer 
ſtaaklichen Oberförſterei deutſcher 
Staaten nachweiſen können, kommen 
für die Anſtellung in Frage. 

Bewerbungen mit Lebenslauf, 
forſtlichen Zeugniſſen und amts⸗ 
ärztlichem Atteſt ſind bis 10. März 
ſpäteſtens an den Unterzeichneten 
einzureichen. 


Adenau, den 29. Januar 1921. 


Namens der Forſtverwaltungsverb. 
Kelberg: 
Der Landrat. 
Gorius. 


Memelgebiet 


15 uch geeigneten Forſt⸗ 
beaimien Teen: 


Smalodarßen, Oberförſterei 
Schmalleningken. Auch ſollen 
mehrere jüngere, unverheiratete 


Hilfsbeamte 


eingeſtellt werden. Genügend be⸗ 
fähigte Bewerber wollen ſich unter 
Einreichung ihrer Zeugniſſe und 
Lebenslauf bis zum 1. 3. er. 
melden beim (401 
Landesdirektorium 
Forſtabteilung) Memel. 


Förſtſekretür, 


nur erſtklaſſige Kraft, in Bedienung 
der Schreibmaſchine und in Kurz⸗ 


ſchrift firm, für größere Verwaltung 


geſucht. (358 


Forſtabteilung der Landwirt⸗ 
ſchafts kammer Halle (Saale), 
Kaiſerſtraße 7. 


Tüchtiger, gelernter 


Gehilfin 
sofort oder später gesucht. Ver⸗ 
gütung nach Tarif. 


Jastrow. Westpreussen. (433 


Tüchtiger, energiſcher 


Forſtaufſeher 


zum ſofortigen Antritt oder zum 
1. März geſucht. Bewerbungs⸗ 
geſuche nebſt Zeugniſſen N ſelbſt⸗ 
geſchriebenen Lebenslauf an die 


Forſtdeputation zu Burg, 
Ber Magdeburg. 


Ein zuverläſſiger, 


unverh. Sitte. ` 


nicht unter 20 Jahre alt, Forſtſchule 
beſ., Jagdhornbl., für Laubholzrevier 
zum 1. April d. J. geſucht. 
Dienſteinkommen n. Tarif f. Privat⸗ 
forſtbeamte Schleſiens. Lebenslauf 


mit begl Zeugnisabſchr., Geſundheits⸗ 
atteſt und Bild ſind bis zum 1. März 
d. J. an die Fürstlich Corvey'sche 
Forstverwaltung in Brenkhausen. 
Wes Ne Wë Ke GE 


Lehrſtütze 


od. ältere, die mit der Hausfrau die 
Hausarbeiten verrichtet u. kochen 
lernt, b. Familienanſchluß u. Taſchen⸗ 
geld gef auf (360 
Förſterei Trappenort 
bei Gollnow Pomm. 


ſtaatlichen Oberförſter 


Suche zu ſosleich evangeliſches 
Fräulein, am liebſten nn 


in mittleren Jahren, als 


Stütze der Hausfrau 


bei Familienanſchluß. Bedingung 
iſt Luſt zum Landleben. Verſtändnis 
vom Kochen, Einmachen, Federvieh 
und, wenn möglich, auch etwas 


Schneidern erwünſcht. Angebote mit 
kurzem Lebenslauf, Zeugnisabſchr. 
u. Gehaltsanſprüchen an 

Frau Margareta Wartenberg. 
gegen bei Bütow. Pommern. 


Suche zum 1. oder 15. mer 


eine erfahrene 


Wirtſch afterin, 


auch Ww. o. Anhang. 
Fritz Nöring, 
Reſtaurant „Zur Klauſe“, Einbeck. 


Suche jg. Mädchen, 


welches d. Haush. erlernen will. 

Mädchen vorh. Ohne gegenſ. Verg. 

404) SZ Förſter Bieser, 
Ih. Kluß b. Zanow i. Pomm. 


un 
Beumten⸗ od. Förſtertoczter, 
auch ältere, findet zum 1. April 
aug. dauernde Stellung als 
Fräulein od. Stütze in kleinem 
kath. Haushalt b. vollſt Familien⸗ 
anſchluß. Meldungen m. Gehalks⸗ 
anſpr. unt. „Osnabrück“ 425 bet d. 


on d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Stütze 


auth früher, 
Frau Oberförſter Winkler, 
Obernkirchen, Kr. Grafſch. Schaumbg. 


Kaſſengehilfe en 


Angeb. mit 
Zeugniſſen an Staatl. Forstkasse 


(413 


ſchrocken, ſofort oder ſpäter 


für den Haushalt ſucht zum 1. 1 
42 


Lindwurmſtraße 76, betreffend 


Die Einrichtung eines i 
reviers bis zu 300 ha Größe, nach 
ſächſiſchem oder preußiſchem Muſter, 
übernimmt lediger 


Oberförſter, 
Einrichtungsſpezialſſt, 


weidgerechter Jäger, während ſeines 
Urlaubs 1921, gegen freie Station. 
Aufwandsentſchädigung, Vergütung 
und Gewährung guter Jagdgelegen⸗ 


heit auf Rot⸗, Reh⸗ od. Schwarzwild. 


Angeb. unt. Nr. 418 bef. die Weich. 
der Dtſch. Forſt⸗Zeitung, er 


Oele 
55 | Staatl. Forſtmeiſter u. D., 
wohnhaft in Schleſien, mit vielſeitiger 
Erfahrung in Forſtabſchätzung. 
Hauungen, Holzverwert., Kulturen, 


e d. a, g ihernimmt forſt⸗ 
liche Beratung une Bt rieb 


auch Betriebs⸗ 


leitung in Privatforſten. 


Gefl. Ang. u. P. S. 402 bef die 
Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Forſtalademiler, 


ev., led., mit 6 Semeſter Hochſchul⸗ 
ſtudium, ſucht Praktikantenſtelle 
in Weſt⸗ oder Mitteldeutſchland. 
Gef. 10 50 unt. Nr. 411 bef. die 
Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg. Neudamm. 


Forſtmaun, 

20 Jahre alt, evang., Forſtſchule 
Templin mit gutem Erfolg beſucht, 
mit ſämtl. Facharbeiten vertr., sucht, 
da jetzige Stellung kraukheitshalber 
aufgegeben, Stelle zum 1. 3. od. 
1 4. d. J. Größere Verwaltung 

Oſtpr. bevorzugt. Angebote unter 
Nr. 315 beförd. die Geſchäftsſtelle 
der Diſch Forſt⸗Zeitung, Neudamm. 


Jg., akadem. gebild. u. geprüft. 
Forstmann, weidger., groß, Trëtt, 
gute Zengn., m. all. wirtſchaftl., 
wiſſenſchaftl. forſtl. u. jagdl. Arb. 
vertr., ſ. irg. „eine forſtl. o. jagdl. 


Geh.⸗Stelle 


im Inld. 5 bevorzugt, Geh. 
nach Vereinbrg. Nimmt auch Stelle 
ohne Bezahlg. wenn dort ſpät. Anſtllg. 
m. Geh erf. Mittlg. v. Bezieh. 3 Ausld. 
v. jed, erw. Angeb. unt. B. K. 339 
bef. die Geſch. d. D. F.⸗Z., Neudamm. 


Penſionierter, 


8 praktiſch ausgebildeter, nt 


Privatfürſter u. Jager, 


Weſtfale, kath. und noch ſehr rüſtig. 
wünſcht, da Rente nicht ausreicht, bei 
beſcheidenen Anſprüchen passenden 
Wirkungskreis. La Zeugniſſe und 
Referenzen Gefl. Angeb. unt Nr. 217 
bei, d. Geld, der D. F.⸗Z., Neudamm. 


Suche für leiſtungsfähigen Förſter, 


tüchtigen Jäger, 25 Jahre, Kriegs⸗ 


teilnehmer, geſund, rüſtig, uner⸗ 


(847 


Dallerſtellung, 


wo ſpätere Verheiratung geſtattet. 
Empfehle ihn für ſchwierigſte Ver⸗ 
hältniſſe. E. Wilke, Oberförſter, 
Hammer bei Cantreck Pomm 


Peuſionierter ſtaatl. Förſter, 
Fünfziger, wieder geſund, 


Sucht Stellung 


im Forſt⸗ und Jagdfach oder Holz⸗ 
geſchäft bei kl. Gehalt und Wohnung 
mit Lend. Ang. u. „Weidmanns⸗ 
heil) 410 bet, die Geſchäftsſtelle 
der Deutſch. Forſt tg. Neudamm. 


Deutſche 3 orſt⸗Zeitung 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Tie Teutſche Sort, Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierlellahrlich 10,50 ME bet allen Poſt⸗ 

anhalen (eingeiragen in die deunche Poſtzeitun spreisliſte fur 1921. Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Sſterreich⸗Ungarn 13.50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern, auch altere, werden fur 

80 Pi. abgegeben. — Im Falle bölerer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Ausſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreues. 


Ber den ohne Vorbehalt eingeſandien Beiträgen mmmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Auderung in Anſpruch. Bel 

träge, ur die Entgell geiordert wird, wolle man mu dem Vermerk „gegen Bezahlung ⸗ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 

Auch anderen Zellſchruten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Verqutung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Biertelfahres. 
Unberechligter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. ‚ 


Nr. 9. Neudamm, den 27. Februar 1921. 36. Band. 


Die Vorgänge im Staatsförſterverein 
unter Berückſichtigung der allgemein politiſchen Entwicklung. 


Von Staatsförſter W. Chriſtoleit, Friſching. 

Es iſt der „Deutſchen Forſt Zeitung“ im] und dort Sorge um das Weiterbeſtehen der 
„Deutſchen Förſter“ wiederholt der Vorwurf erworbenen Rechte einzuſtellen begann — kurz 
gemacht worden, ſie fable immer vom Herein⸗ es kam ein Zuſammenſchluß der Beamtenvereine 
fragen von Politik in den e nu zuſtande. Die Sozialdemokratie 
feit feiner Umbildung zur Gewerkſchaft, und! jchlief aber nicht, wie es ja das Bürgertum 
gerade ſie wäre es, die verſuche, rechtsgerichtete zum Teil heute noch tut; ſie merkte bald, daß 
Parteipolitik in den Verein zu tragen. Hierzu bei vielen von den Opfern der Maſſenſuggeſtion 
möchte ich kurz Stellung nehmen, wenngleich ſſich langſam die Wirkung verflüchtete, es hieß 
politiſche Erörterungen ja eigentlich nicht in den jetzt, mit allen Mitteln ihre Poſition zu be⸗ 
Rahmen dieſer Zeitſchrift gehören. Man darf feſtigen und auszubauen. Schon feit jeher 
jedoch nicht vergeſſen, daß ſeit den fluchwürdigen galten die Gewerlſchaften mit ihrer auf Terror 
Novembertagen des Jahres 1918, in denen der aufgebauten Diſziplin als die feſteſten Stützen 
Maſſenzudrang zu den Totengräberarbeiten an ihrer Stellung, darum wurde die Loſung aus⸗ 
Deutſchlands Größe begann, die Politik eine gegeben, es muß alles gewerkſchaftlich organiſiert 
weit größere oder vielmehr doch eine allgemein werden. Zur Unterſtützung verlautbarte die 
mehr gewürdigte Bedeutung gewann, ſich darum „Regierung“ noch, daß ſie nur mit gewerk⸗ 
auch auf Gebieten und Einrichtungen aus- ſchaftlichen Standesvertretungen in Verhandlung 
zuwirken begann, die früher ihr ganz fern⸗ treten würde. Die Sozialdemokratie wußte 
ſtanden. ſehr wohl, was ſie tat und baute — wie ſich 

Wollen wir die Vorkommniſſe im Verein ja in der Folge gezeigt hat — mit Recht auf 
richtig verſtehen, jo müſſen die Allgemein⸗ die Erfahrung, daß fie in den Gewerkſchaften 
vorgänge zunächſt genauer ins Auge gefaßt ſchon die Oberhand gewinnen werde. Ein 
werden. Die Beamtenſchaft ſtand der von Kampf würde entbrennen, aber nach einem 
einer kleinen Gruppe Vaterlandsverräter in alten Geſetz ſiegt in Revolutionszeiten immer 
Szene geſetzten Staatsumwälzung zunächſt rat: | die radikalere Richtung, und ſie hat geſiegt! 
und tatlos gegenüber, abgeſehen von den Man kann heute mit Fug und Recht behaupten, 
wenigen, die — ſchon früher fozialdemofratifch | daß ¼ aller Gewerkſchaften ſozialdemokratiſch 
eingeſchworen — ſich zu Diktatoren großer | find, und von dem Reſt iſt die größere Hälfte 
Staatsbetriebe aufwarfen. Bald kam von Zentrumsanhänger, unterſcheiden ſich in der 
„allerhöchſter Stelle“ die Weiſung: „Es bleibt Stellung zum Staatsgedanken alſo nicht weſentlich 
jeder tätig in Amt und Poſten, bis .... die von den Sozialdemokraten. Die Arbeiter⸗ 
Ablöſung kommt“, d. h. ihm der gnädige Juß⸗ gewerkſchaften intereſſieren uns hier nicht, aber 
tritt von den Volksbeglückern zuteil wird. es ſei hier nochmals betont: in allen größeren 
Zum Verderb des Vaterlandes ging alles, Beamtengewerkſchaften haben die Sozialdemo⸗ 
abgeſehen von wenigen rühmlichen Ausnahmen, kraten oder gar Kommuniſten die Oberhand 
wieder an die Arbeit — — und der Thron gewonnen, auch im Beamtenbunde. 
der Vaterlandsverräter war gerettet. Langſam Gewerkſchaft und Parteipolitik gehört eben 
dämmerte aber doch in manchem Hirn der zuſammen, dies hat die Erfahrung getut, 
wirkliche Sinn der ſchon erwähnten hohen | Wie aljo unſere heutigen Gewerlſchaftsdiltatoren 
Kundgebung, und was zur Rettung des Vater⸗ es fertig bekommen, zu behaupten, dieſe wäre. 
landes nicht getan, die Sorge um das eigene politiſch neutral, iſt geradezu unerfindlich. Es 
Wohlergehen brachte es zuſtande, daß ſich da] wird durchaus nicht dadurch etwas wahr, daß 


Nr. 9 Bd. 36. 


156 


man es andauernd behauptet. Nur jene, die 
mangels anderer Leitung gewohnt ſind, immer 
mit dem größten Haufen mitzulaufen, können 
ſich durch ſolche Beharrlichkeit und Nachdrück⸗ 
lichkeit täuſchen laſſen. Von dieſer Sorte gibt 
es allerdings, wie ſich gezeigt hat, eine be⸗ 
dauerlich große Menge. Wenn nun dieſe 
Gewerkſchaſtsdiktatoren der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ und den hinter ihr ſtehenden Kreiſen, 
die verſuchen, die trüben Quellen zu durch⸗ 
leuchten, den Vorwurf machen, ſie ſuchten 
Parteipolitik hineinzutragen, ſo erinnert das 
doch zu ſehr an den Trick: „Haltet den Dieb!“ 

Was heißt denn ſchließlich Parteipolitik in 
einem Beamtenverein? Schon der Weg und 
die Art und Weiſe, Wünſche vorzubringen und 
auch durchzuſetzen, muß in das Gebiet der 
Parteipolitik hinüberſpielen! So kann meines 
Erachtens kein Anhänger einer Rechtspartei — 
wenn anders er ſich überhaupt über ſein Wollen 
und Wirken klar iſt — hinter der Vereins⸗ 
leitung ſtehen, wenn ſie, wie geſchehen, ihrer 
oberſten Zentralbehörde förmlich ihr Mißtrauen 
ausſpricht. Politiſche Geſinnung iſt bekanntlich 
eine Auswirkung der Weltanſchauung. Ich 
kann nun aber nicht in der Theorie einen 
andern Standpunkt vertreten als in der Praxis, 
nicht in einem Gedankenkreiſe die Berechtigung 
einer Obrigkeit, ja einer ſtarken Obrigkeit 
anerkennen, und ſobald mir dieſe perſönlich 
unbequem wird, ihre Autorität untergraben, 
es ſei denn, daß ich überhaupt nicht fähig bin, 
logiſche Klarheit über Urſachen und Wirkungen, 
Welt und Menſchen zu gewinnen, oder daß ich 
als Grundlage aller Gedanken und Handlungen 
mein eigenes Ich und meine Börſe ſetzte. Dies 
letztere geſchieht nun leider heute in weiteſtem 
Umfange in erſter Linie von den Gewerkſchafts⸗ 
begeiſterten, die ja ſchon vor der September⸗ 
tagung allabendlich mit dem Gebet einſchliefen: 
„Lieber Himmel, laß uns eine richtige Gewerkſchaft 
werden“. Die „Erfolge“ der Arbeiter ließen 
ſie nicht ruhen, daß dieſe mit der Ver⸗ 
elendung des Staates erkauft wurden, war für 
ſie ohne Bedeutung. Es hieß: Wir müſſen 
auch eine Gewerkſchaft werden, nur dann 
können wir was erreichen, d. h. mit andern 
Worten, dem todkranken Staat noch ein möglichſt 
großes Stück Fleiſch aus dem Körper reißen. 
Und dann der Jubel, als die neue Förſter⸗ 
gewerkſchaft geboren wurde; welch große, heilige 
Stunde! Noch zittert ſie in den Beteiligten 
nach, in jeder Zeile der „Neuorientierten“ 
kehrt Gewerkſchaft, Gewerkſchaftsgeiſt, Gewerk⸗ 
ſchaftsdiſzipklin wieder; das iſt das A und O 
aller Auslaſſungen. 

Aber noch etwas anderes gehört zum 
„Gewerkſchaftsgeiſt“ außer der Parteipolitik, 
„wie die Träne zur herben Zwiebel“, das iſt 
der Terror. Über ſie hat mein Kollege und 
Geſinnungsgenoſſe Koch in Nummer 6 auf 
Seite 105 ſo treffende Worte geſagt, daß ich 
nur noch einen beſonderen Fall beleuchten 
möchte. 
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Zur Gewerkſchaft gehört natürlich eine 
intenſive Vertretung im Parlament. Nun 
machten aber politiſche Parteien zur Be⸗ 
dingung ihrer Aufnahme von Förſtern in ihre 
Wahlliſten, daß die Standesvertretung auch 
einen entſprechenden klingenden oder vielmehr 
raſchelnden Beitrag für die Partei leiſte. Nun 
kam die Anfrage an die Mitglieder, wer ſich 
zu einem Beitrag bereit erklärte, dann wurde 
aber kurzerhand und großzügig jedem ein 
Beitrag „von oben“ aufgebrummt. Es wurde 
alſo von dem Mitglied verlangt, eine ſeinem 
politiſchen Standpunkte vielleicht ganz ent⸗ 
gegengeſetzte Partei finanziell zu unterſtützen 
und durch Mitgliedszuwachs zu ſtärken. Wenn 
etwas die niedrige Auffaſſung der Vereins⸗ 
leitung von den Pflichten eines Abgeordneten 
dokumentieren konnte, ſo war es dieſes. So 
wünſchenswert es an und für ſich iſt, daß 
Abgeordnete aus Förſterkreiſen ins Parlament 
ziehen, ſo kaun es doch ohne Zweifel nur für 
ihre Partei, nicht für ihre Standesgenoſſen 
ſein. Der Betreffende iſt Vertreter ſeiner 
geſamten Wählerſchaft, und es iſt ſeine Pflicht 
und Schuldigkeit, vorkommenden Falles auch 
gegen die Wünſche ſeiner Standesgenoſſen zu 
ſtimmen, wenn es das Wohl der Allgemeinheit 
verlangt. Seinem Gewiſſen iſt es vorbehalten, 
das von Fall zu Fall zu entſcheiden. Andern⸗ 
falls iſt das ganze Parlament eine Farce und 
ſinkt herab auf die Stufe eines Gewerkſchafts⸗ 
ausſchuſſes. 

Nun wäre noch zu erörtern, welches der 
Erfolg dieſer Gewerkſchaftsmaſſenfabrikation. 
ſein wird oder ſchon iſt. Heute gibt es ſchon 
Gewerkſchaften von allen Berufsſtänden, ſogar 
Arbeitsloſen. Was iſt nun der unausbleibliche 
Erfolg: ein ſchon heute entbrannter und immer 
verbitterter werdender Kampf aller gegen alle! 
Nicht ein Kampf mit Waffen, der erfordert 
Mut und iſt bei dieſen Geſinnungsgenoſſen 
ſtreng verpönt. Nein, ein Kampf, in dem die 
Oberbonzen in Gemütsruhe in ihren Klubſeſſeln 
die Gewerkſchaftsbeiträge mit Genuß verzehren 
können, aber ein ebenſo zerſtörender Wirtſchafts⸗ 
kampf um die letzten Reſte ſtaatlicher Leiſtungs⸗ 
fähigkeit, die uns die durch die Draht⸗ 
zieher dieſes Wirtſchaftskampfes in den Sattel 
gehobenen Feinde noch gelaſſen haben. Und 
dieſem Kampf, nicht dem tückiſchen Franzoſen 
oder kaltrechnenden Engländer — die tonnten ja 
nur ſo weit gehen, weil eben dieſer Kampf 
bei uns wütet — wird das deutſche Volk er⸗ 
liegen — wenn nicht zurzeit die Reaktion — 
ich gebrauche mit voller überlegung dieſes 
heute jo ſtreng verpönte Wort — einſetzt, 
wenn nicht beizeiten die Maſſe derer zum 
Übergewicht anſchwillt, welche einſieht, daß. 
daß wir im November 1918 — zum Teil auch 
ſchon viel früher — den Weg gewählt haben, 
der ins Verderben führt. Dieſe Reaktion auf 
die überſpannte radikale Geſinnung wird 
kommen, weil ſie nach einem ewig gültigen 
Weltgeſetz kommen muß, und fie iſt — hoffent⸗ 
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lich noch zeitig genug, um die deutſche Nation laufen — gegen das eigene Gewiſſen! Möge 
zu retten — auf dem Wege, denn es werden daher jeder ernſtlich mit ſich zu Rate 


derer immer mehr, und immer mehr ſcharen ſich 
um die wenigen Aufrechten, welche vor den Volks⸗ 
verrätern ſeinerzeit nicht in die Knie geſunken 
ſind. Faſt überall vollziehen ſich Spaltungen, 
und es bilden ſich Gruppen, welche dem 
radikalen Kurſe nicht folgen wollen. So iſt 
auch die Bewegung im Staatsförſterverein ſeit 
Bildung zur Gewerkſchaſt zu verſtehen, und fie 


gehen, ob er Ideen ſtützen kann, die 
Vaterland und Volk ſchon ſo unendlich 
viel gefoftet haben, und ob er mit denen 
gehen will, auf welchen der ganze 
Fluch der kommenden Generation laſten 
wird. Es dürfte den Söhnen wenig 
nützen, wenn dieſe Generation ihnen 
das „Einjährige“ und ſonſtige Vor⸗ 


iſt gut und nur zu begrüßen, denn nichts iſt teile erkämpft, wenn ſie ſelbſt dann 
ſchmählicher als der Geſchloſſenheit wegen oder polniſche oder franzöſiſche Arbeiter 
vorübergehender kleiner Vorteile halber mitzu-ſind! 
GG Dë Lie? S 
Waldverwüſtung. 


Von Staatl. Förſter o. R. Huttanus, Bezirk Cöln. 


Die Not und allgemeine Verwüſtung des 
Waldes zwingen mich dazu, die Verhällniſſe kurz 
zu ſchildern, die hier im beſetzten Gebiete in der 
Nähe der Metropole Köln enkſtanden find Nie 
bin ich in die Offentlichkeit getreten und bitte 
meine Schilderungen einer nicht zu ſcharfen 
Kririk zu unterwerfen, da ich kein Mann der 
Feder bin. Die Z den find nur geſchrieben, um 
die Offentlichkcit auf Mißſtände aufmerkſam zu 
machen, die unbedingt bif.itigt werden müſſen, 
ſoll nicht eine große öde Fläche das Reſultat di. ſer 
Verwüſtung kin. Die vielen Tauſend Hektar 
umfaſſende Waldfläche des Vorgebirges zwiſch n 
den Oberförſtereien Ville und Kottenforſt it 


zum weitaus größten Teil Privatb. ſitz. Die 
Größe des Einzelbeſitzes ſchwankt ſehr. Die 
kl. inſten find bäuerliche Parzelien, die meiſt 


direkt zum Odland zu zählen find. Die ſe Flächen 
find gering. Den weitaus größten T.il aber 
bilden die Waldungen der das Vorgebirge um⸗ 
ſäumenden Güter, die in vielen Fällen nur zur 
Erlangung der Eigenjagdbercch ligung in kleinen 
Parzellen angekauft ſind und durch die ganzen 
Gemeindefluren ſich erſtrecken. 

Von den kleinen Beſitzern iſt ein forſtliches 
Verſtändnis nicht gut zu erwarten. Hier kann 
nur eine öffentliche Aufklärung und ein gutes 
Beiſpi! belehrend wirken, bei den größeren 
Waldb ſitzern aber dürfte ein mehr forſtlich 8 
Intereſſe zu erwarten fin. Leider iſt dies nur 
ganz vereinzelt der Fall. Der Krieg und die 
nachfolgende, alles zerſtörende Revolution haben 
aber auch hier die Verhältniſſe geradezu auf den 
Kopf geſtellt. Hinzu kommen noch die zum Abtricb 
auch des letzten Reſtes der vorhandenen ſpärlichen 
Beſtände geradezu herausfordernden Holzpreiſe. 
Einzelne Beſitzer haben alles Holz, auf das nur 
ein Gebot erfolgte, abgeg. ben. Auf di ſe W. (e 
ſind Beſtände, die abſolut nicht Hi.bruif waren, 
der Axt verfallen. Gut wüchſige Ki fernbeſtände, 
deren führende Stangenſorte die III. war, ſind 
eing⸗ schlagen, ohne jede Rückſicht auf Volks⸗ und 
Waldwirtſchaft, weil der Beſitzer doch 180 bis 
200 % für den Feſtmeter erhielt. Aus gemiſchten 
Beſtänden find die vorhandenen Kiefern h. raus⸗ 
verkauft. Beim Fällen vernichteten di.je den 
übrigen Beſtand, und was noch beſteh en blieb, 
ging bei der Abfuhr verloren. Da jade Kontrolle 
fehlte, war dem⸗Diebſtahl Tür und Tor geöffnet. 
In Hochwald bereits übergeführte 30jährige Eichen⸗ 
beſtände wurden auf dem Stock verkauft und fat 
abgetrieben. 

Hoffnungsvolle Kiefern⸗ und Eichenbeſtände 


wurden durchforſtet, aber wie! Das Durch⸗ 
forſtungsmaterial wurde auf dem Stock verkauft 
zum Selbſthieb. Der Käufer ſandte nun eine 
Kolonne Leute, die nie eine Axt in Händen gehabt, 
zur Ausführung. Dicſe Leute ſchlugen nun alles 
ſtarke, gut füllende Holz, das naturgemäß die 
herrſchende Beſtandesklaſſe bildet, herunter, wobei 
nur ein unterdrückter Reis⸗, meiſtens Birken⸗ oder 
Eich nſtockausſchlag ſtehen blieb. Faechmänniſche 
Aufſicht fehlte meiſt gänzlich. In einem 35 jährigen 
gemiſchten Kiefern⸗ und Fichtenbeſtande wurden 
bei der Durchforſtung die horſtweiſe ſtehenden 
Kiefern herausgehauen, nur alle 10 m ͤblicb eine 
unterdrückte ſchwache Kiefer ſtehen. Auch hier 
wurde der übrige Beſtand niedergedrückt und 
vernichtet. Das Abraumreiſig bleibt meiſt als 
unverwertbar liegen. Welch große Gefahr durch 
Waldbrände und welch unendliche Inſektenherde 
hier zum Schaden der umli genden Beſtände 
g Schaffen find, läßt ſich gar nicht ermeſſen. Die 
Reſtbeſtände find durch die entſtandenen Lücken 
bei dem naſſen undurchdringlichen Tonboden mit 
meiſt kieſiger Unterlage der Vernichtung durch 
den Sturm verfallen. Es ſind hier einzelne Beſitzer, 
die zwei Drittel ihres Eigentums auf dieſe Weiſe 
vernichtet haben. 

Zu all dieſer Mißwirtſchaft kommen die Holz⸗ 
und Wilddiebſtähle, die geradezu erſchreckend 
zugenommen haben. Alle Pfähle, Bau⸗ und 
ſonſtigen in der Wirtſchaft notwendigen Hölzer 
werden einfach fuhrenweiſe entwendek. Erfolgt 
einmal eine Anzeige, jo werden die Täter mit 
einer unter den heutigen Verhältniſſene gradezu 
zu neuen Diebſtählen herausfordernden Strafe 
verurteilt. Was ſoll erſt werden, nachdem 
nunmehr auch noch das Forſtdiebſtahls⸗ 
geſetz gemildert wurde. Diebſtähle ſolcher 
Art müſſen eher mit ſchärferer als mit gelinde rer 
Strafe bedroht werden. 

An Aufforſtung und Pflege der Abtriebsflächen 
und Odländereien denkt ni. mand. Nicht eine 
Kultur habe ich geſehen, kein Pflanzgarten iſt 
angelegt oder vorhanden, der auch nur die Abſicht 
verrät, daß etwas zur Aufforſtung og It, Den ſoll. 
Bei den teuren Pflanzenpreifen iſt ein Ankauf 
des ſehr umfangreichen erforderlichen Pflanzen⸗ 
materials kaum möglich. Saat kommt wegen 
der ſchwierigen Aufforſtungsverhältniſſe nicht in 
Betracht. 

Hier kann nur die „Staatsaufſicht“ rettend 
eingreifen, um den letzten Reſt von Wald noch 
zu erhalten, der größte Teil ut jedoch ſchon ver 
nichtet, jo daß hier auch ſchon jede Hilfe zu ſpät 

Fortſetzung ſiehe Seite 179. 


Holzverkaufsergebniſſe für Preußen und Bayern im Monat Januar 1921. 


Nach den Mitteilungen im „Deutſchen Forſtwirt“ (Verlag J. Neumann, Neudamm, Bezugspreis vierteljährlich 4 M). 


Klaſſen: 1 11 
; Nolh., St.⸗Inh.: über 2,0 1,01— 2,0 
Waldgebiet Lbh., mitl. Drchm.: 00 u m. 50—59 
Holzart A A 
Oſtpreußen Kiefer 413 358 308 245 383 Grubenholz 
Weſtpreußen = 353 331 343 287 , . 
Pommern S 419 392 324 257 379 Brandenburg . Kiefer | 185 
Brandenburg. R 535 443 339 257 399 | Poſen „ 172 
Poſen 8 550 521 418 283 435 ] Schleſien „ 246 
Schleſien R 516 469 399 299 313 Sachſen „ 180 
Sachſen Se 527 457 398 311 311 | Hannover „ 1180 
Hannover = 414 396 211 221 Hejjen:Raffau .| „ 147 
Heſſen⸗Naſſau. 1 s A 315 245 258 Rheinprovinz » 1167 
Rheinprovinz e = . 209 Preußen Januar Kiefer | 181 
Preußen Januar Kiefer 493 435 358 269 376 | Dezember . „ [201 
Dezember „ 497 434 340 248 435 November „ 171 
November 0 385 345 285 211 359 " | 
| | Rheinprov. Jan.] Eiche | 136 
Oſtpreußen Fichte 338 200 210 196 323 1 Dezember . „ 209 
Schleſien m 436 424 377 328 355 | November . . D 169 
Sachſen Se 323 295 263 243 a 
Hannover 2 441 414 346 245 323 Papierholz (rm). 
Schleswig: Holſtein S 440 365 247 212 ; di 
Heſſen⸗Naſſau. 5 530 444 366 294 f SE deg KE 
Weſtfalen Se Sr, ge e . 410 305 271 | Sachſen , R 199 
Rheinprovinz 2 , 283 Hannover „ 1185 
Preußen Januar | Fichte 406 401 346 265 329 ann d 195 
Dezember S 568 505 388 286 350 . anlalen „119 
November S 442 471 402 304 359 Set Januar pa 199 
Schleſien Buche A 620 600 560 Sa KEE ac 216. 
a 2 562 378 327 249 283 November 16 
Hannover Aë 567 450 388 314 231 e $ 
Heſſen⸗Naſſau S 505 470 455 362 240 chwellen. 
Weſtfalen 5 S 380 300 240 Pommern .. Kiefer 273 
Rheinprovinz 3 271 271 231 165 i Brandenburg. „ 308 
Poſen 5 „ 309 
Preußen Januar | Buche A 386 383 377 332 246 —— we S 
Dezember . ; Se 694 638 441 344 Preußen Januar] Kiefer | 296 
November 8 6⁵² 254 239 229 Dezember . .| „ 1219 
I November . 8 984 
Pommern Buche B 372 192 182 150 5 | | 
Schleſien Se 570 620 450 405 250 Pommern. Buche | 112 
Sachſen S 351 279 251 189 210 J Sachſen „ 1212 
Hannover S 384 332 249 197 186 J Hannover „ 239 
Schleswig⸗ Holſtein R 300 201 151 120 Schleswig „ 1238 
HeffenNafjau. . R 360 239 244 j Hefjen-Naffau .| „ 1268 
MWeftialen . . . = 259 255 225 150 125 J Rheinprovinz „ 158 
Preußen Januar | Buche B 386 307 245 183 167 Preußen Januar] Buche 220 
Dezember. . . Ge 435 384 304 27¹ 0 Dezember . „ 1185 
November 1 240 200 154 » 1 Novenber . S 185 
Brandenburg. Eiche A 1101 1031 855 626 „ Hannover . . Eiche 325 
Schleſien . 1180 1235 1230 990 3 Rheinprovinz 5 283 
Sachſen 2 1124 892 711 312 8 ge 
Hannover S 1169 1009 788 502 . Preußen Januar Eiche 282 
Weſtfalen 8 g 430 414 240 [ Dezember „ 18327 
Rheinprovinz 5 789 518 e November „ 1261 
Preußen Januar | Eiche A | 1074 = 930 549 240 
Dezember a 1212 1079 763 555 348 
Brandenburg . Eiche B 793 642 573 434 246 5 
Sachſen 5 679 572 398 276 257 j 
Hannover Se 845 745 467 397 186 
Schleswig⸗ Holſtein 2 575 521 401 291 206 2 
Weitfalen . Si 595 474 446 245 197 
Rheinprovinz. e 455 365 327 294 130 
Preußen Januar | Eiche B 637 642 406 357 195 Fortſetzung dieſer Tabelle ſiehe 
Dezember . S 763 699 589 385 233 -\ el Seite 159.) 
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Bayern (Heilbronner Sortierung, ohne Rinde gem.). 


ausgeübt werden, es genügt nicht allein, daß die 
Beſitzer, die die Rieſenſummen aus ihren Wäldern 
vereinnahmt haben, zur Aufforſtung angehalten 
werden, hier muß auch eine fernere Aufſicht 
über die Pflege der heranwachſenden 
Kulturen durch geeignetes Perſonal ausgeübt 
werden. Verſagt der Beſitzer, ſo muß 
der Staat auf deſſen Koſten das er⸗ 
forderliche Aufſichtsperſonalſtellenund 
die notwendigen Arbeiten ausführen 
laſſen. 


TRITT 


Klaſſen: I II III IV VI VI 
Mind.⸗Länge: 18 18 16 14 10 8 m 
Md. Zopfſtärle: | 80 [ 22 | 14 | 14 | 12 [Lem Papierholz (rm). 
Holzart] 4 AA „ „ ST Aa PIII 
olzart „ 
Nadel⸗Langholz. b e A | K | A 
Januar . Kiefer | 445 | 380 | 340 | 302 | 263 | 208 | ” Januar Fichte | 257 | 228 | 194 
Dezember o 4311 342 | 321 | 284 | 248 | 274 e 19 | 188 I 163 
November pr 382 345 | 317 | 288 | 263 | 232 
: 222 | 190 | 166 
Jannar .|xärde| 454 | 465 | 550 | 334 | 258 Dezember . d 211182 | 162 
Dezennber pr 907 1 505 | 419 | 342 | 304 236 | 197 | re 
November BR 586 | 518 | 480 | 284 | 255 November . S 215 | 188 150 
Innuar Fichte | 362 301 | 279 * 5 
Dezember . 2 366 | 336 | 310 | 299 | 267 I 252 
November 5 374341 | 316 | 291 | 268 | 228 
Nadel⸗Blochholz. 
D I II III 
Holzart] 35 u. mehr |26 bis mit 34020 bis mit 25020 cen 
Januar . | Kiefer] 447 | 359 | 367 | 302 | 275 259 g 
Dezember S 427 1 404 I 401 | 311 | 337 I 240 | 254 
Novenber Se 571 | 420 387 331 | 331 | 289 | 315 
Januar Fichte] 321 | 318 | 291 | 299 | 282 | 262 | 279 
Dezeniber . > 363 1 349 | 328 | 379 | 283 | 273 | 228 4 
November 15 355539] 315 | 306 | 287 | 264 | 207 
2 
kommt. Hier muß ſchonungsloſer Zwang Um das nötige Intereſſe der kleinen Beſitzer 


zu erzwingen, müßte dieſer Beſitz bis zu den 
kleinſten Parzellen flurenweiſe gemeinſchaftlich 
aufgeforſtet werden. Die Kulturarbeiten könnte 
jeder kleine Beſitzer im Herbſt und Winter mit 
ſeinen Familienangehörigen unter fachmänniſcher 
Aufſicht ſelbſt ausführen, jo daß Dt: len Leuten 
ein nennenswerter Koſtenauſwand nicht entſteht. 

Hier muß es heißen: Landgraf werde hart. 
Nur auf die vorerwähnte Art kann der eingeriſſenen 
Verwüſtung zum Segen für die Nachwelt Einhalt 
geboten werden. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 


200. Sitzung, Freitag, den 17. Dezember 1920. 
Kleine Anfrage Nr. 596 des Abgeordneten 
Lukaſſowitz über Vorſchußzahlungen auf die 
neuen Bezüge der Ruheſtandsbeamten, 
lehrer und deren Hinterbliebenen. — Druck⸗ 
ſache Nr. 2668. 


Lukaſſowitz, Frageſteller (D.⸗nak. V.⸗P.): Aus 
den Reihen der penſionierten Beamten und Lehrer 
ſowie deren Hinterbliebenen kommen mir unzählige 
Kagen über die ſchwere Notlage. Man wartet mit 
größter Sehnſucht auf die Zahlung von Vorſchüſſen 
auf die neuen Peuſtonsbezüge. Sit die Staatsregierung 
bereit, alle Mittel anzuwenden, um die Vorſchuß⸗ 
zahlungen an ſämtliche genannte Beamtengruppen 
zu beſchleunigen? 

Remak, Regierungsaſſeſſor, Regierungsvertreter: 
Nach den angeforderten Berichten muß die Um: 
rechnung und Auszahlung der neuen Verſorgungsge⸗ 
bührniſſe an die penſionierten Beamten und Lehrer 
ſowie deren Hinterbliebenen im weſentlichen als ab⸗ 
geſchloſſen gelten. Eine Vorſchußzahlung kommt 
baher nicht mehr in Frage. 


Zweite und dritte Beratung des Geſetz⸗ 


entwurfs über das Dienſteinkommen der 
unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz). — Druckſachen Nr. 3176, 
3581, 3811. 
Präſident Leinert: Der Antrag des 20. Aus⸗ 
1 befindet ſich auf Druckſache Nr. 3581, Spalte 1 
is 4. 
Wortlaut des Antrages: 
1. das vorbezeichnete Geſetz nach den Ausſchußbeſchlüſſen 
anzunehmen; 
2. die Staatsregierung zu erſuchen: 

a) I. in ſofortige Verhandlungen mit der Reichs⸗ 
regierung darüber einzutreten, daß die völlig 
unzureichenden Dienſtbezüge der nichtplan⸗ 
mäßigen Beamten, deren Aufbeſſerung im 
Rahmen der unbedingt noch vor Weihnachten 
zu verabſchiedenden Beſoldungsvor'age wegen 
der zu wahrenden Einheitlichkeit mit dem 
Reichsbeſoldungsgeſetze nicht möglich iſt, mit 
tunlichſter Beſchleunigung und rü ckwirkender 
Kraft erheblich aufgebeſſert werden, ins 
beſondere dadurch, daß 
1. in der Anlage 2 zu dem Beamten⸗Dien, 

einkommensgeſetz die erſten beiden Gu: 

— der Ortszuſchläge geſtrichen werden, 
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2. die nichtplanmäßigen Beamten den vollen 
Ortszuſchlag der planmäßigen Beamten 
erhalt. n, 
8, die Hundertſätze in Anlage 3 ausreichend 
erhöht werden;: . 
II. bis zur endgültigen Regelung für die nicht⸗ 
planmäßigen Beamten r. ichliche außerordent⸗ 
liche Beihilfen bereitzuſtellen, — 

e) in Verbindung mit der Reichsregierung dahin 
zu wirken, daß in der in Ausſicht geſtellt n 
neuen Ortsklaſſ neinteilung nur drei Ortsfaſſen 
vorgeſehen werden. Bei Feſtſetzung Gi ler 
Ortsk.aſſen ſollen die Teuerungsverhättniſſe, 
nicht die Einwohnerzahl des Ortes maßgebend 
ſein. Zuſammenhängende Wirtſchaftsgebiete ſind 
einheitlich zu behandeln. 

d) geeignete Maßnahmen zu treffen, daß einem 
Beamten, der an einem Orte wohnen muß, 
der in höherer Ortsklaſſe ſteht als ſein Dienſtort, 
zur Vermeidung von Härten ein Ausgleich 
gewährt wird, 

e) mit tunlichſter Beſchleunigung eine Neubear⸗ 
beitung des Geſetzes, betreffend die Penſionierung 
der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 27. März 
1872/27. Mai 1907 und des Hinterbliebenen⸗ 
Furſorgegeſetzes vom 20. Mai 1882/27. Mai 
1907 vorzunehmen und der Landesverſammlung 
vorzulegen, 

t) eine Anderung des Reiſekoſtengeſctzes, ins⸗ 
beſondere die erforderliche Anpaſſung an die 
neuen Dienſteinkommensgeſetze durch ander⸗ 
weitige Abſtufung der Tagegelderſätze ſchleunigſt 
herbeizuführen, — — 

i) die auf Wartegeld geſetzten Hofbeamten mit 
möglichſter Beschleunigung und, ſoweit es an⸗ 
gängig iſt, in andere gleichwertige Staats⸗ 
beamtenſtellen zu überführen, 

k) ungeachtet der Vorſchrift des $ 12 Abſ. 2 Satz 3 
(numerus clagısus) Einrichtungen zu ſchaffen, 
die die Erwerbung der Beſähigungsnachweiſes 
zur Verwaltung der Amter im höheren und 
mittleren Staatsdienſt ermögſichen, — — 

m) einem Anwärter, der in dem Dienſtzweige, für 
den er die Befähigung erlangt hat, vorüber⸗ 
gehend nicht beſchäftigt werden kann und deshalb 
in einem anderen Dienſtzweig derſelben Ver⸗ 
waltung verwandt wird, die Dienſtzeit dieſer 
Beſchäftigung auf die Anwärterdienſtzeit an⸗ 
zurechnen. Dies ſoll jedoch nicht gelten, ſoweit 
der Anwärter durch die Anrechnung günſtiger 
geſtellt würde als bei Beſchäftigung in feinem 
Dienſtzweige, — — 

o) bei Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters in 
gerechter Weiſe einen Ausgleich dafür zu ſchaffen, 
daß der Abſchlußprüfung und Anwärterdienſt⸗ 
zeit noch eine verſchieden bemeſſene Ausbildungs⸗ 
und Wartezeit, insbeſondere Beſuch einer Fach⸗ 
oder Hochſchule, Vorbereitungsdienſt, praktiſche 
Beſchäftigung uſw. nach den Dienſtvorſchriften 
vorauszugehen hat, — — 

s) den Oberſekretären und den ihnen gleichzuachten⸗ 
den Beamtengruppen in allen Zweigen der 
Verwaltung auf Grund nachgewieſener prak⸗ 
tiſcher Befähigung unter Berückſichtigung ſach⸗ 
lichen Bedürfniſſes in erheblichem Umfange 
Aufſtiegsmöglichkeiten nach Gruppe 9 zu ver⸗ 
ſchaffen, — — 

n) ein Drittel aller Beamten, die ihre Eingangs⸗ 
ſtellung in 10 haben, in der Regel nach dem 
Dienſtalter in Gruppe 11 aufrücken zu laſſen. 
Die Beförderungsſtellen in 11 werden auf das 
Drittel angerechnet, — — 

w) in allen Fällen, in welchen das Penſionsdienſt⸗ 
alter der unmittelbaren Staatsbeamten noch 
nicht feſtgeſtellt iſt, die Feſtſetzung desſelben 
erfolgen zu laſſen und hierbei die Dienſtzeit, 
die vor dem Eintritt in den preußiſchen Staats⸗ 
dienſt im Dienſte des Reiches oder eines der 
anderen Länder oder im Gemeinde⸗, Kirchen⸗ 
und Schuldienſte oder in praktiſcher Beſchäftigung 
außerhalb des Staatsbeamtenverhältniſſes zu⸗ 
gebracht iſt, zur Vermeidung von Härten ent⸗ 
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weder ganz oder zu einem angemeſſenen Teile 

anzurechnen, — — 

z) für die Übergangszeit den Beamten und Volks⸗ 
ſchullehrern für Kinder nach vollendetem 21. 
Lebensjahre, die ſich noch in Schul⸗ oder Berufs⸗ 
ausblidung befinden oder wegen lörper icher 
oder geiſtiger Gebrechen erwerbsunfähig mp, 
Kinderzulagen in derselben Weiſe zu zahlen, 
wie es im Reiche geſchieht (Verfügung des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 1. Oktober 
1920 — IB 8487 Hg —), 

aa) den in Gruppe 6 eingereihten Sekretären lehe⸗ 
maligen Aſſiſtenten) und den ihnen gleichzu⸗ 
achtenden Beamten dem Vorgehen des Reiches 
entſprechend eine größere Auſſtiegsmöglichkeit 
nach Gruppe 7 zu ſchaffen, 

bb) 1. den in den Ruheſtand verſctzten preußiſchen 
Staatsbeamten, die ihren Wobnſitz im Gebiete 
des Freiſtaates Danzig genommen haben, 
das Ruhegehalt nach der neuen Ordnung aus 
der preußiſchen Staatskaſſe zu zahlen, wenn 
ſie ihren dienſtlichen Wohnſitz bis zum Eintritt 
in den Ruheſtand in dem jetzigen preußiſchen 
Staatsgebiete hatten, 

2. entſprechend zu verſahren gegenüber den im 
Freiſtaate Danzig wohnenden Hinterbliebenen 
der zu 1 gedachten Ruheſtandsbcamten und 
ſolcher Beamten, die bis zu ihrem Tode 
in dem jetzigen preußiſchen Staatsgebiet 
ihren dienſtlichen Wohnſitz hatten, — — 

Neumann (Magdeburg), Berichterſtatter (Soz. 
Dem.): Das am 7. Mai als Notgeſetz verabſchiedete 
Dienſteinkemmensgeſctz wurde durch Beſchluß des 
Hauſes dem 20. Ausſchuß zur Nachprüſurg Ober: 
wieſen. Der 20. Ausſchuß hat ſeine Aufgabe voll 
endet; auf Druckſache Nr. 3581 liegen Ihnen die 
Beſchlüſſe des Ausſchuſſes vor. — — 

Es iſt Ihnen bekannt, daß die Beſoldungsverhäitniſſe 
und die t.cht ichen Verlältniſſe der Beamten im Reiche, 
in den Ländern und in den Kommunen im allgemein n 
gleichgeſtaltet werden ſollen. — — Durch das Sperr⸗ 
geſetz, das vom Reich er'aſſen werden ſollte und er aſſ en 
wird, wurde ja den Ländern vorgeſchrieben, wie ſie 
die Beſoldung ihrer Beamten zu tigeln hätt n. — — 

Beſonders weiſe ich darauf hin, daß im neuen 
Dienſteinkommensgeſetz recht ich für die Beamt n⸗ 
ſchaft einiges feſigelegt iſt, und zwar iſt cin neuer 
$ 25 a eingefügt, der den Beamten das Rächt gibt, 
ſich bei Streitigkeiten, die ſich aus der Ausſührung 
dieſes Geſctzes zwiſchen Behörden und Beamten 
ergeben könnten, an die zuſtändige Bramtı nverit tung 
zu wenden, und wonoch die zuſtär dige Bean tenver⸗ 
tretung unter Mitwirkung der Belörde dieſe Str: itig- 
keiten zu ſchlichten hat. Das iſt ein ganz weſent icher 
Vorteil, der in rechtlicher Beziehung in das Geſetz 
hineingekommen iſt. 

Im übrigen weiſe ich auf den Paragraphen über 
die Dienſtwohnungen hin. Bei den Dier ſtwohnurgen 
tritt ohne Ver'angen des Beamten die zuſtän dige 
Beamtenvertretung autowatiſch mit in Wirk ank it 
und beſtimmt mit der zuſtär digen Behörde, wie die 
Dienſtwohnung dem Beamten angerechnet werden 
3 was für einen Wert ſie für den Beamten 

eſitzt. 

Auch bei den Kinderbeihilfen iſt im prcuſ iſcheut 
Geſctz eine weſent'iche Verbeſſerung eir getreten, und 
zwar haben wir im Gegenſatz zum Reiche in Prußen 
die Stiefkinder mit einbezogen, wenn die Stiaſker der 
ſich in der Familiengemeinſchaſt des Beamten, der 
für dieſe Kirder die Kinderbeiträge zu erhalten Fat, 
befinden. Es iſt damit einem Wunſche der Bramtın- 
ſchaft Rechnung getragen werden, der jedenſalls 
weſentlich ins Gewicht fallen wird. 

Bei der Berechnung des Anwärterdienſtalters und 
des Beſoldungsdienſtalters ſind günſtigere Verhältniſſe 
geſchaffen worden. 

Die Verſorgungszuſchläge der Wartegeld⸗ und 
Ruhegehaltscmpfärger ſowie die der entſprechenden 
Witwen und Waiſen ſind ebenſo günſ'ig gestaltet 
worden. Es iſt ausdrücklich feſtgeſetzt, daß dieſe Zuſchlöge, 
die 50 v. H. vom Ausgleichszuſchlag des Beamten 
betragen haben, auf 100 v. H. erhöht werden lönnen 
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Dies iſt für die Ruhegehaltsempfänger beziehungsweiſe 
für die Beamten, die auf Grund eines neuen Geſetzes 
in abſehbarer Zeit ja ſchneller in die Penſion gehen 
werden, em beſond rer Vorteil, denn auf Grund 
dieſes Paragraphen können ſie beantragen, daß ihnen 
der 100prozent ge Ausgleichszuſchlag gewährt werde, 


wie ſie ihn im Dienſt erhalten. 


F ir die nichtp'anmäßigen Beamten find leider die 


Verbeſſerungen nicht in dem Maße erzielt worden, 


wie wir es gewünſcht hätten. Wir haben aber im Aus⸗ 
ſchuß gebeten, daß die Staatsregierung im Reich 
— denn wir ſind ja in dieſen Verhältniſſen ſelbſt⸗ 
verſtändlich auf das Reich angewieſen — ihren Einfluß 
in weitgehendſtem Maße geltend macht, daß die nicht⸗ 
planmäßigen Beamten in ihren Bezügen verbeſſert 
werden, daß vielleicht die Diätarzeit herabgeſetzt oder 


die Bezüge heraufgeſetzt werden. 

Wir wiſſen ganz genau, daß beſonders die unteren 
Gruppen und die nichtplanmäßigen Beamten ſich 
in der ſchäimmſten wirtſchaftlichen Lage befinden, 
die man ſich augenblick ich denken kann. 


größter Beſchleunigung das neue Ortsgruppenver⸗ 
zeichnis herausbringen müſſen. Wir werden eine 
ganze Zahl von Orten in höhere Ortsgruppen brirgen 
müſſen, wodurch den Beamten natür ich höhere Orts⸗ 
zuſchläge zugeführt werden. Wir hoffen, daß dadurch 
eine weſentliche Verbeſſerung in den Einkommens⸗ 
verhä'tniſſen beſonders der ſchlecht bezahlten Beamten 
eintritt. 

Der Ausſchuß ſteht auf dem Standpunkt, daß heute 
unter den ungünſtigen wirtſchaft'ichen Verhä tniſſen 
eine auf Jahre hinaus die Beamtenſchaft beſricdigende 
Beſoldungsreform nicht geſchaffen werden kann, daß 
Es eine glatte Unmöglichkeit ſei, bei den fortwährend 
schwankenden wirtſchaftlichen Verhä'tniſſen, für die 
Beamten klare, zuläng'iche Gehaltsgrundſätze zu ſchaſfe n. 
Da iſt man auf den Ausweg gekommen, die Ausgleichs⸗ 
zulage zu ſchaffen, und dieſe Ausgleichszulage ſoll ſich 
ganz den wirtſchaft'ichen Verhä'tniſſen der Beamicn- 
ſchaft und den Verhältniſſen der Geſamtwirtſchaſt 
anpafier. Alſo mit Hilfe dieſer Ausgleischzulage will 
man der Beamtenſchaft über die Not der Zeit hinweg⸗ 
helfen. 

Nun haben wir im 20. Ausſchuß zu verſchiedenen 
Malen mit ganzem Nachdruck darauf hingewieſen, daß 
die Staatsregierung ſich mit der Reichsregierung unter 
allen Umſtänden ſchleunigſt zu Verbindung ſetzen muß, 
um die Ausgleichszulage, DE heute im Reich wie in 
den Ländern 50 v. H. beträgt, zu erhöhen. Es wird 
ihnen bekannt fein, daß im Reich vor wenigen Tagen 
ein gleicher Beſchluß abgelehnt worden iſt. Das kann 
uns aber nicht hindern, wiederum den Antrag einzu⸗ 
bringen, daß in Gemeinſamkeit mit dem Reich der 
50prozentige Ausaleichszuſchlag für die Beamtenſchaſt, 
wenigſtens der unteren Klaſſen, unter allen Umſtänden 
bedeutend erhöht werden muß, denn ſonſt hat die untere 
Beamtenſchaft und haben die Beamtenanwärter nicht 
das Exiſtenzminimum, nicht das Nötigſte zum Leben. 
Nur mit Hilfe der Erhöhung des beweglichen Teils der 
Bezüge, alſo des Ausgleichszuſchlags, wird es möglich 
ſein, die Beamten vor dem tiefſten Elend und der 
tiefſten Not zu bewahren. 

Ich richte an die Staatsregierung die dringende 
Bitte, unter allen Umſtänden zuſammen mit dem 
Reiche in Erwägungen einzutreten, wie man ſchleunigſt 
die Ausgleichszulage erhöhen kann. Die Erhöhung der 
Kinderzulagen, die eingereten iſt, lindert die ärgſte 
Not der Beamtenſchaft in gewiſſem Maße, aber nicht 
ſo, wie es notwendig iſt. Der Ausſchuß ſteht einmütig 
auf dem Standpunkt, daß hier angeſetzt werden muß, 
um die Beamtenſchaft vor der dringendſten Not zu 
ſchützen. Wir kommen wieder darauf hin, daß durch 
das Sperrgeſetz den Ländern und Kommunen ge⸗ 
aſſermaßen die Hände gebunden waren, ſelbſtändig 
vorzugehen; aber ich hoffe, daß durch das Vorgehen 
don Preußen und der Länder das Reich gezwungen 
werden wird, ſich unſerm Standpunkte anzubequemen 
and die Ausgleichszulage zu erhöhen. Die Staats⸗ 


Auf dem 
Wege der Ortsk ' ot neinteilung dürſte für dieſe Bcamten⸗ 
gruppen wie überhaupt für die unteren Beamte n⸗ 
gruppen noch ein weſent icher Vorteil erzielt werden 
können, und wir werden in Preußen wie im Raich mit 


regierung muß ihren ganzen Einfluß einſctzen, de 
das bald in ausr.ichendem Maße geſchieht. 

Der Ausſchuß iſt ferner der Meinung, daß den 
Beamten eine beſſcre Lebenshaltung als bisher gewährt 
werden muß, und wir hoffen, wenn die Bean t i ſchat 
erſt in den vollen Genuß der neuen Beſold ur gsoxd nung 
gelangt, daß in der Bcamtenſchaft eine gimijle Be 
ruhigung eintreten wird. Leider liegt es jatzt jo, daß 
weite Teile der Beamtenſchaft noch nicht in den Genuß 
der ihnen zuſtchenden höheren Beſoldung gekommen 
ſind; es iſt darum dringende Notwendigkeit, daß 
die Regierung und die Staatsbebhörden To ſchnell wie 
mög'ich mit aller Kraft die neue Beſoldungsordnung 
in Kraft ſctzen und die Bezüge, die den Beamten zu⸗ 
ftchen, fo weit wie möglich auszahlen laſſen, dan.it die 
Not der Beamtenſchaft gelindert wird. 

Es wird zur Beruhigung in der Beamtenſchaft 
jedenfalls in weitem Maße beitragen, wenn g! ich⸗ 
zeitig unſerm Antrag ſtattgegeben wird, den Ausgl ichs⸗ 
zuſchlag von 50 v. H. zu erköhen. — — 

Ich darf Ihnen jagen, daß der Ausſchuß geſchloſſ en 
die Meinung vertreten hat, daß den Bean ten geholf u 
werden muß. Wir bitten alſo das Lohe Haus, den Br 
ſchlüſſen des Ausſchuſes beizutreten und insb. Lo der 
dem zu Punkt 2 gefaßten Beſchluß, die Entſchli jung 
als Richt inien bzw. als Merkzeichen für die R gi rung 
mitzugeben, zuzuſſimmen. Allee, was wir o) tzlich richt 
feſtlegen konnten, wos wir aber für notwendig hielten, 
im Intereſſe der Beamtenſchaſt feſtzulegen, iſt auf 
Druckſache Nr. 3581 auf den erſten Seiten als it 
ſchließung feſtgelegt. — — 

Für die Beamten der Landesverſammlung hat 
ſich ebenfalls noch eine Anderung notre dig gen acht, 
da ſie auch im Reich vorgenommen wurde. Der Ober⸗ 
maſchinenmeiſter iſt aus Gruppe 6 als Maſchinen⸗ 
betris b3leiter nach Gruppe 7 gekommen. Das find 
die Anderungen, die noch nötig ſird infolge der Ze: 
ſchlüſſe, die im Reich und in Preußen geſaft worden 
find. Ich bitte das Hohe Haus, den Beſch'üſſan des 
Ausſchuſſes beizutreten urd das Geſetz in der vor⸗ 
liegenden Form mit den Abänderungsanträgen anzu⸗ 


nehmen. 
(Schluß folgt.) 
Se 


Aus dem Bayeriſchen Landtage. 


Am 19. Januar hat der Etat der Staatsforſtver⸗ 
waltung im Staatshaushaltungs⸗Ausſchuß zur Beratung 
geſtanden, der 1920 mit 737 618 000 & abſchließt. 
Im Jahre 1919 haben die Einnahmen 159 Millionen 
betragen, im Jahre 1918 ſogar nur 117 Millionen, 
io daß die Steigerung im Jahre 1920 eine gewabtige 
iſt. So ſehr eine derartige Erhöhung der Einnahme 
aus dem Walde auch begrüßt wird, ſo wird doch aus 
den Augen ver'oren, daß fie in volkswirtſchaſt dier 
Beziehung wiederum ungünſtige Wirkungen ausüben 
muß, denn die Holz verbrauchenden Gewerbe werden 
dadurch finanziell zu ſtark in Anſpruch genommen. 
Wenn dieſerhalb Preisnachläſſe gewährt werden müſſen, 
ſo bedürfe er doch der Garantien, daß dieſes Holz 
auch den Verwendungszwecken zugeführt wird, für 
welche es beſtimmt iſt. Für die Papierfabrikation 
hat es an ſolchen Nachläſſen nicht gefehlt, aber damit 
iſt nur erreicht worden, daß die Papierſabriken ihre 
Einnahmen erhökt haben, da eine meint iche Ver⸗ 
billigung des Papicrpreiſes nicht eingetreten ut. Des⸗ 
halb iſt die Warnung vor einem Entgegenkommen nach 
dieſer Richtung am Platze, dahingegen aber ein ſolchce, 
das den bodenſtändigen Holzgewerben, nament ich 
den kleinen Sägewerksbeſitzern, entgegengebracht wird, 
gerechtfertigt. 

Wie der Finanzminiſter hervorhebt, ſtellen die 
Einnahmen der Forſtverwaltung 40 % der geſamten 
Staatseinnahmen dar, was eine Erhöhung gegenüber 
der Einnahme in Friedenszeiten von 31 % beträgt, 
ohne daß von den Grundſätzen eincr auf Nachhaltigkeit 
baſierenden Wirtſchaft abgewichen wird, und ohne 
eine auf abnorme Preisſteigerung eingaſtellte Wirt⸗ 
ſchaſtspolitik. Den Verlegern ſolle entgegengekommen 
werden, um für billigeres Papier zu ſorgen, aber es 
ſei zuvor die Schaffung einer Organiſation notwendig, 

zit der direkt verhandelt werden kann. 


162 

Ein Unabhängiger will Staats⸗, Gemeinde⸗ 
und Privatforſten verreichlicht haben, denn die 
Forſtarbeiter hätten nichts dagegen einzuwenden, weil 
es ihnen vor allen Dingen auf beſſere Bezahlung 
ankommt. 

Wenn der Finanzminiſter auch die Erhaltung des 
Reiches ſehr ſtark betont, ſo ſieht er als erſte Voraus⸗ 
ſetzung hierfür die Erhaltung der Länder und Gemeinden 
an, welchen der Forſtbeſitz verbleiben müſſe. Der 
angedeuteten Verreichlichung des Wald beſitzes 
wird ſeitens verſchiedener Abgeordneten ſehr entſchieden 
widerſprochen, denn für Bayern ſei heute der Wald 
allein die Grundlage geſunder Finanzen. Von ſozial⸗ 
demokratiſcher Seite wird dagegen die Verſtaat⸗ 
lichung der Privatforſten über 100 ha durch das 
Reich für ſehr zweckmäßig gehalten. Sehr entſchieden 
wendet ſich der Finanzminiſter gegen die Verreichlichung 
des Waldes, weil ſie das finanzielle Rückgrat des 
Staates brechen würde; aber die Privatwaldungen 
ſollen ſo weit als möglich zur Linderung von Notſtänden 
herangezogen werden. 

Vom Regierungstiſch wurde betont, daß durch 
Abgabe von Waldſtreu dem beſtehenden Notſtand 
abgeholfen werden ſolle, aber es ſei ſelbſtverſtändlich, 
daß zu geeigneter Zeit auf alle Fälle wiederum eine 
Beſchränkung der Streuabgabe eintreten müſſe. 

Soweit die Pflanzenzucht in Frage kommt, 
iſt durch Vereinbarungen mit dem Großbetrieb dafür 


Sorge getragen worden, daß der einheimiſche Bedarf 


aus eigenen Beſtänden gedeckt werden könne. 


Die Sozialdemokratie will aus der Verpachtung 
der Staatsjagden höhere Einnahmen herauswirt⸗ 


ſchaften, aber die Unabhängigen ſind dafür, daß ſämtliche 
Jagden in ſtaatlicher Regie betrieben werden. 
Die Regierung ſteht auf dem Standpunkte — und dieſe 
Auffaſſung wird auch von der Mehrheit geteilt —, daß 
die Verpachtung der Staatsjagden an das Forſt⸗ 


— 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


. 


Nr. 9 Bd. 36 (1921) 


perſonal nur eine Ausnahme darſtellen ſolle. Grund⸗ 
ſätzlich ſoll der Jagdbetrieb in Regie genommen werden, 
weil der Staat vor allen Dingen in der Lage ſein müſſe, 
den Wildbeſtand des Landes nach den Erforderniſſen 
der Wirtſchaft zu regulieren. 

Auf Anfrage gibt der Finanzminiſter die Auskunft. 
daß eine Erhöhung der Gebühr für Jagdkarten 
in Ausſicht genommen iſt und auch eine Jagdpacht 
ſteuer eingeführt werden ſoll. 

Erhöhtere Löhne werden von einer Seite vom 
1. Juni 1921 ab für die Forſtarbeiter ver'angt, Abgabe 
von Waldſtreu, Brenn⸗ und Bauholz zur Hälfte der 
Taxe, Errichtung einer Penſionskaſſe und ſchließlich 
der Er'aß einer Verordnung, wonach die Regelung von 
Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhä'tnis der ſtaatlichen 
Forſtarbeiter nach erfolgloſer Regelung durch den 
Betriebsrat den beſtehenden Bezirks⸗Schlichtungsaus⸗ 
ſchüſſen überwieſen werden ſoll. 

Der Finanzminiſter hebt hervor, daß er zwar großen 
Wert darauf lege, daß Forſtarbeiter und Forſtverwaltung 
friedlich zuſammen arbeiten, aber durch Drohungen 
werde ſich die Regierung nicht einfchüchterr 
laſſen. Eine Ermäßigung des Brennholszpreiſes für 
die Forſtarbeiter ſolle in wohlwollende Erwägung ge⸗ 
zogen werden, aber an einer Verminderung des Arbeiter- 
ſtandes ſei nicht vorbeizukommen. 

Es wurde beſchloſſen, daß die Errichtung einer 
Penſionskaſſe für die ſtändigen Arbeiter der Staats⸗ 
betriebe möglichſt noch im Jahre 1921 erfolgen ſolle. 

Bis zum Etat 1921 follen 2 neu verlangte Forſt⸗ 
meiſterſtellen, 2 Oberförſterſtellen, 65 Wald⸗ 
wärterſtellen und eine größere Anzahl von Kanzlei 
ſtellen geſtrichen werden. 

Etwas empfindlich iſt man in der Titelfrage, 
denn es wurde dagegen Stellung genommen, daß die 
Gemeinden ihren Forſtbeamten Titel verleihen, die der 
Titelführung im Staatsforſtdienſt widerſprechen. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


FJeſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der elſaß⸗ 
lothringiſchen Beamten beim übertritt in den 
preußiſchen Staats dienſt. 


Der Finanzminiſter. e 
1. 20 405 l. 1 191. Berlin, 2. Nov. 1920. 


Im Anſchluß an die allgemeine Verfügung 
vom 21. Juni 1919 — Fin.⸗Min.⸗Bl. S. 336 — 
wird beſtimmt, daß auch nach Inkraſttreten des 
Beamtendienſteinkommensgeſetzes vom 7. Mai 
1920 (Geſetzſamml. S. 191) die bisherige Regelung 
inſoweit beibehalten wird, als das um den 
früheren preußiſchen, ruhegehaltsfähigen Durch⸗ 
ſchnittsaatz des Wohnungsgeldzuſchuſſes der 
neuen Stelle gekürzte elſaß⸗lothringiſche Dienſt⸗ 
einkommen dem nächſt höheren, vor dem 
1. April 1920 gültigen preußiſchen Gehaltsſatz 
weiterhin gegenübergeſtellt wird. Entſprechend 
dem ſo ermittelten Beſoldungsdienſtalter ſind 
dann die nach dem B.⸗D.⸗E.⸗G. zuſtändigen 
preußiſchen Dienſtbezüge zu bemeſſen. 

Den vor dem 1. April 1920 übernommenen 
elſaß⸗lothringiſchen Beamten iſt das auf Grund 
des B.⸗D.⸗E.⸗G. zuſtändige Gehalt nach dem 
Beſoldungsdienſtalter, das ihnen bei der Über- 
nahme in den preußiſchen Staatsdienſt beigelegt 
worden iſt, zu bewilligen. 

Die Beamten aus der Klaſſe der ehemaligen 
Militäranwärter ſind jedoch, ſowohl wenn ſie 
vor dem 1. April 1920 wie wenn ſie nach dieſem 
Zeitpunkt übernommen worden find, nach $ 20 
Abs. 2 Satz 2 B.⸗D.⸗E.⸗G. zu behandeln. 

In Vertretung: gez. Weber. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 162 für 1920. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 10 744. II. 10945. 111 


Berlin, 23. Dezember 1920. 

Vorſtehende Abſchrift überſende ich zur Kennt 
nisnahme und entſprechenden Beachtung im 
Bereich meiner Verwaltung. 

Die vorſtehend erwähnte allgemeine Verfügung 
des Herrn Finanzminjſters vom 21. Juni 1919 
entſpricht meiner allgerffeinen Verfügung 179/1919 
vom 18. Juli 1919 Nr. IB Ia 3910. 2 

Zuſatz für die Regierungen: 

Bei der endgültigen Übernahme der elſaß⸗ 
lothringiſchen Forſtverwaltungsbeamten iſt bereite 
hiernach verfahren. 

Die Revierförſter und Förſter find dagegen 
anders zu behandeln. Bei Ermittlung ihres 
preußiſchen Beſoldungsdienſtalters muß von dem 
ungekürzten reichsländ iſchen Gehalt ausgegangen 
werden, da dieſen Beamten neben dem Gehalt 
freie Wohnung oder Mietentſchädigung, wie 
dies in Preußen üblich war, gewährt wird. Da 
auch hinſichtlich der Zahl der Gehaltsſtufen und 
der Aufrückungsfriſten kein Unterſchied zwiſcher 
der reichsländiſchen und der früheren Beſoldungs⸗ 
ordnung beſteht, fo ergibt ſich bei Anwendung 
der Ziffer 59 der Gehaltsvorſchriften, daß das 
den neuen preußiſchen Gehaltsſätzen zugrunde 
zu legende Beſoldungsdienſtalter mit dem reichs⸗ 
ländiſchen zuſammenfällt. Seine Umrechnung 
kommt alſo bei der übrigens in jedem Einzelfalle 
von mir zu genehmigenden Übernahme der 
Revierförſter und Förſter nicht in Frage. 

In Vertretung: Ramm. 
An ſüntliche Behörden. 
8 
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Geſetz über eine erhöhte Anrechnung der von den 
Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen während 
des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit. 

Vom 23. November 1920. 

Die verfaſſunggebende Preußiſche Landes⸗ 
verſammlung hat folgendes Geſetz beſchloſſen, 
das hiermit verkündet wird: 


8 1. 

Bei Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
zeit nach dem Zivilruhegehaltsgeſetze vom 27. März 
1872 (Geſetzſamml. S. 268) und dem Volksſchul⸗ 
lehrer⸗Ruhegehaltsgeſetze vom 6. Juli 1885 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 298) wird den Staatsbeamten und 
Volksſchullehrperſonen, die während des Zeitraums 
vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 im 
Reichs⸗, attiven Militär⸗ oder unmittelbaren 
Staatsdienſte, den Volksſchullehrperſonen auch die 
während desſelben Zeitraums in Preußen im 
öffentlichen Schuldienſte verbrachte Zeit, ſofern ſie 
mindeſtens ſechs Monate beträgt, anderthalbfach 
angerechnet. Unter den gleichen Vorausſetzungen 
kann mit Genehmigung der Staatsregierung bei 
Staatsbeamten die im Dienſt eines der übrigen 
deutſchen Länder ſowie im Kommunal- Kirchen⸗ 
oder Schuldienſt verbrachte Zeit, mit Genehmigung 
des Unterrichtsminiſters bei Volksſchullehrperſonen 
auch die nach 8 11 des Volksſchullehrer⸗Ruhegehalts⸗ 
geſetzes anrechenbare Zeit anderthalbfach an⸗ 
gerechnet werden, jedoch nur, ſofern die anderthalb⸗ 
fache Anrechnung auch bei Verbleiben in dieſem 
Dienſt hätte gewährt werden müſſen oder können. 

ie erhöhte Anrechnung von Reichs⸗ und aktivem 
Militärdienſt findet nur ſtatt, ſofern eine ent⸗ 
ſprechende Anrechnung auch für Reichsbeamte 
durch Reichsgeſetz angeordnet iſt. 
2 


8 2. 

Die erhöhte Anrechnung erſtreckt ſich nicht auf 
ſonſtige Zeiträume, die nach den SS 14, 18 und 19 
des Zivilruhegehaltsgeſetzes und den 8S 6 und 10 
des Volksſchullehrer-Ruhegehaltsgeſetzes als ruhe⸗ 
gehaltsfähige Dienſtzeit angerechnet werden. Sie 
erſtreckt fich ferner nicht auf die in ſolche Kalender- 
jahre fallende Dienſtzeit, in denen der Beamte 
oder Lehrer als Kriegsteilnehmer die Bedingungen 
erfüllt hat, die für ihn die beſondere Anrechnung 
eines Kriegsjahres zur Folge haben. Sie erſtreckt 
ſich auch nicht auf Zeiträume, die auf Grund 
anderer geſetzlicher Beſtimmungen doppelt an⸗ 
zurechnen ſind. 

Halbe Tage, die ſich bei der Berechnung der 
Geſamtdienſtzeit ergeben, werden nicht mitgezählt. 


3. 
Dieſes Geſetz tritt Se Wirkung vom 1. Auguft 
1914 in Kraft. 
Berlin, den 23. November 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. 
am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
2 


Dienſtbefreiung von Beamten, Angeſtellten und 
Arbeitern zur übernahme öffentlicher Chrenämter. 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 154 für 1920. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr IB Ja 11079. II 11 266. III. 


Berlin, 17. Dezember 1920. 

Die Befreiung von Beamten, Angeſtellten und 
Arbeitern vom Dienſte zur Übernahme öffentlicher 
Ehrenämter hat künftig im Bereiche meiner Ver⸗ 
waltung nach folgenden Richtlinien zu erfolgen: 
1. Beamte und Angehörige der Wehrmacht 
bedürfen zur Ausübung ihrer Obliegenheiten als 


Mitglied des Reichstags oder eines Landtags 
keines Urlaubs (Artikel 39 Reichsverfaſſung). 

Zu den Beamten des Ab]. 1 zählen die Beamten 
aller öffentlichen Körperſchaften. 

Die Ausübung der Obliegenheiten als Mitglied 
des Reichstags oder eines Landtags wird Bei: 
angenommen für die' Zeit der Tagung und eine: 
kurzfriſtigen Vertagung des Reichstags oder Land⸗ 
tags. Während der Zeit einer langfriſtigen Ver 
tagung liegt eine Ausübung der Obliegenheiten 
als Mitglied des Reichs tags oder eines Landtags 
dann vor, wenn der Abgeordnete ſich einer Tätigkeit 
unterzieht, die mit ſeinem Mandat in engſtem 
Zuſammenhange ſteht, z. B. der Teilnahme an 
den Sitzungen eines Ausſchuſſes, dem er als 
Mitglied nicht angehört, Teilnahme an Fraktions 
ſitzungen, Teilnahme an Wählerverſammlungen, 
um dort Rechenſchaft abzulegen, und ähnliches 
Eine Vertagung iſt kurzfriſtig, wenn ſie nicht 
länger als 14 Werktage dauert; bei längerer 
Dauer iſt ſie langfriſtig. 

Will ein Beamten⸗Abgeordneter während einer 
langfriſtigen Vertagung des Reichstags oder 
Landtags ſein Abgeordnetenamt in vorſtehendem 
Sinne ausüben, ſo hat er ſeinem Dienſtvorgeſetzten 
rechtzeitig hiervon Anzeige zu erſtatten und 
hierbei darzutun, inwiefern eine Ausübung feiner 
Obliegenheiten als Abgeordneter vorliegt. 

Für die Zeit, in der der Beamten⸗Abgeordnete 
eines Urlaubs nicht bedarf, erhält er ſeine per⸗ 
ſönlichen Dienſtbezüge ohne Abzug weiter. Ber 
Beurlaubung iſt das jeweils geltende Recht anzu⸗ 
wenden, für Reichsbeamte $ 6 der Verordnung 
vom 2. November 1874 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 129) 
Eine Anrechnung von Aufwandsentſchädigungen 
auf das Dienſteinkommen findet nicht ſtatt. 

2. Zur Wahrnehmung aller anderen öffentlichen 
Ehrenämter, d. h. Ehrenämter in öffentlichen 
Körperſchaften, bedürfen Beamte und Angehörige 
der Wehrmacht eines Urlaubs, ſofern die Aus⸗ 
übung des Ehrenamts mit ihren Dienſtverpflich⸗ 
tungen zeitlich zuſammenfällt. Urlaubsgeſuche 
ſollen wohlwollend behandelt und dürfen nur dann 
abgelehnt werden, wenn der Dienſtbetrieb dadurck 
erheblich geſchädigt würde. 

Hinſichtlich des Dienſteinkommens gilt Ziffer! 
letzter Abſatz. 

3. Für Angeſtellte und Arbeiter iſt ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Reichs⸗ und Landtagsmandat 
einerſeits und anderen öffentlichen Ehrenämtern 
andererſeits nicht zu machen. Es gelten die Be⸗ 
ſtimmungen in Ziffer 2 Abf. 1 (Artikel 160 Reichs⸗ 
verfaſſung). 

Tritt ein im Dienſte einer öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft beſchäftigter Angeſtellter oder Arbeiter 
behufs Übernahme eines öffentlichen Ehren⸗ 
amts aus dem Dienſte aus, ſo iſt ihm auf Wunſch 
die Wiedereinſtellung nach Beendigung des Ehren⸗ 
amts in Ausfickt zu ſtellen. 

Hinſichtlich der Lohnzahlung verbleibt es bei 
dem geltenden Recht (Artikel 160 Reichsverfaſſung. 
8 616 B.⸗G.⸗B., 1330 Abſ. 2 Gew.⸗O.). 

In Vertretung: Ramm. 
An ſämtliche Behörden. 


7 
Erwerb von Orden und Ehrenzeichen zu Eigentt em 


des Beſitzers. 
Allgemeine Verfügung Nr. I. 157 für 1920 
M. f. L Geſchäfts⸗Nr. IA Ib 5522. IA IV. 6618 IL 12080. ER 


Berlin, 23. Dezember 1920 

Im Laufe des letzten Jahres iſt der Mer: 
des Goldes und des Silbers derart geſtiegen. 
daß die der Rückgabe unterliegenden preuß is er 
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rden und Ehrenzeichen den Beſitzern bzw. 
deren Hinterbliebenen ohne erhebliche Schädigung 
‚eg Staatskaſſe nicht mehr zu den bisherigen 
Preiſen eigentümlich überlaſſen werden können. 
Wie feſtgeſtellt iſt, würde, wenn die Auszeichnungen 
zurückgegeben und eingeſchmolzen werden, un⸗ 
„efähr das Doppelte erzielt werden. 


Der Herr Präſident des Staatsminiſteriums 


hat daher die mit Erlaß vom 17. Dezember 1919 


— Allg. Verfg. I. 172/1919 — mitgeteilten Preiſe 
um 100 v. H. erhöht. 
b In Vertretung: Ramm. 


An die Herren Direktoren der Forſtakademien zu Eberswalde 
und Münden uſw. 


— 222 — 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Stadtoberforſtmeiſter Täger in Görlitz 7. Der 
veier der größten Stadtforſt Deutſchlands, Stadt: 
at und Stadtoberforſtmeiſter Arthur Täger, iſt 
en 11. Februar im Alter von 72 Jahren geſtorben. 
Nit ihm iſt ein um die Stadt Görlitz hochverdienter 
Werwaltungsbeamter, ein Mann kerndeutſcher Art 
und ein echter, gerader Forſtmann dahingegangen. 
Nit vorbildlicher Umſicht, Treue und Pflicht⸗ 
»rfüllung verwaltete er bis zum letzten Tage 
jein ſchwieriges Amt. Nicht zuletzt verdankt 
ihm die Stadt Görlitz die reichen Erträge ihres 
Forſtbeſitzes, die er ſtändig zu vermehren ſuchte 
Täger iſt am 17. Juli 1848 als Sohn eines 
hevierjägers in Räcknitz bei Dresden geboren. 
Nach abgelegter Reifeprüfung genoß er 1866/67 
die praktiſche Ausbildung im Forſtdienſt, beſuchte 
dann bis Oſtern 1869 die Forſtakademie Tharandt, 
wo er das Examen für den Kgl. ſächſiſchen 
Forſtdienſt beſtand. Später war er beſchäftigt 
heim Kgl. Forſtmeiſter Stein in Hartmannsdorf 
und nahm 1870/71 an dem Feldzug gegen Frank⸗ 
eich teil. Nach dem Kriege war er bis 1876 an 
der Kgl. Forſteinrichtungsanſtalt tätig und legte 
ein Examen für den höheren Staatsforſtdienſt ab. 
Er wurde dann als Förſter auf Fiſchhäuſer Revier 
gügeſtellt und kam 1878 als Oberförſter nach 
Kohlfurt. Im Jahre 1887 wurde er vom 
Magiſtrat Görlitz zum Forſtmeiſter gewählt. In 
der Geſchichte der Stadt Görlitz und ihrer Heide 
wird der Name des Stadtoberforſtmeiſters Täger 
umvergeßlich bleiben. Ehre ſeinem Andenken! 

CH 


Dienſtaltersliſten der Staatsförſter. Der preu⸗ 
pifche Landwirtſchaftsminiſter hat die Vorlegung 
der Aufrückungs⸗Dienſtaltersliſten der Staatsförſter 
mit größtmöglichſter Beſchleunigung ſpäteſtens bis 
Ende Februar 1921 angeordnet. Als Reihenfolge 
her Aufführung gilt der Tag des Eintritts in das 
Jüägerkorps. Innerhalb der Eintrittsjahrgänge 
A8 für die Reihenfolge das Jahr und die Nummer 
des Forſtverſorgungsſcheins maßgebend. 
Wartegeldempfänger, die für Förſterſtellen 
nicht mehr in Frage kommen, find auszuſcheiden. 
Die noch endgültig unterzubringenden Förſter 
inis den Abtretungsgebieten müſſen dagegen 
aufgeführt werden, ſoweit ihnen noch voll aus⸗ 
geſtattete Stellen unmittelbar zu übertragen find. 
Die überzähligen Förſter (o. R.) werden nicht 
mitaufgeführt, wohl aber Forſtſchreiber und 
jonſtige Förſter⸗ die dem Anſtellungsdienſtalter 
nach nichtmehr zu den überzähligen Förſtern zu 
zechnen find. Bei der Auſſtellung ſoll von dem 
Stande am 1. April 1920 ausgegangen werden. 
Das Aufrückungsdienſtalter ſoll aber ausdrücklich 
für Bewerbungen um freie Stellen nicht 
maßgebend ſein. Die für die Stellenbeſetzung 
beſtehenden Grundſätze bleiben unverändert. 


* 
Die neuen preußiſchen Geſetze über das Dienſt⸗ 
einkommen der unmittelbaren Staatsbeamten, 


ſowie über ihre und ihrer Hinterbliebenen Be - 
ſorgungsgebührniſſe können nunmehr in Wirkung 
treten, nachdem kürzlich die Ausführungs⸗ 
anweiſungen ergangen find. Dadurch werden 
alle Beamten, Penſionäre und Hinterbliebenen, 
beſonders auch die Altpenſionäre und Althinter⸗ 
bliebenen, aufgebeſſert. Wir ſind nunmehr in der 
Lage, die einſtweilen zurückgelegten, auf Gehalt und 
Verſorgungsgebührniſſe bezüglichen Anfragen zu 
beantworten, was natürlich nur nach und nach 
geſchehen kann. Im übrigen wird demnächſt in 
unſerer Zeitung ausführlich über die Neuerungen 
berichtet werden. Wir bitten, von weiteren 
Fragen abzuſehen, bis dieſe Abhandlung er⸗ 
ſchienen iſt. Die Schriftleitung. 


* 

Forſtliche Staatsprüfung in Preußen. Die 
Forſtreferendare, die in dieſem Frühjahr die 
Staatsprüfung abzulegen beabſichtigen, haben, 
wie das Miniſterium für Landwirtſchaft, Doynänen 
und Forſten mitteilt, die vorſchriftsmäßige Meldung 
ſpäteſtens bis zum 1. April d. J. einzureichen. 
Es findet in dieſem Frühjahr nur eine Staats⸗ 
prüfung ſtatt, für die die erſte Hälfte des Monats 
Mai in Ausſicht genommen iſt. 

CH 


Forſtreferendarprüſung in Preußen. Das 
preußiſche Miniſterium für Landwirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten gibt bekannt, daß die 
Forſibefliſſenen, die in dieſem Frühjahr die 
Forſtreferendarprüfung abzulegen beabſichtigen, 
die vorſchriftsmäßige Meldung ſpäteſtens bis 
zum 11, März d. J. einzureichen haben. 


= 

Tagung des Ständigen Ausſchuſſes des Neichs⸗ 
forſtwirtſchaftsrates. Am 2. März findet die 
ſechſte Sitzung des Ständigen Ausſchuſſes des 
Reichsforſtwirtſchaftsrates in Berlin, Mohren⸗ 
ſtraße 11/12, ſtatt. Am 1. März tritt der Holz 
handelsausſchuß des Reichsforſtwirtſchaftsrates 
zu einer Sitzung zuſammen. S. 


2 
Auflöſung des eingetragenen Vereins der 
Preußiſchen Kommunalforſtbeamten. 

Die Auflöſung des Vereins preußiſcher Kommu⸗ 
nalforſtbeamten, der ein eingetragener Verein 
geweſen iſt, iſt geſchehen, aber an dieſe Auflöſung 
müpfen ſich gewiſſe Rechtsfolgen von nicht zu 
unterſchätzender Bedeutung. 

Zunächſt gilt der Verein als weiterbeſtehend 
bis zur Beendigung der Liquidation, ſoweit dei 
Zweck der Liquidation es erfordert. Nach $ 48 
B. G. B. erfolgt die Liquidation durch den Vor⸗ 
ſtand oder andere dazu beſtellte Perſonen. 
Sind ſolche Perſonen nicht beſtellt — und das iſt 
nicht der Fall — ſo gilt der eingetragene 
Vorſtand als der Vertreter des Vereins für die 
Zwecke der Liquidation ($ 49 Abſ. 2). 

Die Liquidatoren haben alle Verpflichtungen 
zu erfüllen, die dem Verein obliegen. Sie haben 
die noch rückſtändigen Beiträge einzuziehen und 
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die Gläubiger öffentlich aufzufordern, ihre Forde⸗ anſtecken können, während bei der Hohlſpaten⸗ 


rungen anzumelden. 

Nun darf das Vereinsvermögen, zu dem ſelbſt⸗ 
verständlich alle fälligen Jahresbeiträge gehören, 
auf keinen Fall vor Ablauf eines Jahres 
nach der Bekanntmachung der Auflöſung des Ver⸗ 
eins den Anfallberechtigten ausgehändigt werden. 
Unwirlſam iſt die Bekanntmachung in Nr. 6 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, die Gläubiger zurück⸗ 
weiſt, die nach dem 1. März 1921 Forderungen 
geltend machen, denn die Sperrfriſt von einem 
Jahre dient in erſter Linie der Sicherung der 
Gläubiger, die, ſoweit ſie bekannt ſind, beſonders 
zur Anmeldung 1 werden müſſen ($ 50 
B. G. B.). Anerkannte Gläubiger ſind zu be⸗ 
friedigen, ſtrittige oder bekannte, aber nicht an⸗ 
gemeldete Beträge ſind zu hinterlegen und ſicher⸗ 
zuſtellen. Auch nach Ablauf der Sperrfriſt 
kann der Gläubiger gegen die Liquidatoren klagen, 
ſofern ſie irgendwie ſchuldhaft gehandelt haben 
($ 53 B. G. B.), aber dem unbekannten Gläubiger 
gegenüber fällt die Verantwortung fort, wenn 
nach gehöriger Bekanntmachung und nach Ablauf 
der Friſt das Vermögen den Berechtigten aus⸗ 
gehändigt iſt. Der Anſpruch des Gläubigers gegen 
den Verein iſt aber nicht untergegangen, denn das 
das zuviel Erhaltene mu Bänn den Anfallberechtigten 
herausgegeben werden (§ 812 B. G. B.). Die 
Liquidatoren haben große Vorſicht zu beobachten, 
denn für Verſchulden haften ſie als Geſamt⸗ 
Ichuldner. 

Bekanntmachungen erfolgen durch das in der 
Satzung für Veröfſentlichungen beſtimmte Blatt. 
Sollte die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ eingehen, 
durch das Blatt, welches für Bekanntmachungen 
des Amtsgerichts beſtimmt iſt, in deſſen Bezirk 
der Verein feinen Sitz hatte (SG 50 „ 

altz. 


5 
Forſtwirtſchaftliches. 

Die Hohlſpatenpflanzung bei der Fichte und der 
Hallimaſchpilz. Seit Anfang dieſes Jahrhunderts 
wurde im hieſigen Bezirk die Hohlſpatenpflanzung 
für Fichten in ausgedehntem Maße angeordnet. 
Bereits in dem trockenen Sommer 1904 ge⸗ 
langte ich zu der überzeugung, daß dieſe 
Kulturmethode ſich nur auf die beiten Böden 
beſchränken müſſe. Damals waren nämlich faſt 
alle von mir im Frühjahr 1904 mit dem Hohl⸗ 
ſpaten gepflanzten Fichten trocken geworden, 
während die Plattenpflanzung kaum nennens⸗ 
werte Abgänge aufwies. Vom Jahre 1904 bis 
auf den heutigen Tag habe ich keine Fichte mehr 
mit dem Hohlſpaten pflanzen laſſen, obſchon ich 
oft jührlich 8 bis 12 ha Fichtenneukultur aus⸗ 
zuführen hatte. Auf meiner jetzigen Stelle 
waren bis 1912 alle Fichtenkulturen mit dem 
Hohlſpaten ausgeführt worden. Der Abgang 
infolge des Hallimaſchpilzes in den jetzt 8⸗ bis 
15 jährigen Schonungen ift außergewöhnlich ſtark. 
Von den urſprünglich auf den Hektar gepflanzten 
4500 Stück Fichten iſt heute kaum noch ½ bis ½ 
vorhanden; alle andern ſind in den letzten Jahren 
an Wurzelpilz eingegangen und haben erſetzt 
werden müſſen. Ganz anders ſtehen die von 
1912 ab ausgeführten Plattenpflanzungen. Dieſe 
Pflanzungen haben ein viel friſcheres Ausſehen 
als die Hohlſpatenpflanzungen und weiſen bis 
ſetzt faſt gar keine Abgänge infolge des Hallimaſch⸗ 

ilzes auf. Es dürfte dies daran liegen, daß bei 

r Plattenpflanzung die Wurzeln herausgerodet 
werden und die jungen Pflanzen ſpäter nicht 
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pflanzung die Wurzeln im Voden bleiben und 
die Wurzeln der jungen Pflanzen infizieren. 
Die Plattenpflanzung von 1913 hat jetzt eine 
durchſchnittliche Höhe von 1,20 bis 1.50 m, 
während die Hohlſpatenpflanzung von 1910 nur 
eine durchſchnittliche Höhe von 0,80 bis 1,00 m 
hat. Es zeigt ſich hier ſehr deutlich, daß die 
anfänglich teure Kultur der Plattenpflanzung 
doch die billigere Kultur gegenüber der Hohlſpaten⸗ 
pflanzung iſt. Am widerſtandsfähigſten von den 
Nadelhölzern gegenüber dem Hallimaſchpilz zeigt 
ſich hier die Douglastanne; es folgen dann 
Lärche, Weißtanne, Kiefer und zuletzt die Fichte 
Es gibt Biel aöorltbeamte, die wegen der An⸗ 
ſteckungsgefahs keine Pflanze wieder auf die 
Stelle pflanzen laſſen, auf der eine ſolche an 
Hallimaſchpilz eingegangen iſt. Auf Grund lang⸗ 
jähriger Beobachtung bin ich der Anſicht, daß 
eine ſolche Gefahr nicht beſteht, und daß eine 
zweite Anſteckung auf derſelben Stelle nur 
äußerſt ſelten vorkommt. Auch ſcheint der 
Hallimaſchpilz auf Süd⸗ und Weſtſeiten ſtärker 
aufzutreten als auf Nord⸗ und Oſtſeiten. Ich 
bitte über dieſe Fragen um einen Meinungs 
austauſch und auch darüber, wie ſich die Hohl 
ſpatenpflanzung auf den verſchiedenen Böden 
gegenuber der Plattenpflanzung bei der Fichte 
bewährt hat. 
Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. 
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48 Mk. für 1 ke keimunfähigen Kieferuſamen! 
Uns liegt folgendes Angebot vor: „Haben Sie 
für garantiert deutſchen (1), unkeimfähigen Kiefern⸗ 
ſamen Intereſſe, derſelbe wäre bei hochkeimfähiger 
Saat zum Vermiſchen angenehm. Ich könnte 
ſolchen mit zirka 48 K per Kilogramm liefern. 
Muſter zu Dienſten.“ Dieſes Angebot entſpricht 
ſo ganz dem heutigen Zuge des „Schiebers“, 
der ſich leider im Handel allenthalben breitzu⸗ 
machen ſucht. Ein derartiger „Verſchnitt“ erklärt 
auch viele auffallende Abweichungen bei Keim⸗ 
proben, da eine vollſtändig gleichartige Miſchung 
ſich doch nicht herſtellen läßt. Man kaufe doch 
nur bei großen, reellen Firmen (Mitglieder der 
Kontrollvereinigung) und bedinge ſich genügend 
hohe Keimprozente (mindeſtens 85%) aus. Der 
Kiefernſamen und noch mehr der Fichtenſamen 
der diesjährigen Ernte liefert durchweg hochkeim⸗ 
fähigen Samen. Sch. 

CH 


Holzausfuhr⸗ Kontingente. Januar bis Juni 
1921. 1. Nadelholz. Rundholz, Bauholz 25000 cbm 
monatlich; 2. Baus, Gerüſt⸗, Hag⸗ und Hopfen. 
ſtangen, Baum⸗ und Rebpfähle 18 000 ebm im 
ganzen; 3. Allgemeines Nadelſchnittholz 70 000 cbm 
monatlich; 4. Oſtpreußiſches Sonderkontingent 
desgleichen 25000 ebm im ganzen; 5. Spund- 
bohlenkontingent 10000 ebm im ganzen; 6 
Sonderkontingent in Nadelſchnittholz für deutſche 
Firmen, die nachweislich Hoch⸗ und Tiefbauten 
im Auslande haben, 20000 ebm im ganzen; 
7. Laubholz % Eiche, % Buche nur des verh 
Einſchlages) 20000 ebm monatlich; bei Eiche ½ 
Rundholz, aber kein Schwellenholz; 8. Furniere: 
20% Eichenfurniere, 40% Buchenfurniere, 3% 
Pappelfurniere von den nachgewieſenen Beſtänden 
Andere Furniere nur ausnahmsweiſe auf beſonders 
begründeten Antrag. Zu Tauſchgeſchäften werden 
bis 1000 qm Furniere freigegeben. Ermäßigung 
der Kontingente bleibt vorbehalten für den Fall 
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daß Ententelieferungen dies unbedingt dringend Beſoldungsgruppe IV, beträgt das Anfangsgrund⸗ 


verlangen ſollten. 


Zinsberechnung für geſtundete Holzkaufgelder. 
Auf Anregung des preußiſchen Finanzminiſters 
ſind die Zinſen für geſtundete Holzkaufgelder 
auf 6% feſtgelegt worden, weil eine niedrigere 
Verzinſung zurzeit die Selbſtkoſten des Staates 
für die Geldbeſchaffung nicht mehr deckt. 


7 


Brief- und Fragekaſten. 
Schiſſileltung und Geſchäſtsſtelle ubernehmen für Auskünfte 
teinerlen Verautwortlichkleit. Anounme Zuſchriſien ſinden 
niemals Beruckſichnigung. Jeder A d Wi ſind Abonne— 
mentis-Quiitung oder Ausweis, daß FJuicgeſteller Abonnent 
it, und 1 Markt Portoanteil beizufügen, fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all 
emeinen werden weitere Koſten nicht beauſprucht; ſind 
E durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fir 
deren Erlangung der Schriſtteitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, ſo wird Nergutung dieſer Selbſtkuſten bean⸗ 
ſprucht, auch weun der Frageſteller vorher nicht beuach⸗ 

richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 11. Feſtſetzung der Beſoldung 
eines Stadtförſters. Ich bin auf Lebenszeit als 
ſelbſtändiger Stadtförſter angeſtellt und in die 
Beſoldungsgruppe IV eingereiht worden. 
Das Einkommen in der Gruppe IV beträgt an 
Grundgehalt 5000 %, an Ortszuſchlag 1200 %, 
hierzu 50 % Ausgleichszuſchlag 3100 M, in Summa 
9300 „“. Die Stadtgemeinde verlangt jetzt von 
mir, daß ich Wohnung, Dienſtland und Brenn⸗ 
material zu bezahlen habe. Die Wohnung iſt mit 
720 A je Jahr, Dienſtland zehn Morgen = 100 Mt 
je Jahr, Brennmaterial (30 rm) à 80 A = 2400 A 
je Jahr feſtgeſetzt worden. — Laut meiner An⸗ 
ſtellungsurkunde iſt mir zu meinem früheren 
Bargehalt von 1200 % Dienſtwohnung, Dienſt⸗ 
land und Brennmaterial (30 rm Klobenholz) mit 
zuſammen 650 M angerechnet worden. — Bitte 
mir doch gütigſt über dieſe Punkte Auskunft zu 
geben, ob die Stadtgemeinde berechtigt iſt, nach 
der neuen Beſoldungsordnung eine größere An- 
rechnung der Dienſtwohnung, des Dienſtlandes 
wie Brennmaterials, als in meiner Anſtellungs⸗ 
urkunde zugrunde gelegt iſt, fordern zu können 
und ob ich gegen die Stadtgemeinde beſchwerde⸗ 
führend auftreten kann oder nicht. 

H. J., Stadtförſter. 


gehalt dieſer Beſoldungsgruppe 5000 „; der in 
der Ortsklaſſe E, der Ihr Wohnſitz angehört, feſt⸗ 
geſetzte höchſte Ortszuſchlag 1600 M. Von dieſen 
1600 A ſind 30 %, alſo 480 „, auf die Dienſt⸗ 
wohnung anzurechnen. Ihre Gehaltsverhältniſſe 
regeln ſich dann in der erſten Stufe wie folgt: 
Grundgehalt 5000 %, Ortszuſchlag (mit Dienſt⸗ 
wohnung) 720 , Ausgleichszuſchlag (50 %) 2860 %, 
zuſammen 8580 „. Die Abzüge für Dienſtland. 
und Brennmaterial richten ſich nach den Grund⸗ 
ſätzen, die für die Staatsförſter in Ihrem Bezirk 
feſtgeſetzt ſind. Über vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche der Kommunalbeamten entſcheidet der 
Bezirksausſchuß. ($ 7 des Kommunalbeamten⸗ 
Geſetzes.) 

Anfrage Nr. 12. Gehaltsregelung der Forſt⸗ 
beamten in Intereſſentenforſten. Ich bin als 
Privatrevierförſter für einen etwa 1300 Morgen 
großen Intereſſentenwald auf Lebenszeit angeſtellt; 
der ganze Betrieb liegt mir unumſchränkt allein 
ob. Habe drei Jahre gedient, mein Examen beim 
Jäger⸗ Bataillon gemacht und bin nun 38 Jahre 
in meiner jetzigen Stellung. Mein Gehalt beträgt 
je Jahr 3000 /, 8 rm Scheitholz, zwei Schock 
Wellen und die Jagdnutzung auf etwa 900 Morgen 
meines Reviers (Wert im Höchſtfalle auf 500 A 
zu veranſchlagen). Sonſt ſind mir bis jetzt weder 
Teuerungszulagen, Mietentſchädigungen, Auf⸗ 
wand uſw. gezahlt. Ein Holzhauer verdient dagegen 
bei mir in Akkordarbeit 25 bis 30 % je Tag, aus 
ſchließlich Bruchholz in den Holzſchlägen. Die 
Holzgerechtigkeit wurde vor dem Kriege mit 
1200 % bewertet, jetzt koſtet eine ſolche beim öffent⸗ 
lichen Verkauf über 10 000 /; es bekam jeder 
Intereſſent dieſes Jahr frei ohne Werbungskoſten 
6 rm Buchenſcheite, vier Schock Stamm⸗ und 
Baumwellen und 1000 / geteiltes Bargeld aus 
Nutzholz⸗ und freihändigem Brennholzverkauf; 
für mich fielen bei dieſer Geldverteilung großmütig 
vom Herrn 1. Vorſitzenden 500 % vom Tiſche des 
Herrn ab. Ich möchte wiſſen, welcher Gehaltsklaſſe 
ich eigentlich angehöre? C. H., Revierförſter. 

Antwort: Ihr Fall iſt einer der traurigen und 
unglaublichen, wie He leider nicht vereinzelt da⸗ 
ſtehen. Da Sie aber zu den Kommunalbeamten 
nicht gehören, kann die Geſetzgebung, welche deren 
Einkommenverhältniſſe regelt, auf Sie nicht an⸗ 
gewendet werden. Sie können nur im Wege des 


Antwort: Haben Sie tatſächlich eine Stadt⸗ freiwilligen Übereinkommens etwas erreichen. 


förſterſtelle inne, ſo haben Sie einen geſetzlichen 
Anſpruch darauf, in die Beſoldungsgruppe VI 
eingereiht zu werden. Wären Sie Mitglied des 
Kommunalforſtbeamtenvereins, 
darüber orientiert ſein. 


Immerhin raten wir Ihnen, dem Regierungs⸗ 
präſidenten Ihre traurige Lage vorzuſtellen und 
ihm die Bitte zu unterbreiten, für Sie einzu⸗ 


ſo würden Sie treten, weil die Intereſſentenforſt der Staats⸗ 
Ausgehend von der aufſicht unterſtellt iſt. 


. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Fur Seſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſverwaltung“). 
Oberförſterſtelle Drusken (Königsberg) iſt zum 

1. April zu beſetzen. Bemwerbungsfuit: 10. Marz. 
Oberförſterſtelle Drygallen (Allenſtein) iſt zum 


) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchru benen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Etuen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forfverwaltungsbeamten des 
Staates une der Hofkammer von E. Behm“ 


1. April zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 
10 März einzureichen. 
Oberförſterſtelle Schmiedefeld (Erf urt) iſt zum 
1. April zu beiten. Bewerbungsfriſt: 10. März. 
Oberförſterſtelle Tiergarten (Merſeburg) (P zum 
1. April zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 10. März. 


veröffentlichte Oberſörſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
iſt zu erſehen, in welchem Dienſta'ter der bisherige 
JInl,aber die ausgeſchriebene Oberſörſterſtelle erhalter 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudam 
erſchienene Buch Tobei 4 M und 30 % Teuerun 
zuſchlag. f 
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Die kürzlich ausgeſchriebene Oberförſterſtelle 
Frankenan (Caſſel) kommt wicht zur Neubeſetzung. 
Förſterſtelle Altreichenau i. Schl., Oberf. Reich nau 

(Liegnitz), rund 7 km vom Bahnhof Bad Salz⸗ 

brunn, iſt zum 1. April neu zu beſetzen. Dienſt⸗ 
wohnung, evangeliſche und kalholiſche Schule am 

Ort Wirtſchafts and und Dienſtaufwands⸗ 

entſchädigung werden noch neu feſtgeſetzt. Be⸗ 

wer ungsſriſt: 10 März. . 
Förſterſtalle Aſſeln, Oberf. Neuenheerſe (Minden). 

Zur Sele gehören: 0,16 ha Garten, 3,9 ha Acker, 

0,2 ha Wieſe. Nutzungsgeld bisher 49 &, Dienu⸗ 

aufwandsentſchadiaung 350 A. Schule im Ort, 

nächte Ba' nation 4 km. Bawerbungsefriſt: 5 März. 

Förſterſtelie Duneyken. Oberf Rothebude (Gum⸗ 
binnen), tommt zum 1. April zur Neubeſetzung 
Zu der erledigten Stelle gehören: a) Dienſt⸗ 
wohnung, b) an noch zu regulterendes Dienſtland 
12 ha Acker, 6.8 ha Wieſen. Die Schule iſt in 
Duneyken. Bahuſtation Grabowen der Eiſenbahn 
König sberg—Goldap, etwa 6 km. Bewerbungen 
ſind bis zum 10. Marz einzureichen. 

Förſteiſtelle Feldrom, Oberf. Altenbeken (Minden), 
ft zu beißen. Dien ſtaufwandseniſchädigung 
400 A. Dienſtwohnung und Di aftland nicht vor⸗ 
handen. Mietwohnung vorhu den. Nächſte Wahn⸗ 
Station 7 km. B. werbungefriſt: 5 Marz. > 

Förſterſteile Fell, Obe:f Trier (Trier), iſt zu beſetzen. 
Duc Stelle og, Gren: 0,020 ha Garten. 0,634 ha 
Acker, 1,519 ha Wieſe. Nutzungsgeld 34 A. Dunft 
auf wandsentſchäbiaung 250 A. Nächſte Bahn 
ſtation 4 km. Dorfſchule am Ort, löhere Schule 
16 km. Rewerbangsſriſt: 10. März. As B. werber 
werden Aug, laien Förſter m. R. im Bezirk T ier, 
ſowie di Su fier o. R. der Bezirke Trier, Coblenz, 
Köln und Dinfeibo ſ. die älter als 45 Jahre Fun, 

Jörſtarſteile o. R. Herford, Oberf. Minden (Minden), 
it zum 1. Ap il zu besetzen. Schule am Ort, 
Familienwohnung in einem der Stadt Herford 
gehörigen Hauſe am Stadtwalde, deſſen Betriebs- 
geſ.wäſte von dem Inhaber mit zu Gelee find. 
Bewerbunasfriſt: 5. März. Als Bewerber find zur 
a laſſen Jö Her o. R. 

Förſterſtell Lasdehnen, Ebert, Uszballen (Gum⸗ 
binnen), kommt zum 1. Juni zur Neubentzung 
Zu der er audigten Stelle oe Dron: a) "Det, 
wohnung. b) an noch zu regu'ierendes Dienſtland 
7,3 ha Acker, 11,4 ha Wieſen. Die Schu'e in im 
Kiſchdorf Lasdemen, etwa 1 km. Bahunſtation 
Lasdehnen der Klembahn Pillkullen—Ladehnen, 
1 km. Bewerbungen ſind bis zum 20. März 
einzureichen. 

Förſterſtelle Morbach, Oberf. Morbach (Trier), iſt 
zu besetzen. Zur Stelle gehören: 0.027 ha Garten, 
0,430 ha Wieſe. Nutzungegeld 17 A. Dienſtauf 
wandsentſchädigung 250 A. Bahnſtation und 
Dorfſchule am Ort, höhere Schule 17 km. Be 
welbungefrin: 10. März. Als Bewerber werden 
zuge aſſen Förſter m. R. im Geif T. ier, ſowie 
die Förſter o. R. der Bezirke Trier, Coblenz, Köln 
und Düſſeldorf, de älter als 45 Johie find. 

Förſterſtelle Weißenthurm, Oberf. Rudesheim [Wies⸗ 
baden), mit Die nitwohnung im Forſthaus Weißen⸗ 
thurm, kommt am 1 April zur Neubeſetzung. Zur 
Stelle gehören: 6,674 ha Wiriſchaftsland, Due uſt⸗ 
aufwandsent dä i. ung 250 A. Bewerbungen 
müſien bis ſpäteſtens 5. Mäls bei der Regierung 

‚ In W. Sbaden vorliegen. 

Hilfeförſterſteile auſckhagen zu Holzhauſen, Obert. 
Gaenberg (Caſfel), gelangt vorausſichtlich zum 
1. Juli zur Belegung. Evangeliſche Kuche u d 
Schule. Dienſwohnung mit elcktrüchem Licht 
und Wafſerleitung. 015 ha Garten, 2,85 ha 
Acker. 1,38 ha Wieſe. Nutzungsgeld wied neu 
feſtgeſetzt. Erfahrung in Rotwuldlege erwunſcht. 
Bewerbungen ſind bis zum 15. März einzureichen. 

Die Beſetzung der Förſterſtelle Bachwitz, Overf. 

Namslau (Breslau), erfolgt noch nicht zum 1. April. 

Der Termin wird bekanntgegeben werden. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Semeindeſorſtbeamtenſtelle Hövelhof, Kr. Paderborn, 
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iſt ſofort neu zu beſetzen. Bewerbungen find um⸗ 

gehend an den Gemeinde⸗Oberförſter in Dringen⸗ 

berg, Kr. Warbura i. W., zu richten unter Bei⸗ 

fügung eines felbitarfihriebenen Lebenslaufs und 

8 glaubigter Zeugnisabſchriften. Näheres ſietze 
neige. 


Förſter auf Privatdienſtvertrag geſucht. Bewerbungen 
ſind bis 3. März an den Magiſtrat Zinten zu 
richten. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonal nachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Barz. Hegemeiier zu Piekelken, Oberf. Gnewan (Danzig), 
iſt vom 1. April an auf die durch Verfetzuug in den 
Ruheſtand des bisherigen Stellen nhabers erledigte 
Föͤrſterſtelle zu Kl-Poppeln, Oberf. Kl.⸗Naulock 
(Konigsberg verſetzt 

Becker Il, Hegemeiner in Altreichenau, Oberf. Reichenau. 
iſt vom — April ou nach Fornerei Juchsberg, Oberf 
Panten (Liegurtz), verfetzt. 

Bonath, Hegemeiſer in Schwaſörden (Unterkunftsſtelle), 
Oberf. Neubruchhauen, iſt vom 1 April an uach 
Birkenmoor, Stifts Oberf. Jifeld (Hannover), verſetzt 

Bous, Hegemeiſter in Keuchingen, bert Saarburg (Trier). 
(Cut ame! Avril in deu Ruheſtand. 

Denſow, Hegemeiſter m Horn. Oberf Springe (Hannover), 
tritt am 1. April in den Ruheſtaund. 

Eilers. Revieriörſter in Georgsplatz,. Oberf. Lauenau 
(Daundover), tritt am 1 Wurt in den Ruhenand. 

Sranzow. Forſter o. R. in Hagen, ut vom 1. März an 
nach der Oberf. Hohenbrük (Stettin) verſetzt 

Gropp, SHegemen er iu Großbarrloff. Obert, Crshauſen, 
iſt vom 1. April an die Zorſterſtelle zu Woffleben, 
Oberf Königs thal (Erfurt), übertragen. 

Grunert, Forſter o R, iſt vom 1. Januar an die Förſter⸗ 
Delice Jordan ſee. Oberf. Warnow (Stettin), übertragen. 

Heinrich, Hegemeiſter in Poggeuhagen (Unterkunftsſtelle), 
Oberf Dedenſen, ut vom 1. April an nach Coppeu⸗ 
brügge, Oberf. Coppenbrugge (Haunover), verſezzt. 

Kerlach, Hegemeiſter in Morbach, Oberf Morbach, in vom 
1 WEN au nach Keuch ungen, Oberf. Saarburg (Trier), 
verſetzt. - 

Hoyer, Revierförſter in Uchte, Oberf Binnen (Hannover). 
tritt am 1. April in den Ruhenand. 

Ceuſchner, Förſter, bieher in Seebruch, Oberf. Schulitz 
Bromberg ft vom 1 März an die Förnernelle Heinig, 
Ober. Schmiedefeld (Erfurt, übertragen. 

Mahn, Forſtigehilſe in Karukewitz, Oherf Karnkewitz, iſt 
vom 1 März ou nach Lauenburg, Oberf. Laueuburg 
(Köslin, verſetzt. 

Nicolaiy Hegememer in Crlenbach, Oberf. Trier (Trier), 
nut am 1. April in den Ruhenand. 

Ketzdorff Forſter o R. in der Oberf. Hohenbruck, if vom 
1. 5 an nach der bert Reuenkrug (Stettin) 
verſetzt. 

Nicpling, FJörſter o. R und Forſtſchreiber in Neubruchhauſen, 
bet, Neubruchhauſen, iſt vom 1. April au nach 
Priorsgehege, Kloner-Oberf. Luneburg (Hannover), 
verſept. 

Rummel, Jörſter o. R. in Neukrakow, Ebert, Neukrakow, 
ft am 1 Februar nach Althof, bert Neuhof 
(Köslin, verſent 

Rüdiger, Forſter m Klötze, Oberf. Klötze, it vom 1. April 
au nach Weferluigen, Oberf. Biſchofswald (Magde 
burg), verſetzt. 

Sarpe, Hegemeiner in Coppenbrügge. Oberf. Coppenbrügge 
(Haunover, tritt am 1 April in den Rubenaud. 
Schönberg, Hegemeiſter in Fell, in vom 1. April an nach 

Erlenbach, Ober Trier (Trier), verſetzt. 

Werther, Hegemeiner in Birkenmoor, Stiftsoberf. Ilfeld 

(Hannover, tritt am 1. April in den Ruheſtaud. 


Noegler. Hilfsforſter in der Oberf. Naſſaweu, iſt auf die 
Hilisforſternelle zu Köunuigohuld, Oberf. Uszballen 
(Gumbiunen, verſetzt. 

Stenzel, Forſtgehilſe in Saarbuſch, Oberſ. Erlau, iſt nach 
Sollnedt, Ebert Lohra (Erfurt, verſetzt. 

Binter, Unterförſter in Neudorf, C ber! Biunen (Haun over), 
tritt am 1 April in den Rubheſtaud. ` 


Die Berfeguug des Hegemeiſters Wendt, bisher in 


Döbelſcheide, Oberf. Sommerſin (Marienwerder), uach 
Fornhaus Heimig, beet, Schmiedefeld (Erfurt in 


wegen Erkrankung des Beamten zuruckgezogen. 


Bayern. 
Ludwig, ſtädt. Förſter, iſt zum Forſtverwalter befördert 


Auszeichnungen. 


Kirſchbaum, Forſtmeiuer in Gladenbach (Heſſen), wurde 
ek 8. Klaſſe auch noch die 2. Klaſſe 
erliehen. 
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Vereinszeitung. 


Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


7053. Matttziad, Emil, Gutsförſter, Hartenholm, Poſt Struven⸗ 
hütten, Kreis Segeberg. Hoiftein. IV. 

7054. Lebner, Fritz, Hilfsförſter, Solarnia, Poſt Dziergowitz, 
Kreis Ratibor, O⸗Schl VI 

7055. Gombert, Otto, Revierförſter, Viermünden, Kreis Franken⸗ 
berg, Bezirk Caſſel XIII 

7056. Miethe. Georg, Forſigehilfe, Viermünden, Kreis Franken⸗ 
berg, Bezirk Caſſel XIII. 

7057. Greſe. Auquſt, Förſter, Oberorke, Poſt Ederbringhauſen, 
Kreis Frankenberg, Bezirk Caſſel. XIII. 

7058. Wolff, Georg, Forſtgehilfe, Ringenwalde, Poſt Batzlow, 
Kreis Oberbarnim. IX. 

7059 Dreumann, Joſef, Forſtqehilfe, Vorhelm. XI. 

7060. Buß, Hubert, Majorats⸗Hilfsjäger, Führen, Trier Land. V 

7061. Meiß, Otto, Privatförſter, Gudenhagen, Poſt Brilon⸗Wald, 
Weſtfalen XI. 

7062 Stiller, Wilhelm, Waldbeläufer, Peuke, Poſt Sibyllenort, 
Kreis Oels. VII. 


Ki 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Schelling, E, Forſtgehilfe, Planegg. Oberbayern. 
Lehmann, Ernſt. Förſter, Lugk, Kreis Calau. 
Mieth e, Pemhold, Waldwärter, Lauchhammer, Poſt Altdöbern, 
Kreis Calau. 
Pyka, Rudolf, Revierförſter, Schloß Saarmund, Poſt Saarmund, 
Kreis Belzig, Mark. 
Rwasnny, Paul, Jagd⸗ und Forſtaufſeher, Eſſen⸗Bredeney, Kreis 
Eſſen⸗Ruhr. 
Pape, Fritz, Hilfsförſter, Borlinghauſen, Poſt Bonenberg, Weſtf. 
Bom fe, Hans, Forſtgehilfe, Thale a H., Forſthaus Georg⸗Höhe 
Kehl Auguſt, Förſter, Wäldershauſen, Poſt Homberg, O⸗Heſſen. 
Deche! Julius,. Oberförſter, Oberförſteren Topper, Bez Ffo. 
Seidel, Georg, Hilfsförſter, Berlin S 42, Waſſertorſtraße 60. 
Konrad. Walter, Hilfsförſter, Muſchlitz, Poſt Feſtenberg, Kreis 
Gr. Wartenberg. 
Schneider, Guſtav, Rendant, Altdorf, Poſt Pleß, O.⸗Schl. 
=> 


Ortsgruppe Belzig. 
Am Mittwoch, dem 2. März, nachmittags 
3 Uhr, findet im Vittoriagarten zu Belzig eine 
Ortsgruppenverſammlung ſtatt. 
Tagesordnung: 
1. Vortrag über Buchen⸗Verjungung (Oberförſter 
Kuenzer, Wieſenburg). 
2. Forſtliche Tagesfragen. 
2. Vortrag über Stockſprengung (Förfter Nielſen, 
Arensneſt) 
4. Vortrag über Jagdliches (Oberwildmeiſter 
Schumacher, Wildp. Schmerwitzm). 
5. Verſchiedenes. 


Alle Mitglieder der Ortsgruppe, ſowie Kollegen⸗ 
die noch nicht Mitglied der Ortsgruppe find, 
werden gebeten, ſich an der Verſammlung recht 


rege zu beteiligen. 
Breuer, Vorſitzender. Nielſen, Schriftführer. 
2 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
beireſſenden Vorſtande oder der Cinſender. 
Vereinigung mittlerer Forſtbeamten 
Anhalts. 

Die zum Sonntag, dem 6. März, anberaumte 
Hauptverſammlung in Deſſau findet wegen des 
Nationaltrauertages nicht ſtatt. 


E 


Verein mittlerer Staatsforſtbeamten 
Sachſens. 
Bezirksgruppe Auerbach. 

Sonnabend, den 12. März d. J., findet im 
Gaſthofe „Friſchhütte“ in Rautenkranz ein Förſter⸗ 
vergnügen ſtatt. 4 Uhr nachmittags gemeinſame 
Kaffeetafel, 7 Uhr abends gemeinſames Eſſen, 
ab 8½ Uhr abends Beginn des Tänzchens. 
Eine Portion Kaffee mit Kuchen wird ſich auf 
5—6 e, ein Gedeck beim gemeinſamen Eſſen auf 
12—15 „ ſtellen. — Vorträge verſchiedener Art 
ſollen das Feſt würzen. Kollegen oder deren 
Damen, die durch Darbietungen von Vorträgen 
die Feſtleitung unterſtützen wollen, werden er⸗ 
gebenſt gebeten, dies dem Unterzeichneten baldigſt 
mitteilen zu wollen. Es ergeht an die Kollegen 
des Bezirkes, der benachbarten Bezirke und des 
Kommunal- und Privatforſtdienſtes die herzliche 
Bitte, ſich nebſt ihren werten Angehörigen zu 
dem geplanten Vergnügen recht zahlreich einfinden 
zu wollen. Die zur Verſendung gelangenden 
ausführlicher gehaltenen Einladungen werden auch 
genauen Aufſchluß über die Zugverbindungen 
nach und ab Rautenkranz bringen. Kollegen, das 
geplante Vergnügen iſt unſeren Damen gewidmet. 
keiner darf deshalb fehlen! Darum am 12. März 
alle Grünröcke nebſt ihren Damen auf nach 
Rautenkranz! 

Ellefeld i. Vogtl., im Februar 1921. 
Baer, Vertrauensmann. 


* 


Inhafts- Verzeichnis dieſer Nummer: 


Die Vorgänge im Staatsförſterverein unter Beruckſichtigung der allgemein politiſchen Entwicklung. 155. — Wald⸗ 
verwüſtung. 157. — Holzverkaufsergebniſſe für Preußen und Bayern im Monat Januar 1921. 158 — Parlaments⸗ und 
Vereinsberichte. 159. — Gelege, Verordnungen und Erkenntniſſe. 162. — Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 184 Forſt⸗ 


wirtſchaftliches. 165. Brief⸗ und Fragekaſten 


zeitung: Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


und Körperſchaften. 168. 


166. — Verwaltungsänderungen und Perſonalvachrichten. 166 — Vereins⸗ 


108. — Nachrichten aus verſchtedenen VBeremerx 


Fur die Redaknan: Ckonomerat Bodo Grundmann. Neudamm. 


RE — 
ci "ze 
Deg 

zë Ter, 


sind 


Wer sie ansprechen, d. h. kennen lernen will, findet Anleitung in 


N 
H 12 
x 8 


Zweite Auflage. 364 Abbildungen. 


HRTEN UND SPUREN 


Scheiftzeichen des Wildes 


5 an 
Kl D 
* Wi 
8 H KA) 
*. 
H D 


30 Mark und 


dës 


30 v. H. Teuerungszuschlag. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung und die 


VERLAGSBUCHHANDLUNG J. NEUMANN IN NEUDANM 


P 
8 n G ER ee abe el a e EE FFF 8 
IV A7 KAS, KEN 22 par OPEN E e dn 2227 . — 


Deutſche Forft- Zeitung. 


Mit den 


Forſtliche Rundſchau und 


Beilagen: 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 
anftalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 


Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 


Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung eimer Lieferung nach 


Dem: Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Numntiern, auch ältere, werden fur 


80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, 


etriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 


keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Ruckzahlung des Bezugspreiſes. 


Ver den ohne Vorbehalt eingeſandten Beitragen mimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Ber: 


trage, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen 


Beiträge, die von ihren Verfaſſern 


auch anderen Zeitſchriſten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Verqütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Junt 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Nr. 10. 


Neudamm, den 6. März 1921. 


Lee 


36, Band, 


1920. 


Von Carl Baltz, Hannover. 


Das Jahr 1920 iſt für den Stand der 
preußiſchen Forſtbeamten, ob He im Staats⸗, 
Gemeinde⸗ oder Privatforſtdienſte ſtehen, eines 
der bedeutungsvollſten geweſen, und Wandlungen 
haben ſich allenthalben, namentlich aber bei 
den Förſtern des Staats⸗ und Privatdienſtes, 
vollzogen, die von einſchneidendſter Bedeutung ſind. 

A. Staats forſtbeamte. 

In der Geſchichte der preußiſchen Staats⸗ 
förſter wird dieſes Jahr beſonders gekenn⸗ 
zeichnet ſein, nicht allein weil ſich die Um⸗ 
bildung des die Standesintereſſen wahrenden 
Vereins, zu welchem ſich die ſtaatlichen Betriebs⸗ 
beamten ſeit Jahren zuſammengeſchloſſen haben, 
vollzogen hat, ſondern nicht minder durch die 
Begleiterſcheinungen, welche der neuen Bewegung 
ihren Stempel aufgedrückt haben. 

Am 29. und 30. September ſowie am 1. Ok⸗ 
tober 1920 tagte in Berlin die Delegierten⸗ 
verſammlung des Vereins der 
preußiſchen Staatsförſter, in welcher der 
Beſchluß gefaßt wurde, daß die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“, die ſeit dem Beſtehen des Vereins 
die Intereſſen der Förſter vertreten und ſich 
ſtets in ſelbſtloſeſter Weiſe für dieſe mit Erfolg 
eingeſetzt hat, nicht mehr als Organ des Vereins 
zu gelten habe. 

Es kann nicht Zweck dieſes Rückblickes auf 
das Jahr 1920 ſein, an allen einzelnen Vor⸗ 
gängen Kritik zu üben, aber die Tatſache, daß 
bei der Tagung der Delegiertenverſammlung 
zunächſt der demokratiſche Abgeordnete Höfler 
ſich die Bemerkung erlaubt hat, daß preußiſche 
Revierförſter mit Radfahrern zu vergleichen 
ſeien, die mit krummem Buckel nach oben und 
tretend nach unten durch ihre Dienſtzeit eilen, 
iſt weniger dadurch bemerkenswert, daß ſie 
einen erheblichen Mangel an Takt und guter 
Erziehung offenbart, als durch den Umſtand, 
daß die dem Förſterſtande angehörende Klaſſe 
der Revierförſter unwiderſprochen und unter 
Beifall der Anweſenden ſo herabgeſetzt werden 
konnte, wie es geſchehen iſt. 

Es wird mir ſchwer, verzeichnen zu müſſen, 


daß ein anderer Abgeordneter der preußiſchen 
Landesverſammlung, und zwar der Gozial- 
demokrat Gebhardt, an derſelben Stelle unter 
anderem folgendes ausſprechen durfte: 
R Meine Herren, bezeichnend ift ja, 
wes Geiſtes Kinder die Herren im gegneriſchen 
Lager find. Das, was ſich Herr Erdmann“ 
Ihnen gegenüber erdreiſtet (Heiterkeit!), erfrecht 
hat, daß der Mann überhaupt noch in der 
Forſtverwaltung genannt werden kann, iſt das 
Skandalöſeſte, was ich mir denken kann (Sehr 
gut! — Zuruf: Mitarbeiter der Zentrale), 
und daß er gar noch die Treppe hinauf⸗ ſtatt 
herunterfallen- konnte, zeugt mir wiederum 
von dem Geiſt, der in der Zentralforſtverwaltung 
zu herrſchen ſcheint. (Bravo!) Meine Herren, 
es iſt zwar wichtig genug für die Oberförſter, 
daß ſie ihr Syſtem beizubehalten wünſchen, 
aber das ſage ich mir — und ich bin aus den 
unterſten Volksſchichten hervorgegangen —: 
ohne Oberförſter geht es ſchließlich letzten Endes 
auch. (Sehr richtig!) Denn während des 
Krieges hat es ganze Jahre ohne die Herren 
gehen müſſen (Sehr richtig!); da haben Sie 
die Arbeit gemacht, und zwar nicht zum Schaden 
des Waldes, ſondern ebenſogut zum Nutzen 
wie die Oberförſter, vielleicht noch etwas beſſer. 
(Sehr gut!) Daß die Herren Oberförſter gern 
beſtehen bleiben möchten, fühle ich ihnen nach; 
ich weiß, es geht ihnen hier vielleicht ans 
Leben. Aber die Sache kann einmal nicht fo 
bleiben; Sie müſſen darauf dringen — und 
Ihrer Forderung, wenn ſie nur einmütig und 
nachdrücklich genug erhoben wird, wird man 
und muß man nachgeben —, daß nicht mehr 
Erdmänner, ſondern mehr Meyers in der 
Zentralforſtverwaltung ſitzen. (Große Heiterkeit. 
Lebhaftes Bravo und Handeklatſchen.) — — —“ 
„— — — Vorſitzender: Meine Herren 
Kollegen! Ich danke dem Herrn Abgeordneten 
Gebhardt für die zündenden Worte, die er zu 


) Forſtmeiſter Erdmann. Neubruchhauſen. 
Die Schriftleitung. 
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uns geſprochen hat. Der Beifall, der ihm haben, die ihnen entgegengebracht werden mußte, 


zuteil geworden iſt, wird ihm bewieſen haben, 
in wie reichem Maße er es verſtanden hat, 
Ihre Anſichten zu treffen und in Ihren An⸗ 
ſchauungen zu denken. — — —“ 

Im ſtenographiſchen Bericht über die 
Delegiertenverſammlung heißt es in bezug auf 
den Abgeordneten Held der Deutſchen Volks⸗ 
partei: 

„— —— Meine Herren, heute handelt es ſich 
nicht um die materielle Frage, ſondern darum: 
Wie kann dieſer Stand, der für unſer Vater⸗ 
land jetzt und künftig nötiger iſt als jemals, 
weiter gehoben werden? Und da ſind die 
beiden akuten Fragen, die heute hier behandelt 
worden ſind, die Revierförſterfrage und die 
Bildungsfrage. Meine Herren, ich habe das 
zweifelhafte Vergnügen, den Herrn Forſtmeiſter 
Erdmann zu kennen Ich habe allerhand über 
ihn gehört und habe immer den Kopf geſchüttelt 
über das, was ich von ihm hörte; aber was 
ich heute von ihm gehört habe, übertrifft alles. 
Wie es heute möglich iſt, daß ein praktiſcher 
Mann — und das ſoll jeder Forſtmann ſein — 
derartige Ideen haben kann, das verſtehe ich 
nicht. (Heiterkeit.) —— —“ 

Sehr entſchieden wehrt ſich dieſer Abgeordnete 
gegen dieſe Unterſtellung in der Preußiſchen 
Landesverſammlung (197. Sitzung vom 
14. Dezember 1920, Seite 15020) 


„— — — Der Forſtmeiſter Erdmann in 
Neubruchhauſen, einer der tüchtigſten Forſt⸗ 
beamten, die wir haben, hat ſich darüber in der 
„Silva“ geäußert. Dieſe Außerungen haben in 
Förſterkreiſen Befremden und Unwillen erregt. 
Ich habe in der letzten Delegiertenverſammlung 
der Förſter geſprochen. Der Bericht aber, welcher 
darüber erſchienen iſt, gibt nicht das wieder, 
was ich geſagt habe. Er ſagt, der Abgeordnete 
Held erklärt: Auch ich habe das zweifelhafte 
Vergnügen, Herrn Forſtmeiſter Erdmann zu 
kennen. Das wäre eine direkte Lüge. Ich habe 
weder das zweifelhafte noch das unzweifelhafte 
Vergnügen, Herrn Erdmann zu kennen; deshalb 
kann ich das auch nicht geſagt haben. Ich 
habe nur geſagt: Herr Erdmann, den ich als 
Fachmann habe rühmen hören, lebt in meinem 
Wahlkreis; ich habe aber noch nicht das Ver⸗ 
gnügen gehabt, ihn kennenzulernen. Politiſch 
war man ſich nicht recht klar über ihn. Ein 
Urteil über ihn, das ich mit den Worten: „Ich 
habe das zweifelhafte Vergnügen“ gefällt hätte, 
wäre alſo nicht berechtigt geweſen, da ich ihn ja 
nicht kenne. Was ich von ihm gehört habe, ganz 
abgeſehen von ſeiner politiſchen Auffaſſung, die 
er damals hatte, war nur, daß er ein tüchtiger 
Forſtmann wäre. — — —“ 

Dieſe Vorgänge bilden ein tiefſchwarzes 
Blatt in der Geſchichte der Staats- 
förſter. 

Wenn es auch nicht verkannt werden 
darf, daß die berechtigten Wünſche des Förſter⸗ 
ſtandes nicht alle die Beachtung gefunden 


Ereigniſſe 


ſo ſind anderſeits die Bedenken nicht zu ver⸗ 


kennen, die ſich aus Beſtrebungen ergeben 
müſſen, die zu einer zu weitgehenden Umge⸗ 
ſtaltung der Forſtverwaltung führen. 
Ob der eingeſchlagene Weg, um berechtigte 
Forderungen durchzuſetzen, der richtige iſt, 
darüber können die Meinungen auseinander⸗ 
gehen, aber wer der Vereinsbewegung nicht 
näherſteht, wird es heute ſchon als ein 
bedenkliches Zeichen anſehen, daß die Revier⸗ 
förſter ſich von dem Verein bereits ab⸗ 
geſplittert und dadurch eine Erſchütterung 
herbeigeführt haben, die heute zwar noch 
nicht ganz erkennbar in die Erſcheinung tritt, 
aber naturnotwendig einſetzen muß. Die Be⸗ 
ſeitigung der Revierförſterſtellen, die 
dem Förſterſtande die einzige Aufſtiegsmöglichkeit 
bieten, wird verlangt, anſtatt die Vermehrung 
dieſer Stellen zu fordern, die wiederum un⸗ 
erläßlich erſcheint, wenn nicht die Zahl der 
Oberförſterſtellen vermehrt werden ſoll. Wodurch 
die Intereſſen des Förſterſtandes am beſten 
gewahrt ſind, dürfte kaum zweifelhaft ſein 
angeſichts der Tatſache, daß an eine Rückkehr 
zum Revierförſterſyſtem im Sinne des Wortes 
nicht gedacht werden kann, obgleich das Ober⸗ 
förſterſyſtem in Wirklichkeit längſt ſtark durch⸗ 
brochen iſt. 

Als tiefbedauerliche Vorgänge ſind die 
in der Forſtlehrlingsſchule 
Steinbuſch der Zeitgeſchichte anzufügen, aber 
als objektiver Berichterſtatter darf ich mit 
der Anſicht nicht zurückhalten, daß eine beſſere 
Leitung hätte nützlich wirken können, denn es 
war Sache der reiferen Einſicht, zu erkennen, wie 
weit den Verhältniſſen Rechnung getragen 
werden mußte. 

Mit dem Verſchwinden unſerer Armee, deren 
hervorragender Beſtandteil unſere Jäger⸗ 
bataillone waren, ſind leider auch die alten 
ſtolzen Überlieferungen, zu denen ſich die grüne 
Farbe immer bekannte, einſtweilen in den 
Staub geſunken. Die Fahne iſt niedergeholt, 
welche die ſtolze Deviſe getragen hat: „Es 
lebe der König und ſeine Jäger!“ Von 
Jeruſalems Mauern hallte das „Hoſianna“, 
und ihm folgte unmittelbar das „Kreuzige 


ihn!“ — — — 

Die Mutter der gelernten Jäger, die Ju⸗ 
ſpektion der Jäger und Schützen, iſt tot, 
denn am 31. März 1920 iſt ihre Abwicklungs⸗ 
ſtelle aufgelöſt worden, und die von ihr 
bearbeiteten Angelegenheiten der ſtaatlichen 
Förſteranwärter ſind an das Preußiſche Land⸗ 
wirtſchaftsminiſterium übergegangen. Wenn ich 
perſönlich die Verquickung der Förſterlaufbahn 
mit dem aktiven Militärdienſt ſtets als einen 
Nachteil für die Ausbildung angeſehen und 
deshalb bekämpft habe, ſo hat es mich doch 
eigentümlich berührt, daß ſich niemand im 
preußiſchen Förſterſtand gefunden hat, der dieſer 
wohltätigen Einrichtung, als ſie ihre Pforten 
geſchloſſen hat, und den verdienſtvollen Männern, 
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die ſie geleitet haben, ein Wort des Gedenkens 
nachgerufen hat. 

Auch das reitende Feldjägerkorps 
iſt am 1. April 1920 aufgelöſt worden und 
damit eine Erinnerung an Friedrich den Großen 
eingeſargt worden, der allerdings nur wenig 
Tränen nachgeweint werden. Sic transit gloria 
mundi! 

Eine außerordentlich einſchneidende Be⸗ 
ſtimmung hat der Miniſter für Landwirtſchaft 
am 6. September 1920 erlaſſen, denn die 
Laufbahn für den ſtaatlichen Forſt— 
betriebsdienſt wird auf drei Jahre geſchloſſen. 
Mit Rückſicht auf die Verhältniſſe, wie ſie ſich 


nach dem Kriege darſtellen, kann eine ſolche 


Maßregel nur gebilligt werden, denn es iſt zu 
berückſichtigen, daß infolge der überfüllung im 
Staatsdienſt jedwede weitere Einſtellung von 
Lehrlingen die Schwierigkeiten, denen heute 
die Anwärter des Privatdienſtes auf der 
Suche nach einem Unterkommen gegenüberſtehen, 
weſentlich geſteigert haben würde; ein Umſtand, 
dem bei dem Beſtehen einer beſonderen Laufbahn 
der Privatforſtbeamten ſeitens des Staates 
Rechnung getragen werden muß. 

Soweit die Ausbildung der Lehrlinge in 
Frage kommt, iſt aus den Ausführungen des 
Herrn Oberlandforſtmeiſters, die er bei Be⸗ 
ſprechung des Haushaltes der Forſtverwaltung 
für das Jahr 1920 im Hauptausſchuß gemacht 
hat, zu entnehmen, daß er eine gute Elementar⸗ 
und eine ausreichende theoretiſche Fachausbildung 
für dringend erforderlich hält. Die neuen 
Ausbildungsvorſchriften ſehen eine dreijährige 
Lehrzeit vor, wovon ein Jahr bei einem tüchtigen 
Förſter, ein Jahr beim Oberförſter und ein 
Jahr auf der Forſtſchule zu verbringen iſt. Der 
Herr Oberlandforſtmeiſter hat auch zu erkennen 
gegeben, daß den Förſtern die ihnen gebührende 
ſoziale Stellung keinesfalls vorenthalten werden 
olle, aber im übrigen dürften die Anſprüche 
Kack der Vorbildung nicht zu hoch bemeſſen 
werden. Eine Ablehnung der beanſpruchten 
Oberſekunda⸗Reife geht aus den Ausführungen 
des Chefs der Forſtverwaltung nicht hervor, 
und wenn man zwiſchen den Zeilen zu 
leſen verſteht, ſo iſt aller Wahrſchein— 
lichkeit nach mit der Bewilligung dieſer 
Forderung zu rechnen. 

Wein Schaumburg-Lippe als erſter den 
Sprung ins Dunkle gewagt hat, ſo laſſen ſich 
hieraus ſelbſtverſtändlich für Preußen keine 
Schlüſſe ziehen, und ich befürchte ſehr, daß, 
wenn dieſes Verlangen einmal erfüllt iſt, die 
Erkenntnis nicht allzulange auf ſich warten 
laſſen wird, daß gerade hierdurch bei den 
Förſtern die Zuführung ihrer Söhne zum 
Berufe des Vaters eine weſentliche Erſchwerung 
erfahren haben wird. 

Eine Erſchwerung des Dienſtes hat den 
Forſtbeamten die Abänderung des Geſetzes 
betreffend den Forſtdiebſtahl vom 15. April 
1878 gebracht, aber am allerſchwerſten trifft 
ſie, wie auch die mittelbaren Staatsbeamten 
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doch die Aufhebung des Konfliktgeſetzes. 
Die Bedeutung dieſes Geſetzes iſt bekannt, 
denn es hat den Beamten die Wohltat er⸗ 
wieſen, daß fie nicht für alles, was fie in Aus» 
übung ihres Dienſtes nach pflichtmäßigem Er⸗ 
meſſen vorgenommen haben und ſcheinbar gegen 
das Geſetz verſtieß, durch alle Inſtanzen des 
Strafe und Zivilprozeſſes geſchleppt werden 
konnten, weil vorher das Oberverwaltungsgericht 
darüber zu befinden hatte, ob ein Verſtoß 
begangen war, welcher die gerichtliche Ver⸗ 
folgung rechtfertigte. Daß die Beamtenſchaft 
ſich nicht geſchloſſen gegen die Aufhebung des 
Konfliktgeſetzes gewendet hat, iſt ein Verſäumnis, 
welches jedenfalls von den Betroffenen noch un⸗ 
angenehm empfunden werden wird. Was gegen 
das Beſtehen des Geſetzes bei der Beratung 
in der Landesverſammlung vorgebracht wurde, 
hat ſich meiſtens nicht über das Niveau der 
Phraſe erhoben, und namentlich die Erklärung, 
daß die Beamten ſelbſt die Beſeitigung wünſchen, 
entbehrt der Begründung. An dieſer Stelle 
iſt es angebracht, das Kind mit dem richtigen 
Namen zu bezeichnen, denn in Wirklichkeit hat 
es ſich lediglich darum gehandelt, den Beamten 
ein Vorrecht, welches im Intereſſe der Aus⸗ 
übung ihrer Tätigkeit gelegen hat, zu nehmen. 

In Ergänzung des Erlaſſes vom 3. Auguſt 
1919, wonach den im Ruheſtand befindlichen 
Staatsforſtbeamten das Tragen einer 
Uniform nach dem Ausſcheiden aus dem 
Dienſte geſtattet wurde, wurde am 15. Dezember 
1919 beſtimmt, daß auch der Adler an der 
Kopfbedeckung und der Hirſchfänger getragen 
werden dürfen. 

Das Allerwichtigſte und Einſchneidendſte 
für den ganzen Beamtenſtand iſt die Be⸗ 
ſoldungsre form, die am 1. April 1920 in 
Kraft getreten iſt, aber einen gewiſſen Abſchluß 
doch erſt in der allerneueſten Zeit erhalten hat, 
indem ein Teil der Förſter in die Gehalts⸗ 
gruppe VII aufrücken ſoll. Ganz und gar unbe⸗ 
friedigend iſt aber die Tatſache, daß die 
Revierförſter in der Klaſſe VII verbleiben ſollen. 
Selbſtverſtändlich haben die Revierförſter in 
ihrer gehobenen Stellung Anſpruch darauf, daß 
dieſes auch in der Gehaltsbemeſſung zum Aus⸗ 
druck kommt, und wenn fie nicht in Gruppe VIII 
einrangiert werden ſollen, jo muß ihnen 
konſequenterweiſe die Aufſtiegsmöglichkeit in 
dieſe Gruppe gegeben werden, da ſie ſich ſonſt 
mit Recht zurückgeſetzt fühlen können. 

Cudlich iſt es auch gelungen, die Einnahme⸗ 
verhältniſſe der im Ruheſtand befindlichen 
Beamtenzu verbeſſern und auch die Altpenſionäre 
wenigſtens dem grauenhafteſten Elend zu ent⸗ 
reißen. Soweit die Ruheſtandsbeamten in 
Frage kommen, iſt an ihnen ſchwer geſündigt 
worden, denn man dueſte fie beim Einſetzen der 
ſchweren Zeiten nicht mit dem Hinweiſe abtun, 
daß ihr Dienſtverhältnis zum Staat aufgehört 
habe und damit die Beziehungen zu ihm erlofchen 
ſeien. Man kann eine derartige Auffaſſung aus 
dem ganz einfachen Grunde nicht teilen, weil 


dieſes Ruhegehalt nach feiner ganzen rechtlichen 
Bedeutung die Eriftenz ermöglichen muß. Der 
Staat verbietet mit Recht dem aktiven Beamten 
den Nebenerwerb, und deshalb hatte er die 
Pflicht, bei einer ſolchen dauernden Entwertung 
des Geldes, wie ſie allmählich eingetreten iſt, 
auch die Ruhegehälter zu erhöhen. 

Auf eine geſchickte Art hat Herr Erzberger den 
Beamten das Steuerprivileg entzogen. Dieſes 
bezog ſich nur auf die Gemeindeſteuern, die 
man durch die Reichsſteuergeſetzgebung einfach 
beſeitigte und nun den Beamten ſagte, daß ſie 
keinen Anſpruch darauf haben, ihre für Gemeinde⸗ 
ſteuern beſtehenden Vorrechte auf Reichsſteuern 
ausgedehnt zu ſehen. Das hat Herr Erzberger 
gut gefingert, weil auf dieſe Weiſe eine Ver⸗ 
pflichtung für den preußiſchen Staat nicht 
beſtanden hat, die Beamten, die im Genuſſe des 
Vorrechts waren, zu entſchädigen. Dieſe Be⸗ 
gründung kann nicht gefallen, aber ſie läßt 
ſich allenfalls dadurch, wenn auch nicht über⸗ 
‚ zeugend, rechtfertigen, daß durch die Erhöhung 
der Gehälter, der Penſions⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
bezüge ein Ausgleich geſchaffen iſt. 

Durch die Dienſtanweiſung vom 7. Juli 1919 
ſind die jagdlichen Befugniſſe der Forſtbeamten 
allgemein neu geregelt worden. Nachdem die 
neue Regelung und Gleichſtellung der Förſter 
mit anderen Beamtenkategorien im Gehalte 
ſtattgefunden hat, war es auf Grund der 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nötig 
geworden, hinſichtlich der Nebeneinnahmen einen 
Ausgleich herbeizuführen. Ob nach dieſer 
Richtung das Richtige getroffen worden iſt 
oder nicht, ſoll, hier nicht unterſucht werden, 
aber rechtlich muß eine Kürzung dieſer Neben⸗ 
einnahmen anerkannt werden, ſo ſchmerzlich 
dieſes auch für den einen oder anderen ſein 
mag. Nicht beſonders geſchickt hat ſich aber 
der Herr Miniſter bei der Interpretation des 
in der Dienſtanweiſung hervorgehobenen hohen 
Abſchuſſes gezeigt. Wie zu erwarten war, 
wurde hierdurch Ol ins Feuer gegoſſen, und 
bei ſtreug objektiver Beurteilung der Sachlage 
muß die mit Sicherheit zu erwartende ablehnende 
Haltung der Förſter als berechtigt anerkannt 
werden. Ctwas kleinlich mutet es allerdings 
an, daß Enten und Schnepfen nicht mehr unent⸗ 
geltlich überlaſſen werden, denn der Wert, welchen 
dieſe erlegten Wildarten repräſentieren, iſt jeden⸗ 
falls äußerſt geringfügig. 

Das Dienſtland iſt eine brennende Frage 
geworden, denn gegen die neue Regelung, die 
dem Oberförſter 20 ha, dem Förſter 12 ha 
und dem Anwärter auf bebauten Stellen 6 ha 
zugeſtehen will, laſſen ſich erhebliche Bedenken 
geltend machen. Deshalb iſt es um ſo erfreulicher, 
daß die Regelung von neuem erwogen werden 
ſoll, und es ſteht zu erwarten, daß in Aus⸗ 
nahmefällen und unter beſonderen Verhältniſſen 
dem Oberförſter bis 25 ha, dem Revierförſter 
bis 20 ha, dem Förſter bis 15 ha und dem 
Anwärter auf bebauten Stellen bis 10 ba 
gewährt werden koͤnnen, wenn die Betriebs⸗ 
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aufwendungen unter anderen Umſtänden nicht 
durch Einnahmen zu decken ſind. 

Nicht befriedigen können die Erklärungen 
des Herrn Oberlandforſtmeiſters im Haupt⸗ 
ausſchuß, daß der Förſter ein eigentliches 
Dienſtzimmer nicht brauche, wenn er auch 
viele Arbeiten im Zimmer erledigen müſſe und 
deshalb hinſichtlich der Heizung anderen Beamten 
gegenüber nicht bevorzugt werden dürfe. 

Ebenſowenig wird die Auffaſſung durch⸗ 
zudringen vermögen, daß der Verbrauch 
Kleidung nicht größer ſei als bei den Beamten, 
die in der Stadt wohnen. Die Regelung des 
Dieuſtaufwandes konnte im Jahre 1920 noch 
nicht ſtattfinden, aber die auskömmliche Feſt⸗ 
ſetzung für Oberförſter und Förſter iſt doch ein 
Gebot der Notwendigkeit. 

Sehr ſchlecht weggekommen bei der Be⸗ 
ſoldungsregelung ſind die Anwärter, denn 
die ihnen gewährte Tagesvergütung beginnt 
mit 10 / und endet mit 14 &, zu welchen 
der auf 50% feſtgeſetzte Ausgleichszuſchlag tritt, 
während Ortszuſchlag und Kinderbeihilfen nicht 
gewährt werden. Damit auszukommen iſt ein 
Ding der Unmöglichkeit, und deshalb ſind bei den 
ſchlechten Anſtellungsverhältniſſen die Ausſichten 
ſehr trübe bis zum Beginn der Beſoldung nach 
Auwärterdienſtjahren. 

Im Kampfe mit Wilddieben ſind 1920 fünf 
Beamte gefallen. Ehre ihrem Andenken! Sechs 
Wilddiebe ſind getötet und drei verwundet. 

Am 15. Dezember 1920 iſt das Geſetz 
betreffend Einführung einer Altersgrenze, 
das am 1. April 1921 in Kraft tritt, verkündet 
worden. Danach ſind alle unmittelbaren Staats⸗ 
forſtbeamten, ſoweit ſie nicht Lehrer an den 
wiſſenſchaftlichen Hochſchulen ſind, mit dem 
auf die Vollendung des 65. Lebensjahres 
zunächſt folgenden 1. April oder 1. Oktober 
kraft Geſetzes in den Ruheſtand zu verſetzen. 

Die notwendig gewordenen Gebiets⸗ 
abtretungen haben dem Staate einen Verluſt 
von 496978 ha Holzbodenfläche erbracht mit 
einem Nutzungsſatz von 1187601 fm. Bereits 
am 1. Juli war die Einnahme für Holz von 
1,4 Milliarden erreicht geweſen, die bis zum 
Schluß des Wirtſchaftsjahres ſicherlich eine 
nicht unweſentliche Erhöhung erfahren hat. 

Gemeindeforſtbeamte. 

Bisher hatten wir immer die Tatfäche zu 
verzeichnen, daß die Gemeindeforſtbeamten, die 
zu den mittelbaren Staatsbeamten gehören, 
ſowohl ihrer äußeren Stellung nach wie nach. 
ihrer Beſoldung hinter ihren Amtsgenoſſen des 
Staatsdienſtes, mit denen ſie gleiche Ausbildung, 
genoſſen und auch dieſelben Funktionen zu ver 
richten haben, weſentlich zurückgeſetzt waren. 
Die Gemeinden und anderen kommunalen Ver⸗ 
bände waren bei der Gehaltsfeſtſetzung auf 
Grund des ihnen zuſtehenden Selbſtverwaltungs⸗ 
rechtes ziemlich ſouverän, aber ſchließlich hat 
es der Staatsregierung nicht an Mitteln gefehlt, 
die nach dieſer Richtung beſtehenden unhalt⸗ 
baren Zuſtände zu beſeitigen. Von dieſen. 
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Mitteln hat ſie jedoch nicht den nötigen Gebrauch 
gemacht, und ebenſowenig hat ſie eine große 
Bereitwilligkeit gezeigt, die mittelbaren Staats⸗ 
forſtbeamten äußerlich ſo zu werten, wie es bei 
den Staatsforſtbeamten der Fall geweſen iſt. 
An der Feſtſtellung dieſer Phaſe der geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung kann ich nicht vorübergehen, 
und ebenſowenig an der Tatſache, daß der 
Widerſtand zum Teil bei den Staatsforſt⸗ 
beamten zu ſuchen geweſen iſt, die ſich der Gleich⸗ 
ſtellung der Gemeindeforſtbeamten in den Weg 
ſtellten. Bei den Gemeinden ſelbſt haben die 
Forſtbeamten allerdings meiſtens auch nicht das 
Eutgegenkommen gefunden, dag fie beanſpruchen 
durften, und das iſt zum Teil wiederum darin 
begründet, daß die übrigen Gemeindebeamten 
der Eigenart der Stellung der Forſtbeamten 
nicht freundlich gegenübergeſtanden haben. Alle 
dieſe Umſtände drängten darauf hin, daß der 
Kommunalforſtbeamten-Verein ge 
gründet wurde, der gewiſſermaßen als das 
Ideal einer korporativen Organiſation angeſehen 
werden konnte, weil Verwaltungs-, Be⸗ 
triebs⸗ und Unterbeamte ſich zu einer 
Vereinigung zur Verwirklichung der Intereſſen 
des Standes zuſammengeſchloſſen hatten. Am 
28. und 29. Juli 1920 hat die Hauptverſammlung 
des Vereins preußiſcher Kommunalforſtbeamten 
in Potsdam ſtattgefunden, und wie ſchon in 
Nr. 33 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, Seite 643, 
in dem Verſammlunasbericht hervorgehoben 
worden iſt, waren alle Anweſenden von dem gleichen 
Geiſte und dem einheitlichen Willen beſeelt, mit 
allen Kräften dahin zu ſtreben, dem Stande 
der Kommunalforſtbeamten die ihm gebührende 
Stellung zu verſchaffen und ſein geiſtiges wie 
leibliches Wohl auf eine ſichere Grundlage zu 
ſtellen. 

Daß die Vereinsbeſtrebungen darauf ein⸗ 
geſtellt waren, weitaus vorwiegend den Intereſſen 
der Betriebs⸗ und Unterbeamten zu dienen, 
war von vornherein ſelbſtverſtändlich und ergibt 
ſich auch aus der bisherigen Vereinstätigkeit. 
Leider haben die Oberförſter Veranlaſſung 
nehmen müſſen, aus dem Verein auszutreten, 
weil ſie den in der neueren Zeit in die Erſcheinung 
getretenen Beſtrebungen die Unterſtützung ver⸗ 
ſagen mußten. Im Intereſſe der geſchichtlichen 
Wahrheit muß an dieſer Stelle feſtgeſtellt 
werden, daß nicht die Oberförſter dem Verein 
den Rücken gekehrt haben, ſondern daß die 
Erſchütterung des Vereins, die vorausſichtlich 
auch zu feiner Auflöſung führen wird,“) von den 


Betriebsbeamten ausgeht und dieſen allein die 


volle Verantwortung für die Entwicklung der 
Dinge überlaſſen werden muß. 

Die Stellung der Kommunalforſtbeamten 
hat durch das Geſetz vom 8. Juli 1920 eine 
weſentliche Stärkung erfahren, indem auf ge⸗ 
ſetzlichem Wege die Gemeindeforſtbeamten hin⸗ 
ſichtlich der Beſoldung den Staatsforſtbeamten 


*) Die Auflöſung iſt inzwiſchen erfolgt. 
Die Schriftleitung. 
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gleichgeſtellt und die Kommunalverbände dem 
Zwange unterworfen wurden, den gleichen 
Pflichten auch die gleichen Rechte gegenüber⸗ 
zuſtellen. Die eine unliebſame Begleiterſcheinung 
waren die zu dem Geſetze gegebenen Ausführungs⸗ 
anweiſungen, von denen die eine die andere 
jagte, weil ihre Väter ſich nicht an den 
Sinn des Geſetzes gehalten hatten, wie es 
rein mußte. Daß eine Anderung dieſer 
Ausführungsanweiſung herbeigeführt wurde, 
iſt in erſter Linie dem Eintreten des Kommunal⸗ 
beamtenverbandes zu verdanken; aber foweit 
die ſpezifiſchen Intereſſen der Kommunalforſt⸗ 
beamten in Frage kommen, iſt die unrichtige 
Auslegung der zu dem Geſetze ergangenen Aus⸗ 
führungsanweiſung auch durch das Eingreifen des 
alten Vorſtandes des Kommunalforſtbeamten⸗ 
vereins korrigiert worden. Das Reichs⸗ 
ſperrgeſetz vom 21. Dezember 1920, welches 
die Beſoldung der Reichsbeamten als Norm 
für die Beſoldung der Landesbeamten und 
Gemeindebeamten aufſtellt, birgt für die ver⸗ 
ſchiedenartig zuſammengeſetzten Gemeindeforſt⸗ 
beamten noch manches Unangenehme in ſeinem 
Schoße, das ohne viel prophetiſchen Geiſt voraus⸗ 
geſehen werden konnte und heute ſchon im 
Regierungsbezirk Wiesbaden, der, ſoweit die 
Forſtbeamten in Frage kommen, einen Staat 
im Staate bildet, in die Erſcheinung getreten iſt. 

Wenn auch die Miniſterialverfügung vom 
22. Dezember 1919 nicht von großer Bedeutung 
iſt, ſo hat ſie doch das Gute im Gefolge gehabt, 
daß auch die Gemeindeförſter nicht mehr als 
Schutz⸗, ſondern als Forſtbetriebsbeamte, und 
ihre früheren Schutzbezirke als Förſtereien be⸗ 
zeichnet werden müſſen. 

Ungünſtig für die Anſtellung im Dienſte 
der Gemeinden äußert ſich das Unter⸗ 
bringungsgeſetz vom 30. März 1920, 
welches für die vorzugsweiſe Anſtellung der 
aus den abgetretenen Staatsgebieten ` per, 
triebenen Kommunalforſtbeamten ſowie auch für 
die Beamten, die aus den beſetzten Gebieten 
kommen, ſoweit ihnen die Fortſetzung ihrer Amts⸗ 
tätigkeit dort unmöglich gemacht iſt, Sorge zu 
tragen hat Das iſt ein Gebot der Notwendig⸗ 
keit, dem nachgegeben werden muß, wenn auch 
der einzelne ſchwer davon betroffen werden mag. 

Wie die Beſoldungsverhältniſſe der im 
Dienſte ſtehenden Beamten einheitlich mit denen 
der gleichſtehenden Staatsforſtbeamten geregelt 
ſind, fo auch die Ruhege hälter und die 
Hinterbliebenenfürſorge. Die Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes über die Altersgrenze 
können durch Orts⸗(Provinzial⸗ oder anderes) 
Statut auch für Kommunalbeamte in Kraft 
geſetzt werden. 

Wie den aus dem Dienſt ausgeſchiedenen 
Staatsbeamten die Befugnis zum Weitertragen 
der Uniform mit beſtimmten Abzeichen einge⸗ 
räumt worden iſt, muß ſie auch für die aus⸗ 
geſchiedenen Kommunalforſtbeamten die ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden, ſoweit dieſe auf 
Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 11. Oktober 
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1899 die Befugnis gehabt haben, Die Uniform 
der Staatsforſtbeamten mit den vorgeſchriebenen 
Abweichungen zu tragen. e 


C. Privatforſtbeamte. 


Auch für die Privatforſtbeamten bedeutet 
das Jahr 1920 einen Wendepunkt in der Vereins: 
geſchichte. Wenn im Verein der preußiſchen 
Staatsförſter eine Abſpaltung der Revierförſter 
ſtattgefunden hat, ſo ſind die Privatforſtbeamten 
Deutſchlands einſtweilen in zwei große Teile 
auseinandergefallen, denn neben dem alten 
Verein hat ſich „Der Deutſche Privatforſt— 
beamten⸗Verein“ gebildet, der, was heute von 
weſentlicher ſymptomatiſcher Bedeutung iſt, 
vielleicht den dritten Teil der organiſierten 
Privatforſtbeamten umfaßt. 

An ſich iſt es früher ſchon deshalb recht 
ſchwierig geweſen, bei den Privatforſtbeamten 
eine Einheitsfront herzuſtellen, weil es dem 
Stande an Einheitlichkeit gefehlt hat. Eine 
Beſſerung iſt durch die Spaltung nicht im. 
getreten, denn ſie bedeutet in erſter Linie eine 
Stärkung des Waldbeſitzes als Arbeitgeber, 
die allerdings dadurch wieder einen gewiſſen 
Ausgleich erfahren hat, daß dieſer unter dem 
allgemeinen Druck der Verhältniſſe Nachgiebig⸗ 
keit zeigen mußte, die ſicher auf mehr An⸗ 
erkennung hätte rechnen dürfen, wenn ſie als 
Folge beſſerer Einſicht hätte verbucht werden 
können. Gerade in der heutigen Zeit mußte 
die Spaltung für die Privatforſtbeamten be⸗ 
denkliche Folgen haben, denn auch der Zu— 
ſammenſchluß mit den Staatsförſtern kann 
ihnen wenig förderlich ſein. Immerhin war 
die anderweitige Ausgeſtaltung des alten 
Vereins eine Notwendigkeit, weil eine Vereinigung 
der Waldbeſitzer und Forſtbeamten in einem 
Verein notwendig vorausſetzte, daß der Einfluß 
der Betriebsbeamten weſentlich geſtärkt 
wurde. Es iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, daß 
den Angeſtellten des Privatdienſtes die Cxiſtenz 
verbürgt ſein muß, aber alle Tarife können 
nicht helfen, wenn fie nicht allgemeine An— 
erkennung finden. Soweit ſich hier ein Mangel 
an Einſicht offenbart, bedeutet es eine Stärkung 
der Gegenbewegung, aber dem ganzen Stande 
wird dadurch die Ausſicht auf den Erfolg in 
berechtigten Grenzen nicht verbeſſert. 


Von allergrößter Bedeutung für die Privat⸗ 
forſtbeamten iſt der Entwurf des neuen Forſt⸗ 
kulturgeſetzes, welcher die im Eigentum von 
Privatperſonen ſtehenden Waldungen der Staats- 
aufſicht unterwerfen will. Wenn von dieſem 
Entwurf auch gejagt werden kann, daß er den 
allgemeinen Beifall nicht findet und auch nicht in 
allen Teilen finden kann, wie es, um nur eins 
hervorzuheben, die Bearbeitung des Rechts zum 
Waffengebrauch bheweiſt, jo ſoll aber doch das 
Fundament geſchaffen werden für die Aus: 
geſtalfung eines einheitlichen Privatforſtbeamten⸗ 
ſtandes. Für die Privatforſtbeamten ſoll der 
Befähigungs nachweis gefordert werden, 
und dafür kann es uur eine Richtlinie geben: 
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die Ausbildung, wie ſie heute für die Staats⸗ 
forſtbeamten gefordert wird und bereits ihre 
Grundlage in den Beſtimmungen über die 
Annahme und Ausbildung von Lehrlingen für 
den Privatforſtdienſt findet. Unter dieſer 
Vorausſetzung wird die Forderung der Privatforſt⸗ 
beamten, in ihrer Einnahme den Staats⸗ und 
Kommunalforſtbeamten gleichgeſtellt zu werden, 
eine berechtigte fern. 


Wenn heute die Privatforſtbeamten durch 
die Beeidigung auf das Forſtdiebſtahlsgeſetz 
oder durch die Beſtätigung auf Grund des 
Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes amtliche Funktionen 
zu erfüllen haben und als Beamte im Sinne 
des § 359 des Strafgeſetzbuchs gelten, fo 
haben ſie doch nicht den Charakter der mittel⸗ 
baren Staatsbeamten. Bei Neuregelung ihrer 
Verhältniſſe wird es ihren Wünſchen jedenfalls 
voll und ganz entſprechen. wenn ihnen die 
Stellung der mittelbaren Staatsbeamten ein⸗ 
geräumt wird. Allerdings werden ſie ſich in 
dieſem Falle vor Augen halten müſſen, daß ſie, 
um wirtſchaſtliche Forderungen durchzuſetzen, 
ſich des äußerſten gewerkſchaftlichen Mittels, des 
berühmten Streiks, werden eutſchlagen müſſen. 
Wie der Miniſter des Innern Severing zu 
dieſer Frage ſteht, hat er am 2. Dezember 1920 
in der preußiſchen Laudesverſammlung in folgende 
Worte gelleidet: 

„Ich bin ... der Meinung „daß 
ein Streikrecht den Beamten nicht zu— 
geſtanden werden kann. Wer von einem 
ſolchen Streikrecht Gebrauch macht, darf ſich 
nicht wundern, wenn der Miniſter von dem 
Recht der Entlaſſung Gebrauch macht. In. 
allen Fällen wird ſo verfahren werden. Das 
wäre noch ſchöner, wenn Beamte, die zum 
Schutze des Staates berufen ſind, der Staats⸗ 
autorität durch Streiks Schläge beibringen, 
von denen der Staat ſich unmöglich erholen 
kann.“ 


D Landwirtſchaftskammern. 


Die Verhältniſſe der Zeit erfordern, daß 8 
auch der Privatwald unter allen Umſtänden 
hinſichtlich ſeiner Bewirtſchaftung mehr von 
volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten behandelt 
werden muß, als es bisher geſchehen iſt. 
Deshalb ſind auch die Beſtrebungen der Land— 
wirtſchaftskammern, auch den kleineren Wald- 
beſitz mehr in den Dienſt der Gemeinwirtſchaft 
zu ſtellen, mit Freuden zu begrüßen. Die ſehr 
intenſive Arbeit der Forſtabteilungen hat im 
Verlauf des Jahres 1920 durch die Gründung 
von Waldbauvereinen ſehr gute Erfolge zu 
verzeichnen gehabt. Auch iſt es mit Freuden 
zu begrüßen, daß die Kammern Lehrgänge 
eingerichtet haben, die weſenilich dazu beitragen 
werden, die Fortbildung oer in der Praxis 
ſtehenden Privatforſtbeamten zu vertiefen. 


E. Verſchiedenes. 


Durch Verordnung vom 4. Mai 1920 iſt 
ein vorläufiger Forſtwirtſchaftsrat gebildet 
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worden, hinſichtlich deſſen Zuſammenſetzung auf Ableben des Beſitzers an die General-Ordens⸗ 


die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 1920 Nr. 23 
Seite 423 verwieſen werden ſoll. 

Ob für die forſtliche Entwicklung in Preußen 
die Errichtung von drei Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalten, und zwar je eine in Berlin, 
Magdeburg und Caſſel, ein Fortſchritt iſt, 
darüber können die Meinungen auseinander⸗ 
gehen. Jedenfalls iſt dieſes Experiment nicht 
frei von Bedenken, denn das eine haftet ihm 
an: Der einſeitigtheoretiſche Standpunkt 
wird die Praxis regieren. Wohin das 
führt, ſollte man eigentlich doch wiſſen. 

Am 31. März hat die General⸗Ordens⸗ 
kommiſſion zu exiſtieren aufgehört, und auf 
Grund des Miniſterialerlaſſes vom 17. Dezember 
1919 iſt der Ausverkauf der preußiſchen 
Orden und Ehrenzeichen, die bisher nach dem 


C= Lieft 


kommiſſion zurückgeliefert werden mußten, in 
die Wege geleitet worden. 

Im Laufe des Jahres 1920 hat die Ver⸗ 
leihung des Charakters als Leutnant und 
der Erteilung der Erlaubnis zum Uniform⸗ 
tragen ſtattfinden können, aber der Schluß⸗ 
termin für die Einreichung der Anträge iſt auf 
dem 20. Dezember 1920 feſtgeſetzt, ſo daß 
ſpäter einlaufende Geſuche keine Berückſichtigung 
mehr finden konnen. 

Durch Reſkript vom 9. April 1920 ſind 
die Oſtmarkenzulagen und Erziehungs 
beihilfen widerrufen. 

Das Weiterbeſtehen der Forſtakademie 
Münden iſt einſtweilen geſichert, und damit 
dürfte der Ausbildung der Verwaltungsbeamten 
ein ſehr großer Dienſt erwieſen ſein. 


Jur Amſatzſteuerpflicht der Landwirte und Forſtbeamten. 


Vom Geh. Rechnungsrat im Oberverwaltungsgericht Ehrhardt. 


Wie das ältere Umſatzſteuergeſetz, jo ſieht auch | Verbrauche dient, ſondern nachhaltig von den 
das neuere vom 24. 12. 1919 (Reichsgeſetzblatt Produkten verkauft wird. Der beamtete Lehrer 


S. 2157) die Beſteuerung aller „Umſätze“ vor. 
Aus dem Geſetze iſt zwar eine ſtrenge Gliederung 
dieſes Begriffes nicht zu erſehen, doch iſt daraus zu 
folgern, daß in erſter Linie unter Umſatz alle die 
Lieferungen und Leiſtungen zu verſtehen ſind, die 
jemand in ſeinem ſelbſtändigen Gewerbe oder 
Berufe zu dem Zwecke ausführt, um daraus ſeinen 
Erwerb zu erzielen. 


neben ſeinem Gehalt Einnahmen 
ſtelleriſcher Tätigkeit, aus Vorträge 


oder Juriſt uſw. iſt umſatzſteuerpflichtig, ſobald er 
e ſchrift⸗ 
uſw. hat. 
Hinſichtlich der Steuerpflicht der Landwirte ſind 
nach einem im Deutſchen Steuerblatte 1919, 
Seite 432 veröffentlichten Gutachten des Reichs⸗ 
finanzhofes vom 4. 4. 1919 folgende Merkmale 
beachtenswert: 


Unterſchieden werden drei Arten von Umſatz⸗ 1. Der Eigenverbrauch des Landwirts nach $ 1 


ſteuern: a) die allgemeine Umſatzſteuer, die 1½ 0 
des Entgelts beträgt, b) eine erhöhte Umſatzſteuer 
für Lieferung beſtimmter Luxusgegenſtände durch 
den Herſteller und e) eine erhöhte Steuer für die 
Lieferung einzelner beftimmider Luxusgegenſtände 
im Kleinhandel. In den Fällen zu b und e be⸗ 
ziffert ſich die Umſatzſteuer auf 5 bis 15 % des 
Umſatzes. 
betrage der Entgelte berechnet, die der Steuer⸗ 
pflichtige im Laufe eines Steuerabſchnittes für ſeine 
Leiſtungen vereinnahmt hat. Der Steuerabſchnitt 
beträgt ein Kalenderjahr, und wenn ſich die ſteuer⸗ 
pflichtige Tätigkeit nicht auf das ganze Jahr erſtreckt, 
den entſprechenden Teil des Kalenderjahres. Der 
Steuerpflichtige hat der Steuerſtelle (Umſatzſteuer⸗ 
amt) innerhalb eines Monats nach Ablauf des 
Steuerabſchnittes eine Steuererklärung abzugeben. 
Das Formular hierzu iſt von der Steuerſtelle ein⸗ 
zuholen und dieſer demnächſt ausgefüllt wieder 
zuzuſtellen. Die Steuer iſt innerhalb zweier Wochen 
nach Bekanntgabe des Beſcheides zu entrichten. Die 
Hinterziehung der⸗Umſatzſteuer zieht nach § 43 des 
Geſetzes eine Geldſtrafe bis zum 20fachen Betrage 
der hinterzogenen Steuer oder Gefängnis nach ſich. 

Die für viele Forſtbeamte, die Landwirtſchaft 
nebenbei betreiben, brennende Frage, ob ſie aus 
dieſem Betriebe umſatzſteuerpflichtig ſind, muß 
bejaht werden. Zwar kommen Beamte bezüglich 
ihres dienſtlichen Einkommens bei der Umſatzſteuer 
nicht in Betracht, anders aber die Erträge aus der 
Tätigkeit im landwirtſchaftlichen Betriebe. Da das 
Geſetz keine Befreiung der kleinſten Betriebe kennt, 
ſo trifft die Steuerpflicht des Eigenverbrauchs auch 
den Kleinſiedler, ſelbſt den auf Hackkulturland an⸗ 
geſetzten Induſtriearbeiter, wenn nur der land⸗ 
wirtſchaftliche Betrieb nicht ausſchließlich eigenem 


Die Steuer wird nach dem Geſamt⸗ 2. 


Abi. 2 des Umſatzſteuergeſetzes umfaßt auch die 
Beköſtigung der Familienangehörigen des Unter⸗ 
nehmers, ſoweit ſie kraft geſetzlicher Ver⸗ 
pflichtung oder freiwillig gewährt wird; ſoweit 
die Beköſtigung der Familienmitglieder Entgelt 
für deren Tätigkeit im Betriebe iſt, iſt die Um⸗ 
ſatzſteuerpflicht nach § 1 Abſ. 1 gegeben. 

Die Entnahme von Erzeugniſſen aus dem Eigen⸗ 

betriebe des Landwirts zur Belöſtigung feines 

Geſindes iſt ſteuerpflichtig, und zwar nach § I 

Abſ. 2 des Umſatzſteuergeſetzes, wenn das Ge⸗ 

ſinde nicht im Betriebe mit tätig iſt, ſonſt nach 

§ 1 Abſ. 1. 

Somit ergibt ſich folgende Beurteilung für 
die Entnahme land wirtſchaftlicher Erzeugniſſe: 
1. Was der Landwirt ſeinem Betriebe entnimmt, 

um es perſönlich zu verbrauchen, iſt umſatz⸗ 

ſteuewpflichtig nach § 1 Abſ. 2; dieſer Ver⸗ 
brauch dient nicht gewerblichen Zwecken. Der 

Landwirt ernährt ſich aus den Erzeugniſſen 

ſeines Betriebes, um ſein Leben zu friſten, 

ohne Rückſicht darauf, ob und inwieweit er 
ſich im Betriebe betätigt. 

2. Was der Landwirt ſeinem Betriebe ent⸗ 
nimmt, um Perſonen zu beköſtigen, denen er 
gegenüber dem bürgerlichen Recht unterhalts⸗ 
pflichtig iſt, iſt ebenfalls ſteuerpflichtig nach 
SL Abſ. 2, weil damit gleichfalls nicht gewerb⸗ 
liche Zwecke verfolgt werden. § 1 Abſ. 1 
kommt nicht in Betracht, überdies liegt keine 
entgeltliche Lieferung vor. 

3. Was der Unternehmer ſeinem Betriebe ent⸗ 
nimmt, um damit ſeine landwirtſchaftlichen 
Arbeiter zu entlohnen, unterfällt, weil inſo⸗ 
weit gegen Entgelt ausgeführte Lieferungen 
innerhalb der gewerblichen Tätigkeit ve: 
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liegen, der Steuerpflicht nach § 1 Abſ. 1. Für | kleine landwirtſchaftliche Unternehmungen mit 


die Anwendung des Abſ. 2 iſt kein Raum. 
4. Was der Landwirt ſeinem Betriebe entnimmt, 
um damit ſeine perſönlichen Dienſtboten zu 
entlohnen, unterfällt nicht dem § 1 Abſ. 1, 
weil nicht innerhalb der gewerblichen Tätig⸗ 
keit liegend, iſt aber eben deshalb nach Abſ. 2 
ſteuerpflichtig. 
Soweit vom Unternehmer verköſtigte Fa⸗ 
milienmitglieder in dem landwirtſchaftlichen 
Betriebe tätig ſind, braucht nicht unterſchieden 
zu werden, ob ſie gegen Entgelt beſchäftigt 
werden oder ob ſie kraft geſetzlicher Vorſchrift 
(Bürgerl. Geſ.⸗Buch $ 1356 und 1617) die 
Dienſte leiſten. Im erſteren Falle ergibt ſich 
die Steuerpflicht aus § 1 Abſ. 1, im zweiten 
Falle handelt es ſich auf ſeiten des Unter⸗ 
nehmers um die Gewährung des Unter⸗ 
halts ohne Entgelt und zugleich um Ent⸗ 
nahme zu Zwecken, die außerhalb des gewerb⸗ 
lichen Betriebes liegen, ſo daß die Steuer⸗ 
pflicht nach § 1 Abſ. 2 gegeben iſt. 

§ 31 des Geſetzes ſieht zwar eine allgemeine 
Buchführungspflicht, und zwar nach der Vorſchrift 
des $ 162 der Reichsabgabenordnung, vor. Für 


Go Det Ei? 


einem Geſamtumſatz, einſchließlich des Eigen⸗ 
verbrauches, von nicht mehr als 15 000 & beſteht 
aber eine ſolche Buchführungspflicht nicht. Über⸗ 
ſtiegen die vereinnahmten Entgelte im Vorjahre 
nicht 30 000 „. und beſteht kein Anlaß zur An⸗ 
nahme, daß die Entgelte im laufenden Jahre dieſen 
Betrag überſteigen, ſo braucht der Steuerpflichtige 
in ſeine Bücher nicht tägliche Eintragungen zu 
machen; es genügen wöchentliche Geſamt⸗Ein⸗ 
tragungen; auch kann der Eigenverbrauch weg⸗ 
gelaſſen und am Schluſſe des Steuerabſchnitts 
durch Schätzung hinzugeſetzt werden. 

Für die Veranlagung waren bis zur Einrichtung 
der Finanzämter die Magiſtrate in den Städten 
und die Kreisausſchüſſe für das Land zuſtändig. 
Gegen die Veranlagung iſt binnen einem Monat 
der Einſpruch beim Umſatzſteueramt (fortan Finanz⸗ 
amt) und gegen deſſen Beſcheid die Berufung an 
das Landes finanzamt (Finanzgericht) gegeben. 
Gegen deſſen Urteil kann noch binnen einem Monat 
Rechtsbeſchwerde bei dem Reichsfinanzhof in 
München eingelegt werden. Über einen Steuer⸗ 
erlaß aus Billigkeitsgründen befindet nach § 198 
der Reichsabgabenordnung derReichsfinanzminiſter. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 

200. Sigung, Freitag, den 17. Dezember 1920, 

(Schluß.) - 

Präſident Leinert: Der Herr Abgeordnete 
Müller (Hannover) hat Blockabſtimmung über die Be⸗ 
ſoldungsordnung beantragt. Das kann nur geſchehen, 
wenn niemand widerſpricht. — — Ich ſtelle feſt, daß 
niemand der Blockabſtimmung widerſpricht. — — 

Zunächſt beantragen die Abgeordneten Neumann 
(Magdeburg), Blank, Degenhardt, Dr. von Kries, 
Meyer (Herford) in der Druckſache Nr. 3811, in Spalte 2 
unter Gruppe 13 ſtatt „19 500 bis 21 000 A1 zu ſetzen 
„20 000 bis 22 000 AT Das ſtimmt überein mit den 
Ausſchußbeſchlüſſen auf Spalte 2 in Gruppe 13 auf 
Seite 76 der NE 3581 der Druckſachen. Ich darf ohne 
beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß das Haus ſo 
beſchloſſen hat. — — 

Dann hat der Herr Abgeordnete Neumann beantragt, 
im Abſchnitt II Seite 85 „Obermaſchinenmeiſter“ aus 
Gruppe 6 als „Maſchinenbetriebsleiter“ nach Gruppe 7 
zu ſetzen, und zwar handelt es ſich um die Preußiſche 
Landesverſammlung — Druckſache Nr. 3846.— — 

Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, daß das Haus dieſen Abänderungen und Berich⸗ 
tigungen zugeſtimmt hat. — Ich ſtelle das feſt. 

Wir kommen dann zur Blockabſtimmung über das 
Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten, Druckſache Nr. 3581. Ich bitte 
diejenigen, die dem Geſetz zuſtimmen wollen, ſich 
zu erheben. Das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf iſt 
angenommen. (Rufe: Einſtimmig!) — Meine Herren, 
wenn noch ein Herr ſitzen bleibt, iſt keine Einſtimmigk it 
vorhanden. — Jetzt iſt er auch aufgeſtanden. ( Heiterkeit.) 
Ich ſtelle alſo feſt, daß jetzt Einſtimmigkeit beſteht. 
(Beifall.) Damit iſt die zweite Beratung erledigt. 

Wir kommen nun zur dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Beſprechung und — 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 

Nachdem in der zweiten Beratung der Geſetzent⸗ 
wurf in der Blockabſtimmung angenommen worden 
iſt, darf ich wohl annehmen, daß dies auch für die dritte 
Beratung geſchehen ſoll. — — Ich ſtelle die Block⸗ 
annahme des Geſetzentwurfs in dritter Beratung feſt. 

Dann kommen wir zur Schlußabſtimmung. Ich 
bitte diejenigen, welche den Geſetzentwurf im ganzen 
annehmen wollen, ſich zu erheben. Das iſt ebenfalls 
Einſtimmigkeit. (Bravo!) Ich muß mich korrigieren; 
es haben doch zwei Herrcen geſeſſen. Der Geſetzentwurf 
iſt alſo mit Mehrheit in der dritten Beratung an⸗ 
genommen. — — 


Zweite und dritte Beratung des Geſetz⸗ 

entwurfs über die Verſorgungsbezüge der 

zum 1. April 1920 oder zu einem früheren 

Zeitpunkt in den Ruheſtand verſetzten un⸗ 

mittelbaren Staatsbeamten, ihrer Hinter- 

bliebenen und der Hinterbliebenen der vor 
dem 1. April 1920 verſtorbenen Beamten 

(Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetz). — Druckſachen 

Nr. 3577, 3675. 

Präſident Leinert: Die Anträge des 20. Aus⸗ 
ſchuſſes befinden ſich auf Druckſache Nr. 3577 und in 
dem Nachtragsantrag. 

Wortlaut der Anträge: 

Nr. 3577: 1. das vorbezeichnete Geſetz nach den Aus⸗ 
ſchußbeſchlüſſen anzunehmen, ) 
2. die Staatsregierung zu erſuchen: 

2) auf die Reichsregierung dahin einzuwirken, den 
im Gemeindedienſt in der Zeit vom 1. Auguſt 
1914 bis 31. Dezember 1918 als Beamte wieder 
verwendeten Ruhegehaltsempfängern und Warte⸗ 
geldempfängern des preußiſchen Staatsdienſtes 
einen Zuſchuß unter entſprechender Anwendung 
des $ 7 des preußiſchen Beamten⸗Altruhegehalts⸗ 
geſetzes aus Rechtsmitteln zu gewähren, 

b) Beamtenhinterbliebenen, die jetzt Anſpruch auf 
ſtaatliche Verſorgung haben würden, aber bisher 
nicht aus der Staatskaſſe, ſondern nur aus anderen 
Kaſſen Verſorgungsbezüge erhalten, derart Zu⸗ 
ſchüſſe zu gewähren, daß ſie den nach den geltenden 
Penſionsgeſetzen zu gewährenden gleichkommen. 

Nr. 3675: 1. dem Antrage auf Seite 1 der Druckſache 

Nr. 3577 folgende Nr. 3 hinzuzufügen: 

3. die eingegangenen Eingaben, ſoweit ſie ſich auf 
Gleichſtellung der Alt» und! der Neupenſionäre 
beziehen, für erledigt zu erklären, fomeit He cine 
Anderung der Penſionsgeſctze ver'angen, der 
Staatsregierung als Material zu überweiſen. 

2. dem SG Abſ. 1 folgende Faſſung zu geben: 

(1) Die im S 13 a des Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ 
geſctzes vorgeſehene Kinderbeihilfe einſchließlich 
Ausgleichszuſchlag wird für die Zeit vom 1. April 
1920 an in der gleichen Weile unter den dort ge⸗ 
nannten Vorausſctzungen auch den im $ 1 dieſes 
Geſetzes bezeichneten Beamten ſowie für die 
Kinder der vor dem 1. April 1920 im Amte oder 
im Ruheſtande verſtorbenen Beamten gewährt. 

Krug, Berichterſtatter (Bentr.): In der Ge ſotz⸗ 
gebung iſt es wohl ſelten vorgekommen, daß ein Geſetz 
bei allen betroffenen Kreiſen volle Zuſtimmung gefunden 
hat. Ich glaube aber, Ihnen in Ausſicht ſtellen zu dürfen, 
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daß, wenn Sie dieſes Beamtenaltruhegehaltsgeſetz eben⸗ 
falls im ganzen annehmen, Sie in den Kreiſen der davon 


Betroffenen volle Zufriedenheit und dankbarſte An⸗¶H 


erkennung finden werden. Die Aufbeſſerung der 
Beamtenbeſoldungen hat naturgemäß auch eine Er⸗ 
höhung der Penſionsbezüge zur Folge. Die Regierung 
Bat dem in den Së 14 bis 19 des Bcamtendienſtein⸗ 
kommensgeſetzes Rechnung getragen. Es werden dadurch 
den Ruheſtandsbeamten und den Hinterbliebenen von 
Beamten neben der auf der Grundlage der neuen 
Beſoldungsordnung errechneten Penſion ein Verſorgungs⸗ 
zuſchlag und die Kinderbeihilfen bewilligt. 

Um die Bezüge der Altruheſtandsbeamten und der 
Althinterbliebenen in ihrer unverkennbaren Notlage 
auch aufzubeſſern, hatte die Regierung uns ein 
Beamtenaltruhegehaltsgeſetz vorgelegt. In dieſer 
Vorlage werden den Altpenſionären und den Althinter⸗ 
Bliebenen der Verſorgungszuſchlag und die Kinder⸗ 
beihilfe in gleicher Höhe wie den Neupenſionären De: 
willigt; zu der eigentlichen Penſion aber ſollten ſie nur 
einen Zuſchuß erhalten, und dieſer Zuſchuß ſollte die 
Hälfte des Unterſchiedsbetrages zwiſchen der alten und 
der neuen Penſion ausmachen. Ferner wollte man 
die Beamten, die ſeit dem 1. April 1919 in den Ruhe⸗ 
ſtand getreten waren, den Neupenſionären vollſtändig 
gleichſtellen. Der 20. Ausſchuß war aber einmütig der 
Anſicht, daß dieſe Vorlage weder in materieller noch 
in formeller Hinſicht genügen könne: materiell nicht, 
weil die den Altpenſionären und Althinterbliebenen 
zugebilligten Zuſchüſſe uns unzulänglich erſchienen 
ehr wahr!), formell nicht, weil die Regierung an dem 
alten Grundſatz feſthielt, daß der Penſionär mit dem 
Ausſcheiden aus dem Amte auch aus der Fürſorge 
des Staates ausgeſchieden ſei. 

Meine Damen und Herren, es gereicht mir zur 
beſonderen Freude, hier feſtſtellen zu können, daß der 
20. Ausſchuß dieſe Auffaſſung nicht geteilt hat. In 
völliger Einmütigkeit und mit unerſchütterlicher Beharr⸗ 
lichkeit hat der ganze Ausſchuß daran feſtgehalten, daß 
die Altpenſionäre materiell den Neupenſionären in 
Allen Teilen der Bezüge gleichzuſtellen ſeien (lebhafter 
Beifall) und daß ſie formell auch nach dem Ausſcheiden 
aus dem Amte der Beamtenſchaft doch noch angehören 
(ehr richtig!) und deshalb an aller ſtaatlichen Fürſorge 
auch in der Zukunft teilhaben ſollen. (Sehr richtig!) 

Der Ausſchuß kam zu dieſer Auffaſſung zunächſt aus 
rechtlichen Erwägungen. Man war allgemein der 
Anſicht, daß das ſtaatsrechtliche Verhältnis, das zwiſchen 
dem Staat und ſeinen Beamten beſtehe und das ſeinen 
Ausdruck darin finde, daß der Beamte dem Staate 
ſeine ganze Kraft während ſeiner Dienſtzeit widme, 
wofür der Staat dem Veamten nicht nur Schutz, 
ſondern auch ein auskömmliches Gehalt gewähre, mit 
dem Ausſcheiden des Beamten aus dem Dienſt nicht 
aufhöre. (Sehr richtig!) Der Staat ſei verpflichtet, 
auch über die Verabſchiedung hinaus bei einer Ver⸗ 
ſchlechterung der allgemeinen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
Hältnifie für den Beamten zu ſorgen, und zwar ebenſo 
wie für den im Dienſt befindlichen. Das ſei um ſo mehr 
der Fall, weil die Penſion in ihrem Weſen nichts anderes 
darſtelle als einen von der Regierung dem Beamten 
während der Dienſtzeit einbehaltenen Gehaltsteil. 
(Sehr richtig!) Dieſe Rechtsauffaſſung wird durch 
höchſtgerichtliche Entſcheidungen und die Gutachten 
mamhafter Rechtslehrer geſtützt. 

Für die Gleichſtellung entſchied ſich der Ausſchuß 
aber auch, weil die bisher herrſchende Ungleichheit in der 
Berjorgung der Ruheſtandsbeamten nachgerade une 
erträglich geworden iſt. Unter dieſen befinden ſich ſolche, 
deren Penſion nach den Beſoldungsordnungen von 
1908, 1897 und nach noch früheren Beſoldungsvor⸗ 
ſchriften berechnet war. (Sehr richtig!) Zu dieſer 
Buntſcheckigkeit ſollte nun noch eine weitere Verſchieden⸗ 
geit hinzutreten, und das wollte der Ausſchuß nicht mit⸗ 
machen. (Sehr gut!) 

Ganz unbegründet erſchien es aber dem Ausſchuß, 
daß die Scheidelinie zwiſchen den Alt⸗ und Neu⸗ 
Yenfionären mit dem 1. April 1919 getroffen fein ſoll. 
Während der erſten Kriegsjahre hatten viele Beamte 
iu doppelter Arbeitsleiſtung ihre Krafte gänzlich auf⸗ 
3 ſo daß ſie noch vor Kriegsſchluß zuſammen⸗ 

wellen und ſich zur Ruhe ſetzen mußten. Dieſe nun 
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von den Wohltaten der Gleichſtellung mit den Neu⸗ 
penſionären auszuſchließen, wäre eine unerträgliche 
ärte geweſen. (Sehr richtig!) Entſcheidend aber für 
den Entſchluß des Ausſchuſſes war die große Not age, 
in der gerade die Altpenſionäre und die Altkınterbli.b. n u 
ſich jetzt befmden. Sie leben wie die Neupenſionäre 
unter den gleichen Teuerungsverhä tniſſen, Or Dr wahr!), 
ja ſie fühlen ber ihrem A. ter und bei ihrer vielfachen 
Gebrechlichkeit, in der ſie vermehrter Hilfe bedürfen, 
die Notlage doppelt ſchmerzlich und doppelt drückend. 
(Sehr richtig) Deshalb verlangte man im Ausſchuß, 
daß bei gleicher Not auch gleiche Verſorgung eintret n 
müſſe. (Sehr richtig!) Meine Damen und Herren, 
ich bitte Sie nun im Namen des Ausſchuſſes, ſtimmen 
Sie ebenſo geſchloſſen dem Geſetz zu, wie es der 
Ausſchuß getan hat. Wir beſcheren dann den be⸗ 
dürftigen Atpenlionärten und Al thinterbliebenen eine 
doppelte Weihnachtsgabe (ſehr gut!), einmal dadurch, 
daß wir ſie vor der drückendſten Notlage ſchützen, 
dann aber auch dadurch, daß wir die Altruheſtändler 
wieder vollberechtigt dem Beamtenſtande angliedern 
(ſehr wahr!) und ihnen auch für die Zukunft weiter⸗ 
gehende Fürſorge ſichern. Nehmen Sie das Geſctz an, 
dann werden Sie Freude, Dank und Anerkennung 
auslöſen und ein frohes Weihnachtsfeſt allen den 
Betroffenen bereiten. (Bravo!) 

Ebenſo bitte ich Sie, den Nachtragsantrag auf 
Druckſache Nr. 3675 anzunehmen. Was da unter Ziiffer 1 
verlangt wird, iſt nur formeller Natur. Die Neu⸗ 
faſſung in 8 6 iſt rein redaktioneller Art. Dieſe Neu⸗ 
faſſung wurde nötig, weil der entſprechende Paragraph 
in dem Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz nachträglich 
geändert war und erun mit dem Beamten⸗A truhe⸗ 
gehaltsgeſetz in Übereinftimmung gebracht wurde. 

Meine verehrten Damen und Herren, ich möchte 
mir auch hier erlauben, den Antrag zu ſtellen, dieſes 
Geſetz in zweiter und dritter Beratung en bloc anzu⸗ 
nehmen. (Bravo!) 

Präſident Leinert: Es iſt der Antrag geſtellt, 
auch dieſes Geſetz in zweiter und dritter Beratung 
durch Blockabſtimmung anzunehmen. 

Wir kommen dann zur Abſtimmung über den 
Geſetzentwurf in zweiter Beratung. Der Blodab- 
ſtimmung iſt nicht widerſprochen. Dann bitte ich die⸗ 
jenigen, welche dem Geſetzentwurf in zweiter Leſung 
im ganzen die Zuſtimmung geben wollen, ſich zu er⸗ 
geben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; der Geſetz⸗ 

twurf iſt zugleich mit der Anderung für $ 6 Abſ. 1 
gemäß dem Antrage Nr. 3675 zu 2 angenommen. 

Wir kommen dann zur dritten Beratung. Ich 
eröffne die allgemeine Beſprechung und — ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen danu 
zur Einzelbeſprechung. Ich eröffne die Beſprechung 
und — ſchließe ſie, da auch hier Wortmeldungen nicht 
vorliegen. 

Wir kommen zur Abſtimmung. Auch hier iſt Block⸗ 
abſtimmung beantragt, ohne daß Widerſpruch erhoben 
iſt. Ich bitte diejenigen, die dem Geſetzentwurf in dritter 
Beratung zuſtimmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchicht.) 
Ich ſtelle feſt, daß der Geſetzentwurf einſtimmig in dritter 
Beratung angenommen iſt. (Bravo!) Dann darf ich 
wohl feſtſtellen, daß auch in der Schlußabſtimmung die 
Annahme des Geſetzentwurfes mit derſelben Ein⸗ 
ſtimmigkeit wie in dritter Berotung erfolgt iſt. — — 

Erſte Beratung des Geſetzentwurfs, be⸗ 

treffend die Gewährung von Notzuſchläg en 
zu den geſetzlichen Kinderbeihilfen und zu 
den Ortszuſchlägen der nichtplan mäßigen 

Beamten und Volkzsſchullehrperſonen. 

Druckſache Nr. 3658. 

Lüdemann, Finanzminiſter: Die Preußiſche 
Landesverſammlung hat ſoeben ſieben Geſetzen ihre 
Zuſtimmung gegeben, durch die die Beſoldung der 
Beamten, Lehrer und Geiſtlichen auf eine vollkommen 
neue Grundlage geſtellt worden iſt. — — 

Im Verlauf dieſer Beratungen ſind die Ihnen vor⸗ 
gelegten Entwürfe in einigen ſehr weſent'ichen Teilen 
noch ganz erheblich zugunſten der Beamten verbeſſert 
worden. — — — Ich nenne die Höherſtufung der hand⸗ 
werksmäßig vorgebildeten Beamten, die Beſſerſtellung 
von Polizei und Landjägerei, die Verbeſſerung der Auf 
ſtiegs möglichkeit für faſt alle techniſchen Beamten, ich 
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nenne vor allem die Verbeſſerung der Verſorgungs⸗ 
zuſchläge für die Ruhegehaltsempfänger, und nicht 
zuletzt die Gleichſtellung der Altpenſionäre mit den 
Neupenſionären. — — 

Die Staatsregierung iſt ſich vollkommen deſſen 
bewußt, daß auch durch die neuen Bezüge, durch alles 
das, was jetzt den Beamten gegeben worden iſt, nicht 
jede Not beſeitigt worden iſt, daß noch mancher Mangel 
und manche Knappheit beſtehen bleibt. Die Dinge 
liegen leider ſo, daß bei der immer noch rapide fort⸗ 
ſchreitenden Geldentwertung wenig Ausſicht vorhanden 
iſt, daß ſich der Abſtand zwiſchen der Preisſteigerung 
und der Gehaltsſteigerung zugunſten der Beamten 
verringert. Wir haben uns deshalb auch bemüht, 
noch einmal ſehr ernſthaft zu erwägen, was angeſichts 
der Ihnen bekannten, ſehr ſchwierigen Finanzlage des 
Staates noch weiter geſchehen, d. h. ob über das den 
Beamten nunmehr Gegebene hinaus noch weitere Hilfe 
geleiſtet werden kann. Dieſem Gedankengange iſt der 
Geſetzentwurf entſprungen, der dem Haufe vorliegt 
und jetzt zur Beratung ſteht. Der Zweck dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes geht dahin, die Ausgleichszuſchläge zu den 
Kinderbeihilfen noch weiter, nach Ortsklaſſen abgeftuft, 
zu verſtärken und außerdem für die nichtplanmäpigen 
Beamten und Volksſchullehrperſonen den vollen Orts⸗ 
zuſchlag zu bewilligen. — — 


Roſebrock, Abgeordneter (Soz.⸗Dem.): — — Im 
Namen der Parteien von der Sozialdemokratiſchen 
Partei bis zur Deutſchnationalen Partei kann ich er⸗ 
klären, daß fie dem Geſetzentwurf ihre Zuſtimmung 
nur geben, weil ſie, da das Reichsſperrgeſetz entgegen⸗ 
fteht, im Augenblick etwas anderes nicht machen können. 
Im 20. Ausſchuß, dem Beſoldungsausſchuß, waren 
wir einmütig der Meinung, daß dieſe Erhöhung, wie 
ſie im Reichstag beſchloſſen worden iſt, nicht ausreichend 
iſt. Wir ſprechen die beſtimmte Erwartung aus, daß 
der Herr Finanzminiſter und die übrigen Herren Miniſter 
es ſich angelegen ſein laſſen werden, im Reichstag, im 
Reichsrat und bei der Reichsregierung darauf hinzu⸗ 
wirken, daß demnächſt ſämtliche Beamte und Beam⸗ 
tinnen, auch die unverheirateten Beamten, die Beamten 
ohne Kinder und die älteren Beamten, die verſorgungs⸗ 
berechtigte Kinder nicht mehr haben, in den Genuß 
eines höheren Ausgleichszuſchlags kommen. Das iſt, 
wie ich ſchon ſagte, die einmütige Auffaſſung aller 
Parteien von der Sozialdemokratiſchen Partei bis 
zur Deutſchnationalen Volkspartei im Beſoldungz⸗ 
ausſchuß gemejen. — — 

Die Vorlage ift dem Hauptausſchuß überwieſen. 
Beratung der Anträge der Abgeordneten 
Schüling, Dr. Heß, Krug, Goebel, Hauſchildt, 
Wittrock und Genoſſen über Beſatzungs⸗ 
zulagen. — Druckſachen: Nr. 2473, 2551, 2942, 
2978, 3012, 3040, 3065, 3303. 


Vizepräſident Dr. v. Kries: Die Anträge des 

20. Ausſchuſſes befinden ſich auf Druckſache Nr. 3303. 
Wortlaut des Antrags: 

1. die Staatsregierung zu erſuchen: 

A. 1. den preußischen Beamten, den Geiſtlichen 
und Lehrern, den Angeſtellten und Lohn⸗ 
empfängern der Staatsbetriebe der beſetzten 
Gebiete die Beſatzungszulage nach den Grund⸗ 
ſätzen des Reiches mit rückwirkender Kraft vom 
Tage der Beſatzung ab, früheſtens vom 1. Januar 
1920 an, unverzüglich auszuzahlen, 

2. die Beſatzungszulage auf alle Empfänger von 
Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezügen ent⸗ 
ſprechend auszudehnen, 

3. auf alle Kommunalverwaltungen einzuwirken, 
daß bei dieſen ſinngemäß verfahren wird, — — 
den im beſetzten Teile der Stadt Düſſeldorf 
(Düſſeldorf⸗Ober⸗Caſſel, Düſſeldorf⸗ Heerdt uſw.) 
wohnenden und im unbeſetzten Teile beſchäftigten 
Beamten die Wirtſchaftsbeihilfe (Beſatzungs⸗ 
zulage) zu zahlen: 


B. 
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C. 1. allen Beamten der erſten und zweiten Ab⸗ 

ſtimmungszone in Nord⸗Schleswig eine gleich⸗ 
mäßige Zulage in Höhe des höchſten Betrages, 
der einer Beamtengruppe dort gezahlt worden 
iſt, zu gewähren, 

2. dieſe Zulage auf alle Empfänger von Ruhe⸗ 
gehalts⸗ und Hinterbliebenenbezügen ent⸗ 
ſprechend auszudehnen, 

3. auf alle Kommunalverwaltungen einzuwirken, 
daß bei dieſen ſinngemäß verfahren wird, — — 

Neumann (Magdeburg), Berichterſtatter (Soz. 
Dem.): Meine Damen und Herren, das Reich zahlt 
an ſeine Beamten in den beſetzten Gebieten Wirtſchafts⸗ 
beihilfen, die ſogenannten Beſatzungszulagen. Nun 
hat ſich der Umſtand ergeben, daß in dieſen beſetzten 
Gebieten wohl das Reich an feine Bramten die Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfen gezahlt hat, aber die Länder und die 
Kommunen teilweiſe nicht. Das iſt eine Unſtimmigkeit, 
die innerhalb der Beamtenſchaft auf alle Art und 
Weiſe verbitternd gewirkt hat. Um dieſer Unſtimmigkein 
abzuhelfen, iſt von ſeiten verſchiedener Parteien in 
verſchiedenen Anträgen beantragt worden, daß auch 
die Länder, daß auch Preußen ſeinen Beamten in den 
beſetzten Gebieten eine Beſatzungszulage zahle. Im 
20. Ausſchuß, dem dieſe Materie überwieſen wurde, 
iſt der Veſchkuß gefaßt, daß dieſe Beſatzungszulage, 
die das Reich den Beamten zahlt, von den Ländern 
ebenfalls gezahlt werden ſoll. — — 

Vizepräſident Dr. v. Kries: — — Das Haus 
ſtimmt den Anträgen zu. Ich ſtelle das feſt. 
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Aus Württemberg. 


Bei der Beratung des Forſthaushaltsetats im 
Finanzausſchuß wurde auch die Frage der künftigen 
Ausbildung der Forſtwarte im Organismus der 
Staatsforſtverwaltung beſprochen. Den Forſt⸗ 
warten liegt es fern, in Steklen, die für die 
höheren Forſtbeamten vorgeſehen ſind, eindringen 
zu wollen. Aber ſie legen großen Wert auf die 
Löſung der Ausbildungs frage. Vorſchläge liegen 
ſchon längſt vor, nur iſt bei den Forſtwarten und 
Förſtern alles wieder aufs tote Geleis geichoben. 
Die Forderungen ſehen insbeſondere vor: die 
Abſchaffung der militäriſchen Organiſation der 
Forſtwarte, die Benennung einer hierdurch not⸗ 
wendig werdenden, das Dienſtgebiet deckenden 
Bezeichnung, die Berufung der Forſtwarte als 
Mitbewirtſchafter des Waldes und der ſich hieraus 
ergebenden weiteren Ausgeſtaltung der ſozialen 
und dienſtlichen Stellung derſelben. Sie ſind 
ſchon längſt erörtert, aber noch nicht verwirklicht. 
Eine gründliche Umänderung der perſönlichen und 
beruflichen Verhältniſſe auf dieſer Grundlage iſt 
nach Anſicht der Beteiligten lediglich ein Akt der 
Gerechtigkeit. Im Forſtwartsberuf find Kräfte, 
die es nicht verdienen, daß ſie weiter unter dem 
überlebten militäriſchen Syſtem ſeufzen müſſen 
Die von den höheren Forſtbeamten geäußerten 
Wünſche ſind nach kurzer Zeit erfüllt worden; 
bei den niederen Forſtbeamten geht der Kampf 
um Beſſerſtellung ſchon auf Jahrzehnte zurück. — 
Leuten, wie den Forſtwarten, denen die reichſten 
Schätze des württembergiſchen Staates, die Wälder, 
mitanvertraut ſind, ſollte man ihre Arbeits⸗ 
freudigkeit nicht durch Nichtberückſichtigung ihrer 
berechtigten Wünſche beinträchtigen, ſondern ſie 
durch volle Bewertung ihrer Leiſtungen zur inten⸗ 
ſiven Mitarbeit anzuhalten ſuchen auf der Baſis 
vollbeamtenrechtlicher Beſtimmungen. 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Betrifft Dienſtaltersliſten der Staatsförſter im 
Hinblick auf die Beſetzung der Aufrückungsſtellen. 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 2789. 


Berlin, den 11. Februar 1921. 

Die Regierung wolle mit größtmöglichſter 
Beſchleunigung — ſpäteſtens - beſtimmt bis Ende 
dieſes Monats — Aufrückungs⸗Dienſtaltersliſten 
der Staatsförſter vorlegen. Die überzähligen 
Förſter (o. R.) brauchen nicht aufgeführt zu 
werden. Als Reihenfolge der Aufführung gilt 
der Tag des Eintritt in das Jägerkorps. Inner⸗ 
halb der Eintrittsjahrgänge iſt für die Reihenfolge 
das Jahr und die Nummer des Forſtverſorgungs⸗ 
ſcheins maßgebend. 

Auszuſcheiden ſind ſämtliche Wartegeld⸗ 
empfänger, welche für Förſterſtellen nicht mehr in 
Frage kommen; dagegen müſſen die noch endgültig 
unterzubringenden Förſter aus den Abtretungs⸗ 
gebieten aufgeführt werden, ſoweit ihnen noch 
voll ausgeſtattete Stellen unmittelbar zu über⸗ 
tragen ſind. Wartegeldzahlung iſt gegebenenfalls 
nachrichtlich zu bemerken. Forſtſchreiber und 
ſonſtige Förſter, welche dem Anſckllungsdienſtalter 
nach nicht mehr zu den überzähligen Förſtern 
rechnen, kommen ebenfalls in die Liſte hinein. 

Auszugehen iſt von dem Stand am 1. April 1920. 
Es müſſen alſo zunächſt alle Förſter in der Liſte 
enthalten ſein, die an dieſem Tage im Dienſt 
waren. Inzwiſchen eingetretene Veränderungen 
ſind durch Bemerkungen (mit Tagesangabe) zu 
erläutern. Dann iſt die Liſte auf den neueſten 
Perſonenſtand zu bringen. 

Die Liſte muß ſolgende Angaben enthalten: 
Laufende Nummer. 
Name und Vorname. 
„Dienſtſtellung (Titel). 
Tag der Geburt. 
Tag des Eintritts beim Jägerkorps. 
S 5 ae) des Forſtverſorgungsſcheins. 
7. Erläuterungen oder Bemerkungen. 

In den Grundzügen entſpricht vorſtehend feſt⸗ 
gelegtes Einreihungsverfahren den hier vorge⸗ 
tragenen Wünſchen des Vereins Preußiſcher 
Staatsförſter. 

Ausdrücklich bleibt zu bemerken, daß dieſes 
Aufrückungsdienſtalter für Bewerbungen um freie 
Stellen nicht maßgebend fein fol. Die für die 
Stellenbeſetzung beſtehenden Grundſätze bleiben 
unverändert. 


DIN CO 3 kch 


J. V.: Ramm. 


An die Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 
(an Oppeln durch die Zentralſtelle für Abſtimmungsgebiete 
im Minıfterium des Innern). 


Se 


Gewährung von Notzuſchlägen zu den Kinder⸗ 
beihilfen und zu den Ortszuſchlägen der nicht⸗ 
planmäßigen Beamten und Einreihung von 
Orten in andere Ortsklaſſen. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. IB la 12486. 
Berlin, 29. Dezember 1920. 
Die anliegende Ausführungsanweiſung des 
Herrn Finanzminiſters über 
a) die Gewährung von Notzuſchlägen zu den 
Kinderbeihilfen und zu den Ortszuſchlägen 
der nichtplanmäßigen Beamten, 
b) die Einreihung von Orten in andere Orts⸗ 
ofen wird zur Kenntnisnahme und um⸗ 


gehenden weiteren Veranlaſſung für den 
Bereich meiner Verwaltung überſandt. 
In Vertretung: Ramm. 

An ſämtliche Behörden. h 

Anweiſung des Finanzminiſters vom 22. 

Dezember 1920 (B 1603) zur Aus führung 

a) des Geſetzes vom 18. Dezember 1920 
über die Gewährung von Notzuſchlägen 
zu den geſetzlichen Kinderbeihilfen 
und zu den Ortszuſchlägen der nich: 
planmäßigen Beamten und Volksſchul⸗ 
lehrperſonen, 

b) des Beſchluſſes des Reichsrats vom 
21. Dezember 1920 über die Einreihung 
einer Anzahl Orte in andere Orts⸗ 
klaſſen. 


Der Landtag hat am 13. Dezember 1920 
folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
(1) Zu den geſetzlichen Kinderbeihilfen der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehr⸗ 
perſonen wird bis zu einer anderweiten Regelung 
durch den Staatshaushaltsplan mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1920 an neben dem bisher geltenden 
Ausgleichszuſchlag als weiterer Ausgleichszuſchlag 
ein Notzuſchlag gewährt, der beträgt: in den 
Orten der Ortsklaſſe A = 10 v. H., in den Orten 
der Ortsklaſſe B = 75 v. H., in den Orten der 
Ortsklaſſe C = 50 v. H. und in den Orten der 
Orksklaſſen D und E 25 v. H. der Kinder⸗ 
beihilfe. a 
(2) Entſprechende Notzuſchläge werden zu den 
Kinderbeihilfen der Wartegeldempfänger, Ruhe⸗ 
gehaltsempfänger und Hinterbliebenen gewährt. 
(3) Für die Höhe des Notzuſchlags iſt bei den im 
Amt befindlichen Staatsbeamten und Lehr⸗ 
perſonen der dienſtliche Wohnſitz, bei den Warte⸗ 
geldempfängern, Ruhegehaltsen pfängern und den 
Hinterbliebenen der Wohnſitz des zum Empfang 
der Kinderbeihilfe Berechtigten maßgebend. 
2 


— 
— 


§ 2. 

Von demſelben Tage an bis zu einer ander 
weiten Regelung durch den Staatshaushaltsplar 
erhalten die nichtplanmäßigen Beamten, z die 
wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Ver⸗ 
gütung bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen 
und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der 
wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und In⸗ 
ſtitute, ſowie die auftragsweiſe vollbeſchäftigten 
und die einſtweilen angeſtellten Lehrer und 
Lehrererinnen, die nach dem Beamtendienſt⸗ 
einkommensgeſetz und nach dem Vollsſchullehrer⸗ 
dienſteinkommensgeſetze nur 80 v. H. des vollen 
Ortszuſchlags beziehen, als weiteren Notzuſchlag 
die übrigen 20 v. H. des Ortszuſchlags und auch 
hierzu den allgemeinen Ausgleichszuſchlag von 
50 v. H. als Notzuſchlag. 

II 


Der Reichsrat hat am 21. Dezember 1920 
auf Grund der Ermächtigung im § 30 Abſ. 4 des 
Beſoldungsgeſetzes vom 15. Juli 1909 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 573) beſchloſſen, die in der Amage 
verzeichneten Orte mit Wirkung vom 1. Apr 
1920 in die Ortsklaſſen einzureihen, die bei den 
einzelnen Orten angegeben ſind. (In die hier 
beigefügte Nachweiſung ſind nur die preußiſchen 
Orte aufgenommen; die in den anderen Länder. 
gelegenen Orte ſind weggelaſſen.) 


180 


III. 
Aus dem mitgeteilten Geſetz und dem Beſchluß 
des Reichsrats, der nach dem Beamtendienſtein⸗ 
kommensgeſetz ohne weiteres auch auf die Be⸗ 
meſſung des Ortszuſchlags für die preußiſchen 
Beamten und Vollsſchullehrperſonen von be⸗ 
ſtimmendem Einfluß iſt, ergibt ſich die Notwendigkeit 

folgender Maßnahmen: N 

1. a den gegenüber dem bisherigen Orts⸗ 
laſſenverzeichnis höher geſtuften Orten ſind 
die Ortszuſchläge der planmäßigen und nicht⸗ 
planmäßigen Beamten und Vollsſchullehr⸗ 
perſonen und die darauf entfallenden Aus⸗ 
gleichszuſchläge (50 b. H.) mit Wirkung vom 
1. April 1920 an entſprechend der Höher⸗ 

ſtufung neu feſtzuſetzen. 
Bei den Dienſtbezügen aller nichtplanmäßigen 
Beamten und Volksſchullehrperſonen ſind 
außerdem die ſich aus $ 2 des eingangs mit- 
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geteilten Geſetzes ergebenden Notzuſchläge 

mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 an zu 

berechnen, und zwar in den höher geſtuften 

on auf Grund der Neufeſtſetzung unter 
r 


Für alle planmäßigen und nichtplanmäßigen 
Beamten und Volksſchullehrperſonen, ſowie 
für alle Wartegeldempfänger, Ruhegehalts⸗ 
empfänger und Hinterbliebenen ſind die auf 
die Kinderbeihilfen entfallenden Ausgleichs 
zuſchläge einſchließlich der Notzuſchläge mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1920 an — ebenfalls 
unter Berückſichtigung einer etwaigen Höher 
ſtufung im Ortsklaſſenverzeichnis — neu zu 
berechnen. j 

Die vom 1. Oktober 1920 an zu zahlenden 
Beträge an Kinderbeihilfe ſamt Ausgleichs⸗ 
zuſchlag ergeben ſich aus nachſtehender Tafel: 


für Kinder bis zum vollendeten 
6. Lebensjahre 


m 
d erhöht Sol 
geg beiru g für das betrug 
ae: 1 TZ: || besher 
Bi A A A 
A | 720 | 1200 960 900 
B 720 1080 900 900 
0 720 960 840 | 900 
D 720 840 780 | 900 
E 720 840 780 900 | 
IV. 


Die ſich aus III Nr. 1 bis 3 ergebenden Beträge, 
ſoweit he bis einſchließlich den 1. Januar 1921 
"allig waren, find am 10. Januar 1921 auszu⸗ 
zahlen. 

Die Ausgabeanweiſungen ſind nach dem 
Muſter zu erteilen. Der Eilbedürftigkeit wegen 
war es nicht möglich, die Vordrucke von einer 
Stelle aus für den ganzen Staatsbereich beſchaffen 
zu laſſen. 


V. 

Habe Ausführung des neuen Beamtendienſt⸗ 
einkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 
ergeht noch Weiſung. 

Die zur geſchäftlichen Erleichterung erforderlichen 
Abdrucke die ſes Erlaſſes liegen bei. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. Lüdemann. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Anlage 


Stadtgemeinde Berlin: Berlin-Pankow A, 
Cöpenick B, Friedrichshagen B, Adlershof B, 
Berlin⸗Wittenau B. 

Provinz Brandenburg: Potsdam 4, Cott⸗ 
zus B, Landsberg a. W. C, Nowawes B, Witten⸗ 
verge C, Oranienburg B. 

Provinz Pommern: Greifswald C, Kol⸗ 
berg B. 

Niederſchleſien: Waldenburg i. Schl. B, 
Dittersbach C, Weißwaſſer C, Weißſtein C, Nieder⸗ 
Hermsdorf C, Gottesberg C. 

Oberſchleſien: Bismarckhütte C, Schwien⸗ 
sochlomis C, Bogutſchütz C, Ruda C, Lipine C, 
Mikultſchütz C, Zalenze C, Biskupitz C, Domb C, 
Miechowitz C, Bielſchowitz C, Hohenlinde C, 


Die Kinderbeihilfe ſamt Ausgleichszuſchlag 


(mehr als 14 Jahre alte) 


1 für 
für (mehr als 6 Jahre alte) Kinder ; N 
Eë e Ee CR Lebensjahre ünterhaltungsberechtigte Kinder bis 


zum vollendeten 21. Lebensjahre 


wird erhöht Soll wird erhöht Soll 
vom für das betrug vom ür das 
1. 10. 1920 Rechnungs⸗ bisher 1. 10 1920 Rechnungs- 
an auf jahr 1920 an auf jahr 1020 
* M A A 4 
1500 1200 1080 1800 | 1440 
1350 1125 1080 1620 1350 
1200 1050 1080 1440 1260 
1050 975 1080 1260 1170 
1050 | 975 1080 | 1260 | 1170 
, | 
Bobrek C, Schorzow C, Rybnik C, Scharley C, 
Rosdzin C. 
Provinz Sachſen: Magdeburg B, Halle 


a. Saale B, Mühlhauſen i. Th. C, Nordhauſen C, 
Weißenfels C, Zeitz C, Naumburg a. S. C, Merſe⸗ 
burg C, Wittenberg C, Schönebeck a. Elbe C, 
Wernigerode C, Eilenburg C, Bitterfeld B, Staß⸗ 
furt B, Suhl C, Delitzſch C. 

Provinz Schleswig-Holſtein: Wandsbek A, 
Itzehoe C, Rendsburg C, Elmshorn C. 

Provinz Hannover: Hannover B, Harburg, 
Göttingen C, Wilhelmsburg B, Goslar C, Stade C, 
Blumenthal C, Lüneburg C. 

Provinz Weſtfalen: Münſter i. W. B, 
Herford, Kr. Herford C, Minden i. W. C, Ahlen, 
Kr. Beckum C, Rheine i. W., Kr. Steinfurt C, 
Emsdetten, Kr. Steinfurt C, Gronau, Kr. Ahaus (. 
Dortmund A, Gelſenkirchen A, Bochum A, Hagen B, 
Buer, Kr. Recklinghauſen (Land) B, Bottrop, 
Kr. Recklinghauſen (Land) A, Herne A, Redling- 
hauſen A, Gladbeck, Kr. Recklinghauſen (Land) B, 
Recklinghauſen (Land) A, Hamm i. Weſtf. B, 
Wanne, Kr. Gelſenkirchen. (Land) A, Witten A, 
Eickel, Kr. Gelſenkirchen (Land) A, Hörde, Kr. 
Hörde A, Lüdenſcheid B, Oſterfeld i. W., Kr. 
Recklinghauſen (Land) A, Siegen, Kr. Siegen B, 
Wattenſcheid, Kr. Gelſenkirchen (Land) A, Langen 
dreer, Kr. Bochum (Land) B, Haſpe, Kr. Hagen 
(Land) B, Horſt⸗Emſcher, Kr. Recklinghauſen 
(Land) B, Weitmar, Kr. Bochum (Land) A, 
Datteln, Kr. Recklinghauſen (Land) C, Schweln,, 
Kr. Schwelm B, Soeſt, Kr. Soeſt C, Caſtrop, 
Kr. Dortmund (Land) B, Gevelsberg, Kr. Schwelm 
B, Herten, Kr. Recklinghauſen (Land) B, Werne, 
Kr. Bochum (Land) B, Unna, Kr. Hamm (Band) B, 
Lünen, Kr. Dortmund (Land) B, Lütgendortmund, 
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Kr. Dortmund (Land) B, Langerfeld, Kr. Schwelm 


B, Hattingen, Kr. Hattingen B, Annen, Kr. Hörde B, 
Kirchhörde, Kr. Hörde B, Schwerte, Kr. Hörde C, 
Hohenlimburg, Kr. Iſerlohn (Land) B, Röhling⸗ 
Saufen, Gelſenkirchen (Land) B, Gerthe, 
Kr. Bochum (Land) B, Mengede, Kr. Dortmund 
(Land) B, Menden, Kr. Iſerlohn (Land) C, Ickern, 
Kr. Dortmund (Land) B, Linden, Reg.-Bez. 
Arnsberg, Kr. Hattingen A, Lüdenſcheid, Kr. 
Altena C, Neheim, Kr. Arnsberg C, Brambauer, 
Kr. Dortmund (Land) B, Marten, Kr. Dortmund 
(Land) B, Kamen, Kr. Hamm (Land) C, Aplerbeck, 
Kr. Hörde C, Dahlhauſen, Kr. Hattingen A, 
Arnsberg, Kr. Arnsberg C. 

Rheinprovinz: Eſſen a. R. A, Duisburg, A 
Elberfeld A, Barmen A, Mülheim a. Ruhr B, 
Crefeld B, Hamborn, Kr. Dinslaken A, Ober⸗ 
Haufen A, Remſcheid A, München - Gladbadı 
Stadt) B, Solingen A, Sterkrade, Kr. Dinslaken A, 
Rheydt B, Neuß, Kr. Neuß B, Vierſen, Kr. Glad⸗ 
bach (Land) C, Rotthauſen, Kr. Eſſen (Land) B, 
Ohligs, Kr. Solingen (Land) A, Wald, Kr. Solingen 
(Land) A, Homberg, Kr. Mörs B, Mörs, Kr. MörsB, 
Velbert, Kr. Mettmann A, Benrath, Kr. Düſſel⸗ 
dorf (Land) A, München⸗Gladbach, Kr. Gladbach 
(Land) C, Wiesdorf, Kr. Solingen (Land) B, 
Dinslaken, Kr. Dinslaken A, Weſel, Kr. Rees B, 
Kray, Kr. Eſſen (Land) A, Odenkirchen, Kr. Glad⸗ 
bach (Land) C, Hilden, Kr. Düſſeldorf (Land) B, 
Katernberg, Kr. Eſſen (Land) A, Steele, Kr. Eſſen 
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(Land) A, Höhſcheid, Kr. Solingen (Land) A, 
Vohwinkel, Kr. Mettmann A, Wermelskirchen, 
Kr. Lennep B, Walſum, Kr. Dinslaken B, Ratingen, 
Kr. Düſſeldorf (Land) B, Ronsdorf, Kr. Lennep A, 
Cronenberg, Kr. Mettmann A, Repelen⸗Baerl, 
Kr. Mörs B, Richrath⸗Reusrath, Kr. Solingen 
(Land) B, Hardenberg⸗Neviges, Kr. Mettmann B, 
Lennep, Kr. Lennep B, Hechemmerich, Kr. Mörs B, 
Werden a. Ruhr, Kr. Eſſen (Land) B, Lüttring⸗ 
hauſen, Kr. Lennep B, Huckingen, Kr. Düſſeldorf 
(Land) B, Opladen, Kr. Solingen (Land) B, 
Stoppenberg, Kr. Eſſen (Land) A, Neuwerk i. Rhld., 
Kr. Gladbach (Land) C, Mettmann, Kr. Mett- 
mann B, Radevormwald, Kr. Lennep B, Goch, 
Kr. Cleve C, Wülfrath, Kr. Mettmann B, Gräf⸗ 
rath, Kr. Solingen (Land) A, Süchteln, Kr. 
Kempen B, Aachen A, Bonn A, Coblenz A, Trier A, 
Düren, Kr. Düren B, Kreuznach, Kr. Kreuznach B, 
Eſchweiler, Kr. Aachen (Land) B, Neuwied, Kr. 
Neuwied B, Siegburg, Siegkreis C, Bergiſch⸗ 
Gladbach, Kr. Mülheim a. Rh. (Land) B, Vilich 
i. Rhld., Kr. Bonn (Land), C Gummersbach, 
Kr. Gummersbach C, Wetzlar, Kr. Wetzlar C, 
Würſelen, Kr. Aachen (Land) B, Euskirchen, 
Kr. Euskirchen C, Mayen, Kr. Mayen C, Bens⸗ 
berg, Kr. Mülheim a. Rh. (Land) B, Eilendorf, 
Kr. Aachen (Land) C. 

Provinz Heſſen⸗Naſſau. Caſſel B, Hanau B, 
Fulda C, Biebrich B, Höchſt a. M. B, Griesheim 
a. M. A, Schmalkalden C. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Der Erfolg der Preußenwahlen für die Forſt⸗ 
bramten. Im Bezirk Frankfurt a. O. wurde 
Sta dtförſter Streeſe zu Tſchausdorf bei 
Croſſen a. O. als Abgeordneter der Deutfch- 
nationalen Volkspartei gewählt. Ferner wurde 
der auf der Landesliſte der ſozialdemokratiſchen 
Partei aufgeſtellte ſtaatliche Hilfsförſter Voges 
m Wallendorf, Kreis Neidenburg, gewählt. Hege⸗ 
meiſter Neumann, Göritz (früher Bärenberg), 
der bisher in der Preußiſchen Landesverſammlung 
die Intereſſen der grünen Farbe mit beſtem 
Erfolge vertreten hat, iſt zunächſt leider noch 
nicht wiedergewählt. Da aber die vor ihm auf 
der Landesliſte der Deutſchnationalen Volkspartei 
aufgeftellten Kandidaten infolge der großen Wahl⸗ 
erfolge dieſer Partei ſämtlich gewählt worden ſind, 
ſo iſt auch ſein Eintritt ins Abgeordnetenhaus nur 
eine Frage der Zeit. Wenn die Abſtimmung in 
Oberſchleſien für Deutſchland günſtig ausfällt, 
io dürften bei der dortigen Landtagswahl 
wiederum genügend Reſtſtimmen für die Landes⸗ 
iſte ſich vereinigen, jo daß alſo auch er, wie 
noch der eine oder andere der nächſtfolgenden 
Kandidaten gute Ausſichten hat. 


Forſtaſſeſſor Dr. Heinrich Wilhelm Weber, 
ſeither Aſſiſtent am Forſtinſtitut, hat ſich an 
der heſſiſchen Landesuniverſität Gießen für Forſt⸗ 
wiſſenſchaft habilitiert. 

„Verpachtung von Fiſchgewäſſern an Forſt⸗ 
beamte. Verpflichtung zur Buchführung. In 
einer Sitzung des Landwirtſchaftsausſchuſſes der 
Preußiſchen Landesverſammlung haben Mit⸗ 
zlieder verſchiedener Parteien bemängelt, daß der 
Staat die Verpachtung der Fiſchereien an Forſt⸗ 
deamte allzu häufig zu Pachtpreiſen vornehme, 


die in keinem Verhältniſſe zum tatfächlichen Wert 
ie den heute die Ergebniſſe der Fiſcherei 
arſtellen. Es wurde gewunſcht, daß darin für 
die Folge eine Anderung eintreten ſoll. Der 
Landwirtſchaftsminiſter hat deshalb für die Ver⸗ 
pachtung von Fiſchgewäſſern an Forſtbeamte be⸗ 
ſtimmt, daß dem Pächter allgemein die Ver⸗ 
pflichtung aufzuerlegen iſt, über die Betriebs⸗ 
koſten und die Erträgniſſe ordnungsmäßig Buch 
zu führen. Die Bücher müſſen auf Verlangen 
der Regierung zur Einſicht vorgelegt werden 
Die Buchführung ſoll der Bemeſſung des Pacht- 
preiſes zugrunde gelegt werden. Die Fiſche ſind 
nach den ortsüblichen Preiſen zu bewerten. Vor 
jeder Verpachtung iſt ein Gutachten des Ober⸗ 
fiſchmeiſters oder eines anerkannten Fiſcherei⸗ 
ſachverſtändigen über den Geldwert der Ertrags⸗ 
fähigkeit des Fiſchgewäſſers einzuholen. In den 
Provinzen Oſtpreußen, Brandenburg, Pommern. 
Schleswig⸗Holſtein und Hannover kommt als 
Gutachter nur der Oberfiſchmeiſter in Betracht. 


= 


Der Leibjäger. Der Privatwaldbeſitzer ſtellt 
heutzutage an die Leiſtungen feiner Forſtbeamten 
hohe Anſprüche. Die Forſtbeamtenſchaft erkennt 
die Berechtigung dieſer Anſprüche an und ſucht 
ihnen durch eine möglichſt gute allgemeine wie 
forſtliche Vorbildung der Anwärter gerecht zu 
werden. Nach einer Lehrzeit bei einem geeigneten 
Lehrherrn wird der Beſuch einer Forſtſchule und 
die Ablegung mehrerer Prüfungen gefordert. 
Einem derart vorgebildeten Förſter kann der 
Waldbeſitzer dann Vertrauen entgegenbringen, 
beſonders wenn es obendrein an ſachkundiger Ein 
führung in die grüne Praxis im Walde und tüchtiger 
Weiterbildung nicht fehlt. Bei dem jungen Privat 
forſtbeamten, der dieſe Staffeln ſeiner Ausbildung 
mit Fleiß und heißem Bemühen ganz oder auch 
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vorläufig zum Teil erfolgreich durchlaufen hat, 
wird ſich aber auch mit Recht ein gewiſſes Standes⸗ 
bewußtſein herausgebildet haben. Iſt er nun 
in einer größeren Privatforſtverwaltung zur An⸗ 
ſtellung gelangt, ſo kann es vorkommen, daß 
eines Tages der Poſten des Leibjägers ſeines 
Herrn frei wird. Nun iſt es ſelbſtverſtändlich, daß 
ſich der Waldbeſitzer unter ſeinen jungen Forſt⸗ 
beamten gern den intelligenteſten, den gewandteſten 
und paſſionierteſten Jäger zum Leibjäger aus⸗ 
wählen wird. Verlangt er nichts weiter von ihm, 
als daß dieſer ihn auf ſeinen Birſch⸗ und Jagd⸗ 
fahrten begleitet, ſeine Hunde führen hilft, die 
Gewehre in Ordnung hält und dergleichen, ſo 
mag es hingehen. Hat der Leibjäger ein offenes 
Auge, ſo kann er dabei ſogar in forſtlicher und 
jagdlicher Beziehung noch überraſchend viel lernen, 
ſich auch ſonſt weſentlich vervollkommnen. Mißlich 
wird es erſt, wenn ſein Herr noch eine ganze Reihe 
anderer Funktionen von ſeinem Leibjäger ver⸗ 
tangt; wenn letzterer beiſpielsweiſe in prunfvoller 
Livree neben dem Kutſcher zu thronen, den Wagen⸗ 
ſchlag zu bedienen, bei Tafel mit der Dienerſchaft 
zuſammen aufzuwarten hat vim, Da fühlt der 
Beamte ſich mit dem erſten beſten Diener oder 
Lohndiener auf eine Stufe geſtellt, das muß 
keinem Standesbewußtſein ſchaden und kann 
unmöglich zur Hebung des ganzen Anſehens der 
Privatforſtbeamten beitragen. Unter Umſtänden 
läuft der junge Forſtbeamte Gefahr, fur ſeine ganze 
Laufbahn, ſein ganzes Leben Schaden zu leiden. 
Erſt fügt er ſich in das Unvermeidliche, dann ge⸗ 
winnt er allmählich an dem guten und bequemen 
Leben Geſchmack, vernachläſſigt ſeine Weiterbildung 
und lebt ſchließlich flott in den Tag hinein. Zwiſchen 
ſeinem Herrn und ihm iſt im Laufe der Zeit ein 
gewiſſes Vertrauensverhältnis entſtanden; wird er 
älter und wird nun eines Tages eine gute Förſterſtelle 
frei, ſo iſt es menſchlich erklärlich, daß ſie der treu 
bewährte Leibjäger erhält. Nun aber beginnt die Not. 
Der Praxis und des ſtraffen, anſtrengenden Dienſtes 
im Revier entwöhnt, hapert es bald hier, bald da, 
das Stelleneinkommen will nicht zureichen, und 
es wundert uns nicht, daß wir ſchon manchem 
alten Grünober begegnet ſind, der auf die ehe⸗ 
maligen Leibjäger nicht gut zu ſprechen war. 
Die Privatwaldbeſitzer haben, wie mit Dank an⸗ 
erkannt wird, ſchon viel zur Hebung des Standes 
ihrer Forſtbeamten getan; wir richten daher die Bitte 
an ſie, den alten, heute nicht mehr zeitgemäßen Zopf 
abzuſchneiden und ihrem dem Forſtbeamtenſtande 
entnommenen Leibjäger nicht Funktionen zu über⸗ 
tragen, die das Ehr⸗ und Standesgefühl des 
Mannes verletzen, ſeine forſtliche Ausbildung 
gefährden und ihn auf eine Stufe mit dem Kutſcher 
oder Diener herabdrücken zu müſſen. 
Ein Privatforſtbeamter. 
CH 


* Land für ehemals ſtändige Waldarbeiter. Der 
preußiſche Landwirtſchaftsminiſter hat verfügt, 
daß in Erweiterung der bisher ergangenen 
Erlaſſe über Landzuteilung für Waldarbeiter auch 
an ehemals ſtändige Waldarbeiter, die 
infolge hohen Alters oder Krankheit aus der 
Waldarbeit ausgeſchieden ſind und keine andere 
thren Lebensunterhalt ausreichend gewährende 
Beſchäftigung gefunden haben, kleine Flächen 
zur landwirtſchaftlichen Benutzung freihändig 
lüngkens auf ſechs Jahre verpachtet werden 
können. Die Verfügung erſtreckt ſich auch auf 
Witwen der im Felde gefallenen oder an den 
Folgen des Feldzuges verſtorbenen ſtändigen 
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Waldarbeiter. Für dieſe Witwen kann ein bis⸗ 
heriges Pachtverhältnis fortgeſetzt werden. 
CH 

Die „Staatlichen Bildungsanftalten“, 
Weiteren Kreiſen der Bevölkerung ift noch nicht 
genügend bekannt, welche Bedeutung die „Staat⸗ 
lichen Bildungsanſtalten“ für zahlreiche Familien 
gewinnen können. Es find die früheren Kadetten 
anſtalten, infolge des Friedensvertrages ihres 
militäriſchen Charakters entkleidet und als Bildungs⸗ 
anſtalten mit Internatscharakter dem Bildungs⸗ 
bedürfnis der begabten Jugend aller Stände und 
Klaſſen, ohne Rückſicht auf Herkunft und Konfeſſion, 
zur Verfügung geſtellt worden. Die Anſtalten 
ſind in erſter Linie für wiſſenſchaftlich begabte 
Kriegswaiſen und Söhne von Kriegsbeſchädigten 
beſtimmt, die hier beſondere Vorteile genießen. 
Sie nehmen aber auch die Söhne anderer Familien 
zur Erziehung und wiſſenſchaftlichen Ausbildung 
auf und ſind für ſolche Eltern von beſonderer 
Wichtigkeit, die ihres Wohnſitzes oder anderer Ver⸗ 
hältniſſe halber ihre Söhne zu ihrer Ausbildung 
ſowieſo früh aus dem Hauſe geben müſſen. Denn 
die Bildungsanſtalten bieten in Beziehung auf 
Erziehung, körperliche und geiſtige Ausbildung, 
ſachgemäße Ernährung und Beauſſichtigung weit⸗ 
gehende Sicherheit, da ſie durchaus unter fach⸗ 
männiſch⸗pädagogiſcher Leitung ſtehen und, wie 
andere höhere Lehranſtalten, von der preußiſchen 
Schulverwaltung beaufſichtigt werden. Auch 
Anſtaltsärzte find überall vorhanden, um den Ge⸗ 
ſundheitszuſtand und die körperliche Entwickelung 
der Zöglinge dauernd zu überwachen. Die Lage 
der Anſtalten iſt durchweg gelunn, ausgedehnte 
Spiel⸗ und Sportplätze bieten reiche Gelegenheit, 
ſich körperlich zu tummeln. Eingerichtet ſind ſie 
nach dem Lehrplan der Realgymnaſien und um⸗ 
faſſen die Klaſſen Sexta bis Oberpri na. Sie 
führen zum Abiturienten⸗Examen mit allen Rechten, 
welche die Abiturienten der übrigen Realgymnaſien 
beſitzen. Auch iſt die Einrichtung von Realſchul⸗ 
und Gymnaſialkurſen in Ausſicht genommen. Schon 
jetzt gehören ihnen Knaben und Jünglinge aller 
Stände des Volkes an; höhere, mittlere und untere 
Beamte, Lehrer und Geiſtliche, Gutsbeſitzer und 
Arbeiter, Kaufleute, Handwerker, Offiziere und 
Arzte haben ihnen ihre Söhne anvertraut. Der 
Penſionspreis iſt nach dem Einkommen der Eltern 
abgeſtuft. Nähere Auskunft erteilt der „Geſchäfts⸗ 
führende Ausſchuß der Oberleitung der Staatlichen 
Bildungsanſtalten Berlin⸗Lichterfelde“. H. 


* 
Forſtwirtſchaftliches. 

* Ausfuhrfreigabe von Baumſchulen⸗Erzeugniſſen. 
Durch eine in den nächſten Tagen im Deutſchen 
Reichsanzeiger zur Veröffentlichung gelangende 
Bekanntmachung des Reichswirtſchaftsminiſters 
wird die Ausfuhr von Forſtpflanzen der Nr. 38 e 
und von Allee⸗, Park⸗ und anderen Zierbäumen 
ſowie Zierſträuchern der Nr 38f des Statiſtiſchen 
Warenverzeichniſſes wieder freigegeben. Die Aus⸗ 
fuhr der genannten Erzeugniſſe war bekanntlich ſeit 
dem 1. bzw. 15. November 1920 nur bei Vorliegen 
einer Ausfuhrbewilligung geſtattet. 


> 


Fichten⸗ und Kiefernſaat unter Beimiſchung 
von Halmfrucht. Zur Anfrage in Nr. 7 S. 127 
möchte ich folgendes bemerken: In der Verwaltung 
der Freiherren Riedeſel ſind ſowohl auf Sandboden 
wie auf Baſalt Sagten mit Fichtenſamen und 
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Riefernſamen, auch mit Zapfen, und zwar mit 
beſtem Erfolge, ausgeführt worden. Je flacher 
der Samen lag, deſto beſſer gerieten die Saaten. 
Deswegen wurden auch Fichtenſaaten im Hafer 
nicht mit, ſondern nach der Saat des Hafers 
ausgeführt. Der Hafer wurde ſo tief wie üblich 
untergeeggt, dann wurde der Fichtenſamen aus⸗ 
geſät und mit umgekehrter Egge oder mit Dorn⸗ 
geſtrüpp, das mit Steinen belaſtet wurde, ganz 
oberflächlich untergebracht. Tiefes Unterbringen 
des Fichtenſamens hat nicht den gleich guten 
Erfolg. Hohes Abſchneiden des Hafers bei der 
Ernte iſt nötig. Forſtrat Eulefeld. 
2 
Brief⸗ und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäſtsſtelle ubernehmen für Auskünſte 
keinerlei Verautworrlichkeit Auounme Zuſchrißten finden 
niemals Veruckſihrigung. Jeder Anfrage ſind Abonne— 
mieuts⸗ Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
if, und 1 Mark Portoanteit beizuſugen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Autwort. Im all⸗ 
emeinen werden wertere Koſten nicht beauſprucht; find 
edoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Erlangung der Schrutleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, jo wird Vergutung dieſer Selbſtkaſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht beuach⸗ 
richtigt werden konnte. 

Anfrage: Nr. 13. Freiwillige Weiter. 
perſicherung einer Förſterfrau. Meine Braut, die 
fich ſeit ſechs Jahren in kaufmänniſcher Stellung 
befindet, will zum 1. Januar 1920 ihre Stellung 
endgültig aufgeben! Da ſie bisher in der 
Angeſtelltenverſicherung war und auch Invaliden⸗ 
marken geklebt und Krankenkaſſenbeiträge ent 
richtet hat, frage ich an. od es Zweck hat, daß 
fie ſich als zukünftige Förſterfrau weiterverſichert. 
Was hätte ſie hierbei zu beachten und wie hoch 
ſind die Beiträge? Oder iſt ſie als Förſterfrau 
durch irgend eine andere Einrichtung ſpäter 
unterſtützungsberechtigt im Falle von Krankheit 
oder Invalidität, und welche Einrichtung ware 
dieſe? R., ſtaatlicher Hilfsförſter. 

Antwort: Nach 862 des Verſicherungs⸗ 
geſetzes für Angeſtellte würde Ihrer Gattin 
ein Anſpruch auf Erſtattung der Halte der für 
fie gelei treten Beitrage zuſtehen, oder es könnte 
ihr not deſſen nach § 63 eine Leibrente gewährt 
werden, die allerdings bei der kurzen Dauer der 
Verſicherung ſehr niedrig ſein wuͤrde (jährlich 
einige Mark). Wir empfehlen deshalb freiwillige 
Weiterverſicherung (vgl. „Deutſche Forſt-Zeitung 
19177 S 473 Abſchnitt D Ziff. 4 Abſ 2 und 3). 
Welche Bedingungen für die Weiterverſicherung 
beſtehen, wollen Sie aus der „Deutſchen Forſt— 
Zeitung“ 1919 S. 229 ff. erſehen. Auch die frei⸗ 
willige Fortſetzung der Invaliden verſicherung 
empfehlen wir. Die Wahl der Lohnklaſſe iſt 
freigeſtellt. Es müſſen innerhalb zweier Jahre 
mindeſtens 20 Wochenbeitiäge entrichtet werden 
Vgl. „Preuß. Förſter⸗Jahrbuch 19121 S 133 
Ziff 85 Abſ. 3, S. 136 Ziff 94, S. 140 Ziff. 109 
Ab 2. — Ihre Gattin würde ferner berechtigt 
ſein, Mitglied der Krankenkaſſe, der ſie jetzt 
angehört, zu bleiben. Sie müßte das aber binnen 


drei Wochen nach dem Ausſcheiden aus ihrem 5 


Dienſtverhaltnis der Kaffe anzeigen. Mit Zu— 


ſtimmung des Vorſtandes könnte ſie in eine 


niedere Klaſſe oder Lohnſtufe übertreten (8 313 g 


der Reichsverſicherungsordnung). Im Krank⸗ 
heitsfalle würde ſie die Kaſſenleiſtungen aushilfs⸗ 
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weiſe von der Orts⸗ oder Landkrankenkaſſe ihres 
Wohnorts erhalten (8 219). Vgl. die Satzung 
der Krankenkaſſe ſowie „Preuß. Förſter⸗Jahrbuch 
1912“ S. 122 Ziff. 43 und S 121 Ziff. 39 Ob⸗ 
gleich die Erfüllung der Formalitaten bei der 
Krankenverſicherung etwas umſtändlich iſt, raten 
wir doch auch hier zur Weiterverſicherung, da 
bei dem fortgeſetzten Steigen der Arzthonorare 
und Arzneipreiſe die Kaſſenbeiträge ſich lohnen. 
Auch die Wochenhilfe, auf die Ihre Gattin An⸗ 
ſpruch haben wurde (ont, „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
1919 S. 902 Ziff. 0), iſt eine ſehr wertvolle 
Leiſtung. — Andere Unterſtützungseinrichtungen, 
die gegen Krankheit oder Invalidität ſichern, find 
uns nicht bekannt. Keine von ihnen könnte 
jedenfalls ſo wohlfeil leiſten wie die reichs⸗ 
geſetzliche Verſicherung. g. 
Anfrage Nr. 14. Pflücken von Kiefernzapfen 
im April. Dürfen Kieferuzapfen auch noch im 
Monat April geſammelt und gepflückt werden, 
oder hat die Keimfähidkeit des Samens dann 
bereits gelitten? E. in M. bei N. 
Antwort: Kiefernzapfen noch im April zu 
pflücken, iſt nicht ratſam, weil bei anhaltend 
trockenem Frühlingswetter die Zapfen dann ſchon 
am Baume aufſpringen. Es wurde alfo ein Teil 
des Samens verloren gehen. Außerdem könnte 
der Samen nicht rechtzeitig aus jejät werden, 
denn dies fol in der erſten Hälfte des Nonats 
geſchehen. Die Keimfähigkeit des Samens aber 
leidet bei fo ſpatem Pflucken nicht. Bg. 
Anfrage Nr. 15. Färben von Pelzwerk. 
Wie färbt man gegerbte Haſenbälge ſchwarz oder 
braun, reſp. wer übernimmt dieſe Arbeit? 
Hegemeiſter K. i. G. 
Antwort: Zur Herſtellung einer Braun⸗ 
färbung wird eine Abkochung von Kalkmilch mit 
Bleiglätte empfohlen, in welche die Felle getaucht 
werden. Hierauf werden ſie mit einer verdünnten 
Löſung von Schwefelammonium behandelt und 
ſchließlich in einer Gallusextraktlöſung weiter 
bearbeitet. Auch Löſungen von Höllenſtein zum 
Schwarzfärben und andere Mittel werden genannt. 
Zum Braunfaͤrben ſind auch die grünen äußeren 
Hülſen von Walnüſſen brauchbar. Die Farb⸗ 
brühen werden zum Teil heiß benutzt. Dabef 
iſt aber die Gefahr gegeben, daß die Felle ver⸗ 
dorben werden; ſie reißen dann ſehr leicht. Aus 
dieſem Grunde wird bei gewiſſen Farbverfahren 
die Brühe auch mit einer Bürſte aufgetragen, 
oder man ſenkt die ſtraff geſpannten Felle nur 
mit dem Haar in die Farbbrühen. Es iſt daher 
ſehr zur Vorſicht zu raten. Pelzfärbereien gibt 
es in großer Anzahl. Ob fie auch Lohnfärberet 
betreiben, iſt uns unbekannt. Wir nennen Ihnen 
Louis Walters Rauchwarenzurichterei und Färberet 
in Markranſtädt bei Leipzig; ſollte dieſe Firma 
nicht bereit ſein, die einzelnen Felle zu färben, 
ſo wird ſie Ihnen aber jedenfalls andere kleinere 
Betriebe nennen können, die ſolche Lohnfärberei⸗ 
arbeiten übernehmen. Br. 


Jede Gabe iſt willkommen 
dem Uuterſtützungsfonds des Vereins „Waldheil“, 
Nendamm, Bez. ig Samrunegen von Angehörigen? 
der grünen Farbe, Freuuden und Gönnern werden? 
dringend erbeten. 


a D ie? u. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachtrichen. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitterlungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Zeſetzung gelangende 


Preußen. 
Staats ⸗Forſtverwaltung “) 

Oberförſterei Reinhauſen (Hildesheim) iſt zum 
1. April zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 
10. März eutzureichen. 

Förſterſtelle Bismark, Oberf. Lauenburg (Köslin), 
mit Dienſtwohnung und rund 12 ha Wrriſchafts⸗ 
land iſt zum 1. April neu zu beſetzen. Bewerbungs⸗ 
friſt: 15. März. 

Oberf. 


Förſterſtelle Gelguhnen, Ramuck (Allen⸗ 


ſtein), iſt zum 1. April zu beſetzen. Dienſt⸗ 
wo nung vorhanden. Acker 9 ha, Wieſen und 
Weiden 10 ha. Dienſtauſwandsentſchädigung 
250 4. Schule in Reußen, 6 km. Nächſter 
Bahnort Ganglau, 8 km. Bewenrbungsſriſt: 
16. März. 


Förſterſtelle Hegewald, Oberf. Heydtwalde (Gum⸗ 
binnen), kommt zum 1. Juli zur Neubeſetzung. 
Zu der erledigten Stelle gehören: a) Dienſt⸗ 
wohnung, b) an noch zu regulierendes Dienſtland 
rund 19 ha. Die Schule iſt in Jakunowken, rund 
3 km. Bahnſtation Poſſeſſern der Eiſenbahn 
Lötzen— Augerburg, rund 7 km. Ben ſerbungen 
ſind bis zum 1. April einzureichen. 

Förſterſtelle Hochpochten 1, Oberf. Kaiſerseſch 
(Coblenz), iſt zum 1. April zu beſetzen Dienſt⸗ 
wohnung mit 2,733 ha nutzbarem Wutſchaflsland 
vorhanden. Bewerbungen müſſen fpätejiens bis 
zum 20. März bei der Regierung in Coblenz 
eingehen. 

Förſterſtelle Meddersheim bei Sobernheim, Oberf. 
Meiſenheim (Coblenz), ohne Wiitſchaftsland, iſt 
zum 1. Ap il zu beſetzen. Ein gemietetes Haus 


iſt als Dienſtwohnung vorhanden. Bewerbungs⸗ 
friſt: 20. März. 
Forſiſchreiberſtellſe Neubruchhauſen, Oberf. Nous 


bruchhauſen (Hannover), iſt zum 1. April neu 
zu beſetzen. Bewerbungen find bis zum 7. März 


elnzureichen. 

Die bebaute Forſtſchreiberſtelle in Neukrakow 
(Köslin), iſt vorausſichtlich zum 1. April zu De, 
ſetzen. Wirtſchaftsland rund 7.5 ha. Schule in 
der Nähe. Bewerbungsfriſt: 15. März. 

Die in Nr. 9 auf Seite 167 mitgeteilte Hilfs. 
förſterſtelle Knickhagen zu Holzhauſen, Oberf. Gut en, 
berg (Caſſel), kommt bereits am 1. Ap il zur Neu⸗ 
beſetzung. Bewerbungen ſind bis zum 12. Marz 
einzureichen. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Unterförſterſtelle Sagemühlerfichten bei Dt.⸗Krone 
iſt ſoſort zu beſetzen. Bewerbungen find une 
gehend an den Magiſtrat Dt.⸗Krone zu richten. 
Nähr res ſiehe Anzeige. 

Waldwärterſtelle Call (Eifel) iſt ſofort zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind bis 10. März an den Bürger⸗ 
meiſter in Call (rei) einzureichen. Näheres ſiehe 


Anzeige. 
Perſonaluachrichten. 


Reichsdienſt. 
Dietz, Hilfsförſter in Altengrabow (Magdeburg), iſt ruck— 
wirkend vom 1. April 1919 zum Reichsförſter ernannt 


) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus Du Ier 
iſt zu erſehen, in welchem Dienſta'ter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberſörſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch loſtet geheftet 6 A, mit Schreib- 
papier durchſchoſen 10 A. Hierzu erſchien ein 
Nachtrag vom Januar 1921, Preis geheftet 3 A. 


Iorfidienfflellen. | 


unter gleichzeitiger Übertragung der Förſterſtelle Alten 
grabow, Reichsforſtamt Zoſſen. 

Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Gansmann, Forſtmeiſter in Kaltenborn, Obert, Kaltenborn, 
iſt vom 1. April an nach der Oberf. Zechlin (Pots⸗ 

dam) verſetzt. 

Tork. Forſtrentmeiſter in Oſterode (Allenſtein), iſt am 
1 Februar in den Ruheſtand 5 

Soir, Hegemeiſter in Kaldau Unterkünftsſtelle), Oberi. 
Linden erg, iſt vom 1. April an nach Suderleda, Ebert, 
Bederkeſa (Stade), verfetzt. 

Sortië, Hegemeiſter, der auf der Unterkunſtsſtelle Sond⸗ 
heim, Okerf. Wallenſtem, als Forſter o R. beſchäftigt 
wird, wird zum 1. April die Forſterſtelle Rautenhauſen, 
Oberf. Rotenburg⸗Ou (Caſſel), ubertragen. 

Berndt, Hegemeiner in Grafenbrück, Obert Bieſenthal 
(Unterkunft), letzte Dienſtſtelle Schwiedt, Obert Geht 
(Marienwerder), iſt am 1. April nach Lindhorſt, Oberf. 
Woitersdorſ (Pots da m), verſetzt 

Vrückner, Forſter o R. in Kl⸗Bielau, Obert Zobten, An 
vom 1. April an nach Hochwald, Oberf. Bobten 

(Breslau), verſetzt. 

Fuhrmann, Hegemeiſter in Mückenburg. Oberf. Lübbeſer 
Unterkunſt), in vom 1. April an nach Mohnwerder. 

berf Marienwalde (Frankfurt a. O.), verſetzt. 

Güntherodt, Hegememer zu Schieringen, Oberf. Bleckede, 
iſt vom 1 April au auf die Förnerſtelle Sallıngboitek, 
Oberf Walsrode (Lüneburg), verſetzt. 

Kahn. Forſter in Cichwald, Oberf. Neuhaus (Unterkunft 
iſt vom 1 April an nach Tauer, Oberf. Tauer (Frank- 
furt a O), verient. 

Hidder, Hegemener in Hacklingen, iſt vom 1. April an 
auf die Forſterſtelle Lohbergen, Oberf. Langeloh 
(Lüneburg,, verletzt. 

Jaekel, Heqeweiſter in Damelang, Oberf. Lehnm, iſt am 
1. April nach Hunde kehle, Oberf. Potsdam (Pots⸗ 
dam), verſetzt. ` 

Krallowski, Hegemeiſter in Oramenburg⸗Mühle, Oberf. 
Neuhollaud (Unterkunft), letzte Tienjtnelle Lochau, 

Oberf Bromberg (Bromberg), iſt am 1 April uach 
Neuendorf. Oberf Lehmu (Potsdam,, verſetzt. 

Kricke, Jorſter o. R. in Tarnowitz, Oberf. Stoberan, iſt 
vom 1. April an nach Kl.⸗Bielau, Oberf. Zobten 
(Breslau), verſetzt. 

Krüger, Hegemeiner in Bismark, Oberf. Lauenburg, if 
vom 1. April an nach Balſter, Oberf. Balſter (Köslin). 
verletzt. 

Cadhoff, Hegemeiſter in Löcknitz, Oberf. Gramzow (Pots 
dame, iſt am 2. Dezember 1920 zum Revierförſter 
ernaunt. 

Lehr, Hegemeiſter in Lehnin, Oberf Lehnin (Unterkunft), 
letzie Dienſiſtelle Naßwald. Oberf. Golan (Marien⸗ 
werder), iſt am 1. April nach Pfefferteich, Oberf. Neu⸗ 
ruppn (Potsdam), nerent, 

Centz, Hegemen er in Franzdorf (Unterkunftsſtelle), Oberf. 
Treten, it vom 1. Marz an nach Althof, Oberf Neuhof 
(FögıLım), verſetzt 

Märker. For, er in Wuckenſce, Oberf. Neubaus (Unter 
kunft, iſt vom 1. April an nach Pohlo, Oberf. Braſchen 

(Frankfurt a. O), verſetzt. 

Mechow, Hegemeiner in Trebow, Oberf. Zielenzig (Unter. 
kunft), ft vom 1 April an nach Forſt, Oberf. Dobrilugr 
(Frankfurt a. O, verſetzt. 

Meißner, Hraemer er in Mollberg, Obert Kladow⸗Weſt 
(Unterkunft), iſt vom 1. April an nach Schadewitz 
SC bet, Dobrilugk (Frankfurt a. O.), veriekt. 

Mertens, Hegemeiſter in Chrhorn, Oberf. Langeloh, in 
vom 1. April an auf die Förnerſtele Medingen, Oberf 
Medingen (Lüneburg), verſetzt 

Modrow, Förſter zu Rom, Oberf. Carrenzien, iſt vom 
1. April an auf die Förſterſtelle Luß, Oberf. Lüß 
(Liuneburg), verſetzt. 

Reun ann, Hegemeiſter in Kerngrund, Oberf. Karzig, if 
vom 1. April an nach Kienitz, Oberf. Karzig (Frank⸗ 

furt a. O.), verſetzt. 

Noſe, Hegemenier in Gr⸗Friedrich. Oberf. immritz (Unter⸗ 
kunft), tft vom 1. April an nach Brunken, Oberf. Neu⸗ 
haus (Frankfurt a. O), verſetzt. 

Rofendirg, Förner in Theerofen, Oberf. Havelberg, iſt am 
1. April nach Sachſenhauſen, Oberf. Neuholland (Pots⸗ 
dam), verſetzt. 

Schmidt. Förner in Stapel, Oberf. Carrenzien, iſt vom 
1. Apr 1 an auf die Foͤrſiernelle Celle, Obert, Celle 
(Lüneburg), verient. 

Schnehage, Förſter en Wardböhmen, Oberf. Walsrode, if 
vom 1. April an auf die offe fette Wellmühle, Obert, 
Fuhrberg (Lüneburg,, verſetzt. 

Scholz. Hegemeiner in Kerſteubrugge, Oberf. Zicher (Unter: 
kunft, iſt vom 1. April an nach Kutzdorfer Hammer. 
Oberf. Neumühl (Frankfurt a. O.). verſetzt. 
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Axftedt, iſt vom 1. April an nach Zeven, Oberf. 3 
(Stade), verſetzt. 

Schulz, reichsländ. Förſter, iſt zum 1. April die durch 
Penſionierung freigewordene Foörſterſtelle Teufelſteim, 
Oberf. Weſel (Düſſeldorf), übertragen 

Schwerin, Hegemeiſter in Schmalenberg, Oberf. Erkner 
(Unterfuuft), letzte Dienſiſtelle Waldhaus, Oberf Wodek 
(Bromberg), it am 1. Mai nach Elſeneck, Oberf. 
Oranienburg (Potsdam), verſetzt 

Verſany. Henemeifter in Muggelheim, Oberf. Grünau⸗ 
Dahme (Unterkunft), letzte Dienſtſtelle Cieſſau, Oberf. 
Kielau (Danzig), iſt am 1 April nach Jederitz, Oberf. 
Havelberg (Potsdam), verſetzt. 

Bielecke, Forſtlehrling in der Forſtſchule Hachenburg, iſt 
am 16. November 1920 unter Ernennung zum Forſt⸗ 
Bee nach Potsdam, Obert, Potsdam (Potsdam), 
eruſen. 

Gross, Forſtgehilfe in Oberf. Warnow, iſt vom 1. März an 
nach Neumark, Oberf. Mühlenbeck (Stettin), verſetzt. 

Klawitter, Forſtgehilſe in Eiche, Oberf. Potsdam, (P am 
10 Jannar nach Rheinsberg⸗Glienicke, Oberf. Neu⸗ 
glienicke (Potsdam), verſetzt. 


eben 
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Forſtgehilfe in Grünwald, Oberf. Friedrichswalde, 
i vom 25 Februar au nach der Oberf. Kehrberg 
(Stettin) verſetzt 
Poſchke, Forugehilfe in Lauenburg, Ebert, Lauenburg, i 
vom 10. Februar an als Burohilfsarberter von dee 

Regierung in Köslin einberufen. 

Reh binder, naatl. Forugehilfe, zurzeit Hilfsarbeiter im 
Forſtbüro der Regierung Oppeln, hat das Kalkulatur⸗ 
examen bei der dortigen Regierung abgelegt und be 
ſtanden. 

Die Verſetzung des Hegemeiſters Thieme uach or. 

Mützelburg, Obert. Rieth (Stettin), iſt aufgehoben. 

Die zum 1. März verfügte Verſetzung des Forſtgehilfen 

Mahn von Karnfewig, Oberf. Karnkewitz, nach der Oberf. 

Lauenburg (Köslin) iſt zurückgezogen. 


Anhalt. 
Annecke, Oberförſter in Haweburg, iſt zum Forſtmeiſter 
ernannt. 


Freiſtaat Schaumburg ⸗Lippe. 


Bulfes, Hilfsförſter in Berenbuſch, iſt der Titel Fürs. 
Förſter verliehen. 


— NR - 


Vereinszeitung. 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 


Feruſprechanſchluß: ö 
Amt Eberswalde Nr. 546. 


Satzungen und Mitteilungen uber Gründung, Zweck und 
ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
weldſeudungen nur an die Kaſſeuſtette zu Nendamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind in den 

Verein aufgenommen: 

7063. Zawade, Paul, Förſter, Jamm, Poſt Bankau, Kreis Roſen⸗ 
berg, Oberſchleſien. VI. ` 

064. Schaut, Joſef, Forſtgehilfe, Hausdorf, Kreis Neurode. XV. 

7065. Bern, Julius. Hilfsjäger, Jersbeck, Poſt Bargteheide, Kreis 
Stormarn, Holſtein. IV. 

7066. Gebauer, Eberhard, Forſtſekretär, Oberlangenbtelau, Kreis 
Reichenbach. XV. f 

7067 e Rudolf, Forſtmeiſter, Mönchsdeggingen, Schwaben. 
XIV 


7068. Dietrich, Alfred, Hilfsförſter, Bucha bei Wiehe, Provinz 
Sachſen. XVI. N 

7069. Deuter, Willi, Privatforſtgehilfe, Poſſeck, Kreis Olsnitz 
i Sachſen i. Vogtl. XII. 

7070. Neher, Auauft, Forſtaufſeher, Neudörfchen, Kreis Marien⸗ 
werder, Weſtpreußen I. 

1071. Budeus, Karl, Waldwärter, Darſikow bei Rägelin, Kreis 
Neuruppin. IX. 

7072. Bartnick, Richard, Forſtgehilfe, Brodau, Kr. Breslau. VII. 

7073. Heinrich, Fritz, Hegemeiſter, Hinzenhagen, Poſt Lalendorf, 
Mecklenburg⸗Schwerin. III. 

1074. Domſcheit, Friedrich, Waldwärter, Gr.⸗Bäbelin, Poſt 
Serrahn, Mecklenburg⸗Schwerin S 

7075. Schmidätz. Wilhelm, Förſter, Brannenburg, Oberbay. XIV. 

71076. Meyer, Walter, Forſtverwalter, Forſthaus Vachau, Bop 

* 


Radeberg, Sachſen. XII 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Hilger, Hermann, Privatförſter, Waldhof, Poſt Sandfluß, Kreis 
Tilſit. Oſtpreußen. 
Davids, Otto, Gutsförſter, Depenau, Poſt Wankendorf, Kreis Plön 
Burmeiſter, Wilhelm, Revierjäger, Dobbrikow, Kreis Juterbog⸗ 
Luckenwalde 
Jacubaſchke, Johannes, Forſtaufſeher, Straupitz, Kreis Lühben, 


Lauſitz. a n 

Bärmel, Wilhelm, Hilfsjäger, Schedlitz, Poſt Ludwigshof, Kreis 
Gortze, Poſen. ie 

Fiſſeler, Heinrich, Hilfsjäger, Vrees, Poſt Werlte. Kreis Hümmling. 

v. Höllen. Ludwig. Frhr. Gutsbeſitzer, Kal. Preuß. Major d. R. 
a. D, Schönweide, Poſt Grebin, Kreis Plön. 

ſtreutz, Robert, Forſtaufſeher, Friedrichshof, Poſt Neumark, Kreis 
Pr Holland, Oſtpreußen. 

Radloff, Otto, Förſter, Golz. Poſt Dramburg. 

Bernert, Max, Forſtgehilfe, Simmenau, Kreis Kreuzburg. O.⸗Schl. 

Lehr, Friedrich. Forſtgehilfe, Neu⸗Iſenburg bei Frankfurt a M. 

Warmer, Auguſt, Gemenmdeförſter, Frohngau, Poſt Nettersheim, 
Kreis Schleiden, Eifel. 

Schwarz, Friedrich, Revierjäger, Großen⸗Luckow, Poſt Vollraths⸗ 
ruhe, Mecklenburg⸗Schwerin. . ` 

Haeſe, Max, Förſter. Wirſchkowitz. Kreis Militſch, Schleſ. 

e Förſter, Forſth. Hedwigshof, Poſt Gingſt 
auf Rügen. 


Bezirksgruppe Pommern (Il). 
Am Dienstag, dem 8. März, nachmittags 

3 Uhr, findet in Stettin, Hotel „Deutſches Haus“ 

Breite Straße, eine Bezirksgruppenverſammlung 

mit nachſtehender Tagesordnung ſtatt: 

1. Bericht über die Zuſammenkunft des engeren 
und weiteren Vorſtandes in Berlin am 11. Fe⸗ 
bruar und die Ergebniſſe der Verhandlungen. 
Berichterſtatter: Oberförſter Volgmaänn und 
Revierförſter Werner. 

2. Beſprechung über die Richtlmien zum neuen 
Gehaltstarif. 

3. Ortsgruppenbildung, Lehrlingsausbildung, 
Hauptverſammlung in Kolberg. 

4. Freie Ausſprache. 

Jagdhaus Schönfeld, 19. Februar 1921. 
Der Bezirksgruppenvorſitzende. 
2 


Bezirksgruppe Schleſien A, Negierungsbezirk 
Oppeln (V). 

Die für Sonnabend, den 19. März, in Falken: 
berg geplante Bezirksgruppenverſammlung finder 
wegen der Beteiligung vieler Mitglieder und zweier 
Referenten an der am 20. März erfolgenden 
Abſtimmung in Oberſchleſien nicht ſtatt. Die Ver⸗ 
ſammlung iſt für ſpäter im bisher beſetzten Gebies 
in Ausſicht genommen. Dagegen ſoll für die 

Ortsgruppe Falkenberg O.⸗S. 
am Sonnabend, dem 19. März, eine Ortsgruppen⸗ 
verſammlung abgehalten worden. Um zahlreiches 
Erſcheinen wird gebeten. Der Vorſitzende. 


> 


Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal Forſtbeamten. 


Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stad tförſter 
Müller, Meſchede. 


Betrifft Anſchluß an Komba. 

Mit dem 1. März tritt der Verein als Fach⸗ 
gruppe zum Komba über. Der Komba übernimmt 
mit dieſem Tage die allemige wutſchaftliche 
Vertretung der Kommunalforſtbeamten. 

Bis zur Neuwahl der Fachgruppenführer 
durch den Komba übernehmen die vorläufige 
Führung der Bezirksfachgruppen folgende Herren: 
sl. für Bezirksgruppe Oſtpreußen Stadtförſter 

Krücken in Forſth. Dreboliemen b Carlswalde; 

2. fur Bezirksgruppe Grenzmark, Weſtpr.⸗Poſen, 

örſter Bahr in Fh. Dreiſee b. Schneidemühl; 

3. für Bezirksgruppe Pommern nr Lindner 
in Forſth. Lüttkenheide b. Gollnow: 
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4. für Bezirksgruppe Groß ⸗ Berlin Förſter 
Brederek in Forſth. Buch b. Berlin-Buch; 

5. für Bezirksgruppe Brandenburg-Oſt und 
Wet Stadtförſter Schobeß in Lübben; 

6. für Bezirksgruppe Nieder- u. Oberſchleſien 
Förſter Kaiſer in Vorderheide b. Liegnitz und 
1 Steinborn in Rentgen b. Wohlau; 

7. für Bezirksgruppe Sachſen Förſter Lichten⸗ 
berg in Quedlinburg; 

8. für Bezirksgruppe Hannover Revierförſter 

Kühne in Einbeck; 

9. für Bezirksgruppe Weſtfalen Förſter Bittner 
in Hirſchberg; 

10. für Bezirksgruppe Rheiniſch⸗Weſtfäliſches 
Induſtriegebiet Stadtförſter Lehneking in 
Menden; 

11. für Bezirksgruppe Rheinland Förſter Offer⸗ 
mann in Kleinhau, Kreis Düren; 

12. für Bezirksgruppe Kurheſſen Förſter Müller 
in Zierenberg; 

13. für Bezirksgruppe Naſſau Förſter Lemp in 
Kirberg. 

Alles Nähere iſt genannten Herren ſchriftlich 
zugegangen. 

Bekanntmachungen für die Fachgruppen er⸗ 
iolgen bis auf weiteres in der „Rundſchau für 
Kommnnalbeamte“, der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
und dem „Deutſcher Förſter“. 

Meſchede, den 24. Februar 1921. 

Müller, Vorſitzender. 
= 


Betrifft Beſoldungsangelegenheiten. 


Am 16. Februar ſind von dem Vorſtand des 
Komba und mir Richtlinien über Beſoldung der 
Kommunalforſtbeamten feſtgeſetzt worden. Im 
großen und ganzen ſind die Grundſätze für die 
Beſoldung der Staatsforſtbeamten angenommen. 
Es iſt hierbei den Wünſchen der Kommunal⸗ 
forſtbeamten im weiteſtgehenden Maße Rechnung 
getragen. Alles Nähere iſt durch die Bezirks⸗ 
gruppen des Komba zu erfahren. Müller. 


7 
Bezirksgruppe Oſtpreußen. 
Verſammlung der Bezirksgruppe am 10. März 

d. J., mittags 12 Uhr, in Korſchen, Hotel Korſchen. 
Der Verſammlungsort liegt ſo günſtig, daß bei 
der Wichtigkeit der Tagesordnung mit dem Er⸗ 
ſcheinen aller Mitglieder gerechnet wird. 

Tagesordnung: 
Bericht über die Verſammlung in Kaſſel. 
Kaſſenbericht und Entlaſtung des Kaſſierers. 
Bericht über die perſönliche Rückſprache bei 
den Herren Regierungs⸗Präſidenten. 
Neuwahl des Bezirksgruppenvorſtandes.“ 
Aufſtellung der Liſte für den Anſchluß an 
den Komba. 
Verſchiedenes. 


. 


Kr üden, Vorſitzender. 


E 


Bezirksgruppe Weſtfalen. 
Vereinsbeiträge. 

Die Herren Ortsgruppen⸗Vorſitzenden werden 
LS nunmehr die Beiträge ihrer Mitglieder 
ür 1920 zu ſammeln und geſchloſſen nach hier 
abzuführen. 

Mit den Beiträgen wollen ſie das überſandte 
. entſprechend ausgefüllt zurückſenden. 

ir machen nochmals darauf aufmerkſam, daß 
Einzelbeträge nicht angenommen werden: es iſt 


dann ganz ausgeſchloſſen, daß der Kaſſierer die 
Geſchäfte nebenamtlich erledigen kann. Den 
Betrag der von verſchiedenen Mitgliedern ein⸗ 
gegangenen Einzelbeträge bringen wir hiermit zur 
Kenntnis der betreffenden Gruppen⸗Vorſitzenden: 
Förſter Nowack, Ortsgruppe Paderborn . 10 M 
Förſter Schmidt, Bonenburg, Ortsgruppe 
Paderborn. . n. 10 A 
Förſter Kehlenbeck, Willebadeſſen, Orts⸗ 


gruppe Paderbrerr n 10 4 
Förſter Schmidthe, Dringenberg, Ortsgruppe 
Paderboeeerrrn 10 A 
Förſter Hake, Neuenheerſe, Ortsgruppe 
Paderborn. . 2» n 10 M 
Förſter Funke, Neuenbeken, Ortsgruppe 
Paderborrrrn 10 A 
Förſter Gockeln, Löwen b. Peckelsheim, 
Ortsgruppe Paderborn 10 A 
Förſter Klotz, Wiedenbrück, Ortsgruppe 
Paderborn. . 2 2 2 2 : 20 M 
Förſter Wünſchmann, Lippſpringe, Orts⸗ 
gruppe Pad erben . 10 A 
Waldwärter Schmidt, Lippſpringe, Orts⸗ 
gruppe Paderborn 10 A 


Forſtverwalter Wahle, Haltern, Ortsgruppe 
Meſch ede 365 
Sämtliche Oberförſter haben den vollen Beitrag 

für 1920 zu zahlen. 
Die Beiträge betragen 

für Beſoldungsgruppe X und darüber 100,— At 


für Beſoldungsgruppe VIII und IX . 90,.— / 
für Beſoldungsgruppe VI und VII.. 80,— AM 
für Beſoldungsgruppe IV und V... 40— . 
für Beſoldungsgruppe III und darunter 20,— M 
Es haben hiernach noch zu zahlen 
die Beſoldungsgruppen X und darüber 57,50 M 
die Beſoldungsgruppen IX und VIII 50,.— / 
die Beſoldungsgruppen VII und VI. 42,50 M 
die Beſoldungsgruppen V und IV .. 1250 % 
die Beſoldungsgruppen III und darunter 2,50 M, 


wenn der Vorſchuß von 10 A entrichtet iſt, 
andernfalls 10 „ mehr; die Gruppen III und 
darunter im letzteren Falle 7,50 A 

Bei noch beſtehenden Unklarheiten wird um 
Auskunft gebeten. 

Gleichzeitig wollen die Herren Gruppen⸗Vor⸗ 
ſitzenden ein Verzeichnis ihrer Mitglieder, die 
noch nicht Mitglieder der Komba ſind, einreichen. 

Die Beiträge müſſen bis zum 15. März durch 
die Gruppen⸗Vorſitzenden nach hier eingefandt fein 

Rüthen, den 18. Februar 1921. 

Mit Weidmannsheil! 
Der Vorſtand. J. A.: Sommer, Schriftführer 


“=, 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Cinſender. 


Vereinigung mittlerer Forſtbeamten 
Anhalts. 
Hauptverſammlung in Deſſau am 13. März. 


Die zum 6. März anberaumte Haupt: 
verſammlung kann mit Rückſicht auf den 
Nationaltrauertag nicht ſtattfinden. Sie findet 


nunmehr am 13. März in Deſſau im Hotel 
„Kaiſerhof“ mit gleicher Tagesordnung ſtatt. 
Der Hauptvorſtand. Grimm, Vorſitzender 
* 
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Verein mittlerer Staatsforſtbeamten 
Sachſens. 


Bezirksgruppe Auerbach. 


Bericht über die Bezirksverſammlung 
am 12. Februar 1921 in Schöneck. 

Anweſend waren 15 Bezirksmitglieder. Ent⸗ 
ſchuldigt fehlten 4, unentſchuldigt ebenfalls 4 Mit⸗ 
glieder. Als Gäſte wohnten der Bezirksverſammlung 
bei: die Herren Kollegen Ratsoberförſter Geyer, 
Hilfsförſter Geyer, Ratsrevierförſter Keilhau und 
Ratsrevierförſter Wieſenhütter. Punkt 1, Bericht 
des Vertrauensmannes über die am 5. Januar 
in Berlin erfolgte Gründung des „Deutſchen 
Förſterbundes“. Die Bezirksverſammlung nımmt 
freudig und dankbar bewegt Kenntnis von der 
erfolgten Gründung. Sie iſt ſich darüber klar, 
daß der „Deutſche Förſterbund“ trotz aller un⸗ 
verſtändlichen Anfeindungen und Anzweiflungen, 
die er im Anſange ſeines Beſtehens ſogar aus 
Förſterkreiſen findet und finden wird, einen 
mächtigen Schritt vorwärts auf dem Gebiete der 
Förſterpolitik bedeutet. Die Aufgabe des Bundes 
beſteht nicht darin, Wirtſchaftspolitik zu treiben — 
dieſe Arbeit iſt Aufgabe der ihm angeſchloſſenen 
Einzelvereine —, ſondern ſeine Tätigkeit muß 
fich zunächſt dahin auswirken, dem deutſchen 
Förſter Einfluß bei den geſetzgebenden Körper: 
ſchaften zu verſchaffen und ihn, der boltswirt 
ſchaftlichen Bedeutung ſeines Standes ent⸗ 
ſprechend, überall dort mitraten und ⸗taten zu 
laſſen, wo verantwortlich über die deutſche Forſt⸗ 
wirtſchaft, überhaupt ihren Ausbau, ihre 
eventuelle Umwandlung beziehentlich der 
Organiſation und das Entgegenführen derſelben 
zu höchſter Vervollkommnung geſprochen und 
verhandelt wird. Schwer wird die Arbeit ſein, 
die ſich der Förſterbund geſtellt hat. Und mit 
enem Hiebe iſt noch kein Baum gefallen. 
Überſtürzung darf und wird in der Bundes⸗ 
leitung niemals die Oberhand gewinnen. Das 
einmal jedoch als richtig Erkannte wird von den 
Bundesführern mit zäher Energie verteidigt und 
erſtrebt werden. Die Bezirksverſammlung ſtellt 
ſich, gleich der Hauptvereinsleitung, geſchloſſen 
hinter die Führer des „Deutſchen Förſterbundes“. 

unkt 2. Der Vertrauensmann erſtattet als 
Vereinsſchriftführer ausführlich Bericht über die 
am 21. Januar in Chemnitz ſtattgefundene 
Geſamdvorſtandsſitzung und ferner uber die am 
Tage darauf daſelbſt erfolgte Vertrauensmänner⸗ 
verſammlung (ſiehe Bericht über beide Ver⸗ 
ſammlungen in Nr. 8 S. 151). Punkt 3, 
Förſtervergnügen. Nach eingehender Ausſprache 
beſchließt die Bezirksverſammlung, am 12. März 
em Förſtervergnügen in Rautenkranz abzuhalten 
und die Kollegen des Eibenſtocker Bezirkes zu 
bitten, das geplante Förſtervergnügen dieſes 
Bezirkes aus taktiſchen Gründen mit uns am 
gleichen Tage in Rautenkranz zu feiern. Alles 
Nähere wird durch beſondere Einladung ergehen. 
Punkt 4, freie Ausſprache. 1. Kollege Kutſchke 
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ſtellt erneut, unter vollſter Zuſtimmung der An⸗ 
weſenden, die ungerechte Einteilung der Orts⸗ 
klaſſen feſt und geißelt ſcharf die nach dieſen 
Klaſſen prozentual erhöhten Teuerungszuſchläge. 
Der Vertrauensmann wird beauftragt, im 
Geſamtvorſtande des Vereins immer wieder auf 
Beſeitigung dieſer Härten hinzuweiſen und dieſen 
zu veranlaſſen, bei der Gewerkſchaft ſächſiſcher 
Staatsbeamten (B. S. S.) mit allen Mitteln 
dahin zu wirken, daß von dieſer aus von der 
Regierung gefordert wird, endlich anzuerkennen, 
wie rückſichtslos der Landbeamte, beſonders in 
Sachſen, durch die ungerechte Ortsklaſſeneinteilung 
und die prozentual geſteigerten Teuerungszuſchläge 
betroffen wird, und ferner bemüht zu fein, für 
Abſtellung dieſer Übelſtände beim Reiche ſich mit 
allem Nachdrucke einzuſetzen. 2. Da die Bezirks⸗ 
gruppe korporatives Mitglied des Sächſiſchen 
Forſtvereins iſt — der Bericht über die 1920 er 
Forſtveremsverſammlung befindet ſich augen⸗ 
blicklich im Umlaufe unter den Bezirksmitgliedern 
—, ſoll zur diesjährigen Tagung in Dippoldis⸗ 
walde der Vertrauensmann des Bezirkes ent⸗ 
ſandt werden, zumal zu dieſer Tagung ſpeziell 
auch über die Ausbildung der Förſter geſprochen 
werden wird. 3. Die Berechtigung des Ver⸗ 
langens nach einer Fachſchulvorbildung des 
Sächſiſchen Staatsförſters wird erneut aner⸗ 
kannt. Der Vertrauensmann erhält Vorſchläge 
fur die Ermöglichung der Fachſchulvorbildung 
des ſächſiſchen Forſters und wird dieſe als Mit⸗ 
glied des Geſamtvorſtandes bei der nächſten 
Tagung desſelben zur Beſprechung ſtellen und 
vertreten. Gegen 5,30 Uhr Schluß der wiederum 
ſehr anregend verlaufenen Bezirksverſammlung. 
Ein gemütliches Plauderſtündchen ſchloß ſich auch 
dieſer Verſammlung an. 

Baer, Vertrauensmann. 


7 
Bezirksgruppe Dresden. 


Am 11. Februar d. J. fand eine Bezirksver⸗ 
ſammlung in Dresden ſtatt, zu der 20 Mitglieder 
ſowie der Vereinsvorſitzende, Kollege Liebſcher, 
erſchienen waren. Als erſter Punkt der Tages⸗ 
ordnung wurde die Neuwahl des Vertrauens⸗ 
mannes vorgenommen. An Stelle des Kollegen 
Rochlitz, der die Wiederwahl wegen Überbürdung 
mit Dienſtgeſchäften ablehnte, wurde der Unter⸗ 
zeichnete zum Vertrauensmann gewählt. Hierauf 
ſprach Kollege Steiger dem aus dem Amte Ge⸗ 
ſchiedenen den Dank des Bezirkes für ſeine lang⸗ 
jährige, aufopferungsvolle und erfolgreiche Tätigkeit 
aus. Kollege Rochlitz erſtattete bon Bericht 
über die am 22. Januar d. J. ſtattgefundene 
Vertrauensmänner⸗Verſammlung in Chemnitz, 
worauf der Vereinsvorſitzende, Kollege Liebſcher. 
einige Mitteilungen in Vereinsangelegenheiten 
machte. Es wurde beſchloſſen, von beſonderen 
Anläſſen abgeſehen, in Zukunft etwa vierteljährlich 
Bezirksverſammlungen abzuhalten. 

Dörffling, Vertrauensmann. 


Inhalts- Berzeichnis dieſer Nummer: 
1920. 169. — Zur Umſatzſteuerpflicht der Landwirte und Forſtbeamten. 175. — Parlaments⸗ und Vereinsberichte. 176 


— Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 179 — Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 181. 


Forſtwirtſchaftliches. 182 


Brief: und Fragekaſten. 183. — Verwaltungsänderungen und Perfonalnachrichten. 184 — Vereinszeitung: Nachrichten des 


Vereins fur Privatforſibeamte Deutſchlands. E. g 
— Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 


V. 185. — Nachrichten des Vereins preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 185 
186. 


Fur die Redaktion: Okonomierat Bode Grundmann. Neudamm. 


188 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 10 Bd. 36 (1921 


Am 20. Februar 21 ſtarb nach ſchwerem Leiden der 
Reichsgrüfliche Förſter. 


Herr Paul Wodtke 


zu Forſthaus Garuſchke im Alter von 55 Jahren. 


Mit ihm iſt ein plichttreuer und unermüdlicher Forſt⸗ 
beamter und weidgerechter 3 Jäger dahingegangen. Als aufrichtiger, 
ruhiger und jederzeit hilfsbereiter Kollege war er von uns allen 
hochgeſchätzt. Wir werden ihm ein dauerndes Gedenken bewahren 
und legen in aufrichtiger Trauer um den Dahingeſchiedenen 
einen grünen Bruch auf ſein ſtilles Grab. (472 


Die Forſtbeamten 
der en 5 en 


Am Donnerstag, dem 24. d. Mts., entſchlief ganz unerwartet 
an Lungenentzündung im 69. Lebensjahre der 


Herzogliche Hegemeiſter 


Herr Paul Neumann 


in Rauſſen. 


Viereinhalb Jahrzehnte in herzoglichen Dienſten ſtehend, war 
der Verſtorbene das Muſter eines pflichttreuen Beamten, ein 
ausgezeichneter Forſtmann, ein wahrer Heger und Pfleger des 
Waldes. Mit ihm iſt wieder ein aufrechter, königstreuer Mann 
von altpreußiſcher Geſinnung dahingegangen. 

Wir betrauern ſeinen Heimgang von gauzem Herzen. Mit 
der Verſicherung treueſten Gedenkens legen wir den letzten 
Bruch auf fein Grab. (517 


e den 25. Februar 1921. 


von Brünneck, 
Herzolicher Generalbevollmächtigter und Kammerdirektor. 


Am 24. Februar verſchied unerwartet an Herzſchwäche zu 
Jorſthaus Rauſſen der 


Herzoglich Sagan'ſche Hegemeiſter 


Baul Neumann 


im 69. Lebensjahre. 


Mit ihm iſt ein aufrechter, treugeſinnter, echt deutſcher Mann, 
ein unermüdlicher Beſchützer und Pfleger ſeines lieben Waldes RB 
und Wildes von uns gegangen. Wir beklagen den Verluſt eines 
aufrichtigen Freundes und guten Kameraden. In ehrenvollem 
Gedenken wird er uns allen unvergeſſen bleiben. 


Wieſau, den 25. Februar 1921. 


Die Beamten der Herzoglichen Oberförſterei Wieſau. 
J. A.: Wabner. Oberförſter. ge (516 


Nur an Dieter Stelle werden EE Mä 


Familien ⸗ Anzeigen koſtenlos P d 
aufgenommen. enſton 
Sterbefälle: zur Erhol. im Forſt⸗ od. Gutsh. 
Boſch, Wilhelm, Revierförſter a. D. geſ., wo Erzieh. gehalten u. ſ. etw. 
in Neiſſe. sn n ne u 
tg $ i. R., i ngeb. an Frau E. Drescher 
5 SE Forſtmeiſter i. R., in Guben, S 10 hol e e 


Prohl, Forſtmeiſter in Ortenberg 
(Heilen). 
Sladeck, Forſtmeiſter a | 


n 


Waldgüter, geeignet zu Seiden 
Telegraphenſtangen und Schwellen, 
kaufe laufend per Kaſſe. 1443 
Vermittlern 3 % Proviſton. 
Paul Stelke, Holzhandlung, 
Fürstenwalde. Spree, Carlſtr. 2. 


Land ⸗ 
Aufenthalt. 


Für meine leidende Tochter nebſt 


ſuche 
Gegend bei Selbſtverſorger 


dauernden Aufenthalt. 


Kaufe ibe Posten (140 
Sauldaumbols, 
Sprockelholz, 


auch SAM genannt, bei 
Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 

Paul Becker, Holzhandlung. 
Röxe-Stendal. Lüderitzer Straße 30. 


waldreicher 
ſofort 


Fräulein in 


Paul Guttmann, 


Berlin, Tauentzienſtr. 18a. S 


e | frei Waggon (auch loko Wald) aus allen Provinzen Deutſchlands 
o laufend zu kaufen gesucht. 


Waldbestände 


mit oder ohne Grund und Boden, vorwiegend Buche, ſowie 


aufgearbeitetes Holz 


Angebote unter Angabe des Sortiments, der Menge und des 
ere der Lage des Objektes und der e 
erbeten an 


Verein für ende Induſtrie, 
Frankfurt a. Main. , 


PE 


Bomm uud Zur 


bei Bewirtſchaftung von Teichen, 
Seen, Bächen übernimmt e 


Dr. E. Walter, Hallenſtedt a. Har; 
S —— Neudammer Fiſcherer Zeitung. 


In unſerer Stadtforſt iſt di 


Unterförſter⸗otelle 


für den Belauf Sagemühler 
— | fichten fofort zu bejegen. 
Si Dienſtbezuge nach Gruppe 3d 
preußiſchen Beſoldungsgeſetze 
vom 17. Dezember v. Is. Dien 
wohnung, Feuerung, Dienſtland 
nutzung. Waldwerde. 
Forſtverſorgungsberechtigte An 


C- Aus e einem * Si 
der Mark kommen durch uns 


ea. 1300 fm 
Kiefern⸗ 

Langnutzholz, 

120jährig, zum Verkauf. 


Verkaufsbedingungen und 8 
nähere Auskunft erteilt das E 


Forſtwirtſchaftsamt der IQ | wärter wollen ſich unter Vor 
Dentſchen Baltenland⸗ legung des Lebenslaufs und vo 
E ont, Hamburg, An der . Zeugnisabſchriften umgehen 
Zi er melden. 84 


( 
Die Stelle ift vom Fürſorg 
amt in Berlin freigegeben. 


Dt.⸗Krone, den 23. Februar 192 
Der Magiſtrat. 


Waldwärter. 


Für den Forſtſchutzbezi 
Call (Eifel) 320 ha groß, i 
mit ſofortigem Antritt die Stell 
eines Waldwärters II. Klaſſ 
zu beſetzen. 


Bewerbungen mit Lebenslar 
und Zeugnisabſchriften ſowi 
Angabe der Gehaltsanſprüc 
werden bis 10. März 1921 erbete 

Call (Eifel), den 25. Febr. 192 


Der Bürgermeiſter. 
Bongard. 


vie 23. 


mit Selbſtwerbung in All II 
in Brandenburg, Pommern und 
Mecklenburg zu kaufen gesucht. 
Vermittlung Proviſion. (882 
©, Schories, 
Baugeſchäft und Nutzholzhandlung, 
Spandau, Kloſterſtr. 27 


ee Sr ontienkens 
au. 


Ein Forstoghilfe, 


möglichſt nicht über 24 Jahre alt, 
wird zum baldigen Autritt für 
mehrmonatliche Dienſtleiſtung ge⸗ 


(51 


ES ep srfter, — 


mit 1 Zeugniſſen, der Biene: 
zucht betreibt, möglichſt kinderloſe 
Ehepaar, z. baldig. Antritt gesucht 

Rittergut Burglehn-Raudte 
514) Raudten, Bez. Breslau. 


ſucht. Zeuguiſſe mit Gehalts⸗ 

forderung erbittet (518 

Geheim. Studienrat Dr. Hanow 
in Züllichau. 


nicht unter 20 Jahren, gewiſſenhaft, ſchöne Handſchrift, als 


Sekretär 


dauernd in unſere Waldabteilung ſofort geſu e 5 
Bewerbung an 


Gladb. Feuer⸗Verſ.⸗Akt.⸗ Sei, 
me. 


- Deutiche Forft- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Tie Deutſche Soch, Zeitung erſcheimt wöchentlich einmal 


Bezugspreis: Viertielfährlich 10,50 WIE, bei allen Poſt⸗ 


anftalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 


Deutſchland und das alte Sſterreich⸗Ungarn 13.50 


Mk., im Weltpoſtveren 16 Mk. 


Die Berechnung einer Lieferung nach 


dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch altere, werden Tur 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Ruckzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ohne Vorbehalt erngejandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Bei 
träge, Dt die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen 


Beiträge. die von ihren Berrajjern 


auch anderen Zeuſchruten ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Verqutung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Zum 190l ſtrafrechtlich verfolgt. 


Nr. 11. 


Neudamm, den 13. März 1921. 


36. Band. 


Die Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft. 


vv. 


Von Förſter Neumann, Rahnwerder, Kreis Saatzig, Pommern. 


Im Januarheft 1920 der „Zeitſchrift für 
Forſt⸗ und Jagdweſen“ hat Oberforſtmeiſter 
Profeſſor Dr Möller in Eberswalde die Kiefer⸗ 
Dauerwaldwirtſchaft des Kammerherrn v. Kalitſch 
in Bärenthoren, Kreis Zerbſt in Anhalt, be⸗ 
fchrieben*) In der genannten Zeitſchrift haben 
ſchon mehrere höhere Forſtleute für dieſe Wirt⸗ 
ſchaftsart Propaganda gemacht, nur ein höherer 
Forſtmann beurteilte ſie abfällig Wenn er 
nach Bärenthoren ginge, würde auch noch aus 
ihm ein Bekehrter werden. Ich ſelber halte 
die Zeitſchrift nicht; das Januarheft wurde 
mir von einem Nachbarkollegen zugeſtellt. Ich 
las den obenerwähnten Artikel mehrmals und 
fand, daß, wenn alles, was darin behauptet 
wird, auf Wahrheit beruhe, die Dauerwald— 
wirtſchaft eine ideale Bewirtſchaftung unſerer 
Kiefernwälder ſein müßte. Es ſtieg in mir 
das Verlangen auf, nach Bärenthoren zu 
fahren, um mich an Ort und Stelle von allem 
zu unterrichten, jedoch der Koſten wegen hatte 
ich noch einige Bedenken. Das Januarheft 
gab ich auch meinem Chef, Herrn Rittmeiſter 
Freiherr v. Wangenheim, um den Artikel zu 
leſen, und als er ihn geleſen hatte, ſagte er 
mir zu meiner Freude: „Dort fahren wir beide 
hin und ſehen uns die Sache an.“ Im Anfang 
November traten mein Chef, Kollege Müller 
von der v. Köllerſchen Beſitzung aus Jakobs⸗ 
dorf, Kreis Regenwalde, und ich die Reiſe 
nach Bärenthoren an Von Berlin fuhren 
wir die Strecke nach Sangerhauſen zu und 
ſtiegen am Bahnhof Nedlitz aus. Weil wir 
angemeldet waren, hatte uns Herr v. Kalitſch 
liebeswürdigerweiſe einen Wagen geſchickt, der 
uns den 10 km weiten Weg bald nach Bären— 
thoren brachte Ein gutes Unterkommen fanden 
Kollege Müller und ich in dem Gaſthofe von 
Knape in Bärenthoren Dieſer iſt auch bereit, 
auf Beſtellung Fuhrwerk zur Bahn zu ſtellen. 

Ich will nun in Kürze berichten, was ich 


*) Dieſer Artikel hat auch durch die in Nr. 3 
der „Forſtlichen Rundſchau“ erfolgte Beſprechung 
eme weitere Verbreitung gefunden. 


dort betreffs der Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft 
geſehen habe. Vorweg will ich erklären, daß 
der Artikel des Oberforſtmeiſters Möller über 
die Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft des Kammer⸗ 
herrn v. Kalitſch in Bärenthoren die Verhält⸗ 
niſſe richtig ſchildert. Auf Grund des Artikels 
hatte ich mir ein Bild der Sache zurecht⸗ 
gemacht, es wurde jedoch durch das, was ich 
dort ſah, weit übertroffen. Als Herr v. Kalitſch 
vor 36 Jahren die Forſt übernahm, war ſie 
vollkommen heruntergewirtſchaftet. Da Streu- 
nutzung ſtattfand, war der Boden ſehr verarmt. 
An Mooſen war nur das Renntiermoos vor⸗ 
handen. Die Heide gedieh aufs beſte. Das 
Wachstum der Kiefer war ein ſehr mäßiges. 
Mit 40 Jahren hörte das Höhenwachstum auf. 
Da das Gut verſchuldet war, gaben die Nachbarn 
Herrn v. Kalitſch nur noch neun Jahre Friſt, auf 
Bärenthoren die Wirtſchaft aufrecht zu erhalten. 
Er hat es aber durch ſeine Methode verſtanden, 
heute noch in Bärenthoren zu fein. Hätte er 
die Kahlſchlagwirtſchaft betrieben, ſo hätte ihm 
der Hektar pro Jahr 2,2 fm gebracht, während 
er ihm nach ſeiner Methode 6,31 fm gebracht 
hat. Das iſt faſt dreimal ſoviel. Und wie 
Oberforſtmeiſter Möller an Hand von Zahlen 
nachweiſt, iſt der Bodenzuſtand ein bedeutend 
beſſerer geworden. Früher beſtand er zum 
größten Teil aus III. bis V. Klaſſe, heute 
iſt die V. Klaſſe kaum mehr vorhanden und es 
iſt ſchon die II. Klaſſe erreicht worden. 


Auf welche Art hat nun Herr v. Kalitſch 
dieſes alles erreicht? Dieſe Frage drängt ſich 
uns unwillkürlich auf. Er hat die Streu⸗ 
entnahme aus der Forſt eingeſtellt. Das 
Abfallreiſig ließ er zur Bodenverbeſſerung 
liegen. Der Beſtand erhielt eine beſſere Pflege. 
In den erſten Jahren dauerte es lange, ehe 
das Reiſig verweſte. Infolge des Liegenlaſſens 
des Reiſigs kann der Wind den Boden nicht 
mehr ſo erkälten und die Sonnenſtrahlen können 
ihn nicht mehr ſo ſtark ausdörren. Es findet 
daher eine regere Bakterienarbeit ſtatt, was 
von großem Nutzen iſt. Erſt vom 10. Jahre 
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au konnte man ein neues Höhenwachstum 
beobachten. Dies ſieht man heute noch genau 
an einem Beſtande an der Zerbſter 15 
Die Stangen waren etwa 13 m hoch, und da 
das Höhenwachstum nachließ, hatten ſie eine 
dachförmige Krone. Als der Bodenzuſtand ein 
beſſerer wurde, ſetzte das Höhenwachstum ein, 
und alle Stämme zeigen dort eine Krümmung, 
wo das Höhenwachstum wieder einſetzte. Herr 
Landforſtmeiſter v. Ortzen, Gelbenſande, der 
mit uns zugleich die Forſt beſichtigte, äußerte: 
Er wäre in ſeinem Leben viel gereiſt und hätte 
die verſchiedenſten Waldbilder geſehen, aber ſo 
etwas hätte er noch nicht zu ſehen bekommen. 
Da der erwähnte Beſtand mit der angrenzenden 
Zerbſter Stadtforſt gleichaltrig iſt, ſind beide 
jetzt ſehr verſchiedenartig in ihrem Zuwachſe. 
Der Zerbſter Beſtand bleibt auffallend hinter 
dem Bärenthorner — meiſt um 6 bis 7 m — 
in der Länge zurück. Ebenſo auffallend iſt der 
Stärkezuwachs. Obwohl der Beſtand etwa 
65 Jahre alt iſt, hat er doch noch Höhentriebe 
in dieſem Sommer von 30 bis 50 em gemacht. 
Ich habe in der von mir bewirtſchafteten Forſt 
an gleichaltrigem Holze auch nicht einen ſolchen 
Höhentrieb feſtgeſtellt; das Höhenwachstum iſt 
nur noch ein ganz winziges. 

Die Durchforſtung geſchieht in Bärenthoren 
met alljährlich, manchmal auch zweijährig, 
und wird ſehr mäßig gehalten. Die Stämme 
werden in drei Klaſſen eingeteilt: die Nütz⸗ 
lichen, die Gleichgültigen und die Schädlichen. 
Zu den Nützlichen gehören alle Stämme mit 
guter Stammform und beſtem Wachstum, die 
ſogenannten Zukunftsſtämme. Unter die Gleich⸗ 
gültigen werden die Stämme gerechnet, die 
die Nützlichen nicht ſchädigen. Vorläufig bleiben 
dieſe ſtehen, da ſie durch den Zuwachs die 
Holzmaſſe vermehren helfen. Es kann auch 
vorkommen, daß ein Nützlicher im Laufe der 
Jahre eingeht, dann tritt der Gleichgültige als 
Erſatz an ſeine Stelle. Die Schädlichen ſind 
Stämme, welche die Nützlichen und Gleichgültigen 
ſchädigen. Dieſe fallen nebſt den abgeſtorbenen 
und kranken Stämmen dem Anſchlagbeile als 
erſte zum Opfer. Die Durchforſtung ſetzt, je 
nach dem Beſtande, von 20 bis 25 Jahren ein 
und kehrt dann alle Jahre wieder. Das Aus⸗ 
zeichnen des jungen Beſtandes iſt nicht ſchwer, 
weil in ihm viel Unterdruck, ſchlechtförmige und 
ſchädigende Stämme vorhanden ſind, die in 
erſter Reihe herausgehauen werden müſſen. 
Man hüte ſich aber in der Jugend des Beſtandes 
vor zu großer Lichtſtellung, da dies Schneebruch 
und Nachlaſſen des Höhenwuchſes zur Folge 
hätte. Je älter der Beſtand wird, je ſchwieriger 
wird die Auszeichnung. Es ſind dann ſchon 
die Gleichgültigen herausgehauen, und die Aus⸗ 
zeichnung erſtreckt ſich nur noch auf die Nütz⸗ 
lichen. Von dieſen iſt der Stamm wegzunehmen, 
der ſeine Nachbarn am meiſten im Wachſen 
ſchädigt. Das kann unter Umſtänden von einer 
Gruppe der beſte Stamm ſein. In ſolchem 
Beſtande iſt es das beſte, wenn man zu zweien 
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auszeichnet. Die Stämme ſehen von zwei 
Seiten verſchieden aus, beſonders in ihren 
Kronen. Man findet den Kienſchorf auch 
leichter. Iſt ein angeblich ſchädigender Stamm 
gefunden, ſo wird er erſt ob ſeiner Schädlichkeit 
genau geprüft, und wird er als Schädling be⸗ 
funden, von zwei Seiten gezeichnet. Wer keinen 
Gehilfen hat, muß ſich den Holzhauermeiſter 
zum Auszeichnen anlernen. Die Durchforſtung 
hat alſo den Zweck, den Nützlichen oder den 
Zukunftsſtämmen ungehindertes Wachstum zu 
verſchaffen. Bei den Durchforſtungen in Bären⸗ 
thoren war viel geleiſtet worden. Ein Zukunfs⸗ 
baum ſah genau ſo aus wie der andere. Bei 
jedem Stamme machte die Krone ein Drittel 
der Schaftlänge aus. Auf eine gute Kronen⸗ 
bildung wird dort ganz beſonders Wert gelegt. 
Man ſah nur Kronen, die die Form eines 
Weihnachtsbaumes hatten, unten breit und 
oben ſpitz. Das ganze Kronendach konnte man 
mit den Zähnen einer Säge vergleichen; Lücken 
oder Blößen habe ich keine geſehen. 

Läßt der Höhenwuchs und der Zuwachs 
nach, dann beginnt die Lichtſtellung des Beſtandes 
zur Beſamung. Alles angefallene Holz wird 
mit Pferden herausgezogen, dabei wird der 
Boden öfter aufgeriſſen, es tritt Luft hinein 
und verhindert Rohhumusbildung. Gleichzeitig 
wird ein gutes Keimbett hergeſtellt Das 
Herausrücken oder Schleifen der Stämme mittels 
Pferd iſt ungemein wichtig. Alles, was der 
Stamm antrifft, Heide, Moos oder Gras, wird 
von ihm herausgeriſſen oder doch beſchädigt. 
Es geht ſo mit ein, verwandelt ſich in Humus 
oder es wird in ſeinem Wachstum gehemmt. 
Die Heide läßt ſich auch durch Bedecken mit 
Reiſig eindämmen. Ich würde empfehlen, jeden 
Stamm auf einer beſonderen Strecke heraus⸗ 
zuſchleifen, da hierdurch der Boden mehr 
gelüftet wird. Der Anflug findet ſich ſchon 
vor der Lichtſtellung ein. Da die Kiefern eine 
gute Kronenbildung haben, tragen ſie alle 
Jahre Zapfen. Herr v. Kalitſch hat auch nie 
deswegen Bedenken gehabt. Der Anflug kommt 
zuerſt von den Rändern, weil er dort das 
meiſte Licht erhält, und wächſt allmählich auch 
der Mitte zu. Von einer Wurzelkonkurrenz. 
iſt nichts zu ſpüren. Der neue Beſtand hat 
an den Rändern ſchon eine Höhe von 3 m 
erreicht, während die Mitte ſich erſt beſamt 
hat. Man könnte nun annehmen, daß der 
neue Beſtand ungleich ſtark bleiben würde. 
Dies trifft nicht zu. Herr v. Kalitſch zeigte 
uns den älteſten Beſtand, der nach ſeiner 
Methode entſtanden war. In ihm war ſchon 
eine Durchreiſerung ausgeführt worden, und: 
er ſah ganz gleich ſtark aus. Es mag das. 
wohl daher kommen, daß der letzte Anflug ſich 
im Wachſen beeilen muß, um mit dem erſten 
Schritt zu halten. In dieſem Beſtande hatten 
herrſchende Stämme ſchon ein Drittel Kronen⸗ 
länge, was bei Neukulturen in dem Alter meift 
nicht der Fall iſt. Es werden von den Samen⸗ 
bäumen alle Jahre einige herausgehauen, fo 
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daß zuletzt nur noch zehn auf dem Hektar 
ſtehen. Der Anflug kommt viel zu dicht, ſogar 
dicht an den Stämmen wächſt er. Nun liegt 
die Befürchtung nahe, daß durch das Fällen 
der Samenbäume und ihr Herausrücken 
dem Anfluge großer Schaden zugefügt wird. 
Das iſt aber nicht der Fall. Starkkronige 
Stämme werden vor dem Fällen geäſtet, und 
da der Anflug viel zu dicht heranwächſt, kommt 
es nicht in Frage, wenn auch etwas Beſchädigung 
vorkommt Ich habe keinen auffallenden Schaden 
in dieſer Hinſicht geſehen. 

Wildſchaden habe ich nicht bemerkt, auch 
iſt mir Wild nicht zu Geſicht gekommen. Herr 
v. Kalitſch hatte in den erſten Wirtſchafts⸗ 
jahren einen erheblichen Abſchuß von Note und 
Rehwild vorgenommen. Damals war in 
Bärenthoren noch ein erheblicher Beſtand an 
Rot⸗ und Rehwild. Heute iſt wohl nirgends 
mehr ein großer Wildſtand vorhanden. Die 
Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft wird wohl dem 
Wilde genügend Deckung verſchaffen, aber da⸗ 
für keine Aſung. Heidekraut, Renntiermoos 
und Gras werden bei ihr nicht mehr vor⸗ 
kommen. Da kann es denn allerdings vor⸗ 
kommen, daß, wenn ein erheblicher Wildſtand 
vorhanden iſt und das Wild im Winter nicht 
gefüttert wird, Wildſchaden eintritt. Das 
muß man abwarten und kann dann immer noch 
Gegenmaßregeln treffen. 

Durch die Methode des Herrn v. Kalitſch 
tritt eine ſolche Bodenverbeſſerung ein, daß 
auf dem armen Sandboden neben dem gut 
entwickelten Kiefernanflug auch anſpruchsvollere 
Laubhölzer gedeihen können. Das ſah man 
auch in Bärenthoren in einem Jagen, wo 
Buchenunterbau gemacht worden war. Die 
Buchen gediehen aufs beſte und nahmen den 
Kampf ums Daſein meiſt zu ihren Gunſten 
gegen die Kiefer auf. Dadurch wird der Wald 
wieder mehr Laubholz erhalten, was von 

ünſtigem Einfluß auf das Wachstum der 
Nadelhölzer ſein wird. Auch wird die Inſekten⸗ 
und Feuergefahr dadurch vermindert. 

Auffallend war, wie gut die einzeln vor⸗ 
handenen Birken ſich mit den Kiefern vertrugen. 
WE v. Kalitſch läßt fie ſtehen, um etwas 

aubholz zu Schirrholz zu haben. Außerdem 
will er durch den Laubabfall ſich Regenwürmer 
und den Maulwurf heranziehen. Der nützt 
ihm durch Aufheben des Bodens als Keimbett. 
Das gute Auseinanderkommen der Birke mit 
der Kiefer iſt wohl darauf zurückzuführen, 
daß durch den heranwachſenden Anflug der 
Wind in ſeiner Stärke gebrochen wird. 
Während in unſern Revieren die Birke ihre 
Nachbarn fortwährend peitſcht, iſt es dort 
merkwürdigerweiſe nicht der Fall. In unſern 
Revieren muß ſie des Nadelholzes wegen in 
früheſter Jugend herausgehauen werden, weil 
ſie ſpäter ſchon zu vielen Schaden angerichtet 
hat. Ein Forſtverwaltungsbeamter bezeichnet ſie 
ganz richtig als den Juden im Walde. Fängt 
der Jude zu handeln an, dann macht er 
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Bücklinge nach allen Seiten, hat er aber ſein 
Geſchäft gemacht, dann wird er protzig 
Genau ſo verhält ſich die Birke. Sie peitſcht 
von früheſter Jugend ihre Nachbarn (Die 
Nadelhölzer) fortwährend und bringt ſie zum 
Abſterben. Später ſteht ſie als Protz da. 
Man kann dem Schaden etwas abhelfen, 
indem man fie frühzeitig aſtet. In reinen 
Kiefernrevieren iſt ſie ein geſuchtes Schirrholz. 
Deshalb mußte man ihr einen beſcheidenen 
Platz gönnen. ? 

Ich hatte Bedenken, ob in Revieren, wo 
die Heide viel vorkommt, viel Moos und 
Gräſer wachſen, der Kiefernanflug überhaupt 
noch gedeihen würde. Von dieſem Gedanken 
wurde ich in Bärenthoren, durch das, was ich 
dort ſah, ganz befreit. Der Anflug kam mir, 
wo noch Heidekraut, Moos und Graswuchs 
vorhanden war, noch viel zu dick vor. Das 
Aſtmoos kommt dort noch ſehr wenig vor, 
einzelne Inſeln waren im Entſtehen. Herr 
v. Kalitſch wünſcht es zu haben. - 

Nach dem, was ich in Bärenthoren gehört 
und geſehen habe, betreffs der Kiefer⸗Dauer⸗ 
waldwirtſchaft, kann ich nur raten, dieſe Be 
wirtſchaftung des Waldes in großem Umfange 
aufzunehmen. Der Erfolg, den Herr v. Kalitſch 
damit erzielt hat, gegenüber dem Kahlſchlag⸗ 
betrieb, iſt doch zu groß und auffallend, als 
daß man ihm nicht folgen ſollte. Auch volks⸗ 
wirtſchaftlich iſt die Methode von höchſter Be: 
deutung. Eine Neukultur, die ſich heute ſehr 
koſtſpielig ſtellen würde, fällt gänzlich weg. 
Man iſt des Ankaufs von Pflanzen und 
Samen überhoben, braucht keine Kulturarbeiter 
und hat mit der Schüttebekämpfung nichts 
mehr zu tun. Einige Schwierigkeiten wird 
das Fällen und Rücken der Stämme mit ſich 
bringen. Möller ſagt zutreffend: 

„Iſt der Gedanke der Dauerwaldwirt⸗ 
ſchaft richtig, ihr Ertrag demjenigen der 
Kahlſchlagwirtſchaft ſo erheblich überlegen, 
wie unſer Beiſpiel zeigt, jo wird die Wirt⸗ 
ſchaft an den Schwierigkeiten des Fällens 
und Rückens nicht ſcheitern dürfen, ſondern 
ſie überwinden müſſen.“ 

Die Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft wird ſich 
bei Neueinführung nur in jüngeren Beſtänden 
bis zu 60 Jahren betreiben laſſen. Herr 
v. Kalitſch beſaß bei ſeiner Wirtſchaftsaufnahme 
nur Yo Waldfläche mit über 60 jährigem 
Beſtande. Will man den Kahlſchlag ver⸗ 
meiden, ſo müßte man unter dem Altholze 
Kieferunterbau betreiben. Herr Landrat 
v. Keudell in Hohenlübbichow läßt unter dem 
Altholze pflügen, um ein gutes Keimbett zu 
bekommen, und ſoll dadurch auch gute Erfolge 
bezüglich des Anfluges haben. Vielleicht gibt 
Herr v. Keudell an dieſer Stelle ſeine Er⸗ 
fahrungen zum beſten. 

Daß die Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft eine 
Menge Mehrarbeit für den Förſter bringt, 
habe ich ſelbſt ſchon erfahren. Mein Revier, 
das 1000 ha groß iſt und das ich allein 
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bewirtfchafte, ift der Landwirtſchaftskammer 
unterftellt. Der Hauungsplan wies bisher 
etwa 20 Poſitionen auf, dieſes Jahr aber 62. 
Was die Mehrarbeit draußen und auch drinnen 
verurſacht, kaun der nur beurteilen, der ſie 
leiſten muß. Zum Stillſitzen kommt man 
nicht. Wenn andere Leute ſchlafen, macht man 
noch ſchriftliche Arbeiten. Soll Kiefer⸗Dauer⸗ 
waldwirtſchaft betrieben werden, ſo kann der 
einzelne Förſter ein Revier von nur 500 ha 
bewirtſchaften. Darüber hinaus muß er 
Hilfskräfte haben. Es iſt das für die Privat⸗ 
förſter ſehr erfreulich. Manch ein ſtellenloſer 
Kollege wird dadurch wieder zur Auſtellung 
kommen. Wir Priwatfoͤrſter müſſen Herrn 
v. Kalitſch deshalb noch ganz beſonders wegen 
der Einführung der Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft 
dankbar ſein. 

Die Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft erfordert 
techniſch vorgebildete Förſter. Förſter, die 
früher, auch leider heutzutage noch, aus 
Gärtnern, Kutſchern, Dienern, Schäfern uſw. 
hervorgingen, können in einer Kieſer-Dauer⸗ 
waldwirtſchaft nichts leiſten. Nur ein tüchtiger, 
durchgebildeter Forſtmann wird es darm zu 
großem Erfolge bringen. Früher galt der 
Förſter als tüchtig, wenn er ein guter Jäger 
war. Das konnten auch die ehemaligen Diener, 
Kutſcher uſw. fertigbringen. Heute wird 
wohl durchweg der Förſter als tüchtig bes 
zeichnet, der dem Walde die größte Rente ab- 
ringt. Das kann nur ein fleißiger, durch⸗ 
gebildeter Forſtmann in Dauerſtellung leiſten 
Schädlich iſt es dem Walde, wenn der Förſter 
öfter gewechſelt wird. Das werden hoffentlich 
die Waldbeſitzer bald einſehen und den Förſter 
für die Mehrleiſtung, die er vollbringt, lohnen. 
Wird doch der Wald jetzt auch bedeutend mehr 
einbringen, als es bisher der Fall war Es 
iſt ein gewaltiger Unterſchied, mom der Wald- 
beſitzer z. B. ſtatt 1000 Im pro Jahr deren 
3000 erntet und nebenbei keine teure Kultur 


u machen braucht. Man ſieht daraus, daß 
ie Wälder, wenn fie richtig bewrirtſchaftet 
werden, auch eine anſehnliche Jahresrente 


bringen können. 

Hierbei möchte ich noch eine Vitte an die 
Herren Waldbeſitzer richten Findet eine 
Förſterverſammlung mit Cxkurſion ſtatt, z. B 
wenn der Verein der Prwatforſtbeamten Deutſch— 
lands tagt, ſo mögen ſie ihren Förſter auf 
ihre Bopen dorthin reifen laſſen. Die Aus: 
gabe wird nach dem, was er dort ſieht und 
hört, zehnfache Zinſen bringen. Auch die eins 
ſchlägigen Fachzeitungen müßten den Förſtern 
freigehalten werden Wäre ich Waldbeſitzer, 
ſo würde ich meinen Förſter dorhin ſchicken, 
wo er was zu ſehen bekäme, und das des 
öfteren. Gerade die Forſtwirtſchaft, bei der von 
dem Säen bis zur Ernte eine lange Zeit ver⸗ 
geht, erfordert große praktiſche Erfahrungen. 
Auf ein und demſelben Reviere kann ſich dieſe 
der Förſter nicht aneignen. Er muß daher 
reiſen, muß Neues ſehen und mit ſeinesgleichen 
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darüber ſprechen. Das wird ſchließlich dem 
Walde zum Segen gereichen. 

Wegen Zeitmangels habe ich mich kurz 
faſſen müſſen. Ich empfehle daher allen, die 
ſich für die Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft inter⸗ 
eſſieren, ſich das Januarheft 1920 der Zeit⸗ 
ſchrift für „Forſt⸗ und Jagdweſen“, Verlag 
von Julius Springer, Berlin, anſchaffen zu 
wollen. Sollte das Heft vergriffen ſein, ſo 
empfehle ich das Novemberheft der genannten 
Zeitſchrift, worin Herr Forſtrat Märker in 
Beutnitz die Kiefer-Dauerwaldwirtſchaft, wie 
ſie Herr Oberforſtmeiſter Möller an dem Bei⸗ 
ſpiel von Bärenthoren beſchrieben, aufs wärmſte 
empfiehlt. Auch die ſchon erwähnte Nummer 3 
der „Forſtlichen Rundſchau“ von 1920 berichtet 
ausführlich über dieſen Gegenſtand und gibt 
eine anſchauliche Darſtellung des Dauerwald- 
betriebes. Ich will damit nur erreichen, daß 
über das Thema „Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft“ 
auch in dieſer Zeitſchrift zum Segen unſerer 
Valdwirtſchaft eine Ausſprache ſtattfindet. 
Dieſes Thema wird ſich auch als Vortragsſtoff 
in Förſterverſammlungen ſehr eignen Die 
Forſtlehrlingsſchulen ſowie die zur Prüfung 
gehenden Förſter werden ſich mit der Kiefer⸗ 
Dauerwaldwirtſchaft ganz erheblich befaſſen 
müſſen. Ich bm der Anſicht. daß ſie der 
Prwatwaldbeſitzer recht bald nutzbringend an⸗ 
wenden wird Auch für die Staatsforſt eignet 
ſie ſich. Bei Beratung des Forſthaushalts in 
der Preußiſchen Landesverſammlung hat der 
Abgeordnete Neumann (Bärenberg), ein Mann 
der grünen Farbe, auch bezüglich der Staats⸗ 
forſten kürzlich auf die Dauerwaldwirtſchaft 
hingewieſen, allerdings noch zunächſt mit 
Rückſicht auf den derzeitigen großen Holzbedarf 
eine gewiſſe Vorſicht empfohlen. 

Herr v Kalitſch hat zehn Jahre warten 
müſſen, ehe ſich der Erfolg ſemer Methode 
zeigte Große Geduld und Ausdauer führten 
bei ihm zum Ziele Die möchte ich auch allen 
denjenigen empfehlen, die ſich mit der Kiefer⸗ 
Dauerwaldwirtſchaft befaſſen werden. Nur 
auf das Stichwort „Kiefer⸗Dauerwaldwirtſchaft“ 
reagieren die Kiefern nicht Sie werden das 
erſt tun, wenn gewiſſe Vorbedingungen vor⸗ 
handen ſind. Darum nicht gleich verzagen, 
wenn der Erfolg nicht bald kommt, er kommt 
aber ganz ſicher, wenn die Methode richtig 
angewendet wird. 

Allen, die es können, rate ich, nach Bären⸗ 
thoren zu gehen, um ſich an Ort und Stelle 
von der Kieſer⸗Dauerwaldwirtſchaft zu übers 
zeugen. Was ſie dort ſehen werden, wird ſie 
in Erſtaunen ſetzen, und hochbefriedigt, um neue 
Kenntniſſe bereichert. werden fie die Heimreiſe 
antreten. Herr v Kaluſch hat es ſich zur 
Lebensaufgabe gemacht. allen die ihn beſuchen 
und feine Waldwirtſchaft beſichtigen wollen, 
über alles Wiſſenswerte in dieſer Veziehung 
bereitwilligſt Auskunft zu geben. Auch uns 
gab Herr v Roi auf alle an ihn gerichteten 
Fragen gern belehrende Auskunft. Ich möchte 
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ihm noch an dieſer Stelle dafür ganz beſonders waldwirtſchaft unterhielten, machte uns noch 


danken. 


Auch ſein Förſter Sievers, mit dem manche intereſſante Mitteilungen, wofür auch 


wir uns des Abends über die Kiefer⸗Dauer⸗ ihm Dank abgeſtattet ſei. 


. 


Nochmals zur Auflöſung und Neuorientierung des Vereins 
preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 


Zu dem Artikel „Auflöſung und Neuorien⸗ 
tierung des Vereins Preußiſcher Kommunalforſt⸗ 
beamten“ des Herrn Baltz, Hannover, in Nr. 7 
der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ vom 13. Februar 
möchten wir als rheiniſche Gemeindeförſter und 
Teilnehmer an der Kaſſeler Tagung nicht unter⸗ 
laſſen, eine Richtigſtellung zu geben. 

Die Auflojung des alten Vereins vollzog ich 
reibungslos; dagegen geſtaltete ſich die Neu⸗ 
gründung eines Vereins ſehr ſchwierig. Wir 
Rheinländer hatten von vornherein das Empfinden, 
daß der Vorſtand des alten Vereins bereits Ver⸗ 
bindlichkeiten zugunften des Komba übernommen 
hatte, ehe der neue Verein überhaupt ins Leben 
getreten war. Unſere Vermutung wurde durch 
die Nachſchrift der Schriftleitung der „Rundſchau“ 
zu dem Artikel des Kollegen Zachow in Nr. 3 
der Rundſchau, die wir nach Rückkehr von Kaſſel 
vorfanden, voll und ganz beſtätigt. Im Gegenſatz 
u der Behauptung des Herrn Baltz legte Kollege 
Müller, Meſchede, ſein Amt als Verſammlungs⸗ 
leiter dann nieder, als der Antrag der rhei- 
niſchen Gemeindeförſter auf Zurückſtellung 
des Punktes 4 der Tagesordnung: „Ans 
ſchluß an den Komba“ mit erdrückender 
Stimmenmehrheit angenommen wurde. Wie 
Herr Baltz einer ſolchen Anſicht über das Verhalten 
des Vorſitzenden und die allgemeine Stimmung 
über den Mon. ba fein kann, iſt uns unerklärlich, da 
feine Darſtellung geradezu eine Verdrehung der 
Tatſachen bedeuten würde. Nachdem die rheiniſchen 
Gen eindeförſter auf Grund eines Miniſterial⸗ 
erlaſſes längſt vor Inkrafttreten des Geſetzes vom 

. Juli (Regelung verſchiedener Punkte des 
Gen eindebeamtenrechts) grundſätzlich den Staats⸗ 
forſtbeamten in allem gleichgeſtellt wurden, konnten 
wir unmöglich einem Aufgehen im Komba zu⸗ 
ſtimmen; denn das, was die Kollegen anderer 
Provinzen durch den Komba zu erlangen ſuchen, 
haben wir Rheinländer durch zielbewußtes Vor⸗ 
gehen des ſeit 28 Jahren beſtehenden Rheiniſchen 
Gen eindeförſtervereins längſt voll und ganz erreicht. 

Da allein der Staatsförſter ſtets der Angel⸗ 
punkt für den ganzen Forſtbeamtenſtand ſein 
kann, wäre es ein Akt der Rückſtändigkeit für uns, 
wenn wir, die dem Staatsförſter grundſätzlich 
Gleichgeſtellten, nicht mit dieſen Hand in Hand 
gingen und einem Kommunalbeamtenverein bei⸗ 
träten. Für uns konnte nur noch der Beitritt zum 
Deutſchen Förſterbund in Frage kommen. 

Daß wir unſer Heil nicht in den Reihen der 
Kommunalbeamten und äangeſtellten zu ſuchen 
haben, iſt uns längſt zum Bewußtſein gekommen; 
auch haben wir ſchon ſeit langer Zeit erkannt, 
wo die wirklichen Gegner der Gen eindeförſter zu 
ſuchen ſind. Man beneidet uns eben in unſerer 
ſelbſtandigen Stellung. 

Herr Baltz ſchwingt ſich ferner zu der unge⸗ 
heuerlichen Behauptung auf, die Kommunalforſt⸗ 
beamten ſeien in erſter Linie Kommunalbeamte 
und in zweiter Linie Forſtbeamte. 

Dieſer Behauptung möchten wir die vor kurzem 
ergangene Verfügung eines rheinischen Regierungs- 
präſidenten entgegenhalten, nach der die Bürger⸗ 


meiſter vollſtändig als Vorgeſetzte ausgeſchaltet 
werden. Nach dieſer Verfügung heißt es wörtlich: 
„Da die für die Verwaltung der Gemeinde⸗ 
waldungen geltenden Vorſchriften eigenartige, 
nicht auf den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen be⸗ 
ruhende ſind, ſo muß das folgerichtig auch für jene 
Vorſchriften gelten, die das Dienſtverhältnis der 
für die Verwaltung der Gemeindewaldungen vor⸗ 
handenen Organe betreffen. Die Gemeinde⸗Forſt⸗ 
beamten können ebenſo wie alle übrigen Gemeinde⸗ 
und Staatsbeamten allemal nur einer vorgeſetzten 
Behörde ſowohl in dienſtlicher wie diſziplinariſcher 
Hinſicht, unterſtehen. Nach weiterer Auslaſſung 
dieſer Verfügung ſind die Gemeindeförſter direkt 
nur dem Oberförſter unterſtellt. Die Folgerungen 
des Herrn Baltz fallen damit wohl in ſich ſelbſt 
zuſammen. 
Zum Schluß möchten wir ihm noch ins Album 
ſchreiben: „Si tacuisses, sapientior fuisses. 
Gemeinderevierförſter Grunow, Elsdorf (Köln). 
Gemeindeförſter Stollenwerk „Fh. Eſcherbürge. 


Nachwort der Schriftleitung: Wir 
haben Herrn Carl Baltz Gelegenheit gegeben, 
lich zu den vorſtehenden Ausführungen zu äußern. 
und teilen nachſtehend ſeine Entgegnung mit. 
Herr Baltz ſchreibt: 

Ich habe nicht die Abſicht, wegen untergeord⸗ 
neter Dinge in eine unfruchtbare Auseinander⸗ 
ſetzung einzutreten. Einſtweilen habe ich irgend⸗ 
eine Richtigſtellung nicht vorzunehmen, obgleich 
ich in einem kritiſchen Augenblick, infolge einer 
Beſprechung, der Sitzung auf etwa 15 Minuten 
nicht beiwohnen konnte und deshalb auf ander⸗ 
weitige Mitteilungen angewieſen war. Für 
ſachliche Auseinanderſetzungen bin ich immer zu 
haben, aber Unterſtellungen, wie „Verdrehung der 
Tatſachen“, muß ich zurüͤckweiſen und im übrigen 
ignorieren. 

Ich darf mich aber darüber wohl etwas wundern, 
daß die Herren Einſender meiner in Kaſſel zum 
Ausdruck gebrachten Auffaſſung, daß die Kom— 
munalforſtbeamten in erſter Linie Kom— 
munalbeamte und in zweiter Linie Forft- 
beamte ſind, nicht entgegengetreten ſind, wenn 
lie ihnen jo „ungeheuerlich“ vorkommt. Wenn fie 
trotzdem dazu ſtillgeſchwiegen haben, fo war das aber 
doch nicht unklug. Es würde keinen Zweck haben, 
dieſe dem Beamtenrecht angehörende ſchwierige 
Frage hier zu erörtern; deshalb will ich mich darauf 
beſchränken, feſtzuſtellen, daß ich die erwähnte Ver⸗ 
fügung eines rheiniſchen Regierungspräſidenten, 
die übrigens nur die Auffriſchung einer alten iſt, 
als mit dem geltenden Recht nicht verein- 
bar halte. 

In meinem Artikel „Wer hat die Diſziplinar⸗ 
gewalt den Gemeindeförſtern gegenüber?“, der 
in Band 29 Nr. 21 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
veröffentlicht iſt, können ſich die Herren Einſender 
die über die „ungeheuerliche“ Behauptung nötige 
Belehrung holen, ſoweit die Diſziplinarverhältniſſe 
in Frage kommen. 

Es iſt mir durchaus unerwünſcht, 


I gerade 
in der heutigen Zeit dieſe 


Frage berühren zu 
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müſſen, aber die Form, in der mir hier die Herren 
Einſender engegentreten, zwingt mich, ſie in die 
Schranken zu weiſen. 

Der heutige Rechtszuſtand auf dieſem Gebiete 
iſt ſelbſtverſtändlich ein unerwünſchter, und ihn zu 
ändern iſt eine Aufgabe der künftigen Geſetz⸗ 
gebung. Einſtweilen hat, um bei der Rheinprovinz 
zu bleiben, der Oberförſter die Verpflichtung, an 
der Aufrechterhaltung der Dienſtzucht wie des 
Anſehens der beteiligten Beamten mitzuwirlen, 
aber als Vorgeſetzter des Förſters tritt er nur 
‚in techniſcher Beziehung auf (Entſch. des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts vom 23. Januar 1912 J 
A. 32/11). 

Ich will mich einſtweilen auf dieſen einzigen 
kurzen Hinweis an dieſer Stelle beſchränken und 
den heute geltenden Rechtszuſtand in folgende 
Sätze zuſammenfaſſen: 

1. Die Gemeindeſörſter ſind Kommunalbeamte 
im Sinne des Geſetzes vom 30. Juli 1899. 

2. Die wirtſchaftliche Benutzung der Gemeinde⸗ 
waldungen wird in der Rheinprovinz und Weſt⸗ 
falen durch das Geſetz vom 24. Dezen eber 1816 
geregelt, aus welchem das Recht folgt, daß ſeitens 
der Aufſichtsbehörde Dienſtanweiſungen unab⸗ 
hängig von der Mitwirkung der Gemeinden 
erlaſſen werden können, deren Inhalt jedoch nicht 
aus dem Rahmen des genannten Geſetzes heraus⸗ 
treten darf. 
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3. Bürgermeiſter und Forſtadminiſtrator im 
Sinne des $ 3 des Geſetzes find Vorgeſetzte der 
Gemeindeförſter, die in forſttechniſcher Beziehung 
dem letzteren untergeordnet ſind. 

4. Die Diſziplinargewalt ſteht ausſchließlich 
dem Bürgermeiſter zu, wenn auch der techniſche 
Vorgeſetzte wiederum als Antragsberechtigter im 
Sinne des $ 196 R.⸗St.⸗G.⸗B. anzuſehen iſt. 

Das iſt der Rechtszuſtand, der eine Anderung 
erfahren muß, aber durch eine unbegründete 
Behauptung des Gegenteils nicht aus der Welt 
geſchafft werden kann. 

Nun zum Schluß eine perſönliche Bemerkung. 
Die Herren Einſender haben ſich zu früh das 
fremde Federchen „si tacuisses“ an den Hut 
geſteckt. Ich will ihnen deshalb mit einer uralten, 
aber kerndeutſchen Weisheit dienen, die ihnen 
Früchte tragen kann, wenn ſie ihr Beachtung 
ſchenken wollen. 

„Ein unkluger Mann, der zu andern kommt. 

Schweigt am beſten ſtill. 

Niemand bemerkt, daß er nichts verſteht, 

Solang er zu ſprechen ſcheut. 

Nur freilich weiß, wer wenig weiß 
Auch das nicht, wann er ſchweigen ſoll.“ 
(Edda, Hawamäl, Str. 26.) 


Carl Baltz, Städt. Revierverwalter a. D. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
190. Sitzung, Montag, den 6. Dezember 1920. 

Haushalt des Finanzminiſteriums. 

Bartels (Berlin), Abgeordneter (Soz.⸗Dem.): 
— — Um die Unruhe in der Beamtenſchaft zu beheben, 
Ht es weiter dringend notwendig, daß wir endlich mit 
der Beſoldungsreform fertig werden. Freilich iſt zu 
fürchten, daß auch dieſe Beruhigung wahrſcheinlich 
nur vorübergehend ſein wird; denn die Erfahrung 
zeigt, daß meiſt auf ſoiche Gehaltsaufbeſſerungen ein 
Anziehen der Preiſe für alle Bedarfsartikel folgt und 
daß dadurch die Wirkung der Gehaltsaufbeſſerung ſich 
bald wieder verflüchtigt. Wir bewegen uns leider 
dabei in einem Zirkel. Das einzige und das Radikalſte 
wäre, daß man einen Preisabbau zuſtande brächte; 
das würde natürlich dieſem unleidlichen Zuſtande am 
eren ein Ende machen können. Die Reichspolitik; 
die zurzeit betrieben wird, zeigt allerdings leider mehr 
die entgegengeſetzte Tendenz. — — 

Das Steuerjahr iſt drei Viertel zu Ende, und viel⸗ 
fach iſt mit der Steuereinziehung noch gar nicht be⸗ 
gonnen. Das möchte ich geradezu als einen Skandal 
bezeichnen. Der Herr Reichsfinanzminiſter hat zwar 
neulich im Hauptausſchuß des Reichstags dagegen 
proteſtiert, daß man dieſe Tatſache als einen Bankerott 
der Steuerverwaltung bezeichnen könnte. Ich wüßte 
nicht, wie man es anders nennen ſollte. Es iſt doch 
tatſächlich ein Bankerott der Steuerverwaltung, anders 
iſt es nicht zu bezeichnen. Den Vorteil hiervon haben 
lediglich die Kreiſe, die zu ſchonen man am aller⸗ 
wenigſten Urſache hätte. Den großen Volksmaſſen, 
den Feſtbeſoldeten, den gegen Lohn Beſchäftigten 
wird ein erheblicher Teil ihres Einkommens — 10 v. H, 
für die höheren Einkommen 15 v. H. — in Form des 
Steuerabzugs eingehalten. Dieſe Kreiſe haben die 
ſchwere Laſt — und der Steuerabzug iſt unter den 
heutigen Umſtänden eine ſehr ſchwere Laſt — zu tragen. 
Gänzlich unberührt bleiben hiervon aber die Ar, (e, 
die ich vorhin nannte, deren Einkommen nicht zu 
kontrollieren iſt und die dieſes Einkommen, von dem 
ſie dem Staate Steuern ſchulden, für ſich verbrauchen 
oder es der Steuerkaſſe zu entziehen wiſſen. Es iſt 
ſicher, daß von dieſen Geldern ſpäter, wenn die Steuer⸗ 
verwaltung einmal ſo weit ſein wird, die Steuern 
endlich einzuziehen, vieles nicht mehr zu faſſen und ein⸗ 
zutreiben fein wird. — —. ‚ 


Dr. v. Kries, Abgeordneter, (D.⸗nat. V.⸗P.): — — 
Der Herr Finanzminiſter hat nach ſeinen Mitt lungen 
im Ausſchuß geſagt, es ſcheine ihm notwendig zu 
ſein, daß jeder preußiſche Beamte auf dem Boden 
der Verfaſſung ſtehe, und hinzugefügt, daß ı amınt ich 
die höheren Beamten ſich als gute Demokraten und 
Republikaner fühlen müftın, wenn ſie den Miniſter 
in ſeiner Politik unterſtützen wollten. Die Forderung, 
daß die Beamten, ramentlich die höheren Beanten, 
ſich als gute Demokraten und Republikaner ſühl en 
müſſen, können wir grundſätzlich nicht als berecht gt 
anerkennen. Meine Damen und Herren, Di e Forderung 
bedeutet, daß alle ehrlichen Männer, die ınfg ge re 
geſetzter Auffaſſung find, die dieſe Auſſaſſung ein ganz 8 
Leben lang vertreten haben und nicht wie Wetterſalnen 
ohne weiteres umſchwenken können, gezwungen ſind, 
aus dem Staatsdienſt auszuſcheiden. Das laın der 
Staat nicht vertragen, und das ſteht vor allen Dingen 
im direkten Widerſpruch mit der Reichsverſaſſung, in der 
ausdrücklich pro: Idi: Dn iſt, daß die Beamten nicht 
Diener einer Partei, ſondern Diener des ganzen Staates 
ſind. Der Beamte Lat nur die Pflicht, im Rahmen der 
Verſaſſung feine Kräfte für ſein Amt einzuſſtz n, in 
feiner politiſchen Überzeugung iſt er nach der Reichs⸗ 
verfaſſung unter allen Umſtänden ſrei. — — 

Wenn im übrigen der Herr Finanzminifter geſagt 
hat, daß jeder Beamte in allererſter Linie nach dem 
Grundſatz ausgeſucht werden müßte, daß er jich für 
ſeine Stelle eigne, fo kann ich di. fir Auſſaſſung namens 
meiner politiſchen Freunde nur zuſtimmen. — — 

Ich möchte nun ganz kurz auf einige andere Fragen 
eing hen. Die neue Beſoldungsordnung ku nct für die 
Zukunft den numerus clausus mit ſich. Der numerus 
clausus iſt das notwendige Korrelat zu der Vorſchriſt, 
daß der Beamte in ſpäteſtens fünf, wenn es ſich um 
Militäranwärter handelt, in ſpäteſtens vier Jahr. n 
eine p'anmäſige Stelle er'angen ſoll. Die Durchſührung 
des numerus clausus wird ja nach dem Beſoldungsgeſetz 
erſt in einigen Jahren durchzuführen ſein. — — Aber 
ſchon heute möchte ich als die Aufſaſſung meiner 
politiſchen Freunde ausfprichen, daß wir unter keinen 
Umfänden bei der Auswahl der Beamten ſchen atiſche 
Vorſchriften wünſchen und ramentlich Czamens⸗ 
qualifikation als den maßgebenden Geſichtspunkt für 
durchaus verfehlt halten würden. Das Examen iſt ja 
eine ganz ſchöͤne Sache; aber außerordentlich Girl: 
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Menſchen, die in der Schule und im Examen nicht vicl 
geleiſtet haben, haben ſich gerade im praktiſchen Leben 
durchaus bewährt. — — 

Hierbei möchte ich noch eine andere Frage kurz 
ftreifen. Die älteren Referendare — es ſind nicht bloß 
die Regierungsrferendare, ſondern auch andere 
Referendare und ſonſtige Diätare in größerer Anzahl, 
die durch den Krieg in ihrer Ausbildung geſtört worden 
find und die j St bei den vollſtändig veränderten Ver⸗ 
hältniſſen vielſach große Not leiden —, haben den 
dringenden Wunſch ausgeſprochen, Gehalt zu bekommen. 
Nun verkenne ich gar nicht, daß der Staat nicht ohne 
weiteres dazu übergehen kann, Beamte, die noch in 
der Ausbildung begriffen ſind, zu beſolden; aber rach 
meiner Meinung müſſen doch Fonds geſchaffen werden, 
aus denen ſolchen in der Ausbildung begriffenen 
Beamten, wenn die Billigkeit es erfordert, im Falle 
der Not die Mittel gewährt werden können, die nötig 
find, um ihre Ausbildung zu vollenden, ohne daß ſie 
in ſchwere Not, ja gar in den Hunger hineingceraten. 
Eine ſolche Unterſtützung wird ja auch wohl nicht gar 
zu viel Mittel in Anſpruch nehmen. — — 

Mit Freude regiſtricre ich die Zuſage, die der Herr 
| zinanzminıfter oder fein Vertreter in der Ausſchuß⸗ 
beratung gegeben hat, daß aus dem Fonds Kap. 63 
Tit. 1 im Bedarfsfalle auch Kinderbeihilfen gegeben 
werden ſollen für Kinder über 21 Jahren, die noch in 
der Ausbildung befindlich ſind. 

Eine andere Frage, die weite Kreiſe unſeres Volkes 
lebhaft intereſſicrt, ui die Frage der Beſatzungszulage. 
Wir haben ja alle geleſen, daß im Reichstage oder in 
einer Kommiſſion des Reichstages über dieſe Beſatzungs⸗ 
zulage neuerdings ein unſeren Inte reſſen im allgemeinen 
durchaus entſprechender Beſchluß geſaßt worden iſt. 
Ich wäre ſehr dankbar, wenn der Herr Finanzminiſter 
hierüber nähere Mitteilungen machen und die durch 
die Zeitungen gegangenen erſreulichen Mitteilungen 
vollinhaltlich beſtätigen könnte. 

Ich möchte dann weiter dem Wunſche meiner Freunde 
Ausdruck geben, daß die Staatsregierung doch möglick,ſſt 
hald ein Fürſorgegeſetz für die aus den verſchiedenen 
abgetretenen Gebieten vertriebenen Beamten vorlegen 
möchte. Dieſes Fürſorgegeſetz iſt uns bei Verabſchiedung 
des ſogenannten Unterbringungsgeſetzes am 30. März 
d. J. in Ausſicht geſtellt worden. Es iſt dann ſpäter 
aber nie herausgegeben worden. Die Staatsregierung 
hat auf verſchiedene Anfragen erklärt, ſie könnte wegen 
der Verhandlungen, die mit den auswärtigen Staaten 
und namentlich mit Polen ſchwebten, dieſes (eich 
nicht heraus aſſen. Meine Herren, ich darf namens 
meiner po'itiſchen Freunde der Überzeugung Ausdruck 
geben, daß die Vorlegung des Geſetzes die Verhandlungs⸗ 
grundlagen gegenüber den Polen nach keiner Richtung 
hin beeinfuifen wird. Die Polen find Realpolitiker. 
Wenn ſie in Not find, wenn es ihren Intcreſſen rad) 
ihrer Auffaſſung entſpricht, dann werden ſie kommen 
und werden mit uns verhandeln; ſolange das nicht der 
Fall iſt, kommen fie nicht oder zichen die Verhandlungen 
in die Länge, wie wir es ja ſchon verſchiedentlich geſehen 
haben. Die Frage, ob wir die gegenwärtig vertriebenen 
Beamten auf Grund eines Staats miniſtcerialbeſchluſſes 
oder auf Grund eines er'aſſenen Geſetzes unterſtützen, 
wird für die Frage der Verhandlung mit den Polen 
nach meiner Auffaſſung nicht von der allergeringſten 
Bedeutung fein, und deshalb glaube ich im Intereſſe 
der Beamtenſchaft unbedingt fordern zu ſollen, daß die 
Staatsregierung ſich entichlicht, wenigſtens dem neu: 
gewählten Landtage alsbald nach ſeinem Zuſammen⸗ 
treten ein ſolches Geſetz vorzulegen, damit die Unruhe, 
die weite Kreiſe der vertriebenen Beamten fortgeſetzt 
erfüllt, endlich von ihnen genommen wird. — — 

Unzweifelhaft ift, daß wir zu viel Beamte haben. — 

Im übrigen müſſen wir ſtärker dezentraliſieren 
und auch geringer vorgebildete Bcomte ſtärker zu 
Aufgaben heranziehen, die zurzeit noch höher bezahlte 
Beamte erfüllen. — — 

Dr. Leidig, Abgeordneter (D. BP): — — Wir 
müſſen anerkennen, daß die Staatstätigkeit ſich heute 
auf ſehr vielen Gebieten auswirkt und auswirken muß, 
daß wir für alle dieſe Gebiete auch Organiſationen und, 
wie ich hinzufügen will, Beamte brauchen. Wer auch 
nur von fern wie glücklicherweiſe ich die Verhandlungen 


des Beſoldungsausſchuſſes verfolgt hat, der weiß außer⸗ 
dem, daß die Frage der Erſparniſſe gerade bei den 
Beamtengehältern nach allen Richtungen ein Rihr 
michnichtan iſt, auch mit einem ſtarken relativen Racht, 
die Verhältniſſe haben ſich ſo ungemein ſchwierig 
gerade für unſere Beamten gefialtet, daß ſie zweifellos 
mit den Gehältern, die fie vorher gehabt Gaben, ver⸗ 
hungern oder ſaſt verkungern müßten, und daß infolge⸗ 
deſun Anderungen eintreten müſſen. — — 

Lüdemann, Finanzminiſter: — — Dann hat 
Herr Dr. v. Kries einige Ausführungen gemacht, auf 
die ich kurz antworten will. Es hat auf die Notwendigk it 
hinge wicſen, für gewiſſe Beamtenkategorien einen 
numerus clausus einzuführen, und er Lat den Wunſch 
ausgeſprochen, die Staatsregierung möge ſich nicht 
dazu verleiten laſſen, lediglich das Ablegen einer 
Prüfung als Maßſtab für die Eignung eines Beamten 
zu nehmen. Ich will darauf gern erwidern, daß mir 
dicſer Standpunkt durchaus ſympathiſch up. Ich lann 
mir nichts Unerwünſchteres denken, als wenn die 
Behörden nur rach dem Beſtehen einer Prüſung ihre 
Beamten auszuſuchen hätten. 

Was die Frage der Diätare anlangt, ſo darf ich 
ſagen, daß die Regierura wohl bereit iſt, aus den 
vorhandenen Fonds die Tiätare Ice wie möglich 
in ihrem Lebensunterhalt zu urterfiken, daß aber die 
Einführurg einer allgemeinen Beſoldung der Dictare, 
wie fie teilweiſe ver angt wird, den preuſiſchen Saat 
erneut mit ganz beiräd,ticdhen Ausgaben beloſten würde, 
die ich ſchätzungsweiſe auf 40 Millionen Mark beziffern 
möchte, wenn es ſich nur darum landeln würde, die 
5000 Gerichtsrefcrendare in Preußen diätariſch nach 
Gruppe 7 zu beſolden. — — 

Was das Fürſorgegeſctz für die Beamten in den 
abgetretenen Gebieten anlargt, das Herr Dr. v. Kries 
gewünſcht Eat, jo möchte ich darauf auſmerkſam machen, 
daß gegenwärtig im Reichsrat wie im Reicl,stog Ver- 
handlungen über ein Werträraurfig ib ſchweben 
und der Abſchluß dieſer Verhandlungen erſt ab⸗ 
gewartet werden muß, um die erſorder ichen Urter⸗ 
fagen für ein geſetgeberiſches Vorgehen Preußens 
zu bekommen. — — . 

Da ich eben von den Beamten geſprechen Habe, 
darf ich bezüglich der Beſatzungszulagen gleich kinzu⸗ 
fügen, daß, rechdem vor wenigen Tagen im Reichs tags⸗ 
Kauptausſchuß beſchloſſen worden iſt, daß den Landern 
und Gemeinden 80 v. H. der von ihnen auszuzahlenden 
Beſatzungszulagen aus Reichsmitteln erſattet werden 
ſollen, von mir fofort, am 3. Dezember bereits, cine 
Verfügung er'aſſen worden iſt, duich die die nachge⸗ 
ordneten Behörden argewieſen werden, die Beſatzungs⸗ 
zulagen für die zuridlicgernde Zeit vom Jar uar bzw. 
Februar bis zum 1. Juli dieſes Jal res auszuzahlen. EU 
dem 1. Juli find die laufenden Beſatzungszulagen ja ſchon 
ſeit einer Reihe von Moraten ausgezahlt worden. — — 

Durch Art. 130 der Reichsverfaſſung iſt an dem Be⸗ 
amtenracht in Preußen nirgends etwas geändert worden. 
Die frühere deutſche Reichs verſaſſung enthielt über die 
politiſche Geſinnurgs⸗ und Vereinigunesſfrecheit k. incrlei 
Beſtimmungen; aber auch die preußiſche Verſaſſung 
batte in ihren Grundrechten über die Bcamtan keine 
Ausrahmebeſtimmung getroffen. — — 

Wenn auch durch die Verſaſſung die Rechte der 
Beamten nicht erweitert worden ſind, haben wir heute 
eine Regierung, welche bereit und gewillt iſt, die den 
Beamten wie jedem anderen Stactsbürger zuſtehenden 
Rechte wirklich zu beachten und zu ſchützen. — — 

Grebe, Abgeordneter (Zentr): — — Die Kinder⸗ 
beihilfen aus Kap. 63 Tit. 1 ſollen cuch über 21 Jahre 
hinaus bewilligt werden können. Da möchte ich mir die 
Bitte erfauben, daß man das beſerders dann tun 
möchte, wenn es ſich um Vollwaiſen handelt. Dicſen 
müſſen jene Beihilfen, ſolange ſie noch in der Ausbildung 
ſich befinden, unbedingt weiter gewährt werden, und 
die Sache darf nicht daran ſcheitern, daß nal ein Fonds 
in einem Miniſtcrium erſchöpſt iſt. 

Daran möchte ich noch eine allgemeine Bemerkung 
knüpfen über die Beſoldungsvorlagen. Die Unruhe 
unter der Bcamtenſchaſt wird immer größer, je länger 
ſich die Beratung hinzieht. Cs iſt höchſte Zeit, daß die 
Sache endlich zu einem guten Ende gebracht wird, 
und ich möchte da gerade auch dem Finanzminiſtertun 
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zurufen: Was du tun min, tue bald! Bei langerem 
Hinziehen wird auch eine ſonſt ausreichende Regelung 
nicht mehr die entſprechende Anerkennung finden. 
Eine wirklich ausreichende Gehaltsreform tft aber 
gar nicht möglich, wen ın den Monaten der Verhandlung 
urſprunglich ausreichende Gehaltsſatze inzwiſchen unzu- 
länglich geworden ſind. Deshalb iſt Eile notwendig. 
Es handelt ſich hier um eine zwangslaufige Entwicklung 
Solange die Entwertung unſeres Geldes weitergeht, 
Tann man nicht bei den Beamten mu der Sparſamkeit 
anfangen; denn ſie muſſen wenigſtens leben können. 
Darum richte ich an das Finanzminiſterium die dringende 
Bitte, dem Notwendigen ſchnell zuzuſtimmen. Lange 
wird es wahrſcheinlich doch nicht dauern, bis wieder 
Erhöhungen notig find; aber die Gehaltsſätze müſſen 
doch letzt wenigſtens erſt einmal jo ſein, daß ſie einiger⸗ 
maßen den Bedurfniſſen entſprechen, die größte Not 
lindern. Vor allem iſt darum ſchnelle und grundliche 
Arbeit notwendig. — 
Ss 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
191. Sitzung, Dienstag, den 7. Dezember 1920 
Kleine Anfrage Nr. 670 der Abgeordneten 
Bıefter, Rump und Genoſſen über die 
Notlage der Tapeteninduſtrie. — Druckſache 

Nr. 2931. 

Dr. Brackmann, Frageſteller (D. Hann.): Die 
Papierinduſtrie befindet ſich zum Teil in einer ver⸗ 
hängnisvollen Kriſe, u. a. die Tapeteninduſtrie. Sie 
bezieht ihr Holzmaterial zum weitaus größten Teil aus 
fiskaliſchen Beſtänden und bezahlt die von der Regierung 
feſtgeſetzten hohen Preiſe. Bisher trug die ſchlechte 
Valuta dazu bei, der exportierenden Papierinduſtrie 
die Konkurrenzfahigkeit auf dem Weltmarkt zu erhalten. 
Infolge Steigens der Kohlenpreiſe, erhöhter Preiſe für 
Farben und Steigerung der Arbeitslohne iſt das Aus- 
land jetzt aber in der Tapetenbranche in die Lage 
gelangt, billiger als Deutſchland auf den Weltmarkt 
zu treten. — — 

Heuſer, Regierungsaſſeſſor, Regierungsvertreter: 
Die Notlage der ⸗Papierinduſtrie iſt der Staatsregierung 
bekannt. Da der größere Teil der Zellſtoffabriken mit 
Papierholz genügend eingedeckt iſt, kann die Notlage 
auf einen Mangel an Papierholz nicht zurückgeführt 
werden. Zudem ſind die ſtaatlichen Forſtverwaltungen 
angewieſen worden, beidem Verkaufe des Papierholzes 
aus ſtaatlichen Beſtänden darauf Rückſicht zu nehmen, 
daß die heimiſchen, insbeſondere die kleineren, in der 
Nähe des Waldes liegenden Werke betriebsfaͤhig er⸗ 
halten werden. 

Beſondere Maßnahmen zum Abbau der Holzpreiſe 
werden vorläufig nicht zu ergreifen ſein. Auch der 

Holzhandelsausſchuß und die Vollverſammlung des 
Reichsforſtwirtſchaftsrates ſind bei ihren Beratungen 
am 13. und 15. September 1920 in München zu dem 
Ergebniſſe gekommen, daß beſondere Maßnahmen zur 
Deckung des Papierholzbedarfes fur das kommende 
Wirtſchaftsjahr nicht notwendig ſind. — — 


Kleine Anfrage Nr. 718 des Abgeordneten 
Lukaſſowitz über die verſchleppende Tätig⸗ 
keit des Fürſorgeamts für Grenzbeamte 
bei der Auszahlung von Gehältern uſw. an 
Flüchtlingsbeamte uſw. — Druckſache Nr. 3246. 
Lukaſſowitz, Frageſteller (D.⸗nat. V.⸗P.): Aus 
den Reihen der Flüchtlingsbeamten und Kehrer kommen 
zahlreiche Klagen darüber, daß vom Fürſorgeamt für 
Grenzbeamte, Berlin, In den Zelten 21, die Aus⸗ 
zahlung von Gehältern, Umzugskoſten und Sachſchäden⸗ 
vergütung oft monatelang verſchleppt wird trotz viel⸗ 
facher Eingaben und Mahnungen (in einzelnen Fällen 
acht⸗ bis zehnmal) der Betroffenen, deren an und für 


. 


ſich große Notlage dadurch ins Unertragliche geſteigert 
wird. — — 

Delbrück, Regierungsaſſeſſor, Regierungsvertreter: 
Die Klagen der Flüchtlingsbeamten und lehrer über 
das Furſorgearit für Beamte aus den Grenzgeli.tın 
{ind der Staatsregierung bekannt und buden den 
Gegenſtand ihrer beſonderen Aufmerkſamkeit. 

Die Verzögerungen in der Erledigung der an das 
Fürſorgeamt gelangenden Anträge haben ihren Grund 
in der zunehmenden geſchäftlichen Belafıung des 
Amtes, ſowie in den räumlichen und perſonellen 
Schwierigkeiten, mit denen das Amt zu kämpfen 
hat. Die Zahl der Eingänge hat ſich im Laufe des 
letzten halben Jahres verdreifacht. Eine entſprechende 
Vermehrung der Beamten und Angeſtellten war 
nicht moglich, da dem Fürſorgeamt hierfur ausreichende 
Raume nicht zur Verfügung ſtanden. Die vorhandenen 
Zimmer mußten bereits ſo ſtark beſetzt werden, daß 
gegenſeitige Störungen der Beamten und dadurch 
weitere Nachteile für den Geſchäftsgang unvermeidlich 
waren. Es iſt nunmehr gelungen, Räume im Gulı$ 
zu Berlin für einen Teil des Fürſorgeanits frei zu 
machen. Es iſt zu hoffen, daß hierdurch eine weſent iche 
Beſſerung eintreten wird. 

Des weiteren leidet das Fürſorgeamt unter dem 
häufigen Beamtenwechſel. — — 

Zweite Beratung des Staatshaushaltsplans 

für das Rechnungsjahr 1920, und zwar 

a) Domänenverwaltung — Druckſachen Nr. 2107, 
2196, 2831, 3172, 3276, 3446, 3484, 3485, 3494. 

Weisſermel, Berichterſtatter (D.⸗ nat. V.⸗P.): 
— — Die ordentlichen Einnahmen dieſes Haushalts 
haben 36 058 840 4, die dauernden Ausgaben 
14 019 320 A betragen, mithin ſich ein Überſchuß 
von 22 039 520 A ergibt. Das iſt gegen das Vorjahr 
ein Minus von 3 524 780 4. Die außcrordent ichen 
Einnahmen betragen 3 000 000 4, die außerordent ichen 
Ausgaben 7 766 000 „. Mithin iſt ein Zuſchuß im außer⸗ 
ordentlichen Haushalt von 4 766 000 „, gegen das 
Vorjahr ein Mehr von 2 876 000 A vorhanden. Das 
ergibt bei dem geſamten Haushalt einen Überſch,uß 
von 17 273 520 A — — Dagegen hat der vorige 
Haushalt 23 674 300 %, alſo gegen das Borjahır 
6 400 780 & weniger ausgeſetzt. Die Gründe für das 
Minus ſind Gebietsabtretungen und Erhöhungen der 
Betriebskoſten. 

Jih habe bereits im vorigen Jahre als Bericht- 
erſtatter dem tiefen Bedauern darüber Ausdruck gegeben, 
daß wir nach dem Diktatſrieden von Verſailles mit den 
reichen Mberichußprovinzen Poſen und Weſtprͤuß n 
auch einen großen Teil, ungefähr ein Viertel, unſeres 
wertvollen Domänenbeſitzes verloren haben. Dieſer 
Beriuft ſteht nunmehr zahlenmäßig feſt, und ich geſtatte 
mir, Ihnen dieſe Zahlen vorzutragen. 

Im Jahre 1919 hatten wir 1004 Pachtungen mit 
1408 Vorwerken und einer nutzbaren Geſamtläche 
von 418 567 ha, in dieſem Jahre 782 Pachtungen 
mit 1083 Vorwerken und 315 516 ha, alſo weniger 
222 Pachtungen mit 325 Vorwerken und 103 051 ha. — 
Anſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und 

Poſen — Druckſachen Nr. 2517, 3444. 

Dr. Hoetzſch, Berichterſtatter (D.⸗nat. BB}: 
— — Die Beratungen des Ausſchuſſes befalten ſich 
mit der Frage der Unterbringung der Beamten, die in 
bezug auf die oberen und mittleren Beamten ohne 
Schwierigkeit geregelt iſt. Sie find reſtlos unter- 
gebracht worden. Dagegen wurde auch diesmal wieder 
mit großem Bedauern feſtgeſtellt, daß die auf Privat- 
dienſtvertrag angeſtellten Beamten in ſchwieriger 
Lage find, und abermals hat der Ausſchuß nachdrück'ich 
den Wunſch ausgeſprochen, daß für dieſe Angeſtellten 
zwar keine rechtliche, aber eine moraliſche Pflick, t 
vorlige, fie durchaus günſtig zu verſorgen. — — 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend verſammlung hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das 
den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 1878 (Geſetz⸗ hiermit verkündet wird. 


ſamml. S. 222). 
Vom 14. Dezember 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landes⸗ 


Das Geſetz, betreffend den Forſtdiebſtahl, 


wird dahin geändert: 


I. An Stelle des $ 2 tritt folgende Vorſchrift: 
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Der Forſtdiebſtahl wird mit einer Geld⸗ hinſichtlich der Geldſtrafe als hinſichtlich des 
ſtrafe vom einfachen bis zum fünffachen Werte | Erſatzes nach der von der Bezirksregierung 
des Entwendeten, jedoch niemals unter einer] aufgeſtellten Forſttaxe abgeſchätzt. 

Mark beſtraft. Sind mildernde Umſtände vor⸗ VI. An die Stelle des $ 13 tritt folgende 
handen, jo kann die Strafe bis auf eine Mark Vorſchrift: 

ermäßigt werden, wenn der Wert des Ent⸗ (!) An die Stelle einer Geldſtrafe, die wegen 

wendeten höher iſt. Unvermögens des Verurteilten und des für 

II. 1. Der Eingang des $ 3 erhält folgende] haftbar Erklärten nicht beigetrieben werden 
HFaſſung: kann, tritt Haftſtrafe oder, wenn neben der 
Der Forſtdiebſtahl wird mit einer Geldftrafe | Geldſtrafe gemäß den §§ 6 oder 8 auf Gefängnis 
vom zweifachen bis zum zehnfachen Werte des] erkannt worden iſt, Gefängnisſtrafe. Freiheits⸗ 
Entwendeten, jedoch niemals unter zwei Mark] ſtrafe kann vollſtreckt werden, ohne daß der 
beſtraft: Verſuch einer Beitreibung der Geldſtrafe gegen 
2. Der 8 3 erhält folgenden Abſ. 2: den für haftbar Erklärten gemacht iſt, ſofern 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo | deſſen Zahlungsunfähigkeu gerichtskundig iſt. 
kann die Strafe bis auf zwei Mark ermäßigt] (2) Der Betrag von einer bis fünfzehn Mark 
werden, wenn der zweifache Wert des Ent⸗ iſt einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleichzuachten. 


wendeten höher iſt. (3) Der Mindeſtbetrag der an die Stelle der 
III. An die Stelle des $ 5 Abſ. 1 tritt folgende] Geldſtrafe tretenden Freiheitsſtrafe iſt ein Tag, 
Vorſchrift: ihr Höchſtbetrag bei Haft ſechs Wochen, bei 


Wer ſich in Beziehung auf einen Forſt⸗ Gefängnis ſechs Monate. Kann nur ein Teil 
diebſtahl der Begünſtigung oder der Hehlerei] der Geldſtrafe beigetrieben werden, jo tritt 
ſchuldig macht, wird mit einer Geldſtrafe vom] für den Reſt derſelben nach dem in dem Urteile 
einfachen bis zum fünffachen Werte des Ent⸗＋Tfeſtgeſetzten Verhältniſſe die Freiheitsſtrafe ein. 
wendeten, jedoch niemals unter einer Mark (4) Gegen die gemäß Së 11 und 12 für haftbar 
beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, Erklärten tritt an die Stelle der Geldſtrafe 
ſo kann die Strafe bis auf eine Mark ermäßigt] eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 
werden, wenn der Wert des Entwendeten VII. Im Abſ. 1 des § 14 wird das Wort 
höher iſt. „Gefängnisſtrafe“ durch das Wort „Freiheits⸗ 

IV. Die Strafandrohung des § 7 erhält ſtrafe“ erſetzt. 
folgende Faſſunn : VIII. Im Abſ. 1 des § 15 werden die Worte 

.. . . und wird mit einer Geldſtrafe vom | find einzuziehen“ durch die Worte „können ein, 
zweifachen bis zum zehnfachen Wert des Ent⸗ gezogen werden“ erſetzt. 
wendeten, jedoch niemals unter zwei Mark IX. Im Abſ. 2 des § 27 wird das Wort 


beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden zn an; u u 
ſo kann die Strafe bis éi zwei Mark ermäßigt . durch das Wort „Haftſtrafe 
werden, wenn der zweifache Wert des Ent⸗ SEI 

wendeten höher 18. Berlin, den 14. Dezember 1920. 


V. An die Stelle des $ 9 Abſ. 2 tritt folgende Die Preußiſche Staatsregierung. 
Vorſchrift: Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Der Wert des Entwendeten wird ſowohl Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
0 20 — 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. (bei Göttingen) und Dozent für Waldbau an der 


Oberlandforſtmeiſter a. D. von Freier (Bt Hann.⸗Münden. 
Soeben erhalten wir die Nachricht, daß GA . 7 
3. März Oberlandforſtmeiſter a. D. von Freier Zur Aufrückung nach Gruppe VII. Auf die 
im 67. Lebensjahre plötzlich geſtorben iſt. Der uns gewordenen zahlreichen Anfragen, wie die 
Entſchlafene iſt von 1913 bis November 1918 nach der Verfügung des Herrn Miniſters für 
Chef der preußiſchen Staatsforſtverwaltung Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 
eweſen und hat ſich allezeit durch Gerechtigkeits⸗ 11 Februar 1921, Geſchäftsnummer III 2789, 


nn und Liebe zu den ihm unterſtellten Beamten : 
ausgezeichnet. Auch die „Deutſche Forſt⸗Zeitung⸗ abgedruckt in Nr. 10 auf Seite 179 der „Deutſchen 


at ihm vielfaches Entgegenkommen zu danken Forſt⸗Zeitung“, geplante Aufrückung nach Be: 
en GN ihm allezeit de EE Andenken be⸗ ſoldungsgruppe VII gedacht iſt, teilen wir mit, 
wahren. Wir denken Gelegenheit zu finden, auf daß hierfür auf Wunſch des Vorſtandes des 
den Lebensgang des echt preußiſchen Beamten Vereins Preußiſcher Staatsförſter der Eintritt 
noch zurückzukommen. S ın das Jägerkorps maßgebend fein fol. Die 


8 „ aus dem aktwen Oberjägerſtand hervorgegangenen 
Forſtmeiſter Dr. Kienitz Chorin, tritt in den Zörſter rangieren alſo mit ihren Jahrgangs⸗ 
RNuheſtand. Mit Rückſicht auf feine zum 1. April Koll 115 dad g N dt 
erfolgende Penſionierung hat Forſtmeiſter Dr. 0 eBen I gehen dadurch ihrer durch die 
ien am 4. März feine Lehrtätigkeit an der aktive Dienſtzeit erworbenen Vorzugsſtellung 
Forſtakademie Eberswalde beendet. Die Schluß: | verluftig. Die Schriftleitung. 
vorleſung, an welcher alle Studierenden und * 

Profeſſoren teilnahmen, hat ſich zu einer Ovation Erklärung. Von Herrn Revierförſter Hennig, dem 
ben den in Be an ee de Cer Preußiſcher Staatsrevier⸗ 
ehrer und Forſcher geſtaltet. ein Nachfolger förſter, bin ich davon in Kenntnis geſetzt, da 
in der Verwaltung der Oberförſterei Chorin und eine Anzahl ſeiner engeren Kollegen der Ansich 
im Lehramt wird Forſtmeiſter Dr. Dengler fein, ſeien, die Oberförſter ſtänden der Einrichtung der 
her Verwalter der Oberförſterei Reinhaufen | heutigen Revierförſter feindlich gegenüber, 
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diefe Stellungnahme gehe insbeſondere auch aus 
dem von mir am 6. Mai v. J. in der Mitglieder⸗ 
verſammlung des Vereins Preußischer Staats⸗ 
oberförſter gehaltenen Vortrage hervor. Herr 
Hennig, der ſelbſt meinen Vortrag ganz anders, 
und zwar genau in dem von mir gewollten 
Sinne aufgefaßt hat, ſpricht den Wunſch aus, 
ich möge durch eine für die Offentlichkeit be⸗ 
ſtimmte Äußerung die entſtandenen Zweifel auf: 
klären. Ich komme dieſem Wunſche gern nach, 
indem ich ausdrücklich erkläre, daß unter dem in 
meinem damaligen Vortrage bekämpften Revier⸗ 
förſter der Revierförſter des Revier förſter⸗ 
Syſtems, nicht der durchaus im Rahmen des 
Oberförſter⸗Syſtems ſtehende heutige preußiſche 
Revierförſter gemeint war — wie dies auch wohl 
von den ſämtlichen Zuhörern des Vortrags 
ſeinerzeit richtig verſtanden wurde. Die heutige 
Revierförſter⸗Stellung in Preußen, die mit dem 
Revierförſter⸗Syſtem nichts zu tun hat, halte ich 
für eine wertvolle, unter Verhältniſſen, wie ſie 
in den preußiſchen Staatsforſten vorliegen, nicht 
zu entbehrende Einrichtung, die unbedingt bei⸗ 
zubehalten und möglichſt weiter auszubauen iſt. 
Ebenſo bin ich der Meinung, daß eine Arbeits⸗ 
gemeinſchaft zwiſchen den beiden Vereinen der 
Preußiſchen Staatsoberförſter und der Preußiſchen 
Staatsrevierförſter für beide Teile erſprießlich 
ſein wird. 

Neubruchhauſen, den 27. Februar 1921. 

Erdmann, Forſtmeiſter. 


2 
Einführung der Nektoratsverfaſſung an den 
preußiſchen forſtlichen Hochſchulen. Durch Erlaß 
des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten vom 18. Februar haben die bisherigen 
Forſtakademien Cberswalde und Münden, nunmehr 
„forſtliche Hochſchulen“, eme neue Verfaſſung 
erhalten, welche auf dem Rektoratsſyſtem auf⸗ 
gebaut iſt. Nunmehr haben endlich auch die 
preußiſchen forſtlichen Hochſchulen als letzte in 
Deutſchland eine Einrichtung erhalten, die den 
modernen Anforderungen für Hochſchulen enſpricht. 
Hierauf bezügliche Anträge ſind von dem Lehrer⸗ 
kollegium der Akademie zwar ſchon ſeit faſt 
zwanzig Jahren wiederholt geſtellt, aber bisher 
noch ſtets abſchlägig beſchieden worden. Schw. 
* 


Verlegung der Forſtakademie Tharandt. Seit 
fängerer Zeit ſchweben Verhandlungen über Ver⸗ 
legung der Forſtakademie Tharandt an die Univer⸗ 
ſität Leipzig oder über Angliederung an die Tech⸗ 
niſche Hochſchule in Dresden, letzteres möglicher⸗ 
weiſe unter Belaſſung der forſtlichen Abteilung 
in Tharandt. Die Regierung hatte dem Landtage 
eine Vorlage gemacht, welche die Verlegung nach 
Leipzig und hierfür einen Betrag von 4 Millionen 
Mark forderte. Die erſte Beratung war günſtig 
für dieſen Antrag verlaufen und der Haushalt- 
aus ſchuß A mit der weiteren Beratung dieſer An⸗ 
gelegenheit beauftragt worden. Am 9. Februar 
haben die Mitglieder dieſes Ausſchuſſes die Forſt⸗ 
akademie beſichtigt und ſind hierbei zu dem Er⸗ 
gebnis gelangt, daß die in Ausſicht genommene 
Summe von 4 Millionen Mark keinesfalls aus⸗ 
reichen würde. Mit Ruckſicht auf die gegenwärtige 
Finanzlage ſoll daher von der geplanten Ver⸗ 
legung Abſtand genommen werden. Infolgedeſſen 
iſt der Gedanke einer Verbindung mit der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule Dresden wieder aufgetaucht, 
hat aber bei den Profeſſoren der Forſtakademie 
erheblichen Widerſtand gefunden. Schw. 
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Titel und Inhaltsverzeichnis unſeres Blattes 
für Band 35 (1920), und zwar für die „Deutſche 
e ſelbſt, für „Des Förſters 
Feierabende“ und die „Forſtliche Rund⸗ 
ſchau“, außerdem das Verzeichnis der im 
Jahre 1920 erſchienenen forſtlich wichtigen 
Bücher iſt ſoeben fertiggeſtellt worden. Alle eer. 
die auch in dieſem Jahre wieder die Zuſendung 
dieſer Inhaltsverzeichniſſe wünſchen, bitten wir 
um umgehende Beſtellung durch Poſtkarte. Wir 
werden dann koſtenlos ein Stück aller Inhalts⸗ 
verzeichniſſe überſenden. 

Die Geſchäftsſtelle 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, Neudamm. 


CH 
An die Mitglieder 
des Vereins Preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 

Aus den Kreiſen ehemaliger Mitglieder des 
aufgelöſten Vereins Preußiſcher Kommunalforſt⸗ 
beamten ergehen an mich fortgeſetzt Anfragen 
über die Verpflichtung zur Zahlung der in Potsdam 
beſchloſſenen erhöhten Beiträge. Ich bitte hier⸗ 
mit eine Antwort geben zu dürfen. 

Ich bin nicht mehr Mitglied des Vereins und 
ſtehe der jetzigen Leitung völlig fern. Ich kann daher 
nur meine private Anſicht zum Ausdruck bringen. 
Zweifelsfrei iſt meines Erachtens, daß alle nach dem 
1. Januar 1921 noch nicht abgemeldeten Herren 
zur Zahlung der vollen (neuen) Beiträge für 1921 
verpflichtet ſind. Zweifelhaft iſt die Verpflichtung 
zur Zahlung der erhöhten Beitraͤge für 1920. Die 
Erhöhung der Beitrage iſt im Sommer in der Haupt⸗ 
verſammlung beſchloſſen. Nach dem vorläufigen 
Bericht des Herrn Oberförſters Baltz in Hannover 
in Nr. 33 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ von 1920 
ſollen die Beiträge ab 1. April 1920 gezahlt werden. 
In dem von Herrn Kammerſtenographen Drews 
in Potsdam aufgenommenen ſtenographiſchen 
Bericht aber ſteht kein Termin. Damit iſt nun 
ein weiter Spielraum gegeben. Es kann der 
Beginn des laufenden Vereinsjahres, alſo der 
1. Januar 1920, es kann auch der Beginn des 
neuen Vereinsjahres, alſo der 1. Januar 1921. 
in Frage kommen. Gemeint iſt wahrſcheinlich 
der 1. April 1920, weil von dieſem Tage ab die 
neue Beſoldungsordnung in Kraft getreten iſt 
und die Erhöhung der Beiträge ſich eben auf die 
neue Beſoldungsordnung ſtützen ſollte. — Von 
einigen Bezirksgruppen wurden nachträglich Ber 
denken gegen die neue Bemeſſung der Beiträge 
laut. Rechtliche Wirkung haben dieſelben aber 
meines Erachtens nicht. 

Weiter ſind mir viele Anfragen über die Be⸗ 
rechtigung des Caſſeler Beſchluſſes über Verwen⸗ 
dung des Vereinsvermögens zugegangen. Nach 
dem Beſchluß ſoll der Reſt des bei Abwickelung 
der Auflöſung noch vorhandenen Vermögens an 
die zur Zeit der Auflöſung noch im Verein be⸗ 
findlichen Mitglieder gleichmäßig verteilt werden. 
Die Satzung ſchreibt im § 10 vor: „Bei Auf⸗ 
löſung des Vereins iſt nach Deckung aller Ver⸗ 
bindlichkeiten ein Reſt des Vereinsvermögens Wohl⸗ 
fahrtseinrichtungen für Preußiſche Kommunal 
forſtbeamte zu überweiſen.“ Man iſt in Caſſel 
offenbar von der Anſicht ausgegangen, daß eine 
Wohlfahrtseinrichtung im Sinne des § 10 nicht 
vorhanden iſt, und hat daher den für ſolchen Fall 
gewieſenen Weg nach dem B. G. B. eingeſchlagen. 
Es kann zweifelhaft ſein, ob eine im Sinne des 
§ 10 unſerer Satzung liegende Wohlfahrtseinrich⸗ 
tung beſteht. Wohlfahrtseinrichtungen, die zwar 
nicht ausſchließlich für Kommunalforſtbeamte be⸗ 
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ſtehen, aber auch Forſtbeamte dieſer Klaſſe unter⸗ 
ſtützen, ſind z. B. Verein „Waldheil“ (Unter⸗ 
ſtützungen nur an Vereinsmitglieder), Kronprinz⸗ 
Friedrich⸗Wilhelm⸗ und Kronprinzeſſin⸗Viktoria⸗ 
Forſtwaiſ enſtiftung, Fürſt⸗Hermann⸗zu⸗Hohenlohe⸗ 
Langenburg ⸗ Stiftung um. Es wäre alſo wohl 
möglich geweſen, im Sinne der Satzung zu 
1 wenn man bei der überweiſung des 

eldes den Zuſatz gemacht hatte: nur für 
Preußiſche Kommunalforſtbeamte. Da es ſich 
um einen immerhin nicht ganz unbedeutenden 
Betrag handeln wird (erhöhte Beiträge für 1920 
und 19211), fo wäre dieſer Ausweg wohl er⸗ 
waͤgenswert geweſen. Ich kann es verſtehen, daß 
viele frühere Mitglieder mit der beabſichtigten 
Abwickelung der Sache nicht ſo recht einverſtanden 


find. 

Es wäre erwünſcht, wenn die Fragen von der 
augenblicklichen Vereinsleitung einem gewiegten 
Juriſten zur Beurteilung vorgelegt würden und 
das Ergebnis veröffentlicht würde, damit gerichtliche 
Klagen vermieden bleiben. 

Oberförſter Gebbers. 
7 


*Der derzeitige Stand der Verhandlungen über 
die Holzlieferungen an die Entente. Die Ver⸗ 
handlungen über die Holzlieferungenfan die Entente, 
die ſich ſchon über mehrere Monate hinziehen, 
haben in den letzten Tagen einen vorläufigen 
Abſchluß gefunden. In den langwierigen Ver⸗ 
handlungen, die ſeitens der beiderſeitigen Sach⸗ 
verſtändigen zur Vereinbarung der Lieferbedin⸗ 
gungen, Dimenſionen und Qualitäten der einzelnen 
Hölzer geführt worden ſind, wurde deutſcherſeits 
bei jeder Gelegenheit betont, daß die Annahme 
ſolcher Bedingungen nur möglich ſei, wenn auch 
entſprechende Preiſe bewilligt würden, die den 
Einſchnitt und die Aufbringung ſolcher Dimen⸗ 
ſionen ermöglichen. Dies war auch von der Gegen⸗ 
ſeite niemals beſtritten worden, und unter dieſem 
Vorbehalt wurden dann die umfangreichen Pro⸗ 
tokolle über die verſchiedenen abzuliefernden Holz⸗ 
arten, wie Schnittholz, Rundholz, Schwellen und 
Stangen, unterzeichnet. Von dem Bezug markt⸗ 
gängiger deutſcher Lagerware, wie ſie laufend 
hergeſtellt wird, hat die Entente ganz abgeſehen, 
ſo oft auch deutſcherſeits darauf hingewieſen 
wurde, daß nur ſo eine raſche und befriedigende 
Lieferung erfolgen könne. 

Bei dem Beginn der Verhandlungen über die 
Preiſe, die unter Mitwirkung der Sachverſtändigen 
geführt wurden, ſtellte es ſich heraus, daß die 
Gegenſeite in keiner Weiſe geneigt war, die Kon⸗ 
ſequenzen aus den ſchweren Bedingungen der 
Lieferungsprotokolle bezüglich der Preisbemeſſung 
zu ziehen, ſondern darauf abzielte, die deutſcher⸗ 
ſeits geforderten Preiſe als undiskutabel und viel 
zu hoch gegriffen zu erſchüttern. Nach dem 
Friedensvertrag hat die Gegenſeite nicht das Recht, 
ſolche Preiſe feſtzuſetzen, die hinter den notwendigen 
Aufwendungen für die Beſchaffung im freien Handel 
und für die Ablieferung zurückbleiben. Dieſer 
Grundſatz iſt von der Reparationskommiſſion auch 
ſtets anerkannt worden. Niedrigere Preiſe, die 
auf Reparationskonto angerechnet werden, ſind 
ſchlechterdings nicht möglich. 

Dieſe Auffaſſung iſt bei den letzten Verhand⸗ 
lungen vor der Reparatonskommiſſion deutlich 
zum Ausdruck gekommen, und es iſt darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß die von der Reparations⸗ 
kommiſſion angebotenen Preiſe ſo niedrig bemeſſen 
ſind, daß die deutſche Regierung, würde ſie ge⸗ 
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zwungen, zu dieſen Preiſen zu liefern, die ſchwerſten 
finanziellen Verluſte erleiden, tatſächlich alſo in 
dieſem Falle die Kriegs ſchuld doppelt bezahlen 
müßte. Die Reparationskommiſſion iſt offenbar 
von ihren Sachverſtändigen ſchlecht beraten worden, 
on wäre es nicht möglich, daß man verlangen 
könnte, ſo große Mengen Schnittholz, und noch 
in den verlangten Dimenſionen und unter ſonſtigen 
ſchweren Bedingungen, zu 180 Francs im Durch⸗ 
ſchnitt pro Kubikmeter, zu liefern. Dafür kann 
man allenfalls marktgängige deutſche Handels⸗ 
ware abliefern, wie dies auch der Reparations⸗ 
kommiſſion mitgeteilt worden iſt, nicht aber die in 
den Protokollen feſtgeſtellten Dimenſionen, die den 
Haupteilt der geſamten Schnittholzlieferung aus⸗ 
machen ſoll. Wenn die Reparationskommiſſion 
ferner für Rundholz im Durchſchnitt 70 Fres. 
etwa 280 Papiermark anbietet, jo heißt das, 
daß das Holz im Walde auf etwa 50 bis 100 Papier⸗ 
mark ſeitens der Reparationskommiſſion bewertet 
wird. Die Preiſe verſtehen ſich frei Grenze, und es 
müſſen die enormen Transportkoſten vom Walde 
bis zur Bahn und von der Bahn bis zur Grenze 
und alle ſonſtigen Unkoſten miteingerechnet werden. 
50 bis 100 Papiermark ſind etwa 3,6 bis 7,2 Gold⸗ 
mark, während dasſelbe Rundholz vor dem Kriege 
25 Goldmark gekoſtet hat. Es iſt in den Verhand⸗ 
lungen mit aller Deutlichkeit ausgeſprochen worden, 
daß große Lieferungen zu dieſen Preiſen unter 
keinen Umſtänden möglich ſeien. Ganz ähnlich 
liegen die Dinge bei den Preiſen für Schwellen 
und Stangen. 

Die deutſche Regierung hatte ihre volle Bereit⸗ 
willigkeit zur raſcheſten Durchführung der 
erſten Vorlieferung ſtets erklärt. Es iſt nicht 
ihre Schuld, wenn ſich die Verhandlungen ins⸗ 
beſondere durch die langwierigen Beratungen der 
Lieferungsprotokolle lange hingezogen haben. In 
den Verhandlungen wurde deutſcherſeits ſtets 
auf baldigen Abſchluß gedrängt, damit die 
Lieferungen möglichſt bald einſetzen könnten, da 
ihre Durchführung mit fortſchreitender Jahreszeit 
ſonſt immer mehr in Frage geſtellt wäre. Die 
deutſche Regierung iſt auch heute noch bereit, 
unverzüglich in die Durchführung der 
Lieferung einzutreten; ſie kann es aber nur 
tun, wenn die Reparationskommiſſion Preiſe ver⸗ 
einbart, die mindeſtens die Aufbringungskoſten 
decken. Die Verhandlungen haben ſomit einen 
vorläufigen Abſchluß gefunden; es iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, ob und wann die erſte Vorlieferung beginnen 
wird. Dies könnte nur dann der Fall ſein, wenn 
die Reparationskommiſſion ihren Standpunkt in 
der Preisfrage einer gründlichen Reviſion unter- 
zieht und den deutſcherſeits geforderten ſcharf 
kalkulierten Preiſen zuſtimmt. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Klaſſeneinteilung des Nadel⸗Stammholzes. 
Vor etwa 25 Jahren wurde die Klaſſeneinteilung 
des Laub⸗Stammholzes nach dem Durchmeſſer 
eingeführt, die bis dahin nach Feſtmetern erfolgte. 
Hierbei kam es naturgemäß vor, daß wertvolle, 
kurze, ſtarke Rundhölzer in geringere Klaſſen 
kamen als ſchwächere, lange Stämme. Bei der 
jetzigen Klaſſifizierung nach Durchmeſſer kommt 
die Güte mehr zum Ausdruck, weil dieſe met mit 
dem ſtärkeren Durchmeſſer zunimmt. Dies trifft 
aber auch beim Nadelholz zu. Die Gründe, 
welche damals für die Beibehaltung der Klaſſi⸗ 
fizierung der Nadelholzſtämme nach Feſtmetern 
in Betracht kamen, kann ich mir nicht denken, ich 
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wüßte keine. Bereits vor mehreren Jahren wurde 
von Herrn Forſtmeiſter Franz und dem Unter⸗ 
zeichneten in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ darauf 
aufmerkſam gemacht, daß die gleiche Forderung auch 
für das Nadelholz zweckmäßig ſei. Ich habe ſchon 
vor vielen Jahren angeregt, daß in der Zentral⸗ 
Forſtverwaltung eine Stelle geſchaffen werden ſollte, 
die alle praktiſchen Vorſchläge aus den Förſter⸗ 
kreiſen, die durch die Fachpreſſe bekanntgemacht 
werden, auf ihre Brauchbarkeit nachzuprüfen und 
evtl. zur allgemeinen Einführung vorzuſchlagen 
hätte. In dieſer Stelle müßte wenigſtens ein 
tüchtiger, erfahrener Förſter ſein. Dieſe Ein⸗ 
richtung würde ſicher für den Staat und die Ver⸗ 
waltung manche Vorteile zeitigen. 

Bei der Aufnahme der diesjährigen Kiefern⸗ 
holzſchläge iſt mir noch einmal ſo recht das Un⸗ 
haltbare der jetzigen Klaſſifizierung der Nadel⸗ 
holzſtämme nach dem Feſtgehalte klar geworden. 
Es handelt ſich um Durchforſtungen in ſtärkeren 
Beſtänden, die etwa zur Hälfte Stämme unter 
0,50 fm haben. Dieſe ſind als Grubenholz ver⸗ 
kauft, die anderen als Bauholz. Jede Klaſſe wird 
für ſich numeriert. Bei der Schlagaufnahme muß 
man nun bei allen Stämmen um 0,5 fm erſt in 
der Kubiktabelle nachſehen, zu welcher Klaſſe ſie 
gehören. Herr Forſtmeiſter Franz hat ſeinerzeit 
ein Täfelchen gefertigt, welches dieſe Arbeit ſehr 
erleichtert. In dieſen Schlägen mußte ich nun für 
die Beſatzungsarmee über 700 Rundhölzer von 
4 m Länge und 15 bis 21 em Durchmeſſer aus⸗ 
halten. Dadurch wurden etwa 300 Stämme zer⸗ 
ſchnitten. Die unteren ſtarken Stücke, durchgängig 
Bauholz, kamen nun zum Grubenholz, weil ſie 
wegen der geringen Länge nicht mehr über 0,5 fm 
hatten. Es kommt aber auch vor, daß ſtarke Stämme 
aus beſtimmten Gründen durchgeſchnitten werden 
müſſen; dann gibt ein Stamm III. Klaſſe zwei 
Stämme IV. Klaſſe. 

Würden die Stämme nach Durchmeſſer ſortiert, 
dann käme dies nicht vor; man könnte aber auch 
»das Holz beſſer ausnutzen und eine viel größere 
Einnahme erzielen, wenn in den ſogenannten 
Srubenholzichläagen die unteren Teile der Stämme, 
welche ſich zu Schnittholz eignen, abgetrennt würden. 
Die Aufnahme der Schläge würde ſehr erleichtert, 
wenn die Klaſſen nach Durchmeſſer beſtimmt 
würden. 

Auch bei der Abfuhr der Hölzer würde mancher 
Irrtum vermieden. Nach den Durchmeſſern läßt ſich 
am beſten beurteilen, ob die Stämme zu Grubenholz, 
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Bauholz oder Bretterholz geeignet find; es iſt alſo 
für die Käufer der einzelnen Sortimente leichter, 
E ihrem Bedarf zu kaufen. Kauft der Bauholz. 
verbraucher jetzt Stämme III. Klaſſe, dann iſt der 
obere Teil vielfach Grubenholz, umgekehrt erhält 
der Grubenholzkäufer in den unteren Stammteilen 
und bei kurzen Stämmen vielfach Bauholz. 

Es dürften zweckmäßig vier Klaſſen gebildet 
werden. I. Klaſſe über 40, II. 31 bis 40, III. 21 
bis 30, IV. bis 20 om Durchmeſſer. IV. Klaſſe 
wäre dann Gruben- uſw. Holz und geringeres Bau⸗ 
holz, III. Klaſſe Bauholz, II. und I. Klaſſe Bau⸗ 
und Bretterholz. Es wäre nun auch eine Einheit⸗ 
lichkeit erzielt, indem nun alles Stammholz 
nach Durchmeſſer klaſſifiziert würde und nicht, 
wie bis jetzt, ohne weſentlichen Grund, das Laub⸗ 
holz nach Feſtmetern, das Nadelholz nach Durch⸗ 
meſſer. Hegemeiſter Hees, Quint. 


> 


Brief- und Fragekaſten. 

Anfrage Nr. 16. Förſterruhegehalt. Am 29. De⸗ 
zember 1920 erhielt ich meine Penſionsverfügung 
zum! 4 21. Mein Ruhegehalt wurde darin feſtgeſetzt 
auf 8406 Mk., dazu den Ausgleichszuſchlag⸗ der 
noch feſtgeſetzt werden ſoll. Ich wohne hier in 
Ortsklaſſe E. Bin am 22 Februar 1866 geboren, am 
1. Mai 1882 in die Lehre und am 27. Oktober 1885 
beim Bataillon eingetreten. Forſtverſorgungs⸗ 
ſchein 1897. Als Hilfsförſter bin ich 1. Juni 1904, 
als Förſter m R. ſeit 1. Oktober 1909 angeſtellt. 
Wie hoch würde ſich mein Ruhegehalt be⸗ 
laufen? W., Staatl. Förſter in W. 

Antwort: Nach den neuen Beſoldungsvor⸗ 
ſchriften ergibt ſich fuͤr Sie folgendes: Ihre ruhe⸗ 
gehaltsfahige Dienſtzeit rechnet vom 22. Februar 
1883 bis 31. März 1921 = 38 Jahre 40 Tage, 
dazu kommen gemäß der Tabelle auf S. 101 
Nr. 6 unſerer Zeitung 2 Jahre 76 Tage. 
Mithin haben Sie über 40 Dienſtjahre auf⸗ 
zuweiſen und beziehen in Gruppe VI ein Ruhe⸗ 
gehalt von 8595 % und, ſolange Sie als Penſionär 
in Ortsklaſſe E wohnen, einen Verſorgungszuſchla 
von 472,730 . Sollten Sie noch nach Gruppe VI 
befördert werden, ſo erhalten Sie gemäß dem 
dann auf den 27. Oktober 1906 neu feſtzuſetzenden 
Beſoldungsdienſtalter nachtraglich vom 1. April 
1920 ab ein um 400 % höheres Gehalt, nämlich 
9100 „ und dementſprechend ein Ruhegehalt von 
8895,00 „ und in Klaſſe E einen Verſorgungs⸗ 
zuſchlag von 4892,25 &. 


E 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachtrichen. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Aur Beſctzung gelangende Torſtdienſiſlellen. 


Preußen. 
Staats-Forſtverwaltung. 


Zum 1. April ſind im Regierungsbezirk Caſſel 
folgende Förſterſtellen zu beſetzen: 


Ateburg, Oberf. Kaſſel bei Gelnbauſen. Dienſt⸗ 
wohnung. Dorf Kaſſel 3 km, 3,5 km bis Bahnhof 
Kaſſel (Speſſartbahn), 6 km bis Bahnhof Wirtheim 
Staatsbahn), Stadt Orb 5 km, Gelnhauſen 12 km 
Rralſchule in Gelnhauſe i duich tägliche Bahnfahrt 
mreichbar. Garten 0,03 ha Acker 0,49 ha, Wirte 
2,14 ha. Nutzungsgeld wird neu feſtgeſetzt. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 400 A. Mbernahmeloften 
etwa 15000 A. 


Appenfeld, Oberf. Wallenſtein. Dienſtwohnung in 


Oberappenfeld mit Waſſerleitung, elektriſches Licht 


vorausſichtlich in Javresfriſt. Kreisſtadt Homberg, 
12 km, Bahnhof Remsfeld, 8 km. Evgl. Kirche 
in Hulſa, 1,5 km, Garten 0,10 ha, Acker 1.03 ha, 
Wieſe 1,46 ha. Nuützungsgeld wird neu feſt⸗ 
gaſetzt. Dienſtaufwand sentſchädigung 400 K. 
Übernahmekoſten etwa 15 000 A. 

Dreienberg, Oberf. Friedewald. Dienſtwohnung mit 
elektriſchem Licht und Waſſerleitung. Hersfeld 
13 km. Bahnhof Malkomes 6 kw. Garten 0, 26 ha, 
Acker 2,03 ha, Wieſe 1,07 ha. Nutzungsgeld wird 
neu feſtgeſetzt. Dienſt ufwandsentſchadigung 400 &. 
Übernahmekoſten etwa 5000 &. 

Gieſel, Obert, Gieſel. Dienſtwohnung. demnächſt 
elektriſches Licht. Bahnhöfe Fulba 10 km. Neuhof 
8 km. Einwohner katholiſch. Garten 0,03 ha, 
Acker 2,08 ha, Wieſe 3,55 ha. Nutzungsgeld wird 
neu feſtgeſetzt. Dienſtaufwandsentſchädigung 350.4. 
Abemahmekoſten etwa 2000 K. 
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Außerdem gelangen noch zum 1. April die 
Förſterſtellen der kürzlich zum Revierförſter ernannten 
Förſter zur Beſctzung und zwar: 


Helſa, Oberf. Ob rkaufungen. Ge äumige Dienſt⸗ 
wohnung mit elektruchem Licht und Wafırrleitung. 
Bahnhof am Ort Caſſel 15 km BDreilaufimgen 
5 km Höhere Schulen in Cuſel durch (ën iche 
Bahnfahrt erreichbar. Garten 0,08 ha, Wieſe 1,76 ha. 
Nutzunasgeld wird neu ſeſt ꝛeſetzt. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädꝛaung 400 A. Übernahmekoſten gering 
Volle Rüſt gkeit erforderlich. 

Taiſerteich, Oberf. Hombreſſen. Dienſtwohnung mit 
Warferleitung, 4 km vom Dorf Udenhauſen. 
Stadt und Bahnhof Giebenſtein 10 km, Hoſ⸗ 
geismar 15 km. Garten 0,10 ha, Acker 1,77 ha, 
Wieſe 1,37 ha, Weide 1,05 ha. Nutzungsgeld wird 
nen feſigeſetzt Dienſtaufwandsentſchädigung 400 A. 
Abernahmekoſten etwa 27000 A. Kenntnis der 
Rotwildhege uncrleß ich. 

Bewerbungsfriſt für ſämtliche Stellen: 
20. März. 


Zum 1. Juli: 

Frankenhain, Oberf Jesberg. Geräumige Dienſt⸗ 
wohnung mir Waſſeileitung. E ettriiches Licht vor 
ausſichtlich b's zum 1. Juli. Stadt und Bahnhof 
T eyſa 2,5 km. Rektorſchule in Treyja. Garten 
0,18 ha, Acker 1,88 ha, Wieſe 1,54 ha Nutzungs- 
geld und Dienſtaufwandsentſchädigung werden neu 
feſtgeſetzt. Dar bisherige Stelleninhaber hat richt 
ſelbſt gewirtſchafret. Bewerbungsfriſt: 15. April. 


Zum 1. Oktober: 


Roßbach, Oberf. Witzenhauſen. Geräumige Dienſt⸗ 
wohnung 1,5 km vom Dorf Roßbach. Bahnhof 
Witzenhauſen 7,5 km. Garten 0,36 ha (da in 


Grasgorten, Acker 0,62 ha, Wieſe 0,58 ha Weide 
1,14 ha. And rungen in der Flächenzutei ung 
werden vorbehalten. Nutzungsgeld wird neu feſt⸗ 
geſett. Dienſtaufwandsentſchädigung 400 A. Volle 
Rüſtigkeit erforderlich. Übernahme koſten etwa 3000. l. 
Bewerbungsfriſt: 15. April. 


Förſterſtelle Burg a. d. W. (Düſſeld orf), iſt zum 
1. April neu zu beſetzen. Größe 356 ha. Die 
Stelle liegt im beſetzten Geniet, iſt ohne Dienſt⸗ 
wohnung und olne Dienſtland. Die Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung beträgt 350 &. Zugelaſſen 
zur Bewerbung ſind die Förſter m. R. des 
Regierungsbezie ks Düſfeldorf ſowie die Förſter 
o. R. der Regierungsbezirke Düſſeldorf, Köln, 
Coblenz und Trier jomwet fie über 45 Jahre alt 
ſind. Bewerbungen ſind bis zum 14. März an 
die Regierung Düſſeldorf einzureichen. 


FJörſterſtelle Grunwald I, Oberf Reinerz (Breslau), 
iſt zum 1 April zu beſetzen. Zur Sielle gen ören: 
Dien ſtwohnung, zirka 7,17 ha Dienſiland. 350 M 
Dienſtaufwand zentſchadiaung nach der Neu 
regulierung. Bewerbungen ſind bis zum 18. März 
einzureichen. 


Jörſterſtette Sellentin. Oberf. Lübbeſee (Frankfurt 
a. O.), iſt zum 1. April zu bel, ben, Wirtſchaſts⸗ 
fändereien, Nutzungsgeld und Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung werden nach den in Ausſicht ge⸗ 
nommenen neuen Grundſätzen anderweit geregelt 
werden. Bewerbungsfriſt: 20. März. 


Förſterſteile Sorger⸗ Quellen, Ebert, Hammerheide 
(Frankfurt a. O.), iſt vorausſſchtlich zum 1. Ap il 
zu beſetzen. Wutiſchaftsländereien, Nutzungsgeld 
und Dienſtaufwandsentſchädiaung werden nach den 
in Ausſicht genommenen neuen Grundſätzen ander- 
weit geregelt werden. Bewerbungsfriſt: 20. Mä z. 


Angekaufte und bebaute Hilfsförſterſtelle Muckrow, 
Oberf. Dammendorf (Frankfurt a. O.), iſt zum 
1. April zu beſetzen. Zur Stelle gehört vo läufig 
1 Morgen Acker (leichter Sandboden). Bewerbungs- 
friſt: 20. März. 
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Perſonalnachrichlen. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Vergemann, Hegemeiſter in Burg a d. W., iſt zum 1 April 
die fär ernelle in Werrich, Oberf. der Rheinwarden 
(Dufſeldorf), Übertragen 

Schöner, Jorſter und Zoruſchreiber in Schleuſingen. Oberf. 
Schleunugen iſt vom 1. April an die Foͤrſterſtelle zu 
Großbartloff, Oberf. Ersbamen (Erfurt), übertragen. 

Groß, Forner o RN. in Klopperfier, Oberf. Klaushagen, iſt 
am 1. April nach Taubenberg (Köslin), verſetzt. 

Hagemann FJorſier 9 R. in Lindenberg, Oberf. Drieſen, 
ft vom 1. April an nach Trebow, Oberf. Zieleuzig 
(Frankfurt a. O.), verietzt. 

Heyſe, Hegemeiner in Grunwald, Oberf. Remerz, iſt vom 
1. April an nach Königsdorf, Oberf. Woidnig (Breslau). 
verſetzt. 

Jung, Hegemeiſter in Arnoldshain, Oberf. Oberreifenberg 
(Wiesbaden), tritt am 1. April in den Ruheſtand. 

Kaſchmieder, Hegemeiſter in Kath ⸗ Hammer, iſt vom 
J. April au nach Gleinau, Oberf. Schöneiche (Breslau), 
versetzt 

Klar. Hegemeiſter in Heidersdorf, Oberf. Zobten (früher 
Voſen, iſt vom 1. April an nad Rogelwitz II, Oberf. 
Rogelwitz (Breslau), verletzt. 

Maaß, Hegemeiner in Grunhof. Oberf. Nothemühl, iſt vom 
1 Abril an nach Hammelſtall, Oberf. Hammelſtall 
(Stettin), veriegt. 

Mo del, Kurier in Dunehyken, Oberf. Rothebnde, tft vom 
1. April an auf die Forſterſielle Bagdohnen, Oberf. 
Schorellen (Gumbinnen), verſetzt 

Müller. Höfer in Holl beck (Unterkunftsſtelle)h, Oberf. 
Harſeſeld, iſt vom 1. April au nach Suderleda, Oberf. 
Bederke a (Stade, verſetzt. 

Müller, Hegememeiſter in Kreuznach, Planiger Straße 82, 
iſt vom 1. April an die Törſterſtelle Seesbach, Oberf. 
Cutenpfuhl (Coblenz ), übertragen. 

Hödıng, Hegemeiſter in Mengsberg. iſt zum 1. April die 
Fornerſtelle Morſchen zu Altmorſchen, Oberf. Alt 
morſchen (Caſſel), übertragen. 

Radecher. Oegemei ner aus Poſen, iſt vom 1. April an nach 
Klein⸗Kreidel, Oberf. Schöneiche (Breslau), verſetzt. 

Rick, Forer in Niederbie fig, iſt vom 1. April an die 
Förnernelle Niederbreiſig, Oberf. Coblenz (Coblenz). 
übertragen. 

Schach, Forſter in Hochpochten, (D vom 1. April an die 
Forſternelle Buſcheid, Oberf. Kirchberg (Koblenz). 
übertrauen. 

Schulz, Forſtg hilfe in Klaushagen, bet Klaushagen, tft 
am 15 Piarz nach Lauenburg, bert, Lauenburg 
(Köslin), verſetzt. 

Bad,meifter, Hegemeiſter in Sellentin, Oberf. Lübbeſee. 
ut vom 1. April an nach Kerugrund, Oberf. Karzig 
(Frankfurt a. O.), verietzt. 


Böhfand, Forſtgehilfe in Sonnenſtein, Oberf. Königsthal, 
in nach Woffleben, Oberf Konigsthal (Crfurt), verſetzt. 
Hegemeiſter Bahr in Kaldan iſt in den Bezirk Allen⸗ 

Dein verſetzt. — Die Übertragung der Förfternelle Süder⸗ 

leda an Hegemeiſter Bahr in zurückgenommen. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 


Weber, Gemeindeförſter a. Pr. in Oberkoſtenz, Oberf! 
Simmern (Coblenz), iſt auf Lebenszeit angeıtellt. 


Bayern. 

Kalb, Forſtverwalter in Luiſenburg, 
ſorſtwerwalter befördert. 

Verſetzt wurden: 

Trips. Revier förſter,. von Hain nach Haufen; Hendel, Jörſter. 
von Hauſen nach Hain: Schwaiger, Forſter, von 
Hofolding an das Forſtamt Dießen; Cttelt, Forſt⸗ 
aſſiſtent beim Fornamt Unterliezheim nach Hofolding 

Jaeger. Forſtamtmann in Neuhaus, iſt am 1. März an das 
Jornamt Nürnbeig⸗Oſt Fornhof) verſetzt. 

Zu Forſtafſiſteuten wurden ernannt die Forſtſchutz⸗ 
diennaſpiranten. 

Freitag in Lohr; Schmidt in Berneck. 


Heſſen. 
rte, Forſimeiſter in Langſeld 1. O., iſt zum Forſtmeiſter 
der Oberf Kalſterbach ernannt. 


Sachſen⸗ Meiningen. 
Renz, N⸗gierungs⸗ und Geh. Oberforſtrat in Meiningen 
in auf Autrag in den Ruhenand verſetzt. 
Höfling. Regierungs⸗ und Forſtrat in Straßburg, ER zum 
Bochaud des Forſtbezirks Meiningen⸗Weſt ernannt. 


it zum Ober ⸗ 


th rr 
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Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 


T 


Oberlandforſtmeiſter a. D. von Freier 


b ft am Donnerstag, dem 3. März, geitorben B 
und am Dienstag, dem 8. März, in Hoppen⸗ 
rade zur ewigen Ruhe beſtattet worden. Mit 8 
dem Heimgegangenen iſt ein Forſtmann aus 
dem Leben geſchieden, der fein reiches Säiten 5 
und ſeine vielſeitigen Erfahrungen zuletzt an! 
der höchſten Stelle der preußiſchen Staats⸗ 
ßforſtverwaltung dem deutſchen Walde gewidmet 
hat. Die vornehme Geſinnung, die ſein ganzes 
Weſen auszeichnete, wird ihm bei allen, die 
mit ihm im dienſtlichen Verkehr geſtanden 
haben, dauernd ein ehrendes Andenken ſichern. 
| Hennig, Revierförſter, 
Vorſitzender des Vereins Preußiſcher 
Staats⸗Revierförſter. 
= 
Arbeitsgemeinſchaft 


mit dem Verein Preußiſcher Staatsoberförſter. 


Die Arbeitsgemeinſchaft mit dem Verein 
Preußiſcher Staatsoberförſter iſt nunmehr voll⸗ 
zogen; den Mitgliedern gebe ich nachſtehend die 
vereinbarten Satzungen bekannt. 

Satzungen der Arbeitsgemeinſchaft 


des Vereins Preußiſcher Staatsober⸗ 
förſter und des Vereins Preußiſcher 
Staatsrevierförſter. 


& 1. Die Arbeitsgemeinſchaft hat ihren Sitz 
in Berlin. Sie bezweckt die Vertretung der ge⸗ 
meinſamen Intereſſen der angeſchloſſenen Vereine. 
Diele verpflichten ſich, künftig Angelegenheiten, 
die auch den Mitgliedern des andern Vereins 
gemeinſam ſind, vor ihrer abſchließenden Be⸗ 
handlung mit Vertretern des andern Vereins in 
der Arbeitsgemeinſchaft zu beraten. 

Insbeſondere hat eine gemeinſame Beratung 
zu erfolgen: 

1. über allgemeine Anordnungen für den Dienſt⸗ 
betrieb hinſichtlich 

a) der Abgrenzung und Verteilung von Dienſt⸗ 

geſchäften auf die einzelnen Beamten⸗ 


gruppen; 

b) der Dienſtanweiſungen und ſonſtiger 
allgemeiner Vorſchriften oder grundſätz⸗ 
licher Beſtimmungen; 

e) der Beſoldungsfragen; 


d) der Dienſtwohnungsfragen und der 
Grundſätze über Gewährung von Dienſt⸗ 
aufwand; 


2. ber Anträge, Wünſche und Beſchwerden, 
die beide Beamtengruppen angehen. 

8 2. Jeder angeſchloſſene Verein hat gleiches 
Stimmrecht, das durch je drei Vertreter ausgeübt 
wird. Für jeden Vertreter iſt ein Erſatzmann zu 
benennen. 

$ 3. Der Vorſitz in der Arbeitsgemeinſchaft 
und deſſen Stellvertretung wechſeln alljährlich 
unter den beiden Vereinen. Der Verein Preu⸗ 
ßiſcher Staatsoberförſter beginnt. 


Jeder Verein kann den Vorſitz und die Stell⸗ 
vertretung ablehnen. 
§ 4. Die Arbeitsgemeinſchaft tritt 
1. nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden oder 
2. auf Antrag eines beteiligten Vereins zu⸗ 
ſammen. 
Die Vereine haben etwaige Anträge an den 


| Vorſitzenden, in der erforderlichen Anzahl ver 


vielfältigt, zu richten. Dieſer ſtellt ſie den Ver⸗ 
tretern der beteiligten Vereine zu und beruft 
dieſe zu den Sitzungen ein. 

Der Vorſitzende leitet die Sitzungen und führt 


die Beſchlüſſe aus. 


S 5. Abſtimmungen können ſchriftlich oben: 
mündlich erfolgen. 

Bindende Beſchlüſſe können jedoch nur geſaßt 
werden, wenn die Mehrheit der Vertreter jedes 
Vereins zuſtimmt. 

Nach Ablehnung eines Antrages iſt es jedem 
Verein unbenommen, ſelbſtändig vorzugehen. Er 


it aber verpflichtet, die Arbeitsgemeinſchaft gleich⸗ 
zeitig von dem Inhalt feiner weiteren Eingaben 
in Kenntnis zu ſetzen. 


Über jede Sitzung iſt eine Niederſchrift auf 


zunehmen und von den anweſenden Vertretern 


zu unterzeichnen. 

§ 6. Für den Aufwand der Arbeitsgemeinfchatt 
kommen die Vereine zu gleichen Teilen auf. Die 
Roiſekoſten für Teilnahme der Vertreter an den 
Sitzungen und an die Arbeitsgemeinſchaft zahlt 
der Verein, dem die Vertreter angehören. 

S 7. Die Arbeitsgemeinſchaft gilt als aufgelöſt, 
ſobald ein Verein feinen Austritt ſchriftlich er 
klärt hat. 

Mit Weidmannsheil! 


2 
Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 


Die preußiſche Staatsförſtergewerkſchaft 

und die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“. 

Naturgemäß ſind auf unſeren längeren Artikel, 
der unter dieſem Titel durch die Nummern 4 
bis 7 lief, eine größere Anzahl Zuſchriften ein⸗ 
gegangen, zumeiſt beifälliger Natur; aber au 
Zweifel ſind geäußert worden. Auf Einzelnes 
wird ſpäter noch zurückzukommen ſein. Im 
nachfolgenden bringen wir zunächſt eine Ge: 
richtigung zum Abdruck, die uns durch den Vor⸗ 
ſitzenden Der Staatsförſtergewerkſchaft, Herrn 
Förſter Pfalzgraf, eingeſchickt worden iſt. 

Es iſt ſchier unglaublich, daß in Dingen, die 
klar zutage liegen, aktenmäßig belegt ſind, und die 
vor allem Herrn Förſter Pfalzgraf bekannt ſein 
müſſen, Berichtigungen, zu deren Widerlegung 
es nur der Bekanntgabe eines Schriftſtückes 
bedarf, überhaupt verſucht werden. Die Be⸗ 
richtigung lautet folgermaßen: 

Berichtigung. 

1. Auf Seite 108 iſt geſagt: 

„So erhielt Herr Pfalzgraf Mitteilung und 
eilte mit zwei Helfern in das Abgeordnetenhaus, 
um bei Herrn Neumann⸗Bärenberg die Nichte 
veröffentlichung des Aufrufes durchzuſetzen 
Es kam zu einer Einigung, die ſchriftlich 
niedergelegt wurde.“ , 

Dieſe Darſtellung iſt unrichtig. Das einzige 
ſchriftliche Ergebnis der Einigung war ein 


Hennig. 
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Telegramm des Herrn Neumann⸗Bärenberg 
an die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“, daß ſein 
Aufruf auf keinen Fall in Nr. 45 veröffentlicht 
werden ſolle; im übrigen iſt nichts ſchriftlich 
niedergelegt worden. 

2. Auf Seite 108 heißt es ferner: 

„Der Herr Vereinsvorſitzende hat, wie uns 
mitgeteilt worden iſt, ſich dazu bereitfinden 
laſſen müſſen, die politiſche Unparteilichkeit des 
Vereins Preußiſcher Staatsförſter im Abge⸗ 
ordnetenhauſe bindend ſchriftlich zu erklären.“ 

Dieſer bereits in Nr. 51 erhobene Vorwurf 
wird, trotzdem ich ihn in Nr. 2 des „Deutſchen 

örſters“ als unzutreffend bezeichnet habe, 
eitens der Schriftleitung ohne irgendwelche 
Beweisführung im obigen Artikel zum zweiten⸗ 
mal erhoben. Ich bin genötigt, ihn als Un⸗ 
wahrheit zu kennzeichnen. Ich habe eine 
derartige ſchriftliche Erklärung niemals, weder 
im Abgeordnetenhauſe noch an anderer Stelle, 
abgegeben. 

3. Auf Seite 108 iſt ferner geſagt: 

„In der Verhandlung mit Herrn Hegemeiſter 
Neumann iſt ſeitens des Herrn Pfalzgraf auch 
die Forderung geſtellt worden, daß nur dann 
gegen die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ſeitens der 
Staatsförſtergewerkſchaft nichts unternommen 
werden ſollte, wenn dieſe ſich verpflichten wolle, 
alle Standesfragen, die den Preußiſchen Staats⸗ 
örſterſtand berühren, prinzipiell aus ihrem 
Inhalt fernzuhalten und ſich lediglich forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen und forſtwiſſenſchaftlichen Gebieten 
zuzuwenden.“ N 

Dieſe Darſtellung iſt unrichtig. Richtig iſt, 
daß Herr Neumann, nachdem er ſeinen Aufruf 
zurückgezogen, die Gegenforderung ſtellte, daß 
nun aber auch die Vereinsleitung nichts gegen 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ unternehme; ich 
habe dem zugeſtimmt unter der Bedingung, 
daß die „Deutſche Forſt-Zeitung“ auch uns in 
Frieden laſſe. 

4. Auf Seite 128 iſt geſagt: 

„Der engere Vorſtand wurde gebildet aus 
wei Förſtern o. R. und zwei Forſtgehilfen; 

er hinzugewählte Hegemeiſter Grunow⸗Cbln 
wurde von den weſtlichen Provinzen als 
Vorſtandsmitglied präſentiert, ſeine Wahl wäre 
ſonſt nicht in Frage gekommen. Ebenſo iſt 
Förſter Ludewig wider Erwarten in den ges 
ſchäftsführenden Vorſtand berufen, der ſomit 
bei der Wahl aus fünf nicht endgültig ver⸗ 
ſorgten und aus (mur zwei älteren Herren 
beſtand, mit deren Wahl zunächſt gar nicht zu 
rechnen war.“ 

Dieſe Darſtellung iſt unwahr. In den 
geſchäftsführenden Vorſtand wurden gewählt: 
zwei Förſter m. R. (Ludewig und v. Kurnatowski), 
zwei Förſter o. R. (Grunow und Pfalzgraf), 
zwei Hilfsförſter (Voges und Schellack), während 
der Oegemeiſter Grunow-Cöln und zwei Forſt⸗ 
gehilfen überhaupt nicht in den Vorſtand 
gewählt ſind. 

Förſterei Chauſſehuus Misdroy, den 

23. Februar 1921. 
Pfalzgraf, 1. Vorſitzender. 


In bezug auf die vorſtehenden Behouptungen 
vr folgendes feſt: Zu 1 und 2 ber die 
ereinbarungen, die zwiſchen Herrn Hegemeiſter 
Neumann⸗Bärenberg und Herrn Förſter Pfalzgraf 
getroffen ſind, hat uns, da die „Deutſche Forſt⸗ 
zeitung“ in dieſe Einigungsabmachungen wider 
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ihr Wiſſen und Willen hineingezogen worden iſt, 
Herr Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg die 
nötigen Mitteilungen gemacht. In dem in Betracht 
kommenden Brief vom 8. November 1920 heißt es: 
„Pfalzgraf, Fiebig und Meyer ſuchten mich 

hier (im Hauſe der Ge auf und 
baten mich, den Aufruf zurückzuziehen, da das 
ja die Spaltung des Vereins bedeute. Nach 
ſtundenlangem Hin und Her ſchlug mir Herr 

Pfalzgraf vor, ihm zur Erreichung und Beweis 

ſeiner Zuſage ſechs Monate Friſt zu geben und 

fo lange den Aufruf einzuhalten uſw. — — Es 
iſt alſo vereinbart: 1. völlige politiſche 

Neutralität im Verein, 2. Anerkennung 

der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ als forſtwiſſen⸗ 

ſchaftliches Fachblatt, Aufhören allen perſönlichen 

Kampfes während dieſer Zeit.“ 

Die Zuſchrift des Herrn Hegemeiſters Neumann⸗ 
Bärenberg an uns war von einer Niederſchrift 
aus der Feder des Herrn Förſters Pfalz⸗ 
graf begleitet, in der die Mitteilungen des Herrn 
Hegemeiſters Neumann⸗Bärenberg im einzelnen 
beſtätigt wurden. Naturgemäß konnten wir 
dieſe Zuſchrift nicht in Händen behalten, der 
Leiter unſeres Blattes und zwei an der 
Schriftleitung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
tätige Herren ſind bereit, zu bezeugen, daß die 
handſchriftliche Außerung des Herrn Pfalzgraf 
beſagten Inhaltes vorgelegen hat. Im übrigen 
wird in Hegemeiſter Neumann deren Vor⸗ 
handenſein ſelbſt beſtätigen und ſie, wenn nun 
wirklich noch Zweifel beftehen ſollten, vorzulegen 
in der Lage ſein. Es iſt alſo aktenmäßig feſt⸗ 
geſtellt: 1. daß es zu einer Einigung kam, 
die ſchriftlich niedergelegt wurde; 2. iſt 
richtig, daß der Herr Vorſitzende, nach 
einer uns gewordenen Mitteilung, ſich 
dazu bereitfinden laſſen mußte, die 
politiſche Unparteilichkeit des Vereins 
preußiſcher Staatsförſter zu erklären. 

Zu 3. Herr Förſter Pfalzgraf beſtreitet ferner, 
eine Forderung in bezug auf die Haltung der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ geſtellt zu haben. Er 
hat am 5. November 1920 an Herrn Hegemeiſter 
Neumann-Bärenberg nach Berlin ins Ab⸗ 
geordnetenhaus einen Brief geſchrieben, deſſen 
Original uns vorgelegen hat und von dem wir 
Abſchrift beſitzen. In dieſem Brief heißt es: 

„Wie Sie ſich entſinnen werden, war 
ein Punkt unſerer Vereinbarungen, 
daß gegen die „Deutſche Forſt-Zeitung“ 
nichts unternommen wird, wenn die 
„Deutſche Forſt-Zeitung“ alle Standes— 
fragen, die den preußiſchen Staats⸗ 
förſterſtand berühren, prinzipiell aus 
ihrer Zeitung fernhält, alles unterläßt, 
was irgendwie unſere Eintracht und 
unſere neuen Bahnen ſtören könnte, 
und ſich lediglich forſtwirtſchaftlichem 
und forſtwiſſenſchaftlichem Gebiet zu⸗ 
wendet.“ 

Durch dieſen Brief, über deſſen Vorhandenſein 
jeder Zweifel ausgeſchloſſen iſt, geht hervor, daß 
allein unſere Mitteilungen richtig ſind 
und nicht die Behauptungen und vermeintlichen 
Nichtigſtellungen des Herin Förſters Pfalzgraf. 

Zu 4. Hierzu müſſen wir feſtſtellen, daß uns 
in Nr. 7 Seite 128 in unſeren Ausführungen 
ein Schreibfehler unterlaufen iſt. Wir hatten 
geſchrieben: Der engere Vorſtand wurde gebildet 
aus zwei Förſtern ohne Revier und zwei Forſt⸗ 
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gehilfen. Statt „Forſtgehilfen“ mußte es heißen 


„Hilfsförſtern“. ir haben genau gewußt, daß 
die Herren Voges und Schellack nicht „Forſt⸗ 


gehilfen“, ſondern „Hilfsförſter“ ſind. Uns iſt 
ein falſcher Ausdruck in die Feder gelaufen, der 
leider auch in der Korrektur richtigzuſtellen unterlaſſen 
worden iſt. Wir beziehen uns auf die zahlreichen 
Briefe, die wir an die genannten Herren mit 
richtigem Titel geſchrieben haben, und unſere 
Mitteilung auf Seite 123 in Nr. 7 über die 
Auſſtellung des Herrn Hilfsförſters Voges 
als Kandidaten für den preußiſchen Landtag. 
Herr Pfalsgraf ſtellt feſt, daß Herr von Karna— 
towski im September 1920 bereits Förſter m. R. 
geweſen iſt. Das entſpricht allerdings den Tat⸗ 
ſachen, iſt uns jedoch nicht bekannt geweſen. Uns 
iſt derzeit in Berlin von vielen Seiten geſagt 
worden, daß die drei neuen Vorſitzenden des 
Vereins noch nicht in Endſtellungen ſeien. Wir 
find hier im Irrtum und laſſen uns dieſe Richtig⸗ 
ſtellung ſehr gern gefallen. Im übrigen wird an 
der Sache ſelbſt dadurch nichts geändert. Denn 
die Jugend des im Herbſt 1920 gewählten neuen 
Vorſtandes der Staatsförſtergewerkſchaft war 
größer, als ſelbſt wir angenommen haben, nachdem 
ſich nun herausgeſtellt, daß Herr Grunow Köln, 
den wir für einen Hegemeiſter gehalten haben, 
auch noch Förſter o. R. geweſen iſt. 

Nun zum Schluß! Herr Förſter Pfalzgraf 
hat vergeblich verſucht, unſere „Lügen, Ver⸗ 
drehungen, Unterſtellungen“ uſw. auch in unſerem 
Blatte richtigzuſtellen. Wir haben ihm in den 
allein ſchwerwiegenden Fällen nachgewieſen, 
daß wir im Recht ſind und ſein Gedächtnis 
ihn im Stich gelaſſen hat. An unſerer Zu⸗ 
verläſſigkeit wird nun für die Folge auch auf 
jener Seite wohl nicht mehr gezweifelt, und wir 
würden es mit Genugtuung begrüßen, wenn wir 
ESCH der Pflicht enthoben werden könnten, 

erleumdungen von anderer Seite abzuweiſen 
und die Irrtümer von Herren zu berichten, die 
nicht einmal mehr wiſſen, was ſie wenige Monate 
vorher zu Papier gebracht haben. 
Die Schriftleitung 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
J 


Nochmals nach der Trennung. 


Auf meine Außerung „Nach der Trennung“ 
ſind mir viele Zuſtimmungen überſandt worden. 
All den lieben Geſinnungsgenoſſen danke ich und 
rufe Ihnen zu: „Kommt Zeit, kommt Rat!“ Auch 
meinen Gegnern mit ihren ſchmutzigen Zuſchriften 
danke ich, haben ſie mich doch gelehrt, wes Geiſtes⸗ 
kinder ſich im Verein, ſogar in leitenden Stellungen 
befinden. Arme grüne Farbe, die von ſolchen 
Leuten regiert wird! Leider kann ich ihnen in 
dieſer Tonart nicht folgen, Bildung iſt eine eigene 
Sache, ſie ſteht nicht jedem. 

Man ſucht nach meinen Perſonalien, wirft 
mir Unreife und Unfähigkeit vor. Mein Alter 
iſt ja aus dem Perſonalteile des Förſterjahrbuches 
(1914 Seite 165) erſichtlich. Ich denke, mit 
51 Jahren dürfte auch bei mir, vielleicht ein wenig 
ſpät, eine gewiſſe Reife vorhanden ſein. 

Etwas möchte ich nur kurz erwidern. Daß 
der Verein nach links orientiert iſt, kann doch 
wohl ein Blinder mit dem Krückſtock fühlen, und 
den Terror abzuſtreiten, dürfte ſich auch erübrigen. 
Man braucht ja nur in die Verſammlungsberichte 
der Gruppen hineinzuſchauen; da wird neuerdings 
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nach den Kollegen gefahndet, die die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ leſen. Unter einem gewiſſen Druck, 
den man Terror nennt, haben einige Forſt⸗ 
zeitungsleſer ſchon die Segel geſtrichen. Wozu 
brauchen wir Förſter auch ein Rückgrat! Wir 
Förſter find ja Gewerkſchaft — es iſt erreicht! 
Wo Gewerkſchaft iſt, muß links marſchiert werden, 
wo Gewerkſchaft iſt, wird auch Terror ausgeübt 
werden. Da hört der Wille des einzelnen auf, 
da beginnt die Knechtſchaft: „Und willſt Du nicht 
mein Bruder feın, fo ſchlag ich Dir den Schädel ein!“ 


Forſth. Schönberg. Koch, Staatsförſter. 
2 2 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 

Geſchäftsſtelie zu Eberswalde, 

Schicklerſtraße 45. 


Fernſprechanſchluß: 
Amt Eberswalde Nr. 546. 


Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Jutereſſenten koſteufrei. 
weldſiendunnen nur an die Kaſſenſtelle zu Nendamm 
unter Poſtſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W 7, 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


7077 Krieger, Ernſt, Privatförſter, Forſtrerier Venedien, Poft 
Sonnenborn, Kreis Mohrungen, Oſtpreußen I. 

7078. Schalla, Eduard, Gutsförſter, Rudolfshof, Poſt Dyck, Kreis 
Deutich⸗Krone, Weſtpreußen. 1. 

7079. Schmidtke, Paul, Förſter, Schloß Serrahn, Poſt Serrahn, 
Mecklenbuxg⸗Schwerm. III. 

7080 Hindel, Emil, Prwatförſter, Fh. Arklitten, Poſt Kl.⸗Gnie, 
Kreis Gerdauen. 1. 

7081. Blaſer, Georg. Hilfsförſter, Förſterei Neubielau, Poſt Neu. 
bielau Kreis Reichenbach 1. Schl. XV 

708 Methner, Hans, Hilfsförſter, Obergörzig. Poſt Meſeritz. IX. 

033. Anton, Walter, Hilfsjäger. Haltern, Kreis Coesfeld. XL 

7084. Holz, Karl, Forſtgehilfe, Janikow. Poſt Dramburg. II. 

7185 Vochow. Karl. Förſter, Seeſe, Poſt Calau, N⸗L. IX. 

7086 II in., Alfred, Privatförſter, Dittersbach, Kreis Sagan. 
VIII. 


7087 Freitag, Hermann. Förſter, Seegrube, Poſt Krakow, Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin I. 

7088. ion em Forſtgehilfe, Wagenitzer⸗Zootzen, Poſt Frieſack. 
Mark IX. 

7089 Geht, Paul, Revierförſter, Fh Kainowe, Poſt Domnowitz. 
Kreis Trebnitz. Schleſien. VII. 

7000. Leßmann, Thilo, Förſter, Karraſch, Poſt Deutſch⸗Eylan 
Kreis Roſenberg. 1. 

7091. Mertens. Paul, Rorftgebilfe, Aachen, Bismarckſtraße 85. V. 

7002 Staedt. Helmuth, Revierjäger, Gr.⸗Labenz, Poſt Blanken⸗ 
berg, Mecklenburg⸗Schwerin. III 


* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Dietzmann, Werner, Hilfsförſter, Fh. Eiche, Poſt Alvensleben, 
Kreis Neuhaldeus leben. 

an Max. Förſter. Felchow, Poſt Pinnow, Kreis Anger 
münde. 

Padberg. Hubert, Förſter, Kattenvenne, Kreis Tecklenburg. 

an: Hermann, Förſter, Fh. Chorulla, Poſt Gongolin, Kreitz 

r⸗Strehlitz O.⸗S. 

Nitz, Franz. Hilfsſörſter, Balfanz, Poſt Gr.⸗Kröſſin. Kreis 
Neuſtettin. 

Barthel. Heinrich. Forſtgebilfe, Völkershauſen, Poſt Wanfried, 
Kreis Eſchwege. 

nein Oskar, Hilfsjäger, Neudorf, Poſt Ebersdorf, Kreis 
Neurode. 

v. Minnigerode⸗Allerburg, Frhr. Albert, Rittergutsbeſitzer, Silke⸗ 
rode II, Kreis Worbis. 

Frenzel. Otto. Prwatforſtbeamter, Gut Fauſt, Station Steinhelle. 

Jaſchke. Paul. Förſter, Louiſenhof, Poſt Altkünkendorf, Kreis 
Angermünde. 

Haſenpuſch. Albert, Privafförſter, Waldhaus Stuthenen, Poß 
Hermsdorf, Kreis Heiligenbeil. 

Stern. Karl, Förſter, Wilſen bei Langhagen, Mecklbg. 

v. Bleichert. Paul. Fabrikbeſiker, Leipzig⸗Gohlis, Sa. 

Pries. Joh, Förſter, Auquſtenberg, Poſt Hoppenrade, Mecklbg. 

Darıjen, Haus, Forſtaufſeher, Wohldorf. Bez Hamburg. 

Kandzia, Richard, Hilfsförſter, Niſtitz, Poſt Köben, Kreis 
Steinau a. O. 

Winter, O., Förſter, Kammerburg, Poſt Lorch (Rhein), Rheinanz 


- 
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Bezirksgruppe Oft, und Weſtpreußen (I). 

Bezugnehmend auf die Bekanntgabe durch 
den Herrn Bezirksgruppen⸗Vorſitzenden in Nr. 7 
Seite 132, betreffend die Bildung von Orts⸗ 
gruppen, bitte ich die Herren Mitglieder unſeres 
Vereins aus den Kreiſen Angerburg, Gerdauen 
und Raſtenburg, zur Gründungsverſammlung der 
Ortsgruppe 3 am Freitag, dem 18. März, nach⸗ 
mittags 2 Uhr, in Gerdauen im Hotel Reich 
vollzählig zu erſcheinen. 

Forſthaus Kl.⸗Bogslack, den 18. Februar 1921. 

Schönwald, Forſtverwalter. 
J 


Ortsgruppe Oberland. 
au Bildung einer Ortsgruppe von Mitgliedern 
der Kreiſe Pr.⸗Holland, Mohrungen, Oſterode und 
Elbing lade ich die Herren Vereinsmitglieder zur 
Gründungsverſammlung im Gaſthaus Witt in 
Güldenboden am Montag, dem 14. März, um 
10% Uhr vormittags, ergebenſt ein. 
Tagesordnung: 
1. Begrüßung. 
2. Vortrag über einen noch zu 
Gegenſtand. 
3. Wahl des Ortsgruppenvorſitzenden. 
4. Anträge aus der Verſammlung. 
5. Anmeldung neuer Mitglieder. 
Schlodien, Oſtpr. Stiegler, Oberförſter. 
2 


Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal- Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 
Müller, Meſchede. 
Betrifft Lieferung 

der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ an die Mitglieder 
des Vereins Preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 

Nachdem ſich der Verein Preußiſcher Rommunal⸗ 
forſtbeamten aufgelöſt hat, wird die Lieferung 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ an die hochverehr⸗ 
lichen Herren Gemeindeforſtbeamten, die dieſem 
Verein angehört haben, durch Vereins⸗Pflichtbezug 
nicht fortgeſetzt. Wir bitten daher, die „Deutſche 
Forſt⸗ Zeitung“ vom 1. April an entweder bei 
dem nächſten Poſtamt zum Preiſe von 10,50 M 
nebſt Poſtzuſtellgebüͤhr zu beſtellen oder die unter: 
zeichnete Geſchäftsſtelle zu beauftragen, die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ durch Poſtüberweiſung 
frei ins Haus gleichfalls für 10,50 / viertel⸗ 
jährlich zu ſenden, wobei freigeſtellt wird, ob die 
Zahlung des Bezugspreiſes für das nächſte 
Vierteljahr oder für den Reſt ganzen Jahres 1921 
(31,50 %) beglichen wird. = 

Damit in der Zuſtellung der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ keine Unterbrechung eintritt, bitten 
wir um Aufgabe der Beſtellung bis ſpäteſtens zum 
20. März. Wir benutzen die Gelegenheit, den 
Beziehern unſeres Blattes aus dem preußiſchen 
Gememdewald für das uns allezeit geſchenkte 
Vertrauen zu danken, und bitten uns dies auch 
ferner zu bewahren. Die Angelegenheiten der 
preußiſchen Kommunalforſtbeamten liegen uns, 
wie das ja allgemem bekannt ut. beſonders am 
Herzen, und wir werden auch weiterhin alle ihre 
Intereſſen nachdrücklich vertreten. 

Neudamm, 5. März 1921. 

Die Geſchäftsſtelle 
der „Deutſchen Forſt⸗- Zeitung“. 
D 


beſtimmenden 


Bezirksgruppe Caſſel. 
Die Mitglieder der Bezirksgruppe Caſſel 
werden zu einer Verſammlung am 17. März, 


vormittags 10 Uhr, nach Bebra, Hotel „Schlüter* 
(dem Bahnhof gegenüber) hiermit eingeladen. 
Bei der Wichtigkeit der Tagesordnung wird um 
vollzähliges Erſcheinen gebeten. . 
Tagesordnung: 
1. Bericht über die Hauptverſammlung in Caſſel. 
2. Wahl des Vorſtandes in der neu zu gründenden 
Hie, dezirksgruppe. 
3. Meldung und Aufſtellung der Liſte für den 
Anſchluß an den Kommunalbeamten⸗Verband. 
4. Verſchiedenes. Müller, Vorſitzender. 
CH 
Bezirksgruppe Weſtfalen. 
Für den Gedenkſtein der Stadtförſter 
Birkenfeld und Seffen. 

Über die geſtifteten Geldbeträge zur Gedenkſtein⸗ 
errichtung für die von Wilderern erſchoſſenen 
Stadtförſter Birkenfeld und Seffen fer nachſtehend 
quittiert: 


1. Rauſche, Gerhardt, Dortmund . 100.— A 
2. Brand & Söhne, Dortmund 500.— A 
8. Küppersbuſch, Otto, Gelſenkirchen 50,.— 4 
4. Strater, Henrich. Rheydt e . 500,.— A 
5. Wilmes, Stadfförſter. Niedermarsberg 25,.— A 
6. Herting, Förſter. Kneblmahauſen 20.— A 
7. Sommer, Stadtförſter. Ruthen 20, A 
8 Herting, Stadtförſter. Rüthen 20,.— K 
9. Bittner, Stadtförſter, Hirſchberg 20.— A 
10. Platte, Waldwärter, Hirſchberg 20.— BR 
11. Trüten, Waldwärter, Sudtrup . 20.— 4 
12. Stadt Rüthen e . 300.— 4 
18. Kohlhage, Otto, Hagen i. W. 100,.— & 
14. Huſtermeier, Förſter, Niederntudorf 20,.— K 
15. Frhr. v. Fürſtenberg, Körtlinghauſen 10,— A 
16. Schmolz, Zufjfelborf . . . 100,.— A 
17. Haumann & Co, Barop . . 800.— & 
18 Wolf, Otto, Cöln a Rhein 300.— A 
19 Küppersbuſch. Guden hagen 100.— A 
20. Dönnhöff, Aline 100. — . 
21. Schneider, Arnsberg 25,.— 4 
22. Cech, Förſter, W reren 10.— 4 
23. C. Evers. Niedersfeidſd 100.— A 
24. Herting, Waldwärter, Auröchte 20.— 4 
25. Mibach. Hugo, Dortmund 5 . . . 500,.— A 
26. Schröder, Oberförſter, Winterberg 5 20,.— 4 
27. Brinkmann. Förſter. Winterberg 20.— A 
28. Känzler, Stadtförſter, Winterberg 20.— A 
29. Meißner. Soritiefretär, Winterberg 10.— A 
30. Koch, Förſter, Nieders feld 20.— A 
31. Stockhauſen, Föriter, Antfeld. 20.— Ar 
32. Quick. Förſter, Hallenberg 20.— 4 
33. Paulſen, Waldwärter, Hallenberg 20.— A 
SL Dr Everke, Bocnununeee 20.— A 
35. Bohle, Waldwärter, Madfeld EU . 10,.— 4 
35. Jachſon, Wilhelm, Rheine . WMW. 50,.— K 
37. Querl, Förſter, Willingen 20,.— A 
38. Fieſcher, Förſter, Willingen 20.— A 
39. Meyer, Holzhandlung, Gelſenkirchen 10 0.— 


1 

. Klönne. Konſul. Warſtein ; 8 A 
41. Wem berg, Forſtſekretär, Brilon 2 — 4 
42. Beitzel, Stadtförſter, Winterberg A 
Bi 


Bulammen: 4.00, % 
Den hochherzigen Spendern Weidmannsdank! 
Die von Kollegen geſtifteten, aber noch ruckſtändigen 
Beiträge wolle man baldigſt einſenden, worüber 
hier weiter quittiert wird. Die Überſchüſſe werden 
den Hinterbliebenen überwieſen. Die Errichtung 
des Gedenkſteins erfolgt im Laufe dieſes Sommers. 
Rüthen i. W., den 15. Februar 1921. 

J. A.: Sommer, Stadtförſter. 


＋ 


* 
Bezirksgruppe Wiesbaden. 

Nachdem die Auflöſung des Vereins beſchloſſen 
worden iſt, hört die Lieferung der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ als Vereinsblatt mit Schluß des 
laufenden Quartals auf. Wer die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ über den 1. April hinaus weiter 
zu leſen wünſcht, muß dieſe ſelbſt rechtzeitig Bei 
der Poſt beſtellen. 

Forſthaus Langhecke, 1. März 1921. 

Braun. 
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Alle Beröffentlihüngen geſchehen unter Verantwortung der betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 
Viehverſicherungsverein der Forſtbeamten auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 


. Jahresbericht und Jahresrechnung für das Jahr 1920. 
1. Jahresbericht 
für die Zeit vom 1. Januar 1920 bis 31. en 1920, 


a) Dem Verein gehörten zu Beginn des . an 854 Mitglieder 
im Laufe desſelben ſchieden aus E 149 S 
dagegen traten neu hinzu „ e wn ër LEE P 
fo daß am Schluſſe des Geſchäftsjahres dem Berein angehörten . 826 1 


b) Es waren im Laufe des Geſchaͤftsjahres verſichert: 
856 Pferde mit 3345220 & Verſicherungsſumme und einer Vorprämie von 73 431,35 A 


914 Rinder „ 1598 890 „ 2 gem S „ 31182,95 „ 
541 Schweine „ 267340 „ e TI # S 8699,20 „ 
160 Ziegen 0 51665 „ * a Si 5 P 1758,90 „ 
26 Schafe 7. 7880 75 7. „ ep 7. er 452,40 Ly 


Sa 2497 Tiere mit 5270995 A Verſicherungsſumme und einer Vorpramie von 115524,80 M 
Hiervon waren bei der Perleberger Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft in Rückdeckung 
3822085 „ Verſicherungsſumme mit einer Prämie von 70 123,55 A 
für welche die „Perleberger“ an Entſchädigungen geleiſtet hat 70 613,44 4 
e) Gemäß der nachſtehenden Gewinn⸗ und e en 
die Einnahmen . . 162 963,15 4 
die Ausgaben „ äi e 162 963,15 „ 
Mithin ergab ſich weder ein Fehlbetrag noch ein berſchuß. 
2. Jahresrechnung. 


Einnahme. Gewinn⸗ und Perluſtrechnung. Ausgabe. 
1.1 Verſicherungsbeiträge: 1.] Rückverſicherungsprämien 70123 | 55 
Vorprämien abzuglich zur 
hebungen 115524 | 8082 | Entſchädigungen 50 10096 
2.] Nebenleiſtungen der Verſicherten: N A 
a) Emtrittsgelder 12517 — 3. an de eher 12817 — 
b) Urkundentoſten sch 71.210268 = p) Zinſen der Rücklage... 664185] 18181 05 
8. Erlös aus verwertetem Vieh 31332 044. Verwaltungskoſten 27505 29 
4.] Zinſen: . 
Ep Kapitalzi wien 661 95 5.1 Gebühren 11 | 40 
b) Bank- u. Stundungszinſen 1002 16 1667 1116] Kursverlut e / 440 — 
5. Kursgewiinn „Reichsnotopfe 1600 — 
Summe Summe 16296315 
Vermögensüberſicht für den Schluß des Geſchäftsjahres 1920. 
Beſtände. Verpflichtungen. 
1. Dee ber Verſichert alas 1.1 Schulden; 
a) Rückſlände der Verſicherten 
b) Guthaben bei Banken 1555243 ie EE 
c) Poſtſcheckante 4583 | 21 22 287 97 
2. 
2.] Kaſſenbeſtand .. 288 39 Verſchiedene Gläubiger 
3. Rücklage: 
8.] Kapitalanlagen: a Beſtand am 1. Januar 1920 .] 16741 | 09 
a én 5 Hierzu ſind getreten gemäß 
816 der Satzung 1318195 
zuſammen 29923 104 
Davon find gemäß 8 16 ber 
Satzung zur Deckung der a 
gaben verwendet i — — 
Summe Summe 


Perleberg, den 24. Januar 1921 
Viehverſicherungsverein der Forſtbeamten auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 
Der Vorſtand: Krauſe. 


Die Übereinſtimmung der vorſtehenden Bilanz mit den Büchern beſcheinigt 
Berlin, den 26. Februar 1921. E. Ohme, beeidigter Bücherrebifor. 


Die vorſtehende Jahresrechnung iſt in der Mitgliederverſammlung vom 26. Februar d. J. 
genehmigt und die beantragte Entlaſtung einſtimmig erteilt. 
Perleberg, den 28. Februar 1921. Der Vorſtand: Krauſe. 
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An unſere ſehr verehrten Leſer! 
Mit Nummer 13 ſchließt der Vierteljahrs⸗Bezug unſeres Blattes. Es wird, damit in der 


Lieferung keme Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung des Bezugs gebeten. 


jetzigen Bezugsbedingungen beſtellt man die 


Zu den 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), — Bezugspreis 10,50 Mk. 


DI 


für das Vierteljahr. Der Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die 


„Deutſche iche Jager iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das Vierteljahr 8,50 Mk. 


Die „Deutſche 


äger⸗Zeitung“, die nur allem für ſich, alſo nicht mehr mit der „Deutſchen 


Forſt⸗Zeitung“ gemeinſam, bei der Poſt beſtellt werden kann, erſcheint in zwei Ausgaben. 
„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe A, ohne „Vereins⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 
1921, Seite 75) — Bezugspreis 14 Mk. für das Vierteljahr, oder: 
„Deutſche Jäger⸗ Zeitung“, Ausgabe B, mit der „Vereins⸗Zeitung“ für die jagdlichen 
und kynologiſchen Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 75) — 


Bezugspreis 15,50 Mk. für das Vierteljahr. 


Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf beide Zeitungen vom 1. April bis 30. Juni 1921 

fofort aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen Zuſendung keme Unterbrechung eintreten kann. 

An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung. 

beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Ende des Vierteljahres nicht ausdrücklich erfolgt üt, 

Weiterlieferung; wir erſuchen ee um Einſendung von Bezugs- und Poſtgeld. Die Annahme 
t 


der fortlaufenden Nummern verpfli 


et rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes An Vereins- 


mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die Überweiſung nötigen Bedingungen (Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw.) ordnungsmäßig erfüllt find. 


Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 


Neudamm, im März 1921. 


SSS 


Geſchäftliche Mitteilungen. 


(Ohne Verantwortlichkeit der Schrifteitung.) 


Verſchmelzung 
im Forſtſamen⸗ und Forſtpflanzenfach. 


Die „Deutſche Landwirtſchafts⸗Zeitung“, Berlin, 
ſchreibt: Wie wir ſoeben erfahren, wird Herr Erich 
Pfeil in Rathenow, welcher ſeit 1887 Leiter der 
von ſeinem Vater 1868 begründeten erſten Wald⸗ 
ſamendarre in Rathenow war und ſpäter die am 
1. Juli 1919 aufgelöſte Firma Schultze & Pfeil 
begründete, die Verſchmelzung der beiden ihm 
ngen Firmen Erich Pfeil, orſtanſtalt, 
Rathenow, und Conrad Trumpff, Blankenbur 
am Harz, zu einer Firma Erich Pfeil, Forſtanſtalt 
m Rathenow, am 1. Januar 1921 vornehmen. 
Die kaufmanniſche Geſamtleitung der beiden 
Firmen wird, um eine einheitliche Geſchäftsführung 
herbeizuführen. nach Rathenow verlegt. 

Durch dieſe Verſchmelzung zweier großer 
Firmen des Forſtſamen⸗ und Forſtpflanzenfaches 
i Norddeutſchland tritt die Forſtanſtalt von Erich 
Pfeil an eine der erſten Stellen im Waldſamen⸗ 
handel. Die Raume der ſchon im Jahre 1765 
begründeten alten, angeſehenen Firma Conrad 
Trumpff mit ihren großen Darranſtalten ſtehen 
nunmehr unbeſchränkt der Forſtanſtalt Erich Pfeil 
zur Verfügung Um den großen Kundenkreis 
der Firma Trumpff nach und nach der Firma 


Erich Pfeil, Forſtanſtalt. Rathenow, zuzuführen, 
bleibt die Firma Trumpff vorläufig beſtehen. 
Alle Anfragen und Aufträge werden aber von 
Rathenow aus bearbeitet. — Selbſtverſtändlich 
werden alle Einkaufsgelegenheiten der Firma 
Conrad Trumpff für Laub⸗ und Nadelholzſamen 
und Zapfen in den Harzer Parks und Forſten 
gründlich wahrgenommen, ſo daß die Forſtanſtalt 
Erich Pfeil eine gute Bezugsquelle Tur Harzer 
orſtſamen bleiben wird. Auch die bekannten 

arzer Vogelkirſchen, welche für die Aufzucht der 


8 Obſtbaͤume fo wertvoll find, können weitergeliefert 


werden. — Die umfangreichen Forſtbaumſchulen 
der Firma Conrad Trumpff werden natürlich 
auch weitergeführt, um den Abnehmern, welche 
für die bergige Gegend paſſende Pflanzen beziehen 
wollen, gerecht werden zu können. 

Der in Kreiſen der e und auch 
in forſtwiſſenſchaftlichen Kreiſen beſtens bekannte 
und hochgeachtete Inhaber beider Firmen, welcher 
33 Jahre lang im Forſtſamenhandel tätig iſt und 
auch der von der Regierung ernannten Kommiſſion 
für den Ein⸗ und I angehört, hat 
mit dieſer Verſchmelzung der beiden angeſehenen 
und bewährten 11 ſein Unternehmen, welches 
e WE echtlichkeit bekannt iſt, erheblich 
gefördert. 5 
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Mann dahingegangen. 


dieſer Stelle 
koſtenlos 


Nur an 
Familien ⸗ Anzeigen 
aufgenommen. 
Geburlen: 
Dem Förſter Karges in Obern⸗ 
dorf ein Sohn. 
Berlodungen: 
Fräulein Luiſe Müller in Selm: 
brechts mit dem Bayr. Jörſter 
Steeger in Bodenwöhr. 


Wir ſuchen 
für einen zahlungsfähigen Käufer 
ein nicht ausgeſchundenes, ſondern 
forſttechniſch gut bewirtſchaftetes 


Waldgut 


zum Preiſe bis 10 Millionen, nach 
Möglichkeit vom Beſitzer. (537 


Deutſche Baltenland⸗Bank, 
Forſtwirtſchaftsamt, 
Hamburg, An der Alſter 23. 


Waldbestände, 


Waldgüter, geeignet zu Grubenholz. 
Telegraphenſtangen und Schwellen, 
kaufe laufend per Kaſſe. 443 
Vermittlern 3% Proviſion. 
Paul Stelke, Holzhandlung, 
Fürstenwalde, Spree. Carlſtr. 2. 


Faulbaumholz, 
Sprockelholz, 


auch Schiessbeerholz genannt, bei 
Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 

Paul Becker, Holzhandlung, 
Röxe-Stendal, Röxe-Stendal, Züderiger Straße 30. 


Natel-Waltberlände 


mit Selbſtwerbung in jeder Größe 
in Brandenburg, Pommern und 
Mecklenburg zu kaufen aan: 
Vermittlung Proviſion. (38 
C. Schories, 
Baugeſchäft und Nutzholzhandlung, 
Spandau, Kloſterſtr. 27 


um 4. März d. J. entichlief nach ſchwerem, qualvollem Leiden 5 
Herr Hegemeiſter 


Karl Schröder 


zu Forſthaus Neufammer im 56. Lebensjahre. 
Mit ihm iſt ein pflichttreuer Hüter des ihm anvertrauten 
Waldes, ein weidgerechter Jäger, ein aufrechter, treuer, deutſcher 


Ehre ſeinem Andenken! 


Im Namen der Beamten der Oberförſterei Kremmen. 
v. Düring, Forſtmeiſter. 


werden 


forderung erbittet 


Delikſche 


(665 


Oberfõ 


m. voll. akad. ꝛc. Bildg. z. Verwalt. 


rſter 


gr. Oberförſt. 3of. ges. Bewerb. 
m. ee e Lebenslf. u. Bild 
zu ſ. a (548 
CH Eichhorst 
bei Zawadzki (Oberschl.). 


In unſerer Stadtforſt iſt die 


Unterförſter⸗ötelle 


für den Belauf Sagemühler⸗ 
fichten fofort zu beſetzen. 

Dienſtbezuge nach Grupnezs des 
preußiſchen Befoldungsgeſetzes 
vom 17. Dezember v. Is. Dienſt⸗ 
wohnung, Feuerung, Dienſtlaud⸗ 
nutzung. Waldweide. 

Foruverſorgungsberechtigte An · 
wärter wollen ſich unter Vor⸗ 
legung des Lebenslaufs und von 
Zeugnisabſchriften umgehend 
melden. (5-0 

Die Stelle iſt vom Fürſorge⸗ 
amt in Berlin freigegeben. 


Dt.⸗Krone, den 28. Februar 1921. 
Der Magiſtrat. 


ae Sc 31 aiſenhaus 


Ein Forstoehilfe, 


möglichſt nicht über 24 Jahre ele 

wird zum baldigen Antritt für 

mehrmonatliche Dienftleiftung ges 

ſucht. Zeugniſſe mit Gecalts⸗ 

518 

Geheim. Studienrat Dr. an 
in Büllichau. 


Für 12000 Morgen großen Wald 
einer Herrſchaft in Pommern zum 
baldigen Eintritt, möglichſt 1. April 
1921, ein verheirateter 


Förſter 
gesucht. Schöne Wohnung vor⸗ 
handen. Angebote mit Zeugnis⸗ 
abſchriſten, Referenzen und Gehalts: 
anſprüchen unt. Nr. 550 beförd. die 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


— — 


Waldbestände 


mit ober ohne Grund und Boden, vorwiegend Buche, ſowie 


aufgearbeitetes Holz 


frei Waggon lauch loko Wald) aus allen Provinzen Bee 


laufend zu kaufen gesucht. 


Angebote unter Angabe des Sortiments, der Menge und des 
Preiſes, der Lage des Objektes und der dee 


erbeten an 


| Verein für chemiſche Induſtrie, 
Frankfurt a. Main. 


— sn 


W 


e geitiing 


ab 1. April 1921 geſucht. 
Diplomprüfung oder SE 
erforderlich. 
Gräfl. Forstamt Lieberose, n. T. 


Geſucht wird für die ſtaatliche 
Moorberwaltung Bismarck. 
Kreis Heydekrug, Memel⸗ 
nebiet, zur Unterſtützung e 
Moorvogtes als 


Forſt⸗ u. Sandhllter, 


Stenererheb. u. Amtsſetretär 
ordentliche, energie und ſchreib⸗ 
gewandte Perönlichkeit. An⸗ 
ſtellung auf Privatdienſtvertrag. 
Gehalt nach Uebereinkunft Dienſt⸗ 
wohnung vorhand Bewerbungen 
mit ſelbſtgeſchriebenem Lebens⸗ 
lauf, beglaubigten Zeugnisabſchr., 
Lichtbild und Angabe der Körper. 
größe a. d. Landrat, Staatliche 


Moorderwaltung, Heydekrug. 


Hilfsförſter, 8 
mit f Forſtmann, der vertraut 
mit 8 ng des e Le: 
Anfertigung der A- u. B-Tabelle 
nach ſächſ. Mufter, Auer Raubzeug⸗ 
vertilger, wird für sofort gesucht. 
Bewerber w geb., Zeugniſſe, Lebens⸗ 
lauf evtl Bild einzuſenden an das 
Gräfl. Forstamt Milkei b. Bautzen. 


Stütze 


auf Förſterei. ohne Landwirtſch, 
welche ſ. vor k. Arb. in Haus⸗ u. 
Gart. ſcheut und etw. nähen kann, 
bei Fam.⸗Anſchl. zum 15. 3. od. 
. 4. cr. gef. Angeb. mit Gehalts 
anſpr. zu richten an 1493 
Frau Franziska Wurl, 
Rlepelshagen bei Strasburg Um. 


Suche zum 1. April f. kl. Haus: 
halt u. kl. Wirtſchaft ein (515 


junges Mädchen 


als Stütze, welche gemeinſam mit 
der Hausfrau alle Arbeiten verrichtet, 
bei Familienanſchluß. Gehalts⸗ 
anſprüche bitte an 
Forsthaus Everswinkel, 
Regbz. münster, Westfalen. 


Einfache Stütze, 


die alle in einem ländlichen Haus⸗ 
halte vorkommenden Arbeiten mit 
der Hausfrau und 19jähr. Tochter 
übernimmt, in Förſterei, Nähe 
Geeſtemünde, ſofort geſucht. Mm, 
gebote mit Gehaltsanſpr. und Bild 
unt. Nr. 534 bef. die Geſchäftsſt. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Revierförſterei im Rieſengebirge, 
mit kl. Landwirtſchaft, ſucht bei 
Familienanſchluß ö 

Stütze, 
die auch melken kann, für Hausfrau 
für 1. oder 15. Mai d. J., evtl früher. 
Angeb. mit Gehaltsf. u. „Forst- 
haushalt“ 541 bef. die Geſch. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg, Neudamm. 


Suche a 1. 4. arbeitsfr., erf. 


ai 

d. m. m. Be alle Arb. im kl. Land⸗ 

haus (Vorort Berlins) u. b. 2 Kind. 

übern., b. Familienanſchluß u. Gehalt. 
Frau Dr. Kohlrausch, 

Frohnau (Mark). 8 


Sſͤelengeſuche 
Forſtmann, 


aus dem beſetzten Gebiet, 42 Jahre 
alt, natl. Geſ., zueht Dauerstellung 
im Privatforst. Angeb. unt. Nr. 545 
bet, d. Geſch. d. D. F.⸗Ztg., Neudamm. 


betraut, ſehr guter Schütze u Raub⸗ 


bald evtl. ſpäter Stellung. 


Fiſcherei g. Kenntn., ſ. g. Schütze. 
ſucht z. N 1921 od. früher 
Dauerſt. 


e. V. zu Neudamm. 
Die Abteilung für Stellenver 
mittelung empfiehlt ſich zu koſten 
loſem Nachweis gut brauchbare 
Beamten für Worf, Verwaltungs⸗ 
Betriebs- und Schutt: ſowie für Jagd-, 
Verwaltungs- und Auffichts⸗Dienſt 
Umſonſt und poſtfrei erhältlich: 
Satzungen, Meldekarten zum Eintritt 
in „Waldheil“. Jeder deutſche 
Forſt⸗ und Jagdbeamte im Staats⸗ 
Gemeinde» und Privatdienſt. jeder 
Waldbefiger, Jagdherr und Gönner 
der grünen Farbe melde ſich als 
Mitglied. 


A 3? Jahre, Geste kinderlos, 
11 Jahre auf größter Verwaltung. 
in allem firm. sucht Dauerstllg. als 


Förster, Revierf. 
oder Forstverw. 


Angebote unter „Weldmanns- 
dank“ 452 beiörd. die Geſchäftsſt 
der Dtſch. Forſt⸗Zeitung, Neudamm 


Junger, verh. Förster (Förfter- 
fohnı zahlt beim Abschluss für 
Nachweis einer guten Försterstell. 


dl Ml. Probiſion. 


Bin in Holzeinſchlag u. Kulturarbeit, 
hoher und Niederjagd, Faſanerie u. 
Teichwirtſchaft beſtens erfahren und 


zeugvertilger. Suche, geſtützt auf 
ſehr gute Zeugniſſe u. Empfehlungen. 
Gefl 


Angeb. unt. Nr. 476 bef. die Geſch 
der Deutſch. Forſt⸗Zig., Neudamm 


Suche für tüchtigen Forſt⸗ 
mann u. äußerſt paſſ. Jäger, 
al N alt, aus alter Foͤrſterf., 
per bald Daritarı 
od. ſpäter Förſterſtellung, 
wo Verh. möglich. Templiner. 
Förſterprüfung b. V f. P. D. 
abgelegt, hochpr. Schweißhundf. 
Forstverwaltung Claus walde, 
Post Bottschow, 1054 
Bez. Frankfurt a. d. Oder. 


Forſtmann, Akad., 6 Semeſter 
erfolgr. Studium in München und 
Tharandt, 2 J. Praxis, 29 J., ledig, 
sucht Stellg. in größ. Verwaltg. als 


techn, Hilisbeamier bzw. 
Assistent od, Revierfürster 


zum 1. April 21. Antritt evtl. ſchon 
eher de Gefl. Angeb. unter 
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36. Band. 


Die Novelle zum Forſtdiebſtahlsgeſetz. 


Vom Amtsgerichtsrat Goebel, Myslowitz, O.⸗S. 


In Nr. 374 der „Deutſchen Richterzeitung“ 
vom 1. Februar 1920 wird darüber geklagt, daß 
an Gegenſatz zu anderen Geſetzen die Së 2 und 3 
des preußiſchen Forſtdiebſtahlsgeſetzes dem Richter 
zeinen Spielraum für die Bemeſſung der Strafe 
laſſen und ihn zu Strafen zwingen, die bei der 
gegenwärtigen Zeit der hohen Holzpeeiſe eine 
große Härte für die Holzdiebe darſtellen. Cs wird 
der Vorſchlag gemacht, die 88 1 bis 5, 7, 8 und 10 
aufzuheben, fo daß an ihrer Stelle die allgemeinen 
Vorſchriften des Strafgeſetzbuches gelten würden. 
In Nr. 5/6 der „Deutſchen Richterzeitung“ vom 
1. März 1920 wird dafür plädiert, den in den 
N 248a, 370 Ziffer 5 des St. B. G. zum Ausdruck 
gekommenen Grundſatz, wonach bieſe Delikte aus 
dem Rahmen des Strafgeſetzbuches ausgeſchieden 
und als leichtere Fälle behandelt werden, auch auf 
das Forſtdiebſtahlsgeſetz zu übertragen und dem⸗ 
gemäß beim Vorliegen der dort gegebenen Vor⸗ 
ausſetzungen die Verfolgung! von Stellung eines 
Strafantrages abhängig zu machen, Verſuch, Bei⸗ 
hilfe und Begunſtigung ſtraflos ſowie den Rück⸗ 
fall ohne Wirkung zu laſſen. Die gegenwärtige 
Not, ſo wird weiter ausgeſührt, mit ihrer Ver⸗ 
ſuchung für den gemeinen Mann, dem ſchwer⸗ 
druqenden Mangel an Heizmaterjal durch Zugriff 
im Forſt abzuhelſen, zwingt zu einer milderen Be⸗ 
urteilung der leichteren Forſtdiebſtähle. Zur Be⸗ 
leuchtung der „Rückſtändigkeit“ des Forſtdiebſtahls⸗ 
geſetzes werden zwei Fälle gegenübergeſtellt. 

Hier ein Weib in dürftigſten Verhältniſſen 
lebend, das, um ſich und die Ihrigen zu erwärmen, 
um das Eſſen kochen zu können, einige Fichten⸗ 
ſtämme inn Werte von 5 % abhackt, wohl gar eine 
Säge bei ſich führend, wohl gar am Sonntag oder 
nach Sonnenuntergang handelnd. Strafe zwingend 
(ohne Antrag) 1045 = 50 Ab, im Unvermögensfalle 
zwingend 10 Tage Gefängnis (bei Rückfall daneben 
efängnis⸗ oder Zuſaßgeldſtrafe), Werterſatz, Ein⸗ 
ziehung von Beil und Sage. (Preußiſches Forſt⸗ 
diebſtahlsgeſetz). 

Dort ein niftiger Mann, der ebenfalls zum 
Zwecke alsbaldigen Verbrauchs, wenn auch ohne 
alle Not, ſich as geworbenem, aufgearbeitetem 


Holze ebenfalls im Wert von 5 K, vergreift: Strafe 
nur auf Antrag, und zwar, mag er nun mit Ven 
oder Säge, mag er am Sonntag oder am Weritag, 
vor oder nach Sonnenuntergang, mag er auch in 
wiederholten Ruckfalle handeln, regelmäßig wohl 
kaum mehr als 20. Geldſtrafe, ini Unvermögens 
falle nach Ermeſſen etwa 4 Tage Haft. Kein Wert 
erſatz, keine Einziehung. (8 370, Ziffer 5 Stra 
geſetzbuch). 

Dieſen Übelſtänden ſoll im gewiſſen Umfange 
die Novelle zum Forſtoiebſtahlsgeſetz vom 15. April 
1878, Druckſache Nr. 1724, Seſſion 1919/20, der 
preußiſchen Landerverſammlung, abhelfen. Gegen 
die darin vorgeſehenen Strafmilderungen ſind 
wiederum in den Nummern 14, 15, 23 und 24 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, Jahrgang 1920 er 
hebliche, nicht zu unterſchätzende Bedenken erhoben 
worden. Es wird dort folgendermaßen über du 
Vorlage geurteilt: „Alles in allem läßt ſich das 
Urteil über die beabſichtigte Anderung des Forſt 
diebſtahlsgeſetzes in die wenigen Worte zuſammen 
faſſen, daß der Schutz des Waldeigentums eine 
Durchbrechung von ſchwerwiegender Bedeutung 
erfährt, die um ſo mehr zur Geltung kommen wird, 
weil gerade jezt, wo das Waldeigentum des ſtärkſten 
Schutzes bedarf, ein dem „Rechtsbewußtſein des 
Volkes“ bewieſenes Entgegenkommen, wie es in 
dem Entwurf zum Ausdruck kommt, die verhäng 
nisvollſten Folgen haben wird und muß“. (Nr. 23, 
S. 421 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“). 

„Die Milderung der Strafen, die der neue 
Entwurf vorgeſehen hat, wird dem Walde 
ſchwere Wunden ſchlagen, und es iſt ganz un 
verſtändlich, daß die Begründung eine ſchleunige 
Verabſchiedung des Geſetzentwurfes fordert, weil 
wie ausgeführt wird, heute bei den hohen Holz 
vreiſen die Strafen als von dem Verurteilten oft 
ſchwer empfundene Härten angeſehen werden 
Demgegenüber ſteht der immer mehr ſchwindend⸗ 
Schutz des Eigentums, der nicht preisgegebe⸗ 
werden darf, wenn wir nicht ganz in den Abgrund 
der Zügelloſigkeit und Sittenloſigkeit verſinken 
wollen“. (Nr. 24, S. 436 der „Deutſchen Forſt 


Zeitung“) 
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Man erſieht hieraus, wie verſchieden geſetzliche 
Vorſchriften beurteilt werden können, je nach dem 
Standpunkt, auf den man ſich hierbei ſtellt. Dem⸗ 
gegenüber iſt es Aufgabe einer geſetzgebenden 
Körperſchaft, bei Erlaß neuer Vorſchriften ſich 
nicht von der Rückſicht auf den einen oder anderen, 
der von der geſetzlichen Regelung betroffen wird, 
leiten zu laſſen, ſondern einen Ausgleich der wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen zu ſuchen, der, ſoweit mög- 
lich, beiden Gerechtigkeit widerfahren läßt. Von 
dieſem Geſichtspunkte iſt ſowohl die Regierung bei 
Einbringung der Vorlage als auch die Landes⸗ 
verſammlung bei ihrer Verabſchiedung aus⸗ 
gegangen. Alle Parteien haben bei Beratung der 
Novelle betont, daß der Schutz des Waldes keines⸗ 
wegs vernachläſſigt werden dürfe. Und diejenigen, 
die der Vorlage zugeſtimmt haben, ſind von der 
Anſicht ausgegangen, daß durch die in der Milderung 
der Strafen liegende, durch die Entwickelung der 
gegenwärtigen Verhältniſſe gebotene Rückſicht⸗ 
nahme auf die Forſtfrevler ebenſo wie bisher der 
Schutz des Waldes in ausreichendem Maße ge⸗ 
währleiſtet iſt. 

Die durch den Krieg veranlaßte Steigerung 
der Holzpreiſe, die wohl noch lange fortdauern 
wird, in Verbindung mit der Tatſache, daß die 
Höhe der Geldſtrafe im Forſtdiebſtahlsgeſetz von 
1878 abſolut feſtgelegt, ihre Abmeſſung alſo dem 
richterlichen Ermeſſen entzogen iſt — ein Umſtand, 
der dazu geführt hat, daß ſtets eine Geldſtrafe ver⸗ 
hängt werden muß, die dem fünf⸗ oder zehnſachen 
Werte des Entwendeten entſpricht —, hat zu großen 
Härten für die Verurteilten geführt; denn es war 
nicht möglich, im Einzelfalle, der infolge Mangels 
an Brennſtoffen zu Forſtdiebſtählen vielfach Anlaß 
gebenden Notlage — namentlich der minder⸗ 
bemittelten Volksklaſſen — Rechnung zu tragen 
und die Sühne der Tat, wie es aus dem Zweck der 
Strafe folgt, dem Grade der Schuld entſprechend 
abzuſtufen. Dem ſtand eben der ſtarre Straf⸗ 
rahmen des geltenden Geſetzes entgegen. Die Ver⸗ 
urteilten ſollten oft in Fällen, die ganz milde lagen, 
Geldſtrafen zahlen oder wenn ſie dazu nicht in der 
Lage waren, Freiheitsſtrafen abbüßen, die in 
keinem richtigen Verhältnis zu der Bedeutung des 
Deliktes und zu ihrer Schuld ſtanden, alſo nicht als 
gerechte Sühne der begangenen Tat erſcheinen 
konnten. Es mußte daher in zahlreichen Fällen 
im Gnadenwege Abhilfe geſchaffen werden. Dieſe 
Fälle häuften ſich in ſolchem Maße, daß, wie in der 
Begründung bemerkt wird, die Gnadenmilderung 
zur Regel, die Aufrechterhaltung der geſetzlichen 
Strafe aber zur Ausnahme zu werden drohte. 
Daß ein ſolcher Zuſtand ſchon im Intereſſe der 
Autorität und des Anſe hens der Rechtſprechung 
nicht nur unerwünſcht war, ſondern auf die Dauer 
ſogar unerträglich werden mußte, liegt auf der 
Hand. Dieſer doppelte Übelſtand ſoll dadurch aus 
der Welt geſchafft werden, daß der bisherige ſtarre 
Strafrahmen beſeitigt und durch Strafandrohungen 
erſetzt wird, die in ihrem Höchſtbetrage der früheren 
Strafe gleichſtehen, es dem Richter aber weiterhin 
überlaſſen, die Strafe, je nach Lage des Einzelfalles, 
auf das Vier⸗, Drei⸗, Zwei⸗ oder Einfache des Wertes 


des Entwendeten zu ermäßigen und ſo die Strafe 
gegenüber dem bisherigen Zuſtande wirkſam zu 
mildern. Der Richter hat es alſo in der Hand, die 
Strafe der Schuld des Täters anzupaſſen und dem⸗ 
gemäß bei ihrer Abmeſſung auch die Motive, die 
zur Tat geführt haben, entſprechend zu berück⸗ 
ſichtigen. Hierdurch wird dem, wenn man ſo ſagen 
darf, berechtigten Intereſſe der Forſtfrevler in ge⸗ 
nügender Weiſe Rechnung getragen. Trotzdem 
braucht hinter ihm das große Intereſſe, das nicht 
nur der Waldbeſitzer, ſondern auch die Allgemein⸗ 
heit an einem ausreichenden ſtrafrechtlichen Schutze 
der Forſten gegen den Forſtdiebſtahl und die mit 
ihm verbundenen Waldſchäden aller Art hat, nicht 
zurückzutreten. Gerade dieſe Befürchtung iſt von 
verſchiedenen Seiten geäußert worden, wie unter 
anderen ſchon die am Eingange angeführten Zitate 
aus der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ zeigen. Auf 
Seite 237 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ wird die 
Beſorgnis ausgeſprochen, daß mit der durch die 
Novelle geſchaffenen Möglichkeit, die Strafe bis 
auf den einfachen Wert des Entwendeten herab⸗ 
zuſetzen, dem Forſtdiebſtahl Tor und Tür geöffnet 
werde. Habe der Täter nämlich ſchon früher des⸗ 
halb, weil die Forſttaxe ſtets niedriger geweſen ſei 
als der örtliche Preis, ganz abgeſehen davon, daß 
er die Wahl gehabt habe, ſich das Holz auszuſuchen, 
ſchon bei Feſtſetzung der Strafe auf das Fünffache 
des Wertes eine Extraprämie erhalten, ſo komme 
er jetzt dazu, unter geſetzlichem Schutze ſeinen 
Bedarf noch billiger einzudecken. Hierzu kommt 
noch folgendes. Die Begründung bemerkt: „Ander⸗ 
ſeits iſt bekannt, daß vielfach dem Forſteigentum 
gegenüber in der Bevölkerung Anſchauungen be⸗ 
ſtehen, die zu einem gefährlichen Uberhandnehmen 
der Forſtdiebſtähle führen würden, wenn ihnen 
nicht durch eine fühlbare Ahndung des Forſtfrevels 
entgegengewirkt wird.“ Danach iſt die in Nr. 15 
Seite 255 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ auf⸗ 
geſtellte Behauptung, die preußiſche Staats⸗ 
regierung bekenne ſich in der Begründung der vor⸗ 
liegenden Novelle zu der in weiteſten Kreiſen der 
Bevölkerung herrſchenden Auffaſſung, daß die 
Überhandnahme der Forſtdiebſtähle nur durch den 
Mangel an Brennſtoff veranlaßt würde, nicht ganz 
zutreffend. Wie ſich vielmehr aus der eben an⸗ 
geführten Bemerkung der Begründung ergibt, ver⸗ 
ſchließt ſich die Staatsregierung durchaus nicht der 
Tatſache, daß, wenn auch nicht in den meiſten 
Fällen, wie auf Seite 255 der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ bemerkt wird, ſo doch öfter „die gegen⸗ 
wärtig in üppigſter Blüte ſtehende Habſucht“ und 
Eigennutz die Veranlaſſung zur Verletzung der 
Vorſchriften des Forſtdiebſtahlsgeſetzes ſind. Auf 
Seite 255 und 419 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
werden hierfür mehrere Beiſpiele angeführt. Es 
wird dann weiter darauf hingewieſen, daß die 
Forſtfrevler bandenmäßig auftreten, daß ſich häufig 
ganze Rotten zur Begehung von Forſtdiebſtählen 
vereinigen, und daß die Forſtſchutzbeamten ihnen 
machtlos gegenüberſtehen. Zur Bekämpfung eines 
ſolchen Treibens iſt das Forſtdiebſtahlsgeſetz jedoch 
nicht beſtimmt, vielmehr kommen hierfür unter 
Umſtänden die Vorſchriften der 8 113 und folgende 
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St. G. B., insbeſondere $ 117 St. G. B. in Betracht. 
Abgeſehen hiervon, iſt aber nirgends, auch nicht in 
den parlamentariſchen Verhandlungen, in Zweifel 
gezogen worden, daß es mit den bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen des Forſtdiebſtahlsgeſetzes möglich ge⸗ 
weſen iſt, den Wald in der erforderlichen Weiſe 
gegen Forſtfrevler zu ſchützen. Im Gegenteil hat 
ſogar der Abgeordnete Neumann (Bärenberg), der 
Forſtbeamter iſt, in der Sitzung der Landes⸗ 
verſammlung vom 6. Oktober 1920 ausdrücklich 
bezeugt, daß das Forſtdiebſtahlsgeſetz von 1878 
überaus ſegensreich gewirkt hat. Die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ſind nun nicht etwa vollſtändig be⸗ 
ſeitigt, ſondern es iſt nur aus Gründen, denen man 
doch nicht ohne weiteres die Berechtigung ab⸗ 
ſprechen kann, die Möglichkeit geſchaffen worden, 
in hierzu geeigneten Fällen, alſo nicht ſtets und 
unter allen Umſtänden, auf eine mildere Strafe zu 
erkennen. Dem Überhand nehmen der Forſtdieb⸗ 
ſtähle kann ſomit nach wie vor mit derſelben Schärfe 
entgegengetreten werden wie früher, denn überall 
da, wo es erforderlich erſcheint, — und hierzu ſind 
die in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ angeführten 
Fälle zu rechnen —, iſt der Richter auch nach den 
abgeänderten Vorſchriften des Forſtdiebſtahls⸗ 
geſetzes in der Lage, zum abſchreckenden Beippiele, 
bis zur Höhe der bisherigen Strafe zu gehen, die 
dem Höchſtbetrage der von der Novelle angedrohten 
Strafe entſpricht, und die bei den gegenwärtigen 
Preiſen doch immerhin recht empfindlich wirken 
wird. Im Grunde genommen ſprechen eigentlich 
diejenigen, welche die durch die Novelle vorgeſehene 
Milderung der Strafen bekämpfen, ein Miß⸗ 
trauensvotum gegenüber den Richtern aus, nämlich 
nach der Richtung, daß ſie durch eine nicht ſach⸗ 
gemäße Anwendung des Forſtdiebſtahlsgeſetzes in 
ſeiner abgeänderten Geſtalt und durch ungerecht⸗ 
fertigte Hinneigung zur Anwendung allzugroßer 
Milde, zur Devaſtation des Waldes beitragen 
würden. Man wird doch aber wohl zu den Richtern 
das Vertrauen haben können, daß ſie auch auf 
dieſem Gebiete, wie auf ſo vielen anderen, die wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen gegeneinander gerecht wägen 
und die richtige Mitte zwiſchen der notwendigen 
Strenge und der ebenfalls notwendigen Milde 
finden werden. Die Forſtbeamten werden ihrer⸗ 
ſeits zu einer ſachgemäßen, dem Intereſſe des 
Waldſchutzes dienenden und ſomit ihren An⸗ 
ſchauungen entſprechenden Aburteilung der Forſt⸗ 
frevler dadurch beitragen können, daß ſie es ſich 
angelegen ſein laſſen, diejenigen Umſtände zu 
ermitteln und klarzuſtellen, die für eine ſchärfere 
oder mildere Beurteilung des Einzelfalles von Be⸗ 
deutung ſind. Sie werden alſo z. B. anzugeben 
haben, ob es ſich um grünes oder trockenes Holz 
handelt, denn wer einen trockenen, abgeſtorbenen 
Stamm fällt und entwendet, verurſacht einen ge⸗ 
ringeren Schaden als derjenige, der einen grünen, 
im vollen Wachstum befindlichen Baum, der ſich 
vielleicht noch 50 Jahre weiter entwickeln kann, ab⸗ 
haut und mit ſich nimmt, weil er den Waldbeſitzer 
um den noch zu erwartenden Wertzuwachs bringt. 
Gin Antrag, die Strafe entſprechend ihren Ge⸗ 
ſichtspunkten abzuſtufen, iſt in der Kommiſſion 
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abgelehnt worden, weil der Richter durch den be⸗ 
weglichen Strafrahmen in den Stand geſetzt iſt, 
ihnen bei Abmeſſung der Strafe in entſprechender 
Weiſe Rechnung zu tragen. 

Von verſchiedenen Seiten iſt daran Anſtoß ge⸗ 
nommen worden, daß nicht nur die Mindeſtſtrafe 
auf den einfachen oder zweifachen Wert des Ent⸗ 
wendeten herabgeſetzt, ſondern daß noch darüber 
hinausgehend dem Richter die Möglichkeit gegeben 
worden iſt, beim Vorliegen mildernder Umſtände 
von der Berückſichtigung des Wertes des Ent⸗ 
wendeten überhaupt abzuſehen und bei Beſtimmung 
der Strafe bis auf 1 oder 2 & herabzugehen. So 
wird z. B. in Nr. 23 Seite 420 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ ausgeführt: „Man ſollte annehmen, 
daß damit — nämlich mit der Möglichkeit, die 
Strafe auf den einfachen Wert des Entwendeten 
zu ermäßigen — allen Menſchenfreunden ein 
äußerſt weitgehendes Zugeſtändnis auf Koſten des 
Waldeigentümers gemacht wäre. Man hat ſich 
aber jedenfalls geſagt; wozu ſind die mildernden 
Umſtände vorhanden, wenn ſie nicht auch noch ver⸗ 
wertet werden? Man ſchafft alſo nicht allein 
Milderungsgründe, welche die Wirkungen des 
Forſtdiebſtahlsgeſetzes vollſtändig abzuſchwächen 
vermögen, ſondern die außerdem noch zuzu⸗ 
billigenden mildernden Umſtände machen das 
Forſtdiebſtahlsgeſetz zu einem vollſtändig unbrauch⸗ 
baren Inſtrument.“ Dieſe Bemerkungen ſchießen 
offenbar über das Ziel hinaus. Nach der Be⸗ 
gründung ſoll die Einführung mildernder Um⸗ 
ſtände dazu dienen, beſonderen Fällen, in denen 
auch eine Geldſtrafe in Höhe des einfachen Wertes 
noch als eine zu große Härte erſcheinen würde, 
Rechnung zu tragen. Der Richter wird alſo die 
Beweggründe, die zur Einführung der mildernden 
Umſtände geführt haben, nicht außer acht laſſen 
dürfen. „Es wird hierbei“, ſo fährt die Begründung 
fort, „davon ausgegangen, daß auch in der Praxis 
der Gerichte die Anwendung des Grund⸗Straf⸗ 
rahmens im Intereſſe des Forſtſchutzes die Regel, 
die Annahme mildernder Umſtände die auf be⸗ 
ſonders milde liegende Fälle beſchränkte Aus⸗ 
nahme bilden wird“. In Nr. 15 Seite 255 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ wird ausgeführt, es ſei 
mit vollſtem Nachdruck anzuſtreben, daß beſtimmte 
Sicherheiten dafür gegeben würden, was der 
Geſetzgeber unter mildernden Umſtänden ver⸗ 
ſtanden haben wolle. In der Kommiſſion war man 
ſich darüber einig, daß entſprechend der Begründung 
der Vorlage von mildernden Umſtänden in der 
Regel nur die Rede ſein kann, wenn der Forſt⸗ 
diebſtahl aus Not begangen iſt, oder wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 370, Ziffer 5 St. G. B. vorliegen. 
Es hätte vielleicht nahe gelegen, die hierunter 
fallenden Fälle durch eine entſprechende Ab⸗ 
änderung der Vorlage näher zu umgrenzen. Hier⸗ 
von iſt jedoch abgeſehen worden aus der Erwägung, 
daß man das pflichtmäßige Ermeſſen der Richter, 
dem man ſoeben erſt freien Spielraum gelaſſen 
hatte, nicht ſofort wieder durch eine derartige Be⸗ 
ſtimmung einſchränken wollte, die als Außerung 
des Mißtrauens in dem Sinne hätte angeſehen 
werden können, daß ſie von ihrem Ermeſſen nicht 
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den richtigen Gebrauch machen würden. Dazu 
kommt, daß auch andere Forſtfrevel, bei denen 
dieſe Bedingungen fehlen, in einzelnen Fällen ſo 
liegen können, daß die Zubilligung mildernder 
Umſtände angezeigt erſcheint. Dazu die Möglich⸗ 
keit zu nehmen, auch hier beſondere Milde walten 
zu laſſen, lag keine Veranlaſſung vor. 

Eine weitere Abänderung gegenüber dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtande enthält die Beſtimmung, 
daß für die Ermittelung des Wertes maßgebend 
iſt die von der Bezirksregierung aufgeſtellte Forſt⸗ 
taxe ohne Rückſicht darauf, ob der Forſt, in dem der 
Holzdiebſtahl begangen worden iſt, im ſtaatlichen, 
Gemeinde- oder Privateigentum ſteht. Bisher 
wurde die Forſttaxe nur zugrunde gelegt bei Ent⸗ 
wendungen, die in einem ſtaatlichen Forſte verübt 
worden waren, in allen übrigen Fällen dagegen 
ber örtliche Preis, wie er den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen im Holzhandel entſpricht. Dieſe Zweiteilung 
hatte zur Folge, daß trotz gleichen Grades des Ver⸗ 
ſchuldens der Täter die Geldſtrafen für zu der⸗ 
ſelben Zeit in unmittelbar benachbarten Forſten 
begangene Diebſtähle verſchieden hoch ausfallen 
konnten. Sie konnte auch geradezu zur Ent⸗ 
wendung in ſtaatlichen Forſten anreizen, weil die 
ſtaatlichen Forſttaxen im allgemeinen niedriger 
waren als die örtlichen Holzhandelspreiſe, und 
weil dementſprechend auch niedrigere Strafen zu 
erwarten waren als bei Entwendung in anderen 
Forſten. Dieſe Ungleichheiten ſollen nunmehr be⸗ 
feitigt werden, was im Intereſſe möglichſter Ver⸗ 
einheitlichung der Beſtrafung gleichartiger Dieb⸗ 
ſtähle nur begrüßt werden kann. Infolgedeſſen 
müſſen künftig Forſttaxen auch bei ſolchen Re⸗ 
gierungen aufgeſtellt werden, in deren Bezirk nur 
Gemeinde⸗ oder Privatforſten liegen. In Nr. 14 
und 23 Seite 237 und 421 der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ wird angeregt, den Wert des Entwendeten 
nach den örtlichen Preiſen und nicht mehr nach der 
ſtaatlichen Forſttaxe zu beſtimmen, weil ſie bei dem 
gegenwärtig zu beobachtenden ſprunghaften Steigen 
und Fallen der Holzpreiſe nur einen ſehr zweifel⸗ 
haften Wert hat, wenn ſie nicht den Preis⸗ 
ſchwankungen folgt. Die Forſttaxe ſtellt den ohne 
weitere Ermittelungen greifbaren örtlichen Preis 
dar, der ſich auf den Durchſchnitt vieler Verkaufs⸗ 
ergebniſſe ſtützt. Nach den Ausführungen in 
Nr. 24, Seite 435 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
ſoll ſie daher lediglich die Grenze für die Ermittlung 
des Wertes des Entwendeten nach unten bilden, 
aber mit Rückſicht darauf, daß der die Wert⸗ 
ermittelung vornehmende Forſtſchutzbeamte in 
dem nach $ 24 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes geleiſteten 
Eide unter anderem gelobt hat, auch die ihm ob⸗ 
liegenden Schätzungen unparteiiſch und nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen zu bewirken, dieſer nicht mehr 
zugrunde gelegt werden können, wenn ſie infolge 
von Preisverſchiebungen ihre Bedeutung verloren 
hat. Ein weiteres Eingehen auf dieſe Anſicht er⸗ 
übrigt ſich nach den Erklärungen, die der Vertreter 
des Land wirtſchaftsn iniſteriums in der Kommiſſion 
abgegeben hat. Danach iſt zwar in den erſten 
Kriegsjahren, als die Holzpreiſe ſprunghaft in die 
Höhe ſchnellten, eine neue Taxe nicht aufgeſtellt 


worden, weil fie wegen der ſchnellen Preis⸗ 
änderung in kurzer Zeit wieder veraltet geweſen 
wäre. Später iſt ſie jedoch auf das Drei⸗ bis Vier⸗ 
fache des Friedenspreiſes erhöht worden. Hierbei 
darf nicht außer acht gelaſſen werden, daß die 
Holzpreiſe nach den Angaben des Regierungs⸗ 
vertreters in der letzten Zeit wieder gefallen ſind. 
Danach ſcheint auch, wenigſtens in gewiſſem Um⸗ 
fange, den oben ſchon erwähnten, auf Seite 237 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ erhobenen Klagen der 
Boden entzogen zu ſein, die darin gipfelten: die 
Forſtfrevler machten infolge der durch die Novelle 
gegebenen Möglichkeit, die Strafe bis auf das Ein⸗ 
fache des Wertes des Entwendeten zu ermäßigen, 
mit den Forſtdiebſtählen gewiſſermaßen noch ein 
gutes Geſchäft. Dem iſt folgendes entgegenzu⸗ 
halten: 

Abgeſehen davon, daß die Forſtfrevler nicht 
allein zu Strafen, ſondern auch dazu zu verurteilen 
ſind, dem Waldeigentümer den Wert des Ent⸗ 
wendeten zu erſetzen, eine Verpflichtung, die aller⸗ 
dings oft nur von ſehr problematiſchem Werte iſt 
muß nicht und wird auch nicht in allen Fällen der 
Bemeſſung der Strafe nur der einfache Wert des 
Entwendeten zugrunde gelegt werden. Und die 
Einführung eines beweglichen, an Stelle des bis⸗ 
herigen ſtarren Strafrahmens, der es dem Richter 
ermöglichen ſoll, unnötige Härten zu vermeiedn, 
kann nicht gut bekämpft werden, mit dem Hinweis 
darauf, die Strafen müßten zu niedrig ausfallen, 
weil die Forſttaxe, die für ihre Feſtſetzung maß⸗ 
gebend ſei, hinter den örtlichen Holzpreiſen zurück⸗ 
bleibe. Dieſer Übelſtand kann ſehr wohl aus der 
Welt geſchafft werden, wenn man den Hebel zu 
ſeiner Beſeitigung an der richtigen Stelle anſetzt. 
Es wird nur notwendig ſein, die Bezirksregierung 
immer und immer wieder auf die zu niedrige Be⸗ 
meſſung der Taxwerte hinzuweiſen, um ſie dazu 
zu veranlaſſen, ſie den veränderten Verhältniſſen 


anzupaſſen. Mit der Erhöhung der Forſttaxen 
müſſen dann automatiſch auch die Strafen 
ſteigen. 


$ 13 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes, der vorſchreibt, 
daß an Stelle einer nicht beizutreibenden Geld⸗ 
ſtrafe Gefängnis nach der Maßgabe von! bis 54 
gleich einer eintägigen Gefängnisſtrafe tritt, wird 
in zweifacher Richtung geändert. Einmal ſoll an 
Stelle einer nicht beizutreibenden Geldſtrafe nicht 
mehr auf Gefängnis. ſondern auf Haft erkannt 
werden. Und anderſeits ſoll nicht mehr der Betrag 
von 1 bis 5 M, ſondern der Betrag von 1 bis 154 
einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleichgeachtet 
werden. Dadurch wird, wie die Begründung be⸗ 
merkt, eine mit dem heutigen Rechtsempfinden 
nicht mehr vereinbare Härte beſeitigt. Die Herauf⸗ 
ſetzung des Höchſtbetrages der Geldſtrafe von 5 auf 
15 & entſpricht der inzwiſchen eingetretenen Ver⸗ 
minderung des Geld wertes und dürfte auch bei 
den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht ohne 
weiteres dazu führen, daß die Forſtfrevler lieber 
die Freiheitsſtrafe abbüßen als eine hohe Geld⸗ 
ſtrafe zahlen werden. Die zu verhindern, ſoll nach 
den Ausführungen auf Seite 421 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ der Grund für die Abweichung des 
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8 13 des Forſtdiebſtahlgeſetzes von der Regel des 
J 29 des St. G. B. geweſen ſein. 
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Veranlaſſung finden wird, von der Befugnis, die 
Einziehung auszuſprechen, Gebrauch zu machen, 


In der Kommiſſion iſt ſchließlich beſchloſſen wenn es ſich um einen rückfälligen Forſtfrevler 


worden, in $ 15 Abſ. 1 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes 
die Worte: „Sind einzuziehen“ durch die Worte 
„gönnen eingezogen werden“ zu erſetzen. Auch 
dieſe Anderung entſpricht den Geſichtspunkten, 
von denen die Staatsregierung bei Einbringung 
der Vorlage ausgegangen iſt. Der Richter ſoll 
durch das Geſetz nicht gezwungen ſein, die zur Tat 
Henutzten Werkzeuge einzuziehen, wenn er die Ein⸗ 
ziehung nach Lage des einzelnen Falles für eine 
unbillige Härte erachtet. Es ſoll ihm vielmehr die 
Möglichkeit gegeben werden, in beſonders milde 
liegenden Fällen hiervon abzuſehen, zumal da auch 
der Preis dieſer Werkzeuge derart geſtiegen iſt, daß 
dem Täter durch ihre Einziehung ein Vermögens⸗ 
ſchaden zugefügt werden kann, der im Einzelfalle 
in keinem richtigen Verhältnis zu dem Werte des 
Entwendeten ſtehen kann. Hiergegen iſt geltend 
gemacht worden, durch dieſe Geſetzesänderung 
würden die Forſtfrevler in den Stand geſetzt, mit 
demſelben Inſtrument erneute Forſtdiebſtähle zu 
perüben und den Waldbeſitzer im ner wieder aufs 
gue empfindlich zu ſchüidigen. Dieſem Einwande 
kann mit dem Hinweiſe darauf begegnet werden, 
duß es für die Entſcheidung des Richters ganz auf 
die Lage des einzelnen Falles ankommen wird. 
Immerhin läßt ſich die Erwägung nicht von der 
Hand weiſen, daß er im allgemeinen eher dazu 


ba, Sie 


handelt, 
vorliegt. 

Die Bedenken, die von den Forſtbeamten und 
von der Forſtpreſſe gegen die Novelle zum Forſt⸗ 
diebſtahlsgeſetz geäußert worden ſind, ſind, das läßt 
ſich nicht verkennen, durchaus in beſter Abſicht und 
im Intereſſe des Waldes, deſſen Schutz ihre Auf⸗ 
gabe iſt, geltend gemacht worden und dürfen des⸗ 
halb nicht ohne weiteres als unbeachtlich abgetan 
werden. Indeſſen wird man ſagen müſſen, daß ſie 
die Sachlage zumeiſt nur einſeitig, nämlich vom 
Standpunkt des Geſchädigten aus betrachten, alſo 
einen Standpunkt einnehmen, auf den ſich, wie 
oben betont, eine geſetzgebende Körperſchaft nicht 
ſtellen darf. Nach den vorſtehenden Ausführungen 
kann auch in Zukunft mit dem Forſtdiebſtahlsgeſetz 
in ſeiner abgeänderten Geſtalt der Wald in der 
erforderlichen Weiſe gegen Forſtfrevel geſchützt 
werden. Es iſt zu wünſchen, daß auch die Forſt⸗ 
beamten, wenn ſie ſich mit der Tragweite der 
einzelnen Vorſchriften genügend vertraut gemacht 
haben werden, ihre zunächſt ablehnende Anſicht 
revidieren, ſollte das aber nicht der Fall ſein, jeden⸗ 
falls auch ihrerſeits nach wie vor alles tun werden, 
um dazu beizutragen, daß die Entſcheidungen dem 
Sinn und dem Zweck, den die Novelle verfolgt, 
entſprechen können. . 


als wenn der erſte Forſtdiebſtahl 


Nach der Trennung. 


Von Staatsförſter Laabs, Pilowmühle, Kreis Neuſtettin. 


Bei der Durchſicht des Artikels „Die Preußiſche 
Staatsförſtergewerkſchaft“ und die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ in den Nummern 4 bis 7 der „Deutſchen 
i fühle ich niich veranlaßt, die Schrift⸗ 

itung zu ihren treffenden Ausführungen zu be⸗ 
glückwünſchen. Da dieſe Zeitung glücklicherweiſe 
auch von einer großen Zahl organiſierter Förſter 

leſen wird, iſt zu erwarten, daß die Wahrheit 
ne mehr durchdringen wird, und dieſe tut dem 
Förſterſtande ganz beſonders not. Vor der Hand 
kann man jagen: „Die Organiſation wacht miß⸗ 
trauiſch über jedes ihrer Glieder.“ Das heißt 
mit andern Worten: „Vertrauen zueinander 
mangelhaft.“ Daraus ergibt ſich denn, daß ver⸗ 
ſchiedene organiſierte Förſter nichtorganiſierte 
Kollegen im perſönlichen Verkehr mißliebig be⸗ 

andeln. Den meiſten fehlt natürlich das Verſtändnis 
für ein derartiges Verhalten. Paßt mir ein Kollege 
nicht, ſo werde ich allerdings im Verkehr eine 
vornehme Zurückhaltung bewahren, mich aber nie 
dazu hergeben, dies in heraus fordernder Form 
zum Ausdruck zu bringen. 

Glücklicherweiſe haben wir noch Kollegen auch 
in der Gewerkſchaft, die ſolches Treiben verab⸗ 
ſcheuen. Ich kann es mir auch gar nicht denken, 
daß die Organiſation zu ſolchen Mitteln die Hand 
reicht oder ſolche empfiehlt. Oder doch! — Gerade 

ur rechten Zeit iſt der Artikel des Kollegen Koch 
in Nr. 6 erſchienen. Ich ſtimme dieſem voll zu. 
Nur hätte ich den war in een gerne etwas ver⸗ 
längert geſehen, und zwar in ſeiner Wunſchäußerung 
betreffs einer neuen Vereinsleitung. Dieſe muß 
nicht nur erwünſcht, ſondern erſtrebt werden. Wir 
fetzt Außenſtehenden müſſen uns zuſammenſchließen. 


Als einzelne Perſonen ohne feſten Zuſammenſchluß 
können wir auf die Dauer nicht ſtehen bleiben; 
wir müſſen unſere Kräfte vereinen, um nicht durch 
die Gewerkſchaft an die Wand gedrückt zu werden, 
wir müſſen unſere Stimmen an höherer Stelle 
ebenfalls zur Geltung bringen, wir dürfen uns 
nicht ſagen laſſen: ihr erntet die Früchte der Ge⸗ 
werlſchaft ohne jedes Hinzutun. Wenn auch die 
erhofften Früchte bis jetzt noch nicht zur Reife 
gelangt ſind, ſo wird heute ſchon damit geprahlt, 
obwohl jeder Unparteiiſche weiß, daß es mit dem 
Abpflücken der Früchte noch ſehr gute Wege hat. 
Ohne den Bezirksvorſtänden zu nahe treten zu 
wollen, kann man doch ſagen, daß ſie ihre Ge⸗ 
werkſchaftsmitglieder bei geeigneten Gelegenheiten 
beſſer vertreten werden als uns Außenſtehende. 
Ich bin dafür, daß für die Entſcheidung unſerer 
Außenſeiter⸗Intereſſen niemals der Bezirks⸗ 
gruppen⸗Vorſitzende und ſein Vertreter im Bes 


amtenausſchuß mitzureden haben. , 


Hätte ſeinerzeit Kollege Neumann feinen Aufru 
nicht zurückgezogen, ſo bildeten wir heute ein 
geſchloſſenes Ganzes, mit dem die Gewerkſchaft 
zu rechnen hätte. Ich richte daher an den Kollegen 
Neumann die Bitte, das Verſäumte nachzuholen 
und die Vereinsbildung der Gemäßigtdenkenden 
zu übernehmen. Ich weiß genau, daß ſein Verbleiben 
in der Gewerkſchaft von gewerlſchaftlichen Kollegen 
als die Organiſation ſchädigend angeſehen wird. Nicht 
die Zahl der Stimmen macht in einem Verein die 
Stärke aus, ſondern Güte bildet den Machtfaktor. 
Wir Außenſtehenden ſind keine bloßen Mitläufer, 
ſondern 1 der grünen Farbe, denen bar 
Wohl des deutſchen Vaterlandes und ſeines Waldes 
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über alles geht, wir find urdeutſch im Denken und 
Handeln, und daher laſſen wir uns nicht in eine 


gewerkſchaftliche Zwangsjacke ſtecken und zu willen⸗ worden. 


loſen Werkzeugen der Organiſation machen. Unſere 
Anſichten und Meinungen wollen wir niemandem 
aufdrängen; deshalb ſoll auch jeder organiſierte 
Kollege von uns nicht gemieden oder gar terroriſiert 
werden, wir wollen ehrliche und treue Freundſchaft 
in der grünen Farbe halten, wir wollen, wie Kollege 
Koch ſo treffend ſagt, getrennt marſchieren und 
vereint ſchlagen. In bieſiger Oberförſterei leben 
die organiſierten und nichtorganiſierten Forſt⸗ 
betriebsbeamten in Frieden und Freundſchaft. 
Ich als Außenſtehender bekleide ſogar nach wie 
vor das Amt als Vertrauensmann, und ich 
glaube, daß keiner der Kollegen ſich darüber 
zu beklagen braucht, daß ich ſeine etwaigen 
Intereſſen nicht mit dem regſten Eifer vertreten 
habe. Ich will jedoch nicht unerwähnt laſſen, 
daß der Bezirksgruppenvorſtand insgeheim bereits 
Schritte getan hat, um mich aus dieſem Amt zu 


Die heutige Zeit iſt ſchnellebig, und nur unter 
dem Eindruck dieſer Tatſache iſt es zu verſtehen, 
daß plötzlich die forſtliche Welt von der Mitteilung 
überraſcht wurde, daß am 5. Januar d. J. in 
Bertin der „Deutſche Förſterbund“ gegründet 
worden iſt. Das heißt mit anderen Worten, daß 
ſich die deutſchen Staatsförſter, die deutſchen 
Kommunalförſter, die deutſchen Privatförſter zu 
einem großen Verbande, dem „Deutſchen Förſter⸗ 
bunde“, zuſammengeſchloſſen haben. 

Aus dem Bericht über die Gründungs⸗ 
verſammlung konnte ſchon bei ganz ober⸗ 
flächlicher Betrachtung erkannt werden, daß 
dieſe Gründung nicht das war, was ſie 
ſcheinen ſollte, nämlich das Sammelbecken für 
die konzentrierte Kraft der deutſchen Förſter; 
denn ſchon der Bericht über die Gründung 
mußte darauf hinweiſen, daß nach den Zielen 
des Bayeriſchen Staatsförſtervereins vorläufig 
deſſen Einbeziehung in den „Deutſchen Förſter⸗ 
bund“ nicht angängig erſcheint. Das wur nicht 
ganz richtig, denn die Bayern haben es abgelehnt, 
dem ganz und gar unreifen Plane näherzutreten, 
und der Proteſt des Führers der Bayeriſchen 
Organiſation der Staatsförſter, der in Nr. 5 der 
Bayeriſchen Forſt⸗ und Jagdzeitung ſich wiederholt 
zu dieſer Sache äußert, trifft den Nagel auf den 
Kopf, wenn er Einſpruch gegen den gegründeten 
„Deutſchen Förſterbund“ erhebt, denn wie er 
ſagt, „wurde nicht der „Deutſche . 
gegründet, ſondern ein Förſterbund, dem ein 
fern bedeutungsvoller Teil der deutſchen Förſter 
ernſteht.“ Herr Oberforſtverwalter Haas erklärt in 
aller Deutlichkeit, daß man die Bayern in Ruhe 
laſſen ſoll mit einer Förſterbewegung, die ihnen 
innerlich fremd iſt, und daß die Parole der 
Bundesgründung „Intenſive Ausnutzung des 
deutſchen Waldes nach neuzeitlichen Geſichts⸗ 
punkten“ nicht dazu angetan ſei, die tieferen 
Gründe dieſes Beamtenzuſammenſchluſſes zu 
verſchleiern. Dieſer Auffaſſung muß man ſi 
anſchließen. 

as Schlagwort „intenſive Ausnutzung des 
deutſchen Waldes nach neuzeitlichen Geſichts⸗ 
punkten“ iſt in eine ſüddeutſche Zeitung lanciert 
worden, aber wie es in Bayern gewertet wird, das 
. am beſten wiederum die Ausführungen 
des Borſitzenden des Vereins mittkerer Staats⸗ 
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Der „Deutſche Förſterbund“; 
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verdrängen. Bis jetzt iſt von ehrenhaften 
Charakteren dieſem Anſinnen entgegengetreten 
a Solche Machenſchaften ſind doch 
zweifelsohne ein Eingriff in die geheime Wah! 
der Vertrauensleute. Die verantwortlichen 
Vertreter der Förſtergewerkſchaft mögen nur 
ſo weiter machen, ſie ſäen Wind und werden 
Sturm ernten. 

Wenn hier die alten guten Tugenden der 
grünen Farbe, Frieden und Freundſchaft, trotz 
Organiſation weiterbeſtehen, ſo kann dies auch 
in anderen Oberförſtereien geſchehen. Überall 
finden ſich müßige Schreier, und dieſen muß von 
der Organiſation der Mund geſtopft werden 
Nichts ſchadet einem Stande mehr als Menſchen, 
die die Tragweite ihrer Reden gar nicht er⸗ 
meſſen können. Dieſen möchte ich aber die 
Worte des Dichters über Freundſchaft ins Ge 
dächtnis zurückrufen: „Der Menſch hat nichts e 
eigen, fo wohl ſteht ihm nichts an, als daß er Tre; 
erzeigen und Freundſchaft üben kann.“ 


ein Torſo. 


forſtbeamten Bayerns, der in der bereits zitierter 
Nummer 5 der Bayeriſchen Forſt⸗ und Jagd- 
zeilung wörtlich dazu ſagt: 

„An der intenſiven Ausnützung des deutſchbr. 
Waldes nach neuzeitlichen Geſichtspunkten arbeiten 
auch noch andere Faktoren, und das Wohl des 
deutſchen Waldes iſt von Kräften abhängig, vo: 
denen die bewußte i beiten: 
falls nur einen Bruchteil darftellt, deſſen Ber 
deutung wir nicht übertreiben möchten, denn die 
Offentlichkeit erkennt ja doch die tieferen Gründe 
dieſes Beamtenzuſammenſchluſſes ohne weiteres. 
wenigſtens lockt man in Bayern mit ſelbſt⸗ 
gefälligem Wortgeklingel keinen Hund hintern. 
Ofen vor, und anderswo im Reiche wohl eben 
ſowenig.“ 

Das läßt an Deutlichkeit nichts zu wünſchen 
übrig. Wenn dem Sinne der Ausführungen 
des Herrn Haas in Nr. 5 der Bayeriſchen RE 
und Jagdzeitung nachgegangen wird, fo iſt es 
das Ziel der bayeriſchen Organiſation, der 
Förſterſtand des Staates auf das feitgefügte 
Fundament des mittleren Beamtenſtandes zu 
ſtellen, und wenn das nach allen Richtungen 
vollzogen iſt, im Verein mit den Verwaltungs 
beamten eine geſchloſſene Phalanx zu bilden. 

Demgegenüber ſteht die auf preußiſcher Seite 
vertretene Auffaſſung in ſchroffem Widerfpruch, 
„daß es für den gefamten Förſterſtand nötig iſt 
eine Beſſerung der allgemeinen Lebens 
bedingungen ſich zur Aufgabe zu machen, und 
es nicht ausſchließlich darum gehen darf, immer 
wieder nur die mittlere Beamteneigenſchaft der 
Förſter zu betonen und herauszukehren. Wer 
das Wohl des deutſchen Waldes will, muß auck 
das Wohl aller ſeiner Bewirtſchafter wollen.“ 

Der Gegenſatz der beiderſeitigen Beſtrebungen 
tritt greifbar in die Erſcheinung, und unter dieſen 
Umſtänden iſt im ſogenannten „Deutſchen Förſter⸗ 
bund“ für Bayern kein Platz, aber Bayerns ab⸗ 


dl lehnender Standpunkt hätte für ſich allein ſchon 


genügen ſollen, um von vornherein den Gedanken 
der Gründung eines „Deutſchen Förſterbundes“ 
wenn nicht e Ze weiteres unter den Tiſch fallen 
zu laſſen, ſo doch zu verſchieben. 

Wer ſich der Auffaſſung verſchließt, daß für 
einen derartigen Bund die bayerifchen Staats 
förſter mit von ausſchlaggebender Bedeutung find. 
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und ohne fie den gewagten Sprung unternimmt, 
der iſt mit dem Spieler zu vergleichen, welcher 
den letzten Einſatz noch in dem Augenblick wagt, 
im welchem der Croupier ſchon anfängt, mit ſeinem 
Rechen auf dem Roulette die Verluſte einzu⸗ 
ziehen. Wenn allein ſchon aus dem erörterten 
Grunde heute von der Zuſammenfaſſung der 
Förſter⸗Organiſationen der deutſchen Länder auch 
nicht im entfernteſten die Rede fein kann, jo 
iſt dieſer Mangel aber auch in Preußen ſelbſt, 
welches von vornherein die Hegemonie in dieſem 
Bunde beanſpruchte, in ausgiebigſtem Maße 
dorhanden, denn die Frage, ob die hier ver⸗ 
scetenen Fachgruppen, die ſich nach der Berliner 
Mitteilung an den Förſterbund angeſchloſſen 
haben, als berechtigt anzuſehen find, im Namen 
der verſchiedenen Beamtenkategorien aufzutreten, 
di nach Lage der Sache nicht ſchwer zu beant⸗ 
worten. Von den Staatsförſtern kann es allen⸗ 
alls bejaht werden, aber bei den Privatforſt⸗ 
zeamten kann die Antwort nur verneinend aus⸗ 
fallen. Zunächſt muß darauf hingewieſen werden, 
daß die Minderheit, die ſich in einem neuen 
Verein zuſammengefunden hat, auf keinen Fall 
Anſpruch darauf erheben darf, als Vertreter der 
Intereſſen der Privatforſtbeamien in einem 
Bunde zu gelten. 

Wenn aber auch angenommen wird, daß ſich 
zer größte Teil aller Privatforſtbeamten in 
dem Bunde zuſammengefunden hätte, ſo iſt für 
gr doch noch zu berückſichtigen, daß der Bien 
zund dem Deutſchen Beamtenbund angeſchloſſen 
werden ſoll und ſie deshalb mit der Tatſache 
rechnen müſſen, in Ermangelung des Beamten⸗ 
Tharakters, deſſen Verleihung im übrigen auch 
mit der Einführung der Staatsaufſicht über die 
Privatwaldungen noch ſehr zweifelhaft iſt, im 
Deutſchen Beamtenbund keine Aufnahme zu finden. 

Alle ſchönen Worte über das Intereſſe des 
Beamtenbundes, auch Angehörige einer Beamten⸗ 
erganiſation in ſich aufzunehmen, deren Dienſt⸗ 
serhältnis auf einem Privatdienſtvertrag beruht, 
Söhnen die Befürchtung nicht hinwegräumen, daß 
Jie Privatforſtbeamten nach dieſer Richtung eine 
Enttäuſchung erleben werden, denn ſie werden 
rines Tages vor der Tatſache ſtehen, daß Staats⸗ 
und Gemeindeforſtbeamte in dem Sinne, wie es 
ſcheint, ihre Intereſſen gar nicht vertreten können, 
elbſt wenn De es wollten. 

Vor allen Dingen liegt es im menſchlichen 
Weſen begründet, daß in erſter Linie jeder für 
Ach ſelber ſorgt, und nirgends iſt dieſer heilige 
Egoismus ſtärker in die Erſcheinung getreten 
als z. B. bei den preußiſchen Staatsforſtern, 
die in den früheren Jahren gar kein Hehl daraus 
gemacht haben, daß ſie in den Beſtrebungen 
der Gemeindeförſter, den Staatsförſtern hinſichtlich 
des Einkommens und ſelbſt des Uniformtragens 
gleichgeſtellt zu werden, etwas Unberechtigtes und 
ihr eigenes Fortkommen hinderndes Gebaren 
ſehen müßten. Trotzdem ſind heute die mittel⸗ 
daren Staatsforſtbeamren den unmittelbaren 
zleichgeſtellt, aber ſicherlich ohne Mitwirkung der 
Baatlichen Forſtbeamten. Das Zuſammengehen 
in anderen Fragen iſt ſelbſtverſtändlich dadurch 
erleichtert worden, aber Gemeinde⸗ und Staats⸗ 
söriter haben überhaupt kein Mittel, den jo ſehr 
serichiedenen Privatforſtbeamten die Wege zu 
ebnen, und — ob ſie die Abſicht haben, bleibt 
25zuwarten. 

Die preußiſchen Staatsförſter werden bald 
miehen müſſen, daß man nicht mit dem Kopf 
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eine Wand einrennen kann, und die Privatforſt⸗ 
beamten nicht minder. Für ſie iſt heute immer 
noch der beſte Weg, die Grundlage ihrer materiellen 
Exiſtenz durch Verhandlungen mit dem Waldbeſitz 
zu zimmern. 

Die abſolute Unreife der Idee und die 
überſtürzung der Gründung eines Förſterbundes 
offenbart ſich, ganz abgeſehen von allen andern 
Landern, allein ſchon in Preußen, und hier auch 
bei den Kommunalförſtern, die eines ſchönen 
Tages in der Zeitung leſen konnten, daß ſie 
eine Berufsgenoſſenſchaft der mittleren 
Kommunalforſtbeamten in einem Deutſchen 
Förſterbunde geworden waren, ohne daß ſie gefragt 
wurden, denn ein Verein, der ſich hätte anſchließen 
können, hat — abgeſehen vom rheiniſchen Gemeinde⸗ 
förſterverein — überhaupt noch nicht beſtanden. 
Dieſer Abſolutismus iſt in einem demokratiſchen 
Staat doch nicht ganz am Platze. 

Der ſelbſtändige Rheiniſche Gemeindeförſter⸗ 
verein hat bis jetzt immer für ſich allein außer⸗ 
halb der Reihen der Gemeindeförſter geſtanden 
und war in ſeinen Entſchließungen frei, ſich dem 
Förſterbund anzuſchließen, aber die Verfügung in 
Berlin über die übrigen Kommunalforſtbeamten, 
die man einfach diktatoriſch in eine Organiſation 
hineinpreſſen wollte, ohne überhaupt vorher ihre 
Meinung zu hören, das mag „gewerkſchaftlich“ 
ſein, aber es iſt auch der Geiſt eines perſönlichen 
Regiments, welcher die ſchärfſte Zurückweiſung 
erfahren müßte, die ja ſchließlich in Kaſſel auch 
zur Tat geworden iſt, denn bei der Gründung 
des Vereins wurde dieſes einzig daſtehende und 
unverſtändliche Vorgehen dadurch gutgemacht, daß 
ein anderer Weg eingeſchlagen wurde. 

Nichts rückt das ganz und gar unüberlegte 
Vorgehen der Gründer des Förſterbundes in ein 
. Licht als die hier erwähnten nackten 

atſachen, und die Eile der Gründung, der jede 
Rückſicht auf das Gelingen untergeordnet wurde, 
gibt ſehr zu denken. Wenn der Vorſitzende der 
Bayeriſchen Staatsförſter⸗Organiſation ſich dem 
beſtehenden Förſterbund gegenüber ablehnend 
verhält, ſo wird mancher verſtehen, wenn er in 
Nr. 5 ſeiner Zeitung ſagt: „Die mittleren Staats⸗ 
forſtbeamten Deutſchlands wären unſchwer zu- 
ſammenzufaſſen geweſen, für die Organiſation 
derſelben waren die entſprechenden Unterlagen 
gegeben. Weder bei den Kommunalforſtbeamten 
noch bei den Privatforſtbeamten war und iſt das 
der Fall. Je ein Splitter mußte bei den letzteren 
das Ganze vertreten; es wurde bei dieſen eine 
Spitzen⸗Organiſation künſtlich konſtruiert, die in 
der Tat, insbeſondere was die Privatforſtbeamten 
anlangt, nicht gerechtfertigt iſt. Die übrigen 
Privatforſtbeamten ſind nun entweder gezwungen, 
vor dem Verein „Puſch“, wie ich ihn der Kurze 
wegen nennen will, zu kapitulieren, oder ſie find 
von der Gründung ausgeſchloſſen. 

Dieſe Vorgänge nenne ich Mache, fo unliebfam 
mir dieſe Bezeichnung vermerkt wird.“ 

Ich will in meinem Urteil nicht ſo hart ſein, 
ſondern annehmen, daß eie falſche Einſchätzung 
der Machtfaktoren, die allerdings nur aus einer 
gewiſſen Unreife des Urteils hervorgehen konnte, 
die der eigentlichen Weſenheit der Dinge nicht 
genügend Rechnung getragen hat, zu der falſchen 
Einſtellung der Beſtrebungen gefuͤhrt hat Die 
treibenden Kräfte, die ſich überſtürzt haben, ſind 
in der Hauptſache auf ſeiten der Staatsförſter zu 
ſuchen. Wenn die alte Vereinsleitung im Banne 
der Schwerfälligkeit geſtanden hat, ſo iſt die neue 
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gu ſtürmiſch, denn reifliche Überlegung hätte ihr 
ie nicht wegzuleugnende große Nieder⸗ 
lage erſpart, der ſie heute dE E Es 
beſteht weder ein „Deutſcher Förſterbund“ als 
Kriſtalliſationskern für die preußiſchen Forſt⸗ 
beamten, noch, abgeſehen von den Staatsförſtern, 
eſchloſſene Fachorganiſationen bei den einzelnen 
Beamtenkategorien⸗ die das ausmachen können, 
was man die geſchloſſene Fachgewerkſchaft nennt. 
Ihr Ausbau iſt aber doch in erſter Linie not⸗ 
wendig, um zum Bunde zu kommen, und nicht 
das Umgekehrte. 

Unter den Verhältniſſen, wie ſie heute vorliegen, 
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läßt ſich eine e wie ſie das Ziel 
der ganzen grünen Farbe ſein ſoll, nicht aufbauen. 
Jedenfalls iſt der ſogenannte Deutſche Förſter⸗ 
bund am Ende ſeiner Lebensfähigkeit angelangt 
geweſen, ehe er geboren war. Politiſche Klugheit 
hätte es gebieten müſſen, dieſe Gründung unter 
allen Umſtänden zu vertagen. Der Fehler iſt 
aber einmal gemacht, und nichts kann ihn ver⸗ 
ſchleiern. Deshalb gehe man über die ganze 
Gründung zur Tagesordnung über, denn es iſt 
ſehr zu befüchten, daß der „Bundesvorſtand“ 
wohl nur in ſeltenen Fällen als genügend legitimiert 
betrachtet werden wird. Augur. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 

196. Sitzung, Dienstag, den 14. Dezember 1920. 
Dritte Beratung des Geſetzentwurfs, De: 
treffend Einführung einer Altersgrenze. — 
Druckſachen Nr. 2661, 3277, 3352 zu 3, 3367, 3430, 
3448, 3449, 3462. 

(Auf die Beratungen dieſes Geſetzes einzugehen, 
erübrigt ſich, weil es in Nr. 3 der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ (Bd. 36) Seite 45 bereits in ſeiner Faſſung 
mitgeteilt werden konnte.) 

We 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 

197. Sitzung, Dienstag, den 14. Dezember 1920. 
Zweite und dritte Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfs zur Abänderung des Geſetzes, be⸗ 
treffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 
1878 (Geſetzſamml. S. 222). Druckſachen 
Nr. 1724, 3002, 3513. 

Vizepräſident Dr. v. Kries: Der Geſetzentwurf 
iſt am 20. Oktober an den Rechtsausſchuß zur nochmaligen 
Beratung zurückverwieſen worden. Der wiederholte 
Antrag befindet ſich auf Druckſache Nr. 3513 Spalte 6. 

Wortlaut des Antrages: 

den Entwurf eines Geſetzes zur Abänderung des 
Geſetzes, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 
1878 (Geſetzſamml. S. 222), Druckſache Nr. 1724, 
nach den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes, Druckſache 
Nr. 3002 Seite 6/7, anzunehmen, 

2. hiernach die Eingabe II 3489 als erledigt zu betrachten. 

Neumann (Bärenberg), Abgeordneter (D.⸗nat. 
V.⸗P.): Namens meiner po itiſchen Freunde habe ich 
hier zu erklären, daß wir gegen den Geſetzentwurf, 
betreffend die Abänderung des Forſtdiebſtahlgeſetzes, 
ſtimmen werden. Schon der Geſetzentwurf in Form 
der Regierungsvortage hat unſere ſchweren Bedenken 
erregt. Da nun im Ausſchuß noch der $ 7 nach der 
bedenklichen Seite hin abgeändert worden iſt, müſſen 
wir den aus dem Ausſchuß herausgekommenen Geſetz⸗ 
entwurf ablehnen. — — 

Der Geſetzentwurf wird in der zweiten und dritten 
Beratung angenommen, desgleichen der Ausſchuß⸗ 
antrag auf Druckſache Nr. 3513 zu 2 auf Spalte 6, 
die Eingabe II 3489 als erledigt zu betrachten. 


ke 
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Beſuch der Klenge in Seidorf i. Nieſengebirge. 

Am 12. Februar wurde die Klenge, eine 
Schöpfung der Waldbeſitzerverbände Schleſiens, 
von Beamten der Forſtverwaltungen Volpersdorf, 
Hausdorf und Oberlangenbielau beſucht. Herrn 
Oberförſter Troſt, dem Leiter der Darre, der die 
Gäſte am Bahnhofe Arnsdorf empfing, ſei gleich 
hier herzlich gedankt für ſeine m und feine 
Fürſorge auch für das leibliche Wohl der Grünröcke. 

Aus der Fülle des Wiſſenswerten kann hier 
nur einzelnes herausgegriffen und berichtet werden 
Der Zapfenbezug erfolgt aus den Waldungen 
Schleſiens, Brandenburgs und zum kleinen Teile 
aus dem rechtselbiſchen Sachſen. Damit iſt ein 
Bezugsgebiet abgegrenzt mit annähernd gleichen 
klimatiſchen Verhältniſſen. Der Same kehrt dann 


nach dem Klengen zum großen Teile wieder zr 
ſeinem Herkunftsorte zurück, da viele größere 
Verwaltungen geſchloſſene Partien ſenden unter 
Forderung der Rückgabe des gewonnenen Saat⸗ 
gutes. Die org uͤbernimmt dieſe Sortierung 
der Einzelſendungen und kann dieſelbe auch in⸗ 
folge ganz vorzüglicher Einrichtungen durchführen. 
Damit iſt eben eine Hauptforderung für den 
Verbrauch von Waldſämereien, beſonders Kiefer. 
erfüllt: kein fremdes Saatgut unbekannter Her⸗ 
kunft in den deutſchen Wald zu bringen, fondern 
ſtandortsgemäßen Samen. Der aldbeſitzer. 
der ſeine Zapfen nach Seidorf ſchickt, wird abe: 
auch Kr dringen, daß die Zapfen von geſunden, 
nutzholztüchtigen Stämmen geſammelt werden 
Samen aus ſolcher Herkunft wird wieder einen 
guten Beſtand erwachſen laſſen Das Klengen 
darf nun keinesfalls irgend eine Veränderung 
am oder im Samenkorn zur Folge haben, da 
nachweislich Keimprozent und Keimenergie der 
Wert des Samens bedingen. 

Es ergibt Samen von 50% Keimkraft etwa 
5 geſunde Pflanzen; Samen von 95% Keim⸗ 
kraft ergibt aber 44 geſunde Pflanzen. 

Eine gut geleitete Darre muß dieſen Satz als 
Richtſchnur ſtets vor Augen haben, dann wird 
fie wie Seidorf unter ihrem Leiter, Oberförſter 
Troſt, auch dem Walde geben, was er braucht. 
guten, raſch keimenden und lebensfahigen, ſtarke 
Pflanzen hervorbringenden Samen. Die inneren 
Einrichtungen in Seidorf ſind allen neueren 
Erfahrungen entſprechende. Ein Aufzug befördert 
die Zapfen in das dritte Stockwerk des Gebäudes 
in den Lagerraum, der zur getrennten Aufbe⸗ 
wahrung von Partielieferung eingerichtet It. Bei 
20LLuftwärme dient dieſer Raum zum Abtrocknen 
feuchter Zapfen. Durch gleiter: 
dieſelben dann in die Vordarre, 400 Luftwärme, 
im zweiten Stock des Gebäudes. Die einzelnen 
Käſten, 5 bis 10 Zentner faſſend, geſtatten auck 
hier wieder eine vollkommene Trennung einzelne: 
Lieferungen. Unter jedem dieſer Kiſten iſt ein. 
Darrtrommel, die ſelbſttätig gefüllt wird, im 
erſten Stockwerke. Die Heizung erfolgt durch ein 
Röhrenſyſtem bis auf 54/560 C. Hygrometer. 
Thermometer und Thermograph ſichern eins 
ſtandige Kontrolle. Die Darrtrommeln, durch 
maſchinelle Einrichtungen immer in ſtändiger 
Drehung, haben ferner noch ſogenannte Verteiler 
im Innern, damit die Zapfenmenge in aller 
ihren einzelnen Teilen ſtets in fortwährende: 
Berührung mit der heißen Luft iſt. Der ausfallende 
Same gelangt durch Sammelkanäle in des 
Erdgeſchoß in Säcke, von dort in einen Enr⸗ 
flügelungsapparat und auf Schüttelſiebe zun 
Reinigung. 
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Am Schluſſe der Beſichtigung wies Herr Heimat und ihrem Walde dienen ſoll. Ins⸗ 


. Schulz⸗Volpersdorf nochmals auf die 
Bedeutung der Keimzahl und der Keimkraft hin 
und dankte dem Leiter der Klenge, Herrn Ober⸗ 
förſter Troſt, deſſen Liebenswürdigkeit die Beſucher 
bis zum letzten Augenblicke begleitete. Es unter⸗ 
liegt nun leider keinem Zweifel, daß die Seidorfer 
Darre immer noch nicht die Anerkennung ge⸗ 
Kee? hat, deren fie nicht nur zu weiterem 

tehen bedarf, ſondern die ſie auch fordern kann 
und muß. Es iſt ein aus den Bedürfniſſen der 
Provinz hervorgegangenes Unternehmen, das der 


L 


beſondere liegt der große Wert des Unternehmens 
darin, daß der Waldbeſitzer, der Zapfen von 
hochwertigen Beſtänden liefert, auch dieſen 
Samen wiederbekommt. Bekommt ihn dann 
ein richtiger Pfleger ſeines Waldes zurück, ſo 
darf er hoffen, daß die Enkel ſich wieder der 
Pracht des Hochwaldes freuen, aus Seidorfer 
Samen gezogen. 

Darum auf, ſchleſiſcher le ſammle Zapfen 
und ſchicke ſie nach Seidorf! 
Karl Wegener, Graf v. Seidlitz'ſcher Oberförſter. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Behebung der Wohnungsnot. 
Allgemeine Verfügung Nr II. 2 / 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
Geſchäfts⸗Nr. II 12975. III. 


Berlin, 22. Februar 1921. 

Die Wohnungsnot in den land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben fordert dringend den 
ausgedehnten Neubau namentlich von Klein⸗ 
wohnungen. Die ernſte Finanzlage des Staates 
geitattet es bei der Steigerung der Arbeitslöhne 
und der Preiſe für die gewöhnlichen Bauſtoffe 
leider nicht, Mittel in ſolchem Umfange zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen, daß auch nur ein beſchiedener 
Bruchteil des Bedarfs an derartigen Wohnungen 
für Domänen⸗ und Forſtarbeiter damit gedeckt 
werden könnte. Der Kleinwohnungsbau läßt ſich 
nur dann in einer dem Bedürfnis entſprechenden 
Weiſe fördern, wenn es gelingt, die Koſten für 
die Bauſtoffe und die ſonſtigen Baukoſten möglichſt 
niedrig zu halten. 

Eine Handhabe hierfür bietet die Wiederauf⸗ 
nahme der in früheren Zeiten allgemein geübten 
en Naturbauweiſe, die ſich möglichſt auf 

ie ausſchließliche Verwendung nur der auf der 
Bauſtelle ſelbſt oder in ihrer unmittelbarſten Nähe 
vorhandenen Rohſtoffe, wie Lehm, Holz, Stroh, 
Rohr, und die tätige Mitarbeit der künftigen Be⸗ 
wohner ſtützt. Bei verſchiedenen Kleinſiedelungen 
it der Nachweis geliefert worden, daß durch die 
Mitwirkung der Siedler und ihrer Familien⸗ 
e ganz erhebliche Erſparungen an 
Baukoſten ſich erzielen laſſen. Außer geldlichem 
Gewinn hat dieſe Bauweiſe den Siedlern noch 
den Vorteil der ſchnellen Fertigſtellung gebracht, 
(nen dadurch den Wert der Selbſthilfe greifbar 
vor Augen geführt und ihre Arbeitsfreudigkeit 

ſteigert. Die Verwendung der vorgedachten 
Rohſtoffe hat unter ſachgemäßer Anleitung ſich 
durchaus bewährt. 

Auch bei der Herſtellung von Wohnungen für 
die Arbeiter auf den ſtaatlichen Domänen und 
die Waldarbeiter in den Staatsforſten wird es 
in vielen Fällen möglich ſein, die künftigen 
Nutznießer der Wohnungen zur Mitarbeit bei 
der Ausführung heranzuziehen, wenn ihnen klar⸗ 
gemacht wird, daß angeſichts der Teuerung auf 
dem Baumarkte und der überaus ungünſtigen 
Finanzlage des Staates ſie nur unter der 
Vorausſetzung auf baldige Überweiſung beſſerer 
Wohnungen rechnen können, daß ſie in ihrer 
freien e bei den Bauarbeiten mithelfen. Wenn 
an dieſe Arbeiter auch ein mäßiger, vorher mit 
dem Betriebsrat oder dem Obmann der Arbeiter 
zu vereinbarender Lohn gezahlt wird, ſo wird ſich 
dieſer Lohn doch weſentlich niedriger ſtellen als 
der gelernter Bauhandwerker. In erſter Linie 
würde dieſe Art der Selbſthilfe beim Bau von 
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Waldarbeiterwohnungen unter Heranziehung der 
künftigen Wohnungsinſaſſen geübt werden können. 
Wenn ein im Lehmbau ſchon erfahrener Vor⸗ 
arbeiter herangezogen wird, kann die Bauaus⸗ 
führung kaum Schwierigkeiten begegnen. A 
den Domänen wird es ſich empfehlen, die Bauten 
den Domänenpächtern gegen eine mäßige Pauſch⸗ 
vergütung unter der Bedingung zu übertragen, 
daß ſie die Hauptausführungen unter Heranziehung 
der ihnen in ihrem Arbeiterperſonal zur Verfügun 
ſtehenden Kräfte ſelbſt erledigen. Grundſätzlich 
muß das verteuernde Berufs⸗ Unternehmertum bei 
dieſen Bauten ausgeſchaltet werden. 

Da brauchbare und willige Arbeitskräfte der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft dauernd nur dann 
erhalten werden können, wenn anſprechende und 
geſunde Wohnungen in ausreichendem Umfange 
zur Verfügung ſtehen, wird die Beſchaffung ſolcher 
Wohngelegenheiten noch auf viele Jahre hinaus 
die hauptſächlichſte Sorge der Verwaltung bilden 
müſſen. Ich erſuche daher die Regierung, dieſem 
Umſtand ihre übeſondere Aufmerkſamkeit zuzu⸗ 
wenden und bei jeder ſich bietenden Gelegenheit 
das Intereſſe der Baubeamten ſowohl wie der 
Domänenpächter, Oberförſter und Förſter auf die 
Förderung des Lehm⸗ ꝛc. Baues und der Selbſt⸗ 
hilfebeſtrebungen hinzulenken. 

Braun. 
An ſämtliche Regierungen (mit Ausnahme von Sigmaringen). 
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Beſtimmungen, betreffend die Beautragung, 
Bewilligung und Verleihung von Staatsehren⸗ 
preiſen für Leiſtungen in der Hundezucht und 
für Leiſtungsprüfungen von Jagd⸗ und 
Herdenhunden. 
Allgemeine Verfügung Nr I. 19 für 1921. 
M. J. L. Geſchäfts⸗Nr. IA III g 16 122. III. 
Berlin, 9. Februar 1921. 

An Stelle der durch Erlaß vom 17. Dezember 
1908 — IA IIIe 9082 1. Ang. — bekanntgegebenen 
„Grundſätze für die Beantragung, Bewilligung 
und Verleihung von Staatsehrenpreiſen für 
Hundeausſtellungen und Leiſtungsprüfungen 
von Hunden“ treten mit Wirkung vom 1. April 
1921 die in 3 Abdrucken beigefügten, mit Ver⸗ 
tretern der größeren Hundezuchtvereinigungen 
beſprochenen „Beſtimmungen, betreffend die 
Beantragung, Bewilligung und Verleihung 
von Staatsehrenpreiſen für Leiſtungen in der 
Hundezucht und für Leiſtungsprüfungen von 
Jagd⸗ und Herdenhunden“ in Kraft. 

Braun. 


An die Herren Oberpräfidenten, die Herren Regierungspräſidenten 
und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. = 
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Anlage. 
EEE 


Beſtimmungen, betreffend die Beantragung, 
Bewilligung und Verleihung von Staats- 
ehrenpreiſen für Leiſtungen in der Hundezucht 
und für Leiſtungsprüfungen von Jagd⸗ und 
Herdenhunden. 
1 


1. An Staatsehrenpreiſen werden bronzene 
und eiſerne Ehrenſchilde ſowie bronzene und 
eiſerne Preismünzen vergeben. 

2. Staatsehrenpreiſe können vergeben werden 

a) für Leiſtungen in der Hundezucht auf 

Hundeausſtellungen, 
H für Leiſtungsprüfungen von Jagd⸗ und 
Herdenhunden. 

3. Für Ausſtellungen und Leiſtungsprüfungen 
von Vereinen, die noch nicht zwei Jahre un⸗ 
unterbrochen beſtanden haben, werden, von be⸗ 
ſonders begründeten Ausnahmen abgeſehen, 
Staatsehrenpreiſe nicht bewilligt. 

4. Staatsehrenpreiſe werden in der Regel nur 
für Veranſtaltungen bewilligt, die entweder von 
der Delegierten⸗Kommiſſion oder von dem Kartell 
der Raſſe⸗Zuchtvereine und allgemeinen Ver⸗ 
bände anerkannt ſind. Staatsehrenpreiſe für 
Leiſtungsprüfungen von Jagdhunden können 
auch für ſolche Veranſtaltungen bewilligt werden, 
die vom Verband der Vereine für Prüfung von 
Gebrauchshunden zur Jagd anerkannt find. 

5. Für Ausſtellungen mit einer Geſamt⸗ 
beſchickung von weniger als 400 Hunden und mit 
weniger als 200 Hunden der zur Prämiierung 
mit Staatsehrenpreiſen zugelaſſenen Raſſen, ſowie 
für Leiſtungsprüfungen mit einer Beteiligung 
von weniger als 10 Hundenfwerden Staatsehren⸗ 
preiſe im allgemeinen nicht gewährt. 

6. Für Sonderausſtellungen einzelner Raſſen, 
die mit allgemeinen Ausſtellungen verbunden 
find, werden Ehrenpreiſe beſonders nicht bewilligt. 
Die Bewilligung erfolgt an den die Ausſtellung 
veranſtaltenden Verein, dem es überlaſſen bleibt, 
die Verteilung der Ehrenpreiſe auf die einzelnen 
Ausſtellungsabteilungen nach Maßgabe der Zahl 
und Güte der Tiere vorzunehmen. 

7. Als Leiſtungsprüfungen, die mit Staats⸗ 
ehrenpreiſen bedacht werden können, kommen in 
Betracht: Vollgebrauchsſuchen, Schliefen für Erd⸗ 
hunde und Preishüten. 

II. 

1. Nur ſolche Hunde, die im Inlande ge- 
züchtet und in ein von der Delegierten⸗Kommiſſion 
oder von dem Kartell der Raſſe⸗Zuchtvereine und 
allgemeinen Verbände, oder bei Leiſtungs⸗ 
prüfungen auch in ein von dem Verband der 
Vereine für Prüfung von Gebrauchshunden zur 
Jagd anerkanntes Stammbuch eingetragen ſind, 
können mit Staatsehrenpreiſen bedacht werden. 

2. Staatsehrenpreiſe für züchteriſche Leiſtun⸗ 
gen auf Ausſtellungen können nur für Jagd⸗ 
und deutſche Schäferhunde verliehen werden. Als 
Jagdhunde rechnen: Schweißhunde, Vorſteh⸗ 
hunde (auch Griffons, Pointer und Setter), 
Dachshunde, Foxterriers, Spaniels, deutſche 
Bracken, Dachsbracken, deutſche Wachtelhunde 
und ſchottiſche Terriers. 

3. Staatsehrenpreiſe für züchteriſche Leiſtun⸗ 
gen auf Ausſtellungen dürfen nur für ſolche 
Hunde vergeben werden, die bereits auf einer von 
den unter I, Nr. 4 genannten Körperſchaften 
anerkannten Leiſtungsprüfung einen Preis oder 
eine entſprechende Bewertung erhalten haben. 
Die Leiſtungsprüfungen können verſchiedener Art 
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ſein. Deutſche Schäferhunde müſſen die Be⸗ 
rechtigung zur Führung eines Ausbildungs⸗Kenn⸗ 
zeichens als Herden⸗, Polizei-, Schutz⸗, Sanitäts⸗ 
oder Kriegshund haben. 

4. Die Züchter der ausgeſtellten Hunde ſind 
zur Bewerbung um Staatsehrenpreiſe berechtigt, 
ſofern ihnen nicht in dem betreffenden Jahre 
(1. April bis 31. März) bereits ein preußiſcher 
Staatsehrenpreis zuerkannt war. Nur die Emp⸗ 
fänger der höchſten Staatsauszeichnung (bronzener 
Ehrenſchild) ſind auf die Dauer von zwei Jahren 
von der Bewerbung um Staatsehrenpreiſe aus⸗ 
geſchloſſen. 

5. Die Vergebung von Staatsehrenpreiſen 
auf Ausſtellungen hat für einzelne Hunde, nicht 
für Sammlungen von Hunden, auf Grund des 
Urteils der Preisrichter zu erfolgen. Staats 
ehrenpreiſe dürfen nur als erſte, in Ausnahme⸗ 
fällen als zweite Preiſe oder als Zuſatzpreiſe 
zu erſten und in Ausnahmefällen als Zuſatzpreiſe 
zu zweiten Preiſen vergeben werden. 

. Bei Leiſtungsprüfungen ſind die Staats⸗ 
ehrenpreiſe auf Grund der Leiſtungen der Hunde 
unter Berückſichtigung ihrer Formen und ihrer 
Abſtammung an den Beſitzer zu vergeben. Im 
übrigen gilt für Leiſtungsprüfungen auch das unter 
II, Nr. 2, 4 und 5 für Ausſtellungen Geſagte. 

7. Gewerbsmäßige Händler und Handels⸗ 
züchter ſind von der Bewerbung um Staats⸗ 
ehrenpreiſe ausgeſchloſſen. 

8. Die Entſcheidung über endgültige Ver⸗ 
leihung der Ehrenpreiſe behält ſich das Mi⸗ 
niſterium vor. ea 


1. Anträge auf Bewilligung von Staatsehren⸗ 
preiſen für Leiſtungen in der Hundezucht und 
für Leiſtungsprüfungen ſind bis zum 15. März 
jedes Jahres für die vom 1. April bis zum 31. März 
des nächſten Jahres ſtattfindenden Veranſtaltungen 
durch Vermittlung des Verbandes (I, Nr. 4), 
dem der Verein angeſchloſſen iſt, einzureichen. 

2. Vereine, die ihren Sitz in einem andern 
deutſchen Lande haben, und die in Erwartung 
ſtarker Beſchickung ihrer Veranſtaltungen durch 
Züchter, die in Preußen ihren Wohnſitz haben, 
preußiſche Staatsehrenpreiſe zur Verteilung 
zu bringen wünſchen, haben ihre Anträge durch 
die zuſtändige Inſtanz ihrer Regierung zu ſtellen. 

3. Den Anträgen iſt eine ſchriftliche Be⸗ 
ſcheinigung der Delegierten⸗Kommiſſion oder des 
Kartells der Raſſe⸗Zuchtvereine und allgemeinen 
Verbände oder (bei Leiſtungsprüfungen) des Ver⸗ 
bandes der Vereine für Prüfung von Gebrauchs 
hunden zur Jagd beizufügen, daß die Veranſtaltung 
von einem dieſer Verbände anerkannt iſt. Aus 
dem Antrage muß erſichtlich ſein, ſeit wann der 
Verein beſteht, wie groß ſeine derzeitige Mit- 
gliederzahl iſt, ob im Laufe der letzten drei Jahre 
Ausſtellungen oder Prüfungen veranſtaltet wurden, 
wie ſtark dieſe beſchickt waren, und ob innerhalb 
dieſes Zeitraumes preußiſche Staatsehrenpreiſe 
zur Verteilung gelangt find. Es iſt ferner an- 
ee 1 eine wie ſtarke Geſamtbeſchickung der 

usſtellung ; 
Seiftungsprüfung und auf eine wie ftarfe Be 
ſchickung mit Hunden der für Staatsehrenpreiſe 
in Frage kommenden Raſſen zu rechnen iſt. Ver⸗ 
eine, die nicht in Preußen ihren Sitz haben, 
haben noch die mutmaßliche Beſchickung mit 
Tieren preußiſcher Zucht anzugeben. 

4. Den Vereinen wird baldtunlichſt eine vor 
läufige Entſcheidung auf ihre Anträge zugehen. 
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Sind Staatsehrenpreiſe in Ausſicht geſtellt worden, 
30 kann dies unter Hinweis auf die für die Ge⸗ 
währung von Staatsehrenpreiſen erforderliche An⸗ 
et von Hunden (I, Nr. 5) in den Ausſchreibungen 
dekanntgegeben werden. In den Ausſchreibungen 
find außerdem die Beſtimmungen des Abſchnitts II, 
soweit fie ſich auf die Veranſtaltungen beziehen, 
zu veröffentlichen. geg 
usſtellung 

5. Nach Schluß der geſſtungsprüfungiſt unter 
Angabe des Datums und der Geſchäftsnummer 
der Vorbewilligung (III, Nr. 4) auf dem oben 
III Nr. 1, 2) angegebenen Wege ein kurzer Bericht 
Aber die Veranſtaltung mit den Vorſchlägen der 
Preisrichter über die Verteilung der Ehrenpreiſe 
vorzulegen. Die Vorſchläge find zu begründen, 
und es iſt ferner ausdrücklich zu erklären, daß 


hinſichtlich der für die Auszeichnung mit Staats⸗ 
ehrenpreiſen in Vorſchlag gebrachten Tiere die 
unter II, Nr. 1 bis 4 und 7 aufgeführten Be⸗ 
ſtimmungen erfüllt ſind. Dem Bericht iſt ein 
Ausſtellungs⸗ bzw. Nennungsverzeichnis und die 
Auszeichnungsliſte beizufügen. 

6. Die Bewilligung von Ehrenpreiſen gilt als 
zurückgezogen, wenn ihre Überweiſung nicht bis 
zum 1. April des auf die Bewilligung folgenden 
Jahres beantragt worden iſt. 


IV. 
Dieſe Beſtimmungen treten am 1. April 192 


in Kraft. 
Der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Braun. 


rr 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Unifsrmtragen im Nuheſtande. In meiner 
Abhandlung „1920“ in Nr. 10 heißt es auf 
Seite 171, daß die Beamten des Ruheſtandes, 
unter den Vorausſetzungen des Miniſterial⸗ 
Erlaſſes vom 3. Auguſt 1919 und des im An⸗ 
ichluß daran ergangenen Miniſterial⸗Erlaſſes vom 
15. Dezember 1919, berechtigt ſein ſollen, den 
Adler an der Kopfbedeckung und den Hirſch⸗ 
Erde zu tragen. Das iſt nicht richtig, denn 

r Miniſterial⸗Erlaß vom 15. Dezember 1919 
aim mt Adler und Hirſchfänger von den 
Abzeichen aus, die evtl. getragen werden 
dürfen. In dieſem Sinne iſt auch die An⸗ 
wendung der Erlaſſe auf die Kommunalforſt⸗ 
Hdeamten in dem von mir erörterten Sinne zu 
derſtehen. Baltz. 

7 

Forſtlicher Lehrgang in Uelzen (Hannover). 
Die Landwirtſchaftskammer für die Provinz 
Hannover beabſichtigt, vorausſichtlich in der SC 
dom 13. bis 18. Juni d. Js. in Uelzen ihren 
2. forſtlichen Lehrgang für Privatforſtbeamte und 
Waldbeſitzer abzuhalten. Es gelangen neben den 
neueſten Erfahrungen auf dem Gebiete der Forſt⸗ 
betriebs⸗ und ⸗produktionslehre auch forſtpolitiſche 
Fragen z. B. der Waldbeſteuerung, der Forſt⸗ 
und Jagdgeſetzgebung ſowie der Fiſchteichbewirt⸗ 
ſchaftung und der Jagd zum Vortrag. Die Vor⸗ 
träge werden durch Waldausflüge und Beſichtigung 
eines neuzeitlichen Sägewerks ergänzt. Das 
Programm iſt reichhaltig und bietet ſowohl dem 
Waldbeſitzer als auch dem Forſtbeamten neue 
wertvolle an Die Vortragsfolge und 
Bedingungen zur Teilnahme werden in dieſem 
Blatte im April veröffentlicht werden. An⸗ 
meldungen bis 1. Juni an die Forſtabteilung der 
Landwirtſchaftskammer, Hannover, Leopoldſtraße 1, 
erbeten. Steffens. 

CH 

Keine Erweiterung des PBromotionsredhtes. 
Im Laufe der letzten Jahrzehnte haben außer den 
Univerſitäten noch verſchiedene andere Hochſchulen, 
in erſter Linie die techniſchen, das Recht erhalten, 
die Doktorwürde zu verleihen. Gleichlaute nde 
Anträge haben ſich in neuerer Zeit gehäuft, ſo 
sollten auch Doktoren der Geodäſie und Pharmazie 
geichaffen werden. Um die Bedeutung des Doktor⸗ 

des nicht zu ſchädigen, ſoll eine Erweiterung des 

motionsrechtes nicht mehr ſtattfinden. Von 


dieſer Beſtimmung werden u. a. auch die forſtlichen 
Hochſchulen und die Handelshochſchulen betroffen. 
Sch. 


C 


Borlefungsverzeihnts der Forſtakademie Ebers⸗ 
walde für das Sommerſemeſter 1921. Oberforſt⸗ 
meiſter Prof. Dr. Möller: Waldbau (Allgemeiner 
Teil), forſtliche Lehrwanderungen. — Forſtmeiſter 
Wiebecke: nie Forſtbenutzung und Holz⸗ 
handel, forſtliches Seminar mit Praktikum, forſt⸗ 
liche Lehrwanderungen. — Oberförſter Dr. Buſſe: 
Waldwertrechnung, Waldwegebau mit Praktikum, 
forſtliche Lehrwanderungen. — N. N.: Jagdkunde, 
Prof. Dr. Schul Forſteinrichtungspraktikum. — 

stof. Dr. Schubert: Geodäſie und Planzeichnen, 

geodätiſche Inſtrumente, geodätiſche Übungen, 
forſtlich⸗meteorologiſche übungen und Prüfungs: 
aufnahme. — Prof. Dr. P. G. Krauſe: Geſteins⸗ 
kunde, Geologie, geognoſtiſche übungen und Lehr⸗ 
wanderungen. — Prof. Dr. Schwalbe: Organiſche 
Chemie, mineralogiſche und chemiſche Übungen 
Prof. Dr. Albert: Bodenkunde, bodenkund⸗ 
liche Lehrwanderungen. — Geh. Reg.⸗Rat Prof 
Dr. Schwarz: Syſtematiſche Botanik, botaniſche 
Übungen und Lehrwanderungen. — Geh. Reg.⸗Rar 
Prof. Dr. Eckſtein: Inſekten, zoologiſche Übungen 
und Lehrwanderungen. — Prof. Dr. 8 i 
Wirbelloſe Tiere. — Amtsgerichtsrat Görcke 
Strafrecht. 

Das Sommerſemeſter beginnt am 11. April 
und endet am 20. Auguſt. 

Anmeldungen ſind ſchriftlich an die Forſtakademie 
Eberswalde zu richten unter Beifügung der 
Zeugniſſe über Schulbildung, forſtliche Lehrzeit, 
über ſchon erledigte Univerſitäts⸗ und ſonſtige 
Studien, über den Beſitz der zum Unterhall 
erforderlichen Mittel ſowie eines Lebenslaufs 
mit Angabe des Militärverhältniſſes. 

Der Direktor der Forſtakademie: Dr. Möller 
CH 


Vorleſungs verzeichnis der Univerſität Gie ßen 
für Studierende der Forſtwiſſenſchaft. Prof. 
Dr. Borgmann: Forſteinrichtung, II. Teil (Ver- 
fahren), mit Durchführung eines Lehrbeiſpiels in: 
Walde, vierſtundig; Waldwertrechnung und forſtliche 
Statik, I. Teil (Theorie und Methoden), vierſtündig, 
Planzeichnen, zweiſtündig; Jagdkunde (für Hörer 
aller Fakultäten), einſtündig; forſtliche Exkurſionen. 
— Prof. Dr. Wimmer: Waldbau, II. Teil, mit 
Demonſtrationen, dreiſtündig; Forſtſchutz einſchl. 
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Forſt⸗Entomologie, zweiſtündig; f ( 
kurſionen. Privatdozent Dr. Wilh. Heinr. 
Weber: Forſtpolitik, dreiſtündig; Forſtgeſchichte, 
zweiſtündig; Waldwegbau, mit Übungen, ein⸗ 
ſtündig. , 

Die Vorleſungen aus den Gebieten ber 
Mathematik und Naturwiſſenſchaften, Staats⸗ 
und Rechtswiſſenſchaften, Volkswirtſchafts⸗ und 
Privatwirtſchaftslehre ſowie Landwirtſchaft hören 
die Studierenden der Forſtwiſſenſchaft gemeinſam 
mit den übrigen Studierenden. 

Unter beſonderer Berückſichtigung der Stu⸗ 
dierenden der Forſtwiſſenſchaft leſen Geh. Hofrat 
Prof. Dr. Fromme: Niedere Geodäſie, mit 
Übungen, dreiſtündig. — Prof. Dr. Harraſſowitz 
und Dr. Schneiderhöhn: Einführung in die 
Mineralogie, Geologie und Bodenkunde, mit 
Übungen, dreiſtündig. — Privatdozent Dr. Funk: 
Forſtbotanik, II. Teil (Pathologie der Waldbäume), 
dreiſtündig. Beginn der Immatrikulation: 18. April. 
Beginn der Vorleſungen: 25. April. 

V > 


Die Eiſenbahntarife für Holz vom 1. April 1921 
ab. Die deutſchen Eiſenbahn⸗Gütertarife wurden 
mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1920 ab in jeder 
Beziehung umgeſtaltet, die Tarifſätze erhöht. In 
Nr. 6 Seite 102 gaben wir die weſentlichen auf 
das Holz bezüglichen Beſtimmungen wieder und 
gaben der Mitteilung eine ſolche Satzanordnung, 
daß ſie an Stelle der Seiten 102 und 103 in 
den zweiten Teil des „Waldheilkalenders“ ein⸗ 
efügt werden konnte. Wenn man ſich der 
Steg hingegeben hatte, nunmehr für eine 
ängere Zeit mit ſtabilen Frachtverhältniſſen rechnen 
zu können, ſo war das ein ſchwerer Irrtum, das 
Defizit der Bahnen hat ſchon wieder zu einer 
ganz erheblichen Erhöhung der Tarifſätze gezwungen 
Die Güterklaſſifikation ſowie die Art der Fracht⸗ 
berechnung ſind dieſelben geblieben, dagegen ſind 
vom 1. April 1921 die Tarifſätze der Klaſſe C 
(in der Hauptſache rundes und geſchnittenes Holz) 
um 70 9%, in der Klaſſe D (Arenn⸗ Papier-, 
Grubenholz, Stangen, Eiſenbahnſchwellen) um 
60 % erhöht worden. 

Die Beſitzer des „Waldheilkalenders“ werden 
gut tun, ſich dieſe Anderung auf Seite 103 zu notieren. 

7 


* Stundung des Holzkaufpreiſes für Wohnungs⸗ 
fürſorge⸗Geſellſchaften. Der preußiſche Landwirt⸗ 

aftsminiſter hat verfügt, daß den Wohnungs⸗ 
ürſorge⸗Geſellſchaften der Kaufpreis für Holz aus 
em Wirtſchaftsjahr 1920, das noch nicht feiner 
Beſtimmung zugeführt werden konnte, 
bis zum 1. Januar 1922 geſtundet wird. Wenn 
das Kaufgeld bereits bis zum 3. März 1921 zins⸗ 
frei geſtundet war, erfolgt die Stundung auch 
bis zu dem neuen Termin zinsfrei; im anderen 
Ba wurden 5% Verzugszinſen erhoben. Der 
andwirtſchaftsminiſter hat ferner den Antrag 
des Reichsverbandes der Wohnungsfürſorge-Geſell⸗ 
ſchaften genehmigt, daß als Sicherheit für den 
geſamten geſtundeten Kaufpreis Sola-Wechſel 
angenommen werden, und zwar können zwei 
getrennte Sola⸗Wechſel ausgeſtellt werden: der 
erſte Teil über den Nettopreis, der bisher durch 
andere Bürgſchaften ſichergeſtellt werden mußte, 
und der zweite Teil über den überſchießenden 
Kaufpreis. 

CH 


Erhöhung der ſtaatlichen Beſörſterungs⸗ 
gebühren in Württemberg. 
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mit dem Staate eine Vereinbarung getroffen, 
nach welcher dieſer durch ſeine Verwaltungs⸗ 
beamten die Bewirtſchaftung der Körperſchafts⸗ 
waldungen beſorgen läßt. Durch Art. 12 Abſ. 1 
des Körperſchaftsforſtgeſetzes von 1902 war für 
die hierdurch entſtehenden Koſten der Betrag vom 
1,60 „ je Hektar an die Staatskaſſe zu entrichten. 
Durch Geſetz vom 24. Dezember 1920 iſt dieſer 
Betrag auf 5 / je Hektar erhöht worden. Wenn 
die Körperſchaften hiermit nicht einverſtanden 
ſind, ſo ſteht ihnen ein Kündigungstermin vom 
ſechs Monaten zu, nach deſſen Ablauf die Bewirt⸗ 
ſchaftung durch die Organe der Staatsforſt⸗ 
verwaltung noch drei Monate erfolgt. Schw. 
CH 


Titel und Anhaltäverzeihnis unſeres Blattes 
für Band 35 (1920), und zwar für die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ ſelbſt, für „Des Förſters 
Feierabende“ und die „Forſtliche Runde 
ſchau“, außerdem das Verzeichnis der im 
Jahre 1920 erſchienenen forſtlich wichtigen 
Bücher iſt ſoeben fertiggeſtellt worden. Alle Geer, 
die auch in dieſem Jahre wieder die Zuſendung 
dieſer Inhaltsverzeichniſſe wünſchen, bitten wir 
um umgehende Beſtellung durch Poſtkarte. Win 
werden dann koſtenlos ein Stück aller Inhalts⸗ 
verzeichniſſe überſenden. 

Die Geſchäftsſtelle 
der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“, Neudam om. 
J 


Forſtwirtſchaftliches. 

Lieferung von Waldſamen an die Entente 
Bekanntlich beanſprucht die Entente u. a. auch die 
Lieferung von erheblichen Mengen von Forſt⸗ 
pflanzen und Waldſamen, und zwar auf die Dauer 
von wahrſcheinlich zehn Jahren. Nachdem ſchon 
erhebliche Mengen Eſchenſamen abgeliefert worden 
ſind, iſt in den letzten Wochen beſtimmt worden, 
daß für Italien bis 15. März, für Frankreich und 
Belgien bis Anfang April 6700 kg Kiefern⸗ und 
2100 kg Fichtenſamen abzugeben ſind. Behufs 
Beſchaffung des Samens hat der Reichskommiſſaz 
für den Wiederaufbau einen Vertrag mit einem 
Lieferungsverband abgeſchloſſen, dem 22 Kontroll- 
firmen angehören. Der Same geht ſämtlich auf 
ein Lager nach Darmſtadt, hier werden von einem 
Beamten der heſſiſchen Staatsforſtverwaltung 
Proben entnommen, die der Waldſamenprüfungs⸗ 
anſtalt in Eberswalde zur Feſtſtellung von Reinheit 
und Keimkraft übergeben werden. Hierauf erfolgt 
der Verſand an die angegebenen Empfang. 
ſtationen. a Sch. 


Stockſprengungen mit Silit. Durch die 
Firma Rudolf Schramm in Siegen wurden im 
hieſigen Stadtwalde Stockſprengungen mit Gin 
vorgeführt. Es wurden hauptſächlich Eicher ⸗ 
Haubergſtöcke mittlerer und größerer Stärken 
geſprengt. Bekanntlich ſind Haubergſtöcke mit 
ihren vermaſerten und verwachſenen Stöcken uns 
mehreren Pfahlwurzeln wohl die am ſchwierigſten 
zu ſprengenden Stöcke. Die Sprengungen haber 
alle Teilnehmer und Sachverſtändige davon über⸗ 
zeugt, daß die großen Rodungen, die in hieſigen 
Gegend ausgeführt werden müſſen, mit erheblichem 
Teil kürzerer Zeit und leichterer Arbeit ausgefühnm 
werden können als bei der Rodung mit der 
Hand oder unter Verwendung von teuerer 
Hilfsmitteln. Herausgeſprengt wurden Stöcke, zu 


In Württemberg | deren Rodung zwei Arbeiter etwa zwei bis dre⸗ 
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Stunden benötigen, und die bei einem Stunden⸗ 
lohn von 5 & einen Koſtenaufwand von 20 bis 
bis 30 verurſacht hätten. Durch Anwendung 
von Silvit wurden die Stöcke innerhalb fünf 
Minuten mit einem Geſamtkoſtenaufwand von 
2,40 „ herausgeſprengt. Zuletzt wurden einige 
Stöcke größerer Stärke, die von zwei Arbeitern 
vielleicht in einem Tage — 16 Stunden Arbeits⸗ 
zeit — für 80 A gerodet wären, in kürzeſter Zeit 
mit einem Koſtenaufwand von 5,50 „ heraus⸗ 
geſprengt. Den Sprengkoſtenberechnungen ſind 
die Kleinverkaufspreiſe zugrunde gelegt. Die 
Koſten würden ſich bei größerem Bezug verringern, 
weil dann die Großhandelspreiſe angerechnet 
werden. Die auszuführenden Arbeiten ſind ſehr 
einfach und von jedem intelligenten Arbeiter in 
kürzeſter Zeit zu erlernen. Nicht unerwähnt darf 
bleiben, daß die herausgeſprengten Stöcke völlig 
e von Erde und Steinen und in mehrere 

eile zerſprengt ſind, daß dieſelben gleich als 
zum Teil ſehr wertvolles Brennholz verwendet 
werden können, während die von Hand gerodeten 
Stöcke ſtets voll feſtgewachſener Erde und Steine 
ſtecken und nur mit erheblichen Schwierigkeiten 
zerkleinert werden können. Ferner findet durch 
die Sprengung eine Bodenlockerung ſtatt, die das 
Najolen des Bodens ſehr erleichtert. 

Siegen, im Februar 1921. 
Laubinger, Stadtförſter. 
CH 


Brief- und Fragekaſten. 
Anfrage Nr. 17. 1. Kündigung bei ſtill⸗ 
ſchweigender Verlängerung der Anſtellung. 2. An⸗ 
weiſegeld bei Kündigung. In meinem Anſtellungs⸗ 
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vertrage befindet ſich folgender Paragraph: 1. Ihre 
Anſtellung erfolgt auf die drei Jahre vom 1. Januar 
1920 bis dahin 1923; von dieſem Zeitpunkte gilt ſie 
als ſtillſchweigend verlängert, falls ſie nicht von 
ſeiten der Verwaltung oder Ihrerſeits mit viertel⸗ 
jähriger Friſt zu den vier Vierteljahreserſten ge⸗ 
kündigt wird. 2. Anweiſegeld, und zwar 2% des 
Kaufpreiſes des freihändig verkauften Holzes. 
Ich frage an: 1. ob der Vertrag vom 1. Januar 
1923 wieder auf drei Jahre weiterläuft, wenn 
bis dahin nicht gekündigt wird, oder ob nur viertel⸗ 
jährige Kündigung vorgeſehen iſt. 2. Wem ſteht, 
wenn ich gekündigt werde, das Anweiſegeld zu 
für Hölzer, die während der Zeit vom 1. Oktober 
1922 oder früher unter meiner Aufſicht geworben 
werden, aber am 1. Januar 1923 noch nicht 
verkauft ſind? S. 

Antwort: Sie ſind auf drei Jahre angeſtellt. 
Dieſe Anſtellung gilt nach Ablauf dieſer drei Jahre 
als verlängert, wenn Sie nicht vorher ſechs Wochen 
vor Ablauf des Jahres 1922 gekündigt werden oder 
Sie ſelbſt kündigen. Geſchieht das von keiner 
Seite, ſo verlängert ſich das Dienſtverhältnis nicht 
auf weitere drei Jahre, weil eine ſolche Friſt 
nicht vorgeſehen iſt. Aus dieſem Grunde iſt das 
neue Dienſtverhältnis als auf unbeſtimmte Zeit 
abgeſchloſſen anzuſehen, und in dieſem Falle ſteht 
beiden Teilen die vierteljährliche Kündigung zu. 
die ſpäteſtens vor Ablauf des Kalenderviertesjahres 
zu erfolgen hat. — Sie erhalten Anweiſegeld in 
Höhe von 2% des Kaufpreiſes des freihändig 
verkauften Holzes. Entſcheidend iſt der Abſchluß 
des Kaufes. Erfolgt dieſer nach Ihrem Aus⸗ 
ſcheiden, ſo können Sie keinen Anſpruch auf An⸗ 
weiſegeid erheben. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachtrichen. 


Zur Seſetzung gelangende Forfidienfiflellen. 
Preuſten. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Förſterſtelle Vurgberg, Oberf. Bieber (Caſſe h, iſt 
zum 1. April zu beſetzen. Geräumige Dienſt⸗ 
wohnung mit elettriſchem Licht und Waſſerleitung 
in Bieber. Bahnſtation: Gelnhauſen, 17 km, 
Hanau 35 km. Realſchule Durch tägliche Bahnfahrt 
in Gelnhauſen erreichbar. Garten 0,21 ha, Acker 
0,03 ha. Nutzungsgeld und Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung werden neu feſtgeſetzt. Volle 
Rüſtigkeit erforderlich. Bewerdungsfriſt: 20. März. 

Förſterſtelle Langendamm, Oberf. Nienburg 
[Hannover), {ft zum 1. April neu zu beſetzen. 
Zu der Stelle gehört rund 13 50 ha nutzbares 
Wirtſchaftsland. Dienſtwohnung iſt vorhanden. 
Bewerbungen ſind bis zum 21. März einzureichen. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Gemeindeförſterſtelle Haufen im Kreiſe Adenau iſt 
zum 1. Mai neu zu beſetzen. Bewerbungen ſind 
bis zum 5. April an den Bürgermeiſter in Kelberg 
(E.fel) einzureichen. 

Städt, Hilfe förſterſtelle Bunzlan iſt zum 1. April 
oder ſpaͤter zu beſetzen Bewerbungen ſind um⸗ 
gehend an den Magiſtrat Bunzlau einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 

Städt. Hilfsförſterſtelle Remſcheid iſt zum 1. April 
neu zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 
1. April an den Oberbürgermeiſter in Remſcheid 
einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 

Städt. Forſtaufſcherſtelle Eberswalde iſt ſofort zu 
beſetzen. Bewerbungen ſind an den Magiſtrat 
Eberswalde zu richten. Näheres ſiehe Anz ige. 

Gemeinde ſörſterſtelle des Forſtſchutzverbandes 
Schalkenbach im Kreiſe Ahrweiler iſt zu beſetzen. 
Bewerbungen werden vom Bürgermeiſter in 
Niederziſſen (Kr. Ahrweiler) noch bis zum 30. März 
entgegengenommen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Verwaltungsänderungen. 


Preußen. 
Die Revierförſterſtelle Inngingen und die Förſternelle 
Studnitz ſind neugegründet worden. 
Die Revierförerſtelle Sommin und die Förſterſtelle 
Inngingen werden mit dem gleichen Tage aufgeli. 


Perſonalnachrichten. 


Preuſen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Gruſewski, Nevierförfter in Sommin, Oberf. Zerren, 9. 
vom 1. April an nach Juningen, Oberf. Treten 

(Köslin), verſetzt. 

Kluth, Rerierſörſter in Neuſtadt, Oberf. Ilſeld, iſt von 
1 April an nach Wiedelah, Oberf. Liebenburg (Hildes⸗ 
heim), verſetzt. 

Böhme, Körner o. R. in Wünnenberg, Oberf. Wünnenberg, 
iſt vom 1 April an nach Herford, Oberf. Minden 
(Minden). verſetzt. 

Böttger, Förſter o. R. in Nieden, Oberf. Guszlanka, iſt 
vom 1 April an nach Pillacken, Oberf. Pfeilswalde 
(Allenſtein), verſetzt. 

Buchow, Hilfsſörſter in Thurow. Oberſ. Neuſtettin (E58 Tim), 
iſt vom 1. Dezember 1920 an zum überzaͤhligen Forſten 
a. Pr. ernannt. 

Doege, Förſter in Diepenau, Oberf. Minden, ift vom 1. Avril 
an nach Dalhenn, ZS bert Dahlheim (Minde u), verſetzt 

Franke, Hegemeiſter in Lakenhaus, Oberf. Neuhaus, it 
vom 1. April an nach Herzberg, Oberf. Herzberg 
(Hildesheim). verſetzt. 

Franke, Forſter in Herford, Oberf. Minden, iſt vom 1. Aprt: 
an nach Altenbeken (Bollerborn), Oberf. Altenbeken 
(Minden), veriegt. 

Friebel, Förner in Meerhof, bert Dalheim, iſt vom 
1. April an nach Aſſeln, Oberf. Neuenheerſe (Winden; 
verſetzt. 

Snerich, Hegemeiſter in Mollenfelde (Unterkunftsſtene) 
bert Reinhauſen (früher Bromberg), iſt vom 1. Strrtt 
an auf die Jörnerſtelle Brackenberg, Oberf. Neinhauten 
(Hildels heim,, verſetzt. 

Saeufſer, Hegemeiſter in Raſcharund, Oberf. Carlsberg 
(früher Regierungsbezirk Marienwerder), in von 
1. eh an nach Thiergarten, Oberf. Oblau (Bres lou! 
verſeßt. 
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Förſter in Oderhaus, Oberf. Oderhaus, iſt vom Teurich, Förſter in Senden, Oberf. Münſter, iſt vom 1. April 


1. April an nach Delliehauſen, Oberf. Uslar (Hildes⸗ 
beim verfegt. . ` 

SUarius, ehemaliger elſaß⸗lotbringiſcher Forſtverſorgungas · 
berechtiſter und Gemeindeförner, It von Krüt (Ober⸗ 
Elsaß) als Hilfsförſter nach Gieſel bei Fulda verſetzt 

Jacob, Förſter Neubruchhauſen (Unterkunft), Oberf. Syke, 
A am 1. April nach Barſtughauſen, Kloſteroberf. 
e (Hannover), verſetzt. 

Jacobi, Förſter in Feldrom, Oberf. Altenbeken, iſt vom 
1. April an nach Bonenburg (Regentenhohe), Oberf. 
Hardehauſen (Minden,, verletzt. 

KRaltöenn, Förſter in Aſſeln, Oberf. Neuenheerſe, ift vom 
1. April an nach Blankenrode, Oberf. Hardehaufen 
(Minden), verſetzt. 

Katties. Förſter o R. in Gr.⸗Bertung. Oberf. Kudippen, 
in nach Faulbruchswerder, Oberf. Johaunisb urg (Allen⸗ 
ſtein), verſetzt. 

Müggendurg, Förſter in Kolberg (Unterkunftsſtelle), iſt vom 
L April an uach Studnitz, Oberf. Zerrin (Köslin), 


verſetzt. 

Faali, Förſter o. R. in Pillacken, Oberf. Pfeilswalde, tft 
vom 1. April an nach Nieden, Oberf. Guszianka 
t[Allenſtein), verſetzt. 

Zap, Hegemeiſter in Steina (Unterkunftsſtelle), Oberf. 
Vauterberg (früher Bromberg), iſt vom 1. April an auf 
die Förſterſtelle Nüxei, Oberf. Lauterberg (Hildes⸗ 
Selm), verſetzt. 

Rauhe, Födner (aus den abgetretenen Landesteilen über: 
nommen), iſt vom 1. Januar an die Forſterſtelle Valbert 
(Foruhaus Ebbehaus), Oberf. Ewig (Arnsberg), 
endgultig übertragen. 

Jchäſer, Förſter in Rehhagen, Oberf. Lonau, iſt vom 
J. April an nach Langenholzen, Oberf. Alfeld (Hildes⸗ 
nei), verſetzt. 

Achters, Köcher nu Harſte (Unterkunftsſtelle), Oberf. Bovenden 
Hrücler Danzig), it vom 1. April an auf die Förſter nelle 
Lechſtedt. Oberf. Wendhauſen (Hildesheim), verſetzt. 

Swigielsai, Föruer o. R. in Cappel, Oberf. Marbura, iſt 
vom 1. April an nach Röhrda, bert, Reichenſachſen 
[Kaſſels verſctzt 


an nach Feldrom, Oberf. Altenbeken (Minden), verſetzt. 

Walter, Förster o. R. in Wünnenberg, Oberf Wünnenberg, 
HI vom 1. April au nach Meerhof, Oberf. Dalherm 
(Minden,, verſetzt. 

Wendt, Hegemeiſter in Übigau, Kr. Liebenwerda, früher in 
Doöbelsheide, Ebert, Sommerfin (Marienwerder), il 
vom 1. April an die Fornern elle Großbartloff, Oberf. 
Ershauſen (Erfurt), übertragen. 


Stelle, Forſtſchreiber in Wahrendahl (Unterkunftsſtelle), 
Oberf. Hameln, iſt vom 1. April an die Fornſchreider⸗ 
ſtelle in Neubruchhauſen, Oberf. Neubruchhauſen 
(Hannover), übertragen. 

Die Verſetzung des Förſters Felduer in Schleuſingen 
auf die Förſternelle in Großbartloff, Oberf. Ershauſen 

(Erfurt), iſt zurückgezogen. 


Son den ehemaligen elſaß-lothringiſchen SForfidetriebs- 
Beamten wurden übernommen: 
Am 1. Oktober 1920: 

Beh, Staatsförſter, vom Forſthaus Plumb (Unter⸗Elſaß) 
als Staatsföruer nach Oberjeckenbach, Poſt Grumbach. 

Wagner, Staatsförſter, von Garſch (Lothringen) als 
Staatsfoͤrſter nach Forſthaus Schloßborn bei Königſtein 

Riſchoff, Staatsfornaufſeher, von Dieu se (Lothringen) ale 
Gemeindeförſter nach Anhauſen, Kr. Neuwied. 

Am 1. Februar 1921: 

Albrecht, Staatsförſter, von Kreuzberg (Lothringen) als 
Staatsförner o. R. nach Hilders, Ober. Hilders. 

Serrmann, Staatsförſter, von Schirrhoſen (Unter⸗Elſaß) 
als Staatsförſter nach Rotenburg (Hannover). 

Jacob, Staatsförſter, von Gutt, en (Lothringen) als 
Staatsförſter nach Bruchhauſen, Kr. Hoye. 

Am 1. März 1921: 

Streit, Staatsförſter, von Forſthaus Surburg (Unter⸗ 
Elſaß; als Staatsforſter nach Reinsfeld, Oberf 
Osburg (Trier). 

Pieper. Staatsforſtaufſeher, von Schirmeck (Unter⸗Elſaß) 
als Hilfsſörſter nach Heimboldhauſen, Oberf Heringen. 


CERSTI—— 
Vereinszeitung. 
Nachrichten | 1 85 der GE E 
a . er Förſter geſprochen. er Bericht aber, 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter welcher Parte nen iſt, gibt nicht das 


In einer Ausführung des Herrn Foöͤrſters 
Pfalzgraf, 1. Vorſitzenden des Vereins preußiſcher 
Staatsförſter, in Nr. 10 des „Deutſchen Förſter“. 


In Nr. 6 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ habe 
ih in meinem Bericht „Der Haushalt der preußiſchen 
Forſtverwaltung bei der Beratung in der Landes⸗ 
verſammlung“ auf Seite 93, geſtützt auf die Er⸗ 
Zärungen des Abgeordneten Held, welche dieſer 
in der 197. Sitzung der Preußiſchen Landesver⸗ 
jommlung am 14. Dezember 1920 abgegeben hat, 
iolgendes ausgeführt: 

„Ein großes Staunen wird aber durch die 
Reihen vieler Träger des grünen Rockes gehen 
Angeſichts der Berichtigung des ſtenographiſchen 
Berichtes der Delegiertenverſammlung, welche 
der Abgeordnete Held (Deutſche Volkspartei) 
vornimmt. Dieſem Abgeordneten legte ge⸗ 
nannter Bericht folgende Worte in den Mund: 
„Ich habe das zweifelhafte Vergnügen, den 
Herrn Forſtmeiſter Erdmann zu kennen.“ In der 
preußiſchen Landesverſammlung vom 14. De⸗ 
zember 1920 nimmt der Abgeordnete Veran⸗ 
laſſung, dieſe Außerung weit von ſich zu weiſen, 
bezeichnet die Unterſtellung als eine „direkte 
Lüge“. 

28.2 der ſtenographiſche Bericht ergibt, hat der 
Abgeordnete Held wörtlich ausgeführt: 

„Dann kommt die Frage der Ausbildung, 
die auch ſehr viel Erregung in Förſterkreiſen 
hervorgerufen hat. 

Der Forſtmeiſter Erdmann in Neubruch⸗ 
dauſen, einer der tüchtigſten Forſtbeamten, 
die wir laben, hat ſich darüber in der „Silva“ 
geäußert. Dieſe Außerungen haben in Förſter⸗ 
kreifen Befremden und Unwillen erregt. Ich 


wieder, was ich geſagt habe. Er ſagt, der Ab⸗ 
geordnete Held erklärt: Auch ich habe das zweifel⸗ 
hafte Vergnügen, Herrn Forſtmeiſter Erd mann 
zu kennen. Das wäre eine direkte Lüge. Ich 
habe weder das zweifelhafte, noch das unzweifel⸗ 
hafte Vergnügen, Herrn Erdmann zu kennen; 
deshalb kann ich das auch nicht geſagt haben.“ 
Herr Pfalzgraf ſagt zu dieſen Ausführungen in 
Nr. 10 des „Deutſchen Förſter“ Seite 167, Spalte 1 
folgendes: 

„In Nr. 6 auf Seite 93 der „Deutſchen 
Forſt⸗ Zeitung“ gibt übrigens „Augur“ dieſe 
Interpretation des Herrn Held in einer ſo 
ſinnentſtellenden Weiſe wieder, daß eine auf 
Anſtand haltende Schriftleitung dieſe Wieder⸗ 
gabe berichtigen oder ablehnen müßte“). 

Ich ſtelle feſt, daß der Abgeordnete Held in der 
Landesverſammlung erklärt hat, daß der Bericht 
über die Delegierten⸗Verſammlung — denn ein 
anderer kann doch wohl nicht gemeint ſein — ihm, 
dem Abgeordneten Held, die Worte in den Mund 
gelegt hat: „Auch ich habe das zweifelhafte 
Vergnügen, Herrn Forſtmeiſter Erdmann 
zu kennen“, und dieſe Unterſtellung als 
eine direkte Lüge bezeichnet hat. Eine Sinn⸗ 
entſtellung durch meinen Bericht kann ich nicht 
entdecken. Augur. 


.) Dazu bemerken wir, daß es allerhöchſtens 
Aufgabe des Herrn Pfalzgraf fein kann, auf dn, 
ſtand bei denen zu halten, die um ihn ſitzen. 
Wir können in dieſer Beziehung den Herrn 
Gewerkſchaftsvorſitzenden entbehren und halten 
ſeine Außerung für eine dreiſte, taktloſe Un⸗ 
gezogenheit, die ihn lächerlich macht. 

Die Schriftleitung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung⸗ 
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Die Preußiſche Staats förſtergewerkſchaft und die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“. 

Vergeblich haben wir gehofft, weiterer Ver⸗ 
öffentlichung in dem unerquicklichen Streit be⸗ 
hoben zu ſein; es iſt aber unmöglich, zu ſchweigen, 
da von der anderen Seite neue Angriffe erfolgen, 
und wieder durch Herrn Pfalzgraf in Nr. 10 
des „Deutſchen Förſters“. Auf bereits widerlegte 
Punkte und Unweſentliches gehen wir nicht mehr 
ein; Herr Pfalzgraf berichtet aber grobe Unwahr⸗ 
heiten über ein Geſpräch, das der Leiter unſeres 
Blattes mit Herrn Förſter o. R. Fiebig, Dölln⸗ 
krug, anfangs November 1920 in Neudamm 
gehabt hat, die richtiggeſtellt werden müſſen. 
In der durchweg einſeitig tendenziöſen 0 
it zunächſt unterlaſſen, mitzuteilen, daß dieſer 
Unterredung weitere zwei Herren, darunter Herr 
Hegemeiſter Simon, Neudamm, beigewohnt 
haben. Im Einverſtändnis der diesſeits Be⸗ 
teiligten ſei folgendes feſtgeſtellt: 

Der Leiter unſeres Blattes hat nicht geſagt: 
„Wie konnte Herr Pfalzgraf überhaupt zulaſſen, 
daß in der Verſammlung ein Sozialdemokrat 
ſpricht“, ſondern er hat auf den groben täftijchen 
Fehler hingewieſen, der darin lag, daß in Ab⸗ 
weſenheit der Parlamentarier anderer Parteien 
die Abgeordneten Höfler von den Demokraten 
und Gebhardt von den Mehrheitsſozialiſten 
ſprechen durften, und daß durch dieſen Mißgriff 
unzweifelhaft eine einſeitige, dem Förſterſtand 
abträgliche Bevorzugung der Linksparteien ent⸗ 
ſtanden ſei. 

Die Stellung, die der Leiter unſeres Blattes 
in dem Verhältnis des Preußiſchen Förſterſtandes 
zu dem Oberförſterſtande einnimmt, iſt weithin 
bekannt, ſowohl in Förſter⸗ wie in Oberförſter⸗ 
freien ` wenn die Herren Pfalzgraf, Fiebig und 
Genoſſen darüber nicht im Bilde ſind oder waren, 
ſo iſt das wieder ein Zeichen für die Unzuläng⸗ 
lichkeit der neuen Männer, die Dinge richtig ein⸗ 
zuſchätzen. Iſt das Verhältnis zwiſchen Ober⸗ 
förſtern und Förſtern zurzeit ein bedauerlich 
ſchlechtes, ſo trägt unſerer Auffaſſung nach daran 
nicht zuletzt ein größerer Teil der Oberförſter die 
Schuld. Dieſem Gedanken hat der Leiter unſeres 
Blattes Herrn SC gegenüber Ausdruck oe: 
geben, der darauf ſein Erſtaunen über dieſe ihm 
unerwartete Auffaſſung geäußert hat. Der 
Leiter unſeres Blattes hat darauf Herrn Fiebig 
nicht verhehlt, wie bedauerlich es ſei, daß die 
Herren der jetzigen Vereinsleitung über ſolche 
Anſichten ununterrichtet wären; dem mußte Herr 
Fiebig notgedrungen beipflichten. Es wurde 
dann weiter über Förſterfragen überhaupt und 
über das Verhältnis der Zentralforſtbehörde zu 
den Förſtern und der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
la Auch da zeigte fich, daß die Leitung 

er „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ in allen ſchwebenden 
Fragen zum mindeſten den alten Vereinsſtand⸗ 
punkt einnimmt. Herr Fiebig empfand es bei 
unſeren Anſichten als einen Mangel, daß die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ſich dann nicht öfters, 
als es geſchehen, und ſchärfer gegen die Zentral⸗ 
behörde gewendet habe. Darauf hat der Leiter 
unſeres Blattes Herrn Fiebig auseinandergeſetzt, daß 
das Vereinsorgan in dieſer Beziehung nicht frei fein 
könne, ſondern den Willen der jeweiligen Vereins⸗ 
leitung habe reſpektieren müſſen. Er hat weiter auf 
den mißlichen Umſtand hingewieſen, daß von ihm 
ais Leiter des Bereinsorgans auf einer Seite Der: 
langt werde, den Abdruck von Verordnungen, Be⸗ 
ſtimmungen, Perſonalien. Stellenausſchreibungen 
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uf, laufend zu erwirken, ſowie Auskünfte über alle 
möglichen Perſonalangelegenheiten zu erlangen 
auf anderer Seite aber von ihm eine ſcharſe 
Sprache gegen die Zentralbehörde gefordert werde⸗ 
Eines ſei nur möglich, und ſolange die Vertretung, 
des Förſterſtandes auf ein gutes Verhältnis mit 
der Zentralbehörde Wert gelegt habe, ſeien ſchärſere 
Angriffe des Vereinsorgans gegen die vorgeſetzte 
Stelle ausgeſchloſſen. — Die von Herrn Pfalzgraf 
mitgeteilte Darſtellung des Herrn Fiebig, der die 
beiden zuletzt erörterten Punkte ſinnlos zuſammen⸗ 
zieht, iſt mithin, wie durch Ausſage der unbeteiligten 
Zeugen bewieſen werden kann, unwahr. 

Herr Förſter Pfalzgraf veröffentlicht weiter 
einen Briefwechſel mit Herrn Hilfsförſter Meyer 
vom Frühjahr 1920 und will zwiſchen einem Brief 
vom 30. März 1920 und einem ſolchen vom 
27. April 1920 einen Widerſpruch Törftenieren, 
um damit die Unzuverläſſigkeit der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ zu beweiſen. Dazu ſei erklärt, 
daß es ſich in dem Brief vom 30. März um 
Druckgenehmigung, in dem Brief vom 27. April 
um Korrektur eines Artikels gehandelt hat 
Ein Widerſpruch in den beiden Briefen iſt nicht 
vorhanden. Herr Meyer hatte in dem ihm über⸗ 
ſandten Korrekturabzug ſo erhebliche Anderungen 
vorgenommen, daß ſein Artikel in neuer Faſſung 
nochmals dem Vereinsleiter zwecks endgültiger 
Genehmigung vorgelegt werden mußte, wodurch 
ſich der Abdruck verzögerte. Darauf nahm der 
Brief vom 27. April in dem vom „Deutſchen 
Förſter“ veröffentlichten Eingang Bezug. Wie 
chlecht Herr Pfalzgraf unterrichtet wird, zeig: 
aber die Unterſchlagung einer hand⸗ 
ſchriftlich nachgetragenen Fußnote, in der 
es heißt: „Der Brief (von dem Herrn Vereis⸗ 
leiter) iſt ſoeben . Der Artikel ſoll 
nun nächſte Woche, d. h. alſo zum 10. Mai, 
erſcheinen.“ So beweiſt auch dieſer Fall wieder. 
daß die Gegenſeite ſtets mit Abſicht weſentliche 
Punkte verſchweigt, um die Mehrzahl derer, die 
den Dingen nicht ſo nahe ſtehen, aufzuhetzen 
und eine ſkrupelloſe Stimmungsmache gegen 
die „Deutſche Forſt⸗ Zeitung“ immer wieder zu 
entfachen. 

Herr Förſter Pfalzgraf ſchreibt weiter: „Es 
ſei hier nur darauf hingewieſen, daß noch im 
Jahre 1919 ein höherer Verwaltungsbeamter 
darüber entſchied, was in der „Deutſchen Forſt⸗ 
De dem Vereinsorgan preußiſcher Staats⸗ 
örſter, zum Abdruck gelangen durfte.“ Wiederum 
Unwahrheit; wir ſtellen dieſer Ungeheuerlichkeit 
gegenüber folgendes feſt: Der Zuſammenhalt mik 
dem höheren Forſtverwaltungsbeamten — einer: 
Forſtmann von Weltruf — beſteht zu Nutzer 
unſeres Leſerkreiſes ſchon länger als 20 Jahre 
und noch heute. Der in Betracht kommende Herr 
gibt über zahlreiche forſttechniſche, forſt⸗ 
wirtſchaftliche, forſtwiſſenſchaftliche und 
allgemein forſtpolitiſche Arbeiten, die der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ zum Druck angeboten 
werden, ein Urteil ab, an deſſen Hand derveiter unferes 
Blattes, der forſtwiſſenſchaftlich Laie iſt, entſcheidet, 
was zur Veröffentlichung kommen ſoll? und was 
nicht. Artikel, die Forſtbeamten⸗Angelegenheiten. 
beſonders die der preußiſchen Staatsförſter be⸗ 
treffen, unterliegen dem Urteil des erwähnten 
Herrn nicht, ſondern vertraglich den Leitern der 
in Betracht kommenden Dereinigungen — im 
preußiſchen Staatsförſterverein urteilte daruber 
der jeweilige Vorſitzende. In faſt allen älter 
ſiebt der Herr dieſe Arbeiten, ehe fie erſcheinen 
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überhaupt nicht. Wird ihm einmal ein ſolcher 
Auſſatz vorher zur Kenntnisnahme überſchrieben, 
jo geſchieht das nur, wenn ſorſttechniſche Dinge 
mitſprechen, oder wenn Verfaſſer oder auch der 
zuſtändige Beurteiler — der mit dem Gang 
der Geſchäftsführung in unſerer Schriftleitung 
naturgemäß bekannt gemacht worden iſt — wie 
das auch oft genug geſchehen iſt, um das Urteil 
eines erfahrenen, akademiſch gebildeten Forſt⸗ 
mannes beſonders gebeten haben. Auch dieſe 
letzte Behauptung des Herrn Pfalzgraf, die 
beſonders niedrig gehängt zu werden verdient, 
iſt weiter nichts als ein neuer tückiſcher Ver⸗ 
ſuch, das Anſehen unſeres Blattes in Förſter⸗ 
kreiſen wiederum zu erſchüttern. Die Mitteilung 
ſelbſt gewinnt im übrigen für uns noch eine 
ganz eigenartige Bedeutung dadurch, daß wir 
zu wiſſen meinen, aus welcher Quelle ſie Herrn 
Pfalzgraf in dieſer verſtellten Form zugefloſſen iſt. 
Wenn wir zur an ſich ganz grundloſen Ent⸗ 
rüſtung des Herrn Pfalzgraf in einem früheren 
Artikel einmal von Klatſchbaſen geſprochen haben, 
fo behält dieſe Bezeichnung auch für feine Gewährs⸗ 
männer in den hier zur Erörterung ſtehenden 
Angelegenheiten ſeine volle Bedeutung. 
Neugierig ſind wir, welche neuen Märchen 
Herr Förſter Pfalzgraf weiter ſammeln und 
welche neuen Kronzeugen er nun noch zuſammen⸗ 
holen wird, um den nach Zank, Streit und 
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lüͤſternen Leſerkreis des „Deutſchen Förſters“ 
damit in dauernd guter Laune zu erhalten. 
Wir wollen zu dieſem Kapitel auch ein deutliches 
Wort reden. Nicht auf ſachlichen Meinungs⸗ 
austauſch, nicht auf Förderung der Intereſſen 
des deutſchen 1 kommt es Herrn 
Förſter Pfalzgraf und denen, die um ihn ſitzen, 
an, nein, allein darauf, daß mit allen Mitteln 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ in Förſterkreiſen 
bloßgeſtellt und herabgeſetzt wird. Geht doch 
letzt überall durch die Bezirks⸗ und Ortsgruppen 
der preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft die 
Forderung, die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ab⸗ 
zubeſtellen, höchſtens einige Stücke ſollen zur 
Information geleſen werden. Damit denkt man 
ein Blatt zu beſeitigen, das 35 Jahre hindurch 
dem deutſchen Förſterſtande ſo treu, unverdroſſen 
und ehrlich gedient hat wie nie früher ein forſt⸗ 
liches Beamtenblatt. 

Wir betrachten dieſe Machenſchaften mit kühler 
Ruhe und dem Rückhalt eines guten Gewiſſens. 
So weit iſt der deutſche Förſterſtand denn doch 
noch nicht, daß er ſo töricht ſein ſollte, einem 
Blatte ſein Vertrauen zu entziehen, das ihm 
Beamer in allen forftlichen, dienſtlichen und 

eamtenangelegenheiten geweſen iſt, das überall 
mit Fug und Recht ein Hausfreund im deutſchen 

örſterhauſe genannt wird und auch den Förſter⸗ 

auen ans Herz gewachſen iſt. Der dentſche 

örſterſtand weiß genau, was die „Deutſche 

orſt⸗Zeitung“ geleiſtet hat, und die Vernichtung 

ieſes Blattes käme dem Abſägen eines Aſtes 
gleich, auf dem der Förſter ſelber ſitzt. 

Inzwiſchen hat auch das Parlament geſprochen, 
die Abgeordneten Riehl und Held haben unſere 
Ausführungen über den Verlauf der Berliner 
Delegiertenverſammlung beſtätigt. Außerdem 
mehren ſich von Woche zu Woche die Stimmen 
gener Forſtbeamten, die die neuen Wege der 
preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft nicht für 
richtig halten können. Dieſe Stimmen werden 
zunehmen, damit muß die falſche Marſchrichtung 


des neuen Kurſes offenſichtlich werden; man wird 
auch an dieſen Stellen notgedrungen einlenken, 
und dann wird endlich Ruhe und Frieden in 
den deutſchen Wald kommen, und auch die 
„Deutſche Forſt⸗ Zeitung“ wird der dauernden 
ſchweren Anfeindung und der unerfreulichen, 
fruchtloſen Arbeit der Verteidigung enthoben ſein. 
Der Schriftleiter. 
e 


Nachrichten des „Waldheil“. 


Auszug aus dem Berichte 
der Vorſtandsſitzung vom 21. Februar 1921. 
Die Sitzung fand in Neudamm ſtatt und 
begann nachmittags 3 Uhr. Anweſend waren 
die Herren: Bohl, Preußiſcher Forſtmeiſter, 
Zicher; Buller, Privatförſter, Glückauf; Grund⸗ 
mann, Okonomierat, Neudamm; ennig, 
Preußiſcher Revierförſter, Feldichen; Jacobi. 
Preußiſcher Forſtmeiſter, Maſſin; Koch, Preußiſcher 
Hegemeiſter, Zicher; Neumann, Geh. Kommerzien⸗ 
rat, Neudamm; Hans Neumann, Verlagsbuch⸗ 
händler, Neudamm; Pahl, Preußiſcher Hege⸗ 
meiſter, Neudamm; Peppler, Privatrevierförſter, 
Ringenwalde; als Vertreter des Geſchäftsführers: 
Simon, Preußiſcher Hegemeiſter i. R., Neudamm. 
Der Kaſſenbeſtand betrug am 31. Januar 1921 
60 282,24 „. Davon entfielen auf: 
a) Gelder für Unterſtützungen (U) . 11 261,53 A 
) Linderung der Kriegs⸗ 


not (kf!) . 6881,52 
e) „ „ Erziehungsbeihilfen(E) 9791,58 „ 
d) „ „ Begräbnisbeihilfen(B) 6 823,72 „ 
e) „ „ Darlehen (D) . 11 084,01 „ 
f) Rücklagen (R). 14 439,88 „ 


Seit voriger Sitzung haben ſich 29 neue 
Mitglieder, darunter eins lebenslänglich, an⸗ 
gemeldet, die durch Beſchluß des Vorſtandes 
aufgenommen werden. Unter BVerückſichtigung 
der ſeit der letzten Sitzung erfolgten Zu⸗ und 
Abgänge beträgt die Mitgliederzahl gegenwärtig 
3590. 


An Geſuchen um Beihilfen waren 22 ein⸗ 
gegangen. Es wurden bewilligt gemäß des 
Vorſtandsbeſchluſſes vom 20. Mai 1920: Der 
63 jährigen Witwe eines Privatförſters 100 l. 
Der 70 jährigen Witwe eines Privatförſters, die 
nuͤr eine ſehr geringe Zuwendung erhält, 100 . 
Der Witwe eines ſtaatlichen Forſtaufſehers, die 
nur eine geringe Gnadenpenſion bezieht, 120 K. 
Der 61 jährigen Witwe eines Privatförſters 100 &. 
Der Witwe eines Privatförſters, die eine kleine 
Ae von der Dienſtherrſchaft erhält, 50 A. 
inem invaliden Jagdaufſeher, der nur auf die 
Rente angewieſen iſt, 100 A. Der 73 jährigen 
Witwe eines Privatförſters 100 A Der Witwe 
eines Privatförſters im beſetzten Gebiete 100 . 
Der 75 Jahre alten Witwe eines Waldwärters, 
die nur eine geringe Einnahme hat, 150 A. 
Der Witwe eines Privatförſters 120 A. Einem 
Privatförſter, der als Flüchtling aus dem 
abgetretenen Gebiete erhebliche Verluſte erlitten 
hat, 300 A. Einem Privatförſter, der durch 
Krankheit ſeiner Frau in Schulden geraten iſt, 
100 A. Einem Forſtwart, der durch Vieh⸗ 
verluſte in Schulden geraten iſt, 100 „. Der 
64 jährigen Tochter eines ſtaatlichen Hegemeiſters 
100 A 


An Erziehungsbeihilfen wurden bewilligt: 
Der Witwe eines Privatförſters, deren Mann im 
Kriege gefallen iſt, 100.4. Einem ftaatlichen Forſt⸗ 
ſchüler, deſſen Mutter als Witwe nicht in der Lage iſt, 
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die Unterhaltungskoſten allein zu tragen, 500 8. 
Einem fürſtlichen Hegemeiſter, dem als Flücht⸗ 


ling große Verluſte entſtanden find, 300 %. Der 
Witwe eines ſtaatlichen Hegemeiſters zur Er⸗ 
leichterung der forſtlichen Ausbildung ihres 


Enkels 75 A. 
Vertagt wurde ein Geſuch behufs Einholung 
on Auskünften, abgelehnt ein weiteres, weil 
eine Notlage nicht anerkannt werden konnte. 
Vertagt wurden ferner zwei Darlehnsgeſuche, 
weil die nötigen Sicherheiten fehlen. 

An Begräbnisbeihilfen find ſeit der vorigen 
Sitzung in vier Fällen 800 A ausgezahlt. 

Im ganzen find alſo bewilligt: 1120 M aus U, 
975 A aus E, 520 A aus K, 800 „ aus B, 
zuſammen 3415 &. 

Stellen ſind ſeit der letzten Sitzung zwei 
vermittelt. 

Schluß der Sitzung um 5 Uhr. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 


m 


Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Cberswalde Nr. 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind in den 
Verein aufgenommen: 


7093. Schelling. E, Forſtgehilfe, Planegg, Oberbayern. XIV. 

7094 Lehmann, Ernit, Förſter, Lugk, Kreis Calau. IX. 

7095. Miethte, Reinhold, Waldwärter, Lauchhammer, Poſt Alte 
döbern, Kreis Calau. IX. 

70%. Pyka, Rudolf, Revierförſter, Schloß Saarmund, Poſt Saar: 
mund Kreis Belzig, Mark. IX. 

ot. Kwasny, Paul, Jagd⸗ und Forſtaufſeher, Eſſen⸗Bredeney, 
Kreis Eſſen⸗Ruhr. V. . 

30988 Pape, Fritz, Hilfsförſter, Borlinghauſen, Poſt Bonenberg, 
Weſtfalen. XI. 

er Baus Forſtgehilfe, Thale a. H., Forſthaus Georg: 

e. s 
7100 Kehl. i Förſter. Wäldershauſen, Poſt Homberg, Ober⸗ 
eſſen. g 

3101. Beſſel. Julius, Oberförſter, Oberförſterei Topper, Bezirk 
Frankfurt a. O. IX. 

7102. Seidel. Georg, Hilfsförſter, Berlin 8 42, Waſſertor⸗ 
Dn. Walt Hilfsförſter, Muſchlitz, Poſt Feſtenb 
7108. Konrad, Walter, Hilfsförſter, Muſchlitz, Po eſtenberg, 

Kreis Gr. Wartenberg. VII. ' 0 
7104. Schneider, Guſtav, Rendant, Altdorf, Poſt Pleß, Ober: 
Schleſien. VI. 
* 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Tren kelbach. Albin, Jäger, Welda, Kreis Warburg. 
Moritz. Erich, Forſtgehilfe, Damsdorf, Poſt Tensfeld, Kreis 
Segeberg. Holſtein. 
Neumann, Benno, Kaufmann, Schlawa i. Schl., Kreis Freyſtadt. 
Behrendt, Friedrich, Privatförſter, Jägerkrug, Poſt Taplacken, 
Kreis Wehlau, Oſtpr 
Amenthaler, Cduard. Privatförſter, Spiegels⸗Korſchen, Poſt Pulz, 


Kreis Bertenburg, Oſtpreußen. 
Herold, Willy, Norſtaufſeher, Forſthaus Waldhof, Poſt Wiednitz, 


Bez Liegnitz 

Moſer. Paul, Hilfsjäger, Forſthaus Siethen, Poſt Ludwigsfelde, 
Kreis Teltow. 

Kaſten, Albert. Forſtverwalter, Klinga, Poſt Naunhof, Kreis 


Leipzig. 

Zimmermann, Alfred, Hilfsjäger, z. Zt. Wolfshau (Weſt), Poſt 
Krummhübel i. Rieſengeb. 

Letz, Karl, Stadtförſter, Malge, Poſt Brandenburg a. H., Kreis 


Zauch⸗Belzig. S 
Trieloff, Herbert, Forftgehi.fe, Berlin⸗Weißenſee, Gierſtraße 1. 
7 


Sammlung für Erziehungsbeihilfen 
für die Forſtlehrlingsſchule Templin. 


In Fulda iſt auf Anregung des Herrn Revier⸗ 
förſters Nolte beſchloſſen worden, durch freiwillige 
Gaben Mittel für Erziehungsbeihilfen der Forſt⸗ 
lehrlingsſchule Templin zu ſammeln. Dieſer Be⸗ 
ſchluß iſt mit beſtem Erfolge in die Tat umgeſetzt 
worden. In nachſtehendem wird über die bis jetzt 
eingelaufenen Zahlungen quittiert. d A 


Überficht der Sammlung für Erziehungsbeihilfen 
der Forſtlehrlingsſchule Templin. 


7. S. 20. Sammlung in ulde 1400,50 4 
8. 9. 20. Desgl. durch Oberförſter Nöhring⸗Ivenack 1000,— A 
20. 9 20. Spende des Grafen von Brühl 500, A 
20. 9. 20. Sammlung EE der Gruppen» 
verſammlung in Prinkenau von ber Orts⸗ 
ERD, Lübe nn 170.— A 
20. 9. 20. Sammlung der Ortsgruppe Neuſalz, ein⸗ 
geſandt von Förſter Walter-Annaberg . . 359,.— A 
13 10 20. Sammlung der Bezirksgruppe VI. 80,— A 
12 11 20. Desgl. der Ortsgruppe Katzbachthal . 145.— A 
26. 11 20. Zuwendung der Bezirksgruppe IV durch 
Oberförſter Titze r 50 A 
28. 11 20 Förſter Nolte 10,.— 4 
28. 12. 20. Erlös für Fehlſchüſſe, eingeſandt von 
Förſter Hoffmann. Hausdorr AR 
31. 12. 20. Zinſen von der Epartafie . . 2. 2... 28 49 4 
Abſchluß für 19h'?— 4019,99 4 
Zahlung nach Templin an Direktor Jacob 300% A 
1. 1 1 Neſtfanßnsdsdd E e 1019,99 A 
Im Jahre 1920 find alſo 4049 M 99 9 ein⸗ 


gegangen, von denen zur Verteilung einer Anzahl 
von Stipendien Herrn Forſtſchuldirektor Jacob. 
Templin, im Dezember 1920 3000 % überwieſen 
worden find? 1049 / 99 9% find laut Satzungen 
dieſes Fonds in Rücklage geſtellt. 

Im Jahre 1921 ſind an neuen Zuwendungen 


eingelaufen: 
10. 2. 21. Zuwendung der Ortsgruppe Uckermark. 88,.— & 
10. 2. 21. Buße für einen Forſtfrevel, eingeſandt 

von Oberförſter Grimgfjſtn e 2⁴0,.— A 
10. 2. 21. Sammlung am Schluſſe einer Jagd. 

Einſender Revierförſter Penning . 231.— . 
10. 2. 21. Sammlung der Bezirksgruppe X VI. Gin, 

ſender Rewierförſter Wachner, Hörſing. . 108,.— A 
12. 2. 21. Sammlung gelegentlich der Verſammlung 

in Berlin am 12. 2. der Bezirksgruppe 

Branden bung 400,.— A 
12. 2. 21. Einſendung von Mevierförfter Werner, 

Bflümleſsgs Ee 20. — 8 


Sa. 1107. A 

Allen, die durch vorſtehende Zuwendungen 
dazu beigetragen haben, den Zöglingen der Forſt⸗ 
ſchule in Templin die Koſten der Ausbildung 
zu erleichtern, wird hierfür der herzlichſte Dank 
ausgeſprochen. Mögen dieſe Zeichen der Hilfs⸗ 
bereitſchaft dazu beitragen, das Gefühl der 
1 in dem Verein der Privat⸗ 
orſtbeamten Deutſchlands zu ſtärken. 

Um weitere Zuwendungen, über die an dieſer 
Stelle jeweils quittiert werden ſoll, wird gebeten. 
Keine Gruppenverſammlung, kein Vereins⸗ 
vergnügen oder Skatabend ſollten vorübergehen, 
ohne daß ein Scherflein für den Noltefonds 
geſammelt wird, der dem jungen Nachwuchs des 
deutſchen Privatforſtbeamtenſtandes und damit 
auch der Zukunft unſeres Privatwaldes zugute 
kommt. Alle Gelder ſind mit dem Kennwort 
„Erztehungsbeihilfen für Templin“ allein 
an die unterzeichnete Kaſſenſtelle zu ſenden. 

Neudamm, Anfang März 1921. 

Die Kaſſenſtelle des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
7 


Förſterprüfung 1921. 

Auch in dieſem Jahre, und zwar im Sommer, 
ſollen Förſterprüfungen abgehalten werden, wenn 
genügend Meldungen eingehen. Um das feſtſtellen 
zu können, werden die Vereinsmitglieder, welche 
ſich der Förſterprüfung unterziehen wollen, um 
Mitteilung an die Geſchäftsſtelle in Eberswalde. 
Schicklerſtraße 45, bis ſpäteſtens zum 1. Mat 192 
erſucht. Beizufügen iſt ein kurzer Lebenslauf, aus 
dem namentlich die Erfüllung der Bedingungen 
für die Zulaſſung zur Förſterprüfung (8 2 der 
Prüfungsordnung) zu erſehen iſt. Prüfungs⸗ 
ordnungen können bei der Geſchäftsſtelle an⸗ 
gefordert werden. Die Geſchäftsſtelle. 


226 


Großer forſtlicher Lehrgang. 

Der Verein beabſichtigt bei genügender Be⸗ 
teiligung im Sommer dieſes Jahres einen großen 
forſtlichen Lehrgang von vierwöchiger Dauer 
abzuhalten. Um feſtſtellen zu können, ob die 
Mindeſtzahl von 20 Teilnehmern zuſammenkommt, 
wird gebeten, bis zum 1. Mai 1921 die Geſuche 
mit Belegen an die Geſchäftsſtelle in Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45, zu ſenden. Den Geſuchen ſind 
beizufügen: 

1. der Geburtsſchein, 
2. der Lebenslauf, 


3. das Lehr⸗ und etwaige Prüfungszeugniſſe 


im Original, 
4. die Originalzeugniſſe 
Beſchäftigung. 
Die Mitgliedsnummer iſt anzugeben. 
gelaſſen werden nur ſolche Mitglieder, die 


über die praktiſche 


und alsdann ſo lange im praktiſchen Forſtdienſt 
geſtanden haben, daß dieſe praktiſche Dienſtzeit 
einſchliezlich der Lehrzeit bis zum Beginn des 
Lehrgangs mindeſtens fünf volle Jahre beträgt. 
Kriegsteilnehmern kann ein Jahr Heeres⸗ 


dienſt auf die praktiſche Dienſtzeit angerechnet 


werden; 
2. Ber: 24. Lebensjahr vollendet haben. 
8 
150 K und iſt unter Angabe der Beſtimmungen 
nach Mitteilung der Zulaſſung umgehend an 


die Kaſſenſtelle des Vereins zu Neudamm Nm. 


einzuſenden. 


Wir bitten, daß ſich nur ſolche Mitglieder 
melden, die auch die feſte Abſicht haben, ſich an 


dem Lehrgang zu beteiligen. 
Die Geſchäftsſtelle. 
D 


Reviergehilfen⸗Prüfung. 

Am 22. d. M. Ins in Weinböhla im oberen 
Marxſchen Gaſthofe von vormittags 8 Uhr an 
die Forſtgehilfenprüfung ſtatt, zu der alle Kollegen 
und Gönner der grünen Farbe hierdurch freundlich 
eingeladen werden. 

Weinböhla, den 7. März 1921. 

Forſtwirtſchaftliches Büro. 
W. Dreßler, Oberförſter a. D., 1. Vorſitzender. 
* 


Betrifft Unterkunft 

der in Templin ausgebildeten Forſtſchüler. 

Am 15. Juni d. Js. werden nach Bes 
endigung des Schuljahrs 46 Zöglinge die Forſt⸗ 
ſchule Templin verlaſſen. Da eine Anzahl von 
dieſen noch keine Beſchäftigung in Ausſicht hat, 
wird im Intereſſe der Beſtrebungen des Vereins 
an die Herren Waldbeſitzer die dringende Bitte 
gerichtet, bei Beſetzung entſprechender Stellen auf 
dieſe Schüler Rückſicht nehmen zu wollen. 

Herr Direktor Jacob, Templin (U.⸗M.), iſt 
ern bereit, jede gewünſchte Auskunft über per- 
bus Verhältniffe und Leiſtungen der jungen 
eute zu erteilen. 

Eberswalde, im März 1921. 

Der Schulpfleger. 
7 


Bezirksgruppe Rheinland (V). 
Verſchiedene Mitglieder der Bezirksgruppe 
ſuchen für ihre Söhne Lehrſtellen. Beamte, welche 
gewillt ſind, Lehrlinge auszubilden und bei ſich 
aufzunehmen, werden gebeten, dieſes der Bezirks⸗ 
gruppe baldigſt mitzuteilen. a 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Zu⸗ 


1. eine ordnungsmäßige Lehrzeit durchgemacht | fi 


onorar für den Lehrgang beträgt 


* 


Nr. 12 Bd. 36 (1921) 


Die Mitglieder der Bezirksgruppe werden 
dringend gebeten, alle zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Jagdvergehen uſw. umgehend der Bezirksgruppe 
mitzuteilen, damit eine . an den 
Verein Weidmannsſchutz in Köln erfolgen kann 

Es ſind folgende Angaben erwünſcht: 

1. Genaue Perſonalien des Täters, 
2. kurzer Bericht über die ſtrafbare Handlung, 
3. zuſtändige Gerichts behörde, 
4. wenn bereits Verhandlungstermin angeſetzt : 
orf haus de er Nie Poſt Schleb 
orſthaus Neuendrieſch, Poſt ebuſch⸗ 
Rheinland, den 7. März 1921. R 
Der Vorſitzende: Kremling, Revierförſter. 
7 


Bezirksgruppe Provinz Sachſen, Braunſchweig 
und Anhalt (XV). , 

Am Sonntag, dem 3. April, vormittags 10 Uhr. 
ndet in der Kaiſerhalle zu Magdeburg eine 
Bezirksgruppenverſammlung ſtatt, zu der . 
Mitglieder recht dringend eingeladen werden. 

Tagesordnung: 
1. Bericht über die Vorſtandsſitzung am 11. Febr un; 
zu Berlin. 
2. Gehaltstarif⸗Angelegenheit. 
3. Beſprechung über Ortsgruppen. 
4. Verſchiedenes. 
Gleichzeitig wird der neu abgeſchloſſene Gehalts 
tarif an die anweſenden Mitglieder verteilt. 
Forſthaus Schlagenthin, 3. März 1921. 
Wegener, Bezirksgrüppenvorſitendet 
7 


Ortsgruppe Bober⸗Katzbachtal. 
Die Ortsgruppenverſammlung am 27. Janus 
in Schönau a. d. Katzbach war von 21 Mitgliederr 
und 3 Gäſten beſucht. Der Vorſitzende, Revier⸗ 


förſter Prophet, eröffnete die Verſammlung mit 


der üblichen Begrüßung und ging zur Tages⸗ 
ordnung über, beginnend mit Verleſung des dro 
tokolls der letzten Verſammlung. Zu 1. Förſter⸗ 
wünſche und Förſterſorgen. Zunächſt wurde 
die Raubzeugbalgfrage beſprochen. Der Vor⸗ 
ſitzende gab bekannt, daß von ſeiten der Wald 


beſitzer keinerlei Außerungen betreffs der Raub: 


zeugbälge ſowie der Schußgelder erfolgt find. 
Es wurde ein neuer Antrag geſtellt und von 
der Verſammlung angenommen. Sodann wurde 


| über die Tarifſätze verhandelt und beſonders auf 


Gewährung von Deputat, Dienſtland uſw. hin⸗ 
gewieſen. Bei Gewährung von Dienſtland iſt 
dieſes entſprechend zu bewerten, denn da meist 
nur kleine Flächen in Frage kommen, muß die 
Beſtellung durch fremde Geſpanne vorgenommen 
werden. Dieſe ſind aber le teuer, daß ein 
nennenswerter Nutzen kaum herauszuwirtſchaſten 
iſt. Auf Gewährung von Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung wurde hingewieſen und hierbei 
Kleidergeld beſonders erwähnt! Über Alters⸗ 
verſorgung wurde ſehr lebhaft geſpr unt 
ae Gefahrenzulage und Penſionsverſicherung 
ervorgehoben. Zu dieſem Punkte wurden ver⸗ 
ſchiedentlich Vorſchläge gemacht und Anträge 


geſtellt, deren Erfüllung aber wohl nur durch 


geſetzliche Regelung erreicht werden kann. Der 
neue Förſterbund wurde in reger Aussprache 
herangezogen. Nach vielem Hin und Her einigte 
man ſich dahin, ſich vorläufig abwartend zu der⸗ 
halten. Auch das Forſtkulturgeſetz gab Ver⸗ 
anlaſſung zu erregter Ausſprache. Der in dieſem 
Geſetz vorgeſehene Befähigungsnachweis der 
Waldbeſitzer wurde ganz Gë als un⸗ 
genügend. angeſehen, da Umgehung des Geſetzes 


Nr. 12 Bd. 36 (1921) 


ſodann jedem ſehr in die Hand gegeben wäre. Templin ſollen mit abgelegter Abgangsprüfung 


Der Befähigungsnachweis der Forſtbeamten auf 
Grund einer ordnungsmäßigen Lehrzeit und Ab⸗ 
legung der Förſterprüfung wird als ſolcher von 
der Verſammlung genannt und gefordert. Zu 
2. Forſtliche Tagesfragen wurden erzielte 
Holzpreiſe bekanntgegeben. 3. Verſchiedenes. 
Angeregt wurde, Mitglieder, die die Verſammlung 
ſchwänzen, durch eine Ordnungsſtrafe an die 
verſäumten Pflichten zu erinnern. Beſchloſſen 
wurde, die nächſte Verſammlung, verbunden mit 
einem Waldſpaziergang, in Mochau im Mar ab⸗ 
zuhalten. Sollten außerordentliche Verhältniſſe 
vorher eine Verſammlung erfordern, ſo wäre 
Schönau an der Katzbach wieder der Sammel⸗ 
punkt. Ein Horrido auf den deutſchen Wald 
fchloß die Sitzung. Darauf folgender gemütlicher 
Kaffee mit den zahlreich erſchienenen Damen und 
ein Tänzchen hielten die Mitglieder noch lange 
zuſammen. Trommler. 


7 

Ortsgruppe Niederlaufiger Grenzwald. 

Die am 26. Februar in Altdöbern N.⸗L. ab⸗ 
gehaltene Ortsgruppenverſammlung war ſeitens 
der Mitglieder wie Gäſte gut beſucht. Die Er⸗ 
öffnung der Tagung begann um 5½ Uhr nach⸗ 
mittags mit einer Begrüßungsanſprache des Vor⸗ 
ſitzenden. Die fünf Punkte der Tagesordnung 
fanden ihre Erledigung. Zu Punkt 2: „Die 
Bodendecke“ (Referent Hilfsförſter Henning) und 
„Bildungs⸗ und Prüfungsgelegenheiten des 
Vereins“ (Referent Förſter Lebrecht) iſt bemerkens⸗ 
wert, daß den Ausführungen mit großem Inter⸗ 
elle gefolgt wurde, und löſte namentlich das 
Thema „Bodendecke“ lebhafte Erörterungen aus. 
Punkt 3 ſah die Einbringung zweier Anträge, 
und zwar: a) Einladungen für Veranſtaltungen 
der Ortsgruppe ſollen künftig den Mitgliedern 
durch die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ bekannt⸗ 
gegeben werden, welches auch einſtimmig an⸗ 
erkannt wurde; b) die Schüler der Forſtſchule 


ein Torſo. 214. — Parlaments⸗ und Vereinsberichte. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 
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den Titel „Forſtgehilfe“ an Stelle des überlebten 
„Hilfsjäger“ führen. Antrag b wurde nach Zu⸗ 
ſtimmung an die Bezirksgruppe weitergeleitet. 
Punkt 5 löſte viele forſt⸗ und jagdliche Tagesfragen 
aus. — Nächſte Verſammlung Sonntag, den 
22. Mai d. J., nachmittags 2 Uhr, Altdöbern, 
Hotel „Hohenzollern“. Geplant iſt unter anderm 
ein Lehrausflug in den Schloßpark Altdöbern. 
„Altdöbern N. L. 
J. A.: Lebrecht, Schriftführer. 
— 


Nachrichten des Vereins 
preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 


Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorfitzenden, Stadtförſter 
Muller, Meſchede. 
Betrifft vorläufige Führung der Fachgruppen. 

Mit der vorläufigen Führung der Fachgruppen 
für Naſſau iſt nicht Herr Förſter Lemp in Kirberg, 
ſondern Herr Stadtförſter Salzig ın Braubach 
beauftragt. 

Meſchede, den 8. März 1920. 

=, 

Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 

und Körperſchaften. 

Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 
Forſtwaiſenverein. 

Die CN Mitgliederverſammlung findet 
am Sonnabend, dem 2. April, vormittags 11 Uhr 
im Sitzungsſaale des landwirtſchaftl. Miniſteriums 
Berlin W, Leipziger Platz 9, ſtatt. 

Tagesordnung: 

1. Wahl des Vorſtandes. 

2. Entgegennahme des Rechenſchaftsberichts über 
die Wirkſamkeit und den Vermögensſtand des 
Vereins und Erteilung der Entlaſtung für die 
Jahresrechnung. 


Müller. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Der Schriftfuͤhrer: Roſe, Landſorſtmeiſter. 


Inhalt: Die Novelle zum Forſtdiebſtahlsgeſetz. 209. — Nach der Trennung. 213. — Der „Deutſche Förſterbund“ 
216. — Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 217. — Kleinere 


Mitteilungen: Allgemeines. 219. Forſtwirtſchaftliches. 220. Brief⸗ und Fragekaſten. 221. — Verwaltungsänderungen und 


Perſonalnachrichten. 
„Waldheil“. 


Fur die Redaktian: Okonomierat Bodo Grundmann. Neudamm. 


221. — Vereinszeitung: Nachrichten für den Verein Preußiſcher Staatsförſter. 
224. — Nachrichten des Verems für Privatforſtbeamte Deutſchlands. E. V. 225. 
preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 227. — Nachrichten aus verſchiedenen Veremen und Körperſchaften. 227. 


222. — Nachrichten des 
Nachrichten des Vereins 
27 


— — — 


An unſere ſehr verehrten Leſer! 


Mit Nummer 13 ſchließt der Vierteljahrs-Bezug unſeres Blattes. Es wird, damit in der 
Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung des Bezugs gebeten. Zu den 


jetzigen Bezugsbedingungen beſtellt man die 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), — Bezugspreis 10,50 Mk. 
für das Vierteljahr. Der Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die 
„Deutſche ache Jager g iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das Vierteljahr 8,50 Mk. 


Die „Deutſche 


äger⸗Zeitung“, die nur allein für ſich, alſo nicht mehr mit der „Deutſchen 


Forſt⸗Zeitung“ gemeinſam, bei der Poſt beſtellt werden kann, erſcheint in zwei Aus gaben. 
„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe A, ohne „Vereins⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 
1921, Seite 75) — Bezugspreis 14 Mk. für das Vierteljahr, oder: 
„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe B, mit der „Vereins⸗Zeitung“ für die jagdlichen 
und kynologiſchen Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 75) — 


Bezugspreis 15.50 Mk. für das Vierteljahr. 


Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf beide Zeitungen vom 1. April bis 30. Inni 1921 


ſofort aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen 


ujendung keine Unterbrechung eintreten kann. 


An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 
beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Ende des Vierteljahres nicht ausdrücklich erfolgt iſt. 


Weiterlieferung; wir erſuchen jedo 


um Einſendung von Bezugs⸗ und Poſtgeld. Die Annahme 


der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes. An Vereins⸗ 
mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die Überweiſung nötigen Bedingungen (Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw.) ordnungsmäßig erfüllt find. 


Neudamm, im März 1921. 


Der Verlag der „Deutſchen Forft-Zeitung“. 
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Nachruf! 


Am 17. Februar d. Is. iſt der 


Preußiſche Oberförſter o. N. 


Herr von Perthes, 


Ritter mehrerer Orden, u. a. des E. K. I. u. II., 
nach langem, mit Ueberwindung und Geduld ertragenem Lungen⸗ 
leiden, kurz vor der Erreichung des Lebenszieles, der Verwaltung 
einer Preußiſchen Oberförſterei, ſanft entichlafen. Die Beamten 
der Oberförſterei Neuendorf, welche er während 17 Jahr der 
Kriegszeit ſtellvertretungsweiſe verwaltet und deren Betriebs⸗ 
regulierung er bis zum Abſchluß aller Arbeiten durchgeführt hat, 
betrauern mit dem unterzeichneten Revierverwalter das ſo 
frühe Ableben dieſes ſtets vornehm geſiunten, ruhigen und ſtreb⸗ 
famen Mannes. b 

Wir werden ihm über das Grab hinaus ein ſtets ehren⸗ 
volles Gedenken erhalten und legen einen grünen Bruch am 
Grabe des Entſchlafenen nieder. 


Der Revierverwalter und die Forſthetriebsbeamten 
der Oberförſterei Neuendorf b. Doſſow (Oſtprignitz). 


RK? 


3 


Am 4. d. Mts. iſt nach; 
kurzem ſchweren Leiden mein 
geliebter Mann, unſer guter 
Vater, Schwiegervater und 
Großvater, der 


En trühere städt. Begemeister P 


Richard Müller 


4 aus Rrotoschin. ` 
in die ewigen Jagdgründe 
;binübergewechſelt. (588 NR 


Obernigk. Bez. Breslau, 1 

` den 5. März 1921. no eo ee en KiC GO 
éi Anzahlung baldigſt zu verkaufen. 
5 Die tieftrauernde Gattin, Voranmeldung erforderlich Ernſte 
Finder und Enkelkinder. Reflettanten wollen Angebote ein⸗ 
PF wdeichen unter B. J. 4541 an 
CCC ET. Rudolf Mosse, Breslau. 


Achtung! 


Zirka 20—30 Morgen 
Air man! 
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Nur an diefer Stelle werden E 
Familien = Anzeigen koſtenlos x 
aufgenommen. 
Geburten: 


mit Selbſtwerbung in jeder Größe 
in Brandenburg, Pommern und 
Mecklenburg zu kaufen gesucht. 
Vermittlung Proviſion. (382 
5. Schories, 
in | Baugeſchäft und Nutzholzhandlung, 
Spandau, Kloſterſtr. 27 


ng 


Waldbestände | 


mit oder ohne Grund und Boden, vorwiegend Buche, ſowie | 


aufgearbeitetes Holz 


| frei Waggon (auch loko Wald) aus allen Provinzen Deutſchlands 
laufend zu kaufen gesucht. 

„Angebote unter Angabe des Sortiments, der Menge und des 
Preiſes, der Lage des Objektes und der Abfuhrverhültniſſe 
erbeten an a 999 


Dent Staatlichen Oberförſter Hans 
Bühmann in Bremervörde 
ein Sohn. b 

Sterbefälle: 

Adam, Hegemeiſterwitwe 

Lonſchnuik. BS 


Verein für chemiſche Juduſtrie, 
Frankfurt a. Main. 


I . 
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Wir ſuchen 


für einen zahlungsfähigen Käufer 


ein nicht ausgeſchundenes, ſondern 
forſttechniſch gut bewirtſchaftetes 


zum Preiſe bis 10 Millionen, nach 
Möglichkeit vom Beſitzer. (537 
Deutſche Baltenland⸗Bank, 
Forſtwirtſchaftsamt, 
Samburg, An der Alſter 23. 


Waldbestände, 


Waldgüter, geeignet zu Grubenholz, 
Telegraphenſtangen und Schwellen, 
kaufe laufend per Kaſſe. (443 
Vermittlern 3% Proviſiou. 
Paul Stelke. Holzhandlung, 
Fürstenwalde, Spree. Carlſtr. 2. 


örſter 


m. voll. akad. ꝛc. Bildg. 3. Verwalt. 
gr. Oberförſt. set, ges. Bewerb. 
m. Zeugnisabſchr., Lebenslf. u. Bild 
zu ſ. an (548 
Forstinspektion Eichhorst 
bei Zawadzki (Oberschl.). 


Forſtaſſiſtent 
ab 1. April 1921 geſucht. 
Diplomprüfung oder Staatsexamen 


erforderlich. (563 
Gräfl. Forstamt Lieberose R. -L. 


Silfstüriter 


(Gemeindebeninter auf Zmonatige 
Kündigung) für den Stadtforſt 
Bunzlan zum 1. 4. 1921 oder 
ſpäter geſucht. Verheiratete Jäger 
der Kl. A bevorzugt. Probedienſtzeit 
nach der Ortsſatzung. 

Besoläung nach Gruppe IV. 
Revision der Besoldung * iſt 
im Gange. (572 

Bewerbungen mit Lebenslauf, 
Lichtbild und begl. Zeugnisabſchriften 
umgehend. 

Magiſtrat Bunzlau. 


` Zei der hiefigen Stadtverwaltung 


— nn 


iſt die Stelle des (573 
zum 1. April 1921 zu beſetzen. Die 


Beſoldung erfolgt nach den ſtaat⸗ 
lichen Grundſätzen. 
Bewerbungsgeſuche von Jägern 
der Klaſſe A und Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten, von denen Fürſorge⸗ 
berechtigte den Vorzug erhalten 
ſollen, ſind bis zum 1. April 1921 
an den Unterzeichneten einzureichen. 
Remscheid, den 4. März 1921. 


Der Oberbürgermeister. | 


Forsttufsehers 


in der Stadtforſt Eberswalde iſt 
sofort durch einen vollberechtigten 
Anwärter der Staatsforſt⸗Karriere 
zu beſetzen. Dienſteinkommen nach 
den Grundſätzen für Beamten⸗ 
anwärter der Gehaltsgruppe V. 
Bewerbungen mit den üblichen 
Unterlagen erbittet ſogleich (991 
Magistrat Eberswalde. 


Jorſtbeamte, 


berufliche 


— — — —— ͤ Eůà4— — ——— ͤ bu .— . — ———————ñ—— 


auch rüſtige 

Bodenbonitierung. in der Maſſenſchätzung vor 
Waldbeſtänden und Holzſchlägen, können Go vou ihrem Wohnſitz aus dur 
Er 5 2 17 1 1 ſchaffen. 
uskuuft gi e Waldabteilung der Biadbache 
Feuerpersſcherungs⸗N.⸗. in M.⸗Mladbasy. . (Gi 
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Yieemeindefüriter 
stelle Hauſen 


im Kreiſe Adenau iſt Au 

1. Mai 1921 neu zu beſetzen. 

A) Das Dienſteinkommen der Stell 
entſpricht dem der Gruppe 
der Beſoldungsordnung fü 
Staatsbeamte. 

B) Probedienſtzeit 1 Jahr unter A 
rechnung auf Beſoldung un 
Penſionsdienſtalter für den Tat 
endgültiger Anſtellung. f 

C) Die Zeit der Ausbildung, di 
Militärdienſtzeit und die in einen 
andern Kommunalverbande ver 
brachte Dienſtzeit kommt bet de 
Penfionierung in Anrechnung 
ſonſtige Dienſtjahre nach b 
ſonderer Vereinbarung. 

D) Nur Forſtverſorgungsberechtigt 
Förſter und Reſervejäger, komme 
für die Anſtellung in Frage. Si 
haben die Erklärung abzugeben 
daß ſie durch die endgültige An 
ſtellung auf der Förſterſtell 
Hauſen ihre Verſorgungsan 
ſprüche als erfüllt betrachten. 
Bewerbungen mit Lebenslauf 

forſtlichen Zeugniſſen. Militär 

papieren, ärztlichem Zeugnis un! 
der unter D genannten Erklärun 
ſind dis zum 5. April 1921 au de 

Unterzeichneten einzureichen. (57. 
Relberg (Eifel), den 1. März 1921 

Der Bürgermeister. 


Gemeindeſörſterckelle 


d. Forstschutzverbandes Schalke 
bach im Kreise Ahrweiler. 
Das Dienſteinkommen dieſer Stell 
eniſpricht dem der Uruppe SM de 
Beſoldungsordnung für Staats 
beamte und nicht dem der Örupve \ 
wie es in der Ausſchreibung von 
19. Januar 1921 (Nr 5 der Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung) hieß. Bewerbanger 
werden noch bis zum 30. Mär, 
entgegengenommen. (59 
Miederzissen (Kreis Ahrweiler). 
den 11. März 1921 
Der Bürgermeister. 
Hundhausen. 


Gemeindeförſterſtelle 


des Forstschutzrerbandes Hecken 
bach, Kreis Ahrweiler. 
Das Dienſteinkommen der Stell, 
entipricht auch für die Probedienſt 
zeit dem der Gruppe Y de 
Beſoldungsordnung für Staats 
beamte und nicht dem der Gruppe V 
wie es in der Ausſchreibung de 
Stelle am 20. Januar 1921 (Nr. 
der Deutſchen Forſt⸗ Zeitung) hieß 
Bewerbungen werden noch bie 
zum 30. März entgegengenommen 
Niederzissen, Kreis Ahrweiler. 
den 12. 3. 1921. 


Der Bürgermeister, 
Hundhausen. 
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örſter. 
jüngerer Forſtmann, der vertrau 
mit Führung des Forſtregiſters 
Anfertigung der A- u. B-Tabell. 
nach ſächf. Mufter, guter Raubzeug 
vertilger, wird für sofort gesuch 
Bewerber w. geb., Zeugniſſe, Lebens 
lauf evtl Bild einzuſenden au bad 
Gräfl. Forstamt Milkei b. Bautzen 


Penſionäre, erfahren in der 


Weiter 


Deutſche Sort. Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Zörfters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Die Deutſche Got, Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. ber allen Poſt⸗ 

anſtalten leingetragen in die deulſſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden fur 

80 Pi. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitsemſtellungen oder Ausſperrungen bat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ofme Vorbehalt eingeſandlen Beiträgen mmmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Siet, 
träge, für die Eutgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 


auch anderen Zeitſchriſten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
36. Band. 


Neudamm, den 27. März 1921. 


Förſter und Oberförſter. 


Nr. 13. 


Zu dem „Augur“-Artikel „Die Preußi- 
ſchen Staatsförſter und der Gewerk⸗ 
ſchaftsgedanke“ ſind uns eine Anzahl 
Außerungen zugegangen, die ſich beſonders 
mit den Ausführungen über das Verhältnis des 
Förſterſtandes zu den Oberförſtern beſchäftigen. 
Alle aufrichtigen Freunde des deutſchen Waldes 
bedauern, daß dies Verhältnis zurzeit ein ſo 
wenig befriedigendes iſt, und ſind der über⸗ 
zeugung, daß ein Ausgleich zwiſchen beiden 
Beamtenſtänden geſchaffen werden muß. Unter 
dieſem Geſichtswinkel ſcheinen vermittelnde 
Erörterungen über die Urſachen des vor⸗ 
handenen Zwieſpaltes rein objektiver Art und 
ohne die gegenſeitige Empfindlichkeit zu ver⸗ 
letzen, unbedingt nötig. Für dieſe Aus⸗ 
einanderſetzung räumen wir gern den nötigen 
Platz ein und bringen zu dem Thema heute 
ſchon zwei Aufſätze von Verwaltern preußiſcher 
Oberförſtereien nachſtehend zum Abdruck. 


J. 
Zur Verſtändigung. 
Von Forſtmeiſter Nubach, Himmelpfort 

Der in Nummer 8 erſchienene Aufſatz „Die 
Preußiſchen Staatsförſter und der Gewerkſchafts⸗ 
gedanke“ veranlaßt mich zu folgender Erwiderung: 
Den Ausführungen des Verfaſſers über die Un⸗ 
vereinbarkeit des neuzeitlichen Gewerlſchafts⸗ 
gedankens mit der Mehrzahl der Begriffe, die von 
jeher mit dem preußiſchen Beamtentum unlöslich 
verknüpft ſchienen, kann ich nur voll beiſtimmen 
und freue mich aufrichtig, daß hier augenſcheinlich 
ein Betriebsbeamter offen der mit großem Stimm⸗ 
aufwand, vieler Druckerſchwärze und leider auch 
mit ſtarken Einſchüchterungsverſuchen betriebenen 
Propaganda für Umwertung dieſer Begriffe ent⸗ 
gegentritt. 

In einem aber muß ich ihm widerſprechen. 
Er führt als einen weſentlichen Grund dafür, daß 
ein gutes Verhältnis zwiſchen Oberförſter und 
Förſter zu den Seltenheiten gehöre, eine „Tat⸗ 
ſache“ an, die mir ganz neu iſt, nämlich daß die 
Oberförſter als Reſerveoffiziere der Jägerbataillone 
der Beförderung der qualifizierten gelernten 
1 8 zu Offizieren ablehnend gegenübergeſtanden 

ätten. 

Da möchte ich zunächſt einmal fragen, ob das 
Herrn „Augur“ wirklich als Tatſache bekannt 
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geworden iſt, oder ob es ſich nicht am Ende um 
mehr oder weniger begründete Vermutungen 
handelt, die erfahrungsgemäß ſehr leicht und ſchnell 
bei der Weitergabe ſich zu feſtſtehenden Tatſachen 
zu verdichten pflegen. Im erſteren Falle dürfte ihm 
die Pflicht zufallen, ſolche Tatſachen ſo genau zu 
bezeichnen, daß eine Nachprüfung möglich iſt. 
Ich kann dieſe „Tatſache“ im ganzen natürlich nicht 
widerlegen, da ich nicht in der Seele eines jeden 
Oberförſters, der Reſerveoffizier eines Jäger 
bataillons war, drinſtecke, kann aber doch einige 
entgegenſtehende Tatſachen anführen. Ich gehörte 
ſeit dem Jahre 1880 der Jägerwaffe an, habe von 
1889 an bis zum Kriege in den engſten dienſtlichen 
und außerdienſtlichen Beziehungen zum 2. Jäger 
Bataillon geſtanden, und unter den mir annähernd 
gleichaltrigen aktiven Offizieren des Bataillons 
war kaum einer, der nicht öfters mein gern gejehener 
Gaſt war. Ebenſo waren die damaligen Reſerve 
und Landwehroffiziere, die der zivilen grünen 
Farbe angehörten, mir su größten Teile näher 
bekannt. Wenn da irgendwelche ablehnenden 
Beſtrebungen der Oberförſter gegen die Beförderung 
gelernter Jäger ſich geltend gemacht hätten, ſo 
hätte mir das ſchwerlich entgehen können. Ich 
verſichere aber auf das beſtimmteſte, daß mir in 
dieſer langen Zeit von 25 Jahren nicht das Geringſte 
davon bekannt geworden iſt, ja ich habe überhaupt 
niemals auch nur die geringſte Erwähnung dieſer 
Frage vernommen, weder dienſtlich noch außer 
dienſtlich im Verkehr mit den aktiven Offizieren, nicht 
einmal in Privatgeſprächen mit den Reſerve⸗ 
offizieren. Da mir dieſe Frage, die das Verhältnis 
zwiſchen Oberförſtern und Förſtern aufs neue ver- 
ſchlechtern könnte, ſehr wichtig erſchien, habe ich 
bei Kollegen, die langjährige Beziehungen zu 
andern Jägerbataillonen hatten, ſoweit mir ſolche 
ſchnell erreichbar waren, herumgefragt. Und da 
verſicherten mir die Befragten genau das gleiche, 
und zwar zwei ganz alte Oberförſter vom 1., 
ein jüngerer vom 7. Bataillon. Über die 
andern Bataillone vermag ich zurzeit nichts weiter 
zu ſagen, als daß ich noch nie von ſolchen ab⸗ 
lehnenden Beſtrebungen gehört habe. Vielleicht 
äußern ſich ehemalige Angehörige der übrigen 
Bataillone dazu. Selbſt wenn ein einzelner Fall 
zu erweiſen wäre, darf man ihn doch nicht ohne 
weiteres verallgemeinern und „den Oberförſtern“ 
im ganzen zur Laſt legen. Ich gebe mich der 
Hoffnung hin, daß dieſer neue Angriffspunkt ſich 
ausſchalten laſſen wird. 
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Wenn Herr „Augur“ dann im allgemeinen 
einen weſentlichen Unterſchied in der Stellung der 
aktiven und der (Oberförſter⸗) Reſerveoffziere zu 
den gelernten Jägern mehrfach betont, ſo bitte ich 
ihn, dieſe Frage doch auch einmal von einer andern 
Seite als von der des ablehnenden Standpunktes 
zu betrachten. Wenn man bedenkt, daß der aktive 
Offizier ſeine gelernten Jäger mindeſtens drei, 
die Mehrzahl aber neun oder gar zwölf Jahre zu 
betreuen hatte, vom hilfloſen Rekruten meiſt bis 
zum fertigen Manne, und daß er durch den kleinen 
Innendienſt ſtändig in ſehr enge Berührung mit 
ihnen kam, während der Reſerve⸗ oder Landwehr⸗ 
offzier im beſten Falle alle zwei Jahre eine Gaſtrolle 
von zwei bis acht Wochen gab und dabei nicht nur 
die Kompanie, ſondern häufig auch das Bataillon 
wechſelte, ſo ergibt ſich die ganz natürliche Folge, 
daß der aktive Offizier ſeine gelernten Jäger weit 
beſſer kennen lernen mußte, und daß ſeine Be⸗ 
ziehungen zu ihnen in der Dienſtzeit und ſpäter 
nähere ſein mußten wie beim Reſerveoffizier, der 
die Jäger in der für dieſe Frage wichtigſten Zeit 
der Ausbildung und des kleinen Winterdienſtes 
überhaupt nicht zu ſehen bekam. Wenn man 
ſich das alles ohne Voreingenommenheit ver⸗ 
gegenwärtigt, findet man, glaube ich, eine ganz 
natürliche Erklärung, ohne ſie in dem ablehnenden 
Standpunkt der einen Seite ſuchen zu müſſen, 
und ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß die 
Leſer des „Augur“⸗Aufſatzes ſich dem nicht ver⸗ 
ſchließen werden. 

So mancher Streitpunkt, mancher Übelitand 
der Jetztzeit iſt ja leider darin begründet, daß irgend⸗ 
ein Schlagwort kräftig in die Welt geſetzt, ohne 
Prüfung verbreitet und alsbald zum Glaubensſatz 
erhoben wird. Mir will es ſcheinen, als ob dies 
auch in erheblichem Maße für die leider nicht zu 
beſtreitende Trübung des Verhältniſſes zwiſchen 
Oberförſtern und Förſtern zutrifft. Aus meiner 
nunmehr 32jährigen Praxis als Revierverwalter 
und meiner nicht ganz unerheblichen Kenntnis 
vieler Reviere, die von mir befreundeten Ober⸗ 
förſtern verwaltet wurden, möchte ich nämlich 
behaupten, daß dies Verhältnis in Wirklichkeit 
gar nicht ſo ſchlecht iſt, wie es neuerdings faſt all⸗ 
gemein und ohne Widerſpruch hingeſtellt wird. 
Ich gehe ſo weit, zu behaupten, daß es nicht nur, 
wie auch ruhig denkende Förſter zugeben, Aus⸗ 
nahmen mit wirklich guten Beziehungen gibt, 
ſondern daß dieſe Beziehungen im allgemeinen 
gar nicht ſo ſchlecht ſind, wie ſie von der „Ichärferen 
Tonart“ unter den Betriebsbeamten hingeſtellt 
werden. Ich will gar nicht beſtreiten, daß auf 
manchen Revieren das Verhältnis durchaus ſchlecht 
iſt; ob das aber in allen Fällen alleinige Schuld 
des Oberförſters iſt, das möchte ich doch bezweifeln. 
Schon der alte Vergil hat vor bald 2000 Jahren 
als Wahrheit erkannt, daß ſowohl innerhalb wie 
außerhalb der Mauern von Ilion geſündigt werde, 
und es iſt wohl auch keine beſondere Egentüm⸗ 
lichkeit des Forſtfachs, daß hier und da bei einer 
Behörde ein ſchlechtes Verhältnis zwiſchen einem 
Verwaltungs⸗ und den ihm unterſtellten Beamten 
ſich herausgebildet hat. Aber es will mir ſcheinen, 
als ob auch hier das Schlagwort ſeine unheilvolle 
Rolle geſpielt hat. Wie nach der glorreichen Revo⸗ 
lution das Wort vom „verruchten alten Regime“ 
auftauchte, unter dem alles, aber auch alles denk⸗ 
barſt ſchlecht und verfault war, unter dem „die 
herrſchenden Klaſſen“ nur danach trachteten, den 
kleinen Mann zu knechten und auf ſeine Koſten 
in Saus und Braus zu leben, ſo wurde wohl auch 
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von einigen Heißſpornen, die Grund zu berechtigter 
Unzufriedenheit hatten oder vielleicht auch nur 
zu haben glaubten, das Schlagwort von den Ober⸗ 
förſtern geprägt, deren hauptſächlichſte Tätigkeit 
darin beſtehen ſollte, darauf zu ſinnen, wie die 
Stellung der Förſter herabgedrückt und ihnen das 
Leben erſchwert, die Berufsfreudigkeit verleidet 
werden könnte. Wie ſchon jetzt mancher, der im 
erſten Taumel in einer Art von Hypnoſe auf das 
verruchte alte Regime gewettert, weſentlich ruhiger 
darüber denken gelernt und doch eine ganze Menge 
guter Seiten daran entdeckt hat, ſo hoffe ich, daß 
auch in den Kreiſen der Betriebsbeamten, ewe 
ſie ſich nicht dem Gedankengange der Macher des 
9. November 1918 mit Haut und Haaren ver⸗ 
ſchrieben haben, die Erkenntnis durchdringen wird, 
daß die Oberförſter im allgemeinen doch nicht 
ganz ſo übelgeſinnt ſind, wie betriebſame Leute 
ihnen das leider mit ziemlichem Erfolg weis⸗ 
gemacht haben. 

Und lediglich dieſem Zwecke, der Anbahnung 
und Wiederherſtellung eines Vertrauensverhältniſſes, 
nicht etwa einem Angriff auf den wohlmeinenden 
Aufſatz des Herrn „Augur“ oder der Eröffnung 
eines neuen Streites ſollen dieſe Zeilen dienen. 


II. 
Förſterpſyche — Oberförſterpſyche. 
Von Oberförſter Richard Müller, Alt⸗Sternberg. 

Wenn heute ein Oberförſter den Verſuch macht, 
ſich in der Preſſe über die Förſterfrage aus⸗ 
zulaſſen, dann wehe ihm! Da man ſich nur ungern 
die Finger verbrennt und man letzten Endes 
Frieden mit ſeinen eigenen Beamten haben will, 
ſchweigt man. Man wartet auf die Zeit, die 
eine Klärung und Beruhigung der Gemüter 
bringen ſoll und wird. 

Iſt es nun ſchon ſo weit oder nicht? Das 
iſt die Frage, die ich mir zuerſt vorgelegt habe. 
Teils, teils! Wenn man es mit den Förſtern gut 
meint, iſt es ſo weit. Darum will ich den Anfang 
machen. 

Aber wo ſoll man anfangen? Ich habe eben 
den Artikel „Die preußiſchen Staatsförſter und der 
Gewerkſchaftsgedanke“ von „Augur“ in Nummer 8 
auf Seite 135 geleſen. Nun gut, ich will dieſen 
ſehr ſachlichen Ausführungen meine eigenen Ge⸗ 
danken entgegenführen. 

Was über das Verhältnis im Jägerbataillon 
von Offizier⸗ und Oberjägerkorps geſagt iſt, 
unterſchreibe ich Wort für Wort. Das Oberjäger⸗ 
korps hat in der Armee eine Sonderſtellung ein⸗ 
genommen und hat es auch verſtanden, ſich dieſe 
Stellung bis zum traurigen Schluß zu bewahren. 
Darauf können die Förſter ſtolz ſein und ſind es 
meiner Anſicht auch heute noch. Iſt das von den 
Oberförſtern nicht anerkannt worden? Hat es 
den jungen Forſtbefliſſenen nicht auch zum Jäger⸗ 
bataillon hingezogen, weil er wußte: du biſt dort 
in der Innung und in anſtändiger Geſellſchaft!? 
Und waren wir nicht auch ſtolz darauf, daß gerade 
unſere Förſterjugend dieſes Oberjägerkorps bildete 
und wir zuſammen dem Jägerbataillon den 
Nimbus gaben? 

Dem „Augur“ zufolge ſoll ſich der Oberförſter 
ſtörend zwiſchen Offizier und Oberjäger geſtellt 
haben dadurch, daß er ſich ablehnend zu der Be⸗ 
förderung der qualifizierten Jäger verhalten habe. 
Ich glaube, „Augur“ überſchätzt den Einfluß des 
Reſerveoffiziers und unterſchätzt anderſeits die Macht⸗ 
ſtellung eines Jägerkommandeurs der Vergangen⸗ 
geit. Liegt es nicht ſehr viel näher, daß gerade 
das Jägerbataillon ſelber ein Gegner der Be 
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förderung der gelernten Jäger zu Offizieren des 
Bataillons war, und zwar aus rein militäriſchen 


Gründen!? Das Offizierkorps der Vorkriegszeit ſich 


war nicht demokratiſch wie heute. Eine Ver⸗ 
miſchung des Offiziers⸗ mit dem Oberjägerkorps 
wurde nicht für wünſchenswert und zweckmäßig 
gehalten, und zwar aus Gründen der Disziplin! 

Allzu häufig waren die gelernten einjährigen 
Jäger auch nicht, und ohne Zuſchuß aus dem 
väterlichen oder aus eigenem Vermögen war nach 
den alten Friedensbeſtimmungen die Offiziers⸗ 
wahl nicht durchzuführen, jo daß dieſes Streben 
nach dem Reſerveoffizier, wenigſtens zu meiner 
Zeit, auch nicht in Erſcheinung trat. S 

Der Kommandeur eines Jägerbat aillons war 
meiſt eine Perſönlichkeit, um die man einen großen 
Bogen machte. Glauben die Förſter wirklich, daß 
er ſich in dieſer Weiſe beeinfluſſen ließ? Iſt es 
nicht vielmehr wahrſcheinlicher, daß der Kom⸗ 
mandeur ſeine eigenen Anſichten auch über die 
gelernten Jäger hatte und ſich jede Einmiſchung 
des Reſerveoffiziers, nach welcher Seite ſie auch 
ging, ſchwer verbeten hätte? Ich habe zu meiner 
Zeit nichts von dem Drange der Förſter zu Jäger⸗ 
offizieren gemerkt, wie wahrſcheinlich viele andere 
meiner Kameraden, und habe mir infolgedeſſen 
auch keine Gewiſſensqualen ob meiner Haltung 
zu dieſer Frage machen brauchen. Ich fürchte, 
dieſe Behauptung des „Augur“ iſt ein Anachronis⸗ 
mus. Der Krieg erſt hat dieſe Frage zum Aus⸗ 
druck gebracht, als viele den Förſtern in Rang und 
Bildung gleichſtehende Leute Reſerveoffizier 
wurden, und ich habe vor Jahresfriſt in der „Deut⸗ 
ſchen Forſt⸗Zeitung“ nachgewieſen, daß ſich hier⸗ 
bei der Oberförſter den Vorwurf, keine wohl⸗ 
wollende Haltung entgegengebracht zu haben, 
nicht gefallen zu laſſen braucht. 

Daß die militäriſche Erziehung, in der beide 
Stände aufgewachſen waren, auch auf das ſpätere 
Leben von Einfluß war, iſt eigentlich nicht zu 
verwundern. Bedauernswert und verwerflich 
natürlich, wenn er kaſernenhofmäßige Formen 
annahm; aber ſonſt kann ich keinen Schaden 
daran erblicken, wenn ſich jemand, ob Förſter 
oder Oberförſter, vor ſeinen Vorgeſetzten an ſeine 
militäriſche Erziehung erinnert! 

Nun ſind ja die Jägerbataillone verſchwunden, 
und ſo werden auch die „kommandierenden“ Ober⸗ 
förſter allmählich ausſterben. Zahlreich iſt dieſe 
Gattung überhaupt nicht geweſen, jedenfalls 
nicht Io groß, um dieſe Hetze gegen den ganzen 
Stand rechtfertigen zu können. Großer Beliebt⸗ 
heit haben ſich dieſe Herren auch in unſerm Lager 
nicht erfreut. 

Nun müſſen die Förſter doch nicht vergeſſen, 
daß, mit und ohne Militär, der Oberförſter ihr 
nächſter Vorgeſetzter iſt, und daß auch die Förſter 
und ihre Anwärter durchaus nicht alle Engel ſind. 
Hat die Förſterpreſſe wirklich nur immer die Fälle 
an die Offentlichkeit gebracht, in denen der Ober⸗ 
förſter der ſchuldige Teil war, oder hat ſie nicht 
dauernd willig allen möglichen Ladenhütern 
Raum gegeben? Solange es Vorgeſetzte und 
Untergebene gibt, werden Streitigkeiten zwiſchen 
dieſen vorkommen! Recht und Unrecht werden 
überall gleich verteilt ſein. Iſt es aber nötig, 
dieſe perſönlichen und lokalen Unſtimmigkeiten 
zum Gegenſtande dauernder und allgemeiner 
Verhetzung zu machen? Wenn wirklich einmal 
auch ein Vorgeſetzter 115 taugt, ſind dann alle 
übrigen Kollegen gleichfalls minderwertig? Mu 
nicht ein Unbeteiligter, der die Förſterpreſſe lieſt, 


annehmen, daß ſich Oberförſter und Förſter nur 
noch mit geſchliffenem Hirſchfänger oder ent⸗ 
ichertem Mehrlader gegenüberſtehen? Wenn 
aber dieſer Unbeteiligte die tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe auf den Oberförſtereien, die trotz dieſer 
ſyſtematiſchen Verhetzung immerhin noch ganz 
auskömmlich ſind, kennen lernt, welches Bild und 
welchen Eindruck bekommt er dann von der Förſter⸗ 
preſſe! Wie für Unbeteiligte ein derartiger Kampf 
abſtoßend wirken muß, ſo gefährlich iſt er für 
die eigenen Reihen! 

Jeder Stand wird, wenn er etwas auf ſich hält, 
dafür ſorgen, daß ſein Nachwuchs ihm zum 
mindeſten ebenbürtig bleibt. Wie denken ſich nun 
die alten Förſter ihren Nachwuchs? 

Müſſen nicht jetzt ſchon alle Forſtgehilfen 
radikale Opponenten ſein, bevor ſie überhaupt ihren 
Oberförſter kennen gelernt haben? Der Reſpekt 
iſt bei den meiſten längſt flöten gegangen, ſei es 
vor Förſter, Oberförſter oder Zentralverwaltung. 
Sie hören und leſen es ja dauernd, wie man jid; 
ſolchen Männern gegenüber verhalten muß! 

Sollten die Förſter wirklich nicht merken, 
daß derartige Kampfmanieren auch dem Ober⸗ 
förſter in die Galle fahren müſſen und fie langſam, 
aber ſicher einen Oberförſter nach dem andern 
von ſich abwenden, daß es bald ſo weit ſein wird, 
daß man nur noch dienſtlich miteinander verhandelt? 
Vielleicht iſt dies das Ideal der Neuerer; ich für 
meine Perſon habe das alte, patriarchaliſche Ver⸗ 
hältnis für erſtrebenswerter gehalten. 

Um nun auf den Nachwuchs zurückzukommen: 
Wo ſoll Diſziplin und Pflichtbewußtſein her⸗ 
kommen? Bei den Jägerbataillonen konnte man 
dieſe beiden Dinge lernen, wenn man Anlage dazu 
hatte. Wenn aber weder Oberförſter noch Förfter 
oder Forſtſchule ſich darum bemühen, wie in aller 
Welt ſollen denn die jungen Leute wertvolle und 
ſchätzenswerte Beamte werden! Deshalb nicht 
gleich auf der ganzen Linie losgezetert, wenn auch 
einmal über das Ziel hinausgeſchoſſen wird! 
Mein ausbildender Oberjäger verſicherte mir 
auch des öfteren beim „Griffekloppen“, daß ich ein 
furchtbares Kamel wäre. Sollte ich deshalb die 
ganzen Oberförſter mobilmachen und noch dabei 
riskieren, daß der Oberjäger den Wahrheits⸗ 
beweis antritt? 

Wir ſollen die Förſterpſyche beſſer kennen⸗ 
lernen! Woher weiß „Augur“ denn, daß wir die 
nicht kennen! Wir beiden kennen uns lange genug, 
um ſchließlich bei längerem Nachdenken auf den 
Gedankenſchluß zu kommen, daß dieſer ganze 
Gegenſatz eine künſtliche Machenſchaft gewiſſer 
Kreiſe iſt, die nie zufrieden ſind, und die ihren 
ganzen Ehrgeiz darin ſetzen, eine Rolle zu ſpielen. 
Dieſe Rolle wäre aber ausgeſpielt, wenn Förſter 
und Oberförſter das Kriegsbeil begraben würden! 

„Augur“ ſtreift das Oberförſterſyſtem und ſpricht 
dabei von einer alten, damit verbundenen Macht⸗ 
ſtellung des Oberförſters. Überſieht er da nicht, 
daß der Förſter längſt Betriebsbeamter geworden 
iſt, und daß damit eine ſehr ſchwerwiegende 
Anderung im Syſtem ſtattgefunden hat? Hat 
der Förſter damit nicht einen Wirkungskreis er⸗ 
halten, mit dem er zufrieden ſein kann, und der 
ſeine ganze Arbeitskraft in Anſpruch nimmt, 
wenn er ſeine Förſterei in Ordnung halten will? 

Iſt der Förſter im Walde eine tote Maſchine. 
die nur arbeitet, wenn der Oberförſter He einheizt? 
Sehen denn in einer Oberförſterei Wald und 


5 Kulturen gleichmäßig gut oder ſchlecht aus und 


geben ſie ſo ein Spiegelbild des Oberförſters? Oder 
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kann man nicht Kultur⸗ und Waldzuſtand nach 
den einzelnen Förſtereien differenzieren? Dieſe 
Unterſchiede werden bei tüchtigen Oberförſtern 
geringer ſein, bei ſchlechten aber um ſo erheblicher. 
Damit iſt doch unzweifelhaft bewieſen, daß der 
Förſter im Walde eine Rolle ſpielt, deren Wichtigkeit 
kein Oberförſter bezweifeln oder aberkennen wird. 

Das Oberförſterſyſtem als ſolches iſt alſo der 
Betätigung und Schaffensfreudigkeit des ein⸗ 
zelnen Förſters kein Hindernis. Trotzdem iſt es 
aber notwendig, daß ein Mann den ganzen Betrieb 
in der Hand behält und leitet. Der Oberförſter 
iſt nicht nur Akademiker und Theoretiker, wie man 
es öfter zu leſen bekommt, er iſt mit einem guten 
Studium ausgeſtattet worden, um Wirtſchafter 
ſein zu können und um dieſe Wiſſenſchaften dem 
Förſter zu vermitteln. Damit iſt nicht beſtritten, 
daß auch der Förſter ein tüchtiger Wirtſchafter ſein 
kann. Aber als Praktiker fällt er ebenſowenig 
vom Himmel wie der Oberförſter. Dieſen Zahn 
muß ich leider ziehen! 

Gewiß wird es vorkommen, daß in ſchwierigen 
Verjüngungswirtſchaften der junge Oberförſter 
in der Praxis vom alten Förſter lernen kann, 
und es wäre bedauerlich, wenn er es nicht täte. 

Der alte Förſter hat es in ſeiner Jugend vom 
uten Oberförſter gelernt, und es wäre gleichfalls 
bedauerlich, wenn er das heute beſtritte. Ich 
erinnere an den Durchforſtungsbetrieb. Hat hier 
der Oberförſter nicht führend und anregend 
gewirkt, und haben die Förſter es nicht von ihnen 
gelernt, die neuen Prinzipien anzuwenden, die 
ihnen unbekannt waren? Ich will damit nur 
beweiſen, wie eng Theorie und Praxis im Walde 
ſich vereinigen, wie ſchwer man eins vom andern 
trennen kann. Ich habe mir auf meiner Ober⸗ 
förſterei den ſchwierigen Verjüngungsbetrieb mit 
ſeinen Sturmgefahren und ſonſtigen Fineſſen 
auch erſt bei den alten Förſtern angeſehen und 
war jetzt in der Lage, den neuen Weſtpreußen 
bei der Auszeichnung an der Hand zu ſein. Au 
für dieſe zum Teil alten Förſter war dieſer Betrie 
etwas ganz Neues, und ich habe nicht einen Moment 
gezweifelt, daß ſie meine Anleitung auch dankbar 
angenommen haben. Hier belehrt alſo umgekehrt 
der junge Oberförſter einen an Praxis älteren 
Förſter. Würden zum Beiſpiel meine letzten beiden 
Stützen penſioniert, befördert oder ſonſtwie mich 
verlaſſen wollen, dann wäre ich die einzige Per⸗ 
ſönlichkeit, die über die notwendigen örtlichen Er⸗ 
fahrungen verfügt. Es iſt alſo die gefürchtete 
Machtſtellung eingetreten. Solche Oberförſtereien, 
in denen der Oberförſter der älteſte Wirtſchafter 
iſt, gibt es eine große Anzahl. Für den Wald 
iſt dieſe Stetigkeit jedenfalls kein Nachteil. Voraus⸗ 
ſetzung iſt natürlich hierbei die Tüchtigkeit des 
Oberförſters. Und das iſt die große Forderung des 
Forſtmeiſters Erdmann, die unter den Förſtern 
eine ſolche Aufregung erregt hat, von ihnen aber 
völlig mißverſtanden worden iſt, vielleicht weil fie 
einiger Schärfen nicht entbehrte. Erdmann fordert, 
daß der Oberförſter in allen Sätteln gerecht ſein 
muß, weil er ein Berater und kein Klugredner oder 
Faulpelz ſein ſoll, weil er ein Staatsvermögen 
von ungeheurem Werte verwaltet. 

Wenn der geſchätzte Leſer in aller Ruhe meinen 
Ausführungen gefolgt iſt, wird er vielleicht auch 
milder über Herrn Forſtmeiſter Erdmann und 
das Oberförſterſyſtem denken und merken, worauf 
ich hinaus will. Wir müſſen an einem Strang 
ziehen, und daran iſt nicht das Syſtem, ſondern 
die Menſchen hinderlich. Die Anerkennung ſoll 
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und wird dem Förſter von uns nicht verſagt werden; 
er ſoll nicht Handlanger, ſondern Mitarbeiter 
des Oberförſters ſein; denn wir tragen alle den 
gleichen ſchönen grünen Rock. 

Ich glaube, daß dem Förſter und ſpeziell dem 
„Augur“ die Oberförſterpſyche eine viel unbekanntere 
Dame iſt als umgekehrt. Sonſt könnten nicht die 
wunderbarſten Ideen und Märchen in den Förſter⸗ 
kreiſen auftauchen. Eins der neueſten iſt, daß die 
Oberförſter den Förſterſtand beſeitigen und zum 
Waldwärterſyſtem zurückkehren wollen! Das 
Geheimnis, wie dies ausgeführt werden ſoll, 
wird aber nicht verraten. Ehe der letzte Förſter⸗ 
anwärter angeſtellt wird, iſt mehr als ein Menſchen⸗ 
alter vergangen und die heutige Oberförſter⸗ 
generation in die Penſion oder in die ewigen 
Jagdgründe eingewechſelt. Soll etwa dort oben 
mangels anderer Beſchäftigung der Kampf weiter⸗ 
geführt werden? Es lohnt wirklich nicht, auf 
dieſen Unſinn näher einzugehen, aber entſtanden 
kann er doch nur dadurch ſein, daß bei dem Sturm⸗ 
lauf gegen das Oberförſterſyſtem bei uns eine 
Parade erwartet wird. Unſere Parade ſieht aber 
nicht ſo aus; ich will ſie hier verraten: es iſt 
die Ruhe und die Zeit. 

Und wenn der Förſterſtand objektiv genug iſt, 
wird er es anerkennen, und dann wird auch der 
Tag nicht mehr fern ſein, an dem ſich beide Stände 
wieder die Hand zum Bunde reichen werden. 

Wieviel Tinte würde geſpart und wieviel Zeit, 
die dem Walde zugute kommen könnte! Mit 
Vereinsmeierei erziehen wir keine Beſtände! 

„Augur“ hat ſeinen Artikel ſicherlich in beſtimmter 
Vermittlungsabſicht geſchrieben und ihn auch ſo 
abgefaßt, daß darauf geantwortet werden kann. 
Bei Vermittlungen muß aber auf pari gearbeitet 
werden, und dazu muß ſich „Augur“ auch der Ober⸗ 
förſterſeele annehmen und ſie ſtudieren. 

So mag dieſer Verſuch nun hinausgehen, um 
von beiden Seiten geleſen und beherzigt zu 
werden. Wenn er mir gut bekommt, will ich auch 
weiter ſtandlaut werden. 


Auch wir möchten uns, wenn auch nicht 
abſchließend, ſo doch zu einigen uns beſonders 
bedeutungsvoll erſcheinenden Umſtänden äußern 
und ſind der Meinung, daß das gegen⸗ 
ſeitig geſpannte Verhältnis zwiſchen Ober⸗ 
förſtern und Förſtern ſich erſt in den letzten 
dreißig Jahren nach und nach entwickelt hat. 
Früher konnte man, wenigſtens in den meiſten 
Fällen, von einem tatſächlich harmoniſchen 
Verhältnis im deutſchen Walde ſprechen. 
Oberförſter und Förſter bildeten mit allen 
ihren Angehörigen vielfach im guten Sinne des 
Wortes eine Familie, und ein angemeſſener 
Verkehr miteinander, zumeiſt auch mit den an⸗ 
wohnenden Landwirten, war, ſoweit uns die 
Verhältniſſe bekanntgeworden ſind, ſelbſt⸗ 
verſtändlich. 

Dann begann, nicht nur im deutſchen 
Walde, ſondern überall in Deutſchland, eine 
ſtärkere Entwicklung des Kaſtengeiſtes. Die 
akademiſch gebildeten Beamten wurden durch 
Gehalt und Stellung weit über das Maß des 
für unſer Vaterland Zuträglichen heraus⸗ 
gehoben. Hinzu kam das Militärverhältnis, 
das unſer „Augur“⸗Autor in feiner Arbeit 
treffend geſchildert hat. Dadurch bildeten ſich 
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Verhältniſſe heraus, die für das Forſtweſen 
kurz dahin bezeichnet werden können: der Ober⸗ 
förſter war der Offizier, der Förſter der Unter⸗ 
offizier oder Oberjäger und ſchließlich der 
Waldwärter der gemeine Mann. 

Auf anderer Seite aber machten es die Ver⸗ 
hultniffe des Staatsweſens nötig, daß überall 
die mittleren Beamten bei geſteigerter Vor⸗ 
bildung nach und nach einen größeren und 
verantwortungsvollen Wirkungskreis erhielten, 
und zwar nicht allein im Forſtweſen; außer⸗ 
dem wuchs ihre Zahl, und mit der Bedeutung 
ihrer Arbeit auch ihr perſönliches Anſehen. 
Dieſem Umſtand, auf den von einzelnen uns 
bekannten kundigen Verwaltungsbeamten ſchon 
vor dem Weltkriege oft genug hingewieſen 
worden iſt, wurde leider nicht durch gerechte 
Gehaltseinſtufung und zeitgemäße Abgrenzung 
der Geſchäfte den höheren Beamten gegenüber 
Rechnung getragen. Ganz beſonders ſcharf 
traten dieſe Verhältniſſe im Walde in Erſcheinung. 

Es ſoll keinesfalls beſtritten werden, daß 
die alten, guten patriarchaliſchen Verhältniſſe 
an vielen Stellen auch noch heute beſtehen, an 
ebenſo vielen, jedenfalls wohl in der überzahl 
ſind ſie aber geſchwunden. In den Städten 
trat dieſe Abrückung der einzelnen Stände von⸗ 
einander nicht ſo ſcharf in Erſcheinung, im 
Walde war das Bild jedoch anders; dort 
waren die Forſtbeamten mit ihren Familien von 
jeher viel mehr auf einander angewieſen, und 
es war rein menſchlich, daß Umgang, namentlich 
in Zeiten von Krankheit und Sorge, herbei⸗ 
geſehnt wurde, und gerade in dieſer Beziehung 
hat die übermäßig ſcharfe Abſonderung des 
Oberförſterſtandes vom Förſterſtande beſonders 
verſtimmend gewirkt. 

Hinzu kommt folgendes: Es iſt noch gar nicht 
ſo lange her, daß die Revierverwalter noch ſelbſt 
mittlere Beamte geweſen ſind. Die Großväter 
der jetzigen Generation der Forſtverwaltungs⸗ 
beamten waren, ſofern ſie der grünen Farbe 
angehörten, ebenſo wie die vieler heutiger 
Förſter, eben auch nur Förſter. Man werfe 
nur einen Blick in den Perſonalſtatus, und man 
wird vielfach unter den gleichen Namen alter 
For ſtbeamtengeſchlechter Förſter und Oberförſter 
finden. Natürlich iſt dieſer Entwicklungsgang 
durch alte Familientradition bekannt, und auch 
aus dem Grunde wird die Abſonderung des 
Oberförſterſtandes beſonders empfunden. 

Eine weitere Erſchwerung der gegenſeitigen 
Stellung wurde im Jahre 1909 durch die der⸗ 
zeitige Beſoldungsordnung geſchaffen. Während 
es den Oberförſtern gelang, in die Klaſſe der 
vollakademiſch gebildeten Beamten eingeſtellt zu 
werden, blieben die Förſter wider Erwarten 
weit zurück, und man konnte in Förſterkreiſen 
mit Recht den großen Unterſchied, der dadurch 
in der Wertung beider Beamtenſtände zum 
Ausdruck kam, nicht verſtehen. Dieſer letzte 
Mißſtand iſt ja nun durch die neue Beſoldungs⸗ 
ordnung wieder beſeitigt. Während die Ober⸗ 
förſter in Klaſſe 10 und 11 eingeſtuft find, 
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ſtehen die Förſter jetzt in Klaſſe 6 und 7. 
Es liegen ſomit nur wenige Gehaltsklaſſen 
zwiſchen den beiden Ständen, und damit iſt 
anerkannt, daß der Unterſchied in der forſtlichen 
Tätigkeit zwiſchen dem akademiſch gebildeten 
Oberförſter und dem tüchtigen und durch Forſt⸗ 
ſchule vorgebildeten Forſtbetriebsbeamten für die 
Folge kein ſo weſentlicher mehr ſein darf, wie 
das bis jetzt der Fall war. Finden ſich die 
beiden Beamtenſtände in ihrer neuen Stellung 
zueinander nun zurecht und ſpielt außerdem 
der Unterſchied im Militärrange jetzt keine 
grundſätzliche Rolle mehr, nachdem einerſeits 
im Weltkriege auch dem Förſterſtand die Offiziers⸗ 
qualität endlich und mit Recht zugeſprochen 
worden iſt und anderſeits der „Reſerveoffizier“, 
gewiß leider, der Vergangenheit angehört, ſo 
ſind unſerer Auffaſſung nach die Haupt⸗ 
hinderniſſe, die einem harmoniſchen Zuſammen⸗ 
arbeiten im Wege geſtanden haben, beſeitigt. 

Ein kurzes Wort ſoll hier auch noch zur 
Organiſationsfrage geſprochen werden. Unſerer 
Auffaſſung nach iſt es durchaus zwecklos und 
verfrüht, über dieſe Angelegenheit jetzt ſchon 
zu ſtreiten. Daß die Organiſation in den 
preußiſchen Staatsforſten geändert werden muß, 
unterliegt wohl überall keinem Zweifel. Eine 
durchgreifende Anderung erſcheint uns jedoch 
erſt möglich, wenn ein Abnehmen der jetzt 
vorhandenen überzahl der Beamten bei den 
örtlichen Behörden ſolche geſtattet; dazu iſt ja 
jetzt mit der vorläufigen Schließung der Förſter⸗ 
laufbahn der Anfang gemacht. Anders könnte 
eine tatſächlich wirkungsvolle Neuorganiſation 
kaum ins Werk geſetzt werden, es ſei denn, 
daß die jetzt neu auftauchenden waldbaulichen 
Probleme nicht doch durch geſteigerte Intenſität 
der Wirtſchaft eine größere Zahl von höheren und 
mittleren Revierbeamten nötig machen, als bis 
heute angenommen werden kann. Wie ſich nun 
auch die Verhältniſſe geſtalten mögen, ſo kann 
es doch wohl keinem Zweifel unterliegen, daß 
bei einer künftigen Neuorganiſation ſowohl 
den Revierverwaltern wie auch den Betriebs- 
beamten Amtsbefugniſſe und Dienſtesobliegen⸗ 
heiten zugewieſen werden müſſen, die in jeder 
Hinſicht den Forderungen in bezug auf 
Vor⸗ und Ausbildung, Beſchäftigung, Dienſt⸗ 
pflichten uſw. entſprechen, die der Staat an 
alle anderen Beamten ſtellt, die mit ihnen in 
die gleichen Beſoldungsgruppen eingereiht ſind. 

Wir ſehen alſo keinen Grund, daß eine 
gerechte Neuorganiſation den Förſterſtand irgend. 
wie bedrücken oder auch dem Oberförſter tatſächlich 
amtliche Befugniſſe entziehen könnte, die ſeinem 
Wirkungskreis als vollakademiſch gebildetem 
Beamten allein zugehören. 

In den beiden vorſtehenden Artikeln kommt 
wieder der Gedanke zum Ausdruck, daß jeder 
höhere Beamte, der in Förſterfragen das Wort 
ergreift, angefeindet würde. Wir glauben nicht, 
daß dieſer Glaube in Kreiſen verſtändig 
denkender Förſter ernſtlich begründet iſt. Nach 
unſerem Dafürhalten kommt es nur auf die Korn: 
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an, in der auf dieſem allerdings ſchwierigen aus unſerem Leſerkreiſe zu dieſer Angelegenheit 


Gebiete die Feder geführt wird. 
beiſpielsweiſe an den bekannten Artikel des 
Herrn Forſtmeiſters Erdmann denken, der 
auch vorher als Beiſpiel zitiert worden iſt, ſo 
haben wir die Überzeugung, daß, wenn Herr 
Forſtmeiſter Erdmann es vermieden hätte, den 
Förſterſtand grundlos zu kränken und ſeinem 
Vereinszuſammenſchluß Dinge zu unterſtellen, 
die den tatſächlichen Verhältniſſen nicht ent⸗ 
ſprechen, ſeine gewiß nicht alltägliche Arbeit 
auch in Förſterkreiſen einen ganz anderen Ein⸗ 
druck gemacht haben würde, und auch in der 
Bekämpfung ſeiner Ziele, ſoweit ſie etwa dem 
Forſtbetriebsbeamtenſtande abträglich ſein müſſen, 
wäre man in Förſterkreiſen von einer ruhigen 
Sachlichkeit gewiß nicht abgewichen. Auch muß 
es einmal von unparteiiſcher Seite ausgeſprochen 
werden, daß viele höhere Forſtbeamte den ihnen 
unterſtellten Förſtern in der Vorkriegszeit wegen 
ihrer Vereinsarbeit das Leben zweifellos un⸗ 
gerechtfertigt verbittert haben. 

Es ließe ſich über das Verhältnis des 
Förſterſtandes zum Oberförſterſtande noch vieles 
ſagen, beſonders auch über die Verhältniſſe im 
Gemeinde⸗ und Privatdienſt, denn wir haben in 
vorſtehendem im weſentlichen die Verhältniſſe 
im preußiſchen Staatswalde im Auge gehabt. 
Wir wollen jedoch heute die Gedanken nicht 
weiterſpinnen, um ſo weniger, als wir denken, daß 


, "wi —. 


Wenn wir das Wort von beiden Seiten noch mehrfach 


ergriffen werden wird. 

Unbeſtritten iſt, daß der deutſche Wald 
nur dann einen zufriedenen Förſterſtand haben 
kann, wenn dieſer ſich in ſeiner Stellung dem 
Oberförſterſtande gegenüber in einer nach tat⸗ 
ſächlicher Leiſtung und Verantwortung gerecht 
abgemeſſenen Lage befindet; das gleiche muß 
ſelbſtverſtändlich auch für den Oberförſterſtand 
dem Förſterſtande gegenüber zutreffen. Deshalb 
kann nur ein Ausgleich dem deutſchen 
Walde nutzen, und aus dem Grunde konnten 
wir uns auch von vornherein für die Idee der 
Gründung eines „Deutſchen Förſterbundes“ 
nicht erwärmen, den wir als eine Kampf⸗ 
organiſation gegenüber dem Oberförſterſtande 
dem deutſchen Walde für ſchädlich halten. Nach 
wie vor ſind wir der Meinung, daß die Zeit 
kommen muß, in der ein „allgemeiner 
deutſcher Forſtbeamtenbund“ alle Klaſſen 
des Forſtbeamtenkörpers zum Heile des deutſchen 
Waldes in ſich vereinigt. 

Allen denen, die mit uns einer Meinung 
ſind und die daran mithelfen wollen, der⸗ 
art zufriedenſtellende Verhältniſſe unter den 
deutſchen Forſtbeamten zu ſchaffen, ſenden wir 
zum Feſt der Auferſtehung in alter Treue 
unſeren Oſtergruß! 

Die Schriftleitung. 


Die Wintertagung 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands zu Berlin. 


Bericht über die Sitzung des weiteren Vorſtandes am 11. Februar 1921. 


Nachdem am 10. Februar die Ausſchüſſe des digende Grundlage für das Reich zu ſchaffen 
Vereins, für Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen, für Schon für Preußen wird eine andere als die 


Unterrichts⸗ und Prüfungsweſen, der Förſter⸗ 
Ausſchuß, der Ausſchuß der Akademiker und der 
Ausſchuß der Waldbeſitzer geſondert beraten hatten, 
trat Freitag, den 11. Februar, vormittags 9 Uhr, 
in den Räumen der Landwirtſchaftskammer für 
die Provinz Brandenburg der weitere Vorſtand 
zu ſeiner diesjährigen Wintertagung zuſammen. 

Der Vereinsvorſitzende, Oberförſter Schwabe 
(Jagdſchloß bei Weißwaſſer), eröffnet die zahlreich 
beſuchte Verſammlung, begrüßt die Erſchienenen 


und weiſt auf die Bedeutung der Tagesordnung mü 


hin, die weit hinausrage über die früherer Sitzungen. 
Er berichtet dann zunächſt über den Stand der 
Tarifverhandlungen. 

Die Bemühungen, einen Reichstarif zu ſchaffen, 
ſind an den großen Schwierigkeiten, die Ver⸗ 
ſchiedenheiten der einzelnen Gebiete zuſammen⸗ 
zufaſſen, geſcheitert. Die Privatforſtbeamten ſind 
ein noch zu unausgeglichener Stand. Er ſoll 
einheitlich werden auf der Baſis einer guten Aus⸗ 
bildung, er ſoll etwas leiſten. Der Wald iſt nicht 
mehr das Stiefkind, ſondern heute die melkende 
Kuh des Grundbeſitzes, daher bedarf dieſer mehr 
denn je tüchtiger Beamter. Die Gründung von 
Templin, die Einrichtung der Förſterkurſe dienen 
dem Beſtreben der Vereinheitlichung. Das 
Scheitern des Reichsrahmentarifs iſt auch zum 
nicht geringen Teile in den politiſchen Verhältniſſen 
zu ſuchen. Süddeutſchland hat eine andere Ent⸗ 
wicklung genommen als Norddeutſchland. Es war 
unmöglich, eine auch nur einigermaßen befrie⸗ 


provinzielle Löſung der Frage große Schwierig⸗ 
keiten machen; Oſtpreußen läßt ſich nicht mit 
dem Rheinland vergleichen. 

Der Tarifvertrag, den man in Schleſien abge⸗ 
ſchloſſen hat, iſt trotz des Widerſpruchs des Herrn 
Puſch vom Arbeitsminiſter für allgemein ver⸗ 
bindlich erklärt worden. Dasſelbe iſt in Bayern 
ſchon früher geſchehen. Ein Beweis, daß der 
Weg, den der Verein beſchritten hat, richtig war. 
Der einen Provinz werden die anderen folgen 


en. 

Die von Oberförſter Titze (Friedrichsruh) 
aufgeworfene Frage, ob bei dem Abſchluß des 
für Schleſien geltenden Tarifvertrages noch andere 
Organiſationen außer dem Verein und dem Wald⸗ 
beſitzerverband beteiligt geweſen ſeien, findet ihre Be⸗ 
antwortung durch die im Verlaufe der ſpäteren Aus⸗ 
ſprache von Oberſtleutnantvon Ludwiger gegebene 
Darlegung. Danach hat ſich der Waldbeſitzerverband 
mit dem Arbeitgeberverband über Richtlinien des 
Tarifvertrags ins Einvernehmen geſetzt und dadurch 
eine Vertragspartei geſchaffen. Durch den Arbeit⸗ 
gerberverband iſt dann mit den Bezirksgruppen 
des Vereins verhandelt worden, und beim Ab⸗ 
ſchluſſe des in den Grundzügen fertiggeſtellten 
Tarifs haben dann die Bezirksgruppen mit den in 
Schleſien vorhandenen übrigen Organiſationen, 
dem Guts⸗ und Forſtbeamtenbund und dem Fach- 
und Körperſchaftsverband, als anderer Vertrags 
partei mitgewirkt. Dieſer Tarif iſt als allgemein 
verbindlich klärt worden. 
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Die Beratung wendet ſich nun dem Haupt⸗ 
gegenſtande der ganzen Tagung zu, nämlich dem 
Anſchluß an den Deutſchen Guts⸗ und 
Forſtbeamtenbund. Zu dieſer für den Verein 
lebenswichtigen Frage hatten ſchon am Vortage 
die einzelnen Ausſchüſſe Stellung genommen. 
In gemeinſamen Beratungen hatten der Akade⸗ 
miker⸗ und der Förſterausſchuß gemeinſam 
einen vorläufigen Beſchluß gefaßt. 

Förſter Walter verlieſt und begründet für 
den Förſterausſchuß kurz dieſen Beſchluß. Grund⸗ 
ſätzlich ſtehen die Ausſchüſſe feſt auf dem Boden 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
Die Ausführungen des Geſchäftsführers des 
Bundes, Dr. Schneider, am Vortage hätten noch 
einige Unklarheiten beſtehen laſſen, deren Be⸗ 
ſeitigung zunächſt erbeten wird. 

Der Vertreter des Akademikerausſchuſſes, Ober⸗ 
förſter Lincke, bemerkt, daß ſich der Ausſchuß in 
einer üblen Lage befundenſhabe, da er zu den Vor⸗ 
beſprechungen nicht eingeladen und infolgedeſſen 
zunächſt nicht orientiert war, und bittet gleichfalls 
um eingehende Information der Verſammlung. 

Namens des Waldbeſitzerausſchuſſes führt 
Oberpräſident von der Schulenburg aus: 
Wir ſind durchaus grundſätzlich bereit, den Beamten 
die Selbſtändigkeit in der Behandlung der Ange⸗ 
ſtelltenfragen zu geben. Aber was die Waldbeſitzer 
nicht ohne weiteres werden anerkennen können, 
iſt, daß dafür eine Form gewählt wird, die uns 
jedes Einfluſſes darauf beraubt, in welcher Weiſe 
ſie von dieſem Rechte Gebrauch machen würden. 
Denn bei uns ſteht im Vordergrunde die Erwägung, 
daß wir unter keinen Umſtänden die Hand dazu 
bieten wollen, daß die Beamtenſchaft in das Fahr⸗ 
waſſer der gewerkſchaftlichen Organiſationen gleitet, 
die nur kennen Arbeitgeber auf der einen, Arbeit⸗ 
nehmer auf der andern Seite und als Mittel zur 
Erreichung ihrer Forderungen den Kampf, wo 
wir Verſtändigung ſuchen. Durch die Satzungs⸗ 
änderung in Liegnitz, die die Zahl der Wald⸗ 
beſitzer im Vorſtande erheblich herunterſetzte, iſt 
es den dem Vorſtande angehörenden Vertretern 
des Waldbeſitzes außerordentlich erſchwert worden, 
mit der großen Menge des Waldbeſitzes die unent⸗ 
behrliche Fühlung zu halten. Der Fehler wurde 
erkannt und in Fulda beſchloſſen, neben dem 
Förſter⸗ und Akademikerausſchuß einen Wald⸗ 
beſitzerausſchuß zu ſchaffen. Auf der September⸗ 
tagung der Waldbeſitzerverbüände in München 
hatten ſich die anweſenden Waldbeſitzer auf den 
Boden eines Reichsrahmentarifs geſtellt. Ich 
hätte bei meiner Anweſenheit dem Beſchluß 
zugeſtimmt, um einen Schritt weiterzukommen, 
gegen meine Überzeugung; denn ich hielt einen 
Reichsrahmentarif bei den vorliegenden Ver⸗ 
ſchiedenheiten für unmöglich. Das Ergebnis hat 
mir recht gegeben. Das Scheitern der Verhand⸗ 
lungen liegt allein an der inneren Unmöglichkeit, 
einen einheitlichen Tarif aufzuſtellen, und nicht 
an mangelndem Intereſſe des Waldbeſitzes für 
ſeine Beamten. Sofort iſt darauf der engere 
Vorſtand zuſammengetreten und hat eine andere 
Löſung verſucht: die Anbahnung eines Zuſammen⸗ 
ſchluſſes mit dem Guts⸗ und Forſtbeamtenbunde. 
Nachdem eine kleine Kommiſſion, der Revierförſter 
Nolte und Geheimrat Prof. Dr. Schwappach 
angehörten, gemeinſam mit dem Geſchäftsführer 
des Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes, 
Dr. Schneider, am 28. Dezember die Einzel⸗ 
heiten beraten hatte und Richtlinien für die 
Satzungsänderung des Bundes feſtgeſtellt waren, 


habe ich mich bereit erklärt, an weiteren Be⸗ 
ſprechungen teilzunehmen. Solche haben aber 
nicht mehr ſtattgefunden. 

Die Wünſche der Forſtbeamten gehen einmal 
dahin, Standes⸗ und Gehaltsfragen ohne Be⸗ 
teiligung der Arbeitgeber beraten zu können, um 
frei in der Entſchließung zu fein und als Organi⸗ 
ſation dazuſtehen, die nicht von Arbeitgeber⸗ 
Intereſſen abhängig iſt. Nach dem Vorſchlage 
ſollten die dem Verein für Privatforſtbeamte 
angehörenden Beamten geſchloſſen dem Deutſchen 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbund als Fachgruppe 
beitreten, in der die Waldbeſitzer vom Stimmrecht 
ausgeſchloſſen wären. Sie hätten dort die freie 
Vertretung ihrer Intereſſen. Weiter wird ge⸗ 
wünſcht, daß die Gutsbeamten nicht beſſer geſtellt 
ſein ſollen als die Forſtbeamten, und daß eine 
gewiſſe Harmonie herrſchen ſolle. Wenn Guts⸗ 
und Forſtbeamte in einem Verbande vereinigt 
ſind, wird dieſe Wirkung eintreten. Drittens 
wünſchen die Forſtbeamten nicht in eine Abhängig⸗ 
keit von den Gutsbeamten gebracht zu werden, 
alſo nicht in Vereinigungen, wo die Gefahr der 
Majoriſierung beſtände. Auch das ſollte ihnen 
gewährleiſtet werden. Denn Forſtbeamte und 
Gutsbeamte ſollten als ſelbſtändige Fachgruppen 
nebeneinander beſtehen und ihre Tarife für ſich 
allein abſchließen. Nur für den Fall, daß ſie einen 
ſtärkeren Rückhalt brauchten, iſt der Vorſtand, der 
beide Organiſationen umfaßt, an die Entſchließung 
der Fachgruppe gebunden und verpflichtet, das 
geſamte Stimmengewicht in ihrem Intereſſe ein⸗ 
zuſetzen. Und ſchließlich iſt der Wunſch der Forſt⸗ 
beamten, eine Organiſation zu haben, die durch 
die Maſſen wirkt. Wenn die geſamten Guts⸗ 
beamten mit ihrem Stimmengewicht den Forſt⸗ 
beamten zuſtatten kommen, ſo gewinnen dieſe 
ein ſtärkeres Gewicht, als es die grüne Farbe 
allein vermöchte. 

Das ſind die Geſichtspunkte, unter denen wir 
die Sache geprüft und von denen aus wir die 
Vorſchläge, welche vom Deutſchen Forſt⸗ und 
Gutsbeamtenbunde gemacht ſind, mit unſeren 
Intereſſen zu vereinbaren und dem Intereſſe der 
Forſtbeamten dienlich erachtet haben. Wir haben 
uns auf folgende Reſolution einſtimmig geeinigt: 

Unter der Vorausſetzung, daß die im Verein 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Forſtbeamten und Forſtangeſtellten 
ſich in einer Spitzenorganiſation mit dem 
Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbunde unter 
der Gewähr deſſen dauernder Wirtſchafts⸗ 
friedlichkeit vereinen, erklären die im Reichs⸗ 
verband Deutſcher Waldbeſitzervereinigungen ver⸗ 
tretenen Land⸗ und Provinzialverbände, daß ſie 
auf Antrag des obengenannten Bundes bzw 
der Bezirksgruppen des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands bereit ſind: 

a) wo dies bisher nicht geſchehen, ſofort un. 
mittelbar oder durch die zuſtändigen Arbeit⸗ 
geberverbände Tarifverhandlungen, die ab 
1. 1. 1921 in Kraft treten, in den Ländern 
und Provinzen zum Abſchluß zu bringen und 

b) bereits beſtehende tarifariſche Verein⸗ 
barungen als Volltarife auszubauen. 

Der Reichsverband Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
vereinigungen wird erſucht, dieſen Beſchluß des 
Waldbeſitzerausſchuſſes des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands ſeinen Unterverbänden 
ſofort allgemein bekanntzugeben. 


(Fortſetzung folgt.) 


Holzverkaufsergebniſſe für Preußen und Bayern im Monat Februar 1921. 
Nach den Mitteilungen im „Deutſchen Forſtwirt“ (Verlag J. Neumann, Neudamm, Bezugspreis vierteljährlich 4 4). 
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Brandenburg. S +19 397 326 368 Schleſien „ 1168 
Schleſien n 317 310 242 262 238 | Sachſen . „ 119% 
Sachſen 1 725 625 510 Hefien Naffan .| „ 173 
Hannover 8 363 368 326 299 251 [Weſtfalen „ [226 
Heſſen⸗Naſſau 5 Wé 438 396 394 337 240 reuß. ebru r Fich 
Weſtfalen 5 307 295 280 245 209 Ba . | 8 Ge SC 
Preußen Februar | Buche A 456 377 340 285 231 Schwell 
Januar ü S 386 383 377 EES 246 Schwellen. 
Pommern. . Buche B 348 313 257 b le ës KE 
Brandenburg 4 276 265 278 212 154 : 
Schleſien 246 231 188 165 140 | Preuß. Februar] Kiefer] 335 
Sachſen S 970 380 328 : f 5 
Hannover R 382 289 227 271 151 ea Buche SC 
Schleswig⸗Holſtein | 310 298 243 e le ee 55 
Heſſen⸗Naſſan. 5 215 212 247 235 217 Weſtfalen . 
Weſtfalen 8 370 300 275 242 200 Ses N SC 
HEET S 352 296 289 200 165 [Ferien 2 
frohen Februar | Bude B 380 [ 282 264 | 220 „ 
Januar f 386 307 245 183 rh ::! EI 
Brandenburg. Eiche A 1171 759 491 291 150 | Seffen:Raffeu .] Eiche |343 
Schleſien 5 1092 932 557 383 245 zugl. Preußen Februar 
Sachſen e 1672 1041 328 . Januar. . | Eiche 1282 
Hannover S 1211 1019 699 417 300 
HeffenMaffau. . H 960 930 659 427 248 
Rheinprovinz 5 1100 650 514 S . 
SE ff % a SES 
Preußen Februar | Eiche A 1248 899 610 391 247 
Januar S 1074 867 930 549 240 
Brandenburg. . Eiche B 649 581 464 294 233 
Schleſien 662 660 532 346 263 
Sachſen. né 5 629 323 265 141 61 
Hannover 1 578 493 367 247 159 
Schleswig⸗ Holſtein 5 e E 333 254 150 
Heſſen⸗Naſſau d 530 497 410 299 211 
Rheinprovinz e 450 379 295 213 153 
Preußen Februar | Eiche B | 632 488 375 262 170 Gortſetzung dieſer Tabelle fiele 
Januar 637 642 40 357 195 auf Seite 237. ) 
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Bayern (Heilbronner Sortierung, ohne Rinde gem.). 
Klaſſen: | J II I III 
Mind.⸗Länge: 18 18 16 
Mind ⸗Zopfſtärke: 30 J 22 14 Papierholz (rm). 

Holzartſ A Di Ki f mi > 

Waldgebiet — — 

Nadel -Langholz. m: pol P | DR: 
Oberpfalz Kiefer 394] 359 314] 281 | 246 | 222 Fichte b. Rinde 
Oberfranten „ | 435 | 375 331302283252 Oberbayern. , 202 | 170 SE 

Mittelfranken. o 366 [ 358 ] 345 [ 304 | 258 e 
Interfranten.| „ | 381 | 354 = = Niederbayern“ 22693 a 
Bay. Februar | Kiefer | 408 | 364 | 325 | 282 | 256 | 243 Oberfranken. I 271 242201 [Oo 
Januar . | „ 1485 | 380 | 340 | 302 | 263 Sa ARE. [239 | 210 | 170 E 
Schwaben. . Fichte | 307 | 283 | 260 | 236 | 219 Mittelfranten [ 215187 154 1a; 
Oberpfalz „ 1361 | 332 | 296 | 271 | 254 | 232 Uu, m. 
Oberfranken W 417 367 1 332 308 | 281 I 255 Oberpfalz 1 2 g S KE. 
Mittelfranken. „ 1 368 | 348 | 306 | 282 | 256 | . „ 1228] 192 | 163 le - 
Unterfranken. 1 386 347 [ 306 | 279 | 259 | . ks UU - ; o. „ 

— — Schwaben 5 

Bay, Gebrun | Fiche 340 | 330 | 301 | 277 | 265 Sch UNE 1197 1 167 m. 
‚Tanner d 362 | 341 | 301 | 279 | 272 | 256 Fichte 237 | 204 | 164 fo. Rinde 
Bay. Februar „ 1219 | 187 | 162 . 

Nadel⸗Blochholz. 257228194 
SES { 270158 163 Im . 
Klaſſen I J. I. II II III III DES 3 Im 

aſſen Ansſch Ausſch. Ausſch. 


mehr 26 bis mit 3420 bis mit 2 


Oberpfalz Kiefer] 390 
Oberfranken 5 492412377 ] 345 | 309290 258 
Mittelfranken. = 353 | 424 | 320 | 397 | 290 | 2665 
Unterfranken. m 620 1 443 I 498 | 382 | 353 301] 276 
Pfalz e 460 I 396 } 349 | 286 250 220 
Bay. Februar | Kiefer | 440 | 378 | 352 | 318 | 292 
Januar A 447 359 | 367 | 392 | 275 
Schwaben. . Fichte 286 | 262 | 258 | 237 | 237 
Oberpfalz P 365 | 322 | 318 ] 269 272 
Oberfranken N 400 | 371 J 346 | 320304 
Mittelfranten. Se 335 I 318 307 | 304 I 272 | 2 ; 
Pfalz „ 1450 380 340 | . | 260 
Bay. Februar Fichte] 325 | 304 | 302 | 272 | 265 | 241 | 232 
ſonuar RB 321 1 318 1 291 | 299 | 282 | 262 | 279 
— e d er 
Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 
Gewährung von Beihilfen an verſetzte Beamte. Je zwei Abdrucke für die ſtaatlichen Polizeiver⸗ 
Der Fin anzminiſter. waltungen liegen bei. 
1 33827. III 2 136 „ Berlin, 28. Dezember 1920. Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 


M. d. J. Ia I 1967. 


In Ergaͤnzung unſeres Runderlaſſes vom 30. Auguſt 
1920 — 1 18753 (F. J. 2789) M. d. J. Ia 1 1426 — 
erklaren wir uns damit einverſtanden, daß denjenigen 
verſetzten Beamten der allgemeinen, inneren, Hochbau⸗, 
Kreiskaſſen⸗ und Kataſterverwaltung, die aus politiſchen 
oder dienſtlichen Gründen ihren Haushalt am bisherigen 
Wohnort nicht fortführen koͤnnen, wegen Wohnungs: 
mangels aber nicht in der Lage ſind, den Haushalt am 
neuen Dienſtort einzurichten, ſondern ihre Familie 
mit Haushalt anderweit unterbringen muͤſſen und nun 
gezwungen find, von ihren Familien getrennt zu leben, 
vom 1. Januar 1921 an Beihilfen nach Ziffer 1 
Spalte 2 des vorerwaͤhnten Runderlaſſes gewaͤhrt 
werden koͤnnen. 


Nachzahlungen fuͤr die vor dem 1. Januar 1921 
liegende Zeit duͤrfen nicht ſtattfinden. 


Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage: gez. Schultz. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 11 für 1921 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 12688. IA IV 7239. II 12967. III. 


Berlin, 26. Januar 1921. 

Vorſtehende Abſchrift uͤberſende ich mit dem 
Erſuchen, auch im Bereich meiner Verwaltung 
entſprechend zu verfahren. 

Der Runderlaß des Herrn Finanzminiſters vom 
30. Auguſt 1920 — J. 18 753 — iſt durch meine all: 
gemeine Verfuͤgung I. 115/20 vom 14. September 
1920 Nr. IB Ia 8708 mitgeteilt worden. 

In Vertretung: Ramm. 
An die uachgeordneten Behörden. 
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nehmen mit dem Herrn Reichsfinanzminiſter folgendes 


nach Deutſchland verzogenen Ruhegehaltsempfänger. beſtimmt: 


M. f. L. Geſch.⸗Nr. III 25 224. II. 
Berlin, 19. Januar 1921. 

Die Frage, von welchem Zeitpunkte an den aus den 
abgetretenen Gebieten nach Deutſchland verzogenen 
Ruhegehaltsempfaͤngern die erhoͤhten Verſorgungs⸗ 

ebuͤhrniſſe zu zahlen ſind, iſt bezuͤglich der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten durch die Verfuͤgung des Herrn 
Finanzminiſters vom 18. Dezember 1920 — F. J. 
4107 — wie folgt entſchieden: 

In Ergänzung der Fuͤrſorge für die aus den 
Abtretungsgebieten nach Deutſchland ver: 
zogenen Ruhgehaltsempfaͤnger und Hinter⸗ 
bliebenen wird — ohne damit der Regelung der 
Frage nach der endguͤltigen Tragung der Penſionen 
vorzugreifen, zu der nach diesſeitiger Anſicht die 
Erwerberſtaaten hinſichtlich aller am 10. Januar 
1920 im Abtretungsgebiet wohnhaften Penſionaͤre 
uſw. unzweifelhaft verpflichtet ſind — im Einver⸗ 


— RD 


Trotzdem die Möglichkeit einer rechtswirkſamen 
Option fuͤr Deutſchland noch nicht beſteht, ſo muͤſſen 
doch diejenigen Penſionäre vim, des unmittelbaren 
Reichs⸗ und Staatsdienſtes, die ihren Wohnſitz nach 
Deutſchland verlegt haben, aus Billigkeitsgruͤnden 
hinſichtlich ihrer Bezuͤge ebenſo behandelt werden, 
als wenn fie die deutſche Reichs- und preußiſche 
Staatsangehoͤrigkeit wieder erworben hätten. Ihre 
Penſionsanſpruͤche ſind deshalb als wiederaufgelebt 
anzuſehen, und zwar in dem Umfange, wie ſie ſich 
inzwiſchen durch die preußiſche bzw. deutſche Geſetz⸗ 
gebung innerhalb Deutſchlands entwickelt haben. 
Insbeſondere kommen den Staatspenſionaͤren alſo 
vom Tage ihrer Überſiedlung an die Wohl— 
taten aus dem Beamtenruhegehaltsgeſetz 
vom 7. Mai 1920 zugute. 

Im Auftrage: von dem Busſche. 
An die Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 


Kleinere Mitteilungen. 


` Allgemeines. 

Über das Dienſteinkommen der Preußiſchen 
Staatsforſtbeamten und ihre Verſorgungsanſprüche 
laufen dauernd Anfragen ein und wir ſind wieder⸗ 
holt um Auskunft gebeten worden, wann Aus⸗ 
führliches über den neuſten Stand der Dinge in 
unſerem Blatte gebracht würde. Wir teilen mit, 
daß nunmehr die Vorarbeiten zu einem aus⸗ 
führlichen Artikel über den Gegenſtand nahezu 
abgeſchloſſen ſind, und hoffen, noch im April eine 
längere Arbeit aus berufener Feder zu veröffent⸗ 
lichen. Die Schriftleitung. 


Bei der Überführung eines Teils von Beamten 
in eine höhere Gruppe entſtehen, wie die Nach⸗ 
richtenſtelle des Deutſchen Beamtenarchivs mit⸗ 
teilt, beſondere Schwierigkeiten. Nach dem 
Preußiſchen Beſoldungsplan ſoll die Hälfte der 
früheren Aſſiſtenten, jetzigen Sekretäre, von 
Gruppe VI nach Gruppe VII überführt werden, 
und zwar ohne Prüfung. Das Reichskabinett hat 
ſich mit der Frage auch befaßt. Eine Verſtändigung 
iſt noch nicht erzielt. Eine Richtung wünſcht die 
Überführung der Sekretäre nach VII auf Grund 
einer Prüfung, ohne Differenzierung zwiſchen 
Militär- und Zivilanwärter. Eine andere Richtung 
will die Zivilanwärter von der Prüfung befreien, 
ke die Militäranwärter aber die Prüfung 9 
aſſen. 
der einzelnen Verwaltungen berückſichtigt werden. 
Deshalb ſollen bei der Poſt 60%, bei der Eiſen⸗ 
bahn 40 %, bei den übrigen Verwaltungen 30 % 
der Sekretäre nach Gruppe VII überführt werden. 
Endgültig wird die Wirkung der Beſchluſſe des 
Reichstags zur Beſoldungsordnung erſt nach Ein⸗ 
gang des Nachtragsetats ſich überblicken laſſen. 
Bei der Prüfung dieſer Etats wird beſonderer 
Wert darauf zu legen ſein, daß die Verhältniſſe 
der Reichsbeamten möglichſt einheitlich mit denen 
der Beamten der Länder geſtaltet werden müſſen. 
Bei den Beratungen des Hauptausſchuſſes über 
den Etat des Reichsverkehrsminiſteriums wurde 
als unbedingt notwendig bezeichnet, daß bei der 
endgültigen Einſtufung der preußiſchen Eiſen⸗ 
bahnbeamten die Zugeſtändniſſe, die den bayeriſchen 
Eiſenbahnbeamten gemacht worden ſind, nicht 
außer acht gelaſſen werden dürfen. 


* Brennſtoffbedarf der Forſtbeamten. Der 
preußiſche Landwirtſchaftsminiſter hat über den 


Auch ſollen die beſonderen Verhältniſſe F 


Brennſtoffbedarf der Forſtbeamten verfügt. „Die 
Oberförſter, verwaltenden Revierförſter, Revier⸗ 
förſter, Förſter, Forſtſekretäre, Unterförſter 
Meiſter und Wärter der Nebenbetriebsanſtalten. 
die im Außendienſt beſchäftigten Forſtaſſeſſoren 
und Forſtreferendare, die Hilfsförſter und Forſt⸗ 
gehilfen einſchließlich der nebenamtlichen Unter⸗ 
förſter und Wärter erhalten vom Rechnungsjahr 
1921 ab ihren Brennholzbedarf unter Bei⸗ 
behaltung der bisherigen Höchſtmengen und Ver⸗ 
wendungsbeſchränkungen (88 24 bis 27 F. D. A.) 
gegen Zahlung der Werbungskoſten und eines 
Zuſchlages, der beträgt bei 
Scheitholz weich GC MH 
art 7 


Ze U 7 * 
Knüppelholz weich 4,20 % , S 
e hart 5,60 % „ 2 


je Raummeter 


Reis I weich 240 A. . 
2 hart 3,60 % 5 
Reis II weich 1,20 % „ H 
H art 1,70 DI 2 7. 
Reis III weich 0,50 A. S 


5 hart 0,80 A. 2 
Die Zahl der zu Gielen Preiſen abgegebenen 
Raummeter Reiſig darf über die Hälfte der ab⸗ 
gegebenen Derbholz⸗Raummeter nicht hinaus⸗ 
gehen. Die Höchſtmengen ſind für Oberförſter⸗ 
anwärter dieſelben wie für Förſteranwärter (8 24 
D. A.). Für die Abgabe von Stockholz bleibt 
es bei den bisherigen Beſtimmungen (8 25 
F. D. A.). Torf iſt bis zu den bisherigen Höchſt⸗ 
mengen 30 % unter der Taxe abzugeben. Alle 
vorſtehend nicht genannten Beamten der Staats⸗ 
forſtverwaltung, einſchließlich der Lehrperſonen 
an den Forſtakademien und Forſtſchulen, ſowie 
die Forſtbeamten der Forſtabteilungen in meinem 
Miniſterium und bei den Regierungen erhalten 
auf Wunſch ihren Brennholzbedarf, ſoweit 
möglich, gegen Zahlung der Taxe. Von einer 
Nachforderung für das im Winter 1919/20 für 
das Rechnungsjahr 1920 abgegebene Freibrennholz 
wird abgeſehen.“ 


Beſchlagnahme des prinzlichen Beſitzes Flatow⸗ 
Krojanke. Durch Beſchluß des Geſamt⸗Staats⸗ 
miniſteriums iſt am 1. März d. J. der geſamte 
Beſitz des Prinzen Friedrich Leopold in Flatow⸗ 
Krojanke (Familien⸗Fideikommiß), zu welchem 
über 13000 ha Wald gehören, auf Grund der 
Geſetze vom 30. November 1918 und 28. Januar 
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1921 beſchlagnahmt worden. Den Beamten 
wurde freigeſtellt, für die Regierung in ihren 
Amtern auch ferner tätig zu bleiben, und ihnen 
Sicherſtellung gegen Schäden und Nachteile zu⸗ 
geſichert, die ihnen infolge ihrer Tätigkeit für die 
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ſind meiner Meinung nach von nur nebenſächlicher 
Bedeutung für die zukünftige Entwicklung der 
Fichtenkultur. Sie ergeben ſich als eine Folge 
der Bodenverhältniſſe. Eine Pflanze, die einen 
Feuchtigkeitsüberfluß an ihrem Standort aufzu⸗ 


Regierung bei etwaigem Rückfall des Beſitzes weiſen hat, iſt bei eintretender größerer Trockenheit 


un den Prinzen erwachſen ſollen. Der Vertreter 
des Prinzen, Rechtsanwalt Lubszinski, hat die 
Beſchlagnahme für ungültig erklärt, erteilt weitere 
Anordnungen und droht den Beamten, daß ſie bei 
Nichtbefolgung perſönlich haftbar gemacht werden. 
Die Beamten ſind hierdurch in eine ſehr peinliche 
Lage gekommen und fuhlen ſich jedenfalls in 
ihrer Exiſtenz bedroht. Eine alsbaldige Klärung 
wäre in ihrem Intereſſe erwünſcht, iſt aber wohl 
taum zu erwarten. S. 


er 


Titel und Inhaltsverzeichnis unſeres Blattes 
für Band 35 (1920), und zwar für die „Deutſche 
Forſt-Zeitung“ felbit, für „Des Förſters 
Feierabende“ und die „Forſtliche Rund⸗ 
ſchau“, außerdem das Verzeichnis der im 
Jahre 1920 erſchienenen forſtlich wichtigen 
Bücher iſt ſoeben fertiggeſtellt worden. Alle Leſer, 
die auch in dieſem Jahre wieder die Zuſendung 
dieſer Inhaltsverzeichniſſe wünſchen, bitten wir 
um umgehende Beſtellung durch Poſtkarte. Wir 
werden dann koſtenlos ein Stück aller Inhalts⸗ 
verzeichniſſe überſenden. 

Die Geſchäftsſtelle 
der „Deutſchen Forſt-Zeitung“, Neudamm. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Anpflanzung einer Waldfläche, deren Fichten⸗ 
beſtand Rotfäule aufwies. Gelegentlich der am 
19. Februar ſtattgefundenen Ortsgruppenver⸗ 
ſammlung der Ortsgruppe Vogelsberg⸗Rhön des 
Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands wurde 
von einem Mitglied die Frage geſtellt, mit welcher 
Holzart eine Waldfläche am zweckmäßigſten auf⸗ 
zuforſten ſei, deren Fichtenbeſtand mit Rotfäule 
behaftet war. Herr Forſtrat Eulefeld betonte, 
daß eine Beantwortung der Frage nur nach einer 
Beſichtigung an Ort und Stelle ſtattfinden könne. 
Da in meinem Schutzbezirk derſelbe Fall gegeben 
war, ſei es mir geſtattet, an dieſer Stelle über 
meine gewonnenen Erfahrungen zu berichten. 
In einem drei Hektar großen Fichtenbeſtand 
waren ungefähr 200 Stück Weißtannen eingeſprengt. 
Die Fichten waren zum größten Teil mit Rotfäule 
behaftet. An den Weißtannen waren dagegen 
Nrankheitserſcheinungen nicht feſtzuſtellen; bei 
ſchönem Wuchs wieſen ſie eine Länge von durch⸗ 
ſchnittlich 20 m auf; der Kubikinhalt des Stammes 
ſchwankte zwiſchen 1,5 und 2 fm. Der Standort 
war ein feuchter Baſaltboden mit teilweiſe ſumpfigen 
Stellen. Ein Teil der Abtriebsfläche — ungefähr 
ein Hektar — wurde zu Wieſe liegen gelaſſen. 
Der Graswuchs war vorzüglich, ſo daß die 
Pächter durchweg eine ſehr gute Ernte zu ver⸗ 
zeichnen hatten. Die Reſtfläche ſollte urſprünglich 
mit Weißtannen bepflanzt werden. Dies unterblieb 
jedoch — die Gründe ſind mir nicht bekannt —, 
und man pflanzte wiederum kräftige, dreijährige, 
verſchulte Fichten an. Bereits im erſten Jahre 
ging der größte Teil der Pflanzen ein. Die Schuld 
ſchob man auf den Rüſſelkäfer. Auch im zweiten 
Jahre erlebte man wieder trotz der Nachbeſſerungen 
das Eingehen vieler Pflanzen, was wohl in dieſem 
Falle auf die große Trockenheit des vorjährigen 
Nachſommers zurückzufuhren iſt. Beide Tat⸗ 
ſachen — Rüſſelkäferfraß und große Trockenheit — 


viel mehr der Gefahr des Abſterbens ausgeſetzt 
als Pflanzen, die einen trockenen Standort haben. 
Vielleicht beſteht meine Vermutung zu Recht, 
daß Fichten auf feuchtem Boden durch dieſe und 
andere Urſachen auch in der ſpäteren Entwicklung 
Gefahren, wie z. B. der Rotfäule, ausgeſetzt 
ſind. Ich könnte ſomit zwei Ratſchläge erteilen: 
1. Anpflanzung der Fläche mit Weißtannen (Abies 
pectinata); 2. Umwandlung in eine Wieſe, ſoweit 
dies möglich iſt. Vielleicht kann auch noch von 
anderer Seite einiges Wertvolle zu dieſer Sache 
beigeſteuert werden. 
Hauſen bei Oberaula. 


CH 
Brief- und Fragekaſten. 

Anfrage Nr. 18. Feſtſetzung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters im Gemeindedienſt. Ich bin Revier⸗ 
förſter der Stadt Gr.⸗Str. Bei der Gehalts⸗ 
feſtſetzung wurde ich in Gruppe 7 eingereiht. Die 
hieſige Stellung bekleide ich ſeit dem 1. 4. 1912. 
Der Magiſtrat hat mir vorläufig nur die Dienſt⸗ 
jahre, die ich tatſächlich im Dienſte der Stadt bin, 
auf die Beſoldung angerechnet. Die bisher im 
Staats⸗ und Kommunaldienſt verbrachten Dienſt⸗ 
jahre ſind mir nicht angerechnet worden. Ich bitte. 
um Mitteilung, ob ich auf Anrechnung der ander⸗ 
wärts verbrachten Dienſtjahre Anſpruch habe. In 
der Stellenausſchreibung hieß es ſeiner Zeit: 
„Die nach Ablegung der Förſterprüfung anderwärts 
zugebrachten Dienſtjahre können auf das Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter angerechnet werden.“ 

W., ſtädt. Revierförſter. 

Antwort: Das Beſoldungsdienſtalter beginnt 
im allgemeinen mit dem Tage, zu dem die etat⸗ 
mäßige Anſtellung erfolgt iſt. Nach der Aus⸗ 
ſchreibung der Stelle war die Möglichkeit in 
Ausſicht geſtellt, die Jahre, die nach Ablegung 
der Förſterprüfung anderwärts verbracht ſiud, 
anzurechnen. Wenn Sie bei der Anſtellung von 
dieſer Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht haben, 
ſo beſteht heute für die Stadt keine Verpflichtung 
mehr, dieſe Möglichkeit in die Tat umzuſetzen. 
Sie werden ſich daher mit der Anrechnung der 
im Dienſte der Stadt verbrachten Jahre begnügen 
müſſen. 

Anfrage Nr. 19. Wiederverpachtung einer 
Jagd vor Ablauf der Pachtzeit. Kann eine 
Feldmarksjagd, die vor zwei Jahren auf ſechs 
Jahre verpachtet iſt, jetzt wieder neu verpachtet 
werden, da doch alle Pachtverträge auf Land und 
dergleichen aufgehoben ſind? T., Förſter a. D. 

Antwort: Daß alle wirtſchaftlichen Pacht⸗ 
verträge, die ſich auf Ländereien beziehen, auf⸗ 
gehoben ſind, trifft nicht zu, ebenſowenig, daß ein 
Jagdpachtvertrag, der noch zwei Jahre lang läuft, 
ohne weiteres aufgelöſt iſt und die Jagd neu ver⸗ 
pachtet werden könnte. Die neuere Rechtſprechung 
des Reichsgerichtes könnte zwar ſo gedeutet werden, 
daß eine Erhöhung des unverhältnismäßig geringen 
Pachtzinſes gefordert zu werden vermöchte. Aber 
ohne weiteres die Löſung eines beſtehenden Jagd⸗ 
pachtvertrages zu erklären, das geht nicht. Die 
Pachtſchutzordnung des Reiches von 9. Juni 1920 
und die Preußiſche Pachtſchutzordnung vom 
3. Juli 1920 in der Fafſung vom 25. Januar 1921 
findet keine Anwendung. B. 


Förſter Gluth. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Beſetzung gelangende Forſtdienſiſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Förſterſtelle Bogguſch, Oberf. Marienwerder (Marien⸗ 
werder), iſt zum 1. April zu beſetzen. Wirt⸗ 
ſchaftsländereien, Nutzungsgeld und Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung werden nach den in Ausſicht oe: 
nommenen Grundſätzen geregelt. Bewerbungsfriſt: 
28. März. 


Förſterſtelle Frankenau⸗Weſt, Oberf. Frankenau 
(Caſſel), iſt zum 1. April zu beſetzen. Dienſt⸗ 
wohnung in Frankenau, älteres Gebäude, mit 
elektſiſchem Licht und Waſſerleitung. Arzt, 
Ap theke Vo'ks chule, evgl. Kirche am Ort. Bahn⸗ 
ſtation: Schnittlotheim, 9 km. Garten 0,01 ha, 
Wieſe 2,7 ha. Nutzunasgeld wird neu feſtgeſetzt. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 350 A. Übernahme⸗ 
koſten gering. Bewerbungsftiſt: 25. März. 


Förſterſtelle Honigfelde, Oberf. Marienwerder 
(Marienwerder), iſt zum 1. April neu zu be⸗ 
ſetzen. Wi tſchaftsländereien, Nutzungsgeld und 
Dienſtaufwandsentſchädigung werden nach den in 
Ausſicht genommenen neuen Grundſätzen geregelt. 
Bewerbungsfriſt: 28. März. 


Sörfterftelle Klaſſental, Oberf. Lyck (Allenſtein), 
iſt zum 1. April zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
8 ha Acker, 7.5 ha Wieſen und Weiden. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 350 A. Dienſtwohnung 
vorhanden. Schule in Seensken, 2,5 km. Bahn⸗ 
ort: Groß⸗Czymochen, 5,5 km. Bewerbungsfriſt: 
26. März. 


Förſterſtelle Neuhammer, Ebert. Kremmen (Pots 
dam), iſt zum 1. Juli anderweit zu beſetzen. 
Wiitſchaftsland bis zur Regelung: Garten 0,2650 ha, 
Acker 4,9140 ha, Wieſe 10,8350 ha. Nutzungsgeld 
99 K. Bewerbungsfriſt: 16. April. 


Förſterſtelle Schönbrück, Oberf. Neu⸗Lubonen (Gum⸗ 
binnen), kommt zum 1. Mai zur Neubeſetzung. 
Zu der erledigten Stelle gehören: Dienſtwohnung, 
rund 17 ha noch zu regulierendes Wirtſchaftsland. 
Die Schule ut in Ott Ou) Open, etwa 3 km. Bahn- 
ſtation Lasdehnen der Kleinbahn Pillkallen—Las⸗ 
dehnen, etwa 15 km. Bewerbungsfriſt: 10. April. 


Förſterſtelle Weiſſuhnen, Oberf. Guszianka (Allen⸗ 
ſtein), iſt zum 1. April zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören: 12,2 ha Acker, 4,7 ha Wieſen und Weiden. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 150 % Dienſt⸗ 
wohnung vorhanden. Schule in Weiſſuhnen, 
2 km. Bahnort: Rudczanny, 6 km. Bewerbungs- 
friſt: 26. März. 

Hilfsförſterſtelle Reinbek, Oberf. Trittau (Schles⸗ 
wig), ſoll zum 15. April mit einem verheirateten 
Förſter o. R. oder Hilfsförſter beſetzt werden. 
Dienſtwohnung und Garten liegt mitten im Ort. 
Reinbek iſt Schulſtelle. Bewerbungsfriſt: 5. April. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Mauszus, Förſter o. R. in Werxnen, Oberf. Padrojeu, iſt 
vom 1. Mai an auf die Förſterſtelle Olſchowen, Oberf. 
Heydtwalde (Gumbinnen), verſetzt. 

Breitenflein, Hegemeiſter in Friedewald, Oberf. Friede⸗ 
wald, iſt zum 1. April die Forſterſtelle Schöneberg, 
Oberf. Hoigeismar (Caſſel), übertragen. 

Kühler, Norſter in Glindfeld, iſt vom 1 April an zum 
planmäßigen Forſtſchreiber der Oberf. Glindfeld 
(Arnsberg) ernannt. . 

Döring, Foͤrſter in Kaletka, Oberf. Ramuck, iſt vom 1. April 
an nach Gelguhnen, Oberf. Ramuck (Allenſtein), 


verſetzt. 

Finke, Forſter in Haſte, bisher in Litſchhof, Oberf. Lembach 
(Unter- Elſaß), iſt vom 1. April an auf die Foͤrſterſtelle 
Schirringen, Oberf. Bleckede (Lünebura), verſetzt. 

Gieppner, Hegemeiſter in Forſthaus Alteburg, Oberf. 
Kaſſel, iſt vom 1 April an die Förſterſtelle Todenhauſen, 
bert, Frielendorf (Eaffel), ubertragen. 


Groeſchel, Hegemeiſter in Grand, Oberf Grund, iſt vom 
1. April an nach Wurzelnberg, Oberf. Weiterhoi 
(Hildesheim), verſetzt. 

Hahn, Förſter und Forſtſchreiber in Woltersdorf. Oberf. 
Woltersdorf. sit vom 1. April an nach Mögelm, Oberf. 
Grunaue (Potsdam), verſetzt. 

Hammekrath, Förſter in Herchen⸗Sieg, iſt vom 1. April an 
nach Rotſcheroth (Köln) verſetzt. 

Henning, Förſter und Forſtſchreiber in Schmalleningken, 
Oberf. Schmalleningken (Memelland), in vom 1. April 
an als Forſtſchreiber für die Obert Heydtwalde (Gum⸗ 
binnen) einberufen. 

Gerlach, Hegemeiſter in Steinhaus bei Bensberg (Köln), 

tritt am 1 April in den Ruheſtand. 

Sirſch, Hegemeiſter in Oberappenfeld, Oberf. Wallenſtein, 
iſt vom 1. April an die Foͤrſterſtelle Mecklar, Oberf. 
Rotenburg⸗Oſt (Ca fen), übertragen. 

Hoberg, Hegemeiſter in Koͤln⸗Rath, iſt vom 1. April au 
nach Steinhaus (Köln) verſetzt. 

Jordan, Forſter in Zeetze, Obert, Carrenzin, iſt vom 
1. April an auf die Forſterſtelle Ehrhorn, Oberf 
Langeloh (Lüneburg), verſetzt. 

Kamp, ‚Förſter, iſt vom 1. April an als Forſiſchreiber nach 
Flörs bach, Obert, Flörsbach (Caſſel), verſetzt. 

Klinge, Förſter in Wandlitz, Oberf. Schönwalde (Unter- 
kunft), letzte Dienſtſtelle Ludwigsthal, Oberf. Lorenz 
(Danzig), iſt vom 1. April an nach Damelang, Oberf 
Lehnm (Potsdam), verſetzt. 

KAnöpfel, Hegemeiſter in Gieſel, Oberf. Gieſel, iſt vom 
1. April an die Förſterſtelle Wollrode, Oberf. Waldav 
(Caſſel), übertragen. 

Koltermann, Forſtgehilfe in Syke, Oberf. Syke, iſt vom 
1. April an nach Cornau, Oberſ. Diepholz (Hannover). 


verſetzt. 

Koſeck, Hegemeiſter in Eichholz, Oberf. Lüdersdorf (Unter- 
kunft), letzte Dienſtſtelle Grünwalde, Obert Gr⸗Bartei 
(Danzig), iſt vom 1. April an nach Teerofen, Oberf 
Havelberg (Potsdam), verſetzt. 

von Koß, Foörſter in Czengardlo, Oberf. Lorenz (Danzig). 
iſt vom 1. April an auf die Förſterſtelle Kl.⸗Gertlauken. 
Oberf. Gertlauken (Königsberg), verſetzt. 

Krebs, Hegemeiner aus dem abgetretenen Gebiet, iſt vom 
1. April an die Foͤrſterſtelle Mais, Oberf. Pfeilswalde 
(Allenſtein), übertragen. 

CKiebetruth, Förſter o. R. in Dölau, Oberf. Halle, iſt vom 
1. April an die bebaute Forſterſtelle o. R. Bleeſern 
Oberf. Gräfenhainichen (Merſeburg)., übertragen. 

Eindner, Förster o. R. in Havelberg, Oberf. Havelberg. 
iſt vom 1 April an nach Hubertusſtock, Obers. Grimnitz 

(Potsda my, verſetzt. 

Müller, Förſter in Ahrenſeld, Oberf. Weenzen, iſt vom 
1 April an nach Hausfreden, Oberf. Alfeld (Hıldes: 
heim), verſetzt. 

Nürnberg, Forſtichreiber in Winzenburg (Unterkunftsſtelle). 
Oberf Alfeld (früher in Danzig), iſt vom 1. April ou 
auf die e Weenzen, Oberf. Weenzen 
(Hildesheim), verſetzt. 

Pilz, Hegemeiſter in Rotſcheroth, iſt vom 1. April au nach 
Köln⸗Rath (Köln) verſetzt. 

Kadke, Förſter und Forſtſchreiber in Schönlanke, Obert. 
Behle (Unterkunft), letzte Dieuſtſtelle Durowo, Oberf 
Bromberg, iſt vom 1. April an nach Woltersdorf, 
Oberf. Woltersdorf (Potsdam), verſetzt. 

Keiche, Förſter in Nilbau, Kr. Glogau (Unterkunftsſtelle), 
bisher Oberf. Oſche (Marienwerder), iſt vom 1. April 
an die Förſterſtelle Altreichenau, Oberf. Reichenau 
(Liegnitz), übertragen. 

Rothe, Förſter in Kl.⸗Gertlauken, Oberf. Gertlauken, vu 
vom 1. April an unter Ernennung zum Revierförſter 
auf die durch Verſetzung in den Ruhenand des bis- 
herigen Stielleninhabers erledigte Revierförſterſtelle in 
Gr.⸗Gertlauken (Königsberg) verſetzt. 

Rottfahf, Forſter o. R. in Ansbach, Oberf. Friedewald, zit 
vom 1 April an nach Holzhauſen, Oberf. Gahrenberg 
(Caſſel, verſetzt 

Salinger, Forſtgehilfe in Kehrberg, iſt vom 1. April an 
nach der Oberf. Pütt (Stettin) verſetzt. 

Schleſereit. Förſter o. R, iſt vom 1. April an die Förſter⸗ 
ſtelle Schömberg, Oberf. Ullersdorf (Liegnitz), über⸗ 
tragen, 

Schmalz, Forſter, früher in Taubenwaſſer, Oberf. Oliva, 
zurzeit Hilfsarbeiter bei der Regierungs⸗Abwickelungs- 
Helle in Danzig, iſt vom 1. April an auf die Förſter. 
bar Rottebreite, Oberf. Oberkaufungen (Carjetl,, 
verſetzt 

Stapelfeldt, Förſter in Dziadiken, Oberf. Turoſcheln, iſt 
vom 1. April an unter Ernennung zum Revierförſter 
nach Dziergunken, Oberf. Ramuck (Allen ſtein), verſetzt 

Stehr, Förſter in Hohenfler, Oberf. Göhrde, iſt vom 1. Sul 
an auf die Förſterſtelle Hausbruch, Oberf. Harburg 
(Lüneburg), verſetzt. 
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Wendt, Förſter in Altkrakow, Oberf. Altkrakow (inter- 


kunfteſtelle), letzte Dienſtſtelle Hühnerwald, Oberf. 
Chaäteau⸗Salins in Lothringen, iſt vom 1. April an 
auftragsweiſe nach Grunau, Oberf. Grunau⸗Dahme 
(Potsdam), verſetzt und ihm vom 1. Mai an die 
Foruſchreiberſtelle Grünau endgültig übertragen. 

Btttfalte, Forſtgehilfe in Cornau, Oberf. Diepholz, iſt dom 
1. April an nach Syke, Oberf. Syke (Hannover), 
verſetzt. 

Witzel, Forſter und Forſtſchreiber in Fuhrberg, Oberf. 
Fuhrberg, iſt vom 1. April an auf die Forſterſtelle 
o. R. Wardbohmen, Oberf. Walsrode (Luneburgs, 
verſetzt. 

Wohlgemuth, Hegemeiſter in Lakenhaus (Unterkunftsſtelle), 
Oberf. Neuhaus (fruher Marienwerder), iſt vom 1. April 
auf die Förſterſtelle Grund, Oberf. Grund (Hildes⸗ 
heim), verſetzt 

Diefener, Hilfsforſter in Glinkenmühle, Oberf. Stepenitz 
(Stettin), iſt vom 1. Auguſt 1920 an zum Forſter 
ernannt. f 

Dreizehner, Forſtgehilfe in Pütt, iſt vom 1 April an nach 

der Cherf. Kehrberg (Stettin) verſetzt. 

Merk, fornverſorgungsberechtigter Anwarter, Hilfsförſter 
in Fodersdorf,. Oberf. Födersdorf (Königsberg), 


2 


iſt mit Wirkung vom 1. Dezember 1920 an zum Förſter 
ernannt. 
Schaaf, Hilfsförſter in Pforta, it vom 1. April an nach 
olau, Oberf. Halle (Merſeburg), verſetzt. 


Kommunalforſtdienſt. 


Amſel, Kreis förſter, iſt von der Kreisſorſterei DP bei Culm 
(Polen) nach Foöͤrſterei Kattenhorſt bei Dechſel, Kreis 
Landsberg a. W, verſetzt. 


Mecklenburg ⸗Schwerin. 
Verſetzt wurden die Revierjäger: 


Meckendorf von Schwerin nach Gaedebehn; She von 
Retzow ber Plau nach Bahlenhüſchen bei (rop, 


Thür ingen. 
Verſetzt wurden: 


Gotha, Oberförſter, von Crawinkel nach Gräfentonna, 
Salzmann, Forſtaſſeſſor, von Steinach⸗Hallenberg nach 
Gotha; Schenk, Oberförſter, von Hohleborn nach Gotha. 

Felgner, Oberförſter in Gotha, wurde die Oberf. Hildburg⸗ 
hauſen⸗Süd übertragen. 

Creutzburg, Oberforner in Gräfentonna, wurde die Ebert 
Hohleborn übertragen 


Ki 


Vereinszeitung. 


Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 


Ein Beitrag zu den Ausführungen 

von Staatsförſter Koch in Nr. 6 S. 105. 

Als ſtiller Teilnehmer an der Delegierten⸗Ver⸗ 
ſammlung am 29. und 30. September 1920 zu 
Berlin hatte ich Gelegenheit, alle Vorgänge genau 
zu beobachten, und ich möchte daher nicht unter⸗ 
laſſen, die Ausführungen des Staatsförſters Koch 
in ſeinem Artikel „Nach der Trennung“ in Nr. 6 
S. 105, die mir aus der Seele geſprochen ſind, 
noch ganz beſonders zu unterſtreichen. Nach 
der Geſtaltung des neuen Vorſtandes mit den 
Herren v. Kurnatowski, Voges und Schellack 
ſtand es für mich feſt, aus dem Verein auszu⸗ 
ſcheiden, was inzwiſchen zur Tatſache geworden 
iſt. Meine „Selbſtachtung“ gebot mir dies, da 
ich als älterer Beamter nicht gewillt bin, mich von 
den meiſt jungen Herren führen zu laſſen, nur kam 
ich etwas früher zu der Erkenntnis dieſer Selbſt⸗ 
achtung als Herr v. Kurnatowski bezüglich ſeines 


Herr Pfalzgraf mit Geldern, die ihm nicht gehören, 
derart freigebig umgeht. 

Schließlich möchte ich noch erwähnen, daß auch 
ich zu denen gehöre, die noch auf den Mann worten, 
der die beſonnen Denkenden ſammelt. 

Cloſſow, 8. Febr. 1921. Blaue, Hegemeiſter. 


— 


Nachrichten des „Waldheil“. 
E. V. zu Neudamm. 


Veröffentlicht unter Verantwortung 
des Vorſtandes, vertreten durch 
Johannes Neumann, Neudamm. 


Satzungen, Mitteilungen über die Zweck: 

und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe ⸗ 

material an jedermann umſonſt und poſtfret. Alle Zuſchriften 

an Verein „Waldbeil“, Neudamm Geldſendungen auf 

Poſtſcheckkonto 9140 „Waldheil“, e. V., Neudamm, beim 
Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 


Seſondere Zuwendungen. 
Sühnegeld für Forſtfrevel. Einſender Herr Wendt⸗ 
E 


EEN A E near 8 30,.— A 
Desgleichen. Einſender Herr W. Stak⸗Golzwitz . 10,— A 


Sammlung auf dem Stiftungsfeſt Hubertus in Ferchau. 


Austrittes aus dem Verein „Waldheil“. Enmſender Herr Oberförſter Seiffert. . 251.— A 
Ganz beſonders beſtärkt wurde ich in meiner | Sen, Koſick⸗Ruſterhof. .. Ginfender Herr 
Abſicht, dem Verein den Rücken zu kehren, durch Erlös aus dem Verkauf von Fellen. Einſender Herr 
den mir widerlichen Beifallsſturm nach der Hetz⸗ Oberförſter Schröder⸗Friedruchaleide . . 19.— 4 
rede des ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Geb⸗ Sun eg se Ein: En 
hardt. Ich gehöre eben nicht zu denjenigen, die] Sühnegeld für einen Forſtfrevel. Einſender Herr 0 
ihre Anſicht wechſeln, wie man einen Rock aus⸗ Förſter Zarnott⸗DieckoewWW — 50.— A 
zieht, und habe mir meine alte Anſchauung vom a Einſender Herr Förſter Schlegelmilch⸗ 100 
Beamtentum bewahrt, ſo daß es mir unmöglich iſt, Spende von Herrn Pankers. Einſender Herr Ober⸗ ` 
ın den Ton zu verfallen, der dort auf der Dele- 8 förfter nr ln 49.— 8 
giertenverſammlung geherrſcht hat. nn a N es 
Unter der alten, bewährten Vereinsleitung habe are ee Be 
ich ſtets treu zum Verein gejtanden und auch Sühnegeld dr EE Herr Haupt: 
ſechs lange Jahre das oft recht arbeitsreiche Amt Fß˙ „„ 
eines Bezirksgruppenſchatzmeiſters geführt. unter "nen. e den Faber Ja ` 
der heutigen Richtung und Leitung aber will ich Desgleichen. Einſender Herr Förſter Wintelmann 
mit dem Verein nichts mehr zu tun haben, ſchon e nn er 
D D or u e e e e e e ew . . — 
um zu verhindern, daß mur der „Deutſche Förſter Sühnegeld für einen Wildfrevel. Einſender Herr 
ins Haus kommt. Ich bin nach wie vor treuer 8 Krieg eer DE Re 100,— K 
dobéi „Zeit “u Sühnegeld für ein jagdliches Vergehen inſender 
Anhänger der „Deutſchen Forſt Zeitung und Herr Temme⸗Königsdombrowreen 10.— A 
bedaure nur immer wieder, daß der Neumannſche Desgleichen für einen Forſtfrevel. Cinſender Herr 
Aufruf, der für die Nr. 45 vom 7. November > 1 . ER 50.— 4 
N d d t 1 r d gleichen für einen Jagdfrevel. Einſender fürſtliche 
= J. beſtimmt van nicht en 5 für Als Rentkaſſe in Neudecgkk kk . 150,.— A 
Verhinderung die neue Lreinsleitung ja ſo | Spende von Herrn Boriſt⸗Adl Lingen 100.— 4 


leichterdings und eigenmächtig 7000 M des 
Vereinsvermögens opferte. Wenn man nach der 
inzwiſchen eingetretenen recht namhaften Erhöhung 
der Beiträge vielleicht auch über reichlichere Mittel 
verfügt, ſo halte ich es doch nicht für richtig, wenn 


Sühnegeld für einen Forſtfrevel, eingeſandt auf 
Veranlaſſung des Herrn Stadtförſters Köhler, 
Forſthaus Hardelbru g 20.—. K 

Cntſchädigung vom Rücktritt eines Holzverkaufs 
Einſender Anhaltiſche Landesbauptkaſſe, Deſſau. 100.— A 


Summa 1161.— 4 
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In dem Monat Februar find vereinnahmt 
an Mitgliederbeiträgen 423,.— K; an Gaben zur 
Linderung von Kriegsnot 90,— A. Damit hat dieſe 
Sammlung die Höhe von 45 528,58 & erreicht. 

Wir danken allen Spendern herzlich, daß ſi 
durch die Zuwendungen uns die Aufgabe erleichtern 
helfen, unverſchuldete Not in den Kreiſen der 

orſt⸗ und Jagdbeamten ſowie die von deren 
Hinterbliebenen zu lindern. 

Neudamm, den 4. März 1921. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 
x 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


e Geſchaftsſtelle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſch luz; . 

WERDET" Amt Eberswalde Nr. 546. 
Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſchecka mt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7105. Hilger, Hermann, Privatförſter, Waldhof, Poſt Sandfluß, 
Kreis Tilſit, Oſtpreußen I. 
7106. Davids, Otto, Gutsförſter, Depenau, Poſt Wankendorf, 
Kreis Plön. IV. f 
7107. Burmeiſter, Wilhelm, Repierjäger, Dobbrikow, Kreis 
Jüterbog⸗ Luckenwalde IX. : 
Sorftauffeyer, Straupitz, Kreis 


7108. Zacubafchle, J hannes, 
7109. Bärmel, Wilhelm, Hilf gäger, Schedlitz, Poſt Ludwigshof, 


0 
Lühben, Lauſitz. IX 
Kreis Gortze, Poſen. e 

7110. Fiſſeler, Heinrich, Hilfsjäger, Vrees, Poſt Werlte, Kreis 
Hümmling. X. a a 

7111. v. Hollen, Ludwig, Frhr. Gutsbeſitzer, Kgl. Preuß. Maior 
d. R. a. D, Schönweide, Bot Grebin, Kreis Plön. IV. 

7112. Kreutz. Robert, Forſtaufſeher,, Friedrichshof, Poſt Neumark, 
Kreis Pr. Holland, Oſtpreußen. I. 

7113. Nadloff, Otto, Förſter, Golz, Poſt Dramburg. II. 

7114. Bernert, Max, Forſtgehilfe, Simmenau, Kreis Kreuzburg, 
Ober⸗Schleſien. VI. 

7115. Lehr, Friedrich, Forſtgehilfe, Neu⸗Iſenburg bei Frankfurt 
a. Main. XIII. 

7116. Warmer, Auguſt, Gemeindeförſter, Frohngau, Poſt Netters⸗ 
heim, Kreis Schleiden, Eifel. V 

7117. Schwarz, Friedrich, Revierjäger, Großen⸗Luckow, Poſt 
Vollraihsruhe, Mecklenburg⸗Schwerin. III 


a Hacke, Mar, Borte. Wuſchtowitz. Kreis Militſch, 
eien. e 
7119. Kolkmann, Friedrich, Förſter, Forſth. Hedwigshof, Poſt 


Gingſt auf Rügen. II. 


* 

Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Ouitt, Erich, Hilfsförſter, Thiergarten, Kreis Wohlau i. Schl. 
Müller, Oskar, Hilfsjäger, Forſth. Liebenſtein, Poſt Schmagorei, 

Kreis e 
v. Aſſeburg⸗Neindorf, Majoratsbeſitzer, Landrat z. D., Schloß 

Neindorf, Kreis Oſchersleben. . 

Ludwig, Edmund, Forſtgehilfe, Ringen bei Ahrweiler, Hotel 
zur Poſt, Bez. Coblenz. ` 
Hoppe, Guſtav, Oberförſterkandidat, Dieſtelwitz, Poſt Bukowine, 

Kreis Gr.⸗Wartenberg. 

Schubinski, Robert, Revierförſter, Zülzhagen, Kreis Dramburg 

i. Pommern. 

Fehlemann, Th., Grubenholzhandlung, Cöln⸗Mülheim a. Rh, 

Rheinprovinz. 


“ 


Für den Denkmalfonds 
ehemaliger gefallener Templiner 


gingen weiter ein: Jahrgang 
Hilfsförſter C. Bendig, Makoſchan, laut 
Sammelliſte 1915/16 120.— 
in . Roß. Dachsberg 1911/12 30,— 
Förſter F. Mertin, Dolgenkrun gg 1911/12 25.— 
Fhrſter Michaelis, Luiſentall 1909/10 25,.— 
Hilfsjäger Helms. Neuhaus 1915/16 20. — 
(ärer Karl Schneider, Schifferhof .. 1909/10 5.— 
Oberförſter Pfützner, Mahlendore 5.— 


Städt. Hilfsförſter A. Stolper, Görden . . 1908 10,4 
Forſtgehilfe Walter Ramin, Wain . . 1912/13 50,— 
un örſter Leo Schaefer, Bonn 1913014 25,.— 
Forſtaufſeher Werner Schulz, Heiligenſtadt 1918/14 15,— 
1 8 Radzuweit, Heiligenſtadt . 191011 15.— 
Förſter Joh. Grulke, Mellenau. . . . . . 190/10 20,— 
Förſter Gg Heder, Mallendanf .. . . 1907/08 20.— 
Jorſtau eher Doenſt, Gooßenbaum . . 1912/3 20,— 
ilfsförſter J. Förſter, Bruch hof! 1919/20 20,.— 
Förſter Rehdorf, Teeroſen 1908/09  10,— 
Förſter Erich Steinorth, Schönmoor . . 1908/09 25.— 
Förſter Helmuth Steinorth, Schönmoor 1911/12 25, 
Forſtamtsaſſeſſor Kurt Lorſch, Koſchentin . 196/07 20.— 
Forſtgehilfe Theodor Schweers, Hannover, 1914/15 
eingeſ bei der ee e 
„am 21. 2. 21 (Bezirksgr. X Hannover) 101.— 
Hilfsförſter Hoffmann, Marjanthal . 15,— 
Hilfsjäger Schwede, Kamiantathow . 1914115 20, 
Hilfsjäger Wehrmann, Natenhöh . . . . . 1911/12 20.— 
Eeer Stahlhut, Schießingshol . . . . 1914/15 20, 
Hilfsförſter Thon, Bzendowiz . . 1912/18 50,.— 
Förſter Nickel, Waldmühn ln 190809 20.— 
Förſter Herm. Gäther, Stangenteich .. 1907/05 20,— 
Forſtgehilfe O. Trommler, Wilmsdorf .. 1915/16 20.— 
Ortsgruppe Niederlauſitzer Grenzwald 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſck⸗ 
lands, Altdöbern - 42,— 
Forſtrat Eulefeld, Lauterbach 50,— 
Forſtaufſeher Dittmar Römer, Elben 20.— 
Förſter Herbert Benzel, Zamose . . . 1910/11 20,— 
Hilfsförſter Hermann, Domaslowitz . . 1918/19 25,— 
Hilfsförſter Fritz Letzner, Solarnia 10.— 
Hilfsförſter A. Zedow, Wuſtra nu 1914/15 25, 
Förſter Ernſt Wulfes, Berenbuſch 1907/08 30.— 
Hilfsförſter Hans Sad, Ringenwalde .. 191920 10, — 
Hilfsförſter Erich Wittfoth, Prenzlau . . 1919%0 10,- 
Hilfsforſter Willi Melms, Harbke 1915/16 30,— 
Hilfsjäger Gornik, Orzeſ che 1916/17 12.— 
Sa.: 1075, — 
Dazu den im Februar 1921 veroffentlichten 
Pete enn EE EEN 2662,50 


Geſamtſumme mithin: 3737,50 
Den Gebern herzlichen Dank! Weitere Gaben 
ſind ſehr erwünſcht. 
Templin, Oſtern 1921. 
Jacob, Direktor. 


Gründung einer Ortsgruppe 

für die Kreiſe Königsberg und Fiſchhauſen. 

Zur Bildung einer Ortsgruppe des Vereins 
der Privatforſtbeamten Deutſchlands, umfaſſend 
die Kreiſe Königsberg und Fiſchhauſen, lade ich 
die Herren Vereins mitglieder ſowie alle in den 
Kreiſen wohnenden Privatforſtbeamten, welche 
noch nicht dem Verein angehören, zur Gründungs⸗ 
verſammlung am 2. April, mittags 12 Uhr, 
nach Königsberg, Reſtaurant Kulmbacher, Stein⸗ 
damm 147, ein. Schweichler, Oberförſter. 

CH 


Ortsgruppe Nedlinghanjen und Umgebung. 
Bericht über die Verſammlung 

am 18. Februar 1921 in Haltern i. Weſtfalen. 
Anweſend waren ſechs Damen und 21 Mit⸗ 
glieder. Punkt 1 der Tagesordnung: „Des 
örſters Landwirtſchaft“ und Punkt 2: „Wirt⸗ 
chaftliche Erleichterungen bei übernahme der 
erſten Stelle“ referierten nacheinander die Kollegen 
Schlüter, Mueß, Elbers und A. Berkenheger. 
Allgemein kam zum Ausdruck, daß es den 
meiſten Kollegen heute unmöglich iſt, die Über- 
nahme einer Stelle mit Landwirtſchaft aus eigenen 
Mitteln zu beſtreiten. Es wurde vorgeſchlagen, 
die Herren Revierverwalter möchten dafür ſorgen, 
daß der Waldbeſitzer dem Förſter ein unverzins⸗ 
bares Darlehn gewährt. Nachdem man ſich über 
die Größe der Landwirtſchaft ausgeſprochen, kam 
man zu dem Entſchluß, die Landwirtſchaft des 
Förſters müſſe ſo groß ſein, daß es ſich lohnt, 
ein Pferd und einen Knecht zu halten, damit der 
nn von der Bevölkerung unabhängig fe 
unkt 3. Forſtmeiſter Lincke⸗Haltern berichtete 
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über die Verhandlungen der Wintertagung in 
Berlin. Erläuterungen hierzu gaben die Kollegen 
A. Berkenheger und Nolde. Hiernach beantragte 
die Ortsgruppe folgendes: „Der Bezirksgruppen⸗ 
vorſitzende, Forſtmeiſter Joly, wird gebeten, bei 
den Mitgliedern der Ortsgruppe nachzufragen, 
welche Verwaltung die vorgeſchlagenen Gehalts⸗ 
ſätze zahlt und wie die Naturalien verrechnet 
werden.“ Nächſte Verſammlung 11. Mai, 12 Uhr, 
im Hotel „Altenburg“, Dorſten, von dort 33° Uhr 
nach Lembeck zur Exkurſion ins Gräfl. Meerveldtſche 
Revier. Tagesordnung hierfür wird in der Ver⸗ 
ſammlung bekanntgegeben. 
Haltern, den 18. Februar 1921. 
Der ſtellv. Schriftführer: A. Homeyer. 
2 
Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal ⸗Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 
Müller, Meſchede. 
Bezirksgruppe Liegnitz. 

Am 12. Februar verſammelte ſich die Bezirks⸗ 
gruppe in Sagan, wozu 22 Mitglieder und ein 
Kollege aus dem Staatsdienſt als Gaſt erſchienen 
waren. Die Verſammlung nahm Kenntnis von 
der Auflöſung des Vereins bzw. deſſen Eintritt 
in die Liquidation. Das Vermögen ruht ein Jahr 
lang, es müſſen jedoch die Beiträge bis 
zum Ablauf des Jahres in der bisherigen 
Höhe weitergeleiſtet werden. An dieſem 
Termin wird das Vermögen an die Mitglieder 
verteilt. Ein vorheriger Austritt iſt unzuläſſig. 
Uns Forſtbeamten im Kommunaldienſt iſt nun 
im Komba eine reine Fachgruppe zugeſtanden, und 
zwar in folgender Form: Jeder Kommunalforſt⸗ 
beamte tritt bei ſeiner Ortsgruppe des Komba als 
Mitglied ein, wenn er es nicht bereits iſt. In den 
Ortsgruppen⸗Vorſtänden hat ein Forſtbeamter 
einen Sitz. Letztere oder die geſamten Forſtbeamten 
wählen einen Vertreter in die Bezirksgruppe, und 
die Vertreter der Bezirksgruppe wählen wiederum 
einen Vertreter in die Landesgruppe, der zugleich 
unſer Mitglied des Förſterbundes iſt. Als Beitrag 
iſt in Zukunft zu leiſten: 80 / pro Jahr in den 
Komba und 10 % in den Förſterbund. Als Vereins⸗ 
organ erhält jedes Mitglied die Rundſchau, 
und als Fachzeitſchrift bleibt jedem ab 1. April 1921 
die freie Wahl. Zwecks ſofortiger Einreichung einer 
Mitgliederliſte an den Bezirksgruppenvorſteher 
des Komba fehlen noch Unterlagen, welche der 
Schriftführer bei einigen Mitgliedern direkt er⸗ 
bitten wird. Um umgehende Erledigung wird 
dringend gebeten. 

Die Verſammlung wählte ſodann als Vertreter 
in die Bezirksgruppe des Komba den Kollegen 
Rhinow und als deſſen Stellvertreter Kollegen 
Fitting. 

Einer Anregung, unſere bisherige Bezirks⸗ 
gruppe der Kommunal⸗Forſtbeamten in eine 
kollegiale Vereinigung umzuwandeln und dieſem 
einen Jahresbeitrag von 10 % zuzuführen, wurde 
zugeſtimmt. Als proviſoriſcher Vorſtand gilt der 
bisherige. Eine Zuſammentunft ſoll im Sommer 
in Görlitz ſtattfinden. 

Kollegen! Die doppelte Beitragsleiſtung war 
auch für das laufende Jahr nicht zu umgehen. 
Wir müſſen das Opfer bringen. Zwecks glatter 
Erledigung der Liquidation iſt prompter Eingang 
der Beiträge unbedingt notwendig. Rückſtände 
müſſen ohne weitere Benachrichtigung ein⸗ 
gezogen werden. Der Vorſtand. 
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Bezirksgruppe Pommern. 

Fach⸗Ortsgruppen ſind: 1. Stolp, Vorſitzender 
Revierförſter Boer, Ge Stolpmünde bet 
Stolp. 2. Köslin, Vorſitzender Förſter Zachow, 
SE Rogſow bei Köslin. 3. Falkenburg, 

orſitzender Förſter Miegel, Forſthaus Ludwigs⸗ 
burg bei Bublitz. 4. Gollnow, Vorſitzender 
Förſter Puchert, Forſthaus Maſſow, Bezirk 
Stettin. 5. Stettin, Vorſitzender Revierförſter 
Sittig, Forſthaus Armenheide bei Daber, Kreis 
Randow. 6. Uckermünde, Vorſitzender Förſter 
Müller, Forſthaus Anklamer Tor, ückermünde. 
Alle noch nicht angeſchloſſenen Kollegen werden 
der nächſten Fach⸗Ortsgruppe zugeteilt. Dies⸗ 
bezugliche Wünſche bitte nach hier zu richten. 

Vom 1. April ab iſt die „Rundſchau für 
Kommunalbeamte“ das Vereinsblatt. Es 
empfiehlt ſich, daß die Orts⸗Fachgruppen ihren 
Mitgliedern wenigſtens drei Forſtfachzeitungen 
dienſtbar machen. 

Die Gruppenvorſitzenden bitte ich zu ver⸗ 
anlaſſen, daß in ihren Vororten (Sitz der Gruppe) 
ein Kollege in den Vorſtand der Komba⸗Orts⸗ 
gruppe kommt. Weiter bitte ich auch auf die 
Einrichtungen der Komba hinzuweiſen. Rechts⸗ 
ſchutz, Erholungsheime, Stipendien, Unterſtützungs⸗ 
kaſſe, Sterbegeld 500 , Hinterbliebenenkaſſe, 
Krankenkaſſe, Sterbekaſſe, Brand⸗ und Einbruch⸗ 
diebſtahl⸗Verſicherungskaſſe, Bank für Kommunal⸗ 
beamte und ⸗angeſtellte uſw. 

Die nächſte Fachgruppenſitzung einſchließlich 
Neuwahl des Vorſitzenden findet der Kulturzeit 
wegen Mitte Mai ſtatt. Den Herren Gruppen⸗ 
vorſitzenden gehen rechtzeitig Tagesordnung und 
weitere Richtlinien, zwecks vorheriger Durch⸗ 
beſprechung in der Gruppe, zu. 

Lindner, Vorſitzender. 
7 
Bezirksgruppe Weſtfalen. 

Am Dienstag, dem 5. April 1921, 1 Uhr 
nachmittags, findet Verſammlung in Paderborn 
d Hotel „Louiſenhof“ mit folgender Tagesordnung 
tatt: 

1. Bericht über die Hauptverſammlung in Caſſel 
2. Anſchluß als Bezirks⸗ Fachgruppe der Forſt⸗ 

beamten an den Kommunalbeamten⸗Verband. 
3. Antrag der Ortsgruppe Brilon - Winterberg: 

„Gründung eines Verbandes Rheiniſch-Weſt⸗ 

fäliſch⸗Wiesbadener Gemeindeforſtbeamten; An⸗ 

ſchluß an den deutſchen Förſterbund“. Bericht⸗ 
erſtatter: Förſter Schmitz, Brilon⸗Wald. 

4. Wahlen (Vorſitzender der Bezirks⸗Fachgruppe, 
evtl. Geſamtvorſtand). 

5. Verſchiedenes. 

Bei der Wichtigkeit der Tagesordnung iſt es 
Ehrenſache jedes Kommunal⸗Forſtbeamten 
Weſtfalens, zu der Verſammlung zu erſcheinen. 
Mit Rückſicht darauf, daß dieſe letzte Verſammlung 
des alten Vereins und die Verſchiedenartigkeit 
der Tagesordnung zu einer längeren Ausſprache 
führen müſſen, bitte ich die Kollegen, damit zu 
rechnen, daß die Verſammlung wahrſcheinlich am 
6. April fortgeſetzt werden muß. 

Frohes Oſterfeſt und auf Wiederſehen in 
Paderborn! 


Forſthaus Hirſchberg in Weſtſalen, den 
17. März 1921. 


ärz 1 
Bittner, 2. Vorſitzender. 
2 
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Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Rechnung⸗abſchluß „Nennbetrag der zinstragenden Werle 
der 1 in das es en ke 
e . P e eingetragen, teils in Preußiſchen Konſols oder 2 
Kronprinz Friedrich Wilhelkm⸗ und Hronprinzeſſin] Schleswig Holſtemſchen Rentenbriefen bei Var 
Biktoria⸗Jorſtwaiſenſtiftung der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) 
für das Jahr 1. April 1919/20. niedergelegt). 
zu 5 % zu 4% f zu 3½ % zu 3 
A A A A A 8. 
Einnahme. 


Beſtand aus dem Vorjahre u. 36 900 | 9700 1172975 | 29600 | 2769 42 
Ablieferungen der Zentralfammeljtcle . . . — — = er = = 
SS — — 75 — 


Ant ausgeloſte Wertpapiere re: — 
nkauf zinstragender Papiere 3000 — | — — nee 
Zune A RR — — — — 9016 |18 
Geſamte Einnahme [39900 | 9700 [172975 | 29600 12 160 60 

Ausgabe. 
Zur Erziehung von Waiſen — — — — 6870 — 
Für den Ankauf von Wertpapieren — — — — 2404 40 
Ausgeloſte Wertpapiere . — — ST — — — 
Sonſtiges E — — — — 102 |80 
Geſamte Ausgabe | 39900 | 9700 | 172600 | 29600 | 9377 |20 
251800 

Beſtand am 31. März 19191 — I — 1 — f — 1278340 


Weitere Beiträge nimmt die Zentralſammelſtelle der Stiftung im Miniſterium für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten zu Berlin W 9, Leipziger Platz 9, entgegen. Der Empfang wird 
von Zeit zu Zeit öffentlich in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ beſcheinigt. 

Damit die Stiftung den an ſie herantretenden berechtigten vermehrten Anforderungen auch 
in der jetzigen Zeit immer entſprechen kann, ſind reichliche Zuwendungen dringend erwünſcht. 

Berlin, den 28. Februar 1921. 

v. d. Busſche. Haack. Lach. 
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Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann. Neudamm. 


An unſere ſehr verehrten Leſer! 

Mit Nummer 13 ſchließt der Vierteljahrs⸗Bezug unſeres Blattes. Es wird, damit in der 
Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung des Bezugs gebeten. Zu den 
jetzigen Bezugsbedingungen beſtellt man die 

„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73), — Bezugspreis 10,50 Mk. 
für das Vierteljahr. Der Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung, iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das Vierteljahr 8,50 ME. 

Die „Deutſche Jäger⸗Zeitung“, die nur allein für ſich, alſo nicht mehr mit der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ gemeinſam, bei der Bolt beſtellt werden kann, erſcheint in zwei Aus gaben. 
„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe A, ohne „Vereins⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte fur 
1921, Seite 75) — Bezugspreis 14 Mk. für das Vierteljahr, oder: 
„Deutſche Jäger⸗ Zeitung“, Ausgabe B, mit der „Vereins⸗Zeitung“ für die jagdlichen 
und kynologiſchen Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 75) — 
Bezugspreis 15,50 Mk. für das Vierteljahr 
. Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf beide Zeitungen vom 1. April bis 30. Juni 1921 
ſofort aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen Zuſendung keine Unterbrechung eintreten kann. 

An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 
beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Ende des Vierteljahres nicht ausdrücklich erfolgt iſt. 
Weiterlieferung; wir erſuchen jedoch um Einſendung von Bezugs⸗ und Poſtgeld. Die Annahme 
der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes. An Vereins⸗ 
mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die Uberweiſung nötigen Bedingungen (Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw.) ordnungsmüßig erfüllt ſind. 


Neudamm, im März 1921. Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und 


Des Förſters Feierabende,. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


2 ——— m m ———— ———³ . ——————————————— ——— 1 Ü—:ũs9c,̃̃ 1—T½.—̃ ͥ—̃—ͤꝛ1 —ͤ—̃ä— 
Die Deutſche Forft- Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierteljährlich 19,50 Mk. bei allen Poſt 


anftalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag 
k., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 


Deutſchland und das alte Hſterreich⸗Ungarn 13.50 M 


S 


dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 
SO Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 


keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder R 


zahlung des Bezugspreiſes. 


——_———— m m m m m — ———— A —— ͤ—ͤ—..U— — 
Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Auſpruch. Bei⸗ 
träge, für die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen. Beiträge, die von ihren Verfaſſern 


auch anderen Zeuſchriften übergeben werden, werden nicht bezahlt. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. 


ergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
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Die Sozialiſierung der Forſtwirtſchaft. 


Von Prof. Dr. Chriſtof Wagner, Stuttgart. Präſident der württembergiſchen Staatsforſtverwaltung. 


Der Gedanke, unſer wirtſchaftliches Leben zu 
ſozialiſieren, hat ſeit der Revolution die Geiſter leb⸗ 
haft beſchäftigt. Eine beſondere Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion ſucht nach denjenigen Betrieben, die 
„reif zur Sozialiſierung“ wären. Aber es möchte faſt 
ſcheinen, als ob ſie vergeblich ſuchte. 

Selbſt auf die Forſtwirtſchaft hat man 
geglaubt, den Sozialiſierungsgedanken anwenden zu 
können —, auf die Forſtwirtſchaft, in der eine gleich⸗ 
zeitige Berückſichtigung und Pflege des Gemeinwohls 
neben dem rein privatwirtſchaftlichen Prinzip von 
jeher in einem Maße von der Wiſſenſchaft anerkannt 
und von der Praxis betätigt worden tft wie wohl 
kaum auf irgendeinem anderen Gebiete des wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens, ja die ſich in mancher Hinſicht 
ganz auf dieſem Gedanken aufbaut. Aber einer 
Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel, welche ſich 
in denjenigen Betrieben nahelegen mag, in denen 
ſich viele Hände regen, um das Produkt zu erzeugen, 
und wo dieſes deshalb mit in erſter Linie als Er⸗ 
zeugnis menſchlichen Fleißes gelten muß, widerſtrebt 
die Forſtwirtſchaft ſchon darum, weil es hier an 
geeigneten Subjekten für „Sozialiſierung“ 
fehlt. In das Eigentum welcher Genoſſen ſollten 
hier auch die Produktionsmittel — der Wald — 
übergehen? Etwa in dasjenige der Holzhauer, die 
aur kommen, um einen hundertährigen Erzeugungs⸗ 
gang mit der Axt abzuſchließen? Oder in dasjenige 
der Kulturarbeiterinnen, die nur in den erſten 
Jahren jenes langen Zeitraumes tätig ſind, um den 
Prozeß einzuleiten? Oder endlich in das [Genoſſen⸗ 
ſchaftseigentum der wenigen Beamten und Hilfs⸗ 
perſonen, die den Betrieb leiten und feinen Vollzug 
überwachen? Schon dieſe kurze Aufzählung zeigt, 
daß in der Forſtwirtſchaft entſcheidende Voraus⸗ 
ſetzungen für einen Übergang zur Genoſſenſchafts⸗ 
form der Produktion im gewöhnlichen Sinne fehlen. 
Die Forſtprodukte "mn überwiegend Er— 
zeugnis einer jahrhundertelang tätigen 
Natur, während menſchliche Leiſtungen hiergegen 
Sort zurücktreten, da fie nur zu Anfang und Ende 
von Produktionszeiträumen ſtärker einſetzen, die viele 
Menſchenalter umfaſſen. 

Soll alſo die Forſtwirtſchaft, dem Sozialiſierungs⸗ 
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gedanken folgend, dem Gemeinwohl mehr noch als 
bisher dienſtbar gemacht werden, ſo muß dies in 
anderer Form geſchehen. Einen gangbaren Weg in 
dieſem Sinne weiſt uns der Grundſatz der neuen 
Reichsverfaſſung, daß die Ausnützung des Bodens 
in ſeiner vollen Ertragsfähigkeit nicht mehr eine 
Privatſache des Beſitzers ſei, fordern eine öffentlich⸗ 
rechtliche Pflicht. 

Eigentum verpflichtet! ſagt die Verfaſſung des 
Reichs, ſein Gebrauch ſoll zugleich Dienſt ſein für 
das gemeine Beſte, und im beſonderen die Be⸗ 
arbeitung und Ausnutzung des Bodens nennt 
die Verfaſſung eine Pflicht des Grundbeſitzers gegen 
die Gemeinſchaft. 

Die Reichsverfaſſung weiſt uns ſomit den Weg, 
der beſchritten werden muß, wenn auch auf dieſem 
Gebiete dem Gemeinwohl in verſtärktem Maße 
Rechnung getragen werden ſoll; es iſt dies ſchärfere 
Anſpannung der forſtlichen Produktions- 
mittel und damit Hebung der Ertrags⸗ 
fähigkeit. 

Eine Anſpannung aller forſtlichen Produktions⸗ 
mittel zu höchſtem Ertrag wäre „Dienſt für das 
gemeine Beſte“ und damit Sozialiſierung in ver⸗ 
edeltem Sinne. Ein Beſitzwechſel iſt dazu in keinem 
Falle erforderlich, ein ſolcher würde wohl ſogar 
meiſt in entgegengeſetztem Sinne wirken. 

Ehe wir nun der Frage einer Hebung der Forſt⸗ 
wirtſchaft nähertreten, müſſen einige Worte über 
Waldbeſitzer und Wirtſchaftsſtand voraus⸗ 
geſchickt werden. 

Daß das gemeine Wohl in Deutſchland in 
beſonderem Maße vom Stande der Waldwirtſchaft 
abhängig iſt, darüber braucht an dieſem Orte kein 
Wort verloren zu werden; es genügt, daran zu er⸗ 
innern, daß ein Viertel der Reichsfläche, in Süd⸗ 
deutſchland ſogar ein Drittel der Landesfläche mit 
Wald beſtockt iſt, daß das Holz ein wichtiger, ja 
unentbehrlicher Rohſtoff in Hauswirtſchaft, Landwirt⸗ 
ſchaft, Gewerbe und Induſtrie iſt und wegen ſeines 
bedeutenden Gewichts und Volumens nur mit großen 
Koſten aus weiter Ferne herangeſchafft werden kann, 
daß es insbeſondere in ſeinen ſchwachen und weniger 
wertvollen Sortimenten, die Abechaupt keinen Seet: 
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transport zulafſen, der ländlichen Bevölkerung unent⸗ 
behrlich iſt. 

Nun iſt ja weitgehende Rückſichtnahme auf das 
Gemeinwohl im deutſchen Wald an ſich ſchon dadurch 
ſichergeſtellt, daß ſich mehr als die Hälfte aller 
Waldungen — in wechſelndem Verhältnis allerdings 
innerhalb der verſchiedenen Landſchaften — im Beſitz 
öffentlicher Körperſchaften, von Staaten, 
Gemeinden, Stiftungen und Genoſſenſchaften be⸗ 
finden, in deren Natur es liegt, daß ſie eine Wald⸗ 
wirtſchaft führen, die vor allem dem Gemeinwohl 
Rechnung trägt. 

Auch bei der anderen Hälfte der Wälder, den 
„Privatwaldungen“, finden ſſich bereits Um⸗ 
ſtände, die eine Benutzung hindern, welche dem 
Gemeinwohl abträglich wäre. Zunächſt unterliegen 
alle dieſe Waldungen den Forſtpolizeigeſetzen der 
Länder, die — allerdings in der Hauptſache nur im 
Süden Deutſchlands — den Wald vor Rodung und 
Verwüſtung ſchützen, Wiederaufforſtung der Kahl⸗ 
flächen vorſchreiben und die Benutzung der eigent⸗ 
lichen „Schutzwaldungen“ ihrer beſonderen Bedeutung 
für die Allgemeinheit entſprechend in der Benutzung 
noch weiter beſchränken, die ſomit wenigſtens für 
die Erhaltung des Waldes als ſolchen Sorge tragen. 
Ferner ſtehen 10 % aller Waldungen bis heute 
noch unter dem Fideikommißrecht, das den 
Beſitzer an „nachhaltige“ Wirtſchaft bindet, ihm alſo 
— ſtrenge genommen — nur geſtattet, den jähr⸗ 
lichen Zuwachs an Holz zu nutzen, und das ſomit 
der örtlichen Bevölkerung wie der Geſamtheit einen 
ununterbrochenen Zufluß etwa gleicher Mengen von 
Forſterzeugniſſen und ſtete Arbeitsgelegenheit im 
Walde ſichert und den Wald vor Abſchwendung 
ſeiner Ertragskräfte ſchützt. Mag auch das Fidei⸗ 
kommißrecht als ſolches durch die Vorſchrift der Ver⸗ 
faſſung verſchwinden, ſo iſt doch mit aller Sicherheit 
zu erwarten, weil es eine Lebensfrage für unſere 
Volkswirtſchaft und beſonders für die Bevölkerung 
vieler Waldgegenden iſt, daß bei der Aufhebung Be⸗ 
ſtimmungen an ſeine Stelle geſetzt werden, die der 
Allgemeinheit und dem Walde die Vorteile des 
Fideikommißrechts auch fernerhin erhalten. Sollten 
demgegenüber die Begehrlichkeiten einzelner den Sieg 
davontragen, ſo müßte dies ſchweren Schaden für 
die betroffenen Gegenden wie für das Ganze zur 
Folge haben, auch wenn dieſer nicht ſofort zutage 
tritt. Wenn alſo heute an Hebung der forſtlichen 
Produktion in Verfolgung des Sozialiſierungsgedankens 
gedacht wird, ſo handelt es ſich hierbei nur um 
den Privatwald, der allerdings, ſoweit er nicht fidei⸗ 
kommiſſariſch gebunden iſt, dringend des Schutzes und 
der Hebung der Ertragsfähigkeit bedarf. 

Der nächſtliegende Gedanke wäre nun wohl, das 
Einzeleigentum am Walde ganz aufzuheben und die 
Waldungen, da geeignete Subjekte für Sozialiſierung 
nicht vorhanden find, den waldbeſitzenden öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaften zur Bewirtſchaftung zu über⸗ 
weiſen und dabei deren ſchon vorhandene forſtliche 
Organiſation im öffentlichen Intereſſe auszunutzen, 
das heißt die Privatwaldungen zu verſtaatlichen 
oder den Gemeinden zu überweiſen. Dieſer Gedanke 
iſt insbefondere in politiſchen Kreiſen ernſtlich in 
Erwägung gezogen, auch von manchen Vereinigungen 


in nicht ganz uneigennütziger Weiſe gepflegt und 
empfohlen worden. 

Betrachten wir jedoch dieſe Frage ohne jede Vor⸗ 
eingenommenheit und ſchalten wir insbeſondere das 
rein politiſche Streben nach Befitzverminderung und 
Beſitzausgleich gegenüber großen Privatwaldbeſitzern 
aus, das mit unſerer Frage leider vielfach vermengt 
wird (es hätte ſich auf dem Gebiete der Beſteuerung 
auszuwirken, die ihm ja auch in ſolchem Maße 
Rechnung trägt, daß dadurch ſelbſt unſer Ziel der 
Ertragsſteigerung bedenklich gefährdet erſcheint), ſo 
iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß dem allgemeinen Wohl 
ohne Zweifel ein ſchlechter Dienſt erwieſen 
würde, wenn man allen Privatwald in 
den Beſitz des Staates überführen wollte. 
Der Staat iſt ſelbſt großer Waldbeſitzer und übt in 
den meiſten Ländern teils unmittelbar, teils mittelbar 
einen beſtimmenden Einfluß auch auf die Gemeinde⸗ 
waldwirtſchaft aus, ſo daß wir die halbe Geſamt⸗ 
waldfläche ohnehin ſchon als durch den Staat be⸗ 
wirtſchaftet oder beaufſichtigt betrachten können. Ihm 
auch noch die andere Hälfte zu überweiſen, wäre ein 
großer Fehler, denn dann müßten die bekannten 
Nachteile der Staatswirtſchaft früher oder ſpäter 
ſcharf hervortreten. Die wirtſchaftliche Tätigkeit des 
Staates iſt, ganz allgemein betrachtet, in verſchiedener 
Hinſicht gehemmt durch die Eigenart des ſtaatlichen 
Organismus, die eine freie Bewegung ſeiner 
Organe, wie ſie für höchſte Entfaltung im wirt⸗ 
ſchaftlichen Leben erforderlich iſt, nicht zuläßt. So 
wirkt denn auch, wie jedermann bekannt — das iſt 
nicht als Vorwurf aufzufaſſen —, unmittelbarer 
ſtaatlicher Eingriff ins wirtſchaftliche Leben auf 
allen Gebieten leicht hemmend — weil polizeimäßig. 
bureaukratiſch. 

Darum iſt Übergang in Staatsbeſitz ganz 
abzulehnen, und zwar gerade im Intereſſe der Ertrags⸗ 
ſteigerung. Denn wir dürfen den zu hebenden 
Betrieb doch nicht demjenigen übertragen, in deſſen 
eigenſtem Weſen ſelbſt gewiſſe Hemmungen auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete liegen. Er wirtſchaftet ſchon in 
mehr als der Hälfte aller Wälder; wollte man ihm 
auch noch alle übrigen in die Hand geben, ſo würde 
das die größte Gefahr der Einſeitigkeit und Bureau⸗ 
kratie mit allen ihren Folgen mit ſich bringen. Es 
könnte ſich auf forſtlichem Gebiet niemand mehr in 
freiem Wettbewerb meſſen und regen, und manches 
Gute müßte unter dem Druck einer alles beherrſchenden 
Oberleitung verkümmern. Woher wollten wir zum 
Beiſpiel, wenn der ganze deutſche Wald durch ein 
ganzes Jahrhundert unter dem Banne des Fachwerks 
geſtanden hätte, wie das beim Staatswald der Fall 
war, heute erkennen, daß der Wald auch anders auf⸗ 
gebaut ſein kann als der Fachwerkswald, und er⸗ 
mitteln, wie ſich das Waldweſen bei anderem Aufbau 
äußert? 

Überdies könnte eine zentraliſierte Oberleitung 
leicht dazu führen, daß örtlichen Verhältniſſen 
und Bedürfniſſen zu wenig Rechnung ge⸗ 
tragen würde. Das fühlt auch die örtliche Be⸗ 
völkerung ſehr wohl, die zum Beiſpiel überall da, 
wo ſie ſich gegen die Fideikommiſſe wendet, keines⸗ 
wegs Verſtaatlichung des privaten Großbeſitzes 
fordert! Sie weiß ſehr wohl, daß ſie ſich dabei 
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nur verſchlechtern könnte, und zwar wegen der beſſeren 
Anpaſſung der kleineren ſelbſtändigen Verwaltungen 
an die örtlichen Verhältniſſe. Auch der häufige 
Beamtenwechſel in der großen Verwaltung wirkt 
in dieſer Hinſicht ungünſtig. 

Aber auch der Staat ſelbſt würde bei 
ſolchem Übergang nicht gut fahren, er würde 
— volle Entſchädigung vorausgeſetzt, wie ſie ein 
Rechts⸗ und Kulturſtaat doch wohl leiſten müßte — 
bei der allgemein niedrigen Verzinſung der Wald⸗ 
wirtſchaft ſchlechte Geſchäfte machen und ſelbſt bei 
höchſter Anſpannung ſeiner Wirtſchaft kaum fähig 
ſein, ſeinen Kaufſchilling angemeſſen durch Ertrag 
zu verzinſen. 

Durch Verſtaatlichung würde das Ziel höchſten 
Ertrags nicht erreicht werden, noch weniger aber 
durch Kommunaliſierung, denn die Gemeinden 
find met durch einſeitige Gemeinde⸗Intereſſen an 
Durchführung beſter Wirtſchaft und voller Berück⸗ 
ſichtigung des Wohls der Geſamtheit gehindert. 
Hierher zählt die Erhaltung von unzweckmäßigen 
Betriebsformen und Aufbereitung des Holzes ohne 
Rückſicht auf höchſten Gebrauchswert nach Wunſch der 
Gemeindegenoſſen, die Ausſchließung Fremder von 
Holzkauf und Waldarbeit, dann mangelndes Ver⸗ 
ſtändnis der Gemeindeorgane gegenüber produktivem 
Aufwand, Anſtellung minderwertiger Vollzugsorgane 
uſw. Jedenfalls muß feſtgeſtellt werden, daß die 
Gemeindewaldwirtſchaft trotz meiſt weitgehenden 
ſtaatlichen Einfluſſes in ſehr häufigen Fällen durch⸗ 
aus nicht auf der Höhe iſt. 

Staaten und Gemeinden haben heute ſchon Arbeit 
genug, um den in ihrer Hand befindlichen Waldbeſitz 
im Sinne der Allgemeinheit beſtens zu bewirtſchaften; 
die Übernahme weiterer großer Unternehmungen 
wäre wohl nur mit äußerſter Kraftanſtrengung und 
Schaffung eines großen Beamten⸗ und Behörden⸗ 
apparates denkbar. 

Was ſoll nun aber mit dem Privatwald ge⸗ 
ſchehen, um ſeine Wirtſchaft mehr als bisher für 
das Gemeinwohl nützlich zu geſtalten? Daß Zuſtand 
und Wirtſchaft in großen Teilen des Privatwaldes 
— ein allgemeines Urteil iſt hier nicht möglich — 
noch viel zu wünſchen übrig laſſen, iſt gemeinbekannt. 
Beſte Form der Sozialiſierung wäre, und am meiſten 
würde es dem Gemeinwohl, aber ebenſoſehr dem 
wohlverſtandenen Intereſſe der Beſitzer entſprechen, 
wenn auch der Privatwald allgemein durch Voll⸗ 
Sachverſtändige auf höchſten Ertrag, ſoweit möglich 
nachhaltig, bewirtſchaftet würde. Inwieweit genügt 
nun die heutige Wirtſchaft im Privatwald dieſer 
Forderung? 

Wir müſſen hier ſtreng getrennt halten 
zwei Formen des Privatwaldes: den freien 
Privatwald und den Fideikommißwald; 
erſterer 36 %% der Geſamtfläche umfaſſend, meiſt ſtark 
parzellierter Kleinbeſitz und in ſeiner Bewirtſchaftung 
durch keinerlei beziehungsweiſe nur durch forſtpolizeiliche 
Beſtimmungen (Rodungs⸗ und Verwüſtungsverbot und 
Aufforſtungszwang) beſchränkt und letzterer auf 10 % 
der Geſamtfläche, Mittel- und Großbeſitz und zu 
pfleglicher und nachhaltiger Wirtſchaft verpflichtet. 

Während im freien Privatwald die Vorbedingungen 


für rutionelle Forſtwirtſchaft in jeder Hinſicht fehlen — 
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Gefährdung des Produktionskapitals (Holzvorräte), 
Betriebsſchwierigkeiten, fehlende Sachkunde), ſind 
ſie beim Fideikommißwald meiſt in demſelben Maße 
vorhanden wie beim Staats⸗ und Gemeindewald — 
Gebundenheit an nachhaltige Wirtſchaft, geringe Be⸗ 
triebshinderniſſe bei größerer Fläche und Sachkunde 
des Wirtſchafters —. 

Der freie Privatwald deckt ſich in der Haupt⸗ 
ſache mit dem Kleinwaldbeſitz (Parzellenwald) und 
zeigt daher deſſen Nachteile, die darin beſtehen, daß 
die Wirtſchaft durch den Beſitzer ſelbſt, meiſt ohne 
Sachkunde oder gar nach nichtforſtlichen Geſichtspunkten 
geführt wird; dadurch wird der Ertrag herabgeſetzt, 
ebenſo durch Wirtſchaftsſchwierigkeiten, die in der 
Parzellierung, dem Mangel an guten Wegen uſw. 
begründet ſind, und nicht zuletzt durch außerforſtliche 
Bedürfniſſe des Beſitzers, deſſen Zugriffe zum 
Produktionskapital einen ruhigen forſtlichen Dauer⸗ 
betrieb hindern (Verbindung mit der Landwirtſchaft, 
Geldbedarf des Beſitzers, Erbgang uſw.). 

Ebenſo deckt ſich der Fideikommißwald im 
allgemeinen mit dem Mittel⸗ und Großbeſitz. Der 
Mittelbeſitz hat ſeiner geringeren Größe entſprechend 
vollgeeignetes Perſonal in der Regel nur für den 
wirtſchaftlichen Vollzug; ſelbſt dieſes iſt zuweilen 
mangelhaft. Vollakademiſche Oberleitung des Betriebs 
fehlt nicht ſelten. Vielfach wird die Wirtſchaft durch 
reine Empiriker geführt unter Leitung des Beſitzers 
oder von nichtfachkundigen Rechnungs⸗ oder Güter⸗ 
beamten. Es handelt ſich bei dieſer Beſitzkategorie 
vorwiegend um Mängel, die in der Beſitzgröße 
begründet ſind und meiſt leicht behoben werden 
könnten. 

Viel günſtiger ſtellt ſich der Großbeſitz, der 
eigenes Perſonal für Aufſicht, Leitung und Vollzug 
beſitzt, faſt durchweg mit angemeſſener Vorbildung. 
Infolgedeſſen iſt dieſer Beſitz im allgemeinen dem 
ſtaatlichen gleichwertig bewirtſchaftet und ſteht auf 
gleicher Höhe wie dieſer; er iſt ſogar, was die Vor⸗ 
bedingungen für rationelle Wirtſchaft betrifft, 
dem Staatsbetrieb überlegen — Möglichkeit der 
Wahl nur beſter Beamten und ungehemmte Wirt⸗ 
ſchaft —. Auch vermag er ſich den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen enger anzupaſſen als der große, zentraliſierte 
Staatsbetrieb. Wo hier Mängel hervortreten, ſind ſie 
nicht Ein der Beſitzform zu ſuchen, ſondern lediglich 
durch Liebhabereien der Beſitzer, die des Ertrags 
nicht achten, oder durch unwirtſchaftlichen Sinn 
einzelner veranlaßt. Dieſe Mängel werden leider 
durch das Urteil der Offentlichkeit verallgemeinert und 
gefährden heute den Beſtand der ganzen Beſitz⸗ 
kategorie; ſie ſollten gerade aus dieſer ſelbſt heraus 
im Intereſſe der Selbſterhaltung aufs nackdrücklichſte 
bekämpft werden. Der fideikommiſſariſche Großbeſitz 
könnte heute vom wirtſchaftlichen wie vom politiſchen 
Geſichtspunkt aus nichts Beſſeres tun, als geſchloſſen 
auf volle Ausnutzung der beſonders günſtig liegenden 
Bedingungen für intenſive Wirtſchaft hinzuarbeiten, 
unter denen gerade er Forſtwirtſchaft treibt, indem 
er ſich nur beſte, forſtlich vollgebildete Leiter und 
Wirtſchafter beſtellte und dieſe durch günſtige Be 
dingungen in bezug auf Stellung, Gehalt, Wohnung 
uſw. an fi feſſelte, indem er der Wirtſchaft volle 
Bewegungsfreiheit ſchaffte und auf Liebhabereien 
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verzichtete, die höchſtem Ertrag entgegenſtehen. 
Wäre er ſich ſeiner beſonders günſtigen Lage auf 
dem Gebiet der Forſtwirtſchaft ſchon bisher durch⸗ 
weg bewußt geweſen und hätte er dieſen Vorteil all⸗ 
gemein ausgenutzt, ſo ſtände er in der heutigen 
Kriſis, insbeſondere den Behauptungen ſeiner volks⸗ 
wirtſchaftlichen Schädlichkeit gegenüber, günſtiger da. 

Faſſen wir das Geſagte zuſammen, jo ergibt ſich: 
je kleiner der Beſitz, deſto mehr iſt rationeller 
Betrieb erſchwert, und deſto dringender 
erfordert das Gemeinwohl ein Eingreifen 
des Staats, und zwar beſtehen die Mängel vom 
Standpunkt des Gemeinwohls aus vor allem im 
Fehlen jeder Nachhaltigkeit der Ertragslieferung und 
in der jederzeit vorhandenen Möglichkeit, daß der 
jeweilige Beſitzer in den langdauernden Produktions⸗ 
prozeß ſtörend eingreift — Mängel, die beim Fidei⸗ 
kommiß wegfallen —, dann in der fehlenden Fach⸗ 
kunde bei Leitung und Vollzug, und nicht zuletzt in 
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den mit der Kleinheit der Fläche zunehmenden Betriebs⸗ 
ſchwierigkeiten aller Art. 

Demgemäß würde dem Großbeſitz gegenüber eine 
allgemeine Überwachung, beim Mittelbeſitz die Sorge 
für fachkundige Leitung und Ausführung genügen, 
während der Kleinbeſitz ſtärkſte Einwirkung notwendig 
macht — jedoch unter voller Würdigung der ge⸗ 
ſamtwirtſchaftlichen Verhältniſſe des Beſitzers —. Hier 
müßte nicht allein für fachkundige Leitung und Aus⸗ 
führung, ſondern auch für Wegräumung aller äußeren 
wirtſchaftlichen Hinderniſſe geſorgt werden. 

Für Groß⸗ und Mittelbeſitz iſt dabei die fidei⸗ 
kommiſſariſche Bindung des Beſitzerwillens voraus⸗ 
geſetzt. Kann das Fideikommißrecht am Wald nicht 
erhalten oder wiederhergeſtellt werden, ſo müßte an 
deſſen Stelle geſorgt werden für: 1. Unteilbarkeit der 
Wirtſchaftsbezirke, 2. Sicherſtellung der Nachhaltigkeit 
der Holzlieferung, 3. Veräußerungsbeſchränkung, 4. 
voll fachkundige Wirtſchaftsleitung. (Schluß folgt) 


Gemeindeforſtbeamte und Beſoldungsregelung. 
Von Carl Baltz, Hannover. 


Im preußiſchen Verwaltungsblatt (Nr. 13/14 die Feſtſetzung der Beſoldung in allen Fällen der 
vom 1. Januar 1921) findet ſich eine Abhandlung Genehmigung des Bezirksausſchuſſes unterliegt. 


über das Recht der ſtädtiſchen Beamten nach 
dem Stande der jetzigen Geſetzgebung. Bei der 
Erörterung des Rechtes auf Beſoldung heißt es 
Seite 161 Spalte 2 Abſatz 4: 

„In bezug auf die ſtädtiſchen Forſtbeamten 
gilt ebenfalls $ 11 Ab}. 1 K.⸗B.⸗G., jedoch nicht 
für Gemeindeforſtbeamte in Rheinland und 
Weſtfalen. In dieſen Provinzen ſteht dem 
Regierungspräſidenten das unbeſchränkte Recht 
zu, zweckentſprechende Gehaltsregulierung zu 
verlangen, da $ 23 Ziffer 2 K.⸗B.⸗G. die 
grundlegende Verordnung vom 24. Dezember 
1816 aufrechterhalten hat; für Forſtbeamte 
dieſer beiden Provinzen iſt nach der Aus⸗ 
führungs anweiſung durch das Geſetz vom 8. Juli 
1920 keine Anderung eingetreten. Für die 
übrigen ſtädtiſchen Beamten wird das Geſetz 
Anwendung finden müſſen.“ 

Angeſichts der auf dem Gebiete der Beſoldungs⸗ 
aufbeſſerung bei den Gemeindeforſtbeamten ſowieſo 
herrſchenden Verwirrung muß gegenüber dieſen 
nicht ganz zutreffenden Ausführungen im Preußiſchen 
Verwaltungsblatt folgendes feſtgeſtellt werden: 

Zunächſt ſchreibt $ 6 des Geſetzes vom 8. Juli 
1920, welches verſchiedene Punkte des Gemeinde⸗ 
beamtenrechts regelt, vor, „daß die dieſem 
Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen 
außer Kraft treten“. 

Danach iſt § 11 Abſ. 1 des Kommunalbeamten⸗ 
geſetzes aufgehoben und findet keine Anwendung 
mehr, weil das Geſetz hier regelnd eingegriffen hat. 

e WC wird $ 11 Ab}. 2 K.⸗B.⸗G., welcher 
die auf beſonderen polizeilichen Vorſchriften be⸗ 
ruhenden, abweichenden Befugniſſe der höheren 
Polizeibehörden hinſichtlich der Feſtſetzung der 
Bezüge für Polizeibeamte enthält, unberührt 
gelaſſen, und ein gleiches gilt entſprechend auch 
bezüglich der Gemeindeforſtbeamten ($ 23 
K.⸗B.⸗G.). Hier wird nun aber nicht allein die 
Verordnung vom 24. Dezember 1816 aufrecht er⸗ 
halten, ſondern auch das im Regierungsbezirk 
Wiesbaden geltende Geſetz vom 12. Oktober 1897, 
welches den Regierungspräſidenten ermächtigt, 
„angomeſſene Beiträge“ zu verlangen, während 


Auch dieſe Beſtimmungen beſtehen noch zu 
Recht, aber über allem ſteht materiell das 
Geſetz vom 8. Juli 1920, welches Gemeinden 
und Gemeindeverbände verpflichtet, die Be⸗ 
ſoldung ihrer Beamten ſo zu regeln, daß die 
Bezüge den Grundſätzen des Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommengeſetzes vom 7. Mai 1920 entſprechen. 


Das Geſetz vom 8. Juli 1920 beſtimmt, daß die 
zu erlaſſenden Beſoldungsvorſchriften der Auf⸗ 
ſichtsbehörde vorzulegen ſind, als welche in den 
Städten der Regierungspräſident, bei Landge⸗ 
meinden der Landrat zu gelten hat. Dieſer Behörde 
ſteht es zu, Einſpruch gegen die Feſtſetzung zu 
erheben, wenn die Beſoldungsvorſchriften mit den 
Beſtimmungen des $ 1 des Geſetzes in Widerſpruch 
ſtehen, und über dieſen Einſpruch entſcheidet die 
Beſchlußbehörde, als welche für Beamte der 
Landgemeinden und Amtsbezirke (Amter, Land⸗ 
bürgermeiſtereien) der Kreisausſchuß, im übrigen 
der Bezirksausſchuß zu gelten hat. 

Die Aufrechterhaltung des Geſetzes vom 
12. Oktober 1897 hat demnach nur Bedeutung 
für das formelle Verfahren bei der Beſoldungs⸗ 
regelung, d. h. mit anderen Worten, daß nach 
$ 6 die Feſtſetzung der Beſoldung im Regieruugs⸗ 
bezirk Wiesbaden nach wie vor der Genehmigung 
des Bezirks ausſchuſſes unterliegt. 

Im Bereiche der Verordnung vom 24. De⸗ 
zember 1816 hat der Regierungspräſident die 
Befugnis, die Gehälter der Forſtbeamten feſt⸗ 
zuſetzen, aber von einem „unbeſchränkten“ 
Recht, eine zweckentſprechende Gehaltsregulierung 
zu verlangen, wie im preußiſchen Verwaltungs⸗ 
blatt angenommen wird, kann nicht die Rede ſein, 
ſondern nur davon, daß die maßgebenden geſetzlichen 
Beſtimmungen nicht verletzt werden. 

Der Rechtsmittelzug gegenüber den erſtinſtanz⸗ 
lichen Beſchlüſſen der Beſchlußbehörden regelt ſich 
nach $ 121 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 
30. Juli 1883. ; 

Dem einzelnen Beamten ſteht, wie die neue 
Ausführungsanweiſung vom 8. Juli 1920 ſehr 
richtig pricht, die fürmliche Beſchwerde nach 
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J 121 des L.⸗V.⸗G. wegen feiner Einreihung in die Bezirksausſchuß, und gegen deſſen Beſchluß even⸗ 


Beſoldungsordnung oder der Bemeſſung ſeiner 
Bezüge nicht zu. Wenn er glaubt, in ſeinen 
Rechten geſchädigt zu ſein, ſo hat er dieſe auf dem 
im § 7 des Kommunalbeamtengeſetzes geordneten 
Wege, der auf Privatdienſtvertrag Angeſtellte auf 
dem ordentlichen Rechtswege zu verfolgen. 
Selbſtverſtändlich können die Beamten bei der 
Aufſichtsbehörde vorſtellig werden, aber ſelbſt 
können ſie erſt eingreifen, wenn die Entſcheidung 
der Beſchlußbehörde in Kraft geſetzt iſt. Der 
Inſtanzenzug bei Streitigkeiten über vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche iſt alſo in dieſem Falle bei 
ſtädtiſchen Kreis⸗ und Provinzialbeamten der 
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tuell nach Erſchöpfung der Beſchwerde⸗Inſtanz, 
welche der Provinzialrat iſt, der binnen ſechs 
Monaten nach Zuſtellung des anzugreifenden 
Beſchluſſes zu beſchreitende ordentliche Rechts⸗ 
weg. Bei Beamten der ländlichen Kommunalver⸗ 
bände und Amtsbezirke der Kreisausſchuß und 
gegen deſſen Beſchluß eventuell nach Erſchöpfung 
der Beſchwerde⸗Inſtanz, die durch den Bezirks⸗ 
ausſchuß dargeſtellt wird, ebenfalls der binnen 
ſechs Monaten nach Zuſtellung des anzufechtenden 
Beſchluſſes zu beſchreitende ordentliche Rechtsweg. 
Die Rechtsmittelfriſt im Verwaltungsſtreit⸗ 
und Beſchwerdeverfahren iſt eine zweiwöchige. 


Die Wintertagung 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands zu Berlin. 


Bericht über die Sitzung des weiteren Vorſtandes am 11. Februar 1921. 
(Schluß.) 


(Oberpräſident von der Schulenburg 
fortfahrend:) Es iſt das erſtemal, daß der Wald⸗ 
beſitzerausſchuß zuſammentritt, das erſtemal, daß 
er auf die Stellungnahme im ganzen Reich 
Einfluß nimmt. Sie haben hier die Willens⸗ 
erklärung der Vertreter ſämtlicher Waldbeſitzer⸗ 
verbände, das, was Ihnen nach den Vor⸗ 
ſchlägen des Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbundes geboten werden ſoll, ſofort in die 
Tat umzuſetzen und zu bindenden Abmachungen 
in den einzelnen Provinzen zu gelangen. Dies 
bedeutet ſelbſtverſtändlich nicht, daß den Wald⸗ 
beſitzerverbänden zugemutet werden kann, jede 
Forderung der Bezirksgruppen zu bewilligen. Es 
kommt aber der einhellige Wille des Waldbeſitzes 
um Ausdruck, mit den Privatforſtbeamten in 

indender Form über eine den Forderungen der 
Billigkeit entſprechende Gehaltsregelung zu ver⸗ 
handeln. 

Wir betrachten uns im Waldbeſitzerausſchuß 
lediglich als begutachtende Stelle, die dazu da iſt, 
den Standpunkt der Waldbeſitzerverbände hier 
zur Kenntnis zu bringen und Anregungen zu geben. 
Die bindende Stellung der Waldbeſitzer im weiteren 
Ausſchuß kann nur durch die dem weiteren Aus⸗ 
ſchuß angehörenden Waldbeſitzer, die geſtern zum 
Teil nicht anweſend waren, erfolgen. 

Wir ſind der Anſicht, ehe wir an eine Anderung 
der Organiſation herangehen, müſſen wir wiſſen, 
wohin die Reiſe geht. Wenn es den Beamten frei⸗ 

eſtellt wird, ihre eigenen Angelegenheiten zu 
en ſo heißt das: ſie haben die Freiheit, An⸗ 
ſchluß zu ſuchen, wo ſie wollen, auch die Möglich⸗ 
keit, mit Puſch zuſammenzugehen zum Förſter⸗ 
bund (Lebhafte Rufe ſeitens des Förſteraus⸗ 
ſchuſſes: Ausgeſchloſſen!) oder dem Reichsverband 
der Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamten beizutreten, 
Das Zuſammengehen mit dem Reichsverband iſt 
in Liegnitz abgelehnt worden. Einer Entſchließung 
des Vereins, welche uns für die Zukunft jedes 
Einfluſſes beraubt, können wir nur zuſtimmen, 
wenn ſie Beweiſe dafür bietet, daß der Liegnitzer 
Beſchluß durchgeführt wird und die dem Verein 
angehörenden Beamten in wirtſchaftsfriedlichem 
Fahrwaſſer bleiben. Es handelt ſich um eine Lebens⸗ 
Frage für den Fortbeſtand des Vereins wie das 
. des gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen 

eamten und Waldbeſitzern. 

Die Beſprechung führte zu einer Beant- 
wortung der namentlich von ſüd⸗ und weſtdeutſcher 
Seite aufgeworfenen Fragen nach der Größe und 
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Art des Gutsbeamtenbundes, ſeinem Verhältnis 
zum Landbunde, der Form des geplanten An⸗ 
ſchluſſes uſw. 

Herr Dr. Schneider, geſchäftsführendes Vor⸗ 
ſtandsmitglied des Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbundes, führte aus, daß ein Weg geſucht 
werden müſſe, der dem Verein die Möglichkeit 
gebe, ſowohl ſeine Standes⸗ wie Gehaltsfragen 
unabhängig von den Waldbeſitzern zu löſen 
als auch andererſeits die Grundlage des Vereins 
gemäß den Fuldaer Beſchlüſſen nicht zu ändern 
iſt. Die Schaffung einer beſonderen Arbeitnehmer⸗ 
gruppe innerhalb des Vereins führe nicht zum Ziel, 
da eine ſolche von dem Reichsarbeitsminiſterinm 
zur Vertretung reiner Arbeitnehmerfragen nicht 
anerkannt würde, wie ſich dies bei der Arbeit⸗ 
nehmergruppe des Pommerſchen Landbundes 
herausgeſtellt habe. Der Anſchluß an den Reichs 
verband deutſcher Gutsbeamten führe entgegen 
den Fuldaer Beſchlüſſen zur Zertrümmerung des 
Vereins, da in dieſem Falle die Arbeitgeber 
ausſcheiden müßten. Es bleibe als beſter Weg 
der Zuſammenſchluß mit dem Deutſchen Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbunde durch Bildung einer neuen 
Spitzenorganiſation, in der von ſeiten des Vereins 
nur die Arbeitnehmer vertreten ſeien. Dadurch 
würde eine anerkannte Arbeitgeberorganiſation 
geſchaffen und vor allem ſei es mit Hilfe, der 
Gutsbeamten möglich, die Gehaltsverträge mit 
den Arbeitgeberverbänden abzuſchließen und ſo 
alle Waldbeſitzer zur Anerkennung der Verträge 
zu bringen. Es ſei ſelbſtverſtändlich, daß dieſe neue 
Spitzenorganiſation, der Deutſche Guts⸗ und 
Forſtbeamtenbund, deſſen Aufgabe es zur Stärkung 
der Front ſein müſſe, alle gleichgearteten Verbände 
in ſich zuſammenzufaſſen, keinerlei Recht habe, 
in die inneren Angelegenheiten irgend eines 
Vereins einzugreifen, ſondern er habe nur die 
Pflicht, die ihm von den angeſchloſſenen Vereinen 
übertragenen Arbeiten auszuführen und die ganze 
Kraft aller ihm angeſchloſſenen Vereine zur Durch⸗ 
führung auszunutzen. Der frühere Deutſche 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbund würde in Zukunft 
infolge des Zuſammenſchluſſes zum Deutſchen 
Gutsbeamtenbund keine Forſtbeamten mehr auf⸗ 
nehmen, ſondern für den Verein werben. 

Neben den Gutsbeamtenbund trete als zweite 
Organiſation der Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands, die ſich zu der gemeinſamen Spitze 
zuſammenſchließen würden. Hierfür ſei ein 
paritätiſch zuſammengeſetzter Vorſtand von je 
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fünf Mitgliedern, je zwei akademiſchen Land⸗ 
wirtſchafts⸗ und Forſtbeamten, je drei Betriebs⸗ 
beamten aus Forſt⸗ und Landwirtſchaft vorgeſehen. 
Um eine Fuſion handle es ſich danach nicht, ſondern 
nur um die Schaffung einer neuen Inſtanz. Dieſe 
Geſtaltung würde für beide Teile günſtig wirken, 
eine Benachteiligung oder Bevorzugung des einen 
oder anderen Teiles ſei ausgeſchloſſen. Ins⸗ 
beſondere ſei für den Abſchluß von Gehaltsverträgen 
dieſe Regelung von Vorteil, da hierdurch die Ver⸗ 
bindlichkeitserllärung der auf dieſer Grundlage 
geſchloſſenen Tarife auch bei etwaigem Einſpruch 
geſichert ſei. Der Deutſche Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbund ſelbſt gehöre korporativ dem Reichs⸗ 
Landbund an, in deſſen Einzelorganiſationen er 
ebenfalls vertreten ſei. Dadurch werde auch die 
Durchſetzung von Forderungen erleichtert, denn 
Beſitzer und Beamte ſtänden ſich nicht in getrennten 
Organiſationen gegenüber. Die einzelnen Bezirks⸗ 
gruppen des Vereins würden als Fachgruppen 
des Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes Tarife ab⸗ 
zuſchließen haben, wobei den Waldbeſitzern kein 
Stimmrecht zuſtehe. Die Forſtbeamten gewinnen 
bei einem Zuſammenſchluß, ohne daß ſie in der 
Freiheit ihrer Entſchließung beeinträchtigt werden, 
die geſamten Stimmen der Gutsbeamten mit. 

Förſter Walter erklärt, daß die Forſtbeamten, 
wenn ſie unter ſich blieben, jede Sicherheit 
zu geben bereit wären, daß ſie ihre Ziele im 
Einverſtändnis mit den Waldbeſitzern auf wirt⸗ 
ſchaftsfriedlichem Wege erreichen wollen. Die 
Scheu vor dem Anſchluß an andere Korporationen 
habe den Förſterausſchuß mit zu dem geſtrigen 
Beſchluß veranlaßt. Dem Reichsverbande können 
ſie ſich nicht anſchließen, der Anſchluß an den Förſter⸗ 
bund ſei vollkommen ausgeſchloſſen; für ſie käme 
nur ein Deutſcher Forſtbeamtenbund in Frage, der 
ſämtliche Forſtbeamten zuſammenfaſſen müſſe, 
und dieſer werde aus dem Deutſchen Förſterbunde 
nie hervorgehen. 

Revierförſter Peppler hebt hervor, daß er 
ſchon als Fachgruppenvertreter ein Jahr im 
Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbunde ge⸗ 
arbeitet habe und den Anſchluß nur aus vollſter 
Überzeugung empfehlen könne. 

Okonomierat Grundmann weiſt als Ver⸗ 
treter der außerordentlichen Mitglieder darauf 
hin, daß es heute im Anſchluß an andere Be⸗ 
amtenorganiſationen, um die man doch nicht 
herumkomme, denn allein ſeien wir zu ſchwach, 
um Gehaſtsabmachungen nachdrücklich durch⸗ 
zuſetzen, nur zwei Möglichkeiten der Ent⸗ 
ſcheidung gebe: entweder Anſchluß an den Reichs⸗ 
verband der Guts⸗ und Körperſchaftsangeſtellten 
oder Anſchluß an den Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbund. Der Reichsverband, dem wir uns 
nicht anſchließen wollen und können, iſt eine 
Organiſation von 18000 Mitgliedern und gehört 
dem Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbunde 
an, in dem über 1½ Million Arbeiter und nur 
425000 Beamte ſind. Der Guts⸗ und Forſtbeamten⸗ 
bund, dem wir uns anjchließen wollen, zählt jetzt 
6000 Mitalieder, er würde mit den Privatforſt⸗ 
beamten 10000 umfaſſen und durch Heranziehung 
weiterer Fachgruppen ſeine Zahl noch erheblich 
ſteigern können. Der Bund iſt aber vor allem ein 
Glied des neuen Reichslandbundes. Nach der Staats⸗ 
umwälzung habe ſich neben dem Bunde der Land⸗ 
wirte für die Behandlung von Taiffragen der 
Land bund gebildet, der ſich vor kurzem mit dem 
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vollen Organiſation, in der die ſämtlichen Arbeit⸗ 
geber vertreten find. Der Reichslan obund iſt politiſch 
neutral; der Anſchluß an eine ſolche Organiſation 
ſichere die Verhandlungsbaſis für den Abſchluß von 
Verträgen und bringe namentlich den kleinen Guts⸗ 
förſtern am allererſten Hilfe. Wenn geſagt wird: 
in Süddeutſchland könne man den Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbund nicht gebrauchen, dort ſeien Ab⸗ 
ſchluſſe mit dem Reichsverbande gemacht worden. 
jo ſei dazu zu erwidern: in Norpdeutſchland könne 
man den Reichsverband nicht gebrauchen. Hier 
muß man zu einem Kompromiß kommen. Der 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbund iſt in Süd⸗ 
deutſchland auch ſofort vorhanden, wenn ſich 
der Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands 
mit dem Bunde zuſammenſchließt, dann ſind 
unſere ſämtlichen Bezirksgruppen im Süden und 
Weſten das Rückgrat für dieſen Bund, und die 
bereits beſtehende Forſtbeamtenorganiſation wird 
dann die Führung übernehmen. Redner ſchließt 
mit den Worten: Wir müſſen heute zu einer Ent 
ſcheidung kommen. Mit der ablehnenden Re 
ſolution des Förſter⸗ und Akademikerausſchuſſes 
können wir nichts anfangen. Seien Sie ſich der 
Verantwortung für Ihren Stand bewußt. Mit 
gutem Gewiſſen kann ich Ihnen zu dem Anſchluß 
an den Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbund 
raten. 

Hierauf treten der Akademikerausſchuß und der 
Förſterausſchuß zu einer gemeinſamen Sonder- 
beſprechung zuſammen, darauf der engere 
Vorſtand mit den drei Vorſitzenden der Aus 
ſchüſſe und Herrn Grundmann als Vertreter der 
außerordentlichen Mitglieder. Als Ergebnis der 
Beratung wird der folgende Antrag zur Beſchluß— 
faſſung geſtellt: 

Der Verein für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands tritt mit der Geſamtzahl ſeiner Beamten 
und Angeſtellten als Fachſondergruppe Dor, 
läufig dem Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamten⸗ 
bunde bei und entſendet in den Vorſtand der 
hierbei neu zu ſchaffenden Spitzenorganiſation 
zwei akademiſch gebildete Forſtbeamte und drei 
Förſter. Dieſer Vorſtand ſetzt gemeinſam mit 
den vom Gutsbeamtenbunde zu ernennden 
fünf Vorſtandsmitgliedern die vorläufigen 
Satzungen feſt. Die endgültige Faſſung der 
Satzungen und die Feſtſtellung der Beitrags 
zahlungen unterliegen der Genehmigung der 
Mitgliederverſammlungen. In gleicher Weiſe 
unterliegen die Löſung des Verhältniſſes zum 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbund und der Zur 
ſammenſchluß mit einer andern wirtſchaftlichen 
Berufsorganiſation der Genehmigung des 
weiteren Vorſtandes bzw. der Mitglieder- 
verſammlungen. 

Dieſer Antrag wird vom weiteren Vorſtand 
einſtimmig angenommen. 

Die im Anſchluß hieran gleich vorgenommene 
Wahl der in den Vorſtand der neuen Organi⸗ 
ſation zu entſendenden Mitglieder ergibt, daß 

als Vertreter der akademiſchen Beamten Ober⸗ 
förſter Schwabe und Oberförſter Rock, als 

Erſatzmann Oberförſter Titze, 

als Vertreter der Betriebsbeamten Förſter 

Walter, Förſter Hanger und Förſter 

Rathjen, als Erſatzmann Förſter Nolte 
gewählt werden. 

Damit iſt ſür unſeren Verein ein ganz neuer 
Abſchnitt erreicht; möge er den Berufsgenoſſen 


Bunde der Landwirte zum Reichslandbunde zum Segen werden! Ein Erfolg iſt aber auch auf 
zuſammengeſchloſſen hat, einer großen, macht⸗dieſem Wege der Neuorganiſation nur zu erhoffen, 
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wenn Uz alle mit uns gehen. Die Eigenbrödelei hat 
noch nie zu etwas geführt, ſondern zur Schwäche; 
ſie verurteilt von vornherein zur Erfolgloſigkeit. 

Über den Rechnungsabſchluß erſtattet Geheim⸗ 
rat Prof. Dr. a Bericht. Er ſchließt 
ab mit 142 973,67 M Einnahme und 132 107,56 A 
Ausgabe; Beſtand 10866,11 A. Die Reiſekoſten 
ſind infolge der Verteuerung der Bahnpreiſe von 
den veranſchlagten 26000 // auf 48 245,60 A 
geſtiegen. Allein die Verſammlung in Fulda hat 
eine Ausgabe von 18 184,80 „ verursacht. Es wird 
Entlaſtung ausgeſprochen. Bei den Erläuterungen 
für den zur Beratung anſtehenden Haushaltplan 
für 1921 mahnt der Berichterſtatter, Geheimrat 
Prof. Dr. Schwappach, nachdrücklichſt zur Spar⸗ 
ſamkeit. Es wurden allein für Reiſekoſten 64000 2 
eingeſetzt. Dabei ſtehen wir wieder vor einer 
Erhöhung des Fahrpreiſes. Die verſchiedenen Vor⸗ 
ſchläge, eine Verringerung dieſes Ausgabepoſtens 
herbeizuführen, ſollen der diesjährigen Sommer⸗ 
verſammlung vorgelegt werden. Für das Bildungs⸗ 
weſen iſt eine Ausgabe von 21500 % vorgeſehen, 
wovon trotz Erhöhung des Schulgeldes auf Templin 
10500, entfallen. Das Jahrbuch ſoll möglichſt wieder 
erſcheinen, um die mannigfaltigen Anderungen 
zur Kenntnis zu bringen. Es ſind 15000 % dafür 
eingeſetzt. Ein Mehrbedarf ſoll durch Umlage bei 
den Mitgliedern gedeckt werden. 

Die Erſatzwahlen, die in Fulda vollzogen 
wurden, werden beſtätigt. Förſter Rath jen wird 
Beiſitzer des engeren Vorſtandes, Förſter Standke 
Stellvertreter. Wildmeiſter Fiebig legt ſein Amt im 
engeren Vorſtande infolge ſehr erſchwerten Verkehrs 
mit Polen nieder. An ſeiner Stelle wird Förſter 
Nolte, Fh. Plantage b. Jädickendorf, als Beiſitzer 
im engeren Vorſtande gewählt. Der Vorſitzende 
ſpricht Herrn Fiebig, deſſen Name mit dem Verein 
innig verwachſen ſei und auf den viele ſeit Jahren 
als auf ihren Führer geſehen haben, für ſeine lang⸗ 
jährige treue Arbeit den Dank des Vereins aus 
und verbindet damit den von der Verſammlung 
mit lebhafter Zuſtimmung aufgenommenen Wunſch, 
daß das erſte Ehrenmitglied des Vereins Herr 
Fiebig ſein ſoll. 

Hierauf werden die Satzungen des in Fulda 
gegründeten Stipendienfonds beraten und 
genehmigt“). Verteilt wurden zu Weihnachten 
1920 zwei Stipendien von je 500 M und fünf 
von je 400 %. Mitglied des Verteilungsaus ſchuſſes 
war von den Forſtbeamten Förſter Nolte, der 
Vater dieſes ſegensreichen Gedankens. Es iſt 
dringend erwünſcht, dem Fonds jede nur mögliche 
Förderung angedeihen zu laſſen, damit der Verein 
jedes Jahr in der Lage iſt, Sorgen zu beheben, 
die in manchem Forſthauſe entſtehen, wenn der 
Sohn den Beruf des Vaters ergreift und nach 
Templin kommen ſoll. 

Forſtliche Lehrgänge ſind in Schleſien und 
Weſtfalen unter Leitung von Forſtmeiſter Rieger 
und Oberförſter Linke vorgeſehen, ein kleinerer 
vom Forſtrat Eulefeld, Lauterbach in Heſſen. 
Die Dauer der großen Lehrgänge ſoll auf drei 
Wochen bemeſſen werden. Sollte in der Provinz 
Sachſen ein Lehrgang zuſtande kommen, ſo wird 
ein Beſuch des Reviers Bärenthoren mit ſeiner 
Dauerwaldwirtſchaft dringend empfohlen. 

Bezüglich der von der Landwirtſchaftskammer 
Breslau vorgeſehenen Förſterprüfung wird be⸗ 
ſchloſſen, dieſelbe für 1921 in der von der Kammer 
vorgeſchlagenen Form anzuerkennen, künftig aber 


2) Von Herrn Forſtſchuldirektor Jacob zu beziehen. 
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nur den Verein als Prüfungsinſtanz gelten zu laſſen, 
beſonders da, wie Herr Förfter Walter ſehr richtig 
bemerkt, die Zulaſſung der Nichtmitglieder des 
Vereins zur Prüfung nur zu einer Stärkung der 
Agitation gegen ihn führen müſſe. 

Eine längere Ausſprache führt zur Annahme 
eines Antrages von Keudell: 

„Von ſeiten verſchiedener Waldbeſitzerverbände 
und Landwirtſchaftskammern werden Unter⸗ 
nehmungen zur Fortbildung und Prüfung der 
Forſtbeamten eingeleitet, die ſich in der gleichen 
Richtung bewegen wie die langjährige, erfolg⸗ 
reiche Tätigkeit des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands. Der Verein richtet an 
den Reichsverband der Waldbeſitzerverbände das 
Erſuchen, alle Fragen Hand in Hand mit ihm 
zu behandeln. Ein gleiches Erſuchen iſt an den 
Verband der Landwirtſchaftskammern gerichtet.“ 

Es kommt noch zum Ausdruck, daß eine gute 
Ausbildung und eine ſcharfe Prüfung 
unerläßliche Bedingung ſeien, ſollen ſie nicht jeden 
Wert verlieren. 

Unter den vorſtehenden Antrag fällt auch die 
Gründung der Schule in Reichenſtein, in deſſen 
Kuratorium der Vorſitzende des Vereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands, Oberförſter 
Schwabe, gewählt wird, als Stellvertreter Ober⸗ 
förſter Hoffmann, Hausdorf. Oberförſter Joly 
bemerkt dazu, daß der weſtfäliſche Waldbeſitzer⸗ 
verband die Gründung einer Schule nur im Ein⸗ 
vernehmen mit unſerem Verein ins Auge faſſen 
würde. 

Weiter liegt ein Antrag Grundmann 
vor, durch den endlich einmal eine Überſicht 
der Zahl der gut ausgebildeten Förſter 
Deutſchlands geſchaffen werden ſoll; er lautet: 

„Der Verein für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands möge die Landwirtſchaftskammern und 
ähnliche Körperſchaften erſuchen, eine Statiſtit 
aufzuſtellen, aus der hervorgeht, wieviel Förſter⸗ 
ſtellen es in ihrem Bezirk gibt, auf denen ein 
Förſter mit Fachſchulbildung und Förſterprüfung 
angeſtellt werden kann.“ 

Die Statiſtik iſt zweckmäßig auch auf Stellen, 
die eines Akademikers bedürfen, auszudehnen. Es 
wird damit möglich, endlich einmal eine Unterlage 
zu ſchaffen, die den Bedarf annähernd feſtlegt. 
Dieſe kann dann für die Schaffung von Bildungs⸗ 
möglichkeiten eine ſichere Grundlage abgeben. 
Bis heute fehlt ſie leider noch vollkommen. 

Über die Prüfungsordnung erhebt ſich 
wiederum eine Debatte, der eine Anregung 
ſeitens des Förſterausſchuſſes zugrunde liegt. 

Oberförſter Metzner teilt mit, daß Vo der 
Ausſchuß auf fünf Zenſuren geeinigt habe (I bis V) 
mit einer Kulminationsziffer von 69 Punkten. 
Es komme nicht ſo ſehr auf die Prüfungsordnung 
an, ſondern auf die Erfahrung der Prüfenden. 
Auch hier kam der Wunſch des Förſterausſchuſſes. 
wieder zum Ausdruck, daß ſchärfer als in den 
letzten (Kriegs⸗) Jahren zu verfahren ſei. 

Abſatz 3 des $ 2 iſt einem früheren Antrage 
des Förſterausſchuſſes entſprechend geſtrichen 
worden. 

Der Beſchluß des Prüfungsausſchuſſes, die 
Prüfungsgebühren von 75 auf 125 „ und die 
Teilnehmergebühren an den großen Lehrgängen 
von 100 auf 150 % zu erhöhen, wird von der Ver⸗ 
ſammlung beſtätigt. 

Die Forſtlehrlingsſchule, die künftig Forſt⸗ 
ſchule heißen ſoll, hat ihren Betrieb trotz noch 
immer großer Schwierigkeiten aufrecht erhalten, 
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fie wird von 46 Schülern beſucht. Das Schulgeld 
wird auf 4000 „ für das nächſte Schuljahr feſt⸗ 
geſetzt, für Bevorrechtigte auf 3500 M. 

Eine Fraglichkeit, die über die Amtsdauer 
der Mitglieder des Förſterausſchuſſes ent⸗ 
ſtanden war, wird dahin beantwortet, daß dieſe 
ſechs Jahre, entſprechend allen anderen Wahl⸗ 
perioden, zu laufen hat. Es wurde dann noch von 
der Bezirksgruppe I in Anbetracht der großen 
Stellungsnot die Bitte an den Waldbeſitz aus⸗ 
geſprochen, keine Balten anzuſtellen. Dieſe 
Bitte ſoll auch bei aller Anerkennung der ſehr 
bedauerlichen Lage vieler Baltenflüchtlinge den 
Landwirtſchaftskammern unterbreitet werden. Es 
gibt der ſtellenloſen deutſchen Forſtbeamten leider 
noch zu viele. 

Die Förderung der Bildung von Orts⸗ 
gruppen wird den Bezirksgruppen nochmals an⸗ 
gelegentlichſt empfohlen. 

Befähigungsnachweis und Titelſchutz 
hat den Förſterausſchuß zu einer Ausſprache ver⸗ 
anlaßt. Beides ſoll auf der Mitgliederverſammlung 
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zu weiterer Verhandlung kommen. Forſtrat 
Dr. Bertog hat in einem Gutachten an die Land⸗ 
wirtſchaftskammern bereits gefordert, daß der 
Miniſter erſt nach Anhörung der Organiſationen 
des Waldbeſitzes und der Privatforſtbeamten Be⸗ 
ſtimmungen erlaſſen könne. Oberpräſident 
v. d. Schulenburg iſt der Anſicht, daß auch der 
Waldbeſitz großen Wert darauf legen müſſe, ſich 
in dieſer Frage mit den Vertretern der Beamten⸗ 
ſchaft zu beraten. Es ſoll ein Gutachten ſeitens 
des engeren Vorſtandes ausgearbeitet und ſo 
zeitig den einzelnen Gruppen zugeſtellt werden, 
daß eine genügende Vorbereitung zur Beratung 
geſichert iſt. Der Vorſchlag wird angenommen 
mit dem Zuſatze, daß nicht nur die preußiſchen 
Verhältniſſe berückſichtigt werden ſollen. 

Ein Antrag der Bezirksgruppe VI, betreffend 
Aufnahme von Hegern, wird dem Förſteraus⸗ 
ſchuſſe zur weiteren Erwägung und Beſchlußfaſſung 
auf der Mitgliederverſammlung überwieſen. 

Schluß der Verſammlung 5½ Uhr. 

Schwabe. 
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Parlaments- und Vereinsberichte. 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 

199. Sitzung, Donnerstag, den 16. Dezember 1920. 
Zweite und dritte Beratung des Geſetzent⸗ 
wurfs zur Ergänzung des Geſetzes über die 
Landwirtſchaftskammern vom 30. Ju ni 1894 
(Geſetzſamml. S. 126). — Druckſachen Nr. 2882, 
8517. 


Der Geſetzentwurf wird angenommen. 

Erſte Beratung des Geſetzentwurfs über 

Kahlſchläge in Privatwaldungen. — Druck⸗ 

ſache Nr. 3528. 

Dr Heß, Abgeordneter (Zentr.): Der Geſetzent⸗ 
wurf gehört unſeres Erachtens zu denen, deren Ein⸗ 
bringung in dieſem ſterbenden Hauſe nicht mehr zu 
den unvermeidlichen Notwendigkeiten zu rechnen 


war. — — Sollte der Antrag auf Mberweifung an einen] V.⸗P.): 


Ausſchuß geſtellt werden, ſo werden wir uns dem 
ſelbſtverſtändlich nicht widerſetzen. Es fragt ſich nur, 
wann dieſer Ausſchuß dann die nötige Zeit finden 
ſoll, um in die entſprechend tiefe Beratung dieſer 
Materie einzutreten. Denn ganz einfach — das dürfte 
jetzt ſchon feſtſtehen — werden die Ausſchußberatungen 
jedenfalls nicht werden angeſichts eines Geſetzes, das 
ſo tief und, wie ich gleichfalls ſagen möchte, ſo rück⸗ 
ſichtslos in die Eigentums⸗ und Selbſtbeſtimmungs⸗ 
rechte der Waldbeſitzer eingreift. — — 

Es ſoll ja ganz gewiß nicht beſtritten werden, daß 
Abholzungen hier und da in einem bedenklichen Umfange 
vorgenommen worden ſind. Wir ſind aber der Meinung, 
daß es ſich dabei nur um eine der vielen üblen Begleit⸗ 
erſcheinungen unſerer Zeit überhaupt handelt, die man 
dann aber jedenfalls nicht dazu benutzen darf, ſo ein⸗ 
ſchneidende Maßnahmen gegen den Waldbeſitz für alle 
Folgezeit zu beſchließen. Das heißt unſeres Erachtens, 
das Kind mit dem Bade ausſchütten. Wollte man 
dieſes Geſetz in der Form annehmen, wie es hier vor⸗ 
liegt, ſo würde das eine gewiſſe Form der Sozialiſierung 
ſein, die von mir und meinen Freunden nicht wird mit⸗ 
gemacht werden können. Soweit es ſich aber darum 
handelt, den ſchmalen Waldbeſtand in wirklich wald⸗ 
armen Gegenden im Intereſſe der Volksgeſundheit zu 
ſchützen, z. B. in Induſtriegegenden, ſind wir der 
Anſicht, daß dafür andere Schutzmaßnahmen gefunden 
werden könnten. Der Geſetzentwurf ſelbſt ſchießt in 
dieſer Beziehung weit über das Ziel hinaus. Ich 
möchte nicht verſäumen, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß auch dies Geſetz nach meinen Informationen auch 
von der geſamten Landwirtſchaft abgelehnt wird, und 
zwar deswegen, weil die Landwirtſchaft ein feines 
Empfinden dafür hat, daß das Geſetz nur eine Etappe 
auf dem Wege zur Sozialiſierung iſt. Mit Kleinem 
fängt man an, mit Großem hört man auf. — — 


Peters (Hochdonn), Abgeordneter (Soz.⸗Dem.). 
— — Wir bedauern, daß dieſer Geſetzentwurf dem 
Hauſe nicht früher zugegangen iſt, aber wir halten es 
angeſichts des bevorſtehenden Winters, wo die Kahl⸗ 
ſchläge vorgenommen werden und die Werte, die heute 
vernichtet werden, nach einigen Jahrzehnten ganz andere 
ſind, für notwendig, wenn wir unſeren Bedarf an 
Holz decken wollen, wenn wir an die Entente liefern 
müſſen, mit dem Waldbeſtand ſparſam umzugehen. 
und deshalb iſt es dringend notwendig, den Geſetz⸗ 
entwurf zur Verabſchiedung zu bringen. Ich bitte Sie, 
dem Antrag meiner politiſchen Freunde zuzuſtimmen 
und den Geſetzentwurf dem Landwirtſchaftsausſchuß 
zu überweiſen. — — 

Neumann (Arena, Abgeordneter (D.⸗nat. 
Der vorliegende Geſetzentwurf über Gott, 
ſchläge in Privatwaldungen iſt nur ein Ausſchnitt aus 
dem großzügigen, noch in der Vorber. itung ſich Defi, 
denden Forſtkulturgeſetz. Wir verkennen kein swegs den 
Wert und die Abſicht dieſes Geſetzes. Wir können aber 
anderſeits nicht einſehen, weshalb wir ſtückweiſe an die 
Beratungen dieſes in die Eigentumsverhältniſſe auch 
des kleinen Waldbeſitzers ſo tief einſchneidenden Geſetz⸗ 
entwurfs herangehen ſollen. Gerade der $ 3 in feiner 
jetzigen Faſſung wird es dem Waldbeſitzer unter Um⸗ 
ſtänden ſehr ſchwer machen, das erlaubte Holzquantum 
auch dann zu veräußern, wenn er zu guten Preiſen cinen 
Abſchluß machen kann, und es iſt zweifellos, daß, wenn 
das Reichsnotopfer vom Grundbeſitz eingezogen wird, 
dann der Wald auch dazu herhalten muß, dieſe An⸗ 
forderungen des Staates zu befriedigen. Über die 
Genehmigung zum Abtrieb eines Waldſtückes, zu der 
der Forſtſachverſtändige noch ein Urteil abzugeben hat, 
können zu jetziger Zeit Wochen vergehen, und kein 
Holzhändler wird ſich bei der jetzigen Konjunktur 
wochenſang an ein feſtes Gebot binden, weil er nicht 
weiß, ob er ſchließlich das Holz überhaupt bekommt. 
Der Privatwald hat bisher, ſoweit er nicht ſchon unter 
ſtaatſicher Kontrolle ſteht, met Konjunkturwirtſchaft 
getrieben, und wenn jetzt die Preiſe hoch ſtehen und 
er — nicht zuletzt im Intereſſe des Staates — nicht 
aus dieſen Preiſen Nutzen ziehen kann, dann iſt das 
Geſetz eine Feſſel, die von dem kleinen und großen 
Waldbeſitzer nur ſchwer getragen werden kann, und 
meine politiſchen Freunde müſſen die ſo eng gezogene 
bürokrat ſche Feſſel als zu bedrückend ablehnen. 
Soll der Schutz der Privatwälder durch kulturelle 
Maßregeln eine gewiſſe Sicherung erhalten, ſo ſind 
meine politiſchen Freunde dafür gern zu haben. Be⸗ 
wegungsfreiheit aber, die notwendig iſt, um den Privat⸗ 
waldbetrieb auch für die Zukunſt rentabel zu geſtalten, 
iſt nur dann möglich, wenn er nicht unter eine n. ue 
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Art von Zwangswirtſchaft geſtellt wird. Eine gewiſſe 
Bewegungsfreiheit wollen aber meine Freunde durchaus 
aufrechterhalten. 

Ich Hatte ſchon beim Forſtetat darauf hingewieſen, 
daß wir die Grundlagen des kommenden Waldſchutz⸗ 
geſetzes begrüßen, die Einzelheiten aber eingehend 
prüfen wollen. Hier wird nun kurz vor Toresſchluß 
einer der wichtigſten Abſchnitte eines kommenden 
großen Geſetzes vorgelegt, der nur in Verbindung mit 
den anderen Mapregeln des beabſichtigten ſtaatlichen 
Eingriffes in die Privatrechte der Waldbeſitzer zutreffend 
beurteilt werden kann. Eine ſolche Überhaſtung des 
Geſetzes, das ſchon der Schwierigkeit der Materie wegen 
monatelange Vorberektungen erfordert hat und doch 
durch das kommende Geſetz Umgeſtaltungen erfahren 
dürfte, können wir unmöglich jetzt mitmachen. 

Wenn mein Herr Vorredner darauf hingewieſen 
hat, daß die Waldverwüſtungen bedeutend ſeien, ſo 
unterſchreibe ich das Wort für Wort. Ich möchte aber 
daran erinnern, daß wir vor nicht langen Tagen ein 
Geſetz hier beſchloſſen haben, das der Waldverwüſtung 
keinen Einhalt gebietet: das iſt das neue Forſtdiebſtahls⸗ 
geſetz. Da war Gelegenheit für Freunde des Waldes, 
ein verſchlechtertes Geſetz abzulehnen. Ich erkenne 
Ihnen deshalb nicht das Recht zu, daß Sie in dieſem 
Augenblick gegen die Waldverwüſtung wettern, wenn 
Sie an anderer Stelle dem Wald nur einen recht 
minderwertigen Schutz gewährt haben. Wir werden 
uns einer Kommiſſionsberatung nicht widerſetzen, 
lehnen es aber ab, über einen Ausſchnitt aus einem 
großen Geſetzentwurf hier noch in zwölfter Stunde 
zu verhandeln. — — 

Präſident Leinert: Es iſt vorgeſchlagen, den 
Geſetzentwurf dem Landwirtſchaftsausſchuß zur Be⸗ 
ratung zu überweiſen. Ein Widerſpruch dagegen 
erhebt ſich nicht; das Haus hat fo beſchloſſen. — — 

=> ) 
Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
201. Sitzung, Sonnabend, den 18. Dezember 1920. 

Zweite und dritte Beratung des Geſetz⸗ 

entwurfs, betreffend die Gewährung von 

Notzuſchlägen zu den geſetzlichen Kinder⸗ 

hilfen und zu den Ortszuſchlägen der nicht⸗ 

planmäßigen Beamten und Volksſchullehr⸗ 

perſonen. — Druckſachen Nr. 3658, 3886. 

Präſident Leinert: Der Antrag des Haupt⸗ 
ausſchuſſes befindet ſich auf Druckſache Nr. 3886. 

Wort“ aut des Antrages: 

den Geſetzentwurf auf Druckſache Nr. 3658 un⸗ 

verändert anzunehmen. 

Nach der zweiten und dritten Beratung wird der 
Geſetzentwurf im ganzen angenommen. 

J 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
206. Sitzung, Donnerstag, den 13. Januar 1921. 
Erſte Beratung des Antrages der Abgeord⸗ 
neten Siering und Genoſſen auf Annahme 
eines Geſetzentwurfs zur Anderung des 
Stempelſteuergeſetzes. — Druckſache Nr. 4051. 
Siering, Antragſteller (Soz.⸗Dem.): Der von 
der Regierung eingebrachte Geſetzentwurf kann ja im 
Hauſe nicht mehr verabſchiedet werden. Deshalb ſoll 
dieſer Notgeſetzentwurf ſchnell noch im Hauſe erledigt 
werden, und es beſteht unter den Parteien Einmütig⸗ 
keit, dies noch zu ermöglichen. Ich bitte Sie deshalb, 
den Antrag ohne Beratung dem Hauptausſchuß zu 

überweiſen. 
Der Antrag wird dem Hauptausſchuß überwieſen. 

T 


Berfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
207. Sitzung, Donnerstag, den 13. Januar 1921. 
nn des Miniſteriums für Wiſſenſchaft 
uſw. 
Juds, Abgeordneter (D. Dem.): — — Die Bes 
foldungsfrage für die Lehrer iſt nun auch geſetzlich 
geregelt. Die erheblichen Anforderungen, die on 
den Staatsſäckel geſtellt wurden, waren nur ein Beweis 
dafür, wie weit die Lehrer bisher anderen Beamten⸗ 
kategorien gegenüber auf der Stufenleiter der Be⸗ 
foldung zurückgeblieben waren. Wenn nicht alle 
berechtigten Wünſche befriedigt ſind, ſo iſt doch die 


berechtigte Hoffnung vorhanden, daß bei einer Neu⸗ 
regelung der Lehrerbildung eine automatiſche Höher⸗ 
einſtufung erfolgt. — — 

Die Lehrer haben lange danach geſtrebt, Univerſitäts⸗ 
bildung zu bekommen, und der Altmeiſter Diefteriveg, 
der erſte Vertreter der Lehrerintereſſen hier im 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſe, hat geſagt, daß ſich 
bei den Konferenzen im Jahre 1848 die preußiſchen 
Lehrer ein für allemal ein ehernes Denkmal geſetzt 
hätten, indem ſie nicht in erſter Linie beſſere Be⸗ 
ſoldung, ſondern beſſere Vorbildung verlangt hätten. 
Dieſer Ruf nach beſſerer Vorbildung iſt in der Lehrer⸗ 
ſchaft nicht verſtummt, und ſie iſt erfreut, daß jetzt 
die Ausſicht vorhanden iſt, daß ihr die Wege zur Uni⸗ 
verſität geöffnet werden. — — 

Haeniſch, Miniſter für Wiſſenſchaft: — — Ich 
darf ferner auf die Hebung der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Lage des geſamten Lehrerſtandes hinweiſen, 
darauf hinweiſen, daß es nach vielen heißen Kämpfen 
gelungen iſt, die Lehrer mit den Oberſekretären der 
inncren Verwaltung gleichzuſtellen und in das all⸗ 
gemeine Gefüge der Beſoldungsordnung hineinzu⸗ 
ordnen, ſie gegenüber den urſprünglichen Vorſchlägen 
in die Klaſſe 7, zu einem Drittel in Klaſſe 8 und zu 
einem kleinen, allerdings leider nur ſehr kleinen 
Teile in Klaſſe 9 einzugruppieren. Damit iſt das 
ſoziale Niveau der Lehrer weſentlich gehoben. Es 
iſt damit auch die Kluft zwiſchen den Oberlehrern 
und Volksſchullehrern verringert, wenn auch noch 
lange nicht in dem wünſchenswerten Maße — das 


weiß ich ſelbſt ſehr genau! — — 


Ich darf weiter darauf hinweiſen, daß es endlich 
nach ſchweren Kämpfen gelungen iſt, die Landlehrer 
mit den Stadtlehrern gehaltlich gleichzuſtellen und 
ihnen damit gegenüber den Gutsbeſitzern, den Geift- 
lichen und anderen Honoratioren auf dem Lande 
eine beſſere, würdigere ſoziale Poſition zu geben, 
und daß auch damit manches zur kulturcllen und 
geiſtigen Hebung des flachen Landes geleiftet worden 
Mi \ 

Ich darf ferner darauf hinweiſen, daß im Aus⸗ 
ſchuß von meinem Referenten ein ausführliches, in 
meinem Miniſterium ausgearbeitetes Programm der 
Lehrerbildung dargelegt worden iſt, und daß dieſes 
Programm im Ausſchuß die Zuſtimmung aller Parteien 
von den Deutſchnationalen bis zu Ihren Parteifreunden, 
Herr Abgeordneter Kleinſpehn, gefunden hat. Als 
erſten Schritt zur Reform der Lehrerbildung hat 
Preußen als erſter Staat in Deutſchland ſchon im 
Herbſt 1919 den Lehrern die Hochſchulen geöffnet 
und auch damit einen bedeutſamen Schritt vorwärts 
getan. — — 

Zweite und dritte Beratung der Gejeh- 

entwürfe, betreffend die Feſtſtellung eines 

Nachtrages zum Staatshaushalt für das 

Rechnungsjahr 1920 und zur Ergänzung des 

Geſetzes, betreffend die vorläufige Rege⸗ 

lung des Staatshaushalts für das Rech⸗ 

nungsjahr 1920, vom 6. Mai 1920. — Druck⸗ 

ſachen Nr. 3184, 3987, 4045. 

Vizepräſident Dr. Frentzel — — Der Antrag 
des Hauptausſchuſſes befindet ſich auf Druckſache 
Nr. 3987. 

Wortlaut des Antrages: — — 

1. b) die Staatsregierung zu erſuchen: 

I. im laufenden Rochnungsjahre mindeſtens eine 
Million Feſtmeter Nutzholz außerordent ich 
zum Einſchlag zu bringen, um der Arbeits⸗ 
loſigkeit zu ſteuern und den Fehlbetrag der 
Staatsfinanzen zu decken. — — 

Der Ausſchußantrag Nr. 3987 1 b wird bei der 
dritten Beratung angenommen. 


Së 
Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
208. Sitzung, Freitag, den 14. Januar 1921. 
Beratung des Beſoldungsplans. — Druck⸗ 
ſache Nr. 4055. 

Präſident Leinert: Meine Damen und Herren, 
hierzu möchte ich Ihnen folgende Mitteilung machen. 
Der Alteſtenrat hat ſich mit der Beratung des Be⸗ 
ſoldungsplans beſchäftigt und iſt der Meinung, daß 
dieſer Beſoldungsplan heute und morgen nicht meh 
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Deutſche Forst, Zeitung. 
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erledigt werden kann. Der Beſoldungsplan ſokl aber 
dem Ausſchuß überwieſen werden, der das Bcamten- 
dienſteinkommengeſetz beraten hat. Dieſer Ausſchuß 
wird am 25. Januar dieſen Beſoldungsplan beraten 
und mit der Regierung die Vereinbarung treffen, 
daß eine Notverordnung daraus hergeſtellt wird. Die ſe 
Notverordnung würde dann, wenn der Ausſchuß 
ihr zuſtimmt, der ſtändige Ausſchuß, der auf Grund 
der Beſtimmung der Verfaſſung während der Vertagung 
des Landtages tagt und der von den Parteien bereits 
beſtimmt worden eiſt, zu beſchließen haben. 

Ich mache Ihnen den Vorſchlag, dieſen Beſoldungs⸗ 
plan in dieſer Weiſe zu erledigen und ihn dem 20. Aus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. — Ein Widerſpruch dagegen 
erhebt ſich nicht. Ich ſtelle feſt, daß das Haus ſo be⸗ 
ſchloſſen hat. — — 2 e 


Verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. 
219. Sitzung, Freitag, den 14. Januar 1921. 
Zweite und dritte Beratung des Antrages 
der Abgeordneten Siering und Genoſſen 
auf Annahme eines Geſetzes zur Anderung 
des Stempelſteuergeſetzes. Druckſachen 
Nr. 4051, 4081. 
Präſident Leinert: Zunächſt zweite Beratung. 
Der Autrag des Hauptausſchuſſes befindet ſich auf 
Druckſache Nr. 4081. 
Wortlaut des Antrages: 
den Antrag auf Druckſache Nr. 4051 in folgender 
Faſſung anzunehmen: 

Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesver⸗ 
ſammlung hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit 
verkündet wird: 

Artikel 1. 


Das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 und 
26. Juni 1909 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 30. Juni 1909 (Geſetzſamml. für 1909 S. 535) 
wird dahin abgeändert: 

1. Zu den auf Grund des Tarifs zu erhebenden 
Stempelbeträgen werden, ſoweit die Höhe des 
im Einzelfall zu erhebenden Stempelbetrages nicht 
nach dem Werte des Gegenſtandes zu berechnen 
iſt, Zuſchläge von 300 v. H., im übrigen außer 
in den unter Nr. 2 bezeichneten Fällen Zuſchläge 
von 100 v. H. erhoben. 

Zuſchläge werden nicht erhoben zu den nach 
Tarifſtelle 4811 zu Pacht⸗ und Mietverträgen 
über im Inland gelegene unbewegliche Sachen 
oder ihnen gleichgeachtete Rechte fälligen Stempel⸗ 
beträgen. 

3. In 8 4 des Geſetzes (ſachliche Stempelſteuer⸗ 
befreiungen) tritt an Stelle der Vorſchrift in Abſ. 1 
unter a folgende Vorſchrift: 

Urkunden über Gegenſtände, deren Wert 
nach Geld geſchätzt werden kann, wenn dieſer 
Wert 300 & nicht überſteigt, inſoweit nicht der 


Na 


4. Die in der Tarifitelle 71 (Verträge) unter Abſ. (3) b 
(Befreiungen) bezeichneten Arbeits⸗ und Dienſt⸗ 
verträge ſind ſtempelfrei, wenn der Jahresbetrag 
der Gegenleiſtung 15 000 & nicht überſteigt. 


Artikel 2. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes Hegt dem Finanz 
miniſter ob. ö 
Artikel 3. 


Sofern im Einzelfall die Zahlung oder zwangs⸗ 
weiſe Beitreibung des nach Artikel 1 geſchuldeten 
Zuſchlages mit beſonderen Härten für den Steuer⸗ 
pflichtigen verbunden iſt, kann der Finanzminiſter auf 
Antrag den Zuſchlag ganz oder teilweiſe erlaſſen. 

Artikel 4. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Februar 1921 in Kraft 
und gilt für die Zeit bis zum 31. März 1922 ein 
ſchließlich. 

Der Geſetzentwurf wird bei der zweiten und dritten 
Beratung angenommen. 

Erſte, zweite und dritte Beratung des 

Geſetzentwurfs über eine Anderung 

a) des Beamten ⸗Dienſteinkommengeſetzes 
vom 17. Dezember 1920, 

b) des Geſetzes, betreffend die Gewährung 
von Notzuſchlägen zu den geſetzlichen 
Kinderbeihilfen und zu den Ortszuſchlägen 
der nicht planmäßigen Beamten und 
Volksſchullehrperſonen, vom 18. Dezember 
1920. — Druckſache Nr. 4058. 

Nach Ablehnung des $ 1 wird der Geſetzentwurf 
angenommen. 

Eingabenberichte 
des Land wirtſchaftsausſchuſſes. 

48. Bericht: Die Eingabe der Deutſchen Filcherer- 
Rechtskommiſſion in Klein⸗Zicker auf Rügen (II Nr. 1777) 
um Beibehaltung der Rechtsgrundſätze über die Aus⸗ 
übung der Fiſcherei in allen Gewäſſern der Nord⸗ und 
Oſtſee — Druckſache Nr. 3716 — wird zurückgewieſen. 

53. Bericht: Die Eingabe des Magiſtrats in 
Biedenkopf (II Nr. 1426) um Aufhebung der ſtaatlichen 
Fiſchereigerechtſame in der Gemarkung der Gemeinde 
Biedenkopf — Druckſache Nr. 3721 — wird als Material 
überwieſen. 

56. Bericht: Die Eingabe des Hauptlehrers Fritſche 
in Hadmersleben (II Nr. 3302) um Anſtellung ſeines 
Sohnes im Forſtſchutzdienſt — Druckſache Nr. 3724 — 
wird zurückgewieſen. 

57. Bericht: Die Eingabe der Witwe des Förſtere 
Martin in Lötzbeuren (II Nr. 3335) um Erhöhung ihres 
Witwengeldes — Druckſache Nr. 3725 — wird zurück- 
gewieſen. 

Berichte des Eingabe nauſchuſſes. 

137. Bericht: Die Eingabe des Hegemeiſters a. D 
Kaufmann in Stuhm (Weſtpreußen) (II Nr. 2417) 
um Gewährung der Teuerungs⸗ und Beſchafſungszulage 


Tarif entgegenſtehende Beſtimmungen enthält.! — Druckſache Nr. 3631 — wird zurückgewieſen. 


SIT. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Vergütungen 

an ehemalige elſaß⸗lothringiſche Beamte. 

Der Finanzminiſter. 
F J 4086. 

M d. J. Ia I 1966. 

Zur Ausfuͤhrung des Runderlaſſes vom 13. Sep⸗ 
tember 1920 — F. M. F. J. 2752, M. d. J. Ia 1 
1051 III — wird folgendes beſtimmt: 

1. Den im Bereiche der allgemeinen, inneren, 
Kreiskaſſen⸗ und Kataſter⸗ und Hochbauverwaltung 
vorübergehend beſchaͤftigten ehemaligen elſaß⸗ 
lothringiſchen Beamten ſind vom 1. April 1920 an 
Tagegelder nur dann zu gewaͤhren, wenn ſie außer⸗ 
halb ihres Beſchaͤftigungsortes einen Wohnſitz im 
Sinne des $ 7 B. G. B. begründet haben. 

2. Bei Beamten ohne Familie iſt ein Wohnſitz 
außerhalb des Beſchaͤftigungsortes nur anzuerkennen, 
wenn der Beamte am bisherigen Wohnort eine ein⸗ 
gerichtete Wohnung mit eigener Geraͤteausſtattung 


Berlin, 27. Dezember 1920. A 


beibehalten hat, ohne ſie gegen Entgelt vermietet zu 
haben. Die Unterſtellung der Moͤbel außerhalb des 
Beſchaͤftigungsortes gegen Entgelt begruͤndet die 
nnahme eines von dieſem getrennten Wohnſitzes 
nicht. Das gleiche gilt von Beamten mit Familie, 
die am Beſchaͤftigungsorte mit ihren Angehoͤrigen 
gemeinſamen Haushalt fuͤhren, d. h. eine Wohnung 
mit eigener Geraͤteausſtattung beſitzen. 

Inſoweit hiernach eine Wohnſitzbegruͤndung außer⸗ 
halb des Beſchaͤftigungsorts nicht anzuerkennen ift, 
ſind Tagegelder nicht mehr zuſtaͤndig. 

3. Beamte mit Familie, die ihren bisherigen 
Haushalt außerhalb des Beſchaͤftigungsortes haben bei⸗ 
behalten muͤſſen, weil ſie am letzteren infolge aͤußerer 
Umſtaͤnde, z. B. Wohnungsmangel, einen Haushalt 
nicht errichten konnten, erhalten die unter A. I Ziffer 1 
des Runderlaſſes vom 3. Juni 1920 — F. M. I 
12 111, M. d. J. Ia I. 1051 — aufgeführten Saͤtze, 
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ſofern fie gezwungen find, von ihren Familien getrennt 
u leben. Kehren ſie taglich an den Wohnſitz zuruͤck, 
ſind ſie nach A. II dieſes Erlaſſes abzufinden. 

4. In den uͤbrigen Fällen find lediglich die Saͤtze 
unter A. I Ziffer 2 des Erlaffes zu gewähren, (mg: 
deſondere auch dann, wenn ein Beamter mit Familie 
am Befchäftigungsorte mit der Familie ohne Wohnung 
mit eigener Geraͤteausſtattung zuſammen lebt, die 
Möbel vielmehr gegen Entgelt an einem anderen 
Orte untergeſtellt hat. In dieſem Falle iſt die Unter⸗ 
ſtellung der Moͤbel der Begruͤndung eines Wohnſitzes 
gleich zu erachten. 

Die unter A. I Ziffer 2 des Erlaſſes vorgeſehene 
Friſt von zwei Monaten iſt vom Tage des Antritts 
der Beſchaͤftigung in der preußiſchen Staatsver⸗ 
waltung ab zu rechnen. Wenn der Eintritt bereits 
zwei Monate vor dem 1. April 1920 erfolgt iſt, ſo ſind 
don letzterem Tage ab die gekuͤrzten Betraͤge zu zahlen. 

Von der Ruͤckforderung etwa überzahlter Beträge 
AR abzuſehen. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 

Der Finanzminiſter. 
gez. Luͤdemann. 


An alle Herren Ober⸗ und Regierungspräſidenten einſchl. Schneide: 
mühl, ſowie an die Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion, 
3. H. des Herrn Präſidenten des Bezirksausſchuſſes hier 
and an den Herrn Poltzeipräſidenten hier. 
- * 


Allgemeine Verfügung Nr I. 12 für 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft. 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 12658, IA IV 7223, II 12965, III 25514. 


Berlin, 26. Januar 1921. 
Vorſtehende Abſchrift uͤberſende ich zur Kenntnis⸗ 
nahme und entſprechenden Beachtung im Bereich 
meiner Verwaltung. Es entſprechen: 

%) der Runderlaß des Herrn Finanzminiſters vom 
13. September 1920 — F. M. F. J. 2752 — 
meiner allgemeinen Verfuͤgung I. 140/20 vom 
22. November 1920 Nr. IB. Ia 9120, 

o) der Runderlaß vom 3. Juni 1920 — F. M. 1 
12111 — meiner allgemeinen Verfuͤgung I. 84/20 
vom 25. Juni 1920 Nr. IB Ia 5663. 

In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Anusführungsanweiſung zum Geſetz über Einführung 
einer Altersgrenze vom 15. Dezember 1920. 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 10 für 1921. 
M. f. L. Nr. IB Ia 118. IA IV 45 II 84. III. 


Berlin, 29. Januar 1921. 

Zur Ausfuhrung des Geſetzes uͤber die Einfuͤhrung 
einer Altersgrenze vom 15. Dezember 1920 (Geſetz⸗ 
Zomm, S. 621) beſtimme ich hierdurch folgendes: 

1. Zur Durchfuͤhrung des Geſetzes ſind fuͤr ſaͤmtliche 
Behoͤrden, denen Beamte aus dem Vereich meiner 
Verwaltung unterſtellt ſind, Altersliſten anzulegen. 
Die einzelnen Beamten ſind von der Behoͤrde in die 
Liſten aufzunehmen, bei der die Perſonalakten gefuͤhrt 
werden. Für die Beamten der Geſtuͤtverwaltung 
wird die Aufſtellung und Weiterfuͤhrung der Alters⸗ 
kiſten von hier aus erfolgen. 

In die Altersliſten ſind die Beamten namentlich 
mit Angabe des Alters und der Dienſtſtellung auf⸗ 

ehmen, und zwar in Gruppen von Beamten, 
die in demſelben Halbjahr (2. April bis einſchließlich 
1. Oktober bzw. 2. Oktober bis einſchließlich 1. April) 
desſelben Jahres geboren ſind. Fuͤr die richterlichen 
Beamten und die Lehrer an den wiſſenſchaftlichen 
Hochſchulen find beſondere Liſten anzulegen, da dieſe 
gemäß $ 2 des Geſetzes erft mit Vollendung des 

Lebensjahres in den Ruheſtand treten. In die 
Bruppen find einzutragen alle planmäßig bei den in 

age kommenden Behörden angeſtellten bzw. dort⸗ 
Jin verſetzten Beamten, ſowie die außerplanmaͤßigen, 
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über 60 Jahre alten Beamten bei derjenigen Behoͤrde, 
bei der fie ſtaͤndig beſchaͤftigt find. Bei der Verſetzung 
eines Beamten oder bei ſeinem Ausſcheiden aus dem 
Dienſte iſt er in der Altersliſte zu loͤſchen, bei feiner 
Befoͤrderung iſt die Liſte zu berichtigen. 
Eine Abſchrift der dort aufgeſtellten Liſte erſuche 
ich alsbald einzureichen. Die Abſchriften werden 
kuͤnftig hier auf Grund der bereits einzureichenden 
Veraͤnderungsnachweiſe laufend gehalten werden. 
Soweit von einzelnen Behoͤrden keine Veraͤnderungs⸗ 
nachweiſe einzureichen ſind, ſind Veraͤnderungen in 
den Altersliſten im Buͤrowege mitzuteilen. 

Zuſatz fuͤr die Regierungen: 

Die Altersliſten für die Foͤrſter find nicht ab⸗ 
ſchriftlich einzureichen. Fuͤr Oberfoͤrſter ſind dort 
Altersliſten nicht zu fuͤhren. 

2. Soweit nicht amtliche Unterlagen fuͤr den 

Geburtstag des einzelnen Beamten (Militaͤrpapiere, 
Schulzeugniſſe u. dgl.) in den Perſonalakten ſchon ent⸗ 
halten ſind, ſind ſolche zu beſchaffen, erforderlichenfalls 
durch Vorlage oder amtliche Einforderung von 
Geburtsurkunden, die alsdann, gegebenenfalls in 
auszugsweiſen beglaubigten Abſchriften, den Perfonal: 
akten vorzuheften ſind. 
3. Die Inangriffnahme der Bearbeitung des 
Übertritts in den Ruheſtand hat für jede Gruppe 
am 1. April oder 1. Oktober ſechs Monate vor dem 
im Geſetze vorgeſehenen Zeitpunkt fuͤr das Aus⸗ 
ſcheiden der Beamten zu erfolgen. Euer Hochwohl— 
geboren — die Miniſterial⸗, Militaͤr⸗ und Bau: 
kommiſſion — haben die Vollſtaͤndigkeit der Gruppen 
in der Altersliſte zu beſcheinigen. 

Es iſt alsdann ſofort zu berichten, falls ausnahms⸗ 
weiſe Anrechnung von Beſchaͤftigungszeiten auf die 
ruhegehaltsfaͤhige Dienſtzeit in Frage kommt. 

4. Fuͤr den Fall, daß ein Antrag aus § 8 des 
Geſetzes unumgaͤnglich erſcheint, iſt ein ſofortiger 
Bericht mit eingehender Begruͤndung erforderlich. 
Die Beſtimmung des 98, daß die Wirkung bis ſpaͤteſtens 
auf den der Vollendung des 68. Lebensjahres zunaͤchſt 
folgenden 1. April oder 1. Oktober auf Antrag des 
Fachminiſters durch Beſchluß des Staatsminiſteriums 
hinausgeſchoben werden kann, wenn das Intereſſe 
des Staatsdienſtes es erfordert, muß auf ganz beſondere 
Ausnahmefaͤlle beſchraͤnkt bleiben, in denen der Beamte 
infolge beſonders gearteter Kenntniſſe oder Erfahrungen 
oder ſonſtiger beſonderer Verhaͤltniſſe zurzeit uner⸗ 
ſetzlich iſt und ſein Ausſcheiden eine erhebliche Schaͤdi⸗ 
gung der Staatsintereſſen befuͤrchten laͤßt. Die 
perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe des Beamten kommen fuͤr 
die Anwendbarkeit des $ 8 nicht in Frage. Der Grund, 
warum der Beamte bisher nicht zu erſetzen iſt und bis. 
zu welchem Zeitpunkt dies geſchehen kann, iſt in dem 
Berichte anzugeben. 

5. Der Beamte iſt von dem Übertritt in den 
Ruheſtand, deſſen Zeitpunkt und der Berechnung 
des Ruhegehalts und des Verſorgungszuſchlags 
ſpaͤteſtens im Laufe des vierten, ſeinem Überrritt in 
den Ruheſtand vorhergehenden Monats zu benach⸗ 
richtigen. 

Ein Anſpruch auf Erteilung einer Benachrichtigung 
oder auf deren Rechtzeitigkeit beſteht jedoch nicht. 
Der Übertritt in den Ruheſtand vollzieht ſich auch 
ohne ſie kraft Geſetzes, falls nicht das Staatsminiſterium 
die Hinausſchiebung des Zeitpunktes beſchließt. 

6. Bei der Benachrichtigung iſt zu beachten, daß 
dem Beamten nicht ſeine Verſetzung in den Ruheſtand 
bekanntzugeben, ſondern nur mitzuteilen iſt, daß er 
auf Grund des $ 1 des Geſetzes am 1. April bzw. 
1. Oktober in den Ruheſtand trete. 

7. Diejenige Dienſtſtelle, die bisher zur Ver⸗ 
ſetzung eines Beamten in den Ruheſtand und zur Feſt⸗ 
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ſetzung feines Ruhegehalts zuſtändig iſt, iſt es auch 
zur Benachrichtigung eines Beamten von ſeinem 
Übertritt in den Ruheſtand auf Grund des Aiters⸗ 
grenzengeſetzes und zur Feſtſetzung ſeines Ruhegehaltes 
aus dieſem Grunde. 

8. Es wird darauf hingewieſen, daß nach $ 7 Abſ. 3 
das Geſetz auf die unmittelbaren Staatsbeamken in 
der Provinz Oberſchleſien bis auf weiteres keine An⸗ 
wendung findet. 

9. Mit Ruͤckſicht darauf, daß die Verabſchiedung 
des Geſetzes durch die Landesverſammlung erſt im 
Dezember v. J. erfolgt iſt, iſt den erſtmalig auf Grund 
des Geſetzes am 1. April 1921 in den Ruheſtand 
tretenden Beamten zur Erleichterung ihres Übertritts 
in den Ruheſtand der Verſorgungszuſchlag bis zum 
30. Juni 1921 in Hoͤhe von 100 v. H. ohne beſonderen 
Antrag zu zahlen, ſofern nicht im Einzelfalle beſondere 
Umſtaͤnde, insbeſondere beträchtliches Privatvermoͤgen, 
dies entbehrlich erſcheinen laſſen. Zur Entſcheidung 
hieruͤber ermaͤchtige ich ausnahmsweiſe die das Ruhe⸗ 
gehalt feſtſetzende Dienſtſtelle. 

10. Bei den Vorſchlaͤgen zur Wiederbeſetzung der 
freiwerdenden Stellen ſind vorlaͤufig vorzugsweiſe 
Wartegeldempfuͤnger aus den abgetretenen Gebieten 
und vertriebene Beamte aus Elſaß⸗Lothringen zu 
beruͤckſichtigen. 

11. Ich weiſe noch beſonders darauf hin, daß das 
Geſetz auch auf Wartegeldempfaͤnger Anwendung 
findet. Es iſt deshalb alsbald eine vollftändige Nach: 
prüfung ſaͤmtlicher Wartegeldempfänger des dortigen 
Geſchaͤftsbereichs auf ihr Lebensalter vorzunehmen. 
Die Wartegeldempfaͤnger ſind in die unter 1 an⸗ 
geordneten Altersliſten mitaufzunehmen, darin aber 
als Wartegeldempfaͤnger beſonders zu kennzeichnen. 

Eine Hinausſchiebung der Verſetzung in den 
Ruheſtand (efr. vorſtehend zu 4) kommt bei Watte: 
geldempfaͤngern nicht in Frage. Vom Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruheſtand ſteht den Wartegeld⸗ 
empfängern nur das Ruhegehalt unter Fortfall des 
Wartegeldes zu, auch wenn dieſes hoͤher als das Ruhe⸗ 
gehalt geweſen ſein ſollte. Fuͤr die auf Grund des 
932 des Geſetzes über Landeskulturbehoͤrden vom 
3. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 101) in den einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand verſetzten Beamten kommt hierbei 
jedoch die Ausnahmebeſtimmung des § 3 Abſ. 2 des 
Geſetzes uͤber Einfuͤhrung einer Altersgrenze zur An⸗ 
wendung. 

Zuſaͤtze für die Regierungen: 


12. Die dem dortigen Bezirk zugewieſenen Forſt⸗ 
betriebsbeamten aus den Abtretungsgebieten, die ihrem 
Dienſtalter nach noch nicht zu einer Foͤrſterſtelle mit 
Revier an der Reihe ſind, koͤnnen eine ſolche aus 
dieſem Anlaß vorzeitig nicht erhalten. Dagegen iſt ſie 
ihnen, wenn ſie ein Dienſtalter haben, wie die Foͤrſter 
mit Revier des dortigen Bezirks, in erſter Linie zu 
verleihen. Hierbei ſind ſie aber den ſich etwa be⸗ 
werbenden älteren Foͤrſtern keinesfalls vorzuziehen, 
abgeſehen von dem Ausnahmefalle, daß ſie fuͤr die 
Stelle geeigneter erſcheinen. In der Regel kommen 
ſie daher nur fuͤr die durch Verſetzung der aͤlteren 
Foͤrſter frei werdenden Stellen in Frage. 

Das gleiche gilt für die zu uͤbernehmenden reichs⸗ 
laͤndiſchen Forſtbeamten und die Wartegeldempfaͤnger 
unter 60 Lebensjahren. An dem Grundſatze, daß die 
alteren Wartegeldempfaͤnger keine planmaͤßigen Stellen 
erbalten ſollen, wird nichts geaͤndert. 


In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 


7 


Sonderſchlichtungs ausſchüſſe. 
Miniſteriunt für een, RS SE Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. IA V 224. 

Berlin, 22. Februar 1921. 

Auf Grund des Artikels 5 der zur Ausführung 
des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 — 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 147 — erlaſſenen Verordnung 
vom 8. März 1920 — Geſetzſamml. S. 57 — 
in der Faſſung der Verordnung vom 25. Sep⸗ 
tember 1920 — Geſetzſamml. S. 429 — ſind für 
die Verwaltungen des preußiſchen Staates, die 
ſtaatliche Hoheitsrechte ausüben, Sonderſchlichtungs⸗ 
ausſchüſſe (Bezirksſchlichtungsausſchüſſe) und ein 
Zentralſchlichtungsausſchuß errichtet worden. 

Der Zentralſchlichtungsausſchuß befindet ſich 
in Berlin W 57, Elßholzſtraße 32, im Kammer⸗ 
gerichtsgebäude; die bis jetzt errichteten Bezirks⸗ 
ſchlichtungsausſchüſſe befinden ſich in 
Berlin (mit dem Sitze in Berlin W 57, Elßhol 

ſtraße 32 Kammergerichtsgebüäunde —). 
für Berlin in ſeinen neuen politiſchen Grenzen, 
Aachen, Allenſtein, Arnsberg, Aurich, Breslau, 
Caſſel, Coblenz, Düſſeldorf, Erfurt, Frankfurt 

a. d. Oder, Gumbinnen, Hannover, Hildesheim, 

Köln, Königsberg i. Pr., Liegnitz, Lüneburg, 

Magdeburg, Marienwerder, Minden, Münſter, 

Oppeln, Osnabrück, Potsdam, Schleswig, Stade, 

Trier, Wiesbaden, je für den Regierungsbezirk, 
Schneidemühl, für den Bezirk der Grenzmark Weſt⸗ 

preußen — Poſen. 

Inzwiſchen dürften auch für die übrigen 
Regierungsbezirke Schlichtungsausſchüſſe (Be⸗ 
zirksſchlichtungsausſchüſſe) am Sitze der Re⸗ 
gierungen gebildet oder doch in der Bildung be⸗ 
griffen ſein. 

Die erwähnten Sonderſchlichtungsausſchüſſe 
treten für die Schlichtung von Streitigkeiten 
zwiſchen den Hoheitsverwaltungen des Staates und 
ihren Arbeitnehmern an die Stelle der ordent⸗ 
lichen Schlichtungsausſchüſſe und ſchließen deren 
Zuſtändigkeit inſoweit aus. 

Auf die Beſtimmung in Artikel 5 Ziffer 3 
Abſatz 2 der Verordnung vom 8. März 1920 wird 
beſonders hingewieſen. Sobald eine Streitigkeit 
vor dem Zentralſchlichtungsausſchuß anhängig 
wird, oder wenn ſonſt nach den Umſtänden ein 
Eingreifen der Zentralbehörde angezeigt erſcheint, 
ferner wenn nach § 22 Abſatz 2 der Verordnung 
vom 23. Dezember 1918 verfahren werden ſoll, 
iſt zu berichten. 

Ich erſuche, hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 

Im Auftrage: Abicht. 
An die nachgeordneten Behörden. 


CH 
Aumſatzſteuerpflicht 
der Erlöſe aus Wild und Holzverkäufen. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 1907. 
Zum Bericht vom 26. Januar 1921 — III C 84 —. 


Berlin, den 7. März 1921. 
In Übereinſtimmung mit dem Herrn Finanz⸗ 
miniſter halte ich die Erlöſe aus dem erkaufe 
des in den Staatswaldungen erlegten Wildes 
ebenſo wie die Erlöſe aus Holzverkäufen für 
umſatzſteuerpflichtig, da die 88 1 bzw. 2 und * 
des Umſatzſteuergeſetzes vom 24. Dezember 1918 
keine Ausnahme vorſehen. 
An die Regierung in Hannover. 


Abſchrift zur Kenntnis und Nachachtung. 
Im Auftrage: v. d. Busſche. 


An alle Regierungen außer denen zu Hannover, Aurich, Münder 


und Sigmaringen. 
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Betrifit 3 
Aufrückungsſtellen für Staatsförſter, welche über 


65 Jahre alt find und in den Ruheſtand treten müſſen. F 


Minifterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
G.⸗Nr. III 5124. 


Berlin, den 17. März 1921. 
Die Regierungen werden ermächtigt, allen 
(nicht überzähligen) Staatsförſtern, welche wegen 
überſchreitung des 65. Lebensjahres zum 1. März 
oder 1. April 1921 in den Ruheſtand verſetzt 
worden ſind oder verſetzt werden, mit Wirkung 
vom 1. April 1920 an noch Aufrückungsſtellen 


der Beſoldungsgruppe VII zu verleihen, falls 
keine Bedenken beſtehen, welche im einzelnen 
alle ein Übergehen rechtfertigen. Ich verweiſe 
auf Ziffer 3 der Ausführungsanweiſung des 
Finanzminiſteriums vom 21. Januar 1921 zum 
B. D. E. G. uſw. 

Eine Verpflichtung zur Anhörung des Beamten⸗ 
Ausſchuſſes beſteht nicht. 

Braun. 


An die Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 
(an Oppeln durch die Zentralſtelle für die Abſtimmungs⸗ 
gebiete im Diniſterium des Innern). 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

An alle ehemaligen aktiven Oberjäger. Alle 
ehemaligen aktiven Oberjäger, welche gegen die 
Aufſtellung der von der Gewerkſchaft Preußiſcher 
Staatsförſter gewünſchten ſog. Aufrückungs⸗Dienſt⸗ 
altersliſte Einſpruch erheben, werden aufgefordert, ſich 
ſo fort ſchriftlich bei den Unterzeichneten zu melden. 

Schlagfütze, Kreis Marburg (Lahn), den 
20. März 1921. Löffert, Hegemeiſter. 

Ernſthauſen, Kreis Frankenberg (Eder), den 
20. März 1921. Achenbach, Hegemeiſter. 

CH 


Geh. Regierungsrat Prof. Dr. Schwappach an 
der Forſtakademie in Eberswalde iſt vom 
1. April l. J. ab infolge des Geſetzes über die 
Einführung einer Altersgrenze emeritiert worden. 

Se 


Geh. Regierungsrat Profeſſor Dr. Schwarz, 
Profeſſor der Botanik an der Forſtakademie in 
Eberswalde und Leiter der Pflanzenphyſiologiſchen 
Abteilung der Hauptſtation des forſtlichen Verſuchs⸗ 
weſens, iſt gemäß der nunmehr an den preußiſchen 
forſtlichen Hochſchulen eingeführten Rektorats⸗ 
verfaſſung zum erſten Rektor der forſtlichen 
Hochſchule Eberswalde gewählt worden. 

27 


Aus dem Preußiſchen Landtag. Durch den 
„Preußiſchen Staatsanzeiger“ vom 5. März 1921 
werden nun die Ergebniſſe der Wahlen zum 
Preußiſchen Landtage mitgeteilt. Danach ſind 
von dem Forſtbeamtenſtande Angehörige oder ihn 
intereſſierende Perſönlichkeiten folgende gewählt: 
Im Wahlkreis Oſtpreußen von ſeiten der 
Sozialdemokratiſchen Partei: Braun, Preußiſcher 
Miniſterpräſident, Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, Berlin; im Wahlkreis 
Köln⸗Aachen von der Zentrumspartei: Buſch, 
Staatsſekretär im Landwirtſchaftsminiſterium; im 
Wahlkreis Frankfurt a. O. von der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei: Streeſe, Landwirt und 
Förſter, Tſchausdorf, Kreis Croſſen a. O. 

Leider ſind weitere Angehörige der grünen 
Farbe zunächſt als gewählt nicht zu betrachten 
Dagegen befinden ſich unter den Erſatzmännern 
für ausſcheidende Abgeordnete folgende Forſtbeamte: 
Im Wahlkreis Oſtpreußen von der Deutſch⸗ 
Demokratiſchen Partei: Link, Staatsförſter, Alt⸗ 
Ramuk, Landkreis Allenſtein, an 6 Stelle; von 
der Deutſchen Volkspartei: Ludewig, Staats⸗ 
förſter, Plicken b. Mehlauken, Kreis Labiau, an 4.; 
von der Deutſchnationalen Volkspartei: Hilveti, 
Forſtmeiſter, Commuſin b. Grünfließ, an 2., und 
E53 apons, Forſtrentmeiſter, Lauknen, Kreis Labiau, 
an 16.; im Wahlkreis Frankfurt a. O. von der 
Deutſchen Volkspartei: Klatte, Hegemeiſter, Forſt⸗ 


haus Rautenkranz b. a an 4.; im Wahl⸗ 
kreis Süd⸗Hannover von der Deutſchen Volkspartei: 
Jahnke, Hegemeiſter, Forſthaus Knollen b. Bad 
Lauterberg i. Harz, an 4.; im Wahlkreis Heſſen⸗ 
Naſſau von der Deutſchen Volkspartei: Kauf⸗ 
mann, Hegemeiſter, Forſthaus Bauerbach b. Mare 
burg, an 3. Stelle. Eine weitere Anzahl von 
1 in der Reihenfolge der Erſatzmänner 
ür ausſcheidende Abgeordnete iſt auf den Liſten der 
Landeswahlvorſchlaͤge zu finden, und zwar von 
den Mehrheitsſozialiſten: Voges, Staatlicher Hilfs⸗ 
förſter, Wallendorf, Kreis Neidenburg, an 6. Stelle, 
der alſo entgegen unſerer Mitteilung in Nr. 10 
Seite 181, die uns von gutgläubiger Seite aus 
Oſtpreußen gemacht wurde, nicht gewählt worden 
iſt; von der Deutſchnationalen Volkspartei: Neu⸗ 
mann, ſtaatl. Hegemeiſter, Mitglied der verfaſſung⸗ 
ebenden preußiſchen Landesverſammlung, Forſt⸗ 
haus Göritz, Kreis Schlawe, an 7. und von der 
Deutſchen Volkspartei nochmals: Jahnke, Hege⸗ 
meiſter, Forſthaus Knollen b. Bad Lauterberg 
im Harz, an 6. Stelle. 
CH 


Vertretung der Forſtbetriebsbeamten in den 
Landwirtſchaftskammern. Nach § 14 (zu b) des 
Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern in der 
Faſſung der Novelle vom 18. Dezember 1920 
werden ein Drittel der hinzuzuwählenden Kammer⸗ 
mitglieder nach Anhörung der im Kammerbezirk 
vorhandenen Organiſationen derlandwirtſchaftlichen 
Betriebsbeamten durch die Kammer gewählt. 
Zu dieſen landwirtſchaftlichen Betriebsbeamten 
gehören auch die in? der Forſtwirtſchaft tätigen 
Betriebsbeamten, ſo daß mithin auch die Zuwahl 
forſtlicher Betriebsbeamten erfolgen kann. Wegen 
der bevorſtehenden Wahlen zu den Landwirt⸗ 
ſchaftskammern empfehlen wir daher den Forſt⸗ 
betriebsbeamten⸗Organiſationen die ſchleunige 
Einreichung von Wahlvorſchlägen. W. 


> 


Die Tätigkeit der Landwirtſchaftskammer für 
Weſtfalen auf dem Gebiete der forſtlichen 
Beratung. Für den Regierungsbezirk Arnsberg 
iſt ein drittes Forſtamt geſchaffen worden, das 
am 1. April ſeine Tätigkeit aufnimmt. Es beſtehen 
dann innerhalb Weſtfalens für die Beratung des 
in Waldbauvereinen zuſammengeſchloſſenen Privat⸗ 
waldbeſitzes fünf Forſtämter, und zwar je ein 
Forſtamt für den Bezirk Minden und Münſter 
und drei für den Bezirk Arnsberg (Arnsberg, 
Altena und Meſchede). Die Forftamter unter 
ſtehen der Forſtabteilung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer. Im Juni d. J. wird die Landwirtſchafts⸗ 
kammer gemeinſam mit dem Verein für Privat⸗ 
forſlbeamte Deutſchlands einen dreiwöchigen forſt⸗ 
lichen Lehrgang in Haltern abhalten, und in; 


E 


e findet ein fünftägiger forſtlicher Lehrgang 
E Waldbeſitzer und Forſtbeamte in Velen = W. 
ſtatt. S 


CH 

* Unzuläſſige Grasverkäufe und Wieſen⸗ 
verpachtungen. Strenge Maßnahme des Land⸗ 
wirtſchaftsminiſters. Der preußiſche Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter hat wiederholt darauf hingewieſen, 
daß Grasverkäufe und Wieſenverpachtung vom 
Wirtſchaftsland der Forſtbetriebsbeamten unzuläſſig 
And. Trotzdem mußte feſtgeſtellt werden, daß 
beiſpielsweiſe in einer einzigen Oberförſterei im 
Sommer 1920 ſechs Forſtbetriebsbeamte von 
ihrem Wirtſchaftsland den Grasſchnitt auf zu⸗ 
ſammen 16,83 ha Wieſen für 44590 % ohne 
Genehmigung der Regierung verpachtet haben. 
Der Landwirtſchaftsminiſter weiſt nun in einem 
Erlaſſe darauf hin, daß, abgeſehen von der groben 
Pflichtverletzung, ein ſolches Verhalten der Beamten 
dahin führen muß, daß über die Bevorzugung der 
Forſtbeamten durch Zuteilung von zu reichlichem 
Wirtſchaftsland gegen ein verhältnismäßig ganz 
geringes Nutzungsgeld immer wieder Klagen 
anderer Beamtengruppen und der Bevölkerung 
erhoben werden. In dem erwähnten Falle hat 
der Miniſter angeordnet, daß die von den Beamten 
eingenommenen Pachtgelder eingezogen und der 
Staatskaſſe überwieſen werden. Der Miniſter 
hat davon abgeſehen, Erhebungen darüber anzu⸗ 
ſtellen, ob auch in anderen Oberförſtereien ähnliche 
Pflichtverletzungen vorgekommen ſind, verwarnt 
aber die Forſtbeamten ernſtlich vor ähnlichen 
Verſtößen gegen die beſtehenden Vorſchriften. 
In Zukunft werden nicht nur die zu Unrecht ver⸗ 
einnahmten Beträge eingezogen, ſondern auch 
ſcharfe Diſziplinarſtrafen verhängt werden. 

CH 


Geſetz über die Entwaffnung der Bevölkerung. 
Durch Reichsgeſetz vom 1. März 1921 (Reichs⸗ 
geſetzblatt S. 195) iſt angeordnet, daß das Geſetz 
vom 7. Auguſt 1920 über die Entwaffnung der 
Bevölkerung erſt mit dem 1. Juli 1921 anſtatt 
mit dem 1. März 1921 außer Kraft tritt. W. 


Holzabgabe an Landjäger. Der preußifche 
Landwirtsſchaftsminiſter hat verfügt, daß den 
Landjägern auf Antrag alljährlich bis zu 9 Raum: 
meter Weichholz oder 6 Raummeter Hartholz- 
kloben freihändig verkauft werden ſollen. Als 
Preis ſoll der Verſteigerungs⸗Durchſchnittspreis 
zugrunde gelegt werden. 


= 
Forſtw irtſchaftliches. 

* Die Verhandlungen zwiſchen der Dentſchen 
Regierung und der Reparationskommiſſion wegen 
der zu gewährenden Preiſe für das gemäß Verſailler 
Vertrag an die Entente zu liefernde Holz haben 
u keinem Ergebnis geführt. Die Reparations⸗ 
kommiſſion iſt daher zu einem Diktat unter Feſt⸗ 
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ſetzung der Preiſe geſchritten und beſteht auf 
Beginn der Lieferung zu den in dem Lieferungs⸗ 
vertrag vorgeſehenen Lieferfriſten. Gleichzeitig 
hat die Reparationskommiſſion in dieſem Diktat 
mitgeteilt, daß die urſprünglich für Italien vor⸗ 
geſehenen 174 000 Schwellen geſtrichen ſeien 
unter gleichzeitiger Feſtſetzung einer Zuſatzlieferung 
von 160 000 Stück Schwellen an Belgien. Außer⸗ 
dem ſind 54 980 obm des Rundholzes, das für 
Italien vorgeſehen war, geſtrichen worden, ſo 
daß dadurch eine geringe Ermäßigung der ur⸗ 
ſprünglichen Forderung von etwa 960 000 cbm 
(auf Rundholz angerechnet) eintritt. Durch das 
Mittel der Ausſchreibung wird verſucht werden, 
ob die Lieferung zu den von der Reparations⸗ 
kommiſſion beſtimmten Preiſen aufgebracht werden 
kann. Dieſe Preiſe werden gelegentlich der durch 
den Reichskommiſſar für Aufbauarbeiten in den 
zerſtörten Gebieten demnächſt zu veranlaſſenden 
Ausſchreibung bekanntgegeben werden. 


* 
Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle ubernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verautwortlichkeit. Auonyme Zuſchrifteu finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Absııter 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Inn oft, 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
ledoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Erlaugung der Schriftleitung höhere Souderhonorare 
erwachſen, jo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht Dee, 
richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 20. Welche Jägertruppe 
beſteht noch? Bitte um gefällige Auskunft, 
welche Jägerbataillone noch beſtehen und Jäger 
einſtellen, da ich willens bin, mich freiwillig 
bei einem Jägerbataillon zu melden; ich bin 
20 Jahre alt. Bitte gleichfalls um Auskunft, wie 
die Bedingungen bei den benannten Jäger⸗ 
bataillonen lauten. W. 

Antwort: Wenden Sie ſich ſchleunigſt an 
die Gardeſchützen⸗Kompanie des Regiments 9 in 
Berlin⸗Lichterfelde, vorausgeſetzt, daß Sie 1,70 m 
groß ſind. Iſt das nicht der Fall, ſo raten wir 
Ihnen, an den Reichswehrtruppenteil in Hirſch⸗ 
berg zu ſchreiben. Auf dieſen ſind die Reſte und 
die Geſchichte des ehemaligen Jäger⸗Bataillons 
von Neumann (1. Schleſiſches) Nr. 5 übergegangen. 
Jägerbataillone in dem früheren Sinne und ein 
Dienen auf Forſtverſorgung gibt es nicht mehr. 
Dagegen werden ſich in den meiſten ehemaligen 
Jägergarniſonen Reichswehrtruppenteile befinden, 
bei denen Sie Ihre Annahme verſuchen können. 
Der Andrang iſt ſtark. In Berlin-⸗Lichterfelde 
ſind zurzeit noch Stellen frei. An Papieren ſind 
vorzulegen: Einwilligung des Vaters, Geburts⸗ 
zeugnis, Lebenslauf und ein Zeugnis darüber, 
womit Sie ſich zuletzt beſchäftigt und wie Sie 
ſich an der letzten Stelle geführt haben. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Ter Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verbsten.) 


Zur Befehnug gelangende Forfidienffiellen. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
or Rerſtelle Siemoken, 


bd) rund 19 ha noch zu regulierendes Wirtſchafts⸗ 


Oberf. Weszkallen (Gum⸗ 
binnen), kommt zum 1. Juni zur Neubejegung. | Stadtförſterſtelle Mylan 
Ba der erledigten Stelle gehören: a) Dienſtwohnung, 


land. Die Schule iſt in Wisborienen, rund 3 km. 
Bahnſtation Schillehnen der Kleinbahn Pillkallen— 
Lasdehnen, rund 7 bm. Bewerbungen finb bis 
zum 10. April einzureichen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


(Vogtld.) iſt zu beſetzen. 
Bewerbungsgeſuche ſind an den Stadtrat zu Melau 
(Vogtld.) zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 
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Verwaltungsänderungen. 


Die Oberförſterei Treten iſt vom 1. April an der Forſt⸗ 
aipeftion Köslin⸗Oſt abgenommen und der Forſtinſpektion 
Röslin⸗Wen zugelegt. 

Die Forſtinſpektionen des Regierungsbezirks Gum- 
ginnen ſind vom 1. Januar an anderweit abgegrenzt worden; 
së umfaſſen fortan: , 

1. Sorfiinfpektion Gumbinnen -Inſterburg (Regierungs 
und Focurat Wallmanu) die Oberforſtereien: Borken. 
Hevdtwalde, Nothebude, Kranichbruch, Aſtrawiſchken, 
Baorojen, Brödlauken: 

u. Forſtinipektion Gumbinnen Rominten (Regierungs⸗ 
und Forſtrat Ked) die Oberförſtereien: Rominten, 
Goldap, Naſſawen, Warnen, Schnecken, Wilhelms bruch; 

Mi. Forſtinſpektion Gumbinnen -Lasdebnen (Regierungs⸗ 
und Forurat Muller) die Oberförſtereien: Uszballen, 
Weszkallen, Schorellen, Neulubonen, Trappönen, Eich⸗ 


wald und Tzullkinnen: 
W. Jorſtinſpektion Gumbinnen -Tilſit (Oberforſtmeiſter 
Tawelluingken, Ibenhorſt. 


Lauſch) die Oberſorſtereien: 


Perſonal nachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Moderſohn, Oberforſtmeiſter in Allenſtein, tritt am 1. April 
in den Ruheſtand. 

Modegra, Oberfornmeiſter in Stade, tritt am 1 April in 
den Ruheſtand. 


Be: Oberſorſtmeiſter in Breslau, iſt an die Regierung 

n Magdeburg verſetzt. 

von Schrader, Oberforſtmeiſter in Osnabruck, tritt am 
1. April in den Ruheſtand. 

Schuſter, Oberforſimeiſter in Schneidemühl, iſt nach 


Dsnabrüud verſetzt. 


Kalk, Geheimer Regierungsrat, Regierungs⸗ und Forſtrat 
in Hannover, triit am 1. Apil in den Nuhenand. 

Keck, Regierungs- und Forſtrat ım Gerilauken (Konigs⸗ 
berg), iſt die Jorſtinſpekiion Gumbinnen⸗Rommien 
übertragen. 

Klocke, Geheimer Regierungsrat, Regierungs- und Forſtrat 

. in Hildesheim, tritt am 1 April in den Ruhenand. 

Ricolai, Regierungs- und Forſtrat in Arnsbera, iſt unter 
übertragung der Forſuinſpektion II der Kloſterforſten 
nach Hannover verießt. 

Pampel, Regierungs- und Forſtrat in Gumbinnen, iſt als 
Revierverwalter nach Lindenberg (Schneidemübl) 
verſetzt. 

von Schlütter, Regierungs- und Norſtrat in Caſſel, iſt vom 
1. April an zum Oberforumeiſter bei der Regierung 
in Stade ernannt. 

Schönberg, Regierungs⸗ und Forſtrat in Frankfurt a. O., 

iſt vom 1. April an zum Oberforſtmeiſter bei der Res 
gierung in Schneidemühl ernannt. 

Werckmeiſter, Geheimer Regierungskat, Regierungs⸗ und 
Forſirat in Danzig, iſt an die Regierung in Stettin 
verſetzt. 

Aſchoff, Forſimeiſter in Hahn (Wiesbaden), 
1 Januar in den Ruheſtaud getreten. 

Asmus, Forſtmeiſter in Wallenſtein, iſt nach Burgioß 
(Sajfel) verjegr. 

Nack, ehem. vedël Oberförſter, ıft zum vorläufigen Revier⸗ 
verwalter der Obert Reunerod (Wiesbaden) beruſen. 

Bergemann, Forſimeiner in Segeberg (Schleswig), iſt 
unter übertragung der Forſtinſpektion Caſſel⸗Cſchwege 
zum Regierungs- und Forſtrat ernannt 

Brandt, Forſimeiſter in Birgelroda (Merſeburg), iſt 
unter übertragung der Foruinſpektion Stettin⸗Stargard 
zum Regierungs- und Forſtrat ernannt. 

Loermann, chem reiht Oberiörfter, iſt unter übertragung 
der Oberforſterſtelle Driedorf (Wiesbaden) in den 
preußiſchen Siaatsdienſt übernommen. 

Diels, Forumeiſter in Rumbeck, ut nach Elſterwerda 
(Merſeburg) verſetzt. 

Probs, Oberfürfter in Merſeburg. iſt die Oberfoörſterſtelle 
Steinſpring (Merſeburg) ubertragen. 

pütſchle, Oberforſter in Rennerod (Wiesbaden), iſt am 
1. Januar in den Ruheſtand gactreten. 

Ehrlich, Forſtmeiſter in Jänſchwalde, iſt nach Panten 
(Lieanitz) verſetzt. 

Sigenbrodt, Forſtmeiſter in Drygallen, 
(Caſſel) verſetzt. 

Ewilius, Fo ſtmeiner in Weilburg, 
(Hannover) verſetzt. 

Fedderlen, Forumeiſter in Hammerheide, iſt nach Stein⸗ 
buſch (Frankfurt a O.) verſetzt. 

. in Rötgen, iſt nach Schleiden (Aachen) 
verſeßt 

Serlanb, Forſimeiſter in Eiterhagen (Caſſel), iſt unter 
übertragung der Forſteuſpeknon Caſſel⸗Marburg zum 

5 Regierungs- und Forurat ernaunt. 

Srebe, Forſtmeiſter in Veckerghagen (Caſſel), tritt am 

1 April um den Ruheſtand. 


iſt am 


iſt nach Citerhagen 


iſt nach Wennigſen 


Haaſe, Forſimeiſter in Harpſtedt, iſt nach Herzberg a. Har; 
(Hildesheim) verietzt. 

Hansmann, Forſtmeiſter in Kaltenborn, iſt nach Zechkiu 
(Potsdam) verſetzt. 

Holl. ehem. reichs! Forſtmeiſter, iſt unter Übertragung der 
Oberfoͤrſteruelle Weenzen (Hildesheim) in den 
preußiſchen Staatsdienſt übernommen. 

Jacobi von Wangelin, Forſtmeiſter in Drusken, iſt nach 
Ziegelroda (Wierieburg) varſetzt. 

Jaeniſch, EES im Behle, iſt nach Kottwitz (Breslau 
verſetzt. 

von Jena, Forſtmeiſter in Kuhſtedt, if nach Lichteflece 
(Fraukfurt a O.) verſetzt. 

Kayſer, Forſtmeiſter in Tiergarten, It nach Neuhollaud 
[Potsdam! verſetzt. 

Kreckeler, Oberforuer in Plietnitz, iſt die Oberförſterſtele 
Breiteuheide (Allenſtein) übertragen 

Kühßbacher, Forſtmeiſter in Sterbfritz, ut nach Veckerhagen 
(Caſſel) verſetzt. 

Finnendrink, Oberforſter in Dalheim (Minden), tft unter 
übertragung der Forſinſpektion Arnsberg⸗Siegen zun 
Regierungs- und Forſtrat ernannt 

Mehlburger. Oberrörſter in Joachimsthal, iſt die Ober ⸗ 
förſterſtelle Mottgers (Caſſel) übertragen. 

Meyer, Oberförſter in Roſeuthal (Calſel), in unter über: 
tragung der Formuſeektion Caſſel⸗Treyſa zum Ne 
gierungs⸗ und Forſtrat ernannt. 

Molly, Forſtmeilter in Kaſtellaun, iſt nach Oranienburg 
(Potsdam) verſetzt 

Müer, Forſtmeiſer in Gerolitein, iſt nach Coblenz verſetzt. 

Bahn, Oberförfter in Breitenheide, iſt nach Neuhof (Kosliu, 
verſetzt ` 

Song, Torſtmeiſter in Wolfgang, iſt nach Salmüuſter 
(Caſſel) verſetzt. 

Aechtern, Forſtmeiſter in Ebergötzen (Hildesheim), ist 
unter übertragung der Fo ſtinſpektion Caſſel⸗Hauau 
zum Regierungs- und Forſirat ernannt. 

von Rohrſcheidt, Oberforſter in Proskau (Oppelu), iſt 
auf ſeinen Antrag mit Rücktrittsrecht aus dem Staats⸗ 
dienſt entlaſſen 

Kottlaender, Forameiſter in Uetze, iſt zum Regierungs⸗ 
und Forſtrat ernannt und ihm vom 1. April an out, 
tragsweiſe die Verwaltung der Forſtinſpeltion Hildes⸗ 
heim⸗Klaustihal in der Regierung Hildesheim übertragen 

Rößler. Forſtmeiſter in Wetzlar, iſt nach Minden (Minden) 
verſetzt. 

Schulz, Forſtmeiſter in Willeuberg, iſt nach Warnicken 
(Königsberg) verſetzt. 

Sehr. Spiegel von und zu Teckels heim, Forſtmeiſter in 
Hatzfeld (Wiesbaden), iſt unter übertragung der 
Forſunſpektion Caſſel⸗Rhön zum Regierungs⸗ und 
Forſtrat ernannt. 

Schwieger, Oberſorſter in Potsdam, tft die Oberförſterſtelle 
Zechlinerhutte (Potsdam) uberiragen. 

Teichmann, Forſtmeiſter in Schmiedefeld, iſt nach Königsſorſt 
(Koln) verſetzt 

Freichel, Forſtmeiſter in Neuhof (Köslin), iſt unter über⸗ 
tradung der Forſtinſpekrion Allenſtein⸗Ortelsburg zum 
Regierungs- und Forſtrat bei der Regierung in Allen 
fein ernannt. 

Beis, Forſtmeiſter in Brühl bei Köln, it am 1. Januar 
in den Ruheſtand getreten. 

Sſchintzich. Oberſörſter vm St. Andreasberg, if die Ober · 
förnerſtelle Hahn (Wiesbaden) übertragen. 


de Camp. Forſiaſſeſſor, iſt zum vorläufigen Revierverwalter 
der Oberf. Uszballen (Gumbinnen) berufen. 

Dan gen. Edelmann. Forſtaſſeſſor, iſt zum vorläufigen 
5 der Oberf. Ratzeburg (Allenſtein) 
eruſen. 

Frhr. Gryr von Schweppenburg, Forſtaſſeſſor, zurzeit in 
Muddersheim (Rheinland), ut unter Übertragung der 
Hilfsarbeiternelle im Zoologiſchen Juſtitut der for. 
lichen Hochſchule Hann⸗Munden zum Oberförfer ernannt 

Hoffmann, Forſiaſſeſſor in Herzberg a. Harz, iſt zum Ober⸗ 
forner ernanu und ihm die Oberförſterſtelle Liebenberg 
(Hildesheim) ubertragen. 

Kautz, Forſtaſſeſſor, wird mit Betriebsregelungsarbetten in 
der Oberf. Sieber (Hildesheim) beſchaftigt. 

Martinius. Forſtaſſeſſor, iſt zum vorlaufigen Revierverwalter 
der Obert, Johannisburg (Allenſtein) berufen. 

Söfig, Forlaſſeſſor. iſt zum vorlaufigen Repierverwalter 
der Oberf. Ober Reiſenberg (Wies baden) berufen. 

Swart, Forſtaſſeſſor in Stralſund, iſt zum Oben ſorſter 
ernanut und ihm die Oberfoͤrſterſtelle Abtshagen 
(Stralſund) übertragen. 

Eggert, Reg.⸗Oberſekretar, Rechnungsrat, tritt am 1. April 
in deu Ruheſtand. An ſeine Stelle tritt in der Be⸗ 
arbeitung der Perjonalıen der Reg ⸗Oberjekretar 
Richter in Frankfurt a. O. 

von Cranach, Foiſtreutmeiter in Zielenzig (Fraukfuc: 
za O iſt am 1. März in den Ruheſtand getreieu. 

Krüger, Rechnungsrat, Forſtreutmeiſter in Potsdam, tritt! 
am 1. April in den Ruheſtaud. 

Verſetzt wurden die Forſtrentmeiſter: 


Gläser nach Caſſel (Caſſeh), Kayſerking nach Hanau 
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(Caſſel), Kirsach nach Potsdam (Potsdam), Kranz | Oberf. Binnen (Hannover), vom 1. April an über 
een A (PB 9 s dam), Müller nach Hann.⸗Münden tragen. G » S g 


„ Beinfardt nach Dnerode (Allen: | Müll r, Förſter in Sieber, Obers. Sieber, iſt zum Revier 
K 


in). 
Binffius, Forſtrentmeiſter in Naſſenheide, früher in Hoch⸗ 
ſtublan (Danzig), iſt vom 1. April an die Tori 
rentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe in Lychen (Pots⸗ 
dam) und die Beſorgung der Geſchäfte der domänen⸗ 
und forſtfiskaliſchen Kirchen⸗Patronatsvertretung über⸗ 
tragen. 
Schusert, Regierungslandmeſſer, iſt vom 1 April an die 
Vermeſſungsbeamtenſtelle an der Forſtemrichtungd anſtalt 
im Caſſel übertragen 
Meyer. Vermeſſungstechniker im Forſteinrichtungsbureau 
des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten, ut zum 1. April au die Forſteinrichtungsauſtalt 
in Caſſel verſetzt. 


Die Revierförſterſtelle Bockenem (Hildesheim) wird 
vom 1. April an als ſolche zunächſt nicht wiederbeietzt, 
ſondern als Förſterſtelle dem Förſter o R. Safe kommiſſariſch 
übertragen und dafur die Foruerſielle Knobben in der gleich⸗ 
namigen Oberförfterer in eine Revierförſterſtelle umgewandelt. 


BRambey, Revierſörner in Bockenem, Oberf. Sillium 
(Hildesheim), tritt mit dem 1. April in den Ruheſtand. 

Barnewitz, Revierförner in Cappe, Obert Zehdenick 
(Potsdam), triit am 1. April in den Ruheſtand. 

Brehme, ehem elſ.⸗lothr. Revierförſter, zurzeit in Horsmarer 
Warte, Pon Tachrieden, Kr Muhlhauſen (Thuringen!, 
iſt als Revierförster in den preußiſchen Staats dienſt 
übernommen und ihm vom 1. April an die RNevier⸗ 
örſternelle Frankenhain, Oberf. Meißner (Caſſel), 


ibertragen. 
Maunebach, chem. elſ⸗kothr. Revierförſter, zurzeit in 
Konſtanz, iſt als Revierförſter in den preußiſchen 


Staatsdienit übernommen und vom 1. April an dem 
Regierungsbezirk Merseburg überwieſen. 


Brauner, Forſter in Rodeland, Oberf. Peiſterwitz, iſt vom 
1. April an nach Rehdanz, Oberf. Reinerz (Breslau), 


verfegt 

Boeck, reihslänrdiicher Förſter in Lahr i. B., iſt vom 1. April 
an die Förſterſtelle Meddersheim, Oberf. Meiſenheim 
(Coblenz), übertragen. 

Brunken, Hegemetner in Barſinghauſen (Hannover), iſt 
zum Rewierförſter ernannt und ihm die Revierförſter⸗ 
fielle Georgsplatz, bert, Lauenau (Hannover), zum 
1 April übertragen. 

Gart, Förſter in Elgershauſen (Caſſel), iſt zum Revier⸗ 
ſörſter ernannt und ihm die Revierförſterſtelle Elgers⸗ 
haufen, Oberf. Kirchditmold (Caſſel), vom 1. April an 
übertragen. 

Dammſchneider, Hegemeiſter in Maßlau, Oberf. Halle, iſt 
vom 1 April an nach Neuſorgefeld, Oberf. Hohenbucko 
(Merſeburg), verſetzt. 

Eckardt, Hegemeiſter in Knobben, Oerf Knobben (Hildes⸗ 
heim), iſt zum Remerforſter ernannt und ihm vom 
1. nn an die Revierförſterſtelle Kuobben übertragen 
worden. 

Frauenheim, bisher Förſter in Kienwald, Oberf. Hollweg 
(Bromberg), zuletzt in Unterkumtsſtelle Weferlingen 
(Magdeburg), (D vom 1. April an die Förſterſtelle Schwarz⸗ 
burg, Oberf. Hohenbucko (Merſeburg), ubertragen. 

Friſchlorn, Förſter und Forſtſchreiber in Kehmſtedt, Oberf. 
Königsthal, iſt vom 1. April an die Forſterſtelle o. R. 
in Worbis, Oberf. Leinefelde (Erfurt), übertragen. 

Gite, Hegemeiſter in Dickebruch, Obe f. Lichte fleck, iſt vom 
1. April an unter Ernennung zum Revierfoörſter nach 
Henzendorf, Stiftsoberf. Neuzelle (Frankfurt a. O.), 
verſetzt 

Somßert, Hegemeiſter in Frankenau, Oberf. Frankenau, ift 
vom 1 April an die Förſterſtelle Nordshauſen zu Forſt⸗ 
haus Brand. Oberf. Kirchditmold (Caſſel), übertragen. 

Hauswald, Hegemeiſter in Jüdenberg, Oberf. Gräfen⸗ 
hamichen, iſt vom 1. April an nach Grenzhaus, Oberf 
Tornau (Merfeburg), verſetzt. 

Hecht, Förſter in Dünamünde, Oberf Neuendorf, iſt zum 
Revierförſter ernannt und ihm vom 1. April an die 
Revierfornerſtelle Cappe, Oberf. Zehdenick (Potsdam), 
übertragen. 

Heer, Hegemeiſter in Helſa, Oberf. Oberkaufungen 
(Kate), iſt zum Revierförſter ernannt und ihm die 
Revierförſterſtelle Horbach, Oberf. Wolfgang (Caſſe l), 
zum 1. April an übertragen. 

Marggraf, Förſter, bisher in Blettingerwald, Oberf 
Sierk (Lothringen), iſt vom 1. April an die Förſter⸗ 
fiele Stapel, Oberf. Carrenzien (Lüneburg), über 


tragen. 
Sher, Förſter in Langendamm (Hannover), iſt zum Re⸗ 
vierſörſter ernannt und ihm die Revierförſterſtelle Uchte. 


förſter ernannt und ihm die Revierförſterſtelle in Steima, 
Oberf. Lauterberg (Hildesheim) übertragen. 

Müller, Hegemeiner in Sammerablage, Oderf. Hammerheide. 
iſt vom 1. April au unter Ernennung zum Revierförſter 
1 SE Oberf. Lagow (Frautfurt a. DL 

erſetzt. 

Rezelein, Förſter in Sorgerquellen, Oberf. Hammerheide, 
iſt vom 1. April an unter Ernennung zum Revier⸗ 
förfter nach Regenthiner Teerofen, Oberf. giegenthin 
(Frankfurt a. O.), verſetzt. 

Fritztuleit, Förſter und Forſtſchreiber in Köthen, iſt zum 
Forſtrentmeiſter ernannt und ihm zum 15. Mai die 
Forſtrentmeiſtertelle bei der Forſtkaſſe in Zielenzig 

(Frankfurt a. O.) übertragen 

Richter, Forſter in Breitebruch, Oberf. Cladow⸗Oſt, iſt vom 
1. April an nach Sorgerquellen, Oberf. Hammerheide 
(Frankfurt a. O.), verfegt. 

Aülhnick, Forſter in Kaiſerieich, Oberf. Hombreſſen (Caſſel), 
in zum Revierforſter ernannt und ihm die Revier⸗ 
förfterftelle Kreuzgrund, Oberf. Marjoß (Caſſel), vom 
1 April an ubertragen. 

Schoof, Hegemeiſter, zuletzt Wartegeldempfer in Prutzen, 
Kr. Schlochau, ui zum 1. April nach Brucke, Oberi. 
Annaburg (Merſeburg), verſetzt. 

Schwerdtfeger, Hegemeiner in Grenzhaus, Oberf. Tornan. 
up vom 1. April an nach Glücksburg, Oberf. Glücksburg 
(Merfeburg), verſetzt. 


Siegert, Hegemeiſter in Tornau (Unterkunftsſtelle), Oberf⸗ 
Tornau, iſt vom 1. April an nach Warıha, Oberf 
Doberſchutz (Merſeburg), verſetzt. 

Stoll, Hegemeiter in Biſchofrode, Oberf. Eisleben, iſt vom 
1. April an nach Schleberode, Oberf. Freyburg a. U. 
(Merſeburg), verſetzt. 

Sirebel, Hegemeiſter in Zellerfeld, iſt zum Revierförſter in 
Hahnenklee, Operf Lautenthal (Hildesberm), ernannt. 

Streck, Hegemeiner in Schwarzburg, Oberf. Hohenbudo, 
iſt vom 1. April an nach Pleſſa, Oberf. Elſterwerda 
(Merſeburg), verrſetzt 

Süß milch, Förſter in Zicher, Oberf Zicher, dr vom 1. April 
an 95 Sellentin, Oberf. Lübbeſee (Frankfurt a. O.), 
verſetzt. 

Weilepp, Hegemeiſter in Ziegelroda (Unterfunftsftellew " 
Oberf. Ziegelroda, iſt vom 1. April an nach Groß 
Oſterhauſen, Oberf. Eisleben (Merſeburg), verſetzt. 


aſchke, Förſſer o R. in Loye, Oberf. Tawellningken, ı% 
vom 1. April an auf die Körnerftelle Duneyklen, Ober 
Rothebude (Gumbinnen), verſetzt. 

Lafer, Forſter o. R in Kaiſerl Rominten, Oberf Goldap, 
iſt vom l. April au auf die Hilfeförnerſtelle Pillupönen, 
Oberf. Tzullkmnen (Gumbinnen), veriegt. 

Frein, Förſter o. R. in Tauer, Oberf. Tauer, iſt vom 
1. April au nach Spiegel, Obert, Döllens radung (Frank- 
furt a. O), verſetzt. ` j 

Wartenberg, Forſter o. R. in Zſchemsdorf, Stifts oberf. 
Siehdichum, iſt vom 1. April an nach Lietzegöricke⸗ 
bert, Lietzegöricke (Frankfurt a. O), verſetzt. 


Beyer, Forſtgehilfe in Wippra, Ebert Pölsfeld, (D vom 
1. März an nach Falkenberg, Oberf. Falkenberg (Merſe⸗ 
burg), verſetzt 

Fitzner, Forſtgehilfe in Treppeln, Oberf. Neuzelle, iſt vom 
1. April an nach Cladow⸗Oſt, Oberf. Cladow⸗Oß 
(Frankfurt a O), verſetzt. n 

Kaun, Hüfsförſter in Coſſa, Oberf. Söllichau, iſt vom 
1. März an als Hilfsarbeiter von der Regierung in 
Merſeburg einberufen. 

Korn, Hilfsſörſter im Bezirk Potsdam, iſt vom 1. April 
nach Tornau, Oberf. Tornau (Merſeburg), ei 

eruſen. 

Koch, Hilfsforſter in Croſſen (Frankfurt a. O.), iſt von 

Se Maͤrz an nach Ziegelroda, Oberf. Ziegelroda (Merſe⸗ 
burg), einberufen. 

Koerth, Hüls förſter in Mahdel, Oberf Tiergarten. iſt vom 
1. April an nach Cloden, Oberf. Annaburg (Merſe⸗ 
burg), verſetzt. 

König, Hilfsförſter in Borne, Ebert. Maffin, iſt vom 1. Mrt 
an Ee Breitebruch, Oberf Cladow⸗Oſt( Frankfurta. O.); 
verſetzt. 

Köring, Hilfsförſter in Klitſchen, Oberf. Sitzenroda, iſt vom 
1. April an nach Dautzſchen, Oberf Aunaburg (Merſe⸗ 
burg), verſetzt 

Kreutzer, Forſtgehilfe in Doͤllensradung, Oberf. Döllens⸗ 
radung, iſt vom 1. April an nach Croſſen (Frank- 
furt a O.) pericht. f 

Winter, Hilſsforſter im Bezirk Caſſel, ift vom 1. April e 
nach Hammermühle, Oberf. Tornau (Merſeburgz 
einberufen. 
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Vereinszeitung. 


Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 


Anfihten über den Verein Preußiſcher Staats ⸗ 
revierförſter. Infolge der fortgeſetzten Angriffe 
aus den Reihen des Vereins Preußiſcher Staats⸗ 
förſter waren die Revierförſter zweifellos in eine 
gewiſſe Zwangslage geraten, in der ihr Ausſcheiden 
aus dem Verein und die Gründung des Vereins 
Preußiſcher Staatsrevierförſter ſchließlich den 
ſicherſten Ausweg bot. Ob dies aber in der 
einzig richtigen Form geſchah, darüber läßt ſich 
no Eine große Zahl von Kollegen aus den 

reiſen der Forſtbetriebsbeamten ſind mit mir 
der Meinung, daß es beſſer geweſen wäre, wenn 
die Revierförſter vor ihrem Ausſcheiden einen 
Aufruf erlaſſen hätten zwecks Sammlung aller 
Forſtbetriebsbeamten, die mit der gegenwärtig ein⸗ 
eſchlagenen Richtung nicht einverſtanden ſind. 
Ihre Intereſſen könnte ein Verein Preußiſcher 

taatsforſtbetriebsbeamten in weniger 
ſchroffer Richtung vertreten und genau dasſelbe 
e im Auge bahen. Nach meiner Anſicht könnten 
ie beiden Vereine ſogar ganz gut nebeneinander 
friedlich beſtehen, da ſie die Förderung des Wohls 
der Standesangehörigen erſtreben. Sie würden 
nur verſchiedene Wege benutzen. Jetzt muß der 
Revierförſterſohn als Förſter oder Forſtanwärter, 
wenn er vertreten ſein will, einem Verein an⸗ 
gehören, der gegen ſeinen eigenen Vater Stellung 
nimmt. Ich bin der Anſicht, daß es beſſer iſt, 
wenn man die Hochachtung für unſere alte 
preußiſche Regierungsform, die ſich doch ſo gut 
bewährt hat, immer noch aufrecht erhält und 
allzu große Schärfe meidet. 

Das jetzige Revierförſterſyſtem iſt mir nie 
verhaßt geweſen. Ich habe ſelbſt in den erſten 
Jahren als Förſter mit meiner Förſterei nach⸗ 
einander unter zwei Revierförſtern geſtanden. 
Das SCH unter uns war ſtets gut, 
und ich habe keinerlei Verbeſſerung gefunden, 
als die Revierförſterei einging. Ich bin der 
Anſicht, wenn man ſeine Schuldigkeit tut, braucht 
man keine Kontrolle zu fürchten, von welcher 
Seite ſie auch immer kommen mag. Ich habe 
auch bei anderen Revierförſtern kein schlechtes 
Verhältnis gefunden, ein gutes habe ich hier 
faſt täglich vor Augen. Ich gebe aber zu, daß 
auch hier und dort mal Auswüchſe vorgekommen 
ſind; man findet ſolche Ausnahmen in allen 
Beamtengruppen und in allen Berufsarten. Das 
Verhältnis zwiſchen den Förſtern und Forſtauf⸗ 
ſehern war früher auch nicht immer das denkbar 
beſte. Neid und Mißgunſt ſind Erbübel der 
Menſchheit, die nie gänzlich ausgerottet werden, 
und deshalb wird mit dieſen Faktoren auch in 
Zukunft zu rechnen ſein. 

Böttcher, Hegemeiſter i. R., Frankfurt a. O. 
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Nachrichten des „Waldheil“. 


Bericht der ſiebenundzwanzigſten 
Mitgliederverſammlung des Vereins „Waldheil“ 
am 21. Februar 1921 im Gaſthauſe 
„Prinz von Preußen“ in Neudamm. 

Der Vorſitzende, Forſtmeiſter Jacobi, Maſſin, 
eröffnet die leidlich beſuchte Verſammlung und 
erteilt zu Punkt 1 der Tagesordnung das Wort 


dem Schatzmeiſter des Vereins, Verlagsbuchhändler 
Hans Neumann, Neudamm, zur Erſtattung des 
Jahres⸗ und Kaſſenberichtes über das verfloſſene 
Geſchäftsjahr 1920. Aus dem ausführlichen Berichte 
wird folgendes hervorgehoben: 

Das Ergebnis des Berichtsjahres war wieder 
ein recht günſtiges, denn durch die beſonders 
reichlich eingegangenen Spenden iſt es möglich 
geworden, die einzelnen Zuwendungen der be⸗ 
ſtehenden Teuerung entſprechend reichlicher zu 
bemeſſen. Die Mitgliederzahl belief ſich am Ende 
des Geſchäftsjahres 1919 auf 3462. Davon find 
im Laufe des Geſchäftsjahres 1920 ausgeſchieden: 

durch Austritt . 35 

„ odds 54 
im ganzen 89 

Hinzugetreten find . e 

jo daß das Berichtsjahr 1920 mit 
einem Beſtande von 
Mitgliedern abgeſchloſſen hat. 

Die Einnahmen betrugen an ordentlichen 
Jahres beiträgen und einmaligen Zahlungen 
zum Erwerb der lebenslänglichen Mitgliedfchaft 
18 555,90 A an beſonderen Zuwendungen 
32 632,19 4, aus der Sammlung zur Linderung 
der Kriegsnot 6563,60 „, aus dem Verkauf 
von Wohlfahrtsmarkem 248,30 M, an zurück⸗ 
gezahlten Darlehen 1392,38. 4, anginſen 3116,19 4, 
an Gebühren für die Stellenvermittelung 1343 55.1, 
an Koſten für erſtattete Rechtsgutachten 5,80 M, 
im ganzen alſo 63857,91 K. Der Beſtand aus 
dem Vorjahre betrug 26031,60 A. Es ſtanden 
alſo im ganzen 89 889,51 A zur Verfügung. 

Abgehalten wurden vier Vorſtandsſitzungen. 
In dieſen wurden bewilligt in 96 Fällen an 
Unterſtützungen, Erziehungsbeihilfen und Gr, 
pendien 10815 &. Davon erhielten Staats⸗ 
forſtbeamte und deren Hinterbliebenen 4770 K, 
Gemeindeforſtbeamte und deren Hinterbliebenen 
1275 &, Privatſorſtbeamte und Hinterbliebene 
von dieſen 4770 A. Außerdem wurden in 
36 Fällen Begräbnisbeihilfen im Geſamtbetrage 
von 5546,46 K ausgezahlt. Darlehen brauchten 
mangels geeigneter Geſuche im vergangenen 
Jahre nicht bewilligt werden. An die Wilhelms⸗ 
ſtiftung in Groß⸗-Schönebeck wurden wieder 
wie im Vorjahre 200 & gegeben, an den 
Forſtwaiſenverein in Berlin 100 A. fowie op 
das Invalidenheim für Jäger und Schützen in 
Marburg 356,60 M. Fur die Beſchaffung von 
Auszeichnungen an Forſtſchulen entſtanden 
222.45 M Ausgaben. An Kapitalertragsſteuern 
für die Rücklagen wurden 140,82 & ausgegeben. 
An zurückerſtatteten Beiträgen betrug die Aus⸗ 
gabe 9,50 A. Die Ausgaben betrugen für Ver⸗ 
waltungskoſten 17 711,48 A an Briefgeld für 
die Stellenvermittelung 278,05 A. Die Geſamt⸗ 
ausgabe belief ſich ſomit auf 35 380,36 8 fo daß 
ein Beſtand von 54 509,15 & verblieben iſt. 

Die Abteilung für Stellenvermittelung 
hat im vergangenen Jahre acht Stellen für 
Forſt⸗ und Jagdbeamte vermittelt. 

An Werten für Rücklagen waren nach 
Buchung der Kursſchwankungen von 1288,91 f 
28 363,30 A vorhanden. An Darlehen ſtehen 
aus 1602 A An Mitteln zur Linderung der 
Kriegsnot find 19000 4 Kriegsanleihe mit 
14725 4 Kurswert vorrätig. Das Vereins⸗ 
vermögen betrug mithin am Ende des Geſchäfts⸗ 
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jahres 1920 9958312 A Es hat ſich alfo 
gegen das Vorjahr von 71512, 25 A um 
28 070,87 & erhöht. 

Laut Tagebuch waren in dem Berichtsjahre 
2120 Eingänge zu erledigen. Außerdem ſind 
4168 Druckſachen zur Verſendung gebracht und 
4020 Stück Zahlkarten bzw. Poſtanweiſungen zu 
verbuchen geweſen. Auch in dieſem Jahre ſind 
die Verwaltungskoſten den allgemein beſtehenden 
Teuerungsverhältniſſen entſprechend erheblich ge⸗ 
ſtiegen, ganz beſonders hat hierzu auch die Er⸗ 
höhung der Poſtgebühren beigetragen. In An⸗ 
betracht dieſer Sachlage wird daran gedacht werden 
müſſen, die Vereinsbeiträge entſprechend zu er⸗ 
höhen. Wenn auch bisher dank der Anteilnahme, 
der ſich die Angehörigen der grünen Farbe in 
weiteſten Streifen erfreuten, die beſonderen Zu⸗ 
wendungen recht reichlich eingegangen ſind und 
es infolgedeſſen möglich geweſen iſt, daß der 
Verein mit verhältnismäßig geringen Einnahmen 
eine Unterſtützungen immerhin noch recht reichlich 
bemeſſen konnte, fo wird doch an eine Beitrags⸗ 
erhöhung gedacht werden müſſen. 

Sodann verlieſt der Schatzmeiſter die Namen 
der im vergangenen Geſchäftsjahr verſtorbenen 
Vereinsmitglieder. Von dem Vorſitzenden wird 
noch beſonders hervorgehoben, daß ſich unter 
dieſen auch der frühere Geſchäftsführer Wilhelm 
Zierau beſindet, der den Verein „Waldheil“ voin 
Jahre 1900 an mit regem Fleiße betreut hat. 
Die Verſammlung ehrte das Andenken der Ver⸗ 
ſtorbenen in der üblichen Weiſe. 

Zu Punkt 2 berichtet Förſter Voigt, Neudamm, 
uber die Ergebniſſe der Nachprüfung der Bücher, 
Belege des Rechnungsabſchluſſes und der Kaſſe. 
Er bringt dabei die von dem Rechnungs⸗ 
prüfungsausſchuſſe hierüber aufgenommene 
Niederſchrift zur Verleſung, in der ausgeſprochen 
worden iſt, daß Bücher, Rechnungen und Kaſſe 
in ordnungsmäßigem Zuſtande gefunden wurden 
und Ausſtellungen nicht zu machen waren. 

Punkt 3. Hierauf wird dem Schatzmeiſter 
der Dank ausgeſprochen und Entlaſtung erteilt. 

unkt 4. Der Haushaltsplan für das nächſte 
Geſchäftsjahr wird vorgeleſen und bemerkt, daß 
den Einnahmen für 1921 bereits die in Ausſicht 
genommene Beitragserhöhung zugrunde gelegt 
worden ſei. 

Punkt 5. Bei den Satzungsänderungen 
handelt es ſich beſonders um grundlegende Neu⸗ 
beſtimmungen in den SS 1, 2, 3, 4 

Beſchloſſen wurde: Im 8 1 lautet der dritte 
Satz im zweiten Abſchnitt nach der neuen Faſſung 
künftig: „Unterſtützungsgeſuche der Hinter⸗ 
bliebenen, deren Ernährer nach dem 
1. Januar 1920 verſtorben iſt, ohne Mit⸗ 
glied des Vereins „Waldheil“ geweſen 
zu ſein, werden nicht berückſichtigt.“ 

Damit iſt der Tätigkeit des „Waldheil“ ein 
neues weites Feld geöffnet. Es dürfen alſo 
von nun an alle Forſtbeamtenwitwen 
und -waiſen unterſtützt werden, auch 
wenn deren Männer nicht Mitglied des 
„Waldheil“ geweſen ſind, ſofern letztere 
vor dem 31. Dezember 1919 — das alte 
Ausſchlußdatum für Unterſtützungen der Hinter⸗ 
bliebenen von Nichtmitgliedern war der 1. Februar 
1899 — geſtorben ſind. Damit find alſo auch 
alle bedürftigen Hinterbliebenen der Kriegsteil⸗ 
nehmer der grünen Farbe Deutſchlands ſeitens 
des „Waldheil“ unterſtutzungsberechtigt. Ein 
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weittragender Beſchluß des „Waldheil“, dem 
die am 21. Februar Anweſenden in der feſten 
Hoffnung auf weitere Gunſt der Gönner und 
Freunde des „Waldheil“ zugeſtimmt haben, denn 
nur aus beſonderen Zuwendungen, nicht 
aus den feſt laufenden Mitteln ſind ſolche Unter⸗ 
ſtützungen überhaupt möglich. 

Im 82 erhält der zweite Abſatz folgende 
Faſſung: „Die Mitgliedſchaft wird erworben 
durch den nach erfolgter ſchriftlicher Anmeldung 
gefaßten Beſchluß des vom Vorſtande, ernannten 
Aufnahmeausſchuſſes und Zahlung des erſten 
Jahresbeitrages.“ 

Der § 3 bleibt im allgemeinen in feiner 
bisherigen Faſſung beſtehen, es erfahren nur die 
Zahlen, in denen die Höhe der Beiträge ausgedrückt 
wird, eine Anderung, und zwar unter a dahin 
daß untere und mittlere Forſt⸗ und Jagdbeamte 
mindeſtens 6 &, alle übrigen Mitglieder 
mindeſtens 10 % jährlich entrichten; unter b. 
daß die Erwerbung der lebenslänglichen Mitglied⸗ 
ſchaft an die einmalige Zahlung von 200 „ ge⸗ 
bunden iſt. Schließlich wird hier ein neuer 
Anſatz eingefügt: „e) in den Zinſen aus 
dem Vereinsvermögen“. a 

Einer grundlegenden Anderung wird in bezug 
auf den 8 4 zugeſtimmt. Hier erhält der Ab⸗ 
ſchnitt b folgende Faſſung: Von den Einkünften 
werden nach Abzug der Verwaltungskoſten ver⸗ 
wendet: „25 vom Hundert für Gelder zur Ge⸗ 
währung von Beihilfen zu Erziehung und beruflicher 
Ausbildung von Kindern deutſcher Forſt⸗ und 
Jagdbeamten gemäß 8 1.“ Die alten Abſchnitte 
c und d werden geſtrichen. Der neu gebildete 


Abſchnitt e erhält folgende Faſſung: Von den 
Einkünften werden nach Abzug der Ver⸗ 
waltungskoſten verwendet: „30 vom Hundert 


für Gelder zur Gewährung von Begräbnis⸗ 
beihilfen an Hinterbliebene von Mitgliedern 
aus dem Stande der Forſt⸗ und Jagd⸗ 
beamten.“ Ein neu gebildeter Abſchnitt d erhält 
folgenden Wortlaut: „Für Gewährung von 
Darlehen beſteht ein beſonderer Kaſſenbeſtand. 
der durch Beſchluß des Vorſtandes aus den 
Geldern der Rücklage verſtärkt werden kann.“ 
Die Abſchnitte über den Stipendienfonds werden, 
da fie durch die neue Faſſung des § 4b ent, 
behrlich ſind, geſtrichen. 

Der Vorſtand wird außerdem noch ermächtigt, 
einige Stiländerungen im Satzbau vorzunehmen 
ſowie auch d'e bisher gebrauchten Fremdwörter 
durch deutſche Ausdrücke zu erſetzen. 


Zu Mitgliedern des im § 2 neu gebildeten 
Aufnahmeausſchuſſes werden bis auf Widerruf 
der Vorſitzende, der Schatzmeiſter oder deſſen Stell⸗ 
vertreter und Hegemeiſter Pahl, ſowie als Erſatz⸗ 
mann Revierförſter Peppler ernannt. 

Punkt 6. Nach den Satzungen ſcheiden 
folgende Mitglieder aus dem Vorſtande: 1. CH 
meifter Graf zu Rantzau, Döllensradung; 2. Geh. 
Kommerzienrat Neumann, Neudamm; 3. Revier⸗ 
förſter Hennig, Feldichen; 4. Rittergutsbeſitzer 
Köppen, Ringenwalde; 5. Oberförſter Metzner. 
Madlitz; 6. Hegemeiſter Ulbrich, Forſth. Spiegel; 
7. Forſtrat Dr. Bertog, Berlin⸗Halenſee; 8. Forſt⸗ 
meiſter Bohl, Zicher; 9. Revierförſter Peppler, 
Ringenwalde. Die Ausſcheidenden werden durch 
Zuruf wiedergewählt und erklären ſich, ſoweit ſie 
anweſend waren, bereit,, die Wahl anzunehmen. 
Die nicht anweſenden Gewählten ſollen ſchriftlich 
erſucht werden, ihre Zuſtimmung zu erklären 
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Als neues Vorſtandsmitglied wurde Forſtmeiſter 
Riemer, Neumühl, gewählt. 

Punkt 7. Als Ort für die nächſte Mitglieder⸗ 
verſammlung wurde Neudamm beſtimmt. 

Zu Punkt 8, Verſchiedenes, wurden keine An⸗ 
träge geſtellt. Die Tagesordnung war ſomit 
erſchöpft, und die Verhandlung wurde um 7% Uhr 
geſchloſſen. 


5 U. 


. g. 

Der Vorſitzende: 
Jacobi, Preußiſcher Forſtmeiſter, Maſſin. 
Drei Mitglieder aus der Verſammlung: 
Voigt., Preuß. Hilfsförſter, Braatz, Privatförſter, 
Walter Neumann, Verlagsbuchhändler. 


— 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


SE Geſchäftsſtelte zu Eberswalde, 
22 Schicklerſtraße 45. 


Fernſprechanſchluß: 
Amt Ebeiswalde Nr. 546. 


Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſteufrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſchecca mt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind in den 
Verein aufgenommen: 


7120. Dietzmann, Werner, Hilfsförſter, Fh. Eiche, Poſt Alvens⸗ 
leben, Kreis Neuhaldenskeben. XVI. 

121" Damad ka, Max. Förſter, Felchow, Poſt Pinnow, Kreis 
Angermünde. IX. 

7122. EE Hubert, Förſter, Kattenvenne, Kreis Tecklen⸗ 
burg. ; ' 
7123. Scheffer, Hermann, Förſter, Fh. Chorulla, Poſt Gongelin, 
Kreis Gr ⸗Strehlitz O.⸗S. VI 8 
7124. Nitz. rang. Hilfsförſter, Balfanz, Poſt Gr.⸗Kröſſin, Kreis 
Neuſtettin. II 

7125 Barthel. Heinrich. Forſtgehilfe, Völkershauſen, Poſt Wan⸗ 
fried, Kreis Eſchwege. XIII. 

4126. Steinhauſer, Oskar. Hilfsjäger, Neudorf, Poſt Ebersdorf, 
Kreis Neurode. a 

7127. v. Minnigerode⸗Allerburg, Frhr., Albert, Rittergutsbeſitzer, 
Silkerode II. Kreis Worbis. XVI. 

7128. Frenzel, Otto. Privatforſtbeamter, Hagen i. Weſtf. XI. 

7129. Jaſchle, Paul. Förſter, Louiſenhof, Poſt Altkünkendorf, 
Kreis Angermünde. IX. 

7180. Haſenpuſch. Albert, Privatförſter, Waldhaus Stuthenen, 
Poſt Hermsdorf, Kreis Heiligenbeil. I 

7131. Stern, Karl. Förſter, Wilſen bei Langhagen, Mecklbg III. 

7139, v. Bleichert, Paul, Fabrikbeſitzer, Leipzig⸗Gohlis, Sa. XII. 

. Jo. Förſter, Auguſtenberg. Poſt Hoppenrade, 

decklbg. 

7184. Hartjen, Hans, Forſtaufſeher. Wohldorf, Bez Hamburg. IV. 

7135. Kandzia, Richard, Hilfsförſter, Niſtitz, Poſt Köben. Kreis 
Steinau a O. VII. 

7186. Winter, O., Förſter, Kammerburg, Poſt Lorch (Rhern), 
Rheingau. V. d 
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Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


v. Fölkerſamb, Baron, Hans. Henning, Gutöbefiger, Rolandseck 
a. Rh., Kreis Ahrweiler. 

e Kurt, Revierjäger, Hayn a. Harz, Kreis Sanger⸗ 
hauſen. 

Borkenhagen, Leopold, Privatforſtbeamter. Jorſth. Goburg, Poſt 
Wieſenfeld, Kreis Heihgenſtadt. 

Satp, Karl, Forſtgehilſe, Ahrensburg, Kreis Stormarn. 

u ae Forſtaufſeher, Jankemühle, Poſt Weichens⸗ 
dorf N. ⸗ 

Eicker, Franz, Forſtaufſeher, Altenberg, Kreis Mülheim a. Rh. 

zes aid Forſtaufſeher, Lippenze, Poſt Troften, Weſt⸗ 
ternberg. 

Grof, Georg, Forſtſekretär, Stadtlohn i. Weſtfalen. 

Golhl, Karl, Förſter, Brunkau. Poſt Lüderitz. Kreis Stendal. 

Würfel, Hugo. Revierjäger, Regensburg, Poſt Giehren, Kreis 

N b. ev eh SCH Hilfe, Rosdzin, Ar fir, 6, Srel 

GA uard, Forſtgehilfe, Ros dz onprinzenſtr, 6, 8 

Rat owitz ae 
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Kleiner forſtlicher Lehrgang in Schleswig⸗Holſtein. 
In der Zeit vom 6. bis 11. Juni 1921 ſoll 
gemeinfam von dem Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Waldbeſitzerverband, der Bezirksgruppe IV des 
Vereins für Privatforſtbeamte und der Land⸗ 
wirtſchaftskammer ein forſtlicher Lehrgang in 
Friedrichsruh⸗Aumühle (Sachſenwald) abgehalten 
werden, wenn ſich mindeſtens 15 Teilnehmer 
melden. f 

Die Teilnehmer müſſen Waldbeſitzer oder 
Privatforſtbeamte ſein und entweder dem Verein 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands angehören 
oder ihren Waldbeſitz bzw. Dienſtſtelle im Bereich 
der Landwirtſchaftskammer für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein haben. Für die Teilnehmer 
am Lehrgang wird eine Gebühr von 30 M für 
Forſtbeamte und 50 % für Waldbeſitzer erhoben, 
die unter Angabe der Beſtimmung nach Mit⸗ 
teilung der Zulaſſung bis ſpäteſtens 15. Mai d. J. 
an die Geſchäftsſtelle des Waldbeſitzer⸗Verbandes 
in Kiel (Bankkonto: Schleswig⸗Holſteiniſcher 
Waldbeſitzer⸗ Verband bei der Schlesw.⸗Holſt. 
Landesgenoſſenſchaftskaſſe Kiel, Haus der Land⸗ 
wirte) einzuzahlen iſt. 

Für die Unterbringung und Verpflegung der 
Teilnehmer ſoll nach Möglichkeit auf Grund der 
Anmeldungen geſorgt werden. Die Koſten ſtellen 
ſich je Tag auf etwa 50 M. 

Die vorgeſehenen Fächer ſind folgende: Wald⸗ 
bau: Natürliche Verjüngung von Eiche und 
Buche, Durchforſtungslehre, Pflanzenerziehung 
und Kulturbetrieb. Forſtbenutzung: Holz⸗ 
vermeſſung, Sortimentsbildung, Aufarbeitung, 
Holzverkäufe. Holzmeßkunde: Maſſenermitte⸗ 
lung ſtehender Beſtände, Ertragstafeln. Forſt⸗ 
vermeſſung: Kleine Vermeſſungen, Abſtecken 
von Wegen, Nivellieren. Forſteinrichtung 
Grundzüge der Forſteinrichtung. Forſtliche 
Buchführung. Außerdem finden tägliche Ex⸗ 
kurſionen in den Sachſenwald mit praktiſchen Vor⸗ 
führungen ſtatt. 

Anmeldungen zur Teilnahme an dem Lehr⸗ 
gang ſind bis ſpäteſtens 1. Mai d. J. an Ober⸗ 
förſter Titze⸗Friedrichsruh, Bezirk Hamburg, ein⸗ 
zureichen; von dieſem iſt genaue Zeiteinteilung 
und alles Weitere zu erfahren. 

7 
Ortsgruppe Bautzen. 


Verſammlung Mittwoch, den 6. April, nach⸗ 
mittags 2 Uhr, im Hotel Gude in Bautzen. 
Beratung über den Richtlinien⸗Entwurf der 
Waldbeſitzer für Beamtenbeſoldungen. 

Gödlau bei Elſtra. 

Revierförſter Naumann, Vorſitzender. 
CH 


Aufforderung zur Gründung einer Ortsgruppe für 
die nordweſtliche Nieder laufitz mit Spreewald. 


Es beſteht die Abſicht, eine Ortsgruppe des 
Vereins für die nordweſtliche Niederlauſitz, etwa 
die Kreiſe Lübben, Luckau und Kalau umfaſſend, 
ins Leben zu rufen, falls ſich hierfür eine größere 
Anzahl Mitglieder findet. Um feſtzuſtellen, ob 
genügend Mitglieder vorhanden ſind, die Intereſſe 
haben, eine ſolche Ortsgruppe zu bilden, wel 
den Zweck haben ſoll, Kameradſchaft zu pflegen 
und gemeinſame Intereſſen auszutauſchen, ſei es 
auf Exkurſionen oder bei ſonſtigen gemeinſamen 
Zuſammenkünften, wird um eine diesbezügliche 
Mitteilung gebeten von den in Frage kommenden 
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Vereinsmitgliedern an die Oberförſterei Groß⸗ 
Leine, Kreis Lübben, Lauſitz. 

S 
Bezirksgruppe Hannover und Oldenburg (X). 


Am Montag, dem 21. Februar, fand im Sitzungs⸗ 
ſall der Landwirtſchaftskammer Hannover, Leopold⸗ 
ſtraße 12/13, eine Mitgliederverſammlung ſtatt. 
Sie wurde 11 Uhr vormittags durch den Vor⸗ 
ſitzenden, Revierſörſter Keeſe, Eldagſen, mit der 
Begrüßung der zahlreich erſchienenen Mitglieder 
und Gäſte eröffnet. Zum Protokollführer wurde 
auf Antrag Forſtkandidat Spanholtz, Hannover, 
beſtimmt. 

Nach Mitteilungen des Vorſitzenden über die 
letzte Wintertagung des Vereins in Berlin, wurde 
Punkt 4 der Tagesordnung, „Neuwahl des Förſter⸗ 
ausſchuſſes“, vorweg behandelt, und zwar um den 
neu zu wählenden Mitgliedern Gelegenheit zu 

eben, bei Beratung der anderen Puntte, die 
jeweils für He in Frage kommenden Sachen beſonders 
9 verfolgen. Der alte Ausſchuß war nur durch 
evierförſter Niſſen, Braudel, vertreten. Für 
Förſter Weiß wurde Revierförſter Mahnhardt, 
Stellichte, gewählt, während die Herren Revier⸗ 
förſter Niſſen und Revierförſter Fricke ihr Amt 
behielten. 

Zu Punkt 1 erläuterte Kammerherr v. d. 
Wenſe die Beſchlüſſe von München und Berlin, 
betreffend die Gehaltsfragen der Privatforſt⸗ 
beamten, und teilte mit, daß die Aufſtellung eines 
Reichsrahmentarifes an den Widerſpruch einiger 
Landesteile geſcheitert ſei, und man nun zu dem Ent⸗ 
ſchluß gekommen ſei, die Tariffrage lokal zu regeln. 
Aus der Verſammlung wurde darüber geklagt, 
daß die Sätze des früher vereinbarten Tarifes 
heute von einigen Waldbeſitzern noch immer nicht 
innegehalten würden. Daß durch ſolche Benach⸗ 
teiligung die Dienſtfreudigkeit und Geſinnung der 
betroffenen Beamten leiden muß, wurde beſonders 
hervorgehoben und der Wunſch ausgeſprochen, 
daß der Waldbeſitzerverband nochmals bei ſeinen 
Mitgliedern dringend darauf hinwirken möge, die 
letzt noch zur Verhandlung gern bereiten Beamten 
nicht in das Lager der Gewerkſchaftler zu treiben. 
Es wurde beſchloſſen, daß ſich Beamte, die ſich in 
Gehaltsfragen benachteiligt glauben, ſchriftlich an 
den Vorſitzenden der Bezirksgruppe wenden ſollen. 
Dieſer wird dann unter Anruf des Förſteraus⸗ 
ſchuſſes die Intereſſenten gegenüber den einzelnen 
Waldbeſitzern, gegebenenfalls durch Vermittelung 
des Waldbeſitzerverbandes, vertreten. 

Im übrigen wird einſtimmig beſchloſſen, einen 
dringenden Antrag an den Waldbeſitzerverband 
dahingehend zu richten, daß als Exiſtenzminimum 
für die Privatforſtbeamten das Gehalt der Staats⸗ 
forſtbeamten einſchließlich aller Zulagen bewilligt 
werden muß, und daß die Forſtbeamten und ihre 
Hinterbliebenen mit Rückicht auf die unſicheren 
Verhältniſſe in geeigneter Weiſe ſicherzuſtellen 
ſind. Die Verhandlungen über den neuen Tarif 
ſollen für die Bezirksgruppe vom Förſterausſchuß 
geführt werden. 

Zu Punkt 2 der Tagesordnung, „Annahme 
von Forſtlehrlingen“, wird beſchloſſen, vorläufig 
jährlich drei Lehrlinge für die Provinz durch die 
ſchon früher dazu gewählten Lehrherren ausbilden 
zu laſſen. Revierförſter Niſſen legt ſein Amt als 
Lehrherr nieder. Für ihn wird auf Vorſchlag 
. Mahnhardt, Stellichte, . Im 
Intereſſe der dringend notwendigen Regelung der 
Lehrlingsannahme wird einſtimmig der Beſchluß 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 14 Bd. 36 (1921) 


gefaßt, daß für Hannover und Old enburg die An⸗ 
nahme von Lehrlingen nur durch den Vorſitzenden 
der Bezirksgruppe X zu geſchehen hat. Anträge 
ſind lediglich an dieſen zu richten. Nur durch die 
Bezirksgruppe angenommene Lehrlinge haben 
Ausſicht, auf der Forſtſchule in Templin angenommen 
zu werden. Bei der Auswahl der Lehrlinge ſind 
Söhne von Privatforſtbeamten zu bevorzugen. 
Außerdem ſind Schulbildung und ſonſtige Eignung 
maßgebend. Auf Antrag wird der Leiter der Forſt⸗ 
abteilung der Landwirtſchaftskammer, Oberförſter 
Steffens, Hannover, einſtimmig gebeten, eine 
beſondere Prüfung der vom Vorſitzenden ihm 
namhaft zu machenden jungen Leute vor ihrer 
Einſtellung in die Privatforſtlehre vorzunehmen. 

Zu Punkt 5 wird beſchloſſen, im Sommer 
möglichſt zweimal, und zwar im Anſchluß an die 
Forſtlehrgänge der Landwirtſchaftskammer zu 
tagen. Die Lehrgänge werden vorausſichtlich im 
Mai in Nienburg a. W. und im Auguſt in Uelzen 
ſtattfinden. 

Zu Punkt 6 wurde ein Antrag, durch den 
Vereinsvorſtand nochmals bei den Waldbeſitzern 
gegen die Beſchäftigung und Anſtellung von 
penſionierten Staatsforſtbeamten vorſtellig zu 
werden, einſtimmig angenommen. Auch bei der 
Landwirtſchaftskammer ſoll beantragt werden, in 
dieſem Sinne einzuwirken. 

Zu Punkt 3 der Tagesordnung zeigte Ober⸗ 
förſter Steffens Mittel und Wege zur Fort⸗ 
bildung der Privatforſtbeamten. Leider mußte er 
fi) wegen der vorgeſchrittenen Zeit in ſeinen 
Ausführungen beſchränken. Seine Bitte, ſtets 
den Punkt forſtliche Belehrung und Fortbildung 
auf die Tagesordnung zu ſetzen, wurde mit leb⸗ 
haftem Beifall angenommen. Eine zum Schluß 
auf Anregung eines Mitgliedes veranſtaltete 
Sammlung für die Gedenktafel der gefallenen 
Templiner Forſtſchüler brachte 102 M. Die 
Verſammlung wurde um 3,15 Uhr nachmittags 
durch den Vorſitzenden geſchloſſen. Von 4 Uhr ab 
fand ein geſelliges Beiſammenſein der Grünröcke 
bis zur Abfahrt der einzelnen Züge ſtatt. 

Spanholtz, Forſtkandidat. 


e 


Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal Forſtbeamten. 
Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stadtförſter 
Müller, Meſchede. 
Betrifft Lieferung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
als Vereinsorgan. 


Nachdem am 28. Januar 1921 die Auflöſung 
des Vereins Preußiſcher Kommunalforſtbeamten 
beſchloſſen worden iſt, hört mit dem 31. März 
die Lieferung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ als 
Vereinsorgan für die Mitglieder dieſes Vereins 
auf. Wenn auch, wie ich feſt vorausſetze, ein 
großer Teil der Kommunalforſtbeamten die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ nach dem 1. April noch 
leſen wird, ſo kann ich es doch nicht unter⸗ 
laſſen, zum Abſchied der Schriftleitung der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ im Namen der Leitung 
des Vereins für die überaus tatkräftige und be⸗ 
ratende Mithilfe zu danken. Beſonders muß ich 
die harmoniſche Zuſammenarbeit der Schriſt⸗ 
leitung und des Vorſtandes des Vereins Preußt⸗ 
ſcher Kommunalforſtbeamten hervorheben. Ich 
habe immer das Gefühl gehabt, und mit mir 
ſämtliche Vorſtandsmitglieder, daß die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ nur das Beſte der Kominmal⸗ 
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forfibeamien im Auge hatte. Möge ſie auf 
dieſem Wege weiter vorwärtsſchreiten, dann wird 
ſie auch fernerhin in den Kommunalforſtbeamten⸗ 
häuſern ein gern geſehener Gaſt ſein. 
Meſchede, den 24. März 1921. 
Müller. 


Nachſchrift. Wir danken dem hochverehrlichen 
or des ehemaligen Vereins Preußiſcher 
Kommunalforſtbeamten für die freundliche An⸗ 
erkennung unſerer Leiſtungen. Wir haben nichts 
weiter getan als unſere Pflicht, und wir würden 
deshalb auch erfreut ſein, wenn die preußiſchen 
Kommunalforſtbeamten weiter Leſer unſeres 
Blattes bleiben würden. Daß wir unſerſeits die 
Intereſſen des Standes der preußiſchen Gemeinde⸗ 
forſtbeamten in alter Form auch fernerhin vertreten 
werden, wird wohl bei all denen, die uns näher 
kennen, keinerlei Zweifel unterliegen. 
Verlag und Schriftleitung 
der „Deutſchen Forſt-Zeitung“. 


Se 
Betrifft Beitragszahlung. 

Es ſind Zweifel über die Zahlung der erhöhten 
Beiträge für 1920 laut geworden. Nach Rück⸗ 
sprache mit dem Rechtsbeiſtande des Vereins 
unterliegt es keinem Zweifel, daß die erhöhten 
Beiträge vom 1. April 1920 an gezahlt werden 
müſſen. 

Die vollen Beiträge für 1920 werden ſich 
wie folgt berechnen: 

Befold.⸗Gruppe X u. höher 2,50 + 75.00 = 77,50 . 

. „ VIII „ IX 250 -+6750=70,00 „ 
VI „ VI 2,50 + 60,00 = 62,50 „ 
IV „ V 2.,50 ＋ 30,00 32,50 „ 
6 „ I, II 2350-+15,00=17,50 „ 
Penſionäre zahlen 50% ihrer Gruppe. Alle bisher 
bezahlten Beiträge ſind von dieſem Betrage in 
Abzug zu bringen, ebenſo 20% für die Bezirks⸗ 
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ppen. 

Zahlungen find immer noch an den 
Sauerländiſchen Bankverein in Meſchede 
auf Konto des Vereins Preußiſcher 
Kommunal⸗Forſtbeamten zu leiſten. 

Müller, Vorſitzender. 
* 


Zu den Vorgängen in Caſſel. 

Zur Erwiderung des Artikels des Herrn Baltz 
in Nr. 7, betreffend „Auflöſung und Neu⸗ 
srientierung des Vereins Preußiſcher Kommunal⸗ 
forſtbeamten“, und des Artikels der Herren 
Stollenwerk und Grunow in Nr. 10 des „Deutſchen 

örſters“ als „Erwiderung auf den Artikel des 
errn Baltz“, teile ich folgendes mit: 

Ohne mich in irgendeinen Zeitungsſtreit ein⸗ 


zulaſſen, möchte ich hiermit feſtſtellen, daß ich die 
Leitung der Verſammlung niedergelegt habe, weil 


die Abſtimmung über einen von Herrn 


Grunow geſtellten Antrag als Verſammlungs⸗ 
Mit Aus⸗ 
nahme der Vertreter des Rheiniſchen Gemeinde⸗ 
ner Berens und der ehemaligen Bezirksgruppe 1) 


eiter rechtlich nicht decken konnte. 
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Wiesbaden des Vereins Preußiſcher Kommunal⸗ 
forſtbeamten, hatten die übrigen anweſenden 
Kommunalforſtbeamten nur für ſich perſönlich 
abgeſtimmt, bzw. für ſolche Kommunalforſtbeamten 
die Stimme abgegeben, für die ſie perſönlich 
ſchriftliche Vollmacht hatten. Wenn nun die 
Vertreter des Rheiniſchen Gemeindeförſter⸗Vereins 
ſowie der ehemaligen Bezirksgruppe Wiesbaden 
ohne eine vollgultige Vollmacht verſuchten, 
Stimmen für ihre ſämtlich angeſchloſſenen Mit⸗ 
glieder abzugeben, dazu noch die Vertreter des 
Rheiniſchen Gemeindeförſter⸗Vereins nicht einmal 
genau über die Mitgliederzahl orientiert waren, 
konnte ich im Intereſſe einer gerechten Ver⸗ 
ſammlungsleitung das Ergebnis der Abſtimmung 
als rechtsgültig nicht anerkennen. 

Meine perſönliche Stellung zum Komba oder 
dem Deutſchen Förſterbund ſpielten bei der 
an der Verſammlungsleitung keine 

olle. 


Meſchede, den 8. März 1921. Müller. 


Nachſchrift. Nach den obigen Mitteilungen 
zweifle ich keinen Augenblick daran, daß in meinem 
Bericht ein Irrtum enthalten iſt, der nach dem 
Verlaufe der Kaſſeler Verſammlung leicht unter⸗ 
laufen konnte. Wäre dieſe Berichtigung gleich 
erfolgt, würde ich ihr die ſofortige Anerkennung 
nicht verſagt haben, weil ich, wie ich bereits 
hervorgehoben habe, vorübergehend Beſprechungen 
außerhalb des Saales hatte. Baltz. 

CH 
Benachrichtigung. 

Nachdem die Herren Regierungspräſidenten 
die Regelung unſerer Nebenbezüge nach ſtaat⸗ 
lichem Muſter zugeſichert haben und auch in der 
Jagdfrage auf die Gemeinden einwirken wollen, 
bitte ich die Herren Kollegen, den Ablauf der 
Pachtzeit der ſtädtiſchen Jagden ſo zeitig lee 
mitzuteilen, daß eine Neuregelung zugunſten der 
Betriebsbeamten vorgenommen werden kann. 
Gleichzeitig bitte ich um Angabe, ob ſich ein 
Eigenjagdbezirk durch ein iſoliert gelegenes Wald⸗ 
oder Feldſtuͤck bilden läßt, oder ob im neuen 
Jagdpachtvertrag der Abſchuß des Beamten und 
Wildverwertung für eigenen Tiſch zu bean⸗ 
tragen ſein wird. Wenn irgendmöglich, iſt 
Eigenjagdbezirk anzuſtreben. Der Pachtpreis 
richtet ſich nach dem wirklichen Wert der Jagd, 
nicht Luxuspreis. 

Forſth. Dre bolienne, Poſt Carlswalde, 

Kreis Inſterburg, den 23. März 1921. 
Krücken, Vorſitzender der Bezirksfachgruppe. 


Jede Gabe iſt willkommen 


dem Unterſtützungsfonds des Vereins „Waldheil“, 

Neudamm, Bez. "ta, Sammlungen von Angehörigen 
der grünen Farbe, Freunden und Gönnern werden 

dringend erbeten. 
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` Baute jeden Poften 

Faulbaumholz. 
zahle gut. Preis. Robert Becker, 
obbel, Kr. Wolmirstedt. 
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Die Verlobung meiner Toch⸗ 
ter Charlotte mit dem Ober⸗ 
förfterfandidaten Herrn Altred 
Koppe beehre ich mich hierdurch 
anzuzeigen. (652 

Oberförſter M. Manke. 


Mittel b. Bautzen, Oſtern 1921. Seidorf i. Nſgb., Oſtern 1921. 


Meine Verlobung mit Fräu⸗ 
lein Charlotte mauke beehre 
ich mich anzuzeigen. 

Alfred Koppe. 
Oberförſterkandidat. 


Natel-Walthesfände 


mit S in jeder Größe 
in Brandenburg, Pommern und 
Mecklenburg zu kaufen gesucht. 
Vermittlung Proviſton. (882 
C. Schories, 
Baugeſchäft und Nutzholzhandlung, 
Spandau. Kloſterſtr. 27 
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Barbara me zen Beedle, Fgrbura Berens 
Hubert Machill 
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Förſter Herrn Bubert Machili 
beehre ich mich ergebenſt E 


5 1. Eitel grüßen als Verlobte. N ä we 

> . 8 Suche für meinen 16jähr. Sohn 

Oſtern 1921. F (Öbeeichinbanenn. on, side trank 
Peter Bereus. zur Erholung auf / Jahr 
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oe 
Pension 
in einem Forſthauſe in tannenreicher 
Gegend. Ang. mit Preisangabe an 
H. Stutzmann, Friſeur, 
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Nachruf. ! 
Am 20. d. Mts. verſchied nach kurzem, ſchwerem Leiden der 2 


Oberförſter u. Generalbevollmächtigte der 
Herrſchaft Crangen 


Herr Max Leſchner. 


In tiefer Trauer ſtehen wir an der Bahre dieſes vornehm 
gefinnten, geſchätzten Mannes, der uns ein wohlwollender und 5 
guter Vorgeſetzter war. 35 Jahre hat er in ſeltener Treue und 
Pflichterfüllung ſeines Amtes gewaltet, ſtets das Intereſſe ſeiner S 
Herrſchaft im Auge habend. Wir werden dem Entſchlafenen ein 
ehrendes Andenken erhalten und legen einen grünen u ` 


in Grab. 
e Die Forſtbenmten — 
deer gerrſch. Oberförſterel Crangen, Kr. Schlawe. 


Stellenangebote 


H 9 0 
Oberförſter 
m. voll. akad. ꝛc. Bildg. z. Verwalt. 
gr. Oberförſt. ſof. geſ. Bewerb. m. 
Zeugnisabſchr., Lebenslauf und 
Bild zu ſ. an (638 
Forſtinſpektion Eichhorſt 


bei Zawedz 
Kreis Gr.⸗Strehlitz, Oberſchl. 
(650 


Erfahrener, älterer 


Forſtſekretär 
für ſofort od. baldmöglichſt gesucht. 


Gehalt nach Vereinbarung. Ver⸗ 
heiratete oder ledige Bewerber mit 


auch Waldgüter jeder Art und Größe 


zu kaufen geſucht. Für Nachweis E Gre Fon (619 
Flexilis-Werke A.-G., Jansbeucer Se 
Idbestände | 

mit oder ohne Grund und bag vorwiegend Buche, ſowie 


aufgearbeitetes Holz 


frei Waggon lauch loko Wald) aus allen Provinzen Deutſchlands 
laufend zu kaufen gesucht. 

„Angebote unter Angabe des Sortiments, der Menge und des 
Preiſes, der Lage des Objektes und der R 


erbeten an d 
| Verein für chemiſche Juduſtrie, 
Frankfurt a. Main. 


Beachtung und Beratung 


bei Bemirtſchaftung von Teichen, 
Seen, Bächen übernimmt 8 


Dr. E. Walter, Pallenſtedt a. Harz. 


Schriftleiter der Neudammer Fiſcherei⸗Zeitung. 


abſchriſten, Lebenslauf und Lichtbild 
umgehend einreichen an das Fürst. 
Forstamt in Schloss Ujest. 0.-5. 


Forſtbeamte, 


feſtangeſtellt, erhalten Darlehen bis 
Mk. 5000 ohne jede Sicherheit auf 
10 Jahre. Rückporto u. Proſpekte 
3,50 K. General⸗Agent Aberle sen., 
663) Frankfurt a. m. 


Srlenceluche 


Witwe eines ſtaatl. Förſters, 
49. Jahre alt, evgl., sucht Stellung 


als Wiriſchafterin 


vom 1. Juni an bei älterem Herrn, 
auch im Forſthauſe bei alleinſtehendem 
FR Erfahren im Stadt: u. Land⸗ 

aushalt. Angeb. unt. B. G. 633 Bet 
d. Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Oſterwunſch. 


Ingenieurswitwe ohne Anhang, 
dkbld., angen., mittelgr. Erſchg., von 
beſtem Ruf und aus angeſehener 
Familie, sucht Lebensgefährten in 
ſicherer Poſition u. v. gut. Charakter, 
nicht unter 40 J. Geeignetem Herrn, 
am liebſten Beamten, Witwer evtl. 
nicht ausgeſchloſſen, wird ein ſonniges, 
a Familienleben zugefichert. 

usſteuer vorhanden. Gefl. Zuſchr. 
m. Lichtbild u. Angabe der näheren 
Verhältniſſe unt. Nr. 649 beförd. d. 
Geſch. der Diſch. Forſt⸗Z., Neudamm. 
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S Wattenscheid, Chauſſerſtr. 19. 


guten Empfehlungen wollen Zeugnis⸗ 


(ca. 60 % keimend) liefert bei brief 
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Samen u. Pflanzen 
Stiefernfamen ausverkauft 


e Forstverwaltung niegerhot 
b. Machlin, Bez. Röslin. 


DIN 


beſonders starke, garantiert deutſch 
Kiefern, unter Kontrolle d. Land 
wirtſchaftskammer Halle und de 
Deutſchen Forſt⸗ Vereins, ferne 
Banks u.Schwarzkietern, Fichten 
Erlen. Akazien, Eschen u, Birke 
K jähr. Kiefernmuſter u. Preisliſt 
frei zu Dienſten. 32 
Gottlir. Reichenbach, 
Zeischa bei Liebenwerda hr. 49 


622% %%% %%% %% %%% %%%. 
Kiefern⸗ und 
Fichteuſamen, 
garant. deutsch, von höchſter 
Keimkraft, ſowie ſämtl. Forſt⸗ 


ſamen und Pflanzen liefern 
in beſter Qualität zu billigſten 


Preiſen f (284 
Fritsch & Becker, 
Klenganſtalt u. Samenhandlg., 
Grosstabarz, Thür. Wald. 
i Preisliſte auf Verlangen. 


Rotbuchen⸗S. 
Gothen-Wilmes, Heinsberg i. W 


Etwa 500 000 ſtarke, 1 jährig 

Kiefernpflanzen, 

10 Mk. pro 1000 exkl. Fracht und 

Verpackung, gibt ab (662 

Stadtforſt Jaſtrow. 
Bez. Schneidemühl. 


H. Gaertner. 
Schönthal b. Sagan i. Schleſ. 


.- Gegründet 1850. ®®® 
Beſte Bezugsquelle für ſämtliche 


Forſtpflanzen ; 
Sortipflanzen 
mit höchſter Keimfähigkeit. 


Hochkeimende, ſchuppenfreie 


Wuſſorroterlenſaat 


licher Preisangabe (557 
H. Gaertner, 

Geſchäftshaus für Forſtwirtſchaft, 

Schönthal bei Sagan i. Schles, 


aller Art, (462 
beſonders Kiefern oder 
Föhren, Fichten uſw. 

liefert billigſt 
Robert Nielsen, 
Baumſchulen, 
Eggerſtedt⸗Rellingen L Holit. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Jorſtliche Rundſchau und 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Tie Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. 
anſtalten (eingetragen in die deutſche 
Deutſchland und das alte Sfterreich-Ungarn 13.50 
dem Ausland erfolgt nach 


Bezngaprers: Viertellährlach 10,50 ME. bei alen Geh, 
Poſtzeitungspreisliſte für 1921, S 
Mk., im Weltpoftverein 16 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach 
den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, 


Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 


Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 
Arbeitseinſtellungen oder Ausſperrungen hat der Bezieher 


keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


— [,, ̃ (-:: j¶ ws... . 
gie den ohne Vorbehalt eingeſandten Beitragen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Ber 


trage, ſur die Entgelt gefordert wird, wolle 
auch anderen Zeuſchriſten übergeben werden, 
Unberechtigter Nachdruck 


Nr. 15. 


man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen 


Beitrage, die von ihren Verfaſſern 


werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres 
wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Neudamm, den 10. April 1921. 
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36. Band. 


Die Sozialiſierung der Forſtwirtſchaft. 
Von Prof. Dr. Chriſtoph Wagner, Stuttgart. & Präſident der württembergiſchen Staatsforſtverwaltung. 
(Schluß.) 


Liegt ſomit das Bedürfnis nach ſtaatlichem 
Eingriff in die Privatwaldwirtſchaft im Gemein⸗ 
intereſſe unzweifelhaft vor, ſo erhebt ſich die ent⸗ 
ſcheidende Frage: Wie ſoll dieſe Einwirkung 
erfolgen? 

Der Bürokrat wird ſofort nach „Staats- 
aufſicht“ rufen! Dieſe liegt ja auch heute ſo nahe, 
wo noch alles unter dem friſchen Eindruck der Zwangs⸗ 
wirtſchaft des Krieges ſteht. Staatsaufſicht beſteht 
ja auch ſchon da und dort in gewiſſem Maße, auch 
ſtände für dieſen Zweck die ſchon vorhandene Or⸗ 
ganiſation der Staatsforſtverwaltungen zur Verfügung, 
wenn man dieſen geduldigen Schultern neue Laſten 
aufbürden wollte. 

Wenn wir in die Vergangenheit zurückblicken, ſo 
finden wir dort die ſchönſten Beiſpiele für verſchiedene 
Formen der Staatsaufſicht und ihre Wirkung, die 
uns als Vorgänge dienen könnten, noch beſſer vielleicht 
liefert uns ſolche die heutige Einwirkung des Staates 
auf die Gemeindewaldwirtſchaft in den verſchiedenen 
Landern. Man unterſcheidet hier in ihren Ab⸗ 
imfungen je nach dem Maße des Eingriffs: All⸗ 
gemeine Vermögensaufſicht, techniſche Betriebsaufſicht 
ſowie bedingte oder volle Beförſterung. 

Ich brauche auf den heutigen Stand der Staats⸗ 
aufſicht über den Privatwald in den deutſchen Ländern 
nicht einzugehen; ihr Erfolg war, wo ſie beſteht, 
jedenfalls ein recht mäßiger. Sie ging in ihren 
Wirkungen nicht über die urſprünglichſten Forderungen 
der Walderhaltung hinaus (Verbot der Rodung und 
Verwüſtung, Gebot der Wiederaufforſtung), während 
die Beſtimmungen, die eine Hebung der Wirtſchaft 
bezwecken, ſoweit ſie überhaupt beſtehen, höchſtens 
platoniſcher Art ſind. 

So kann ich auch in einer Ausdehnung der 
unmittelbaren und verſchärften Staats- 
aufſicht auf das ganze Reichsgebiet nicht das 
erblicken, was uns zum Ziele führen wird, möchte 
vielmehr den Grundſatz aufſtellen, daß die un⸗ 
mittelbare Einwirkung des Staates auf 
die private Forſtwirtſchaft auf ein Mindeſt⸗ 
maß beſchränkt werden ſollte, etwa auf das 
ſchon vielfach beſtehende Rodungs⸗ und Verwüſtungs⸗ 
verbot und den Wiederaufforſtungszwang, wozu neu 


das Teilungsverbot treten ſollte, während weitere 
Eingriffe lähmend und hemmend auf die wirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung wirken könnten, weil ſie leicht ein⸗ 
ſeitig und bürokratiſch erfolgen würden (4. B. 
Vorlage aller Nutzungs⸗ und Wirtſchaftspläne zur 
Genehmigung!). 

Gegen verſchärfte Staatsaufſicht über den Priwat⸗ 
wald ſpricht auch ein Moment, das vielleicht nicht 
immer genügend Beachtung findet, nämlich daß den 
Staatsforſtverwaltungen und ihren Beamten nicht das 
Odium eines weitgehenden Eingriffs in das freie 
Beſtimmungsrecht des Privaten, zumal in heutiger 
Zeit, aufgeladen werden darf. Sie müßten im 
wohlverſtandenen eigenen Intereſſe ein ſolches An⸗ 
ſinnen ablehnen. 

Wollen wir unſerem Ziel nachhaltiger Ertrags- 
ſteigerung im Privatwald näherkommen, ſo müſſen 
wir meines Erachtens die übliche Bahn unmittelbarer 
Einwirkung durch vorwiegend negative Polizei⸗ 
vorſchriften verlaſſen und einen anderen Weg ein⸗ 
ſchlagen: den der mittelbaren Förderung in 
poſitiver Richtung durch Erhaltung und Schu 
geeigneter Beſitzformen, durch Beratung und Be⸗ 
lehrung der Waldbeſitzer, durch Forderung ent⸗ 
ſprechender Sachkunde für Wirtſchaftsleiter und 
Vollzugsperſonal, durch allgemeine Einrichtungen für 
Ausbildung und Fortbildung des Perſonals und 
insbeſondere durch Förderung der forſtlichen Or⸗ 
ganiſationen. 

Ich gehe dabei von der Erwägung aus, daß 
jeder normale Waldbeſitzer ganz von ſelbſt auf 
höchſten Ertrag wirtſchaften will. Tut er 
es in Wirklichkeit nicht, ſo geſchieht dies nur in 
den ſeltenſten Fällen, weil der Wille zu abſicht⸗ 
lichem Verzicht auf höchſten Ertrag zum Schaden 
auch der Allgemeinheit vorliegt, was ſcharfen Zwaug 
rechtfertigen würde; es geſchieht vielmehr aus 
mangelnder Sachkunde, wegen fehlender Hilfsmittel 
oder Organe, wegen beſtehender äußerer Betriebs⸗ 
hinderniſſe, die in Größe, Form, Lage der Waldfläche, 
in der Holzart uſw. begründet find, oder endlich aus 
den geſamtwirtſchaftlichen Verhältniſſen des Beſitzers 
heraus (Bedarf ſeiner Landwirtſchaft, Geldbedarf uſw) 
Es bedarf alſo in den meiſten Fällen nur der Be⸗ 
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jeitigung der Hinderniſſe, die den Waldbeſitzer von 
beſter Wirtſchaft im Sinne auch des Gemeinwohls 
abhalten, um hier Wandel zu ſchaffen. Es iſt auch 
pſychologiſch richtiger und verſpricht beſſeren Erfolg 
auf wirtſchaftlichem Gebiet, wenn man den freien 
Willen des Beſitzers zum Guten lenkt, als wenn 
man ihn durch polizeilichen Zwang abſtößt. Man 
muß daher dem Waldbeſitzer mit Rat und Tat nahen, 
nicht mit Zwang, der auf Ausnahmefälle beſchränkt 
bleiben ſollte, und das geſchieht am beſten nicht 
durch den Staat ſelbſt; das geeigneteſte 
Organ hierfür iſt vielmehr die korporative 
Vereinigung der Waldbeſitzer ſelbſt. Selbſt⸗ 
verwaltung muß hier Platz greifen! Der Selbſtver⸗ 
waltungskörper der Waldbeſitzer tritt dem einzelnen 
Genoſſen ganz anders gegenüber, genießt von Anfang 
an deſſen Vertrauen und iſt viel mehr in der Lage, 
beratend und überredend einzuwirken und den Ver⸗ 
hältniſſen des Einzelnen Rechnung zu tragen; von 
ihm nimmt er viel eher Rat an als von ſtaatlichen 
Organen und läßt ſich ſchließlich ſogar zwingen. Bei 
entſcheidender Mitwirkung eines Selbſtverwaltungs⸗ 
organs wird ſich der Zwang auf äußerſte Fälle be: 
ſchränken laſſen. 

Der Staat und ſeine Geſetzgebung müſſen ſomit 
an das eigene Intereſſe der Waldbeſitzer für Hebung 
ihrer Wirtſchaft anknüpfen und vor allem deren 
korporativen Zuſammenſchluß fördern. Einer Körper⸗ 
ſchaft des Geſamtwaldbeſitzes (Forſtwirtſchaftsrat) 
muß die Aufgabe der Hebung übertragen werden; 
ſie wäre durch Geſetz mit entſprechenden Befugniſſen 
auszuſtatten, um zuſammen mit dem Staat das Auf⸗ 
ſichtsorgan und ſelbſtändig die Ausführungsorgane 
(Geſchäftsſtelle, Außenbeamte uſw.) zu beſtellen. In 
dieſem Sinne find Reichsregierung und Reichsforſt⸗ 
wirtſchaftsrat an der Arbeit, um zwei Rahmen⸗ 
geſetze zu ſchaffen, die eine gleichartige Durch⸗ 
führung einerſeits der forſtlichen Berufs- 
vertretung (Forſtwirtſchaftsräte) und andererſeits 
der Maßnahmen zur Hebung der nichtſtaat⸗ 
lichen Forſtwirtſchaft (Keichsforſtgeſetz) für Reich 
und Länder ſichern ſollen. Der Gedanke der Be⸗ 
förſterung des Privatwaldes durch den Staat, ja 
ſelbſt eine weitergehende Staatsaufſicht wurden bei 
den vorbereitenden Beratungen im Ausſchuß des 
Reichsforſtwirtſchaftsrats ſeitens der Fachvertreter 
einmütig abgelehnt, ebenſo wie der Entwurf eines 
Waldgeſetzes für den Volksſtaat Heſſen, der eine weit⸗ 
gehende Staatsbeförſterung ſogar verbunden mit 
einem Eingriffsrecht des Staates in das Wald⸗ 
eigentum der Privaten in Ausſicht nahm. Dieſer 
Entwurf dürfte denn auch nicht vor die heſſiſche 
Volksvertretung gelangen. 

Neben der Schaffung von Berufsvertretungen 
und der Übertragung der Aufgabe einer Hebung 
der Privatwaldwirtſchaft an dieſelben in Reich und 
Staaten durfte erſter Grundſatz der Rahmengeſetze 
ſein, dieſe Berufsvertretungen ſelbſtändig zu 
machen und von denjenigen der Landwirtſchaft los⸗ 
zulöſen, mit denen ſie unglückſeligerweiſe nach dem 
Vorgang Preußens heute faſt überall, in durchaus 
nachteiliger Form verbunden ſind. Die Loslöſung 
von den Landwirtſchaftskammern und die 
Schaffung einer eigenen ſelbſtändigen 
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Berufsvertretung iſt heute eine Lebens⸗ 
frage für die Forſtwirtſchaft, ohne die ihr 
eine hemmungsloſe Aufwärtsentwicklung 
nicht beſchieden ſein wird. Gelingt die 
Schaffung, ſo iſt dieſe Berufsvertretung das gegebene 
Organ für Hebung der Privatforſtwirtſchaft, und es 
bliebe dem Staat nur noch die Aufgabe, ihr die er⸗ 
forderlichen Kräfte zu leihen (Umlagebefugnis zur 
Gewinnung der Mittel für Durchführung ihrer Auf⸗ 
gaben und Zwangsmittel gegen Rodung, Verwüſtung, 
Odliegenlaſſen der Kahlflächen und Teilung und fur 
Bildung von Genoſſenſchaften und Wegräumung von 
Betriebshinderniſſen). 

Nun wäre ſchließlich noch zu unterſuchen, was 
denn eigentlich zur Hebung der Privatwaldwirtſchaft 
geſchehen ſollte. Die Aufgabe iſt groß und beſteht 
meines Erachtens vor allem in einer allgemeinen 
Waldflurbereinigung zur Abſtellung äußerer Be⸗ 
triebshinderniſſe, dann in der Sicherung der 
Nachhaltigkeit im weiteren und engeren Sinne, 
und endlich in der Beſtellung von Sadver- 
ſtändigen und Hilfsorganen für die Be— 
wirtſchaftung, ſoweit ſie ſich der Einzelne nicht 
IHaffen fann. In weitem Umfang könnten hier 
Staat und Gemeinden mit der Privatwald⸗Organiſation 
im allſeitigen Intereſſe zuſammen arbeiten. 

Was zunächſt die allgemeine Waldflur⸗ 
bereinigung betrifft, ſo möchte ich darunter alle 
Maßregeln der Zuſammenlegung und Gliederung auf 
der geſamten Waldfläche des Landes verſtehen, die 
geeignet ſind, verwaltungs⸗ und betriebstechniſche 
Hinderniſſe der herrſchenden ungünſtigen Gemengelage 
und zu weitgehender Waldflächenteilung, wie ſie 
der Zufall geſchaffen hat, nach Möglichkeit weg⸗ 
zuräumen. Eine ſolche Bereinigung ſcheint mir ganz 
allgemein, nicht allein im Intereſſe der Hebung des 
Forſtbetriebes, ſondern heute auch beſonders deshalb 
notwendig, weil die Koſten für Entlohnung des 
Betriebsperſonals ſo hoch geworden ſind, daß jetzt 
nicht wenige Waldbeſitzer genötigt ſein werden, ſich 
nach Erleichterung der Laſten durch Verſtändigung 
beziehungsweiſe Vereinigung mit ihren Nachbarn 
umzuſchauen, und zwar nicht allein die Privaten, 
ſondern auch, wenn auch in geringerem Maße, 
Gemeinden und Staat. Es wird ſich alſo nicht 
ſelten um Vereinigung von Flächen verſchiedener 
Beſitzer zu gemeinſamer Oberleitung, Betriebsführung, 
Vollzug und Forſtſchutz handeln zwecks beſſerer, 
ökonomiſcherer Ausnutzung der teueren Arbeitskräfte 
oder zur Ermöglichung einer Aufſtellung ſolcher über⸗ 
haupt. Weiterhin kommen in Betracht Grenzregelung 
und Austauſch von Waldflächen zur Wegräumung von 
Betriebshinderniſſen, Vereinigung zu gemeinſamer 
Aufſchließung von Waldungen durch rationelle Be⸗ 
förderungsbahnen, Wege uſw., Zuſammenſchluß ſtark 
parzellierter Waldkomplexe zu Waldgenoſſenſchaften 
verſchiedener Art unter Wahl derjenigen Form, die 
den Verhältniſſen, dem Zweck und dem Willen der 
Waldbeſitzer am meiſten entſpricht. 

Eine weitere Aufgabe iſt die Sicherung der 
Nachhaltigkeit, wobei je nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe die Nachhaltigkeit der Holzerzeugung (Klein⸗ 
beſitz) oder der Holzlieferung aus dem Wald (Mittel: 
und Großbeſitz) anzuſtreben wäre. Die erſtere Nach⸗ 
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haltigkeit wäre allgemein zu fordern, die letztere, 
ſoweit möglich und im allgemeinen Intereſſe nötig, 
anzuſtreben. Jedenfalls aber ſollte jeder Beſitzer 
wiſſen, wie groß Vorrat und Zuwachs ſeines Waldes 
find, damit er einen Maßſtab für die Nachhaltigkeit 
ſeiner Wirtſchaft gewinnt. 

Endlich wäre für Beſtellung einer ſolchen 
Zahl von Sachverſtändigen zu ſorgen, daß es 
ledem, auch dem kleineren Waldbeſitzer, ohne über⸗ 
mäßigen Aufwand möglich iſt, ſich ſachkundige Be⸗ 
ratung, Oberleitung, Betriebsführung, Vollzug und 
Schutz für ſeinen Betrieb zu beſchaffen. Und ebenſo 
wäre für gemeinſame Einrichtungen zu ſorgen, die 
ſich der einzelne, auch der größere Waldbeſitzer nicht 
ſelbſt ſchaffen kann, die aber jeder nach Bedarf 
benutzen würde: Holzverkaufs⸗ und Auskunftsſtelle, 
Einrichtungsanſtalt, Wegbauanſtalt, Ausbildungs⸗ und 
Fortbildungs⸗Einrichtungen uſw. 

Die Organiſation würde nur überall da ein⸗ 
greifen, wo ihre wirtſchaftliche Hilfe notwendig er⸗ 
ſcheint, wo ſie von Beſitzer oder Aufſicht angerufen 
wird, von letzterer, wo augenfällige Mängel abzu⸗ 
ſtellen ſind auch gegen den Willen des Beſitzers, 
nicht aber da, wo die Wirtſchaft ſchon gut organiſiert 
iſt. Es bliebe ſomit jedem Beſitzer frei, ſelbſtändig 
nach den zu Anfang erwähnten allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen der Reichsverfaſſung zu wirtſchaften oder ſich 
enger an die Einrichtungen des Verbandes anzu⸗ 
ſchließen. 

Auch ein Vorſchlag bedingter Beförſterung erſcheint 
der Erwägung wert, der dahin geht, daß für den⸗ 
jenigen, der ſich nicht freiwillig der Selbſtverwaltungs⸗ 
Organiſation der Waldbeſitzer unterſtellt, die Zwangs⸗ 
bewirtſchaftung ſeitens des Staats eintritt. 

Als Grundlage für dieſe Organiſation genügen 
meines Erachtens wenige Geſetzesbeſtimmungen, vor 
allem: 

1. Die Wirtſchaft in allen Wäldern des Reichs muß 
auf höchſten Ertrag gerichtet ſein und durch voll⸗ 
geprüfte Fachleute geleitet werden. 

2. Alle Waldbeſitzer der Länder werden zu öffentlich⸗ 
rechtlichen Verbänden vereinigt, denen die Aufgabe 
der Hebung der nichtſtaatlichen Forſtwirtſchaft 
übertragen wird. 
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3. Die allgemeine Überwachung der Privatwaldwirt⸗ 
ſchaft des Landes erfolgt durch eine Kommiſſion 
des Forſtwirtſchaftsrats. 

Dieſe Beſtimmungen hätten den Vorteil, daß 
ſie alle Waldbeſitzer gleich behandeln und doch jedem 
nach ſeiner Eigenart gerecht werden, da ſie überall 
das wirtſchaftlich Fehlende ergänzen. Die Einwirkung 
auf den gut organiſierten Fideikommiß⸗Großbeſitz 
würde nur im Sinne einer allgemeinen Aufſicht er: 
folgen und einer Unterſtützung bei Maßnahmen der 
Waldflurbereinigung, während beim Mittelbeſitz 
vielfach erſt für beſte Betriebsleitung und Wirt⸗ 
ſchaftsführung zu ſorgen wäre; hier müßte die Ye 
ſtellung guter Sachverſtändiger, nötigenfalls unter 
Vereinigung benachbarter Komplexe verſchiedener 
Beſitzer, Verſtändigung, Tauſch, Beſitzabrundung uſw. 
Platz greifen Am weiteſten ginge die Einwirkung auf 
den parzellierten Kleinbeſitz, der ſolcher am dringendſten 
bedarf. Hier wäre vor allem für Beſchaffung ſach⸗ 
verſtändigen Rats und Wegräumung der zahlreichen 
Betriebshinderniſſe zu ſorgen, durch Tauſch, Genoſſen⸗ 
ſchaftsbildung. Wegebau uſw., insbeſondere durch 
Zuſammenlegung aller Waldflächen, die ſelbſtändig 
nicht bewirtſchaftet werden können, zu geſchloſſenen 
Wirtſchaftskomplexen (Waldgenoſſenſchaften). 

Welches nun die Löſung der heute in Fluß be⸗ 
findlichen Fragen ſein wird, läßt ſich jetzt noch nicht 
mit Sicherheit vorausſehen; ſo viel iſt aber ſicher, daß 
der Sozialiſierungsgedanke der neuen Zeit dem Walde 
und dem Reiche nur dann zum Segen gereichen kann, 
wenn er ſich auswirkt nicht als Zerreißung und Auf⸗ 
teilung, nicht als polizeiliche Staatsaufſicht, ſondern 
als Zuſammenfaſſung und Zuſammenſchluß 
aller forſtlichen Kräfte gewiſſermaßen zu 
einer großen Genoſſenſchaft aller Wald— 
beſitzer, die auf allen Gebieten zuſammen 
arbeiten und ſich gegenſeitig ſtützen und 
fördern mit dem Ziele, die Waldwirtſchaft 
im Reiche allgemein zu heben und die Vor⸗ 
bedingungen zu ſchaffen für höchſte Grott, 
entfaltung der geſamten Forſtwirtſchaft im 
Gegenſatz zur heutigen Zerſplitterung. 

Das wäre Sozialiſierung im beſten 
Sinne! 


Zur Novelle zum Forſtdiebſtahlsgeſetz. 


Von Hegemeiſter Simon, Neudamm. 


Unter allen Umſtänden iſt zuzugeben, daß die 
Ausführungen von Amtsgerichtsrat Goebel, Myslo⸗ 
witz, die ſich in Nr. 12 auf Seite 209 mit der Novelle 
zum Forſtdiebſtahlsgeſetz beſchäftigen, den Wunſch 
erkennen laſſen, daß die Forſtwirtſchaft auch ferner 
gegen alle unberechtigten Eingriffe geſchützt werden 
müſſe. Da die neuen Vorſchriften nun einmal 
Geſetz geworden ſind, bleibt den Forſtbeamten 
nur übrig, ſich damit abzufinden. Daß ihnen 
dabei wieder eine Reihe neuer ſchwieriger Auf⸗ 
gaben erwächſt, liegt auf der Hand. Haben die 
neuen Vorſchriften erſt größeren Eingang in die 
Kreiſe der Bevölkerung gefunden, ſo wird natürlich 
jeder Frevler beſtrebt ſein, für ſeine Straftat die 
Zubilligung „mildernder Umſtände“ zu erlangen. 
Der Forſtbeamte muß daher in jedem einzelnen 
Falle darauf vorbereitet ſein, all jene Umſtände 
einwandfrei klarzuſtellen, die dafür oder dagegen 
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ſprechen. Dies wird bereits bei der Aufſtellung 
der Liſten zu beachten ſein. Da an dem Verfahren 
ſelber nichts geändert worden iſt, ſo iſt es not⸗ 
wendig, daß zunächſt ſchon der Amtsanwalt in 
jedem einzelnen Falle ein verläßliches Urteil über 
alle Umſtände gewinnt, um für die Strafanträge 
den richtigen Maßſtab zu finden. Dasſelbe iſt auch 
für die Richter erforderlich, um die Anordnungen 
für den zu erlaſſenden Strafbefehl dem Geſetze 
entſprechend zu treffen. Unmöglich kann es in 
der Abſicht des Geſetzgebers gelegen haben, jeden 
einzelnen Fall behufs näherer Klarſtellung zur 
Hauptverhandlung zu bringen. 

Zunächſt wird es ſich alſo darum handeln, 
„Richtlinien“ für die allgemeine Handhabung der 
Strafverfolgung dafür zu finden, was als mildern⸗ 
der Umſtand anzuſehen iſt. Hier wird ſich auch 
für die Forſtverwaltungsbeamten in ihrer Eigen⸗ 
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ſchaft als Forſtamtsanwalt ein ſehr reiches Feld der 
Tätigkeit auf dem Gebiete des Forſtſchutzes finden. 
Sie werden unter allen Umſtänden die weniger 
mit forftwirtid aftlichen Fragen vertrauten Richter 
darüber aufzullaren haben, von welchen Geſichts⸗ 
punkten aus alle bei Begehung eines Forſtfrevels 
vorliegenden Umſtände ins Auge zu faſſen ſind, 
und dieſe auch mit Nachdruck vertreten müſſen. 

Hierfür verläßliche Unterlagen zu ſchaffen wird 
in erſter Linie Aufgabe der anzeigenden Beamten 
ſein. Zweifellos iſt, daß den Beamten des Außen⸗ 
dienſtes hiermit wieder eine neue, umfangreiche 
Aufgabe erwächſt. Sie werden ſich dieſer aber mit 
Rückſicht auf die Erhaltung des in unſern Forſten 
immer noch erhaltenen Gemeingutes mit der 
größten Hingebung unterziehen. Dabei wird es 
vor allen Dingen darauf ankommen, eine geeignete 
Form für die Abfaſſung der fraglichen Anzeigen 
zu finden. In dieſen müſſen alle die Umſtände 
enthalten ſein, die für die Beurteilung des Falles 
in Frage kommen können. 

Es iſt eine alte Erfahrung, die ſich faſt regel⸗ 
mäßig beſtätigt, daß, ſobald forſtliche Fragen 
öffentlich behandelt werden, ſich zeigt, daß dieſe 
im allgemeinen doch ſehr wenig bekannt ſind. 
Einen Beweis hierfür geben wieder die beiden 
in Nr. 12 S. 209 erwähnten Beiſpiele aus der 
„Deutſchen Richterzeitung“ vom 1. März 1920. 
Hier das alte Mütterchen mit dem Schlittchen, 
auf dem abgeſägte trockene Zweige aus dem 
Walde geholt werden, dort der rüſtige Mann mit 
einer entwendeten Holzmenge, die von dem 
Waldbeſitzer bereits zugerichtet worden iſt. Beide 
Fälle ſollen auch hier, wenn auch vom forſtlichen, 
aber durchaus ſachlichen Standpunkte aus, näher 
erörtert werden. 

Es unterliegt gewiß nicht dem geringſten 
Zweifel, daß das Mütterchen in drückendſter Not⸗ 
lage gehandelt hat, denn bei Winterkälte, Eis und 
Schnee wird ſo leicht keine alte Frau in den Wald 
gehen, um Holz für den Bedarf zu entwenden. 
Bei richtiger Fürſorge iſt dies auch gar nicht nöt'g. 
Man ſollte den Forſtmann nicht für ſo hartherzig 
halten, daß er nicht Mittel und Wege zu finden 
ſucht, die es den Bedürftigen möglich machen, 
Hoi zu geeigneter Zeit auf rechtlichem Wege den 
nötigen Holzbedarf für den Winter zu ſchaffen. 
Er muß dabei aber von den zuſtändigen Behörden 
unterſtützt werden. Geſchieht dies nicht, dann iſt er 
allein natürlich nicht in der Lage, ſolchen Not⸗ 
ſtänden zu begegnen. S 

Daß nun aber der Diebſtahl von zugerichtetem 
Holze, der durch einen rüſtigen Mann ausgeführt 
worden iſt, in der „Richterzeitung“ eine ſo milde 
Beurteilung findet, iſt ein Beweis dafür, wie 
wenig dem Verfaſſer die forſtlichen Verhältniſſe 
bekannt ſind. Es iſt bedauerlich, daß ſolche Hand⸗ 
lungen als unter die Beſtimmungen des § 370 
Nr. 5 des St.⸗G.⸗B. fallend aufgefaßt werden 
und in Richterkreiſen eine ſolche Beurteilung 
finden. Wer darüber unterrichtet iſt, welche Sorgen 
und Arbeiten dam.t verbunden find, die im Walde 
zerſtreut ſtehenden aufgearbeiteten Holzvorräte vor 
widerrechtlichen Aneignungen zu ſchützen, würde 
ſich bald zu einer anderen Auffaſſung bekennen. 
Es iſt aber ein großer Fehler, daß gerade dieſen 
Gegenſtänden in der forſtlichen Preſſe eine fo 
peringe Anteilnahme entgegengebracht wird. Über 
ie zweckmäßegſten Wirtſchaftsformen, und wie 
der Waldboden dazu angeregt werden kann, 
höhere Erträge zu erzeugen, wird oft genug 
geſchrieben. Zu Äußerungen darüber, wie dieſe 
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beſten zu ſchützen ſind, wollen ſich berufene Federn 
kaum finden. Die Außerungen einzelner, zu denen 
beſonders der kürzlich verſtorbene Geheimrat 
Profeſſor Dr. Dickel gehörte, verhallen wie die 
Stimme eines Predigers in der Wüſte. 

So iſt es auch diesmal geweſen, als die 
Vorſchläge zur Abänderung des Forſtdiebſtahls⸗ 
geſetzes zur Beratung vorlagen. Die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ war die einzige Fachzeitſchrift, 
die ſich, wie aus den Ausführungen auf Seite 209 
hervorgehoben worden iſt, dazu mehrfach geäußert 
hat. Hier lag eine Gelegenheit vor, bei der auch 
die Forſtverwaltungsbeamten ernſtlich für die 
Erhaltung eines dauernden geſetzlichen Schutzes 
des Waldes hätten eintreten müſſen. 

Es iſt jedoch zwecklos, bei dieſer Frage länger 
zu verweilen. So, wie die Sachen nun einmaf 
liegen, hat die Forſtwirtſchaft ſich, wie bereits 
bemerkt, mit den beſtehenden Tatſachen abzufinden. 
Zweifellos ſteht feſt, daß allen Beamtenkreiſen, 
die bei der Strafverfolgung der Forſtfrevler mit⸗ 
zuwirken haben, ducch die neuen Vorſchriften 
eine erhebliche Mehrarbeit erwächſt. Wie dieſe ſich 
bei den Beamten des äußeren Forſtdienſtes 
im allgemeinen geſtalten wird, iſt bereits kurz 
angegeben. Demnächſt wird ſich der Forſtamts⸗ 
anwalt mit jedem einzelnen Falle eingehend zu 
beſchäftigen haben, um den richtigen Maßſtab für 
den Antrag auf Erlaß des Strafbefehls zu fenden. 
Die gleiche Aufgabe fällt auch dem Forſtrichter zu, 
um auch ſeinerſeits alle Umſtände für die im Straf⸗ 
befehl feſtzuſetzende Buße richtig zu bemeſſen. Vor⸗ 
auszuſehen iſt, daß Lë in unzähl gen Fällen 
zwiſchen beiden Stellen Meinungsverſchiedenheiten 
ergeben müſſen, die zu Rückfragen und Aufklärungen 
führen werden. Kommt dann auf dieſem Wege 
eine Einigung nicht zuſtande, ſo wird nichts übrig 
bleiben, als in die Hauptverhandlung einzutreten, 
was mit Arbeiten und Koſten verbunden ſein 
wird. Im Laufe der Zeit, wenn erſt die „mil⸗ 
dernden Umſtände“ Gemeingut der Bevölkerung 
geworden ſind, wird natürlich jeder Forſtfrevler 
beſtrebt ſein, dieſe auch für ſich in Anſpruch zu 
nehmen, und dann meiſt mit einem Rechtsbeiſtande 
zur Hauptverſammlung erſcheinen. Genug, gerade 
die Forſtbeamten werden unter dieſen , Segnungen“ 
der Neuzeit ein gerütteltes Maß von ärgerlicher 
Berufsarbeit erhalten. 

Wie wenig nun gerade die Rechtsanwälte und 
auch wohl viele andere Juriſten mit dem Gebiete 
des Forſtſchutzes und der für dieſes beſtehenden 
Geſetzgebung vertraut ſind, möge zum Schluß 
nachſtehendes Schreiben eines Rechtsanwalts be⸗ 
weiſen, das mir für dieſe Arbeit zur Verfügung 
geſtellt worden iſt. Es lautet folgendermaßen: 

„In der Strafſache gegen 1. den Gärtnerſohn 
Heinrich W., 2. den Gaſtwirtsſohn Karl W., 
beide in Z., die am 28. Februar 1920 drei bzw. 
vier Stämme im Werte von 345 bzw. 460 Mk. 
entwendet hatten, iſt die Geldſtrafe im Gnaden 
wege auf 1800 bzw. 1500 % herabgeſetzt worden. 
Daneben iſt der Anſpruch auf Werterſatz beſtehen 
geblieben. 

Ich höre nun von den Angeklagten, daß der 
eine das Holz bereits zurückgegeben hat, der 
andere es noch abliefern wird. Wenn dies der 
Fall iſt, ſo dürfte doch wohl die Herrſchaft auf 
den Werterſatz verzichten. Es kommt nun weiter 
noch dazu, daß mir vom Gericht auf Anfrage 
mitgeteilt wird, daß auch die Geldſtrafe 
von 1500 bzw. 1800 & an die Herrſchaft aus⸗ 
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gezahlt werden wird, da in Forſtdiebſtahlsſachen 
der Geſchädigte ſogar auch noch die Geldſtrafe 
ausgezahlt befommt. Die Herrſchaft würde alſo 
ihr Holz zurückbekommen, und noch obendrein 
1500 345 1845 „ bzw. 1800 460 ＋ 2260 / 
erhalten. Das wäre doch ganz unmöglich; 
es iſt doch kaum anzunehmen, daß die Herrſchaft 
für nichts ſo hohe Beträge annehmen wird. 

Ich kann mir kaum denken, daß der Stand⸗ 
punkt des Gerichts bezüglich der an die Herrſchaft 
auszuzahlenden Geldſtrafe richtig ſein kann. 
Iſt er aber richtig, ſo darf ich wohl mit Recht 
erwarten, daß ſie beiden Verurteilten das 
denkbar größte Entgegenkommen zeigen wird, 
zumal wenn ſie das Holz in natura zurück⸗ 
bekommt. 

Ich bitte um gefälligen Beſcheid, ob und wie 
die Herrſchaft ein Entgegenkommen zu zeigen 
bereit iſt.“ N., Rechtsanwalt. 


Aus dieſem Schreiben geht hervor, wie geringe 
Anteilnahme der forſtlichen Geſetzgebung in ju⸗ 
riſtiſchen Kreiſen entgegengebracht wird. Es 
könnte ſonſt nicht vorkommen, daß einem Rechts⸗ 
anwalt bei der Abfaſſung eines Schreibens ſolche 
Fehler unterlaufen, wie es in dem vorliegenden 
Falle geſchehen iſt. Hätte der Verfaſſer es für 
nützlich erachtet, ſich vorher zu unterrichten, ſo müßte 
er wiſſen, daß der $ 34 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes 
die Beſtimmung enthält, daß die auf Grund 
dieſes Geſetzes eingezogene Geldſtrafe dem Ge⸗ 
ſchädigten zufließt. Wer mit dem Weſen des Forſt⸗ 
ſchutzes vertraut iſt, wird dies auch nur billig finden. 
Hat man ſchon früher in Nürnberg keinen Dieb 
gehängt, ehe man ihn hatte, ſo kann auch kein 
Forſtfrevler beſtraft werden, ehe ihm die Straftat 
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nachgewieſen if. Im allgemeinen kann bei der 
Eigenart des Forſtbetriebes nur ein geringer Teil 
der Forſtfrevler abgefaßt werden; die meiſten 
Frevel bleiben ungeſühnt, und der Waldbeſitzer 
hat den Schaden. Dieſer beſteht nun aber nicht 
allein in dem Wertverluſt des Entwendeten, 
ſondern auch in dem Zukunftsverluſte, der dadurch 
entſteht, daß die Stelle, wo der entwendete Baum 
ſtand, bis zum Schluſſe der Umtriebszeit keine 
Erträge bringt. 

Wenn am Schluſſe der Ausführungen auf 
Seite 213 der Wunſch ausgeſprochen worden iſt, 
daß die Forſtbeamten mit allen Kräften dazu bei⸗ 
tragen werden, daß die Entſcheidungen im Sinne 
der neuen Beſtimmungen ausfallen, ſo ſoll dieſes 
gerne befolgt werden. Bei dem Zuge der Weich⸗ 
lichkeit, die in neuerer Zeit durch unſere Straf⸗ 
rechtspflege geht, bei der — wie immer mehr in 
Erſcheinung tritt — das fremde Cigentum den 
nötigen Schutz verliert, liegt aber die Befürchtung 
zu nahe, daß dieſe auch für die Forſtwirtſchaft 
nachteilige Folgen zeitigt. 

Die Furcht muß den Wald behüten! 
Dieſer alte Erfahrungsſatz wird auch trotz aller 
neuzeitlichen Strömungen in Geltung bleiben 
müſſen. Er wird auch ſeine ſegenbringende Wirkung 
auf die Forſtwirtſchaft ferner ausüben, wenn alle, 
die bei der Strafverfolgung der Forſtfrevler mit⸗ 
wirken, dieſe Furcht dauernd aufrechterhalten. 
Geſchehen wird dies aber nur dann, wenn ſie 
das Beſtreben verfolgen, im gegenſeitigen Ein⸗ 
verſtändnis Hand in Hand zu arbeiten. Dabei 
muß aber als ganz ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſetzung gefordert werden, daß auch den Mitwirken⸗ 
den der Forſtwirtſchaft ein gebührender Einfluß 
eingeräumt wird. 


Die Uniform der Gemeindeförſter und das goldene Portepee. 


Sowohl hinſichtlich des Tragens der Uniform 
als auch hinſichtlich des Tragens des goldenen 
Portepees haben die Förſter des Gemeindedienſtes 
bisher eine unverdiente Zurückſetzung erfahren. 
Die Uniform hat lange auf ſich warten laſſen, und 
ſoweit das Portepee in Frage kommt, iſt es heute 
noch nicht erreicht, daß eine Gleichſtellung mit den 
ſtaatlichen Förſtern herbeigeführt worden iſt. Nach⸗ 
dem geſetzlich die Gleichſtellung mit den Staats⸗ 
förſtern im Dienſteinkommen ſtattgefunden hat, 
werden der anderweitigen Regelung der Portepee⸗ 
frage ernſt zu nehmende Widerſtände nicht mehr 
entgegengeſetzt werden können, denn der Einwand, 
daß die Staatsförſter wegen ſchlechter Anſtellungs⸗ 
verhältniſſe erſt ſpät in den Beſitz dieſer äußeren 
oe Mee gelangen, hat für die Gemeinde: 
förſter keinerlei Bedeutung, aber der Wunſch der 
letzteren, die Abzeichen der Staatsförſter zu erhalten, 
kann auf Widerſtand ſtoßen, der auch als be⸗ 
rechtigt angeſehen werden müßte. 

Die Miniſter des Innern und der Landwirt⸗ 
ſchaft ſind ermächtigt, älteren, verdienten 
Förſtern der Kommunalverbände und 
öffentlichen Anſtalten, deren Waldungen 
unter Staatsaufſicht ſtehen, ſoweit ſie nach 
Maßgabe der A. K.⸗O. vom 11. Oktober 1899 
zum Tragen der Walduniform nach dem Muſter 
der Uniform der königlichen Förſter mit den daſelbſt 
vorgeſchriebenen Merkmalen befugt ſind, das Recht 
zu verleihen, zur Uniform ein goldenes Portepee 
am Hirſchfänger zu tragen, wie es von den könig⸗ 
lichen Förſtern auf Grund der A. K.⸗O. vom 
22. März 1912 getragen wird. 


Der Gemeindeförſter muß nach der getroffenen 
Regelung der Dinge außer vorwurfsfreier Führung 
im allgemeinen eine 15jährige Dienſtzeit 
zurückgelegt haben, wenn es ſich nicht um die An⸗ 
erkennung beſonderer Verdienſte handelt. Anträge 
auf Erteilung der Erlaubnis zum Tragen des 
goldenen Portepees ſind durch die Regierungs⸗ 
und Oberpräſidenten den vorgenannten Miniſtern 
vorzulegen. 

Das Portepee hat ſich der betreffende Förſter 
auf eigene Koſten zu beſchaffen (A. K.⸗O. vom 
30. Juli 1902). Vorausſetzung der Verleihung iſt 
alſo zunächſt das Recht zum Tragen der Uniform, 
das nur Forſtbeamten der Kommunalverbände 
und öffentlichen Anſtalten, deren Waldungen 
der Staatsaufſicht unterſtehen, zuſteht, wenn ſie 
auf Lebenszeit angeſtellt ſind oder zu den Korps⸗ 
jägern gehören. 

Als Kommunalverbände im Sinne dieſes 
Erlaſſes haben nicht nur die Stadt⸗ und Land⸗ 
gemeinden, die Kreiſe und Provinzen zu gelten, 
ſondern auch die in den alten Provinzen noch 
beſtehenden kommunalſtändiſchen Verbände und 
die landſchaftlichen Verbände in der Provinz 
Hannover, die Bezirksverbände der Regierungs⸗ 
bezirke Kaſſel und Wiesbaden, der Hohenzollernſche 
und Lauenburgiſche Landeskommunalverband, die 
Bürgermeiſtereien in der Rheinprovinz und die 
Amter in der Provinz Weſtfalen. Nicht zu den 
Gemeindewaldungen im Sinne des Geſetzes 
gehören die gemeinſchaftlichen Holzungen, 
d. h. die Forſten der Realgemeinden, Märkerſchaften 
Gehöferſchaften und ähnlichen Genoſſenſchaften, 
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ferner die ſolchen Genoſſenſchaften bei einer 
Gemeinheitsteilung oder Forſtſervitutsablöſung als 
Geſamtabfindung zugefallenen Forſten. 

Dieſe gemeinſchaftlichen Holzungen unterſtehen 
war der Aufſicht des Staates nach Maßgabe der 
für Gemeindewaldungen geltenden Beſtimmungen, 
weil ſie öffentlich rechtliche Bedeutung haben 
(Geſetz vom 14. März 1881), aber die angeſtellten 
Forſtbeamten werden, wenn ſie nicht gleichzeitig 
Forſtbeamte eines Kommunalverbandes oder 
einer öffentlichen Anſtalt find, von der A. K.⸗O. 
vom 11. Oktober 1899 nicht berührt. 

Was öffentliche Anſtalten ſind, ſagt das 
Geſetz vom 14. Auguſt 1876 zur Beſeitigung 
aller Zweifel im § 1, in welchem die der Staats⸗ 
aufſicht unterſtellten Anſtaltsforſten aufgeführt 
werden, aber im allgemeinen ſind darunter 
zu verſtehen alle vom Staate genehmigten, einem 
fortdauernden gemeinnützigen Zweck dienenden 
Korporationen, deren Perſönlichkeit von ihrer 
Zweckbeſtimmung und dem derſelben gewidmeten 
Vermögen getragen wird (A. L. R. Th. II Tit. 6 
$ 25; Geſetz vom 13. Mai 1833; Geſetz vom 20. Juni 
1817). Zweckverbände ſind zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Wahrnehmung einzelner kommunaler An⸗ 
gelegenheiten gebildete Verbände und als Kom⸗ 
munalverbände im Sinne des Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 11. Oktober 1899 anzuſehen. 

Deshalb ſind Förſter der Kommunalverbände 


und Förſter öffentlicher Anſtalten zum Tragen ſoll, 


einer Uniform berechtigt, wie ſie auch Anſpruch 
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Nr. 15 Bd. 36 (1921) 


auf das goldene Portepee im erörterten Sinne 
haben, aber die Forſtbeamten der Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗ und Intereſſentenwaldungen ſind 
hiervon ausgenommen.“) Sie haben nicht einmal 
die Befugnis, auch wenn fie auf das F.⸗D.⸗G. 
beeidigt und auf mindeſtens drei Jahre mittels 
ſchriftlichen Vertrages angeſtellt ſind, die Litewka 
ohne Achſelſtücke und den Dienſthut zu tragen: 
ein Zuſtand, der nicht als befriedigend angeſehen 
werden kann. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß den 
Forſtbeamten, die für gemeinſchaftliche Holzungen 
angeſtellt ſind, ebenſo wie den Beamten der Land⸗ 
ENEE die Uniform verliehen werden 
ann. 

Wenn die Forſtbeamten der kommunalſtändiſchen 
und landſchaftlichen Verbände vom Allerhöchſten 
Erlaß vom 11. Oktober 1899 erfaßt werden, ſo 
ſind dieſe Beamten wiederum nicht Kommunal⸗ 
beamte im Sinne des Geſetzes vom 30. Juli 1899, 
die Forſtbeamten der Genoſſenſchafts⸗ und In⸗ 
tereſſenforſten aber keins von beiden. Den nicht 
auf Lebenszeit angeſtellten Gemeindeforſtbeamten. 
die nicht aus dem Jägerkorps hervorgegangen ſind, 
kann das goldene Portepee auf Grund der für 
Kommunalbeamte geltenden Vorſchriften nicht 
verliehen werden, weil ſie keine Befugnis haben, 
eine Walduniform nach dem Muſter der Staats⸗ 
forſtbeamten zu tragen. Baltz. 


) Dieſe find, was hier hervorgehoben werden 
auch nicht Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft. 
Der Verfaſſer. 


* 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Betrifft 
Jägerpriffung Sommer 1921 für die in den Jahren 
1913 und ſpäter angenommenen und in Kriegs⸗ 
gefangenſchaft uſw. geweſenen Staatsforſtlehrlinge. 
Allgemeine Verfügung III Nr. 13 für 1921. 


Minifterrum für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 4489. 


Berlin W 9, 22. März 1921. 
In Verfolg meiner allgemeinen Verfügungen 

Nr. III 3 (Abſ. 4), III 33 und III 80 für 1919 

ſowie III 46 und III 68 für 1920 ſoll für die 

ſeinerzeit in Kriegsgefangenſchaft, im Grenz- und 
eimatſchutzdienſt, in Lazaretten uſw befindlichen 
taatsforſtlehrlinge, die an den Jägerprüfungen 

im Herbſt 1919, im Sommer 1920 und im Herbſt 

1920 nicht haben teilnehmen können, ſowie für 

diejenigen, welche dieſe in den Jahren 1919 und 

1920 in den Bezirken und auf den Forſtſchulen 

nicht beſtanden haben, Ende Juni 1921 eme 

letzte beſondere Jägerprüfung abgehalten werden. 
Sämtliche Staatsforſtlehrlinge, welche 

a) vom 1. Oktober 1913 bis zur Mobilmachung 1914 
die Forſtſchule in Hachenburg beſucht haben, 

b) in den Jahren 1913 bis 1917 angenommen 
ſind und ſpäteſtens vom 1. Oktober 1918 ab 
eine Forſtſchule hätten beſuchen müſſen, 

c) die Jägerprüfungen im Herbſt 1919 ſowie im 
Sommer 1920 in den Bezirken und im Herbſt 
1920 auf den Forſtſchulen nicht beſtanden 
haben, denen jedoch die Wiederholung der 
Prüfung geſtattet iſt, und 

d) an den Prüfungen aus irgend welchen Gründen 
bisher nicht teilnehmen konnten, 

0 ſich bis zum 25. April 1921 bei der 

egierung, in deren Bezirk ihr Lehrrevier liegt, 
zur Ablegung der Jägerprüfung zu melden, 
gegebenenfalls ſind ſie von der Re⸗ 


* 


gierung hierzu beſonders aufzufor dern 

Die Regierungen (Hofkammer) werden beauftragt, 

mir ſpäteſtens bis zum 15. Mai d. J. nach 

dem mit meiner allgemeinen Verfugung III 33. 

für 1919 (vom 4. März 1919 III 167) mitgeteilten 

Muſter 

1. eine Liſte der ſich meldenden Staatsforſt⸗ 
lehrlinge und gegebenenfalls 

2. eine Nachweiſung der Staatsforſtlehrlinge, die 
ſich nicht zur Ablegung der Prüfung gemeldet 
haben oder aus irgend welchen Gründen nich 
melden konnten, 

vorzulegen oder Fehlanzeige zu erſtatten. 

In den beiden vorgenannten Liſten ſind 
ſämtliche im dortigen Bezirk ſich aufhaltenden 
Staatsforftlehrlinge, die die Jägerprüfung noch 
nicht abgelegt haben (ausgenommen die zurzeit 
auf der Forſtſchule befindlichen Lehrlinge), auf⸗ 
zunehmen. In der etwa aufzuſtellenden Nach⸗ 
weiſung zu 2) ſind ferner bei jedem Lehrling die 
Gründe über ſeine nicht erfolgte Meldung zur 
Prüfung anzugeben. Die Lehrlinge aus den 
Bezirken des Abtretungsgebiets, anderer Nies 
gierungsbezirke und der Preußiſchen Hofkammer 
ſind unter je beſonderem Abſchnitt aufzuführen. 

Ich mache es der Regierung (Hofkammer) zur 
Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß ſämtliche 
Staatsforſtlehrlinge, die im dortigen Bezirk lernen, 
unter a) bis d) fallen und die Jägerprüfung noch 
abzulegen haben, in den vorbezeichneten Liſten 
aufgeführt werden. 

Weitere Beſtimmung über die Zulaſſung der 
in Betracht kommenden Lehrlinge und über die 
Prüfung wird ſodann getroffen werden. 

Zuſatz für Caſſel: 
Die Prüfung der in Frage kommenden 
Lehrlinge wird während der diesjährigen 


Nr. 15 Bd. 36 (1921) 


Sommerferien auf ber Forſtſchule Spangenberg 
ſtattfinden. Sie wird vorausſichtlich am 
29. Juni d. J. beginnen. 
Die Regierung wolle die Vorbereitungen 
hierzu rechtzeitig veranlaſſen. 
J. A.: v. d. Busſche. 


An ſämtliche Regierungen mit Ausnahme derer in Aurich, Münſter 
und Sigmaringen und die Hofkammer in Charlottenburg. 


7 
Waldbrand infolge Anzündens eines angrenzenden 
Moores zwecks Kulturarbeiten. 

Das Reichsgericht ſpricht in einer jetzt vor⸗ 
liegenden Entſcheidung aus, daß der techniſche 
Leiter von Kulturarbeiten, wenn er unſach⸗ 
gemaße und gefahrbringende Maßnehmen der 
bei dem Unternehmen beſchäſtigten Arbeiter be- 
merkt (wie z. B das Inbrandſetzen eines Moores 
zwecks Abbrennens des Graswuchſes), unbedingt 
die Pflicht hat, einzuſchreiten und dafür zu 
ſorgen, daß nachteilige Folgen nicht entſtehen 
können. Die Außerachtlaſſung dieſer Sorgfalts⸗ 
pflicht zieht ſür den Leiter der Arbeiten die 
Pflicht zum Schadenerſatz nach ſich: 

Der Rittergutsbeſitzer S. im Kreiſe Cammin 

(Pommern) ließ im Frühjahr 1915 auf einem 
zu ſeinem Gute gehörigen Moore Kulturarbeiten 
ausfahren, um Wieſen zu gewinnen. Die dort 
deſchäſtigten Arbeiter zündeten zur leichteren Be⸗ 
ſeitigung des Schilfes und der Grasbülten um 
den 20. Mai herum das Moor in einer Aus⸗ 
dehnung von etwa zwei Morgen an. Am 
8. Juni geriet eine an das Moor angrenzende, 
ebenfalls zu dem Gute gehörige Kiefernſchonung 
in Brand, wobei ein großer Teil des Beſtandes 
durch das Feuer vernichtet wurde. Für den ent⸗ 
ſtandenen Schaden von vunn 7500 / macht S. 
mit der vorliegenden Klage den Wieſenbaumeiſter 
L. verantwortlich, dem er nach ſeiner Behauptung 
die Kulturarbeiten auf dem Moore Übertragen 
gehabt habe; in dem Anzünden des Moores, das 
den Waldbrand verurſacht habe, liege ein Ver⸗ 
15 des Beklagten L. ſelbſt oder doch ein 
olches der Arbeiter, ſür welches er hafte. Der 
Beklagte macht hiergegen geltend, er habe nur 
die techniſche Leitung der Kulturarbeiten über⸗ 
nommen, die Aus führung Ier durch die Leute des 
Klagers erfolgt, für deren Unvorſichtigkeit dieſer 
ſelbſt einzuſtehen habe. 

Das Landgericht Stargard und ebenſo das 
Oberlandesgericht Stettin haben den Beklagten 
zum Schadenerſatz verurteilt. Das Reichs⸗ 
gericht hat dieſe Cutſcheidung beftätigt und 
mit in der Urteilsbegrundung folgendes aus: 
Daß der Waldbrand uriächlich auf das Anzünden 
des Moores zurückzuführen it, hat das Ober⸗ 
landesgericht einwandſrei feſtgeſtellt. Es iſt er⸗ 
wieſen, daß das Feuer noch ſchwelte, als der 
Bellagte zur Beſichtigung der Arbeiten am 
31. Mai auf dem Moor geweſen iſt; am Tage 
vor dem Waldbrande, am 7. Juni, hat das Moor 
noch an einer 40 Schritt vom Waldrande ent⸗ 
fernten Stelle gebrannt; der Schachtmeiſter M. 
war dort mit dem Dämpfen des Feuers be: 
ſchaäftigt. — Auch die Schadenshaſtung des Be- 
klagten iſt mit Recht vom Oberlandesgericht be⸗ 
jaht worden. Es läßt dahingeſtellt, ob der Be- 
Tlagte Unternehmer der Kulturarbeiten war, da 
er, auch wenn er nur die techniſche Leitung 
übernommen hatte, doch für den Schaden haftbar 
ki Auch als technifcher Leiter habe er ſich um 

ie Ausführung und den Fortgang der Arbeiten 
kümmern muſſen. Das habe er auch bei feinen, 
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auf das Gut unternommenen Reifen getan, und 
dazu ſei er auch am 31. Mai 1915 dort an⸗ 
weſend geweſen. Bei der an dieſem Tage von 
ihm gemachten Wahrnehmung, daß das Moor in 
Brand geſetzt war und das Feuer noch ſchwelte, 
habe der Bellagte ſich mit der Anweiſung, das 
Feuer zu löſchen, nicht begnügen dürfen. Als 
Sachverſtändiger habe er erkennen müſſen und 
auch erkannt, daß bei der damals hereſchenden 
Durre und bei der Nähe der Kiefernſchonung das 
Anzünden des Moores ein gefährliches Beginnen 
geweſen ſei und daß das Feuer nicht leicht würde 
zum Erlöſchen zu bringen ſein. Er habe deshalb 
das Lifchen perſönlich uberwachen und geeignete 
Maßnahmen zum Schutze der angrenzenden 
Schonung treffen müſſen. Die Unterlaſſung 
ſolcher Maßnal men ſtelle eine Verletzung der vom 
Beklagten vertraglich übernommenen Pflicht, die 
Ausführung der Kulturarbeiten techniſch zu leiten 
und zu überwachen, dar. — Dieſe Erwagungen 
ſind rechtlich einwandfrei. Es ſind damit keine 
überfpannten Anforderungen an die Sorgfalts⸗ 
pflicht des Beklagten geſtellt. Denn daß der 
techniſche Leiter eines Unternehmens, wenn er 
unſachgemäße und Gefahr bringende Maßnahmen, 
wie es hier das Abbrennen des Moores war, 
wahrnimmt, fir die Beſeitigung nachteiligen 
Folgen Sorge zu tragen hat, (rt durchaus zu. 
treffend. Die Anordnung, das Feuer zu löſchen, 
war nicht ausreichend, vielmehr war bei der Lage 
des Moores und der damals heriſchenden Dürre 
der Beklagte verpflichtet, zur Verhutung von 
Schaden ſelbſt einzugreifen, ſich zu überzeugen, 
daß die Gefahr beſeitigt war. Es liegt alſo eine 
für den Schaden des Klagers urſachliche ſchuld⸗ 
hafte Fahrläſſigkeit des Beklagten vor. (Akten⸗ 
zeichen: VII 322/18. — 18. 2. 1919.) K. M. L. 
CH 


Streikandrohung durch Beamte und § 114 St.- 
G.⸗B. Schützt § 59 St.⸗G.⸗B., wenn die Annahme 
vorliegt, daß ein Recht zum Streik beſteht? 
(Urteil des Reichsgerichts ee a a 1920, IV, Strafſeuat, 


Hilfspolizeibeamte verlangten vom Bürger⸗ 
meiſter die Vornahme beſtimmter Amtshand⸗ 
lungen, andernfalls ſie ſämtlich in den Streik 
treten würden. Sie wurden auf Grund des 
$ 114 St.⸗G. B. verurteilt, und die eingelegte 
Reviſion wurde verworfen. 

Im Sinne des $ 114 kommen auch Nachteile 
in Betracht, die das Wohl und die Sicherheit 
der Allgemeinheit treffen, und zwar jedenfalls 
dann, wenn die Wahrung der von der Drohung 
berührten allgemeinen Intereſſen dem bedrohten 
Beamten obliegt, oder wenn die Gefährdung der 
Intereſſen irgendwie eine benachteiligende Wirkung 
innerhalb des Amtskreiſes des Beamten zu äußern 
vermag. Der Bürgermeiſter bedurfte zur Er⸗ 
füllung der ihm zum Wohle der Allgemeinheit 
obliegenden Aufgabe der Dienſte der polizeilichen 
Angeſtellten. Der Streik mußte das Wohl und die 
Sicherheit der Allgemeinheit, für welche der 
Bürgermeiſter zu ſorgen hatte, gefährden, und 
ebenſo waren nachteilige Wirkungen auf die Aus⸗ 
übung der Polizeigewalt zu erwarten. 

Die Angeklagten waren ſich deſſen bewußt, 
daß die Furcht vor dieſen Wirkungen des Streiks 
die Willensbeſtimmung des Bürgermeiſters be⸗ 
einflußte, und haben die Erregung dieſer Furcht 
und damit einen Zwang auf die Entſchließungen 
bezweckt. Wenn die Angellagten ſich der Rechts⸗ 
widrigkeit ihres Tuns nicht bewußt geweſen ſind, 
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ſo wird dadurch die Strafbarkeit nicht aufgehoben, 
denn tin Verſtoß gegen $ 114 iſt auch dann gegeben, 
wenn mit einem berechtigten Tun gedroht wird, 
ſofern es für den Bedrohten ein Urteil darſtellt, 
durch deſſen Androhung er in eine ſeine Willens⸗ 
freiheit beſchränkende Furcht verſetzt werden kann, das 
Abel erdulden zu müſſen. Der vorliegende Irrtum 
betraf das Strafgeſetz, und ein ſolcher Irrtum wird 
durch § 59 St.⸗G.⸗B. nicht geſchützt. (Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 55 S. 37 ff.) 


7 


Hat auch ein Beamter wegen Amtaspflicht⸗ fi 


verletzung eines anderen Beamten den Anſpruch 
aus S 839 B.⸗G.⸗B.? 
(Urteil des Reichsgerichts vom 2 November 1920, III Zivil⸗ 
ſenat, III 137720.) 

Gläubiger des aus der Amtspflichtverletzung 
erwachſenden Anſpruchs kann auch ein Beamter 
ſein, denn der etwa geſchädigte Beamte iſt nicht 
auf die Anſprüche aus dem Beamtenverhältnis 
beſchränkt. § 839 B.⸗G.⸗B. iſt eine Vorſchrift 
des Reichsrechts, während das Beamtendienſt⸗ 
verhältnis, ſofern es ſich nicht um Reichsbeamte 
handelt, dem Landesrecht angehört. In dieſem 
Falle ſteht dem Beamten lediglich der Staat oder 
eine ſonſtige Körperſchaſt, bei $ 839 aber auch 
der andere ſchädigende Beamte als Schuldner 
gegenüber. Die gerichtliche Geltendmachung der 
Anſprüche aus § 839 ſetzt die vorherige Einholung 
eines Vorbeſcheids nicht voraus. (Entſcheidungen 
Reichsgericht in Zivilſachen, Bd. 100 S. 188 ff.) 


= 


Was iſt in S 3 Waffenverordnung darunter zu 
verſtehen, daß jemand im Beſitz von Waffen 
„betroffen wird“? 

(Urteil des Reichsgerichts vom 4 Mai 1920 II. Strafſenat 
II. 319/20) 


Nach $ 3 Waffenverordnung wird beſtraft, 
wer nach Ablauf der Ablieferungsfriſt in unbe⸗ 
fugtem Beſitz von Waffen oder Munition betroffen 
wird. Die Verordnung will den unbefugten 
Beſitz, insbeſondere nach Verſäumung der Ab⸗ 
lieferungsfriſt, wegen der aus ihm ſich ergebenden 
Gefahren mit Strafe bedrohen, nicht aber die 
Strafbarkeit von dem Hinzutritte des wenig 
klaren Umſtandes abhängig machen, daß der Beſitzer 
im Beſitz „betroffen wird“. (Entſcheidungen Reichs⸗ 
gericht in Strafſachen, Bd. 55 S. 8.) 
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Haftung des Neiches für Handlungen der Mann⸗ 
ſchaften der Arbeiter⸗ und Soldatenräte. Am 
wendung des preußiſchen Geſetzes über den Waffen⸗ 
gebrauch des Militärs vom 20. März 1837. 
Urteil des Reichsgerichts, I vom 8. Juli 1020 


Am 10. November 1918 iſt eine neue Reichs⸗ 
regierung gegründet worden, die auf dem lokalen 
Unterbau der Arbeiter- und Soldatenräte ihre 
Spitze im Rat der Volksbeauftragten hatte. Dieſe 
Gründung erfolgte auf gewaltſamem Wege, ohne 
bei der bisherigen Reichsgewalt Widerſtand zu 
inden. Die neue Regierung hat ſich durch⸗ 
geſetzt und in ihrer Machtſtellung erhalten, bis 
ſie ſreiwillig ihre Befugniſſe auf die National⸗ 
verſammlung übertragen hat. Der neuen 
Staatsgewalt kann unter den vorliegenden Um⸗ 
ſtänden die ſtaatsrechtliche Anerkennung nicht 
verſagt werden. Die Rechtswidrigkeit der Be⸗ 
gründung ſteht dem nicht entgegen, weil die 
Rechtmäßigkeit der Begründung kein weſentliches 
Merkmal der Staatsgewalt iſt. Mit der Be⸗ 
ſeitigung der alten Gewalt tritt die ſich durch⸗ 
ſetzende neue Gewalt an deren Stelle. Sie iſt 
zur Reichs gewalt geworden und gipfelte nicht 
in der neuen lokalen Gewalt der Arbeiter- und 
Soldatenräte der einzelnen Gemeinden. 

Das Geſetz über den Waffengebrauch des 
Militärs vom 20. März 1837 iſt immer noch in 
Geltung, denn die zur Erläuterung erlaſſene 
Dienſtvorſchrift vom 19. April 1914 hat daran 
nichts geändert, und ebenſowenig iſt dürch die 
Revolution etwas daran geändert worden. Nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes (SS 7 und 10) 
ſpricht die geſetzliche Vermutung für die Pflicht⸗ 
mäßigkeit des militäriſchen Vorgehens, und dieſe 
Vermutung gilt ſo lange, bis ſie durch den 
Nachweis des Gegenteils entkräftet iſt. Dienſt⸗ 
widriges Verhalten beim Gebrauch der Waffe ut 
nur dann gegeben, wenn ein vorliegender Irrtum 
auf Fahrläſſigkeit beruht. Wenn nach den für 
die ſogenannte Putativnotwehr maßgebenden 
Grundſätzen dem Täter der Beweis obliegt, daß 
er in entſchuldbarer Weiſe einen Angriff unter⸗ 
nommen hat, ſo können dieſe Grundſätze im vor⸗ 
liegenden Falle keine Anwendung finden, weil 
fie durch die im Geſetz von 1837 aufgeſtellte 
Beweisvermutung ausgeſchloſſen ſind. 


(Entſcheidung des Reichsgerichts in Zivilſachen, 100 Bank: 
Seite 25 ff.) 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Geh. Regierungs- und Forſtrat Regling, Vor⸗ 
ſteher des Forſteinrichtungsbüros im Miniſterium 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, iſt am 
1. April infolge der Erreichung der Altersgrenze 
in den Ruheſtand getreten. 

S 


Die Umrechnung des Beſoldungsdienſtalters der 
Militäranwärter. Die deutſchnationalen Abgg. 
Ebersbach, Dr. v. Kries und Genoſſen haben im 
Preußiſchen Landtag beantragt, das Staats⸗ 
miniſterium zu erſuchen, die Beſtimmung im 
§ 3 Abſ. 3, Unterſatz 1b, des Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetzes, wonach den Militäranwärtern, 
deren Geſamtdienſtzeit 13 Jahre überſchritten 
hat, außer 5 Jahren noch für 2 Jahre der 
längeren Dienſtzeit ein weiteres Jahr bis zur 
Höchſtgrenze von insgeſamt 8 Jahren auf das 


Beſoldungsdienſtalter 


angerechnet werden ſoll, 

ſchnellſtens zur Anwendung zu bringen. Dieſe 

Beſtimmung iſt trotz des Beſchluſſes der Preußiſchen 

Landesverſammlung vom 14. Januar 1921 auf 

Anweiſung des preußiſchen Finanzminiſters vom 

21. Januar 1921 bisher nicht ausgeführt worden. 
CH 


Zum Raubzeugfang — 30 %, 70%. In dem 
nachſtehenden Artikel möchte ich Stellung nehmen 
zu dem bekannten Miniſterial⸗Erlaß. Ich glaube 
dazu ſehr wohl in der Lage zu ſein, da ich ſeit 
dreißig Jahren den Raubzeugfang intenſiv be⸗ 
trieben habe. Speziell vom Fang, nicht vom Er⸗ 
legen des Raubzeuges will ich reden. 

Hat man bei einem Reviergang 1 2 
einen Glücksſchuß getan, will ich gelten laſſen, da 
der Erleger ſich mit 30% begnügen und dem 
Staate 70% abliefern kann. Anders verhält ſich 
die Sache aber beim Fang des Raubzeuges! 


— 
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Will man den Raubzeugfang, beſonders den 
Fuchsfang, wie ich es getan habe, rationell be⸗ 
treiben, jo muß man wochen⸗, ja monatelang vor⸗ 
her ſich die Witterung dazu beſorgen. Es wird doch 
keiner behaupten wollen, daß das Arbeiten mit 
Aas, wie alten, toten Fiſchen, das Abziehen von 
Katzen und dergleichen zu den Annehn lichkeiten 
des Berufes oder menſchlichen Lebens gehört. 
ill man dieſer unangenehmen, ſchmutzigen Arbeit 
aus dem Wege gehen, kann man ſich ja die Witterung 
vom Händler ſchicken laſſen. Das koſtet aber Geld, 
viel Geld, und der Erfolg iſt oft gleich Null. 
Dann muß ich ſchon lange vorher die Fang⸗ und 
Kirrplätze anlegen. Das erfordert auch viel Zeit 
und Arbeit. Sind die Vorbereitungen ſo weit ge⸗ 
troffen, dann kann der Fang im Oktober beginnen. 
Selbiger iſt aber keineswegs ſo einfach, wie ſich 
das der Laie denkt. Zuerſt kommt das Legen des 
Eiſens. Oft ſind die Fangſtellen 2 bis 3 km von 
der Wohnung entfernt. Im frühen Morgen⸗ 
grauen, wenn der Nichtfänger es ſich noch im Bett 
wohl ſein läßt, mache ich mich, oft mit der Laterne, 
auf den Weg, um meine Eiſen nachzuſehen. Die⸗ 
ſelbe Reviſion wiederholt ſich gegen Abend. Ja, 
auch am Tage muß ich meine Fangſtellen noch im 
Auge behalten, da ſich wildernde Hunde leicht im 
Eiſen fangen. Auch zweibeinige Spitzbuben 
paſſieren oft die Fangplätze und ſuchen die Eiſen 
möglichſt mit Inhalt zu ſtehlen. Wieviel Tage, 
ja Wochen muß ich laufen, ehe ſich mal ein Füchslein 
fängt! Und trotz meiner Vorſichtsmaßregeln ſind 
doch in der letzten Zeit nahezu die Hälfte meiner 
teuren Eiſen verſchwunden. So kann mir die 
Arbeit, die, gerade in der Zeit meines ſchwerſten 
Dienſtes, drei bis vier Stunden täglich neben 
dieſem beträgt, in einem unbewachten Augenblick 
vernichtet werden. — 

Und nun zum Otterfang! Gelegentlich einer 
Fiſchereipatrouille mittels Kahn ſpürte ich im 
Kuriſchen Haff auf den Sandbänken hinter den 
Rohr⸗ und Binſenflächen, gut 350 m vom Haff⸗ 
ufer entfernt, einen Otter. Der im letzten Herbſt 
ausnahmsweiſe ſehr niedrige Waſſerſtand ge⸗ 
ſtattete es mir, aber nur zu Fuß, kilometerweit ins 
Haff vorzudringen. Man ſtelle ſich das ja nicht 
ſo leicht vor! Am Ufer war das Waſſer ſehr, ſehr 
ſeicht oder ganz zurückgetreten. Mittels eines 
Kahnes zu den Sandbänken und Waſſerbänken, 
wo ich den Otter geſpürt hatte, zu gelangen, war 
nur auf ſtundenlangen Umwegen möglich. Alſo, 


lieber Otterfänger, willſt Du ſchnell zum Ziele |$ 


kommen, gehe durch die Rohr⸗ und Binſenkän pe 
zu Fuß hindurch. Es ſind ja auch nur knappe 
400 m. In dem Schlamm und Moraſt fällt man 
zuweilen auch hin, denn es liegen ja Steine darin. 
Ich habe lange Fiſcherſtiefel zu 800 Mk. an, die 
bald ruiniert werden. Was macht es? Vielleicht 
hat man Weidmannsheil, und da winken ja einem 
die 30 %! Meine Freuden bei dem Otterfang 
ſind aber noch nicht erſchöpft. Jedesmal nahm i 
vier ſchwere Eiſen mit. Bis zur Fangſtelle hatte 
ich rund 2 km. Ein Mann mußte mir die Eiſen 
mit den Ketten und Pfählen tragen und legen 
helfen, was den Fang bedeutend verteuert, denn 
da der Sand feucht iſt und beim Verblenden der 
Eiſen dieſe häufig zuſchlagen, bin ich nicht in der 
Lage, die Eiſen allein zu ſtellen. Wir ſtellten ſie 
alſo am Ufer, und dann ging's durch den Sumpf 
hindurch. Die Eiſen kann ich aber am Tage nicht 
liegen laſſen. Fiſcher, die ihrem Berufe nachgehen, 
ſind in der Nähe. Alſo heißt es: Eiſen des Morgens 
aufnehmen und abends wieder legen. Und ſo 


— 


ging es täglich gute 8 km Landweg und 1 ½ km 
durch Moraſt zwei Mann drei Wochen hindurch. 
Und das Endreſultat? Mir ſind zwei Eiſen ge⸗ 
ſtohlen, die guten Stiefel ziemlich hin, und nur 
ein Otter iſt gefangen. Und das alles wegen der 
30%! Arbeitsleiſtung und Belohnung ſtehen 
hier in keinem Verhältnis zueinander. Mein 
Helfer kam nicht mehr mit, weil ich ihm die teuren 
Stiefel gar nicht bezahlen kann. Und ſo habe S 
den großzügig angefangenen Otterfang Hägli 
einſtellen müſſen. Das Abſtreifen, Aufsbrett⸗ 
ziehen, Herunterbringen und Umdrehen des Balges 
macht auch noch ſehr viel Arbeit. Denn es weiß 
ja ein jeder, daß von der ſorgfältigen Behandlung 
des Balges der Geldertrag abhängt. — 

Wer möchte mir da nach den angeführten 
Gründen den Fang des Raubzeuges noch weiter 
zumuten? Meiner Meinung nach wäre es das 
richtige, die Sätze des Miniſterial⸗Erlaſſes umzu⸗ 
kehren. Alſo: 70 % dem Fänger, 30 % dem Staate. 
Es wird doch niemand annehmen, daß jetzt noch 
viel gefangen wird. Der Staat ſchädigt ſich nur 
ſelbſt. Denn das Raubzeug, das dann nur hin und 
wieder bei Treibjagden geſchoſſen wird, nimun 
überhand und gefährdet die Jagd. 

Aus vorſtehendem glaube ich dargetan zu 
haben, daß der Raubzeugfang nicht ſo einfach 
iſt, ſondern viel Umſicht, Vorſicht, Mühe und 
Arbeit erfordert und dafür ſchlecht belohnt wird. 
Hoffentlich beſinnt man ſich höheren Ortes und 
ändert den Miniſterial⸗Erlaß nach meinem Vor⸗ 
ſchlag zu unſern und des Staates Gunſten. In 
dieſem Sinne rufe ich allen denen, die er betrifft, 
Weidmannsheil zu! 

Staatsförſter Müller, Agilla. 
2 


Nochmals: Perſönliche Vorſtellung und Reiſe⸗ 
koſten bei Stellenbewerbung (vgl. Nr. 8 S. 146). 
Bei Prüfung der Frage, ob ein Stellenbewerber, 
der ſich auf Aufforderung des die Stelle ver⸗ 
gebenden Dienſtherrn dieſem perſönlich vorftelit, 
Erſatz feiner Aufwendungen (Reiſe⸗, Zehrkoſten) 
verlangen kann, komme ich als Juriſt doch zu 
einem andern Ergebnis als Herr B. Dieſer nimmt 
an, daß die Aufforderung des Dienſtherrn, der 
Bewerber möge ſich perſönlich vorſtellen, einen 
Auftrag ($ 662 B. G.⸗B.) darſtelle. Wenn dies 
richtig iſt, würde man allerdings dem Bewerber 
als Beauftragtem auch den Erſatz ſeiner Auf⸗ 
wendungen (Eiſenbahnfahrt, Unterhaltskoſten) nach 

670 B. G.⸗B. unbedenklich zubilligen können. 
Dabei dürfte es gleichgültig ſein, ob der Bewerber 
ſich in ſeinem Bewerbungsſchreiben zur perſön⸗ 
lichen Vorſtellung erboten hat oder nicht. Die 
Vorausſetzung aber, daß zwiſchen dem Dienſt⸗ 
herrn und dem Bewerber ein Auftragsverhältnis 
zuſtande gekommen iſt, iſt im höchſten Grade an⸗ 
fechtbar und muß meines Erachtens aus mehr⸗ 
fachen Gründen verneint werden. Auftrag liegt 


ch nur vor, wenn der Beauftragte (Bewerber) ſich 


durch Annahme des Auftrages verpflichtet, ein 
ihm vom Auftraggeber (Dienſtherrn) übertragenes 
Geſchäft für dieſen zu beſorgen. Die Geſchäfts⸗ 
beſorgung muß alſo im Intereſſe des Dienſt⸗ 
herrn, darf keinesfalls nur im Intereſſe des 
Bewerbers erfolgen. Weſſen Geſchäft, zu weſſen 
Nutzen und zu welchem Zweck, verfolgt aber der 
Bewerber? Daß die Stelle, die der Dienſtherr zu 
vergeben hat, ihm, dem Bewerber, übertragen 
werde. Nur dies Ziel hat der Bewerber im Auge 
nur ſein eigenes Geſchäft beſorgt er alſo. Da 

damit gleichzeitig auch dem Intereſſe des Dienſt 
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herrn genügt wird, iſt nichtZenticheidend, ift ins⸗ 
beſondere nicht dasjenige, was den Bewerber 
zur perſönlichen Vorſtellung treibt und ihm vor⸗ 
ſchwebt. Selbſt wenn man hier aber noch anderer 
Anſicht ſein wollte, würde es doch an dem Merkmal 
der Verpflichtung auf beiden Seiten fehlen. 
Der Bewerber, auch wenn er ſich vorher dazu 
erboten hat, denkt gar nicht daran, damit dem 
Dienſtherrn das Angebot zu machen, daß er ihm 
gegenüber die rechtliche Bindung eingehen 
wolle, auf deſſen Verlangen nach N. zu reiſen. 
Der Dienſtherr denkt gar nicht daran, dem Bewerber 
die rechtliche Bindung auferlegen zu wollen, daß 
er nun auch zur perſönlichen Vorſtellung kommen 
müſſe. Vielmehr iſt es ſo: der Dienſtherr ſtellt 
das Kommen dem Bewerber anheim, der Bewerber 
ſtellt es in Ausſicht. Es fehlt an dem rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verpflichtungswillen, ohne welchen ein 
Auftragsverhältnis nicht zuſtande kommen kann. 
Auch ſonſt dürfte eine geſetzliche Grundlage, auf die 
der Bewerber ſeinen Auslagenerſatzanſpruch ſtützen 
könnte, nicht gegeben ſein. Es iſt weder immer 
notwendig noch auch möglich, daß alle Geſchäfte 
des täglichen Lebens nun unbedingt in eine rechtliche 
Schablone ſich müſſen preſſen laſſen, daß jedes 
Wort, jede Handlung Rechtswirkungen erzeugen 
müßte. Es gibt genug ſogenannte Gefälligkeits⸗ 
geſchäfte; man denke z. B. an einen Wagen auf der 
Landſtraße, der einen Wanderer unterwegs ein 
Stück mitnimmt. Damit braucht noch längſt kein 
Beförderungsvertrag geſchloſſen ſein. Die Um⸗ 
ſtände ergeben dabei erkennbar, daß bei beiden 
Teilen der Wille, ſich zu verpflichten, gefehlt 
hat. So auch bei der perſönlichen Vorſtellung des 
Bewerbers. Anders liegt es, wenn eine vorgeſetzte 
Behörde einen Untergebenen, z. B. zur Bericht⸗ 
erſtattung, an den Sitz der Behörde kommen läßt. 
Hier handelt es ſich um dienſtliche Obliegenheiten, 
auf die die privatrechtlichen Vorſchriften des 
Auftrags nicht anwendbar ſind. Hierfür kommen 
beſondere Beſtimmungen in Frage. Erwähnt 
mag noch werden, daß nach vorſtehendem natürlich 
ſelbſt dann, wenn der Bewerber ſich zur perſönlichen 
Vorſtellung erboten hat, er dazu nicht verpflichtet 
iſt, ohne daß er Wéi, wie Herr B. dies aus § 663 
B. G.⸗B. herleiten will, damit der Gefahr ausſetzte, 
dem Dienſtherrn ſchadenserſatzpflichtig zu werden. 
Der $ 663 B. G.⸗B. hat überhaupt mit der Er⸗ 
örterung der Frage des Erſatzes der Auslagen 
des Stellenbewerbens nicht das geringſte zu tun 
und wäre zur Vermeidung von Verwirrung von 
Herrn B. beſſer gar nicht erwähnt worden. 
Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. G. 


* 


Wir haben die vorſtehenden Erörterungen 
dem Verfaſſer des Artikels in Nr. 8, Herrn Baltz, 
vorgelegt und ihn gebeten dazu Stellung zu 
nehmen. Er ſchreibt folgendes: 

Wenn Herr Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. G. in 
der zur Erörterung ſtehenden Frage zu einem 
Ergebnis kommt, das von meiner Auffaſſung 
abweicht, ſo verſtehe ich das voll und ganz, denn 
es handelt ſich um eine andere Anſicht, aber 
deren Begründung wird doch nicht beweiskräftiger, 
wenn der Herr Einſender betont, daß er „Juriſt“ 
ſei. Was die Sache angeht, ſo muß ich erklären, 
daß ich die Auffaſſung des Herrn Gerichtsaſſeſſors, 
daß der Bewerber unter den von mir vorgetragenen 
Umſtänden lediglich ſein eigenes Geſchäft 
beſorgt, und daß es an dem Merkmal der Ver⸗ 
pflichtung auf beiden Seiten fehle, nicht teilen 
kann und in dieſer Aufmachung auch für un richtig 
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halte. Wer eine Stelle ausſchreibt, der fordert 
die Reflektanten auf, ſich darum zu bewerben, 
alſo eine Offerte zu machen, die dem Ausſchrei⸗ 
benden keinerlei Verpflichtung auferlegt. Wer 
aber aufgefordert wird, ſich perfünlich vorzu⸗ 
ſtellen, der hat ſelbſtverſtändlich ein Intereſſe daran, 
durch die Vorſtellung ſeine Chancen zu verbeſſern; 
aber wer jedes Intereſſe des Auffordernden ver⸗ 
neint, der ſteht nicht auf dem Boden der Wirk⸗ 
lichkeit, denn der Auffordernde hat das ſehr große 
Intereſſe daran, den Bewerber näher kennenzu⸗ 
lernen und zu prüfen. Deshalb liegt vom Stand⸗ 
punkte vernünftiger Geſetzesauslegung, in der Auf⸗ 
forderung zur Vorſtellung, ſelbſt wenn dieſe an⸗ 
geboten worden iſt, ein Auftrag zur Reiſe im 
Sinne des $ 670 B. G.⸗B. Eine Aufforderung 
iſt kein Anheimſtellen, denn das letztere ver⸗ 
pflichtet zu nichts, ebenſowenig, wenn die Vor⸗ 
ſtellung als erwünſcht bezeichnet wird. In dieſen 
Fällen ſoll es dem Bewerber überlaſſen werden, 
wenn er es will, durch die auf ſeine Koſten er⸗ 
folgende Vorſtellung Eindruck zu machen, um die 
Geneigtheit zur Anſtellung auf der Gegenſeite zu 
fördern. Die meines Erachtens unzutreffende 
Auffaſſung des Herrn Dr. G. iſt darin begründet, 
daß er zwiſchen Aufforderung und Anheim 
ſtellen keinen Unterſchied nu und vollſtändig 
überſieht, daß der zur Vorſtellung Auffordernde 
ein ſehr weſentliches, ja zuweilen überwiegendes 
Intereſſe an dieſer Vorſtellung hat, wenn ſie die 
Entſcheidung trägt. Wenn Untergerichte bis jetzt, bei 
„erwünſchten“ Vorſtellungen, den Anſpruch auf 
Reiſekoſten verneint haben, ſo iſt mir das wohl bekannt 
und in einem derartigem Fall auch einleuchtend, 
aber ich kann mich der Begründung, „das 
Hauptintereſſe am Ausfall der Wahl habe der Be⸗ 
werber“ oder „ein Auftrag bezwecke ausſchließlich 
die Intereſſen des Auftraggebers“, nicht an⸗ 
ſchließen, denn bei allen Stellenbeſetzungen, die 
ich mit zu entſcheiden hatte, war das Intereſſe der 
die Aufforderung ergehen laſſenden Behörde minde⸗ 
ſtens ebenſo groß wie das des Bewerbers, und bei 
vernünftiger Definition des Begriffes des Auftrages 
kann gar keine Rede davon ſein, daß ein Auftrag 
nur dann vorliegt, wenn es ſich ausſchließlich um 
Förderung der Intereſſen des Auftraggebers 
handelt, denn jede unentgeltliche Geſchäfts⸗ 
übertragung kann Gegenſtand des Auftrags ſein. 
Im Preußiſchen Verwaltungsblatt Bd. 41 Nr. 7 
vom 15. September 1919 wird im Brief 
kaſten die Frage aufgeworfen, ob dem zur 
perſönlichen Vorſtellung aufgeforderten Be⸗ 
werber ein Anſpruch auf Erſtattung der durch die 
perſönliche Vorſtellung erwachſenen Reiſe⸗ uſw. 
Koſten zuſteht. Von Prof. Dr. Oertmann, Göttingen, 
wird ſie dahin beantwortet, daß die im vorliegenden 
Falle in Frage kommende Gemeinde nach Anſicht 
des Herrn Profeſſors erſatzpflichtig ſei nach § 670 
B. G.⸗B. „Denn die Aufforderung an den 
Kandidaten zur Vorſtellung muß als ein 
Auftrag angeſehen werden, der den Auf- 
traggeber zur Erſtattung der Aufwen⸗ 
dungen verpflichtet. Daß der Kandidat 
dabei auch ein eigenes Intereſſe verfolgt, 
macht nichts aus, da die Vorſtellung doch 
auch ja an erſter Stelle im Intereſſe 
der Gemeinde liegt.“ Dieſer Auffaſſung 
gegenüber iſt die Anſicht des Herrn Gerichts⸗ 
aſſeſſors Dr. jur. G. jedenfalls nicht das „Rühr⸗ 
michnichtan“, das es ſcheinbar für mich ſein 
ſoll. Im übrigen kann ich noch weiter auf 
das Preußiſche Verwaltungsblatt verweiſen, in 
dem in Band 26 Seite 415 Dr. Sonnenbrodt die 
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Auffaſſung vertritt, daß, wenn nichts geſagt iſt in 
der Bewerbung und die Gemeinde zur Vorſtellung 
auffordert, darin ein Auftrag erblickt 
werden kann im Sinne des B. G.⸗B., und 
die Aufforderung der Gemeinde läßt vermuten, 
daß die Reiſekoſten erſtattet werden ſollen, da 
ſie ſonſt das Gegenteil ſagen müſſe. Meine in der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ hiervon unabhängig 
erörterte Auffaſſung iſt alſo vollkommen begründet, 
und Herr Dr. G. wird ſie wohl auch als „Juriſt“ 
gelten laſſen müſſen. Allerdings gibt es auch 
noch andere Juriſten, die eine Pflicht zum Koſten⸗ 
erſatz nicht anerkennen. Jedenfalls wird aber 
meine Auffaſſung, nämlich: daß der Stellen⸗ 
bewerber, welcher zur perſönlichen Vor- 
ſtellung beordert wird, einen Rechtsanſpruch 
auf Erſatz der Aufwendungen hat, auch 
von „Juriſten“ geteilt, und wohl auch in 
dem Falle, wenn er ſich dazu erboten 
hat. Ich kann daher nur jedem Intereſſenten 
raten, ſeine Rechte mit aller Entſchiedenheit 
geltend zu machen. Karl Baltz. 
CH 
Künftiges Rechtsverhältnis der Schmalkalder 
Forsten? Zurückkommend auf den Artikel „Die 
SCH Umwälzung und der Schmalkaldener Wald“ 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ Nr. 24, Jahrg. 1919) 
möchte folgender Vorgang in Beziehung auf das 
künftige Beſitzverhältnis der vormals kurheſſiſchen 
Staatsforſten im Kreiſe Herrſchaft Schmalkalden 
bei sse ind unſerer Leſer ein weitgehendes 
Intereſſe finden. Die gothaiſche Landesverſamm⸗ 
lung erklärte bei einer unabhängigen Mehrheit am 
31. Juli 1919 das Geſamteigentum des herzoglich 
othaiſchen Hauſes als Staatsgut trotz der im 
ahre 1905 ſtattgehabten rechtsgültigen Aus⸗ 
einanderſetzung hinſichtlich der Dominialgüter, und 
zwar auch hinſichtlich des Falles, daß das herzog⸗ 
liche Haus einmal aufhörte zu regieren, der damit 
eine Regelung erfuhr. Als nun mit der Revolution 
die Sozialdemokratie zur politiſchen Macht ge⸗ 
langte, wurde einfach das geſamte Hausvermögen 
und damit auch die Forſten der Herrſchaft Schmal⸗ 
kalden mittelſt des erwähnten Geſetzes für Staats⸗ 
gut erklärt. Dieſer Gewaltakt ſollte indeſſen nicht 
von langer Dauer ſein, er iſt vielmehr jetzt Gegen⸗ 
ſtand eines Rechtsſtreites zwiſchen dem vormaligen 
Herzog von Gotha und dem Lande geworden, und 
ſelbſt der jetzige Vertreter des Gothaiſchen Staates 
Cen als Mitglied der zu jener Zeit eingeſetzten 
ommiſſion in einer im Februar 1919 abgehaltenen 
Sitzung vor einem ſolchen Schritt gewarnt durch 
Hinweis darauf, daß im Wege der Gewalt jetzt 
ebenſowenig auf eine dauernde Regelung zu 
rechnen ſei wie im Revolutionsjahr 1848, denn 
eine Klage des Herzogs vor den ordent- 
lichen Gerichten könne ſich auf die be⸗ 
ſtehenden Reichs⸗ und Landesgeſetze 
ſtützen. Und nun hat ſowohl das Landgericht in 
Meiningen als das Oberlandesgericht in Jena in 
einer von dem Herzog wegen der beregten Forſten 
erhobenen Klage ausgeſprochen, daß der Rechts⸗ 
„weg vor den ordentlichen Gerichten gegeben ſei. 
Das Amtsgericht Steinbach⸗Hallenberg und das 
Landgericht Meiningen ſtimmen in einer Grund⸗ 
buchſache darin überein, daß das gothaiſche 
Geſetz vom 31. Juli 1919 kein Geſetz iſt, das 
ein preußiſches Grundbuchamt zu beachten 
gehabt hätte. Dann hat in einem vom Herzog 
gegen den gothaiſchen Staat beim Landgericht 
Gotha anhängig gemachten Verfahren, in dem 
detzterer ebenwohl die Einrede der Unzuläſſigkeit 
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des Rechtsweges vorgeſchützt hatte, die loburg⸗ 
gothaiſche Kommiſſion zur Entſcheidung der 
Kompetenzkonflikte ebenfalls erklärt, daß der 
Rechtsweg zuläſſig iſt, weil bei dieſem geſetzlichen 
Erlaß es ſich nicht um die Ausübung eines Staats⸗ 
hoheitsaktes, ſondern um einen geſetzlichen Eingriff 
in das Privatrecht handle, über deſſen Gültigkeit 
die Gerichte zu entſcheiden berufen ſeien. er 
den Verlauf des ſchließlichen Ausganges dürfte 
nach den bisherigen Entſcheidungen der Gerichte 
ein Zweifel nicht beſtehen. Die Gewaltpolitik der 
gothaiſchen Landesverſammlung hat nicht nur 
einen friedlichen Ausgleich zwiſchen dem Herzog 
und dem Land trotz der bei der klaren Rechtslage 
betätigten Bereitwilligkeit des Herzogs verhindert, 
ſondern hat für das Land eine Reihe von Prozeſſen 
heraufbeſchworen, deren Ausgang die Staats⸗ 
kaſſe ſchwer belaſten werde. Schr. 
7 


Auflöſung der Fideikommiſſe in Bayern. 
Durch Geſetz vom 28. 3. 19 mit Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 26. 9. 19 ſind die Fideikommiſſe 
vom 1. Oktober 1919 ab aufgehoben. Sie gehen 
als Allod an den derzeitigen Fideikommißbeſitzer 
mit der Auflage über, daß er das geſamte Fidei⸗ 
kommiß jeinem Nachfolger übergibt. Er nimmt 
dieſem gegenüber die llung eines Vorerben 
nach dem B. G. B. ein. Die nachgeborenen Kinder 
des Fideikommißbeſitzers ſind pflichtteilsberechtigt 
mit dem Geſamtvermögen, müſſen ſich aber den 
auf ſie entfallenden Teil des Allodvermögens auf 
das Fideikommißvermögen anrechnen laſſen. Der 
Fideikommißnachfolger wird freier Beſitzer und 
an keine Einſchränkungen mehr gebunden. Vor⸗ 
kehrungen zur Sicherung der Erhaltung der wirt⸗ 
chaftlichen Einheit und insbeſondere des Waldes 
fehlen in Bayern. Von der Geſamtfläche der 
bayeriſchen Wälder ſind 7,3%, von jener der 
Privatwälder 13,7% ſideikommiſſariſch 3 


— 


CH 


Forſtwirtſchaftliches. 


Holzlieferung an die Entente. Unter den von 
Deutſchland geforderten Sachlieferungen ſpielt das 
Holz eine recht bedeutende Rolle. Im Sommer 
1920 ſind die erſten Forderungen mitgeteilt 
worden, welche nicht nur hinſichtlich der Maſſe 
über die deutſche Leiſtungsfähigkeit erheblich 
hinausgingen, ſondern durch die hohen Anſprüche 
hinſichtlich der Beſchaffenheit der Hölzer ganz 
beſonders drückend waren. Ungefähr drei Viertel 
ſollten in Form von Schnittwaren, ein Viertel, 
letzteres hauptſächlich für Belgien, als Rundholz 
geliefert werden. Seit dem Herbſt 1920 wird 
über dieſe Lieferungen verhandelt, ohne daß ihre 
Geſamtgröße feſtſteht. Die in der Preſſe genannten 
Zahlen (zuletzt 960000 fm auf Rundholz um: 
gerechnet) beziehen ſich nur auf Teillieferungen! 
Nach ſehr ſchwierigen und langwierigen Wier: 
handlungen iſt ſchließlich vor einigen Wochen 
eine Einigung über Menge und Beſchaffenheit 
der nächſten Lieferungen erzielt worden, dagegen 
iſt die Preisfrage noch immer offen geblieben. 
Nach dem Friedensvertrag von Verſailles iſt die 
Entente berechtigt, dieſen ihrerſeits feſtzuſetzen, 
wobei der Marktpreis als allgemeiner Anhalt 
dienen ſoll. Von dieſem Recht hat die Entente 
nunmehr Gebrauch gemacht und einen Preis 
diktiert, der etwa nur 40 % der deutſchen Forderung 
beträgt. Dabei wird gefordert, daß ſich die deutſche 
Regierung im Wege der Submiſſion in den Beſitz 
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des Holzes zu ſetzen habe. Die Entente beſteht 
noch trotz der Schwierigkeiten, die ſich aus der 
Forderung beſonderer, in Deutſchland nicht üb⸗ 
licher Abmeſſungen ergeben, auf den Beginn 
der Lieferungen zu den im Lieferungsvertrage 
vorgeſehenen Friſten. S. 


7 


Baumhöhenmeſſer. 

Es dürfte für viele unſerer Leſer von Intereſſe 
ſein, die gebräuchlichſten Sorten von Baum⸗ 
höhenmeſſer und ihre Verwendungsmöglichkeiten 
kennenzulernen. 

Der Chriſtenſche Baumhöhenmeffer*) beſteht aus 
einem leichten Maßſtab von Meſſing von der in 
Abbildung 1 dargeſtellten Form, mit einer durch 
eine Anzahl feiner Einſchnitte gebildeten Em eilung. 

Behufs Ermitilung einer Baumhöhe läßt man 
einen Gehilfen eine 4 m lange Latte oder Stange 
ſenkrecht neben den Baum aufſtellen. Alsdann 
bringt man den leicht in der linken Hand zwiſchen 
Daumen und Zeigefinger hängenden Maßſtab 
in eine ſolche Lage, daß die Viſierlinie, die nach 
dem Gipfel des Baumes führt, unter dem oberen 
Vorſprung (a) durchgeht; hierauf verſchiebt man 
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Abb. 1. Chriſtenſcher Baumhöhenmeſſer. 


den Maßſtab längs dieſer Viſierlinie, ohne den 
Kopf zu bewegen, fo weit, lis der Fuß des Stammes 
(oder beſſer der Latte) den unteren Vorſprung (c) 
tangiert, fo daß alſo der Stamm zwiſchen den beiden 
Vorſprüngen eingeklemmt erſcheint. Nun viſiert 
man raſch nach dem oberen Ende der aufgeſtellten 
Latte und lieſt am Maßſtab die dieſer Viſur ent⸗ 
prechende Zahl ab. Es iſt dies die Baumhöhe, in 
Metern ausgedrückt. Um ſicher zu gehen, wird 
man noch einmal nach dem unteren Lattenrande 
einſtellen und eine zweite Ableſung machen. 
Statt einer 4 m langen Latte kann auch eine ſolche 
von 2, 3 oder 5 m benutzt werden, wobei dann die 
Ableſungen noch nit ½, / oder / zu multi⸗ 
plizieren ſind. Für entfernte Waldungen wird 
man, ohne eine Latte mitzuſchleppen, eine ſolche 
einfach an Ort und Stelle mittels eines Meter⸗ 
maßes auf die gewünſchte Länge zuſtutzen. 

Ein vielſeitigeres Inſtrument iſt der Baum⸗ 
höhenmeſſer nach Weiſe, verbunden mit Preßler⸗ 
ſchem Zuwachsbohrer, konſtruiert von Herrn 
Oberforſtrat Matthes, Direktor der ehemals Groß⸗ 
herzoglichen Sächſiſchen Forſtlehranſtalt in Eiſenach. 

Das Inſtrument “), dargeſtellt in Abbildung 2, 


) Sämtliche vorgenannten Inſtrumente werden 
von der bekannten Spezialfabrik für forſtwirtſchaftliche 
eräte, Bermeftungduftiument uſw. Reiß, 
G. m. b. H., Liebenwerda, Prov. Sachſen, hergeſtellt 
umd vertrieben. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 15 Bd. 36 (192) 


beſteht aus einem hohlen Eiſenzylinder, an dem 
außen die Höhenſkala beſeſtigt ift, und der in feinem 
Innern den Zuwachsbohrer mit Nadel ſowie 
die Entfernungsſkala des Höhenmeſſers aufnimmt. 
Der Pendelhalter (E 
in ein Futteral be⸗ 
ſonders untergebracht. 
Als Pendelgewicht 
dient einer der beiden 
auſſchraubbaren Ber 
ſchlußköpfe, der zum 
Zwecke der Befeſtigung 
an der Pendelſtange 
bis zur Hälfte ein⸗ 
geſchnitten iſt. Der 
e SC andere Verſchlußkopf 
. iſt in der Mitte durch⸗ 
bohrt und dient als Di⸗ 
opter. Beim Zuſammen⸗ 
ſetzen des Höhenmeſſers 
zum Gebrauch iſt die Entfernungsſkala (zugleich 
Nadel) jo in die am Nullpuntie der Höhenfkala 
befindliche Führung einzuſchieben, daß die Teil⸗ 
ſtriche derſelben nach außen zu liegen. Durch die 
viereckege Offnung in dem Teller am oberen Ende 
der Entfernungsſkala führt man nun die Pendel- 
ſtange jo ein, daß die ſcharfe Kanle derſelben der 
Entfernungsſkala zugewendet iſt und alſo auch die 
Höhenſkala berührt. Den einen Verſchlußdecket 
hat man nun als Pendelgewicht anzuhängen, 
während der andere als Diopter aufzuſchrauben iſt. 
Bei Meſſung der Höhe eines Gegenſtandes hat 
man die Entfernung vom Auge des Beobachter 
bis zum Fußpunkte des Objektes (genau bis zur 
ſenkrechten Projektion des höchſten Punktes) zu 
meſſen und hierauf die Enefernungsſkala fo einzu 

ſtellen, daß die Abſtandszahl gerade noch ſichtbar 
iſt. Nun faßt man das Inſtrument mit der rechten 
Hand in der Nähe des Okulars, mit der linken in 
der Nähe des Fadenkreuzes, viſiert den oberften. 
Punkt an, achtet darauf, daß das Fadenkreuz ſenkrecht 
ſtehl, und dreht, wenn das Fadenkreuz den Viſier⸗ 
punkt deckt und das Pendel ſich in Ruhe befindet, 
das Rohr langſam ein wenig nach rechts um ſeine 
Achſe, ſo daß die ſcharfe Kante der Pendelſtange 
in einem der ſchwachen Einſchnitte an der Höhen⸗ 
ſkala ſich fängt. Die an dieſer Stelle ſtehende Zahl 
gibt die Höhe des anviſierten Punkes über dem 
Auge des Veobachters an. Um alſo die ganze 
Höhe des Gegenſtandes zu ſinden, muß man auch 
noch den Fußpunkt anviſieren und die betreffende 
Zahl, wenn der Fußpunkt tiefer liegt als das 
Auge des Beobachters (das Pendel ſich alſo jenſeits 
des Nullpunktes eingeſtellt hat), addieren, um⸗ 
gekehrt ſubtrahieren. Am fehlerfreieſten wird die 
Meſſung, wenn die Standlinie ſo gewählt werden 
kann, daß ihre Länge etwa der Höhe des zu meſſen 

den Gegenſtandes gleich iſt. Sind die Entfernungen 
nur 5 bis 15 m, ſo empfiehlt es ſich, zur Erhaltung 
zuverläſſiger Reſultate die zwei⸗ bis vierfache 
Entfernung einzuſtellen und von den Höhen⸗Ab⸗ 
leſungen den zwei⸗ bis vierfachen Teil zu nehmen. 
Die Theorie dieſes Höhenmeſſers beruht auf der 
Ahnlichkeit der Dreiecke. Über die Benutzung 
des Inſtrumentes als Zuwachsbohrer erübrigt ſich, 
weiteres zu ſagen. Beim Bohren iſt nur zu beachten, 
daß anfangs mit dem Bohrer nicht gewankt wird: 
auch iſt die Nähe eines Aſtes zu vermeiden, mei 
ſonſt der Bohrer beſchädigt werden kann. 


— 
Ki 


| Abb. 2. 
Baumhöhenmeſſer nach Weiſe. 


Nr. 15 Bd. 36 (1921) 


* Le 

Brief und Fragekaſten. 
Leider iſt wiederum eine erhebliche Erhöhung der Portoſätze in 
Fraft getreten, ſo daß das Porto für den emfachen Brief jetzt 
60 Pf beträgt. Dadurch ſind auch wir gezwungen, den Porto⸗ 
anteil, der jeder Anfrage an unſeren Brieftaſten beizufügen iſt, 
auf 1 Mk. 50 Pf zu erhöhen Fragen, denen dieſer Betrag nicht 
beiliegt, muſſen ſo lange unbeantwortet zurückgelegt werden, bis 

Cinſendung des fehlenden Portos erfolgt. 


Anfrage Nr. 21. Kinderbeihilfen für Stief⸗ 
kinder und Kriegswaiſengeld. Meine Frau, 
Kriegerwitwe, brachte in die Ehe ein Kind mit, 
welches als Kriegs waiſe eine monatliche Rente 
von 40,05 A bezieht. Für dieſes Kind, das fünf 
Jahre alt iſt, erhalte ich keine Kinderzulage. 
Iſt dies richtig, oder iſt die Regierung eventuell 
verpflichtet, den Unterſchied zwiſchen Kinder⸗ 
zulage und Rente zu zahlen? M., Hilfsförſter. 

Antwort: Nach den bisherigen Beſtimmungen 
hatten Sie keinen Anſpruch auf die Kinderbeihilfe. 
Nach § 17 des kürzlich veröffentlichten Geſetzes 
vom 17. Dezember 1920 ſteht aber den Beamten 
für Stiefkinder, die in die Familiengemeinſchaft 
aufgenommen ſind, eine ſolche zu. Dieſe beträgt 
einſchließlich Zuſchlag in Ortsklaſſe D und E 
vom 1. April 1920 ab 60 % und vom 1. Oktober 
1920 ab 70 % monatlich. Die militäriſchen Ver 
ſorgungsgebührniſſe kommen nicht in Anrechnung. 

Anfrage Nr. 22. Stellung des Amtmannes 
in Weſtfalen den Forſtbetriebsbeamten gegen⸗ 
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über. Iſt der Amtmann befugt, dem Oberförſter 
Vorſchriften über die Dienſtausführungen feiner 
Forſtbetriebsbeamten zu machen? Die hieſige 
Oberförſterei umfaßt Stadtwald W. und noch 
zwei Gemeinden. Dem Oberförſter iſt vom 
Amtmann ein Schreiben folgenden Inhaltes zu⸗ 
gegangen: „Infolge Sinkens der Holszpreiſe 
wird mancher Holzkäufer in Zahlungsſchwierig⸗ 
keiten kommen und verſuchen, Holz ohne Abfuhr⸗ 
ſchein abzufahren. Sie wollen die Forſtbeamten 
anweiſen, die Abfuhren ſtrengſtens zu kontrollieren, 
und ſind dieſelben für eventuellen Schaden haft⸗ 
bar, wenn ihnen mangelhafte Kontrolle nach⸗ 
gewieſen wird.“ S., Stadtförſter. 


Antwort: Der Amtmann iſt nach Lage 
der Geſetzgebung als befugt anzuſehen, den 
Oberförſter zu erſuchen, den ihm unterſtellten 
Beamten eine Willens meinung kundzugeben, wie 
ſie in dem vorſtehenden Schreiben zum Ausdruck 
kommt. Zwangsmittel kann natürlich der Amt⸗ 
mann dem Oberförſter gegenüber nicht anwenden, 
aber dafür kann wiederum dem Amtmann das 
Recht nicht abgeſtritten werden, den in Frage 
kommenden Betriebsbeamten direkt und ohne 
Vermittlung des Oberförſters eine ſolche Er⸗ 
innerung zugehen zu laſſen. Korrekt wäre das 
allerdings nicht. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Ter Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Besetzung gelangende Torfidienfiſtellen. 
Preußen. 
Staals-⸗ Forstverwaltung). 

Oberförſterſtelle Kommuſin (Allenſtein) iſt dem⸗ 
yächft zu eirem noch zu beſtimmenden Termin zu 
beietzen. Bewerbengsfriſt: 25. April. 

Förſterſtelle Schönſtein, Oberf. Schönſtein (Caſſel), 
iſt zum 1. Cktober zu beſetzen. Dienſt wohnung 
für keine Fimelie mit Waſſerleitung. Vahnbof 
Densberg⸗Schönſtein, 1,5 km. Garten 0,08 ha, 
Acker 2 28 ha Wieſe 1,74 ha. Netz ngsgeld wird 
neu feſtgeſert. Dienſtaufwandsentſchädigung 400 A. 
Bewerbungefr'ſt: 15. Mai. 

Förſterſtelte Wittinge, Kloſteroberförſterei O’nabrüd 
(Hannover), in infolge Ablebens des bisheri en 
Inhabers zum 1 Juli neu zu beſtzen. Zu der 
Steile gehört rund 7 ha nutzbares Wi tſchaftsland. 
Dienſtwoynung iſt vorhanden. Bewerbungen Wu 
bis zum 12 Ap il einzureichen. 

Die bebaute Hilfsförſterſtelle in Nenzittau, Oberf. 
E kner (Potsdam), die d mnächſt zum Ankauf 
gelangt, iſt voraus ichttich zum 1. Mai zu beſetzen. 
Die Wo nung umfaßt 4 Zimmer mit Nebengalaß. 
Ausſtaltung an Wirt,chartsland etwa! ha. Ein 
kleines Wirtſchaftsgebaude iſt vorhanden. Be⸗ 
werbungsfeeſt: 23. Ap. il. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Hilfsförſter oder Forſtgehilfe geſucht. Bewerbungen 
iind au die ſtä tie Oberſörſterei Lauenbuig 
in Pommern zu richten. Näheres jıehe, Anzeige. 


*) Fur Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſta'ter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltunasbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberfölſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus Di fer 
dt zu erſehen, in welchem Dienſta'ter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberſörſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch loſtet geheftet 6 &, mit Schreib- 
papier durchſchoſen 10 A. Hierzu erſchien ein 
Nachtrag vom Januar 1921, Preis geheftet 3 &. 


Perſonalnachrichten. 
Preuſten. 
Staats-Forſtverwaltung. 
In den Ruheſtand find am 1. April getreten: 


Dunkelbeck, Geheimer Regierungsrat, Regierungs⸗ un 
Forſtrat in Stettin. 

Voß, Geheimer Regierungsrat, Regierungs- und Forſtrat 
in Frankfurt a. O. 

Hebel, Forſtmeiſter in Salmünſter (Caſſel). 

Heilmann, Forſtmeiſter in Bens erg (Koln). 

Jacobi, Forumeiſter in Burgioß (Caſſel). 

Mobr, FJorſtmeiſter in Goblen;. 


Kröſch, Forſtaſſeſſor und Hilfsarbeiter bei der Reglerung 
in Caſſcl, iſt unter gleichreitiger Ernennung zum Ober 
ſörſter die Oherfor: erfielle Schmiedefeld (Erfurt) vom 
1. April an übertragen. 


Boeder, Yöriter in Meddersheim, iſt vom 1. April an die 
Hilſsforſterſtelle Adenau II. Staats » Dberjürjierei 
Adenau (Coblenz), übertragen. 

Drews, Forſter in Mottgers, Oberf. Sterbfrik, iſt unter 
Übertragung der VForſtſchreibernelle nach Niederkalbach. 
Oberf. Niederkalbach Cafſel), verſetzt. 

Endel, Förſter vm Mehren, iſt vom 1. April an die Nörſter ⸗ 
Hefe Hochpochten J, Staats-Oberjörſterei Kaiſerseſch 
(Coblenz), übertragen. 

Fröhlich, Hegemeiſter in Woffleben, Oberf. Königsthal 
(Erfurt), tritt am 1. April in den Ruhenand. 

Holdmann. "ärer o R in Salmnuner, in vom 1. April 
au nach Hersſeld, Oberf Hereſeld⸗Weſt (Caſſel) verſetzt. 

Hänſcl, Hegemeiner in Stangenwalde. Freiſtaat Danzig), 
it vom 1. April an die Nörſterſtelle Kobiel, Cber; 
Ratzeburg (Allenſtein), verliehen. 

Janetzk, Förſter in Merzhauſen, Oberf Neuſtadt, iſt zum 
1. April unter Übertragung der Forſtſchreibernelle nach 
Oberkaufungen, Oberf Oberkaufungen Caſſe h, verfegt. 

Krüger. FJöͤrſter und Jorſtichreiber in Ste nau, Obert, 
Salmunſter (fruher Bezirk Marienwerder), (H vom 
1. April an zunächſt auftragsweiſe die Forſiſchreiber⸗ 
ſtelle in Salmünſter, Ober. Salmunſter (Caſſel). 
übertragen. 

Candgrebe, Forſter o. R. in Aßmußhauſen, Oberf. Noten⸗ 
burg⸗Weſt, in vom 1 April an unter Belaſſung in der⸗ 
Wee Sberjöriiera nach Sterkelshauſen (Caſſel) 
verjeß 

Mau, ke, ehemaliger reichsländ. Staatforfter, zurzeit in 
Su lawe, iſt vom 1. Aprit an nach Biemark, Obert 
Lauenburg (Kos lin), verſetzt 

Marlis, Hegemeiſter, zuzeit auf Unterkunft in Brätz, Kreis 
Mieſeritz, iſt vom 1. April ou die Forſterſtelle Kleber 
Obert Podezuch (Stettin) übertragen. 
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"Sender rer in Hannover (Unterkunftsſtelleh, Oberſ. 

r iſt a April an nach Langendamm, Oberf. 
Nienburg (Hannover), verſetzt. 

Speer örfter aus dem abgetretenen Gebiet. iſt vom 

. abril an die Förſterſtelle Kaletka, Oberf. Ramuck 
(Allenfteın), verliehen. 

Zenter, überzähl. Förſter in Friedrichsthal, Oberf. Stolp, 

e in vom 3 an nach Gewieſen, Oberf. Treten 
(Köslin), verſetzt. 

enfer, Hilfsförſter in Poppow, Stadtforſt Lauenburg in 

S GE ft vom 1 April an nach Edweiler, Oberf. 

Entenpfuhl (Coblenz), verſetzt. . 
iebetruth, Forſtgehilfe in Schmiedeſeld, erf. miede⸗ 
€ ſeld, ift vom 1. April an nach Beushauſen, Oberf. 

Schwarza (Erfurt), verſetzt. 

Stein, Forſtgehilſe in Benshauſen, Oberf. Schwarza, iſt 
vom 1 Aprit an nach Frauenwald, Oberf. Schmiede⸗ 
feld (Erfurt), verſetzt. 

Die Verſetzung des Forſtgehilfen Wittlaßke von Cornau, 
Oberf Diepholz nach Syke, bert, Syke (Hannover), 
AR zurückgezogen. 

Koltermann, Forſigebilfe in Syke, Oberf. Syke, wird 
Richt nach Cornau, Oberf. Diepholz, ſondern nach Bruch⸗ 
haufen, Oberj. Syke (Hannover), vom 1. April an verſetzt. 


Bayern. 


Der Titel eines Oberſorſtmeiſters wurde verliehen den 

Forſtimeiſtern: 

Bader in Tegeruſee; Edler von Praun in Unterhauſen: 
ger in Bamberg: Saßmann in Buch: Hoffmann in 

unchen: Kaub in Lohr; Klotz in Siegsdorf; Senft 
in Bergen. 

Kauſchkols. Forſtmeiſter in Fiſchbach, tft nach Waldfiſchbach⸗ 
Sud beruſen. 

Rofhatt, Jorſtamtmann in Wunſtedel, iſt als Regierungs⸗ 
nn au die Regierungsforſtkammer von Nieder 

ayern verſetzt. 

Schwanzer, Forſtamtmann in Landshut, iſt als Regierungs- 
ſorſtrat in das Forueinrichtungsreferat der Regierungs- 
ſorſikammer von Oberbayern berufen. 

Zu Regierungsforſträten wurden ernannt die Forſt⸗ 
aſſeſſoren: 

“Berluger von Amlingſtedt bei der Regierungsforſtkammer 
von Oberbayern. 


a Të Litt 
Vereinszeitung. 


Nachrichten 
fürden Verein Preußiſcher Staatsförſter 


Zur Verſtändigung. 

Aus Anlaß meines Artikels in Nr. 12 S. 213 
And viele liebe Zuſchriften bei mir eingegangen. 
Ich danke dieſen Herren Kollegen für ihre herzlichſt 
gemeinten Kundgebungen. Aus allen Schreiben 
hallt ein Ruf nach einer neuen, der ſchweren Geſamt⸗ 
lage unſeres Vaterlandes entſprechenden, kräftigen 
Vereinigung der den alten bewährten Traditionen 
der grünen Farbe treu gebliebenen jüngeren und 
älteren Grünröcke. 

Wie der deutſche Wald in wärmender Frühlings⸗ 
ſonne zu neuem Leben erſteht, ſo möge dieſes 
Frühlingswehen der Beginn einer neuen Ara 
werden: einer Ara des Kennenlernens, des Ver⸗ 
ſtehens und des Ausgleichens. Eine Vereinigung 
muß geſchaffen werden, getragen von Selbſtloſigkeit, 
auf gegenſeitger Selbſtachtung gegründet; ſie ſoll 
‚eine Vereinigung der Annäherung und des Wieder: 
aufbaues gegenſeitigen Vertrauens und des 
Vertrauens zu unſerer Behörde werden. Wenn 
vorſtehende Punkte die leitenden Motive einer 
neuen Vereinigung werden und bleiben, dann 
können wir ficher fein, daß wir nicht allein unſerem 
Stande, ſondern auch unſerm heißgeliebten Vater⸗ 
lande den größten Dienſt leiſten werden. 

Allen Gleichgeſinnten ein fröhliches Weid⸗ 
mannsheil! 

Pilowmühle, Kr. Neuſtettin, 2. April 1921. 

Laabs. Staatsförſter. 


Döderlein von Nördlingen im Forſteinrichtungsreferat der 
Regierungsſorſtkammer von Schwaben. 

Keilſchuß von Traunſtein im Forſteirichtungsreferat der 
Regierungsforſtkammer der Oberpfalz R 
eppla von Neuhofen im Bormemeidhtungsreferat 

Regierungsforſtkammer der Pfalz 


Zu Forſtamtmännern wurden ernannt die Forſt⸗ 
aſſeſſoren: 
Riener in Buchloe: Diepbold in Schwaighauſen;: Merck in 
Brſckenau: Röhrk in Paſſau: Vogel in Nürnberg. 
Zeidler in Selb. 


en. Revierförſter, wurde von Kurnach nach Eſchach 

erufen. 

Schwarzer, Förſter, iſt zum Regierungsſekretär der Be, 
gierungsſorſtkammer von Schwaben befordert. 


Verſetzt wurden: 


Bruckmann, Forſtaſſiſtent, von Bergheim nach Betzigau: 
Tiſcher, Forſtverwalter, von Volkers nach Guttenberg: 
ros, Forſtaſſiſtent, von Freudenberg nach Altöning: 
Panzer, Förner, von Biberachzell nach Weiſiugen. 

Zu Revierjägern wurden ernaunt die Förſter: 

Glaß in Wending: Gränzer in Schwarzenbach a W.; Jand 

in Mainburg: Küſpart in Waſſerburg: Schütz in Bam 


nach! Seitz in Neuburg; Sillib in Roſeuheim; Ziert 
in Mittenwald. 


Zu Forſtaſſiſtenten wurden ernannt die Forſtſchutz. 
dienſt⸗Aſpirauten: 


Köſter, Stadtſteinach: Richſtein, Wildenthal. 


Jubiläen, Gedenktage u. a. m. 


Mantel, Forſtrat a. D., Landwehroffizier a. D., der in 
Munchen im Ruhe and lebende frühere Vorſtand des 
Forſtamts Weiden (von 1901 bis 1917), ſeierte am 
31. März den 70 Geburtstag. Er war Torftamt% 
aſſeſſor in Simbach, Forumeiſter und Vorſtand des 
Forſtamtes Schöllkrippen, dann des Forſtamts Weiden. 


der 


Der Unterſtüzungsfonds des „Waldheil“'s 
bedarf dringend der Stärkung. Bitten zu ſammeln und das 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. Gro, 
einzuſenden Auch die kleinſte Gabe iſt herzlich willkommen. 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchaftsſteile zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 


FJernſprechanſchluß: 
Amt Eberswalde Nr. 546. 


Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſeuten koſteufren. 
Weldiendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſchecka mt Berlin W 7, 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


7137. Trenkelbach, Albin, Jäger, Welda, Kreis Warburg. JI. 

7188. Moritz. Erich, Forſtgehrlfe, Dams dorf, Poſt Teusſeld, Kreis 
Segeberg, Holſtein. S 

7139. Neumann, Benno, Kaufmann, Schlawa i. Schleſ., Kreis 
Freyſtadt. VIII. 

7140. Behrendt. Friedrich, Privatförſter, Jägerkrug, Poſt Tap. 
lacken, Kreis Wehlau, Oſtpr. I. 

7141 Elmenthaler, Cduard. Privatförſter, Spiegels⸗Korſchen, Poſt 
Pulz, Kreis Raſtenburg, Oſtpreußen I. 

7142 Herold, Willy, Forſtaufſeher, Fh. Waldhof, Poſt Wiednitz, 
Bez. Liegnitz. VIII. 

7143 Moſer. Paul, Hılfajäger, Fh. Siethen, Poſt Ludwigsfelde, 
Kreis Teltow. IX. f 

7144. Kaften, Albert, Forſtverwalter, Klinga, Poſt Naunhof, 


Kreis Leipzig. XII. 
7145 Zimmermann, Alfred, Hilfsjäger, 5 Zt. Wolfshau (Wet), 
Poſt Krummhübel i. Rieſengeb. VIII. 
7146 Letz. Karl, Stadtförſter, Malge, Poſt Brandenburg a. H. 
Kreis Zauch⸗Belzig. IX f 
7147. Trieloff, Herbert, Forſtgehilfe, Berlin ⸗Weißenſee, Gier. 
ſtraße 1. IX. 
* 
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Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Lobach, Chriſtian, Forſtaufſeher, Hörfingen, Kreis Neuhaldensleben. 
Thiel, Adolf, Koritgehilfe, Beeſe, Kreis Fritzlar 

Wendenburg, Paul, Hil'sjäger, Serno, Poſt Köſelitz, Anhalt. 
Gufinde, Arthur, Hilfsförſter. Viehau, Kreis Neumarkt. 
Gärtner, Ernſt, Reinhold, Forſtau'ſeher, Chemnitz, Schloß (Sa.) 
Jakob. Chriſtian, Forſtwart, Unterrot, Wrttbg. 

Weiß, Paul, Förſter, Kloſter Neuendorf, Poſt Jävenitz i. d. Altmark 


Bezirksgruppe Pommern (II). 
Bericht 
über die Bezirksgruppenverſammlung 
am 8. März 1921. 
Zu der Bezirksgruppenverſammlung, die am 
8. März um 3 Uhr nachmittags zu Stettin im 


Pagel, Karl, GE Forſthof Kanneberg, Poſt Dettm.⸗Kölzow, Hotel „Deutſches Haus“ ftattfand, hatten ſich etwa 


Mecklbg.⸗Schw. 
Bergel, Crich, Hilfsjäger, Obergebelzig, Kreis Rothenburg. 
un Auguſt, Privatförſter, Bendieſen, Poſt Nautzken, Kreis 
au. 


7 


Bezirksgruppe Sachſen. 
Zu der am 22. März 1921 im oberen Marxſchen 


Gaſthofe in Weinböhla unter Vorſitz des Herrn Verſammlung gewählt wurde 


30 Mitglieder eingefunden. Der Vorſitzende. 
Oberförſter Volgmann, gab einen überblick 
über die Tagung des engeren und weiteren 
Vorſtandes in Berlin am 11. Februar 1931. 
Die Ausführungen wurden ergänzt durch das 
Mitglied des Förſterausſchuſſes, Revier förſter 
Werner, der auch als Schriftführer von der 
Der Anfchluk 


Oberförſters Dreßler daſelbſt abgehaltenen Forſt⸗[ des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands 


gehilfenprüfung haben von acht Prüflingen einer 
mit der Note „gut“ und ſieben mit „genügend“ 
beſtanden. Die Waldprüfung fand im Oberauer 
Revier ſtatt. 

Auch hier machten ſich die Folgen der Kriegs⸗ 
zeit noch bemerkbar. Staat und Waldbeſitz hatten 
Vertreter entſandt, auch waren viele Forſtleute 
ſowie Freunde und Gönner der grünen Farbe 
anweſend. 

W. Dreßler, Oberförſter a. D., 1. Vorſ. 


7 


Bezirksgruppe Bayern (XIV), 
Einladung 
zu der am Samstag, dem 23. April 1921, nach⸗ 
mittags 1 Uhr, im Hotel Union, kleiner Saal, 
in München, Barerſtraße, ſtattfindenden Bezirks⸗ 
gruppenverſammlung. 
Tagesordnung: 

1. Stellungnahme zum neuen Tarif. 
2. Wahl emes Bezirksgruppen⸗Vorſitzenden. 
3. Anträge aus der Verſammlung. 
4. Anmeldung zur Forſtgehilfenprüfung. 
5. Freie Diskuſſion. 

Angeſichts der Wichtigkeit der Tagesordnung 
wäre vollzähliges Erſcheinen der Mitglieder im 
Standesintereſſe notwendig. Zutritt haben nur 
Vereins mitglieder und von dieſen eingeführte Gäſte. 

Burtenbach, 25. März 1921. 

Mit Weidmannsheil! 
Der ſtellv. Vorſitzende: Karg, Revierförſter. 


V 


Bezirksgruppe Freiſtaat Sachſen (XII). 

Die Frühjahrsverſammlung der Ortsgruppe 
der Kreishauptmannſchaft Dresden findet am 
Sonntag, dem 10. April d. J., nachmittags 2 Uhr, 
im Reſtaurant Zur Bärenſchenke“ in Dresden, 
Webergaſſe 27, ſtatt. 

Tagesordnung: 

1. Bekanntgabe der Richtlinien für die neue Be⸗ 
amtenbeſoldung. 

2. Berichterſtattung über die ſtattgefundene Revier⸗ 
gehilfenprüfung. 

3. Beſchlußfaſſung über einen forſtlichen Sommer: 
ausflug. 

4. Forſiliche Tagesfragen. 

Um rege Beteiligung der Kollegen wird ge⸗ 
beten. Gäſte ſind willkommen. Nach der Ver⸗ 
ſammlung gemütliches Zuſammenſein mit Damen. 

Burg Lauenſtein im Erzgebirge, den 

26. März 1921. Peter. 


mit feinen Akademikern und Förſtermitgliedern 
an den Guts⸗ und Forſtbeamtenbund fand 
allgemeine Zuſtimmung, nachdem darauf hinge⸗ 
wieſen wurde, daß unſere Selbſtändigkeit völlig 
gewahrt bleibt. Zur Gehaltsfrage wurde ein 
Antrag einſtimmig angenommen, der die Gehalts⸗ 
kommiſſion ermächtigt, den neuen Tarifvertrag 
bei möglichſter Gleichſtellung mit dem ſchleſiſchen 
Tarif, der bereits abgeſchloſſen iſt, fo ſchnell wie 
möglich in die Wege zu leiten. Die Bildung 
von Ortsgruppen wurde aufs wärmſte befür⸗ 
wortet, um in kleinen Bezirken öfter zuſammen⸗ 
zukommen und alle ſchwebenden Fragen beſprechen 
zu können. Zur Lehrlingsausbildung wurde 
beſchloſſen, daß die Lehrlinge (Förſterſöhne) ein 
Jahr beim Vater und dann ein Jahr beim 
anerkannten Lehrherrn lernen dürfen, ehe ſie auf 
die Forſtſchule kommen. In die Prüfungs⸗ 
kommiſſion für Forſtgehilfen wurden gewählt: 
Oberförſter Volgmann, Oberförſter Galm, 
Revierförſter König. Eine Prüfung wird ſtatt⸗ 
finden, wenn ſich mindeſtens fünf Teilnehmer 
melden; eine geringere Zahl wird einer anderen 
Bezirksgruppe überwieſen werden. Zur regen 
Beteiligung an der Hauptverſammlung in Kolberg 
im Auguſt d. J. wurde dringend aufgefordert. 
Eine rege Ausſprache über Dauerwaldwirtſchaft, 
Einziehung der Holzverkaufsgelder im Poſtſcheck⸗ 
verfahren, Einheitslohnzettel des Oberförſters 
Langer⸗Baſenthin, beſte Fällungszeit der Buchen 
uſw. hielt die Teilnehmer bis zum Abgang der 
letzten Züge zuſammen. 

Forſthaus Blumberg, den 10. März 1921. 

gez. Werner, Schriftführer. 
7 


Bezirksgruppe Brandenburg. 
Bericht der Verſammlung 

am 12. Februar in Berlin, Weihenſtephan. 

Nach Eröffnung der Verſammlung um 2½ Uhr 
nachmittags und Begrüßung der etwa 50 Teil⸗ 
nehmer durch den Vorſitzenden erfolgte zunächſt 
eine längere Ausſprache über die geplante Ver⸗ 
einigung der in dem „Verein für 5 
beamte Deutſchlands“ zuſammengeſchloſſenen Forſt⸗ 
beamten und Forſtangeſtellten mit dem „Deutſchen 
Guts⸗ und Forſt⸗Beamten⸗Bund“ zu einer Spitzen⸗ 
organiſation, die als reine Arbeitnehmerorganiſation 
die Vertretung beider Teile bei den Behörden, 
insbeſondere dem Reichsarbeitsminiſterium, be⸗ 
zweckt. Es handelt ſich dabei um die Schaffung 
eines übergeordneten Bundes, in dem unſer 
Verein, ohne ſeine Selbſtändigkeit aufzugeben, 
unter Ausichluß der Waldbeſitzer Fachgruppe wird 
und auch die Bezirksgruppen gleichzeitig Fach⸗ 
gruppen und als ſolche befugt werden, mit den 
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betreffenden Arbeitgeberverbänden rechtsverbind⸗ 
liche Tarifverträge abzuſchließen. 

Im Hinblick auf das Scheitern des Reichs⸗ 
rahmentarifes und das Fehlſchlagen des Verſuches, 
die Allgemeinverdindlichkeit unſerer Gehalts⸗ 
vereinbarungen vom 21. Oktober 1920 für die 
Provinz Brandenburg zu erreichen, billigt die 
Verſammlung einſtimmig die von der Vereins⸗ 
leitung geplante Schaffung der genannten Spitzen⸗ 
organiſation. Ein Antrag des Herrn Förſters 
Reiß⸗Hagelberg auf Ausarbeitung eines Kom⸗ 
mentars zu der unklaren Beſtimmung unſerer 
Sehaltövereinbarung: „Wird Deputat oder 
Dienſtland im geringeren Umfange gewährt, ſo 
tritt eine entſprechende Barentſchädigung ein“, 
wurde der Gehaltskommiſſion zur Bearbeitung 
überwiejen und in dieſe an Stelle des aus⸗ 
geſchiedenen Herrn Revierförſters Zorn Herr 
Förſter Lichtenberg⸗Hohenfinow und als Erſatz⸗ 
mann Herr Revierförſter Steuer⸗Petkus gewählt. 
Herr Forſtrat Di. Bertog berührte brennende 
Tagesfragen, insbeſondere Forſtkulturgeſetz, 
Reichs forſtgeſetz, Kahlſchlaggeſetz, Befähigungs⸗ 
nachweis und Titelſchutz. Zur Waldwärterfrage 
ſprach ſich die Verſammlung dahin aus, daß 
keinerlei Bedenken der Aufnahme von Wald⸗ 
wärtern in den Verein entgegenſtehen; einen 
endgültigen Beſchluß hierüber kann naturgemäß 
erſt die Mitgliederverſammlung des Hauptvereins 
" Toilen, Die Verſammlung beſchloß, die Sommer⸗ 
ſitzung ſpäteſtens Mitte Juni in Verbindung mit 
einem Ausflug nach Bärenthoren in Wieſenburg 
abzuhalten. Eine Sammlung für den Stipendien⸗ 
fonds der Forſtſchule in Templin ergab 400 . 
Schluß der Sitzung 4,30 Uhr. Knieſchke. 

> 


Ortsgruppe Vogelsberg⸗Rhön. 
Bericht 
über die Verſammlung zu Lauterbach 
am 19. Februar 1921. 

Der ſtellvertretende Vorſitzende, Revierförſter 
Eggers, Engelrod, eröffnet 10 Uhr vormittags 
die Verſammlung und heißt die zahlreich er⸗ 
ſchienenen Mitglieder herzlich willkommen. Gleich⸗ 
zeitig dankt er dem ſeitherigen 1. Vorſitzenden 
für ſeine Tätigkeit ſeit der Gründung der Orts⸗ 
gruppe und bedauert ſehr, daß er ſein Amt als 
Vorſitzender niedergelegt habe. Revierförſter 
Eggers gibt dann den jetzigen Mitgliederſtand 
(59) bekannt und erwähnt noch kurz Zweck und 
Ziele unſerer Ortsgruppe. Ganz beſonders weiſt 
er noch auf die Fortbildung hin, auf die ſeitens 
der Ortsgruppe beſonders Wert gelegt werden 
müſſe. Neue Aufgaben, die durch die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe an den Forſtmann herantreten 
werden, ſollen ihn wohl vorbereitet finden. 

Nach Beantwortung verſchiedener Fragen von 
dem Mitglied des weiteren Vorſtandes, Förſter 
Rathjen, Gersfeld, beſpricht zu Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung Oberförſter Jacobfeuerborn, Gers⸗ 
feld, zunächſt die bisher über Dauerwaldwirtſchaft 
erſchienenen Aufſätze von Oberforſtmeiſter Möller, 
Landforſtmeiſter Trebeljahr, Oberförſter Müller 
und Eberbach, Forſtmeiſter Oberdick, Forſtrat 
Märker und zum Schluß die Entgegnung Möllers 
auf die Einwände Trebeljahrs. Oberförſter Jacob⸗ 
feuerborn wies auf die berechtigten Erregungen 
hin, die durch die Möllerſchen Ausführungen über 
die Bärenthorener Wirtſchaftsweiſe in der forſt⸗ 
ſichen Welt hervorgerufen wurde, und betonte, 

es Pflicht jedes Forſtwirtes und Waldbeſitzers 
ſei, ernſtlich zu prüfen, ob die bisherige Wirt⸗ 
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ſchaftsweiſe einer Anderung im Sinne der Dauer- 
waldform bedürfe. Für das eigene Revier Gersfeld 
kam Referent zu dem Ergebnis, daß eine Bewirt⸗ 
ſchaftung in reiner und auch verwiſchter Dauer⸗ 
waldform wegen der unüberwindlichen Schwierig⸗ 
keiten der Fällung und des Rückens an den zu⸗ 
meiſt ſehr ſteilen Hängen der hohen Rhön kaum 
durchzuführen ſei. Nach Möglichkeit möchte 
Oberförſter Jacobfeuerborn jeden Kahlſchlag aus⸗ 
geſchloſſen wiſſen; die natürliche Verjüngung, 
eventuell mit künſtlicher Beihilfe, ſei ſtets zu ver⸗ 
ſuchen. Ebenſo möchte Referent losgelöſt ſein 
von den Feſſeln des bisherigen Forſtbetriebsplanes 
mit Umtrieb und Periode. Der Geſamtmaſſen⸗ 
abnutzungsſatz genüge für die Nachhaltigkeit, wenn 
der Wald in der Hand eines tüchtigen Wirtſchafters 
liege. Das letzte ſei Bedingung, wenn unſere 
Forſtwirtſchaft (im Sinne Möllers, Eberbachs, 
Wagners und Dr. Eberhards) den Anforderungen, 
die die Not des Vaterlandes an den deutſchen 
Wald ſtelle, ohne Schädigung des Vorrates 
gerecht werden ſolle. Oberförſter Jacobfeuerborn 
bittet am Schluſſe ſeiner Ausführungen Forſtrat 
Eulefeld, über ſeine perſönlichen Eindrücke, die 
er bei der Beſichtigung des Bärenthorener Re⸗ 
viers gewonnen habe, einiges bekanntzugeben. 

Forſtrat Eulefeld gibt näheren Aufſchluß über 
die Bewirtſchaftung des Bärenthorener Reviers 
und die bisher erzielten Erfolge. Seine Anſicht 
geht dahin, daß allenthalben Verſuche auch ſeitens 
größerer Verwaltungen angeſtellt werden müßten. 
Die Bezeichnung Dauerwaldwirtſchaft ſollte nicht 
nur bei der Kiefer, ſondern für alle Holzarten an⸗ 
gewandt werden. Unſer Hauptziel müſſe ſein, 
Miſchwald zu erziehen und natürlich zu verjüngen. 
Die Vermeidung von Kahlſchlägen ſei auch bei 
der Dauerwaldwirtſchaft nicht immer möglich; 
Naturereigniſſe, wie Inſekten⸗ und ſonſtige 
Schäden, erforderten häufig abweichende Wirt⸗ 
ſchaftsmaßnahmen. Auch das Bärenthorener 
Revier ſei Naturereigniſſen unterworfen, denn es 
müßten jetzt 400 Morgen Kiefernſtangenholz 
wegen Spinnerfraß abgetrieben werden. Das 
in Bärenthoren Geſehene habe ihn beſonders 
angeſprochen. Herr von Kalitſch habe Forſt⸗ 
wiſſenſchaft ſtudiert und bewirtſchafte ſein Revier 
mit großer Sachkenntnis. Die Fällungsſchäden 
ſeien gleich Null. 

Revierförſter Eggers erwähnt einiges über 
das Blenderſaumſchlagverfahren von Profeſſor 
Dr. Wagner, das in ſeinem Revier teils zu guten 
Erfolgen, teils auch zu Mißerfolgen geführt habe. 
Er hält es aber trotz der nicht überall eingetretenen 
Erfolge für verfehlt, daß über das Wagnerſche 
Verfahren in neueſter Zeit vielfach der Stab 
gebrochen wird. Man möge der Natur folgen 
und das nehmen, was ſie uns gibt, ſei es durch 
Blenderſaumſchlag, Schirmkeilſchlag, Dauer⸗ 
waldwirtſchaft, durch horſt⸗ und gruppenweiſe 
Verjüngung oder auch durch natürliche Ver⸗ 
jüngung auf ganzer Fläche. Man ſoll das eine 
tun und das andere nicht laſſen. 

Oberförſter Roßmäßler ſchildert die Zu⸗ 
wachserfolge bei der Eiche innerhalb eines auf 
trockenem Kopfe ſtockenden, jetzt 48 jährigen 
Buchenbeſtandes mit Miſchung von Eiche, Fichte, 
Lärche und Eſche. 1911 wurde in dem Beſtand 
geläutert und bei den Eichen der Reibungsrand 
entfernt. Die Läuterungskoſten ſtellten ſich auf 
20 „ je Hektar. Die Eiche habe auf die Läuterung 
derart reagiert, daß ſie heute um 2 m über die 
Buchenkrone hinausrage. Oberförſter Roßmäßler 
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Hält die alte Anſchauung, wonach ſchlechte Be⸗ 
ſtände nicht vor dem 50. Jahre durchforſtet werden 
ollen, auch heute noch für richtig. Dagegen hält 
er frühzeitige und öftere Läuterungen für ſehr 
angebracht und bezeichnet ſie als den Schlüſſel 
u Miſchbeſtänden. Künſtliche Miſchung von 
Fichte durch Saat in Buche hält er für zwecklos, 
die Fichte geht ſeiner Anſicht nach zugrunde. 
Fehlſtellen ſolle man durch Fichte auspflanzen. 
Den neuen Kurs betrachtet Oberförſter Roß⸗ 
mäßler als vielverſprechend, empfiehlt aber ein 
langſames Vorgehen. 

Revierſörſter Puchert erwähnt die Schnee⸗ 
bruchſchäden in 1913, durch welche in ſeinem 
Revier ein Fichtenbeſtand, der zur Rotfäule 
neigte, derart gelitten hat, daß 1,8 ha geräumt 
werden mußten. Er wirft hierbei auch die Frage 
auf, ob es ratſam ſei, die Fläche wieder mit Fichte 
unzubauen, oder ob der Rotfäule wegen ein 
Wechſel in der Holzart angebracht ſei. Die An⸗ 
ſicht der Mitglieder geht dahin, daß nur an Ort 
und Stelle die Antwort für oder gegen einen 
Holzwechſel gegeben werden kann. 

Forſtrat Eulefeld macht darauf aufmerkſam, 
daß einzelne Tjchler ſich über ſchwierige Be⸗ 
arbeitung von Kiefernſchnittholz, an welchem Harz 
genutzt wurde, beklagen. Das Harz habe ſich unter 
den Harzriſſen angeſammelt und verurſache daher 
die ſchwerere Bearbeitung dieſer Harzſtellen. Da 
den Mitgliedern hierüber nichts bekannt iſt, 
empfiehlt Forſtrat Eulefeld, bei den Tiſchlern 
Erkundigungen über derartige Fälle einzuziehen 
und die Ergebniſſe bei der nächſten Verſammlung 
den Mitgl edern zu unterbreiten. 

Nach Beendigung der forſtlichen Fragen wird 
Punkt 1 der Tagesordnung erledigt. Es wurden 

ewählt: als 1. Vorſitzender Revierförſter 
ggers, Engelrod, als 2. Vorſitzender Förſter 
Rathjen, Ziegelhütte bei Gersſeld. 

Zu Punkt 3 g bt Revierförſter Eggers Bericht 
über den Kaſſenbeſtand am 31. Dezember 1920. 
Die von dem Schriftführer aufgeſtellte Rechnung 
wurde von ihm geprüft und die Richtigkeit von 
den Mitgliedern anerkannt. Revierförſter Eggers 
bittet dann um eine Entſcheidung darüber, ob für 
1921 zur Beſtreitung der Auslagen. wieder ein 
Beitrag erhoben werden ſoll. Die Verſammlung 
beſchließt, auch für dieſes Jahr wieder 5 M je 
Mitglied zu erheben. 

Für dieſes Jahr ſind vorerſt zwei Exkurſionen 
in Ausſicht genommen. Die erſte Exkurſion ſoll 
Ende Mai im Gersfelder Revier und die zweite 
ſpäter im Fre herrlich Riedeſelſchen Revier Lud⸗ 
wigseck abgehalten werden. Revierförſter Eggers 
dankt den Mitgliedern, die durch ihre Vorträge 
an dem Gelingen der heutigen Verſammlung 
weſentlich beigetragen haben, und ſchließt mit 
dem Zuruf: „Auf Wiederſehen in Gersfeld!“ 
nachmittags 1,30 Uhr die Verſammlung. 

Der Vorſitzende: Eggers. 
Der Schriftführer: Wenderoth. 
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Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 


Veröffeutlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden, Stad tförſter 
Müller, Meſchede. 


Bezirksgruppe Brandenburg. 


Die Herren Mitglieder erſuche ich um um⸗ 
n 
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1. Januar 1921 bis 31. April 1921 an meine 
Adreſſe, nicht an das Poſtſcheckamt. Die Mit⸗ 
gliedsnummer bitte ich ſtets anzugeben. 
Sollten die Beträge innerhalb 14 Tage nicht 
eingegangen ſein, ſo werde ich mir erlauben. 
dieſelben per Poſtnachnahme unter Hinzurechnung 
der Koſten einzuziehen. 
Preuß, Schrifi⸗ und Kaſſenführer, 
Luckenwalde, Karlſtraße 34. 
CH 
Bezirksgruppe Sachſen. 

Bezugnehmend auf mein Schreiben vom 
2. März d. J. möchte ich die Herren Kollegen 
nochmals dringend um Mitteilung bitten, ſoweit 
dieſes noch nicht geſchehen, ob ſie bereits 
Mitglied der Komba ſind oder ob ſie derſelben 
beizutreten wünſchen. 

Quedlinburg, Fh. Rennplatz, d. 1. April 192 

Lichtenberg, Stadtförſter. 
— 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
veireffenden Vorſtande oder der Cinſender. 


Verein der Gemeindeforſtbeamten des 
Negierungsbezirks Wiesbaden. 
Bericht 
über die Verſammlung in Limburg a. d. Lahn 
am 23. Februar 1921. 

Um 9 Uhr eröffnete Förſter Zen die Vor⸗ 
ſtandsſitzung. Nach einer einſtündigen Vorſtands⸗ 
ſitzung begann um 10 Uhr vormittags die Haupt⸗ 
verſammlung. Die Anweſenheitsliſte ergab 88 Teil⸗ 
nehmer, die ſämtliche 13 Ortsgruppen mit 
193 Stimmen vertreten, und 2 Einzelmitglieder. 
Rheinland hatte zwei, die Staatsſörſter einen 
Vertreter geſandt. 

Förſter Schmitz⸗Weſtfalen tritt für den Bu- 
ſammenſchluß aller im Förſterbund ein, weil 
vom Komba wenig zu hoffen ſei. Hegemeiſter 
Mehl als Vorſitzender der Staatlichen Förſter 
ermahnt in ſeinem Schreiben den geſamten 
Förſterſtand zur Einigung. Auf der Grundlage 
gleicher Ausbildung müßten ſich alle preußiſchen 
und deutſchen Förſter zuſammenſchließen. Die 
Gemeindeforſtbeamten ſeien zuerſt Forſt⸗ und 
dann erſt Kommunalbeamte. Im Komba könnten 
die Förſter wenig Verſtändnis für ihre berechtigten 
Anſprüche finden. Dann erſtattete Kaſſenführer 
Förſter Braun Bericht über Kaſſel: Der alte 
Verein iſt aufgelöſt, wir müſſen uns neu zu⸗ 
ammenſchlicßen. In ruhiger, ſachlicher Aus⸗ 
führung gebt Braun ein Bild der Kaſſeler Tagung 
und glaubt zunächſt nach ſeinen Eindrücken im 
Zuſammengehen mit dem Komba den ſicherſten 
und ſchnellſten Weg zum Ziele zu ſehen. Förſter 
Weber⸗ Rheinland berichtet über ſeine Er⸗ 
fahrungen im Komba und kommt dabei zu dem 
Ergebnis, daß die Förſter dort nicht die richtige 
Vertretung ihrer Intereſſen finden könnten, weil 
ihre ganze Stellung und Tätigkeit dem Komba 
viel zu fremd ſeien. Die meiſten rheiniſchen 
Gemeindeförſter, die dem Komba angehörten, 
ſeien ausgetreten, der Reſt würde folgen. Im 
Oſten lägen die Verhältniſſe anders, die dortigen 
Förſter fühlten ſich als Angehörige meiſt größerer 
Gemeinweſen mehr als Kommunalbeamte. Bei 


— 


= de portofreie überſendung des Betrages von uns im Weiten dagegen läge der Waldbeſitz vor 
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und die mehr ländlichen Gemeindeförſter hatten 
wenig Beziehungen zu den Körperſchaften in den 
Gemeinden und ſomit auch wenig gemeinſame 
Intereſſen mit den übrigen Beamten, die unſern 
Arbeiten meiſt fremd gegenüberſtänden. Er 
laubt nur im Zuſammenſchluß des geſamten 
Förſterſtandes den Zukunftsgedanken zu ſehen. 
Während Pfalzgraf in Kaſſel die Anſicht vertreten 
habe, der Förſterbund könne nur unſere beruf⸗ 
lichen, nicht aber unſere wirtſchafltichen Angelegen⸗ 
heiten vertreten, glaubt er, daß dies doch der 
Fall ſei; wenn nicht, dann wären wir ſelbſt in der 
Lage, unſer Geſchick in die Hand zu nehmen. 
Die bisherigen Erfolge der Rheinländer bewieſen 
dies zur Genüge. Förſter Thielen-Rheinland 
führte etwa folgendes aus: Enger Zuſammen⸗ 
ſchluß aller Förſter! Auf der Grundlage gleicher 
Ausbildung muß ſich der deutſche Förſterſtand 
aufbauen. Staats⸗, Gemeinde⸗ und Privat⸗ 
förſter müſſen in Zukunft dieſelbe Vor⸗ und Aus⸗ 
bildung haben, für Unterbeamte iſt kein Platz 
mehr im deutſchen Walde. Iſt die Ausbildung 
einheitlich geregelt, dann regeln ſich die Ein⸗ 
kommenfragen von ſelbſt. Er beſtätigte durch 
ſeine Erfahrungen in der Komba die Ausführungen 
von Kollegen Weber. Staatsförſter Friemel⸗ 
Weilburg betonte ganz beſonders, daß Einigkeit 
zwiſchen Staats⸗ und Gemeindeförſtern herrſchen 
muß. Zu bedauern ſei, wenn die Anſicht ver⸗ 
breitet wurde, die Staatsförſter hätten gegen die 
Beſoldung der Gemeindeförſter Einſpruch er⸗ 
hoben. Revierförſter Rödler führt aus: Nie 
war Einigkeit nötiger als heute. Immer hat man 
verſucht, den Zankapfel zwiſchen die einzelnen 
Förſtergruppen zu werfen, der manchmal viel zu 
willig aufgenommen wurde. Nun ſoll der alte 
Gedanke der Einigung endlich zur Tat werden; 
das Band, das alle deutſchen Förſter umſchlingen 
ſoll, ſoll geknüpft werden. Hüten wir uns, den 
Zeeche abermals aufzugreifen, unſere Bus 
unft liegt im Förſterbund, zerſtören wir ihn nicht 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 15 Bd. 36 (1921) 


im Entſtehen. Forſtgehilfe Ruppert (früher 
im Frankfurter Forſtdienſt) ſagt, daß die Fran! 
furter ſtädtiſchen Förſter, die dem Komba an⸗ 
gehören, wieder austreten wollen, um ſich dem 
Förſterbund anzuſchließen. Für die Komba traten 
aus der Verſammlung wenige Mitglieder ein, 
die einige perſönliche Erfolge dem Wirken des 
Komba zuſchrieben. 

Nachdem eine weitere Ausſprache nicht mehr 
gewünſcht wurde, ſtellte der Vorſitzende folgenden 
Antrag Rödler zur Abſtimmung: „Die Ber, 
ſammlung wolle beſchließen, einen Verein der 
Gemeindeforſtbeamten des Regierungsbezirks 
Wiesbaden zu gründen unter Beitritt zum eut, 
ſchen Förſterbund“. Bei der Abſtimmung waren 
von 195 Stimmen 173 für den Antrag. Kurz 
nach der Abſtimmung erſchien der Vertreter des 
Komba, der keine Auskunft zu geben wußte, 
warum der Bitte des Vorſitzenden um Überlaſſung 
von Satzungen nicht entſprochen worden war. 
An den weiteren Verhandlungen nahm er nicht teil. 

Der Kaſſenführer Kollege Braun führt die 
Kaſſengeſchäfte der alten Bezirlsgruppe bis zum 
Abſchluß weiter. Zum Kaſſenführer des neuen 
Vereins wurde Förſter Schönwetter, Drom⸗ 
mershauſen bei Weilburg, gewählt. Der bisherige 
Bezirksgruppenvorſtand wurde beauftragt, die 
Geſchäfte des neuen Vereins vorläufig weiterzu⸗ 
führen, bis Neuwahl erfolgt. Der Mitglieder- 
beitrag wird auf 80 % für Förſter, 60 „ für 
Waldwärter, 50 % für nicht beſchäftigte "Sort, 
gehilfen feſtgeſetzt. Hierin iſt der Betrag für 
Bezug des Vereinsorgans einbegriffen. Pen⸗ 
ſionäre bezahlen 50% ihrer Gruppe, jedoch nicht 
weniger, als das Zeitungsgeld beträgt. Dem 
Vorſtand wird Ermächtigung und Auftrag erteilt, 
mit Hilfe eines Rechtsbeiſtandes gegen die vom 
Bezirksausſchuß feſtgeſetzten erniedrigten Gehalts⸗ 
ſätze Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ein⸗ 
zureichen. Um ½4 Uhr wurde die harmoniſch 
verlaufene Verſammlung geſchloſſen. 


Inhalts- Verzeichnis dieſer Nummer: 
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für Privatforſtbeamte Deutſchlands. E. V 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 
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Fur die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 


Dringliche Mitteilungen und Vereinsnachrichten, die in nächſtfälliger Nummer zur Beröffent- 


lichung gelangen ſollen, müſſen am Sonnabend der vorhergehenden Woche, alſo acht Tage vor dem 


Ausgabedatum jeder Nummer, 


RIESENT HALS 


Zweite Auflage. 


eingegangen fein. 
Verwaltungsänderungen und Anzeigen können noch bis Montag früh Aufnahme finden. 
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sind ein Gebiet, auf dem sich die meisten Jäger nur schwer zurechtfinden. 
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Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 
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Nr. 16. Neudamm, den 17. April 1921. 36. Band. 


| Aufruf. 

Kollegen! Nach der Herbſttagung des „Vereins Preußiſcher Staats förſter“ find 
viele Kollegen aus dem Verein ausgetreten, um den Linksmarſch nicht mitzumachen. Ein 
anderer Teil der Kollegen blieb im Verein, um die goldenen Früchte zu ernten. Erreicht 
iſt bisher ſo gut wie nichts. Eins aber hat der neue Vorſtand fertiggebracht: die Ver⸗ 
hetzung der Maſſen und die Herabdrückung unſeres Anſehens, das Anſehen der grünen 
Farbe vor aller Welt. 

Kollegen, ſo kann es nicht weitergehen, zu viel böſes Blut iſt in letzter Zeit geſchaffen 
worden. Es iſt die höchſte Zeit, daß wir uns in einem neuen Verein zufammenfinden, 
Viele Zuſchriften find an uns ergangen, endlich zur Neugründung eines Vereins zu ſchreiten. 

Anſer Vereinsprogramm ſoll folgendes ſein: Fort mit der Gewerkſchaft, die nur der 
Politik und der Verſklavung der Maſſen dient! Wir find Staatsbeamte und keine Arbeiter. 
Ein Streikrecht ſteht uns nicht zu, weil die Arbeitsverweigerung als eine Verletzung des 
Dienſteides aufzufaſſen iſt. Fort mit dem Förſterbund! Derſelbe iſt weiter nichts als 
ein Abonnentenfang für den „Deutſchen Förſter“. Heraus mit jeder Politik aus unſerem 
Verein! Politik iſt Privatſache. Anſere Marſchrichtung iſt nicht links noch rechts, 
ſondern geradeaus unſeren wirtſchaftlichen Zielen entgegen. 
` Herſtellung des alten, hochgeachteten Anſehens der grünen Farbe vor aller Welt. 
Aberbrückung der Gegenſätze im Verein, Erhaltung wohlerworbener Rechte. Reiche, 
freie Ausſprache in Wort und Schrift. Keine Durchpeitſchung von Fragen, wie es 
bisher üblich war. Jeder Wunſch ſoll geprüft werden, jede Anregung wird uns angenehm 
fein. Beſonders ſoll uns die Beſſerſtellung der Anwärter am Herzen liegen. Eine enge 
Arbeitsgemeinſchaft mit dem Revierförſter⸗Verein ſoll angeſtrebt werden. 

Alle, die mit uns gehen wollen, bitten wir, baldig ſt ihre Beitrittserklärung an den Staats⸗ 
körſter Laabs in Pilowmühle bei Gr.⸗Zacharin, Kreis Neuſtettin, abgeben zu wollen. 
Name, Geburtstag, Wohnort, Oberförſterei, Bataillon, Kompanie, Jahrgang erbeten.) 


Shriſtoleit, Staatsförſter, Koch, Staatsförſter, La abs, Staatsförſter, 
Friſching bei Kl.⸗Schönau, Schönberg bei Baldenburg, Pilowmühle, Kreis Neuſtettin, 
Oſtpreußen. Weſtpreußen. Pommern. 


Sieg, Forſtſekretär, Zanderbrück, Kreis Schlochau, Weſtpreußen. 
. A m T—T—1—ʃ—P˙ ,s 
Brandſchaden und Brandentſchädigung. 


Von Oskar Miehlke. 

Auf dem Gebiete der Feuerverſicherung ſtößt das Kind hineingefallen iſt. Gewiß nehmen die 
man in den Kreiſen der Verſicherungsnehmer meiſten Brände glücklicherweiſe nur einen ge⸗ 
recht häufig auf unklare oder irrtümliche An⸗ ringen Umfang an, und ein Ausfall bei ihrer 
0 und Sorgloſigkeit, was um ſo ver⸗ Regelung kann mehr oder weniger leicht ver⸗ 

ängnisvoller ift, als die Folgen eine ſehr empfind⸗ ſchmerzt werden. Sicherlich laſſen ſich auch viele 
niche Stelle der Verſicherungsnehmer, nämlich Schäden durch Sorgſamkeit vermeiden. 
ihren Geldbeutel, treffen. Der Brunnen pflegt mancher aber, der ſich auf ſeine Achtſamkeit und 
auch hier meiſt erſt zugedeckt zu werden, wenn ſein bisheriges Glück verließ, iſt etwa durch einen 
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Blitzſchlag oder gar durch einen rachſüchtigen 
Brandſtifter unſanft aufgeſtört worden und hat 
Schäden erlitten, von denen er ſich Zeit ſeines 
Lebens nicht mehr erholen kann. 

Über die Rechte und die Pflichten der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer Aufklärung zu geben, iſt der 
Zweck der folgenden Darlegungen. Manches 
mag ſelbſtverſtändlich erſcheinen; wenn es trotz⸗ 
dem erörtert wird, ſo hat das Ergebnis lang⸗ 
jähriger Erfahrungen dazu veranlaßt. 

Die Darlegungen haben zwar vornehmlich 
die Verhältniſſe beim Brandverſicherungs⸗ 
verein Preußiſcher Forſtbeamten — im 
folgenden kurz als Verein bezeichnet — im Auge; 
ſie gelten aber vielfach ſinngemäß auch für die 
Feuerverſicherungen bei andern Verſicherungs⸗ 
Unternehmungen. 

Die Verſicherungsverträge mit dem Verein 
fußen auf dem Reichsgeſetz über den Verſiche⸗ 
rungsvertrag vom 30. 5. 1908 — VVG. — im 
allgemeinen und auf den Satzungen des Vereins 
— VS. — im beſonderen. Die Vorſchriften des 
VVG. ſind teils zwingende und damit der 
Abänderung durch die Parteien entzogen, teils 
nachgiebige, können alſo durch Vereinbarung 
abgeändert werden, oder endlich: es ſind er⸗ 
gänzende Rechtsnormen, die dann maßgebend 
ſind, wenn die Parteien die ihnen Freiſtehende 
Beſtimmung nicht getroffen haben. Der Verein 
hat von der Freiheit, vom VVG. abweichende 
Beſtimmungen zu treffen, im allgemeinen keinen 
Gebrauch gemacht. 

Der Verein befaßt ſich nur mit der Feuer⸗ 
verſicherung beweglicher Sachen, zu denen im 
Rechtsſinne die Tiere gehören. (& 1 und 47 VS.) 
Die Verſicherungsfähigkeit der Bienen wird 
beſonders hervorgehoben. (8 47 Abſ. 1 BS.) 

Als unbeweglich gelten die Grundſtücke und 
ihre weſentlichen Beſtandteile. Zu dieſen ge⸗ 
hören die mit dem Grund und Boden feſt ver⸗ 
bundenen Sachen, insbeſondere Gebäude ſowie 
die Erzeugniſſe des Grundſtücks, ſolange ſie 
mit dem Boden zuſammenhängen. Samen 
wird mit dem Ausſäen, eine Pflanze mit dem 
Einpflanzen weſentlicher Beſtandteil des Grund⸗ 
ſtücks. ($ 94 BGB.) 

Schuppen und Zäune, Obſtbäume und 
Obſtſträucher, Kartoffeln, die noch nicht vom 
Boden getrennt worden ſind, Getreide auf dem 
Halme, Gras vor dem Abmähen uſw. uſw. ſind 
nicht verſicherungsfähig, und der Verein hat für 
einen Schaden an ihnen nicht zu haften. Die 
Verſicherungsfähigkeit des gemähten Getreides 
und Graſes beginnt aber bereits auf dem Felde 
oder der Wieſe. 

Die Sachen, die in Mieten, Feimen oder 
Schobern aufbewahrt werden, ſind nur dann 
verſicherungsfähig, wenn dieſe von den Gebäuden 
mindeſtens in den polizeilich vorgeſchriebenen 
Entfernungen aufgeſtellt ſind. ($ 47 Abſatz 3 VS.) 

Die Haftung des Vereins erſtreckt ſich auf 
den durch Brand, Exploſion oder Blitzſchlag un⸗ 


mittelbar oder als unvermeidliche Folge mittelbar 


entſtehenden Schaden. ($ 1 VS., 8 82 u. 83 
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VVG.) Der Verein hat alſo auch den Schaden 
zu erſetzen, der bei dem Brande, der Exploſion 
oder dem Blitzſchlage durch Löſchen, Niederreißen 
oder Ausräumen verurſacht wird oder der dadurch 
entſteht, daß verſicherte Sachen bei dieſer Ge⸗ 
legenheit abhanden kommen. Der Verein haftet 
dagegen nicht für Schäden, die im Kriege oder 
nach der Erklärung des Kriegszuſtandes durch 
Anordnungen eines militäriſchen Befehlshabers 
entſtehen oder die Folge eines Aufruhrs find. (8 1 
VS., §84 VVG.) Dieſer Ausſchluß iſt begründet 
einerſeits, weil die bei derartigen Gelegenheiten 
zu befürchtende unberechenbare Häufung der 
Gefahr einen völligen Zuſammenbruch des 
Vereins nach ſich ziehen könnte, anderſeits, 
weil es als Pflicht des Reiches, des Landes oder 
der Gemeinden angeſehen werden muß, hier 
helfend einzugreifen. 

Nach der Auffaſſung des Reichsaufſichts⸗ 
amtes für Privatverſicherung liegt ein durch 
Brand verurſachter Schaden nur dann vor, 
wenn mit dem ſchadenbringenden Feuer die 
Gefahr eines unbeherrſchbaren Weitergreifens 
verbunden war. Nicht auf ein tatſächliches 
Weitergreifen und auf den Umfang des Schadens 
kommt es an, ſondern darauf, daß die Gefahr 
eines ſolchen Weitergreifens beſtand. 

Zum Entſtehen eines Brandſchadens gehört 
alſo notwendigerweiſe ein Feuer, ein Brand 
oder ein Brandereignis, Ausdrücke, die im 
VVG. und in den VE. als gleichbedeutend 
gebraucht werden. 

Ein Brandſchaden im Sinne der Feuer⸗ 
verſicherung iſt demnach in folgenden Fällen 
nicht eingetreten: 

1. Ein raſch verglimmender Zigarren⸗ oder 
Zigarettenfunken brennt ein kleines Loch in 
Kleidung oder Wäſche. 

2. Schuhwerk, das zum Trocknen in die 
Wärmröhre eines Ofens oder in einen Backofen 
gelegt worden war, wird unter der Einwirkung 
der Hitze brüchig und unbrauchbar. 

3. Kleidung oder Wäſche wird beim Bügeln 
verſengt. 

4. Bettwäſche wird durch eine Wärmflaſche 
oder einen Wärmſtein verſengt. 

5. Eine Sache wird verſehentlich in das Ofen⸗ 
oder Herdfeuer geworfen. 

6. Kleidung wird durch Anlehnen oder An⸗ 
hängen an einen überhitzten Kachelofen verſengt. 
Es darf als ausgeſchloſſen gelten, daß ſie durch 
die Kacheln zum Brennen gebracht werden 
können. 

7. Vieh wird durch Berühren einer elektriſchen 
Hochſpannungsleitung getötet. 

8. Eine Spiegelſcheibe zerſpringt unter der 
Einwirkung einer zu nahe geſtellten Lampe. 

Für Schäden, die beim Löſchen eines Wald⸗ 
brandes erlitten werden, leiſtet der Verein Erſatz. 

Der Verein haftet nicht, wenn die verſicherten 
Sachen durch ein Feuer Schaden erleiden, dem 
ſie ihrer Beſtimmung gemäß ausgeſetzt werden. 
S 1 S.) Hierhin gehören folgende Fälle: 

1. Fleiſch verbrennt beim Kochen oder Braten. 
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2. Ein Badeofen wird durch das Ofenfeuer die VS. noch das VVG. etwas; es genügt daher 
beſchädigt, weil man vergeſſen hatte, ihn mit auch eine mündliche Anzeige. Bei einer ſchrift⸗ 


Waſſer zu füllen. .llichen Anzeige wird die Friſt durch die Abſendung 
3. Eine Schußwaffe wird durch vorzeitiges VVG.) 
Explodieren des Geſchoſſes beſchädigt. Forſtbetriebsbeamte im Dienſt haben die 


4. Pilze werden beim Trocknen im Backofen 
unter der Einwirkung übermäßiger Hitze ver⸗ 


nichtet. 
5 Kochtöpfe brennen auf dem Feuer durch. 

Die Verſicherung erſtreckt ſich im allgemeinen 
nur auf den im Verſicherungsvertrage bezeich⸗ 
neten Aufbewahrungsort. 

Bei einem Umzuge des Verſicherten bleiben 
die verſicherten Sachen verſichert, wenn vor dem 
Beginne des Umzuges und binnen 14 Tagen 
nach dem Eintreffen der Sachen an dem neuen 
Aufbewahrungsort Anzeige erſtattet wird. ($ 53 
Abſatz 1 und 2 BS.) 

Werden einzelne Sachen an einen andern 


1. Wenn der Brand durch den Verſicherten 
vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit, oder 
von einem Dritten mit Wiſſen und Willen, oder 
auf Geheiß des Verſicherten herbeigeführt worden 
iſt. (§ 69 Abſatz 1a VS., $ 61 VVG.) 

2. Wenn der Verſicherte die vorgeſchriebenen 
Verzeichniſſe (Verluſtverzeichniſſe und Verzeich⸗ 
Aufbewahrungsort gebracht, jo muß dies binnen niſſe der geretteten Sachen) in betrügeriſcher 
einer Woche nach der Veränderung angezeigt Abſicht falſch angefertigt hat. (§ 69 Abſ. 1d VS.) 
werden. ($ 53 Abſatz 5 VS.) Der Verein iſt außerdem von der Leiſtung frei: 

Durch eine vorübergehende Anderung des 1. Wenn der Verſicherte beim Löſchen oder 
Aufbewahrungsortes, die in der Zweckbeſtim⸗ Retten abſichtlich die ihm zu Gebote ſtehenden 
mung der Sache begründet iſt, wird der Lauf der Mittel nicht anwendet oder die zur Wieder⸗ 
Verſicherung nicht gehemmt. ( 53 Abſatz 6 VS.) erlangung des Entwendeten dienenden Maß⸗ 
Hierhin gehören folgende Fälle: : regeln unterläßt. (§ 69 Abſatz 1b VS., $ 62 VVG.) 

1. Ein Fahrzeug wird auf der Fahrt von einem 2. Wenn der Verſicherte während des Brandes 
Brandſchaden betroffen. den Anordnungen der zuſtändigen Perſonen zu⸗ 

2. Wäſche erleidet in der Waſch⸗ oder Plätt- widerhandelt. ($ 69 Abſatz 1e VS., $ 62 VVG.) 
anſtalt einen Brandſchaden. ` 3. Wenn die Pflicht zur Anzeige des Brand- 

3. Getreide verbrennt beim Müller. ſchadens verletzt worden iſt. (§ 69 Abſatz 1e VS.) 

Hausrat (häusliches Mobiliar) und Arbeits⸗ Der Anſpruch des Verſicherten iſt in dieſen 
geräte gelten, während ſie ſich vorübergehend Fällen aber nur verwirkt, wenn die Verletzung 
außerhalb des Verſicherungsortes befinden, ohne der Beſtimmungen auf Vorſatz oder auf grober 
weiteres bis zu 10 v. H. der auf fie entfallenden Fahrläſſigkeit beruht. ($ 6 Abſatz 2 VVG.) 
Verſicherungsſumme, höchſtens aber mit 2000 4 Vorſatz iſt bewußt rechtswidriges, Fahr⸗ 
als verſichert. Unter den Begriff dieſer foge- läſſigkeit unbewußt rechtswidriges Handeln. 
nannten Außenverſicherung fallen Brandſchäden Fahrläſſig handelt, wer die im Verkehr 
auf Dienſtgängen, an fremder Arbeitsſtätte, bei erfo derliche Sorgfalt außer acht läßt. (5276 BGB.) 
Beſuchen und auf Reiſen. Grobe Fahrläſſigkeit iſt die Außerachtlaſſung 

Nach dem Eintritt eines Brandſchadens iſt auch der einfachſten Sorgfalt. 
längſtens binnen zwei Tagen Anzeige zu er⸗ Auf die Vereinbarung, daß er von der Ver⸗ 
ſtatten. ($ 60 VS., § 92 VVG.) Bei der Be- pflichtung zur Leiſtung frei bleiben ſoll, wenn 
rechnung der Friſt wird der Tag des Brandes der Pflicht zur Anzeige des Brandes nicht genügt 
nicht mitgerechnet. ($ 187 BGB.) Fällt der wird, kann ſich der Verein nicht berufen, ſofern 
letzte Tag der Friſt auf einen Sonntag oder er in anderer Weile von dem Brande rechtzeitig 
einen am Erklärungsorte ſtaatlich anerkannten Kenntnis erlangt hat. ($ 33 Abſatz 2 VVG.) 
allgemeinen Feiertag, fo tritt an die Stelle des Der Entſchädigungsanſpruch geht endlich 
Sonntags oder des Feiertags der nächſtfolgende verloren: 

Werktag. (8 193 BGB.) 1. wenn der Verſicherungsnehmer die Sachen 

Staatlich anerkannte allgemeine Feiertage doppelt verſichert hat (§ 69 Abſatz 1d VS.), und 
ſind in Preußen Neujahr, Karfreitag, beide Diter-, 2. wenn der Verſicherungsnehmer die er⸗ 
Pfingſt⸗ und Weihnachtstage, Himmelfahrt, Buß⸗ forderliche Anzeige ſeines Umzuges oder der 
tag, in der Rheinprovinz auch Allerheiligen und Veränderung des Verſicherungsortes unterlaſſen 
der 1. Mai. . hat. ($$ 53 und 69 Abſatz le VS.) 

Iſt es unmöglich, die Friſt innezuhalten, ſo Die vereinbarte Rechtsfolge tritt in dieſen 
beginnt ſie, ſobald die Unmöglichkeit beſeitigt iſt. Fällen nicht ein, wenn die Verletzung als eine 

Hat der Verſicherungsnehmer erſt nach dem unverſchuldete anzuf ehen iſt. (§ 6 Abſatz ` BVG.) 
Ablauf der zweitägigen Friſt Kenntnis von dem] Der Anſpruch des Verſicherten ruht, ſolange 
Brandſchaden erhalten, ſo bleibt es bei der all⸗ und ſoweit verſicherte Sachen ohne die erforder⸗ 

emeinen Vorſchrift, daß unverzüglich nach der liche Anzeige an einen andern Aufbewahrungs⸗ 
Lenntnis Anzeige zu erſtatten 55 ($ 33 VVG.) ort gebracht worden find. (§ 53 Abſatz 5 VS.) 
Über die Form der Anzeige Auch hier wird der Anſpruch nicht verwirkt, 
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eſtimmen weder 
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wenn kein Verſchulden vorliegt. 
VVG 


Hat der Verſicherungsnehmer eine Doppel⸗ 
derſicherung in der Abſicht genommen, ſich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver⸗ 
ſchaffen, fo ift jeder in dieſer Abſicht geſchloſſene 
Vertrag nichtig. (8 59 Abſatz 3 VVG.) 

Weiß der Veiſicherungsnehmer bei der 
Schließung des Verſicherungsvertrages, daß ein 
Brandſchaden bereits eingetreten iſt, ſo iſt der 
Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung 
frei. (3 2 Abſatz 2 VVG.) 

Wird die verſicherte Sache von dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer veräußert, ſo tritt an die Stelle 
des Veräußerers der Erwerber in die während 
der Dauer ſeir es Eigentums aus dem Velſiche⸗ 
rungsverhällniſſe ſich ergebenden Rechte und 
Pflichten des Verſicherungsnehmers ein. Der 
Verein hat indeſſen ſür die aus dem Ver⸗ 
ſicherungsverhältr is gegen ihn begründeten 
Forderungen die Veräußerung erſt dann gegen 
ſich gelten zu laſſen, wenn er von ihr Kenntnis 
erlangt. (8 69 VVG.) 

Die Veräußerung iſt dem Verein unverzüglich 
anzuzeigen. Wird die Anzeige weder von dem 
Erwerber noch von dem Veräußerer unverzüglich 
gemacht, ſo iſt der Verein von der Verpflichtung 
zur Leiſtung frei, wenn der Schaden ſpäter als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem 
die Anzeige dem Verein hätte zugehen müſſen. 
(8 71 Abſatz 1 VVG.) Soweit die Verſicherung 
aber für einen Inbegriff von Sachen genommen 
iſt, ſo dauert ſie zugunſten des Erwerbers ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur jo lange fort, als die Sache zu 
dem Inbegriffe gehört; ſobald ſie aus dieſem 
durch räumliche Entfernung ausſcheidet, wird ſie 
auch von der Verficherung nicht mehr umfaßt. 

Hat der Verſicherungsnehmer eine Kuh ver⸗ 
kauft, tiefe bleibt aber einſtweilen im Stalle 
ſtehen, ſo kann der Käufer bei einem Brand⸗ 
ſchaden an der Kuh Anſprüche aus dem Verſiche⸗ 
rungsvertrage gegen den Verſicherer herleiten. 

Hat der Ve ſicherungsnehmer die Kuh zwar 
verkauft, dem Käufer aber noch nicht übergeben, 
ſo laſtet die Gefahr des Brandſchadens bis zur 
Übergabe der Kuh auf ihm. ($ 446 BGB.) 

Der Verein hat den Schadenerſatz in Geld 
zu Te fen, ($ 49 VVG.) 

Als Verſicherungswert gilt im allgemeinen 
der Wert der Sache. (8 52 VVG.) Bei Haushalts⸗ 
und ſonſtigen Gebrauchsgegenſtänden, bei Arbeits⸗ 
gerätſchaften und Maſchinen gilt als Verſiche⸗ 
rungswert der Betrag, der erforderlich iſt, um 
Sachen gleicher Art anzuſchaffen; indeſſen iſt 
bei der Wertbemeſſung in billiger Weiſe die 
Wertminderung zu berückſichtigen, die die zu 
erſetzende Sache durch Alter und Abnutzung er⸗ 
fahren hat. ($ 86 VVG.) 

Die Entſchädigung ſoll dem Verſicherungs⸗ 
nehmer, eine ausreichende Veiſicherung voraus⸗ 
geſetzt, die Mittel gewähren, an Stelle der ver⸗ 
brannten oder beſchädigten Sachen andere zu 
erwerben. Seine kerechtigten Anſprüche werden 
nicht gewahrt, wenn er als Erſatz nur den Ver⸗ 
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Brandes hatten. Allerdings kann er auch nicht 
beanſpruchen, daß ihm ſchlechthin voll vergütet 
werde, was zur fie neuer Sachen 
gleicher Art erforderlich iſt. Vielmehr muß er 
ſich gefallen laſſen, daß dieſer Betrag entſprechend 
dem Wertverluſte, den die verſicherten Sachen 
im Laufe der Zeit erfahren haben, in einer der 
Billigkeit entſprechenden Höhe gekürzt wird. Ein 
wie hoher Abzug zu machen iſt, iſt nur von Fall 
zu Fall zu entſcheiden. Ein mechaniſcher Ab⸗ 
ſchreibungsmaßſtab iſt jedenfalls unzuläſſig; denn 
der Grad der Abnutzung kann je nach der pfleg⸗ 
lichen Behandlung, die der Verſicherte ſeinen 
Sachen angedeihen ließ, ſehr verſchieden ſein. 
Daß der Verſicherungsnehmer zu Geldauf⸗ 
wendungen genötigt werden kann, die ihm ohne 
den Brand vielleicht erſpart geblieben wären, 
läßt ſich nicht vermeiden, da die Verſicherung 
nicht zu einer Bereicherung führen ſoll. 

Dt durch einen Zimmerbrand von zwei 
gleichen Fenſtern Gardinen nur das eine ver⸗ 
nichtet worden, ein gleichartiger Erſatz aber nicht 
zu beſchaffen, ſo wird dem Verſicherten zwar der 
Wert zweier Fenſter Gardinen erſetzt, aber unter 
Abzug des Werles, den das übriggebliebene 
Paar Gardinen für ihn hat. 

Der Verſicherungswert kann durch Ver⸗ 
einbarung auf einen beſtimmten Betrag (Taxe) 
feſtgeſetzt werden. ($ 57 VVG.) 

Ga Solche Vereinbarung trifft der Verein 
nicht. 

Die Verſicherung umfaßt den durch dea 
Brand entgehenden Gewinn nur, ſoweit dies 
beſonders vereinbart iſt. (§ 53 VVG.) Der 
Verein hat eine derartige Vereinbarung nicht 
vorgeſehen. 

Nicht verſicherungsfähig ſind Urkunden, Wert⸗ 
papiere, Geld, Gold⸗ und Silberbarren. ($ 47 
Abſatz 5 BS.) 

Edelſteine, Perlen und Gegenſtände, die 
einen Kunſtwert haben, ſind nur dann verſichert, 
wenn fie im Verſicherungsſchein beſonders ber 
nannt find. ($ 47 Abſatz 6 VS.) Im übrigen gilt 
die Verſicherung als für einen Inbegriff von 
Sachen genommen und umfaßt daher die jeweils 
zu dem Inbegriffe gehörigen Sachen. ($ 44 
Abſatz 2 VS., § 54 VVG.) Die Vorſchrift 
entſpricht einem praktiſchen Bedürfniſſe; die 
Verſicherung gewinnt dadurch die erwünſchte 
Stetigkeit. 

Der Verſicherungswert unterliegt einem fort⸗ 
währenden Wechſel, iſt ſtändig im Fluſſe: Neue 
Stücke werden erworben, alte werden veräußert, 
verändert oder vernichtet, das Vieh vermehrt 
oder vermindert ſich uſw. Alles dies zwingt den 
Verſicherungsnehmer nicht ohne weiteres zu 
einer Anderung der Verſicherung. 

Soweit die Verſicherung für einen Inbegrif 
von Sachen genommen iſt, erſtreckt ſie ſich au 
die Sachen der zur Familie des Verſicherungs⸗ 
nehmers gehörenden ſowie der in einem Dienſt⸗ 
verhältniſſe zu ihm ſtehenden Perſonen, ſofern 
dieſe Perſonen in häuslicher Gemeinſchaft mit 


Nr. 16 Bd. 36 (1927 


dem Verſicherungsnehmer leben. Die Verſiche⸗ 
rung gilt inſoweit als für fremde Rechnung ge⸗ 
nommen. 85 BIS.) . 

Die Familienangehörigkeit bedingt eine Ver⸗ 
wandtſchaft oder eine Schwägerſchaft, deren Grad 
iſt nicht De rent (§§ 1589 und 1590 BGB.) 

Ob in dem Verſicherungsvertrage ein be⸗ 
limmter Betrag für die Sachen der Dienſtboten 
ausgeworfen iſt, iſt an ſich unerheblich. Aus 
dieſem Grunde und um nach Möglichkeit Streitig⸗ 
leiten darüber zu vermeiden, zu welchem In⸗ 
begriff die einzelne verſicherte Sache zu rechnen 
ſei, d der Verein, dem Beiſpiele anderer Ber: 
ſicherungsunternehmungen folgend, dazu über⸗ 
gegangen, die EE Sachen zu 
großen Gruppen zuſammenzufaſſen. 

J. Gruppe: Hausrat. 
gewandte Bezeichnung „häusliches Mobiliar“ führt 
leicht zu Mißverſtändniſſen.) Unterabteilungen: 

1. Möbel, einſchließlich Muſikinſtrumente und 
Bettſtellen, Spiegel; Haus⸗ und Küchengeräte 
einſchließlich Lampen, lackierte Sachen, Koffer, 
Reiſegerät, Beleuchtungskörper und nichtſilberne 
Meſſer, Gabeln und Löffel. 

2. Silberzeug, Uhcen, Schmuckſachen, Kunſt⸗ 
segenftände. 

3. Waffen, Gewehre, Jagdgeräte, Geweihe 
und Gehörne, Sammlungen, Vermeſſungs⸗ 
geräte, Fahrräder. f 

4. Bücher, Karten, Muſikalien, Gemälde, 
Kupferſtiche und andere Bilder. . 

5. Betten, Matratzen, Federn, Teppiche, Vor⸗ 
hänge und Gardinen. N 

6 Kleider, Schuhwerk, Stöcke, Schirme ſowie 
Leib⸗, Tiſch⸗ und Bettwäſche. 

7. Haushaltungsvorräte. 

8. Sachen der Dienſtboten. 

II. Gruppe: Land⸗ und gartenwirtſchaftliche 
Sachen. Unterabteilungen: 


ieh. 

10. Erntefrüchte, Viehfutter, garten⸗ und 
ſandwirtſchaftliche Geräte. 

11. Reit⸗ und Zuggeſchirre, Stallgeräte, 
Wagen und Schlitten nebſt Zubehör. 

III. Gruppe: Kraftfahrzeuge. Für ſie werden 
euch beſondere Gebühren berechnet. (5 55 VS.) 

Jede dieſer Gruppen gilt als mit einer 
Summe verſichert. (862 Abſatz 2 VS.) Die Unter⸗ 
abteilungen bezwecken nur, dem 3 
nehmer die Aufſtellung des Verſicherungs⸗ 
antrages zu erleichtern und die Überfichtlichkeit 
über die verſicherten Sachen zu erhöhen: es iſt 
ihnen aber nicht die Bedeutung beizumeſſen, daß 
Sachen, die an ſich verſicherungsfähig find, bei 
ver Feſtſtellung eines Brandſchadens von vorn⸗ 
herein außer Betracht bleiben müſſen, bloß weil 
ſie unter keine der Unterabteilungen paſſen. 

Jeder Verſicherungsnehmer iſt verpflichtet, 
ſeine geſamten verſicherungsfähigen Sachen zum 
vollen Werte zu verſichern. (§ 9 Abſatz 1 und 
5 46 Abſatz 1 VBS.) . 

Für den Brandſchaden an Topfpflanzen im 
Bereiche des Verſicherungsortes z. B. könnten 
daher Anſprüche aus dem Verſicherungsvertrage 
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denn Topfpflanzen gehören 
zweifellos zum Inbegriff des Hausrates, obgleich 
es auf Schwierigkeit ſtößt, ſie in eine der Unter⸗ 
abteilungen des Hausrates einzureihen. Es laſſen 
ſich eben ohne die Gefahr einer Zerſplitterung 
nicht ſo viel Unterabteilungen bilden, daß von 
vornherein allen Vorkommniſſen des Lebend 
Rechnung getragen werden könnte. 

Zu den Haushaltungsvorräten gehören Brenn⸗ 
holz, Kohlen, Lebens⸗ und Genußmittel, Wein, 
Bier, Schnaps, Tabak, Zigarren und Zigaretten. 

Unter die Unterabteilung Erntefrüchte, Vieh⸗ 
futter uſw. der II. Gruppe fallen vornehmlich 
die, ſei es durch eigene Ernte gewonnenen oder 
ſonſtwie erworbenen Getreidefrüchte, wie Roggen, 
Weizen, Gerſte, Hafer, Mais, Buchweizen, ſowie 
fel, Birnen, Hirſe und andere Früchte, die zur 
Veräußerung beſtimmt ſind. Soweit die Früchte 
ohne Weſensveränderung, z. B. Mahlen, zum 
Verbrauch in dem eigenen Haushalte des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers dienen ſollen, gehören ſie als 
Lebensmittel unter die Haushaltungsvorräte der 
I. Gruppe. 

Der Brandſchaden wird nach dem Werte 
bemeſſen, den die zerſtörten, beſchädigten oder 
abhanden gekommenen Sachen zur Zeit des 
Brandes hatten. Ob die Brandentſchädigung, 
die mit dem Brandſchaden nicht verwechſelt 
werden darf, in der gleichen Höhe feſtgeſetzt 
werden muß, hängt von der Sorgſamkeit des 
Verſicherungsnehmers ab. Brandſchaden und 
Brandentſchädigung decken ſich nur, wenn die 
Verſicherungsſumme mindeſtens dem Verſiche⸗ 
rungswerte gleichkommt. Iſt die Verſicherungs⸗ 
ſumme niedriger als der Verſicherungswert zur 
Zeit des Brandes, liegt alſo eine Unterverſicherung 
vor, ſo haftet der Verſicherer für den Schaden 
nur nach dem Verhältnis der Verſicherungs⸗ 
ſumme zu dieſem Werte. ($ 62 Abſatz 1 VS., 
$ 56 VW.) 

Da jede Verſicherungsgruppe des Verſiche⸗ 
rungsſcheines als je mit einer Summe verſichert 
gilt, treten die Folgen einer Unterverſicherung 
aber erſt ein, wenn die Verſicherungsſumme der 
Gruppe im ganzen betrachtet zu gering iſt. Das 
Verhalten einer einzelnen Unterabteilung allein 
iſt nicht entſcheidend; denn es iſt ſehr wohl 
möglich, daß zur Zeit des Brandes einzelne 
Unterabteilungen unterverſichert, andere da⸗ 
gegen aus irgendeinem Grunde überverſichert 
ſind, ſo daß, im ganzen genommen, überhaupt 
keine Unterverſicherung beſteht oder die Unter⸗ 
verſicherung geringer, vielleicht allerdings auch 
höher iſt, als nach dem Verhalten einer einzelnen 
Unterabteilung zu vermuten war. Wird eine 
Unterverſicherung feſtgeſtellt oder vermutet, ſo 
dürfen die Ermittelungen daher nicht auf die 
einzelne vom Brande betroffene Unterabteilung 
beſchränkt, ſondern müſſen auf die ganze Ver⸗ 
ſicherungsgruppe ausgedehnt werden. Das 
Verhalten der einzelnen Unterabteilung iſt für 
die Beurteilung nur inſoweit von Wert, als 
1 allgemeine Schlüſſe gezogen werden 

ürfen 


hergeleitet werden; 


CA 


Hat der Verſicherungsnehmer beiſpielsweiſe 
einen Brandſchaden von 1000 M an Möbeln 
und Wäſche erlitten, fein Hausrat (1. Gruppe) 
hat zur Zeit des Brandes einen Verſicherungs⸗ 
wert von 30 000 , iſt aber nur mit 20 000 A 
verſichert, fo berechnet ſich die Brandentſchädigung 
nach der Gleichung: 

x; 


1000 = 20 000 : 30 000 
1009 . 20 000 
auf * * — 30000 = 666,67 K 


—= rund 666,70 K. 

Hat der Verſicherungsnehmer einen Brand⸗ 
ſchaden von 1200 / an Heu erlitten, fein Vieh, 
die Erntefrüchte, das Viehfutter, die Garten⸗ 
und landwirtſchaftlichen Geräte, die Reit⸗ und 
Zuggeſchirre, die Stallgeräte, die Wagen und 
Schlitten (II. Gruppe) nur mit 13 000 & ver⸗ 
ſichert, während ihr Geſamtwert 27 000 K be⸗ 
trägt, ſo ergibt ſich die Gleichung: 

Xx: 1200 = 13 000: 27 000, 
und die Brandentſchädigung berechnet ſich auf 
577,78 KH = rund 577,80 &. 

Die Entſchädigungen werden auf volle Zehner 
von Pfennigen nach oben abgerundet ($ 59 
Abſatz 1 VS.) 

Der Verein kann nach dem Eintritt eines 
Brandſchadens verlangen, daß der Verſicherungs⸗ 
nehmer jede Auskunft erteilt, die zur Feſtſtellung 
des Brandſchadens und des Umfanges der 
Leiſtungspflicht des Vereins erforderlich iſt. 
Belege kann der Verein fordern, ſoweit die Be⸗ 
ſchaffung dem Verſicherungsnehmer billigerweiſe 
zugemutet werden kann. (§ 34 VVG.) 

Solange der Verſicherungsnehmer dieſer 
Pflicht nicht genügt, kann der Verein die Zahlung 
ablehnen. 

Der Verein muß Wert darauf legen, daß 
ihm die Urſache und der Hergang des gemeldeten 
Brandes genau nachgewieſen werden; denn nur 
dann kann er ein klares Urteil darüber gewinnen, 
ob überhaupt ein erſatzpflichtiger Schaden em⸗ 
getreten iſt und ob er ſeinerſeits Erſatzanſprüche 
gegen andere geltend machen kann. Der Verein 
muß ferner verlangen, daß ihm die zerſtörten, 
beſchädigten oder entwendeten Sachen einzeln 
und ſo genau bezeichnet werden, daß ihr Ver⸗ 
ſicherungswert und damit der Umfang des 
Schadens feſtgeſtellt werden können. Dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer liegt daher die Aufſtellung 
eines Verluſtverzeichniſſes ob, das dieſen Forde⸗ 
rungen gerecht wird. (§ 60 VS.) Dieſes Verluſt⸗ 
verzeichnis muß nachweiſen: 

1. die einzelnen verbrannten Sachen mit ihrem 
Werte, 

2. die einzelnen entwendeten Sachen mit ihrem 
Werte, 

3. die einzelnen beſchädigten Sachen und die 
Wertminderung, die ſie durch den Brand 
erfahren hoben. 

Wird eine Unie: decunig vermutet und 
ſind nicht, was ja el, cıntritt, ſämtliche in die 
Verſicherungsgruppe fallenden Sachen zerſtört 
oder entwendet und infolgedeſſen bereits im 
Verluſtverzeichniſſe nachgewieſen worden, ferner 
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bei allen größeren Bränden bedarf es außer dem 
Verluſtverzeichniſſe eines Verzeichniſſes der ge⸗ 
retteten Sachen. Dieſes Verzeichnis muß 
nachweiſen: 

1. alle unverſehrten Sachen, ſoweit ſie über⸗ 
haupt in die vom Brande betroffene all- 
gemeine Verſicherungsgruppe gehören, einzeln 
und mit ihrem Werte, 

2. die einzelnen durch den Brand beſchädigten 
Sachen und den Wert, der ihnen ver⸗ 
blieben iſt. 

Sowohl das Verluſtverzeichnis als auch das 
Verzeichnis der geretteten Sachen ſind nach den 
Unterabteilungen des Verſicherungsſcheines zu 
ordnen. 

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, bedarf aber er⸗ 
fahrungsgemäß einer ausdrücklichen Betonung, 
daß nicht nur die verbrannten, entwendeten und 
beſchädigten Sachen mit dem ihnen zur Zeit des 
Brandes innewohnenden Werte berechnet werden 
dürfen, ſondern daß auch die unverſehrten 
Sachen und die beſchädigten Sachreſte nach dem 
gleichen Maßſtabe zu bewerten find. Wenn immer 
wieder einzelne Verſicherungsnehmer verſuchen, 
das Verzeichnis der geretteten Sachen nur un⸗ 
vollſtändig aufzuſtellen und dieſe Sachen zu 
niedrig zu bewerten, um hierdurch die Höhe der 
Unterverſicherung zu verſchleiern, ſo laufen ſie 
Gefahr, daß ihnen ein ſolcher Verſuch als Betrug 
ausgelegt wird und ſie ihren Entſchädigungs⸗ 
anſpruch ganz einbüßen. (§ 69 Abſatz 1d VS.) 

Die Summe der Werte aus dem Verluſt⸗ 


verzeichniſſe und dem Verzeichniſſe der geretteten 


Sachen ergibt den ganzen Verſicherungswert für 
die vom Brandſchaden betroffene Gruppe der 
verſicherten Sachen und ihr Vergleich mit der 
im Verſicherungsſchein verſicherten Summe die 
Höhe der Unterverſicherung. 

Der Verein haftet nur bis zur Höhe der Ver 
ſicherungsſumme. (§ 50 VVG) 

Die Verſicherungsſumme ſelbſt begründet 
keinen Beweis für das Vorhandenſein und den 
Wert der verſicherten Sachen zur Zeit des 
Brandes. (5 62 Abſatz 1 VS.) Der Verſicherungs⸗ 
nehmer kann deshalb nicht beanſpruchen, daß er, 
je nachdem, was ihm bequemer iſt, entweder nur 
ein Verluſtverzeichnis oder nur ein Verzeichnis 
der geretteten Sachen aufzuſtellen habe und der 
Unterſchied adden dem fo ermittelten Werte 
und der Verſicherungsſumme im erſteren Falle 
als Wert der geretteten, im zweiten Falle als 
Wert der verbrannten Sachen angeſehen werden 
müſſe. Eine Unterverſicherung würde dann 
niemals erfaßt werden können. Anderſeits 
darf nicht verkannt werden, daß die Aufſtellung 
eines Verzeichniſſes der geretteten Sachen, das 
ja ſämtliche Sachen umfaſſen ſoll, bei kleineren 
Brandſchäden zu einer Belaſtung des Verſiche⸗ 
rungsnehmers führen kann, die außer Verhältnis 
zu der geringen Höhe des Brandſchadeus ſteht. 
Wird bei Brandſchäden, von denen nur ein 
kleiner Teil der verſicherten Sachen erſaßt worden 
iſt, eine Unterverſicherung feſtgeſtellt oder ver⸗ 
mutet, ſo iſt der Verein neuerdings vielfach dazu 
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übergegangen, dem Verſicherungsnehmer die Zeit des Brandes, nicht verpflichtet, dem Ver⸗ 
Aufſtellung des Verzeichniſſes der geretteten ſicherungsnehmer mehr als den Betrag des 


Sachen zu erlaſſen, wenn der Verſicherungs⸗ 
nehmer eine neue Verſicherung in zweifellos 
ausreichender Höhe beantragt. Die Verſicherungs⸗ 
ſummen des neuen Verſicherungsſcheines werden 
dann als Verſicherungswert zur Zeit des Brandes 
angenommen, und die Brandentſchädigung ber 
rechnet ſich aus der Gleichung: Brandſchaden: 
Brandentſchädigung = Verſicherungsſumme des 
neuen Verſicherungsſcheines: Verſicherungs⸗ 
ſumme des früheren Verſicherungsſcheines. 

Bei der ungeheuren Preisſteigerung, von 
der in den letzten Jahren alle Sachen erfaßt 
worden ſind und die dahin geführt hat, daß den 
älteren Sachen jetzt meiſt ein weit höherer Wert 
als der Anſchaffungswert innewohnt, muß bei 
jeder Verſicherung, die mehrere Jahre un⸗ 
verändert geblieben iſt, von vornherein eine 
Unterverſicherung vermutet werden. Es kann 
deshalb nicht eindringlich genug der Abſchluß aus⸗ 
reichender Verſicherungen anempfohlen werden, 
wozu die Verſicherungsnehmer überdies, wie 
bereits gejagt, an ſich verpflichtet ſind. (88 9 
und 46 VS.) Die höheren Aufwendungen an 
Verſicherungsbeiträgen machen ſich bei einem 
Brandſchaden reichlich bezahlt, und die Ver⸗ 
ſicherungsnehmer erſparen ſich durch eine recht⸗ 
zeitige Vorſorge viel Arger, Verdruß und Weite⸗ 
rungen. Dem Verein kann anderſeits nicht zu⸗ 
gemutet werden, ausreichende Entſchädigungen 
zu zahlen, ohne daß er durch entſprechende Bei⸗ 
träge dazu inſtandgeſetzt wird. 

Im allgemeinen wird man ſagen dürfen, daß 
der Verſicherungswert gegen die Zeit vor dem 
Kriege gegenwärtig um das Zehnfache geſtiegen 
iſt. Einzelne Verſicherungsgeſellſchaften emp⸗ 
955 ihren Verſicherungsnehmern ſogar eine 

rhöhung der e um das 
Fünfzehnfache. Verharrt ein beträchtlicher Teil 
der Verſicherungsnehmer bei ihren früheren 
Verſicherungsverträgen, ſo darf es nicht wunder⸗ 
nehmen, wenn der Verein, wie viele andere 
Verſicherungsunternehmungen bereits getan 
haben, zu einer Erhöhung der Beiträge ſchreiten 
muß. 

Wenn eingewendet wird, daß es heutzutage 
unmöglich ſei, die Verſicherungen mit dem ſprung⸗ 
haften Steigen der Preiſe gleichen Schritt halten 

u laſſen, ſo muß demgegenüber betont werden, 
aß es jedenfalls letzten Endes für den Verſiche⸗ 
rungsnehmer vorteilhafter iſt, ſich zu hoch als 
zu niedrig zu verſichern. Die Erzeugniſſe der 
Landwirtſchaft an Getreide, Stroh, Heu und 
Früchten dürfen ohnehin in einer Menge ver⸗ 
ſichert werden, die nach Umfang und Beſchaffen⸗ 
heit der Wirtſchaft als gewöhnlicher Vorrat nach 
der Ernte anzunehmen iſt. (§ 48 Abſatz 1 BS.). 
Bei einem Sinken der Preiſe iſt der Verſiche⸗ 
rungsnehmer jederzeit berechtigt, eine Ermäßi⸗ 
zung der Verſicherungsſumme zu beantragen. 
($ 46 Abſatz 2 VS., § 51 Abſatz 1 VVG.) 

Der Verein iſt, auch wenn die Verſicherungs⸗ 
ſumme höher iſt als der Verſicherungswert zur 


Schadens zu erleben, (§ 55 VVG.) 

Schließt der Verſicherungsnehmer den Ver⸗ 
trag in der Abſicht, ſich aus der Überverficherung 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver⸗ 
ſchaffen, fo iſt der Vertrag nichtig. ($ 51 
Abſatz 2 VVG.) 

Die Entſchädigung iſt nach dem Ablauf eines 
Monats ſeit der Anzeige des Brandſchadens mit 
4 v. H. zu verzinſen. 

Iſt der Schaden bis zum Ablauf eines Monats 
ſeit der Anzeige des Brandſchadens noch nicht 
vollſtändig feſtgeſtellt, ſo kann der Verſicherungs⸗ 
nehmer in Anrechnung auf die Geſamtforderung 
die Zahlung des Betrags verlangen, den der 
Verein nach Lage der Sache mindeſtens zu 
zahlen hat. 

Der Lauf der Friſten iſt gehemmt, ſolange 
infolge eines Verſchuldens des Verſicherungs⸗ 
nehmers die Feſtſtellung des Schadens nicht 
erfolgen kann. ($ 94 VVG.) 

Von einer abweichenden Regelung dieſer 
Beſtimmungen hat der Verein abgeſehen. Die 
Zinſen werden nur auf Antrag gezahlt. 

Der Verſicherungsnehmer iſt verpflichtet, 
den Schaden der für den Brandort zuſtändigen 
Polizeibehörde binnen drei Tagen anzuzeigen, 
ſofern die Polizeibehörde nicht von Amts wegen 
Erhebungen über die Entſtehung des Schadens 
vornimmt. (§ 60 Abſatz 2 VS.) Dieſe Beſtim⸗ 
mung ſoll der Polizeibehörde die Möglichkeit 
bieten, in allen Fällen etwaige Brandſtiftungen 
oder Betrügereien aufzudecken und zu verfolgen. 
In den Provinzen Hannover und Heſſen⸗Naſſau 
(einſchließlich des Kreiſes Grafſchaft Schaumburg) 
darf nach den dort noch gültigen Verordnungen 
die Entſchädigung nicht gezahlt werden, bevor 
der Verſicherte dem Verein das Einverſtändnis 
der Polizeibehörde mit der Auszahlung der Ent⸗ 
ſchädigung nachgewieſen hat. In den übrigen 
Landesteilen muß der Verein der Polizeibehörde 
von der Feſtſetzung der Entſchädigung Mitteilung 
machen, wohlverſtanden in allen Fallen ohne 
Ausnahme, und darf erſt zahlen, wenn die 
Polizeibehörde nicht binnen acht Tagen Einſpruch 
erhoben hat. 

Zuſtändig als Polizeibehörde ſind in den 
Städten die Polizeiverwaltungen, Polizei⸗Direk⸗ 
tionen oder Polizeipräſidien, in den Land⸗ 
gemeinden und Gutsbezirken der Provinzen Oſt⸗ 
und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern. 
Schleſien, Sachſen und Schleswig⸗Holſtein die 
Amtsvorſteher, in den deutſch gebliebenen ett. 
bezirten der ehemaligen Provinz Poſen die 
Polizeidiſtriktskommiſſare, in der Provinz Han⸗ 
nover die Landräte, in Weſtfalen die Amtmänner, 
in der Rheinprovinz die Landbürgermeiſter, in 
Heſſen⸗Naſſau und in Hohenzollern die Ge 
meindeverwaltungen. 

Sobald ein Brandſchaden gemeldet worden 
iſt, beruft der Bezirksvorſtand des Vereins zu: 
Ermfttelung des Schadens je nach deſſen Um- 
fang ein bis drei Schätzer möglichſt aus dei 
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Zahl der Vereinsmitglieder. (5 61 Abſatz 1 
und 2 VS.) Die Schätzer dürfen mit dem Ver⸗ 
ſicherten weder verwandt noch verſchwägert und 
ebenſowenig ſeine unmittelbaren Untergebenen 
fein. ( 61 Abſatz 5 VS.) Die Beſtimmung ſoll 
eine unbefangene Schätzung gewährleiſten. Der 
Verſicherte iſt berechtigt, die Schätzer vor Beginn 
der Schätzung aus erheblichen Gründen abzu⸗ 
lehnen, worauf der Hauptvorſtand andere Schätzer 
zu beſtimmen hat. ($ 61 Abſatz 6 VS.) 

Solange nicht die Schätzung vorgenommen 
worden iſt, dürfen an beſchädigten Sachen ſelbſt⸗ 
verſtändlich keine Handlungen vorgenommen 
werden, die geeignet ſind, den Tatbeſtand zu 
verdunkeln. 

Als Grundlage für die Verhandlung, die die 
Schätzer mit dem Verſicherungsnehmer zur Er⸗ 
mittelung des Brandſchadens und der Brand⸗ 
entſchädigung aufzunehmen haben, hat der 
Verein einen Vordruck eingeführt, deſſen ſorg⸗ 
fältige Ausfüllung ſich die Beteiligten ſehr an⸗ 
gelegen ſein laſſen ſollten, um Rückfragen und 
damit eine Verzögerung der Feſtſetzung und 
Auszahlung der Brandentſchädigung zu ver⸗ 
meiden. 

Dem Hauptvorſtande ſteht es vor der Feſt⸗ 
ſetzung der Entſchädigung frei, andere Schätzer 
aus der Zahl der Vereinsmitglieder mit einer 
Nachprüfung der Schätzung zu beauftragen. (§ 63 
Abſatz 1 VS.) Von dieſem Rechte muß Gebrauch 
gemacht werden, wenn begründete Zweifel an 
der Unparteilichkeit der Schätzer beſtehen. Auch 
der Verſicherte iſt berechtigt, eine Nachprüfung 
der erſten Schätzung durch beſondere Beauftragte 
des Hauptvorſtandes zu verlangen. Ergibt dieſe 
Nachprüfung indeſſen eine geringere Entſchädi⸗ 
gung, fo fallen ihre Koſten dem Verſicherten zur 
Laſt. ($ 64 VS.) 

Erkennt weder der Hauptvorſtand noch der 
Verſicherte eine der beiden Schätzungen an, ſo 
kann mit gegenſeitigem Einverſtändnis der Land⸗ 
rat oder Oberamtmann des Brandortes um 
einen Schiedsſpruch erſucht werden. Seine Ent⸗ 
ſcheidung iſt alsdann endgültig. (§ 65 VS. 

Im übrigen ſteht dem Verſicherten ſelbſt⸗ 
verſtändlich der Rechtsweg offen. 

Die Anſprüche aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage verjähren in zwei Jahren. Die Ver⸗ 
omg beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in 

em die Leiſtung verlangt werden kann. (§ 12 
VG.) 

Unerhobene Entſchädigungen verfallen der 
Rücklage des Vereins zwei Jahre nach der 
Zahlungsanweiſung des Hauptvorſtandes, Ce 
gehaltene zwei Jahre nach dem Wegfalle des 
Zurückhaltungsgrundes. (§ 68 VS.) 

Werden durch den Brand die geſamten ver⸗ 
1 Sachen zerſtört, ſo erliſcht der Ver⸗ 
icherungsvertrag. (§ 70 Abſatz 1 VS.) Bei 
einem Teilſchaden haftet der Verein für einen 
weiteren Brandſchaden in demſelben Verſiche⸗ 
rungsjahre nur bis zur Höhe des Reſtbetrages der 
Verſicherungsſumme. ($ 70 Abſatz 2 VS., 95 
VVG.) Das iſt berechtigt, weil die Leiſtungs⸗ 


— — 
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pflicht des Vereins durch die Zahlung der Ent⸗ 
ſchädigung inſoweit für das laufende Sg 
rungsjahr erfüllt worden iſt. Die unverſehrten 
oder beſchädigten Sachen bleiben verſichert, 
auch wenn e der Aufbewahrungsort ändert. 
Der neue Aufbewahrungsort muß aber un 
verzüglich angezeigt werden. (§ 70 Abſatz 2 BE.) 
Will der Verſicherungsnehmer, nachdem der 
Schaden beſeitigt worden iſt, die Verſicherung in 
der vollen Höhe wiederherſtellen, ſo muß er 
einen neuen Verſicherungsvertrag ſchließen. 
Steht dem Verſicherungsnehmer ein Anſpruck 
auf Erſatz des Schadens gegen einen Dritten zu, 
jo geht der Anſpruch auf den Verein über, ſoweil 
dieſer dem Verſicherungsnehmer den Schaden 
erſetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteile 
des Verſicherungsnehmers geltend gemacht 
werden. Gibt der Verſicherungsnehmer ſeinen 
Anſpruch gegen den Dritten oder ein zur Siche⸗ 
rung des Anſpruchs dienendes Recht auf, ſo wird 
der Verein von ſeiner Erſatzpflicht inſofern frei, 
als er aus dem Anſpruch oder dem Rechte hätte 
880 un können. (§ 67 VS., 8 67 Abſatz 1 


Richtet ſich der Erſatzanſpruch des Verſiche 
rungsnehmers gegen einen mit ihm in häuslicher 
Gemeinſchaft lebenden Femilienangehörigen, fo 
iſt der Übergang ausgeſchloſſen, es ſei denn, daß 
der Angehörige den Schaden vorſätzlich verurſacht 
hat. ($ 67 Abſatz 2 VVG.) 

Die Verbindlichkeit des Vereins zur Leiſtung 
wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Dritter, 
ſei es, weil er den Schaden vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig verurſacht hat, ſei es aus einem anderen 
Grunde, dem Verſicherungsnehmer erſatzpflichtig 
iſt. Da aber weder der Dritte durch die Leiſtung 
des Vereins von ſeiner Verbindlichkeit befreit 
werden noch die Verſicherung zu einer Be⸗ 
reicherung des Verſicherungsnehmers führen darf, 
ſo ergibt ſich von ſelbſt die Folgerung, daß der 
Verein, nachdem er den Schaden erſetzt hat, in 
die Lage gebracht werden muß, die Rechte des 
Verſicherungsnehmers gegen den Dritten geltend 


) zu machen. 


Die Anſprüche des Verſicherungsnehmers 
gegen einen Brandſtifter gehen alſo von Recht; 
wegen in der Höhe der geleiſteten Entſchädigung 
auf den Verein über. 

Soweit der Verein wegen des Beſtehens 
einer Unterverſicherung den Schaden des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers nicht in der vollen Höhe erſetzt 
hat, bleibt es dem Verſicherungsnehmer un⸗ 
benommen, ſeine Anſprüche gegen einen Dritten 
ſelbſtändig zu verfolgen. 

Der Ausſchluß des Rückgriffs auf Familien⸗ 
angehörige des Verſicherungsnehmers iſt be⸗ 
gründet, weil ſchließlich meiſt der Verſicherungs⸗ 
nehmer ſelbſt dadurch in Mitleidenſchaft gezogen 
und der Entſchädigung tatſächlich wieder verluſtig 
gehen würde. 

Aufwendungen, die der Verſicherungsnehmer 
macht, um den Brandſchaden abzuwenden oder 
zu mindern, fallen, auch wenn 15 erfolglos 
bleiben, dem Verein zur Laſt, ſoweit der Verſiche⸗ 
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halten durfte. (88 62 und 63 VVG.) 
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verſäumt hat, muß gewärtigen, daß der 


Der Verein hat die Koſten, die durch die Er⸗ vorſtand bei der Feſtſetzung der een 
mittelung und Feſtſtellung des ihm zur Zaft;gung zugleich eine Vertragsſtrafe gegen ihn 
fallenden Schadens entſtehen, dem Verſicherungs⸗ feſtſetzt und bei der Auszahlung der Entſchädigung 


nehmer inſoweit zu erſtatten, als ihre Auf⸗ 
wendung den Umſtänden nach geboten war. 
(8 66 VVG.) 

An den außerhalb einer Stadt gelegenen 
Wohngebäuden und an den Getreide⸗ und 
Heufeimen muß die Verſicherung durch ein 
Berſicherungsſchild deutlich erkennbar gemacht 
werden, widrigenfalls der Verſicherungsnehmer 
eine Vertragsſtrafe bis zu 50 & verwirkt. 
G 54 Abſatz 2 VS.) Ein Verſicherungsnehmer, 


Fa E 17 20 


gleich einbehält. 

Die Anbringung des Verſicherungsſchildes 
ſoll den Verſicherungsnehmer durch den Hinweis 
auf die Verſicherung gegen rachſüchtige Brand⸗ 
ſtifter ſchützen. 

Verſicherungsnehmern, die zur Miete wohnen, 
wird die Anbringung des Schildes bisweilen 
vom Hauseigentümer nicht geſtattet werden. 
Die Vertragsſtrafe wird dann ſelbſtverſtändlich 
nicht verwirkt. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Betrifft: Brennſtoffbedarf der Forſtbeamten. 
Allgemeine Verfügung Nr. III I1 für 1921. 
Mimiflerrum für Landwirtſchaft. Domänen und Gerben, 
Geſchäfts⸗Nr. III 4998. 
Berlin, 14. März 1921. 
Die Oberförſter, verwaltenden Revierförſter, 
Revierförſter, Förſter, Forſtſekretäre, Unterförſter, 
Meiſter und Wärter der Nebenbetriebsanſtalten, 
die im Außendienſt beſchäftigten Forſtaſſeſſoren 
und Forſtreferendare, die Hilfsförſter und Forſt⸗ 
hilfen einſchließlich der nebenamtlichen Unter⸗ 
förſter und Wärter erhalten vom Rechnungsjahr 
1921 an ihren Brennholzbedarf unter Beibehaltung 
der bisherigen Höchſtmengen und Verwendungs⸗ 
beſchränkungen (88 24 bis 27 F. D. A.) gegen 
Zahlung der Werbungskoſten und eines Zuſchlages, 
der beträgt bei 


Scheitholz weich 6,00 & je Raummeter, 
SW hart ER 7,50 5 v7 1 
Knüppelholz weich 4,20 „ „ e 
hart N 5,60 Dn A n 
Reis 1 weich. 2,40 „ „ ` 
„ 3,50 „ „ . 
Reitz II weich 120 „ „ f 
= hart 1,70 „ „ 5 
Reis III weich 0,50 „ „ 
rt 0,80 


Li ha SE er 1 A P D 
Die Zahl der zu dieſen Preifengabgegebenen 


ehen. 
S Ye Höchſtmengen find für Oberförſteranwärter 
dieſelben wie für Förſteranwärter (§ 24 F D. A.). 


Torf iſt bis zu den bisherigen Höchſtmengen 
30 % unter der Taxe abzugeben. 

Alle vorſtehend nicht genannten Beamten der 
Staatsforſtverwaltung einſchließlich der Lehr⸗ 
perſonen an den Forſtakademien und Forſtſchulen 
ſowie die Forſtbeamten der Forſtabteilungen in 
meinem Miniſterium und bei den Regierungen 
erhalten auf Wunſch ihren Brennholzbedarf, ſoweit 
möglich, gegen Zahlung der Taxe. 

Von einer Nachforderung für das im Winter 
1919/20 für das Rechnungsjahr 1920 abgegebene 
Freibrennholz wird Ge 

raun. 


An die Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmar ingen, 
die ren Direktoren der Forſtakademien in Eberswalde 
und Hann.⸗Münden und die Forſteinrichtungsanſtalten. 


7 


Die berufsgenoſſenſchaftliche Zugehörigkeit der 
Fahrzeughaliung der nichtſtaatlichen Forſtbeamten. 
Zus einer Entſcheidung des Reichsverſicherungs⸗ 
amts vom 9. Oktober 1920, I. Bd. 75/20 (Amtl. 
Nachrichten des Reichsverſicherungsamts 1920, 
S. 419/420), iſt zu entnehmen, daß die 1 
haltung der nichtſtaatlichen, alſo der im Privak 
dienſt teen Forſtbeamten in berufsgenofſen⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht auch bezüglich der zu be⸗ 
ruflichen Zwecken ausgeführten Fahrten von der 
Verſicherungsgenoſſenſchaft der Privatfahrzeug⸗ 
und Reittierbeſitzer und nicht von der örtlich zu⸗ 
ſtändigen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchafl 
in Verſicherung zu nehmen iſt. Die beruflichen 
SC ſtaatlicher Forſtbeamten im eigenen 

u 


Für die Abgabe von Stockholz bleibt es bei rwerk dagegen ſind in der Regel dem Betrie 
den bisherigen Beſtimmungen ($ 25 F. D. A.). des Forſteigentümers zuzurechnen. B. 
S D 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Forſtmeiſter Troſt, Dambrau, iſt Anfang April 

m den Ruheſtand getreten und hat feinen Wohn⸗ 
itz nach Dominium Niewe bei Schurgaſt O.⸗S. 
(Dahnſtatton Arnsdorf O.⸗S.) verlegt. Wir 
wünſchen dem verdienten Forſtmann, der ſich 
auch im Vereinsleben durch die vorbildliche 
Leitung der Bezirksgruppe Oppeln des „Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands“ ausgezeichnet 
t, einen geruhſamen Lebensabend im Ruheſtand, 

r. wie wir Herrn Forſtmeiſter Troſt zu kennen 
meinen, ganz beſonders der Förderung der Inter⸗ 


leffen der deutſchen Privatforſtbeamten gewidmet 


ſein wird. Die Schriftleitung. 

Schließung der Staatsforſtverwaltungslaufbahn 
in Mecklenburg⸗Schwerin. Wie das mecklenburg⸗ 
ſchwerinſche Staatsminiſterium bekanntgibt, werden 
Bewerbungen um Zulaſſung zur Laufbahn der 
Verwaltungsbeamten für die Staatsforſten wegen 
Überfüllung vor März 1922 nicht mehr entgegen⸗ 
genommen. 


J . 
Unzuläſſiger Grasverkauf einer Wieſen⸗ 
verpachtung. Der Preſſedienſt des Miniſters fk. 
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Landwirtſchaft, Domänen und Forſten hat darüber 
kürzlich eine Mitteilung erlaſſen, die wir in Nr. 14 
auf Seite 258 veröffentlicht haben, die auch be⸗ 
dauerlicherweiſe in vielen Tageszeitungen und 
ſomit in weiteſten Kreiſen Verbreitung gefunden 
hat. Zunächſt ſtellen wir die Frage, ob es denn 
wirklich nötig und dem Anſehen eines Beamten⸗ 
ſtandes nützlich iſt, wenn ſolche Mitteilungen der 
Bevölkerung, die von dem tatſächlichen Stand 
der Dinge keine Ahnung hat, zur Kenntnis 
kommen. Wenn nun wirklich bei ſechs preußiſchen 
Staatsforſtbeamten feſtgeſtellt fein ſollte, daß ve 
aus den Wieſenpachtungen höhere Einnahmen er⸗ 
zielt hätten, als es der Herr Landwirtſchaftsminiſter 
bei der Lage der Dinge für nötig erachtet, hat es 
deshalb Zweck, dieſe für die Allgemeinheit un⸗ 
beträchtliche Angelegenheit der breiten Offent⸗ 
lichteit zu übergeben, um fo Tauſende von 
preußiſchen Forſtbetriebsbeamten den breiten 
Maſſen der ſtädtiſchen Bevölkerung in Mißkredit 
zu bringen? Das iſt durch die uns unver⸗ 
ſtändliche Veröffentlichung des Preſſedienſtes in 
der politiſchen Preſſe . geſchehen. 
Um die Darſtellungen aber auch ſachlich au 
das jedenfalls richtige Maß zurückzuführen, 
erſcheint es notwendig, verſchiedenes beſonders zu 
beſprechen. Wenn geſagt wird, ſechs Beamte 
hätten von 16,83 ha eine Pachtſumme von 44590 A 
erhalten, ſo muß bei allen, denen die Verhältniſſe 
der Forſt⸗ und Landwirtſchaft unbekannt ſind, die 
Vorſtellung erweckt werden, daß jeder Forſt⸗ 
beamte durchſchnittlich einen Gewinn von 7630 M 
eingeſtrichen hat, ohne dafür irgendwelche Auf⸗ 
wendungen gemacht zu haben. In Wirklichkeit 
trifft das aber, wie jeder Kenner beſtätigen kann, 
nicht zu. Soll eine Wieſe einen höheren Ertrag 
bringen, ſo muß ſie nicht nur ſorgſam gepflegt, 
ſondern auch ſachgemäß gedüngt werden, denn 
nicht umſonſt ſagt ein altes Bauernſprichwort: 
„Wer die Wieſe pflegt, den pflegt die Wieſe“. 
Für einen Hektar Wieſenfläche muß man bei 
einer Volldüngung mit Anfuhr und Streulohn 
heute mindeſtens 1000 AM anlegen. Die für 
gute Pflege, für Düngung und Inſtandhaltung 
aufgewendeten Beträge, zu denen Fuhrlohn, 
Leutelohn u. a. m. tritt, alles Poſten, die 
augenblicklich ganz beſonders ins Gewicht fallen, 
ſind alſo unter allen Umſtänden von dem Pacht⸗ 
ertrage in Abrechnung zu bringen; abzurechnen 
iſt ferner der Pachtanteil, den der Nutznießer zu 
zahlen hat, und endlich die Zinſen des Betriebs⸗ 
kapitals. Sicher werden die Verhältniſſe in jedem 
einzelnen Fall verſchiedenartig zu beurteilen und 
auf manchen Stellen wird zu berückſichtigen ſein, 
daß eine Wieſenfläche erſt durch zeitraubende und 
koſtſpielige Verbeſſerungsarbeiten, die von den 
Forſtbeamten meiſt auf eigene Koſten ausgeführt 
worden ſind, nennenswerte Erträge bringt. Mehr⸗ 
fach liegt auch die Dienſtwieſe des Forſtbeamten 
zu weit von deſſen Gehöft, und die Koſten der 
Heuwerbung und Abfuhr würden ſich ſo hoch ſtellen, 
daß von einem Reinertrage nicht mehr die Rede 
ſein kann. Ein in der Nähe der Wieſe 1 0 
Pächter wird daher jedenfalls einen höheren 
Betrag als Pacht zahlen können. Deckt dann 
der Beamte ſeinen eigenen Viehfutterbedarf 
durch Kauf oder Anpachtung einer für ihn 
wirtſchaftlich beſſer liegenden Wieſe, ſo iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß ſich dadurch der für ſeine 
Wieſe erhaltene Pachtertrag erheblich verringern 
wird; vielleicht legt der Beamte da noch Geld zu; 
trobdem erſcheint der Ertrag in der amtlichen 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 16 Bd. 36 1921) 


Darſtellung in voller Höhe. Wenn nun ein Haß 
beamter durch eine wirtſchaftlich verſtändige Ma 

nahme, wie die letzterwähnte, die mehreren Teilen 
Arbeitskräfte ſpart und Erzeugungskoſten ver⸗ 
mindert, tatſächlich auf dem Papier einen hohen 
Pachtbetrag erzielt, Jo kann der tatſächliche Reine 
gewinn der amtlichen Darſtellung keinesfalls ent⸗ 
ſprechen. Es muß daher als wenig glückliche 
Maßnahme bezeichnet werden, wenn durch ober⸗ 
flächliche Darſtellung des amtlichen Preſſedienſtes 
immer neue Beunruhigung in weitere Kreiſe 
getragen wird. Beſonders bedauerlich iſt, daß 
infolge ſolcher Veröffentlichungen nicht allein eine 
unzutreffende Vorſtellung von den Einkommens⸗ 
verhältniſſen der Forſtbeamten erweckt, ſondern 
daß auch dem Unwillen der Skädter gegenüber der 
Landbevölkerung neue Nahrung zugeführt wird. 
Sodann iſt nicht außer acht zu laſſen, daß ſolche 
Regierungskundgebungen dazu führen müſſen, die 
landwirtſchaftliche Produktion an ſich zu unter⸗ 
binden, denn es iſt menſchlich verſtändlich, daß. 
wenn die Regierung tatſächlich Hand auf einen 
ihr zu hoch dünkenden Ertrag legt, der Wirtſchafter 


fl fich ſchwer hüten dürfte, für die Folge Geld und 


Arbeitskraft auf koſtſpielige Verbeſſerungsarbeiten 
zu verwenden, die zur Steigerung der Erträge 
notwendig ſind. Daß dazu das Preußiſche 
Miniſterium für Landwirtſchaft beiträgt, iſt 
beſonders zu bedauern. Haben ſich aber na 

Anſicht der Staatsregierung die ſechs Forſt⸗ 
betriebsbeamten in dieſem Falle nun tatfächlich 
mühelos mehr als nötig bereichert, ſo wäre es 
menſchlich gerecht, einmal feſtzuſtellen, wieviel 
Jahre ſie ihr Dienſtland mit keinem Nutzen oder 
Schaden in ſaurer, eigener Arbeit bewirtſchaftet 
haben, und ob in Anſehung deſſen nicht doch ein⸗ 
mal ein leichter Gewinn als Lohn jahrelangen 
fruchtloſen Mühens und großer Geld⸗ und 
Zinsverluſte gerechtfertigt ſein ſollte. Schließlich 


wäre zu wuͤnſchen, daß die Staatsregierung 
mit gleicher Energie bei den vielen Höchſt⸗ 
gewinnen, die heutzutage in Handel und Wandel 


überall, leider beſonders zum Schaden der Feſt⸗ 
beſoldeten, in Übung find, ebenſo energiſch ein⸗ 
ſchritte, wie ſie es hier für nötig befunden hat. 
Denn was den für die heutigen Teuerungs⸗ 
verhältniſſe immer noch zu ſchlecht beſoldeten 
Beamten Recht iſt, ſollte dem Schieber, ehemaligen 
Kriegsgewinnler und den zumeiſt undeutſchen 
Schacherern, die mühelos Millionen zuſammen⸗ 
ſchleppen, zum mindeſten billig ſein. 
a Schriftleitung. 


Neuregelung der Beſoldung der Kommunal- 
beamten. Wenn nach den beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen die Kommunalbeamten den Staats⸗ 
beamten gleichgeſtellt werden ſollen, fo verſtehr 
ſich doch nicht ohne weiteres von ſelbſt, daß bei 
einer eintretenden Anderung der Beſoldungs⸗ 
verhältniſſe der Staatsbeamten dieſe ohne weiteres 
auf die Kommunalbeamten anwendbar tft. Des⸗ 
halb hat auch der Miniſter des Innern Ver⸗ 
anlaſſung genommen, in einer Verfügung vom 
25. Februar 1921 IVa I. 201 feſtzuſtellen, daß. 
nachdem an die Stelle des Beamten⸗Dienſtein⸗ 
kommensgeſetzes und des Beamten ⸗Altruhegehalts⸗ 
geſetzes vom 7. Mai 1920 (Geſ.⸗Samml. S. 191 und 
260) das Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz und das 
Beamten -⸗Altruhegehaltsgeſetz vom 17. Dezember 
1920 (Geſ.⸗Samml. 1921 Seite 135 und 214) 
getreten ſind, kein Zweifel darüber beſtehen 
kann, daß auch bei der Durchführung des Ge⸗ 
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Punkte des Gememdebeamtenrechts, vom 8. Juli 
1920 (Geſ.⸗Samml. Seite 383), an die Stelle der 
im § 1 dieſes Geſetzes angezogenen Geſetze vom 
7. Mai 1920 die Geſetze vom 17. Dezember 1920 
zu treten haben. B 


E betreffend vorläufige Regelung verſchiedener 


Berechnung der Ruhegehälter der Gemeinde 
jorſtbeamten. Am 21. Dezember 1920 iſt das 
Geſetz zur Sicherung einer einheitlichen Regelung 
der Beamtenbeſoldung ergangen, das auch auf 
die Gemeindebeamten Anwendung findet. Das 
&ejeb iſt auch auf die Penſionäre ($ 13) aus⸗ 
gedehnt worden, aber der § 14 beſtimmt, daß 
das Geſetz, mit Ausnahme des $ 13, mit 
Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft treten ſolle. 
Den Zeitpunkt zu beſtimmen, zu welchem der 
§ 13 in Kraft treten ſollte, (H dem Reichsfinanz⸗ 
miniſter überlaſſen worden. Durch Verordnung 
vom 1. März 1921 hat der Reichsminiſter der 
Finanzen den § 13 des Geſetzes zur Sicherung 
einer einheitlichen Regelung der Beamten⸗ 
beſoldung vom 21. Dezember 1920 mit Wirkung 
vom 1. April 1920 in Kraft geſetzt. Das iſt 
von ſehr einſchneidender Bedeutung, denn hier⸗ 
durch werden zunächſt die Ruhegehaltsberechnungen 
uber den Haufen geworfen, und was das 
Schlimmſte iſt, die Hoffnungen auf eine einiger 
maßen günſtige Feſtſetzung der Hungerruhegehälter 
zum Teil vernichtet. 

Nach § 23 des Preußiſchen Beamtendienſt⸗ 
einkommengeſetzes vom 17. Dezember 1920, 
welcher den Verſorgungszuſchlag neu behandelt, 
wird dieſer für die Ruhegehaltsempfänger von 
deren Ruhegehaltsbezügenin derſelben Art 
und in demſelben Verhältnis berechnet, wie der Aus⸗ 
gleichzuſchlag gleichartiger, im Dienſt befindlicher 
Beamten von deren Grundgehalt oder Grund⸗ 
vergütung und Ortszuſchlag berechnet wird, beträgt 
iedoch mindeſtens die Hälfte desjenigen Betrages 
und kann auf Antrag beim Vorliegen beſonderer 
Verhältniſſe bis auf die volle Höhe desjenigen 
Betrages erhöht werden, der als Ausgleich⸗ 
zuſchlag auf das zuletzt bezogene ruhegehalts⸗ 
jähige Dienſteinkommen, ſoweit es aus Grund⸗ 
gehalt oder Grundvergütung und Ortszuſchlags⸗ 
durchſchnitt beſtand, entfallen würde. 

Daraus geht hervor, daß nach dem preußiſchen 
Geſetz der Verſorgungszuſchlag ſich nach 
der Höhe des Ruhegehaltes richtet. Nach 
dem Reichspenſionsergänzungsgeſetz vom 21. De⸗ 
zember 1920 (§ 5) wird vom 1. April 1920 an zu 
den Ruhegehaͤltern ein Teuerungszuſchlag in 
Höhe der Hälſte desjenigen Betrages gewährt, 
den der Beamte zu dem zuletzt bezogenen 
ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommen 
nach Maßgabe des § 17 des Beſoldungsgeſetzes 
vom 30. April 1920 als Teuerungszuſchlag er⸗ 
halten hätte, wenn er bei ſeinem Ausſcheiden aus 
der zuletzt von ihm bekleideten Stelle in Höhe des 
ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens nach dem 
vorerwähnten Geſetz beſoldet geweſen wäre. 

Für die Höhe des Teuerungszuſchlages iſt hier 
maßgebend das penſionsfähige Dienſt— 
einkommen. 

Nach den Beſtimmungen des preußiſchen 
Dienſteinkommen⸗ und Beamten⸗Altruhegeld⸗ 
geſetzes ſtehen ſich die älteren Ruhegehalts⸗ 
empfänger günſtiger, als dieſes nach dem Reichs⸗ 
penſionsergaänzungsgeſetze der Fall iſt. Unter 
Berückſichtigung der Tatſache, daß vom 1. Januar 
1921 an der Ausgleichzuſchlag des Beamten erhöht 
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worden ift, und zwar in Ortsklaſſe A auf 70% 
B auf 67%, C auf 65 %, D auf 60 % und E au 
55% , ergibt z B. die Berechnung des Ruhegehaltes 
vom 1. Januar 1921 an für die Beſoldungs⸗ 
gruppe VI in Ortsklaſſe A bei einem Grund 
gehalt von 8700 & für 45 Penſionsjahre folgendes 
Ergebnis: Das Ruhegehalt beträgt 87002760 


(Ortszuſchlag) = —.—— — 8595 A. Nach 


der für Preußen maßgebenden Berechnung treter 
hinzu 70% des Ruhegehaltes = 6016,50 & als 
Verſorgungszuſchlag. Nach der für das 
Reich maßgebenden Berechnung ſtellt ſich der 
Verſorgungszuſchlag auf LG von 70% von 
11460 K = 4011 K, alſo weniger = 2005,58 K. 
Hieraus geht hervor, daß alle Berechnungen 
einer Reviſion unterzogen werden müſſen, denn 
es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die auf anderer Grund⸗ 
lage ruhende Berechnung vom 1. April 1920 
bis 31. Dezember 1920 ebenfalls beeinflußt wird 
Hoffentlich wird ſich Preußen dieſer Regelu 
aufs entſchiedenſte widerſetzen, und namentlich 
die Beamtenſchaft alles aufbieten, dieſe unerträg⸗ 
liche Schlechterſtellung von den Ruhegehalts⸗ 
empfängern abzuwehren, die es ablehnen müſſen. 
bei den Gemeinden betteln zu gehen. 
Baltz. Städt. Revierverwalter a. D. 


* 
Jagdkundlicher Lehrgang 
der Geſellſchaft für Jagdkunde. 

Vorkurſus: Montag, den 2. Mal. 8 bis 
11 Uhr Geh. Reg.⸗Rat Dr. Ströſe: Jagd- 
kundliche Erläuterungen für Anfänger im Jagd- 
muſeum. 11 bis 2 Uhr Jagdkundliche Erläuterungen 
für Anfanger im Revier Zehlendorf — Haupt- 
kurſus. Dienstag. den 3. Mai 8 bis 9 Uhr 
Dr. Müller + Liebenwalde: Einführung in die 
Jagdkunde 9 bis 10 Uhr Dr. Schäff: Biologiſche 
Eigentümlichkeiten des Wildes. 10 bis 11 Uhr 
Dr. Schaff: Kennzeichen der jagdlich wichtigſten 
Vögel. 11 bis 12 Uhr Rudolf Klotz: Unſer neu» 
zeitliches Vorſtehhundmaterial. 3 Uhr Major 
Bachelin: Waffenkunde und Schießkunſt mit 
Vorführungen (in der Verſuchsanſtalt für Hand⸗ 
feuerwaffen zu Berlin⸗Halenſee). — Mittwoch. 
den 4. Mai. 8 bis 9 Uhr Geh. Reg.⸗Rat Dr. Ströſe: 
Die wiſſenſchaftlichen Grundlagen der Bild» 
pflege. 9 bis 11 Uhr Rudolf Klotz: Praktiſche 
Wildpflege. 11 bis 12 Uhr Geh. Reg.⸗Rat Dr 
Ströſe Anatomiſche Eigentümlichkeiten des Wildes 
und die Lehre von der Altersbeſtimmung 3%, Uhr 
Geh. Hofrat Prof. Dr. Heck Demonſtration 
von Wild im Zoologiſchen Garten zu Berlin. 
— Donnerstag, den 5 Mai. 8 bis 9 Uhr Geh. 
Reg.⸗Rat Dr Ströſe: Die wiſſenſchaftlichen Grund⸗ 
lagen der Wildzucht. 9 bis 11 Uhr Major van 
Gulpen: Wildabſchuß und Jagdarten. II bis 
1 Uhr Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. Eckſtein: Feſt 
ſtellung und Bekämpfung des Wildſchadens. 
Nachmittag (Himmelfahrt) frei. — Freitag, den 
6. Mai. 8 bis 9½ Uhr Eyadifus Ebner: Grund⸗ 
züge des Jagdrechts. 9½ bis 11 Uhr Regierungs- 
rat Dr. Zſchieſche: Wildkrankheiten. 11 bis 12 Uhr 
Dr. Pfungſt: Die pſychologiſchen Grundlagen der 
Abrichtung der Hunde. Nachmittags: Jagd- 
kundliche Erläuterungen in einem von Berlin 
aus leicht zu erreichenden Reviere. — Die Per 
träge und Übungen finden, mit Ausnahme des 
Vortrages des Majors Bachelin, im Inſtitut für 
Jagdkunde, Zehlendorf (Wſb.) bei Berlin, Ahorn⸗ 
ſtraße 21, ſtatt. Fahrt nach Station Zehlendorf 
Mitte vom Wannſeebahnhof in Berlin aus. Jeden 
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Teilnehmer ſteht es frei, ſich einer Abſchluß⸗ brandes wird auf Anzünden von Feuer im 


prüfung zu unterziehen. 
gciehener Behinderung eines Vortragenden wird 
ein Erſatzmann eintreten. Das Honorar beträgt 
E alle Vorleſungen und Übungen zuſammen 
Dr Mitglieder der Geſellſchaft für Jagdkunde 
70 Mk., für andere Perſonen 120 Mk. Wer nur 
einzelne Vorträge hören will, hat für jeden Einzel⸗ 
vortrag ein Honorar von 10 Mk. zu entrichten. 
Der Vorkurſus iſt nur für die Teilnehmer des 
ganzen Hauptkurſus eingerichtet und koſtenfrei. 
Die Zahl der Teilnehmer iſt auf 25 beſchränkt. 
Bei weniger als 15 Meldungen fällt der Lehrgang 
aus. Anmeldungen zum ganzen Lehrgange 
leinſchließlich oder ausſchließlich des Vorkurſes) 
ſowie für einzelne Vorleſungen find zu richten 
an die Geſchäftsſtelle der Geſellſchaft für Jagd⸗ 
zunde, Zehlendorf (Wſb.), Ahornſtraße 21. Die 
Annahme der Hörer erfolgt nach der Reihe der 
eingehenden Meldungen unter Bevorzugung der 
mitglieder der Geſellſchaft für Jagdkunde. Melde⸗ 
ſchluß: 15. April. Die Einzahlung des Honorars 
hal bis zum 15. April mit Zahlkarte auf das Konto 
Nr. 720 der Firma Gebr. Schickler, Berlin W 66, 
Rauerſtraße 61, beim Poſtſcheckamt in Berlin 
NW 7 zu erfolgen. 

J. A. des Vorſtandes und des Arbeitsausſchuſſes: 

Dr. Ströſe. Geh. Reg.⸗Rat. 


* 
Waldbrände. 

Bezirk Frankfurt a. O. Auf 1,4 ba 50 jährigen 
Klefernſtangenholzes der Gutsforſt Birklake 
mitete am 28. März ein Waldbrand. Das 
Feuer entſtand durch Funkenauswurf des Güter⸗ 
zuges um! Uhr nachmittags an der Bahnböſchung, 
wurde durch ſtarken Südweſtwind blitzſchnell etwa 
150 m weit über eine Oedlandfläche getrieben, 
teilte ſich kurz vor dem Holzbeſtand, und eine 
Feuergarbe ergriff das Ringenwalder, die andere 
das Berneuchener Revier, wo eine etwa ebenſo 
große Fläche ausbrannte. Hilfsmannſchaften, 
auch aus privatem Publikum, waren ſchnell und 
zählreich zur Stelle, und unter ſachgemäßer 
sinangriffnahme von beiden Seiten mit keil⸗ 
Förmiger Cinengung nach vorn gelang es, des 
Zeuers Herr zu werden. Der Schaden des 
» kſitzers, Hauptmann Koeppen, läßt fi noch 
gid überſehen. Der Beſtand hat anſcheinend 
nur wenig gelitten, da es ſich nur um Boden⸗ 


kuer handelt. 5 
Bezirk Düſſeldorf. Stadtforſt Wermels⸗ 
kirchen. Am 10. März wurde durch das 
ſogenannte „Flämmen“, d. h. Verbrennen von 
altem Gras und Laub in den Wieſen, ein Wald⸗ 
brand verurſacht, bei dem der Stadt Wermels⸗ 
küchen und dem Forſtfiskus 15 Morgen wertvolle 
Anpflanzungen verbrannt und auch einige Privat⸗ 
waldungen (Plenterwald) in Mitleidenſchaft ge⸗ 
zoßen worden ſind. Der Täter iſt ermittelt und 
zur Anzeige gebracht. Am Sonntag, dem 
3. April, hat wiederum ein größerer Waldbrand 
auf der Gemarkung der Stadt Wermels⸗ 
kirchen bei Hilgen⸗Markusmühle gewütet. Dabei 
wurden 15 Morgen 6- und 7 jährige Fichten⸗ 
ſchonungen, 1% Morgen 7 jährige 
Pflanzungen und 10 Morgen Privat: Fichten: 
pflanzungen gänzlich vernichtet. Außerdem noch 
etwa 100 Morgen Privatwaldungen ſogenannter 
Streubüſche. Bei der ſchönen warmen Witterung 
waren einige Tauſend Menſchen in die Waldungen 
hinausgeeilt, aber leider auch ſchon Hunderte 
nen Wandervögeln. Die Entſtehung des Wald⸗ 


Im Falle unvorher⸗ Walde zum Abkochen zurückgeführt. 
CH 


Eichen⸗ d 


ER, 


Brief- und Fragekaſten. 
Leider iſt wiederum eine erhebliche Erhöhung der Portoſätze in 
Kraft getreten, ſo daß das Porto für den emfachen Brief jetzt 
60 Pf. beträgt. Dadurch find auch wir gezwungen, den Porto⸗ 
auteil, der jeder Anfrage an unſeren Briefkaſten beizufügen tt, 
auf 1 Mk. 50 Pf zu erhöhen. Fragen, denen dieſer Betrag nicht 
beiliegt. müſſen fo lange unbeantwortet zurückgelegt werden, bis 
Einſendung des fehlenden Portos erfolgt. 

Anfrage Nr. 23. Dienſteinkommen eines 
forſtverſorgungs berechtigten preußiſchen Staats⸗ 
förſteranwärters. bin Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigter des Zwiſchen⸗Jahrganges 1919/20. 
Verſorgungsſchein erhalten am 1. März 1920. 
Seit 1912 bin ich Forſtſchreibgehilfe und habe 
ſeit 1918 eine Dienſtwohnung inne. Ich bin 
verheiratet und habe zwei Kinder, 2 und 6 Johre 
alt. Wie hoch iſt 1. mein Jahresgehalt, 2. der 
Orts⸗ bzw. Ausgleichszuſchlag (Klaſſe E), 3. der 
Betrag, welchen ich für die Wohnung zu zahlen 
habe? 4. Habe ich Anſpruch auf Dienſtaufwand? 
Bekanntlich iſt die Schreibzulage fortgefallen. 

B., Forſtſchreibgehilfe. 

Antwort: 1. Ihre Grundvergütung muß 
vom 1. April 1920 an jährlich 4060 „ betragen, 
ſteigend vom 1. März 1921 an auf 4640 6 
2. Ortszuſchlag jahrlich 1400 „ (vom 1. Oktober 
1920 an, bis dahin nur 80% davon). 3. Der 
Ausgleichszuſchlag beträgt bis Ende Dezember 
1920 50 % von den Bezügen zu 1. und 2., vom 
1. Januar 1921 an 55%. 4. Für die beiden 
Kinder ſteht Ihnen bis Ende September 1920 
eine Kinderbeihilfe von monatlich 40 und 50 & 
+ 50% Ausgleichszuſchlag zu, der ſich vom 
1. Oktober 1920 an auf 75% erhöht. 5. Der für 
die Dienſtwohnung zu zahlende Betrag wird von 
der Regierung unter Mitwirkung des Beamten⸗ 
ausſchuſſes feſtgeſetzt ($ 7 des B. D. E. G. vom 
17. Dezember 1920). 6. Anſpruch auf Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung haben Sie nicht, da Sie 
noch nicht planmäßiger Förſter und Forſt⸗ 


ſchreiber ſind. 
Anfrage Nr. 24. Wahl der Vertrauen: 


männer. Jälligkeitstag für die Bezüge der 
Forſtgehilfen. 1. Wer ift zur Wähl des Ver⸗ 


trauensmannes einer Oberförſterei wählbar und 
wahlberechtigt? 2 An welchem Datum muß 
die Forſtkaſſe das monatliche Gehalt der Forſt⸗ 
gehilfen an dieſe zahlen? G., Forſtgehilfe. 

Antwort: 1. Wählbar iſt jeder Betriebs⸗ 
beamte der Oberförſterei, der ſich in einer plan⸗ 
mäßigen Stelle befindet. Wahlberechtigt iſt jeder 
Betriebsbeamte, der mindeſtens volle drei Kalender⸗ 
monate in der Oberförſterei tätig iſt. Näheres 
ergibt der Miniſterial⸗Erlaß vom 18. April 1919 
— III. 4590 „D. F.⸗Z.“ Nr. 21 für 1919, 
Seite 344/45). Zu den Betriebsbeamten gehören 
auch die Unterförſter, Hilfsförſter und Forſt⸗ 
gehilfen (, D. F.⸗Z.“ Nr. 24 von 1919, Seite 400). 
2. Da die Bezüge der Forſtgehilfen monatlich 
nachträglich gezahlt werden, ſind ſie am letzten 
Monatstage fällig, können aber, falls Sonn⸗ 
oder Feſttage ſich mit den letzten Monatstagen 
ecken, ſchon am vorletzten oder drittletzten Tage 
des Monats gezahlt werden. Die zahlenden 
Kaſſen können aber ausnahmsweiſe die ver⸗ 
frühte Zahlung verweigern, wenn beionbere 
Gründe einen Verluſt beſorgen laſſen. 

Anfrage Nr. 25. Brennholz für Forſtbeamte 
im Ruheſtande und T agen der Uniform. 1. Meines 
Wiſſens beſtebt eine Verfügung, nach welcher 


— 
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einem penſionierten Förſter 6 rm Kloben verabfolgt 
werden können. Die hieſige Oberförſterei weiß von 
einer ſolchen Verfügung nichts. — 2. Inwieweit darf 
ein penſionierter Förſter Walduniform und Ab⸗ 
zeichen tragen? Hegemeiſter Sch. in H. 

Antwort: 1. Nach dem Miniſterialerlaß vom 
4. Januar 1920 — III. 21 610 — („Deutſche 
Forſt⸗ Zeitung“ Nr. 6 für 1920 S. 93) dürfen 
Staatsforſtbeamte im Ruheſtande bis auf weiteres 
im Laufe eines Wirtſchaftsjahres bis zu 4 rm 
harten oder 6 rm weichen Derbbrennholzes zu den 
Preiſen für Minderbemittelte zum eigenen Ver⸗ 
brauch freihändig erhalten. — 2. Auf Antrag kann 
den Staatsforſtbeamten im Ruheſtande vom Mi⸗ 
niſterium das Weitertragen der Walduniform — 
ohne die vorgeſchriebenen Dienſtabzeichen 
unter Vorbehalt des Widerrufes geſtattet werden. 
Unter „vorgeſchriebenen Dienſtabzeichen“ ſind 
der Adler an der Kopfbedeckung und der Hirſch⸗ 
fänger in der dienſtlich vorgeſchriebenen Aus⸗ 
führung zu verſtehen. (Miniſterial⸗Erlaß vom 
3 Auguſt 1919 — III 10476 — und 15. De⸗ 
zember 1919 — III 19046 — („Deutſche Forſt⸗ 
geitung“ Nr. 36 für 1919 S. 615 und Nr. 4 für 
1920 S. 56.) 

Anfrage Nr. 26. Witwengeld der 20 Jahre 
jüngeren Beamtenehefrau. 1. Erhält eine Frau 
in zweiter bzw. dritter Ehe, während der Dienſt⸗ 
zeit geheiratet, dieſelben Bezüge wie eine ſolche 
exſter Ehe? 2. Iſt für die Bezüge der Altersunter⸗ 
ſchied maßgebend? Alſo angenommen, ein Be⸗ 
amter ſtirbt, er hat die zweite Frau, und dieſe iſt 
20 Jahre jünger als er. Sch., Stadtförſter. 

Antwort: An den Grundſätzen für die 
Penſionierung der Beamten und die Verſorgung 
zer Witwen hat ſich durch die neuere 
Geſetzgebung nichts geändert. Die Witwe aus 
zweiter oder dritter Ehe hat dieſelben Anſprüche 
wie die Witwe aus erſter Ehe, aber Anſpruch auf 
Witwengeld beſteht nicht, wenn die Ehe innerhalb 
dreier Monate vor dem Ableben des Beamten 
geſchloſſen und die Eheſchließung zu dem Zwecke 
erfolgt iſt, um der Witwe den Bezug des Witwen⸗ 
zeldes zu ſichern. Iſt die Witwe mehr als 15 Jahre 
Anger, ſo wird das Witwengeld für jedes an⸗ 
zefangene Jahr des Altersunterſchiedes über 
15 Jahre um 1½0 gekürzt, ſo daß die 20 Jahre 
lingere Frau 5/29 weniger Witwengeld erhält. 
Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes 
angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer dem 
gefürzten Betrage 1/,, des Witwengeldes jo lange 
binzugeſetzt, bis der volle Betrag wieder erreicht 
est, ſo daß die 20 Jahre jüngere Frau nach zehn⸗ 
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jähriger Ehe den vollen Betrag des Witwengeldes 
zu beanſpruchen hat. 

Anfrage Nr. 27. Schreibpapier für den 
dienſtlichen Verkehr mit der Oberförſierei. Ich 
benutzte kürzlich zu einer Mitteilung an die Ober⸗ 
förſterei Pauspapier, ebenſo wie andere Beamte 
der Oberförſterei im Verkehr mit dieſer Formular⸗ 
papier verwenden (trotzdem dieſelben Dienſt⸗ 
aufwand erhalten). Der Oberförſter hat ſich 
mein Verfahren verbeten. Ich habe das Paus⸗ 
papier aus Sparſamkeitsgründen verwendet, da 
ich keinen Dienſtaufwand erhalte. Es kommt 
doch nun oft vor, daß man im Schriftverkehr mit 
der Oberförſterei mehrere Sachen verſchiedene 
Art zu erledigen hat. Demnach kann wohl nie⸗ 
mand von mir verlangen, daß ich zu jeder ein⸗ 
zelnen Sache das gute, teure Schreibpapier zi 
verwenden habe. Aus demſelben Grunde könnte 
mir ja auch der Oberförſter die Wiederbenutzung 
ſchon einmal verwendeter Btiefumſchläge, bie 
doch jetzt allgemein iſt, verbieten. Muß ich mich 
dem Verlangen des Oberförſters fügen? Der 
Oberförſter betont in dem betreffenden Schreiben 
an mich, daß die Oberförſterei im Schriftverkehr 
dieſelbe Form, wie ſie der Regierung gebührt, 
von mir zu verlangen hätte. D., Förſter o. R. 

Antwort: Die Not der Zeit rechtfertigt 
ſicher ganz erhebliche Abweichungen von der 
früheren Gepflogenheiten im Schriftverkehr. Daß 
Sie alſo womöglich ſtets teures, tadelloſes, neues 
Schreibpapier im gewöhnlichen Schriftverkehr mi! 
der Oberförſterei verwenden, kann nicht verlangt 
werden. Es muß mit dem vorlieb genomme: 
werden, was vorhanden iſt und als angemeſſen 
angeſehen werden kann. Ob das bei dem von 
Ihnen verwendeten Pauspapier der Fall war, 
läßt ſich nicht ohne weiteres beurteilen. Paus 
papier iſt in der Regel nicht Schreibpapier und 
ſtört ſicher beim Leſen, auf ihm verläuft melt, 
auch die Schrift. Zudem iſt es zu andern wichtigen 
Zwecken (Zeichnungen uſw.) beſtimmt und meifi 
teurer als Schreibpapier, bedeutet alſo auch 
eine Vergeudung und unangemeſſene Verwendung. 
— Iſt aber nicht der Weg gangbar, daß Sie ſich 
von der Oberförſterei einen Vorrat an dort ſicher 
vorhandenem veralteten Formularpapier, das 
ſeinerzeit ſtaatlich gelieſert worden iſt, alſo den 
Oberförſter nichts koſtet, geben laſſen und 
dann nach Bedarf zum gewöhnlichen dienſtlichen 
Schriftwechſel benutzen? Das wäre recht und 
billig, da Sie keinen Dienſtaufwand beziehen. 
Eine Belehrung über die Form des Schrift⸗ 
verkehrs iſt wohl nicht nötig. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zar Stſetzung gelangende Forſtdienſfellen. | Hrtteritette Sieten 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Förſterſtelle Adamsverdruß, Oberf. Puppen (Allen⸗ 

ſte in), It zum 1. Juli, geg. benenfalls auch früber, 
zu beſetzen. Zur Stelle gehören: Dienſtwohnung, 
41 ha Acker, 625 ha Wieſen. Dien ſtaufwands⸗ 
eniſchädigung 300 A. Schule und Bahnort 
Pu pen, 3,2 km. Bewerbungsfriſt: 24 Ap il. 
Förſterſtelle Birkenheide, Oberf. Friedrichsfelde 
11 lenſte in), iſt ſofor! zu beſetzen. Dienſt⸗ 
wok, ung iſt vorhanden. Zur Stelle gel örten 
bislang: 12,4 ha Acker, 5,2 ha Wieſen und Weiden. 


Oberf. Turoſcheln (Allen ⸗ 
ſte in), iſt ſofort zu beſetzen. Dienſtwohnung tft 
vorhanden. Zur Stelle gehörten bistang: 9,4 ha 
Acker, 8,5 ha Wieſen und Weiden, 300 & Dienſt⸗ 
auſwandsentſchädiaung. Die Schule iſt in Turo'cheln, 
2 km. Nächſter Bahno t: Johannisburg, 22 Km. 
Be werbungsfriſt: 28. April. 

Förſterſtelle Kl⸗Malga, Oberf. Kaltenborn (Allen; 
ſtein), iſt zum 1. Juni zu beſetzen. Dienſtwonnung 
iſt vorhanden. Zur Stelle gehörten bislang: 
rund 8 ba Acker, rund 10 ha Wieſen und Weiden. 
Dienſtaufwandsentſ n ädigung 350 A. Die Schule 
iſt in Malga. Nächſter Bahn ort: Puchallowen, 
11 km Brwerbungsfriſt: 30. April. 


Di. uſtaufwandsentſchädigung 300 A. Die Schule Förſterſtelle Seedranken, Ob erf. Rıthebude (Alten- 


1 km. Nächſter Dab nort: 
Bewerbungsfriſt: 28. April. 


in in Langenwalde, 
Gre: nwalde, 5 km. 


ſtein), kommt zum 1. Juli zur Neubeſetzung. Zu 
der erledigten Stelle gehören: a) Dienſſwohnung, 


bh an Dienſtland 1,7 ha Acker, 4,3 ha Wieſen. 
Die Schule ift in Babken, etwa 3 km. Bahn⸗ 
ſtation Marggrabowa der Eiſenbahn Juſterburg— 
Lyck, etwa 7 km. Bewerbungsfriſt: 1. Mai. 


Planmäßige Forſtſchreiberſtelle Köthen, Oberf. 
Le.pen (Königsberg), gelangt zum 15. Mai zur 
Neubeſetzung. Zu der Stelle gehören: a) Dienſt⸗ 
wohnung b) an nutzbarem Dienſtland 12 ha. Die 
Schule iſt in Friedrichsthal, 1 km. Bahnſtation: 
Tapiau, 6 km. Bewerbungen ſind bis zum 
23. Ap il an die Regierung in Königsberg, 
teilung III B, einzureichen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Mllellor oder Oberförſterkandidat als Taxator für 
Betriebsregulierungsarbeiten (Zwiſch⸗nprüfung) in 
der Stadtforſt Guben ſofort geſucht. Näheres 
H, he Anzeige. 

Kreisförſterſtelle Drtelsburg iſt zum 1. Oktober neu 
zu beſetzen. Bewerbungen ſind an das Forſtamt 
der Landwirtſchaf skammer für die Provinz On. 
preußen in Königsberg, Beethovenſtraße 24/6, ein⸗ 
zureichen. Näheres ſiehe Anz ige. 

Stadtförſterſtelle Finſterwalde iſt ſofort zu beſetzen. 
B werbungen find ſofort an den Magiſtrat Finſter⸗ 
walde einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Aahm, Forſtaſſeſſor in Allenſtein, iſt am 1. April zum 
Oberforſter ernannt und ihm die Oberf. Saitenborn 
(Alleuſtern) übertragen. 

Stürmer, Norſtaſſeſſor in Potsdam, iſt am 1. April zum 
Oberförſter ernannt und ihm die Oberf. Drygallen 
(Allen nein) ubertiagen. 


Wedding, Forſtaſſeſſor in Rieſensbeek, iſt am 1. April ee | g 
erg, 


Dberrörfter ernannt und ihm die Oberf. Willen 
Allenſtein) übertragen. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 16 Bd. 36 (1921) 


Gurtd, Förſter in Elgershauſen, Oberf. Kirchditmold, IR 
am 1. April zum Revierförner ernannt und ihm die 
Revierforſterſtelle Elgershauſen (Caſſeh übertragen. 

Daur, "ärer in Wienſen, Oberf. Nienover, iſt vom 
1. April an auf die Förnerſtelle giehhagen, Oberf. 
Lonau (Hildesheim), verſetzt. 

ellmold, ehem. elſ.-lothr. Förſter in Gomadingen (Unter 
kunft), iſt vom 1. April an auf die Förſterſtele Laken 
haus, Obert, Neuhaus (Hildesheim), verſetzt. 

Settmer, Förſter in Weſterhof (Unterkunft), früher im 
Bez Bromberg, iſt vom 1. April au aus die Förſterſtelle 
Niedeck, Oberf. Ebergötzen (Hildesheim), verſetzt. 


Ab⸗ Kimm, Forſter in Birkenheide. Oberf Friedrichsfelde, in 


am 1. April zum Revierſo Der ernannt und nach Dzier 
gunken, Oderſ. Ramuck (Allenſtein), verſetzt. 

Kopplin, Förſter o. R. in Uslar, Oberf. Kuobben, IN vom 
1 Avril an auf die Förſterſtelle Oderhaus, her 
Oderhaus (Hildesherm), veriekt. 

Liebich. Förſter, bisber im Regierungsbezirk Potsdam, is 
vom 1. April an die Förſterſtelle Honigfelde, Obers 
Marienwerder (Marienwerder, endgultig übertragen. 

Nolte, ehem. elſ.⸗lorhr. Förner in Dingelſtedt (Unterkunft), 
iſt vom 1. April an auf die Förnerſtelle Bocksberg, 
Oberf Zelleifeld (Hildesheim), verſetzt. 

Schulz, ehem. elſ.⸗lolhr. Förter in Betzin (Unterkunft), A8 
vom 1. April an auf die Foöͤrſternelle Wurzelberg, 
Oberf. Sieber (Hildels heim), verſetzt. 

Stapelfeldt, Förſter in Dziadiken, Dierf. Turoſcheln, iR 
am 1 April zum Rewerforſter ernannt und nach Wiegs, 
Obert, Sadlo vo (Allenſte in), verſetzt; die Berjegung 
nach Dziergunken iſt zurückgezogen. 

Ide, Forſiſchreiber in Reinhauſen, Oberf Reinhauſen, int 
vom 1. April an auf die Foörſterſtelle Ahrenſeld, Ober 
Weenzen (Hildesheim), verſetzt. 

Mofig, FJorſtgehilſe in Suhl, iſt vom 25. März an nach 
Breitenworbis, Oberf. Lemeſelde (Erfurt), verſetzt. 

Waack, Hilſsförſler in der Cher, Kehrberg iſt vom 1 Apriz 

an nach Waldfrieden, Oberſ. Jaedkemühl (Stettin) 
verſetzt. 
Mittelbarer Staatsdienſt. 
dër, Gemeindeſörſter a. P. in Wershoſen, Oberf. Kelberg 
(Cob lenz, iſt auf Lebenszeit angenellt. 

Ziegler, Stadtjöriier zu Müllroſe, ut zum RNevierſörſter 

ernannt. 


— FI — 
Vereinszeitung. 


Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 


Zur Kampfesweiſe von Führern 
der preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft. 
Was ſich die Gegenſeite in der Bekämpfung 
aller derer, die ſich ihrem Willen nicht beugen 
wollen, leiſtet, iſt für Unbeteiligte kaum glaublich, 
und es kann nicht genug geſchehen, die deutſche 
Forſtbeamtenſchaft darüber aufzuklären. Ich hatte 
in meinem Artikel in Nr. 9 die Vorgänge im 
Staatsförſterverein unter Berückſichtigung der 
allgemeinen politiſchen Entwicklung obſektiv dar⸗ 
zuſtellen verſucht, ohne dabei irgend jemand 
perſönlich nahegetreten zu ſein. Daraufhin 
veröffentlicht die Leitung der Bezirksgruppe 
Königsberg in Nr. 13 des „Deutſchen Förſters“ 
nachſtehendes Machwerk: 
Bezirksgruppe Königsberg. Die D. F.⸗ 
Z. bringt in Nr. 9 einen Leitartikel, der für die 
Mitglieder der hieſigen Bezirksgruppe inſofern 
nicht ohne Intereſſe iſt, als fein Verfaſſer, Herr 
Staatsförſter, Herr W. Chriſtoleit, in Friſching, 
zum hieſigen Bezirk gehört. Es könnte ſomit 
der Eindruck erweckt werden, als wenn be⸗ 
ſonders im Bezirk Königsberg die Geiſter aus⸗ 
einander ſtreben. Das iſt jedoch nicht der Fall. 
Herr Chriſtoleit ſteht vollkommen abſeits und 
außerhalb des Kreiſes der Kollegen. Er gehört 
dem Verein erſt ſeit 1913 an und iſt am 31. De⸗ 
zember 1920 wieder ausgetreten. Er erſcheint 
mit nur periodiſch im Vereinsleben und hat 
ich auch während dieſer Zeitſpanne niemals 


irgend wie betätigt, insbeſondre hat er an keiner 
Verſammlung je teilgenommen. Er kann dem⸗ 
nach nur ganz mangelhaft über das unterrichtet 
ſein, was uns bewegt, und es würde reichlich 
naiv ſein, wenn er annehmen follte, daß die 
Kollegen Verlangen trügen, ſich nun von ihm 
belehren zu laſſen. Im übrigen iſt feine Denkungs⸗ 
weiſe nicht jo beſonders überraſchend, als ex 
perſönlich ſich in glänzender Poſition befindet. 
Herr Förſter Chriſtoleit hat noch als Forſt⸗ 
aufſeher verhältnismäßig jung, und ohne Familie 
vor etwa ſechs Jahren die beſte bebaute Stelle. 
des Bezirks bekommen, die bei geringem Dienſt⸗ 
betrieb an Größe und Güte des Dienſtlandes 
wenig einer Förſterſtelle nachſteht. Er kann 
dieſe Stelle bis zu ſeiner Anſtellung als Förſter 
m. R. annähernd 20 Jahre innehaben. Damit 
ſteht er materiell ſo turmhoch über dem Durch⸗ 
ſchnitt ſeiner Kollegen, daß es ſchließlich nicht 
beſonders zu verwundern iſt, wenn er ſich all⸗ 
mählich auch in jeder anderen Beziehung über 
ihnen ſtehend wähnt. Wir glauben im Namen 
ſo ziemlich aller Mitglieder der Bezirksgruppe 
zu ſprechen, wenn wir Herrn Chriſtoleit ver⸗ 
ſichern, daß wir nicht die Abſicht gehabt haben, 
ſeine Kreiſe zu ſtören. Wir bitten nur dringend, 
daß er die unſeren möglichſt unbehelligt läßt. 
Wir legen keinen Wert auf Belehrung durch 
ihn, hindern ihn aber nicht, ſeine politiſchen An⸗ 
ſichten auseinander zu ſetzen, wann und wo es 
ihm beliebt. Wir müſſen es aber als eine nicht 
faire Handlungsweiſe bezeichnen, wenn er ſich 
unterfängt, den Kollegen den Austritt aus dem 
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Verein nahezulegen, wie er dies im Schlußſatz 
ſeines Artikels unzweideutig getan hat. 
gez. Ludewig, Vorſitzender. 
Freymann, Vertrauensmann der Oberförſterei 
Gauleden. 

Wer mit ruhiger Überlegung nochmals meinen 
durchaus fachlich gehaltenen Artikel in Nr. 9 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ lieſt, wird gleich mir, 
und, wie ich denke, mit noch vielen anderen Kollegen, 
es völlig unverſtändlich finden, wie die Führer 
es trotzdem fertigbringen, den Streit in ge⸗ 

äſſigſter Form auf ein rein perſönliches 
biet zu ziehen und Verdächtigungen auszu⸗ 
Karat die He niemals beweiſen können, die 
en Tatſachen nicht entſprechen und die nur von 
ihrer eigenen Auffaſſung in der Meinungen 
Streit ein trauriges Zeugnis ablegen. Wenn 
ich in meinem Artikel in Nr. 9 zum Aus⸗ 
druck gebracht habe, daß politiſche Geſinnung ein 
Ausfluß der Weltanſchauung jedes einzelnen 
Staatsbürgers ſei, jo trifft das auch auf unſeren 
gi zu. Denn nur im Materialismus erftidte 
eiſter bringen es fertig, zu behaupten, die 
jeweilige politiſche Geſinnung richte ſich 
nach den perfonlihen Vor⸗ oder Nachteilen, die 
jeder einzelne in ſeinem Wirkungskreis erfährt. Ich 
verzichte daher auf die perſönlichen Anwürfe über⸗ 
aupt einzugehen, ſie richten ihre Urheber ſelber. 
hre ſeichte, eigenſüchtige Lebensauffaſſung hindert 
ie, anders zu denken, ſie ſehen den Wald vor 
lauter Bäumen nicht, und ſo wäre es vergebliche 
Mühe, fie eines Beſſeren zu belehren; darüber 
habe ich mich keiner Täuſchung hingegeben, und 
weiß wohl, daß eine Anderung nicht mit, ſondern 
nur gegen die heutigen „Führer“ herbeizuführen 
iſt. Ihre Geſinnung iſt ja leider im Vaterlande 
nicht ſelten, ja vielleicht immer noch die der 
Mehrheit. Ich bin alſo doch nicht ſo ganz un⸗ 
unterrichtet über das, was ſie „bewegt“, und über⸗ 
laſſe im übrigen das Urteil, auf welcher Seite 
die „unfaire“ Handlungsweiſe liegt, getroſt den 
Leſern. Bedauerlich aber finden es viele und mit 
ihnen auch ich, daß ſich ein ſolcher Geiſt im 
reußiſchen Staatsförſterſtande ſo breitmachen 
onnte; um ſo mehr, als doch gerade unſer Stand 
noch bis in die letzte Zeit als Hüter und Förderer 
deutſcher Ideale in weiteſten Kreiſen angeſehen 
wurde, und daß dieſes Anſehen nicht auf eine 
noch tiefere Stufe ſinkt, als es jetzt ſchon iſt, 
bleibt mein Leitmotiv, dem ich, trotz der Ungnade 
der heutigen Führer, folgen werde. 

Schließlich danke ich den zahlreichen Herren, 
die mir infolge meines Aufſatzes beifällige Zu⸗ 
chriſten geſandt haben. Auch über ein ſelbſtver⸗ 
tändlich anonymes Schreiben mit ſehr üblem 
nhalt, ſtrotzend von Bele:digungen, quittiere ich. 

nehme es ſchon ſeiner Form wegen nicht ernſt. 

Allen Geſinnungsgenoſſen treudeutſchen Gruß! 

Friſching, den 27. März 1921. 

Staatsförſter Chriſtoleit. 
* 


Herr Staatsförſter Pfalzgraf 
und die „Deutſche Forſt⸗ Zeitung“. 

Von vielen Gutmeinenden wird gewünſcht, 
daß die Preßfehde, die zwiſchen dem Herrn 
Vorſitzenden der Staatsforfergewerkſchaft und 
uns immer noch nicht beendet iſt, endlich ab⸗ 
geſchloſſen werden möchte. Auch wir haben dazu 
bas Bedürfnis, denn ſchon die Zeit, die die Streit⸗ 
niederſchriften beanſpruchen, könnte wahrlich zu 
nützlicher Arbeit für den deutſchen 1 
ſtand aufgewendet werden. Es iſt aber ganz 
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unmöglich, daß wir die immer neuen Angriffe. 
die uns Ehre und guten Ruf abzuſchneiden 
verſuchen, unentkräftet laſſen, denn die Gegner 
ſtellen ſonſt unbedingt jede nicht zurückgewieſene 
Unterſtellung als bewieſene Tatſache hin, und 
damit wird der Sache ſelbſt geſchadet. 

Herr Staatsförſter Pfalzgraf beliebt in der 
Nummer 14 des „Deutſchen Förſters“ wieder 
einmal auf nahezu zwei Seiten dieſes Blattes in 
bekannter Form über uns herzufallen. Neues 
bringt er in ſeinen bereits mehr als zu viel 
erörterten Nebenſächlichkeiten — denn nur um 
ſolche handelt es ſich — nicht bei. Dennoch 
muß ſeine neuſte Erwiderung mit Ausdrücken, 
wie „Lügen“, „Unwahrheiten“, „Hetzereien“ 
und andern beleidigenden und geſchmack⸗ 
loſen Außerungen, ſeinem Leſerkreis mund⸗ 
gerecht gemacht werden. Wir erklären zu den 
neuen Angriffen, daß alles, was wir gegenüber 
ſeiner Berichtigung in Nr. 11 auf Seite 202 
feſtgeſtellt haben, Wort für Wort den Tatſachen 
entſpricht. Beſonders ſtellen wir feſt, daß uns 
aus der Feder des Herrn Pfalzgraf gelegentlich 
der Kenntnisgabe der Verhandlungen im Ab⸗ 
eordnetenhauſe am 2. November 1920 eine 
handschriftliche Außerung überſandt worden iſt, 
die im einzelnen die getroffenen Abmachungen 
beſtätigte, und als Anlage des in Betracht 
kommenden Schreibens nur in dem Sinne, wie 
fie von uns gedeutet iſt, angeſehen werden 
konnte. Wenn Herr Hegemeiſter Neumann, 
was er auch uns mitgeteilt hat, von der 
Überſendung eines ſolchen Schriftſtückes KN 
nichts mehr weiß, fo ut das kein Beweis, daß 
es nicht doch unter den geſchilderten Umſtänden 
nach hier gelangt iſt. Das Schriftſtück hat ſich 
faſt eine Woche in Neudamm befunden und 
iſt dann ordnungsmäßig zurückgegeben worden. 
Herrn Hegemeiſter Neumann iſt am 14. März 1921 
von zwei in Neudamm wohnenden bern 
Herrn Redaktionsſekretär Franz Müller und Herrn 
Hegemeiſter Simon, mitgeteilt worden, daß ſie 
ebenſo wie der Leiter unſeres Blattes das 
Schriftſtück in Händen gehabt haben und ſein 
nhalt den mitgeteilten Tatſachen entſprochen 
at. Mit dieſem Zeugnis zweier, in dem Streit 
unbeteiligter Herren fallen die ganzen Folgerungen 
des Herrn Pfalzgraf in ſich zuſammen, und wir 
müſſen ihn, der uns zum drittenmal in der 
Angelegenheit grundlos der Lüge zeiht, ſo leid es 
uns tut, zum drittenmal erwidern, daß dieſe 
Unterſtellung eine unbewieſene Verleumdung iſt; 
ja, wir find der Meinung, daß fo wie die 
Angelegenheit ſich inzwiſchen geſtaltet hat, die 
Behauptungen des Herrn Pfalzgraf jetzt als 
ſolche wider beſſeres Wiſſen anzuſehen ſind, denn 
ganz verſchämt kommt Herr Pfalzgraf nun damit 
zutage, daß der Wortlaut der Berliner 
Abmachungen doch von ihm ſchriftlich 
ſixiert ſei. Wenn nun der „Entwurf dieſer 
Benachrichtigung“, wie ihn Herr Pfalzgraf 
nennt, fälſchlich und gegen die Abſicht der Be⸗ 
teilig en in unſere Hände gekommen iſt, und 
zwar unter Umſtänden, die ihr allein die von 
uns gegebene Deutung zuließen, ſo iſt das Rätſel 
gelöſt, und ein Mann, der auf Anſtand und Ruf 
hält, ſollte davor zurückſcheuen, dann noch anderen 
die Ehre in der Form abſchneiden zu wollen, 
wie es jetzt bereits dreimal verſucht worden iſt. 

Es ließe ſich zu den andern Außerungen des 
Herrn Pfalzgraf noch mancherlei ſagen. Aber zu 
welchem Zwecke; alles iſt wieder in der von ihm 


ſattſam bekannten Sophiſtik verdreht. Der Herr 
Gewerkſchaftsvorſitzende muß ſtarke Mittel brauchen, 
um ſich in ſeiner augenblicklich gewiß nicht beneidens⸗ 
werten Stellung zu behaupten, denn anders läßt 
Ach eine derartige Form von Zeitungsfehde nicht 
erklären. Wir wollen auf dieſe fruchtloſe Polemik 
jedoch nichts erwidern, nur uns noch zu ſeinem 
Schlußwort äußern. 

Herr Pfalzgraf unterſtellt uns von neuem, 
daß „ſeit dem Augenblick, in dem die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ von dem Förſterſtande als Vereins⸗ 
organ abgelehnt ſei, ſeitens ihrer Schriftleitung die 
Anfeindungen gegen den Förſterſtand und deſſen 
Leitung eingeſetzt und ſich lawinenartig geſteigert 
haben“. Dieſe Behauptung gewinnt dadurch, daß ſie 
ſchon oft gemacht worden iſt, nicht an Wahrheit. 
Wir haben weiter nichts getan, als im Anſchluß an 
die Delegiertenverſammlung über dieſe einen Bericht 
erftattet, wie er zurückhaltender und bei Lage 
der Dinge objektiver nicht abgefaßt werden konnte. 
Geſchwiegen durfte zu dem, was ſich ereignet 
hatte, nicht werden. Eine Preſſe, die auf Wahrheit 
und Selbſtachtung hält, hätte ſich ſelbſt entmannt, 
wenn ſie zu dieſen Vorgängen, die inzwiſchen 
längſt und beſonders von den Abgeordneten 
Neumann⸗Bärenberg, Riehl und Held, alſo ſeitens 
der Vertreter der Deutſchnationalen Volkspartei, 
der Deutſchen Volkspartei und des Zentrums, in 
das richtige Lichl gerückt worden ſind, geſchwiegen 
hätte. Auf dieſen Bericht hin iſt man dann in 
der Staatsförſtergewerkſchaft von allen Seiten 
über uns hergefallen. Alles, was wir unter 
größter Zurückhaltung geäußert, vielfach nur für 
die Anweſenden ganz verſtändlich angedeutet hatten, 
war, trotzdem in umgekehrten Fällen der „Deutſche 
‚sörjter*, das Organ der neuen Richtung, ganz 
andere Töne anzuſchlagen pflegte, ein Verbrechen 
gegen den neuen Gewerkſchaftsgeiſt, d. h. den Geiſt 
der Knechtung. Der Herr Gewerkſchaftsvorſitzende 
aber unternahm es, der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
das Ultimatum zu ſtellen, „nur dann nichts 
gegen ſie zu unternehmen, wenn dieſe 
alle Standesfragen, die den Staats⸗ 
förſterſtand berühren, prinzipiell aus 
ihrer Zeitung fernhalten wolle, alles unter⸗ 
laſſe, was irgend die neue Eintracht und 
die neuen Wege ſtören könnte, und ſich 
lediglich forſtwirtſchaftlichen und forſt⸗ 
wiſſenſchaftlichen Gebieten zuwende“. 

Wenn Herr Pfalzgraf nun meint, daß der 
weitere Text ſeines Briefes, der dies Ultimatum 
ſtellte, geeignet wäre, den Sinn dieſer Zeilen 


weſentlich zu verändern, ſo ſcheint uns 
das ein vergebliches Bemühen, an dieſer 
ihm offenſichtlich recht unangenehmen Tat⸗ 


ſache ſeiner wiederum ſchriftlichen Feſtlegung 
irgendwie vorbeizukommen. Wir erklären dazu 
nur noch, daß wir ſchon derzeit am liebſten den 
ganzen Schriftwechſel zum Abdruck gebracht 
hätten, wenn der uns hierfür zur Verfügung 
ſtehende Raum nicht ſo beſchränkt geweſen wäre. 

Man ſollte annehmen, daß ein Herr, der eine 
große Staatsbeamtenvereinigung leiten will, ſich 
beſſen bewußt geweſen wäre, was er mit dieſem 
Schritt unternehmen wollte. Er, der eine ſeines 
Erachtens neue Freiheit für ſeinen Stand ſoeben 
verkündet hatte, machte gleichzeitig den Verſuch, 
das alte bewährte, geachtete Organ dieſes Standes 
zu knebeln, allein um deſſen Kritik, die ihm 
natürlich auf ſeinen eigenwilligen Wegen hinderlich 
ſein mußte, auszuſchalten. 

Lediglich dem Terror, der in dieſem 
Vorgehen lag, gilt unſer Kampf, denn 
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wir beanſpruchen auch für uns das weiſe Wort 
Friedrichs des Großen: „Gazetten dürfen nicht 
genieret werden!“ Nur durch dieſe kurzſichtigen 
Maßnahmen hat uns Herr Förſter Pfalzgraf in 
die von uns früher keinesfalls beabſichtigte fcharfe 
Oppoſition gegen die Leitung der neuen Staats⸗ 
förſtergewerkſchaft getrieben, und wir denken, Herr 
Pfalzgraf wird heute ſelber nicht behaupten wollen, 
daß er in ſeinem Kampf, der die Ausſchaltung der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ in allen Förſter⸗ 
angelegenheiten bezweckte, Sieger geblieben iſt. 

Wenn in der nächſten Delegiertenverſammlung 
wie Herr Pfalzgraf berichtet, von einer un⸗ 
parteiiſchen Kommiſſion über alle dieſe Vor⸗ 
gänge abgeurteilt werden ſoll, ſo halten au 
wir das für ganz zweckmäßig. Jeder redlich 
Denkende aber wird zugeben müſſen, daß 
ein gerechtes Urteil nur dann getroffen werden 
kann, wenn dabei auch unſer Material in vollſtem 
Umfange berückſichtigt wird. Dies aber ſcheint 
uns die Abſicht der leitenden Herren der Förſter⸗ 
gewerkſchaft nicht zu ſein. Als Ergebnis wäre 
darum nur ein Fehlurteil zu erwarten, das 
nur geeignet ſein kann, neuen Streit und weitere 
Unzuträglichkeiten hervorzurufen. 

Wenn es nun Herrn Pfalzgraf vorläufig geglück 
ſein mag, bei Kollegen, die ſein Gaukelſpiel nock 
nicht durchſchaut haben, die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ ins Unrecht zu ſetzen und anzuſchwärzen, 
ſo ſind doch ebenſoviele der altbewährten Ver⸗ 
treterin der Förſterintereſſen treu geblieben. Es 
iſt noch nicht aller Tage Abend, und wenn nicht 
aller Anſchein trügt, dürfte ſich auch in bezug 
auf die Beurteilung dieſer Angelegenheit manches 
ändern. Die Schriftleitung. 
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Betrifft Zuſtellung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 

Das Ortskartell Wiartel veröffentlicht in 
Nr. 14 des „Deutſchen . Seite 251 eine 
Beſchwerde darüber, daß einzelnen Mitgliedern, 
die die „Deutſche Forſt⸗ Zeitung“ abbeſtellt haben, 
unſer Blatt trotzdem weiter zugeſtellt wird. Darauf 
wird erklärt, daß die Zeitungslieferung bei jeder 
Abbeſtellung auf der Poſt ordnungsmäßig rück⸗ 
gängig gemacht wird. Erfolgt trotzdem noch durch 
die einzelnen Poſtlieferſtellen Zuſtellung, ſo liegt 
das in keinem Falle an uns. Rückgabe der nicht 
gewünſchten ummern an die in Betracht 
kommende Poſtſtelle wird ſofort Ordnung ſchaffen. 
Die ſonſt geäußerten gehäſſigen Unterſtellungen 
entbehren jeder Begründung. 
Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ 

J. Neumann, Neudamm. 


Lë 
Nachrichten des Vereins für Privat. 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 


Betrifft Zahlung des Bezugspreiſes für das 
Vereinsorgan. 

Die verehrlichen Mitglieder des „Vereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands“, die die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ von unſerer Lieferſtelle aus zum 
Vorzugspreiſe beziehen, bitten wir, den fälligen 
Bezugspreis für das erſte Halbjahr 1921, ſowel 
dies noch nicht geſchehen iſt, angeſichts dieſes ein⸗ 
zuſenden. Der Vorzugspreis für das erſte Halb⸗ 
jahr beträgt 17 A Iſt der Betrag bis zum 
2. Mai nicht in unſerem Beſitz, werden wir ung 
geſtatten, ihn zuzüglich der Koſten durch Poſt⸗ 
nachnahme zu erheben. 

Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
Neumann, Neudamm. 
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Bezirksgruppe Schleſien A, Regierungsbezirk 
Oppeln (V 


D. 

Die für den 19. März angeſetzt geweſene Be⸗ 
zirksgruppen⸗Verſammlung mußte leider wegen 
des am 20. 3. ſtattgefundenen Abſtimmungstermins 
für Oberſchlefien ausfallen, weil die Mehrzahl der 


Herren dadurch am Erſcheinen verhindert waren. 


Es iſt geplant, tunlichſt bald nach dem Ein⸗ 
tritt des freien Verkehrs in Oberſchleſien eine 
Bezirksgruppen⸗Verſammlung (wahrſ Be in 

nter⸗ 
Anfang April in den Ruheſtand tritt und 
ſind etwa vom 
ab Briefe zu richten nach: 
Dominium Niewe bei Schurgaſt O.⸗S. (Bahn: 


Gleiwitz Da der 
zeichnete 
ſeinen Wohnſitz verlegt, 


12. April d. J. 


O.⸗S.) abzuhalten. 
ſo 
ſtation Arnsdorf O.⸗S.). 
Dambrau, den 31. März 1921. 
Troſt, 
Forſtmeiſter u. Vorſitzender der Bez.⸗Gr. VI. 
Bezirksgruppe Fiheinland (V). 
Bericht 


über die Bezirksgruppenverſammlung 
am 22. Februar in Köln. 


Am 22. Februar fand in Köln im alten Prä⸗ 
ſidium eine Bezirksgruppenverſammlung ſtatt, 
an der 44 Mitglieder und 1 Gaſt teilnahmen. 
Gegen 11 Uhr eröffnete der ſtellvertretende Vor⸗ 
Forſthaus 
Neuendrieſch bei Schlebuſch, die Sitzung, begrüßte 
die Teilnehmer und dankte nochmals Herrn Forſt⸗ 
rat Ludwig, Bonn, der im November v. J. 
das Amt des 1. Vorſitzenden der Gruppe nieder⸗ 


utzende, Revierförſter Kremling, 


gelegt hatte, für die im Intereſſe der Gruppe 
geleiſtete Arbeit. 
ordnung eingetreten. 

Punkt 1, Neuwahl des 1. Vorſitzenden und 
eincs Beiſitzers. Oberförſter Schmanck, Oden⸗ 
tahl, ſchlug zum 1. Vorſitzenden Revierförſter 
Kremling vor und ſtellte den Antrag, die erforder⸗ 
lichen Wahlen durch Zuruf zu tätigen. Der An⸗ 
trag fand einſtimmige Annahme. Einſtimmig 
um 1. Vorſitzenden wurde daraufhin Revier⸗ 
örſter Kremling, Forſthaus Neuendrieſch, Poſt 
Schlebuſch (Rheinland), gewählt. Da der Genannte 
bislang ſtellvertretender Vorſitzender war, 
mußte nunmehr auch ein neuer Stellvertreter 
gewählt werden. Dieſe Wahl fiel auch einſtimmig 
auf Förſter Lewerenz, Schleiden (Eifel). Zum 
2. Beſitzer wurde Revierförſter Winges, Föhren 
a. d. M., an Stelle des Förſters Kuraß aus 
Baſſenheim gewählt; Förſter Kuraß hatte ſein 
Amt infolge Fortzugs aus dem Rheinlande 
niedergelegt. 

Punkt 2, Bericht über die Tätigkeit der Gehalts⸗ 
kommiſſion und über den Stand der Gehalts⸗ 
angelegenheit. Revierförſter Kremling gab 
einen genauen Überblick über die Tätigkeit der 
Kommiſſion und erklärte, weshalb bislang ein 
Abſchluß eines Tarifs mit dem Waldbeſitzer⸗ 
Verbande noch nicht erfolgt ſei: er erſtattete Bericht 
über die Wintertagung des weiteren Vorſtandes 
in Berlin am 10. und 11. Februar und die hier⸗ 
durch geſchaffene neue Lage. Zur Bearbeitung 
eines neuen Tarifs für die geſamte Rheinprovinz 
wurde eine neue Kommiſſion gewählt, welche ſo⸗ 
fort mit einer Kommiſſion des Waldbeſitzer⸗Ver⸗ 
bandes zuſammentreten ſoll, um ſo ſchnell wie 
möglich einen brauchbaren Tarif zu ſchaffen. 
Freiherr von Diergardt, Haus Morsbroich bei 
Schlebuſch, gab der Verſammlung den Beſchluß 
des Waldbeſitzer⸗Ausſchuſſes, welcher am 11. Fe⸗ 
bruar 1921 in Berlin gefaßt war, zur Kenntnis 
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und hob ausdrücklich hervor, daß der Waldbeſitzer⸗ 
Verband gewillt fei, die Beamten gehaltlich jo 
zu ſtellen, daß ſie nicht mehr zu klagen nötig 
hätten. Die Ausführungen fanden allgemeine 
Befriedigung, beſondere Anfragen wurden nicht 
mehr geſtellt. In die Kommiſſion wurden gewählt: 
Oberförſter Dr. Herwig, Oberkail (Eifel), Förſter 
Miebach, Schmidtheim (Eifel), Förſter Münzer, 
Forſthaus Steinbach, Poſt Arloff (Rheinland); 
Stellvertreter: Oberförſter Schmanck, Oden⸗ 
thal, Bezirk Köln; Förſter Friedrich, Kellers⸗ 
berg⸗Aachen, Hegemeiſter Buſſe, Hellenthal (Eifel). 

Punkt 3, Forſtlehrlingsweſen, Fortbildungs 
lehrgänge, Forſtſchulen. Forſtlehrlingsweſen: 
Der Vorſitzende erinnert an die ſtarke Über⸗ 
produktion im Privatforſtbeamten⸗Beruf und Drei 
namentlich die Herren Waldbeſitzer, ihre Beamten 
zur Annahme von Lehrlingen nicht zu zwingen. 
Fortbildungslehrgänge: In dieſem Jah ce 
ſoll verſucht werden, einen kleinen forſtlichen 
Lehrgang abzuhalten, der Vorſitzende hat die 
erforderlichen Verhandlungen einzuleiten. Forſt⸗ 
ſchulen: In der Bezirksgruppenverſammlang 
in Bonn am 30. Juli v. J. ſind erhebliche Klagen 
über die Forſtſchule in Münſtereifel erhoben 
worden; es wurde der Beſchluß gefaßt, die Re⸗ 
gierung zu bitten, dieſe Anſtalt aufzulöſen. In 
der Hauptverſammlung in Fulda kam die Mm: 
gelegenheit erneut zur Sprache. Von verſchiedenen 
Mitgliedern der Bezirksgruppe iſt Material er⸗ 
bracht worden, das die Behauptungen ber 
Leiters der Anſtalt, die dieſer in der Verſammlung 
in Bonn zur Kenntnis brachte, widerlegt. Der 
Beſchluß der Verſammlung in Bonn wird aufrecht⸗ 
erhalten. Herr Förſter Münzer bittet dringend, 
nunmehr den Beſchluß zur Tat umzuſetzen; ber 
Vorſitzende ſichert dies zu. 

Foͤrſter Münzer bittet dann um Aufklärung, 
wie es mit der von der Landwirtſchaftskammer 
Bonn einzurichtenden Forſtſchule ſteht. port 
aſſeſſor Heidenreich von der Landwirtſchafts⸗ 
kammer Bonn war in der Lage, mitzuteilen, daß 
zurzeit mit der Errichtung nicht zu rechnen iſt, 
da ſich Schwierigkeiten wegen der Unterbringung 
ergeben haben. Wenn dem Gedanken der Ein⸗ 
richtung der Schule wieder nähergetreten wird, 
ſo wird die Landwirtſchaftskammer ſich auch mit 
der Bezirksgruppe in Verbindung ſetzen. 

Punkt 4, Wahl des Ortes für die nn 
Bezirksgruppenverſammlung. — Die Bezirks 
gruppenverſammlungen ſollen in der Regel in 
Köln abgehalten werden, da Köln am beſten zu 
erreichen iſt. Wenn nicht beſondere Umſtände 
es erheiſchen, ſollen innerhalb eines Jahres drei 
Verſammlungen abgehalten werden. 

Punkt 5, Verſchiedenes. Revierförſter Winges 
empfahl den Austauſch junger Beamten; der 
Antrag fand allgemeine Unterſtützung. "Sort, 
aſſeſſor Heidenreich von der Landwirtſchafts⸗ 
kammer Bonn machte die Mitglieder auf die von 
der genannten Kammer herausgegebenen Holz⸗ 
handelsnotizblätter aufmerkſam und bat, der 
Kammer Verkaufsergebniſſe uſw. mitzuteilen. 
Förſter Orth fragte an, wie es mit der Beſteuerung 
der Jagdſcheine ſeitens der Gemeinden ſteht; Herr 
Randebrok, Vorſitzender des Vereins „Waidmanns⸗ 
ſchutz“ in Köln teilte mit, daß dieſe Beſteuerungen 
ungeſetzlich ſind. Da Anträge nicht mehr geſtellt 
wurden, ſchloß der Vorſitzende gegen 12 ½ Uhr 
die offizielle Verſammlung, dankte für das gezeigte 
rege Intereſſe und bat namentlich den Vertreter 
des Waldbeſitzes, Herrn Freiberrn von Diergardt, 
Haus Morsbroich bei Schlebuſch, die Anſicht ou" 
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der Tagung mit Jinauszunehmen, daß die Gruppe 


Rheinland des Vereins für Privatforſtbeamte feſt 
gewillt iſt, auch weiterhin den alten Traditionen 
des Vereins zu huldigen, und nicht den Weg des 
Kampfes beſchreiten will. Es folgte nunmehr der 
Vortrag des 1. Vorſitzenden des Vereins „Waid⸗ 
mannsſchutz“ in Köln. Herr Randebrok ſchilderte 
eingehend die Ziele des Vereins, ſeine Worte 
fanden allgemeinen Beifall; 34 Mitglieder der 
Bezirksgruppe traten ſofort dem Verein „Waid⸗ 
mannsſchutz“ bei. Nach Schluß des Vortrages 
ielt der Generalſekretär des genannten Vereins, 
Dog W. Kießling, der den meiſten Anweſenden 
unter dem Namen „Jäger Unverdroſſen“ bekannt 
war, einen vortrefflichen Vortrag über die Hege 
des Rehwildes, der allgemeine Anerkennung fand. 
Eine Anzahl der Mitglieder vereinigte ſich ſpäter 
zu einem kleinen Eſſen im Sitzungslokale. 

Forſthaus Neuendrieſch, Poſt Schlebuſch 

(Rheinland). 
Der Vorſitzende der Gruppe V: 
Kremling, Revierſörſter. 


. 
Nachrichten des Vereins 


preußiſcher Kommunal Forſtbeamten. 


Veröffentlicht unter Verantwortung des Vorſitzenden. Stadtförſter 
Müller. Meſchede. 


Bezirksgruppe Grenzmark Weſtpreußen⸗Poſen. 
Verſammlung 
in Schneidemühl am 12. Februar 1921. 


Um 5 Uhr nachmittags eröffnete der ſtellver⸗ 
tretende Vorſitzende, Förſter Bahr, die wie immer 
leider nur mäßig beſuchte Sitzung. Erſchienen 
waren ſieben Mitglieder. Punkt 1: Die Nieder⸗ 
ſchrift vom 13. November 1920 wurde verleſen 
und anerkannt. Punkt 2: Der Revierförſter 
Volkmann erſtattete Bericht über die Tagung in 
Raſſel. Punkt 3: Die Jahresrechnung von 1920 
wurde geprüft und für richtig befunden. Punkt 4: 
Zum erſten Vorſitzenden der Bezirksfachgruppe 
wurde der Revierförſter Volkmann in Klotzow bei 
Stranz, Kreis Deutich- Krone, zum Schrift⸗ und 
Kaſſenprüfer der Förſter Wiechlow in Forſthaus 
Plöttke bei Schneidemühl gewählt. Punkt 5, 
Verſchiedenes: Die vielerlei Wünſche der Kollegen 
in bezug auf Gehalts⸗, Ausbildungs⸗ und Jagd⸗ 
fragen ſollen in der nächſten Sitzung beſprochen 
werden, welche jedenfalls im Deutſch⸗Kroner 
Buchwalde ſtattfinden wird. Schluß der Sitzung 
8 Uhr abends. 

J. A.: Wiechlow, Schrift⸗ und Kaſſenführer. 


CH 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Beröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung ber 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Verein Deutſcher Forſtbeamten. 


An unſere verehrlichen Mitglieder! 

Wir bringen unſeren Mitgliedern hiermit zur 
Kenntnis, daß der mit „Zürich“, Allgemeine 
Unfall⸗ und Haftpflicht⸗Verſicherungs⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft, ſeit Jahren beſtehende Begünſtigungs⸗ 
vertrag betreffend Haftpflichtverſicherung vor 
1 Zeit einer Nevo:dnung unterzogen werden 
mußte. 
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Durch die Preisſteigerung auf allen Gebieten 
des wirtſchaftlichen Lebens ſind auch die Auf⸗ 
wendungen für die Schadenzahlungen in der 
Haftpflichtverſicherung ſeit einiger Zeit geſtiegen 
und ſteigen leider noch weiter. Es iſt dies nicht 
wunderlich, da die Anſprucherhebenden oder 
Geſchädigten ihren Schaden natürlich nach dem 
jetzigen Marktpreiſe berechnen und erſetzt ver⸗ 
langen. Welche Verteuerung gegenüber Vorkriegs⸗ 
preiſen aber eingetreten iſt, ergibt ſich aus jedem 
Einkauf. Handelt es ſich gar um Beſchädigung 
oder Tötung von Tieren, ſo gehen die Ent⸗ 
ſchädigungen weit in die Tauſende. Auch die 
menſchliche Arbeitskraft, die teilweiſe oder dauernd 
geſchädigt wird, iſt jetzt weſentlich höher zu ent⸗ 
ſchädigen als vor dem Kriege. 

Aber nicht nur die Entſchädigungen haben 
eine weſentliche Steigerung erfahren, auch die 
Betriebskoſten ſind ſeit Anfang 1919 in die Höhe 
geſchnellt, und zwar alle Koſten: die Auslagen 
für Heizung und Beleuchtung, für Betriebs⸗ 
einrichtungsgegenſtände, für Papier und Druck, 
für Porto und Gehälter. Es iſt hierdurch für die 
Verſicherungsgeſellſchaften ein unhaltbarer Zu⸗ 
ſtand geſchaffen. Ihre Exiſtenzfähigkeit iſt ſtark 
bedroht, da Kapital und Reſerven in großem 
Umfange herangezogen werden, um die erforder⸗ 
lich geweſenen Aufwendungen in Schadenfüllen 
und die erhöhten Verwaltungskoſten beſtreiten zu 
können. 

n Rückſicht auf die dadurch hervorgerufene 
Notlage der Verſicherungsgeſellſchaften ſahen wir 
uns genötigt, unſerer Vertragsgeſellſchaft, der 
„Zürich“, im Intereſſe einer fortdauernden guten 
Behandlung eintretender Schäden aus Haftpflicht⸗ 
oder Unfallverſicherungen, alſo im eigenfteu 
Intereſſe unſerer Mitglieder, durch Abſchluß 
eines neuen Empfehlungsvertrages zeitgemüßere 
Prämien bei Neuverſicherungen und die Gr 
hebung eines Teuerungszuſchlages bei den be⸗ 
ſtehenden Verſicherungen zu bewilligen. Wir 
können den Mitgliedern nur dringend empfehlen, 
auch unter den veränderten Verhältniſſen unſerer 
bewährten Vertragsgeſellſchaft das bisherige Ver⸗ 
trauen entgegenzubringen. 

Wenn die Prämien auch erhöht wurden, ſo 
bieten unſere Verträge mit der „Zürich“ unſeren 
Mitgliedern ſowie der Vereinskaſſe doch immer 
noch beſondere Vorteile, worauf wir nicht ver⸗ 
fehlen aufmerkſam zu machen. Die Geſellſchaft 
„Zürich“ hat ſich auch bereit erklärt, unſere 
Mitglieder durch ihre Beamte auf Wunſch in der 
Verſicherungsangelegenheit, betreffend Haftpflicht, 
Unfall oder Einbruchsdiebſtahl⸗Verſicherung, out 
ſuchen zu laſſen, um auf dieſe Weiſe den Mit⸗ 
on noch perſönliche nähere Aufkärung zu 
geben. 

Zur Erteilung näherer Auskünfte und Ent⸗ 
gegennahme von Verficherungsanträgen find auch 
bereit die Direktion der „Zürich“, Allgemeine 
Unfall⸗ und Haftpflicht⸗Verſicherungs⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft, Filiale Berlin W 8, Taubenſtr. 4 bis 6, 
und ihre ſämtlichen Vertreter an den einzelnen 
Plätzen. 

Neuruppin, Heinrichſtraße 1. 

Der Vorſtand des Vereins Deutſcher Forſtbeamten. 

Wittkowsky, Förſter a. D., Vorſitzender. 
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Jorſtliche Nundſchau und Des Zörfters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung 
Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13.50 


erſchennt wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierteliährlich 19,50 Mk. bei allen Peſt⸗ 
anſtalten (eingetragen in die deuiſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, S 
Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung 


Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 
einer Lieferung nach 


dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 


80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, 


etriebsſtörungen, Arbeitsemſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des 


Bezugspreiſes. 


r ²˙ —2—ꝛn V 222 ⁵ 1X1 ̃ N. ...... ̃6—.: spd... ̃ . ...... .... . 
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Zeuſchruten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Bergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres. 


Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
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Neudamm, den 24. April 1921. 


36. Band. 


Die Beſetzung der Aufrückungsſtellen für die preußiſchen 
Staatsförſter. 


Bekanntlich ſieht der Beſoldungsplan für 
das Haushaltsjahr 1920 in Beſoldungsgruppe 7 
für die Staatsförſter 1545 Aufrückungsſtellen 
vor. Sie ſollen mit Wirkung vom⸗1. April 1920 
an noch beſetzt werden. Das wird in kürzeſter 
Friſt geſchehen müſſen, da ſonſt die Nachzahlung 
und Verrechnung der Bezüge für das Haus⸗ 
haltsjahr 1920 auf Schwierigkeiten ſtößt. Die 
Forſtkaſſen können Zahlungen für das genannte 
Jahr nur noch bis 30. April leiſten. Alle 
diejenigen Förſter, welche dieſe erſten Auf⸗ 
rückungsſtellen erhalten, werden ſo behandelt, 
als wenn ſie am 1. April 1920 in die 
Beſoldungsgruppe 7 befördert wären, und er⸗ 
halten die daraus ſich ergebenden Bezüge 
(Gehaltsverbeſſerung und Ausgleichszuſchlag) 
vom 1. April 1920 an nachgezahlt. Dazu tritt 
die am 1. April 1921 fällig geweſene Zahlung 
der neuen Bezüge, D daß es ſich um nennens⸗ 
werte Nachzahlungsbeträge handeln wird. Der 
Ortszuſchlag bleibt unverändert. Da das 
Beſoldungsdienſtalter in jedem einzelnen Falle 
neu feſtgeſetzt werden muß, ift alſo eine ganze 
Menge Arbeit ſchleunigſt noch zu leiſten. 

Daß die Herausgabe der allgemeinen Richt⸗ 
kinien für die Staatsforſtverwaltung und der 
Zahl der auf die einzelnen Regierungsbezirke 
entfallenden Stellen ſich ſo erheblich verzögert, 
hängt augenſcheinlich mit der Neuordnung der 
Aufrückungsreihenfolge zuſammen, die von 
der Staatsförſter⸗Standesvertretung gewünſcht 
worden iſt. Das geht aus dem Miniſterial⸗ 
erlaß vom 11. Februar 1921 — III 2789 — 
(D. F.⸗Z.“ Nr. 10, Seite 179) hervor. Ans 
geordnet iſt die Verleihung von Aufrückungs⸗ 
ſtellen vorweg bereits für die wegen Über⸗ 
ſchreitung des 65. Lebensjahres zum 1. März 
und 1. April 1921 in den Ruheſtand verſetzten 
Förſter, was auch unbedingt nötig war. 
(Miniſterialerlaß vom 17. März 1921 — III 
5124 —, „D. F.⸗Z.“ Nr. 14, Seite 257). 

Nun taucht die Frage auf, welche Wirkung 
die Reihenfolge für das Aufrücken nach dem 
Eintritt in das Jägerkorps hat. Bisher galt 


als Dienſtaltersreihenfolge in der Regel Jahr⸗ 
gang und Nummer des Forſtverſorgungsſcheines. 
Da dieſen — abgeſehen von Ausnahmefällen — 
die aktiven Oberjäger nach 9, die Reſervejäger 
nach 12 Jahren erhielten, muß in der bis⸗ 
herigen Reihenfolge eine erhebliche Anderung 
eintreten. 

Die einzige Grundlage für Feſtſtellungen bietet 
zurzeit nur das Förſter⸗Jahrbuch für 1914.7“) 
Die Veränderungen bei den für unſern Zweck 
in Frage kommenden Beamten werden nicht je 
erheblich ſein, daß das Bild unwahrſcheinlich 
ſein müßte. Es kommt ja auch nur auf 
ungefähre Zahlen an. Wir haben alſo Jahr⸗ 
gänge gewählt, die in ihrer großen Mehrzahl 
zweifelsfrei noch im Dienſt ſein müſſen, und 
haben durch Auszählen feſtgeſtellt, wie ſich die 
militäriſchen Eintrittsjahrgänge auf ehemalige 
Aktive und Reſervejäger verteilen. Das gibt 
folgende Bilder: 

A. Nach gleichen Forſtverſorgungs⸗ 
jahrgängen geordnet. 


Eintrittsjahrgang 1879 (aktiv) 52 
S 1876 (Reſerve ) „ 82 
S 1880 (tv) . . 51 
R 1877 lie . 96 
® 1881 (ofbnl . 63 
S 1878 (Reſerve ) . 139 
B 1882 (ativ) . . 64 
S 1879 (Refewe) . . 155 
S 1883 (dtv) . 65 
S 1880 (Reſerve)7 .„ 199 


*) Preußiſches Förſter⸗Jahrbuch. Ein 
Ratgeber für die preußiſchen Kron⸗ und Staats⸗ 
forſtbeamten. Herausgegeben zum Teil nach 
amtlichen Quellen von der Geſchäftsſtelle der 
Deutſchen godt-Beitung. Preiſe der einzelnen 
Bände: 1910 (Erſter Band) 2 Mk.; 1911 (Zweiter 
Band), nur noch antiquariſch vereinzelt vorhanden. 
6 Mk.; 1912 (Dritter Band) 3 Mk.; 1913 
(Vierter Band) 3 Mk.; 1914 (Fünſter Band) 
3 Mk.; 1915 (Sechſter Band) 3 Mk.; 1916 
(Siebenter Band) 4 Mk.; 1917/18 (Achter Band) 
6 Mk. Zu allen Preiſen tritt ein Teuerungs⸗ 
zuſchlag von 60 d. H. 
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Eintrittsjahrgang 1884 (aktiv) 66 
R 1881 (Reſerve)/ . 201 
S 1885 (aktiv) 61 
o 1882 (Reſerve) 194 
1886 (aktiv) 79 
Eintrittsjahrgang 1883 (Reſerve) 215 
R 1887 (aktiv) 81 
„ 1884 (Reſerve) 196 
S 1888 (aktiv) 75 
„ 1885 (Reſerve) 173 


B. Nach Eintrittsjahrgängen geordnet. 


Eintrittsjahrgang 1876 (Reſerve) 82 
S 1877 („ ) 96 
1878 („ ) 139 
„ 1879 (aktiv) 52 
e „  (Rejerve) 155 
S 1880 (aktiv/ Ai 
5 „ -Reſerve) 199 
S 1881 (aktivd)ꝛ . o 
S „  Gielerpel . . 201 
R 1882 (aktiv) 64 
a „ (Reſerve) 194 
R 1883 (aktiv) 65 
e „ (Reſerve) 215 

Eintrittsjahrgang 1884 (aktiv) 66 
g „ (Reſerve) 196 
= 1885 (aktiv) 61 

„ (Reſerve) . 173 
1886 (aktiv) 79 


Das Bild B läßt ſich leider nicht weiter 
ergänzen, da das Förſterjahrbuch die nötigen 
Angaben nicht mehr vollſtändig und einwand⸗ 
frei enthält. Das ſchadet aber nichts, da für 
unſern Zweck weiteres nicht nötig iſt. — 

Nun ergibt ſich zunächſt die für manchen viel⸗ 
leicht überraſchende Tatſache, daß in dieſen für die 
Aufrückungsſtellen zunächſt in Frage kommenden 
Jahrgängen die ehemaligen aktiven Oberjäger 
erheblich in der Minderzahl ſind. Das hat 
ſeinen Grund in der Tatſache, daß damals 
einerſeits noch große Annahmeziffern für die 
Förſter⸗Laufbahn beſtanden und anderſeits 
das Heer noch nicht vergrößert war. Somit 
mußten notwendigerweiſe erheblich mehr Reſerve⸗ 
jäger in Erſcheinung treten. Das hat ſich ja 
ſpäter geändert. 

Nehmen wir nun an, es kämen die auf⸗ 
geführten Sahrgänge für Aufrückungsſtellen in 
Betracht, und der Beamtenkörper ſetze ſich in 
dem für das Aufrücken in Frage kommenden 
Teile, wie angegeben, zuſammen. (Die jetzige 
Wirklichkeit iſt damit natürlich nur annähernd 
dargeſtellt. Es darf deshalb nicht angenommen 
werden, daß die kommende tatſächliche Be⸗ 
ſetzung der Aufrückungsſtellen gleiche Schluß⸗ 
jahrgänge ergibt. Wir wollen nur die grund⸗ 
fätzlichen Wirkungen unterſuchen. Dieſe müſſen 
aber allgemeingültige Bedeutung haben, ſo daß 
die nötigen Folgerungen gezogen werden 
können). Nehmen wir weiter an, es wären 
etwa 1545 Aufrückungsſtellen zu beſetzen. 
Das Ergebnis wäre dann folgendes: 
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A. Bei Zugrundelegung des Forſt⸗ 
verſorgungsſcheines. | 
Es kämen — rund gerechnet — die Förſter 
bis einſchließlich Eintrittsjahrgang 1882 (Reſerve) 
und 1886 (aktiv) an die Reihe (ſiehe Strich in 
Bild A) = zuſammen 1567. 


B. Bei Zugrundelegung 
des militär iſchen Eintrittsjahrgangs. 

Es kämen mit wenigen Reſten die Förſter 
bis einſchließlich Geſam teintrittsjahrgang 
(aktiv und Reſerve) 1883 an die Reihe (ſiehe 
Strich in Bild B) = zufammen 1576. 

Dieſe Ergebniſſe gelten für die erſtmalige 
Geſamtbeſetzung der Aufrückungsſtellen. Es 
wird alſo bei dem Verfahren nach B der 
Reſervejäger⸗Jahrgang 1883 (215 Köpfe) vor⸗ 
geſchoben und drängt dadurch die aktiven 
Jahrgänge 1884, 1885 und 1886 (667461 
79 = 206 Köpfe) zurück. Es iſt nun nötig, 
dieſes zunächſt ſehr ſelbſtverſtändlich klingende 
Ergebnis hinſichtlich der weiteren Auswirkung 
auf die Wartezeit zahlenmäßig zu betrachten 
Denn ſpäterhin erfolgt das Aufrücken lediglich 
nach Maßgabe des Freiwerdens von Stellen. 
Dies geſchieht zunächſt durch Altersabgang 
(Überfchreiten des 65. Lebensjahres), außerdem 
durch vorzeitigen Abgang (Tod uſw.). Erſterer 
kann für die nächſten Jahre auf jährlich etwa 
150 Köpfe angenommen werden (ſiehe F. J.⸗B. 
1914 ©. 20, Lebensalterliſte), letzterer auf jährlich 
etwa65 (ſiehe F. J.⸗B. 1914 S. 11/12, Anſtellungs⸗ 
ausſichten), für das hier in Frage ſtehende 
älteſte Aufrückungsdrittel anzuſetzen mit etwa 
der Hälfte, alſo 30. Geſamtabgang demnach 
jährlich etwa 180 Köpfe. Da aber die über 
60 Jahre alten Förſter der Abtretungsgebiete 
auf Wartegeld geſetzt ſind, für Aufrückungs⸗ 
ſtellen ſonach nicht mehr in Frage kommen 
und ſchon jetzt als Abgang gerechnet werden 
können, müſſen für die nächſten Jahre jährlich 
noch etwa 30 bis 35 außer Betracht bleiben. 
Es ergibt ſich alſo ein Geſamtabgang von 
jährlich etwa 150. 

Wie ſtellt ſich hiernach das Aufrücken für 
den letzten Aktiven des Jahrgangs 1886? Für 
ihn läßt ſich das gerade noch ausrechnen, da 
die Unterlagen dafür vorhanden ſind. 


Nach Bild A würde er bei der erſtmaligen 
Geſamtbeſetzung der Aufrückungsſtellen noch 
gerade mit herankommen. Nach Bild B (dem 
tatſächlichen, einzuſchlagenden Verfahren) iſt er 
der (66 7 196 f 617 173 f 79 =) 575ſte. Er 
muß alſo noch faſt vier Jahre warten. Die 
Verſchlechterung für ſeinen jüngſten aktiven 
Kameraden vom Jahrgang 1885 beträgt nach 


gleichartiger Berechnung 66 ＋ 196761 Ze 


150 
oder über 2 Jahre, für den von 1884 etwa 
ein halbes Jahr. Es darf angenommen werden, 
daß die Reſervejäger der Jahrgänge 1886 und 
1887 etwa 170 Köpfe ſtark Ga, Dann 
wartet der letzte Aktive des Jahrgangs 1887 


Nr. 17 25.36 (1921) 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


— — 


fait (215 + 81 150 2) 2 Jahre: 5 ½ Jahre, 


da er der (575 + 170 ＋ 81 =) 826. iſt. Der 
letzte Aktive des Jahrgangs 1888 wird der 
(826 + 170 + 75 =) 1071. und wartet daher 


567 
7 Jahre ſtatt (215 +81 ＋ 196 + 75 = 


150 
3% Jahre. Die Wartezeiten rechnen von 
dem Zeitpunkte der erſten Geſamtbeſetzung der 


Aufrückungsſtellen ab. 


Hierdurch iſt erwieſen, daß die ehemaligen 
aktiven Oberjäger drei bis vier Jahre Schaden 
erleiden, wenn das Aufrückungsverfahren in 
der von der Vertretung des Staatsförſterſtandes 
vorgeſchlagenen Weiſe durchgeführt wird. Da 
die Reſervejäger erheblich in der Ueberzahl ſind, 
können ſie dieſe Zeit nicht voll gewinnen. Bei 
Durchführung der Wartezeitberechnungen nach 
dem oben gekennzeichneten Verfahren ergibt ſich 
ein Gewinn von etwa 1½ Jahren und darüber. 
Volle zwei Jahre ſcheinen nicht erreicht zu werden. 
Die größere Zahl der Reſervejäger braucht eben 
mehr Zeit für das Aufrücken eines Jahrgangs. 

Wegen dieſes ſicher den Erwartungen nicht 
entſprechenden Gewinns muß die oben für die 
ehemaligen Aktiven nachgewieſene Schädigung 
eintreten. 


Wäre das Stärkeverhältnis zwiſchen ehemaligen 
Aktiven und Reſervejägern umgekehrt, ſo würde 
ich die Spannung in der Wartezeit ganz 
erheblich vermindern, da dann ja das Ueber⸗ 
ſpringen von mehreren Jahrgängen durch die 
Reſervejäger nicht einen ſo erheblichen Einfluß 
ausüben könnte. Die Berechnungen ergeben 
Io bis / Jahr. (Für den letzten jeder Kate⸗ 
gorie eines Jahrgangs berechnet). 

Iſt nun bei der Beantragung der neuen 
Aufrückungsreihenfolge mit der dargelegten 
Wirkung für die ehemaligen Oberjäger gerechnet 
worden? Man darf annehmen: nein. Denn 
die wohl allgemeine Schätzung ging dahin, 
daß die Reſervejäger durchweg nur höchſtens 
etwa ½ der geſamten Jahrgangsſtärke hätten 
und daher das Aufrücken nur unbedeutend 
beeinfluſſen könnten. Das oben feſtgeſtellte 
Ergebnis, daß die Zuſammenſetzung der alten 
Jahrgänge gerade umgekehrt iſt, muß zu der 
Anſicht führen, daß man die Wirkung der neuen 
Maßnahme nicht genügend erwogen hat und 
nun ein wahrſcheinlich ungewolltes Ergebnis 
erwarten muß. — 

Entſpricht die neue Aufrückungsreihenfolge 
dem Sinn ausgleichender Gerechtigkeit zwiſchen 
den Belangen der ehemaligen aktiven Oberjäger 
und denen der ehemaligen Reſervejäger? Dieſe 
Frage iſt nicht leicht zu beantworten, da ſie 
nur eins der Gebiete berührt, auf denen die 
beiderjeitigen Belange verſchieden liegen und 
auf denen ein Ausgleich erſtrebt wird. Des⸗ 


— 
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halb müſſen wir für die Beantwortung außer⸗ 
halb des Themas liegende Gebiete berühren. 
Beſtrebungen auf Ausgleich zwiſchen den ehe⸗ 
maligen Aktiven und den Reſervejägern beſtehen 
zurzeit außerdem noch a) in der Frage der 
Beſoldung während der Anwärterzeit und b) 
in der des Beſoldungsdienſtalters als Förſter. 
Als wohlerworbene Rechte beſtehen laſſen 
will man die Vorteile der ehemaligen Aktiven 
bei der Reihenfolge der Anwärter für die An⸗ 
ſtellung zum Förſter und damit ong, bei dem 
Anſtellungsdienſtalter als Förſter, das auch für 
die Bewerbung um andere Stellen maßgebend 
iſt. — Nehmen wir an, die Ausgleiche in den 
Fragen zu a) und b) kämen zuſtande. Dann 
kommt der ehemalige aktive Oberjäger in bis⸗ 
heriger Weiſe vor dem Reſervejäger zu einer 
voll ausgeſtatteten Förſterſtelle und gilt als 
älterer Bewerber bei der Neubeſetzung von 
Stellen. Vorteile in der Beſoldung hat er 
alsdann aber nicht mehr. Die beſonderen Vor⸗ 
teile hängen nur noch von der Beſchaffenheit 
der Stellen ab, die bekanntlich ſehr verſchieden 
e $ bei der Belegung der Stellen aber das 


Diczzalter nicht allein maßgebend iſt, find ihm 
die beſonderen Vorteile nicht ſicher, alſo nicht 
mehr für ihn beſonders in Rechnung zu 
ſtellen. Er iſt alſo trotz des beſtehen gebliebenen 
Vorteils in der Reihenfolge für die Anſtellun 
und für das Anſtellungsdienſtalter praktiſc 
dem Reſervejäger mit großer Wahrſcheinlichkeit 
gleichgeſtellt. 

Was war denn der urſprüngliche Sinn der 
Vorteile des aktiven Oberjägers? Doch nur 
die Beſſerſtellung in der Laufbahn im Hinblick auf 
die längere Feſſelung an den — wie man es jetzt 
ſo oft hören und leſen kann — „Militarismus“, 
deſſen Laſten er tatſächlich allein über das 
Normalmaß hinaus gegenüber ſeinen Kollegen 
von der Reſerve getragen hat, alſo die materielle 
Beſſerſtellung durch die Beſoldung (infolge der 
früheren Anſtellung). Sonach müßte logiſcher⸗ 
weiſe der Beſoldungsunterſchied als wohl⸗ 
erworbenes Recht beſtehen bleiben. Das Auf⸗ 
rücken in eine höhere Beſoldungsgruppe iſt nun 
aber doch auch nur eine reine Beſoldungs⸗ 
maßnahme. Sie müßte demnach dem ehemaligen 
aktiven Oberjäger ebenfalls in erſter Linie 
zugute kommen, da er doch anerkanntermaßen 
dienſtälter in der Laufbahn iſt als der Reſerve⸗ 
jäger. — Kommt es aber, wie oben an⸗ 
genommen, zu einem Ausgleich der Beſoldungs⸗ 
verhältniſſe, dann muß dieſer Ausgleich natür⸗ 
licherweiſe ſich auch auf die Aufrückungsſtellen 
erſtrecken. Von ausgleichender Gerechtigkeit 
kann man dann aber nicht mehr ſprechen, 
ſondern vielleicht nur noch von Ausgleich durch 
Übereinkommen, der natürlich auch gute Folgen 
haben kann, wenn alle Gründe für und wider 
auf beiden Seiten reiflich erwogen ſind und 
völliges Einvernehmen erzielt iſt. 
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Ein Beitrag zur Verbeſſerung des Verlohnungsverfahrens in der 
preußiſchen Staatsforſtverwaltung. 


Von Hilfsförſter Wilhelm Schultz“). 


Kollege Zieſig hat in ſeinem „Vorſchlage zur Ver⸗ 


Sollte es ausnahmsweiſe einmal notwendig ſein, 


beſſerung des Verlohnungsverfahrens in den preußiſchen | zus wiſſen, wieviel für eine Plannummer genau aus: 


Staatsforſten“ in Nr. 6 der „Deutſch. Forſt⸗Ztg“ 1920 
dasſelbe ausgeſprochen, was ich kurz vorher in einem 
Aufſatze niedergelegt hatte: Das durch Miniſterialerlaß 
vom 18. Auguſt 1917 angeordnete Verfahren der 
Verlohnung von Forſtarbeiten hat gegenüber der 
bisherigen Verlohnungsweiſe zwar eine nicht uner⸗ 
hebliche Verminderung des Schreibwerks und Papier⸗ 
erſparnis dadurch zur Folge, daß — bis auf die 
Verlohnung von Forſtbauarbeiten — für alle jeweils 
zu verlohnenden Arbeiten zuſammen nur ein Arbeits⸗ 
buch und ein Lohnzettel gefertigt zu werden braucht, 
leider aber iſt mit dieſem Zuſammendrängen in ein 
Heft im Zuſammenhange mit dem Umſtande, daß an 
dem plannummerweiſen Nachweiſe der Tagewerke und 
Löhne feſtgehalten iſt, ein Nachteil verbunden: Die 
Verlohnung iſt ſehr unüberſichtlich geworden. 
Dieſe Unüberſichtlichkeit wirkt, namentlich wenn aus 
einer größeren Zahl von Plannummern zu verlohnen 
iſt, derart erſchwerend, daß bei der Ausarbeitung trotz 
des verminderten Schreibwerks Zeit nicht erſpart und 


mancher Förſter ſich nach dem alten E 


ſehnen wird. 

Es iſt keine Seltenheit, daß die Verlohn 10 
und mehr Plannummern umfaßt. Dieſe vollkommen 
nachzuweiſen, iſt unmöglich, denn es fehlt an Platz 
im neuen Arbeitsbuche; im Vordrucke ſind nur 7 
Spalten für im Tagelohne ausgeführte Plannummern 
vorgeſehen (rechte Innenſeite). Der Platz iſt übrigens 
auch für die Beſchreibung der ausgeführten Arbeiten 
(4 Seite des Arbeitsbuches und 2. Seite des Lohn⸗ 
zettels) für viele Fälle zu knapp bemeſſen. Durch 
Drucken einer Anzahl ſechsſeitiger Arbeitsbücher und 
vierſeitiger Lohnzettel könnte letztgenanntem Übel leicht 
abgeholfen werden. 

Zur Vereinfachung und leichteren überſichtlichkeit 
des Verlohnungsverfahrens ſchlage ich wie Kollege 
Zieſig vor, die einzelnen Tagewerke und die 
Berechnung der Löhne im Arbeitsbuche nicht 
wie bisher plannummerweiſe auseinander— 
zuhalten, ſondern nur nach den Titeln des 
Haushaltsplanes zu trennen. 


Welchen Zweck hat es, daß genau auf Mark und 
Pfennig ausgerechnet wird, wieviel die Arbeit der 
einzelnen Plannummer gekoſtet hat? Es dürfte 
genügen, wenn der Förſter den für eine Arbeitsart 
(auf den Innenſeiten des Arbeitsbuches) be⸗ 
rechneten Beitrag gutachtlich auf die einzelnen 
Nummern des Planes verteilt. 

Der mögliche Einwand, daß die Prüfung der 
Verlohnung durch den Oberförſter bei vorbeſchriebener 
Weiſe nur eine lockere ſein könne, iſt unberechtigt. 
Daß nur die tatſächlich geleiſteten Arbeitsſtunden 
verlohnt werden, kann nach wie vor überwacht 
werden. Auch der Einwand, daß bei einem während 
des Verlohnungszeitraumes eintretenden plötzlichen 
Wechſel in der Perſon des Förſters (Erkrankung uſw.) 
der Nachfolger oder Vertreter, der keine plannummer⸗ 
weiſen Aufzeichnungen vorfindet, über die ausgeführten 
Arbeiten nicht genügend unterrichtet wäre, iſt nur in 
geringem Maße gerechtfertigt; denn auch bei dem 
bisherigen Verfahren kannte er zwar, ſofern das 
Arbeitsbuch täglich vorſchriftsmäßig geführt wurde, 
die für jede Plannummer merwendete Zeit, über die 
im einzelnen geleiſteten Arbeiten aber mußte er ſich 
doch erſt erkundigen. 


gegeben iſt oder wie hoch der Tagesdurchſchnitts⸗ 
verdienſt bei einer Plannummer geweſen iſt, ſo iſt 
dieſes mit Leichtigkeit durch beſondere Aufzeichnungen 
feſtzuſtellen. 

Bei der vorgeſchlagenen Verlohnungsweiſe bedarf 
der neu eingeführte Vordruck zum Arbeitsbuche nur 
einer geringen Aenderung: Die Worte „und Nummern“ 
im Kopfe der rechten Innenſeite ſind zu ſtreichen 
Der neue Vordruck zum Lohnzettel bleibt unverändert 
In dieſer Beziehung durften Schwierigkeiten alſo 
nicht beſtehen dagegen, daß die gemachten Vorſchläge 
noch mit dem 1. Oktober 1920 verwirklicht würden 

Bei der Verlohnung der Holzwerbungskoſten 
halte ich es im Gegenſatze zu den Ausführungen des 
Kollegen Zieſig für richtiger, daß der Geldbetrag in 
der Regel wie bisher für jede Plannummer (Be 
der Schlußzahlung) genau ermittelt wird. Zu oft 
ſchwanken die Lohneinheitsſätze im Laufe des Jahres 
— je nachdem, ob der Hieb leicht oder ſchwer ge- 
weſen (weites Rücken in Brüchen), im Winter oder 
zur Saftzeit, vor oder nach einer Tarifänderung ge- 
führt iſt —, was bei der endgültigen Berechnung erſt 
am Jahresſchluſſe doch erhebliche Mehrarbeit zur 
Folge hat. Zur Erleichterung würde es dienen, 
wenn ſchon bei der Aufſtellung des Hauungsplanes 
gleichartige Hiebe möglichſt unter einer Plannummer 
vereinigt würden, ſo daß der Plan möglichſt wenig 
Nummern enthielte. Die Verzeichnung der geleiſteten 
Tagewerke halte ich auch bei Hauungen nicht nur zu 
ſtatiſtiſchen und anderen Zwecken für erforderlich, 
ſondern überhaupt auch der Gleichmäßigkeit halber 
für überſichtlicher, natürlich auch ohne Trennung der 
Plannummern. Daß ſich bei jeder Unternehmer⸗ 
arbeit (auch bei Handwerkern) ein Nachweis der Arbeits⸗ 
tage durch den Förſter erübrigt, iſt ganz meine Anſicht 
Eine Erſchwernis bei der Lohnberechnung bedeutet 
die Zerlegung der Holzwerbungskoſten in Hauer⸗ und 
Rückerlohn. Es kommt doch nicht auf den Namen 
an, ſondern auf die Höhe der mit den Holzhauern 
vereinbarten Lohnſätze. Dieſe werden — wenn 
nötig — je nach der Schwierigkeit für einzelne 
Schläge eben höher oder niedriger feſtgeſetzt. Aber 
fort mit beſonderem Rückerlohn! 

Die von Zieſig bemängelte Verzögerung der Aus⸗ 
zahlung der Löhne iſt ja oft Gegenſtand der Klage 
ſeitens der Waldarbeiter, namentlich dann, wenn die 
Lohnzuſendung durch das Poſtſcheckamt geſchieht. 
Glücklicherweiſe ſind die Verhältniſſe nicht überall ſo 
ſchwarz, wie Kollege Zieſig ſie ſieht. Mit gutem 
Willen läßt ſich auch manches erreichen. Ich bin 
z. B. 5½ Jahre lang Schreibgehilfe, entſinne 
mich jedoch keines Falles, daß eine Verlohnung 
dadurch verzögert wurde, daß fie von der Oberförſterel 
an den Förſter zur Richtigſtellung zurückgegeben 
werden mußte. Daß Fehler gemacht werden, iſt nur 
zu menſchlich; doch jeder Fehler iſt wieder gut zu 
machen, wenn nicht gleich in der Oberförſterei, dann 
bei der nächſten Verlohnung; aufgehalten zu werden 
braucht die Verlohnung durch Verſehen bei der 
Aufſtellung wohl nur ſelten. Jedenfalls ſollte 
die von Zieſig empfohlene Zahlung von Por. 
ſchüſſen nur in Notfällen angewendet werden. Vor⸗ 


*) Dieſer Artikel gelangt aus Mangel an Platz ern 
jetzt zum Abdruck, nachdem er hier faſt ein Jahr ge⸗ 
legen hat. Die Schriftleitung. 
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ſchußzahlungen bedeuten für den Förſter, den Hau⸗ 
weißer, die Oberförsterei und beſonders die Forſtkaſſe 
eine nicht unerhebliche Mehrbelaſtung. Nicht uner⸗ 
wähnt möchte ich laſſen, daß in die glatte Abwickelung 
der Verlohnung auch die Revierförſtereinrichtung 
inſofern ſtörend eingreift, als dort, wo dem Förſter 
ein Revierförſter übergeordnet iſt, faſt ſtets erſt dieſem 
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an die Oberförſterei gehen ($ 95 F. D. A.). 

Ich hoffe mit meinen Ausführungen dazu bei⸗ 
getragen zu haben, daß die Verlohnungsweiſe ſo ein⸗ 
fach wie möglich geſtaltet werden möge, und zwar 
recht bald, hoffentlich ſchon mit Beginn des Wirt. 
ſchaftsjahres 1921. 


Die Gewinnung der Eichenrinde 
in den Schälwaldungen im Rheingau. 


Von Hegemeiſter C. Fiſcher. 


In dem Artikel der Nr. 18 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ 1920 von Karl Kermann wird die Ge⸗ 
winnung der Lohrinde in einer Weiſe beſchrieben, 
die von der hier ſchon immer gebräuchlichen durch⸗ 
aus abweicht“). S 
Artikel eine kurze Beſchreibung über die Ge⸗ 


Ich laſſe deshalb in folgendem (A 


(Mit 2 Abbildungen.) 


Vor dem Schälen wird die Rinde am ſtehenden 
Stamm, ſo hoch der Schäler reichen kann (etwa 
1,5 m), mit der Heppe (Abb. 1) von oben nach 
unten aufgeſchlitzt, darauf wird mit dem Lohlöffel 
Abb. 2) die Rinde beiderſeits von dem Schlitz 
abgelöſt, und zwar ſo tief, daß ſie möglichſt in dem 


winnung der Rinde folgen, wie ſie hier üblich iſt. Boden einfach abgeriſſen wird. Dadurch, daß der 


Abb 2 Logloffel 


Abb. 1. Heppe. 


Mit dem Schälen der Rinde fängt man an, 
wenn die Knoſpen zu ſchwellen beginnen; dies 
war im vorigen Jahre ſchon in der zweiten Hälfte 
des Monats April der Fall. Von großem Vorteil 
iſt, möglichſt früh mit dem Schälen zu beginnen, 
denn nachdem ſich das Laub am Holze voll ent⸗ 
wickelt hat, iſt weniger Saft vorhanden, die Rinde 
löſt ſich dann nicht glatt ab, und es bleiben lange 
Faſern am Holze zurück. Erſt nach Eintritt des 

weiten Safttriebes, ungefähr zu Anfang bis Mitte 
uni, je nach der Witterung, löſt ſich die Rinde 
wieder leichter, aber auch dann nur bis ſpäteſtens 
Anfang Juli; ſpäter iſt nicht mehr genügend Saft 
vorhanden. Außerdem hat das Wetter großen 
Einfluß auf das Schälen bzw. die Saftzirkulation. 
Bei eintretendem Gewitter, ſtarken, trockenen und 
kalten Nord⸗ und Oſtwinden, nach kalten Nächten 
und vor Eintritt eines Wetterumſchlages ſchält 
ſich die Lohe meiſt ſehr ſchwer. 


*) Die Ausführungen in Nr. 18 Jahrgang 1920 
dehandelten mehr die Rindengewinnung in älteren 
Beſtänden, während hier nur allein das Schälen der 
Jogenannten Spiegelrinde beſchrieben wird. 


Stock vollſtändig von der Rinde entblößt wird, 
kommen die Ausſchläge tiefer ans dem Boden, 
andernfalls ſtehen dieſe ſpäter oben am Stamme 
und werden vom Winde leicht abgeſchlagen. Ein 
weiterer Nachteil beſteht darin, daß bei öfteren 
Umtrieben die Stöcke immer höher werden und 
weniger kräftige Ausſchläge liefern. Auf etwa 
1,5 m Höhe wird die abgeſchälte Rolle mit 
der Heppe abgetrennt. Dann wird der Stamm 
auf die zu formende Holzlänge (hier 1 m) durch 
Einhieb geknickt, d. h. nur ſo weit, daß er zwar fällt, 
aber am Abhieb noch feſtſitzt. Darauf wird der 
Stamm glatt entaſtet und bis auf etwa 3 om ge⸗ 
ſchält. Die geworbene Rinde wird, in leichte Bunde 
(etwa 60 bis 70 cm Umfang) einmal mit eine 
Wiede gebunden, an den ſtehenden Stammenden 
aufgehängt. Beim Einlegen der Lohe in die Wiede 
iſt darauf zu achten, daß keine Rolle in die andere 
geſchoben wird. Die ſich ergebenden Riemen und 
die kleineren Stücke werden in beſondere, ganz 
dünne Bündel eingebunden und ebenfalls auf⸗ 
gehängt. Bei günſtigem Wetter iſt die Lohe in 
fünf bis acht Tagen vollſtändig bruchtrocken und 
zur Abnahme geeignet. 

Eine andere Trockenmethode, die ſich aber in 
ſteilen Berglagen nicht ausführen läßt, beſteht 
darin, daß je drei Baumſtützen von etwa 2 m in 
ſolcher Entfernung gegeneinander geſtellt werden, 
daß eine kräftige Stange übergelegt werden kann. 
Auf dieſe Stange werden die friſch geſchälten Lohe⸗ 
bündel, nachdem ſie in der Mitte geteilt, überge⸗ 
hängt, die hier, weil ganz frei und hoch hängend, 
vorzüglich trocknen. Dieſe Methode hat noch den 
Vorteil, daß beim Binden die trockene Lohe an 
einer Stelle zuſammenhängt und die Arbeit 
raſcher vonſtatten geht. 

Nach erfolgter Trocknung wird die Lohe in etwa 
50 Pfund ſchwere Bündel mit zwei Wieden, wovon 
je eine oberhalb und unterhalb der Mitte kommt, 
gebunden und kann dann abgefahren und ge⸗ 
wogen werden. 

Zum beſſeren und bequemeren Binden werden 
vier Pfähle im Rechteck von beiden Seiten nach innen 
ſchräg ſo in die Erde eingeſchlagen, daß eine dem 
Sägebock ähnliche Vorrichtung entſteht. In dieſe 
wird die Lohrinde hineingelegt, gehörig zuſammen⸗ 
gepreßt und darauf mit den Wieden umbunden. 

Üblich dt, daß an dem vollen Gewicht 2 % für 
die Wiede in Abzug gebracht werden, dagegen 
wird der Schäler und der Fuhrmann nach dem 
vollen Gewicht bezahlt. 
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Holzverkaufsergebniſſe für Preußen und Bayern im Monat März 1921 | 


Zoch ben Mitteilungen im „Deutſchen Forſtwirt“ (Verlag J. Neumann, Neudamm, Bezugspreis vierteljährlich ER 


Klaſſen: 1 II 
Wald 9 ebiet Ndolh., St.⸗Inh.: über 20 1.01—20 


— nn — — . 2 


Abh., mittl. Drchm.: 60 u. m. 50—59 
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Heſſen⸗Raſſan. . 360 309 223 191 193 | Beenben SCH | a | 2 
Weſtfalen Se 498 358 281 224 290 - , 
Rheinprovinz a 4425 363 300 258 242 Heſſen⸗ Naſſau Eiche 1102 
ES o Weſtfalen S KE 
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Bayern (Heilbronner Sortierung, ohne Rinde gem.). 


für Militärpenſionen. 
Allgemeine Verfügung Nr. I. 32 für 1921. 
M. f. L. Geſchäfts⸗ir. IB Ia 968. II 989. III. 
| Berlin, 25. Februar 1921. 
Nach Ziffer 4 der Ausführungsbeſtimmungen 
des früheren Bundesrats zu SR 22, 33 bis 38 
des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes und nach 
Ziffer 2 der Ausführungsbeſtimmungen zu SS 22 
His 26 und 57 des Offizierpenſionsgeſetzes vom 
31. Mai 1906 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 
fur 1906 Nr. 36 S. 659 ff.) ſind alle Verände⸗ 
zungen in den perſönlichen Verhältniſſen eines 
Penſions⸗ oder Rentenempfängers, die ein 
Erlöſchen, Ruhen oder Wiederaufleben des Rechts 
auf den Bezug von Verſorgungsgebührniſſen zur 
Foce haben können (für Rentenempfänger unter 
Pervollſtändigung der Rentenbücher), den Pen⸗ 
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` Mind-Länge: 18 16 | | 
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= rr d Se 
Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 
Peuſions⸗ und Rentenregelungen ſionsregelungs⸗Behörden (früher Regierungen 


mitzuteilen. 

Wie beobachtet worden iſt, werden dieſe Mit 
teilungen und Eintragungen in letzter Zeit von 
zahlreichen Dienſtſtellen unterlaſſen, ſo daß die 
Penſionsregelungsbehörden faſt immer erſt ſelbſt 
anfragen müſſen. Aber auch dann ſind die Mit⸗ 
teilungen meiſt ſo unvollſtändig, daß häufig ein 
längerer Schriftwechſel entſteht. Dieſer Zuſtand 
bedeutet eine erhebliche Belaſtung der Penſions⸗ 
regelungsbehörden. 

Ich weiſe deshalb darauf hin, daß die oben 
angeführten Beſtimmungen auch jetzt noch zu 
Recht beſtehen, und erſuche, für deren genaue 
Beachtung Sorge zu tragen. Erſt nach erfolgter 
Umanerkennung auf Grund des Reichsverſorgungs⸗ 
fall bi vom 12. Mai 1920 werden fie im Einzel 
all hinfällig. Hierüber geben die Penſions⸗ 
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nachweiſungen oder ne Aufſchluß; aus 
thnen iſt auch die zuſtändige Penſionsregelungs⸗ 
behörde erſichtlich. ne S 
Die vorgeſchriebenen Mitteilungen ſind 
unverändert auch für ſolche Perſonen zu machen, 
die nach dem Offizier⸗ und Kapitulanten⸗Ent⸗ 
ſchädigungsgeſetz vom 13. September 1919 ab- 
gefunden worden ſind. Regelungsbehörden ſind 
in dieſen Fällen die Hauptverſorgungsämter. 
In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 
* 


Verpachtung ſtaatsforſteigener Fiſchgewäſſer 
an Forſtbeamte. 


Allgemeine Verfügung III. 7/1921. 
M. f. L Geſchafts⸗Nr. III 3709 IB II. 


Berlin, den 28. Februar 1921. 

In der Sitzung des Landwirtſchaftsausſchuſſes 
der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landes⸗ 
verſammlung vom 23. April 1920 — 53. Bericht 
Nr. 3721 haben Ausſchußmitglieder ver⸗ 
ſchiedener Parteien bemängelt, daß die Staats⸗ 
verwaltung die Fiſchereien allzuhäufig an Forſt⸗ 
beamte zu Preiſen verpachte, die in keinem Ver⸗ 
hältnis zum tatſächlichen Werte ſtünden, und es 
wurde dem Wunſche Ausdruck gegeben, für die 
Folge hierin eine Anderung eintreten zu laſſen. 
— Ich beſtimme daher für die Verpachtung 
ſtaatsforſteigener Fiſchgewäſſer an Forſtbeamte 
folgendes: 

1. Dem Pächter iſt allgemein die Verpflichtung 
aufzuerlegen, über die Betriebskoſten und die Er⸗ 
trägniſſe ordnungsmäßig Buch zu führen und die 
Bücher auf Verlangen der Regierung zur Einſicht 


vorzulegen. 
2. Der Bemeſſung des Pachtpreiſes iſt, ſoweit 
eine ordnungsmäßige Buchführung beſteht, 


dieſe, in den andern Fällen ein Ertragsanſchlag 
zugrunde zu legen. 

Die Fiſche müſſen nach den ortsüblichen 
Preiſen bewertet werden. 

3. Vor jeder Verpachtung iſt ein Gutachten 
des Oberfiſchmeiſters oder eines anerkannten 
Fiſchereiſachverſtändigen über die geldwerte 
Ertragsfähigkeit des Fiſchgewäſſers einzuholen. 
In den Provinzen Oſtpreußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleswig⸗Holſtein, Hannover und 
Weſtfalen kommt nur der Oberfiſchmeiſter in 
Betracht. 

Im Auftrage: Laspeyres. 


An alle Regierungen, außer Aurrch. Münſter und Sigmaringen. 


N 


Bekanntmachung, 
betr. Abänderung des § 34 des Feld⸗ und Forſt⸗ 
polizeigeſetzes vom 1. April 1880. 

M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. IA II e 6236, I A I. III. 

Durch das Ek vom 8. Juli 1920 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 437) hat § 34 des Feld⸗ und Forſt⸗ 
polizeigeſetzes vom 1. April 1880 folgende Faſſung 
erhalten: 

„Die zuſtändigen Miniſter und die nach⸗ 
geordneten Polizeibehörden können An⸗ 
ordnungen zum Schutze von Tierarten, von 
Pflanzen und von Naturſchutzgebieten ſowie 
zur Vernichtung ſchädlicher Tiere und Pflanzen 
erlaſſen, und zwar auch für den Meeresſtrand 
und das Küſtenmeer. 

Die Übertretung dieſer Anordnungen wird 
mit Geldſtrafe bis zu 150 & oder mit Haft 
beſtraft.“ 


Die Ausführungs⸗Anweiſung iſt in Nr. 1 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 17 Bd. 36 (1921) 


des „Deutſchen Reichsanzeigers und Preußiſchen 
Staatsanzeigers“ vom 3. Januar 1921 veröffent⸗ 
licht. Die Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten 
und Regierungen (Abteilungen für direkte Steuern, 
Domänen und Forſten) ſowie die Stellen für 
Naturdenkmalpflege und die Provinzial⸗(Bezirks⸗ 
Konſervatoren haben je einen Abdruck erhalten. 
Im Auftrage: Eggert. 
> 


Bewertung von unverzinslichen Reichsſchas⸗ 
anweiſungen. 
Miniſteriunt für Sek 90 1 Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 760. 
Berlin, 10. März 1921. 
Nachſtehende Abſchrift überſende ich zur Kennt 
nis und Beachtung. 


Im Auftrage: v. d. Busſche. 
An ſämtliche Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen. 


Abſchrift. 
Reichsbank⸗ Direktorium. 
3. 


Nr. 32 30 
Berlin, 11. Januar 1921 

Dem Miniſterium beehren wir uns mit 
zuteilen, daß in den Kreiſen der Beſitzer von 
un verzinslichen Reichsſchatzanweiſungen Klage 
darüber geführt wird, daß die Regierungshaupt⸗ 
kaſſen bei der Annahme ſolcher Stücke als Sicher 
heit für Holzkredite und dergleichen die Schatz 
anweiſungen nur mit 75% des Nennbetrages 
bewerten. Dieſe Bewertungsquote iſt offenbar 
in Anlehnung an die Beſtimmungen des Bank- 
geſetzes in $ 13 Ziffer 3 b gewählt worden. Die 
Reichsbank hat jedoch ſeit Kriegsausbruch ihr 
Lombardgeſchäft faſt reſtlos auf die Darlehns⸗ 
kaſſen des Reiches übertragen und formt daher 
für die Beleihung von Schatzanweiſungen praftiiä; 
kaum mehr in Betracht. Die Hauptverwaltung 
der Darlehnskaſſen dagegen hat ihrerſeits neuer⸗ 
dings den Beleihungsſatz für unverzinsliche Reichs⸗ 
ſchatzanweiſungen des Reiches und der Länder 
von ſeither 85% auf 95%, ſofern es ſich um 
Stücke mit höchſtens ſechsmonatiger Laufzeit 
handelt, und auf 92% % für Abſchnitte mit einer 
Laufzeit von mehr als ſechs bis höchſtens zwölf 
Monaten heraufgeſetzt. Dieſe Bewertungsgrund⸗ 
ſätze dürften auch für den privaten Kreditverkehr 
maßgebend werden. Wir geſtatten uns deshalb, 
im Intereſſe des Schatzanweiſungsgeſchäfts und 
des Kredits des Reichs wie der Länder eine An⸗ 
paſſung auch der dortigen Beſtimmungen an die 
Beleihungsquoten der Darlehnskaſſe anzuregen, 
und würden eine gefällige Erhöhung des gegen⸗ 
wärtigen Satzes auf 92½ % und 95 % mit Dank 
erkennen. 

Reichsbank⸗ Direktorium. 

gez.: Dreyer. ez.: Kunz. 

An das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten D: 


— 


* 


Abgabe von Brennholz. 


Allgemeine Verfügung III/12 für 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Sorten, 
Geſchäfts⸗Nr. III 2627. 


Berlin, den 17. März 1921 

Die Regierungen werden ermächtigt, den 
Landjägern auf Antrag alljährlich bis zu 9 rm 
Weichholz⸗ oder 6rm Hartholzkloben oder ⸗knüppel 
zum Verſteigerungs⸗Durchſchnittspreiſe freihändig 
abzugeben. 

Abdrucke für die Oberförſter liegen bei. 

In Vertretung: Ramm. 

An ſämtliche Regierungen außer Anrich, Münſter gek Sigmarrnger 


Nr. 17 Bd. 36 (1921) Deufche Forſt⸗Zeitung 311 
e WEE 


Gewährung einer Entſchädigung an verſetzte | Abſicht rechtswidriger Zueignung im Sinne des 
Beamte, die Wohnungsuotbeihilfe erhalten und § 242 St.⸗G.⸗B. 

von dem neuen Dienſtort an einen andern (urteil des Reichsgerichts vom 29 Juni 1920, V. Strafſenat, 
Ort zur vorübergehenden Beſchäftigung über⸗ V 359/20). 


wieſen ſind. Für das Wiederbringen eines entlaufenen 
Allgememe Verfügung Nr. I. 29 für 1921. Hundes war eine Belohnung ausgeſetzt. Der 
J. Kr. IB Ia 984. TA TV 559 II 998. III 188 Finder verwahrte ihn in einem Stall, deſſen 


Berlin, 22. Februar 1921. Vorhängeſchloß der Angeklagte mit einem Nach⸗ 
Für den Bereich meiner Verwaltung wird ſchlüſſel öffnete und den Hund dem Eigentümer 
nachſtehendes beſtimmt: Wenn verſetzte Beamte, gegen Aushändigung der Belohnung übergab. 
die am neuen Dienſtort ihren Hausſtand nicht ein⸗ Die Verurteilung erfolgte wegen ſchweren Dieb⸗ 
richten können und deshalb eine Beihilfe nach ſtahls, weil der Angeklagte ſich zunächſt die Ver⸗ 
Maßgabe meiner Allgemeinen Verfügungen fügungegewalt über den Hund und durch dieſelbe 
a) Nr. I 168/1919 vom 9. Dezember 1919 — die Belohnung hat rechtswidrig aneignen wollen. 
TB Ia 8479 uſw., b) Nr. I 26/1919 vom 9. Fe⸗ ( 242, 243, Abſ. 1. Nr. 3 St.-G.⸗B.) 
bruar 1920 — IB Ia 476 uſw., c) Nr. I 115/1920. Die irrtümliche Anwendung dieſer Be⸗ 
vom 14. September 1920 — IB Ia 8708 uſw. ſtimmungen mußte zur Aufhebung des Urteils 
erhalten, von dieſem neuen Dienſtort zur vor- führen. Der Hund iſt nicht in der Abſicht rechts⸗ 
übergehenden Beſchäftigung an einen andern widriger Zueignung ſortgenommen, denn 
(dritten Ort) Überwieſen werden, fo ſteht ihnen das Tatbeſtandsmerkmal des Diebſtahls erfordert, 
neben dem Beſchäftigungstagegeld auf Grund daß der Täter wie ein Eigentümer über die fort⸗ 
dieſer vorübergehenden Beſchäftigung außerhalb genommene Sache verfügen will. Er wollte ſich 
ihres dienſtlichen Wohnſitzes die Beihilfe für ver⸗ aber nur den Finderlohn verſchaffen, einen Ver⸗ 
ſetzte Beamte nur in Höhe der baren Auslagen mögensvorteil, der allerdings an den vorüber⸗ 
für die notwendige Beibehaltung der Wohnung gehenden Beſitz des Hundes geknüpft war. Es 


1 dienſtli Wohnſitz zu. hat nicht die Abſicht beſtanden, den Hund ſelbſt 
e * „ e oder deſſen wirtſchaftlichen Wert für ſich auszu⸗ 
Un bie nachtlesrdneten Behörden. f nutzen, und bei der erneuten Verhandlung wird 

zu prüfen ſein, ob nicht die Vorausſetzungen des 
5 § 263 (Betrug) vorliegen. (Entſcheidungen des 
Reichsgerichts, Bd. 55 S. 59.) 
—ICHRT 
Kleinere Mitteilungen. 
Allgemeines. mit dem Hauptausſchuß gebracht werden. In 


j ‚diefem Ausſchuß müßten auch die Lehrerfragen 
ſtaiſerin Auguſta Viktoria 19. Am 11. April 
d. J. iſt fern vom Vaterlande zu Haus Doorn Ge ra kommen. Der Antrag wurde 
(Holland) unſere geliebte und hochverehrte ehe⸗ 9 ` S 
malige Kaiſerin nach langer ſchwerer Krankheit 
geſtorben. Was die hohe Frau dem deutſchen Volke Feſtſtellung des Dienſtalters für das Auf : 
geweſen iſt, gehört der Geſchichte an; wir haben rücken nach Gruppe VII. Die Herren Hegemeiſter 
perſucht, ihr Wirken und Weſen in der laufenden Löffert und Achenbach überſenden uns 
Nummer von „Förſters Feierabende“ unſerem folgende Zuſchrift: 
Leſerkreiſe näherzubringen. Auch die Pfleger Der Aufruf in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
des deutſchen Waldes werden mit uns der echt zwecks Proteſterhebung gegen die ſogenannte 
deutſchen Frau und Mutter in Treue ein un⸗ Aufrückungsdienſtaltersliſte iſt gleichzeitig dem 
auslöſchliches Andenken bewahren. „Deutſchen Förſter“ zugegangen, aber leider von 
Die Schriftleitung. dieſem nicht veröffentlicht worden. Trotzdem 
2 ſind uns bis jetzt über hundert Zuſtimmungs⸗ 
Die Einſetzung eines ſtändigen Ausſchuſſes für erklärungen aus allen Regierungsbezirken zu⸗ 
Beamten⸗Angelegenheiten. In der Sitzung des gegangen. Zu Oſtern iſt folgende Einſpruchs⸗ 
Preußiſchen Landtags am 7. April ſtand auf der erklärung auf dem Dienſtwege an das Miniſterium 
Tages ordnung u. a. auch der Antrag der Deutſch⸗ abgegangen: 
nationalen Volkspartei auf Einſetzung eines „Gemäß Verfügung des Herrn Miniſters für 
ſtändigen Ausſchuſſes von 29 Mitgliedern für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten iſt 
Beamten⸗ Angelegenheiten. Abg. Ebersbach] auf Wunſch des Vorſtandes der Gewerkſchaft 
(Dnatl.) begründete den Antrag damit, daß eine Preußiſcher Staatsförſter eine ſogenannte Zut: ` 
ganze Reihe von Beamtenfragen bei der Beratung | rlckungsdienſtaltersliſte für Förſter nach dem 
der Beamtenbeſoldung noch nicht gelöſt werden | Eintritt in das Jäger-Bataillon aufgeſtellt 
konnte. Der neue N werde ſich aber vielfach“ worden. Hierdurch werden die ehemaligen 
mit dieſen Fragen zu beſchäftigen haben; dahin aktiven Oberjäger ihres Vorteils, welchen ſie 
gehören unter anderem die Hinterbliebenenfürſorge, ſich durch ihre Dienſtzeit bei der Trappe 
die Krankenfürſorge und die Erledigung der zahl- worben haben, beraubt. Hiergegen erheben 
reichen Eingaben, die aus den Beamtenkreiſen wir im Namen der ehemaligen aktiven Ober⸗ 
kommen. Durch Einſetzung eines beſonderen] jäger Einſpruch, da nach der Verfaſſung den 
Ausſchuſſes für dieſe ſchwierigen Fragen müßten. Beamten ihre wohlerworbenen Rechte un⸗ 
Spezialiſten herangebildet werden, die mit der verkürzt erhalten bleiben ſollten. 
aterie vollkommen vertraut ſind und die Nach § 3 des Beamtendienſteinkommengeſetzes 
Wirkungen der Geſetzgebung und die Zuſammen⸗ vom 17. Dezember 1920 gilt das Dienſtalter 
hänge der Dinge überſehen. Dieſer Ausſchuß] von dem Tage an, an welchem den Beamten 
müſſe auch in organiſchen Zuſammenhang mit! eine planmäßige Stelle übertragen worden iſt. 
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und der E hierauf richtet ſich bei den 
Förſtern nach d angung des Forſtverſorgungs⸗ 
ſcheins. Das Verlangen der Förſtergewerk⸗ 
ſchaft nach einer beſondern Aufrückungsdienſt⸗ 

altersliſte, geordnet nach dem Tage des Ein⸗ 
tritts in das Jäger⸗ Bataillon, iſt unſeres Er⸗ 
ochtens ſomit unbillig. Die Oberjäger erhielten 
den Forſtverſorgungsſchein nach neunjähriger 
aktiver Dienſtzeit, die Reſervejäger nach einer 
geſamten Dienſtzeit von zwölf Jahren. Eine 
Abſtimmung bei der jetzigen Zuſammenſetzung 
der Förſter durch ehemalige aktive Oberjäger 
und Reſervejäger muß ſtets zu Ungunſten der 
Oberjäger ausfallen, weil ſie in großer Minder⸗ 
heit ſind. Durch Abſtimmung kann eine der⸗ 
artige Angelegenheit unſeres Erachtens auch 
gewiß entſchieden werden. Die den Oberjägern 
zugeſicherten Vorteile in bezug auf frühe Er⸗ 
langung des Forſtverſorgungsſcheins ſind teil⸗ 
weiſe ſchon dadurch verloren gegangen, daß die⸗ 
ſelben wegen Mangels an forſtlicher Beſchäftigung, 
durch Verbleiben bei der Truppe über neun 
Jahre, als Militäranwärter behandelt wurden, 
wodurch ihnen die höhere Gehaltszulage, je nach 
längerem oder kürzerm Verbleiben bei der 
Truppe, vorenthalten wurde. Erſt durch eine 
Eingabe an S. M. den König wurde ſeinerzeit 
dieſer Übelſtand behoben. Die nach § 33 des 
Beamtendienſteinkommengeſetzes bei Streitig⸗ 
keiten zu berufende Beamtenvertretung können 
die ehemaligen aktiven Oberjäger nicht an⸗ 
erkennen, da ohne ihr Wiſſen eine Abſtimmung 
ſtattgefunden hat und nur die Intereſſen 
der ehemaligen Reſervejäger wahrgenommen 
worden ſind. 

Das Miniſterium bitten wir, die Angelegen⸗ 
heit einer genauen Prüfung unterziehen und 
en § 3 des Beamtendienſteinkommengeſetzes 

verfahren zu wollen.“ 


Nachſchrift. Zu dieſer Angelegenheit, die 
alle Angehörigen des Preußiſchen Staatsförſter⸗ 
SEH gegenwärtig beſonders beſchäftigt, iſt in 
em heutigen Leitartikel bereits ſo ausführlich 
Stellung genommen worden, daß ſich jede weitere 
Hinzufügung zu vorſtehender Mitteilung unſerer⸗ 
En erübrigt. Wir möchten nur der Hoffnung 

usdruck geben, daß den dargelegten Gründen 
ſachlich Rechnung getragen wird, wenn nicht 
allſeitig befriedigende Einigung beider Parteien 
möglich iſt. Die Schriftleitung. 
2 


Beſoldung der Referendare. Im nächſtjährigen 
preußiſchen Haushaltungsplan wird ein Fonds 
eingeſtellt werden, um bedürftige Regierungs⸗ 
referendare zu unterſtützen, indem ihnen wider⸗ 
rufliche laufende Unterhaltungszuſchüſſe gewährt 
werden. Auch wird den Regierungsreferendaren, 
denen während der Ausbildungszeit ein voller 
Arbeitsteil zur ſelbſtändigen Erledigung übertragen 
ft, während der Dauer dieſer Tätigkeit eme 
Vergütung aus dem Hilfsarbeiterfonds gewährt. 
Eine ſolche Vergütung in Höhe von zurzeit täglich 
15 & erhalten bereits die Forſtreferendare in 
allen Fällen, in denen durch ihre Heranziehung 
„eine beſondere Kraft, die ſonſt an Stelle des 
Forſtreferendars hätte herangezogen werden müſſen, 
erſpart wird. Im laufenden Rechnungsjahre 
ſind auch für Forſtreferendare neben obigen Ver⸗ 

ütungen Unterhaltungszuſchüſſe vorgeſehen, die, 
in Gegenſatz zu den Vergütungen, nicht von der 
Art der Tätigkeit abhängig ſind, ſondern nach 


Deutſche Forſt⸗Bettung — 


Nr. 17 Bd. 36 (1921) 


Maßgabe der Bedürftigkeit gegeben werden 
ſollen. Ag. 


* 

Feſtſetzung der Beſoldung der Gemeinde⸗ 
forſtbeamten. Die „Rundſchau für Kommunal- 
beamte“ bringt in ihrer Nr. Lé vom 2. April d. J. 
eine Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, 
wonach im Bereich des Geſetzes vom 24. De⸗ 
zember 1816, welches die Staatsaufſicht in den 
Gemeindewaldungen in der Rheinprovinz und in 
Weſtfalen regelt, nach $ 18 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883 der Regierungs⸗ 
präſident befugt iſt, die Dienſtbezüge der Gemeinde⸗ 
forſtbeamten, alſo auch die der gemeinſamen 
Gemeindeoberförſter, feſrzuſetzen, da die ſpätere 
Geſetzgebung, insbeſondere der § 32 Nr. 4 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 und 
das Kommunalbeamtengeſetz vom 30. Juli 1899, 
die Vorſchriften der Verordnung vom 24. De⸗ 
zember 1816 nicht berührt haben, wie aus $ 30 
Abſatz 2 des erſteren und $ 23 Nr. 2 des letzteren 
Geſetzes hervorgeht. Es darf heute nicht über⸗ 
ſehen werden, daß dieſe Entſcheidung vom 28. Sep⸗ 
tember 1900, T. 1069, iſt, und heute daraufhin 
zu prüfen bleibt, wie ſie von der neueren Geſetz⸗ 
gebung beeinflußt wird. In der Nusführungs⸗ 
anweiſung des Miniſters des Innern zum Geſetz 
vom 8. Juli 1920 wird ausgeſprochen, daß die auf 
beſonderen Vorſchriften beruhenden Zuſtändig⸗ 
keiten der Aufſichtsbehörden für das formelle 
Verfahren bei der Beſoldungsregelung der Ge⸗ 
meindeforſtbeamten unberührt bleiben ſollen. 
Materiell iſt aber maßgebend die Vorſchrift 
der beſtehenden Geſetze (auch Sperrgeſetz), wonach 
die Gemeindebeamten nicht ſchlechter und nicht 
beſſer geſtellt ſein ſollen als die gleichſtehenden 
Staatsbeamten. Die Aufſichtsbehörde kann 
gegen die Beſoldungsvorſchriften, wenn ſie einen 
Verſtoß gegen die geſetzlichen Beſtimmungen nach 
der einen oder andern Seite enthalten, Einſpruch 
erheben und einen z Beſchluß der Beſchluß⸗ 
behörde herbeiführen. (§ 2 des Geſetzes vom 
8. Juli 1920.) Beſchlußbehörde iſt für Beamte 
der Amter und Landbürgermeiſtereien der Kreis⸗ 
ausſchuß, ſonſt der Bezirksausſchuß. Formell 
kommt aber die Verordnung vom 24. Dezember 
1816 in Anwendung, und deshalb iſt der Re⸗ 
gierungspräſident auch Beſchlußbehörde. Er kann 
nach wie vor die Beſoldung feſſetzen, aber ma⸗ 
teriell iſt er an die geſetzlichen Vorſchriften 
gebunden, die in den Dienſteinkommensgeſetzen 
niedergelegt ſind. Gegen die Feſtſetzung der 
Beſchlußbehörde regelt ſich der Rechtsmittelzug 
nach § 121 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 
30. Juli 1883; aber der einzelne Beamte kann 
wegen feiner Einreihung in die Beſoldungsordnung 
hiervon keinen Gebrauch machen, denn er iſt auf 
den $ 7 des Kommunalbeamtengeſetzes am 
gewieſen. Die praktiſche Bedeutung der Befugnis 
des Regierungspräſidenten im Bereiche der 
Verordnung vom 24. Dezember 1816, die Gehälter 
feſtzuſetzen, liegt in der Möglichkeit, der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Förſterſtellen Rechnung zu tragen 
ſoweit es an einer Parallele im Staatsdien 
fehlt, denn in allen andern Fällen hat der Staats⸗ 
dienſt die Richtlinie anzugeben. Ba. 

* 


Die vierteljährliche Kündigung. Jeder Dienſt⸗ 
vertrag endigt mit dem Ablaufe der Zeit, für Me 
er eingegangen iſt. In anderen Fällen, wenn 
die Dauer des Dienſtverhältniſſes nicht aus 
dem Zwecke der Dienſte zu entnehmen MM, 
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durch Kündigung nach Maßgabe der SS 621 
Dis 623 B. G. B. 

Auf die hier vorgeſehenen Verſchiedenheiten 
ſoll an dieſer Stelle nicht eingegangen werden, 
Sondern es ſoll Do nur darum handeln, den 
Begriff der „vierteljährlichen“ Kündigung, 
der in der Praxis ſehr verſchieden aufgefaßt wird, 
ſeſtzulegen. Wenn in einem Dienſtvertrage von 
„vierteljährlicher“ Kündigung die Rede iſt, 
ſo kann damit rechtlich niemals gemeint fein, 
906 das Dienſtverhältnis jeden beliebigen Tag 
auf die Zeit des Ablaufs der nächſten drei 
Monate gekündigt werden kann. Es beſteht ein 
Unterſchied zwiſchen der „vierteljähr lichen“ und 
der „vierteljährigen“ Kündigung, denn das 
letztere kann eine beſtimmte Zeitdauer bezeichnen, 
während das erſtere eine Zeitbeſtimmung iſt, die 
Ach immer wiederholen kann, in dieſem Falle 
nämlich alle Vierteljahr. 

Die „vierteljährliche“ Kündigung iſt nach 
Bierteljahren bemeſſen und immer nur zuläſſig 
Zär den Schluß eines Kalendervierteljahres. 

Im 8 621 B. G. B. heißt es, daß, wenn die 
Vergütung nach Vierteljahren bemeſſen iſt, fo 
At die Kündigung nur für den Schluß eines 
Kalenderviertelfahres und nur unter Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt von ſechs Wochen zuläffig. 

Dieſe Kündigungsfriſt von ſechs Wochen gilt 
unter der hier feſtgeſetzten Vorausſetzung. ie 
kann aber nicht dahin ausgelegt werden, daß der 
Privatbeamte, der nach dem Dienftverirage mit 
vierteljährliche“ Kündigung angeſtellt ur. noch 
ſechs Wochen vor Ablauf des Vierteljahres gekündigt 
werden kann, ſondern im vorliegenden Falle iſt 
die „vierteljährliche“ Kündigung immer ſo 
aufzufaſſen, daß ſie zum Vierteljahreserſten 
erfolgene muß, wenn das Dienſtverhältnis 
mit dem Kalendervierteljahr ablaufen 
ol Baltz. 

7 


Vorbedingungen für den Beſuch der Lehranſtalt 
für Privatforſtbeamte zu Neuhaldensleben. Um 
vielen Bewerbern unnötige Anfragen und An⸗ 
meldungen zu erſparen, teilen wir nachſtehend 
kurz die Bedingungen mit, die für die Aufnahme 
in die Anſtalt unbedingt erfüllt werden müſſen. 
Es wird gefordert: 

1. ein Mindeſtalter von 20 Jahren, 

2. eine ordnungsgemäße zweijährige Forſtlehre 

und weitere zweijährige praktiſche Tätigkeit, 

3. Leumundszeugnis der Heimatgemeinde, 

4. beglaubigte Zeugnisabſchriften, 

5. ſelbſtgeſchriebener ausführlicher Lebenslauf, 

6. ärztliches Atteſt über allgemeine Forſtdienſt⸗ 

tauglichkeit. 

Der erfolgreiche Beſuch einer 1 
ſchule wird mit einem Jahr auf dieſe Vor⸗ 
bereitungszeit angerechnet. Ausnahmen können 
nur bei ſolchen Bewerbern gemacht werden, die 
infolge des Krieges in ihrer praktiſchen Ausbildung 
unterbrochen wurden. 

Die Schuler, die beim Verlaſſen der Anſtalt 
das 25. Lebensjahr vollendet haben und die den 
Bedingungen des Vereins für Privatforjtbeamte 
Deutſchlands für die Förſterprufung entſpeechen, 
können gemäß einer mit dem genannten Verein 
getroffenen Vereinbarung direlt ihr Förſterexamen 
ablegen. 

Der Termin, bis zu dem die Anmeldungen 
zu erfolgen haben, über die dann ſofort entſchieden 
wird, wird noch bekanntgegeben. 
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Der Berein Mecklenburgiſcher Forſtwirte hält 
in den Tagen vom 10. bis 12. Mai d. J. einen 


forſtlichen Lehrgang ab, und zwar in der Ober⸗ 
förſterei Strelitz, der Stadtforſt Neubrandenburg 
und der Gräflich Schwerinſchen Forſt Wolfshagen; 
der Lehrgang iſt für die Mitglieder des Vereins 
Meckl. Forſtwirte, des Meckl. Waldbeſitzerverbandes 
und deren Beamte beſtimmt. Als Führer und 
Lehrer haben ihre Mitwirkung zugeſagt: Ober⸗ 
forſtmeiſter von Arenſtaff, Neuſtrelitz, Forſtmeiſter 
von Arnswaldt, Schlemmin, Forſtmeiſter von Behr, 
Strelitz, Forſtmeiſtek Bieger, Roſtock. 


CH 
Aufruf an alle FJorſtbeamten, 
die während des Krieges in dem ehemaligen 
Generalgouvernement Warſchau tätig waren. 

Obgleich der Weltkrieg beendet iſt, tobt der 
Kampf in anderer Form weiter, und das Ende iſt 
noch nicht vorauszuſehen. Alle, die wir draußen 
waren, gleich in welcher Stellung, haben gearbeitet, 
entbehrt und gekämpft für unſer deutſches Vater⸗ 
land. Sollen alle unſere Leiſtungen vergeblich 
geweſen ſein? Schwere Vorwürfe werden nicht 
nur von unſern Feinden erhoben, ſelbſt unſere 
Volksgenoſſen äußern ſich wegwerfend über die 
Etappe. Aber auch das Volk, das wir von drückender 
Fremdherrſchaft befreit haben, und dem wir 
Kultur, Ordnung und Wohlſtand gebracht, auch 
dieſes Volk der Polen glaubt das Recht zu haben, 
unſere Arbeit zu beſchimpfen und von Raub⸗ 
wirtſchaft zu ſprechen. Um dieſes Märchen zu 
zerſtören, muß öffentlich und einwandfrei be⸗ 
wieſen werden, welche wirkliche Kulturarbeit 
geleiſtet worden iſt. Der Krieg iſt kein Feſt, und 
Härten, die notwendig waren, ſind auf allen 
Seiten der Kämpfenden vorgefallen. Die Sicher⸗ 
heit und das Leben unſerer Truppen waren fort- 
geſetzt Grundbedingung aller Handlungen der 
Heeresleitung und der Zivilverwaltung. Offentlich 
muß bewieſen werden, was wirklich geleiſtet 
worden iſt, ohne Beſchönigung und ohne Über⸗ 
treibung. Und jetzt iſt die rechte Zeit hierzu 
gekommen. 

Im Einvernehmen mit der verehrlichen Ver⸗ 
lagsbuchhandlung J. Neumann, Neudamm, foH 
eine Zuſammenſtellung heraus gebracht werden 
über die „Forit- und Jagdverhältniſſe in 
dem Generalgouvernement Warſchau 
während des Krieges unter deutſcher 
Verwaltung“. Es ergeht deshalb an alle 
Forſtbeamte, die dort beſchäftigt waren, die 
dringende Bitte, Material einzuſenden an den 
Unterzeichneten, damit einwandfrei bewieſen wird, 
daß der deutſche Forſtmann ſeine Pflicht getan 
hat, und daß er nicht nur eingeriſſen, ſondern mit 
allen Kräften beſtrebt war, aufzubauen. 

Im Intereſſe unſeres Vaterlandes hoffen wir 
keine Fehlbitte zu tun, und ſollte jeder Forſtbeamte 
es als ſeine Pflicht anſehen, einmal der Wirk⸗ 
lichkeit Rechnung zu tragen, da es ja auch im 
Intereſſe aller deutſchen Forſtbeamten liegt, das 
Märchen von der Raubwirtſchaft zu zerſtören. 

Unbedingt muß aber der Wahrheit die Ehre 
gegeben werden. ö 

Mit Forſt⸗ und Weidmannsheil! 

Schwarzenbek i. L., Alte Bahnhofſtraße 13. 

A. Mengel, Forſtverwalter. 

Der Arbeitsplan, der feſtgeſetzt iſt, Beie? 
folgender Beiträge: 

1. Genaue Bezeichnung des Dienſtbezirkes nach Gou⸗ 


vernement, Kreis, Sitz der Forſtinſpektion und der 
Oberförſterei. 
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2. Größe des Dienſtbezirkes, kurze Beſchreibung der 
Boden⸗ und Beſtandesverhältniſſe, Holzart, Be⸗ 
ſtandesform, Altersklaſſen vim, `` 

3. Größe der vorgefundenen Leerflächen, Größe der 
neuen Abtriebsflächen. f n 

4. Aufforſtung (Saat, Pflanzung) iſt erfolgt (getrennt 
wie vor anzugeben). a 

5. Vorgefundene Wegeverhältniſſe. Was iſt hierin 
geſchehen (Waldbahn)? 

6. Frühere Abſatzmöglichkeit und etwaiger Hiebsſatz. 


7. Hiebsſatz unter deutſcher Verwaltung pro Jahr und 9) 


im ganzen. 

8. War Betriebswerk vorhanden? Iſt ein neues auf⸗ 
geſtellt? 

9. War Kartenmaterial vorhanden, und welches? ` "en 
neues aufgeſtellt? 

10. Angaben über frühere Aufforſtungsmethoden und 
ſonſtige Verwaltungsbeſtimmungen, Holzabſatz uſw. 

11. Arbeiterverhältniſſe. Wieviel Arbeiter waren früher 
beſchäftigt, und zu welchem Lohnſatz? Wieviel 
unter deutſcher Verwaltung? Anfangs⸗ und Höchſt⸗ 
lohnſätze für Arbeiter und Arbeiterinnen? 

12. Nebennutzungen früher und unter deutſcher Ver⸗ 
waltung, Beträge ſind erzielt in welcher Höhe? 
(Freiholzabgabe an Bedürftige; Beeren⸗ und Pilz⸗ 
ſcheine uſw.) 

13. Abgabe zum Wiederaufbau und gemachte Er⸗ 
fahrungen hierbei. 

14. Möglichſt genaue Angaben über Flora und Fauna 
der betreffenden Gegend. 

13. Vorgefundene jagdliche Verhä'tniſſe und Ent⸗ 
wickelung bis zur Auflöſung der Verwaltung. 

16. Wieviel deutſche und wieviel frühere ruſſiſche 
Beamte waren durchſchnittlich beſchäftigt? 

17. Waren der örtlichen Verwaltung noch Privatforſten 
unterſtellt, und in welcher Größe? 

18. Weiche Nebenämter wurden gegen Entgelt und 
welche unentgeltlich im Intereſſe des polniſchen 
Volkes geführt? 

19. Angabe über Leiſtungen der polniſchen Arbeiter 
und Arbeiterinnen und deren Verhalten. 

20. Vorgänge bei dem Abzug aus Polen (auch Verluſte 
an Hab und Gut ſind anzugeben). Möglichſt genaue 
Schilderung, auch über das Benehmen der polniſchen 
Behörden, iſt erwünſcht. 

21. Schilderung des Durchſchnitts⸗Hegers in bezug auf 
Leiſtung und forſtliche und jagdliche Kenntniſſe. 

22, Erfahrungen über Harznutzung, Köhlerei, Sägerei⸗ 
betriebe uſw. und etwaige Angaben über Erfolge 
find ſehr erwünſcht, ebenſo über Anlage von Wald⸗ 
bahnen oder ſonſtige Abtransport » Möglichkeiten, 
die für die deutſche Forſtwirtſchaft von Intereſſe 
ſein könnten. 

23. W'eſche Holzmenge iſt abgegeben an: 

a) Polniſche Bevölkerung? 

b) Militärverwaltung? 

el Deutſche Holzhändler? ` 

di Welche Holzmengen find in Polen zurückgeblieben, 
die EE an Deutſche verkauft und bezahlt 
waren! 


S 
Forſtwirtſchaftliches. 

Dle neuen Eiſenbahntarife für Holz. Am 
1. April 1920 iſt ein neuer Eiſenbahngütertarif 
in Kraft getreten, der auch das bisherige Tarif⸗ 
ſchema vollſtändig abändert. Die Wagenladungs⸗ 
güter werden nun in fünf Hauptklaſſen A (höchſte) 
bis E eingeteilt. Die Hauptklaſſe E erſetzt die 
früheren Ausnahmetarife 2 (Rohſtofftarif, wozu 
auch Grubenholz befördert wurde) und 4 (Dünge⸗ 
kalktarif). Der Frachtberechnung nach den Haupt⸗ 
klaſſen wird grundſätzlich ein Mindeſtgewicht von 
15000 kg zugrunde gelegt, nur für Holz, mit 
Ausnahme von Schnittholz und Schwellen, iſt 
das bisherige Mindeſtgewicht von 10000 kg 
beibehalten werden. Holz, Rundholz ſowohl als 
Schnittholz, gehört in der Hauptſache der Klaſſe O, 
Brennholz, Papierholz, Grubenholz und Eiſen⸗ 
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bahnſchwellen in Klaſſe D. Die Holzwaren werden 
grundſätzlich nach Klaſſe A berechnet, nur einige, 
wenig bearbeitete und ſperrige, nach Klaſſe P 
und C, in letztere gehört nach Holzſtoff. Vom 
1. April 1921 an ſind die erſt wenige Monate 
zuvor in Kraft getretenen Frachtſätze abermals 
erheblich erhöht worden, und zwar jene der 
Klaſſe C um 60%, jene von D um 70%. Der 
Geſamtfrachtſatz beträgt jetzt für zehn Tonnen in 
kark auf Entfernung von 


Kilometer in Klaſſe C D 
100 500 320 
200 870 530 
300 1230 720 
4000 1570 900 
500 1890 1000 
600 2200 1200 
700 2625 1385 


Wegen des ungleichen Wertes der verſchiedenen. 
Holzſortimente kommt der Einfluß der Tarifſätze 
beim Gewicht viel weniger zum Ausdruck als 
bei Berechnung der Frachtkoſten je Kubikmeter 
Das „Holzhandelsblatt“ bringt daher in Nr. 24 eim 
ſolche Tabelle unter der Annahme, daß eint 
Wagenladung von zehn Tonnen 16 fm Nadel 
holz, Rundholz. und 20 fm weiche Schnittware 
Gruben- und Papierholz enthielt. Die Frachtt⸗ 
ſätze betragen je Kubikmetern in Mark für: 


Rundholz Schnittholz Papiers oder 


ae ee (ae b 
100 31,30 25,.— 12.— 
200 54,40 13,50 26,50 
300 17,90 61,50 36,— 
40 98,10 78.50 45.— 
500 118,10 94,50 53. 


Der Transport von Rundholz wird alſo, namen 
lich bei weiter ſinkenden Preiſen, auf größert 
Entfernung unmöglich. Hierdurch wird nament⸗ 
lich der bayeriſche Holzhandel nach dem Rheir 
ſchwer betroffen, der auf die Verſendung vor 
Rundholz beruht und bisher durch Ausnahme⸗ 
tarife noch begünſtigt wurde. Ebenſo wird das 
Ausland, ſoweit es auf dem Landwege Hol; 
nach Deutſchland liefert, die Verſendung dor 
Schnittwaren bevorzugen, was für die deutſche 
Säge⸗Induſtrie von nachteiliger Wirkung iſt. Sch 
* 


Vom Gerbſtoffmarkt iſt zu berichten, daß bei Ber: 
ſteigerungen im Rheinlandgebiete 18 500 Zentner 
13⸗ bis 20 jährige Eichenlohrinde durchſchnittlic 
30 „ für den Zentner brachten. Für dieſen 
Preis haben die Verkäufer die Verpflichtung über⸗ 
nommen, die Lohe koſtenfrei zur nächſten Bahn 
verladeſtelle zu liefern. Sr. 


* 

Harznutzung. Die Zufuhr ausländiſchen Harzes 
namentlich aus den Vereinigten Staaten, iſt ſo 
lebhaft geworden, daß gegenwärtig der Preis der 
fremden Harzes in Hamburg niedriger dt als 
der Erzeugerpreis in Deutſchland. Trotzdem fuch 
man die während des Krieges mit vieler Mühe 
und großen Opfern in Gang gebrachte Harz⸗ 
nutzung in den deutſchen Kiefernwaldungen auf: 
rechtzuerhalten, um vom Ausland möglichſt unab- 
hängig zu bleiben. Die preußiſche Staatsforſt⸗ 
verwaltung hat ſich daher bereit erklärt, für das 
Jahr 1921 das Kilogramm Kiefernharz zu 4 A 
an die Deutſche Harzgeſellſchaft zu liefern, welche 
auf Grund vorheriger Beſtellung das Harz zur. 
Hälfte im Herbſt 1921, den Reſt im Januar 1922 
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zu einem Preiſe zu liefern hat, der ſich etwa auf 
5,50 H je Kilogramm ſtellen wird, und zwar mit 
folgender Einſchränkung: Durch Sachverſtändige, 
die die preußiſche Staatsforſtverwaltung ernennt, 
wird in dem Zeitraum vom 1. Juli 1921 bis 
zum 31. Januar 1922 zum 15. jedes Monats 
der Weltmarktpreis des Fertigharzes feſtgeſtellt. 
Iſt der danach D für dieſen Zeitraum ergebende 
durchſchnittliche Weltmarktpreis des Fertigharzes 
höher als 5,50 JL je Kilogramm, ſo hat der 
Erwerber des Harzes die Hälfte der Spannung 
zwiſchen dieſem durchſchnittlichen Weltmarktpreis 
und dem Preiſe von 5,50 „ nachzuzahlen. Bei 
einem durchſchnittlichen Weltmarktpreis von 7 1 
je Kilogramm würde alſo der Bezugspreis des 
Fertigharzes von der Deutſchen Harzgeſellſchaft 
auf 6,25 A feſtgeſetzt werden. Der Unterſchied 
zwiſchen dieſem Preiſe von beiſpielsweiſe 6,25 A 
und dem Preiſe von 5,50 % hat in folgender 
Reife Verwendung zu finden: Die Hälfte davon 
wird dem Forſtfiskus vergütet, welcher nur unter 
dieſer Bedingung ſich mit der Ermäßigung des 
Preiſes für das Rohharz auf 4 A je Kilogramm 
einverſtanden erklärt hat, die andere Hälfte bleibt 
zur Verfügung der Deutſchen Hargzgeſellſchaft 
dehufs Deckung der Betriebskoſten. Bei Beſtellung 
iſt eine Anzahlung erforderlich, die ſich auf 2,50 A 
je Kilogramm der zugeſicherten vorausſichtlichen 
Mindeſtlieferungen belaufen wird. Sie dient 
zur Finanzierung der Deutſchen SE 


* 


Nordamerikas gefährdete Waldungen. Seit 
einer Reihe von Jahren werden die Nadel⸗ 
waldungen der Vereinigten Staaten von einer 
bösartigen Roſtkrankheit heimgeſucht, deren Be⸗ 
kämpfung nicht gelingen will und die daher als 
eine beſonders große Gefahr für die amerikaniſche 
Holzproduktion betrachtet wird. Der wertvollſte 
Baum in den nordamerikaniſchen Waldungen iſt 
die Weimutskiefer, Pinus Strobus, weil ſie ſich 
durch ſchnelles Wachstum auszeichnet. Sie bildet 
einen Waldbeſtand, deſſen jährlicher Wert 
80 Millionen Dollar beträgt, während der Geſamt⸗ 
wert auf über 1100 Millionen Dollar veranſchlagt 
wird. Bis um das Jahr 1900 zeigte der Wald, 
ſoviel bekannt war, keinerlei Krankheiten, aber 
um den genannten Zeitpunkt beobachtete man 
zum erſten Male den Roſt (Peridermium Strobi), 
von dem die Wälder angegriffen waren. Dem 
amerikaniſchen Fachmann W. Stuart Moir zufolge, 
der dieſe Sache zum beſonderen Studium gemacht, 
wäre die Krankheit in den 90er Jahren durch 
junge Pflanzen von Pinus Strobus, die man aus 
Deutſchland einführte, verbreitet worden. In⸗ 
wieweit deutſche Pflanzen in Frage kommen, 
mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls iſt Tatſache, 
daß der Roſt eine ungeheure Verbreitung ge⸗ 
wonnen hat. Es gibt Baumgruppen, die 15 Jahre 
alt ſind und wovon mehr als 50% der Bäume 
von der Seuche angegriffen wurden. In andern 
Gruppen, die ein Alter von 50 Jahren aufweiſen, 
zeigen 90% der Bäume auf den oberen Zweigen 
und den Seitenzweigen Spuren von Roſt. Um 
nach Möglichkeit zu verhindern, daß ſich die Krank⸗ 
heit nach neuen Gebieten verbreitet, iſt ein be⸗ 
ſonderes Büro, „The White Pine Blister Rust 
Control“, errichtet worden, das ſeinen Sitz in 
Boſton hat. Dieſes Büro veranſtaltet alljährlich 
eine Reihe Vorträge, worin die Roſtkrankheit be⸗ 
handelt wird. Das wichtigſte Mittel, das man 
im Kampf gegen das Übel anwendet, beſteht 
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im Ausroden gewiſſer Ribesarten, vor allem der 


ſchwarzen Johannisbeere (Ribes nigrum), ferner 
des Stachelbeerſtrauches (Ribes grossularia) ſowie 
anderer Arten, die auf etwa 180 bis 275 m Abſtand 
von Pinusbäumen wachſen. Der Ausrottungs⸗ 
krieg gegen die Ribesarten ging ſo kräftig von⸗ 
ſtatten, daß z. B. 1919 allein in den nordöſtlichen 
Staaten, Maine, Neu⸗Hampſhire, Vermont, 
SE WEE Rhode Island, Connecticut und New 
York insgeſamt rund 4547000 Exemplare von 
Ribes auf einer Fläche von 252114 Acres aus⸗ 
gerodet wurden. 

Ein Beſchluß, der im Dezember 1919 in Albany 
gefaßt wurde, fordert die völlige Ausrodung aller 
Sträucher von Ribes nigrum und Ribes grossu- 
laria, angebauten ſowohl wie wilden, die in einem 
Abſtand bis zu 275 m von Pinus Strobus-Au⸗ 
pflanzungen wachſen. Zur Begründung des Be⸗ 
ſchluſſes wird angeführt, es hätte ſich gezeigt, 
daß die Ausbreitung des Roſtes gehemmt werden 
könne, wenn man die wilden oder angebauten 
Johannisbeer⸗ und Stachelbeerſträucher, die ſich 
innerhalb der Pinusbeſtände oder in deren Nähe 
befänden, vernichte. Trifft dies zu, dann muß 
der hier in Rede ſtehende Schwamm in Amerika 
von anderer Art als der in Europa ſein. Wie 
nämlich der ſchwediſche Profeſſor Jakob Eriksſon, 


der dieſe Krankheit ſchon ſeit den 90er Jahren 


ſtudiert, auf Grund ſeiner Erfahrungen erklärt. 
kann in Europa die Form, die auf Pinus Strobus 
vorkommt, ebenſo die Form, die in Ribes nigrum 
enthalten iſt, dadurch von einem Jahr zum andern 
leben, daß ſie ſich unabhängig voneinander von 
Zweig zu Zweig, von Baum zu Baum verbreiten. 
Profeſſor Eriksſon macht auch geltend, das Schickſal 
der nordamerikaniſchen Nadelwaldungen zeige, tote 
verhängnisvoll die ungenügende Kenntnis über die 
Natur einer Baumkrankheit werden kann. Leugnen 
läßt ſich allerdings nicht, daß der nordamerikaniſch⸗ 
Nadelwaldbeſtand einer ernſten Gefahr ausgeſetzt 
erſcheint. Ob dieſe Gefahr jedoch ſchon jetzt jo 
verhängnisnoller Natur iſt, daß ſie, wie manche 
meinen, von durchgreifender Bedeutung für den 
ganzen Holzmarkt werden können, dürfte vorerf 
noch zweifelhaft ſein. x 


CH 


Waldbrände. 


Bezirk Hannover. In den Waldungen des 
Rittergutes Valenbrok find in der Gemarkung 
Bederkeſa am 13. März 5 ha zwanzigjährigen 
Nadelholzmiſchbeſtandes und 10 ha Heidefläche ab⸗ 
gebrannt. Das Feuer entſtand durch Funkenflug 
einer Lokomotive. Die Flächen waren nicht 


verſichert. Der Schaden beläuft ſich auf etwo 
20 000 A. 
Sachſen. In Niederputzkau wurden am 


17. März in den Waldungen des Gutsbeſttzers 
Oswald 2 ha 24 jähriger Fichtenbeſtand durch 
Schadenfeuer gänzlich vernichtet. Das Feuer 
wurde durch einen Arbeiter verurſacht, der ſtch 
beim Stöckeroden Kaffee wärmen wollte. Es 
entſtand in der Mittagsſtunde bei ſchwachem 
Südoſtwind. Als die erſte Hilfe eintraf, hatte 
es ſchon eine bedeutende Fläche angenommen 
Dem ſchnellen Eingreifen der angrenzenden: 
Dorfbewohner und der Arbeiterſchaft aus dem 
ſtaatlichen Steinbruch Behnsdorf It es zu Der: 
danken, daß der Brand ſich nicht weiter aus⸗ 
dehnte; er konnte binnen drei Stunden unter⸗ 
drückt werden. Der Schaden beträgt 12000 &. 
und iſt durch Verſicherung nicht gedeckt. 
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Brief- und Fragekaſten. 
Leider iſt wiederum eine erhebliche Erhöhung der Portoſätze in 
Kraft getreten, ſo daß das Porto für den einfachen Brief jetzt 
30 Pf. beträgt. Dadurch find auch wir gezwungen, den Porto⸗ 
Anteil, der jeder Anfrage an unſeren Briefkaſten beizufügen iſt. 
auf 1 Mk. 50 Pf. zu erhöhen. Fragen, denen dieſer Betrag nicht 
delliegt, müſſen fo lange unbeantwortet zurückgelegt werden, bis 
Ernſendung des fehlenden Portos erfolgt. 
Anfrage Nr. 28. Zuſchlag beim ſchriftlichen 
Ausgebotsverfahren. Im Wege des ſchriftlichen 
Angebots werden Stubbenhölzer losweiſe verkauft. 
Über die Abgabe der Gebote jagt die Ausſchreibung: 
„Die Gebote find losweiſe für Irm frei Wald ab⸗ 
zugeben.“ Dieſelbe Beſtimmung enthalten auch die 
Verkaufsbedingungen. Käufer A reicht folgendes 
Sebot ein: „Ich biete für Los 1 bis 4 27 M je 
Raummeter und erkenne die Verkaufsbedingungen 
an.“ Käufer B bietet für Los 1 und 2 je Raum⸗ 
meter 30 „. Er erhält den Zuſchlag auf Los 1 
und 2 und Käufer A auf Los 3 und 4. Letzterer 
teitt darauf vom Verkauf zurück und lehnt die 
Zuſchlagserteilung ab, weil er auf Los 1 bis 4 
geboten hat und ſich nicht für verpflichtet hält, 
Rur zwei Loſe abzunehmen. Er vertritt die Anſicht, 
wenn er auf Los 1 bis 4 bietet, müßte ihm auch 
bas ganze Quantum (1 bis 4) zugeſchlagen werden, 
und nicht nur die Hälfte derſelben. Befindet er 
sch im Recht? Sein Gebot erhält keine Erklärung, 
naß er auf Los 1 bis 4 ungeteilt bietet. 
Städtiſcher Oberförſter G. 


Antwort: Nach Ihrer Darſtellung ſind wir 
ber Meinung, daß Ihre Auffaſſung richtig iſt. 
Die Sache im vorliegenden Falle würde nicht 
onders ſein, als wenn z. B. vier Häuſer verkauft 
werden ſollen und in den Bedingungen aufmerk⸗ 
ſam gemacht wird, daß für jedes Haus einzelnes 
gebot abzugeben iſt. Wenn dann der betreffende 
Bieter vier Schriftſtücke und darin je ein Gebot 
für jedes Haus abgäbe, ſo würde gar kein Zweifel 
ſein, daß der Bieter in bezug auf zwei Häuſer 
abgelehnt und in bezug auf zwei andere Häuſer als 
Erwerber angenommen werden könnte. Das gleiche 
würde unzweifelhaft zutreffen, wenn auf die 
hier Häuſer in einem Schriftſtück vier Gebote, und 
zwar für jedes Haus ein anderer Preis, abgegeben 
würde. Das gleiche würde unzweifelhaft zu⸗ 
"retten, wenn der Bietende in einem Schriftſtück 
für alle vier Häuſer je denſelben Preis anbieten 
würde. Im vorliegenden Falle hat nun nach 
Ihrer Darſtellung der Anbietende zwar nur ein 
Schriftſtück eingereicht, aber in dieſem geſagt: Ich 
biete für Los 1 bis 4 27 „ je Raummeter. Anders 
würde die Sache liegen, wenn in obigem Beiſpiels⸗ 
falle und im vorliegenden Falle das Gebot lauten 
würde, daß auf die vier Häuſer zuſammen ein 
Einheitspreis geboten wäre. Das Gegenteil iſt 
aber hier, wie geſagt, der Fall geweſen. Deshalb 
halten wir Ihre Auffaſſung für richtig. 


Anfrage Nr. 29. Portepee der Gemeinde⸗ 
rſter. Ich habe für die über 15 Jahre im Kom⸗ 
munalforſtdienſt beſchäftigten Kollegen die 
Verleihung des goldenen Portepees erbeten. 
Unter anderm fragte ein Magiſtrat an, wer die 
Koſten für das zu verleihende Portepee zu tragen 
habe. Bitte um Auskunft. K., Förſter. 
Antwort: Die Koſten für das goldene 
Portepee hat der Beamte ſelbſt zu tragen. Bei 
der erſtaunlichen Unkenntnis der Magiſtrate auf 
dieſem Gebiete und der Unklarheit, die auch bei 
den Gemeindeförſtern ſelbſt noch herrſcht, werden 
wir auf die Verleihung der goldenen Portepees 
In einer kurzen Abhandlung zurückkommen. B. 
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Frage Nr. 30. Obſtbaumanlagen auf Dieuſt⸗ 
gehöften. Vorausſichtlich kann ich in dieſem 
Frühjahr eine Dienſtſtelle, welche auf einer 
dazu gerodeten Kultur eingerichtet wird, beziehen. 
Desgleichen wird auch der Acker aus dieſer Kultur 
entnommen. Obſtbäume ſind hier bisher keine 
vorhanden. Gibt es nun eine Verfügung, nach 
der die Regierung die erſte Anlage von Obſt⸗ 
bäumen vorzunehmen hat? Andernfalls bitte ich 
um Angabe, welche forſtlichen Baumſchulen ag 
unentgeltlichen Abgabe von Obſtbäumen hierzu 
in Frage kämen. B., Staatl. Hilfsförſter. 

Antwort: Vor dem Kriege wurden Obſtbäume 
aus einer Baumſchule in der Oberförſterei Mühlen⸗ 
beck, Regierungsbezirk Stettin, gegen Erſtattung 
der Nebenkoſten abgegeben. Obſtanlagen werden 
unſeres Wiſſens von den Regierungen im all⸗ 
gemeinen nicht angelegt, ſondern nur Ziergärten 
(als Teil der Einrichtung des Gehöfts). Wir 
ſtellen Ihnen jedoch anheim, die Anlegung eines 
Baumhofes auf Staatskoſten zu beantragen. 
Die Koſten müſſen von Ihnen verzinſt werden. 
Wollen Sie das vermeiden, ſo empfiehlt es ſich, 
die Bäume auf eigene Koſten zu pflanzen. Die 
Auseinanderſetzung mit Ihrem Nachfolger würde 
ſich nach Ziffer 36 der W. V. regeln. M. 


Anfrage Nr. 31. Eigentum an Obſtbäumen, 
Zier⸗ und Beerenſträuchern ſowie Roſenſtöcken 
im Garten. Ich habe mir hier vom Jahre 1910 
bis 1919 gegen 80 Obſtbäume, 50 Beerenſträucher 
und 20 Zierſträucher und Roſen gepflanzt. Die 
Stadt beanſprucht jetzt ſämtliche Bäume und 
Sträucher. Ich ſoll jetzt für meinen Garten 60 4 
Pacht zahlen und außerdem das Obſt alle Jahre 
noch pachten. Meine Bäume und Sträucher 
wollen ſie mir zwar bezahlen, aber für den früheren 


Erſtehungspreis. Wie ſoll ich mich da gegenüber 
der Stadt verhalten? O. M., Stadtförſter. 
Antwort: Wenn Sie bei der Anſtellung 


wegen der Pflanzung von Bäumen und Sträuchern 
keinerlei Vorbehalte gemacht haben, ſo entſcheiden 
über die rechtliche Behandlung dieſer Gegenſtände 
lediglich die Vorſchriften des BGB. Nach § 94 
gehören zu den weſentlichen Beſtandteilen eines 
Grundſtücks die mit dem Grund und Boden feſt 
verbundenen Sachen, und das trifft auch für die 
Erzeugniſſe des Grundſtücks zu, ſolange ſie mit dem 
Boden zuſammenhängen. Eine Pflanze wird 
mit dem Einpflanzen weſentlicher Beſtandteil des 
Grundſtücks. Nach $ 95 BGB. gehören ſolche 
Sachen nicht zu den weſentlichen Beſtandteilen, 
die nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem 
Grund und Boden verbunden ſind. Daß die von 
Ihnen aufgeführten Sachen feſt mit dem Boden 
verbunden ſind, das ſteht feſt, und mit Rückſicht 
auf die Natur ihrer Dienſtſtellung muß angenommen 
werden, daß die Verbindung zu dauernden Zwecken 
geſchehen iſt. Deshalb ſtehen Bäume, Sträucher 
und Roſenſtöcke im Eigentum der Stadt. Wenn 
Sie nicht auf Lebenszeit angeſtellt ſind, was aus 
Ihrer Anfrage nicht zu erkennen iſt, könnte Ihrer⸗ 
ſeits geltend gemacht werden, daß Sie die Abſicht 
gehabt haben, die Sträucher und Roſenſtöcke bei 
Ihrem Fortgang mitzunehmen, weil dieſes voraus⸗ 
zuſehende Ereignis das dauernde des Zweckes 
aufhebt, denn der Zweck kann auch dann noch ein 
vorübergehender ſein, wenn er keine zeitliche 
Begrenzung hat. In dieſem Falle würden Sie 
über Beeren⸗, Zierſträucher und Roſen verfügen 
können. Müſſen Sie das Eigentum der Stadt 
anerkennen, ſo müſſen Sie ſich bei dem Geſtehungs⸗ 
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preis zufrieden geben. Wir nehmen an, daß 
„Garten“ mit einer Dienſtwohnung verbunden 
it. Nach dem Stande der neueren Geſetzgebung 
müſſen Sie, wenn Sie tatſächlich eine Förſterſtelle 
innehaben, in Ihrem Dienſteinkommen den 
ſtaatlichen Förſtern gleichgeſtellt werden. Deshalb 
iſt die Dienſtwohnung mit dem gejeßlich. nor: 
geſehenen Betrage anzurechnen, ebenfalls die 
Dienſtländerei mit dem Garten, und zwar nach 
den Sätzen, welche in Ihrem Regierungsbezirk 
für die Staatsförſter feſtgeſetzt ſind. Die Feſt⸗ 
ſetzung einer Pacht für den Garten erſcheint deshalb 
berechtigt, ob aber die Pachtſumme von 60 Mk. an⸗ 
gemeſſen iſt, vermögen wir nicht zu beurteilen. B. 

Anfrage Nr. 32. Ueberhängende Zweige 
im gemeinrechtlichen Gebiet der Provinz Han⸗ 
nover bei Waldgrundſtücken. An meiner Revier⸗ 
grenze ſchädigt ſtarker Aſtüberhang des Nachbar⸗ 
revieres meine Kultur. Ich forderte die benach⸗ 
barte Forſtverwaltung laut § 910 BGB. zur 
BeſeitigQung des Überhanges innerhalb eines 
Monats auf und teilte ihr mit, daß ich ſonſt dann 
die Beſeitigung durch meine Arbeiter vornehmen 
laſſen werde und die entſtehenden Koſten, ſoweit 
ſie nicht durch das anfallende Material gedeckt 
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werde. Iſt letzteres rechtlich zuläſſig? Kann 
die eventuelle Entfernung der Aſte am Stamm 
erfolgen und muß es genau über der Grenz⸗ 
linie geſchehen? Letzteres wäre bei den alten 
Buchen hier faſt eine Unmöglichkeit. 
Antwort: Ihr geplantes Vorge hen würde 
nicht den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechen. 
Die Streitfrage iſt für den in Frage kommenden 
Teil der Provinz Hannover lediglich nach den 
Beſtimmungen des BGB. zu beurteilen. Cs 
iſt im vorliegenden Falle anzunehmen, daß die 
überragenden Aſte die Benutzung der Grund⸗ 
ſtücke Ihres Revieres beeinträchtigen wird. In 
dieſem Falle würden Sie das Recht haben, na 
Ablauf der für die Beſeitigung geſetzten an⸗ 
gemeſſenen Friſt die in den Luftraum Ihres 
Grundſtückes hineinragenden Zweige zu be⸗ 
ſeitigen. Ecſatz der Koſten können Sie nicht 
beanſpruchen, denn dafür dürfen Sie die ab⸗ 
geſchnittenen Zweige behalten. Maßgebend für 
die Beſeitigung iſt die über der Grenze errichtete 
Senkrechte. Es iſt in ſolchen Fällen die Ver⸗ 
ſtändigung mit dem Nachbar jedenfalls das Dei. 
Mittel, den Übelſtand zu beſeitigen. B. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Sefehung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats ⸗Forſtverwaltung )). 


Oberförſterſtelle Benralh (Düſſeldorf) iſt zum 
1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 20. Mai. 
Oberförſterſtelle Hochzeit (Frankfurt a. O.) iſt zu m 
1. Auguſt zu beſetz n. Bewerbungsfriſt: 20. Mai 
Oberförſterſtelle Mützelburg (Stettin) iſt zum 
1. Auguſt zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 20. Mai. 
Oberförſterſtelle Welſchneudorf (Wiesbaden) iſt 
20 e Auguſt zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 
. Mai. 


Die kürzlich erfolgte Ausſchreibung der Ober⸗ 
ſörſterſtelle Kommuſin (Allenſtein) wird hiermit 
zurückgezogen. 

Jörſterſtelle Harpſtedt, Oberf. Harpſtedt (Hannover), 
iſt zum 1. Juli zu beſetzen Zu der Stelle ge⸗ 
hören 1,22 ha nutzbares Wirtſchaftsland. Dienſt⸗ 
wohnung iſt vorhanden. Bewerbungen ſind bis 
zum 4. Mai einzureichen. 

Förſterſtelle Kath.⸗ Hammer, Oberf. Kath.» Hammer 

(Breslau), iſt zum 1. Juli zu beſetzen. Zur 

Stelle gehören: Dienſtwohnurng, ca. 13,646 ha 

Dienſtland und 350 & Dien ſtaufwandsentſchädigung 

nach der Regulierung. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Gemeindeförſterſtelle Winterberg (Arnsberg) iſt 
neu zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 
bei dem Buͤrgermeiſter in Winterberg 


1. Juni 
Näheres ſiehe Anzeige. 


einzureichen. 
3 

„) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehnt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltunasbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
iſt zu erſehen, in welchem Dienſta'ter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
dat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch loſtet geheftet 6 &, mit Schreib- 
papier durchſchoſſen 10 4. Hierzu erſchien ein 
Nachtrag vom Januar 1921, Preis geheftet 3 &. 


Forſteinrichter zu baldigem oder fräterem Eintrite 
griucht. Bewerbuncen ſind an die Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalt der Land wirtſchaftskammer für die P ovinz 
Brandenburg. Berlin NW 40, Kronprinzen⸗Ufer 4—6, 
zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. ! 


Perſonalnachrichten. 
Preuſen. 


Staats-⸗Forſtverwaltung. 


Bordert, Oberförſter in Eberswalde, iſt vom 1. April an 
die Oberförſterſtelle Thiergarten (Merſeburg) über⸗ 


tragen. 

Emilius, Forſtmeiſter in Weilburg⸗Windhoff, ut am 1. Wurt 
nach Annaburg, Oberf. Annaburg (Merſeburg)⸗ 
ve ſetzt. 

Fiſcher, Forſimeiſter in Woidnig (Breslau), iſt am 
1. April in den Ruheſtand getreten. 

Kühn ' r, Fornmeiſter in Kottwiß (Breslau), iſt am 1. April 
in den Ruheſtand getreten. 

Jaeniſch, Forümeſſter in Behle. Reabz. Schneidemühl. iſt 
vom 1. April an nach Kottwitz (Breslau) verſetzt. 
Rotbnagel. Forſtmeiſter in Dillenburg. Oberf. Oberſcheld 

(Wiesbaden), iſt am 1. April in den Ruheſtaud verſetzt 
von Wangelin, Focſtmeiſſer in Drusken, Bez. Königsberg. 
iſt am 1. April nach Ziegelroda (Merſeburg) verſetzt 

Franz, Forſtkaſſenrendant in Zobien (Breslau), iſt am 
1. April in den Ruheſtand getreten. 

Kaaſe in Zobien (Breslau), iſt vom 15. April an zum 
Horftfafjenverwalter ernannt. 


Bon den ehemaligen elſaß-lothringiſchen Forfidetried-- 
Beamten wurden übernommen: 
Zum 1. Jauuar: 
Frauke, Staatsförſter, von Forſth. Hundshof (Unt.⸗Elf. 
nach Herford in Weſtfalen. 


Zum 1. März: 
Schuler, Staatsſörſter, von Forſth. Silzheim (Lothr.) ale 
Staats förſter o. R. nach Zweifall b. Stolberg (Aachen) 
Weber. Stanisföriier, von Biſping (Lothr.) als Gemeinde⸗ 
ſörſter nach Womrath, bert, Simmern. 


Zum 1. April: 

Arehme, Revierſörſter, von Nonnenhardt (Unt.⸗Elſ.) nach 
Fraukenhain, Oberf. Meißner (Cafıen. 

York, Staatsrörner, von Foruh. St. Peter (Ober⸗Elſ) 
nach Meddersheim, Oberf. Meiſenheim. 

Keuerſtack, Staate ſörſter, von Joruh. Mittersheim (Ser. 
als Stiaatsſörſier o. R. nach Muckrow. Oberf. 
Dammendorf. 


Finke, Siaatsſörſter, von Forſth. Litſchhof (Unt.⸗Eiſ.) nach 
Schieringen, Oberf. Bleckede (Lüneburg). 


H 
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Gebauer, Staatsförſter, von Rech⸗Ottweiler (Lothr.) nach 
Mengsdorf, Oberf. Mengsdorf (Caſſel). 

Kedder, Hegemeiſter, von Forſth. Gerlingen (Lothr) als 
Staatsförſter nach Förſterſtelle Lohbergen, Oberf. 
Langeloh (Lüneburg). . 

Lehmann, Staatsförſter, von Forſtb. Roßkopf (Lothr.) nach 
Förſterſtelle Hoffuung, Oberf. Waitze 

Manzke, Staatsſörner, von Forſth. Rheinskopf (Lothr). 
nach Förſterſtelle B Smard, Oberf. Lauenburg i Pomm. 

Marggraf, Staatsſörſter, von Blettingerwald (Lorhr) nach 
Fhorſterſtelle Stapel, Oberf Carrenzien (Lüneburg). 

Mücke. Staatsſärner, von Laugd (Lothr.) als Staals⸗ 
förſter o. R. nach Kuhndorf, Oberf. Schwarza, Kr. 
Schleufingen. 

Müller, Hegemeiſter, von Forſth Druſenheim (Unt⸗Elſ) 
als Staaisförſter nach Forth. Seesbach, Poſt Seesbach, 


Hunsrück. 
eifepp, Hegemeiſter, von FJorſih. Walk (Unt.⸗Elſ) als 
Staatsſöruer nach Neuſorgeſeld, Oberf. Hohenbucko, 
Kr Schweinitz. 
Im Regierungsbezirk Merſeburg ſind auf Grund 
des Geſetzes uber die Einführung einer Altersgrenze am 
1. April in den Rubeſtand getreten: 


Jordan, Forſtmeiſter in Elſterwerda; Stußenrand, Forſt⸗ 
meiſter in Annaburg; Krüger, Reverſoͤrſter in Breske, 
Ebert, Gräfenharmichen; Arnold, Hegemeiſter in Groß⸗ 
Oſterhauſen, Oberf. Eisleben; Bertram, Hegemeiſter 
in Brucke, Oberf. Annaburg; Damm. Hegemeiſter in 
Schkeuditz, Oberf. Halle: Rembe, Förſter o. R. in 
Beeſern, bert, Gräſenhainichen: Schladitz, Hege⸗ 
meer in Glücksburg, bert, Glücksburg: Schulze, 
Hegemeiſter in Wartha, Oberf. Tornau; Stolle, Hege⸗ 
meiſter in Schleberoda Oberf. Freyburg a. U.; Tietze, 
Hegemeiſter in Pleſſa, Oberf. Elſterwerda. 

Röltcher, ehem. elſ⸗lothr. Förſter, iſt in den preuß Staats⸗ 
dienſt ubernommen und nach Weißenthurm, Oberf. 
Rüdesheim (Wiesbaden), verſetzt. 

Fifher, Hegemeiſter in Weißen hurm, Oberf. Rudesheim 
[Wiesbaden), iſt am 1. April in den Ruheſtand verſetzt. 

Hausmann, Hegemeiſter aus dem beſetzten Gebiet, iſt auf 
* Klaſſental, Oberf. Lyck (Allenſtern), 
verſetzt 

Boſmann, Jörſter o. R in Hachenburg, Oberf Kroppach, 
iſt nach Eichelbacherhof, Oberf. Rod a. Weil (Wres⸗ 
baden), verſetzt. 

Kirſchner, Jörner o. R. in Padroien, Oberf Padrojen, iſt 
vom 1. Mai an auf die Hilfsförſternelle Werzneu, 
Oberf. Werznen (Gumbinnen), verſetzt. 

Krohn, FJörſter aus dem beſetzten Gebiet, iſt auf die 
Förſterſtelle Walderſee, Oberf. Kruttmnen (Allenſtein), 
perfetzt. 

Küfner, KH bo. R. in Kl⸗Tuchen, bert Berrin, ıft 
vom 15. April an nach Charloitenhof, Oberf. Lauen⸗ 
burg (Köslin), verſetzt. 

öffter, Forſter in Hertigswalde, Oberf. Hertigswalde, iſt 
vom 1. Mar an nach Alt⸗Jablonken, Oberf. Jablonken 
(Allenſte in), verſetzt. 


— 
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Sot, Hegemeiſter in Frohnhauſen, Oberf. Katzenbach in 
Biedenkopf (Wiesbaden), iſt am 1. April in den 
Ruheſtand verſetzt. 

Salchow, Förſtier aus dem beſetzten Gebiet, iſt auf die 
Förſternelle Pieszisko, Oberf. Breiienheide (Allen⸗ 
fein), verſetzt. 

Schönfelder, Förſter in Altweilnan, Ebert, RNeuweilnan, 
iſt nach Arnoldsheim, Oberf. Oberreifenberg (Wies ; 
baden), verſetzt. 

Schweickhard, ehem. reichsländ. Förſter, (8 vom 8. Februar 
an in den preußiſchen Staatsdienſt übernommen unter 
gleichzeitiger Übertragung der Su Deele Goithards, 
Oberf. Thiergarten (Caſſel). 

Seel, FJörſter o R. in Obershauſen, Oberf. Johannisburg, 
iſt nach Cifa, Oberf Hatzfeld (Wiesbaden,, verſetzt 

Fiſchendorf, Forſter in Gehlweiden, Oberf. Gol dap (Gu u- 
binnen), iſt die von ihm bisher kommiſſariſch ver⸗ 
waltete Förmerſtelle vom 1. März an endgultiqa übertragen 

Thorn, ehem. elſ⸗lothr Joͤrſter, iſt in den preuß. Staats · 
dienſt übernommen und nach Frohnhauſen, Obers 
Katzenbach (Wiesbaden), verjegt 

Trofiner, Hegemeiſter in Ottomin (Danzig), iſt auf die 
e Niederwald, Oberf. Kurwien (Allenſtein), 
verſetzt. 

Aeckermann, Jörſter o. R. in Charlottenhof, Oberf. Lauen⸗ 
burg, iſt vom 15 April an nach Neukrakow, Oberf 
Neukrakow (Köslin), verſetzt. 

Wachner, Foͤrſter o R, bisher in Cleve, iſt vom 15 April 
an die Zoͤrſterſtelle Burg a. d W, Oberf. Benrath 
(Düſſeldorf, übertragen 


Die Verſetzung des Forſters o. R. Goldmann von 
Salmünſter nach Hersfeld, Oberf. Hersfeld⸗Weſt (Caſſel), 
zum 1. April iſt zuruckgezogen. 

Behrens, Forſtgehilſe aus dem Regbz. Bromberg, if vom 
1. April an nach Schkeuditz, Oberf Halle (Merfe- 
burg), emberuſen. 

Burkhardt, Hilfsſorſter in Gelnhauſen, Oberf. Wolfgang 
iſt 55 1. April nach Cappel, Oberf. Marburg (Caſſel), 
verſetzt. 

Scharnweber, Hilfsförſter in Oberfier, Obert, Oberfier. til 
vom 15 April an nach Altkrakow, Oberf. Altkraksw 
(Kos lin), verſetzt. 

Sonnenburg, Foruſchreiber in Doderlage in Weſtpreußen. 
iſt nach Oberhauſen, Oberf. Johaunisburg (Wies 
baden), verſetzt. 

Sterz, Toriigehulfe in Dembio, Oberf. Dembio (Oppelu), 
iſt durch die ınterallilerte Regierungs- und Ab⸗ 
ſtimmungskommiſſion von der Regierung in Oppeln 
entlaſſen und vom 1. April an nach Glucksburg, Oberf. 
Glucksburg (Merſeburg), einberufen. 


Sander, Reniner in Neu⸗Bartelsdorf, Oberf. Namuck, up 
am 1. April zum Verwalter der Forſthilfskaßfe Neu⸗ 
Bartelsdorf ernannt. 

Bayern. 

Jantſchke. fürſtl. Fortmeiſter in Oettingen iſt zum für hl. 

Forſtrat ernannt. 


— 


Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 


Delegiertenverſammlung 1921. 


Die Delegiertenverſammlung des 

Vereins Preußiſcher Staatsrevierförſter 
findel am Sonnabend, dem 28. Mai, in Berlin 
ſtatt. Das Lokal und die Tagesordnung werden 
noch bekanntgegeben. Die Bezirksgruppen werden 
gebeten, möglichſt bald Delegierte für dieſe Ver⸗ 
ſammlung zu wählen und mir die Namen der⸗ 
ſelben bis 15. Mai mitzuteilen. 


= 


Zahlung der Mitgliederbeiträge. 

Es wird gebeten, die Mitgliederbeiträge (50 A 
emſchließlich Bezugsgeld für das Vereinsorgan) 
möglichſt bis zur Delegiertenverſammlung an 
den Kaſſierer, Herrn Revierförſter Rakowicz in 
Borne b. Dölzig Nm., abzuführen. 

Feldichen b. Neumühl Nm., den 18. April 1921. 

Hennig, Revierförſter. 


Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 


Zu einer Erklärung des Geſamtvorſtandes des 
Vereins Preußiſcher Staatsförſter. 

Herr Staatsförſter Pfalzgraf hatte ſich gemüßigt 
geſehen, in Nr. 10 S. 167 des „Deutſchen 
Förſters“ uns eine gute Lehre darüber erteilen 
zu wollen, was „eine auf Anſtand haltende 
Schriftleitung“ ſeiner Meinung nach zu tun 
hätte. Seine Auslaſſung bezog ſich auf Aus⸗ 
führungen in einem Artikel von „Augur“ in 
Nr. 6 S. 93 über die Erklärungen des Abgeordneten 
Held, alſo zu einer Angelegenheit, in der wir ſelbft 
— und mit Recht — ganz unbeteiligt geblieben ſind 
Wir haben in gerechter Abwehr die überflüſſige 
Belehrung des Herrn Pfalzgraf in Nr. 12 S. 222 
in einer Fußnote zurückgewieſen und feinen An. 
griff als das gekennzeichnet, was er wirklich iſt, 
als: „eine dreiſte, taktloſe Ungezogenheit, die 
ihn lächerlich macht“. Außerdem legten wir ihm 
nahe, ſein pädagogiſches Talent an denen zu be⸗ 
weiſen, die um ihn ſitzen, da wir ihn in dieſer 
Beziehung vollauf entbehren könnten. 


Nr. 17 Bd. 36 (1921) 


us begreiflich, wenn die übrigen 


Es iſt dur b d 
Herren des Vorſtandes ſich bemühen, für 
ee 1. Vorſitzenden einzutreten, und dazu 


auch vor aller Offentlichkeit bereit ſind. 
Ehe ſie aber eine Erklärung wie die in Nr. 16 
S. 286 des „Deutſchen Förſter“ abgaben, hätten 
He bedenken ſollen, daß eine ſolche Stellung⸗ 
nahme auch vor einer öffentlichen Kritik ſtand⸗ 
Halten muß. Das aber ſcheint uns nicht der 
Fall zu ſein, denn die Ausführungen ſind nirgends 
stichhaltig. In jener Erklärung wird die Sache 
Jo dargeſtellt, als ob wir in unſerer Fußnote Herrn 
Pfalzgraf wegen ſeiner Entgegnung auf unſere 
Artikel in Nr. 4 bis 7 angegriffen hätten. Das 
zntſpricht nicht den Tatſachen. Gewiß iſt es gutes 
Recht des Herrn Gewerkſchaftsvorſitzenden, an 
unſeren Ausführungen ſachliche Kritik zu üben; 
wenn er aber gelegentlich einer Erwiderung 
auf Ausführungen unſeres „Augur“⸗Verfaſſers, 
denen wir ganz ferngeſtanden haben, der 
Schriftleitung der, Deutſchen Forſt⸗Zeitung“grund⸗ 
io3 in bekannter Streitſucht einen Seilenhieb 
verſetzen will, ſo muß ſolche Ungeſchicklichkeit auf 
ihn zurückfallen. 

Wenn darum die Herren des Geſamtvorſtandes 
m ihrer Erklärung ausſprechen, „Herr Pfalzgraf 
hat lediglich ſo gehandelt, wie er zur Wahrung 
der durch die Handlungsweiſe der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ ſchwer geſchädigten Vereins⸗Inter⸗ 
chien handeln mußte“, jo ſteht das mit unſerer 
Fußnote außer allem Zuſammenhang. Es wäre 
wirklich geringe Mühe geweſen, die Tatſachen 
tichtig aneinanderzureihen, und die Herren hätten 
dann auch ohne Abſchweifung vom Thema für 
den erſten Vorſitzenden in aller Sachlichkeit eine 
Lanze brechen können, was ihnen niemand, am 
allerletzten wir, verdacht hätte. So aber muß 
die Erklärung als ſchlechtbegründet und jeder Logik 
Har zurückgewieſen werden, um jo mehr, da De 
nur geeignet iſt, die mit der Sachlage nicht ver⸗ 
zrauten Meier irrezuführen. Solche Kampfes⸗ 


weiſe aber zu beſchreiten, ſollte man, wenn 
wirklich eine gute Sache verteidigt werden ſoll, 
wahrlich nicht nötig haben. Nutzen fir die All⸗ 
zgemeinheit kann die Veröffentlichung daher nie 
stiften. 


Die Schriftleitung. 
— ` 


Nachrichten des „Waldheil“. 
Aë E. V. zu Neudamm. 


Veröffentlicht unter Verantwortun 
des Vorſtandes, vertreten dur 
Johannes Neumann, Neudamm. 


Satzungen, Mitteilungen über die Zwecke. 
und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe ; 
material an jedermann umſonſt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 


An Verein „Waldbeil“, Neudamm Geldſendungen auf 
Borichedtonte 9140 „Waldheil“, e. V., Neudamm, beim 
Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 
geſondere Zuwendungen. 

Sühne für einen Diebſtahl. Einſender Herr Stifts⸗ 

oberförſter Buſſe, Heiligengrabee . 100 4 
Desgleichen. Von Herrn Tonke⸗Berm 5.— 
Desgleichen. Von Herrn Robert Bettoc⸗Plbwen . 10.— 4 
Desgleichen. Von Herrn E. Ellmann⸗Mendethen. 10.— 4 
Zuwendung des Jagdſchutzvereins Wanne ⸗Eickel 45,204 
Desgleichen. Einjender Herr Kommerzienrat Gretſchel⸗ ey 

Triptis e e „ a „„ „ EEE . e „ % „„ e „ 
Fur Überlaffung eines Geweihes. Einſender Herr 

W. Freiſt⸗Wienrode e en e e 2 e pe e sw 10.— 4 
Ertrag für Anfertigung eines Sachverſtändigen⸗Urteils. 

Einſender Herr ſtaatl. Oberſörſter Fenner⸗ 

Hachenbu gg — 4 
Sühnegeld für einen Forſtfrevel. Emſender Herr 

Foͤrſter Beeſe, Peel 100.— . 4 
Desgleichen. Einſender Oberförſterer Bieſenthal 5.— 4 
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Aus einer Sühneſache. Einſender Herr Rechtsanwalt 
„Pr. Elbers⸗Hannovenr-ꝰꝙꝰ d 
Sühnegeld für eine Jagdüber tretung Enmſender 
Herr Koeth⸗Kreuzna hg 100.— A 
Zuwendung von Herrn Stühmke⸗Stecklin 100,— 4 
Jagdſtrafgelder von einer Treibjagd ber Görlitz. Ein⸗ 
ſender Geſchaͤftsſtelle des St Hubertus 4 — ah 
Zuwendung von Herrn Franz Jenning⸗Granſee 20.— 8 
Skaterlös. Einſender Herr Förſter Hain⸗Liebthal 18.— A 
Strafgeld eines Waldarbeiters Einſender Herr 
Börfter Fliegner⸗ Michendorf 24.50 A 


Summa 1176,70 4 
In dem Monat März ſind vereinnahmt an 
Mitgliederbeiträgen 539,20 M; an Gaben zur 
Linderung von Kriegsnot 64 A. Damit hat dieſe 
Sammlung die Höhe von 45592,58 K erreicht. 
Wir danken allen Gebern herzlich für die 
Zuwendungen und bitten in ihren Kreiſen die 
wohltätigen Beſtrebungen unſerer Vereinstätigkeit 
zu verbreiten. 
Neudamm, den 5. April 1921. 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“ 
J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. — 
% 
Betrifft Beitragszahlung 1921. 


Die verehrlichen Mitglieder, die noch mit der 
Beitragszahlung für das laufende Jahr im 
Rückſtande ſind, bitten wir die Einſendung 
möglichſt bald nachzuholen. Dabei bemerken wir, 
daß durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung 
vom 21. Februar d. J. die Jahresbeiträge für 
mittlere und untere Forſt⸗ und Jagdbeamte von 
4 „ auf 6 / und für alle übrigen Mitglieder 
auf 10 & erhöht worden find. Beiträge, die 
bis zum 15. April nicht eingelaufen ſind, werden 
ſatzungsgemäß ohne weitere Anmahnung durch 
Poſtnachnahme erhoben. 

Neudamm, den 18. April 1921. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 

2 
Nachrichten des Vereins 

für Privatforſtbeamte 


wën Deutſchlands. E. V. 

Geſchaftsſtelle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 

Fernſprechauſchluß: 

85 Amt Eberswalde Nr. 546. 

Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 

Ziele des Vereins an jeden iterejlenten koſtenfrei. 

Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 

unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſchecka mt Berlin W 7. 
Seit der letzten Veröffentlichung find als Mit- 

glieder in den Verein aufgenommen: 

7148 Quitt, SECH Hilfsförſter, Thiergarten, Kreis Wohlau 
Schl. S 

7149 Müller, Oskar. Hilfsjäger, Forſthaus Liebenſtein, Poſt 


Schmagorei. Kreis Weſtſternberg. IX. 
7150 v. A 
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ſſeburg⸗Neindorf, Majoratsbeſitzer, Landrat z. D, 
Schloß Neindorf. Kreis Oſchersleben. ; 

7151. Ludwig, Edmund, Forſtgehilfe, Ringen bei Ahrweiler, 

Hotel zur Poſt, Bez. Coblenz. V. 

Guſtav, Oberförſterkandidat, Dieſtelwitz, Poſt 
Bukowine, Kreis Gr.⸗Wartenberg. 

7153 Schubinski, Robert. Revierförſter, Zülzhagen, Kreis 
Dramburg i. Pomm. I 

7154. Schlemann, Th., Grubenholzhandlung, Cöln⸗ Mülheim 
a. Rh., Rheinprovinz. V. 

7155 v. Fölkerſamb, Baron, Hans Henning, Gutsbeſitzer, 
Rolandseck a. Rh., Kreis Ahrweiler. V. 

7156 Wendenburg, Kurt, Revierjager, Hayn a. Harz, Kreis 
Sangerhauſen. XVIII. 

7157. Borkentzagen, Leopold, Privatforſtbeamter, Forſth. Goburg, 
Poſt Wieſenfeld, Kreis Heiligenſtadt. XVIII. 

7158. Sarp, Karl, Forſtgehrlſe, Ahrensburg, Kreis Stormarn. IV. 
7159. Schaller, SEHR Forſtaufſeher, Jankemühle. Poſt 
Weichensdorf N.⸗L. IX . 
7180. Wranz. Forſtaufſeher, Altenberg, Kreis Mülheim 

a Mm. V. 
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7181. Feibig, Richard, Forſtauffeher, Lippenze, Poſt Droſten, 
omg S E 85 ſtſekretär, Stadtlohn i. Weſtfalen. XI 

tab; Corg, Forſtſekretär, Stadtlohn i. alen. XI. 
x Luderitz Neis 
Stendal. XVI 


7163. Goihl, Karl, Förſter, Brunkau, Bolt 
4. Würfel, Hugo, Revierjäger, Regensberg, Poſt Giehren, 
Kreis Löwenberg i. Schl. VIII. 


7165. Nuppik, Eduard. Forſtgehrlfe, Rosdzm, Kronprinzenſtr. 6, 
Kreis Kattowitz O⸗Schl. VI. 


* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Bau, Hermann, Forſtſekretär, Regenwalde i Pommern. , 
Jordan, Rudolf, Hilfsförſter, Friedrichshuld, Poſt Treten, Kreis 
Rummelsburg i. Pommern. 
Wallenhorſt, Reinhold, Förſter, Neufriedrichsdorf, Bolt Rathenow. 
FNanke, Joh., Förſter, Stavenow, Poſt Karſtädt, Weſtpriguitz. 
Ve Hilfsförſter, Eichow, Poſt Krieſchom, Kreis 
ottbus. 


Spoerl, Karl, Forſtgehilfe, Naila i. Bayern, Hoferſtraße 350. 

Heiſig, Robert, Förſter Rangsdorf. Kreis Teltow. 

Poſtelmann, Karl, Förſter, Gr.⸗Rödersdorf, Poſt Bladiau, Kreis 
Heiligenbeil. 

Gieſe, Georg, Forſtſekretär, Reußendorf, Poſt Landeshat. 

Steger, Auguſt, Forſtamtsaſſeſſor, Baiſingen, O⸗A. Horb, 
Württemberg. K 

Srokmaumn, Friedrich, Revierförſter, Eichwalde, Poſt Wyſchetzin, 
Kreis Wejherowo, Pommerellen. 

Willeke, Auguſt, Förſter, Dahlwitz, Kreis Teltow 

sand. Georg, Forſtaufſeher, Lintzel, Poſt Brockhöfe, Kreis 

elzen. 
v. Doernburg zu Hauſen, Freiherr, Karl Hans, Major a. D., 
e 


Darmſtadt, Heſſen 
Manke, Herbert, Forſtgehilfe, Neuhaldensleben, Forſtlehranſtalt. 
Naaſch, Willy, Hilfsförſter, Neuhaldensleben, Magdeburger Str. 24. 


E? 

Großer forſtlicher Lehrgang in Weſtfalen. 

Der Verein beabſichtigt, gemeinfum mit der 
Landwirtſchaftskammer für die Provinz Weſtfalen 
vom 6. bis 25. Juni d. J. einen dreiwöchigen 
forſtlichen Lehrgang in der Herzogl. Arenbergiſchen 
Oberförſterei Haltern unter Leitung des Forſt⸗ 
meiſters Lincke abzuhalten, falls ſich genuͤgend 
Teilnehmer melden. Um das letztere rechtzeitig 
feſtſtellen zu können, wird gebeten, die Geſuche 
um Teilnahme möglichſt bald, ſpäteſtens bis 
20. Mai d. J. an Forſtmeiſter Lincke, Haltern 
i. W., zu ſenden. Von dort kann auch der 
Lehrplan gegen Portoerſtattung bezogen werden. 
Nach Mitteilung der Zulaſſung ſind umgehend 
150 A (Waldbeſitzer 250 ) als Koſtenbeitrag 
für den Lehrgang an die Hauptkaſſe der Land⸗ 
wirtſchaftskammer zu Munſter i W. unter Angabe 
„forſtlicher Lehrgang“ einzuſenden. 1 Teil⸗ 
nahme kann ſich ohne Einſchränkung jeder Wald⸗ 
beſitzer und Forſtbeamte melden. 

Unterkunft wird auf Wunſch von der Leitung 
des Lehrgangs vermittelt. 

Geſchäftsſtelle des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
V 
Bezirksgruppe Oſtpreußen. 

Die Mitglieder des Vereins aus den Kreiſen 
Friedland, Heiligenbeil und Pr.⸗Eylau werden 
gebeten, ſich zwecks Ortsgruppengründung am 
Sonnabend, dem 7. Mai, 1 Uhr mittags, in 
Mellins Hotel. Königsberg i. Pr., Bergplatz, recht 
zahlreich einzufinden. 

Wilmsdorf bei Kreuzburg, Oſtpreußen. 

Wild, Oberförſter. 
> 
Ortsgruppe Bober⸗Katzbachtal. 

Am Sonnabend, dem 7. Mai, findet ein Wald⸗ 
ſpaziergang der Ortsgruppe ins Revier Mochau 
unter Führung des Herrn Oberförſters Grimke 
ſtatt, daran anſchließend Ortsgruppenverſammlung 
in Mochau in Wandels Gaſthaus. Zuſammen⸗ 
kunft früh 8½ Uhr in vorgenanntem Gaſthaus. 
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Tagesordnung der Ortsgruppenverſammlung: 

1. Jahresbericht und Rechnungslegung der Orts⸗ 
gruppe. 

2. Beſprechung über evtl. Neuwahl des Orts⸗ 
gruppenvorſtandes. 

3. Beſprechung der Beſchlüſſe des Hauptvorſtandes 
in Berlin am 11. Februar. 

4. Forſtliche und jagdliche Tagesfragen. 

5. Anträge zur Bezirksgruppenverſammlung. 

Bei der Reichhaltigkeit und Wichtigkeit der 
Tagesordnung ift das Erſcheinen ſämtlicher Mit⸗ 
glieder dringend erwünſchr. Gäſte willkommen. 

Der Vorſitzende: Prophet. 
E? 
Ortsgruppe Belzig. 

Der Einladung zur Berſammlung am 8. Januar 
1921 zu Wieſenburg hatten 22 Beamte und ein 
Gaſt Folge geleiſtet. Nachdem der Vorſitzende 
E den regen Beſuch dankte, wurde nochmals 
as Fehlen der Revierverwalter, welche doch ir 
erſter Linie das Bindeglied zwiſchen Waldbeſitzen 
und Beamten ſein ſollen, bedauert. Mit Freude 
wurde zum Ausdruck gebracht, daß unſer Verein 
am Schluß des Jahres einen Gehaltstarif zu⸗ 
ſtande gebracht hat. der ein befriedigendes Ein. 
kommen garantiert. Ein Antrag des Kollegen 
Ziehm, Lübnitz: „Die Ortsgruppe wolle den 
Hauptvorſtand erſuchen, bei den maßgebenden 
Regierungsſtellen vorſtellig zu werden, daß die 
Stellen im Kommunalforſtdienſt nicht allein den 
Anwärtern aus dem Staatsdienſt vorbehalten 
bleiben, ſondern auch durch Privatforſtbeamie 
beſetzt werden, da die Anwärter aus dem Staats⸗ 
dienſt dieſe Stellen meiſtenteis als vorüber⸗ 
gehend betrachten!“ ſoll weitergegeben werden, 
nachdem derſelbe einſtimmig von der Verſamm⸗ 
lung angenommen wurde. Nachdem die Ver⸗ 
ſammlung um 4 Uhr geſchloſſen war, eröffnete 
der Vorſitzende um 6 Uhr mit einer Anſprache 
an die Vereinsmitglieder, deren Familienange⸗ 
hörige und Gäſte den feſtlichen Teil des Tages. 
Es begann der Tanz. In den Zwiſchenpauſen 
wurde zunächſt eine Verloſung veranſtaltet, die 
dank der vielen Spenden der Vereinsmitglieder 
ein ſo günſtiges Reſultat erzielte, daß ein er⸗ 
heblicher Teil des Erlöſes zur Nolte⸗Stliſtung 
beſtimmt werden konnte. Auch die Einrichtung 
einer Saalpoſt und weitere Beluſtigungen trugen 
fehr zur Verſchönerung des Feſtes bei. So ſchied 
jeder einzelne mit dem Bewußtſein, einen recht 
vergnügten Tag verlebt zu haben. 

Breuer, Vorſitzender. Nielſen, Schriftführer 
* 


Ortsgruppe Königsberg i. Pr. ⸗Fiſchhanſen. 


Der für den 2. April erfolgten Einladung 
zwecks Bildung einer Ortsgruppe waren 19 Kollegen 
gefolgt. Es wurde die Gründung der Ortsgruppe 
unter obigem Namen vollzogen und die Satzungen. 
die durch Herrn Oberförſter Schweichler vorher 
aufgeſtellt waren, durchberaten und nach kleinen 
Anderungen angenommen. Vereinszeitung iſt die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“. Der Jahresbeitrag 
zur Ortsgruppe beträgt 26 „, zahlbar halb⸗ 
jährlich. Beitrag zum Hauptverein iſt außerdem 
zu zahlen, ebenſo Bezugspreis für die Vereins⸗ 
zeitung. Alle Zahlungen an den Hauptverein 
und für das Vereinsorgan geſchehen ſpäter durch 
die Ortsgruppe. In den Vorſtand wurden ge⸗ 
wählt: Vorſitzender: Oberförſter Schweichler, 
Faſanerie; Stellvertreter: Forſtverwalter Obrt: 


Schriftführer und Schatzmeiſter: Förſter Stein⸗ 
orth, Schönmoor; Stellvertreter: Forſtſekretär 
Rilat, Löwenhagen; ferner zwei Beiſitzer. Nächſte 
Verſammlung findet etwa in vier Wochen ſtatt. 
Tag wird bekanntgegeben. Steinorth. 


cc“ 
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Ortsgruppe Lüben und Umgebung. 

Zur Verſammlung am 13. März in Ober⸗ 
Gläſersdorf waren 28 Mitglieder, 3 Nichtmitglieder 
und 10 Damen erſchienen. Nach Eröffnung 
durch den Vorſitzenden begrüßte zunächſt Herr 
Oberförſter Wegener als Revierverwalter die 
Teilnehmer in ſeinem Wirkungskreiſe und rief allen 
ein herzliches Willkommen in Gläſersdorf zu. 
Hierauf wurde das Andenken unſeres verſtorbenen 
Mitgliedes, des Herrn Grafen von der Recke⸗ 
Volmerſtein⸗Parchau, eines wahrhaften Gönners 
der grünen Farbe und weidgerechten Jägers, 
durch Erheben der Anweſenden von ihren Plätzen 
eehrt. 

i Eine Vorbeſprechung des Vorſtandes und des 
Gehalts⸗ und Förſterausſchuſſes war der Ver⸗ 
ſammlung vorausgegangen, was weſentlich zur 
ſchnelleren Erledigung der einzelnen Punkte der 
Tagesordnung beitrug. 1. Forſtſekretär Oſtrop 
verlas den Jahresbericht 1920 und legte die von 
zwei Kollegen vorher geprüfte Jahresrechnung 
vor. Einwendungen wurden nicht gemacht und 
daher dem Schrift⸗ und Kaſſenführer Entlaſtung 
erteilt und dem Vorſitzenden ſowie dem Schrift⸗ 
führer für ihre Tätigkeit im vergangenen Jahr der 
Dank der Verſammlung ausgeſprochen. 2. Anträge 
aus der Verſammlung ſind nicht vorgebracht. 
Die Bearbeitung der Gehaltsfragen wurde dem 
Ausſchuß überlaſſen. 3. Kollege Schulz⸗Koslitz 
ſprach auf Wunſch über ſeine Erfahrung beim 
Zapfenſammeln und der Samendarre in Seidorf, 
die er zu einem Verſuch empfahl. Kollege Krauſe⸗ 
Kotzenau hatte verſchiedene Kiefernpflanzen eigener 
Kämpe ausgelegt. Ein Skat⸗Erlös (50 K) wurde 
von Nichttänzern der Lübener Verſammlung der 
Kaſſe als Spende überreicht. Auch die Damen 
ſtifteten nun ein Scherflein. Beide Spenden ſind 
mit Weidmannsdank angenommen. Eine Samm⸗ 
lung für den Stipendienfonds ergab 121 %. Als 
nächſte Zuſammenkunft iſt eine Exkurſion in 
Kotzenau gedacht; die Zeit zu beſtimmen wurde 
Herrn Oberförſter Bruhn überlaſſen. Herr Burg⸗ 
graf zu Dohna-Kotzenau, der fein Fernbleiben 
mit dem hohen Alter zu entſchuldigen erſuchte, 
ſandte Grüße, die freudig entgegengenommen 
wurden. Die Verſammelten baten Herrn Ober⸗ 
förſter Bruhn, dem Herrn Grafen im Namen der 
Ortsgruppe für das freundliche Gedenken zu danken 
und ihm herzliche Grüße und Weidmannsheil zu 
beſtellen. Revierförſter Krauſe gab dann noch 
Mitteilung von einem Schreiben, betreffend 
Gründung einer Fellverwertungs⸗Geſellſchaft m. 
b. H., Leipzig, das keinen Anklang fand. Gegen 
21, Uhr ſchloß der Vorſitzende die Verſammlung. 

Unter Führung des Herrn Obergärtners be⸗ 
ſichtigten wir dann den Gräfl. v. Balleſtremſchen 
Park und die Gärtnereianlagen. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit wurden die Teilnehmer an einigen ſchönen 
Punkten des Parkes von Frau So ſinski, geknipſt“. 


Nach Rückkehr zum Gaſthauſe war die Kaffeetafel 
gedeckt, zu der die Damen und Herren im Auftrage 
der Frau Gräfin von Balleſtrem freundlichſt ein⸗ 
geladen wurden, wofür ihr auch hier nochmals 
gedankt ſei. Zur weiteren Unterhaltung trugen 
Frau Mähnert, Kollege Schulz, Wicht, Franz und 
Grünberg viel bei. Beſonders das Schleſierlied, 
von Frau Mähnert vorgetragen, erntete reichen 
Beifall. Vor Aufbruch wies Herr Oberförſter 
Bruhn mit einigen Worten auf Oberſchleſien und 
den 20. März hin und ſchloß mit einem dreimaligen 
Horrido, worauf von den Verſammelten das 
„Deutſchland⸗Lied“ geſungen wurde: 


A. Oſtrop, Schriftführer. 
Gs ö 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 

Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 
Hauptvorſtand 
des Brandverſicherungsvereins Preußiſcher 
Forſtbeamten. 
Bekanntmachung. 

Die nach unſerer Bekanntmachung vom 
18. Dezember v. J. auf den 7. Mai d. J. 
angeſetzte 41. ordentliche Mitglieder- 


verſammlung des Brandverſicherungsvereins 
Preußiſcher Forſtbeamten muß verlegt werden 
und findet nunmehr am Sonnabend, dem 
11. Juni 1921, vormittags 11 Uhr, im 
Dienſtgebäude des landwirtſchaftlichen Miniſteriums 
hierſelbſt, Leipziger Platz 9, ſtatt. 

Die nach S 13 der Vereinsſatzungen zur Teil⸗ 
nahme an der Mitgliederverſammlung Berechtigten 
werden hierzu eingeladen. 

Die Teilnehmer haben nach § 16 der Vereins⸗ 
ſatzungen ihre Mitgliedſchaft bei dem Haupt⸗ 
vorſtande nachzuweiſen. u 
Eine recht rege Beteiligung an dieſer 
Verſamm lung liegt im Vereinsintereſſe, 
da eine wichtige Entſcheidung über Auf⸗ 
gabe oder Feſtſetzung des mit der Mann⸗ 
heimer Verſicherungsgeſellſchaft abge⸗ 
ſchloſſenen und von dieſer zum Ablauf 
dieſes Jahres gekündigten Unfallver⸗ 
ſicherungsvertrages zu treffen iſt. Die 


von der Geſellſchaft für die etwaige 
Fortſetzung des Vertrages geſtellten 
Forderungen ſind ſehr hoch, und der 


Verein würde dieſe Laſten ohne ganz 
erhebliche Erhöhung der Beiträge nicht 
tragen können. Nach Lage der Verhält⸗ 
niſſe erſcheint eine Aufgabe des Ver⸗ 
trages nicht nur ratſam, ſondern ſogar 
eboten. 

Die zur Borlage gelangenden Schriftſtücke, 
als Rechnung, Rechnungsabſchluß nebſt Ver⸗ 
mögensüberſicht und Jahresbericht für 1920 
ſowie der Haushalt für 1921, können im land⸗ 
wirtſchaftlichen Miniſterium, Königgrätzer Str. 123, 
vom 6. Juni 1921 ab in den Stunden von 11 


bis 2 Uhr mittags eingeſehen werden. 


Berlin, den 11. April 1921. 
v. d. Busſche. 


Inhalt: Die Beſetzung der Aufrückungsſtellen für die preußiſchen Staatsförſter. 30). — Ein Beitrag zur Verbeſſerung 


des Verlohnungsverfahrens in der preußiſchen Staatsf 
waldungen im Rheingau. 307. 


orſtverwaltung. 306 
Holzverkaufsergebniſſe für Preußen und B 


— 


Die Gewinnung der Eichenrinde in den Schäl⸗ 
im Monat März 1921. 308. Geſetze, 


ayern A 
Verordnungen und Erkenntniſſe. 309. — Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 311. Forſtwirtſchaftliches. 314. Waldbrände. 315. 


Brief: und Fragekaſten. 316. — Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Staats⸗Revierf örſter. 318. — Nachrichten fü 
— Nachrichten des Vereins 
Körperſchaften. 321. 


8 
ir den Verein Preußiſcher Stontsförfer. 
für Privatforſibeamte Deutſchlands. E. 3. 319. — Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und 


IX. — Bereinszeitung: Verein Preußiſcher 
318. — Nachrichten des „Waldheil“. 319. 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann. Neudamm. 
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Heute nachmittag 144 Uhr RE 
Si entichlief nach ſchweren, mit RG 
großer Geduld ertragenen E 
Leiden mein lieber Gatte, unfer SG 
lieber Vater, Schwiegervater EN 
Ea und Großvater, der (769 I 


Begemeister i. R. 


LErich Albrecht ou 
im noch nicht vollendeten M 
657. Lebensjahre. 
Dies zeigen in tieffter P 
Betrübuis mit der Bitte um 
a leg Beileid an , 
Forſthaus Hoffnung, Ham⸗ 
burg, Neſſelgrund, Giekau, 
8. April 1921 


marie Fett, geb. Freytag. 


August Kriegbaum. 
Aitred Bett, N 
GG Editha Hoff, geb. Winkler. 
m Walter Pott, 

Frieda Hoff, geb. Hoff. 
Inge. Helga und Waldtraut 
. als Enkelkinder. 
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Nur an beier Stelle werden 


Familien ⸗ Anzeigen kofſtenlos 
aufgenommen. 
Berlodungen: 


Frau Ehen Lücke, geb. Thiem, 


In der Nacht vom 8. zum 9. 
Freiherrlich Kniggeſche Oberförſter 


Herr Richard Schnücke. 


| Wir verlieren an ihm einen hochverehrten und geliebten 
Vorgeſetzten, deſſen hervorragend tüchtige forſtmänniſche Leiſtungen 
und Gaben uns alle Zeit ein Vorbild bleiben werden. 
Arbeit mit ihm war uns ſtets Freude, und in treuem Gedenken 
ſeiner ganzen Perſönlichkeit brechen wir ihm in Dankbarkeit den 


Die Forſtbeamten 
klich Kniggeſchen 


Am 1. April verschied plöglich der 
Staatliche Förſter 


Walter Frieboeſe, 


Jahrgang 91. 4. Kompanie Jäger⸗Batl. 1, 
zu Forſthaus Karlsburg, Bez. Wies baden, im Alter 


Als Kriegsteilnehmer im Oſten und Weſten erwarb er ſich 
das „Eiſerne Kreuz“ und kehrte am Kriegsſchluß mit einem 
ſchweren Herzleiden in die Heimat zurück. 

Mit ihm iſt ein treudeutſcher Mann mit wahrhaft vor⸗ 
nehmer Geſinnung dahingegangen. 
voll glühender Hingabe an ſeinen Beruf, ein weidgerechter Jäger, 
bei Vorgeſetzten, Kollegen und der Bevölkerung gleich beliebt. 

Nun ruht er aus nach ſchwerem Kampfe 


Ein getreues Andenken werden wir ihm ſtets bewahren 


Im Namen der Forſtbeamten 
der Oberförſterei Elbrighauſen: 
Gabriel, Oberförſter. k 
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Vorſthauſe für 3 Perſonen. Angebote 


jeder Art und 
Flexilis⸗Wer 


April verſchied nach Wi 
(456 RR 


Aktien⸗ 
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Für Betriebsregulierungs⸗ 
arbeiten (Zwiſchenprüfung) in der 
Stadtforſt Guben wird für 
ſofort ein erfahrener (717 


Taxator 


Die 


Forſtverwaltung. 
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für etwa 6 Monate 
:foldung nach Gruppe X der Preußi⸗ 
ſchen Beſoldungsordnung. Mel⸗ 
dungen mit Lebenslauf pp. baldigſt 
an Stadtforſtrat Redlich in 
Heidekrug, Kreis Guben. 
Guben, den 8. April 1921. 
Der Magiſtrat. 


Mlanntmachung. 


Die Gemeindeförſterſtelle 


in Winterberg ſoll infolge Ver⸗ 
ſetzung des zeitigen Inhabers in den 
Ruheſtand wieder beſetzt werden. 
Die Beſoldung erfolgt nach 
Gruppe 6 der ſtaatlichen Beſoldungs⸗ 
ordnung mit Anſpruch auf Ruhe⸗ 
gehalt u. Hinterbliebenenverſorgung. 
Die Anſtellung erfolgt zunächſt 
auf Probe. Meldungen Forſtver⸗ 
ſorgungsberechtigter und Jäger der 
Klaſſe A ſind bis zum 1. Juni d. J. 
bei dem Unterzeichneten einzureichen. 
Die Forſtverſorgungsberechtigten 
haben auf die Anſtellung im Staats⸗ 
dienſte Verzicht zu leiſten. (749 


Winterberg, den 6. April 1921. 
Der Bürgermeiſter. 
Müller. 


Forſteinrichter 


zu baldigem oder ſpäterem Eintritte 
geſucht. Bewerbungen mit Lebens⸗ 
lauf, Zeugnisabſchriften, Angabe 
von Empfehlungen und Gehalts⸗ 
anſprüchen au die (740 
Forſteinrichtungsanſtalt 
der Landwirtſchaftskammer 
für die Provinz Brandenburg, 
ö Berlin NW 40. 
Kronprinzen⸗Ufer 4—6. 


BU, Hilfsförſter 


für Stadtforſt im unbeſ. Rheinld. 
gesucht. Eintritt ſofort oder bald. 
Förſterdienſt, zieml. ſelbſtändig, ca. 
150 ha, Beſoldung Gr. 5, Ortskl. A, 
fr. Brennholz, fr 2⸗Zimmer⸗ 
Wohnung Aufſtieg in Ausſicht. 
Staatsförſter⸗ Anwärter bevorzugt. 
Angeb. unt. Nr. 713 bef. die Geſch. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Suche zum 1. 5. einen (786 


Hilfsförſter, 


der mindeſtens 2 Jahre praktiſch 
tätig war und Erfahrung im Jagen 
auf Rehe n. Hochwild hat. Bevor⸗ 
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geincht, Bes 


Pflichttreu bis zum äußerſten, 


im rauſchenden 


a, 12 5 4 ee , 8 788 Alain? ` 


mit Oberförfter Robert Neu: 
mann in Klein⸗Althammer O.⸗S. 

N Sterbefälle: 

Auer. Friedrich, Forſtrat a. D. in 
München. N 

Prieſterjahn, Auguſt, Königl. 
Sächſ. Revierförſter in Forſthaus 
Roendowitz, Poſt Guttentag. 

Seidl, Johanna, Forſtverwalter⸗ 
gattin in Landshut. 

Voß, Wilhelm, Gutsförſter in 
Bandelſtorf. Es 


Unterricht u. Penſon 
uche für Monat Jull 
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in landſchaftlich fchön gelegenem 


unter E. D. 5551 an Rudolf 
(743 
Be 
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Mosse, Hannover. 


J. Neumann in Neudamm. 


ie Kleinkaliber- 
L/ büchse als Sport- 
und Ubungswaffe. von 
Gerhard Bock. 2. Auflage. 
Mit 60 Textabb. 8 Mk. u. 
30 v. H. Teuerungszuschlag. 


einem Jäger⸗ oder Schützenbataillon 
gedient haben, ſowie Söhne von 
Förſtern. Gehalt wird nach dem 
‚bier geltenden Tarif gezahlt. 
Gutsverwaltung Wussow 
bei Tabuhn. Bezirk Röslin. 


Aſſeſſor, Oberförſterkandidagt) 


Größe zu ka 


ür Nachweis zahlen hohe Proviſion. ( 
» geſellſchaft 
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zugt werden Beamte, die noch bei 


and 
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n gefucht, 


d 
Geisberg⸗ 
ſtraße 2. 


„Berlin W 50, 


J. Neumann in Neudamm. 


usbildung und 

. Prüfung von 
Privatforstbeamten 
in Deutschland, nebst 
Erörterungen über 


Anstellung, Besoldung, 
Stellenwechsel u. -ver- 
mittlung. Ein Weg- 
Weiser bei der Berufs- 
Wahl und Ratgeber 
während der Ausbil- 


dung. von Oberförster 
Max Lincke, Preis ge- 
bunden 2,40 Mark und 
60 v. H. Teuerungszuschlag. 


Junges Mädchen 
2 

ohne gegenſeitige Vergütung, zur 
Erlernung der Wirtschaft auf ſchön 
gelegener Förſterei zum 1. Mar 
evtl. 15. Mai gesucht. (748 
Frau Stadtförſter Liessmanm, 
Forsth. Bürgerholz b. Burg b. N. 


Maädchen, 
das kochen kann, gegen hohen Lohn 
in herrſchaftlichen Haushalt nach 
Frankfurt ſofort gesucht. Fran 
zum Waſchen und Putzen vorhanden. 

Angebote an N 

Frau Bankdirektor Witscher, 

Frankfurt a. N., Königſteiner Str. 9. 


Forſtmann, Akadem., 4 Semeſter 
erfolgr. Studium in Tharandt, 6 J. 
Praxis auf nach ſächſ. Staatsmuſter 
bew. Revieren, 1 ½ J. Hilfsbeamter 
im ſächſ. Staatsdienſt, 29 J., ſucht, 
geſt. auf ausgez. Zeugn. u. Empfeh 
Stellung in gr. Verwaltg. a 


techn. ali oe 
Aſſiſtent eines Oberförſters. 


Antritt ſofort oder ſpäter. Ge 
Angebote unt. Fh. 757 beförd. 
Geſchſt. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Wir ſuchen für einen gebild. 
forſtl. u. kaufm. tüchtigen, zuverläßf., 
38 Jahre alten Forſtmann, welcher 
b. dato große Staats⸗Oberförſtereien 
mit Sägewerk, Waldbahnen, 
Förſtereien in Kurland, Litauen, 
Polen ſelbſtändig geleitet hat 
dauernde Vertrauensſtellung als 


[8,7 ge * 

Forſtperwalter, Oberförſter 
m. großem, fachlichem Wirkungskreis. 
Gefl. Angebote unt. „Waldheil“ 
762 beförd. die Geſchäftsſtelle der 
Deutſchen Forſt⸗Zeitung, Neudamm. 


—— ri — — 
Staatlicher Hegemeiſter auß 
Wartegeld, 61 Jahre, noch ſehr 
rüſtig, aus dem an Polen abge⸗ 
tretenen Gebiete, ſucht 


Stellung als Förſter. 


Bedingung: gute Wohnung und 

Deputat. Gehalt Nebenſache. Penſian 

wird nicht beanſprucht. Gefl. Zuſchr. 

unt. ©. H. 706 bet die Gesch. 

der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 
) 


Forſtlich und Des priere Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


EE 

Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertellährlich 10,50 VIE. bei allen Poſt⸗ 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 

80 Bi. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Veiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Bei⸗ 
träge, für die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen. Beiträge, die von ihren Verfaſſern 


auch anderen Zeitſchriften übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres⸗ 


Das Dienſteinko 


Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


mmen der preußiſchen Staatsforſtbeamten und 


36. | Band. | 


ihre Berforgungsaniprücher). | 
Bon E. Behm. 


Die nach langwierigen Verhandlungen im 
Dezember bereits abgeſchloſſene Reviſion der 
Beſoldungsgeſetze hat allen Beamten, Wartegeld⸗ 
empfängern, Penſionären und Hinterbliebenen 
eine zum Teil geringe, zum Teil aber auch 
namhafte Beſſerung ihrer wirtſchaftlichen Lage 
gebracht. Da die Ausführungsanweiſungen 


erſt vor etwa zwei Monaten den Behörden h 


zugegangen ſind, haben dieſe zurzeit noch 
mit den Umrechnungen zu tun. Es handelt 
ſich, wie man ſehen wird, um überaus 
verwickelte Beſtimmungen, die ſelbſt dem ge⸗ 
ſchulten Beamten manche harte Nuß zu knacken 
geben; die Berechnungen laſſen ſich daher nicht 
mit der gewünſchten Schnelligkeit ausführen, 
und es wird ſicher noch einige Zeit ver⸗ 
gehen, bis alle Beteiligten im Genuſſe der 
ihnen zugedachten Zulagen ſein werden. Die 
Zeitung bietet nicht den Raum, alle Be⸗ 


ſchwer iſt, ſich in ihnen zurechtzufinden, würde 
ein ſolcher Abdruck für die meiſten Leſer auch 
keinen großen Wert haben. Zweck dieſer 
Heilen iſt, die wichtigſten Anderungen in 
möglichſt gedrängter und überſichtlicher Form 
darzuſtellen und jeden Leſer in die Lage zu 
ſetzen, nachzuprüfen, ob er auch das erhalten 
at, worauf er Anſpruch machen kann, oder ob 
nicht etwa Verſehen untergelaufen ſind, wie 
das bei der Mannigfaltigkeit der zu beob⸗ 
achtenden Vorſchriften leicht vorkommen kann. 
Ich ſchicke eine überſicht voraus, aus der 
jeder Beteiligte erſehen mag, welche Art der 
Aufbeſſerung und von welchem Tage ſie für 
ihn in Frage kommt und welches Geſetz oder 
welche Verordnung die Vorſchriften enthält. 
Die laufenden Nummern dieſer überſicht 
ſtimmen mit den Unterabteilungen der Ab⸗ 
handlung überein, ſo daß ein jeder nur die 


ſtimmungen abzudrucken. Da es überaus für ihn wichtigen nachzuleſen braucht. 


An der Aufbeſſerung nehmen teil: 
5388 | | Tag 
Art Aktive 88 8 8 
$ BEA Warte) N Alt⸗ . . der 
der plan- 2 ege SCH Fee ek D Beſtimmung 
K mäßige 8 3 = hinter⸗ | Hinter Ver⸗ N 
Aufbeſſerung Forſt⸗ S SS enb- ſtands⸗ Bognäe | ` ` 1 
* [fänger beamte beamte übliebene bliebene änderung 
beamte SSA 
— 8 8 — 
| | ! SS 
S 388 | | Beſoldungsordnung 
I Erhöhung E | | $ (Anl. 1 zum 
des 5 SS | re 
Grun — et ze En DEG E ENG einkommengeſez 
285 | Beſoldungsordnung 
II. Schaffung 2330 , (Anl. 1 zum 
Raa hä ; 
| bon — Beamtendienſt⸗ 
Aufrückungsſtellen S- Säi — Sr E e — dl — 1.4. 1920 einkommengeſetz 
EEE Ä | | vom 17. 12. 1920) 
Get d * 
E „Bäsl | | | I A 


| S | 
2) Diefer Artikel iſt bereits vor einiger Zeit gefchrieben, kann aber aus Naummangel erſt jetzt gebracht werden 


324 


An der Aufbeſſerung nehmen tell: 
180 Sch Aktive R R | 
Se der ve Se Se en. Rn | Mr | me | mr | der Keitimmung 
Nr. | mäßige 3 9 ruhen ruhe binter⸗ hinter-] Der: | | 
Aufbeſſerung Forſt⸗ S , rt: ſtanbs⸗ Deng: ler 2 
Beamte Er fänger | Beamte | Beamte ſoltebene bliebenef änderung 
8852| 
5383 Ki SÉ 
14 . | | u @efeß v. 18. 12. 192 
II. Erhöhung in den | über die Gewährung 
| des erſten | | von Notzuſchlägen 
e KS | | | und abänderndes 
Ortszuſchlags — Zë | 1 | = — 11.10.1920) Geſetz vom 14, 1 
| | | Jahr | | | | | 1921 
` 8 t b . 1 = e 
IV. | Erhöhung des Aus | ` | | | | e 
gleichszuſchlags zum | | | EE 
Dee zur | | ) | Staatsminiſteriums 
rundvergütung und ' | 
zum Ortszuſchlag mg 1 | E | — 1.1.1921] vom 8. 2. 1921 
V. Erhöhung des Ruhe⸗ | | | | | ae . 
gehalts u. der Hinter⸗ | | | | Beamten⸗Altruhe⸗ 
bliebenenbezüge bei | | gehalts⸗Geſetz 
FF ` | | vom 17. 12. 1920 
feitigung d. Zuſchüſſe“— — —d amtlich — ſſämtlich 1.4. 1920 Be 
| | | | alle mit ruhe⸗ | | | Beamten⸗Dienſt⸗ 
ö | | | gehaltsfähiger ä . 
N i 2 | Dienſtzeit von u. Beamten⸗Altruhe 
VI.] Erhöhung des mindeſtens gehalts⸗Geſetz 
Verſorgungs⸗ — | —  |fämtlic 20 Jahren — — 1. 4. 1920] vom 17. 12. 1920 
zu la tt! EE Ee E a 
suſchlags un Ä | Verordnung des 
Staatsminiſteriums 
s SS Are ſämtlich alle Witwen 1. 1. 1921 vom 8. 2. 1921 
VI.] Erhöhung des | | Geſetz 
8 vom 18. 12. 1920 
Zuſchlags zu den | über die Gewähru 
D d H SR N . N 37 te 20 Bé na 
Kinderbeihilfen ſämtlich 1. 10. 1920 von Notzuſchlägen 


Was die Forſtbeamten für ihren Brennſtoff⸗ 
bedarf zu zahlen haben, iſt in Nr. 13 auf 
S. 238 näher ausgeführt. Es erübrigt ſich 


daher, hier darauf einzugehen. Die Regelung einige Beamtenklaſſen ſind Aufrückungsſtellen 


des Nutzungsgeldes ſteht noch aus. 

I. Eine Erhöhung des Grundgehalts tritt ein: 

a) bei den Forſtakademie⸗Profeſſoren (etzt 
Gruppe B 4). 
in 14 Jahren bis zum Höchſtſatz auf⸗ 
ſteigendes Mindeſtgrundgehalt von 9200 


bis 15300 „ und bekommen nunmehr ein 


ſolches von 9900 bis 16 200 4; 
p) bei den Landforſtmeiſtern (Gruppe A 13), 
deren letzten beiden Gch 
19000 bzw. 20 000 auf 20000 bzw. 22 000 % 
erhöht ſind. 
Die bisherigen Gruppen DS Forſtakademie⸗ 
Profeſſoren) und B6 (Forſtakademie⸗Direktoren) 
haben infolge Wegfalls einer der vorher: 
gegangenen die Bezeichnung DA bzw. DS und 
die Gruppe IV 
gleichem Anlaß die Bezeichnung III erhalten. 
Abgeſehen von den oben unter a und b er⸗ 
wähnten Ausnahmen find die Grundgehälter 


und Grundvergütungen in der bisherigen 


Deulſche Forſt⸗Zetung 


Dieſe erhielten bisher ein 


altsſtufen von 


(Oberlandforſtmeiſter) aus 


2 Nr. 18 Bd. 36 (1921) 


Höhe geblieben. Im einzelnen werden ſie 
weiter unten unter III aufgeführt werden. 
II. Schaffung von Aufrückungsſtellen. Für 


gebildet worden, die es ermöglichen, einen 
durch den Beſoldungsplan feſtgelegten Teil der 
betreffenden Beamten in die nächſthöhere Be⸗ 
ſoldungsſtufe zu verſetzen. Dieſe Aufrückungs⸗ 
ſtellen ſollen in der Regel nach dem Dienſt⸗ 
alter beſetzt werden. Sie können aber auch in 
beſonderen Fällen ausnahmsweiſe dienſtjüngeren, 
beſonders tüchtigen und mit beſonders ver⸗ 
antwortungsvollen oder arbeitsreichen Amts⸗ 
obliegenheiten betrauten Beamten verliehen 
werden. Hiernach iſt im einzelnen Falle zu 
prüfen, ob bei der Beſetzung einer gehobenen 
Stelle die Verleihung nach dem Dienſtalter 
oder unter Berückſichtigung der ſachlichen Er⸗ 
forderniſſe der Stelle an einen dienſtjüngeren, 
beſonders tüchtigen Beamten zu erfolgen hat. 
Auf die Verleihung einer ſolchen Stelle haben 
die Beamten keinen Rechtsanſpruch. Beamte, 
die vor der Verkündigung des Geſetzes (im 
Februar 1921) aus dem aktiven Dienſt aus⸗ 
geſchieden find, können in die Aufrückungs⸗ 


— em 


Nr. 18 Bd. 36 (1921) 
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ftellen nicht befördert werden. Für die übrigen 

iſt das Aufrücken mit Wirkung vom 1. April 

1920 möglich. N 
Das neue Beſoldungsdienſtalter wird bei 

Beförderung in Aufrückungsſtellen, in gleicher 

Weiſe wie bei anderen Beförderungen, ſo be⸗ 

rechnet, daß der Beamte den nächſthöheren 

Gehaltsſatz der Aufrückungsgruppe bekommt 

und darin zwei volle Jahre bleibt, wenn er 

nicht in der bisherigen Gruppe ſchon früher in 
eine gleich hohe oder noch höhere Stufe auf⸗ 
rücken würde. In letzterem Falle ſteigt er 
bereits zu dieſem früheren Termine in der 
Aufrückungsgruppe eine Stufe höher. Auf 
einen Fall darf ſich aber das neue Beſoldungs⸗ 
dienſtalter gegenüber dem früheren um mehr 
als vier Jahre (bei Beförderung von Gruppe 

4 12 nach A 13 um mehr als ſechs Jahre) 

verſchlechtern. In der Mehrzahl der Fälle 

wird das Beſoldungsdienſtalter beim Auf⸗ 
rücken in eine höhere Beſoldungsgruppe um 
vier Jahre vorgerückt. Beiſpielsweiſe erhält 
ein Förſter, deſſen Beſoldungsdienſtalter in 

Gruppe A 6 vom 15. Oktober 1906 rechnet, 

in Gruppe A7 ein ſolches vom 15. Oktober 

1910. 

Aufrückungsſtellen bietet die Forſtverwaltung: 
a) für die drei Amtsgehilfen der Forſtein⸗ 
richtungsanſtalten (Gruppe A 2) eine in 
Gruppe A3; 

b) für die beiden Forſtakademieſekretäre (Gruppe 
A6) eine in Gruppe A7; 

e) für die Förſter (Gruppe A 6) ein um die 
Revierförſterſtellen vermindertes Drittel der 
Zahl der Revierförſterſtellen und der Förſter⸗ 
ſtellen mit und ohne Revier. Da der 
Staatshaushalt für 1920 256 Revierförſter 
(einſchl. der verwaltenden) und 5146 Förſter 
aufweiſt, können mit Wirkung vom 1. April 
1920 m — 256 — 1545 Auf 
rückungsſtellen beſetzt werden. Auf Wunſch 
des Vorſtandes des Vereins der Preußiſchen 
Staatsförſter ſoll nicht das bisher übliche 
Dienſtalter, ſondern, wie die Zeitung bereits 
mitgeteilt hat, ein neu zu konſtruierendes 
Dienſtalter maßgebend ſein, das mit dem 
Eintritt in das Jägerkorps beginnt. Ferner 
ſoll das Drittel nicht für jeden Regierungs⸗ 
bezirk beſonders berechnet werden. Es 


— 
— 


—— — —— 


wird vielmehr eine Geſamtrangliſte für den 
ganzen Staat aufgeſtellt, die das Miniſterium 
bei der Vergebung der Aufrückungsſtellen, 
ſoweit ſie nach dem Dienſtalter erfolgt, 
zugrunde legt. Vorausſichtlich wird es 
möglich ſein, die einzelnen Bezirksrangliſten 
in dem in dieſem Vierteljahr neu er⸗ 


ſcheinenden Förſterjahrbuch zu veröffentlichen; 


d) für die drei Lehrer an den Forſtlehrlings⸗ 
ſchulen (Gruppe A 7) eine in Gruppe A 8; 

e) für die drei Regierungslandmeſſer bei den 
Forſteinrichtungsanſtalten (Gruppe A9) 
eine in Gruppe A 10; 

D für die Oberförſter (Gruppe A 10) ein um 
die gehobenen Oberförſterſtellen und die 
Forſtratsſtellen vermindertes Drittel der 
Zahl der Oberförſterſtellen mit und ohne 
Revier. Da der Staatshaushalt für 1920 
743 Oberförſter (einſchl. 10 gehobener) 
und 75 Forſträte aufweiſt, ſo können 
mit Wirkung vom 1. April 1920 — = 
— 85 — 188 Aufrückungsſtellen bejegt 
werden. Das maßgebende Dienſtalter 
findet ſich in meinem Buche „Die preußiſchen 
Forſtverwaltungsbeamten“. Die dort abge⸗ 
druckten Perſonalliſten müſſen durch Ein⸗ 
tragen der inzwiſchen übernommenen reichs⸗ 
ländiſchen Oberförſter aus dem im Januar 
erſchienenen Nachtrage ergänzt werden. 
III. Erhöhung des Ortszuſchlags. Vom 

1. Oktober 1920 an bis zu einer anderweiten 

Regelung durch den Staatshaushaltsplan er⸗ 

halten die nichtplanmäßigen Beamten, die 

wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger 

Vergütung bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen 

und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der 

wiſſenſchaftlichen Hochſchulen in den fünf erſten 

Anwärterjahren außer dem ihnen nach $ 14 

des Beamtendienſteinkommensgeſetzes zuſtehenden 

Ortszuſchlag, der 80 % des Ortszuſchlags der 

erſten Gehaltsſtufe der planmäßigen Beamten 

beträgt, noch weitere 20 % als Notzujchlag, 
ſo daß in dieſer Hinſicht ein Unterſchied 
zwiſchen den erſten fünf Anwärterjahren und 

CH 5 folgenden zurzeit nicht mehr 

eſteht. 

Die Grundgehälter bzw. Grundvergütungen 
und die beim Fehlen einer Dienſtwohnung zu 
zahlenden Ortszuſchläge betragen nunmehr: 


1. Planmäßige Beamte. 


— 


Von Beginn des Beſoldungsdienſtalters nach 


5 I? 

I Beamtenflafje „ IT FF EEE IE WE 
2. S233 38 
= 9 Auf⸗ Art der Bezüge 2 288 D e 8 GG leie lé 
3 rückungs⸗ = 6 leie el ëiu 82 
SS BE e ten EE A 

A IA A1 Al Al AI ALIA Ié 
A1] Ablagewärter Grundgehalt .. 4000 | 4300 | 4600 | 4900 | 5200 | 5500 | 5700 | 5900 | 6000 

Ortszuſchlag ohne /; | | | | | | 

Dienſtwohnung in Klaſſe E | 1000 | 1000 | 1000 | 1000 | 1200 | 1200 | 1200 | 1400 | 1400 


Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 1440 | 1440 | 1440 | 1440 | 1770 | 1770,| 1770 | 2100 | 2100 
Nr. 18 Bd. 36. 


Beamtenklaſſe 


E © Auf⸗ 
- 5 rückungs⸗ 
ſtellen 


Wieſenwärter, 
Amtsgehilfen 
der Forſtein⸗ 


A3] Unterförſter, 


ein Amtsgehilfe gé 


der Forſt⸗ 
einrichtungs⸗ 
anſtalten 


richtungsanſtalten 


Von Beginn des Beſoldungsdienſtalters nag 


E 
S 5 35 X 3 3 38 
Art der Bezuͤge = e = S S EEE 
V > > 
CA = Ne) OH — | zn! ken 
SI „ El al AE All ASIA 


Grundgehalt 4300 4700 | 5000 | 5300 | 5600 | 5800 | 6000 | 6200 6409 
Ortszuſchlag an in ag 1200 | 1200 | 1450 | 1450 | 1450 | 1700 | 1700 | 1700 | 1700 
Dienſtwohnung Ee 1000 1000 | 1200 | 1200 | 1200 1400 | 1400 | 1400 | 140 


E ee | 1440 | 1440 | 1770 | 1770 | 1770 | 2100 | 2100 | 2100 | 2100 


Grundgehalt. . 4600 5000 | 5400 | 5700 | 6000 | 6300 | 6500 | 6700 eg 


Ortszuſchlag in Klaſſe CG 1400 1700 | 1700 | 1700 | 2000 | 2000 | 2000 | 2000 | 2009 
ohne Fr „ D 11200 ] 1450 | 1450 | 1450 | 1700 | 1700 | 1700 | 1700 | 1708 
Dienſtwohnung „ „ FE 10001200 1200 | 1200 | 1400 | 1400 | 1400 | 1400 | 140 


Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 1440 | 1770 | 1770 | 1770 | 2100 | 2100 | 2100 | 2100 | 2109 


A A 


Zort Wege⸗ rundgehalt . . . 15000 | 5400 | 5800 | 6200 | 6500 | 6800 | 7100 | 7300 | 7569 
a ee in Sa B 12000 | 2000 | 2400| 2400 | 2400 | 2400 | 2500| 2800| 2808 
SC „ C1700 | 1700 | 2000 | 2000 | 2000 | 2000 | 2300 | 2300 | 2300 

Dienſtwohnun „ „ P1450 1450 | 1700 | 1700 | 1700 | 1700 | 1950 | 1950 | 1955 

g U. „ E 12001200 1400 | 1400 | 1400 | 1400 | 1600 | 1600 1600 

Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 1770 | 1770 | 2100 | 2100 | 2100 | 2100 | 2430 | 2430 | 2450 

As Förſter, Grundgehalt 5800 | 8300 | 6800 | 7300 | 7700 | 8100 ! 8300 | 8500 8700 
Jorſtakademie⸗ in Klaſſe A 3000 ! 3000 | 3000 | 3500 | 3500 | 3500 | 4000 | 4000 | 4000 
ſekretäre, Ortszuſchlag „ „ B 24002400 | 2400 | 2800 | 2800 | 2800 | 3200 | 3200 | 3209 

x akademiſcher Hohne „„ O 20002000 2000 | 2300 | 2300 | 2300 | 2600 | 2600 | 2660 
Garten⸗ Dienſtwohnung D 1700 | 1700 | 1700 | 1950 | 1950 | 1950 | 2200 | 2200 | 2208 


{ Verwalter 


IA. 7 Förſter O, 
ein Forſt⸗ 
akademie⸗ 
ſekretär G 
Revierförſter, 
Verwaltende 
e Revierförſter, 
orſt⸗ 
oberſekretäre, 
Forſtſchullehrer 


| A8] ein Forſtſchul⸗ 
\ lehrer e, 
Forſtrentmeiſter 


A8 Regierungs⸗ 
| landmeſſer 


Gin 


a 
g S 


7 


Ss 1400 | 1400 | 1400 | 1600 | 1600 | 1600 | 1800 | 1800 | 1800 
Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 2100 | 2100 | 2100 | 2430 | 2430 | 2430 | 2760 | 2760 | 2700 


Grundgehalt | 6200 | 6700 | 7200 7700 | 8100 | 8500 | 8900 | 9100 | 930 


in Klaſſe A 3000] 3000 | 3500 | 3500 | 3500 | 4000 | 4000 | 4000 | 400 
Ortszuſchlag „ „ B 24002400 2800 | 2800 | 2800 | 3200 | 3200 | 3200 3200 
ohne m O | 2000 | 2000 | 2300 | 2300 2300 | 2600 | 2600 | 2600 | 2000 
D 
E 


Dienſtwohnung 1700 1700 | 1950 | 1950 | 1950 | 2200 | 2200 | 2200 
1400 | 1400 | 1600 | 1600 | 1600 | 1800 1800 1800 | 1908 


. 


Ki 


2 2 3 


Li 


Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 2100 | 2100 | 2430 | 2430 | 24:0 | 2760 | 2760 | 2760 | 276% 


Grundgehalt | 6800 | 7400 | 8000 | 8600 | 9100 | 9600 | 9900 10200 


in Klaſſe A |3000 | 3500 | 3500 | 4000 | 4000 | 4000 | 4000 4000 

Ortszuſchlag „ „ B 2100 2800 | 2800 | 3200 | 3200 | 3200 | 3200 | 32 
ohne „ „ C2000 | 2300 | 2300 | 2600 | 2600 | 2600 | 2600 | 2600 
Dienſtwohnung „ „ P [1700| 1950 | 1950 | 2200 | 2200 | 2200 | 2200 2200 
en 1400 | 1600 1600 | 1800 | 1800 | 1800 | 1800 | 1800 


Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 2100 | 2430 | 2430 | 2760 | 2760 | 2760 | 2760 | 2780 | 


Grundgehalt | 7600 | 8300 Ton o 9600 102001080011 100,1 1400 


in Klaſſe 5 3500 4000 | 4000 | 4000 | 4000 | 4500 | 4500 | 4500 
Ortszuſchlag 2800 3200 | 3200 | 3200 3200 | 3600 | 3600 | 3600 
‚ohne a 5 2300 | 2600 | 2600 | 2600 2600 | 2900 2900 | 2900 

Dienſtwohnung „ PD [1950 | 2200 2200 | 2200 | 2200 | 2450 | 2450 2450 

„ „ E 1600 1800 | 1800 | 1800 | 1800 | 2000 | 2000 | 2000 


Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 2430 | 2760 | 2760 | 2760 | 2760 | 3090 | 3090 3090 


el 


N 


A 101 ein Regierungs⸗ 


K. landmeſſer e, 
Si Oberförſter 


Grundgehalt | 8400 | 9200 1000010800 130011800 1230012600 


in Klaſſe A 4000 40: 0 | 4000 | 4500 | 4500 | 4500 | 4500 | 5000 
Ortszuſchlag „ „ B 3200 3200 | 3200 | 3600 | 3600 | 3600 | 3600 | 4000 
ohne „ „ 0 [2600 | 2600 | 2600 | 2900 2800 | 2900 | 2900 
Dienſtwohnung „ „ D [2200| 2200 
2 118001800 


Ortszuſchlag⸗ 


—— ———ä— ' . — — —— nn nn nn nn nn — Sn rErerg 


D 


| > 
] Beamtenklaſſe 2 |, -T.lelelsle 
2 eut EN %% é 
= u S t DET Bezüge e VS: — an = = = — 
3 feier 1 S S S S S 2 
d a) lo ja | 82|8|88 
1 = EE | L AN ARE BE BE BE ME 
Lungen | __Gmmögebat [9700 Kozoolıuroolnasonjissoolsszoolteiooliasonl 


Oberförſter (Revier⸗ 
1 d Zeite Se ’ in Klaſſe 
und Lehrer bei den Ortszuſchla = R 
Forſtlehrlingsſchulen, 15 a g S 

I Oberförfter als Di i 

Dozenten und Ber: KE „ o 
walter der Lehr: Fr 15 
d reviere bei den Forſt⸗ 

akademien, 


| Oberförſter als forſt⸗ 
techniſcher Beirat beim 


A 4000 4500| 4500| 4500| 5000| 5000 5000| 5000 
B 13200 | 3600| 3600| 3600! 4000| 4000| 4000| 4000 
C 12600 | 2900| 2900| 2900| 3200| 3200 3200| 3200 
D 
Di 


2200 2450| 2450| 2450| 2700| 2700 2700 100 


1800 | 2000| 2000| 2000| 2200 2200 2200| 2200 


| Regierungspräſidenten N 4 
in Sigmaringen, | | | | | | 
R 3: und 
EH | — 
| | Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz 2760 3090 3090 ei 3420 3420 3420 


12] Oberforſtmeiſter — 2 1 


Klaſſe A 
Ortszuſchlag ohne „fi Se Sa 
Dienſtwohnung 


Ly 2 


„ „ P 245 2450| 2700| 2700| 2700| 2700| 2700 
Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 3090] 3090| 3220| 3420 3420| 3420 3420| 
Grundgehalt 


A1 Landforſtmeiſter 


4500| 4500| 5000 5000 5000 5000| 5000 
36005 3600 4000 4000 4000| 4000| 4000 
2900] 2900 3200 3200 3200 3200 3200) 
1320015600 18000 20000 22000 | 
Ortszuſchlag ohne | | | | | | | | 
in Klaſſe & Dienftmohnung | 9000] 5000| 5000 5000| 5000| 
Ortszuſchlag⸗Durchſchnittsſatz | 3420] 3420| 3420| 3420| 3420 | | 
2 4 | Broieiorenseisen Mindeſtgrundgehalt 9900108001170 1260013500 14400 15300 16200 
JHFForſtakademien Ortszuſchlag oh ne 2600 2900| 2900| 3200| 3200| 3200| 3200 10 
Dienſtwohnung 2200| 2450| 2450| 2700| 2700| 2700| 2700] 270 


Grundgehalt 1250013500 14500 15500165001 7500 18500 


Ortszuſchlag SES in ee Cl 2900| 3200| 3200| 3200| 3200| 3200) 3200 | 
Dienſtwohnung 2450| 2700| 2700| 2700 2700| 27000 2700 } 
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— 
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2 Dienſtwohnung in Klaſſe A 
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2. Nichtplanmäßige Beamte. 
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Der Ortszuſchlag für Inhaber von Dienſt⸗ 
wohnungen hat inſofern eine Anderung erfahren, 
als die nach dem Geſetz vom 7. Mai 1920 
vorgeſehenen Kürzungen, die bei einem Anfangs⸗ 
grundgehalt bis zu 7000 „ 30%, von mehr 
als 7000 bis 11000 / 40 % und im übrigen 
50 % des in der Gruppe erreichbaren höchſten 
Ortszuſchlags betragen, nach dem Geſetz vom 
17. Dezember 1920 nur Höchſtſätze darſtellen, 
unter die heruntergegangen werden darf. 
Innerhalb dieſer Grenzen wird dem Beamten 
für die Dienſtwohnung ein Betrag angerechnet, 
der den am Wohnorte des Beamten für 
Wohnungen derſelben Art zu zahlenden Miet⸗ 
preiſen entſpricht. Zu berückſichtigen iſt ferner 
der Wert, den die Wohnung für den Beamten 
hat. Der Anrechnungsbetrag iſt in allen 
Fällen durch die zuſtändige Behörde unter 
Beteiligung des Ortsbaubeamten und unter 
Mitwirkung der zuſtändigen Beamtenvertretung 
feſtzuſetzen. Nach welchen Geſichtspunkten 
hierbei zu verfahren iſt, geht aus der all⸗ 
gemeinen Verfügung des Finanzminiſters vom 
3. Dezember v. J. hervor, die die Zeitung 
demnächſt abdrucken wird. Gibt der Inhaber 
einer Dienſtwohnung unter Zuſtimmung ſeiner 
vorgeſetzten Dienſtbehörde Räume anderweit 
ab, die bei der letzten Wertsfeſtſetzung berück⸗ 
ſichtigt ſind, ſo iſt der anzurechnende Wert 


der Wohnung neu feſtzuſetzen. Der Erlös 
für die abgegebenen Räume fällt dem 
Staate zu. 


Den Inhabern einer Dienſtwohnung dürfen 
daher von obigen Ortszuſchlägen höchſtens 
abgeſetzt werden: 


in der Ortsklaſſe 


Beamten 
der Beſoldungsgruppe „ | De 
JI IA" A 
1 bis 3 9000 720 600 510 420 
4 und 5 1050| 8400 690 5850 480 
6 bis 8 1200 9600 780 660! 540 
9 180014401160 980] 800 
2000|1600|1280!11080| 880 


10 und 11 
12. 13 u. Einzelgehälter 12500 2000 1600013501100 


IV. Eine Erhöhung des Ausgleichszuſchlags 
zum Grundgehalt, zur Grundvergütung und 
zum Ortszuſchlag iſt dadurch eingetreten, daß 
vom 1. Januar an ein nach den Ortsklaſſen 
verſchieden bemeſſener Notzuſchlag bewilligt 
iſt, der für die Ortsklaſſe A 20 %, B 17 %, 
C 15 %, D 10 % und E 5 % beträgt. Es 
werden alſo in A 70%, B 67%, C 65%, 
D 60% und E 55 % der Summe von Grund⸗ 
gehalt bzw. Grundvergütung + Ortszuſchlag 
GEN gewährt, und zwar iſt der Berechnung 
er tatſächlich gezahlte, bei Dienſtwohnungs⸗ 
inhabern alſo der gekürzte Ortszuſchlag zu⸗ 
grunde zu legen. Für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1920 bleibt es bei dem bisherigen 
Ausgleichszuſchlag von 50% für alle Orts⸗ 
klaſſen. 
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beträgt der Ausgleichszuſchlag 


Beiſpiels⸗ 
weiſe bei | für Beamte ohne Dienſtwohnung 
einem v. 1. 1. 21 in der Ortsklaſſe 
Grund⸗ s 
gehalt von A | B | d D | E 
A A A A HM A 
5800 6160 | 5494 | 5070 | 4500 | 3960 
6200 6440 | 5762 | 5330 | 4740 | 4180 
6300 6510 | 5829 | 5395 48004235 
6700 6790 | 6097 | 5655 | 5040 | 4455 
6800 6860 | 616+ | 5720 | 5100 | 4510 
7200 7490 | 6700 6175 5490 4840 
7300 7560 | 6767 | 6240 | 5550 | 4895 
7700 7840 | 7035 | 6500 | 5790 | 511 
8100 8120 | 7303 | 6760 | 6030 | 5335 
8300 8610 | 7705 | 7085 6300 5555 
8500 8750 | 7839 | 7215 | 6420 | 5665- 
8700 8390 | 7973 | 7345 | 6540 | 5775 
9100 9170 | 8241 | 7605 | 6780 | 5995: 
9300 9310 | 8375 | 7735 | 6900 | 6105 


Für die Beamten mit Dienſtwohnung iſt. 
der Ausgleichszuſchlag natürlich niedriger. Da 
der dieſen beeinfluſſende Ortszuſchlg, wie oben 
unter III ausgeführt, ſich nach dem Mietwert 
der Dienſtwohnung richtet, kann eine Tabelle 
hierfür nicht gegeben werden. Es iſt nur 
möglich, die Höchſtbeträge anzugeben, die für 
eine Dienſtwohnung vom vollen Ausgleichs⸗ 
zuſchlag abgerechnet werden können. Dieſe 
Höchſtbeträge ſind 


für Beamte in der Ortsgruppe 
der Befoldungs- | A B 0 DIE 
gruppen A | A | 44 . | 4 
1 bis 3 630 482,40 390,00] 306 231 
4 und 5 735 562,80 448,50 351 264 
6 bis 8 8400 643,200 507,00 396 297 
9 1260| 964,80 754,00 5880 440 
10 und 11 140001072,00] 832,00] 648 484 

12, 13 und 

Einzelgehälter 1750 1340,00 1040,00 810 605 


Beiſpielsweiſe erhält ein Förſter in Orts⸗ 


klaſſe Eohne Dieuſtwohnung Gehalt 8300 A 
den vollen Ortszuſchlag (ſiehe die große 
Tabelle oben unter III) mit.. 1 800 „ 


und den vollen Ausgleichszuſchlag, 
nämlich (8300 1800) . 0,55 vom 
1. 1. 21 (ſiehe vorletzte Tabelle), alſo 5 555 „ 


15 655 % 

Hat er eine Dienſtwohnung mit höchſtem An⸗ 
rechnungswert, jo bekommt er 
neben dem Gehalt von 
einen Ortszuſchlag von 1800 —540 = 
und vom 1. 1. 21 einen Ausgleichs⸗ 
zuſchlag von 5555 — 297 - 


8 300 A. 
1260 „ 


e 08 8 tr 0 


5 258 „ 


14818 6 
Beträgt der Anrechnungwert der Dienſtwohnung. 


nur 400 A ſo bekommt er neben dem 

Gehalt von 8 300 . 
einen Ortszuſchlag von 1800 — 400 1400 „ 
und vom 1. 1. 21 einen Ausgleichs⸗ 

zuſchlag von (8300 1400). 0,55 5 335 „ 

(Schluß folgt in Nr. 20.) 15 035 AE 
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Aufgaben der kommenden Delegierten⸗Verſammlung des 
Vereins Preußiſcher Staatsförſter. 


Von Hilfsförſter Schellack, Paterſchobenſee. 
Ohne mich in den ſchwebenden Zeitungsſtreit einzumiſchen, überſende ich nach⸗ 


ſtehenden Artikel der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“) weil ich nicht daran denke, mich 
dem Terror der Vereinsleitung des Vereins Preußiſcher Staatsförſter zu beugen. 


Nachdem es mir als einſtiges Mitglied des geſchäftsführenden Vorſtandes nicht möglich 


war, in der neuen Vereinszeitung 


die Gründe meines Rücktrittes zu veröffentlichen, 


will ich mich nicht der Gefahr ausſetzen, daß auch dieſer Artikel, der eine teilweiſe 


Umſtellung der derzeitigen Vereinspolitik fordert, in den Papierkorb . 


chellack. 


Nach Mitteilungen der Vereinsleitung ſoll] dividualismus, Boykott und Verrufserklärung 


vorausſichtlich im Mai d. J. die Delegierten⸗ der 


Verſammlung ſtattfinden. In nachſtehendem 
ſei es mir geſtattet, die Entwickelung des 
Deutſchen Beamtenbundes, unter beſonderer 
Berückſichtigung unſerer Gewerkſchaft ſowie 
ihrer beſonderen Forderungen und ſomit die 
Aufgaben der kommenden Delegierten⸗Ver⸗ 
ſammlung, zu beſprechen. 

Als ich in den Monaten nach der Revolution 
eine energiſche Umſtellung unſerer damaligen 
Vereinspolitik forderte, um der Zeit gerecht zu 
werden, und aus dem Chaos für den Förſter⸗ 
ſtand zu retten ſuchte, was zu retten war, 
wurde ich teilweiſe nicht verſtanden. Nachdem 
nun heute das Leben in Deutſchland ein 
weſentlich anderes Bild bietet, iſt es an der 
Zeit, auch im Vereinsleben ſich dem neuen 
Rahmen anzupaſſen. Ob dieſe Anpaſſung von 
dem einen oder dem anderen verſtanden und 
gebilligt wird, iſt gleichgültig. 

Der Terror in den Beamtengewerkſchaften 
wird nachgerade beängſtigend. Wer in der 
„Gemeinſchaft“ (Organ des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes) vom 16. Januar 1921 den Artikel 
„Organiſationspflege in den Beamtengewerk⸗ 
ſchaften“ von A. Valkland geleſen hat, wird 
wohl ein gelindes Grauſen bekommen haben. 
Was fordert Valkland? Schrankenuloſe Herr: 
ſchaft der Führer, jedes Kritiſieren der Führer 
iſt verboten, ſyſtematiſche Ertötung des In⸗ 


*) Herr Hilfsförſter Schellack hatte uns vor 
einiger Zeit mitgeteilt, daß er auf Grund ſeiner 
Erfahrungen in letzter Zeit zu einer weſentlichen 
Anderung ſeiner Auffaſſung in bezug auf die 

ragen der Förſterpolitik gekommen ſei. 
10955 dann ferner bei uns an, ob wir nicht 
geneigt wären, einen Artikel ſeiner Feder zu 
bringen, der ſeine neue Stellungnahme zur 
gegenwärtigen Gewerkſchaftspolitik klarlegen ſollte. 
Wir teilten Herrn Schellack unſere Bedenken 

gegen eine Veröffentlichung in unſerem Blatte 
mit und erſuchten ihn, ſeinen Aufſatz zunächſt 
vorzulegen, da wir erſt dann in der Lage 
wären, uns ein Urteil zu bilden. Nach dem 
Inhalt ſeiner Ausführungen konnten wir uns 
unmöglich ablehnend verhalten, denn dieſe ſind 
unzweifelhaft geeignet, klärend und nutzbringend 
zu wirken. Wir veröffentlichen ſomit den Artikel, 
getreu unſerm alten Grundſatz, in unſerm Blatte, 
ohne Anſehen der Perſon, alle ſachlichen 
Außerungen zu Worte kommen zu laſſen, die dem 
preußiſchen Staatsförſterſtande förderlich ſein 
Können. Die Schriftleitung. 


Er ſagte ſchon Descartes, und 


Andersdenkenden, ein weitverzweigtes 
Aufſichts⸗ und Kontrollſyſtem (lies Spitzel⸗ 
ſyſtem) iſt einzuführen, die Vergewaltigung des 
einzelnen iſt die Freiheit der Geſamtheit uſw. 

Wie wird demnach unſere Stellung zum 
Deutſchen Beamtenbunde ſein müſſen: Die 
Valklandſchen Richtlinien ſind als das Grab 
des deutſchen Berufsbeamtenſtandes zu be⸗ 
zeichnen und daher ſcharf zurückzuweiſen. 
Leider beginnt man auch bereits in unſerem 
Verein nach Valklandſchen Ideen zu arbeiten. 
Es iſt ja bekanntlich augenblicklich ein gefähr⸗ 
liches Unterfangen, im „Verein Preußiſcher 
Staatsförſter“ anderer Meinung zu ſein als 
die Vereinsleitung, zumal wenn man dieſe 
Meinung noch öffentlich bekundet. Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzende fordern bei Verſammlungen 
zum geſellſchaftlichen Boykott der Nichtmitglieder 
und andersdenkenden Kollegen auf, Kollege 
Chriſtoleit wird wegen eines Artikels in der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ angerempelt — es 
fehlt nur noch, daß man ihm unterſtellt, feine 
abweichende Auffaſſung über Vereins⸗Angelegen⸗ 
heiten ſei auf die gute finanzielle Poſition 
ſeiner Urgroßmutter zurückzuführen, Vorſtands⸗ 
mitglieder dürfen in der Vereinszeitſchrift ihren 
Rücktritt nicht begründen u. a. m. 

Das ſind alles Argumente, die man be⸗ 
denkenlos unter dem Namen Terror zuſammen⸗ 
faſſen kann. Es muß ſchlecht um die Idee 
einer Gewerkſchaft beſtellt ſein, die derartige 
Mittel anwenden muß, um ihre Schäflein bei⸗ 
einander zu halten. 

„Aller Weisheit Anfang iſt der Zweifel“, 
bei ſolch einem 
Gebaren müſſen einem Zweifel kommen, ob 
der Förſterſtand auf dem richtigen Wege iſt. 

Treiben wir nicht Kirchturmpolitik, wenn 
wir auf den holperigen Wegen moderner Ge⸗ 
werkſchaftsbewegung nicht erkennen, daß gerade 
jetzt wieder unendliche Gefahren von allen Seiten 
das Vaterland bedrohen? Bemühen wir uns 
doch wieder einmal, die Dinge ſo zu ſehen, wie 
ſie wirklich ſind. Die ſoziale Welle hat die Maſſe 
des Volkes erfaßt, überall wird experimentiert, 
und mit welchem Erfolge? Niemand iſt zufrieden, 
der Kampf in der menſchlichen Geſellſchaft und 
in der Bruſt des einzelnen geht luſtig weiter. 
Auch der Förſterſtand iſt ein Spielball dieſer 
die Arbeitskraft und Schaffensfreudigkeit 
lähmenden Kräfte geworden. Die Urheber 


all unſeres Unglückes ſitzen jenſeits der Reichs⸗ 
grenzen und zerſtören mit verblüffender Regel⸗ 
mäßigkeit alle Anſätze zur inneren Geſundung 
unſeres Staatskörpers. Alles Mühen um 
Beſſerung unſerer wirtſchaftlichen Lage wird 
Experiment bleiben, wenn es uns nicht gelingt, 
den gordiſchen Knoten zu löſen und die droſſelnde 
Fauſt ſcheinbarer Giganten zu entfernen. Achten 
wir doch einmal auf unſere Rechte in Poſen und 
Weſtpreußen mit derſelben Gewiſſenhaftigkeit 
wie auf unſere Rechte aus der neuen Jagd⸗ 
ordnung, und die Anſtellungsnot iſt beſeitigt. 

Bei der Löſung der unzähligen kleinen und 
großen Probleme, die heute mit dem Walde 
und ſeinen Beſchützern verquickt ſind, können 
nur immer wieder dieſe unumſtößlichen Tatſachen 
nuſer Leitſtern ſein. Verwaltungs⸗ und Betriebs⸗ 
beamte haben aber die heilige Pflicht, endlich 
das Kampfbeil zu begraben. Phantaſiegeſtalten 
aus dem Reiche eines Jules Vernes, nämlich 
der Oberförſter, der gleichzeitig faſt alle Förſter⸗ 
arbeiten erledigt, und der Förſter, der keinen 
Verwaltungsbeamten über ſich braucht, müſſen 
aus der Fach⸗ und Standespreſſe verſchwinden. 

Die kommende Delegierten⸗Verſammlung 
findet hier alſo ein ausgedehntes Feld zu 
fruchtbringender Tätigkeit und wird in dieſem 
Sinne auch die akuten Einzelfragen des Förſter⸗ 
ſtandes behandeln müſſen. 

Im Mittelpunkt des Streites ſteht bekanntlich 
immer noch die Vor⸗ und Ausbildungsfrage, 
verbunden mit einer hitzigen Ausſprache über 
die Vorteile verſchiedener Verwaltungs⸗Syſteme. 

Man überſieht ſcheinbar, daß ſich in der 
Forſtverwaltung ein Syſtem weder von oben 
noch von unten dekretieren läßt. Jedes 
Verwaltungsſyſtem entwickelt ſich organiſch nach 
den Anforderungen des Volksganzen an ein 
ſtaatliches Unternehmen und dem Stande der 
Wiſſenſchaft auf dem betreffenden Gebiete. 
Kleine Kompetenzſtreitigkeiten ſind auch, ohne 
daß man ſie zu Staatsaktionen erhebt, zu regeln. 
Im heutigen Oberförſterſyſtem ſehe ich auf viele 
Jahre hinaus die wichtigſte Stütze zur intenſiven 
Ausnutzung unſeres Staatswaldes und auch 
nicht zuletzt einen Beſtandteil der zuſammen⸗ 
gefaßten Kräfte, die wir demnächſt gebrauchen 
werden, um die Fauſt der äußeren Bedrücker 
abzuſchütteln. 

Die Entwickelung unſeres Schulweſens kann 
allein beſtimmend für den Neuaufbau unſerer 
Vorbildung ſein. Soweit man. heute die 
Situation überſehen kann, ſind wir der Einheits⸗ 
ſchule weit entfernter denn je. Hingegen ſteigen 
die Koſten für den Beſuch einer höheren Schule 
fortgeſetzt. Die Delegierten⸗Verſammlung wird 
alſo das durchſchnittliche Einkommen der Förſter 
mit dieſen Tatſachen und ihrer diesbezüglichen 
Forderung in Einklang zu bringen haben. 
An der Forderung des forſtlichen Ausbildungs⸗ 
maßes gibt es keine Abſtriche. 

Eingehend wird ſich die Delegierten⸗Ver⸗ 
ſammlung mit dem neu gegründeten Förſterbunde 
zu beſchäftigen haben. Trotz vorausſichtlich 
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ſchmackhafter Vorführung bitte ich die Herren 
Delegierten beſonders folgendes zu beachten: 

1. Herr Kollege Pfalzgraf bezeichnete ſchriſt⸗ 
lich kurz vor der Gründung den Förſterbund 
ohne Bayern als „totgeborenes Kind“. Wenige 
Tage ſpäter hob er dieſes totgeborene Kind 
auch noch aus der Taufe. 

2. Der Förſterbund wurde ohne jede nennens⸗ 
werte Einzelvorarbeit überſtürzt gegründet. 

3. Wie vereinbart Herr Kollege Pfalzgraf 
die Aufnahme der Kommunal: und Privatförſter 
mit dem Auftrage der Delegierten⸗Verſammlung 
vom 1. bis 2. Oktober 1920, welcher Auftrag 
beſagte: „Für den Förſterbund kommen unſerer⸗ 
ſeits nur Staatsförſter in Frage?“ Iſt dies 
vielleicht die vielgerühmte Gewerkſchaftsdiſziplin? 

4. Wo bleibt die Intereſſenvertretung des 
„Vereins Preußiſcher Staatsförſter“, wenn der 
Herr 1. Vorſitzende auch gleichzeitig den Deutſchen 
Förſterbund leiten will? 

5. Iſt der Deutſche Förſterbund lediglich 
Kampforganiſation, oder gedenkt er mit anderen 
größeren, nicht im Deutſchen Beamtenbunde or⸗ 
ganiſierten Verbänden eine Arbeitsgemeinſchaft 
zu bilden? a 

Werden dieſe Fragen der Delegierten⸗ 
Verſammlung nicht erſchöpfend und einwand⸗ 
frei beantwortet, ſo iſt es verfehlt, auch nur 
mit der kleinſten Hypothek dieſes Unternehmen 
zu ſtützen. 

Auch unſere Stellung zum Deutſchen Beamten⸗ 
bunde muß eine andere werden. Wir müſſen 
endlich erkennen, daß es ſich für uns Land. 
beamte nicht lohnt, den großſtädtiſchen Führern 
Vorſpanndienſte zu leiſten, wofür man uns 
dann mit 5 Erhöhung des ſowieſo ungerecht 
verkeilten Ortszuſchlages abſpeiſt. Es darf 
dabei auch nicht außer acht gelaſſen werden, 
daß ſich die ganze moderne Gewerkſchafts⸗ 
bewegung totzulaufen beginnt. 

Nach eigener Mitteilung hat Herr Kollege 
Pfalzgraf befürwortet und ſich dahin feſtgelegt, 
daß die Sekretäre ſämtlich nach Gruppe VII 
kommen und den Dienſtaufwand der Revierförſter 
erhalten ſollen. Es iſt ja ganz ſelbſtverſtändlich, 
daß die Vereinsleitung mit allen Mitteln ein 
Abſchwenken der Sekretäre verhindern will, ich 
glaube aber nicht, daß ſich die Delegierten⸗ 
Verſammlung und die Mehrheit der Außen⸗ 
beamten mit dieſer Freigebigkeit des Herrn 
erſten Vorſitzenden einverſtanden erklären wird. 

Leider iſt kein Staatsförſter in den neuen 
preußiſchen Landtag gewählt. Die Delegierten⸗ 
Verſammlung wird deshalb die Frage auf⸗ 
zuwerfen haben, was die Vereinsleitung nach 
dieſer Richtung hin unternommen hat und wieviel 
Gelder für Wahlzwecke verausgabt ſind. 

Eine ſehr heikle Frage, die aber un⸗ 
bedingt beſprochen und geklärt werden muß, 
iſt unſer Verhältnis zur Zentralforſtverwaltung. 
Bekanntlich wurde dieſer Behörde von der 
letzten Delegierten⸗Verſammlung wegen Nicht⸗ 
bewilligung unſerer Forderungen das Miß⸗ 
trauen der Förſter ausgeſprochen. Den Haupt⸗ 
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grund der Differenzen, nämlich die Vor⸗ und 
Ausbildungsfrage, habe ich ſchon weiter oben 
behandelt, und ich ſehe keinen Grund, weshalb 
nicht auf dieſer Baſis eine Einigung zuſtande 
kommen könnte. 


1 Neuregelung der ſonſtigen Ein⸗ 


ſtellt. 
Einheitsfront verhelfen. 


— TEST 
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Noch eine Angelegenheit muß kurz beſprochen 
werden. Sollten wieder um ihre Sitze im 
Abgeordnetenhauſe beſorgte Abgeordnete ver⸗ 
ſuchen, die Delegierten Verſammlung ans 
Narrenſeil zu nehmen, k muß ihnen dieſes 
an Ort und Stelle gründlich zerriſſen werden. 
Und wenn dann wieder eine für uns maß⸗ 
gebende hohe Inſtanz mit Bezug auf die 
Staatsförſter zu ſagen belieben ſollte: „Ach, 
laſſen Sie mich mit dieſer reaktionären Bande 
in Ruhe“, ſo wollen wir deshalb nicht weiter 
böſe ſein. Dieſe „reaktionäre Bande“ wird ſich 


„iedenfalls im Walde bedeutend länger am Leben 


erhalten als es beſagter hoher Inſtanz auf 
ihrem Klubſeſſel gelungen d' SEN 

Der Raummangel verbietet es mir, auf alle 
Einzelfragen einzugehen. Ich wiederhole noch 
einmal zuſammenfaſſend: Keine Konzeſſionen 
an die Idee des Terrors, weder im eigenen 
Verein noch im „Beamtenbunde“, hingegen 
Verſtändigung der geſamten grünen Farbe, das 
ſind die Hauptaufgaben der kommenden Dele⸗ 
gierten⸗Verſammlung. Wird dieſes Ziel erreicht, 
ſo hat der Förſterſtand gezeigt, daß es ihm ernſt 
iſt mit ſeiner Tätigkeit für das Wohl des Vater⸗ 
landes und für ſeine eigenen Angehörigen. 
Unſere Not wie die des geſamten deutſchen 
Volkes wird erſt beſeitigt ſein, wenn wir 
wieder mit Stolz ſagen können: Deutſchland, 
1 über alles, über alles in der 

elt! 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Kuderung der SS 7 und 12 der Satzungen für 
die Forſtſchulen. 
Bericht vom 3. November 1920 — Nr. 508 — des 
ratoriums der Forſtſchule Hachenburg. 


Miniſterrum für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 226750. 


Berlin, 23. März 1921. 
In Abänderung meiner Verfügung vom 26. No⸗ 
nember 1919 — III 19 426 —, betreffend „Ande⸗ 
rung der Satzungen und der Hausordnung für die 
Forſtlehrlingsſchulen“, beſtimme ich: 
Der $ 7 Abſatz 1 der Satzungen erhält folgende 
Faſſung: a . 

Zu ihrer Ausbildung werden die Schüler 
unter beſonderer Aufſicht eine Zeitlang im prak⸗ 
tiſchen Hauungs⸗ und Kulturbetrieb beſchäftigt. 
Dieſe Beſchäftigung ſoll aber auf denjenigen 
Zeitraum beſchränkt bleiben, welcher erforderlich 
iſt, um den Schülern in den einzelnen Arbeits⸗ 
zweigen, beſonders bei den Kulturen, Sicherheit 
und Gewandtheit in allen Handgriffen zu eigen 
zu machen. Die Entſcheidung, ob dies erreicht 
At, trifft der Schulleiter im Benehmen mit 
den aufſichtführenden Lehrern und Betriebs⸗ 
beamten auf Grund örtlicher Beobachtungen und 
Prüfungen. In der Regel ſoll die praktiſche 
Beſchäftigung bei den Hauungen und Kulturen 
im ganzen den Zeitraum von 5 bis 6 Wochen 
nicht überſteigen. 

In dieſer Zeit ſowie zur Vornahme größerer 
Sehrwanderungen, Beteiligung an Jagden uſw. 
wird der häusliche Schulunterricht ausgeſetzt. 

Als Ferienzeit werden gegeben: Weihnachten 
14 Tage, im Sommer 3 Wochen, etwa von 
Nite Juni an. — Beginn und Schluß der 


Ferien ſetzt das Kuratorium feſt. Zu andern 
Zeiten kann, abgeſehen von den Oſter⸗ und 
Pfingſtfeiertagen, der Direktor die Schüler nur 
aus beſonders dringender Veranlaſſung bis zu 
3 Tagen beurlauben. 
Der $ 12 der Satzungen erhält folgende Faſſung: 
Die Schüler erhalten für die von ihnen zu 
Lehrzwecken auszuführenden Arbeiten keine Ent⸗ 
ſchädigung. 
Braun. 
An die Regierungen in Caſſel, Wiesbaden und Frankfurt a O. 
7 
Vergütung für Anfertigung von Aufmaßliſten. 
Allgemeine Verfügung Nr. III. 14 für 1921. 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 4313. 


Berlin, 27. März 1921. 
Ich ermächtige die Regierung, die in der 
allgemeinen Verfügung Nr. 1 für 1911 vom 
6. Januar 1911 — III. 14202 — feſtgeſetzten 
Höchſtſätze der Vergütung für Anfertigung von 
Aufmaßliſten, ſoweit ein Bedürfnis dazu vorliegt. 
bis zu 200 v. H. zu überſchreiten. 
Abdrucke für die Oberförſter liegen bei. 
Braun. 
An ſämtliche Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen. 
Prüfungsgebühren. 

Allgemeine Verfügung III Nr. 15 für 1921. 
Vänifterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 2014 II. 

Berlin, 31. März 1921. 
Mit Wirkung vom 1. April d. J. an ſind die 
Prüfungsgebühren für die forſtlichen Prüfungen 
auf den doppelten Betrag erhöht worden. Sie 
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betragen künftig 100 & für die Forſtreferendar⸗ 
prüfung und 120 „ für die forſtliche Staats⸗ 
prüfung, bei teilweiſer Wiederholung der letzteren 
60 &. J. A.: v. d. Busſche. 


Un ſämtliche Regierungen — mit Ausnahme von Münſter und 
urich — und die Herren Rektoren der Forſtakademie zu 
Eberswalde und Hann.⸗Münden uſw. 


5 


Steuerpflicht der Teuerungszulagen der 
Beamten. Um Irrtümern bezüglich der Steuer⸗ 
pflicht der im erſten Vierteljahr 1920 gezahlten 
Teuerungszulagen der Beamten vorzubeugen, teilt 
das Reichsfinanzminiſterium folgendes mit: 

Nach dem Erlaß des Herrn Reichsminiſters 
der Finanzen vom 22. November 1920 II Ku. 
29 262 iſt die Steuerpflicht der Teuerungs⸗ 
zulagen der Beamten für die Monate Januar bis 
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März 1920 feſtgelegt worden, denn das preußiſche 
Geſetz vom 30. Mai 1907 ſtellte dieſe Zulagen 
nur frei von der preußiſchen Landes⸗ und 
Gemeinde⸗Einkommenſteuer. Die Teuerungs⸗ 
zulagen der Beamten uſw. waren in den früheren 
ſüddeutſchen Einkommenſteuergeſetzen (Bayern, 
Württemberg, Baden uſw.) bisher ſchon ein⸗ 
kommenſteuerpflichtig. Die demnach Menuer: 
pflichtigen Teuerungszulagen der Beamten 
ſind als „unter ſonſtiger Benennung gewährte 
Bezüge und geldwerte Vorteile der im öffent⸗ 
lichen Dienſt angeſtellten oder beſchäftigten 
Perſonen“ im Sinne von $ 9 anzuſehen und bei 
Abgabe der Einkommenſteuererklärung zu berück⸗ 
ſichtigen. Auch iſt durch Erlaß vom 15. November 
1920 III Ku. 29 133 die Steuerpflicht der Wirk⸗ 
ſchaftsbeihilfen und Entſchuldungszulagen ent⸗ 
ſchieden worden. 


GP Eist 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Hofrat Profeſſor Dr. Max Kunze f. Am 
9. März d. J. iſt Hofrat Dr. Kunze, der langjährige 
Vorſtand der Sächſiſchen forſtlichen Verſuchs⸗ 
anſtalt und Profeſſor der Forſtmathematik an der 
Forſtakademie Tharandt, dort im Alter von 
84 Jahren geſtorben, nachdem er am 1. April 1911 
in den Ruheſtand getreten war. Kunze iſt Verfaſſer 
mehrerer ſelbſtändiger Werke und zahlreicher 
ſonſtiger Veröffentlichungen auf dem Gebiete der 
Holzmeßkunde und des Verſuchsweſens. Unter 
erſteren ſind beſonders zu nennen: Lehrbuch der 
Holzmeßkunſt 1872, Siebenſtellige Kreisflächen⸗ 
tafeln 1868, Hilfstafeln für Holzmaſſen⸗Aufnahmen 
2. Aufl., 1906, Anleitung zur Aufnahme des Holz⸗ 
maſſengehaltes der Waldbeſtände, 2. Aufl., 1891. 


CH 

Die Tagegelder für Dienftreifen der preußiſchen 
Staatsbeamten find kürzlich mit Wirkung vom 
1. Februar d. Is. inſofern erhöht worden, als 
an Stelle der bisherigen Entſchädigung beſondere 
Zuſchläge gewährt werden, die mit den geſetz⸗ 
mäßigen Tagegeldern zuſammen folgende Be⸗ 
träge nicht überſchreiten dürfen: 


5 Bei Dienſtreiſen 


ür Beamte] in beſonders | Im übrigen 
d e teure Städte, bei 
und zwar bei 
Beſoldungs⸗ mehrtägig.] eintägigenſmehrtägig.] eintägigen 
gruppen Dienfte Dienſt⸗ | Dienft- mm, 
reifen reiſen reiſen reiſen 
A AR A 1 
41—5 50 25 [ 35 | 20 
A6-8 u. B1—2] 60 30 40 25 
A9—12 u. B3-4] 70 35 50 30 
A3, B5 u. LIIII 80 40 55 35 
INN 90 45 60 40 


Für den Tag der Rückkehr dürfen die für d 


teure Städte feſtgeſetzten Tagegelder nur dann 
gesabit werden, wenn der Beamte an dieſem 

age an einem anderen teuren Orte das Mittag⸗ 
eſſen eingenommen hat oder dort längere Zeit 
tätig war. Als beſonders teure Städte gelten: 
Aachen, Altona, Bremen, Breslau, Coblenz, Cöln, 
Dortmund, Dresden, Düſſeldorf, Duisburg, Eſſen, 
nn a. M., Groß - Berlin, Hamburg, 

annover, Kiel, Königsberg i. Pr., Leipzig, 


Magdeburg, Mainz Mannheim, München, Oppeln. 
Stettin, Trier. S 
Wechſel im Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſterium. 
Nachdem es dem neuen Miniſterpräſidenten 
Stegerwald faſt nach Erſchöpfung aller Mögli 
keiten einer Kabinettsbildung doch noch gelungen ift, 
ſein Miniſterium endgültig zuſammenzuſetzen, hat 
auch ein Wechſel im Preußiſchen Landwirtſchafts⸗ 
miniſterium ſtattgefunden. Der Staatsminiſter 
und bisherige Miniſterpräſident Otto Braun iſt 
aus dem Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſterium 
eſchieden und an ſeine Stelle der bisherige 
Miniſterialdirektor des Miniſteriums für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, Profeſſor Dr 
Warmboldt, getreten. Wir begrüßen den neuen 
Herrn Landwirſchaftsminiſter auf das angelegent⸗ 
lichſte und erhoffen von ſeinem Wirken für den 
Wald und ſeine Heger und Pfleger das Beſte. 
Die Schriftleitung. 


Revierförſter und Forſtrezeptur. Nach S 95 der 
Revierförſter⸗Dienſtanweiſung ſind die Lohnzettel 
und ſonſtigen Rechnungen der Beamten ſeines 
Bezirkes dem Revierförſter zur ſachlichen Prüfung 
vorzulegen und hierauf nach Beſcheinigung der 
Oberförſterei zur Anweiſung einzuſenden. Selbſt⸗ 
verſtändlich geht dabei bis zur endlichen Aus⸗ 
zahlung des Lohnes an den Arbeiter eine volle 
Woche verloren, oder mit anderen Worten: der 
Arbeiter erhält im günſtigſten Falle erſt ſechs 
Tage nach Ausſtellung der Lohnliſten durch den 
Förſter ſein Geld. Wird die Lohnzahlung von 
der Forſtkaſſe — was ja allerdings nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der Fe uſw. geſchehen kann — 
dem nächſten Poſtſcheckamt überwieſen, ſo ver⸗ 
gehen oft 10 bis 14 Tage, ehe die Arbeiter in 
den Beſitz ihrer Löhne gelangen. Dieſem Übel» 
ſtande könnte einfach auf die Weiſe abgeholfen 
werden, daß dem Revierförſter oder ſeiner Frau 
a, wo die Verhältniſſe es erfordern, eine 
Forſtrezeptur unter eigener Verantwortung über⸗ 
tragen wird. Sofort wäre Wandel geſchaffen. 
und für die Arbeiter und Holzkäufer des 
Revierförſterbezirks bedeutete das eine große Er⸗ 
leichterung. Der Einwand, daß ſich dies mit den 
bisher beſtehenden Beſtimmungen nicht verein⸗ 
baren ließe, iſt 1 denn dieſe ſind längſt 
nicht mehr der heutigen Zeit entſprechend und 
darum völlig unzweckmäßig. Welcher Kaufmann 
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würde wohl zaudern, in feinem Betriebe zu Verein⸗ 
fachungen in der Geſchäftsführung zu ſchreiten. wenn 
dieſe eine Verbeſſerung bedeuten? Die Arbeiten 
F können meines Erachtens 
ämtliche Revierförſter bzw. unter ihrer Kontrolle 
deren Ehefrauen ſehr wohl ausfuhren. Es iſt 
klar, daß dieſe die Arbeiten bedeutend billiger 
und gründlicher leiſten können als irgendein 
Geſchäftsmann auf dem Lande, dem ſie ſonſt 
übertragen würden. So könnten große Summen, 
die für Rezepturen in Ausgabe geſtellt werden 
müſſen, zum großen Teil geſpart werden, was 
in unſerem verarmten Preußen not tut. Mit 
der Einrichtung der Rezepturen und Vereinigung 
mit der Revierförſterſtellung würde ohne Zweifel 
der Geſchäftsverkehr für Oberförſterei, Forſtkaſſe 
und Publikum erheblich erleichtert werden, und 
darum möchte ich dieſe Anregung zur Beſprechung 
ſtellen. Revierförſter Lucke, 
Annarode, Poſt Bahnhof Mansfeld. 


Einſchränkung des Tragens von Dienſtkleidung. 
Der Deutſche Beamtenbund hat in einer Eingabe 
an das Reichsfinanzminiſterium die Bitte vor⸗ 
getragen, Weiſung ergehen zu laſſen, daß 1. die 
bisher verwaltungsſeitig gelieferte Dienſtkleidung 
den Beamten auch in Zukunft in guten, halt⸗ 
baren Stoffen uſw. regelmäßig und rechtzeitig 

eliefert wird; 2. die den Beamten verwaltungs⸗ 

Lois gewährten Zuſchüſſe zu den Beſchaffungs⸗ 
koſten für Dienſtkleidung den Teuerungsverhält⸗ 
niſſen entſprechend erhöht werden; 3. den Beamten, 
die zum Tragen von Dienſtkleidung verpflichtet 
ſind, ohne dafür bisher einen Koſtenzuſchuß er⸗ 
halten zu haben, künftig ein angemeſſener Beitrag 
zu den wirklich erwachſenden Anſchaffungskoſten 
verwaltungsſeitig gezahlt wird. In der Eingabe, 
um deren dringliche Behandlung mit Rückſicht 
auf den hinſichtlich der Beſchaffungskoſten be⸗ 
ftehenden Notſtand der Beamtenbund gebeten hat, 
wird u. a. bemerkt, daß das Tragen von Dienſt⸗ 
kleidung ohne Schaden für den Verwaltungs⸗ 
betrieb weſentlich eingeſchränkt werden kann. 

\ ES 


2 


fan eine 


Erweiterung der Leiſtungen von „Waldheil“. 


Die unlängſt ſeitens des Vereins „Waldheil“ zu 
Neudamm, Bez. Ffo., beſchloſſene Anderung des 81 
ſeiner Satzungen (ſiehe Nr. 14 S. 262) ermöglicht 
eine weſentliche Erweiterung der ſegensreichen 
Vereinstätigkeit. Bisher mußten Geſuche von 
Hinterbliebenen, deren Ernährer nach dem 1. Fe⸗ 
bruar 1899 verſtorben war, ohne Mitglied des 
„Waldheil“ geweſen zu fein, ſatzungsmäßig, oft 
ſchweren Herzens, abgelehnt werden Der neue 
Beſchluß ſetzt an die Stelle des 1. Februar 1899 
den 1. Januar 1920 und macht damit alle in 
Not befindlichen Witwen und Hinterbliebenen von 
Forſt⸗ und Jagdbeamten, deren Ernährer vor 
dem 1. Januar 1920 verſtorben iſt, unterſtützungs⸗ 
berechtigt. „Waldheil“ kann ſich in Zukunft nun⸗ 
mehr, ſoweit ſeine Mittel es irgendwie zulaſſen, 
auch der vielen Hinterbliebenen von 
Kriegsteilnehmern der grünen Farbe 
beſonders annehmen. 

Die erweiterten Ziele des Vereins erfordern 
zu ihrer Durchfaͤhrung naturgemäß größere 
Mittel. An die Mitglieder ergeht daher zuerſt 
die Bitte: „Werbt für Waldheil!“ Die 
ſegensreichen Ziele des Vereins einerſeits und 
andererſeits die Sorge um die Möglichkeit einer 
Jpäteren Notlage feiner Angehörigen ſollten jeden 
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deutſchen Forſt⸗ und Jagdͤbeamten veranlaſſen. 
dem „Waldheil“ beizutreten. 

Es iſt ein Gebot des Zuſammenſtehens für 
alle Angehörigen der grünen Farbe, „Waldheil“ 
in ſeinen Beſtrebungen zu unterſtützen. An der 
Werbetätigkeit müſſen vor allem auch die Frauen 
der Forſt⸗ und Jagdbeamten teilnehmen. Ihnen 
und ihren Kindern ſollen ja im Falle der Not 
die Sorgen erleichtert werden. Auch von den 
alten Freunden und Gönnern des „Waldheil“ 
wird die oft ein Menſchenalter hindurch bewährte 
Treue weiter erhofft. 

So helfe jeder mit, daß der Beſchluß der 
letzten Mitgliederverſammlung zu einem Markſtein 
in der Entwickelung des Vereins „Waldheil“ werde 

2 


Vieh verſicherungs⸗Verein der Forſtbeamten 

auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 

Der ſeit dem 1. April 1906 beſtehende Verein 
verſichert auf Antrag den Forſtbeamten ohne 
Unterſchied der Rangſtufe und ganz gleichgültig. 
ob im Staats-, Körperſchafts⸗, Kommunal- ode: 
Privatforſtdienſte ſtehend, desgleichen den ſtändigen 
Waldarbeitern die Viehbeſtände nach Maßgabe 
ſeiner allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen zu 
den denkbar niedrigſten Prämien. Die Prämien 
betragen: für Pferde 2½ % und 3 mit Ein: 
ſchluß der dauernden Unbrauchbarkeit, für Rinder 
2% 9%, für Schweine und Ziegen 4½ % und 
haben ſeit drei Jahren gereicht, ſo daß kein Nach⸗ 
ſchuß hat erhoben werden brauchen. Zur eigenen 
Sicherheit ſollte daher jeder Forſtbeamte und 
Waldarbeiter bei dem Verein ſein Vieh verſichern. 
Eine ſolch billige und gute Verſicherungsgelegenheit 
wird ihm daher nicht wieder geboten. Gleichzeitig 
wird darauf hingewieſen, daß die Perleberger 
Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft, die den Vieh⸗ 
verſicherungs⸗ Verein der Forſtbeamten leitet, 
unſeren Mitgliedern den Schutz gegen die Verluſte 
durch Diebſtahl gewährt, und zwar im Anſchluß 
an eine Verſicherung bei unſerem Verein zu 
einem Prämienſatz von ½ (ein halb) %. Des⸗ 
gleichen iſt unſeren Mitgliedern Gelegenheit ge⸗ 
boten, bei genannter Geſellſchaft auch die Ver⸗ 
ſicherung der Leibesfrucht tragender Tiere zu 
nehmen. (Verluſte infolge der Trächtigkeit und 
des Gebärens für die Muttertiere ſind in die 
Verſicherung bei unſerem Verein mit eingeſchloſſen.) 
Satzungen, Allgemeine Verſicherungs-Bedin⸗ 
gungen ſowie Antragsformulare verſendet auf 
Anforderung koſtenfrei und jede gewünſchte Aus⸗ 
kunft erteilt bereitwilligſt Der Vorſtand. 


CH 
Torſtwirtſchaftliches. 

* Die Beeren⸗ und Pilzunutzung als Einnahme⸗ 
quelle für den Staat. Die Gebühren für das 
Sammeln von Beeren und Pilzen werden in 
dieſem Jahre erhöht werden. Auf den erſten 
Blick könnte das als eine Härte erſcheinen. Ur⸗ 
ſprünglich hatte die Verwaltung der Staatsforſten 
auch den Grundſatz vertreten, daß das Sammeln 
von Beeren und Pilzen nicht zu einer Einnahme⸗ 
quelle für den Staat ausgebaut werden ſollte. 
Das war aber nur richtig für eine Zeit, in der im 
weſentlichen die Bedürftigen und Schwachen die 
guten Gaben der Wälder einſammelten, ſie im 
eigenen Haushalt verbrauchten oder ſich durch 
Verkauf nur einen geringen Nebenverdienſt ve» 
ſchafften. In dem letzten Jahrzehnt hat ſich aber 
die Lage auf dem Beeren- und Pilzmarkt ſtark 
geändert. In immer größeren Maßen werden 


Pilze und Beeren der Volksernährung zugeführt 
und ſind deshalb auch im Preiſe erheblich geſtiegen. 
Der Wert der in den Staatsforſten geernteten 
Beeren und Pilze betrug 1908 ſchätzungsweiſe ſchon 
20 Millionen Mark. An dieſer Nutzung der Staats⸗ 
Achen war die Staatskaſſe ſelbſt aber durch die 
niedrigen Gebühren für die Sammelſcheine mit 
nur 26 000 „ beteiligt. Deshalb ging damals die 
verwaltung allmählich zur Erhöhung der 
bühren über. Schon 1914 ſollte eine Neuordnung 
der Gebühren nach einem Staffeltarif erfolgen. 
Der Krieg hat das verhindert. Im Gegenteil galt 
es, die Nahrungsmittel, die der Wald in reichem 
Maße bietet, der allgemeinen Volksernährung 
dienſtbar zu machen.; Und deshalb ermäßigte das 
preußiſche Landwirtſchaftsminiſterium die Zettel⸗ 
gebühr damals auf 5 9 für das ganze Jahr. Ars 
zwiſchen haben ſich die Preiſe für Beeren und 
Pilze phantaſtiſch erhöht und in gleichem Maße 
euch die Verdienſte der berufsmäßigen Sammler. 
Dagesverdienſte von über 100 Mk. find keine 
Seltenheit mehr. In einer Oberförſterei wurde an 
Zeeren und Pilzen von den Sammlern ein höherer 
Betrag aus den ſtaatlichen Forſten erzielt, als die 
Forſtverwaltung ſelbſt aus dem Holzſchlage ver⸗ 
elnnahmte. Bei vorſichtiger Schätzung kann man 
feſtſtellen, daß im letzten Herbſt an Beeren und 
Pilzen Werte von über 350 Millionen Mark aus 
den Staatsforſten herausgeholt wurden. An⸗ 
geſichts der ſchwierigen Lage der Staatsfinanzen 
erſcheint es geboten, daß die Forſtverwaltung an 
Neſer Nutzung der ſtaatlichen Wälder wenigſtens 
einigermaßen beteiligt iſt. Die Gebühren könnten 
für die Sammelſcheine auf wenigſtens 10 bis 15 A 
jährlich feſtgeſetzt werden, ein Betrag, der von 
den Sammlern in ganz kurzer Zeit bequem ein⸗ 
gebracht werden kann. Früher galt das Beeren⸗ 
und Pilzeſammeln als Nebenerwerb der Armſten 
der Armen. Heute iſt es ein wichtiger und lohnender 
Erwerbszweig geworden, der aber erſt ermöglicht 
wird durch das große Entgegenkommen, das der 
Staat der Sammeltätigkeit durch Freigabe der 
Pilz⸗ und Beerenſchätzé der Staatsforſten erweiſt. 
Bei der Neuordnung der Gebühren müßten ſoziale 
Kackſichten in weiteſtem Maße genommen werden. 
Bedürftige Erwerbsunfähige oder in der Erwerbs⸗ 
i Beeinträchtigte, insbeſondere alſo Kriegs⸗ 
ſchädigte, würden bei der Feſtſetzung der Gebühren 
zu bevorzugen ſein, ebenſo die Waldarbeiter und 
ihre Angehörigen. 


CH 
Waldbrände. 

Bezirk Königsberg. Im Fürſtl. Dohnaſchen 
Forſtrevier Prökelwitz brannten am 24. März 
4 ha zehnjähriger Kiefernſchonung gänzlich nieder. 
Der Waldbrand iſt anſcheinend durch Fahrläſſigkeit 
entſtanden. Es kann jedoch auch Brandſtiftung 
vorliegen, da der Brandherd nur 20 m von der 
öffentlichen Straße in einer Schonung lag. Das 
Feuer entſtand nachmittags gegen %2 Uhr. Bei 
Oſtwind breitete ſich das Feuer ſchnell aus und 
wurde im Weſten durch eine Schlagfläche und 
un Süden durch einen Waſſergraben begrenzt. 
Der Schaden iſt nicht durch Verſicherung gedeckt 

Bezirk Köslin, Oberförſterei Lauenburg. 
Im Revier der Förſterei Wutzkow wurden durch 
einen Waldbrand 3 ha 15jähriger Kiefern⸗ 
ſchonung gänzlich vernichtet. Bei 3 ha Kiefern⸗ 
altholz wurde außerdem die Bodendecke zerſtört. 
Zur Erleichterung des Abplaggens im Nachbar⸗ 
orte hatte ein jugendlicher Arbeiter ein Feuer 
amgemacht, das auf die ſtaatliche Schonung über⸗ 
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lief und bei ſtarkem Wind fofert Aber die halbe 
Dickung hinweg nach dem Altholzbeſtand, wo das 
Bodenfeuer zum Stehen kam. Außerdem iſt ein 
Nachbar⸗Kahlſchlag des Gutes Swante, etwa 50 ha, 
abgebrannt und mit Ausnahme einiger auf⸗ 
gearbeiteter unbe die angekohlt find, 
kein Schaden entſtanden. 


Bezirk Caſſel. Im Revier der Staatl. Ober⸗ 
förſterei Oberaula wurden am 26. März in 
den Diſtrikten 454 —e, 46 b, 47 b und 47 c durch 
einen größeren Waldbrand 12,55 ha jüngerer 
Beſtände 5 bis 40 Jahre), und zwar 1,7 ha Kiefer 
und 9,85 ha Fichten vollſtändig und 1 ha zum 
Teil, vernichtet. Ferner verbrannte bei ca. 2 ha 
des Beſtandes die Bodendecke. Das Be das 
vermutlich durch Funkenauswurf der Lokomotive 
des Perſonenzuges Treyfa— Hersfeld entſtanden 
war, wurde bemerkt, kurz nachdem der Zug gegen 
1 Uhr mittags die Strecke paſſiert hatte. Die 
vorhandenen Ge ele längs der Eiſen⸗ 
bahn waren zwar in Ordnung und wund erhalten, 
konnten aber das Feuer nicht aufhalten. Auch 
ein in einer Entfernung von der Bahn, dieſer 
gleichlaufend, vorhandener 6 m breiter Hole 
abfuhrweg, der vollſtändig wund gemacht war. 
wurde vom Feuer überſprungen, das nun an den 
anſtoßenden Nadelholzdickungen reichliche Nahrung 
fand und durch einen mäßigen Weſtwind immer 
von neuem angefacht wurde. Die ſeit Wochen 
herrſchende Dürre begünſtigte die Ausbreitung. 
Einwohner der benachtbarten Ortſchaften Olberode, 
Schorbach, Weißenborn ſowie eine Abteilung 
Eiſenbahnarbeiter waren raſch zur Stelle und 
vermochten nach anſtrengender Arbeit gegen 5 Uhr 
nachmittags des Feuers Herr zu werden. 


Bayern. In den Waldungen des Gutsbeſitzers 
von Stetten in Agſtetten wurden in der Nähe 
von Gehren etwa 8,2 ha G bis 20 jährigen 
jüngeren Beſtandes von Fichten, Föhren, Stroben 
und Douglas durch einen Waldbrand völlig ver⸗ 
nichtet. Das Feuer hatten Wandervögel aus 
Augsburg, die im Walde abkochten, verurſacht. 
Es entſtand in der Mittagszeit, etwa gegen 
1234 Uhr und verbreitete ſich bei dem herrſchenden 
ſtarken Oſtwind außerordentlich raſch, vom Aus⸗ 
gangsorte nach Oſten ab als Boden⸗ und 
Gipfelfeuer fortlaufend. Auch in entgegengeſetzter 
Richtung fraß der Brand, wenn auch langjam, 
weiter. Energiſchem Eingreifen der zahlreich 
erſchienenen Bevölkerung gelang es nach mehr⸗ 
ſtündiger Arbeit, den Brand zu lokaliſieren und 
zu löſchen. 


7 


Brief- und Fragekaſten. 
Leider iſt wiederum eine erhebliche Erhöhung der Portoſätze in 
Kraft getreten, ſo daß das Porto für den einfachen Brief jetzt 
60 Pf. beträgt. Dadurch ſind auch wir gezwungen, den Porto⸗ 
anteil, der jeder Anfrage an unſeren Briefkaſten beizufügen iſt, 
auf 1 Mk. 50 Pf zu erhöhen. Fragen, denen dieſer Betrag nicht 
beiliegt, müſſen ſo lange unbeantwortet zurückgelegt werden, bis 

Einſendung des fehlenden Portos erfolgt. 

Anfrage Nr. 33. Verſorgungszuſchlag eines 
Förſters i. N. in Gruppe 6. Ich bin am 1. Mai 1920 
mit über 50 Dienſtjahren in den Ruheſtand 
getreten, wohne in Ortsklaſſe E und beziehe ein 
am 14. Februar 1921 feſtgeſetztes Ruhegehalt als 
Neupenſionär von 8595 & und einen Zuſchlag 
zu dieſem von 2865 K. — Sit dies richtig? 

Ich werde zu dieſer Anfrage durch die Auskunft 
in der letzten Nummer Ihrer Zeitung veranlaßt. 
welche ſich mit der in Nr. 35 des Jahres 1920 
nicht deckt; nach letzterer Angabe wären meine 
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Zeitungsnummer 
Auskunft iſt nun richtig? 

W., Hegemeiſter i. R. 

Antwort: vi Verſorgungszuſchlag iſt ur⸗ 


ſprünglich nach 
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Bezüge richtig, nach der Auskunft in der letzten mit 2865 
A feſtgeſtellt. — Welche | durch das 


em Geſetz vom 7. Mai 1920 | auf 4727,50 
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& richtig feſtgeſetzt, inzwiſchen aber 
Geſetz vom 17. Dezember 1920 auf 
4297,50 K vom Penſionstage ab erhöht worden 
und erfährt nach der Verordnung vom 9. Februar 
1921 vom 1. Sum d. J. eine weitere Steigerung 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Seſetzung gelangende Forſtdienſiſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Oberförſterſtelle Guszianka (Allenſtein) iſt voraus⸗ 
Baus sum 1. Juni zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 
. Mai. 

Oberförſterſtelle Katzenbach (Wiesbaden) iſt zum 
1. Auguſt zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 20. Mai. 

Oberförſterſtelle Rogelwitz (Breslau) iſt zum 
1. Ok ober zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 20. Mai. 

Förſterſtelle Eggersdorf, Obert, Neuruppin (Pots⸗ 
dam), iſt zum 1. Juli neu zu beſetzen. Wirt⸗ 
ſchaftsland zurzeit 0,2230 ha Garten, 11,9230 ha 
Acker, 6,7910 ha Wieſe. Nutzungsgeld: 256 &. 
Anderweite Regelung iſt in Ausſicht genommen. 
Dienſtaufwands⸗Entſchädigung: 300 &. Be⸗ 
werbungsfriſt: 19. Mai. 


Förſterſtelle Hohenfier, Oberf. Göhrde (Lüneburg) 
iſt zum 1. Juli anderweit zu bei, pen, Wirt 
ſchafisland: rund 1 ba Garten, 4 ha Acker, 0,8 ha 
Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung zurzeit 
450 A. Be ſwerbungsfriſt: 15. Mai. 

Förſterſtelle Katzkeim, Oberf. Warnicken (Königs⸗ 

berg), iſt zum 1. Juli neu zu beſetzen. Zu der 

Stelle gehören: a) Dienſtwohnung, b) an nutz⸗ 

barem Dienſtland: 14 ha. Die Schule iſt in 

Heiligenkreuz, 5,1 km. Bahnſtation: Warnicken, 

3,8 km. Bewerbungen ſind bis zum 20. Mai an 

die Regierung in Königsberg, Abteilung III B 

einzureichen. 

Förſterſtelle Maßlau, Oberf. Halle (Merſeburgy), 
iſt zum 1. Juli zu beſetzen. Die Größe des Wirt⸗ 
ſchaftslandes, die Höhe des Nutzungsgeldes und 
der Dienſtaufwandsentſchädigung wird neu feſt⸗ 
geſetzt. Nächſter Bahnort: Schkeuditz, 5 km. 
Bewerbungsfriſt: 15. Mai. 

Förſterſtelle Schwentoje, Oberf. Neu⸗ Sternberg 
(Königsberg), gelangt zum 1. Juli zur Neu- 
beſetzung. Zu der Stelle gehören: a) Dienſt⸗ 
wohnung, b) an nutzbarem Dienſtland 18 ha. Die 
Schule ift in Augſtagirren, 2,6 km, Bahnſtation: 
Szargillen, 5 km. Bewerbungen ſind bis zum 
20. Mai an die Regierung in Königsberg, Ab⸗ 
teilung III B, einzureichen. 

Sie bebaute Hilfsförſterſtelle Altjingelow, Oberf. 
Taubenberg (Köslin), wird vorausſichtlich dem⸗ 
nächſt zur Beſetzung gelangen. Bewerbungsfriſt: 
10. Mai. 

Forſtſchreiberſtelle der Oberf. Friedrichswalde, Poſt 
Hinzendorf (Stettin), iſt zum 1. Mai zu be⸗ 
ſetzen. Der Bau einer Dienſtwohnung ſoll im 
Sommer d. J. erfolgen. Der Stelle wird etwas 
Acker beigelegt. Bewerbungen ſind umgehend 
einzureichen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Forſtaufſeher bzw. Hilfsförſter für die Stabtforſt 


Brieg geſucht. Bewerbungen ſind an den 
Magiſtrat Brieg einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Verwaltungsänderungen. 


Die Oberförſterei Freken iſt der Forſtiuſpektion Köslin⸗ 
DR am 1. April 1921 abgenommen und der Forſtinſpeknon 
Köslin⸗Weſt zugelegt worden. 

Die Oberförſterei Rheinwarden (Düſſeldorf) iſt am 
1. April 1921 auigeldit; ihre Flächen find auf die Ober: 
ſörſtereien Benrath, Weſel, Xanten und Cleve verteilt worden. 


Perſonalnachrichten. 
Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 

Verſetzt wurden am 1. April: 

ent, Oberforſimeiſter, von Aachen zur Forſteinrichtunss⸗ 
anſtalt Caſſel. 

Schuſter, Oberforſtmeiſter, von Schneidemühl nach Osnabrück. 

Hardt, Geh. Regierungsrat. Regierungs- und Forſtrat di 
Caſſel, an die Forſteinrichtungsauftalt in Caſſel. 

Nicolai, Regierungs⸗ und Forſtrat, von Arnsberg nach 
Hannover (Klonerforiten J)). 

Werckmeiſter, Geh Regierungsrat, Regierungs⸗ und Forſtrat, 
von Danzig nach Stettin. 
In den Ruheſtand find getreten die Oberforfimeifler: 

Moderſohn in Allenſtein. 

Rodegra in Stade. 

von Schrader in Osnabrück. 
In den Ruheſtand find getreten die Regierungs⸗ and 

Forſträre: 

Dunkelbeck, Geh. Regierungsrat in Stettin. 

Fitzau, Geh. Regierungsrat in Caſſel. 

Gempel, Geh. Regierungsrat in Stettin. 

Kloke, Geh Regierungsrat in Hildesheim. 

Kalk, Geh. Regierungsrat in Hau over. 

Schneider, Geh. Regierungsrat in Königsberg. 

Voß, Geh. Regierungsrat in Frankfurt. 
Zu Oberſorſtmeiſtern ſind am 1. April ernannt: 

Hitſchhold, Regierungs⸗ und Forſtrat in Potsdam, bei der 
Regierung in Allenſtein. 

von Schlütter, Regierungs- und Forſtrat in Caſſel, bei der 
Regierung in Stade. 

Schönberg. Regierungs- und Forſtrat in Frankfurt a O, 
bei der Regierung in Schneidemuhl. 

Schütte, Regierungs- und Forſtrat in Köslin, bei der Re 
gierung in Breslau. 

Schmanck, Geh. Regierungs⸗Rat in Caſſel, bei der Sec, 
einrichtungsanſtalt in Berl. 
Zu Regierungs- und Forſträten find am 1. April ernannt: 

Bergemann, Forſtmeiſter in Seegeberg, unter Übertragung 
der Forſtinſpektion Caſſel⸗Eſchwege. 

Boldt, Forſtmeiſter in Limmritz, unter uͤbertragung der 
Forſtinſpektion Köslin⸗Ou. 

Arandt, Forſtmeiſter in Ziegelroda, unter uͤbertragung der 
Forſtinſpektion Stettm⸗ Stargard. 

Gerland, Forſtmeiſter in Eiterhagen, unter Übertragung der 
Forſtinſpektion Cafſel⸗Marburg. 

Sey, Oberförſter in Neukirchen, unter uͤbertragung der 

rſtinſpektion Potsdam⸗ Oranienburg. 

Tiunenbrint, Oberf. Dahlheim, unter übertragung 
Forſtinſpektion Arne berg⸗Siegen 

Meyer, Oberf. Roſenthal, unter übertragung der Forft⸗ 
inſpektion Caſſel⸗Treyſa. 

Frhr. Spiegel von und zu Peckelsheim, Forſtmeiſter in Oatz⸗ 
feld, unter übertragung der Forſtinſpektton Caſſel⸗Ruön. 

Rechtern. Forſtmeiſter in Ebergögen, unter übertragung der 
Forſtinſpektion Caſſel⸗Hanau. 

Nottländer, Forſtmeiſter in Deg, unter übertragung der 
Forſtinſpektion Hildesheim⸗Clausthal. 

von Münd, ſiaatl. Oberförſter in Kreuzburgerhütte, Oberf 
Kreuzburgerhütte, iſt am 1. April zum Regierung 
und Forſtrat ernannt und ihm von einem vom 
Miniſterium noch zu beſtimmenden Termin an die 
Forſtinſpektion Frankſurt a. O.⸗Landsberg a. W. an 
der Regierung zu Frankfurt a. O. übertragen. 
Verſetzt wurden vom 1. April an die Forſtmeiſter: 

Asmus von Wallenſtein nach Burgioß (Caſſel). 

Diels von Rumbeck nach Elſterwerda (Merjeburg). 

Eigenbrodt von Drygallen nach Eiterhagen (Caſſel). 

Emilius von nn nach Aunaburg (Vlerjeburg). 

ee ven Hammerheide nach Steinbuſch (Frank⸗ 
urt a. x.) 

Kaafe von Harpſtedt nach Lonau bei Herzberg a. Harz 
(Hildeshermj. 

ae von Kaltenborn nach Zechlin (Potsdam). 

gentiſch von Behle nach Kottwitz (Breslau). 

von Jena von Kuhnedt nach Lichtefleck (Frankfurt a. O.) 

Kayſer von Thiergarten nach Neuholland (Potsdam). 

Moſſy von Kaſtellun nach Oranieuburg (Potsdam). 


der 
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Möälfer von Gerolſtein nach Coblenz cler. 

Yang von Wolfgang nach Salmünſter (Caſſel). 

Kößter von Wetzlar nach Minden (Minden). 

Schutz von Winenberg nach Warnicken (Königsberg). 
eichmann von Schmiedefeld nach Königsforſt (Cöln). 
acobi von Wangelin von Drusken nach Ziegelroda 

(Merſeburg). R 
In den Ruheſtand find getreten die Forſtmeiſter: 
Sick in Hahn (Wiesbaden). 
Befer in Lichtefleck (Frankfurt). 

Kleve in Abtshagen (Stralſund). 

Halmer in Stemſpringe (Frankfurt). 

Denicke in Wenningſen (Hannover). 

Dietmar in Cleve (Düſſeldorf). 
üͤlſchke, Oberförſter in Rennerod (Wiesbaden). 
zB in Bonten (Liegnitz). 
roning in Harzforſthaus, Oberförſterei Lonau (Hildes⸗ 


heim). 

Siſcher in Woidnig (Breslau). 
Sröhlich in Schleiden (Aachen). 
Frebe in Veckerhagen (Caſſel). 
Hebel in Salmünſter (Caſſel). 
Keilmann in Bensberg (Cöln). 

übner in Kottwitz (Breslau). 

atcobi in Burgioß (Caſſel). 

ordan in Elſterwerda (Merſeburg). 
Kampmann in Oranienburg (Potsdam). 
Dr. Kienitz in Chorin ([Potsdam). 

echow in Oranienburg, Muhle (Pots dam). 
Mohr in Coblenz Coblenz). 
zum in Zehdenick (Potsdam). 

olhnagel in Dillenburg (Wiesbaden). 
. in Warnicken (Königsberg). 

är, v. d. Recke in Altmorſchen (Caſſel). 
Steinhoff in Winneſeld (Hildesheim). 
Strüver in Liebenburg (Hildesheim). 
Schmidt in Zetlin Potsdam). 
Weiß in Ville (Köln). 
Wilke in Zechlmerhütte (Pots dam). 

Verſetzt wurden vom 1. April an die Oberförſter: 
Frohn von Röntgen nach Schleiden (Aachen). 
Bahn von Breitenheide nach Neuhof (Köslin). 
don Sachs, Oberfoöͤrſter o. R, von Caſſel zur Vertretung 

nach Hatzfeld (Wiesbaden). 


Zu Oberförſtern m. R. find am 1. April ernannt die 

Oberförſter o. R.: 

Kari in Kueſebeck, unter Verleihung der Oberförſterſtelle 

ammerheide (Frankfurt a. O). 

Borchert in Eberswalde, unter Verleihung der Oberförſter⸗ 
ſtelle Tiergarten bei Annaburg (Merfeburg). 

reng in Merſeburg, unter Verleihung der Oberfoörſter⸗ 
ſtelle Stein pring (Merjeburg). 

Sriefe in Groß⸗ Schönebeck, unter Verleihung der Ober 
förſterſtelle Drusken (Königsberg). 

Jung in Hannover, unter Verleihung der Oberförſterſtelle 
Wennigſen (Hannover). 

Karitzly in Kloſter Zinna, unter Verleihung der Ober⸗ 
ſoͤrnerſtelle Harpſtedt (Hannover). 

Klein in Bordesholm, unter Verleihung der Oberföͤrſter⸗ 
ſtelle Woligaug (Caſſel). . 

Kreckeler in Plieinitz, unter Verleihung der Oberfoörſter⸗ 
ſtelle Breitenheide (Allenſtein). 

Wehldurg-r in Joachimsthal unter Verleihung der Aber, 
ſörnerſtelle Moitgers (Caſſel). 

Petzle in Hann.⸗Münden, unter Verleihung der Ober⸗ 
ſörſterſtelle Behle (Schneidemühl). 

Schwieger in Potsdam, unter Verleihung der Oberförſter⸗ 
ſtelle Zechl nerhütte (Potsdam). Br 
Strauß in Eberswalde, unter Verleihung der Oberförſter⸗ 

ſtelle Weilburg (Wiesbaden). 


Frhr. Heyr von Schweppenburg, Forſtaſſeſſor, iſt vom 
1. April an unter übertragung der Hillsarbeiterſtelle 
im Zoologiſchen Inſtitut der Forſtlichen Hochſchule in 
Hann.⸗Munden zum Oberförſter o R. ernannt. 

In Camp, Fornaſſeſſor. bisher in Potsdam, iſt vom 1. April 
an nach Uszballen (Gumbinnen) beruſen. 
Zu Forſtaſſeſſoren wurden am 1. April ernannt: 

Feldmann in Morbach, unter Verleihung der Oberförfter: 
bebe Morbach (Trier). 

SFroitzheim in Spangenberg, unter Perleihung der Ober⸗ 
för erſtelle Rumbeck (Arnsberg). 

Gabbel in Münſter 1. W., unter Verleihung der Oberförſter⸗ 
De Obericheld (Wies baden). 
fmann in Herzberg, unter Verleihung der Oberforſter⸗ 
Heite Liebenburg (Hildesherm). S 

Benfen in Schnecken, unter Verleihung der Oberſörſter⸗ 
ſtelle Schnecken (Gumbinnen). 

Kottmeier in Wildau, unter Verleihung der Oberförſter⸗ 
ſtelle Sommin Köslin). 

Martinius in Johannisburg, unter Verleihung der Ober: 
förnerſtelle Johaunisburg (Allenſte iu). 

Seins in Röigen, unter Verleihung der Oberförſterſtelle 
Rötgen (Aachen). 

Söllig in Oberreiſenberg, unter Verleihung der Ober⸗ 
terſterſtelle Oberreifenberg (Wiesbaden). 
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Swart in Stralſund, unter Verleihung der Oberförfter⸗ 
ſtelle Abtshagen (Stralſund). u S 
Ziesmer in Reußwalde, unter Verleihung der Oberförſter⸗ 

helle Reußwalde (Allenſtein). 

Kröſch in Caſſel unter Verleihung der Oberförſterſtelle 
Schmiedefeld (Erfurt). 

Kahm in Neuruppin unter Verleihung der Oberförſterſtelle 
Kaltenborn (Allen nein). 

Scharffetter in Königsberg unter Verleihung der Ober 
förſternelle Gerilauken (Königsberg). 

Stürmer in Potsdam unter Verleihung der Ober foͤrſterſtelle 
Drygallen (Allenſtein) 

Bedding ın Riefensbeek unier Verleihung der Oberförſter⸗ 
Dette Willenberg (Allenſtein). 

Bitter in Gute unter Verleihung der Oberförſterſtelle 
Kuhnedt (Stade) 

An den preußiſchen Staatsdienſt ſind vom 1. April an 

übernommen: 

Tack, reichsl. Oberförſter, unter übertragung der Ober 
förſteruelle Rennerod (Wiesbaden). 

Brehme. reichsl. Revierjorſter, unter übertragung der Revter- 
förſterſtelle Frankenhain, Oberf. Meißner (Caſſel). 
Mannebach, reichsl. Revierförſter, unter übertragung der 

Revierförſternelle Breske, Oberf. Gräfenhamichen 

(Merſeburg). 

In den Ruheſtand find getreten die Forſtrentmeiſter: 
Braungardt, Rechnungsrat in Pote dam. 

v. 1 in Zielenzig (Frankfurt a. O.). 

Fritſche, Rechnungsrat in Hann⸗ Münden. 

Krüger, Rechnungsrat in Potsdam. 

Tork in Ouerode (Allenſtein). 

Ju den Ruheſtand ſind getreten die Revierförſter: 
Barnewig in Capoe, Dberförfierei Zehdenick (Potsdam). 
Bambey in Bockenem, Obert. Sillium (Hildesheim). 
Sallerſlaedt, Forſter o R. in Argenthal, Obert, Schnecken 

iſt vom 1 Juni an auf die Hilfe ſorſternelle Jodgallen. 

Oberf. Schnecken (Gumbinnen), verſetzt. 

Benderoth, Toruer in Eggersdorf, Oberf. Neuruppin, ti 
vom 1. out an nach Neukammer, Oberf. Kremmen 
(Potsdam), verſetzt. 

Beuermann, Förſter und Forſſchreiber in Purghaum, Oberf. 
Burghaun, vu nach Eichenberg, Oberf. Witzenhauſen 
(Caſſel,, verſetzt. 

Oberf. Halle 


Dammſchneider, Hegemeiſter in Maßlau, 
(Merſeburg), trıtt am 1. Juli in den Ruheſtand. 
Denſow, Föruer o. R in Jodgallen, Oberf. Samccken, 1 
nom 1. Juni an auf die Förſterſtelle Siemoken, Ober 

Weszkallen (Gumbinnen), verſent. 

Eickboff, Hegemeiſter in Harpnedt, Oberf. Harpſtedt, if 
vom 1. Juli an nach Wiltlage, Kloſter⸗Oberf. Osnabruck 
(Hannover), verſetzt. 

Grewatich, Förner o R. in Siberien, Oberf. Tawellningken, 
iſt vom 1 Mai an auf die Förſterſtelle Schönbrück, 
Oberf Neu⸗Lubönen (Gumbinnen), verſetzt. 

Hand, Förner o. R. in Leinefelde, Obert, Leinefelde, iſt 
vom 1. Mai an nach Heidersbach, Oberf. Suhl 
(Erfurt), verſetzt. 5 

echt, Jörſter in Dünamünde, Oberf. Neuendorf, iſt vom 
1 April an unter Ernennung zum Revierförſter nach 
Cappe, Obers. Zehdenick (Pots dam) verſetzt. 

Körner, Förner o R. in Alimorſchen. ZS bert. Altmorſchen, 
iſt vom 1 Mai an nach Asmushauſen, Oberf. Roten⸗ 
burg⸗Weſt (Caſſel), verſetzt. 

Krebs. Forner o. R. ig Ackmeniſchken, Oberf. Ibenhorſt. 
iſt die neu angekaufte Hilſsſörperſtelle in Suilllojen 
Oberf. Wilhelmsbruch (GEumbiunen), übertra en. 

Kuhrke, Forſter o R. in Fr ecrichsheide, ZC bert. Borken, 
iſt vom J. Mai an auf die Hilfsförmerſtelle Siberien, 
Oberf Tawellningken (Gumbinnen verſetzt 

Miethe, Förſter in Heſſenſtein. Oberf. Frankenau, iſt vom 
1. Mai an unter Übertragung der Zoruſchreiberſtelle 
nach Burghaun, Ebert, Buͤrghaun (Caſſel), verſetzt. 

Mücke, Forſter, in Berlin, bert Schönwalde (Unterkunft), 
letzte Dienuſtelle in Louiſenthal, Oberf. "unter bei 
(Marienwerder), iſt vom 1. April an nach Dünamunde, 
Oberf. Neuendorf (Pols dam, verſetzt 

Freuß, Jörſter in Niedeck, Oberf. Ebergotzen, tft am 1. April 
unter Crneunung zum Revierforſter nach Sorſum, 
Oberf. Diekbolzen (Hildesheim), verſetzt. 

Schneider, Forster in Neuzittan, Oberf. Erkner (Pots⸗ 
dam), iſt vom 1. April an auf ein Jahr zur Über 
nahme einer Priwpatſörſterſtelle beurlaubt 

Stehr, Jörner in Hohenfier, Oberf. Göhrde, iſt vom 1. Juli 
an auf die Forſterſtelle Hausbruch, Oberf. Harburg 
(Lüneburg), veriegt. 

Borgmann, Jorſtgehilfe in Beerenbuſch, Oberf. Menz, 
ot vom 1. April an nach Neichenwalde, Oberf. Colpin 
(Pots da m), verletzt. 

Engel, Forugehilſe in Vorgsdorf, Oberf. Falkenhagen, iſt 
vom 1. Marz an nach Zühlsdorf, Oberf. Schönwalde 
(Potsdam,, verſetzt 

Sen, Hilfsforner in Schulzendorf, Oberf. Schönwalde 
(Potsdam), (D am 9 November 19 0 von der Be 
urlanbung nach der 1 Unt -Cilſ) nicht zuruckgekehrt. 

Gänicke, Hilfsſorner in der bert Glücksburg, in vom 
1. Mat au nach Fornhaus Knobben, Oberf. Kuobben 
(Hildesheim), verſetzt. 
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Klückmaun, Hilfsförſter in Eberswalde (Forſtakademie), 
in am 10. Januar zur Ablegung der Förſterprüfung 
einberuſen und nach Baa⸗See, Oberf. Freienwalde 
(Potsdam,, verſetz:. 

Krüger, Forugehilfe in Klebow, iſt vom 1. Mat an nach 
Nauger, bert, Rothenfier (Stettin), verſetzt. 

Koſeuberg, Hilfsförſter in Karnkewitz, Oberf Karnkewitz, 
iſt vom 1. Mai an nach Oberſier, Oberf. Oberfier 
(Kös lun), verſekt. 

Zimmermann, Hilfsſörſter in Boguscyn, Kr Smiaiel 
(Polen), wird am 1. Juli nach Zicher, Oberf. Zicher 
(Frankfurt a. O.), einberufen. 

NForſteinrichtungsanſtalt Magdeburg. 


Mehrbardt, Oberforſtmeiſter in Magdeburg, up die Leitung Schucht, Vermeſſungstechniker, zuletzt im 


der am 1. Februar ins Leben gerufenen Forſtein⸗ 
richtungsanſtalt zu Magdeburg übertragen. 
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Titze. Regierungslandmeſſer (bisher an der Anſiedlungs⸗ 
Rommiſſion Poſen, iſt die Vermeſſungsbeamtenſtelle au 
der Forſteinrichtungsanſtalt zu Magdeburg vom 1. Aprir 
an übertragen. 

rams, Hilfsförſter (früher im Reg.⸗Bez. Danzig), zuletze 
im Forſteinrichtungsbureau Berlin, iſt unter Ernenuung 
zum Forſtoberſekretär am 1. Februar an die Forſtein⸗ 
richtungsannalt Magdeburg verſetzt. 


giſcher, Hilfs förſter im Bezirk Stralſund, iſt vom 1. Aprit 
an mit der auftragsweiſen Verwaltung einer Forſt⸗ 
oberſekretärſtelle an der Forſteinrichtungsanſtalt in 
Magdeburg beauſtragt. 

orſteinrichtung s. 

bureau Berlin, iſt am 1. April an die Forſteinrichtungs⸗ 

anſtalt zu Magdeburg verſetzt. 


Vereinszeitung. 


Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter. 


Der Schatzmeiſter unſeres Verbandes, Herr 
Kollege Großmann in Trebnitz, iſt am 15. April 
1921 plötzlich verſtorben. Die Kaſſenführung bis 

ur Neuwahl im Herbſt d. J. hat der ſtellvertretende 

chatzmeiſter, Herr Kollege Bretthauer in Singen, 
übernommen. Alle Anfragen, Beitragszahlungen 
uſw. bitte ich an dieſen zu richten. 

Schneidemühl, 21. April 1921. 

Koppitz, Vorſitzender. 
e 


Verein V 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 


Betrifft Satzungsentwurf. 

Den Herren Bezirksgruppenvorſitzenden find 
von der Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ je zwei Exemplare des Satzungsent⸗ 
wurfs für den Verein Preußiſcher Staats-Revier⸗ 
förſter zugeſandt worden. Ich bitte dieſelben 
durchzuarbeiten, da ſie bei der kommenden 
Delegierten⸗ und Mitgliederverſammlung zur 
Beratung und Annahme kommen ſollen. 


Hennig. 


=, 
Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 

Erläuterungen zur neuen Vereinsgründung. 

Die Würfel ſind gefallen: das, was ſchon lange 
in der Luft geſchwebt hat, die Neugründung eines 
neuen unpolitiſchen Staatsförſtervereins, iſt zur 
Tatſache geworden. Diesmal iſt es der Gegenſeite 
nicht gelungen, die Bewegung aufzuhalten, aber 
davon bin ich feſt überzeugt, daß uns und gewiß 
ſehr zum Schaden des Staatsförſterſtandes ein 
Kampf bis aufs Meſſer angeſagt werden wird. 
Nun, wir werden ihn erwarten und ſind ſelbſt 
zur Abwehr gewappnet; aber bleiben Sie ſachlich, 
meine Herren von der Gegenſeite, keine beweis⸗ 
loſen Unterſtellungen oder gehäſſige Zuſchriften, 
kein Hineinziehen von privaten Angelegenheiten 
in den unvermeidlichen Meinungsſtreit, wie es 
ſo bedauerlich bereits in dem Artikel gegen den 
Kollegen Chriſtoleit geſchehen iſt. Es liegt im 
Intereſſe des Anſehens unſeres Standes, daß die 
nun folgende Auseinanderſetzung ohne gegen⸗ 
ſeitige Entwürdigung erfolgt. 

Ich möchte nun in nachſtehendem eine kleine 
Erläuterung zu unſerm Vorgehen geben. Der 
Aufruf mußte kommen, nicht nur, weil es die 
höchſte Zeit war, einzulenken, ſondern auch, weil 
er von vielen Kollegen, nicht nur, wie gemeint 
wird, von einigen Außenſeitern, direkt gefordert 
wird. Auch die Minderheit hat ein Recht, 
an einem Vereinsleben teilzunehmen, auch der 
Andersgeſonnene darf an der Beſſerſtellung 


ſeines Standes mitarbeiten. Wir wollen vor allen 
Dingen die Politik und die Gewalt aus unſerm 
Verein ausſchließen. Jeder ſoll zu Worte kommen, 
jeder fol ſachlich ſeine Meinung äußern können, 
alles wollen wir hören, alles wägen und 
dann das Beſte zum Wohle unſeres Standes 
verwerten. Warum dieſer ängſtliche Ruf über 
eine Zerſplitterung? Auch unſere Ziele dürften 
ſich im allgemeinen mit denen des „Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter“ decken; nur darin. 
wie dieſe Ziele zu erreichen ſind, und in der 
Art, wie der Verein geführt werden muß, gehen 
unſere Wege auseinander. Wir wollen getrennt 
marſchieren, aber wenn möglich, von Fall zu Fall 
vereint ſchlagen. 

Betrachten wir doch einmal die Fabrikarbeiter. 
In einer großen Fabrik befinden ſich neben 
organiſierten auch unorganiſierte Arbeiter. Unter 
den organiſierten Arbeitern, den Gewerkſchaftlern. 
befinden ſich wieder Gewerkſchaften verſchiedenſter 
Richtung. Auch ſie alle erſtreben ein wirtſchaft⸗ 
liches Ziel, auch fie wollen es auf verſchiedenen 
Wegen erreichen, auch ſie gehen manchmal zu⸗ 
ſammen, um vereint zu ſchlagen. 

Zunächſt erſtreben wir, das in letzter Zeit 
verloren gegangene Einvernehmen zwiſchen allen 
Berufsſchichten der Staatsforſtbeamten nach 
Möglichkeit zu fördern. Wir laſſen uns hierbei 
beſonders von der Erwägung leiten, daß ein Weg. 
aus der Not unſeres Vaterlandes nur dann 
efunden werden kann, wenn unter den eigenen 
Volksgenoſſen ein allſeitig gutes Einvernehmen 
angebahnt wird. Dann wollen wir im neuen Verein 
vor allen Dingen verſuchen, die Vereinsbeiträge ſo 
niedrig wie möglich zu geſtalten. Wozu brauchen wir 
eine Gewerkſchaft, wozu einen Förſterbund? Haben 
wir nicht ſchon genug Beiträge aller Art zu zahlen? 
Fällt es unſern Anwärtern nicht ſchon heute ſchwer 
genug, ſich durch das Leben zu ſchlagen, teils ohne, 
teils mit Vaters Zulage? Für wirtſchaftliche 
Zwecke iſt unſer Verein zuſtändig; wollen wir 
forſtwirtſchaftlich etwas für unſern Wald tun, ſo 
können wir dies auch ohne den Förſterbund; wir 
haben unſere Vereinspreſſe zur regen Tätigkeit 
und außerdem andere Vereine, die wohl berufener 
ſind wie der Förſterbund und ſein Organ, der 
„Deutſche Förſter“. Wir wollen in unſerm Verein 
auch unſer Arbeitslos verbeſſern. Es iſt von jeher 
ſtets alle Arbeitslaſt auf die Schultern der Förſter 
geſchoben worden. Der heutige Staatsförſter iſt 
vollamtlich beſchäftigt, und es iſt wirklich nicht 
nötig, ihn als Arbeitspferd namentlich in ſchrift⸗ 
lichen Arbeiten noch mehr zu belaſten, wie es zum 
Nachteil unſeres Waldes ſchon geſchehen iſt. 

Wenn man heute in Geſellſchaft iſt, ſo hört 
man oft die Frage: Ja, was iſt denn eigentlich, 
in die Grünröcke gefahren, wo ſind dieſe Herren denn 
plötzlich hingeraten: ein Stand, der ſtets ſo national 
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geſinnt war? Das find die Folgen der Gewerkſchaͤft, Vereinbarung über Gehaltsmindeſtſätze für Privat ⸗ 


Die Folgen der Huldigung für einen Gebhardt. 
Gibt es doch Leute im Verein der Staatsförſter, 
die einem Zuſammengehen mit dem Landarbeiter⸗ 
verband das Wort reden; dem Landarbeiter⸗ 
verband, der durch ſeine Vertrauensleute uns 
Staatsförſter bekaͤmpft und bedroht, uns an⸗ 
chwärzt bis in die höchſten Stellen. So weit 
nd wir bei der Linksſchwenkung ſchon geraten. 
Daher iſt es hohe Zeit, daß es anders wird. 

Hand in Hand mit dieſen kurz angedeuteten 
Arbeitszielen muß eine entſprechende Vor⸗ und Aus⸗ 
bildung, ſowie eine angemeſſene, ſtandesgemäße Be⸗ 
ſoldung unſerer Anwärter erſtrebt werden. Dieſe 
müſſen in vollem Umfange für die unſerm Stande 
zufallenden Arbeiten befähigt ſein, haben aber 
auch Anſpruch darauf, in dem weiteren Werde⸗ 
gange vor Not geſchützt zu werden. In unſerer 
Vereinsleitung ſoll in erſter Linie in Wort und 
Schrift rückſichtsloſe Wahrheit die erſte Stelle 
einnehmen. 

Jeder Kollege, ob jung oder alt, ob im Dienſt, 
ob m Ruhe oder Ruheſtand, iſt uns angenehm, 
wenn er mit uns arbeiten will ohne Zwang, 
ohne Terror zum Beſten unſeres Wohles und 
Waldes mit dem Wahlſpruch: „Jedem das Seine“. 

Die vier unterzeichneten Herren bilden bis zur 
Vorſtandswahl den vorläufigen Vorſtand. Schrift⸗ 
ſtücke ſind bis auf weiteres an den Unterzeichneten zu 
richten. Anmeldungen zum Beitritt unter Angabe 
von Namen, Geburtstag, Wohnort, Regierungs⸗ 
bezirk, Oberförſterei, Bataillon, Kompagnie, Jahr⸗ 
gang an Staatsförſter Laabs, Pilow⸗ 
mühle b. Gr.⸗Zacharin, Kreis Neu⸗Stettin, erbeten. 
Forſth. Schönberg b. Baldenburg, Weſtpr. 

Koch, Staatsförſter. 
m 


Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


„Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7166. Lobach, Chriſtian, Forſtaufſeher, Hörfingen, Kreis Neu⸗ 
aldensleben. XVI. S . g 
1167. Thiel, Adolf, Forſtgehilfe, Beſſe, Kreis Fritzlar. XIII. 
7168. Wendenburg, Paul, Hilfsjäger, Serno, Poſt Köſelitz, 
Anhalt. XVI. 
1169. Guſinde, Arthur, Hilfsförſter, Viehau, Kr. Neumarkt. VII. 
ee 5 1 Remhold, Forſtaufſeher, Chemnitz, Schloß 
a. . 


7171. Jakob, Chriſtian, Forſtwart, Unterrot, Writbg. XVII. 
JE Weiß, aile EEN Kloſter Neuendorf, Poſt Jävenitz 
. ar e 
7173. Pagel, Karl, Gutsjäger, Seritbof Kanneberg, Poſt Dettm.⸗ 
Kölzow, Mecklbg.⸗Schw III. 
"E Hilfsjäger, Obergebelzig, Kreis Rothen⸗ 


10. : 
7175. Selle, Auguft, Privatförſter, Bendieſen, Poſt Nautzken, 
Kreis Labiau. I. 
EI 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
bübner, Max, Privatforxſtbeamter, Harmsdorf, Poſt Cantreck 
t Pommern 


Lapp. Karl, Jäger. Löhma, Poft Leutenberg. Kreis Rudolſtadt. 
Witt, Ludwig, Forſtgehilfſe, Damers, Poſt Lenſahn, Oldenburg. 
Kutz, a Hilfsförſter, Dimkuhlen, Poſt Grünwald, Kreis 


elgard. 
Bühler, Fritz, Forſtabſolvent, Forſtlehranſtalt Neuhaldensleben. 
orſt, Ewald, Hilfsförſter, Neuhaldensleben, Jacobſtraße 19. 
EE Hilfsförſter, Neuhaldensleben, Magdeburger: 
* 


ſtraße 24. 

Sanzbübner. Anguſt, Holzhändler und Beſitzer, Puſchdorf (Oſtpr.), 
3 Inſterburg. 

-Pberhen, Paul, Forſtgehilfe, Neuhaldensleben, Lehranſtalt. 

Deinert, Hermann. Förſter, Forſthaus Royen, Poſt Gr.⸗Hermenau, 

Kreis Mohrungen. 


€ 


forſtbeamte zwiſchen der Fachgruppe Forſtbeamte 

des deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes, Be⸗ 

zirksgruppe Brandenburg, und dem Branden⸗ 
burgiſchen Waldbeſttzerverbande. 


Inhaber von Dauerſtellungen. 
Grund⸗ Teuernngs⸗ 
gehalt Zulage 
A. Forſtſchutz⸗ und Hilfsbeamte 
5 1 Hilfsförſter) . 5000 & 2500 4 
Förſter. 
a) deren Forſtreviere bis 500 ha 
umfaſſen. 6000 „ 3000 „ 
b) deren Forſtreviere übers Oha 
umfaſſen. 7000 „ 3000 „ 
C. „ verwaltende 
evierförſter in Revieren von 
mindeſtens 800 ha und denen 
mindeſtens zwei Hilfskräfte 
aus den Beamten A oder B 
dauernd unterſtellt ſind 8000 „ 4000 „ 


Soweit es die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe 
des Waldbeſitzes zulaſſen, haben die Beamten 
Anſpruch auf 24 Zentner Getreide, 100 Zentner 
Kartoffeln, darüber hinaus Mehrbedarf zum 
Eigenverbrauch zu den Höchſt⸗ oder Marktpreiſen; 
Kuhhaltung oder Milch nach Verembarung— 
Gartenland mit 3 A pro Ar, Wohnung mit 
250 bis 450 , freie Heizung, einſchließlich Ber: 
kleinerung, zu 500 A. Die Naturalbezuge find 
wie folgt zu bewerten: zurzeit Kartoffeln 15 K. 
Roggen, Hafer, Gerſte 30 A8. Weizen 32 M, 
Erbſen 100 M. 

Für die Dienſtländereien iſt der ortsübliche 
Pachtpreis zu bezahlen. Deputate, Wohnung und 
Feuerung ſind auf das Gehalt anzurechnen 
Werden obige Naturalien (Getreide und Kartoffeln) 
nicht gewährt, ſo erhöhen ſich die Barbezuge um 
jährlich 3000 „. Werden dieſe Naturalien in 
geringerem Umfange gewährt, fo tritt eine Bar- 
entſchädigung von 20 & für jeden fehlenden 
Zentner Kartoffeln und von 42 A für jeden 
fehlenden Zentner Getreide ein. 


Inhaber von Wechſelſtellungen. 

D. Forſtſchutz⸗ und Jagdgehilfen bis zum 

4. Lebensjahre, monatliches Geſamt⸗Ein⸗ 

kommen 500 4, wovon 250 & auf freie 

Station gerechnet werden darf. 

E. Hilfsförſter, Forſtſchreiber, Revierjäger, Hilfs⸗ 
jäger über 24 Jahre, monatliches Geſamt⸗ 
einkommen 550 „1, wovon 250 A auf freie 
Station gerechnet werden darf. 

Das Einkommen der jetzt höher Beſoldeten 
darf nicht gekürzt werden. Nichtberufsmäßige 
Beſchäftigung ſoll beſonders entlohnt werden. 
wenn das Revier größer als 500 ha iſt. 

Die Einſtellung von Lehrlingen darf ſeitens 
der Waldbeſitzer von den Forſtbeamten nicht 
verlangt werden. Den Beamten ſteht je nach 
Dienſtalter ein Urlaub von mindeſtens acht bis 
vierzehn Tagen zu. 

Die Ausübung der Jagd erfolgt nach An⸗ 
weiſung des Jagdherrn. Die Jagdtrophäen 
(Geweihe. Gehörne. eh ſollen dem berech⸗ 
tigten Erleger überlaſſen werden. Die Mac 
der übrigen Bezüge aus der Jagd auf Nutzwil 
ſowie auf Raubzeug bleibt der freien Verein⸗ 
barung überlaſſen. 

Einnahmen aus der Jagd ſollen dem Stellen⸗ 
inhaber nicht zu ſeinem ſonſtigen Einkommen 
angerechnet werden. 


Nr. 18 Bd. 36 (1921) 


Ausſchüſſe anzurufen. 


Vorſtehende Vereinbarung gilt bei viertel⸗ 
jährlicher Kündigung zum Quartalserſten vom 


1. Januar 1921 ab. 
Dieſe Abmachung bezieht 
Kommunalforſtbeamte. 
Berlin, den 1. April 1921. 
Der Vorſitzende 


des Brandenburgiſchen Waldbeſitzerverbandes. 


Gez.: v. Keudell, Hohenlübbichow. 
5 
Großer forſtlicher Lehrgang in Weſtfalen. 


Landwirtſchaftskammer für die Provinz Weſtfalen 
dom 6. bis 25. Juni d. J. einen dreiwöchigen 
forſtlichen Lehrgang in der Herzogl. Arembergiſchen 
Oberförſterei Haltern unter Leitung des Forſt⸗ 
meiſters Lincke abzuhalten, falls ſich genügend 
Teilnehmer melden. Um das letztere rechtzeitig 
feſtſtellen zu können, wird gebeten, die Geſuche 
um Teilnahme möglichſt bald, ſpäteſtens bis 
20. Mai d. J. an Forſtmeiſter Lincke, Haltern 
1. W., zu ſenden. Von dort kann auch der 
Lehrplan gegen Portoerſtattung bezogen werden. 
Nach Mitteilung der Zulaſſung ſind umgehend 
150 „ (Waldbeſitzer 250 /) als Koſtenbeitrag 
für den Lehrgang an die Hauptkaſſe der Land⸗ 
wirtſchaftskammer zu Münſter i W. unter Angabe 
„forſtlicher Lehrgang“ einzuſenden. Zur Teil⸗ 
nahme kann ſich ohne Einſchränkung jeder Wald⸗ 
beſitzer und Forſtbeamte melden. 

Unterkunft wird auf Wunſch von der Leitung 
des Lehrgangs vermittelt. 

Geſchäftsſtelle des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
7 


Forſtlicher Lehrgang in Rügenwalde. 

Der Verband Pommerſcher Waldbeſitzer hält 
in der Zeit vom 2. bis 8. Juni in Rügenwalde, 
Kreis Schlawe, einen forſtlichen Lehrgang ab, an 
welchem die Mitglieder unſerer Bezirksgruppe 
teilnehmen können. Beginn am 2. Juni, vor⸗ 
mittags 9,30 Uhr, im Konzerthaus in Rügenwalde, 
Kreis Schlawe. Anmeldungen zur Teilnahme 
bis 17. Mai an die Forſtberatungsſtelle der Land⸗ 
wirtſchaftskammer für die Provinz Pommern in 
Belgard (Perſ.), Lindenſtraße 30. 

Der Vorſtand der Bezirksgruppe Pommern (II). 

Jagdhaus Schönfeld, den 19. April 1921. 

Volgmann. 
J 
Bezirksgruppe Weſtfalen. 
Einladung zur Bezirksgruppenverſammlung am 
Donnerstag, 19. Mai 1921, mittags 12 Uhr, 
in Arnsberg, im Hotel „Jägerhaus“ (Endſtation 
der Ruhr⸗Lippe⸗Kleinbahn). 
Tagesordnung: 

1. Bericht über die Wintertagung in Berlin. 

ahl eines Aus⸗ 


2. Befoldungstarif- Regelung. 
ſchuſſes. N 
3. Forſtlehrlingsweſen und Forſtgehilfenprüfung. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Bei Streitigkeiten über dieſe Vereinbarung 
find die auf der Hauptverſammlung des Vereins 5 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands in Liegnitz 
am 16. Auguſt 1919 in Ausſicht genommenen 


Der Verein beabſichtigt, gemeinſam mit ber | 10 
8 E lan 


2. Beſprechun 
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4. Fortbildungslehrgänge und Förfterprüfun 
Bildung und Seen der Ortsgruppen. g 
6. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
7. Forſtliche Tagesfragen und Anträge für die 
itgliederverſammlung in Kolberg. 

Nach der Sitzung Gelegenheit zum Eſſen im 
„Jägerhaus“, wozu Anmeldung erbeten. 3 Uhr 
Ausflug in die Staatsoberförſterei Obereimer 


ſich nicht auf unter Führung des Herrn Forſtmeiſters Goebel. 


Forſth. Natteforth bei Wulfen i. Weſtf. 
Der Bezirksgruppenvorſitzende: 
Joly, Forſtmeiſter. 

Ss 


Bezirksgruppe Heflen:- GT Heilen und Walded 


Am Donnerstag dem 12. Mai, vormittags 

Uhr, findet im Evangeliſchen Vereinshaus zu 

Fulda eine Bezirkspruppen⸗Verſammlung ſtatt. 
Tagesordnung: 

1. Bericht über die Wintertagung in Berlin. 

2. Stand der Tarifangelegenheit. 

3. Neuwahl eines ſtellvertretenden Bezirksgruppen⸗ 
Vorſitzenden. 
4. Neuwahl von Mitgliedern der Gehaltskommiſſion 
5. Wahl eines Vertreters zur Mitglieder⸗Ver⸗ 

. , 
6. Verſchiedenes. 
Wächtersbach, 20. April 1921. 
Der Vorſitzende: Schreiber, Forſtmeiſter. 
CH 


Ortspruppe Niederlauſitzer Grenzwald. 

Tagesordnung für die Ortsgruppen⸗Ver⸗ 
ſammlung am Sonntag, dem 22. Mai, nach⸗ 
n 2 Uhr, in Altdöbern N.⸗L., Hotel Hohen⸗ 
zollern. 

1. Lehrausflug in den Schloßpark Altdöbern. 

über Teilnahme an der Bezirks⸗ 
gruppenverſammlung in Wieſenburg und an 
der Hauptverſammlung in Kolberg. 

3. Einziehung der Ortsgruppenbeiträge für das 

weite Halbjahr 1921. 

4. Beſprechung des Lehrausflugs. 
5. Anträge und Verſchiedenes. 

Die Mitglieder mit ihren Damen ſowie die 
der Ortsgruppe e ert Kollegen der 
Umgegend werden hiermit freundlichſt geladen. 

Mit Weidmannsheil! 
Der Ortsgruppenvorſtand: 
gez. Redlich, Vorſitzender. 

— 


Nachrichten des Vereins 
preußiſcher Kommunal ⸗Forſtbeamten. 
Bezirksgruppe Hannover. 

Die Herren Mitglieder erſuche ich um um⸗ 
gehende portofreie Überjendung des Betrages von 
850 4 für die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ vom 
1. Januar bis 31. März 1921 direkt an den 
Verlag J. Neumann in Neudamm. Poſtſcheck⸗ 
Konto: Berlin Nr. 41 509. Sollten die Beträ 
innerhalb 14 Tagen nicht eingegangen ſein, 80 
werden ſie durch Poſtnachnahme unter Hinzu⸗ 
rechnung der Koſten eingezogen werden. 

Einbeck, den 17. April 1921. 

Kühne, Bezirksgruppen⸗Vorſitzender. 


Inhalt: Das Dienſteinkommen der preußiſchen Staatsforſtbeamten und ar Verſorgungsanſprüche. 323. — Aufgaben 


der kommenden Delegterten⸗Verſammlung des Vereins Preußiſcher Staatsförſter. 
331. — felemere Mitteilungen: Allgemeines. 332. Forſtwirtſchaftliches 333. Waldbrände. 334. Bri 


— Berwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


385. — Vereinszeitung: Verband 
Verein Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 337. — Nachrichten für den 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe 
ef⸗ und Fragekaſten. . 
Preußiſcher Forſtrentmeiſter. 887. — 


erein Preußiſcher Staatsförſter. 337. — Nachrichten des 


Sereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. „E. V. 388. — Nachrichten des Vereins preußiſcher Kommunal⸗Forſtdeamten. 389 
KEE 
Für die Redaluon! Okonsmierat Boedo Grundmann. Neudam u. 
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Der heutigen Nummer liegt bei ein Proſpel. der Firma Arthur Plöttner, Sbeiken i. Thür., Abteilung Schädlinge 
bekämpfung, betr. Garten Apotheke, worauf wir beſonders aufmerkſam machen. 


Am 15. April d. J. verſtarb . in Rudolfswaldan, wo 
er, bis zum Zuſammenbruch überarbeitet, Erholung ſuchen mußte, 


Herr Forſtrentmeiſter 


Großmann Trebnitz. 


Der Verſtorbene war ſeit Gründung unſeres Verbandes — 
1911 — Schatzmeiſter desſelben und hat ſeine Arbeitskraft in 
reichem Maße den Intereſſen des Verbandes zur Verfügung 

eſtellt, bis die dienſtliche Arbeits laſt in letzter Zeit ihm faſt jede 
Möglichkeit hierzu nahm. Noch vor ſeinem unerwarteten 
unse hoffte er, ſpäter wieder regeren Anteil nehmen zu 
önnen. Das Schickſal hat es anders beſtimmt. Wir verlieren 
in ihm einen lieben, allſeitig geſchätzten Kollegen und werden 
ihm auch über das Grab hinaus ein treues Andenken bewahren. 


Namens des Verbandes Pr. Forſtrentmeiſter: 
Koppitz, Vorſitzender. 


795) 


Wald beſtände 


jeder Art ‚und Größe zu kaufen geſucht, 


r Nachweis zahlen hohe Proviſion. 


Flexilſs⸗ Beil wën Berlin W 50, 


UND 


be ti von Leichen. 
Seen, Bächen übernimmt 5 


Dr. E. Walter, Ballenſtebt a. Harz. 


Schriftleiter der Neubdammer Fiſcherei⸗Zeitung. 
Zur Reneinrichtung 


nach ſüchſ. Muſter wird für einige 
Monate in dieſen Arbeiten geübter 


Forſtmann geſucht. 
5 an die 


n Kyaw’sche 5 
zu Bainewalde l. Sa. 


Mädchen, 
das kochen kann, gegen hohen Lohn 


in herrſchaftlichen Haushalt nach 
Frankfurt ſofort gesucht, Frau 


Geisberg⸗ 
itrafte 2. 


Stadtforſt Brieg, 
"Bes. Breslan. N 
Geſucht für bald ein unverheirateter “ 


Forſtaufſeher 
bzw. Hilfsförſter 


für Forſt⸗ und Jagdſchutz und Hilfe⸗ 
leiſtung bei ſchriftlichen Arbeiten. 
Dauer der Beſchäftigung 2 Jahre. 
Vergütung 7200 Mk. (788 

orſtverſorgungsberechtigte bzw. 
Jäger der Klaſſe 4 wollen ihre 
Geſuche mit Lebenslauf und Zeug⸗ 


Angebote an 
Fran Bankdirektor Witscher, 
Frankfurt a. M., Königſteiner Str. 9. 


niſſen an uns einreichen. (788 Förſter, Mitte 40. engl, Jung 
Brieg, den 5 April 1921. geſelle, sucht zur Führung seines 
Magiſtrat. kleinen nge D 


Forſtkaſſengebilfen 


ucht zum 1. Juni 


m jung ge Dame 


11 975 von 25 See 
Angebote unt. Nr. 799 beför ie 
. Rominten. Dez der D. — Neudamm. 


>; Größeres re ec sucht (733 


üngeren 


der bie Befähigung zum Oberförſter beſitzt, Forſttaxen ſelbſtändig 
und zuverläſſig durchzuführen vermag, dabei repräſentationsfähig 
und zu perſönlichen Verhandlungen befähigt iſt, bisher weder im 
K- Holzhandel tätig, noch in Zwangswirtſchaftsſtellen beſchäftigt war, 
und hinſichtlich Werdegang und Charakter die weitge endſten 
Garantien bietet. Bewerbungen mit Lebenslauf und Gehalts⸗ 


Seed 


4 nn unter H. S. 4553 ege Rudolf a. ann 


Deutſche Forſt Zeltung 


. turzem, ſelbſtgeſchriebenem Lebens⸗ 


zum Waſchen und Putzen vorhanden. | 
746 


Nr. 18 Bd. 36 d 


Neltere Birtfihafterin, 


mit Erfahrung in Landwirtſchaft, 
Vieh, und Gartenwirtſchaft, von 
Oberförſterei in der Neumark bei 
ſofortigem Antritt zur ſelbſtändigen 
Führung des Haushalts gesucht. 
Angebote mit Angabe der Gehalts⸗ 
anſprüche unt. Nr. 800 beförd. die 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Fräulein 


zur Unterstützung des Forst- 
sekretärs für Oberförsterei im Bau- 
noverschen gesucht. Bedingung: 
Maſchinenſchrift, gute Handſchrift, 
ſichere Rechnerin. Stenographie er⸗ 
wünſcht. Ruhiges und beſcheidenes 
Weſen. Gefl. Bewerbungen mit 


HESE 


zahlt junger, led. Forstmann Ta 
Nachweis einer selbständige 
Stelle — möglichſt mit Landwir! 
Schaft, wo Verheiratung geſtattet iſt - 
bei Antritt derselben. Schleſien u 
umliegende Provinzen bevorzug 
Examen mit „recht gut“ beſtanden 
Größere Laub⸗ u. Nadelholzrevier 
verwaltet, ferner landw. Rechnunge 
führer: u. Gutsvorſteher⸗Ausbildung 
la Zeugniſſe u. Ref. Gefl. Anger 
unt. NT. 795 beförd. die Geſchäftsß 
der Otſch. Forſt⸗Zeitung, Neudamm 


Für drei beſtempfohlene 
Hilfsförſter, 
von denen einer Förſterprüfun 
gelegt, einer vor der Prüfung Ce 
Oberjäger u. Feldwebel, wird wege 
Mangels an Beſchäftigung Stellung 
gesucht für ſofort oder ſpäter 
Auskunft erteilt die 
Oberförsterei Frankfurt a. main 
Sachſenhäuſer Warte. 


NE 


lauf und Zeugnisabſchriften mit 
Lichtbild unter Nr. 802 beförd. die 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., — 888 


Suche tüchtige 


Wirtſchafterin 


f. frauenl. Haushalt. Kleine Landw. 
Bild⸗Angebote u. Gehaltsanſpr. 

Staatl. Hegemſtr. Merten, 
Fb. hehesdort ! b. n N. S 


Förstert., 27 J., m. kl. Knabe: 
ee tücht. Hausfrau, mufik 
w. Bekannt⸗ 

schalt w. Heirat 
a. Witw. Ang. unt. G. 816 bei 


Em pfehlung , 0. Geſch. d. D. Forſt⸗ tg. Neubann 


Förster, We verh., treu, zuver⸗ em 
läſſig, tüchtig im Fach, suchti® 
grösseren Wirkungskreis. Auskunft 
erteilt Herr Gen.⸗Major Trützsohler | & 
von Falkenstein, Charlottenburg, “ 
Reichs kanzlerp. 4. Angebote unter 
„Dauernd“ 777 bet die Geſch. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 

Jorſtmaun, u, Akadem., 4 Semeſter 
erfolgr. Studium in Tharandt, 6 J. | 
Praxis auf nach ſächſ. Staatsmuſter 
bew. Revieren, 1% J. Hilfsbeamter 
im ſächſ. Staatsdienſt, 29 J., ſucht, 
geſt. auf ausgez. Zeugn. u. Empfehl., 
Stellung in gr. Verwaltg. als 


fein. Silisbenmter bzw. a. 5 
gien eineh dberjörſenk. erm W.. enen 


Antritt ſofort oder ſpäter. Geil. | es 
Angebote unt. Th. 757 beförd. d. 
Geſchſt. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


5000 kk. (meine 
21. Fichten⸗Säml., 


zahlt junger Oberförster. Akade⸗ 
Ia prima Qualität, pro Tauſenk 


miker, Reſerveoffizier, z. Zt. Ver⸗ 
walter einer größeren Fideikommiß⸗ | 

Oberförſterei in dem an Polen ab⸗ 30 Mk., größere Partien abzugeben 
getretenen Gebiete, Tür hachweis « Gothen-Wilmes, 
einer Oberförsterstelle im deutschen | & Heiusberg i. Weſtf. 
Reiche bei Antritt der Stellung. 2 n 

Gefl. Angebote unt. Nr. 725 beförd. 


die Geſch. d. D. Forſt⸗Z., Neudamm | 
| (ca. 609% keimend) liefert bei brich 
5559 


Wii ee 


in Vermeſſungs⸗ u. Forſteinrichtungs⸗ Gaertner, 
melen bei ein. Behörde prakt. eingearb., Geſchäftshaug für Forſtwirlſchaſt, 


kaufmänniſch im Einſchlag n. in Ver⸗ | . 
wertung von Hölzern bei größ. Holz⸗ Schönthal bei Sagan I. Schles. 


firma durchgebildet, in Kulturen u. 
Facharbeit. bewandert, sucht Stellg. | 
im Fach. Stoy, (738 | 
Friedrichshuld. P. Areten i. Pomm. 


aufenthalt für ca. 2 98 D 
5 Dame für ſofort gefucht 

ute Verpflegung um 
Wald in allernächſter Nähe 
d. Hauſes Beöding. Gert 
Ang. erb. unter P. T. 5629 


Hochkeimende, ſchuppenfreie 


Wuſſerroterlenſaat 


Kiefern⸗ und 


Zum 1. Juli |} Fichtenſamen, 
ſucht Forſtmann, Templiner, garant. deutsch, von höchster / 
ae . Erſch. S ie cn $ Keimkraft, ſowie ſämtl. Forſt⸗ 3 
Selling, "Mit oft» und weſt⸗ ſamen und Pflanzen liefern 


deutſchen Verh. wohl vertraut, ſelbſt 
Rheinländer. In Forſteinrichtungs⸗ 
arbeiten, Beſtandspflege, Kultur⸗ 
anlage, Pflanzenzucht und Bureau⸗ 
arbeiten völlig firm. Gefl. Angeb 
u. „Waldheil““ 780 bet die Gesch. 
der Deutſch. Forſt⸗Zta., Neudamm. 


in beſter Qualität zu billigſten 
Preiſen (284 
Fritsch & Becken, 
Klenganſtalt u. Samenhandfg,, 
Grosstabarz, Thür. Wal 
Preisliſte auf Verlangen. 


Deutiche sport. Zeitung, 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Tie Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. 


Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 


anſtalten (eingetragen in die deutſche n für 1921. Seite 73) direkt unter Streifband durch den Verlag für 


Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 18, 


k., im Weltpoſtverein 16 Mk 


Die Berechnung einer Lieferung nach 


dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 


80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, 


etriebsſtörungen, Arbeitsemſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 


keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Ze, 

zräge, für die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 

ne anderen Zeuſchriften übergeben werden, werden nicht bezahlt Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Bıerteliahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


tr. 19. 


Neudamm, den 8. Mai 1921. 


36. Band. 


Gewerkſchaft und Förfteritand. 


Von Hegemeiſter W. 


Unter den vielen Schlagwörtern, die uns 
die Neuzeit beſchert, iſt auch das von der 
Notwendigkeit der gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
ſation der Staatsbeamten zu verzeichnen. Schlag⸗ 
wörter haben oft die Eigenſchaft, blendend zu 
wirken und weite Kreiſe unter ihren Einfluß 
zu beugen. Man hat im allgemeinen keine 
Neigung, ein derartiges Schlagwort auf ſeinen 
Wert, auf ſeine Richtigkeit zu prüfen, es iſt 
eben da, wird begeiſtert aufgegriffen und gegen 
Angriffe zähe und nachhaltig verteidigt. Schon 
vor dem Kriege war die deutſche Arbeiterſchaft 
in ihren großen Berufsgruppen gewerkſchaftlich 
organiſiert und die mächtigſte und tatkräftigſte 
Stütze der ſozialiſtiſchen Partei. Nach der 
Revolution ſprang der Gewerkſchaftsgedanke 
zunächſt auf die großen Verbände der unteren 
Beamten und Lohnangeſtellten über. um endlich 
auch in dem großen Heer der mittleren Beamten 
feſten Fuß zu faſſen und in die obere Beamten⸗ 
ſchaft oberflächlich einzudringen. 

Mit der Entwicklung der Gewerkſchaften ſtieg 
natürlich auch ihr Einfluß auf Regierung und 


Neumann, Bärenberg. 


des Glaubens iſt, dieſe Entwicklung mitmachen 
zu müſſen bzw. fördern zu ſollen, wird als 
Beamter ſich nicht verhehlen können, daß die 
vom Deutſchen Beamtenbunde bereits betätigte 
Fühlungnahme mit der Arbeiterſchaft von Fall 
zu Fall zur Erringung von Macht und Einfluß 
ſich nach und nach immer enger geſtalten muß, 
und daß dann der privilegierte Beamte, ſoll 
er nicht gänzlich aus dem Rahmen herausfallen, 
ſich den Gewerkſchaftszielen der nichtprivilegierten 
Arbeiter⸗ und Lohnangeſtelltenſchaft wird an⸗ 
paſſen müſſen und damit ſeine eignen Staats⸗ 
beamtenvorrechte ſelbſt langſam, aber ſicher zum 
Untergang verurteilt. Die Wege dazu ſind 
wenigſtens in Preußen durchaus offen. Es iſt 
nicht allgemein bekannt, daß in der preußiſchen 
Verfaſſung es den Parteien der Rechten im 
Landtage nicht gelang, die Beamtenrechte darin 
zu verankern. Sozialdemokratie und Demokratie 
lehnten dieſe dahinzielenden Anträge mit der 
Begründung ab, ſie wären für Preußen über⸗ 
| flüſſig, da ſie ſchon die Reichsverfaſſung enthalte. 
Noch am 16. Dezember 1919 erklärte der 


geſetzgeberiſche Körperſchaften, immer inniger Etatsredner der zur Zeit regierenden Mehr⸗ 


wurde auch in Preußen das Zuſammenarbeiten 
zwiſchen Arbeiterſchaft und Beamtentum und 
fand im gemeinſamen Streik gegen die Kapp⸗ 
Regierung und im vorigen Jahre in dem 
Wunſche, bei Beſetzung der Miniſterpoſten ge⸗ 
hört zu werden, beredteſten Ausdruck. 

Geht dieſe Machtbildung wie bisher ungeſtört 
weiter, ſo folgert daraus die allmähliche Zer⸗ 
ſetzung des modernen Staates, denn je mehr 
ſich Selbſtverwaltungskörper der Berufe zwiſchen 
Staatsregierung und Individuum ſchieben, um 
ſo ſchneller muß die Auflöſung des Staats⸗ 
ganzen erfolgen, und wir kommen zu dem 
Zuſtande, daß die Willensäußerung des Staates 
nicht mehr von zentraler Stelle aus erfolgt, 
ſondern wir werden regiert durch ein Neben⸗ 
einander von ſich ſelbſt verwaltenden Körper⸗ 
ſchaften, genau wie einſt im Feudalſtaat, deſſen 
Regierungsergebniſſe eine Vereinbarung des 
Landesherrn und der Stände waren. Wer da 


heitsſozialdemokratie, der in ſeiner Partei ein⸗ 
flußreiche Abg. Heilmann, im preußiſchen Land⸗ 
tage, daß alle Amter durch Wahl erworben 
werden müßten. Nun wird überall und immer 
behauptet, die Gewerkſchaften ſtänden politiſch 
auf durchaus neutralem Boden. Theoretiſch 
mag das wohl ſtimmen, in der Praxis läßt 
ſich dieſe Behauptung aber nur ſehr bedingt 
aufrechterhalten. Schon vor dem Kriege hieß 
es im ſozialiſtiſchen Lager: Partei und Gewerk— 
ſchaften ſind eins, und das gilt, bis auf die 
chriſtlichen Gewerkſchaften — die nur politiſch, 
nicht wirtſchaftlich anders orientiert ſind — 
auch mit vollem Recht noch heute. Ein neu⸗ 
zeitlicher Beamtengewerkſchaftler aber wird 
ebenfalls politiſch demokratiſch oder ſozialiſtiſch 
gerichtet ſein müſſen, weil die von ihm gebilligte 
Streikklauſel von den Rechtsparteien auf das 
nachdrücklichſte bekämpft wird. Die Richtigkeit 
dieſer Behauptung lehrt ein Blick in die Führer⸗ 
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ſchaft der gewerkſchaſtlich organiſierten Staats⸗ 
beamten. Sozialiſten und Demokraten führen 
hier meiſt das große Wort. Es iſt bezeichnend 
für die politiſche Neutralität der Beamtengewerk⸗ 
ſchaftsführer, daß gerade politiſch rechts ge⸗ 
richtete Beamte als Abgeordnete ſich meiſt der 
Femdſchaft dieſer Herren zu erfreuen haben 
und als nicht zuverläſſig verſchrieen werden. 

Iſt er Sozialiſt oder Demokrat, dann 
iſt er ſelbſtredend neutral, gehört er 
zur Rechten und will er ſeiner Anſicht 
Geltung verſchaffen, dann trägt er die 
üble Politik in die Gewerkſchaft hinein 
und muß nn boykottiert werden. 
Vorſtehend glaube ich dargelegt zu haben, daß 
die neuzeitliche Beamtengewerkſchaftsbewegung 
immer wieder, um Macht und Einfluß auf 
die Geſetzgebung zu erlangen, eine Verbindung 
mit der Arbeiterſchaft wird ſuchen müſſen, und 
daß hierdurch die Sonderſtellung des Beamten⸗ 
tums auf das ſchwerſte gefährdet wird, kann 
wohl nicht beſtritten werden, zumal die enge 
politiſche Verbindung mit der die Beamten⸗ 
vorrechte beſeitigen wollenden Linken den Auf⸗ 
löſungsprozeß des alten Beamtentums be⸗ 
ſchleunigen muß. Solche Verbindungen zwiſchen 
Arbeiter⸗ und Angeſtelltengewerkſchaften und 
gewerkſchaftlich organiſierter Staatsbeamtenſchaſt 
zur Erlangung der die Behörden zwingenden 
Macht werden aber niemals in einſeitigem 
Intereſſe geſchloſſen, ſondern ziehen die Beamten⸗ 
ſchaft allmählich in einen Strudel hinein, der 
ſchließlich das Beamtentum in ſeiner jetzigen 
Art vor die Frage ſtellen muß, ob ſie ſich nicht 
auf völlige Solidarität mit den Intereſſen der 
Arbeiterſchaft einſtellen ſoll, und dann iſt eben 
der Augenblick gekommen, wo der Sozialismus 
auch dieſen Punkt des Erfurter Programms in 
Erfüllung gehen ſieht. 

Wenn nun vor kurzem im „ Deutſchen 
Förſter“ in einem Artikel über die Gewerk⸗ 
ſchaftsfrage angeführt wurde, daß wir in 
Deutſchland denſelben Weg betreten, den in 
England die Gewerkſchaften ſchon ſeit einer 
Reihe von Jahren wandeln, ſo iſt dem ent⸗ 
gegenzuhalten, daß die engliſchen Trade Unions 
längſt die alten Gewerkſchaftsbahnen verlaſſen 
haben, immer mehr rein politiſche Gebilde 
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So verſchieden der ihm unterſtellte Wald, ſein 
Dienſt und ſein Dienſtland iſt, ſo verſchieden 
iſt auch ſein Einkommen, ſeine Stellung in 
der Bevölkerung und ſeine Anſicht über 
politiſche und forſtliche Tagesfragen. Wird hier 
nicht völlige Freiheit proklamiert — das aber — 
wäre der Tod aller Gewerkſchaften — ſo ver⸗ 
kümmert er. Seine Betätigung im Deutſchen 
Beamtenbunde hat ihm keineswegs zum Vorteil 
gereicht, der rein ſtädtiſche Beamte verſteht ihn 
nicht, kennt nicht ſeine landwirtſchaftlichen Sorgen 
und kann nicht beurteilen, ob ſeine Forderungen 
aus rechtlichen Gründen entſpringen, ja er iſt 
meiſt ſein ſtiller Gegner. Wie der Starke am 
mächtigſten allein bleibt, ſo wird der Förſter⸗ 
ſtand ſeine wirtſchaftlichen Ziele am eheſten 
erreichen, wenn er unter ſich bleibt. — Wohin 
aber der rein gewerkſchaftliche Geiſt im Förſter⸗ 
ſtande führt, zeigt die vorjährige Delegierten⸗ 
verſammlung des Staatsförſtervereins! Im 
Sinne des Gewerkſchaftsprogramms ſprach dort 
ein Redner nur folgerichtig den Satz aus: 
„— — wir ſind als Gewerkſchaft gleichberechtigt, 
(mit der Zentralforſtverwaltung und dem Herrn 
Miniſter) und in dieſem Tone und Sinne werden 
wir verhandeln.“ Das heißt doch in gemein⸗ 
verſtändliches Deutſch überſetzt: Vorgeſetzte er⸗ 
kennen wir bei Verhandlungen über unſere 
Standesbelange nicht an. — Ja, wohin führt 
das, wenn ich in dem Chef der Zentralforſt⸗ 
verwaltung oder in dem Reſſortminiſter einen 
Befehlserteiler nicht mehr erblicken will? 
Schwebt da nicht der ganze Aufbau des 
preußiſchen Beamtentums in der Luft? Ich 
wiederhole, als Gewerkſchaftler hat der eben 
zitierte Redner völlig einwandfrei den Stand⸗ 
punkt „ klargelegt, nur hat 
er dabei⸗leider überſehen, welchen Schlag als 
Beamter er zugleich ſich ſelbſt verſetzt hat, denn 
die einerſeits beanſpruchten Gewerkſchaftsrechte 
des Arbeitnehmers löſen natürlich auf der Gegen⸗ 
ſeite auch die Rechte des Arbeitgebers aus. 
Hier Streik hier Ausſperrung wären 
letzten Endes die unausbleiblichen Folgen und 
zugleich der Untergang des Beamtentums in 
jetziger Form. 

Nun weiß ich wohl, daß gewiß keiner der 
gewerkſchaftlich organiſierten Förſter ernſtlich 


geworden find und heute mit ſtarkem Griff ſeine Hand dazu bieten wird, die bisherigen 


die Fauſt „nach der Gurgel des Staates“ aus⸗ 
ſtrecken. 

Der preußiſche Förſterſtand hat nun, in⸗ 
dem er ſich reſtlos auf wirtſchaftlichen Boden 
geſtellt hat, den Anfang zu einer Entwickelung 
gewählt, die den Förſter nicht in den 
Wald hinein, ſondern mit der Zeit aus 
dem Walde heraus führen muß. Kein 
Stand iſt dauernd zu rein gewerkſchaftlicher 
Zuſammenfaſſung ungeeigneter als der Förſter⸗ 
ſtand. Trotz aller Verſuche öder Gleichmacherei 
iſt und bleibt jede Förſterſtelle verſchieden, 
muß jeder Förſter individuell behandelt werden, 
will man ſeinen Wünſchen gerecht zu werden 
verſuchen, ja will man ihn verſtehen lernen. 


Grundlagen der preußiſchen Beamtenſchaft und 
damit auch des viel befehdeten preußiſchen 
Staates zu zerſtören, aber es iſt immer gut, 
ſich die Folgerungen ſchon bei den erſten 
Schritten ins Gewerkſchaftslager klar vor Augen 
zu halten, denn auch die Gewerkſchaft der 
Staatsförſter gehört und wirkt im Deutſchen 
Beamtenbunde und muß deſſen Weiſungen folgen. 
Wegen des in den Spitzen des Beamtenbundes 
herrſchenden Radikalismus iſt aber bereits der 
Verein der oberen Beamten und der Verein 
der Juſtizbeamten ausgeſchieden, und ich will 
aus meinem Herzen keine Mördergrube machen, 
wenn ich nicht den Tag freudig begrüßen ſollte, 
der auch den Förſterſtand aus dieſer Umgebung 
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— degen, 


befreit. Mag die ſtraff organiſierte Gewerkſchaft viel weniger aber noch weiſt ſie uns Beamten 
mit ihren internationalen Beſtrebungen und den Weg, der den Staat aus dem Irrgarten 
ihrer Streikklauſel der Arbeiterſchaft als Ideal der Jetztzeu herausführt zu gefunden Ber: 
und als Inſtrument der Beſſerung ihrer Lebens⸗ hältniſſen. 

verhältniſſe notwendig erſcheinen, für den In gewerkſchaftsloſer Zeit war das preußiſche 
preußiſchen Staatsbeamten, und beſonders für Beamtentum das erſte der Welt, ob es unter 
den Staatsförſterſtand iſt und kann die reme dem Banner der Gewerkſchaften noch einmal 
Gewerkſchaft kein Mittel fein, die Privilegien | dieſen Ruhm bo zurückerobern wird, iſt zum 


des Beamtentums zu erhalten und zu befeftigen, Imındeften eine offene Frage. — 


ber 


Förſter und Oberförſter. 


Von Augur. 
Meine Abhandlung in Nr. 8 „Die preußiſchen | gelingt, dem Förſterſtande eine Fata Morgana 


Staatsförſter und der Gewerkſchaftsgedanke“ iſt 


kanal 


eine kruiſche Würdigung tatſächlicher Verhältniſſe. dem Zweck, 


D 


die allerdings den Zweck verfolgt, alle von 
verſöhnlichem Geiſte durchdrungenen Seelen der 
Grünröcke zum Klingen zu bringen, weil es 
dringend notwendig iſt, daß ſich endlich Männer 
finden, die ernſtlich geſonnen ſind, eine Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen Oberförſter und Förſtern 
auf gerechter Grundlage herbeizuführen, und 
auch darin einig ſind, rückhaltlos die Gründe 
anzuerkennen, die zu einer Entfremdung dieſer 
beiden Beamtenklaſſen geführt haben, die allem 
Anſchein nach auf ſeiten der Oberförſter noch 
nicht ganz erkannt iſt und dementſprechend 
unrichtig eingeſchätzt wird. Wenn die neue Zeit 
mit der damit verbundenen Verſchiebung der 
Gewaltverhältniſſe die Stunde der Entſcheidung 
herbeigeführt hat, ſo muß trotz der Auswüchſe, 
welche die Neuorientierung des Vereins der 
Staatsförſter im Gefolge hatte, doch anerkannt 
werden, daß der Bedrücktheit gegenüber, in der 
ſich der Förſterſtand befunden hat, die ewige 
Wahrheit der Goetheſchen Worte, die er Mephiſto 
in den Mund legt: „Sobald du dir vertrauſt, 
weißt du zu leben“ wiederum bewieſen iſt. 
Wer die Entwicklung der Dinge unbefangen 
beurteilt, der kann unmöglich verkennen, daß 
jeder freien Regung, die ſich im Förſterſtande 
geltend machte, Mißtrauen entgegengebracht 
wurde, und er muß auch zugeben, daß es vom 
Oberförſter bis zur Spitze der Verwaltung 
als eine Verſündigung gegen die Staatsordnung 
angeſehen wurde, wenn die Förſter in ihren 
Oberen nicht die Beſtimmer ihrer Schickſale 
ſehen wollten. 

Daß unter dieſen Umſtänden, in Ermangelung 
eines Sicherheitsventils auch die ſozialdemokratiſche 
Agitation ſtellenweiſe einen günſtigen Nährboden 
für ihre Propaganda gefunden hat, iſt nicht zu 
bezweifeln, und daß ſie ihren zerſetzenden Einfluß 
geltend macht, auch den Förſterſtand, der einer 
der Hauptpfeiler der ſtaatlichen Ordnung iſt, 
ſich dienſtbar zu machen, iſt nicht verwunderlich. 
und leider iſt das ja auch bis zu einem 
gewiſſen Grade nicht ohne Erfolg geblieben. 

Wer mit offenen Augen den Dingen auf 
den Grund geht. muß die große Gefahr er⸗ 
kennen, die zweifellos beſteht, wenn es den 
Elementen vom Schlage des bejubelten Gebhardt 
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vor Augen zu bringen, einzig und allein zu 
eine ſo wichtige Säule des 
preußiſchen Beamtenſtandes aus rein partei⸗ 
politiſchem Intereſſe zu untergraben. 

Dem Hetzer Gebhardt würde man zu viel 
Ehre antun, wenn man ſeiner Perſönlichkeit 
Bedeutung beilegte, aber die Gefahr droht 
von einem Syſtem, deſſen führende Vertreter 
ein halbes Jahrhundert dem deutſchen Arbeiter 
paradieſiſche Gefilde vorgegaukelt haben, die 
in einer Wüſte enden, und die ſich keineswegs 
ſcheuen. die verwerflichſten Lockmittel anzu⸗ 
wenden, wo es gilt, nun auch die preußiſchen 
Förſter für ihre Zwecke einzufangen. 

Es iſt erfreulich, daß zunächſt zwei Revier⸗ 
verwalter das Wort zu meiner Abhandlung 
ergriffen haben, aber wenn die Oberförſter und 
der beſonnene Teil des Förſterſtandes einig 
ſind in dem Beſtreben, die ſie heute trennende 
Kluft zu überbrücken, ſo iſt es unerläßlich, daß 
die Oberförſter nicht damit zurückhalten, ihren 
guten Willen zu erkennen zu geben, und vor 
allem die Scheu überwinden, daß ſie ihrer 
Stellung etwas zu vergeben glauben, wenn ſie 
mit den Förſtern ihre Anſichten austauſchen 
und ſich hierbei von der Einſicht leiten laſſen, 
daß es ganz verfehlt wäre, die eigenen Fehler 
der Vergangenheit zu beſchönigen. Nur ſo 
kann das gegenſeitige Sichverſtehen angebahnt 
und ſchließlich über das Zurückliegende der 
Mantel der Liebe gebreitet werden. Das iſt 
aber um ſo notwendiger, weil es ſonſt ſehr 
leicht möglich iſt, daß der neu orientierte Verein 
ſeinen Ankergrund bei der politiſchen Partei 
ſucht, die ihm mit Recht oder Unrecht die beſte 
Stütze zu ſein ſcheint, die einmal geſteckten Ziele 
zu erreichen. Jedes weitere Beharren der Ober⸗ 
förſter in der an ſichja ganz bequemen Reſerviertheit 
kann die ungünſtige Stimmung in Förſterkreiſen 
nur verſchärfen, denn ſie nährt den Gedanken, 
daß man den Förſterſtand als Luft betrachtet, 
und als ſolche läßt ſich der Förſterſtand heute nicht 
mehr behandeln. Allerdings muß dem Ober⸗ 
förſterſtande wiederum das Zugeſtändnis ge⸗ 
macht werden, daß einem Verhandeln mit dem 
jetzigen Vorſtande des Förſtervereins, der mit 
dem Odium der Berliner Delegiertenverſammlung 
behaftet iſt, gewiſſe Schwierigkeiten entgegen⸗ 
ſtehen, wodurch natürlich der perſönlichen Ehren⸗ 
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haftigkeit der ihn zuf as ang Männer 
nicht zunahegetreten werden jo 

Weiterem zuvor muß ich aber hervorheben, 
daß meine Stellungnahme in der ſo wichtigen 
Frage durch keine ſubjektive Brille gefärbt wird, 
und aus dieſem Grunde meine Ausführungen 
keinerlei Schlußfolgerungen nach der einen oder 
anderen Richtung geſtatten, jedenfalls nicht pro 
domo gemacht werden, denn wo die Wagſchale 
ſich nach der einen oder anderen Seite neigt, 
wird dieſes nur durch das Gewicht der Tatſachen 
bedingt. Einig bin ich mit den beiden Herren, 
die ſich zu meinem Artikel in Nr. 8 geäußert 
haben, darin, daß die treibende Kraft meiner 
Abhandlung die Abſicht iſt, aufzuklären, dadurch 
der Herbeiführung eines guten Verhältniſſes 
die Wege ebnen zu helfen, und zu dieſem Zwecke, 
was unvermeidlich iſt, beiden Teilen den Spiegel 
vorzuhalten, ſoweit es nötig iſt. 

Die Herren Verfaſſer werden mit mir darüber 
übereinſtimmen müſſen, daß bei dem Abwägen 
des „für“ und „gegen“ eine gewiſſe Zurückhaltung 
geübt werden muß; denn wer Gegenſätze aus⸗ 
gleichen will, muß vor allem ihre Verſchärfung 
vermeiden, dieſe iſt aber unausbleiblich, wenn 
ich nach den Grundſätzen des Prozeßrechts 
gezwungen werden ſollte, nach jeder Richtung 
den Beweis der Wahrheit anzutreten. Wenn 
z. B. Herr Müller der Anſicht iſt, daß mir 
die Oberförſterpſyche eine unbekannte Dame 
iſt, ſo nehme ich ihm dieſen Vorwurf nicht 
übel, weil er perſönlich berechtigt zu ſein glaubt, 
dieſen Einwand, für welchen ihm die Beweiſe 
allerdings fehlen, zu erheben, aber ich kann ihm 
mit gutem Gewiſſen entgegenhalten, daß er 
nicht auf dem richtigen Wege iſt, ſoweit er mir 
in dieſem und auch anderen Punkten allgemein 
die tiefere Kenntnis der Dinge abſprechen zu 
können glaubt. 

Doch das ſind Dinge von untergeordneter 
Bedeutung, die nur beiläufig erwähnt werden 
ſollen, denn es iſt eine ganz natürliche Er⸗ 
ſcheinung, daß die Partei, die ſich am meiſten 
betroffen fühlt, mit Recht oder Unrecht, jeden, 
der ihre Auffaſſung nicht vertritt, in einem 
fremden Lager ſucht. Deshalb iſt es auch 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Förſter mich ge⸗ 
legentlich bei den „reaktionären“ ſtaatlichen 
Oberförſtern ſuchen, und bei dem ſchwankenden 
Spiel der Kräfte wird es mich nicht über⸗ 
raſchen, wenn ich zum Schluß zwiſchen zwei 
Stühlen ſitze und beide Parteien mit dem 
Finger auf mich zeigen. 

In einem wichtigen Punkte meiner Aus⸗ 
führungen muß ich dem Wunſche der Herren 
Rubach und Müller bis zu einem gewiſſen 
Grade entſprechen, und wenn ich auch Fälle, 
die ich im Auge habe, für meine Behauptung 
nicht anführe, die Tatſachen doch nicht über⸗ 
ſehen darf und will, welche in der Reſerve⸗ 
offizierfrage die Oberförſter zu entlaſten ge⸗ 
eignet ſind. 

Es iſt ganz natürlich, daß in unſeren dahin⸗ 
gegangenen Jägerbataillonen, in welchen die 
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Oberjägerkorps ſtellen mußten, die Einjährigen 


gleichen Berufes, die in der neueren Zeit ſchon 
nicht mehr ſo ganz dünn geſäet waren, als 
Reſerveoffiziere nicht in allen Fällen am Platze 
waren. Der Standpunkt der maßgebenden 
militäriſchen Stellen iſt mir durchaus nicht 
unbekannt, aber ich wollte ja auch nicht 
ſagen, daß die Reſervejäger mit Befähigung 
und ſonſtiger Eignung unbedingt bei ihren 
Bataillonen bleiben ſollten, denn es fehlte nicht 
an anderen Truppenteilen, wo ſie als Offiziere am 
Platze geweſen wären, beſſer als mancher andere. 
Die Schwierigkeit, welche den jungen Leuten 
im Wege ſtand, Offiziere zu werden, lag aller⸗ 
dings nicht allein bei den Oberförſtern, ſondern 
auch an anderen Stellen, aber an der Tatſache 
können wir nicht vorbeikommen, daß die Ober⸗ 
förſter der Beförderung ablehnend gegen- 
über geſtanden und aus dieſem Grunde die 
Aufrechterhaltung eines ihnen erwünſcht er⸗ 
ſcheinenden Zuſtandes unterſtützt haben. Ihnen 
allein und ausſchließlich die Verantwortung 
aufzubürden, hat nicht in meiner Abſicht gelegen. 

über⸗ und Unterordnung iſt in jedem Be⸗ 
triebe eine Notwendigkeit, wenn er nicht aus 
den Fugen gehen ſoll, beſonders aber im Staats⸗ 
dienſte. Deshalb muß es immer Vorgeſetzte 
und Untergebene geben, und im Beamtenver⸗ 
hältnis die erſte Rolle zu ſpielen iſt durchaus 
nicht immer das reinſte Vergnügen. Wenn aber 
Vorgeſetzte und Untergebene, im Rahmen eines 
großen ſtaatlichen Betriebes, nicht miteinander 
auskommen können oder ſo zerfallen ſind, daß 
ſie ſich nicht mehr verſtehen, ſo wird es nach 
allgemeiner Erfahrung meiſtens darin begründet 
ſein, daß die Vorgeſetzten ihre Untergebenen 
nicht richtig zu behandeln wiſſen. 

Wenn wir im häuslichen Kreiſe bleiben, ſo 
iſt unbeſtritten, daß der geiſtig Se ne 
und feiner ganzen Erziehung nach Überlegenere 
der Oberförſter iſt. Deshalb iſt er es aber 
auch, der das größere Maß an Einſicht haben und 
den Schwächen der Nachgeordneten Verſtändnis 
entgegenbringen muß, wenn er die Aufgabe 
des Höherſtehenden gegenüber dem unter ihm 
Stehenden richtig erfaßt hat. Der Oberförſter 
darf die ihm nachgeordneten Beamten nicht mit 
dem Maßſtabe meſſen, den er an ſich ſelber 
anlegen muß, denn die Verkehrsformen und 
Lebensanſchauungen der letzteren ſind andere, 
ohne etwa ſchlechter genannt werden zu können, 
denn es gehört zu den ſelteneren Fällen, ab⸗ 
geſehen von den Vorkommniſſen der neueren Zeit, 
daß den Forſtbeamten das natürliche Taktgefühl, 
welches den Kern der Dinge ausmacht, fehlt. 
Keine Regel ohne Ausnahme, aber mit der 
Löſung des ſozialpolitiſchen Problems, menſch⸗ 
liche Beziehungen zwiſchen ſich und den nach⸗ 
geordneten Beamten zu knüpfen und die für 
die Stärkung des Zuſammengehörigkeitsgefühls _ 
ſogenannten Imponderabilien zu ſchaffen, die 
beide Stände mitemander verknüpfen müßten. 
hat ſich der Oberförſter im allgemeinen 
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beſonders aber in den letzten Jahrzehnten nicht 
aufgehalten, und das mußte es mit ſich bringen, 
daß das Tatſache wurde, was z. B. Herr 
Müller erſt als künftiges Ereignis ſich ab⸗ 
zeichnen ſieht: daß der Oberförſter in der 
Regel mit ſeinen Förſtern nur dienſt⸗ 
lich verhandelte und ſo die Entfremdung 
langſam, aber ſicher herbeiführte. Von dieſer 
Schuld wird der Oberförſterſtand nicht frei⸗ 
geſprochen werden können. 

Niemand wird bezweifeln, daß innerhalb und 
außerhalb der Mauern geſündigt worden iſt, 
aber wenn es ſchon möglich geweſen iſt, daß ein ſo 
gefährlicher Geiſt, wie er ſich auf der bekannten 
Delegiertenverſammlung in Berlin offenbart hat, 
Anſchein nach zu leicht darüber hinweggegangen, 
warum denn die alten Förſter gegen dieſen 
Ausbruch des Haſſes nicht ſofort geſchloſſen 
aufgetreten ſind. Ich meine nicht etwa in der 
Verſammlung, denn in Verſammlungen iſt es 
einer zielbewußten Perſönlichkeit ſtets ein Leichtes, 
die Anweſenden mitzureißen, ſondern nach deren 
Ablauf, im Anſchluß an die Entſchleierung 
verlockender Zukunftsbilder durch den Agitator 
Gebhardt, deren Zerfließen im Nebel ſo ſicher 
iſt wie das Zerflattern der wollüſtigen Träume 
des Opiumrauſches. 

Wenn der preußiſche Förſterſtand noch nicht 
reif iſt E den Doktrinarismus des rechten 
Flügels der roten Internationale, ſo muß es 
doch zu falſchen Vorſtellungen führen, wenn 
dieſe Vorgänge nicht in ihrer tieferen Bedeutung 
gewürdigt werden, die ſchließlich in einer 
den ganzen Förſterſtand durchzitternden 
Erregung wurzelt. Sie iſt allerdings in 
wenig würdiger Form in die Erſcheinung 
getreten, aber unverkennbar iſt die tiefe Ver⸗ 
ſtimmung, die ſich in erſter Linie gegen die 
Perſon der Oberförſter richtet, wobei die 
Unſchuldigen mit den Schuldigen leiden müſſen. 
Das Bedenklichſte der nor der Delegierten- 
verſammlung iſt neben dem Beſchämenden der 
ſich hier abrollenden Vorgänge die Tatſache, daß 
die Förſter dieſe einmütig ſanktionierten, 
denn es macht nichts aus, daß ſich hier und da 
ein vereinzelter Widerſpruch erhoben hat. 

Wenn der größte Teil der Förſter ſchließlich 
nicht auf dem Boden eines Gebhardt ſteht, ſo hat 
ſich doch übereinſtimmung darin gezeigt, daß der 
Förſterſtand nicht mehr geſonnen iſt, ſich den 
Platz an der Sonne ſtreitig machen zu laſſen. 

Dem Gedankengange des Herrn Müller 
kann ich in weſentlichen Punkten nicht folgen, 
und deshalb kann ich mich auch des Bedenkens 
nicht erwehren, daß viele ſeinen unverkennbar 
guten Abſichten ſkeptiſch gegenüberſtehen werden, 
denn er enfernt ſich vollſtändig von der Wirklichkeit 
der Dinge, wenn er die tiefgehende Entfremdung 
zwiſchen Förſter und Oberförſter als „eine 
künſtliche Machenſchaft gewiſſer Kreiſe, die nie 
zufrieden ſind, und die ihren ganzen Ehrgeiz 
darin ſetzen, eine Rolle zu ſpielen“ anſieht. 
Das iſt eine vollſtändige, nicht unbe⸗ 


zum Ausdruck kommen konnte, ſo wird allem 
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denkliche Verkennung der Tatſachen. 
Es muß deshalb doppelt unterſtrichen werden, 
was auch die Schriftleitung bereits aus⸗ 
geſprochen hat, daß leider rein menſchliche 
Beziehungen zwiſchen Oberförſter und 
Förſtern im allgemeinen ſeit langer 
Zeit nicht mehr beſtanden haben. Das 
mußte auf den dienſtlichen Verkehr zurückwirken, 
der an ſich vielfach in anderen Formen erledigt 
werden konnte, wie es geſchehen iſt, und es war 
natürlich, daß der angehäufte Zündſtoff gelegent⸗ 
lich zur Exploſion kommen mußte. 

Die Oberförſter ſaßen, ohne es zu wiſſen, 
auf einem Pulverfaß. Daß ſie das nicht 
erkannt haben, überraſcht in keiner Weiſe, denn 
im Bewußtſein ihrer Stärke hat es ihnen 


ſan der anregenden Urſache gefehlt, darüber 


nachzudenken. Aber auch die alte Vereins⸗ 
leitung der Förſter iſt weit davon entfernt 
geweſen, die wirkliche Lage der Dinge zu 
erkennen, denn gerade ſie, die doch die Gewitter⸗ 
wolken ſich hat zuſammenballen ſehen, hätte die 
Entladung kommen ſehen müſſen. 

Wenn die Dämme SE dann reißen die 
brauſenden Waſſer, wenn ſie nicht aufgefangen 
werden, alles nieder. In Berlin iſt der Damm 
gebrochen, und der Beifall, den man dem 
Agitator Gebhardt ſpendete, hat gezeigt, daß 
es jetzt gilt, den Förſtern zu helfen und 
der ſtaatsverwüſtenden ſozialdemokratiſchen 
Agitation den Wind aus den Segeln zu nehmen 
und eine Verſtändigung anzubahnen, denn über 
die tiefe Kluft, die ſich zwiſchen Oberförſtern 
und Förſtern aufgetan hat, kommen wir nicht 
mit einer gleichmütigen Geſte hinweg, ja ſie 
vermag nicht allein nichts zu nützen, ſondern 
ſie ſchadet. 

Wenn natürlich heute in die Welt gerufen 
wird, die Zentralforſtverwaltung ſei einig mit 
den Oberförſtern, die Förſter zu Waldwärtern 
zu machen, ſo iſt das weiter nichts als ein auf 
Maſſenſuggeſtion berechnetes Schlagwort, das 
aber ſeine Wirkungen nicht verfehlt, wenn ihm 
nicht widerſprochen wird. 

Bethmann⸗Hollweg — de mortuis nil nisi 
bene — hat das unglückſelige Wort geprägt: 
„Freie Bahn dem Tüchtigen“. So ſehr be⸗ 
rechtigt eine derartige Weltanſchauung an ſich 
auch iſt, ſo iſt ſie aber auch das mit dem 
Dünger der Selbſtüberhebung hergerichtete 
Saatbeet, aus welchem der Größenwahn ſprießt, 
der hier und da auch beim Förſterſtande an⸗ 
geklopft hat. Selbſtverſtändlich darf das nicht 
in Beziehung geſetzt werden zu den Beſtrebungen 
der Förſter, ihre Vorbildung vertieft zu ſehen, 
denn es handelt ſich in dieſem Falle um eine 
Forderung, die auch deshalb berechtigt iſt, um 
den Förſterſtand dem mittleren Beamten⸗ 
ſtand als gleichwertig anzugliedern, 
worauf er unbedingt Anſpruch hat. Nur eins 
darf der Förſterſtand nie vergeſſen, daß mit 
dieſer vollſtändig berechtigten Umgeſtaltung der 
Vorbildung keine weitere Anderung des Kerns 
der den heutigen Verhältniſſen anzupaſſenden 
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dienſtlichen Stellung verbunden ſein kann, 
oder mit anderen Worten: Es darf darin 
kein Sprungbrett geſehen werden, um aus 
dem Förſterhimmel in den Oberförſterhimmel zu 
gelangen. Den einſichtigen Förſtern liegt ein 
ſolcher Gedanke auch ferne, aber das Spiel, 
welches mit ihm getrieben wird, iſt ſo be⸗ 
denklich, daß eine klipp und klare Stellung⸗ 
nahme der entſcheidenden Stellen in einem 
„Bis hierher und nicht weiter“ unerläßlich er⸗ 
ee Allerdings müſſen ſich die Förſter vorher 
arüber im klaren befinden, wie ihre Dienſt⸗ 
obliegenheiten in Zukunft geregelt und dem 
Oberförſter gegenüber abgegrenzt werden ſollen, 
worüber ſich hier heute noch nicht abſchließend 
ſprechen läßt. 

Soweit Herr Müller die vorſtehend er⸗ 
örterte Frage berührt, muß ich ſagen, daß er 
ſie nicht ſo ernſt auffaßt, wie es geſchehen 
müßte. Betriebsbeamter war der Förſter 
ſchon lange, ehe er durch eine Verfügung als 
ſolcher anerkannt wurde, denn er war längſt 
nicht mehr die tote Maſchine im Walde, als 
welche er nach der alten Inſtruktion erſcheinen 
mußte, aber die neue Dienſtanweiſung hat 
daran nur wenig geändert. Der Förſter führt 
ſeine Arbeiten auch heute noch „nach den 
erteilten Anweiſungen“ aus, und der Geiſt 
der neuen Dienſtanweiſung iſt, ſoweit die Betriebs⸗ 
geſchäfte in Frage kommen, immer noch der alte. 
Und das iſt gegenüber der Tatſache, daß der 
Förſter die Hand iſt, von deren Geſchicklichkeit 
im Walde ſo vieles abhängt, aber nicht die 
mechaniſch arbeitende Hand, andern die Hand, 
die von dem arbeitenden Gehirn gelenkt wird, 
ſchwer verſtändlich. 


Selbſtverſtändlich dürfen die Förſter nun 
wiederum nicht annehmen, daß ſie allein die 
Macher ſind, denn vom Oberförſtergehirn 
gehen die Wellen aus, die das Förſtergehirn 
beleben, das die motoriſchen Kräfte auslöſt, 
die mit zu einer vorbildlichen Entwicklung der 
an Forſtwirtſchaft geführt haben. Wie 
nun die bisherige on der Dinge, die den 
Förſter zum mechaniſch arbeitenden Handlanger 
geſtempelt hat, verfehlt war, fo ift das üble 
an der neuen berechtigten Bewegung, die 
Tätigkeit des Förſters zur Geltung zu bringen, 
die zuweilen in die Erſcheinung tretende 
Selbſtüberſchätzung, die ſtellenweiſe Formen 
annimmt, die auf das richtige Maß zurück⸗ 
geführt werden müſſen. 


Wenn wir die Forderung der beſſeren 
Vorbildung bei Lichte beſehen und ſie immer 
damit begründet hören, daß ſie unbedingt 
nötig iſt, wenn die künftigen Anforderungen 
an den Wald erfüllt werden ſollen, ſo darf 
hierbei doch nicht aus dem Auge verloren 
werden, daß bei der Produktionsſteigerung, die 
angeſtrebt werden muß, die gute praktiſche Be⸗ 
fähigung des Förſters den Ausſchlag zu geben 
hat, die ſelbſtverſtändlich vom Intellekt be⸗ 
einflußt wird. Ihre Notwendigkeit ergibt ſich 
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aber auch, wie bereits betont worden iſt, 
aus der Berechtigung, den übrigen 
mittleren Beamten gleichgeſtellt zu 
werden, und aus dem berechtigten Be⸗ 
ſtreben, den Abſtand zu beſeitigen, der 
ſich mit der Zeit ganz ohne berechtigten 
Grund zwiſchen Oberförſter und Förſter 
gebildet hat. Auch der Oberförſterſtand hat, 
wenn ich mich ſo ausdrücken darf, von ſeiner 
beruflichen Aufgabe ausgegangen, ein gewiſſes 
übermaß von Bildung, und doch wird die 
Vereinigung der Forſtakademien mit den 
Univerſitäten angeſtrebt. Und warum in der 
Hauptſache? Ich glaube weniger des Waldes 
wegen, als aus dem Beſtreben heraus, den 
übrigen Beamten mit akademiſcher 
Vorbildung nicht nachzuſtehen. 

Was dem einen recht iſt, iſt dem andern 
billig! Es darf aber nicht dahin kommen, 
wie z. B. bei den Lehrern, die, wie ſie glauben, 
um vielleicht 40 oder 50 Dorfkinder im Leſen, 
Schreiben und Rechnen zu unterrichten, ihre 
Ausbildung zur Erfüllung dieſer Aufgabe „aus 
den Quellen der Wiſſenſchaft“, wie ſie ſagen, 
d. h. aus dem Wiſſensborne der Univerſität 
ſchöpfen müſſen. Es darf nicht dahin kommen, 
daß der Förſter mit der Oberſekundareife nach 
der Forſtakademie ſtrebt, weil er das für er⸗ 
forderlich hält, um eine Förſterei im Staats⸗ 
dienſt in Ordnung zu halten, oder, weil er ſich 
darüber hinausgewachſen glaubt, zweie haben 
muß, in denen der Schutzdienſt nicht mehr zu 
ſeinen Aufgaben gehört, denn das hieße das 
Rad der Entwicklung zurückdrehen, was allen 
Naturgeſetzen widerſpricht. 

Wenn ich heute auf Einzelheiten nicht ein⸗ 
gehe, wie die Befugniſſe der Förſter und Ober⸗ 
förſter abgegrenzt werden können, ſo kann ich 
doch darauf hinweiſen, daß die Schriftleitung 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ den Rahmen 
in Nr. 13 bereits treffend ſkizziert hat, in 
welchem dieſe Abgrenzung ſich bewegen kann. 
Hierbei muß das ſtaatliche Intereſſe 
allein von entſcheidender Bedeutung ſein, 
und wenn der Oberförſter dabei etwas 
verliert und der Förſter gewinnt, ſo iſt 
das lediglich ein Ausgleich der berechtigten 
Intereſſen, der mit der Zeit auch die Menſchen 
einander näherbringen muß. Unerſchütterlich 
muß aber feſtſtehen, daß der Oberförſter 
in feiner Eigenſchaft als Revierver— 
walter allein für die Subſtanz des 
Waldes verantwortlich iſt und deshalb 
die Betriebsarbeiten von weſentlicher 
Bedeutung ſeiner Aufſicht unter⸗ 
ſtehen. Ein unter eigener Verantwortung 
entſcheidend wirtſchaftender Förſter iſt im 
preußiſchen Staatswalde eine glatte Unmöglich⸗ 
keit, und ein Förſter der Zukunft, der in 
ſeinem Berufe und der dieſem entſprechenden 
Tätigkeit nicht ſeine Lebensſtellung ſieht, darf 
nicht herangezogen werden, um ſo weniger 
aber, wenn er der beſtehenden Einrichtung der 
Revierförſter Widerſpruch entgegenſetzt. 
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Das alte Oberförſterſyſtem konnte ſich nicht 
behaupten, denn ſeine Schwäche war ſeine 
Unzulänglichkeit. Sein Grundgedanke iſt doch 
der, daß alles, was im Walde an wirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen durchgeführt wird, nur 
vom Oberförſter ausgeht. Es hat die ſchwache 
Seite, daß, wenn der Förſter Fehler macht, 
dieſe dem Oberförſter zur Laſt fallen, weil 
mangelhafte Anweiſung durch dieſen unterſtellt 
wird, oder umgekehrt, gute Anweiſung, wenn 
der Förſter ſeinen Bezirk in tadelloſer Ver⸗ 
faſſung hat, denn der Oberförſter allein iſt 
der Träger aller Erfolge und Mißerfolge. 
Daß ein ſolcher Zuſtand unhaltbar iſt, müßte 
längſt einleuchten. Der Förſter mußte in 
die Oberförſterfunktionen des alten Syſtems 
hineinwachſen, weil deſſen Abgrenzung der 
Funktionen für die moderne Forſtwirtſchaft 
unhaltbar war. Es wäre ſegensreich geweſen, 
wenn das ſchon früher genügend gewürdigt 
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worden wäre, und wenn das nicht geſchehen iſt, 
ſo kann aus dem Verſäummnis für die Zukunft 
gelernt werden, daß einem Syſtem Ein Liebe 
dem Oberförſter keine Funktionen übertragen 
bleiben können, die er ſelbſt nicht wahrnehmen 
kann, die vielleicht nicht einmal für ihn paſſen, 
ſoweit es nicht die Kontrolle bedingt. 

Wie weit der heutige Förſterverein ſeine 
Ziele geſteckt hat, iſt nicht in ganz klaren Um⸗ 
riſſen erkennbar. Gerade deshalb aber ſollte 
die Sachlage ein Anſporn ſein, daß die ent⸗ 
ſcheidende Inſtanz, ſobald es die allgemeine 
Umgeſtaltung der Beamtenverhältniſſe im Staate 
geſtattet, den Boden vorbereitet für die von 
ihr zu treffenden Maßnahmen. Dieſe Möglich⸗ 
keit iſt aber nur dann gegeben, wenn Ober⸗ 
förſter⸗ und Foͤrſterorganiſation gemeinſam eine 
Verſtändigung über die Grundlage geſchaffen 
haben, die für die künftige Abgrenzung der 
Befugniſſe maßgebend ſein ſoll. 


Parlaments⸗ und erem berichte. 


Preußiſcher Landtag. 
4. Sitzung, Donnerstag, den 7. April 1921. 

Beratung des Antrages der Abgeordneten 

Ebersbach, Dr. von Kries (Potsdam) und 

Genoſſen über die Beſtellung eines ſtän⸗ 

digen Ausſchuſſes für Beamtenangelegen⸗ 
heiten. — Druckſache Nr. 67. 

Ebersbach, Antragſteller (D.⸗nat. V.⸗P.): Meine 
Damen und Herren, diejenigen Mitglieder des Hauſes, 
die ſich ſchon in der Landesverſammlung viel mit 
Beamtenfragen haben beſchäftigen müſſen, werden mir 
zuſtimmen, wenn ich ſage, daß das Beamtenproblem 
wirtſchaftlich und rechtlich ſowohl infolge der Kriegs⸗ 
wirkungen als auch durch die Staatsumwälzung außer⸗ 
ordentlich ſchwierig geworden iſt. In den Jahren 1919 
und 1920 haben wir uns ſowohl im Hauptausſchuß 
als auch hier im Plenum wiederholt mit Beamten⸗ 
2 beſchäftigt, ohne doch viel mehr als vorbereitende 
Arbeit leiſten zu können. Als dann im Anfange des 
Jahres 1920 die Notwendigkeit entſtand, eine durch⸗ 
greifende Beamtenbeſoldungsreform durchzuführen, 
ſetzte das Haus, um den Hauptausſchuß der Landes⸗ 
verſammlung zu entlaſten, einen beſonderen Ausſchuß 
für die Beamtenbeſoldung und einen beſonderen Aus⸗ 
ſchuß für die Lehrerbeſoldung ein. Beim Abſchluß der 
Arbeiten ſind aber eine ganze Reihe von wichtigen Teilen 
des Beſoldungsproblems offen geblieben. Bei der Eile, 
mit der die Ausſchüſſe arbeiten mußten, und mit Rück⸗ 
ſicht auf die Geſetzgebung im Reich gelang es nicht, 
alle Fragen befriedigend zu löſen. Wir waren uns im 
Beamtenbeſoldungsausſchuß damals vollkommen darüber 
einig, daß nichts weiter übrigbleiben würde, als bei 
der Fülle der Fragen, deren Regelung dem neuen 
Landtag überlaſſen blieb, einen beſonderen Ausſchuß 
für Beamtenangelegenheiten einzuſetzen.— — 

— Es kommt hinzu, daß der Landtag die Reform 
der geſamten Ruheſtands⸗ und Hinterbliebenenfürſorge⸗ 
geſetze durchzuführen hat, die in der Landesverſammlung 
nur in ihren erſten Anfängen behandelt worden iſt. 
Sodann taucht jetzt ein ganz neues Problem in den 
Reihen der Beamtenorganiſationen auf, das iſt die 
Beamtenkrankenfürſorge, die durchaus nicht etwa 
finanzielle Bedeutung für den Staat zu haben braucht 
die aber doch durch geſetzgeberiſche Maßnahmen geſtützt 
werden muß. Das wären die wirtſchaftlichen Fragen. 

Hinzu treten die rechtlichen Fragen des Beamten⸗ 
problems. Da haben wir zunächſt nach den Artikeln 77 
und 80 der neuen Staatsverfaſſung einige Beamten⸗ 
geſetze zu erwarten. Wir haben uns ferner mit dem 
Geſetz über Beamtenräte oder aausſchüſſe bzw. 
kammern zu beſchaftigen. Die Reform des Beamten⸗ 
diſziplinarrechts ſteht noch aus. Letzten Endes bieten 


auch die dem Hauſe regelmäßig zugehenden zahlreichen 
Beamtenpetitionen ſehr wertvolles Material zur 
Bearbeitung der Beamtenfragen in einem beſonderen 
Ausſchuß. 
Uns will ſcheinen, daß es angeſichts Diefer Fülle 
von Aufgaben auf dem Gebiete der Beamtengeſetz⸗ 
ebung nötig ſein wird, durch Einſetzung eines be⸗ 
onderen Ausſchuſſes für dieſe ſchwierigen Fragen 
Spezialiſten heranzubilden, die mit der Materie voll⸗ 
kommen vertraut ſind, auch die Wirkung der einzelnen 
Geſetze überſehen ſowie die Zuſammenhänge und die 
Vorgänge aus der Landesverſammlung kennen. — — 
Oppenhoff, Abgeordneter (Zentr.): — — Wir 
legen Wert auf die Feſtſtellung, daß nach der bisherigen 
Auslegung der Geſchäftsordnung und nach unſerer 
bisherigen Übung die Ausſchüſſe, die $ 14 der Geſchäfts⸗ 
ord nung erwähnt, nur ſolche Angelegenheiten beraten 
können, die ihnen vom Hauſe überwieſen worden find. 
Ich mache dieſe Feſtellung, damit nicht draußen im Lande 
bei unſeren Beamten der Glaube erweckt werde, durch 
die Neuſchaffung eines Beamtenausſchuſſes ſei jetzt 
die Stelle gegeben, wo alle Wünſche der Beamten⸗ 
welt zuſammenfließen können und müſſen. Wenn 
ſolche Wünſche an den Ausſchuß herankommen, müſſen 
ſie meines Erachtens an das Haus abgegeben und dürfen 
nicht im Ausſchuß behandelt werden. — — 
Präſident Leinert: — — Da von den Antrag⸗ 
ſtellern nicht beſtimmt worden iſt, wie groß der Aus⸗ 
ſchuß werden ſoll, ſo möchte ich mir noch den Vorſchlag 
erlauben, den Ausſchuß aus 29 Mitgliedern zu bilden. 
— Das Haus iſt damit einverſtanden. — — 


— 


* 


Preußiſcher Landtag. 

8. Sitzung, Sonnabend, den 16. April 1921. 
Anfragen und Anträge zu den mittel⸗ 
deutſchen Unruhen und ihren Folgen. 

Dr. von Dryander, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): 
— — Aber da ich von den „laufenden Geſchäften“ im 

Sinne von Artikel 59 Abſ. 2 der Preußiſchen Verfaſſung 

ſpreche, ſo möchte ich doch ein Doppeltes hinzufügen. 

Der Herr Miniſter und ebenſo andere Diskuſſionsredner 

haben uns erneut zum Vorwurf gemacht, daß wir die 

Verfaſſung abgelehnt hätten. Nach dem, was wir in 

den letzten Wochen erlebt haben, fühlen wir uns gegen⸗ 

über dieſem Vorwurf ſehr ſtark entlaſtet. Denn wir 
haben doch den Eindruck, daß die preußiſche Verfaſſung 

Mängel und Lücken aufweiſt, die ſich in dem wochen⸗ 

langen regierungsloſen Zuſtand bedenklich geltend 

gemacht haben. Ich glaube im Sinne meiner Partei- 
freunde zu ſprechen, wenn ſie ſich gern bereit erklären, 
mit anderen Parteien an der Beſeitigung dieſer ſchweren 
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Mängel und Lücken ber preußiſchen Verfaſſung mit⸗ 
zuwirken. 


Aber noch ein Zweites. Ich fürchte, wir werden 
noch mehr mit ſolchen Interregnen zu rechnen 
haben, und wenn wir vielleicht während ſolcher Inter⸗ 
regnen abermals Aufruhre und dergleichen erleben, die 
dann keine geordnete Regierung vorfinden, ſo erſcheint 
es uns doppelt notwendig, den Gefahren des parla⸗ 
mentariſchen Syſtems gegenüber, eines Parlamen⸗ 
tarismus, der ſich bei uns — die Vertreter der Staats⸗ 
regierung mögen meine Offenheit entſchuldigen — mit 
blutigem Dilettantismus paart (ſehr wahr! rechts), 
daß wir gegenüber den Gefahren des Parlamen⸗ 
tarismus das Korrelat eines feſtgefügten 
Beamtenkörpers doppelt nötig haben, wie 
andere parlamentariſche Staaten, z. B. die ſkandina⸗ 
viſchen, ſie ſich bis zum heutigen Tage bewahrt haben, 
und wie er allein das ſichere, ſtetige Weiterarbeiten der 
Staatsmaſchine ermöglicht. Daß dieſer Staats⸗ 
apparat und dieſer Beamtenkörper in weiteſtem 
Umfang zerſtört iſt, iſt eine der erſchütternden 
Lehren des mitteldeutſchen Aufruhrs, und das 
iſt das furchtbare Schuldkonto, das auf dem an 
die Namen Braun und Severing geknüpften Syſtem 
laſtet. (Sehr richtig! rechts — Widerſpruch und Zuruf 
bei der Sozialdemokratiſchen Partei: Die Alldeutſchen!) 
— Ich ſpreche nicht von den Alldeutſchen, ſondern ich 
ſpreche von anderen, recht wichtigen Sachen, nämlich 
von dem Schuldkonto der Herren Braun und Severing, 
das weit über die Grenze meiner Partei hinaus als 
Schuldkonto dieſer Miniſter und ihrer nächſten Helfer 
empfunden wird, und das, wenn es fortgeſetzt wird, 
unſer unglückliches Volk noch ganz anders dem Zu⸗ 
ſammenbruch entgegenführen wird. 


— — Über da ich der gegenwärtigen Staatsregierung 
zugute halte, daß ſie durch ihre jetzigen Beamten nicht 
ausreichend und nicht ſachlich informiert wird, will ich 
doch noch eins hinzufügen: Der Landrat Kasparek iſt 
unter dem 8. Mai 1918 wegen militäriſcher Unter⸗ 
ſchlagung und militäriſchen Ungehorſams zu ſechs Wochen 
Mittelarreſt verurteilt worden. Der Landrat Kasparek 
ſoll demgegenüber in Sangerhauſen ſchamhaft geſagt 
haben: nicht wegen Unterſchlagung, ſondern wegen 
„Nichtausführung eines militäriſchen Dienſtbefehls“ 
wäre er beſtraft worden. Wie dem auch ſei: ich empfehle 
dem Herrn Miniſter, bei der Berichterſtattung der von 
ihm bevorzugten Landräte doch diejenige Vorſicht anzu⸗ 
wenden, die bei dieſen Perſönlichkeiten dringend not⸗ 
wendig iſt. Dem Herrn Miniſter ſteht ja eine Perſönlich⸗ 
keit zur Seite, die aus ihrer Kenntnis des alten Beamten⸗ 
tums wiſſen muß, daß dieſes alte Beamtentum durch 
ſeine Objektivität und überhaupt durch die Eigenſchaften, 
die das alte Beamtentum in einer zweihundertjährigen 
ruhmreichen Erziehungsarbeit des alten preußiſchen 
Staates ſich angeeignet hatte, allein imſtande war, eine 
ſolche Orientierung und Information ſeiner vorgeſetzten 
Behörden herbeizuführen. (Rufe: Hurra! und Zurufe 
links) — Nein, meine Damen und Herren, wenn Sie 
mir zurufen „bornierter Junker“, ſo kann ich Ihnen 
darauf erwidern, daß dieſes alte Beamtentum Ihnen 
furchtbar fremd iſt. Denn in dieſem alten preußiſchen 
Beamtentum, das die Staaten der Welt vergeblich 
verſucht haben nachzuahmen, in dieſem alten Beamten⸗ 
tum mit ſeiner guten Vorbildung, mit ſeiner Ehren⸗ 
haftigkeit, mit ſeiner Sachlichkeit, mit ſeiner warm⸗ 
herzigen Liebe zu unſerm Volk, die namentlich ſehr viele 
der alten Landräte bewährt haben, lagen die Grund⸗ 
lagen unſeres Staates, die Grundlagen unſeres wirt⸗ 
ſchaftlichen Fortſchritts, die Grundlagen unſerer natio⸗ 
nalen Größe. Ich erinnere mich eines Vortrags unſeres 
Herrn Kollegen Dr. Schiffer in Poſen ſehr gut, der dies 


— — . . 
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mit gleicher Wärme und Beſtimmtheit ausſprach, und 
der hinzufügte, es ſei bei der allgemeinen Kritik der 
Landräte merkwürdig, daß, wenn man die Kritiker näher 
frage, man faſt immer die Antwort erhalte: Ach, unſer 
Landrat iſt gar nicht ſo, es ſind nur die Landräte im 
allgemeinen. „Die Laſt fällt denen zu, die die Grundlagen 
unſeres im einzelnen gewiß reformbedürftigen, aber in 
allem weſentlichen ganz ausgezeichneten Beamtentums 
zerſtört haben, wenn wir mit unſerem preußiſchen Staate 
zu einem Geſpött der Welt werden, wie es tatſächlich 
durch die ungeheuerlichen Zuſtände in der 
Beamtenpolitik des Miniſteriums des Innern 
immer mehr geſchehen muß. Und da geben wir mehr 
Schuld und machen den ſchärferen Vorwurf denen, 
die es gelernt haben, was das alte Beamtentum be⸗ 
deutet hat, als denen, die das nicht gelernt haben, 
denen, die wiſſen müſſen, daß unſer an ſo beſonders 
tiefen Gegenſätzen leidendes Volk mit ſeinen ſtarken 
zentrifugalen Kräften der Zuſammenfaſſung durch einen 
ſtarken Staat und einen geſchloſſenen Beamtenkörper 
mehr als andere Völker bedarf. Ich kann nur ſagen, 
daß das geſamte Berufsbeamtentum aller Parteien und 
aller Klaſſen einig iſt über die Perſönlichkeiten, die das 
zwar gelernt haben, die aber trotzdem an der Zer⸗ 
trümmerung dieſer unentbehrlichen ſtaatlichen und ſitt⸗ 
lichen Kräfte in konſequenter Arbeit arbeiten. Die 
ſozialdemokratiſchen Miniſter haben oft genug 
den rechtsſtehenden Beamten, die aus ihrem Herzen 
keine Mördergrube gemacht hatten und die ihren über⸗ 
lieferten Idealen treu blieben, geſagt, daß ſie ſie höher 
ſchätzten und daß ſie ſie moraliſch höher werteten 
als diejenigen, die vom 9. zum 10. November 
ihr Kleid gewechſelt haben. Und wenn die 
Miniſter, trotzdem ſie das ſagen und trotzdem ſie das 
wiſſen, in dieſer Weiſe dieſes ſeinen Idealen treue 
Beamtentum, dieſes für unſer Staatsweſen unent⸗ 
behrliche, dieſes loyal mitarbeitende Beamtentum aus⸗ 
merzen und ausſcheiden, jo handeln dieſe ſozial⸗ 
demokratiſchen Miniſter im Widerſpruch zu 
ihrer eigenen Überzeugung, ſie handeln unter 
dem Druck von vollkommen urteilsunfähigen 
Gliedern ihrer Fraktion, ſie handeln unter dem 
Druck ihrer völlig einſeitigen Parteierziehung. 
Und ſagen ſich die Herren Miniſter nicht, wie demorali⸗ 
ſierend es wirken muß, wenn Beamten, die ihre Über⸗ 
zeugung wechſeln wie ein altes Kleid, eine mehr oder 
weniger große Laufbahn ſich öffnet, während den⸗ 
jenigen, die ihren Aberzeugungen treu bleiben, Zurück⸗ 
ſetzung, eventuell ſogar Gefährdung ihrer wirtſchaftlichen 
Exiſtenz droht? — Nein, meine Damen und Herren, 
das iſt kein Junkertum. — Dieſes alte Beamtentum, 
das über den Parteien ſtand, hat ein ſehr warmes Herz 
gehabt für die Nöte unſeres Volkes, und gerade die 
ſoziale Arbeit dieſes alten Beamtentums, die ihren 
Platz in der Geſchichte des Aufſchwungs unſeres Vater⸗ 
landes behalten wird, ſtand turmhoch über der völligen 
Unproduktivität, die heute in unſeren Behörden herrſcht. 
Man gehe doch durch dieſe Behörden hindurch, man 
frage doch die Berufsbeamten aller Parteien, man frage, 
wo noch produktiv gearbeitet wird, in einer Zeit, deren 
Not nach produktiver Arbeit ſchreit, — es wird einem 
von den Berufsbeamten aller Parteien in größtem 
Umfang beſtritten. Und ich behaupte, daß die erſten 
ſozialdemokratiſchen Miniſter dafür ein ſehr weit⸗ 
orhende3 Verſtändnis hatten, und daß es erſt dem 
Miniſterpräſidenten Braun und ſeinen Helfern, die er 
fand, den Herren Severing und Lüdemann und wie ſie 
alle heißen, und den wenigen Helfern, die ſie im alten 
Beamtentum, das es beſſer wußte, bei dieſer Zer⸗ 
ſtörungsarbeit fanden, gelungen iſt, dieſe unverzicht⸗ 
baren ſittlichen Kräfte und Grundlagen des alten 
preußiſchen Staates in ſo weitem Umfang zu zerſtören. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Dienſtbezüge der ` 
zur Probedienſtleiſtung einberufenen Anwärter. 
Allgemeine Verfügung Nr. I./41 für 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Nr. IB Ia 1281. IA IV 725. II 1304. III 2408. 
Berlin, 30. März 1921. 


18. Dezember 1920, wonach die nichtplanmäßigen 
Beamten vom 1. Oktober 1920 an neben den bis⸗ 
herigen 80 v. H. des Ortszuſchlags als weiteren 
Notzuſchlag die übrigen 20 v. H. des Ortszuſchlags 
und auch hierzu den allgemeinen] Ausgleichs⸗ 


Die Beſtimmung im § 2 des Geſetzes vom zuſchlag als Notzuſchlag erhalten ſollen, gilt 
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auch für die zur Probedienſtleiſtung einberufenen 
Anwärter. 
In Vertrekung: Ramm. 


An die Regierungen uſw. 


7 
Kinderbeihilfen. 
Allgemeine Verfügung Nr. I. 42/1921. 
Miniſterium fur Landmwirtichaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 1776. LA IV 980. II 1805. III 3274 


Berlin, 31. März 1921. 

I. Nach § 24 des B. D. E. G. ſind für die 
Kinder verſtorbener Beamten Kinderbeihilfen unter 
denſelben Vorausſetzungen wie für die Kinder 
der Beamten im Dienſt zu zahlen. Als eigenes 
Einkommen eines Kindes im Alter von 14 bis 
21 Jahren gilt zwar nach $ 9 (3) des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 29. März 1920 auch das Waiſen⸗ 
geld oder die Waiſenrente; gleichwohl wird das 
Waiſengeld oder die Waiſenrente bei Gewährung 
der Kinderbeihilfe nicht dem etwaigen Einkommen 
des Kindes aus Kapitalvermögen, Grundbeſitz, 
Gewerbebetrieb uſw. oder aus Arbeitseinkommen 
hinzuzurechnen ſein, weil das Waiſengeld (die 
Waiſenrente) ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung 
nach an die Stelle des dem Kinde bei Lebzeiten 
des Beamten aus deſſen Gehalt gewährten Unter⸗ 
halts tritt, und aus derſelben Quelle fließt wie die 
Kinderbeihilfen. 

II. Wenn die Ehefrau eines Beamten aus 
einer früheren, durch Scheidung gelöſten Ehe 
ein Kind in die Familiengemeinſchaft eingebracht 
hat, zu deſſen Unterhalt der frühere, für ſchuldig 
erklärte Ehegatte einen Beitrag von jährlich 
1800 „ leiſtet, und die Kinderbeihilfe (ſamt Not⸗ 
zuſchlag und Ausgleichszuſchlag) 1500 / betragen 
würde, ſo darf nicht etwa von der Unterhaltsrente 
des Vaters der Mehrbetrag über 500 „ mit jährlich 
1300 46 angerechnet werden, ſondern es iſt über⸗ 
haupt keine Kinderbeihilfe zu gewähren. Hier iſt 
die Beſtimmung in d 17 Abſ. 3 Satz 3 des B. D. E. G. 
ſinngemäß anzuwenden, nach welchem das Recht 
auf den Bezug der Kinderbeihilfe ruht, ſoweit für 
ein Kind aus Mitteln des Reichs, der Länder, 
anderer öffentlicher Verbände oder anderer Arbeit⸗ 
geber eine entſprechende Beihilfe gezahlt wird. 
Würde anders verfahren, ſo würde, da nach § 17 
Abſ. 3 Satz 1 B. D. E. G. für ein und dasſelbe 
Kind die Beihilfe nur einmal gewährt werden darf, 
der Beamte, der die geſchiedene Frau eines Nicht⸗ 
Beamten geheiratet hat, die ein Kind in die Ehe 
mitbringt, ſich unter Umſtänden geldlich beſſer 
ſtehen, als wenn es ſich um die geſchiedene Frau 
eines Beamten handelte. 


Vorſtehende Abſchrift überſende ich zur ge⸗ 
fälligen Kenntnisnahme. 
In Vertretung: Ramm. 


7 
Betrifft: Aufrückungsſtellen für die 
preußiſchen Staatsförſter. 
Allgemeine Verfügung III Nr. 18 für 1921. 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 6234. 


Berlin, 14. April 1921. 

Die gemäß der Aundverfügung vom 11. "e 
bruar d. J. III 2789 — aufgeltellten Auf⸗ 
rückungsdienſtaltersliſten ſind zu einem großen 
Teile mit erheblicher Verſpätung hier eingegangen, 
ſo daß erſt jetzt die Verteilung der Aufrückungs⸗ 
ſtellen vorgenommen werden kann. Die Liſten 
haben hier in vielen Punkten berichtigt und er⸗ 
gänzt werden müſſen, da ſeit ihrer Aufſtellung 
die Verleihungsgrundſätze Anderungen erfahren 
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191 und auch noch Verſetzungen vorgenommen 
in D) 

Die Revierförſter, ſoweit fie ſchon am 1. April 
1920 vorhanden waren, brauchten nicht aufgeführt 
zu werden. Sie befanden ſich zu dem Zeitpunkte 
bereits in Beſoldungsgruppe 7, konnten alſo nicht 
mehr weiter aufrücken. Nur in den ganz ver⸗ 


ſeinzelten Fällen, in denen Revierförſter Inhaber 


von Förſterſtellen waren oder noch ſind, war 
die Aufführung nötig. Dies trifft auch für die⸗ 
jenigen Revierförſter zu, denen nach dem 1. April 
1920 infolge Beförderung Revierförſterſtellen über⸗ 
tragen worden ſind. 

Vielfach haben die Nummern der Forſt⸗ 
verſorgungsſcheine bei den Regierungen nicht er⸗ 
mittelt werden können. Das wird nun, ſoweit 
noch nötig und möglich, hier geſchehen. Anderungen 
in der Reihenfolge der Beamten werden dann 


auch hier vorgenommen und den Regierungen 


mitgeteilt werden. 

. ach dem Beſoldungsplane für das Rechnungs⸗ 

jahr 1920 ($ 36 des B. D. E. G. vom 17. De⸗ 

zember 1920) können mit Wirkung vom 1. April 
1920 an bei der preußiſchen Staats forſtverwaltung 
1545 Aufrückungsſtellen der Beſoldungsgruppe 7 
an Förſter verliehen werden. 

Es ſcheiden dabei aus: 

a) ſämtliche Förſter, die in der Zeit vom 1. April 
1920 bis 7. Februar 1921 in den Ruheſtand 
getreten oder verſtorben ſind, 

b) diejenigen Förſter, welche während obigen 
ee Wartegeldempfänger geworden 
ind. 

Wartegeldempfängern, welche noch Förſter⸗ 
ſtellen erhalten ſollen, können während des 
Wartegeldbezuges Aufrückungsſtellen nicht ver⸗ 
liehen werden. 

Es kommen in Betracht: 
a) zunächſt in der Regel die dienſtälteſten Förſter 
im Anhalte an die Aufrückungsliſte, 
b) diejenigen Revierförſter, welche nach dem 
1. April 1920 infolge Beförderung Revier⸗ 
förſterſtellen erhalten haben und e noch als 
Förſter nach ihrem Aufrückungsdienſtalter für 
Aufrückungsſtellen in Frage gekommen wären. 
Sie würden alſo die Aufrückungsſtellen vom 
1. April 1920 an bis zur Übernahme der 
Revierförſterſtelle innehaben können, 
c) auf Antrag der Regierung ausnahmsweiſe 
auch dienſtjüngere, beſonders tüchtige und mit 
beſonders verantwortungsvollen oder arbeits⸗ 
reichen Amtsobliegenheiten betraute Beamte. 
Diejenigen Beamten, welche den obigen Grund⸗ 
ſätzen gemäß hier in den Aufrückungsliſten ge⸗ 
ſtrichen oder infolge ſonſtiger Verhältniſſe zugeſetzt 
worden ſind, werden am Schluß dieſer Verfügung 
für jede Regierung beſonders namhaft gemacht. 

Unter Hinweis auf Ziffer 3 Seite 4 der Aus⸗ 
führungs⸗Anweiſung des Finanzminiſters vom 

21. Januar 1921 zum B. D. E.] G. uſw. übertrage 

ich nunmehr den Regierungen die Verleihung 
der Aufrückungsſtellen in dem weiter unten näher 
bezeichneten Umfange. Wegen der über 65 Jahre 
alten Beamten iſt bereits durch Verfügung vom 

17. März 1921 — III 5124 — Ermächtigung erteilt. 
Eine Verpflichtung zur Anhörung des Beamten⸗ 

ausſchuſſes beſteht nicht. Auch ein Anſpruch der 

Beamtenausſchüſſe, vor Beſetzung der Aufrückungs⸗ 

ſtellen gehört zu werden, iſt vom Staatsminiſterium 
nicht anerkannt. 

Werden diesmal Beamte übergangen, ſo bleibt 
es der Regierung überlaſſen, ſeinerzeit erneuten 
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Antrag auf Zuweiſung von Aufrückungsſtellen Dier, 
her zu richten. Die jetzt nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Stellen fallen zu meiner Verfügung 
zurück und werden für andere Beamte verwendet. 
Sie ſind — ähnlich wie die überzähligen Förſter⸗ 
ſtellen — „fliegende“ Stellen, da die Förſter 
bei den weiteren Verleihungen von Aufrückungs⸗ 
ſtellen in der Reihenfolge herankommen, die für 
ſie als Geſamtheit im Staate maßgebend iſt. 

Wo Vorgriffe auf dienſtjüngere Beamte gerecht⸗ 
fertigt erſcheinen, ſind in jedem Falle beſondere 
begründete Anträge hierher zu richten. 

Ich nehme an, daß es möglich ſein wird, die 
nötigen Nachzahlungen noch für das Rechnungs⸗ 
jahr 1920 zu bewirken. Jedenfalls erſuche ich 
dringend, das mit allen Mitteln anzuſtreben. Eine 
Verrechnung für 1921 (als Mehrausgabe gegen 
den Haushalt) möchte ich vermieden wiſſen. 

Wegen des Nachweiſes der für 1920 in Anſpruch 
genommenen Stellen werde ich demnächſt weitere 
Anordnung erlaſſen. E 

Damit diejenigen Förſter, welche zurzeit als 
nach den Abtretungsgebieten (Memelland, Frei⸗ 
ſtaat Danzig, Eupen⸗Malmedy uſw.) beurlaubt 
anzuſehen oder im Saargebiete tätig ſind, bei 
ihrem möglicherweiſe erfolgenden Rücktritt in den 
preußiſchen Staatsforſtdienſt auch Aufrückungs⸗ 
ſtellen erhalten können, falls ſie zu ſolchen heran⸗ 
ſtehen, werden hier Stellen freigehalten werden. 

Anträge auf Aufrückungsſtellen für Förſter der 
Stiftsforſten uſw. ſind an die zuſtändigen 
Herren Reſſortminiſter zu richten. 

Der Kreis der im dortigen Bezirk gegebenenfalls 
zu berückſichtigenden Beamten erſtreckt ſich bis ein⸗ 

bebe (uſw. in Einzelaus führungen, die keine 
allgemeine Bedeutung haben). 


d Der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Braun. 
An die Regierungen uſw. 


Harznutzung 1921. 
Allgemeine Verfügung III /16 fur 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 2892. 


Berlin, 2. April 1921. 

Die Notwendigkeit, die heimiſchen Rohſtoffe, 
ſoweit irgendmöglich, für die Wiederbelebung 
der deutſchen Wirtſchaft heranzuziehen, zwingt 
dazu, auch im kommenden Jahre die Kiefernharz⸗ 
nutzung fortzuſetzen, ſoweit ſie bei den voraus⸗ 
ſichtlich geringeren Gelderträgen für die Staats⸗ 
forſtverwaltung als Betriebsverwaltung noch 
möglich iſt. Es muß in erſter Linie darauf an⸗ 
kommen, die Kiefernharzgewinnung in den⸗ 
ienigen Oberförſtereien, die bisher mit günſtigem 
Erfolg geharzt haben, nicht allein fortzuſetzen, 
ſondern auch die Geſtehungskoſten je Kilogramm 
Rohharz dadurch herabzudrücken, daß die Nutzung 
bei den geharzten Flächen ertragreicher geſtaltet 
wird. Nach Verſuchen der Harzgeſellſchaft iſt es 
möglich, bis zu 1000 kg Harz je Hektar zu ge⸗ 
winnen, wenn die Arbeiter richtig geſchult ſind 
und die Aufſicht ſich die Durchführung des Harzens 
heſonders angelegen fein läßt. Die Steigerung 
der Ausbeute je Hektar der genutzten Fläche iſt 
um ſo notwendiger, als die Harzpreiſe durch den 
ausländiſchen Mitbewerb zurzeit erheblich ge⸗ 
ſunken ſind. 

Ich habe auch in dieſem Jahre die Harzernte 
der Deutſchen Harzgeſellſchaft zur Verfügung 
geſtellt. Dieſe kann jedoch zunächſt nur einen 


feſten Betrag von 4 / je Kilogramm Rohharz 15 
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) Das Nähere über die Lieferung 
ergibt der nachſtehende Vertrag. Es werden daher 
eine Anzahl Oberförſtereien von der Harznutzung 
ausſcheiden müſſen, die ſchon im letzten Jahre 
höhere Geſtehungskoſten zahlen mußten, wenn 
es nicht gelingt, durch Vervollkommnung die 
Geſtehungskoſten herabzudrücken. Da die Harz⸗ 
eſellſchaft Wert darauf legt, trotz des verminderten 
Preiſes im kommenden Jahre möglichſt große 
Harzmengen zu bekommen, it ſie bereit, auf Antrag 
ſachverſtändige Angeſtellte auf ihre Koſten in die 
Reviere zu ſchicken, um durch Belehrung und vor⸗ 
bildliche Betätigung eine höhere Harzgewinnung 
und damit eine Herabdrückung der Unkoſten zu 
erreichen. Anträge auf Entsendung derartiger 
Sachverſtändiger ſind möglichſt bald an die Deutſche 
Harzgeſellſchaft zu richten. Außerdem hat ſich die 
Geſellſchaft bereit erklärt, nach Ablauf der Ge⸗ 
winnungsperiode der Regierung Geldbeträge zur 
Verfügung zu ſtellen, die als Anerkennungspreiſe 
Verwendung finden ſollen für Beamte und 
Arbeiter, die beſonders günſtige Ergebniſſe in der 
Harzgewinnung, insbeſondere eine hohe Ausbeute 
je Hektar geharzter Fläche, erzielt haben. 
Wenn auch der geldliche Überſchuß unter 
dieſen Umſtänden kein großer ſein kann, ſo er⸗ 
warte ich doch bei der Bedeutung der Harz⸗ 
ewinnung für die heimiſche Wirtſchaft, daß die 
berförſter auch in dieſem Jahre der Harz⸗ 
gewinnung ihr beſonderes Intereſſe entgegen⸗ 
bringen. Für die Ausführung des Harzens bleiben 
die bisherigen Anweiſungen maßgebend. Von der 
Beſchaffung neuer Geräte iſt nach Möglichkeit 
Abſtand zu nehmen; die vorhandenen Beſtände 
ſind zunächſt innerhalb der Oberförſtereien aus⸗ 
1 5 Kiefernſcharrharz und Fichtenharz iſt 
nicht mehr zu gewinnen. 
Die durch § 3 des Vertrages vorgeſchriebene 
Nachweiſung iſt der Deutſchen Harzgeſellſchaft 
baldmöglichſt zu überſenden. 
Die Forſtkaſſen haben der Regierung ſofort an⸗ 
zuzeigen, wenn die Deutſche Harzgeſellſchaft die 
Zahlungsfriſt gemäß § 5 Abſatz 1 nicht genau 
einhält. Erfolgt trotz Erinnerung nach weiteren 
14 Tagen keine Zahlung, ſo iſt mir zu berichten. 
Sobald das letzte Harz der Ernte des Jahres 
1921 abgeliefert iſt und die Abrechnungen mit der 
Deutſchen Harzgeſellſchaft ſtattgefunden haben, 
ſpäteſtens aber bis zum 15. Januar 1922, iſt mir 
eine oberförſtereiweiſe aufzuſtellende Nach⸗ 
weiſung vorzulegen, in der für jede Oberförſterei 
wie für den ganzen Bezirk angegeben werden: 
1. die geharzten Beſtandsflächen in Hektar, 
2. die gewonnenen Harzmengen im ganzen und 
je Hektar in Kilogramm, 
3. die Koſten des Harzens, ſoweit ſie dem Forſt⸗ 
fiskus zur Laſt fallen, im ganzen, je Hektar 
und je Kilogramm, und zwar: 
a) der Geräteanſchaffung und ⸗unterhaltung, 
b) der Arbeit in den Beſtänden bis ein⸗ 
ſchließlich der Ablieferung des Harzes durch 
die Arbeiter an den zuſtändigen Beamten, 

c) des Verſchickens des Harzes, 
4. die Koſten insgeſamt je Hektar und je Kilo⸗ 


ramm. 

Eine Abſchrift dieſer Nachweiſung iſt gleich⸗ 
zeitig der Deutſchen Harzgeſellſchaft zuzuſtellen. 

8 Abdrucke dieſer Verfügung und des 
zugehörigen Vertrages ſind zur Mitteilung an die 
in Frage kommenden Oberförſtereien beigefügt. 
Weiter erforderliche Abdrucke ſind binnen längſtens 
Tagen bei der Geheimen Kanzlei meines 


gewähren. 
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Miniſteriums anzufordern, entbehrliche Abdrucke 
aber ſofort zurückzuſenden. 

Im Auftrage: v. d. Busſche. 
An alle Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Münſter und 


Sigmaringen. R 
Vertrag. 
Zwiſchen der Preußiſchen Staatsforſt⸗ 


verwaltung, vertreten durch den Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, Berlin, und der 
Deutſchen Harzgeſellſchaft m. b. H. (nachſtehend 


abgekürzt D. H. G. bezeichnet), Berlin W 8, 
Behrenitraße 48, wird folgender Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen: 


§ 1. Die Staatsforſtverwaltung verkauft die 
geſamte Kiefernlachten⸗ Harznutzung aus den 
Staatsforſten im Forſtwirtſchaftsjahre 1921 an 
die D. H. G. 

§ 2. Die D. H. G. zahlt der Forſtverwaltung 
für das in den Kiefernbeſtänden gewonnene 
Lachtenharz zunächſt einen feſten Preis von 
400 „ je 100 kg frei Verſandſtation. 

Durch Sachverſtändige, welche die Preußiſche 
Staatsforſtverwaltung benennt, iſt in dem Zeit⸗ 
raum vom 1. Juli 1921 bis 31. Januar 1922 
am 15. jedes Monats für dieſen Tag der Welt⸗ 
marktpreis des Fertigharzes frei Hamburg (cif) 
feſtzuſtellen. Iſt der danach ſich für dieſen Zeit⸗ 
raum ergebende Durchſchnitts⸗Weltmarktpreis des 
Fertigharzes (die 7 Preiszahlen für die einzelnen 
Monate zuſammengezählt und dann durch 7 
geteilt) höher als 550 A je 100 kg, jo erhöht ſich 
der Preis von 400 / für die geſamte gelieferte 
Harzmenge um den vierten Teil des über 550 M 
liegenden Anteils des errechneten Durchſchnitts⸗ 
preiſes. 

§ 3. Die Regierungen, in deren Bezirken 
Kiefernbeſtände auf Harz genutzt werden ſollen, 
ſtellen der D. H. G. baldtunlichſt eine nach Ober⸗ 
förſtereien und Eiſenbahnverſandſtationen ge⸗ 
ordnete Nachweiſung der für die Nutzung auf Harz 
in Ausſicht genommenen Kiefernbeſtände zu. 

Die Harznutzung ſoll im allgemeinen nur in 
denjenigen Oberförſtereien vorgenommen werden, 
in welchen auf Grund der vorjährigen Ergebniſſe 
angenommen werden kann, daß die Arbeiten 
wirtſchaftlich vorteilhaft ſind, das heißt daß der 
Geſtehungspreis des Rohharzes vorausſichtlich 
unter 4 A je Kilogramm bleibt. 

§ 4. Das Verpackungsmaterial für Harz wird, 
ſoweit der Vorrat der D. H. G. reicht, oder wenn 
keine unüberwindlichen Schwierigkeiten vorliegen, 
den Oberförſtereien von der D. G. H. frei Bahn⸗ 
ſtation geliefert. Die Fäſſer ſind vor dem Ein⸗ 
füllen des Harzes ſeitens der Oberförſtereien 
nachzuböttchern. Erfolgt die Lieferung des Kiefern⸗ 
harzes in den von den Oberförſtereien ſelbſt⸗ 
beſchafften Fäſſern, ſo haben dieſe den allgemeinen 
Vorſchriften zu entſprechen, das heißt es ſind nur 
waſſer⸗ und dunſtdichte Olfäſſer von etwa 180 Liter 
Inhalt zu verwenden, die, falls ſchon gebraucht, 
gut zu reinigen ſind und keine Rückſtände von 
dunklen Olen, wie Teeröl, dunkles Maſchinenöl, 
Farben uſw. enthalten dürfen. Den Ober⸗ 
förſtereien werden im Falle der Selbſtbeſchaffung 
des Verpackungsmaterials die hierfür veraus⸗ 
gabten Koſten von der D. H. G. erſetzt. 

Die Oberförſtereien erhalten von der D. H. G. 
Verladeſcheine für den Verſand des Rohharzes, 
welche nach den auf der Vorderſeite aufgedruckten 
Beſtimmungen zu benutzen find. Insbeſondere 
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ſind auf dieſen Scheinen die Sammelſtellen ge⸗ 
nannt, an die das Harzgut aufzugeben iſt. 


Die Anforderung des Verpackungsmaterials 
ee Oberförſtereien erfolgt bei der D. H. G. 
in Berlin. 


Das gewonnene Harz iſt tunlichſt bald nach 
Anweiſung an die Sammelſtellen oder die von 
der D. H. G. etwa angegebenen ſonſtigen Be⸗ 
ſtimmungsorte abzuführen. Sämtliche zur Harz⸗ 
nutzung notwendigen Geräte beſchafft die Forſt⸗ 
verwaltung auf eigene Rechnung. 

Die Geräte können von der D. H. G., ſoweit 
ſie in deren Beſtänden noch vorhanden ſind, unter 
Berechnung bezogen werden. 

Die Oberförſtereien laſſen bei Abſendung des 
Harzes auf der mn eine bahnamtliche 
Verwiegung des Harzes vornehmen, die der dem⸗ 
nächſtigen Abrechnung mit der D. H. G. zugrunde 
zu legen iſt. Bei Stückgut iſt die Verwiegung 
auf Dezimalwagen vorzunehmen. Bei Waggon⸗ 
ladungen werden die Waggons neu tariert. 


Das Reingewicht des gelieferten Harzes ergibt 
ſich aus dem Unterſchied zwiſchen dem vor dem 
Einfüllen des Harzes gefundenen Gewicht der 
einzelnen mit Nummern zu verſehenden Ver⸗ 
packungsſtücke und dem bahnamtlich feſtgeſtellten 
Bruttogewicht des Gutes. 

Die geſamten Koſten des Verpackens, Ver⸗ 
wiegens, der Anfuhr des Harzes zur und ſeines 
Verladens auf der Abgangsſtation trägt die 
Forſtverwaltung. 

Das geſamte gewonnene Rohharz iſt der 
D. H. G. bis ſpäteſtens 20. Dezember 1921 
anzuliefern. Die D. H. G. iſt nicht verpflichtet, 
nach dieſem Termin Harz aus der Ernte des 
Jahres 1921 abzunehmen oder zu bezahlen. 


§ 5. Die Oberförſter haben auf Grund des 
nach § 4 feſtgeſtellten Gewichts des verladenen 
Som? längſtens 8 Tage nach der Verladung eine 

aufpreisberechnung über die gelieferte Ware an 
die D. H. G. zu ſenden. Die D. H. G. iſt ver⸗ 
pflichtet, innerhalb 14 Tagen nach Eingang der 
Verſandanzeigen Zahlung zu leiſten. 

Die gemäß § 7 dieſes Vertrages etwa er⸗ 
hobenen Einwendungen gegen die Beſchaffenheit 
des Harzes unterbrechen dieſe Friſt nicht. 

§ 6. Nach Schluß der Harzlieferung im Jahre 
1921/22 haben die Oberförſtereien der D. H. G. 
eine Zuſammenſtellung über den Reſtbeſtand des 
von der D. H. G. ihnen gelieferten und des ander⸗ 
weit von ihnen beſchafften Verpackungs materials 
einzureichen. 

§ 7. Beanſtandet die D. H. G. eine ihr zu⸗ 
gehende Abrechnung und gelingt eine Verſtändigung 
über die beanſtandeten Punkte weder mit der 
betreffenden Oberförſterei noch mit der zu⸗ 
ſtändigen Regierung, ſo entſcheidet auf Antrag 
der D. H. G. der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, ob und gegebenenfalls 
inwieweit die Abrechnung einer Berichtigung 
bedarf und eine Erſtattung geleiſteter Zahlungen 
zu erfolgen hat. 

Glaubt die D. H. G. der Entſcheidung des 
Miniſters nicht beitreten zu können, ſo bleibt ihr 
überlaſſen, Ké Anſprüche im ordentlichen Rechts⸗ 
wege zu verfolgen. 

§ 8. Zur Sicherung der ſich aus dieſem Ver 
trage ergebenden Verbindlichkeiten hinterlegt die 
D. H. G. ſofort, ſpäteſtens 14 Tage nach Abschluß 
dieſes Vertrages, bei der Generalſtaatskaſſe in 
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Berlin eine Sicherheitsleiſtung einer Berliner | für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erſt 


Großbank im Betrage von 
„Einhundertfünfzigtauſend Mark“. 
Die für die Sicherheitsleiſtung in Frage kommende 
Großbank iſt dem Miniſterium für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten vor Beſtellung der Sicher⸗ 
heit anzugeben zwecks Einverſtändniserklärung. 
Die Sicherheit dient zur Deckung aller Forderungen 
der Staatsforſtverwaltung aus dieſem Vertrage. 
Ihre Freigabe erfolgt auf Anweiſung des Miniſters 


000 „%, nach Abwickelung aller ſich aus dieſem Vertrage 


ergebenden Verpflichtungen. 
Berlin, den 2. April 1921. 
Der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage: gez. von dem Busſche. 
Berlin, den 3. März 1921. 
Deutſche Harzgeſellſchaft m. b. H. 
gez. Frankenſtein, gez. Garms. 


EC — 
Rleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Oberlandforſtmeiſter v. Freier 7. Wie wir 
bereits in Nr. 11 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
kurz meldeten, verſtarb am 3. März d. J. plötzlich 
und unerwartet an den Folgen einer ſchweren 
Operation in einer Breslauer Klinik Oberland⸗ 
forſtmeiſter a. D. von Freier. Er ſtand fünf 
Jahre lang an der Spitze der preußiſchen Staats⸗ 
forſtverwaltung und hat namentlich während des 
Krieges in unermüdlicher Arbeit dahin gewirkt, 
daß auch die Hilfsquellen und die wertvollen Güter 
des preußiſchen Waldes für die deutſche Kriegs⸗ 
wirtſchaft nutztbar gemacht wurden. Paul Karl 
Werner von Freier war am 20. Juni 1854 zu 
Hoppenrade in der Priegnitz, auf dem elterlichen 
Gute, geboren; ſchon im Jahre 1867 kam er nach 
Roßleben auf das Gymnaſium. Nach Ablegung 
der Reifeprüfung (1873) ſtudierte er zunächſt in 
Bonn Rechtswiſſenſchaften, diente 1873/74 bei 
dem Königs⸗Huſaren⸗Regiment und erledigte im 
Anſchluß daran die forſtliche Lehrzeit in der 
Oberförſterei Zechlin. 1875 bis 1877 ſtudierte er 
in Eberswalde und beſtand im Herbſt 1877 das 
Referendarexamen mit dem Prädikat „ſehr gut“. 
Während der Referendarzeit legte er im Früh⸗ 
jahr 1879 das Feldmeſſerexramen ab und be⸗ 
endete ſeine forſtliche Ausbildung im Herbſt 1881 
durch ein mit „gut“ beſtandenes Staatsexamen. 
Als Forſtaſſeſſor war er Hilfsarbeiter an der 
Regierung in Poſen und beim Forſteinrichtungs⸗ 
büro in Berlin. Am 1. Januar 1887 wurde er 
zum Oberförſter in Woidnig, Bezirk Breslau, er⸗ 
nannt; er verwaltete dieſes Revier über 15 Jahre 
lang. Am 1. Februar 1902 bekam er als Re⸗ 
gierungs⸗ und Forſtrat die Forſtinſpektion Merſe⸗ 
burg —Wendelſtein, aber ſchon nach 1% Jahr 
wurde er als Hilfsarbeiter in das Landwirtſchafts⸗ 
miniſterium berufen und bereits am 23. No⸗ 
vember 1903 unmittelbar vom Regierungs⸗ und 
Forſtrat zum Landforſtmeiſter ernannt. Nach 
dem Rücktritt des Oberlandforſtmeiſters Weſener 
übernahm er am 1. Oktober 1913 als Oberland⸗ 
forſtmeiſter die Leitung der preußiſchen Staats⸗ 
forſtverwaltung, die bis zum Januar 1919 in 
ſeinen Händen lag. Oberlandforſtmeiſter v. Freier 
war mit Leib und Seele Forſtmann und Jäger; 
die ſchönſte Zeit ſeines Lebens iſt immer die 
Oberförſterzeit in Woidnig geweſen. Nur ſchweren 
Herzens trennte er ſich von ſeinem grünen Walde, 
als er nach Merſeburg berufen wurde, und ſelbſt 
der raſch folgende Aufſtieg zu den höchſten forſt⸗ 
lichen Stellen hat die Sehnſucht nach der ſchleſiſchen 
Oberförſterei niemals zum Erlöſchen gebracht. 
Nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Dienſt zog er 
auf ein Landhaus in die Nähe Woidnigs, und auch 
ſeine letzte Fahrt zur Klinik nach Breslau führte 
auf ſeinen beſonderen Wunſch noch einmal durch 
ſein geliebtes altes Revier. Die reichen Er⸗ 


fahrungen der fünfzehnjährigen Oberförſter⸗ 
tätigkeit ſind ihm für ſeine ſpäteren Be 
Stellungen vom größten Vorteil geweſen. Ein 
ſelten klarer Blick und eine raſche Erfaſſung des 
Wichtigen und Entſcheidenden führten ihn 
immer zu Maßnahmen, die dem Gedeihen der 
preußiſchen Staatsforſten förderlich waren. Als 
Landforſtmeiſter bearbeitete er neben den laufenden 
Sachen der Provinzen Pommern, Hannover und 
Schleswig⸗Holſtein die allgemeinen Angelegen⸗ 
heiten der Holzverwertung, des Forſtkaſſenweſens 
und die Jagd. In ſtändiger Fühlung mit dem 
Holzhandel und der holzverarbeitenden In⸗ 
duſtrie hat er zahlreiche Neuerungen, insbeſondere 
auf dem Gebiet der Stundung und Sicherſtellung 
von Holzkaufgeldern, eingeführt. Wertvolle Mit⸗ 
arbeit lieferte er auch bei der Neuordnung und 
Zuſammenfaſſung des preußiſchen Jagdrechts in 
der Jagdordnung vom 15. Juli 1907. Gerade 
hierzu war er beſonders berufen, denn er war 
ein weidgerechter Jäger wie nur wenige im 
grünen Rock der Forſtbeamten. Immer wieder 
werden ſeine hervorragenden Leiſtungen als 
Jäger und Schütze beſonders gerühmt. Als Kugel⸗ 
ſchütze war ihm keiner überlegen. Es wird erzählt, 
er habe bei Faſanentreiben wiederholt ſeine 
Hähne mit der Kugel geſchoſſen. Seine Tätigkeit 
als Oberlandforſtmeiſter fiel zum größten Teil in 
die Kriegszeit, ſie war durch die Kriegsmaßnahmen 
und die Kriegsbewirtſchaftung ſtark beengt, und 
obwohl die Arbeitsleiſtung, die damals von ihm 
und ſeinen Mitarbeitern im Miniſterium verlangt 
wurde, weit über das gewöhnliche Maß hinaus⸗ 
ging, konnte das Ergebnis dieſer Tätigkeit doch 
in der Offentlichkeit niemals in dem verdienten 
Maße in die Erſcheinung treten, da die Kriegs⸗ 
tätigkeit alles andere in den Hintergrund ſchob. 
Oberlandforſtmeiſter v. Freier war der Typus 
eines altpreußiſchen Beamten im beſten Sinne, 
ſelbſt unermüdlich tätig, ohne Rückſicht auf die 
eigene Perſon, niemals kleinlich, unabhängig in 
ſeinen Entſcheidungen und ſtets geleitet von 
Wohlwollen gegen die ihm unterſtellten Beamten. 
Trotz wiederholter ernſter Erkrankung und trotz 
ſchwerer ſeeliſcher Erſchütterung durch den Verluſt 
eines hoffnungsvollen Sohnes hat er ſeinen 
Dienſt in alter Beamtentreue erfüllt, bis der 
Umſturz im November 1918 Verhältniſſe ſchuf, 
die er mit ſeinem Denken und Arbeiten nicht in 
Einklang bringen konnte. — So trat er im Anfang 
des Jahres 1919 in den Ruheſtand. Er hoffte 
wohl, daß es ihm vergönnt ſein würde, noch 
längere Zeit fern der dumpfen Schreibſtube wieder 
die Freuden des ſchleſiſchen Landlebens und der 
Jagd genießen zu können. Ein hartes Geſchick 
zerſtörte dieſe Hoffnung. Schon vor Ablauf des 
erſten Jahres nach der Überſiedelung wurde er 
auf dem ſchönen Waldkirchhof des väterlichen 
Gutes in märkiſcher Erde zur ewigen Ruhe gebettet, 
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und ſein Grab umrauſchen nun dieſelben alten 
Fichten und Kiefern, die ihm einſt in der Jugend 
die erſten Lieder von des Waldes Schönheit und 
den Freuden der Jagd geſungen haben. Von 
Preußens Forſtmännern aber wird er nicht ver⸗ 
geſſen werden, ſolange noch der Staatsforſtbeſitz 
nach forſtpfleglichen Geſichtspunkten bewirtſchaftet 
wird und der Wildſtand der heimiſchen Wälder 
den Beamten die Möglichkeit ſchafft, ſeinem Vor⸗ 
bild als weidgerechter Jäger nachzueifern. 
CH 


* Unterhaltungszuſchüſſe für Zorftreferendare. 
Im Staatshaushalt der Forſtverwaltung für 1921 
werden Mittel bereitgeſtellt werden, aus welchen 
den Forſtreferendaren im Falle der Bedürftigkeit 
widerruflich laufende Unterhaltungszuſchüſſe ge⸗ 
währt werden konnen. Der Preußiſche Land⸗ 
wirtſchoftsminiſter hat dazu beſtimmt: 

1. Der Unterhaltungszuſchuß beträgt mit Wir⸗ 
kung vom 1. April 1921 an 500 % monatlich. 

2. Er wird für die Dauer von höchſtens zwei 
Jahren — einſchließlich der etwaigen auftragsweiſen 
Beſchäftigung gegen Tagegelder — im Rahmen 
der zur Verfügung ſtehenden Mittel im Falle 
des Bedürfniſſes gewährt. Entſprechende Anträge 
ſind an den Oberlandforſtmeiſter zu richten. 
Bei der Prüfung des Bedürfniſſes wird der Ober⸗ 
landforſtmeiſter wohlwollend verfahren, aber Ge⸗ 
ſuche von Söhnen wohlhabender Eltern nicht 
berückſichtigen. Den im Vorbereitungsdienſt 
befindlichen Beamten, die im Elternhauſe wohnen, 
wird kein Unterſtützungszuſchuß gewährt werden. 
Bei den Referendaren, die aus andern Gründen 
freie Unterkunft und Verpflegung erhalten, wird 
eine angemeſſene Kürzung des Unterhaltungs⸗ 
zuſchuſſes vorbehalten. 

3. Die Gewährung kann jederzeit widerrufen 

werden. 
4. Die Zahlung erfolgt nur für die Dauer der 
tatſächlichen Beſchäftigung im Staatsdienſte, und 
zwar monatlich nachträglich durch die zuſtändige 
Forſtkaſſe auf Grund einer Zahlungsanweiſung des 
Revierverwalters, in deſſen Bezirk der Referendar 
ſich am Monatsende aufhält. Hat ſich ein Referen⸗ 
dar während des Monats in mehreren Ober⸗ 
förſtereien aufgehalten, ſo hat er die Beſcheinigungen 
der Oberförſter über ſeinen Aufenthalt dem zur 
Zahlung anweiſenden Revierverwalter mitvor⸗ 
zulegen. Sie ſind als Anlagen der Zahlungs⸗ 
anweiſung beizufügen. 

5. Der Referendar iſt zur Rückzahlung des er⸗ 
haltenen Unterhaltungszuſchuſſes verpflichtet, wenn 
er innerhalb drei Jahren nach Beendigung der Vor⸗ 
bereitungszeit aus dem Staatsdienſte ausſcheidet, 
wozu auch ein Übertritt in den Reichsdienſt oder 
den Dienſt eines andern Landes rechnet. Für 
Forſtreferendare, die Anwärter der Gemeinde⸗ 
und Privatforſtverwaltungslaufbahn ſind, kommt 
infolgedeſſen der Unterhaltungszuſchuß nicht in 
Frage. In dem an den Oberlandforſtmeiſter zu 
richtenden Antrag auf Gewährung des Zuſchuſſes 
hat der Referendar die Verpflichtung zur Rück⸗ 
zahlung ausdrücklich anzuerkennen. 

6. Während der Dauer einer auftragsweiſen 
Beſchäftigung gegen Tagegelder, die hierdurch 
mit Wirkung vom 1. April 1921 an auf 25 M feſt⸗ 
geſetzt werden, iſt der Unterhaltungszuſchuß nicht 
zu zahlen. Die Tagegelder ſind beim Hilfsarbeiter⸗ 
fonds (Kap. 3 Tit. 3 Abt. a [neu] der dauernden 
Ausgaben) zu verrechnen. 

7. Beurlaubte Forſtreferendare erhalten den 
Unterſtützungszuſchuß oder die Tagegelder nur für 
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die erſten vier Tage der Abweſenheit von der 
Dienſtſtelle. 


CH 
Ergebnis der Forſtreferendarprüfung in Preußen. 
Der vom 8. bis 14. April abgehaltenen Forſt⸗ 
referendarprüfung haben ſich folgende 20 Forſtbe⸗ 
fliſſene unterzogen: Bachmann, Bohne, v. Dombois, 
Erdmann, Graumann, Henrici, Köhler, Krauſe, 
Kutſche, Kranold, Mann, Nigge, Papenſtert, Peiffer, 
Schmidt (Werner), Schreiber, Spitz, Weitland. 
v. Windheim und Lampſon. Die Prüfung haben 
beſtanden: fünf Prüflinge mit „ziemlich gut“ und 
dreizehn mit „genügend“; zwei Prüflinge haben 
nicht beſtanden. 
> 
Die Verwaltungsakademie in Berlin, über die 
E vor einiger Zeit berichteten („D. F.⸗Ztg.“ 


Gre 


[Semeſter (Sommerſemeſter 


81%, bis 3 ½ Uhr). 


Im Gange befindliche Betriebsregelung arbeiten 
der preußiſchen Staatsforſtverwaltung. 
Wichtig für alle, die aus Weiterbildungs⸗ 
rückſichten oder zwecks Beſchäftigung als Hilfs⸗ 
kräfte für jene Oberförſtereien Intereſſe haben, 
ın denen Betriebsregelungsarbeiten vorgenommen 
werden, ſind die nachſtehenden Angaben. Wo 
Hilfsarbeiter nicht angegeben ſind, iſt der Ober⸗ 
förſter allein beteiligt. 
Goldap, Bezirk Gumbinnen, 
Schorellen, Bezirk Gumbinnen, Hilfsarbeiter 
Privat⸗Oberförſter Krebs. 
Kunersdorf, Bezirk Potsdam — Abſchlußarbeit. 
. Bezirk Potsdam, Hilfsarbeiter Aſſeſſor 
en 


roth. 
. Bezirk Potsdam, Hilfsarbeiter Aſſeſſor 


etz. 
Maſſin, Bezirk Frankfurt a. O., Hilfsarbeiter 
Aſſeſſor v. Klitzing. 
Hammerheide, Bezirk Frankfurt a. O., Hilfs⸗ 
arbeiter Kurl. Oberförſter Büttner. 
Balſter, Bezirk Köslin, Hilfsarbeiter 
Oberförſter v. Hörner. 

Claushagen, Bezirk Köslin, Hilfsarbeiter Privat. 
Oberförſter v. Hörner. 

GE Bezirk Köslin, Hilfsarbeiter Oberförſter 


Privat 


tto. 

Neſſelgrund, Bezirk Breslau, Hilfsarbeiter Aſſeſſor 
Franz Müller. 

Remerz, Bezirk Breslau, Hilfsarbeiter Aſſeſſor 
Franz Müller. 

Ullersdorf, Bezirk Liegnitz, Hilfsarbeiter Privat- 
Oberförſter v. Günzel. 

Biſchofswald, Bezirk Magdeburg, Hilfsarbeiter 
Oberförſter Sohn — Abſchlußarbeit. 


854 


Altenplathow, Bezirk Magdeburg, Hilfsarbeiter 
Aſſeſſor Knigge. 


Syke, Bezirk Hannover. a 

Hardegſen, Bezirk Hildesheim, Hilfsarbeiter Ober⸗ 
örſter Hahn. 

So ezirk Hildesheim, Hilfsarbeiter ab 


1. April Aſſeſſor Froning. 

Kupferhütte, Bezirk Hildesheim, Hilfsarbeiter ab 
1. April Aſſeſſor Froning. 

Lauterberg, Bezirk Hildesheim, Hilfsarbeiter 
Aſſeſſor Wrede. 

Kneſebeck, Bezirk Lüneburg — Abſchlußarbeit. 

Münſter (Studienfondsforſten), Bezirk Minden 
— Abſchlußarbeit. 

an, Bezirk Minden, Hilfsarbeiter Aſſeſſor 

elius. 

Glindfeld, Bezirk Arnsberg, Hilfsarbeiter Stadt⸗ 
Oberförſter Fricke. 

Meißner, Bezirk Caſſel, Hilfsarbeiter Aſſeſſor a. D. 
chen — Abſchlußarbeit. 

Gahrenberg, e Caſſel, Hilfsarbeiter Aſſeſſor 
Büff — Abſchlußarbeit. 

Fulda, Bezirk Caſſel, Hilfsarbeiter Aſſeſſor Kinner. 
(Ruht vorübergehend) 

Biedenkopf, Bezirk Wiesbaden, Hilfsarbeiter 
Privat⸗Oberförſter v. Engelhard. 

Jägerhof, Bezirk Stralſund, Hilfsarbeiter Privat⸗ 
Oberförſter Stoll. (Termin noch nicht be⸗ 
ſtimmt.) 

Stepenitz, Bezirk Stettin, Hilfsarbeiter v. Samſon. 

Roſenthal, Bezirk Caſſel, Hilfsarbeiter Forſtaſſeſſor 


Wurzer. 
Daſſel, Bezirk Hildesheim. 
Gemünd, Bezirk Aachen, Hilfsarbeiter Aſſeſſor 

Scius. 

F 

Erhöhte Anrechnung der während des Krieges 
zurückgelegten Dienſtzeit der Beamten. Der 
i für ſoziale Angelegenheiten 
hat die Vorlage, den Reichsbeamten die während 
des Krieges im Zivildienſt verbrachte Zeit auf 
das Penſtonsdienſtalter 1% fach anzurechnen, ab⸗ 
gelehnt. Es beſteht deshalb die Gefahr, daß mit 
Rückſicht auf das Sperrgeſetz die Gemeinden ver⸗ 
ſuchen werden, die 1% fache Anrechnung der 
Kriegsdienſtzeit, ſoweit ſie ſtattgefunden hat, 
wieder rückgängig zu machen. Es muß die Auf⸗ 
merkſamkeit der Kommunalforſtbeamten auf 
dieſen Vorgang gelenkt werden, damit ſie nicht 
verſäumen, ſich dieſe Anrechnung beſtätigen zu 
laſſen. B. 


N 
* 


Wohlerworbene Rechte der Gemeindebeamten 
im Sinne des Sperrgeſetzes. Auf Grund des 
Sperrgeſetzes vom 24. Dezember 1920 ſind die 
en der Beamten der Länder, Gemeinden und 
öffentlichen Körperſchaften fo zu regeln, daß fie 
den Bezügen der gleichſtehenden Reichsbeamten an⸗ 
gepakt ſind. Allerdings ift eine günſtigere Regelung 

eim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe und aus 
beſonderen Gründen zuläſſig, und im übrigen 
beſtimmt auch der § 3, daß Beamte und Lehrer, 
die vor der Regelung einen Rechtsanſpruch auf 
höhere Dienſtbezüge erworben hatten, als ſie 
ihnen nach der Neuregelung zuſtehen würden, 
ihre wohlerworbenen Rechte behalten ſollen. In 
der Begründung zum Geſetze wird hervorgehoben, 
daß ein wohlerworbenes Recht nicht beſteht auf 
die Dienſtbezüge, deren Nachprüfung bei Ge⸗ 
meinden infolge Beſtehens eines Prüfungsrechts 
den Aufſichtsbehörden vorbehalten ſei. Ein ſolches 
Prüfungsrecht iſt nicht als vorliegend zu erachten, 
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wenn der Aufſichtsbehörde das Recht zugeſtanden 
hat, eine Erhöhung der Gehälter zu fordern. 

Was „wohlerworbene Rechte“ der Beamten 
ſind, das ſteht nicht genau feſt, aber es muß die Auf⸗ 
faſſung vertreten werden, daß in allen den Fällen, 
in welchen das auf Grund des Geſetzes vom 
8. Juli 1920 vorgeſchriebene Prüfungsverfahren 
bereits durchgeführt iſt, eine Herabſetzung der 
Bezüge nicht mehr ſtattfinden kann. Allerdings 
wird angenommen werden müſſen, daß, wenn die 
Gemeindeforſtbeamten früher einer andern Be⸗ 
amtengattung gleichgeſtellt waren, ein wohl⸗ 
erworbenes Recht in dem Sinne nicht anerkannt 
werden kann, auch in Zukunft dieſer Beamten⸗ 
gattung gleichgeſtellt zu werden, wenn dieſe in 
eine höhere Gehaltsgruppe u wird, unter 
der Vorausſetzung, daß fie felbit in einer Der, 
Ce Gruppe der Staatsforſtbeamten per, 

eiben. 

Es muß auch noch darauf aufmerkſam gemacht 
werden, daß bei Feſtſtellung der Gleichbewertung 
nicht gleiche Amtsbezeichnung oder gleiche Vor⸗ 
bildung in allen Fällen den Ausſchlag für jene zu 
a haben, ſondern es iſt in erſter Linie Art, 

chwierigkeit und Verantwortlichkeit des Amtes 
zu berückſichtigen, ſo daß die ſelbſtändig wirt⸗ 
ſchaftenden Gemeindeforſtbeamten, bei gleicher 
Amtsbezeichnung und Vorbildung mit den Staats⸗ 
forſtbeamten, eine höhere Cinſtufung beanſpruchen 
können als jene. Das iſt wichtig für alle ſelb⸗ 
ſtändigen Förſter, d. h. die meiſten von denen, 
die einen techniſchen Vorgeſetzten nicht haben. 
Dieſer techniſche Vorgeſetzte iſt auch in den Fällen 
nicht vorhanden (im Sinne dieſer Ausführungen), 
wenn der vorhandene Aufſichtsbeamte des Staats⸗ 
dienſtes in Vertretung der Aufſichtsbehörde zu 
handeln hat. Wenn nun in dem einen oder andern 
Falle ein wohlerworbenes Recht auf ein höheres 
Grundgehalt beſteht, ſo iſt die hervortretende Auf⸗ 
faſſung, daß unter dieſen Umſtänden ein niedrigerer 
Teuerungszuſchlag gezahlt werden könne, jeden⸗ 
falls nicht zuläſſig, wie anderſeits eine Hinauf⸗ 
ſetzung des Grundgehalts, der eine entſprechende 
Verringerung des Teuerungszuſchlages gegenüber⸗ 
ſteht, nicht ſtattfinden darf, weil das eine Erhöhung 
der 1 Bezüge im Gefolge haben 
würde. 

Die ſelbſtändigen Stadtförſter, ſoweit ſie wirklich 
eine dieſe Bezeichnung verdienende Stelle inne⸗ 
haben, die einem techniſchen Vorgeſetzten nicht 
unterſtellt ſind, haben in der Regel eine weſentlich 
größere Verantwortung, wie ſie der ſtaatliche 
Förſter hat. In dieſem Falle haben ſie auf Grund 
der neueren Geſetzgebung E voll und ganz 
berechtigten Anſpruch, beſſer als die Staatsförſter 
geſtellt zu werden, weil es auf die Amtsbezeichnung 
nicht ankommt. Es ſind aber auch Fälle möglich, 
in denen ſelbſt die ſtaatliche Revierförſterſtelle für 
die Bewertung nicht herangezogen werden kann, 
und dann, weil es an einem Vergleichsmaßſtab 
fehlt, das Sperrgeſetz überhaupt keine 
Anwendung finden kann. Allerdings werden 
dieſe Fälle zu den ſelteneren gehören und nur ver⸗ 
einzelt vorkommen, aber die Beamten haben allen 
Anlaß, ihre Intereſſen wahrzunehmen. Ba. 

F 

Mangelhafte Befähigung vieler Privat⸗ 
forſtangeſtellten. Der Artikel des Staatlichen 
Hegemeiſters Dorn in Nr. 4 S. 66, worin die 

änzliche forſtliche Unfähigkeit eines ſogenannten 
rivatförſters geſchildert wird, hat Herrn Privat⸗ 
ı oberförſter Langer in Nr. 8 S. 146 zu einer Got, 


A 
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gegnung veranlaßt. 
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Es ſei mir geſtattet, auch ſelber Schuld. 


Bei allem Verſtändnis für die 


meinerſeits dazu einige Bemerkungen zu machen. recht üble Lage der vorzeitig in den Ruheſtand 


Daß es im Stande der Privatförſter, ſo nennen 
ſich auch die Privatforſtangeſtellten, recht bunt 


verſetzten und körperlich vielfach noch recht rüſtigen 
Staatsforſtbeamten können wir jedoch nur wieder⸗ 


aussieht, iſt bekannt, ganz beſonders aber den holt darauf hinweiſen, daß die Not der ſtellen⸗ 


wirklich forſtlich ausgebildeten Privatförſtern. Der 
klarſte Beweis dafür iſt der aus ihren Reihen 
immer lauter erſchallende Ruf nach dem Be⸗ 
fähigungsnachweis und dem Schutz des Förſter⸗ 
titels. Während meiner Dienſtzeit in drei Staats⸗ 
oberförſtereien habe ich in den benachbarten 
Privatforſten Leute kennen gelernt, die ſich ſtolz 
Förſter und Revierförſter nannten, aber aus ganz 
andern Berufen ſtammten. In einer Gräflichen 
Forſt war der Revierförſter gelernter Glasmacher, 
in einer andern der eine gelernte Gärtner, der 
andere Diener und in einer dritten Arbeiter. 
Der ehemalige Gärtner hatte von ſeinem Herrn 
den Titel Oberjäger erhalten, ließ ſi 
„Herr Oberförſter“ nennen und trug die Uniform 
der Königlichen Revierförſter, allerdings ohne den 
Adler und die Knöpfe. Die drei andern konnten 
zwar ihr Langholz aufmeſſen und einjährige 
Kiefern pflanzen, ſowie die einfachſten ſchrift⸗ 
lichen Arbeiten erledigen, ihre forſtlichen Kennt⸗ 
niſſe waren aber äußerſt gering. Von Beſtandes⸗ 
pflege und Forſtſchutz gegen Inſekten und Pilz⸗ 
krankheiten hatten ſie aber wenig oder keine 
Ahnung. Trotzdem nannten ſie ſich Förſter oder 
Revierförſter und trugen dementſprechende 
Uniform. Der eben erwähnte ehemalige Diener 
kam einmal zu mir und bat mich, eine vier⸗ und 
fünfjährige Kiefernpflanzung bei ihm zu beſichtigen, 
ſie müſſe ſtark von der Schütte befallen ſein. Das 
war im Monat September. — Ich ging mit und 
fand eine vom kleinen, braunen Rüſſelkäfer zu 
vier Fünftel vernichtete Kultur vor. Durch ein⸗ 
gehendes Befragen erfuhr ich nun, daß er ſchon 
im Herbſt des vorhergehenden Jahres auf dieſer 
Kulturfläche abſterbende Kiefernpflanzen, die 
nach ſeiner Anſicht vom Schüttepilz befallen waren, 
ausziehen und verbrennen ließ. Der Mann hatte 
alſo den erſten Rüſſelkäferfraß als Schütte an⸗ 
eſprochen, und die Folge davon war der zweite 
Fraß und im nächſten Jahre das Ende der Kultur. 
Einem wirklichen Privatförſter hätte das ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht paſſieren können. 

Ich kann Herrn Kollegen Dorn nur bei⸗ 
pflichten, wenn er den Herren Waldbeſitzern 
empfiehlt, bei Anſtellung ihrer Förſter vorſichtig 
zu ſein und ſich vorher von deren Fähigkeiten zu 
überzeugen. Dieſer Wunſch von ſeiten der Privat⸗ 
förſter iſt es auch, der ſie veranlaßt, den Schutz 
des Förſtertitels und den Befähigungsnachweis zu 
fordern. 85 dieſes Ziel erreicht, dann können 
ſolche von Herrn Dorn und mir geſchilderte Fälle 
nicht mehr vorkommen, und der Stand der Privat⸗ 
förſter, der beſonders in den letzten beiden Jahr⸗ 
zehnten für die Ausbildung ſeines Erſatzes ſehr 
biel getan hat, wird von Elementen befreit, die 
nicht hineingehören. Der Wunſch der Privat⸗ 
foritbeamten: „Der Privatwald den Privat⸗ 
förſtern!“ iſt um ſo mehr berechtigt, als ſich in 
ihren Reihen genügend tüchtige Männer befinden 
und jemehr es ihnen gelingt, ihren Stand von 
den ſogenannten „Wilden“ zu reinigen. 

Hauck, Preußiſcher Staatsförſter. 

Nachſchrift. Es muß zugegeben werden, 
daß die Bewirtſchaftung ſo mancher Privat⸗ 
waldungen ſich in Händen ungeeigneter Perſonen 
befindet. Daran tragen aber in faſt allen 
Fällen nicht die Beamten, ſondern die Waldbeſitzer 


ließ ſich aber gern 


loſen Privatforſtbeamten noch eine unendlich viel 
größere iſt. Unter ihnen gibt es ſo viele SCH 
Beamte, daß die Privatwaldbeſitzer bei der Wahl 
nie in Verlegenheit kommen werden, und jeder 
billig denkende wird zugeben daß dieſe Beamten 
für die freien Stellen im Privatwald in erſter Linie 
in Betracht kommen, und vor allem jeder Privat⸗ 
waldbeſitzer ſollte beſtrebt ſein, nach Kräften dafür 
le daß das Wort „Der Privatwald den 
Privat orſtbeamten“ überall zur Geltung gelangt. 
Die Schriftleitung. 


Cam 
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Bearbeitung der Anträge über Verdrängungs⸗ 
ſchäden aktiver Milirärperſonen. Das preußiſche 
Miniſterium des Innern hat darauf hingewieſen, 
daß für die Bearbeitung von en e e 
welche ſolche Perſonen erlitten haben, die zur 
Zeit des Schadenfalles aktive Militärperſonen 
waren, einheitlich der Ausſchuß zur Feſtſtellung 
von Kriegsſchäden in Liegnitz (Regierung) be⸗ 
ſtimmt iſt. Der Sitz des zuſtändigen Ober⸗Aus⸗ 
ſchuſſes iſt Breslau (Oberpräſidium). Es kommen 
nur Verdrängungsſchäden in Frage, die deutſchen 
Reichsangehörigen infolge der durch den Krieg 
bewirkten Abtretung preußiſcher Gebietsteile 
entſtanden ſind; das ſind die an Polen gefallenen 
Gebiete, der Freiſtaat Danzig, das Memelgebiet, 
das Hultſchiner Ländchen, Eupen⸗Malmedy und 
die an Dänemark gefallenen Teile von Schleswig⸗ 
Holſtein. Alle Anträge ſind grundſätzlich zunächſt 
dem Preußiſchen Miniſterium des Innern in 
Berlin NW 7, Unter den Linden 72/73, einzureichen. 
Die Anträge werden von dieſem mit größter 
Beſchleunigung nach kurzer Vorprüfung dem 
Feſtſtellungsausſchuß zugeleitet. Dieſer Weg iſt 
notwendig, um an einer Zentralſtelle eine dauernde 
und 1 Kontrolle darüber auszuüben, 
daß keine Schäden bei mehreren Ausſchüſſen 
bearbeitet und ausgezahlt werden. Die Angabe 
genauer Perſonalien (Vor⸗ und Zuname, 
Stand, früherer Wohnort, Schadenort, jetziger 
Wohnort mit Straße und Hausnummer) iſt 
notwendig. G. 

CH 


Waldbaulehrgang des Vereins Thüringer Forſt⸗ 
wirte vom 5. bis 7. Juli. Es finden folgende 
Waldbegänge ſtatt: Am 5. Juli Oberförſtereien 
Breitungen und Zillbach en Natür⸗ 
liche Verjüngung von Kiefer und Buche, von See⸗ 
bachſcher Betrieb; am 6. Juli Oberförſterei 
hülzern in (Muſchelkalk): Einbringung von Edel⸗ 
ölzern in reine Buchenbeſtände, Hochdurchforſtung 
im Laubwalde, Schirmſaumſchlag; am 7. Juli 
OberförſtereiTroſtadt(Keuperformation mit Baſalt): 
Naturverjüngung von Eiche und Buche. Bei den 
abendlichen Beſprechungen werden Vorträge halten 
die Herren Regierungs⸗ und Forſtrat Reinhardt 
von Weimar über den Blenderſaumſchlag, Forſt⸗ 
meiſter Menzel von Unterneubrunn über die 
Bärenthorener Wirtſchaftsform, Forſtmeiſter 
Freiherr von Türcke von Henneberg über den 
Schirmſaumſchlag, Oberförſter Hornſchu von 


10 über den Schirmkeilſchlag. Anmeldungen 
d 
Schubert, Meiningen, zu richten. 


bis 10. Juni an Herrn Geh. Forſtrat 
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Der Württembergiſche Forſtverein ladet zu einer 
Verſammlung am 18. und 19. Mat in Calw ein. 
Geplant iſt: Am 18. Mai Waldausflug in 
den Staatswald Weckenhaedt, Forſtbezirk Hirſau. 
Abends geſellige Vereinigung in Calm. Am 
19. Mai Verhandlungen im 17 Hof“ 
in Calw. Vortrag von Forſtrat Dr. Harſch 
über „Bodenentwertungen im württembergiſchen 
Schwarzwald, ihre Bekämpfung und die Folge⸗ 
rungen für die allgemeine Bodenpflanze“. 
Anmeldungen mit Unterkunftsbeſtellung bald⸗ 
möglichſt an Forſtaſſeſſor Dreſcher in Stammheim 
bei Calw erbeten. 


2 
Forſtwirtſchaftliches. 

Die neuen Gebühren der Sammelſcheine für 
Beeren und Pilze. Vor einigen Tagen haben 
wir bereits ausführlich mitgeteilt, daß eine Neu⸗ 
feſtſetzung der Gebühren für das Sammeln von 
Beeren und Pilzen erfolgen würde. Die Regierung 
Ge es in Rückſicht auf die ungünſtige Finanzlage 
ür ihre Pflicht, dem Staate wenigſtens einen 
beſcheidenen Anteil an der Nutzung der Staats⸗ 
forſten durch das Sammeln von Beeren und 
Pilzen zu ſichern. Wurden doch im letzten Herbſt 
für mindeſtens 350 Millionen Mark Beeren und 
Pilze in den Staatsforſten geerntet. Der preußiſche 
Landwirtſchaftsminiſter hat nunmehr die Gebühren 
für Beeren⸗ und Pilzzettel auf 10 Mark feſtgeſetzt. 
Für Waldarbeiter und ihre Angehörigen in dem⸗ 
ſelben Haushalt, Waldarbeiterinnen, erwerbs⸗ 
beſchränkte Kriegsbeſchädigte, 5 
Perſonen über 60 Jahre, Ortsarme und ſchul⸗ 
pflichtige Kinder (6—14 Jahre) betragen die Ge⸗ 
bühren nur 5 Mark. Kinder unter 6 Jahren 
bedürfen keines Scheines. ) " 


= 
Waldbrände. 


Bayern. Am 14. April entſtand bei Lemberg 
(Pfalz) in den Waldungen des Forſtamtes Hinter⸗ 
weidenthal Weſt ein großer Waldbrand, der un⸗ 
ermeßlichen Schaden anrichtete. Gleichzeitig brach 
auch in der Nähe von Lemberg in der Wald⸗ 
abteilung 2. Eck ein Waldbrand aus, mit dem 
ſich ein großer Teil der Feuerwehr von Lemberg 
befaſſen mußte. Die ganze Umgebung von Lem⸗ 
berg war ein einziges Rauch⸗ und Flammenmeer. 
Das Feuer brach mittags 1 Uhr in der Staats⸗ 
waldabteilung Storreck aus, wurde durch den 
Sturmwind mit raſender Schnelligkeit über die 
Abteilungen Storreck, Storrbach, Dietrichsdelle 
bis in Lindel, Storrwieſerkopf, Haardt und die 
dortigen Privatwaldungen getrieben und verbreitete 
ſich über eine Waldfläche von beiläufig 90 Hektar; 
vernichtet wurden etwa 40 Hektar Jungholz; der 
Schaden am Altholz wird erſt im Laufe des Früh⸗ 
jahrs und Sommers voll in Erſcheinung treten, 
dürfte aber nicht unbeträchtlich ſein. Um etwa 
6 Uhr war der Brand nach angeſtrengter, ſach⸗ 
gemäßer Arbeit ſo lokaliſiert, daß mit ſeiner 
Bewältigung ſicher gerechnet werden konnte; der 
um 7 Uhr einſetzende Regen hat dann die Gefahr 
der weiteren Ausdehnung vollends behoben. Die 
Löſcharbeit wurde in der Hauptſache von der 
Waldarbeiterſchaft der Forſtämter Hinterweiden⸗ 
thal Weſt und Fiſchbach beſorgt, geleitet von 
deren Amtsvorſtänden und Beamten, organiſierte 
Feuerwehren haben nicht eingegriffen; die Be⸗ 
völkerung hat nur in geringem Maße mitgeholfen, 
was vielleicht auf die gleichzeitigen kleineren 
Waldbrände in den Forſtämtern Pirmaſens Süd 
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und Hinterweidenthal Oſt Fiche ſcher iſt. Die 
Entſtehungsurſache iſt noch nicht ſicher aufgeklärt. 
2 


Brief⸗ und Fragekaſten. 
Leider iſt wiederum eine erhebliche Erhöhung der Portoſätze in 
Kraft getreten, ſo daß das Porto für den einfachen Brief jetzt 
60 Pf. beträgt. Dadurch ſind auch wir gezwungen, den Porto⸗ 
anteil, der jeder Anfrage an unſeren Briefkaſten beizufügen ift, 
auf 1 Mk. 50 Pf. zu erhöhen. Fragen, denen dieſer Betrag nicht 
beiliegt, müſſen ſo lange unbeantwortet zurückgelegt werden, bis 

Einſendung des fehlenden Portos erfolgt. 


Anfrage Nr. 34. Ruhegehalt eines FJörſters. 
1. Ich bin am 1. Juli 1920 in den Ruheſtand ge⸗ 
treten, wohne hier in Ortsklaſſe D, geboren am 
21. Januar 1854, in die Lehre getreten am 1. Ja⸗ 
nuar 1869, beim Bataillon eingetreten am 27. No⸗ 
vember 1872, und beziehe ein Ruhegehalt von 
8595 M + 2865 „ Ausgleichzuſchlag, insgeſamt 
11460 K. Nach Ihrer Antwort auf Frage 16 in 
Nr. 11 vom 13. März müßte ich aber einen Ver⸗ 
ſorgungszuſchlag von 4727,25 „ erhalten, habe dem⸗ 
nach 1862,30 „ zu wenig erhalten. Wie erklärt ſich 
dieſer Unterſchied? — 2. Wie hoch wird ſich die 
Nachzahlung ſeit dem 1. April 1920 an Gehalt uſw. 
und Ruhegehalt belaufen, nachdem ich in Stufe 
VII befördert ſein werde? K., Hegemeiſter i. R. 

Antwort: 1. Der Ausgleichszuſchlag (neuer⸗ 
dings Verſorgungszuſchlag genannt) betrug nach 
dem Geſetz vom 7. Mai 1920 25% von 8700 M 
(Gehalt) + 2760 % (Ortszuſchlagdurchſchnitt) 
= 2865 A. Er iſt durch das Geſetz vom 17. De⸗ 
zember 1920 vom 1. April 1920 ab für Penſionäre 
mit einer ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit von über 
19 Jahren auf 50% des Ruhegehalts 
= 4297,50 „ erhöht. Vom 1. Januar d. J. an 
kommt nach der Verordnung des Staatsminiſteriums 
vom 8. Februar d. J. in Ortsklaſſe D ein Notzu⸗ 
ſchlag von 10% hinzu, ſo daß der Verſorgungs⸗ 
zuſchlag von da an 5157 M beträgt. Der in 
Frage 16 erwähnte Betrag von 4727,25 M iſt 
der Verſorgungszuſchlag in Ortsklaſſe E. Maß⸗ 
gebend iſt die Ortsklaſſe, in der ſich der Wohnort 
des Penſionärs befindet. — 2. Nach Gruppe 7 
können Sie nicht befördert werden, da Sie, als 
die Beſtimmung herauskam, nicht mehr im aktiven 
Dienſt waren. 

Anfrage Nr. 35. Räumung der Dienſt⸗ 
wohnung bei Beendigung des auf Privatdienſt⸗ 
vertrag beruhenden Dienſtverhältniſſes. Im 
Spätſommer vorigen Jahres war im Briefkaſten 
der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ eine Anfrage 
behandelt worden über die Zugehörigkeit der 
Dienſtwohnung des Förſters zu ſeinem Dienſt⸗ 
vertrage. Es wäre uns ſehr erwünſcht, Ihre 
Meinung zu erfahren, ob bei einer Kündigung 
des Förſters nach Ablauf ſeines Vertrages er 
noch irgendwelche Anſprüche auf die frühere 
Dienſtwohnung hat, und ob das Mieteinigungsamt 
(Wohnungsamt) für ſolche Angelegenheiten zu⸗ 
ſtändig iſt. Nach unſerer Auffaſſung iſt nach 
Ablauf des Dienſtvertrages auch die Benutzung 
der Dienſtwohnung für den bisherigen Stellen⸗ 
inhaber ausgeſchloſſen, da man ſonſt nicht in der 
Lage iſt, den Nachfolger des betreffenden Be⸗ 
amten in der ihm zuſtehenden Dienſtwohnung 
aufzunehmen. M., Oberförſter. 

Antwort: In Bd. 35 Nr. 31, Seite 593 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ iſt die Frage, 
ob der Beamte zum Kündigungstermin die 
Dienſtwohnung räumen muß, bejahend beant⸗ 
wortet worden. Dieſe Antwort entſpricht dem 
geltenden Recht, daß der Dienſtverpflichtete die 
Wohnung zu räumen hat, ſobald das Dienſt⸗ 
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verhältnis beendet iſt. Unter den heutigen Ver⸗ räumen, wohl aber, wenn es die Raumverhält⸗ 
hältniſſen liegt die Sache jedoch ſo, daß der ab⸗ niſſe geſtatten, mit dem Nachfolger zu teilen. 
ziehende Beamte, wenn er keine Wohnung hat, Es wird an Ihnen ſein, das Mieteinigungsamt 
nicht gezwungen werden kann, die Wohnung zu zur Entſcheidung anzurufen. 


Ce 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Befehung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats ⸗Forſtverwaltung. 


Förſterſtelle Ahlsberg, Oberf. Salmünſter (Caſſel), 
iſt zum 1. Juli zu beſetzen. Geräumige Dienſt⸗ 
wohnung. Bis Bahnhof Salmünſter 6 km, bis 
Bahnhof Steinau 5 km. Rüſtigkeit unbedingt 
erforderlich. 0,06 ba Garten, 0,32 ha Acker, 

ha Wieſe. Nutzungsgeld und Dienſt⸗ 


1,21 
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aufwandsenſſchädigung 
werbungsfriſt: 1. Juni. 

Förſterſtelle Carvin, Oberf. Eggeſin (Stettin), iſt 
zum 1. Auguſt zu beſetzen (Zuzug kann evtl. ſchon 
zum 1. Juli erfolgen).] Zur Stelle gehören: 
2,260 ha Acker, 7,000 ha Wieſenland, 1,000 ha 
Weiden. Dienſtaufwandsentſchädigung 300 . 
Nach Eggeſin Pflaſter. Neben der Förſterei ein 
kleiner fiskaliſcher Pachthof und zwei Wa darbeiter⸗ 
wohnungen; 1150 ha Wald, 130 ha Wieſen; engl, 
Kirche in Eggeſin. Nach Torgelow über Neumühl 
7 km. Wohnhaus, Stall und Scheune ziemlich 
neu. Bewerbungsfriſt: 20. Mai. 

Förſterſtelle Deulſch⸗ Hammer, Oberf. Kath.⸗Hammer 
(Breslau), iſt zum 1. Auguſt zu beſetzen. 
Zur Stelle gehören: Dienſtwohnung, ca. 15,238 ha 
Dienſtland und 300 & Dienſtaufwandsentſchädigung 
nach der Regulierung. Bewerbungen ſind bis zum 
20. Mai an die Regierung in Breslau zu richten. 

Jörſterſtelle Kath.⸗ Hammer, Oberf. Kath.⸗Hammer 
(Breslau), iſt zum 1. Juli zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören: Dienſtwohnung, ca. 16,646 ha 
Dienſtland und 350 K Dienſtaufwandsentſchädigung 
nach der Regulierung. Bewerbungsfriſt: 10. Mai. 

Förſterſtelle Neuſtadt, Oberf. Neuſtadt (Caſſel), ut 
zum 1. Juli zu beſetzen. Dienſtwohnung. 3,5 km 
vom Bahnhof Neuſtadt. Von dort höhere Schulen 
in Treyſa und Marburg durch tägliche Bahnfahrt 
erreichbar. 0,05 ha Garten, 1,56 ha Acker, 2,59 ha 
Wieſe. Dienſtaufwandsentſchädigung 400 A. Ver⸗ 
giöß'»rung des Wirtſchaftslandes um 1 ba vor- 
geſehen. Nutzungsgeld wird neu feſtgeſetzt. Be⸗ 
werbungsfriſt: 1. Juni. 

FJörſterſtelle in Suhl, Oberf. Suhl (Erfurt), iſt zum 
1. Auguſt anderweit zu beſetzen. Zur Stelle ge⸗ 
hören: Dienſtwohnung und 0,2160 ha Garten. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 350 „. Bewerbungs⸗ 
friſt: 20. Mai. 

Dienſtſtelle Warnow (Stettin). Zum 1. Juli ſind 
in der Oberf. Warnow am dortigen Bahnhof je 
eine von der Baugenoſſenſchaft Preuß. Staats⸗ 
förſter erbaute Dienſtſtelle mit einem Forſiſchreiber 
und einem Förſter o. R. oder Hilfsfö ſter zu 
beſetzen. Jedes Wohnhaus enthält 5 Zimmer, 
2 Kammern, 1 Küche und eine Speiſekammer, 
und der Stall umfaßt Banſen und Tenne, Rufe, 
Pferde⸗, Schweine⸗ und Hühnerſtall ſowie Waſch⸗ 
kuche, Knechte⸗ und Geſchirrkammer. Zu der 
Stelle wird etwas Acker und Wieſe zugelegt. 
Bewerbungen ſind bis zum 20. Mai einzureichen. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Stadtförſterſtelle Heiligenſtadt (Eichsfeld) iſt alsbald 
oder zum 1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungen 
ſind bis zum 25. Mai an den Stadtoberförſter in 
Heiligenſtadt (Eichsfeld) einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 

Jorſtaufſeher aus Staats⸗ oder Privatforſtlaufbahn 
geſucht. Bewerbungen ſind an die Städt. Ober⸗ 

„ förſterei Oberſpree, Rahnsdorfer Mühle, Berlin, zu 
richten. Näheres ſiehe Anzeige. 

Sorfigebilfe für die Stadtforſt Schlawe geſucht. 
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Meldungen nimmt Revierförſter Dietrich entgegen. 
Stadtförſterei Schlawe in Pommern. Näheres 
ſiehe Anzeige. 

Waldwärterſtelle Ramersbach (Eifel) iſt ſofort neu 
zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 20. Mai 
an den Bürgermeiſter in Niederziſſen einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Berg, Hegemeiſter aus dem abgetretenen Gediet, iſt nach 
Birkenheide, Oberf. Friedrichsfelde (Allenſte rn), verſetzt. 

Conrad, Hegemeiſter in Lipphul, Oberf. Kehrberg, iſt vom 
1. 118 an nach der Oberf. Rothenfier (Stettin) 
verſetzt. 

Hermann, Förſter o. R. in Annaburg, Oberf. Thiergarten, 
iſt unter Beibehaltung ſeines Wohnorts vom 1. April 
an nach Oberf Annaburg (Merſeburg) verſetzt. 

Kallenbach, Förſter o. R. in Grünau, Oberf Grünau⸗ 
Dahme, iſt vom 1. Mai an nach Neu⸗Seddin, Oberf. 
Kunersdorf (Potsdam), verſetzt. 

Kietzmann, Förſter in Siemoken, bert. Weszkallen, ıfl 
vom 1. Juni an auf die Förſterſtelle Lasdehnen, Oberf. 
Uszballen (Gumbinnen), verſetzt. 

Kurz, Förſter und Forſtſchreiber in Wanfried, Oberf. 
Se iſt vom 1. Mai an nach Burghaun (Caſſel) 
verſetzt. 

Lüder, Förſter o. R. in Sterkelshauſen, Oberf. Rotenburg⸗ 
Weſt, iſt vom 1. April an die Forſterſtelle Kaiſerteich, 
Oberf. Hombreßen (Caſſel), übertragen. 

Majkowski, Hegemeiſter aus dem abgetretenen Gebiet, 
iſt auf die Förſterſtelle Kaletka, bert, Ramuck (Allen⸗ 
ſtein), verſetzt. 

Markuſch, Hilfsförſter in Gr.⸗Oſterhauſen, Obert Cis⸗ 
leben, iſt vom 1. Mai an nach Mahdel, Oberf. Thier⸗ 
garten (Merſeburg), verſetzt. 

Miethe, Förſter, iſt vom 1 Mai an unter Übertragung der 
Forſtſchreiberſtelle nach Wanſried, Oberf. Wanſried 
(Caſſel), verjegt; die Verſetzung nach Burghaun, Oberf. 
Burghaun, iſt zurückgezogen. 

Aeinhardt, Förſter o. R. in Hersfeld, Oberf Hersfeld⸗Weſt, 
iſt vom 1. April an die Förſterſtelle Frankenau⸗Weſt, 
Oberf. Frankenau (Caſſel), ubertragen. 

Auppelt, Hegemeiſter im Bezirk Schneidemühl, tft vom 
1. April an die Förſterſtelle Bogguſch, Oberf Marien ; 
werder (Marienwerder), übertragen. 

Sandmann, Förſter o. R. in Augſtagirren, Oberf. Neu⸗ 
Sternberg, iſt vom 15. Mai an auf die Forſtſchreiber⸗ 
ſtelle Köthen, Oberf. Leipen (Königsberg), veriegt. 

Spohr, Foͤrſter o. R. in Michelsrombach, Oberf Fulda, iſt 
vom 1. Mai an nach Hersfeld, Oberf. Hersfeld⸗Weſt 
(Caſſel), verſetzt. 

Vouilliöme, Förſter in Habichtsberg, Oberf. Kaltenborn, 
iſt vom 1. Juli an nach Adamsverdruß, Oberf. Puppen 
(Allenſtein), verſetzt. 

Die Verſetzung des Förſters Speer nach Kaletka kommt 
nicht zur Ausführung. 
Bayern. 


Mantel, Forſtmeiſter in Fall, tft zum Oberregierungsra: 
unter Übertragung der Aufgaben eines Spezial. 
kommiſſärs für Alm⸗ und Weidewirtſchaft für Ober⸗ 
bayern und Schwaben befördert. 

Suite, Forſtmeiſter in Klingenbrunn, iſt an das FJorſtamt: 
Dießen verſetzt. D 


Berufen wurden: f 

ößl, Forſtmeiſter, von Neuenhammer nach Klingenbrunn; 
Schmidt, Forſtamtmann, als Außenamtsmann nach 
Dießen; Spengler, Forſtmeiſter, von Dießen nach Fall: 
en Forſtamtmann, von Imsbach nach Neuen⸗ 
ammer. 


Sachſen. 
Staats⸗Forſiverwaltung. 

In den Ruheſtand wurden verſetzt: 

CLomler, Forſimeiſter auf Schwepnitzer Revier; Merz, Forſt⸗ 
meiſter auf Wendiſchearsdorfer Revier. 
Zu Oberförftern wurden ernannt: 

Engelfardi, zum Verwalter des Rückerswalder Reviers;: 
Melzer. zum Verwalter des Lauterer Reviers; Schönherr, 
zum Verwalter des Tannhäuſer Reviers. 
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Angeſtellt wurden: 

EKindemeyer, als Verwaltungsaſſiſtent beim Forſtrentamt 
Tharandt; Bein. als Kanzleiaſſiſtent beim Forſtremamt 
Dresden; Mauersberger, als Forſtwart auf Naunhofer 
Revier; Wagner, als Forſtwart auf Naſſauer Revier. 
Verſetzt wurden: 

König, Forſtmeiſter, vom Tannhäuſer auf das Cunnersdorfer 
Revier: Sachße, Koriimerfter, vom Rückerswalder auf 
das Wendiſchcarsdorfer Revier; lachs, Oberförſter, vom 
Naſſauer auf das Schwepnitzer Revier; Krieger. Ober⸗ 
förſter, vom Auersberger Revier als foritliher Aıfıftent 
an die Forſtakademie Tharandt; Lofer, Oberforſter, 
von der Fot ſteinrichtungsanſtalt auf das Frauenſteiner 
Revier; Fröde, Forſtaſſeſſor, von der Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalt auf das el ce Revier; Lauf“ Forſtaſſeſſor, 
von der forſtlichen Verſuchsanſtalt auf das Glaſtner 
Revier; Koch, Forſiaſſeſſor, von der Forſtemrichtungs⸗ 
anſtalt auf das Tharandter Revier: Schultze, Regierungs⸗ 
8 vom Forſtrentamte Grimma e 

res den. 


Mecklenburg Schwerin. 
Zum 1 April wurden einberufen: 
Barſchow, Revierzäger in Letſchow, zur weiteren Aus⸗ 
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bildung beim Forſtamt Dobbertin; Hagemeiſter, Stations ⸗ 

jäger in Groß⸗Freienholz, nach Wieftim, Forſtamt 
olkow; F, Na Revlerjäger in Zölkow, nach 
udwigsluſt; Müker, Revierjzäger in Billenhagen, nach 

Güſtrow. 

Zu Stationsjägern wurden am 1. April ernannt: 


r, Stations- 
leichzeitiger Einberufung 


Koitzig, Faſanenjzäger m Witienförden, iſt am 1. April 
den Dienft 


Wiencke. Revierjäger in Dobbertin, iſt am 16. April zur 
Ausbildung im Forſtſchreibdienſt beim orſtamt 
Friedrichsmoor einberufen. 


eſſen. 
Zu Förſtern wurden am 7. April ernannt die Sort, 
wartaſpiranten: 
Bauer aus Hammelbach; Korel aus Kirtorf; Lang aus 
Srorndorf; Trupp aus Dickenbach. 
Frietſch, Förner in Eichel ſachſen, iſt nach Sprendlingen L 
Oberf. Iſenburg, verſetzt. 


A Tu Ze, uu— 


Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 


Re Delegierten. und Mitgliederverſammlung 
findet am 27. und 28. Mai in Berlin im 
Reſtaurant Spatenbräu, Friedrichſtraße 172, mit 
folgender Tagesordnung ſtatt: 
Am 27. Mai, von nachmittags 5 Uhr an: 
Beratung und Beſchlußfaſſung über die Satzungen. 
Am 28. Mai, von vormittags 9%, Uhr an: 


1. Bericht des Vorſitzenden. 

2. Kaſſenbericht. 

3. Dienſtanweiſung. Referent: Revierförſter 
+ 


Dallmann, Gülzow, Pomm. 
Beſoldung, Dienſtaufwand, Wirtſchaftsland, 
Waldweide. Referent: Revierförſter Ram miſch, 

orſthaus Krähe bei Nienburg a. Weſer. 

tellung zu den andern Vereinen. 
. Wahl des Vorſtandes. 
Verſchiedenes. 
Feldichen bei Neumühl, den 2. Mai 1921. 
Hennig, Revierförſter. 
2 
Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 
Pietätloſigkeit. 

In einem Rundſchreiben teilt der Herr 
1. Vorſitzende des Vereins Preußiſcher Staats⸗ 
förſter folgenden Vorfall mit: In einer Ober⸗ 
Ee des Weſtens haben ſich ein Revierförſter 
und vier Förſter bereit erklärt, den Sarg mit 
ihrem verſtorbenen Revierverwalter zu Grabe zu 
tragen. 

Herr Kollege Pfalzgraf fühlt ſich bemüßigt, 
von Gewerkſchafts wegen dieſes Gebahren der 
Betriebsbeamten ſcharf zu kritiſieren, er bezeichnet 
die letzte Ehre, die ſie ihrem Revierverwalter 
erwieſen haben, als „Lakaiendienſt“. 

So, jetzt haben die Gewerkſchaftsnummern 
5384 bis 5388 ihre Ohrfeige weg, und ihre Be⸗ 
lehrung über Benehmen gegen Vorgeſetzte, über 
Selbſtachtung und Gewerkſchaftsdiſziplin eben⸗ 
falls. Der Gewalthaber in Misdroy hat ge⸗ 
ſprochen. Es fragt ſich nur, wer ſich eine der⸗ 
artige Sprache gefallen läßt. Ich jedenfalls 
nicht, und bin deshalb, wie aus verſchiedenen 
andern Gründen, am 20. April aus dem Verein 
Preußiſcher Staatsförſter ausgetreten. 

Die Vereinsleitung hat ihre Befugniſſe in 
einer Form überſchritten, welche ſchärfſte Zurück⸗ 
weiſung verdient. 


SE 


Die höchſten Würdenträger des alten Deutſch⸗ 
lands tragen ihre Kaiſerin zu Grabe — iſt dies 
Lakaiendienſt? Der General von Arnim, 1870/71 
Kommandeur des Garde⸗Jäger⸗Bataillons, wünſchte 
in ſeinem Teſtament, daß ihn Oberjäger des 
Bataillons zu Grabe tragen ſollten. Hat der 
General von den Oberjägern einen Lakaiendienſt 
verlangt und haben dieſe den letzten Dienſt 
für ihren alten Kommandeur als ſolchen auf⸗ 
gefaßt? Die Holzſchläger trugen meinen Vater 
— ihren Förſter — zu Grabe, war dies Lakaien⸗ 
dienſt? nd warum ſollte es ausgerechnet 
zwiſchen Oberförſter und Förſter anders ſein. 

„Nein, Zi Pfalzgraf! Hier ſprechen doch noch 
andere Momente mit. Die Majeſtät des Todes, 
der Abſchluß unſeres kläglichen Erdendaſeins, ver⸗ 
wiſcht viele Ungleichheiten, ſofern ſolche überhaupt 
vorhanden waren. Die Kollegen werden Ihr 
Gebahren, Herr Pfalzgraf, als roh bezeichnen, 
und Sie werden beſſer tun, Ihre derartigen 
Ukaſe in der „Roten Fahne“ oder in der „Frei⸗ 
GE zu veröffentlichen, den Förſterſtand aber 
amit zu verſchonen. 

Der Vorfall zeigt aber wieder mit erſchreckender 
Deutlichkeit, wohin die ſtumpfſinnige Unterordnung 
unter das Gewerkſchaftsreglement führen muß: 
Es werden Gegenſätze zwiſchen Vorgeſetzten und 
Untergebenen gef ur bis über den Tod hinaus 

Weshalb ſoll ich noch viele Worte machen, 
die Kollegen werden ſich den Mann aus Misdroy 
auf der kommenden Delegiertenverſammlung im 
Mai etwas genauer anſehen müſſen, und die Be⸗ 
ſonnenen werden Umkehr halten müſſen, ehe es 
zu ſpät iſt. Schellack, Hilfsförſter. 

SS 


Iſt ſo etwas möglich? 

Ein Förſter der hieſigen Oberförſterei forderte 
mich, den Vertrauensmann, auf, feſtzuſtellen, 
welche Gründe dafür ausſchlaggebend geweſen 
ſind, daß er keinen Zuſchuß zum Dienſtaufwand 
erhalten hätte. 

Die mir von dem Kollegen zugeſtellte 
bezügliche ſchriftliche Anfrage habe ich pflichtgemäß 
der Regierung durch die Oberförſterei eingereicht 
und gleichzeitig gebeten, der fraglichen Förſter⸗ 
ſtelle noch nachträglich einen Zuſchuß zum Dienſt⸗ 
aufwand zu gewähren, da die Aufwandsverhält⸗ 
niſſe bei dieſer Stelle in keiner Weiſe von denen 
anderer Förſtereien abweichen. Die hierauf dem 
Antragſteller zugegangenen Erklärungen der 
Regierung befriedigten dieſen nicht. Die Er⸗ 
klärungen ließen erkennen, daß die Förſterver⸗ 
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tretung Gründe dafür gehabt haben müßte, daß 
eine Berückſichtigung der fraglichen Stelle nicht 
notwendig wäre. Um dieſe Gründe näher kennen 
zu lernen, wurde von mir, zufolge ſchriftlicher 
Aufforderung des Kollegen, der Bezirksgruppen⸗ 
vorſtand um Stellungnahme erſucht, wobei ich 
Schr unterlaſſen habe, den ganzen bisherigen 
iftwechſel in dieſer Sache zur Verfügung zu 
ellen. 
Hierauf erhielt ich ſolgenden Beſcheid: 
Bezirksgruppe Köslin 


Fünfſee, 10. 2. 21. 
des Verems e 5 1 ö 
Preußiſcher n Kr. Neuftettin. 
n den 


Vertrauensmann der Oberförſterei Großborn 
Herrn Förſter Laabs 


Pilowmühle. 
Auf Schreiben vom 7. 2. 1921. 

Die allgemeine Verfügung des Herrn 
Miniſters fur Landwirrſchaft, Domänen und 
Forſten, Nr. III 55 für 1919 — Geſchäfts⸗ 
Nr. III 4590 — vom 18. April 1919 beſagt 
unter O) vorletzter Abſatz: 

„Die Vertrauensmänner und Mitglieder 
der Beamtenausſchüſſe ſind zur Berſchwiegen⸗ 
beit verpflichtet über alle Angelegenheiten, 
die ihnen aus Anlaß ihrer Tätigkeit bekannt 
werden. Außerachtlaſſung dieſer Verpflichtung 
berechtigt die Dienſtſtellen, für die ſie beſtellt 
ſind, ſie als Vertrauensleute abzulehnen und 
die Neuwahl einer andern Perſönlichkeit an⸗ 
zuordnen.“ — Dieſer Miniſterial⸗Erlaß dürfte 
auch Ihnen als Vertrauensmann wohl bekannt 
ſein, und hat ſich Ihre Frage nach den „ge⸗ 
wichtigen Gründen“ bzw. der Förſterſtelle 
Rahmeron wohl zum mindeſten erübrigt, 
beſonders auch, weil die Beamten⸗Ausſchuß⸗ 
fitung am 17. Auguſt 1919 (in welcher die 
betreffenden Dienſtaufwands⸗Zuſchüſſe beraten 
wurden) unter Mitwirkung Ihres 
Schwiegervaters Herrn Kramp ſtattfand. 

Bezüglich der von der Oberförſterei 
Großborn befürworteten Förſterſtelle 
Pilowmühle lehnt die Förſtervertretung 
jede begünſtigende Stellungnahme ab, 
da deren jetziger Inhaber aus der 
Förſtergewerkſchaft demonſtrativ aus⸗ 
getreten iſt. gez. Utech, 

Bezirksgruppenporſitzender. 

Sollte man es für möglich halten, daß eine 
derart herausfordernde Antwort gegeben werden 
könnte? Ich bin Vertrauensmann und als 
ſolcher berechtigt, Aufklärung zu verlangen. 
Daß ich dieſe nur in gewiſſen Grenzen nach außen⸗ 
70 bekanntgeben darf, iſt mir ſelbſtverſtändlich 

annt. Aber es iſt doch Pflicht der Beamten⸗ 
vertretung, Klarheit zu en und die von ihr 
vertretenen Beamten ſachlich und überzeugend 
zu belehren, wenn ſie Aufklärung verlangen. 
Dies iſt ihr Recht, ja ſogar ihre Pflicht. Wie denkt 
man ſich denn ein gedeihliches Wirken der Beamten⸗ 
vertretung, wenn ſelbſt den eigenen Organen 
gegenüber die Aufklärungstätigkeit verſagt und 
ſo den Vertrauensmännern die Möglichkeit ge⸗ 
nommen wird, auf die durch ſie vertretenen 
Beamten beſchwichtigend oder aufklärend zu 
wirken? Wie ſoll ſie dann noch ihren Aufgaben 
gerecht werden, das Vertrauensverhältnis zwiſchen 
Beamten und Behörde ſowie innerhalb der 
Beamtenſchaft zu ſtärken oder die Intereſſen 
der Beamten in angemeſſener und nachhaltiger 
Weiſe zu vertreten? 


Und nun gar die Verquickung der Gewerk⸗ 
ſchaft mit der Beamtenvertretung. Das iſt doch 
ganz ungeheuerlich; die Beamtenvertretung iſt 
für alle Beamten eingerichtet, ohne Rückſicht 
auf ihre Stellung zu der nebenher laufenden 
gewerkſchaftlichen Organiſation. Es iſt ein be⸗ 
denkliches Zeichen von fanatiſcher Einſeitigkeit 
und Kurzfichtigkeit — um nicht von Terror zu 
1 — wenn jo für die Gewerkſchaft gewirkt 
wird. 


Glaubt denn Herr Utech, durch ſolche Stellung⸗ 
nahme auf mich oder andere außerhalb der 
Förſtergewerkſchaft ſtehende Kollegen auch nur 
im entfernteſten überzeugend wirken zu können, 
und meint er, mich durch ſolche Maßnahmen in 
ſein Lager zu ziehen? Weit gefehlt! Fuͤr ſolche 
„Anregungen“ danke ich und es wird ſich auch 
manch anderer Kollege finden, der unter ſolchen 
Umſtänden der Gewerkſchaft die Gefolgſchaft 
verſagt. 

Selbſtverſtändlich wird der Fall der Behörde 
vorgetragen werden müſſen. Sie wird zu bitten 
ſein, in die Prüfung einzutreten, ob ſolch ein 
Verfahren dem Sinne der Anordnungen ent⸗ 
ſpricht, und es entſteht die Frage, ob die 
Beamtenvertretung durch einen ſolchen Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden noch als für die geſamten 
Beamten erſprießlich angeſehen werden kann 
oder ob letzterer abzulehnen ſein wird. Die 
Beamtenſchaft wird anderſeits zu prüfen haben, 
ob ſie wahrhaft unparteiiſch vertreten iſt und 
ob ihr Vertrauen den derart handelnden Vertreter 
weiter trägt. 

Ich komme ferner zu der Frage, ob die Abſeits⸗ 
ſtehenden unter ſolchen Umſtänden nicht unbedingt 
zu einer beſonderen Vereinigung gedrängt 
werden. Eine Vereinigung der nicht gewerk⸗ 
ſchaftlich organiſierten Kollegenſchaft ſcheint un⸗ 
bedingt nötig zu ſein. Denn wie ſollen wir 
Einzelperſonen ſonſt gegen die im vorſtehenden 
Falle kraß zutage getretene Willkür der Gewerk⸗ 
ſchaft ankämpfen? 

Einzelne Unrichtigkeiten in dem Schreiben 
des Herrn Utech bedürfen noch der Berichtigung. 

Am 17. Auguſt 1919 kann unmöglich über 
den im Dezember 1920 feſtgeſetzten Zuſchuß zum 
Dienſtaufwand beraten worden ſein, denn erſt Ende 
November 1920 wurden die Vertrauensmänner 
der Oberförſtereien hieſigen Bezirks zur Stellung⸗ 
nahme in dieſer Frage herangezogen. Was die 
Erwähnung meines Schwiegervaters betrifft, die 
wohl als ganz beſonderer Trumpf gegen mich 
ausgeſpielt werden ſollte, fo kann ich verraten, 
daß derſelbe bereits im Auguſt 1920 aus der 
Förſtervertretung freiwillig ausgeſchieden iſt. Er 
war langjähriger Vorſitzender und treuer Berater 
der Bezirksgruppe und wird als Delegierter 
vielen Herren der grünen Farbe, von den Berliner 
Verſammlungen her, wohl bekannt ſein. Dieſe 
Herren werden ſicher den Eindruck haben, daß er 
ſtets in allen ſeinen Handlungen die goldene 
Mittelſtraße gehalten hat. Die Befürwortung 
eines Dienſtaufwands-Zuſchuſſes von 
der Mitgliedſchaft der Gewerkſchaft ab— 
hängig zu machen, verwirft er ebenſo wie 
alle meine Freunde, die ſelbſt Gewerkſchaftler ſind. 
Zeigt der geſchilderte Vorfall nicht deutlich, wie 
weit wir ſchon durch die Gewerkſchaftsmaßnahmen 
gekommen ſind? Solche Machenſchaften waren 
bisher unbekannt; die Beſonderheit des Falles 
liegt noch darin, daß es als angemeſſen angeſehen 
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wird, das merkwürdige Verfahren in der Beamten⸗ 
vertretung offen einzugeſtehen. Videant consules! 

Ich möchte endlich noch kurz die Aus⸗ 
führungen in Nr. 14 S. 246 des „Deutſchen 
Förſters“ zu meinem Artikel in Nr. 12 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ ſtreifen. Wie ſorglich 
und ſchön klingen dort die Worte: „Die für ihn, 
gerade auch für ihn, ihre Perſon ſelbſtlos ins 
Feuer ſtellen.“ Nach vorſtehenden Ausführungen 
werden jedem Denkenden doch große Zweifel an 
der Feuerprobe der Gewerkſchaftler gerade um 
meinetwillen aufſtoßen müſſen. In Wirklichkeit 
will die Gewerkſchaft doch nur nach außen hin 
ihre Selbſtloſigkeit im hellſten Lichte erſtrahlen 
laſſen, dabei wird ſie ſelbſt ihren Worten eben⸗ 
ſowenig Glauben ſchenken wie meine Geſinnungs⸗ 
genoſſen und ich. 

Staatsförſter Laabs, Förſterei Pilowmühle. 


e 


Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 
glieder in den Verein aufgenommen: 


7176. Lau, Hermann, Forſtſekretär, Regenwalde i. Pommern. II. 

7177. Jordan, Rudolf, Hilfsförſter, Friedrichshuld, Poſt Treten, 
Kreis Rummelsburg i. Pommern. II. ` 

7178 BWaltenHorft, Reinhold, Förſter, Neufriedrichsdorf, Poſt 
Rathenow. IX. ` 

7179. Franke, seh. Förſter, Stavenow, Bolt Karſtädt, Weit: 


prignitz. e j 
7180. Halpid, Wil, Hilfsförſter, Eichow, Poſt Krieſchow, Kreis 
Cottbus. IX. 


SG 

Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 

Kanne Otto, Revierförſter, Lilla, Poſt Kobylin, Polen. 
uppert, Erich, Kreistierarzt, Glatz, Wieſenſtraße 6. 

Claeſſen, Joſ., elo Wiſſen bei Weeze, Kreis Geldern. 
. aa orſtgehilfe, Forſthaus Thiergarten, Poſt Falken⸗ 

er De. 
Puck, Herbert, Hilfsjäger, Lenſahn, Kreis Oldenburg, Holſtein. 
Köhn, Paul, Förſter, Vinzelberg, Kreis Gardelegen. . 
Tietſche, Franz, Förſter, Piekarzew, Powiat Pleszewski, Posnaniu. 
Curths, Rolf, Hilfsjäger, Heringen, Helme, Kreis Sangerhaufen. 
Tatſchink, Fritz, Jagd⸗ und Forſtaufſeher, Oertmanns dorf, Poſt 

Markliſſa, Kreis Lauban i. 
Flohr, Ernſt, Hilfsförfter, Adelebſen, Kreis Uslar, Hannover. 


J 

In der Vereinbarung über Gehaltsmindeſtſätze 
für Privatforſtbeamte zwiſchen der Fachgruppe 
„Forſtbeamte“ des Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbundes, Bezirksgruppe Brandenburg, und 
dem Brandenburgiſchen Waldbeſitzerverbande in 
Nr. 18 S. 339 müſſen noch nachſtehende Unter⸗ 
ſchriften hinzugefügt werden: 

Der Vorſitzende der Fachgruppe „Forſtbeamte“ 
des Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes, 
Bezirksgruppe Brandenburg. 

gez. Jacob. 
Die Erklärung der Allgemeinverbindlichkeit 
vorſtehender Vereinbarung iſt ſofort zu be⸗ 
antragen. 
gez. v. Keudell. gez. Jacob. 

Dieſe Unterſchriften ſind leider infolge eines 
bedauerlichen Setzerfehlers weggelaſſen worden 
und ſeien hiermit berichtigt bzw. ergänzt. 

7 

Ortsgruppe Recklinghauſen und Umgebung. 

Am Mittwoch, dem 11. Mai, mittags 12 Uhr, 
findet im Hotel „Altenburg“ in Dorſten eme Ver⸗ 
ſammlung der Ortsgruppe ſtatt. Die Tages⸗ 
ordnung wird in der Verſammlung bekanntgegeben. 
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Um 3% Uhr Abfahrt nach Lembuk zur Exkurſton 
ins Gräflich Meerfeldſche Revier. Nach der 
Exkurſion iſt in Lembuk oder Dorſten gemütliches 
Beiſammenſein. Das Erſcheinen ſämtlicher Mit⸗ 
glieder mit ihren Damen iſt dringend erwünſcht 
Durch Mitglieder eingeführte Gäſte ſind willkommen. 
W. Berkenheger, Schriftführer. 
* 


Großer forſtlicher Lehrgang in Weſtfalen. 

Der Verein beabſichtigt, gemeinſam mit der 
Landwirtſchaftskammer für die Provinz Weſtfalen 
vom 6. bis 25. Juni d. J. einen dreiwöchigen 
forſtlichen Lehrgang in der Herzogl. Arembergiſchen 
Oberförſterei Haltern unter Leitung des Forſt⸗ 
meiſters Lincke abzuhalten, falls ſich genügend 
Teilnehmer melden. Um das letztere rechtzeitig 
feſtſtellen zu können, wird gebeten, die Geſuche 
um Teilnahme möglichſt bald, ſpäteſtens bis 
20. Mai d. J. an Forſtmeiſter Lincke, Haltern 
i. W., zu ſenden. Von dort kann auch der 
Lehrplan gegen Portoerſtattung bezogen werden 
Nach Mitteilung der Zulaſſung ſind umgehend 
150 % (Waldbeſitzer 250 /) als Koſtenbeitrag 
für den Lehrgang an die Hauptkaſſe der Land⸗ 
wirtſchaftskammer zu Münſter i. W. unter Angabe 
„forſtlicher Lehrgang“ einzuſenden. Zur Teil⸗ 
nahme kann ſich ohne Einſchränkung jeder Wald 
beſitzer und Forſtbeamte melden. 

Unterkunft wird auf Wunſch von der Leitung 
des Lehrgangs vermittelt. 

Geſchäftsſtelle des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
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Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtaͤnde oder der Einſender. 


Verein deutſcher Forſtbeamten. 


Die diesjährige ordentliche Generalverſammlung 
des Vereins deutſcher Forſtbeamten wird hierdurch 
auf Sonntag, den 29. Mai, vormittags 
11 Uhr, nach Berlin, Königgrätzer Str. 111, 
im Anhalter Bahn Garten“ (ſchräg gegenüber 
dem Anhalter Bahnhof), einberufen (818 111 d. S.). 

Die Tagesordnung zu dieſer Verſammlung 
wird noch bekanntgegeben. 

Anträge ſind bis ſpäteſtens 10. Mai an den 
unterzeichneten Vorſitzenden einzureichen und 
werden alsdann auf die Tagesordnung geſetzt 
falls fie die nötige Unterſtützung haben (§ 18 C 5) 

Später eingeſandte Anträge, als im vorſtehenden 
Termin angegeben, können eine Berückſichtigung 
nicht mehr finden. 

Neuruppin, den 25. April 1921. 

Mit Weidmannsheil! 

Wittkowsky, Förſter a. D., Vorſitzender. 

Mit Rückſichtt 


Acdaktionsſchluß für Nr. 21. auf die Pfingſe⸗ 


feiertage erbitten wir alle für die am 22. Mai 
erſcheinende Nr. 21 unſeres Blattes beſtimmten 
Einſendungen ſo zu erwirken, daß ſie bis Freitag, 
den 13., ſpäteſtens aber bis Sonnabend, den 
14. Mai, in uuſeren Händen ſind; was bis zu dem 
zuletzt genannten Tage nicht eingegangen iſt, muß 
um acht Tage zurückgeſtellt werden. 

Neudamm, den 2. Mai 1921. 
Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung “. 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann. Neudam m. 


Deutſche Forit: Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Runödſchau und 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänne:. 


Tie- Deutſche Soch, Zettung erſcheint wöchentlich einmal. 


Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poft⸗ 


anftalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 


Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 


80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, 


Ei ` Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen ne des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 
etriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 


keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Vei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Ber 


träge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man wu dem Der merkt „gegen 


Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 


auch anderen Zeuſchriſten ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Junt 1901 ſtrafrechtlich verfolgt 


Nr. 20. 


Neudamm, den 15. Mai 1921. 


36. Band. 


Geheimer Regierungsrat Profeſſor Dr. Adam Schwappach. 


Am 1. April dieſes Jahres iſt infolge des 
Zwangspenſionierungsgeſetzes auch Geheimrat 
Dr. Schwappach, nach Forſtmeiſter Dr. Kienitz 
der älteſte der forſtlichen Dozenten an den 
preußiſchen forſtlichen Hochſchulen, von ſeinen 
Amtern zurück- und in den Ruheſtand getreten. 

Faſt 35 Jahre lang hat Prof. Dr. 
Schwappach nicht nur als Lehrer der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft an der Forſtakademie Ebers⸗ 
walde gewirkt, ſondern ebenſolange auch die 
forſtliche Abteilung der Hauptſtation des 
Verſuchsweſens in Preußen als Dirigent ge⸗ 
leitet. Auf dieſem letzteren Arbeitsgebiete lag 
der Schwerpunkt ſeiner Tätigkeit und ſeiner 
wiſſenſchaftlichen Erfolge; dieſem verdankt er 
auch ſein großes Anſehen, das er unter den 
Forſtleuten aller Länder genießt, und ſeinen 
Weltruf. Die Erforſchung des Wachstums⸗ 
ganges der wichtigſten Holzarten — Kiefer, 
Fichte, Eiche, Buche, Erle, Birke —, deren Er⸗ 
gebniſſe in ſeinen Ertragstafeln niedergelegt ſind, 
ſowie die Anbauverſuche mit ausländiſchen Holz⸗ 
arten bilden die beiden großen Arbeitsgebiete 
ſeiner Forſchertätigkeit. Dazu kommen noch ſeine 
Arbeiten auf dem Gebiete der Forſtdüngung, der 
Samenherkunftsfrage und der Samenkontrolle 
und eine rege literariſche Tätigkeit, ſo daß es kaum 
eine forſtwirtſchaftliche und forſtwiſſenſchaftliche 
Tagesfrage gegeben hat, über die Geheimrat 
Dr. Schwappach ſich nicht geäußert hätte. Sein 
Lehrauftrag über Forſtgeſchichte, Forſtverwaltung 
und Holzmeßkunde gab ihm Veranlaſſung, 
ſeine Studien über dieſe Wiſſensgebiete in den 
bekannten Lehrbüchern niederzulegen. Durch 
ſeine Mitarbeit an dem bereits in dreiundzwanzig⸗ 
tauſend Stücken überall verbreiteten „Neu⸗ 
dammer Förſter⸗Lehrbuch“, in dem er die 
Wiſſenszweige „Waldbau“ und „Forſtbenutzung“ 
bearbeitet hat, iſt er als Lehrer und Forſt⸗ 
pädagoge auch dem forſtlichen Praktiker erfolg⸗ 
‚reich nähergetreten. 

In dem Verbande der forſtlichen Verſuchs⸗ 
anftalten, auf den forſtwirtſchaftlichen Kongreſſen 
im In⸗ und Auslande, auf den Tagungen des 
Deutſchen Forſtvereins und des Forſtwirtſchafts⸗ 


rates uſw. war er ſtändiger Vertreter derpreußiſchen 
forſtwiſſenſchaftlichen Hochſchulen und eifriges, 
arbeitsfreudiges Mitglied der verſchiedenſten 
Ausſchüſſe. Beſonders hervorzuheben iſt auch 
die Beteiligung Dr. Schwappachs an den 
Forſtdüngeverſuchen der Deutſchen Landwirt⸗ 
ſchaftsgeſellſchaft. Er iſt Mitglied des in 
Betracht kommenden Ausſchuſſes und hat deſſen 
Arbeiten im weſentlichen angeregt und in 
hervorragendem Maße gefördert. In den 
jährlichen Mitteilungen der Deutſchen Den⸗ 
drologiſchen Geſellſchaft, zu deren Vize⸗ 
präſidenten er gehört, fehlt ſein Name nur 
ſelten unter den Mitarbeitern. Ebenſo gehört 
er zu den Autoren faſt aller größeren forſt⸗ 
lichen Zeitſchriften. 

In engſter Beziehung ſteht Geheimrat 
Dr. Schwappach bekanntlich zu der „Deutſchen 
Forſt⸗ Zeitung“, beſonders zu der „Forſtlichen 
Rundſchau“, deren Herausgabe er beſorgt. 
Faſt ein Menſchenalter hat er uns in unſerer 
Aufgabe, dem Leſerkreis der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ die Ergebniſſe der Forſtwiſſenſchaft 
in gemeinverſtändlicher Form für die Praxis 
näherzubringen, beraten und unterſtützt. Da⸗ 
durch iſt er imſtande geweſen, die Fachaus⸗ 
bildung des praktiſchen Forſtmannes zu fördern, 
wie das zurzeit wohl keinem andern Forſt⸗ 
akademiker in Deutſchland möglich geworden iſt 

Neben dieſer die ganze Forſtwiſſenſchaft 
umfaſſenden Forſcher⸗ und Lehrtätigkeit hat 
Geheimrat Dr. Schwappach auch noch Zeit 
gefunden, ſich der Organiſation und Inter⸗ 
eſſenförderung der deutſchen Privatforſtbeamten 
anzunehmen. Auf dieſem Gebiete hat er 
bedeutendes Organiſationstalent entwickelt und 
ſich namentlich die Ausbildung und Weiter⸗ 
bildung des Nachwuchſes für den deutſchen 
Privatwald angelegen ſein laſſen. Solange 
die Templiner Forſtſchule dem deutſchen Privat- 
walde gut vorgebildete junge Forſtleute ſchenkt, 
wird auch der Name Dr. Schwappachs als 
erſter langjähriger Schulpfleger dieſer Anſtalt 
und damit als Förderer forſtlichen praktiſchen 
Wiſſens in Liebeund Anerkennung genannt werden. 
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So kann Herr Geheimrat Dr. Schwappach Forſtmann und Gelehrte der grünen Wiſſenſchaft 


beim Scheiden aus ſeiner für die Fortent⸗ 
wickelung der Forſtwiſſenſchaft bedeutſamen 
amtlichen Tätigkeit voll Befriedigung auf die 
35 Jahre zurückblicken; ſie bilden einen ſtändigen 
Aufſtieg in unſerer forſtwiſſenſchaftlichen Er⸗ 
kenntnis. Durch. ſein Ausſcheiden iſt der Haupt⸗ 
ſtation des forſtlichen Verſuchsweſens in Preußen 
eine ſchwer zu erſetzende Arbeitskraft entriſſen. 
Hoffen wir, daß der noch in voller körperlicher 


und geiſtiger Friſche ſtehende, bald fiebzigjährige I gewiß fein! 


STREET. 


und beſonders auch in alter Gönnerſchaft dem 
„Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands“, 
wie beſonders auch der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ noch viele Jahre erhalten bleibe! Des 
Dankes aller ſeiner Zeitgenoſſen und insbe⸗ 
ſondere der preußiſchen Forſtleute des Staats⸗ 
und Privatwaldes, denen er, der Bayer, die beſten 
und reifſten Jahre ſeines Lebens gewidmet hat, 
darf Herr Geheimrat Prof. Dr. Schwappach 
Die Schriftleitung. 


Das Dienſteinkommen der preußiſchen Staatsforſtbeamten 
und ihre Verſorgungsanſprüche. 


Von E. Behm. 
(Fortſetzung und Schluß von Nr. 18.) 


V. Das Nuhegehalt der Altruhegehalts⸗ 
empfänger und die Hinterbliebenengelder der 
Althinterbliebenen werden den Bezügen der 
Neuruhegehaltsempfänger) bzw. Neuhinter⸗ 
bliebenen gleichgeſtellt. 

Da die Verſorgungsberechtigten alter Ord⸗ 
nung bisher einen Zuſchuß in Höhe des halben 
Unterſchiedsbetrages zwiſchen ihrer Penſion bzw. 
dem Witwen⸗ und Waiſengeld und den gleich⸗ 
artigen Bezügen der Verſorgungsberechtigten 
neuer Ordnung bezogen haben, ſo erhalten ſie 
nunmehr mit Wirkung vom 1. April 1920 eine 
um den doppelten Betrag des Zuſchuſſes erhöhte 
Penſion bzw. ein in gleicher Weiſe erhöhtes 
Witwen⸗ und Waiſengeld, während die Zuſchüſſe 
als ſolche fortfallen. 

Daneben bekommen die Ruhegehaltsempfänger 
und die Witwen, nicht aber die Waiſen einen 
Verſorgungszuſchlag, von dem unter VI noch die 
Rede ſein wird. Wegen der Kinderbeihilfen 
ſiehe unter VII. 


*) Der Berechnung des Ruhegehalts der, 
Neupenſionäre wird einerſeits die ruhegehalts⸗ 
fähige Dienſtzeit, anderſeits das Grundgehalt und 
der Durchſchnittsſatz des Ortszuſchlags (ſiehe die 
Tabellen in Nr. 18 auf Seite 325 bis 327) zugrunde 
gelegt. Von dem Geſamtbetrage (Grundgehalt 
durchſchnittlicher Ortszuſchlag) werden nach 
vollendetem zehnten ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
jahre 2%, von jedem weiteren bis zum vollendeten 
30. Dienſtjahre Lon mehr und von da an bis zum 
vollendeten 40. Dienſtjahre Un mehr als Ruhe⸗ 
gehalt gewährt, deſſen Jahresbetrag auf volle 
3 & nach oben abzurunden iſt. 

Eine Ausnahmeſtellung in dieſer Hinſicht 
nehmen die Direktoren und Profeſſoren an den 
Forſtakademien ein, da nach 8 21 des neuen Be⸗ 
amtendienſteinkommengeſetzes das Zivilpenſions⸗ 
geſetz auf die Lehrer an den wiiſſſenſchaftlichen 
Hochſchulen keine Anwendung mehr findet. Sie 
ſind alſo jetzt den Univerſitätsprofeſſoren gleich⸗ 
geſtellt, die, wie die fachmänniſche Bezeichnung 
lautet, „emeritiert“ werden, d. h. unter Be⸗ 
laſſung des zuletzt bezogenen Grundgehalts und 
vollen Ortszuſchlags ihrer amtlichen Dienſtobliegen⸗ 
heiten enthoben werden. 


Altruhegehaltsempfängern, die noch nicht 
40 ruhegehaltsfähige Dienſtjahre aufzuweiſen 
haben, iſt, wenn ſie nach ihrer Verſetzung in 
den Ruheſtand in der Zeit vom 1. Auguſt 
1914 bis 31. Dezember 1918 als Beamte 
im unmittelbaren Staatsdienſt verwendet 
worden ſind, dieſe Verwendung zu ihrer 
ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit hinzuzu⸗ 
rechnen, ſoweit die Höchſtgrenze von 
40 Jahren dadurch nicht überſchritten 
wird. Ergibt ſich bei Zuſammenziehung Dei 
verwendeten Tage kein volles Jahr, ſo wird 
doch ein Jahr angerechnet, wenn die Ver⸗ 
wendung mindeſtens 60 Tage ohne Unter⸗ 
brechung gedauert hat. Im übrigen ſind die 
Tage der Verwendung im Heimatdienſt, wie 
bei den aktiven Beamten, nach Maßgabe des 
Geſetzes vom 23. November 1920 nicht einfach, 
ſondern anderthalbfach anzurechnen. Das wird 
vielfach bisher nicht geſchehen ſein, da es erſt 
durch die Ausführungsanweiſung des Finanz⸗ 
miniſters vom 21. Januar 1921 bekannt ge⸗ 
worden iſt. Eine Wiederverwendung als Be⸗ 
amter liegt auch bei Beſchäftigung und Ent⸗ 
lohnung auf Privatdienſtvertrag dann vor, 
wenn der Ruheſtandsbeamte mit Ausübung 
von Staatshoheitsrechten beauftragt war. In 
Frage kommt nur unmittelbarer Staats⸗ 
dienſt. Der mittelbare ſcheidet aus, da es nicht 
Sache des Staates iſt, Penſionen oder Penſions⸗ 
zuſchüſſe für die den ſtaatlichen Körperſchaften 
geleiſteten Dienſte zu zahlen. Die Beſtimmung, 
daß bei einer nur 60 tägigen Verwendung ein 
volles Jahr hinzugerechnet wird, entſpricht dem 
8 8 Abſatz 2 des Offizierpenſionsgeſetzes vom 
31. Mai 1906 (Preußiſches Förſter⸗Jahrbuch 1915, 
S. 99). Die Ruhegehälter derjenigen Penſionäre, 
deren ruhegehaltsfähige Dienſtzeit hiernach ver⸗ 
längert wird, bzw. die Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
gelder der Hinterbliebenen ſolcher Penſionäre 
ſind mit Wirkung vom 1. April 1920 an neu 
feſtzuſetzen. Wenn dieſe Neufeſtſetzung bis jetzt 
noch nicht erfolgt iſt, empfiehlt es ſich, einen 
Antrag bei der Regierung zu ſtellen. 
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In gleicher Weiſe und in gleichem Umfange 


VI. Der Berechnung des Verſorgungs⸗ 


iſt eine Anrechnung der während des Krieges zuſchlags wird ein Betrag zugrunde gelegt, der 
im Reichsdienſt oder im aktiven Heer in folgender Weiſe zu ermitteln tft: 


zugebrachten Zeit der Penſionäre nach 87 
des Penſionsergänzungsgeſetzes vom 21. De⸗ 
zember 1920 (R. G. Bl. S. 2109) anrechnungs⸗ 
fähig. In dieſem Falle wird vom Reich eine 
Ergänzung des Ruhegehalts gewährt. Anträge 
ſind ebenfalls bei der Regierung zu ſtellen. 

Wegen anderthalbfacher Anrechnung des 
Heimatdienſtes der aktiven preußiſchen Staats⸗ 
beamten während der Kriegszeit verweiſe ich 
auf die Notiz in Nr. 6 S. 100. 

Die Witwen erhalten, ſolange ſie ſich nicht 
wieder verheiraten, im allgemeinen 40 % des 
dem Beamten am Todestage nach den neuen 
Sätzen zuſtehenden Ruhegehalts, jedoch mindeſtens 
900 und höchſtens 9000 K als Witwengeld. 
War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als 
der Verſtorbene, ſo wird das Witwengeld für 


jedes angefangene Jahr des Altersunterſchiedes d) 


über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um ½0 
gekürzt. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe 
wird für jedes angefangene weitere Ehejahr 
bis zur Erreichung des ungekürzten Betrages 
1½ wieder hinzugeſetzt. übrigens wird nur 


a) Für Wartegeldempfänger, gleichviel ob ſie 
das volle ruhegehaltsfähige Dienſteinkommen 
oder 75 % davon beziehen, deckt er ſich mit 
dieſem Wartegeld. 

b) Für Ruhegehaltsempfänger mit einer ruhe⸗ 
gehaltsfähigen Dienſtzeit bis zu 19 Jahren 
einſchließlich entſpricht er der Hälfte des nach 
dem neuen Dienſteinkommensgeſetz zuletzt 
bezogenen Grundgehalts zuzüglich des halben 
Durchſchnittsſatzes des Ortszuſchlags. Gab 
es Grundgehalt und Ortszuſchlag zur Zeit 
der Penſionierung noch nicht, ſo wird der 
zugrunde zu legende Betrag ſo ermittelt, als 
ob das Geſetz damals ſchon in Kraft war“). 

c) Für Ruhegehaltsempfänger von 20 Jahren 

und darüber deckt der Betrag ſich mit dem 

Ruhegehalt. 

Für Witwen wird der Betrag, genau wie 

unter b, nach dem dem neuen Geſetz ent⸗ 

ſprechenden tatſächlichen oder fingierten 

Dienſteinkommen des verſtorbenen Ehemanns 

berechnet“). 

Von dem ſo ermittelten Betrage wird ein 


Witwengeld gewährt, wenn die Ehe noch während Prozentſatz als Verſorgungszuſchlag gewährt, 


des aktiven Dienſtes des Beamten geſchloſſen 
iſt und bis zu deſſen Tode zu Recht beſtanden 
de 115 rechtskräftig ausgeſprochener Scheidung 
aber nicht. 

Das Waiſengeld beträgt für jedes Kind 
bei Lebzeiten der Mutter / und nach dem 
Tode der Mutter (war die Ehe der Eltern rechts⸗ 
kräftig geſchieden, auch bei Lebzeiten der Mutter) 
1/, des ungekürzten Witwengeldes. Es wird 
bis zum Ende des Monats gezahlt, in dem das 
Kind das 18. Lebensjahr vollendet, alſo nicht 
ſo lange wie die Kinderbeihilfe (ſ. weiter unten 
unter VII), fällt aber bei einer Tochter, die 
früher heiratet, bei deren Verheiratung fort. 
Die Wiederverheiratung der Mutter iſt ohne 
Einfluß auf das Waiſengeld. 


der für die Zeit vom 1. April bis Ende De⸗ 
zember 1920 50 % in ſämtlichen Ortsklaſſen 
beträgt, ſeit dem 1. Januar d. J. aber auf 
70% in Ortsklaſſe A, 67 % in B, 65 % in C, 
60 % in D und 55% in E erhöht worden iſt. 
Die Beträge find auf volle 5 3 nach oben ob, 
zurunden. Maßgebend für die Ortsklaſſe iſt 
der rn des Bezugsberechtigten. Beiſpiels⸗ 
weiſe: 


) In den Fällen zu b und d äiſt es alfo, ſo⸗ 
bald es ſich um Altverſorgungsberechtigte handelt, 
nötig, das Grundgehalt und den Ortszuſchlag⸗ 
Durchſchnittsſatz zu ermitteln, die dem Penſionär 
unmittelbar vor ſeiner Penſionierung bzw. dem 
im aktiven Dienſt verſtorbenen 1 oder 
Vater am Todestage zugeſtanden hätten, wenn 


beträgt der Verſorgungszuſchlag vom 1. Januar 1921 


bei einem zum Ruhegehalt bis zu 19 ruhegehalts⸗ 
Grund⸗ fähigen Dienſtzahren und zum Witwengeld 
gehalt in der Ortsklaſſe 


zum Ruhegehalt nach 40 ruhehaltsſähigen 
Dienſtjahren in der Ortsklaſſe 


| 
5800 2765,00 | 2646,50 | 2567,50 | 2370,00 | 2172,50 | 4147,50 | 3969,75 | 3851,25 | 3555,00 | 3258,75 
6200 2905,00 2780,50 | 2697,50 | 2490,00 | 2282,50 | 4357,50 | 4170,75 | 4046,25 | 3735,00 | 3423,75 
6300 2940,00 2814,00 | 2730,00 | 2520,00 | 2310,00 | 4410,00 | 4221,00 | 4095,00 | 3780,00 | 3465,00 
6700 3080,00 2948,00 | 2860,00 | 2640,00 | 2420,00 | 4620,00 | 4422,00 | 4290,00 | 3960,00 | 3630,00 
6800 3115,00 2981,50 | 2892,50 | 2670,00 | 2447,50 | 4672,50 | 4472,25 | 4338,75 4005,00 | 3671,75 
7200 3370,50 | 3226,05 | 3129,75 | 2889,00 | 2648,25 | 5056,80 | 4840,10 | 4695,60 | 4334,40 | 3973,20 
7300 3405,50 3259,55 | 3162,25 | 2919,00 | 2675,75 5109,30 | 4890,35 | 4744,35 | 4379,40 | 4014,45 
7700 3545,50 3393,55 | 3292,25 | 3039,00 | 2785,75 | 5319,30 | 5091,35 | 4939,35 | 4559,40 | 4179,45 
8100 13685,50 | 3527,55 | 3422,25 | 3159,00 | 2895,75 | 5529,30 | 5292,35 | 5134,35 | 4739,40 | 4344,45 
8300 3871,00 | 3705,10 | 3594,50 | 3318,00 | 3041,50 | 5906,50 | 5557,65 | 5391,75 | 4977,00 | 4562,25 
8500 ]3941,00 | 3772,10 | 3659,50 | 3378,00 | 3096,50 | 5911,50 | 5658,15 | 5489,25 | 5067,00 | 4644,75 
8700 4011,00 | 3839,10 | 3724,50 | 3438,00 3151,50 6016,50 | 5758,65 | 5586,75 | 5157,00 | 4727,25 
9100 4151,00 3973,10 | 3854,50 | 3558,00 | 3261,50 | 6226,50 | 5959,65 | 5781,75 | 5337,00 | 4892,25 
9300 [4221,00 4040,10 | 3919,50 3618,00 | 3316,50 6331,50 | 6060,15 | 5879,25 | 5427,00 | 4974,75 
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Folgendes Beiſpiel möge zeigen, wie der 
Verſorgungszuſchlag bei einer ruhegehaltsfähigen 
Dienſtzeit von über 19, jedoch unter 40 Dienſt⸗ 
jahren für einen Förſter und deſſen Witwe ſich 
berechnet: 

I. Förſter. Beſoldungsdienſtalter 1. Juli 1896. 
In den Ruheſtand getreten 1. November 1911. 
Hat während des Krieges in der Zeit vom 
1. Februar 1916 bis zum 15. Februar 1919 einen 
preußiſchen Staatsförſter vertreten, wohnt zurzeit 
in Ortsklaſſe C. 


Letztes Gehalt 2350 M 


Nach jetzigen Sätzen bei einem Beſoldungs⸗ 
dienſtalter von über 15 Jahren: 


Grundgehalt 8500 A 
Ortszuſchlag⸗Durch⸗ , 

ſchnittsſag . . 2760 „ 
Ruhegehaltsfähiger 

Betrag 11260 A 

5 88 
Hiervon 120 rund 8259,.— 4 
Verſorgungszuſchlag 8259.0,60 — 4955,40 „ 
Mithin vom 1. Januar 1921 13 214,40 8 


Dazu anzurechnungsfähig 696 „ II. Seiner Witwe ſtehen zu in Ortsklaſſe C 
rien N es, 3046 A Witwengeld 8259. ee 3303,60 8 
bisher 5 E SET 11 ar Jahre 61 Tage Verſorgungszuſchlag — 2 9.00 = 
dazujetzt 1. 2.16 bis 31.12.18 entſprechend obiger Tabelle . 3 378,.— , 
anderthalbfach. . 4.2. 10 z. Mithin vom 1. Januar 1921 . "6681,00 M 
84 38 Jahre 197 Tage Die Höchſiſe o lt. Wit 5 
Früheres Ruhegehalt 120 — 2133 K. ie Höchſtſätze an Ruhegehalt, Witwenge 


und Verſorgungszuſchlag betragen: 


5 be erſorgungszuſchlag vom 1. 1. 21 in Ortsklaſſe 

für Ruhegehaltsempfänger Ruhegehalt Sc gung 5 ſchlag o 4 D O d 

der Beſoldungsgruppe M 44 | M M M o 
1 6075 4252,50 4070,25 3948,75 3645,00] 3341,25 
2 6375 4462,50 4271,25 4143,75 3825,00] 3506,25 
3 6750 4725,00 4522,50 4387,50 4050,00] 3712,50 
4 7449 5214,30 4990,85 4841,85 4469,40 4096,95 
6 8595 6016,50 5758,65 5586,75 5157,00 4727,25 
7 9045 6331,50 6060,15 5879,25 5427,00] 4974,75 
8 9720 6804,00 6512,40 6813,00 5832,00] 5346,00 
9 10869 7608,30 7282,25 7064,85 6521,40 5977,95 
10 12015 8410,50] 8050,05 7809,75 7209,00 | 6608,25 
11 13440 9408,00] 9004,80 | 8736,00] 8064,00] 7392,00 
12 15165 10615,50 10160,55 9857,25 9099,00 | 8340,75 

5 f Verſorgungszuſchlag vom 1. 1. 21 in Ortsklaſſe 

für Witwen Witwengeld ge | B o D E 

der Beſoldungsgruppe M M M | 11 M P 
1 2430,00 2835,00| 2713,50] 2632,50 2430,00 2227,50 
2 2550,00 2975,00 2847,50] 2762,50 2550,00] 2337,50 
3 2700,00 3150,00 3015,00] 2925,00] 2700,00] 2475,00 
4 2979,60 3475,50 3326,55 3227,25 2979,00] 2730,75 
6 3438,00 4011,00] 3839,10] 3724,50 3438,00 3151,50 
7 3618,00 4221,00] 4040,10] 3919,50 3618,00] 3316,50 
8 3888,00 4536,00) 4341,60] 4212,00] 3888,00 | 3564,00 
9 4347,60 5071,50 4854,15 4709,25 4347,00] 3984,75 
10 4806,00 5607,00 5366,70] 5206,50 4806,00] 4405,50 
11 5376,00 6227,00 6003,20 5824,00 5376,00] 4928,00 
12 6066,00 7077,00 6773,70] 6571,50 6066,00 5560,50 


Die 


die le Gem Sätze damals ſchon geweſen wären. ſo zu berechnen, als ob der Beamte erſt am Tage | 
e Ermittlung tft an der Hand der in Nr. 18 | feines Ausſcheidens aus dem Dienſt in dieſe 


auf Seite 325 bis 327 abgedruckten Tabellen leicht höhere Gruppe befördert worden wäre. Das weitere 


ausführbar. Gab es zur Zeit des Ausſcheidens 
des Beamten noch kein Beſoldungsdienſtalter, ſo 
tritt an deſſen Stelle der Tag der Anſtellung. 
Nur für Revierförſter und Oberforſtmeiſter, die 
früher zur Beſoldungsgruppe der Förſter bzw. 
Forſträte gehörten, nunmehr aber in eine höhere 
Gruppe gehoben ſind, iſt das Beſoldungsdienſtalter 


ergibt ſich aus dem 1. Abſatz auf S. 325 in Nr. 18. 
Im übrigen ſind die Gehälter der Aufrückungs⸗ 
ſtellen dieſen Ermittlungen nicht zugrunde zu 
legen. Für altverſorgungsberechtigte Förſter 
kommen alſo nur die Sätze in Gruppe A 6 und 
für altverſorgungsberechtigte Oberförſter im: 
Gruppe A 10 in Frage. 
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VII. Die Kinderbeihilfen find vom 1. Ok⸗ um den Betrag gekürzt, um den das eigene 
tober 1920 an erhöht worden und betragen einſchl. Einkommen des Kindes den reichsſteuerfreien 


Ausgleichszuſchlag jährlich: Einkommensteil überſteigt. Eigenes Einkommen 
— dees Kindes iſt nicht nur das Einkommen, mit 
bis 1. vom 1. 10. 20 dem das Kind ſelbſtändig veranlagt iſt, ſondern 

. Set in der Ortsklaſſe En 55 Einkommen, das bei der Veranlagung 

EN a (des Wohnſitzes mi em eines anderen Steuerpflichtigen 
für Kinder N des ' zuſammengerechnet wird. Der ee 
klaſſen A B C D Einkommensteil beträgt bei einem ſelbſtändig 

„„ e e AE , ur Einkommenſteuer veranlagten Kinde 1500 &, 


— — — — ſonſt 500 „). Die Kinderbeihilfe wird nicht 
bis zu 6 Jahren | 720 [12001080 960 840 840 gekürzt, wenn das Einkommen eines ſelbſtändig 
von mehr als 6 zur Einkommenſteuer veranlagten Kindes den 
bis ehr als 14 900 1500/13500 1200 10501050 1 8 von 1500 „ um weniger als 100 & 
von mehr als überſteigt. Zum Ein e 5 
bis 21 Jahren 1080 1800 16201440 12601260 GC dle véi a >“ le na 
Die Kinderbeihilfe wird für Kinder von Lehrherrn, im Haushalt von Anverwandten 
aktiven Beamten, Wartegeldempfängern, Ruhe⸗ in der Landwirtſchaft, im Geſchäft oder in 
ſtandsbeamten, Beamtenwitwen auch nach der einem Gewerbe tätig ſind. Wie hoch die freie 
Wiederverheiratung und für Beamtenvollwaiſen Station anzurechnen iſt, ergibt ſich aus den 
gewährt. Sie wird auch gezahlt für Kinder Bekanntmachungen der Finanzämter. Waiſen⸗ 
aus einer nach der Penſionierung geſchloſſenen geld oder Waiſenrente iſt dem Einkommen des 
Ehe, obwohl dieſe Kinder nicht waiſengeld⸗ Kindes nicht hinzuzurechnen. 
berechtigt ſind. Beihilfefähig ſind aber nur Bei Vollendung des 14. Lebensjahres wird 
Kinder: die Zahlung eingeſtellt, wenn nicht der Beamte 
1. aus ehelicher Abſtammung (88 1591 ff. bzw. der Vormund ſchriftlich der Behörde 
BGB. ); (Regierung) die für den Weiterbezug der Bei⸗ 
hilfe und für deren Höhe maßgebenden Ver⸗ 
hältniſſe darlegt und dieſe Angaben auf Ver⸗ 
langen glaubhaft macht. f 
Vor Beginn jedes Rechnungsjahres (zweck⸗ 
2 mäßig bei Abgabe der Jahresquittung) hat 
5. Stiefkinder, d. h. Kinder der Ehefrau des der Beamte bzw. der Vormund eine Erklärung 
„Beamten, die nicht von ihm abſtammen, abzugeben, daß die für den Bezug und die 
aber nur, wenn ſie in die Familien⸗ Höhe der Kinderbeihilfe maßgebenden Ver⸗ 
gemeinſchaft des Beamten aufgenommen hältniſſe unverändert fortbeſtehen. Er hat 
ind. Aufnahme in die Hausgemeinſchaft aber auch im Laufe des Rechnungsjahres jede 
iſt nicht unter allen Umſtänden erforderlich. Tatſache, die eine Herabſetzung oder die Ein⸗ 
Für Stiefkinder, die erſt nach dem Tode ſtellung der Beihilfe nach ſich zieht, unverzüglich 
des Beamten oder Ruhegehaltsempfängers anzuzeigen. 
in die Familiengemeinſchaft aufgenommen Die Kinderbeihilfen werden bewilligt oder 
ſind, werden keine Beihilfen gewährt; erhöht vom Erſten des Monats, in den das 
6. uneheliche Kinder (§S 1705 BGB.) nur hierfür maßgebende Ereignis (3. B. Geburt, 
auf Antrag des Beamten oder des Vor⸗ Verminderung oder Wegfall des ſteuerpflichtigen 
munds, und auch nur, wenn der Unterhalt Einkommens des Kindes, Vollendung des 6. 
von dem Beamten als Erzeuger gewährt oder 14. Lebensjahres) fällt. Eine Er⸗ 
wird. An wen die Beihilfe zu zahlen iſt, höhung infolge Anderung der Ortsklaſſe tritt 
beſtimmt das Vormundſchaftsgericht, das jedoch erſt mit Beginn des auf die Anderung 
von der feſtſetzenden Behörde (Regierung) folgenden Monats ein. Sie werden herab⸗ 
zu benachrichtigen iſt. geſetzt vom Erſten des Monats, der auf 
Pflegekinder ſind nicht beihilfefähig. das maßgebende Ereignis (3. B. Erhöhung 
Beamte, deren Dienſteinkommen auf Grund des ſteuerpflichtigen Einkommens des Kindes) 
eines Diſziplinarurteils zu kürzen iſt, erhalten 
die Kinderbeihilfen in voller Höhe. 
Beamte, die nur ein Nebenamt bekleiden, 
erhalten keine Kinderbeihilfe. 
Für Kinder vom 14. bis zum 21. Lebens⸗ 
jahre wird die Beihilfe nur gewährt, wenn 
das Kind kein reichsſteuerpflichtiges Einkommen 
dat überſteigt das Einkommen des Kindes 
en reichsſteuerfreien Einkommensteil um weniger 
als den Betrag der Kinderbeihilfe einſchließlich 
Ausgleichszuſchlag, ſo wird die Kinderbeihilfe 


db 
2. durch nachfolgende Ehe anerkannte (88 1719 
BGB.); 


3. ehelich erklärte (SS 1723 ff. BGB.); 
4. an Kindesſtatt angenommene (8 1741 
BGB.); 


*) Obige Grundſätze können nicht mehr auf⸗ 
rechterhalten werden, nachdem das Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz geändert worden iſt. Es iſt anzu⸗ 
nehmen, daß für Preußen demnächſt die gleichen 
Vorſchriften geſetzlich feſtgelegt werden, wie ſie 
für die Reichsbeamten bereits beſtehen. Dann 
würde die Beihilfe für Kinder von 14 bis 21 
Jahren einſchließlich des Zuſchlags unverkürzt nur 
gewährt werden, wenn deren Einkommen 1500 A 
nicht überſteigt. Andernfalls würde eine Kürzung 
eintreten in Höhe des Betrages, um den das 
eigene Einkommen des Kindes 1500 & überſteigt. 
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folgt. Sie fallen weg mit dem Ablauf des 
Kalendervierteljahrs, in dem die Vorausſetzung 
für die Gewährung wegfällt (3. B. Vollendung 
des 14. oder 21. Lebensjahres, Tod des 
Kindes, Bezug eines ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens des Kindes von beſtimmter Höhe). 

ezieht aber ein über 14 Jahre altes Kind 
vom erſten Tage eines Kalendervierteljahrs 
an ein reichsſteuerpflichtiges Einkommen von 
der Höhe, daß die Kinderbeihilfe wegzufallen 
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hat, ſo fällt ſie bereits mit dem Ende des 
dieſem Tage vorhergehenden Kalenderviertel⸗ 
jahrs fort. Dasſelbe gilt, wenn das Kind 
das 21. (oder 14.) Lebensjahr am erſten 
Tage eines Kalendervierteljahrs vollendet. 


Das Recht auf den Bezug der Kinder⸗ 
beihilfe ruht, ſobald für ein Kind aus Mitteln 
des Reichs, der Länder, anderer öffentlicher 
Verbände oder anderer Arbeitgeber eine ent⸗ 
ſprechende Beihilfe gezahlt wird. 


Ki 


Kiefern⸗Saat und ⸗Pflanzung in Pflugfurchen. 


Vom Preuß. Hegemeiſter Sonnenburg, Rosko. 


Die in letzter Zeit vielfach geſchmähten Pflug⸗ 
furchen zur Anlage von Kiefern⸗Saaten und 
Pflanzungen geben mir Veranlaſſung, für dieſe 
Kulturart ein Wort an die Fachgenoſſen zu richten. 
Auch dieſe Art der Aufforſtung hat ihr Gutes, 
wenn ſie in verſtändiger Weiſe angewendet und 
ausgeführt wird. — Mit der Begründung, daß 
Zuwachsverluſte vermieden werden müſſen, erfolgt 
die Aufforſtung der in der Kriegszeit bloßgelegten, 
großen Flächen etwas überſtürzt. Wenn dem 
Hiebe möglichſt bald die Aufforſtung folgt, ſo läßt 
ſich dagegen gewiß nichts ſagen, ſobald der Boden 
für letztere ſorgfältig vorbereitet iſt; aber unter 
dem Eifer, die Kahlflächen recht bald wieder als 
Kulturen verbuchen zu können, leidet vielfach die 
Nachhaltigkeit und das gute Anwachſen der Neu⸗ 
kulturen. Koſtſpielige Nachbeſſerungen oder gar 
Wiederholungen ſind die unausbleiblichen Folgen. 
Sie werden mit Sicherheit immer dort zu erwarten 
ſein, wo es ſich um magere Kiefernböden handelt, 
die noch dazu unter der in einzelnen Gegenden 
des Oſtens faſt alljährlich wiederkehrenden, 
wochenlangen Tropendürre im Frühjahr zu 
leiden haben, und wo von dem Grundſatz, ſolche 
Böden ſtets im Herbſt zur Kultur vorzubereiten, 
aus nichtigen Gründen abgewichen wird. — 


Eine gründliche Stock⸗ und Wurzelrodung iſt 2 


die beſte Bodenvorbereitung auf großen Kahl⸗ 
flächen, die vor dem Hiebe von der Bodendecke 
(Streu) entblößt und bis zur Wiederaufforſtung 
verfilzt ſind. 

In den meiſten Fällen wird die Stockrodung 
durch Selbſtwerbung ſeitens der Anwohner möglich 
ſein. Durch die hohen Brennholzpreiſe werden 
ſelbſt die beſſergeſtellten Landwirte zur Selbſt⸗ 
werbung von Stöcken angelockt. 


Sollte der Waldbeſitzer auf entlegenen Flächen | 


ſelbſt zur Rodung greifen müſſen, dann kann er 
des Vorteils einer ſolchen Maßnahme ſicher ſein, 
wenn die Arbeit verſtändig ausgeführt wird. 
Dazu gehört in erſter Linie eine ſorgfältige hohl⸗ 


Die Erdarbeit auf gerodeten Flächen zwecks 
Beſtandsbegründung iſt die denkbar einfachſte 
und kann faſt ausnahmslos (ſehr dichte Segge⸗ 
ſtellen) durch die bedeutend billigere Gefpann⸗ 
arbeit bewirkt werden. Zur Saat werden flache 
Pflugfurchen mit dem bekannten Eckertſchen Wald⸗ 
pfluge im Verbande von 1,3 m von Mitte zur 
Mitte gezogen. Eine Übereinanderlagerung der 
beiderſeitigen Pflugſchollen — alſo Filz auf Filz —, 
die wegen der Abhaltung der Feuchtigkeit mit 
Recht ſo ſehr gefürchtet wird, kommt ſo gut wie 
gar nicht vor, während ſie auf ungerodeten, feſt⸗ 

efahrenen und ⸗getretenen Schlagflächen die 
Regel bildet. 

Dieſe Furchen werden mit dem verſtellbaren 
Furchengrubber (ein Pferd) unmittelbar hinter 
dem Waldpfluge aufgelockert und durch die meſſer⸗ 
artigen Grubberzinken von allem bei der Arbeit 
mit Planet junior hinderlichen Wurzelwerk befreit. 
Die auf dieſe Weiſe im Herbſt beſtellte Saat⸗ 
furche genügt allen Anforderungen. Die humus⸗ 
reichere Bodenſchicht kommt durch die flache. 
mäßig gelockerte Pflugfurche, deren beiderſeitige 
Schollen krümelig und durchläſſig ſind, voll 
zur Geltung. 

Gare achtſtündige Tagesleiſtung betrug hier 
. 


Auf leichteren. zur Pflanzung beſtimmten 
Bodenſtellen, die von Stöcken, Heide und dergl. 
befreit ſind, kann die Arbeit mit dem Eckertſchen 
Waldpfluge fortfallen. Hier genugen die mit dem 
Furchengrubber im Herbſt gezogenen 45 em breiten, 
entſprechend tief gelockerten Pflanzſtreifen im Ber» 
bande von 1,3 m von Mitte zur Mitte. Das 
Gerät iſt bei dieſer Arbeit durch ein Zweigeſpann 
in Tätigkeit zu ſetzen. Die achtſtündige Tages⸗ 
leiſtung beträgt etwa 2 ha. 

Der Vorzug gegenüber den Grabeſtreifen liegt 
nicht allein in der Billigkeit. Der Furchengrubber 
mit ſeinen fünf kolterartig eingebauten Stahl⸗ 
meſſern durchſchneidet und lockert den Boden in 


raumloſe, feſte Lochfüllung und Obenauflage der ſeiner oberen Schicht zur uneingeſchränkten Auf⸗ 


humoſen Mutterbodenſchicht. 

Verfilzte, verangerte oder ſonſt ſchwierige 
Bodenſtellen werden durch die Rodung, wenn 
auch nicht reſtlos beſeitigt, ſo doch ſo unterbrochen, 
daß Licht, Luft und Feuchtigkeit ungehindert in 


den Boden eindringen können. Welch ein günſtiger einanderlagerung nicht 


nahme der Winterfeuchtigkeit und zur Einwirkung 
des Froſtes nur ſo viel, als es zu dieſen Zwecken 
und zur Erleichterung des Anwachſens der Kiefern⸗ 
jährlinge erforderlich iſt. . 
Der Boden wird in feiner natürlichen Über- 
geſtört, ſondern nur 


Einfluß dadurch auf Keimbett und Pflanzſtatte empfangsfähig gemacht, gelüftet und mäßig ge⸗ 


ausgeübt wird, das iſt jedem praktiſchen Forſtwirt lockert. 


ohne weiteres klar. 

Auf Flugſandſtellen, an ſteilen Haͤngen und 
auf Kuppen wird eine Reiſigdecke den Boden 
wieder feſtigen und binden. In bedenklichen 


Er iſt im Frühjahr ohne menſchliches 
Zutun wieder gefeſtigt und gewährt der hier ſehr 
ſelten ausbleibenden Tropendürre nicht ſo leicht 
den Eintritt, als die ſtark gelockerten Grabeſtreiſen 
oder die mit dem Untergrundpfluge tief gelockerte 


Fällen kann das Roden dort auch unterbleiben.! Pflugfurche, deren Wiederbefeſtigung zum Schutze 
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gegen Dürre nie in dem Maße gelingt, wie es 
der Kultur dienlich wäre. 

Demnach iſt auf gut vorbereiteten Schlag⸗ 
flächen die mäßig gelockerte Pflug⸗ oder Grubber⸗ 
furche die ſchnellſte und billigſte Bodenarbeit. 
Es muß im Herbſt in kurzer Zeit viel geſchafft 
werden, da nur die wenigen Tage zwiſchen der 
landwirtſchaftlichen Herbſtbeſtellung und dem ein⸗ 
tretenden Winterwetter für die waldbaulichen 
Vorarbeiten übrigbleiben. Mit der Handarbeit 
kommt man auf großen Flächen nicht weit, da 
die in Frage kommenden Arbeitskräfte ſich von 
Jahr zu Jahr immer mehr von der Waldarbeit 
abkehren. 


2 0 


Was aber nicht gut und rechtzeitig, d. h. im 
Herbſt vorgearbeitet werden kann, bleibt beſſer 
liegen. Ein Jahr Zuwachsverluſt — auf vorüber⸗ 
gehend liegengebliebener Fläche — kann dem 
Waldbeſitzer nicht ſo viel Schaden bringen als 
große, mißglückte und zu wiederholende Kulturen. 
Nachbeſſerungen können immer nur durch koſt⸗ 
ſpielige Handarbeit ausgeführt werden. Darum: 
je billiger und nachhaltiger die Erſtanlage, deſto 
höher die einſtige Rente. Zielen alten Grundſatz 
ſollte der Forſtwirt in der Zeit der Wiederauf⸗ 
forſtung der großen Kriegsſchläge immer wieder 
beherzigen und Uberftürzung — die ja nirgends 
Segen bringt — vermeiden. 


Parlaments⸗ und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 
9. Sitzung, Montag, den 18. April 1921. 
Anfragen und Anträge zu den mittel⸗ 
deutſchen Unruhen und ihren Folgen. 
Krüger (Potsdam), Abgeordneter (Soz.⸗Dem.). 
— — Herr Dr. von Dryander hat ſich dann berufen 
gefühlt, ein heißes Loblied auf das alte Beamtentum 
zu ſingen, und Herr von Eynern hat ihn heute darin 
unterſtützt und ebenfalls gewiſſe Grundſätze über die 
Demokratiſierung der Verwaltung und über die Ver⸗ 
waltung überhaupt dargelegt, wie Sie ſie ſich vorſtellen. 
Herr von Dryander hat ſich insbeſondere dagegen ge⸗ 
wendet, daß man heute Beamte nach politiſchen Rück⸗ 
ſichten ausſuche, und verlangt, daß lediglich die fach⸗ 
lichen Fähigkeiten entſcheiden ſollen. Das ſind ungefähr 
dieſelben Grundſätze, wie ſie auch in einer deutſch⸗ 
nationalen Agitationsſchrift zur Reichstagswahl zum 
Ausdruck kamen, in der geſagt war, es verſtoße gegen die 
Ehre des Beamtentums, wie jetzt nach der politiſchen 
Geſinnung des Beamten geſchnüffelt werde, und in der 
es weiter hieß: 
Soll es beſſer werden, dann müſſen wir erreichen: 
1. Ausſchließlich Fachkenntnis, nicht politiſche Ge⸗ 
ſinnung iſt maßgebend, bei den Miniſtern angefangen. 
2. Der Beamte darf in ſeinen Einkünften nicht 
ſchlechter ſtehen als ein Arbeiter. 3. Jede politiſche 
Geſinnung, die ſich im Rahmen des Geſetzes hält, iſt 
geſtattet. 4. Schutz gegen willkürliche Abſetzung, 
ſtrengſte Verfolgung aller Verfehlungen. 
— — Meine Herren, wenn Sie ſich heute als die 
Freunde der Beamten aufſpielen, und wenn Sie in 
ſehr demagogiſcher Weiſe heute in den Parlamenten 
für alle Forderungen der Beamten eintreten, dann 
glauben Sie doch nicht etwa, daß die Beamtenſchaft 
in ihrer großen Maſſe, ſoweit ſie nicht politiſch an Ihrer 
Herrſchaft intereſſiert iſt, ſich von dieſer plötzlichen Be⸗ 
amtenfreundſchaft beeinfluſſen läßt. Die Beamten 
wiſſen doch ſehr genau, daß Sie heute für die Gehalts⸗ 
aufbeſſerungen der Beamten eintreten, weil Sie nicht 
in der Regierung ſitzen, obwohl Sie wiſſen, daß die 
Finanzen ſchlecht ſind; und die Beamten wiſſen, daß 
Sie früher, als Sie in der Regierung ſaßen und Geld da 
war, ſich jeden Pfennig Gehaltserhöhung von den 
Beamten in mühſamen Kämpfen abringen ließen. 
Meine Damen und Herren, die Beamten wiſſen 
auch, daß Sie, die Sie heute ſo ſehr für das Beamten⸗ 
recht eintreten, zu der Zeit, als Sie noch an der Herr⸗ 
ſchaft waren, den Beamten das Koalitionsrecht und das 
Recht der politiſchen Betätigung in jeder Beziehung 
eingeſchränkt und genommen haben. Wo hatten denn 
die Beamten damals das Recht, ſich in gewerkſchaftlichen 
Organiſationen zuſammenzuſchließen? (Zuruf rechts: 
Ein ſchönes Recht!) — Aber Sie treten doch heute 
öffentlich ſehr energiſch für dieſes Recht ein. Dieſer 
Zwiſchenruf iſt bezeichnend für die Ehrlichkeit Ihrer 
Beamtenfreundſchaft. Ich erinnere an die Maßregelung 
des Vorſitzenden des Lokomotivführerverbandes und 
des Vorſitzenden des Poſtaſſiſtentenverbandes, weil ſie 
nicht ſo tanzen wollten, wie die vorgeſetzte Behörde pfiff. 
Damals erging von den Ihnen politiſch naheſtehenden 
Miniſtern, Freiherrn von Rheinbaben uſw., die Ver⸗ 


fügung., daß die Beamten nicht gemeinſam petitionieren 


durften, weil dadurch“ Unruhe und Aufreizung unter die 
Beamten getragen würde. Ich erinnere auch an die 
Erlaſſe und an die Regierungsäußerungen Ihrer Partei⸗ 
mitglieder in der Zeit, als Sie noch herrſchten, über die 
Frage, wie weit ſich die Beamten politiſch betätigen 
dürften. 1882 wurde in einem Erlaß der damaligen 
Bismarckiſchen Regierung zum Ausdruck gebracht, daß 
der Dienſteid des Beamten ſich auch darauf bezieht, daß 
er nicht gegen die Politik der Regierung Stellung 
nehmen dürfe. (Sehr richtig! rechts.) 

Noch 1912 war Ihr Parteifreund von Dallwitz hier 
in dieſem Hauſe gezwungen, ſich über das Wahlrecht 
der Beamten zu äußern. Er ſagte damals, ein Beamter, 
der ſeinem Landesherrn den Treueid geleiſtet hat, 
bricht dieſen Eid in dem Augenblick, in welchem er 
mittelbar oder unmittelbar Beſtrebungen einer anti⸗ 
monarchiſtiſchen Partei zu fördern unternimmt. (Sehr 
richtig! rechts.) Wenn ein Beamter noch Gefühl für 
Ehre, Anſtand und Gewiſſen hat, ſo wird er in dem 
Augenblick, wo er glaubt, ſich der Sozialdemokratie 
anſchließen zu müſſen, daraus die Konſequenzen ziehen 
und aus ſeinem Amt ausſcheiden. Tut er das nicht, ſo 
wird er zum Eidbrecher und Heuchler. — Ihr Partei⸗ 
genoſſe Henning hat damals in dieſem Hauſe dieſe 
Worte durchaus unterſtrichen. (Zuruf rechts: Selbſt⸗ 
verſtändlich!) — Wenn das ſelbſtverſtändlich iſt, ſo ſage 
ich: es iſt eine elende Heuchelei, wenn Sie ſich heute 
hinſtellen und entrüſtet darüber tun, daß die Republik 
von ihren Beamten das Bekenntnis zur Republik ver⸗ 
langt, und daß die Republik es ſich nicht gefallen läßt, 
daß dieſelben Beamten, die der Republik den Treueid 
geleiſtet haben, in kappiſtiſcher Weiſe gegen die Republik 
arbeiten. — — 

Se 


Preußiſcher Landtag. 
13. Sitzung, Freitag, den 22. April 1921. 
Präſident Leinert: — — Der Ausſchuß für 
Beamtenangelegenheiten iſt zuſammengetreten. Die 
Namen der Mitglieder werde ich am Schluſſe des 
heutigen Sitzungsberichts abdrucken laſſen. — — 


Entgegennahme einer Erklärung des 
Staatsminiſteriums. 
Stegerwald, Miniſterpräſident: Meine Damen 


und Herren! Sie haben mich geſtern zum zweiten 
Male zum preußiſchen Miniſterpräſidenten gewählt. 
Ich danke Ihnen für dieſen erneuten Beweis Ihres 
Vertrauens. — — 

Zu Mitgliedern meines Kabinetts habe ich folgende 
Herren ernannt: 

Den Staatsminiſter und Miniſter für Handel und 
Gewerbe Fiſchbeck als Miniſter für Handel und 
Gewerbe, 

den Staats⸗ und Juſtizminiſter Dr. am Zehnhoff 
als Juſtizminiſter, 

den Staatsſekretär im Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung ord. Honorar⸗Profeſſor 
an der Univerſität Berlin Dr. Becker zum Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, 

den Oberbürgermeiſter a. D. Dominicus als Miniſter 
des Innern, 
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den Miniſterialdirektor im Miniſterium für Land⸗ darf nicht erſchüttert werden. Die ausführende 
wirtſchaft, Domänen und Forſten Profeſſor Dr. | Gewalt muß wieder geſtärkt werden. Die Beamten- 
Warmbold als Miniſter für Landwirtſchaft, Do⸗ | ſtellen müſſen wieder nach ſachlicher Befähigung und 


mänen und Forſten, a ` perſönlicher Eignung bejebt werden. Beamte, die 
den Präſidenten des Landesfinanzamts Caſſel Sämiſch nur aus Parteirückſichten in Amter gebracht find, 
als Finanzminiſter. zu deren Verwaltung ſie ſich als unfähig erwieſen 


Ich ſelbſt gedenke, das Miniſterium für Volkswohlfahrt, haben, werden zu entfernen ſein. Zugleich muß 
das ich ſchon die letzten zwei Jahre verwaltete, neben alles geſchehen, um das Wohl des Berufsbeamten⸗ 
dem Miniſterpräſidium beizubehalten. Für die Zeit tums zu fördern und ſeine bewährte Berufsauffaſſung 
bis zum Inkrafttreten eines Geſetzes über anderweite zu erhalten. — — 
Regelung der auf Geſetz beruhenden Zuſtändigkeiten Dr. von Campe, Abgeordneter (D. V.⸗ P.): 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten habe ich den — — Wir wünſchen, daß nur wirklich tüchtige und nur 
Miniſter für Handel und Gewerbe Fiſchbeck zugleich ſolche Männer in Amter gebracht werden, die dem 
zum Miniſter der öffentlichen Arbeiten ernannt. — — Amte gewachſen find. Meine Damen und Herren, 
Was das Gebiet der inneren Politik anlangt, ſo ich bin der letzte, der da ſagen würde: kein Sozial⸗ 
ſteht die Regierung einmütig auf dem Boden der Reichs⸗ demokrat ſoll in ein Amt hinein. Das wäre eine Tor⸗ 
und preußiſchen Verfaſſung. Sie iſt entſchloſſen, die heit, etwas derartiges zu ſagen. Aber es iſt eine noch 
vom Volke ſich ſelbſt gegebenen Grundgeſetze erforder⸗ viel größere Torheit, jemanden in ein Amt zu bringen, 
lichenfalls mit allen ſtaatlichen Machtmitteln nach allen bloß deshalb, weil er ein Sozialdemokrat iſt. Und 
Seiten hin energiſch zu verteidigen. (Bravo!) Sie ſo liegen die Dinge heute: jo liegen die Dinge ſeit Jahr 
vertraut dabei auf die weitere pflichttreue Mitarbeit | und Tag. Hier wird tatſächlich der Herr Miniſterpräſident 
der Beamtenſchaft. — — anzuſetzen haben, wenn wir wirklich Ordnung und 
Meine Damen und Herren, die überaus ſchwierige Ruhe wieder in preußiſchen Landen ſollen einkehren 
Lage der preußiſchen Staatsfinanzen iſt bekannt. Sie ſehen. Dem Beamten ſoll volle Freiheit gelaſſen 
erfordert äußerſte Sparſamkeit, möglichſte Verein⸗ ſein, volle Freiheit ſeiner politiſchen Überzeugung, 
fachung der ſtaatlichen Verwaltung und Betriebe aller volle Freiheit feines Gewiſſens. Das iſt für uns einfach 
Zweige, ſowie allmähliche Einſchränkung des Beamten⸗ eine Vorſchrift der Verfaſſung, und es iſt das für uns 
perſonals durch zeitgemäße Reform der Behörden. — — ein Gebot des Liberalismus ſchon, der überall bei dem 
Winckler, Abgeordneter (Dat. V.⸗P.): — — [Wert der Perſönlichkeit anſetzt und erkannt hat, daß 
Unſere weitere Haltung der Regierung gegenüber letzten Endes die Volkskraft in der Einzelperſönlichkeit 
wird von ihren Taten abhängen. Darüber, was wir wurzelt. Dazu brauchen wir keine Demokratie von 
von ihr erwarten müſſen, find meine politiſchen Freunde heute. — — 
ſich völlig klar, darüber ſind ſie ſich in folgender Weiſe Meine Damen und Herren, die Stärkung der 
ſchlüſſig geworden: Autorität, die Stärkung des Machtgedanlens, der Sinn 
Wir erwarten von dem Miniſterium, daß es für für die Staatsnotwendigkeiten tut uns bitter not. 
die Unverſehrtheit des preußiſchen Staatsgebiet | Der preußiſche Staat iſt auf drei Säulen aufgebaut 
und für die Wahrung der Stellung Preußens im geweſen: das Königtum, — es iſt dahin; das Heer, — 
Reiche eintritt. Gegenüber den unerhörten Zu⸗ wir haben es nicht mehr; als letzte Säule der Stärke 
mutungen unſerer Feinde wird der Einfluß Preußens Preußens iſt nur nur noch die Beamtenſchaft geblieben, 
beim Reiche im Sinne ruhiger Feſtigkeit und na⸗ und es wird dringend nötig ſein, daß die Beamtenſchaft 
tionaler Würde geltend zu machen ſein. Die innere unter Einſatz aller Mittel, die ihr zur Verfügung ſtehen, 
Lage des Landes verlangt gebieteriſch die Sicherung die Autorität behält, die ſie nötig hat, um dem Staate 
von Recht und Ordnung. Die unparteiiſche Recht⸗ werden zu laſſen, was ihm zukommt. Sie iſt nicht 
ſprechung, eine der größten Überlieferungen Preußens, ! immer von oben gedeckt worden. — — 


e Dë ie, 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Anderungen in der Unfall. und Invaliden⸗ werden für das Jahr 1921 verdoppelt. Als 
verſicherung. Ein Geſetz vom 11. 4. 21 (RGBl. Mindeſtbeitrag zu landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
S. 467) hat die Vorſchriften der Reichsverſicherungs⸗ genoſſenſchaften iſt ein einheitlicher Höchſtbetrag 
ordnung über Unfallverſicherung in weſent⸗ | von 20 „/ feſtgeſetzt worden. — Das Geſetz über 
lichen Punkten geändert: Die ſogenannte Dritte⸗ eine außerordentliche Beihilfe für Empfänger von 
lungsgrenze, d. h. die Grenze, bis zu der der Renten aus der Invalidenverſicherung vom 
Jahresarbeitsverdienſt bei der Rentenberechnung 26.12.20 (vgl. „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 1921 S. 45) 
voll angerechnet wird (vgl. Preuß. Förſter⸗Jahr⸗ iſt durch ein Geſetz vom 7. 4. 21 (RGBl. S. 472) 
buch 1912 S. 126 Ziffer 63), iſt von 1800 auf zugunſten der Militärrentenempfänger 
10200 % erhöht worden (Rückwirkung ab dahin geändert worden, daß fie auf ihren 
1. 1. 1920). Die Betriebsunternehmer Antrag, der bei der Verſicherungsanſtalt zu ſtellen 
können künftig durch die Satzung der Berufs⸗ iſt, die Beihilfe inſoweit erhalten, als dieſe die 
genoſſenſchaft ohne jede Beſchränkung zur Unfall- Militärrente überſteigt. Zugleich iſt ausdrücklich 
verſicherung herangezogen werden (vgl. Förſter⸗ ausgeſprochen worden, daß die Beitragsmarken 
Jahrbuch S. 125 Ziffer 59). Die Verſicherungs⸗ vom 20. 12. 1920 an auch in Fällen der Beitrags⸗ 
grenze für Betriebsbeamte und für die entrichtung für zurückliegende Zeiten zum 
Selbſtverſicherung der Unternehmer (vgl. a. a. O. doppelten Verkaufswert zu verkaufen find. Hg. 
Ziffer 57 und 59) iſt auf 40 000 & erhöht worden E: 

(Rückwirkung ab 1. 1. 1920). Der Renten- . 
berechnung land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Diebſtähle in Waldungen, die den Charakter 
Verſicherter, für die ein Durchſchnittsjahres⸗ öffentlicher Aulagen haben. 

arbeitsverdienſt behördlich feſtgeſetzt iſt (vgl. a. a. O. Die Eigentumsvergehen ſind heute an der 
S. 126 Ziffer 64), wird bis auf weiteres bei Un⸗ Tagesordnung, und in der Nähe der Städte ſind es 
fällen, die ſich nach dem 31. 12. 1919 ereignet haben die Waldungen, die als öffentliche Anlagen zu 
oder noch ereignen werden, das Sechsfache der zuletzt dienen haben, welche den Räubern von Schmuck⸗ 
vor dem 1. 8. 1914 feſtgeſetzten Beträge zugrunde reiſig Gelegenheit geben, ihren Handelsbedarf zu 
gelegt. Die den Empfängern von Unfallrenten decken, denn die hier immer angebauten aus⸗ 
nach der Verordnung vom 5. 5. 1920 (vgl. „Deutfche | ländiſchen Nadelhölzer ſind es namentlich, die in 
Forſt⸗Zeitung“ 1920 S. 462) zuſtehenden Zulagen l der Großſtadt überall durch die Schönheit und Ver⸗ 


— 
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iedenheit ihrer Zweige die Kaufluſt reizen. Mit 
lee auf das Verwerfliche und Verderbliche 
dieſes Treibens iſt es angebracht, ein Landgerichts⸗ 
urteil, welches durch das Reichsgericht beſtätigt 
worden iſt, unſern Leſern zugänglich zu machen. 

Gründe: Der Angeklagte H. entwendete im 
Winter 1910 und 1911 gemeinſchaftlich mit einem 
nicht ermittelten Täter aus den Anlagen der Stadt 
E. fünf⸗ bis ſechsmal Tannengrün und jedesmal einen 
Sack voll Grün von gewöhnlichen Tannen und einen 
Sack Edeltannengrün “*). Letzteres insbeſondere ver⸗ 
ſchafften ſich die beiden dadurch, daß ſie die Spitzen 
mehrerer Edeltannen einfach abbrachen, von den 
gewöhnlichen Tannen ſchlugen ſie Zweige ab. Die 
betreffenden ſtädtiſchen Anlagen ſind kein Forſt oder 
etwa zur Holznutzung beſtimmte Grundſtücke; ſie 
dienen vielmehr lediglich zur Erholung des 
Publikums und zur Verſchönerung des Landſchafts⸗ 
bildes. H. und ſein Genoſſe verkauften nun das 
geſtohlene Grün, insgeſamt von jeder Sort 
mindeſtens 80 Pfund, dem Angeklagten R., welcher 
Gärtner iſt. Dieſer bezahlte für das gewöhnliche 
Tannengrün 1 %, für das Edeltannengrün 1,50 M 
pro Sack. Nach ſeiner eigenen Auslaſſung war ihm 
bekannt, daß hieſiges Edeltannengrün nahezu gar 
nicht — nur bei einer etwaigen Ausrodung von 
Edeltannen aus Anlagen — zu haben iſt, und daß 
das hier in den Handel kommende regelmäßig von 
auswärts bezogen wird. Er gibt auch weiter zu, 
ſich nicht nach den Namen der Verkäufer und der 
Herkunft des Grüns bei dieſen erkundigt zu haben, 
angeblich weil er letztere für Händler gehalten hat 
und der Anſicht geweſen ſein will, ſie hätten ins⸗ 
beſondere das Edeltannengrün von auswärts 
bezogen. 

Nach dem Gutachten der Sachverſtändigen muß 
der Geſamtwert des entwendeten Grüns auf 
mindeſtens 15 A angenommen werden. Die 
wiederholte Entwendung ſowie der wiederholte 
Ankauf des Grüns ſtellt ferner bei H. und ſeinem 
Genoſſen einerſeits und bei R. anderſeits je eine 
ſelbſtändige Handlung dar. Abgeſehen davon, daß 
dasſelbe Rechtsgut derſelben Perſon verletzt wird, 
beruht ihr Handeln auch auf einem einheitlichen 
Vorſatz, nämlich auf dem einen Entſchluß, eine 
Handlung, wenngleich in fortgeſetzter Ausführung 
dieſer einen, alle zukünftigen Einzelakte umfaſſenden 
Beſchluſſes auszuführen (vergl. St. G. Bd. 15, S. 23). 
Bezüglich des H. und ſeines Genoſſen bedarf dies 
keiner weiteren Ausführung, fie haben das Grün 
nur deshalb in mehreren Malen entwendet, um es 
leichter fortſchaffen und um die Entwendung 
weniger auffällig vollbringen zu können. R. hat 
nach der eigenen und der glaubwürdigen Auslaſſung 
des H. dieſen vor dem erſten Ankauf gefragt, ob er 
ſtändig Grün bringen könne; auch er hat daher nach 
Überzeugung des Gerichts von vornherein mit dem 
einheitlichen Vorſatz, durch den mehrmaligen An⸗ 
kauf eine Handlung zu begehen, gehandelt, und 
beruhte der wiederholte Ankauf nicht etwa jedes⸗ 
mal auf einen neuen Vorſatz. 

Mithin liegt ſtrafrechtlich bezüglich des H. eine 
Entwendung von Tannengrün im Werte von 
mind eſtens 15 „/, bezüglich des R. ein Ankauf 
dieſes Tannengrüns vor. Gemäß $ 6 des preußiſchen 
Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 
können daher die Beſtimmungen dieſes Geſetzes im 
vorliegenden Falle keine Anwendung finden. Es 


e) Unter „Edeltannen“ im Sinne der Entſcheidung 
End die „edlen“ Nadelhölzer zu verſtehen, unter 
„Tannen“ die Fichten. 
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iſt aber auch die Anwendung des preußiſchen Forſt⸗ 
diebſtahlsgeſetzes vom 15. April 1878 ausgeſchloſſen, 
weil, wie erwähnt, das Grün nicht „in einem 
Forſt oder auf einem andern, haupt⸗ 
ſächlich zur Holznutzung beſtimmten 
Grundſtück“ entwendet worden iſt. Vielmehr 
muß die Tat beider Angeklagten nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuches beurteilt 
werden. 

Es ſteht daher tatjächlich feſt, daß der Angeklagte 
H. zu E. im Winter 1910 und 1911 Tannengrün, 
fremde, der Stadt E. gehörige Sachen, dieſer 
in der Abſicht rechtswidriger Zueignung weg⸗ 
genommen hat, und zwar unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des ſtrafſchärfenden Rückfalls. 

Verbrechen gegen $$ 242, 244 St. G. B. 

Dagegen hat er ſich durch dieſelbe Handlung 
nicht auch des Vergehens gegen $ 304 St. G. B. 
ſchuldig gemachta da durch den Diebſtahl die Sach⸗ 

beſchädigung konſumiert wird. 

Der Angeklagte R. hat das Tannengrün ſeines 
Vorteils wegen angekauft, um es in ſeinem Ge⸗ 
ſchäft zu verwenden und mit Gewinn weiter zu 
veräußern. Wenn man nun auch den Preis, den 
er gezahlt hat und der nach Überzeugung des Ge⸗ 
richts ein niedriger war, gänzlich außer Betracht 
läßt, ſo mußte er doch den Umſtänden nach an⸗ 
nehmen, daß das Grün mittels einer ſtrafbaren 
Handlung erlangt war. Aus der ganzen Perſön⸗ 
lichkeit der Verkäufer — es ſind ein paar alte Herum⸗ 
treiber — konnte er und hat er zweifellos erſehen, 
daß ſie keine Händler waren; noch viel weniger hat 
er angenommen, daß ſich dieſe Herumtreiber ins⸗ 
beſondere das Edeltannengrün Mn dem er wußte, 
daß es in hieſiger Gegend nahezu gar nicht zu haben 
iſt), von auswärts hatten kommen laſſen. Zum 
mindeſten hätte er ſich auch nach dem Namen der 
angeblichen Händler und nach der Herkunft des 
Grüns erkundigen müſſen; dies bezeichnen auch 
die Sachverſtändigen in Anbetracht des Umſtandes, 
daß häufig Tannengrün in hieſiger Gegend ge⸗ 
ſtohlen und daß das ſämtlichen Gärtnern bekannt 
iſt, als durchaus erforderlich. Er hat ſich aber in 
keiner Weiſe erkundigt, offenbar weil er von der 
Herkunft des Grüns nichts wiſſen wollte, weil ſich 
ihm nach der ganzen Sachlage die Überzeugung 
aufdrängte, daß das Grün, insbeſondere das Edel- 
tannengrün, aus hieſigen Anlagen ſtammte und 
mittels einer ſtrafbaren Handlung erlangt war. 
Mit Rückſicht auf die Geringfügigkeit des Wertes 
des Grüns und den geringfügigen Gewinn, den er 
aus der Weiterveräußerung erzielen konnte, hat 
das Gericht des weiteren nicht die Überzeugung 
gewinnen können, daß R. mit dem Ankauf den 
Erfolg erſtrebte, ſich gerade eine Erwerbsquelle 
dadurch zu verſchaffen; zu ſeinen Gunſten hat er 
daher die Gewerbsmäßigkeit ſeines Tuns verneint. 
Demnach ſteht weiter tatſächlich feſt, daß der An⸗ 
geklagte R. durch eine ſelbſtändige Handlung im 
Winter 1910 und 1911 Tannengrün, Sachen, von 
denen er den Umſtänden nach annehmen mußte, 
daß ſie mittels einer ſtrafbaren Handlung erlangt 
waren, ſeines Vorteils wegen angekauft hat (Ver⸗ 
gehen gegen $ 259 St. G. B.). 

Die Tat des H. iſt durchaus verwerflich; er hat 
in der frevelhafteſten Weiſe einen Schaden von 
mehreren hundert Mark angerichtet; zudem iſt er 
ſehr häufig vorbeſtraft, darunter wegen Entwendung 
von Tannengrün mehrmals mit Gefängnis. Es 
konnten ihm daher keine mildernden Umſtände zu⸗ 
gebilligt und mußte auch im übrigen eine empfind⸗ 
liche Strafe feſtgeſetzt werden. Sonach erſchien 
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eine Zuchthausſtrafe von 1 Jahr 6 Monaten an⸗ 
gemeſſen; auch wurden ihm die bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte auf die Dauer von 5 Jahren aberkannt. Da 
er ſich ſeit dem 14. Februar d. J. in Unterſuchungs⸗ 
haft befindet, erſchien es billig, ihm 2 Monate der⸗ 
ſelben auf die erkannte Strafe anzurechnen. 


Der Angeklagte R. iſt zwar bisher noch nicht 
beſtraft, aber auch ſein Tun muß als ein durchaus 
verwerfliches bezeichnet werden. Daher durfte auch 
ſeine Strafe nicht zu gering ausfallen, und wurde 
gegen ihn eine Gefängnisſtrafe von 1 Monat feſt⸗ 
geſetzt. (Entſcheidung des Landgerichts E. vom 
9. Mai 1911.) 


In der Reviſionsinſtanz hat das Reichsgericht 
folgenden Standpunkt eingenommen: 


Die Reviſion gegen das Urteil des Königlich 
Preußiſchen Landgerichts zu E. vom 9. Mai 1911 
wird verworfen; dem Angeklagten werden die 
Koſten des Rechtsmittels auferlegt. 


Gründe: Die Feſtſtellung des Landgerichts, 
daß die Anlagen der Stadt E., aus welchen der 
Angeklagte H. in Gemeinſchaft mit einer nicht er⸗ 
mittelten Perſon gewöhnliches und Edeltannen⸗ 
grün in diebiſcher Abſicht entwendet hat, lediglich 
zur Erholung des Publikums und zur Verſchönerung 
des Landſchaftsbildes dienen, verſtößt nicht gegen 
den § 236 der Strafprozeßordnung, noch kann — 
dem $ 376 zufolge — ihre tatſächliche Richtigkeit in 
der Reviſionsinſtanz nachgeprüft werden. Ebenſo⸗ 
wenig enthalten die Gründe des angefochtenen 
Urteils eine Verletzung des § 266, ſoweit ſie die 
Menge und den Wert des zu verſchiedenen Malen 
entwendeten b Nen in zwei Säcken zu dem 
Beſchwerdeführer hingebrachten Tannengrüns, ſo⸗ 
wie die Angemeſſenheit des dafür ſeinerſeits ge⸗ 
zahlten Kaufpreiſes betreffen. Den Preis hat die 
Strafkammer ausdrücklich als niedrig bezeichnet, 
und da der Ankauf des Grüns erwieſenermaßen 
zu dem Zwecke erfolgt iſt, um es mit Gewinn weiter 
zu veräußern, ſo hat hiernach der Beſchwerdeführer, 
als er es kaufte, ſeines Vorteils wegen gehandelt. 
Ohne rechtliche Bedeutung iſt es, wieviel Grün der 
einzelne Sack enthielt und welchen Wert dieſer In⸗ 
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halt hatte. Für die Anwendung der SS 242, 259 des 
Strafgeſetzbuches anſtatt der entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften des Forſtdiebſtahls⸗ oder des Feld⸗ und 
Forſtpolizei⸗Geſetzes kommt es überhaupt nicht auf 
die Menge des Entwendeten an, und der bei An⸗ 
nahme einer fortgeſetzten Handlung allein maß⸗ 
gebende Geſamtwert iſt von der Strafkammer 
auf mindeſtens 15 & feſtgeſtellt. Die erwähnte 
Annahme aber unterliegt keinem rechtlichen Be⸗ 
denken. Nicht erwieſen iſt, daß der Beſchwerde⸗ 
führer beim Einkauf des Tannengrüns um den vor⸗ 
aufgegangenen ſtrafbaren Erwerb im Sinne des 
$ 259 des Strafgeſetzbuches „gewußt“ hat. Aus dem 
Zuſammenhang der Urteilsgründe ergibt ſich jedoch, 
daß er nach den Umſtänden annehmen mußte, das 
ihm zum Kauf angebotene Tannengrün rühre nicht 
von einem Forſtdiebſtahl her, ſowie daß ſein Vor⸗ 
ſatz von vornherein auf den Ankauf ſolchen Grüns 
im Werte von mehr als 10 „ gerichtet war. Dem 
Beſchwerdeführer iſt bekannt geweſen, daß, ab⸗ 
geſehen von dem Fall einer Ausrodung von Edel⸗ 
tannen aus den E.er Anlagen, das in E. in den 
Handel kommende Edeltannengrün nur von aus⸗ 
wärts ſtammen kann. Er hat nicht behauptet, daß 
er einen Fall derartiger Ausrodung für vorliegend 
erachtet habe, und nicht geglaubt, daß H. oder deſſen 
Genoſſe ſich das Grün von auswärts kommen ließ. 
Er hat auch gewußt, daß gewöhnliches Tannen⸗ 
grün häufig in der (Ger Gegend geſtohlen wird, und 
es iſt ihm jedesmal ein Sack ſolchen Grüns zu⸗ 
ſammen mit einem Sack Ed eltannengrün von 
H. und deſſen Genoſſen gebracht worden. Er hat 
ferner feſtgeſtelltermaßen beim erſtenmal gefragt, 
ob H. ihm ſtändig Tannengrün bringen könne, und 
in Verwirklichung der damit zum Ausdruck ge⸗ 
brachten Abſicht, derartiges Grün fortgeſetzt zu 
kaufen, für das ihm gebrachte insgeſamt wenigſtens 
12,50 A als Kaufpreis bezahlt. 

Da hiernach die Nichtanwendung ſowohl des 
Forſtdiebſtahls⸗ wie des Feld⸗ und Forſtpolizei⸗ 
Geſetzes ausreichend begründet und durch ſonſt ein 
Rechtsirrtum nicht erkennbar iſt, war die Reviſion 
zu verwerfen. (Entſch. vom 7. November 1911, 
V. St⸗S.) B. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Der Fürſtlich Hohenzollernſche Förſter Rudolf 
Hübel und ſein Sohn, der Forſtlehrling Haus 
Hübel, wurden am 28. April abends im Walde 
der Förſterei Seydel, Oberförſterei Manow, hinter⸗ 
rücks erſchoſſen. Einen ausführlichen Bericht 
über dieſen ruchloſen Mord veröffentlichen wir in 
der laufenden Nummer von „Förſters Feier⸗ 
abende !. 

CH 


Rechnungsrat Julius Möller, Geheimer bau: 
techniſcher Reviſor im Miniſterium für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Ferse iſt am 1. April 
mfolge der Erreichung der Altersgrenze in den 
Ruheſtand getreten. Mit ihm ſcheidet ein als 
Menſch wie als Fachmann von ſeinen Vorgeſetzten 
und Kollegen gleich hochgeſchätzter Beamter aus 
dem preußiſchen Staatsdienſt. Rechnungsrat 
Möller, der am 15. Februar 1855 in Niederſtein 
(Caſſel) geboren wurde, erhielt ſeine techniſche 
Vorbildung an der Herzoglichen Baugewerkſchule in 
Holzminden. Nach entſprechender Weiterbildung 
und Militärdienſt trat Möller 1893 bei der Re⸗ 


gierung in Stettin als techniſcher Sekretär der 
allgemeinen Bauverwaltung ein. 1898 wurde er 
dann als Geheimer bautechniſcher Reviſor ins 
Landwirtſchaftsminiſterium berufen und 1905 zum 
Rechnungsrat ernannt. Rechnungsrat Möller 
wurde 1908 der „Rote Adlerorden“ 4. Klaſſe, 1912 
der „Kronenorden“ 3. Klaſſe und 1917 für ſeine 
ne Verdienſte um das Soldatenheim Friedenau 
während des Krieges die „Rote Kreuz⸗Medaille“ 
3. Klaſſe ſowie das Verdienſtkreuz für Kriegshilfe 
verliehen. Auch auf kirchlichen Gebieten iſt er 
rege tätig geweſen und widmete der Kirchen⸗ 
gemeinde Friedenau lange Jahre hindurch ſeine 
entſcheidende Mitarbeit an der Schaffung und 
Bauausführung des dortigen kirchlichen Gemeinde⸗ 
hauſes, das heute eine Zierde und der Stolz 
der Gemeinde iſt. Beſonderen Dank iſt ihm 
die Schriftleitung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
ſchuldig, der er infolge ſeines großen Intereſſes 
für die bautechniſchen Angelegenheiten der Forſt⸗ 
verwaltung bis zum heutigen Tage ein eifriger 
Berater und Mitarbeiter geweſen iſt. Wir ver⸗ 
fehlen daher nicht, ihm an dieſer Stelle unſeren 
herzlichſten Dank auszuſprechen und geben gleich⸗ 
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zeitig der Hoffnung Ausdruck, daß der für ſeine 
rüſtige Arbeitskraft allzufrüh in den Ruheſtand 
Getretene auch uns ſein wertvolles Wiſſen im 
Intereſſe unſeres Leſerkreiſes noch recht viele Jahre 
zur Verfügung ſtellen möge. 

Die Schriftleitung. 


Der Aufenthalt des forſtverſorgungsberechtigten 
Anwärters Eduard Jenrich — Forſtverſorgungs⸗ 
ſchein Nr. 33 vom 1. Oktober 1914 — wird von 
der Regierung Marienwerder geſucht, da dieſer 
zur Anſtellung als Förſter o. R. heranſteht und 
ſeine Einberufung erfolgen muß. Er gehörte zu⸗ 
letzt im Juni 1919 der Reſtformation des Garde⸗ 
ſchützen⸗Bataillons in Berlin SW 61, Blücher⸗ 
ſtraße, an. Seit dieſer Zeit iſt eine Meldung 
von ihm nicht mehr eingegangen. Jenrich bzw. 
Perſönlichkeiten, denen ſeine Adreſſe bekannt iſt, 
werden erſucht, dieſe umgehend der Regierung in 
Marienwerder mitzuteilen. 


J 


In den Forſtausſchuß der Landwirtſchaftskammer 
für die Provinz Sachſen wurden am 28. April 
ſolgende Herren als ſtimmberechtigte, ordentliche 
Mitglieder gewählt: Der Vorſitzende des Wald⸗ 
beſitzerverbandes für die Provinz Sachſen und 
die angrenzenden Staaten, e. V., Herr Graf 
von der Aſſeburg⸗Falkenſtein in Meisdorf 
(Harz), und ein Vertreter des Vereins für Privat⸗ 
forftbeamte Deutſchlands, Herr Revierförſter 
Wachner in Hörſingen. 


CH 

Brennholzbedarf der Forſtbeamten. Der Land- 
wirtſchaftsminiſter hat im Anſchluß an die All⸗ 
gemeine Verfügung vom 14. März 1921 an⸗ 
geordnet, daß die Werbungskoſten für Brennholz 
der Forſtbeamten nach § 24 der Forſtdienſt⸗ 
anweiſung zu berechnen ſind. Den Vorbehalt der 
Genehmigung der Regierung für die Abgabe von 
Scheitholz an Forſtbeamte hat der Landwirtſchafts⸗ 
miniſter aufgehoben. Reiſig I. Klaſſe ſoll an 
Forſtbeamte unter keinen Umſtänden abgegeben 
werden. 


S 


Die wohlerworbenen Rechte der Reſervejäger. 
Bei allen Gelegenheiten wird immer nur von 
den wohlerworbenen Rechten und Vorteilen ge⸗ 
ſprochen, die zugunſten der Aktiven verbucht 
werden müßten. Niemals hört man von dieſer 
Seite etwas von den wohlerworbenen Rechten 
der Reſervejäger. Dem Uneingeweihten muß es 
ſo ſcheinen, als ob dieſe keine wohlerworbenen 


Rechte hätten und nur auf dem Gnadenwege 
gerade noch zum Förſter ernannt worden wären. 
Wenn die e Löffert und Achenbach doch 
nur das Förſter⸗Jahrbuch 1910 einſehen wollten, 
dann würden ſie zu der Erkenntnis kommen müſſen, 
daß es Aktive in großer Zahl in allen Bezirken 
gibt, die bei der erſtmaligen Anſtellung einen 
ſechs⸗ und mehrjährigen Vorſprung vor ihren 
Reſerve⸗Jahrgangsgenoſſen hatten. Dieſe be⸗ 
ſtehende Tatſache durfte nicht verſchwiegen werden. 
Es erübrigt ſich, dieſen gewaltigen erſtmaligen 
Vorſprung und ſeine Vorteile bei allen nachfolgen⸗ 
den Gelegenheiten, wie Bewerbung um die 
zweite, beſſere Stelle, Aufſtiegs möglichkeit und 
dergleichen, näher zu beleuchten. Im Laufe der 
Jahre ſprechen Hunderte von Beiſpielen dafür, 
daß die Aktiven bei allen ſich bietenden Gelegen⸗ 
heiten den Vorzug hatten. Darüber täuſchen uns 
auch alle Statiſtiken zugunſten der Aktiven nicht 
hinweg. Es iſt. nicht ubertrieben, wenn man von 
der zweiten Klaſſe unſeres Standes ſpricht. Das 
ſind die Reſervejäger bisher geweſen und werden 


es wahrſcheinlich für lange Zeit auch noch bleiben, 


obwohl ſie in der Erfüllung ihrer Pflichten gegen⸗ 
über dem Staate in keiner Beziehung hinter den 
Aktiven zurückſtehen. Es iſt daher nicht richtig, wenn 
letztere in ihrer Mehrzahl die ſeit vielen Jahren 
Argernis in unſern Stand tragende perſönliche 
Konzeſſion auch für den Fall der Aufrückungs⸗ 
dienſtzeit, die ebenſo innig mit dem Lebensalter 
in Verbindung ſteht wie die geſetzliche Zwangs⸗ 
inruheſtandſetzung, für ſich in Anſpruch nehmen 
wollen. Die Reſervejäger können keine Schuld 
tragen, wenn ſie auch ihrerſeits wohlerworbene 
Rechte in den Vordergrund ſtellen. Auf keinen 
Fall darf es weiter geſchehen, daß innerhalb eines 
Standes ein Teil zum Nachteile des anderen 
immer Vorteile in Anſpruch nehmen will, wie dies 
dauernd von einer Gruppe von Aktiven geſchieht, 
die auf ihre beſonderen Vorrechte gegenüber den 
Reſervejägern pocht. Wenn damit nicht bald 
Schluß gemacht wird, dann iſt es ſchade um jeden 
Schritt, den man noch für das Vereinsleben tut. 
Fragen von ſo hoher Bedeutung müſſen vor allen 
Dingen ſo gerecht wie möglich gelöſt werden. 
Daß einzelne Aktive gerecht denken und ſich mit 
dem erſtmaligen Vorſprung bei der endgültigen 
Anſtellung zufrieden geben, will ich hier gern 
anerkennen und beſonders hervorheben. 
Hegemeiſter Sonnenburg-⸗Lunkenſee. 


7 


Umzugskoſten beim Umzuge aus der Not⸗ 
wohnung in die eigentliche Wohnung. Die Be⸗ 
amten, die aus den abgetretenen Gebieten in das 
Reichsgebiet verſetzt worden ſind und zunächſt eine 
Notwohnung beziehen mußten, konnten bis jetzt 
nur die Umzugskoſten für die Reiſe vom alten 
Amtsort bis in die Notwohnung erhalten. Darin 
iſt eine bedeutungsvolle Anderung eingetreten. 
Nach einer unterm 22. Februar erlaſſenen Ver⸗ 
fügung des Reichspoſtminiſteriums können die 
Oberpoſtdirektionen den aus den abgetretenen Ge⸗ 
bieten verſetzten Beamten, die mit Rückſicht auf 
die kurz bemeſſene Abzugsfriſt aus ihrem bisherigen 
Wohnort und den Mangel an Wohnungen am 
neuen Dienſtort außerſtande waren, ſich eine 
geeignete Wohnung am neuen Dienſtort für ihren 
Hausſtand zu beſchaffen und infolgedeſſen eine 
Notwohnung beziehen mußten, ausnahmsweiſe 
die Koſten des einmaligen Umzugs aus der Not⸗ 
wohnung in die eigentliche Wohnung erſetzen, 
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ſofern den Beamten das Verbleiben in der Not⸗ 
wohnung auf die Dauer nicht zugemutet werden 
kann oder ſonſtige wichtige Gründe für den Umzug 
in eine geeignete Wohnung vorliegen. Die Beamten 
ſollen jedoch in jedem einzelnen Falle nachweiſen, 
daß ſie ſeinerzeit trotz eifrigſten Bemühens keine 
zum dauernden Aufenthalt geeignete Wohnung 
für ihren Hausſtand am neuen Dienſtort ſofort 
erhalten konnten. Dieſe Verfügung iſt auch für 
die Landesbeamten von Wichtigkeit, denn man 
wird ſie nicht mit einem andern Maßſtab meſſen 
können. Ba. 


= 
Ka 


Entſchädigung für Dienſtkleidung. Der Deutſche 
Beamtenbund hat am 24. März eine Eingabe 
an den Reichsfinanzminiſter gemacht, in der eine 
baldige Regelung der Lieferung einer gleichmäßigen 
und preiswürdigen Dienſtkleidung an die zum Tragen 
von Uniformen verpflichteten Beamten als not⸗ 
wendig bezeichnet wird. Mit Recht wird darauf 
hingewieſen, daß der Teil der Beamtenſchaft, 
der, obſchon zum Tragen von Uniformen ver⸗ 
pflichtet, bisher keinerlei ſtaatliche Unterſtützung 
erhielt, heute ebenfalls gewiſſer Zuſchüſſe für dieſe 
Zwecke nötig hat, denn auch dieſe Beamten ſind 
bei der jetzigen allgemeinen Teuerung nicht mehr 
in der Lage, die Koſten für die Dienſtkleidung aus 
eigenen Mitteln zu beſtreiten. Sehr gerechtfertigt 
iſt die Forderung, daß den Beamten, die zum 
Tragen von Dienſtkleidung verpflichtet ſind, ohne 
dafür bisher einen Koſtenzuſchuß erhalten zu 
haben, künftig ein angemeſſener Beitrag zu den 
wirklich erwachſenden Anſchaffungskoſten ver⸗ 
waltungsſeitig gezahlt wird. Es werden unter 
den Gemeindeforſtbeamten viele Beſchwerden 
laut, daß ihre Anträge auf derartige Zuſchüſſe 
ablehnend beantwortet werden, mit der Begründung, 
daß die neue Beſoldungsregelung der Erfüllung 
derartiger Wünſche entgegenſteht, wie auch die 
Forderung einer Dienſtaufwandsentſchädigung mit 
dem Hinweiſe abgewieſen wird, daß die Beamten 
Nebeneinnahmen — man höre und ſtaune — 
nicht mehr haben dürfen. Dienſtaufwand iſt 
keine Nebeneinnahme. Im übrigen ſei darauf 
aufmerkſam gemacht, daß den im Außendienſt 
tätigen Beamten, die im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung zum Tragen von Dienſt⸗ 
kleidung verpflichtet find, im § 10 Abſ. 2 der 
Preuß. Beſoldungsordnung vom 17. Dezember 
1920 ausdrücklich freie Dienſtkleidung oder eine 
entſprechende Entſchädigung zugebilligt worden iſt. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß auch den Gemeinde⸗ 
forſtbeamten auf Grund dieſer Vorſchrift ein Zu⸗ 
geſtändnis gemacht werden muß. Die Gemeinden 
verſuchen ſich dadurch zu drücken, indem ſie der 
Beſoldungsfeſtſetzung die Bemerkung anhängen: 
„einſchließlich Kleidergeld“. Das hat natürlich 
keine Bedeutung, denn bei der Einreihung der ein⸗ 
zelnen Beamten in die einzelnen Beſoldungsgruppen 
ift lediglich der Grundſatz der Leiſtungen und An⸗ 
forderungen, die an die einzelnen Beamtengruppen 
geſtellt werden, maßgebend geweſen; Aufwendungen, 
die einzelne Beamten aus dienſtlichen Gründen 
zu machen haben, ſind hierbei nicht berückſichtigt 
worden und können deshalb geltend gemacht 
werden. C. B. 

CH 

Die Jagdnutzung auf den reichseigenen Jagden 
iſt vom Reichsſchatzminiſter mit dem Reichsfinanz⸗ 
miniſter und dem Reichswehrminiſter grundſätzlich 
geregelt worden. Alle reichseigenen Jagden ſind 


öffentlich meiſtbietend zu verpachten, ſoweit nicht 
militäriſche Intereſſen entgegenſtehen und ſoweit 
nicht in einzelnen Fällen anders verfügt wird. 
Von der öffentlichen Verpachtung bleiben die 
militäriſch noch benutzten Truppenübungsplätze, 
Schießplätze und Feſtungsanlagen ausgeſchloſſen. 
Die reichseigenen Jagden auf den freigegebenen 
Plätzen ſind auf ſechs bis neun Jahre zu ver⸗ 
pachten. Die Verträge bedürfen der Genehmigung 
des Reichsſchatzminiſters, der ſich auch die Aus⸗ 
wahl unter den drei Höchſtbietenden vorbehält. 
Im letzten Jahre darf der Pächter Treibjagden 
auf Plätzen, auf denen Rot⸗ und Rehwild Stand⸗ 
wild iſt, nur mit Genehmigung des Reichsforſtamts 
abhalten. Nach Ablauf kann die Jagd mit einem 
weidmänniſch einwandfreien Pächter unter der 
Hand erneuert werden. Der Pachtbetrag iſt aber 
etwaigen Anderungen in den Preiſen anzupaſſen. 
Auf den Truppenübungsplätzen mit eigenem 
Forſtperſonal vom Range der Förſter an wird die 
Jagd in Selbſtverwaltung durch das zuſtändige 
Reichsforſtamt ausgeübt. Dieſe Plätze ſind Döberitz, 
Jüterbog, Arys, Altengrabow, Neuhammer, Ohr⸗ 
druf, Königsbrück, Grafenwöhr, Münſingen. Auf 
den Plätzen ohne eigenes Forſtperſonal vom Range 
der Förſter, Hammerſtein, Senne und Munſter, 
ſowie auf Schießplätzen iſt die Jagd dem örtlichen 
Kommandanten oder dem nächſtgelegenen Offizier⸗ 
korps zur Pacht anzubieten. 


Das Militär⸗Verſorgungsrecht. Ein Handbuch 
für Militär⸗ und Zivilbehörden. Zuſammengeſtellt 
und erläutert von M. Adam, Miniſterialſekretär 
in der Verſorgungsabteilung des Reichswehr⸗ 
miniſteriums. 3. Band.” 300 Seiten. Preis 
25,50 Mark. Kameradſchaft, Verlagsgeſellſchaft 
m. b. H., Berlin W 35. Das bereits in 7. Auf⸗ 
lage erſchienene Werk iſt nunmehr durch einen 
3. Band ergänzt worden. Der infolge ſeiner lang⸗ 
jährigen amtlichen Tätigkeit im Verſorgungsweſen 
und durch geſchätzte Mitarbeit an der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ bekannte Verfaſſer erläutert auf 
Grund ſeiner reichen Erfahrungen in dem 3. Bande 
die bis zum Erlaß des Reichsverſorgungs- 
geſetzes erſchieneneu Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen. Die Empfehlungen, die den erſten 
Bänden mit Recht zuteil geworden ſind, gebühren 
auch dem 3. Bande, deſſen Stoff auch jetzt noch 
Bedeutung hat, da die alten Militärverſorgungs⸗ 
geſetze durch das neue Reichsverſorgungsgeſetz 
nicht etwa aufgehoben worden ſind. Letzteres 
findet vielmehr mit gewiſſen Einſchränkungen auf 
Offiziere des Friedensſtandes, Deckoffiziere, 
Kapitulanten uſw. nur dann Anwendung, wenn 
ſie nicht etwa nach den für ſie vielleicht günſtigeren 
alten Geſetzen abgefunden werden. 99 


Forſtwirtſchaftliches. 
Berichtigung. In der kleinen Mitteilung über 
die neuen Eiſenbahntarife für Holz in Nr. 17 
S. 314 muß es in der zweiten Zeile nicht 
1. April 1920, ſondern 1. Dezember 1920 heißen. 
Erſt an dieſem Tage iſt die Abänderung des bis⸗ 


herigen Tarifſchemas in Kraft getreten. Sch. 
7 
Harzprodukte aus Kiefernſtockholz. Auf der 


Winterverſammlung des Märkiſchen Forſtvereins 
am 5. März d. J. hat Herr Dr. Kienitz aus Joachims⸗ 
thal einen höchſt intereſſanten Vortrag über die Ge⸗ 
winnung von Harzprodukten aus Kiefernſtockholz 
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gehalten. Der weſentliche Inhalt der auf wiſſen⸗ wenn bei einem Preiſe von 55 M für das Raum⸗ 


ſchaftlicher Grundlage aufgebauten Ausführungen 
war nach dem veröffentlichten Bericht folgender: 
Zur Gewinnung von Harzprodukten aus Kiefern⸗ 
ſtockholz im großen kann man ſich des Verfahrens 
der Verkohlung in eiſernen Retorten nach Art der 
ſogenannten Holzeſſigfabriken oder der chemiſchen 
Zerſetzung nach Art der Zelluloſefabriken bedienen. 
Die Rentabilität ſolcher Anlagen iſt jedoch mehr als 
zweifelhaft, weil einerſeits die Anlagekoſten heute 
zu hoch ſind, anderſeits auch der dann erforderliche 
Transport des Stockholzes von weither zu teuer iſt. 
Herr Dr. Kienitz iſt daher auf Grund feiner durch 
perſönliche Erfahrung und durch das Studium 
dieſer Technik gewonnenen Erkenntnis zur Nach⸗ 
bildung der kleinen ruſſiſchen Anlagen übergegangen. 
Der ſpringende Punkt bei dieſer Anlage iſt der, daß 
zwei getrennte Ofen hergeſtellt werden. In dem 
erſten, ungefähr 20 rm faſſenden, aus Ziegelſteinen 
erbauten Ofen wird das Holz durch die darunter 
durch und ſtufenförmig ringsherum geleitete Hitze 
ſo weit verkohlt, daß das Terpentinöl und der Teer 
ſich ausſcheiden. Iſt dieſer Prozeß vollendet, ſo 
wird das im Ofen befindliche halb verkohlte Holz 
(Rotkohle) herausgenommen und in den zweiten, 
nur ungefähr 7 bis 8 rm faſſenden Ofen gefüllt, 
in welchem die eigentliche Verkohlung ganz durch⸗ 
geführt wird. Den Grund für die Abtrennung des 
Verkohlungsprozsſſes liegt darin, daß die Backſteine 
die zur vollen Verkohlung des Holzes erforderliche 
Hitze nicht ſo lange ertragen. Der kleine Ver⸗ 
kohlungsofen läßt ſich, wenn er unbrauchbar ge⸗ 
worden iſt, mit verhältnismäßig geringen Mitteln 
neu ſetzen, während die Neuanlage des großen, 
komplizierter angelegten Ofens bedeutende Koſten 
verurſachen würde. Dieſe Anlage ergibt aus 100 rm 
Stockholz, deren Verkohlung ungefähr 25 Tage 
dauert: 1500 kg Kienöl, 1500 kg Teer und 100 
Zentner Holzkohle. Das Stockholz wird vor der 
Beſchickung mit Band⸗ oder Kreisſäge zerkleinert. 
Die Bandſäge leiſtet hierbei beſſere Arbeit, ſie iſt 
aber empfindlicher und teurer. Der faſt harzloſe 
Splint und der übrige Abfall wird zur Feuerung 
der Ofen benutzt und liefert dreiviertel des erforder⸗ 
lichen Feuerungsmaterials. Die Gewinnung der 
Stubben erfolgt auf Kahlſchlägen mit Göpel, in 
Beſtänden mit der Hand, unter Umſtänden in Ver⸗ 
bindung mit ſchwacher Sprengung. Von dem aus⸗ 
ſchließlichen Sprengen der Stubben iſt Dr. Kienitz 
ganz abgekommen, weil dabei zu viel Holz, und 
zwar beſonders das für die Heizung der Ofen ſo 
wichtige Abfallholz verloren geht. Bisher ſind zur 
Verkohlung ausſchließlich ältere Stubben genommen 
worden. Dr. Kienitz will jedoch jetzt auch zur Ver⸗ 
kohlung friſcher Stubben ſchreiten und wird über 
die dabei gewonnenen Erfahrungen ſpäter be⸗ 
richten. Eine ſehr wichtige Frage bei einer ſolchen 
Anlage iſt die Anfuhr der Stubben und die Abfuhr 
der gewonnenen Holzkohle. Wenn eine Waldbahn 
vorhanden iſt, ſo iſt dieſe dazu natürlich am ge⸗ 
eignetſten. Andernfalls wird ſich wahrſcheinlich 
die Abfuhr mit Laſtkraftwagen erheblich billiger 
und beſſer bewerkſtelligen laſſen als mit Pferden. 
Aber die Wirtſchaftlichkeit einer Harzprodukt⸗ 
Gewinnungs⸗Anlage läßt ſich heute ſchwer ein 
Urteil fällen. Amerika beherrſcht vollkommen den 
Markt und iſt für die Preisgeſtaltung ausſchlag⸗ 
gebend. Augenblicklich gehen die Preiſe für Kienöl 
zurück. Da Amerika jedoch ſeine Erzeugung be⸗ 
deutend einſchränken wird, iſt mit einem baldigen 
Wiederanziehen des Kienölpreiſes zu rechnen. Man 
kann ſagen, daß eine ſolche Anlage ſich rentiert, 


4 


meter Holz im Ofen das Kienöl 9 bis 10 / je Kilo, 
der Teer 4 bis 5 M je Kilo und die Holzkohle 40 bis 
45 M je Zentner koſten. Sch. 


CH 


Ein gutes Werk der Mäuſe. Nach dem amt⸗ 
lichen Bericht des Forſtdepartements der Vereinigten 
Staaten helfen Mäuſe und Chipmunks (Tamias 
striatus) mit bei der Wiederaufforſtung in den 
nordweſtlichen Teilen der Staaten Oregon und 
Waſhington. Ein großer Teil des Fichtenjung⸗ 
holzes in abgebrannten oder abgeholzten Bezirken 
iſt nicht zurückzuführen auf die durch einzelne 
übriggebliebene Bäume erfolgte Befamung, 
ſondern darauf, daß kleine Nage⸗ und Wühltiere 
unter dem weichen Nadelpolſter Samen zuſammen⸗ 
getragen haben. Im Weſten werden ſonſt ge⸗ 
meinhin die Mäuſe und die anderen Nagetiere 
als forſtſchädlich bezeichnet. Zuweilen jedoch 
ſcheint ihr Werk ſegensreich zu werden. „In den 
Douglasfichten⸗ Bezirken,“ heißt es im Bericht, 
„häufen dieſe Tiere große Mengen von Samen, 
die ſie aus den Zapfen nagen, an und begraben 
ſie dicht unterhalb der Erdoberfläche. Ein Teil 
der ſo aufgeſtapelten Vorräte wird natürlich von 
ihnen verzehrt, aber Schnee und irgendwelche 
ſonſtige Bodenveränderungen decken oft viele 
dieſer Vorräte zu, ſo daß ſie für die Tiere 
unauffindbar werden. Wenn dann der Boden 
beim Holzfällen aufgelockert wird, keimen dieſe 
Samen auf und ſchaffen einen neuen Beſtand 
von Jungholz.“ F. P. S. 

7 


Waldbrände. 


Bezirk Hannover. Die Oberförſterei Miele 
wurde in letzter Zeit durch zwei größere Brände 
heimgeſucht, die beide durch Heidebrände außer⸗ 
halb der Oberförſterei entſtanden. Am 10. April 
wurde durch den Mittagszug der Kleinbahn 
Celle — Soltau zwiſchen den Stationen Huſtedt 
und 1 die zwiſchen den Feuerſchutz⸗ 
ſtreifen ſtehende Heide in Brand geſetzt, und bei 
der furchtbaren Trockenheit wehte der Wind das 
Feuer über die Streifen hinüber in einen bäuer⸗ 
lichen, ſehr licht en Hei Waldbeſtand mit viel 
zum Teil kniehohem Heidewuchs, der nun dem 
Feuer erſt die richtige Nahrung gab. Trotzdem 
der Beginn des Brandes ſofort von dem Mieler 
en gemeldet war und die erſten 

öſchmannſchaften nach kürzeſter Zeit ſchon zur 
Stelle waren, war es unmöglich, in der Heide 
dem Feuer Einhalt zu bieten, da dasſelbe bei 
dem ſich nun entwickelnden Sturm faſt ebenſo 
ſchnell vorwärts getrieben wurde, als ein Menſch 
in dem hohen 5 laufen konnle. Auch 
an der Grenze der Oberförſterei war wegen des 
durchgehenden Heidewuchſes kein Einhalt zu 
bieten, und nun faßte die Glut 20⸗ bis 35 jährige 
Fichtendickungen gleichzeitig in einer Breite von 
etwa 500 bis 600 m, die unter furchtbarem 
Gepraſſel mit haushoher Flamme abbrannten. 
Die ſich nun entwickelnde Hitze und der Qualm 
der abgebrannten Flächen geſtatteten überhaupt 
kein Arbeiten mehr in der Nähe des Feuers. 
Es wurde nun an dem nächſten Geſtell ein 
Gegenfeuer angelegt; durch den entſtehenden 
Gegenzug wurde das Feuer ſofort gemildert, bis 
es ſich ſchließlich totbrannte. Die hohen Torf⸗ 
ſchichten brannten allerdings noch faſt acht Tage 
lang weiter und loderten immer wieder auf, 
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trotzdem täglich mit einem Aufgebot von mehr rief⸗ und Fragekaſten. 
als 50 Mann die Löſcharbeiten fortgeſetzt wurden. Brief Se Grag ec 8 
Innerhalb der Oberförſterei find etwa 26 ha, Anfrage Nr. 36. Wurzelſchwamm. Im 
Fichtendickungen verbrannt, außerdem etwa 50 ha hieſigen Revier ſtockt auf ſehr gutem Boden ein 
bäuerliche Heide und weniger wertvolle Beſtände. etwa 7 ha großer Fichtenbeſtand. Derſelbe kränkell 
Auch dem Feuer zum Opfer gefallen iſt das durch allmähliches Abſterben der Wurzeln nach vor⸗ 
Fahrrad des Oberförſters von Miele, der es herigem freudigen Wuchſe Jett etwa drei Jahren, 
im Walde zurückgelaſſen hatte, um die Löſch⸗ wurde danach vom Borkenkäfer befallen und iſt nun⸗ 
arbeiten in der bäuerlichen Heide zu leiten, es mehr ganz eingegangen. Was it die Urſache 
aber ſpäter nicht mehr retten konnte, als das des Abſterbens ` Wolche Gegenmaßnahmen find 
Feuer die Dickungen gefaßt hatte. Der zweite in erneut vorkommenden Fällen zu ergreifen, 
Brand entſtand am 27. April in der Heide und würde ſich ein Wiederanbau ber Fichte om 
zwiſchen Wolthauſen und Winſen durch Un⸗ der abgeſtorbenen Fläche empfehlen? 
vorſichtigkeit eines Arbeiters, der in einer Heide⸗ . B. in Sch. 
koppel arbeitete. Auch hier lief das Feuer über Antwort: Im vorliegenden Falle handelt es 
ausgedehnte Heideflächen hinweg und vernichtete ſich um die typifchen Erſcheinungen des bei 
größere Partien bäuerlicher Schonungen und deni meiſten Nadelhölzern vorkommenden Wurzel⸗ 
ſprang dann in einen im letzten Winter ab⸗ ſchwammes (Tramedes radiciperda). Wirkſame 
getriebenen Kahlſchlag der Oberförſterei, auf Gegenmittel eben nicht zu Gebote. Falls nur ein⸗ 
welchem noch eine größere Menge aufgearbeitetes zelne Stämme befallen find, empfiehlt Do ihr raſche⸗ 
Holz lag. Namentlich die Reiſer⸗ und Gruben⸗ ſter Aushieb mit nachfolgendem Roden oder Ueber» 
holzſtöße gaben hier dem Feuer willkommene erden der Stöcke. Vom Wiederanbau der Fichte 
Nahrung, während das geſchälte Stammholz dem muß unbedingt abgeraten werden; dieſelbe ift viel ⸗ 
Feuer trotzte und nur äußerlich ſchwarz angeſengt mehr ausnahmslos durch geeignete Laubhölzer zu 
wurde. Verbrannt ſind etwa 100 rm Brennholz, erſetzen. 
das meiſt an kleine Leute verkauft war. Am Ende Anfrage Nr. 37. Sammeln von Beeren und 
des Schlages konnte das Feuer durch Gräben Pilzen. Das Sammeln von Kräutern, Beeren und 
zum Stehen gebracht werden, Te daß die angrenzen⸗ Pilzen unterliegt forſtpolizeilicher Beſtimmungen 
den Dickungen glücklicherweiſe gerettet waren. (5 1 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes vom 15. April. 
= 1878). Im hieſigen Regierungsbezirk Hildesheim 
Geſchäftliches iſt eine bezügliche Verordnung nicht ergangen. 
Betrifft Einſendung des Bezugspreiſes. Kann nun der Privatforſtbeſitzer trotzdem einzelnen 
Ein Teil unſerer Leſer, der die „Deutſche Perſonen das Sammeln, z. B. der beliebten Pilze 
ee g“ ihrer Beſtellung gemäß durch verbieten? K., Forſtverwalter. 
oſtüberweiſung laufend erhält, hat den Be⸗ Antwort: Wenn eine das Sammeln von 
zugspreis für die letzten Monate noch nicht be⸗ Kräutern, Beeren und Pilzen verbietende Ver⸗ 
glichen. Wir bitten die Beträge in Höhe don ordnung nicht beſteht, ſo heißt dies nur, daß in 
10,50 Mk. je Vierteljahr ſpäteſtens bis zum dieſem Sammeln eine ſtrafbare Handlung nicht 
1. Juni portofrei einzujenden. Am billigſten geſehen werden ſoll. Wer aber ohne Erlaubnis 
geſchieht das durch Benutzung unſeres Poſtſcheck⸗ 
kontos Nr. 41509, Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 
Beträge, die bis zum 26. Mai nicht in unſeren 
Händen ſind, werden Ende des Monats durch 
Poſtnachnahme erhoben, wodurch beträchtliche 
Mehrkoſten entſtehen. Wir bitten daher um recht 


des Grundeigentümers ſolche organiſchen Erzeugniſſe 
des Bodens ſammelt, verletzt fremden Beſitz 
und macht ſich verbotener Eigenmacht ſchuldig. 
Er muß die Früchte des Grundſtücks wieder heraus⸗ 
geben, und wenn er das nicht tut, ſo können ſie 
weggenommen werden. Die Befugniſſe der 


baldige Einſendung. Wegnahme erſtrecken ſich, wenn dieſe nicht 

Neudamm, den 9. Mai 1921. anders durchgeführt werden können, auch auf 

Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“.] das Tuch oder Gefäß, in dem fie geſammelt ſind. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 
f künftig 350 A. Dienſtland nach der Regulierung 
Zur Feſetzung gelangende Forfdienffielen. 8,6 ha Acker, 3 ha Wieſe. Feſtſetzung des Nutzungs⸗ 
Preußen. geldes vorbehalten. Evangeliſche Schule und 


Staats-Forſtverwaltung. Kirche in Wehnershof, 4 km. Eiſenbahnſtation 


Oberförſterſtelle Burghaun (Ca Lef ift zum 1. Auguſt Ham merſtein 13 km. Bewerbungsfrist: 24. Mai. 
zu beſetzen. 5 an bis zum 30. Mai Förſterſtelle Röthen, Oberf. Göhrde (Lüneburg), 


eingehen. 2 zum 1. Juli anderweit zu 1 e 

" ` ; ; it: 0,4 a arten 
Förſterſtelle Horath, Oberf. Morbach (Trier), ift telle gehören zurzeit: 0,4 Garten, 
zu beſetzen. Deen hing Bahnſtation 11 km. 7,9282 ha Acker, 1,7040 ha Wieſen. Die Dienſt⸗ 


im „ bi 28 km. 0,058 ha aufwandsentſchädigung beträgt augenblicklich 350 K. 
an 9 Ger R E e Wieſe. Nutzungs⸗ Bewerbungen ſind bis zum 30. Mai einzureichen. 
geld 30 4. Dienſtaufwandsentſchädigung 400 &. Förſterſtelle Sababurg, Oberf. Gottsbüren (Caſſeh, 
Bewerbungsfriſt: 25. Mai. Zugelaſſen zur Be⸗ iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Dienſtwohnung, 
werbung ſind die Forſtſchreiber und Förſter o. R. 4 km bis Gottsbüren. Bahnhof Trendelburg, 
des Bezirks Trier und der Regierungsbezirke 9 km. 0,11 ha Garten, 1,95 ha Acker, 2,04 ha 
Coblenz, Düſſeldorf, Köln und Aachen, welche den Wieſe, 0,51 ha Weide. Dienſtaufwands⸗ 
Forſtverſorgungsſchein von 1904 und früher er⸗ entſchädigung 400 . Nutzungsgeid wird neu 
halten haben. feſtge ſetzt. Körperliche Rüſtigkeit erforderlich. Be⸗ 

Jörſterſtelle Ibenwerder, Oberf. Zanderbrück werbungsfriſt: 1. Juni. 
(Schneidemühl), iſt zum 1. Juli neu zu be- Jörſterſtelle Schwenten, Oberf. Schwenten (Schneide ⸗ 
ſetzen. Dienſtaufwandsentſchädigung 150 4 mühl)., It zum 1. Juli zu beſetzen. ` Dien, 
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aufwandsentſchädigung 100 &, künftig 300 &. 
Dienſtland nach der Regulierung: 0,3190 ha Garten, 
5,4950 ha Acker, 4,0050 ha Wieſe. Feſtſetzung des 
Nutzungsgeldes vorbehalten. Evangeliſche Schule 
und Kirche in Schwenten. Schwenten iſt Bahn⸗ 
ſtation. Förſterei liegt im Ort. Bewerbungsfriſt: 
24. Mai. 


Förſterſtelle Waſcheid, Oberf. Prüm (Trier), iſt zu 
beſetzen. Vorerſt keine Dienſtwohnung. Der 
Neubau wird aber vorausſichtlich im laufenden 
Jahre in Angriff genommen. 4,700 ha Acker, 
4,560 ha Wieſe. Nutzungsgeld 23 &. Be 
werbungsſriſt: 25. Mai. Zugelaſſen zur Be⸗ 
werbung find die Forſtſchreiber und Förfter o. R. 
des Bezirks Trier und der Regierungsbezirke 
Coblenz, Düſſeldorf, Köln und Aachen, welche den 
Forſtverſorgungsſchein von 1904 und früher er⸗ 
halten haben. 


Perſonal nachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


ebe rſtoberſekretär im Forſteinrichtungsbüro in 

et E ift am 1. April zur Forſtemrichtungsanſtalt in 
Caſſel verſetzt. 

oßfender örſter o. R. in Hanau, Oberf. Wolfgang, iſt 

* en 1. April an die Förſterſtelle Burgberg zu Bieber, 
Oberf. Bieber (Caſſel), übertragen. 

Senſch, Förſter o. R. und Forſtſchreriber der Oberf. Tornau 
(Merſeburg), iſt vom 1. April an die auftragsweiſe 
Verwaltung einer Forſtoberſekretärſtelle an der Forſt⸗ 
eimrichtungsanſtalt in Caſſel ubertragen. 

Sampe, bisher Forſter in Röthen, Oberf. Göhrde (Lüne⸗ 
burg), iſt zum Revierförſter ernannt. . 

Kramarz, Förſter o. R. in Kindelsdorf (Liegnitz), ift vom 
1. Februar an die auftragsweiſe Verwaltung einer 
Forſtoberſekretärſtelle an der Forſtemrichtungsanſtalt 
in Caſſel übertragen. ö 

Müller, Hilfsförſter in Rochau, Oberf. Hohenbucko, iſt vom 
1. Mai an nach Annaburg, Oberf. Thiergarten (Mer ſe⸗ 
burg), verſetzt. Ber 

Schaumburg, Förſter o. R. in Eichenberg, Oberf. Witzen⸗ 

aufen, iſt zum 1. April die Foörſterſtelle Michels rombach, 
berf. Fulda (Caſſel), übertragen. 

Schmidtie, Förſter o. R. und Forſtſchreiber der Oberf. 
Salmünſter (Caſſel), ift vom 1. April an die auftrags⸗ 
weiſe Verwaltung einer Forſtoberſekretarſtelle an der 
Forſteinrichtungsanſtalt in Caſſel übertragen. 

Weiner, Hegemeiſter, iſt am 1. Juni die Förſterei Kl.⸗ 
Malga, Oberf. Kaltenborn (Allenſtein), verliehen. 

Grokowski. Forſtgehilfe in Podejuch, iſt vom 10. Mai an 
nach Liepgarten, Oberf. Jaedkemuhl (Stettin), verſetzt. 

Bade, Forſtgehilfe in der bert Wolfgang (Caſſel), iſt 
vom 21. April an als Hilfsarbeiter zur Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalt in Caſſel einberufen. 


EST. 


Die Verſetzung des Hilfsförſters Noſenberg von der 
Oberf. Karnkewitz nach der Oberf. Oberfier (Köslin) iſt 
rückgängig gemacht. 

Von den ehemaligen elfaß-Lotdringifden Horfibefrießs- 
Beamten wurden übernommen: 


Am 1. April: 

Mannebach, Revierförſter, von Forſthaus Tieffenbach 
(Unter⸗Elſaß) als Revierförſter nach Breske, Oberf. 
Gräfenhainichen (Merſeburg). 

Droſte, Staatsförſter, von Forſthaus Engenthal (Lothr.) 
we? are nach Förſterſtelle Feldrom, Poſt Horn 
t. Lippe. 

Gennecke, Staatsförſter, von Eſchburg (Unter⸗Elſaß) als 
Staatsförſter o. R. mit vorläufiger Wahrnehmung der 
Waldwaärterſtelle Lübbrechtſen, Oberf. Weengen. 

Genniger, Staatsförſter, von Neumatt, Ebert, Lemberg 
(Lotihr.), als Revierförſter nach Diedersdorf (Sudharz) 
80 155 Privatdienſt der Furſtlich Stolberg⸗Roßlaſchen 

orſten. 

John, Staatsförſter, von Haſelburg (Lothr.) als Staat: 
förſter o. R. nach Weferlingen, Kr. Gardelegen. 

Mackauer, Staatsförſter, von Porcelette (Lothr.) als 
Staatsförſter nach St. Goarshauſen. 

Motzuy, Staatsförſter, von Waidmannsheil (Lothr.) als 
Staatsförſter nach Frohnhauſen b. Dillenburg. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Aus dem ehemaligen el ſaß-kothringiſchen Gemeindeforfidienfl 

wurden übernommen: 

Boecker, Gemeindehegemeiſter, am 1. Oktober 1920 von 
Niederſept (Ober⸗Elſaß) als Gemeindeförſter nach 
Olsberg i. Weſtf. 

Fügener, Gemeindehegemeiſter, am 1. März von Kühnheim 
(Ober⸗Elſaß) als ſtädtiſcher Förſter nach Eberswalde. 

Schlundt, Gemeindeforſtaufſeher und Gemeindeförſter auf 
Probe, am 27. Oktober 1920 von Altkirch (Ober⸗Clſaß) 
als Gemeindeförſter nach Freilingen, Kr. Bitburg. 


Bayern. 
Zu Forſtaufſehern wurden am 1. Mai ernannt: 

Ebert in Holzhof; Klebel in Ludwigsthal; Schaidl in 
Walchenſee; Schuler in Siegertsbrunn; Trittermann 
in Pang; Wambach in Biſchofswieſen. 

Sohenadl, Forſtverwalter in Oberſtdorf. Forſtamt Burg⸗ 
berg, iſt am 15. Mai unter Verleihung des Titels eines 
Oberforſtverwalters in den Ruheſtand verſetzt. 


Auszeichnungen. 

Kant, Staatsförſter in Schönfließ, Oberf. Siehdichum 
Frankfurt a. O.), iſt zum Leutnant d. L. befördert 

Weck, Hilfsförſter in Veſſer bei Schmiedefeld, iſt am 
15. April die Dienſtaus zeichnung 1. Klaſſe nade 
träglich verliehen worden. 

Sartwig, Hilfsförſter in Wuſſow, der am 24. Mai 1920 
unter höchſter Lebensgefahr den Wilderer Milinskt aus 
Lauenburg i. Pomm. erſchoſſen hat, wurde in An⸗ 
erkennung ſeiner mutigen Tat zum Schutze des Wild⸗ 
ſtandes vom Allgemeinen Deutſchen Jagdſchutzverein 
ein prachtvoller Ehrenhirſchfänger verliehen. 


Vereinszeitung. 


’ Verein 
Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 


Re delegierten⸗ und Mitgliederverſammlung 


findet am 27. und 28. Mai in Berlin im 
Reſtaurant Spatenbräu, Friedrichſtraße 172, mit 
folgender Tagesordnung ſtatt: 
Am 27. Mai, von nachmittags 5 Uhr an: 
Beratung und Beſchlußfaſſung über die Satzungen. 
Am 28. Mai, von vormittags 9½ Uhr an: 
1. Bericht des Vorſitzenden. 


2. Kaſſenbericht. . 

3. Dienſtanweiſung. Referent: Revierförſter 
Dallmann, Gülzow, Pomm. 

4. Beſoldung, Dienſtaufwand, Wirtſchaftsland, 


Waldweide. Referent: Revierförſter Rammiſch, 
orſthaus Krähe bei Nienburg la. Weſer. 
. Stellung zu den andern Vereinen. 
Wahl des Vorſtandes. 
Verſchiedenes. 
Feldichen bei Neumühl, Anfang Mai 1921. 
Hennig, Revierförſter. 


NO 


Bezirksgruppe Königsberg. 

Zuſammenkunft aller Mitglieder am Diens⸗ 
tag, dem 17. Mai, vormittags 11 Uhr, in Mellins 
Hotel in Königsberg i. Pr. Vollzähliges Erſcheinen 
ſehr erwünſcht. Heiſterhagen. 

2 
Nachrichten 
für den Verein Preußiſcher Staatsförſter 
An die Kollegen des Bezirks Stralſund! 

Was viele gehofft, viele gefürchtet haben, iſt 
nun Tatſache: der „Vereinigung freier preußiſcher 
Staatsförſter“ hat mit dem Aufruf in Nr. 16 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ ihre Geburtsſtunde 
geſchlagen. 

Kollegen, ich hätte es nie für möglich gehalten, 
daß eine Zeit käme, in der ich dem alten Verein 
den Rücken kehren ſollte, dem Verein, für den ich 
geſtrebt habe, als es noch keine Bezirksgruppe gab. 
So ſchwer, wie mir ſonſt ein Scheiden geworden 
wäre, ſo leicht machte es mir die neue Richtung, 
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ſo daß ich erleichtert aufatmete: Sei froh, du biſt 
kein Gewerkſchaftler mehr, du biſt wieder ein freier 
Mann! 

Wären unſere alten Führer ein Haupt an den 
Gliedern geblieben, hätte es nie eine Delegierten⸗ 
verſammlung, wie die letzte, gegeben, nichts hätte 
mich trennen können; aber ſo? Nein, ich beuge 
mich keinem Terror und will als freier Mann 
frei meine Meinung bekennen und dieſe nicht 
„totſchweigen“ laſſen! 

Was ich bei Ausbruch der Revolution in einer 
Verſammlung, in der eine ſolche Rede ſonſt nicht 
gehört wurde, ſagte: Ich wechſle meine Geſinnung 
nicht wie ein ſchmutziges Hemd, und wenn ich 
geſtern noch „Hurra! mein Kaiſer!“ gerufen habe, 
ſtimme ich heute nicht in den Ruf: „Schlagt den 
Kerl tot!“ ein, will ich treu bleiben, obgleich die 
Anwürfe nicht ausbleiben werden. 

Kollegen aus dem hieſigen Bezirk, ich hätte 
mich ſeinerzeit aus dem Verein, deſſen Richrung 
mir nicht mehr paßte, ſtill entfernen können. 
Ich habe es nicht getan, ſondern öffentlich den 
Grund meines Austritts erklärt. Heute trete ich 
wieder vor die Offentlichkeit mit dem Aufrufe zur 
Bildung der Bezirksgruppe Stralſund der neuen 
„Vereinigung freier preußiſcher Staatsförſter“. 
Ich bitte Anmeldungen an mich zu richten. 

Ich hoffe, daß ich jetzt alle lieben Kollegen, die 
mich ſeinerzeit verhindern wollten, aus dem alten 
Verein auszutreten, trotzdem ſie mit ſeiner Richtung 
nicht einverſtanden waren, wiederfinden werde, 
und daß die frohen Stunden unſerer früheren 
Zuſammenkünfte ſich wiederholen mögen! Der 
neuen Vereinigung: ein vivat! crescat! floreat! 

Saßnitz a. Rügen, den 4. Mai 1921. 

Der vorläufige Bezirksvorſtand: 
Leitow, Förſter. 


* 
Bezirk Marienwerder. 


Unterzeichneter hat die Bildung der Bezirks⸗ 
uppe Marienwerder (rechts der Weichſel) 
er neuen Vereinigung Preußiſcher Staatsförſter 

übernommen. Anmeldungen bitte an mich zu 
richten. 

Neue Walkmühle, Poſt Rieſenburg, Weſtpr. 

Stade, Staatshilfsförſter, 

vorläufiger Bezirksvorſtand. 

2 
V Nachrichten des „Waldheil“. 
I E. V. zu Neudamm. 

A Veröffentlicht unter Verantwortun 

, des Vorſtandes, vertreten dur 
Johannes Neumann, Neudamm. 
` Satzungen, Mitteilungen über die Zwecke 
und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe⸗ 
material an jedermann umſonſt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 
an Verein „Waldbeil“, Neudamm. Geldſendungen auf 


Poſtſchecktonto 9140 „Waldheil“, e. V., Neudamm, beim 
Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 

Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 

und ſind aufgenommen: 

Buchta, Johann, Hilfsförſter, Forſthaus Achtmorgen bei 
Schugſten, Kreis Königsberg, Oſtpreußen. 

Biermann, Ernſt, Förſter, Wieſe bei Reichenbach, Kreis Pr.⸗ 
Holland, Oſtpreußen. 

Grünert, Arthur, Hilfsjäger, Blankenheim, Kreis Sangerhauſen 


a. Harz. 
Hoppe, Hermann, Förſter, Spervienen bei Zinten, Kreis Heiligen⸗ 
eil, Oſtpreußen. 
ee bei Altkünkendorf, Kreis 
ark. 


Jaſchke, Paul, Förſter, 
Angermünde, Uckerm 

Köſterke, Paul, Gärtner und Jäger, Rittergut Grasdorf bei 

Rethen a. d. Leine. 
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Kretſchmer, G., Landwirtſchaftsgehilfe, Hamburg, Jakobſtr. 49, 
` E I. (Lebenslängliches Mitglied.) 

Kliemann, Hubert, Hilfsförſter, Forſthaus Vorwerk Leippa be 
Freiwaldau, Kreis Sagan. 

Paszlack, Ernſt, Förſter, Grünwieſe bei Ludwigsort, Kreis 
Heiligenbeil, Oſtpreußen. 

Salomon, Otto, Förſter, Klein⸗Strellin, Kreis Stolp i. Pommern. 

Scholze, Hernrich, Schütze, 5. Komp., II. Batl., Inf.⸗Reg. 9, 
Garde⸗Schützen⸗Batl., Berlin⸗Lichterfelde. 

Scheibe, Paul, Kurt, Jagdaufſeher, Bergfried bei Hundeluft, Anhalt. 

Schaefer, Franz, Gememde⸗Oberförſter, Hermeskeil, Kreis Trier 

von am Max, Forſtgehilfe, Gut Oberberge bei Schwelm, 

eſtfalen 


Unruh, William, Förſter, ns Grünwieſe bei Hermsdorf, 


Kreis Heiligenbeil, Oſtpreußen. 
Wichmann, Ernſt, Förſter, Beendorf, Kreis Neuhaldensleben. 


We 
Betrifft Beitragszahlung 1921. 


Im Anſchluß an die Veröffentlichung in Nr. 17 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ bitten wir die ver⸗ 
ehrlichen Mitglieder, die etwa noch ausſtehende 
Beitragszahlung recht bald nachholen zu wollen. 
Dabei machen wir nochmals auf die vom 
1. Januar d. J. an beſchloſſene Beitrags⸗ 
erhöhung von 4 auf 6 Mark, bzw. von 6 auf 
10 Mark aufmerkſam und bitten die Herren 
Mitglieder, die nur den bisher üblichen Beitrag 
eingeſchickt haben, den Reſt alsbald nachzuſenden. 
Wegen der jetzt ſehr hohen Poſtgebühren möchten 
wir gerne eine Einziehung durch Nachnahme ver⸗ 
meiden, dieſe muß aber auf Grund der Satzung 
unter Berechnung von 1,20 M Nachnahmekoſten 
doch erfolgen, wenn der erbetene Beitrag nicht bis 
zum 1. Juni in unſeren Händen iſt. 

Neudamm, den 8. Mai 1921. 

Die Geſchäftsſtelle des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: J. Neumann. Schatzmeiſter. 


— 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 

W Deutſchlands. E. V. 
Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
ö Schicklerſtraße 45. 


Fernſprechanſchluß: 
Amt Eberswalde Nr. 546, 


Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Nendamm 
unter Poſtſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


7181. Spoerl, Karl, Forſtgehilfe, Naila i. Bayern, Hofer 
ſtraße 350. XIV. 

7182. Heiſig, Robert, Förſter, Rangsdorf, Kr. Teltow. IX. 

7183. Poſtelmann, Karl, Förſter, Gr.⸗Rödersdorf, Poſt Bladiau, 
Kreis Heiligenbeil. I. 

7184. W Forſtſekretär, Reußendorf, Poſt Landes 

ut. . 

7185. Steger, EN ele Baifingen, O⸗A. Horb, 


Württemberg. Eichwalde, Por 
1. 


7186. Großmann, Friedrich, Revierförſter, 
e esin, Kreis Wejherowo, Pommerellen 

7187. Willeke, Auguſt, Förſter, Dahlwitz, Kreis Teltow. IX. 

7188 Baruſchke, Georg, Forſtaufſeher, Lintzel, Poſt Brockhöfe, 
Kreis Uelzen. X 


7189. v. Doernburg zu SE E Karl Hans, Major 
a. D., Darmſtadt, Heſſen. II. 
7190. Manke, et Forſtgehilfe, Neuhaldensleben, Forſtlehr⸗ 
anſtalt. F 
7191. Raaſch, Will ee Neuhaldensleben, Magdeburger 
Straße 24. 
E? 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Bleckmann, Wilhelm, Forſtgehilfe, Wernigerode a. Harz. 
e Franz, Förſter, Seyfriedsberg, Poſt Ziemetshauſen. 
ayern. 
Mertens Heinrich, Hilfsförſter, Amelsbühren, Kreis Münſter. 
Walther, Oskar, Revierförſter, Forſth. Lutze, Poſt Gr.⸗Wuſterwitz, 
Kreis Jerichow II. Bez. Magdeburg. 
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Philipp, Gotthard, Förſter, Forſth. Hammelſtall, Poſt Neu⸗Torney 
(Stettin), Kreis Randow. 

Schumann, Wilhelm, Förſter, Forſth. Bocka, Poſt Croſta⸗Lomske, 
Bez. Dresden. 

Lange, Hermann, Förſter, Kaltenbärsnitz, Gott Neugabel, Kreis 
Sprottau. 


Koop, Heinrich, Gutsjäger, Spoitgendorf Poſt Plaaz, Mecklbg. 
Engelhardt, Edgar, Baron, akademiſch gebildeter Forſtbeamter, 
Gem. Hackelberg, Poſt Paſſau N.⸗Bay., Sturmberg 112. 

E 


BCEE Der Anſchluß des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands an den Deutſchen 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbund. 

Dieſer Schritt des Vereins hat in gegneriſchen 
Kreiſen vielfach Mißbehagen ausgelöſt. Wie immer 
in ſolchen Fällen, in denen ſich ſachlich nichts 
einwenden läßt, hat man auch hier das perſönliche 
Moment hervorgekehrt und gegen den Haupt⸗ 
geſchäftsführer des Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbundes, Herrn Dr. Schneider-Berlin, 
einen Verläumdungsfeldzug unternommen, und 
zwar unter Zugrundelegung von Angelegenheiten, 
die längſt gerichtlich geklärt worden ſind. Wir be⸗ 
gnügen uns damit, unſeren Leſern zur Aufklärung 
von nachſtehender Veröffentlichung in der, Deutſchen 
Tageszeitung“ Kenntnis zu geben. Sie lautet: 

Guts⸗ und Forſtbeamte! 

Wie ſowohl unſeren Mitgliedern, wie auch den 
Mitgliedern des Reichsverbandes land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlicher Fach⸗ und Körperſchaftsbeamten 
bekannt iſt, hat unſer Hauptgeſchäftsführer Dr. 
Schneider gegen den Hauptgeſchäftsführer des 
Reichsverbandes Dr. Gerlich wegen eines Artikels 
in der „Deutſchen Gutsbeamten⸗Zeitung“, in dem 
ihm vorgeworfen wird, er habe nach ſeinem Ab⸗ 
gange aus dem Reichsverband ſich dem freigewerk⸗ 
ſchaftlichen Verbande angeboten, und in dem noch 
eine ganze Reihe perſönlicher Beleidigungen ent⸗ 
halten war, Klage wegen verleumderiſcher 
Beleidigung erhoben. 

Am 22. März d. J. mußte deswegen Dr. 
Gerlich vor dem le Moabit erſcheinen. 
Er nahm ſofort alle ſeine Angriffe unter 
dem Ausdruck des Bedauerns in einem 
Vergleich zurück und erklärte ſich bereit, den 
Vergleich innerhalb eines Monats auf der 
erſten Seite der „Deutſchen Gutsbeamten⸗ 
Zeitung“ zu veröffentlichen. Eine Friſt von 
einem Monat wurde ihm auf ſeine ausdrückliche 
Bitte hin gewährt, da er mitteilte, daß die nächſte 
Zeitung vom 30. März bereits abgeſchloſſen ſei. 

Wir ſtellen hiermit feſt, daß Herr Dr. Gerlich 
ſeiner vor Gericht eingegangenen Verpflichtung 
nicht nachgekommen iſt und veröffentlichen nun⸗ 
nehr untenſtehend den Vergleich unſererſeits. 

Berlin, den 27. April 1921. 


Deutſcher Guts⸗ und Forſtbeamtenbund. 
Der engere Vorſtand: 
Gauger. Kiele. von Kathen. 


Oeffentliche Sitzung 
des Schöffengerichts Berlin⸗Mitte. 
Abteilung 147 ! 
147, B. 357. 20/16. 
Berlin, den 22. März 1921. 
In der Privatklageſache 
des Herrn Dr. Rudolf Schneider in Berlin⸗Wilmers⸗ 
dorf, Rankeſtraße 17, Privatklägers, 
gegen 
den Geſchäftsführer Dr. Gerlich in Berlin⸗Schöneberg, 
Zietenſtraße 3, Angeklagten, 
wegen Beleidigung, 
erſchienen bei Aufruf der Sache 
1. der Privatkläaer und der Rechtsanwalt Dr. Luſtia, 


2. der Angeklagte und Rechtsanwalt Zimmermann. 
Parteien ſchließen vor Eintritt in die Verhandlung 
folgenden Vergleich: Der Angeklagte nimmt die 
bisherigen perſönlichen Beleidigungen gegen den 
Privatkläger mit dem Ausdruck des Bedauerns zu⸗ 
rück. Der Privatkläger erklärt dagegen, er habe 
perſönlich dem Angeklagten niemals den Vor⸗ 
wurf machen wollen, daß er die öffentliche Meinung 
irregeführt habe, und habe ſich auch dritten gegen⸗ 
über jeder perſönlichen Beleidigung des Angeklagten 
enthalten. 

Die gerichtlichen Koſten trägt der Angeklagte, 
die außergerichtlichen Koſten werden gegeneinander 
aufgehoben. 

Die Veröffentlichung dieſes Vergleichs geſchieht 
innerhalb eines Monats auf der erſten Seite der 
„Deutſchen Gutsbeamten⸗ Zeitung“. 

Darauf wird die Klage zurückgenommen. 
Vorgeleſen, genehmigt, beſchloſſen und verkündet: 

Das Verfahren wird nach Maßgabe des Ver⸗ 
gleichs eingeſtellt. 

Hoffmann. 


gez. Meinecke. 

Mit der Veröffentlichung des Vorſtehenden ſowie 
des zitierten Urteils dürfte die Angelegenheit für 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ und ihren Leſerkreis. 
abgetan ſein. Die Schriftleitung. 

2 


Vom Verſicherungsamt. 

Der Reichstag hat die Novelle zum Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz in dritter Leſung angenommen. 
Der abzugsfähige Betrag der Lebensverſicherungs⸗ 
prämien wurde hierbei nach einem Antrage der 
deutſchen Lebensverſicherungsgeſellſchaften 

von 600 „ auf 1000 A 
erhöht. Unſere Mitglieder ſollten daher bei der 
Steuereinſchätzung nicht vergeſſen, von dieſer 
recht erheblichen Vergünſtigung Gebrauch zu 
machen, gleichzeitig wollen ſie aber auch daraus 
erſehen, welch hoher Wert derartiger Verſicherung 
mit vollem Recht zugemeſſen wird. Allen, 
deren Lebensalter es noch zuläßt, möchten wir 
dringend raten, die Verſicherungsſumme ent: 
ſprechend den jetzigen Preiſen zu erhöhen, und 
denjenigen, die immer noch den Abſchluß einer 
Lebensverſicherung hinausgeſchoben haben, könen 
wir nur dringend ans Herz legen, das Verſäumte 
ſo ſchnell als möglich nachzuholen, ehe es zu 
ſpät wird. Im Monat März ſind bei unſerer 
Geſellſchaft 1383 Anträge über 17044340 K ein⸗ 
gegangen. Dieſe Zahl ſpricht allein für ſich. 
Verſicherungsamt 


des Vereins für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. 
Fiebig. 


* 
Bezirksgruppe Pommern (II). 

Die e findet am 
Sonnabend, dem 4. Juni d. J., in Rügenwalde, 
Kreis Schlawe, ſtatt. Beginn morgens 9% Uhr 
im Konzerthaus. 

Jagdhaus Schönfeld, den 3. Mai 1921. 

Der Bezirksgruppen⸗Vorſitzende. 
7 : 


Ortsgruppe III der Bezirksgruppe Oſtpreußen. 

Nach Beſchluß der Gründungsverſammlung 
der Ortsgruppe umfaßt dieſelbe die Kreiſe 
Angerburg, Gerdauen, Raſtenburg, Sensburg, 
Marggrabowo und Lyck. 

Am Mittwoch, dem 25. Mai, von nachmittags 
2 Uhr an, findet im Hotel „Reich“ in Gerdauen 
die erſte Ortsaruppenverſammlung ſtatt 
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Tagesordnung: 
1. Beſprechung der Beichlüffe des Hauptvorſtandes 
in Berlin am 11. Februar. 
2. Anträge zur Bezirksgruppenverſammlung. 
3. Forſtliche Tagesfragen. 
Mitglieder 


Das Erſcheinen ſämtlicher 

dringend erwünſcht. N 
Forſth. Kl.⸗Bogslack, den 1. Mai 1921. 

Der Vorſitzende: Schoenwald. 


iſt 


Ortsgruppe Neuſalz a. O. 
Verſammlung am 21. und 22. Mai Revier 
Tſchepplau⸗Saliſch. Ankunft aus Richtung 
Glogau 4 Uhr nachmittags, aus Richtung Kontopp⸗ 
Schlawa 5 Uhr in Tſchepplau. 5 ½ Uhr Ab⸗ 
marſch nach Revier Tſchepplau von Gaſtwirt 
offmann, Tſchepplau. 9 Uhr Verſammlung in 
b Se (Gaſthaus Rieſe), daſelbſt auch Unter⸗ 
unft. 


Tagesordnung: 

a) Bericht über die Verſammlung in Berlin be⸗ 
züglich Anſchluß des Vereins an den Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbund. 

b) Anträge für die Bezirksgruppenverſammlung. 

e) Vereinsmitteilungen. 

d) Tarifſtreitigkeiten. 

2) Verſchiedenes. , 

Am 22. Mai früh Reviergang Saliſch. 2 Uhr 
Eſſen in e Ahe Abfahrt 4½ Uhr Richtung 
Schlava, 4% Uhr Richtung Glogau. Anmeldungen 
bis 16. Mai an Revierförſter Doenſt, Berg⸗ 
vorwerk bei Tſchepplau, Kreis Glogau. 

Breſſel, Vorſitzender und Oberförſter. 
CH 
Ortsgruppe Uckermark. 

Sonnabend, den 21. Mai, nachmittags 2 Uhr, 
findet in Prenzlau, Hotel „Deutſches Haus“, eine 
Ortsgruppenverſammlung ſtatt. 

Vorläufige Tagesordnung: 

1. Bericht des Vorſitzenden über die letzte Bezirks⸗ 
gruppenverſammlung und Verſchiedenes. 

2. Neuwahl des Vorſtandes. 

3. Vortrag über Vogelſchutz: Herr Revierförſter 
Schönfelder. 

Alle Mitglieder mit Damen und eingeführte 
Gäſte werden hiermit freundlichſt eingeladen. 
— Nach Schluß der Sitzung gemütliches Bei⸗ 
ſammenſein. 

Mahlendorf, den 1. Mai 1921. 

Der Vorſitzende: Pfützner, Oberförſter. 
Vë 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Hauptvorſtand 
des Brandverſicherungsvereins Preußiſcher 
Forſtbeamten. 
Bekanntmachung. 

Die nach unſerer Bekanntmachung vom 
18. Dezember v. J. auf den 7. Mai d. J. 
angeſetzte 41. ordentliche Mitglieder⸗ 
verſammlung des Brandverſicherungsvereins 


Preußiſcher Forſtbeamten muß verlegt werden 
und findet nunmehr am Sonnabend, dem 
11. Juni 1921, vormittags 11 Uhr, im 
Dienſtgebäude des landwirtſchaftlichen Miniſteriums 
hierſelbſt, Leipziger Platz 9, ſtatt. 

Die nach § 13 der Vereinsſatzungen zur Teil⸗ 
nahme an der Mitgliederverſammlung Berechtigten 
werden hierzu eingeladen. 

Die Teilnehmer haben nach § 16 der Vereins⸗ 
ſatzungen ihre Mitgliedſchaft bei dem Haupt⸗ 
vorſtande nachzuweiſen. 

Eine recht rege Beteiligung an dieſer 
Verſammlung liegt im Vereins intereſſe, 
da eine wichtige Entſcheidung über Auf⸗ 
gabe oder Feſtſetzung des mit der Mann⸗ 
heimer Verſicherungsgeſellſchaft abge- 
ſchloſſenen und von dieſer zum Ablauf 
dieſes Jahres gekündigten Unfallver⸗ 
ſicherungsvertrages zu treffen iſt. Die 
von der Geſellſchaft für die etwaige 
Fortſetzung des Vertrages geſtellten 
3 ſind ſehr hoch, und der 
Verein würde dieſe Laſten ohne ganz 
erhebliche Erhöhung der Beiträge nicht 
tragen können. Nach Lage der Verhält- 
nifje erſcheint eine Aufgabe des Ber: 
trages nicht nur ratſam, ſondern ſogar 
geboten. 

Die zur Vorlage gelangenden Schriftſtuͤcke, 
als Rechnung, Rechnungsabſchluß nebſt Ver⸗ 
mögensüberſicht und Jahresbericht für 1920 
ſowie der Haushalt für 1921, können im land⸗ 
wirtſchaftlichen Miniſterium, Königgrätzer Str. 123, 
vom 6. Juni 1921 ab in den Stunden von 11 
bis 2 Uhr mittags eingeſehen werden. 

Berlin, den 11. April 1921. 

v. d. Busſche. 


7 
Invalidenheim für Jäger und Schützen, 
Marburg. 


Einladung 

zur fünften ordentlichen Mitgliederverſammlung 

in Marburg am 22. Mai 1921, 9,30 Uhr vor⸗ 

mittags, Stadtſäle. 
Tagesordnung: 

1. Geſchäftsbericht. 

2. Kaſſenbericht, Entlaſtung des Schatzmeiſters, 
Wahl der Kafjenprüfer. 

3. Bericht über Abgabe von Land an Siedler. 

4. Bericht über regelmäßige Zuwendungen auf 
Grund der Beſchlüſſe der letzten Verſammlung 
und die hierin weiter einzuſchlagenden Wege. 

5. Erweiterung der Aufnahmeberechtigung für 
Forſtbeamte, da die laufenden Unterhaltungs⸗ 
koſten aus Forſtkreiſen aufgebracht werden. 

6. Etwaige Anträge aus dem Kreiſe der Mitglieder. 

Nach der Sitzung iſt gemeinſchaftliches ein⸗ 
faches Eſſen in den Stadtſälen vorgeſehen. Es 
wird um baldige gefl. Benachrichtigung gebeten 
über Beteiligung an der Sitzung ſowie an dem 

Eſſen und um etwaige Wünſche auf Beſtellung 

von Unterkunft. 

Marburg, Schwanallee 48, den 2. Mai 1921. 

Frhr. Schenk, 1. Vorſitzender. 


nhalt: Geheimer Regierungsrat Profeſſor Dr. Adam Schwappach. 361. — Das Dienſteinkommen der preußiſchen 


Inh 
Staatsforſtbeamten 
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Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſch 


— Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 378. 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 


Deutſche Forft- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Die Deutſche Sort, Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierteljährlich 10,50 Mk. Ber allen Poſt⸗ 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag fur 

Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoftverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 

80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Bei, 
träge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſer⸗ 
auch anderen Zeuſchriften ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Biertelfahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Jun 1901 ſtrafrechklich verfolgt. 
Nr. 21. 36. Band. 


Neudamm, den 22. Mai 1921. 


Vereinsgedanken. 


Von Staatlichem Revierförſter Hanſen, Reinbeck. 


In Nr. 19 des „Deutſchen Förſter“ ſind die 
Führer des „Vereins Preußiſcher Staatsförſter“ 
auf den Plan gerufen, um in einem Aufruf ſich 
zum Bruderkampf zuſammenzufinden, um den 
Kollegen, die ihren Anſichten und ihrem Gewerk⸗ 
ſchaftsgedanken nicht reſtlos folgen wollen, die 
Spitze zu bieten. Jeder, hat das Recht, ſich zu 
wehren, auch der Vorſtand des Vereins Preu⸗ 
ßiſcher Staatsförſter. Dasſelbe Recht haben aber 
auch die Nichtmitglieder dieſes Vereins. Gleiches 
Recht für alle. Freie Meinung, freie Handlungs⸗ 
freiheit iſt uns durch die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſtet. Sie verträgt ſich allerdings nicht ſonderlich 
mit dem Gewerkſchaftsgedanken des Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter. Hier hat ein jedes 
Mitglied nur zu gehorchen, ſich dem Willen eines 
Einzelnen zu fügen. Das iſt der charakteriſtiſche 
Unterſchied gegen die frühere Vereinsleitung. 

Der neue Vorſtand betrat an dem Geburts⸗ 
tage der neuen „ in der vorjährigen 
Delegierten ⸗Verſammlung das Feld ſeiner 
Tätigkeit, zwang die Mitglieder unter ſeinen 
Willen, ſchaffte unſere altbewährte „Forſt⸗Zeitung“ 
ab und diktierte, wie von nun ab die neue Richtung 
zu arbeiten habe. Der Zentralforſtverwaltung 
wurde das Mißtrauen ausgeſprochen, es fiel 
kein Wort der Anerkennung für früher in ehr⸗ 
lichem Willen dem Verein geleiſtete Dienſte, 
und geſtärkt durch die Rede eines beſonders 
gern geſehenen Abgeordneten, der den Ober⸗ 
förſter für überflüſſig anſah und der von dem 
neuen Vorſitzenden dadurch gefeiert wurde, daß 
er erwähnte, der Abgeordnete hätte den An⸗ 
weſenden aus der Seele geſprochen, ſchiffte der 
neue Verein mit vollen Segeln in das Meer 
ſeiner Vorſätze hinaus. 

Kopfſchüttelnd und bedenklich ſahen die 
in der Vereinsleitung erfahrenen Kollegen 
auf dieſe neue Vereinsrichtung. Alle Vor⸗ 
gänge ſind genügend bekannt, aber es bedarf 
jetzt, wo eine neue Aera des Kampfes 
angekündigt iſt, dieſes Hinweiſes. Warnend 
erhob unſere „Forſt⸗Zeitung“ ihre Stimme. 
Sie wurde überhört. Bis tief in die Reihen 
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der Vereinsmitglieder hinein wurden Be⸗ 
denken laut, dennoch wollte man weiterhm 
im Verein bleiben, um ſeine nächſte Entwicklung 
abzuwarten. Die üblichen Zerſetzungser⸗ 
ſcheinungen blieben dem Verein nicht erſpart. 
Und vorbereitend klingt es, wenn in dem 
oben angeführten Artikel der Vereinsleitung 
weiter gejagt wird: „Mag Oppoſition ſich 
bilden, von welcher Seite ſie immer wolle, 
mag ſie aus den Reihen der Revierförſter, 
Sekretäre, aktiven oder inaktiven, jungen 
oder alten Kollegen kommen uſw.“ Man hat 
ſich alſo auf Gegner aus allen Gruppen unſeres 
Standes vorbereitet. Darf ich fragen, ob 
das als ein Plus für den Verein zu buchen iſt? 
Und klingt es nicht weiter wie ein Schwanen⸗ 
ſang, wenn geſagt wird: „Wie können Führer 
eines neuen Vereins ſo weltfremd ſein, zu 
glauben, daß ihre Gründung allein Beſtand 
haben ſollte? Sie wird genau ſo weggefegt 
werden, wie ſie verſuchen, unſern heutigen 
Verein 1 Hätte dieſer 955 
nicht dann auch als Sinnſpruch auf die in der 
letzten Delegiertenverſammlung enthüllte neue 
Vereinsfahne gehört? 

Was dem einen recht iſt, iſt dem andern billig. 
Es iſt keine beiſpielloſe Überhebung, wenn die 
Revierförſter, wenn die Kollegen, die dem 
Diktat der neuen Gewerkſchaft nicht folgen 
können, noch wollen, einen eigenen Zuſammen⸗ 
ſchluß ſuchen und ſich, frei von jeglichem Terror, 
betätigen und bewegen wollen, die ſich nicht 
von Gewerkſchafts wegen maßregeln laſſen 
wollen, wenn ſie ihren verehrten Vorgeſetzten in 
pietätvoller Weiſe an das letzte Ruhebett tragen. 
Es ſei hier ausgeſprochen, daß es den Revier⸗ 
förſtern glatt unmöglich gemacht worden IN 
dem Verein Preußiſcher Staatsförſter weiterhin 
anzugehören. Als Glied des Förſterſtandes, 
aus dieſem hervorgegangen, befanden ſie ſich in 
einer Beförderungsſtellung, fie gehörten dem Verein 
an und hatten 1 das Recht, zu verlangen, 
daß der Vorſtand gleichmäßig auch für ſie eintrat 
— Einem Verein anzugehören, in dem ſich der 
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Vorſtand ſyſtematiſch zur Aufgabe macht, einen 
Teil ſeiner Mitglieder zu bekämpfen, weil 
ihre Stellung ſich nicht mit ſeinen Gewerk⸗ 


ſchaftsprinzipien vertragen ſoll, iſt ein Ding Pr 


der Unmöglichkeit. Finde man ſich daher 
mit der Trennung ab, und alles das, was 
ſeither im „Deutſchen Förſter“ gegen die 
Revierförſter gegeifert iſt, ſei hier energiſch 
zurückgewieſen. Seither iſt aus den Reihen der 
Revierförſter nichts dagegen erwidert worden. 
Das erübrigt ſich auch allenfalls, da man der 
Anſicht ſein kann, daß der „Verein Preußiſcher 
Staatsförſter“ wohl ſchwerlich gerufen werden 
dürfte, zu entſcheiden, welche Verwaltungs⸗ 
einrichtungen die preußiſche Staatsforſt⸗ 
verwaltung für die richtigen hält. Die Staats⸗ 
forſtverwaltung wird ſich bei der Beförderung 
von Revierförſtern auch wohl überlegen müſſen, 
ob aus den Reihen der Mitglieder des „Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter“ für die Stellung jemand 
in Betracht kommen kann. In einer Dienſt⸗ 
ſtellung, die man auf das Außerſte bekämpft 
hat, kann man nicht erſprießlich wirken. Sehr 
qut kann ich es auch den vereinsſeitig verwaiſten 
Kollegen nachfühlen, daß ſie ſich zuſammen⸗ 
ſchließen wollen, um, frei vom Gewerkſchafts⸗ 
zwang, ſich offen in Standesfragen betätigen 
zu können. 

Es iſt die Frage aufzuwerfen, ob die Mit⸗ 
glieder des „Vereins Preußiſcher Staatsförſter“ 
reſtlos mit dem Gewerkſchaftsgedanken vertraut 
ſind. Wiſſen die Mitglieder, was ihre Gewerk⸗ 
ſchaft ſich für Ziele geſteckt hat? Es werden 
einzelne Stimmen laut, aus denen man ent⸗ 
nehmen kann, was ſtellenweiſe erſtrebt wird. 
Mit klarem Programm hat man zurückgehalten, 
und doch iſt unbedingt erforderlich, daß man 
weiß, wohin das Schiff ſteuern ſoll. Schwer⸗ 
wiegend und äußerſt bedenklich war die Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſitzenden auf die Außerung 
des Abgeordneten, die mit andern Worten 
lautete: Fort mit den Oberförſtern, die Förſter 
können es ebenſogut machen. Und im Grunde 
genommen glaubt kein Förſter im Ernſte an dieſe 
Verwirklichung. Alle Einrichtungen ſind aus der 
Zeit geboren, und was die Zukunft uns auf 
dieſem Gebiete bringt, das wollen wir der 
weiteren Entwicklung getroſt überlaſſen. Einem 
Verein wird zugebilligt werden müſſen, an dem 
inneren Ausbau dieſer Einrichtungen mitzu⸗ 
arbeiten. 

Ehren wir die Wiſſenſchaft, der unſer Wald 
in dieſer Zeit unſers troſtloſen Niederganges 
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doppelt bedarf. Viele unbeſchriebene Blätter 
warten noch auf Ausfüllung, um den Wald zur 
Höchſtleiſtung anzuſpornen. Dieſe zu löſenden 
obleme ſind der Wiſſenſchaft vorbehalten, um 
dann mit dem Betriebsförſter in gemeinſamer 
Arbeit zur Verwirklichung zu ſchreiten. Hierzu iſt 
gute Vorbildung Hauptbedingung, damit der 
Förſter imſtande iſt, die Anordnungen auf⸗ 
zunehmen und hiernach arbeiten zu können. Die 
jetzige Zeit zeigt uns mit großer Deutlichkeit, 
wie wichtig und wie berechtigt das Verlangen 
nach beſſerer Ausbildung iſt, und es iſt nur zu 
wünſchen, daß dieſer Ausbildung die größte 
Bedeutung beigemeſſen wird. Dieſe Bitten 
und dieſes Verlangen des Staatsförſterſtandes 
ſind nur zu berechtigt. 


Zu dieſer gemeinſamen Arbeit wird ſich 
letzten Endes, wenn die Kämpfe, die lediglich 
aus der Zeit geboren ſind, beendet ſein werden, 
alles wieder zuſammenfinden müſſen. Der 
Wald erträgt auf die Dauer keinen Streit ſeiner 
Hüter und Pfleger, wenn er nicht Koſten tragen 
ſoll, die letzten Endes niemand verurſachen will. 
In gemeinſamer Zuſammenarbeit wird das Gefühl 
erſtarken, daß Oberförſter ſowohl wie Förſter, ein 
jeder auf ſeinen Platz gehört. Daß auch der Förſter 
weiterhin das eng mit dem Walde verknüpfte 
Glied iſt, deſſen zunehmende Bedeutung immer 
mehr erfordert, daß ihm gemäß der Dienſt⸗ 
anweiſung die Befugniſſe verantwortlich über⸗ 
tragen werden, die den Oberförſter ſchon jetzt 
entlaſten. Selbſtverſtändlich iſt dieſes Verlangen 
für den Revierförſter in ſeiner ſchwebenden 
Stellung erhöht am Platze. 


Das iſt, glaube ich, auch letzten Endes das, 
was der Förſterſtand will. Und wenn klare Ziele 
zum Vorſchein kommen, wird auch wieder er⸗ 
ſprießliche Ruhe einkehren. In der vor uns 
liegenden ſchweren Zeit iſt für einen Hader und 
Streit kein Raum. Die Gedanken müſſen ſich 
feſt auf eine Zuſammenarbeit richten, und 
möchten namentlich unſere am Anfang ihrer 
Laufbahn ſich befindenden jungen Kollegen nicht 
vergeſſen, daß noch vieles zu lernen iſt, daß; 
höchſtes Pflichtgefühl, Achtung vor der Autorität 
wie auch den Erfahrungen des Alters erſte Be⸗ 
dingung bleibt. 

Möchten die im Staatsförſterſtande ſich 
bildenden Vereine, wie ſie kommen mögen, 
frei von allem Zwange dieſes gemeinſame Biel 
verfolgen, und vergeſſen wir nicht über Gegen⸗ 
wart und Zukunft den Geiſt der See, 


Militarismus. 


Von Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg. 


Während rings um unſere Grenzen Europa 
in Waffen ſtarrt, haben wir einem blöden 
Schlagwort, einer verderblichen Illuſion und 
einem Verſprechen von jenſeits des Meeres zu 
Liebe das erſte Heer der Welt zerſchlagen, 
in Atome aufgelöſt, und was noch ſchwerer 
wiegt, verläſtert, verſpottet und mit Kübeln 


übelſter Jauche unter dem Hohngelächter der 
ganzen Welt übergoſſen. Flink waren und 
ſind wir noch heute dabei, wo irgendwie ein 
Flämmchen der Ehreunſerer alten Armee aus dieſem 
Trümmerhaufen ſtolzeſter Erinnerungen empor⸗ 
leckt, auch dieſes ſchleunigſt zu erſticken. Ja, 
man ſcheut ſich heutzutage im republikaniſchen 
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Deutſchland nicht mehr, ſelbſt den Feind herbei⸗ 
zurufen, um auch die letzte Flinte zerſchlagen 
zu laſſen. 8 

Da wir alſo die Verſicherungsprämie für 
unfere Sicherheit im Vaterlande, die die De 
waffnete Macht darſtellte, nicht mehr zahlen 
wollen, ſo iſt eben die Verſicherung gelöſt, und 
drohend ſtehen ganze Völker mit den Waffen 
in der Hand in Oſt und Weſt, um den ent⸗ 
militariſierten Deutſchen die Bajonette unter 
die Naſe zu halten. Wir aber reden weiter in 
unendlichen Redeſtrömen von Weltgewiſſen, von 
Weltgerechtigkeit und allgemeiner Menſchheits⸗ 
verbrüderung. — Zerfreſſen von der Lügen⸗ 
propaganda des Auslandes, bar aller Erkenntnis 
und unfähig, ſich aus dieſem Sumpf, aus dieſem 
politiſchen Irrgarten heraus aufs feſte Land 
zu retten, ſo ſteht unſer armes, geplagtes und 
gepeinigtes deutſches Volk verlaſſen da und 
ſchaufelt mit letzter Kraft an dem eignen großen 
Grabe, das uns alle aufzunehmen droht. — 
Wenn einſt eine neue Generation unter bitterſter 
Not zu Gemeinſinn und Vaterlandsliebe er⸗ 
zogener Deutſcher im Vaterlande die Zügel des 
Staates ergriffen haben wird, dann muß ein 
einziger großer Fluch das lebende Geſchlecht 
noch über ihre Gräber hinweg belaſten, und 
tauſende Arme und Hände werden die alten 
preußiſch⸗deutſchen Ehrenzeichen aus dem 
Schlamme herausziehen und ſie zu neuem Glanz, 
zu neuen Taten wieder der Welt vorantragen. — 

Es ſei mir verziehen, wenn ich dieſe kurzen 
Rück⸗ und Ausblicke voranſtellen mußte, um 
nachſtehendes von erhöhter Warte betrachten 
zu laſſen. Auch im Stande der Forſtbeamten 
iſt infolge der Maßnahmen unſerer Bedrücker 
und vielfach auch aus eigenen Wünſchen heraus 
die militäriſche Erziehung des jungen Forſt⸗ 
manns fortgefallen und damit ein Stück der 
bisherigen Laufbahn ausgemerzt, das, dauernd 
fehlend, in Zukunft Forſtleute zeitigen muß, die 
an Erfahrung, Umſicht, Selbſtbewußtſein, Mut 
und Elaſtizität den bisherigen Männern im 
grünen Rock bei weitem nachſtehen müſſen. 
Ich habe ſchon einmal im vorigen Jahre in der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ ausführen dürfen, 
daß es kein geſunder Zuſtand war, dem Kompanie⸗ 
Chef allein das Wohl und Wehe ſowie die 
Zukunft des Forſtanwärters in die Hand zu 
geben, aber die jetzige Strömung mit dem 
Loſungswort: „Fort mit allem Militarismus“ 
ſchüttet denn doch das Kind mit dem Bade aus. 
Auch keine noch ſo gut geleitete Forſtſchule ver⸗ 
mag dieſe Schule des Lebens, durch die leider 
ein immer noch zu kleiner Teil des deutſchen 
Volkes gegangen war, zu erſetzen. Gehorchen 
und befehlen lernen, ſelbſt im kleinen disponieren 
können, Mut und Charakter zu bilden, mit der 
Waffe zu verſchmelzen, und Strapazen mit zähem 
Eigenwillen zu überwinden, das Gefühl der 
Pflicht auch bei anſcheinend Geringwertigem, 
das war's, was wir aus dieſer großen Er⸗ 
ziehungsſchule mit in den Wald nahmen, nicht 
zum Schaden desſelben. Was uns Forſtmännern 


aber ferner die Jägerbataillone waren, ſteht 
noch auf einem anderen Blatt. Welche Rolle 
im Leben der Forſtanwärter die zerſchlagene 

Inſpektion der Jäger und Schützen geſpielt, 
ſollte nicht vergeſſen werden. Und was ander⸗ 
ſeits die Armee durch den Fortfall taufender 
vorzüglicher Jäger, Oberjäger und Jägeroffiziere 
verloren hat und dauernd verlieren muß, ſo⸗ 
lange der Internationalismus bei uns und die 
Entente mit ihrem Verſailler Schmachfrieden 
über uns herrſcht, braucht nicht erſt eingehend 
beleuchtet zu werden. Der Weltkrieg hat es 
bewieſen. Wo immer Jägerbataillone in ihrer 
alten Struktur und Zuſammenſetzung fochten 
oder dem Feinde trotzten, da ſind es Ruhmes⸗ 
blätter geweſen, die nicht ſo bald verwelken. — 

Keine großen Seltenheiten waren es, daß 
drei Generationen nacheinander oft in demſelben 
Bataillon, in derſelben Kompanie ihrer Dienſt⸗ 
pflicht genügten, und wenn auch manchen von 
uns nicht gerade die allerbeſten Erinnerungen 
an ſeine Rekrutenzeit feſſelten — wie mich auch 
—, ſo iſt das einſtige Jägerbataillon, die ehe⸗ 
malige Jägergarniſon überall im grünen Stande 
das Ziel Tauſender bis ins Greiſenalter hinein 
geweſen. Das Bataillon rief zur übung, zu 
Jubiläen, zu Feſten, und alle, alle kamen. — — 
Und welche Freude, welcher Jubel dort an 
ſolchen Tagen des Wiederſehens herrſchte — 
brauche ich das noch zu ſchildern? 

Hat uns nun auch ein verblendeter Volksteil 
dieſe Heimſtätte zerſchlagen, und hat der Feind⸗ 
bund den Wiederaufbau unterbunden, ſo liegt 
es doch nicht in beider Macht, die ſtolzen Er⸗ 
innerungen zu ertöten, wenn wir es ſelbſt nicht 
wollen. Wer iſt aber berufener zur Pflege 
der Traditionen unſerer ruhmreichen Jäger⸗ 
bataillone, als wir Forſtleute, und wenn wir 
uns alle einmal wieder zuſammenfinden ſollen 
und müſſen, Verwaltung und Betrieb, dann 
gibt dieſe Baſis Gewähr, daß ſie tragfähig 
und haltbar iſt. 

Wer heute in unſerem Stande von Ent⸗ 
militariſieren, vom Ausrotten jedes militäriſchen 
Sinnes faſelt, dem, verehrter Leſer dieſer Zeilen, 
haue mit Worten eins über ſeinen geehrten 
Schnabel und ſage ihm, daß er keineswegs 
dazu berufen ſei, die Wehrlosmachung des 
deutſchen Volkes noch weiter zu befördern und 
den eignen Stand der Entente zu denunzieren. 
Nicht heraus, ſondern herein mit dem Gefühl 
zur Ertüchtigung des Förſterſtandes, und dazu 
diene uns allen die Pflege der Ruhmestaten 
der Jägerbataillone. Es muß für uns als die 
berufenſten lebenden Zeugen Pflicht ſein, die 
Heldentaten der Jägerbataillone rein und un⸗ 
verwiſchbar unſeren Kindern, unſeren jungen 
Nachfolgern zu übermitteln. Ein Förſterverein, 
ein Oberförſterverein der Jetztzeit, der ſich in 
ſeinem Programm nicht auch dieſem Dienſte 
widmet, begeht eine Unterlaſſungsſünde an 
ſeine Nachfahren und dem deutſchen Volke 
überhaupt. Man komme mir nicht mit dem 
Einwand, das gehört nicht in den Rahmen 
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eines Standesvereins. Vielleicht nicht in die 
Satzungen einer neuzeitlichen Gewerkſchaft, in 
der aller deutſcher Idealismus konſequent ab⸗ 
getötet wird, wohl aber doch noch immer in den 
Rahmen einer Verbindung deutſchfühlender und 
deutſchempfindender Männer, ſelbſt auf dem 
Boden eines Standesvereins. 

Wenn Arbeit am eignen Stande ſich 
in Widerſpruch ſetzt mit der Arbeit am 
Vaterlande, an der Aufrichtung eines 
geknechteten, hilflos am Boden liegenden 
Volkes, dann iſt es Zeit, erſtere Arbeit 
auszuſtreichen. Vielleicht machen es kommende 
Jahre doch noch möglich, daß im Rahmen des 
uns gnädigſt bewilligten kleinen Heeres unſere 
jungen Forſtanwärter eine militäriſche Schul⸗ 
zeit unter Fortbildung ihres Berufes durch⸗ 
machen können, da ja für viele Jahre noch 
eine rechtzeitige Anſtellung mit Revier aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 

Als ich in der letztverfloſſenen Forſtetats⸗ 
ausſchußſitzung den ſozialiſtiſchen Abgeordneten 
Gebhardt über den „verfluchten Militarismus 
im Walde“ ſprechen oder beſſer geſagt ſchimpfen 
und den demokratiſchen Abgeordneten Hoefler 
die Abſchaffung der Förſteruniform befürworten 
hörte, da gingen doch durch meinen Kopf 
Gedanken der Wehmut über dieſe neuzeitlichen 
Rechtsbeiſtände des preußiſchen Förſterſtandes. 
Ich ſtoße mich hierbei nicht an der anderweitigen 
Parteizugehörigkeit dieſer Herren, ſondern an 
der Weltfremdheit und Unkenntnis der Impon⸗ 
derabilien, die trotz Gewerkſchaft, trotz neuzeit⸗ 
licher Formen noch immer in der grünen 
Gilde herrſchend ſind. Die Liebe zum Walde, 
das ſtetige Schaffen von Werten, die Menſchen⸗ 
alter weit überdauern, geben auch dem Stande 
fein entſprechendes Gepräge. Wohl können 
Lebensnöte auch Ideale zeitweiſe zurückdrängen 
und übereifrige Vorgeſetzte ſie vergällen, aber 
der Forſtmann und Landwirt wird ſich nie⸗ 
mals für längere Dauer von Zeitſtrömungen 
und Tagesfragen überwältigen laſſen, denn „es 
erzieht feine Pfleger der Wald“ zu Be⸗ 
trachtungen und Lebensanſchauungen, die mit 
denen der Herren Hoefler und Gebhardt nichts 
gemein haben. 

Aus dieſem Grunde erhoffe ich ſicher, daß 
auch im Förſterſtande das Geſchrei: „wider 
den Militarismus“ gar bald der Vergangen⸗ 
heit angehören wird, daß an dem Eifer großer 
und nicht der ſchlechteſten Teile unſeres Volkes, 
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das Andenken an das ruhmreiche preußiſche 
Heer zu pflegen, auch der Förſter in ſeinen 
Organiſationen ſich beteiligen wird, indem er 
„ſeinen“ Jägerbataillonen auch einen Platz in 
ſeinem Tätigkeitsfeld gönnt. Wer heute ſchier 
verzweifelnd in die Zukunft blickt, ſtärke ſich 
durch Einen Rückblick in die Vergangenheit 
ſeines Volkes und Vaterlandes, dann wird er 
die Kraft finden, vorwärts zu ſtreben. Dann 
wird er auch bei allem Streben, für ſeine 
Standesintereſſen zu wirken, niemals außer 
acht laſſen, den Geſamtbelangen des Vater⸗ 
landes ſich ehrfurchtsvoll zu beugen. 

Überlaſſen wir es ruhig anderen unver⸗ 
antwortlichen, vom Vaterlande losgelöſten 
Elementen, jeden Funken militäriſchen Fühlens 
und Denkens zu ertöten, es iſt dieſes die 
ruhmreichſte Seite in der preußiſchen Chronik, 
iſt ſie auch nicht modern, ſo hat ſie doch den 
Vorzug, trotz allen Gegenbemühungen, unver⸗ 
löſchbar in die Weltgeſchichte eingegraben zu 
ſein. Nicht Hackenklapp und andere Kinker⸗ 
litzchen im Zivilleben bedeuten die einſtige 
Größe unſerer militäriſchen Volkserziehung, 
ſondern die Hochzucht zur Pflicht am Vater⸗ 
lande! Welch einen Beamtenkörper aber ſchuf 
der verläſterte Militarismus in Preußen? 
Zu ſeinem Lobe brauchen wir keine Zeile 
ſchreiben, er war der „rocher de bronce“, der 
Preußens Größe ſchuf. Denken wir immer an 
den Ausſpruch Friedrichs des Großen: „Die 
Welt ruht nicht ſicherer auf den Schultern des 
Atlas, als Preußen auf einer ſolchen Armee“, 
dann wird auch in uns Grünröcken jede 
Stunde hochwillkommen ſein, die der Pflege 
und dem Andenken an unſere Jägertruppe 
gewidmet worden iſt. — Vergeſſen wir nicht 
ganz, was wir waren, denn einſt folgte auf 
Jena ein Leipzig, ſollte nicht auch wieder auf 
das Jahr 1918 ein jugendfriſches Jahr herauf⸗ 
dämmern, das die Nebelſchwaden, die uns 
jetzt jede Ausſicht verſperren, wegfegt? Haſt 
du dieſe Hoffnung, ſo lebe derſelben und gib 
ihr Geſtalt durch zähes Feſthalten am Über⸗ 
kommenen. Laßt uns in Ehrfurcht behandeln 
die alten Siegeszeichen unſerer Jägerbataillone, 
laßt die Erinnerung an ſie nicht verdorren, 
ſie müſſen für die Zukunft Anteil haben an 
dem Streben der Förſtervereine, die nicht nur 
ſich ſelbſt leben, ſondern auch dem Geſamt⸗ 
% zu dienen berufen und verpflichtet 
ind! 


Die Forſtſchule Spangenberg. 


Wiederum müſſen wir uns mit Vorgängen 
em einer der preußiſchen Forſtlehrlingsſchulen 
beſchäftigen, die glücklicherweiſe diesmal nicht ſo 
arger Natur ſind wie ſeinerzeit die Steinbuſcher 
Angelegenheit. Veranlaſſung gibt die Veröffent⸗ 


Mchung eines Berichtes von Förſter Ernſt im d 


ſchule Spangenberg eine Entgegnung geſandt. 
Bei der Bedeutung aller Forſtſchulfragen für 
den Förſterſtand ſcheint es unbedingt nötig, 
daß alle Teile gehört werden; wir ver⸗ 
öffentlichen daher in nachſtehendem zunächſt 
ie Erwiderung von dem gegenwärtigen 


„Oeutſchen Förſter“ Nr. 15 S. 266. Auf Leiter der Forſtſchule Spangenberg, Ober⸗ 
Selen hat uns die Leitung der Forſtlehrlings⸗ förſter Wallmann. 
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In Nr. 15 des „Deutſchen Foͤrſters“ hat Herr 
Foͤrſter Ernſt⸗Misburg einen Artikel veroͤffentlicht, 
der ſolch unerhoͤrte Angriffe und Beleidigungen gegen 
die Forſtſchule Spangenberg und die an derſelben 
angeſtellten Beamten enthaͤlt, daß ich mich gezwungen 
ſehe, darauf zu antworten, zumal ich mich in der 
Handhabung der Schulleitung nachweislich mit faſt 
ſaͤmtlichen Vaͤtern unſerer jetzigen Schuͤler eins 
weiß und keinen Grund habe, an den hier beſtehenden 
Vorſchriften und Einrichtungen etwas zu aͤndern. 

Mit Befriedigung ſtelle ich feſt, daß Herr Foͤrſter 
Ernſt nur auf Geruͤchte hin feinen Weg nach 
Spangenberg genommen hat, nicht etwa auf Grund 
von Tatſachen, die dem „Verein Preußiſcher 
Staatsſoͤrſter“ mitgeteilt waͤren. Leere Geruͤchte 
ſind es denn auch in der Tat geweſen, entſtanden 
durch unverantwortliche Briefe einzelner Schuͤler 
an ihre Eltern, in denen die tollſten Unwahrheiten 
verbreitet wurden. Da man mit Tatſachen nicht 
aufwarten konnte, ſo griff man zu dem beliebten 
Mittel, ſolche Geruͤchte beim Schopfe zu faſſen, um 
der verhaßten Forſtſchule etwas anzuhaͤngen, und 
ach wie leicht finden ſich Leute, die mit wahrer 
Senſationsluſt ſolche Geruͤchte in alle Welt aus⸗ 
poſaunen. — SE l 

„Oho, wird Herr Ernſt ſagen, „ift vielleicht die 
Heringsvergiftung keine Tatſache?“ — Ja, es iſt 
eine, ſogar eine ſehr traurige und tief bedauerliche. 
Aber kann eine ſolche Vergiftung nicht jeden Tag 
auch in dem beſtgeleiteten Privathaushalt vor⸗ 
kommen, und muß daran unbedingt wieder der 
Betrieb an der Forſtſchule Schuld ſein? Auch 
dem Lieferanten war eine ſtrafbare Handlung nicht 
nachzuweiſen, denn das von mir gegen ihn an⸗ 
geſtrengte Strafverfahren iſt von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft eingeſtellt worden. . 

Herr Foͤrſter Ernſt bedauert, daß ich die Leitung 
der Forſtſchule nur im Nebenamt innehabe und nicht 
meine ganze Kraft der Schule zur Verfuͤgung ſtellen 
kann. Ich kann ihm darauf nur erwidern, daß es 
unter den jetzigen Verhaͤltniſſen keine reine Freude 
iſt, eine Forſtſchule zu leiten oder Lehrer an ſolcher zu 
ſein, da der Staatsfoͤrſterverein uns ſyſtematiſch alle 
Luſt an unſerer Tätigkeit nimmt und alles das, was 
wir in treuem Pflichtgefuͤhl fuͤr das Wohl und die 
Erziehung unſerer Schüler tun, rundweg als un⸗ 
noͤtigen Zwang, Drill und Knechtung bezeichnet. Ich 
mache dem Foͤrſterverein den Vorſchlag, ſich an den 
Herrn Miniſter mit der Bitte zu wenden, daß 
Vertreter des Foͤrſterſtandes die Leitung der Forſt⸗ 
ſchulen im Hauptamte ubernehmen, vielleicht unter: 
bindet ſolche Anordnung, daß der Foͤrſterverein 
dauernd die Forſtſchulen herunterreißt und Un⸗ 
zufriedenheit in die Schuͤler hineinträgt. Denn, 
Herr Ernſt, das find Tatſachen und keine Gerüchte, 
die ich auf Wunſch mit Beweiſen belegen kann. 
Übrigens kann ich Ihnen mitteilen, daß mit den 
3 Waldbauſtunden (tatſaͤchlich find es 6) meine Tätig: 
keit an der Forſtſchule keineswegs erſchoͤpft iſt, denn 
hinzu kommt noch faſt allwoͤchentlich eine Lehr: 
wanderung von 4 bis 5 Stunden, ſo daß ich jeden 
einzelnen Schuͤler ganz genau kenne und weiß, was 
ich von ihm zu halten habe. 

Daß ich Herrn Foͤrſter Ernſt geſagt habe, ich ſei 
mit dem diesjaͤhrigen Jahrgang ſehr zufrieden, iſt 
richtig, und ich war es auch bis zu dem Tage — 
wo E Ernſt kam und Unzufriedenheit fäte, Noch 
ſchlimmer wurde es, als am naͤchſten Tage Hegemeiſter 
Kaufmann, Mitglied des Kuratoriums, ohne Auf⸗ 
trag und Wiſſen des Vorſitzenden erſchien und eine 
Abſtimmung der Schüler herbeifuͤhrte, ob fie mit dem 
aufſichtfuͤhrenden Forſtbeamten, ihrem Vorgeſetzten, 
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zufrieden ſeien oder nicht. Glaubt der preußiſche 
Staatsförſterſtand wirklich, es läge im Intereſſe 
ſeines Nachwuchſes, wenn die jungen Leute auf dieſe 
Weiſe gegen ihre Vorgeſetzten aufgehetzt werden? 
Es hat mir viel Mühe gemacht, die Schüler nach 
dieſem Vorgang wieder ſo weit zu bringen, daß ſie 
ruhig nachdachten und ſich die große Torheit, die ſie 
begangen hatten, vor Augen fuͤhrten. 

Herr Ernſt ſchreibt ferner, der Verein habe kein 
Intereſſe daran, Gegenſaͤtze in die Forſtſchulen, 
hineinzutragen; ich kann dazu nur ſagen, daß es ihm 
dann gegen ſeinen eigenen Willen glaͤnzend gelungen 
iſt, ſolche Gegenſaͤtze zu ſchaffen, von denen man in 
Spangenberg vorher nichts gewußt hat. Mit dem 
Tage des Erſcheinens der Herren Ernſt und Kauf: 
mann war das Vertrauen zwiſchen Lehrern und 
Schülern erſchuͤttert, denn die Schuler trugen nun: 
mehr ihre Wuͤnſche nicht mehr dem Leiter, ſondern 
dem außenſtehenden Foͤrſtervertreter vor, der ja auch 
viel entgegenkommender ſchien als der geſtrenge 
Direktor, der aus reiner Luſt am Verbieten die Frei⸗ 
heiten der Schuͤler moͤglichſt einſchraͤnkte. Der Wert 
der Lehrer wurde nach dem Urteil der Schuler ein: 
geſchaͤtzt, denn nach jedem einzelnen wurden dieſe 
ausgefragt, ja, es wurde ihnen eg nahegelegt, 
daruͤber abzuſtimmen, ob der eine Beamte bleiben 
ſollte oder nicht! Wie dieſes Vorgehen die Autorität 
der Lehrer untergraben hat, war jedem Schuͤler an 
den Augen anzuſehen. Wie denkt ſich Foͤrſter Ernſt 
nun die Stellung des Lehrers Ried nach ſeiner Kritik 
im „Deutſchen Foͤrſter“? Doch darauf will ich nicht 
naͤher eingehen, da dieſe Außerung noch ein gericht⸗ 
liches Nachſpiel haben wird. Das Vorgehen der Herren 
Ernſt und Kaufmann iſt zwar durch das Schreiben 
des Herrn Miniſters vom 12. März 1920 — III 3531 — 
an Foͤrſter Pfalzgraf deutlich gekennzeichnet, den für 
dieſes Jahr aber nicht wieder gutzumachenden 
Schaden hat davon die Forſtſchule. 

Und nun die Verpflegung: Auch mir gegenuͤber 
haben die Schüler häufig über mangelhaftes Eſſen 
geklagt. Auf jede Klage bin ich eingegangen, habe, 
ſoweit es in meiner Macht ſtand und ſich mit dem 
gezahlten Koſtgelde vereinbaren ließ, Abhilfe ge: 
ſchaffen und angeordnet, daß in mancher Hinſicht den 
Wuͤnſchen der Schuͤler mehr entſprochen wurde. 
Wenn Foͤrſter Ernſt ſchreibt, an dem Tage der An: 
weſenheit des Herrn Oberforſtmeiſters ſei das Eſſen 
ubeſonders gut“ geweſen, fo ſcheint er mir das Opfer 
des einſeitigen Urteils eines Ausſchußmitgliedes ge⸗ 
worden zu ſein, das aus beſtimmten Gruͤnden dem 
Hausvater nicht gewogen war und durch ſein Urteil 
„beſonders gut“ demſelben einen deutlich fuͤhlbaren 
Hieb verſetzen wollte. Tatſaͤchlich gab es an dem Tage 
Mehlkloͤße und Miſchobſt, ein Eſſen, mit dem nicht 
viel Ehre einzulegen iſt. Sollte der Hausvater auch 
an dem Tage, an dem Foͤrſter Ernſt unvermutet 
um 12,30 Uhr mittags auf dem Schloß erſchien und 
das Eſſen probiert hat, noch ſchnell „beſonders gut“ 
gekocht haben? Wahrſcheinlich, denn Ernſt hat fol⸗ 
gendes Urteil abgegeben: „Das ſchmeckt doch ſehr 
gut, wenn ich es nur immer ſo haͤtte!“ 

An dem Tage, als ſich die Heringsvergiftung er⸗ 
eignete, iſt das Eſſen von den Forſtaſſeſſoren aller⸗ 
dings nicht gepruͤft worden. Es iſt dies, entgegen der 
Anſicht des Foͤrſters Ernſt, auch nicht vorgeſchrieben, 
es geſchieht jedoch auf meine perfönliche Anordnung 
in den meiſten Fallen, wenn die Aſſeſſoren nicht zu: 
fällig verhindert find. Ich rate Foͤrſter Ernſt, ſich die 
Satzungen fuͤr die Forſtlehrlingsſchulen etwas genauer 
anzuſehen. 

Der den Forſtgehilfen Schuchhardt vertretende 
Forſtgehilfe Seitz hat die Heringe ſofort beanſtandet 
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und ein neues Eſſen herrichten laſſen. Daß einige 
Schuͤler ihren Hering ſchon verzehrt hatten, war nicht 
ſeine Schuld. 

Daß die Forſtgehilfen und der Lehrer allgemein 
mit dem Eſſen zufrieden ſind, hat nicht etwa ſeinen 
Grund darin, daß fie etwas Beſſeres bekuͤmen als die 
Schuͤler, ſondern kommt einfach daher, daß ſie ver⸗ 
ſtaͤndige und gereifte Menſchen ſind, die ſich ſagen, 
für den Preis von 8 „ kann heutzutage der Haus: 
vater nicht mehr liefern, waͤhrend unter den Schuͤlern 
ſtets Noͤrgler ſind, die vielleicht an die dicken Speck⸗ 
ſeiten eines geſegneten Landhaushalts denken und 
damit den übrigen einreden, das Cſſen ſei ſchlecht. — 

Und nun der militaͤriſche Drill! Daruͤber iſt 
ſchon ſo viel geſchrieben und geredet, daß es lang⸗ 
weilig wird. Jawohl, es wird bei uns ſtillgeſtanden, 
auch werden die Augen rechts genommen, wenn der 
Vorgeſetzte zur Lehrwanderung erſcheint, und zwar 
— auf Wunſch der Schuͤler. Ich habe es ihnen frei⸗ 
geſtellt, mich nicht anzuſehen, wenn ich zu ihnen 
traͤte, ich wuͤrde ihnen dann aber kein „Weidmanns⸗ 
heil“ zurufen, auch wuͤrde ich nicht mit ihnen durch die 
Stadt ziehen, wenn ſie nicht in Gruppen geordnet 
marſchieren wuͤrden. Da haben ſie ſich zu meiner 
großen Freude dahin erklaͤrt, die Formen der Ord⸗ 
nung beibehalten zu wollen, auch gegen den Willen 
des Herrn Ernſt. Will der Staatsfoͤrſterverein mir 
die Moͤglichkeit nehmen, durch ſtramme Ordnung die 
Schuͤler zuſammenzuhalten, ſo lehne ich die Verant⸗ 
wortung fuͤr ein Internat ab. Es waͤre beſſer, die 
Schuͤler wohnten dann fuͤr teures Geld in der Stadt, 
und man ließe ſie tun und laſſen, was ſie wollen, 
ich ſaͤhe ſie dann nur im Unterricht und haͤtte wahrlich 
leichteres Leben. 

Herr Ernſt empfindet das Einnaͤhen der Namen 
in die Waͤſche der Schuͤler als uͤberfluͤſſig. Ja, Herr 
Ernſt, ich auch mit dem Augenblick, wo Sie 
garantieren, daß keine „Verwechſlungen“ vorkommen. 
Ich moͤchte mal die Klagen der Eltern hoͤren, wenn 
den Soͤhnen hier von ihrer Waͤſche etwas verſchwinden 
wuͤrde; nur um das zu verhindern, beſteht die Vor⸗ 
ſchrift. Im vorigen Jahre hat ein Schuͤler wegen 
Unredlichkeit aus der Forſtſchule und damit aus der 
Laufbahn ausgewieſen werden muͤſſen —, kurz: ich 
halte das Einnaͤhen der Namen in die Waͤſche auch 
in dieſem Jahre fuͤr dringend erforderlich und bin 
gern bereit, dem Foͤrſter Ernſt mit Tatſachen auf⸗ 
zuwarten, die dieſe Beſtimmung als notwendig 
rechtfertigen. 

Das Verbot des Wirtshausbeſuchs an Wochen⸗ 
tagen außer Sonnabends iſt auf mehrfach geäußerten 
Wunſch der Eltern unſerer Schuͤler ergangen. Trotz 
dieſer Beſchraͤnkung ſind von einzelnen Schuͤlern ſchon 
in dieſem Schuljahr in einer einzigen Wirtſchaft 
Schulden von 400, 500, ja ſogar 1300 / gemacht 
worden, und zwar fuͤr Wein, Zigaretten und der⸗ 
gleichen. Glaubt Herr Foͤrſter Ernſt danach noch, 
daß ich das Wirtſchaftsverbot aufheben werde? 

Die Beſtimmung, daß ein Schuͤler, der in der 
Woche krank war, am Sonntagabend nach 9½ Uhr 
nicht ausgehen darf — Ernſt verallgemeinert es 
irrtuͤmlich auf den ganzen Sonntag —, habe ich auf 
Wunſch der Schuͤler etwas gemaͤßigt, aber wie recht 
ich mit der Anordnung gehabt habe, zeigt unter andern 
wieder ein Fall, der ſich vor kurzem ereignete. 
Cin Schuͤler hatte Freitag und Sonnabend im Bett 
gelegen, weil er Schmerzen im Bein hatte, am 
Sonntag ging er aus, ging abends in einen Lieder⸗ 
abend und — lag Montag wieder zu Bett. Das iſt 
weiter nichis als Druͤckebergerei, gegen die meine 
Be: »» »ſehr bheilſam war. 

Saut = luß noch eine Frage: Was hat der Staats⸗ 


foͤrſterverein mit der Entſendung des Foͤrſters Ernſt be⸗ 
zweckt? An der Forſtſchule ſind angeſtellt: 1 Oberfoͤrſter, 
2 Forſtaſſeſſoren, 2 Forſtgehilfen und 1 Lehrer, deren 
Berufsehre es fordert, nach allen Kraͤften und nach 
beſtem Wiſſen ihre Pflicht zu tun. Glaubt der Verein, 
daß dieſe Beamten alle gewiſſenloſe, pflichtvergeſſene 
Menſchen ſind, die von Foͤrſter Ernſt uͤberwacht werden 
muͤſſen? Tut auch das Kuratorium mit dem Ober⸗ 
forſtmeiſter an der Spitze und einem Foͤrſtervertreter 
als Mitglied nicht mehr ſeine Pflicht? 

Ich will zur Ehre des Herrn Foͤrſters Ernſt an⸗ 
nehmen, daß er ſich der ungeheuren Tragweite ſeines 
Unternehmens und der ſchweren Vorwuͤrfe gegen die 
Schulleitung, die in ſeiner unberechtigten Reviſion 
lagen, nicht voll bewußt geworden iſt. Denn nicht 
nach Erziehungsgrundſaͤtzen und auf Grund ein: 
gehender Sachkenntnis wird im „Deutſchen Foͤrſter“ 
uͤber die Forſtſchulen geurteilt, ſondern durch die 
Parteibrille der Foͤrſtergewerkſchaft. 

Die Außerung eines unferer jetzigen Schüler: 
„Es ginge alles ganz gut hier, wenn ſo viele Schuͤler 
nicht immer wieder von zu Hauſe aufgehetzt wuͤrden,“ 
gibt ſehr zu denken. 

Forſtlehrlingsſchule Spangenberg. 
Wallmann. 


Da ſich zu derartigen Fragen unparteiiſch 
am beſten ältere, erfahrene Forſtbetriebsbeamte 
äußern, haben wir Herrn Hegemeiſter i. R. 
Simon, der ſchon ſeinerzeit zu der Steinbuſcher 
Angelegenheit objektiv und, wie jeder Standes⸗ 
angehörige empfunden haben wird, in recht 
glücklicher Weiſe das Wort ergriffen hatte, 
gebeten, ſich auch zu den Spangenberger An⸗ 
gelegenheiten zu äußern. Er ſchreibt: 

Obgleich mir in dieſem Falle Unterlagen uͤber die 
Vorgänge nicht in dem Umfange zur Verfügung 
ſtehen, wie es ganz wuͤnſchenswert waͤre, will ich 
ganz meine Auffaſſung aͤußern, getreu dem Grund⸗ 
ſatz, den ich in Nr. 25 auf Seite 451 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ von 1920 ausgeſprochen habe. 

Zunaͤchſt muß ich bedauern, daß Vorkommniſſe, 
wie die „Heringsgeſchichte“, die ſich bei aller Sorg⸗ 
falt ſchließlich in dem geordnetſten Haushalt einſtellen 
koͤnnen, nutzlos in die breite Öffentlichkeit getragen 
werden. Mit Breittreten ſolcher Vorkommniſſe läßt 
ſich ſchwerlich die Förderung eines Beamtenſtandes 
erreichen. Leider aber beſteht heute vielfach die Auf⸗ 
faſſung, mehr durch Verſchaͤrfung von Gegenſaͤtzen 
erreichen zu wollen, als in Verſuchen, dieſe zu uͤber⸗ 
bruͤcken. 

In der Darſtellung des „Deutſchen Foͤrſters“ iſt 
auf Seite 266 wieder von dem Haß die Rede, der 
in den Oberfoͤrſterkreiſen gegen den Foͤrſterſtand 
beſtehen ſoll. Tatſache iſt allerdings, daß leider im 
Laufe der letzten Jahre unter verſchiedenſten Ein⸗ 
wirkungen das fruͤher unter allen Staͤnden der Staats⸗ 
forſtbeamten vorhandene gute Einvernehmen auf vielen 
Stellen getruͤbt iſt; es wuͤrde uͤber den Rahmen 
hinausgehen, bei dieſer Gelegenheit die Urſachen zu 
eroͤrtern, die zu ſolchem Zuſtande gefuͤhrt haben. 
Wenn der gegen die Forſtakademien erhobene Vor⸗ 
wurf richtig iſt, daß dort der Oberfoͤrſternachwuchs 
durch Vortraͤge uͤber die zeitlichen Streitfragen zur 
Voreingenommenheit gegen den Foͤrſterſtand er⸗ 
zogen wird, ſo muͤßte das ganz entſchieden verurteilt 
werden. Ebenſo verfehlt iſt es aber auch, wenn auf 
den Forſtſchulen von ſeiten der Foͤrſter eine Saat 
geſtreut wird, die in weiterer Entwicklung zur Auf: 
lehnung gegen die beſtehenden Dienflvorichriften 
führen muß. 
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Wie aus den Ausführungen des Leiters der 
Schule hervorgeht, war das Verhalten der Schuͤler 
zu Beginn der Schulzeit tadellos, und es habe ſich 
erſt nach dem Beſuch der Foͤrſtervertreter verſchlechtert. 
Das klingt durchaus wahrſcheinlich, denn der Er⸗ 
ziehung der Jugend iſt es nicht zuträglich, wenn von 
außerhalb Einmiſchungen erfolgen, die in den 
Augen der Schuͤler das Anſehen der Lehrperſonen 
ſchwaͤchen. Bei Erziehungsfragen wird immer an 
dem alten Grundſatz feſtzuhalten ſein: „Der Juͤnger 
iſt nicht uͤber ſeinen Meiſter!“ 

Heutzutage iſt es wohl erklaͤrlich, daß junge 
Leute, die bisher in laͤndlichen Verhaͤltniſſen gelebt 
haben, leicht uͤber die Verpflegung klagen und ſich 
ſchwer eine Vorſtellung davon machen koͤnnen, daß 
in den Staͤdten ſchon jahrelang 30 Gramm Butter 
14 Tage ausreichen muͤſſen, und in bezug auf andere 
Nahrungsmittel gleichfalls unzureichende Ver⸗ 
ſorgung beſteht. Außerdem iſt bekannt, daß dort, 
wo viele junge Leute zuſammenleben, ſich immer 
einige darunter befinden, die ſelbſt an den Mahl⸗ 
zeiten etwas auszuſetzen haben, die jedem Billig⸗ 
denkenden mehr als genuͤgend erſcheinen. Dieſen 
Umſtaͤnden haben die Vertreter des Foͤrſterſtandes 
bei ihrem Urteil augenſcheinlich nicht genuͤgend 
Rechnung getragen. Wenn nun heute, wo der preu: 
ßiſche Militarismus die beſtgehaßte Einrichtung iſt, 
vielfach uͤber eine zu ſtraffe Erziehung der Jugend 
geklagt wird, ſo wird dabei oft uͤberſehen, daß zu der 
Zeit, in der man in unſerm Vaterlande weniger Ein⸗ 
ſpruch dagegen erhob, Maͤnner herangewachſen ſind, 
die das Deutſche Reich zu Ehre, Anſehen und Wohl⸗ 
ſtand gebracht haben. Es hat ſich noch immer gezeigt, 
daß nur der, der gelernt hat in der Jugend zu ge: 
horchen, ſpaͤter als Mann befaͤhigt war, ſachliche An⸗ 
ordnungen zu erteilen, denn nur er kann ſchaͤtzen, 
was er von der geordenten Leitung eines Betriebes 
abhaͤngt. Man ſollte daher den Verweichlichungs⸗ 
grundſaͤtzen, die heute bei allen Erziehungsfragen 
gewiß nicht zum Nutzen des Vaterlandes in den 
Vordergrund treten, doch nicht zu ſehr das Wort 
reden. Wir gehen ſehr ernſten Zeiten entgegen 
und werden uns in dieſen nur behaupten koͤnnen, 
wenn in ihnen ein Geſchlecht lebt, das gelernt hat, 
dem Eigenwillen zum Wohle des Ganzen Opfer zu 
bringen. Zugeſtanden werden kann, daß es bei den 
Lehrwanderungen auch recht gut ohne Innehaltung 
ſtreng militaͤriſcher Formen geht. Waͤhrend meiner 
Dienſtzeit, die uͤber 40 Jahre zuruͤckliegt, bewegten 
wir uns dabei durchaus zwanglos, natuͤrlich unter 
Beachtung der ſchuldigen Ruͤckſichten auf den Leiter 
des Ausfluges. Es kann fein, daß wir dies Zu: 
geſtaͤndnis dem Umſtande zu verdanken hatten, daß 
ſich die Garniſon in einer Univerſitaͤtsſtadt (Greifs⸗ 
wald) befand, was auch in anderer Beziehung nicht 
ohne guͤnſtigen Einfluß auf die Handhabung des 
Dienſtes geweſen iſt. 

Daß von den Foͤrſtervertretern eine Erweiterung 
des Wirtshausbeſuchs befuͤrwortet wird, kann kaum 
als zweckdienlich angeſehen werden. Dieſer Auf⸗ 
faſſung werden ſicher auch die meiſten Vaͤter der 
Schuͤler zuſtimmen, um ſo mehr, wenn ihre Geld⸗ 
taſche dadurch eine ſtarke Inanſpruchnahme erleidet. 
Auch uͤber die Aufhebung des Rauchverbots wird zu⸗ 
meiſt die gleiche Auffaſſung geteilt werden. 


Allerdings ſollte in den Raͤumer jeder Forſtſchule 
ein Zimmer eingerichtet werden, in dem ſich die 
Schüler täglich zu gewiſſen Stunden in zwangloſer 
Unterhaltung zuſammenfinden koͤnnen, denn es 
muß jungen Leuten Gelegenheit gegeben werden, 
bei Schachſpiel, Leſen von guten Buͤchern, eigen⸗ 
gewaͤhlter Handarbeit und angenehmer Unterhaltung 


Erholung von der Tagesarbeit zu finden. Hier hätten 
die unterrichtenden Perſonen die beſte Gelegenheit, 
den Schuͤlern menſchlich tatſaͤchlich naͤherzutreten, 
und ſo wuͤrde es allmaͤhlich moͤglich werden, ein Ver⸗ 
haͤltnis anzubahnen, das zu dem ſpaͤter ſo not⸗ 
wendigen Verſtehen zwiſchen Vorgeſetzten und nach⸗ 
geordneten Beamten fuͤhrt. 

Geht man den Mißſtaͤnden in Spangenberg tiefer 
auf den Grund, ſo ſcheint doch wieder, daß der 
ganze Schulbetrieb an den ſtaatlichen Forſtſchulen 
uͤberhaupt nicht ſo gehandhabt wird, wie es zeit⸗ 
gemaͤß waͤre. Zunaͤchſt ſollte der Schulleiter keine 
andere Aufgabe beſitzen, als ſich der ihm unterſtellten 
Schule und ſeinen Schuͤlern zu widmen. Dann 
muͤſſen fuͤr eine Anſtalt, wie es Line Forſtſchule iſt, 
Lehr⸗ und Aufſichtskraͤfte ausgeſucht werden, die ſich 
nach Charakter und Neigung ganz beſonders fuͤr 
erzieheriſche Aufgaben eignen, aber auch die noͤtige 
Lebenserfahrung fuͤr dieſen Beruf beſitzen. Wenn 
in Spangenberg die Aufſicht von einem jungen 
Forſtgehilfen ausgeuͤbt wird, und der beamtete Lehrer 
noch in ganz jugendlichem Alter ſteht, ſo kann nicht 
ohne weiteres geſagt werden, daß, ſoweit dieſe beiden 
Perſonen in Frage kommen, dortſelbſt nach ge⸗ 
ſchilderten Grundſaͤtzen verfahren worden iſt. Gerade 
die Haltung dieſer beiden Perſoͤnlichkeiten muß von 
ganz beſonderem Einfluß auf die Schuͤler ſein, weil 
beide taͤglich in engſter Beruͤhrung mit ihnen ſtehen. 
Daher muͤſſen ſie auch auf Grund gereifter Lebens⸗ 
erfahrung in der Lage ſein, nach allen Seiten hin 
mit dem nötigen Gewicht aufzutreten, beſonders 
wenn es etwa gilt, nach ihrer Anſicht berechtigten 
Wuͤnſchen der Schuͤler das Wort zu reden. Es iſt durch⸗ 
aus nicht beabſichtigt, einen, auch nur den leiſeſten, 
Vorwurf gegen die beiden juͤngeren Herren in 
Spangenberg zu erheben, denn etwa vorhandene 
Maͤngel erſcheinen uns in dem jugendlichen Alter und 
dem damit verbundenen Fehlen von Lebenserfahrung 
begruͤndet. Gegenwaͤrtig beſteht doch ſicher an ge⸗ 
eigneten, gereiften Perſoͤnlichteiten fuͤr ſolche 
Stellungen kein Mangel. Es ſind ſowohl Forſtbeamte 
wie Lehrer aus den abgetretenen Gebieten, die 
Wartegelder beziehen, in uͤbergroßer Zahl vor⸗ 
handen, und unter dieſen haͤtten ſich gewiß geeignete 
Perſoͤnlichkeiten finden laſſen. 

Will der Verein Preußiſcher Staatsfoͤrſter 
feine Tatigkeit in bezug auf die Beſſerung der Ver: 
haͤltniſſe an den ſtaatlichen Forſtſchulen in geſchilderter 
Richtung entfalten, ſo wird ſolche Arbeit ſicher als 
foͤrdernd angeſehen werden koͤnnen. Wenn aber 
Perſoͤnlichkeiten ohne gruͤndliche Kenntnis der ganzen 
Verhaͤltniſſe und vermutlich auch ohne die dazu 
nötigen paͤdagogiſchen Faͤhigkeiten verſuchen, durch 
alleiniges Verhandeln mit den Schuͤlern denen er⸗ 
wuͤnſcht erſcheinende Anderungen herbeizufuͤhren, ſo 
muͤſſen derartige Eingriffe als ein Vorgehen an⸗ 
geſehen werden, das ſich mit erzieheriſchen Grund⸗ 
ſaͤtzen nimmer in Einklang bringen laͤßt, und es wird 
deshalb ſtets mit einem Mißerfolg enden. 

Hegemeiſter i. R. Simon. 

Es entſteht ſchließlich die Frage, ob die 
Veröffentlichung des Herrn Förſters Ernſt über 
das Ergebnis ſeines Beſuches in Spangenberg 
dem Stande ſelbſt Nutzen gebracht hat. Wir 
können uns zu dieſer Auffaſſung nicht bekennen. 
Würden derartige Befuche im Sinne des Herrn 
Hegemeiſters Simon vorgenommen, ſo wären 
fie unzweifelhaft nützlich. Völlig unzweckmäßig 
aber iſt es, wenn deren Ergebniſſe der weiteren 
Offentlichkeit in einſeitiger Darſtellung übergeben 
werden, das bringt in allen Fällen dem Stande 
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Schaden. Hätte Herr Ernſt dieſen Bericht dem nicht lange geredet werden; wir fragen nur, 
Vereinsvorſtand erſtatte t, und hätte dieſer die ob es dem preußiſchen Förſterſtande nützlich 
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empfundenen Mängel höheren Ortes zwecks 
Abſtellung vorgetragen, ſo konnte jedenfalls die 
von ihm ſicher beabſichtigte beſſernde Wirkung 
erzielt werden. Bei den jetzt beliebten Verfahren 
iſt unſerer Auffaſſung nach leider dem preußiſchen 
Staatsförſterſtand, ebenſo wie es bei Steinbuſch 
geſchehen iſt, in ſeinem Anſehen neuer Schaden 
zugefügt worden. Es ſoll davon im einzelnen 


iſt, wenn an die breite Offentlichkeit kommt, 
daß zukünftige Standesangehörige auf der 
Forſtſchule, wo ſie in verhältnismäßig kurzer 
Zeit fürs ganze Leben etwas Tüchtiges zu 
lernen haben und ihnen Zucht und Sitte in 
erſter Linie eingeprägt werden ſollen, leicht⸗ 
ſinnig Kneipſchulden von 400 bis 1300 6 
machen. Die Schriftleitung. 


TREE — 


Reichs: (Militär) Verſorgung. 


Von Rechnungsrat Hering, Berlin⸗Lichterfelde, Bürovorſteher des Reichs⸗Militärverſorgungsgerichts. 


Einleitung. 

Die Verſorgung der früheren Angehörigen 
der deulſchen Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen 
iſt durch ein Geſetz vom 12. Mai 1920 — das 
Reichsverſorgungsgeſetz (R. G. Bl. S. 989, 
vgl. dazu die Ausführungsbeſtimmungen vom 
16. 11. 1920, R. G. Bl. S. 1907) — von Grund 
aus neu geregelt worden. Waren für die Ver⸗ 
ſorgung dieſer Perſonen früher eine ganze Reihe 
von Geſetzen uſw., insbeſondere das Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetz, das Offizierpenſionsgeſetz und 
das Militärhinterbliebenengeſetz, maßgebend, ſo 
hat man jetzt das geſamte Verſorgungsweſen in 
einem Geſetze zuſammengefaßt und es damit 
überſichtlicher geſtaltet und vereinfacht, wodur 
es auch dem Laien leichter verſtändlich wird. Aber 
das iſt nicht die Hauptſache der Neugeſtaltung; 
dieſe weicht vielmehr in grundſätzlichen Punkten 
zugunſten der Verſorgungsberechtigten von den 
früheren Geſetzen ab. Das neue Geſetz macht 
keinen Unterſchied zwiſchen Kriegs⸗ und 
Friedensverſorgung, im weſentlichen auch nicht 

wiſchen Mannſchaften und Offizieren 

eut einzelnen Dienſtgraden, und räumt den 
Beſchädigten Anſprüche auf Leiſtungen ein, die 
früher in das Belieben der Militärverwaltung 
eſtellt waren und deshalb nicht eingeklagt werden 
onnten (ſogenannte „Kannbezüge“, vgl. Ab⸗ 
ſchrift VE Ziffer 2). Das ganze Verſorgungsweſen 
fit „ent militariſiert“ und Zivilbehörden (Ver⸗ 
ſorgungsämter, Hauptverſorgungsämter, Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium, Militärverſorgungsgerichte, 
Reichs - Militärverjorgungsgericht *) übertragen 
worden. 

Ergänzend zu den Behörden⸗Organiſationen 
tritt die Soziale Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge, die in ört⸗ 
liche Fürſorgeſtellen (den Magiſtraten oder Land⸗ 
ratsämtern uſw. angeſchloſſen) und Haupt⸗ 
(Landes⸗) Fürſorgeſtellen (Sitz in der CR in 
der Provinzial» bzw. Landes⸗Hauptſtadt) gegliedert 
fit. Dieſe ſoziale Fürſorge will den Kriegs⸗ 
beſchädigten und Kriegshinterbliebenen mit Rat 
und Tat behilflich ſein, die wirtſchaftlichen Folgen 
erlittener Dienſtbeſchädigung oder des Verluſtes 
des Ernährers zu überwinden oder doch nach 
Möglichkeit zu mildern. Vgl. hierzu unten Ab⸗ 
ſchnitt I Ziffer 2. 

. I. Nach dem Reichsverſorgungsgeſetze hat 
Anſpruch auf Verſorgung, wer eine militäriſche 
Dienſtbeſchädigung erlitten hat oder zu den Hinter⸗ 
bliebenen gehört, für die, wenn der Tod eines 


4) Dieſe Gerichte führen vorläufig noch das Wort 
„Militär“ in ihrem Titel; es wird aber in Kürze auch 
Mer verſchwinden. 


ehemaligen Soldaten die Folge einer Dienſt⸗ 
beſchädigung iſt, eine Rente vorgeſehen iſt ($ 1). 
Arbeiten während unverſchuldeter Kriegs⸗ 
gefangenſchaft find dem Militärdienſte gleich⸗ 
geſtellt (8 2). 

Die Verſorgung umfaßt insbeſondere: 1. Heil⸗ 
behandlung, 2. ſoziale Fürſorge, 3. Beſchädigten⸗ 
rente, 4. Hinterbliebenenrente. 

1. Heilbehandlung. 

Heilbehandlung wird einem Beſchädigten, 
deſſen Anſpruch auf Rente anerkannt iſt, 
ſelbſt dann W wenn der Beſchädigte nicht 
mehr zu heilen iſt (§ 4). 

Die Heilbehandlung umfaßt ärztliche! 


Be⸗ 
ch handlung, Verſorgung mit Arznei und anderen 


Heilmitteln oder — nach Wahl des Verſorgungs⸗ 
amts — Heilanſtaltpflege oder Badekuren ſowie 
Ausſtattung mit Körpererſatzſtücken, orthopädiſchen 
und anderen Hilfsmitteln ($ 5). Einen Anſpruch 
auf Anſtaltspflege oder Badekur hat der Be⸗ 
ſchädigte nicht. 

Blinde erhalten einen Führerhund. Zum 
Unterhalt dieſes Hundes werden je nach der Orts⸗ 
klaſſe 300, 240 oder 180 & jährlich gewährt, zu⸗ 
züglich einer Teuerungszulage, die zurzeit 25 v. H. 
beträgt ($ 7). 

Hilfsmittel und Führerhunde werden vom 
Reiche geliefert, das auch die Badekuren gewährt. 
Im übrigen wird die Heilbehandlung durch die 
Krankenkaſſen gewährt, und zwar iſt zuſtändig 
die Kaſſe, der der Beſchädigte angehört, ſonſt die 
allgemeine Ortskrankenkaſſe oder die Landkranken⸗ 
kaſſe. Zur Duldung von Operationen, die einen 
erheblichen Eingriff in die körperliche Unverſehrt⸗ 
heit bedeuten, kann der Beſchädigte nicht ge⸗ 
zwungen werden ($$ 11 ff.). 

2. Soziale Fürſorge. 

Der Beſchädigte hat Anſpruch auf unentgelt⸗ 
liche berufliche Ausbildung zur Wieder⸗ 
gewinnung oder Erhöhung” der Erwerbsfähigkeit. 
Die Berufsausbildung wird bis zu einem Jahre 
gewährt, kann aber auch noch länger ausgedehnt 
werden. Über den Anſpruch auf Berufsausbildung 
entſcheidet die Hauptfürſorgeſtelle der Kriegs⸗ 
beſchädigtenfürſorge oder die von ihr beauftragte 
Stelle. Über einen Einſpruch gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung entſcheidet der Betrat der Hauptfürſorge⸗ 
ſtelle endgültig. Vergl. hierzu die Einleitung. 
(88 21 bis 23.) 

3. Beſchädigtenrente. 

Der Beſchädigte hat Anſpruch auf Rente, ſo⸗ 
lange ſeine Erwerbsfähigkeit um wenigſtens 
15 v. H. gemindert iſt, d. h. wenn er nicht mehr 
oder nur unter Aufwendung außergewöhnlicher 
Tatkraft fähig iſt, ſich Erwerb durch eine Arbeit zu 
verſchaffen, die ihm unter Berückſichtigung ſeiner 
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Lebensverhältniſſe, Kenntniſſe und Fähigkeiten 
billigerweiſe zugemutet werden kann; die Ver⸗ 
dienſtverhältniſſe bilden keinen Maßſtab ($$ 24, 
25). Die Rente wird in Stufen von 10 v. H. be⸗ 
rechnet, wobei Sätze von 5 v. H. nach oben ab⸗ 
erundet werden, ſo daß alſo bei Beſchränkung der 
Erwerbsfähigkeit um 15 v. H. eine Rente von 
20 v. H., bei 25 v. H. eine ſolche von 30 v. H. uſw. 
zu gewähren iſt ($ 27). Für Beſchränkungen unter 
15 v. H. wird keine Rente gewährt, doch werden 
ſolche bereits bezogenen Renten bis Ende 1920 
weitergezahlt und dann durch eine Abfindung in 
Höhe des dreifachen Jahresbetrages abgelöſt (5 94). 
Iſt zwar die körperliche Unverſehrtheit ſchwer be⸗ 
einträchtigt, gleichwohl aber die Erwerbs fähig⸗ 
keit nicht gemindert, jo wird nach $ 25 Abſ. 3 
trotzdem die Erwerbsfähigkeitsrente gewährt, aber 
nur bis zur Höhe von 50 v. H. Nach einer 
Ausführungsverordnung zu § 25 Abſ. 3 vom 
1. September 1920 (R. G. Bl. S. 1633) werden 
in ſolchen Fällen Mindeſtſätze gewährt, die zu 
erhöhen ſind, wenn die Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit eine höhere Rente begründet. 

Die Beſchädigtenrenten beſtehen aus der 
Grundrente, der Schwerbeſchädigtenzulage, der 
Ausgleichszulage, der Kinderzulage, der Orts⸗ 
zulage und der Teuerungszulage, unter Umſtänden 
auch noch Pflegezulage. 

Die Grundrente beträgt bei einer Minderung 
der „„ 


um 20 v. H ; 

um 30 v. H. 720 A. 

um 40 v. H. 960 M, 

um 50 v. H. 1200 „ (Schwerbeſchädigte), 
um 60 v. H. 1440 4 

um 70 v. H. 1680 &, 

um 80 v. H. 1920 &, 

um 90 v. H. 2160 &, 

um mehr als 90 v. H. 2400 K 


Hierzu tritt bei Renten von 50 v. H. ab die 
progreſſiv ſteigende Schwerbeſchädigtenzulage 
in Höhe von 150, 300, 450, 600, 750 und 900 
(letzterer Satz bei Erwerbsunfähigkeit von über 
90 v. H.). (§ 27. 

Um den vor dem Militärdienſt ausgeübten 
Beruf (die ſoziale Stellung) des Beſchädigten 
zu berüdjichtigen, werden ferner nach $ 28 Aus⸗ 
gleichszulagen gewährt. Dieſe Zulage beträgt 
ein Viertel der Grundrente und der Schwer⸗ 
beſchädigtenzulage, wenn der Beſchädigte einen 


Beruf ausgeübt hat, der erhebliche Kenntniſſe l 


und Fähigkeiten erfordert („gelernter Arbeiter“); 
ſie beträgt die Hälfte, wenn der Beruf erhebliche 
Kenntniſſe und Fertigkeiten und ein beſonderes 
Maß von Leiſtung und Verantwortlichkeit er⸗ 
fordert. Auf die Vorbildung des Beſchädigten 
(ob höhere Schule beſucht oder nicht uſw.) kommt 
es nicht an. Die Ausgleichszulage wird nach $ 28 
Abſ. 2 auch gewährt, wenn nur die Beſchädigung 
den Beſchädigten hindert, einen Beruf auszuüben, 
den er ſonſt nach ſeinen Lebensverhältniſſen, Kennt⸗ 
niſſen und Fähigkeiten hätte erreichen können 
und nach dem bisher betätigten Arbeits⸗ und Aus⸗ 
bildungswillen vorausſichtlich auch ausgeübt hätte. 
Nach der oben angezogenen Ausführungs⸗ 
verordnung vom 1. 9. 1920 erhalten die Aus⸗ 
gleichszulage von einem Viertel u. a. die 
Angehörigen folgender Berufsgruppen: ſelb⸗ 
ändige Landwirte, Betriebsbeamte, 
ndwirtſchaftliche Verwalter und Vögte, 
Facharbeiter, ſonſtige gelernte Arbeiter und ihnen 
nach Kenntniſſen und Fertigkeiten gleichſtehende 


angelernte Arbeiter und Angeſtellte, ſowie alle 
übrigen Arbeiter und Angeſtellten, deren Tätigkeit 
erhebliche Kenntniſſe und Fertigkeiten erfordert; 
ferner Beamte des Reichs vim, — ſämtlich, ſoweit 
nicht infolge eines beſonderen Maßes von Leiſtung 
und Verantwortung Anſpruch auf die erhöhte 
Ausgleichszulage (vgl. den nächſten Abſatz) beſteht. 
Den Angehörigen dieſer Berufsgruppen wird 
gleichgeſtellt, wer die Abſchlußprüfung einer 
Fachſchule beſtanden oder wenigſtens ſechs 
Klaſſen einer höheren Lehranſtalt mit Erfolg 
beſucht hat. 

Die Berechtigung zum Bezuge der erhöhten 
Ausgleichszulage (der Hälfte der Gebührniſſe) 
haben u. a. die Angehörigen folgender Berufs⸗ 
gruppen: Leiter und Verwalter größerer 
Betriebe in der Land wirtſchaft, Angeſtellte 
in leitender oder ſonſt beſonders verantwortlicher 
Stellung in größeren Betrieben, Beamte in 
leitender oder ſonſt beſonders verantwortlicher 
Stellung. Den Angehörigen dieſer für die 
erhöhte Ausgleichszulage in Betracht kommenden 
Berufsgruppen wird gleichgeſtellt, wer eine ſtaat⸗ 
liche Prüfung beſtanden hat, zu deren Ablegung 
der wenigſtens dreijährige Beſuch einer Hochſchule 
er forderlich iſt. 

Keinen Anſpruch auf die Ausgleichszulage 
haben: ungelernte Arbeiter, Tagelöhner, 
lediglich mit einfachen häuslichen oder landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten oder rein mechaniſchen Dienſt⸗ 
leiſtungen beſchäftigte Perſonen, ferner Lehrlinge 
und Schüler, ſoweit ſie nicht nach obigem Anſpruch 
auf eine Ausgleichszulage haben oder § 28 Abſ. 2 
Anwendung findet. 

Die militäriſche Dienſtſtellung iſt nur bei 
berufsmäßigen Angehörigen der Wehrmacht 
maßgebend, bei allen übrigen Beſchädigten kommt 
nur der bürgerliche Beruf in Betracht. 

Das neue Geſetz berückſichtigt ferner den 
Familienſtand des Beſchädigten, indem es den 
ehelichen (und den ihnen gleichgeſtellten) Kindern 


K | (vergl. Ziff. 4 Abſ. 5) bis zum vollendeten 18. Lebens⸗ 


jahre (unter Umſtänden auch noch darüber hinaus) 
eine Zulage von je 10 v. H. der bisher auſ⸗ 
geführten Gebührniſſe zubilligt (§ 30). 

Iſt der Beſchädigte ſo hilflos, daß er nicht 
ohne fremde Wartung und Pflege beſtehen kann 
(was beſonders bei Blinden ſtets anzunehmen ſein 
wird), jo wird eine Pflegezulage von 600 A 
jährlich gewährt, die ſich bei dauerndem Kranken⸗ 
ager und der Notwendigkeit außergewöhnlicher 
Pflege auf 1000 oder 1500 % erhöht (§ 31). 

Behufs Berückſichtigung der örtlichen Teuerungs⸗ 
verhältniſſe tritt zu allen dieſen Gebührniſſen eine 
Ortszulage, die nach der Klaſſeneinteilung des 
Reichs⸗Beamtenbeſoldungsgeſetzes abgeſtuft iſt und 
für die Ortsklaſſe A 35 v. H., B 30 v. H., C 20 
Ge e D 10 v. H. dieſer Gebührniſſe beträgt 

51). 

Zur Anpaſſung an die Veränderungen der 
allgemeinen Wirtſchaftslage iſt eine veränderliche 
Teuerungszulage zu ollen nach dem Ver⸗ 
ſorgungsgeſetze zu zahlenden Gebührniſſen (mit 
Ausnahme des Krankengeldes, des Übergang 
geldes und der Witwenbeihilfe) zu gewähren, die 
jährlich durch den Reichstag feſtgeſetzt wird und 
zurzeit 25 v. H. der Gebührniſſe beträgt ($ 87). 

‚Einem Beſchädigten, deſſen Erwerbsfähigkeit 
bei dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt infolge 
einer 't zwar gemindert iſt, der 
aber trotzdem keinen Verſorgungsanſpruch hat, 
weil bie Störung nicht auf eine Dienſtbeſchädigung 
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zurückzuführen iſt, kann im Falle der Bedürftigkeit 
zur Erleichterung des Überganges in das Erwerbs⸗ 
leben bis zu drei Jahren nach dem Ausſcheiden 
ein Übergangsgeld gezahlt werden, das aber 
zwei Drittel der Vollrente ſowie der Orts⸗ und 
Teuerungszulage nicht überſteigen darf. An Stelle 
dieſes Übergangsgeldes kann Heilbehandlung (ſiehe 
oben Ziff. 1) gewährt werden ($ 32). 

Schwerbeſchädigte Verſorgungsberechtigte er⸗ 
halten neben der Rente einen Beamtenſchein, 
wenn ſie ihren Beruf nicht mehr ausüben können 
und ſich zum Beamten eignen ($ 33). 

Ein Beiſpiel der Rentenberechnung ſoll ver⸗ 
augenſcheinlichen, welchen Geldbetrag die Gebühr⸗ 
niſſe ausmachen. Ein forſtwirtſchaftlicher Betriebs⸗ 
beamter aus der Ortsklaſſe D mit vier Kindern 
unter 18 Jahren Dol den rechten Arm verloren 
und iſt deshalb für 80 v. H. erwerbsunfähig erklärt 


worden. Er erhält: 

a) Grundrente 1920 % 
b) Schwerbeſchädigtenzulage 600 „ 
e) Ausgleichszulage (¼ von a und b) 630 „ 
d) Kinderzulage (Gin von a, b, o) 1260 „ 
e) Ortszulage (Om von a bis d). 441 „ 


f) Teuerungszulage (25100 von a bis e) 1213 „ 
Zuſammen 6064 K 
4. Hinterbliebenenrente. 

Iſt der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung, 
ſo wird Hinterbliebenenrente (Witwenrente, 
Waiſenrente, Elternrente) gewährt. 

Die Witwe (auch eine ſolche aus geſchiedener 
Ehe, wenn die Frau kein Verſchulden traf) erhält 
30 v. H. der Vollrente, die dem Verſtorbenen im 
Falle der Erwerbsunfähigkeit bei Lebzeiten zu⸗ 
ſtehen wurde. Dieſe Rente erhöht ſich auf 50 v. H., 
ſolange die Witwe erwerbsunfähig, d. h. dauernd 
außerſtande iſt, ein Drittel des Normalen zu er⸗ 
werben, oder wenn ſie wegen der Pflege von 
Kindern einem Erwerbe nicht nachgehen kann, 
oder ſobald ſie das 50. Lebensjahr vollendet 
hat (§ 38). 

Im Falle der Wiederverheiratung mit 
einem Deutſchen erhält die Witwe eine Abfindung 
in Höhe des dreifachen Jahresbetrages der Rente. 
Bei Verheiratung mit einem Ausländer kann 
eine Abfindung gewährt werden ($ 39). Die 
Abfindung nach dem Reichsverſorgungsgeſetze wird 
nur gewährt, wenn die Wiederverheiratung 
früheſtens am 1. April 1920 ſtattgefunden 
hat ($ 92 Abſ. 1, § 102). Witwen, die ſich vor 
dieſem Zeitpunkt wieder verheiratet haben, können 
eine Abfindung nur nach den früheren Be⸗ 
ſtimmungen erhalten. Wegen weiterer Kapital⸗ 
abfindung ſiehe unten Abſchnilt . 

Iſt der Tod nicht die Folge einer Dienſtbeſchädi⸗ 
gung, ſo kann der Witwe im Falle der Bedürftigkeit 
eine Beihilfe (bis zu zwei Dritteln, beim Vor⸗ 
handenſein von unverſorgten Kindern bis zum 
vollen Betrage der Witwenrente) gewährt werden 
(ſogenannte Witwenbeihilfe) ($ 40). 

Die ehelichen Kinder und die dieſen gleich⸗ 
eſtellten Kinder (Adoptiv⸗, Stief⸗, Pflegekinder, 
egitimierte uneheliche Kinder) erhalten bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahre (bei Gebrechlichkeit 
eines Kindes auch darüber hinaus) Waiſenrente. 
Dieſe beträgt für jedes Kind 15 v. H., für jedes 
mutterloſe Kind aber 25 v. H. der Vollrente des 
Vaters. ($$ 41, 42.) 

Die Eltern (oder, wenn keine anſpruchs⸗ 
berechtigten Eltern vorhanden ſind, die Groß⸗ 
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eltern) — auch Adoptiv⸗, Stief⸗ und Pflegeeltern 
— erhalten nach SS 43 ff. eine Rente für die Dauer 
der Bedürftigkeit und wenn der Verſtorbene ihr 
Ernährer geweſen iſt oder nach dem Ausſcheiden 
aus dem Militärdienſte geworden wäre. Bedürftig 
iſt, wer zu zwei Dritteln erwerbsunfähig iſt oder 
das 60. Lebensjahr vollendet hat, nach einem 
Jahreseinkommen von weniger als 1500 „*) zur 
Reichseinkommenſteuer veranlagt iſt und keinen 
Unterhalt von anderen Perſonen beanſpruchen 
oder erwarten kann. Die Elternrente beträgt für 
die Eltern zuſammen 30 v. H., für Vater oder 
Mutter allein 20 v. H. der Vollrente des Ver⸗ 
ſtorbenen und erhöht ſich, wenn mehrere Söhne 
infolge einer Dienſtbeſchädigung geſtorben ſind, 
für jeden zweiten und weiteren Sohn um ein 
Fünftel ihres Betrages. Die Elternrente darf 
jedoch die halbe Vollrente des Verſtorbenen nicht 
überſteigen. 

Zu den Hinterbliebenenrenten treten noch die 
Orts⸗ und Teuerungszulagen (88 51, 87, 
ſ. oben Ziff. 3). 

Außerdem wird beim Tode eines renten⸗ 
empfangenden Beſchädigten, ſofern der Tod nach 
dem 30. März 1920 eingetreten iſt, ein Sterbe⸗ 
geld gewährt, das ſich nach der Ortsklaſſe richtet 
und auf 250, 300, 350 und 400 , abgeſtuft iſt; auch 
der Teuerungszuſchlag wird hierzu gewährt (§ 34). 
Ferner werden für die auf den Sterbemonat 
folgenden drei Monate noch die Gebührniſſe des 
Verſtorbenen an die Angehörigen gezahlt (Gnaden⸗ 
vierteljahr). ($ 35.) 

II. Anſpruchs anmeldung —$Änderung der 
Verſorgung. 

Die Anmeldung von Verſorgungs⸗An⸗ 
ſprüchen hat zur Vermeidung des Ausſchluſſes 
ſpäteſtens innerhalb zweier Jahre nach 
dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſte beim 
Verſorgungsamte zu erfolgen. Zuſtändig iſt 
das Verſorgungsamt, in deſſen Bezirk der 
Beſchädigte oder die Witwe uſw. zur Zeit der 
Stellung des Antrags wohnt. Hinterbliebene 
müſſen den Verſorgungsanſpruch innerhalb 
zweier Jahre nach dem Tode des Beſchädigten 
anmelden. Nach Ablauf dieſer Friſten kann der 
Anſpruch nur noch geltend gemacht werden, wenn die 
Folgen einer Dienſtbeſchädigung erſt ſpäter be⸗ 
merkbar geworden ſind oder wenn der Renten⸗ 
bewerber von der Anmeldung durch außerhalb 
ſeines Willens liegende Verhältniſſe abgehalten 
worden iſt. In dieſen Fällen muß jedoch die An⸗ 
meldung bis zum Ablauf von drei Monaten er- 
folgen, nachdem die Folgen der Beſchädigung 
bemerkbar geworden find oder das Hindernis für 
die Anmeldung weggefallen iſt. (8$ 52 bis 54.) 

Die Verſorgungsgebührniſſe werden auf An⸗ 
trag oder von Amts wegen anders feſtgeſetzt 
oder entzogen, wenn in den Verhältniſſen, 
welche für die Feſtſtellung maßgebend geweſen 
ſind, eine weſentliche Veränderung eintritt. Die 
Grundrente und die Schwerbeſchädigtenzulage 
dürfen jedoch vor Ablauf von zwei Jahren nach 
der Feſtſtellung nicht gemindert oder entzogen 
werden, es ſei denn, daß durch eine Heilbehandlung 
oder Berufsausbildung eine weſentliche Beſſe⸗ 
rung erreicht worden iſt. (58 55 ff.) 


(Schluß folgt.) 


2) Die Erhöhung dieſes Betrags auf 3000 A iſt 
vom Reichstag vor kurzem beſchloſſen worden. 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 
Brennholz für Staatsforſtbeamte im Ruheſtande tätig wird und tätig bleibt oder, dem an ihn er⸗ 


und Hinterbliebene von Staatsforſtbeamten. 
Allgemeine Verfügung Nr. III 26 für 1921. 
Miniſtermum für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 7153. 
Berlin, den 26. April 1921. 

Ich ermächtige die Oberförſter bis auf weiteres, 
den Staatsforſtbeamten im Ruheſtande ſowie den 
Hinterbliebenen (Witwen und Waiſen) von Staats⸗ 
forſtbeamten, die einen eigenen Haushalt führen 
und die Witwen⸗ oder Waiſengeld oder eine 
laufende Unterſtützung aus Titel 4 Kapitel 4 des 
a, der Forſtverwaltung beziehen, im 

aufe eines Wirtſchaftsjahres bis zu 4 rm hartem 
oder 6 rm weichem Derbbrennholz zum eigenen 
Verbrauche freihändig zur Taxe abzugeben. 

Die allgemeine Verfügung III 2 für 1920 
vom 4. Januar 1920 — III 21610 — wird auf⸗ 
gehoben. 

Abdrucke für die Oberförſterei liegen bei. 


Warmbold. 
An ſämtliche Regierungen außer Aurich, Münſter und 
Sigmaringen. 
CH 


Verſorgungszuſchläge für Wartegeldempfänger. 


Allgemeine Verfügung Nr. III 27/1921. 
Miniſterium fur Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 8462. 


Berlin, den 27. April 1921. 

Der Verſorgungszuſchlag für Wartegeld⸗ 
empfänger iſt von dem Grundgehalt und dem 
durchſchnittlichen Ortszuſchlag zu berechnen 
und deshalb höher als der Ausgleichszuſchlag 
gleichartiger im Dienſte befindlicher Beamten in 
den Ortsklaſſen C, D und E. 

Im Auftrage: Laspeyres. 

An alle Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Münſter und 

Sigmaringen. 

CH 


Hat ein außerhalb feines Wohnortes Toms 
miſſariſch beſchäftigter Beamter während 
eines in dieſer Zeit ihm gewährten Erholungs⸗ 
urlaubs Anſpruch auf Fortzahlung von Tage⸗ 
geldern? Dieſe Frage iſt vom Reichsgericht, 
III. Zivilſenat, durch Urteil vom 10. 12. 1918 
verneinend entſchieden worden. (Siehe Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen. 
Neue Folge, 44. Band, Seite 222 u. f.) Es handelt 
ſich um einen Poſtbeamten, der die Nachzahlung 
der ihm nicht bewilligten Tagegelder eingeklagt 
hatte. Landgericht und Oberlandesgericht hatten 
ihm Recht gegeben. Aus den Gründen für das ab⸗ 
lehnende Urteil des Reichsgerichts iſt hervor⸗ 
zuheben: 

Die Tagegelder ſollen den Beamten keine 
beſonderen Vorteile neben ihrer Beſoldung ge⸗ 
währen, ſondern nur verhindern, daß ihnen durch 
Dienſtleiſtungen bei einer auswärtigen Behörde 
wirtſchaftliche Nachteile entſtehen. Sie bilden 
weder einen Teil des Gehalts, noch eine dem 
Gehalt rechtlich gleichſtehende Vergütung der 
Arbeitsleiſtungen der Beamten, ſondern bezwecken 
lediglich die Erſtattung von Ausgaben, die mit 
einer auswärtigen Amtsausübung unvermeidlich 
verbunden ſind oder wenigſtens verbunden zu ſein 
pflegen. Die Zahlungsverbindlichkeit des Fiskus 
iſt dadurch bedingt, daß der Beamte am Sitz der 
auswärtigen Behörde ſeinem Auftrage gemäß 


gangenen Ruf folgend, ihr dort wenigſtens ſeine 
Dienſte zur Verfügung ſtellt oder hält. Sie ent⸗ 
ſteht immer von neuem an jedem Tage und für 
jeden Tag, an welchem dieſe Vorausſetzung vor⸗ 
liegt, an welchem der Beamte alſo nach den 
Erfahrungen des Lebens gezwungen wird, infolge 
ſeiner auswärtigen Tätigkeit außerordentliche Aus⸗ 
gaben zu machen, die ihm an ſeinem Wohnorte 
erſpart geblieben wären. Daraus folgt, daß der 
Anſpruch des Beamten auf Tagegelder ſo lange 
ruht, als ſeine auswärtige Dienſttätigkeit aus 
Gründen, die in ſeiner Perſon liegen, 
unterbrochen wird und erſt nach Wegfall der 
Dienſtbehinderung wieder von neuem auflebt; es 
ſei denn, daß geſetzliche oder Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften für einzelne Unterbrechungsfälle eine 
andere Regelung treffen. 

Der Beamte war während des Urlaubs, den 
er anderswo zubrachte, gar nicht in der Lage, 
am Kommandoorte Ausgaben für ſeinen Lebens⸗ 
unterhalt, für Nahrungs⸗ und Genußmittel zu 
machen. Inſoweit würde er durch Fortzahlung 
der Tagegelder in unzuläſſiger Weiſe bereichert 
werden. 

Zeitweiſe Aufgabe der Wohnung wird zwar 
bei kurzfriſtiger Abweſenheit in der Regel nicht 
angängig ſein. Die Miete wird aber regelmäßig 
nur den bei weitem kleinſten Teil der durch die 
Tagegelder zu deckenden Ausgaben darſtellen. 
Kleine wirtſchaftliche Nachteile der in Rede 
ſtehenden Art werden bei Dienſtunterbrechungen 
im eigenen Intereſſe meiſt durch Erſparniſſe an 
anderer Stelle wieder ausgeglichen werden, zumal 
die Tagegelder oft die tatſächlichen Tages⸗ 
ausgaben überſchreiten, trotzdem ſie grundſätzlich 
keine Gewinnquelle für den Beamten bieten 
ſollen. Sollte das in dem einen oder dem andern 
Falle nicht möglich ſein, ſo muß der Beamte das 
auf ſich nehmen oder auf die Dienſtunterbrechung, 
das heißt auf Urlaub, verzichten. 

Unbedenklich bedeutet der Erholungsurlaub 
eine Befreiung vom Dienſt aus perſönlichen 
Rückſichten. Er iſt in erſter Linie eine Fürſorge⸗ 
maßregel zugunſten der Beamten, auf welche 
jeder, der ſie entbehren zu können glaubt, ohne 
weiteres zu verzichten berechtigt iſt. 

Wenn auch bei Erholungsurlaub in der Regel 
das „Dienſteinkommen“ unverkürzt weiter⸗ 
gezahlt werden ſoll, ſo fallen Tagegelder in 
vorliegendem Sinne nicht unter das Dienſt⸗ 
einkommen im Rechtsſinne. Zu dieſem 
gehören nur die den Charakter einer Unterhalts⸗ 
rente tragenden Einkünfte an Gehalt, Wohnungs⸗ 
geld, Teuerungszulagen, Remunerationen und 
ähnlichen Einnahmen, nicht aber der Erſatz von 
Aufwendungen, die der Beamte aus ſeinem 
Dienſteinkommen oder ſeinem ſonſtigen Vermögen 
beſtritten hat. Deshalb ſind auch die Tagegelder 
weder ruhegehaltsfähig noch einkommenſteuer⸗ 
pflichtig. — 

Wir haben die Begründung wegen ihrer auch 
in mancher andern Beziehung wichtigen Aus⸗ 
führungen unſern Leſern bekanntgeben wollen 
und möchten noch beſonders darauf hinweiſen, 
daß die Entſcheidung unzweifelhaft auch auf 
Urlaub aus andern perſönlichen Gründen 
angewendet werden kann. Gt. 


— 


* 
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Sind Landgendarmen in Preußen Beamte? 
Juwieweit hängt die Rechtmäßigkeit einer Durch⸗ 
ſuchung von der Beobachtung der Vorſchrift in 

§ 105 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung ab? 
Kann beim Widerſtand gegen die Staatsgewalt 
der Einwand vermeintlicher Notwehr auf einen 
Irrtum über die Rechtmäßigkeit der Amts⸗ 

ansübung geſtützt werden? 
Urteil des Reichsgerichts, N 199 vom 1. Oktober 1920. 


Nach der neueren Geſetzgebung ſind die Land⸗ 
gendarmen in Preußen unmittelbare Staats⸗ 
beamte. Rechtmäßig iſt die Amtsausübung des 
Beamten immer, wenn er den Auftrag ſeiner 
Dienſtſtelle in der geſetzlichen Form ausführt. Ob 
die geſetzlichen Vorausſetzungen hierfür gegeben 
ſind, dafür hat die vorgeſetzte Dienſtſtelle die Ver⸗ 
antwortung zu tragen, weil es nicht zu den Rechten 
und Pflichten des Vollſtreckungsbeamten gehört, 
die Geſetzmäßigkeit des Auftrags zu prüfen, wenn 
nicht der Auftrag vollſtändig außerhalb des Rahmens 
der amtlichen Befugniſſe der Behörde liegt. Nach 
der gemeinſchaftlichen Verfügung der preußiſchen 
Miniſter des Innern und der Juſtiz vom 5. März 
1919 ſind die Gendarmen Hilfsbeamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft im Sinne des § 153 Gerichts⸗Verf.⸗Geſ. 
Aus dieſem Grunde ſind ſie berechtigt, aus eigener 
Entſchließung Gegenſtände, die der Einziehung 
unterliegen oder als Beweismittel von Bedeutung 
ſind, zu beſchlagnahmen und zu dieſem Zwecke 
eine Durchſuchung vorzunehmen. Die Recht⸗ 
mäßigkeit dieſer Handlungen wird dadurch nicht 
beeinträchtigt, daß der Landrat hierzu den Auftrag 
erteilt hat. Die Zuziehung eines Gemeinde⸗ 
beamten oder zweier Gemeindemitglieder iſt kein 
unbedingtes Erfordernis der Durchſuchung, ſondern 
der ſie vornehmende Beamte hat im einzelnen 
Falle pflichtmäßig zu ermeſſen, ob die Zuziehung 
ohne Gefährdung des Erfolges der Durchſuchung 
ausführbar iſt. Hat der Beamte die Sachlage 
pflichtmäßig geprüft, ſo bleibt ſeine Amtshandlung 
auch dauernd rechtmäßig, wenn er ſich in der Be⸗ 
urteilung der Verhältniſſe tatſächlich geirrt hat. 

Bei Vornahme der Amtshandlungen in recht⸗ 
mäßiger Ausübung des Amtes hat der Beamte 
das Recht und die Pflicht, den ihm geleiſteten 
Widerſtand zu brechen, wobei über Art und Form 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu entſcheiden iſt. 
Daß die Gendarmen die hierdurch gezogenen 
Grenzen bei der Feſſelung des Angeklagten über⸗ 
ſchritten hätten, bieten die im Urteil getroffenen 
Feſtſtellungen keinerlei Anhalt. Bei Widerſtands⸗ 
leiſtung kann ſich der Täter nicht darauf berufen, 
daß er das Vorgehen des Beamten nicht für recht⸗ 
mäßig gehalten hat. Daraus ergibt ſich von ſelbſt, 
daß der vom Angeklagten etwa erhobene Einwand 
der „Putativnotwehr“ nicht auf einen Irrtum 
über die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung geſtützt 
werden kann. (Entſcheidungen in Strafſachen 
Band 55, Seite 162.) C. B. 

We 


Zum Begriff des Abhandenkommens in 
Verſicherungsverträgen. 
Urteil des Reichsgerichts vom 21. Januar 1921. 
VII. Zivilſenat. VII. 360/20 


Die Klägerin hatte alle Sendungen an Waren, 
die per Eiſenbahn, Poſt oder Fähre an ſie gerichtet 
waren, verſichert, und zwar gegen Diebſtahl oder 
„Abhandengekommen“. Die Reviſion legte dar, 
daß die Pakete, welche die Klägerin ſonſt durch 
eigene Leute abholen ließ, im vorliegenden Falle 
gegen Vorzeigung der betrügeniſch erlangten Paket⸗ 
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abſchnitte, in betrügeriſcher Weiſe am Schalter 
abgeholt worden ſind. Die Verſicherung haftete 
für Diebſtahl und Abhandenkommen, aber von 
Diebſtahl könne keine Rede ſein ebenſowenig aber 
auch von Abhandenkommen der Sachen. Abhanden⸗ 
gekommen iſt die Sache, wenn der unmittelbare 
Beſitzer ohne ſeinen Willen den Beſitz verloren hat. 
Nicht gleichzuſetzen iſt der Fall, wenn der Beſitz 
infolge rechtswidriger Einwirkung auf den Willen 
des Aufgebenden aufgegeben wird. Im vorliegen⸗ 
den Falle iſt der vom Irrtum beeinflußte Willen 
für die Frage des Abhandenkommens als Willen 
anzuſehen. Das hat Bedeutung für den Ver⸗ 
ſicherer, der, wenn er einen beſtimmten Ausdruck 
des bürgerlichen Rechts gebraucht, das ſagen will, 
was darunter zu verſtehen iſt. Würde feſtzuſtellen 
ſein, daß es einen landläufigen Sprachgebrauch 
gibt, nach welchem unter „Abhandenkommen“ 
jede Aufgabe des Beſitzes zu verſtehen iſt, nach 
welchem jedes Gut als abhanden gekommen anzu⸗ 
ſehen iſt, welches dem Empfänger nicht ausge⸗ 
händigt werden kann, ſo würde die Frage anders 
zu beurteilen ſein. Ein ſolcher Sprachgebrauch iſt 
aber zu verneinen, und deshalb iſt es ohne Belang, 
daß die Klägerin das Wort ſo aufgefaßt hat. Weil 
die Beklagte ihre Worte in Übereinſtimmung mit 
der Rechts⸗ und Volksſprache gewählt hat, ſo hat 
es auch nicht an der Beſtimmtheit des Ausdrucks 
gefehlt, ſo daß aus dieſem Grunde etwaige Miß⸗ 
verſtändniſſe von ihr vertreten werden mußten. 
Der Reviſion der Beklagten war daher ſtattzu⸗ 
geben. (Entſcheidung des Reichsgerichts in Zivil⸗ 
lachen 101. Band, Sette 225.) C. B. 
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Notwehr gegenüber dem mit der Beute eut⸗ 
fliehenden Diebe. 

(Urteil des Reichsgerichts vom 20 September 1920 Geſ.⸗Samml. 
I. Strafſenat 884/20.) 

Zwei Obſtdiebe ergriffen unter Mitnahme des 
Obſtes die Flucht und ſetzten ſie auch dann noch 
fort, nachdem der Eigentümer ſie zum Stehen⸗ 
bleiben aufforderte unter der Drohung, daß er 
ſchießen werde. Durch einen hierauf abgegebenen 
Schuß wurde einer der Diebe nicht unerheblich 
verletzt. Der Angeklagte iſt freigeſprochen worden, 
weil er in Notwehr gehandelt hat. Die Straf⸗ 
kammer iſt davon ausgegangen, daß der Eigentümer 
des Gartens berechtigt geweſen iſt, den Dieben 
das entwendete Obſt wieder abzunehmen, und das 
auch mit Gewalt. Es hat ihm auch „kein anderes 
Mittel“ als die Abgabe des Schuſſes zu Gebote 
geſtanden, die ihm allein die Möglichkeit verſchaffte, 
die Diebe zum Stehen zu bringen, um ihnen das 
Obſt wieder abzunehmen. Die Staatsanwaltſchaft 
hat in der Begründung der Reviſion ausgeführt, 
daß Notwehr nicht mehr vorgelegen habe, weil 
ſich die Diebe auf der Flucht befanden und der 
Angriff auf das Eigentum beendet war. Wenn 
aber auch der Angriff als gegenwärtig gelten 
konnte, jo ſei doch das Maß der Abwehr über⸗ 
ſchritten, weil zur Erlangung eines Gutes von 
geringfügigem Wert ein Rechtsgut von höherem 
Wert geopfert werden ſollte. . 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. Das Reichs⸗ 
gericht hat die Auffaſſung vertreten, daß nach 
den Feſtſtellungen der Strafkammer es ſich um 
die erlaubte Abwehr eines gegenwärtigen Angriffs 
auf Eigentum und Beſitz gehandelt habe. 

Nach Lage der Sache war der Angriff nicht 
beendet, ſolange die Diebe und mit ihnen das 
Eigentum des Angeklagten, das ſie davontrugen, 
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dieſem erreichbar war. Auch wenn die Straftat Sache nicht anders wieder erlangt werden als durch 
begangen und vollendet iſt, kann der Angriff auf Verwendung der Schußwaffe, ſo iſt deren An⸗ 
ein Rechtsgut noch fortdauern, denn er iſt fo ‚lange wendung als gerechtfertigt anzuſehen. Wenn alſo 
gegenwärtig, als die Gefahr nicht abgewendet oder richtig anerkannt werden müßte, daß zur Erhaltung 
in endgültigen Verluſt umgeſchlagen iſt. In dieſem eines geringfügigen Gutes für den Berechtigten 
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Falle handelt es ſich nicht mehr um die Erhaltung 
der Gewalt an einer Sache, ſondern um ihre 
Wiedererlangung, wobei nur die Selbſthilfe geſtattet 
iſt. Solange dem Berechtigten der Gewahrſam 
an der Sache nicht völlig entzogen iſt und die 
Möglichkeit beſteht, gegen den Dieb einzuſchreiten, 
um ſich der Sache zu bemächtigen, ſind auch 
die zu dem berechtigten Zweck erforderlichen Maß⸗ 
nahmen durch Notwehr erlaubt. Flucht bedeutet 
unter derartigen Umſtänden nicht Aufgabe des 
Angriffs, denn durch die Mitnahme des geſtohlenen 


ein wertvolleres des Angreifers nicht geopfert 
werden dürfte, ſo wäre die durch Angriffe auf 
Leib und Leben des Diebes geübte Notwehr regel⸗ 
mäßig überhaupt ausgeſchloſſen. Dem Verteidiger 
kann auch die Prüfung des Wertverhältniſſes in 
einem Augenblick, der raſchen Entſchluß und raſches 
Handeln erfordert, nicht zugemutet werden. Nur 
aus der Geſtaltung des Einzelfalls, aus der Stärke 
des Angriffs, aber nicht aus dem Werte der Güter 
kann entnommen werden, was zur Abwehr erforder⸗ 
lich iſt. (Entſcheidungen des Reichsgerichts in Straf⸗ 


Gutes wird jener fortgeſetzt. Konnte die geſtohlene! ſachen, Bd. 55, Heft 3, S. 82 ff.) C. B. 


DET —— 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Der Staatl. Forſtgehilfe Konrad Steig, Ober⸗ 
förſterei Zicher (Bezirk Frankfurt a. O.), wird, 
wie wir erfahren, ſeit 9. Mai vermißt. Er hat 
in der Nacht vom 8. zum 9. Mai ſeine Wohnung 
verlaſſen, in der ausgeſprochenen Abſicht, Forſt⸗ 
ſchutz zu üben, und iſt bisher nicht zurückgekehrt. 
Die Oberförfterei Zicher bittet in einer Bekannt⸗ 
machung, alle Mitteilungen, die über den Verbleib 
des Vermißten Aufſchluß geben könnten, ihr 
ſofort zukommen zu laſſen. 

2 


Neuer Verein Preußiſcher Staatsförſter. Unter 
dieſem Namen hat ſich ein neuer Zuſammenſchluß 
der ſtaatlichen Forſtbetriebsbeamten in Preußen 
gebildet. Der Vorfitz iſt, wie im Vereinsteil 
dieſer Nummer mitgeteilt wird, Herrn Hegemeiſter 
Neumann in Gbritz, Poſt Karwitz, übertragen. 
Möge dem neuen Verein zum Nutzen des 
preußiſchen Staatsförſterſtandes und zum Wohle 
unſeres Staatswaldes eine erfolgreiche Tätigkeit 
beſchieden ſein! 


Keine neuen Titel für die Beamten. Der 
Reichsminiſter der Finanzen hat ſich in einem 
an die Reichsminiſterien und Landesregierungen 
gerichteten Schreiben vom 31. März 1921 mit der 
Auffaſſung des Reichspoſtminiſters und des Reichs⸗ 
verkehrsminiſters einverſtanden erklärt, daß die 
Frage einer Neuregelung der Amtsbezeichnungen 
keineswegs als dringlich zu erachten ſei, „da 
die Frage im neuen Beſoldungsgeſetz eine wenigſtens 
im allgemeinen befriedigende Löſung gefunden 
habe und die Mehrzahl der Abänderungswünſche 
auf eine immer üppiger emporſchießende Titel⸗ 
ſucht der Beamtenſchaft zurückzuführen fei, die mit 
dem Ernſt der Zeit und mit dem Geiſt der Reichs⸗ 
verfaſſung nicht wohl vereinbar erſcheine. Bezüglich 
der Frage, welche Amtsbezeichnungen die Beamten 
zu führen haben, die für ihre Perſon die Bezüge 
einer höheren Gruppe haben, bleibt der Reichs⸗ 
ſinanzminiſter bei einer Auffaſſung, daß dieſe 
Beamten nur die Amtsbezeichnung der Gruppe 
zu führen haben, in der ſie tatſächlich beſchäftigt 
werden. Dem Weſen der demokratiſchen Republik 
entſpreche es jedenfalls, wenn die Beamten ſelbſt 
ich mehr und mehr von der alten Überlieferung 
freimachen und nicht in Titeln, ſondern in Stellung 
und Einkommen die entſprechende Bewertung 
ihrer Leiſtungen erblicken.“ Soweit die ſtaatlichen 


Förſter in Frage kommen, iſt danach wohl nicht 
darauf zu rechnen, daß die nach Gruppe VII über⸗ 
führten Beamten die Bezeichnung „Revierförſter“ 
erhalten. Ag. 
Ortsklaſſen. Landtagsabgeordneter Höfler ſchreibt 
in Nr. 45 des „Deutſchen Förſter“ von 1920 in einem 
Artikel „Der Landbeamtenbund auf dem Marſche“, 
„daß die Ortsklaſſeneinteilung nicht ſo bleiben 
kann, wie ſie iſt, und es ſcheint Ausſicht vorhanden, 
daß ſie abgelöſt wird von einer bedeutend geringeren 
Klaſſeneinteilung, ſo daß hierdurch die Unterſchiede 
zwiſchen Großſtadt und Land um ein Bedeutendes 
verringert würden; daß aber ein Unterſchied be⸗ 
ſtehen bleiben muß, dürfte jedem Einſichtigen 
klar ſein, und auch die Gründung des Land⸗ 
beamtenbundes wird dieſe Unterſchiede nicht 
hinwegführen können“. Hieraus muß geſchloſſen 
werden, daß dem Verfaſſer die tatſächlich be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſe nicht bekannt ſind. Vor 
dem Kriege war die Bevorzugung der ſtädtiſchen 
Beamten durch die höhere Miete begründet. Dieſer 
Grund kann jetzt nicht mehr geltend gemacht 
werden, da die Wohnungen auf dem Lande im 
Vergleich mit ihrer Beſchaffenheit ebenſo teuer 
ſind. Wenn der ſtädtiſche Beamte einige hundert 
Mark jährlich mehr bezahlt, dann hat er eine 
beſſere Wohnung mit Waſſerleitung, elektriſchem 
Licht, Spülung uſw., für die der Landbeamte 
ebenſoviel bezahlen würde, wenn er eine haben 
könnte. Die Lebenshaltung auf dem Lande iſt 
ſchwieriger; Beamte, die etwas Land und Garten 
beſitzen, gibt es nur wenige; es ſind ſolche, die 
durch ihre Familie oder Heirat in den Beſttz 
ekommen ſind oder, wie die Förſter, Dienſtland 
Waben Für letzteres muß geht das ortsübliche 
Pachtgeld bezahlt werden. enn aber die Be⸗ 
wirtſchaftung durch bezahlte Leute ausgeführt 
werden muß, dann kommt die Ernte außer viel 
Mühe und Arger ebenſo teuer zu ſtehen, wic 
die Verkaufspreiſe ſind. Dazu kommt, daß der 
Landbeamte zum Einkauf aller Wirtſchafts 
bedürfniſſe in die Stadt muß; hat alſo einen 
Aufſchlag an Bahnauslagen, Verzehr und Zeit⸗ 
verſäumnis. Auch ein großer Teil der Lebens- 
mittel muß in der Stadt gekauft werden, weil 
dieſe auf dem Lande nicht zu bekommen ſind 
Die Landleute e lieber nach der Stadt, 
weil ſie dort nebenbei noch ihre Einkäufe machen 
können. Sie wollen auch vielfach dem Beamten 
nicht die höchſten Preiſe abfordern und erklären 
meiſt, daß fie keine Vorräte hatzen. Bei Krank⸗ 
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heiten hat der Landbeamte ungleich größere 
Koſten, abgeſehen davon, daß der Arzt manchmal 
nicht rechtzeitig zur Stelle ſein kann. Als 
größte Erſchwernis iſt aber die Kindererziehung in 
Rechnung zu ſtellen; wenn ein Beamter kein 
Privatvermögen beſitzt, dann iſt es einfach aus⸗ 
geſchloſſen daß er feine Kinder nach auswärts 
zur Ausbildung ſchicken kann. Es gibt aber doch 
nur wenige Beamte, die nicht Kinder auf die 
Schule, im die Lehre oder in Kurſe ſchicken müſſen. 
Dies ſind Gründe genug, die eine Beſeitigung 
der beſtehenden ungerechten Klaſſenemteilung 
dringend fordern! Tatſächlich müßte es umgekehrt 
En je entlegener der Beamte wohnt, in eine 
eſto höhere Ortsklaſſe müßte er kommen. Jeden⸗ 
falls dürfen die Landbeamten nicht ſchlechter 
behandelt werden wie die ſtädtiſchen Beamten. 
Daß nun auch noch die Teuerungszulagen nach 
den Ortsklaſſen abgeſtuft werden, muß als eine 
weitere Benachteiligung der Landbeamten beurteilt 
werden. Hees, Hegemeiſter. 


CH 

Die Forſtbeamten der öffentlichen Anſtalten 
und Stiftungen. Das Geſetz vom 8. Juli 1920 
verpflichtet die Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände im Sinne des Kommunal⸗ 
beamtengeſetzes vom 30. Juli 1899, die 
Beſoldung ihrer hauptamtlich angeſtellten Be⸗ 
amten mit Rückwirkung vom 1. April 1920 der⸗ 
geſtalt zu regeln, daß die Bezüge denen der gleich⸗ 
ſtehenden Staatsbeamten entſprechen. Zu dieſen 
Beamten gehören die Forſtbeamten der öffent⸗ 
lichen Anſtalten und Stiftungen nicht. Im § 4 
des Geſetzes beſteht eine Sondervorſchrift, die ſich 
allerdings lediglich auf Militäranwärter bezieht, 
aber über Gemeinden und Gemeindeverbände in⸗ 
ſofern hinauswirkt, als Verſicherungsanſtalten 
für die Invalidenverſicherung, ſtändiſche und ſolche 
Inſtitute erwähnt werden, die ganz oder zum 
Teil aus Mitteln des Reiches, des Staates oder 
der Gemeinden unterhalten werden. Auch ſie 
berührt die Forſtbeamten der öffentlichen An⸗ 
ſtalten nicht. Dementſprechend waren dieſe 
Korporationen des öffentlichen Rechtes nicht darin 
beengt, ihre Beamten beſſerzuſtellen als die 
Gemeinden, wie ſie anderſeits nur moraliſch ver⸗ 
pflichtet waren, eine Gleichſtellung vorzunehmen. 
Nun kommt aber wiederum das Geſetz vom 
21. Dezember 1920 und ſagt, daß das Reichs⸗ 
beſoldungsgeſetz vom 30. April 1920 und ſeine 
ſpäteren Abänderungen oder Ergänzungen für 
die Regelung der Beſoldung in den Ländern, 
Gemeinden und ſonſtigen öffentlichen 
Körperſchaften in dem Sinne bindend ſein 
ſollen, daß die Dienſtbezüge ihrer Beamten 
nicht günſtiger geregelt werden dürfen 
als die gleichzubewertenden Reichsbeamten. 

Maßgebend ſind in dieſem Falle für die Forſt⸗ 
beamten der öffentlichen Anſtalten in Preußen die 
Landesbeamten, aber man fragt ſich doch, warum 
allen öffentlichen Körperſchaften, alſo auch 
den öffentlichen Anſtalten, im Sinne dieſer Er⸗ 
örterung ein Hemmſchuh angelegt wird, ohne 
daß man es für nötig befunden hat, gleichzeitig 
dieſen öffentlichen Anſtalten dieſelben Verpflich⸗ 
tungen aufzuerlegen, wie ſie die Gemeinde⸗ 
verbände ihren Beamten gegenüber haben. 

Nachdem das Sperrgeſetz die Beamten aller 
öffentlichen Körperſchaften erfaßt hat und auch 
ihre ſonſtigen Verhältniſſe ſich nach Beſtimmungen 
regeln, die für die Beamten der Gemeinden und 
Länder maßgebend find, fo ſollte es ſelbſtverſtänd lich 


ſein, daß die Beamten der öffentlichen Anſtalten 
den ührigen gleichgeſtellt werden. Die Gelegen⸗ 
heit iſt gegeben bei der Schaffung der Beamten⸗ 
vertretungen auf geſetzlicher Grundlage, wie ſie 
der Beamtenſchaft durch die Reichsverfaſſung zu⸗ 
geſichert ſind (Artikel 130), und wenn auch hier 
wiederum die Auffaſſung vertreten wird, daß das 
Reich nicht zuſtändig ſei, Vorſchriften über die 
Beamtenvertretungen der Beamten der öffent⸗ 
lichen Anſtalten zu erlaſſen, ſo ſteht die Erfaſſung 
dieſer Beamten durch das ſogenannte Sperrgeſetz 
hiermit in Widerſpruch. Baltz. 


Beſtrebungen zur Sozialiſierung der Jagd in 
Anhalt. Im „Anhalter Anzeiger“, der in Deſſau 
erſcheint, ſtellt ein Herr F Stieler, Großwirſch⸗ 
leben, Forderungen auf, die auf eine Sozialiſierung 
der Jagd hinauslaufen, denn er fordert eine 
Anderung des anhaltiſchen Jagdpolizeigeſetzes, und 
zwar nach der Richtung, daß die Jagd, einerlei, 
ob es ſich um großen oder kleinen Beſitz handelt, 
der politiſchen Gemeinde zufallen ſoll, die ſeiner 
Anſicht nach allein Anſpruch auf die durch Ver⸗ 
pachtung zu erwartende Einnahme hat. Wie ſo 
oft bei der Beurteilung einſchneidender Fragen, 
vermißt man auch im vorliegenden Falle die 
Sachkenntnis, was ſchon daraus zu erkennen iſt, 
daß der Reformator des anhaltiſchen Jagdrechts 
ſchier entſetzt über die Tatſache iſt, daß „auch 
heute noch der Großgrundbeſitzer Jagdherr auf 
eigenem Grund und Boden iſt, ohne auch nur 
einen Pfennig Jagdpacht zu entrichten“, und dieſes 
Vorrecht zu beſeitigen ſei, weil „jeder andere 
Sterbliche das Recht auf Ausübung der Jagd 
durch Erpachtung erwerben müſſe“. — Man könnte 
an den etwas krauſen Ausführungen vorübergehen, 
wenn ihnen nicht das Bedenkliche anhaftete, daß 
hier gegen den Grundbeſitz Stimmung gemacht 
werden ſoll, was heute zu leicht auf fruchtbaren 
Boden fällt. — In Anhalt kann, wie in jedem 
anderen deutſchen Staate, bei einer gewiſſen Größe 
des Grundbeſitzes im Zuſammenhang, der Beſitzer 
einen eigenen Jagdbezirk bilden und ſelbſt die 
Jagd ausüben, und die übrigen Grundſtücke werden, 
wie überall ſonſt, zuſammengefaßt und durch 
Verpachtung genutzt, während die Einkünfte den 
Grundeigentümern in dieſer oder jener Form 
zufallen. In dem „Anhalter Anzeiger“ wird das, 
was Jagdrecht und Jagdausübungsrecht 
iſt, nicht auseinandergehalten, was man ſchließlich 
auch nicht verlangen kann. Auch in Anhalt hat 
jeder Grundeigentümer das Jagdrecht, weil es im 
Grundeigentum wurzelt, aber ſelbſtberſtändlich iſt 
das Jagdausübungsrecht mit Schranken umgeben, 
weil nicht jeder, der 10 qm Land fein eigen nennt, 
hier die Fagd ausüben kann, denn das würde 
den öffentlichen Intereſſen widerſprechen. Um den 
Gedanken, daß das Jagdrecht mit dem Grund⸗ 
eigentum verbunden ſein müſſe, was altes deutſches 
Recht iſt, ſind Kämpfe ausgefochten worden, und 
auch die Revolution von 1848 hatte dieſes Ziel 
im Auge. Es muß dem Gedanken, dem Grund⸗ 
eigentümer das Jagdrecht zu nehmen und es der 
politiſchen Gemeinde zu geben, Aufmerkſamkeit 
geſchenkt werden, denn bei der Finanzwirtſchaft, 
die heute in den Gemeinden getrieben wird, Ve 
man keinen Augenblick davor zurück, alle Hebel 
in Bewegung zu ſetzen, Geld zu machen, denn auf 
das wie kommt es weniger an. — Die Tendenz 
der Ausführungen des Herrn Stieler läuft auch 
darauf hinaus, wie es ganz unverkennbar in die 
Erſcheinung tritt, gegen den größeren, eigenjagd⸗ 
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berechtigten Grundbeſitz Stimmung zu machen, 
der, man denke, „auf ſeinem Grund und Boden 
jagt, ohne auch nur einen Pfennig Pacht zu 
entrichten.“ — Die gemachten Vorſchläge zur 
Anderung des anhaltiſchen Jagdpolizeigeſetzes 
ſeien deshalb der Aufmerkſamkeit des Allgemeinen 
Deutſchen Jagdſchutzvereins empfohlen, denn man 
könnte leicht auch ſonſtwo auf die Idee kommen, 
eine derartige Anderung der Jagdgeſetzgebung an⸗ 
zubahnen. Au gur. 
C 
Kriegsteilnehmer vom Neſerve⸗Jägerbataillon 7. 
Alle Kriegsteilnehmer des Reſerve⸗Jagerbataillons 
7, die an einer Anfang Juli ſtattfindenden Zu⸗ 
ſammenkunft teilnehmen wollen, werden gebeten, 
ihre Adreſſe an Herrn Oswald Dunger, Bücke⸗ 
burg, Herderſtraße 7, einzuſenden. 
Fechtner, Forſtgehilfe. 
2 
Ehemalige Garde⸗Jäger Schleſiens. Den Herren 
Kollegen der Provinz Schleſien wird bekannt⸗ 
gegeben, daß beabſichtigt iſt, alljährlich einmal 
in Breslau zu einem kameradſchaftlichen Bei⸗ 
ſammenſein zuſammenzukommen. Zu dieſem 
Zwecke hat ſich ein Ausſchuß gebildet, welcher in 
der Sitzung am 3. Mai beſchloſſen hat: Die erſte 
Zuſammenkunft findet in dieſem Jahre am 
15. Juni zu Breslau in den Reſtaurations⸗ 
räumen der Jahrhunderthalle ſtatt. Um 
11 Uhr Appell der Kameraden; Begrüßung durch 
den derzeitigen Vorſitzenden; Frühſchoppen. Von 
4 Uhr ab Konzert im Garten der Jahrhundert⸗ 
halle (bei ſchlechtem Wetter im Saale). Be⸗ 
grüßungsanſprache an die Feſtteilnehmer durch 
Se. Exzellenz den Herrn General d. Inf. und 
Generaladjutanten Freiherrn von Plettenberg; 
Familienfeſt. Nach dem Konzert Tanz, gemüt⸗ 
liches Beiſammenſein. Gemeinſchaftliches Eſſen 
findet nicht ſtatt, doch wird Sorge getragen, da 
jeder in der Jahrhunderthalle nach Belieben eſſen 
kann. Am Vorabend, Dienstag, 8 Uhr, 
treffen ſich bereits anweſende Kameraden im 
Ne „Rom“, Biſchofſtr. (beſonderes Zimmer). 
ie Einladungen werden bis zum 30. Mai zum 
Verſand gelangen. Wenn den Herren Kollegen 
bekannt wird, daß Kameraden keine Einladun 
erhalten haben, werden dieſe gebeten, ſolche 
Adreſſen ſofort an Staatl. Förſter Hillebrand 
in Tampadel, Poſt Groß⸗Wierau, Bez. 
Breslau, zu ſenden. Herr General von Kroſigk, 
der Führer des Bataillons im Kriegsjahre 1914, 
hat ſein Erſcheinen zugeſagt, ebenſo andere be⸗ 
kannte Herren. 


2 
Forſtwirtſchaftliches. 

Nonnenbekämpfung durch giftige Gaſe. Die 
Nonne verbreitet ſich in Böhmen immer gefahr⸗ 
drohender. Man ſucht daher nach neuen Ver⸗ 
tilgungsmitteln und hat u. a. auf der Militär⸗ 
domäne Leipnik in Mähren im Sommer 1920 
die Bekämpfung mit Chlorphosgen nach dem im 
Kriege erprobten Verfahren verſucht. In einem 
60 jährigen Fichtenbeſtand von 7 ha Größe ſind 
Bomben von etwa 5000 cem Inhalt in einer 
öhe von 13 m über dem Boden teils mit be⸗ 
chränkter Gasausſtrömung, teils vollgeöffnet ver⸗ 
wandt worden. In zwei Fällen wurden Bomben 
auch am Boden geöffnet. Sobald das Gas zu 
ſpüren war, zeigten die männlichen Falter lebhafte 
Unruhe, flatterten umher und ſielen im Gasbereiche 
zu Boden, die weiblichen Falter reagierten auf 


P aufgeforſtet. 


das Gas überhaupt nicht. Während aber die 
Menſchen ſchon nach drei Minuten getötet werden, 
zeigten die Falter nach zwei Stunden noch ſämt⸗ 
liche Lebenszeichen, nach drei Tagen wurden nur 
64 tote Falter gefunden, bei denen aber die 
Todesurſache zweifelhaft iſt, da inzwiſchen ein 
ſtarker Regen niedergegangen war. Beim 
Laboratoriumsverſuch waren die Falter in drei, 
die Puppen binnen fünf und die Raupen i 
ſechs bis ſieben Minuten getötet worden. 
Durch das Gas war die friſche Vegetation 
verſengt worden, während die alten Triebe, Nadel 
und Blätter unbeſchädigt geblieben ſind. Jeden⸗ 
falls eignet ſich alſo wenigſtens Chlorphosgen 
nicht zur Bekämpfung der Nonnenplage; ob ein 
anderes, vor allem ein leichteres Gas als die 
im Weltkriege verwandten beſſere Erfolge leiſten 


würde, muß weiteren Verſuchen vorbehalten 
bleiben. Sch. 
Waldbrände. 


Bezirk Potsdam. Domſtiftsoberförſterei 
Seelensdorf. Am 27. April, nachmittags bald 
nach 2 Uhr, iſt in dem Walde der Pritzerber 
Bürger, in dem jeder Bürger ſeine Parzellen 
ſelbſt bewirtſchaftet, ein Brand dadurch entſtanden, 
daß der Maſchiniſt eines Dampfpfluges, der dicht 
an einer Dickung aufgeſtellt war, ganz fahrläſſig 
glühende Aſche ins Heidekraut warf und ſich dann 
ſelbſt nicht im geringſten bemühte, zu löſchen. 
Es war ſchon lange trockenes Wetter und dazu 
ein ſtarker trockener Oſtwind. Dadurch und weil 
anfangs nicht genügend Hilfe kam, breitete ſich 
das Feuer, breite Wege überſpringend, ſchnell 
aus. Der Pritzerber Wald iſt nicht in gutem, 
waldbaulichem Zuſtand, ſondern an vielen Stellen 
verkommen und nach Abhieb der Beſtände zu 
Grubenholz nicht wieder oder nur ſehr ſchlecht 
Altere Hölzer gibt es in ihm faſt 
nicht mehr, etwa 40 jähriges Holz iſt das älteſte. 
Bei der Dürre und dem ſtarken Wind wurde 
das Feuer gegen die Grenze des Reviers Gapel 
der Domkapitelsforſt getrieben, die urſprünglich 
weit vom Brandherd ablag. Im Domkapitels⸗ 
walde wurde dann das Feuer gelöſcht. Es ver⸗ 


g brannten hier etwa 3 Morgen 3⸗ bis Sjährige 


Schonung. Ein Wipfelbrand und Lauffeuer am 
Boden beſchädigte etwa 15 Morgen 42 jähriger 
Kiefern ſo erheblich, daß es notwendig ſein wird, 
dieſen Teil des Beſtandes im Herbſt abzutreiben; 
er gibt gutes Grubenholz. Im Bürgerwalde 
Pritzerbe ſind etwa 350 Morgen abgebrannt, 
die aber an vielen Stellen gar nicht wieder 
angeſchont waren. Große Flächen Heidekraut 
durchlief das Feuer ſchnell, jäh brennend bei dem 
Wind und der Dürre, auch in den Stangenorten 
nach oben durchſchlagend, alles verzehrend. Ver⸗ 
brannt find etwa 50 Morgen bis 40 jähriger 
Stangen und etwa 150 Morgen Dickung, 10 bis 
20 Jahre alt. Verſpätete Hilfe und Mangel an 
Diſziplin und Beſſerwiſſen der Helfer haben die 
große Ausdehnung verſchuldet, dazu fehlte ein⸗ 
heitliche Leitung; der Domſtiftsoberförſter war 
durch Krankheit verhindert, einzugreifen. ; 
Bayern. In den Waldungen der Gemeinde 
Biſchbrunn wütete am 10. April ein vermutlich 
von ſchulpflichtigen Jungen angelegtes Schaden⸗ 
feuer, wobei von 3 ha 25 jährigen Niederwalds 
die Bodendecke vernichtet worden iſt. Das Feuer 
entſtand gegen 4 Uhr nachmittags. Infolge der 
großen Trockenheit und des heftigen Oſtwindes 
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griff es ziemlich raſch um ſich, wurde jedoch durch 
Ziehen von Brandſtreifen durch die raſch herbei⸗ 
geeilten Bewohner der umliegenden Ortſchaften 
bald auf ſeinen Herd beſchränkt. Nach vorläufiger 
Schätzung ſind etwa 75 Ster Laubſtreu im Werte 
von 375 & verbrannt. 


CH 
Geſchäftliches. 
Betrifft Einſendung des Bezugspreiſes. 
Ein Teil unſerer Leſer, der die „Deutſche 
orſt⸗Zeitung“ ihrer Beſtellung gemäß durch 
oſtüberweiſung laufend erhält, hat den Be⸗ 
zugspreis für die letzten Monate noch nicht be⸗ 
glichen. Wir bitten die Beträge in Höhe von 
10,50 Mk. je Vierteljahr ſpäteſtens bis zum 
1. Juni portofrei einzuſenden. Am billigſten 
geſchieht das durch Benutzung unſeres Poſtſcheck⸗ 
kontos Nr. 41509, Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 
Beträge, die bis zum 26. Mai nicht in unſeren 
See find, werden Ende des Monats durch 

oſtnachnahme erhoben, wodurch beträchtliche 
Mehrkosten entſtehen. Wir bitten daher um recht 
baldige Einſendung. 

Neudamm, den 14. Mai 1921. 

Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
J 


Brief- und Fragekaſten. 
Leider iſt wiederum eine erhebliche Erhöhung der Portoſätze in 
Kraft getreten, jo daß das Porto für den einfachen Brief jetzt 
60 Pf. beträgt. Dadurch ſind auch wir gezwungen, den Porto⸗ 
anteil, der jeder Anfrage an unſeren Briefkaſten beizufügen iſt, 
auf 1 Mk. 50 Pf zu erhöhen. Fragen, denen dieſer Betrag nicht 
beilietzt, müſſen ſo lange unbeantwortet zurückgelegt werden, bis 

Einſendung des fehlenden Portos erfolgt. 
Anfrage Nr. 38. Ruhegehalt eines Revier⸗ 
förſters. Wie hoch ſtellt ſich nach dem neuen 
Beamtenbeſoldungsgeſetz das Ruhegehalt für einen 
Revierförſter, der geboren iſt am 25. Oktober 1855, 
eingetreten in die Forſtlehre am 1. Oktober 1872, 
beim Jäger⸗ Bataillon am 1. Oktober 1874, Forſt⸗ 
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verſorgungsſchein erhalten am 1. Oktober 1886, 
zum Förſter ernannt am 1. November 1890, zum 
Revierförſter ernannt am 1. Juli 1905, in den 
Ruheſtand getreten am 30. Juni 1907? Letztes 
ruhegehaltsfähiges Einkommen 2752 K. Ur 
ſprüngliches Ruhegehalt 1881 K. 
B., Staatsförſter. 

Antwort: Dem jetzigen Ruhegehalt eines 
Revierförſters wird das Gehalt zugrunde, gelegt, 
das er bekommen hätte, wenn er am Tage ſeiner 
Inruheſtandsſetzung von Gruppe 6 nach Gruppe 7 
befördert wäre und damals ſchon⸗ die jetzigen 
Gehaltsſätze beſtanden hätten. Sein Förſter⸗ 
beſoldungsdienſtalter in Gruppe 6 rechnet vom 
1. November 1890. Bei der Beförderung nach 
Gruppe 7 iſt das Beſoldungsdienſtalter um 4 Jahre, 
alſo auf den 1. November 1894, vorzurechnen. 
Am Penſionstage (30. Juni 1907) waren ſeitdem 
über 12 Jahre vergangen. In dieſem Falle 
beträgt das Revierförſtergehalt nach den jetzigen 
Sätzen 8900 &, dazu Ortszuſchlag⸗Durchſchnitts⸗ 
ſatz 2760 , zuſammen 11660 4. Da die ruhe⸗ 
gehaltsfähige Dienſtzeit mit 32 Jahren berechnet 
it (1881 & find rund Sina von 2752 ), fo 


5 der Revierförſter als Ruhegehalt 
o = rund 7968 E und 50% als Ber 


ſorgungszuſchlag = 3984 , zuſammen 11 952 KM. 
Der Verſorgungszuſchlag erhöht ſich in Orts⸗ 
klaſſe E vom 1. Januar d. J. auf 4382,40 K. B. 
Anfrage Nr. 39. Darf ein Holzhändler 
als Dezernent in einer ſtädtiſchen Forſtkommiſſion 
fungieren? H., Stadtförſter. 
Antwort: Die Frage, ob ein Holzhändler 
als Dezernent in einer ſtädtiſchen Forſtkommiſſion 
fungieren darf, läßt fich nicht ohne weiteres ver⸗ 
neinen. Auf Grund des Gemeindeverfaſſungs⸗ 
rechtes können jedenfalls keine Bedenken dagegen 
erhoben werden, wenn nicht ſtatutariſche An⸗ 
ordnungen vorhanden ſind, die ein anderes be⸗ 
dingen. Bg. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Beſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. *) 
Oberförſterſtelle Falkenhagen (Potsdam) iſt zum 
1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis 
zum 5. Juni einzureichen. 
Im Regierungsbezirk Allenſtein ſind folgende 
Förſterſtellen ſofort zu beſetzen: 
Dziadtlen, Oberf. Turoſcheln. Dienſtwohnung vor 
handen. Dienſtaufwandsentſchädigung 300 A. 


Schule in Turoſcheln, 2 km. Bahnort Johannis- 
burg, 22 km. Bewerbungsfriſt: 22. Mai. 


) Für Bewerber iſt es wichtig, zu willen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
it zu erſehen, in welchem Bienftalter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch koſtet geheftet 6 , mit Schreib⸗ 
papier durchſchoſſen 10 A. Hierzu erſchien ein 
Nachtrag vom Januar 1921. Preis geheftet 3 K. 


Warnold, Oberf. Guszianka. Dienſtwohnung vor⸗ 
handen. Dienſtaufwandsentſchädigung 250 &. 
Schule in Onufrigowen, 3,5 km. Bahnort 
Rudezanny, 8,6 km. Bewerbungsfriſt: 22. Mai. 


Zur Bewerbung um dieſe zwei Stellen ſind zu⸗ 
gelaſſen die Forſtiſchreiber ſowie die überzähligen 
Förſter des Regierungsbezirks Allenſtein bis zum 
Forſtverſorgungsjahrgang 1906 einſchließlich und die 
der Regierungsbezirke Königsberg und Gumbinnen, 
ſoweit ſie in dieſen beiden Bezirken den Forſt⸗ 
verſorgungsſchein 1904 und früher erhalten haben. 
Dieſe Einſchränkung gilt für beide ausgeſchriebenen 
Stellen. 

Im Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 
zum 1. Oktober folgende Stellen neu zu beſetzen: 
Revierförſterſtelle Großfriedrich, Oberf. Limmriz; 
Förſterſtelle Linzmühle, Oberf. Neubruck; 
Förſterſtelle Mückenburg, Oberf. Lübbeſee: 
Förſterſtelle Neudamm, Oberf. Zicher. 

Wirtſchaftsländereien, Nutzungsgelder und Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigungen werden nach den in Aus⸗ 
ſicht genommenen neuen Grundſätzen anderweit ge⸗ 
regelt werden. Die jetzigen Inhaber treten in den 


ſind 


Ruheſtand. Bewerbungen ſind bis zum 15. Juni 
einzureichen. 
Förſterſtellte Bult, Oberförſterei Neubruchhauſen 


(Hannover), iſt zum 1. Juli zu beietzen. Zu 
der Stelle gehören 5,34 ha nutzbares Wirtſchafts⸗ 
land. Dienſtwohnung iſt vorhanden. Be⸗ 
werbungen ſind bis zum 30. Mai einzureichen. 


Nr. 21 Bd. 36 (1921) 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


395 


Förſterſtelle Vaſſendorf, Oberf. Carlsberg (Breslaup, 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle ge⸗ 
hören: Dienſtwohnung, zirka 5,4360 ha Dienſtland. 
300 K Dienſtaufwandsentſchädigung. Bewerbungen 
ſind bis zum 1. Juli einzureichen. 


Förſterſtelle Regnitz, Oberf. Nimkau (Breslau), iſt 
zum 1. Juli zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
Dienſtwohnung, zirka 14,641 ha Wirtſchaftsland und 
300 „ Dienſtaufwandsentſchädigung nach der 
Regulierung. Bewerbungen ſind bis zum 28. Mai 
einzureichen. 

Förſterſtelle Schwalg, Oberf. Rothebude (Gum⸗ 
binnen), kommt zum 1. Juli zur Neubeſetzung. 
Zu der erledigten Stelle gehören: a) Dienſt⸗ 
wohnung, b) zu regulierendes Dienſtland. Die 
Schule iſt in Sawadden, zirka 3 km, Bahnſtation 
Kowahlen der Eiſenbahn Inſterburg— Lyck, zirka 
15 km. Bewerbungen ſind bis zum 1. Juni ein⸗ 


zureichen. 
Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

(nme, Förſter o. R. in Ehringen, Oberf. Naumburg, iſt 
vw vom E April an die Förſterſtelle Alteburg, Oberf. 

Caſſel (Caſſeh, übertragen. 
roeger, Förſter o. R, iſt vom 1. Juni an von der Oberf. 
$ Thale nach der Oberf. Jävenitz (Magdeburg) verſetzt. 
Joſuweit, Förſter o. R. in Kaiſerl. Rominten, Oberf. 
Rominten, iſt vom 1. Juli an auf die Hilfsförſterſtelle 
Gollubien, Oberf. Gollubien (Gumbinnen), verſetzt. 


Leitner, Förſter in Rudczauny, Oberf. Guszianka, iſt die 
Förſterſtelle Weiſſuhnen, Oberf. Gusztanka (Allen⸗ 
ſtein), verliehen. 

Meyer, Hegemeiſter in Gehlfeld, Oberf. Liebemühl (Allen⸗ 
ſtein), iſt am 1. April zum Revierförſter ernannt. 
Schulze, Hegemeiſter in Weferlingen, Oberf. Biſchofswald 

(Magdeburg), iſt am 1. April in den Ruheſtaud verſetzt. 

Wilke, Hegemeiſter in Seedranken, Ebert. Rothebude, iſt 
vom 1. Juli an auf die Förſterſtelle Hegewald, Oberf. 
Heydtwalde (Gumbinnen), verſetzt. 

Zwiebel, Förſter o. R. in Joſſa, Obert Marjoß, iſt vom 
1. April an die Förſterſtelle Dreienberg zu Friedewald, 
Oberf. Friedewald (Caſſel), übertragen. 

Berndt, Forſtgehilfe in der Oberf. Jävenitz, iſt vom 1. Juni 
an auf die Oberf. Magdeburgerforth (Magdeburg) 
verſetzt 

Sir, Forſtgehilfe in Brenkenhofstal, iſt am 1. Juni nach 
Koſelitz, Oberf. Sommin (Köslin), einberufen. 

Kahler, Forſtgehilfe in Jakabsdorf, Oberf. Neuhof, iſt nach 
Neukrakow, Oberf. Neukrakow (Köslin), verſetzt. 

Keller, Forſtgehilfe in Oberlinsphermühle, Oberf. Elbrig⸗ 
haufen, ut nach Offdilln, Oberf. Ebersbach (Wied. 
baden), verſetzt. 


Mecklenburg Schwerin. 


Davids, Stationsjäger in Grambow bei Wittenförden, iſt 
vom 1. Juli an nach Weißenkrug bei Sternberg verſetzt 


Auhalt. 
Berjegt wurden: 

Jock, Förſter, von Hundeluft nach Forſthaus Thießen; 
Fiſcher, Förſter, von Forſthaus Stockelitz nach Schielo; 
Menge, Förſter, von Forſthaus Tießen nach Marfa; 
Moß, Förſter, von Neudorf nach Forſthaus Stockelitz; 
Kumpf, Hilfsjäger, von Hundeluft nach Neudorf. 


TRITT —— 


Vereinszeitung. 


Mitteilungen forſtlicher Vereine. 


Nordweſtdeutſcher Forſtverein. 


»Mitgliederverſammlung am Mittwoch, dem 1. Juni, 
und Donnerstag, dem 2. Inni 1921. in Lüneburg. 
Tagesordnung: 

Mittwoch, den 1. Juni: Waldfahrt in die 
Staatsoberförſterei Ebſtorf b. Uelzen. 1045 vor⸗ 
mittags Verſammlung: Bahnhof Ebſtorf. Führung: 
Staatsforſtmeiſter Greve⸗Ebſtorf. Weg: Bahnhof 
Ebſtorf — Hanſtedt (Landbaumotor) — Wetten⸗ 
poſtel (Aufforſtungsflächen) — Süſing — Velzen — 
Dibfelde — Ebſtorf. 20 nachmittags Frühſtück 
im Walde aus der Taſche. die abends gemein⸗ 
james einfaches Abendeſſen im Gaſthaus Wellen⸗ 
kamp, Lüneburg, Am Marktplatz, Mitte links 
(18—20 A). Übernachtung daſelbſt oder in Privat⸗ 
wohnungen (12—18 4) nach einer bei Wellen⸗ 
kamp ausgelegten Wohnunggliſte. 

Donnerstag, den 2. Juni: 90 vormittags 
EE im Gaſthaus Wellenkamp. 
1. Geſchäftliches, Neuwahl des Vorſtandes gemäß 
8 8 der Satzungen. 2. Begründung von Kiefern⸗ 


beſtänden. Staatsforſtmeiſter Greve, Ebſtorf, 
Staatsforſtmeiſter Aſchoff, Munſter. 3. Ertrags⸗ 
Waldbeſitzer 


ee rung durch e dr 
Dr. Meinicke, Winſen a. d. Luhe. 4. Waldbeleihung 
Waldbrandverſicherung. Erbdroſt Freiherr 
on Hammerſtein⸗Gesmold, Celle. Freiherr 
arſchalck von Bachtenbrock, Hutloh b. Hechthaufen. 
Generaldirektor Geheimrat Dr. Schrader, Hannover. 
5. Verſchiedenes. 20 — 40 nachmittags. Einfaches 
Saale Suppe, Fiſch, Braten, Gemüſe, 
Süßſpeiſe (25 4). 40 — 7 nachmittags Waldgang 
in die Stadtforſt Lüneburg. Führung: Geheimer 
Regierungsrat, Regierungs⸗ und Forſtrat Berthold, 
Lüneburg. 


Freitag, den 3. Juni, 90 vormittags: Mit⸗ 
gliederverſammlung des Hannoverſchen 
Waldbeſitzerverbandes. Tagesordnung: 
1. Geſchäftliches. Kaſſen⸗ und Rechnungsverhältniſſe. 
— Schriftführer. 2. Anderung der Satzungen 
(Erhebung eines feſten und eines veränderlichen 
Beitrages). — Vorſitzender. 3. Neuwahl eines 
Mitgliedes des Vorſtandes nach SO der Satzungen. 
4. „Waldgüter“; Kammerherr von der Wenſe, 
Wenſe b. Dorfmark. 5. Verſchiedenes. Anſchließend 
Beſprechung der als Arbeitgeber für Forſtbeamte 
in Betracht kommenden Mitglieder des Verbandes. 


Der Vorſtand. J. A.: Oelkers, Schriftführer. 
— 


Mitteilung des Vereins Preußiſcher 
Staatsoberförſter. 


n Nr. 18 des „Deutſchen Förſters“ werden 
in den Artikeln „Nach der Trennung“, verfaßt 
von der Schriftleitung, und „Außenſeitervereine“, 
verfaßt von Förſter Pfalzgraf, die Behauptungen 
aufgeſtellt, der Verein Preußiſcher Staatsober⸗ 
förſter und der Reichsforſtverband ſeien Gewerk⸗ 
ſchaften, und der Reichsforſtverband ſei der 
„Deutſche Oberförſterbund“. Dieſe Darſtellungen 
find unrichtig. Weder der Verein Preußiſcher 
Staatsoberförſter noch der Reichsforſtverband find 
Gewerkſchaften, lehnen auch jeden Gedanken, ſolche 
zu werden, entſchieden ab. Ferner iſt der Reichs⸗ 
forſtverband nicht der „Deutſche Oberförſterbund “. 
Im Reichsforſtverband ſind lediglich die Vereine der 
ſtaatlichen Forſtverwaltungsbeamten zuſammen⸗ 
geichlofien. Kommunal⸗ und Privatoberförſter 
gehören dem Reichsforſtverband nicht an. 

Der 1. Vorſitzende 
des Vereins Preußiſcher Staatsoberförſter. 
Rudolph, Forſtmeiſter. 


ö 
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Verein 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 
Betrifft Altersliſte der Revierförſter. 

Die Geſchäftsſtelle der, Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
beabſichtigt in Kürze eine beſondere Altersliſte der 
Revierförſter herauszugeben, zu der Unterlagen 
bis jetzt nicht beſtehen. Sie wendet ſich daher 
in einer Poſtkartenanſchrift an alle preußiſchen 
Revierförſter und bittet um entſprechende Angaben 
für die Lifte. Ich erſuche die Vereinsmitglieder, 
die in Betracht kommenden Daten in die mit⸗ 
geſandte Antwortkarte einzutragen und die An- 
gelegenheit binnen fünf Tagen zu verabſchieden. 
Die Herausgabe der Altersliſte liegt im Vereins⸗ 
ıntereife. Weidmannsheil! 

Feld ichen, den 16. Mai 1921. 

Hennig, Revierförſter. 
e 


Nachrichten für den neuen Verein 
Preußiſcher Staatsförſter. 

Den verehrten Mitgliedern unſerer Vereinigung 
teilen wir ergebenſt mit, daß wir Herrn Hege⸗ 
meiſter Neumann in Gbritz, Poſt Karwitz 
Pommern), den Vorſitz angetragen haben. Herr 

egemeiſter Neumann hat den Vorſitz, vor⸗ 
behaltlich der Zuſtimmung durch die kommende 
Generalverſammlung, angenommen. 
Koch, Laabs, Sieg, 
Staatsförſter. Staatsförſter. Staatsförſter. 
CH 
Zur Abwehr. 

In Nr. 19 des „Deutſchen Foͤrſters“ iſt der erſte 
Stoß gegen unſere junge Vereinigung erfolgt durch 
einen Aufruf an die Kollegen des Vereins Preußiſcher 
Staatsfoͤrſter, geſchloſſen unterzeichnet vom Haupt: 
vorſtande. Dazu moͤchte ich folgendes bemerken: 
Zuerſt ſei hervorgehoben, daß ich einer der erſten 
geweſen bin, der dem Verein Preußiſcher Staats⸗ 
foͤrſter nach feiner Gründung beigetreten iſt, Kollege 
Laabs und Sieg waren bis zur Gewerkſchaftsbildung 
treue Mitglieder des Vereins. Dann freilich ſchwenkten 
wir ſofort ab, da wir die Sachlage uͤberſahen und die 
Linksſchwenkung mit ihren Folgen fuͤr das Anſehen 
des Foͤrſterſtandes nicht mitmachen wollten. Die 
Zeit hat uns recht gegeben. Nun wird der Vereins⸗ 
gruͤndung als Hauptzweck „die Aufhaltung des Nieder⸗ 
ganges der Abonnentenzahl der „Forſtzeitung“ zu⸗ 
geſchrieben“. Natuͤrlich muß es wieder die „Forſt⸗ 
zeitung“ ſein, die den Herren von der Gegenſeite 
ſchwer auf der Leber liegt. Die „Forſtzeitung“, die 
mit ihrem Inhalt turmhoch über dem „Deutſchen 
Foͤrſter“ ſteht, hat es wirklich nicht noͤtig, Abonnenten⸗ 
jagd zu machen. Jeder Forſtbeamte, der etwas für 
feinen Wald übrig hat und es ſich irgend leiſten 
kann, muß auch die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ leſen, 
denn mit Standesgezaͤnk und Redensarten wird der 
deutſche Wald nicht aufgebaut. Auch wir Unter⸗ 
zeichner ſind ganz der Anſicht des Herrn Pfalzgraf 
und Genoſſen, daß das Abſtoßen kranker Teile zur 
Geſundung des Geſamtorganismus nur dienlich ſein 
kann. Es kommt aber darauf an, wie dieſe kranken 
Teile ausſehen. Auch wir wollen es ſo in unſerm 
iungen Verein halten. Wer nicht ganz bei unſerer 
Sache iſt, gehoͤrt nicht zu uns, und Skandalmacher 
ſollen ruhig bei der Gewerkſchaft bleiben, dort bluͤht 
ihr Weizen. Der Schluß des Aufrufs enthält die 
uͤbelſte Verdaͤchtigung, daß die Neugruͤn dung des 
Vereins einfach „beſtellte Arbeit“ wäre. Man 
tappt im Dunkeln, man fuͤhlt und kann's nicht faſſen. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 
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Wer mag wohl die Arbeit beſtellt haben? Natuͤrlich 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“, — oder follte es etwa 
die Forſtoerwaltung geweſen fein? — Immer frei 
von der Leber weg, wir haben ja keine Ehre im Leibe, 
die Ehre ſitzt nur bei der Firma Pfalzgrak! Wir 
leiden auch an Kurzſichtigkeit, die Sehenden ſind auf 
der andern Seite, wir ſind ja Schieber, und Schieber 
ſchieben und werden geſchoben. Überhebung, eigene 
Vorteile, ſelbſtſuͤchtige Motive und wie die Stich⸗ 
worte ſonſt heißen, werden uns ſtaͤndig vorgeworfen. 
Wir haben ſchon ſoviel ausgehalten an Schmaͤhungen, 
ſchmutzigen Briefen und find nicht zuf ammengebrochen, 
wir werden auch weiter nicht zuſammenbrechen. 
Wahrſcheinlich aber fürzt der jetzige Vorſtand des 
Vereins Preußiſcher Staatsfoͤrſter, der fo Hervor⸗ 
ragendes im Terroriſieren geleiſtet hat, fruͤher zu⸗ 
ſammen als wir; mir ſcheint, als ob dieſer Aufruf 
zugleich auch der Grabgeſang der jetzigen Gewerk 
ſchaftsleitung ſein wird. 

Wir haben es nicht noͤtig, hier zu berichten, wie 
der Aufruf zuſtandegekommen iſt, dies werden wir 
in unſerer Generalverſammlung offen und ehrlich 
unſern Anhaͤngern gegenuͤber tun. Aufrichtigkeit und 
Wahrheit haben wir uns zur Pflicht gemacht. Wie 
wir vorſtehend mitgeteilt haben, findet unſer Verein 
einen Vorſitzenden in der Perſon des Kollegen Neu⸗ 
mann, Goͤritz, den wir Unterzeichner des Aufrufs 
ſchon vorher als unſern Vorſitzenden, vorbehaltlich der 
Genehmigung der Generalverſammlung, in Aus⸗ 
ſicht genommen hatten. Kollege Neumann hat den 
Vorſitz ſofort uͤbernommen, und ſo verſprechen wir 
uns alles Gute für die Zukunft unſers jungen Vereins. 
Kollege Neumann beſitzt infolge ſeiner langjaͤhrigen 
Vereinstaͤtigkeit und fruͤheren Zugehoͤrigkeit zur Ver⸗ 
faſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung 
reiche Erfahrungen auf vereins⸗ und beamten⸗ 
politiſchem Gebiet, die er ſicher für die Angehörigen 
des preußiſchen Staatsfoͤrſterſtandes ſegenbringend 
verwerten wird. Der Gegenſeite will ich aber ſchon 
heute verraten, daß Kollege Neumann an unſerm 
Aufruf unbeteiligt if] und dieſen erſt erfahren 
hatte, nachdem er in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
erſchienen war. 

Forſth. Schoͤnberg. 

* 


Was uns trennt. 


Es iſt uns wiederholt der Vorwurf — in ge⸗ 
werkſchaftlicher Form natürlich — gemacht worden, 
daß wir ohne Grund und dem Stande förderlichen 
Zweck eine Spaltung herbeigeführt haben oder 
doch den Verſuch dazu unternehmen. Es ſei daher 
nochmals die Grenzlinie beleuchtet, über die wir 
nun einmal der Vereinsleitung nicht folgen können 
und folgen wollen. Wir wiſſen von vornherein, 
daß wir wohl keinen der „Unentwegten“ etwa 
überzeugen werden; dieſe ſind auf ihr Dogma 
eingeſchworen, und Einſicht iſt von ihnen nicht 
zu erwarten. Von dem ſtrahlenden Glanze ihres 
Leitmotivs: „Einigkeit bringt Macht und Stärke“ 
geblendet, ſehen ſie nicht die nächſtliegendſten und 
wichtigſten Forderungen der Zeit, ſehen ſie nicht 
die mit immer größerer Geſchwindigkeit erfolgende 
Abnahme von Staatsordnung und Staats⸗ 
autorität, ſehen ſie nicht die fundamentale Grund⸗ 
wahrheit, daß nur in einem freien und machtvollen; 
Staate eine freie und blühende Bevölkerung und 
in ihr ein gutgeſtelltes Beamtentum leben kann. 
— „Einigkeit bringt Macht und Stärke, ein ſehr 
wahres Wort, wenn es für die Geſamtbevölkerung 
Gültigkeit hat, eine Deviſe der Mächte des Zerfalls 
aber, wenn einzelne Berufsgruppen rückſichtslos 


Koch, Staatsfoͤrſter. 
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ihr folgen. Der mit der Macht und Stärke 
verbundene Wille, ſie zu N ſchließt 
natürlich die Einigkeit der Nation ohne weiteres 
aus und macht ſie unmöglich, es ſei denn, daß 
dieſe ein ſcharf ausgeprägtes Nationalgefühl hat, 
und das trifft bekanntlich leider bei uns nicht zu. 
Wir fragen: Wozu die Macht, wozu die Stärke? 
Nun eben zum Kampf gegen andere Berufsſtände 
und die Verwaltung, alſo mit anderen Worten: 
gegen die eigene Nation. Darum dies Wettrüſten, 
darum das fieber⸗ und krampfhafte Jagen nach 
großen Zahlen, darum auch der „Förſterbund“. 
Mögen die Folgen dieſes Kampfes in einem 
geſunden, blühenden Staatsweſen nicht ſo ſehr 
in Erſcheinung treten, in unſerem heutigen 
Deutſchland iſt er ein Verbrechen an der Nation. 
Von jedem Vaterlandsfreunde muß daher verlangt 
werden, daß er nicht nur den Gewerkſchaften als 
Träger der rückſichtsloſeſten, ſelbſtſüchtigſten Form 
dieſes Kampfes die Unterſtützung verſagt, ſondern 
ſie auch bedingungslos bekämpft, wo ſich nur die 
Gelegenheit dazu bietet. Für ihn gibt es nur 
einen berechtigten Kampf im Innern, der gegen 
die Anhänger des internationalen Gedankens iſt, die 
ja notoriſch den Kern der Gewerkſchaften bilden und 
ihren Einfluß dort noch überall durchgeſetzt haben. 

Sind nun aber die Forderungen einzelner 
Berufsgruppen wirklich gerecht, werden ſie auch 
kraft dieſer Eigenſchaft durchdringen; warum 
alſo das Wettruſten, warum der Kampf? Ja, 
es handelt ſich ja auch gar nicht darum, gerechte 
Anſprüche auf dem Wege der Überzeugung 
der maßgebenden Stellen durchzubringen, ſondern 
Vorteile um jeden Preis und durch jedes Mittel 
durchzuringen. Mittel, die jede Treue, Unter⸗ 
ordnung, Selbſtachtung und anſtändige Geſinnung 
vermiſſen laſſen, und letzten Endes ſich gegen die 
Urheber ſelbſt richten müſſen und auch werden. — 
Es iſt oft von den Verfechtern des Gewerkſchafts⸗ 
gedankens ins Feld geführt worden, daß die 
Berufsgruppen, die nicht rückſichtslos kämpfen, 
erdrückt werden würden. Schon dieſer Gedanke 
iſt ein ſchlagender Beweis für die Hohlheit und 
die Heuchelei der demokratiſchen Staatsidee, die 
doch bekanntlich allein berufen iſt, ihre Sonne 
gerecht auf alle Stände ſcheinen zu laſſen, iſt ein 
klägliches Eingeſtändnis ihrer Unfähigkeit. Darum 
heißt es alle Kräfte anzuſpannen, um das übel an 
der Wurzel und nicht an ihren ſtachligen Früchten 
zu faſſen. Zudem ſteht dieſe Begründung auf 
derſelben ſittlichen Höhe wie die bekannte Ent⸗ 
ſchuldigung, ein Fundſtück genommen zu haben, 
weil es doch ſonſt ein anderer nehmen würde. — 
Betrachten wir nun einmal die uns beſonders 
intereſſierenden Vorgänge in dieſem Rahmen. 
Die Vereinsleitung hat ſich unter den Fittichen 
des Beamtenbundes ſtark genug gefühlt, der 
Zentralverwaltung den rückſichtsloſen Kampf an⸗ 
zuſagen. Wohl wäre nun doch ſelbſtverſtändlich 
dieſe letztere berechtigt geweſen, ihrerſeits den 
Kampf aufzunehmen. Daß dies geſchehen, iſt 
poſitiv nicht zu erkennen, wohl aber hat ſie 
zweifellos den Forderungen des Beamtenbundes 
keinerlei Widerſtand im Intereſſe ihrer Beamten 
entgegengeſetzt, was man ihr nach Recht und 
Billigkeit keineswegs verdenken könnte. Wir 
haben alſo die netten Neuordnungen über Land, 
Holz und Raubzeug. Der gewaltigen Mehrheit 
von Stadtbeamten im Beamtenbund mußte 
natürlich die „Nebeneinnahme“ der Förſter ein 
Dorn im Auge ſein. Alles wird gleichgemacht 
(ſoweit die Minderheit in Betracht kommt), man 


hat ſich aber wohlweislich gehütet, z. B. an der freien 
Eiſenbahnfahrt der Bahnbeamten — der Mehr⸗ 
heit — etwas zu ändern. Nichts iſt gerechter als 
das demokratiſche Prinzip! Mit der Ortsklaſſen⸗ 
einteilung verhält es ſich ja ebenſo, worauf ja 
Kollege Schellack treffend hingewieſen hat. — 
Nach Anſicht der heutigen Führer iſt ja für ideale 
und reale Förderung eines Beamten nichts ſo 
vorteilhaft, als über jeden Vorgeſetzten nach dem 
Vorbilde des bekannten Tieres und des roten 
Tuches herzufallen, ſich dafür aber unter den 
Schutz der „Großorganiſation“ zu begeben, deren 
Vertreter vom Leben eines Förſters nur ſo viel 
wiſſen, daß er gelegentlich mit halbwegs an⸗ 
ſtändigem Fuhrwerk zur Stadt gefahren kommt, 
und daß er Kuhe und Hühner hat, die „umſonſt“ 
Butter und Eier von ſich geben. Der Förderung 
der Intereſſen des Förſterſtandes von ſeiten dieſer 
Herren kann man natürlich, auf Grund ihrer 
Sachkenntnis, von vornherein ſicher ſein. 

Es iſt durchaus bezeichnend, daß man im 
„Deutſchen Förſter“ wohl von der Sekuündareife, 
von Steinbuſch, von dem notwendigen Kampf 
gegen die Oberförſter und den „Militarismus“ 
bis zum überdruß las, ich entſinne mich aber 
nicht, je etwas über das von demokratiſcher Seite 
veranlaßte Geſetz über die Beſeitigung des 
Kompetenzkonfliktes geleſen zu haben, und doch 
wird dieſe Neuerung in Zukunft auch manchem 
Kollegen eine bittere Pille zu ſchlucken geben. — 

Wie ſchon eingangs erwähnt, ſind dieſe Aus⸗ 
führungen nicht darauf berechnet, die „Leitung“ 
zu beeinfluſſen, es gibt aber immerhin noch eme 
ganze Anzahl Kollegen — kranke Teile des Standes 
nach Anſicht der Gewerkſchaftsführer, nach unſerer 
der geſunde Kern! —, die noch nicht dem Gewerk⸗ 
ſchaftsgedanken und der Internationale mit Leib 
und Leben verſchrieben ſind, die durchaus noch 
nicht klar erkannt haben, worum es geht und für 
welche Beſtrebungen ſie benutzt werden, und ſich 
noch eine geſunde kritiſche Überlegung gewahrt 
haben und nicht alles als der Weisheit letzten 
Schluß und Offenbarung nehmen, was die 
Gewerkſchaftsführer dekretieren. An ſie wenden 
wir uns, und mögen es heute noch nicht viele 
ſein: die Zeit arbeitet für uns und unſere Auf⸗ 
faſſung über Vaterland und Beamtentum. 

W. Chriſtoleit, Staatsförſter, Friſching. 


Der Verein Preußiſcher Staatsförſter 
und jeine Erfolge für die Anwarter! 

Trotz der oftmaligen Beteuerung des Herrn 
Pfalzgraf, der „Verein Preußiſcher Staatsförſter“ 
arbeite auch für das Wohl und Wehe der An⸗ 
wärter, muß doch nachdrücklich feſtgeſtellt werden, 
daß bisher ſo gut wie nichts geſchehen iſt, um die 
Lage der Anwärter zu verbeſſern. Es ſcheint das 
Verhängnis der Anwärter zu ſem, daß immer für 
ſie gearbeitet wird. Dieſe Arbeit erinnert ſehr an 
die gute alte Zeit, in der das Wohlwollen die 
Hauptrolle ſpielte. Ich gebrauche mit Abſicht das 
Wort „Wohlwollen“, das Herr Pfalzgraf in bezug 
auf die alte Zeit ſo gern im Munde führte, und 
muß dabei feſtſtellen, daß wir Anwärter von ſeiner 
Arbeit bisher noch weniger gehabt haben als von 
jenem Wohlwollen der guten alten Zeit. 

Alle Erfolge, die bisher erzielt worden ſind, 
gelten nur den älteren Kollegen. Am kraſſeſten 
tritt dieſes bei der neuen Jagdordnung zutage, 
nach der nur die älteren Herren erlegungs⸗ 
berechtigt ſind. Wenn es auch heißt, der Förſter 
kann den jüngeren Beamten feinen Abſchuß ab- 
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treten, ſo wird dieſes in der Praxis doch ſehr ſelten 
vorkommen. Geſchieht es aber ausnahmsweiſe 
doch einmal, ſo wird es ſich um ein Stück ohne 
beſſeren oder gar keinen Kopfſchmuck handeln. 
Denken denn die alten Herren nicht mehr daran, 
wie ſie früher geklagt haben, wir kommen nicht 
zum Abſchuß eines Bockes oder eines Geweihten, 
und glauben die Herren, daß wir Jüngeren weniger 
Paſſion haben und anders fühlen als ſie? 

Als Herr Pfalzgraf | emerzeit zum Vorſitzenden 
gewählt wurde, geſchah dies von ſeiten der An⸗ 
wärter in der Hoffnung, daß auch für ſie nunmehr 
wirklich etwas getan würde, leider haben wir 
uns ſehr getäuſcht. Nun, wir werden ja ſehen, 
was uns die Delegierten⸗Verſammlung in Berlin 
bringen wird. — Wahrſcheinlich im Bericht über 
die Errungenſchaften wieder die Arbeit des Vor⸗ 
ſtandes für uns. — Wie es in den Orts⸗ und 
Bezirksgruppen⸗Verſammlungen nicht möglich iſt, 
einen Antrag der Anwärter durchzubringen, alſo 
wird es auch in Berlin ſein. 

Der Aufruf des Herrn Kollegen Chriſtoleit iſt 
mir aus der Seele geſprochen. Ge kann es 
für die Anwärter nur noch eine Parole geben: 
1 aus dem Verein, der nur eine Exiſtenz⸗ 

erechtigung der alten Herren anerkennt. Auf zur 
Bildung eines Vereins, in dem auch der Anwärter 
zu ſeinem Rechte kommt. Fort mit der Politik, 
die dem Verein nur ſchaden kann. Tut Euch 
uſammen Kollegen; nehmen wir unſer Schickſal 
felbſt in die Hand, noch iſt es nicht zu ſpät. 
Der Jugend gehört die Zukunft! 
Schwalgendorf (Kreis Mohrungen, Oſtpr.). 
Blankerts, Hilfsförſter. 
m 
d Nachrichten des „Waldheil“. 
* E. V. zu Neudamm. 


Veröffentlicht unter Verantwortun 
des Vorſtandes, vertreten dur 
Johannes Neumann, Neudamm. 


7 Satzungen, Mitteilungen über die Zwecke 

S und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe⸗ 

material an jedermann umſonſt und poſtfret. Alle Zuſchriften 

an Verein „Waldheil“, Neudamm. Geldſendungen auf 

Poſtſcheckkonto 9140 „Waldheil“, e. V., Neudamm, beim 
Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 


Beſandere In wendungen. 


Zuwendung von Herrn Meyer Tornow 
Desgleichen. Preußiſche Forſthilfskaſſe Skarsgirren. 
e Von Herrn Förſter Seibt⸗Patzniekerin 

bei Regennngngngdd ae . 
Desgleichen. Von Herrn W. Diebold⸗Alexandien . 75,— 
Sühne für einen Waldfrevel. Einſender Hecr Förſter 

Noack⸗Peiskew itz 


15,30 K 
165,32 A 


„„ 82 08 8 8 8 % „% „„ „% „» 


e 2 2 % 0 „%ũö c „ „ 


292 „„ „„ „ „ „ „„ 6 „% 
oe. „„; 0 e e 2 


Sühnegeld in einer Beleidigungsſache. Amts ſericht 
Kbnigsberg Nm e 1 5 


2% „% „ „% „ „% „» 


Summa 171385 K 


| 


In dem Monat April find vereinnahmt an 
Mitgliederbeiträgen 961,10 K; an Geldern zur 
Linderung von Kriegsnot 96,50 A. Damit hat 
dieſe Sammlung die Höhe von 45 689,08 2 
erreicht. 

Wir danken allen Spendern herzlich und bitten 
die wohltätigen Beſtrebungen unſerer Vereins⸗ 
tätigkeit zu verbreiten. 

Neudamm, den 5. Mai 1921. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 


e 
Nachrichten des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung find als Mit⸗ 

glieder in den Verein aufgenommen: 

7192. Hübner, Max, Privatforſtbeamter, Harmsdorf, Poſt Cantreck 
i. Pommern. II. 

7193. Lapp, Karl, Jager, Löhma, Poſt Leutenberg, Kreis Rudol⸗ 
adt. XVIII. 

2 Witt, une Forſtgehilfe, Damers, Poſt Lenſahn, Olden⸗ 
urg. . 

7195. Kutz, u Hilfsförſter, Dimkuhlen, Poſt Grünwald, Kreis 
Belgard. I 


9 
7196. 5 Fri, Forſtabſolvent, Forſtlehranſtalt Neuhaldens⸗ 


leben. . 
7197 Horſt, Ewald, Hilfsförſter, Neuhaldensleben, Jacob⸗ 
ſtraße 19. XVI. 


7198. Schönowski, Paul, EE Neuhaldensleben, Magde⸗ 
burger Straße 24. XVI. 

7199. Ganzbübner, Auguſt, Holzhändler und Beſitzer, Puſchdorſ 
(Oſtpr.), Kreis Inſterburg. I. 

7200. Oberhen, Paul, Forſtgehilfe, Neuhaldensleben, Lehr. 
anſtalt. XVI. 

7201. Weinert, Hermann, Förſter, Forſthaus Royen, Poſt Gr: 
Hermenau, Kreis Mohrungen. I. 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Jünemann, Ernſt, Preuß. Staatsförſter, Forſth. Lindthal, Poſt 
Lautenthal i Harz, Kreis Zellerfeld. 

Salewski, Erich, Forſtgehilfe, Gr.⸗Beſtendorf, Kreis Mohrungen. 

Kahler, Leo, Forſtaufſeher, Forſthaus Karlshorſt, Poſt Zakrezwo, 


Kreis Flatow, Weſtpr. 
Forſthaus Voigsdorf, Poſt Bärwalde, 


Flechtner, Heinr., Förſter, 
Kreis Königsberg Nm. 
Schammler, Fritz, Forſtaufſeher, Heyersdorf, Kreis Frauſtadt. 
Fiedler, Auguſt, Forſtverwalter, Stonsdorf 1. Rieſengebirge. 
Lutter, Paul, Forſtgehilfe Friedrichshuld, Poſt Treten, Kreis 
Rummelsburg, Pommern. 
Kurzweg, rg orſtgehilfe, Rittergut Dillingen, Poſt Hohen. 
leipiſch, Kreis Liebenwerda i. Sa. 
Dechant, Auguſt, Förſter, Haus Reck bei Kamen i. Weſtf. 
Kreis Hamm. 
CH 


Für den Denkmalfonds 
ehemaliger gefallener Templiner 


gingen weiter ein: Jahrgang A 
Forſtgehilfe Georg Brand, Lauterbach .. 1919/20 20,— 
Gs Aurel Müller, Wernigerode. . 1911/2 20,— 

ılfsforiter Otto Schirmer, Gr.⸗Gandern. 1907/8 20,— 
Otto Kleeberg, Varta 1914/15 80,— 
Amtsförſter G. Uhle u. Fritz Uhle, Herdfeld 1907/08 100,— 
Willy Schenk, Neu ho . . 1912/13 100,.— 
Revierförſter Urban, Eiſenhammer 100,— 
Spende der Beamten von der Standesbercſchaft 

Neuskau, eingeſandt von Forſtſekretär Nay, 

Jagdſchloß, It. Sammelliſte. e 610,— 
Förſter R Tittel, Refan. . 1914/15 50.— 
Forſter Chriſtian Schwarz, Zwatow . . 1913/14 40,— 
Hilfsförſter Maſoy, Lippen 10,— 
Hilfsförſter Fabian, Kofhlowis. .. . . - 1918/14 25,.— 
Revierförſter Pellmann, Frohburg 1912/18 50,.— 
Förſter Erich Zoske, Zatzig 1918/14 10,— 
Hilfsförſter W. Luns, Damatſchine 907 / 08 50,— 

ilfsjäger Gerhard Gläsmer, Lanke . . 1911/12 50.— 
örſter Wieſmann, Heinrichshof 08 80,— 
örſter Walter Schulz, Pritzig . 1913/14 20,— 
Förſter Walter Pogrzeba, Gleiwitz. . 1907/8 25,— 
Forſtaufſeher Blotz, Friedrichswalde . . 1909/10 25,— 
Förſter Otto Schulze, Martinskirchen 1910/11 40,— 
Förſter Altſchulze, Beutn itz 1907/08 ` o 
S E ee Det ge 1908/09 29,— 
ranz Schmidt Fi. 2 ss 1908009 10,— 
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E. Weſtphallaͤasss e ne 1911/12 10,4 
Baus ᷣͤ we ts 1918/19 10, 
Revierjäger Au guſtin, Ludwigshof 1909/10 20,— 
Förſter Malz, Med ingen 1912/13 20.— 
Förſter Paul Tech, Bonin 1909/10 20.— 
G. Stegemann, Hubertushöhe 5 30.— 
Förſter W. Bräuntger, Klem⸗Partwitz 1913/14 50,— 
Hilfsförſter Hans Neitzel, Staffelde. . 1916/17 20,— 
ie d, Drehbach, eingeſandt für Ortsgruppe 
Wittgenſter n 100,— 
Hilfsförſter A. Strecke, Eckersdorf. 1917/18 28,— 
Forſtgehilfe Falk, Angersbach h 1915/16 20.— 
Sorfigehilfe Müller, Virlammen 20.— 
Forſtaufſeher Donath, Forſtſchule Templin. 1911/12 50,— 
Sa.: 1870.— 
Dazu der Oſtern 1921 veröffentlichte Betrag von . . . . 3737,50 


Geſamtſumme: 5607,50 
Den Gebern herzlichen Dank! Weitere Gaben 
find ſehr erwünſcht. 
Templin, Pfingſten 1921. 
Jacob, Direktor. 


C 
Betrifft Unterkunft 

der in Templin ausgebildeten Forſtſchüler. 

Im Juni d. J. werden nach Beendigung des 
Schuljahres 46 Zöglinge die Forſtſchule Templin 
verlaſſen. Da eine Anzahl von dieſen noch keine 
Beſchäftigung in Ausſicht hat, wird im Intereſſe 
der Beſtrebungen des Vereins an die Herren 
Waldbeſitzer die dringende Bitte gerichtet, bei 
Beſetzung entſprechender Stellen auf dieſe Schüler 
Rückſicht nehmen zu wollen. 

Herr Direktor Jacob, Templin (U.⸗M.), iſt 
gern bereit, jede gewünſchte Auskunft über per⸗ 
ſönliche Verhältniſſe und Leiſtungen der jungen 
Leute zu erteilen. 

Eberswalde, im Mai 1921. 

Der Schulpfleger. 
J 
Vom Verſicherungsamt! 

Faſt ſcheint es, als ob das Verſicherungsamt 
mit ſeinen leider zu wenig beachteten wertvollen 
Einrichtungen in Vergeſſenheit kommen ee 
Das hat wohl feinen Grund darin, daß deſſen 
Leiter durch die widrigen Verhältniſſe von der 
Welt abgeſchnitten iſt. Wie ſchon ſo oft, möchte 
ich auch jetzt wieder allen unſeren Vereins⸗ 
mitgliedern die von uns getroffenen Einrichtungen 
in Erinnerung bringen. 

Wie ſchwer die Zeiten jetzt ſind, erfährt jeder 
täglich an ſeinem eigenen Leibe, und da iſt 
es doch nur ein Gebot der Klugheit, wenn jeder 
beſtrebt iſt, das mühſam Erworbene ſich zu ſichern 
und für das Alter vorzuſorgen. Das letztere 
wird erreicht, wenn man neben der ſtaatlichen Ver⸗ 
ſicherung eine Lebensverſicherung abſchließt. Hierfür 
bietet unſere „Concordia“ mit ihren für jeden 
Bedarf zugeſchnittenen Möglichkeiten die aller⸗ 
ſicherſte Gewähr. 

Jeder bedenke, was Arzt und Apotheke jetzt 
koſtet und welche Preiſe in Anſatz zu bringen ſind, 
wenn jemand auch nur einen kleinen Schaden zu 
erſetzen hat. Von all dieſen Sorgen befreit ihn 
die Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung! 
Das gleiche gilt auch für die Feuerverſicherung. 
Für alle dieſe Zweige der Verſicherung haben 
wir bekanntlich mit der „Rheinland“ einen ſehr 
zünſtigen Vertrag abgeſchloſſen und können mit 
allen Konkurrenzangeboten in Wettbewerb treten. 

Nicht zu vergeſſen iſt die Vieh verſicherung 
zurch den „Viehverſicherungsverein der Forſt⸗ 
zeamten“ in Perleberg, deſſen außerordentlich 
entgegenkommende Schadenbehandlung wir wieder⸗ 
Bolt erfahren haben. 

Auch für jeden anderen Zweig der Ver⸗ 
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ſicherung, ſei es Transport⸗, Glas⸗ oder ſonſtige 


Verſicherung, veranlaſſen wir Abſchlüſſe und bitten, 
alle Anträge immer noch bis auf weiteres an 
Herrn Direktor Max Grën in Breslau V. 
Muſeumsplatz 10, richten zu wollen. 

Wir müſſen fernerhin wiederholt darauf hin⸗ 
weiſen, daß alle Proviſionen, die durch dieſe 
Verſicherungsabſchlüſſe erzielt werden, einzig 
und allein dem Verein zugute kommen, wie 
das ja auch aus dem jährlichen Rechnungsabſchluß 
hervorgeht. Wer alſo anderweit Deckung fucht, 
zahlt in den meiſten Fällen nicht nur mehr an 
laufenden Prämien, ſondern er ſteckt auch die von 
der Geſellſchaft gebotene Vermittlungsgebühr 
fremden Agenten in die Taſche, und das ſollte 
jeder ganz beſonders bedenken. 

Verſicherungsamt des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
gez. Fiebig. 


7 
Bezirksgruppe CO, und Weſtpreußen (I). 
Am Donnerstag, dem 2. Juni, und 

Freitag, dem 3. Juni, findet in Schippen⸗ 

beil, Bahnſtation Wöterkeim (Strecke Königsberg — 

Proſtken), Kleinbahnverbindung nach Schippen⸗ 

beil zu jedem fahrplanmäßigen Zuge, die Ver⸗ 

ſammlung der Bezirksgruppe 1 Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen ſtatt. 
Tagesordnung: 

A. Verhandlungen: Donnerstag, den 2. Juni, um 

2 Uhr nachmittags im „Deutſchen Haufe“. 

1. Geſchäftliche Mitteilungen: Der Vorſitzende. 

2. Bericht über die Vorſtandsſitzung in Berlin 
am 10. und 11. Februar 1921: Förſter Ohlſen. 

3. Die neuen Gehalts vereinbarungen: Der 
Vorſitzende. 

4. Die natürliche Verjüngung: Ref. Oberförſter 
Heinemann. 

5. Wahl der Vertreter der Bezirksgruppe für 
die Mitgliederverſammlung. 

6. Wahl des Ortes für die nächſte Bezirks⸗ 
gruppenverſammlung. 

7. Anträge. 

B. Gemeinſchaftliches Abendeſſen um 7½ Uhr im 
„Deutſchen Hauſe“. Im Anſchluß gemütliches 
Zuſammenſein. 

C. Revierausflug am 3. Juni in das Gräflich zu 
Eulenburgſche Revier Praſſen. Abfahrt vom 
Schippenbeiler Markt früh 7% Uhr. Schluß 
des Ausfluges in Schloß Kraſſen. — Von dort 
werden die Teilnehmer zu Zügen nach Korſchen 
bzw. Königsberg mit Wagen gebracht werden. 

Beſtellung eines Zimmers für Übernachtung, 

Anmeldung zum gemeinſchaftlichen Eſſen ſowie zur 

Wagenfahrt ſind an Herrn Revierförſter Schön⸗ 

wald in Praſſen bis 25. Mai beſtimmt zu richten. 

Forſth. Damerau, den 10. Mai 1921. 

Der Vorſitzende: Schlicht, Oberförſter. 


7 
Bezirksgruppe Mecklenburg Schwerin ⸗Strelitz (ik, 
8 ammlung in Roſtockam 27. Mai, 
Heldts Wintergarten, Breite Straße 23. Anfang 
5 Uhr nachmittags. Tagesordnung: Verſchiedenes. 
* 


Betrifft Gehaltsmindeſtſätze. 
Zwiſchen dem Mecklenburgiſchen Waldbeſitzer⸗ 
verband und unſerer Bezirksgruppe iſt vereinbart 
worden, daß das Grundgehalt der Gehaltsmindeſt⸗ 
ſätze vom 10. Januar 1921 an 7000 „ beträgt 
Die Zulagen ändern ſich dementſprechend. 
Der Vorſitzende: Nöhrina. Oberförſter. 
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Bezirksgruppe Schleswig⸗Holſtein, Ha 
f und Lauenburg. (IV.) 

Am Sonntag, dem 12. Juni 1921, 10% Uhr 
vormittags, findet in Schwarzenbek in Schröders 
Hotel eine Bezirksgruppen⸗Verſammlung ſtatt. 
Tagesordnung: 

1. Bericht über die Vorſtandsſitzung in Berlin. 
2. Beſprechung über den Stand der Tarif⸗ 

Angelegenheiten. Ss N 
3. Wahl des Verſammlungsortes für die im Herbſt 

ſtattfindende Bezirksgruppen⸗Verſammlung. 
4. Anträge aus der Verſammlung. 

Im Anſchluß daran gemeinſames Mittageſſen 
und Ausflug in das Gräflich v. Kielmannseggſche 
Forſtrevier Gülzow. 

Die Mitglieder werden gebeten, ihre Teilnahme 
dem Unterzeichneten bis ſpäteſtens zum 5. Juni 
mitzuteilen. Gäſte willkommen. 

Friedrichsruh, den 5. Mai 1921. 

Der Bezirksgruppen-⸗Vorſitzende: 
Titze, Oberförſter. 


2 
Bezirksgruppe Schleſien C, 
Regierungsbezirk Liegnitz (VII). 
Zwecks on der Lehrlings-Aus⸗ 
bildung innerhalb unſerer Bezirksgruppe werden 


alle Mitglieder gebeten, baldigſt folgende Fragen 
zu beantworten. Die Antworten ſind an Forſt⸗ 


ſekretär Oſtrop in Neurode bei Vorderheide, Bez. 
Liegnitz, einzuſenden. Doppelmeldungen ſchaden 
nichts, werden beim Sichten ausgeſchieden. Es 
darf wohl erwartet werden, daß die Auskünfte 
reſtloſt einlaufen. 
I. Wo find 1920 Lehrlinge ausgebildet worden: 
a) Bei Mitgliedern des Vereins mit Ge⸗ 
nehmigung der Bezirksgruppe. 
1. Adreſſe des Lehrherrn; Größe, Art des 
Reviers, forſtl. Ausbildung des Lehrherrn. 
Name der Lehrlinge. 
Vorbildung und Alter der Lehrlinge. 
Stand des Vaters der Lehrlinge. 
Dauer der praktiſchen Lehrzeit. 


f= Hä 


praktiſcher Lehrzeit geblieben? 
b) Bei Mitgliedern des Vereins ohne Ge⸗ 
nehmigung der Bezirksgruppe. 
(Fragen wie oben.) 
c) Bei Nichtmitgliedern. 
(Fragen wie oben.) 
II. Wo werden 1921 Lehrlinge ausgebildet? 
(Fragen wie unter I.) 
Bei dieſer Gelegenheit wird nochmals daran 


erinnert, daß die jungen Leute, welche keine Forſt⸗ 15. Verſchiedenes. 


Inhalt: 


Verſorgung. 386. — Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 389. — 
Geſchäftliches. 394. Brief⸗ und Fragekaſten. 
Mitteilungen forſtlicher Vereine. 395. — Mitteilung des Vereins Preußiſcher 
er Staats⸗Revierförſter. 396. — Nachrichten für den neuen Berein Preußiſcher 
398. — Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. E. B. 


ſchaftliches. 393. Waldbrände. 393. 
Perſonalnachrichten. 394. — Vereinszeitung: 
Staatsoberförſter. 395. — Verein mas 

Staatsförſter. 396. — Nachrichten des „Waldheil“. 
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ſchule beſuchen, die Forſtgehilfenprüfung ablegen 


ſollen. Es iſt dieſes ſehr zu empfehlen, da ſpäter 


junge Leute ohne Forſtgehilfenprüfung zur Förſter⸗ 


prüfung wahrſcheinlich nicht zugelaſſen werden. 


Der Vorſitzende: Breſſel, Oberförſter. 
— 


Nachrichten aus verf chiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. | 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Verein deutſcher Forſtbeamten. 
Die diesjährige ordentliche General⸗ 
Verſammlung des Vereins „Deutſcher 
Forſtbeamten“ wird hierdurch auf Sonn⸗ 
tag, den 29. Mai d. J., vormittags 11 Uhr, 
nach Berlin, Königgrätzerſtraße 111 (fchräg 
gegenüber dem Anhalter Bahnhof), im König⸗ 
grätzergarten einberufen (8 18 A 1—5). 
Die Tagesordnung iſt wie folgt feſtgelegt: 
Jahresbericht. 
Abnahme der Fahresrechnung, 
laſtung des Vorſtandes. 
Beſchlußfaſſung über Ergänzung rein. Neu⸗ 
druck der Satzungen. 
Entſcheidung über Ausſchließungsbeſchlüſſe. 
Endgültige Beſchlußfaſſung der Wahl eines 

Vereinsorgans. 

Wahl der Kaſſenreviſoren für das Jahr 1921. 
Wahl eines Vermögensverwalters, da derſelbe 
das Amt beſtimmt niederlegt. 

8. Verſchiedenes. 

Um 10 Uhr, alſo eine Stunde früher, findet 
eine kurze Vorbeſprechung der Vorſtands⸗ 
mitglieder ſtatt. | 

Wegen der Wichtigkeit der Beſprechung der 
Tagesordnung iſt recht zahlreiches Erſcheinen der 
Mitglieder dringend erwünſcht. 

Neuruppin, den 12. Mai 1921. 
Wittkowsky, Förſter a. D., Vorſitzender. 
CH 
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Kollegiale Vereinigung von Forſtbeamten 
für Königsberg Nm. und Amgegend. 

Die nächſte Mitgliederverſammlung findet am 

Sonnabend, dem 28. Mai, nachmittags 1% Uhr, 

im Viktoria⸗Hotel in Königsberg Nm. ſtatt. 

Tagesordnung: 

1. Aufnahme neuer Mitglieder. 

2. Neuwahl des Vorſtandes. 

3. Einziehung von Beiträgen. 

4. Beſchlußfaſſung über ein abzuhaltendes Scheiben⸗ 


ſchießen. | 
Der Vorſtand. 


Vereinsgedanken. 379. — Militarismus. 380. — Die Forſtſchule Spangenberg. 382. — Reichs⸗ (Militär⸗ 


Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 391. Forſtwirt⸗ 
394. — Verwaltungsänderungen und 


398. — Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 400. 
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Hundert Teuerungszuschlag. Zu beziehen durch jede Buchhandlung und die 


WERLAGSBUCHHANDLUNG J. NEUMANN IN N Sa. 


Deutiche Forfi- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Nundſchau und 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. 


Bezugspreis: Vriertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 


anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 


Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 


Mk., im Weltpoſtveren 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels 


Einzelne Nummern, auch ältere, werden fur 


80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keimen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Ruckzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Bet⸗ 

träge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 

auch anderen Zeitſchriften ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beitrage erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Junt 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
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Neudamm, den 29. Mai 1921. 


36. Band. 


Staatsforſtverwaltung und Privatwaldbeſitz in Preußen. 


Von Oberförſter Dr. Zentgraf, Halle. 


Der Umſtand, daß 31,8% des geſamten 
Waldbeſitzes in Preußen ſich in den Händen 
des Staates befinden, hat zur Folge, daß viele 
Maßnahmen der ſtaatlichen Forſtverwaltung 
auch auf die Privatforſtbetriebe nicht ohne Ein⸗ 
fluß bleiben und hier Wirkungen zeigen, die 
oft in ſehr tiefgreifender und manchmal au 
ſtörender Weiſe die privaten Wirtſchaftsbetriebe 
beeinfluſſen. 

Daß die Folgen ſtaatlicher Maßnahmen in 
bezug auf die Forſt im Privatwald oft ganz 
andere ſind als im Staatsbetrieb, wird ohne 
weiteres verſtändlich, wenn man bedenkt, daß 
der Privatforſtwirt keine Steuerquelle zur Ver⸗ 
fügung hat, aus der u. U. Mindererträge des Forſt⸗ 


Als Anhalt für die Bemeſſung der Preiſe wurde 
beſtimmt, daß der Preis der einzelnen Holz⸗ 
ſortimente nach ihrem Brennſtoffwert, gemeſſen 
an dem Marktpreiſe der Brennkohle, berechnet 
werden ſolle. 

Auf Grund dieſer Verfügung wurde z. B. 


ch im Regierungsbezirk Magdeburg der Preis für 


Buchenſcheitholz auf 40 Mk. feſtgeſetzt. Nach 
den Notierungen des Preußiſchen Landes⸗ 
verbandes betrug der Marktpreis für dieſes 
Sortiment in dieſem Winter 82 Mk. 

Wie die betreffenden Regierungsſtellen zu 
derartig niedrigen Preiſen gekommen ſind, 
entzieht ſich meiner Beurteilung. Meines 
Erachtens mußte man für die Berechnung des 


betriebes ausgeglichen werden können, und daß Preiſes für Buchenſcheitholz in der Provinz 
der Privatforſtwirt in der Regel auch Landwirt Sachſen den Preis für 1 Zentner Braunkohlen⸗ 
iſt, Delen forſtliche Wirtſchaftsführung ſtets auff briketts zugrunde legen, denn dieſer Brennſtoff 


die Bedürfniſſe des Landwirtſchaftsbetriebes 
Rückſicht nehmen muß. 

Die Tatſache, daß die Maßnahmen der 
Staatsforſtverwaltung in Preußen ſich nicht nur 
auf den obengenannten 31,8% der Geſamt⸗ 
waldfläche auswirken, ſondern auch noch auf 
weiteren 50% Wald, der ſich in Händen privater 
Beſitzer befindet, macht es nötig, daß die 
preußiſche Staatsforſtverwaltung in weiteſt⸗ 
gehendem Maße bei ihren Entſchließungen auf 
den Privatwaldbeſitz Rückſicht nimmt. 

Im nachſtehenden ſei mir geſtattet, an 
einzelnen Beiſpielen das eben Geſagte näher 
zu erläutern. 

1. Staatliche Brennholzpreiſe im 
Winter 1920/21. 

Die Brennholzabgabe aus den Staatsforſten 
iſt für den verfloſſenen Einſchlag durch eine 
allgemeine Verfügung des Miniſteriums für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 
8. September 1920 in der Weiſe geregelt 
worden, daß angeordnet wurde, das Brennholz 
ſolle in erſter Linie an Gemeinden aus der 
Hand zum Weiterverkauf abgegeben werden, 
und zwar zu einem Preiſe, der von den 


einzelnen Regierungen feſtgeſetzt werden ſollte. erheblichen Schwierigkeiten geführt. 


gelangt hier ausſchließlich zur Verwendung. 
Der Preis für Briketts loko Grube betrug in 
dieſem Winter 10 Mk. der Zentner. Das 
Raummeter Buchenſcheitholz iſt im Brennwert 
etwa gleich 7 Zentner Briketts. Danach würde 
ſich alſo ein Buchenſcheitholzpreis von 70 Mk. 
berechnen, der dem Marktpreis annähernd 
entſpricht. 

Für die Staatskaſſe hat der Verkauf des 
Brennholzes in dieſem Jahre zu einem Preiſe, 
der 50% unter dem Marktpreiſe ſtand, einen 
Einnahmeausfall gebracht, der mit 100 Millionen 
Mark kaum zu hoch veranſchlagt ſein dürfte, 
und die Frage, ob dieſes Geſchenk auf Koſten 
der Steuerzahler zu rechtfertigen iſt in der 
jetzigen Zeit der allgemeinen Not, erſcheint 
nicht unberechtigt. So ſehr es gerechtfertigt 
iſt, wenn der Staat den Opfern des Krieges 
und allen wirklich Bedürftigen Brennholz zu 
billigen Preiſen abläßt, ſo wenig dürfte die 
Notwendigkeit einleuchten, daß man alle Brenn⸗ 
holzkäufer in gleicher Weiſe mit dem ſehr billigen 
Holze verſorgte. 

Für den Privatwaldbeſitz hat dieſe Preis⸗ 
politik der Staatsforſtverwaltung zu recht 
In den 
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harmloſeſten Fällen wurden die auf den 
Auktionen im Privatwald erzielten Brennholz⸗ 
preiſe als Mittel benutzt, um gegen die Wald⸗ 
beſitzer zu hetzen und ihnen Holzwucher vor⸗ 
zuwerfen. Es ſind aber auch Fälle bekannt 
geworden, wo die Bevölkerung die Abgabe des 
Holzes zu den ſtaatlichen Preiſen forderte und 
anberaumte Auktionen ſprengte, ſo daß dem 
Waldbeſitzer nichts übrig blieb, als ſein Holz 
der drohenden Menge zu dem verlangten Preiſe 
abzulaſſen. 

Ein Landrat aber in der Provinz Sachſen 
ließ bekanntmachen, daß er Waldbeſitzer, die 
Holz zu einem Preiſe, der die ſtaatliche Brenn⸗ 
holztane um mehr als 50% überſteige, ver⸗ 
kauften, beim Wuchergericht zur Anzeige bringen 
werde. Alſo Höchſtpreiſe und Zwangswirtſchaft 
auf Grund der ſtaatlichen Taxe! Da in dem 
vorliegenden Falle der um 50% erhöhte Tax⸗ 
preis der Staatsforſtverwaltung nicht einmal 
den Marktpreis erreichte, ſo wurden die Wald⸗ 
beſitzer gezwungen, ihr Holz unter dem Markt⸗ 
preis zu verkaufen. 

Demgegenüber ſei betont, daß der Privat⸗ 
waldbeſitz bei den heute ſehr hohen Löhnen, 
bei den geringen Erträgen der Landwirtſchaft, 
wenigſtens in denjenigen Gegenden, wo die 
Mehrzahl der Privatwaldbetriebe gelegen iſt, 
und bei der enormen Steuerbelaſtung unmöglich 
auf einen Teil der Brennholzeinnahmen ver⸗ 
zichten kann. 
kein Intereſſe an den unſinnigen Holzpreiſen, 
wie ſie zum Teil 1919/20 erzielt wurden, 
aber er muß Anſpruch erheben auf den vollen 
Marktpreis ſeiner Ware. 


Noch weniger als für den Staat liegt für 
den Privatmann ein Grund dafür vor, die 
große Zahl wohlhabender Brennholzkäufer mit 
Holz weit unter dem Marktwert zu verſorgen. 
An wirklich Bedürftige wird von jeher aus 
allen Privatforſten, die ich kenne, Holz zu 
billigen Preiſen oder unentgeltlich abgegeben. 
— Ich verkenne nicht die guten Abſichten, die 
die Staatsforſtverwaltung bei der diesjährigen 
Feſtſetzung der Brennholzpreiſe leiteten. Ob 
ſie alle erreicht ſind, iſt fraglich. Preisabbau, 
das dürften die im letzten Jahre in Berlin ge⸗ 
pflogenen Verhandlungen bereits bewieſen haben, 
kann nicht erreicht werden durch Herabſetzung 
der Preiſe beim Urprsduzenten. 


Zweck der vorſtehenden Erörterungen ſoll 
nur ſein, zu zeigen, wie tiefgreifend ſtaatliche 
Maßnahmen in die Verhältniſſe des Privat⸗ 
waldbeſitzes einſchneiden können. 

2. Der Staats forſtarbeitertarif. 

Nicht weniger ſtark als die Preispolitik der 
Staatsforſtverwaltung greift auch ihre Lohn⸗ 
politik in die Verhältniſſe der Privatwaldbeſitzer 
ein. — Bekanntlich werden die geſamten forſt⸗ 
und landwirtſchaftlichen Lohnverhältniſſe in 
Preußen durch die Kreisarbeitsgemeinſchaften 
geregelt. Kreisarbeitgeberverbände vertreten in 
dieſen die Intereſſen der Arbeitgeber nach ein⸗ 
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heitlichen, durch die Provinzialarbeitgeber⸗ 
verbände feſtgeſetzten Richtlinien. — Bedauer⸗ 
licherweiſe hat ſich die Staats forſtverwaltung 
von dieſer Organiſation ausgeſchloſſen, der 
größte ländliche Arbeitgeber betreibt ſeine 
eigene Lohnpolitik. Daß dieſes Verhalten zu 
Schwierigkeiten führen muß, liegt auf der 
Hand. Die Möglichkeit, einheitliche Lohn⸗ und 
Arbeitsverhältniſſe in den Staats⸗ und Privat⸗ 
waldungen eines Kreiſes zu ſchaffen, iſt da⸗ 
durch unmöglich gemacht. Der Privatwald⸗ 
beſitz iſt nämlich in der Mehrzahl der Fälle, 
was ja das Einfachſte wäre, nicht in der Lage, 
den Staatsforſtarbeitertarif zu übernehmen, 
denn die Löhne im Privatwalde müſſen mit 
den landwirtſchaftlichen Arbeitslöhnen im Ein⸗ 
klang ſtehen, ſonſt entſtehen auf unſeren Ritter⸗ 
gütern unhaltbare Zuſtände. — 

Bekanntlich beſteht gerade der Hauptvorteil 
land⸗ und forſtwirtſchaftlich gemiſchter Güter 
darin, daß der Beſitzer dadurch ein Mittel hat, 
ſich einen ſtarken Stamm landwirtſchaftlicher 
Arbeiter zu erhalten, daß die Leute in arbeits⸗ 
ſchwachen Zeiten der Landwirtſchaft im Walde 
beſchäftigt werden. Nun iſt es aber ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die Arbeiter, wenn ſie in die 
Forſt gehen, einem anderen Tarif unterſtehen, 
als wenn ſie in der Landwirtſchaft arbeiten. 
So iſt der Staatsforſtarbeitertarif allein ſchon 
durch die darin feſtgeſetzte 8ſtündige Arbeits⸗ 
eit für den Privatwaldbeſitz unannehmbar. — 
Die Tatſache doppelter Tarife für Forſtarbeit 
bleibt alſo beſtehen, ſolange der Staat auf 
dieſem Gebiete eigene Wege geht. — Die 
Folgen machen ſich fortgeſetzt in ſtörendſter 
Weiſe bemerkbar. Dort, wo der Staat höhere 
Löhne zahlt als der Arbeitgeberverband, 
wandern Holzhauer und Kulturarbeiter in die 
Staatsforſten, und es fehlt nicht nur im Walde, 
ſondern auch im Felde an Arbeitern. — In 
der Beſtellzeit können dieſe Zuſtände von 
ernſteſten Folgen, nicht nur für den Einzel⸗ 
beſitzer, ſondern auch für die Geſamternährung 
unſeres Volkes ſein. 

Außerdem aber muß der ſtaatliche Lohn⸗ 
tarif auch zu einer Steigerung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiterlöhne führen, wodurch nicht 
nur die Rentabilität der Betriebe, ſondern auch 
die Intenſität ihrer Bewirtſchaftung leiden muß. 

Es wäre außerordentlich zu begrüßen, 
wenn die Staatsforſtverwaltung von dem Ver⸗ 
fahren der Tarifabſchlüſſe bei den Zentral⸗ 
ſtellen abginge und verſuchte. mit den übrigen 
ländlichen Arbeitgebern Hand in Hand zu 
arbeiten. Meines Erachtens unterliegt es keinem 
Zweifel, daß bei dieſem Verfahren, das allein 
die Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe 
ermöglicht, der Staat auch billiger arbeiten 
würde als jetzt, wo ſich, trotz Ausſcheidung 
von Lohnklaſſen, beſondere Teuerungsverhältniſſe 
irgendeines Bezirks automatiſch auch auf alle 
anderen Oberförſtereien, die die außerordentliche 
Lohnſteigerung nicht mitzumachen brauchten, 
übertragen 
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3. Grubenholzeinſchlag. 

Wenn ſchon indirekte Einwirkungen ſtaat⸗ 
licher Maßnahmen, wie die vorſtehend ange⸗ 
führten Fälle beweiſen, zu ernſten Hemmungen 
für Privatwirtſchaften führen können, ſo muß 
dies in verſtärktem Maße bei allen direkten 
Zwangsmaßnahmen der Fall ſein. Recht 
draſtiſch geht dies aus zwei Erlaſſen des 
Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten hervor, die beide das Datum vom 
7. Januar 1921 tragen. 

Geſch.⸗Nr. III 25383 IB Id gibt den Be⸗ 
ſchluß des Reichsrates vom 21. Dezember 1920 
bekannt, nach dem ſich die Länder bereit er⸗ 
klärten, bis zu 6 Millionen Feſtmeter Gruben⸗ 
holz nach einem beſtimmten Verteilungsmaßſtab 
aufzubringen. Sodann werden die privaten 
Waldbeſitzer dem Ernſt der Lage entſprechend 
darauf hingewieſen, daß auch ſie, „getragen 
von dem Verantwortungsgefühl für die Mit⸗ 
arbeit an dem Wiederaufbau der heimiſchen 
Wirtſchaft, für die Bereitſtellung von Gruben⸗ 
holz aus dem diesjährigen Einſchlage in 
möglichſt großem Umfange Fürſorge treffen 
müſſen“. Es heißt dann weiter: „Ich ſpreche 
die Erwartung aus, daß es durch Entſchließung 
der Waldbeſitzer möglich fein wird, den Bedarf 
des kommenden Jahres zu decken, ohne daß 
Zwangsmaßnahmen notwendig werden.“ 

Unter Androhung von Zwangsmaßnahmen 
wurden alſo die Waldbeſitzer aufgefordert, 
jedes Stück Grubenholz, das im Walde anfiel, 
als ſolches aufzuarbeiten. 

Am gleichen Tage erläßt die gleiche Dienſt⸗ 
ſtelle folgende Bekanntmachung: 

„Soweit unſere Kenntnis der Marktlage 
reicht, iſt der Markt mit Grubenholz zurzeit 
als ſtark geſättigt anzuſehen.“ 

Tatſächlich war die Marktlage auch bereits 
ſo, daß die Händler, denen Angebote gemacht 
wurden, mitteilten, ihr Bedarf für dieſes Jahr 
ſei gedeckt. Kleinere Mengen waren überhaupt 
nicht mehr abſetzbar. Trotzdem droht man im 
Miniſterium mit Zwangsmaßnahmen. — Es 
kann alſo nur angenommen werden, daß man 
dem Waldbeſitzer zumuten wollte, Holz out 
zuarbeiten, das zurzeit zwar unverkäuflich war, 
na 
m. eintreten konnte. Hierzu wird fich aber 
der Privatwaldbeſitz auch durch Androhung 
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ſtaatlicher Zwangsmaßnahmen nicht bewegen 
laſſen, denn der Privatforſtwirt ſchlägt fein 
Holz zum ſofortigen Verkauf und kann ſich 
nicht zum Lagerhalter für die Zechen hergeben. 

Es iſt zu hoffen, daß dieſe Grubenholz⸗ 
verfügung der letzte Verſuch einer ſtaatlichen 
Beeinfluſſung des Holzmarktes war. Notwendig 
war ſie nicht, denn wenn wirklich Bedarf am 
Markte iſt, wendet ſich die Produktion von 
ſelbſt dem betreffenden Sortiment zu. — Aus 
früheren Erfahrungen — ich erinnere nur an 
den Buchenholzeinſchlag für Holzſohlen im 
Kriege, der vielen Waldbeſitzern außerordent⸗ 
liche Verluſte brachte — hätte man wiſſen können, 
wie gefährlich ſolche Zwangsauflagen ſind. 

Die angeführten Beiſpiele dürften zur 
Genüge beweiſen, wie ſchwierig die Lage der 
Privatwaldbeſitzer zurzeit vielfach iſt. — Be⸗ 
ſonders der mittlere Waldbeſitz, die Ritterguts⸗ 
reviere bis zu 1000 ha, werden deshalb am 
empfindlichſten getroffen, weil Beſitzern wie 
Beamten in den meiſten Fällen die geſchäftliche 
nnd verwaltungstechniſche Erfahrung fehlt, die 
nötig iſt, um Schwierigkeiten, die plötzlich auf⸗ 
treten können, zu überwinden. Ich fürchte, 
das kommende Forſtkulturgeſetz wird ähnliche 
und noch größere Schwierigkeiten in nie 
geahnter Fülle zeitigen. Sache der Wald⸗ 
beſitzerverbände wird es ſein, dann nach⸗ 
drücklichſt die Intereſſen ihrer Mitglieder zu 
vertreten. 

Ich hielt es aber außerdem für dringend 
erforderlich, daß bei der forſtlichen Zentrale in 
Berlin eine Stelle geſchaffen würde, die die 
Aufgabe hat, alle Verwaltungsmaßnahmen 
daraufhin zu prüfen, welchen Einfluß ſie auf 
die 50 % der Geſamtforſtfläche Preußens 
haben, die ſich in Händen der Privatwald⸗ 
beſitzer befinden. — Eine Stelle, deren Aufgabe 
es außerdem wäre, die Verbindung mit den 
Waldbeſitzer⸗Organiſationen und den Forſtſtellen 
der Landwirtſchaftskammern aufrecht zu er⸗ 
halten. Auf dieſe Weiſe könnte unendlich viel 
Gutes zur Hebung der privaten Waldwirtſchaft 
geleiſtet werden, mehr als durch den im 
preußiſchen Forſtkulturgeſetz beabſichtigten 
wang. — Vielleicht gelingt es, in einem 
preußiſchen Forſtwirtſchaftsrat eine derartige 
Stelle zu ſchaffen. 


Die Förſtergewerkſchaft. 


In dem Organ des Deutſchen Beamtenbundes dings erſt bevorſtehenden großen Tat ver⸗ 


„Die Gemeinſchaft“ bringt Herr Albert Falkenberg, 
das bekannte Vorſtandsmitglied des „Deutſchen 
Beamtenbundes“, eine Abhandlung, die aller 
Wahrſcheinlichkeit nach der Auftakt zur bevor⸗ 
ſtehenden Delegiertenverſammlung der Gewerk⸗ 
ſchaft der preußiſchen Staatsförſter ſein ſoll, die 
ihre Tagung im Zeichen des gewerkſchaftlichen 
und des Förſterbundgedankens abhalten wird. 

Herr Falkenberg verkündet der Beamten⸗ 
ſchaft das große Heil, das die Gewerkſchafts⸗ 
idee in ſich ſchließt, und das ſich in der aller⸗ 
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körpern wird, daß der Allgemeine Deutfche 
Gewerkſchaftsbund mit dem Internationalen 
Gewerkſchaftsbunde die Richtlinien für den 
Wiederaufbau der zerſtörten Departements 
Frankreichs, der nach der Auffaſſung des Herrn 
Falkenberg das Kernſtück des ganzen 
Problems der Wiedergutmachung iſt, 
vielleicht feſtlegen wird. 

Wo die deutſchen Gewerkſchaften die ihrer 
internationalen Art entſprechende Verſtändigung 
außer Landes geſucht haben, haben ſie bis 
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jetzt nur „brüderliche“ Ohrfeigen bezogen, und 
für die „Weltgeltung der Gewerkſchaftsidee“, 
von der ſich Herr Falkenberg ſo große Dinge 
verſpricht, ſollte dieſe Offenbarung eigentlich 
genügen, aber von einer abſchreckenden Wirkung 
iſt noch nichts zu ſpüren. 

„Nur nicht abſinken aus der Höhe 
bisheriger Lebenshaltung, ſonſt gerät 
auch die geiſtige Freiheit in Gefahr“, 
verkündet der ſtaunenden Beamtenwelt Herr 
Falkenberg, und die Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
gewerkſchaften ſind es, die er als leuchtendes 
Vorbild auch den Beamtengewerkſchaften vor 
Augen hält. 

Wenn es das höchſte Ideal des Herrn Falken⸗ 
berg iſt, der Beamtenſchaft das Feſthalten an 
der bisherigen Lebenshaltung zu predigen, ſo 
erbringt er, ſcheinbar ohne es zu wollen, den 
Beweis, daß für ihn die Not des Vaterlandes, 
vor der auch die Lebenshaltung der Beamten⸗ 
ſchaft haltzumachen hat, erſt in zweiter 
Linie kommt, und das macht ſeiner deutſch⸗ 
gewerkſchaftlichen Auffaſſung alle Ehre. 

Der Verfaſſer beſchäftigt ſich auch mit der 
„Einheitsfront der deutſchen Förſter“, dem 
„Deutſchen Förſterbunde“, und das zeigt mit 
aller Deutlichkeit, daß Herr Falkenberg be⸗ 
ſtellte Arbeit liefert, die dadurch nicht ge⸗ 
winnen kann, daß er über die Außenſeiter ſpöttelt, 
die „Herſtellung des alten, hochgeachteten An⸗ 
ſehens der grünen Farbe“ fordern. Der ſo 
hochgeprieſene gewerkſchaftliche Geiſt hat aller⸗ 
dings das früher ſo hochgeachtete Anſehen 
der grünen Farbe nicht allein herabgeſetzt; 
ſondern wenn es ganz deutlich ausgeſprochen 
werden ſoll, ſo muß ſchon geſagt werden, daß 
es auf der bekannten Delegiertenverſammlung 
1920 in Berlin mit Füßen getreten worden iſt. 

Vor dem November 1918 würde es jeder 
Träger des grünen Rockes als tiefſte und 


unauslöſchliche Schmach angeſehen haben, wenn 9 


Vorgänge, wie ſie ſich in Berlin abgeſpielt haben, 
für möglich gehalten worden wären. Deshalb 
dürfen dieſe nicht in Vergeſſenheit geraten, 
damit alle, die wirklich noch die alte Standes⸗ 
ehre hochhalten, ſich klarmachen können, welcher 
Geiſt die Richtung Gebhardt beherrſcht und 


welcher Verhetzung dieſer ſozialiſtiſche Agitator d 


ſich ſchuldig gemacht hat, beklatſcht von 
Trägern des grünen Rockes, denen einſt — 
angeblich muß man heute ſagen — König und 
Vaterland das Höchſte war 
Agitator Gebhardt, was ſobald nicht vergeſſen 
werden darf: 

„— — — Meine Herren, bezeichnend iſt ja, 
wes Geiſtes Kinder die Herren im gegneriſchen 
Lager ſind. Das, was ſich Herr Erdmann 
Ihnen gegenüber erdreiſtet (Heiterkeit!) erfrecht 
hat, daß der Mann überhaupt noch in der 
Forſtverwaltung genannt werden kann, iſt das 
Skandalöſeſte, was ich mir denken kann (Sehr 
gut! — Zuruf: Mitarbeiter der Zentrale !), 
und daß er gar noch die Treppe hinauf⸗ jtatt 
herunterfallen konnte, zeugt mir wiederum von 
dem Geiſt, der in der Zentralforſtverwaltung 
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zu herrſchen ſcheint. (Bravo!) Meine Herren, 
es iſt zwar wichtig genug für die Oberförſter, 
daß ſie ihr Syſtem beizubehalten wünſchen, 
aber das ſage ich mir — und ich bin aus den 
unterſten Volksſchichten hervorgegangen —: ohne 
Oberförſter geht es ſchließlich letzten Endes auch. 
har e richtig!) Denn während des Krieges 

at es ganze Jahre ohne die Herren gehen 
müſſen (Sehr richtig!); da haben Sie die Arbeit 
gemacht, und war nicht zum Schaden des 
Waldes, ſondern ebenſogut zum Nutzen wie die 
Oberförſter, vielleicht noch etwas beſſer. (Sehr 
gut!) Daß die Herren Oberförſter gern beſtehen 
bleiben möchten, fühle ich ihnen nach; ich weiß. 
es geht ihnen hier vielleicht ans Leben. Aber 
die Sache kann einmal nicht ſo bleiben; Sie 
müſſen darauf dringen — und Ihrer Forderung, 
wenn ſie nur einmütig und nachdrücklich genug 
erhoben wird, wird man und muß man nach⸗ 
geben —, daß nicht mehr Erdmänner, ſondern 
mehr Meyers in der Zentralforſtverwaltung ſitzen. 
(Große Heiterkeit. Lebhaftes Bravo und Hände⸗ 
klatſchen.) — — —“ 

In Anſchluß an dieſe Rede äußerte der 
Vorſitzende, Herr Pfalzgraf: 

„— — — Meme Herren Kollegen! Ich 
danke dem Herrn Abgeordneten Gebhardt für 
die zündenden Worte, die er zu uns geſprochen 
hat. Der Beifall, der ihm zuteil geworden iſt, 
wird ihm bewieſen haben, in wie reichem Maße 
er es verſtanden hat, Ihre Anſichten zu treffer 
und in Ihren Anſchauungen zu denken. — — —“ 

Zur Ehre des deutſchen Förſterſtandes darf 
angenommen werden, daß hier nicht die wirk⸗ 
liche Meinung aller preußiſchen Staatsförſter 
zum Ausdruck gebracht worden iſt; aber jetzt 
hat doch die Stunde geſchlagen, in welcher es 
ſich entſcheiden muß, ob ſie ſich damit ſolidariſch 
erklären oder nicht. 

Die preußiſchen Förſter ſollten deſſen ein⸗ 
gedenk ſein, daß ſie immer nur ein Glied des 
Volksganzen ſind, wie es ſelbſtverſtändlich der 
anze Beamtenkörper iſt, und daß das Wohl 
des Staates das eigene Wohl bedeutet. Die 
gewerkſchaftliche Richtung denkt aber keinen 
Augenblick an das Wohl des Staates, ſondern 
wie auch die Falkenbergſchen Ausführungen 
offen und zwiſchen den Zeilen erkennen laſſen, 
in aller erſter Linie an „die Höhe der Lebens⸗ 
altung“, und das angeſichts der Tatſache, 
daß das deutſche Vaterland in ſeinen Grund⸗ 
feſten erſchüttert iſt und am Abgrunde ſteht, 
an den es die Gebhardt und Genoſſen gebracht 
aben. Der gewerkſchaftliche Geiſt will nicht 
Zufriedenheit, ſondern er ſucht, wie die Vertreter 
der Arbeitergewerkſchaften beweiſen, immer 
wieder Mittel und Wege, um die Unzufriedenheit 
der Arbeiter zu ſchüren; ſo iſt es auch mit den 
Beamtengewerkſchaften beabſichtigt, deren Ver⸗ 
kuppelung mit jenen den Forſtbeamten, wenn 
ſie wirklich noch einen Funken ſtaatserhaltenden 
Gefühls haben, die Augen öffnen ſollte. 

Wie die Arbeitergewerkſchaften fich nur 
durch den brutalſten Terror zuſammenhalten 
laſſen, ſo muß auch dieſelbe „geiſtige Freiheit“, 
von der Herr Falkenberg ſpricht, in der Förſter⸗ 
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gewerkſchaft ihre Triumphe 
ihre Mitglieder bereits einen 
erhalten haben. 

Wenn der preußiſche Förſterſtand mit 
Gebhardt und Genoſſen den Staat weiter 
zerſtören helfen will, ſo wird er auf dem Wege, 
den ihn die Delegiertenverſammlung des Jahres 
1920 gezeigt hat, das Ziel erreichen. Daß 
aber preußiſche Förſter ſich dazu hergeben, die 
Schmach des Landes vergrößern zu helfen, das 
hätle niemand geglaubt. 

Herr Falkenberg will den Förſtern ſchmack⸗ 
haft machen, daß „je lückenloſer die gewerk⸗ 
ſchaftliche Organiſation iſt, deſto geringer die 
Gefahr der Beſeitigung des öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Charakters des Beamtenverhältniſſes iſt“. 
Wer nach den bisherigen Erfahrungen noch 
auf dieſe Leimrute kriecht, der verdient ſein 
Schickſal, das ihm ſchließlich die internationale 
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Heraus aus 


Immer wieder müſſen wir, fo wenig auch 
unſer Leſerkreis und wir ſelbſt davon wiſſen 
wollen, uns gegen Auslaſſungen wenden, die ſich 
im „Deutſchen Förſter“ mit der „Deutſchen 
Forft-Zeitung” und ihrem Leiter ſowie ihrem 
Verlage, der Firma J. Neumann, in abfälliger 
Form beſchäftigen. So erſchien in der 
Nummer 19 des „Deutihen Förſters“ eine 
Ankündigung der Leitung der Förſtergewerk⸗ 
ſchaft, unterſchrieben mit 32 Namen, in der 
die Behauptung aufgeſtellt wird, daß der 
Hauptzweck der Gründung der neuen Staats⸗ 
förftervereinigung wohl der ſei, den Nieder- 
gang der Abonnentenzahl unſeres Blattes 
aufzuhalten. Solche Behauptungen ſind be⸗ 
dauerliche Verirrungen, und wir drücken unſere 
Verwunderung darüber aus, daß zu der 
Erklärung tatſächlich Männer ihren Namen 
hergegeben haben, die uns unlängſt Artikel 
zur Veröffentlichung eingeſchickt haben und 
von denen vor ganz kurzer Zeit einer an 
uns geſchrieben hat, daß die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ und der „Deutſche Förſter“ zu Nutzen 
des Standes ruhig nebeneinander erſcheinen 
können. Dieſer Herr vertrat auch den Stand⸗ 
punkt, daß die beiden Organe ſogar nötig ſeien, 
um die zwei ſchon immer im Förſterſtande 
vorhandenen Geiſtesrichtungen ſachgemäß zu ver. 
treten, daß jeder Streit zwiſchen ihnen jedoch ver- 
werflich wäre. Wir perſönlich ſtehen im übrigen 
der neuen Vereinsgründung vollſtändig fern. Wir 
haben uns von dieſer abſichtlich ſogar weiter 
zurückgehalten, wie es ſchließlich von uns er- 
wartet werden konnte, aber das iſt natürlich 
der Leitung der Staatsförſtergewerkſchaft gleich ⸗ 
gültig, denn die Hauptſache für fie bleibt, die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ beweislos zu verun⸗ 
glimpfen und ſich mit oft bewieſenem Mangel an 
Feingefühl in ihre Privatverhältniſſe zu miſchen. 

n Nr. 18 des „Deutſchen Förſters“ will 
ſeine Schriftleitung uns unterſtellen, daß wir 
einer großen Gewerkſchaft aller Gorft- 
verbände das Wort geredet hätten, und in der 
Folge wird von jener Seite, wenn dieſe Mit⸗ 
teilung unwiderſprochen bleibt, nächſtens auch 
behauptet werden, wir hätten uns mit dem Ge- 
werkſchaftsgedanken abgefunden. Das iſt nicht 
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feiern, von denen und deshalb auch vaterlandsloſe Sozialdemokratie 
Vorgeſchmack bereiten wird, denn um deren Geſchäfte handelt 


es ſich allein. 

Unſere äußeren Feinde haben es darauf 
abgeſehen, unſer deutſches Vaterland kommerziell 
und induſtriell zugrunde zu richten. Die 
inneren Feinde arbeiten ihnen hierbei in die 
Hände, und trotz aller ſchönen Worte und der 
Verſicherung politiſcher Neutralität leiſtet die 
Förſtergewerkſchaft dabei Handlangerdienſte. 
Deshalb muß ſich der Förſterſtand bewußt 
werden, daß er ſich auf einem gefährlichen 
Wege befindet, auf dem er lieber heute als 
morgen umkehren kann. Kann er ſich zu 
dieſem Entſchluſſe nicht aufraffen, dann muß 
man dem demokratiſchen Abgeordneten Höfler, 
der auch „Förſterintereſſen“ vertritt, wünſchen, 
daß es ihm gelingt, die Abſchaffung der Förſter⸗ 
uniform durchzuſetzen. 


2 


dem Sumpf. 


der Fall, und jede derartige Anterſtellung iſt frei 
erfunden. Wir haben uns, wie allgemein be⸗ 
kannt iſt, von Anfang an, wie die Wogen 
der Begeiſterung für Beamtengewerkſchaften 
noch ſehr hochgingen, nie mit dieſen Ideen 
befreunden können. Anſerer Auffaſſung nach 
kann eine Gewerkſchaft im wirklichen Sinne 
des Wortes nur ein Zuſammenſchluß ſolcher 
Arbeiter und Angeſtellten ſein, die nicht die 
Eigenſchaft und die Befugniſſe von Beamten 
haben, die vor allem keine verfaſſungsmäßigen 
Rechte auf Penſion und Hinterbliebenenver⸗ 
ſorgung befitzen. Wir haben von vorn⸗ 
herein den Ruf nach Gewerkſchaften in 
Beamtenkreiſen für eine ſchädliche Modekrankheit 
gehalten, die allmählich überwunden werden 
wird, und die Entwicklung der Dinge dürfte 
uns, wie heute ſchon abzuſehen iſt, recht geben. 

n Nr. 17 des „Deutſchen Förſters“ be- 

ſchäftigt ſich ein Artikel ohne Anterſchrift, den 
alſo die Schriftleitung allein zu verantworten hat, 
mit dem „Reichsverband deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände“ und deſſen Tagung am 24. Februar in 
Berlin. Es wird auch über die geplante Er⸗ 
weiterung des „Deutſchen Forſtwirtes“, deſſen 
Drucklegung in der Offizin der Firma J. Neumann 
erfolgt, in bezug auf Holzverkaufsanzeigen 
berichtet, und es heißt da: 

„Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
das neue Zeitungsunternehmen bei ſolcher 
Anterſtützung durch den mächtigen Privat- 
waldbeſitz gedeihen muß. Das alte Long, 
jahrige Inſerationsorgan für alle Holzverkäufe 
wird dadurch allerdings tot gemacht; aber 
der Verlag J. Neumann, Neudamm, gewinnt 
und hat dann vollwertigen Erſatz für den 
Verluſt der Bezieher ſeiner „Forſt⸗Zeitung“ 
gefunden.“ 

Man weißnicht, ob man mehrüber dieGewiſſen⸗ 
loſigkeit dieſer unzweifelhaft wider beſſeres Wiſſen 
gemachten Außerung erſtaunen oder die Einfalt 
bewundern ſoll, die aus dieſen Worten hervor- 
geht. Wer die Verhältniſſe richtig beurteilen 
kann, wird in den Äußerungen weiter nichts ſehen, 
als einen neuen und mehr als plumpen Verſuch, 
die Privatangelegenheiten der Firma J. Neumann 
in ſie ſchädigender Form vor das Forum eines 
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nicht unterrichteten und daher urteilsloſen Leſer⸗ 
kreiſes zu ziehen. Der Verlag des „Oeutſchen 
Förſters“ hat den „Deutſchen Forſtwirt“ zur Zeit 
der Drucklegung feines Artikels in der Hand gehabt, 
denn er hat am 18. April ein Stück von der hieſigen 
Verſandſtelle bezogen. Seiner Schriftleitung mußte 


alſo bekannt ſein, daß der „Deutſche Forſtwirt“ i 


alleiniges Eigentum des „Reichsverbandes 
deutſcher Waldbeſitzerverbände“ iſt. Der 
Firma J. Neumann, die eine große Verlags- 
druckerei betreibt und ſich dauernd bedeutende 
Druckaufträge zur Erhaltung ihres Betriebes und 
der faſt 400 Angeſtellten beſorgen muß, liegt allein 
der Druck ob, außerdem wird in Neudamm 
die Anzeigenwerbung gegen geringe Gebühr 
beſorgt, ebenſo der erſand des Zlattes. 
Dieſe Aufgaben ſind gewohnheitsmäßig mit 
der Bezeichnung „Kommiſſionsverlag“ aus⸗ 
drücklich in jeder Nummer des „Deutſchen 
Forſtwirtes“ gekennzeichnet. Die Außerung 
im „Deutſchen Förſter“ Ur alſo weiter nichts 
als eine gehäſſige und bewußte Anwahrheit; 
denn der Verlag J. Neumann, Neudamm, iſt, 
was ausdrücklich hervorgehoben werden ſoll, 
an dem Gewinn oder Verluſt der Zeitung 
des „Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände“ überhaupt nicht beteiligt. Was nun 
den Rückgang an Beziehern der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ angeht, ſo mögen ſich doch die Herren 
vom „Oeutſchen Förſter“ und die ihm naheſtehen 
über die Angelegenheit, die eigenſte der Firma 
J. Neumann iſt, endlich einmal beruhigen. Dieſe 
klugen Herren können verſichert ſein, daß die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ neben einem geringen 
Verluſt an Abonnenten die Befreiung von 
der unſäglichen Bürde des Abdrucks ebenſo 
belangloſer, wie ſehr häufig ihr Anſehen 
ſchadigender Vereinsberichte und ſonſtiger Ver⸗ 
einsveröffentlichungen zu verzeichnen hat und 
ſich deshalb finanziell wohler fühlt, als es früher 
der Fall geweſen iſt. Im übrigen gehen die 
Geſchäftsverhältniſſe der Firma J. Neumann 
die Gegenſeite gar nichts an. Die dauernde 
Einmiſchung in dieſe Angelegenheiten wird als 
eine jeden Mangel an Erziehung offenbarende 
Taktloſigkeit nochmals auf das ſchärfſte ge⸗ 
kennzeichnet und zurückgewieſen. Was würden 
die Herren Pfalzgraf, von Kurnatowsky, Steup 
und Bernhard ſagen, wenn wir uns etwa um 
ihre Privatverhältniſſe kümmern und da einmal 
hineinleuchten wollten. Wir werden uns das 
nach wir vor verſagen, weil wir es verſchmähen 
müſſen, mit Waffen zu kämpfen, die zu verwenden 
das Anſtandsgefühl verbietet, das in der guten 
Kinderſtube feinen Urfprung hat. Was den 
Standpunkt unſeres Verlags ſelbſt anbelangt, 
ſo dürfte es ſich empfehlen, dieſen hier nochmals 
feſtzulegen. Die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ iſt 
vom Verlage J. Neumann niemals als Geſchäfts⸗ 
objekt angeſehen worden. Für die ganze Haltung 
und Aufmachung des Blattes war ſtets das 
Beſtreben maßgebend, den deutſchen Forſt⸗ 
beamten und beſonders dem preußiſchen Staats⸗ 
förſterſtand zu nützen, und allein unter dieſem 
Geſichtswinkel ſind auch die Beſtrebungen der 
„Deutſchen Forft- Zeitung“ ſeit Oktober v. J. 
einzuſchätzen Wenn nun ganz kleine Geiſter 
unſere Angelegenheiten nur von ihrem Grofchen- 
ſtandpunkt aus zu betrachten vermögen, ſo iſt 
das lediglich ein Beweis des geringen Horizonts, 
den dieſe Herren beſitzen. 

Daß dem „Deutſchen Förſter“ und feiner 
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Klientel der mit vieler Amſicht angebahnte 
und hoffentlich recht bald praktiſch in Tätigkeit 
tretende paritätiſche Stellennachweis, der von dem 
„Reichsverband deutſcher Waldbeſitzerverbände“ 
und dem „Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands“ geſchaffen worden iſt, ein Dorn 
im Auge ſein wird, daran zweifeln wir nicht, 
trotzdem es ſich um eine Einrichtung handelt, die 
den Privatforſtbeamten große Vorteile bringen 
wird, die zu erreichen der Gegenſeite allerdings 
nun und nimmer geglückt wäre. Das genügt ihr, 
den Erfolg herabzuwürdigen, auch wenn die 
Sache an ſich noch ſo nützlich iſt. 

In Nr. 10 mußte der Gewerkſchafts⸗ 
vorſitzende, Herr Pfalzgraf, in höchſt eigener 
Perſon, allerdings wenigſtens mit der Vorſicht, 
den Namen nicht zu nennen, die uns allen 
ehrwürdige Perſönlichkeit des Herrn Geheimrats 
Prof. Dr. Schwappach, Eberswalde, in den 
widerlichen, lediglich von ihm hervorgerufenen 
Zeitungsſtreit hineinziehen, natürlich wieder in 
Verquickung mit Anwahrheiten. Zu unſerer 
Abwehr in Nr. 12 äußert ſich nun ein Herr 
„-k“ der es nicht unterlaſſen kann, das Maß 
der Würdeloſigkeit voll zu machen, indem er den 
Namen des Herrn Geheimrats Dr. Schwappach 
öffentlich nennt. Ans wird dann dabei ſogar 
Verleumdung unſeres treueſten und älteſten Mit⸗ 
arbeiters vorgeworfen Jeder anſtändige Menſch 
wird für die Ausführungen des Herrn „—k“ 
nur ein Achſelzucken übrig haben und ſie unter die 
Rubrik jener Auslaſſungen regiſtrieren, derer 
ſich Menſchen von angeborenem oder an- 
erzogenen Takt im Zeitungsleben nicht ſchuldig 
machen dürfen. Anſer Verhältnis zu Herrn 
Geheimrat Prof. Dr. Schwappach kann weder 
der Herr „—k“ noch irgend einer der Artikel⸗ 
ſchreiber des „Deutſchen Törſters“ beurteilen. 
Deshalb iſt kein Wort mehr in dieſer An⸗ 
gelegenheit zu verlieren. 

Die Krone des in dem im „Deutſchen Förſter“ſich 
abſpielenden Wettbewerbs, Neudamm gegenüber 
vor keiner Ruchloſigkeit zurückzuſchrecken, gebührt 
aber Herrn Puſch, dem ehemaligen Geſchäfts führer 
des „Vereins für Privatforſtbeamte Oeutſchlands“. 
Dieſer Herr, der ſich bisher ſehr zu ſeinem Vor⸗ 
teil vorſichtig im Hintergrunde, wohin er auch 
gehört, gehalten hat, wendet ſich gegen den 
Artikel in Nr. 12: „Der Förſterbund ein Torſo“ 
von unſerem Augur⸗Autor. Das was „Augur“ 
geſagt hat, ſachlich zu widerlegen, iſt das Recht 
jedes Andersdenkenden. Von einer ſachlichen 
Widerlegung iſt aber in den Außerungen des 
Herrn Puſch nichts zu entdecken, denn aus der 
ganzen Erwiderung geht nur die ſchlecht verhehlte 
Empfindlichkeit hervor, daß nicht jedermann von 
der Vorzüglichkeit des Kuckuckseies, mit dem 
der ſogenannte „Deutſche Förſterbund“ nun doch 
einmal vergleichbar iſt, mit hoher Begeiſterung 
erfüllt wird. Zum Schluß des Artikels aber 
begeht Herr Puſch, getreu ſeiner Geſinnung, 
die immer mehr jede Selbſtachtung ver⸗ 
miſſen läßt, die Heldentat, den Scheinnamen 
unſeres „Augur“ . Autors, unter dem Herr 
Forſtverwalter Baltz in der „Deutſchen Forft- 
Zeitung“ auf unſeren ausdrücklichen Wunſch 
geſchrieben hat und noch ſchreibt, mit folgenden 
Worten der Oeffentlichkeit preiszugeben: 

„Augur“, Herr Forſtverwalter a D. Valtz, 

Sie ſind als Forſtjuriſt geachtet und geſchätzt, 

Ihre Behandlung der Fragen der Standes- 

organiſation könnte aber die Förſter zu dem 
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Urteil gelangen laſſen, das Herr Oekonomie⸗ 
rat Grundmann, Neudamm, über Sie fällte, 
indem er ſchrieb: „Von Baltz machen Sie 
ſich vielleicht ein falſches Bild. Der Mann 
iſt nicht immer objektiv, im Gegenteil.“ 

Im übrigen, Herr Baltz, wird Ihnen ja 
bekannt ſein, daß ein zu früh Totgeſagter (der 
Förſterbund) recht lange leben ſoll.“ 

Herr Puſch hat natürlich, wie das ſeiner 
Handlungsweiſe entſpricht, aus der vertraulichen 
Aeußerung unſeres Schriftleiters über Herrn 
Baltz einen Satz aus dem Zuſammenhang 
herausgeriſſen und ſeine weiteren durchaus 
anerkennenden Ausführungen über Herrn Baltz, 
die wir auf deſſen ausdrücklichen Wunſch hier 
anzuführen unterlaſſen, nicht abgedruckt. 

Jeder ſachlich denkende Leſer wird die Preis- 
gabe eines Scheinnamens, ſelbſt wenn er wie 
in vorliegendem Falle einem großen Teile der 
Leſer kein Geheimnis war und es auch nicht 
ſein ſollte, mehr aber noch den Abdruck 
eines Urteils über eine dritte Perſon aus 
einem Privatbrief für mehr als eine Takt⸗ 
loſigkeit halten, und wir ſtehen nicht an, das 
Verhalten des Herrn Puſch für die größte Ge⸗ 
meinheit zu erklären, die uns während eines 
Menſchenalters verantwortlicher Arbeit im 
Zeitungsleben vorgekommen iſt. Sie gewinnt 
noch dadurch an Schwere, daß der Leiter unſeres 
Blattes den Brief an Herrn Puſch geſchrieben 
hat, zu einer Zeit, in der dieſer Herr ſich um die 
Anſtellung als Hauptgeſchäftsführer des „Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands“ bemühte, 
damit vertrauter Mitarbeiter der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ werden und fo mit dem Leiter 
des Vereinsorgans der genannten Vereinigung 
in enge Verbindung kommen wollte, um mit 
ihm gemeinſam eine zielbewußte Preſſevertretung 
für den deutſchen Privatforſtbeamtenſtand zu 
organiſieren. Auch den richtigen Namen unſeres 
„Augur“ Autors hat Herr Puſch allein 
durch ſeine Mitarbeit an unſerem Blatte als 
Geſchäftsführer des genannten Vereins erfahren. 
Unſer Leſerkreis möge die Handlungsweiſe des 
Herrn Puſch danach gebührend einſchätzen. 

Wir müſſen bei dieſer Gelegenheit ferner 
feſtſtellen, daß Herr Puſch mit einem anderen 
vertraulichen Brief des Leiters unſeres Blattes, 
die Politik des „Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Oeutſchlands“ betreffend, in Förſter⸗ 
verſammlungen hauſieren geht, daraus vor- 
lleſt, was ihm gut erſcheint, und unter Miß⸗ 
achtung der Tatſachen dem Leiter unſeres 
Blattes Anſichten unterſtellt, die dieſer ſich nie 
zu eigen gemacht hat. Der in Betracht kommende 
Brief war als letzter in einer Reihe geſchrieben, 
nachdem jeder Verſuch geſcheitert war, 
Herrn Puſch von dem Abfall, den er von 
dem „Verein für Privatforſtbeamte Deutjch- 
lands“ vollziehen wollte, noch im äußerſten 
Augenblick zurückzuhalten. Das Schreiben ſollte 
allein im Intereſſe des Privatförſterſtandes 
zur Ueberbrüdung einer Kluft dienen, die ſich 
durch die Ziele des Herrn Puſch zwiſchen dem 
alten „Verein für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands“ und einer neuen Privatförſtergewerk⸗ 
ſchaft öffnen mußte, und war weiter nichts, 
als das logiſche Ergebnis einer längeren Be⸗ 
ratung im engeren Vorſtand des älteren Vereins, 
zu dem der Leiter unſeres Blattes in ſeiner Eigen- 
ſchaft als Schatzmeiſter hinzugezogen worden 
war. Der Inhalt des Briefes wurde jedoch 


in allen Teilen hinfällig durch die bekannte 
Vorſtandstagung am 4. Mai 1920, in der 
ſich herausſtellte, daß Herr Puſch mit ſeinen 
verwerflichen Plänen auf Amgeſtaltung des 
„Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands“ 
in eine Privatförſtergewerkſchaft völlig allein- 
ſtand und ſich ſogar gemüßigt ſah, ſelbſt gegen 
ſeine eigenen Anträge, die einhellig abgelehnt 
wurden, zu ſtimmen. 

Den Leſern unſeres Blattes, die es noch nicht 
wiſſen ſollten, ſei mitgeteilt, daß Herr Puſch, 
noch während er in dem alten „Verein für 
„% Eeiie Deutſchlands“ als beſoldeter 

eſchäftsführer angeſtellt war, dieſen Verein 
dadurch verriet, daß er Monate hindurch auf 
ſeine Sprengung hingearbeitet hat, und nachdem 
die Karten ſeines Falſchſpiels richtig geordnet 
waren, wenige Wochen, nachdem er endlich und 
mit vieler Mühe aus der Geſchäftsſtelle des 
„Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands“ 
entfernt werden konnte, den Vorſitz in dem 
gleicheitig in „Deutſchen Privatforſtbeamten⸗ 
Verein“ umgetauften neudeutſchen Konkurrenz; 
zuſammenſchluß annahm. 

Seit dieſer Zeit (Juli 1920) hat Herr Puſch nichts 
unverſucht gelaſſen, den alten „Verein u Drivat- 
forſtbeamte Deutſchlands“, deſſen Leiter ihm 
Vertrauen geſchenkt haben wie keinem anderen 
Manne vor ihm, in jeder Beziehung zu ſchädigen, 
alle Arbeiten, die dieſer Verein zu Nutzen 
des deutſchen Privatförſterſtandes unentwegt 
und zielbewußt leiſtet, zu hintertreiben und, 
falls ihm das nicht möglich wurde, die Leiſtungen 
zu begeifern. Es gibt keinen Menſchen im 
grünen Rock, der die Intereſſen des Privatforft- 
beamtenſtandes ſo geſchädigt hat wie Herr 
Puſch; wahrlich ein trübes Bild, das noch an 
Troſtloſigkeit dadurch gewinnt, daß auch die 
beiden Herren, die am meiſten in der Leitung 
des „Vereins für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands“ mit ihm gearbeitet haben, mit Bitternis 
an die ſchmähliche Enttäuſchung zurückdenken, 
die ſie aus der Zuſammenarbeit mit dieſem 
Mann erlitten haben. 

Wir ſind der Meinung, daß nach dem letzten 
Schelmenſtreich in Nr. 17 auf Seite 298 des 
„Deutſchen Förſters“ die öffentliche Laufbahn 
des Herrn Puſch notwendig ihren Abſchluß 
finden muß; denn Staats-, Gemeinde⸗ und 
Privatförſter, die auf Reinlichkeit halten, werden 
ſich dieſen Führer des „Förſterbundes“ genauer 
beſehen müſſen, und wenn das geſchieht, 
kann über die weiteren Maßnahmen kein 
Zweifel bleiben. Ein Menſch, der derartige 
Vertrauensbrüche begeht, wie es der Verſuch 
darſtellt zwiſchen dem altbewährten Mitarbeiter 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ Herrn Karl Baltz 
und ihrem Leiter durch Verrat von Brief- 

eheimniſſen, die ihm nur durch ſeine beſoldete 
Tätigkeit im Dienſte Dritter bekannt geworden 
ſind, einen Keil zu treiben, iſt ein für allemal 
für jeden anſtändig denkenden Mann erledigt 
Daß im übrigen durch dieſen erbärmlichen 
Vorſtoß der Endzweck nicht zu erreichen war, 
hätte ſich Herr Puſch ſelbſt ſagen können, 
denn es war von vornherein klar, daß ſein 
Vorgehen bei allen feinfühlenden Naturen nur 
Abſcheu erregen konnte. 

Zuletzt müſſen wir, ſo ſehr es uns auch 
widerſtrebt, noch gegen den „Deutſchen Förſter“ 
Stellung nehmen. Wir hätten das gern oer, 
mieden, aber auch hier kann nur ein offenes. 
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entſchloſſenes Wort Ordnung ſchaffen. 
der „Deutſche Förſter“ unter feinem ehemaligen 

edakteur dem Herrn Fr. W. Funk darſtellte, 
iſt genugſam bekannt; es braucht darüber alſo kein 
Wort geredet werden. Allgemein hatte man gehofft, 
daß der „Deutſche Förſter“ dadurch, daß er Organ 
der Preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft wurde, 
ein anderes Anſehen bekommen würde, noch dazu, 
nachdem ſeit einiger Zeit der Herr Otto Bernhard 
für die Hauptſchriftleitung zeichnet, ein Herr, der 
von ſich öffentlich verkünden ließ, daß er kein Jude, 
vielmehr ehemaliger aktiver Seeoffizier und 
Kapitänleutnant der Referve ſei. Dieſe eigen- 
tümliche Bekanntmachung, die in ihrer Art 
wohl einzig daſteht, mag nach den redaktionellen 
Leiſtungen des Herrn Fr. W. Funk nötig 
geworden ſein. Jedenfalls hätte man nun 
annehmen dürfen, daß der „Deutſche Förſter“ in 
dem Sinne eines Mannes geleitet werden würde, 
der in geſchilderter Form öffentlich von ſich 
reden ließ. Wir ſtellen nun unparteiiſch 
die Frage, ob derartige Vorkommniſſe, wie 
wir ſie in vorſtehenden Auseinanderſetzungen 
bedauerlicherweiſe haben ſchildern müſſen, 
ein deutſcher Mann vornehmer Geſinnung und 
ehemaliger Offizier tatſächlich mit ſeiner Ver⸗ 
antwortung decken kann und will. Nach unſerer 
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Was Erfahrung im Zeitungsleben, die nahezu 40 Jahre 


zurück reicht, war es bis jetzt nur Aufgabe von 
ſenſationslüſternen Leuten, die ſonſt nichts 
mehr zu verlieren haben, eine derartige Publi- 
ziſtik mit ihrem Namen zu decken. Wir müſſen 
dem Herrn Hauptſchriftleiter Otto Bernhard 
unterſtellen, daß er fich fortgeſetzt am deutſchen 
Forſtbeamtenſtand ſchwer verfündigt, wenn er jetzt 
auch weiter noch für die Veröffentlichung der⸗ 
artiger Gehäſſigkeiten und Niederträchtigkeiten, 
wie wir ſie vorſtehend geſchildert haben, die 
Hand bietet. 

Wir würden wahrlich nicht dieſe harten 
Worte, die keinenfalls unſeren Gepflogenheiten 
entſprechen, für die tiefbedauerlichen Vorgänge 
gebrauchen, wenn wir nicht auf dem Standpunkte 
ſtänden, daß allein durch rückſichtsloſe Offenheit 
Wandel geſchaffen werden kann. Die deutſche 
Förſterpreſſe muß aus dem Sumpfe heraus, in 
den ſie der „Deutſche Förſter“ ſeit drei Jahren 
getreten hat. Jeder, der dazu hilft, daß nach 
dieſer Richtung Wandel eintritt, ſchafft dem 
Stande unſchätzbaren Nutzen. Mögen auch 
unſere Auseinanderſetzungen zu der unbedin zt 
nötigen Wandlung der ſo tieftraurigen Preſſe⸗ 
verhältniſſe beitragen. 

Die Schriftleitung. 
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Reichs⸗ (Militär⸗) Verſorgung. 
Von Rechnungsrat Hering, Berlin⸗Lichterfelde, Bürovorſteher des Reichs⸗Militärverſorgungsgerichts. 
(Schluß.) 


III. Ruhen des Rechtes auf Verſorgung. 

Das Recht auf den Bezug der Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe ruht in gewiſſen Fällen, beſonders ſo⸗ 
lange der Verſorgungsberechtigte nicht Reichs⸗ 
angehöriger iſt oder ohne Genehmigung der 
zuſtändigen Stelle ſeinen Wohnſitz im Ausland 
hat oder eine Freiheitsſtrafe von wenigſtens 
drei Monaten verbüßt (in letzterem Falle kann die 
Rente ganz oder teilweiſe den Angehörigen über⸗ 
wieſen werden), oder Kur und Verpflegung 
in einer Heilanſtalt oder einem Badeorte 
genießt. (58 59 ff.) 

Iſt der Verſorgungsberechtigte bei ſeiner 
wirtſchaftlichen Lage nicht auf Gebührniſſe 
angewieſen, ſo werden dieſe gekürzt, ſofern 
das nach Ausſcheidung der Gebührniſſe verbleibende 
einkommenſteuerpflichtige Jahres⸗Ein⸗ 
kommen 5000 4) überfteigt. Die Kürzung beträgt 
für je 1000 % Mehreinkommen ein Zehntel der 
Gebuhrniſſe, ausſchließlich der Pflegezulage; bei 
einem Einkommen über 14000 „ ruhen die 
Gebuührniſſe vollſtändig. Dem Beſchädigten ver⸗ 
bleiben jedoch in jedem Falle die Schwerbeſchädigten⸗ 
zulage mit der entſprechenden Ausgleichs⸗ und 
Ortszulage und die Pflegezulage. Beträgt ein 
1 8 mehr als 800 /, jo ruht an Stelle jedes 

ehntels nur der Betrag von 800 K. Arbeits⸗ 

einkommen der Ehefrau bleibt bei Berechnung 

F des Mannes außer Anſatz. 
3. 


Die Kürzungsvorſchriften gelten entſprechend 
auch für die Witwen⸗ und Waiſenrente; 
doch muß die Waiſenrente unverkürzt gezahlt 
werden, wenn das ſteuerpflichtige Einkommen 
aus dem Arbeitseinkommen der Witwe und Waiſen 
beſteht und nicht über 10 000 „ hinausgeht. ($ 64.) 


*) Die Heraufſetzung dieſes Betrags wird von den 
Kriegsbeſchädigtenorganiſationen betrieben. 


IV. Übertragung, Anrechnung uſw. von 
Gebührniſſen. — Steuerfreiheit. — Über⸗ 
5 gangsvorſchriften. 

Die Übertragung der Rentenanſprüche auf 
andere ſowie ihre Verpfändung und Pfän⸗ 
dung ſind Beſchränkungen unterworfen, um die 
Verſorgungsberechtigten nicht einer Notlage aus⸗ 
zuſetzen. Sie ſind insbeſondere nur zuläſſig wegen 
eines Darlehns oder Vorſchuſſes, die dem Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten von gemeinnützigen Körper- 
ſchaften gewährt werden, und wegen eines An⸗ 
ſpruchs auf Erfüllung einer geſetzlichen Unterhalts⸗ 
pflicht (gegenüber der Familie uſw.). (Gë 68 ff.) 

Es iſt geſetzlich verboten, Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe ganz oder teilweiſe auf Arbeitsentgelt 
anzurechnen. ($ 89.) 

Steuerfrei find die auf Grund der Militär⸗ 
penſions⸗ und Verſorgungsgeſetze bezogenen Ver⸗ 
ſtümmelungs⸗, Kriegs⸗, Luftdienſt⸗, Alters⸗ 
und Tropenzulagen, Penſions⸗ und Renten⸗ 
erhöhungen, Pflegezulagen und Schwerbeſchädigten⸗ 
zulagen mit den entſprechenden Ausgleichs⸗, Orts⸗ 
und Teuerungszulagen, ferner ſonſtige nach der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit bemeſſene Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe, die auf Grund einer Kriegs⸗ 
dienſtbeſchädigung bezogen werden, ſowie 
die Kriegsverſorgung der Militärhinterbliebenen, 
ferner die Verſorgungsgebührniſſe nach 
dem Reichsverſorgungsgeſetze, ſoweit 
ſie zuſammen mit den vorſtehend genannten 
Gebührniſſen den Betrag von 8000 & nicht 
überſteigen. Endlich gelten Kapitalab⸗ 
findungen nicht als ſteuerbares Einkommen. 
($ 12 Nr. 3, 6, 7 des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 29. März 1920 in Verbindung mit dem 
Geſetze vom 24. März 1921, RGBl. S 313.) 
Hinſichtlich des Steuerabzugs gelten als 
Arbeitslohn nicht die Verſorgungsgebührniſſe von 
Kriegsteilnehmern und deren Hinterbliebenen, die 
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auf Grund einer infolge eines Krieges er⸗ 
littenen Dienſtbeſchädigung bezogen werden. 

Das neue Geſetz iſt mit dem 1. April 1920 
in Kraft getreten; es findet auf die Teilnehmer 
am letzten Kriege und die Reichswehr (alfo nicht 
auf die Altpenſionäre) Anwendung (Gë 92 ff.) 
Die Gebührniſſe dieſer Perſonen müſſen deshalb 
neu feſtgeſtellt werden. Da ſich dies aber bei 
der großen Maſſe der Verſorgungsfälle nicht in 
kurzer Zeit ermöglichen läßt, ſo werden zunächſt 
die bisherigen Gebührniſſe weitergezahlt. Bis 
zur Neuregelung erhalten alle Verſorgungs⸗ 
berechtigten vom 1. Mai 1920 an eine Teuerungs⸗ 
zulage (Beſchädigte 30 v. H., Hinterbliebene 
50 v. H.) zu ihren bisherigen Bezügen. Die 
„Umanerkennung“ erfolgt von Amts wegen; 
eines beſonderen Antrags bedarf es deshalb nicht. 
Darlehen oder Vorſchüſſe werden auf die Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe nach dem neuen Geſetze nicht 
gewährt. — Nachzahlungen für einen vor dem 
1. April 1920 liegenden Zeitraum finden nicht 
ſtatt. (§ 102.) 

Beſondere Übergangsvorſchriften ſind für 
Offiziere erlaſſen: 

Die Offiziere des Friedensſtandes ſowie 
die infolge der Mobilmachung wiederverwendeten 
penſionierten Offiziere haben die Wahl zwiſchen 
einer Verſorgung nach dem Reichsverſorgungs⸗ 
geſetz und nach den bisher geltenden Geſetzes⸗ 
vorſchriften, wenn der Verſorgungsanſpruch ſich 
auf eine nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 
1. April 1920 beendete Dienſtleiſtung gründet, 
und wenn die Anmeldung des Verſorgungs⸗ 
anſpruchs vor dem 1. April 1920 erfolgt iſt. Die 
Wahl muß bis zum 1. April 1922 getroffen ſein. 
Wird die Wahl nicht ausgeübt, ſo bleibt es im 
einzelnen Falle bei den bisher geltenden Vor⸗ 
ſchriften. Für die jüngeren Offiziere wird in 
vielen Fällen die Verſorgung nach dem Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetze günſtiger ſein als nach den 
bisherigen Vorſchriften. Eine allgemeine Grenze, 
von der an ſich dieſe oder jene Verſorgung 
günſtiger berechnet, läßt ſich nicht beſtimmen, 
weil der Rechtsanſpruch auf Heilbehandlung, der 
insb eſondere auch die Beſchaffung von koſtſpieligen 
Körpererſatzſtücken einſchließt, nicht in allen Fällen 
von der gleichen Tragweite iſt, ſondern nach den 
beſonderen perſönlichen Verhältniſſen beurteilt 
werden muß. Gerade der Anſpruch auf Heil⸗ 
behandlung wird aber bei Anſtellung eines Ver⸗ 
gleichs zwiſchen alter und neuer Verſorgung 
weſentlich ins Gewicht fallen. ($ 99.) 

Die Offiziere des Beurlaubtenſtandes, 
deren Verſorgungsanſpruch ſich auf eine nach dem 
31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 beendete 
Dienſtleiſtung gründet und die in dieſer Zeit ihre 
Verſorgungsanſprüche geltend gemacht haben, 
erhalten ihre bisherigen Gebührniſſe bis zum 
31. Dezember 1920 weiter, wenn dieſe Gebühr⸗ 
niſſe höher ſind als die Gebührniſſe nach dem 
Reichsverſorgungsgeſetz. Vom 1. Januar 1921 an 
wird ihnen aber nur Verſorgung nach dem Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetz gewährt. Ein etwa eintretender 
Ausfall wird dadurch ausgeglichen, daß ihnen eine 
einmalige Abfindungsſumme in Höhe des drei⸗ 
fachen Unterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage 
der Gebührniſſe nach dem V 
und den bisherigen Gebührniſſen gewährt wird. 
(85 96 fl.) 

Für die Hinterbliebenen von Verſtorbenen, 
deren Dienſtleiſtung nach dem 31. Juli 1914 und 
vor dem 1. April 1920 beendet worden iſt, iſt 
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allgemein der Grundſatz aufgeſtellt, daß eine 
Verſorgung nach demjenigen Geſetz gewährt wird, 
welches für fie günſtiger tft. ($ 100.) Dieſe Vor⸗ 
ſchrift iſt auch von weitgehender Bedeutung für 
die Angehörigen der Offiziere, vor allem auch für 
die Angehörigen von Offizieren des Beurlaubten- 
ſtandes. 

V. Kapitalabfindung. (Gë 72 bis 85.) 

Perſonen, die Anſpruch auf Verſorgungs. 
gebührniſſe haben, können auf ihren Antrag 
zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbeſitzes oder zweck 
Beitritts zu einem gemeinnützigen Bau⸗ ode 
Siedlungsunternehmen durch Zahlung eine⸗ 
Kapitals abgefunden werden. Ein Anſpruch au 
Abfindung beſteht nicht. 

Der Antrag auf Abfindung iſt bei dem Ver⸗ 
ſorgungsamt anzubringen. Er iſt an keine Friſt 
gebunden. Endgültig wird vom Hauptverſorgungs⸗ 
amt entſchieden. 

VI. Feſtſtellungs⸗ und Streitverfahren. 

Nach einer Verordnung vom 1. Februar 1919 
über Anderung des Verfahrens in Militärverſor⸗ 
gungsſachen (RGüBl. S. 149) ſpielt ſich das 
Verfahren, betreffend die Feſtſtellung der Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe, wie folgt ab: 

1. Die Feſtſtellung ulm. der Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe erfolgt durch die Verſorgungs⸗ 
ämter. Es wird ein ſchriftlicher Beſcheiderteilt. 

2. Gegen die Beſcheide iſt, ſofern es ſich nicht 
um „Kannbezüge“ handelt, binnen einem Monat 
nach ihrer Zuſtellung die Berufung“) an das 
Militärverſorgungsgericht zuläſſig. („Kann⸗ 
bezüge“ ſind Verſorgungsforderungen, deren Be⸗ 
willigung in das Ermeſſen der Verſorgungs⸗ 
behörden geſtellt iſt, die alſo nur gewährt werden 
„können“. Über dieſe „Kan nbezuge“ entſcheiden 
dieſe Behörden endgültig.) Zuſtändig für Be⸗ 
rufungen iſt das Militärverſorgungsgericht, in 
deſſen Bezirk der Kläger wohnt. Dieſe Gerichte 
ſind den Oberverſicherungsämtern angegliedert. 

Gegen das Urteil des Militärverſorgungs⸗ 
gerichts iſt binnen einem Monat nach ſeiner Zu⸗ 
ſtellung der Rekurs an das Reichs⸗Militär⸗ 
verſorgungsgericht“) in Berlin W 10, Königin⸗ 
Auguſt⸗Straße 26, zuläſſig. 

Der Rekurs iſt ausgeſchloſſen, wenn durch 
den Feſtſtellungsbeſcheid eine für eine Herab⸗ 
ſetzung der Erwerbsfähigkeit um nicht mehr als 
30 v. H. gewährte Rente gemindert oder entzogen 
worden iſt. Dies gilt indes nicht, wenn durch den 
Beſcheid zugleich ein Antrag auf Erhöhung der 
Rente zurückgewieſen worden iſt. Der Rekurs iſt 
ferner ausgeſchloſſen, wenn es ſich um Heilbehand⸗ 
lung, Kranken⸗, Haus⸗ oder Sterbegeld oder 
Elternrente handelt, es ſei denn, daß der urſäch⸗ 
liche Zuſammenhang des Schadens mit einer 
Dienſtbeſchädigung ſtreitig iſt. Der Rekurs iſt 
endlich ausgeſchloſſen, wenn es ſich lediglich um 
die Koſten des Verfahrens handelt ***). 


*) Es iſt eine Abſchrift für den Gegner beizufügen 
(auch von etwa beigefügten Beweisſtücken, wie ärztliche 
Zeugniſſe u. dgl.). 

**) Bayern hat ein eigenes Landes ⸗Militär⸗ 
verſorgungsgericht errichtet, das für Anſprüche von 
Perſonen, die zuletzt dem bayeriſchen Kontingent an⸗ 
gehört haben, oder von ihren Hinterbliebenen an die 
Stelle des Reichs⸗Militärverſorgungsgerichts tritt. 

**) Die ſich aus der Heilbehandlung (ſ. oben Ab⸗ 
ſchnitt I Ziff. 1) ergebenden Streitigkeiten werden in 
dem in der Reichsverſicherungsordnung für die 
Krankenverſicherung vorgeſchriebenen Spruchverfahren 
entſchieden (Verſicherungsamt, Oberverſicherungsamt). 

(Fortſetzung auf Seite 411.) 


Holzverkäufsergebniſſe für Preußen und Bayern im Monat April 1921. 


Nach den Mitteilungen im „Deutſchen Forſtwirt“ (Verlag J 


Neumann, Neudamm, Bezugspreis vierteljährlich A AL 
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Bayern (Heilbronner Sortierung, ohne Rinde gem.). Für Perſonen, die auf Grund einer während 


des letzten Krieges erlittenen Dienſtbeſchädigung 
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für jede Inſtanz. Eine Vereinbarung höherer 


Nadel⸗Blochholz. | 


Sätze iſt nichtig! Anwaltszwang beſteht nicht. 
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unbeſchadet einer ſpäteren allgemeinen Regelung, 
zunächſt für meinen Geſchäftsbereich beſonders zu 
regeln und folgendes zu beſtimmen: 

Die Regierungspräſidenten und Regierungen 


haben die Hochbauämter gemäß $ 57 und $ 60 der 
Dienſtanweiſung für die Ortsbaubeamten bei den 
Gebäudeinſtandſetzungen zu beteiligen, wenn die 
Koſten der Bauausführung (ſtatt bisher 500 ) 
2500 „ überſteigen. Dieſe Erhöhung der Koſten⸗ 
grenze entſpricht zwar nicht ganz der ſtattgehabten 
Steigerung der Preiſe auf dem Baumarkte, die 
zum Teil eine noch größere Höhe erreicht hat; ich 
habe ſie aber abſichtlich nicht ſo hoch bemeſſen, 
weil ich Wert darauf lege, daß die Baubeamten 
noch mehr als bisher bei der Bauunterhaltung 
mitwirken und die Anwendung der durch die 
finanzielle Not des Staates gebotenen ſparſamen 
Bauweiſe zur Durchführung bringen. 

In Vertretung: Ramm. 
An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und Regierungen. 


S 
Verfügung vom 17. März 1921, betreffend 
Anrechnung von Kriegsjahren auf das ruhe⸗ 
gehaltsſähige Dienſtalter. 

Im Einverſtändnis mit den übrigen Herren 
Staats miniſtern erwidere ich ... daß die Penſions⸗ 
berechtigung eines Beamten bereits auch dann 
anzunehmen iſt, wenn ſich für ihn, ohne daß er 
wirklich zehn Jahre im Dienſt geweſen iſt, durch 
die Anrechnung von Kriegsjahren eine zehn⸗ oder 
mehrjährige Dienſtzeit ergibt. 

Berlin, 17. März 1921. Ia 1 257 II. 

Der Miniſter des Innern. J. V.: Freund. 
An ſämtliche Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


C 
Unterhaltungszuſchüſſe und Tagegelder 
für Forſtreferendare. 
Allgemeine Verfügung Nr. III. 23/1921. 
Mnmiſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchafts⸗Nr. III 3416. 


Berlin, 20. April 1921. 

Im Staatshaushalt der Forſtverwaltung für 
1921 werden Mittel bereitgeſtellt werden, aus 
welchen den Forſtreferendaren im Falle der Be⸗ 
dürftigkeit widerruflich laufende Unterhaltungs⸗ 
zuſchüſſe gewährt werden können. 

Hierzu beſtimme ich folgendes: 

L Der Unterhaltungszuſchuß beträgt mit 
Wirkung vom 1. April 1921 an 500 & monatlich. 

2. Er wird für die Dauer von höchſtens zwei 
Jahren — einſchließlich der etwaigen auftrags⸗ 
weiſen Beſchäftigungen gegen Tagegelder — 
im Rahmen der zur Verfügung ſtehenden Mittel 
im Falle des Bedürfniſſes gewährk. Entſprechende 
Anträge ſind an mich zu richten. Bei der Prüfung 
des Bedürfniſſes werde ich wohlwollend verfahren, 
aber Geſuche von Söhnen wohlhabender Eltern 
nicht berückſichtigen. 

Den im Vorbereitungsdienſt befindlichen Be⸗ 
amten, die im Elternhauſe wohnen, wird kein 
Unterſtützungszuſchuß gewährt werden. Bei den 
Referendaren, die aus andern Gründen freie 
Unterkunft und Verpflegung erhalten, behalte ich 
mir eine angemeſſene Kürzung des Unterhaltungs⸗ 
zuſchuſſes vor. 

3. Die Gewährung kann jederzeit widerrufen 
werden. 

4. Die Zahlung erfolgt nur für die Dauer 
der tatſächlichen Beſchäftigung im Staatsdienſt, 
und zwar monatlich nachträglich durch die zuſtändige 
Forſtkaſſe auf Grund einer Zahlungsanweiſung 
des Revierverwalters, in deſſen Bezirk der Refe⸗ 
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rendar ſich am Monatsende aufhält. Die Ver⸗ 
rechnung erfolgt bei Kapitel 2 Titel 8 (neu) 
der dauernden Ausgaben des Haushalts. Hat ſich 


ein Referendar während eines Monats in mehreren 


Oberförſtereien aufgehalten, ſo hat er die Be⸗ 
ſcheinigungen der Oberförſter über ſeinen Aufenthalt 
dem zur Zahlung anweiſenden Revierverwalter 
mitvorzulegen. Sie find als Anlagen der Zahlung 
anweiſung beizufügen. 

5. Der Referendar iſt zur Rückzahlung des 
erhaltenen Unterhaltungszuſchuſſes verpflichtet, 
wenn er innerhalb drei Jahren nach Beendigung 
der Vorbereitungszeit aus dem Staatsdienſt aus⸗ 
ſcheidet, wozu auch ein Übertritt in den Reichs⸗ 
dienſt oder den Dienſt eines andern Landes rechnet. 

Für Forſtreferendare, die Anwärter der Ge⸗ 
meinde⸗ und Privatforſtverwaltungslaufbahn 
ſind, kommt infolgedeſſen der Unterhaltungs⸗ 
zuſchuß nicht in Frage. 

In dem an mich zu richtenden Antrag auf 
Gewährung des Zuſchuſſes hat der Referendar 
die Verpflichtung zur Rückzahlung ausdrücklich an⸗ 
zuerkennen. 

6. Während der Dauer einer auftragsweiſen 
Beſchäftigung gegen Tagegelder, die hierdurch 
mit Wirkung vom 1. April 1921 an auf 25 A 
feſtgeſetzt werden, iſt der Unterhaltungszuſchuß nicht 
zu zahlen. Die Tagegelder ſind beim Hilfsarbeiter⸗ 
fonds (Kap. 2 Tit. 3 Abt. a (neu) der dauernden 
Ausgaben) zu verrechnen. 

7. Beurlaubte Forſtreferendare erhalten den 
Unterſtützungszuſchuß oder die Tagegelder nur für 
die erſten vier Tage der Abweſenheit von der 
Dienſtſtelle. 

Dieſer Erlaß iſt allen ſich im Bezirk aufhaltenden 
Forſtreferendaren zur Kenntnis zu bringen. 

Abdrucke für die Oberförſter liegen bei. 

Im Auftrage: v d. Busſche. 
An ſämtliche Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Münſter 


und Sigmaringen, die Forſtakademien in Eberswalde und 
Hann.⸗Münden und die Forſteinrichtungsanſtalten 


Se 
Tagegelder für Dienſtreiſen der Staatsbeamten. 
Allgemeine Verfügung Nr. I. 54/1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ib 3987. IA IV 221 


Berlin, 23. April 1921. 

Nachſtehende Abſchrift überſende ich zur ge⸗ 
fälligen Kenntnisnahme und Nachachtung im 
Bereich meiner Verwaltung. 

Von den in der Rundverfügung des Finanz⸗ 
miniſters angezogenen Runderlaſſen ſind bekannt⸗ 
gegeben: 

derienige vom 28. Januar 1920 in meiner All- 
gemeinen Verfügung I 28/1920 vom 13. Fe⸗ 
bruar 1920 — IB Ia 1181 uſw. —, 

derjenige vom 3. Juni 1920 in meiner All⸗ 
gemeinen Verfügung I 84/1920 vom 25. Juni 
1920 — IB Ia 5663 uſw. — und 

derjenige vom 17. Juli 1920 in meiner All⸗ 
gemeinen Verfügung I 109/1920 vom 

27. Auguſt 1920 — IB Ia 7606 —. 

In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 
Abſchrift. 

er Preußiſche Finanzminiſter. 

u a 12 SE J. 14 1 au E 
Berlin, 5. April 1921. 
Betrifft: Tagegelder für Dienſtreiſen 
der Staatsbeamten. 

In Anderung der Runderlaſſe vom 28. Januar 

1920 (Fin. Min. Bl. S. 45), vom 3. Juni 1920 


und Forſten. 
4. II. III. 


Nr. 22 Bd. 36 (1921) 


(Fin. Min. Bl. S. 226) und vom 17. Juli 1920 
n Min. Bl. S. 253) genehmigen wir auf 
rund des § 8 Abſ. 2 des Reiſekoſtengeſetzes vom 
26. Juli 1910 für den Bereich der allgemeinen, 
inneren, Kreiskaſſen⸗, Kataſter⸗ und Hochbau⸗ 
verwaltung und der ſtaatlichen Polizeiverwaltungen, 
daß mit Wirkung vom 1. Februar d. J. an den 
Staotsbeamten bei Dienſtreiſen an Stelle der 
bisherigen Entſchädigung beſondere Zuſchläge 
zu den geſetzmäßigen Tagegeldern bewilligt 
werden, die mit den Tagegeldern zuſammen 
folgende Beträge nicht überſchreiten dürfen: 
A. Für teure Städte (vgl. Runderlaß vom 
17. Juli 1920 — Fin. Min. Bl. S. 253 —) 
1. bei mehrtägigen Dienſtreiſen: 


in Stufe 1 E , . . 50 A 

„ e $ GE 60 „ 

D H III 70 D 

„ „„ AER 30 „ 
; Ne es 90 


2. bei Dienſtreiſen, die an demſelben Tage 
angetreten und beendet werden: 


in Stufe 1 25 AM 
ar 77 II n 30 70 
„ „ III 35 „ 
1 „ IV 9 40 „ 
D 7 V 45 A 
B. Im übrigen 
1. bei mehrtägigen Dienſtreiſen: 
in Stufe 1 . 1, A 
„ „ II e Ve Al 
„ HI. „ 0 
„ IV . 55 „ 


„ „ ECH e ee, e 
2. bei Dienſtreiſen, die an demſelben 
angetreten und beendet werden: 


Tage 


n ee a. 2 nn 20 A 

d * II 25 Di 
„ 30 „ 
D H IV 35 LI 
„ EE EEEE 40 


Es gehören von den in der Beſoldungsordnung 
zum Beamten = Dienſteinkommengeſetz vom 
17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 135) auf⸗ 
geführten Beamten: 


die Beamten mit 


feſten Mindeſt⸗ 
Grund⸗ grundgehalts⸗ 8 
gehaltsſaͤtzen ſätzen SEH SE 
in Gruppe in Gruppe 
zur Stufe I. 1—5 Se Se 
g „ GE 6—8 1 und 2 — 
III. 9—12 [3 und 4 — 
„ „ EEN 13 5 I-III 
V. — — INN 


Gleichzeitig wird noch beſonders darauf hin⸗ 
gewieſen, daß für den Tag der Rückkehr von der 
Dienſtreiſe an den Wohnort oder auswärtigen 
Beſchäftigungsort, auch wenn ſie zu den teuren 
Orten gehören, die für teure Städte feſtgeſetzten 
Tagegelder nur dann gezahlt werden dürfen, wenn 
der Beamte an dieſem Tage an einem andern 
teuren Ort das Mittageſſen eingenommen hat oder 
dort längere Zeit dienſtlich tätig war. 

Im übrigen tritt an den bisherigen Grund⸗ 
ſätzen der Abfindung der Beamten bei Dienſt⸗ 
eilen keine Anderung ein. 
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Überdrucke für die Hochbauverwaltung liegen bei. 
Zugleich im Namen des Miniſters des Innern: 
Der Finanzminiſter: gez. Lüdemann. 

An die nachgeordneten Behörden. 


S 


Brennholz uſw. für Schulen. 
„Allgemeine Verfügung Nr. III 29/1921. 
Miniſterium fur Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 1312. 
Berlin, 2. Mai 1921. 
Ich mache auf die Beſtimmung in $ 53 des 
Volksſchullehrer ⸗ Dienſteinkommengeſetzes vom 
17. Dezember 1920 aufmerkſam, welches mit 
Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft getreten iſt. 
Beſonders ſind dadurch auch die in verſchiedenen 
Landesteilen beſtehenden öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 
pflichtungen zur unentgeltlichen Lieferung von 
Brennholz uſw. an Schulen aus den Staats⸗ 
forſten aufgehoben. 


Warmbold. 
An ſämtliche Regierungen außer Aurich, Münster und 
Sigmarmgen. 
C 
Sammeln von Beeren und Pilzen. Entnahme 


von Futterreiſig und Gras. 

„Allgemeine Verfügung Nr. III 25 für 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 5670. 

Berlin, 26. April 1921. 

In der preußiſchen Staatsforſtverwaltung 
wurden vor dem Kriege für Beeren⸗ und Pilz⸗ 
zettel Beträge von 10 9 bis zu 5 A erhoben, ie 
nachdem die Zettel an Waldarbeiter, ſchulpflichtige 
Kinder, ſonſtige Perſonen zum Selbſtverbrauch 
oder an gewerbsmäßige Sammler uſw. verausgabt 
wurden. Nach Ausbruch des Krieges wurden dieſe 
Gebühren durch die allgemeine Verfügung vom 
10. September 1914 — III 8902 — durchweg auf 
5 9% je Zettel herabgeſetzt. Dieſe Ermäßigung iſt 
nach der allgemeinen Verfügung vom 24. Februar 
1915 — III 883 IB 1d 417 — für die ganze Dauer 
des Krieges und nach der allgemeinen Verfügung 
vom 9. Januar 1919 — III 9420/18 — und dem 
Runderlaß vom 5. Mai 1920 — III 3881 — auch 
noch für die Jahre 1919 und 1920 beibehalten 
worden. 

Bei den hohen Preiſen, die jetzt für Beeren 
und Pilze gezahlt werden, erzielen die Sammler 
aus dem Verkauf der Beeren und Pilze nennens⸗ 
werte, zum Teil ſehr erhebliche Einnahmen, 
während die Staatskaſſe aus der Nutzbarmachung 
dieſer Walderzeugniſſe bisher ſo gut wie keinen 
Ertrag hatte. 

Mit Rückſicht auf die ſchwierige finanzielle Lage 
des Staates kann eine weſentliche Erhöhung der 
Gebühr nicht mehr länger hinausgeſchoben werden. 

Ich beſtimme daher, daß vom Jahre 1921 an 
bis auf weiteres für einen Beeren⸗ und Pilzzettel 
zu entrichten ſind: 

Von Waldarbeitern und ihren Angehörigen, 
ſoweit ſie mit ihnen den Haushalt teilen, von Wald⸗ 
arbeiterinnen, ſchulpflichtigen Kindern (6 bis 
14 Jahre alt; Kinder unter 6 Jahren bedürfen 
keines Scheines), Perſonen über 60 Jahren, 
Rentenempfängern, im Erwerbe beſchränkten 
Kriegsbeſchädigten, Ortsarmen 5 &, von allen 
übrigen Perſonen 10 M je Zettel. 

Hierbei weiſe ich darauf hin, daß die Richtlinien 
der allgemeinen Verfügung vom 13. November 
1906 — III 13578 — nach wie vor zu beachten find. 
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Bis zum 1. Januar 1922 ſehe ich einem Berichte 
der Regierungen darüber entgegen, welchen Erfolg 
dieſe Maßnahme gehabt hat. 

Die über die Abgabe von Futterreiſig und über 
die Entnahme von Gras lediglich für die Kriegs⸗ 


zeit erlaſſenen Beſtimmungen werden außer 
Kraft geſetzt. 
Abdrucke für die Revierverwalter liegen bei. 
Warmbold. 
An die Regierungen uſw. 


— 2 —— 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Die neuen Jagdnutzungsvorſchriften für die 
preußiſchen Staatsforſten vom 9. April 1921 
J. N. V.) werden im Laufe der letzten Maitage 
den preußiſchen Regierungen zur Weitergabe an 
die Lokalbehörden zugeſtellt. In den erſten Tagen 
des Monats Juni erfolgt die Herausgabe im 
Buchhandel. Gedruckt und erſchienen ſind die 
neuen Jagdnutzungsvorſchriften im Verlage von 
J. Neumann in Neudamm; ihr Preis beträgt 
D A nebſt einem Zuſchlage von 0,80 % für 
Porto und Verpackung. Bei Einſendung des 
Betrages von 6,80 & erfolgt Lieferung franko; 
unter Nachnahme mit Zuſchlag der Mehrkoſten. 

Die Geſchäftsſtelle 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
CH 


Ausgleichszuſchlag für die ſtaatlichen Förſter⸗ 
anwärter im Vorbereitungsdienſte. Mehrfache 
Anfragen veranlaſſen uns zu der Bekanntgabe, 
daß die vom 1. Januar d. J. an eingetretene Er⸗ 
höhung des Ausgleichszuſchlages auf 70% in 
Ortsklaſſe A, 67% in B, 65% in C, 60% in D 
und 55% in E auch für die Anwärter im Vor⸗ 
bereitungsdienſte gilt. Das geht aus der Faſſung 
des Miniſterial⸗Erlaſſes vom 13. 10. 20 — III. 
19620 uſw. — („Deutſche Forſt⸗Zeitung“ Nr. 46 
für 1920, S. 916/17) hervor, wo es im Abſatz 3 
wegen des Ausgleichszuſchlages heißt: „zurzeit 
50% “. adurch iſt ausgeſprochen, daß jede all⸗ 
gemein gültige Anderung dieſes Prozentſatzes auch 
für die Anwärter im Vorbereitungsdienſte gelten 
ſoll. Um eine ſolche allgemeingültige Anderung 
handelt es ſich aber auch bei der vom 1. Januar 
1921 an eingetretenen Erhöhung. 


7 


Notierungsmethode von heute. In faſt jeder 
Nummer unſerer Förſterzeitungen lieſt man Tauſch⸗ 
angebote von Anwärtern, die in andere Regierungs⸗ 
bezirke möchten. Ein he uber daß die Notierungs⸗ 
methode 1921 eine große Überrafchung gebracht hat. 
— Mußte dieſe eigentümliche, in keiner Weiſe ge⸗ 
rechte und kaum ein Zehntel von uns befriedigende 
Aufmachung gerade die Kriegsjahrgänge treffen? 
Ein jeder hat bisher das Beſtreben gehabt, möglichſt 
in ſeinem Heimatbezirk angeſtellt zu werden. Wie 
ſoll dieſer Wunſch erfüllt werden? Sind nicht 
viele Anwärter einem Regierungsbezirk über⸗ 
wieſen, in dem ſie auf Grund ihrer Kriegsverletzung 
kaum oder nur kurze Zeit den verlangten Dienſt 
ausführen können? Herr Pfalzgraf ſagte einmal 
im „Deutſchen Förſter“: „Es mußte ſo kommen, 
ein anderer Weg führte — nicht zur einiger⸗ 
maßenen Gerechtigkeit! —“ Wieſo denn? Ich 
möchte ihn erſuchen, zu erklären, warum nicht 
das alte Verfahren innegehalten werden konnte. 
Ich glaube ſolchen Begründungen nicht ſo ſchnell, 
wie ſie uns vorgelegt worden ſind, auch nicht, 
daß wir ſolche Herren Vorgeſetzten in der Zentral⸗ 
forſtverwaltung haben, denen wir derartige Vor⸗ 
ſchläge zu verdanken haben. Ich nehme vielmehr 
an, daß fie lediglich von dem heutigen Vorſtande 


des Vereins ausgehen. — Dieſe Annahme iſt um 
ſo N als wir zumeiſt noch die alten 
Vorgeſetzten haben, ſo daß ohne Einwirkung von 
ſeiten des Vorſtandes des Hauptvereins derartige 
Vorkommniſſe nicht geſchehen können. Jedenfalls 
ſteht feſt, daß alle Kriegsjahrgänge, Kriegsteilnehmer, 
Verwundete und Schwerverwundete, wozu auch ich 
gehöre, durch dieſe neue Notierungsmethode ſchwer 
geſchädigt ſind und uns damit großes Unrecht 
geſchehen iſt. Wenn wir Anwärter weiterhin wie 
bisher ſo fürſorglich vom Vorſtande unſeres 
Hauptvereins bedacht werden, ſchlage ich vor, wir 
blaſen denen ein „Marſchlied“. 
Hilfsförſter Theuerkauf, Biederitz. 
CH 


Als Studierende der preußiſchen forſtlichen 
Hochſchulen waren im Winterhalbjahr 1920/21 
eingeſchrieben: In Eberswalde im ganzen 137, 
darunter aus früheren Semeſtern 109, neu ein⸗ 
getreten 22 und 6 Gaſthörer. Es ſtammten 81 
aus den öſtlichen, 25 aus den weſtlichen Provinzen 
Preußens, 18 aus dem übrigen Reichsgebiete und 
13 aus dem Auslande. In Hann.⸗Münden waren 
im ganzen 211 Studierende eingeſchrieben, darunter 
aus früheren Semeſtern 155, neu eingetreten 43 
und 13 Gaſthörer. Es ſtammten 33 aus den öſtlichen, 
140 aus den weſtlichen Provinzen Preußens, 
34 aus dem übrigen Reichsgebiete und 4 aus dem 
Auslande. Im ganzen beabſichtigen 244 Studierende 
ſpäter in den preußiſchen Staatsdienſt einzutreten. 


S 
Geſellſchaft für Jagdkunde (E. V.). Be⸗ 
kanntmachung der Geſchäftsſtelle. Das 


Mitglied des Unterausſchuſſes für Kynologie des 
Arbeitsausſchuſſes der Geſellſchaft, Herr Haupt⸗ 
mann Lange, Berlin, hat ſich gütigſt bereit krklärt, 
in der erſten und zweiten Woche des Juli einen 
Wandervortrag zu halten über das Thema: Die 
pſychologiſchen Grundlagen der Abrichtung 
und Führung des Jagdgebrauchshundes. 
Vorläufig iſt folgender Reiſeweg geplant: Magde⸗ 
burg, Quedlinburg, Ge Hildesheim, 
Hannover, Oldenburg, Lüneburg, Hamburg und 
Altona. Der Vortrag iſt honorarfrei, die ſich 
beteiligenden Vereine haben nur die anteiligen 
Reiſeauslagen des Redners zurückzuerſtatten. Die 
Geſchäftsſtelle hat ſich bereits brieflich an die Vor⸗ 
ſtände der jagdlichen Vereine in den vorgenannten 
Städten wegen Beteiligung an dieſem Wander⸗ 
vortrage gewandt. Es beſteht die Möglichkeit. 
daß der Vortrag auch in andern, vom Reiſewege 
nicht zu weit entfernt liegenden Orten ſtattfindet. 
Vorſtände von Vereinen, an die bisher eine 
briefliche Anfrage nicht ergangen iſt, die aber 
geneigt ſind, ſich an dem Unternehmen zu be⸗ 
teiligen, werden gebeten, dies die Geſchäftsſtelle 
baldmöglichſt, ſpäteſtens bis zum 12. Juni, wiſſen 
zu laſſen. Dienstag, den 12. Juli, vormittags 
10 Uhr, wird eine Führung durch das Muſeum 
für Jagdkunde in Zehlendorf⸗Mitte, Ahornſtr. 21, 
ſtattfinden. Hieran können auch Damen und 
Jugendliche teilnehmen. Eintritt und Führung 


= 


* 
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ſind koſtenfrei. . . 
die Mitglieder der körperſchaftlich angeſchloſſenen 
Vereine werden gebeten, das Alter jedes zur 
Strecke gebrachten Stückes Rehwild feſtzuſtellen 
und zu notieren. Ein Schlüſſel zum Beſtimmen 
des Rehalters nach den Backenzähnen iſt den 
Mitgliedern bereits zugegangen; wer ihn ver⸗ 
ſehentlich etwa nicht erhalten haben ſollte, kann 
ihn von der Geſchäftsſtelle koſtenlos beziehen. 
Dort iſt auch zur Erleichterung des Beſtimmens 
eine Serie von Zahnmodellen zum Selbſtkoſten⸗ 
preiſe von 40 „ erhältlich. Es wäre von Wert, 
wenn die Herren eine kurze, aber genaue Be⸗ 
ſchreibung des Gehörnes jedes zur Strecke ge⸗ 
brachten Bockes, deſſen Alter feſtgeſtellt wurde, 
anfertigen würden. Am Schluſſe des Jahres 
wird die Geſchäftsſtelle um Einſendung der Unter⸗ 
ſuchungsergebniſſe zum Zwecke einer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Bearbeitung bitten. 
Berlin⸗Zehlendorf, Ahornſtraße 21. 
Geh. Reg.⸗Rat Dr. Ströſe, Geſchäftsführer. 


Forſtwirtſchaftliches. 

* Holzlieferung an den Feindbund. Das Er⸗ 
gebnis der durch den Reichskommiſſar zur Aus⸗ 
führung von Aufbauarbeiten veranlaßten Aus⸗ 
ſchreibung für die Holzlieferung an die Entente 
liegt nunmehr vor. Es ſind hauptſächlich aus 
Bayern und Baden angeboten worden: 5500 Stück 
Schwellen, 47450 Stück Telegraphenſtangen und 
111000 ebm Schnittholz, 6960 fm Rundholz; 
insgeſamt etwa 20% der angeforderten Mengen. 
In der „Thüringer Allgemeinen Zeitung“ vom 
30. April 1921, wie auch in einem Teil der Fach⸗ 
preſſe wird dem Reich vorgeworfen, daß es zur 
Deckung der Unkoſten der die Ausſchreibung der 
Holzlieferung an die Entente vermittelnden 
Landesauftragsämter 1% der Submiſſionspreiſe 
einbehalte und dadurch ein Geſchäft zu machen 
verſuche, ſowie auch die an und für ſich ungenügen⸗ 
den Preiſe noch mehr drücke. Von ſeiten des 
Reichsminiſteriums für Wiederaufbau wird darauf 
hingewieſen, daß die Landesauftragsämter aus 
den hierdurch entfallenden Beträgen nur die ihnen 
tatſächlich entſtandenen Unkoſten decken und den 
eventuell verbleibenden Reſt an die Reichskaſſe 
zur Deckung der dem Reiche aus den Vorberei⸗ 
tungen für die Aufbringung des Holzes bereits 
entſtandenen Unkoſten abführen. 

CH 

Wert der Holzlieferungen an die Entente. In 
Nr. 36 des „Holzhandelsblattes“ findet ſich eine 
Berechnung des Wertes der zurzeit in Frage 
ſtehenden Holzlieferungen nach den diktierten 

reiſen. Der Geſamtwert beläuft ſich auf 
397,3 Mill. Mark, hiervon entfallen 286,2 Mill. 
Mark (72,1%) auf Frankreich, 34,4 Mill. Mark 
8,7 
af elgien. Der weitaus größte Anteil (211,4 
Mill. Mark) entfällt auf gewöhnliches ae 


C 

Aus der altöſterreichiſchen Holzindustrie. Durch 
die gewalttaͤtige Zertruͤmmerung der ehemaligen 
oͤſterreich⸗ ungariſchen Monarchie find auch die 
großen Holzgeſellſchaften in Mitleidenſchaft gezogen 
worden. Sie hatten ihren Sitz in Wien oder Ofen⸗ 
peſt, ihre Waldungen in Siebenbuͤrgen, in der Buko⸗ 
wina oder in der Slowakei und ihre techniſchen 
Betriebe an den verſchiedenſten Orten. Nun ſind 
dieſe großen Unternehmungen auseinandergeriſſen, 


%) auf Italien und 76,7 Mill. Mark cz 70) C 
B 


fuͤr die auf ihrem Gebiet liegenden Betriebe die 
Gruͤndung eigener nationaler Aktiengeſellſchaften, mit 
dem Sitz in der Landeshauptſtadt. Wenn eine von 
den großen Unternehmungen ihre Hauptbetriebe in 
einem Nachfolgeſtaat liegen hatte, zum Beiſpiel in 
der Tſchechoſlowakei, wie ſo viele Bergbaugeſellſchaften, 
da wurde einfach der Sitz der Unternehmung nach 
der neuen Hauptſtadt verlegt. Wien hat dadurch 
viele Aktiengeſellſchafts⸗Direktionen verloren und mit 
ihnen auch ebenſo viele Steuerzahler. Wo aber die 
Betriebe in mehreren Nachfolgeſtaaten liegen, nutzt 
die Sitzverlegung nichts, die Unternehmung wird 
trotzdem zerriſſen. Um das zu vermeiden und die 
einheitliche Leitung aufrecht zu erhalten, iſt man auf 
das Auskunftsmittel verfallen, in der Schweiz oder 
in Holland eigene Truſtgeſellſchaften zu gruͤnden, die 
die Aktien der neuen nationalſtaatlichen Geſellſchaften 
ins Portefeuille nehmen. Damit bleibt die einheit⸗ 
liche Leitung und der finanzielle Zuſammenhang der 
einzelnen Geſellſchaften gewahrt. Auch die Holz⸗ 
geſellſchaften haben von dieſem Auskunftsmittel 
Gebrauch gemacht, denn gerade ſie ſind durch die 
Zertruͤmmerung der Monarchie am haͤrteſten betroffen 
worden. Einige der großen Holzgeſellſchaften beſaßen 
Unternehmungen in allen Kronlaͤndern. Es verurſacht 
ihnen jetzt viel Muͤhe, ſich den neuen ſtaatlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen anzupaſſen; da werden neue Aktiengeſell⸗ 
ſchaften gegruͤndet, einzelne Unternehmungen ver⸗ 
kauft, andere erworben, Intereſſentengemeinſchaften 
abgeſchloſſen, Konzerne gebildet vim, Die gefamte 
Holzinduſtrie erfaͤhrt gegenwaͤrtig eine vollſtaͤndige 
Umſchichtung, aber uͤberall herrſcht das Beſtreben vor, 
die alten Zuſammenhaͤnge zu bewahren. In einem 
gewiſſen Sinn beſteht das Wirtſchaftsgebiet der ehe⸗ 
maligen Monarchie noch immer. Die Verworrenheit 
der politiſchen Verhaͤltniſſe wirkt natuͤrlich auch auf 
auf den Geſchaͤftsgang zuruͤck. Da zwiſchen Ungarn 
und Rumaͤnien der Frieden noch nicht ratifiziert iſt, 
iſt auch der Warenaustauſch ſchwierig. Von Sieben⸗ 
buͤrgen duͤrfte wohl noch immer kein Holz weſtwaͤrts 
gehen. Durch die Angliederung Siebenbuͤrgens und 
der Bukowina hat die Holzinduſtrie fuͤr Rumaͤnien 
erhoͤhte Bedeutung gewonnen und iſt neben der 
Erdoͤlgewinnung der wichtigſte Induſtriezweig des 
Landes. Die Ausfuhr ıft beträchtlich und wendet ſich, 
wie fruͤher, hauptſaͤchlich nach der Levante. Sehr 
bedeutend iſt auch die Holzinduſtrie in Suͤdſlawien. 
Es gibt dort eine ſtattliche Anzahl großer Unter: 
nehmungen, gegenwaͤrtig befinden ſie ſich aber in 
großen Schwierigkeiten. Wie in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei iſt auch in Suͤdſlawien die Außenhandels⸗ 
politik im hoͤchſten Grade ungeſchickt, nur darauf zu⸗ 
geſchnitten, Deutſch⸗Oſterreich und Ungarn, Wien 
und Ofenpeſt, zu veraͤrgern und zu ſchaͤdigen. Das 
iſt ihnen ja auch ſoweit gelungen, aber ſie fangen 
endlich an einzuſehen, daß ſie ſich dadurch am meiſten 
ſelbſt geſchadet haben. In Prag hat man ſich zu dieſer 
rkenntnis Iden aufgeſchwungen, und dazu hat die 
ſchwere Wirtſchaftskriſe, die das Land jetzt durch⸗ 
machen muß, das ihrige beigetragen, auch in 
Belgrad duͤrfte die Einkehr bald erfolgen. 
ſuͤdſlawiſchen Holzinduſtriellen haben mit der 
Schließung ihrer Betriebe gedroht, wenn dem Handel 
keine größeren Freiheiten gewährt werden. Dadurch 
wuͤrden 100 000 Arbeiter brotlos. Aus Deutſch⸗ 
Oſterreich iſt die Holzausfuhr bedeutend. Auf der 
Wiener Holzboͤrſe herrſcht jetzt größere Geſchaͤftigkeit, 
die Kaͤufer halten ſich aber in Erwartung niedrigerer 
Preiſe zuruͤck. Das Angebot iſt reichlich. Die oͤſter⸗ 
reichiſchen Holzintereſſenten verlangen von der Re⸗ 
gierung, daß fie ſich an der unlänaft gegruͤndeten 
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Holzbank nicht mit Kapital beteilige, weil dieſe Bank beläuft ſich der neueſte Teuerungszuſchlag der 
nur den Intereſſen einiger Großhändler und Groß: Ortsklaſſe E für ſtaatliche Ruheſtandsbeamte? 
grundbeſitzer diene. Die Entſcheidung der Regierung 2. Wie berechnet ſich derſelbe? 3. Wieviel Detrdai 
ſteht noch aus. In der Holzverarbeitung macht ſich das für mich bei Bezug der Höchſtpenſion? 
gleichfalls eine ns ae H Sa gilt M., ſtaatl. Hegemeiſter a. D. 
unter andern von der Wiener Moͤbelinduſtrie, deren Antwort: Der Verſor f 

- ite f j 8 gungszuſchlag (nich 
bfa im Ausland von Ge SE Ge WW Teuerungszuſchlag genannt) beträgt für die Rube- 
ee be GE Se deutsche "Markt if ihr ſtandsbeamten, die mehr als 19 ruhegehaltsfähige 
Se ; hnlicher Tiſchlermsbel Dienſtjahre aufzuweiſen haben, ſeit 1. Januar 1921 
verlorengegangen. Die a hei 720 5 9 wenn der Penſionär in einem Orte der Klaſſe E 
waren auch oft ſo mangelhaft gearbeitet, daß viele wohnt, 55% des Ruhegehalts. Da die Hödjft- 


Sendungen von den auslaͤndiſchen Kaͤufern nicht 8 5 d 
übernommen wurden. Fuͤr mehrere Millionen lagern in RATE A 172 5 in ſich 
hier ſolche Moͤbel. Der Inlandsabſatz iſt bei den hohen Verſorgungszuſchlag auf ö 


Preiſen natuͤrlich auch nicht groß. G. Herlt. Anfrage Nr. 41. Ruhegehalt und Verſorgungs⸗ 
* zuſchlag eines penſionierten Förſters. Ich bin 
Waldbrände. am 1. Dezember 1911 mit einem Ruhegehalt 


von 2397 „t penſioniert, wohnte feit 1. April 
v. J. in T. (Ortsklaſſe C) und ſeit 27. Januar 
d. J. in L. (Ortsklaſſe A). Was habe ich nach dem 
neuen Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetz zu beanſpruchen? 
T., Hegemeiſter i. R. 


Antwort: Ihr Ruhegehalt beträgt vom 1. April 
1920 8595 %. Außerdem erhalten Sie einen Ver⸗ 
ſorgungszuſchlag, der ſich belaͤuft vom 1. April 1920 
auf 4297,50 % (50 % des Ruhegehalts), vom 1. Ja⸗ 
nuar 1921 auf 5586,75 / (65%) und zurzeit auf 
6016,50 % (70%). Wann die letzte Erhöhung ein: 
tritt, iſt aus den bisherigen Beſtimmungen nicht zu 
erſehen, vermutlich am 1. Februar d. J. 


Bezirk Potsdam. In der Oberförſterei 
Görden (Stadt Brandenburg a. d. Havel) 
wurden am 28. April 0,30 ha 35 jähriges Stangen⸗ 
nrlz und 0,36 ha 80 jähriges Baumholz und eine 
Grubenholzſchlagfläche von 2,20 ha vernichtet. 
Daber find etwa 300 km Grubenholz mitverbrannt. 
Das Feuer iſt anſcheinend bei der Abfuhr von 
Grubenholz durch die Fuhrleute entſtanden und 
ſoll bereits gegen 10 Uhr vormittags ausgebrochen 
fein. Erſt gegen 1% Uhr machte ſich das Feuer 
weiterhin bemerkbar und wurde dem Förſter des 
Reviers gemeldet, der es mit Kulturarbeitern be⸗ 
ee an 1 us neck Ge 5 
umliegenden Ortſchaften Brieſt und Fohrde. m " 
5 Uhr war das Feuer auf feinen Herd beſchränkt. Anfrage Nr. 42. Erhöhung von Jagdpacht⸗ 
und die Gefahr weiteren Umſichgreifens beſeitigt. beträgen. 1. Gibt es Vertragsbeſtimmungen oder eme 
Im Grubenholzſchlage Jagen 39 iſt das Feuer Verfügung, nach welchem beſtehende Derteige 
deſtimmt entſtanden. Der Schaden beträgt etwa erhöht reſp. aufgehoben werden können? Hier 
68000 A. wovon 60000 A für das verbrannte wurde eine ganze Anzahl Pachtbeträge erhöht. Wie 
Grubenholz dem Vernehmen nach durch Ver⸗ lautet dieſes Geſetz uſw.? 2. Können auch Jagd⸗ 
ſicherung gedeckt ſein ſollen. Sehr wahrſcheinlich pachtverträge durch den Verpächter erhöht werden? 
wird auch die betreffende Grubenholzfirma für Hier beſteht eine Pachtkommiſſion, welche bei Ve⸗ 
den Schaden in den angrenzenden Beſtänden ſchwerden endgültig entſcheidet unter dem Vorſitz 

2 auch ein Jagdpachtvertrag reſp. die Pachtgelder 
Briefe und Fragekaſten. von dem Verpächter erhöht werden können. 


Schriftleitung und Geſchäftsſtelle ubernehmen für Auskünfte Förſter M. 


keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden Antwort: Das Geſetz über den Mieterſchutz 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage find Abonne⸗ € ; N60 
ments-Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent welches auch den Intereſſen des Vermieters in 


iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizuſugen; fehlt dieſes weitgehendem Maße entgegenkommt, findet auf 


Porto, bleibt die Frage ohne Autwort. Im all⸗ Jagdpachtverträge keine Anwendung Nach der 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind : = o 
jedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu | neueren Rechtſprechung des Reichsgerichtes wäre 


erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, für eine Erhöhung des Pachtzinſes allerdings 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare möglich, wenn der angemeſſene Pachtzins zu 


erwachſen, jo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ :; o ; ; 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ niedrig iſt, den veränderten wirtſchaftlichen Ver⸗ 


—— —— üiͥ — . — 


richtigt werden konnte. hältniſſen nicht mehr entſpricht und wenn die 
Anfrage Nr. 40 Verſorgungszuſchlag eines Parteien den Pachtvertrag fortſetzen. Wir raten 
Ruheſtandsbeamten in Gruppe 6. 1. Wie Hoch zu einer Einigung. J. B. 
— 2 2 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 
D H auf wandsentſchädigung 200 A. Nutzungsgeld 
Sur Beſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. ſteht noch nicht feſt. Bewerbungsfriſt: 15. Juni. 


Preußen. N 5 De ee 
inden), ı zum 1. ober zu beſetzen. Zur 
Staats⸗Forſtverwaltung. Stelle gehören 8 ha Wirtſchaftsland. Dienſt⸗ 


Revierförſterſtelle Rhaden (Wohnſitz Diepenau), aufwandsentſchädigung 350 &. „ Nutzungsgeld 
Oberf. Minden (Minden), iſt zum 1. Oktober fett noch nicht feſt. Bewerbungsfriſt: 15. Juni. 
zu beſetzen. Zur Stelle gehören 10 ha Wirtſchafts⸗ Förſterſtelle Karloburg, Oberf. Elbrighauſen (-Wies⸗ 
land. Dienſtaufwandsentſchädigung 650 &. baden), mit Dienſtwohnung im Forſthaus Karls⸗ 
Nutzungsgeld ſteht noch nicht feſt. Bewerbungs⸗ burg, 7,647 ha Wirtſchaftsland und 400 6 
friſt: 15. Juni. Dienſtaufwandsentſchädigung, gelangt am 1. Auguſt 

Förſterſtelle Bückethaler Landwehr, Oberf. Haſte zur Neubeſetzung. Bewerbungen müſſen bis. 
(Minden), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur ſpäteſtens 15. Juni bei der Regierung in Wies⸗ 
Stelle gehören 3 da Wirtſchaftsland. Dienit- baden vorliegen. 
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Förſterſtelle Polommen, Oberf. Lyck (Allenſtein), 
iſt am 1. Juli zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
4,7 ba Acker, 6,3 ha Wieſen. Dienſtwohnung 
vorhanden. Dienſtaufwandsentſchädigung 350 A. 
Schule in Polommen. Bahnort Weſſolowen, 
6 km. Bewerbungsfriſt: 12. Juni. 

Förſterſtelle Rykowitz, Oberf. Ramuck (Allenſtein), 
iſt zum 1. Juli zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
Acker (Höchſtmaß), 3 ba Wieſen. Dienſtwohnung. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 250 4. Schule in 
Bruchwaide, 1,7 km, Nächſter Bahnort Klauken⸗ 
dorf, 6,4 km. Bewerbungsfriſt: 12. Juni. 

Sörfterftelle Unterkarlsbach, Oberf. Pütt (Stettin), 
iſt ſofort zu beſetzen. Nächſter Poſt⸗ und Schul⸗ 
ort Hinzendorf. Zur Stelle gehören: 0,500 ha 
Acker, 0,139 ha Garten, 3,613 ha Wieſen. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 400 A. Bewerbungen 
ſind bis ſräteſtens 12. Juni einzureichen. 

Die planmäßige Forſtſchreiberſtelle für die Oberf. 
GEuszianka (Allenſtein) iſt ſofort zu beſetzen. 
Der bisherige Stelleninhaber war in Rudcezanny 
in einem fiskaliſchen Gebäude untergebracht, wo 
der Nachfolger vorläufig auch unterkommen kann. 
Bewerbungsfriſt: 3. Juni. 

Hilfsförſterſtelle Seddin, Oberf. Kunersdorf (Pots⸗ 
dam), iſt ſofort zu beſetzen. Für die neu ein⸗ 
zurichtende Stelle ſteht im Ubernachtungs gebäude 
auf dem Bahnhof Seddin eine Wohnung von 
drei Zimmern und Küche, zuſammen 53,26 qm 
Grundfläche, zur Verfügung. Die Wohnung iſt 
mit elektriſcher Lichtleitung und Sammelheizung 
ausgeſtattet. Es iſt in Ausſicht genommen, dem 
Stelleninhaber Wirtſchaftsland in mäßigem Um⸗ 
fange zu verpachten. Es wird empfohlen, die 
Stelle vor der Bewerbung zu beſichtigen. Be⸗ 
werbungsfriſt: 11. Juni. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Gemeindeförſterſielle des Forſtſchutzverbandes 
Speicher (Trier) iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind bis zum 11. Juli an den 
Bürgermeiſter in Speicher, Bez. Trier, ein⸗ 
zureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Nerwaltungsänderungen. 


Die Forſtkaſſe in Rügenwalde iſt vom 20. Mai an 
nach Schlawe (Köslin) verlegt und dort mit der Kreis⸗ 
kaſſe verbunden. 


Perſonalnachrichten. 
Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 
Hrunert, Förſter in Paſſendorf, Oberf. Carlsberg, iſt vom 


— ae. 


ie 


1. Oktober an die Revierförſterſtelle Erummendorf, 
Charité-Oberf. Crummendorf (Breslau), ubertragen. 

Sage, Förſter in Mügeln, Oberf. Glücksburg, iſt vom 
1. April an die Forſterſtelle Schkeuditz, Oberf. Halle 
(Merjeburg), übertragen. 

Gerber, Foͤrſter und Forſtſchreiber in Niederkalbach, Oberf. 
Niederkalbach, iſt vom 1. April an die Förſterſtelle 
Gieſel, Oberf. Gieſel (Caſſel), ubertragen. 

Heyn, Förſter o. N. in Gollubien, Oberf. Nommmten, ist 
vom 1 Juli an auf die Förſterſtelle Seedranten, Oberf 

Rothebude (Gumbinnen), verſetzt. 

Hinze, Forſter in Bult, Oberf. Neubruchhauſen, iſt vom 
5 SC an nach Harpſtedt, Oberf. Harpſtedt (Hannover), 

erſetzt. 

Krone, Forſter in Ziegelroda, tft vom 1. Mar an die Förſter⸗ 
ſtelle Seyda I, Oberf. Glücksburg (Ouer) eburg), 
übertragen. 

Neumann, Förſter in Windiſch⸗Marchwitz, Oberf. Namslau, 
iſt vom 1. Juli an nach Kath.⸗Hammer, Obert Kath. 
Hammer (Breslau), verſetzt. 

Scheurmann, Forſter und Forſtſchreiber in Oberkaufungen, 
Oberf. Oberkaufungen, iſt vom 1. April au die 
Förſterſtelle Helſa, Oberf. Oberkaufungen (Caſſe l), 
übertragen. , 

Fluquett, Hilfsförſter in Ackmeniſchken, Oberf. Kranich⸗ 
bruch, iſt vom 1. Juni an auf die Hilfsförſterſtelle 
Argenthal, Oberf. Schnecken (Gumbinnen), verſetzt. 

Schröder, Forſtgehilfe in Morgenſtern, Sher. Vorntuchen. 
iſt vom 1. Juni an nach Lauenburg, Oberf. Lauenburg 
(Köslin), verſetzt. 


Mecklenburg ⸗Schwerin. 
Berſetzt werden am 1. Juli: 

Davids, Förſter, von Grambow nach Weißenkrug: Hoppe, 
Statronsjager in Groß⸗Wokern, als Foͤrſter nach 
Lubbersdorf; Zeiten, Forſter, von Kirch⸗Roſin nach 
Seefeld. 

Möller, Revierjäger in Jamel, iſt vom 1. Mar an als 
Reviergehilſe nach Schlemmin verſetzt. 

Berufen wurden: 

Dahnlle, Revierjäger in Wabel, am 1. Mat zur Be 
aufſichtigung des Torfbetriebes auf dem Langs dorfer 
Moor; Kruſe, Revierjäger in Wolkow, am 9. Mai als 
Schutzjäger nach Haſelholz; Mamerow, Stationsjäger, 
am L Juli auf die planmäßige Stationsjägerſtele 
Stuck, Forſtamt Kaliß; Schmidt, Revierjäger, am 
9. Mai als Forſtſchreiber nach Wabel; Stark, Revier⸗ 
jäger, am 17. Mai zur Vertretung des erkrankten 
Revierzägers Wangenberg nach Schwinz. 


Seiten, 
Günther, Forfimeiftee in Darmſtadt, iſt zum Forſtmeiſcer 
der Oberförſterei Morfelden ernannt. 


Jubiläen, Gedenktage u. a. m. 


Kleindienſt, gräfl. Oberförſter in Kromlau (Fraukfurt 
a O.), feierte am 1. Mai im 68. Lebensjahre ſein 
50 jähriges Förſterjubiläum. 

Auguſt d'gitilie, Förſter in Schlagfort⸗Pokrent (Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin) feierte am 9. Mai im 78. Lebensjahre 
fein 50 jähriges Dienſtzubiläum. e 


Vereinszeitung. 


Mitteilungen forſtlicher Vereine. 


Märkiſcher Forſtverein. 
43. Hauptverſammlung am 16. und 
17. Juni 1921 in Rathenow. 
Tagesordnung: 


Donnerstag, den 16. Juni: 

Die eintreffenden Herren werden gebeten, 
ſich bei der Geſchäftsſtelle im Nebenraum des 

Warteſales II. Klaſſe bis 10 Uhr vormittags 

und ſodann im Schützenhauſe zu melden, um 

Druckſachen, Quartierbillette uſw. in Empfang 

zu nehmen. Fur die am Tage vorher ein⸗ 

treffenden Herren Treffpunkt abends im Schützen⸗ 
aus. 

1. 9 Uhr vormittags Abmarſch vom Bahnhof 
zur Befichtigung der bei Rathenow gelegenen 
Baumſchulen der Herren Pfeil und Schultze. 
Anſchließend daran ein von Herrn Pfeil 
dargebotenes Frühſtück. 


2. Von dort um 1 Uhr Abfahrt in die Rathenower 
Stadtforſt und die Staatsoberförſterei Grün⸗ 
aue; Beſichtigung der Mögeliner Baumſchule 
des Herrn Schultze, dort Kaffee, wozu Herr 
Schultze eingeladen hat. Rückkehr in die 
Stadt gegen 6% Uhr. 

3.8 Uhr abends geſelliges Beiſammenſein im 
Schützenhauſe bei einem von der Stadt 
Rathenow veranſtalteten Konzert. 

Freitag, den 17. Juni: 

1. 8½ Uhr: Beſichtigung der Schultzeſchen 
Samendarre zu Rathenow, Forſtſtraße 42. 
Treffpunkt daſelbſt. 

2. 9½ Uhr: Beginn der Sitzung im Schützen⸗ 


hauſe: 
I. Geſchäftliche Mitteilungen. 
II. Erſtattung des Ausſchußberichtes 
Wahlen. 
a) Ausſchuß für die Wahl des Ver⸗ 
ſammlungsortes 1922. 


und 
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b) Ausſchuß für die im Jahre 1922 
zu behandelnden Themata. 
c) Wahl des Ortsausſchuſſes für 1922. 
d) Ausſchuß für die Prüfung des 
Vereinskaſſenweſens. 
III. Vortrag des Herrn Miniſterialrats Dr. 
K e 


ahl: 
Kann der deutſche Wald nur im Staats⸗ 
betriebe zur Höchſtleiſtung gebracht 
werden? 

IV. Bericht der Kaſſenprüfer. 

V. Vortrag des Herrn Forſtrats Dr. Bertog: 
Was muß geſchehen, um die nach⸗ 
haltige Verſorgung der Märkiſchen 
0 mit geeignetem, preiswertem 

lefernſamen zu ſichern? 
VI. Kleine Anfragen und Mitteilungen aus 
dem Gebiet des Forſt⸗ und Jagdweſens. 
Vorherige ſchriftliche Anmeldung bei 
dem Schriftführer iſt erwünſcht. 
VII. 1 Uhr gemeinſchaftliches Mittageſſen 
(ohne Weinzwang). 

Der Vorſtand des Märkiſchen Forſtvereins. 
Lach, Oberforſtmeiſter in Potsdam, Vorſitzender. 
v. Keudell, Rittergutsbeſitzer und Landrat, 

Hohenlübbichow, Kreis Königsberg Nm., 
Stellvertreter des Vorſitzenden. 
Kottmeier, 

Forſtmeiſter in Potsdam, Schriftführer. 


S 
Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter. 


Die diesjährige Verbandstagung findet 
bereits am 9. Juli, von vormittags 10 Uhr an, 
in Berlin, Spatenbräu, Friedrichſtraße 172, ſtatt. 
Die Tagesordnung wird ſpäter an dieſer Stelle 
bekanntgegeben werden. Anträge zur Tages⸗ 
ordnung bitte ich mir durch die Herren Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden bis zum 20. Juni einzu⸗ 
reichen. 

Schneidemühl, den 22. Mai 1921. 

Koppitz, Vorſitzender. 
Ve 


Nachrichten für den neuen Verein 
Preußiſcher Staatsförſter. 


e Bezirk Frankfurt a. O. 
Unterzeichneter hat die Bildung der Bezirks⸗ 
ruppe Frankfurt a. O. der neuen Vereinigung 
reier Preußiſcher Staatsförſter übernommen. 
Ich bitte, Anmeldungen an mich zu richten. 
Forſthaus Hirſchgrund, Poſt Kerkow in der 


it 

Neumark. 
Burkhardt, Hegemeiſter, 
vorläufiger Bezirksvorſtand. 


N F 
Zum Artikel „Pietätloſigkeit“ des Herrn Kollegen 
Schellack. 


Mit der größten Genugtuung habe ich den 
Artikel des Kollegen Schellack in Nr. 19 geleſen, 
und mit mir wird wohl ein großer Teil der 
Kollegen ſeinen Ausführungen zuſtimmen. Durch 
das Verhalten des Herrn Pfalzgraf wird dem 
Ziele der gegenſeitigen Verſtändigung besehen 
nicht gedient, ganz im Gegenteil: die beſtehende 


kennengelernt. Es wäre ſehr zu wünſchen, wenn 
Hann Pfalzgraf den Eifer, den er auf die Ber⸗ 
ütung der „Lakaiendienſte“ legt, den Intereſſen 
der Anwärter widmen würde, jedenfalls würde 
er von dieſer Arbeit mehr Dank ernten als im 
anderen Falle. 
Hilfsförſter Blankerts, Schwalgendorf. 
— 


Nachrichten des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 


Re Leiden der Forſtbeamten in Oberſchleſien. 
Wie alle Deutſchen in Oberſchleſien unter 
polniſcher Willkür Unendliches zu leiden haben, 
ſo iſt das beſonders bei den Forſtbeamten der 
Fall. Beredter als alles andere ſchildert die Ver⸗ 
hältniſſe ein Aufruf, der uns von Forſtmeiſter i. R. 
Troſt⸗Niewe zum Abdruck in der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ zugegangen iſt. In dem Aufruf wird 
eine Sammlung angeregt, die ohne Genehmigung 
des Reichsminiſteriums des Innern nicht ver⸗ 
anſtaltet werden darf. Um die Genehmigung zu 
erwirken, iſt ſofort an die betreffende Behörde 
unſerſeits ein Geſuch abgegangen; dennoch bringen 
wir heute ſchon den Hilferuf der Forſtbeamten 
Oberſchleſiens zur Veröffentlichung. Er lautet: 
Hilferuf. 

Der polniſche Terror greift immer weiter 
um ſich. Beſonders die Forſtbeamten haben 
darunter zu leiden. Ohne Grund werden ſie 
verhaftet und die Angehörigen in grauenvolle 
Ungewißheit über ihren Verbleib gelaſſen. 
Gelang es ihnen dagegen, noch rechtzeitig zu 
fliehen, ſo wurden durch die polniſchen Banden 
die Zurückgebliebenen mit dem Tode bedroht, 
ihres Eigentums beraubt und die Wohnungen 
in Brand geſteckt. Wenn wir den armen Heimat⸗ 
loſen auch nicht im entfernteſten die ausgeſtandene 
Angſt, Not und Qual und das geraubte Eigen⸗ 
tum erſetzen können, ſo wollen wir ihnen 
wenigſtens unſer menſchliches Mitfühlen dadurch 
zeigen, daß wir helfen, ſo gut wir können. 

Der Unterzeichnete iſt gern bereit, Hilfe 
vermittelnd tätig zu fen. Die Bedrängten 
und Geſchädigten wollen mir ſofort ihre 
Wünſche bekanntgeben. Auch durch dritte Per⸗ 
ſonen ſind begründete Hinweiſe erwünſcht. 

Freundliche Helfer aber wollen aus Dank⸗ 
barkeit gegen Gott dafür, daß ihnen ſelber alle 
Not und Drangſalierung erſpart geblieben iſt, 
noch heute — denn „doppelt gibt, wer 
bald gibt“ — dem Unterzeichneten „für be⸗ 
drängte Privatforſtbeamte Oberſchleſiens“ Gaben 
ſenden. Naturalienzuſage erwünſcht, Verſand 
aber erſt, nachdem ich die Empfangsadreſſe mit⸗ 
geteilt habe. Willkommen dürfte auch ſein die 
Erklärung der Bereitwilligkeit zur vorüber⸗ 
gehenden Aufnahme Vertriebener oder die Er⸗ 
laubniserteilung zur zeitweiſen Einſtellung von 
Hausgerät. 

Helfe ein jeder ſeinen bedrängten Berufs⸗ 
genoſſen! 

Troſt, Forſtmeiſter i. R., 


Kluft wird noch künſtlich vergrößert. Wie iſt doch Niewe, Poſt Schurgaſt O.⸗S., Bahnſt. Arnsdorf 


immer geſchimpft worden über die alte Zeit, in | (Ober⸗Schleſien). 


der der Verein preußiſcher Forſtbeamten von 
oben regiert und bevormundet worden ſei. Nun, 


Fernſpr.: Schurgaſt 10. 
* 
Unſere Mitglieder bitten wir, von der Schilde⸗ 


eine ſtärkere Bevormundung und einen größeren rung der Verhältniſſe Kenntnis zu nehmen. Tue 
Terror als er jetzt von Herrn Pfalzgraf geübt jeder nach ſeinen Kräften in ſeinem Kreiſe das 
wird, hat man wohl noch in keinem Verein! möglichſte, um die Sammlung vorzubereiten, 
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damit die Hilfsarbeit einſetzen kann, ſobald die 
behördliche Erlaubnis eingelaufen iſt. 
Eberswalde, den 21. Mai 1921. 
Die Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
CH 


Forſtliche Lehrgänge in Pommern. 
Bezirksgruppe Pommern (IN. 

Die große Zahl der Anmeldungen aus dem 
Kreiſe der Forſtbeamten veranlaßt den Verband 
Pommerſcher Waldbeſitzer, 1921 drei forſtliche 
Lehrgänge abzuhalten. Der erſte beginnt am 
2. Juni in Rügenwalde, Kr. Schlawe, der zweite 
am 27. Juni in Brallentin, Kr. Pyritz, der dritte 
am 6. Juli in Falkenburg, Kr. Dramburg. 

Leiter des erſten und dritten Lehrganges iſt 
Oberförſter Schellinger in Neuſtettin, Königſtr. 13, 
Leiter des zweiten Lehrganges iſt Oberförſter Vogt 
im Regenwalde. a 

Anmeldungen zur Teilnahme ſind an die 
Forſtberatungsſtelle der Landwirtſchaftskammer 
für die Provinz Pommern in Belgard a. d. Perſ., 
Lindenſtraße 30, zu richten. . 

Jagdhaus Schönfeld, den 14. Mai 1921. 

Der Bezirksgruppen ⸗Vorſitzende. 


Bezirksgruppe Oſt⸗ und Weſtpreußen (I). 
Forſtgehilfenprüfung. 

Auf Grund der Prüfungsordnung für Forſt⸗ 
gehilfenprüfungen haben ſich die Anwärter, die in 
dieſem Jahre die Prüfung ablegen wollen, bis 
zum 15. Juni d. J. bei dem Vorſitzenden unter 
Vorlage der vorgeſchriebenen Papiere zu melden. 

Forſthaus Damerau, Poſt Gerdauen, den 

18. Mai 1921. 
Der Vorſitzende: Schlicht, Oberförſter. 
= 


Bezirksgruppe Hannover - Oldenburg (X). 
Gelegentlich des in den Tagen vom 7. bis 

11. Juni in ÜUlzen ſtattfindenden forſtlichen Lehr⸗ 

ganges der Landwirtſchaftskammer tritt daſelbſt 

am 8. Juni, abends 7% Uhr, die Bezirksgruppe 

im Gaſthaus Stadt Hamburg (bei gutem Wetter 

in der Waldwirtſchaft Fiſcherhof) zu emer außer⸗ 

ordentlichen Mitgliederverſammlung zuſammen. 
Tagesordnung: 

1. Berichterſtattung über die zwiſchen Waldbeſitzer⸗ 
und Förſter⸗Ausſchuß am 3. Mai in Hannover 
ſtattgefundene Tarifverhandlung. 

Anträge aus der Verſammlung. 

3. Forſtliche Tagesfragen. 

Eldagſen, den 17. Mai 1921. 
Keeſe, Revierförſter. 


rn 


CH 
Ortsgruppe Friedland⸗Heiligenbeil⸗Pr. Eylau. 
Am 7. Mai wurde in Königsberg i. Pr. die 
Ortsgruppe „Friedland - Heiligenbeil-Pr. Eylau“ 
gegründet. Erſchienen waren 17 Mitglieder. Zum 
Vorſitzenden wurde Oberförſter Wild gewählt. 
Nächſte Verſammlung am 6. Auguſt 1921 in 
Gallingen. Tagesordnung wird noch bekannt⸗ 
egeben. 
g Wilmsdorf bei Creuzburg, Oſtpreußen. 
Wild, Oberförſter. 


— 

Nachrichten des Vereins 
preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 
Betrifft: Vermögen des ehemaligen Vereins 
Preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 

An alle Kollegen, die bei der Auflöſung des 
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Bitte, den ihnen etwa zufallenden Anteil am 
Vereinsvermögen dem „Waldheil“ zukommen zu 
laſſen. Nach Abwicklung der Verbindlichkeiten 
würden laut Caſſeler Beſchluß ſchätzungsweiſe 
etwa 15 bis 20 „ jedem Mitgliede zufallen. 
Für den einzelnen bedeutet dieſes wenig, die 
Beiträge geſammelt ergeben aber eine ganz 
ſchöne Summe, durch die manche Not und Sorge 
in Kommunal⸗Forſtbeamten⸗Häuſern gelindert 
werden kann. Mit der Leitung des Vereins 
„Waldheil“ werde ich mich darüber ins Ein⸗ 
vernehmen ſetzen, daß die aus der Überweiſung 
ſich ergebende Summe nur preußiſchen Kommu⸗ 
nalforſtbeamten oder deren Hinterbliebenen 
zugute kommt. Um eine rechtliche Handhabe 
für die Überweiſung zu haben, bitte ich alle 
Kollegen, mir eine Erklärung in nachſtehender 
Form bis zum 1. Juni d. J. zu überſenden 
„Alle vermögensrechtlichen Anſprüche, die 
mir durch Auflöſung des Vereins Preußiſcher 
Kommunalforſtbeamten zuſtehen, insbeſondere 
den Anteil am Vereinsvermögen, überweiſe ich 
dem Verein „Waldheil“ für Unterſtützungszwecke 
der preußiſchen Kommunalforſtbeamten und 
deren Hinterbliebenen. 
Ort, Datum. 
Vor⸗ und Zuname, 
Stand und Mitgliedsnummer. 
Ich bitte alle Kollegen, und beſonders die 
Herren Bezirksgruppenführer, dafür Sorge zu 
tragen, daß möglichſt alle ehemaligen Mitglieder 
des Vereins dieſe Bekanntmachung erfahren. 
Meſchede, den 15. Mai 1921. 
Mit Weidmannsheil! 
Müller, Stadtförſter. 


o 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Enmſender. 


Verein Schleſiſcher Forſtbeamten. 
(Gegrundet 1840.) 

Der Verein hält am Mittwoch, dem 15. Juni 
1921, in Reichenbach i. Schl. im Hotel „Kaiſer⸗ 
hof“ ab vormittags 11 Uhr ſeines Jahres⸗ 
verſammlung ab. 

Tagesordnung: 
Etwaige Abgänge und Abmeldungen. 
Etwaige Aufnahme neuer Mitglieder. 
. Verleſung des Protokolls vom Vereins⸗ 

tage 1920. 

. Entlaftung der Vereinsrechnung für 1920. 

. Desgl. der Unterſtützungskaſſe für 1920. 

. Feſtſetzung des nächſtjährigen Vereinstages. 

Jahresbeitrag an den Verein für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands für das Kalenderjahr 

1922. 

8. Vortrag des Mitglieds Oberförſter Wegener, 
Oberlangenbielau: „Die waldbauliche Be⸗ 
deutung unſerer Lärche und ihre Feinde“. 

9. Referat über Zweck und Ziele der in ver⸗ 
ſchiedenen ſchleſiſchen Kreiſen neugegründeten 
Vereine zur Hebung der jagdlichen Ver⸗ 
hältniſſe. 

10. Antrag des Vorſtandes zur Abhaltung einer 
Wald⸗Exkurſion im September 1921. 

11. Sonſtige Anträge. 
2 Uhr Mittagstafel. 4 Uhr Tanz. 

Gäſte aus dem Stande der Forſtbeamten heißt 
der Verein hierzu willkommen. 

Schweidnitz, den 20. Mai 1921. 


Sn DD ki 


Vereins dieſem noch angehörten, richte ich die! Warkenthien, ſtädt. Forſtoberſekretär, Schriftf. 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 


Familien-Nachrichten 


tragenem Leiden im Alter von 52 Jahren der 
Geueralbevollmächtigte der Freien Standes⸗ 
herrſchaft Goſchütz 

Gräflich Reichenbachſche Oberförſter 


Georg Dietrich. 


Trauernd ſtehen wir am Sarge eines uns unerſetzlichen 
Mitarbeiters und Vorgeſetzten. Faſt 22 Jahre hindurch betätigte 
ſich der Verewigte in ſeinem großen Wirkungskreiſe, ein Vorbild 
an Arbeitsfreudigkeit, fruchtbarſter Tatkraft und edler Geſinnung. 
Uns allen iſt er ein wahrhaft ſelbſtloſer Freund, ein treuer 
Berater geweſen. 

Unſer Dank folgt ihm über das Grab hinaus. 


Goſchütz, 18. Mai 1921. 


Die Zentralverwaltung 
der Freien Standesherrſchaft Goſchütz. 


Henke verſchied nach ſchwerem, mit größter Geduld ECH 


enee, RR 
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Am 18. Mai verſchied nach langen, ſchweren Leiden der 


Gräflich Reichenbachſche Oberförſter, 
Generalbevollmächtigte der Freien Standes⸗ 
herrſchaft Goſchütz, 


Herr Georg Dietrich 


im Alter von 52 Jahren. 
In tiefer Trauer ſtehen wir an der Bahre dieſes vornehm 
nee von uns hochverehrten Mannes, der uns 22 Jahre 
ang ſtets ein gerechter und wohlwollender Vorgeſetzter geweſen 
iſt. Pflichttreu bis zum äußerſten, voll glühender Hingabe an P 
ſeinen Beruf, ein weidgerechter Heger und Jäger, ſo wird er 
uns unvergeßlich bleiben. Wir legen einen grüuen Bruch auf 
ſein Grab. (932 
Die Forſtbeamten . S 

der Freien Standesherrſchaft Goſchütz. , 
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Am 18. Mai ſtarb nach langem, ſchwerem Leiden der 
Reichsgräflich Schaffgotſchſche Revierförſter 


Georg Haeckel 


in Ludwigsdorf (Rieſengebirge). | 

Seit 40 Jahren in der Herrſchaft Schaffgotſch tätig, war P 
Revierförſter Haeckel ein überaus pflichtgetreuer, unermüdlicher 
Forſtmann, ein weidgerechter Jäger, ein wahrer Heger und 
Pfleger von Wald und Wild. Sein ausgeprägtes Pflicht⸗ 
bewußtſein bewährte ſich auch noch während ſeines langen 

Leidens; erſt der Tod ſetzte ſeinem Wirken ein Ende. . 

Sein Andenken wird von uns ſtets in Ehren gehalten 

werden! (939 


Hermsdorf (Kynaſt), den 19. Mai 1921. 
Reichsgräflich Schaffgotſchſches 
Freiſtandesherrliches Kameralamt. 
Kreutz. 
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Serlodungen. [Hirſches auf einem öſtl. Revier, 
Fräulein Magda Gnerich in mögl. Gut oder Förſterei, gegen 
Forſthaus Brackenberg bei Ober- entſprech. Entſchädigung. Angeb. 
ſcheden (Hannover) mit dem Lehrer unter H. B. 925 bef. die Geſch. 
KlemeusFrymark in Paſewalk!] der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 
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Unterricht u. Benfion. 


Welches Forthaus nimmt 10j. 
Realschüler während der Ferien in 


Benin? 


Preisangebote an Werkmeſster, 
Halensee, Joach.⸗Friedr.⸗Str. 18. 


In welchem Forſthauſe 


findet eine Lehrerin Ruhe u. 
gute Verpflegung während 
der Sommerferien? Angebote 
mit Preisangabe erbittet (886 
Frl. D. Iden, 

Bremen, Lüneburger Str. 21, I. 


Hotz u. Güter 
Zu kaufen geſucht 


1—10 ha großes 


Grundſtück 


mit Fichtenbeſtand, 1—3 Meter hoch. 
Angebote an (929 
Hermann Zimmermann,, 
Anholt i. Weſtf. 


Stellenangeboie 


Velaunntmachung. 


Infolge Penſionierung des zeitigen 
Inhabers iſt im Forſtſchutzverband 
Speicher zum 1. Oktober 1921 die 


Gemeindefüriteritelle 


zu beſetzen. Das Dienſteinkommen 
entſpricht dem der Gruppe VII der 


Beſoldungsordnung für Staats⸗ 
beamte. Dienſtwohnung iſt nicht 
vorhanden. (942 


ahr. 

Die Stelle iſt forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten Bewerbern vorbehalten. 
Bewerbungen mit Leberslauf, Zeug⸗ 
niſſen, Militärpapieren und Geſund⸗ 
heitsatteſt ſind bis zum 11. Juli 
1921 an den Unterzeichneten ein⸗ 
zuſenden. 


Speicher, 


17. Mai 


Der Bürgermeiſter. 
Schnittker. 


Förster 
gesucht, 


Bez. Trier, den 
1921. 


der auch deuFeldſchutz mitübernimmt, 


nat. geſinnt, mit nur beſten Emp⸗ 
fehlungen, für größeres Nitter⸗ 
aut bei Halle a. S. 
Angebote mit ausführlichem, 
lückenloſem Lebenslauf, Gehalts⸗ 
anſprüchen, Zeugnisabſchrift., welche 
nicht zurückgeſandt werden, unter 
U. G. 4292 an Rudolf Mosse, 
Halle a. S., erbeten. (927 


Die Probedienſtzeit beträgt ein 
* 


ür einen aus 3 Perſ. beſteh. 
ſtädt. Forſthaushalt ohne Land: 
wirtſchaft, etw. Kleinvieh, angenehmes 


Mädchen 


oder Stütze möglichſt bald geſucht. 
Förſter Slemties, (928 
Burghammer, Kr. Hoyerswerda. 


Junges, geb. 


Mädchen ges., 


das mit der Hausfrau alle Arbeit 
verrichtet und die Wirtſchaft erlernen 
will. Familienanſchl. Taſchengeld. 

Frau CI. Paul, (924 
Forsth. Rittlitztreben b. Bunzlau. 


Für Zahnarzt ⸗ Haushalt nach 
Breslau zu einzelner Dame wird 
zum 1. oder 15. 6. eine tüchtige 


Stütze oder 
Wirtſchafterin 


geſucht, die gut kocht und ſelb⸗ 
ſtändig arbeiten kann. Angebote mit 
Zeugnisabſchriften, Gehaltsanſpr., 
evtl. Lichtbild, unter Nr. 940 bef. 
die Geſch. d. D. Forſt⸗Z., Neudamm. 


Stantstürfter, 


Mitte 40, verh., o. K., ſtreng nat., 
übern. die Verw. e. kl. Rev. od. 
Jagdſchl. uſw. Geh. Nebenſ. Bed.: 
Wohn., Gart. u. etw. Land. Angeb. 
unt. Nr. 937 beförd. die Geſchäftsſt. 
der Dtſch. Forſt⸗Zeitung, Nendammı. 


Pripat⸗Revierförſter, 
mit beſt. Prüfung, 40 Jahre alt, 
ev., natl. geſinnt, in allen Zweigen 
der Forſt⸗ und Teichwirtſchaft, im 
Vermeſſen und Nivellieren, Wegebau, 
Teichanlagen und Jagd erfahren, 
6 Jahre in großem fürſtlichen Revier 
tätig, ſucht zum 1. 10. cr. in der 
Provinz Hannover oder Mittel⸗ 
deutſchland Stellung in größerem 
Revier als Forſtverwalter oder 
Revierſörſter. Suchender be⸗ 
findet ſich zur Zeit in ungekündigter 
Vertrauensſtellung. Sehr gute Zeug: 
niſſe und N Angebote 
unter A. D. 909 bef. die Geſch. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Birtin ſucht stellung 


in frauenl. Haushalt. Angebote 
u. A. B. 898 bef. die Geſchäftsſt 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm 
— . — — . 


Suche 


einen lieben Weggenoſſen, trer 
und wahr, der die Natur und Mufil 
liebt. Ich bin Landlehrerwitwe 
29 Jahre, groß, ſchlank, ev. Befike 
gute Ausſteuer, 5⸗ Zimmer - Ein: 
richtung. Zuſchr. unt. „Wald- 
einsamkeit“ 92a bef. die Geſch 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


vorbehalten. 


Berlin-Raleusee. Karlsruher Str. 


Anſtellung zunächſt auf ein Probejahr. 
Lebenslauf, Zeugniſſen und Empfehlungen an Forstrat Dr. Bertog, 
\ (912 


Die Eandwirtschaftskammer für die Provinz Brandenburg 
ſucht als Vorstand eines Forstamtes (Wohnſitz außerhalb Berlins) einen 


Forſtverwaltungsbeamten, 


der in Verwaltung, Nadel⸗ und Laubholzwirtſchaft und dem preußiſchen 
allgemeinen und forſtlichen Rechte durchaus erfahren iſt. Beſoldung nach 
Gruppe 10 nach ſtaatlichen Grundſätzen. 


Feſtſetzung des Dienſtalters 
Meldungen mit 


Forſtliche Runödſchau und 


Deutſche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einntal. 


Bezugspreis: Vierteljährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 


anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streyfband durch den Verlag für 
KH 


SEH land und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 M 
em 


k., im Weltpoſtverein 16 Mk. 
usland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch altere, werden für 


Die Berechnung einer Lieferung nach 


80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitsemſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Ruckzahlung des Bezugspreiſes. 


Tr 
Ber den ohne Vorbehalt eingeſandten Beitragen nınımt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Ber 


träge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen 
auch anderen Zeuſchriften übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der 


Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
eiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 


Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Jum 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Nr. 23. 


Neudamm, den 5. Juni 1921. 


36. Band. 


Das neue Ziel. 


Von Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg in Göritz, Poſt Karwitz, Bez. Köslin. 


Aus Zuſchriften, die mir aus dem Parlament 
auch in meine jetzige Einſamkeit gefolgt ſind, 
geht mit Deutlichkeit hervor, daß zurzeit in 
unſerem Stande eine innere Unruhe, ein Schwanken, 
eine Unſicherheit und eine Unklarheit über zu⸗ 
künftige Ziele herrſcht, wie ich ſie ſelbſt in der 
eigentlichen Revolutionszeit nicht zu beobachten 
Gelegenheit hatte. Meine Erachtens iſt dieſe 
Unruhe im Stande der Forſtbetriebsbeamten 
nicht allein aus Wünſchen und Forderungen 
rein materieller Natur emporgewachſen, ſondern 
man befindet ſich im inneren Konflikt mit der 
ganzen Art und Weiſe der derzeitigen Standes⸗ 
politik, die zu Bahnen hinlenkt, welche der 
Weltanſchauung weiter Kreiſe der Förſter nicht 
entſpricht. Was hier gefordert, hier erſtrebt 
wird, bekämpft man an anderem Platze. Dieſe 
innere Zerriſſenheit muß natürlich mit der Zeit 
Unbehagen auslöſen und dumpfe Mißſtimmung 
erregen, die dann bei mehr oder minder neben⸗ 
ſächlichen Dingen ihren Ausweg ſucht. Das 
Beſtreben der führenden Köpfe, Gewerkſchaſts⸗ 
politik mit dem ſtarken Individualismus der 
meiſten Forſtgewerkſchaftsangehörigen zu ver⸗ 
einen, alle anderen Meinungen den Willen 
und Wünſchen der Führer unterzuordnen, iſt 
gerade beim Förſterſtande, aus meiner mehr wie 
25 jährigen Praxis heraus betrachtet, ein Unter⸗ 
nehmen, das über kurz oder lang in die Brüche 
gehen muß. Schnellen Schrittes eilt die Bahn 
des Beamtenbundes der kraſſeſten Gewerkſchafts⸗ 
diktatur entgegen, immer mehr gefallen ſich 
deren Führer in der Rolle der Diktatoren, und 
getreulich folgt die Förſtergewerkſchaft dieſen 
Spuren; ſchon machen ſich die erſten Anzeichen 
direkten und indirekten Terrors auch bei uns 
bemerkbar, und in gleichem Fahrwaſſer noch ein 
paar Jahre weiter, dann iſt auch im Beamten⸗ 
ſtande eine Zwangsorganiſation, wie ſie vor⸗ 
bildlich der Arbeiterſtand darbietet, vorhanden, 
gegen deren Druckmittel auf den Einzelnen 
die Gepflogenheiten des „ancien regime“ das 
reine Kinderſpiel geweſen fein werden. — 

Hier iſt der Wendepunkt! Wollt Ihr 
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Männer des Waldes dieſen Weg weiter 
mitgehen? Wollt Ihr Kollegen Eure 
freie Meinung gegen eine zukünftige 
Zwangsbewirtſchaftung Eurer Gedanken, 
Eurer Ideale eintauſchen? 

Perſonenfragen und materielle Geſichts⸗ 
punkte ſtehen bei dieſer Lebensfrage des 
preußiſchen Beamtentums jetziger Art gänzlich 
im Hintergrunde, ſie können nur den beeinfluſſen, 
der den Kern der ganzen Sache nicht erkannt 
hat, der ſich mit neuzeitlichen Phraſen den 
geſunden Sinn hat umnebeln laſſen. Blicken 
wir über den Rahmen unſeres Standes hinaus 
ins deutſche Volk, da erkennen wir es deutlicher, 
wie dort noch immer eine Illuſion die andere 
ablöſt, man ſieht auch dort in großen Volks⸗ 
ſchichten noch immer nicht die fortſchreitende 
Verſklavung, nur heran an die Futterkrippe, 
mag der Nebenmann auch zertrampelt werden, 
was ſchiert es mich, denn nach uns — die 
Sintflut! Ich habe das beunruhigende Gefühl, 
auch im Förſterſtande hat man vergeſſen, daß 
wir einen Krieg verloren, daß wir eine Revolution 
mit ihren zerſtörenden Wirkungen haben durchleben 
müſſen und daß wir ein auf kleinem Raume 
zuſammengedrängtes, bettelarmes Volk geworden 
ſind, welches ſich noch heute an fahlem Glanze 
ſeiner wertloſen, aller Deckungsmittel beraubten 
Papierfetzenwirtſchaft ſonnt. Illuſionen und 
falſche Wege hier, Illuſionen und abwegige 
Bahnen dort; das Schickſal unſeres Vaterlandes 
iſt aber unzerreißbar mit dem unſerigen, mir 
dem aller Staatsbeamten verknüpft. Nicht 
Gewerkſchaftsgemeinſchaft mit ihrem unaus⸗ 
bleiblichen Terror, ſondern freie Arbeits⸗ 
gemeinſchaft des ganzen preußiſch⸗deutſchen 
Volkes, das ſind meines Erachtens Hochziele 
zur Errettung aus Not und Pein, die auf⸗ 
zurichten auch die Beamtenſchaft um ihrer ſelbſt 
willen verpflichtet iſt. 

Wenn ich mit dieſen Zeilen über den 
eigentlichen Stand hinausgegriffen habe, ſo 
wollte ich dadurch beweiſen, daß mich nur grund⸗ 
ſätzliche Fragen von weittragender Bedeutung 
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bewogen haben, den Vorſitz eines neuen Vereins 
zu übernehmen. Dieſen Anſchauungen zum Siege 
zu verhelfen, wäre im Rahmen des jetzigen 
Vereins eine Verzettelung der Kräfte auf beiden 
Seiten, eine Lahmlegung jeder erſprießlichen 
Vereinstätigkeit und daher ſchädigender als 
in einem neuen Bunde, den nur gleichgeſinnte 
Anhänger ausfüllen ſollen. 

Mein Beſtreben wird es in der Zukunft 
fein, in Sachlichkeit und ohne Zwangsmittel 
wohlgeſteckte Ziele der Verwirklichung näher⸗ 
zubringen, aber auch von keiner Seite ſich 
auf das Gebiet unfruchtbarer und ſchädlicher 
Polemik locken zu laſſen, weil meine Arbeit 
dem Aufbau, nicht dem Niederreißen gewidmet 
ſein ſoll. Wird auch von der anderen Seite 
hiernach gehandelt, verſchwinden insbeſondere 
die perſönlichen Angriffe und die Herab⸗ 
würdigungen und falſchen Unterſtellungen Anders⸗ 
denkender, dann verhindert nichts, trotz des 
Getrenntmarſchierens, ein gelegentliches ver⸗ 
eintes Schlagen. Wer alſo von uns pikante 
Kritiken und mit ätzender Tinte geſchriebene 
Polemiken erwartet, wird nicht auf ſeine Rech⸗ 
nung kommen, wohl aber wird der unſchlüſſige 
Beobachter zu bemerken haben, daß die unter 
unſerer Fahne ſich Sammelnden ein Band 
gegenſeitiger Achtung und möglichſter Unter⸗ 
ſtützung umſchlingt, daß wir emſig beſtrebt ſein 
werden, die alten Traditionen der grünen Farbe 
zu pflegen und die Sympathien weiter Kreiſe, 
die uns in den letzten Jahren vielfach verloren 
gegangen ſind, wieder zu erlangen. — Es wird 
ferner meine und meiner Freunde erſte Tätigkeit 
ſein, den abgeriſſenen Faden nach der Zentral⸗ 
forſtverwaltung wieder zu knüpfen, weil wir 
die Kampfanſage des vorjährigen Delegierten⸗ 
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tages für ein den Förſterſtand allein ſchädigendes 
Produkt Ee Phantaſie halten. Wir 
glauben den Belangen unſeres Standes beſſer 
zu dienen und an den Errungenſchaften der 
Forſtwiſſenſchaft mehr wie bisher Anteil nehmen 
zu können, wenn es gelingt, die Streitaxt zu 
begraben. 

Wir aber auch werden nicht verfehlen, emſig 
am Wohle des eigenen Standes zu arbeiten 
in dem Rahmen und mit den Mitteln, die wir 
als preußiſche Beamte für angemeſſen halten. — 
Wenn es meiner und meiner Freunde Tätigkeit 
gelingen ſollte, vom Chef der preußiſchen Forſt⸗ 
verwaltung herunter bis zum jungen Forſtgehilfen 
ein Band des Vertrauens und des Zuſammen⸗ 
gehörigkeitsgefühls im Dienſte der preußiſchen 
Staatsforſten und des preußiſchen Vaterlandes 
zu weben, wenn ſtatt Mißtrauen und Mißgunſt 
Herzlichkeit und Aufrichtigkeit wieder ihren Ein⸗ 
ug in unſere Wälder halten ſollten, dann hätte 
ie neue Vereinigung ihre Beſtimmung erfüllt. 

Durch das ganze Volk geht heute ein 
Sehnen nach Einigung aller Volksklaſſen in 
dieſer ſchweren Not, als Vorbedingung zur 
heiß herbeigeſehnten Geſundung, geben wir 
anderen Ständen ein leuchtendes Beiſpiel hoher 
vaterländiſcher Einſicht und Geſinnung, dann 
wird dieſe neue Note im ſtändiſchen Vereinsleben 
nicht vereinzelt bleiben. — Diene Deinem 
Stande und richte Deine Maßnahmen 
ſo ein, daß ſie auch Deinem armen, 
niedergetretenen Vaterlande zum Segen 
gereichen! Das ſei für die Zukunft unſer 
Richtſpruch, und unter dieſem Banner will ich 
an der Spitze aller zu uns kommenden 
Grünröcke ſtehen, bis mich eine machtvollere 
Perſönlichkeit ablöſt. 


—— teg 
Parlaments- und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 

14. Sitzung, Sonnabend, den 23. April 1921. 
Beſprechung der Erklärung des Staats- 
miniſteriums vom 22. April. . 

Oeſer, Abgeordneter (D. Dem.). — — Meine 
politiſchen Freunde wünſchen die Fortführung der 

Demokratiſierung der Verwaltung in dem Sinne, daß 

den Fähigen und Geeignefen die Bahn freigemacht 

wird, um Stellungen einzunehmen, die ihnen bisher 
verſchloſſen waren. Wir laſſen uns nicht beirren, meine 

Damen und Herren, wenn hierbei da und dort ein 

Mißgriff vorgekommen iſt. Auch unter den Beamten 

des alten Staates gab es unfähige Elemente. — — 

Ich bin deshalb der Meinung, daß von einem großen 

Reinemachen in der Verwaltung nicht die Rede ſein 

darf. — — Wir wollen, daß geeignete Verwaltungs⸗ 

beamte, die ſich Verdienſte erworben haben, in ihren 

Stellungen bleiben, unbeſchadet ihrer politiſchen Ge⸗ 

ſinnung, auch wenn es Sozialdemokraten oder links 

gerichtete Leute find. — — 
von Kardorff, Abgeordneter (D. V.⸗P.). — — 

Meine Damen und Herren, der ſpringende Punkt in 

der inneren Politik — und darüber habe ich geſtern in 

der Regierungserklärung doch vielleicht etwas wenig 
gehört — ſcheint mir zu ſein, daß ſich die Regierung zu 
einer ſachlichen Beamtenpolitik entſchließt, zu einer 

Beamtenpolitik, bei der nicht nach der Geſinnung, 

ſondern einzig und allein nach der Leiſtungsfähigkeit, 

nach dem Wiſſen, nach dem Können, nach dem Charakter 
gefragt wird. Es wird ſo viel von dem Vertrauen der 


Bevölkerung zu den Beamten geſprochen. Das iſt 
richtig. Aber Sie werden mir doch das eine zugeben, 
daß die Wahl auf demokratiſcher Grundlage nicht immer 
die Vorausſetzung dafür iſt, daß der Beamte Ver⸗ 
trauen genießt, ſondern der Beamte wird Vertrauen 
bei den anderen Parteien — und auch deren Ver⸗ 
trauen braucht er — nur dann genießen, wenn er 
poſitiv etwas kann. Wir möchten wünſchen, daß ſich 
die jetzige Regierung ganz beſonders in dieſer Frage 
von keiner Seite, von keiner Partei hineinreden läßt, 
ſondern daß ſie eine ſachliche Beamten⸗ 
politik nach ſachlichen Geſichtspunkten treibt. 
* 


15. Sitzung, Dienstag, den 3. Mai 1921. 
Kleine Anfrage Nr. 12 des! Abgeordneten 
Weisſermel über Abänderung der Ver- 
faſſungen der Forſtakademien in Ebers⸗ 
walde und Hann.⸗Münden. — Druckſache Nr. 38. 

Erſter Vizepräſident Dr. Porſch: Ich erſuche 
den Herrn Frageſteller Abgeordneten Weisſermel, die 

Anfrage zu verleſen. 

Weisſermel, Frageſteller (D.⸗nat. V.⸗P.): 

Zeitungsnachrichten zufolge hat der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten durch Erlaß 
vom 18. Februar 1921, alſo zwei Tage vor den Land⸗ 
tagswahlen, die bisherige Verfaſſung der Forſtaka⸗ 
demien in Eberswalde und Hannoverſch⸗Münden ab⸗ 
geändert und an Stelle der etatmäßig vorhandenen 
Direktoren Rektoren eingeſetzt. Billigt das Staats⸗ 
miniſterium dieſes das Etatsrecht des Landtags ver⸗ 
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letzende Verfahren des Herrn Land wirtſchaftsminiſters, 
und wie gedenkt das Staatsminiſterium dieſes Ver⸗ 
fahren zu rechtfertigen? . 
Roſe, Landforſtmeiſter, Regierungsvertreter: Die 
Dozenten der Forſtakademien hatten den Wunſch, daß 
auch bei den Forſtakademien die Rektoratsverfaſſung 
eingeführt werden möge. Dieſen Beſtrebungen iſt im 
vorigen Jahre in Eingaben der Lehrerkollegien beider 
Akademien erneut Ausdruck gegeben worden. Mein 
Herr Amtsvorgänger hat dieſen Wünſchen dadurch ent⸗ 
ſprochen, daß er beiden Akademien neue Satzungen gab 
und durch dieſe die Rektoratsverfaſſung einführte. Da 
zu jener Zeit der Haushaltsplan der Forſtverwaltung 
bereits abgeſchloſſen war, konnten die infolgedeſſen 
nötigen Anderungen in ihm nicht mehr berückſichtigt 
werden. Wegen der endgültigen Regelung der An⸗ 
gelegenheit ſchweben zurzeit noch Erwägungen zwiſchen 
den beteiligten Reſſorts. 


17. Sitzung. Freitag, den 6. Mai 1921. 
Kleine Anfrage Nr. 54 des Abgeordneten 
Grafen zu Stolberg⸗ Wernigerode über 
Wald weide und Streuwerbung Druck⸗ 
ſache Nr. 133. 

Hollmann, Frageſteller (D. V.⸗P.): Iſt der Herr 
Landwirtſchaftsminiſter bereit, auch in dieſem Jahre 
Waldweide und Streuwerbung den kleinen Vieh⸗ 
haltern in weiteſtgehendem Maße nutzbar zu machen, 
und unter welchen Bedingungen? 

Gernlein, Landforſtmeiſter, Regierungsvertreter: 
Während des Krieges hat die preußiſche Staatsforſt⸗ 
verwaltung zur Stärkung der heimiſchen Wirtſchaft die 
Waldweide und Streunutzung in ausgedehntem Maße 
zugelaſſen. Das Ergebnis dieſes Entgegenkommens iſt, 
daß zurzeit auf weiten Flächen die Waldböden deut⸗ 
liche Spuren der Schädigung zeigen und daß die Forſt⸗ 
kulturen ſtellenweiſe in Frage geſtellt ſind. 

Nachdem gegenwärtig auch in der Landwirtſchaft 
die Wirtſchaftsreformen des Friedensbetriebes überall 
wieder zur Durchführung kommen, iſt die Bedeutung 
der Waldweide und der Streunutzung für die Durch⸗ 
haltung nicht mehr von ausſchlaggebender Bedeutung. 

Anderſeits verlangt die Forſtwirtſchaft dringend die 

pflegliche Behandlung der Waldbeſtände, der Kulturen 

und des Waldbodens. Ich habe mich daher veranlaßt 

geſehen, die Regierungen unter dem 9. März d. J. 

anzuweiſen, im allgemeinen die Ausnutzung der Wald⸗ 

weide und die Abgabe von Waldſtreu in dieſem Jahre 
einzuſchränken, ſoweit es ohne erhebliche Schäden der 

Landwirtſchaft geſchehen kann. Wenn aber kleine Vieh⸗ 

halter unter beſonderen Umſtänden auf Waldweide 

und Streuwerbung zurzeit noch angewieſen ſind, 
werden die Bezirksregierungen nach Prüfung von Fall 
zu Fall ihren Anträgen entſprechen. Wird ſolchen 

Anträgen ſtattgegeben, ſo erfolgt die Bewilligung unter 

den gleichen Bedingungen wie vor dem Kriege, aller⸗ 

dings ſind die Abgabeſätze der veränderten Geldlage 
entſprechend erhöht. 

Kleine Anfrage Nr. 67 des Abgeordneten 

Grafen zu Stolberg⸗Wernigerode über 

die Land⸗ und Forſtarbeitertarife in 


Forſten, Domänen, Geſtüten uſw., 
bringen? 

Baetz, Geh. Regierungsrat, Regierungsvertreter: 
Der Herr Land wirtſchaftsminiſter erteilt darauf folgende 
Antwort: — — Für die Staatsforſtverwaltung beſteht 
ein Landestarif, in dem durch die Einteilung der Forſten 
in ſechs Lohnklaſſen und bei der Bemeſſung der Lohn⸗ 
ſätze der einzelnen Klaſſen unter anderem auch die 
Lohnverhältniſſe in der Landwirtſchaft berückſichtigt 
find. Wird bei der Vergleichung der Wert des Deputates 
der Landarbeiter richtig eingeſetzt, ſo werden ſich in 
den einzelnen Gegenden kaum weſentliche Unterſchiede 
zwiſchen der Entlohnung der Forſt⸗ und der Land⸗ 
arbeiter ergeben. — — Von vereinzelten Ausnahmen 
zabgeſehen, ſtehen die Land⸗ und Forſtarbeitertarife 
in den dem Landwirtſchaftsminiſterium unterſtellten 
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Betrieben mit den ortsüblichen Landarbeitertarifen 
in Einklang. 

* 
19. Sitzung, Montag, den 9. Mai 1921. 

Brecour, Beiſitzer: Es ſind eingegangen: von den 

Abgeordneten Siering und Genoſſen: — — n 
ein Antrag auf Annahme eines Geſetzentwurfs über 
Kahlſchläge in Privatwaldungen, 

von den Abgeordneten Dr. von Krauſe und Genoſſen: 
ein Antrag über Ausgleichszulagen und Kinder⸗ 
beihilfen. — — 
Beratung des Antrages der Abgeordneten 
Dr. von Krauſe und Genoſſen über die 
Grundſätze für die Einreihung der Orte 
in das Ortsklaſſenverzeichnis — Druckſachen 
Nr. 138, 298. 

Dr. Steffens, Antragſteller (D. V.⸗P.): Meine 
Damen und Herren, unſer Antrag Nr. 138 iſt hervor⸗ 
gegangen aus dem lebhaften Gefühl, daß in der ge⸗ 
ſamten Beamtenſchaft, in weiten Kreiſen und in vielen 
Orten eine große Beſorgnis vorhanden iſt gegenüber 
der Neuregelung des Ortsklaſſenverzeichniſſes, eine 
um ſo größere Beſorgnis, je größer die Hoffnungen 
ſind, die an dieſe Neuregelung von den Beamten ge⸗ 
knüpft worden ſind. Es iſt dies ſehr begreiflich für einen 
jeden, der die große Not der geſamten Beamtenſchaft 
mit warmem Herzen und klaren Augen angeſehen hat 
oder am eigenen Leibe ſelber empfindet und der den 
herzlichen Wunſch hat, daß auf jede nur irgend mögliche 
Art dieſer Not geſteuert werden möge. 

Unzweifelhaft iſt nun ſeit dem Erſcheinen der 
proviſoriſchen Neuregelung des Ortsklaſſenverzeichniſſes 
bei vielen Beamten von neuem eine große Beſorgnis 
entſtanden, weil ſie meinen, daß viele der Wünſche, 
die ſie für gerechtfertigt halten, bei dieſer Neuregelung 
des Ortsklaſſenverzeichniſſes nicht beobachtet worden ſind, 
und daß ſogar, wie ſie glauben, mancherlei Ungerechtig⸗ 
keiten darin enthalten ſeien. Wir bedauern auch, daß 
unſern mannigfachen Anregungen, z. B. hinſichtlich 
der Berückſichtigung der Wirtſchaftsgebiete u. a., bei 
dieſer Regelung des proviſoriſchen Ortsklaſſenverzeich⸗ 
niſſes nicht Rechnung getragen worden ift; wir bedauern 
insbeſondere auch, daß uns nicht vor Hinausgehen der 
proviſoriſchen Neuregelung die Möglichkeit gegeben 
worden iſt, in Verfolg dieſes Antrages unſere An⸗ 
regungen hier im Hauſe vorzutragen und zu vertreten. 

Unſer erſter Antrag iſt nun durch die Herausgabe 
der proviſoriſchen Neuregelung überholt worden. Wir 
verkennen natürlich nicht, daß die Neuregelung des 
Ortsklaſſenverzeichniſſes an ſich Reichsſache iſt. Aber 
es iſt auch nicht zu überſehen, daß der größte Teil der 
davon betroffenen Beamten preußiſche Beamte ſind. 
Es ſcheint uns deshalb im Intereſſe dieſes Hauſes zu 
liegen, daß wir Gelegenheit erhalten, die Grundſätze, 
nach denen dieſe Ortsklaſſeneinteilung aufgeſtellt iſt, 
kennen zu lernen, uns eingehend dazu zu äußern und 
die Intereſſen der Beamtenſchaft wahrzunehmen. — — 

Es muß dem Hohen Hauſe ſehr viel daran liegen, 
noch bevor das endgültige Ortsklaſſenverzeichnis zur 
Wirklichkeit wird, genau zu prüfen, nach welchen Grund⸗ 
ſätzen die Neuregelung vor ſich gegangen iſt und ſoweit 
das irgend möglich iſt, mit aller Entſchiedenheit für die 
Intereſſen der Beamtenſchaft einzutreten. Wir bitten, 
dieſen abgeänderten Antrag dem 12. Ausſchuß für 
Beamtenangelegenheiten zu überweiſen, dem ja ſchon 
eine ganze Reihe von Eingaben auf Einreihung in be⸗ 
ſtimmte Gruppen vorliegt. 

Baumhoff, Antragſteller (Zentr.): Meine Damen 
und Herren! Ich verzichte darauf, in dieſer vorgerückten 
Stunde unſern Antrag eingehend zu begründen. Aus 
der Flut von erregten Telegrammen, die nicht mir 
allein, ſondern wahrſcheinlich Ihnen allen zugegangen 
ſein werden, haben wir erſehen müſſen, daß namentlich 
die Beamten in den kleineren Orten überaus unzu⸗ 
frieden ſind. Wenn man ſich dieſes Notgeſetz anſieht, 
muß man auch ohne weiteres zugeben, daß die Be⸗ 
amten in den kleineren Orten ſehr ſchlecht weggekommen 
ſind. Über dieſe und andere Dinge werden wir uns 
im Ausſchuß eingehend zu unterhalten haben, und ich 
beantrage namens meiner Freunde, auch den Antrag 
auf Nr. 325 der Druckſachen dem 12. Ausſchuß zu 
überweiſen. e 


Dr. Weyl, Abgeordneter (U. Soz.⸗Dem.): Meine 
Damen und Herren! Meine Freunde hahen mich nur 
beauftragt, die Erklärung abzugeben, daß wir dieſen 
ne Anträgen ſelbſtverſtändlich unſere Zuſtimmung 
geben. — — S 

Barteld (Hannover), Abgeordneter (D. Dem.): 
Auch meine politiſchen Freunde werden ſich damit 
einverſtanden erklären, daß wir dieſe Anträge dem 
Ausſchuß überweiſen. Obzes in dem Ausſchuß möglich 
ſein wird, alle die Wünſche zu prüfen, die Herr Dr. 
Weyl vorgetragen hat, erſcheint mir zweifelhaft, weil 
bekanntlich die Einreihung der Orte lediglich vom 
Reiche aus erfolgt. Ich freue mich, daß dieſe Anregungen 
hier gegeben ſind, obwohl die ganze Angelegenheit 
ja zur Zuſtändigkeit des Reiches gehört. Wenn man 
ſeinerzeit eine grundlegende Anderung in der Klaſſen⸗ 
einteilung hätte vornehmen wollen, dann hätte man 
das eigentlich bei der Verabſchiedung des Beſoldungs⸗ 
geſetzes im Reiche tun müſſen. Augenblicklich erſcheint 
der Zeitpunkt für die Möglichkeit dieſer Durchführung 
ſehr fraglich. Als damals im Beſoldungsausſchuß des 
Deutſchen Reichstages der Abgeordnete Delius den 
Antrag Nr. 198 einbrachte, die 5 Ortsklaſſen auf 3 
herunterzuſchrauben, wurde dieſer Antrag leider gegen 
die Stimmen der Deutſchen Demokratiſchen Partei 
abgelehnt; dagegen ſtimmten die beiden Parteien der 
Rechten und die Sozialdemokraten. Hätte man damals 
dem Antrage Delius Folge gegeben, ſo hätten wir heute 
nicht die Unruhe in den kleinen Städten und Landorten 
gehabt. Wir hoffen, daß die Ausſchußberatungen 
dazu beitragen werden, dieſe Unruhe zu beſeitigen. 

Haſeloff, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): 
Es wird Ihnen ja allen ohne Ausnahme genan ſo wie 
uns eine Unzahl von Beſchwerden aus den kleineren 
Orten zugegangen ſein, die ganz zweifellos begründet 
find. Denn es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Erziehungs⸗ 
koſten in den kleinen Orten bei weitem das aufwiegen, 
was etwa an Lebensmitteln dort billiger iſt. Ich habe 
den Auftrag, im Namen meiner Fraktion zu erklären, 
daß wir zur Zeit im Plenum auf eine breitere Be⸗ 
handlung verzichten. Wir wollen die Verhandlungen 
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nicht aufhalten und die Sache ſo behandeln, wie jetzt 
ſchon die zu dem Gegenſtande vorliegenden Petitionen 
im Ausſchuß behandelt worden ſind, das heißt: nach⸗ 
dem das Reich den Geſetzentwurf über die proviſoriſche 
Ortsklaſſeneinteilung angenommen hat, werden wir 
bei der endgültigen Verhandlung, die ungefähr im Juni 
an uns herantreten wird, ausführlicher auf die Sache 
zurückkommen und uns der Wünſche der kleineren Orte 
ganz beſonders annehmen. Zweifellos liegt eine ſchwere 
Ungerechtigkeit gegen die Beamten der kleineren und 
Heinften Orte vor. Vielleicht gibt es einen ſicheren 
Maßſtab für die Einreihung. Ich glaube, ein ſolcher 
Maßſtab iſt der Wohnungspreis in den einzelnen Orten. 
Dabei wird vielleicht auch noch das Moment der Er⸗ 
ziehungskoſten berückſichtigt werden können. Jedenfalls 
Ge wir die Sache im Ausſchuß eingehend zu prüfen 
haben. 

Neumann (Magdeburg) Abgeordneter (Soz.⸗ 
Dem.): Wir hätten zu den vorliegenden Anträgen 
nicht geſprochen, wenn hier nicht von einer Seite eine 
Ausführung gemacht worden wäre, der wir ganz 
entſchieden widerſprechen müſſen. Der Herr Ab⸗ 
geordnete Barteld hat geſagt, daß von verſchiedenen 
Parteien gegen die Dreiteilung der Ortsklaſſen im 
Reiche geſprochen bzw. geſtimmt worden ſei. Herr 
Kollege Barteld weiß aber ganz genau, daß im 
Beamtenausſchuß der Preußiſchen Landesverſammlung 
die Dreiteilung der Ortsklaſſen einſtimmig von allen 
Parteien beſchloſſen worden iſt. Alſo wir wollen hier 
keine agitatoriſchen Reden halten. Ich bin vielmehr der 
Meinung, daß dieſe Anträge nur im Ausſchuß objektiv 
behandelt werden können. Im Namen meiner Partei⸗ 
freunde beantrage ich darum, daß die vorliegenden 
Anträge dem 12. Ausſchuß überwieſen werden. 

Präſident Leinert: Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. — — 

Wenn das Haus keinen Widerſpruch erhebt, dann 
würde ich annehmen, daß alle Anträge dem Ausſchuß 
für Beamtenangelegenheiten überwieſen werden. — 
Es erhebt ſich kein Widerſpruch; ich ſtelle feſt, daß 
to beſchloſſen worden iſt. — — 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Jagduntzungsvorſchriften 
für die preußiſchen Staats forſten. 
Ge Pë ng . für In 
iniſterium Ge a g fes OS, d CH Ce und Forſten. 


Berlin, 9. April 1921. 
1. Grundſätze für die Neuregelung 
der Jagdnutzung. 

Vom Beginn des Rechnungsjahres 1921 ab 
wird die Jagd in den preußiſchen Staatsforſten 
grundſätzlich in volle Selbſtverwaltung genommen. 
Die Einnahmen aus der Wildverwertung fließen 
unmittelbar der Staatskaſſe zu, die auch die Koſten 
für die Pflege des Wildſtandes, die Abhaltung 
der Jagden und die Wildverwertung trägt. Aus⸗ 
genommen hiervon bleibt die Verwertung des nicht 
auf Geſellſchaftsjagden erlegten jagdbaren Raub- 
zeugs und des ſogenannten kleinen Wildes, das 
den Forſtbeamten gegen einen Stückpreis oder 
unentgeltlich überlaſſen wird. 

2. Lieferung und Verteilung 
der Jagdnutzungsvorſchriften. 

Die neuen Jagdnutzungsvorſchriften (J. N. V.) 
vom 9. April 1921 werden den Regierungen, den 
Forſtlichen Hochſchulen und den Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalten demnächſt von J. Neumann in Neudamm 
unmittelbar überſandt werden. Bis zum 31. Mai 
iſt der Forſtkalkulatur meines Miniſteriums mit⸗ 
zuteilen, wieviel Stücke geliefert ſind. 

Jedem Regierungsforſtbeamten, Rechnungs⸗ 
beamten bei der Forſtverwaltung der Regierung, 
jedem Oberforſtmeiſter und Regierungs⸗ und 
Forſtrat bei den Forſteinrichtungsanſtalten, jeder 


ei 
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Oberförſterei, Förſterei, Unterförſterei und Forſt⸗ 
kaſſe (H eine, jeder Forſtſchule find 10 J. N. V. 
zu überweiſen. Außerdem erhält jede Oberförſterei 
noch zwei Stücke zum Ausleihen an die Beamten, 
die keine planmäßige Stelle innehaben. Alle 
gelieferten Stücke ſind im Sachenverzeichnis der 
Behörden oder Stellen einzutragen. 
3. Inkrafttreten der J. N. V. 

Die Jagdnutzungsvorſchriften treten am 1. April 
1921 in Kraft. Alle bisher gültigen Beſtimmungen, 
insbeſondere auch die vom 2. Juli 1919, werden 
aufgehoben. Die bisher nicht beantworteten 
Anfragen zu den Vorſchriften vom 2. Juli 1919 
finden hierdurch ihre Erledigung. 

4. Verrechnung nach dem Rechnungsjahre, 
Steuerpflichtigkeit der Anerkennungs⸗ 
preiſe. 

Die Jagderträge und Jagdkoſten werden 
nach dem Rechnungsjahre verrechnet. Im März 
d. J. erlegtes Wild iſt nach den neuen Vorſchriften, 
und zwar für 1921, zu verrechnen. 

Von den Anerkennungspreiſen für Schwarz⸗ 
wild (Ziffer 51 J. N. V.) iſt die geſetzliche Ein⸗ 
kommenſteuer einzubehalten. Der Jagdkoſten⸗ 
erſatz (Ziffer 48 J. N. V.) iſt als Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung ſteuerfrei. 

5. Vordrucke, Vordruckbeſchaffung. 

Die für das bisherige Jagdjahr 1. März 1921/22 
aufgeſtellten Abſchußpläne können underändert 
und ohne daß ſie nach dem neuen Muſter um⸗ 
geſchrieben werden, für das Jahr 1921 übernommen 
werden. Noch vorhandene Vordrucke des bis⸗ 
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herigen Beſchußplans find als Entwürfe aufzu⸗ 
brauchen. Für die Verrechnung und Buchführung 
ſind aber die neuen Vordrucke zu verwenden, 
die für 1921 von J. Neumann in Neudamm un⸗ 
mittelbar bezogen werden können. Die Bezahlung 
wird von mir geregelt. Die bezogene Menge 
iſt der Forſtkalkulatur meines Miniſteriums ſofort 
nach der Lieferung mitzuteilen. Mit der Vordruck⸗ 
beſchaffung für die folgenden Jahre wird die 
Regierung Frankfurt a. O. beauftragt. Der Bedarf 
iſt bis zum 15. Dezember jedes Jahres bei ihr 
anzufordern. Hierbei ſind die Vordrucke nach den 
Nummern in der unteren linken Ecke der erſten 
Seite, nicht nach dem Buchſtaben des Muſters, 
zu bezeichnen. 
6. Jagdp achtung. 

Zum ſelbſtändigen Pachten der Jagd auf 
Grundſtücken, deren Anſchluß an den ſtaats⸗ 
forſtlichen Eigenjagdbezirk nach $ 7 Abſ. 5 der 
Jagdordnung verlangt, nach § 8 angeboten wird 
oder wegen $$ 10 und 53 geboten erſcheint, bleiben 
die Regierungen auch fernerhin ermächtigt, wenn 
die Höhe der Ausgaben für Pacht und Wildſchaden⸗ 
erſatz durch Mehreinnahmen infolge der An⸗ 
pachtung voll gedeckt wird. Treffen dieſe Voraus⸗ 
an nicht zu, jo iſt mir zuvor zu berichten. 
Alljährlich zum 1. Juli iſt eine Nachweiſung der 
im abgelaufenen Rechnungsjahre von den Regie⸗ 
rungen gepachteten Jagden vorzulegen. Sie 
muß die zahlenmäßigen Unterlagen enthalten, 
die für die Entſcheidung der Regierung maßgebend 
geweſen ſind. 

7. Preiſe für Geweihe, Gehörne, Ab⸗ 
wurfſtangen und Waldhähne. 

Für Geweihe und Gehörne werden bis auf 
weiteres folgende Preiſe feſtgeſetzt: 

Elche: Spießer 10 A, Gabler und Stangen⸗ 
hirſche, jedes der wirklich vorhandenen Enden 
6 %, Schaufler, jedes der wirklich vorhandenen 
Enden 25 . 

Rothirſche: Spießer 5 %, Gabler 8 „, Sechſer 
15 „, Achter 30 A. Eisſproſſenzehner 70 /, 
Kronenzehner 100 &, Zwölfer 160 /, Vierzehner 
250 /, Sechzehner 400 /, Achtzehner und mehr 
600 . 

Damhirſche: Spießer 3 , Geringer Hirſch, 
Schaufeln bis 7 cm breit, 15 , Halbſchaufler, 
wenigſtens eine Schaufel 8 bis 12 cm breit, 35 /, 
Schaufler, wenigſtens eine Schaufel 13 bis 16 cm 
breit, 75 , Schaufler, wenigſtens eine Schaufel 
über 16 cm breit, 200 A 

Rehböcke: Spießbock 2 A. Gabelbock 5 /, 
Sechſerbock: Stangen bis 18 cm lang 20 A. 
Stangen über 18 bis 21 cm lang 30 A, Stangen 
über 21 bis 25 em lang 40 , Stangen über 
25 cm lang 50 %, Kreuze und Achterbock und 
ſtärker 100 A8. 

Abwürfe: Einzelne Ab angen 2 M je 
Kilogramm, Paßſtangen 15 „ je Kilogramm. 

Waldhähne: Auerhähne 50 % je Stück, Birk⸗ 
hähne 25 M je Stück. : 

8. Preiſe für Beamtenwildbret. 

Die Beamten haben für das Wildbret für 
ihren Hausbedarf im Rechnungsjahre 1921 zu 
zahlen: für Rehwild 8 „ je Kilogramm, für Rot⸗, 
Dam⸗ und Schwarzwild 7 , je Kilogramm, 
für Elchwild 3 „ je Kilogramm, für Haſen 20 % 
ie Stück. Die Preiſe für Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Reh⸗ 
und Schwarzwild ſind zu zahlen für das ganze 
Stück, gewogen in der Decke, ohne Kopfſchmuck 
und ohne Aufbruch. 
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9. Stückpreiſe für Haarraubwildbälge. 

Die Regierungen haben die Verwertungs⸗ 
preiſe für das in ihrem Bezirk vorkommende 
jagdbare Haarraubwild in der Zeit vom Oktober 
bis April zu Anfang eines jeden Monats nach 
Bekanntmachungen über Rauchwarenpreiſe, die 
für den Regierungsbezirk als maßgebend und 
zuverläſſig anzufehen ſind, oder nach örtlichen 
Preiſen für Felle, Schwarten und Bälge mittlerer 
Güte zu ermitteln. 60 vom Hundert des ſo feſt⸗ 
geſtellten durchſchnittlichen Verwertungspreiſes iſt 
als Stückpreis für das von den Beamten im vorher⸗ 
gegangenen Monat erlegte jagdbare Haarraub⸗ 
wild feſtzuſetzen (Ziffer 26 J. N. V.) und den 
Oberförſtern ſofort mitzuteilen. 
10. Begriff „Förſter“, Revierförſterbezirk. 

Unter „Förſter“ im Sinne der J. N. V. ſind 
die planmaßigen Inhaber einer Förſterei zu 
verſtehen, alſo auch die Revierförſter für ihre 
Förſterei und die ſelbſtändigen Unterförſter fih 
ihren Dienſtbezirk. Der Dienſtbezirk des Revier 
förſters umfaßt im übrigen die zur Revierförſterel 
gehörenden Förſtereien. 

11. Abnahme des Erlegungsrechts 

bei Nichterfüllung des Abſchuſſes. 

In den J. N. V. iſt daran feſtgehalten, daß 
ein Drittel des Abſchuſſes an Wild der hohen 
und mittleren Jagd den Forſtverwaltungs⸗ 
beamten und zwei Drittel den Forſtbetriebsbeamten 
zuſteht. Eine Ausnahme gibt nur die Ziffer 23 
(vorletzter Satz), wonach der Oberförſter nach⸗ 
träglich auch eine andere Zuteilung vornehmen 
kann. Hiervon iſt jedoch nur dann Gebrauch zu 
machen, wenn gegen Ende der Abſchußzeit die 
Gefahr beſteht, daß ein Teil des Abſchuſſes nicht 
erfüllt wird und daher ſolche Beamte beteiligt 
werden müſſen, die für die Erfüllung des Ab⸗ 
ſchuſſes eine beſondere Gewähr bieten. 


12. Beſtimmung der Förſtereien, in denen 
keine Treibjagden abgehalten werden. 


Da nach Ziffer 14 der J. N. V. die Forſt⸗ 
beamten, in deren Dienſtbezirk keine Treib⸗ 
jagden abgehalten werden, berechtigt ſind, im 
Laufe eines Jahres drei Haſen auf dem Anſtande 
zu erlegen, haben die Oberförſter, ſobald ſich 
der in an Hafen in den Förſtereien Ober, 
ſehen läßt, zu enticheiden, welche Förſtereien 
für Treibjagden nicht in Frage kommen, und 
dies den Förſtern zeitig mitzuteilen. 

13. Beteiligung der Oberpräſidenten 
und Regierungspräſidenten am Abſchuſſe. 


Wenn die Herren Oberpräſidenten und Re⸗ 
gierungspräſidenten ſich am Abſchuſſe von Wild 
der hohen und mittleren Jagd zu beteiligen 
wünſchen, haben ſie es rechtzeitig dem zuſtändigen 
Oberforſtmeiſter mitzuteilen. Dieſer hat den. 
Wünſchen Rechnung zu Tragen, ſoweit er es kann, 
ohne daß der Wildſtand und ſeine Zuſammen⸗ 
ſetzung dadurch nachteilig beeinflußt wird. Den. 
in Frage kommenden Oberförſtern iſt vom Ober⸗ 
forſtmeiſter rechtzeitig Kenntnis zu geben; ſie 
haben dafür zu ſorgen, daß den mitgeteilten 
Wünſchen nach Möglichkeit entſprochen wird. 
Die von den Oberpräſidenten und Regierungs⸗ 
präſidenten erlegten Stücke werden dem Abſchuſſe 
zugeſetzt. Die Geweihe, Gehörne, Gewehre und 
Haken ſelbſterlegter Stücke und die auf der Balz 
erlegten Waldhähne ſind auch den Oberpräſidenten 
e Regierungspräſidenten unentgeltlich zu über⸗ 
aſſen. 
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14. Pflichten der Forſtbeamten bei Durch⸗ 
führung der neuen Vorſchriften. 

Bei der Durchführung der neuen Vorſchriften 
muß es die beſondere Pflicht aller an der Ver⸗ 
waltung der Jagd beteiligten Beamten ſein, 
darauf hinzuwirken, daß bei Erhaltung und 
Pflege des Wildſtandes nach den Grundſätzen 
der Ziffern 1 und 2 der J. N. V. möglichſt hohe 
Einnahmen aus der Jagd erzielt werden ohne daß 
die Ausgaben das unbedingt notwendige Maß 
überſchreiten. Insbeſondere darf die Übernahme 
der Koſten für Wildfütterung, für die Abhaltung 
von Geſellſchaftsjagden und für die Beförderung 
des Wildes auf die Staatskaſſe nicht dazu führen, 
Ausgaben zu machen, die unterblieben ſind, ſolange 
dieſe Koſten im weſentlichen von den Beamten 
getragen wurden. Ich muß erwarten, daß u. a. 
die Beamten in gleicher Weiſe wie früher ſich 
die ſorgfältigſte Behandlung und beſtmöglichſte 
Verwertung des erlegten Wildes angelegen ſein 
laſſen und auch ſelbſttätig an der Wildpflege 
mitwirken (Beſchicken der Fütterungen uſw.). 
Es wird eine wichtige u der Regierung fein, 
ihr beſonderes Augenmerk darauf zu richten, daß 
der Staatskaſſe erhebliche Erträge aus der Jagd⸗ 
nutzung zugeführt werden. 

Durch die neuen Vorſchriften iſt der Abſchuß 
allen Wildes in den Staatsforſten in erſter Linie 
in die Hand der Staatsforſtbeamten gelegt. 
Ich erwarte daher auch, daß dieſe durch weid⸗ 
männiſche Handhabung der Jagd und eifrigſte 
Betätigung im Jagdſchutze mit Nachdruck auf 
Hebung des ſtark zurückgegangenen Wildſtandes 
und ſeine Erhaltung in dem mit Forſt⸗ und 
Landwirtſchaft verträglichen Umfange hinwirken. 

15. Berichte über Erfahrungen 
mit den J. N. V. 

Zum 1. Juli 1923 ſehe ich den Berichten der 
Regierungen über die Erfahrungen mit den 
J. N. V. und etwaigen Vorſchlägen über Anderungen 


entgegen. 
16. Nebenabdrucke. 
Abdrucke für die Oberförſtereien, Forſtkaſſen, 
Förſtereien und Unterförſtereien liegen bei. 
Braun. 
An die Regierungen uſw. 


Regulierung 
des Wirtſchaftslandes der Staatsforſtbeamten. 
Allgemeine Verfügung Nr. III 20 für 1921 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 7146. 


Berlin, den 14. April 1921. 

1. Um den Vorſchriften des § 10 des B. D. 
E. G. Rechnung zu tragen, wonach die Nutzung 
des vom Staate gewährten Wirtſchaftslandes mit 
einem angemeſſenen Betrage auf das Dienſt⸗ 
einkommen angerechnet werden muß, habe ich im 
Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter 
den Bewertungstarif für die Wirtſchafts⸗ und 
Pachtländereien der Staatsforſtbeamten wie folgt 
feſtgeſtellt: 


Garten Acker Wieſe Weide 
I [II[IIHLIIHVIIIIIIIIHVIIIIIIIHHv 
je Hektar] je Hektar je Hektar je Hektar 


KIA KK EP AN an AN e e . 


a * 


Dieſer Bewertungstarif tritt mit Wirkung vom 
1. April 1921 in Kraft. 
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Die Größe und das Nutzungsgeld für das 
regulierte Land wird von hier feſtgeſetzt (ſ. Ziff. 10). 
Das Nutzungsgeld für Land, welches nicht ſofort 
reguliert wird, ſetzt bis zum Regulierungszeitpunkt 
die Regierung ſelbſtändig feſt (ſ. Ziff. 7). Ich 
bemerke hierbei nochmals, daß der Bewertungs⸗ 
tarif keine allgemeine Einſchätzung landwirt⸗ 
ſchaftlich genutzter Grundſtücke darſtellt, ſondern 
ſich auf die tatſächlich im Regierungsbezirke vor⸗ 
handenen Wirtſchaftsländereien bezieht; es müſſen 
alſo folgerichtig die beſten als Wirtſchaftsland ge⸗ 
nutzten Acker und Wieſen des Regierungsbezirkes 
in der Nachweiſung (Ziff. 10) als I. Klaſſe und 
die geringſten als IV. Klaſſe auch tatſächlich vor⸗ 
handen ſein. Cine Ausnahme könnten lediglich 
Weiden bilden, da dieſe in einzelnen Regierungs⸗ 
bezirken nur in ſo geringem Umfange und von 
ſolcher „„ vorkommen, daß eine 
Trennung in 4 Bewertungsklaſſen nicht möglich iſt. 

2. Die fe e 1, Abſatz 2, Ziffern 2 bis 5, 
teilweiſe Ziffer 6 und die Ziffer 7 des Erlaſſes 


. III 14 209 M. f. L. D. u. F. 
vom 30. Juni 1920 — B. 712 F. M. 


und der Erlaß vom 30. November 1920 — 
III 23460 — werden hierdurch aufgehoben. An 
ihre Stelle treten folgende Beſtimmungen: 

3. Nach dem Inkrafttreten des B. D. E. G. liegt 
kein Anlaß mehr vor, die Beſtimmung aufrecht 
zu erhalten, daß das Wirtſchaftsland nur bei 
Stellenwechſel oder auf Wunſch des Stellen⸗ 
inhabers reguliert wird. Die Regulierung iſt 
vielmehr für alle Oberförſter⸗ und SEN 
bis ſpäteſtens 1. Juli 1922 (ſ. Ziff. 7) durch⸗ 
zuführen. Da ſich jedoch ſeit Aufſtellung der 
Regulierungspläne die KC und das Be⸗ 
dürfnis nach eigener Wirtſchaftsführung ſehr 
geändert haben, iſt die Ausſtattung der Stellen 
mit Wirtſchaftsland, wie ich, der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, bereits in 
Ziffer 18 der Allgemeinen Verfügung über die 
Einführung der F. D. A. vom 2. September 
1919 — III 14050 — und in Ziffer 1 des Erlaſſes 
vom 12. Mai 1920 — III 9508 — beſtimmt 
habe, erneut nachzuprüfen. Grundſätzlich ſind 


aber die Stellen nur mit fo viel Wirtſchaftsland 


auszuſtatten, als zur Gewinnung derjenigen 
Erzeugniſſe notwendig iſt, die der Beamte in der 
eigenen Wirtſchaft verbraucht und die zur Führung 
eines rationellen Wirtſchaftsbetriebes unbedingt 
nötig ſind. 

Die 2 über die Verpachtung von 
Wirtſchaftsland (Ziff. 7 der W. V.) ſind ſtreng 
zu befolgen. Die Ziffer 19 der W. V. erhält 
folgende Faſſung: 

„Der Verkauf von Wirtſchaftserzeugniſſen 
auf dem Halme und der Verkauf von Gras 
wird ausnahmslos verboten. In der Wirtſchaft 
etwa erübrigtes Heu darf nur mit Genehmigung 
der Regierung verkauft werden. Bei einem in 

Ausſicht ſtehenden Stellenwechſel hat ſich die Re⸗ 

gierung vor Erteilung einer ſolchen Genehmigung 

zu vergewiſſern, daß der Stelle unbedingt ein 

Heuvorrat erhalten bleibt, wie er zur Ernährung 

eines für die Stelle als normal anzuſehenden 

Viehſtandes bis zur neuen Ernte erforderlich iſt.“ 

5. Die Ausſtattung mit Wirtſchaftsland kann 
erfolgen: 

bei Oberförſterſtellen bis zu 20 ha, 

bei Förſterſtellen bis zu 12 ba, 

bei Unterförſterſtellen und bei nicht planmäßigen 

Stellen mit Dienſtwohnung und Wirtſchafts⸗ 
gebäuden (ſogen. bebaute Stellen) bis zu 6 ha 
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nutzbaren Landes. — Dieſe Sätze ſollen jedoch 
in der Regel nur dort gegeben werden, wo die 
Verhältniſſe des Dienſtes oder der Stelle (be⸗ 
ſonders einſame Lage und Mangel an anderen 
Verkehrsmitteln) bei Förſterſtellen das Halten 
eines Pferdes, bei Oberförſterſtellen das Halten 
von mehr als zwei Pferden erfordern. — Als 
nicht nutzbares Land dürfen dem Wirtſchaftsland 
außer Hof und Bauſtelle nur eigentliche Wege 
belaſſen werden. Moore, Venne, Triften uſw. 
find zum nutzbaren Lande zu rechnen oder vom 
Wirtſchaftsland abzunehmen. 


6. Wegen der bindenden Vorſchriften des 
B. D. E. G. und der mit den übrigen Verwaltungen 
getroffenen Vereinbarungen muß grund ſützlich 
bei der Bemeſſung des Wirtſchaftslandes an den 
Beſtimmungen der Ziffer 5 feſtgehalten werden. 
Nur in ganz beſonderen Ausnahmefällen, die 
jedesmal beſtimmt und unter Angabe der Ent⸗ 
fernung der Stelle vom nächſten größeren Orte 
zu begründen ſind, kann über die Sätze der 
Ziffer 5 hinausgegangen und die Höchſtgrenze des 
Wirtſchaftslandes 
für Oberförſterſtellen bis zuuu 25 ha, 

„ Förſtellen bis zuuu 15 „ 
„ Unterförſter⸗ und bebaute Stellen bis zu 10 „ 
bemeſſen werden. — Derartige Ausnahmefälle 
Können vorliegen, wenn nachgewieſenermaßen 
die unbedingt notwendigen Betriebsaufwendungen 
durch eine Wirtſchaft in dem Rahmen, welchen 
die Ziffer 5 feſtſetzt, nicht getragen werden können, 
oder wenn keine Möglichkeit beſteht, abzulehnende 
Wirtſchaftslandflächen anders als durch über⸗ 
laſſung an den Forſtbeamten der landwirtſchaft⸗ 
lichen Nutzung zu erhalten. 
ch erwarte, daß die Regierung derartige 
Ausnahmefälle gewiſſenhaft und unter ihrer vollen 
Verantwortung prüft, die Größe des Wirtſchafts⸗ 
Landes lediglich nach dem durch die Verhältniſſe 
der Stelle gegebenen Bedürfnis in Vorſchlag 
bringt, und daß überall dort, wo das durch 
Ziffer 5 feſtgeſetzte Maß nicht für erforderlich zu 
erachten iſt, der Umfang des Wirtſchaftslandes 
entſprechend herabgeſetzt wird. 

7. Eine hiernach erforderliche Verkleinerung 
des Wirtſchaftslandes iſt dort, wo der Stellen⸗ 
inhaber einverſtanden iſt oder wo ſie ſich ohne 
Härten für ihn bewerkſtelligen läßt, ſofort durch⸗ 
zuführen. Das abzunehmende Land iſt, ſoweit 
erforderlich, alsbald neu zu verpachten. Wird 
durch die Verkleinerung des Landes eine erhebliche 
Umſtellung der Wirtſchaft notwendig, ſo iſt 
Wünſchen des Stelleninhabers auf eine Ver⸗ 
ſchiebung der Regulierung Rechnung zu tragen. 
Die Regulierung muß aber ſpäteſtens bis zum 
1. Juli 1922 durchgeführt fein. In ſolchen Fällen 
hat aber der Beamte vom 1. April 1921 an für 
das ihm belaſſene Land ein von der Regierung 
unter Anwendung des Bewertungstarifs feſt⸗ 
uſetzendes Nutzungsgeld zu zahlen. Für die 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem Staate und 
dem Stelleninhaber ſind die Ziffern 8 und 41 der 
W. V. maßgebend. Im allgemeinen wird es ſich 
aber zur Vereinfachung der Auseinanderſetzung 
empfehlen, dem Stelleninhaber noch die geſamte 
Ernte des von ihm beſtellten Landes gegen 
Sm des neuen Nutzungsgeldes bis zum 

luſſe des Landwirtſchaftsjahres, zu welchem 
die Ernte gehört, zu belaſſen u Ver⸗ 
fügung vom 24. Auguſt 1907 — 11288 —). 

8. Hat ein Beamter mit meiner oder der 
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Regierung Genehmigung Land verpachtet, welches 
beim Wirtſchaftsland der Stelle verbleiben ſoll 
und nach Ablauf des Pachtvertrages von dem 
Beamten in eigene Bewirtſchaftung genommen 
wird, ſo will ich geſtatten, daß der Beamte bis 
zum nächiten vertraglich zuläſſigen Kündigungs⸗ 
termin Verpächter bleibt. Wird verpachtetes 
Land einer Stelle abgenommen, ſo hat die Re⸗ 
gierung an Stelle des Beamten ſofort in den 
Pachtvertrag einzutreten. 

9. Eine etwa notwendige Vergrößerung von 
Wirtſchaftsland iſt, wenn hierzu bisher verpachtetes 
Acker⸗ uſw. Land verwendet werden muß, in der 
Regel erſt vorzunehmen, wenn der Pachtvertrag 
über das zuzulegende Land abläuft. Vorzeitige 
Kündigung von Pachtland zur Vergrößerung von 
Wirtſchaftsland iſt jedenfalls nur vorzunehmen, 
wenn ſie ſich ohne Schädigung der Intereſſen 
der kleinen Pächter, Waldarbeiter uſw. durch⸗ 
führen läßt. Hierfür bleibt die Regierung ver⸗ 
antwortlich. 

10. Die Größe des Wirtſchaftslandes wird 
endgültig von mir feſtgeſetzt. Die auf Grund 
der Ziffer 6 des Erlaſſes vom 30. Juni 1920 
inzwiſchen aufgeſtellten Nachweiſungen Muſter b 
ſind, ſoweit nötig, nach den vorſtehenden Geſichts⸗ 
punkten unter Mitwirkung der Beamtenvertretung 
nachzuprüfen und mir in doppelter Ausfertigung 
binnen acht Wochen zur Genehmigung vorzulegen. 

Das zu erhebende Nutzungsgeld für das regu⸗ 
lierte Land (Spalte 19 Muſter b) iſt unter Be⸗ 
rückſichtigung der Einheitsſätze des feſtgeſetzten 
Bewertungstarifs vorzuſchlagen. Zinſen der Koſten 
für bereits ausgeführte Verbeſſerungen an Wirt⸗ 
ſchaftsland ſind nicht beſonders zu berechnen, da 
die Zuweiſung zur Kulturklaſſe der ausgeführten 
Verbeſſerung Rechnung zu tragen hat. Werden 
jedoch nach der Neufeſtſetzung Verbeſſerungen auf 
Staatskoſten ausgeführt, ſo iſt das Nutzungsgeld 
um den Betrag der mit 5% zu berechnenden 
Zinſen der Anlagekoſten zu erhöhen. 

Bei Überführung von Holzbodenflächen zum 
Wirtſchaftsland können dem Stelleninhaber, wenn 
er die Koſten der Rodung und Urbarmachung 
ſelbſt trägt, von der Regierung bis zu drei Frei⸗ 
jahre gewährt werden unter der Bedingung, daß 
innerhalb dieſer drei Jahre die Urbarmachung 
durchgeführt ſein muß. 

Mit Rückſicht auf die zur Zeit ſchwankenden 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſollen Bewertungstarif 
und Nutzungsgeld zunächſt nach zwei Jahren neu 
geprüft werden. 

11. Pachtland iſt den Inhabern von Stellen 
der in Ziffer 5 bezeichneten Art nicht mehr zu 
belaſſen. Soweit es das wirtſchaftliche Bedürfnis 
einer ſolchen Stelle erfordert, iſt bisheriges Pacht⸗ 


Abdrucke für die Oberförſter liegen bei. 
Braun. 
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Betrifft Brennſtoffbedarf der Forſtbeamten. 
Allgemeine Verfügung Nr. III 30/1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 7300. 


Berlin, den 4. Mai 1921. 

Im Anſchluß an meine allgemeine Verfügung 
III 11/1921 vom 14. März 1921 — III 4993 — 
weiſe ich darauf hin, daß die Werbungskoſten 
für das Brennholz der Forſtbeamten nach § 24 
der F.⸗D.⸗A. zu berechnen ſind. 

Der an derſelben Stelle gemachte Vorbehalt 
der Genehmigung der Regierung für die Abgabe 
von Scheitholz an Forſtbeamte wird hierdurch 
aufgehoben. Reiſig 1. Klaſſe iſt an Forſtbeamte 
unter keinen Umſtänden abzugeben. 

Abdrucke für die Revierverwalter liegen bei. 

Im Auftrage: v. d. Busſche. 


An die Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 
(an Oppeln durch die Zentralſtelle für die Abſtimmungs⸗ 
gebiete im Miniſterium des Innern), die Herren Direktoren 
der Forſtakademien in Eberswalde und Hann.⸗Münden und 
die Forſteinrichtungsanſtalten. 


CH 


Kreisärztliche Gebühren für Unterſuchung von 
Beamten. 


Allgemeine Verfügung Nr. I 50/1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 3033. IA IV 1726, II 8018, III 561 
Berlin, den 19. April 1921. 
Nachſtehende Abſchrift überſende ich zur 
Kenntnisnahme. 


In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 


8 Abſchrift. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
— J. M. I. 2308. — 


Berlin, den 14. März 1921. 

Betrifft Kreisärztliche Gebühren für die Unter⸗ 
ſuchung und Begutachtung des Geſundheitszuſtandes 
von Reichs⸗ oder unmittelbaren Staatsbeamten. 

Die Unterſuchung und Begutachtung des 
Geſundheitszuſtandes von Reichs⸗ oder unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten gehört, ſofern es ſich nicht 
um die im BS 34 Abſ. 1 Ziffer 5 der Dienſt⸗ 
anweiſung vorgeſehenen in handelt, zu den 
vertrauensärztlichen Verrichtungen der Kreisärzte 
§ 115 Abſ. 2b der Dienſtanweiſung). Der 
Kreisarzt kann daher für dieſe Verrichtungen Ge⸗ 
bühren beanſpruchen. 


Was deren Bemeſſung anlangt, ſo bezieht ſich 
der dem Geſetze, betreffend die Gebühren der 
Medizinalbeamten vom 14. Juli 1909 beigegebene 
Tarif im Abſchnitt B, über den Rahmen der 
Überſchrift hinausgehend, auch auf einzelne Ver⸗ 
richtungen, die zur vertrauensärztlichen Tätigkeit 
der Kreisärzte gehören. Dies gilt unter anderem 
für die im Abſchnitt 7 unter Ziffer 19 angegebenen 
Verrichtungen, unter die auch die Ausſtellung 
von Zeugniſſen und die Erſtreckung von Gut⸗ 
Ze über den Geſundheitszuſtand von Beamten 
allen. 

Da die Höhe der Gebühren für dieſe Ver⸗ 
richtungen der Kreisärzte mithin durch eine 
Spezialvorſchrift geregelt iſt, ſo iſt ſie nach dieſer 
Vorſchrift und nicht nach der Gebührenordnung 
für approbierte Arzte und Zahnärzte vom 1. Sep⸗ 
tember 1920 zu bemeſſen. 

Ich erſuche daher, die Kreisärzte anzuweiſen, 
allgemein von jetzt an die Gebühren für Unter⸗ 
ſuchung und Begutachtung des Geſundheits⸗ 
zuſtandes von Reichs⸗ oder unmittelbaren Staats⸗ 
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14. Juli 1909 
beamten nach dem Tarif vom 20. Dezember 1525 


in Rechnung zu ſtellen. 
Dieſer Erlaß wird in der „Volkswohlfahrt“ 
veröffentlicht. 
In Vertretung: gez. Scheidt. 
An die Herren Regierungspräſtdenten und ben, Herren Polizer- 
präſidenten, hier. e 


Zahlung der Wirtſchaftsbeihilfe an Beamte in den 
beſetzten Gebieten. 


Berlin, den 7. Mai 1921. 

I. Zur Klärung von Zweifeln, die bei An⸗ 
wendung der Runderlaſſe vom 30. Auguſt 1920 
— I 11851 —, vom 30. November 1920 — 
1 28610 — und vom 1. Dezember 1920 — 
I 30930 — entſtanden find, werden die Be⸗ 
ſtimmungen über die Zahlung der Wirtſchafts⸗ 
beihilfe an die Beamten, Volksſchullehrperſonen, 
Angeſtellten und Arbeiter in den beſetzten Gebieten, 
ſoweit die Zahlung vom Wohnſitz (Wohnort, 
Beſchäftigungsort) abhängig iſt, für die Zeit vom 
1. Januar 1920 bis zum 30. Juni 1920 und 
vom 1. Dezember 1920 an wie folgt zuſammen⸗ 


gefaßt: 

1. Planmäßige Beamte und Volksſchullehr⸗ 
perſonen erhalten die Wirtſchaftsbeihilfe, wenn 
ihr dienſtlicher Wohnſitz im beſetzten Gebiete liegt. 

2. Verheiratete planmäßige Beamte und Volks⸗ 
ſchullehrperſonen, die ihren dienſtlichen Wohnſitz 
infolge Verſetzung im beſetzten Gebiet haben, 
deren Familien aber wegen der Wohnungsnot im 
unbeſetzten Gebiet wohnen, erhalten die Beihilfe 
für Ledige. 

3. Fur außerplanmäßige Beamte und Volks⸗ 
ſchullehrperſonen, Lohnangeſtellte und Arbeiter 
iſt die Lage des Beſchäftigungsorts maßgebend. 

4. Verheiratete außerplanmäßige Beamte und 
Volksſchullehrperſonen, Lohnangeſtellte und 
Arbeiter, deren Beſchäftigungsort im beſetzten 
Gebiet liegt, deren Familien aber im unbeſetzten 
Gebiet wohnen, erhalten die Beihilfe für Ledige. 

5. In Orten, die zum Teil beſetzt ſind, iſt die 
Lage der Dienſtbehörde im beſetzten bzw. un⸗ 
beſetzten Teil maßgebend. 

II. Für die Zeit vom 1. Juli bis zum 
30. November 1920 behält es bei den Be⸗ 
ſtimmungen des Runderlaſſes vom 30. Auguſt 
1920 ſein Bewenden. 

Der Finanzminiſter. 
J. V.: Weber. 
An die unterſtellten Behörden. 


T 


Vorbildung 

der Forſtlehrlinge in Mecklenburg e Schwerin. 

Bei den Revierjägerprüfungen hat ſich gezeigt, 
daß ein großer Teil der Forſtlehrlinge nicht die für 
ihren Beruf erwünſchte Schulbildung beſitzt. Auch 
die Forſtverwaltungsbeamten haben ſchon wieder⸗ 
holt über die ungenügende Schulbildung der 
jungen Revierjäger geklagt. Im Rundſchreiben 
vom 31. Januar, 4918 iſt angeordnet, daß alle 
Bewerber für die Annahme als Forſtlehrling, die 
nicht den Befähigungsnachweis für den Ein⸗ 
jährig⸗Freiwilligen⸗Dienſt erbringen, auf den Forſt⸗ 
ämtern einer Prüfung in den Schulkenntniſſen 
unterzogen werden ſollen. Auch dieſe Prüfungen 
haben leider erfahrungsgemäß keine Sicherheit 
für die geeignete Schulbildung der Anwärter 
gebracht. Es iſt daher erforderlich, daß künftig 
unter Abſehung von ſolchen Prüfungen das Maß, 


Kr. 23 Bd. 36 (1921) 
der verlangten Schulbildung beſtimmt feſtgelegt 
wird 


Es wird beabſichtigt, folgendes zu verfügen: 
„Für die Annahme als Lehrling für den 
betriebsbeamtendienſt wird von jetzt an 
der erfolgreiche Beſuch der erſten Klaſſe einer 
Mittelſchule gefordert. Beim Beſuch höherer 
Lehranſtalten (Gymnaſium, Realgymnaſium, 
Oberrealſchule, Realſchule) ſoll aushilflich als 
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Volle Mittelſchulen beſtehen zurzeit in 
chwerin und Parchim; andere ſind im Aufbau 
begriffen. 

Gewährung von Ausnahmen bei beſonderen 
Billigkeitsgründen behält ſich das unterzeichnete 
Miniſterium für eine Übergangszeit bis auf 
weiteres vor.“ 

Die Forſtämter wollen ſich bis zum 15. Juni 
zu dieſem Entwurfe äußern, auch gleichzeitig die 


gleichwertig die Reife für Oberſekunda erachtet unbeeinflußte Anſicht der ihnen unterſtellten 


werden. Da die Mittelſchule eine abgeſchloſſene 
Bildung gibt, ſo wird dieſe als geeigneter an⸗ 


Förſter und Stationsjäger mitteilen. 
Schwerin, 26. April 1921. 


geſehen. Prüfungen durch die Forſtämter fallen | Mecklenburg⸗Schwerinſches Miniſterium für Land⸗ 


künftig fort. 


wirtſchaft, Domänen und Forſten. 


—ů 2 — 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Preußiſche Staatsförſtervereinignng. Unter 
dieſem Namen hat ſich am 25. Mai in Stolp 
in Pommern ein Teil der preußiſchen Staats⸗ 
förſter, dem der gewerkſchaftliche Zuſammenſchluß 
des Vereins Preußiſcher Staatsförſter nicht zuſagt, 
zuſammengefunden. Den Vorſitz hat Herr Hege⸗ 
meiſter Neumann⸗Bärenberg in Göritz, Kreis 
Schlawe, übernommen. Nähere Mitteilungen 
über die Gründung ſind im Vereinsteil auf 
Seite 436 enthalten. Am Freitag, dem 
10. Juni, findet zu Berlin, im Reſtaurant 
Spatenbräu, Friedrichſtr. 172, die erſte Haupt⸗ 
verſammlung ſtatt. Alle Angehörigen des 
hreußifchen Staatsförſterſtandes, die ſich auf 
Grund der im Vereinsteil dieſer Nummer mit⸗ 

eteilten Richtlinien der Preußiſchen Staats⸗ 
ſörſtervereintgung anſchließen wollen, ſind zur 
Teilnahme an der Tagung in Berlin am 10. Juni 
eingeladen. 

E e 

Die neuen Jagdnutzungsvorſchriften für die 
preußiſchen Staatsforſten vom 9. April 1921 
J. N. B.), gedruckt und erſchienen im Verlage von 
J. Neumann in Neudamm, find im Laufe der 
letzten Woche den EE Regierungen zur 
Weitergabe an die Lokalbehörden wer die in der 
laufenden Nummer abgedruckte Verfügung vom 
9. April d. J., die auch in Kürze im Sonderdrucke 
erſcheint) zugeſtellt worden. Vom 6. Juni an 
erfolgt die Hekaus gabe im Buchhandel, die in 
Neudamm erwirkten Beſtellungen werden dem 
Eingange nach erledigt. Der Preis der Jagd⸗ 
nutzungsvorſchriften beträgt 6 A zuzüglich 80 A 
für Porto. Es empfiehlt ſich im Intereſſe der 
Erſparnis von Nachnahmekoſten und der ſchnelleren 
Zuſendung Einſendung des Betrages von 6,80 A 
auf Poſtſcheck⸗Konto Berlin 998, J. Neumann, 
Neudamm. Die Geſchäftsſtelle 


der Deutſchen Torſt⸗Deitung“ 
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Se 


Zum Dienſtaufwand der preußiſchen Stants- 
förſter. Durch den Forſthaushalt ſoll, wie uns 
mitgeteilt wird, der Dienſtaufwand für die 
preußiſchen Staatsförſter für das Etatsjahr 
1921/22 folgendermaßen geregelt werden. Im 
Ordinarium und Extraordinarium ſind im Durch⸗ 
ſchnitt für jede Stelle feſtgeſetzt: für die Förſter 
1000 &, für die Forſtſekretäre 1300 &, für 
die Revier förſter 1500 A Außerdem find für 
die Revierförſter an Pferdegeldern für die Stellen, 
bei denen Pferdehaltung in Betracht kommt, im 
Durchſchnitt 2200 & je Stelle eingeſetzt. 


Im Gange befindliche Betriebsregelungsarbeiten 
der preußiſchen Staatsforſtverwaltung. Wie uns 
noch mitgeteilt wird, haben auch in der Ober⸗ 
förſterei Fredersdorf (Bezirk Königsberg) die 
Betriebsregelungsarbeiten eingeſetzt. Hilfsarbeiter 
iſt Forſtaſſeſſor Schulze. 

C 


Als Vorbildung ber Forſtlehrlinge in Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin ſoll einem Entwurf des dortigen 
Staatsminiſteriums zufolge, den wir im Geſetzteil 
dieſer Nummer auf Seite 428 veröffentlichen, 
in Zukunft der erfolgreiche Beſuch der erſten Klaſſe 
einer Mittelſchule gefordert werden. Beim Beſuch 
höherer Lehranſtalten, wie Gymnaſium, Real⸗ 
gymnaſium, Oberrealſchule bzw. Realſchule, kann 
die Reife für Oberſekunda als gleichwertig 
erachtet werden. Damit dürfte in der Vorbildungs⸗ 
frage der Forſtbetriebsbeamten Mecklenburgs ein 
bedeutender Schritt nach vorwärts getan und ein 
E langem gehegter Wunſch der Erfüllung nahe 
ein. 


* 

Ausſichten im bayeriſchen Staatsforſtdienſt. In 
Bayern unterliegt der Zuzug zum Studium des 
ne keinerlei Beſchränkung. Die Aufnahme 
ür den Staatsforſtdienſt erfolgt erſt nach Abſchluß 
des Hochſchulſtudiums, und zwar nach Maßgabe 
der von der Miniſterial⸗Forſtabteilung alljährlich 
feſtzuſetzenden Bedarfsziffer. Für die Auswahl 
iſt in erſter Linie, Pt nicht ausschließlich, das 
Ergebnis der Abſchlußprüfung an der Univerſität 
(entſprechend dem preußiſchen Referendarexamen) 
maßgebend. Wie in anderen Staaten und faſt 
in allen Berufen war auch in Bayern 1920 ein 
den Bedarf weit überſteigender Zugang von 
Studierenden zu verzeichnen. Die bayerifche 
Staatsforſtverwaltung warnt daher amtlich vor 
weiterem Zugang, da eine größere Anzahl 
Studierender trotz beſtandener Schlußprüfung 
keine Ausſicht hat auf Anſtellung im Staats forſt⸗ 
dienſt. Die Ausſichten, im Privatforſtdienſt 
Unterkommen zu finden, ſind in Bayern nur ſehr 
gering, ebenſo im Holzhandel und in der Induſtrie. 
Für die Ausgeſchloſſenen beſteht infolgedeſſen die 
Gefahr, daß ſie ſich unter Verluſt mehrerer 
Studienſemeſter einem anderen Berufe zuwenden 
müſſen. Sch. 

CH 

Gründung eines Verbandes höherer Kommunal⸗ 
forfibeamien, Am 12. Mai d. J. ift auf einer 
Verſammlung höherer Kommunalforſtbeamten in 
Berlin ein „Verband höherer Kommunalforſt⸗ 
beamten Preußens“ begründet worden. Der 
Verband iſt dem Berufsverein höherer Rommunal⸗ 


* 
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beamten angegliedert und durch dieſen dem 
Bunde höherer Beamten angeſchloſſen. Mitglied 
können alle kommunalen Forſtverwaltungsbeamten, 
aktive wie inaktive, werden, ſofern ſie Befähigung 
um höheren Staatsforſtdienſt in einem deutſchen 
undesſtaate erlangt haben oder der 10. oder 
einer höheren Beſoldungsgruppe angehören. Auch 
Anwärter mit der Befähigung zum höheren Staats⸗ 
E tdienſt für den ee ee ee 
ind aufnahmefähig. Der jährliche Beitrag iſt 
auf 80 A bemeſſen. Daneben werden zur 
Deckung von Unkoſten Zuſchläge von 50 HK 
erhoben. Die an den Berufsverein höherer 
Kommunalbeamten zu zahlenden Beiträge trägt 
die Verbandskaſſe. Es kann damit gerechnet 
werden, daß nach Fertigſtellung der zurzeit im 
Gange befindlichen 1 der Geſamt⸗ 
organiſation der höheren Beamten eine Herab⸗ 
ſetzung des Unkoſtenzuſchuſſes erfolgen kann, 
wenn dann die Beiträge des Verbandes an den 
Verein höherer Kommunalbeamten nicht mehr 
in der Höhe der Beiträge für Einzelmitglieder 
zu zahlen ſind. Zum erſten Vorſitzenden des 
Verbandes iſt Herr Stadtforſtrat Kellner⸗ 
Bunzlau, zum Schriftführer Herr Oberförſter 
Gebbers⸗-Lauenburg in onen. zum Kaſſen⸗ 
führer Herr Oberförſter Krämer in Pützerlin bei 
Mulkenthin, Kreis Saatzig, und zu deſſen Stell⸗ 
vertreter Herr Oberförſter Helm⸗Göollnow gewählt 
worden. Die Wahl eines ſtellvertretenden (zweiten) 
Vorſitzenden wurde ausgeſetzt. Anmeldungen 
zum Beitritt in den Verband find an den Bor: 
ſitzenden zu richten. G. 


CH 

Der Privatwald den Privatforſtbeamten. Unter 
dieſer Überſchrift iſt in Nummer 7 auf Seite 124 
eine Erwiderung auf meinen Artikel in Nummer 4 
Seite 66 erfolgt, in der Herr Förſter Walter, 
Annaberg, unter anderem ausführt, daß früher 
Oberjäger im Privatwald Beſchäftigung ſuchten 
und auch fanden, daß aber die Privatwälder 
durch deren Einſtellung Verſuchsobjekte wurden. 
Dabei überſieht Herr Walter, daß die Oberjäger, 
wenn ſie vom Bataillon kamen, bereits eine 
Lehrzeit zurückgelegt und eine Prüfung beſtanden 
atten, alſo doch nicht ohne forſtwirtſchaftliche 
enntniſſe waren. Ein Vergleich zwiſchen vor⸗ 
ſchriftsmäßig ausgebildeten, gelernten Jägern 
und den von mir erwähnten ehemaligen Kutſchern, 
Dienern uſw. iſt daher unzutreffend. Nach 
meinem Dafürhalten liegt es durchaus im Inter⸗ 
eſſe der Privatforſtbeamten, daß dieſe ſelbſt dafür 
eintreten, daß endlich all die Elemente aus ihren 
Kreiſen entfernt werden, die keine Ahnung vom 
1 haben. Wenn von der Schriftleitung 
ervorgehoben wird, daß es erforderlich iſt, daß 
die in ihrem Betriebe tätigen Beamten möglichſt 
lange auf einer Stelle wirken, damit ſie durch 
unausgeſetzte Beobachtungen ſich mit den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen vertraut zu machen ver⸗ 
mögen, wodurch die geleiſteten Arbeiten tatſächlich 
ſegenbringend wirken, ſo iſt dies gewiß zu⸗ 
treffend. Ein Vorteil für den Privatwaldbeſitz 
iſt hiervon aber nur dann zu erwarten, wenn 
ſein Beamter über die nötigen Fachkenntniſſe 
verfügt und nicht immer Fehler auf Fehler 
häuft. Wo dies nicht zutrifft, iſt es unbedingt 
notwendig, daß der Privatwaldbeſitzer öfter einen 
Einblick von einem erfahrenen alten Beamten 
tun läßt, der ihn auf beſtehende Mängel auf⸗ 
merkſam machen kann. Der Forſtmann lernt nie 
aus, und nur der wird in jedem Falle das 


geld beziehen. 


Richtige herausfinden, der die nötigen Berufs⸗ 
kenntniſſe hat. Bei der Anregung, ftaatliche 
Forſtbeamte im Privatdienſt zu beſchäftigen, 
andelte es ſich hauptſächlich um ſolche, die das 
60. Lebensjahr überſchritten haben und die aus 
den abgetretenen Gebieten auf Wartegeld ge⸗ 
ſetzten, alſo um Beamte, die im Durchſchnitt 
noch zehn Jahre wirken können. Für dieſe iſt 
die Wahl eines anderen Berufes nicht mehr 
möglich. In meinem Artikel habe ich die Herren 
Privatwaldbeſitzer auch darauf hinweiſen wollen, 
daß ſich heute noch unter den Privatforſtbeamten 
ſolche befinden, die ihren Aufgaben durchaus 
nicht gewachſen ſind. Dabei iſt doch ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß vorſchrifts mäßig ausgebildete 
Beamte, ob Oberförſter oder Förſter, eine Schuld: 
an dem übel nicht trifft. In der Hauptfache 
handelt es ſich für mich darum, die Intereſſen⸗ 
der ſchwer geſchädigten Kollegen aus den ab⸗ 
getretenen Gebieten zu vertreten, die mit. 
60 Jahren aus ihrem Wirkungskreis heraus⸗ 
geriſſen wurden, während die um Jahre jüngeren 
Kollegen eine neue Stelle überwieſen erhalten 
und dort bis zum 65. Lebensjahr verbleiben 
können. Dorn, Staatlicher Hegemeiſter. 


Nachſchrift. Herr Hegemeiſter Dorn bringt 
in ſeinen obigen Ausführungen die ganze An⸗ 
gelegenheit in ein anderes Fahrwaſſer. Es kann 
gar keine Rede davon ſein, daß Herr Förſter 
Walter, Annaburg, die Auffaſſung vertreten. 
hätte, daß untüchtige Privatforſtbeamte im Privat⸗ 
walde beſchäftigt werden ſollen, er wollte nur 
das gute Recht der vielen tüchtigen und kenntnis⸗ 
reichen Privatförſter verteidigen, und dieſes Be⸗ 
ſtreben wird bei allen richtig Denkenden vollſte⸗ 
Unterſtützung finden. Gewiß ſieht jeder die 
Unbilligkeit ein, die darin liegt, wenn 65jährige 
noch rüſtige Beamte in den 3 gebracht 
und 60 jährige auf Wartegeld geſetzt und damit 
zu qualvoller Untätigkeit verurteilt werden. Das 
alles ſind Härten, die durch den verlorenen Krieg. 
und den ſchmachvollen Friedensſchluß bedingt 
worden ſind, und leider ſind wir zunächſt nicht in 
der Lage, dieſe übelſtände abzuſtellen. Es bleibt 
aber doch zu erwägen, auf welcher Seite die 
größere Notlage herrſcht, ob bei den Zwangs⸗ 
penſionären, die doch immer eine vor 1 
Not ſchützende Penſion erhalten, oder bei den 
vielen ſtellenloſen, zumeiſt völlig unbemittelten 
Privatforſtbeamten; und hier wird jeder gerecht 
Urteilende uns beiſtimmen, wenn wir meinen, 
daß letzteren in erſter Linie geholfen werden 
muß, beſonders, wenn fie mit Frau und 
Kindern in größter Not ſind und nicht wie 
die Staatsbeamten Ruhegehalt oder Warte⸗ 
Herr Hegemeiſter Dorn führt 
dann weiter aus, daß es für die alten, vorzeitig 
penſionierten Staatsforſtbeamten nicht mehr 
möglich wäre, einen anderen Beruf zu ergreifen: das 
mag ſehr ſchwierig ſein und den alten Herren auch 
nicht mehr zugemutet werden können, aber ebenſo⸗ 
wenig kann von den Privatforſtbeamten verlangt 
werden, ihren Beruf aufzugeben, zum aller⸗ 
wenigſten etwa aus dem Grunde, um in Ruhe⸗ 
ſtand getretenen oder auf Wartegeld geſetzten 
ſtaatlichen Beamten Stellen im Privatwald frei⸗ 
zumachen. Alſo nochmals, wer gerecht denkt. 
gönne den Privatwald den Privatforſtbeamten. 

Die Schriftleitung. 
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Der forſtliche Lehrgang der Landwirtſchafts⸗ 
kammer für die Provinz Hannover findet in der 
eit vom 7. bis 11. Juni in Uelzen, Gaſt⸗ 
aus „Stadt Hamburg“, ſtatt. Aus dem reich⸗ 
altigen Programm der Veranſtaltungen ſeien die 
nachſtehenden Vorträge genannt: Geh. Reg.⸗ und 
Forſtrat Rhenius: Praktiſche Durchforſtungs⸗ 
regeln für Privat⸗ und bäuerliche Forſten. — 
Aufgaben der Forſteinrichtung für den Privat⸗ 
wald unter Berückſichtigung der neuzeitlichen 
waldbaulichen Fragen. Geheimrat Recken: 
Rationelle Teichbewirtſchaftung. Landesforſtrat 
Oelkers: Volkswyrtſchaftlich bedeutungsvolle Auf⸗ 
gaben der Privatforſtwirtſchaft und der Privat⸗ 
forſtbeamten. Forſtmeiſter Graf Bernſtorff: 
Die Förderung der hohen Jagd, mit beſonderer 
Berückſichtigung des hannoverſchen Schweißhundes. 
Oberförſter Luͤdecke: Heideaufforſtung. — Anbau 
fremdländiſcher Holzarten. Oberförſter Rädecke: 
Wald bauliche Beobachtungen bei der forſttechniſchen 
Beratung der Lüneburger Waldbauvereine. Ober⸗ 
förſter Schmitz: Lage und Ausſichten auf dem 
Holzmarkte. Oberförſter Steffens: Natürliche 
Verjungung der Kiefer im Heidegebiet. — Wald⸗ 
bauliche Maßnahmen zum Schutz gegen Wald⸗ 
brände im Heidegebiet. — Praktiſche Mittel für 
die Hebung des Wildbeſtandes. Forſtaſſeſſor 
Gribkowski: Tieriſche und pflanzliche Schädlinge 
der Kiefer. — Weſen, Bedeutung und Anwendung 
von Ertrags-, Maſſen⸗ und Walzentafeln. Jagd⸗ 
ſchriftſteller Baltz: Die hannoverſche Jagdordnung 
und ihre im Intereſſe der Wildhege erforderliche 
Verbeſſerung. Dr. iur. Grude: Beſteuerung 
des Waldeinkommens und des Waldvermögens. 
Dr. med. vet. Schermer: Die Wildkrankheiten 
und ihre Bekämpfung. Außer den Vorträgen 
findet noch eine Reihe von Beſichtigungen, Aus⸗ 
flügen und übungen ſtatt, ſo Beſichtigung eines 
neuzeitlichen Sägewerkes in Oldenſtadt, Ausflüge 
in die v. Eſtorffſchen Forſten in Veerßen, in die 
v. Meltzingſchen Forſten und in die Uelzener 
Stadtforſt. Die Teilnehmergebühren für den 
Lehrgang betragen für i 50 , 
für Waldbauvereins⸗ und Waldbeſitzerverbands⸗ 
mitglieder 75 & und für ſonſtige Waldbeſitzer 
100 &. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Die Kies und Sandnutzung am Strande der 
Oſtſee. Vom Strande der Oſtſee werden jährlich 
viele Tauſende Fuhren Kies und Sand abgefahren, 
ohne daß hierfür etwas bezahlt wird. Der Kies 
wird meiſtens zu Bauzwecken und in Induſtrie⸗ 
betrieben verwertet, teils auch zum Befahren der 
Fußſteige in Garten⸗ und Parkanlagen benutzt. 
Es iſt unverſtändlich, warum die Strand⸗ 
verwaltung die Einnahmequelle, die ſehr viel 
Geld bringen würde, nicht ausnutzt, zumal der 
Staat Geld nötig gebraucht. R. 

* 

Lieferung von Holzhäuſern für die Entente. 
Zur Beſchaffung von Unterkunftsräumen für die 
Bewohner der zerſtörten Gebiete Nordfrankreichs 
war von deutſcher Seite ſchon ſeit längerer Zeit 
auch die Lieferung von Holzhäuſern angeboten 
worden. Nach langen Verhandlungen hat Frank⸗ 
reich ſich endlich bereit erklärt, 25000 Holzhäuſer 
annehmen zu wollen. Dieſer große Auftrag iſt 
ſehr bedeutungsvoll für die ganze deutſche Holz⸗ 
wirtſchaft. Wenn die Häuſer bis zum Herbſt 
fertiggeſtellt ſein ſollen, muß die Herſtellung, 
welche in der Hauptſache in Deutſchland zu er⸗ 


folgen hat, alsbald in die Wege geleitet werden. 

Hoffentlich treten bei der Vergebung nicht wieder 

die Blüten der Kriegslieferungen und des Schieber⸗ 

tums hervor! S. 
2 


Waldbrände. 

Anhalt. In der Staatsoberförſterei Sollnitz 
entſtand am 28. April ein Waldbrand, durch den 
2 ha Eichenſtangenholz und 60 ha Nadelholz⸗ 
ſchonung vernichtet wurden. Anſcheinend iſt 
dieſer durch zwei Leute veranlaßt, die in der 
benachbarten Preuß. Oberförſterei Gräfenhainichen 
neu errichtete Maſten der Starkſtromleitung von 

ſchornewitz nach Magdeburg anſtrichen und 

igaretten geraucht haben. Das Feuer entſtand 
gegen %1 Uhr mittags. Bei ſtarkem Oſtwinde 
verbreitete es ſich ſehr ſchnell, überfiel den 50 m 
breiten Feuerſicherheitsſtreifen an der preußiſchen 
Grenze, konnte aber nicht gehalten werden, da 
Löſchmannſchaften fehlten. Erſt durch eingetroffene 
Hilfe aus Kl.⸗Möhlau und Sollnitz (Einwohner), 
Feuerwehr aus Golpa, konnte das Feuer ein⸗ 
gedämmt werden. Später beteiligten ſich eine 
Abteilung Ordnungspolizei ſowie Reichswehr, 
die von Deſſau telephoniſch herbeigerufen waren. 
Gegen 5 Uhr abends war die Gefahr beſeitigt.) 
Die Sicherheitspolizei und Reichswehr über⸗ 
nahmen die Nachtwachen unter Leitung der 
Betriebsbeamten. Am 29. April abends rückten 
die Mannſchaften wieder ab, da ein Wieder⸗ 
aufflackern des Feuers nicht mehr zu befürchten war. 

Bezirk Münſter. Am 29. April d. J. hat im 
Weißen⸗Venn ein Waldbrand ſtattgefunden. Das 
Feuer entſtand in dem ſogenannten Weißen⸗Venn 
in der Gemeinde Hülſten, vormitttags 10 Uhr. 
Bei der großen Trockenheit und dem herrſchenden 
Nordoſt⸗Winde verbreitete es ſich in dem Heide⸗ 
gelände ſehr ſchnell in ſüdweſtlicher Richtung 
und durchlief ſodann das Aufforſtungsgebiet der 
Nordiſchen⸗Holzhandels⸗Geſellſchaft (ca. 10 jährige 
Kiefern⸗Kulturen). Von dort dehnte ſich das Feuer 
weiter durch die Herzogl. Croy'ſchen Forſtbeſtände 
der Förſterei Laveſum und durch Bauernwaldungen 
aus, bis es ſchließlich gegen 10 Uhr abends in 
der Stadtforſt Haltern zum Stehen gebracht wurde. 
Die Brandfläche beträgt ſchätzungsweiſe 750 ha, 
davon ca. 180 ha Waldbeſtand, vorwiegend Kiefern 
im Alter von 5 bis 30 Jahren, der vollſtändig 
vernichtet iſt. Von den Herzogl. Croy'ſchen Forſt⸗ 
beſtänden find rund 20 ha 20⸗ bis 30 jährige Kiefern 
vernichtet. An den Löſchmaßnahmen beteiligten 
ſich recht rege Einwohner von Laveſum und Haltern, 
ſowie die Feuerwehren von Haltern und Groß⸗ 
Reken. Die Entſtehungsurſache wird auf fahr⸗ 
it Brandſtiftung von Bauernknechten zurück⸗ 
geführt. , 


ce 
* 


Brief und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle ubernehmen für Ausküufte 
leinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Berückſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
meuts-⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizuſugen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beauſprucht; find 
ledoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, für 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, jo wird Vergutung dieſer Selbſtkoaſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht beuach⸗ 

richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 43. Kinderbeihilfe für einen in 
der Wirtſchaft tätigen, aber ſchwerkranken, 20jährigen 
Sohn. Habe ich fuͤr meinen Sohn, 20 Jahre alt, 
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der in meiner Wirtſchaft tätig, jedoch ſchwer herz: 
und leberleidend iſt, Anſpruch auf Kinderbeihilfe? 
Der hieſige Magiſtrat ſtellt ſich auf den Standpunkt, 
daß durch die Beſchaͤftigung meines Sohnes eine 
Dienſtperſon geſpart werde und mein Sohn durch 
die Bekoͤſtigung und Wohnung ein Einkommen von 
mindeſtens 1800 & jährlich habe. 
L., Revierfoͤrſter. 
Antwort: Machen Sie den Magiſtrat darauf 
aufmerkſam, daß Ihr kranker Sohn auf Grund der 
Ihnen obliegenden Unterhaltungspflicht ſeinen Unter⸗ 
halt genießt und eigenes Einkommen nicht hat. Ihr 
Anſpruch auf volle Kinderbeihilfe iſt berechtigt, denn 
es kann unter den vorliegenden Umſtaͤnden keine 
Rede davon ſein, daß Ihr Sohn eine Arbeitskraft 
erſetzt. —t, 
Anfrage Nr. 44. Wird im Gemeindedienſt 
verbrachte Dienſtzeit im Staatsdienſt bei der Pen⸗ 
fionterung angerechnet? Ich bin hier auf Probe 
bis 1. April 1922 angeſtellt (Staatsanwaͤrter) und 
von der Regierung beurlaubt. Die Regierung teilte 
mir mit, daß die Zeit im Kommunaldienſt bei der 
Penſionsberechnung im Staatsdienſt ſpaͤter nicht 
in Anrechnung kommt. Iſt dies geſetzlich gerecht⸗ 
fertigt? S., Stadtfoͤrſter. 
Antwort: Der Staat hat keine Verpflichtung, 


Ihnen die im Gemeindedienſt zugebrachte Dienſtzeit f 


als penſionsfaͤhig anzurechnen. r. 
Anfrage Nr. 45. Abzeichen der Kommunal⸗ 
GR und Tragen des goldenen Portepees. Ich 
preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamter ` (et 
angeſtellt) . Mit wieviel Dienſtjahren bin ich be: 
rechtigt, auf den Achſelſtuͤcken die Horneicheln, mit 
wieviel Dienſtjahren die goldenen Eicheln zu tragen? 
Das goldene Portepee wohl mit 15 jähriger Dienſt⸗ 
zeit? Zaͤhlen die Jahre, welche ich beim Jaͤger⸗ 
Bataillon gedient habe mit und auch die Kriegs⸗ 
jahre doppelt? Sind etwaige Eingaben zwecks 
Fragen von ſolchen durch den Magiſtrat oder direkt 
an den Regierungspraͤſidenten zu richten? 
D., Kommunalförſter. 
Antwort: Die Eicheln ſind die Abzeichen der 
Foͤrſter. Sobald Sie als ſolcher ernannt und auf 
Lebenszeit angeſtellt ſind oder wenn Sie im 
entgegengeſetzten Fall zu den Korpsjaͤgern ge: 
hoͤren, haben Sie das Recht, dieſe Abzeichen 
zu tragen. Goldene Eicheln gibt es nicht, aber 
wenn Sie den Stern des Hegemeiſters meinen, 
ſo wuͤrden Sie ihn mit der Ernennung zum Hege⸗ 
meiſter tragen duͤrfen. Das goldene Portepee kann 
nach den heute beſtehenden Beſtimmungen nach 
15 jaͤhriger Dienſtzeit verliehen werden, aber dieſe 
Dienſtzeit muß im Gemeindedienſt zugebracht ſein. 
Liegen beſondere Umſtaͤnde vor, ſo kann die Ver⸗ 
leihung auch vorher geſchehen. Der Magiſtrat hat 
Ge etwaigen Antrag beim Regierungspraͤſidenten zu 
ellen. -t. 
Anfrage Nr. 46. Verbotenes „Riffeln“ von 
Waldbeeren; Veſchlagnahme von Werkzeugen 
beim Forſtdiebſtahl und Entwendung von Grund⸗ 
ſtücksbeſtandteilen. I. In hieſiger Oberförſterei 
wird gelegentlich der Blaubeerernte viel „geriffelt“, 
d. h. die Beeren werden mit einem kammartigen, 
hinten kaſtenförmigen Inſtrument abgeleſen. 
Dieſes Riffeln iſt, da großer Schaden damit an⸗ 
gerichtet wird, ſtreng verboten und haben die Be⸗ 
amten den Auftrag, die betreffenden Werkzeuge 
fortzunehmen. 1. Ich möchte nun wiſſen, ob ich 
befugt bin, da, wo mir die Herausgabe der Riffel 
verweigert wird, dieſelbe mit Gewalt zu nehmen? 
2. Darf ich ein Herabſetzen der Tragekiepen zwecks 
Unterſuchung derſelben auf Riffeln erzwingen? 
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3. Was habe ich mit den fortgenommenen Blau⸗ 
beeren zu tun, ebenſo mit den Riffeln? II. Ferner 
bitte ich um Beantwortung der beiden Fragen: 
1. Darf ich Axt, Säge uſw. (beim Forſtdiebſtahl) 
mit Gewalt wegnehmen? Dieſer Punkt iſt meines 
Wiſſens nirgends deutlich klargelegt! 2. Wonach 
wird die Entwendung von Lehm, Mergel und 
Ton beitraft? , F. o. R. 

Antwort: Nach der Frageſtellung zu 1 
handelt es ſich um ein erlaubtes Sammeln von 
Beeren. Unter „Sammeln“ iſt zu verſtehen, 
daß die einzelnen Beeren zuſammengebracht 
werden, nicht allein durch Abpflücken, ſondern 
auch durch Abkämmen oder Riffeln, ſo daß die 
durch Riffeln gewonnenen [Beeren als erlaubt 
geſammelt angeſehen werben dürfen, ſofern 
kein Vorbehalt gemacht iſt, der dieſes aus⸗ 
ſchließt. Das Sammeln von Beeren unterliegt 
forſtpolizeilichen Beſtimmungen, iſt aber im Feld⸗ 
und Forſtpolizeigeſetz nicht mit Strafe bedroht, 
trotzdem aber doch nicht als erlaubt anzuſehen, 
weil derjenige, der ohne Erlaubnis in einem 
fremden Walde Beeren ſammelt, ſie ohne den 
Willen des Beſitzers deſſem Beſitz entzieht und 
ſelbſt den Beſitz durch verbotene Eigenmacht 
erlangt ($ 858 B. G. B.). Unter ſolchen Um⸗ 
tänden iſt der Waldbeſitzer oder der von ihm 
beſtellte Stellvertreter berechtigt, die durch ver⸗ 
botene Eigenmacht erlangten Beeren, nötigenfalls 
mit dem Gefäß, in dem ſie enthalten ſind, dem 
auf friſcher Tat betroffenen Täter mit Gewalt 
abzunehmen (B. G. B. Së 859, 860). Es iſt 
anzunehmen, daß im vorliegenden Falle die 
Oberförſterei das Beerenſammeln wie üblich auf 
Grund eines Erlaubnisſcheines in beſchränkter 
Weiſe, d. h. bei Unterſagen des Riffelns, 
geſtattet hat, ſo daß das Riffeln das Sammeln 
zu einem unbefugten macht. Den unter den 
vorliegenden Umſtänden geſammelten Beeren 
gegenüber beſteht das oben erörterte Wieder⸗ 
bemächtigungsrecht, nötigenfalls mit dem Gefäß 
oder Tuch in dem ſie enthalten ſind. Es muß an⸗ 
genommen werden, daß es in Ihrem Bezirk an 
einer Polizeiverordnung fehlt, die das Beeren⸗ 
ſammeln regelt, weil nur von einem Verbot 
der Oberförſterei die Rede iſt. Der Täter iſt 
legitimiert durch ſeinen Erlaubnisſchein, ſo daß 
eine Wegnahme des Werbungswerkzeuges auf 
Grund und im Rahmen des § 127 Strafprozeß⸗ 
ordnung nicht erfolgen kann, aber ſie iſt auf 
einem anderen Wege doch möglich. Die für die 
wertvollen Beerenſträucher ſchädliche und deshalb 
nicht geſtattete Verwendung des Werkzeuges 
richtet ſich gegen weſentliche Beſtandteile des 
Grundſtücks und ſomit gegen das Eigentum. 
Dieſer Beſitzſtörung gegenüber muß die Abwehr 
und deshalb auch die Wegnahme des Werkzeuges 
zuläſſig ſein, das auch dann, wenn die Verlekung 
droht. Dieſe Wegnahme kann ſelbſtverſtändlich 
auch unter Anwendung von Gewalt geſchehen, 
wie oben gezeigt worden iſt. An der Berechtigung 
zur Durchſuchung der Kiepen auf friſcher Tat iſt 
nicht zu zweifeln. 

Zur Erreichung des Zweckes gibt es ſchließ⸗ 
lich auch noch einen anderen Weg. Es ſteht 
feſt, daß das Riffeln nicht geſtattet iſt, weil 
es die Sträucher beſchädigt. Wird trotz⸗ 
dem geriffelt, jo handelt es ſich um eine 
unbefugte Beſchädigung von Sträuchern, bei 
welcher das Bewußtſein der Widerrechtlichkeit 
nicht fehlt, die durch 5 30 Nr. 5 des F. u. F. P. G. 
mit Geldſtrafe bis 150 K oder mit Haft beſtraft 
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werden ſoll. Unter dieſer Vorausſetzung handelt Zu II. Der 8 15 des Forſtdiebſtahlgeſetzes 
es fich bei dem Werkzeug um einen Gegenſtand, ſchreibt vor, daß Axte, Sägen, Meſſer und andere 
welcher als Beweismittel für die Unterſuchung von zur Begehung des Forſtdiebſtahls geeignete Werk⸗ 
Bedeutung iſt, der in Verwahrung zu nehmen zeuge, welche der Täter bei der Begehung des Forſt⸗ 
und, wenn er nicht freiwillig herausgegeben wird, diebſtahls bei ſich geführt hat, eingezogen werden 
zu beſchlagnahmen, alſo mit Gewalt wegzunehmen können. Sie ſind deshalb, geſtützt auf 88 94 ff. Straf⸗ 
iſt. Die unbefugt geſammelten und abgenommenen prozeßordnung, in Verbindung mit $ 16 des Forſt⸗ 
Beeren gehören dem Waldeigentümer. Riffeln, diebſtahlsgeſetzes, in Beſchlag zu nehmen, d. h. 
die geſtützt auf das Bürgerliche Recht weggenommen wenn ſie nicht freiwillig herausgegeben werden, 
find, müſſen zurückgegeben, die unter anderen unter Anwendung von Gewalt dem Täter zu ent- 
Umſtänden auf Grund der Strafprozeßordnung ziehen. 2.) Wer durch Graben von Erde, Lehm, 
fortgenomm enen zur Verfügung des Gerichtes Sand oder Mergel die Subſtanz eines fremden 
gehalten werden und, weil ſie der Einziehung Grundſtücks verringert, wird auf Grund des 
nicht unterliegen, ſpäter ebenfalls zu dem Eigen⸗ F 370 Strafgeſetzbuches mit Geldſtrafe bis zu 
tümer zurückkehren. 150 Mk. oder mit Haft beſtraft. 


—ͤ 22. — 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitterlungen und Perſonalnotizen tft verboten.) 


e Gemeindeförſterſtelle Warſtein 11 iſt am 1. Oktober 

Zur Seſetzung gelangende Torftdienſtſtellen. neu zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis 15. Juli 

Preuß an den Stadtvorſteher Pieper in Waiſtein ein⸗ 

eußen. 8 er 1 15 Dep 1 9 10 SSES 

e a 2 orſtgehillfe oder sförſter möglichſt für ſofort 

Staats ⸗Forſtverwaltung a geſucht. Bewerbungen ſind umgehend an die 

Förſterſtelle Biſchofsdhron, Oberf. Morbach (Trier), ſtädt. Oberförſterei Lauenburg i. Pomm. einzu⸗ 
iſt zum 1. September zu beſetzen. Zur Stelle reichen. Näheres ſiehe Anzeige. 

gehören: 0,0210 ha Garten, 1,0530 ha Acker, Forſtkaſſengehilfe zum 1. Juli geſucht. Bewerbungen 

1,2490 ha Wieſe. Nutzungsgeld ſteht noch nicht ſind an die Forſtkaſſe Torgau zu richten. Näheres 


feſt. Dienſtaufwandsentſchädigung 300 Mk. Bahn⸗ ſiehe Anzeige. 

ſtation a 1 e E eer SE lt 

33 km. Dienſtwohnung vorhanden. Bewerbungs- bü 

friſt: 1. Juli. Zugelaſſen find Forſtſchreiber und Verwa ungsänderungen. 
Förſter o. R. des hieſigen Beziiks und der Thüringen. 


Regierungsbezirke Koblenz, Düſſeldorf, Köln und Durch Verfügung des Thüringiſchen Finanzmmiſteriums 

Aachen, welche den Forſtverſorgungsſchein von iſt an Stelle der in den früheren Thürmgiſchen Einzel 

1904 und früher erhalten haben. ſtaaten SE SE SE 0 

revierverwa tung DI. im Lande yuringen e einheitliche 

5 5 V Auen Bezeichnung Thüringiſches Forſtamt eingeführt 
gehören: Dienſtwohnung, Wirtſchaftsland und e 

Dienſtaufwandsentſchädigung, die nach den neuen Perſonalnachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗FJorſtverwaltung. 


Grundſätzen anderweit geregelt werden. Be⸗ 
werbungsfriſt: 15. Juni. 
Förſterſtelle Schwarza, Oberf. Schwarza (Erfurt), Auchbotz, Förſter in Schnöggersburg (Magdeburg), tft vom 
iſt zum 1. Auguſt zu beſetzen. Zur Stelle gehört S d dr, e auf e GE ee E 

1 ha nutzbares Wirtſchaftsland. Dienſtaufwands⸗ Oberf. Rieth (Stettin), verſetzt. 
Fliegner, Förſter in Michendorf, Oberf. Kunersdorf (inter, 
kunft), iſt vom 1. Juli an nach Eggersdorf, Oberf. 


entſchädigung 350 Mk. Dienſtwohnung iſt vor⸗ 
Neuruppm (Potsdam), verſetzt. 


handen. Bewerbungen ſind bis zum 15. Juni 
Gebauer, reichsländiſcher Förſter, Ur unter gleichzeichzeitiger 


einzureichen. 
Förſterſtelle Sezevrzik, Oberf. Zbitzto (Oppeln), iſt Übertragung der Foͤrſterſtelle Mengsberg, Oberf. Menqs⸗ 
berg (Caſſel), vom 1. April an in den Preußiſchen 


um 1. Juli zu beſetzen. Bewerbungsgeſuche 
f Staatsforſtdienſt übernommen. 


ind an die Regierung, Forſtverwaltung in Oppeln, 
Kallenbach, Förſter o. R. in Grünau, Oberf. Grünau⸗Dahme. 


bis zum 10. Jani einzureichen. 
; iſt vom 1. Mai an nach Neu⸗Zittau, Oberf. Erkuer 
Im Regierungsbezirk Merſeburg ſind folgende (Potsdam), verſetzt. Die zu dem gleichen Zeitpunkte 


Forſtdlenſtſtellen zu beſetzen: verfugt geweſene Verſetzung des K. nach der Oberf 
Sörfterftelle Maßlau, Oberf. Halle, iſt zum 1. Juli Kunersdorf iſt zurückgezogen. 
zu beſetzen. Die Größe des Wirtſchaftslandes, Kaupiſch, Förſter o R. in Holzhauſen, bert, Gahrenberg, 
die Höhe des Nutzungsgeldes und der Dienſt⸗ 155 aſſehh. N nach Züntersbach, Oberf. Oberzell 
3 del wird neu eſetzt. Be⸗ e Bi, 
EE EECH neu feilgeießt. Be Kunert, Foͤrſter o. R. in Züllsdorf, Oberf. Roſenfeld, ift vom 


1. April an die Foͤrſterſtelle Brucke, Oberf. ur 
Förſterſtelle Etaupitz, Oberf. Sitzenroda, iſt zum ere dn onen. SE EE 
1. Oktober neu zu beſetzen. Die Größe des Schönßerr, Hegemeiſter zu Eiſerwerk, Oberf Wicherts hof, 
Wirtſchaftslandes, die Höhe des Nutzungsgeldes iſt vom 1. Juli an auf die Förſterſtelle Katzkeim, Oberf. 
und der Dienſtaufwandsentſchädigung wird neu 
feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt: 1. Juli. 


Warnicken (Königsberg), verſetzt. 
Ge en in Bits 9 e 
Schneidemühl), ot zum 1. April die Foͤrſterſtelle el» 
Die bebaute Förſterſtelle o. R. Coßweda, Oberf. Zeitz, N f 1 PP 
ift ſofort zu beſetzen. Bewerbungen umgehend. 
Die planmäßige Forſtſchreiberſtelle Annaburg, Oberf. 


eld, Oberf Wallennein (Caſſel), uͤbertragen. 
Taeſchner, Förſter o. R in Munchenwalde, bert, Mehlauken. 
Annaburg, iſt ſofort zu beſetzen. Bewerbungen 
umgehend. 


iſt vom 1. Juli an auf die Förſterſtelle Schwentoze 
Mittelbarer Staatsdienſt. 


Oberf. Neu⸗Sternberg (Königsberg), verſetzt. 
Bertram, Forſtgehilfe in Neuendorf, Oberf. Cummersdorf 
Stadtförſterſtelle zur Horgmarer Warte, Kr. Mühl⸗ 
hauſen i. Tg., iſt zum 15. Juli oder früher zu 


iſt vom 19. April an nach Cberswalde, Oberf. Bieſenthal 
beſetzen. Bewerbungen find an den Magistrat 


(Potsdam), verfetzt. 
Wethmann, Hilfsförſter in Niemegk. Oberf. Dippmauns dorf, 
Mühlhauſen i. Th. zu richten. Näheres ſiehe 
Anzeige. 


iſt vom 9 April an nach Rüdersdorf, Oberf Rüders⸗ 
dorf (Potsdam), verſetzt. 

Wie lecke. poriigebilfe in Potsdam, Oberf. Potsdam, iſt vom. 
1. Mat an nach Lehnin, Oberf. Lehnin (Potsdam), 


D 
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verſetzt. 
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Braun, Forſtgehilfe in Dohnlale, Oberf. Schönwalde, iſt 
vom 1. Mai an nach Alexanderdorf, Oberf. Cummers⸗ 
dorf (Pots da m), verſetzt. 

Kagemeiſter, Forſtgehilfe in Ludwigsaue, Oberf. Kremmen, 
iſt vom 16. April an nach Friedersdorf, Oberf. Frieders⸗ 
dorf (Potsdam), verſetzt. 

Klahr, Forſigehilfe in Halle, bert, Halle, iſt vom 15. Mai 
an nach Glücksburg, Oberf. Glücksburg (Merſeburg), 


verſetzt. 

Kraft, Hilſsförſter in Clſterwerda, Oberf. Elſterwerda, iſt 
vom 1. Juni an nach Mügeln, Oberf. Glucksburg 
(Merſeburg), verſetzt. 

Kramarz, Förſter o. R. und beauftragt mit der Verwaltung 
einer Forüoberſekretärſtelle an der Forſtemrichtungs⸗ 
anſtalt in Caſſel, iſt zum Forſtoberſekretär ernannt. 

Kramer, Forſtgehilſe in Potsdam, Oberf. Potsdam, iſt vom 
16. April an nach Blankenburg, Oberf. Gramzow 
(Potsdam), verſetzt. 

Akückmann, Hilſsförſter in Baa⸗See, Oberf. Freienwalde 
a. O., tritt nach Beendigung der Forſterprüfungs⸗ 

Nd am 1. Juni zur Forſtakademie Eberswalde 
zurn 

Metzing, forſtverſorgungs berechtigter Anwärter in Gurkow 
Oubahn), iſt vom 21. April an zur vorübergehenden 
Beſchäftigung als Hilfsförſter nach Cichholz, Oberf. 
Lüdersdorf ([Potsdam), verſetzt. 

Meyer, Hilfsforſter in Drachhauſen, Oberf. Peitz (Frankfurt 
a. O), iſt zum 1. Juni nach Horburg, Oberf. Halle 
(Merſeburg), einberufen. 

Sauer, Forſtgehilfe in Erdhauſen, Oberf. Gladenbach, iſt 
nach Oberlinsphermuhle, Oberf. Elbrighauſen (Wies⸗ 
baden), verſetzt. 


Schmidt, Forſtgehilfe in Rägelin, Oberf. Neuendorf, iſt vom 
10. April an nach Havelberg, Oberf. Havelberg 


(Potsdam), verſetzt. 

Schröder, Forſigehilfe in Friedersdorf, Oberf. Friedersdorf, 
i vom 16 April an nach Neukammer, Oberf. Kremmen 
(Pots dam), verſetzt. 

Steinsorn, Hilfsförſter in Friedersdorf, Oberf. Friedersdorf, 
iſt vom 1. Zum an nach Potsdam, Oberf. Potsdam 
(Potsdam), verſetzt. 

Wagner, Hilfsförſter in e Oberf. Halle, iſt zum 
1. deb nach Züllsdorf, Oberf. Ro 
verſetzt. 
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Mittelbarer Staatsdienſt. 


Chriſt, en. Ober. iſt als Gemeindeförſter auf Probe in 
Hau en, Oberf. Kelberg (Coblenz), angenellt. 


Bayern. 


Zu Forſtmeiſtern wurden ernannt: 

Gruber, Forſtamtmann in Miltenberg; Koch, Forſtamtmann 
im Inzell, Forſtamt Siegsdorf. 
In den Ruheſtand wurden verſetzt: 

Freiherr von Harsdorf, Oberforſtmeiſter in Rothenburg 0.7, 
vom 1. Juli an; Kauber, Oberforſimeiſter in Triesdorf, 
vom 1. September an. 


Müller, Forſtamtmann, iſt vom 1. Juni an an das Forſtamt 
Dießen verſetzt. 

Pichler, Revierförſter in Schachtenbach, tft vom 1. Juni an 
nach Brandholz, Forſtamt Goldkronach, beruſen. 
Zu Forfiverwaltern wurden befördert die Revierförſter: 

Boffo in Elmſtein⸗Sud; Kauppert in Salzwoog. 


Zu Forſtaſſiſtenten wurden ernannt die Anwärter für 
den mittleren Forſtdienſt: 

Abert in Breitenthal; Bold in Landſtuhl⸗Nord; Cronauer 
in Stammham; Oanninger in Kinding; Dechant in 
Nürnberg⸗Sud; Fink in Thaleiſchweiler; Siſcher in 
Bergheim; Graf in Preſſath; Gumppenberg in ‘Bette 
brunn; Keik in Erlangen ⸗Oſt; Seil in Weihenzell: 
Herrmann in Ebrach; Huber in Ruhpolding⸗Oſt: Kals 
im Rehau; Mang in feier Forſthaus; Meier in 
Zeifendorf: Näpfel in Altdorf; Kürbauer in Schoben⸗ 
er en; Sädenmger in Fabrikſchleichach; Schleicher in 
zelleufeld; Schleunert in Johanniskreuz: Schmidinger 
in Unterliezheim; Schneider in Bodenmais; Schrüſer in 
Biburg; Schwarz in Köſching: Schwind in Rupperts⸗ 
hütten; Strauß in Wieſen; Bofler in Weiltingen. 


Verſetzt wurden die Revierförſter: 


Greiner von Brandholz nach Oberſtorf; Käpfel von Lellen⸗ 
feld nach Ansbach; Spörlein von Emmerichsthal nach 


Volker. 
Dirſchert, Förſter, wurde von Breitenthal nach Mainburg. 
verſetzt. 


ſenſeld (Merſeburg), Salzmann, Revierförſter, wurde von Forſtamt Zeil uach 


Cmmerichsthal berufen. 


Vereinszeitung. 


Mitteilungen forſtlicher Vereine. 


Pommerſcher Forſtverein. 
42. Mitgliederverſammlung 
am 1. und 2. Juli 1921 zu Köslin. 
um erſten Male nach dem Kriege wird eine 
Verſammlung des Pommerſchen Forſtvereins von 
dem Unterzeichneten auf den 1. und 2. Juli 1921 
nach Köslin einberufen. 

u Teilnahme an der Verſammlung werden 
die Mitglieder des Vereins, Mitglieder und Ver⸗ 
treter auswärtiger forſtlicher Vereine ſowie die⸗ 
jenigen, die dem Verein beizutreten wünſchen, 
freundlichſt eingeladen. Auch ſonſtige, von Mit⸗ 
liedern eingeladene Freunde des Waldes werden 
herzlich willkommen ſein. 

Um die Unterbringung der Teilnehmer ſicher⸗ 
zuſtellen, wird gebeten, die beabſichtigte Teilnahme 
ſpäteſtens bis zum 15. Juni unter der Anſchrift 
„Pommerſcher SE z. H. des Herrn 
Regierungs⸗ und Forſtrats Boldt in Köslin, 
Regierung“ mitzuteilen und nähere Angaben zu 
machen, an welchen Veranſtaltungen der An⸗ 
meldende teilzunehmen gedenkt, ſowie ob und für 
welche Tage Beſtellung von Unterkunft gewünſcht 
wird. Da es ſich vorausſichtlich nicht ermöglichen 
laſſen wird, für jeden Herrn ein beſonderes 
Zimmer ſicherzuſtellen, bittet der Unterzeichnete, 
daß möglichſt je zwei Herren nach vorheriger 


Verabredung ſich bereit finden, ein Zimmer zu 
teilen und dieſes unter Angabe der Namen mit⸗ 


zutetlen. 
ö Bei Ankunft der hauptſächlich in Frage 
kommenden Züge wird auf dem Bahnhof an 


* 


der Sperre ein Forſtbeamter in Uniform an⸗ 
weſend ſein, der über die Unterkunft und alle 
ſonſtigen, die Verſammlung betreffenden An⸗ 
gelegenheiten Auskunft erteilt. Außerdem be⸗ 
findet ſich am 1. Juli von 9 Uhr vormittags bis 
5 Uhr nachmittags eine Auskunftei für die Ver⸗ 
ſammlung im Warteſaal II. Klaſſe auf dem 
Bahnhof in Köslin. 

Infolge der ſchwierigen Unterkunftsverhältniſſe 
iſt es leider nicht möglich, die Tagung in dieſem 
Jahre mit Damen abzuhalten. 


Zeiteinteilung. 


Freitag, den 1. Juli 1921, nachmittags. 
4½ Uhr, Eröffnung der Sitzung im kleinen 
Saal bei Lüdtke, Bergſtraße Nr. 39. 
Tagesordnung: 1. Geſchäftliche Mitteilungen. 

2. Vornahme der Wahlen. 3. Rechnungs⸗ 
legung. 4. Vorträge über die Anwendbarkeit 
der Dauerwaldwirtſchaft in Pommern mit 
anſchließender Ausſprache. Berichterſtatter: 
Forſtmeiſter Niebecke, Eberswalde; Mitbericht⸗ 
erſtatter: Forſtmeiſter Krahmer, Schmolſin. 

Abends 8½ Uhr: Gemeinſchaftliches Eſſen im 
Kösliner Klub. Preis des Gedecks 20 &. 

Sonnabend, den 2. Juli 1921, vormittags 
9 Uhr: Abfahrt mit der Strandbahn vom 
Markt nach dem Buchwald, Gang durch den 
Wald unter Führung des Forſtmeiſters Schön⸗ 
wald. Vorführung von Durchforſtungen, die 
nach den Bronnwalder Durchforſtungsgrund⸗ 
ſätzen ausgezeichnet find, nebſt Vortrag durch 
den Regierungs- und Forſtrat Ehrlich 
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Mittags 1 Uhr: Fahrt nach dem Oſtſeebad 
Großmöllen. S 

Mittags 1 Uhr: Gemeinſchaftliches Eſſen in der 
Strandhalle in Großmöllen. Preis des Gedecks 
etwa 12 . 

Die Herren, welche beabſichtigen, ſchon Sonn⸗ 
abend nachmittag wieder abzufahren, wird Ge⸗ 
legenheit gegeben, zu den Nachmittagszügen nach 
Köslin zurückzufahren. 


Ka 

Es ſei darauf hingewieſen, daß am Donnerstag, 
dem 30. Juni 1921, um 1½ Uhr nachmittags 
eine Sitzung des Pommerſchen Fiſchereivereins 
im e bei Zels, Bergſtraße Nr. 38, 
ſtattfindet, bei der auch für Forſtwirte empfehlens⸗ 
werte Vorträge gehalten werden. 

Köslin, den 14. Mai 1921. 
Der Vorſitzende des Pommerſchen Forſtvereins. 

gez. von Platen, Oberforſtmeiſter. 


e 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 


Kurzer Vorbericht über die Delegierten⸗ und 
Mitglieder⸗Verſammlung in Berlin am 27. und 
28. Mai 1921. 

Die Tagung, die ſich durch beſte Einigkeit 
auszeichnete, war von 36 Revierförſtern beſucht, 
die insgeſamt 201 Stimmen vertraten. Am 
Hauptverſammlungstage, Sonnabend, dem 
28. Mai, waren von der Zentralforſtbehörde 
in Vertretung des leider plötzlich erkrankten Herrn 
Landforſtmeiſters Weſener Herr Regierungs⸗ und 
Forſtrat von Amelungen und Herr Rechnungs⸗ 
rat Guth erſchienen. Als Vertreter des Vereins⸗ 
organs war Herr Okonomierat Grund mann, 
Neudamm, anweſend. 

Am erſten Abend wurden die Satzungen 
beraten und endgültig beſchloſſen. Am Haupt⸗ 
ſitzungstage erſtattete zunächſt der Vorſitzende 
einen Bericht über die Tätigkeit des Vorſtandes 
ſeit der Begründung des eigenen Vereins. Es 
wurden nochmals die Gründe beleuchtet, die zur 
Trennung vom Verein preußiſcher Staatsförſter 
geführt haben, auch ſind alle Schritte erläutert 
worden, die zur Hebung der Standes⸗Intereſſen 
der Revierförſter unternommen worden ſind. 
Den Kaſſenbericht erſtattete der Kaſſierer, Herr 
Revierförſter Rackowiez, Borna. Bei einer 
Einnahme von mehr als 13000 K und Ausgaben 
von etwa 7000 % verbleibt ein Kaſſenbeſtand 
von etwa 6500 „%. Nach Rechnungsprüfung 
wurde dem Kaſſierer einſtimmig Entlaſtung erteilt. 

Über die Wünſche der Revierförſter in bezug 
auf eine neue Dienſtanweiſung erſtattete Herr 
Revierförſter Dallmann, Stettin, eingehenden 
Bericht. Es wurde beſchloſſen, darüber eine 
Denkſchrift auszuarbeiten und bei der 
forſtbehörde einzureichen. Über den Punkt: 
Beſoldung, Dienſtaufband, Waldweide 
ſprach Herr Revierförſter Rammiſch, Hannover. 
In der Beſoldungsfrage wurde beſchloſſen, 
darauf hinzuarbeiten, daß bei nächſter Gelegen⸗ 
heit die Einreihung in Beſoldungsgruppe VIII 
erfolgt. Betreffs Dienſtaufwand wurde der 
Beſchluß gefaßt, bei dem preußiſchen Landtage 
dahin vorſtellig zu werden, daß der ordentliche 
und außerordentliche Dienſtaufwand und das 
Pferdegeld vereinigt und nur mit geringer Diffe⸗ 
renzierung nach Größe und Abgelegenheit allen 
Revierförſtern zugelegt wird, auch denen, die 
infolge örtlicher Verhältniſſe nicht in der Lage 
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find, Dienſtfuhrwerke zu halten. Der Antrag an 
die Landesverſammlung erweiſt ſich deshalb als 
nötig, weil im Forſthaushaltsplan für 1921 der 
ordentliche und außerordentliche Dienſtaufwand⸗ 
durchſchnittlich mit 1500 A je Stelle und die 
Pferdehaltungszulage — ſoweit ſolche in Betracht 
kommt — durchſchnittlich mit 2200 „ angeſetzt 
worden iſt. 

In bezug auf das Wirtſchaftsland wurde 
beſchloſſen, an die Zentralforſtbehörde das Geſuch 
zu richten, daß den Revierförſtern mit Rückſicht 
darauf, daß ihnen ein Dienſtpferd zugebilligt 
iſt und dafür die Futtermittel zu erwirtſchaften 
ſind, ein Wirtſchaftsland von 16 bis 20 ha zu⸗ 
gebilligt wird. Betreffs Waldweide wurde 
Beſchluß gefaßt, dahin vorſtellig zu werden, daß 
allen Stellen, wo Weide vorhanden iſt, dieſe auch 
weiterhin in der gegenwärtigen Form verbleibt 
und die jetzt teilweiſe überhohen Weidenutzungs⸗ 
gelder entſprechend herabgeſetzt werden. 

Zum Punkt: Stellung zu den anderen 
Vereinen wurde beſchloſſen, um das angebahnte 
gute Verhältnis zwiſchen Oberförſtern und Revier⸗ 
förſtern zu vertiefen, die Arbeitsgemeinſchaft mit 
dem „Verein Preußiſcher Staatsförſter“ weiter 
zu pflegen. Das ſchlechte Verhältnis zu dem 
„Verein Preußiſcher Staatsförſter“ wird an ſich 
bedauert, da es aber nicht durch den „Verein 
Preußiſcher Sta tsrevierförſter“ hervorgerufen iſt, 
muß eine Beſſerung der Zeit vorbehalten bleiben, 
in der die Standesbewegung der Förſter ſich wieder 
in ruhigeren Bahnen bewegt. Hingegen ſollen 
etwaige Anträge der neuen „Preußiſchen Staats⸗ 
förſter⸗ Vereinigung“ auf eine Arbeitsgemeinſchaft 
in jeder Beziehung Entgegenkommen finden. 

Der bisherige Vorſtand des Vereins wurde 
wiedergewählt; er ſetzt ſich zuſammen aus den 
Herren: Revierförſter Hennig, Feldichen 
(Frankfurt) als 1. Vorſitzender, Revierförſter 
Dallmann, Gülzerode (Stettin) als ſtellver⸗ 
tretender Vorſitzender, Revierförſter Rackowiez, 
Borne (Frankfurt) als Kaſſierer und Revierförſter 
Kandt, Mainpfuhl (Potsdam) als Stellvertreter. 
Zu Rechnungsprüfern wurden ernannt die Herren 
Revierförſter Janetzki, Abendroth und Steffen. 

Unter „Verſchiedenes“ wurde zunächſt in 
längeren Auseinanderſetzungen die Art der Wünſche 
auf die Neuernennung von Revierförſtern geklärt. 
Man kam zu dem Ergebnis, daß die jetzige Form 
und auch die Anſtellung im Bezirk für die zeit⸗ 
lichen Verhältniſſe das Beſte wäre. Dabei wurde 
allerdings hervorgehoben, daß die Auswahl der 
neuen Revierförſter eine beſonders ſorgfältige 
zu ſein hat. Auf Wunſch der bei den Forſtein⸗ 
richtungs⸗Anſtalten angeſtellten Forſtoberſekretäre, 
die gleichfalls in Beſoldungsgruppe VII ſtehen 
und lediglich aus der Jägerklaſſe A hervorgegangen 
ſind, wird dieſen Herren die Aufnahme in den 
„Verein der Preußiſchen Staatsrevierförſter“ zu⸗ 
geſtanden. Sie bilden eine eigene Gruppe und 
wählen ihren Vertrauensmann. Die Intereſſen 
der Kollegen aus den abgetretenen Gebieten im 
Oſten und Weſten ſollen nachdrücklich vertreten 
werden. Alle Arbeiten übernimmt Herr Revier⸗ 
förſter Krug, Duſterlake (Potsdam). Die dem⸗ 
nächſt im „Preußiſchen Förſterjahrbuch“ er 
ſcheinende Liſte der Revierförſter ſoll bezirksweiſe 
nach dem Dienſtalter als Revierförſter geordnet 
werden. In betreff einer Entſchädigung der 
Revierförſter⸗Aſſiſtenten kommt noch die Anſicht 
zum Ausdruck, daß dieſen die Unkoſten für Schreib⸗ 
material zu erſetzen find, Im Anſchluß daran 
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wurde nachdrücklich die Anficht vertreten, daß den 
Förſteranwärtern, namentlich den Forſtgehilfen, 
eine beſſere Beſoldung zuteil werden muß, da 
es ſich ſcheinbar nicht durchſetzen läßt, daß dieſe 
eine Dienſtaufwandsentſchädigung erhalten. 

Endlich wurde die Verſammlung mit einem 
kräftigen Horrido auf den deutſchen Wald ge⸗ 
ſchloſſen. Ein ſtenographiſcher Bericht wird in 
Kürze ſämtlichen Vereinsmitgliedern durch die 
Vertrauens männer zugeſtellt. 

Berlin, den 28. Mai 1921. 

Der Vorſitzende: Hennig. 


= 
Vertretung der Intereſſen 

unſerer Mitglieder aus den abgetretenen Gebieten. 
Wir haben vereinsſeitig eine Stelle eingerichtet, 
von der die Intereſſen aller Preußiſchen Revier⸗ 
örſter aus den abgetretenen Gebieten und der 
ollegen aus dem Elſaß, ſoweit ſie in den 
preußiſchen Staatsforſtdienſt übernommen worden 
ſind, vertreten werden ſollen. Alle Wünſche um 
Rat find zu richten an unſer Vereinsmitglied 
Revierförſter Krug, Duſterlaake, Poſt Gr.⸗Dölln 

i. d. Uckermark. Der Vorſitzende: Hennig. 


= 
Nachrichten der neuen 
Preußiſchen Staatsförſtervereinigung. 


Gründungsverſammlung. 

Am 25. Mai d. J. hat in Stolp in Pommern 
die Gründungsverſammlung der nunmehrigen 
„Preußiſchen Staatsförſtervereinigung“ 
ſtattgefunden. Der Vorſtand ſetzt ſich wie folgt 

zuſammen: 

J. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz, Kreis Schlawe, 
Bezirk Köslin; 

2. Vorſitzender: Staatsförſter Koch, Schönberg, 
Poſt Baldenburg, Bezirk Schneidemühl; 

Schriftführer: Staatsförſter und Forſtſchreiber Sieg, 
i Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 


7 
Kaſſenwart: Staatsförſter Laabs, Pilowmühle, 

Bezirk Köslin. 

Als Beiſitzer ſind gewählt und beſtätigt: Hege⸗ 
meiſter G. Scholz in Backede, Kreis Springe, 
Bezirk Hannover, und Staatsförſter Chriſtoleit, 
Friſching, Bezirk Königsberg. 

Zuwahl und Erweiterung erfolgt durch die 
Hauptverſammlung in Berlin. 

Vereinsorgan: „Deutſche Forſt⸗ Zeitung“ in 
Neudamm. Kein Zwangsabonnement. 
Beitrag: Jährlich 60 „ für alle Mitglieder 


gleichmäßig. 

Hauptverſammlung am Freitag, dem 
10. "unt d. J., vormittags 11 Uhr, im 
„Spatenbräu“, Berlin, Friedrichſtraße 173. 


Tagesordnung wird dortſelbſt bekanntgegeben. 
Alle Mitglieder und die es auf Grund der nach⸗ 
ſtehenden Richtlinien des Vereins werden wollen, 
find dazu herzlich eingeladen. Auch ſchriftliche An⸗ 
meldungen ſind zu dieſem Tage beſonders genehm. 
Wir wollen die alte grüne Farbe in ihrem An⸗ 
ſehen, ihrer Vaterlandsliebe, aber auch in ihrer 
Offenheit und Eigenart wieder auferſtehen laſſen, 
und dazu verhelfe uns jeder Kollege, der noch 
Verſtändnis dafür empfindet, was wir wollen. 
Richtlinien der 

„Preußiſchen Staatsförſtervereinigung“. 
Der Verein bezweckt die Zuſammenfaſſung 

und die Vertretung der Intereſſen des Staats⸗ 
förſterſtandes auf vaterländiſcher Grundlage. 
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Die Förderung der Belange der Staats⸗ 
forſten, Anteilnahme an allenEErrungenſchaften der 
Forſtwirtſchaft und Forſtwiſſenſchaft unter mög⸗ 
lichſt engem Einvernehmen und Hand⸗in⸗Hand⸗ 
arbeiten mit den Vorgeſetzten betrachten wir 
als unſere Pflicht. — Die uns überlieferten 
Privilegien des preußiſchen Beamtentums, deſſen 
Sonderſtellung gegenüber Lohnangeſtellten und 
Arbeitern wird die Vereinigung getreulich 
behüten; Ehre und Anſehen des Förſterſtandes, 
das in neuer Zeit vielfach gelitten, hochzuhalten, 
wird unſer beſonderes Beſtreben ſein. 

Die Traditionen der grünen Farbe, ins⸗ 
beſondere auch die der Jäger⸗ Bataillone, den 
Nachfahren unverſehrt zu übermitteln, ſoll 
Ehrenpflicht der Vereinigung ſein und bleiben. 


Auf Grund dieſer Richtlinien lehnen wir eine 
Organiſation auf gewerkſchaftlicher Grundlage als 
für den Förſterſtand ſchädigend ab. Wir wollen 
keine Gewerkſchaftsdiktatur, keinen Gewerkſchafts⸗ 
zwang; freie Männer in freier Vereinigung, das 
iſt unſer Ziel! Wer zu uns kommt, unterliegt nicht 
der Zenſur, einen Zeitungszwang halten wir für 
überflüſſig. Auf Schlagwörter und vorher ab⸗ 
geſtempelte Delegiertenverſammlungen legen wir 
keinen Wert. Jedem Mitglied in Haupt und Orts⸗ 
verſammlungen gleiche Pflichten und gleiche Rechte. 
Was wir aber von unſeren Mitgliedern verlangen, 
iſt Gemeinſinn, Draußenlaſſen von Skandalſucht 
und ein Auftreten in der Offentlichkeit, das den 
Boden von Geſittung und Selbſtzucht nicht ver⸗ 
läßt. Uns liegt nichts an Zahlen, wir ſuchen nur 
nach Männern wahrer Kollegialität mit deutſchen 
Herzen und Idealen, wie der Wald ſie uns lehrt. 
Eine Geſellſchaft treuer Freunde des Vaterlandes 
und des deutſchen Waldes, die gemeinſam Not und 
Pein der Jetztzeit zu tragen bereit ſind, das wollen 
wir ſein, das wollen wir erſtreben. Wir erblicken 
in der jetzigen Zuſammenſetzung und Führung 
des Deutſchen Beamtenbundes keine empfehlens⸗ 
werte Vertretung des preußiſchen Beamtentums 
und lehnen daher die Verbindung und einen 
Beitritt dorthin ab. Dagegen werden wir gern 
bereit ſein, mit Forſt⸗ und Förſtervereinen 
(auch des Gemeinde- und Privatwaldes), die ſich 
auf unſeren Grundlagen aufgebaut haben, in 
freundſchaftliche Fühlung zu treten. 


Einen geſchloſſenen Kampf gegen unſere 
Zentralforſtvberwaltung nach dem Muſter der 
letzten Delegiertenverſammlung des „Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter“ weiterzuführen, halten 
wir nicht nur für unklug und disziplinlos, ſondern 
für den Förſterſtand direkt ſchädigend, da ſelbſt 
der Gewerkſchaft die Mittel fehlen, derartige 
Androhungen in Taten umzuſetzen. Das Be⸗ 
ſtreben des Vereins wird es vielmehr ſein, die 
verlorengegangene Fühlung unverzüglich wieder 
aufzunehmen. 

In Standesfragen, die die Jetztzeit in höherem 
Maße beſchäftigen, halten wir die Erziehungsfrage 
des Förſterſtandes für beſonders wichtig; ſie wird 
aber auch unter den Geſichtspunkten zu regeln 
ſein, daß Söhne von Forſtbeamten nicht infolge 
der Verteuerung der Schul⸗ und Penſionskoſten 
gegenüber ſonſtigen Anwärtern vom Ergreifen 
des Förſterberufes ausgeſchaltet werden. 

Wir ſehen in den jetzigen Revierförſtern keine 
„Radfahrer“, ſondern deren Stellung als er⸗ 
ſtrebenswerte Aufrückungsmöglichkeit des Förſter⸗ 
ſtandes an. Die Zahl der Revierförſter zu vermehren 
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ſcheint uns ein berechtigtes und mit allen Mitteln 
zu erringendes Ziel. 

Das Unglück unſeres Vaterlandes hat auch 
die Not im Forſtanwärterſtande gezeitigt. Ob⸗ 
wohl Wohnungs⸗ und Anſtellungsnot auch in 
anderen Beamtenklaſſen vorhanden ſind, wurde 
der Kampf um eine Wohnſtätte im Forſtfache 
beſonders hart, und die endgültige Anſtellung 
mit Revier erfolgt jetzt faſt erſt im be⸗ 
ginnenden Greiſenalter. Daher muß fortgeſetzter 
Ankauf und Bau von Forſthäuſern, Mieten von 
Wohnung, Teilung von vorhandenen großen 
Förſtereien nach Maßgabe vorhandener Staats⸗ 
mittel wie bisher weiter ſtattfinden. Wir hoffen, 
bei unſeren Freunden im Abgeordnetenhauſe 
hierfür genügendes Verſtändnis zu finden und 
dadurch die in gleicher Richtung gehenden Be⸗ 
mühungen der Zentralforſtverwaltung zu unter⸗ 
ſtützen. 
| Als Spitzenſtellung des Förſterſtandes erſcheint 
uns die Beförderung von tüchtigen Revierförſtern 
zu verwaltenden Revierförſtern als erſtrebenswerte 
Poſition. Eine Agitation, den Förſter bis in die 
Oberförſterſtellung hineinzubringen, macht die 
Vereinigung nicht mit. Die Sekretärfrage darf 
nur im Rahmen der Förſterintereſſen ausgiebige 
Vertretung finden, eine Scheidewand zwiſchen 
Forſtſekretären und den übrigen Forſtbetriebs⸗ 
beamten aufzurichten, halten wir für ein ver⸗ 
fehltes Unternehmen, das nur zum Verluſt Meier 
Stellen für die Forſtverwaltung und den Forſt⸗ 
betriebsbeamten führen kann. 

Unſeren Alt⸗ und Neupenſionären und ſonſtigen 
Veteranen der preußiſchen Staatsforſten ſoll auch 
über ihre Dienſtzeit hinaus die Vereinigung ein 
treuer Hüter und Hort ihrer Wünſche und Be⸗ 
ſchwerden ſein; wir werden dafür ſorgen, daß ſie 
in unſeren Reihen ſich gleichberechtigt und arbeits⸗ 
freudig fühlen. 

Wir wollen ſchließlich noch erklären, daß wir 
geſonnen ſind, uns ſtreng im Rahmen der Förſter⸗ 
befugniſſe zu halten, Beamtendiſziplin zu wahren 
und Freud und Leid des Dienſtes mit unſeren 
Vorgeſetzten zu teilen. Erhoffen dürfen wir aber 
auch, daß man von vorgeſetzter Seite aus nicht 
mit Theorien ſpielt, die letzten Endes die Herunter⸗ 
drückung der jetzigen Förſterſtellung zum Ziel 
haben. Hiergegen würde die Vereinigung ent⸗ 
ſchieden Front zu machen gezwungen ſein. 

Alte, treue Freunde des Förſterſtandes im 
preußiſchen Parlament, die man im vorigen Jahre 
ſo böſe vor den Kopf geſtoßen, werden uns helfend 
zur Seite ſtehen, und wenn es gelingt, für unſere 
Beitrebungen auch die Unterſtützung der maß⸗ 
gebenden Behörden ſowie unſerer Vorgeſetzten 
zu finden, ſo wird uns das eine hochſchätzungs⸗ 
werte Mithilfe ſein. 

Wir gedenken auf Grund dieſer Richtlinien aber 
nicht nur materielle Förſterintereſſen zu pflegen, 
ſondern wollen auch durch zu erſtrebende Be⸗ 
ziehungen zu unſeren erſten Wiſſenſchaftlern den 
Stand über kommende Umwälzungen, Neuerungen 
und Forſchungen auf dem Gebiete der Forſt⸗ 
wirtſchaft und Wiſſenſchaft weiterbilden. Für 
ſachliche Kritik unſerer Beſtrebungen werden 
wir jederzeit dankbar ſein, auf perſönliche und 
taktloſe Angriffe ſowie falſche Unterſtellungen 
werden wir nicht antworten, da wir nicht unſere 
Kraft n. freie Zeit nutz⸗ und zwecklos zu ver⸗ 
brauchen gedenken. 

Hiermit glauben wir für den preußiſchen 
Förſterſtand eine Wohnſtätte errichtet haben, in 
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der jeder Amts⸗ und Berufsgenoſſe ſich wohl⸗ 
fühlen kann und wird. 
Stolp, den 25. Mai 1921. 


Der Vorſtand: 
Neumann. Koch. Sieg. Laabs. 
Chriſtoleit. Scholz. 
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Immer wieder Zeitpngsſtreitereien. 

Die neueſte Nummer des „Deutſchen Förſters“ 
vom 29. Mai 1921 iſt wieder gefüllt mit einer 
‚ganzen Reihe von Anzapfungen und Angriffen auf 
Neudamm. Der Grund iſt offenſichtlich der, daß die 
Herren des „Deutſchen Förſters“ für die Berliner 
Delegiertenverſammlung der preußiſchen Staatsförſter: 
gewerkſchaften verſucht haben, einen geeigneten 
Reſonanzboden vorzubereiten. Wir wollen auf vieles 
was darin geäußert worden iſt, nicht antworten, 
geben aber den Herren den Rat, unſeren in Nummer 22 
erſchienenen Artikel „Heraus aus dem Sumpf“ einmal 
recht ſorgfältig durchzuleſen, vielleicht kommen ſie zur 
Ueberzeugung, daß es endlich an der Zeit d die 
Zeitungsfehden zu beenden. Im einzelnen wollen 
wir nur feſtſtellen, daß die Mitteilung „Neudamm 
und ſeine geldlichen Unterſtützungen“ frei erfundene 
Phantaſie iſt. Alles, was an der Angelegenheit 
wahr iſt, iſt, daß Herrn Oberförſter Gebbers, der die 
Gründung des ehemaligen Vereins preußiſcher 
Kommunalforſtbeamten betrieben hatte, perſönlich da⸗ 
durch ſehr große Ausgaben entſtanden waren und 
noch viel mehr Geld gebraucht wurde. Da dies 
fehlte, hat der Leiter unſeres Blattes die Firma 
J. Neumann gebeten, Druckſachen und Porto im 
Werte von 1000 „ dem neu zu gründenden Zu: 
ſammenſchluß nicht in Rechnung zu ſtellen. Die 
Angelegenheit iſt ſo harmlos und im Geſchäfts⸗ und 
Vereinsleben ſo landläufig, daß Herr Oberförſter 
Gebbers wahrlich keine Veranlaſſung gehabt hat, 
über dieſe Zuwendung Stillſchweigen zu bewahren. 
Da die Angelegenheit im übrigen durch eine 
Mitteilung des Herrn Oberförſters Gebbers in der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ längſt geklärt iſt, hat die 
Schriftleitung des „Deutſchen Förſters“ die Zeitungs⸗ 
ente, die ſie ihren Leſern auftiſcht, wider beſſeres 
Wiſſen in die Welt geſchickt. 

Die Schriftleitung. 
Se 


Berichtigung. In Nr. 22 S. 393 des „Deutſchen 
Förſters“ ſchreibt Herr Förſter Stockfiſch, Preil 
Guriſche Nehrung) folgendes: 

Dadurch, daß die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“, 
trotz Abbeſtellung, mir nunmehr bereits das 
2. Vierteljahr in anerkennenswerter Liebenswürdig⸗ 
keit und Regelmäßigkeit koſtenlos zugeſtellt wird. 
iſt mir auch der Artikel „Zum Raubzeugfang — 
30 %, 70% —“ in Nr. 15 zu Geſicht gekommen 

Demgegenüber ſei feſtgeſtellt, daß Herr Stockfiſch 
unſer Blatt nicht koſtenlos zugeſtellt bekommt. Herr 
Stockfiſch hatte am 10. November 1920 auf dem 
bekannten aus der Forſt⸗Zeitung ausgeſchnittenen 
Vordruck erſucht, ihm die Nummern 45 bis 52 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ koſtenlos zuzuſtellen und 
damit gleichzeitig Nr. 1 und Folge des Jahrgangs 
1921 zum Preiſe von 10,50 Mk. für das Vierteljahr 
beſtellt. Eine Abbeſtellung des Herrn Stockfiſch iſt 
bis jetzt nicht erfolgt, hingegen hat uns ſein Poſtamt 
am 15. April mitgeteilt, daß das mit Poſtüber⸗ 
weiſung Herrn Stockfiſch gelieferte Stück der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ vom 1. April 1921 
an in Fortfall kommen könnte. Wir haben daher 
vom 1. April an Herrn Stockfiſch unſer Blatt 
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weiter direkt geliefert. Dieſer aber iſt uns Bezirksgruppe Brandenburg (IX). 
noch 10,50 Mk. für das erſte Vierteljahr 1921 Der Unterzeichnete ladet die Bezirksgruppen⸗ 


ſchuldig, die demnächſt durch Poſtnachnahme erhoben 
werden. Wenn nun Herr Stockfiſch ſeit 1. April die 
Zeitung weiter geliefert erhält, ſo muß er ſie auch 
dem Poſtamt bezahlt haben. Von einer anerkennens⸗ 
werten Liebenswürdigkeit unſrerſeits kann alſo nicht 
die Rede ſein, ebenſowenig aber von einer Abbeſtellung 
des Herrn Stockfiſch. 
Neudamm, den 30. Mai 1921. 
Die Geſchäftsſtelle 
der „Deutſchen Forſt-Zeitung“. 
— 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: 
Amt Eberswalde Nr. 546. 


Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
„Geldſendungen nur an die Kaſſeuſtelle zu Neudamm 
‚unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7202 Hennig, Otto. Revierförſter, Lilla, Poſt Kobylin, Polen. IX. 
7203. Ruppert, Erich, Kreistierarzt, Glatz, Wieſenſtraße 6 XV. 
7204. Claeſſen, ut. Hilfsförſter, Wiſſen bei Weeze, Kreis 


Geldern. V. 
7205. Zwick, Rudolf, Forſtgehilfe, Forſthaus Thiergarten, Poſt 
Falkenberg O.⸗S. VI. ? 
Hilfsjäger, Lenſahn, Kreis Oldenburg, 


7206. Puck, Herbert, 
Holſtein. IV. . 

7720. Köhn, Paul, Förſter, Vinzelberg, Kreis Gardelegen. XVI. 

7208. Tietſche, Franz, Förſter, Piekarzew, Powiat Pleszewskt, 
Posnaniu. 5 

Er re al, Hilfsjäger, Heringen, Helme, Kreis Sanger⸗ 
auſen. g 

7210. Tatſchink, Fritz, Jagd⸗ und Forſtaufſeher, Oertmannsdorf, 
Poſt Markliſſa, Kreis Lauban i. Schl. VIII. 

„7211. Flohr, Ernſt, Hilfsförſter, Adelebſen, Kreis Uslar, 
Hannover. X. a 

7212. Bleckmann, Wilhelm, Forſtgehilfe, Wernigerode / Harz XVI. 

„7213. Götzfrieb, Franz, Förſter, Seyfriedsberg. Poſt Ziemets⸗ 
haufen, Bayern. XIV. ` 

7214. Mertens, Heinrich, Hilfsförſter, Amelsbühren, Kreis 
Münſter. XI. 

7215. Walther, Oskar, Revierförſter, Forſth. Lutze, Poſt Gr.⸗ 
Wuſterwitz, Kreis Jerichow IL, Bez. Magdeburg. XVI. 

7216. Philipp, Gotthard, Förſter, Forſth Hammelſtall, Poſt Neu⸗ 
Farney (Stettin), Kreis Randow. II. 

7217 Schumann, Wilhelm, Förſter, Forſth. Bocka, Poſt Croſta⸗ 
Lomske, Bez. Dresden. S ` 

7218. Lange, Hermann, Förſter. Kaltenbärsnitz, Poſt Neugabel, 
Kreis Sprottau. VIII. ` ` 

7219 Koop, Se. Gutsjäger, Spoitgendorf, Poſt Plaaz, 
Mecklbg. III 


72200. Engelhardt, Edgar, Baron, akadem. gebildet. Forſtbeamter 

Gem. Hackelberg, Poſt Paſſau N.⸗Bay., Sturmberg 112. XIV. 

7 
Bezirksgruppe Schleſien B, 
Regierungsbezirk Breslau (VI). 

Die diesjährige Bezirksgruppen⸗Sitzung findet 
am Sonntag, dem 26. Juni 1921, vormittags 
11 Uhr beginnend, in Breslau im Lokal „Kauf⸗ 
mannsheim“, Schuhbrücke, ſtatt. 

Tagesordnung: 
Allgemeine Vereins angelegenheiten. Wahl 
eines 1. ſtellvertretenden Vorſitzenden. 
Vorträge. (Anmeldungen ſolcher erwünſcht.) 
Erörterung forſtlicher und jagdlicher Tages⸗ 
agen. 
erſicherungsangelegenheiten. 
Verſchiedenes. Wahl eines Delegierten zur 
Mitgliederverſammlung. 
Kammendorf bei Canth, den 21. Mai 1921. 
Der Vorſitzende: Oberſtein. 
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mitglieder ergebenſt ein zu einer Beſichtigung des 
Reviers Bärenthoren am Montag, dem 13. Juni, 
und zu einer Bezirksgruppenverſammlung am 
Dienstag, dem 14. Juni, 11 Uhr vormittags, 
im „Hotel Paul“ in Wieſenburg, mit folgender 
Tagesordnung: 

1. Tarif vom 1. April 1921. 

2. Anträge der Ortsgruppen. 

3. Anträge aus der Verſammlung. 

Vor der Sitzung Beſichtigung des Wieſen⸗ 
burger Schloßparkes; nach der Sitzung gemein⸗ 
ſames Eſſen im „Hotel Paul“. Die Exkurſion 
nach Bärenthoren erfolgt von Wieſenburg aus. 

Zuſammenkunft der Exkurſionsteilnehmer am 
Montag, dem 13. Juni, vormittags 11 Uhr, am 
Bahnhof Wieſenburg, Mark. 

Anmeldung der Exkurſionsteilnehmer bis 
7. Juni an nn Oberförſter Breuer in Alte 
Hölle bei Wieſenburg, Mark, erbeten, damit für 
Unterkunft und Fahrtgelegenheit nach Bärenthoren 
geſorgt werden kann. 

Templin, den 27. Mai 1921. 

Der Vorſitzende: Jacob. 


* 


Vereinigung der Privatforſtbeamten der Grafſchaft 
Glatz und Umgegend. Bezirksgruppe (XV). 
Nach dem Beſchluſſe der letzten Bezirks⸗ 

gruppenverſammlung in Glatz findet am Diens⸗ 

tag, dem 21. Juni d. J., vormittags 10 Uhr, 
eine Bezirksgruppenverſammlung in Reichenſtein 

im Hotel „Zur Poſt“ ſtatt. Hierauf zwangloſes 

Mittageſſen. Daran anſchließend Beſichtigung 

der Forſtſchule und Waldſpaziergang durch die 

ſtädtiſchen Forſten nach dem Ausflugsort „Gucke“. 

Zahlreiches Erſcheinen der Herren Mitglieder 

dringend erbeten. Gäſte willkommen. 
Hausdorf, den 27. Mai 1921. 

F. Hoffmann, Vorſitzender. 
NB. Die Frühzüge aus allen Richtungen 
haben Anſchluß nach Reichenſtein, Ankunft da⸗ 
ſelbſt 9,05 Uhr. Rückfahrt ab Reichenſtein 7,05 Uhr. 
ebenfalls Anſchluß nach allen Richtungen. 
— 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Verbffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Deutſcher Guts⸗ und Forſtbeamtenbund. 
Protokoll 
über die konſtituierende Verſammlung 
am 27. April 1921. 

Anweſend waren die Herren: 

Rentmeiſter Gauger, Oberförſter Schwabe, 
Adminiſtrator Kiele, Oberförſter Rock, 
Okonomierat Dr. Kötting, örſter Walter, 

Dr. Schneider, örſter Rathjen, 
Rentmeiſter Preuße, örſter Nolte. 

Herr Rentmeiſter Gauger eröffnete die Sitzung 
um 11 ½ Uhr. Nach einigen Auseinanderſetzungen 
über das Verhältnis zum Reichsverbande wird 
die Satzung in folgender Form angenommen: 

1 


Sl. 

Der Deutſche Guts⸗ und Forſtbeamtenbund 
iſt die Spitzenorganiſation aller auf gleichem 
Boden ſtehenden land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Beamtenvereinigungen Deutſchlands. Er iſt eine 
reine Arbeitnehmer⸗Organiſation; ſoweit an die 
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Vereinigungen auch Arbeitgeber angeſchloſſen ſind, 
rechnen ſie nicht als Mitglieder der Spitzen⸗ 
organiſation. Der Sitz iſt Berlin. 

S 2. 

Zweck des Bundes iſt, durch gegenſeitige 
Unterſtützung aller ihm angeſchloſſenen Or⸗ 
aniſationen die wirtſchaftlichen und ſozialen 
ragen der Mitglieder zu fördern. Zur Durch⸗ 
etzung ſemer Ziele hält er dauernde Fühlung 
mit den einzelnen in Betracht kommenden Arbeit⸗ 
gebervereinigungen Deutſchlands. 

83. 

Als Mitglieder können alle Organiſationen 
aufgenommen werden, deren Mitglieder in der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft oder in damit zuſammen⸗ 
hängenden Betrieben SC find, ihren Sitz in 
Deutſchland haben und den Klaſſenkampf ab⸗ 
lehnen. 

SA. 

Jeder der im Bunde zuſammengeſchloſſenen 
Vereinigungen bleibt die Regelung der eigenen 
Angelegenheiten überlaſſen. Der Bund enthält 
ſich jeder Einwirkung auf die Entſchließungen 
der einzelnen Vereinigungen, gewährleiſtet jedoch 
jeder von ihnen die gegenſeitige Unterſtützung 
dei der Ausführung ihrer Entſchließungen. 

8 5. 

Jede angeſchloſſene Organiſation zahlt je Kopf 
ihrer Mitglieder an den Bund jährlich 4 / als 
Beitrag, und zwar in jährlichen Raten im 
voraus. 8 6 


Trägerin des Bundes 1 die Bundesver⸗ 
ſammlung; ſie beſteht aus je fünf Vertretern der 
angeſchloſſenen Vereinigung. Dieſe Vertreter 
wählen aus ſich den Bundesvorſtand, dem aus 
jeder Organiſation die gleiche Zahl, mindeſtens 
ein Vertreter, angehört. Die Mindeſtzahl der 
Vorſtandsmitglieder beträgt vier, außerdem ein 
Stellvertreter jeder Organiſation. Der Vorſtand 
wählt aus ſeiner Mitte den Vorſitzenden und 
ſeinen Stellvertreter. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet das Los. Die Amtsdauer der Ver⸗ 
treter und des Vorſtandes beträgt drei Jahre. 
Sowohl der Vorſitzende wie auch der Stell⸗ 
vertreter ſind einzeln zur rechtsgültigen Zeichnung 
des Bundes berechtigt. 


eg 


8 7. 

Der Bundesvorſtand tritt nach Bedarf zu⸗ 
en und erhält feinen Aufgabenkreis von 
er Bundesverſammlung Görg ch be Er 
haftet für die ordnungsmäßige Führung der 
Geſchäfte und hat der Bundesverſammlung über 
dieſe und die Einnahmen und Ausgaben Bericht 
zu erſtatten. e 6 


Die Bundesverſammlung tritt mindeſtens 
einmal im Jahre zuſammen, faßt Beſchluß über 
Anträge, die von den angeſchloſſenen Or⸗ 
aniſationen geſtellt werden, leıt die Richtlinien 
ür die Arbeiten des Vorſtandes feſt, nimmt 
ſeinen Tätigkeits⸗ und Kaſſenbericht entgegen, 
erteilt dem Vorſtande Entlaſtung. Der Tätig⸗ 
keitsbericht iſt den angeſchloſſenen Organiſationen 
mitzuteilen. e 9 


Sowohl der Vorſtand wie die Bundes⸗ 
verſammlung faſſen ihre Beſchlüſſe mit einfacher 
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein An⸗ 
trag als abgelehnt. 


§ 10. 
Der Austritt einer Organiſation kann nur 
mit 9 Kündigung zum Ende eines jeden 
Kalenderjahres erfolgen. 


8 11. 
Aus dem Bunde ausgeſchloſſen werden Organi⸗ 
ſationen, die dieſer Satzung, insbeſondere dem 
a 3 dieſer Satzung zuwiderhandeln. Über den 
Ausſchluß beſchließt die Bundesverſammlung mit 
einfacher Mehrheit. 
8 12. 


Die Auflöſung des Bundes kann nur erfolgen, 
wenn alle angeſchloſſenen Organiſationen in ihren 
Hauptverſammlungen einen entſprechenden Be⸗ 
ſchluß nach den für die Auflöſung ihrer eigenen 
. vorgeſchriebenen Beſtimmungen an⸗ 
nehmen. 

In den engeren Vorſtand des Bundes werden 
folgende Herren gewählt: 

Rentmeiſter Gauger, Oberförſter Schwabe, 
Adminiſtrator Kiele und Förſter Walter. 

Als Stellvertreter die Herren 

Rentmeiſter Preuße und Förſter Nolte. 

Zum Vorſitzenden wird alsdann 

Herr Rentmeiſter Gauger⸗Benz 

und zu ſeinem Stellvertreter 

Herr Oberförſter Schwabe⸗-Jagdſchloß 
gewählt. 

Der Bund ſtellt ſich einſtimmig auf den 
Standpunkt, daß durch die Gründung der 
Spitzenorganiſation, die eine reine Arbeitnehmer⸗ 
organiſation iſt, auch in den einzelnen Bezirken 
des Vereins für Privatforſtbeamte Bezirksgruppen 
der Fachgruppe Forſtbeamte des Deutſchen Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbundes entſtehen, die Standes⸗ 
fragen ohne Hinzuziehung der Arbeitgeber beraten, 
a dies für den Abſchluß von Tarifverträgen 
innerhalb der einzelnen Bezirke erforderlich iſt. 


Berlin, den 27. April 1921. 
Gauger. Schwabe. 


* 


Geleitwort. 


Dem vorſtehenden Protokoll vom 27. April 1921 
über die Verbindung des „Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands“ mit dem „Deutſchen 
Gutsbeamtenbunde“ zu einer Spitzenorganiſation, 
dem „Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbunde“, 
einige Worte auf den Weg: 

Dieſe Spitzenorganiſation, die jedem darin ver⸗ 
bundenen Verein volle Freiheit des Handelns 
läßt und nur die Beamten, deren Dienſt vielfach 
nebeneinander herläuft, zuſammenfaßt, nimmt 
nur wirtſchaftsfriedliche Organiſationen auf. 
Es iſt auf dieſen ganz außerordentlich ſchwer⸗ 
wiegenden Punkt mir vollſter Beſtimmtheit bei 
Beſprechung der Angelegenheit am 11. Februar 
dieſes Jahres in Berlin des öfteren hingewieſen 
worden, und auch § 3 der Satzungen hebt ganz 
ausdrücklich jede Ablehnung des Klaſſenkampfes 
hervor. Wir haben dieſen ſtets abgelehnt und 
lehnen ihn aus ethiſchen und praktiſchen Gründen 
nochmals ab. 

Die Richtlinien, unter denen unſere Mitglieder 
aus den Reihen des Waldbeſitzes der Schaffung 
dieſer Spitzenorganiſation zugeſtimmt haben, ſind 
vom Herrn Oberpräſidenten v. d. Schulenburg 
am 11. Februar 1921 klar zum Ausdrucke gebracht 
worden. Es find folgende: 
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„Die Wünſche der Forſtbeamten gehen ein⸗ 
mal dahin, Standes⸗ und Gehaltsfragen ohne 
Beteiligung der Arbeitgeber beraten zu können, 
um frei in der Entſchließung zu ſein und als 
Organiſation dazuſtehen, die nicht von Arbeit⸗ 
geber⸗Intereſſen abhängig iſt. Nach dem 
Vorſchlage ſollken die dem Verein für Privat⸗ 
forſtbeamte angehörenden Beamten geſchloſſen 
dem Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbund 
als Fachgruppe beitreten, in der die Wald⸗ 
beſitzer vom Stimmrecht ausgeſchloſſen wären. 
Sie hätten dort die freie Vertretung ihrer 
Intereſſen. Weiter wird gewünſcht, daß die 
Gutsbeamten nicht beſſer geſtellt ſein ſollen 
als die Forſtbeamten, und daß eine gewiſſe 
Harmonie herrſchen ſolle. Wenn Guts⸗ und 
Forſtbeamte in einem Verbande vereinigt ſind, 
wird dieſe Wirkung eintreten. Drittens wünſchen 
die Forſtbeamten nicht in eine Abhängigkeit 
von den Gutsbeamten gebracht zu werden, 
alſo nicht in Vereinigungen, wo die Gefahr 
der Majoriſierung beſtände. Auch das ſollte 
ihnen gewährleiſtet werden. Denn Forſtbeamte 
und Gutsbeamte ſollten als ſelbſtändige Fach⸗ 
gruppen nebeneinander beſtehen und ihre 
Tarife für ſich allein abſchließen. Nur für den 
Fall, daß ſie einen ſtärkeren Rückhalt brauchten, 
iſt der Vorſtand, der beide Organiſationen um⸗ 
faßt, an die Entſchließung der Fachgruppe 
gebunden und verpflichtet, das geſamte Stimmen⸗ 
gewicht in ihrem Intereſſe einzuſetzen. Und 
ſchließlich iſt der Wunſch der Forſtbeamten, 
eine Organiſation zu haben, die durch die 
Maſſen wirkt. Wenn die geſamten Guts⸗ 
beamten mit ihrem Stimmengewicht den Forſt⸗ 
beamten zuſtatten kommen, ſo gewinnen dieſe 
ein ſtärkeres Gewicht, als es die grüne Farbe 
allein vermöchte. 


Das ſind die Geſichtspunkte, unter denen 
wir die Sache geprüft und von denen aus 
wir die Vorſchläge, welche vom Deutſchen 
Forſt⸗ und Gutsbeamtenbunde gemacht ſind, 
mit unſeren Intereſſen zu vereinbaren und dem 
Intereſſe der Forſtbeamten dienlich erachtet 
haben. Wir haben uns auf folgende Reſolution 
einſtimmig geeinigt: 

Unter der Vorausſetzung, daß die im 
Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands 
zuſammengeſchloſſenen Forſtbeamten und Forſt⸗ 
angeſtellten ſich in einer Spitzenorganiſation 
mit dem Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamten⸗ 
bunde unter der Gewähr deſſen dauernder 
Wirtſchaftsfriedlichkeit vereinen, erklären die 
im Reichsverband Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
vereinigungen vertretenen Land⸗ und Pro⸗ 
vinzialverbände, daß We auf Antrag des 
obgenannten Bundes bzw. der Bezirksgruppen 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands bereit ſind: 

a) wo dies bisher nicht geſchehen, ſofort 
unmittelbar oder durch die zuſtändigen 
Arbeitgeberverbände Tarifverhandlungen, 
die ab 1. 1. 1921 in Kraft treten, in den 
Ländern und Provinzen zum Abſchluß 
zu bringen und 

b) bereits beſtehende tarifariſche Verein⸗ 
barungen als Volltarife auszubauen. 

Der Reichsverband Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
vereinigungen wird erſucht, dieſen Beſchluß 
des Waldbeſitzerausſchuſſes des Vereins für 


— — —————— . ——————————.————— 


Privatforſtbeamte Deutſchlands ſeinen Unter⸗ 
verbänden ſofort allgemein bekanntzugeben.“ 


Ich habe es für richtig gehalten, gerade den 
Anteil, den der Waldbeſitz an den Verhandlungen 
genommen hat, nochmals in allem Umfange der 
Offentlichkeit zugänglich zu machen zum Beweis, 
daß es ſehr wohl möglich iſt, daß auch ein Verein 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in ſich ver⸗ 
einigt den Weg findet, der zur Überwindung der 
tatſächlich vorhandenen großen Schwierigkeiten in 
der Beſoldung führt. 

Der Verſuch, dieſen Schwierigkeiten in einem 
Reichstarif zu begegnen, mußte nach vieler Arbeit 
N Willen von beiden Seiten aufgegeben 
werden. 


Die Verhältniſſe waren da ſtärker als das 
Beſtreben, den Erfolg durchzuſetzen. Trotzdem 
möchte ich die damals geleiſtete Arbeit nicht für 
unfruchtbar halten. Die Vertiefung in eine ſo 
überaus ſchwierige Materie hat doch nach vielen 
Richtungen hin über vieles unſerem Stande 
Wichtige Klarheit gebracht. 


Der „Verein für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands“ hat Hand in Hand mit dem Waldbefttz 
dieſe auch für mich ſchwere Enttäuſchung der 
Unausführbarkeit überwunden, er wird auf dem 
neuen Wege weiter blühen und gedeihen zum 
Wohle des Waldes und ſeiner Pfleger. 

Mit Weidmannsheil! 

Jagdſchloß den 26. Mai 1921. 

Schwabe, Oberförſter. 


Se 


Viehverſicherungsverein der Forſtbeamten 
auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 
Bezugnehmend auf die ſeitens des Haupt⸗ 

vorſtandes des Brandverſicherungsvereins 

Preußiſcher Forſtbeamten an die Herren Ober⸗ 

förſter ergangenen Rundſchreiben bitten wir, ſo⸗ 

weit dies noch nicht geſchehen ſein ſollte, um 
baldmöglichſte Überſendung der Zuſammen⸗ 
ſtellungen über die Landwirtſchaft treibenden und 

Vieh beſitzenden Forſtbeamten. 

Der Vorſtand. 
F 


Brandverſicherungsverein Preußiſcher 
Forſtbeamten. 


Jahresbericht für das 41. Geſchäftsjahr 1920. 


Der Geſchäftsverlauf war ungünſtig, da ſich 
infolge der allgemeinen Preisſteigerungen die 
Brandentſchädigungen und Verwaltungskoſten 
erheblich geſteigert haben, während eine große 
Anzahl von Mitgliedern ihre Verſicherungen noch 
nicht den jetzigen Verhältniſſen entſprechend er⸗ 
höht und dadurch die Einnahme an Vereins⸗ 
beiträgen verringert haben. Die Vereinsmit⸗ 
glieder müſſen wiederholt und dringend daran 
erinnert werden, daß es in ihrem eigenen Intereſſe 
liegt, ihre Verſicherungen den jetzigen Preis⸗ 
verhältniſſen anzupaſſen, um ſich ſelbſt vor unlieb⸗ 
ſamen Nachteilen in Schadenfällen zu ſchützen und 
dem Verein durch höhere Beiträge die nötigen 
Mittel zur Erfüllung aller Anſprüche zuzuführen. 
Nur dadurch wird ſich auf die Dauer eine Er⸗ 
höhung der Verſicherungsbeiträge, wie ſie jetzt 
wohl von allen Verſicherungsgeſellſchaften ein⸗ 
geführt iſt, für unſern Verein vermeiden laſſen. 
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Die Geſchäftsergebniſſe im Vergleich 


zum Vorjahre waren folgende: 
Anzahl i ERS HUN 


a) Verſicherungen: Ende 1920 9623 über 391841 700 


Li 
/ 


1919 10163 


187774100 6% 


A8 


1920 weniger 540 mehr 204067600 A 


b) Jahresbeiträge und Eintrittsgelder für 1920 403 740 M 00 A 


c) Schäden: 1920 = 226 Brandfälle mit 
1919 = 232 


— 


Li 


„ 1919 203681 K 85 9 
1920 mehr 200058 A 15 9 
300775 A 90 A 
126041 K“ 70 3 


” 


1920 weniger 6 Brandfälle mit mehr 174734 K 20 Y 


Von den bis jetzt angemeldeten 226 Brand⸗ 
fällen des Jahres 1920 ſind 192 Schadenanſprüche 
durch Zahlung von 295 981 M 70 9 abgegolten, 
während 12 Fälle mit einer Geſamtſchaden⸗ 
ſumme von 4 624 A ert nach dem Rechnungs⸗ 
abſchluſſe für 1920 erledigt werden konnten und 
deshalb in der Rechnung für 1921 nachgewieſen 
werden. In 2 Fällen iſt die Annahme der Ent⸗ 
ſchädigung von zuſammen 170 „% 20 9% als zu 
niedrig abgelehnt. 5 Fälle ſind noch unerledigt. 
Außerdem ſind im Jahre 1920 weitere 15 Schaden⸗ 
anſprüche geltend gemacht worden, bei denen eine 
Entſchädigungspflicht des Vereins nicht anerkannt 
werden konnte. 

Die Ausgaben des Vereins lausſchließlich der 
Reichsſtempelabgaben) haben die Einnahmen 
(ausſchließlich der Reichsſtempelabgaben und 
der beſtimmungsmäßig der Rücklage zufließenden 
Eintrittsgelder) um 88 089 A 96 9, überſchritten. 
Dieſer Zuſchuß muß aus der Rücklage gedeckt werden. 
Die ſatzungsmäßige Rück 

lage betrug Ende 1919. . 357 724 H 52 9 
dazu die Iſteinnahme an 
Eintrittsgeldern 58 691 „ 40 „ 
davon iſt der obige Zuſchuß 416 415 A 92 9 
für 1920 abzuſchreiben mit 88 089 96 
ſo daß am Schluſſe des Ge⸗ 

ſchäftsjahres 1920 eine Ge⸗ 

ſamtrücklage von . 328 325 A 96 3 

Das Vereinsvermögen hat ſich gegen das 
Vorfahr nicht verändert. Es iſt in der nach⸗ 
folgenden Vermögensüberſicht im einzelnen 
angegeben und hat einen Kurswert von etwa 
298 065 M. 

Die Mannheimer 


E 


e WO „„ 


H L 


Verſicherungs-Ge⸗ 


ſellſchaft in Mannheim berechnet ihre Ein⸗ 
nahmen an Nettoprämie 
für Unfall mit 493 171 K 17% 


„ Haftpflicht „ 307259 „ 52 „ 
zuſammen 801130 A 69 ZS 


Biz Beſtand an Rentnern betrug Ende 1919 


E die Ausgaben für Schäden und Verwaltungs⸗ 
oſten: 
für Unfall mit 822 904 „ 12 9 
Haftpflicht D 86 196 ” 08 22 
zuſammen 909 100 „ 20 9% 
| mithin einen Verluſt von 107 969 „ 51 . 
Für Todesfälle wurden 538 254 A 13 9, für 
Invaliditätsfälle 222 753 M 43 9 aufgewendet. 


IL 


= 24 und Ende 1920 = 27, alio 3 mehr. Die 
niedrigſte Rente beläuft ſich bei 10 prozentiger 
Invalidität und 3800 / Verſicherungsſumme auf 
27 N 20 9, die höchſte bei 100 prozentiger In⸗ 
validität und 8000 % Verſicherungsſumme auf 
1031 & 60 9. 


Bei der Haftpflichtverſicherung gelangten 77 
neue Schäden zur Anmeldung, von denen 8 keine 
Zahlung erforderten. Prozeſſe von Vereins⸗ 
mitgliedern gegen die Mannheimer Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft ſind im Jahre 1920 nicht anhängig 
gemacht. ee 


Die Mannheimer Verſicherungsgeſellſchaft hat 
den für unſere Vereinsmitglieder abgeſchloſſenen 
Unfallverſicherungsvertrag wegen angeblicher 
dauernder Verluſte zum Ende 1921 gekündigt und 
fordert für die etwaige. Fortſetzung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes derartig hohe Prämienbeträge, daß 
der Verein auf die Verlängerung des Vertrages 
aus wirtſchaftlichen Gründen wird verzichten 
müſſen. Die nächſte Mitgliederverſammlung wird 
über dieſe Frage zu entſcheiden haben. 


Der Viehverſicherungsverein der Forſt⸗ 
beamten auf Gegenſeitigkeit in Perleberg hatte im 
Jahre 1920 folgende Geſchäftsergebniſſe: 


Ende 1919 854 Mitglieder 
„1920 ...... 826 „ 
mithin weniger 28 Mitglieder. 


Verſichert waren im Laufe des Geſchäftsjahres: 


1919: 2569 Tiere mit 
1920: 2497 


Zë 


2 HU * 
mithin me 
rc“ Weniger 


3045800 & Verſicherungsſumme, 
5270995 „ 
72 Tiere mit mehr 2225195 A Verſicherungsſumme. 


» [dd 


Die Einnahmen und Ausgaben betrugen gleichmäßig je 162963 M 15 DN, 


Die Rücklage belief ſich 

Ende 1919 auf.. 16 741 & 09 DN 
20 . . . 29 923 „ẽ 04 „ 

13181 * 95 & 


17 H 


alſo Zugang 


Teilnehmer: Verſicherungsſumme: 


1920: 641 3448 637 % 
1919: 764 1885377 „ 


mithin weniger 123 mehr 1563260 A 


Die Forſtbeamten⸗Hagelverſicherung bei 
der Norddeutſchen Hagelverſicherungsgeſellſchaft 
auf Gegenſeitigkeit zu Berlin hatte folgende 
Geſchäftsergebniſſe: 


Nettoprämie: Bruttoſchaden betrag: 
16477 & 40 A 22104 A 30 9 
9234 „ 20 „ 10 531 „ 40 „ 
723 A 2 11572 7 90 e 


Die 41. ordentliche Mitgliederverſammlung 11. Juni d. J., vormittags 11 Uhr, in Berlin, 
unſeres Vereins findet am Sonnabend, dem Leipziger Platz 9, ſtatt. 
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Reſt 


AS Ia 
A. Einnahme, 


1. Beſtand aus dem Vorjahre] 45 434255 — — 
2. Eintrittsgelder für 1918 . 61701 32030 
3. S „ 1919. 549820] 300180 
4. fi „ 1920 .] 53 1861501882360 
5. Jahresbeiträge „ 1917. 11—1 — — 
6. = „ 1918 370] 550070 
7. = „ 1919 .] 6067132] 1621035 
8. P „ 1920 . 304 0336002769630 
9. Zinſen vom Vereinsver⸗ 
mögen 19 62931 — — 
10. Reichsſtempelabgab. f. 1916 
und 197 240) — — 
11. Reichsſtempelabgab. f. 1918 1130| 80040 
12. 5 f. 1919 88850 246145 
13. 5 f. 1920 42 40340] 3401/90 
14. Strafgelder u. ſonſtige ein⸗ 
nahmen 41540) °— |— 
Summe 477 en me. 
A AIX 8 
B. Ausgabe. | 
1. Zahlungen in Brandfällen 
V»Ilf ee 8165160) — — r 
2. Zahlungen in Brandfällen 
TT 2 0.0: 8.25 296 0791101 — — 
3. Belohnungen 100|— 
4. Koſten für Abſchätzung der — — 
Brandſchäden ; 6595 — — 
5. Verwaltungskoſten .. 944441401 — — 1 
6. Prämie für die Unfall⸗ 
verſicherung an die Mann⸗ 
heimer Verſicherungs⸗ 
Geſellſchatftt . 1 59 395/244. — — 
7. Reichsitempelabgaben . . | 43 2071301 — — 
Summe 1461 457591 — — 
C. Mehreinnahme 16 123991 — |— 


A Vermögensüberſicht. 


A. Vermögen. * 


1. Wertpapiere: 100 000 „ 3½ 0 
Preuß. Konſols (Kurswert 53,90%) 
2. Staatsſchuldbuchforderung: 
300 000 A 3 ½ % Preuß. Konſols 
(Kurswert 53,90 %% 
3. Reichsſchuldbuchforderung: 
95 000 & 5% Reichsanleihe (Kurs⸗ 
wert 77,5 %) 
4. Deutſche Sparprämienanleihe: 
10000 „ (Kurswert 884%) - 
5. Rückſtändige Vereinsbeiträge 
6. Noch nicht fällige Zinſen von Wert⸗ 
papieren für die Zeit vom 1. Ok⸗ 
tober bis 31. Dezember 1920 . 
Wert der Geräte (Eiſerner Geld⸗ 
ſchrank, Aktenſchränke, Siegel und 
Stempel⸗ Apparate) 
8. Eiſerner Porto⸗Vorſchuß bei den 
Bezirksvorſtänden und der Poſt⸗ 
abfertigungsſtelle des Hauptvor⸗ 
tende A e 2020— 


Summe | 359 363 80 


A 
53 900 — 


161 700 — 


73 625.— 


8840 — 
52 753/80 


3 525.— 


ei 
KL 


3 000— 
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B. Schulden. 
1. Satzungsmäßige 
Rücklage (Reſerve⸗ 
fonds). . 357 724,52 A 
Zugang für 1920 
an Eintrittsgeldern 58 691,40 „ 
416 415,92 K 
Zur Deckung der 
Mehrausgaben für 
1920 find abzu⸗ 
ſchreiben 


* 


88 089,96 A 


bleiben 

2. Betrag für die erſt nach dem Rech⸗ 
nungsabſchluſſe gezahlten bzw. zur 
Erledigung gelangten 12 Brandfälle 

3. Überſchuß 


328 325196 


4 624. — 
26 413184 
Summe | 359 363 80 


Berlin, den 29. April 1921. 


Hauptvorſtand des Brandverſicherungsvereins 
Preußiſcher Forſtbeamten. 
v. d. Busſche. Laspeyres. 


a kd 2.» 8 00 o „% „ 


Bei jedem Schüffeltreiben 


iſt es Pflicht und Freude des Jägers, durch eine Geld» | 
ſammlung zu denken an den Unterſtützungs fonds des 


Vereins „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo. 


IIIIIISISISIOS 


Alle Beſchwerden wegen 
Zur gefl. Beachtung! Unregelmäßigkeit in der 
Zuſtellung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ find zu⸗ 
nächſt, und zwar ſchriftlich, an die Poſtanſtalt zu 
richten, von der die verehrlichen Poſtbeſteller 
die Zeitung abholen oder durch den Briefträger 
zugeſtellt erhalten. Nur wenn die bei der be⸗ 
treffenden Poſtanſtalt angebrachte ſchriftliche Be⸗ 
ſchwerde nutzlos geblieben iſt, wolle man ſich unter 
Mitteilung des Datums der Eingabe und der 
betreffenden Poſtanſtalt an uns wenden. 

Alle Bezieher, die die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
direkt unter Streifband beziehen, wollen wegen 
etwa unregelmäßiger Zuſtellung der Zeitung direkt 
an uns ſchreiben. Die Expedition. 


SSSSSSSSESSSSS 


Ssnhaltöperzeichnid dieſer Nummer: 


Das neue Ziel. 421. — Parlaments⸗ und Vereinsberichte. 
422. — Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 424. — 
Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 429. Forſtwirtſchaftliches. 
431. Waldbrände. 431. Brief⸗ und Fragekaſten. 431. 
Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 433. 
Vereinszeitung: Mitteilungen forſtlicher Vereine. 434. — 
Verein Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 435 — Nachrichten 
der neuen Preußiſchen Staatsfsrſtervereinigung. 436. — 
Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
E. V. 438. — Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und 
Körperſchaften. 438. 


Für die Redaktion: Okonomieerat Bodo Grundmann, Neudamm. 


Deutliche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


— . —˙⁰˙—[⏑ p ͤòHxß— ] —— —— ̃7˙˖—5—— —— 
Die. Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierteljährlich 10,50 Mk. bei allen Boft- 
anſtalten (eingetragen in die deutſche e für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 


Deutſchland und das alte Sſterreich⸗Ungarn 13,50 


k., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 


dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 


80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, 


keimen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rü 


... K——:T:T12ʃxʃx('⸗ÿo§ü.!x . —ññ ——ꝛñ.ꝛ....ññññ . ñ—ñ—k. ih HT TG m ͤ ñ—. ̃ͤ — — — — . —— —Efä— üf t —ñ õ FP61W—äͤ—ſ¶(ͤ —F—ũ3ł 
Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Ber 


etriebsſtörungen, e e eee 9 an hat der Bezieher 
zahlung des Bezugspreiſes. 


trage, ſur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen See verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 


auch anderen Zeuſchriften ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der 


eiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertellahres. 


Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Nr. 24. 


Neudamm, den 12. Juni 1921. 


36. Band. 


Aber Buchenwirtſchaft. 


Von Revierförſter J. Strott in Flieden, Bezirk Caſſel. 


Mit dem Kohlenmangel, der durch den 
Weltkrieg, beſonders aber auch durch die 
Friedensvertragsbedingungen, entſtanden iſt, 
ſtieg auch der Bedarf an Brennholz. Damit 
ſind nun auch die eine Zeitlang beſtehenden 
Befürchtungen hinfällig geworden, daß die 
faſt ausſchließlich Brennholz liefernden Buchen⸗ 
beſtände in Zukunft überhaupt nicht mehr 
rentabel ſeien und auf den Ausſterbe⸗Etat geſetzt 
werden müßten. So ſchrieb vor mehr als 
drei Jahrzehnten ein höherer Forſtbeamter in 
einer forſtlichen Zeitſchrift: „Die Buchenwirt⸗ 
ſchaft gewährt wohl einer Anzahl von Beamten 
und Arbeitern Unterhalt, von einer Rentabilität 
kann aber gar keine Rede mehr ſein“. Mit 
Recht iſt ſowohl beim Aushalten wie auch 
beim Anbau auf Steigerung des Nutzholzes 
hingewirkt. Schon ſeit Mitte der 1830er 
Jahre wurde mit der Umwandlung gering⸗ 
wertiger Buchenbeſtände in Nadelholz, zunächſt 
in Kiefern und ſpäter in Fichten, vorgegangen. 
Man ging immer nur von dem Grundſatz 
aus: „Nur Nutzholz aushalten und produzieren, 
das Brennholz hat keine Zukunft mehr“. 
Nutzholz wurde in großen Maſſen vom Aus⸗ 
land in Deutſchland eingeführt. Dieſe Einfuhr 
ſollte durch auszuhaltendes Nutzholz im Inlande 
eingeſchränkt werden. Da als Brennmaterial 
Stein⸗ und Braunkohlen, Torf uſw. vorhanden 
war, beſtanden nach dieſer Richtung keine 
Befürchtungen. Dieſe Annahmen wären alle 
richtig geweſen, wenn nicht der Krieg und 
noch viel mehr ſeine Folgen alles umgeworfen 
hätten; man entſann ſich jetzt wieder des 
deutſchen Waldes und ſtellt ſowohl bei Brenn⸗ 
wie bei Nutzholz größte Anſprüche an die 
Forſtverwaltungen. Dank der überaus vor⸗ 
ſichtigen Bewirtſchaftung der preußiſchen Staats⸗ 
waldungen kann ja auch, wenigſtens für einige 
Jahre, der Holzeinſchlag erhöht und der Bedarf 
an Brennmaterial zum Teil ausgeglichen werden. 
Und hier werden hauptſächlich die Buchen⸗ 
beſtände aushelfen müſſen. Große Durch⸗ 
forſtungsvorräte ſind, da ſchon ſeit Jahrzehnten 


die Durchforſtungen ſtärker als früher aus⸗ 
geführt werden, nicht vorhanden. Um möglichſt 
Starkholz zu erzielen, iſt ſeit den 1860 er 
Jahren, wenigſtens hier in Heſſen, auf einen 
längeren Umtrieb in Buchenwirtſchaft hingewirkt, 
ſo daß in den Buchenrevieren eine größere 
Reſerve in den älteren, zur Verjüngung gereiften 
Beſtänden vorhanden iſt. Jüngere Beſtände 
verjüngen ſich bei richtiger Vorbereitung leichter 
als ältere. Die Buchenwirtſchaft bereitet dem 
Revierverwalter durch Einteilung des Reviers 
in ſtarre Nutzungsperioden mitunter Schwierig⸗ 
keiten. Die in Ausſicht genommenen Holz⸗ 
maſſen können nicht eingeſchlagen werden, wenn 
die Buchenſamenjahre länger ausbleiben, als 
angenommen iſt. Der Wirtſchafter weiß alſo 
nicht, wo er das zur Befriedigung des Bedarfs 
erforderliche Holz einſchlagen ſoll, wenn er 
nicht in die Beſtände der ſpäteren Periode 
ſtärker als bei Durchforſtungen eingreifen 
darf. Der Einſchlag von Buchenbrennholz 
kann jetzt dadurch erhöht werden, daß man den 
Buchenumtrieb wieder um 20 Jahre zurück ſetzt. 
Es kann alſo in der gegenwärtigen Nutzungs⸗ 
periode der Hieb auch in Beſtände der zweiten 
Periode gelegt und mit den Vorbereitungshieben 
in dieſen ſofort begonnen werden. Das iſt wohl 
kaum zu umgehen, denn zwiſchen Anhieb 
(Beginn der Vorbereitung) und Abtrieb nach 
gelungener Verjüngung und entſprechendem Alter 
des Aufſchlags liegt oft eine lange Zeit, meiſtens 
mehr als 20 Jahre. Gar oft verliert man 
bei den Verjüngungsverſuchen die Geduld, 
wenn es nicht das erſtemal ganz oder nicht 
vollſtändig glückt. Dies wird meiſt dann 
eintreten, wenn der Boden nicht vorbereitet 
oder nicht genügend Licht vorhanden iſt. Sucht 
man dies durch Streuabgabe oder Bodenver⸗ 
wundung auszugleichen, ſo kann man wohl 
einen Aufſchlag erzielen, aber nur ausnahms⸗ 
weiſe wird ſich dieſer halten. Bei Aufſtellen 
des Betriebsplanes für eine Oberförſterei ſollte 
von vornherein mit einer 40 jährigen Haupt: 
nutzungszeit in Buchenbeſtänden gerechnet werder 
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und die Maſſen der Beſtände, die eigentlich zur 
zweiten Periode gehören und durch kräftige Durch⸗ 
forſtungen uſw. ſchon einen hohen Holzertrag 
liefern, zum Einſchlags⸗Soll der Hauptnutzung 
zählen. Beſonders aber ſollten die zahl⸗ 
reichen Überhälter in dieſen Beſtänden heraus⸗ 
genommen werden, denn unter dieſen iſt, auch 
wenn die umſtehenden Stämme fort ſind, kein 
Aufſchlag hochzubringen. Eine Verjüngung 
aus einem Guß, alſo ohne jegliche Vorwüchſe 
zu erzielen, gelingt faſt nie, und wenn ſie 
gelingt, leiden ſolche Verjüngungen im Alter 
von 20 bis 40 Jahren gar oft bei Schneefall 
im belaubten Zuſtande, namentlich an Berg⸗ 
hängen, ſehr durch Zuſammendrücken. Ganz 
anders iſt dies in den mit Vorwüchſen und 
Weichhölzern durchſetzten Teilen. Hier iſt die 
Gefahr des Schneedrucks gar nicht oder nur 
in beſchränktem Maße vorhanden. Die etwa 
vorhandene Salweide kann ruhig bis zur 
erſten und teilweiſe bis zur zweiten Durchforſtung 
ſtehen bleiben, iſt dann aber ganz herauszu⸗ 
nehmen. Ein Verſagen der Verjüngung iſt das 
ſicherſte Zeichen dafür, daß der Boden nicht 
genügend vorbereitet iſt. Letzterer muß mit 
einer ſchwachen Grasnarbe verſehen ſein, ſo 
daß bei Sonnenſchein die Lichtſchattierungen 
auf der Bodenfläche wahrgenommen werden. 
Um dies zu erreichen, muß der Natur öfters 
zur Hilfe gekommen werden, was durch Um⸗ 
hacken, Pflügen, Eggen des Bodens geſchieht. 
Hiermit darf aber nicht gewartet werden, bis 
die Maſt vor der Türe ſteht, damit iſt ſofort 
nach Fehlſchlagen einer Verjüngung zu beginnen. 
Tritt dann eine neue Maſt ein, ſei es auch 
nur eine Gipfel⸗ oder Sprengmaſt, muß der 
Boden fix und fertig zur Verjüngung ſein. 
it die Verjüngung geglückt und nur ein Teil 
Aufſchlag durch ungünſtige Umſtände, z. B. 
abnorm trockene Witterung, verſchwunden, ſo 
iſt dies meiſt ein Zeichen, daß etwas mehr 
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Licht hätte geſchaffen werden müſſen. Sind 
die Kronen der Samenbäume freigeſtellt, wird 
ſich hier baldigſt eine Sprengmaſt ſo kräftig 
entwickeln, daß die vorhandene unvollſtändige 
Verjüngung ergänzt wird. Wird das Ver⸗ 
jüngungsalter der Buchenbeſtände um 20 Jahre 
zurückgeſetzt, ſo kann hierdurch in den nächſten 
20 Jahren bedeutend SH Holz eingejchlagen 
und die augenblickliche Brennholznot beſeitigt 
werden; dabei kann dann auch mancher Beſtand, 
der bei längerem Umtrieb in Nadelholz hätte um⸗ 
gewandelt werden müſſen, als Laubholz erhalten 
bleiben. Will man ſich überzeugen, daß ſich 
jüngere Beſtände leichter verjüngen als ältere, 
ſo wird ein in der zweiten Periode ſtehender 
Beſtand etwas kräftig durchforſtet und im 
Frühjahr oder Sommer des Maſtjahres das 
Laub abgegeben; dadurch wird ein Aufſchlag 
erzielt, den man in älteren Beſtänden meiſtens 
trotz aller Kunſt nicht hervorzuzaubern vermag. 
Die Erziehung von Nutzholz in den Beſtänden 
der jüngeren Altersklaſſen iſt dadurch anzuſtreben, 
daß die Nutzholz verſprechenden Stämme bei 
Durchforſtungen älterer Hölzer, beim Vor⸗ 
bereitungs⸗, Samen⸗ und Lichtſchlag mehr frei⸗ 
geſtellt werden, wodurch ein erhöhter Zuwachs 
von Nutzholz erreicht wird. Buchen für den 
nächſten Umtrieb — außer an Wegen, wo 
ſie jederzeit ohne Schaden entfernt werden 
können — ſollten für den zweiten Umtrieb 
nicht übergehalten werden; dieſe brechen zum 
größten Teil im jungen Beſtand zuſammen 
und verurſachen dadurch viel Schaden. Sind 
in dem Beſtand wüchſige, geradſchäftige Eichen 
mit normalen Kronen, ſo beſtehen gegen die 
auf Überhaltung einzelner Stämme, etwa 
zehn Stück je Hektar, keine Bedenken. Die Eichen 
entwickeln ſich nicht ſo breitkronig wie die 
Buchen, verdämmen weniger durch ihre lichte 
Belaubung und halten den Umtrieb viel beſſer 
aus, als Buchen. 


Neſerveoffizierswahl im Jägerkorps. 


Von Major d. L. a. D. Klocke, Reg.⸗ und Forſtrat a. D. 


Zu den aus Anlaß des „Augur“⸗Artikels an⸗ 
geſchnittenen Fragen möchte ich bezüglich der Be⸗ 


die vom Kommandeur desjenigen aktiven Truppen⸗ 
teils, bei dem er zuletzt gedient hatte, ausgeſtellte 


hauptung, daß die ablehnende Haltung der Ober⸗ Beſcheinigung beſaß, daß er ſich militäriſch zum 


förſter in ihrer Eigenſchaft als Reſerve⸗Jäger⸗ 
Offiziere der Beförderung der gelernten Jäger 
zu Reſerveoffizieren hinderlich geweſen ſei, folgen⸗ 
des bemerken: In der alten preußiſchen Armee 
vor 1914 ergänzte ſich das geſamte Reſerve⸗ 
offizierkorps lediglich aus den Einjährig⸗Frei⸗ 
willigen. Von den gelernten Jägern hätten danach 
nur diejenigen hierfür in Frage kommen können, 
die einjährig gedient haben und Vizefeldwebel 
geworden waren. Die übrigen ſchieden hierfür 
von vornherein ganz aus. 

Wer nun Reſerveoffizier werden wollte, mußte 
— ſobald er als Vizefeldwebel entlaſſen war — ſich 
in dem Landwehrbezirk zur Wahl ſtellen, 
in deſſen Bezirk er wohnte oder in dem er an⸗ 
ſäſſig war. Zu dieſem Zweck mußte er ſich per⸗ 
ſönlich beim Bezirkskommandeur melden und den 
Nachweis vorlegen, daß er Vizefeldwebel war und 


Offizier eignete. Auf Grund dieſer Nachweiſe 
und des ſchriftlichen Antrages des Aſpiranten, zur 
Wahl geſtellt zu werden, war nunmehr der Bezirks⸗ 
kommandeur verpflichtet, durch geeignete Nach⸗ 
fragen beim Landrat oder Bürgermeiſter uſw. 
feſtzuſtellen, ob der Aſpirant eine dem Offiziers⸗ 
ſtande entſprechende bürgerliche Stellung be⸗ 
kleidete und ob ihm ausreichende Mittel zur Ver⸗ 
fügung ſtanden, um ſtandesgemäß leben zu können, 
denn das damalige Leutnantsgehalt von 2,50 M 
je Tag reichte dazu ſchon damals nicht aus. Be⸗ 
friedigten die Auskünfte den Bezirkskommandeur 
nicht, ſo wies er den Antragſteller kurzerhand ab 
beziehungsweiſe wies ihn darauf hin, daß ſeine 
Wahl ausſichtslos ſei und er daher den Antrag 
zurückziehen möchte. 

Befriedigten ſie ihn dagegen, ſo beraumte er 
den Termin zur Wahl an, zu welchem ſämtliche 
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Reſerve⸗ und Landwehroffiziere des Bezirks zu 
erſcheinen und ihre Stimme abzugeben hatten — 
die etwa nicht Erſchienenen ſchriftlich. Wer mit 
Nein ſtimmte, mußte dies begründen. War die 
Mehrheit der Stimmen mit „Ja“ abgegeben und 
hatte der Bezirkskommandeur ſich der Mehrheit 
angeſchloſſen, ſo war damit die Wahl erfolgt, und 
das Bezirkskommando ſtellte den Antrag beim 
Kabinett, den Gewählten zum Reſerveoffizier zu 
ernennen. Das war der Gang dieſes Verfahrens 
im alten Heere, und zwar bei allen Truppenteilen. 

Da nun die gelernten Jäger, gleichgültig, ob ſie 
einjährig dienten oder nicht, auf Zivilverſorgung 
dienten, ſo war ihre Beförderung zum Offizier 
ſo lange ausgeſchloſſen, als ſie nicht die vorge⸗ 
ſchriebene Zeit von neun bzw. zwölf Jahren ab⸗ 
gedient hatten. Nach Ablauf dieſer Zeit hätten ſie 
ſich — wenn ſie einjährig gedient hatten und zum 
Vizefeldwebel befördert waren — allerdings zur 
Wahl ſtellen können, ich habe aber nie mals 
gehört, daß dies jemals einer getan hätte. Weshalb 
das nicht geſchehen iſt, iſt mir nicht bekannt geworden. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich noch be⸗ 
merken, daß es auch für die Verwaltungslaufbahn 
(Oberförſter) die Möglichkeit gab, auf Zivil⸗ 
verſorgung beim Jäger-Bataillon zu dienen, und 
derartige Fälle ſind mir aus der Praxis bekannt. 
Dieſe Anwärter dienten einjährig und wurden 
dann als Oberjäger zur Forſtakademie uſw. 
kommandiert. Auch dieſe konnten, ſolange ſie auf 
Zivilverſorgung dienten, nicht zum Reſerve⸗ 
offizier befördert werden. Erſt nachdem ſie als 
Oberförſter angeſtellt waren, konnten ſie ſich zum 
Reſerveoffizier wählen laſſen, worauf ſie meiſt, 
des vorgeſchrittenen Alters wegen, verzichteten. 

Ganz ähnlich lagen auch die Verhältniſſe im 
Reitenden Feldjägerkorps. Der Dienſt in dieſem 
galt auch als Militärdienſt auf Zivilverſorgung. 
Bis zum Jahre 1870 war der Feldjäger nur Wacht⸗ 
meiſter. Lediglich die drei älteſten Oberjäger 
wurden — ſolange ſie im Dienſt waren — zu 
Leutnants befördert. Alle übrigen ſchieden bei der 
Anſtellung zum Oberförſter als Wachtmeiſter aus, 
und nur ein verſchwindend kleiner Teil von ihnen 
hatte den Ehrgeiz, ſich dann noch zum Reſerve⸗ 
offizier wählen zu laſſen, weil fie als gereifte 
Männer von meiſt über 30 Jahren nicht Luſt hatten, 
bei der Truppe als jüngſter Leutnant hinter dem 
18jährigen aktiven Leutnant zu rangieren. 

Dieſes änderte ſich erſt 1870, weil während 
des Feldzuges die im Kurierdienſt 1 
älteſten Feldjäger — infolge Mangels an Be⸗ 
5 — als Wachtmeiſter heim⸗ 
ehrten, während die jüngeren — die den ver⸗ 
ſchiedenen mobilen Truppenteilen zugeteilt waren 
und dort infolge des Abgangs von Offizieren zu 
Offizieren befördert waren — als Offiziere 
zurückkamen. Dieſer Zuſtand war innerhalb des 
Korps natürlich unhaltbar, und durch A. K.⸗O. 
wurde darum beſtimmt, daß in Zukunft in das 
Reitende Feldjägerkorps nur noch ſolche An⸗ 
wärter aufzunehmen ſeien, die bereits Offiziere 
waren. Hiernach dürfte es einleuchten, daß die 
Möglichkeit, als Oberförſter und Reſerveſäger⸗ 
Offizier irgendwelchen ausſchlaggebenden Einfluß 
darauf auszuüben, daß die wenigen Förſter, die 
nach Ablauf ihrer neun⸗ bzw. zwölfjährigen Dienſt⸗ 
zeit beim Bataillon etwa noch geneigt waren, ſich 
zum Reſerveoffizier wählen zu laſſen — ſofern dies 
überhaupt jemals beantragt ſein ſollte —, nicht 
gewählt wurden — außerordentlich gering, oder 
ſagen wir richtiger gleich Null geweſen iſt. Man 
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bedenke ferner, daß die einzelnen Bezirks⸗ 
kommandos, in denen die Wahlen ſtattfanden, 
durchſchnittlich aus 150 bis 200 Offizieren aller 
Waffengattungen beſtanden und daß davon in 
den meiſten Bezirken überhaupt kein Oberförſter 
und in den übrigen nur ein verſchwindend kleiner 
Teil, höchſtens drei bis fünf, vorhanden waren. 
Wie ſollten dieſe wenigen Offiziere eine ſolche 
Wahl, bei der 150 bis 200 Stimmen abgegeben 
wurden, ſelbſt wenn ſie ſich ablehnend verhalten 
haben ſollten, beeinfluſſen können?! — Wenn 
jemals ein Vorwurf erhoben iſt, der vollkommen 
ungerechtfertigt war, ſo iſt es dieſer. Er kann nur 
in völliger Unkenntnis der Sachlage gemacht ſein. 


Nachwort: Der vorſtehende Artikel ſtößt den 
rollenden Wagen auf ein falſches Gleis. Wir möchten 
daher zunächſt auf den tatſächlichen Werdegang eines 
Reſerveoffiziers der Jäger in der letzten Zeit vor 
dem Kriege nochmals kurz eingehen. Über ſämtliche 
Einjährig⸗Freiwillige der Jäger⸗ (Schützen⸗) Ba⸗ 
taillone hatten die Kommandeure vor Beendigung 
des aktiven Dienſtjahres Entlaſſungsvorſchläge an 
die Inſpektion der Jäger und Schützen einzureichen. 
In dieſer Eingabe mußte zum Ausdruck kommen, 
wer von den Einjährigen zum Beurlaubtenſtande 
der Jäger bzw. zu dem der Infanterie, ſowie 
außerdem wer zum Offiziersaſpiranten vorge⸗ 
ſchlagen wurde. Der als Offiziersaſpirant der Jäger 
aus dem aktiven Dienſte Entlaſſene wurde nach 
erfolgreicher Übung A zum Vizefeldwebel be⸗ 
fördert. Nach der erfolgreichen Übung B erklärte 
ſich der Bataillonskommandeur damit einver⸗ 
ſtanden, daß der Aſpirant zum Reſerveoffizier 
ſeines Truppenteils befördert wird. Ließ ſich dann 
der Aſpirant bei ſeinem Landwehrbezirks⸗Kom⸗ 
mando zur Wahl ſtellen, und ergaben die ange⸗ 
ſtellten Ermittelungen, daß er ſich in einer „ge⸗ 
ſicherten bürgerlichen Lebensſtellung“ befand 
ſowie zum Offizier würdig erſchien, ſo wurde 
Offizierwahl für ihn anberaumt, und ſämtliche 
Offiziere des Landwehrbezirks mußten ihre Stimme 
hierzu abgeben. Lief auch die Wahl für den 
Aſpiranten günſtig ab, dann ſchlug ihn der Land 
wehrbezirks⸗Kommandeur mittels Vorſchlagsliſte 
auf dem Waffendienſtwege (durch die Inſpektion) 
an Allerhöchſter Stelle zur Beförderung zum 
Offizier vor. 

An der Wahl des Landwehrbezirks⸗Offizierkorps 
wäre das Offizierwerden gelernter Jäger im all⸗ 
gemeinen ſicherlich nicht geſcheitert. Der ſpringende 
Punkt war der, daß gelernte Jäger erſt gar nicht 
dazu kamen, ſich zur Wahl ſtellen zu laſſen; dafür 
war Vorſorge getroffen. In erſter Linie haben 
die Hemmungen wohl darin gelegen, daß in der 
Zentralverwaltung nicht dafür geſorgt worden iſt, 
daß die ſchon vor dem Kriege unzeitgemäßen Ver⸗ 
ordnungen nicht rechtzeitig umgeſtaltet wurden. 
Die Beſtimmungen über Vorbereitung und An⸗ 
ſtellung im Königlichen Forſtſchutzdienſt waren 
ſo abgefaßt, daß ein Reeder ge⸗ 
lernter Jäger von vornherein ausgeſchloſſen ſein 
ſollte. Die Förſteranwärter waren der Armee 
grundſätzlich als aktives Unteroffizierkorps der 
Jägertruppe zur Verfügung geſtellt. Jeder, der 
nicht zum aktiven Unteroffizierdienſt behalten 
wurde, zählte zu den Reſervejägern. Da ſich 
unter den gelernten Jägern aber immer wieder 
ſolche befanden, die das Zeugnis zum Einjährig⸗ 
Freiwilligen⸗Militärdienſt hatten — die Zahl ſtieg 
von Jahr zu Jahr, zuletzt dürften es ungefähr 30 
eines Lehrlingsjahrganges von etwa 170 geweſen 
ſein — und auch davon Gebrauch machten, ſo kam es 
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nicht gerade ſelten vor, daß ſolche, deren Mittel es 
erlaubten, an militäriſchem Ehrgeiz alles daran⸗ 
ſetzen, um Offizier zu werden. Damit nun jeden⸗ 
falls die Durchbrechung der Beſtimmungen über 
Vorbereitung uſw. grundſätzlich auch nicht durch 
Einzelfälle in Erſcheinung treten konnte, hatte die 
den gelernten Jägern auf anderen Gebieten ſonſt 
ſo wohlwollende Inſpektion der Jäger und Schützen 
durch eine Verfügung den Bataillonskomman⸗ 
deuren unterſagt, Einjährig⸗Freiwillige, die gelernte 
Jäger waren, zur Entlaſſung als Offizieraſpiranten 
der Jäger in Vorſchlag zu bringen. In dieſer Ver⸗ 
fügung war etwa zum Ausdruck gebracht, daß die 
gelernten Jäger wertvolles Material zur Aus⸗ 
bildung als Offizierſtellvertreter und Feldwebel⸗ 
leutnants⸗Aſpiranten für den Mobilmachungsfall 
ſeien und daß, falls ein derartiger Einjährig⸗ 
Freiwilliger durchaus Offizier zu werden wünſche, 
er nur zur Entlaſſung zum Offizier⸗Aſpiranten 
der Infanterie vorzuſchlagen ſei. Dieſer Vor⸗ 
gang wäre jedoch gleichbedeutend mit der 
Streichung des Betreffenden in der Liſte 


der gelernten Jäger geweſen, da er 
als gelernter Jäger beſtimmungsgemäß der 
verpflichteten Reſerve der Jäger angehören 


mußte. Wie die Inſpektion zur Herausgabe 
dieſer Verfügung gekommen iſt, wird jetzt wohl 
kaum mehr bekannt werden. Es mag ſein, daß ſie 
es militäriſch damit begründete, daß eine Ver⸗ 
miſchung des Offizier⸗ mit dem Oberjägerkorps 
nicht für zweckmäßig angeſehen werden könne. 
Jedenfalls wirkte es aber erbitternd auf die ge⸗ 
lernten Jäger, wenn ſie ſehen mußten, daß ſonſt 
in der Wahl des Zivilverhältniſſes auch nicht immer 
hohe Anſprüche gemacht wurden, ſo daß z. B. 
ein Gemeindeſchullehrer Reſerveoffizier des Jäger⸗ 
Bataillons Nr. 5 werden konnte. In Förſterkreiſen 


Zur 


herrſchte und beſteht noch heute die Überzeugung, 
daß die Angehörigen des Oberförſterſtandes. 
durch perſönlichen Einfluß die Herausgabe der 
Inſpektionsverfügung zum mindeſten begünſtigt 
und deren ſpätere Aufhebung verhindern halfen. 
Der rege Verkehr der Offiziere der Inſpektion 
mit Oberförſterkreiſen durch das Reitende Feld⸗ 
jägerkorps (Feldjägerabende uſw.) war bekannte 
Tatſache. Ebenſo gab es immer Jägeroffiziere, 
die infolge enger freundſchaftlicher oder gar ver⸗ 
wandtſchaftlicher Beziehungen zu höheren Forſt⸗ 
beamten deren Wünſche ſich zu eigen gemacht und 
bei der Inſpektion in irgend einer Form vertreten 
geholfen haben ſollen, und dieſes ſoll beſonders 
bei einem Kommandeur des Garde ⸗Schützen⸗ 
Bataillons der Fall geweſen ſein. 


Auch als endlich nach Beginn des Weltkrieges 
die ſtellvertretende Jägerinſpektion, die Inſpektion I 
der immobilen Garde⸗Infanterie, die der Be⸗ 
förderung gelernter Jäger zum Offizier entgegen⸗ 
ſtehende Verfügung nach mancherlei Widerſtänden 
aufhob, wollten die Klagen gelernter Jäger nicht 
gleich verſtummen. Es hieß immer und gewiß 
nicht ohne Grund wieder, daß bei einzelnen Jäger⸗ 
bataillonen und Offizieraſpiranten⸗Ausbildungs⸗ 
kurſen noch Oberförſter ihren Einfluß gegen das 
Offizierwerden gelernter Jäger geltend machten. 
Keinesfalls ſoll aber unerwähnt bleiben, daß es 
während des Krieges auch höhere Forſtbeamte in 
der Armee gegeben hat, die die Beförderung 
gelernter Jäger zum Offizier durchaus wohlwollend 
behandelt haben. Jedenfalls muß in gerechter 
Abwägung aller Tatſachen zugegeben werden, daß 
die Behauptung unſeres „Augur“⸗Autors in Nr. 8 
auf S. 135 durchaus berechtigt iſt. 


Die Schriftleitung. 
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Entſchädigung 


der Beamten aus den polniſchen Abtretungsgebieten. 


Unter der Überſchrift „Wichtig für Beamte 
aus den polniſchen Abtretungsgebieten, welche 
Vermögen in Polen feſtgelegt haben“, brachten 
wir in Nr. 52 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ für 1920 
(Seite 1027) und in Nr. 6 für 1921 (Seite 101) 
Hinweiſe, die wir nun im Anhalte an Be⸗ 
ſcheide, welche das Miniſterium des Innern 
(Abteilung O) in Berlin NW 7, Unter den Linden 
72/73, erteilt, ergänzen können. 

Es muß ſcharf unterſchieden werden zwiſchen 
Beamten, welche a) vorzeitig Polen verlaſſen 
haben, und b) ſolchen, welche durch das Beamten⸗ 
abkommen vom 9. November 1919 geſchützt 
werden, alſo in ihrem Amte verblieben ſind und 
erſt nach Ablauf der Abkommens (alſo nach dem 
31. März 1920) ihren Abzug bewerkſtelligt haben. 
Perſonen mit Optantenrechten werden unter den 
Forſtbeamten kaum noch vorkommen, ſo daß 
dieſe Fälle unbedenklich bei dieſen Betrachtungen 
ausſcheiden können. 

Wegen der Beamten unter a fcheinen zwiſchen 


der deutſchen und der polniſchen Regierung noch 


unterſchiedliche Auffaſſungen zu beſtehen. Es iſt 
alſo zweifelhaft, ob ſie alle, wenigſtens hinſichtlich 
ihres beweglichen Vermögens, unter Abſatz 2 
des Artikels 5 des Beamtenabkommens fallen. 
Ausſcheiden werden ſicher alle diejenigen 
müſſen, die nach der Inbeſitznahme durch Polen 
nicht mehr ihren Wohnſitz im Abtretungsgebiet 
gehabt haben. Sie würden alſo Polen gegenüber 


als reine Privatperſonen gelten müſſen und 
deshalb auch nur als ſolche ihre Anſprüche geltend 
machen können. Inwieweit das Reich oder 
Preußen ſich ihrer annimmt, regelt der Staats⸗ 
miniſterialbeſchluß vom 26. Juli 1919 („Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ Nr. 32 für 1919, Seite 533/5), 
der in Verbindung mit den dem Fürſorgeamt 
gegebenen Richtlinien natürlich auch für alle 
anderen in ihm erwähnten Beamten grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung hat. Die allgemeine 
Regelung der Entſchädigung iſt überdies durch 
Reichsgeſetz zu erwarten, das im Entwurf bereits 
der Nationalverſammlung vorliegt. Übrig⸗ 
bleiben würden ſonach als unter a fallend alle 
diejenigen Beamten, welche nach der Inbeſitz⸗ 
nahme durch Polen SE ihren Wohnſitz im 
Abtretungsgebiete ae aben, ihn aber vor⸗ 
zeitig (d. h. vor Ende März 1920) aufgaben. 

Sie fallen nach deutſcher Auffaſſung unter 
Abſatz 2 des Artikels 5 des Beamtenabkommens, 
5 daß ihr bewegliches Vermögen geſchützt 
ware. 

Bei den Beamten unter b gilt Abſatz 1 des 
enannten Artikels, der weiter unten im Wort⸗ 
aut noch beſonders wiedergegeben iſt. Forſt⸗ 
beamte, auf deren Tätigkeit die polniſche Regierung 
nach dem Beamtenabkommen, alſo nach dem 
9. November 1919, unverzüglich verzichtet hat, 
werden kaum vorhanden ſein. Sie würden ſonſt 
zu denen unter a rechnen. 
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Danach ergäbe ſich gemäß den eingangs er⸗ 
wähnten Beſcheiden des Miniſteriums des Innern 
folgende zeitige Rechtslage: 

I. Durch den Friedensvertrag iſt dem polniſchen 
Staate das Recht gegeben worden, die in Polen 
befindlichen Vermögensintereſſen deutſcher Reichs⸗ 
angehöriger zu liquidieren. Ausgenommen 
von dieſem Liquidationsrecht ſind nur die Ver⸗ 
mögen der durch Artikel 91 des Friedensvertrages 
geſchützten Optanten und der durch Artikel 5 des 
deutſch⸗polniſchen Beamtenabkommens vom 9. No⸗ 
vember 1919 geſchützten Perſonen (ſiehe unter II). 

Wenn die polniſche Regierung von dem 
Liquidationsrecht Gebrauch macht, fo hat Ve 
dem Berechtigten unmittelbar volle Ent⸗ 
ſchädigung auszuzahlen. Falls die Verkaufs⸗ 
bedingungen oder irgendwelche von der polniſchen 
Regierung außerhalb ihrer allgemeinen Geſetz⸗ 

ebung ergriffenen Maßnahmen den Erlös des 
Cer Vermögensgegenſtandes unbillig beein 
trächtigt haben, ſo kann der Berechtigte einen 
Gemiſchten Schiedsgerichtshof anrufen; der Ge⸗ 
miſchte Schiedsgerichtshof hat ihm alsdann 
eine angemeſſene Entſchädigung zuzu⸗ 
billigen, welche der polniſche Staat dem 
Berechtigten zahlen muß (Artikel 92 und Artikel 
297 h Ziffer 2 Abſatz 2 des Friedensvertrages). 
Das Deutſche Reich wird für den Fall, daß der 
deutſche Eigentümer auf Grund der genannten 
Vorſchriften des Friedensvertrages eine an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung nicht erhalten ſollte, 
grundſätzlich eine Zuſatzentſchädigung nicht 
gewähren können, doch iſt gemäß $ 3 Abſatz 6 


der Liquidationsrichtlinien vom 26. Mai 1920|} 


(veröffentlicht im Reichs⸗Geſetzblatt 1920 Seite 
1101) beſondere Regelung vorbehalten. Bisher iſt 
dieſe Regelung noch nicht erfolgt; ein Anſpruch 
auf eine ſolche Zuſatzentſchädigung kann daher 
noch nicht erhoben, auch nicht vorbereitend 
angemeldet werden. 

Die deutſche Reichsregierung wird ſich bemühen, 
durch Verhandlungen mit der polniſchen Staats⸗ 
regierung zu erreichen, daß dieſe ſich innerhalb 
einer möglichſt kurzen beſtimmten Friſt darüber 
erklärt, hinſichtlich welcher an ſich der Liquidation 
unterliegender Vermögensintereſſen ſie auf das 
Liquidationsrecht verzichten will. 

Zurzeit ſind durch Verordnung der polniſchen 
Regierung alle Zahlungen an deutſche, außerhalb 
Polens wohnende Gläubiger bis auf weiteres 
geſperrt. Den in Polen wohnenden Schuldnern 
iſt durch die polniſche „ vom 
20. November 1919 bis zur ſpäteren Regulierung 
gegenüber den Forderungen ſolcher Perſonen, die 
außerhalb Polens wohnen, eine Stundung von 
noch unbeſtimmter Dauer gewährt. Eine Aus⸗ 
zahlung durch polniſche Schuldner läßt ſich daher 
gegenmärtig nicht erzwingen, ſelbſt wenn man 
ſchon im Beſitze eines vollſtreckbaren Urteils iſt. 

Durch § 1 des polniſchen Regiſtrier⸗Geſetzes 
vom 4. März 1920 hatte die polniſche Regierung 
beſtimmt, daß zur Vorbereitung der Liquidation 
anzumelden ſeien alles Eigentum, Rechte und 
Intereſſen im Bereich der Republik Polen, welche 
am 10. Januar 1920 deutſchen Bürgern oder von 
deutſchen Bürgern kontrollierten juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen gehört haben. Die deutſche Reichs⸗ und 
preußiſche Staatsregierung ſteht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß durch jene Verordnung deutſche Reichs⸗ 
angehörige, welche außerhalb Polens ihren 
Wohnſitz hatten, zur Anmeldung nicht verpflichtet 
werden konnten. Sie wird ſich auch bemühen, 
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dieſem Standpunkt der polniſchen Regierung 
gegenüber Geltung zu verſchaffen, hat es aber 
ablehnen müſſen, den Gläubigern einen 
Rat darüber zu erteilen, ob ſie anmelden 
ſollten oder nicht. Die Friſt zur Anmeldung 
iſt jedoch, ſoweit hier bekannt, inzwiſchen ab⸗ 
gelaufen. In Frage kommen könnte alſo nur 
noch eine nachträgliche Anmeldung, bei der die 
Gründe anzugeben wären, warum die An 
meldung nicht rechtzeitig erfolgt iſt. Die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob eine ſolche nachträgliche 
Anmeldung zweckmäßig iſt, muß dem be⸗ 
treffenden Gläubiger ſelbſt überlaſſen 
bleiben. Die Anmeldung müßte als ſchriftliche 
Erklärung, für welche ein Formular vorgeſchrieben 
iſt, geſchehen und wäre bei den Staroſten (Landrat) 
des Kreiſes einzureichen, in dem der polniſche 
Schuldner wohnt oder der betreffende Vermögens⸗ 
gegenſtand ſich befindet. Anmeldungen für dies 
Städte Warſchau, Lublin und Lodz ſind an die 
dortigen Regierungskommiſſariate, für die Städte 
Krakow (Krakau) und Lwow (Lemberg) an deren 
Magiſtrate, für die Städte Poznan (Poſen), 
Bydgoſcz (Bromberg), Torun (Thorn) und Grud⸗ 
ziadz (Graudenz) an die dortigen höheren Polizei⸗ 
behörden zu richten. 

Eine amtliche deutſche Stelle zur An⸗ 
meldung deutſcher Vermögensintereſſen 
in Polen beſteht nicht, da ſich Polen dem im 
Friedensvertrage vorgeſehenen Ausgleichsverfahren 
nicht angeſchloſſen hat. Ebenſowenig findet eine 
Verrechnung über die gegenſeitigen Forderungen 
GE Staatsangehörigen zwiſchen beiden Staaten 
tatt. 


Durch die Valuta⸗Verordnung vom 20. No⸗ 
vember!l919 hat die polniſche Regierung angeordnet, 
daß alle Verpflichtungen in polniſcher Valuta 
getilgt werden können, wenn der Erfüllungsort 
in Polen liegt. Erfüllungsort iſt der Wohn⸗ 
ſitz des Schuldners zur Zeit der Ent⸗ 
ſtehung des Schuldverhältniſſes, wenn 
ein Ort für die Leiſtung weder beſtimmt noch aus 
den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des 
Schuldverhältniſſes, zu entnehmen iſt. Iſt die 
Verbindlichkeit im Gewerbebetriebe des Schuldners 
entſtanden, ſo tritt, wenn der Schuldner ſeine 
gewerbliche Niederlaſſung an einem anderen 
Orte hatte, der Ort der Niederlaſſung an die 
Stelle des Wohnſitzes. Aus dem Umſtand allein, 
daß der Schuldner die Koſten der Verſendung 
übernommen hat, iſt nicht zu entnehmen, daß der 
Ort, nach welchem die Verſendung zu erfolgen 
hat, der Leiſtungsort fein ſoll (§ 269 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches). Die deutſche Reichsregierung wird 
ſich bemühen, durch Verhandlungen mit der 
polniſchen Staatsregierung zu erreichen, daß die 
Härten, welche ſich aus dieſer Valutaverordnung 


LO H L ‘ 
für deutſche Gläubiger ergeben, beſeitigt oder 


ed werden. Der Erfolg dieſer Bemühungen 
leibt abzuwarten. Ob und inwieweit für 
etwa entſtehende Valutaverluſte eine 
Entſchädigung durch das Deutſche Reich 
gezahlt werden kann, iſt noch nicht entſchieden. 
Die Gläubiger werden deshalb zu erwägen haben, 
ob es für ſie nicht vorteilhafter iſt, ſicherſtehende 
und gut angelegte Werte, auch wenn ihnen vielleicht 
aus beſonderen ee ſchon jetzt dazu die 
Möglichkeit gegeben ſein ſollte, vorläufig nicht 
aus olen herauszuziehen, ſondern auch 
einen etwaigen Zinsverluſt in Kauf zu nehmen, 
um vielleicht ſpäter nach endgültiger Regelung 
der Valutafrage dem Kursverluſte am Kapital zu 


448 


entgehen. Eine Anmeldung von Valuta⸗ 
verluſten bei einer deutſchen Behörde 
kommt nicht in Betracht. 

Perſonen, welche zu den Flüchtlingen ge⸗ 
hören, kann unter Umſtänden durch die Darlehns⸗ 
kaſſe für oſtmärkiſche Flüchtlinge in Berlin W 56, 
Oberwallſtraße 1, zur Behebung vorübergehender 
Notlage oder Wiederaufrichtung einer Exiſtenz 
ein Darlehn gewährt werden. Sie hätten einen 
dementſprechenden Antrag unmittelbar an genannte 
Kaſſe zu richten. 

Zur Vertretung deutſcher Gläubiger bei Wahr⸗ 
nehmung ihrer in den an Polen abgetretenen 
Gebieten Deutſchlands liegenden Vermögens⸗ 
intereſſen hat ſich der „Deutſche Gläubiger⸗Schutz⸗ 
verein für Polen und Litauen“ in Berlin⸗Char⸗ 
lottenburg 2, Grolmanſtraße 36, gebildet. Soweit 
es ſich um Vermögensintereſſen handelt, die in den 
übrigen Teilen Polens liegen, ſtellt ſich der Verband 
der im Ausland geſchädigten Inlandsdeutſchen“ 
in Berlin W 35, Potsdamer Straße 28, zur 
Verfügung. Für das ganze Gebiet des jetzigen 
Polens iſt der „Schutzverband für deutſches 
Vermögen in Polen“ in Berlin W 8, Friedrich⸗ 
Wo 79a III, tätig. Bei genannten Vereinen 
ind auch Formulare für eine etwaige nachträgliche 
Anmeldung gemäß dem polniſchen Geſetze vom 
4. März 1920 erhält lich. 

II. Der Liquidation durch den polniſchen 
Staat unterliegt nicht das Vermögen der Perſonen 
mit Optantenrechten. Der Kreis dieſer Perſonen 
ergibt ſich aus Art. 91 des Friedensvertrages. 
Ihnen ſteht es frei, ihr unbewegliches Vermögen 
in Polen zu behalten; ſie dürfen ihr geſamtes 
bewegliches Vermögen zollfrei nach Deutſch⸗ 
land mitnehmen. Sollten ihnen hierbei Schwierig⸗ 
keiten gemacht werden, ſo empfiehlt ſich eine ent⸗ 
ſprechende Eingabe entweder an das Aus⸗ 
wärtige Amt in Berlin oder an das 
Deutſche Generalkonſulat in Poſen; in 
dieſer Eingabe wären insbeſondere auch die Tat⸗ 
ſachen aufzuführen, auf welche ſie ihre Optanten⸗ 
eigenſchaft gründen. 

Die einſchlägigen Beſtimmungen des Artikels 5 
des deutſch⸗polniſchen Beamtenabkommens vom 
D. November 1919 lauten: 

„Die polniſche Regierung erklärt, daß ſie 
auf die ſich aus dem Artikel 92 Abſatz 4, dem 
Artikel 297 ſowie der Anlage zu Artikel 298 
des Friedensvertrages ergebende Befugnis zur 
Zurückbehaltung und Liquidation von 
deutſchen Gütern, Rechten und In⸗ 
tereſſen inſoweit verzichtet, als ſolche Güter, 
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Rechte und Intereſſen am 1. Oktober 1919 
deutſchen Beamten zuſtanden, die in ihrem 
Amte in den abzutretenden Gebieten 
verbleiben und auf deren Tätigkeit 
die polniſche Regierung nicht unver- 
züglich verzichtet. Dieſen Beamten werden 
ihre Ehefrauen ſowie die am 15. Oktober 1919 
zu ihrem Hausſtand gehörenden Familien⸗ 
angehörigen und das am gleichen Tage zu ihrem 
Hausſtande gehörende Perſonal gleichgeſtellt. 

Zugunſten ſämtlicher anderer Beamten 
ſowie zugunſten der Ruhegehalts⸗ und Warte⸗ 
geldempfänger, der Witwen und minderjährigen 
Kinder verſtorbener Beamten verzichtet die 
polniſche Regierung auf die im Abſatz 1 be⸗ 
zeichnete Befugnis inſoweit, als es 8 um 
das bewegliche Vermögen dieſer Perſonen 
handelt“). 

Sofern die polniſche Regierung von dem 
ihr nach Abſatz 2 verbleibenden Recht zur 
Liquidation unbeweglichen Vermögens Ge⸗ 
brauch macht, wird ſie den Eigentümer auffordern, 
innerhalb einer ihm mitzuteilenden Friſt von 
mindeſtens einem Jahr den der Liquidation 
unterliegenden Gegenſtand freihändig zu ver⸗ 
kaufen, und zwar nach Maßgabe der in den 
abzutretenden Gebieten auch für die pol⸗ 
niſchen Staatsangehörigen geltenden 


Geſetze.“ — 

Zu Abſatz 2 iſt zu bemerken, daß die polniſche 
Regierung in vielen Fällen anders gehandelt hat, 
indem ſie die Ausfuhr von landwirtſchaftlichen 
Maſchinen, Vieh, Getreide, Nähmaſchinen, Klavieren 
uſw. nicht zugelaſſen hat. Dieſe Verhinderung 
der Ausfuhr iſt zweifellos entſchädigungspflichtig 
und wird nachhaltig zu betonen ſein. 

Wir hoffen, durch obige Darſtellung wenigſtens 
etwas zur Klärung der verworrenen Sachlage 
beizutragen, und nehmen an, daß es möglich ſein 
wird, daraufhin zielbewußtere Schritte in der 
Angelegenheit der Vermögensfragen zu tun. 
Wichtig wäre unſeres Erachtens auch, zu verſuchen, 
Einfluß auf die Faſſung des Reichsentſchädigungs⸗ 
geſetzes zu gewinnen. Das könnte durch Eingaben 
an die Nationalverſammlung oder Orientierung 
von maßgebenden Abgeordneten geſchehen. Re⸗ 
gierungsſtellen ſcheinen nicht mehr geeignet dafür, 
da der Geſetzentwurf, wie geſagt, bereits ein⸗ 
gebracht iſt. 


4) In Betracht kommen hierbei nach deutſcher 
Auffaſſung ſolche der genannten Perſonen, welche in 
den abgetretenen Gebieten nach deren Inbeſitz⸗ 
nahme durch Polen ihren Wohnſttz gehabt haben. 


Vorbeuge vor Waldbrandſchäden. 


Von Hegemeiſter i. R. Roſemann, Breslau. 


„Vorbeugen iſt beſſer als heilen“ ſagen die 
Mediziner; das gilt aber nicht weniger auch für 
den Wald den mancherlei Gefahren gegenuber, 
die ihn ſtändig bedrohen. Von dieſen iſt die 

euersgefahr die mißlichſte, inſofern be zuerſt 
tets Beſtände bedroht, die, in der erſten Hälfte 
er Umtriebszeit ſtehend, meiſt völlig vernichtet 
werden, während Beſtände, die vorwiegend in 
der zweiten Hälfte der Umtriebszeit ſtehen, z. B. 
bei Sturm- und Inſektenſchäden, ſtets noch ſehr 
gut verwertbare Beſtandsreſte hinterlaſſen, ſo daß 
er materielle Nachteil in deren Gefolge meiſt 
nicht annähernd ſo groß iſt, als es oft anfänglich 
erſcheint. Der Feuersgefahr iſt daher ganz beſondere 


| 


Aufmerkſamkeit zuzuwenden, zumal fie in den 
letzten Jahren zweifellos erheblich zugenommen hat. 
Schuld daran iſt vor allem der große ee 
konſum. Fortgeworfene brennende Zigaretten⸗ 
reſte brennen infolge der Papierumhüllung bis 
zum Ende, während das Feuer eines nicht 
gerauchten Zigarrenſtummels meiſt bald erliſcht. 
Dazu kommt dann noch der durch jenen 
Konſum vermehrte Verbrauch von Streichhölsern, 
der weiter gefahrerhöhend iſt. Aus jedem 
kleinen Waldbrande kann aber leicht ein un⸗ 
abſehbarer Schaden entſtehen, wenn ihn Trocken⸗ 
heit und Wind fördern. Dies iſt nun in den 
Gegenden ganz beſonders übel, wo durch die 
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großen Kriegskahlhiebe an Stelle der wenig Die Gelegenheit bietet dazu die Waldbrandver⸗ 
gefährdeten Altholzbeſtände ungeheure Flächen ſicherung, wie ſie nun ſchon ſeit 25 Jahren vor 
von Blößen und Neukulturen entſtanden ſind, der Gladbacher Feuer⸗Verſicherungs⸗Ak.: 
deren Gefährlichkeit bis zur erſten Durchforſtung tien-Geſellſchaft in München⸗Gladbach nach 
ſich fortgeſetzt ſteigert. Mehr als je wird der den Grundſätzen der wiſſenſchaftlich begründeter 
Forſtmann daher jetzt darauf achten müſſen, Waldwertrechnung mit gutem Erfolge getätig) 
dieſer Gefahr vorzubeugen. Auf eine weitere wird. Hat der Beamte in Ausübung ſeiner 
Gefahrenquelle möchte ich hier noch beſonders Verpflichtung zum Schutze der ihm anvertrauten 
hinweiſen: das find die Arbeiterfeuer bei Waldungen dem Waldbefiger rechtzeitig geraten, 
den Kulturen und Schlägen. Die den Wald zu verſichern, ſo wird ihm dieſer im 
Neigung der Arbeiter geht leider meiſt dahin, Falle eines Unglückes ſicher dankbar ſein, wenn 
dieſe Feuer an einer Stelle anzulegen, wo ſie, er dem Rat gefolgt iſt; iſt das nicht der Fall, ſo 
wenn ſie ſich um dieſe verſammeln, zugleich kann wenigſtens niemand dem Beamten einen 
vor dem Winde etwas geſchützt find, und dazu Vorwurf machen. Hat der Beamte aber in miß⸗ 
erſcheinen ihnen die Ränder von Dickungen und verſtändlicher Wahrung der Intereſſen des 
jungen Stangenhölzern naturgemäß beſonders Beſitzers dieſem aber wohl gar von dem Abſchluß 
geeignet. Hier kann ein unerwarteter Windſtoß, dieſer heutzutage mehr als je nötigen Ver⸗ 
oft auch der Überfallwind gegen alle Vor⸗ſicherung abgeraten, wie es leider manchmal 
ausſicht nur zu leicht die Flamme oder einige geſchieht, um den Aufwand der Prämien ver⸗ 
Funken in die Dickung treiben, wo fie an meintlich zu ſparen, ſo wird es nicht ausbleiben, 
abgetrockneten Wintergrasreſten und den ab⸗ daß ihm dann im Schadenfälle ein berechtigter 
geſtorbenen unteren Zweigen nicht nur reichliche Vorwurf gemacht wird, wodurch die oft lang⸗ 
Nahrung finden, ſondern wohin ihnen vor jährige, ſonſt erfolgreiche Tätigkeit eines treuen 
allem die Leute wegen der dichten Beſtockung Beamten in ihrem Anſehen beeinträchtigt wird. 
auch nicht zu folgen und das Unglück zu be⸗ Daran denken leider manche nicht, und erſt wenn 
kämpfen vermögen. Solche Arbeiterfeuer find man ſie erinnert, werden ſie ſtutzig Welcher Beamte 
daher nicht nur rings zu umgraben und die vermag aber die Verantwortung für den ihm an⸗ 
nächſte Umgebung von allem brennbaren Material vertrauten Wald zu übernehmen, wenn er nicht 
zu reinigen, ſondern vor allem dürfen ſieniemals alle Mittel benutzt, die zu ſeinem Schutze be⸗ 
am Rande höherer Schonungen, Dickungenſſtehen? Der Schutz der Waldungen bleibt nun 
oder noch nicht durchforſteter Stangen⸗ einmal die erſte und wichtigſte Verpflichtung der 
hölzer angelegt werden. Im Altholz oder Forſtbeamten aller Grade! — Mit der Prämie 
auf freier Blöße ift dieſe Gefahr erheblich geringer macht niemand der Geſellſchaft etwa ein Geſchenk. 
und vor allem ein überſpringendes Feuer viel ſondern er zahlt damit nur ſeinen Tribut an 
leichter ſofort wieder zu löſchen. In einer Dickung das Schickſal aller, dem auf die Dauer niemand 
dagegen iſt das Ablöſchen ganz ausgeſchloſſen. gänzlich entgeht. 
Daran wird leider nur zu oft nicht gedacht. Die enorme Wertſteigerung unſerer Waldungen, 
Aber die Zufälle find unberechenbar! Feſt die einen zunehmend intenſiveren Betrieb nicht 
ſteht jedenfalls, daß es alljährlich immer irgendwo nur bedingt, ſondern auch finanziell durchaus 
im Walde brennt, niemand mag aber vorher zu ermöglicht, erfordert daher mehr als je eine 
ahnen, welches Revier davon betroffen wird und ausreichende Verſicherung gegen dieſe größte 
vor allem nicht, in welchem Umfange dies geſchieht. der ihn ſtändig bedrohenden Gefahren, und der 
Gegen den hierdurch entſtehenden materiellen Aufwand dafür darf daher ebenſowenig wie jeder 
Verluſt vermag nur eine rechtzeitige VBerficherung | andere für Schutz und Verwaltung bei einem 
der Waldungen gegen Brandſchaden zu ſchützen.] rationellen Betrieb verſäumt werden. 
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Darlaments- und Vereinsberichte. 


Aus dem preußiſchen Landtage. zudrücken. Jetzt im neuen Landtage mit ſeinen 
Bon Hegemeiſter Neumann Bärenberg in Ghritz. anderen politiſchen Mehrheitsverhältniſſen ſcheint 
Unter den das dritte Hundert bereits über⸗ eine erneute Aufrollung des Dienſtaltersgeſetzes 
ſchreitenden Anträgen und Anfragen, die bis An⸗ beabſichtigt zu ſein, denn die dazu von der Deutſchen 
fang Mai aus der Mitte der Volksvertretung geſtellt Volkspartei, den Demokraten und den Deutſch⸗ 
ſind, wollen wir einige hier herausgreifen, weil ſie nationalen geſtellten Anträge deuten darauf hin 
für die geſamte Beamtenſchaft von großem bzw. verſuchen von der Staatsregierung Material 
Intereſſe und wert ſind, weiter verfolgt zu werden. zu erwirken, das die Schädlichkeit und Über⸗ 
Es iſt bekannt, daß die verfloſſene Landes⸗ flüſſigkeit des Geſetzes einerſeits und deſſen Nütz⸗ 
verſammlung gegen die Stimmen der Rechten lichkeit und eventuelle Brauchbarkeit anderſeits 
ein Geſetz verabſchiedet hat, das die Staatsregierung dartun ſoll. Der erſte vom Abg. Dr. v. Krauſe 
berechtigte und verpflichtete, mit Ausnahme der (Deutſche Volkspartei) und Genoſſen unterm 
Richter uſw. jeden Beamten nach vollendetem 12. März 1921 geſtellte Antrag lautet: 
65. Lebensjahre zwangsweiſe in den Ruheſtand Der Landtag wolle das Staatsminiſterium er⸗ 
zu verſetzen. Als in etwas ſehr ungeſchickter Weile | ſuchen, dem Landtage ſofort nach feinem Wieder⸗ 
der verfloſſene ſozialdemokratiſche Finanzminiſter] zuſammentreten 
Lüdemann das Geſetz damit begründete, die un⸗ 1. eine Überſicht der auf Grund des Über⸗ 
bequeme altpreußiſche Beamtenſchaft, namentlich alterungsgeſetzes verabſchiedeten Be⸗ 
in den Miniſterien, zu beſeitigen, ſchlugen ſich auch SE 
noch SE wenigen 1 d Ge 8 Mitteilung 1 egen, 
den tsparteien auf die ablehnende Seite, un en S , . 
jo blieb es der alten Koalition überlaſſen, das nun⸗ EEN 


d bedingt ſind, 
mehr rein parteipolitiſch gewordene Geſetz durch⸗ b) wie viele von dieſen verabſchiedeten Beamten 
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aber wieder kommiſſariſch angeſtellt werden 
n 


mußten, 

e) welche Beamten über die Altersgrenze hinaus 

behalten wurden. 

Zu dieſem Antrage hat dann die Demokratiſche 
Partei (Abg. Barteld⸗ Hannover und Genoſſen) 
unter dem 30. März einen Sl ee eingebracht, 
der u. a. folgende Auskünfte fordert: 

d) wieviel Stellen nicht wieder beſetzt und als ent⸗ 
behrlich eingezogen wurden (Schreiben des 
Preußiſchen Finanzminiſters vom 8. Dezember 
1920 J 30100, Druckſache der Landesverſammlung 
Nr. 4145, S. 5 Abſ. 2), 

el wieviel aus den abgetretenen Gebieten und aus 
Elſaß⸗Lothringen ſtammende und auf Wartegeld 
geſetzte Beamte in den freigewordenen Stellen 
untergebracht wurden (Entſchließung der Landes⸗ 
verſammlung, Druckſache Nr. 3277 unter 2e), 

f) wieviel Stellenanwärter in die freigewordenen 
Stellen einrücken konnten (Entſchließung der 
Landesverſammlung, Druckſache Nr. 3277 unter Zei, 

8) wieviel aus den abgetretenen Gebieten und aus 
E ſaß⸗Lothringen ſtammende und) auf Wartegeld 
geſetzte Beamte noch nicht untergebracht werden 
konnten und wieviel Beamte davon über 60 Jahre 
alt waren, 

h) wie ſich die Reichsregierung zu der Einführung 
einer Altersgrenze für die Reichsbeamten ſtellt 
(Entſchließung der Landesverſammlung, Druck⸗ 
ſache Nr. 3277 unter 2b). 

Hierauf hat der deutſchnationale Abg. Haſeloff 
und Genoſſen ebenfalls einen Zuſatzantrag geſtellt, 
der für die ganze preußiſche Beamtenſchaft von 
außerordentlicher Wichtigkeit iſt und daher auch 
von einem oberen (Dr. v. Kries) und einem 
unteren Beamten⸗ Abgeordneten (Ebersbach) mit 
unterſchrieben iſt und wie folgt lautet: 

Der Landtag wolle dem Antrage des Abg. 

Barteld hinzufügen: 

i) welche beamtenfremden Kräfte in die freigeworde⸗ 
nen Stellen eingerückt ſind. 

Über das Schickſal dieſer Anträge wird noch berichtet 
werden. 

Ein deutſch⸗nationaler Antrag, geſtellt vom 
Abg. Lukaſſowitz, Dr. v. Kries, Oelze und 
Pflug unterm 16. April 1921, wäre, wenn er im 
Hauſe eine Mehrheit fände, auch für uns Forſt⸗ 
beamte von erheblichem Wert und würde manchem 
Familienvater ſeine Erziehungslaſten erleichtern 
helfen. Er lautet: 

Der Landtag wolle das Staatsminiſterium er⸗ 
ſuchen, durch Bereitſtellung von Mitteln im Haushalt 
die Möglichkeit zu ſchaffen, daß nach dem Beiſpiel des 
Reiches preußiſchen Beamten und Lehrern die Kinder⸗ 
beihilfe auch dann gewährt werden kann, wenn 
die Kinder zwar das 21. Lebensjahr bereits 
vollendet haben, aber noch in der Berufsaus⸗ 
bildung ſtehen. 

Für die preußiſche Beamtenſchaft nicht unwichtig 
IR auch folgender Antrag der Deutſchen Volta: 
partei (Dr. v. Krauſe und Genoſſen): 

Der Landtag wolle das Staatsminiſterium er⸗ 
ſuchen, noch vor der Feſtſtellung des proviſoriſchen 
neuen Ortsklaſſenverzeichniſſes im Reichsrate 
dem Landtage Kenntnis zu geben, nach welchen Ge⸗ 
ſichtspunkten die von dem preußiſchen Staats⸗ 
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miniſterium für die preußiſchen Orte erfolgenden 

Vorſchläge gemacht ſind. 

Unfer alter Freund Weißermel (deutſch⸗ 
national) hat ferner einen Antrag eingebracht, der 
ſicherlich von den Forſtverwaltungsbeamten mit 
großem Intereſſe verfolgt werden wird, da er das 
ſchließliche Schickſal bzw. die begonnene Umgeſtal⸗ 
tung der Forſtakademien Eberswalde und Münden 
ins Auge faßt. Abg. Weißermel beantragte unterm 
12. März: 

Der Landtag wolle das Staatsminiſterium er⸗ 
ſuchen, daß die von dem Herrn Minifter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten für die Forft- 
akademien Eberswalde und Hann.⸗Münden 
auf den 18. März 1921 angeſetzte Wahl von Rek⸗ 
toren an Stelle der etatmäßig angeſtellten Direk⸗ 
toren unverzüglich aufgehoben wird. 

Schließlich noch ein Antrag Dr. v. Kries und 
Genoſſen, von außerordentlichem Wert für alle 
mittelbaren Staatsbeamten im Ruheſtand, die aus 
den Abtretungsgebieten infolge bitterer Not haben 
flüchten müſſen, da ihnen meiſt kein Ruhegehalt 
gezahlt worden iſt. Der deutſch⸗nationale Abg. 
Dr. v. Kries, früher Landrat des Kreiſes Filehne, 
Vizepräſident des Abgeordnetenhauſes, hat ſich 
bisher ſchon immer mit ganzer Kraft der Flüchtlinge 
aus ſeiner Heimatprovinz angenommen und bean⸗ 
tragt hier: 
ſuch Der Landtag wolle das Staatsminiſterium er⸗ 
uchen: 

a) den aus den Abtretungsgebieten nach 
Deutſchland verzogenen Ruhegehalts⸗ 
empfängern des mittelbaren Staats- 
dienſtes, ohne damit der Regelung der Frage 
nach der endgültigen Tragung der Ruhegehälter 
vorzugreifen, Ruhegehälter bzw. Zuſchüſſe zu 
ihren Ruhegehältern bis zur Höhe der den 
entſprechenden Klaſſen ſtaatlicher Ruhegehalts⸗ 
empfänger zuſtehenden Bezüge zu gewähren, 
wenn und inſoweit ihnen Ruhegehälter bzw. Zu⸗ 
ſchüſſe in der gedachten Höhe von den zur Zahlung 
der Ruhegehälter verpflichteten Körperſchaften 
nicht gewährt werden. 

b) bezüglich der Hinterbliebenen dieſer Ruhegehalts⸗ 
empfänger und der in den abgetretenen Gebieten 
tätig geweſenen mittelbaren Staatsbeamten ent⸗ 
ſprechend zu verfahren. 

Wenn ich heute noch nicht über Anträge des 
Abgeordnetenhauſes, den Forſtbetriebsbeamten⸗ 
ſtand betreffend, berichten kann, ſo hoffe ich es 
unter Mithilfe meiner Freunde im Parlament ſicher 
das nächſte Mal tun zu können. Der Erlaß über die 
Beſchneidung der Wirtſchaftsländereien der Ober⸗ 
förſter und Förſter iſt trotz der Annahme des 
Antrages Neumann⸗Bärenberg in der verfloſſenen 
Landesverſammlung in alter Schärfe wieder hin⸗ 
ausgegangen, er beunruhigt und zerſtückelt Ober⸗ 
förſter⸗ und Förſterwirtſchaften in jetziger ſchwerer 
Zeit in überflüſſiger Weiſe und ſucht über die aus 
Ortslage und Ortsbedürfniſſen hiſtoriſch ee 
wickelten Notwendigkeiten und Verſchiedenheiten 
hinweg eine öde Gleichmacherei, die keine Berech⸗ 
tigung hat, zumal jetzt Pachtpreiſe für Froſtlöcher 
gezahlt werden müſſen, auf die der Domänen⸗ 
fiskus ſtolz ſein würde. 


N — 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 
Die bayeriſchen Förſter 
und der „Dentſche Förſterbund“. 
Es iſt bekannt, daß ſich die bayeriſchen Staats⸗ 


förſter von vornherein dem „Deutichen Förſter⸗J auch nicht allein beſtimmt HL. Der 


bund“ gegenüber ablehnend verhalten haben, in 
der jedenfalls richtigen Erkenntnis, daß dieſe unter 
ſo eigenartigen Umſtänden ins Leben gerufene 
Gründung den Intereſſen der deutſchen Förſter 
nur wenig dienlich ſein kann und hierzu wohl 
Vorſtand des 
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Bayeriſchen Förſtervereins, Herr 
verwalter Haas, hat in neuerer Zeit bei einer 
Ortsgruppenverſammlung (Bayreuth⸗Kulmbach 
die neue Gründung abermals abgeſchüttelt, un 
die der Ortsgruppe abgegebenen Erklärungen, 
warum der Einladung, ſich dem Bunde anzu⸗ 
ſchließen, keine Folge gegeben wurde, waren der 
Verſammlung ſehr einleuchtend, denn ſie hat ihrer 
überzeugung Ausdruck gegeben, daß die bayeriſchen 
Förſter „bei der jetzigen Organiſation des 

undes nicht zu ihm paſſen“. Ablehnend 
verhalten ſich ſcheinbar auch die heſſiſchen Förſter, 
denn es iſt noch nicht bekannt geworden, daß ſie dem 
Bunde beigetreten ſind. Es iſt vollſtändig begreiflich, 
daß die einſichtigen unmittelbaren und mittelbaren 
Staatsbeamten dem Bunde ablehnend gegenüber⸗ 
ftehen, ſchon weil der Zuſammenſchluß mit den 
Privatforſtbeamten ihren eigenen Beſtrebungen 
wegen der Verſchiedenheiten der Intereſſen 
beider Beamtenſtellungen ein Hemmnis ſein 
muß, ohne den Privatforſtbeamten zu nützen. 
Dieſe find nun einmal darauf angewieſen, Hand 
in Hand mit dem Waldbeſitz zu arbeiten, um 
ihre wirtſchaftliche Lage zu beſſern, denn es liegt 
ſehr nahe, daß die mehr auf Zwang eingeſtellte 
und angeſtrebte Maſſenwirkung der heutigen Ver⸗ 
einigung ausbleiben wird. Je eher die Privat⸗ 
forſtbeamten einſehen, daß ſie in den wirklichen 
Beamtenvereinigungen trotz des heute ſcheinbaren 
Gegenteils auf die Dauer nicht willkommen ſind 
und dort auch keine Förderung ihrer Intereſſen 
zu erwarten haben — wie ſie es wünſchen —, um⸗ 
ſomehr bleiben ſie vor Enttäuſchungen bewahrt. 
Anderſeits ſollte wiederum der Walbdbeſitz dieſe 
Erkenntnis dadurch fördern, daß er reſtlos die 
berechtigten Forderungen der Feſtſetzung ange⸗ 
meſſener Gehälter bewilligt und dadurch jeder 
e Tätigkeit den Wind aus den Segeln 
nimmt 


Es iſt außerordentlich auffallend, wie wenig der 
Förſterſtand im allgemeinen über die Zuſammen⸗ 
ſetzung und die wahren Ziele des ſogenannten 
Förſterbundes orientiert iſt, aber um ſo mehr ſollte 
es zum en anregen, daß gerade die 
dayerifchert: Förſter, die ſeit Jahren unter einer 
unerſchrockenen Leitung zielbewußte Förſterpolitik 


treiben, den Bund ablehnen, jedenfalls doch in der f 


Erkenntnis, daß er in ſeiner äußerſten Aus⸗ 
wirkung das Werkzeug politiſcher Beſtrebungen 
werden muß, die nicht geeignet ſind, die Intereſſen 
der Beamten dauernd zu fördern. 

Es berührt außerordentlich ſympathiſch, in welch 
vornehmer und abgeklärter Form die Verhand⸗ 
lungen der bayeriſchen Förſter ſich überall be⸗ 
wegen, und deshalb muß man den Wunſch haben, 
daß auch in Preußen die gute Form bald wieder 
mehr Anhänger finden SE R. 


Der Jagdſchein der Forſtbeamten und das 
mene Stempelſteuergeſetz. Wie das Jagdſchein⸗ 
geſetz vom 31. Juli 1895 den auf Grund des § 23 
des Forſtdiebſtahlgeſetzes vom 15. April 1878 be⸗ 
eidigten ſowie denjenigen Perſonen, welche ſich in 
der für den Staatsforſtdienſt vorgeſchriebenen Aus⸗ 
bildung befinden, den unentgeltlichen Jagdſchein 
zugebilligt hat, ſo hat auch die Jagdordnung vom 
15. Juli 1907 dieſe Vorſchrift ohne Anderung bei⸗ 
behalten. Es wird, ſoweit die Beeidigung in Frage 
kommt, kein Unterſchied gemacht zwiſchen Staats⸗, 
Gemeinde⸗ und Privatforſtbeamten, aber es iſt 

on längſt als Härte empfunden worden, daß die 
nicht auf das Forſtdiebſtahlgeſetz beeidigten Forſt⸗ 
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Oberforſt⸗ E Jagd ſchutzbeamten, zu deren Dienſtberuf die 


agd und der Jagdſchutz gehören, nicht von der 
Entrichtung der Jagdſcheinabgabe befreit ſind, ob⸗ 
gleich bei ihnen die Vorausſetzung ebenfalls zu⸗ 
trifft, welche dafür beſtimmend war, daß den be⸗ 
‚eidigten Beamten der unentgeltliche Jagdſchein 
zugebilligt wurde. 

Mit Rückſicht auf die Unſicherheit der An⸗ 
ſtellungsverhältniſſe im Privatforſtdienſt wäre es 
ja außerordentlich erwünſcht, daß die Beeidigung 
der Beamten mehr ſtattfinden würde, als es tat⸗ 
ſächlich der Fall iſt, weil dieſes die Verpflichtung 
der Waldeigentümer in ſich ſchließen müßte, zu⸗ 
nächſt die Anſtellung auf mindeſtens drei Jahre 
vorzunehmen, aber weil ein derartiger Zwang nicht 
beſteht, wird von der Beeidigung Abſtand ge⸗ 
nommen und der Beamte auf Grund des $ 62 des 
Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 
zum Forſthüter beſtellt, wodurch er dieſelbe Be⸗ 
amteneigenſchaft erwirbt, wie es durch die Be⸗ 
eidigung auf das Forſtdiebſtahlgeſetz geſchieht. Daß 
dieſe Beamten, die ebenſo, wie bereits hervor⸗ 
gehoben worden iſt, zur Ausübung des Forſt⸗ und 
Jagdſchutzes verpflichtet ſind, nun den Nachteil er⸗ 
leiden müſſen, daß ſie die Jagd ſcheinabgabe zu ent- 
richten haben, iſt ohne allen Zweifel eine Zurück⸗ 
ſetzung, die jedes berechtigten Grundes entbehrt. 
Es kommt nun noch hinzu, daß dieſe Beamten in 
der Regel auch ſchlechter beſoldet ſind, und dieſer 
Grund läßt um ſo mehr die Forderung berechtigt 
erſcheinen, daß auch die auf Grund des Feld⸗ und 
Forſtpolizeigeſetzes beſtätigten Forſthuter, die von 
dieſem Berufe voll in Anſpruch genommen ſind, 
ebenfalls den unentgeltlichen Jagdͤſchein erhalten. 
Das wird in Zukunft ein zwingendes Gebot der Not⸗ 
wendigkeit, weil dieſe Beamten ſonſt gar nicht mehr 
in der Lage ſein werden, der zu ihren Berufs⸗ 
pflichten gehörenden Jagdausübung obzuliegen, 
aus dem ſehr einfachen Grunde, weil ſie die 
Koſten für den Jagdſchein nicht mehr aufzubringen 


vermögen. N 
21. Juli 1895 
Das Stempelſteuergeſetz vom 26. Juli 1909 . 1 1909 
hat den Jahresjagdſchein mit einer Stempelſteuer 
von 7,50 „ belegt, von welcher die unentgeltlichen 
Jagdſcheine, wie es ſich von ſelbſt verſteht, befreit 
ind. Nun kommt aber ein Entwurf zu einem neuen 
Stempelſteuergeſetz, welcher die Stempelſteuer 
auf 50 A erhöht und die Beſtimmung enthält, 
daß vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab, auf die 
Dauer von drei Jahren, alle nach dem Geſetz und 
dem Tarif fälligen Steuerbeträge mit Zuſchlägen 
von 100 v. H. bedacht werden, ſo daß der Steuer⸗ 
ſatz 100 „betragen wird. Damit iſt aber der 
Leidenskelch noch nicht bis auf die Neige geleert, 
denn in der Begründung zu dieſer Stempelſteuer⸗ 
erhöhung wird hervorgehoben, daß „gleichzeitig 
eine entſprechende Erhöhung der Aus⸗ 
fertigungsgebühren für Jagdſcheine in 
Ausſicht genommen iſt“. Wenn das der Fall 
iſt, und daran iſt nicht zu zweifeln, ſo iſt damit zu 
rechnen, daß die Jagdſcheinabgabe von 15 & auf 
ungefähr 100 „ erhöht werden wird, und dann 
ergibt ſich ein Koſtenpunkt von 200 / für den Jagd⸗ 
ſchein. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Waldeigen⸗ 
tümer nicht bereit ſein werden, dieſe Koſten für den 
Beamten zu übernehmen, und unter dieſen Um⸗ 
ſtänden wird ein Beamtenſtand, der ſich ſowieſo 
kümmerlich wie kein zweiter durchs Leben zu ſchlagen 
hat, überhaupt nicht mehr in der Lage ſein, ſich 
einen Jagdſchein ausſtellen zu laſſen, wenn er ſich 
das Geld dafür nicht buchſtäblich abhungern will. 
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Durch das neue Forſtkulturgeſetz wird in Zu⸗ 
kunft von den Privatforſtbeamten ein Befähigungs⸗ 
nachweis verlangt, und dieſer Befähigungsnachweis 
kann nur dann erbracht werden, wenn ſtaatlicher⸗ 
ſeits die Grundſätze für die Ausbildung des Privat⸗ 
forſtperſonals feſtgeſtellt werden. Durch die 
Forderung eines beſtimmten Ausbildungsganges 
werden aber die in der Ausbildung begriffenen 
Perſonen den in der vorgeſchriebenen Ausbildung 
für den Staatsforſtdienſt befindlichen vollſtändig 
gleichgeſtellt. Unter dieſen Umſtänden kann es nur 
heißen: „Gleiches Recht für alle!“ und des⸗ 
halb iſt es ein Gebot der Gerechtigkeit und Billigkeit, 
daß auch die in der vorgeſchriebenen Ausbildung 
für den Privatforſtdienſt befindlichen Perſonen den 
unentgeltlichen Jagdſchein erhalten, weil eine ein⸗ 
ſeitige Bevorzugung der jüngſten Anwärter des 
Staatsdienſtes nicht weiter gerechtfertigt er⸗ 
ſcheinen würde. 

Der unentgeltliche Jagdſchein kann aber nur 
durch eine Anderung der Jagdordnung auf einen 
weiteren Perſonenkreis ausgedehnt werden, aber 
der Entwurf des neuen Geſetzes gibt die Möglich⸗ 
keit an die Hand, wenigſtens etwas Abhilfe zu 
ſchaffen, denn der Finanzminiſter ſoll ermächtigt 
werden, zur Vermeidung von Härten bei 
einzelnen Tarifſtellen, von der Erhebung 
der Zuſchläge Abſtand zu nehmen. Das 
muß vor allen Dingen angeſtrebt werden, daß die 
genannten Perſonen unter allen Umſtänden zu⸗ 
nächſt von den Zuſchlägen befreit werden. 
Selbſtverſtändlich erreicht dieſe Maßregel nicht den 
vollen Zweck, weil eine Befreiung von der tarif⸗ 
mäßigen Stempelſteuer nicht möglich iſt. Nur die 
bevorſtehende Anderung der Jagdordnung vermag 
den Übelſtand vollſtändig zu beſeitigen, indem auch 
den Privatforſtbeamten, die auf Grund des $ 62 des 
Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes als Forſthüter be⸗ 
ſtätigt ſind und von der Ausübung des Forſtſchutzes 
voll in Anſpruch genommen werden, ſowie auch 
den in der vorſchriftsmäßigen Ausbildung für den 
Privatforſtdienſt befindlichen Perſonen der un⸗ 
ar und ſteuerfreie Jagdſchein zugebilligt 
wird. 

Für dieſe Vergünſtigung entſcheidet ja nicht, 
wie die entſcheidende Bedeutung der Beeidigung 
auf das Forſtdiebſtahlgeſetz zeigt, der Staatsforſt⸗ 
dienſt, ſondern lediglich eine beſtimmte amtliche 
Qualität, und entſprechend dieſer Tendenz des 
Geſetzes müſſen in Zukunft auch die Anwärter des 
Privatforſtdienſtes denſelben Vorzug genießen, wie 
er den Anwärtern des Staatsforſtdienſtes zu⸗ 
gebilligt worden iſt. Baltz, Hannover. 


CH 

Forſtliche Tagungen in Mecklenburg. Am 
22. Juni d. J. findet in Waren die ordentliche 
Mitgliederverſammlung des Mecklenburgiſchen 
Waldbeſitzerverbandes ſtatt. Am gleichen Tage 
hält der Verein Mecklenburg⸗ Schweriner Forſt⸗ 
verwaltungsbeamten eine Sitzung ab. Die 
Hauptverſammlung des Vereins Mecklenburgiſcher 
Forſtwirte iſt für den 23. Juni feſtgeſetzt. Es 
kommen folgende Tagesfragen zur Beſprechung: 
1. Bericht über die Lage des Holzmarktes 1920/21. 
Oberforſtmeiſter von Oertzen und Oberforſtmeiſter 
von Arenſtorff. 2. Über die Mecklenburgiſche 
Vogelwelt. Forſtmeiſter Freiherr von Maltzahn, 
von Böhl. 3. Die Bedeutung der Naturverjüngung 
in der jetzigen ſchweren Zeit unſeres Waldes 
und ihre Durchführung nach den neueſten wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und wirtſchaftlichen Erfahrungen 
unter Berückſichtigung der beſenderen Verhältniſſe 
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Mecklenburgs. ne von Arnswaldt. — 
Am 24. Juni findet ein forſtlicher Ausflug in die 
Warener Stadtforſt ſtatt. Für den 25. Juni iſt 
ein Nachausflug in die Freiherrlich v. Maltzanſchen 
Forſten zu Peckatel in Ausſicht genommen. 


7 
Unzureichende Schulbildung? Auf Seite 282 
des „Deutſchen Förſters“ iſt geſagt: „Die älteren 
Förſter empfinden, wie ſchwer es iſt, unter ihrer 
oft unzureichenden Schulbildung den dienſtlichen 
Anforderungen der heutigen Zeit gerecht zu werden; 
nur unter Aufwendung von vielem Fleiß und 
nachträglichem Studium, ſo ſagen ſie ſelbſt, 
wären ſie imſtande, das heutige Maß der ihnen 
übertragenen ſelbſtändigen Arbeit zu bewältigen.“ 
Verfaſſer dieſes Artikels iſt Förſter Linck, Alt⸗ 
Ramuk. Um nicht die Geſamtheit der alten ee 
herabzuſetzen, wäre es ſehr erwünſcht, die Namen 
der „Selbſtbekenner“ bekanntzugeben; wir anderen 
nehmen für uns in Anſpruch, daß wir den Auf⸗ 
gaben, die dienſtlich an uns herantreten, im vollſten 

Umfange gewachſen ſind. 

Dorn, Staatl. Hegemeiſter. 
CH 


Neuorganiſation der bayeriſchen Waldbauſchulen. 
m Gegenfaß zu allen übrigen deutſchen Staaten 
atte Bayern bei Einführung der neuen Ver⸗ 
waltungsorganiſation 1886 für die Ausbildung 
der Betriebsbeamten einen vierjährigen Unterricht 
auf Waldbauſchulen eingerichtet, deren Lehrplan 
während der erſten beiden Jahre hauptſächlich 
Elementarfächer und Naturwiſſenſchaften umfaßte. 
Schon damals waren erhebliche Bedenken gegen 
die Zweckmäßigkeit eines Forſtſchulunterrichtes 
von ſo langer Dauer aufgetaucht. Die Verhält⸗ 
niſſe haben zunächſt im Laufe der Zeit zu einer 
Verminderung der Zahl der Waldbauſchulen 
geführt, von denen urſprünglich fünf beſtanden 
haben. Nun ſoll auch ein Abbau der vierklaſſigen 
Schulen in der Weiſe erfolgen, daß künftig far 
die Aufnahme in die Waldbauſchulen der Beſuch 
einer ſechsklaſſigen Realmittelſchule gefordert und 
auf den Waldbauſchulen nur mehr Fachunterricht 
erteilt wird. Im Sommer 1921 findet die letzte 
Aufnahmeprüfung in der bisherigen Weiſe bei 
beſchränkter Zahl ſtatt, gleichzeitig ſoll eine weitere 
Verminderung der Zahl der Schulen durch Zu⸗ 
ſammenlegung jener von Kehlheim und Lohr in 
Lohr erfolgen. Sch. 


Aus dem Forſtetat des Freiſtaates Mecklenburg. 
Wie ein Regierungsvertreter im Hauptausſchuß 
des Mecklenburgiſchen Landtages mitteilte, ſind 
die Einnahmen fuͤr Holz und Lohe um 2,5 Millionen 
Mark höher eingeſetzt worden. Die Nebeneinnahmen 
mußten dagegen wegen der ſchlechteren Torf⸗ 
verwertung um 1,5 Millionen Mark niedriger 
veranſchlagt werden. Ferner wurde mitgeteilt, 
daß die von einem Sozialdemokraten beantragte 
Zuſammenlegung von Forſtämtern nicht möglich 
ſei. Gegen früher 78 Revierförſterſtellen beſtehen 
jetzt nur noch 31. Ein weiterer Abbau ſoll er⸗ 
folgen, aber ein gleichzeitiger Abbau der Ober⸗ 
förſtereien kann nicht ſtattfinden. Der Haupt⸗ 
ausſchuß beſchloß, eine Zuſammenlegung durch 
die Regierung im Auge zu behalten. Fuͤͤr die 
Beſchäftigung von Arbeitern wurden 300000 8 
neu eingeſetzt. um Kündigungen möglichſt zu 
vermeiden. Für die Urbarmachung von Mooren 
bewilligte der Hauptausſchuß des Mecklenburgiſchen 
Landtages 800000 &. In den Verhandlungen 


Nr. 24 Bd. 36 (1921) 


im Landtage ſelber wurde bemängelt, daß bei 
vielen Oberförſtereien die Ausſtattung mit 
Ländereien zu groß ſei. Eine Anfrage über die 
Jagdverpachtung der Kloſtergemeinden wurde 
vom Regierungstiſche dahin beantwortet, daß durch 
Verfügung vom 1. April den Landesklöſtern ge⸗ 
ſtattet worden ſei, über die Jagdverpachtung mit 
den Gemeinden ſelbſtändig in Verhandlung zu 
treten, auch die Ausſtattung der Kloſtergemeinden 
ge Land fol im günftigften Sinne geregelt 
werden. 


N 

Ein neuzeitliches Erkenntnis. Am 12. Mai d. J. 
hatte ich Gelegenheit, bei dem Amtsgericht in M. 
der Verhandlung folgender M 
beizu bohnen. Ein Blumenhändler hatte an 
einem Tage im Februar von einer Studenten⸗ 
verbindung den Auftrag erhalten, zu einer Feier 
am Abend die Kneipe zu ſchmücken. Er bega 
fich mit einem Gehilfen und einem Handwagen 
nach dem eine halbe Stunde entfernten Staats⸗ 
walde, ſägte zehn Fichten von etwa 1,5 m Höhe 
ab und begab ſich auf den Heimweg. Am Ein⸗ 
gange der Stadt begegnete ihm der Förſter R., 
der nach dem Erlaubnisſchein, den er nicht beſaß, 
fragte. Vor Gericht gab der Blumenhändler an, 
daß er keine Zeit gehabt habe, vorher die Ge⸗ 
nehmigung nachzuſuchen und daß er dieſe nach⸗ 
träglich habe nachſuchen wollen. Es ſeien keine 
Weihnachtsbäume, ſondern nur Halbfichten geweſen, 
und daß er ein Ehrenmann ſei. Der Forſt⸗ 
amtsanwalt ſchenkte den Angaben des An⸗ 
geklagten, daß er die Erlaubnis habe nachträglich 
nachſuchen wollen, keinen Glauben, das ſei nur 
eine Ausrede. Wohin ſolle es führen, wenn 
die Leute unter allerlei Vorwänden in den Wald 
gehen dürften, um das, was ſie brauchten, zu 
holen und vielleicht ſpäter der Forſtbehörde An⸗ 
deige machten. Der Angeklagte wohnte nur zwei 


ſei ſehr wohl in der Lage geweſen, vorher die 
Erlaubnis einzuholen. Daß er die Fichten nicht 
habe anmelden wollen, gehe daraus hervor, daß 
er von dem ihm begegnenden Beamten hatte an⸗ 
gerufen werden müſſen. Er beantragte den acht⸗ 
fachen Wert des Entwendeten und zwar 120 A 
als Strafe. Ein Schöffe ſtellte die merkwürdige 
Frage, ob es fich bei der Studentenfeier um ein 
Feſt oder um eine Examenskneipe gehandelt 
habe; letztere kämen oft ſehr plötzlich und dann 
habe der Angeklagte wohl keine Zeit zur Ein⸗ 
holung der Genehmigung gehabt. Nach längerer 
Beratung verkündete der Vorſitzende, daß der 
Angeklagte mit dem zweifachen Werte und zwar 
mit 30 & beſtraft Tei Bei der Strafabmeſſung 
ſei beſonders berückſichtigt, daß dem Angeklagten 
bekannt geweſen ſei, daß er die Erlaubnis hätte 
vorher einholen müſſen; auch habe das Gericht 
angenommen, daß er nicht die Abſicht gehabt 
habe, die Erlaubnis nachträglich einzuholen; für 
dieſe Annahme ſpreche das Verhalten des An⸗ 
geklagten beim Begegnen mit dem e 
Dieſe Umſtände ſeien als ſtraferſchwerend an⸗ 
genommen. Dagegen feien die wirtſchaftlichen 
Berhältniſſe des Angeklagten, die dem Gericht 
bekannt ſeien, als ſtrafmildernd in Betracht ge⸗ 
zogen. 30 A ſeien für ihn ſchon eine empfind⸗ 
iche Strafe. Wenn ſolche Urteile bekannt werden, 
wird es niemand mehr einfallen, vorher die Er⸗ 
zaubnis für irgendeine Nutzung einzuholen. Es 
it Schon oft über die frühere Rn: ge⸗ 

Heute wird Kla 


ſchimpft worden. ſenjuſtiz ge⸗ 
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trieben. Sobald eine Anzeige erſtattet iſt, dann 
fragt der Amtsanwalt nach den wirtſchaftlichen und 
Einkommensverhältniſſen des Angeklagten, well 
dieſe bei der Stellung des Strafantrages zu 
berückſichtigen ſind. 

Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Eigentümlicher Geruch beim Roden von Kiefern. 
Vor etwa zehn Jahren habe ich in einem mir 
unterſtellten Revier folgendes wahrgenommen: 
Beim Roden einer ſtarken Kiefer, und zwar in 
dem Augenblick, während der Baum ſich auf die 
Seite legte und dabei die Pfahlwurzel aus der 
Erde zog, entſtrömte dem Loche ein intenſiver 
Petroleumgeruch. Letzterer war jedoch nur ernige 
Minuten wahrnehmbar, wohl auch deshalb, weil 


plang Loch bei der Rodearbeit bald wieder ver⸗ 


ſchüttet wurde. Ich habe der Erſcheinung damals 
keinerlei Bedeutung beigelegt, mich jedoch jetzt 
wieder daran erinnert und bitte um gefällige Mit- 
teilung, ob ſolche Wahrnehmungen öfter gemacht 
worden ſind und wie ſich der Petroleumgeruch 
erklären läßt? 

Richter, Oberförſter, Kapelka bei Twardawa. 

CH 


Das neue Kulturverfahren mit dem Dreiflügel⸗ 
Pflanzſtichel. Die außerordentlich geſtiegenen 
Kulturkoſten, hervorgerufen durch die hohen 
Arbeitslöhne und durch das um ein vielfaches 
teurer gewordene Pflanzenmaterial, zwingen den 
Forſtwirt, neue Wege zu ſuchen, durch die, bei 
größter Wirtſchaftlichkeit im Verbrauch der Geld⸗ 
mittel, die größte Sicherheit für ein gutes Fort⸗ 
kommen der Kulturen gewährleiſtet iſt und das Aus⸗ 
beſſerungsprozent auf ein Minimum herabgedrückt 
wird. Einen Schritt vorwärts bringt uns die Er⸗ 
findung des Kamenzer Ratsoberförſters Herrn 
Hennig in Bernsdorf O.⸗L., welche als Haupi⸗ 
zweck die rationelle Verpflanzung von Fichten und 
andern Breitwurzlern verfolgt, das Hauptgewicht 
iſt dabei auf die naturgemäße Lagerung der 
Wurzeln und das ſchnelle Einpflanzen nach vorher 
ſtattgefundener Bodenbearbeitung gelegt. Der 
„Hennigſche Drei⸗ 
flügel⸗ Pflanzſtichel“, 
D. R.⸗P. angemeldet 
unter Nr. 82353 III 
45b, beſteht aus einer 
kräftigen Holzſpille 
mit Handgriff und 
drei am unteren Ende 
befeſtigten keilförmi⸗ 
gen, eiſernen Flügeln. 
Die drei Stichelflügel 
ſind ſternförmig an⸗ 
geordnet und bilden 
mit ihren keilförmigen 
Schneideflächen, die 
ſich im Scheitelpunkt 
vereinigen, einen 
Beien ` Winkel. 
Zur Erhöhung des 
Fallgewichtes und 
des damit verbun⸗ 
denen leichten Ein⸗ 
ſtoßen?s in den 
Boden hat man 
die urſprünglich mit 
Stahlblech beſchla⸗ 
genen Holzflügel 


Dreiflü gel- Pflanzſtichel. 
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durch eiſerne erſetzt. Die im Mittelpunkte 
zuſammenlaufenden Flügel ſind an der oberen 
Kante verſtärkt, wodurch dem Eindringen des 
Stichels in den Boden eine gewiſſe Grenze gezogen 
wird, ſo daß ſtets gleichmäßig tiefe Pflanzgruben 
entſtehen. Der Normalſtichel für dreijährige Saat 
und verſchulte Fichtenpflanzen beſitzt 14 om 
Flügellänge (Innenmaß), die Verwendung des 
Stichels ſetzt eine Bodenbearbeitung durch Hacken 
von Pflanzlöchern bzw. ⸗hügeln oder Pflügen von 
Dämmen oder Rabatten voraus. 

Gebrauchs anweiſung. Stößt man den 
Dreiflügel⸗Pflanzſtichel in den Pflanzhügel ein, 
ſo entſteht ein dreiteiliges Pflanzloch, deſſen 
Pflanzgruben von oben ſchräg nach unten ver⸗ 
laufen, ſo daß in der Mitte ein Kegel ſtehen bleibt, 
auf den die Fichtenpflanze aufgeſetzt wird. Die 
drei Pflanzgruben zwingen die Pflanzerin, die 
Wurzeln gleichmäßig auf dieſe zu ver⸗ 
teilen. Die Wurzeln werden mit 
wenigen Strichen der Hand ſauber 
eingelegt und erhalten infolge der 
ſchräg nach unten führenden Pflanz⸗ 


Geſticheltes Pflanzloch and der Bogelſchau. 


gruben eine gute und naturgemäße 
Lage. Beſitzt eine Pflanze eine oder 
zwei langausgeſtrichene Wurzeln, ſo 
werden dieſe nicht abgeriſſen oder zu⸗ e 
ſammengefaltet in das Pflanzloch 
hineingequetſcht, wie es ſo oft Unſitte iſt, 
ſondern es werden auf einfache Weiſe ein 
oder zwei Schenkel des Pflanzloches mit der 
Hand verlängert und jo die Wurzeln unter⸗ 

bracht. Indem die linke Hand die Pflanze 
hält, wird nun mit der Rechten der in den Schenkel⸗ 
winkeln ſtehengebliebene Bodenkern in die Pflanz⸗ 

ben eingeſtrichen und mit der Hand feſtgeklopft. 
Pflanzt man mit Kulturerde, ſo wird der Boden 
vorher auf den gehackten Hügel aufgeſchüttet und 
nun der Stichel eingeſtoßen. Es iſt hierbei ein 
leichtes, die Flügellöcher nur mit guter Kulturerde 
zuzuſtreichen, ſo daß die Wurzeln in dieſer eingebettet 
liegen. Durch das außerordentlich ſchnell fort⸗ 
ſchreitende Pflanzen iſt es zweckmäßig, je drei 
bis vier Pflanzerinnen einem Stichelführer zuzu⸗ 
teilen. Vor und nach Gebrauch iſt der Stichel 
ſauber abzureiben. 

Die beſonderen Vorzüge des Dreiflügel⸗ 
Pflanzſtichels beſtehen: 

1. In der ſchnellen, ſauberen und gleichmäßigen 
Herſtellung der Pflanzlöcher. Die Zeiterſparnis 
gegen das SC e alte Verfahren der 
Ge oder Lochhügelpflanzung beträgt ein mehr⸗ 

8. 
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2. In der durch die eigenartige Konſtruktion 
möglich gewordenen naturgemäßen Pflanzung 
von Breitwurzlern, insbeſondere Fichten. 

3. In dem faſt unmöglich gewordenen Stauchen, 
Verkrümmen, Zuſammenballen der Wurzeln. 

4. In dem Vermeiden des zu Tief⸗ oder zu 
Hochpflanzens, da der einzelnen Pflanzerin das 
Löcherausheben abgenommen iſt. 

5. In der einfachen Handhabung auch dur 
nicht eingerichtete Leute. n 

6. In dem Wegfallen jedes weiteren Pflanz⸗ 
werkzeuges der Pflanzerinnen, wie Häckchen uſw. 

7. In dem Schutze, den das geſtichelte Loch 
gegen Sonne, trockenen Wind und das Auffrieren 
den Wurzeln bietet, da der vorher gelockerte Boden 
durch das Einſtoßen des Stichels an den Außen⸗ 
ſeiten wieder gedichtet wurde, während die Faſer⸗ 
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Unnatürliche alte Lochhügelpflanzung. 


wurzeln in dem loſen, eingeſtrichenen Boden bzw. 
in der Kulturerde leicht einwachſen können. 

Die Alleinherſtellung und der Vertrieb des 
Dreiflügel⸗Pflanzſtichels erfolgt durch Wilhelm 
Göhlers Wittwe in Freiberg i. Sa. Der Preis 
beträgt für das Stück 95 Mk. 


* 


Waldbrände. 


Anhalt. Staatl. Oberförſterei Sollnitz. 
In Jagen 75, 76 der Förſterei Schwarze Stamm 
wurden am 15. Mai 2,2 ha 10jährige Kiefernkultur, 
6,5 ha 13jährige Kultur, 3,7 ha 25jähriges Stangen. 
holz. 0,6 ha 26jähriges Stangenholz, 1,2 ha 36- 
jähriges Stangenholz und 0,8 ha Sicherheitsſtreifen 
durch Waldbrand völlig vernichtet. Das Feuer, 
anſcheinend durch Ausflügler beim Rauchen ver⸗ 
urſacht, entſtand vormittags gegen 9 Uhr in der 
preußiſchen Oberförſterei Gräfenhainichen an dem 
Wege von Sollnitz nach Oranienbaum, verbreitete 
ſich ſchnell durch ſtarken Oſtwind, vernichtete große 
Flächen Kulturen und junger Stangenhölzer in 
der Oberförſterei Gräfenhainichen und überfiel 
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die Landesgrenze gegen Mittag durch Wipfelfeuer 
einiger Altkiefern auf preußiſcher Seite. Am 
erſten Pfingſtfeiertage waren nur wenige Löſch⸗ 
mannſchaften aufzubringen, wodurch der große 
Verluſt hervorgerufen wurde. Feuerwehren und 
Reichswehr nahmen an den Löſcharbeiten teil. 
Gegen 5 Uhr abends gelang es, das Feuer ein⸗ 
zudämmen. 


Mecklenburg- Strelitz. Am 14. Mai entſtand 
in der ſtaatlichen Oberförſterei Steinförde in 
Mecklenburg ein Waldbrand, dem 0,5 ha Lie 
jährige Schonung und 9,5 ha Abtriebsfläche zum 
Opfer fielen und wodurch auch 175 fm Gruben⸗ 
holz vernichtet wurden. Das Feuer entſtand 
etwa um 10 Uhr vormittags. Um 5 Uhr nach⸗ 
mittags war die Gefahr des übergreifens auf 
benachbarte Stangenhölzer behoben. Die Ent⸗ 
tehungsurſache iſt anſcheinend auf Unvorſichtigkeit 

r Fuhrleute zurückzuführen. Der Schaden der 

orſtverwaltung iſt RRE gering, der 
chaden des Grubenholzhändlers bedeutend. Das 
Holz war nicht verſichert. 


7 
Griet, und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Geſchäftsſtelle ubernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Auonume Zuſchriften finden 
ulemals Veruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
meuts⸗Quiliung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
AB, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Autwort. Im all⸗ 
emeinen werden weitere Hofe nicht beanſprucht; find 
edoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen Die auſzuſtellen, für 
deren Crlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonsrare 
erwachſen, ſo wird Vergütung dieſer Selbſtkoſten bean ⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 47. Weitertragen des goldenen 
ortepers durch ehemalige Staatsforſtbeamte im 
rivatdienſte. Als ehemaliger elſaß⸗lothringiſcher 

Staatsförſter bin ich aus dem Reichsdienſt aus⸗ 
geſchieden und in eine Privatforſtverwaltung über⸗ 
nommen worden. Bin ich zum weiteren Tragen 
des mir im Staatsdienſte verliehenen goldenen 
Portepees berechtigt, evtl. wohin muß ich mich 
wenden, um die Berechtigung zu erlangen? 
O. 


Antwort: Rechte, die Sie im Staatsdienſt 
hinſichtlich Uniform, Abzeichen, Portepee uſw. 
erworben haben, können nicht auf das Privat⸗ 
dienſtverhältnis übertragen werden. Deshalb 
erſcheint uns die Berechtigung, das goldene 
Portepee zur Uniform zu tragen, erloſchen zu 
ſein. Mit einer Verleihung des goldenen Portepees 
in Ihrer jetzigen Dienſtſtellung kann nicht ge⸗ 
rechnet werden. 


Anfrage Nr. 48. Beſoldung eines ſtädtiſchen 
Revierförſters. Als ſtädtiſcher Revierförſter werde 
ich hier nach Gruppe VI beſoldet. Ich habe keine 
Dienſtwohnung, nicht Garten und Wirtſchaftsland, 
kein Brennholz, keine Dienſtaufwandentſchädigung. 
Habe ich ein geſetzliches Anrecht, in Gruppe VII 
eingereiht zu werden? Steht mir ferner ein 
geſetzlicher Anſpruch auf Brennholz und Dienſt⸗ 
aufwand zu, da ich nach ſtaatlichen Grundſätzen 
zu beſolden bin? Wann iſt die Beſtimmung er⸗ 
laſſen, daß jeder Staatsförſter 4 rm Brennholz 
für ſein Amtszimmer unentgeltlich erhält, und 
wie lautet dieſe? Kann ich ſie auch auf mich 
übertragen? Mein Dienſtalter rechnet ſeit 
1. Oktober 1912. Wie hoch muß mein Eintommen 
ſein, da ich keine Dienſtwohnung habe? Was 
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erhalten die Staatsförſter außer Gehalt noch 
an Dienſtaufwand und Stellenzulagen? 
P., ſtädtiſcher Revierförſter. 

Antwort: Die Beſoldung der Gemeinde⸗ 
forſtbeamten hat nach den Grundſätzen zu ge⸗ 
ſchehen, welche das Beamtendienſteinkommengeſetz 
für die Staatsforſtbeamten feſtgeſetzt hat. Die 
Förſter gehören in Gruppe VI, die Revierförſter 
in Gruppe VII. Ob Sie in Gruppe VI oder VII 
gehören, richtet ſich nun danach, ob Ihr Titel 
den Amtsverrichtungen entſpricht, das heißt ob 
Sie in Wirklichkeit die Tätigkeit eines Revier⸗ 
förſters haben und von der Regierung als ſolcher 
beſtätigt worden ſind, oder ob Sie nur den Titel 
führen und Förſtergeſchäfte wahrzunehmen haben. 
Danach iſt es zu entſcheiden, ob Sie ein geſetz⸗ 
liches Anrecht auf Gruppe VII haben oder nicht. 
Die Gemeindeforſtbeamten ſind hinſichtlich ihrer 
Beſoldung den Staatsforſtbeamten gleich⸗ 
zuſtellen. Der Begriff „Beſoldung“ umfaßt das 
geſamte Dienſteinkommen, das heißt Gehalt, 
Dienſtwohnung oder entſprechende Entſchädigung, 
die Naturalbezüge der Staatsforſtbeamten und 
einen entſprechenden Dienſtaufwand. Aus Nr. 13 
S. 238 der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ können 
Sie erſehen, wie der Brennſtoffbedarf für die 
Staatsforſtbeamten geregelt iſt, aber von einer 
unentgeltlichen Abgabe von 4 rm Holz für ein 
Amtszimmer iſt uns nichts bekannt. Dieſer Punkt 
iſt inſofern für Sie nur von Bedeutung, daß Sie 
keinen Nutzen daraus ziehen können, wenn Sie 
kein Amtszimmer haben. Im übrigen kann dieſe 
Frage im Zuſammenhang mit dem Dienſtauf⸗ 
wand geregelt werden. Was die Staatsförſter 
an Dienſtaufwand erhalten ſollen, ſteht noch nicht 
feſt. Das Einkommen der Gruppe VI berechnet 
ſich beim Fehlen einer Dienſtwohnung wie folgt: 
Beſoldungsdienſtalter 1. Oktober 1912. 
Das heutige Grundgehalt beträgt . 7 700 A 
Ortszuſchlag ohne Dienſtwohnung in 


Drtelafle Du. 2a 2 es 950 „ 
Ausgleihszufhlag - - : 5790 „ 
Sa. 15440 MN 

Gruppe VII: 
Stundgehalt - - » - : rn 0a . 810 A 
Drtözufhlag - » >» - ern e 1950 „ 
Ausgleihauihlag - - gs 6030 „ 
Sa. 16080 4 


Anfrage Nr. 49. Räumung von Wohnungen, 
die als Entgelt für Dienſtleiſtungen überlaſſen 
werden. Ein landwirtſchaftlicher Arbeiter, dem vom 
Arbeitgeber außer ſeinem Lohn eine Wohnung uͤber⸗ 
wieſen war, iſt wegen Eintritts in einen Streik ſeine 
Stelle gekuͤndigt. a) Muß derſelbe, auch wenn er 
noch keine andere Wohnung gefunden hat, 
die ihm uͤbergebene auf Aufforderung ſofort raͤumen? 
b) Welche Maßregeln habe ich als Gutsvorſteher zu 
treffen, damit die Arbeiterfamilie eat, nicht ohne 
Obdach iſt? c) Welches Reichsgeſetz kommt in Frage, 
Reichsgeſetzblatt, Jahr und Nr.? 

G., Staats⸗-Revierfoͤrſter. 

Antwort: Die Vorſchriften des Mieterſchutz⸗ 
geſenes vom 11. Mai 1920 (Reichsgeſ.⸗Blatt S. 949 ff.) 
darüber, daß auf Anrufen eines Mieters oder Ver⸗ 
mieters das Mteteinigungsamt über die Wirkſamkeit 
und Zulaͤſſigteit einer Kuͤndigung zu entſcheiden hat, 
findet auf Mietverhaͤltniſſe Anwendung. Wie weit 
dieſer Begriff der Mietverhaͤltniſſe auszudehnen iſt, 
fagt das Geſetz nicht. Doch wird man die Vorſchriften 
auch auf mietähnliche Verhaͤltniſſe ausdehnen muͤſſen, 
wenn alſo zum Beiſpiel eine Wohnung als Ver⸗ 
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guͤtung fuͤr Dienſtleiſtungen, wie alſo beim Pfoͤrtner, ſchutzvorſchriften nicht anwendbar ſind und der ent⸗ 


uͤberlaſſen wird. Ob dies nun allgemein von den 
Gerichten, die uͤber die Raͤumungsklagen nach ge⸗ 
nehmigter Kündigung zu befinden haben, angenommen 
wird, iſt nicht bekannt. Einige Berliner Amtsgerichte 
haben ſich auf den entgegengeſetzten Standpunkt 
geſtellt. In erſter Linie wird es auf den Wortlaut des 
Vertrages, die vereinbarten Arbeits- oder Anſtellungs⸗ 
bedingungen, ankommen. Speziell bei landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeitsvertraͤgen, bei denen dem Arbeiter eine 
Deputatwohnung zuſteht, wird ſehr leicht, vielleicht 
ſogar in den meiſten Fällen, die Überlaſſung des 
Gebrauchs von Wohnraͤumen als der unweſentlichere 
Teil, die Verpflichtung zur Dienſtleiſtung und die 
Gewaͤhrung der Verguͤtung dafuͤr in Geld und in 
Naturalien dagegen als der Hauptbeſtandteil des 
Vertrages anzuſehen ſein, ſo daß dann die Mieter⸗ 


| 


. 


laſſene Arbeiter zur Raͤumung der Wohnung ver 
pflichtet iſt, die Sie evtl. im Klagewege von ihm er⸗ 
zwingen muͤſſen. Vorſchriften darüber, daß Sie als 
Gutsvorſteher verpflichtet ſind, Maßregeln gegen die 
Obdachloſigkeit der betreffenden Familie zu treffen, 
beſtehen nicht. Es koͤnnte ſich dabei hoͤchſtens um 
e interne Anweiſungen der 
hoͤheren Verwaltungsbehoͤrden handeln, die nicht 
veröffentlicht find. Im übrigen kaͤme nur das Woh⸗ 
nungsmangelgeſetz vom 11. Mai 1920 (R. G. Bl. 
S. 949 ff.) in Betracht. Es duͤrfte ſelbſtverſtaͤndlich 
zu Ihren Pflichten gehoͤren, daß Sie die anderweite 
Unterbringung der Familie verſuchen, ohne daß 
jedoch von dem Erfolg Ihrer Bemühungen die Ver 
pflichtung zur Räumung durch die Arbeiterfamili⸗ 
abhinge. Dr 


H D H 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Jur Seſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 

Dberförſterſtelle Schwenten (Schneidemühl) iſt 
zum 1. Auguſt zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 
1. Inli. 

Ober förſterſtelle Selgenaun (Schneidemühl) iſt zum 
1. Brout zu beſetzen. Dienſtwohnung im Guts⸗ 
gehöft Schönfeld bei Schneidemühl, Schulgelegenheit 
in Schneidemühl. Bewerbungsfriſt: 1. Juli. 

Oberförſterſtelle Wilhelmsbruch (Gumbinnen) if 
zum 1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungen müſſen 
bis zum 28. Juni eingehen. 

Sorfirentmeifterftelle bei der Forſtkaſſe in Uſingen 
[Wiesbaden) iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind bis zum 25. Juni einzureichen. 


Jörſterſtelle Fierberg, Oberf. Plietznitz (Schneide 
mühl) iſt zum 1. Auguſt zu beͤſetzen. Zur Stelle 
hören: Dienſtland z. Zt. 13,823 ha Acker, 5,018 ha 
Wieſe, 0,149 ha Garten. Dasſelbe wird demnächſt 
nach den Min.⸗Beſtimmungen auf ca. 12,00 ha 
herabge mindert. Fetzſetzung des Nutzungsgeldes 
vorbehalten. Dienſtaufwand 350 & jährlich. 
Evangeliſche Kirche und Schule ſowie nächſte 
Eiſenbahnſtation Plietnitz, ca. 5 km. Bewerbungs- 
f iſt: 20. Juni. 

Jörſterſtelle Habichtsberg, Oberf. Kaltenborn (Allen⸗ 


ſtein), iſt zum 1. Juli zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören: Dienſtwohnung, 3 ha Acker, 10,3 ha 
Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung 300 &. 


Schule in Omuhfofen, 3 km, Bahnort in Muſchaken, 
12 km. Bewerbungsfriſt: 18. Juni. 

Zörſterſtelle Jigen, Oberf. Schwenten (Schneide⸗ 
mühl), iſt vorausſichtlich am 1. Juli zu beſetzen. 
Zur Stelle gehören: Dienſtland 6,95 ha Acker, 
3,35 ha Wieſe, 0,18 ha Garten. Dienſtaufwand 
150 A jährlich. Feſtſcetzung des Nutzungsgeldes 
vorbehalten. Das Forſthaus liegt in Koltvorwerk. 
Katholiſche Kirche und Schule in Ka'tvorwerk. 
Nächſte Eiſenbahnſtation Frauſtadt, 7,5 km. Be⸗ 
werbungsfriſt: 20. Juni. 

Förſterſtelle Kippen, Oberf. Wilhelmsbruch (Gum⸗ 
binnen), kommt vorausſichtlich zum 1. Juli zur 
Neubeſetzung. Zu der erledigten Stel'e gehören: 
Dienſtwohnung, rund 17 ha zu regulierendes 
Dienſt“ and. Die Schule iſt in Demmenen, 5 km. 
Bahnſtation Skaisgirren der Eiſenbahn Königsberg — 
Labiau— Tilſit, 5 km. Geſuche um Verf bung auf 
dieſe Stelle ſind bis zum 15. Juni einzureichen. 

Forſterſtelle Tſchechnitz, Oberf. Kottwitz (Breslau), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören: Dienſtwohnung, ca. 12 ha Wirtſchafts⸗ 
land nach der Neuregelung und 300 & Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung nach der Regulierung. 
Bewerbungsgeſuche ſind bis zum 1. Juli einzu⸗ 
reichen. 


Hilfsförſterſtelle Albrechtshauſen, Oberf. Tapian 
(Königsberg), kommt zum 1. Juli zur New 
beſetzung. Die Stelle iſt neu bebaut, das Dienſt⸗ 
land wird ſpäter geregelt werden. Schule in 
Gr.⸗Eugelau, 6 km, Bahnſtation: Steinwalde, 
4 km. Bewerbungsgeſuche ſind bis zum 15. Juni 
einzureichen. 

Forſtſchreiberſtelle in der Oberf. Grebenſtein (Caſſel) 
iſt zum 1. Juli zunächſt auftragsweiſe zu be eben, 
Mietwohnung vorhanden. Höhere Schulen durch 
tägliche Bahnfahrt erreichbar. Bewerbungsfriſt: 
20. Juni. 

Forſtſchreiberſtelle Ramuck, Oberf. Ramuck (Allen⸗ 
ſtein), iſt ſofort zu beſetzen. Zur Stelle gerören: 
rund 2,4 ha Acker, 2,6 ha Wieſen. Schu e in 
Sri drichitadt, 3 km, Bahnort in Mertinsdorf, 
10,5 km. Bewerbungsfriſt: 19. Juni. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Unter förſterſtelle Sagemühlerfichten iſt ſefort zu be⸗ 
ſetzen. Bewerbungen find an den Magiſtrat von 
Dtſch.⸗Krone zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Kientz, früher reichsl. Forſtmeiſter, wurde unter übertragung 
der Oberförſterſtelle Wetzlar (Coblenz) in den 
preußiſchen Siaatsdienſt übernommen. 

Zu Oberföͤrſtern m. R. find ernannt: 

die Oberförſter o R. Rraune⸗Krickau in Namslau (reg, 
lau): uickert in Monſchan (Aachen); von Sachs in 
Hatzfeld (Wiesbaden). 


die Forſtaſſeſſoren Bonfe nach Caſtellaun unter übertragung 
der Oberforſternelle Caſtellaun (Coblenz); Noss in 
Coblenz unter übertragung der Oberfoͤrſterſtelle Gerol⸗ 
ſtein (Trier): Schade in Neuenkrug unter Übertragung 
der Oberförſterſtelle Guszianka (Allen nein). 

Als Hilfsarbeiter an die Regierung ſind berufen die 

Forſtaſſeſſoren: 

Amoneis nach Königsberg; Venſe nach Koblenz; 
Buütow nach Allenſtein: von Doemming nach Breslan; 
Ha ſtb auer nach Cafſel: keene nach Aachen; Zenter nach 
Potsdam: Frhr. v. Plettenberg nach Stralſund: Schäfer 
nach Caſſel; Schuſter nach Allenſtein; Schwanke nach 
Lüneburg. 

Als vorläufige Revierverwalter find berufen die yore 
aſſefſoren: 

Koedenbeck in Klein⸗Glienicke nach Potsdam; Steinhoff in 
Steinbuſch nach Winnefeld (Hildesheim); Wagner 
in Caſſel nach Gahrenberg (Caſſel). 

Dürkop, Förſter in Fuhrberg, bert, Fuhrberg, iſt vom 
1. Junt an auf die Forſterſtelle Wenſe, Oberf. Walsrode 
(Lüneburg), verſetzt. 

Hecker, Hegemeiſter in Helſa, Oberf. Oberkaufungen, iA 
nach Ernennung zum Revierforſter vom 1 April an die 
Revierförſterſtelle Horbach, Oberf. Wolfgang (Caſſeh, 


ubertragen. 
Aabiſch, Förſter o. R. in Coßweda, Oberf. Zeitz, iſt vom 
1. April an die Foöͤrſterſtelle Neuſorgefeld, Oberf. Hohen 


Bade (Merſeburg), übertragen. 
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uf örfter in Garlstorf, Oberf. Garlstorf, ift vom 
” 1 au die Förſerſtelle o. R. in der Oberf. Munſter 
(Lüneburg) übertragen. . 
Sommer, Förſter in Michelsrombach, Oberf. Fulda, iſt vom 
1. April an nach Gämhof, Oberf. Rothemühl (Stettin), 
per) 
erk 
> 1. Auguſt ab die Förſterſtelle 
(Erfurt), ubertragen. 


Steëtdämipt, Forſtgehilfe in Wülferode, Oberf. Hannover, 
iſt vom 1. Juni an nach Wennigſen, Kloſteroberf. 
Wennigſen (Hannover), verſetzt Fr 

Mahn, Forſtaehilfe in Karnkewitz, Oberf. Karnkewitz, ift 
nach Stolp, Oberf. Stolp (Köslin), verſetzt. ` 

Meyer, Sorcigchuiie in Wennigſen, Kloſteroberf. Wennigſen, 
iſt vom 1. Juni an nach Wülferode, Oberf. Haunover 
(Hannover), verſetzt. : 

Scheffler, Jorſigehilfe in Neuſtettin, Oberf. Neuſtettin, iſt 
SE 16. Juni an nach Treten, Oberf. Treten (Röslin), 

etzt. 


etzt. 
Förſter in Schwarza, Oberf. Schwarza, iſt vom 
Suhl, Oberf. Suhl 


—— 
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Titel, Borftgehilfe in Köslin. bisher im Reg.⸗Forſtbür⸗ 
wird vom 16. Juli an nach Morgenſtern, Oberf. Born ; 
tuchen (K 58 lin), verſetzt. 


Sachſen. 


Die Amtsbezeichnung Forſtmeiſter haben vom 1. April 
an erhalten die Revierverwalter: 
Hauffe auf Kottenheider Revier: Müller auf Auguſtusburger 
Revier; Täger auf Serdewiger Revier. 
Die Amtsbezeichnung Oberförſter haben vom 1. April 
an erhalten die Forſtaſſeſſoren: 
Dittrich bei der Forſteinrichtungsanſtalt; Fröde auf Naſſauer 
Revier; Viehweger auf Seidewitzer Revier. 
Schönfelder, Oberfoͤrſter, wurde vom 1. Mai au von der 
Forſteinrichtungsanſtalt auf das Himterhermsdorfer 
Revier verjegt. 
Uhlmann, Regierungsſekretär, wurde vom 1. Mai an vom 
Forſtamte Dresden zum Forſtamte Auguſtusburg verſetzt. 


Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 


Verfügung betreffend Ernennung des 1. Vorſitzenden 
zum Vertrauensmann des Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums und Beitritt der Bezirksgruppen⸗ 
vorſitzenden als Mitglieder der Beamtenausſchüſſe. 
Dinifterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. 111 9213. II. Ang. 

Berlin W 9, den 20. Mai 1921. 
Leipziger Platz 10. 
An ſämtliche Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Münſter 
und Sigmaringen. 

Auf Antrag des Vorſitzenden des Vereins 
Preußiſcher Staatsrevierförſter und in ſinn⸗ 

emäßer Anwendung der Allgemeinen Verfügung 
II 55 für 1919 vom 18. April 1919 III 4590, 
betreffend Beamtenausſchüſſe im Bereich der 
Staatsforſtverwaltung, ernenne ich den jeweiligen 
1. Vorſitzenden des Vereins Preußiſcher Staats⸗ 
revierförſter zum Vertrauensmann meines 
Miniſterums mit der Ermächtigung, ſich 
erforderlichenfalls durch den ſtellvertretenden 
Vorſitzenden vertreten zu laſſen. 

In jedem Regierungsbezirk tritt der Vor⸗ 
ſitzende der Bezirksgruppe des Vereins Preußiſcher 
Staatsrevierförſter dem Beamtenausſchuß als 
Mitglied bei. Im Behinderungsfalle iſt er 
befugt, ſich durch einen von ihm zu beſtimmenden 
anderen Angehörigen der Bezirksgruppe vertreten 
zu laſſen. 

Sollten für kleinere Regierungsbezirke keine 
Bezirksgruppen gebildet ſein, e gelten die 
Vorſitzenden der zu einer Gruppe vereinigten 
Bezirke als Mitglieder der Beamtenausſchüſſe 
diefer Bezirke. 

Die Vorſitzenden der Bezirksgruppen ſind 


veranlaßt worden, ſich bei den Regierungen zu 
melden 


332888 


gez.: Warmbold. 


An den Vorſitzenden des Vereins Preußiſcher Staatsrevierförſter, 


Herrn Revierförſter Hennig in Feldichen. 

Abſchrift zur Kenntnis auf den Antrag vom 
30. April 1921. Ich erſuche, die Vorſitzenden der 
Bezirksgruppen aufzufordern, ſich baldigſt auf 
Grund vorſtehenden Erlaſſes bei den zuſtändigen 
Regierungen als Mitglieder der Beamtenaus⸗ 
ſchuͤſſe ſchriftlich zu melden. 
gez. Warmbold. 

Beglaubigt 


N gez. Hoffmann, 
Miniſterialkanzleiſekretär. 


In Anwendung des Abſatz 3 vorſtehender 
Verfügung wird vertreten: 


1. Kollege Both in Minden / Münſter durch den 
Bezirkgruppenvorſitzenden von Arnsberg, Revier⸗ 
förſter Rademacher in Enſte bei Meſchede. 

2. Kollege Lödorf in Cöln durch den Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden von Düſſeldorf, Revierförſter 
Stobberg in Baerlag bei Camp am Rhein. 


Die Herren Bezirksgruppenvorſitzenden bitte 
ich, entſprechend der Anweiſung des Herrn 
Miniſters ſich alsbald bei den zuſtändigen 
Regierungen als Mitglieder des Beamtenaus⸗ 
ſchuſſes zu melden. Zur allgemeinen Kenntnis 
ebe ich nochmals bekannt, Bezirksgruppenvor⸗ 
sende und ſomit Mitglieder des Beamten⸗ 
ausſchuſſes ſind: 


Regierungsbezirk Revierförſter | Ort 
Ce Dreizehner Linde 
önigsberg Heiſterhagen | Permauern 
Gumbinnen Endrigkeit Uszbördszen 
Allenſtein Lukat Gensken 
Schneidemühl Sauer Roſenthal 
Potsdam anetzly EH chöpping 
Frankfurt/ Oder iebaug ädnitz 
Stettin Dalchow Dölitz i. Pomm 
Köslin Riſtow Charlottenhof 
Stralſund Peters Bremerhagen 
Breslau Alder Silberberg 
Liegnitz Plaſchke Grüßau 
Oppeln Klinkert Tencziau 
Magdeburg Schellack Grüneberg 
Merſeburg Richter Gorden 
Erfurt Kurzius Stützerbach 
Schleswig anſen Reinbek 
Hannover ammiſch Krähe 
Hildesheim Koken Bovenden 
Lüneburg sr Radbruch 
Osnabrück / Stade] Schröter Schafhaus 
Arnsberg mit 

Minden / Münſter Rademacher Enſte 
Caſſel Strott Flieden 
Wiesbaden Kraft Tringenſtein 
Koblenz Janſen Sien 
Düſſeldorf m. Cöln Stobberg Baerlag 
Trier Weber Horel 
Aachen Janſen, Ew.] Gürzenich 

Nachdem durch vorſtehende Verfügung ein⸗ 
wandfrei zum Ausdruck wir 


> iſt, 


Revierförſter eine beſondere Beamtengruppe bilden, 
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bitte ich die Herren Bezirksgruppenvorſitzenden, Fall. Beredter als alles andere ſchildert die Ver⸗ 
alle neubeförderten Kollegen aufzufordern, unſerm hältniſſe ein Aufruf, der uns von Forſtmeiſter i. R. 
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Verein beizutreten. 
Mit Weidmannsheil! 
Feldichen, den 1. Juni. 


7 
Berichtigung. 

In dem Vorbericht über die Delegierten⸗ 
und Mitgliederverſammlung in Berlin 
in Nr. 23 S. 435 muß es bei dem Punkt: 
Stellung zu den anderen Vereinen in der 
5. Zeile dieſes Abſatzes heißen: „Die Arbeits⸗ 
gemeinſchaft mit dem Verein e. Staats⸗ 


Hennig. 


o ber förſter (nicht Staatsförſter) weiter zu pflegen“. 
Ferner ſind im folgenden Abſatz die Adreſſen 
der Revierförſter Dallmann und Kandt falſch 
angegeben, ſie ſeien deshalb nachſtehend berichtigt: 
Revierförſter Dallmann, Gülzow (Stettin), Re⸗ 
vierförſter Kandt, Maienpfuhl (Potsdam). 
Feldichen, den 3. Juni 1921. 
Der Vorſitzende: Hennig. 


> 


Nachrichten des Vereins 
für Privat forſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 
FGeſchäftsſtelte zu Eberswalde, 
a Schicklerſtraße 45. 
Jernſprechanſchluß: 
BIETET Amt Eberswalde Nr. 546. 
Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7221. Jünemann, Ernſt, Preuß. Staatsförſter, Forſth. Lindthal, 
Poſt Lautenthal i. Harz, Kreis Zellerfeld. J. 
7222. Salems ki, zn Forſtgehilſe, Gr.⸗Beſtendorf, Kreis 


Mohrungen. I. 

7223. Kahler, Leo, Forſtaufſeher, Forſthaus Karlshorſt, Poſt 
Zakrezwo, Kreis Flatow, Weſtpr I. 

7225. Schammler, Fritz, Forſtaufſeher, Heyersdorf, Kreis Frauſtadt. 


1226, Siedler, Auguſt, Forſtverwalter, Stonsdorf i. Rieſengebirge. 


7227. Lutter, Paul, Forſtgehilfe, Friedrichshuld, Poſt Treten, 
eis Rummelsburg, Pommern. II. 
7228. Kurzweg, Hugo, Forſtgehilfe, e Poſt 


Hohenleipiſch, Kreis Liebenwerda i. Sa. A 
7229. Dechant, Cash, Förſter, Haus Reck bei Kamen i. Weſtf., 
Kreis Hamm. 2 


> 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Weilandt, Friedrich, Hilfsförſter, Lonwalde, Poſt Seegefeld, 
Oſthavelland. 
Neißmann, Chriſtian, Förſter, Pansfelde, Mansfelder Gebirgs⸗ 


Bäbde, Hermann, Hilfsförſter, Beberbeck, Kreis Hofgeismar, 
eſſen. 

RE Paul, Forſtſchreiber, Berlin » Friedrichshagen, 
rſtere 


r 

Schweder, Walter, Forſtgehilfe, Carolinenhof, Poſt Glommen, 

Burherht, Hermann, Borftauffefer, Sortien Nobeberg. Pol 

urchardt, Hermann, Forſtaufſeher, For s Rodeberg, Po 

Urbach a. Harz, Kreis Ilfeld. 3 

Schinzinger, Reginald, Dr., Forſtmeiſter und Profeſſor, Hohen⸗ 
eim bei Stuttgart. 

Glabſch, Adalbert, Hilfsjäger und Oberfiſcher, Forſthaus 
Hammer bei Radziunz, Kreis Militſch. 

Wunderlich, Guſtav, Förſter, Wormlage, Kreis Kalau, N.⸗L. 

F 


Re Leiden der Forſtbeamten in Oberſchleſien. 

Wie alle Deutſchen in l unter 
polniſcher Willkür Unendliches zu leiden haben, 
Jn iſt das beſonders bei den Forſtbeamten der 


Troſt⸗Niewe zum Abdruck in der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ zugegangen iſt. In dem Aufruf wird 
eine Sammlung angeregt, die ohne Genehmigung 
des Reichsminiſteriums des Innern nicht ver⸗ 
anſtaltet werden darf. Um die Genehmigung zu 
erwirken, iſt ſofort an die betreffende Behörde 
unſerſeits ein Geſuch abgegangen; dennoch bringen 
wir heute ſchon den Hilferuf der Forſtbeamten 
Oberſchleſiens zur Veröffentlichung. Er lautet: 
ilferuf. 

Der polniſche Terror greift immer weiter 
um ſich. Beſonders die Forſtbeamten haben 
darunter zu leiden. Ohne Grund werden ſie 
verhaftet und die Angehörigen in grauenvoller 
Ungewißheit über ihren Verbleib gelaſſen. 
Gelang es ihnen dagegen, noch rechtzeitig zu 
fliehen, ſo wurden durch die polniſchen Banden 
die Zurückgebliebenen mit dem Tode bedroht, 
ihres Eigentums beraubt und die Wohnungen 
in Brand geſteckt. Wenn wir den armen Heimat⸗ 
loſen auch nicht im entfernteſten die ausgeſtandene 
Angſt, Not und Qual und das geraubte Eigen⸗ 
tum erſetzen können, ſo wollen wir ihnen 
wenigſtens unſer menſchliches Mitfühlen dadurch 
zeigen, daß wir helfen, ſo gut wir können. 

Der Unterzeichnete iſt gern bereit, Hilfe 
vermittelnd tätig zu ſein. Die Bedrängten 
und Geſchädigten wollen mir ſofort ihre 
Wünſche bekanntgeben. Auch durch dritte Per⸗ 
ſonen ſind begründete Hinweiſe erwünſcht. 

Freundliche Helfer aber wollen aus Dank⸗ 
barkeit gegen Gott dafür, daß ihnen ſelber alle 
Not und Drangſalierung erſpart geb lieben iſt, 
noch heute — denn „doppelt gibt, wer 
bald gibt“ — dem Unterzeichneten „für be⸗ 
drängte Privatforſtbeamte Oberſchleſiens“ Gaben 
ſenden. Naturalienzuſage erwünſcht, Verſand 
aber erſt, nachdem ich die Empfangsadreſſe mit⸗ 

eteilt habe. Willkommen dürfte auch ſein die 
rklärung der Bereitwilligkeit zur vorüber⸗ 
ehenden Aufnahme Vertriebener oder die Er⸗ 
aubniserteilung zur zeitweiſen Einſtellung von 
Hausgerät. 

Helfe ein jeder ſeinen bedrängten Berufs⸗ 

genoſſen! 
Troſt, Forſtmeiſter i. R., 
Niewe, Poſt Schurgaſt O.⸗S., Bahnſt. Arnsdorf 
(Ober⸗Schleſien). Fernſpr.: Schurgaſt 10. 


Unſere Mitglieder bitten wir, von der Schilde⸗ 
rung der Verhältniſſe Kenntnis zu nehmen. Tue 
jeder nach ſeinen Kräften in ſeinem Kreiſe das 
möglichſte, um die nn vorzubereiten, 
damit die Hilfsarbeit einſetzen kann, ſobald dit 
behördliche Erlaubnis eingelaufen iſt. 

Eberswalde, den 21. Mai 1921. 

Die Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
CH 


Betrifft Jahrbuch! 

Wir machen unſere Mitglieder darauf auf⸗ 
merkſam, daß zum wet des Jahres wieder 
ein Jahrbuch erſcheinen ſoll, und zwar nach 
dem Stande der Mitglieder vom 1. Oktober d. J. 
Um die Adreſſen aller Mitglieder möglichſt genau 
zu haben, iſt es erforderlich, daß wir von 
etwaigen Adreſſenänderungen, auch von ſolchen, 
die noch bis zum 1. Oktober d. J. wirkſam 
werden, ſofort in Kenntnis geſetzt werden, um 
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in dem Jahrbuch eine möglichſt genaue Überſicht 

geben zu können. Wir richten deshalb an alle 

unſere Mitglieder, deren Adreſſen ſich bereits 
eändert haben, von denen wir bisher keine 

Nachricht erhielten und die ſich noch bis zum 

1. Oktober ändern, die Bitte, uns rechtzeitig 

Kenntnis zu geben. 

Die Geſchäftsſtelle: Paul Ritthauſen. 
7 
Betrifft Forſtgehilfenprüfungen. 

Durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung 
vom 16. Auguſt 1919 ſind innerhalb der Bezirks⸗ 
gruppen Forſtgehilfenprüfungen abzuhalten. 

Sie ſollen feſtſtellen, ob die Prüflinge das 
Maß an Kenntniſſen erreicht haben, welches 
billigerweiſe am Schluſſe einer guten Lehrzeit 
erreicht werden kann. 

Zugelaſſen werden ſolche Anwärter, die 
1. die Forſtlehrlingsſchule in Templin nicht be⸗ 

ſucht haben, En 

2. eine 3 jährige Lehrzeit bei einem Mitgliede unſeres 
Vereins durchgemacht haben, 

3. nicht über 22 Jahre alt ſind, 

4. Mitglied des Vereins ſind, wenn ſie die Prüfung 
nicht unmittelbar nach Beendigung ihrer Lehr⸗ 
zeit ablegen. 

Die Geſuche um Zulaſſung ſind an die Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden zu richten und zu belegen mit: 
L einem Geburtsſchein, 

2. einem Lehrzeugnis, 

3. einem kurzgefaßten Lebenslauf, 

4. einer Beſcheinigung über außerdienſtliches Ver⸗ 
ee ausgeſtellt von dem Vorgeſetzten oder 

ienſtherrn, wenn ſich der Antragſteller bereits 

im Dienſt befindet, 

5. einer einfachen Revierbeſchreibung, der die 
beglaubigte Verſicherung anzufügen iſt, daß der 
Geſuchſteller die Arbeit ohne fremde Hilfe an⸗ 
gefertigt hat. 

Anwärter, bei denen Abſatz 4 der Zulaſſungs⸗ 
beſtimmungen in Frage kommt, haben die Mit⸗ 
gliedsnummer anzugeben. 

Iſt den ſich meldenden Anwärtern vom 
Bezirksgruppenvorſitzenden die Mitteilung zu⸗ 
gegangen, daß ſie zur Prüfung zugelaſſen ſind, 
fo haben fie eine Prüfungsgebühr von 20 4 
innerhalb 14 Tagen nach Eingang der Mitteilung 
an dieſen zu zahlen. Die Geſchäftsſtelle. 

CH 


Gehälter der Forſtbeamten im Kreiſe Schlawe. 


Zwiſchen der Arbeitgebergruppe des Pommer⸗ 
ſchen Landbundes einerſeits und dem Deutſchen 
uts⸗ und Forſtbeamtenbunde, Kreisverein Schlawe, 
anderſeits ſind für die Forſtbeamten des Kreiſes 
N für die Zeit vom 1. April 1921 bis 31. März 
1922 folgende Gehaltsſätze verabredet worden: 


A. SILKE IL 


1. Hilfsjäger, Hilfsförtter. 
Forſtbeamte mit ordnungsmäßiger forſtlicher 
Vorbildung (dreijährige Lehrzeit) mit evtl. Forſt⸗ 
e e und durch Prüfung abgeſchloſſen 
1800 S 


2. Förſter. 

Forſtbeamte mit ordnungsmäßiger forſtlicher 
Vorbildung (ſiehe unter 1) und 200 ha Mindeſt 
größe (Holzbodenfläche) des Reviers bis zu zehn⸗ 
jähriger praktiſcher Berufstätigkeit nach vollendeter 
Lehrzeit 5000 „, danach von drei zu drei Jahren 
nn um je 1000 „ bis zum Höchſtgehalt von 
8 a 
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45% 


3. Revierförſter. 

Selbſtändig wirtſchaftende Forſtbeamte mit 
ordnungsmäßiger forſtlicher Vorbildung, zwei 
„ forſtlichen Prüfungen und darau 
folgender zehnjähriger praktiſcher Tätigkeit, bei 
450 ha Mindeſtgröße (Holzbodenfläche des Reviers) 
7000 ,, von drei zu drei Jahren ſteigend um je 
1000 / bis zu einem Höchſtgehalt von 10 000 &. 

Iſt das Revier größer wie 450 ba, ſo ſteigt 
das Anfangsgehalt für je 250 ha um 1000 4, 
dementſprechend auch das Höchſtgehalt. 

B. Außer Gehalt werden gewährt: 
1. Für Beamte der Klaſſe 1 freie Station. 
2. Für Beamte der Klaſſe 2 und 3: 

a) freie Wohnung, ſoweit Dienſtland gewährt 
wird, mit den erforderlichen Wirtſchafts⸗ 
räumen, 

b) freie Feuerung, 

c) Gartenland, Acker und Wieſe in einem dem 
Familienſtande entſprechenden Umfange. 
Falls der Beamte auf Dienſtland angewieſen 
iſt, wird als Durchſchnitt für angemeſſen 
erachtet: acht Morgen Land, vier Morgen 
Wieſe, Beſtellung durch die Geſpanne des 
Arbeitgebers. An Stelle des Dienſtlandes 
können Naturalien wie bei den Inſpektoren 
gewährt werden. 

Nicht berufsmäßige Beſchäftigung wird im 
Wege freier Vereinbarung beſonders vergütet, 
wenn das Revier über 300 ha groß iſt. 

Schußgelder kommen auf das Gehalt nicht in 
Anrechnung, dieſelben ſind als Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung anzuſehen. . 

Die Höhe der Schußgelder iſt zwiſchen Wald⸗ 
beſitzer und Beamten zu vereinbaren. Bei Nieder⸗ 
wild iſt durchweg der zweieinhalbfache Preis einer 
guten Schrotpatrone für ein Stück Wild anzu⸗ 
nehmen. 

Es iſt dringend wünſchenswert, um Luſt und 
Liebe der Förſter zum Weidwerk zu erhalten, 
ihnen je nach Ergiebigkeit des Reviers einen 
beſchränkten Abſchuß von Rehböcken reſp. Hirſchen 
freizugeben und ihnen die Trophäen dieſes ſelbſt⸗ 
erlegten Wildes zu belaſſen. 

Desgleichen ſoll als Regel der Förſter den 
Balg ſelbſterlegten und gefangenen Raubzeuges 
zur freien Verfügung behalten dürfen. 

Die Einſtellung von Lehrlingen darf von 
Beamten nicht verlangt werden. 

Soweit bisher Einkommen gewährt ſind, die 
dieſe vorgenannten Sätze überſteigen, dürfen die 
Bezüge nicht gekürzt werden. 

Naturalien, wenn kein Dienſtland gegeben 
wird: 

a) frei Wohnung, Licht und Gartenland, 

b) freie Feuerung entſprechend dem Umfange 
der und 

c) 30 Zentner Korn (20 Str. Brotkorn, 2 Bir. 
Weizen, wo angebaut, dteſt Sommerkorn), 

d) Kartoffeln nach Bedarf, 

e) 4 Liter Milch täglich, 

D 3 Pfund Butter wöchentlich, 

g) 2 Schweine zu je 250 Pfund Lebendgewicht, 

h) 3 Stück Schafe mit Nachzucht im freien Futter 
oder 2 Merzſchafe mit Fell. Die Nachzucht 
darf nur bis 1. November gehalten werden, 

i) nach 2 ahl des Beſitzers Erlaubnis zur Haltung 
von 2 Zuchtgänſen mit Nachzucht oder 6 fette 

Gänſe. Haltung von 30 Stück Federvieh mit 

Nachzucht oder entſprechende Entſchädigung. 

Die Nachzucht muß bis Weihnachten ab⸗ 

aeichlachtet ſein. 


Bezirksgruppe Freiſtaat Sachſen (XII). 
Richtlinien 
des Landesverbandes Sächſiſcher Wald⸗ 
beſitzer für e e al nach 
den Vereinbarungen des paritätiſchen Ausſchuſſes 
vom 8. Mai 1921. 

1. Nachſtehende Richtlinien werden allen Wald⸗ 
beſitzern und allen Privatforſtbeamten zur 
Nachachtung empfohlen. 

2. Das Grundgehalt ſoll einheitlich 6000. betragen. 

3. Alle 2 Jahre, jedoch nicht öfter als fünfmal, 
erfolgt ein Zuſchlag von 5 % desjenigen weiteren 
1 das ſich aus folgenden Bewertungen 
ergibt. 

4. Die Beamten werden eingeteilt und bewertet als 
Anicht ſelbſtändige Beamte 


a ohne Gehilfenprüfung Bewertung 0 


b mit Gehilfenprüfung. 8 1 

e mit Förfterprüfung . . . 5 2 
B ſelbſtändige Beamte 

a ohne Förfterprüfung . . . R 3 

b mit Förſterprüfung . 4 

e mit akademiſcher Prüfung S 5 


5. Die Beamten werden bewertet mit 


genügend S 1 

Butt b = 2 

ü ', Se 3 
6. Die Reviere werden bewertet nach 


Lage, Gelände und Arbeit als 

N infa wi vëir AR 
Ee „ S 
ehr jchmierig . nr 

b Nichtforſtliche Tätigkeit wird bes 
ſonders bewertet. 

Streitigkeiten zu a / b entſcheidet das 


LO Di ka 


Schiedsgericht. 
7. Der Derbholzverſchlag wird be⸗ 
wertet 
unter 1000 fn = 1 
1001/2000 fen `. 2 
2001/3000 fn. = 3 
uſw. 


Z. Für jede Bewertungseinheit erfolgt eine Er⸗ 

öhung zum Grundgehalte um 1000 A. 

9. Kinderzuſchläge werden privaten Verein⸗ 
barungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer anheimgegeben. 

10. Etwa jetzt beſtehende höhere dienſtliche Bezüge 
der Beamten werden nicht gekürzt. 

11. Dienſtalterszuſchläge beginnen nicht erſt mit 
Eintritt der Geltung der Richtlinien, ſondern 
werden rückwirkend gewährt auf die frühere 
Dienſtzeit auf demſelben Revier bzw. bei 
derſelben Herrſchaft. 

12. Den nicht ſelbſtändigen Beamten kommen die 
Bewertungen unter 5—7 ebenfalls zugute. 
13. Schuß⸗ und Fanggelder werden nach den 
beigefügten beſonderen Richtlinien vom 8. März 

1921 gewährt. 

Die Raubzeugbälge gehöre ngrundſätzlich dem 
Waldbefitzer. Abweichende beſtehende freie 
Vereinbarungen bleiben durch Gel Feſt⸗ 
ſtellung vorläufig unberührt, ihre Beſeitigung 
iſt aber mit Rückſicht auf die als Erſatz zu 

ewährenden hohen Schuß⸗ und Sanggelber 
vom 8. März 1921) anzuſtreben und bei 
Stellenwechſel unbedingt durchzuführen. 

14. Alle weiteren Bezüge kommen von den vor⸗ 
ſtehenden in Abzug, Wohnung uſw. nach dem 
Steuerwerte, Deputate nach den Tagespreiſen. 
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Kann die Herrſchaft Deputate liefern, ſo iſt 

der Beamte verpflichtet, ſie anzunehmen. 

15. Höhere Verwaltungsbeamte werden in An⸗ 
lehnung an die für den Staatsdienſt beſtehenden 
Beſoldungsklaſſen beſoldet. 

16. Während des vom Waldbefiter gewährten 

Urlaubs wird das Gehalt gewährt, auch 
während einer Selbſtbeurlaubung, die bis zu 
zwei Tagen ſtatthaft iſt in Fällen, in denen 
die Herrſchaft mit Urlaubsgeſuch nicht zu 
erreichen iſt. 

Die Richtlinien treten mit dem 10. Mai 1921 
in Geltung. Rückwirkend nach ihnen zu be⸗ 
ſolden, wird empfohlen. 

Richtlinien für Schußgelder 
vom 8. Mai 1921. 
(Beſchloſſen am 8. März 1921.) 
1 Hirſch je Ende 12 A 1 Stück Kahlwild 

20 /, 1 Sechſerbock 20 „, 1 geringer Bock 15 %, 
1 Stück Rehwild 10 AS 1 Haſe 3 &, 1 Kanin 

2 A. 1 Birkhahn 10 „, 1 Waldſchnepfe 4 K. 
1 Rebhuhn 2 A4, 1 Faſan 5 K, erlegt vom Jagd⸗ 
herrn oder deſſen Gäſten oder vom Beamten im 
Auftrage des Jagdherrn. 1 Taucher 5 A 
1 Reiher 10 %, 1 Fiſchaar 10 AS 1 Hühner⸗ 
habicht alt 6 A 1 Hühnerhabicht jung 3 . 
1 Sperber 3 &, 1 Krähe oder Elſter 2,50 At. 
1 Ente 3 „, 1 Hund, 1 Katze 5 &, erlegt vom 

Beamten. 1 Otter 100 „, 1 Fuchs jung oder 
alt 50 K, 1 Marder 50 A 1 Iltis 20 A. 
1 Wieſel 5 A 1 Eichhorn 2 A erlegt vom 
Beamten gegen Ablieferung des hergerichteten 
Balges. 

S 
Bezirksgruppe Schleſten C, 
Regierungsbezirk Liegnitz (VII). 
Verſammlung am 18. und 19. Juni in Kotzenau. 
Tagesordnung: 

Am 18. Juni, 10 Uhr vormittags, Abfahrt zu 
Waldbeſichtigungen ab Kotzenau. 

Am 19. Juni, 9% Uhr, Verſammlung. 

a) Anſchluß an den Forſt⸗ u. Gutsbeamtenbund. 

b) Gehaltsfragen. 

c) Bericht über Bärenthoren. 

d) Anträge und Vereinsangelegenheiten (Lehr⸗ 
lingsfragen, Beſchäftigung von Staatsforſt⸗ 
beamten im Privatdienſt, Aufnahme außer⸗ 
ordentlicher Mitglieder). 

e) Allgemeines. 

Ankunft der Züge in Kotzenau: von Reiſicht 
7,06 und 8,44 Uhr vormittags, von Waltersdorf 
7,42 Uhr, von Lüben 8,20 Uhr: in Reiſicht an 
von Liegnitz 9,50 Uhr. Hierzu Wagen an der 
Bahn in Reiſicht. 

Abfahrt von Kotzenau nach Reiſicht nachmittags 
4,22 und 7,55 Uhr, nach Waltersdorf 5,59 Uhr, 
nach Lüben 6,02 Uhr. 

Anmeldung bis 14. Juni an Forſtamt 
Kotzenau, N.⸗Schl., beſonders ob Teilnehmer an 
Exkurſionen und ob Unterkunft gewünſcht. 

Der Vorſitzende: Breſſel, Oberförſter. 
2 


Ortsgruppe Stendal. 

Zur Gründung einer Ortsgruppe Stendal 
werden die Herren Kollegen des Vereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands aus den Kreiſen 
Stendal, Gardelegen, Wolmirſtedt und Salzwedel 
gebeten, am Sonntag, dem 19. Juni, vormittags 
11 Uhr, im Hotel „Berliner Hof“, Stendal, 
zahlreich zu erſcheinen. 

Forſthaus Tangerhütte, den 5. Juni 1921. 

eimberg, Revierförſter. 


Nr. 24 Bd. 36 (1921) 


Bezirksgruppe Vereinigung für Privatforſtbeamte 
in der Graſſchaft Glatz und Umgegend (XV). 
Bericht über die Bezirksgruppen⸗ 
Verſammlung am 17. Februar 1921 zu Glatz. 


Der Vorſitzende gab zunächſt Bericht über 
Geſchäftsführung und Kaſſenbeſtand der Bezirks⸗ 
gruppe, und wurden als Prüfer die Herren 
Rentmeiſter Peſchke und Förſter Pohler gewählt, 
welche die Rechnung für richtig befanden. 

Hierauf ſprach Herr Forſtmeiſter Schulz über 
Vereinsangelegenheit und Gehalts vereinbarungen 
und gab bekannt, daß der in der Provinz Schleſien 
zwiſchen dem Arbeitgeberverband und dem Verein 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands abgeſchloſſene 
Tarifvertrag vom Reichsminiſterium für die 
Provinz Schleſien für allgemem verbindlich er⸗ 
klärt iſt. Redner erklärte ſich bereit, gegebenenfalls 
bei Kollegen, die von ihrer Verwaltung oder 
Herrſchaft das ihnen zuſtehende Einkommen 
noch nicht erhalten, als Vermittler dafür tätig 
zu ſein. Die betreffenden Kollegen mögen ſich 
vertrauensvoll an ihn wenden. Allerdings kommen 
für die Vermittlung nur wirklich gelernte Forſt⸗ 
leute unſerer Ortsgruppe in Frage. Kollege 
Teichmann ſprach über die Aufnahme neuer 
Mitglieder, beſonders der außerordentlichen, und 
empfahl, bei der Aufnahme mehr Vorſicht walten 
zu laſſen. Es wurde der Antrag geſtellt, bei 
Aufnahme neuer Mitglieder die Geeignetheit und 
Würdigkeit der Aufzunehmenden vorher von dem 
Bezirksvorſitzenden zu prüfen, ferner aus welchem 
Intereſſe der Beitritt erfolgt. Forſtmeiſter Rieger 
berichtete als Leiter der Forſtlehrlingsſchule in 
Reichenſtein über den Stand und Betrieb der Schule, 
wofür er den Dank der geſamten Verſammlung 
fand. Bei der Wahl des nächſten Verſammlungs⸗ 
ortes ſtellte Forſtmeiſter Schulz den Antrag, bei 
dieſer Gelegenheit wieder eine Exkurſion mit zu 
verbinden, da ſolche doch immerhin ſelbſt für 
ältere Herren ſehr lehrreich wäre. Revierförſter 
Wehſe beantragte, in Reichenſtein zu tagen, 
um dort gleichzeitig die Forſtlehrlingsſchule zu 
beſichtigen, was jedenfalls im Intereſſe vieler 
Kollegen liegt. Dieſer Vorſchlag fand unter all⸗ 
gememer Zuſtimmung die Annahme. Oberförſter 
Wegner erfreute die Verſammlung mit einem 
Vortrag über einen Beſuch der Samendarre 
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Seidorf, der von ihm und einem großen Teil 
von Kollegen unſerer Ortsgruppe gemeinſchaftlich 
erfolgt war. — Leider wurde dieſer Beſuch nur 
von einigen größeren Verwaltungen veranlaßt, ob⸗ 
wohl viele andere Kollegen die Reiſe nach Seidorf 
ebenfalls nicht geſcheut hätten, wenn auch an 
dieſe, durch die Ortsgruppe, Einladungen er⸗ 
gangen wären. — Redner dankte Herrn Oberförſter 
Troſt, als Leiter der Darre, nochmals für ſeine 
Liebenswürdigkeit und empfahl, die Darre durch 
Einſenden von Zapfen ſowie Bezug von Samen 
zu unterſtützen. Forſtmeiſter Schulz dankte 
Oberförſter Wegner für ſeinen Vortrag und 
erwähnte mancherlei über Keimenergie ſowie 
über die Verwendung von in⸗ und ausländiſchen 
Waldſamen. 

Eiſersdorf, Mai 1921. Conrad. 

— 

Ehemaliger Verein 
preußiſcher Kommunal- Forſtbeamten. 
Bezirksgruppe Liegnitz. 

Alle Mitglieder, die auf das Vereinsjahr 1920 
noch Zahlungen zu leiſten haben, werden nochmals 
erſucht, dieſe alsbald an unſeren Kaſſenführer, 
Hegemeiſter Falkenbach in Kohlfurt (Dorf), ab⸗ 
zuführen. Es müßten ſonſt die Beiträge, die 
nun einmal zu entrichten ſind und wofür übrigens 
die Zeitung frei ins Haus geliefert wurde, auf 
einem andern Wege eingezogen werden. 

Der Vorſtand. 


2) 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung ber 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Viehverſicherungsverein der Forſtbeamten 
auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 
Bezugnehmend auf die ſeitens des Haupt⸗ 

vorſtandes des Brandverſicherungs⸗ Vereins 

Preußiſcher Forſtbeamten an die Herren Ober⸗ 

förſter ergangenen Rundſchreiben bitten wir, ſo⸗ 

weit dies noch nicht geſchehen ſein ſollte, um 
baldmöglichſte Überfendung der Zuſammen⸗ 
ſtellungen über die Landwirtſchaft treibenden und 

Vieh beſitzenden Forſtbeamten. 

Der Vorſtand. 


An unſere ſehr verehrten Leſer! 
Mit Nummer 26 ſchließt der Vierteljahrs⸗Bezug unſeres Blattes. Es wird, damit in der 


Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung des Bezugs gebeten. 


jetzigen Bezugsbedingungen beſtellt man die 


Zu den 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), — Bezugspreis 10,50 Mk. 


für das Vierteljahr. Der V 


orzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung, iſt, beträgt im Vereinsbezuge E das Vierteljahr 8,50 Mk. 


Die „Deutſche Jäger⸗Zeitung“, 


die nur allein fuͤr ſich, 


alſo nicht mehr mit der „Deutſchen 


Forſt⸗Zeitung“ gemeinſam, bei der Poſt beſtellt werden kann, erſcheint in zwei Ausgaben. 


mu — 


Léa al 


„Deutſche Säger-Zeirung“, Ausgabe A, ohne „Vereins⸗Zeirung“ (Poſtzeirungspreisliſte für 
1921, Seite 75) — Bezugspreis 14 Mk. für das Vierteljahr, oder: 


„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe B, mit der „Vereins⸗ 


Zeitung“ für die jagdlichen 


und kynologiſchen Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 75) — 


Bezugspreis 15,50 Mk. für das Vierteljahr. 

Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf beide Zeitungen vom 1. Juli bis 30. September 1921 
ſofort aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen Zuſendung keine Unterbrechung eintreten kann. 

An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 
beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Ende des Vierteljahres nicht ausdrücklich erfolgt iſt, 
Weiterlieferung; wir erſuchen jedoch um Einſendung von Bezugs⸗ und Poſtgeld. Die Annahme 
der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes. An Vereins⸗ 
mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die überweiſung nötigen Bedingungen (Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw.) ordnungsmäßig erfüllt ſind. 

Neudamm, im Juni 1921. Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 


Für die Redaktion: J. V.: F G. Müller, Neudamm. 
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Vamilien- Nachrichten 


Heut iſt der Oberförſter der Herrſchaft Kleinitz, 


Herr Willibald Köhler, 


aus dem Leben geſchieden. 

Der Verſtorbene, ein aufrechter, echter deutſcher 9 8 
hat ſeit dem Jahre 1879 andauernd, feit 1916 als Oberförſter, 
ſeine reiche Arbeitskraft der Herrſchaft Kleinitz gewidmet. 

Mit großer Sachkenntnis und unermüdlichem Fleiß hat 
er den ihm anvertrauten Forſt verwaltet. 

Sein Andenken wird in dankbarer Erinnerung bleiben. 


Kleinitz, den 3. Juni 1921. 


Der ſtaatliche 3zwangsverwalter der Herrſchaft Kleinitz. 
Juſtizrat Kleckow. 


Am 28. 5. verſchied plötzlich in einer Klinik zu Königsberg der 
Förſter und Forſtſchreiber 


Herr Albert Rodde 


im Alter von 42 Jahren. 

15 Jahre lang hat er mit allen Faſern ſeines 858 Ze 
der hieſigen Oberförſterei ſich jeinem Beruf im Walde und auf 
dem Geſchäftszimmer gewidmet ein weidgerechter Jäger und 
eifriger Forſtmann, ein kerndeutſcher, pflichttreuer Mann iſt 
nicht mehr. 

Allzufrüh hat der Tod ſeinem Leben ein Ziel geſetzt. 

Ehre ſeinem Andenken! 


Im Namen der Beamten 


der Oberförſterei Gertlauken. 
Scharffetter, Oberförſter. 


3 Statt beſonderer Anzeige. 
Heute früh wurde uns durch 
den Tod nach kurzer, ſchwerer N 
Erkrankung unſer geliebter E 
S Sohn und Brüderchen RK 


Gent Wilhelm 


entriſſen. Er war geboren 
in der Oberförſterei Cruttinnen P 
(Bezirk Allenſtein) am 
14. 2. 1917. (973 
Wir haben unfern Sonnen: P 
d idem verloren. Ki 
Haiger, Bez. Wiesbaden, 
. den 29. Mai 1921. 5 
Staatl. Forſtmeiſter Kirscht u. 
Frau Anne Kirscht, geb. 
Schneider 
ursula Kirscht 
Hermann Kirscht 


Unterricht u U. Benfion 


Für 15 jährigen ER TER 
der ſich Bee dem Forſtfach widmen 


44 


will, wird 


Aufenthalt 


in einer Oberförſterei während der 
großen Ferien gegen mäßige Ent⸗ 
ſchädigung geſucht. Angeb. unter 
W. 984 beförd. die Geſchäftsſtelle 
der Deutſch. Forſt⸗ 818. Neudamm. 


| S GSteffenangebote l 


Geſucht wird zum ſofortigen 
Antritt, ſpäteſtens 1. Oktober 1921, 
ein durchaus eingearbeiteter, 


verheirateter 


Forſtſekretär. 


Bewerber, welche die Forſtſchule 
beſucht, das Förſter⸗Examen be⸗ 
ſtanden haben, Waldhornbläſer und 
nicht unter 1,70 m groß find, wollen 
ihre Bewerbung mit ausführlichem 
Lebenslauf, Originalzeugniſſen und 
Bild 9 Vorſtellung nur 
auf OG (949 


Sr. von Bethusy-Bue’sche 
Oberförsterei Bankau. 
Kreis Kreuzburg, O.-Schl. 


CN tym * LI 
Forſtgehilfe od. Hilfsförſter 
möglichſt für ſofort u An⸗ 
wärter des Preuß, Staatsförſter⸗ 
dienſtes haben Ausſicht auf An⸗ 
ſtellung als Förſter. Beſoldung wie 
im Staatsdienſt. Bewerbungen mit 
Lebenslauf und Zeugnisabſchriften 
ſind umgehend hierher einzureichen. 
9 Lauenburg i. 
Bomm., den 28. Mai 1921. 
Städliſche Oberförſterei. 


Statt befonderer 
Anzeige! : 

ö Am 23. 5., nachmittags 
3 Uhr, entſchlief ſanft nach Wi 
ſchwerem Krankenlager unfere WS 
gute, treuſorgende Mutter, 5 
Schwiegermutter und Groß⸗ 
mutter, Frau Förſter e 


Marie Schitora, 


geb. Linder, 


im Alter von 72 Jahren. 


` in tiefſtem g 
Schmerze an (975 


Kreuzburgerhütte O. ⸗S., 
den 30. Mai 1921. 
i Im Namen der trauernden 
u Hinterblteb. ven: S 
Ä Adelheid Schikora. 


Dies zeigt 


Belauntmachung. 


In unſerer Stadtforſt iſt die 


für den Belauf Sagemühlerfichten 
ſofort zu beſetzen. 

Dienſtbezüge nach Gruppe 4 des 
Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 
17. Dezember v. J. unter Anrechnung 
von Dienſtwohnung, Feuerung, Land⸗ 
nutzung und Waldweide. 

Geeignete Bewerber (auch nicht 
Forſtverſorgungsberechtigte) wollen 
Geſuche mit Lebenslauf und Zeugnis⸗ 
abſchriften umgehend an uns 
einreichen. (979 

Die Stelle iſt vom Fürſorgeamt 
in Berlin freigegeben. 


Dtsch.-Krone, den 30. Mai 1921. 
Der Magiſtrat. 


Suche zum 1. Oktober 


Forstverwalter 


für mein 8000 Mrg. Kiefern, Fichten⸗ 
Revier. Bewerber muß ein in jeder 
Beziehung ausgezeichneter energiſcher 
u. tüchtiger Forſtmann u. Weidmann 
ſein. Verh., kath. Konf. Alter nicht 
über 40 Jahre erwünſcht. Gehalt 
nach Vereinbarung bzw. Tarif. Zeug⸗ 
nisabſchriften, Bild, Lebenslauf ein⸗ 
zuſenden an (964 
Majoratsbeſ. v. Aulock, 
Radau, Post Zembowitz, O.-Schl. 
(dtſch.⸗bleiben der Teil). 


(Bert. Vorſtellung nur auf Anfordern. 


Peſſeres Mädchen 


aus Prov. Holſt. od. Hann. für 
Förſtereihaushalt v. 2 Bert. u. 2 Kind. 
für alle Hausarb. z. 1. Juli gesucht 
bei gutem Lohn. (2 Kühe ſind zu 
melken.) Bewerbungen mit kurz. 
Lebenslauf, Bild und Gehalts⸗ 
anſprüchen mit genauer Angabe 
bisher. Tätigkeit einſend. Erfahrung 
in allen Arb. u. nicht u. 18 J. Bedg. 
Wörfterei Sahlenburg 
977) bei Cuxhaven. 


Evang. Stütze 


für eine Förſterei mit kleiner Land⸗ 
wirtſchaft (1 Kuh), welche mit der 
Hausfrau alle Arbeiten verrichten 
muß, sucht bei engſtem Familien⸗ 
anſchluß und erbittet Angebote mit 
Gehaltsanſprüchen (987 
Frau Hegemeiſter Kempe, 
Mernes, Post Jossa, Bez. Cassel. 


Suche zum 1. Juli eine zuverläſſige 
Wirtſchafterin, 
welche für ca. 50 Perſonen kochen 
muß. Anmeldungen ſind an Frau 


Oberförſter Jacob, Templin U.-M., 
Forstschule, zu richten. 


Stellengeſuche u 


(976 


Empfehle 


verh. Forſtmann, abſolut zu⸗ 
verläſſig im Fach u. treuer Beamter. 
Generalmajor (980 


Trützschler von Falkenstein, 
Charlottenburg, Reichskanzlerpl. 4. 


« Waldbeil e 


e. V. zu Neudamm. 

Die Abteilung für Stellenver- 
Be empfiehlt ſich zu koſten⸗ 
loſem Nachweis gut brauchbarer 
Beamten für Fort, Verwaltungs⸗ 
Betriebs- und Schutz⸗ ſowie für Jagd⸗ 
Verwaltungs- und Aufſichts⸗Dienſt. 
Umſonſt und poſtfrei erhältlich: 

Satzungen, Meldekarten zum Eintritt 
in „Waldheil“. Jeder deutſche 
Forſt⸗ und Jagdbeamte im Staats-, 

Gemeinde⸗ und Privatdienſt, jeder 
Waldbeſitzer, Jagdherr und Gönner 
der grünen Farbe melde ſich als 
Mitglied. 


Tausch! 


Forſtverſ i el 1918. 
dem Bez. Allenſtein überwieſen, 
tauſcht mit Kollegen aus Mittel- u 

Weſtdeutſchland (unbeſetztes Gebiet! 
Angebote unt. Nr. 974 beförd. die 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm 


J. Neumann in Neudamm. 


Die preussischen 
Forstverwal- 
tungs -Beamten des 
Staates und der Hof- 
kammer, Behörden- 
nachweis und Personal- 
listen nach dem Stande 


vom 1. Januar 1920, 
zusammengestellt von 
Emil Behm, Geh. Rech- 
nungsrat, Berlin. Preis ge- 
heftet 6 Mk., mit Schreib- 
papier durchschossen 10Mk. 


Hierzu erschien: 
Nachtrag 


vom Januar 1921. 
Preis geheftet 3 Mk. 


Privatförſter, 
52 Jahre alt, verh., noch ſehr rüſtig, 
ſucht, da Rente nicht ausreicht, be⸗ 
rufsmäßige Beſchäftigung. Kennt⸗ 
niſſe in Landwirtſch., Bienenzucht u. 
Fiſcherei. Ang. u. Nr. 972 bef. die 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Geprüfter 


WII, 


Förſterprüfung b. V. f. P. D. ab: 
gelegt, evang., 30 J. alt, Ke gr.. 
ged. 2. Jäger, nat. gef., in allen 
forſtl. und jagdl. Arbeiten, Fiſcherei 
u. Hundedr. firm, jetzt 1% J. in d. 
Oberf. Ffm. tätig, ſucht, geſtützt 
auf beſte Zeugn. u. Empfehlungen. 
v. ſofort od. ſpäter Dauerſtelle, 
wo ſpätere Verheiratung geſtattet. 
Angebote erbittet (981 
Leu, Frankfurt a. m., Oberrad. 
Goldbergweg 1, I. 


Rektor Arten. Kinder 


in allen Schulfächern, auch im Franz., 

Engl. u. Latein., geg. freie Verpflegung 

978) Rektor Herzog. 
Verlin SO 33, Görl. Ufer 2. 


Hekxen Forstäirehtoren. 


Junger ſchwediſcher Torſtverwalter mit beſten Empfehlungen 
aus 5jähriger Praxis und hohen Forſtſchulzeugniſſen ſucht Anſtellung als 


Forſtinſpektor 


oder dergleichen. 
Mosse, Hamburg. 


Angebote unter H. N. 4929 an Budoli 


(985 


Deutſche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Nundſchau und 


Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brand versicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten, des „Daldheil“, Vereins zur Förderung 
der Interessen deutscher Forst- und Jagabeamten. des Forstwaisenvereins, des Vereins Preussischer Staatsrevierförster, 
der Preussischen $Staatsförstervereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutschlands. 


Die Deutſche Sort, Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 


anftalten (eingetragen in die deuiſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, f 
Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 
en des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 
etriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 


Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmun 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, 


Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 


keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 
Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Ber 


träge, ur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vernierk „gegen Bezahlung“ verſehen 


Beiträge, die von ihren Verfaſſern 


auch anderen Zeuſchriſten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Jun 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Nr. 25. 


Neudamm, den 19. Juni 1921. 


36. Band. 


Die Buche im nordoſtdeutſchen Kiefernwalde. 


Von Forſtrat Dr. 


I. Vorwort. 

Reichlich neun Zehntel des märkiſchen Waldes 
iind mit Kiefern beſtockt. In keinem anderen 
Teile Deutſchlands herrſcht dieſe Baumart ſo 
vor. Im märkiſchen Privatwalde iſt der Anteil 
der Kiefer noch größer als in den Waldungen 
des Staates und der Gemeinden. Weitaus die 
meiſten Kiefernbeſtände der Mark enthalten kein 
Miſch⸗ oder Unterholz. Namentlich die Buche 
nimmt unzweifelhaft nicht den Platz ein, der 
ihr gebührt. Seit 1899 wirtſchafte ich in der 
Provinz, beeinfluſſe als ſtändiger Berater vor 
allem die Bewirtſchaftung vieler Privat⸗ 
waldungen, Grund und Gelegenheit genug, dem 
Vorkommen der Buche und den Urſachen ihres 
unzweifelhaften Rückganges nachzuforſchen und 
für ihre Erhaltung und Wiedereinbürgerung 


zu ſorgen. 

Meine forſtlichen Freunde in der Mark 
wiſſen, wie ich gerade dieſer Frage immer wieder 
mein beſonderes Augenmerk zuwende, wie immer 
wieder bei den gemeinſchaftlichen Revier⸗ 
bereiſungen von mir an die Beſchaffung von 
Bucheln und Buchenpflanzen, an Unterbau, an 
Beimiſchung in die Verjüngungen uſw. gemahnt 
wird. Wenn ich alſo im folgenden anderſeits 
vor Übertreibungen warne, ſo bewegt mich 
dazu die Sorge, daß Fehlſchläge einer guten 
Sache nicht nützen. In neuerer Zeit wird nämlich 
unzweifelhaft übertrieben, wenn behauptet wird, 
die Buche wachſe auf jedem Boden, namentlich 
auf jedem Boden des norddeutſchen Diluviums. 
Dieſe Lehre geht namentlich aus von Forſt⸗ 
leuten, deren waldbauliche Verdienſte ich ſonſt 
durchaus anerkenne, und mit denen ich in dem 
Beſtreben übereinſtimme, von der reinen Kiefern⸗ 
kahlſchlagwirtſchaft zum ungleichaltrigen Miſch⸗ 
walde überzugehen. 

II. Das natürliche Vorkommen der Buche. 

Wollen wir die Frage gründlich beantworten, 
ſo müſſen wir uns zunächſt die natürliche Ver⸗ 
breitung der Buche vergegenwärtigen. Sie 


—— . — 82 


Hermann Bertog. 


kommt vor nördlich bis Schottland, Norwegen 
(60% nördlicher Breite) und Südſchweden 
(590), die Oſtgrenze verläuft durch Oſtpreußen 
(etwa auf der Linie Königsberg —Ortelsburg) 
zur Krim und umfaßt auch den Kaukaſus, Perſien 
und Kleinaſien. Von dort geht die Grenze durch 
das mittlere Griechenland nach dem nördlichen 
Spanien. Im Süden iſt die Buche natürlich 
ein reiner Gebirgsbaum. In Deutſchland 
iſt ſie alſo heimiſch mit Ausnahme des öſtlichen 
Oſtpreußens. Sie fehlt nur in den höchſten 
Gebirgslagen und dort, wo Bodenarmut (beſonders 
in ausgeſprochenen klimatiſchen Trockengebieten), 
übergroße Näſſe und Überſchwemmungsgefahr 
ſie ausſchließen. Aber innerhalb ihrer 1 
Heimat iſt ihre Verbreitung heute nicht gleich⸗ 
mäßig und iſt es ſicher auch früher nicht geweſen. 
Der Kampf ums Daſein zwiſchen den Wald⸗ 
bäumen (Schattenerträgnis Ae Boden⸗ 
anſprüche, klimatiſche Einflüffe) hat ficher früher 
bald für, bald gegen ſie entſchieden und tut es 
auch heute noch ebenſo wie die tieriſchen und 
menſchlichen Einflüſſe. In zwei Gebieten ſagen ihr 
die Verhältniſſe unzweifelhaft beſonders zu: 
einmal im weſtdeutſchen Berglande (von Zeitz 
über die nördlichen Vorberge des Harzes zum 
Deiſter, Weſerkette, Wiehegebirge, Teutoburger 
Wald, Haarſtrang einerſeits und Steigerwald, 
Speſſart, einem Teil des ſchwäbiſchen Berglandes, 
Lothringer Hochebene anderſeits umgrenzt) 
und ferner in den Randgebieten der weſtlichen 
Oſtſee, nämlich der weſtpreußiſch⸗hinterpommerſch⸗ 
neumärkiſchen Seenplatte, der Uckermark, Mecklen⸗ 
burg (mit den angrenzenden Teilen Branden⸗ 
burgs, d. h. des Landes Ruppin und der Prignitz), 
Oſtholſtein, Oſtſchleswig, Oſtjütland, Südſpitze 
Schwedens und den dazwiſchenliegenden deutſchen 


und däniſchen Inſeln. In dieſen beiden Gebieten 


wächſt ſie auf den ihr beſonders zuſagenden Stand⸗ 


orten ſozuſagen alle anderen Bäume tot, trotzt 
auch den menſchlichen Waldmißhandlungen am 


beſten und hat ſich ſo reichlich erhalten wie 
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ſonſt in keinem deutſchen Waldgebiet. Erleichtert 
wurde ihr Kampf dadurch, daß ſie es im weſt⸗ 
deutſchen Berglande*), abgejehen vom Oberharz 
und dem Thüringer Wald, nur mit anderen Laub⸗ 
hölzern und in einem Teile des Oſtſeegebiets nur 
mit der lichtbenadelten Kiefer zu tun hatte. 
Das Oſtſeegebiet deckt ſich nämlich zum Teil 
mit einem anderen natürlichen Waldgebiet, das 
ich das norddeutſche Kiefern⸗Buchen⸗Trauben⸗ 
eichengebiet nennen möchte. Dieſes wird be⸗ 
grenzt durch die Linien: 1. im Nordoſten Elbing 
Mohrungen —Neidenburg (öſtlich davon das 
oſtpreußiſche Kiefern⸗Fichtengebiet), 2. im Süden 
Oſtrowo — Katzengebirge — Sorau — Kottbus — 
Liebenwerda —Zeitz (ſüdlich das ſchleſiſch⸗lau⸗ 
ſitziſch⸗ſächſiſche Kiefern - Fichten - [Tomnen-] Tief- 
land, 3. im Weſten Zeitz—Halle—Zerbſt—mittlere 
Elbe — Dömitz Wittenburg Wismar“). In dem 
von dieſen Linien eingeſchloſſenen Gebiet iſt die 
Kiefer der Hauptwaldbaum, nämlich auf etwa 
neun Zehntel der Waldfläche, die wiederum ein 
Viertel der Landesfläche ausmacht. Die Kiefern⸗ 
beſtände ſind heute vorwiegend ganz rein. Bei 
entſprechender Bodengüte findet ſich in einem 
Teil der Beſtände Unterholz und Beimiſchung 
von Eiche, Buche und vielfach auch Hainbuche. 
Die von Natur vorkommende Eichenart iſt im 
weitaus größten Teile des Gebietes nur die 
Traubeneiche mit Ausnahme der Flußauen, 
Brücher, See⸗ und Flußränder, wo die Stieleiche 
auftritt, und von wo dieſe teils rein, teils mit 
Traubeneiche vergeſellſchaftet und verbaſtardiert 
auf die benachbarten Höhenböden übergreift. 
Die Stieleiche kommt ſonſt auf dem Höhenboden 
nur in einzelnen kleinen Randgebieten (z. B. 
in der Prignitz und auf den beſten Böden Weſt⸗ 
preußens) von Natur vor. Die Buche iſt nur 
in dem eingeſchloſſenen Teile des oben gekenn⸗ 
zeichneten Oſtſeegebiets im Kiefernwalde eine 


ziemlich regelmäßige und häufige Erſcheinung. Prötz 


Sie bildet auch nur dort eigene Beſtände von 
größerer Ausdehnung. Auf den beſten Böden der 
Uckermark und Vorpommerns übertreffen ihre 
Wuchsleiſtungen im Durchſchnitt die des weſt⸗ 
deutſchen Berglandes. 

In dieſem norddeutſchen Kiefern⸗Buchen⸗ 
Traubeneichen⸗Gebiete kommt die Buche alſo 
durchaus nicht gleichmäßig vor. Sie iſt zahlreich 
vertreten in dem Oſtſeegebiet, d. h. im Norden, 
ſeltener im Süden. Unzweifelhaft liegt die 
Urſache nicht in den Bodenverhältniſſen an ſich. 
Hier wie dort kommen Böden vor, die der Buche 
ſehr gut und ſehr ſchlecht zuſagen. Auch die 
Waldbehandlung iſt an dieſem Unterſchiede nicht 
ſchuld. Es gibt z. B. im ſüdlichen Teile Reviere 
von Tauſenden von Hektar Größe, in denen nicht 


*) Das natürliche Vorkommen der Kiefer 
in einem Teile des weſtdeutſchen Berglandes 
(Thüringen, Oberharz, Heſſen) ſpielt hierbei auch 
kaum eine Rolle. 

**) Näheres über dieſe Grenzlinien ſiehe in 
Denglers Arbeiten über die Horizontalverbreitung 
der Kiefer, Fichte und Tanne (Verlag von 
J. Neumann, Neudamm). 


eine Buche vorhanden iſt, trotzdem ſie immer 
in pfleglicher Hand dauernd Wald waren und der 
Kiefernwuchs in ihnen auf großen Flächen gut 
und zum Teil ſehr gut iſt, und im Nordgebiete 
finden ſich Buchenreſte vielfach auch auf miß⸗ 
handelten, verarmten „Kiefernböden“ geringer 
Ertragsfähigkeit. Kahlſchlagwirtſchaft, Weide⸗ 
und Streunutzung waren in beiden Gebietsteilen 
gleich. Unzweifelhaft ſind die Urſachen dieſer 
Verſchiedenheit zu ſuchen in klimatiſchen Gründen 
der Vergangenheit und Gegenwart und vielleicht 
auch in der Geſchichte der Pflanzenwanderungen 
nach der Eiszeit. Erklären können wir dieſe 


„ ebenſowenig wie die meiſten 


pflanzengeographiſchen. Die Uckermark z. B. iſt 
ein ausgeſprochenes Trockengebiet und gehört 
trotzdem zum beſten Buchenvorkommen. 

Die Eigenartigkeit dieſer Verhältniſſe will 
ich an dem Beiſpiel der mir beſonders ver⸗ 
trauten Provinz Brandenburg erläutern. Wie 
oben angedeutet, gehört ihr nördlicher Teil zum 
Buchen⸗Oſtſeegebiet. In der nördlichen Neumark 
(nördlich der Netze —Warthe), in der Uckermark, 
in den an Mecklenburg angrenzenden Teilen 
(Ruppiner Land und Prignitz) finden wir die 
Buche häufig und als entſchieden zähen Flora⸗ 
beſtandteil. Einzelne Vorpoſten ſchieben ſich nach 
Süden vor, namentlich in den „Sternberger Horſt“ 
(zwiſchen Warthe, Obra und Oder) mit dem Kern⸗ 
punkt Lagow und in den Nordteil das Oberbarnims 
(Freienwalde a. O.— Eberswalde). Gerade das 
Verhalten im Oberbarnim und ſüdöſtlich an⸗ 
ſchließend im au Lande iſt außerordentlich 
lehrreich. Wie herrlich die Buche bei Eberswalde 
und Freienwalde wächſt, und wie d dort allen 
Schädigungen und der waldbaulichen Vernach⸗ 
läſſigung getrotzt hat und ſich im Kiefernbeſtande 
wieder einbürgert, iſt bekannt. Unmittelbar 
ſüdlich tritt fie ſtark zurück (7. B. in der Forſt 
ötzel“) und fehlt ſtellenweiſe ganz (z. B. in 
Wilkendorf⸗Gielsdorf, Hermersdorf, Diedersdorf, 
Falkenhagen ⸗ Petershagen, Sieversdorf und im 
Booßener Gehege der Stadtforſt Frankfurt a. O.). 
Die letztgenannten Reviere haben guten Boden 
und ſchönen Kiefernwuchs, Traubeneiche und 
Hainbuche haben ſich ohne künſtliche Nachhilfe 
in einem Teil der Kiefernkahlſchlagbeſtände 
gehalten. An Steilhängen, in Schluchten, auf 
Werdern und Inſeln, den bekannten Zufluchts⸗ 
ſtätten urwüchſiger Beſtockung, . 
eiche, Hainbuche, Winterlinde, Aſpe, Birke, 
Rüſter, Birnbaum uſw. mit und ohne Kiefer. 
Die Buche fehlt von Natur, was von ihr vor⸗ 
handen, iſt nachweislich künſtlich angebaut. 


*) Der Beſitzer, Freiherr von Eckardſtein, 
beſtätigt mir dies. In der ganzen 4000 ha 
großen Forſt gibt es nur einen etwa 1 ha großen 
Beſtand 120 jähriger Buchen, denen Hainbuchen 
beigemiſcht ſind. Sonſt ſtehen nur ganz ver⸗ 
einzelte, etwa 90- bis 150 jährige Buchen zerſtreut 
in verſchiedenen Kiefernbeſtänden. Dabei iſt das 
Revier ſehr reich an ſonſtigem Laubholz, das ſich 
Urwüchſig ohne Kultur und ohne waldbauliche 
Pflege erhalten hat (Traubeneiche, Hainbuche. 
Winterlinde, Aſpe, Birke, Hafel). 
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iſt hierin eine der Urſachen des Zurücktretens der 


. . T1... —k—.'— 
Südlich des großen Oderknies (Züllichau.—Kroſſen) 


und der Spree⸗Havel⸗Linie wird die Buche noch 
ſeltener. In den Strichen bis zum Fläming fehlt 
ſie faſt ganz und auf dem Fläming iſt ſie recht 


elten. 
| Aber ſelbſt im Buchen⸗Oſtſeegebiete jagen ihr 
offenbar nicht alle Höhenböden (von denen hier 
nur die Rede iſt) zu. Bei Königsberg Nm. erhebt 
ſich das Hanſeberger Revier in feiner „Wildheide” 
bis zu etwa 170 m Meereshöhe. Steile, zerriſſene 
pen werden aus einem wilden Gemiſch von 
Lehm, Sand und Geſchieben gebildet. Bis vor 
etwa 40 Jahren war dieſer Revierteil ein ge⸗ 
ſchloſſener Altholzblock, etwa zur Hälfte eine 
bunte Miſchung von alten Traubeneichen (jetzt 
meiſt 250 bis 300 Jahre alt) und Kiefern aller 
Altersklaſſen von der ſchwachen Stange bis zum 
300jährigen „Waldrechter“. Der Hauptteil dieſer 
urwüchſigen Waldherrlichkeit ſteht heute noch. 
Die Buche fehlt auf den Lehmköpfen ganz. 
Steigt man von ihnen hinab, fo findet ſich all- 
mählich hier und da ein kümmerlicher Stamm. 
Sie wird häufiger und wächſt beſſer, je tiefer 
man hinabkommt, beſonders in Schluchten, an 
friſchen Oſt⸗ und Nordhängen und an Bruch⸗ 
rändern. Ein mineraliſch kräftiger Boden genügt 
alſo auf jenen Bergen, die der Traubeneiche 
noch gut zuſagen und zu den beſten Kiefern⸗ 
ſtandorten gehören, der Buche offenbar deshalb 
nicht, weil er zu trocken iſt (die Gegend iſt aus⸗ 
geſprochen regenarm, Dürrejahre wirken beſonders 
chlimm). Und wieder an anderen Orten, wo der 
Diluviallehm oder die lehm⸗feldſpat⸗ und glimmer⸗ 
reichen Gebilde der Moränenlandſchaft fehlen und 
wo an ihrer Stelle lehm⸗, feldſpat⸗ und glimmer⸗ 
arme Sande auftreten, iſt es ebenſo. Im Soldiner 
Kreiſe z. B. trägt die Endmoränenlandſchaft bei 
Roſtin und Zernikow noch viele herrliche Buchen. 
Nördlich des Unterlaufs der Warthe zieht IE: 
ein mächtiger Wall oberen Geſchiebelehms. Au 
auf ihm kommt die Buche überall vor, wo der 
Menſch ſie nicht vernichtet hat. Zwiſchen beiden 
dehnt ſich ein weites Gebiet, ausgefüllt von 
jungen, armen Sanden (z. T. Talſanden). 
Hier tritt die Buche ſehr zurück, fehlt ſtellenweiſe 
ganz; wo He vorkommt, klammert ſie ſich faſt immer 
an die ſpärlichen Reſte oberen Diluviallehms. 

Solche Beiſpiele finden ſich immer wieder 
in der Moränenlandſchaft Pommerns und Mecklen⸗ 
burgs: auf den Endmoränen kommt die Buche 
vor, auf den ſüdlich in der Regel vorgelagerten 
Sandflächen fehlt ſie ganz oder faſt ganz. 

Am wenigſten pflegen der Buche die aus⸗ 
gewaſchenen Sande der alten Urſtröme der Eis⸗ 
zeit zuzuſagen, alſo die alten Flußdünen und 
Talſande. Nur unter ganz beſonders günſtigen 
Umſtänden (fo z. B. in der Weſtprignitz im Über- 
gang zur Elb⸗Niederung bei Stavenow) finden 
wir auf ihnen die Buche überhaupt und ſogar 
gut wachſend. Meiſt fehlt ſie, ſelbſt wenn Kiefer, 
Hainbuche und die Eichenarten gut gedeihen. 
Dieſe Bodenarten füllen einen großen Teil des 
Raumes zwiſchen dem Fläming und dem Nord⸗ 
rande der Spree⸗Havel⸗Niederung aus. Vielleicht 


Buche in dieſem Gebiete zu ſuchen. 

„Die alten Flußdünen darf man hierbei nicht 
mit den Winddünen vergleichen, die vielfach dem 
oberen Diluvium aufgelagertfind. Dieſeſind waſſer⸗ 
und eisfrei entſtanden, enthalten zwar meiſt 
keine Feinerde (Thon), aber Feldſpat und Glimmer. 
Sie ſind alſo nährſtoffreicher, und oft können die 
Baumwurzeln noch den Lehm oder wenigſtens 
die über ihm liegende friſche Deckſandſchicht 
erreichen. Gerade die Gegend um Eberswalde iſt 
reich an ihnen. Wenn dann unter ihnen no ch, 
wie dort am quellreichen Südrande des Finow⸗ 
tals, ein flacher Grundwaſſerſtrom ſich hinzieht, 
ſo braucht man ſich über guten Buchenwuchs auf 
ihnen nicht zu wundern. 

Recht deutlich zeigt ſich auch das Verhalten 
der Buche an dem oben erwähnten Cüſtrin⸗Vietzer 
Wall oberen Diluviums. Auf der Höhe findet die 
Buche auf Deckſand und Winddünen über Lehm 
gutes Gedeihen in Geſellſchaft von Kiefer, 
Traubeneiche und Hainbuche. Beim Abſtieg in 
das Warthetal tritt die Buche immer mehr zurück. 
Der von der Höhe herabgeſchwemmte Sand 
genügt ſchließlich nur noch einem kümmerlichen 
Traubeneichen⸗Unterholz unter Kiefer; auf dem 
Talſande verſchwindet meiſt auch dieſes. 

Einen guten Fingerzeig geben uns auch die 
alten Orts⸗ und Flurnamen. Einen Ort oder 
einen Geländepunkt nannte man zur Unter⸗ 
ſcheidung von anderen natürlich nicht nach einem 
Baume, der in der Gegend häufig oder gar 
gemein war. In unſerem Kieferngebiet fehlen 
deshalb ſolche Namen faſt ganz, die auf die 
Kiefer (althochdeutſch foraha — Föhre, Fuhre 
uſw., ſlaviſch sossna) hinweiſen. Auch Orts⸗ 
bezeichnung mit Danne (plattdeutſch = Nadel⸗ 
holz) und Kien ſind ſelten und kommen faſt nur 
vor, wo die Kiefer früher unzweifelhaft ſeltener 
war als das Laubholz. Namen, die auf die Buche 
(ſlaviſch buk) hinweiſen, ſind im Buchen⸗Oſtſee⸗ 
gebiet ſelten. Es muß dann immer ein beſonderer 
Grund vorliegen (z. B. Buchmühle = Olmühle; 
„bunte Buche“). Dagegen finden ſichſolche Namen 
(Buckow, Buckau, Bockwitz, Bauchwitz, Buchholz 
uſw.) viel häufiger weiter ſüdlich und kennzeichnen 
dieſe Orte als ſeinerzeit bemerkenswertes Vor⸗ 
kommen der Buche in einer Gegend, wo ſie ſonſt 
ſelten war. Dieſe Namen finden ſich in Branden⸗ 
burg faſt gar nicht nördlich der Linie Drieſen — 
Küſtrin — Freienwalde — Oranienburg — Ruppin 
Kyritz—Perleberg. Südlich davon ſind fie in 
dem heute und wohl von jeher buchenarmen 
Gebiet häufig. Buckow im Kreiſe Lebus („Mär⸗ 
kiſche Schweiz“) iſt ſicher eine alte Bucheninſel 
in ſonſt buchenarmer und zum Teil ſogar buchen⸗ 
reiner Gegend (zwiſchen den obengenannten 
Revieren Prötzel, Wilkendorf und Hermersdorf). 


III. Die Geſchichte der Buche im Kiefernwalde. 
Fir keine wirtſchaftlich wichtige Baumart iſt 
im Gebiete des Kiefernwaldes ſo wenig getan wie 
für die Buche. Die bis in die zweite Hälfte des 
18. Jahrhunderts faſt durchweg übliche Plenter⸗ 
wirtſchaft überließ es ihr wie allen anderen 
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Baumarten, ſich ſelbſt zu verjüngen, ſo gut es ſind und ſich dort nicht auf die N 
ging. An ſich wäre ſie dabei nicht ſchlecht gefahren, Lehmböden beſchränken, ſüdlich der 
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pree⸗ 


weil Langlebigkeit und Schattenerträgnis ihr Havel⸗Linie aber bis auf ſehr ſeltene Ausnahmen 


zugute kamen im Kampfe mit anderen Baum⸗ 
arten, jene im Kampfe vornehmlich mit Birke 
und Aſpe, dieſe im Kampfe mit den Eichenarten, 
der Kiefer und Linde“). Aber mehrere Umſtände 
waren ihr feindlich. Ihr gutes Brennholz führte 
ur Bevorzugung beim Brennholzhiebe und ver⸗ 
kuppelte ſie vielfach zum Stockausſchlag. 
Schweinemaſt und überhegte Wildſtände zehrten 
an den Bucheckern, wo die Buche nicht überreich 
als Samenbaum vertreten war. Weide und 
Wild ſind ihrem Keimling gefährlich, wie dem keines 
anderen Waldbaumes. Die Schwere des Samens 
ſtellten ſie w(wie die Eiche) ungünſtiger als Kiefer, 
Birke und Aſpe, wenn die Umwandlung des 
Waldes zur Räumde ſich ſteigerte (viele märkiſchen 
Gutswaldungen waren am Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts nur noch Birken⸗ und Aſpenräumden). 
So iſt es erklärlich, daß die Buche wohl ſchon 
damals ſeltener wurde und in kleinen Wald⸗ 
körpern und am Rande der größeren oft ſogar 
ganz verſchwand, ſoweit ſie nicht an unzugänglichen 
Stellen (Schluchten uſw.) eine Zufluchtſtätte fand. 

Der ſchlagweiſe Hochwaldbetrieb, der ſich in 
der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ein⸗ 
bürgerte, verſchlimmerte ihr Daſein ſo lange nicht 
weſentlich, als er mit Naturverjüngung arbeitete. 
Die Schlagſtellung war zwar meiſt ſehr licht 
und ſchritt ſchnell fort, es mag alſo ſchon damals 
viel Buchenjungwuchs nach zu ſcharfer Frei⸗ 
ſtellung erfroren oder von der Sonne verbrannt 
ſein. Aber einiges konnte doch immerhin ſich 
und die Art retten. Die Buche hatte ſogar in⸗ 
ſofern einen gewiſſen örtlichen Vorteil“ !) von 
der ſchlagweiſen Wirtſchaft, als die Naturver⸗ 
jüngung auf den beſten Böden ausgeſprochen zu 
ihren Gunſten geführt wurde, denn bei der 
befürchteten Holznot (Brennholznot!) erſchien fie 
als die wertvollſte Holzart. Daher ſtammen die 
reinen oder faſt reinen Buchenbeſtände unſeres 
norddeutſchen Kiefern⸗ Buchen ⸗Traubeneichen⸗ 
gebiets. Ihre Vorläufer waren oft verhauene 
Plenterbeſtände von Kiefer, Birke, Aſpe, Trauben⸗ 
eiche und Buche. Daß dieſe reinen Buchen⸗ 
beſtände im, Oſtſee⸗Gebiet“ verhältnismäßig häufig 


*) Die Winterlinde im norddeutſchen Walde 
verdiente mehr wirtſchaftliche und waldbauliche 
Beachtung, zunächſt einmal auch geſchichtliche Er⸗ 
forſchung. Ihr Vorkommen iſt namentlich in der 
Kolbitzer Heide, in der Uckermark, in der Saganer 
Heide und an manchen anderen Stellen be⸗ 
merkenswert. 

**) Im weſtdeutſchen Berglande hat die Buche 
im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts durch die 
Umwandlung von Mittel⸗ in Hochwald einen 
Teil ihres Geländeverluſtes wieder eingebracht. 
Im nordoſtdeutſchen Kiefernwalde hatte ſie hiervon 
keinen Vorteil, denn der Ausſchlagwald war hier 
belanglos und ſtockte meiſt auf Flußaue oder Bruch. 
Die Birkenreifſtockniederwaldungen im Gebiet 
der Weinbauinſeln (Grünberg, Züllichau. Bomſt) 
ſind in Kiefern umgewandelt. Die Umwandlung 
der Buche in Nadelholz im weſtdeutſchen Berglande 
gehört zur Geſchichte des ganzen 19. Jahrhunderts. 


geringen Umfanges fehlen, iſt auch ein Beweis, 
daß ſchon vor Einführung der ſchlagweifen Ver⸗ 
jüngung ein großer Unterſchied im Vorkommen 
der Buche in dieſen beiden Teilgebieten beſtanden 
haben muß. Erwähnt mag noch werden, daß 
manche Buchenbeſtände des Oſtſee⸗Gebietes“ durch 
den Aushieb des Kiefernbeſtandes aus dem 
Buchenunterholz entſtanden ſind. Dieſes ehe⸗ 
malige Unterholz hat ſich dann freilich nach 
Form und Zuwachs meiſt recht mäßig entwickelt. 
Beiſpiele ſind mir aus Gutswaldungen der Neu⸗ 
und Uckermark bekannt. 

Verhängnisvoll wurde der Buche die Kahl⸗ 
ſchlagwirtſchaft des 19. Jahrhunderts. Jede 
Baumart, die in ihrer Jugend Schirm gegen Froſt 
verlangt, und deren unter dem Schirm des Alt⸗ 
holzes entſtandene Jungpflanzen (Vorwüchſe) 
beſonders empfindlich gegen den mit plötzlicher Frei⸗ 
ſtellung verbundenen Sonnenbrand ſind, wurde 
in ihrem Daſein durch dieſe Wirtſchaft empfindlich 
getroffen. Die Buche teilte dieſes Geſchick mit 
der Tanne. Wie dieſe in der ſchleſiſch⸗lauſitzer 
Ebene und den mitteldeutſchen Gebirgen, ſo 
litt jene vornehmlich im norddeutſchen Flachlande 
hierunter. Es iſt erklärlich, daß beide Baumarten 
ganz beſonders dort zurückgedrängt wurden und 
ſtellenweiſe ſogar verſchwanden, wo ſie an ſich 
ſelten waren infolge natürlicher oder menſchlicher 
Urſachen. Wo die Buche (und die Tanne) häufig 
war, rettete ſich von den vorhandenen Vor⸗ 
wüchſen doch immer noch ein Bruchteil durch die 
Gefahren des Kahlſchlages. Zudem blieben gewiſſe 
Zufluchtſtätten: Hecken und Feldraine in der 
Nähe der Waldungen, ferner Schluchten, Steil⸗ 
hänge, Bach⸗ und Seeufer, Werder und Inſeln, 
d. h. Standorte, die erfahrungsmäß namentlich 
in extenſiv bewirtſchafteten Waldungen die Aus⸗ 
beute („Exploitierung“) ſchlecht lohnen und auch 
bei pfleglicher Wirtſchaft aus Schönheitsrückſichten 
vom Kahlſchlage verſchont werden. 

Zeitlich fällt mit der Einbürgerung des 
Kahlſchlages auch die Vermehrung der Waldſtreu⸗ 
nutzung zuſammen. Sie war in der norddeutſchen 
Ebene im 18. Jahrhundert anſcheinend immer 
noch erträglich geweſen. Die Ausdehnung 
des Kartoffelbaus, die Vermehrung der Stall⸗ 
fütterung eines an Zahl und Körperſtärke 
wachſenden Rindviehſtandes ſteigerten die An⸗ 
forderungen an Waldſtreu. Dadurch wurde das 
Gedeihen und die Anſamung der Buche weiter 
geſchädigt. Auch die 1 und Ver⸗ 
mehrung der Schafzucht nach den Freiheits⸗ 
kriegen hat in vielen Privatwaldungen der Buche 
geſchadet. Die Schafhaltung war unter den 
damaligen Verhältniſſen auf die Waldweide an⸗ 

ewieſen. Unter Buchen⸗ und Traubeneichen⸗ 
eimiſchung und Unterholz war ſie ſchlecht. Da 
ging man ſtellenweiſe ſo weit, die Buchen und 
Traubeneichen aus den Kiefernbeſtänden heraus⸗ 
zuhauen, um Graswuchs für die Schafe zu 
bekommen! Beiſpiele hierfür ſind mir aus der 
Neumark bekannt. 
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e innerhalb der Kahlſchlagwirtſchaft des 
10 Hehrhunderts nichts oder faſt nichts. Galt 
doch im Anfang des 19. Jahrhunderts ſogar der 
Grundſatz, die Beſtände (alſo auch die Kiefern⸗ 
beſtände) rein zu begründen und zu erziehen. 
Was ſich an Buche hindurchgerettet hat, verdankt 
es dem Zufall. Wo Kiefern⸗ und Buchen⸗ 
miſchung ſpäterhin, als man die Vorteile des 
Miſchwaldes erkannt hatte, angeſtrebt wurde, 
handelte es ſich faſt immer um die Einſprengung 
der Kiefer in. natürliche Buchenverjüngungen nach 
einem Mutterbeſtande, der ganz oder überwiegend 
aus Buche beſtanden hatte. Hierüber und über 
ſonſtige beſcheidene Verſuche, die Buchen in 
dem Kiefernwalde zu erhalten, ſiehe weiter unten. 
Für die Wiedereinbürgerung der Buche im 
reinen Kiefernbeſtande geſchah ebenfalls faſt nichts. 
Der Buchenunterbau unter Kiefer namentlich 
blieb „papierene Weisheit“, abgeſehen von Ver⸗ 
ſuchen, Lehrbeiſpielen und ſonſtigen verſchwin⸗ 
denden Ausnahmen. 


Für die en der Buche im Kiefernwalde | 


Als nach dem Jagdunfug des Jahres 1848 
ſich die ET, erholten, erſtand der Buche 
ein neuer Feind. Kein vernünftiger Jäger leugnet, 
daß die Reh⸗ und Rotwildſtände in den letzten 
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts an vielen 
Stellen (vor allem im aerch, zu zahlreich 
waren für unſere Waldkultur (und auch für das 
Wild ſelbſt). Buchenaufſchlag konnte dabei meiſt 
nicht aufkommen. Namentlich die überhegten 
Rehſtände waren ſchädlich. Iſt doch der Buchen⸗ 
keimling für das Reh ein beſonderer el 
Und die paar Keimlinge, die durchkamen, wurden 
dann weiterhin von allem Wilde unter der 
Schere gehalten. 

Alle deck Verhältniſſe führten dazu, daß unſer 
Kiefernwald immer ärmer wurde an Buche. 
In manchen Revieren gibt es oder gab es bis vor 

rzem wohl noch einige ältere Buchen, aber 
keine Nachkommenſchaft von ihnen. Am meiſten 
haben die kleineren Waldkörper und die Ränder 
der großen gelitten. 

(Fortſetzung folgt.) 


— RZ — 
Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Kinderzulagen für über 21 Jahre alte Kinder. 
Der Preußbiſche Finanz 
miniſter. 

F. M. B. 1965. 

M. f. W., K. u. V. A 555. 
M. d. J. Ia I 421. III. 
Betrifft Gewährung von Kinderzulagen 

an über 21 Jahre alte Kinder. 
Die Landesverſammlung hat bei Verab⸗ 

ſchiedung des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes 
vom 17. Dezember 1920 beſchloſſen: 

Die Staatsregierung zu erſuchen, für die 
Übergangszeit den Beamten und Volksſchul⸗ 
lehrern für Kinder nach vollendetem 21. Lebens⸗ 
jahre, die ſich noch in Schul⸗ oder Berufs⸗ 
ausbildung befinden oder wegen körperlicher 
oder geiſtiger Gebrechen erwerbsunfähig ſind, 
Kinderzulagen in derſelben Weiſe zu zahlen, 
wie es im Reiche geſchieht (Verfügung des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 1. Oktober 
1920 — IB 8487 Hg —). 


Berlin, 14. April 1921. 


In Ausführung dieſes Beſchluſſes wird fol⸗ H 


gendes beſtimmt: 

1. Den Beamten und Volksſchullehrperſonen, 
die am 31. März 1920 für über 21 Jahre alte, 
noch in Schul⸗ oder Berufsausbildung befindliche 
oder wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
erwerbsunfähige Kinder Kinderzulagen bezogen 
haben, kann auf Antrag dieſe Zulage vorläufig 
bis zum 31. März 1921, jedoch nicht über das 
vollendete 24. Lebensjahr hinaus, in Höhe von 
50 „ monatlich weiter bewilligt werden. 

2. Die Weiterbewilligung uber das vollendete 
24. Lebensjahr hinaus iſt bei Kindern, die ſich 
noch in Berufsausbildung befanden, in ganz 
beſonders begründeten Ausnahmefällen mit 
Zuſtimmung des zuſtändigen Fachminiſters zuläſſig. 

3. Für Kinder, die nach dem 31. März 1920 
ihr 21. Lebensjahr vollendet haben oder noch 
vollenden, und für über 21 Jahre alte Kinder 
von Wartegeldempfängern, Ruhegehaltsempfän⸗ 
gern und Witwen von Beamten und Volksſchul⸗ 
lehrern können Kinderzulagen nicht bewilligt 
werden. 

4. Die Kinderzulagen ſind für das Rechnungs⸗ 
jahr 1921 zu verrechnen, und zwar: 


——ñ—— E 
a» 


a) die Zulagen für Beamtenkinder: bei den 
ſonſtigen außerplanmäßigen Ausgaben der 
betreffenden Verwaltung unter dem Titel 
„Kinderzulagen für über 21 Jahre alte Kinder“, 

b) die Zulagen für Kinder von Volksſchullehr⸗ 
perſonen bei Titel 1 der Landesſchulkaſſe. 

5. Zu den Ausgabeanweiſungen, die von dem 
bearbeitenden Beamten ſogleich in Reinſchrift 
auszufertigen ſind, iſt der Vordruck 104 (Ausgabe⸗ 
anweiſung über einmalige Ausgaben) zu ver⸗ 
wenden. In Spalte 3 iſt der Name und der 
Geburtstag des Kindes anzugeben, außerdem iſt 
zu beſtätigen, daß für das Kind am 31. März 1920 
Kinderbeihilfe gezahlt iſt, zum Beiſpiel: „Kinder⸗ 
zulage für den Sohn Ernſt, geboren 10. Dezember 
1898, für den am 31. März 1920 Kinderbeihilfe 
gezahlt iſt für die Zeit vom 1. April 1920 bis 
um 192...“ In 
dem Falle zu 2 (bei über 24 Jahre alten Kindern) 
iſt zuzuſetzen: „Genehmigt durch Erlaß des 
errn Miniſters, vom 


2 2 „„ „„ „ „„ „% „„ „% % „„ eege „ „„ „„ „% „ „% ee 


Nr. Ab⸗ 

ſchrift des genehmigenden Erlaſſes iſt nicht bei⸗ 
zufügen. 
Auf den Anträgen iſt kurz zu vermerken, daß 
die Kinderzulage bewilligt iſt; Abſchrift der Aus⸗ 
gabeanweiſung iſt für die Akten nicht zurück⸗ 
zubehalten. 


sees 0 9100 0 0 02002. „„ „% „% % rere... „ „ „„ „ eege „ „ „4 


des Innern. 
Der Finanzminiſter. 
An die nachgeordneten Behörden. 


gez.: Lüdemann. 


e 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 58 für 1921. 
Minifterrum für Landwrrtſchaft 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 4224. IA IV 2400. II 4179. III 8055 


Berlin, 2. Mai 1921. 
Vorſtehende Abſchrift überſende ich zur ge⸗ 
fälligen Kenntnisnahme und weiteren Ver- 
anlaſſung für den Bereich meiner Verwaltung. 
In Vertretung: Ramm. 

An die nachgeordneten Behörden. 

(Fortſetzung ſiehe Seite 480.) 
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480 Deutſche Forſt⸗Zeitung Nr. 25 Bd. 36 (1921) 
en Der vorige] Mithin find für 1921 
6 fu nungsjahr | Haushalt 
N d ch 5 E ſetzt aus mehr weniger 
4 A 
A. Betrieb. 
a) Die Betricbseinnahmen — Kap. 2 Tit. 1 bis 7 — betragen — 282 497 000 
b) Die dauernden Betriebsausgaben — Kap. 2 bis 4 — betragen 360 886 000 209 861 000 — 
e) Mithin Vetriebsüberſchuß im ordentlichen Haushalt (a — bpßꝛ)ꝛ .. 908 911000 — 492 358 000 
d) Die außerordentlichen Einnahmen — Kap. 2 Tit. 8 — betragen 9 000 000 7 000 000 Zu 
2) Die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben — Kap. 2 — betragen 66 676 000 23 947 000 — 
5 Mithin Zuſchuß im außerordentlichen Haushalt (d —-hů hh 57 676 000 16 947 000 — 
9 Bleibt Überſchuß beim Betritt 851 235 000 — 509 305 000 
B. Forſtliche Lehranſtalten. 
h) Die Einnahmen der forſtlichen Lehranſtalten — Kap. 2a — betragen 8 79 000 = 
) Die Ausgaben für forſtwiſſenſchaſtliche und Lehrzwecke — Kap. 4a — betragen 1190 000 = 
k) Mithin Zuſchuß bei den forſtlichen Lehranſtalten h—ND .... 2.2.2200 1111000 — 
D Bleibt Reinüberſchuß (8 f!vꝓſ7)f/  w — 510 416 000 


Aufſtellung und Einreichung der Forſtdiebſtahls⸗ 
verzeichniſſe. 
Allgemeine Verfügung Nr. III 22 für 1921. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. III 3932. 
Berlin, 17. April 1921. 


Unter Bezugnahme auf meinen Runderlaß 
vom 12. September 1879 II b 15 415 weiſe ich 
darauf hin, daß die allgemeine Verfügung des 
Herrn Juſtizminiſters vom 29. Juli 1879 (Juſtiz⸗ 
miniſterialblatt S. 221) und die Geſchäftsanweiſung 
für die Amtsanwälte vom 28. Auguſt 1879 (Jufrfiz⸗ 
miniſterialblatt S. 266) im Einvernehmen mit 
mir durch allgemeine Verfügung des Herrn Juſtiz⸗ 
miniſters vom 14. Februar 1921 (Juſtizminiſterial⸗ 
blatt S. 106) wie folgt geändert worden ſind: 

1. Ziffer 8 der Allgemeinen Verfügung vom 
29. Juli 1879 wird folgendermaßen geändert: 

Der Forſtrevierbeamte (Forſtrevierbeamte 
— Oberförſter) Hellt von jedem einzelnen 
Monatsverzeichnis eine zweite Ausfertigung 
durch Abſchrift her, zu der ein äußerer Bogen 
nach dem anliegenden Muſter II verwendet 
wird. Die Aufſchrift des äußeren Bogens iſt 
entſprechend auszufüllen. 

Falls der Forſtrevierbeamte nicht zum Amts⸗ 
anwalt beſtellt iſt, hat er beide Ausfertigungen 
der Einzelverzeichniſſe ohne Verzug dem Amts⸗ 
anwalt einzureichen. 


2. Die Geſchäftsanweiſung für die Amts⸗ 
anwälte wird folgendermaßen geändert: 
Artikel 85 Abſatz 2: 

„Über die Aufſtellung und Einreichung 
der Verzeichniſſe ſind die Allgemeinen Ver⸗ 
fügungen des Juſtizminiſters vom 29. Juli 
1879 (Juſtizminiſterialblatt S. 221) und vom 
14. Februar 1921 (Juſtizminiſterialblatt S. 106) 
ergangen.“ 

Artikel 87 Abſatz 3: 

„Mit dem Antrag iſt unter Beobachtung 
der Vorſchriften der Allgemeinen Verfügungen 
vom 29. Juli 1879 und vom 14. Februar 1921 
eine Ausfertigung des Forſtdiebſtahlsverzeich⸗ 
niſſes (und zwar diejenige, zu welcher das 
Muſter II verwendet iſt) zu Aberreichen, nach⸗ 
den zuvor der Amtsanwalt eine Anträge in 


Spalte 7 vermerkt hat. Das andere Exemplar 
behält der Amtsanwalt als fein Handexemplar 
zurück.“ 
Im Auftrage: von dem Busſche. 
An ſämtliche Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen. 


* 


Brennholz für Staatsforſtbeamte im Ruheſtande 
und Hinterbliebene von Staatsforſtbeamten. 
Allgemeine Verfügung Nr. III. 26 für 1921. 

M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. III 7153. 

Berlin, 26. April 1921. 

Ich ermächtige die Oberförſter bis auf weiteres, 
den Staatsforſtbeamten im Ruheſtande ſowie 
den Hinterbliebenen (Witwen und Waiſen) 
von Staatsforſtbeamten, die einen eigenen Haus⸗ 
halt führen und die Witwen⸗ oder Waiſengeld 
oder eine laufende Unterſtützung aus Titel 4 
Kapitel 4 des Haushalts der Forſtverwaltung 
beziehen, im Laufe eines Wirtſchaftsjahres bis 
zu 4 rm hartem oder 6 rm weichem Derbbrennholz 
zum eigenen Verbrauch freihändig zur Taxe ab⸗ 
zugeben. 

Die allgemeine Verfügung III 2 für 1920 
vom 4. Januar 1920 — III 21 610 — wird auf⸗ 


gehoben. Warmbold. 
An ſämtliche Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen. 
N 


Vertretung in der Landwinrtſchaftskammer. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. 14 Ie 10052. III 8269. 
Berlin, 27. April 1921. 
An den Deutſchen Förſterbund in Berlin N 24, 
Auguſtſtraße 85. 

Der Erlaß vom 23. März d. J. 8 
macht keinen Unterſchied zwiſchen privaten und 
ſtaatlichen Forſtbetriebsbeamten. Die Zuwahl 
kann ſich daher auch auf ſtaatliche Forſtbetriebs⸗ 
beamte erſtrecken. 


Abſchrift überſende ich zur gefälligen Kenntnis. 
Im Auftrage: Abicht. 


An die ſämtlichen Landwirtſchaftskammern (einſchlie lich Staats. 
keurmiſſare) und die Zentralſtelle des Vereins Sand⸗ 
wirtschaft und Gewerbe in Sigmaringen 
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Verſorgungszuſchläge für Wartegeldempfänger. mäßige Beamte, die das 30. Lebensjahr noch nicht 


Allgememe Verfügung Nr III 27 fur 1921. vollendet haben, gekürzt: 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr III 8162. ` Im 1. Dienſtjahr der außerplanmäßigen Dienſtzeit 
Berlin, 27. April 1921. um 7 Kalendertage, 


Der Verſorgungszuſchlag für Wartegeld⸗ im 2. Dientti of 38 di , 
empfänger iſt von dem Grundgehalt und dem um 5 8 anmäßigen Dienſtzeit 
durchſchnittlichen Ortszuſchlag zu berechnen im 3. Dienſtjahr der außerplanmäßigen Dienſtzeit 
und deshalb höher als der Ausgleichszuſchlag um 3 Kalendertage. 
gleichartiger im Dienſte befindlicher Beamten in 4. Diejenigen Beamten, die auf Veranlaſſung 


den ale So und E der Behörde den Urlaub in der Zeit vom 1. No⸗ 
Im Auftrage: Laspeyres. vember bis zum 30. April nehmen müſſen, er 
An . mit Ausnahme von Aurich, Münſter und halten einen Zuſatzurlaub bis zu höchſtens 7 Tagen; 
9 2 Zeit der Urlaub nur zum Teil in die vorbezeichnete 
eit, ſo ve | ! 
ep Sargnusung sont. 17 e rringert ſich der Zuſatzurlaub ent 

emeine t 36 für 1921. : ö ; 
Miniſterum für Landwirtschaft Domänen und Forſten. 5. Die Tatſache, daß ein Beamter nach bis⸗ 
Geſchäfts⸗Nr. III 10204. herigem Verwaltungsbrauch einen längeren Er⸗ 


Berlin, den 26. Mai an 1 gehabt e als ihm es vor⸗ 

8 März ſtehender Ordnung gewährt wird, gibt ihm keinen 

Der 82 Abſatz 1 des Vertrages vom 3 April April Anſpruch auf Belaſſung des bisherigen längern 
1921 — mitgeteilt durch allgemeine Verfügung Urlaubs. . . 

III 16 vom 2. April 1921, III 2892 — wird 6. Für die Beamten im Vorbereitungsdienſt 

durch folgende Vereinbarung erſetzt: verbleibt es bei der bisherigen Übung, jedoch mit 

„Die Deutſche Harzgeſellſchaft m. b. H. zahlt der Einſchränkung, daß in keinem Falle ein längerer 

der Forſtverwaltung für das in den Kiefern⸗ Urlaub, wie vorſtehend unter 3 feſtgeſetzt, gewährt 

beſtänden gewonnene Lachtenharz zunächſt einen werden darf. 


feſten Preis von 400 A je 100 kg Rohharz frei . In Vertretung: Ramm. 
Verſandſtation. Hiervon find 200 A e An die nachgeordneten Behörden. 
3. März Se 


der im 8 5 des Vertrages vom 3. April 1921] Betriebsregelungen. Ausbildung von Forſt⸗ 
feſtgeſetzten SCH bar zu zahlen. Die weiteren betriebsbeamten im Meſſen und Kartenzeichnen. 
200 1 ſtundet der Forſtfiskus der Deutſchen Allgemeine Verfügung Nr. III 28 für 1921. 
Harzgeſellſchaft zinslos bis zum 3. März 1922”. M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. III 8626. 


Abdrucke für die in Frage kommenden Ober⸗ Berlin, 28. April 1921. 
förſtereien er bei. Sag Um die Schwierigkeiten zu mildern, welche 


Im Auftrage: v. d. Busſche. bei dem zurzeit herrſchenden und noch einige 
. e Jahre andauernden Mangel an Forſtaſſeſſoren 
Ke Ge CCC der ordnungsmäßigen Ausführung der Betriebs- 
Se regelungen entgegenſtehen, werden, ſoweit 

Urlaubsregelung für Beamte. irgend möglich, die Revierverwalter bei der Be⸗ 
Allgemeine Verfügung Nr. I 57 für 1921. arbeitung ihrer Reviere als Taxatoren mitwirken 


M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 3943. II 4336. III 8298. müſſen. Zur Unterſtützung werden ihnen Re⸗ 
Berlin, 7. Mai 1921. ferendare, die nach dem diesjährigen Herbſt⸗ 

Für die Erteilung des Erholungsurlaubs an examen in größerer Anzahl zur Verfügung ſtehen 
Beamte im Rechnungsjahr 1921 beſtimme ich werden, ſowie Vermeſſungsbeamte der Forſt⸗ 
hierdurch folgendes: einrichtungsanſtalten überwieſen werden. Da 
1. Allen unmittelbaren Staatsbeamten ſoll aber die Zahl der Forſtoberſekretäre bei den Forſt⸗ 
im Rechnungsjahr 1921, ohne daß es eines be⸗ einrichtungsanſtalten bei weitem nicht ausreichen 
ſonderen Antrags bedarf, ein Erholungsurlaub wird, um allen Anforderungen zu genügen, wird 
gewährt werden. Die Urlaubsdauer iſt unter es notwendig, jüngere Forſtbetriebsbeamte in 
Berückſichtigung der Dienſtſtellung und des Lebens⸗ größerer Zahl durch die Forſteinrichtungsanſtalten 
alters abzuſtufen. Stichtag für die Bemeſſung im Meſſen und Kartenzeichnen ausbilden zu laſſen. 


des Urlaubs iſt der erſte Urlaubstag. Ich erſuche die Regierungen, geeignete Beamte, 
2. Die Urlaubsdauer beträgt in: die zur aushilfsweiſen Beſchäftigung bei der zu⸗ 
Fre SE SS 1 1 1 1 er dieſer 

Be⸗ 5 ers⸗ | Alters⸗ namhaft zu machen und dabei das Beſoldungs⸗ 

Urlaubs“ ſoldungs- pie zn 485 bis 0 'nen dienſtalter mitzuteilen. Die Überweiſung wird 


Date gruppe 30 Jahren: Jahre: | 40 Jahre: alsdann auf Antrag der Forſteinrichtungsanſtalt 
von hier aus erfolgen. Zu bevorzugen ſind ſolche 
Kalendertage Beamte, die ſchon einige Fertigkeit im Meſſen 
A I- IV 21 24 28 oder Kartenzeichnen haben. 
B V- VIII 24 28 31 e Wer a u e 1 111 
= r. vom 16. April d. J. — 593 — 
8 a e 2 E hierher zu richtenden Anträgen auf Überweiſung 
D = von Betriebsregelungsarbeiten an die Forſt⸗ 
u. darüber einrichtungsanſtalten iſt anzugeben, ob der Revier⸗ 
Maßgebend für die Einreihung in die Urlaubs⸗ verwalter als Taxator mitwirken kann oder 
klaſſen iſt die Beſoldungsgruppe, nach deren welche Gründe dagegen ſprechen. 
Sätzen der Beamte ſeine Bezüge erhält. Im Auftrage: Laspeyres. 
3. Die Urlaubszeiten werden für außerplan⸗ An alle Regierungen außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 


rr 
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Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 25 Bd. 36 (1921) 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Der Staatl. Forſtgehilfe Sterz in der Ober⸗ 
förſterei Glücksburg (Merſeburg) iſt am 9. Mai 
auf einem Dienſtgange von Wilderern ermordet 
worden. Leider konnten wir erſt jetzt einen aus⸗ 
führlicheren Bericht über die ruchloſe Tat er⸗ 
halten, den wir in der laufenden Nummer von 
„Förſters Feierabende“ veröffentlichen. 


Der Haushalt der preußiſchen Forſtverwaltung 
für das Rechnungsjahr 1921 ut ſoeben heraus⸗ 
gegeben worden. Wir bringen ihn in der laufenden 
Nummer zum Abdruck. Die Mitteilungen des 
Haushaltes ſind in dieſem Jahre ſo umfangreich 
und nehmen ſo viel Raum in Anſpruch, daß die 
Veröffentlichung leider nur in Kleinſchrift erfolgen 
kann. Wer den 33feitigen amtlichen Abdruck des 
neuen Forſthaushaltes beſitzen will, kann ihn 
gegen Einſendung von 6 „ zuzüglich 80 Pf. 
Porto von J. Neumann in Neudamm beziehen. 
Da wir ganz beſonderen Wert darauf legten, vor 
allem die Ziffern des neuen Haushaltplanes unſerm 
Leſerkreis ſo ſchnell wie möglich zugänglich zu 
machen, können wir die Beſprechung des neuen, 
gegen früher weſentlich veränderten Forſthaushalts 
mfolge des beſchränkten Raumes erſt in einer der 
nächſten Nummern veröffentlichen. Das gleiche 
gilt auch für die als Anlage zum diesjährigen 
Forſtetat erſchienenen Überſichten und Nach⸗ 
weiſungen. Die Schriftleitung. 

2 

Die neuen Jagdnutzungsvorſchriften für die 
preußiſchen Staatsforſten vom 9. April 1921 
(J. N. V.) ſowie die dazu ergangene Allgemeine 
Verfügung des Miniſteriums für Land⸗ 
wirtſ ANNA 
vom 9. April 1921 ſind im Verlag von J. Neu⸗ 
mann, Neudamm, erſchienen. Der Preis der 
Jagdnutzungsvorſchriften beträgt 6 & zuzüglich 
80 & für Porto, mit der Allgemeinen Verfügung 
7 , zuzüglich 80 9 für Porto, die Verfügung 
allein 1 &, zuzüglich 15 Pf. für Porto. Es 
empfiehlt ſich im Intereſſe der Erſparnis von 
Nachnahmekoſten und der ſchnelleren Zuſendung 
Einſendung des Betrages von 7,80 M auf Poſt⸗ 
ſcheck⸗Konto Berlin 998, J. Neumann, Neudamm. 

Die Geſchäftsſtelle 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
CH 


Forſtlicher Lehrgang der Forſtlehranſtalt Nen- 
haldensleben (Bezirk Magdeburg). Der nächſte 
ganzjährige Lehrgang beginnt Mitte Oktober. 
Nach der im Anzeigenteil dieſer Nummer ver⸗ 
öffentlichten Bekanntmachung ſind für die Auf⸗ 
nahme Vorbedingungen: ein Mindeſtalter von 
20 Jahren, zweijährige Lehrzeit und weitere 
weijährige praktiſche Tätigkeit. Anmeldungen 
ſind bis 31. Juli an den Direktor der Anſtalt 
zu richten. 


5 

Die Wege der Staatsförſtergewerkſchaft. Zu 
dem Aufſatz in Nr. 20 des „Deutſchen Förſters“ 
ift zu erwidern, daß der Kollege, Hegemeiſter J., ſich 
doch in großem Irrtum befindet, wenn er annimmt, 
daß nur ſehr wenig Kollegen vorhanden, die mit 
der gegenwärtigen Vereinsbewegung unzufrieden 
ſind. Ganz unzutreffend iſt es aber, dieſe als 
Stellenjäger, Gunſterſtreber, Liebediener uſw. zu 
bezeichnen. Ss liegen die Dinge durchaus nicht. 


Der Riß liegt in der Geſinnung und geſchah, als 
auf der letzten Delegiertenverſammlung der bis⸗ 
herige Vorſtand verſchwand und der neue die ver⸗ 
hetzenden Reden eines Höfler und namentlich 
eines Gebhard als ſolche bezeichnete, die dem 
Förſterſtand aus der Seele geſprochen ſeien. Dies 
zeigte ſich gleich, nachdem die Vorgänge im weiteren 
Kollegenkreis bekannt wurden. Viele Kollegen 
alten wohl äußerlich zum Verein, ſind aber mit 
erz und Seele der Geſinnung, die von den 
ollegen Neumann⸗Bärenberg, Koch und Laabs 
öffentlich ausgeſprochen wird. Eine Täuſchung 
wäre es, dieſe Tatſache nicht anerkennen zu 
wollen; die Pfalzgrafſche Richtung wird dieſer 
Bewegung nicht Herr werden. Der Kampf, 
der entbrannt iſt, zeigt, daß es auf dem jetzt be⸗ 
ſchrittenen Wege nicht weitergehen kann, wenn 
wir vor dem völligen Untergange bewahrt bleiben 
wollen. Es darf nicht alles lediglich von dem 
Geſichtspunkte aus betrachtet werden, was einem 
Einzelnen oder einem Stande Vorteil verſchafft, 
maßgebend kann nur das Wohl des geſamten 
Vaterlandes ſein. Demnach ſind es nicht etwa 
die Schlechteſten, die Tadel an der heutigen 
Vereinsleitung üben und dem Verein den Rücken 
kehren, ſondern es ſind wohl alle die, die das 
Vaterland über die eigene Perſon ſtellen. Und 
nun gar die dauernde Betonung des Geiſtes der 
Gewerkſchaften! Selbſt ein Schellack wehrt ſich 
jetzt dagegen und macht treffliche Ausführungen, 
die bei ruhiger Überlegung nicht einfach geſtrichen 
werden können. Die Erfahrungen, die mit den 
Organiſierten und mit den Tarifen gemacht 
worden ſind, ſind jedenfalls nicht ermutigend und 
laſſen deutlich erkennen, wohin der Gewerkſchafts⸗ 
weg führt. Unſer Stand wird ſicherlich weder 
vom Beamtenbund noch von der Arbeitergruppe 
ſo vertreten werden, wie es der Billigkeit SECH 
Beide Teile benutzen uns zwar als Vorſpann an 
ihrem „Gewerkſchaftswagen“, ſtehen uns ſonſt 
aber vollſtändig fremd gegenüber. Wer kennt 
nicht die Verfügung über die Abrundung des 
Dienſtlandes auf 12 ha ohne Rückſicht auf etwa 
beſondere Verhältniſſe, wer nicht den Erlaß, jede 
Verpachtung des Wirtſchaftslandes zu unterlaſſen, 
die doch ſo ſehr oft infolge beſonderer Umſtände not⸗ 
wendig werden kann! Und dieſe Anträge uns einzu⸗ 
engen, die zum Teil viel weiter iar als hier 
geſagt wird, ſind von jenen Organiſationen aus⸗ 
gegangen, die unſere Verbündeten und Vertreter 
werden ſollen. Die Verhältniſſe der Forſtbeamten 
liegen ſo einzigartig, daß deren Intereſſen am 
beſten nur in einem Verein vertreten werden 
können, der frei von allen Nebenrückſichten handeln 
kann, als dies durch den Beamtenbund, dem 
vorwiegend Stadtbeamte angehören, möglich iſt. 
Die letzte Delegiertenverſammlung wird nun 
darüber Klarheit geſchaffen haben, welches Ziel 
ſich der Verein geſteckt hat und nach welcher Seite 
er ſich wenden will. Bleibt der von den Abge⸗ 
ordneten Höfler und Gebhard vorgeſchlagene Kurs 
beſtehen, dann iſt für die Kollegen, denen das 
Geſamtwohl über eigenſüchtigen Vorteilen ſteht, 
kein Raum mehr in der Förſtergewerkſchaft. 
Hegemeiſter Gr. 


* 
Forſtwirtſchaftliches. 
Waldwühltrommel (Syſtem Bühring). Am 
Sonnabend, dem 21. Mai, fand eine Vorführung 
der Waldwühltrommel (Syſtem Bühring) in der 
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Fürſtkich Stolberg⸗Wernigerodeſchen Oberförſterei 
SA vor geladenen Sachverſtändigen der Staats⸗ 
und Privatforſtverwaltungen ſtatt. Die Wald⸗ 
wühltrommel beſteht aus einer eiſernen Walze, 
in die hakenförmig gebogene eiſerne Zacken ein⸗ 
gelaſſen ſind. Zum Transport iſt ſie auf zwei 
Räder zu ſetzen und zeichnet ſich durch große 
Beweglichkeit ſowohl im Transportzuſtand (auf 
Rädern) als auch im Arbeitszuſtand (bei ab⸗ 
genommenen Rädern) aus. Sie wird von zwei 
Pferden gezogen, lockert und vermiſcht auf 70 em 
Breite den Humus mit den darunterliegenden 
Erdſchichten und zerreißt die Moos⸗ und Gras⸗ 
narbe. Auch für ſchwierige Geländeverhältniſſe 
im Gebirge iſt ſie zu empfehlen. Zuerſt wurde 
die Waldwühltrommel in Verjüngungsſchlägen 
der Buche vorgeführt. Die Bodenverwundung, 
insbeſondere die Bodenmiſchung zur Aufnahme 
ſowohl der Bucheln als auch der Samen ſonſtiger 
Laubhölzer iſt überaus gründlich. Im weiteren 
Verlauf des Waldgangs wurden die Erfolge der 
Waldwühltrommel in einer Reihe hervorragend 
gelungener Laubholzverjüngungen gezeigt. Des⸗ 
gleichen iſt fie bei Fichtenverjüngungen, wie im 
weiteren nachgewieſen wurde, zur Vorbereitung 
der Saatſtreifen zu verwenden. Die Boden- 
verwundung durch die Waldwühltrommel erſetzt 
völlig die Bodenbearbeitung durch Hackſtreifen bei 
Nadelholzſaaten. Auch bei Bodenbearbeitung der 
Balken zwiſchen den Saat⸗ und Pflanzreihen findet 
ſie zweckmäßig Anwendung. Jüngere und ältere 
Saatkulturen (bis 15jährige) von Fichten auf mit 
der Waldwühltrommel bearbeiteten Streifen legen 
das beſte Zeugnis für deren Tauglichkeit ab. 
Nähere Auskunft gibt Forſtmeiſter Bühring, 
Ilfeld, Harz. 
Forſtmeiſter Kolb, Roßla a. Harz. 
CH 


Waldbrände. 


Regierungsbezirk Münſter. In Kirchhellen 
wurden in der Zeit vom 28. Mai bis 4. Juni 
300 ha 10 bis 30 jähriger 5 durch 
Waldbrand vernichtet. Das Feuer entſtand nach⸗ 
mittags gegen 2 bis 3 Uhr beim Verbrennen 
von Abraumholz durch Funkenflug. Durch ſtarken 
Nordoſtwind nahm der Brand äußerſt ſchnell an 
Umfang zu. Erſt ſpät abends konnte das Feuer 
etwas 1 werden, nahm aber tags darauf 
wieder an Heftigkeit zu. Der Schaden beträgt 
etwa 450000 & und iſt nur teilweiſe durch Ver⸗ 
ſicherung gedeckt. 


7 
Brief⸗ und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Geſchaftsſtelle üdernehmen für Auskünfte 
leinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Berückſichtigung. Jeder Anfrage up Abonne⸗ 
ments-⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
veren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, fo wird Vergütung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 50. Berechnung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters der Gemeinde⸗Oberförſter und Feſt⸗ 
ſetzung des Dienſtaufwandes für dieſe. 1. Ich 
bin im November 1919 als Gemeinde⸗Oberförſter 
angeſtellt worden. Der Verband beſchloß, das 
Gehalt und Beſoldungsdienſtalter nach den 
Beſtimmungen für die Staatsoberförſter zu regeln. 


Soviel mir bekannt, beginnt bei dieſen die An⸗ 
rechnung auf das Beſoldungsdienſtalter fünf 
Jahre nach dem Aſſeſſorexamen. Da ich 1910 mein 
Staatsexamen abgelegt habe, müßte dement⸗ 
ſprechend mein Dienſtalter von 1915 an rechnen, 
während nach einer hier eingegangenen Regierungs- 
Präſidenten⸗Verfügung nur eine Anrechnung von 
1919, dem Tage meiner Anſtellung an, in Frage 
kommt. Ich bitte um Aufklärung und Angabe 
der entſprechenden Beſtimmung. 2. Da hier 
keine Dienſtwohnung vorhanden iſt, mietete ich 
einen Büroraum und legte die Koſten für Miete 
und Beheizung vor. Bei meiner jetzigen Ab⸗ 
rechnung hat die Regierung mir den Dienſtauf⸗ 
wand (1500 ) auf die genannten Auslagen in 
Anrechnung gebracht. Ich halte dies nicht für 
zuläſſig, da meines Erachtens der Verband mir 
Schreibſtube und Beheizung ſtellen muß. Welche 
Beſtimmungen gibt es hierüber? 
B., Gemeinde⸗Oberförſter. 

Antwort: Zu 1. Das Gehalt der ſtaatlichen 
Oberförſter muß unter allen Umſtänden nach den 
jeweilig für die ſtaatlichen Oberförſter geltenden 
Beſtimmungen gewährt werden. Hinſichtlich des 
Beſoldungsdienſtalters heißt es, daß als Warte⸗ 
zeit nicht zuzurechnen iſt: die Zeit, während der 
Forſtaſſeſſor aus dem Staatsdienſt förmlich aus⸗ 
geſchieden war. Das trifft auf Sie zu, weil Sie 
mit Ablegung des Staatsexamens als Anwärter 
der Kommunal⸗Forſtverwaltungs⸗Laufbahn aus dem 
Staatsdienſte ausgeſchieden ſind. Sie hätten ſich 
die Anrechnung beſtimmter Jahre vorbehalten 
müſſen, die allem Anſchein nach auch bei der An⸗ 
ſtellung 1919 nicht ſtattgefunden hat. Unter dieſen 
Umſtänden wird die Feſtſetzung durch den Re⸗ 
gierungspräſidenten vom Tage der Anſtellung 
nicht anfechtbar ſein. — Zu 2. Sie ſind ſeinerzeit 
nur im Gehalt, nicht aber im Dienſteinkommen den 
ſtaatlichen Oberförſtern gleichgeſtellt. Beſtimmungen 
über den Dienſtaufwand gibt es nicht. Entſcheidend 
iſt lediglich, ob Sie aus dem Dienſtaufwande die 
Koſten für Büro und Heizung beſtreiten mußten, 
was von hier aus nicht zu beurteilen iſt, denn 
darüber entſcheiden die Anſtellungsbedingungen. 
Wir fürchten, daß der Standpunkt des Regierungs⸗ 
präſidenten rechtlich nicht anfechtbar iſt. 

Anfrage Nr. 51. Erſatzforderung für be⸗ 
ſchädigten Hund. Bei einem Waldbegange, 
auf dem mich mein Hund begleitete, wurde dieſem 
durch ein Pferd der Knochen eines Hinterlaufes 
durchſchlagen, ſo daß er nach der Heilung lahm 
eblieben iſt. Das Pferd gehörte einem Holz⸗ 
fuhren n der dies unangebunden auf dem Wege 
ſtehen ließ, während er den Wagen belud. Der 
Pferdebeſitzer iſt gegen Haftpflicht verſichert. 
Die Geſellſchaft weigert ſich aber, Schadenerſatz 
zu leiſten. Kann ich ſolchen beanſpruchen und hätte 
eine Klage Ausſicht auf Erfolg? 

Forſtgehilfe F. in H. 

Antwort: Nach § 833 B. G. B. tritt die Erſatz⸗ 
pflicht nicht ein, wenn der Schaden durch ein Haus⸗ 
tier verurſacht worden iſt, das dem Berufe, der 
Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tier⸗ 
halters zu dienen beſtimmt iſt, und entweder der 
Tierhalter bei der Beaufſichtigung des Tieres die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder 
der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt 
entſtanden ſein würde. Auf dieſe Geſetzesſtelle 
wird ſich die Haftpflichtverſicherung ſtützen und die 
Abweiſung der Entſchädigungspflicht gründen. 
Wir glauben auch kaum, daß Sie den Fuhrwerks⸗ 
beſitzer ſchadenerſatzpflichtig machen können. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Bur geſetzung gelangende Forſtdienfiſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Forſtrentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe Lichtenau i. W. 
iſt zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 
25. Juni einzureichen. 

Forſtrentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe in Marien⸗ 
werder iſt zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 
25 Juni einzureichen. 

Im Regierungsbezirk Allenſtein ſind nach⸗ 
ſtehende Förſterſtellen zum 1. Juli zu beſetzen: 
Collogienen, Oberf. Kruttinnen (Unterförſterſtelle). 

Zur Stelle gehören: Dienſtwohnung, 5 ha Acker, 
5 ha Wieſen und Weiden. Schule in Altutta, 
5,5 Km. Bahnort: Collogienen, 3,8 km. 

Jegliak, Oberf. Kullik. Zur Stelle gehören Dienſt⸗ 
wohnung. 5,3 ha Acker, 9,4 ha Wieſen und Weiden. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 300 A. Schule in 
Grünheide, 2 km. Bahnort: Johannisburg, 15 km. 

Ferner find ſofort zu beſetzen: 

Eichhorſt, Oberf. Rudſchanny. Zur Stelle gehören: 
Dienſtwohnung, Acker und Wieſen bisher Höchſtmaß. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 350 4. Schule in 
Kreuzofen, 3 km. Bahnort: Rudzanny, 7 km. 

Kaletka, Oberf. Ramuck. Zur Steile gehören: Dienſt⸗ 

wohnung, Acker und Wieſen bisher Höchſtmaß. 
Dienſtaufwandsentſchädigung, 400 A. Schule in 
Alt⸗Kaletka, 2 km. Bahnort: Alt⸗Mertinsdorf, 16 km. 

Przykopp, Oberf. Ramuck. Zur Stelle gehören: 
Dienſtwohnung, Acker und Wieſen bisher Höchſt⸗ 
maß. Dienſtaufwandsentſchädigung 250 K. Schule 
in F 1,5 km, Bahnort: Mertinsdorf, 
13 


Um die bereits in Nr. 22 S. 417 und Nr. 24 

S. 456 zur Bewerbung ausgeſchriebenen Förſterſtellen 

Polommen, Oberf. Lyck, Rikoritz, Oberf. Ramuck, 

Habichtsberg, Oberf. Kaltenborn, ferner um die oben 

ausgeſchriebenen Förſterſtellen Jegliak, Kaletka, 

Przykopp und Eichhorſt dürfen ſich auch Forſt⸗ 

ſchreiber ſowie die überzähligen Förſter des Bezirks 

Allenſtein bis zum Forſwerſorgungsjahrgang 1906 ein⸗ 

ſchließlich und die der Regierungsbezirke Königsberg und 

Gumbinnen, ſoweit ſie in dieſen beiden Bezirken den 

Forſtverſorgungsſchein 1304 und früher erhalten haben, 

bewerben. — Bewerbungsfriſt: 24. Juni. 

Im Regierungsbezirk Stettin find zum 1. Ok⸗ 
tober folgende Förſterſtellen zu beſetzen: 

Camminke, Oberf. Friedrichsthal. Zur Stelle ge⸗ 
hören: 3,020 ha Acker, 0,457 ha Galten, 3,173 ha 
Weiden, 6,153 ba Wieſen. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 50 4. Schule in Camminke und 
Swinemünde, letztere 3 km. 

Fliedertruch, Oberf. Podejuch. Zur Stelle gehören: 
6,119 ha Acker, 0,502 ha Garten, 3,115 ha Weiden, 
3,203 ha Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung 
200 &. Poſt⸗ und Schulort Binow. 

Kolow, Oberf. Mühlenbeck. Zur Stelle gehören: 
zirka 7 ba Acker, 0,249 ha Garten, 4,729 ba 
Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung 300 4. 
Poſtort Binow, Schulort Kolow. 


Königshöhe, Oberf. Warnow. Zur Stelle gehören: 


0,455 ha Garten. Dienſtaufwandsentſchädigung 
200 K. Sie liegt in unmittelbarer Nähe des 
Badeorts Misdroy und iſt Schulſtelle, auch höhere 
Schule. Poſtort Misdroy. 

Torgelow, Oberf. Torgelow. Zur Stelle gehören: 
5,362 ha Acker, 0,302 ba Garten, 2,731 ha Weiden, 
7,124 ha Wieſen (vorbehaltlich der Neuregelung 
auf 12 ha). Dienſtaufwandsentſchädigung 50 &. 
Kirch-, Schule, Arzt am Ort. Schulzug nach 
Paſewalk. Geräumiges, altes Wohnhaus. 
Bewerbungsfriit für ſämtliche Stellen: 10. Juli. 

Börſterſtelle Bergelan, Obert, Lindenberg (Schneide⸗ 
mühl), iſt vorausſichtlich zum 1. Oktober, eventuell 
auch früher, neu zu beſetzen. Nächſte Eiſenbahn⸗ 
ſtation Woltersdorf, 4 km, nächſte Stadt Schlochau, 
7 km. Neues Gehöft. Wirtſchaftsland: zirka 
8 ha Acker, zirka 2 ha Wieſe. Evangeliſche und 
kathollſche Schule und Kirche in Pollnitz, 5 km. 
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Die nſtaufwandsentſchädigung 2004. Bewerbungen 
auch von überplanmäßigen Förſtern ſind bis zum 
15. Juli einzureichen. 

Förſterſtelle Elend, Obf. Elend (Hildesheim), iſt zum 
1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 4,915 ha 
Wirtſchaftsland. Dienſtaufwandsentſchädigung 
400 4. Zugelaſſene Bewerber: Jahrgänge bis Forſt⸗ 
verſorgunasſchein 1903 einſchließlich. Bewerbungs⸗ 
friſt: 15. Juli. 

FJörſterſtelle Liebenburg, Obert, Liebenburg (Hildes⸗ 
heim), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören 6.205 ha Wirtſchaftsland. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 250 4. Zugelaſſene Bewerber: 
Jahrgänge bis Forſtverſorgungsſchein 1903 ein⸗ 
ſchließlich. Bewerbungsfriſt: 15. Juli. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Städt. Oberförſterſtelle Heiligenſtadt (Eichsfeld) iſt 
zum 1. Juli zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis 
zum 25. Juni an den Magiſtrat Heiligenſtadt 
(Eichsfeld) zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 

Stadtförſterſtelle Bad Salzuflen iſt ſofort zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind bis Ende Juni an den Magiſtrat 
von Bad Salzuflen einzureichen. Näheres ſiehe 
Anzeige. 

Städt. Förſterſtelle Alter Wald der Stadt Naumburg, 
Bez. Caſſel, iſt zum 1. Oktober neu zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind bis zum 20. Juli an den 
Magiſtrat Naumburg (Bez. Caſſel) zu richten. 
Näheres ſiehe Anzeige. 

Waldwärterſtelle Berg, Obert, Ahrweiler, iſt zu De, 
ſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 15. Auguſt 
an den Bürgermeiſter in Altenahr einzuſenden. 

Gemeindewaldwärterſtelle II, Klaſſe Kohlſcheid iſt 
neu zu beſetzen. Bewerbungen ſind innerhalb 
acht Wochen an den Bürgermeiſter in Kohlſcheid 
b. Aachen zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonal nachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Frenzel, Hegemeiſter in Neuſtadt, Oberf. Neuſtadt, iſt vom 

1. Juli an die Föriterer Frankenhain, Oberf Jesberg 
(Caſſel), übertragen. 

Sauck, Förſter in Reichwald, Oberf. Nimkau, iſt vom 
1. Juli an nach Regnitz, Oberf. Nimkau (Breslau), 
verſetzt. 

Hauſtus, Förſter und Forſtſchreiber in Freyburg, Oberf. 
Freyburg, iſt vom Provinziallandesſchulkollegium in 
Magdeburg vom 1. Juni an die Yorfterfielle Koſen, 
Obert, Pfſorta (Merſeburg), übertragen. 

Jung, Hegemeiſter in Oberſterck (Lothr.), iſt am 1. April 
als Staatsförſter übernommen und ihm die Forſterſtelle 
Siebertshauſen in Weideuhauſen b. Gladenbach (Wies⸗ 
baden) übertragen. 

Knigge, Förſter o. R. und Forſtſchreiber in Annaburg, 
iſt vom 1. Juni an die planmäßige Forſtſchreiberſtelle 

reyburg, Oberf. Freyburg (Merſeburg), übertragen. 

Kutſchelis, Förſter o. R., bisher Verwalter der Forſtkaſſe 
Kaukehmen (Gumbinnen), iſt zum Forſtrentmeiſter 
ernannt und ihm die Forſtrentmeiſterſtelle ber dieſer 
Forſtkaſſe vom 1. April an endgültig übertragen. 

Kichel, Förſter in Roponatſchen, Oberf. Warnen, iſt vom 
1. Juli an auf die Förſterſtelle Schwalg, Oberf. Rothe⸗ 
bude (Gumbinnen), verſetzt. 

Rothe, Foͤrſter in Jegliak, Oberf. Kullik, tft vom 1. Juli 
an 8 Warnold, Oberf. Guszianka (Allenſtein), 
verſetzt. 

Aüthnick, Förſter in Jorſth. Kaiſerteich, Oberf. Hombreſſen, 
it nach Ernennung zum Nevierförſter am 1. April die 
Revierförſterſtelle Kreuzgrund, Oberf. Marıoß (Caſſel), 
übertragen. 

Tkuſti, "porter in Collogienen, Ebert, Cruttinnen, tft vom 
1. Juli an nach Dziadtken, Oberf. Turoſcheln (Glen: 
ſt et u), verſetzt. Si 

BSöfland, Forſtgehilfe in Woffleben, Oberf. Königsthal, ifl 
vom 1. Mai an nach Luderode, Oberf. Känigsthal 
(Erfurt), verſetzt. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Rongartz, Forſtverſorgungs berechtigter, Gemeindeförſter in 
Metzeral⸗Mittlach (Ob.⸗Elſaß), tft am 1. Mai als Ge 
meindeförjter übernommen und ihm die Förſterei Faid b. 
Tochem a. d. Moſel übertragen. 


Mecklenburg ⸗Schwerin. 


Dien, Stationszäger, wird am 1. Juli von Gaedebehn b. 
Crivitz nach Kirch⸗Rofin b. Güſtrow verſetzt. 
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Vereinszeitung. 


Mitteilungen forſtlicher Vereine. 
Schleſiſcher Forſtverein. 


75. Hauptverſammlung am 9., 10. und 
11. Auguſt 1921 in Muskau O. L. 


Zur Teilnahme werden alle Mitglieder des 
Bereins, Vertreter anderer Forſtvereine ſowie 
von Mitgliedern eingeführte Gäſte ergebenſt ein⸗ 
geladen. 

Die Anmeldungen zur Teilnahme an der 
Verſammlung ſind bis zum 20. Juli 1921 an 
das Gräflich Arminſche Forſtamt in Muskau O.⸗L. 
zu richten. Bei ſpäter als am 20. Juli ein⸗ 
gehender Anmeldung kann auf Bereititellung 
emes Unterkommens nicht gerechnet werden. 

Zeiteinteilung. 

Dienstag, den 9. Auguſt 1921: Ausgabe 
der Wohnungskarten, Druckſachen uſw. bis um 
5 Uhr nachmittags im Kurhaus und von 
5 Uhr nachmittags an auf dem Bahnhof in 
Muskau. Von 8½ Uhr an geſelliges Zu⸗ 
ſammenſein im Kurhaus. 

Mittwoch, den 10. Auguſt 1921: Vereins⸗ 
ſitzung von 8 Uhr vormittags an im Saale 
des Gaſthauſes „Grüner Baum“ mit Frühſtücks⸗ 
pauſe gegen 11%, Uhr. Um 5% Uhr nach⸗ 
mittags gemeinſchaftliches Mittageſſen im Kur⸗ 
haus, anschließend Konzert. 

Donnerstag, den 11. Auguſt 1921: 8 Uhr 
vormittags Verſammlung am Neißedamm — 
Badeeingang — zur gemeinſamen Fahrt durch 
die Forſten der Standesherrſchaft Muskau O.⸗L. 

eee 


Geſchäftliche Mitteilungen. 
Satzungsänderungen. . 
Vorſtandswahlen. 
Rechnungslegung. 


n 


Vorträge: 

1. Die Kiefer im Vereinsgebiet mit beſonderer 
Berückſichtigung der neuzeitlichen Waldbau⸗ 
bewegungen. Berichterſtatter: Forſtrat Hertz⸗ 
Breslau. Mitberichterſtatter: Forſtmeiſter 
Bruhm-Muskau. 

Wegen Erkrankung des Herrn Oberförſters 
Schaller bleibt das jagdliche Thema noch 
vorbehalten. 

Neues aus der forſtlichen Theorie und Praxis. 


Lea 


CA 


Berichterſtatter: Forſtmeiſter Schulz: Pol- 
persdorf. 

4. Mitteilungen aus dem Gebiete des Forſt⸗ 
und Jagdſchutzes. Berichterſtatter: ber⸗ 


förſter Hanff⸗ Breslau. 
Breslau, den 1. Juni 1921. 
Der Präſident des Schleſiſchen Forſtvereins. 
J. V.: Herrmann, 
Geh. Regierungs- und Forſtrat. 
CH 
Sächſiſcher Forſtverein. 

Die 59. Verſammlung findet am 21. bis 
23. Juni in Dippoldiswalde ſtatt. Anmeldungen 
zur Teilnahme ſind bis 10. Juni an Herrn 
Oberförſter Wolf, Schmiedeberg (Bezirk Dresden), 
zu richten. 

Verhandlungsgegenſtände: 
1. Die Beziehungen des Deutſchen Forſtvereins 
zu den Landesvereinen und die Aufgaben des 


Sächſiſchen Forſtvereins (Referent: Forſtmeiſter 
Graſer, Zöblitz). 

2. Maßregeln der Bodenpflege unter Berück⸗ 
ſichtigung der Einwirkungen des Krieges 
(Referenten: Oberforſtmeiſter Krumbiegel. 
a und Forſtmeiſter Leuthold, Moritz⸗ 

urg). 

3. Ausbildung und Fortbildung der Privatforſt⸗ 
beamten in Sachſen (Referenten: Oberforſtmeiſter 
Feucht, Schandau, und Oberförſter Dreßler, 
Weinböhla). 

4. Forſtliche Mitteilungen. 

e 
Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 


Vorbericht über die erſte Hauptverſammlung 

der Preußiſchen Staatsförſtervereinigung. 

Die erſte Hauptverſammlung der am 25. Mai 
in Stolp gegründeten Staatsförſtervereinigung 
wurde am 10. Juni in Berlin durch den Vor⸗ 
ſitzenden, Hegemeiſter Neumann, Bärenberg, mit 
einer Anſprache über die Zwecke und Ziele des 
la und über die augenblickliche 

age der Förſterbewegung eröffnet, deren Wieder⸗ 

gabe vorbehalten bleibt. In der anſchließenden 
Beſprechung über die Vereinsarbeit fanden die 
vom Vorſitzenden entwickelten Grundlinien all⸗ 
f eitige Zuſtimmung. 

Inzwiſchen war Herr Landtagsabgeordneter 
Held erſchienen, der von der Verſammlung, wie 
er ausführte, lediglich durch die Veröffentlichung 
in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ Kenntnis er⸗ 
halten hatte und aus eigenem Intereſſe Cas 
gekommen war. Er wurde von ſämtlichen An⸗ 
weſenden freudigſt begrüßt. In ſeinen weiteren 
. insbeſondere bei der Beſprechung 
der Dienſtlandsregulierung, zeigte er ein weit⸗ 
gehendes Verſtändnis für die Verhältniſſe des 
Förſterſtandes, in die er auf Grund langjähriger 
Tätigkeit als Mitglied einer ſtädtiſchen Forſt⸗ 
deputation tieferen Einblick gewonnen hat. Der 
lebhafte Beifall, der Herrn Abgeordneten Held 
zuteil geworden iſt, zeigte, daß ſeine Darlegungen 
bei der Verſammlung dankbare Aufnahme ge⸗ 
funden haben. 

Bei Beſprechung der Dienſtlandregulierung 
wurde beſchloſſen, daß die Ländereien in ſolchem Um⸗ 
fange zu bemeſſen ſeien, daß deren Rentabilität unter 
allen Umſtänden geſichert bleibt; dies könne nur 
bei einer Mindeſtgröße von 15 ha der Fall ſein. 
Unter allen Umſtänden iſt aber die bisherige 
Größe bei allen Beamten zu belaſſen, die in ab⸗ 
ſehbarer Zeit zum Übertritt in den Ruheſtand 
gezwungen ſind, denn dieſen kann billigerweiſe 
nicht zugemutet werden, für den Reſt der Dienſt⸗ 
zeit, unter Aufwendung großer Koſten, die ganze 
Wirtſchaft umzuſtellen. Da die Förſterwirtſchaften 
den landwirtſchaſtlichen Kleinbetrieben meiſt als 
Muſter dienen, ſo iſt es ſchwer zu verſtehen, das 
Wirtſchaftsland auf ſolchen Umfang zu bemeſſen, 
daß ein rationeller Betrieb vollſtändig aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Einer beſonderen Nachprüfung 
bedarf auch der Umſtand, daß das Wirtſchafts⸗ 
land der ſogenannten bebauten Anwärterſtellen 
auf einen ſo geringen Höchſtbetrag bemeſſen 
werden ſoll, der eine ſachgemäße Bewirtſchaftung 
vollſtändig ausſchließt. Bei der Erledigung aller 
dieſer Fragen kommt ſchließlich auch noch in 
Betracht, daß der Forſtbeamte die Arbeiter nach 
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den Sätzen der Waldarbeiter zu entlohnen hat, 
die im allgemeinen 30 % höher als die der Land⸗ 
arbeiter ſind. Über die Stellungnahme der Ver⸗ 
trauensmänner, die der Förſtergewerkſchaft ange⸗ 
hören, gegen außerhalb der Gewerkſchaft Stehende 
kamen verſchiedene Beſchwerden zum Vortrage, 
die erkennen laſſen, daß es notwendig iſt, an 
zuſtändigen Stellen vorſtellig zu werden. 

Der in Stolp gewählte Vorſtand wurde be⸗ 
ſtätigt und durch Zuwahl des Hegemeiſters 
Simon und des Hilfsförſters Kaſſube 
verſtärkt. Um die Einrichtung der Gründung 
der Vereinigung zu feſtigen, wurde unter 
den Teilnehmern eine freiwillige Sammlung 
veranſtaltet, deren Zeichnung den Betrag von 
2650 Mark ergab, der ſich durch Zuwendungen 
der vielen nicht anweſenden Mitglieder um 
das Mehrfache erhöhen wird. Durch dieſe 
Opferfreudigkeit iſt die geldliche Grundlage der 
Preußiſchen Staatsförſtervereinigung geſichert. 
Zur Vorbereitung der Satzungen wurden gewählt 
die Hegemeiſter Blaue, Burchardt und Simon. 
Der anweſende Vorſitzende des Vereins Preußiſcher 
Staatsrevierförſter, Revierförſter Hennig, erklärte 
auf Anfrage, daß beſchloſſen worden ſei, mit der 
Staatsförſtervereinigung eine Arbeitsgemeinſchaft 
zu bilden. Auch ſoll eine ſolche in nächſter Zeit 
mit dem Oberförſterverein angebahnt werden. 
Als Vereinsblatt wurde die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ in Neudamm beſtimmt, der Zwangs⸗ 
bezug aber ausgeſchloſſen. 

Nach Beſprechung der Anwärterverhältniſſe 
wurde folgender Entſchließung zugeſtimmt: 

„Die Beſoldung der Förſteranwärter ent⸗ 
ſpricht nicht den Bedürfniſſen der heutigen 
Zeit. Es iſt eine Forderung der Gerechtigkeit, 
die Anwärter des Staatsförſterſtandes auch 
unter Beruückſichtigung der voll anzuerkennenden 
Notlage des Staates in ihrem Einkommen ebenſo 
zu ſtellen wie die Anwärter gleichwertiger Berufe. 
Wir halten dieſe Frage für eine der wichtigſten 
unſeres Standes und wollen unſere ganzen Kräfte 
für die Erreichung dieſes Zieles einſetzen.“ 
Ein Vortrag über die ſchriftlichen Arbeiten 

Hei dem beſtehenden Verlohnungsverfahren gab 
ein Bild von den Schwierigkeiten, die hierbei zu 
erledigen ſind. Deren Erleichterung wird durch 
folgende Entſchließung angeſtrebt: 

„Die Preußiſche Staatsförſtervereinigung 
hält die jetzige Art der Verlohnung für ſo 
ſchwierig und umfangreich, daß ſelbſt firme 
Rechner tagelang tätig ſein müſſen, um eine 
größere Verlohnung fertigzuſtellen. Sie bittet 
dringend um Vereinfachung der jetzigen Ver⸗ 
lohnungsart, namentlich auch bei Abſchluß 
neuer Tarifverträge.“ 

Endlich wurde "SE auch die im 
Ruheſtande lebenden Angehörigen des Förſter⸗ 
ſtandes in die Vereinigung heruͤberzuziehen, um 
dieſen Gelegenheit zu geben, das Zuſammen⸗ 
gehörig keitsgefuͤhl weiter zu pflegen und dabei 
eine Stelle zu finden, wo auch die Verfolgung 
ihrer wirtſchaftlichen Intereſſen auf vaterländiſcher 
Grundlage möglich iſt. 

Die Tagung, die harmoniſch und würdig 
verlief, wurde getragen von einem Geiſte des 
gegenſeitigen Verſtehens und der Rückſichtnahme 
auf das Wohl des Volksganzen, ſowie von der 
freudigen Hoffnung, dem preußiſchen Staatsförſter⸗ 
ſtande eine Stätte der Sammlung und Sicherheit 
gedeihlichſter Entwickelung bereitet zu haben. 

Berlin, den 10. Juni 1921. 

Hegemeiſter Simon, Protokollführer. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 
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Zur Nichtigſtellung einiger Unwahrheiten. 
In Nr. 23 des „Deutſchen Förſters“ findet 
ſich im Leitartikel „Bericht über die Delegierten⸗ 
tagung“ folgender Paſſus: 

„Große Überraſchung und allſeitigen Un⸗ 
willen löſte die von zuberläffiger Seite aus 
der Verſammlung gemachte Mitteilung aus, 
daß der im November 1920 beabſichtigt 
geweſene Aufruf zur Gründung eines neuen 
Förſtervereins im Einvernehmen mit Herren 
von der preußiſchen Zentralforſtverwaltung 

n worden ſei.“ 

Als Verfaſſer des damaligen Aufrufs, der 
ja, wie bekannt, ed Bitten des Vereinsvorſtandes 
zurückgehalten worden iſt, habe ich zu bemerken 
daß dieſe Mitteilung von „zuverläſſiger“ 
Seite der Wahrheit direkt ins Gel td 
ſchlägt, da mich weder e 
noch Neudamm bewogen oder im geringſten be 
einflußt hat, an die Standesgenoſſen mit einen 
Aufruf heranzutreten. Zur Aufpeitſchung der 
Leidenſchaften in öffentlicher Verſammlung macht 
ſich eine ſolche Mitteilung von „zuverläſſiger 
Seite“ zwar ſehr nett, aber Unwahrheiten haben 
bekanntlich kurze Beine, und die „zuverläſſige“ 
Seite wird, wenn ſie erſt genau erkannt iſt, 
aufgefordert werden, den Beweis der Wahrheit 
anzutreten. 

In Nr. 21 ſchreibt Herr Meyer vom Außen⸗ 
ſeiterverein, „den man vielleicht nach bewährtem 
Muſter mit einer einmaligen außerordentlichen 
Unterſtützung von Neudamm aus auf die Läufe 
helfen könnte“. Herr Meyer iſt fo vorſichtig 

eweſen, das Wort „vielleicht“ einzuſchieben, er 
hätte auch ſonſt dem Strafrichter zu ſeinen Ver⸗ 
leumdungen die nötigen Unterlagen liefern müſſen. 
Es bleibt aber beſtehen, daß der Verfaſſer durch 
dieſe Zeilen die Ehre anders denkender Kollegen 
dadurch zu vernichten gedachte, daß er ſie als be⸗ 
zahlte Subjekte der Leſerſchaft des „Deutſchen 
Förſters“ denunzierte, obwohl, wie das Wort 
„vielleicht“ beſagt, ihm für ſeine Beſchuldigungen 
die Unterlagen fehlten. Das iſt eine Kampfes⸗ 
weiſe, die wohl dem Naturell des Herrn Meyer 
liegen mag, ſonſt aber von allen anſtändigen 
und vornehmen Menſchen als Buſchkleppertaktik 
bezeichnet werden muß, die unter Benutzung des 
alten lateiniſchen Spruchs „Calumniare audacter 
semper aliquid haeret“ auch heute noch ſeine 
beabſichtigte Wirkung auszuüben imſtande iſt. 
Daß auch dieſe hypothetiſch geſtellte Behauptung 
unwahr iſt, wir vielmehr frei und unabhängig 
nach allen Seiten, auch Neudamm gegenüber, 
daſtehen, iſt Tatſache. 

Allen Standesgenoſſen, auch im gegneriſchen 
Lager, rufe ich hierbei zu: Stellt Männer 
an Eure Spitze, die ſich in der Offent⸗ 
lichkeit ihrer Worte bewußt ſind und nicht 
mit Waffen kämpfen, die der Entente⸗ 
kampfesweiſe nachgebildet ſind! 

Neumann. 
e 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
*Deutſchlands. E. V. 
Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
5 Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: 
DE Amt Eberswalde Rr. 546. 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Frankowski, Adalbert, Hilfsförſter. Jagdhaus Brand. Poſt Frei⸗ 
waldau, Kreis Sagan 


Nr. 25 Bd. 36 (1921) 
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Adolph, Richard, Förſter a. D, Würgsdorf, Kr. Bolkenhain. Schl. 
Lüpke, Bernhard, Hilfsförſter, Eberswalde, Eiſenbahnſtraße 55. 
Horlitz, Richard. Hilfsförſter, Zöbelwitz bei Beuthen a. Oder. 
Kuß, Willy, Hilfsförſter, Breechen bei Jarmen, Pommern. 
Schwermer, Aurel, Hilfsförſter, Stülpe, Kreis Jüterbog. 
Höhne, G. W Hilfsförſter, Fh. Samberg, Poſt Triebſch i. Böhmen. 
Mittrach, Walter, Hilfsförſter, Neſchwitz i. Sa. 

Bummert, Ernſt, Hilfsförſter, Hackenhauſen bei Brück. 
Bärenſprung, Wilhelm, Hilfsförſter, Eberswalde, Eiſenbahnſtr. 55. 
Bufpa, Herbert, Hilfsförſter, Weißwaſſer O.⸗L., Neuteich 68. 
Göbel, Georg. Hılfsförfter, Oberförſterei Wilmsdorf, Poſt Creuz⸗ 


burg, Oſtpr. 
Schulze, Ernſt, Hilfsförſter, Rittergut Steinhövel, Mark. 
en 1 Schloß Frohburg bei Leipzig, Frei⸗ 
taat Sachſen. 
Wieſeler, Gerhard, Hilfsförſter, Schloß Mallmitz, Kr. Se 
0 


Geier, Richard, Hilfsförſter, Forſthaus Haraſchowska, 
Colonowska, O.⸗S. 

Hach, Georg, Hilfsförſter, Liebichau, Poſt Nieder⸗Salzbaum, 
Bez. Breslau. N 
Irgang. Hermann, Hilfsförſter, Forſthaus Zedlitz, Kreis Steinau, 

Bez. Breslau. 
Hennig, Erich, Hilfsförſter, Forſth. Niederheide, Poſt Ober⸗Coſel, 
Kreis Rothburg. a 
Herrmann, Oswald, Hilfsförſter, Jagdſchloß Tromnitz, Poſt 


Kobier, Kreis Pleß. . 
Völkel, Herbert, Hilfsförſter, Krutſch bei Czarnikau. Bez. Poſen. 


Ausflug in das Eberswalder Revier. 

Es iſt aus Vereinskreiſen angeregt worden, 
anläßlich der Tagung in Kolberg auf der Rückreiſe 
einen Ausflug in das Eberswalder Revier zu 
machen. Auf Anfrage hat Herr Forſtmeiſter 
Wiebecke, Dozent an der forſtlichen Hochſchule 
Eberswalde, ſich in liebenswürdigſter Form bereit 
erklärt, die Führung zu übernehmen und die 
dortige Dauerwaldwirtſchaft in verſchiedenen Bildern 
mit Erläuterungen vorzuzeigen. 

Herr ne Wiebecke erachtet aber einen 
kurzen Ausflug für zu wenig inſtruktiv und 
ſchlägt ein Nachtquartier vor. Eberswalde hat 
zahlreiche dann disponible Studentenwohnungen. 
Meldungen für die Teilnahme an dem Ausfluge 
bitte ich bis 20. Juli beſtimmt an Herrn 
Forſtmeiſter Linke, Haltern in Weſtfalen, 
gelangen zu laſſen. Da der Ausflug in das 
Dauerwaldgebiet mit Wagen gemacht wird, können 
Meldungen in letzter Stunde nicht auf Beachtung 


Schmidt, Hemrich, Hilfsförſter, Wächtersbach i. Heſſen, Bahnhof rech 


traße 158. 

Schiefer, Theo, Hilfsförſter, Forſtabterlung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer für die Rheinprovinz, Bonn, Endenicher Allee 60. 

Zimmermann, Theodor, Hilfsförſter, Forſtabt. d. Land wirtſchafts⸗ 
kammer für die Rheinprovinz, Bonn, Endenicher Allee 60 

Ferber, Heinrich, Hilfsförſter, Forſtabterlung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer für die Rheinprovinz, Bonn, Endenicher Allee 60. 

Funk, Max, Hilfsförſter, Münſter i. Weſtf., Landwirtſchaftskammer. 

Afflerbach, Heinrich, Hilfsförſter, Beddelhauſen, Poſt Schwarzenau, 
Kreis Wittgenſteim i. Weſtfalen. 

Ehrhardt, Walter, Hilfsförſter, Forſth. Natenhöhe bei Pollhagen, 
Schaumburg ⸗Lippe. ` SE 

EE Hilfsförſter, Eiſenſchnitt, Eifel, Kreis Wittlich, 

ez. Trier. 

Färber, Joſef, W Gut Stiepel, Poſt Hachen, Kreis 

Arnsberg, Weſtfalen. 

Scholz, Walter, Hilfsförſter, Breslau X, Ottoſtraße 2. 

Adler, Ewald, Hilfsförſter, Neiſſe O.⸗Schl., Zollſtraße 14. 

Kanther, Georg, Hilfsförſter, Alt⸗Gandau b. Schmolz, Bez Breslau 

Seivert, Fritz, Hilfsförſter, Mallmitz. Kreis Sprottau. 

Beitzel, Kurt, Hilfsförſter, Groß⸗Mockratz, Inſel Wollin. 

klieſch, Oskar, Hilfsförſter, Szmata, Kreis Adelnau, Poſen 

Filuſch, Georg. Hilfsförſter, Geyersdorf, Kreis Frauſtadt, Schl 

Böddrich, Walter, Hilfsförſter, Neukölln, Mark, Pfluger Str. 78. 

Kloß, Hans, Hilfsförſter, Tarnowitz O⸗Schl, Induſtrieſtraße 11. 

Hasler, Kurt, Hilfsförſter, Gramzow bei Fiſcherwall, Mecklbg. 

Landmann, Herbert, Hilfsförſter, Schlawe i. Pommern 

Matern, Alfred, Hilfsförſter, Adl.⸗Perwiſſau bei Neuendorf, 
Kreis Königsberg, Oſtpreußen. 

Wehrend, Heinrich, Hilfsförſter, Schönwalde bei Cutin i Holſtein. 

Sohn, Hans, Hilfsförſter, Rönnerholz, Poſt Elmſchenhagen bei 
Kiel i. Holſtein. 

Bergmann, Waldemar, Hilfsförſter, Wierſchlecht, Poſt Himmelwitz, 
Kreis Gr.⸗Strehlitz, Oberſchleſien. 

Hopp, Max, Hilfsförſter, Phalsdorf, Poſt Maldeuten, Kreis 
Mohrungen i. Oſtpreußen. 

Herrberg, Erich, Hilfsförſter, Fh. Alemann, Poſt Altenphlathow, 
Bezirk Magdeburg. 

Thieme, Auguſt, Oberförſter, Höllinghofen, Poſt Voßwinkel, 
Kreis Arnsberg i. Weſtf. 

Heinrich, Willibald, Forſtgehilfe, Kotzenau, Kreis Lüben. 

Stoltenberg, Ernſt. Förſter, Grünerjäger, Poſt Geeſthacht, 
Bezirk Hamburg. 

Schmitz, Leo, Forſtgehilfe, Ratingen, Kreis Düſſeldorf. 

Schmidt, Werner, Hilfsförſter, Eberswalde, Ruhlaer Straße 21. 

Hoffmann, Chriſtian, Gutsförſter, Neu⸗Lobitz, Poſt Köntopf, 
Kreis Dramburg. 

Jäger, Oskar, Förſter, Giersdorf bei Wartha, Bezirk Breslau 


Sommertagung des Vereins 1921. 

Es iſt beabſichtigt, die Sitzung des weiteren 
Vorſtandes am 18. Auguſt und die Mitglieder⸗ 
verſammlung am 19. Auguſt in Kolberg abzuhalten. 

Am 16. und 17. Auguſt dürften der engere 
Vorſtand und die Ausſchüſſe tagen. 

Am 20. Auguſt findet dann ein Waldausflug 
in die Gutsforſt Laſſehne ſtatt und am 21. Auguſt 
möglicherweiſe ein Nachausfluß nach Jagdhaus 
Schönfeld bei Rützenhagen. 

Nähere Mitteilungen und die Tagesordnung 
werden ſpäter bekanntgegeben. 

Eberswalde, im Juni 1921. 

Die Geſchäftsſtelle. 


echnen. 
Jagdſchloß, den 10. Juni 1921. 
Schwabe, Oberförſter. 


J 
Sammlung für die Forſtbeamten in Oberſchleſien. 

Zu unſerem Aufruf über die Sammlung für 
die in Not geratenen Forſtbeamten in Oberſchleſien 
geht uns heute unter Aktenzeichen K. W. Nr. 813 
von dem Herrn Staatskommiſſar für die Regelung 
der Kriegswohlfahrtspflege in Preußen ein Schreiben 
zu, in dem darauf hingewieſen wird, daß nach 
der heute noch in Geltung befindlichen Bundes⸗ 
ratsverordnung über Wohlfahrtspflege während 
des Krieges vom 15. Februar 1917 ſolche Samm⸗ 
lungen, die von feſtumgrenzten Organiſationen 
veranſtaltet werden und ausſchließlich auf die 
Mitglieder der betreffenden Vereinigung beſchränkt 
bleiben, einer Sammlungsgenehmigung nicht 
bedürfen. 

Da die von uns beabſichtigte Sammlung 
ſich nur auf die Mitglieder unſeres Vereins 
beſchränken ſoll und die eingehenden Beträge und 
ſonſtigen Zuwendungen auch nur für Mitglieder 
Ge Vereins Verwendung finden follen, fo 
Debt der beabſichtigten Sammlung nichts im 
Wege. Wir verweiſen hierdurch nochmals auf 
unſern Hilferuf, der in der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ Nr. 22 und 24 . it, und 
bitten unſere Mitglieder, nunmehr an E Forſt⸗ 
meiſter Troſt in Niewe bei churgaſt, 
Oberſchleſien, Bahnſtation Arnsdorf, Ober⸗ 
ſchleſien, die beabſichtigten Unterſtützungen zu 
melden oder hinzuſchicken. In der Ausſchreibung 
hat ſich Herr Forſtmeiſter Troſt bereit erklärt, 
die von Vereinsmitgliedern geſammelten Gaben 
entgegenzunehmen und an die in Not geratenen 
Mitglieder unſeres Vereins zu verteilen. Raſche 
Hilfe iſt notwendig, da die Not groß iſt! 

Eberswalde, den 10. Juni 1921. 

Die Geſchäftsſtelle. 
CH 


Stellungnahme der ehemaligen Templiner zu Herrn 
Puſch und dem Deutſchen Privatforſtbeamten verein. 

Gegen die von Herrn Puſch in Nr. 20 S. 354 
des „Deutſchen Förſters“ geübte Kritik über einen 
von uns erlaſſenen Aufruf an die ehemaligen 
Templiner ſehe ich mich veranlaßt, Stellung zu 
nehmen. 

Herr Puſch hat den wahren Sinn des Aufrufes 
nicht erfaßt. Das wirkt befremdend, da doch 
Herr Puſch mit Vereinsgründungen und Organi⸗ 
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ſationsfragen vollkommen vertraut fein will. Ich 
kann Herrn Puſch die Mitteilung machen, daß 
die Faſſung des Aufrufes für jeden Templiner, 
der im deutſchen Walde wirkt, verſtändlich iſt. 
Weshalb 1 0 Puſch den Sinn nicht 19 
haben will, kann ich ruhig der Beurteilung der 
Allgemeinheit überlaffen. . 

Wenn Herr Puſch ſchreibt, daß von uns ein 
neuer Verein gegründet werden ſoll, ſo irrt er; 
wir bleiben dem lieben alten Zuſammenſchluß 
treu. Selbſtverſtändlich iſt, daß wir uns über 
die Geſinnung unſerer Templiner Kollegen erſt 
informieren müſſen, ehe wir mit Sonderwünſchen 
an unſeren „Verein für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands“ herantreten; denn wer wie wir unter⸗ 
nommen hat, einen veralteten, der heutigen Zeit 
durch die verſchiedenen Ausbildungsgrade der 
Privatforſtbeamten nicht mehr zutreffenden Paſſus 
in den Tarifverträgen aufzuheben oder abzuändern, 
darf nicht Früchte brechen wollen, bevor ſie voll⸗ 
kommen zur Reife gediehen ſind. 

Was ſollte heute ein einzelner erreichen können? 
Er würde zweifelnd vor ſeiner Aufgabe ſtehen; 
er würde das Empfinden haben, als breite ſich ein 
SE Ahrenfeld aus, und er folle es nun 
mit ſeinen zwei ſchwachen Armen umfaſſen und 
als eine große Garbe auf einmal in eine Scheuer 
tragen. Dazu iſt ein einzelner gar nicht imſtande, 
auch einige wenige nicht. Würden auch dieſe 
wenigen, wenn ſie den Aufruf in öffentlichen 
nn. erlaffen hätten, vielleicht nicht als 

ezahlte Funktionäre oder Preſſeſchreier verurteilt 
werden? 

Ich will die Zweckmäßigkeit nicht verkennen, 
wenn Herr Puſch uns rät, in den Bezirksgruppen⸗ 
Anſicht it gew „den Mund aufzuſperren“; die 
Anſicht iſt gewiß nicht zu verwerfen, jedoch muß 
in Erwägung gezogen werden, daß es den jüngeren 
Kollegen vielfach nicht möglich iſt, infolge dienſtlicher 
Inanſpruchnahme an den Verſammlungen teil⸗ 
zunehmen. Auch ziemt der Jugend Zurückhaltung. 
Deshalb halten wir es für ratſam, alle Templiner, 
ſoweit dieſe unſerer Gefinnungsart find, zu einem 
Ganzen zu vereinigen, um erſt unter uns unſere 
Wünſche und Ziele beraten zu können und uns 
dann an unſere Bezirksgruppen uſw. zu wenden. 

Ferner iſt Herr Puſch nicht darüber unterrichtet, 
in welcher Form der Zuſammenſchluß erfolgen 
ſoll. — Es handelt ſich um eine „Verbindung 
8 Templiner als Wirtſchafts⸗ und 

eſelligkeitsorganiſation“ nach dem Muſter aka⸗ 
demiſcher Verbindungen und in engem Anſchlu 
an unſeren alten „Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands“. Wenn Herr Puſch ſchreibt, daß 
für eine derartige Gründung keine Notwendigkeit 
beſtehe, ſo habe ich darauf zu erwidern, daß wir 
Herrn Puſch über unſer Tun und Laſſen Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen nicht nötig haben, ihm auch ein 
gerechtes Urteil über unſere Verhättniſſe nicht zu⸗ 
geſtehen können, denn er iſt nicht mehr Privatforſt⸗ 
beamter, ſondern Gewerkſchaftsangeſtellter. 

Daß der Aufruf in ſeiner Form Verwirrung 
in die grüne Gilde bringen ſoll, iſt mir nicht 
verſtändlich. Vielleicht hat Herr Puſch bei ſeinen 
Anhängern die Wahrnehmung gemacht? Ich 
glaube gerne, daß der Aufruf in feiner Form 
in den Reihen des „Deutſchen Privatforſtbeamten⸗ 
vereins“ keine Freude hervorgerufen hat. Dadurch 
laſſen wir uns aber nicht irremachen. Mag uns 
Herr Puſch Unkenntnis in Organiſationsfragen 
ufw. vorwerfen, wir laſſen uns nicht von unſerm 
Wege abbringen, um einem Irrlicht nachzujagen, 
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wir denken an den alten Spruch: „Der Weg zur 
Hölle iſt mit guten Vorſätzen e 

Wenn Herr Puſch den Satz „Großes hat 
unſer lieber alter Verein erreicht, und mancher, 
der vielleicht ſchon mit dem früheren „Neu⸗ 
deutſchen“ geliebäugelt hat, iſt auf die rechte 
Bahn zurückgewieſen worden“ geradezu tendenzibs 
findet, ſo hat das allein ſeine Erklärung in dem 
Arbeitsgebiet, in dem Herr Puſch ſich gegenwärtig 
Ca zu fühlen ſcheint. Vielleicht hegt Herr 
Puſch auch dieſe Bedenken, weil dem „Deutſchen 
Privatforſtbeamtenverein“ einige ſeiner heutigen 
Anhänger jedenfalls recht bald mit anderen 
Gefühlen gegenüberſtehen werden. 

Will Herr Puſch etwa beſtreiten, daß der 
„Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands“ für 
den 5 Großes geleiſtet 
hat? Wir halten es für ganz überflüſſig, hier 
nochmals alle Einrichtungen und Errungenſchaften, 
die unſer Verein in jahrelang erfolgreicher 
Tätigkeit geſchaffen hat, zu beleuchten. Ich aber 
finde es tendenziös, daß jetzt ein Mann mit dem 
Lebensgange des Herrn Puſch auftritt und unſern 
alten, bewährten Verein, der ihm ſelbſt nur 
Gutes erwieſen hat, in ſeinen Grundfeſten zu 
erſchüttern verſucht und deſſen Anhängern den 
Samen, den Väter und Lehrer in ihre Herzen 
geſtreut haben, der bei den meiſten auf guten 
und fruchtbaren Boden gefallen iſt, und der 
ihnen ein wahres Evangelium ſein ſollte, aus 
der Bruſt herausreißen will! 

Was kann Herr Puſch mit ſeiner neuen 
Organiſation bieten? Wir ſind . 
und angewieſen auf ein Vertrauensverhältnis mit 
den Waldbeſitzern? Mögen auch dem deutſchen 
Waldbeſitz durch Forſtkulturgeſetz und durch 
Staatsaufſicht ſeine Rechte derart verkümmert 
werden, daß er vielfach an „ 
verliert, Herren in ihrem eigenen Hauſe werden 
die Waldbeſitzer, wenn uns nicht etwa doch noch 
der Bolſchewismus blüht, bleiben; das iſt meine 
feſte überzeugung, und danach wird ſich auch der 
verſtändige Forſtbeamte mit ſeinen Maßnahmen 
allezeit zu richten haben. 

Machen wir uns das Verhältnis zwiſchen 
Privatforſtbeamten und Waldbeſitzer doch an einem 
raktiſchen Beiſpiel klar. Nehmen wir an, ich 
Gre in einem Boote mit zwei Rudern, von denen 
das eine die Aufſchrift „Waldbeſitzer“ trägt und 
das andere mit „Privatforſtbeamte“ gekennzeichnet 
iſt. Beginne ich nun mit einem Ruder zu rudern 


und mit dem anderem zu ſtreichen, fo muß ich 


die Wahrnehmung machen, daß ſich das Boot 
im Kreiſe dreht. Erſt wenn ich beide Ruder 
einmütig arbeiten laſſe, zieht das Boot ſicher 
ſeinem Ziele entgegen. Genau ſo verhält es 
ſich mit den Waldbeſitzern und ihren Forſt⸗ 
beamten. Nur derart vereint müſſen ſie wirken 
und ſtreben, dann werden auch für uns Forſt⸗ 
beamte beſſere Zeiten kommen, wir werden uns 
freudig und opferwillig unſerem Berufe widmen 
können und werden erreichen, daß der Reſt des uns 
augenblicklich von ſeiten der Waldbeſitzer noch ent⸗ 
gegengebrachten Vertrauens nicht ganz verſchwindet. 
Wir wollen deshalb keine Zerſplitterung in 
die Reihen der Grünröcke tragen, nein, wir 
wollen vielmehr zur „heiligen Ordnung“ rufen. 
Mag auch Herr Puſch als gewiß genial und 
romantiſch veranlagter Menſch über die hoch⸗ 
tönende Berufung auf die Ordnung lächeln. 
Und a „heilige Ordnung“, was wäre die 
Welt ohne dich? Der geſtirnte Himmel erzählt 
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von ihr, ebenſo die Wechſelfolge von Saat und 
Ernte, auch im deutſchen Walde. Es kommt 
überall darauf an, treu zu ſein und Ordnung zu 
halten. Treue und Ordnung ſind Begriffe, die 
ſich decken. Kluge und geniale Menſchen ohne 
Treue und Ordnung ſind wie Früchte, in denen 
der Wurm ſitzt. Wer ſich zu den beiden Be⸗ 
griffen erzogen hat, wird auch ſein Ziel erreichen; 
und wann wäre es angebrachter als in den 
letzigen Zeiten des Übergangs und der vielfachen 
Wirrung, ſeine Zuflucht zur Ordnung zu nehmen! 

Wir Templiner ordnen uns in einer eignen 
„Verbindung“ dem Ganzen unter und marſchieren 
geſchloſſen mit unſerem alten Verein; wir bleiben 
ihm in Treue verbunden! Man wird uns auch 
Gehör ſchenken und die nicht glückliche Einreihung 
in Gruppe I bei Aufſtellung der Tarifverträge 
zu einer befriedigenden Löſung bringen. Daß 
unſer Verein beſtrebt ſein wird, unſeren 
Forderungen gerecht zu werden, des bin ich 
ſicher, denn gerade mit uns Templinern ſteigt 
und fällt ſein weiteres Anſehen. 


Wenn Ges Puſch als „erſter Templiner“ des 
älteſten Jahrgangs an ſeine Kollegen die dringende 
Bitte richtet, der Beeinfluſſung energiſch entgegen⸗ 
zutreten, ſo kann ich ihm entgegnen, daß die 
meiſten „erſten“ Templiner der nachfolgenden 
Jahrgänge mit uns gehen. Zu guter Letzt möchte 
ich dem Herrn Puſch noch anheimgeben, darüber 


nachzudenken, ob es für ihn ſelbſt nicht beſſer 


geweſen wäre, wenn er gerade in dieſem Falle 
geſchwiegen hätte. 
Hilfsjäger Carl Brand, 
Kunzendorf bei Rabishau (Iſergebirge). 


Bezirksgruppe Freiſtaat Sachſen (GOU. 

Montag, den 20. Juni, findet im Hotel „Drei 
Raben“ in Dresden nachmittags 1 Uhr die 
diesjährige Bezirksgruppenverſammlung ſtatt. 

Tagesordnung: 

1. Aus⸗ und Fortbildung der Privatforſtbeamten. 
2. Befähigungsnachweis und Amtsbezeichnung 
3. Bericht über das Vereinsjahr. 
4. Neuwahlen. 
5. Forſtliche Tagesfragen. 

Gäſte ſind willkommen. 

Weinböhla b. Dresden, den 6. Juni 1921. 
Der Vorſitzende: W. Dreßler, Oberförſter a. D. 


CH 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 
Viehverſicherungsverein der Forſtbeamten 
auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 

Bezugnehmend auf die ſeitens des Haupt⸗ 
vorſtandes des Brandverſicherungsvereins Preußi⸗ 
ſcher Forſtbeamten an die Herren Oberförſter er⸗ 
gangenen Rundſchreiben bitten wir, ſoweit dies 
noch nicht Be fein ſollte, um baldmöglichſte 
Überſendung der Zuſammenſtellungen über die 
Landwirtſchaft treibenden und Vieh beſitzenden 
Forſtbeamten. Der Vorſtand. 


der Unterſtützungsfonds des „Waldheil“s 
bedarf dringend der Stärkung. Bitten zu ſammeln und das 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo., 
einzuſenden. Auch die kleinſte Gabe iſt herzlich willkommen 


Ee 
An unſere ſehr verehrten Leſer! 


Mit Nummer 26 ſchließt der Vierteljahrs⸗Bezug unſeres Blattes. Es wird, damit in der 
Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung des Bezugs gebeten. Zu den 


jetzigen Bezugsbedingungen beſtellt man die 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73) — Bezugspreis 10,50 Mk 


für das Vierteljahr. Der V 
„Deutſche ische Jäger- 
Die „Deutſche 


„Deutſche 


äger⸗ Zeitung“, die nur allein für ſich, 
Forſt⸗Zeitung“ gemeinſam, bei der Poſt beſtellt werden kann, er 
äger⸗Zeitung“, Ausgabe A, ohne „Vereins⸗Zeitung“ 


orzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die 
iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das Vierteljahr 8,50 Mk. 


ſche nicht mehr mit der „Deutſchen 
ſcheint in zwei Aus gaben. 
(Poſtzeitungspreisliſte für 


1921, Seite 75) — Bezugspreis 14 Mk. für das Vierteljahr, oder: 
„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe B, mit der „Vereins⸗Zeitung“ für die jagdlichen 
und kynologiſchen Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 75) — 


Bezugspreis 16,50 Mk. für das Vierteljahr. 


Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf beide Zeitungen vom 1. Juli bis 30. September 1921 


ſofort aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen 

An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchri 
beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Ende 
Weiterlieferung; wir erſuchen jedoch um Einſendung von Bezugs⸗ 
der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des 


1 keine Unterbrechung eintreten kann. 
en unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 
des Vierteljahres nicht ausdrücklich erfolgt iſt, 
und Poſtgeld. Die Annahme 
Bezugspreiſes. An Vereins⸗ 


mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die Überweiſung nötigen Bedingungen (Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw.) ordnungsmäßig erfüllt find. 


Neudamm, im Juni 1921. 


Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
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Forstlehranstalt heuhaldensleben. 
(Institut der Landwirtschaftskammer für die Prov. Sachsen.) 
jährige Lehrgang 
beginnt Mitte Oktober d. Is. 


Auf nahmebedingungen: Mindeſtalter von 20 Jahren, 
2 jährige Lehrzeit und weitere 2jährige praktiſche Tätigkeit. 
Anmeldungen bis 31. 
Proſpekte verſendet die Forſtlehranſtalt. 


Der nächſte ganz 


(997 
Juli d. J. bei dem Direktor. 


Familien- Nachrichten 


Am 3. Juni 1921 entſchlief nach langem ſchweren Leiden der 


Oberförster Willibald Köhler 


zu Kleinitz, Oberförſterei Kleinitz. 

Wir betrauern in dem Entſchlafenen einen lieben Freund 
und allzeit guten Kameraden und werden ihm ſtets ein ehrendes 
Andenken bewahren. Einen grünen Bruch auf fein Grab. (1008 


Die Beamten der Herrſchaft Kleinitz. 


Nachruf! 


Am 5. Juni d. J. verſtarb in Bad Lippſpringe, wo er 
Heilung von ſeinem im Felde zugezogenen Leiden ſuchte, 


Herr Förster Albert Tite 


in Polle. 


(1009 


Wir werden ſeiner ſtets in Ehren gedenken. Einen grünen 


Bruch auf ſein frühes Grab. 


Namens der Beamten der Oberförſterei Grohnde. 
Geiger, Forſtmeiſter. 


Statt Karten. 


Am 5. Juni ſtarb in Bad 
Lippſpringe, wo er Heilung 
von ſeinem im Felde zuge⸗ 
zogenen Leiden ſuchte, mein 
unvergeßlicher Mann, der 
treuſorgende Vater meines 
Kindes, unſer lieber Bruder, 
Schwiegerſohn und Schwager, 


der Förfter o. R. 


Albert Titel, 


im 38. Lebensjahre. 
Im Namen aller Hinter⸗ 
bliebenen: (1004 


eur Titel, geb. Miehe. 


Polle a. Weſer, 
den 8. Juni 21. 


Unterricht u. Penſion 
Staatlich gepr. Lehrerin, ev., 
national, ſehr muſikaliſch, zucht 


Jerienstelle. 
Angeb. u. Nr. 994 bef. die Geſch. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Stellenangebote 


Junges Mädchen zum 1.7. als 


bei vollem Familienanſchluß geſucht. 
Förſterei Grubenhagen 
995) bei Greifswald. 


Bekanntmachung. 


Die hieſige (1017 


Stadtförſterſtelle 


iſt infolge Uebertritts ihres bis⸗ 
herigen Inhabers in den Ruheſtand 
ſofort zu beſetzen. Der Anſtellung 
nach den Beſtimmungen der Lipp. 
Städteordnung geht eine 1 jährige 
Probezeit voraus, während welcher 
„ jährige Kündigungsfriſt beſteht. 
Die Beſoldung während dieſer 
Probezeit erfolgt nach Vereinbarung, 
nach deren Ablauf nach ſtaatlichen 
Grundſätzen. 

Als Bewerber kommen für die 
Stelle nur Förſter in Frage, welche 
bereits ſelbſtändig in Nadel- ſowie 
1 in Laubholzrevieren 
tätig geweſen und mit dem Betriebe 
in ſolchen Revieren durchaus ver⸗ 
traut ſind. 

Meldungen ſind uns bis zum 
Ablaufe dieſes Monats unter Vor⸗ 
lage der Zeugniſſe über Vorbildung 
und bisherige Tätigkeit, der Militär⸗ 
papiere, ärztlicher Atteſte ſowie eines 
Lebens laufes, ferner unter Angabe 
der Gehaltsanſprüche einzureichen. 


Bad Salzuflen, den 11. Juni 1921. 
Der Magiſtrat. 
J. A.: Dr. Barth. 


Geſucht 


A ſofort eingearb., ſelbſtdg., unverh. 


Forſtſekretär, 
d. auch i. prakt. Dienſt Verwendg. 
findet. Bargehalt 627,.— Mk. auß. 
Ae Meldung. m. Zeugn.⸗ 
Abſchr. u. Bild an d. (1006 
loon Wurmb’sche Forstamt 
Gross-Furra in Thüringen. 


Ne Förſterſtelle 


Alter Wald der Stadt 
Naumburg, Bez. Caſſel, iſt zum 
1. Oktober 1921 neu zu beſetzen. Die 
Größe der Förſterei beträgt rund 


680 ha. Beſoldung nach ſtaatlichen 


Grundſätzen 
gruppe V. (1001 

Dienſtwohnung, beſtehend aus 
1 Küche und 3 Zimmern, mit Neben⸗ 
gelaß, wird gewährt. Für die Dienſt⸗ 
wohnung wird 30 „ des Orts⸗ und 
Ausgleichzuſchlages in Abzug ge⸗ 
brach Garten und Dienſtland 
(kleiner Gemüſegarten und etwa 
2 Acker Wieſe und Land) werden 
von Martini 1924 ab gegen Zahlung 
eines noch feſtzuſetzenden Pachtgeldes 
der Stelle überwieſen werden. 

10 rm Scheit⸗ oder Knüppelholz 
ſowie 10 rm Reiſig werden gegen 
Zahlung der im Staatswalde üb⸗ 
lichen Sätze und unter den für die 
Staatsbeamten gültigen Bedingungen 
gewährt. 

Bewerber müſſen den im Staats» 
dienſt geſtellten Anforderungen ent⸗ 
ſprechen und eine abgeſchloſſene 
forſtliche Ausbildung ſowie praktiſche 
Erfahrung beſitzen. Anſtellung erfolgt 
erſt nach genügender einjähriger 
Probedienſtzeit, während welcher der 


nach Beſoldungs⸗ 


Bewerber jederzeit mit 3 monatlicher 
Kündigung entlaſſen werden kann. 
Der Rechtsweg gegen eine Ent⸗ 


laſſung während oder nach 1 jähriger 


Probedienſtzeit wird ausgeſchloſſen. 
Dem Bewerber ſteht ein Kündi⸗ 
gungsrecht während des Probe⸗ 
jahres nicht zu. 
Bewerber, die den Forſtver⸗ 
ſorgungsſchein oder eine dieſem gleich 


weiſen können, wollen ſich bis zum 
20. Juli 1921 unter Beifügung eines 
ſelbſtgeſchriebenen Lebenslanfes und 
ihrer Perſonalpapiere und Zeugniſſe 
bei dem Unterzeichneten melden. 


Naumburg, Bes. Caſſel, 
den 6. Juni 1921. 


Der Magiitrat. 


Melanntmachung. 


Die Gemeindewaldwärter⸗ 
ſtelle I. Klaſſe Kohlſcheid, 


umfaſſend die Gemeindewaldungen 
Kohlſcheid, Richterich u. Bardenberg, 
iſt neu zu beſetzen. Dienſteinkommen 
nach Gruppe III der ſtaatlichen 
Sätze. Ortsklaſſe B. 

Forſtverſorgungsberechtigte Be⸗ 
werber oder Reſervejäger der Klaſſe A 
wollen ſich unter Einreichung der 
vorgeſchriebenen Papiere, andere 
befähigte Bewerber unter Einreichung 
ihrer denen fe und eines ſelbſt⸗ 
eſchriebenen Lebenslaufs ſpäteſtens 
innerhalb 8 Wochen nach Erſcheinen 
dieſes Blattes bei dem Unterzeich⸗ 
neten melden. (1012 

Wegen der hier herrſchenden 
Wohnungsnot erhalten unverhei⸗ 
ratete Beamte den Vorzug. 


Kohlſcheid b. Aachen, den 
8. Juni 1921. 


Der Bürgermeiſter. 
Lambertz. 


Wir ſuchen zum Antritt per 
1. Juli einen in Laubholzwirtſchaft 
(Buche) erfahrenen, ledigen 


Li KI 
Ailfsförster. 
Gehalt nach Tarif. Bewerbungen 
mit ſelbſtgeſchriebenem Lebenslauf, 
Zeugnisabſchriften und Bild ſind 
einzureichen an die (1002 

Gräflich Saldern'ſche 

Forſtverwaltung 
Ningenwalde. Kreis Templin. 


N 


zu achtende Ausbildungszeit nach⸗ 


Die ſtädtiſche 


Oberförsterstelle 


hier iſt infolge Penſionierung det 
bisherigen Inhabers am 1. Juli er. 

zu beſetzen. Dienſtwohnung 
Dienſtland iſt nicht vorhanden. 
Probezeit 1 Jahr. Der Stadtwald 
iſt 8000 Morgen groß, vorhanden 
ſind 3 Förſter, 1 Forſtſekretär. 
Bevorzugt werden Forſtbeamte mit 
der Berechtigung zur Verwaltung 
ſtaatlicher Oberförſtereien. Evtl. 
kommen auch andere geeignete 
Forſtbeamte mit langjähriger Er⸗ 
fahrung in Frage. Beſoldung für 
ſtaatlich geprüfte Oberförſter nach 
Staatsgruppe 10, ſonſt nach Gruppe 8, 
außerdemGewährung von Brennholz. 
Bewerbungsgeſuche mit Lebens⸗ 
lauf und Zeugniſſen erbitten wir 
bis 25. Juni cr. (1018 

Heiligenſtadt (Eichsfeld), 

den 10. Juni 1921. 


Der Magiſtrat. 


Geeignet für noch rüſtige, 
penſionierte Förſter. 


Für die Gesamtgemeinde Bere 
(Oberförſterei Ahrweiler) mit 258 ha, 
zumeiſt Hochwald, ſuche ich einen 


Waldwärter. 


Das jährliche Dienſteinkommen 
beträgt 8000,— Mk. nebſt 10 rm 
Brennderbholz. Teuerungszulagen 
werden nicht, wohl die ſogenannte 
Beſatzungszulage gezahlt. Steigerung 
des Bareinkommens nach einigen 
Dienſtjahren nicht ausgeſchloſſen. 
Sämtliche infolge der Anſtellung 
erforderlichen Verſicherungsbeiträge 
pte deele eer 

orſttechniſche Vorbildung er⸗ 
wünſcht. Bewerbungen mit Lebens⸗ 
lauf und Zeugniſſen ſind bis zum 
15. Auguſt d. J. an den Unter⸗ 
zeichneten einzuſenden. (9383 


Altenahr, den 1. Juni 1921. 
Der Bürgermeiſter. 
Hilfsjäger 
zum sofortigen Eintritt für mehr- 
monatliche Vertretung gesucht. 
Bewerbungen mit ſelbſtgeſchriebenem 
Lebenslauf u. lückenloſen beglaubigten 
SE GEES zu richten an bie 
räflich v. d. Schulenburg'sche 
Verwaltung zu Schloss TFilehne, 

Post Deutsch-Filehne. (1007 


Für 7000 Morgen großes, ſehr 
ſchwieriges Revier unbedingt e, 
fahrener, zuverläſſiger 


Revierförſter, 
nicht unter 85 Jahre, geſucht. 
Nur erſtklaſſige Zeugniſſe finden 
Berückſichtigung. 1008 


{ 
FJorſtamt der Landwirtſchafts⸗ 


kammer Groß ⸗Tychow, 
ſtr. Belgard, Pomm. 


Revierförſterei im Rhein⸗ 
lande ſucht für frauenl. Haushalt 
mit 3 Perſonen ſofort 


Wirtſchafterin. 


Aelteres Fräulein oder Witwe o. 
Anh. bevorzugt. Angebote unter 
W. K. 993 bef. die Geſchäftsſt. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm 


„Weich jung. Mädchen evtl 
Förstert. iſt bereit, meiner Frau 
im Stadthaushalt eine 


Stütze 


zu fein? Familienanſchl., 2 Kinder, 


Waſchfrau wird gehalten. Näh⸗ 
kenntniſſe erwünſcht. Landſchaftl. 
ſchöne Gegend. 996 


Paulus, Herzogl. Forſtſekretär, 
Dülmen i. W. 


Deutliche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten, des „Waldheil“, Vereins zur Förderung 
der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten, des Forstwaisenvereins, des Vereins Preussischer Staatsrevierförster, 
der Preussischen Staats försteroereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutschlands. 


Die- Deutſche Forſt- Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. ber allen Poſt⸗ 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Sfterreich-Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 

SO Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitsemſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Ber den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftlertung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Ber 
träge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeitſchriften ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Jun 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 26. 


Neudamm, den 26. Juni 1921. 36. Band. 


Die Dienſtlandwirtſchaft der Privatforſtbeamten. 


Ebenſo wie im Staatsdienſt ſteht gegen⸗ ſchwierig iſt es heute für den angehenden Förſter, 


wärtig auch im Privatdienſt die Dienſtlands⸗ bei Ub 
frage im Vordergrunde allgemeinen Intereſſes. 
Wir haben bereits im vorigen Jahre in Nr. 7 
einen Artikel über das Dienſtland der Privat⸗ 
forſtbeamten von Förſter Stracke, Velen, ver⸗ 
öffentlicht, in dem einer reichlicheren Aus⸗ 
ſtattung der Privatförſterſtellen mit Dienſt⸗ 
ländereien das Wort geredet worden iſt. In 
gleichem Sinne bewegen ſich auch die Aus⸗ 
führungen des nachſtehenden Artikels von 
Förſter Berkenheger, den wir veröffentlichen, 
um zur weiteren Klärung der Frage beizu⸗ 
tragen. 


Die Landwirtſchaft iſt für den Privat⸗ 
forſtbeamten bei Berückſichtigung der in den 
meiſten Fällen heute noch ſehr niedrigen 
Gehälter von größter Bedeutung. Muß ihm 
dieſe doch eine erhebliche Nebeneinnahme bringen, 
wenn er exiſtenzfähig bleiben will. Um nun aber 
die Landwirtſchaft auch rentabel zu geſtalten, iſt 
es unbedingt erforderlich, daß der Forſtbeamte 
ſelbſt, wie auch ſeine Frau, zu wirtſchaften verſteht. 
Der junge Forſtmann muß alſo danach ſtreben, 
daß er ſich neben forſtlichen auch genügend land⸗ 
wirtſchaftliche Kenntniſſe aneignet, ſonſt wird 
er ſpäter mit der Landwirtſchaft mehr Arger und 
Verluſte als Vorteile haben. Soll dem Beamten 
der landwirtſchaftliche Betrieb eine erhebliche 
Nebeneinnahme bringen, ſo iſt es weiter erforderlich, 
daß ihm ſo viel Dienſt⸗ oder Pachtland überwieſen 
wird, daß er ſich ein ſchweres Pferd oder zwei 
leichte und einen ſelbſtändig arbeitenden Knecht 
halten kann. Er muß dazu mindeſtens 35 bis 
40 Morgen Acker⸗ und Wieſen⸗ bzw. Weideland 
in Bewirtſchaftung haben. Werden dem Forſt⸗ 
beamten jedoch, wie das meiſtens wohl der Fall 
ſein dürfte, nur etwa acht bis zwölf Morgen 
Dienſtland zugewieſen, ſo kann er ſich kein eigenes 
Geſpann und keinen eigenen Knecht halten; er 
muß vielmehr ſeinen Acker für ſchweres Geld 
bewirtſchaften laſſen; zudem kann er häufig noch 
nicht mal rechtzeitig ein Geſpann bekommen. 
Der Förſter iſt auch ſelbſt beruflich zu viel gebunden, 
als daß er die meiſten landwirtſchaftlichen Arbeiten 
auch noch ſelbſt verrichten könnte. Ungeheuer 


ernahme einer Förſterſtelle ſich landwirt⸗ 
ſchaftlich einzurichten. Bei den ganz enorm hohen 
Preiſen für Vieh und landwirtſchaftliche Geräte 
iſt dazu heute ein Kapital von mindeſtens 40000 
bis 50000 A erforderlich, das wohl den wenigſten 
Forſtbeamten zur Verfügung ſteht. Hier wäre aber 
wohl der Waldbeſitzer an erſter Stelle berufen, 
ſeinem Beamten das erforderliche Kapital gegen 
mäßige Verzinſung und ratenweiſe Rückzahlung 
zur Verfügung zu ſtellen; er würde dann auch 
einen ſtets dankbaren und eifrigen Beamten im 
Dienſte haben. Mögen die Herren Waldbeſitzer 
ſich doch endlich dahin verſtändigen, ihren Forſt⸗ 
beamten ein auskömmliches und zufriedenes 
Daſein zu verſchaffen. Ein Beamter, der ſich ſtets 
mit Sorgen für ſeine Familie herumträgt und 
dauernd nach allen möglichen Nebeneinnahmen 
trachten muß, um ſeine Familie durchzubringen, 
kann ſeine Pflichten unmöglich in vollem Maße 
erfüllen. Wenn man heute noch hört, daß es Förſter 
gibt, welche 1500 bis 2000 M Bargehalt beziehen, 
ſo können dieſe doch nur dann exiſtieren, wenn 
ihnen ein größerer landwirtſchaftlicher Betrieb 
zur Verfügung ſteht. Wenn Waldbeſitzer ſich 
darauf berufen, daß ihnen der Waldbeſtand nicht 
ſo viel einbringt, um ihre Beamten in bar aus⸗ 
reichend beſolden zu können, ſo ſind ſie aber ſehr 
wohl in der Lage, den Beamten jo viel Dienjt- bzw. 
Pachtland zur Verfügung zu ſtellen, daß dieſe ihr 
gutes Auskommen haben. 

Forſthaus Langern bei Werne, Lippe. 

Alb. Berkenheger. 

Gegen die vorſtehenden Ausführungen dürften 
noch manche Bedenken erhoben werden, denn ſie 
werden kaum allen Privatforſtbeamten zuſagen 
Uns ſcheinen ſie zum mindeſten auf unſere 
landläufigen Verhältniſſe im Oſten kaum überall 
anwendbar. Wir veröffentlichen nachſtehend 
noch einen Artikel von Förſter Walter, 
Annaberg, der, wie uns ſcheint, gewichtige 
Gründe aufführt, die man bei der Beurteilung 
der Dienſtlandsfrage für die Privatforſtbeamten 
unmöglich außer acht laſſen darf. 

Mit der erheblichen Wertſteigerung, die die 
forſtlichen Produkte jetzt erfahren haben, mit einer 
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intenſiveren Bewirtſchaftung der Privatforſten, die 
notgedrungen einſetzen muß, iſt die Zeit endgültig 
vorbei, da der Privatforſtbeamte noch die nötige 
Muße hatte, eine ſo umfangreiche Landwirtſchaft zu 
betreiben, daß ſie ſein Haupteinkommen darſtellen 
konnte. Die Verſorgung unſerer Induſtrie, die 
auf Einfuhr auf Jahrzehnte hinaus nicht mehr 
rechnen kann, der durch den Kohlenmangel veran⸗ 
laßte außerordentliche Brennzholzbedarf, die Holz- 
lieferungen an den Feindbund, die hohen Steuern 
und Laſten, die auch vom Waldbeſitz verlangt 
werden, nicht zuletzt die hohen Löhne der Jetztzeit 
zwingen jeden Privatwaldbeſitzer, aus ſeinem Forſt 
herauszuholen, was den Umſtänden nach irgend 
möglich iſt. Das wird er nur dann erreichen, wenn 
ſeine Forſtbeamten ihre ganze Kraft im Walde 
einſetzen. Der Dienſt im Revier muß den Förſter 
vollauf beſchäftigen, und das wird heute auch in 
kleineren Revieren der Fall ſein. Die Nutzung und 
Verwertung der Produkte, um den höchſtmöglichen 
Ertrag herauszuholen, die Einteilung und Beauf⸗ 
ſichtigung der Arbeitskräfte, um bei den hohen 
Löhnen jede Stunde richtig auszunutzen, Kultur⸗, 
Beſtands⸗ und Bodenpflege, Sammeln von Forſt⸗ 
ſämereien, Darrbetrieb, Anzucht von Forſtpflanzen, 
dazu das immer mehr zunehmende Schreibwerk, 
erfordern heute erheblich mehr Zeit und Auf⸗ 
merkſamkeit wie früher. Bei gewiſſenhafter 
Erfüllung ſeiner Pflichten im Revier 
kann daher der Forſtbeamte eine Land» 
wirtſchaft als Nebenbetrieb und zugleich 
als ſeine Hauptnährquelle nicht mehr 
mit Erfolg betreiben. Der Förſter gehört 
ins Revier, dort iſt ſein Arbeits feld, und 
nur dort hat er ſein Gehalt zu verdienen. 

Ein Forſtbeamter, der Landwirtſchaft betreiben 
muß, iſt dem Privatwaldbeſitzer nur ſcheinbar 
billiger. In Wirklichkeit kommt der Beamte ihm 
viel teurer als einer, der in bar und Naturalien 
bezahlt wird, denn die Zeit, die der Forſt⸗ 
beamte ſeiner Landwirtſchaft widmen muß, 
geht dem Forſtbetriebe verloren. In den 
meiſten Fällen können die landwirtſchaftlichen 
Flächen auch billiger und beſſer vom landwirt⸗ 
ſchaftlichen Hauptbetriebe bewirtſchaftet werden 
als von dem Forſtbeamten, der feinen etwaigen 
Dienſtländereien den größten Teil ſeiner Arbeits⸗ 
kraft widmen müßte. Koſtbare Zeit und Arbeits⸗ 
kraft gehen ſo dem Forſt verloren, und eine regel⸗ 
mäßige Erfüllung ſeiner Dienſtpflichten als Forſt⸗ 
aufſichts⸗ und Betriebsbeamter iſt im höchſten Maße 
gefährdet. Den Schaden, der oft erſt nach Jahren 
und Jahrzehnten richtig zu ermeſſen iſt, hat der 
Wald, und dem Waldbeſitzer und ſe inen 
Erben wird es unmöglich gemacht, die 
8 Rente aus dem Walde zu 

olen. 

Wie ſieht es nun aber mit der eigenen Landwirt⸗ 
ſchaft des Forſtbeamten tatſächlich aus? Die Verhält⸗ 
niſſe ſind durchaus nicht ſo roſig, wie man vielfach 
annimmt. Man hört dauernd Klagen aus Kollegen⸗ 
kreiſen, die Landwirtſchaft treiben müſſen, über 
ſchlechtes Dienſtland, Wildſchaden, meiſt unzu⸗ 
reichende Wirtſchaftsgebäude und über die Schwie⸗ 
rigkeiten, um das nötige Dienſtperſonal in die 
abgelegenen Forſthäuſer zu bekommen. Die Ent⸗ 
lohnung des letzteren hat eine erdrückende Höhe 
erreicht, ihre Leiſtungen dagegen ſind auf ein 
Minimum herabgeſunken. Dazu kommt noch die 
Unkenntnis der Land⸗ und Viehwirtſchaft vieler 
Forſtbeamten und namentlich ihrer Frauen. Die 
Folgen ſind Mißernten und Viehſterben, zum 
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Schluß ein tiefer Widerwillen gegen den land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb. 

Für einen jungen Anfänger iſt es heute über⸗ 
haupt eine direkte Unmöglichkeit, eine Landwirt⸗ 
ſchaft zu übernehmen. Für 50 000 4 bekommt man 
heute das lebende und tote Inventar zum Betriebe 
einer Landwirtſchaft von etwa 40 Morgen nicht. 
Die Summe dürfte erheblich höher werden. Weiter 
iſt ein nicht unerhebliches Betriebskapital nötig. 
Es heißt alſo, mit Schulden anfangen und damit 
zeitlebens in die Abhängigkeit anderer geraten. 
Wohl wird der Vorſchlag gemacht, der Waldbeſitzer 
ſolle das nötige Kapital herleihen. Dem ſteht einer⸗ 
ſeits das große Riſiko entgegen, das dieſer dabei hätte, 
und anderſeits die großen Unannehmlichkeiten, die 
ein ſolch dauerndes Schuldverhältnis in vielen Fällen 
mit ſich bringen muß. Oder glaubt jemand, daß 
es jo leicht ſei, 50 000 „ und mehr aus einer im 
Nebenbetriebe, meiſt noch dazu mit fremden Arbeits⸗ 
kräften, betriebenen Landwirtſchaft herauszuholen? 
Man laſſe ſich doch nicht blenden durch die Erfolge 
einiger weniger erfolgreichen Kollegen, wobei 
faſt immer tüchtige, arbeitsſame Frauen, die auf 
dem Lande groß geworden ſind, gutes Dienſtland, 
reichliche Geldmittel und andere günſtige Umſtände 
mitgeſprochen haben. Auch laſſe man ſich nicht 
durch die jetzigen hohen Preiſe verleiten, für etwa 
ſicheres Gehalt die unſicheren Einkünfte einer 
Landwirtſchaft einzutauſchen. Die Landwirt⸗ 
ſchaft als Neben betrieb wird den 
meiſten Forſtbeamten mehr Sorgen als 
Segen bringen. 

Wie ſoll nun die Beſoldung der Forſtbeamten 
geregelt werden? Das Dienſteinkommen der 
Forſtbeamten muß eine derartige Höhe 
haben, daß er nicht zu irgendwelchem 
Nebenverdienſt greifen braucht. Es muß 
in einer Form gewährt werden, die den 
Forſtbeamten von jedermann unabhängig 
macht. Hauptteil der Beſoldung muß das Bar⸗ 
gehalt ſein. Daneben müſſen dem Beamten ge⸗ 
nügend De putate gegeben werden. Jedes Zu⸗ 
wenig würde da ein Fehler ſein. Lebensmittel ſind 
heute ſehr teuer und oft gegen Barzahlung gar nicht 
zu haben. Der Beamte darf darum nicht etwa 
der Verſuchung ausgeſetzt ſein, Tauſchgeſchäfte zu 
machen. Ausreichend gewährte Deputate machen 
den Beamten auch von den Geldwertſchwankungen 
unabhängiger. Statt Milch und Butter könnte, 
wo es angebracht iſt, der Beamte auch eine oder 
zwei Kühe und ein paar Schweine halten. Die 
Gewährung von Weide, Wieſe und freiem Futter 
wird keine Schwierigkeiten bereiten. Weiter muß der 
Beamte ein Forſt⸗Fuhrwerk zur Verfügung haben, 
das ihm gelegentlich auch einmal für private Zwecke 
zur Verfügung ſtände. Iſt der Beamte auf fremdes 
Fuhrwerk angewieſen, ſo gerät er nur zu leicht in 
Abhängigkeit des benachbarten Fuhrwerksbeſitzers. 

Nun gibt es allerdings auch abgelegene Stellen, 
die ohne Dienſtland überhaupt nicht lebensfähig 
ſind. Hier iſt es natürlich ganz falſch, landwirt⸗ 
ſchaftliche Zwergbetriebe einzurichten, denn dieſe 
ſind nicht geeignet, die Stelle lebensfähig zu 
geſtalten. Da kleine Betriebe die Haltung eines 
eigenen Geſpannes nicht einbringen, iſt der Forſt⸗ 
beamte wieder vom fremden Geſpann abhängig, das 
ſehr teuer und an vielen Tagen gar nicht zu haben 
iſt. Die Größe des Dienſtlandes wird alſo 40 bis 
60 Morgen betragen müſſen. Da es ſich in ſolchen 
Fällen auch meiſt um größere Reviere handelt, 
werden dem Beamten die nötigen fachlich vor⸗ 
gebildeten, forſtlichen Hilfskräfte zur Seite ſtehen, 
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ſo daß Bedenken in forſtlicher Hinſicht zumeiſt weg⸗ 
fallen würden. In Erwägung dürfte auch zu ziehen 
ſein, ob derartige Landwirtſchaftsbetriebe nicht als 
Nebenbetriebe der Forſtverwaltung einzurichten 
wären. Deputate für den Forſtbeamten ſelbſt, 
für die Unterbeamten, ſtändige Waldarbeiter, Wild⸗ 
futter und anderes mehr könnten leicht gewonnen 
werden. 

Leider gibt es auch eine Anzahl Stellen, auf 
denen es unmöglich iſt, den Forſtbeamten weder 
Deputat noch Dienſtland zu geben; deren Inhaber 
ſind entſchieden am ſchlechteſten daran. Sie 
werden weit hinter den in vorſtehend geſchilderter 
Weiſe Beſoldeten zurückſtehen. Es bleibt darum 
nur ein Akt der Gerechtigkeit, wenn dieſen Beamten 
ein entſprechend hoher Zuſchlag zu ihrem Geſamt⸗ 
dienſteinkommen gegeben wird. 

Ich möchte zum Schluß die Herren Waldbeſitzer 
bitten, in ihrem eigenen Intereſſe das Dienſtein⸗ 
kommen ihrer Forſtbeamten einer eingehenden 
Prüfung zu unterziehen und überall, wo es nötig 
iſt, entſprechend aufzubeſſern. Ein gut bezahlter 
Forſtbeamter muß ganz bedeutend leiſtungsfähiger 
ſein als eimer, der ſich ſein Einkommen aus aller⸗ 
hand Nebenverdienſten mühſelig zuſammenſcharren 
muß. Bei unzureichender oder falſch zuſammen⸗ 
geſtellter Beſoldung läuft auch der nicht gefeſtigte 
Beamte nur zu leicht Gefahr, auf Wege gedrängt 
zu werden, die in neueſter Zeit leider ſchon viele 
andere Volksteile eingeſchlagen haben. Es wäre 
ein nie wieder einzubringender Verluſt, wenn wir 
nach vielem andern auch unſern alten, biederen, 
kerndeutſchen Forſtbeamtenſtand verlieren ſollten. 
Unſer ſchöner deutſcher Wald, beinahe das einzige, 
was uns an ſicherem Volksvermögen noch geblieben 
iſt, würde die Folgen zu tragen haben. Vernach⸗ 
läſſigt und zu Tode gewirtſchaftet, würden sa 
hunderte nötig jein, den Waldbeſitz Deutſchlands 
in ſeinem alten Werte wieder erſtehen zu laſſen. 

Förſter Walter, Annaberg. 

Nachſchrift. Wir haben hier zwei direkt 
entgegengeſetzte Anſichten über die Zweckmäßig⸗ 
keit der Dienſtlandswirtſchaft für Privatforſt⸗ 
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beamte zum Abdruck gebracht. Jede ift 
unzweifelhaft an ſich gut begründet; es kommt 
eben ganz auf die Verhältniſſe an, unter denen 
der Beamte lebt und angeſtellt iſt. Beſonders 
wichtig erſcheint uns die Anſicht des Herrn 
Walter, daß der Privatforſtbeamte an nichts 
anderem Intereſſe nehmen ſollte als an dem 
ihm unterſtellten Wald. Wir glauben auch, 
daß die Dienſtlandswirtſchaft aus dem Grunde 
immer mehr und mehr ſchwinden wird und 
an deſſen Stelle auskömmliches Bargehalt und 
reichliches Deputat zu treten hat. Die Pferde⸗ 
haltung der Beamten wird immer von den 
Pferdepreiſen abhängig ſein; bei ihrer jetzigen 
Höhe iſt es unzweifelhaft beſſer, wenn der 
Beamte von der eigenen Pferdehaltung entbunden 
werden kann. Der Anſchaffung von Forſt⸗ 
fuhrwerken für den Privatwald wird von allen 
Seiten das Wort geredet, und deshalb ſcheint 
auch wirtſchaftlich die Stellung dieſes Forſt⸗ 
fuhrwerks anſtatt eigenen Fuhrwerks für die 
Privatforſtbeamten das Beſſere zu ſein. Jede 
Forſtbeamtenlandwirtſchaft muß ſelbſtverſtändlich 
mit genügendem Betriebskapital ausgerüſtet 
ſein. Wer ſolches nicht ſelbſt beſitzt, tut beſſer, 
ſich auf Bargehalt und Deputat anſtellen zu 
laſſen, denn größere Vorſchüſſe der Brotherrſchaft 
zum Betriebe einer Landwirtſchaft ſcheint uns 
beſonders vom Uebel zu ſein. Der Beamte 
kommt durch derartige Vorſchüſſe, beſonders 
bei Fehlſchlägen, leicht in ein Abhängigkeits⸗ 
verhältnis, das ein gedeihliches Verhältnis 
zwiſchen dem Waldbeſitzer und ſeinem Beamten 
auf die Dauer ausſchließt. 

Auch ferner ſind wir bereit, weitere 
Anſichten über die Dienſtlandswirtſchaft der 
Privatforſtbeamten, ſoweit ſie tatſächlich 
Neues bringen, zu veröffentlichen. 

Die Schriftleitung. 


Baumhöhenmeſſer. 


Von Landforſtmeiſter a. D. König. 


In Nr. 15 Seite 278 des laufenden Jahrgangs 
der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ werden der 
Chriſtenſenſche und der Weiſeſche Höhenmeſſer 

beſchrieben als die gebräuchlichſten Vertreter zweier 
grundſätzlich verſchiedener Gruppen von Höhen⸗ 
meſſern, von denen die eine — nennen wir ſie 
A — das Hilfsmaß an dem zu meſſenden Stamm 
ſelbſt nimmt (Chriſtenſen, Sanlaville), die andere 

B die Entfernung des Meſſenden vom 
Stamme, die Standlinie, als Hilfsmaß benutzt 
(Weiſe, Fauſtmann u. a.). Ich vermiſſe in der 
eingangs erwähnten Mitteilung ein Urteil über 
die Brauchbarkeit der beiden beſchriebenen Höhen⸗ 
meſſer. 

Die Meſſung der Standlinie iſt ſtets um⸗ 
ſtändlich und zeitraubend; man kann daher mit B 
in gegebener Zeit nur den Bruchteil der Meſſungen 
ausführen, die das Arbeiten mit A ermöglicht. 
Ferner ſind bei B jedesmal zwei Viſuren — nach 


— — 


Meſſung iſt aber ſehr wichtig, weil die Ermittelung 
der Mittelhöhe des ganzen Beſtandes oder von 
Stammklaſſen immer eine größere Zahl von 
Meſſungen erfordert und die Wahrſcheinlichkeit 
der richtigen Ermittelung mit der Zahl der vor⸗ 
genommenen Meſſungen zunimmt. 

Die Höhenmeſſer der Gruppe A haben noch 
weitere Vorzüge vor B: 

1. Sie meſſen ſchiefſtehende Stämme, die von 
B unter allen Umſtänden falſch gemeſſen werden, 
bei gewiſſen Vorausſetzungen richtig und, wo 
dieje nicht erfüllt find, immer noch weniger falſch 
als B, ſofern nur das Hilfsmaß in die Richtung 
der Schiefe des Stammes geſtellt wird. 

2. Der für B ſehr hinderliche Fall, daß Gras⸗ 
wuchs, hohes Beerkraut oder Jungwuchs den Fuß⸗ 
punkt des zu meſſenden Baumes verdeckt, ver⸗ 
ſchlägt für A nichts; dann wird das Hilfsmaß 
1 m höher gehalten und der abgeleſenen Höhen⸗ 


Wipfel und Stammfuß — und zwei Ableſungen zahl 1 m zugezählt. 


nötig, was auch mehr Zeit erfordert als die eine 


3. Während für B ein Gehilfe nahezu un⸗ 


Ableſung bei A. Der Zeitaufwand für die einzelne | entbehrlich iſt, kann man mit A zur Not auch ohne 
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Gehilfen arbeiten. Will man allerdings die Arbeit 
fördern, ſo iſt auch für A ein Gehilfe nötig, der 
das Hilfsmaß und die Kluppe trägt, durch Wink 
und Zuruf an die gewünſchten Stämme gebracht 
wird und dem Meſſenden den Durchmeſſer des 
Stammes zuruft. 

Es iſt verwunderlich, daß bei dieſen Vorzügen 
die Höhenmeſſer der Gruppe A die der Gruppe B 
nicht längſt verdrängt haben und zum Beiſpiel im 
Neudammer Förſterlehrbuch (3. Auflage) über⸗ 
haupt nicht erwähnt ſind. In Loreys Handbuch 
der Forſtwiſſenſchaft (1887) 2. Bd., S. 127, heißt 
es: „Die direkte Diſtanzmeſſung . . . gibt 
. . unter allen Umſtänden als Grundlage der 
Höhenmeſſung eine größere Genauigkeit als die 
Einviſierung einer verhältnismäßig kleinen 
Lattenhöhe mit den meiſt ziemlich primitiven 
Viſiereinrichtungen.“ Es kommt aber nicht auf 
möglichſt große Genauigkeit einer einzelnen 
Meſſung, ſondern auf eine größere Zahl von 
Meſſungen an, die in ihrem Durchſchnitt ein zu⸗ 
treffenderes Bild von der Beſtandeshöhe geben 
werden als eine oder wenige an ſich genaue 
Meſſungen. Schon Borggreve hat darauf hin⸗ 
gewieſen („Forſtl. Bl.“ 1882 S. 49) 

Weiter iſt verwunderlich, daß immer noch, wie 
in Nr. 15 dieſer Zeitſchrift geſchehen, die koſt⸗ 
ſpieligen Inſtrumente empfohlen werden, doch 
wohl, weil ſie für unentbehrlich gelten. Denn 
man kann ebenſo genau arbeitende Höhenmeſſer 
mit einfachen Mitteln ſich ſelbſt herſtellen. 

on 1882 zeigte A. Frhr. v. Hammerſtein 
(damals Studierender in Münden), daß man ein 
gewöhnliches Taſchenmeßband als Höhenmeſſer 
der Gattung A verwenden kann (vgl. Borg⸗ 
rier „„Zur Baumhöhenſchätzung“, „Forſtl. 
lätter“ 1882 S. 49). Es ergab ſich bei der An⸗ 
wendung des Meßbandes, daß der Zentimeter 
ein für die Viſierleiſtung des Auges und die 
gewöhnlichen Baumhöhen ſehr geeignetes Re⸗ 
duktionsmaß iſt. Nun fehlt dem Meßband jede 
Einrichtung, um das Auge bei dem Einviſieren 
des 3⸗ oder 4m-Stabes in die drei oder vier 
Anfangszentimeter des Meßbandes zu unterſtützen. 
Ich machte mir deshalb meine Höhenmeſſer auf Grund 
des Gedankens v. Hammerſteins in folgender Weiſe: 

Zunächſt iſt zu entſcheiden, wie lang das 
Hilfsmaß, die an den Stamm anzulehnende Meß⸗ 
latte, ſein ſoll. Je länger, deſto genauer die 
Meſſung, aber um ſo umſtändlicher auch das 
Hantieren damit. Die Länge von 3 m iſt zweck⸗ 
mäßig. An beiden Enden der Latte, etwa in 

eſägten Einſtrichen, werden weiße, ſchmale Papp⸗ 
cheiben befeſtigt, die rechtwinklig mit den Enden 
der Latte abſchneiden müſſen. Bei ſchlechtem 
Licht erleichtern dieſe weißen, leuchtenden 
Scheiben oder Streifen das Anviſieren. Hat man 
keine vorgerichtete Meßlatte, ſo ſchneidet man ſich 
im Walde eine Stange auf 3 m zurecht, ſpaltet 
die Enden auf und klemmt Papierſtreifen ein. 

Den Höhenmeſſer fertigt man ſich aus einem 
ſchmalen und flachen Lineal von etwa 40 cm 
Länge. Die dem Auge zugekehrte Seite muß 
ganz eben ſein, auf ihr darf alſo nicht die ab⸗ 
geſchrägte Linealkante liegen. 2 bis 3 cm vom 
untern Ende beginnend — (vergl. Abbildung) — 
trägt man Zentimeter von 1 bis 30 oder 35 auf. 
Die unterſten 3 em werden ausgeſchnitten. Der 
ſo hergeſtellte Viſiereinſchnitt darf unten und 
oben, bei x und y, nur von Linien, nicht Flächen, 
begrenzt werden, das Holz dort muß zurück⸗ 
geſchnitten werden. 
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Die Handhabung iſt, wie Seite 278 für 
Chriſtenſen angegeben, nur daß zuerſt die Viſur 
nach der an den Stamm gehaltenen 3⸗m- Latte 
genommen wird. Iſt die Meßlatte genau von dem 
Einſchnitt x y eingefaßt, jo wird das Auge ſchnell, 
ohne den Kopf 
zu bewegen, nach 
dem Baumwipfel, 
den man ſich [don „Ss 
vorher gemerkt "a 
hat, gerichtet und 
die Höhenzahl ab⸗ 
geleſen. Damit 
der Kopf zwiſchen 
den beiden Vi⸗ 
ſuren nicht bewegt 
zu werden braucht, 
muß der gerade⸗ 
aus gehende Blick 
von vornherein 
auf die ungefähre 
Stammitte ge⸗ 
richtet, der Kopf 
alſo — wenn die 
Standlinie an⸗ 
nähernd wage⸗ 
recht — etwas in 
den Nacken gelegt 
werden; ſteht der 
Meſſende auf 
ſteilem Hange 
höher als die 
Baummitte, ſo 
würden Blick und 
Kopf etwas nach | 
unten zu richten einfacher Baum- dir 
fein. Wichtig iſt hoögheumeſſer. N 
auch, daß man Ae 
das Gerät möglichſt weit oben leicht zwiſchen 
zwei Finger nimmt, damit es nicht durch ein⸗ 
ſeitigen Fingerdruck aus der ſenkrechten Lage ge⸗ 
bracht wird. Selbſtverſtändlich darf man die bei 
jeder Baumhöhenmeſſung zu beobachtende Vor⸗ 
ſicht nicht außer acht laſſen, daß man nicht weit 
ausladende Kronenteile ſtatt des eigentlichen 
Wipfels anpiſiert. 

Die theoretiſche Richtigkeit dieſes einfachen 
Höhenmeſſers kann ſich jeder aus der Lehre von 
ähnlichen Dreiecken ſelbſt beweiſen (vgl. Ab⸗ 
bildung 1 S. 278). Ich habe kaum jemals einen 
andern Höhenmeſſer benutzt und mir nur der 
Bequemlichkeit halber das zuſammenlegbare 
Taſchen⸗Metermaß zum Höhenmeſſer in der oben 
beſchriebenen Art zurechtgemacht, wobei der zu⸗ 
ſammengelegt bleibende Teil als Lot dient; das 
bedingt allerdings einen (unbedeutenden) Fehler, 
weil das ſeitlich wirkende Lot die Viſierſchiene 
aus der ſenkrechten Lage drängt. Herr Forſt⸗ 
meiſter Erdmann, der ſeinerzeit mit mir taxierte, 
verbeſſerte den Höhenmeſſer, indem er dazu 
ein Lineal aus durchſichtigem Zelluloid ver⸗ 
wandte. 

Es empfiehlt ſich, das Einüben mit dieſem 
wie jedem andern Höhenmeſſer an Stämmen vor⸗ 
zunehmen, die gleich hinterher geſchlagen und 
liegend gemeſſen werden können, alſo in einer 
Durchforſtung oder einem Schlage. 

Wie werden die ermittelten Höhenzahlen ver⸗ 
wertet? Iſt der aufzunehmende Beſtand ziemlich 
gleichartig und wird die Beſtandsmaſſe aus der 
Beſtandsgrundfläche und einer einheitlichen Form⸗ 
zahl ermittelt, ſo genügt die Berechnung des 

(Fortſetzung ſiehe Seite 496.) 
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Waldgebiet 


Klaſſen: 
Ndlh., St.⸗Inh.: 
Lbh., mittl. Drchm.: 60 u. m. 


über 2,0 


1 


II 
50—59 
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Sachſen S 371 330 278 205 197 ofen „ 1105 
Hannover P 293 276 254 196 202 Schleſien „ 116 
Heſſen⸗Naſſau. R 268 261 197 155 145 Sachſen „ 169 
Weſtfalen e e g 195 Hannover „ 1563 
Rheinprovinz S 212 Heſſen⸗Naſſau . PR 64 
5 He i Kief 320 294 276 170 227 Gees E 
reußen Mat iefer 
éi rl E | S | 342 | 292 219 | 168 260 ee Dat | Kiefer Bo 
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Schleſien S 309 272 223 168 240 Rheinprovinz . Fichte | 145 
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Hannover 4 317 380 320 259 178 
Heſſen⸗Naſſau R 324 261 229 168 256 
Weſtfalen „ 339 312 245 229 231 Papierholz (rm). 
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f Schleſi 2 
Preußen Mai dichte | 293 | 255 217 | 181 | 20 lei 1 
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Preußen Mai | 315 267 Schwellen (fm). 
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Sachſe En SES Brandenburg „ 1236 
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arithmetiſchen Durchſchnitts aus den gefundenen 
Höhen, die dann allerdings nur an etwaigen 
Mittelſtämmen gemeſſen werden dürfen (Be⸗ 
triebsregelungsanweiſung für die preußiſchen 
Staatsforſten vom 17. März 1912 S. 17, Verlag 
von J. Neumann in Neudamm); dieſer Durch⸗ 
ſchnitt iſt die Beſtandsmittelhöhe. Enthält aber 
der Beſtand große Verſchiedenheiten in Stärke und 
Höhe der Einzelſtämme oder will man Maſſen⸗ 


Ch 


tafeln anwenden, fo ift es zweckmäßig, die Höhen⸗ 
kurve des Beſtandes darzuſtellen. Hierzu eignet 
ſich ein Schul⸗Rechenheft mit quadriertem Papier; 
die Stärken werden als Abſziſſen, die Höhen als 
Ordinaten aufgetragen, und durch den ent⸗ 
ſtandenen Sternenhimmel wird aus freier Hand 


die etwa die mittleren Ordinatenpunkte haltende 


Kurve gezogen, aus der für jede der 4. oder 
2⸗Om-Stärkeklaſſen die Mittelhöhe abgelejen wird. 


Parlaments⸗ und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 


22. Sitzung, Dienstag, den 31. Mai 1921. 
Kleine Anfrage Nr. 59 der Abgeordneten 
Kimpel, Herrmann, (Breslau) und Hoff über 
die Ausſchließung der nach dem 1. April 1920 
bis zum 18. März 1921 in den Ruheſtand 
tretenden Lehrer von Aufrückungsſtellen. — 
Druckſache Nr. 144. 

Kimpel, Frageſteller (D.⸗Dem.): Nach der Aus⸗ 
führungsanweiſung zu dem Volksſchullehrer⸗Dienſtein⸗ 
kommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 — I. Teil 
18. März — kommt eine „nachträgliche Berückſichtigung 
bei Verleihung von Aufrückungsſtellen der Gruppe 2 
bei Lehrern (Lehrerinnen), die nach dem 1. April 1920 
bis jetzt in den Ruheſtand verſetzt oder geſtorben ſind, 
nicht in Frage“. 

Da die Aufrückungsſtellen nach Gruppe 2 nach dem 
Dienſtalter verliehen werden und das Volksſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz rückwirkende Kraft ab 1. April 
1920 hat, halten wir die angeführte Vorſchrift der Aı $- 
führungsbeſtimmungen für ungeſetzmäßig. Viele 
Lehrer haben ſich im Laufe des Jahres 1920 nur unter 
der ausdrücklichen behördlichen Zuſicherung in den 
Ruheſtand verſetzen laſſen, daß ihnen alle Wohltaten des 
neuen Beſoldungsgeſetzes zuteil werden. Nach der 
Ausführungsanweiſung werden ſie ſowie zahlreiche 
Witwen und Waiſen beträchtlich finanziell geſchädigt. 


obiger Beſtimmung Veranlaſſung gegeben haben, ode 
erſuchen das Staatsminiſterium, feinen Standpunkt! 
in dieſer Angelegenheit zu ändern. 

Rammelsberg, Kreisſchulrat, Vertreter des Staats⸗ 
miniſteriums: Die Beſtimmung in der Ausſührungs⸗ 
anmeifung vom 18. März 1921 zu dem Volksſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz, wonach eine nachträgliche 
Berudfichtigung bei Verleihung von Aufrückungsſtellen 
der Gruppe 2 bei Lehrern (Lehrerinnen), die nach dem 
1. April 1920 bis jetzt in den Ruheſtand verſetzt oder 
geſtorben ſind, nicht in Frage kommt, entſpricht den fur 
die unmittelbaren Staatsbeamten erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften. Von dieſen kann bei den Lehrern nicht ab⸗ 
gewichen werden. Auf die Verleihung einer Mut: 
rückungsſtelle hat kein Beamter oder Lehrer einen 
Rechtsanſpruch. Auch aus dem Wortlaut des Geſetzes 
ist ein ſolcher Anſpruch für den einzelnen Lehrer nichi 
zu begründen, da das Aufrücken nicht nach einem 
beßimmten Dienſtalter geſetzlich feſtgelegt iſt. Nach 
allgemeinen Grundſätzen können Aufrückungs⸗ oder 
Beförderungsſtellen einem Beamten (Lehrer) nur 
verliehen werden, ſolange er noch im Amte iſt. In 
Rückſicht hierauf iſt durch Erlaß vom 9. März d. J. 
beſtimmt, daß den zum 1. April d. J. in den Ruheſtand 
tretenden Lehrern (Lehrerinnen) mit einer anrechnungs⸗ 
fähigen Dienſtzeit von mindeſtens 35 Jahren noch vor 
dem 1. April d. J. eine Aufrückungsſtelle der Gruppe? 


Wir bitten um Auskunft über die Gründe, die zu | verliehen werden ſoll. 
— Dë ⏑ — 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Urlaubsregelung für Forſtbeamte. 
Allgemeine Verfügung Nr III 37 für 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft. Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 7114. 


Berlin, 2. Juni 1921. 
Unter Bezugnahme auf meine allgemeine 

Verfugung Nr. I 57/1921 (vom 7. Mai 1921 

Nr. IB TIa 3943/II 4336 /III 8298), die auch für 

die preußiſchen Staatsforſtbeamten gilt, und in 

Verfolg meiner allgemeinen Verfügung Nr. III 

93/1920 (vom 17. Oktober 1920 III 19620 uſw.) 

drittletzter Abſatz wird ergänzend für die außer⸗ 

e e Forſtbetriebsbeamten folgendes be⸗ 

ſtimmt: 

1. Die Hilfsförſter, die im Beſitz des Forſtver⸗ 
ſorgungsſcheines ſind, rechnen bei der Urlaubs⸗ 
regelung zu den Beamten der Urlaubsklaſſe B 
(Beſoldungsgruppe V bis VIII). Die Urlaubs⸗ 
zeiten find jedoch nach Ziffer 3 des vorgenannten 
Erlaſſes entſprechend zu kürzen. 

2. Die Beamten im Vorbereitungsdienſt (Ziffer 6 
der obengenanten Verfügung). und zwar die 
Hilfsförſter, die noch nicht im Beſitz des Hilfen 
verſorgungsſcheines ſind, ſowie die Forſtgehilfen 
können im laufenden Rechnungsjahre höchſtens 
bis zu 17 (ſiebzehn) Tage Urlaub unter Fort⸗ 
n des vollen Dienſteinkommens er⸗ 
halten. 

3. Die allgemeine Verfügung Nr. 22/1910 vom 
20. Juli 1910 — III 7967 — wird mit Wirkung 
vom 1. April 1920 aufgehoben. 


4. Die in dieſer Beziehung erſtatteten Berichte 
gelten hierdurch als erledigt. 
Warmbold. 
An die Regierungen (außer Aurich, Münſter und Sigmaringen“ 
und an die Hofkammer in Charlottenburg. 


* 


Betrifft: Erhebung der Einkommenſteuer durch 
Abzug vom Arbeitslohn für das Nechnungsjahr 1921. 


Allgemeine Verfügung III 34 für 1421. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 8813. 


Hiermit überſende ich im Anſchluß an die 
allgemeine Verfügung III 60 von 1920 einen 
Abdruck der Bekanntmachung des Herrn Reichs⸗ 
miniſters der e vom 30. März 1921, 
betreffend Erhebung der Einkommenſteuer durch, 
Abzug vom Arbeitslohn für das Rechnungsjahr 
1921 mit dem Auftrage, unverzüglich das Weitere 
zu veranlaſſen. 

Abdrucke für die Oberförſter, die Forſtbetriebs⸗ 
beamten, die Forſtkaſſen und die Forſt⸗Unter⸗ 
erheberſtellen ſind beigefügt. 

Im Auftrage: von dem Busſche. 


An alle Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Münſter un: 
Sigmaringen. 


Bekanntmachung 
betreffend Erhebung der Einkommenſteuer durch 
Abzug vom eo das Rechnungs⸗ 
ahr A 


Auf Grund der SS 45, 52 des Einkommen⸗ 
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ſteuergeſetzes vom 29. März 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. 

S. 359) beſtimme ich zur Durchführung des 

Steuerabzugs für das Rechnungsjahr 1921 bis 

auf weiteres das Folgende: 

Die zur Durchführung des Steuerabzugs vom 
Arbeitslohn für das Rechnungsjahr 1920 er⸗ 
laſſenen Anordnungen finden auf die Durch⸗ 
führung des Steuerabzugs vom Arbeitslohn für 
das Rechnungsjahr 1921 mit folgender Maßgabe 
finngemäße Anwendung. 

1. Die Abſätze 1 und 2 des § 1 der Be⸗ 
ſtimmungen vom 28. Juli 1920 erhalten mit 
Wirkung vom 1. April 1921 folgende Faſſung. 

der Arbeitgeber hat den ſtändig von ihm 
beſchäftigten Arbeitnehmern bei jeder Lohnzahlung 

10 vom Hundert des Betrages einzubehalten, um 

den der auszuzahlende Arbeitslohn 

a) im Falle der Berechnung des Arbeitslohns 
nach Tagen 4 A für den Tag, 

b) im Falle der Berechnung des Arbeitslohns 
nach Wochen 24 % für die Woche, 

e) im Falle der Berechnung des Arbeitslohns 
nach Monaten 100 & für den Monat über⸗ 
ſteigt. 

Der gleiche Betrag iſt abzugsfrei zu belaſſen 
für die zur Haushaltung zählende Ehefrau des 
Arbeitnehmers. 

Der dem Steuerabzug nicht unterworfene 
Teil des Arbeitslohns erhöht ſich für jedes zur 
Haushaltung des Arbeitnehmers zählende minder⸗ 
zührige Kind 

a) im Falle der Berechnung des Arbeitslohns 
nach Tagen um 6 & für den Tag, 

b) im Falle der Berechnung des Arbeitslohns 
nach Wochen um 36 M für die Woche, 

e) im Falle der Berechnung des Arbeitslohns 
nach Monaten um 150 & für den Monat. 
2. Im Abſ. 6 des § 1 der Beſtimmungen 

vom 28. Juli 1920 treten mit Wirkung vom 

1. April 1921 an Stelle der Worte: „1. Auguſt 

1920“ die Worte: „1. April 1921“. 

3. Der 1a der Beſtimmungen vom 
28. Juli 1920 tritt mit Wirkung vom 1. April 
1921 außer Kraft. Es ſind ſonach von dieſem 
Zelt" ab ohne Rückſicht auf die Höhe des 
Arbeitseinkommens jeweils nur 10 vom Hundert 
von dem dem Abzug unterliegenden Arbeitslohne 
einzubehalten. 

Berlin, den 30. März 1921. 

Der Reichsminiſter der Finanzen. 
gez. Dr. Wirth. 


C 
Aushändigung der Holzzettel, 
Rückgabe von Sicherheiten. 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 10825. 


Berlin, 28 Mai 1921. 

In letzter Zeit ſind hier wiederholt Klagen 
des Holzhandels eingegangen darüber, daß den 
Holzkäufern die Holzzettel mit erheblicher Ver⸗ 
pätung ausgehändigt würden und daß auch die 
Rückgabe hinterlegter Wertpapiere oder ſonſtiger 
Sicherheiten nicht mit der wünſchens werten 
Schnelligkeit erfolgt. Ich beauftrage daher die 
Regierungen, die Aae o anzuweiſen, den 
Käufern die Holzzettel ſofort auszuhändigen, 
ſobald der Kaufpreis gezahlt oder beſtimmungs⸗ 
emäß ſichergeſtellt iſt. Die Überſendung der 
Zettel wird zweckmäßig als eingeſchriebener Brief 
erfolgen. Ebenſo iſt Fürſorge zu treffen, daß 
die Regierungshauptkaſſen die hinterlegten Wert⸗ 
papiere uſw. fo ſchnell wie möglich den Holz⸗ 


4 


käufern e d wenn und ſoweit ſie nach 
den Verkaufs⸗ und Stundungsbedingungen für 
die Abwickelung des Kaufgeſchäfts nicht mehr 
erforderlich ſind. 


A.: v. d. Busſche. 
An alle Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Muͤnſter und 
Sigmaringen. 


* 

. Neichs⸗ (Militär-) Verſorgung. 
(Vergl. Deutſche Forſt⸗Zeitung Nr. 21 und 22.) 

Die am 12. Mai 1921 erfolgte Neuaufſtellung 
des Ortsklaſſenverzeichniſſes hat zur Folge, 
daß vom 1. April 1920 ab die Ortszulagen 
zu den Verſorgungsrenten entſprechend der 
Neueinſtufung von Orten anderweit feſtzuſetzen 
ſind. Die Teuerungszulage zu den Ver⸗ 
ſorgungsrenten iſt mit Wirkung vom 1. Januar 
1921 ab von 25 auf 35 v. H. erhöht worden. — 
Die Erhöhung der für den Anſpruch auf Eltern⸗ 
rente maßgebenden Grenze des einkommen⸗ 
ſteuerpflichtigen Jahreseinkommens der Eltern 
von 1500 auf 3000 A (vgl. S. 388 Spalte 2 
a. a. O.) iſt jetzt durch Verordnung des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters vom 31. Mai 1921 (mit Wirkung 
vom 1. Januar 1921 ab) erfolgt. — Nach der 
gleichen Verordnung iſt von demſelben Zeitpunkt 
ab die Grenze des Jahreseinkommens, die bisher 
für das Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe 
galt (vgl. S. 408 Spalte 1 a. a. O.), um je 
2000 % heraufgeſetzt worden. Die Kürzungen 
beginnen alſo jetzt erſt bei einem ſteuerpflichtigen 
Einkommen von mehr als 7000 „, nach Abzug 
der Verſorgungsgebührniſſe, und das vollſtändige 
Ruhen der Renten tritt erſt bei einem Einkommen 
über 16000 „ ein. — Die ſich aus der Neuregelung 
ergebenden Nachzahlungen ſollen mit größter 
Beſchleunigung erfolgen. Hg. 

V 


In Preußen find landſchaftliche Beamte mittel ⸗ 
bare Staatsbeamte. 


Urteil des Reichsgerichts vom 5. November 1920. 
IV. Strafſenat IV. 311,20. 


Nach $ 69 Teil II Tit. 10 ALR. find die Be⸗ 
amten, die im Dienſt „gewiſſer dem Staate unter⸗ 
geordneter Kollegien, Korporationen und Ge⸗ 
meinden“ ſtehen, mittelbare Staatsheamte. Dazu 
gehören die im Dienſte einer „Gemeinheit“ be⸗ 
findlichen Perſonen, die, weil ſie organiſch in die 
Verfaſſung des Staates eingreift, der ſtaatlichen 
Aufſicht und Bewachung unterliegt. tele Voraus⸗ 
ſetzungen ſind bei den Landſchaften erfüllt, denn 
ſie dienen nicht nur dem Kredit der einzelnen länd⸗ 
lichen Beſitzer, ſondern ſie ſind auch in Rückſicht 
auf das öffentliche Wohl und das Staatsintereſſe 
geſchaffen. (Kabinettsorder vom 29. Auguſt 1769; 
Kabinettsorder vom 15. Juli 1770; Königl. Erlaß 
vom 13. November 1848; Erlaß vom 6. Oktober 
1868.) Die Kabinettsorder vom 14. Mai 1832 
bezeichnet die landſchaftlichen Beamten als mittel⸗ 
bare Staatsdiener im Sinne des $ 69, Tit. 10 
Teil II AL R., aber alle Zweifel beſeitigt das 
Geſetz betreffend die Dienſtvergehen der nicht 
richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852, welches 
im $ 24 erkennen läßt, daß die Beamten der Land⸗ 
ſchaften dem Diſziplinargeſetz unterworfen ſind, 
das wiederum nach feinem $ 1 nur auf mittelbare 
und unmittelbare Staatsbeamte Anwendung finden 
kann. Deshalb ſind die landſchaftlichen Beamten 
mittelbare Staatsbeamte, wie es auch bereits 
das Preußiſche Obertribunal in ſeinem Urteil 
vom 30. November 1870 ausgeſprochen hat. (Ent⸗ 
ſcheidung Reichsgericht, Strafſachen Band 55, 
Seite 143.) Ba. 
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Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Profeſſor Dr. Büsgen 7. Der Profeſſor der 
Botanik Dr. Büsgen an der forſtlichen Hochſchule 
Hann.⸗Münden iſt nach längerem Krankenlager 
am 14. Juni geſtorben. S. 

5 

An alle Angehörigen von Gefallenen des be, 

maligen 6. Jägerbataillons und deſſen Reſerve⸗ 


formationen. Um das Gedächtnis aller der treuen A 


und tapferen Kameraden, die für das Vaterland 
ihr Leben im Kampfe hingegeben haben, in 
Ehren wach zu erhalten, bittet die Traditions⸗ 
kompagnie des ehemaligen 2. ſchleſiſchen Jäger⸗ 
Bataillons Nr. 6 die Familien der gefallenen 
Fe des 6. Jäger⸗Bataillons und deſſen Tochter⸗ 
ormationen (Reſerve⸗Jäger⸗ Bataillon Nr. 6, 
Reſerve Jäger⸗ Bataillon Nr. 22, Radfahrer⸗ 
Kompagnie 150 und 151) um Überſendung je 
eines Bildes, nach Möglichkeit in einem einfachen 
ſchwarzen Rahmen, ſonſt auch ungerahmt. Es 
wird gebeten, auf dem Bilde oder auf der Rück⸗ 
ſeite Namen, Dienſtgrad, Dienſteintritt und 
Kompagnie, Todestag und Ort vermerken zu 
wollen. Gleichzeitig bittet die Traditionskompagnie 
alle Freunde der alten Olſer Jäger um über⸗ 
weiſung von Beträgen, um die eingegangenen 
Bilder in würdiger Weiſe in der Kaſerne der 
Traditioskompagnie aufhängen zu können. Um 
überfendung wird gebeten an die 7. Kompagnie, 
II. (Geb.⸗Jäg.) Batl., Infanterie⸗Regiments Nr. 7, 
Traditionskompagnie des 2. ſchleſiſchen Jäger⸗ 
Bataillons Nr. 6, Hirſchberg. 

A. B.: Broll, Oberfeldwebel. 


CH 
Anrechnung der Militärdienſtzeit auf das Be 
ſoldungsdienſtalter. Bei den Beratungen des 
Reichstagsausſchuſſes für Beamten⸗An⸗ 
gelegenheiten über die Ausführungs⸗Be⸗ 
ſtummungen zum neuen Reichsbeſoldungsgeſetze 
kam es betreffs der Frage einer Anrechnung des 
Kriegsdienſtes zu einer längeren Debatte. Abg. Dr. 
Höfle (Zentr) ſtellte den Antrag, den Satz im 
Regierungsentwurf, wonach die Militär⸗ oder 
Marinedienſtzeit nur bis zur Dauer eines Jahres 
auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet wird, 
zu ſtreichen. Der Antrag wurde vom Ausſchuß 
angenommen. Damit ſoll die ganze geſetzliche 
Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter 
angerechnet werden. 
CH 


Das Ortsllaflenverzeiäntd. Im Beamten 
ausſchuß des Landtages wurde über das neue 
Ortsklaſſen verzeichnis beraten. Wie wir der 
politiſchen Tagespreſſe entnehmen, erklärte ein 
Regierungsvertreter, daß die Reichsregierung in 
allernächſter Zeit in Verhandlungen über die 
einzelnen Landesteile unter Hinzuziehung von 
Vertretern der Regierung aus den Provinzen 
und der Provinzialorganiſation der Beamten: 
leg eintreten werde. Ein Antrag, eine 

erfügung des früheren preußiſchen Fmanz⸗ 
miniſters Lüdemann zurückzunehmen, wonach den 
Regierungspräſidenten unterſagt worden iſt, Ein⸗ 
gaben über das Ortsklaſſenverzeichnis weiter zu 
leiten, wurde zurückgezogen, nachdem der Re⸗ 
gierungsvertreter die Zurücknahme der Verfügung 
in Ausſicht geſtellt hatte. In der Sitzung des 
Beamtenausſchuſſes am 16. Juni erklärte der 


preußiſche Finanzminiſter, daß die Beamten 
im Reich und in Preußen gleich behandelt 
werden müßten, und daß deshalb ein einheit⸗ 
liches Ortsklaſſenverzeichnis notwendig ſei. Das 
Verlangen der preußiſchen Volksvertretung, an 
dem Zuſtandekommen des Ortsklaſſenverzeichniſſes 
mitzuwirken, jet zu verſtehen. Ob das möglich 
ſei im Rahmen der Reichsver 15 ſei aller⸗ 
dings zweifelhaft. Der Ausſchuß nahm einen 
ntrag an, wonach das Staatsminiſterium er⸗ 
ſucht wird, Mitglieder des Preußiſchen Landtages 
zu den demnächſt beginnenden Verhandlungen 
zwiſchen der Reichsregierung, den Regierungen 
der Länder und den Spitzenorganiſationen der 
Beamtenverbände über die Neuaufſtellung des 
Ortsklaſſenverzeichniſſes hinzuziehen, ſoweit bei 
dieſen Verhandlungen Gebiete Preußens in 
Frage kommen. Eine Anfrage betr. Neuregelung 
der Ortsklaſſeneinteilung hat der preußiſche 
SE dahin beantwortet, daß eine 

reiteilung der Ortsklaſſen nicht beabſichtig iſt 
und es aus dringendſten Gründen bei der 
Staffelung nach fünf Ortsklaſſen bleiben muß. 


CH 

Vorprüfung der Forſtbefliſſenen in Preußen. 
Wie das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten mitteilt, haben die Forſtbefliſſenen, 
die am Schluß des laufenden a die 
Vorprüfung abzulegen beabfichtigen, die vor⸗ 
ſchriftsmäßige Meldung ſpäteſtens bis zum 1. Juli 
d. J. dem Rektor der forſtlichen Hochſchule ein⸗ 
en an der fie fich der Prüfung unterziehen 
wollen. 


Die Verlegung der Forſtakademie Tharandt an 
die Univerſität Leipzig abgelehnt. Der Haus⸗ 
haltsausſchuß A des Landtages hat die Anträge 
des Berichterſtatters, den weiteren Ausbau der 
Forſtakademie Tharandt einzuſtellen und die Not⸗ 
wendigkeit ihrer Verlegung an die Univerſität 
Leipzig anzuerkennen, abgelehnt. S. 


* 

Forſtlicher Lehrgang der Landwirtſchaftskammer 
für die Provinz Weſtfalen. Aus den Kreiſen des 
Waldbeſitzes iſt der Wunſch geäußert worden, daß 
die Landwirtſchaftskammer außer dem zurzeit in 
Haltern ſtattfindenden dreiwöchigen forſtlichen Lehr⸗ 
gang einen kleinen Lehrgang nach dem Muſter 
des vorjährigen abhalten möge. Die Landwirt⸗ 
ſchaftskammer kommt dieſem Wunſche gern nach 
und wird in der Zeit vom 18. bis 22. Juli einen 
fünftägigen forſtlichen Lehrgang für Waldbeſitzer 
und Forſtbeamte in Velen i. Weſtf. abhalten. 
In den Lehrplan ſind folgende Vorträge auf⸗ 
genommen: 1. Die Heideaufforſtung. 2. Der 
Dauerwald. 3. Die Beſtandespflege im Privat⸗ 
wald. 4. Betriebspläne und Betriebsgutachten. 
5. Das Nachbarrecht unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der für die Forſt⸗ und Landwirtſchaft 
geltenden Beſtimmungen. 6. Fiſchzucht und 
Kleinteichwirtſchaft als forſtwirtſchaftlicher Neben⸗ 
betrieb. 7. Die Wildkrankheiten und ihre Be⸗ 
kämpfung. 8. Die neueſten Erfahrungen auf 
dem Gebiete der Schädlingsbekämpfung. Außer 
den Waldlehrgängen an drei Nachmittagen ſind 
zwei DN e Exkurſionen in die Gräfl. Lands⸗ 
bergſche Oberförsterei Velen und das Provinzial⸗ 
aufforſtungsgebiet Antoniusheim geplant. Außer⸗ 
dem iſt die Beſichtigung induſtrieller Werke 
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(Torfſtreufabrik, Dampfſägewerk und Samen⸗ 
darre) vorgeſehen. Neben den forſtlichen Lehrern, 
Forſtrat Baumgarten, Münſter, Forſtmeiſter 
Scheffer-Boichorſt, Velen, und Oberförſter 
Smend, Münſter, find die Herren Dr. Koch, 
Münſter, Privat Dozent für Zoologie, Dr. 


Reineke, Münſter, Rechtsanwalt und Juſtitiar, 
Direktor des bak⸗ 
teriologiſchen Inſtituts, Dr. Wundſch, Münſter, 
und Ober⸗ 


Dr. Sachweh, Münſter, 
Leiter der biologiſchen Anſtalt 
ſiſchmeiſter, als Lehrer gewonnen worden. Der 


Koſtenbeitrag für den Lehrgang, der nur bei 


genügender Beteiligung ſtattfindet, beträgt für 


Forſt⸗ und Renteibeamte 40 A. für Mitglieder 
einer Waldbeſitzervereinigung (Waldbeſitzerverein, 
Waldbauverein) oder deren Söhne 70 A. für 
ſonſtige Waldbeſitzer 100 4. Unterkunft wird 
auf Wunſch durch die gräfliche Forſtverwaltung 
zu Velen i. Weſtf. vermittelt. Meldungen bald⸗ 


möglichſt, ſpäteſtens aber bis zum 12. Juli, an 


die Forſtberatungsſtelle der Landwirtſchaftskammer 
zu Münſter i. W. erbeten, die alles weitere ver⸗ 


anlaſſen wird. 
CH 


Unerwünſchte Zuſtände. Nach der Anlage zu 


dem am 17. September 1920 vom Landwirtſchafts⸗ 


miniſterium herausgegebenen Tarifvertrage für die 


Waldarbeiter iſt der ganze Weſten des preußiſchen 


Staates der II. und III., nur der Regierungs⸗ 
bezirk Kaſſel iſt der IV. und V. Lohngruppe zu⸗ 
geteilt. Wer aber nur einigermaßen mit den 
Verhältniſſen im Bezirk Kaſſel vertraut iſt, der 
weiß, daß die Lebensweiſe dort mindeſtens ebenſo 
teuer iſt als in den anderen Bezirken. Aus dieſer 
ungerechten Zuteilung des Bezirks ergeben ſich auch 
recht eigenartige Zuſtände, beſonders in den 


Förſtereien, welche an ſolche einer höheren Lohn⸗ 


gruppe angrenzen. Meine Förſterei, die zur 
V. Lohngruppe gehört, grenzt an die Oberförſterei 
Krofdorf des Regierungsbezirks Koblenz und an 
die Oberförſterei Gladenbach des Regierungsbezirks 
Wiesbaden. Krofdorf gehört zur II. und Gladenbach 
zur III. Lohngruppe. Der Stundenlohn eines 
Arbeiters über 18 Jahre beträgt in der II. Lohn⸗ 
gruppe 4 Mk., in der III. 3,60 Mk. und in der 
V. 3 Mk. Dieſe verſchiedenen Lohnſätze treten 
aber im Holzhauerbetriebe ganz beſonders hervor, 
ſo daß dem Tagesverdienſte von 32 Mk. in meiner 
Förſterei ſolche von 40 bis 50 Mk. in den an⸗ 
grenzenden Förſtereien gegenüberſtehen. Dieſe 
Lohnunterſchiede treten bei Arbeitern auf, welche in 
einem Orte wohnen, unter gleichen Verhältniſſen 
leben, den Forſtfiskus als Arbeitgeber haben und 
nur in verſchiedenen Oberförſtereien beſchäftigt 
werden. Solche Zuſtände führen zur Unzufrieden⸗ 
heit, die der Förſter in erſter Linie zu fühlen 
bekommt, denn dem Arbeiter iſt nicht klarzu⸗ 
machen, daß der Förſter an der Einteilung der 
Lohngruppen unbeteiligt ſei. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit möchte ich noch auf eins hinweiſen. Obwohl 
wir in einem Staate leben und die Staats⸗ 
forſten von einer Zentrale aus verwaltet 
werden, iſt es jedem verſtändigen Menſchen ein 
Rätſel, warum im Bezirk Kaſſel das Brennholz zu 
feſtgeſetzten, teilweiſe kaum die Werbungskoſten 
deckenden Preiſen an die Gemeinden überwieſen 
werden mußte, während in den Oberförſtereien der 
angrenzenden Bezirke das Brennholz öffentlich 
meiſtbietend verkauft werden durſte. Es haben 
im Winter 1920/21 gekoſtet: in der Förſterei 
Lohra, Bez. Kaſſel, 1 rm Bu. Scheit 40 Mk., 
Irm Bu. Knüppel 34 Mk., 1 rm Bu. Reis 


3,45 Mk., in der Oberförſterei K., Bez. Koblenz, 
I rm Bu. Scheit 175 Mk., 1 rm Bu. Knüppel 
150 Mk., 1 rm Bu. Reis 12 Mk. Die Folge der 
niedrigen Preisfeſtſetzung äußerte ſich hier in dem 
außergewöhnlichen Andrange der Bevölkerung auf 
Zuweiſung von Holz: für 683 rm Derbholz hatten 
ſich 490 Haushaltungen gemeldet. Daß unter 
ſolchen Verhältniſſen eine alle Teile befriedigende 
Verteilung unmöglich iſt, brauche ich nicht auszu⸗ 
führen, weshalb die Ortsbürgermeiſter es durchweg 
abgelehnt hatten, die Verteilung des Holzes zu 
übernehmen. Zum Schluß möchte ich noch einen 
unglaublich klingenden Punkt erwähnen. Die Taxe 
für Reisholz war von der Regierung ohne Rück⸗ 
ſicht auf Holzart und Klaſſe durchweg auf die 
Werbungskoſten mit 15) Aufſchlag feſtgeſetzt, und 
ſo kam es, daß das Raummeter Kiefernreis 
IV. Klaſſe dieſelbe Taxe hatte als ein Raummeter 
Buchenreis II. Klaſſe. Hier wie bei der Lohn⸗ 
gruppenbildung mußten ſich die Lokalforſtbeamten 
eine ſcharfe Kritik aus dem Volke gefallen laſſen, 
über Zuſtände, die vom „grünen Tiſche“ aus 
verſchuldet waren. 
Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. 


Forſtwirtſchaftliches. 

Forſtſämereien und Forſtpflanzen. Der Betrieb 
des forſtlichen Samenhandels und der Kleng⸗ 
anſtalten hat erfreulicherweiſe wieder einen Auf⸗ 
ſchwung genommen und im Wirtſchaftsjahre 
1920/21 außer der Deckung des eee 
eine verhältnismäßig anſehnliche Ausfuhr zu be⸗ 
friedigenden bis guten Preiſen ermöglicht. Dieſe 
ſchwankten je nach Keimfähigkeitsprozent und 
Reinheit des Saatgutes, auch nach dem Stande 
der Währung im Auslande. Valutaſtarke Länder 
konnten in Papiermark umgerechnet bis zu 50 % 
mehr bezahlen als e wie Oſterreich, 
Polen und die Tſchecho⸗Slowakei. 

Es erzielten bei der Ausfuhr je Kilogramm: 
1. Eſchenſamen 3 bis 6 &, durchſchnittlich 4 A. gute Sprengmaſt. 
2. Kiefernſamen 100 bis 143 A. ın einzelnen Fällen bis 180 8. 

im großen Durchſchnitt etwa 120 &. 
3. Fichtenſamen (ortsweiſe Vollmaſt) 28 bis 52 &, in einzelnen 
Fällen bis 80 &, durchſchnittlich 37 A. 

4. 1 (Sprengmaſt) 2.50 bis 3,50 &, durchſchnittlich 


5. Birkenſamen (Sprengmaſt) 4 bis 10 &, durchſchnittlich 5,80 &. 

6. Linden ſamen e 22 bis 28K, durchſchnittlich 23,40 K. 

7, 1 (meiſt Bergahorn) 12 bis 16 &, durchſchnittlich 
14,40 &. 


Im Herbſt 1920 und im Frühjahr 1921 
gelangten zur Ausfuhr: 


1. Auf Grund des Friedens vertrages an Frankreich, Belgien 
und Italien: 
Anrechnungsfähiger Wert auch 


4200 kg Eſchenſamen f 
6150 kg Kiefernſamen Reichsabgabe zuſammen etwa 
2100 kg Fichtenſamen 1 Million Mark 
12 450 k g 
2. Im freien Handel: 
mit einem Werte von 
4068 kg Kiefernſamen 5 067 
68836 kg Fichtenfamen .. ..... 2 498 292 
9924 kg Tannenſamen 32 356 K 
2 490 kg Eſchenſameen 9 792 A 
2 200 kg Birkenſanen 12 281 4 
675 kg Lindenſamen 15 882 & 
525 kg Lärchenſanmen 84 238 K 
516 Kg Weymoutskiefernſamen . 52 357 & 
240 kg Bankskiefernſqamen 85 321 4 
416 kg Schwarztiefernſamen. 61472 K 
305 kg Trauben- und Stieleicheln 3845 K 
2331 kg Ahornſanmen 341 A 
212 kg Weißerlenſamen 7082 A 
754 kg Roterlenſamen 12863 A 
21 428 kg ſonſtige Forſtſämereien und 
enn! e 58 904 8 
110915 kg 3 40 103 A 
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Mithin Geſamtausfuhr des Deutſchen Reiches 
an Forſtſämereien Herbſt 1920 und Frühjahr 1921 
123 365 kg mit einem Geſamtwerte von etwa 
4,4 Millionen Mark. 

Die Klenganſtalten haben wiederholt verſichert, 
daß ſie noch genügende Vorräte an Kiefern⸗ und 
Fichtenſamen für 1922 in Reſervebehältern auf⸗ 
ſpeichern konnten. Die anſehnliche Forſtſämerei⸗ 
ausfuhr hatte die günſtige Wirkung, daß Deutſch⸗ 
land ausländiſche Deviſen hereinbekam, außer⸗ 
dem gewährte die Samengewinnung reichlichen 
Arbeitsverdienſt. 

Es ſoll dem Wunſche der forſtlichen Samen⸗ 
handlungen und Klenganſtalten um eingehende 
Mitteilungen über das örtliche Gedeihen der Haupt⸗ 
holzarten auch in dieſem Jahre wieder entſprochen 
werden, und zwar über folgende Arten: 1. Kiefer, 
Ausſichten anſcheinend meiſt gering, um ſo mehr 
wären etwaige ortsweiſe Sprengmaſten von Be⸗ 
deutung; 2. Fichte, Einbringung friſcher Mengen 
von 1921 wäre jedenfalls erwünſcht; 3. Buche, 
4. Stieleiche, 5. Traubeneiche, 6. Roteiche (bei 
3 bis 6 wie vor), 7. Weißerle, 8. Roterle, 9. Berg⸗ 
ahorn, 10. Spitzahorn, 11. Feldahorn, 12. Linde, 
13. Birke, 14. Eſche, 15. Akazie, 16. Ginſter. 

Ich bemerke hierzu, daß 1920/21 wiederholt 
die Einfuhr der unter 7 bis 12, 15 bis 16 genannten 
Holzarten aus dem Auslande zu hohen Preiſen 
nachgeſucht worden iſt. Es ſollte doch verſucht 
werden, auch dieſe Forſtſämereien im Inlande 
zu gewinnen. 

Ginſterſamen wird von Eiſenbahn⸗ und Straßen⸗ 
bauverwaltungen zum Anſäen von Böſchungen 
zwecks ihrer Befeſtigung in nicht geringen Mengen 
verlangt. S 

Die Forſtſamenfirmen wollen anfangs Gep- 
tember über das Gedeihen der Sämereien in den 
einzelnen deutſchen Waldgebieten ſo genau als 
irgend möglich unterrichtet ſein. 

Für den Auslandsverkehr mit Forſtſämereien 
beſteht nach wie vor eine Kontrolle über Ein⸗ und 
Ausfuhr. Hierdurch ſoll vermieden werden, daß 
teure, kulturell nicht unbedingt notwendige 
Sämereien in zu großen Mengen eingehen. So 
wurden 1920/21 von der Douglasfichte, deren 
Samen ſeit 1914 kaum hereingekommen war, 
wegen des hohen Preiſes von 571 & Durchſchnitts⸗ 
preis je Kilogramm nur 413 kg hereingelaſſen, 
von der japaniſchen Lärche 74 kg, Durchſchnitts⸗ 
preis 589 /, von der Sitkafichte 119 kg zu 934 M 
Durchſchnittspreis. Die Einfuhr ausländiſchen 
Kiefern⸗ und Fichtenſamens wurde wegen der in 
der Regel vorliegenden Minderwertigkeit des 
Saatgutes verſagt. Durch die Ausfuhrkontrolle 
ſoll ſichergeſtellt werden, daß der Inlandsbedarf 
an Forſtſämereien vorweg gedeckt werde. 

Bei den Forſtpflanzen wird ſeit Ende Fe⸗ 
bruar 1921 nur die Einfuhr kontrolliert. Es hatte 
ſich herausgeſtellt, daß die Nachzucht von ſolchen 
im Inlande ſich wieder derart gehoben hat, daß 
die finanziell ſich gut lohnende Ausfuhr nicht mehr 
eingeſchränkt zu werden brauchte. Die ſtaatlichen 
und kommunalen Forſtverwaltungen, ebenſo die 
Privatwaldbeſitzer werden in der Lage ſein, ihren 
Bedarf durch Selbſtanzucht, ſonſt bei rechtzeitiger 
Beſtellung in privaten Baumſchulen einzudecken. 
Leider iſt nicht nur wegen des ſtetigen Anſteigens 
der Arbeitslöhne, ſondern auch wegen der erheb⸗ 
kichen Erhöhung der Eiſenbahnfrachttarife der 
Geſtehungspreis für Forſtpflanzen ganz weſent⸗ 
lich geſtiegen. Von der Einfuhrkontrolle für Forſt⸗ 
pflanzen konnte nicht abgeſehen werden, um 
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Pflanzenzuſendungen von zweifelhafter Herkunft 
unterbinden zu können. Ferner verbietet ſich die 
Einfuhr auch ſolcher Pflanzen, die im Inlande 
nachgezogen werden können. 

Sollte 1921 auch nur etwas Buchel⸗ und Eichel⸗ 
maſt anfallen, ſo würde ſich Maſſeneinſaat in 
Kämpen ſehr empfehlen. 

Schließlich ſei erwähnt, daß im Frühjahr 1921 
an die Entente 5 Millionen ein⸗ und zweijährige 
Kiefern und zwei⸗ und dreijährige Fichtenpflanzen 
abgegeben worden ſind. Der Preis ſteht noch nicht 
endgültig feſt. K. 


Nonnenſchäden in Böhmen. Forſtrat Nechleba 
gibt in Nr. 21 der „Wiener Allgemeinen Forſt⸗ 
und Jagdzeitung“ einen kurzen Überblick über 
die gewaltigen Verheerungen, die von der Nonne 
in den Fichtengebieten des böhmiſchen Flach⸗ und 
Hügellandes verurſacht worden find. Kahlfraß 
iſt feſtgeſtellt auf 4996 ha, über drei Viertel be⸗ 
freſſen ſind 7412 ha, gering beſchädigt (andere 
ein Viertel befreſſen) 12347 ha. Für 1921 ſind 
rund 22000 ha als bedroht gemeldet, von denen 
faſt drei Viertel (15499 ha) auf den Forſt⸗ 
inſpektionsbezirk Pilſen treffen. In der Um⸗ 
gebung von Prag (Forſtinſpektionsbezirke Smichow 
und Kgl. Weinberge) war ſchon 1918 und 1919 
Kahlfraß zu verzeichnen. Nach Nechleba werden 
die 1920 über ein Viertel betroffenen Beſtände 
im Sommer des Jahres 1921 vorausſichtlich 
dem vollen Verderben geweiht ſein. Er ſchätzt 
daher die Größe der bisher kahlgefreſſenen oder 
doch ſicher dem Untergange geweihten Fläche 
auf 13000 ha. Bedroht find 1921 Zehntauſende 
von Hektaren. Das Frühjahr und der Sommer 
1921 werden nach Nechleba entſcheidend ſein für 
die Fichtenbeſtände im böhmiſchen Flach⸗ und 
Hügellande. Hoffentlich verbreitet ſich dieſer 
Schädling nicht erheblich in den bedrohten 
Gebieten Sachſens und des nordöſtlichen Bayerns. 
Zittau und Bautzen beklagen ſchon jetzt „ 

e , 


H 


Schäden. 


Se 

Die Ausrüſtung zum Löſchen von Waldbränden 
muß, wenn dem Brande ſachgemäß begegnet 
werden ſoll, in allen Fällen eine andere ſein 
als bei Bränden von Gebäuden. Hierauf ſollte 
beſonders bei jenen Ortsfeuerwehren hingewieſen 
werden, deren Heranziehung bei Waldbränden in 
hunde kommen kann. Bei Feuer im Walde 
andelt es ſich weniger um das Dämpfen mit 
Waſſer als um die Anwendung anderer Hilfs⸗ 
mittel und Werkzeuge, mit denen den jeweiligen 
Umſtänden entſprechend die Beſchränkung des 
Waldbrandes auf ſeinen Herd möglich iſt. Bei 
Aufruf der Wehren iſt nur ſelten bekannt, welcher 
Art das Waldfeuer iſt. Es kommt daher ſtets 
darauf an, daß alle Werkzeuge an Ort und 
Stelle ſind, die gebraucht werden könnten. Es 
ſind darum in jedem Falle bei dem Aufruf der 
Wehr von den Mannſchaften Spaten, Hacken, 
Axte bzw. Beile in möglichſt großer Anzahl mit⸗ 
zubringen. Es hat keinen Zweck, wenn die Mit⸗ 
glieder der Wehr auch in einer noch ſo großen 
Anzahl auf der Brandſtelle erſcheinen und dabei 
ungenügend ausgerüſtet ſind. Bei einem ſo⸗ 
genannten Lauffeuer wird deſſen Ausbreitung 
durch Auspeitſchen mit Zweigen verhindert. Um 
ſolche zu beſchaffen, ſind Axte oder Beile er⸗ 
forderlich. Nach dem Auspeitſchen iſt dafür zu 
ſorgen, daß etwa überſpringende Funken nicht 
wieder Brennſtoffe erfaſſen; dies wird dadurch 
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erreicht, daß um die Brandſtelle ein entſprechend 
breiter Streifen von dem Bodenüberzuge frei⸗ 
gemacht wird, wozu Hacken und Spatengebraucht 
werden. Bei allen Feuerwehren, die unter 
Umſtänden zum Löſchen von Waldbränden heran⸗ 
gezogen werden können, iſt es daher durchaus 
zweckmäßig, dafür Vorſorge zu SE daß Die 
erforderlichen Geräte mitgebracht werden. Um 
das zu erreichen, wird es ſich empfehlen, daß die 
1 mit den betreffenden Verbänden in 
rbindung treten. Wo es die Umſtände möglich 
machen, ſollte auch darauf hingewirkt werden, in 
gewiſſen Zwiſchenräumen Ubungen abzuhalten, in 
denen Maßnahmen vorgeführt werden, die beim 
Löſchen von Waldbränden im allgemeinen zu er⸗ 
greifen ſind. Sn. 


— 


* 
Brief- und Fragekaſten. 

Anfrage Nr. 52. Verſorgungszuſchlag eines 
Revierförſters i. R. Ich erſuche um Mitteilung, 
wie hoch meine Penſion nach den zuletzt ergangenen 
Beſtimmungen iſt und von wann ab dieſe gezahlt 
werden muß. Ich bin in Potsdam eingetreten am 
1. Oktober 1871, Revierförſter ſeit 1. Juli 1899, 
in den Ruheſtand getreten am 1. Juli 1920. An 
Ruhegehalt beziehe ich 9045 „. . Ausgleichszu⸗ 
ſchlag 3015 K. Nach der Tabelle in Nr. 20 Ihrer 
Zeitung müßte ich ſeit 1. Januar 1921 neben 
dem Ruhegehalt von 9045 „ einen Verſorgungs⸗ 


VH 


zuſchlag von 5427 „ bekommen. Ich habe aber 
nur 150 „ als Nachzahlung bekommen. Mein 
Wohnort gehört zur Ortsklaſſe D. 

D., Revierförſter i. R. 

Antwort: Sie haben an Verſorgungszuſchlag 
zu beanſpruchen: 1. vom 1. April 1920: 9045. 0,5 
4522,50, 2. vom 1. Januar 1921 in Ortsklaſſe D 
9045. 0,6 5427 K. Das Ruhegehalt ſelbſt iſt 
mit 9045 „& richtig berechnet. 

Anfrage Nr. 53. Darf ein Privatwald⸗ 
beſitzer ſeinen Forſtbeamten den Titel Hegemeilter 
geben? in G. 

Antwort: Privatwaldbeſitzer dürfen ihren 
Beamten die Bezeichnung „Hegemeiſter“ beilegen, 
aber der Hegemeiſter darf nicht die Abzeichen 
des ſtaatlichen Hegemeiſters tragen. Ag. 

Anfrage Nr. 54. Holzanbau auf einer Froſt⸗ 
fläche. Ich habe in meinem Revier eine 2,5 ha 
große Fläche, guter Boden, jedoch rings von Wald 
umgeben, ein Froſtloch erſter Klaſſe, wo ich ſchon 
alles mögliche verſucht habe anzupflanzen, als Eiche, 
Ulme, Erle, Fichte, Kiefer, Douglasfichte, Wei⸗ 
mutskiefer, jedoch nichts kommt hoch. Würde 
lich hier die Anpflanzung der Bankskiefer empfehlen? 

Förſter K. 

Antwort: Bankskiefer iſt nicht widerſtands⸗ 
fähiger gegen Froſt als gemeine Kiefer und eignet 
ſich für den guten Boden gar nicht. Vielleicht bietet 
der Voranbau von Birke Ausſicht auf Erfolg! S. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Aur geſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats ⸗Forſtverwaltung.“) 


Oberförſterſtelle Limmritz (Frankfurt a. O.) iſt 
zum 1. Oktober zu beſetzen. Dienſtwohnung iſt 
vorausſichtlich noch einige Zeit mit der Famile 
des Vorgängers zu teilen. Bewerbungsfriſt: 


15. Juli. 
Oberförſterſtelle Gifhorn (Lüneburg) iſt zum 
1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 10. Juli. 
Revierförſterſtelle Lindenberg, Oberf. Drieſen 
(Frankfurt a. O.), iſt zum 1. Oktober zu be⸗ 
ſetzen. Wirtichaftöländereien, Nutzungsgelder und 
Dienſtaufwandsentſchädigungen werden nach den 
in Ausſicht genommenen neuen Grundſätzen 
anderweit geregelt. Bewerbungsfriſt: 4. Juli. 
Im Regierungsbezirk Allenſtein ſind zum 
1. Juli folgende Förſterſtellen zu beſetzen: 
Hahnebruch, Oberf. Wolfsbruch. Zur Stelle gehören: 
10,4 ha Acker, 7 ha Wieſen. Dienſtwohnung. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 350 K. Schule in Mittel⸗ 
Pogobien, 1 km. Bahnort Königstal, 9,4 km. 
Kleinort, Oberf. Pfeilswalde. Zur Stelle gehören: 
7 ha Acker, 5,8 ha Wieſen. Dienſtwohnung. 
Dienſtaufwandseutſchädigung 850 A. Schul⸗ und 
Bahnort Peitſchendorf, 3,5 km. 
Bewerbungen find ſofort einzureichen. Zur Be⸗ 
e) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
ift zu erſehen, in welchem Dienſtalter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch koſtet geheſtet 6 &, mit Schreib⸗ 
papier durchſchoſſen 10 A. Hierzu erſchien ein 
Nachtrag vom Januar 1921, Preis geheftet 3 %. 


werbung werden auch die Forſtſchreiber ſowie die 
überzähligen Förſter des Bezirks Allenſtein bis zum 
Forſtverſorgungsjahrgang 1906 einſchließlich und 
die der Regierungsbezirke Königzberg und Gum⸗ 
binnen, ſoweit ſie in dieſen beiden Bezirken den 
Forſtverſorgungsſchein 1904 und früher erhalten 
haben, zugelaſſen. 

Förſterſtellte Waſſerfelde, Oberf. Marienwalde 
(Frankfurt a. O.), iſt zum 1. Oktober voraus- 
ſichtlich zu beſetzen. Wirtſchaftsländereien, Nutzungs⸗ 
gelder und Dienſtaufwandsentſchadigungen werden 
nach den in Ausſicht genommenen neuen Grund⸗ 
ſätzen anderweit geregelt. Bewerbungsfriſt: 4. Juli. 

Hilfsförſter⸗ (Förſter o. R.) Stelle Rolle, Oberf. 
Grohnde (Hannover) iſt infolge Ablebens des 
Inhabers zum 1. Oktober zu beſetzen. Zu der 
Stelle gehört ungefähr 1 ha Wirtſchaftsland. Dienſt⸗ 
wohnung vorhanden. Bewerbungen ſind bis zum 
11. Juli einzureichen. 


Hofkammer. 

Förſterſtelle Krausnick, Oberf. Klein⸗Waſſerburg, 
gelangt vorausſichtlich zum 1. Auguſt zur New 
beſetzung. Bewerbungsfriſt: 1. Juli. 

Förſterſtelle Semmelei, Oberf. Staakow, gelangt 
vorausſichtlich zum 1. Auguſt zur Neubeſetzung. 
Bewerbungsfriſt: 1. Juli. 

Mittelbarer Staats dienſt. 

Gemeindeförſterſtelle Rodenbach bei Neuwied iſt 
ſpäteſtens zum 1. September neu zu beſetzen. Ve⸗ 
werbungen ſind bis zum 10. Juli an den Bürger 
meiſter in Neuwied einzureichen. Näheres ſiehe 
Anzeige. 

Förſter zum baldigen Eintritt geſucht durch Waldbau⸗ 
verein Erbenholz. Bewerbungen ſind bis 1. Juli 
an die Forſtabteilung der Land wirtſchaftskammer 
zu Hannover zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 

Förſter zum baldigen Antritt geſucht. Anſtellung 
vorläufig auf Probe. Bewerbungen ſind an die 
Forſtabteilung der Land wirtſchaftskammer in 
Hannover, Leopoldſtr. 1, einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 
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Perſonal nachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Släſer, Revierförſter in Lindenberg, Oberf. Drieſen, ift 
vom 1. Oktober an nach Groß⸗Friedrich, Oberf. Limmritz 
(Frankfurt a Oh, SE j 

Sampe, Revierförſter in Röthen, Oberf. Göhrde, iſt vom 
1. Juli an auf die Revierförſterſtelle Falkenhof, Oberf. 
Tarrenzien (Lüneburg,, verſetzt. 

Kaſfner, Förſter in Kleinort, Oberf. Pfeilswalde, iſt vom 
1. Juli an nach Rykowitz, Oberf. Ramuck (Allenſtein), 
verſetzt. 

A Hegemeiſter in Zeetze, Oberf. Carrenzien, iſt 
vom 1. Juli an auf die Forſterſtelle Hohenfier, Oberf. 
Göhrde (Lüneburg,, verſetzt. 

Korkum, Förſter o. R. in Oranienbaum, Oberf. Gräfen⸗ 
hamichen, iſt vom 1. Juni an die bebaute Förſter o R.⸗ 
Stelle Coßweda, Oberf. Zeitz (Merſeburg), über⸗ 
tragen. 

Saskomskt, Förſter in Hahnebruch, Oberf. Wolfsbruch, iſt 
vom 1. Juli an nach Polommen, Oberf. Lyck (Allen⸗ 
ſtein), verſetzt. 

Schick, Hegemeiſter in Marjoß. Oberf. Marjoß, iſt vom 
1 Juli an die Förſterſtelle Alsberg, Oberf. Salmünſter 
(Caſſel), übertragen. 

Vogt, Hegemeiſter in Paulsgrube (Wiesbaden), iſt vom 
1. Juli au auf die Förſterſtelle Hörhen, Oberf. Göhrde 
(Lüneburg), verſetzt. 

Aernd, Hilfsförſter in Dalherda (Rhön), Oberf. Hersfeld, 
iſt vom 1. Juli an nach Oranienbaum, Oberf. Gräfen⸗ 
hainichen (Merſeburg), einberufen. 

Bohn, Forſtgehilfe in Greenhorſt in Mecklenburg, tft zum 
1. Wer 5 Klitzſchen, Oberf. Sitzenroda (Merſeburg), 
einber ten 

Bolhöfner, Forſtgehilfe in Dietzhauſen, Oberf. Dietzhauſen, 
iſt en 1. Juli an nach Suhl, Obert Suhl (Erfurt), 
verſetzt 

Hildebrandt. Forſtgehilſe und Hilfsarbeiter an der Regierung 
in Merſeburg, iſt die beſchrankte Kalkulaturbefähigung 
übertragen. 

Müller, Forſtgehilfe in Reckow, Oberf. Zerrin, iſt vom 
1. Jult an nach Mellin, Oberf. Stolp (Köslin), verſetzt. 


Mecklenburg ⸗Schwerin. 
Verſetzt wurden: 
FJahncke, Stationsjäger in Dobbertm, vom 1. Juli an nach 
Gr.⸗Wockern; Topper, Revierjäger in Neukloſter, vom 
20. Mat an nach Friedrichsmoor; Beſtyhal, Revier. 
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jäger in Helm, vom 1. Juni an nach Malchin; Biencke 
Revierjäger in Friedrichsmoor, vom 20. Mai an na 
Cammin. 
Berufen wurden: 

Dieſing, Stationsjäger in Ivendorf, vom 1. Juli an nach 
Gädebehn; Hinzmann, Stationsjäger in Bützow, vom 
1. Juli an nach Warmn; Holtz, Stationsjäger in Stuck, 
vom 1. Juli an die Forſteinrichtungsanſtalt nach 
Schwerin; Cüth, Stationsjäger in Diedrichshagen, 
vom 1. Juli an nach Greven; Moll, Stationsjäger in 
Neuburg, vom 1. Juli an nach Diedrichshagen; Mölker, 
Stationsjäger in Warin, vom 1. Juli an nach Bahlen⸗ 
huſchen; Ries, Nevierjäger in Neukloſter, zur Ver⸗ 
tretung nach Seefeld: HSoß, Stationsjäger in Seefeld. 
vom 1. Jult an nach Greven. 

Gagzow, Stationsjäger in Roſtocker⸗Wulffshagen, iſt vom 
1. Juli an zur Verwaltung der Großherzoglichen 

Stauonsiagerſtelle zu Grambow bis auf weiteres 

beurlaubt. 


Württemberg. 
Verſetzt wurden: 
Söhnlein, Forſtmeiſter in Oberndorf, auf das Forſtamt 
Rottenmünſter in Rottweil; Dr. Wörnle, Forſtmeiſter. 
an das Forſtamt Einſiedel in Tübingen. 


Übertragen wurde: 

Gornung, Forſtaſſeſſor, die Forſtamtmannsſtelle beim Forſt⸗ 
amt Tuttlingen: Bemppis, Forſtaſſeſſor, die Forſt⸗ 
amtmannsſtelle beim Forſtamt in Ulm. 


Anhalt. 


Hofkammer. 
Verſetzt wurden: 

Kobitzſch, Forſtmeiſter in Ballenſtedt, nach Waldhaufen; 
Haring, Forſtaſſeſſor in Heidelberg, nach Ballenſtedt 
mit der kommiſſariſchen Verwaltung des Forſtr. Ballen⸗ 
ſtedt; Machemehl, Wildmeiſter in Deſſau, nach Roßlau: 
ns Förſter in Forſth. Habichtsfang, nach Forſth. 

lten; Freuße, Förſter in Laſchwitz, nach Habichtsfang: 
Sowa, e in Forſth. Friedrichsthal, nach Vockerode; 
Klein. Revierjäger in Luſchwitz, nach Pötnitz; Preuße, 
Hilfsjäger in Luſchwitz, nach Stolzenberg; Schüler, 
Hilfsjäger in Schloß Louiſtum, nach Gr.⸗Kühnau; Witte, 
Hilfsjäger in Gr.⸗Kühnau, nach Schloß Louiſium. 
In den Ruheſtand wurden verſetzt: 

König, Revierförſter in Forſth. Alten; Aernhard, Förſter 
ee e Rab ſtein, ſſt aus dem Herzegl. 

Gedre, Revierjäger in Rabenſtein, aus dem rzog 
Dienſte ausgeſchieden. 


Lei 


Vereinszeitung. 
Preußiſche Staatsförſtervereinigung. III. Eine Arbeitsgemeinſchaft mit dem Revier⸗ 


Beſchlüſſe aus der Hauptverſammlung. 

1. Der Beitrag der Mitglieder für das 
laufende Jahr 1921 wird auf 30 & feſtgeſetzt; 
möglichſt baldige Einſendung an den Kaſſenführer⸗ 
Kollegen Laabs in Pilowmühle bei Groß⸗ 
Zacharin, Kr. Köslin, auch in zwei Raten, erwünſcht, 
auch Poſtſcheck Neuſtettin Nr. 223 (Konto Laabs). 

2. Zur Schaffung einer finanziellen Baſis 
ſind in opferwilligſter Weiſe von den am 10. Juni 
in Berlin anweſenden Mitgliedern 2650 „ ge⸗ 
zeichnet worden. Die abweſenden Mitglieder 
ſollen in einem Aufruf gebeten werden, zur 
finanziellen Sicherſtellung der Vereinigung nach 
Kräften beizutragen. 

3. Organiſationsfragen: 

L Die am 25. Mai d. F. erfolgte Wahl des 
Vorſtandes iſt auf die Dauer von drei Jahren 
beſtätigt worden. Neu hinzugetreten zum 
Geſamtvorſtande ſind: Hegemeiſter Küſter, 
Bez. Arnsberg, Forſtanwärter Kaſſube, Linde, 
Poſt Löwenberg i. d. Mark, Bezirk Potsdam, 
und Hegemeiſter a. D. Simon, Neudamm, 
als Vertreter der Penſionäre. 

Bis zur völligen Entwicklung der Vereinigung 
treten an Stelle der Bezirks⸗Vorſitzenden 
Vertrauensmänner, deren Namen und Wohnort 
in einer der nächſten Nummern des Vereins⸗ 
blattes bekanntgegeben werden. 

Zurzeit gehen alle Anmeldungen, Anfragen 
uſw. durch die Hand des erſten Vorſitzenden. 


förſter⸗ und Oberförſterverein ſoll angeſtrebt, 
eine Verbindung mit den Vertretern der 
NEE gefucht werden. Die Zuſage 
es Revierförſtervereins iſt durch den Mund 
feines in der Hauptverſammlung anweſenden. 
1. Vorſitzenden bereits erfolgt. Ein bezüg⸗ 
liches Schreiben an den Staatsoberförſter⸗ 
verein iſt abgegangen. Die Fühlung mit 
der Forſtwiſſenſchaft iſt genommen. 
4. Arbeitsplan für die nächſten Monate: 
IJ. Den Wirtſchaftsländeret⸗Erlaß in feiner 
jetzigen Form umzugeſtalten iſt anzuſtreben. 
Geſuche um Erhaltung bisheriger Wirtſchaft 
ſind bei Ablehnung durch die Regierungen 
zum Entſcheid dem Herrn Miniſter zu unter⸗ 
breiten. Eine gegen den Willen der Inhaber 
beabſichtigte EE des Wirtſchafts⸗ 
landes wirkt produktionsſtörend. Unſere 
Freunde im Parlament ſind bereit, für Er⸗ 
haltung des Wirſchaftslandes, wie es die 
Ortlichkeit erfordert, einzutreten. 
Vereinfachung der Verlohnung. Der Herr 
Oberlandforſtmeiſter hat eine möglichſt baldige 
Inangriffnahme dieſer Sache durch einen 
Ausſchuß von Oberförſtern, Förſtern und 
ſchllge e in Ausſicht geſtellt. Vor⸗ 
chläge ſind vorzubereiten. 
III. Eine Erhöhung der Zahl der Revierförſter⸗ 
eb wird auch durch das Parlament er⸗ 
trebt werden. Die beabſichtigte Vermehrung 


* 
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diefer Stellen ift durch den bisherigen 
Mmiſter Braun leider unterbunden worden; 
auf weſſen Veranlaſſung, wird zu ermitteln 
verſucht werden. 

Für die Forſtanwärter: Erhöhung der Be⸗ 
üge der jüngiten Jahrgänge und Verkürzung 
es Vorbereitungszeit von neun auf fünf 
Jahre. Die Zwangsnotierung der Anwärter 
der Kriegsjahrgänge (1915 bis 1920) iſt eine 
Benachteiligung der Kriegsteilnehmer, die 
Sonderbeſtimmungen vom 23. Januar 1921 
— auf Wunſch des Staatsförſtervereins ver⸗ 
anlaßt — müſſen bekämpft werden. 

5. Satzungen: Zur Ausarbeitung möglichſt 
kurzer Satzungen iſt ein Ausſchuß gewählt worden, 
deſſen Vorſitz Herr Hegemeiſter Blaue, Bezirk 
Frankfurt a. O., führt. 

* 


Die Sitzung am 10. Juni, die von vor⸗ 
mittags 11 Uhr bis nachmittags 6 Uhr dauerte, 
war eine freudig bewegte. Auf eigene Koſten 
reiſend, waren die Mitglieder von Weſten und 
Oſten weither erſchienen, um Zeugnis abzulegen 
für eine Sache, die ihnen nicht nur Verſtandes⸗ 
und Standes⸗, ſondern auch zugleich Herzens⸗ 
angelegenheit war, und unſere Ge die noch 
nicht Mitglieder geworden, werden das Bewußt⸗ 
ſein mit nach Hauſe genommen haben, daß das 
warme Bekenntnis zum Vaterlande der Arbeit 
erſt die echte Weihe gibt. 

Der 11. Juni war dazu N ſich dem 
Herrn Oberlandforſtmeiſter und feinen Räten 
vorzuſtellen, die Grundſätze und Richtlinien be⸗ 
kanntzugeben und den Herren zu ſagen, daß die 
Preußiſche Staatsförſtervereinigung nicht auf dem 
Boden des Kampfes gegen die Zentralforſtverwaltung 
ſteht, vielmehr heute ein Band zu knüpfen 
gedenkt, das alle ſtaatlichen Forſtbeamten zum 
gemeinſamen Schaffen umſchlingen ſoll. 

Mit freudigem Vertrauen ſind wir empfangen 
worden, mit freudiger Zuverſicht haben wir 
unſere Wünſche unterbreitet, und froher Hoffnung 
ſind wir davongezogen zu unſern alten Freunden 
im Preußenparlament, empfangen mit offenen 
Armen und offenen Herzen. Ich glaube, wir 
haben wieder gutgemacht, was einſt die 
Delegiertenverſammlung des Staatsförſtervereins 
im verfloſſenen Jahre unter Führung der Herren 
Hoefler und Gebhard zerſtört hat. 

Gör itz, Poſt Karwitz, Kreis Schlawe, den 

15. Juni 1921. Neumann, Hegemeiſter. 
C 
Bertrauendmänner. 

Bei der Hauptverſammlung am 10. Juni d. J. 
in Berlin ſind folgende Kollegen als Vertrauens⸗ 
männer gewählt: 8 


Bezirk 

Königsberg: Förſter Chriſtoleit, Friſching 
b. Kl.⸗Schönau. 

Gumbinnen: Be Binder, Buylien (Poſt). 

Allenſtein: Ge Frädrich, Pfeilswalde 

oſt). 

Marienwerder: Hilfsf. Stade, Neue Walkmühle 
b. Rieſenburg, Weſtpr. 

Schneidemühl: Förſter Koch, Schönberg b. Balden⸗ 
burg, Weſtpr. 

Potsdam: Hegemeiſter Specht, Triebſch b. 
5 

Frankfurt: egem. Burghardt, Hirſchgrund 
b. Kerken. 

Stettin: egem. i. R. Wegner, Jacobs⸗ 


agen. 
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Köslin: E Buchen, un b. Lettin. 

Stralſund: örſter Leitow, Saßnitz. 

Breslau: örſter Dittmann, Nimkau b. 
eumark i. Schl. 

Oppeln: ilfsf. 5 icke, Kleinelguth, 
. Oels. 

Liegnitz: le Faſſunke, Lamsdorf, 
erſchl. 

Magdeburg: Forer Becker, Golzhauſen b. 

. olbitz. 

Schleswig: örſter Bergholz, Glashütte b. 
ahrenkrug. 

Hannover: egem. Scholz, Beber b. Rakede. 

Hildesheim: Sele Gotzkowski, Neuhaus, 
olling. 

Münſter: örſter Franke, Bollerborn b. 
ltenbeken. 

Arnsberg: Gos. Küſter, Niedermarsberg 
oſt). 

Caſſel: Si Reinknecht, Veckerhagen 

Soft Ä ee Suifenborft b 

ofkammer: egem. ulze, Luiſenhorſt b. 
Ben Nm. S 
2 


Nachrichten des „Waldheil“. 


Betrifft Beitragszahlung 1921. 

Im Anſchluß an die Veröffentlichung in Nr. 17 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ bitten wir die ver⸗ 
ehrlichen Mitglieder, die etwa noch ausſtehende 
Beitragszahlung recht bald nachholen zu wollen. 
Dabei machen wir nochmals auf die vom 
1. Januar d. J. an beſchloſſene Beitrags⸗ 
erhöhung von 4 auf 6 Mark, bzw. von 6 auf 
10 Mark aufmerkſam und bitten die 5 
Mitglieder, die nur den bisher üblichen Beitrag 
eingeſchickt haben, den Reſt alsbald nachzuſenden. 
Wegen der jetzt ſehr hohen Poſtgebühren möchten 
wir gerne eine Einſendung durch Nachnahme ver⸗ 
meiden; dieſe muß aber auf Grund der Satzung 
unter Berechnung von 1,20 / Nachnahmekoſten 
doch erfolgen, wenn der erbetene Beitrag nicht bis 
ſpäteſtens zum 1. Auguſt in unſeren Händen ift. 

Neudamm, den 8. Juni 1921. 

Die Geſchäftsſtelledes Vereins „Waldheil'. 
J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 
— 
Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Feruſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Meiſter, Alfred, Forſtaufſeher, Forſthaus Dobrichau, Poſt 
einrichau, Kreis Münſterberg, S 
Barth, Wilhelm, Forſtgehilfe, Schatzberg, Poſt Canditten, Kreis 
Pr.⸗Eylau, Oſtpr. 
Müller, Helmut, Hilfsförſter, Roſtin, Kreis Soldin. 


SE Wilhelm, Gutsförſter, Kamp bei Vogelſang⸗Grünhoff, 
Holſtein 
Geiſel, Wilhelm. Revierförſter, Forſthaus Kienberg, Poſt 


Trebbin, Kreis Teltow 
Kraus, Reiner, Forſtaufſeher, Lippberg, Kreis Beckum i. Weſtf. 
Knollmann, Hans, Tharandt, Cottaſtraße 63. 
Schmiedebach, Emil, Gutsförſter, Gut Rhinow, Weſthavelland. 
Wahl, Chriſtian, Forſtgehilfe, Breitenbach a Herzberg. 
Scherbart, Willi, Forſtgehilfe, Neuhof, Poſt Virchow, Kreis 
Dramburg, Pomm. 
Potreck, Walter, Forſtgehilfe, Ben, Kreis Raſtenburg, Oſtpr. 
Krüger, Wilhelm, Gutsjäger, Staven, Meckl.⸗Strelitz. 
Lange, Paul. Hilfsförſter, Forſthaus Chmelowken, Poſt Auer, 
Kreis Mohrungen. 


C 
Betrifft Jahrbuch! 
Wir machen unſere Mitglieder darauf auf⸗ 
merkſam, daß zum Schluſſe des Jahres wieder 
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ein 1 erſcheinen ſoll, und zwar nach Ein Antrag des Städtiſchen Oberförſters Fleck 
dem Stande der Mitglieder vom 1. Oktober d. J. aus Frankfurt a. Main, das Heim ſpäteſtens zum 


1. April 1922 in Selbſtbewirtſchaft zu nehmen, iſt 


Um die Adreſſen aller Mitglieder möglichſt genau 
N zum Beſchluß erhoben worden. Nach dem Kaſſen⸗ 


zu haben, iſt es erforderlich, daß wir von N S dem 
etwaigen Adreſſenänderungen, auch von ſolchen, bericht find an Vermögen (Grundbeſitz in Gold⸗ 
die noch bis zum 1. Oktober d. J. wirkſam] wert) 535 505,16 & Vorhanden. n Ausſicht 
werden, ſofort in Kenntnis geſetzt werden, um genommen iſt, einen Teil des Grundbeſitzes an 
in dem Jahrbuch eine möglichſt genaue Überficht | Siedler (Kriegsbeſchädigte, Jäger und Schützen) 
geben zu können. Wir richten deshalb an alle abzugeben. Bekanntgegeben wurde weiter, daß 
unfere Mitglieder, deren Adreſſen ſich bereits 
geändert haben, von denen wir bisher keine 
Nachricht erhielten und die ſich noch bis zum 
1. Oktober ändern, die Bitte, uns rechtzeitig 
Kenntnis zu geben. 
Die Geſchäftsſtelle: Paul Ritthauſen. 
F 


der Preußiſche Staatsoberförſterverein einen jähr⸗ 
lichen Beitrag von 1000 & zahlen will und daß 
ein Zuſammenſchluß aller Jäger⸗ und Schützen⸗ 
vereme zu einem Reichsverband geplant iſt. Es 
ſoll dann verſucht werden, von dieſem einen 
jährlichen Zuſchuß von 1 M pro Mitglied zu 
erhalten. Auch von unſerm Verein wird ein 
jährlicher Pauſchalbeitrag ſchon ſeit einigen 
Jahren gezahlt, welcher bisher jährlich 400 A 
betrug und bisher aus dem in den Kriegsjahren 
eingeſammelten Kriegsunterſtützungsfonds bezahlt 
worden iſt. Unſer Vertreter erklärte, daß er für 
die Zahlung eines feſten Beitrages durch unſern 
Verein eintreten würde, wenn auch die Aufnahme 
von Forſtleuten, die nicht Jäger und Schützen 
S l geweſen find, im Heim ermöglicht würde. Dieſe 

Zugelaſſen werden ſolche Anwärter, die Anregung wurde vom Herrn Grafen Korff⸗ 
1. die Forſtlehrlingsſchule in Templin nicht bes! Schmiefig, Kerſſenbrock, im Auftrage des allgemeinen 


ſucht haben, Deutſchen Jagdſchutzvereins zu dem Antrage 


Betrifft Forſtgehilfenprüfungen. 

Durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung 
vom 16. Auguſt 1919 ſind innerhalb der Bezirks⸗ 
gruppen Forſtgehilfenprüfungen abzuhalten. 

ie ſollen feſtſtellen, ob die Prüflinge das 
Maß an Kenntniſſen erreicht haben, welches 
vbilligerweiſe am Schluſſe einer guten Lehrzeit 
erreicht werden kann. 


2. eine Z jährige Lehrzeit bei einem Mitgliede unſeres erweitert, daß alle Forſt⸗ und Jagdſchutzbeamte 
Vereins durchgemacht haben, in dem Heim Aufnahme finden könnten. Dieſer 

3. nicht über 22 Jahre alt find, Antrag wurde dann einſtimmig angenommen. 

4. Mitglied des Vereins find, wenn fie die Prüfung Hierdurch iſt allen unſern Mitgliedern die 
nicht unmittelbar nach Beendigung ihrer Lehr⸗ Möglichkeit geboten, Aufnahme in dieſem Heim 
zeit ablegen. zu beantragen. Die Geſchäftsſtelle. 

Die Gef uche um Zulaſſung ſind an die Bezirks⸗ 

Hruppenvorſitzenden zu richten und zu belegen mit: 

L einem Geburtsſchein, 

2. einem Lehrzeugnis, 

Z. einem kurzgefaßten Lebenslauf, 

4. einer Beſcheinigung über außerdienſtliches Ver⸗ 
halten, ausgeſtellt von dem Vorgeſetzten oder 
Dienſtherrn, wenn ſich der Antragſteller bereits 
im Dienſt befindet, 

3. einer einfachen Revierbeſchreibung, der die 
beglaubigte Verſicherung anzufügen iſt, daß der 
Geſuchſteller die Arbeit ohne fremde Hilfe an⸗ 
gefertigt hat. 

Anwärter, bei denen Abſatz 4 der Zulaſſungs⸗ 
beſtimmungen in Frage kommt, haben die Mit⸗ 
gliedsnummer anzugeben. 

Iſt den ſich meldenden Anwärtern vom 
Bezirksgruppenvorſitzenden die Mitteilung zu⸗ 
gegangen, daß ſie zur Prüfung zugelaſſen ſind, 
ſo haben fie eine Prüfungsgebühr von 20 A 
innerhalb 14 Tagen nach Eingang der Mitteilung 
an dieſen zu zahlen. Die Geſchäftsſtelle. 


CH 
Ortsgruppe Belzig. 

Der Vorſitzende begrüßte die erfchlenenen 
Kollegen und dankte den 24 Herren für ihre 
Anweſenheit. Nach Eintritt in die Tagesordnung 
wurde Punkt 1 „Forſtliches“ durch Beſprechung 
wichtiger Tagesfragen erledigt. Zu Punkt 2, 3 
und 4 „Vorträge“ erhalten Oberförſter Küenzer, 
Wieſenburg, zum Vortrag „Natürliche Buchen⸗ 
verjüngung“, Förſter Nielſen, Arensneſt, über 
KEE und Oberwildmeiſter Schu⸗ 
macher, Schmerwitz, über „Jagdliches“ nach⸗ 
einander das Wort. Man folgte den Ausführungen 
mit großem Intereſſe. Nachdem der Vorſitzende 
fur dieſe ſehr ſachlich ausgeführten Vorträge 
gedankt hatte, wurde zu Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung „Verſchiedenes“ übergegangen. Bei 
Beſprechung von Kulturfragen herrſchte große 
Meinungsverſchiedenheit über die zu verwendende 
Kiefern⸗Sameninenge bei Streifenſaaten. Auf 
Rundfrage des Vorſitzenden ſprach ſich die 
Mehrzahl der Teilnehmer für eine Samenmenge 
von 4 kg je Hektar aus. Zu den Bezirksgruppen⸗ 
Verſammlungen wurde Oberförſter Breuer, 
Altehölle, als ſtändiger Delegierter gewählt. Die 
Wahl wurde von ihm angenommen. Wegen der 
im Juni vor der Heuernte in Ausſicht geſtellten 
Bezirksgruppen ⸗Verſammlung in Wieſenburg 
wollte ſich der Vorſtand mit dem Vorſitzenden 
der Bezirksgruppe in Verbindung ſetzen. 

Breuer, Nielſen, 
Vorſitzender. Schriftführer. 
2 


CH 

Das Invalidenheim für Jäger und Schützen 

in Marburg. 

Am Sonntag, dem 22. Mai, hat in Marburg 
die fünfte ordentliche Mitgliederverſammlung des 
Invalidenheim für Jäger und Schützen ſtatt⸗ 
gefunden. Als Vertreter unſeres Vereins nahm 
am dieſer Verſammlung wegen Behinderung des 
Herrn Forſtrats Eulefeld Herr Oberförſter Feuer⸗ 
born aus Gersfeld, Rhön, teil. Aus dem dort 
erſtatteten Geſchäftsbericht iſt zu entnehmen, daß E 
das Heim wegen der immer noch beſtehenden Ortsgruppe Niederlauſitzer Grenzwald. 
Schwierigkeiten bisher nicht eröffnet werden Der Vorſitzende, Revierförſter Redlich, er⸗ 
konnte. Das Heim iſt jetzt noch vom Finanzamt öffnete am 22. Mai die nach Altdöbern (N.⸗L.) 
bewohnt, das vorausſichtlich zum 1. September einberufene, von Mitgliedern und Gäſten zahl⸗ 
D. J., oder aber am 1. April 1922, auszieht. reich beſuchte Verſammlung um 3 Uhr nachmittags. 


Nr. 26 Bd. 36 (1921) 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


505 


Den Anfang nahm ein 2 ½ſtündiger Lehrausflug 
in den Schloßpark Altdöbern unter Führung des 
Parkobergärtners Bauer, welchem an dieſer Stelle 
für ſeine vorzügliche Leitung noch beſonders 
gedankt ſei. Dem Lehrausflug hatte auf Ein⸗ 
ladung auch der Gartenbauverein Altdöbern 
Folge geleiſtet. — Den Beſuch der Bezirksgruppen⸗ 
verſammlung in Wieſenburg mit Ausflug in den 
Bärenthorener Kieferndauerwald ſtellten mehrere 
Kollegen in Ausſicht, während eine Beteiligung 
an der Mitglieder⸗Hauptverſammlung in Kolberg 
noch in Frage geſtellt blieb. — Die Einziehung 
der Ortsgruppenbeiträge fand ſchnellſte Er⸗ 
ledigung, worauf bei der Beſprechung des Lehr⸗ 
ausfluges in den Schloßpark länger verweilt 
wurde. Als Anträge lagen zwei ſolche vor, welche 
nach Durchberatung und ohne Widerſpruch an 
die Bezirksgruppe gereicht wurden. Die Anträge 
betrafen: a) der Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands wolle verſuchen, bei dem Reichs⸗ 
verband der Waldbeſitzer zu bewirken, daß die 
„Deutſche Forſt⸗ Zeitung“ für jede Förſterei 
inventariſiert wird, d. h. daß jeder Forſtbeamte 
mit Revier die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ auf 
Verwaltungskoſten halten darf; b) Erſuchen des 
Vereins um Bewilligung von Mitteln zu Werbe⸗ 
zwecken (Sammelrufen), um den Mitglieder⸗ 
zugang zu ſtärken. Diesbezügliche Rufe hätten 
auch in den Jagdzeitungen zu erfolgen. — Unter 
Verſchiedenes fielen zwiſchen anderem Vor⸗ 
leſungen aus dem Jahrbuch der Dendrologiſchen 
Geſellſchaft ſowie die Frage einheitlicher Ver⸗ 
abfolgung von Beeren⸗ und Pilzeſammelſcheinen 
nach Muſter der Staatsforſten. Die nächſte Ver⸗ 
ſammlung wurde auf Sonntag, den 14. Auguſt 
d. J., nachmittags 3 Uhr, anberaumt, und zwar 
wie ſeither nach Altdöbern, Hotel Hohenzollern. 
Inzwiſchen ſoll ein Scheibenſchießen veranſtaltet 
werden. — Zum Schluß wurde Herrn C. Garbaty 
für die Bereitſtellung ſeines Parkes ſowie den 
teilnehmenden Gäſten für ihr Erſcheinen gedankt. 
J. A.: Lebrecht, Ortsgruppen⸗ Schriftführer. 
S 

Ortsgruppe Recklinghauſen und Umgegend. 
Bericht über die Verſammlung in Dorſten 
und die Exkurſion in Lembeck i. W. am 

11. Mai 1921. 

Um 1 Uhr eröffnete der Vorſitzende, Kollege 
Elbers, die Verſammlung und hieß die Er⸗ 
ſchienenen herzlichſt willkommen. Es waren 
16 Kollegen, 2 Gäſte und 9 Damen erſchienen. 
Da für die Verſammlung nicht viel Zeit übrig 
blieb, wurde keine beſondere Tagesordnung bekannt⸗ 
gegeben. Es wurden die einzelnen Punkte der 
Tagesordnung der bevorſtehenden Bezirksgruppen⸗ 
verſammlung am 19. Mai in Arnsberg beſprochen. 
Zu Punkt 5 der Bezirksgruppenverſammlung, 
„Bildung und Tätigkeit der Ortsgruppen“, ſtellte 
die Verſammlung folgenden Antrag: „Die 
Bezirksgruppe Weſtfalen iſt nach Kreiſen, ſoweit 
dieſes noch nicht geſchehen iſt, in Ortsgruppen 
einzuteilen. Die Ortsgruppen ſollen dem Vor⸗ 
ſitzenden der Bezirksgruppe bis zum 1. Juli Bericht 
erſtatten, ob die Ortsgruppen gebildet ſind. — 
— Die Kollegen Nolde und A. Berkenheger 
wurden von der Ortsgruppe als Delegierte für 
die Bezirksgruppenverſammlung gewählt. Stark 
getadelt wurde von der Verſammlung, daß der im 
Juli vergangenen Jahres beſchloſſene Gehalts⸗ 
tarif zum größten Teil noch nicht zur Durchführung 
gekommen war. Als Ort der nächſten Verſammlung 
mit Exkurſion am 19. Juli wurde das herrlich 


gelegene Schloß und Revier Kappenberg bei Lünen 
gewählt. 

Hierauf wurde vom Vorſitzenden um 2 Uhr die 
Verſammlung geſchloſſen, um noch rechtzeitig den 
Zug um 2,20 Uhr nach Wulfen zu erreichen. Um 
3 Uhr erreichten wir die idylliſch gelegene Ober⸗ 
förſterei Natteforth, wo uns unter alten Wald⸗ 
rieſen der Kaffeetiſch erwartete. Nachdem wir uns 
mit Kaffee und Kuchen geſtärkt hatten, dankte der 
Vorſitzende im Namen der Ortsgruppe der Frau 
Forſtmeiſter Joly für ihre liebenswürdige Be⸗ 
wirtung. Forſtmeiſter Joly erläuterte an Hand 
der Revierkarte die Lage des Reviers. Hierauf 
begann unter Führung des Forſtmeiſters Joly 
der Revierbegang durch einen Teil des Reviers, 
während die Damen noch beim Kaffee verblieben. 

Zu Anfang wurden die bei der Oberförſterei 
ſtehenden Vaumrieſen bewundert, darunter 
eine ſchön gewachſene Kiefer mit 94 em Durch⸗ 
meſſer und 24 m Höhe. Weiter ſahen wir gut 
gelungene Anbauverſuche verſchiedener Holzarten. 
Ein vom Sturm ſtark gelichteter 40jähriger Kiefern⸗ 
beſtand, wo die großen Lücken mit Lärchen und 
Buchen bepflanzt und der übrige Teil mit Buchen 
unterbaut waren, fand allgemeines Intereſſe. 
Durch eine Lärchenallee mit bis zu 40 m 
hohen Lärchen kamen wir zum Schloſſe Lembeck. 
Nach Beſichtigung des herrlich gelegenen Schloſſes 
mit ſeiner gewaltigen und ſchönen Bauart ſowie 
der reichen und koſtbaren Innenſchätze unter der 
liebenswürdigen Führung des Herrn Grafen von 
Merveldt ſowie der Frau Gräfin betraten wir 
den ſogenannten „Lembecker Hagen“, ein etwa 
100 ha großer mit Eichen durchſtellter Buchen⸗ 
beſtand. Er iſt wohl einer der ſchönſten und 
älteſten Beſtände in Weſtfalen mit ſeinem vorzüg⸗ 
lichen und geraden Wuchs. Die durchſchnittliche 
Länge des Beſtandes iſt etwa 25 bis 30 m. An den 
Wegen und in einzelnen Horſten ſtanden Weiß⸗ 
tannen, die ſich wieder durch gewaltige Länge 
auszeichneten. Am Schluſſe unſerer Wanderung 
wurden wir überraſcht durch ein von Herrn Grafen 
v. Merveldt geſtiftetes Faß Bier, wozu die Frau 
Gräfin unter den alten Buchen einen Imbiß 
darbot. Kollege Mues dankte dem gräflichen Paare 
im Namen der Ortsgruppe für die liebenswürdige 
Bewirtung. Auch an dieſer Stelle ſei dem Herrn 
Grafen von Merveldt und der Frau Gräfin ſowie 
der Frau Forſtmeiſter Joly gedankt. Dem Herrn 
Forſtmeiſter Joly danken wir für die Exkurſion, 
welche beſonders für die lüngzten Kollegen 
lehrreich war. Um 8 Uhr wurde in heiterer 
Stimmung der Rückweg nach Bahnhof Lembeck 
angetreten. Berkenheger, Schriftführer. 


Verein deutſcher Forſtbea mten. 
Bericht 
über die erſte General-Verſammlung 
des „Vereins deutſcher e e am 
29. Mai 1921 in Berlin, Königgrätzer Str. 111. 
Reſtaurant „Königgrätzergarten“. 

Der Vorſitzende, Förſter Wittkowsky, Neu⸗ 
Ruppin, eröffnet die Sitzung um 11 Uhr Dor, 
mittags. Nach Begrüßung der Erſchienenen und 
Dank für ſo rege Beteiligung regt der Vor⸗ 
ſitzende in warm empfundenen Worten an, die 
verlorengegangene Einigkeit in der „grünen 
GE durch Überbrückung der leider jetzt vor⸗ 
andenen Gegenſätze wieder herbeizuführen. Nur 
durch Einigkeit, gepaart mit Überwindung und 
Geduld, kann das erſtrebte Ziel erreicht werden, 
und in dieſer ſchweren Jetztzeit wäre wohl nichts 
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Beſſeres am Platze als regſte, feſtgeſchloſſenſte 
uſammenarbeit aller Berufsſtände in der grünen 
Farbe, denn: Wo ein Wille, iſt auch ein Weg! 
Punkt 1. Der Jahresbericht wird ver⸗ 
leſen und durchbeſprochen: 
ai Mitgliedernachweis. 
Das Rechnungsjahr 1920 beginnt mit 
Im Laufe des Jahres traten ein S 
? s ftarben 18 Mitgl. e 
a 9 = ausgetr. 9 " S 27 Mitglieder 
Der Verein hatte am Schluſſe des Jahres 605 Mitglieder 


d) Vermögens nachweis. (Reſervefonds.) 
Kapitalanlage in 3½ proz. Berl. Stadtanleihe 
nach Nennwert, Nr. 3742. 5000,.— A 
Nr. 31262, 34 283, 34 264 à 
2000,.— A —= 6000,— „ 11 000. — 4 
Kapitalanlage in 4 proz. Lichtenberg. Stadt⸗ 
anleihe nach Nennwert, Nr. 545, 516, 
547, 864, 1 94cm. A 1000,— A 
Kapitalanlage in 5 proz. Reich8anleihe: 
„ E „ 3617487. 200.— „ 


= Mitglieder 


5 000,— A 


v D n 8 700 289 D 500,— n 
e O 17 4 873 774 D 1000, — H 
0 11 933 967 D 1000.— D 2 800.— A 
Sparbuch Nr. 13533 der Ruppiner 
KreisſparkaſſaWaſ 2997,60 A 


A. Einnahmen. 
Titel 1. Reſervefonds: 
Zinfen v Reſervefonds (11000 A 


Bi ige Berli. Stadtanleihe) 85,— A 
Zinſen v. Reſervefonds (5000 A 
4% ige Lichtenberger Anleihe) 200,.— „ 
Zinſen v Reſervefonds (2800 A 
5 / ige . „„ 140 
Zinſen vom Sparbuch Nr. 13558 
der Ruppiner Kreisſparkafſſe. 44,89 „ 
Alterszuſchläge von zwei neuein⸗ 
getret. Mitgliedern A 12,.— & 24,.— „ 793,89 A 


Titel 2. Krankenunterſtützungskaſſe: 
581 Mitglieder beiträge à 5,.— & 2 905,.— A 
Zuwendung von Mitglied Nr. 6 250,— „ 8 155,.— A 
Titel 3. Begräbniskaſſe: 
581 Mitgliederbeiträge a 5.— A 2905,.— 4 


Die zu Titel 2 aufgelauf. inen 60,61 „ 
Die zu Titel 3 aufgelauf. Zinſen 11,72 „ 
Zuwendungen von 

Mitglied Nr. 8. = 8,.— A 
Zuwendungen von 

Mitglied Nr. 179 = 4.— „ 12.— u 
Zuwendungen v. Mitglied Nr. 6 250,.— „ 
Proviſion der Zürich (Haftpflicht 

verſicherung von Mitgliedern) 177,.— „ 


Zuſchußz aus dem Reſervefonds 


zur Deckung der Mehraus gabe 115,95 „ 3 522,28 A 


Titel 4. Sonſtige Einnahmen: 
581 Mitgliederbeiträge d 2.— 4 1 162,.— A 
Eintrittsgeld v. Mitgl. A 3.— A 9,.— „ 1171.— 4 
Summa Einnahme 864217 A 
8. Ausgaben. 
Titel 1. vacat. 
Titel 2. Kraukenkaſſe: 
10 Prozent von 2905,— A zur 
Beſtr. d Koſt. ein. Schreibhilfe 
An erkrankt geweſene Mitglieder: 


200,50 


22 & 86,50 2 & 79,.— 1 X 74.90 
1 * 70,70 1x64,— 1 & 6250 
1 * 54.20 1 * 51,20 1 X 50,40 
1 * 450 1 48,20 1 K 4,90 
1 * 10,60 1 & 33,90 1 & 32. 
1 * 30,90 1 * 80,.— 1X 2, 20 
1 & 2150 1 * 14,.— 1x 950 
IX Les a 2884,50 K 8 155,.— A 


Titel 3. Begräbniskaſſe: 
10 Prozent von 2905.— K zur 
Beſtr. d. Koſt. ein. Schreibhilfe 290,50 A 
Begräbnisbeih. an die Hinterbl. 
18 verſtorb. Mitgl. à 250, — 4 4500,— „ 4790,50 E 


Titel 4. Verwaltungskoſten: 


18 D)) 
2. Speſen für Aufbewahrung des 


„ 1,08 „ 


607,80 A 


188,15 „ 547,47 A 


S „ „„ „„ „ „%. 
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Titel 5. Sonſtige Ausgaben: 
ee e für Druckarbeit, 
Ausarbeitung des General- 
Ber Berichtes, Rechnung für 
Bürobedarf uw 149.20 8 


Summa Ausgabe 8642,17 A 
Kaſſenabſchluß. 


S „„ „% „% „ ð 00 


Ausgabbte 
Mithin Zuſchuß 
(ef. Titel 3 Einnahme letzter Abſatz.) 
Bei dem Titel Begräbniskaſſe gibt der Vorſitzende 
das Ableben der 18 Vereinsmitglieder bekannt 
Es ſtarben die Kollegen: ie Braun, 


115,95 A 


e a e %% „ „ „„ 


rauenſee; Ern Te Buſſe, Siegersdorf; 
egemeiſter Ganſow, Vordamm; Hegemeiſter 
erſtmann, Kupp; Hegemeiſter Gaertner, 


Rehberg; De a. D. Scheurer, Josbach; 
Rentmeiſter Eſpert, Willebadeſſen; Hegemeiſter 
Möller, Kempen; Förſter a. D. Puchert, 
riedenau; Förſter a. D. Grunow, Oſtwiene; 
egemeiſter Mogwitz, Eichhorſt⸗Hubertusſtock; 
örſter a. D. Fuder, Berlin⸗Schöneberg; Hege⸗ 
meiſter Türke, Alt⸗Buchhorſt; Städt. Revier⸗ 
förſter Kurth, Rothaus; Hegemeiſter a. D. Eckert, 
Röske; Hegemeiſter Pieszinski, Dombken; 
egemeiſter Blankenburg, Tegelſee; Förſter 
edenus, Neuſorgefeld. Nach Verleſen erheben 
ſich die anweſenden Mitglieder zur Ehrung der 
Verſtorbenen von ihren Plätzen. 

Punkt 2. Abnahme der Jahresrechnung und 
Entlaſtung des Vorſtandes. Die Reviſion der 
Jahresrechnung ergibt keine Veranlaſſung zu 
irgendwelcher Beanſtandung, und wird Ent⸗ 
laſtung erteilt. 

Punkt 3, Beſchlußfaſſung über Neudruck 
der Satzungen, bewirkt eine lebhafte Erörterung, 
und wird ein Beſchluß dahin angenommen, von 
der teuren Drucklegung, vor allem in Anbetracht 
deſſen, daß in allernächſter Zeit einſchneidende 
Veränderungen im Verein vorgenommen werden, 
vorläufig Abſtand zu nehmen und den Vorſitzenden 
zu ermächtigen, bei etwaigen Anfragen oder 
Neumeldungen zum Eintritt in den Verein den 
Betreffenden einen Auszug der hauptſächlich in 
Betracht kommenden Page en aus den 
Satzungen zu geben. 

Punkt 4. Berhtubfafiung über Ausſchluß 
derjenigen Mitglieder aus dem Verein, die jahre: 
lang, trotz mehrfacher Aufforderung, ihren 
Zahlungsverpflichtungen dem Verein gegenüber 
nicht nachgekommen ſind. Es wird beſchloſſen, 
die betreffenden Mitglieder vom Verein aus⸗ 
uſchließen. Ausgenommen hiervon bleiben die 

itglieder, welche im Sperr⸗ bzw. beſetzten Gebiet 
wohnen und bisher ihren Verpflichtungen nicht 
nachkommen konnten. 

Punkt 5. Endgültige Beſchlußfaſſung über 
Beſchaffung eines Vereinsorgans. Hier ſetzt 
eine lange, klare und lebhafte Ausſprache ein, 
nach der eine Einigung dahin erzielt wird, daß 
ſich der Verein, da von ſeinen Mitgliedern 
um Teil die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“, zum 

eil der „Deutſche Förſter“ geleſen wird, zur 
Veröffentlichung ſeiner Bekanntmachungen einer 
Zeitſchrift nicht anzuſchließen vermag. Die Ver⸗ 
öffentlichungen werden in kurzen Auszügen in 
beiden Fachblättern erfolgen, welche Aufnahmen 
beide Schriftleitungen auch zuſagen. Es bleibt 
den Vereinsmitgliedern überlaſſen, eine von beiden 

eitſchriften zu halten (oder auch beide), da eine 

ſondere Bekanntmachung oder Einladung zu 
irgendeiner Beſprechung der hohen Portokoſten 
wegen nicht mehr erfolgt. 


\ 
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Punkt 6. Wahl zweier Kaſſenreviſoren für 
das Rechnungsjahr 1921. Nach kurzer Ausſprache 
werden die bisherigen Reviſoren, die ihr Amt 
ſchon jahrelang mit großer Sachkenntnis und 
Gewiſſenhaftigkeit ausgeübt haben, einſtimmig 
wiedergewählt. Sie nehmen die Wahl an. 

Punkt 7. Neuwahl eines Vermögensver⸗ 
walters. Hier konnte eine Neuwahl nicht ſtatt⸗ 
finden, da der bisherige Vermögensverwalter durch 
Famitlenangelegenheiten verhindert war, der Ber: 
ſammlung beizuwohnen. Es wird ein Stell⸗ 
vertreter, Stadtförſter Elsholz, Köpenick, gewählt. 

Punkt 8. Verſchiedenes. Dieſer Punkt der 
Tagesordnung nimmt einen breiten Raum in der 
Be rechun ein. Die verſchiedenen Vorſchläge 
werden teils genehmigt, teils abgelehnt. Nach 
eingehender, gründlicher Beſprechung wird ein⸗ 
ſtimmig zum Beſchluß erhoben, vom 1. Januar 
1922 an den Jahresbeitrag auf 15 K und 
die Begräbnisbeihilfe auf 350 K zu erhöhen. 
Begründet wird der Antrag damit, daß bei 
derartigen Anläſſen die betreffenden Koſten un⸗ 
geheuer geſtiegen ſind, welche die Annahme recht⸗ 
fertigen. Da weitere Anträge nicht geſtellt werden, 
wird die Sitzung mit dem Wunſche auf geſundes 
Wiederſehen im nächſten Jahre geſchloſſen. Schluß 
4 Uhr nachmittags. 

Der Vorſtand des Vereins deutſcher Forſtbeamten. 
J. A.: Wittkowsky, Förſter a. D., Vorſitzender. 


Vë 


Verband der Kommunalbeamten 
und -angejtellten Preußens (Komba “). 
Fachgruppe der Kommunalforſtbeamten des 
Regierungsbezirks Düſſeldorf. 

Einer Einladung des Kollegen Stadtförſters 
Bewersdorff in Ronsdorf folgend, hatten ſich 
am A Juni neun Kommunalforſtbeamte des 
Regierungsbezirks Düſſeldorf in Barmen, Hotel 
Wickelhaus, eingefunden. Es wurde eine Fach⸗ 
gruppe der Kommunalforſtbeamten des Re⸗ 
gierungsbezirks Düſſeldorf im Komba gebildet, 
zu deren Vorſitzenden der Unterzeichnete gewählt 
wurde. Die Gruppe verfolgt den Zweck, die 
Kollegen enger eee und über 
Standesfragen zu beraten, ehe ſie an den Ver⸗ 
band weitergegeben werden. Es wurde über 
verſchiedene Punkte verhandelt, die aber alle bis 
ur nächſten Verſammlung zurüdgeftellt wurden. 

ch bitte alle Kollegen des Regierungsbezirks 
Düffeldorf im Kommunaldienſt, die am 4. Juni 
nicht erſchienen waren, mir ihre genaue Adreſſe 
mitzuteilen, damit ich mich mit ihnen zwecks 
Beitritt zu unſerer Fachgruppe in Verbindung 


ſetzen kann. Ein Zuſammenſchluß iſt unbedingt 
nötig. Mit Weidmannsheil! 
Barmen, Kohlenſtraße 76. 
Grunow, Forſtverwalter. 
J 


Bezirksfachgruppe 
der Kommunalforſtbeamten Pommerns. 

Die Kommunalforſtbeamten Pommerns find 
nunmehr zu einer Bezirksfachgruppe, Stettin“ 
zuſammengeſchloſſen. Die Bezirks fachgruppe 
ſetzt ſich zuſammen aus den Ortsfachgruppen 
Stettin, Ückermünde, Gollnow, ae 
Köslin und Stolp. Viele Kollegen fehlen aber 
leider noch in den Ortsfachgruppen, die Gründe 
hierfür dürften wohl verſchiedenartig ſein; ich 
bitte die noch abſeits ſtehenden Kollegen, ſich 
möglichit bald einer der genannten Ortsgruppen 
anzuſchließen. Für den Regierungsbezirk Stral⸗ 
ſund, der ſich bis jetzt gänzlich ferngehalten, 
wäre wohl die Gründung von einer oder zwei 
Ortsfachgruppen vorzunehmen. Kollegen, bleibt 
nicht länger fern! Einigkeit macht ſtark! Jeder 
Kollege kann ſich, unbeſchadet ſeiner politiſchen 
Überzeugung, uns anſchließen, wir find eine 
völlig unpolitiſche Vereinigung. Beweis dafür 
iſt, daß ſich in unſeren Reihen Männer aus allen 
Parteien befinden. 

Für diejenigen Kollegen, die nicht unterrichtet 
ſind, teile ich mit, daß die Bezirks fach gruppe 
Stettin der Bezirks o Stettin des „Komba“ 
angeſchloſſen iſt; die Mitgliedſchaft bei einer Orts⸗ 
fach gruppe bedingt alſo die Zugehörigkeit zu 
einer Orts gruppe des Komba. 

Vereinsblatt it die „Rundſchau für Kommunal⸗ 
beamte“. Es iſt jedem Kollegen überlaſſen, 
als Fachblatt den „Deutſchen Förſter“ oder die 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ zu halten. 

Puchert, Vorſitzender. 


Gi 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Berdffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Viehverſicherungsverein der Forſtbeamten 
auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 
Bezugnehmend auf die ſeitens des Haupt⸗ 
vorſtandes des Brandverſicherungsvereins Preußi⸗ 
ſcher Forſtbeamten an die Herren Oberförſter er⸗ 
gangenen Rundſchreiben bitten wir, ſoweit dies 
noch nicht geſchehen ſein ſollte, um baldmöglichſte 
Überſendung der e über die 
Landwirtſchaft treibenden und Vieh beſitzenden 
Forſtbeamten. Der Vorſtand. 


An unſere ſehr verehrten Leſer! 
Mit Nummer 26 ſchließt der Viertelfahrs⸗Bezug unſeres Blattes. Es wird, damit in der 


Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung des Bezugs gebeten. 


jetzigen Bezugsbedingungen beſtellt man die 


Zu den 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73) — Bezugspreis 10,50 Mk. 
für das Vierteljahr. Der Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die 
„Deutſche iche Jüger⸗ iſt, beträgt im Vereinsbezuge d' das Vierteljahr 8,50 Mk. 


Die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ gemeinſam, bei der 
„Deutſche 


äger⸗Zeitung“, die nur allein für fi 


„ alſo nicht mehr mit der „Deutſchen 


oſt beſtellt werden kann, erſcheint in zwei Aus gaben. 
äger⸗Zeitung“, Ausgabe A, ohne „Vereins⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 


1921, Seite 75) — Bezugspreis 14 Mk. für das Vierteljahr, oder: 
„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe B, mit der „Vereins⸗Zeitung für die jagdlichen 
und ID Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspretsliſte für 1921, Seite 75) — 


Bezugspreis 


Neudamm, im Juni 1921. 


6,50 Mk. für das Vierteljahr. 
Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf beide 
ſofort aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen 


4 8 vom 1. Juli bis 30. September 1921 
uſendung keine Unterbrechung eintreten kann. 


Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
Für Me Redaktion: J. B.: 


F . Müller, Neudamm. 
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Ihre am 12. Juni voll⸗ 8 
zogene Vermählung geben o 
bekannt: (1048 e 

Staatlicher Hilfsförſter 9 
Herbert schellack < 

und Frau Selle, © 
geb. Wernsdorf. o 
Paterſchobenſee, Sr. Ortels⸗ 0 
burg, den 15. Juni 1921. 8 
902099099500909009 
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Herr 


aus dem Leben geſchieden. 


1 eeh e 


"ene 


Nur an dieſer Stelle 


0 werden 
Familien Anzeigen koſtenlos 
aufgenommen. 
Geburlen: 


Dem Stationsjäger Grandt in 
Dümmerhütte ein Sohn. 

Dem Stationsjäger O. Jahncke in 
Dobbertin ein Sohn. 

Dem Stationsjäger L. Kolle in 
Klein⸗Müritz eine Tochter. 

Verlobungen: 

Fräulein Afra Heel in Baisweil 
mit dem bayeriſchen Staatsförſter 
Theo Sauter in Bayersried. 

Slerbefãſte: 

Hagemeiſter, Förſter in Seefeld. 


Ce? 


mitte Jul — Anfang August 
zucht junge Dame , (1049 

volle Penſion 
bei Förſterfamilie. Auf gute bürger⸗ 
liche Koſt und reichlich Milch wird 
wegen Erholungsbedürftigkeit Wert 
gelegt. Preisangebote an 

Emmi Lemke, 
Spandau., Lynarſtraße 22. 


kerlenaufentnalt 


für 15 j. Knaben wünſcht (1047 


Raerten, Berlin- Friedrichshagen, 
Kaiſerſtraze 49, 
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Heut iſt der Oberförſter der Herrſchaſt Kleinitz, 


zillibald Rößler“ 


Der Verſtorbene, ein aufrechter, echter deutſcher Mann, hat 
ſeit dem Jahre 1879 andauernd, ſeit 1916 als Oberförſter, ſeine 
reiche Arbeitskraft der Herrſchaft Kleinitz gewidmet. 

Mit großer Sachkenntnis und unermüdlichem Fleiß hat er 
den ihm anvertrauten Forſt verwaltet. 

Sein Andenken wird in dankbarer Erinnerung bleiben. 


Kleinitz, den 3. Juni 1921. 
Der ſtaatliche zwangsverwalter der Zerrſchaft Klein. 
` Juſtizrat Kleckow. 
*) Nicht Köhler, wie in Nr. 24 irrtümlich gedruckt worden iſt. 
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Am 3. Juni 1921 entſchlief nach langem ſchweren Leiden der 


Obekförſter Willibald Röhler“ 


zu Kleinitz, Oberförſterei Kleinitz. 
Wir betrauern in dem Entſchlafenen einen lieben Freund 
und allzeit guten Kameraden und werden ihm ſtets ein ehrendes 
Andenken bewahren Einen grünen Bruch auf ſein Grab. 


Die Beamten der Herrſchaft Kleinitz. 
=) Nicht Köhler, wie in Nr. 25 
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Ihre am 14. Juni d. J. 
im Forſth. Noſenthal, Kreis 
Schwerin a. Warthe, voll⸗ 
zogene Vermählung geben 
bekannt: (1051 

Kreisſekretär 


Artur Wegner 
‚Een Gertrud 


geb. Sauer. 
Cammin i. Pomm. 
>9909909992099060 
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irrtümlich gedruckt worden iſt. 


Ein Bann, | 


Nähe Ilmenaus, neu renoviert, mit 
neuem Hintergebäude, 13 Zimmer, 
Stall, Scheune, Waſchhaus, Lager⸗ 
raum und ſchönem Garten mit 
30 Obſtbäumen, ſofort für 150000 Mk. 
bei Hälfte Anzahlung zu verkaufen. 
Feld ſteht zur käuflichen Verfügung. 
Reflektanten wollen ihre Adreſſen 


ſenden an (999 
Max Ritter, 
Unterpörlig b. Ilmenau i. Thür. 


zum baldigen Antritt geſucht durch 
Waldbauverein Erbenholz. 
Bewerber muß energiſch und zu⸗ 
verläſſig ſein und die Förſterprüfung 
vor dem Verein für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands beſtanden haben. 
Angebote mit Bild, Lebenslauf und 
Zeugnisabſchriften ſind bis 1. Juli 
1921 an die Forſtabteilung der 
Landwirtſchaftskammer zu 
Hannsever zu richten. 040 


Die ſtädtiſche 


Oberförsterstelie 


hier iſt infolge Penſionierung des 


bisherigen Inhabers am 1. Juli er. 
zu beſetzen. Dienſtwohnung und 
Dienſtland iſt nicht vorhanden. 
Probezeit 1 Jahr. Der Stadtwald 
iſt 8000 Morgen groß, vorhanden 
find 3 Förſter, 1 Forſtſekretär. 
Bevorzugt werden Forſtbeamte mit 
der Berechtigung zur Verwaltung 
ſtaatlicher Oberförſtereien. Evtl. 
kommen auch andere geeignete 
Forſtbeamte mit langjähriger Er⸗ 
fahrung in Frage. Beſoldung für 
ſtaatlich geprüfte Oberförſter nach 
Staatsgruppe 10, ſonſt nach Gruppe 8, 
außerdem Gewährung von Brennholz. 
Bewerbungsgeſuche mit Lebens⸗ 
lauf und Zeugniſſen erbitten wir 
bis 25. Juni cr. (1018 
Heiligenſtadt (Eichsfeld), 

den 10. Juni 1921. 


Der Magiſtrat. 


Die Gemeindeförſterſtelle 
Rodenbach bei Neuwied 


iſt ſpäteſtens zum 1. September 

1921 nen zu beſetzen. 

A) Das Dienſteinkommen der Stelle 
entſpricht dem der Gruppe VI 
der Beſoldungsordnung für die 
Staatsbeamten. 

B) Dienſtwohnung iſt vorhanden und 
ſofort beziehbar. 

C) 10 rm Scheitholz und 50 Wellen 
nach den Grundſätzen für ſtaat⸗ 
liche Förſter. ö 

D) z 300 


Rark. 
E) Probedienſtzeit 1 Jahr unter Ans 
rechnung auf Beſoldungs⸗ und 
Penfionsdienſtalter für den Fall 
endgültiger Anſtellung. g 

F) Die Zeit der Ausbildung, die 
Militärdienſtzeit und die in einem 
anderen Kommunalverbaude ver⸗ 
brachte Dienſtzeit kommt bei der 
Penſionierung in Anrechnung, 
ſonſtige Dienſtjahre nach be 
ſonderer Vereinbarung. 

G) Nur Forſtverſorgungsberechtigte, 
Förſter und Reſervejäger, kommen 
für die Anſtellung in Frage. 
Sie haben die Erklärung abzu⸗ 
geben, daß ſie durch die end⸗ 
gültige Anſtellung auf der Förſter⸗ 
ſtelle Rodenbach ihre Verſor⸗ 
gungsanſprüche als erfüllt be⸗ 
trachten. (1026 
Bewerbungen mit Lebenslauf, 

forſtlichen Zeugniſſen, Militär⸗ 

papieren, amtsärztlichem Zeugnis 
und der unter G genannten Er: 

klärung ſind bis zum 10. Juli 1921 

an den Unterzeichneten einzureichen. 


Neuwied, den 13. Juni 1921. 


Der Bürgermeiſter: 
von Heddesdorf. 


Für Fideikommiß⸗Oberförſterei in 
der ehemaligen Provinz Poſen zum 
1. Oktober d. Gë, evtl. früher, 
tüchtiger, unverheirateter (1032 


Forſtſelretür, 


möglichſt mit polniſchen Sprach⸗ 
kenutniſſen, geſucht. Meldungen mit 
Lebenslauf, begl. Zeugnisabſchriften 
und Bild an 

Oberförſter Miebes, ` 


Stary Bukswiet, Kreis Neutomiſchel. 


Für 7000 Morgen großes, ſehr 
ſchwieriges Revier unbedingt Ce 
fahrener, zuverläſſiger 

Revierförſter, 
nicht unter 85 Jahre, geſucht. 
Nur erſtklaſſige Zeugniſſe finden 
Berückſichtigung. (1008 
Forſtamt der Lanbwirtihaftd- 


kummer Groß ⸗Tychow 
ker. Belgard, Bomm, 


Geeignet für noh rüfige, 
penionierte Förſter. 


Für die Gesamigemeinde Berg 
(Oberförſterei Ahrweiler) mit 258 ha, 
zumeiſt Hochwald, ſuche ich einen 


Waldwärter. 


Das jährliche Dienſteinkommen 
beträgt 3000,.— Mk. nebſt 10 ru: 
Brennderdholz. Teuerungszulagen 
werden nicht, wohl die ſogenannte 
Beſatzungszulage gezahlt. Steigerung 
des Bareinkommens nach einigen 
Dienſtjahren nicht ausgeſchloſſen. 
Sämtliche infolge der Anſtellung 
erforderlichen Verſicherungsbeiträge 
übernimmt die Gemeinde. 

Forſttechniſche Vorbildung er⸗ 
wünſcht. Bewerbungen mit Lebenz- 
lauf und Zeugniſſen ſind bis zum 
15. Auguſt d. J. an den Unter: 
zeichneten einzuſenden. (398 


Altenahr, den 1. Juni 1921. 
Der Vürgermeiſter. 


Nekanntmachung. 


RE Hiefige S (1017 
Stadtförſterſtelle 
iſt infolge Uebertritts ihres bis⸗ 
herigen Inhabers in den Ruheſtand 
ſofort zu beſetzen. Der Anſtellung 
nach den Beſtimmungen der Lipp. 
Städteordnung geht eine 1 jährige 
Probezeit voraus, während welcher 
J jährige Kündigungsfriſt beſteht. 
Die Beſoldung während dieſer 
Probezeit erfolgt nach Vereinbarung, 
nach deren Ablauf nach ſtaatlichen 
Grundſätzen. 

Als Bewerber kommen für die 
Stelle nur Förſter in Frage, welche 
bereits ſelbſtändig in Nadel⸗ ſowie 
vornehmlich in Laubholzrevieren 
tätig geweſen und mit dem Betriebe 
in ſolchen Revieren durchaus ver⸗ 
traut ſind. 

Meldungen ſind uns bis zum 
Ablaufe dieſes Monats unter Vor⸗ 
lage der Zeugniſſe über Vorbildung 
und bisherige Tätigkeit, der Militär⸗ 
papiere, ärztlicher Atteſte ſowie eines 
Lebenslaufes, ferner unter Angabe 
der Gehaltsanſprüche einzureichen. 


Bad Salzuflen, den 11. Juni 1921. 
Der Magiſtrat. 
J. A.: Dr. Barth. 


Unverheir. Förster, 


geſund und kräftig, ca. 30 J. alt, 
zum 1. 10. auf größeres Gut als 
alleiniger Förſter nach Oſtpr. geſucht. 
Angebote mit Bild, Lebenslauf, 
Zeugnisabſchr., Gehaltsanſpr. unter 
A. B. 1050 beförd. die Geſchäftsſt. 
der Di. Forſt⸗Zeitung, Neudamm. 


Erfahrener Förſter 


mit guter Handſchrift, der in Sekretär⸗ 
geſchäften bewandert iſt und auch 
die Vorarbeiten für die Forſtein⸗ 
richtung (Vermeſſung, Flächen⸗ 
berechnung, ſauberes Kartenzeichnen) 
beherrſcht, zum baldigen Antritt 
geſucht. Beſchäftigung ſehr vielfeitig 
und vorausſichtlich dauernd. Be⸗ 
dingung: Förſterprüfung mit „gut“ 
beſtanden. Anſtellung vorläufig auf 


Probe bei der Forſtabteilung 


der Landwirtſchaftskammer in 

Hannover, Leopoldſtr. 1. (1053 
Hilfsjäger 

zum sofortigen Eintritt Tür wehr- 

monatliche Vertretung gesnebt. 


Bewerbungen mit ſelbſtgeſchriebenem 
Lebenslauf u. lückenloſen beglaubigten 


Arena ehrten zu richten an die 


räfnieb v. d. Schutenburg’sche 
Verwaltung zu Schloss Filebne. 
Pest Bentsch-Filchne, (1007 


Deutſche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten, des „Waldbeil", Vereins zur Förderung 
der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten, des Forstwaisenvereins, des Vereins Preussischer $taatsrevierförster, 
der Preussischen Staatstörstervereinigung, des Vereins für Pribatforstbeamte Deutschlands. 


Die, Deutſche Sort, Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierteljährlich 10,50 Mk. bet allen Poſt⸗ 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden fur 

SO Pi. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Vei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Bei⸗ 

träge, ſur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 

auch anderen Zeuſchriften ubergeben werden, werden nicht bezahlt Verqutung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Nr. 27. Neudamm, den 3. Juli 1921. 36. Band. 


Die neuen Jagdnutzungsvorſchriften für die preußiſchen 
Staatsforſten.“) 


Die Nutzung der Jagd in den preußischen | fchriften erleichtern den Gebrauch der Bor: 
Staats forſten iſt zwar erſt durch die Beſtimmungen ſchriften. Auf den Titelſeiten der größeren 
vom 2. Juli 1919 von Grund auf neu ge Muſter find Beſtimmungen über die Ausfüllung 
regelt worden — das ſtarke Anwachſen der der betreffenden Vordrucke enthalten. 
Wildpreiſe und der Preiſe für Raubzeugbälge, Für beſtimmte Begriffe ſind in den J. N. V. 
das auf Beſeitigung von Nebeneinnahmen ab⸗ feſtſtehende, durch Sperrdruck hervorgehobene 
zielende Beamtendienſteinkommensgeſetz, der Bezeichnungen gewählt, z. B.: 

Rückgang des Wildſtandes und die teilweiſe Verwaltungs jagd = durch Selbſtverwaltung 
Unklarheit der Beſtimmungen veranlaßten jedoch genutzte Jagd, zum Unterſchied von der ver⸗ 
ſchon bald deren mehrmalige Anderung und pachteten Jagd der Staatsforſten; 

haben nun nach verhältnismäßig kurzer Erlegungsrecht = Abſchußrecht auf Rot⸗ 
Geltungsdauer zu einer vollſtändigen Neu. Dam⸗ und Rehwild, Waldhähne und 
bearbeitung geführt, die uns als „Jagd⸗ Schwarzwild; 

nutzungsvorſchriften für die preußifchen Staats⸗ Geſellſchaftsjagd = Treib- und Drückjagd; 
forften vom 9. April 1921“ vorliegt. Um Kleine Jagd = Jagd auf Raubzeug und 
Verwechſelungen — auch in der Bezeichnung] kleines Wild, zur Nutzung durch die Forſt⸗ 
— vorzubeugen, wie wir fie oft wahrnehmen, beamten; 

jet darauf aufmerkſam gemacht, daß weder die Fallwild - Wild, das erſt gefunden wird, 
bisherigen noch die neuen Vorſchriften über] wenn es nicht mehr vollwertig oder über⸗ 
die Jagdnutzung an die Stelle der Jagd⸗ haupt nicht mehr verwertbar iſt, und voll⸗ 
ordnung getreten ſind. Die Jagdordnung vom wertiges, von unbekannten Erlegern oder 
15: Juli 1907 iſt ein preußiſches Jagdgeſetz, Wilderern zur Strecke gebrachtes oder in 
die Jagdnutzungsvorſchriſten ſind lediglich das, Nachbarjagden krankgeſchoſſenes, in der Ver⸗ 
was ihr Titel beſagt. waltungsjagd verendetes Wild; 

Die J. N. V. (abgekürzte Bezeichnung) ſind Aufbruch = Geräuſch und Geſcheide in zu 
als Heft in gleicher Größe und Ausftattung) ſammengefaßter Bezeichnung; 
wie die Förſterdienſtanweiſung und die Dienſt⸗ Beamtenwildbret = Wild zur Deckung des 
wohnungsvorſchrift erſchienen, alſo den übrigen häuslichen Bedarfs der Forſtbeamten für 
von der preußiſchen Staatsforſtverwaltung den vom Miniſter feſtgeſetzten Preis; 
herausgegebenen Vorſchriften angepaßt. 13 Seiten | Wildbretnachweiſung = Zuſammenſtellung 
Text und 9 ausgefüllte Muſter beſtimmen, über das jedem Beamten zuſtehende und 
mie ſich die Jagdnutzung vom 1. April] verabfolgte Beamtenwildbret; 

1921 ab — dem Tage des Inkrafttretens — Abnahmeſtelle = vom Oberförſter feſtgelegter 

in den preußiſchen Staatsforſten vollziehen Ort für die Übergabe des Wildes durch den 

fol. Ein ausführliches Inhaltsverzeichnis, Käufer; 

deutliche Bezifferung, klare Über: und Rand⸗ Ja gdkoſten erſatz = den Forſtbeamten zu⸗ 
Ge e für Fee 

* J svorſchriften für die Preußiſchen agogerüte (ausgenommen Jagdwaffen), 
e 1 WW e Kë K B.) Frachtbriefe, Frachtſtempel, Wildſcheine und 
Verlag von J. Neumann, Neudamm. Preis ſonſtige kleine Ausgaben; . 

6 K. — Dazu: Miniſterial⸗Verfügung vom Anerkennungspreis = Belohnung für Er 
9. April 1921. Preis 1 &. legung von Schwarzwild. 
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Beſchußplan, Beſchußnachweiſung und Be⸗ 
ſchußrechnung erſcheinen inhaltlich geändert und 
neu benannt als Abſchußplan, Jagdnachweiſung 
und Jagdrechnung. Daß unter „Förſter“ nur 
der planmäßige Inhaber einer Förſterei zu 


verſtehen iſt und was die Bezeichnungen 
„Haarraubwild“ und „Bälge“ umfaſſen, er⸗ 
läutert die Anmerkung auf Seite 3. 

Was iſt nun durch die neuen Vor⸗ 
ſchriften geändert? Die preußiſche Staats⸗ 
forſtverwaltung iſt, wie die Forſtverwaltungen 
einiger anderen Länder, zur reinen Verwaltung 
der Jagd übergegangen, d. h. die neuen Vor⸗ 
ſchriften beruhen auf dem Grundſatz: alle 
Jagdeinnahmen für die Staatskaſſe, die auch 
die Koſten trägt. Geldlich iſt alſo an der 
Jagd nur noch der Staat intereſſiert. Die 
Verwaltungs⸗ und Betriebsbeamten erhalten 
zwar noch einen Jagdkoſtenerſatz, aber nur als 
Aufwandsentſchädigung. Das Wild für den 
häuslichen Bedarf müſſen fie, ebenſo wie bisher, 
bezahlen, abgeſehen von einzelnen kleinen 
Wildarten, deren Verwertung für die Staats⸗ 
kaſſe ſich nicht le würde. Auf den Jagd⸗ 
koſtenerſatz und das Beamtenwildbret kommen 
wir noch zurück. 

Eine ſo grundlegende Neuerung mußte, 
beſonders für die Rechnungslegung, weſentliche 
Anderungen nach ſich ziehen, da jetzt auch alle 
Ausgaben durch die Rechnungen laufen, 
die bisher von den Beamten aus ihrem Anteil 
am Erlöſe, dem bisherigen Jagdkoſtenerſatze, zu 
beſtreiten waren, z. B. Koſten für die Be⸗ 
förderung des Wildes zur Abnahmeſtelle, Bahn 
oder Poſt, für die Abhaltung der Geſellſchafts⸗ 
jagden, die Wildfütterung uſw. 

Von den zahlreichen ſonſtigen Anderungen 
können hier nur die wichtigſten hervorgehoben 
werden. Der Pflichtenkreis der Beamten iſt 
in Ziffer 5 und 6 klar umriſſen. Das war 
notwendig, weil nunmehr feſtſtehen muß, was 
der Beamte in ſeiner Eigenſchaft als Forſt⸗ und 
Jagdbeamter unentgeltlich auszuführen hat und 
was für die Staatskaſſe verrechnet werden darf. 
Aufgaben, die den Beamten als Dienſtpflicht 
obliegen und für die daher keine Koſten 
verrechnet werden dürfen, ſind das Einkreiſen, 
Abſpüren und Beſtätigen des Wildes, die 
Pflege und Behandlung des erlegten Wildes 
bis zur übergabe an den Käufer, das Auf⸗ 
brechen, Befördern und Zerwirken des Beamten⸗ 
wildbrets, das Abſchießen und Aufbrechen der 
in Saufängen gefangenen Sauen, das Ab⸗ 
bringen und Verkaufsfertigmachen der Geweihe 
und Gehörne vom Fallwilde, die Anſchaffung 
und Erhaltung der Jagdgeräte und der zur 
weidmänniſchen Jagdausübung erforderlichen 
Hunde ſowie das Abbalgen des gefallenen 
Haarraubwildes (Ziffer 48 Abſ. 1 Buchſtabe C 
Nr. 3). Zum Halten von Dienſtfuhrwerk ver⸗ 
pflichtete Beamte haben außerdem in ihrem Dienſt⸗ 
bezirk auf Birſch und Anſitz erlegtes Wild fuhr⸗ 


eigentlichen Fuhrkoſten entſtehen, dürfen alſo 
verrechnet werden. 

Die Jagdausübungsrechte der Forſtbeamten, 
nämlich das Erlegungsrecht und die en 
Jagd, ſind in den J. N. V. deutlicher abgegrenzt 
und zum Teil erweitert. Bei den Wildarten, 
deren Abſchuß nach dem Erlegungsrecht verteilt 
wird (Rot⸗, Dam⸗ und Rehwild und Auer⸗ und 
Birkhähne), iſt die genaue Drittelung vor⸗ 
geſchrieben. Von dem vorgeſchriebenen Teilungs⸗ 
verhältnis darf der Oberforſtmeiſter nur in 
Lehroberförſtereien abweichen. Bei der Er⸗ 
mittelung des Drittels der Forſtverwaltungs⸗ 
beamten und der zwei Drittel der Betriebs⸗ 
beamten ſind zunächſt die Wildarten zu ſondern 
und dann das männliche und weibliche Wild und 
möglichſt auch die Stärkeklaſſen je für ſich zu 
dritteln. Iſt in einer Oberförſterei nur ein Stück 
mit Kopfſtück oder nur ein Auer⸗ oder Birkhahn 
zu erlegen, ſo iſt in einem Jahre ein Verwaltungs⸗ 
beamter, im anderen ein Betriebsbeamter er⸗ 
legungsberechtigt. 

Es kann künftig kein Zweifel mehr darüber 
beſtehen, daß auch das Erlegungsrecht auf 
Schwarzwild nur auf Birſch und Anſitz aus⸗ 
geübt werden darf. Ebenſo iſt einwandfrei 
beſtimmt, daß bei der Abtretung oder Ober: 
tragung des Erlegungsrechts an einen andern 
Staatsforſtbeamten zugleich alle Rechte und 
Pflichten auf den erlegungsberechtigten Beamten 
übergehen. In einem Artikel der „Zeitſchrift für 
das Forſt⸗ und Jagdweſen“, den auch der 
„Deutſche Förſter“ in etwas veränderter Faſſung 
wiedergegeben hat, vertritt Herr Karl Baltz den 
gegenteiligen Standpunkt und wendet ſich dabei 
gegen unſere Briefkaſtenauskünfte. Wir haben 
ſeinerzeit auf den Artikel nichts erwidert, weil 
es unfruchtbar iſt, eine Angelegenheit dann noch 
zu erörtern, wenn Anſicht gegen Anſicht ſteht. 
Wir ſind aber nun in der angenehmen Lage, 
feſtſtellen zu können, daß die neuen Vor⸗ 
ſchriften unſere Frage beantwortung be⸗ 
ſtätigen. Das gilt beſonders auch für unſere 
Auskunft über die Erlegung von Haſen auf dem 
Anſtand und über den Jagdkoſtenerſatz für das 
in Saufängen gefangene Schwarzwild. 

Die Abtretung des Erlegungsrechts gegen 
Entſchädigung iſt verboten. 

Während das Erlegungsrecht auf Rot⸗, 
Dam⸗ und Rehwild und Waldhähne nach wie vor 
den planmäßigen Beamten zuſteht — die nicht 
planmäßigen ſollen nach Möglichkeit beteiligt 
werden —, iſt die Berechtigung zur Ausübung 
der kleinen Jagd auch den Forſtaſſeſſoren und 
Hilfsförſtern zuerkannt. Den Forſtreferendaren 
und Forſtgehilfen kann wie bisher die kleine 
Jagd vom Oberförſter geſtattet werden. In 
die kleine Jagd ſind einzelne Wildarten neu 
einbezogen. Nach der bisherigen Faſſung konnte 
es zweifelhaft ſein, ob die Wildkatze mit zur 
kleinen Jagd gehörte. Sie iſt jetzt neu ein⸗ 
gefügt. Durch den Ausdruck „Bekaſſinenarten“ 


koſtenfrei zur Abnahmeſtelle, Bahn oder Poſt, ſtatt „Bekaſſinen“ iſt klargeſtellt, daß nicht nur 
zu liefern. Etwaige Koſten, die außer den die eigentliche Bekaſſine erlegt werden darf. 
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jagdbaren Sumpf⸗ und Waſſervögel. Die neue 
Vorſchrift überläßt alle Sumpf⸗ und Waſſer⸗ 
vögel, mit Ausnahme der wilden Schwäne, 
der kleinen Jagd, alſo auch z. B. den großen 
Brachvogel. 

Alles auf Geſellſchaftsjagden erlegte Wild 
der kleinen Jagd wird für die Staatskaſſe ver⸗ 
wertet, alſo auch die Bälge des Raubzeugs. 
Für die außerhalb der Treibjagd erlegten Enten, 
Schnepfen und Rebhühner haben die Beamten 
die bisherigen Beträge an die Staatskaſſe zu 
zahlen. Neu iſt die Bezahlung der Raub⸗ 
zeugbälge. Die außerhalb der Geſellſchafts⸗ 
jagden erbeuteten Bälge werden nicht mehr un⸗ 
mittelbar für die Staatskaſſe verwertet, ſondern 
den Beamten überlaſſen, die dafür einen Stück⸗ 
preis an die Staatskaſſe zu zahlen haben. 
Dieſer beträgt 60 v. H. des durchſchnittlichen 
Verwertungspreiſes, und zwar des Verwertungs⸗ 
preiſes, der in dem betreffenden Regierungs⸗ 
bezirk im Anfang des auf die Erlegung folgenden 
Monats gezahlt wird. Die Regierung ſtellt 
den Verwertungspreis der Bälge einer jeden Wild⸗ 
art nach den Angeboten in den Zeitungen uſw. 
feſt und teilt darauf den Stückpreis, d. i. 60 
v. H. des Verwertungspreiſes, den Oberförſtereien 
mit. Dieſe benachrichtigen die beteiligten Beamten 
über die von ihnen zu leiſtenden Zahlungen und 
erteilen der Forſtkaſſe die Einnahmeanweiſung 
(Muſter D und E.) Jeder Erleger hat oi 
die Möglichkeit, den Balg, ſobald er verkaufs⸗ 
ferlig iſt, zu dem allgemeinen Verwertungs⸗ 
preiſe zu veräußern. Glaubt er einen höheren 
Preis erzielen zu können, ſo bleibt es ihm voll⸗ 
ſtändig unbenommen, den Balg zu einer ihm 
geeignet erſcheinenden Zeit zu verkaufen. 


Auch für die kleinen Wildarten und die Raub⸗ 
zeugbälge, die von den Staatsforſtbeamten in 
verpachteten Teilen der Staatsforſten bei Aus⸗ 
übung der kleinen Jagd erbeutet werden, haben 
ſie die in Ziffer 26 feſtgeſetzten Zahlungen an 
die Staatskaſſe zu leiſten. 

Nicht mehr zuläſſig iſt bei der kleinen Jagd 
die Verwendung eines Gehilfen und des ſtöbernden 
Hundes. Wir möchten annehmen, daß kein guter 
Jäger die Beſeitigung des ſtöbernden Hundes 
bedauern wird, da fie zweifellos zur Beruhigung 
der Wildbahn und zur Hebung des Wild⸗ 
ſtandes beiträgt. 

Das Dachsgraben iſt an die Erlaubnis des 
Oberförſters gebunden. Bei der Seltenheit der 
Dachſe iſt die Anordnung zweckmäßig, um die 
Erhaltung dieſer Wildart zu ſichern und andrer⸗ 
ſeits um es auch dem Oberförſter zu ermöglichen, 
ſich am Graben zu beteiligen. Gewiſſermaßen als 
Erſatz für die genannten geringen Einſchränkungen 
bei der Ausübung der kleinen Jagd iſt die Zu⸗ 
ziehung von Gäſten ausdrücklich vorgeſehen. 
Die hierzu erforderliche Erlaubnis des Ober⸗ 
förſters — für ihn ſelbſt die des Regierungs⸗ und 
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erteilt werden. 

Kaninchen, Gänſe, Enten und Waldſchnepfen 
dürfen bei Reviergängen auch jetzt noch vor dem 
Hunde erlegt werden. In Verbindung mit dem 
Wegfall des ſtöbernden Hundes iſt dieſe Vor⸗ 
ſchrift ſo aufzufaſſen, daß kein Beamter ohne 
weiteres berechtigt iſt, eine regelrechte Suche 
vorzunehmen, daß er aber, wenn gelegentlich 
eines Revierganges der mitgeführte Hund Stücke 
der genannten Wildarten ſteht oder hochmacht, 
zum Abſchuſſe befugt iſt. 

Für Geſellſchaftsjagden iſt neu vor⸗ 
geſchrieben, daß dem Förſter die Durchführung 
der einzelnen Triebe obliegt und daß die Beamten 
der Oberförſterei zu Geſellſchaftsjagden in erſter 
Linie heranzuziehen ſind. Anordnung und An⸗ 
lage der Jagd im allgemeinen iſt wie bisher 
dem Oberförſter oder ſeinem Vertreter, alſo dem 
Jagdleiter, vorbehalten. Dieſer wird unter 
anderem dem Förſter auch mitzuteilen haben, 
wieviel Treiber und ob ein Wildwagen mit⸗ 
genommen werden ſoll. Die Obliegenheiten 
des Förſters vor, bei und nach einer Geſell⸗ 
ſchaftsjagd ſind jetzt etwa folgende: Beſtellung 
der Treiber und des Wildwagens, Anweiſung, 
nötigenfalls auch Anſtellung der Treiber und 
Beſtimmung aller. Einzelheiten über die Aus⸗ 
führung des Triebes, Anſtellung der Schützen, 
wenn ſie der Jagdleiter nicht ſelbſt übernimmt, 
Feſtſtellung der Strecke, Beſorgung der Unter⸗ 
ſchriften in der betreffenden Spalte unter Ab⸗ 
ſchnitt IV des Streckennachweiſes ſofort bei der 
Strecken verteilung, Abbalgen des Haarraub⸗ 
wildes, Zurichten, Verwahren und Verkaufs⸗ 
fertigmachen des Wildes und der Bälge, Ver⸗ 
ſendung des Wildes an die vom Oberförſter 
bezeichneten Käufer, Ausfüllen der Abſchnitte 
I bis IV des Streckennachweiſes und Eintragen 
desſelben in das Schießbuch, Ablieferung der 
verkaufsfertigen Bälge auf der Oberförſterei. 
Wie wir ſehen, ſind die Aufgaben des Förſters 
bei der Geſellſchaftsjagd ſehr mannigfach. Es 
kann notwendig werden, daß er, beſonders bei der 
Durchführung des Triebes, durch die übrigen 
Beamten unterſtützt wird. Darüber würde der 
Jagdleiter zu befinden haben. Wegen der 
Gäſte, die der Förſter einzuladen beabſichtigt, 
muß er ſich rechtzeitig mit dem Oberförſter 
verſtändigen. 

Der Jagdkoſtenerſatz der neuen Vorſchrift 
iſt von dem bisherigen Unkoſten⸗ oder Jagd⸗ 
koſtenerſatz vollſtändig verſchieden. Er beſteht 
nicht in einem Teile vom Hundert des Wild⸗ 
erlöſes, ſondern er iſt nach feſten Sätzen be⸗ 
meſſen, die erheblich niedriger ſind als die 
bisherigen Beträge, aber auch nicht die Koſten 
für die Beförderung des Wildes zur Abnahme⸗ 
ſtelle umfaſſen. Dieſe Beförderung iſt beſonders 
zu verrechnen, ſofern ſie nicht dem Inhaber 
eines Dienſtgeſpannes unentgeltlich obliegt. 

(Fortſetzung folgt.) 
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Aus der Preußiſchen Staatsförſtervereinigung. 


Rede des erſten Borfibenden Hegemeiſters Neumann 
in der Hauptverſammlung am 10. Juni 1921 in Berlin. 


Meine Herren Kollegen! 

Die politiſchen Erſchütterungen der letzten 
Jahre, die unſer armes Vaterland und unſer 
preußiſches Volk zu durchleben hatte, ſind natürlich 
auch nicht ſpurlos an uns Förſtern und an den 
preußiſchen Staatsforſten vorübergegangen. Wie 
hat Axt und Säge nicht in unſeren einſt wohl⸗ 
gepflegten Wäldern gewütet Scharen von 
Wilderern haben unſern Wildſtand dezimiert und 
vielfach gänzlich ausgerottet, und öde Flächen 
harren noch immer der Aufforſtung. Aber auch 
in unſerem Stande haben die letzten zwei Jahre 
viele Veränderungen hervorgerufen: manches liebe 
Alte verſank, manches Neue entſtand, ob zu unſerem 
Heile, darüber wird die Zukunft entſcheiden. 
Wenn wir aber einmal alles zuſammenfaſſen, was 
die Neuzeit uns Förſtern beſchert, ſo müſſen wir 
zu dem Ergebnis gelangen, daß unſere finanzielle 
Baſis nicht breiter, unſer Anſehen und unſere 
ſogenannte Freiheit nicht größer geworden iſt. 
Wir rechnen zwar heute mit Gehaltszahlen, die 
uns noch vor einigen Jahren ſchwindlig gemacht 
hätten, aber es war doch mit dem früheren kleinen 
Gehalt eher möglich, einen Anzug zu erſtehen, 
eine Flinte zu beſchaffen, als heute mit dem neu⸗ 
zeitlichen Papiergeld, und die Republik Preußen 
iſt durchaus nicht generöſer ihren Beamten gegen⸗ 
über als die verfloſſene Monarchie, denn wenn 
wir bei einer zehn⸗ und mehrfachen Steigerung 
aller Lebensmittel und Induſtrieprodukte mit der 
nur etwa fünfeinhalbfachen Erhöhung der Ge⸗ 
hälter auskommen ſollen und müſſen, dann iſt 
das wahrlich nicht als eine wertvolle Errungen⸗ 
ſchaft der Revolution zu verbuchen. 

Und, meine Herren Kollegen, unſer Anſehen 
in der Bevölkerung? Wer da behaupten will, 
wir hätten an Würde zugenommen, der laſſe ſich 
als Rarität im Panoptikum ausſtellen. Oder 
wünſchen Sie Beweiſe? Ich kann auch damit 
dienen. Laſſen Sie uns ſchließlich einmal die viel⸗ 
geprieſene Freiheit des jetzigen Syſtems draußen 
im Volke und dann im Beamtenſtande betrachten. 
Die Freiheit im Lande iſt ſchließlich zur größten 
Unfreiheit für alle ordnungsliebenden Volksteile 
ausgeartet. Der Mob beherrſcht die Straße, 
Diebſtahl, Mord und Brandſtiftung ſind alltägliche 
Dinge geworden, über die man ſich heute, wenn 
man nicht ſelbſt davon betroffen wird, gar nicht 
mehr aufregt. Das Recht der freien Meinung 
nehmen heute nur die organiſierten Arbeitermaſſen 
allein für ſich in Anſpruch, alle Wünſche anderer 
Volksklaſſen, die die Freiheit der Ordnung und 
Sicherſtellung des Eigentums und der Perſon 
verlangen, ſind Rückſchrittler, reaktionäre Maſſe, 
über die man zur Tagesordnung übergeht. Freiheit 
der Wiſſenſchaft, einſt ängſtlich behütet, wie ſchwer 
wird es, ſie auch nur in gewiſſem Umfange aufrecht 
zu erhalten, denn heute iſt nur Handarbeit und 
der Handarbeiter Trumpf! Wohin das führt, 
liebe Kollegen, ſehen Sie in Rußland: Ausrottung 
und Verkümmerung aller Intelligenz, Rückfall 
in die Barbarei. 

Und wenn ich nun einen Blick in die neu⸗ 
zeitliche Freiheit des Beamtentums werfe, 
ſo läßt ſich allerdings manches Neue, Frei⸗ 
heitliche aufzählen; wir haben Beamtenausſchüſſe, 
Standes vertretungen, Vertrauensmänner, wir 
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können mitwirken an der Ausgeſtaltung der Standes⸗ 
belange, und, meine Herren — wir können auck 
ſchimpfen, lauter und freier als bisher, joren 
man Geſchmack daran findet; aber wer einma 
Gelegenheit gehabt hat, hinter die Kuliſſen dieſer 
neuzeitlichen Beamtenrechte zu ſchauen, wird 
mir zugeſtehen müſſen, daß alle die großen Hoff 
nungen, die man daran knüpfte, doch zumeiſt 
ausgeblieben find. In umfaſſender Weiſe haber 
Beamtenausſchüſſe an der neuen Beſoldung 
direkt und indirekt mitgearbeitet. Die Folge 
davon war eine furchtbare Verlängerung 
der Arbeit im Beſoldungsausſchuſſe, ein 
Kampf der verſchiedenen Beamtenklaſſen gegen- 
einander. Ich wage hier in Ihrem Kreiſe die 
ketzeriſche Anſicht auszuſprechen, daß ein von den 
Beamtenorganiſationen unabhängiger, neutrale 
Ausſchuß die ganze Beſoldungsfrage ſchneller und 
beſſer erledigt hätte, als unter dem Druck der von 
außen auf ihn eindringenden Beeinfluſſungen der 
Beamtenſchaft. In großen Kreiſen der Beamter 
hat man auch inzwiſchen eingeſehen, daß die Be⸗ 
teiligung der eigenen Standesvertretung an der 
Bildung ihrer Belange ſie noch keineswegs vor 
ſchweren Irrtümern ſchützt, ſondern daß Fehl⸗ 
griffe jetzt ebenſo möglich ſind wie früher, wo es 
noch keine Beamtenausſchüſſe gab. Ich will mit 
dieſen Ausführungen keineswegs das Kind mit 
dem Bade ausſchütten, möchte Ihnen, meine 
Herren, aber damit doch vor Augen führen wollen, 
daß auch bei dieſen neuzeitlichen Errungenſchaften 
nicht alles ſo goldig glänzt, wie es erträumt 
worden iſt. 

Meine Herren Kollegen! Vergeſſen Sie aber 
bei allen dieſen neuzeitlichen Beamtenfreiheiten 
das eine nicht — und das muß allen Freunden 
des Revolutionszeitalters immer wieder vor Augen 
gehalten werden —: je freiheitlicher der Wind 
im preußiſchen Beamtentume weht, deſto brüchiger 
wird deſſen Sonderſtellung, man mag ſich dagegen 
wehren, wie man will; je mehr die Abgrenzung 
der Beamtenklaſſen untereinander ſchwindet, je 
mehr die leider auch von den Verwaltungen über⸗ 
nommene Gleichmacherei zur Zeitparole wird, je 
mehr ferner der „völkerbefreiende“ Gewerkſchafts⸗ 
geiſt im preußiſchen Beamtentum ſeine „Dik⸗ 
taturen“ aufrichtet und die Koalition mit den 
Arbeiterorganiſationen immer mehr in den Vorder⸗ 
grund rückt, um ſo eher wird die Stunde 
der altpreußiſchen Beamtenſchaft mit 
ihren vom Staat garantierten Privi⸗ 
legien geſchlagen haben. Wenn man heute 
auch in Beamtenverſammlungen demokratiſchen 
und ſozialiſtiſchen Phraſendreſchern zujubelt, es 
wird die Zeit kommen, meine Herren — denken Sie 
an meine Worte —, wo von dieſen Parteien einſt 
der Wechſel präſentiert werden wird, und der 
lautet dann: Fort mit allen Privilegien, fort mit 
allen erlernten und erdienten Befähigungsnach⸗ 
weiſen, freie Bahn für alle, die dem Staate dienen 
wollen! Wehe dann aber demjenigen, der nicht 
politiſch wandlungsfähig iſt! — Laſſen Sie, ver⸗ 
ehrte Kollegen, es mit dieſen Andeutungen genug 
ſein; ſie zeigen Ihnen ſchon genügend, wohin wir 
allmählich gelangen, wenn wir blindlings dieſe 
Wege weiter trollen. Es iſt das unbeſtreitbare 
Verdienſt der höheren Beamtenſchaft. dieſe 
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drohende Gefahr rechtzeitig erkannt und danach 
gehandelt zu haben, nur kleine Kreiſe des mittleren 
Beamtentums, aber, Gott ſei Dank, im wachſenden 
Umfange, haben ſich angeſchloſſen, und heute 
nun, verehrte Kollegen, hat auch in unſeren Reihen 
die Stunde der Umkehr geſchlagen; der Ruf 
„Zurück zu den Überlieferungen der altpreußiſchen 
Beamtenſchaft!“ it hinausgedrungen in die Wälder, 
und er wird, des bin ich ſicher, nicht mehr ver⸗ 
hallen. (Lebhafter Beifall.) 

Damit kann ich übergehen zu unſerm eigenen 
Stande. Meine Herren! In dem eben Geſagten 
liegt ja ſchon eigentlich die Antwort, weshalb wir 
aus unſerem bisherigen Standesverein ausgetreten 
und uns ein neues Heim errichtet haben. Es iſt 
keine Eigenbrödelei, es ſind keine ſelbſtſüchtigen 
Beweggründe, auch keine Perſonalfragen, die 
uns aus dem alten Lager fortgetrieben haben, 
ſondern wir haben erkannt, daß die jetzige Politik 
im Staatsförſterverein, der Geiſt der Gewerkſchaft, 
der dort umgeht, ſich mit unſeren Anſichten nicht 
verträgt. Mir perſönlich wurde dieſe Erkenntnis 
ſchon im Jahre 1919, als ich in einer Berliner 
Förſterverſammlung einen Kollegen — ich glaube, 
es war ein Oſtpreuße — von der Wahrung der 
Errungenſchaften der Revolution reden hörte. 
Meine Herren Kollegen, da ſagte ich mir in meinem 
noch immer national gerichteten Innern: Dort 
gehörſt Du nicht mehr hin. (Sehr richtig!) Ihnen, 
liebe Kollegen, wird es ja ähnlich ergangen 
ſein, und da Sie freudig zum Teil aus weiter 
Ferne auf Ihre eigenen Koſten hierher ge⸗ 
kommen ſind und wir uns nie vorher geſehen 
haben, kann wohl von einem gemeinſamen ehr⸗ 
geizigen Streben keine Rede ſein, vielmehr glaube 
ich ſagen zu dürfen: Was Sie dazu trieb, ſich uns 
anzuſchließen und hierher zu eilen, war Ihr vater⸗ 
ländiſches Gefühl, war Ihr Wunſch, zu beweiſen, 
daß auch Sie die Gefährlichkeit des Weges erkannt 
haben, den jetzt der Staatsförſterverein in treuer 
Gefolgſchaft des Beamtenbundes wandelt. (Beifall.) 

Mit Ihnen aber haben drüben im alten Lager 
viele Kollegen ſchriftlich und mündlich keinen 
Zweifel darüber gelaſſen, daß ſie die in unſeren 
Richtlinien niedergelegten Anſichten voll und 
ganz teilen; ob ſie dieſen aber dort zum Siege 
verhelfen können, ſcheint mir zurzeit mehr als 
fraglich. 

Sie werden mir aber zuſtimmen müſſen, daß, 
wenn wir in wenigen Tagen unſeres Beſtehens 
faſt alle Bezirke unſeres Vaterlandes 
ſchon mit Vertrauens männernbeſetzen können, 
daß dann an ein Aufhalten unſerer Ideen nicht 
mehr zu denken iſt. (Bravo!) 

Ich aber ziehe als alter Praktiker lieber mit 
hundert gleichgeſinnten und opferwilligen Kollegen 
in den geiſtigen Kampf, als mit einem Haufen 
Irregulärer, denen der Geldbeutel das A und O 
alles Denkens iſt. (Beifall.) 

Ein ehrlicher Kampf der Geiſter, ein Kampf 
um die Seele der grünen Farbe aber ſoll es 
unſererſeits ſein und bleiben. Schon zu lange hat 
in unteren Reihen Skandalſucht, Spitzeltum und 
neuerdings auch Terror — alles Begleiterſcheinungn 
hochgeſpannter Gewerkſchaftstätigkeit — gewütet. 
Ich bitte Sie, Kollegen, eindringlichſt, und ich 
mache mein Amt als Vorſitzender davon abhängig, 
niemals den Boden der Vornehmheit, der ſach⸗ 
lichen Kritik zu verlaſſen. Wir ſtreiten nicht um 
Perſonen, ſondern um Ideen, ja um Welt⸗ 
anſchauungen. Schwer genug wird es ja uns ien 
jetzt gemacht, dieſe Vorſätze nicht zu verlaſſen, 
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wenn wir uns die Mittel anſehen, die einzelne 
Wortführer drüben benutzen, um uns ſchon von 
vornherein mundtot zu machen. Ich meine nicht 
den gegen uns gerichteten Aufruf des Geſamt⸗ 
vorſtandes — obwohl ich glaube, daß auch dort 
ſchon einzelnen Herren bei der Unterſchrift die 
Feder geſchwankt hat —, ſondern die gehäſſigen 
Unterſtellungen des durchaus „berühmt“ werden 
wollenden Preſſechefs im Staatsförſterverein, der, 
wie Sie, meine Herren, wohl auch geleſen haben, 
den Gründern der Vereinigung in der Offentlichkeit 
nachſagte, ſie wären von Neudamm durch Geld⸗ 
mittel auf die Läufe gebracht. Allerdings unter 
vorſorglicher Einſchiebung des Wörtchens „viel⸗ 
leicht“. Wer aber mit „vielleicht“ zu operieren 
gezwungen iſt, ſollte ſolche Ehrabſchneidereien 
beſſer erſt dann der Offentlichkeit übermitteln, 
wenn er tatſächliche Beweiſe in den Händen hat. 

Mir fehlt für einen ſolchen Charakterzug der 
parlamentariſche Ausdruck. Als ernſthaft zu 
nehmender Kollege iſt für uns der Herr allerdings 
erledigt. (Lebhaftes Bravo!) Und ich füge auch 
unter Benutzung des Wortes „vielleicht“ hinzu: 
nimmt es mir Kollege Pfalzgraf nicht gar zu übel, 
wenn ich ihn bitte, dieſen kleinen ſtreitbaren Herrn 
bei ſeinen Extravaganzen etwas kürzer an die 
Kette zu legen, ſich dabei aber ſelbſt vorzuſehen, 
denn ich möchte nicht die Urſache ſein, daß er bei 
dieſer erbetenen Prozedur ſelbſt einen Biß weg⸗ 
bekommt. (Stürmiſche Heiterkeit!) 

Meine Herren Kollegen! Ich hatte mir zwar 
auf meinem Gedankenzettel noch einige derartige 
Ausfälle notiert, ich will ſie aber übergehen, nur 
möchte ich Ihnen den Vorſtandsbeſchluß nicht 
vorenthalten, daß alle, jede Wohlanſtändigkeit 
verlaſſenden Anrempeleien von unſerem Schrift⸗ 
führer Kollegen Sieg geſammelt und zu einem 
Album hergerichtet werden, das unſeren Nach⸗ 
fahren als Dokument tiefſten Verfalls übermittelt 
werden ſoll. Sollten Sie in Zukunft mit ähnlichen 
Briefen beehrt werden, ſo wollen Sie uns dieſe 
freundlichſt überlaſſen. (Zurufe!) 

Wie wir uns aber mit der Einpreſſung des 
Förſterſtandes in eine neuzeitliche Gewerkſchaft — 
eines Standes, in dem die Individualität ſo groß 
iſt — nicht einverſtanden erklären können, ſo 
können wir auch niemals unſere Unterſchrift unter 
die ſich daraus ergebende Standespolitik ſetzen. 
Ich kann es von meinem Standpunkt aus nicht 
anders bezeichnen, wenn ich ſage, daß grobe Fehler 
begangen worden ſind, für deren Folgen wir nicht 
verantwortlich ſein wollen. Es iſt heute noch nicht 
alles geklärt, was in den Jahren 1918 bis 1921 
ſich im Verein abgeſpielt hat, aber was wir in 
der Offentlichkeit erlebt haben, genügt vorläufig, 
um unſeren Proteſt zu rechtfertigen. 

Wir verwerfen, wie ſchon unſere Richt⸗ 
linien beſagen, die geſchloſſene Kampfes⸗ 
anſage gegen die Zentralforſtverwaltung 
und das Ausſpielen des verfloſſenen Miniſters 
Braun gegen die alten Beamten daſelbſt. Man 
verſuchte, indem man dieſe Herren ſchnitt und 
ſich nur dem Miniſter vorſtellte, ſie kaltzuſtellen. 
Die Rolle, die hierbei die neuen Freunde der 
grünen Farbe, die Abgeordneten Gebhardt und 
Höfler, ſpielen durften, ſind keine Ruhmesblätter 
für den Staatsförſterſtand. Ich wünſchte, meine 
Herren Kollegen, Sie alle hätten, wie ich, den 
Unterſchied zwiſchen Verſprechungen in der 
Förſterverſammlung und den Taten im Landtage 
mit zu beobachten Gelegenheit gehabt. Ich glaube, 
mancher unſerer „gutgläubigen Beifallsſtürmer 
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hätte ſich noch nachträglich feiner durch den Beifall 
rot gewordenen Handfläche geſchämt. (Beifall.) 

Es war eine gewagte Politik, mit Hilfe der 
neuen Freunde die Zentralforſtverwaltung matt⸗ 
zuſetzen; ſie iſt trotz des ſozialiſtiſchen Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſters, deſſen ſpezieller Förſter⸗ 
vertrauensmann der Abgeordnete Gebhardt war, 
mißlungen. Gegen die Miniſterialförſter, die 
man vom Miniſter Braun erhoffte, bäumte ſich 
die ganze Behörde, obere und mittlere Beamte, 
auf, ſie fielen, und der Herr Miniſter, den man 
doch wohl nicht ganz richtig eintaxiert hatte, dachte 
ſelbſt als ſtraffer Sozialiſt nicht daran, ſeine forſt⸗ 
lichen Räte zum Verlaſſen des Lokals aufzufordern, 
denn er brauchte ſie. Laſſen Sie mich, liebe 
Kollegen, bei dieſer Gelegenheit noch ein paar 
Worte über den verfloſſenen Miniſter Braun 
ſagen, der nachher ſelbſt noch das Amt des 
Miniſterpräſidenten bekleidete und auch in unſerer 
Standesbewegung, wie Sie wiſſen, eine nicht un⸗ 
bedeutende Rolle geſpielt hat. Herr Braun iſt 
ein Mann eiſerner Willenskraft und hat ſich mit 
großem Fleiße und Eifer in ſeinem Reſſort, 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft, eingearbeitet. enn 
immer wieder in unſern Reihen behauptet worden 
iſt, er ließe ſich von der „reaktionären“ Forſt⸗ 
verwaltung einwickeln, ſo iſt das meiner eigenen 
Erfahrung nach ein kompletter Blödſinn und eins 
der vielen Schlagwörter, die ſinnlos von Mund 
zu Mund getragen worden ſind. Es war nicht 
ſelten, daß er, ohne ſeine forſtlichen Räte zu 
hören, einfach verfügte, und die Forſtabteilung 
mußte ſchweigen. Seine Stellung war ſchon in 
der letzten Zeit ſeiner Amtstätigkeit unhaltbar 
geworden, denn die Landwirtſchaft, die er be⸗ 
treuen ſollte, ſtand geſchloſſen gegen ihn. Sein 
politiſcher Rückhalt war der mehrheitsſozialiſtiſche 
Land⸗ und Forſtarbeiterverband, und hieran 
ſollten ſich nun die Förſter anreihen. Aus Unter⸗ 
redungen mit ſozialiſtiſchen Abgeordneten weiß ich, 
daß die genannte Partei alle Anſtrengungen ge⸗ 
macht hat, den Förſterſtand für ſich zu gewinnen. 
Der Vermittler zwiſchen Partei und Miniſter 
einerſeits und dem Staatsförſterverein anderſeits 
war der ſchon genannte Abgeordnete Gebhardt, 
ſoziaüſtiſcher Parteifunktionär und neuzeitlicher 
Landrat in Burg. Während unter dem Vorſitz 
des Kollegen Velte dieſe Richtung nur von ein⸗ 
zelnen Mitgliedern des Staatsförſtervereins 
gepflegt wurde, trat nach dem Umſchwung im 
Standesverein eine intimere Verbindung zwiſchen 
Sozialdemokratie und Förſtergewerkſchaft zu⸗ 
tage, die ihren Höhepunkt in der letztverfloſſenen 
Delegiertentagung fand. Jetzt iſt „unſere Richtung“ 
am Ruder! So rief mir folgerichtig der Abgeordnete 
Gebhardt im Forſtausſchuß zu. Die Kandidatur 
des Vorſtandsmitgliedes Voges auf der Landes⸗ 
liſte der ſozialiſtiſchen Partei war die Frucht dieſer 
Ehe. Doch auch dieſe unter dem Jubel vieler 
politiſchen Kinder im Staatsförſterverein ge⸗ 
ſchloſſene Ehe hatte einen Mangel, denn die Wünſche 
und Beſtrebungen des Förſterſtandes ſtehen mit 
den Grundſätzen der ſozialiſtiſchen Partei arg in 
Fehde! Es war zum Beiſpiel dem Abgeordneten 
Gebhardt nicht leicht, ſeine Parteigenoſſen für 
meinen Dienſtländereiantrag zu gewinnen, und 
erſt als ich ihn darauf hinwies, daß er für die 
Erhaltung der Wirtſchaftsländereien im Verein 
ſich eingeſetzt hätte, bequemte er ſich, gegen den 
parteiminiſteriellen Erlaß ſeines Genoſſen Stellung 
zu nehmen. Geſchloſſen aber ſtimmte ein Jahr 
vorher die Sozialdemokratie gegen jede Erhöhung 
der Dienſtaufwandsentſchädigung der Förſter. 
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Meine Herren Kollegen! Ich mache feinem, 
aus ſeiner politiſchen Geſinnung einen Vorwurf, 
ich bin ſogar bereit, den ſogenannten „November⸗ 
ſozialiſten“ gelten zu laſſen, aber ich halte es für 
eine optiſche Täuſchung, nach ſolchen Vorgängen 
von politiſcher Neutralität zu ſprechen. Es wird. 
Ihnen noch in beſter Erinnerung ſein, wie man 
über mich herfiel, als ich begann, meine warnende 
Stimme zu erheben. Wie wenig Einblick und 
politiſches Verſtändnis hatten doch diejenigen, die 
voll Entrüſtung gegen den ſchwarzen Mann auf 
der rechten Seite des Hauſes ihre Feder führten! 

Laſſen Sie mich hiervon abbrechen, ſonſt heißt 
es wieder nachher: „Seht da, die Parteipolitiker!“ 
Doch nur noch den einen Satz, Kollegen, wollen. 
Sie ſich bitte merken: Willſt Du neutral 
ſein, jo mußt du demokratiſch⸗ſozialiſtiſch. 
ſein, alle andern Parteimänner können von 
Neutralität in Standesſachen nicht mitreden. 
(Heiterkeit.) 

Vor allen hier aber will ich betonen — mag 
das parteipolitiſch ausgelegt werden oder nicht: 
Wir ſind keiner Partei verſchworen, unſere Tätigkeit 
aber wird bewegt und geleitet von vaterländiſchen 
Intereſſen; erſt die Geſundung und der Wieder⸗ 
aufbau unſeres in Schmach und Schande darnieder⸗ 
liegenden Vaterlandes und danz mit ihm die 
Fortführung der Belange des Fökſterſtandes. — 

Kollegen, ich glaube auch aus Ihrem innerſten 
Herzen heraus zu ſprechen, wenn ich betone, 
daß auf einem Schutt⸗ und Trümmerhaufen auch 
keine Früchte für unſere Intereſſen gedeihen 
können. Ein Sklavenvolk, wie wir es geworden 
ſind, lechzt erſt nach Freiheit, und die Freiheit 
beginnt mit der Einigkeit des ganzen Volkes; die 
Einigkeit vorzubereiten, hier im ganzen Forſt⸗ 
beamtenſtande, iſt unſere Pflicht, iſt heiliges Ver⸗ 
mächtnis. Dazu, Kollegen, ſind wir zuſammen⸗ 
getreten in jetziger ſchwerer Zeit! Hinweg mit aller 
Klaſſenkampftheorie auch in unſerm Stande, hin⸗ 
weg mit dem Kampfgeſchrei in unſern Wäldern, 
aber heraus mit der Bruderhand hüben und 
drüben! Der Feind hat ſeine Fauſt an unſerer 
Kehle, ſein Fuß tritt auf unſere Bruſt, und vor 
uns gähnt der Abgrund! 

Beſinnen wir uns endlich in zwölfter Stunde, 
und: Auch zu höheren Zielen in Einigkeit der 
Freiheit entgegen! — — (Stürmiſcher Beifall.) 

Wenn ich mich nun auch noch bei der ſehr 
vorgeſchrittenen Zeit mit den eigentlichen Standes⸗ 
fragen zu beſchäftigen habe, ſo verzeihen Sie, 
daß ich es in kürzeren Strichen tue, als es ur⸗ 
ſprünglich beabſichtigt war. Wir haben vor, ſo⸗ 
wohl mit dem Re vierförſterverein als auch 
mit dem Verein der Staatsoberförſter eine 
Arbeitsgemeinſchaft ſo bald wie angängig her⸗ 
zuſtellen. Wir glauben, durch gegenſeitige Unter⸗ 
ſtützung, durch freimütige Ausſprache und Hand⸗ 
inhandarbeiten mehr zu erzielen als durch 
Kampf und Streit. Sie haben mir, verehrte 
Kollegen, vorhin lauten Beifall gezollt, als ich. 
von der Notwendigkeit der Einigung ſprach, hier 
iſt nun der Fall gegeben, einmal den Anfang ins 
Auge zu faſſen. Darf ich Ihr Einverſtändnis 
vorausſetzen? (Zurufe!) Ich danke Ihnen. Sie⸗ 
wiſſen ferner, daß wir in unſern Richtlinien auch 
eine engere Verbindung mit der e 
erſtreben, ich bin mir nicht im Zweifel, daß unſere 
Herren, geſtatten Sie den Ausdruck „Forſt⸗ 
gelehrten“, die Hand dazu bieten werden, mehr 
wie bisher die Errungenſchaften ihres Studiums. 
auch uns Betriebsbeamten in Vorträgen uſw. zu 
übermitteln. Bei den gewaltigen Umwälzungen, 
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die uns in den preußiſchen Staatsforſten bevor⸗ 
ſtehen, ſoll zwiſchen Wiſſenſchaft und Praxis ein 
breiter Strom gegenſeitigen Befruchtens hin und 
her gehen. (Bravo!) So habe ich die Abſicht, 
Tagungen zu veranſtalten, in denen Standes⸗ 
angelegenheiten von wiſſenſchaftlichen Vorträgen 
abgelöſt werden, und woſelbſt dann auch unſer 
altes Waffenhandwerk zum Schluß wieder ſeine 
Meiſter ſucht. Kollegen, helfen Sie mir, dieſe 
Ideen zu verwirklichen, ſie liegen durchaus im 
Bereich der Möglichkeit. Dazu gehört aber, daß 
alle diejenigen, welche zu uns gekommen und noch 
kommen werden, nicht nur mit ihrem Namen und 
dem Mitgliedsbeitrage erſcheinen, ſondern ein 
warm ſchlagendes Herz mit in die Wagſchale 
werfen. 

Den jungen Forſtanwärtern Beſſerung 
ihrer Lage, auch durch Verkürzung der Vor⸗ 
bereitungszeit, zu ſichern, erachte ich als unſere 
Pflicht. Den Jahrgängen 1915 bis 1920, alſo den 
Kriegsteilnehmern, es möglich zu machen, um⸗ 
notiert zu werden und damit in die Heimat zu 
gelangen, wollen wir ſofort nach unſerer Vor⸗ 
ſtellung im Miniſterium die Wege zu ebnen ver⸗ 
ſuchen, denn die Anteilnahme am Weltkriege darf 
unmöglich in eine Art Beſtrafung ausarten. Wenn 
hiermit die bisherige eigene Standesvertretung 
einen ſchwer empfundenen Fehlgriff gemacht hat, 
ſo muß dieſer Fehlgriff wieder rückgängig gemacht 
werden. — Ich bitte um Zuſchriften der davon 
Betroffenen. — 

In der Erziehungsfrage wollen wir nicht 
mit uns handeln laſſen; ich möchte aber Siche⸗ 
rungen haben, daß der Förſter, wie bis vor kurzer 
Zeit, die Möglichkeit hat, auch in Berückſichtigung 
ſeiner doppelt ſchweren Schul⸗ und Erziehungs⸗ 


laſten, ſeine Söhne dem Forſtfach wieder zuführen tra 


zu können. Seien wir auch in dieſer Frage vor⸗ 
ſichtig und ſchlagen uns die Tür nicht ſelbſt vor 
der Naſe zu. (Sehr richtig!) 

Unſere Richtlinien erſtreben im Gegenſatz zum 
Staatsförſterverein eine ſtarke Vermehrung 
der Revierförſterſtellen. Einen 40⸗ bis 
50 jährigen, im Forſtfach ergraut gewordenen 
Kollegen bei einer Beförderung zum Revierförſter 
nochmals vor ein Examen zu ſtellen, wie es viel⸗ 
fach gewünſcht wird, iſt graue Theorie. Wer 
verlangt von einem Oberförſter einen nochmaligen 
Beweis ſeines Wiſſens, wenn er Forſtrat oder 
Oberforſtmeiſter wird? Wer dieſe Extrawurſt 
gebraten haben will, der mag ſich nur ſelbſt das 
Feuer dazu anfachen. 

Meine Herren Kollegen! Die ganze Rechte 
bis zum Zentrum und bis in die Reihen der 
Demokraten hinein hat in richtigem Verſtändnis 
für dieſe einzige Aufrückungsmöglichkeit die Parole 
des Staatsförſtervereins: „Weg mit den Revier⸗ 
förſtern!“ geſchloſſen abgelehnt, und auch wir 
lehnen ſie ab. Hierin ſoll nicht locker gelaſſen 
werden. 

Leider hat noch zuguterletzt der Miniſter 
Braun die im Etat 1921 vorbereiteten neuen 
Revierförſterſtellen geſtrichen. Ein eigentümlicher, 
ſelbſtherrlicher Vorgang, der doch noch zu denken 
Veranlaſſung gibt. (Zurufe!) Ja, meine Herren 
Kollegen, das mag vielleicht zutreffen, aber ich 
will mich erſt danach erkundigen, auf welchen 
Wunſch hin der eigene Reſſortminiſter Beförde⸗ 
rungs möglichkeiten feines Amtsbereichs, ehe noch 
der Finanzminiſter geſprochen, unmöglich gemacht 
hat. (Zwiſchenruf.) Herr Kollege, ich halte Ihre 
Anſicht vorerſt noch für nicht erwieſen, denn ich 


kann es mir nicht denken, daß Kollegen dabei 
tätig geweſen ſind, jedweden Aufſtieg aus eigenen 
Reihen einem Schlagwort zu Liebe zu unterbinden, 
das wäre doch meines Erachtens undiskutabel, 
ſo will ich ſehr vorſichtig ſagen. (Erneute Zurufe.) 
Zu erklären habe ich hier, daß es ſtets unſer Grund⸗ 
ſatz ſein wird, daß wir Förſter Förſter bleiben 
wollen. Wir lehnen daher jede Agitation 
und jedes Beſtreben ab, in die Ober 
förſterſtellung hineinzudringen. Wer 
Staatsoberförſter werden will, mag ſich — wie 
früher die ſogenannten Fußjäger — dem Studium 
auf einer der Akademien oder Univerſitäten 
unterziehen und die nötigen Prüfungen ablegen. 
Kollegen, wenn wir Förſter mit Recht eine er⸗ 
ſchwerte Aufnahme zur mittleren Laufbahn er⸗ 
ſtreben, alſo die Tür hinter uns möglichſt zu⸗ 
zumachen beſtrebt ſind, dann kann man gerechter⸗ 
weiſe nicht verlangen, daß ſie für uns oben nun 
ſperrangelweit aufgemacht wird. Im übrigen 
— was für einen Nutzen hat der Stand wirklich 
davon, wenn ſchließlich mal ein Dutzend Förſter 
Oberförſter werden! Derartige Zwitterſtellungen 
zu ſchaffen, wie etwa den Feldwebelleutnant, haben 
wir keinen Anlaß. Ich hoffe, durch dieſe freimütige 
und, ich will hinzufügen, ehrlich gemeinte Er⸗ 
klärung berechtigtes Unbehagen im Oberförſter⸗ 
ſtande ein für allemal aus der Welt geſchafft zu 
haben. Aber, liebe Kollegen, wir erwarten auch 
von gewiſſen Kreiſen im Oberförſterſtande, daß 
auch dort nunmehr von jedem Herumdoktern am 
Förſterſtande, wie er jetzt iſt, Abſtand genommen 
wird. Nur wenn wir uns nach dieſer Richtung 
hin klar und offen ins Auge ſchauen können, wird 
die erſtrebte Arbeitsgemeinſchaft mit dem Ober⸗ 
förſterſtande zu beider Heil ſegensreiche Früchte 


gen. 

Innerhalb unſerer Befugniſſe und innerhalb 
der Grenzen, die unſere Vor⸗ und Ausbildung 
uns zieht, wollen wir aber unſere Stellung aus⸗ 
zubauen verſuchen und die Spitzenſtellung in 
dem „verwaltenden Revierförſter“, deren 
wir in Preußen ja ſeit längerer Zeit zwei beſitzen, 
ſuchen. Erreichen wir das, ſo iſt tüchtigen Kollegen 
vom Forſtgehilfen zum verwaltenden Revierförſter 
hinauf genügend Spielraum gegeben, ſeine Fähig⸗ 
keiten und Geiſtesgaben auszunutzen. Sie, ver⸗ 
ehrte Kollegen, haben mich ja für drei Jahre 
an die Spitze unſerer jungen Organiſation berufen; 
ſeien Sie verſichert, daß ich verſuchen werde, dieſe 
Ziele mit Hilfe aller und unter Mithilfe unſerer 
oberſten Behörde der Wirklichkeit entgegen⸗ 
zuführen. (Lebhafter Beifall!) 

Eine der brennendſten Fragen iſt aber 
die des Wirtſchaftslandes! In einer Zeit, 
wo mit allen Staatsmitteln auf eine Produktions⸗ 
mehrung aller landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
hingearbeitet wird, wo man ſich in den Zentralen 
unſerer Ernährungsbehörden die Köpfe über 
dieſes Problem zerbricht, wird hier von Staats 
wegen eine Maßregel veranlaßt, die als produktions⸗ 
hemmend bezeichnet werden muß. Wer ſoll die 
einſam und meiſt vom Walde eingeſchloſſenen 
Ländereien, Bruchteile eines Ganzen bewirt⸗ 
ſchaften? Iſt nicht der dort wohnende Förſter 
der gegebene Mann dazu? Sind nicht die vor⸗ 
handenen Wirtſchaftsländereien einſt dem 
wirklichen Bedürfnis der Stelle entſprungen? 
Sollen die dafür errichteten Wirtſchaftsgebäude 
zwecklos verfallen? Iſt mit der Abnahme eines 
Teils der Wirtſchaftsländereien wirklich ein finan⸗ 
zieller Effekt verbunden? Hier muß, bevor das 
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Unheil geſchehen, an einen beſſer unterrichteten 
Landwirtſchafts⸗ und Finanzminiſter und an 
die Einſicht des Abgeordnetenhauſes appelliert 
werden. Was nützen uns die im betreffenden 
Miniſterialerlaß vorgeſehenen Ausnahmen, wenn 
ſie zentnerſchwer mit Wenn und Aber bepackt 
ſind! Kollegen, da wir ja dieſen Punkt noch 
ſpäter beſonders eingehend zu beraten haben, ſo 


kann ich mich kurz faſſen und nur erklären: Machen 3 


Sie vorläufig Gebrauch vom letzten Regulierungs⸗ 
termin 1. Juli 1922, inzwiſchen dürfte etwas 
Waſſer in den Wein dieſer Plattwalzungsmethode 
gegoſſen werden können. 

Und nun zum letzten Punkt unſeres Arbeits⸗ 
programms: der jetzigen Verlohnung. Meine 
Herren, ich weiß, ich ſpreche aus, was Sie alle 
denken und fühlen. Hinweg mit dieſem zu einem 
wahren Monſtrum ausgewachſenen Rechnungs⸗ 
polypen! (Lebhafter, dauernder Beifall.) Kollegen, 
man hat in republikaniſcher Zeit alle Titel, alle 
Orden abgeſchafft, man ging und geht mit einer 
Rieſenſchere umher, um alle Zöpfe abzuſchneiden, 
aber den Zopf des heiligen Bürokratius hat man 
nicht nur verſchont, ſondern hat ihn wohlwollend 
gepflegt und ſelbſt für etwaige kommuniſtiſche 
Zeiten konſerviert, er ſcheint in Preußen ſelbſt 
Revolutionen zu überdauern. 

Ich will, da wir ja auch dieſen Punkt 
noch durchzuberaten haben, nicht in Einzelheiten 
eingehen, aber ſagen will ich vorweg doch: Ich 
haſſe alle nutzloſe und überflüſſige Arbeit, hier 
aber wird die Kraft des Förſters zwecklos in den 
Dienſt überflüſſigen Formelkrams geſtellt, 
hierin iſt der Herd der Beſchwerden der Arbeiter 
über die langſame und beſchwerliche Lohnzahlung 
zu ſuchen; daher fort mit dem Grund dieſer oft 
berechtigten Beſchwerden der Beamten und Ar⸗ 
beiter! Wo ein Wille iſt, findet ſich ſicher auch 
ein Weg zur Beſſerung, und hierbei hat einmal 
nicht der Finanzminiſter mitzuſprechen. Sind 
Sie, liebe Kollegen, auch der Anſicht, daß i 
morgen den Herrn Oberlandforſtmeiſter bitte, 
dieſe Angelegenheit vorweg in Angriff zu nehmen? 
(Zuſtimmung!) Schön, das iſt einmal eine Frage 
der Praxis! — 

Meine Herren! Ich eile zum Schluß! Sie 
wiſſen, daß wir auch das Andenken an unſer 
weggefegtes Heer, ſpeziell das unſerer Jäger⸗ 
bataillone, zu pflegen beſchloſſen haben; ich 
denke, Kollegen, wir hier ſind eins in der Anſicht, 
daß die Ruhmestaten unſerer ſtolzen Jäger⸗ 
bataillone, deren Kern wir gelernten Jäger 
waren, nicht mit einem Pinſelſtrich ausgelöſcht 
werden dürfen. Ich bedauere auf das lebhafteſte, 
daß wir die militäriſche Dienſtzeit in unſerm 
Stande verloren haben. Für uns war ſie die 
Schule der Erziehung vom Jüngling zum Mann 
und die Vorbildung zu einem harten und ent⸗ 
behrungsreichen Beruf. Preußen iſt groß ge⸗ 
worden durch ſein Heer, und der preußiſche Förſter⸗ 
ſtand galt auch deshalb als eine Elitetruppe der 
preußiſchen Beamtenſchaft, weil er in der harten 
Schule des Militärdienſtes aufgewachſen war. Ver⸗ 
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zeihen Sie, liebe Kollegen, aber mir iſt vorläufig 
ein preußiſcher Staatsförſter ohne jede militäriſche 
Schulung noch nicht recht faßbar; na, da haben Sie 
eben den bornierten Rückſchrittler! (Lebhafte 
Heiterkeit.) Es verläßt mich aber trotzdem nicht 
die Hoffnung und der Glaube, daß man in 
kommenden Zeiten noch eifrig nach der letzten 
Jägeruniform ſuchen wird. Es ſind ja in letzter 
eit in unſerm Vaterlande viele Vereine ent⸗ 
ſtanden, die ſich die Pflege ihres ehemaligen 
Regiments oder Bataillons zur Aufgabe geſtellt 
haben. Hier wollen wir mit aller Macht und aller 
Kraft mithelfen, auf daß kein Jäger⸗Bataillon im 
Wuſt der Jetztzeit in das Meer der Vergeſſenheit 
verſinkt. Freude und Stolz auf unſer zerſchlagenes, 
ruhmreiches Heer wollen wir uns nicht verekeln 
laſſen. In einer der nächſten Sitzungen hoffe ich 
Ihnen Vorſchläge unterbreiten zu können, wie wir 
dieſen Punkt unſerer Richtlinien auch im Rahmen 
unſerer Vereinigung betätigen können; es iſt, wenn 
auch nur ein beſcheidenes Stück, Arbeit am dahin⸗ 
geſunkenen Vaterlande. (Bravo!) 

Meine Herren Kollegen! Damit bin ich am 
Ende meiner Ausführungen angelangt. Sie er⸗ 
ſehen daraus, daß ich gewillt bin, auf Grund 
unſerer Richtlinien dem Stande, dem Walde und 
unſerm Vaterlande in engſter Verbindung zu 
dienen. An Ihnen liegt es jetzt, dieſes Unter⸗ 
nehmen mit allen Kräften und Geldmitteln zu 
ſtützen und zu fördern. Dann wird der Tag, an 
dem wir unſere Grundſätze in die Wälder hinaus⸗ 
gehen ließen, auch ein bedeutungsvoller Markſtein 
in der Geſchichte des preußiſchen Staatsförſter⸗ 
ſtandes ſein und bleiben. Vor Ihnen aber, meine 
Herren, lege ich hiermit als Ihr erwählter und 
beſtätigter Führer das Treugelöbnis fürs Vater⸗ 
land, für unſern Wald und unſern Stand ab. 

Gelingt es uns und unſerm Vorgehen, die 
Harmonie im Walde wiederherzuſtellen, können 
wir uns alle wieder ohne Falſch und ohne Zorn 


ch ins Auge ſchauen und brüderlich die Hände reichen, 


dann wird es auch dem preußiſchen Pflichtgefühl, 
der preußiſchen Ordnungsliebe gelingen, Vor⸗ 
bilder zu ſein für unſer durch Leidenſchaften aller 
Art zerriſſenes deutſches Volk! Märchen und 
Sagen umweben unfere deutſchen Forſten, ſie 
ſind der Aufenthaltsort deutſcher Treue. Feſt⸗ 
halten wollen wir ſie mit ſtarkem Arm und nie 
erlahmender Hoffnung auf beſſere Zeiten. Sie 
aber, meine Herren Kollegen, gehen hinaus und 
künden Vorgeſetzten und Kollegen: „Wir wollen 
ſein ein einig Volk von Brüdern im grünen Rock, 
und der rauſchende Wald, das ewige Hohelied, das 
täglich durch die Wipfel alter Eichen und Föhren 
ſauſt und ſummt, ſei uns allen die Mahnung, nicht 
zu erlahmen in der Sicherung des einzigen wert⸗ 
vollen Beſitztums, das Preußen geblieben, der 
preußiſchen Staats forſten. 

Denen wollen wir dienen, in ihnen 
wollen wir das Reis der Treue pflegen, 
und mit deren Schickſal ſoll auch das 
unſrige beſiegelt ſein! (Lebhafter, ſtürmiſcher 
Beifall.) 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 
Titeländerungen im Haushalte der Forſtver⸗J Rechnungsjahr 1921 find gegenüber dem Rech⸗ 


waltung für das Rechnungsjahr 1921. 


Allgemeine Verfügung Nr. III. 39 für 1921. 
Minifterrum für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 4373. 


Berlin, 11. Juni 1921. 


rs 


nungsjahr 1920 folgende Anderungen vorgeſehen: 
Ordentliche Einnahmen. 

1. Titel 3. Vom Rechnungsjahre 1921 ab werden die Ein⸗ 
nahmen aus der Jagd nach dem Rechnungsjahre verrechnet Da 
der Haushalt für 1920 die Verrechnung nach dem Jagdjahre vor⸗ 

‚nd im Rechnungsjahre 1921 die Einnahmen aus der Jagd 


Im Haushalte der Forſtverwaltung für das für die Zeit vom 1. März 1921 bis Ende März 1922 nachzuweiſen. 


Nr. 27 Bd. 36 (1921) 
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a Die Einnahmen bei den forſtlichen Lehranſtalten (Titel 6 
des Haushalts für 1920) erſcheinen im Haushalte für 1921 unter 
Kap. 2a Tit. 1 Der jetzige Titel 6 des Kap. 2 kommt nur für die 
Zentralverwaltung in Betracht. 

Dauernde Ausgaben. 
A. Kapitel 2. 
I. Beſoldungen. 

1 Die Beſoldungen der planmäßigen Beamten (Titel 1 
bis 5 des Haushalts für 1920) ſind unter einem Titel (Tit 1 des 
Kap. 2) mit den Unterabteilungen a/k fur die den einzelnen 
Gruppen der Beſoldungsordnung angehörenden Beamten zu⸗ 
ſammengefaßt. Bei den Unterabteilungen ſind zu verrechnen 
Grundgehalt, Ortszuſchlag und Kinderbeihilfe: 
unter a) der Oberforſtmeiſter (Beſoldungsgruppe A 12), 

b) der Regierungs⸗ und Forſtrate, Oberförſter als techniſcher 
Beirat bei dem Regierungspraſidenten in Sigmaringen, 
als Dozenten und Verwalter der Lehrreviere bei den 
forſtlichen Hochſchulen und als Leiter und Lehrer bei den 
Forſtſchulen und der übrigen in die Beſoldungsgruppe A 11 
verſetzten Oberforſter, 

c) aller Oberförſter der Beſoldungsgruppe A 10, 

d) der Forſtrentmeiſter (Beſoldungsgruppe A 8), 

e) der beiden verwaltenden Revierförſter in den Kloſter⸗ 
forſten der Provinz Hannover, der übrigen Revierforſter 
und der in die Beſoldungsgruppe A 7 verſetzten Forſter 
und Forſtſekretäre, 

1) aller Förſter und Forſtſekretare der Beſoldungsgruppe A6, 

„ g) der Torf⸗, Wege⸗, Floß⸗ uſw. Meiſter (Beſoldungs⸗ 
gruppe A AN, 

h) der Unterforſter (Beſoldungsgruppe A 3), 

) des Wieſenwärters (Beſoldungsgruppe A 2), 

„ F) der Ablagewärter (Beſoldungsgruppe A 1) 

2 Kap 2 Tit. 2 des Haushalts für 1921 „Ausgleichszuſchlage 
und Notzuſchläge“ iſt die Verrechnungsſtelle für die Ausgleichs⸗ 
zuſchläge und Notzuſchläge zum Grundgehalt, zu den Ortszu⸗ 
ſchlagen und den Kinderbeihilfen der unter Tit 1 aufgeführten 
planmäßigen Beamten. 

3. Bis auf weiteres ſind alle Zahlungen an Grund⸗ 
gehaltern, Ortszuſchlägen, Kinderbeihilfen, Ausgleichs⸗ und Not⸗ 
zuſchlaͤgen während des Rechnungsjahres nur beim Gehalt (Titel 1) 
ineiner Summe in den Handbüchern zu buchen. Die Eingelbeträge, 
aus denen ſich das Dienſteinkommen zuſammenſetzt, find bei jedem 
Beamten erſt bei der Schlußzahlung — ſei es im Laufe des Jahres, 
3 B. bei der Verſetzung, der Zurruheſetzung oder beim Tode eines 
Beamten, ſei es nach der Zahlung im Januar oder März — in 
der Spalte „Summe“ der Handbücher (| Spalte 24 in dem auf 
Seite 39 der Geſchäftsanweiſung für die Forſtkaſſenrendanten 
vom 1 Jum 1920 abgedruckten Muſter E 1 für die Handbücher 
der Forſtkaſſen) auszutragen. Die geſamte Ausgabe an Ausgleichs 
zuſchlägen iſt am Schluſſe des Rechnungsjahres in einer Summe 
bei Titel 1 abzuſetzen und auf Titel 2 zu Übertragen. Das Soll 
an obigen Bezugen — einſchließlich der Ausgleichs⸗ und Not⸗ 
zuſchläge — iſt in den Handbuchern und Geldrechnungen bei den 
einzelnen Beamten unter Titel 1 in der Weiſe darzuſtellen, wie 
3 1B. auf Seite 9 der Anlage A zur Verfügung der Oberrechnungs⸗ 
kammer vom 15. Novemver 1919 — Nr. F. 217 —, betr. Anderung 
der Vorſchriften über die Legung der Forſtgeldrechnungen bezügl. 
der Dienſtaufwandsentſchädigungen uſw. der Revierförſter uſw., 
vorgeſchrieben iſt R 

Daß die Kinderbeihilfen nicht ruhegehaltsfähig find, iſt in 
den Handbüchern und Geldrechnungen zu vermerken. 

4. Vom Rechnungszahre 1921 ab iſt Det allen Inhabern von 
Dienſtwohnungen, auch alſo bei den außerplanmäßigen 
Beamten, die Dienſtwohnung haben, der Ortszuſchlag nebſt 
Ausgleichs- und Notzuſchlag bei den Ausgabetiteln voll in Ausgabe 
zu ſtellen und die Vergütung für die Wohnung bei Titel 2 der 
ordentlichen Einnahmen — dort unter einem beſonderen Abſchnitte 
„Vergütungen für Dienſtwohnungen“ — zu vereinnahmen. 

5 Titel 6 des Haushalts für 1920 „Wohnungsgeldzuſchüſſe“ 
iſt weggefallen, da die Ortszuſchläge vom Rechnungsjahre 1921 
ab unter Titel 1 mit zu verrechnen ſind. 

II. Andere perſönliche Ausgaben. 

1. Für die Ausgaben unter den Titeln 7 bis 9 des Haus⸗ 
halts für 1920 ſind im Haushalte für 1921 die neuen Titel 3 und 
5 vorgeſehen. 3 

See Titel 3 „Hilfeleiſtungen durch Beamte” find nachzu⸗ 
weiſen: 
unter a) die Vergütungen für Hilfsarbeiter im Forſtverwaltungs⸗ 

dienſte bei den Regierungen und Oberforſtereien (ein- 
ſchließlich Sigmaringen) ſowie bei den Forſtvermeſſungen 
und Betriebsregelungen — bisher Titel 7 —, 

„ b) die Vergütungen für die Forſtgehilfen und Hilfsförſter 
— bisher Titel 9 —, 

„ 0) die Beſoldungsbeiträge für die gemeinſchaftlichen Forſt⸗ 
betriebsbeamten im Regierungsbezirk Wiesbaden — 
— bisher Titel 9 —. N 

Bei Titel 4 „Hilfeleiſtung durch nichtbeamtete Kräfte“ find 
nachzuweiſen: e 
unter a) die Vergütungen (einſchließlich Dienſtaufwandsent⸗ 

ſchädigungen) an außerplanmäßige Forſtkaſſenverwalter 
und an Untererheber — bisher Titel 8 —, 

„ by) die Vergütungen für nebenamtliche Waldwärter und 
Wärter bei den Nebenbetrlebsanſtalten ſowie für ſonſtige 
E E Hilfskräfte im Forſtſchutzdienſte — bisher 
Titel 9 — 


WM 


Bei Titel 5 „Stellvertretungskoſten“ find alle derantiger 
Koſten zu verrechnen, die früher bei den Titeln 7 bis 9 veraus. 
gabt wurden. 

In den Begriff „Vergütungen“ ſind eingeſchloſſen: die 
Grundvergütungen, Ortszuſchlage, Kinderbeihilfen, Ausgleichs⸗ 
und Notzuſchläge. Wie beim Beſoldungstitel iſt auch bei der 
Titeln 3 und 4 in den Handbüchern und Geldrechnungen bei 
jedem Empfanger das Soll nach den einzelnen Einkommensarten 
anzugeben. Beim Titel 4 iſt dieſen Angaben noch diejenige uber 
die Hohe der Dienſtaufwandsentſchädigungen der als vollbe ſchaftig 
anerkannten nicht vollamtlichen Forſtkaſſenverwalter hinzuzufügen 

Wegen der Buchung der Zahlungen an fortlaufenden Ver⸗ 
gütungen gilt das oben unter I Ziffer 3 Geſagte. Es ſei aber 
hervorgehoben, daß die Ausgleichs- und Notzuſchläge der außer⸗ 
planmaßigen Beamten uſw. bei den Titeln 3 und 4 ſelbſt verrechnet 
werden, daß ſie alſo nicht etwa auf Titel 2 zu übernehmen ſind 

2. Die Ausgaben beim Titel 6 fur 1921 „Wirtſchaftsbeihilſen 
an Beamte, Angeſtellte und Arbeiter in den beſetzten Gebieten“ 
find in den betreffenden Forſtverwaltungs⸗ bzw. Forſtgeld⸗ 
rechnungen der in Betracht kommenden Bezirke als Zugang 
gegen das Soll nach dem Haushalte zu verrechnen. Für die Beamten 
einerſeits und die Angeſtellten und Arbeiter andererſeits iſt in den 
EN und Rechnungen je ein beſonderer Abſchnitt zu 

ilden. 

3. Unter Titel 7 „Unterſtützungen für Beamte“ find die 
Unterſtutzungen fuͤr alle Beamten, die ihre Dienſtbezüge aus 
Fonds des Kapitels 2 beziehen, unterſchiedslos zu verausgaben. 
Die Mittel, die den Regierungen bei Kapitel 2 Titel 10 und 12 
des Haushalts für 1920 planmaßig zur Verfügung ſtanden, 
ſind in den Forſtverwaltungsrechnungen für 1921 beim jetzigen 
Titel 7 in einer Summe als Soll nach dem Haushalte vorzu⸗ 
tragen. 

4. Der Fonds Titel 11 für 1920 „Außerordentliche Ver- 
gütungen für mittlere Beamte“ kommt mit dem Rechnungsfahie 
1921 in Fortfall, da ſolche Vergutungen nicht mehr gewählt 
werden ſollen. Sollten für 1921 ſchon außerordentliche Ver⸗ 
gütungen aus den früheren Titeln 10 und 11 gezahlt ſein, fo | ni 
die Beträge wieder einzuziehen und die betreffenden Beamten 
durch Gewahrung einer Unterſtützung ſchadlos zu halten. 

5 In den Haushalt für 1921 iſt als Titel 8 neu aufge⸗ 
nommen der Fonds „Widerrufliche laufende Unterhaltungs⸗ 
zuſchuſſe an Beamte im Vorbereitungsdienſte“. Die Beträge, die 
bei dem Fonds gemaß der allgemeinen Verfügung Nr. III 23 
vom 20. April 1921, III 3416, verausgabt weiden, ſind in den 
Forſtgeld⸗ bzw. Forſtverwaltungsrechnungen als Zugang gegen 
das Soll nach dem Haushalte zu verrechnen. 

6. Titel 9 des Haushalts für 1921 entſpricht dem Titel 13 
desjenigen für 1920. 

j 7 Titel 10 und 11 des Haushalts für 1921 kommen unt 
für die Zentralverwaltung in Betracht. 
B. Kapitel 3. . . 

In den Haushalt für 1921 find unter dieſem Kapitel die Aus⸗ 
gabefonds der Forſtemrichtungsanſtalten aufgenommen (früher 
Kapitel 3 a); die Fonds fur forſtwiſſenſchaftliche und Lehrzwecke 
erſcheinen jetzt unter Kapitel 4 a (früher 3). 

C. Kapitel 4. 

1. Die Bezeichnung des Titels 3 lautet jetzt: 

„Geſetzliche Koſten der Unfallverſicherung und Unfall⸗ 
fürſorge und Beitrage zum Ruhegehaltskaſ enverbante für 
Gemeindeforſtbetuebsbeamte des Regterungsbezirks Wies⸗ 
baden.“ 

2. Die Unterſtützungsfonds Titel 4 und 6 des Haushalts 
für 1920 ſind im Haushalt für 1921 zu einem Fonds — Titel 4 -- 
zuſammengefaßt. Innerhalb des Titels ſind die Ausgaben jedoch 
zu trennen, und zwar ſind nachzuweiſen: 
unter a) die Unterſtützungen fur Beamte im Ruheſtande und 

Hinterbliebene und n 

„ b) die Unterftügungen für Angeftellte und Arbeiter ſowie 
für ausgeſchiedene Angeſtellte und Arbeiter und (ne 

Hinterbliebenen. 

Die Unterabteilungen a und b erhalten je für ſich ein beſonderes 
Soll nach dem Haushalt. Die Ausgaben unter a) ſind wiederum 
zu gliedern in 

1. fortlaufende Unterſtutzungen, 
2 einmalige Unterſtützungen. 

3. Der in den Haushalt für 1921 als Titel 6 eingeſtellte neue 

Fonds kommt nur für die Zentralverwaltung in Betracht. 
Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 

1. Der Fonds „Herſtellung von Fernſprechanlagen“ (Titel 6 
des Haushalts für 1920) hat im Haushalt für 1921 die Titel⸗Nr. A 
erhalten Auf dieſen Titel felgen: 

2. Titel 5 „Außerordentl cher Zuſchuß zu den Vergütungen 
für außerplanmaßige Forſtkaſſenverwalter und Untererheber — 
Kapitel 2 Titel 4 unter a — für die Tauer der durch den Kricg 
geſchaffenen Verhältniſſe“ (fruher Titel 9). 

3. Titel 6 „Außerordentlicher Zuſchuß zu den Dienflauf- 
wandsentſchadigungen — Kapitel 2 Titel 12 — für die Dauer 
der durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe: 

für Oberforſtmeiſter und Regierungs- und Forſträte ohne 

Rückſicht auf die Höchſtſätze, 

für Oberförſter“ (früher Titel 7). 

4. Titel 7 „Außerordentlicher Zuſchuß zu den Dtenſtauf⸗ 
wandsentſchädigungen — Kapitel 2 Titel 13 — für die Fo ſt⸗ 
rentmeiſter für die Dauer der durch den Krieg geſchaffenen Ver⸗ 
haltniſſe“ (früher Titel 8). 
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5. Titel 8 „Außerordentlicher Zuſchuß zu Kapitel 2 Titel 14 
— für die Dauer der durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe —: 

a) zu den Dienſtaufwandsentſchädigungen für die Revier⸗ 
förſter bis zum Durchſchnitt von 1500 ME, für die Forſt⸗ 
ſekretäre bis zum Durchſchnitt von 1300 Mk. und für die 
Förſter bis zum Durchſchnitt von 1000 Mk. einſchließlich 
der bei Kapitel 2 Tittel 14 der dauernden Ausgaben vor⸗ 
geſehenen Beträge (früher Titel 10), 

b) zu den Pferdehaltungszulagen für die Revierförſter und 
für Förfter bis zum Durchſchnitt von 2200 Mk einſchließlich 
der bei Kapitel 2 Titel 14 der dauernden Ausgaben vor⸗ 
geſehenen Beträge“. 

Die Ausgaben bei a und b find in den Handbüchern und 

Rechnungen nach den beiden Abſchnitten getrennt nachzuweiſen. 

6. Titel 9 „Außerordentlicher Zuſchuß zum Forſtbaufonds 
— Kapitel 2 Titel 17 der dauernden Ausgaben —“ (früher Titel 11). 

7. Titel 10 „Außerordentlicher Zuſchuß zum Wegebaufonds 
— Kapitel 2 Titel 18 der dauernden Ausgaben —“ (Titel 4 des 
Haushalts für 1918). 

8. Titel 11 „Außerordentlicher Zuſchuß zum Kulturfonds — 
Kapitel 2 Titel 21 der dauernden Ausgaben“ — (fruher Titel 11). 

9. Titel 12 „Außerordentlicher Zuſchuß zu Kapitel 2 Titel 7, 
Kapitel 3 Titel 6 und Kapitel 4 a Titel 10 der dauernden Aus⸗ 
gaben zu Unterſtützungen für Beamte“. 

10. Titel 13 „Außerordentlicher Zuſchuß zum ordentlichen 
Unterſtützungsfonds Kapitel 4 Titel 4 a und b für Beamte i R., 
Angeſtellte und Arbeiter und ihre Hinterbliebenen“. 

Zu J und I wird bemerkt, daß die Vermerke in den früheren 
Haushalten über ruhegehaltsfähige Zulagen und Nebenbezüge 
an freier Dienſtwohnung, freier Feuerung uſw. dem Beamten⸗ 
dienſteinkommensgeſetze entſprechend in Fortfall gebracht ſind. 

Dienſtaufwandsentſchadigungen uſw. 

Der Abſchnitt des Haushaltes, bei dem bisher die Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigungen uſw nachgewieſen wurden (Titel 14 
bis 19 des Haushaltes für 1920), hat im Haushalt für 1921 die 
Überſchrift erhalten: N 

„Dienſtaufwandsentſchädigungen, Pferdehaltungszulagen 
und Zuſchüſſe zu den Koſten der Unterhaltung von 
Fahrrädern.“ f . 

Für dieſe Ausgaben ſind 4 Titel vorgeſehen, und zwar: 

1. Titel 12 „Dienſtaufwandsentſchadigungen fur Oberforſt⸗ 
meiſter, Regierungs- und Forſtrate und Oberförſter“ (früher 
Titel 14), a 

2. SH 13 „Dienſtaufwandsentſchädigungen für Forſtrent⸗ 
meiſter“ (früher Titel 15), un 

3 Titel 14 „Dienſtaufwandsentſchädigungen für die beiden 
verwaltenden Revierforſter, die übrigen Remerforſter, die Forſt⸗ 
ſekretäre und die Förſter, ſowie Pferdehaltungszulagen für die 
Revierförfter und fur Förſter“ (frühen Titel 14 — teilweiſe — 
und Titel 16), n 

4 Titel 15 „Zuſchüſſe zu den Koſten der Unterhaltung von 
Fahrrädern, deren Benutzung zu dienſtlichen Zwecken als not⸗ 
wendig anerkannt wird, für Forſtbeamte, die eine Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigung nicht beziehen.“ 

Die Titel 17 bis 19 des Haushalts für 1920 ſind fortgefallen. 

IV. Sächliche Verwaltungs⸗ und Betriebskoſten. 

1. Im Haushalt für 1921 hat 


der Titel 20 des Hausholts für 1920 die Nr. 16, 
" II 21 Hi 7 Hi H 9 20 Wi H 1 7 £ 
77 D 22 nm 77 D 1920 D * 18, 
Lé ZE 23 „ ” H 1920 HI AR 19, 
Hi Hi 24 Hi H D 1920 P H 20, 
un „„ 2 nm „ 1920 „ „ 21, 
A " 28 H H H 1920 A D 22, 
” Hi 27 Pr D Hi 1920 Ze Idi 23, 
DI E 2 8 ZE ” Di U 920 Li ( 24, 
Idi 77 29 Di ” Hi 1920 Hi D 25, 
D Wi 30 5 Hi 7 1920 ” L 26, 
Di 7 31 Li Li A 1920 7 Idi 27 und 
3 1920 28 erhalten. 


2. Ber Titel 17 des Haushalts für 1921 ıft folgender Vermerk 
aufgenommen: 

„Dem Ausgabeſoll treten die Beträge hinzu, die an 
Brandentſchädigungen und aus Rückzahlungen von Darlehen, 
die an Elektrizitätsgeſellſchaften für elektuſche Stromzähler 
aus der Staatskaſſe gezahlt worden ſind, bei Kapitel 2 Titel 7 
des Haushalts eingenommen werden.“ 

Wegen der Zählerdarlehen wird auf die allgemeine Ver⸗ 
fügung Nr. III 95 vom 26. Oktober 1920 III 17 189 Bezug ge⸗ 
nommen. Über die Verwendung der Brandentſchädigungen für 
Gebäude, die auf Koſten der Pächter forſtfiskaliſcher Gehofte 
gegen Feuerſchaden verſichert find, behalte ich mir in jedem ein⸗ 
zelnen Falle die Entſcheidung vor. In den Berichten über Brand⸗ 
fälle, die auf ſolchen Gehöften vorgekommen ſind, iſt die Höhe 
der dem Staate zufließenden Brandentſchädigung anzuzeigen. 

3. Der Titel 26 des Haushalts für 1920 iſt in demjenigen 
für 1921, wo er die Nr. 22 führt, kurz bezeichnet: „Jagdkoſten“. 
Bei ihm ſind alle Ausgaben für die Jagd zu verrechnen, und 
zwar nach dem Rechnungsjahre. Da nach Titel 26 des Haus⸗ 
halts für 1920 die Jagdverwaltungskoſten nach dem Wirtſchafts⸗ 
jahre, die Ausgaben für Jagdkoſtenerſatz an die Oberförſter und 
für Unkoſtenerſatz an die Betriebsbeamten nach dem Jagdjahre 
zu verrechnen waren, fo find bei Titel 22 für 1921 jene Koſten uſw. 
aus der Zeit vom 1. Oktober 1920 bzw. 1. März 1921 bis Ende 
März 1922 zu verausgaben. 


büchern und Rechnungen zu: berückſichtigen. 
ſonderes Augenmerk iſt von den Kaſſenbeamten 
darauf zu richten, daß die bei einzelnen Fonds 


4. Die Bezeichnung des Titels 28 für 1921 entſpricht der⸗ 


jenigen des Titels 32 für 1920, jedoch ſind die in letzterer ent⸗ 
haltenen Worte „darunter nicht abgelöſte“ in der Bezeichnung 
des Titels 28 für 1921 fortgefallen. 


* 


Vorſtehende Anderungen find in den Kaſſen⸗ 
Be⸗ 


am Schluſſe des Rechnungsjahres 1920 verbliebenen 
Reſte und die bisher mit der früheren Titel⸗ 


bezeichnung für das Rechnungsjahr 1921 zur 


Zahlung angewieſenen Beträge in den Hand⸗ 


büchern an der richtigen Rechnungsſtelle gebucht 


werden. Beiſpielsweiſe würden im Handbuche 
für 1921 vorzutragen ſein: 


Die beim Jahresabſchluſſe von 1920 bei Kapitel 


Titel 9 des Haushalts in Reſt verbliebene Ver⸗ 


gütung eines Hilfsförſters bei Kapitel 2 Titel 3 
Abt. b, die beim Jahresabſchluſſe von 1920 bei 
Kapitel 2 Titel 9 des Haushalts in Reſt verbliebene 
Vergütung eines Forſtſchutzgehilfen dagegen bei 
Kapitel 2 Titel 4 Abt. b. 

Ebenſo ſind z. B. die Stellvertretungskoſten, 
die für das Rechnungsjahr 1921 noch auf den 
früheren Titel 8 des Kapitels 2 angewieſen ſind, 
auf Titel 5 der dauernden Ausgaben zu über⸗ 


nehmen. 


Die im Rechnungsjahre 1921 noch zu Laſten 
des Fonds Kapitel 24 Titel 8 der einmaligen 


und außerordentlichen Ausgaben des Finanz⸗ 


miniſteriums verausgabten Kinderbeihilfen und 
Ausgleichs⸗ und Notzuſchläge der Beamten ſind 
auf Kapitel 2 Titel 1 bzw. 2 (bezüglich der plan⸗ 
mäßigen Beamten) und auf Kapitel 2 Titel 3 
Abt. a bzw. b (bezüglich der außerplanmäßigen 
Beamten) umzubuchen. 


Die Kaſſenprüfer haben bei der nächſten 
Kaſſenprüfung eingehend zu prüfen, ob dieſe 
Verfügung bei den Kaſſen in allen Punkten 
erledigt iſt. Daß die Kaſſenprüfer dieſem Auf⸗ 
trage nachgekommen ſind, iſt von ihnen in der 
Prüfungsverhandlung ausdrücklich zu beſcheinigen. 


Bei den einmaligen und außerordentlichen 
Ausgaben ſind aus Vorjahren noch einige Fonds 
vorhanden (z. B. Titel 5 von 1918), aus denen 
im Rechnungsjahre 1921 und vermutlich auch 
ſpäter noch Ausgaben zu leiſten ſein werden. 
In ſolchen Fällen iſt in den Handbüchern, Ab⸗ 
ſchlüſſen, titelweiſen Zuſammenſtellungen und 
Geldrechnungen zur Unterſcheidung von gleich⸗ 
lautenden Ziffern des Haushalts für 1921 der 
Titel⸗Nr. die Jahreszahl des Haushalts, aus dem 
der Fonds ſtammt, hinzuzufügen. Dies iſt be⸗ 
ſonders auch bei Anfertigung der Abſchlüſſe für 
die Hauptbuchhalterei des Finanzminiſteriums zu 
beachten. Die betreffende Jahreszahl wird bei der 
Überweiſung von Mitteln aus jenen Fonds von 
hier angegeben werden. Die Titelbezeichnung 
ſelbſt ergibt ſich aus dem betreffenden Haushalte. 

Ich weiſe hierbei darauf hin, daß der Zuſchuß⸗ 
fonds zum Wegebaufonds, der zuletzt im Haus⸗ 
halte für 1918 unter Kapitel 2 Titel 4 der ein⸗ 
maligen und außerordentlichen Ausgaben erſchien, 
in den Haushalt für 1921 wieder aufgenommen iſt. 
Etwaige Ausgaben aus dieſem Fonds ſind deshalb 
bei dem neuen Titel 10 der einmaligen und außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben des Haushalts für 1921 
zu verrechnen, ſelbſt wenn in früheren Erlaſſen 
noch der Titel 4 von 1918 als Verrechnungsſtelle 
angegeben ſein ſollte. 
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Ich beabſichtige, hier neue Vordrucke zu den | damit die Anderungen noch bei Aufſtellung des 


Jahresabſchlüſſen der Forſtkaſſen anfertigen zu 


Abſchluſſes für das 1. Vierteljahr 1921 berückſichtigt 


laſſen, und erſuche, ein Stück der bisher ver- werden können. 


wendeten Vordrucke binnen ſechs Wochen der 
Geheimen Forſtkalkulatur meines Miniſteriums 
k. H. überſenden zu laſſen. 


Dieſe Verfügung iſt den Hauptkaſſen und Forſt⸗ 
kaſſen mit größter Beſchleunigung zuzuſtellen, 


2 e 


Abdrucke für die Kaſſen und Revierverwalter 
ſind beigefügt. 
Im Auftrage: v. d. Busſche. 
An ſämtliche Regierungen (mit Ausnahme von Aurich und 


ae) und an die Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion 
ter. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Der Entwurf eines Geſetzes über Beamten⸗ 
ausſchüſſe wurde in der öffentlichen Sitzung des 
Reichsrats am 23. Juni beraten. Namens der 
Ausſchüſſe des Reichsrats berichtete Miniſterial⸗ 
direktor v. Nüßlein über den Geſetzentwurf, der 
die Beſtimmung des Art. 130 Abſ. 3 der Reichs⸗ 
verfaſſung ausführen will. Der Entwurf ſieht 
vor, daß für alle Beamten des Reiches der Länder, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände 1. bei 
den Dienſtvorgeſetzten unterſter Inſtanz Orts⸗ 
beamtenausſchüſſe und bei den Dienſt⸗ 
vorgeſetzten höchſter Inſtanz Hauptbeamten⸗ 
ausſchüſſe eingerichtet werden; 2. können nach 
der Ausſchußfaſſung fakultativ bei den Dienſt⸗ 
vorgeſetzten der mittleren Inſtanz Bezirks⸗ 
beamtenausſchüſſe zur Vertretung für dieſe 
Inſtanz errichtet werden. 

Die Ortsbeamtenausſchüſſe ſollen in der Regel 
aus drei bis neun Mitgliedern beſtehen, je nach 
der Größe der Behörde; bei weniger als zwanzig 
Beamten tritt an die Stelle des Ausſchuſſes ein 
Vertrauensmann Die Bezirksbeamtenausſchüſſe 
ſollen in der Regel aus fünf bis elf Perſonen 
und die Hauptbeamtenausſchüſſe aus ſechs bis 
ſechzehn Perſonen beſtehen. Für ganz große 
Reſſorts kann ausnahmsweiſe dieſe Zahl erhöht 
werden. Die Ausſchüſſe werden von den Beamten 
in geheimer unmittelbarer Wahl nach dem Syſtem 
der Verhältniswahl gewählt. Für die Orts⸗ 
beamtenausſchüſſe haben bereits alle Zwanzig⸗ 
jährigen das Wahlrecht, für die Bezirksbeamten⸗ 
ausſchüſſe die vierundzwanzigjährigen, für die 
Hauptausſchüſſe die dreißigjährigen Beamten. 
Nach der Ausſchußfaſſung iſt die Gruppenwahl 


vorgeſehen; die ganze Beamtenſchaft wird nach 9 


der Beſoldungsordnung in drei Gruppen geteilt. 
Die unterſte Beſoldungsgruppe umfaßt die Gruppen 
I bis IV, die mittlere die Gruppen bis IX und 
die höhere Gruppe die Gehaltsgruppen über IX. 
Jede Gruppe wählt ihre Mitglieder für fich. 

Der Regierungsentwurf gibt in ſechs Para⸗ 
graphen den Beamten eine Reihe von Befug⸗ 
niſſen teils gutachtlicher, teils mitwirkender 
Art. Dagegen iſt eine ausſchlaggebende Mit: 
entſcheidung- der Beamtenausſchüſſe nicht in 
der Vorlage enthalten, im Gegenteil, bei einer 
Differenz zwiſchen dem Ausſchuß und dem Bor: 
geſetzten entſcheiden nicht etwa der höhere Aus⸗ 
ſchuß und ein Schlichtungsausſchuß, ſondern nach 
gutachtlicher Anhörung des höheren Beamtenrates 
der hohere Vorgeſetzte und in letzter Inſtanz der 
höchſte Dienſtvorgeſetzte. Die von einem Teil der 
Beamtenſchaft verlangten Schlichtungsausſchüſſe 
für den endgültigen Entſcheid hat der Entwurf 
nicht eingeführt, weil man keine Inſtanz einfügen 
wollte, die nicht, wie die MRiſter, dem Parlament 
verantwortlich iſt, ſondern ohne Verantwortung 


gegenuber der Volksvertretung ſein würde, denn 


hierin würde, wie der Referent hervorhob, eine 
Durchbrechung des erſten Prinzips liegen, auf 
dem die Verfaſſung der Republik beruht und be⸗ 
ruhen muß, des Prinzips der parlamentariſchen 
Verantwortung ihrer höchſten Leiter. 

Die grundlegenden Aenderungen der Ausſchüſſe 
ſind zunächſt eine Aenderung der Ueberſchrift und 
des Textes dahin, daß ſtatt „Beamtenräte“, wie 
urſprünglich geplant, überall geſetzt wird „Beamten⸗ 
ausfchüffer. Ferner haben die Ausſchüſſe des 
Reichsrats beſchloſſen, daß Bezirksausſchüſſe nur 
fakultativ eingerichtet werden können, während die 
Regierungsvorlage es zur Regel machen wollte. 
Die dritte grundlegende Aenderung iſt der Erſatz 
der Geſamtwahl durch die Gruppenwahl. 

Der Referent hob noch hervor, daß das Geſetz 
außerordentlich wichtig ſei. „Es bildet“, ſo ſagte 
er, „wie das Betriebsrätegeſetz für die Regelung 
der Verhältniſſe der Arbeiter und Angeſtellten 
einen Markſtein in der Entwicklung der deutſchen 
Beamtenſchaft“. 

Gegen wenige Stimmen, darunter gegen die 
Stimme Württembergs, das wünſchte, daß ſich 
das Reichsgeſetz nur auf ein Rahmengeſetz für 
die Länder beſchränken ſollte, wurde der Geſetz⸗ 
entwurf nach den Beſchlüſſen der Ausſchüſſe 
vom Plenum des Reichsrats angenommen. 


E 
2 


An alle vollbeſchäftigten Forſtkaſſenverwalter. 

Zwecks Schaffung einer Intereſſen⸗ 
vertretung als Untergruppe der Forſtrent⸗ 
meiſter werden alle vollbeſchäftigten Forſt⸗ 
kaſſenverwalter gebeten, folgende genaue 
Angaben umgehend an den Unterzeichneten ein⸗ 
zuſenden: Genauer Name, Alter, Bildungs- 
ang, Größe der jetzt verwalteten Kaſſe, 
Möglichkeit des Ausbaues zur Vollkaſſe, 
ſeit wann Verwalter der Kaſſe Es kommen, 
wie geſagt, nur die in Frage, die als voll⸗ 
beſchäftigt gelten, eine Vergütung nach 
Gruppe VI (Beſoldungsgruppe 8) erhalten und 
eingruppiert ſind. Irgendwelche Koſten erſtehen 
nicht. Cs wird nur gebeten, für eventuelle Rück⸗ 
fragen Porto beizufügen. 

J. A.: Klemmfj, Forſtkaſſenverwalter, 
Altruppin (Mark), Forſtkaſſe. 


* S 
Forſtverſorgungsberechtigte der ſteben Nriegs- 
jahrgänge! Es beſteht Ausſicht, daß jenen Forſt⸗ 
verſorgungsberechtigten, die nicht in gewünſchte 
Bezirke überwieſen worden ſind, dies durch eine 
Umnotierung ermöglicht werden kann. Ich er⸗ 
bitte von Betroffenen umgehend folgende Angaben: 
Forſtverſorgungsſcheinjahrgang? Wohin gemeldet? 
Wo notiert? Sonſtige Angaben, die eine Um⸗ 

notierung rechtfertigen? — Eile tut Not! 

Lindendorf bei Peitſchendorf, Oſtpr. 
Fraedrich, Hilfsförſter. 

CH 
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Forſtreferendarprüfung in Preußen. Seitens 
des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten wird bekanntgemacht, daß Forſt⸗ 
befliſſene, die in dieſem Herbſt die Forſtreferendar⸗ 
prüfung abzulegen beabſichtigen, die vorſchrifts⸗ 
mäßige Meldung ſpäteſtens bis zum 20. Auguſt 
einzureichen haben. Die Prüfung wird Mitte 
Oktober ſtattfinden. 

* 


Ein Ehrendenkmal für die im Weltkriege ge⸗ 
fallenen ſächſiſchen Staatsforſtbeamten ſoll, wie wir 
einer Mitteilung des Vereins der wiſſenſchaftlich ge⸗ 
bildeten Staatsforſtbeamten Sachſens im „Deutſchen 
Forſtwirt“ entnehmen, aus Beiträgen aller Staats⸗ 
forſtbeamten Sachſens errichtet werden. Der mit 
den Vorarbeiten beauftragte Denkmal⸗Ausſchuß, 
der aus je zwei Mitgliedern des Vereins der 
mittleren und der unteren Staatsforſtbeamten 
ſowie unſeres Vereins beſteht, hat ſich für das 
Dresdener Revier entſchieden, wo ein Denkmals⸗ 
platz von wunderbarer Schönheit unter dem 
Kronendache einer Gruppe altehrwürdiger Buchen 
in einem hundertjährigen Kiefern⸗Buchen⸗Miſch⸗ 
beſtande ausfindig gemacht worden iſt. Mit der 
Ausarbeitung eines Entwurfes und der Aus⸗ 
führung iſt die Firma Loſſow & Kühne in Dresden 
unter der kuͤnſtleriſchen Leitung des Profeſſors 
Kühne beauftragt worden. Zur Ausführung werden 
nach den Beſchlüſſen der Hauptverſammlungen 
der einzelnen Vereine folgende Mittel zur Ver⸗ 
fügung ſtehen: etwa 16000 M von Mitgliedern 
unſeres Vereins, 8000 „ von Mitgliedern des 
Vereins der mittleren Forſtbeamten, 5760 4 
von Mitgliedern des Vereins der Beamten der 
unteren Forſtlaufbahn, alſo insgeſamt 29760 M. 
Für die Sammlung von Beiträgen iſt ein auf 
den Namen „Oberforſtmeiſter Pauſe, 
Dresden“ lautendes Konto bei der Land⸗ 
ſtändiſchen Lauſitzer Bank, Filiale Dresden, eröffnet 
worden. Schieferdecker, Vorſitzender. 


J 


Zum Mitgliederverzeichnis der Kontrollver⸗ 
einigung deutſcher Beſitzer von Samenklenganſtalten 
und Forſtbaumſchulen, das wir in Nr. 5 S. 84 
veröffentlicht haben, iſt noch nachzutragen die 
Firma H. Gaertner in Schönthal b. Sagan 
L Schl., Geſchäftshaus für Forſtwirtſchaft und 
Klenganſtalt für Nadelholzſamen, ſpeziell oſt⸗ 
deutſchen Kiefernſamen. 
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Forſtwirtſchaftliches. 


Eigentümlicher Geruch beim Roden von Kiefern. 
Zu der in Nr. 24 S. 453 veröffentlichten Mit⸗ 
teilung ſchreibt uns Herr Profeſſor Dr. Albert, 
Eberswalde, folgendes: Das Auftreten von 
Petroleumgeruch beim Roden von Kiefernwurzeln 
iſt meines Wiſſens bisher noch nicht bemerkt 
bzw. mitgeteilt worden, obgleich die Möglichkeit 
durchaus vorhanden iſt. Die im Kiefernbalſam 
vorkommenden Kohlenwaſſerſtoffe, die ſogenannten 
Terpene, worunter auch das Terpentin gehört, 
ſtehen den Petroleumkohlenwaſſerſtoffen chemiſch 
ſehr nahe und könnten unter Umſtänden in dieſe 
übergeführt werden. Ich glaube jedoch, daß dies 
normalerweiſe in der Kiefernwurzel nicht geſchieht, 
ſonſt wäre ein ſolcher Vorgang bisher zweifellos 
ſchon öfters beobachtet worden. Dagegen könnte 
es ſich ſehr wohl um eine pathologiſche Erſcheinung 
handeln, hervorgerufen durch eine Pilzerkrankung 


der Wurzel. Es könnte ſehr wohl ein holz⸗ 
zerſtörender Pilz exiſtieren, der dieſe Umwandlung 
der Terpene in Petroleum⸗Kohlenwaſſerſtoffe be⸗ 
wirken kann. Immerhin aber müßte es dann ein 
ſelten auftretender, vielleicht bis dahin noch un⸗ 
bekannter Pilz ſein, da auch in dieſem Falle die 
Beobachtung ſonſt ſchon häufiger gemacht worden 
wäre. 


Cep 
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Gründung einer Holzbank in Verlin. Auf 
Grundlage der Kolonialbank ſoll unter Führung 
der Firma Hardy u. Co. eine Holzbank errichtet 
werden. Die öſterreichiſche Depoſiten⸗Bank hat 
ihr auf 10 Millionen Mark vollbezahltes Mark⸗ 
kapital ebenfalls an die Kolonialbank verkauft. Die 
Erwerber ſind deutſche und öſterreichiſche Kreiſe; 
zu letzteren gehört auch der bekannte Holzgroß⸗ 
kaufmann Oscar von Körner in Wien. Die Kolonial⸗ 
bank ſoll ihr Kapital auf 50 Millionen Mark er⸗ 
höhen, eine neue Firma annehmen und namentlich 
Grubenholz und Bauholz finanzieren. Neben der 
Hardy u. Co. ſollen auch die Bayeriſche Hypotheken⸗ 
und Wechſelbank, der Bremer Bankverein, viel⸗ 
leicht auch die Dresdener Bank, Nationalbank und 
Commerzbank beteiligt ſein. Eine Reihe deutſcher 
Standesherren mit größerem Waldbeſitz (Fürſt 
Fürſtenberg, Fürſt Thurn und Taxis u. a.) haben 
ſich unter Führung des Prinzen Nienburg zu⸗ 
ſammengeſchloſſen, der den Vorſitz des Aufſichtsrats 
übernehmen wird. Sch. 


Raubbau in den neupolniſchen Staatsforſten. Die 
polniſche Regierung plant, in den ehemals deutſchen 
Forſten von Weſtpreußen und Poſen 1,5 Millionen 
Feſtmeter zum Verkauf auszuſchreiben. Als 
Bieter werden nur jene zugelaſſen, die den Kauf⸗ 
preis in ausländiſcher Valuta entrichten wollen, 
um ſo die immer mehr ſinkende polniſche Valuta 
durch den Zufluß fremder Deviſen zu verbeſſern. 
Da die polniſchen Holzinduſtriellen über GN, 
fremde Deviſen verfügen, fo wird hauptſächlich 
mit Käufern aus neutralen oder aus Entente⸗ 
Ländern gerechnet. Der deutſche Holzhandel dürfte 
ſich nur ſehr wenig beteiligen. Die Abholzung 
ſoll in drei bis fuͤnf Jahren erfolgen und durch 
den Käufer ſelbſt bewirkt werden. Man befürchtet 
durch dieſes Vorgehen der polniſchen Regierung, 
welches wohl noch weiter fortgeſetzt werden dürfte, 
eine Verwüſtung der von Deutſchland ſo ſorgfältg 
gepflegten Waldungen, ohne daß der Erlös aus 
dem verkauften Holz einen nennenswerten Einfluß 
auf die Milliarden⸗Fehlbeträge des polniſchen 
Staatshaushaltes und der polniſchen Valuta 
ausüben wird. S 


= 


Waldbrände. 


Bezirk Oppeln. Oberförſterei Waldhof. 
Am 14. April wütete in den Forſten des Grafen 
Henckel von Donnersmark ein Waldbrand, der 
eine Fläche von etwa 84 ha verwüſtete. Es ver⸗ 
brännten an Fichten 30,5 ha 12jährige Kultur, 
6,6 ha 15jähriger An⸗ und Aufwuchs, 4 ba 
Dickung, 16,5 ha 30⸗ bis 35 jähriger, 13,6 ha 
20 jähriger und 3,7 ha 17jähriger Aufwuchs, 
ferner 2,5 ha 7jähriger Fichten⸗ und Kiefern⸗ 
miſchbeſtand und 6,5, ha Sjähriger Fichten⸗ und 
Erlenmiſchbeſtand. Das Feuer entſtand gegen 
10 Uhr durch Funkenauswurf eines Sandbaggers, 
der im ſtaatlichen Revier ein Flußbett ausbaggerte. 


Nr. 27 Bd. 36 (1921) 


Infolge des Sturmes konnten die am Bagger 
beſchäftigten Leute das Feuer, das ſich mit großer 
Schnelligkeit ausdehnte, nicht löſchen. Es wurden 
fünf Feuerwehren herangezogen, auch franzöſiſche 
Alpenjäger und Apobeamte aus Hindenburg 
wurden alarmiert und beteiligten ſich an den Ein⸗ 
dämmungsarbeiten. Es gelang dann endlich, den 
Brand im nachbarlichen Staatsrevier zu löſchen. 
CH 


Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt dre Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtaudige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen ui, aufzuſtellen, fur 
deren Erlangung der Schriftlertung höhere Souderhonorare 
erwachſen, ſo wird Vergütung beier Selbſtkoſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht beuach⸗ 

richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 55. Rückzahlung der ein⸗ 
behaltenen Beträge für Wirtſchaftsland, Brennholz 
und Jagd. Im Rechnungsjahr 1920 wurden 
mir von der Forſtkaſſe auf Veranlaſſung der 
Regierung 300 „ für Einnahmen aus der Jagd 
uſw. vom dienſtlichen Einkommen abgezogen. 
Für denſelben Zweck wurden mir vom Gehalt 
im Rechnungsjahr 1921 monatlich 25 A ein⸗ 
behalten. Ich habe hier einen Teil einer Förſterei 
zur ſelbſtändigen Tätigkeit überwieſen erhalten. 
Die Jagd darin iſt aber gleich Null. Ich habe 
nicht einen Pfennig Einnahme daraus. Für das 
Holz, das ich im Etatsjahr 1920 bezog, habe ich 
die Werbungskoſten bezahlt. Iſt die Regierung 
berechtigt, mir ohne weiteres 300 / vom Gehalt 
abzuziehen, und an welche Behörde muß ich 
mich wenden, um wieder zu meinem einbehaltenen 
Gelde zu kommen? R. K., Staatsförſter. 

Antworl: Nach dem Beamten - Dienit- 
einkommensgeſetze ſollten die Beträge, die den 
Beamten fir Wirtſchaftsland, Feuerung, 
Jagd uſw. angerechnet werden müſſen, vom zu⸗ 
ſtändigen Miniſter in Gemeinſchaft mit dem 
Finanzminiſter feſtgeſetzt werden. In Ziffer 2 
der Allgemeinen Verfügung vom 16. Juni 1920 
III 12140 war den Regierungen anheimgeſtellt, 
bis zur Feſtſetzung dieſer Abzüge durch die 
Miniſter die erforderlich erſcheinenden Beträge 
ſelbſt vorläufig feſtzuſetzen und einzubehalten. 
Durch die Allgemeine Verfügung vom 14. April 
1921 III 7146 iſt beſtimmt worden, daß die Er⸗ 
höhung des Nutzungsgeldes fur Wirtſchaftsland 
erſt mit dem 1. April 1921 eintritt. Ebenſo iſt 
durch die Allgemeine Verfügung vom 14. März 
1921 III 4993 von der Nachforderung des er: 
höhten Preiſes für das Brennholz abgeſehen worden, 
das die Beamten für das Rechnungsjahr 1921 
bezogen haben. Die Jagdvorteile der Beamten 
ſind durch die Allgemeine Verfügung vom 
10. September 1920 III 16546 in der Weiſe 
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beſeitigt, daß vom 1. April 1920 ab der Jagd⸗ 
koſten⸗ und Unkoſtenerſatz herabgeſetzt, das Raub⸗ 
zeug der freien Nutzung der Beamten gegen 
Gewährung eines Unkoſtenerſatzes entzogen und 
für andere bis dahin frei genutzte Wildarten eine 
Abgabe eingeführt wurde. Auch die Jagd⸗ 
nutzungsvorſchriften vom 9. April 1921, die die 
Befugniſſe der Beamten zum Teil neu geregelt 
haben, billigen den Beamten keine Einnahme 
aus der Jagd zu. Hiernach liegen die Ver⸗ 
hältniſſe folgendermaßen: Für das Rechnungs⸗ 
jahr 1920 wird den Beamten das Wirtſchaftsland 
und das Brennholz noch unter den früheren 
Bedingungen zugeſtanden. Die Neuregelung 
greift erſt vom 1. April 1921 ab Platz, d. I 
die „Anrechnung“ erfolgt in der Weiſe, daß 
höhere Sätze für die Nutzungen von den 
Beamten erhoben werden. In gleicher Weiſe 
vollzieht ſich, und zwar ſchon ſeit 1. April 1920, 
die „Anrechnung“ bei der Jagd. Soweit 
daneben auf Grund der Allgemeinen Ver⸗ 
Manns vom 16. Juni 1920 III 12 140 von 
en Regierungen für die oben genannten 
Nutzungen beſondere Abzüge vom Dienſt⸗ 
einkommen gemacht find, müſſen fie 
unſeres Erachtens den Beamten wieder 
erſtattet werden. Wenden Sie ſich mit 
einem entſprechenden Antrag auf dem 
Dienſtwege an die Regierung. 


Anfrage Nr. 56. Verſorgungszuſchlag eines 
Wartegeldempfängers. Durch Miniſterial⸗Erlaß 
vom 20. Januar 1921 — III 24 389 — bin ich 
auf Grund des $ 1 der Verordnung der Preußiſchen 
Regierung vom 26. Februar 1919 — Geſetzſamml. 
S. 33 — unter Bewilligung des geſetzlichen 
Wartegeldes zum 1. Februar 1921 einſtweilen in 
den Ruheſtand verſetzt. Mein Wartegeld beträgt 
vom 1. Mai 1921 ab: 9300 % Grundgehalt, 
2760 % Durchſchnittsortszuſchlag; zuſammen 
12 060 A. Der Herr Miniſter ſchreibt: Dazu tritt 
der geſetzmäßige (veränderliche) Zuſchlag, der nach 
dem jetzt gültigen Geſetze 3015 „ betragen würde, 
alſo 25%. Iſt der Verſorgungszuſchlag richtig 
berechnet, und wie iſt es mit dem nachträglich be⸗ 
willigten Notzuſchlag? Bekomme ich als Wartegeld⸗ 
empfänger den Durchſchnittsortszuſchlag ganz? 
Mein Beſoldungsdienſtalter datiert vom 1. Oktober 
1895. Mein jetziger Wohnſitz iſt nun in die Orts⸗ 
klaſſe C gekommen, was aber auf meinen Fall 
ohne Einfluß ſein dürfte. L., Revierförſter. 

Antwort: Der Ihnen nach $ 23 des Beamten⸗ 
Dienſteinkommengeſetzes vom 17. Dezember 1920 
und Nr. 1 der Verordnung vom 8. Februar 1921 
. zuſtehende Verſorgungszuſchlag beträgt 
in Ortsklaſſe C 65% von 12 060 = 7839 A 
und in Ortsklaſſe D 60 % von 12 060 = 7236 &. 
Maßgebend iſt die Ortsklaſſe, der Ihr Wohnſitz 
angehört. Unſeres Wiſſens iſt das zurzeit noch 
Klaſſe D, doch iſt ein Aufrücken nach Klaſſe C 
geplant. 


C Ei? 
Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Zur Zeſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 


Preußen. 
Staats-Forſtverwaltung. 


Förſterſtelle Arnsneſta, Oberf. Thiergarten (Merſe⸗ 
burg), iſt zum 1. November neu zu beſetzen. 
Die Größe des Wirtſchaftslandes, die Höhe des 
Nutzungsgeldes und der Dienſtaufwandsent⸗ 


ſchädigung wird ueu feſtgeſetzt. 
1. September. 

Förſterſtelle Bodum, Kloſteroberf. Soltau (Hannover), 
Im zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle og: 
hören vorläufig rund 19 ha nutzbares Wirtſchafts⸗ 
land. Dienſtwohnung iſt vorhanden. Zugelaſſen 
zur Bewerbung ſind die planmäßigen Förſter 
ſowie die Forſtſchreiber und Förſter o. R., welche 
den Forſtverſorgungsſchein von 1905 und früher 
erhalten haben. Bewerbungsfriſt: 9. Juli. 


Bewerbungsfriſt. 
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Förſterſtelle Mindenerwald, Oberf. Minden (Minden), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle ge⸗ 
hören 7 ba Garten, Acker und Wieſe. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 400 M. Bahnſtation 3 km. 


Dorfſchule 6 km, höhere Schule 15 km. Be⸗ 
werbungsfriſt: 15. Juli. 
Förſterſtelle Willmeröderberg, Oberf. Grohnde 


(Hannover), iſt zum 1. Auguſt zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören 2,5860 ha nutzbares Wirtſchaftsland. 
Dienſtwohnung iſt vorhanden. Zugelaſſen zur 
Bewerbung ſind die planmäßigen Förſter ſowie 
die Forſtſchreiber und Förſter o. R., welche den 
Forſtverſorgungsſchein von 1905 und früher er⸗ 
halten haben. Bewerbungsfriſt: 8. Juli. 


Forſtſchreiberſtelle Kaltengraben, Oberf. Wilhelms⸗ 
bruch (Gumbinnen), kommt vorausſichtlich zum 
1. Auguſt zur Neubeſetzung. Zu der erledigten 
Stelle gehören: a) Dienſtwohnung (neu erbaut), 
b) Wirtſchaftsland wird überwieſen. Die Schule 
iſt in Obechruten, 1 km. Bahnſtationen 5 und 

6 km an der Eiſenbahn Königsberg —Labiau — 

Tilſit. Bewerbungen ſind bis zum 15. Juli ein⸗ 

zureichen. 

Hilfsförſterſtelle (gegebenenfalls vorläufige Forſt⸗ 
ſchreiberſtelle) Groß⸗Kurwien, Oberf. Kurwien 
(Allenſtein), iſt ſofort zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören: Dienſtwohnung und je etwa 3 ha Acker 
und Wieſen. Schule am Ort. Nächſter Bahnort: 
Kurwien, 8,7 km. Bewerbungsfriſt: 10. Juli. 


Hilfsförſterſtelle Lykuſen, Oberf. Kommuſin (Allen⸗ 
ſtein), iſt ſofort zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
Dienſtwohnung, 3,7 ha Acker, 11,2 ha Wieſen 
und Weiden. Schule am Ort. Bahnort: Gutfeld, 
9,1 km. Bewerbungen find ſofort einzureichen. 


Hilfsförſterſtelle Riether Stiege, Oberf. Rieth 
(Stettin), iſt zum 1. Auguſt zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören: 1,592 ha Acker, 4,243 ha Wieſen. 
Wohnhaus mit 4 Zimmern, Stall und Scheune. 
Zuzug kann am 1. Juli erfolgen. Bewerbungen 
ſind ſofort einzureichen. 


Um die zum 1. Auguſt ausgeſchriebene Förſter⸗ 
ſtelle Fierberg, Oberf. Plietnitz, und um die zum 
1. Oktober ausgeſchriebene Förſterſtelle Vergelau, 
Oberf. Lindenberg (Schneidemühl), können ſich 
auch Forſtſchreiber und überzählige Förſter des 
Regierungsbezirks Frankfurt a. O. ſoweit ſie den 
Forſtverſorgungsſchein von 1906 und früher haben, 
bei der Regierung in Schneidemühl bewerben. Be- 
werbungsfriſt für Fierberg 5. Juli, für Bergelau 
15. Juli. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Kreisförſterſtelle für die Bredowſche Kreisforſt iſt 
ſofort zu beſetzen. Bewerbungen ſind an den 
Vorſitzenden des Kreis⸗Ausſchuſſes des Kreiſes 
Oſthavelland in Nauen einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 


Derwaliungsänderungen. 


Die am 1. April 1919 errichtete Förſterſtelle 
Fröslee⸗Bommerlund, Oberf. Flensburg (Schles⸗ 
sig), hat den Namen „Kluesries“ erhalten. 
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Verſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Warnewitz, Revierförſter in Cappe, Oberf. Zehdenick 
en olsdam), iſt vom 1. April an in den Ruheſtand 
getreten. 

Sanegky, Revierförſter in Hohenſchöpping, Oberf. Falken⸗ 
hagen (Potsdam), iſt vom 1. Juli an in den Ruhe⸗ 
ſtand getreten. 

Arnold, Hegemeiſter in Müggelheim, Oberf. Grünau⸗ 
Dahme (Potsdam), iſt vom 1. April an in den Ruhe⸗ 


ſtand getreten. 

Deichmann, Hegemeiſter in Jederitz, Oberf. Havelberg 
(Potsdam), iſt am 1. April in den Ruheſtand getreten 

Neigen Förſter auf der Unterkunftsſtelle in Cichhoff, 
Oberf. Rothemuhl, iſt vom 1. Juli on auf die Förſter⸗ 
ftelle Untercarlsbach, Oberf Putt (Stettin), verſetzt. 

Graff, Förſter in Gottsbüren, Oberf. Gottsbüren, tft zum 
1. Juli die Förſterſtelle Neuſtadt, Oberf. Neuſtadt 
(Eafjel), übertragen. 

Sirſekorn, Förſter in Groß⸗ Ziethen, Oberf. Grimnitz 
(Potsdam), iſt am 1. Juni zum Revierförster ernannt. 

Kieſeler, Hegemeiſter in Lindhorſt, Obert Woltersdorf 
(Potsdam), iſt vom 1. Sun an in den Ruheſtand 
getreten. 

Koch, Hegemeiſter in Pfefferteich, Oberf. Neuruppin 
(Potsdam), iſt vom 1. April an in den Ruheſtand 
getreten. 

Beikowskt, Förſter in Stolberg, Oberf. Heydtwalde, iſt 
vom 1. Juli an auf die Förſterſtelle Kippen, Oberf. 
Wilhelmsbruch (Gumbinnen), verſetzt. 

Aoggenbuck, Hegemeiſter in Hundekehle, Oberf. Potsdam 
(Potsdam), iſt vom 1. Juni an in den Ruheſtaud 
getreten. 

Scheuermann, Hegemeiſter in Neuendorf, Oberf. Lehnin 
(Potsdam), iſt vom 1. Juni an in den Ruheßſtand 
getreten 

Schwartz, Forſter in Riether⸗Stiege, Oberf Rieth, iſt vom 
1. Auguſt an auf die Forſterſtelle Carpin, Oberf. 
Eggeſin (Stettin), verſetzt. 

Stremme, Förſter und Forſtſchreiber in Grebenſtein, Oberf. 
Grebenſtein, iſt vom 1. Juli an die För ſterſtelle 
Biſchofferode, Oberf. Stölzingen (Caſſel), auftrags⸗ 
weiſe übertragen. 

Tippe, Hegemriſter in Sachſenhauſen, Oberf. Neuholland 
(Potsdam), iſt vom 1. April an in den Ruheſtand 
getreten. 

Weſtphal, Förſter o. R. in Pöwegallen, Oberf. Warnen, iſt 
vom 1. Juli an auf die Hilfsfoörſterſtelle Roponatſchen, 
Oberf. Roponatſchen (Gumbinne n), verſetzt. 

Wienskowski, Förſter in Uchte, Oberf. Binnen, tft vom 
1. Jul! an nach Bult, Oberf. Neubruchhauſen 
(Hannover), verſetzt. 

Kroll. Forſtgehilfe in Hinzendorf, iſt vom 1. Juli an nach 
Grammentm, Oberf. Grammentin (Stettin), verſetzt 

Kaſſig, Hilfsförſter in Doberitz (Truppenubungsplatz), iſt 
vom 1. April an nach Briefelang, Oberf. Falkenhagen 
(Potsdam), einberufen. 

Nitzle, Hilfsförſter in Seilers Teeroſen, Ebert, Neuholland 
iſt vom 1. Auguſt an nach Neu⸗Seddin, Oberf. Kuners⸗ 
dorf (Pots da m),, verſetzt. 

Schmidt, Hilfsförſter in Kame, Oberf. Grünau⸗Dahme, iſt 
vom 22. April an nach Niemegk, Oberf. Dippmannsdorf 
(Potsdam), einberufen 

Ziemann, Hilfsförſter in Modderwieſe, Ebert, Hammer: 
heide, iſt zum 1. Juli nach Elſterwerda, Oberf. Clſter⸗ 
werda (Merſeburg), einberufen. 


5 Auszeichnungen. 

Ro hrmoſer, Hilfsförſter in der Oberf. Ziegenort (Stettin), 
ut durch Verfugung des Reichs wehrminiſters nach Ver⸗ 
leihung des Charakters als Leutnant die Erlaubnis 
zum Tragen der Umform des Jäger⸗ Bataillons 3 

gek W worden. 


Lal 


Vereinszeitung. 


Deutſcher Forſtverein. 


Mitgliederverſammlung 1921. 

Die diesjährige Mitgliederverſammlung des 
deutſchen Forſtvereins ſoll etwa in der Zeit vom 
15. bis 20. September in Kreuznach ftattfinden. 
Vorausſichtlich wird der Reichs forſtwirtſchafts⸗ 
rat und der Reichsverband der deutſchen 


Waldbeſitzerverbände es fo richten, daß auch fie 
— vorausgehend — dort Tagungen abhalten. 
über die Zeiteinteilung und die 


Näheres 


| Anordnung der Ausflüge wird demnächſt bekannt⸗ 
gegeben werden. An Ausflügen ſind vorgeſehen 
ſolche in die preußiſche Oberförſterei Neupſalz 
(Soonwald), in die bayeriſchen Forſtämter Ebern⸗ 
burg, Winnweiler (Donnersberg), Trippſtadt und 
Johanniskreuz (Pfälzerwald) ſowie in die heſſiſche 
Oberförſterei Alzey. 
Als Verhandlungsgegenſtände ſind aufgeſtellt: 
A. Vollverſammlung. 
1. Geſchäftsbericht. 
2. Verſuchsweſen und Betriebsſtatiſtik. 
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B. Teilverſammlungen. Ich bitte um umgehende Meinungsäußerung, ob 
1. Die Schälwaldfrage mit beſonderer Berüd- die Kollegen Kleiderlieferung oder Zahlung des 
ſichtigung der Rheinlande. Kleidergeldes wünſchen, damit ich rechtzeitig die 


2. Gegenwarts⸗ und Zukunftsaufgaben der deutfchen | Wünfche der Mehrheit der Zentralforſtverwaltung 
Forſtwirtſchaft (populärer Vortrag mit Licht⸗ unterbreiten kann. 


bildern). Wenn wir in Betracht ziehen, daß bei Lieferung 
3. Einheitsbezeichnungen und Normalmaſſe in der der Dienſtkleidung der Mehrkoſtenbetrag über 
Forſtwirtſchaft. 252 „ von uns zuzuzahlen iſt und daß wir 


4. Die Geologie des Buntſandſteins. 

5. Die geologiſche Umgebung von Kreuznach. 

6. Einführung in die Verhältniſſe der bei den 
Ausflügen zu beſuchenden Waldgebiete unter 
Vorführung des Kartenmaterials. 

Die Landes⸗ und Provinzialforſtvereine werden 
gebeten, etwaige Wünſche für weitere Verhandlungs⸗ 
gegenſtände und Vorſchläge für Berichterſtatter 
baldigſt an den Unterfertigten leiten zu wollen. 
Ebenſo wollen Anträge über den Ort der nächſt⸗ 
jährigen Verſammlung bekanntgegeben werden. 

Meldungen einzelner Mitglieder für beſondere 
Vorträge wollen gleichfalls baldigſt erfolgen. 

Speyer, Juni 1921. 

Der erſte Vorſitzende des deutſchen Forſtvereins. 

Dr. Wappes. 


Vë 


Verband Preußiſcher Forftrentmeifter. 


Die Tagesordnung zu der am 9. Juli d. J. 
in Berlin, Spatenbräu, Friedrichſtraße 172, um 
10 Uhr vormittags ſtattfindenden Verbandstagung 
iſt wie folgt feſtgeſetzt: 

1. Geſchäftsbericht. 2. Kaſſenbericht. 3. Wahl 
des Vorſtandes. 4. Dienſteinkommensgeſetz und 
Gruppierung der Forſtrentmeiſter. 5. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung. 6. Bewilligung aus⸗ 
reichender Hilfskräfte. 7. Das Steuerabzugsver⸗ 
fahren (Markenverwendung oder Barablieferung). 
8. Beſetzung der Forſtrentmeiſterſtelle Potsdam 
und die Stellenbeſetzung überhaupt. 9. Die 
neuen Holzverkaufsbedingungen (Zinsvergütung). 
10. Unſere Vertretung im Beamtenbund und 
Wahl eines Vertreters für die Fachgruppe der 
Verwaltungsbeamten. 11. Beiträge 1922. 12. Ver⸗ 
ſchiedenes. 

Ein Vertreter des Herrn Miniſters wird an⸗ 
5 E Herren E E ge⸗ . 

eten, die jetzt zwar außerordentlich hohen Reiſe⸗ Hohenheim bei Stuttgart. 

und Unberhaltungskoſten nicht = en 55 Ee ren Mensch. VI . 
recht zahlreich an dieſer Tagung teilzunehmen. 7238. Wunderlich, Guſtav, Förſter, Wormlage, Kreis Kalau, 
Bereits am 8. Juli abends in Berlin eintreffende NL. IX. , 

Kollegen bitte ich um 8 Uhr im Spatenbräu . , , 
zuſammenzukommen. Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 

Schneidemühl, den 22. Juni 1921. Arndt, Willy, Forſtgehilfe, Forſthaus a. Hain, Poſt Breitenbach 

a. Herzberg, Heſſen⸗Naſſau. 


Koppitz, Vorſitzender. Zummach, Franz, Gärtner, Wutzig, Kreis Dramburg. 
Pohlau, Karl Auguſt, Hilfsförſter, Schönermark, Kr. Prenzlau. 


nur eine Dienſtkleidung gröberen Stoffes erhalten 
würden, dann, glaube ich, wird jeder einverſtanden 
ſein, wenn ich die Lieferung der Dienſtkleidung 
ablehne und die Gewährung der 252 M Kleider⸗ 
geld erbitte. 

2. Zur Beruhigung derjenigen Kollegen, die 
wegen Mangels an Wirtſchaftsland ein Dienſt⸗ 
pferd nicht halten können, ſondern auf Lohn⸗ 
fuhrwerk angewieſen find, kann ich mitteilen, daß 
die im Haushaltsplan für 1921 vorgeſehene 
Pferdehaltungszulage von durchſchnittlich 2200 4 
allen Revierförſterſtellen gewährt werden wird. 

Feldichen, den 24. Juni 1921. 

Hennig, Revierförſter. 

2 
Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 

Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 

Nr Schicklerſtraße 45. 

De Fernſprechauſchluß: 

a Amt Eberswalde Nr. 546. 
Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudau 
unter Poſtſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W 7, 

Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 

7230. Weilandt, Friedrich, Hilfsförſter, Lonwalde, Poſt Seegefeld, 

Oſthavelland. IX. 

7231. Reißmann, Chriſtian, Förſter, Pansfelde, Mansfelder 

Gebirgskreis. XVI 
7232. Gäde, Hermann, Hilfsförſter, Beberbeck, Kreis Hofgeismar, 

Heſſen. XIII. . . Sg 
7238 1 Paul, Forſtſchreiber, Berlin⸗Friedrichshagen, 

et. . 
2284 Ser Walter, Forſtgehilfe, Carolınenhof, Poſt Glommen, 

Kreis Friedland. I. 

7235. Burchardt, Hermann, Forſtaufſeher, Forſthaus Rodeberg, 

Poſt Urbach a. Harz, Kreis Ilfeld. XVI. 

7236. Schinzinger, Reginald, Dr, SES und Profeffor, 


2 Siegmund, Fritz, Hilfsjäger, Seitenberg, Kreis Habelſchwerdt. 
V e Weigl, Joſef, Forſtaſſiſtent, Thanſtein, Oberpfalz. 
erein Gottſchalt, Hermann, Forſtgehilſe, Haus Wohnung, Poſt Nienberg, 


Kreis Ahaus i. W. 
Spiekermann, Bernh., Hilfsförſter, Höllinghofen, Poſt Voßwinkel, 
Kreis Arnsberg. 
Same. Georg, Hilfsjäger, Haus Tornow, Poſt Buckow, Kreis 
ebus 


Schering, Johann, Jagd⸗ und Forſtaufſeher, Schwarzeubeck, 
Herzogtum Lauenburg. 
Dieſener, Paul, Forſtmann, Pehlitz bei Friedeberg, Neumark. 
m SC Förſter, Landwehr, Poſt Neuwittenbek, Kreis 
ernförbe. 


Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 


Dienſtkleidungszuſchüſſe und Pferdehaltungszulage. 

1. Sicherem Vernehmen nach ſoll allen 
Staatsbeamten, die zum Tragen von Dienſt⸗ 
kleidung verpflichtet ſind, rückwirkend vom 1. April 
1920 ab ein Kleidergeld von 252 M jährlich 
gewährt werden. Die preußiſche Regierung be⸗ 
abſichtigt, den zur Tragung von Dienſtkleidung 
verpflichteten Beamten dieſe 252 A Kleider⸗ 
geld zu gewähren oder aber Dienſtkleidung zu 
liefern. Wenn Dienſtkleidung geliefert wird, 
müßte jeder Empfänger derſelben den Betrag, 
den die Kleidung über 252 „ koſtet, zuzahlen. 


v 
Betrifft Beitragszahlungen. 

Wir machen unſere Mitglieder darauf auf⸗ 
merkſam, daß wir jetzt mit dem Ausſchreiben der 
Nachnahmekarten beſchäftigt find, um die noch 
ausſtehenden Beiträge auf dieſem Wege einzuziehen. 
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Wer ſich die für die Nachnahme zu berechnenden 
Einziehungskoſten erſparen will, kann noch um⸗ 
gehend die Beiträge an unſere Kaſſenſtelle ein⸗ 
ſenden. Die Nachnahmen werden im Anfang des 
Monats Juli verſandt. Die Geldſendungen 
ſind an die Kaſſenſtelle des Vereins in Neudamm 
mit Poſtanweiſung oder mit Zahlkarte auf unſer 
Konto 47678 beim Poſtſcheckamt, Berlin NW 7, 
zu richten. Bei allen Geldſendungen darf Name 
und Mitgliedsnummer oder ſonſt genaue 
Adreſſe nicht vergeſſen werden. 


2. von Forſtwarten, Förſtern, nicht ſelbſtändigen 
Revierförſtern, von Anwärtern für die Forſt⸗ 
e und Aſſiſtenten jährlich 
3 ark, 


3. von Revierförſtern und Forſtverwaltern 
jährlich 45 Mark, 
4. von akademiſch gebildeten Beamten vom 
Oberförſter aufwärts jährlich 60 Mark; 
b) von Waldbeſitzern ein Jahresbeitrag 
mindeſtens 75 Mark; 


von 


In Abänderung des §7 der Satzungen it | c) von außerordentlichen Mitgliedern ein jährlicher 


für 1921 zu zahlen: 
a) von Privatforſtbeamten: 
Eintrittsgeld 5 Mark und der Beitrag 
1. von Förſteranwärtern und Forſtangeſtellten 
jährlich 15 Mark, 


Beitrag von mindeſtens 20 Mark. 
Eberswalde, Ende Juni 1921. 
Die Geſchäftsſtelle. 
CH 


Tarifvertrag über die Beſoldung der Privatforſtbeamten und ⸗Angeſtellten im Regierungsbezirk Caſſel 

zwiſchen dem land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Arbeitgeberverband für Kurheſſen E. V. in Caſſel 

einerſeits und der Fachgruppe Forſtbeamte des deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes, Bezirks⸗ 
gruppe Heſſen⸗Naſſau und Waldeck andererſeits. 


8 1. 
Das Geſamtjahreseinkommen ergibt fi) aus der nachſtehenden Aufſtellung: 


ſteigend von Kinderzulage für 
Dienſtſtellung Anfangs ſtufe 2zu 2 Jahren] Endſtufe jjedes Kind unter 
5 um 18 Jahren 
A. Forſtſchutz. und Betriebsbeamte 
I. Beamte ohne Fachausbildung! ][ Grundgehalt. 2200 „ 200 „ | 4000 A 450 A 
(Waldwärter, Forſtläufer) Teuerungszulage 3200 „ 100 „ 4100 „ 
Zuſammen 5400 #1 300 A | 8100 A 
S mte mit Fachausbildun 
bildung (Forſtaufſeher, Hilfs⸗[Teuerungszulage 4300 „ 100 „ 5200 „ 
förſter ohne Förſterprüfung) Zuſammen 7600 % 300 % 
b) Beamte nach Ablegung der 
Förſterprüfung beim Ver⸗ 
ein für Privatforſtbeamte S 
Deutſchlands oder im [Grundgehalt 4500 „% 300 M I 7200 # 450 6 
Staatsdienſt, und ſolche [Teuerungszulage 4500 „ | 200 „ | 6300 ,„ 
ohne Prüfung, die min⸗ Zuſammen 9000 Al 500 13500 A 
deſtens fünf Jahre in der⸗ 
ſelben Verwaltung als 
Förſter tätig waren 
III. Anwärter zu II 
bis zum vollendeten 25. Jahre 4950 M | 
Darüber . ee 5940 „ 
. Verwaltungsbeamte 
I. Revierförſter, Forſtverwalter][ Grundgehalt. . 7500 4 300 „ 10200 K 450 A 
und Oberförſter aus A II her⸗„Teuerungszulage 5100 „ | 200 „ en 2 
vorgegangen Zuſammen 126007 | 500 e 17100 A 
II. Rebierföriter, JForſtverwalterchrundgehalt. . 10000 , 300 A 12700 K 450 A 
und Oberförſter mit akade⸗ 
, ; Teuerungszulage 6200 „ 200 „ 8000 „ 
miſcher Bildung, aber ohne ))) De 
2. Staatsprüfung Zuſammen 16200 A) 500 A 20700 A 


III. Höhere Forſtbeamte mit 2. Staatsprüfung bleibt freier Vereinbarung überlaſſen. 
IV. Anwärter zu II und III bleibt freier Vereinbarung überlaſſen. 


„Die vorſtehenden Sätze ſind Mindeſtſätze. 


Vorausſetzung für ihre volle Gewährung iſt, daß 
der nach ihnen zu beſoldende Beamte im Dienſte 
ſeines Arbeitgebers voll beſchäftigt iſt; in allen 
Fällen, wo dies nicht zutrifft, findet eine ver⸗ 
hältnismäßige Kürzung der Bezüge ſtatt. Ferner 
wird für die Beamten aus der Gruppe A I und 


A Ia und b für die volle Gewährung der Ge⸗ 
hälter eine Dienſtbezirksgröße von mindeſtens 
400 ha vorausgeſetzt; bei einer Dienſtbezirksgröße 
von weniger als 400 ha, aber mindeſtens 300 ha 
werden die Sätze um 10%, bei einer Dienſt⸗ 
bezirksgröße von weniger als 300 ha um 20% 
gelürzt. 
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Für die Einreihung in eine Gruppe find werden kann. 


Stellung und Tätigkeit — nicht der derzeitige 
Titel — maßgebend. 


KS 

Beſtehende Einkommen, welche vorſtehende 
Sätze überſchreiten, dürfen nicht gekürzt werden. 
Die in derſelben Verwaltung bis jetzt zugebrachten 
Dienſtjahre ſind beim Grundgehalt anzurechnen. 

§ 3. 

Auf die Sätze im $ 1 können die gewährten 
Deputate mit folgenden Beträgen angerechnet 
werden: 

1. Wohnung mit Garten 


für Klaſſe A 1 mit. . . 150 bis 200 A 
„ „ Allmit... 200 „ 200 „ 
„ „ B I-III mit. 300 „ 600 „ 


2. Scnerung: Derbholz je Raummeter 

Zopfreis je Raummeter 1 A. 

3. Dienſtland: Je preußiſchen Morgen = 25 a 

mit 50 . 

4. Freie Station mit 1800 .. 
Andere Deputate nach freier Vereinbarung. 
8 4. 

Die Frage, ob Vergütung für die Übernahme 
nichtforſtlicher Arbeiten und von Nebenämtern 
anzurechnen iſt oder nicht, unterliegt beſonderer 
Vereinbarung. 

Die Haltung von Lehrlingen darf von den 
Beamten nicht gefordert werden und die Annahme 
nur im Einvernehmen mit der Bezirksgruppe des 
Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands er⸗ 
folgen. 

Schußgeld wird auf die Sätze des § 1 nicht 
angerechnet. Über ſonſtige Einnahmen aus der 
Jagd bleibt freie Vereinbarung vorbehalten. Den 
Beamten wird hin und wieder ein Stück Wild 
zum eigenen Gebrauch zu einer ermäßigten Taxe 
überlaſſen. 

§ 5. 

Streitigkeiten aus dieſem Vertrage werden 
durch eine Kommiſſion von fünf Mitgliedern ent⸗ 
ſchieden, von denen jede der vertragſchließenden 
Parteien zwei ernennt, während als Obmann ein 
außerordentliches Mitglied des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands oder nach freier Ver⸗ 
einbarung eine andere Perſon zuzuziehen iſt. 
Kommt über den Obmann eine Einigung nicht 
zuſtande, ſo wird derſelbe vom Vorſtand des 
Vereins für Privatforſtbeamte aus der Mitte der 
höheren ſtaatlichen Forſtbeamten des Regierungs⸗ 
bezirkes ernannt. 


Die Kommiſſion hat über die aus dem vor⸗ 
liegenden Tarifvertrag entſtehenden Streitigkeiten 
innerhalb vier Wochen nach Anrufung zu ent⸗ 
ſcheiden. Eine Berufung gegen deren Urteil an 
die land⸗ und forſtwirtſchaftliche Spruchkammer in 
Caſſel iſt binnen 14 Tagen nach dem Schiedsſpruch 
der Kommiſſion zuläſſig. Die Entſcheidung der 
Spruchkammer in Caſſel iſt endgültig. 


$ 6. 

Dieſer Vertrag hat für die Mitglieder der 
vertragſchließenden Parteien bindende Kraft und 
wird den Nichtmitgliedern als Richtlinie empfohlen. 

Der Vertrag gilt mit Wirkung vom 1. April 1921 
bis auf weiteres. Er iſt auf Antrag einer der 
vertragſchließenden Parteien abzuändern, wenn 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſich ſo ändern, 
daß einem der Vertragſchließenden die weitere 
Innehaltung des Vertrages nicht zugemutet 


Über den Antrag entſcheidet die 


im § 5 vereinbarte Kommiſſion. 


Caſſel, den 10. Mai 1921. 

Land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Arbeitgeberverband für Kurheſſen E. V. 
gez. v. d. Malsburg⸗Eſcheberg. gez. Spude. 

Wächtersbach, den 9. Juni 1921. 
Fachgruppe „Forſtbeamte“ des deutſchen 

Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes, 
Bezirksgruppe Heſſen-Naſſau u. Waldeck 

gez. Sönkſen. 

Die Allgemeinverbindlichkeit des vorſtehenden 
Tarifs iſt beantragt worden. 

Einzelne Exemplare können gegen Erſtattung 
der Herſtellungskoſten noch vom Unterzeichneten 
bezogen werden. 

Wächtersbach, 18. Juni 1921. 

J. A.: Sönkſen. 


Ze 


Sammlung für die Forſtbeamten in Oberſchleſien. 


Zu unſerem Aufruf über die Sammlung für 
die in Not geratenen Forſtbeamten in Oberſchleſien 
iſt uns jetzt unter Aktenzeichen K. W. Nr. 813 
von dem Herrn Staatskommiſſar für die Regelung 
der Kriegswohlfahrtspflege in Preußen ein Schreiben 
zugegangen, in dem darauf hingewieſen wird, daß 
nach der heute noch in Geltung befindlichen Bundes⸗ 
ratsverordnung über Wohlfahrtspflege während 
des Krieges vom 15. Februar 1917 ſolche Samm⸗ 
lungen, die von feſtumgrenzten Organiſationen 
veranſtaltet werden und ausſchließlich auf die 
Mitglieder der betreffenden Vereinigung beſchränkt 
bleiben, einer Sammlungsgenehmigung nicht 
bedürfen. 

Da die von uns beabſichtigte Sammlung 
ſich nur auf die Mitglieder unſeres Vereins 
beſchränken ſoll und die eingehenden Beträge und 
ſonſtigen Zuwendungen auch nur für Mitglieder 
unſeres Vereins Verwendung finden ſollen, ſo 
ſteht der beabſichtigten Sammlung nichts im 
Wege. Wir verweiſen hierdurch nochmals auf 
unſern Hilferuf, der in der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ Nr. 22 und 24 1 iſt, und 
bitten unſere Mitglieder, nunmehr an Herrn Forſt⸗ 
meiſter Troſt in Niewe bei Schurgaſt, 
Oberſchleſien, Bahnſtation Arnsdorf, Ober⸗ 
ſchleſien, die beabſichtigten Unterſtützungen zu 
melden oder hinzuſchicken. In der Ausſchreibung 
hat ſich Herr Forſtmeiſter Troſt bereit erklärt, 
die von Vereinsmitgliedern geſammelten Gaben 
entgegenzunehmen und an die in Not geratenen 
Mitglieder unſeres Vereins zu verteilen. Raſche 
Hilfe iſt notwendig, da die Not groß iſt! 

Eberswalde, den 10. Juni 1921. 

Die Geſchäftsſtelle. 
CH 


Kleiner forſtlicher Lehrgang in Lauterbach (Heſſen.) 


In der Zeit vom 29. Auguſt bis zum 
3. September d. J. ſoll in Lauterbach in Heſſen 
unter der Leitung des Herrn Forſtrats Eulefeld 
ein kleiner forſtlicher Lehrgang abgehalten werden. 
Als Teilnehmer zu dem Lehrgang werden zu⸗ 
gelaſſen Privatforſtbeamte, die Mitglieder unſeres 
Vereins ſind, und Waldbeſitzer. An Gebühren 
find zu entrichten von Forſtbeamten 30 4 und 
von den Waldbeſitzern 50 4. Dieſe Beträge 
ſind gleichzeitig mit der Meldung an die Kaſſen⸗ 
ſtelle des Vereins in Neudamm einzuzahlen. 
Meldungen zu dieſem Lehrgang ſind bis ſpäteſtens 
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zum 20. Juli d. J. an die unterzeichnete Geſchäfts⸗ 
ſtelle einzuſenden. 
Eberswalde, den 17. Juni 1921. 
Die Geſchäftsſtelle. 


Bezirksgruppe Thüringen (XVII). 

Die nächſte Verſammlung der Bezirksgruppe 
findet am Mittwoch, dem 13. Juli, nachmittags 
3 Uhr, zu Weimar, im Hotel „Germania“ (am 
Bahnhofe), ſtatt. 

Tagesordnung: 
1. Stand der Gehalts vereinbarungen. Bericht: 
erſtatter: Herr Oberförſter Leuſchner, Burg⸗ 
wenden. 
Allgemeine Vereinsangelegenheiten. 
Anträge aus der Verſammlung. 
Wahl des Ortes für die nächſte Bezirksgruppen⸗ 

Verſammlung. 

Am folgenden Tage findet ein Waldausflug 
nach einem benachbarten weimariſchen Revier ſtatt 
(Fahrt mit Bahn oder Kraftwagen). Zimmer 
zum übernachten im Hotel „Germania“ ſind 
vorher dort zu beſtellen. 

Gäſte ſind willkommen. 
Stutzhaus (Gotha), den 19. Juni 1921. 
Der Vorſitzende: Krug, Oberförſter. 


NI 
Vezirksgruppe Provinz Sachſen, Braunſchweig 
und Anhalt (XVI). 

Bericht über die Bezirksgruppenver⸗ 
ſammlung am 3. April 1921 in Magdeburg. 
Erſchienen waren 3 Waldbeſitzer, 2 Gäſte und 
46 Mitglieder. 

Kurz nach 10 Uhr eröffnete der Vorſitzende, 
Revierförſter Wegener, die Verſammlung in der 
Kaiſerhalle in Magdeburg und begrüßte die An⸗ 
weſenden. Zu Punkt 1 und 2 der Tagesordnung, 
betr. Tarif und Wintertagung des Hauptvorſtandes, 
ſprach Herr Graf von der Aſſeburg⸗Falkenſtein 
in längerer Ausführung, wobei hauptſächlich dar⸗ 
gelegt wurde, warum ein Rahmentarif für das 
ganze Reich nicht zuſtande gekommen iſt. Sämt⸗ 
liche Anweſenden entnahmen dem Vortrage, das 
die Herren Waldbeſitzer den Nöten der Privat⸗ 
forſtbeamten nicht verſtändnislos gegenüberſtehen 
und gewillt ſind, die Forſtbeamten ſo zu ſtellen, 
wie es die jetzigen Verhältniſſe erheiſchen. Reicher 
Beifall wurde dem Redner zuteil. Der im Vor⸗ 
trage ausgeprägte Wille für ein gutes und fördern⸗ 
des Zuſammenarbeiten des Walbdeſitzers und der 
Beamten wurde allerſeits anerkannt. Herr Ober⸗ 
präſident von der Schulenburg berichtete auf 
beſonderen Wunſch der Verſammlung über die 
Wintertagung in Berlin und den Anſchluß des 
Vereins für Privatforſtbeamte an den deutſchen 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbund. Dieſer Anſchluß 
bezweckt in erſter Linie die Verbindlichkeitserklärung 
des neuen, vom 1. Januar d. J. in Kraft getretenen 
Tarifs. Herr Oberförſter Dr. Zentgraf⸗Halle 
erläuterte dann die einzelnen Paragraphen des 
neuen Tarifs, der an die einzelnen Anweſenden 
verteilt wurde. Jedes Bezirksgruppenmitglied 
ſoll ſich im Beſitze eines Tarifs befinden. 

Der zu § 3 des Tarifs (Einigungsſtelle) vor⸗ 
geſchriebene Schlichtungsausſchuß ſetzt ſich wie 
folgt zuſammen: 1. Aus einem vom Tarifamt in 
Halle zu benennenden unparteiiſchen Vorſitzenden. 
2. Aus einem vom Walbdbeſitzerverband zu be⸗ 
nennenden Waldbeſitzer. Dazu wurden beſtimmt: 
Oberförſter Dr. Zentgraf (als Geſchäftsführer 
des Waldbeſitzerverbandes). 1. Vertreter Ober⸗ 
präſident von der Schulenburg-Ramſtedt. 2. Ver⸗ 
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treter Graf vom Hagen⸗Möckern, 3. Vertreter 
Landrat a. D. von Engelbrechten⸗Ihlow. 
3. Aus einem von der Bezirksgruppe XVI zu be⸗ 
ſtimmenden Forſtbeamten: Revierförſter Tiede⸗ 
mann, Forſthaus Ramſtedt bei Zielitz. 1. Ver⸗ 
treter Revierförſter Langer, Forſthaus Flechtingen 
bei Neuhaldensleben; 2. Vertreter Revierförſter 
Haaſe, Forſthaus Brieſt bei Tangerhütte. 

Eine Umfrage ergab das Reſultat, daß ein Teil 
der Anweſenden bereits ab 1. Januar das neue 
Tarifeinkommen bezieht. Nach den von den Wald⸗ 
beſitzern gemachten Verſprechungen ſteht zu er⸗ 
warten, daß ſämtliche Mitglieder ohne Inanſpruch⸗ 
nahme des Schlichtungsausſchuſſes nach dem neuen 
Tarife beſoldet werden. Die verzögerte Heraus⸗ 
gabe des Tarifs hatte wohl zur Folge, daß ein Teil 
der Mitglieder ſich noch nicht im Genuſſe des neuen 
Tarifs befanden. Nunmehr, nach erfolgtem An⸗ 
ſchluß des Vereins für Privatforſtbeamte an den 
Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbund haben 
die Mitglieder der Bezirksgruppe auf den für die 
Arbeitgeber verbindlichen Tarif Anſpruch. 

Für die Gründung von Ortsgruppen (Punkt 3 
d. T. O.) herrſchte in der Verſammlung große 
Sympathie. Es wurde beſchloſſen, folgende ſieben 
Ortsgruppen einzurichten. Ortsgruppe 1: Kreiſe 
Stendal, Oſterburg-⸗Wolmirſtedt, Salz⸗ 
wedel. Ortsgruppe 2: Kreiſe Neuhaldens⸗ 
leben⸗Gardelegen. Ortsgruppe 3: Kreiſe 
Jerichow Tund II. Ortsgruppe 4: Kreiſe Bitter» 
feld und Umg. Ortsgruppe 5: Kreiſe Eichsfeld 
und Umg. Ortsgruppe 6: Kreiſe Erfurt und 
Umg. Ortsgruppe 7: Harz. 

Mit der Gründung und Einrichtung der vor⸗ 
benannten Ortsgruppen wurden betraut die 
Herren Kollegen: Ortsgruppe 1: Revierförſter 
Heimberg, Forſthaus Tangerhütte. Ortsgruppe: 
Revierförſter Wachner, Forſthaus Hörſingen. 
Ortsgruppe 3: Revierförſter Meyer, Forſthaus 
Dunkelforth bei Breddin. Ortsgruppe 4: Revier⸗ 
förſter Adam, Röſa. Ortsgruppe 5: Revierförſter 
Helfer, Gerbershauſen. Ortsgruppe 6: Noch 
frei. Ortsgruppe 7: Revierförſter Halters mann, 
Degnershauſen. Zur nächſten Bezirksgruppenver⸗ 
ſammlung iſt Bericht zu erſtatten, wie weit die Ein⸗ 
richtung bzw. Gründung der Ortsgruppen gediehen iſt. 

Punkt IV. Verſchiedenes. Die Bezirksgruppe 
beſchließt, durch den Förſterausſchuß einen Antrag 
an den Hauptvorſtand einzureichen, daß nicht mehr 
Lehrlinge eingeſtellt werden dürfen als die Forſt⸗ 
ſchule Templin jährlich aufnehmen kann. Des⸗ 
gleichen beſchließt die Bezirksgruppe, daß bei 
der Landwirtſchaftskammer der Antrag geſtellt 
wird, in den Vorſtand der Kammer einen Forſt⸗ 
betriebsbeamten aufzunehmen. Dafür werden die 
Kollegen Wegener, Schlagenthin, Meyer, 
Dunkelforth und Wachner, Hörſingen, in Vorſchlag 
gebracht. „ Für bedungene Mehrausgaben der 
Kommiſſion bei den Tarifverhandlungen in Höhe 
von 336 & ſoll von den Mitgliedern der Bezirksgruppe 
ein beſonderer Beitrag von 4 M pro Perſon er⸗ 
hoben werden. Es wird gebeten, genannten Be⸗ 
trag an den Gruppenvorſitzenden, Revierförſter 
Wegener, Forſthaus Schlagenthin bei Schlagen⸗ 
thin, Bez. Magdeburg, einzuſenden. Der evtl. 
überſchießende Betrag wird der Bezirksgruppe 
zur Verfügung geſtellt. Als nächſter Verſammlungs⸗ 
ort wird Salzwedel in Ausſicht genommen. 
Die Landwirtſchaftskammer beabſichtigt, im Juli 
einen dreitägigen Übungskurſus dort abzuhalten 
und ſoll die Bezirksgruppenverſammlung damit 
verbunden werden. J. A.: Haaſe, Revierförſter. 


Für die Redaktion: Okenomierat Bodo Grun dmann, Neudamm. 
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Die neuen Jagdnutzungsvorſchriften für die preußiſchen 
Staatsforſten“). 


(Schluß) 


Nicht beſonders erwähnt iſt in den J. N. 
V. das Porto, das durch die Verſendung des 
für die Staatskaſſe zu verwertenden Wildes 
auf der Poſt entſteht. Die Verkaufsbedingungen 
werden das Porto und die Frachtkoſten im all⸗ 
gemeinen dem Käufer auferlegen. Da bei der 
Poſt Frankierungszwang beſteht, muß das Wild 
frei gemacht und das Porto, wenn es der 
Käufer zu tragen hat, von ihm mit dem Wild⸗ 
erlös eingezogen werden. Aus dem Jagdkoſten⸗ 
erſatz iſt das Porto nicht zu beſtreiten. Er 
würde dazu oft gar nicht ausreichen. 

Ziffer 48 billigt dem Erleger, dem Förſter 
und dem Finder Jagdkoſtenerſatz in ver⸗ 
ſchiedener Höhe zu. Iſt bei dem auf Geſellſchafts⸗ 
jagden erlegten Wilde der planmäßige Inhaber 
der Förſterei oder ſein Vertreter Erleger, ſo erhält 
er den Jagdkoſtenerſatz des Erlegers und den des 
Förſters, alſo z. B. für einen Hafen 5 ＋ 2 
7 . Ebenſo erhält der Finder den Gab für 
die Decke und den Satz für das Geweih oder 
Gehirn (3 ＋ 3 = 6 ), wenn das Wildbret 
nicht mehr verwertbar iſt, d. h. wenn nicht 
der höhere Satz von 15 A (für Elch⸗, Rot: 
und Damwild) oder 10 A (für Reh⸗ und 
Schwarzwild) zuſtändig iſt. Für das von den 
Regierungsforſtbeamten auf Birſch und Anſitz 
erlegte Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Reh⸗ und Schwarz⸗ 
wild erhält der anweſende örtliche Beamte 
(Oberförſter oder Förſter) einen Jagdkoſtenerſatz 
von 5 A und übernimmt dafür die Pflichten 
des Erlegungsberechtigten. Der Jagdkoſten⸗ 
erſatz für Wild, das durch Gäſte auf Birſch und 
Anſitz erlegt wird, verbleibt dem Beamten, zu 
deſſen Erlegungsrecht das Stück gehörte. 


*) Jagdnutzungsvorſchriften für die en CS 


Staatsforſten vom 9. April 1921. CS, 


Verlag von J. Neumann, Neudamm. Preis 
6 K. — Dazu: Mintiſterial⸗Verfügung vom 


9 April 1921. Preis 1 . 


Die Anerkennungspreiſe für Schwarzwild 
ſind in der Höhe unverändert geblieben. Zu 
beachten iſt aber, daß ſie nur zur Hälfte 
gewährt werden, wenn Schwarzwild auf 
Geſellſchaftsjagden ohne vorherige Einkreiſung 
erlegt wird. Für Polizeijagden, deren Koſten 
nicht der Forſtverwaltung zur Laſt fallen, 
bleibt es bei den beſonderen Vorſchriften. 

Der Förſter erhält für das auf Geſell⸗ 
ſchaftsjagden erlegte Schwarzwild 5 & Jagd⸗ 
koſtenerſatz je Stück, und zwar auch neben dem 
Anerkennungspreiſe, wogegen für das auf 
Birſch und Anſitz erlegte Schwarzwild neben 
dem Anerkennungspreiſe kein Jagdkoſtenerſatz 
gewährt wird. Anerkennungspreiſe für Schwarz⸗ 
wild unterliegen dem Steuerabzuge. Der Jagd⸗ 
koſtenerſatz bleibt als Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung ſteuerfrei (Ziffer 4 der Allgemeinen 
Verfügung vom 9. April 1921 — III 7156. 

Für das Beamtenwildbret iſt jetzt eine 
Höchſtmenge von jährlich 10 kg für jeden Kopf 
des Haushalts feſtgeſetzt. Das Wildbret wird 
nur für die dauernd zum Haushalte gehörenden 
Perſonen gewährt, alſo nicht für ſolche, die 
ſich zu einem längeren Beſuche bei dem 
Beamten aufhalten, auch nicht für Kinder, die 
ſich außerhalb in Koſt befinden und nur 
die Ferien zu Hauſe verleben, wohl aber für 
das Hausperſonal, ſoweit es im Haushalt ver⸗ 
köſtigt wird. Auch Beamte, die keinen eigenen 
Haushalt haben, erhalten nach der neuen Vor⸗ 
ſchrift für ihre Perſon 10 kg Wildbret. Keinen 
eigenen Haushalt hat, wer als Untermieter 
möbliert wohnt. Im übrigen kann aber auch 
der Unverheiratete einen eigenen Haushalt 
haben, z. B. wenn er mit ſeiner verwitweten 
Mutter zuſammen wohnt und ſie unterhält. 

Reicht der Abſchuß nicht aus, um den 
Beamten die Höchſtmenge an Wildbret zu 
liefern, ſo tritt, wenn nicht einzelne Beamte 
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freiwillig verzichten, eine entſprechende all⸗ 
gemeine Verminderung ein, die letzten Endes 
vom Oberförſter und Vertrauensmanne näher 
geregelt wird. Nicht im Dienſtkreis einer 
Oberförſterei tätige Beamte und die Forſtrent⸗ 
meiſter haben ihre Anmeldung zum Wildbezuge 
durch Vermittelung ihrer vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde bei der gewählten Oberförſterei zu be⸗ 
wirken. Es beſtände ſonſt die Möglichkeit, 
daß ein Beamter aus mehreren Oberförſtereien 
Wild bezöge. 

Der Preis des Beamtenwildbrets (et: 
ſchließlich Hafen) wird vom Minifter alljährlich 
feſtgeſetzt. Für ausnahmsweiſe über die Höchſt⸗ 
menge hinaus bezogenes Wildbret iſt jedoch der 
allgemeine Verkaufspreis der betreffenden Ober⸗ 
förſterei zu zahlen. 

Außer den 10 kg Wildbret für jeden Kopf 
des Haushalts ſtehen jedem Beamten im ganzen 
5, wenn er keinen eigenen Haushalt hat, 
3 Haſen zu. Verzichtet er auf Elch⸗, Rot⸗, 
Dam⸗, Reh⸗ und Schwarzwild, ſo kann er 8, 
wenn er keinen eigenen Haushalt, 5 Haſen 
beziehen. Die Haſen ſind den Treibjagdſtrecken 
der Oberförſterei zu entnehmen, d. h. die 
Beamten haben ihre Haſen aus der Ober⸗ 
förſterei zu beziehen, in der ſie Dienſt tun, 
oder in der ſie gemäß Ziffer 36 angemeldet 
ſind. Beſeitigt iſt die Vorſchrift, daß von 
einer Treibjagdſtrecke nur die Beamten Haſen 
erhalten dürfen, die an der Jagd teilgenommen 
haben. Aber auch die Teilnehmer haben nicht 
wie bisher einen unbedingten Anſpruch. Vor⸗ 
bedingung iſt, daß die Jagdunkoſten gedeckt 
werden. Sobald das der Fall iſt, ſind die 
Wünſche der Forſtbeamten in erſter Linie zu 
befriedigen. Bliebe z. B., wenn alle erlegten 
Haſen zu dem niedrigeren Preiſe an die Be⸗ 
amten abgegeben würden, ein Teil der Jagd⸗ 
koſten ungedeckt, ſo müßte der Jagdleiter vor⸗ 
weg ſo viel Haſen zum Verkaufe ſtellen, daß der 
Geſamterlös mindeſtens die Jagdkoſten deckt. 
Die Streckenverteilung iſt Sache des Oberförſters 
oder ſeines Vertreters. 

Wird im Dienſtbezirk eines Beamten keine 
Treibjagd abgehalten oder iſt es nicht möglich, 
die zuläſſige Zahl von Haſen für die Beamten 
aus den Treibjadſtrecken zu entnehmen, ſo darf 
jeder Beamte die ihm fehlende Zahl, höchſtens 
aber 3 Haſen, für ſich auf dem Anſtande erlegen. 
Die im vorigen Abſatz angegebenen Höchſtzahlen 
dürfen im ganzen nicht überſchritten werden. 
Ob in einer Förſterei auf Haſen getrieben wird, 
ſoll der Oberförſter gemäß Ziffer 12 der Ver⸗ 
fügung vom 9. April 1921 — III 7156 — 
zeitig entſcheiden. Selbſtverſtändlich ſind auch 
die nach Ziffer 14 erlegten Haſen mit dem 
feſtgeſetzten Preiſe zu bezahlen, und der Beamte 
erhält auch für dieſe Haſen den Jagdkoſten⸗ 
erſatz des Erlegers. Für alles Beamtenwildbret 
dürfen außer dem Jagdkoſtenerſatz und dem An⸗ 
erkennungspreiſe keine Unkoſten entſtehen. Be⸗ 
förderungskoſten fallen alſo den beteiligten 
Beamten zur Laſt. 
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Die Beſtimmungen über Jagdgäſte find im 
allgemeinen unverändert geblieben. Neu vor⸗ 
geſchrieben iſt aber, daß Erlegungsberechtigte, 
die ihr Erlegungsrecht durch einen Gaſt aus⸗ 
üben laſſen, dieſen grundſätzlich ſelbſt zu führen 
haben, und daß die zuſtändigen Beamten, alſo 
der Oberförſter und die beteiligten Betriebs⸗ 
beamten, durch den Erlegungsberechtigten rechk⸗ 
zeitig zu benachrichtigen ſind, wenn Gäſte 
birſchen oder anſitzen. Unabhängig hiervon 
haben natürlich alle Beamte zur Ausübung 
des Erlegungsrechts durch Gäſte die Erlaubnis 
des Oberförſters einzuholen. Der Oberförſter be⸗ 
darf der Erlaubnis des Regierungs⸗ und Forſtrats. 

Für die Aufſtellung des Abſchußplans haben 
die Förſter dem Oberförſter nach Ziffer 20 
Angaben über den Wildſtand zu machen. Eine 
Form iſt für dieſe Angaben nicht vorgeſchrieben. 
Es erſcheint aber notwendig, die Wildarten 
nach Stand⸗ und Wechſelwild, Geſchlecht und 
Stärkeklaſſen ſo zu trennen, daß die Angaben 
für den Abſchußplan verwertbar ſind. Nach dieſen 
Angaben und ſeinen eigenen Feſtſtellungen, 
alſo nicht durch einfaches Zuſammenrechnen der 
gelieferten Zahlen, ermittelt der Oberförſter den 
Wildſtand und den planmäßigen Abſchuß. 

Bei öffentlicher Verpachtung der Jagd in 
Teilen des Staatswaldes iſt jeder Staatsforſt⸗ 
beamte zum Mitbieten berechtigt. Nur der 
ausbietende Beamte darf ſich nicht beteiligen. 
Von der beabſichtigten Verpachtung erhalten die 
beteiligten Betriebsbeamten durch die Aufſtellung 
des Ertragsanſchlags, zu dem ſie zu hören ſind, 
Kenntnis. 

Die J. N. V. regeln auch die Jagdbefugniſſe 
der Forſtbefliſſenen und Forſtlehrlinge. Dieſe 
gelten gewiſſermaßen als Gäſte des Lehrherrn. 
Zu ihrer jagdlichen Ausbildung iſt ihnen zum 
Abſchuß von Wild der hohen und mittleren 
Jagd Gelegenheit zu geben. Die Ausübung 
der kleinen Jagd kann ihnen erlaubt werden. 
Sie haben auf Beuteſtücke und auf Anerkennungs⸗ 
preiſe für Schwarzwild Anſpruch, nicht aber 
auf Jagdkoſtenerſatz. Den Jagdkoſtenerſatz für 
das von ihnen erlegte Wild erhält der Lehrherr 
oder der Beamte, zu deſſen Erlegungsrecht das 
Stück gehörte, Selbſtverſtändlich ſind aus 
dieſem Jagdkoſtenerſatze die entſprechenden Aus⸗ 
gaben für das Verſandfertigmachen des Wildes 
uſw. zu beſtreiten. 

Eine Reihe von Handlungen iſt in den J. N. V. 
an das Ein verſtändnis oder die Anhörung 
des Vertrauensmannes gebunden, z. B. die 
Abtretung des Erlegungsrechts an einen anderen 
Beamten, die Bildung von Jagdbezirken für 
die kleine Jagd, die Verteilung des Abſchuſſes 
an männlichem Wilde bei der Aufſtellung des 
Beſchußplans, die Verteilung des Abſchuſſes 
an Mutterwild, die übertragung des Er⸗ 
legungsrechts auf einen anderen Betriebsbeamten 
und die Verteilung des Beamtenwildbrets, wenn 
der Abſchuß den Bedarf nicht deckt. Die Ab⸗ 
ſchußverteilung im Abſchußplan iſt vom Ver⸗ 
trauensmanne mit zu vollziehen (ſ. Muſter A). 
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Für verſchiedene Anordnungen des Ober⸗ 
förſters iſt die Angabe der Gründe vorgeſchrieben, 
z. B. die zeitweiſe Einſchränkung des Schwarz⸗ 
wildabſchuſſes in beſtimmten Forſtorten, die 
Verweigerung der Erlaubnis zur Zuziehung 
eines Gaſtes und für das Verbot jeglicher Suchen. 

Die J. N. V. beſtimmen auch, wie es im 
Bereiche der Staatsforſten in Zweifelsfällen, 
d. h. wenn mehrere Perſonen auf ein Stück 
Wild geſchoſſen haben, mit der Feſtſtellung des 
Erlegers zu halten iſt. Eine bindende Vorſchrift 
fehlte bisher. Es kann daher dem Jagdleiter 
nur erwünſcht ſein, daß ihm Ziffer 50, die den 
allgemeinen Regeln angepaßt iſt, für etwaige 
Entſcheidungen die erforderliche Grundlage 
gibt. Iſt der Jagdleiter ſelbſt beteiligt, ſo 
entſcheidet der außer ihm an der Jagd teil⸗ 
mehmende dienſtälteſte Staats forſtbeamte. Da 
hiernach jeder ältere Beamte in die Lage kommen 
kann, eine Entſcheidung nach Ziffer 50 zu 
treffen, muß ihm deren Inhalt genau bekannt ſein. 

Für den Gebrauch der Vordrucke, die von 
J. Neumann in Neudamm bezogen werden können, 
ſind noch einige Winke zweckdienlich. Das Wild 
muß bei der Verrechnung und Buchung jetzt ähnlich 
behandelt werden wie die Forſterzeugniſſe, 
z. B. das Holz. Darauf ſind die Muſter zu⸗ 
geſchnitten. Die Abſchuß⸗ und Verwendungs⸗ 
anzeige und der Streckennachweis 
(Muſter G und E) vereinigen in einem Stücke 
Nummerbuch, Abzählungstabelle, Erhebungs⸗ 
urkunde und Lohnzettel. Es wäre zu begrüßen, 
wenn dieſe Vereinigung Anlaß gäbe, einen Weg 
zu finden, wie auch die ſonſtigen Vordrucke 
der Forſtverwaltung, z. B. über Holzaufnahme 
und Verlohnung, vereinfacht werden können. 
Die Abſchußmeldung iſt nur eine verkleinerte 
Ausgabe der Abſchuß⸗ und Verwendungsanzeige 
zur Papiererſparnis. 

Die Beſtimmungen über den Steuerabzug 
ſind ſtändig „im Fluß“. Infolgedeſſen ſind 
die für den praktiſchen Gebrauch beſtimmten 
Vordrucke 4 und 8 ſo geändert, daß in den 
Kaſſenanweiſungen der errechnete Steuerabzug 
der Vorſchrift entſprechend zahlenmäßig an⸗ 
gegeben werden kann. Wie die Beiträge zur 
Invaliden⸗ und Krankenverſicherung, wenn 
ſolche ausnahmsweiſe bei der Jagd fällig 
werden, und die Steuerabzüge zu behandeln 
ſind, ergibt ſich aus Ziffer 55 und 58. 

Die Vordrucke 2a, 3b und 9b treten in 
den J. N. V. nicht in Erſcheinung. Es ſind 
größere Einlagebogen, auf beiden Seiten wie 
die Innenſeite der Titelbogen bedruckt. Sollen 
aus den Vordrucken 3, 3a und 3b oder 9, 9a 
und 9b Hefte hergeſtellt werden, die ſtärker 
ſind als die betreffenden Muſter in den J. N. V., 
ſo muß in den erſten kleinen Einlagebogen 
(Ga oder 9a) ein zweiter, und zwar mit der 
umgekehrten Seite, hineingelegt werden und 
ert dann der große Einlagebogen (3b oder 9b). 
Nur dann folgen die Spalten der Nummer nach. 

In welchen Fällen die verſchiedenen Er⸗ 
Hegungsanzeigen (Abſchuß⸗ und Verwendungs⸗ 


Nr. 28 Bd. 88. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


529 


anzeige, Abſchußmeldung, Streckennachweis) zu 
verwenden ſind, ergibt ſich aus Ziffer 55 bis 58. 
Unabhängig von der Einreichung der Abſchuß⸗ 
und Verwendungsanzeige (Muſter G) hat jeder 
Forſtbeamte dem Oberförſter möglichſt bald 
mündlich, durch Fernſprecher oder in einfachſter 
Form ſchriftlich anzuzeigen, wenn er ſelbſt oder 
ein Jagdgaſt ein Stück Wild der hohen oder 
mittleren Jagd erlegt. Ebenſo anzuzeigen iſt 
das Anſchweißen eines Stückes, das nicht ge⸗ 
ſtreckt worden iſt. Die ſofortige vorläufige 
Benachrichtigung des Oberförſters über das Er⸗ 
legen eines Stückes gewinnt beſonders an Be⸗ 
deutung, wenn gegen den Schluß der Jagdzeit 
zur Erfüllung des Abſchuſſes mehrere Schützen 
auf ein Stück Abſchußauftrag erhalten und ſo⸗ 
wohl die überſchreitung des Abſchußplans wie 
auch vergebliches Birſchen der beteiligten 
Beamten vermieden werden ſoll. Aber auch 
ſonſtige Gründe, z. B. Bekämpfung des Wilderns, 
oder die Notwendigkeit, daß der Oberförſter 
über den Stand des Abſchuſſes jederzeit unter⸗ 
richtet ſein muß u. a. m., machen dieſe Anzeige 
unentbehrlich. Die Anzeige über das Anſchweißen 
eines Stückes gibt dem Oberförſter, als dem 
örtlichen Verwalter der Jagd, die Möglichkeit, 
Maßnahmen zu treffen, die den Verluſt des 
Stückes verhindern, z. B. Anſetzen einer größeren 
Nachſuche oder einer Drückjagd. 

Vollſtändig neu iſt das Muſter für das 
Schießbuch. Es lehnt ſich eng an die Jagd⸗ 
nachweiſung und die Jagdrechnung an. In 
den bisherigen Muſtern wurden die Wildarten 
untereinander ohne Trennung eingetragen. Das 
neue Muſter verlangt die Eintragung neben⸗ 
einander in den vorgeſehenen Spalten. Dadurch 
wird die überficht erhöht und Arbeit und Raum er: 
ſpart, beſonders beim Nachweis größerer Strecken. 

Die Verfügung vom 9. April 1921 ermahnt 
in Ziffer 14 ernſtlich zur Steigerung der Ueber⸗ 
ſchüſſe aus der Jagd und legt den Beamten 
nahe, die Koſten in gleicher Weiſe einzuſchränken, 
wie es geſchah, als ſie im weſentlichen von 
den Beamten aus dem früheren Jagdkoſten⸗ 
erſatz beſtritten wurden. Man kann es in der 
Tat im eigenſten Intereſſe der Staatsforſt⸗ 
beamten nur wünſchen, daß es gelingt, die 
überſchüſſe zu heben. Wir möchten am 
Schluſſe der Beſprechung auf dieſen Punkt 
ganz beſonders hinweiſen. Es kann unſeres 
Erachtens den Staatsforſtbeamten nur zum 
Vorteil gereichen, wenn ſie den Beweis 
erbringen, daß gerade bei der Verwaltung der 
Jagd ein guter, zweckmäßig zuſammengeſetzter 
Wildſtand in den Staatsforſten erhalten und 
trotzdem ein deen n e erzielt wird, 
wie er aus dieſem Einnahmezweige für die 
Staatskaſſe verlangt werden kann. Gelbliche 
Vorteile aus der Jagd hat nach den neuen 
Vorſchriften weder der Verwaltungs⸗ noch der 
Betriebsbeamte. Der Wildabſchuß kann daher 
unbeeinflußt von perſönlichem Nutzen ſo aus⸗ 
geübt werden, wie er zur Hebung und zur 
Verbeſſerung des Wildſtandes notwendig iſt. 
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Nachweiſung der auf die Abtretungsgebiete entfallenden Beamtenſtellen. 


(Beilage D des Haushalts der Forſtverwaltung für das Rechnungsjahr 1921.) 
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Ausbildung der Privatforſtbeamten. 


Der Reichsverband deutſcher Waldbeſitzer⸗ 


verbände hat zur Erörterung der Ausbildungsfrage 


der 


Privatforſtbeamten eine Kommiſſion eingeſetzt, 


deren Vorſitzender Kammerherr von der Wenſe iſt. 
Dieſe hat am 19. April unter Zuziehung des 
Direktors Jacob von Templin getagt und folgende 
Leitſätze niedergelegt: 


1. 


Die Auswahl der Lehrreviere geſchieht durch 
die Bezirksgruppen des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands im Einvernehmen 
mit dem betreffenden Waldbeſitzerverband. 


„Die Lehrzeit auf einem fo feſtgeſetzten Lehr⸗ 


N 


revier iſt Vorbedingung für die Aufnahme in 
eine Forſtſchule. Sie ſoll in dieſem Fall 
eine zweijährige, für Lehrlinge, welche keine 
Forſtſchule beſuchen, eine dreijährige ſein und 
letzterenfalls mit der Forſtgehilfenprüfung des 
Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands 
abſchließen. , 

Als einzige Schule genügt Templin nicht. Für 
Schleſien iſt bereits Reichenſtein, für Bayern 
und Württemberg Mickhauſen begründet; für 
Nordweſtdeutſchland iſt ebenfalls Schaffung 
einer Schule geplant — vielleicht könnte hier 
Neuhaldensleben in Frage kommen —; und 
zwar ſoll Mickhauſen etwa 25, die andern drei 
Schulen ſollen je 40 bis 50 Schüler aus⸗ 
bilden, ſo daß insgeſamt 150 bis 170 junge 
Leute alljährlich unterrichtet werden können, 


| 


3. 


4. 


eine Zahl, die dem Bedarf entſprechen dürfte. 
Gleichwertigkeit des Lehrplans iſt anzuſtreben. 
Die Schulzeit ſoll ein Jahr dauern, am Schluſſe 
des Schuljahres findet eine Abgangsprüfung 
Holt, Dringend erwünſcht erſcheint die 
Schaffung von Freiſtellen und Stipendien für 
Söhne von dem Verein für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands angehörigen Förſtern, 
zumal die Koſten des Schulbeſuches ſich zurzeit 
auf 3500 bis 4000 / jährlich ſtellen. 

Auf die Forſtſchule hätte eine mindeſtens 
3 jährige praktiſche Tätigkeit zu folgen, die 
mit der Förſterprüfung abzuſchließen hätte. 
Eine beſondere Schule für Revierförſter zu 
ſchaffen, erſcheint nicht angezeigt, da die 
Mittelſtellen aus der Zahl der Förſter und 
Oberförſter genügend Zufluß haben dürften. 
Jedoch erſcheint es angebracht, zur Prüfung 
vor der Prüfungskommiſſion des Deutſchen 
Forſtvereins auch ſolche Bewerber zuzulaſſen, 
welche die Abgangsprüfung von der Forſtſchule 
oder die Förſterprüfung mit dem Geſamturteil 
„ſehr gut“ beſtanden und insbeſondere auch 
hinſichtlich ihrer Schulbildung die Note „ſehr 
gut“ erhalten haben. 

Es iſt unverkennbar, daß den Waldbeſitzer⸗ 
verbänden durch die geplanten Maßregeln 
erhebliche finanzielle Laſten erwachſen, die 
aber in keinem Verhältnis zu den Vorteilen 
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ſtehen, die ihnen die Regelung der Beamten⸗ 
ausbildung bringt. Im übrigen könnten zu 
den Koſten auch weitere Kreiſe, insbeſondere 
die Kommunalverbände, herangezogen werden. 

Unvermeidlich wird die Erhöhung der Bei⸗ 
träge derjenigen Mitglieder der Waldbeſitzer⸗ 
verbände ſein, deren Forſten ſo groß ſind, daß 
ſie die Haltung wenigſtens eines fachmänniſch 
ausgebildeten Förſters erfordern, während es 
der Billigkeit entſprechen dürfte, die kleineren 
Waldbeſitzer zu den fraglichen Laſten nicht 
heranzuziehen. Jedenfalls wird die Regelung 
der finanziellen Frage zu dezentraliſieren, das 
heißt den Einzelverbänden zu überlaſſen ſein. 

6. Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Bekämpfung 
der ſogenannten wilden Schulen. Dringend 
erforderlich iſt ein Beſchluß des Reichswald⸗ 
beſitzerverbandes, daß ſeine Mitglieder künftig 
nur in der eben bezeichneten Weiſe aus⸗ 
gebildete und geprüfte Anwärter anſtellen 
dürfen, ſowie die wiederholte Veröffentlichung 
dieſes Beſchluſſes, um dadurch die Eltern der 
jungen Leute vor den wilden Schulen zu 
warnen. 

. Was die Frage des Titelſchutzes und Be⸗ 
fähigungsnachweiſes anlangt, ſo enthält der 
preußiſche Forſtkulturgeſetzentwurf in dieſer 
Hinſicht zweckdienliche Beſtimmungen. Es 
iſt erwünſcht, daß ſich die übrigen Länder 
denſelben anſchließen, ſoweit das nicht ſchon 
geſchehen iſt. 

8. Was endlich die Ausbildung der Anwärter 
für den Privatforſtverwaltungsdienſt be⸗ 
trifft, ſo iſt davon auszugehen, daß an den 
Privatoberförſter mindeſtens dieſelben An⸗ 
forderungen zu ſtellen ſind wie an einen 
ſtaatlichen Revierverwalter. Denn erſterer 
wird faſt ſtets ſelbſtändig, das heißt ohne 

Kontrolle durch Inſpektionsbeamte, wirt⸗ 
ſchaften, vielfach auch zugleich Generalbevoll⸗ 
mächtigter ſein, was landwirtſchaftliche, ſteuer⸗ 
liche und verwaltungsrechtliche Kenntniſſe er⸗ 
fordert, die von einem fiskaliſchen Oberförſter 
nicht in dem Maße verlangt werden. 

Nun herrſcht in Preußen die Regel, daß 
neben den Anwärtern für den Staatsdienſt 
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zehn junge Leute jährlich als Anwärter für 
den Privat- und Kommunaldienſt angenommen 
werden, welche bis zum Staatsexamen ein⸗ 
ſchließlich genau denſelben Ausbildungsgang 
durchmachen wie jene. Daneben können 
beliebig viele junge Leute mit entſprechender 
Vorbildung die Akademien beſuchen und als 


Abſchluß ihrer Studien das ſogenannte 
akademiſche Examen ganz oder teilweiſe 
machen. Zur weiteren Ausbildung dieſer 


Anwärter möchte es ſich empfehlen, eine der 
Staatsforſtverwaltungsprüfung ebenbürtige 
Prüfung einzuführen, hinſichtlich deren ſich 
die Kommiſſion weitere Vorſchläge vorbehält. 

Es liegt auf der Hand, daß lediglich die 

Anwärter, welche letztere oder die Staats⸗ 

forſtverwaltungsprüfung beſtanden haben, 

Anſpruch darauf erheben können, als den 

Staatsbeamten gleichwertige, mit voller 

akademiſcher Bildung ausgeſtattete Forſtleute 

zu gelten, und es möchte anzuſtreben ſein, 
daß künftig nur ihnen die Titel Oberförſter 
und Forſtmeiſter verliehen werden dürften, 
während für diejenigen, welche lediglich das 
akademiſche Examen oder die vom Deutſchen 

Forſtverein gemeinſam mit dem Reichswald⸗ 

beſitzerverband veranſtaltete Prüfung be⸗ 

ſtanden haben, unterſcheidende Titel, etwa 

Forſtverwalter oder dergleichen, angebracht 

erſcheinen. 

In der Ausſchußſitzung des Reichsverbandes 
deutſcher Waldbeſitzerverbände am 25. Mai l. J. 
zu Heidelberg find dieſe Leitſätze beraten werden. 
Der Ausſchuß hat Punkt 1 bis 7 gebilligt und die 
Kommiſſion erſucht, mit möglichſter Beſchleunigung 
die nötigen Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung 
zu treffen. Zu Punkt 3 wird beſchloſſen, die 
praktiſche Tätigkeit auf 5 Jahre zu bemeſſen. 

Wegen Ausbildung der Anwärter für den 
Privatforſtverwaltungsdienſt ſoll die Kommiſſion 
im Benehmen mit den namhafteſten Vertretern 
der Forſtwiſſenſchaft prüfen, ob und inwieweit 
für Anwärter des Privatforſtverwaltungsdienſtes 
ein von dem ſtaatlichen getrennter Ausbildungs⸗ 
gang mit möglichſt vielſeitigen Ausbildungs⸗ 
möglichkeiten geſchaffen werden kann. ©. 


Darlaments- und Vereinsberichte. 


Bericht über die Mitgliederverſammlung des 
Nordweſtdeutſchen Forſtvereins am 1. und 2. Juni 1921. 

Am 1. und 2. Juni hielt der Nord weſtdeutſche 
Forſtverein ſeine diesjährige Mitgliederverſammlung 
34. Wanderverſammlung) ab. Der erſte Tag galt 
einer Waldfahrt durch die Staatsoberförſterei Ebſtorf 
dei Uelzen unter der Führung von Staatsforſtmeiſter 
Greve. Zu der Fahrt hatten ſich über hundert Mit⸗ 
glieder des Vereins eingefunden. Als Gäſte nahmen 
teil der Oberpräſident der Provinz Hannover, Noske, 
Vertreter des Landesdirektoriums, der Regierungen 
und viele Land⸗ und Forſtwirte aus der Umgegend. 
Letztere hatten zu der Fahrt 30 Wagen zur Verfügung 
geſtellt. 

Die Waldfahrt galt I. dem Studium der Aufforſtungs⸗ 
technik in den Wettenboſteler Ankaufsflächen der Ober⸗ 
förſterei Ebſtorf an Hand eines eingehend aus⸗ 
zearbeiteten Führers. II. Der Vorführung des Lanz⸗ 
ſchen Landbaumotors. III. Dem Beſuch des Süſing, 
eines Altholzblockes der Oberförſterei Ebſtorf. 

1 


Die Wettenboſteler Ankaufsflächen zeigen die 
Keideaufforſtung durch das Flachbearbeitungsver⸗ 
ren des Staatsforſtmeiſters Greve⸗Ebſtorf. 596 ha 
1 nals Heide⸗ und ertragloſe Ackerflächen waren 


1898 vom Staate angekauft, und es war ſofort mit 
ihrer Kultivierung begonnen. Boden: feſtgelagerter 
Sand ohne bzw. faſt ohne Tonbeimengung, anormal 
humus⸗ und ſtickſtoffarm. (Der Stickſtoffgehalt betrug 
noch nicht die Hälfte des ſonſt im Heideboden befind⸗ 
lichen.) Durch erſtmalige Anwendung des Flach⸗ 
bearbeitungsverfahrens ſind die Wettenboſteler An⸗ 
kaufsflächen Verſuchsflächen geworden für die Technil 
der Heideaufforſtung mittels Flachkultur. Das Verdienſt 
gebührt Herrn Forſtmeiſter Greve. 

Die verſchiedenen Arten der Flachkultur ſind zur 
Anwendung gekommen und die verſchiedenen Holz⸗ 
arten zur Kultivierung gewählt; von ihnen ſollen die 
wichtigſten erörtert werden, ſoweit es ſich um reine 
Heideaufforſtung handelt. Bevorzugt zur Kultur waren 
Fichte und Eiche. 

1. Fichte: a) Heideflächen, die mit Kiefernkuſſeln, 
vereinzelten Hainbuchen, Eichen und Birken beſtanden 
waren, wurden nach Abgabe der Heide mit verſchulten 
Fichten durchpflanzt. Nur in der Nähe der Anflug⸗ 
kuſſeln und Birkenbüſche waren ſie gegen Froſt ge⸗ 
ſchützt und zeigten Wuchs. Umpflügen der Heide war 
infolge des beſtehenden Anflugs unmöglich geweſen. 
Nach ſechs Jahren mußten dieſe Kulturen mit Kiefern 
ausgepflanzt werden. 
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b) Abgabe der Heide, Umpflügen auf 25 cm Tiefe. 
Pflanzung zweijähriger, unverſchulter Fichten, die ſich 
acht Jahre leidlich entwickelten und von da an jährlich 
erfroren. Nach acht Jahren Auspflanzen mit Kiefern 
und Weimutskiefern. 

o) Heide nicht entfernt und mit verſchulten Fichten 
bepflanzt. Auch hier Nachbeſſerung mit Kiefer er⸗ 
forderlich. 

Man hatte wohl, durch die Waldbilder der Nachbar⸗ 
ſchaft verleitet, angenommen, daß man die Heide⸗ 
flächen teils ohne, teils nach vorheriger Bodenbe⸗ 
arbeitung ohne weiteres mit reiner Fichte kultivieren 
könnte. Die Fichtenkulturen zeigten anfänglich gutes 
Gedeihen, aber mit dem Wiedererſcheinen und Sich⸗ 
ſchließen der Heide ließen ſie immer mehr im Wuchſe 
nach und erhielten ſich meiſt nur auf graswüchſigen 
Stellen und unter Birkengruppen, wo der Boden 
vielleicht etwas friſcher bleibt. 

Die Erfahrung lehrte dann, daß die Kultur der 
Fichte ohne Beimiſchung von heidezurückhaltenden 
Holzarten, wie Kiefer, Krummholskiefer, japaniſche 
Lärche, nicht möglich iſt. 

2. Ein anderer Teil der ehemaligen Heideflächen 
wurde mit Eiche kultiviert. Leider waren entgegen der 
ausdrücklichen Beſtellung Stieleichen anſtatt Trauben⸗ 
eichen überwieſen, und es mußten dieſe verwendet 
werden. Das hat ſich bitter gerächt. Die meiſten 
Kulturen ſind verkrüppelt und faſt alljährlich abge⸗ 
froren. Die Traubeneiche hätte vielleicht beſſer ſtand⸗ 
gehalten, da fie ſpäter ausſchlagt und genügſamer 
iſt. Überall mußte die Eiche mit Kiefern durchpflanzt 
werden. Die Kultur erfolgte meiſt auf Pflugſtreifen. 
Der benachbarte Süſing hat Traubeneichen von Natur. 

3. In geringerem Umfange war die Aufforſtung 
mit anderen Holzarten vorgenommen. An einer 
Stelle waren 2000 verſchulte Larix leptolepis gepflanzt. 
Sie find nach der Dürre 1911 nur am Rande des von 
Heide befreiten Sicherheitsſtreifens am Leben geblieben. 
An einer anderen Stelle hatte man verſchulte finn⸗ 
ländiſche Kiefern in die Heide gepflanzt. Sie haben ſich 
nicht beſſer als einheimiſche Kiefer bewährt. Wieder 
an einer anderen Stelle waren auf tiefgepflügtem 
Heideboden Weimutskiefern gepflanzt. Der Erfolg war 
ebenfalls nicht beſſer als mit einheimiſcher Kiefer. 

4. Nur zum kleinen Teile hatte man die Auf⸗ 
forſtung mit reiner deutſcher Kiefer auf flach⸗ 
bearbeitetem Boden vorgenommen. Aber ſchon dieſe 
Flächen zeigen im Rahmen des geſamten Aufforſtungs⸗ 
bildes der Wettenboſteler Flächen einwandfrei, daß 
die Kiefer nicht nur ſtandortsgemäß iſt, ſondern der 
Baum, der für Heideaufforſtung — ſoweit es ſich um 
armen Sandboden handelt — als erſte Holzart und 
in erſter Linie in Frage kommt. Angepaßt an geringen 
Waſſerverbrauch und froſthart, das ſind wohl die Haupt⸗ 
eigenſchaften, die die Kiefer hierzu befähigen. 

Inwieweit gleich bei der Kultur eine Miſchung 
anderer Holzarten der Kiefer beigegeben wird, oder 
wann man am zweckmäßigſten mit dem Unterbau be⸗ 
ginnt, ſoll hier nicht erörtert werden. Bezüglich der 
Miſchung ſeien nur Traubeneiche und Birke erwähnt. 

Es folgten noch eine Reihe Aufforſtungsflächen 
alten Ackerlandes, deren Kulturen ſtark unter Enger⸗ 
lingsfraß gelitten hatten. Die Kulturen waren ähnlich 
wie die der Heideflächen mit Fichte, Eiche, Kiefer 
erfolgt. Die Tiefkultur hatte den wenigen vorhandenen 
Humus und Stickſtoff vollends begraben. Es ſchien 
die Erhaltung desſelben wichtiger als der vermutete 
Vorteil, den Pflanzenwurzeln das Eindringen in den 
Boden zu erleichtern, worüber eine klare Vorſtellung 
kaum beſteht. 

Hier in Ebſtorf ſind die erſten Verſuche gemacht, 
an Stelle des Tiefumbruches den Heidehumus an der 
Oberfläche mit Erde zu mengen, und es hat ſich folgendes 
Verfahren als das beſte Flachbearbeitungsverfahren 
herausgeſtellt: 

1. Vorausgeſetzt, daß ſtarker Heidewuchs vor⸗ 
handen iſt: Abbrennen der Heide mit dem Winde 
(Sicherheitsſtreifen bis auf den mineraliſchen Boden, 
Vorbrennen gegen den Wind), ſo daß nur das Heide⸗ 
kraut verbrennt, die Moosſchicht unter der Heide (im 
Frühjahr waſſerhaltig) nur anbrennt, ſich bräunt, 
aber nicht verbrennt. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 28 Bd. 36 (1921) 


2. Sofortiges Abſchälen mit dem Schälpfluge 
ſch. N 10 cm Tiefe und Umklappen der Heide⸗ 

ollen. 

3. Zwei Jahre lang liegen laſſen. 

4. Querpflügen (quer zur Arbeitsrichtung wie 
bei 2) auf 20 bis 25 cm Tiefe. (Das Querpflügen hat 
ſich beſſer bewährt als die Bearbeitung mit der amerita⸗ 
niſchen Scheibenegge, die in Wettenboſtel meiſt zur 
Anwendung kam.) 


II. 

Der zweite Punkt der Beſichtigung war die Vor⸗ 
führung des Lanzſchen Landbaumotors. Hier folit- 
das Mittel gezeigt werden, das die Technik an die 
Stelle der Hand⸗ und Geſpannarbeit geſetzt hat. Der 
80⸗P.-S.⸗Motor, deſſen Bedienung nur einen Mann 
erfordert, kann unberührten Heideboden bei zwei⸗ 
maliger Bearbeitung zur ſofortigen Kultur herrichten. 
Die erſte Bearbeitung gilt der Entfernung (Häckſelung) 
des Heidewuchſes, die zweite der grubberähnlichen 
Durcheinandermengung der humoſen Heidewurzel⸗ 
ſchicht mit dem darunterliegenden Sand. Die Durch⸗ 
grubberung kann bis auf 50 cm Tiefe eingeſtellt werden. 
Sie richtet ſich nach der Stärke der humoſen Wurzel. 
ſchicht. Zweckmäßig wird die Durchgrubberung ſo tief 
vorgenommen, daß die Sandſchicht gerade eben mit⸗ 
gefaßt wird. Bei tieferer Durchgrubberung würde 
man zuviel Sand mit an die Oberfläche bringen, was 
vermieden werden muß, da die humoſe (bafterien- 
führende) Wurzelſchicht ſelbſt ſchon zum größten Teil 
aus Sand beſteht. 

Der Lanzſche Landbaumotor iſt für die Land⸗ 
wirtſchaft gebaut; er leiſtet meines Erachtens im forſt⸗ 
lichen Betriebe und beſonders bei der Aufforſtung von 
Heideflächen, die frei von Wurzelſtöcken ſind, etwa 
die Arbeit des Geiſt⸗Kählerſchen Wühlgrubbers unter 
Erſparung des Pferdevorſpannes. Weitere Verſuche 
werden augenblicklich von der hannoverſchen Pro⸗ 
vinzial⸗Forſtverwaltung auf angekauften Heideflächen 
ausgeführt. 

Der Landbaumotor leiſtet in einem Arbeitszuge 
Bodenarbeit, Anwalzen, Drillen und abermaliges An⸗ 
walzen, wenn man die entſprechenden Geräte anhängt. 
Das Entfernen der Heide kann auch durch Vergeben 
derſelben zur Streunutzung vorgenommen werden. 
Die Koſten der Motorbearbeitung ſtellen ſich nicht 
höher als die durch Pferdevorſpann. 


III. 

Der dritte Punkt galt der Beſichtigung des Süſing, 
1377 ha Kiefern⸗, Buchen⸗, Eichen⸗Altholzbeſtände, 
Geſchiebelehmhochfläche. 

Nach Beraubung des größten Teiles ſeiner alten 
Eichenbeſtände um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
war dieſe Hochfläche teilweiſe mit Kiefer aufgeforſtet, 
daneben auch wieder mit Eiche. 

Mit Eichen hatte man gute Erfolge erzielt und 
daher die Umwandlung der Kiefernbeſtände, die auf 
den ſchwerſten Böden in trockener Lage oft ſchon im 
40. bis 50. Jahre der Wurzelfäule zum Opfer fielen, 
nach und nach im Schirm der Kiefern in Eiche vor⸗ 
genommen. 

Ein großer Teil der damals begründeten Kiefern⸗ 
beſtände iſt noch gut erhalten, nur die 1894 vom Sturme 
ſtark durchbrochenen Teile ſind allmählich im Schirm⸗ 
ſchlage der Kiefer in Eiche umgewandelt. Wegen der 
erheblichen Froſtgefahr können Eichen und Fichten 
nur unter Schirm erzogen werden;: dadurch wird 
auch die Heide zurückgehalten. 

Mag auch im Norden des Süſing bei 1 m Tiefe 
zuweilen kohlenſaurer Kalk nachweisbar ſein, ſo ſind 
doch ſelbſt die beſſeren und beſten Böden im allgemeinen 
auf 2 m Tiefe ſehr kalkarm. Hieraus erklärt ſich auch 
wohl die Anſammlung von Rohhumus in geſchloſſenen 
Schattenholzbeſtänden. Dies iſt der Hauptgrund, 
weshalb hier die natürliche Verjüngung äußerſt ſchwierig, 
ja wegen der häufigen Mißerfolge leider auf manchen 
Flächen auch aufgegeben und die Beſtände in Nadelholz 
umgewandelt wurden. Mag man auch durch ſtärkere 
Durchforſtung der Rohhumusanſammlung und Buchen⸗ 
torfbildung in jüngeren Beſtänden vorbeugen können, 
in älteren, früher nicht durchforſteten Buchenbeſtänden 
wird — abgeſehen von beſſerer Beſtandesvorbereitung 
nichts weiter übrigbleiben, als durch Boden 
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bearbeitung lange vor dem Samenjahre die Roh⸗ 
humusmaſſen zur Zerſetzung zu bringen oder im Maſt⸗ 
jahre vor Samenabfall den Rohhumus in Streifen 
abzuziehen und dieſen nach Samenabfall mit der 
Hacke oder mit der Rollegge zu lockern, die aber bei 
ſtärkeren Laub⸗ und Rohhumusſchichten nicht wirkt. Es 
iſt dann wohl zu hoffen, daß die fur die Verjüngung 
nötige Bodengare eintritt. 

Daß die Buche, eine Holzart, die auf allen beſſeren 
Böden hier vorzüglich wächſt, mit 200 Jahren frei⸗ 
geſtellt, noch einen guten Lichtungszuwachs hat, und 
daß ſie auf allen hieſigen Böden mindeſtens die Stelle 
eines Bodenſchutzholzes übernehmen kann, dürfte 
keinem Zweifel unterliegen. Aber in dem vorzüglichen 
Wuchs der Buche, in der Überlegenheit gegen die Eiche 
liegt eine gewiſſe Gefahr für die gleichaltrigen Miſch⸗ 
beſtände von Buche und Eiche. Der Kampf beginnt 
ſchon, ſobald die Buchen dem Froſte entwachſen ſind, 
und Freihiebe müſſen dann ſchon erfolgen. Es dürfte 
ſich aber trotzdem nicht empfehlen, von einer Bei⸗ 
miſchung der Eiche abzuſehen, denn dieſe Eichen geben 
bekanntlich die beſten Furnierblöcke; nur müßte man 
ſtatt der Stieleiche ſtets die mehr aufſtrebende Trauben⸗ 
eiche beimiſchen, die auf hieſigen Höhenböden von 
Natur vorkommt, wodurch ſich vielleicht frühzeitige 
Freihiebe wenn auch nicht ganz vermeiden, ſo doch 
in ein höheres Beſtandesalter verſchieben laſſen. Auch 
wird man die Eiche im Lichtungsbetriebe nicht zu früh 
unterbauen dürfen, denn die Buche im Halbſchatten 
— zumal im engen Verbande gepflanzt — erreicht 
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mit ſchnellem Höhenwuchſe bald die Kronen der Eichen, 
was die Eiche, zumal die Stieleiche, nicht verträgt. 
Der Eichenlichtungsbetrieb hat ſich gewiß bewährt, 
aber in nicht volle Buchenbeſamungen kann man auf 
beſſeren Böden die Eiche einhacken oder einpflanzen. 
Soviel leidet die Buche, zumal wo ſie nicht dicht ſteht 
und ſich gegenſeitig nicht ſchützt, durchweg durch Froſt, 
daß die Eiche mitkommt. Auf geringeren Buchen⸗ 
böden mag man Lärche, Douglas und Fichte zur Er⸗ 
gänzung für Buchenverjüngungen oder auch als nicht 
zu reichliche Beimiſchung zu Hilfe nehmen. — 

Am zweiten Tage fand in Lüneburg, im Gaſt⸗ 
haus Wellenkamp, die Mitgliederverfammlung 
ſtatt. Forſtmeiſter Greve erläuterte in einem Vor⸗ 
trage das tags zuvor Geſehene; ſeine Ausführungen 
gipfelten in der „Begründung von Kiefern⸗ 
beſtänden“. 

Forſtmeiſter Aſchoff berichtete hierzu in längerem 
Vortrage über ſeine Erfahrungen in der Ober⸗ 
förſterei Munſter. 

Weiter wurde vorgetragen über „Waldbeleihung 
und Waldbrand verſicherung“ von Freiherrn von 
Hammerſtern⸗Gesmold, Freiherrn Marſchalck von 
Bartenbrock⸗Huthoh und Generaldirektor Dr. 
Schrader⸗-Hannover. Über das Thema „Ertrag 
ſteigerung durch Kohlenſäurezufuhr“ ſprach 
Waldbeſitzer Dr. Meinecke⸗Winſen a. d. Luhe. 

Als Verſammlungsort für das nächſte Jahr wurde 
Herzberg a. Harz mit Ausflug in die Oberförſterei 
Sieber feſtgelegt. Staatsforſtreferendar Hermann. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Steuerabzüge bei den Forſtarbeitern. 


Mimſtermm für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 9354. 


Berlin, den 20. Mai 1921. 
Abſchrift. 


Der Reichsminiſter 
7 Berlin, 27. April 1921. 


der Finanzen. 
111 10041. 
Auf das Schreiben vom 22. März 1921, Geſch.⸗ 
Nr. III 2055. 


Die nach $ 5 der Anlage zum Tarifvertrag vom 
17. September 1920 bei Akkordarbeit gewährte 
Wegevergütung dürfte zu dem ſteuerbaren Ein⸗ 
kommen gehören und als Arbeitslohn dem Steuer⸗ 
abzug unterliegen. Als eine beſondere Entlohnung 
für Überſtunden iſt fie nicht anzuſehen. Wenn 
aus dieſer Sondervergütung ein tatſächlicher Mehr⸗ 
aufwand (zum Beiſpiel Fahrtkoſten, jährliche Ab⸗ 
nutzung des Fahrrades uſw.) gedeckt wird, ſo 
könnte dieſer Betrag bei Abgabe der Steuer⸗ 
erklärung unter Abſchnitt VI (geſetzliche Abzüge) 
eingeſtellt werden. Der Entſcheidung der Ver⸗ 
anlagungs⸗ und Rechtsmittelbehörden ſoll durch 
dieſe Ausführungen nicht vorgegriffen werden. 

Der Lohnzuſchlag von 2 oder 4 vom Hundert 
(8 7 der Anlage zum Tarifvertrag) für Beſchaffung 
und Abnutzung der von den Arbeitern geſtellten 
Arbeitsgeräte gehört an ſich zum ſteuerbaren 
Einkommen, und die daraus von den Arbeitern 
zu beſtreitenden Ausgaben könnten bei der Ver⸗ 
anlagung als Werbungskoſten in Abzug gebracht 
werden. Aus praktiſchen Erwägungen und, da 
unterſtellt werden kann, daß der Betrag der Ver⸗ 
gütung einer nach Erfahrungsſätzen angenommenen 
durchſchnittlichen Aufwendung entſpricht, habe ich 
jedoch, ſolange hinſichtlich der Werkzeugvergütung 
der Tarifvertrag keine Anderung erfährt, keine 
Erinnerung dagegen, daß dieſer Lohnzuſchlag bei 
Ermittlung des ſteuerbaren Einkommens von 
vornherein außer Anſatz gelaſſen wird und dem⸗ 
gemäß auch nicht dem Steuerabzug unterworfen 


wird. Ich erſuche jedoch, die Arbeiter ausdrücklich 
darauf hinzuweiſen, daß eine nochmalige Berück⸗ 
ſichtigung des Lohnzuſchlags durch Abſetzung als 
Werbungskoſten (Abſchnitt VI der Einkommen⸗ 
ſteuererklärung) ausgeſchloſſen iſt. 

In Vertretung: gez. Zapf. 


An ſämtliche Regierungen mit Ausnahme derer zu Aurich, 
Münſter und Sigmaringen. 


Abſchrift zur gefälligen Kenntnisnahme und 


Beachtung. 
J. A.: v. d. Busſche. 


An das Preußiſche Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten. 
S 


Einzelpreis der Blankettkarten. 


Allgemeine Verfügung Nr. III 41/1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forften. 
Geſchäfts⸗Nr. III 11789. 


Berlin, 14. Juni 1921. 

Im Verfolg der allgemeinen Verfügung 
Nr. III 58/1920 vom 10. Juni 1920 beſtimme ich, 
daß vom 1. Juli d. J. ab für die an Holzhändler 
und ſonſtige Private abzugebenden Blankettkarten 
der ſtaatlichen Oberförſtereien im Maßſtabe 
1: 25000 ein Einzelpreis von 10 % (Zehn Mark) 
— anſtatt bisher 5 % — je Blatt zu berechnen ift. 

Im Auftrage: v. d. Busſche. 

An alle Regierungen, außer Aurich, Münſter und Sigmaringen, 


ſowie an die Forſtemrichtungsanſtalten in Berlin, Magde⸗ 
burg und Caſſel. 


T 


Wann führt ein Dieb Waffen bei ſich? 
(Urteil des Reichsgerichts vom 15. Mai 1920, IV. Straffenat, 
IV 199/20) 


Am Wagen des Angeklagten war ein Gewehr 
ſo befeſtigt, daß er es jeden Augenblick ergreifen 
konnte, wenn nicht zufällig jemand zwiſchen ihn 
und die Waffe geriet und auf dieſe Weiſe das 
ſofortige Ergreifen des Gewehres hinderte. Das 
Gewehr iſt zu dem Zwecke mitgenommen worden, 
ſich damit zu wehren, wenn der Angeklagte bei 
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dem Diebſtahle abgefaßt werde, der es ſo unter⸗ 
gebracht hatte, daß es ſofort ergriffen und benutzt 
werden konnte. Wenn dieſes Ergreifen durch 
einen zufälligen Umſtand verhindert worden iſt, 
ſo hat dieſes keinen Einfluß auf die rechtliche Be⸗ 
urteilung des Sachverhalts. Der Anſicht, daß der 
Täter die Waffe an ſeinem Körper tragen müſſe 
und es daher nicht genügen könne, wenn er ſie 
in ſeinem Handbereich habe, kann nicht beige⸗ 
pflichtet werden, weil weder Wortlaut noch Sinn 
des Geſetzes eine ſolche Auslegung rechtfertigen. 
Die verſchärfte Strafandrohung iſt in der erhöhten 
Geſährlichkeit des Täters und der Tat begründet, 
und die Gefährlichkeit iſt, wenn die Waffe zugriffs⸗ 
bereit in der Nähe iſt, mindeſtens ebenſo groß, 
wie wenn er ſie an ſeinem Leibe trägt. Waffen 
führt bei ſich, wer ſie ſich zur Hand gelegt hat, 
daß er ſie jederzeit ergreifen kann. (Entſcheidungen 
85 ER in Strafſachen, Bd. SCH 
17. | 


S 


Notwehr durch Wegnahme eines Gewehres zur 
Verhinderung weiteren Jagdfrevels auf dem 
Jagdgebiet eines Dritten. 

Urteil des Reichsgerichts, 1 an vom 21. Oktober 1920. 


Von dem Forſtlehrling M. wurde der im 
Walde birſchende Angeklagte aufgefordert, das 
Gewehr fortzuwerfen, aber ohne Erfolg. Beim 
Ringen um die Waffe drohte der Angellagte 


C 


ſeinem Gegner die Finger abzuſchneiden und zog 
das Meſſer, worauf der Forſtlehrling jenem den 
Revolver vor den Kopf hielt und ſo die Herausgabe 
des Gewehres herbeiführte. Die Strafkammer 
verurteilte den Angeklagten wegen verſuchter 
Nötigung. Sie führte aus, daß M. wie jedermann 
berechtigt geweſen ſei, das Jagdvergehen durch 
Wegnahme des Gewehres zu verhindern, während 
die Reviſion geltend machte, daß der Angeklagte 
ſich der widerrechtlichen Handlung des M. gegen⸗ 
über, die ſich als verbotene Eigenmacht darſtelle, 
mit Gewalt erwehren durfte. 


Die Berechtigung des M., die Waffe weg⸗ 
zunehmen, läßt ſich nichtzauf $ 127 Straf⸗Prozeß⸗ 
ordnung ſtützen, weil der Angeklagte dem Forſt⸗ 
lehrling bekannt war, aber ſeine Befugnis hierzu 
läßt ſich aus $ 53 StGB. rechtfertigen, weil der 
Angeklagte bei der unbefugten Jagdausübung 
betroffen wurde, alſo bei einem rechtswidrigen 
Angriff auf das Vermögen (Jagdrecht) des An⸗ 
geklagten, der zur Zeit des Einſchreitens noch an⸗ 
dauerte. Zur Abwehr eines ſolchen Angriffs iſt 
nach $ 53 StGB. auch ein Dritter berechtigt. 
Deshalb durfte M. die erforderlichen und ge⸗ 
eigneten Maßregeln ergreifen, um die weitere 
Jagdausübung zu verhindern. Ein ſolches Mittel 
war die Wegnahme des Gewehres und deshalb 
das Vorgehen des Lehrlings berechtigt, der Verſuch 
des Angeklagten, ihn an der Wegnahme des Ge⸗ 
wehres zu verhindern, aber widerrechtlich. (Ent⸗ 
ſcheidung in Strafſachen Band 55, Seite 167.) B. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Dr. Ernſt Schäff 7. Am 27. Juni iſt der 
bekannte Zoologe und Ornithologe, der Chef⸗ 
redakteur der „Deutſchen Jäger⸗Zeitung“, Dr. 
Ernſt Schäff, im Alter von 60 Jahren infolge 
einer ſchweren Operation verſtorben. Mit dem 
Entſchlafenen verliert die deutſche Jägerei und 
mit ihr auch die grüne Farbe Deutſchlands einen 
Mann von großen Verdienſten. Seine wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungen auf dem Gebiete der 
Jagdtierkunde und Vogelkenntnis ſichern ihm 
einen Ehrenplatz unter den Gelehrten, die für 
das Weidwerk und damit den deutſchen Wald 
gewirkt haben. Uns iſt mit dem ſo früh Ver⸗ 
ſtorbenen ein lieber Kollege und Freund dahin⸗ 
gegangen, der uns faſt ein Menſchenalter treu 
verbunden geweſen iſt. Wir werden ſein An⸗ 
denken allezeit in Ehren halten. 

Die Schriftleitung. 


» 


Zur Beamtenbeſoldung in Preußen. Durch 
die politiſche Preſſe geht eine Nachricht, nach der 
in parlamentariſchen Kreiſen verlautbare, daß alle 
Fraktionen des preußiſchen Landtages demnächſt 
einen gemeinſamen Initiativantrag einbringen 
wollen mit der Forderung, daß die Regierung 
dem Hauſe eine Novelle zu den kürzlich ver⸗ 
abſchiedeten Beſoldungsgeſetzen vorlegen möge. 


Verſendung der Vordrucke zu den neuen Jagd⸗ 
nutzungsvorſchriften. Auf verſchiedene Anfragen 
von Staatsoberförſtereien ſei mitgeteilt, daß die 
für den Dienſtgebrauch in den einzelnen Ober⸗ 
förſtereien beſtimmten Vordrucke, die auch als 


Anhang in den J. N. V. aufgenommen ſind, nicht 
von der unterzeichneten Verlagsbuchhandlung, 
ſondern von den einzelnen Regierungen geliefert 
werden. Es wird daher erſucht, ſich behufs 
Lieferung nicht, wie dies vielfach geſchehen, nach 
Neudamm, ſondern an die betreffende Regierung 
zu wenden. Nach dem 1. Auguſt werden im 
übrigen die ſämtlichen Vordrucke für etwaigen 
Privatgebrauch und zum Gebrauch für nicht⸗ 
ſtaatliche Forſtbetriehe, die nach ſtaatlichem Muſter 
arbeiten, einzeln abgegeben. Entſprechende Be⸗ 
kanntmachungen werden dann an dieſer Stelle 
noch erfolgen. 

Verlagsbuchhandlung J. Neumann, Neudamm. 

* 

An die Wartegeldempfänger. Den Kollegen, 
die meinem Aufruf in Nr. 20 S. 371 gefolgt 
ſind, beſten Dank und folgendes zur Nachricht: 
Bisher iſt zur Erſtrebung des Zieles der dies⸗ 
ſeitige Antrag durch die Bezirksgruppe Frank⸗ 
furt a. O. bei der Delegiertenverſammlung des 
Vereins Preußiſcher Staatsförſter geſtellt und 
angenommen. Außerdem iſt von hier aus 
ſchriftlich und mündlich derſelbe Antrag im 
Namen der oben bezeichneten Kollegen beim 
Deutſchen Beamtenbund in Berlin eingebracht. 
Hier fand ſich ebenfalls Verſtändnis und Hilfs⸗ 
bereitſchaft. Zunächſt muß jedoch die gleiche 
Lage bei den Reichsbeamten abgeändert werden, 
und darüber ſind, laut Auskunft, die Ver⸗ 
handlungen in vollem Fluß. Der Breußifche 
Staat bleibt dann hoffentlich in der Abſtellung 
des Unrechtes hinter dem Reich nicht zurück, die 
Anregung ſoll ſofort nebenher einſetzen. Da 
ſich ein Mitvertreter nicht gemeldet hat, ſetze ich 
das Einverſtändnis zur Alleinvertretung bei 
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weiteren Schritten voraus. Koſten vorausſichtlich 
gering; Teilübernahme, wenn durch Anhäufung 
überhaupt nötig, für ſpäter erbeten. 
Hangelsberg a. Spree, den 24. Juni 1921. 
Rockmann, Hegemeiſter. 


CH 
Die Preußiſche Staatsförſtergewerkſchaft und 
„Die Freiheit“. 

Wenn wir es nicht ſchwarz auf weiß vor 
uns liegen hätten, würden wir es nicht für 
möglich halten, daß die Leitung der „Preußiſchen 
Staatsförſtergewerkſchaft“ nun ſogar ſchon die 
ganz links⸗radikalen Zeitungen für die Förderung 
der Standesvertretung heranzieht. Wir leſen in 
der Morgenausgabe vom 16. Juni der in Berlin 
erſcheinenden politiſchen Zeitung „Die Freiheit“, 
dem Organ der unabhängigen Sozial⸗ 
demokratie, folgendes: 

Akute Standesfragen. 

„Einer Zuſchrift des Vereins Preußiſcher 
Staats förſter aus Eberswalde entnehmen wir, 
daß Ende Mai im Lehrervereinshaus in Berlin 
der diesjährige Delegiertentag des Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter ſtattfand. Wie es in 
dem Bericht heißt, beſchäftigte ſich die ſtark 
beſuchte Verſammlung mit den „derzeit akuten 
Standesfragen“ der mittleren Forſtbeamten 
Preußens und insbeſondere mit den überaus 
mißlichen Beſoldungsverhältniſſen der Förſter⸗ 
Anwärter. Verlangt wurde auch eine Neu⸗ 
regelung des Ausbildungsganges für die ein⸗ 
zuſtellenden Anwärter. 

Was beſonders allgemein intereſſieren 
dürfte, iſt die Tatſache, „daß die preußiſche 
Zentralforſtverwaltung mit Hartnäckigkeit an 
der Abforderung einer neunjährigen Vor⸗ 
bereitungszeit der ihr unterſtellten Anwärter 
feſthält und damit die frühere Verquickung der 
Förſterlaufbahn mit dem Militärdienſt im 

ägerkorps auch weiterhin zu ſanktionieren 

ucht, obwohl die Jägerbataillone bereits im 

Jahre 1918 aufgelöſt wurden und eine mili⸗ 
täriſche Verpflichtung eigentlich nicht mehr in 

Frage kommen kann. 

Die Förſter verlangten deshalb die Be⸗ 
ſeitigung dieſes Zuſtandes, desgleichen wollen 
ſie nur eine fünfjährige Vorbereitungszeit vor⸗ 
geſehen haben. Ebenſo wünſchen ſie eine an⸗ 
gemeſſene Beſoldung. Die Förſter erklärten 
fi) bereit, an dem Wiederaufbau Deutſchlands 
mitzuarbeiten, ſo daß die Fehlmenge des zu 
verbrauchenden Holzes durch eine intenſivere 
Ausnützung der Forſten herbeigeführt werden 
kann. Dies bedingt aber wieder eine Steigerung 
des Wiſſens der den deutſchen Wald betreuenden 
Forſtbeamten. 

Es wird notwendig ſein, an geeigneter 
Stelle die preußiſche Staatsforſtverwaltung 
darauf aufmerkſam zu machen, daß ihre Be⸗ 
dingungen, nämlich die Verquickung des Berufes 
mit militäriſchen Pflichten in Widerſpruch zur 
Verfaſſung ſteht, und daß ſie in erſter Linie 
die Aufgabe hätte, dem Verlangen der An⸗ 
wärter nach vermehrter Ausbildung ſtattzu⸗ 
geben. Den Anwärtern ſelber würden wir 
aber den Rat geben, ſich weniger mit akuten 
Standesfragen zu beſchäftigen, ſondern die 
Zeichen der Zeit zu begreifen und ſich in Reih 
und Glied zu ſtellen mit der übrigen Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft, die in ſtarken, einflußreichen Verbänden 

’ Sr Rechte in ganz anderer Weiſe wahrnehmen 
könnten.“ 


. Die Preſſevertretung der „Preußiſchen Staats⸗ 
förſtergewerkſchaft“ zu Eberswalde muß ja 
wiſſen, an welcher Stelle ihrer Meinung 
nach die Intereſſen der „Preußiſchen Staats⸗ 
förſtergewerkſchaft“ am beſten vertreten werden 
und ob das Heil der gewerkſchaftlich organiſierten 
Staatsförſter tatſächlich „in Reih und Glied mit 
der übrigen Arbeitnehmerſchaft“ aus dem Kreiſe 
der Unabhängigen zu ſuchen iſt. Wir ſelbſt 
hätten allerdings — trotzdem und alledem — 
doch nicht geglaubt, daß man ſchon ſo weit 
ſei, daß von der Leitung ſeines größten Zu⸗ 
ſammenſchluſſes die „Freiheit“ mit der Intereſſen⸗ 
vertretung eines Staatsbeamtenkörpers betraut 
würde, der ſich noch vor wenigen Jahren als der 
königstreueſte und mit den alten Heerestraditionen 
am meiſten verwachſen angeſehen hat. 

Die Schriftleitung. 

CH 


Geſellſchaft für Jagdlunde (E. V.). Wie die 
Geſchäftsſtelle bekanntgibt, hat Herr Syndikus 
Ebner ſich bereit erklärt, im Auguſt einen Wander⸗ 
vortrag über ein Thema aus dem Gebiete des 
Jagdrechts zu halten. Er wird vorausſichtlich nach 
Frankfurt a. O., Cottbus, Züllichau, Breslau 
kommen. Jagdvereine, deren Sitz nicht zu weit 
von dieſem Wege liegt und die die Neigung haben, 
den Vortrag des Herrn Ebner zu hören, werden 
gebeten, ihre Wünſche der Geſchäftsſtelle möglichſt 
bald, ſpäteſtens bis zum 15. Juli, bekanntzugeben. 

Dienstag, den . Juli, vormittags 
10 Uhr, wird eine Führung durch das Jagd⸗ 
muſeum in Zehlendorf (Mitte), Ahornſtr. 21, 
ſtattfinden. Hieran können auch Damen und 
Jugendliche teilnehmen. Eintritt koſtenfrei. 

Die Unterſuchungen über die Welpen⸗ 
ſterblichkeit durch das Schmarotzertum der 
Spulwürmer ſind abgeſchloſſen. Sie haben 
ergeben, daß die genannten Paraſiten zu be⸗ 
deutenden, vielfach ungeahnten Verluſten führen, 
die jedoch ſicher vermeidbar ſind. Geſellſchafts⸗ 
mitgliedern teilt die Geſchäftsſtelle in Notfällen 
auf Anſuchen das Verfahren zur Bekämpfung der 
Spulwurmkrankheit der Welpen gern mit. 

Satzungen, Anmeldekarten zum Beitritt und 
Werbedruckſachen ſind durch die Geſchäftsſtelle, 
Berlin⸗Zehlendorf, Ahornſtr. 21, zu beziehen. 

CH 


Der Preußiſche Beamten⸗Verein in Hannover 
(Lebensverſicherungsverein a. G., Verſicherungs⸗ 
anſtalt für deutſche Beamte). Die Prämienreſerven, 
d. b diejenigen rechnungsmäßigen Beträge, welche 
aus den gezahlten Prämien zur Deckung der fällig 
werdenden Verſicherungsſummen für die Ver⸗ 
ſicherten zurückgelegt werden, einſchließlich des 
Diwidenden⸗Anſammlungsguthabens, ſtiegen im 
Jahre 1920 von 189 134070 & auf 199544924 K. 
Im Jahre 1920 wurden an Verſicherungsſummen 
gezahlt: für Lebensverſicherungen 11037175,30 8. 
für Sterbegeldverſicherungen 162 318,75 A. für 
Kapitalverſicherungen 1181300 4 und für 
Rentenverſicherungen 985 940,70 4, insgeſamt 
13 366 734,75 4. Der Geſamtbeſtand an Lebens⸗, 
Kapitals, Sterbegeld⸗ und Renten⸗Verſicherungen 
war Ende 1920 106 945 Policen über 543 336570 K 
Kapital und 1361 327,80 4 jährliche Rente. Für 
1920 hat der Verein einen Uberfhuß von 
6028 691,48 & erzielt. Davon find übermiejen: 
dem Sicherheitsfonds 200 923,78 8. dem Kriegs- 
reſervefonds 180 860,74 A. dem Dividendenfonds 
4334 705,86 4, dem Schlußdwidendenfonds 
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912 201,10 &, der Steuerrücklage 400 000 &, zu⸗ 
ſammen 6028 691,48 4. Nähere Auskunft über 
die Einrichtung und Verwaltung des e he 
Beamten⸗Vereins ſowie über die Billigkeit der 
Prämien geben die Druckſachen desſelben, ins⸗ 
beſondere die Druckhefte „Satzung und allge: 
meine Verſicherungsbedingungen“, „Was will und 
was bietet der Preußiſche Beamten⸗Verein?“, die 
auf Anfordern jedermann von der Direktion 
des Preußiſchen Beamten⸗Vereins zu 
Hannover koſtenfrei zugeſandt werden. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Zum Thema Dauerwald. Anknüpfend an die 
Bärenthorener Kieferndauerwirtſchaft, von der ich 
glaube, daß ſie auf ſehr großen Flächen wohl 
durchführbar iſt, möchte ich hier eine andere 
Wirtſchaftsform beſprechen. Viele meinen, daß 
bei der Bärenthorener Methode erhebliche 
Fällungs⸗ und Abfuhrſchäden an dem kommenden 
Beſtande entſtehen werden und haben darin 
auch ſicher recht; aber gerade dieſe Schäden, die 
ja vielleicht ſogar ſehr große Nachbeſſerungskoſten 
verurſachen werden, zeitigen immer wieder eine 
vermehrte Verſchiedenheit des Beſtandes nach 
Alter und Miſchung. Mag dieſe Wirtſchaftsform 
nun für große, zuſammenhängende Kiefernreviere 
eine Ertragsmöglichkeit ergeben, die der der 
Kahlſchlagwirtſchaft gleichkommt, obwohl ſie, um 
den Etat der Kahlſchläge zu erreichen, größere 
Flächenhiebe beanſprucht, re aber eine 
auf alle Fälle zu erſtrebende Beſtandesmiſchung 
ermöglicht, ſo ſoll ſie auch dort unbedingt Aner⸗ 
kennung und Anwendung finden, wo ſie hingehört; 
es wäre aber grundfalſch ſie auf unſere Fichten⸗ 
gebirgsreviere übernehmen zu wollen, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß ſich die Fichte eine ſo große 
und periodiſch immer weitergreifende Lichtſtellung 
nicht gefallen läßt, unſere zum Teil mit Kiefer be⸗ 
ſtockten Flachlandreviere aber zum größten Zeil 
nicht ausgedehnt genug find, um die Kiefern⸗ 
dauerwirtſchaft einführen zu können. Wir hier 
im früheren Königreich Sachſen ſtehen aber vor 
anderen Ereigniſſen. Die Aa und zwar 
hauptſächlich die an Brennholz, hervorgerufen 
durch die Kohlenknappheit, führte ſchon in den 
letzten Jahren zu der verhängnisvollen Ver⸗ 
ordnung, den jährlichen Hiebsetat auf Staats⸗ 
und Privatrevieren um ein Drittel zu erhöhen. 
Dieſe Verordnung iſt nun auch, in vielen Fällen 
der hohen Holzpreiſe halber, mit etwas zuviel 
Begeiſterung durchgeführt worden. Dazu kommt 
die uns immer noch bevorſtehende Beſetzung des 
Ruhrgebietes und die immerhin mögliche Ab⸗ 


trennung Oberſchleſiens. Durch beides wird die 
Holznot nur noch vergrößert werden und wir 
treiben, durch dieſe Verhältniſſe gezwungen, am 
Ende einer kürzeren, vielleicht 60 jährigen Um⸗ 
triebszeit entgegen; tritt das aber ein, fo wird 
ſich ein recht empfindlicher Mangel an Starkholz 
bemerkbar machen, und dem muß in möglichſt 
ausgiebiger Weiſe entgegengearbeitet werden. 
Kiefer habe ich mir hauptſächlich unſere ſächſiſchen 

iefernreviere und in Fichtenrevieren die einzeln 
vorkommenden Beſtände von Kiefern auserſehen, 
auch wo ſolche wie hier nur geringe Ausdehnung, 
aufweiſen. Schon in den erſten Jahren der 
dritten Altersklaſſe nehme ich eine Lichtſtellung. 
der Kiefernbeſtände bis zu ungefähr / der 
Maſſe vor (Grubenholz und Brennholz) und 
halte mich dabei genau an die Richtung der 
Kahlſchlaghiebszuͤge. Dieſe lichtgeſtellten Schläge 
werden mit Fichte und Laubhölzern unterbaut, 
und da bei der Lichtſtellung der Regelmäßigkeit 
des verbleibenden Beſtandes nicht allzu große 
Beachtung geſchenkt, ſondern in der Hauptſache 
darauf geſehen wird, daß die im Beſtande ver⸗ 
bleibenden Stämme auch wirklich geſunde und: 
gutwüchſige ſind, ſo ergibt ſich beim Unterbau 
ohne weiteres die Möglichkeit, jeder der einzu⸗ 
bringenden Holzarten je nach ihrem Licht⸗ oder 
Schattenbedürfnis gerecht zu werden. Der ver⸗ 
bliebene Beſtand an Althölzern ſoll nicht mehr 
angegriffen werden und dazu beſtimmt ſein, bei 
der Hiebsreife des Unterbaubeſtandes ein wert⸗ 
volles Starkholz zu liefern. Die unterbauten Laub⸗ 
hölzer — Buche, Eiche — würden beim Abtrieb, 
da ſie ja höhere Umtriebsalter beanſpruchen, als 
neuer Schirmbeſtand ſtehen bleiben, und fo 
wäre die Möglichkeit geſchaffen, für die Dauer 
Miſchbeſtände zu erziehen, deren wir zur Er⸗ 
haltung und Neubelebung der Produktiv⸗ 
kraft unſeres Waldbodens ſo dringend bedürfen, 
und wir würden auch, wie im Dauerwald, ver⸗ 
ſchiedene Altersklaſſen in einem Beſtande ver⸗ 
treten finden. 

Revierförſter Reußner, Hainewalde. 
CH 


Stubbenſprengungsverſuche der Forſtabteilung 
der Landwirtſchaftskammer Schleſien. Am 2. Mai 
d. J. fanden in der Oberförſterei Riemberg bei 
Obernigk Verſuche zur Sprengung von Baum⸗ 
ſtubben ſtatt. Zur Sprengung kamen Stubben 
von 100⸗ bis 110 jährigen Kiefern mit einem 
Durchmeſſer von 30 bis 58 cm . 
1918/19 und 1919/20) und einem mittleren Durch⸗ 
meſſer je Verſuchsfeld von 40,5 und 52,3 cm. 
Die Sprengungskoſten je Raummeter ſind aus 
untenſtehender Tabelle erſichtlich. 


S Sprengungs⸗ Preis der 
EES? Sprengftoff Firmen | koſten | Ladungsmenge 
S je Raummeter je Raummeter 

4 omb. Ammonal⸗Sprengſt. Mitteldeutſche Sprenggeſellſchaft, Leipzig 13,28 A 5,85 A 

5 Pikrin, ge Bayeriſche been e GN chemiſche Fabriken, „56 „ 608 „ 

reslau 

1 Silvit Deutſche Sprengſtoff⸗Aktien⸗Geſellſchaft, Hamburg 15,20 „ WR „ 
11 Lignoſit, grün Attiengeſellſchalt Lignoſe, Beuthen O.⸗S. 7,38 „ HES „ 

2 Pikrin und Triweſtfalit | Weſtfäliſch⸗Anhalt. Sprengſtoff A. G, Berlin W9 20,39 „ 12,59 „ 

3 Neorodit Aktiengeſellſchaft Lignoſe, Beuthen O⸗S. 22,03 „ 14,25 „ 

9 Silvit A Dentſche Sprengſtoff A. G, Hamburg 28,46 „ 16,00 „ 
14 Roderivalit Deutſche Sprengſtoff A. G, Hamburg 24.16 „ 16,58 „ 
10 Silvit, gelb Dresdner Dynamitfabrik, Dresden 27.03 „ 18,58 „ 

6 Ammoncahücit Bayeriſche eee E chemiſche Fabriken, 27,8 „ 18,90 „ 

8 Elidit Eugen Leinweber, Hindenburg O. -S. 29,88 „ 22,05 „ 
15 Lignoſit S. Aktiengeſellſchaft Lignoſe, Beuthen O.⸗S. 31.10 „ 23,52 „ 
13 Silvit A, braun, Dresdener Dynamitfabrik, Dres den 31,96 „ „50 „„ 

7 Kultur⸗Romperit Dresdener Dynamitfabrik, Dresden 46,90 „ 88,33 „ 
12 Romperit G. O. N, braun Dresdener Dynamitfabrik, Dresden 63,82 „ 55,34 „ 
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Aus dieſer Aufſtellung iſt erſichtlich, daß der 
lombinierte Ammonal⸗Sprengſtoff der Mittel⸗ 
deutſchen Sprenggeſellſchaft, Leipzig, bei weitem 
die wenigſten Koſten erforderte. Bemerkenswert 
iſt, daß dieſer Sprengſtoff trotz ſeiner Billigkeit 
auch die beſte Sprengwirkung inſofern erzielte, 
als bei ihm allein ſämtliche Stubben glatt heraus⸗ 
geſchleudert wurden und keine Nacharbeit mehr 
erforderlich war. Zu dieſen Sprengungskoſten 
je Raummeter wären noch hinzuzurechnen Auf⸗ 
wendungen für Herausroden der einzelnen ſtecken⸗ 
gebliebenen Stubbenteile ſowie Aufſetzen, Rücken 
an die Wege und Planieren der Löcher. Nach 
früheren Erfahrungen dürfte hierfür ein Betrag 
von 3 bis 5 „ je Raummeter ungefähr ent⸗ 
ſprechend ſein, zumal Aufſetzen und Rücken ja 
nicht immer notwendig iſt. Ausführliche Ver⸗ 
öffentlichung findet ſich in der Zeitſchrift „Deutſcher 
Forſtwirt“, dem Organ des Deutſchen Wald⸗ 
beſitzer⸗Verbandes, Verlag J. Neumann, Neudamm. 

Olbert, 
Oberförſter der Landwirtſchaftskammer Schleſien. 


CH 


Anderung der Holzzölle. Infolge Wegfalls 
des Handelsvertrages mit Oſterreich vom Jahre 
1905 und des Wirtſchaftsabkommens vom 1. Sep⸗ 
tember 1920 und mit der Schweiz vom Jahre 1904 
treten an Stelle der Vertragstarife vom 1. Juli 
dieſcs Jahres die Sätze des Generaltarifs in Kraft. 
Dieſe Anderung hat namentlich für die Einfuhr 
von Holz Bedeutung, da Sſterreich⸗Ungarn (und 
ebenſo Rußland), unſere beiden Hauptbezugs⸗ 
ländern für Holz, in den Handelsverträgen eine 
erhebliche Ermäßigung der Holzzölle zugeſtanden 
worden war. Für die Hauptſortimente: weiches 
Bau⸗ und Nutzholz, unbearbeitet und in der 
Längung geſägt, ſtellt ſich das Verhältnis zwiſchen 
Generaltarif und Vertragstarif folgendermaßen: 


100 Kilogramm 1 Feſtmeter 

General⸗ ee General e 
tarif tarif tarif tarif 
H A A A 


weiches Baus u. Nutzholz, 

n: bearbeitete 0,12 0,20 0,72 
weiches Bau⸗ u. Nutzholz, 

geſägt 125 | 0,72 | 750 | 482 
Der Unterſchied zwiſchen Generaltarif und Ver⸗ 
lragstarif wird um ſo empfindlicher, weil die an⸗ 
gegebenen Sätze Goldmark darſtellen, während 
bei der üblichen Zahlung in Papiermark ein Zu⸗ 
ſchlag erhoben wird, der zurzeitß900 % beträgt. 
Die Zollſätze betragen alſo gegenwärtig das Zehn⸗ 
ſache der früheren Vertragstarifſätze. Sch. 


0,20 


Waldbrände. 


„Bezirk Düſſeldorf. In der Staatl. Ober: 
förſterei Xanten wurden am 29. Mai 16,5 ha 
15 jährige Kiefernſchonung und 0,3 ha 55jähriges 
Kiefernſtangenholz durch Waldbrand vernichtet. 
Das Feuer entſtand anſcheinend infolge Brand⸗ 
ſtiftung durch Beſatzungstruppen nachmittags 
1%, Uhr und verbreitete ſich bei ſtarkem Winde 
ſehr ſchnell. Nach Eingreifen der anwohnenden 
Bevölkerung und eines belgiſchen Kommandos 
1 dem Feuer gegen 4 Uhr Einhalt geboten 

erden. 


CH 
Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtiguug. Jeder Anfrage find Abonne⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1.50 Mark Portoanteil beizuſugen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, jo wird Vergütung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 57. Pflanzzeit für einjährige 
Kiefern. Welche Erfahrungen ſind im allgemeinen 
bekannt aus der Praxis über die Herbſtpflanzung 
von einjährigen Kiefern? Iſt bei der Kiefer eine 
Herbſt⸗ oder Frühjahrspflanzung das richtigſte 
nach allgemeinen Erfahrungen? 

Förſter S. in Z. 

Antwort: Durch eingehende Verſuche, 
namentlich von Profeſſor Dr. Engler in Zürich, 
iſt nachgewieſen, daß für Kiefernjährlinge nur das 
Frühjahr als Pflanzzeit in Betracht kommen 
kann. Sch. 
Anfrage Nr. 58. Beſetzung von Kommunal⸗ 
förſterſtellen und Unterbringungsgeſetz. Wie 
regelt ſich die Beſetzung von zwei demnächſt frei⸗ 
werdenden Forſtbeamtenſtellen des Kommunal⸗ 
dienſtes unter Berückſichtigung des Geſetzes über 
die Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten 
vom 30. 3. 1920 nach dem 1. April 19212 

O., Hilfsförſter. 

Antwort: Das Unterbringungsgeſetz bleibt 
auch nach dem 1. April 1921 in Kraft, aber von 
dieſem Zeitpunkte an iſt von den angemeldeten 
Stellen eine angemeſſene Anzahl, jedoch nicht 
mehr als die Hälfte, zur Beſetzung durch nicht 
unter dieſes Geſetz fallende Bewerber freizugeben. 
Die Entſcheidung erfolgt durch das Fürſorgeamt, 
mit dem Ihre Behörde in Verbindung treten 
muß. Ag. 


— Än 2 — 
Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Zeſetzung gelangende Torſtdieuſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. “) 


Oberförſterſtelle Dalheim (Minden) und voraus⸗ 
ſichtlich auch die Oberförſterſtelle Demmin 


*) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 


(Schneidemühl) ſind zum 1. September, unter 
Umſtänden auch früher zu beſetzen. Bewerbungen 
müſſen bis zum 20. Juli eingehen. 


Forſtrentmeiſterſtelle bei der Forſtkaſſe in Schloppe 
(Schneidemühl) iſt zum 15. Auguſt zu beſetzen 
Bewerbungen müſſen bis zum 23. Juli eingehen. 


iſt zu erſehen, in welchem Dienſtalter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch koſtet geheftet 6 &, mit Schreib- 
papier durchſchoſſen 10 &. Hierzu erſchien ee 
Nachtrag vom Januar 1921, Preis geheftet 3.4 
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Förſterſtelle Dittersbach, Oberf. Ullersdorf (Lie g⸗ 
nis), iſt zum 1. September neu zu beſetzen. 
Dienſtwohnung, evangeliſche und katholiſche Schule 
in Liebau. Wirtſchaftsſland und Dienſtaufwands⸗ 
entihädigung werden noch neu feſtgeſetzt. Bahn⸗ 
hof Liebau 1,2 km. Bewerbungsfriſt: 10. Juli. 


Förſterſtelle Lützel, Oberf. Hilchenbach (Arnsberg), 
iſt zum 1. Oktober neu zu beſezen. Bewerbungs⸗ 


friſt: 1. Auguſt. 


Stellenbeſetzung im Regierungsbezirk Allenſtein: 

Die für die Beſetzung der Förſterſtellen des 
Regierungsbezirks Allenſtein mit überzähligen 
Förſtern und Forſtſekretären beſtehenden Beſchränkungen 
ſind aufgehoben worden. — Bis auf weiteres werden 
jedoch die überzähligen Förſter und die Forſtſekretäre 
der Regierungsbezirke Kömgsberg und Gumbinnen 
mit Forſtverſorgungsſchein von 1907 und früher zur 
Bewerbung um die freien Stellen des Bezirks 
Allenſtein zugelaſſen. — Unter obigen Bedingungen 
werden daher nochmals folgende Förſterſtellen — 
ſiehe Forſtzeitung Nr. 24, 25 und 26 — ausgeſchrieben: 


Eichhorſt, Oberf. Rudſchanny: . 
Habichtsberg, Oberf Kaltenborn: 
Hahnebruch, Oberf. Wolfsbruch; 
FJegliak, Oberf. Kullik; 
Kalelka, Oberf. Ramuck; ; 
Przykopp, Ebert, Ramuck. 
Sämtliche Stellen find ſogleich zußbeſetzen. Be⸗ 
werbungsfriſt: 15. Juli. 


Unter den obigen Bedingungen wird auch die 
Förſterſtelle Bärenwinkel, Oberf. Puppen, nochmals 
zur Bewerbung ausgeſchrieben. Die Stelle iſt mit 
Dienſtwohnung und Wirtſchaftsgebäuden ſowie Dienſt⸗ 
land (Höchſtmaß) ausgeſtattet. Schule und Bahnort 
iſt Puppen, 4 km. 


Die neugegründete Förſterſtelle Karzenburg, Oberf. 
Oberfter (Köslin), ſoll baldigſt beſetzt werden. 


Dienſtwohnung nicht vorhanden. Bewerbungsfriſt: 
25. Juli. 
Hilfsförſterſtelle Eichhorſt, Oberförſterei Springe 


(Hannover), iſt infolge Ausſcheidens des In⸗ 
habers aus dem Staatsforſtdienſt zum 1. Auguſt 
zu beſetzen. Zur Stelle gehört etwas Wirtſchafts⸗ 
land, das aber noch geregelt werden muß. Dienſt⸗ 
wohnung vorhanden. Bewerbungen ſind bis zum 
13. Juli einzureichen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Gemeindeförſterſtelle Warſtein iſt zum 1. Oktober 
neu zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis zum 
15. Juli an den Stadtvorſteher Pieper in Warſtein 
(Weſtf.) zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Nagel, Revierförſter in Neuhaus zu Falkenhof. Oberf. 
Carrenzien (Lüneburg), iſt auf ſeinen Antrag vom 
1. Juli an in den Ruheſtand verſetzt. 


Kertram, Förſter in Hirſchbach, Oberf. Erlau, 
1. Auguſt an die Förſterſtelle Großbartloff, 
Ershauſen (Erfurt), übertragen. 


Dudek, ſtaatlicher Förſter, bisher beurlaubt als Gräfl. 
Oberförſter in Falkenberg (O.⸗Schl.), iſt vom 1. Juli an 
die Forſterſtelle Sczedrzik, Obert, Zbitzko (Oppeln), 
übertragen. 


Finger, Förſter o. R. in Heringen, Oberf. Heringen, iſt 
vom 1. Juli an die Förſterſtelle Roßberg⸗Oſt, Oberf. 
Roßberg (Laffel), übertragen. 


iſt vom 
Oberf. 


Garkſch, Förſter in Karlsburg, Oberf. Elbrighauſen, iſt! Wis 


vom 1. Juli an nach Paulsgrube, Oberf. Oberſcheld 
(Wiesbaden), verſetzt. 

Sermann, Förſter o. R. in Grafel, Oberf. Rotenburg, iſt 
vom 1. Juli an nach Gnarrenburg. Oberf. Kuhſtedt 
(Stade), verſetzt. 

Heßler, Förſter in Chriſtes, Oberf. Schwarza, ift vom 
1. Auguſt an die Förſterſtelle Schwarza, Oberf. Schwarza 
(Erfurt), ubertragen. 


Hilzeßecher, Förſter und Forſtſchreiber in Neuhof, Oberf 
Neuhof, iſt vom 1. Auguſt an die Förſterſtelle Marjoß⸗ 
Nord, Oberf. Marjoß (Caſſel), übertragen. 


Kuß, Förſter in Heiſterneſt, Oberf. Oliva (Danzig), iſt vom 
1. Auguſt an die Förſterſtelle Hirſchbach, Oberf. Erlau 
(Erfurt), übertragen. 

Ries, Förſter o. R. in Veckerhagen, Oberf. Veckerhagen, 
iſt vom 1. Juli an mit der auftragsweiſen Verſehung 
der Forſtſchreiberſtelle in Grebeuſtein, Oberf. Greben⸗ 
ſtein (Caſſel), beauftragt. 

Sippel, Hegemeiſter in Forſthaus Roßberg⸗Oſt, bert. 
Roßberg, iſt vom 1. Juli an die Förſterſtelle Gotts⸗ 
büren, Oberf. Gottsburen (Caſſeh, übertragen. 

Wolk, Förſter, iſt endgultig (bisher nur auftragsweiſe) 
die Förſterſtelle Neu⸗Görlitz, Obert, Liebemuhl (Alleu⸗ 
ftein), übertragen. 


Wolter, Förſter in Heidevorwerk, Oberf. Schöneiche (früher 
Poſen), iſt vom 1. Auguſt an nach Deutſch⸗Hammer, 
Oberf. Kath.⸗Hammer (Breslau), verſetzt. 


Rartſch, Hilfsförſter in Rautenhauſen (Caſſel), iſt nach 
Taubenberg, Oberf. Taubenberg (Köslin), verſetzt. 


Groener, Hilfsfsrfter, aus Gefangenſchaft zurückgekehrt, iſt 
vom 1. Juli an nach Plotzenſee, Oberf. Schönwalde 
(Potsdam), einberufen. 

Cevien, Forſtgehilfe in Bilſtem, Oberf. Bilſtein, iſt vom 
16. Juni an nach Gollin, Oberf. Reiersdorf (Potsdam), 
einberufen. 


Reichelt, Forſtgehilfe in Gnarrenburg, Oberf Kuhſtedt, ift 
vom 1. Jul an nach Kirchlinteln, Oberf. Rotenburg 
(Sta de), verſetzt. 

Schneider, Forſtgehilfe in Raubach, Oberf. Diersdorf, iſt 
SC S Juli an nach der Oberf. Altenkirchen (Eoblenz), 
verſetzt. 

Seifen. Forſtgehilfe in Dernbach, Gemeinde⸗Oberf. Dier⸗ 

dorf, iſt vom 1. Juli an nach Kellenbach, Oberf. Kirch⸗ 

berg (Coblenz), verſetzt. 


Bayern. 
Berufen wurden: 
Semer, Univerſitäts⸗Revierförſter, von Wagenhauſen nach 
Kreuzthal; Schießer, Untwverſitäts⸗Oberforſtaufſeher, von 
Sailershauſen nach Wagenhauſen. 


Mecklenburg⸗Schwerin. 
CLaſſow, Stationsjäger in Kirch⸗Roſin b. Güſtrow, iſt zum 
1. Juli nach Seefeld b. Schwerm verſetzt. 


Württemberg. 
Verſetzt wurden: 

Alten, Forſtwart, von Ellwangen nach Wildbad; Seffeler, 
Forſtanwärter, von Winzenweiler nach Gaildorf; Han, 
Forſtanwärter, von Dettingen nach Gerſtetten; Hort⸗ 
korn, Forſtanwärter, von Hesloch nach Wildbad; 
Jörg, Forſtwart⸗Stellv., von Zang nach Calw; Kawalde⸗ 
Jorſtwart⸗Stellv., von Zaug nach Oppenweiler; Meyer, 
Forſtanwärter, von Abtsgmünd nach Enzklöſterte; 
Nägele, Forſtwart⸗Stellv., von Winsheim nach Höslins⸗ 
wart; Reff, Forſtwart, von Enztal nach Horb; Schmidt, 
Forſtanwärter, von Kummerazyofen nach Rupprechts⸗ 
bruck; Seyſang, Forſtanwärter, von Goppingen nach 
Simmersfeld; Stehle, Forſtanwärter, von Detten⸗ 
haufen nach Katzenbacherhof: Veeſer, Forſtwart, von 
Neukirch nach Wieſenſteig. 


Deutſche Jäger, 


öffnet Herzen und Börſen den Kriegsgeſchädigten der grünen 
Farbe. Sammelt für den Unterſtützungs fonds des 


Vereins „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo. 
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Vereinszeitung. 


Preußiſche Staatsförſtervepeinigung. 
Vorſtandsſitzung. got 
Vorſtandsſitzung am 10. Juli, vormittags E 
in ne Bezirk Köslin, Schegeners 
Hotel. Indem ich die in der Nähe wohnenden 
Borſtandsmitglieder hierzu einlade, bemerke ich 
ergebenſt, daß wir uns freuen würden, benach⸗ 
barte Mitglieder und ſolche, die es werden wollen, 
begrüßen zu können. 1. Kaſſenfragen. 2. Or⸗ 
ganiſationsfragen. 3. Werbematerial. 
Göritz, den 29. Juni 1921. a 
Neumann, Hegemeiſter. 


Se 


Die zuverläſſige Seite. 

In Nr. 25 des „Deutſchen Förſter“ meldet 
ſich als die „zuverläſſige Seite aus der Ver⸗ 
ſammlung“ Herr Förſter Pfalzgraf. — Ich muß 
geſtehen, daß ich wirklich erſtaunt war, ihn mit 
meiner, der Redaktion des „Deutſchen Förſter“ 
zugeſandten Berichtigung über die Entſtehung 
meines November⸗Aufrufs getroffen zu haben. 
Der erſte Vorſitzende der Förſtergewerkſchaft nur 
„zuverläſſige Seite aus der Verſammlung“? 
Wirkt das bei Abgabe ſolcher Erklärungen vor 
breiteſtem Forum nicht komiſch, oder ſchätzt 
man auch dort die Feſtſtellungen des Vorſitzenden 
jetzt ſchon derart ein, daß es beſſer iſt, dieſe vor⸗ 
ſorglich mit dem Mantel eines Anonymus zu 
bekleiden? 

Es galt ja, die Zentralforſtverwaltung wieder 
einmal bloßzuſtellen, um den „allfeitigen“ Un⸗ 
willen des ganzen Standes nach außen hin feſt⸗ 
zuſtellen, und dazu mußte diesmal der nicht 
en Aufruf vom Vorjahre herhalten, 
der den Unterzeichneten zum Verfaſſer hat. 

wiederhole nochmals, daß weder die 
Zentralforſtverwaltung noch ſonſt wer mich an⸗ 
geregt oder beeinflußt hat, den trotz ſeiner Nicht⸗ 
veröffentlichung in weiten Kreiſen bekannten 
Aufruf zu entwerfen. Wie hätte ich auch Herrn 
Pfalzgraf damals den von ſeiner Seite ſo hoch 
eingeſchätzten Gefallen tun können, den Aufruf 
zurückzuhalten, ware ich nicht in dieſer An⸗ 
gelegenheit völlig von allen angedeuteten Ein⸗ 
flüſſen frei geweſen. Richtig iſt nur, daß 
parlamentariſche Kollegen verſchiedener Parteien, 
die die „erhebende“ Delegiertentagung 1920 mit⸗ 
gemacht bzw. davon gehört hatten, den Aufruf 
im Korrekrurbogen kannten, ihn freudig begrüßten 
und allerdings recht enttäuſcht waren, als er 
nicht erſchien. Wenn Herrn Pfalzgrafs Thron 
nicht im Vorjahre arg ins Schwanken geriet, ſo 
hat er das — ich will recht beſcheiden ſein — 
zu einem kleinen Teile dem Unterzeichneten zu 
verdanken. Wie die bürgerlichen Abgeordneten 
feine Antrittstätigkeit beurteilten, wird er ja wohl 
noch im Gedächtnis haben; ich denke nicht daran, 
von Herrn Pfalzgraf auch nur Atome von Dank⸗ 
barkeit zu erwarten, wohl aber hatte ich ſeiner⸗ 
ſeits mir perſönlich gegenüber eine gewiſſe Zurück⸗ 
haltung erhofft. Zu meinem Bedauern muß ich 
erſehen, daß auch dieſe Erwartung mich getäuſcht 
hat, denn einem ſachlichen Gegner „Gedächtnis⸗ 
ſchwäche“ vorzuwerfen und in einer derartigen 
Tonart zu berichten, macht vielleicht drüben 
Eindruck, zeigt aber doch einen empfindlichen 
Mangel von Kinderſtube, um den ich Herrn 
Pfalzgraf nicht beneide. Indes ein Gutes hat 


der Pfalzgrafſche Abwehr⸗Angriff für mich immer⸗ 
hin. Er hat auch mir die Bahn freigemacht, 
in Zukunft mich mit gleichen Waffen verteidigen 
zu können. 

„In geſchickter Weiſe wird in der Berichtigung 
mir wieder die Gründung eines „politifch 
orientierten“ Vereins vorgeworfen, um das alte 
Märchen von dem deutſch- nationalen Förſter⸗ 
verein an die Wand zu malen, wie Herr Pfalz 
graf es ſchon entgegen den Abmachungen hinter 
meinem Rücken in ſeinem Rundſchreiben vom 
12. November 1920 in bewußter Irreführung des 
Standes getan hat. Wenn drei verſchiedene 
Parteien, die ſich zum Teil politiſch ſtark befehden, 
in dem Aufruf keine parteipolitiſche Tendenz 
fanden, ſondern ihn begrüßten, dann kann es 
nur böſer Wille des Herrn Pfalzgraf ſein, 
ihn dazu zu ſtempeln, oder ſieht Herr Pfalzgraf 
ſchon in der Betonung der vaterländiſchen Grund⸗ 
lage das rote Tuch, wogegen anzurennen er ſich 
verpflichtet fühlt? Nach vollzogener Verbindung 
mit der „Freiheit“, dem Organ der Berliner 
Unabhängigen, in der die Wünſche des Staats⸗ 
förſtervereins jetzt ſogar von ſeiten des Vorſtandes 
propagiert werden (ſiehe Morgennummer vom 
16. Juni 1921), erſcheint das ſehr wohl möglich. 

Wer aber die politiſche Neutralität im Förſter⸗ 
ſtande auf das empfindlichſte gebrochen hat, wer 
den ganzen Stand zu einer Filiale der ſozialiſtiſchen 
Partei zu machen beſtrebt war, das waren Sie 
— Herr Pfalzgraf! . 

Sage mir, mit wem Du umgehſt, und ich will 
Dir ſagen, wer Du biſt! — Keiner der Kollegen 
draußen hatte Gelegenheit, Ihre Tätigkeit ſo zu 
beobachten, wie ich. Den Standeskollegen im 
Abgeordnetenhauſe fanden Sie erſt dann, als 
ſeine Warnungsrufe hinaus ins Land drangen, 
und als Sie ſich von ihm bedroht fühlten. Wo 
waren Sie ſonſt in den bürgerlichen Parteien 
bekannt oder bemüht, bekannt zu werden? 
Nirgends! Erſt als Ihnen bewußt wurde, 
welchen politiſchen Bock Sie in der Delegierten⸗ 
verſammlung mit Ihrer „politiſchen Neutralität“ 
geſchoſſen hatten, verſuchten Sie durch meine 
Mithilfe an die bürgerlichen Parteien bzw. an 
deren forſtliche Vertreter als Abbittender heran⸗ 
zukommen. Bei der i 
war allerdings meine Mithilfe nicht notwendig, 
denn da waren Sie ja ein 110 bekannter Mann. 
dem man allerſeits freudig die Hand drückte. 

War Ihr Rückhalt im Kampfe gegen die 
Zentrale nicht die ſozialiſtiſche Partei, die „mehr 
Meyers“ anforderte? Haben Sie und andere 
Herren Ihres engſten Kreiſes jemals im Abge⸗ 
ordnetenhauſe an Tiſchen anderer Parteien geſeſſen 
als an denen der Mehrheitsſozialiſten? Gab aber 
hierzu der „Verein Preußiſcher Staatsförſter“ die 
Geldmittel her, um denſelben für die Sie kennenden 
und beobachtenden Abgeordneten als ſozialiſtiſch 
orientiert kenntlich zu machen? Ich zweifle vor⸗ 
läufig daran. — Sie, Herr Pfalzgraf, haben keinen 
Grund, von politiſcher Neutralität zu ſprechen. 
Wer waren aber Ihre Berater damals? Herr 
Hoefler und Herr Gebhardt. Wo war der Herr 
Abgeordnete Gebhardt, der als ſtarker Mann 
und als Forſtberichterſtatter in der Delegierten⸗ 
tag 1920 auftrat bei der Erſtattung des 
Berichts im Forſtausſchuß? Wo blieb fein Bericht 
im Plenum? Wo ſeine Rede für die Förſter? 
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Wiſſen Sie, was der Abg. Buſch im Plenum 
beim Forſtetat über Gebhardts Tätigkeit in der 
Delegiertenverſammlung dem genannten Ab⸗ 
geordneten zurief?: „Gehetzt hat er!“. Ihr ſtarkes 
Gedächtnis wird Ihnen wohl noch heute ſagen 
können, daß Herr Hoefler auf Veranlaſſung ſeiner 
eignen Fraktionsgenoſſen den Beſoldungsausſchuß 
damals verlaſſen mußte. Warum? Sie wiſſen es, 
Herr Pfalzgraf! Das waren Ihre und ſomit des 
Staatsförſtervereins parlamentariſche Ratgeber 
und Stützen, denen Ihr und der Verſammlung 
frenetiſcher Beifall galt. — „Unſere Richtung“, ſo 
münzte Herr Gebhardt Ihre Wahl und ir 
Tätigkeit aus! Genügt Ihnen das, oder 
wünſchen Sie noch mehr Belege der politiſchen 
Neutralität Ihrerſeits? — Vielleicht könnte ein 
anderer „Jemand“ noch etwas hinzufügen. 

Es bleibt Ihnen ſelbſtverſtändlich überlaſſen, 
ſich Ihre Stützen und Ratgeber zu ſuchen, wo 
Sie wollen; es iſt Ihr Recht, ſich in der 
ſozialiſtiſchen Partei den Hebel für die Durch⸗ 
führung Ihrer Ideen geſchmiedet zu haben; es 
iſt aber dann nicht Ihr Recht, „empört“ zu ſein, 
wenn es noch Männer gibt, die ſich dem mit aller 
Kraft widerſetzen. 

Daß Ihnen Ihr erſter Ritt in politiſch⸗ 
parlamentariſches Land bös mißlungen iſt, daß 
Ihre Stützen arg brüchig waren, werden Sie 
wohl nicht beſtreiten wollen. Wer 1 
Konjunkturen ausnutzen will, der muß doch mit 
den politiſchen Zuſammenhängen mehr vertraut 
ſein, als Sie es waren, und der muß auch im 
parlamentariſchen Zeitalter das „Wägen“ vor 
das „Wagen“ ſetzen. Aber vielleicht gelingt 
Ihnen das In⸗die⸗Luft⸗ſprengen der e 
verwaltung durch die neu angeknüpfte Verbindung 
mit den „Unabhängigen“. Die „Freiheit“ gibt 
Ihnen ja ſogleich das Rezept für eine zielſichere 
Durchführung, denn ſie ſchreibt, nachdem Sie ſie 
auf den noch immer böſen Militarismus im 
Stande hingewieſen: Sie ſollen „die Zeichen der 
Zeit begreifen und ſich in Reih und Glied ſtellen 
mit der übrigen Arbeitnehmerſchaft, die in ſtarken, 
einflußreichen Verbänden ihre Rechte in ganz 
anderer Weiſe wahrnehmen könnte“. — 

Alſo, nun auf, Herr Kollege Pfalzgraf, fordern 
Sie verſuchsweiſe Arm in Arm mit Dr. Cohn 
und Adolf Hoffmann die „reaktionäre Zentral⸗ 
forſtverwaltung“ nochmals in die Schranken, 
vielleicht ſind dieſe Herren gefügiger als einſt 
der Mehrheitsſozialiſt Braun! — 

Im Ernſt frage ich Sie, Herr Förſter Pfalz⸗ 
graf, vor dem ganzen Staatsförſterſtande: Wie 
können Sie es mit Ihrem Gewiſſen als Staats⸗ 
förſter, als ehemaliger Offizier und als Preuße 
verantworten, mit Männern der „Freiheit“, die 
die Zertrümmerung Preußens und die Welt⸗ 
revolution auf ihre Fahne geſchrieben haben, 
Intereſſen des Förſterſtandes zur Durchführung 
bringen zu wollen? Und ich frage weiter: Iden⸗ 
tiſtziert ſich der Vorſtand des Staatsförſtervereins 
mit dieſen Maßnahmen ſeines Vorſitzenden und 
deſſen Preſſechefs? 

Göritz, den 28. Juni 1921. 
Neumann, Hegemeiſter. 
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Nachrichten des „Waldheil“. 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 


und ſind aufgenommen: 


Brendel, Herbert, Forſtlehrlig, Oberförſterei Havelberg. 
Drohmann, Hans, ſtaatl. Förſter a. D., Oranienbaum i. Anhalt. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 28 Bd. 36 (1921) 
Falke, Wilhelm, 


8 raunſchweiger Hilfsförſter, Münchehof a. Harz. 

Kreis Gandersheim. 

Gorges, Kurt, Forſt⸗ und Jagdaufſeher, Vahldorf, Kreis Neu⸗ 

haldensleben. 

Jünemann, Arthur, Hilfsförſter, Hohenprießnitz bei Eilenburg. 

Koſcharn, Herbert, Hilfsförſter, Rückenwaldau, Bez. Liegnitz. 

Kenter, Fritz, Crefeld, Rheinland, Hofſtraße 2. 

Mertke, Paul, Forſt⸗ und Jagdaufſeher, Rittergut Logau bei 
Groß⸗Leſſen, Kreis Kroſſen a. O. 

Preuß, Ernſt, Hilfsjäger, Warlang bei Neuwuhrow, Kreis Neu⸗ 

tettin, Pommern. 

Seidel, Georg, Hilfsförſter, Berlin 8 42, Waſſertorſtraße 60. 

Thomas, Georg, Hilfsjäger, Haus Tornow b. Buckow, Kr. Lebus. 

e Bruno, Förſter, Niederſchönbrunn, Kreis Lauban 
i. eſien. 


> 
Befandere Zuwendungen. 
Sühnegelder in einer Wilddiebsſache. Einſender Herr 
Stadtförſter Heinrich 
Zuwendung von Herrn Juſtizoberſekretär ar Mölln 
Sühnegeld für falſche Holzabfuhr. Cinſender Herr 
Köhler, Breitenbao eee. 
Desgleichen für einen Forſtfrevel. Einſender Gräflich 
von Bismarckſche Forſtverwaltung Warzin . 
Desgleichen für Forſtfrevel und züͤbertretungen. Em⸗ 
ſender Herr Förſter Guthoff, Eringerfeld .. 120.— A 
im ganzen 329,.— 4 
In [dem Monat Mai ſind vereinnahmt an 
Mitgliederbeiträgen 598,— A: an Geldern zur 
Linderung der Kriegsnot 246,— A. Damit hat 
dieſe Sammlung die Höhe von 45 935,08 % 
erreicht. 
Wir danken allen Spendern herzlichſt und bitten, 
unſere Vereinsbeſtrebungen zu verbreiten. 
Neudamm, den 6. Juni 1921. 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 


— 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
14 Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: 

Ten A Amt Eberswalde Nr. 546, 
Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung find als. 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


7239. Frankowski, Adalbert, Hilfsförſter, Jagdhaus Brand, Poſt 
Freiwaldau, Kreis Sagan. VIII. 

7240. Adolph, Richard, Förſter a. D, Würgsdorf, Kr. Bolken⸗ 
hain, Schl. VIII. . 

7241. SC E Hilfsförſter, Eberswalde, Eiſenbahn⸗ 

aße 55. 2 

7242. Hort, on Hilfsförſter, Zöbelwitz bei Beuthen 
a. Oder. e 

7243. Kuß, Willy, Hilfsförſter, Breechen b. Jarmen, Bomm. IL 

7244. Schwermer, Aurel, Hilfsförſter, Stülpe, Kreis Jüterbog. IX. 

7245. Höhne, Hans, Hilfsförſter, Forſth. Samberg, Poſt Triebſch⸗ 
i. Böhmen. IX. Wë 

7246. Mittrach, Walter, Hilfsförſter, Neſchwitz i. Sa. XII. 

7247. Lummert, Ernſt, Hilfsförſter, Hackenhauſen bei Brück. IX. 

Eer 1 „Wilhelm, Hilfsförſter, Eberswalde, Eiſenbahn⸗ 
traße 55. e 

7249. Bufpa, rn Hilfsförſter, Weißwaſſer O.⸗L., Neu⸗ 
teich 68. 3 

7250. Göbel, Georg, Hilfsförſter, Oberförſterei Wilmsdorf, Poſt 
Kreuzburg, Oſtpr. I. . a 

7251. Schulze, Ernſt, Hilfsförſter, Rittergut Steinhövel, Mark. IX. 

7252. Schulze, Kurt, Hilfsförſter, Schloß Frohburg bei Leipzig, 
Freiſtaat Sachſen. XII. 

7253. Wieſeler, Gerhard, Hilfsförſter, Schloß Mallmitz, Kreis 


prottau. 
7254. Geier, Richard, Hilfsförſter, Forſthaus Haraſchowska, Zap 
Kolonowska, O.⸗S. VI. as j 
7255. Hach, 3 Hilfsförſter, Liebichau, Poſt Nieder ⸗Salz⸗ 
ez. Bre 


Dë Silfsföcfter, Forsthaus Set, eg 
7256. Irgang, Hermann, Hi er, Forſthaus Zedlitz, Kreis. 
Se er a8: Ee 1 5 SE 

7. Hennig, ich, 8 er, Forſthaus Niederheide, Po 

Ober⸗Coſel, Kreis othburg. VII 
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Herrmann, Oswald, Hilfsförſter, Jagdſchloß Tromnitz, 
Poſt Kobier, Kreis Pleß. VI. ` . 

7259. le EE Hilfsförſter, Krutſch bei Czarnikau, Bez. 

oſen. 

7260. Schmibt, Heinrich, Hilfsförſter, Wächtersbach i. Heſſen, 

Bahnhofſtraße 158. XIII. N 

7261. Schaefer, Theo, Hilfsförſter, Forſtabt. der Landwirtſchafts⸗ 
kammer für die Rheinpr., Bonn, Endenicher Allee 60 

7262. Zimmermann, Theodor, Hilfsförſter, Forſtabteilung der 
Zalnd wartſchafts kammer für die Rheinpr., Bonn, Endenicher 


Allee 60. A 
7263. Ferber, Heinrich, Hilfsförſter, Forſtabt. der Landwirtſchafts⸗ 
kammer für die Rheinpr., Bonn. Endenicher Allee 60. V 
7264. Funk, Max, Hilfsförſter, Münſter 1. Weſtf., Landwirtſchafts⸗ 


kammer. 
Hilfsförſter, Beddelhauſen, Poſt 


7265. Afflerbach, Heinri 
Schwarzenau, Kreis Wittgenſtein i. Weſtfalen. XI. a 
Natenhöhe bei 


7266. Ehrhardt, Walter, Hilfsförſter, Forſthaus 
Pollhagen, Schaumburg⸗Lippe. XI. em 

ne Johann, Hilfsförſter, Eiſenſchnitt, Eifel, Kr. Wittlich, 

ez. Trier. V. 

7288. Färber, Joſef, Hilfsförſter, Gut Stiepel, Poſt Hachen, 
Kreis Arnsberg, Weſtfalen. XI. 

7269. Scholz, Walter, Hılfarörjter, Breslau X, Ottoſtraße 2. VII. 

7270. Adler, Ewald, Hilfsförſter, Neiſſe O.⸗Schl., Zollſtr. 14. VI. 

7271. Kanther, 1 Hilfsförſter, Alt⸗Gandau bei Schmolz, 
Bez. Breslau II. 

7272. Seivert, Fritz, Hilfsförſter, Mallmitz, Kr. Sprottau. VIII 

7273. Beitzzl, Kurt, Hilfsförſter, Groß⸗Mockratz, Inſel Wollin II. 

7274. Klieſch, Oskar, Hilfsförſter, Szmata, Kreis Adelnau, 


Poſen. IX. 
72775. Jen. Ha Hilfsförſter, Geyersdorf, Kreis, Frauſtadt, 
oſen. 


e 6 

7276. Böddrich, Walter, Hilfsförſter, Neukölln, Mark, Pfluger 
Straße 78. IX. a 

7277 Kloß. Hans, Hilfsförſter, Tarnowitz O.⸗Schl., Induſtrie⸗ 
ſtraße 11. VI. 

7278. Sie un Hilfsförſter, Gramzow bei Fiſcherwall, 


Me 8 e 

7279. Matern, Alfred, Hilfsförſter, Adl.⸗Perwiſſau bei Neuendorf, 
Kreis Königsberg, Oſtpreußen. I. 

7280. Landmann, Herbert, Hilfsförſter, Schlawe i. Pomm. II. 

7281. Wehrend, Heinrich, Hilfsförſter, Schönwalde bei Eutin 
i. Holſtein. IV. 

7282. Sohn, Hans, Hilfsförſter, Rönnerholz, Poſt Elmſchenhagen 
bei Kiel i. Holſtein. IV. 

7288. Bergmann, Waldemar, Hilfsförſter, Wierſchlecht, Poſt 
Himmelwitz, Kreis Gr.⸗Strehlitz, Oberſchleſien. VI 

7284. Hopp, Max, Hilfsförſter, Phalsdorf, Poſt Maldeuten, Kreis 
Mohrungen 1. Oſtpreußen. I. 

7285. Herrberg, Erich, Hilfsförſter, Fh. Alemann, "Got Alten⸗ 
plathow, Bezirk Magdeburg. XVI. 

7286. Thieme, Auguſt, Oberförſter, Höllrnghofen, Poſt Voßwinkel, 
Kreis Arnsberg i. Weſtf. XI. 

7287. Heinrich, Willibald, Forſtgehilfe, Kotzenau, Kr. Lüben. VIII. 

7288. Stoltenberg, Vrun, Förſter, Grünerjäger, Poſt Geeſthacht, 
Bezirk Hamburg. IV. 

7289. Schmitz,. Leo, Forſtgehilfe, Ratingen, Kreis Düſſeldorf. V. 

7290. Schmidt, Werner, Hilfsförſter, Eberswalde, Ruhlaer 
Straße 21. IX. 

7291. Hoffmann, Chriſtian, Gutsförſter, Neu⸗Lobitz, Poſt Köntopf, 
Kreis Dramburg. II. 

7292. Jäger, Oskar, Förſter, Giersdorf bei Wartha, Bezirk 
Breslau. VII. 

* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Keuthen, Conrad, Förſter, Parchau i. Schl., Kreis Lüben. 
Sch, Otto, Hilfsförſter, Neuhaldensleben, Jungfernſtieg 53. 

utſchor, Rudolf, Revierjäger, Fincken 1. Mecklbg., Kr. Waren. 
Kautſchor, Franz, Förſter, Fincken i. Mecklbg., Kreis Waren. 
Knull, Wilhelm, Revierjäger, Fincken i. Mecklbg., Kreis Waren. 
Namelow, Karl, Hilſsfbörſter, Altenhagen, Poſt Plathe, Kreis 
Regenwalde. 
Stump, Heinrich, Forſtgehilfe, Oberkail (Eifel). 
Ragler, Max, Forſtgehilfe, Guggenberg, Poſt Schwabenmünchen, 

Bayern⸗Schwaben. 

Schulz, Julius, Forſtgehilfe, Riede, Kreis Wolfhagen. 

Bode, Eugen, Förſter, Lırdau, Poſt Gettorf, Kreis Eckernförde. 
Bartſch, Erich, Hilfsförſter, Wegberg, Kreis Erkelenz. 
Gottſchalk, Walter, Forſtgehilfe, Deutſch⸗Liſſa i. Schleſten. 
Eiſermann, Ernſt, Förſter, Gr.⸗Gotteswalde, Poſt Sonnenborn, 

Kreis Mohrungen. 

v. Ahlefeld, Rudolf, Gutsbefitzer, Lindau, Poſt Gettorf, Kreis 

Eckernförde. 


C 
Betrifft Forſtgehilfenprüfungen. 

Durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung 
vom 16. Auguſt 1919 ſind innerhalb der Bezirks⸗ 
gruppen GE b d abzuhalten. 

Sie ſollen feſtſtellen, ob die Prüflinge das 
Maß an Kenntniſſen erreicht haben, welches 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


541 


billigerweiſe am Schluſſe einer guten Lehrzeit 
erreicht werden kann. 
Zugelaſſen werden ſolche Anwärter, die 
1. die Forſtlehrlingsſchule in Templin nicht be⸗ 
ſucht haben, 


V. 2. eine 3jährige Lehrzeit bei einem Mitgliede unſeres 


Vereins durchgemacht haben, 

3. nicht über 22 Jahre alt ſind, 

4. Mitglied des Vereins ſind, wenn ſie die Prüfung 
nicht unmittelbar nach Beendigung ihrer Lehr⸗ 
zeit ablegen. 

Die Geſuche um Zulaſſung ſind an die Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden zu richten und zu belegen mit: 
L einem Geburtsſchein, 

2. einem Lehrzeugnis, 

3. einem kurzgefaßten Lebenslauf, 

4. einer Beſcheinigung über außerdienſtliches Ver⸗ 
halten, ausgeſtellt von dem Vorgeſetzten oder 
Dienſtherrn, wenn ſich der Antragſteller bereits 
im Dienſt befindet, 

5. einer einfachen Revierbeſchreibung, der die 
beglaubigte Verſicherung anzufügen iſt, daß der 
Geſuchſteller die Arbeit ohne fremde Hilfe an⸗ 
gefertigt hat. 

Anwärter, bei denen Abſatz 4 der Zulaſſungs⸗ 
beſtimmungen in Frage kommt, haben die Mit⸗ 
gliedsnummer anzugeben. 

Iſt den ſich meldenden Anwärtern vom 
Bezirksgruppenvorſitzenden die Mitteilung zu⸗ 
gegangen, daß ſie zur Prüfung zugelaſſen ſind, 
jo haben fie eine Prüfungsgebühr von 20 4 
innerhalb 14 Tagen nach Eingang der Mitteilung 
an dieſen zu zahlen. Die Geſchäftsſtelle. 

= 


Abgangsprüfung an der Forſtſchule Templin. 

Am 6. Juli 1920 ſind 48 Schüler aufgenommen, 
von denen in der erſten Hälfte des Schuljahres 
zwei Schüler auf Antrag ihrer Väter entlaſſen 
wurden. Die übrigen 46 Schüler haben den 
vollen Lehrgang durchgemacht und die Prufung 
abgelegt. Die ſchriftliche Prüfung iſt am 12. und 
17. Mai, die mündliche im Zimmer und im 
Walde während der Tage vom 6. bis 10. Junt 
abgehalten worden. Am 4. Mai hatte durch den 
Schulpfleger, Herrn Geh. Regierungsrat Profeſſor 
Dr. Schwappach⸗Eberswalde, eine Art Vorprüfung 
ſtattgefunden. Der Prüſungsausſchuß war zu⸗ 
ſammengeſetzt aus den Herren: ee Nolte, 
Fh. Plantage, als Vertreter des Vereins, Forſt⸗ 
ſchuldirektor Jacob, Templin, und dem Aſſiſtenten 
Herzog, Templin. 

Sämtliche Schüler haben die Prüfung be⸗ 
ſtanden, und zwar 13 mit ſehr gut, 24 mit gut, 
7 mit ziemlich gut und 2 mit genügend. Der 
Verein „Waldheil“ hatte auch in dieſem Jahre 
wieder zwei Preiſe geſtiftet, und zwar einen 
Hirſchfänger und Rieſenthals Jagdlexikon. Den 
Hirſchfänger erhielt als beſter Schüler Richard 
Geher aus Fh. Wierchleſch, O⸗S., Rieſenthals 
Jagdlexikon der zweitbeſte Schüler Bernhard 
Lüpke aus Eberswalde. Die Ehrengabe des Herrn 
Geheimen Kommerzienrats Neumann, Neudamm, 
„Georg Ludwig Hartigs Lehrbuch für Jäger“, 
wurde dem drittbeſten Prüfling, dem Schüler 
Erich Hennig aus Fh. Niederheide, N.⸗L., zu⸗ 
erkannt. Den Stiftern der Preiſe ſei auch an 
dieſer Stelle herzlicher Dank geſagt. 

Eberswalde, den 11. Juni 1921. 

Der Schulpfleger. 
S 
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Forſtlicher Lehrgang in Friedrichd ruh 
vom 6. bis 11. Juni 1921. 

Auf Einladung des Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Waldbeſitzer⸗ Verbandes, der Landwirtſchafts⸗ 
kammer ſowie der Gruppe IV des Vereins für 
Privatforſtbeumte Deutſchlands hatten ſich 
11 Waldbeſitzer und 25 Forſtbeamte zu einem 
forſtlichen Lehrgang im Sachſenwald eingefunden. 
In liebenswürdiger Weiſe hatten Oberförſter 
Titze und Forſtaſſeſſor Marquardt für die 
Unterbringung der Gäſte in Friedrichsruh und 
Aumühle geſorgt. Der theoretiſche Unterricht 
wurde im Saale des Gaſthofes „Waldesruh“ in 
Aumühle abgehalten und erſtreckte ſich meiſtens 
auf den Vormittag, während der Nachmittag den 
praktiſchen Arbeiten gewidmet war. — Der un⸗ 
gefähre Verlauf der einzelnen Tage war folgender: 

Montag, den 6. Juni. Vormittags: 1. Vor⸗ 
trag von Oberförſter Titze: „Natürliche Ver⸗ 
jüngung der Eiche und Buche“. 2. Vortrag von 
Oberförſter Lange: „Durchforſtungslehre“. 3. Er⸗ 
läuterung hierzu von Oberförſter Titze: „Freie 
Durchforſtung“. Nachmittags: Ausflug in das 
Revier Aumühle, Beſichtigung von Eichen⸗ und 
Buchenverjüngungen ſowie eines Douglas⸗ und 
Fichtenbeſtandes. Praktiſche Buchen⸗Durch⸗ 
forſtung. Vorführung von Geräten zur Boden⸗ 
verwundung. Hier wurde insbeſondere das vor⸗ 
zügliche Arbeiten des Eckardtſchen Waldpfluges 
und des Kultivators gezeigt. 

Dienstag, den 7. Juni. Vormittags: 
1. Vortrag von Forſtaſſeſſor Marquardt: „Pflan⸗ 
zenerziehung und Kulturbetrieb“. 2. Vortra 
von Oberförſter Lange: „Durchforſtungslehre“. 
Nachmittags: Ausflug nach dem Revier Witz⸗ 
haverviert, wo verſchiedene praktiſche Anleitungen 
beim Säen und Pflanzen vorgeführt ſowie prak⸗ 
tiſche Durchforſtungen von Kiefer, Fichte und 
Buche vorgenommen wurden. 

Mittwoch, den 8. Juni. Vormittags: 
Ausflug in das Revier Kröppelshagen, Be⸗ 
ſichtigung des Pflanzgartens, von verſchiedenen 
Pflanzungen der Douglasfichte, ebenſo Schirm⸗ 
ſchlagswirtſchaft über wohlgelungenen Eichen⸗ 
und Buchenverjüngungen. Nachmittags: Beant⸗ 
wortung der von den Teilnehmern dem Frage⸗ 
kaſten eingereichten, zum Teil recht intereſſanten 
Fragen. Um 4 Uhr kamen alle Teilnehmer zur 
Beſichtigung von Gruftkapelle und Schloß 
Friedrichsruh zuſammen. Eine weihevolle, weh⸗ 
mütige Stimmung beſchlich alle Beſucher bei dem 
Betreten der Kapelle, wo unſer eiſerner Kanzler 
Fürſt Bismarck an der Seite ſeiner Gattin ruht. 
Schweigend und ehrfurchtsvoll ging man um 
die beiden, mit vielen Kränzen geſchmückten 
Sarkophage. Aus manchem treuen Jägerherzen 
iſt hier wieder die Bitte an den allmächtigen 
Weltenlenker geſandt, er möge unſerm armen 
deutſchen Vaterlande jetzt wieder einen Retter 
von Bismarckſcher Art ſenden, der uns aus unserer 
tiefen Not herausführt. Vom Schloß Friedrichs⸗ 
ruh wurde insbeſondere das Arbeitszimmer mit 
dem daranliegenden Schlafgemach des Fürſten 
gezeigt. Beide Zimmer ſind mit ihrer urſprüng⸗ 
lichen Einrichtung und Ausſtattung erhalten. 

Donnerstag, den 9. Juni. Vormittags: 
1. Vortrag von Forſtaſſeſſor Marquardt: „Maſſen⸗ 
ermittelung ſtehender Beſtände. Ertragstafeln“. 
2. Vortrag von Oberförſter Titze: „Forſtliche 
Buchführung“. Nachmittags: Beſichtigung des 
Sägewerks ſowie der Imprägnieranſtalt. Kluppen 
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und Höhenmeſſen in einem 90 jährigen Fichten⸗ 


beſtand. Maſſenermittelung einer Probefläche. 
Windbruchſchäden. 
Freitag, den 10. Juni. Vormittags: 


1. Vortrag von Oberförſter Lange: „Grundzüge 
der Forſteinrichtung“. 2. Vortrag von Forſt⸗ 
aſſeſſor Marquardt: „Holzvermeſſung, Sorti⸗ 
mentsbildung, Holzverkäufe“. Nachmittags 3 Uhr: 
Vortrag von Oberförſter Titze: „Kleine Ver⸗ 
meſſungen, Nivellieren, Abſtecken von Wegen“. 
Vorführung und Erklärung der zu den ver⸗ 
ſchiedenen Vermeſſungen uſw. benötigten In⸗ 
ſtrumente. 

Sonnabend, den 11. Juni. Vormittags: 
Praktiſche Anleitung zum Vermeſſen und Nie 
vellieren unter der Leitung von Oberförſter 
Titze. Beſteigen des Bismarck⸗Turms und Be⸗ 
ſichtigen der Bismarck⸗Andenken. Nachmittags 
waren alle Teilnehmer des Lehrgangs von Seiner 
Durchlaucht dem Fürſten Bismarck nach dem 
Hotel Prohl in Friedrichsruh geladen und wurden 
gaſtlich mit Kaffee und Kuchen ſowie mit Bier 
bewirtet. Oberförſter Titze dankte allen Teil⸗ 
nehmern für das ſo zahlreiche Erſcheinen und das 
bei dem Lehrgang gezeigte Intereſſe. Graf 
Reventlow⸗Wittenberg ſowie Förſter Vollrath 
ſprachen der Fürſtlichen Verwaltung für alles 
Entgegenkommen ſowie allen Herren, welche ihre 
wertvolle Zeit und Arbeit und Wiſſen dem Lehr⸗ 
gang gewidmet hatten, den Dank der Teilnehmer 
aus. Ein Horrido galt dem Revierverwalter des 
ſchönen Sachſenwaldes, Oberförſter Titze. An 
dieſer Stelle möchte ich nochmals namens aller 


beteiligten Kollegen den Herren Oberförſter Titze, 


Forſtaſſeſſor Marquardt und Oberförſter Lange 
für alle ihre Mühe, Arbeit und ſtete Freund⸗ 
lichkeit aufrichtig danken. Auch den Herren Wald⸗ 
beſitzern, die es ihren Beamten ermöglichten, an 
dieſem Lehrgang teilzunehmen, gilt unſer Dank. 
Die Tage des Lehrgangs in den geheiligten 
Hallen des hiſtoriſchen Sachſenwaldes werden allen 
unvergeſſen bleiben. Aus den gehörten Lehren 
wird jeder manch Nützliches geſammelt haben — 
zum Wohle unſeres deutſchen Waldes. 
Forſth. Timbrook bei Preetz. 
Schurbohm, Förſter. 
CH 


Vereinbarung 
zwiſchen dem Verband Oſtpreußiſcher Waldbeſitzer 
und dem Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
Bezirksgruppe OR, und Weſtpreußen (I). 


8 1. 
Die Forſtbeamten werden in folgende Klaſſen 
eingeteilt: 
I. Waldwärter, Beamte ohne Fachausbildung. 
II. Hilfsjäger mit Lehrzeugnis ohne jede Prüfung. 
III. Forſtgehilfen, Beamte mit Lehrzeugnis und 
Forſtſchulexamen. 

IV. Förſter, Beamte mit beiden Examen oder 

nur Förſtereramen. Mindeſtreviergröße 

200 ha. Beamte ohne Jahr Vorbildung, 

welche mindeſtens zehn Jahre ein Revier 

ſelbſtändig als Förſter bewirtſchaftet haben, 
find als Förſter im Sinne dieſer Verein⸗ 
barung anzuſehen. 

Revierförſter und Forſtverwalter, Beamte 
mit Vorbildung wie zu IV. Vorausſetzung 
iſt, daß dieſen Beamten mindeſtens ein 
Förſter oder Forſtgehilfe oder zwei Wald⸗ 
Ges unterſtellt find. Reviergröße mindeſtens 
7 2. 
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VI. Oberförſter, welche ein großes Revier zu O. 100 Zentner Kartoffeln frei ins Haus oder 


verwalten haben, ohne akademiſche Vor⸗ 
bildung. 
VII. Oberförſter, Beamte mitakademiſcher Bildung. 
5 2 


Das Geſamteinkommen für 

I. 7125 K. 

II. Hilfsjäger 7000 &, für freie Station 4380 , 

Bargehalt 2620. 

III. Forſtgehilfen ohne eignen Hausſtand 7600 /, 
für freie Station 4380 ,, Bargehalt 3220 , 
mit eignem Hausſtand 10505 „. Für die 
erſten drei Kinder eine Kinderzulage von 
25 M pro Kind und Monat bis zu 18 Jahren. 
Förſter mit eignem Hausſtand, ſteigend von 
zwei zu zwei Jahren um 200 , 11260 
bis 12 260 %. Bis zu drei Kindern 50 A 
pro Kind und Monat, Kinderzulage bis 
zum 18. Lebensjahre. Ohne eignen Haus⸗ 
ſtand 9800 bis 10 800 , freie Station 4380 46, 
Bargehalt 5420, ſteigend von zwei zu zwei 
Jahren um 200 „e, bis 6420 M. 
Revierförſter und Forſtverwalter 13 985 bis 
15 235 , ſteigend von zwei zu zwei Jahren 
um 250 A Für die erſten drei Kinder 
eine Kinderzulage von 50 „ pro Kind und 
Monat bis zu 18 Jahren. 
Oberförſter ohne akademiſche Bildung 19310 
bis 20810 , ſteigend von zwei zu zwei 
Jahren um 300 . Für die erſten drei 
Kinder eine Kinderzulage von 50 & pro 
Kind und Monat bis zu 18 Jahren. 
Oberförſter mit akademiſcher Bildung 22000 
bis 25000 „. Für die erſten drei Kinder 
eine Kinderzulage von 50 & pro Kind und 
Monat bis zu 18 Jahren. Forſtſekretäre 
erhalten eine jährliche Sekretärzulage von 
300 bis 1200 &. 


8 3. 

Die Forſtbeamten erhalten Dienſtwohnung 
mit etwa einem Morgen großen Garten und die 
für dieſe Wohnung ausreichende Feuerung in 
Holz, Torf oder Kohle. 

a) Für Dienſtwohnung: 
der . bis III = 150 6 


„ „ V — 300 M 
„ „ IV u. VII = 500 AS 
b) Für Feuerung und Anfuhr: 


IV. 


VI. 


VII. 


der Klaſſe 1 bis III = 300 M 
D D IV > 1 
D * V — 500 E 
„ „ VI u. VII = 60 4 
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Die Forſtbeamten erhalten an Deputat: 
A. 1. Waldwärter: 40 Zentner Getreide, darunter 
2 Zentner Rundgetreide. 
2. Forſtgehilfen, Hilfsförſter mit eigenem 
Haushalt 45 Zentner Getreide, darunter 
3 Zentner Rundgetreide. 
3. Förſter: 50 Zentner Getreide, darunter 
4 Zentner Rundgetreide. 
4. Revierförſter und Forſtverwalter: 55 Zentner 
Getreide, darunter 5 Zentner Rundgetreide. 
5. Oberförſter: 60 Zentner Getreide, darunter 
6 Zentner Rundgetreide. 

B. Freie Weide, Futter und Streu, letzteres 
in fertigem er frei Stall, ſowie Stall 
für zwei Kühe und zwei Schafe und einen 
Zuwachs, ſowie Hühner⸗ und Schweineſtall. 
Mehrviehhaltung geht auf eigene Koſten des 
Beamten. 


2 Morgen fertig gedüngtes und zugerichtetes 
Kartoffelland ohne Saat. 

Das Deputat iſt auf das Geſamteinkommen 
mit folgenden Sätzen anzurechnen: Weizen, 
Roggen, Gerſte, Hafer und Gemenge mit je 50 A 
pro Zentner, Erbſen mit 125 , Peluſchken und 
Bohnen mit 80 4 je Zentner, Kartoffeln 16,50 A 
je Zentner. Freie Kuhhaltung 800 , Zuwachs⸗ 
haltung 400 %, Schafhaltung 80 A. Etwa 
anſtatt des Deputats oder eines Teiles desſelben 
gewährtes Dienſtland gedüngt, geackert und zur 
Einſaat fertig gemacht (ohne Saat) mit freien 
Fuhren wird mit 180 „ je Morgen berechnet. 
Unbeſtelltes Land und Wieſen, je nach Güte, 
20 bis 25 4 pro Morgen. Deputate, die nicht 
in natura entnommen werden, werden zu den 
jeweiligen Höchſtpreiſen vergütet. 


8 5. 

Unverheirateten Beamten gewährte freie 
Station (Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Be⸗ 
köſtigung) wird für den Tag mit 12 A auf das 
Geſamteinkommen in Anrechnung gebracht. 


8 6. 
Von den Waldbeſitzern wird erwartet, daß ſie 
den Forſtbeamten Wild für ihre Küche zu er⸗ 
mäßigten Preiſen überlaſſen. Die Trophäen 
von ſelbſterlegtem Hochwild ſind den Beamten 
zu überlaſſen. 


87. 

Verheirateten Forſtbeamten, welche kein Fuhr⸗ 
werk halten können, muß, fo oft fie ein Fuhrwerk 
brauchen, bis zweimal im Monat ein Fuhrwerk 
frei gewährt werden. 


Beſtehende Einkommen, welche die Sätze dieſes 
Vertrages überſchreiten, dürfen nicht gekürzt 
werden. Nicht fachliche Tätigkeit iſt nach freier 
Vereinbarung zu vergüten. Holzanweiſegelder 
und Tantiemen dürfen nicht gezahlt werden. 

9. 


Dieſe Vereinbarung wird rückwirkend vom 
1. April 1921 an abgeſchloſſen. Sie läuft bis 
1. Oktober 1922 und weiter auf ein Jahr, wenn 
fie nicht ein Vierteljahr vor Ablauf von einem 
der Verbände gekündigt wird. Beide Verbände 
vereinbaren, dieſen Vertrag Nichtmitgliedern zur 
Berückſichtigung zu empfehlen. 

8 10. 

Für das Vertragsgebiet wird als Aufſichts⸗ 
und Beſchwerde⸗Inſtanz ein Ausſchuß gebildet, 
der aus zwei Forſtbeamtenmitgliedern des Ver⸗ 
eins für Privatforſtbeamte Deutſchlands, Bezirks⸗ 
gruppe Oſt⸗ und Weſtpreußen (I), und zwei 
Waldbeſitzermitgliedern des Verbandes Oſt⸗ 
preußiſcher Waldbeſitzer beſteht. 

Dieſer Ausſchuß wählt einen Obmann. 

Anerkannt: 
Königsberg i. Pr., den 21. Juni 1921. 
Seitens 
des Oſtpreußiſchen Waldbeſitzerverbandes 
gez. Graf Dönhoff⸗Skandau, gez. Graf zu 
Dohna, gez. Graf zu Eulenburg, gez. Ober⸗ 
förſter Vollſtedt⸗Quittainen. 
Seitens des Vereins für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands, Bezirksgruppe Oſt⸗ und 
Weſtpreußen (I) 
gez. Schlicht, gez. Heinemann, gez. Schön⸗ 
wald, gez. Nehrke, gez. Pallaſch, gez. Ohlſen. 
CH 
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Nachrichten des ehemaligen Vereins 
preußiſcher Kommunal- Forſtbeamten. 


Bezirksfachgruppe Oſtpreußen der Kommunal. 
forſtbeamten. 

Am Montag, dem 11. Juli, nachmittags 2 Uhr, 
findet in Angerburg, Hotel Kronprinz, eine Ver⸗ 
ſammlung mit folgender Tagesordnung ſtatt: 
1. Bericht über den Anſchluß an den Komba. 
2. Beantwortung von Fragen über Beſoldungs⸗, 
Anſtellungsverhältniſſe. 3. Kaſſenbericht und 
Einziehung der Beiträge für 1920. 4. Ver⸗ 
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ſchiedenes, u. a. Beſprechung der Seeburger Ver⸗ 
hältniſſe und des Falles Stahmann. Im An⸗ 
ſchluß hieran findet die Beſichtigung des Reviers 
Angerburg ſtatt. Am 12. Dampferfahrt nach 
Lötzen und Beſichtigung des Reviers Lötzen 
Anmeldungen zum Eſſen und Nachtquartier von 
anderen als bis jetzt Gemeldeten werden bis zum 
5. Juli an Herrn Stadtförſter Menſch, Forſthaus 
Angerburg, erbeten. Um recht zahlreiche Be⸗ 
teiligung an der Fahrt wird gebeten. 
Der Vorſtand: 
J. A.: Kumſteller, Schriftführer. 


— 2 — 
Freier Meinungsaustauſch! 


Unter dieſer Überſchri 


werden wir für die Folge Mitteilungen veröffentlichen, die ſich mit 


den augenblicklich ſchwebenden Streitfragen, beſonders in den einzelnen Forſtbeamtenvereinen, 
bien, ehr Da ein Allgemeinintereſſe an dieſen Dingen, die zumeiſt nur Widerſtreit von Meinungen 


bilden, 


Neudamm und ſeine geldlichen Unterſtützungen. 

Über dieſe Angelegenheit kann ſich der „Deutſche 
Förſter“ immer noch nicht beruhigen. In Nr. 25 
wird dort die Behauptung aufrechterhalten, daß 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ für jede Provinz⸗ 
. des ehemaligen „Vereins Preußiſcher 

ommunalforſtbeamten“ „fürs erſte“ 1000 A zur 
Beſtreitung der dringendſten Ausgaben zur Ver⸗ 
fügung geſtellt hätte und der Einſender dieſer 
Nachricht mit ſeinem vollen Namen für die 
Richtigkeit ſeiner Angaben einträte. 

Herr Oberförſter Gebbers hat in Nr. 41 des 
ahres 1919 auf Seite 734 in der „Deutſchen 
orſt⸗Zeitung“ folgendes erklärt: 

„Es iſt richtig, daß die Firma J. Neumann, 
Neudamm, mir tauſend Mark, nicht Tauſende, 
wie wohlberechnend der namenloſe Herr im 
„Deutſchen Förſter“ ſchreibt, Juſchuß zu den 
ſachlichen Koſten für die Gründung des „Ver⸗ 
eins Preußiſcher Kommunalforſtbeamten“ zur 
Verfügung geſtellt hat. Die Geldſumme war 
für die erſten Druck⸗ und Portokoſten beſtimmt 
und mir äußerſt erwünſcht, denn mein Privat⸗ 
geldbeutel hätte auf die Dauer kaum mit den 
nicht unbedeutenden Ausgaben für unſere Sache 
ſich abfinden können.“ 

Die Verlagsbuchhandlung J. Neumann, 
Neudamm, gibt zu dieſer Angelegenheit folgende 
Erklärung ab: 

„Auf Anregung des Leiters unſerer „Deutſchen 
Forſt⸗ Zeitung“ haben wir im Sommer 1919 
Herrn Oberförſter Gebbers, Lauenburg, für Her⸗ 
ſtellung von Druckſachen und zur Beſtreitung 
von Portokoſten zwecks Gründung des „Vereins 
Preußiſcher Kommunalforſtbeamten“ eintauſend 
Mark zur Verfügung geſtellt. Dieſer Betrag iſt dann 
im Februar 1920 dem laufenden Druckſachenkonto 
des genannten Vereins überwieſen. Irgend⸗ 
welche Bedingungen, auch die, daß die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ Organ des ſich neu gründenden 
Vereins werden ſollte, ſind von unlere Seite 
an dieſe Zuwendung nicht geknüpft worden.“ 

Neudamm, den 2. Juli 1921. 

Die Verlagsbuchhandlung J. Neumann. 

Wir haben dieſen Erklärungen nur hinzu⸗ 
zufügen, daß die von uns in Nr. 23 gebrachte 
Mitteilung, der „Deutſche Förſter“ habe feinen 
Leſern wider beſſeres Wiſſen eine Zeitungsente 
aufgetiſcht, ſomit aufrechterhalten bleibt. 

Die Schriftleitung. 


* 
Zu meinem Artikel in Nr. 18 liegt mir 
eine Menge Material an Preſſeäußerungen 


ehr häufig nicht vorliegt, iſt der neuen Rubrik ihr Platz am Schluſſe zugewieſen worden. 


wie an 1 Zuſchriften zuſtimmenden 
und ablehnenden Inhalts vor. Die Zuſchriften 
halten ſich die Wage, d. h. etwa 50% find der 
Anſicht, daß es an der Zeit d die ausschließliche 
Kampfpoſition des Vereins Preußiſcher Staats⸗ 
förſter aufzugeben und durch eine Verſtändigungs⸗ 
aktion innerhalb der geſamten grünen Farbe 
poſitive Arbeit am Wiederaufbau Deutſchlands 
zu 1 Die ablehnenden Zuſchriften ſind 
teilweiſe unſachlich, teilweiſe ſtammen fie von 
2 1 8 die heute noch in Verkennung der 
realen Wirklichkeit einer Fata Morgana nacheilen. 
Gar nicht erwähnt hatte ich in meinem Artikel 
den „Deutſchen Harb. 2 und ſeinen Schriftleiter 
Herrn Otto Bernhard. Trotzdem fühlt ſich gerade 
dieſer Herr — der allen Grund hätte, beſonders 
in meiner Angelegenheit ſich möglichſt ruhig zu 
verhalten — veranlaßt, im Ton des „Berliner 
Tageblatts“ über mich herzufallen. Was Herr 
5 im Bunde mit Herrn Pfalzgraf dem 
Leſerkreiſe in Nr. 20, 21 und 22 des „Deutſchen 
Förſters“ glaubt vorſetzen zu können, iſt nur 
damit zu erklären, daß dieſer Leſerkreis wie 
hypnotiſiert auf die Tiſchklopfkünſte dieſer Herren 
blickt. Wenn man die Notiz aus der Feder des 
Herrn Bernhard unter Streiflichter in Nr. 20 ſeines 
Blattes lieſt, muß man unbedingt zu dieſer Schluß⸗ 
folgerung kommen. Ich ſoll danach die Beamten⸗ 
ſchaft als „das Grab des deutſchen Berufs⸗ 
beamtentums“ bezeichnet haben. Druckfehler — 
nein, Berichtigung iſt nicht erfolgt. Soll ich 
etwa eine Notiz berichtigen, die derartigen Unſinn 
enthält? Mit den übrigen rein perſönlich ge⸗ 
haltenen Außerungen iſt es ebenſo. 

Schließlich meldet ſich Herr Bernhard in 
Nr. 22 ſeines Blattes noch einmal. Mein Ein⸗ 
treten für eine Verſtändigung innerhalb der 
grünen Farbe, die Ablehnung des Terrors inner⸗ 
halb der Beamtenſchaft und mein Eintreten für 
ein mächtiges und geachtetes Deutſchland wird als 
„Verrat“ bezeichnet. Eine früher wohl kaum 
beobachtete Auffaſſung bei einem Ofſizier a. D. 

ch hoffe, daß ich nicht noch deutlicher zu werden 
brauche. Die deutſchen Förſter aber werden 
hoffentlich bald erkennen, daß die Formen des 
Herrn Bernhard ſie zu einer Betätigung verleiten 
wollen, die niemals ihnen, dem deutſchen Walde 
und dem deutſchen Volke zum Segen gereichen 
wird, die vielmehr lediglich dazu dient, das Bett 
recht warm und groß zu machen, in das ſich 
Herr Bernhard gelegt hat. 

Paterſchobenſee, Kreis Ortelsburg. 
Schellack, Hilfsförſter. 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 
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Deutiche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Runödſchau und Des Förſters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Dereins Preussischer Forstbeamten, des „Waldheil“, Vereins zur Förderung 

der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten, des Forstwaisenvereins, des Vichversicherungsvereins der Forst- 

beamten a. 6., des Vereins Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staats törsterboereinigung, des Vereins für 
Privattorstbeamte Deutschlands, der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft Glatz und Umgegend. 


Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung eimer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 

80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitsemſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


SSrrr—— ———————— — ͤ —-„—-—tê T —— — —u—— —⅛ê 

Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Bei⸗ 

träge, ſur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen DT die von ihren ler 

er? anderen Zeiſchrüten ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Neudamm, den 17. Juli 1921. 


Privatforſtbeamte Deutſchlands! 
Helft Euren in größter Not, Bedrängnis und in ſtündlicher Lebensgefahr ſchwebenden 


Berufsgenoſſen in Oberſchleſien. 


Anſer alter Oberſchleſier, Forſtmeiſter i. R. Troſt in Niewe, Poſt Schurgaſt, Oberſchleſien, 
iſt bereit, die Verteilung einlaufender Geldſpenden zu übernehmen. (Siehe auch Bekannt⸗ 
gabe in Nr. 25 S. 487). Wenn wir auch ſelbſt nicht viel haben, fo iſt es doch tauſendmal 
mehr, als der von einem erbarmungsloſen Räuber bedrohte oberſchleſiſche Forſtbeamte beſitzt. 


Nr. 29. 36. Band. 


Sammelt auf den Verſammlungen und ſonſtigen Zuſammenkünften unſeres Vereins. 
Die Regierung hat unſere Sammlung genehmigt. 


Jagdſchloß, den 10. Juli 1921. 


Schwabe, Oberförſter, 


Vorſitzender des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 


Der Haushalt der Staatsforſtverwaltung 
für das Rechnungsjahr 1921. 


Der in Nr. 25 veröffentlichte Haushalt der Hilfskräfte getrennt find nach ſolchen für Hilfe⸗ 
Staatsforſtverwaltung für 1921 met gegen den leiſtungen durch Beamte und ſolchen für Hilfe⸗ 


des Vorjahres manche Anderungen auf. In 
der äußeren Form unterſcheidet er ſich von 
ſeinem Vorgänger zunächſt darin, daß die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben der forſtlichen Lehr⸗ 
anſtalten, um die Betriebsergebniſſe der Forſt⸗ 
verwaltung klar hervortreten zu laſſen, von den 
eigentlichen Betriebs⸗ Einnahmen und Ausgaben 
getrennt und für ſich abgeſchloſſen ſind. Für 
die Einnahmen der Lehranſtalten iſt unter den 
ordentlichen Einnahmen das neue Kapitel 2 a 
gebildet, die Ausgaben der Anſtalten haben ihren 
Platz hinter den „Allgemeinen Ausgaben“ — 
Kapitel 4 — unter dem Kapitel 4 a der dauernden 
Ausgaben gefunden, wo ſie auf 12 Titel verteilt 
ind. 

Weitere Anderungen in der äußeren Geſtaltung 
des Haushalts ſind dahin getroffen, daß die 
Beſoldungsfonds unter den einzelnen Ausgabe⸗ 
Kapiteln zu einem Titel mit Unterabteilungen 
für die den verſchiedenen Gruppen der neuen 
Beſoldungsordnung angehörenden Beamten zu⸗ 
ſammengezogen ſind. Ferner iſt zu erwähnen, 
daß die Ausgaben für Hilfsarbeiter und andere 


leiſtungen durch nichtbeamtete Kräfte. Infolge 
dieſer Ordnung erſcheinen im Kapitel 2 der 
dauernden Ausgaben unter je einem Titel die 
Vergütungen für Hilfsarbeiter im Forſtverwal⸗ 
tungsdienſte und diejenigen für Forſtgehilfen und 
Hilfsförſter einerſeits und die Vergütungen für 
außerplanmäßige Forſtkaſſenverwalter, die Unter⸗ 
erheber, die nebenamtlichen Waldwärter und 
Wärter bei den Nebenbetriebsbeamten und für 
ſonſtige nicht beamtete SE im Forſtſchutz⸗ 
dienſte andererſeits. In gleicher Weiſe find auch 
bei den Forſteinrichtungsanſtalten (Kapitel 3) 
und den forſtlichen Lehranſtalten (Kapitel 4 a) 
die Ausgaben für Hilfsarbeiter und andere 
Hilfskräfte geordnet, die im Haushalte für 1920 
unter Kapitel 3a Titel 6 und 11 bzw. unter 
Kapitel 3 Titel 4 und 7 veranſchlagt waren. 
Bei den dauernden Ausgaben ſind im Kapitel 2 
die Mittel zu Unterſtützungen für die aktiven 
Beamten unter einem Titel (7) ausgeworfen, 
während ſie früher auf die Titel 10 (für Unter⸗ 
beamte) und 12 (für mittlere und höhere Beamte) 
verteilt waren. Ebenſo find auch die Fonds Kapitell 
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Titel 4 und 6 des Haushalts für 1920 (Unter- 
ſtützungen für Beamte i. R. und deren Hinter⸗ 
bliebene ſowie für Angeſtellte und Arbeiter und 
deren Hinterbliebene) zu einem Titel (4 des 

. Der Titel 11 des Kapitels 2 der 

dauernden Ausgaben iſt fortgefallen, weil außer⸗ 

ordentliche Remunerationen in Übereinſtimmung 
mit einem Wunſche der Beamtenvertretungen 
nicht mehr gewährt werden ſollen. Der bei der 

Bergverwaltung ſchon ſeit langem befolgte 

Grundſatz, daß die Betriebsverwaltungen ſich 

ſelbſt erhalten, alſo auch alle aus dem Betriebe 

herrührenden und damit zuſammenhängenden 

Ausgaben tragen ſollen, iſt nun auch bei der 

Forſtverwaltung durchgeführt. Ihr ſind infolge⸗ 

deſſen im vorliegenden Haushalte erſtmalig 

zur Aufbringung zugewieſen: 
1. die Wirtſchaftsbeihilfen an Beamte, An⸗ 
1 und Arbeiter in den beſetzten Ge⸗ 
ieten mit 2100000 A — Kap. 2 Tit. 6 
der dauernden Ausgaben —, 
2. ein Pauſchbeitrag zu den Ruhegehältern und 
den Witwen⸗ und Waiſengeldern der Forſt⸗ 
beamten in Höhe non 13 279 000 4 (= 20 % 
der Ausgaben an Grundgehältern und Orts⸗ 
uſchlägen der aktwen Forſtbeamten und 
Beamten bei den Forſteinrichtungsanſtalten 
und forſtlichen Lehranſtalten) — Kap. 2 
Tit. 10 wie vor —, 
3. ein Verwaltungskoſtenbeitrag für die Mit⸗ 
verwaltung von 1 durch Kreis⸗ 
rentmeiſter in Höhe von 500 000 „ 
Kap. 2 Tit. 11 wie vor —, 

. ein Beitrag von 177 910 „ zur Verzinſung 
und Tilgung derjenigen Beträge, die ſeinerzeit 
aus dem ſogenannten 100⸗Millionen⸗Fonds 
für den Ankauf und die erſte Einrichtung der 
Preußen verbliebenden Forſtgrundſtücke in 
den vormaligen Provinzen Poſen und Weſt⸗ 
preußen aufgewendet ſind — Kap. 4 Tit. 6 
wie vor —. 

Dies vorausſchickend, gehen wir zur Beſprechung 

der einzelnen Einnahme⸗ und Ausgabepoſten 

des neuen Haushalts über und beginnen mit den 

Betriebseinnahmen. Sie ſind im ganzen auf 

1 269 797 000 „ veranſchlagt, wovon 1,2 Mil- 

liarden auf die Einnahmen aus dem Holzverkauf 

entfallen. Der Einnahmeanſatz für Holz bleibt 
hinter dem des Haushalts für 1920 um nicht 
weniger als 324,5 Millionen Mark, gegen die 
vorausſichtliche Solleinnahme für Holz aus dem 

Einſchlage 1920 von 1,8 Milliarden Mark ſogar 

um rund 600 Millionen Mark zurück. Die 

Gründe für den bedeutenden Ausfall ſind ein⸗ 

mal in dem erheblichen Rückgange der Holz⸗ 

preiſe und zum andern in dem weſentlich 


— 
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geringeren Holzeinſchlage des Wirtſchafts⸗ 
jahres zu ſuchen. Der Holzeinſchlag 


des Wirtſchaftsjahres 1920 war bekanntlich um 
7 des betriebsplanmaßigen Abnutzungsſatzes 
verſtärkt worden. Ein gleicher Mehreinſchlag 
iſt für das Wirtſchaftsjahr 1921 aber nicht vor⸗ 
geſehen; in dieſem ſoll vielmehr gegenüber dem 
planmäßigen Abnutzungsſatze nur 1 Million Feſt⸗ 
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meter Nutzholz mehr eingeſchlagen werden. Nach 
der Anlage des Haushaltsplanes kann man an⸗ 
nehmen, daß im laufenden Wirtſchaftsjahre etwa 
10 Millionen Feſtmeter Holz zum Einſchlag ge⸗ 
langen werden. Bei der Veranſchlagung der 
Geldeinnahme hierfür iſt mithin mit einem 
Durchſchnittspreiſe von 120 4 je Feſtmeter Holz 
gerechnet. 

Die übrigen Einnahmepoſten weiſen gegen 
das Vorjahr ein verhältnismäßig hohes Mehr 
auf, und zwar Titel 2 (Nebennutzungen) ein 
ſolches von 21 Millionen Mark, Titel 3 (Jagd) 
ein ſolches von 3 Millionen Mark, Titel 4 (Torf⸗ 
gräbereien) ein ſolches von 2,7 Millionen Mark, 
und Titel 7 (verſchiedene Einnahmen) ein ſolches 
von 11,623 Millionen Mark. Die Mehreinnahme 
wird nach den Erläuterungen zu den einzelnen 
Einnahmepoſten erwartet bei Titel 2 aus der 
Erhebung von Vergütungen für die Dienſt⸗ 
wohnungen der Forſtbeamten gemäß dem Be⸗ 
amten⸗Dienſteinkommengeſetz und durch die Er⸗ 
höhung der Gebühren für die Erlaubnisſcheine 
zum Sammeln von Waldbeeren uſw., bei Titel 3 
durch höhere Wildpreiſe und die Verwertung 
des Kleinwildes uſw. für die Staatskaſſe, bei 
Titel 4 von der Inbetriebnahme der im Vorjahre 
errichteten Torfgewinnungsanlage in der Ober⸗ 
förſterei Tawellningken, Regierungsbezirk Gum⸗ 
binnen, bei Titel 7 von Zi, die für rückſtändige 
Kaufgelder erhoben werden, durch Erhöhung der 
Beſoldungsbeiträge der Gemeinden ulm. In 
der Mehreinnahme bei Titel 7 ſind 9 102 000 A 
enthalten, die von Preußen an Notzuſchlägen zu 
den Ausgleichszuſchlägen der Beamten und Lohn⸗ 
angeſtellten verauslagt und vom Reiche erſtattet 
werden. (Als Notzuſchlag wird, wie nebenher 
bemerkt ſei, der Zuſchlag zu den Gehaltsbezügen 
bezeichnet, der den Beamten über den im Rech⸗ 
nungsjahre 1920 auf 50 % des Grundgehalts, 
des Ortszuſchlags und der Kinderbeihilfe feſt⸗ 
geſetzten Ausgleichszuſchlag hinaus gewährt wird.) 
Die Erhöhung der Gebühren für die Erlaubnis⸗ 
ſcheine zum Sammeln von Waldbeeren uſw. 
wird bei einem nicht geringen Teile der Be⸗ 
völkerung vorausſichtlich ſtarkem Widerſtande 
begegnen. Wenn man jedoch bedenkt, welche 
guten Gewinne die Sammler aus dem ek 
der Beeren und Pilze heutzutage erzielen, ſo 
wird man gegen die Maßnahme der Regierung, 
die bei der troſtloſen Lage der Staatsfinanzen 
beſtrebt ſein muß, neue Einnahmen für die 
Staatskaſſe zu ſchaffen, berechtigte Einwendungen 
nicht erheben können. Daß die Forſtbetriebs⸗ 
beamten und namentlich die in der Nähe größerer 
Städte ſtationierten infolge der Erhöhung der 
Gebühren viel Arger und Verdruß haben werden, 
iſt leider unausbleiblich, denn ſelbſt früher, als 
die Gebühr für den Berechtigungsſchein nur 
5 Pf. betrug, gab es Leute genug, die ſich um 
die Bezahlung dieſes geringen Betrages zu 
drücken ſuchten und gedrückt haben. 

Bei den außerordentlichen Einnahmen — 

2 Tit. 8 — iſt der mutmaßliche Erlös aus 
Grundſtücksverkäufen mit 9 Millionen Mark um 


Nr. 29 Bd. 36 (1921) 


Deuts che Forſt⸗Zeitung 


547 


7 Millionen Mark höher als im Vorjahre an⸗ wegfallend) umgewandelt werden können. Die 


genommen. 

Die Ausgaben weiſen im Haushalte für 1921 
eine ſehr erhebliche Zunahme gegen das Vorjahr 
auf. Die dauernden Betriebsausgaben — 
Kap. 2 bis 4 — find von 151 025 000 „ auf 
360 886 000 % (＋ 209 861 000 KK), die ein⸗ 
maligen und außerordentlichen Ausgaben — 
Kap. 2 — von 42 729 000 „“ auf 66 676 000 A 
(＋ 23 947 000 „) und die Ausgaben bei den 
forſtlichen Lehranſtalten (Kap. 4 a) von 761 000 A 
auf 1 951 000 „ ( 1 190 000 %) angewachſen. 
An dem Mehr ſind faſt alle Fonds mehr oder 


minder beteiligt; beſonders erhebliche Zugänge grupp 


zeigen die Beſoldungsfonds, bei denen die 
Wirkungen des Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes erſtmalig in die Erſcheinung treten, und 
die Lohnfonds. Die SG (Grundgehalt, 
Geng und Kinderbeihilfe) der unter 
Kap. 2 der dauernden Ausgaben aufgeführten 
planmäßigen Forſtbeamten (Regierungsforſtbe⸗ 
amte, Oberförſter, Forſtrentmeiſter, Forſtbetriebs⸗ 
beamte, Torf⸗ uſw. Meiſter, Unterförſter, Wieſen⸗ 
und Ablagewärter) erfordern 71 526 520 M 
(+ 54468910 /), die Beſoldungen der Be⸗ 
amten bei den Forſteinrichtungsanſtalten — 
Kap. 3 — 358860 „ (+ 280 260 ) und die 
der Dozenten, Lehrer und Beamten bei den 
forſtlichen Lehranſtalten — Kap. 4 a — 458 500 A 
(+ 319 290 „). Den Beſoldungen treten die 
Ausgleichs⸗ und Notzuſchläge für die Beamten 
unter Kap. 2 mit 44 136 580 A für die Be⸗ 
amten unter Kap. 3 mit 246 470 / und für die 
Dozenten uſw. unter Kap. 4 a mit 285 700 A 
hinzu. 

Aus den Erläuterungen zum Beſoldungs⸗ 
fonds Kap. 2 Tit. 1 erſehen wir mit ſchmerz⸗ 
lichſter Bewegung, daß die Staatsforſtverwaltung 
infolge der Gebietsabtretungen, die uns durch 
den Schmachfrieden von Verſailles auferlegt 
ſind, einen weiteren Verluſt von fünf Ober⸗ 
förſtereien in den Bezirken Schleswig und 
Aachen zu beklagen hat. Mit dieſen Revieren 
ſind 28 Revierförſtereien und Förſtereien ver⸗ 
loren gegangen. Außerdem hat anläßlich der 
Grenzregelung noch eine Förſterei an Polen 
abgetreten werden müſſen. Dieſe Verluſte 
bringen leider für die Förſteranwärter eine 
weitere Verlängerung der Wartezeit bis zur 
Erlangung einer Förſterſtelle mit Revier mit ſich. 
Um ſo mehr muß begrüßt werden, daß von den 
frei gewordenen Förſterſtellen m. R. aus den 
Abtretungsgebieten 8 zur Einrichtung gleicher 
Stellen in den Reſtbezirken des Staates ver⸗ 


wendet und 51 neue Forſtſekretärſtellen aus der 464 000 A 


Zahl der Förſterſtellen o. R., die im Haushalte 
als überzählige Förſterſtellen bezeichnet ſind, 
geſchaffen werden ſollen. Infolge der Ver⸗ 
mehrung der Forſtſekretärſtellen wird jetzt auf 
jeder Oberförſterei ein Forſtſekretär angeſtellt 
werden können. Wie im Vorjahre, iſt auch im 
| te für 1921 vorgeſehen, daß die frei 
gewordenen Förſterſtellen der Abtretungsgebiete 
nach Bedarf in überzählige Förſterſtellen (künftig 
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Zahl dieſer Stellen iſt infolgedeſſen gegenüber 
dem Vorjahre um 467 auf 1356 angewachſen. 
Von den beiden Förſterſtellen, deren Inhaber 
für die Zwecke und auf Koſten einer Privotperſon 
angeſtellt ſind, iſt 1 weggefallen. Die Zahl der 
Oberförſterſtellen weiſt gegen das Vorjahr eine 
Abnahme von 51 auf. Darunter befinden ſich 
50 Oberförſterſtellen o. R., die vermutlich in⸗ 
folge der günſtiger gewordenen Anſtellungs⸗ 
verhältniſſe der Forſtaſſeſſoren entbehrlich ge⸗ 
worden ſind. Von den 660 Oberförſterſtellen 
des Kap. 2 entfallen 161 auf die Beſoldungs⸗ 
e A 11. Dieſe übertragen ſich mit den 
beiden Stellen der Gruppe A 11 bei den Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalten. Nach dem Vermerke zu 
den Beſoldungsgruppen A 7 und 6 beläuft yich 
die Zahl der Forſtſekretäre und Förſter (ein, 
ſchließlich der überzähligen Förſter und der noch 
nicht endgültig untergebrachten Förſter aus den 
Abtretungsgebieten) auf 5177, wovon 1576 
der Beſoldungsgruppe A7 und 3601 der Be⸗ 
ſoldungsgruppe A6 angehören. Die Forſt⸗ 
beamten aus den Abtretungsgebieten ſind bis 
auf 107 (5 Forſtrentmeiſter, 98 Revierförſter 
und Förſter, 3 Torf⸗ uſw. Meiſter und 1 Lehrer 
an einer Forſtſchule) endgültig untergebracht, 
und man darf hoffen, daß dies bis Ende des 
Rechnungsjahres 1921 bei allen jenen Beamten 
der Fall ſein wird. 

Bei den anderen persönlichen Ausgaben 
(Kap. 2) erfordern die Vergütungen für Hilfs⸗ 
arbeiter im Forſtverwaltungsdienſt (Tit. 3 a) 
1 315 500 , diejenigen für Forſtgehilfen und 
Hilfsförſter, deren Zahl auf im ganzen 1855 
(866 Forſtverſorgungsberechtigte und 989 Förſter⸗ 
anwärter im Vorbereitungsdienſte) angegeben 
iſt (Tit. 3 b), 14 567 300 „ und die Beſoldungs⸗ 
beiträge für die gemeinſchaftlichen Forſtbetriebs⸗ 
beamten in dem Regierungsbezirk Wiesbaden 
85 800 „, zuſammen 15 968 600 „ (gegen 1920 
+ 13 838 600 A). Wir hoffen, daß in der Frage 
der Bemeſſung der Tagesvergütungen für die 
Förſteranwärter im Vorbereitungsdienſt noch 
nicht das letzte Wort geſprochen iſt. Die jetzigen 
Vergütungen ſind durchaus unzureichend. Die 
Fonds, aus denen die Vergütungen und Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigungen der außerplanmäßigen 
Forſtkaſſenverwalter und der Untererheber be⸗ 
ſtritten werden, weiſen erfreulicherweiſe eine 
bedeutende Verſtärkung auf, und zwar bei den 
ordentlichen Ausgaben (Kap. 2 Tit. da) um 
200 000 „ und bei den einmaligen und außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben (Kap. 2 Tit. 5) um 

Bei den Fonds ſtehen für 1921 
1,3 Millionen Mark zur Verfügung. Mit Ge- 
nugtuung darf begrüßt werden, daß diejenigen 
außerplanmäßigen Forſtkaſſenverwalter, die ihre 
Tätigkeit ausſchließlich der Forſtkaſſenverwaltung 
widmen müſſen, als vollbeſchäftigt anerkannt 
ſind und nach dem Teiltarifvertrage für die 
Angeſtellten bei den Reichs⸗ und Preußiſchen 
Staatsverwaltungen vom 4. Juni 1920 beſoldet 
werden. Für die Vergütungen für nebenamt⸗ 
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liche Waldwärter uſw., die früher unter Kap. 2 
Tit. 9 der ordentlichen Ausgaben mit aufgenommn 
waren, ſind bei Tit. 4b 300 000 6 ausgeſetzt. 
Für die Verrechnung der Stellvertretungskoſten, 
die bei den Titeln 7 bis 9 des Kap. 2 des Haus⸗ 
halts für 1920 nachgewieſen wurden, iſt ein 
neuer Titel (5) geſchaffen, der nach dem voraus⸗ 
fichtlichen Bedarfe mit 200 000 4 ausgeſtattet 
iſt. Die Mittel, die bisher für Unterſtützungen 
an Beamte zur Verfügung ſtanden (Kap. 2 
Tit. 10 und 12, Kap. 3 Tit. 5 und Kap. 3 a Tit. 5 
des Haushalts für 1920), ſind zwar weſentlich 
erhöht, nämlich von zuſammen 211 604 M auf 
zuſammen 572 150 „ (ſ. Kap. 2 Tit. 7, Kap. 3 
Tit. 6, Kap. 4 a Tit. 10 der dauernden und Kap. 2 
Tit. 12 der einmaligen uſw. Ausgaben), man 
hätte aber erwarten dürfen, daß gerade bei der 
anderweiten Feſtſetzung der Unterſtützungsfonds 
der ſtarken Geldentwertung beſſer Rechnung 
etragen worden wäre. Das muß beſonders 
hinſichtlich der Fonds betont werden, aus denen 
die Beamten i. R., Angeſtellten, Arbeiter, aus⸗ 
Befchiedenen Angeſtellten und Arbeiter ſowie 
ihre Hinterbliebenen unterſtützt werden. Dieſe 
Fonds waren vor dem Kriege mit zuſammen 
260 000 & ausgeſtattet. Demgegenüber müſſen 
wir die im Haushalte für 1921 vorgeſehene 
Erhöhung auf im ganzen 310 000 & (250 000 A 
bei Kap. 4 Tit. 4 der dauernden und 60 000 A 
bei Kap. 2 Tit. 13 der einmaligen Ausgaben) 
geradezu als beſchämend bezeichnen. Bei Tit. 8 
der dauernden Ausgaben find erſtmalig 450 000 A 
für widerrufliche laufende Unterhaltungszuſchüſſe 
an Beamte im Vorbereitungsdienſt le 
Nach der . der Fonds werden 
ſolche Zuſchüſſe nur denjenigen Beamten ge⸗ 
währt, die während der Vorbereitungszeit keine 
weitere Vergütung aus der Staatskaſſe beziehen. 
Bei der Forſtverwaltung kommen daher nur die 
Forſtreferendare in“ Betracht, die Forſtlehrlinge 
gehören bekanntlich nicht zu den Beamten. Die 
Mittel für Wirtſchaftsvorſchüſſe an Forſtbeamte 
(Tit. 9) ſind abermals, und zwar um 2 Millionen 
Mark, verſtärkt worden. Über die neuen Titel 10 
und 11 des Kap. 2 iſt bereits oben geſprochen. 
Die Dienſtaufwandsentſchädigungen der Forſt⸗ 
beamten find gegenüber dem Rechnungsjahre 
1920 erfreulicherweiſe recht erheblich erhöht. 
Um die Erhöhung im einzelnen klar hervortreten 
gu laſſen, faſſen wir die im Haushalte für 1921 
ei den dauernden und den einmaligen uſw. 
Ausgaben für Dienſtaufwandsentſchädigungen 
vorgeſehenen Beträge zuſammen und ſtellen 
ihnen die Beträge des Haushalts von 1920 
gegenüber. Im letzteren waren für Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigungen ausgeworfen: 
a) für Oberforſtmeiſter und Regierungs⸗ und 
Forſträte 254 860 ＋ 30 000 = 284 860 K, 
b) für Oberförſter 3 676 640 ＋ 2 770 000 
= 6 446 640 M, 
e für Forſtrentmeiſter 300 000 + 73000 
— 373000 , 


d) für Revierförſter und Förſter (einſchließlich 
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Forſtſekretäre) 2800 ＋ 1 209 600 + 620 000 
— 1832400 A 


Demgegenüber ſetzt der Haushalt für 1921 aus: 

für die Beamten unter a: 443000 + 180 000 
— 623 000 A8. 

für die Beamten unter b: 3 676 640 + 5 170 000 
— 8 846 640 „ (durchſchnittlich rd. 14 000 A 
für die Stelle), 

für die Beamten unter e: 600 000 + 125 000 
— 725000 „e (durchſchnittlich rund 7600 A 
für die Stelle), 

für die Beamten unter d: 1 693 500 + 2 559/800 

253 300 K. 


Die bisherigen Höchſtſätze der Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung ſind bei den Oberforſtmeiſtern 
von 3200 „ auf 5000 A. bei den Regierungs⸗ 
und Forſträten von 2400 M auf 4000 4 und 
bei den verwaltenden Revierförſtern von 1400 M 
auf 4000 „ erhöht. Den Regierungsforſtbeamten 
werden im Bedarfsfalle Zuſchüſſe zu ihrer Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung ohne Rückſicht auf vor⸗ 
ſtehende Höchſtſätze aus dem Fonds Kap. 2 Tit. 6 
der einmaligen Ausgaben gegeben werden können. 
Die Durchſchnittsſätze der Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigungen betragen jetzt bei den Revier⸗ 
förſtern 1500 „, bei den Forſtſekretären 1300 A 
und bei den Förſtern 1000 „. Zur Begründung 
der Beſſerſtellung der Forſtſekretäre gegenüber 
den Förſtern wird in den Erläuterungen zum 
Tit. 14 angeführt, daß die Sekretäre an ſämtlichen 
Holzverkaufsterminen der Oberförſterei teil⸗ 
zunehmen haben und ihnen durch die Wahr⸗ 
nehmung auswärtiger Termine höhere Koſten 
erwachſen als den Förſtern, die nur den ihre 
Förſterei betreffenden Holzverſteigerungen bei⸗ 
zuwohnen haben. Beſonders zu begrüßen iſt 
die Beſtimmung im Haushalte 1921, daß die 
Oberförſter, die verwaltenden Revierförſter und 
die Förſter gewiſſermaßen als Zuſchuß zu ihrer 
Dienſtaufwandsentſchädigung jährlich bis zu 9 rm 
Weichholzknüppel zur Heizung ihres Dienſt⸗ 
zimmers erhalten Daten. Es iſt damit einem 
berechtigten Wunſche der Beamten Rechnung 
getragen. Der Haushalt für 1921 bringt nun 
endlich auch die ſeit langem dringend erforderliche 
Erhöhung der Pferdehaltungszulagen. Für die 
Zulage, die noch im Haushalte für 1920 mit 
dem lächerlich geringen Satz von 180 „ erſchien, 
iſt im laufenden Haushalt der Betrag von 2200 M 
— 1000 „ bei den dauernden und 1200 „ bei 
den einmaligen Ausgaben — vorgeſehen. Wie 
bei den Dienſtaufwandsentſchädigungen der 
Revierförſter, Forſtſekretäre und Förſter handelt 
es J ich hier um einen Durchſchnittsbetrag. Die 
Zulage kann alſo — wie die Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung — je nach den Verhältniſſen der 
einzelnen Stellen auf einen höheren oder ge⸗ 
ringeren Betrag feſtgeſetzt werden. KEE 
von 15 Förſtern, welche die Pferdehaltungs⸗ 
zulage bisher ſchon bezogen, und 1 Förſter, für 
den ſie jetzt vorgeſehen iſt, ſollen alle Revierförſter 
dieſe Zulage erhalten, da für ſie ausnahmslos 
die Notwendigkeit zur Haltung eines Dienſt⸗ 
pferdes anerkannt iſt. 
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Unter Tit. 15 des Haushaltes iſt erſtmalig | Ordnung der Hilfsarbeiterfonds, über die ſchon 


eine Summe von 200 000 K ausgeworfen, aus 
der denjenigen Forſtbeamten, die ſich bei Aus⸗ 
übung ihres Dienſtes eines Fahrrades bedienen 
müſſen, die aber, wie die Forſtaſſeſſoren, über⸗ 
zähligen Förſter, Hilfsförſter und Forſtgehilfen, 
keine Dienſtaufwandsentſchädigung beziehen, eine 
Beihilfe zu den Unterhaltungskoſten des Fahr⸗ 
rades gegeben werden ſoll. Die Neuerung wird 
von den beteiligten Beamten mit Genugtuung 
begrüßt werden. Da die Beihilfen nach den 
Erläuterungen im Haushalte je nach dem Auf⸗ 
wande bemeſſen werden ſollen, wird es ſich 
empfehlen, daß die Beamten ſich bei Reparaturen 
uſw. Koſtenrechnungen als Belege über ihre 
Ausgaben ausſtellen laſſen. 

Die Fonds, die im Haushalte für die ſächlichen 
Verwaltungs⸗ und Betriebskoſten vorgeſehen 
ſind, haben in Anbetracht des Steigens der 
Arbeitslöhne uſw. ſelbſtverſtändlich zum Teil 
weiter ſehr verſtärkt werden müſſen. Der Holz⸗ 
werbungskoſtenfonds (jetzt Tit. 16) iſt auf 130 Mil⸗ 
lionen Mark (+ 60 Millionen Mark), der Waſſer⸗ 
baufonds (jetzt Tit. 20) auf 250 000 
(+ 100000 %, der Betriebsfonds für Zort, 
gräbereien (jetzt Tit. 23) auf 350 000 A 
(+ 60 000 ) erhöht. Die Jagdkoſten (jetzt 
Tit. 22) ſind mit Rückſicht auf das Inkrafttreten 
der neuen Jagdnutzungsvorſchriften auf 700 000 A 
(+ 150 000 4) veranſchlagt, Umzugskoſten (jetzt 
Tit. 25) erfordern jetzt 370 000 Lt 98 000 0) 
die Aufwendungen für die Vertilgung ſchädlicher 
Tiere (jetzt Tit. 26) 1,5 Millionen Mark 
(+ 500 000 4), Vorflut⸗, Feuer⸗ und Grenz⸗ 
ſicherungskoſten (jetzt Tit. 27) 1,3 Millionen Mark 
(+ 600000 „) und Holzverkaufskoſten und 
andere vermiſchte Ausgaben (jetzt Tit. 28) rund 
25 Millionen Mark (+ rund 15 Millionen Mark). 
Der Hochbaufonds und der Kulturfonds, die im 
Haushalte bei den dauernden Ausgaben unter 
Tit. 17 und 21 mit den Beträgen des Haushaltes 
von 1920 (5 Millionen bzw. 20 Millionen Mark) 
erſcheinen, ergänzen ſich wieder aus Zuſchuß⸗ 
fonds, die bei den einmaligen uſw. Ausgaben 
unter Tit. 9 und 11 vorgeſehen ſind. Der Zuſchuß⸗ 
fonds für Hochbauten iſt gegen 1920 leider um 
2 Millionen Mark (von 14 Millionen Mark auf 
12 Millionen Marh herabgeſetzt, der Zuſchuß zum 
Kulturfonds dagegen um rund 12 Millionen Mark 
(von 18 Millionen Mark auf rund 30 Millionen 
Mark) erhöht. Der Wegebaufonds (jetzt Tit. 18) 
war bereits früher (ſ. Haushalt für 1918) aus 
einem bei den einmaligen uſw. Ausgaben ein⸗ 
geſtellten Zuſchußfonds ergänzt worden. Dieſer 
Zuſchußfonds iſt in dem Haushalt für 1921 als 
Tit. 10 der einmaligen uſw. Ausgaben wieder 
aufgenommen und mit 2 Millionen Mark aus⸗ 
geſtattet. 

Bei den Forſteinrichtungsanſtalten (jetzt 
Kap. 3) ſind, abgeſehen von der anderweiten 


= 


oben geſprochen iſt, der Regelung der Be⸗ 
amtenbeſoldungen nach dem Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz und den Fondsverſtärkungen 
infolge Erhöhung der Vergütungen für die 
Lohnangeſtellten, keine beſonderen Verände⸗ 
rungen gegen den Haushalt für 1920 eingetreten. 
Die Aufwendungen für die Forſteinrichtungs⸗ 
anftalten erfordern jetzt 1 330 000 , alſo 
956 000 & mehr als im Rechnungsjahre 1920. 


Bei den allgemeinen Ausgaben (Kap. 4) 
iſt ebenfalls keine nennenswerte Anderung gegen⸗ 
über dem Rechnungsjahre 1920 zu verzeichnen. 

Die forſtlichen Lehranſtalten erfordern bei 
einer eigenen Einnahme von 285 000 „ (gegen 
das Vorjahr + 79 000 RI und einer Geſamt⸗ 
ausgabe von 1 951 000 ACL 761 000 ) einen 
Zuſchuß von 1666000 % (+ 1 111 000 ). 
Bei den forſtlichen Hochſchulen haben die durch 
die Einführung der Rektoratsverfaſſung bedingten 
Anderungen im Haushalte für 1921 noch keine 
Berückſichtigung gefunden. Vermutlich waren 
die Verhandlungen über die Verfaſſungsänderung 


A zur Zeit der Aufſtellung des Haushaltes noch 


nicht abgeſchloſſen. Bei den Beſoldungsfonds 
der Hochſchulen ſind drei neue Profeſſorenſtellen 
künftig wegfallend) eingeſtellt. Sie ſind für drei 
Profeſſoren vorgeſehen, die im Rechnungsjahre 
1921 emeritiert werden und während der Emeri⸗ 
tierung ihre vollen Dienſtbezüge weiter erhalten. 
Über die Mehraufwendungen, welche die Be⸗ 
ſoldungen der Beamten uſw. bei den forſtlichen 
Lehranſtalten erfordern, und über die anderweite 
Ordnung der Fonds für Hilfskräfte iſt ſchon oben 
geſprochen. Eine größere Verſtärkung (um rund 
120 000 ) weiſt der Geſchäftsbedürfnisfonds 
der Lehranſtalten auf, obwohl die Löhne jetzt 
aus ihm herausgenommen ſind. 

Aus dem Abſchnitte B des Haushaltes „Ein⸗ 
malige und außerordentliche Ausgaben“ iſt zu 
erwähnen, daß für den Ankauf und die erſte 
Einrichtung von Grundſtücken zu den Forſten 
entſprechend der höheren Einnahme aus Grund⸗ 
ſtücksverkäufen 6,9 Millionen Mark mehr als im 
Vorjahre vorgeſehen ſind. Die Mittel für Be⸗ 
ſchaffung von Inſthäuſern für Arbeiter (Tit. 3) 
ſind bedauerlicherweiſe um 500 000 A auf 
5 Millionen Mark herabgeſetzt. Der Fonds für 
die Herſtellung von Fernſprechanlagen iſt da⸗ 
gegen um 100 000 % auf 400 000 „ erhöht. 
Die weiteren Fonds unter dem Abſchnitt B 
haben wir bereits beſprochen. 

Der Haushalt für 1921 ſchließt beim Abſchnitt 
„Betrieb“ mit einem Überſchuſſe von 851 235 000 
Mark und im ganzen — unter Abzug des Zu⸗ 
ſchuſſes für die forſtlichen Lehranſtalten — mit 
einem ſolchen von 849 569 000 & ab. Der Rein⸗ 
überſchuß bleibt hinter dem des Haushaltes von 
1920 um 510 416 000 & zurück. 


— 


vu Dës Kefir 


Preußiſcher Landtag. 
24. Sitzung, Donnerstag, den 2. Juni 1921. 
Erklärung des Staatsminiſteriums über den 
Staatshaushaltsplan für 1921. 

Saemiſch, Finanzminiſter: — — Zwiſchen Aus⸗ 
gaben und Einnahmen ergibt ſich ein Fehlbetrag von 
2,3 Milliarden Mark — genau 2 Milliarden 360 Mil⸗ 
lionen —, ein Fehlbetrag, für den Deckungsmittel noch 
gefunden werden müſſen. (Hört, hört!) 

Der Grund für die Steigerung der Ausgaben liegt 
vorwiegend in der allgemeinen Senkung des Geld⸗ 
wertes, die vor allem bei der Beamten⸗ und Lehrer⸗ 
beſoldung ſehr viel höhere Zahlen notwendig gemacht 
5 Die Geſamtſumme der Staatsausgaben 
für die Beamten⸗ und Lehrergehälter, die nach dem 
letzten Friedenshaushaltsplan 600 Millionen Mark 
betrug, iſt in dem Voranſchlag für 1921 auf 5800 Mil⸗ 
lionen Mark, alſo faſt das Zehnfache, geſtiegen; bei 
den Beamtengehältern allein ohne die Volksſchul⸗ 
lehrergehälter ergibt ſich ein Anwachſen von 480 Mil⸗ 
lionen im letzten Friedenshaushaltsplan auf jetzt rund 
4 Milliarden Mark. Doch iſt dabei zu berückſichtigen, 
daß auch die Zahl der Beamten, insbeſondere durch das 
Hinzutreten der Schutzpolizei, ſehr gewachſen iſt. Damit 
nun aber aus dieſer Steigerung der Ausgaben für 
Beamtengehälter in Verbindung mit der von mir 
angedeuteten Steigerung der Zahl der Beamten keine 
falſchen Schlüſſe auf die Steigerung der Beamten⸗ 
gehälter an ſich gezogen werden, möchte ich mir, ohne 
Sie allzu ſehr mit Zahlen ermüden zu wollen, doch 
erlauben, anzugeben, wie ſich die Steigerung der Be⸗ 
N bei den verſchiedenen Gruppen ge⸗ 
ſtaltet. 


A — — 


— Ran 
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Parlaments- und Vereinsberichte. 


Sie beträgt 
bei den Gruppen 1 bis 4 durchſchnittlich etwa 516 90, 
bei den Gruppen 5 bis 9 etwa 328 9%, 
bei den Gruppen 10 bis 13 etwa 226 %. 
Dabei bemerke ich für diejenigen, welche die Zahlen 
nachprüfen wollen, daß die Kinderbeihilfen einſchließlich 
des Ausgleichszuſchlages und des Notzuſchlages in 
dieſen Zahlen nicht berückſichtigt worden ſind. — — 

Die Nettoeinnahme aus den Betriebsverwaltungen 
muß gegenüber 1920 um 441 Millionen Mark niedriger 
veranſchlagt werden. In erſter Linie kommt für dieſen 
Rückgang die Forſtverwaltung in Betracht. Im ur⸗ 
ſprünglichen Haushaltsplan für 1920 war mit einer 
Holzeinnahme aus den Forſten von 530 Millionen Mark 
gerechnet. Dieſer Betrag iſt dann im Nachtragsetat 
auf 1524 Millionen Mark erhöht worden. Mit dieſem 
außerordentlich hohen Betrag auch für 1921 zu rechnen, 
erſchien bei der Unſicherheit der Preiſe nicht vertretbar. 
Daher iſt der Betrag für 1921 auf 1200 Millionen Mark 
veranſchlagt, alſo um 324 Millionen Mark geringer, 
aber doch immerhin um 670 Millionen Mark höher als 
der urſprüngliche Haushaltsplan für 1920. — — 

Mit der Erhöhung der Einnahmen muß ſelbſt⸗ 
verſtändlich nach wie vor eine dauernde Einſchränkung 
aller Ausgaben auf das unbedingt notwendige Maß 
Hand in Hand gehen. — — Wichtig iſt vor allem, daß 
auch weiterhin an der Vereinfachung der Verwaltung 
unter möglichſter Einſchränkung der Beamten⸗ und 
Angeſtelltenzahl gearbeitet wird. — — 

Überall, wo die Verhältniſſe es geſtatten, die Ge⸗ 
ſchäfte von Beamtenkräften niedrigerer Gruppen über⸗ 
nehmen zu laſſen, ſoll die Umwandlung von Stellen 
in ſolche niedrigerer Gruppen durchgeführt werden. — — 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Förſterprüfung. 

Allgemeine Verfügung III Nr. 43 für 1921. 
Miniſterium für Vandwirtſchaft, Domänen und Sortien, 
Geſchafts⸗Nr. III 10939. 

Berlin, 20. Juni 1921. 

Nach Ziffer 28 der Allgemeinen Verfügung III 
Nr. 81 für 1920 (vom 6. September 1920 — 
III Nr. 17812 —) hat ſich die Ausbildung der 
nicht unter die Beſtimmungen des Erlaſſes 
fallenden älteren Förſteranwärter nach Möglichkeit 
den getroffenen Vorſchriften anzupaſſen. Die 
Beſtimmungen über die Vorbereitung und An⸗ 
ſtellung im Forſtſchutzdienſt vom 1. Oktober 1905, 
mithin auch der § 23 Ziffer 1, behalten aber für 
die älteren Forſtgehilfen Gültigkeit. 

ö 30 will jedoch, ſofern die Beſtimmungen vom 
1. Oktober 1905 nicht günſtiger ſind, geſtatten, 
daß mit Genehmigung des Oberforſtmeiſters bei 
hinreichender Ausbildung auch die älteren Forſt⸗ 
gehilfen ſchon nach Ablauf von vier Jahren nach 
beſtandener Jägerprüfung auf beſonderen Antrag 
zur Ablegung der Förſterprüfung zugelaſſen 
werden können. 

J. A.: v. d. Buſche. 


An die Regierungen, ausgenommen Aurich, Münſter und Sig⸗ 
maringen, und an die Hofkammer. 


J 


Hat der Käufer, der einen Holzbeſtand auf 
dem Stamm zum Abholzen kauft, auch ein Recht 
auf das Stubbenholz? Die Beklagte hatte im 
März 1918 einen Holzbeſtand auf dem Stamm 
zum Abholzen gekauft und beanſpruchte für ſich 
auch das Wurzelholz, die ſogenannten Stubben. 
Der Verkäufer erhob Einſpruch gegen die Aus⸗ 
rodung der Stubben und verlangte ſpäter im 
Klagewege Erſatz des Wertes der Stubben. Das 
Oberlandesgericht Kiel hat der Klage des Ver⸗ 


käufers ſtattgegeben. Allerdings, ſo heißt es in 
den Gründen, iſt das Stubbenholz ein Teil des 
Baumes, und man könnte daraus wohl entnehmen, 
daß, wer den Baumbeſtand abholzen darf, auch 
das Recht auf die Stubben habe. Bei der Aus⸗ 
legung von Verträgen iſt jedoch entſcheidend auf 
die Verkehrsſitte Rückſicht zu nehmen. Es kommt 
alſo darauf an, wie in den Kreiſen der Holz⸗ 
intereſſenten ſolche Abholzungsverträge verſtanden 
und gehandhabt werden. Die Sachverſtändigen 
haben ſich nun dahin ausgeſprochen, daß es vor 
dem Kriege im allgemeinen nicht üblich war, daß 
der Käufer eines abzuholzenden Beſtandes die 
Stubben ausrodete, da ſich das für ihn nicht 
lohnte. Die Arbeit des Ausrodens überſtieg den 
Wert des Holzes. Freilich würde damals der 
Verkäufer kaum etwas dagegen eingewendet 
haben, wenn der Käufer die Stubben ausgerodet 
hätte, denn für ihn war es nur günſtig, wenn der 
Käufer ihm dieſe Arbeit abnahm, die nur Koſten 
verurſachte. Die Verkehrsſitte ging alſo en 
daß der Kauf zum Abholzen das Stubbenholz 
nicht mitbetraf. Der größte Holzverkäufer, der 
preußiſche Forſtfiskus, wählte in ſeinen Verkaufs⸗ 
bedingungen vielfach den Ausdruck, daß „die 
geſamte oberirdiſche Holzmaſſe“ den Gegenſtand 
des Verkaufs bilden ſollte. Das Wurzelholz ſollte 
alſo ausgeſchloſſen werden. In neuerer Zeit iſt 
freilich der Holzwert ſo geſtiegen, daß der Wert 
des Stubbenholzes die Koſten der Ausrodung 
überſteigt. Ob und inwieweit dies zu einer Ande⸗ 
rung der für die Vertragsauslegung maßgeblichen 
Verkehrsſitte geführt hat, braucht hier nicht all⸗ 
gemein entſchieden zu werden, denn im vorliegenden 
Falle können nur die Umſtände herangezogen 
werden, die zur Zeit des Vertragsſchluſſes bereits 
vorlagen. Es iſt alſo zu prüfen, ob bereits im 
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war. Das iſt zu verneinen. 
gerichtlichen Sachverſtändigen ſtimmen darin über- 
ein, daß im März 1918 eine weſentliche Anderung 
der maßgebenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe noch 
nicht eingetreten war. im Herbſt 1918 ſetzte 
die große Preisſteigerung für Brennholz ein, die 

hrte, daß auch eine Verwertung des 


eingetreten 
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Die geltenden Verkehrsſitte feſtzuhalten, daß das 
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Stubbenholz nicht als mitverkauft gilt. Danach 
hatte die Beklagte kein Recht auf Entnahme des 
Stubbenholzes; ſie iſt in Höhe des Wertes dieſes 
Holzes ohne rechtlichen Grund auf Koſten des 
Klägers bereichert und muß demgemäß dieſen Wert 
dem Kläger erſtatten. Ober ee SCH 


Stubbenholzes lohnend wurde. Es iſt daher für 9. 11. 20. U. II. 23/20. 
— C 2 —— 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Das Beamten⸗Dienſteinkommen. Im Ausſchuß 
für Beamtenangelegenheiten im Preußiſchen Land⸗ 
tag lag am Mittwochabend eine Erklärung der 
Staatsregierung vor, wonach ſie entgegen ihrem 
früheren ablehnenden Verhalten ſich bereit erklärt, 
die Ausführungsbeſtimmungen zum Beamten⸗ 
dienſteinkommensgeſetz und zum Volksſchullehrer⸗ 
dienſteinkommensgeſetz dem Landtag zur Nach⸗ 
prüfung vorzulegen. Ihre Vorlegung iſt für die 
nächſten Tage zu erwarten. Der Finanzminiſter 
erklärte, die Beſtimmungen ſofort und ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Beſchlüſſe des Landtages zu ver⸗ 
öffentlichen und durchzuführen. Etwaige Ande⸗ 
rungen durch den Landtag ſeien dann ſpäter zu 
berückſichtigen. Der Ausſchuß will am 6. September 
mit der Beratung der Ausführungsbeſtimmungen 
beginnen. 

F 


Zur Verſtärkung des Schutzes gegen Wilderer 
im beſetzten Gebiete iſt den Förſtern das Tragen 
von Karabinern neuerlich geſtattet. Da aber die 
Einſchränkung getroffen worden iſt, daß die Schuß⸗ 
weite dieſer Waffen 300 m nicht überſchreiten 
darf, muß ſtark bezweifelt werden, daß damit 
ein durchgreifender Schutz geſchaffen iſt. Bekannt 
iſt, daß die Wilderer heute ihr „Gewerbe“ meiſt 
mit Schußwaffen ausüben, deren Wirkungen auf 
über einen Kilometer tödlich find. Durch die Bus 
billigung des Feindbundes iſt alſo für unſere 
Forftbeamten nichts erreicht. Nötig bleibt, zu 
erreichen, daß die Forſtbeamten mit Waffen aus⸗ 
gerüftet werden, die in ihrer Wirkung in jedem 
Falle denen der Frevler überlegen, mindeſtens 
aber gleich ſind. 


An Studierenden der beiden preußiſchen "kurt, 
akademien waren in dem Winterhalbjahr 1920/21 
vorhanden: In Eberswalde im ganzen 137, 
darunter aus früheren Semeſtern 109, neu ein⸗ 
getreten 22, als Gaſthörer 6; davon aus Preußen 
106, aus dem übrigen Reichsgebiete 18, Aus⸗ 
länder 13. In Hann.⸗Münden ſtudierten im 
ganzen 211, darunter aus früheren Semeſtern 155, 
neu eingetreten ſind 43, als Gäſthörer erſchienen 
13; davon aus Preußen 173, aus dem übrigen 
Reichsgebiete 34, Ausländer 4. Im ganzen 
beabſichtigen 244 Studierende ſpäter in den 
preußiſchen Staatsdienſt einzutreten. 


* 


Forſtlehranſtalt Neuhaldensleben. Die Abgangs⸗ 
prüfung findet in der erſten Hälfte des September 
ſtatt. Es ſtehen dadurch eine ganze Anzahl Privat⸗ 
forſtbeamte zur Verfügung. Die Direktion iſt 
jederzeit gerne bereit, den Herren Waldbeſitzern 
Det Beſetzung von Stellen geeignete Bewerber 
namhaft zu machen. 


Tagung von Forſtvereinen. 

Der Forſtverein für Weſtfalen und 
Niederrhein wird im September in Haltern⸗ 
Dülmen eine Verſammlung 91 Tag und 
Programm, die noch nicht feſtgeſetzt ſind, werden 
rechtzeitig bekanntgemacht. 

Der Badiſche Forſtverein teilt mit, daß 
ſeine diesjährige Hauptverſammlung am 12. und 
13. September in Zell a. H. ſtattfinden wird. 
Das nähere Programm iſt noch nicht feſtgelegt, 
wird aber an dieſer Stelle veröffentlicht werden 


CH 


Die Dendrologiſche Geſellſchaft tagt in diefem 
Jahre vom 2. bis 5. Auguſt in Heidelberg. 
An der Veranſtaltung nehmen nur Herren teil. 
Anmeldungen haben angefichts dieſes an den 
Vorſitzenden, Grafen Schwerin, Thyrow, Kreis 
Teltow, Anhalter Bahn, zu erfolgen. Aus dem 
ſtattlichen Programm, welches von dem Vor- 
ſitzenden zu beziehen iſt, ſei kurz folgendes her⸗ 
vorgehoben: Am Dienstag, dem 2. Auguſt, 
Treffen in Darmſtadt, Beſichtigung des 
Botaniſchen Gartens und des Herrengartens ſowie 
des Großherzoglich Heſſiſchen Parkes Wolfsgarten. 
Am Mittwoch, dem 3. Au guſt, Verſammlung 
in Heidelberg im großem Hörſaale des Kollegien⸗ 

ebäudes der Univerſität. Geh. Hofrat Profeſſor 

r. Hausrath⸗Freiburg ſpricht über Erfahrungen 
mit ausländiſchen Gehölzen in den Badiſchen 
Forſten; Forſtmeiſter Krutina über Exotenanbau 
im Heidelberger Stadtwald. Nachher Beſichtigung 
des Schloßgartens und des Schloſſes; Beſichtigung 
des Zedernwaldes und der Verſuchsflächen mit 
Exoten ſowie der Obſtbaumpflanzungen des 
Kohlhofes. Donnerstag, den 4. Auguſt, 
ortſetzung der Tagung in Heidelberg. 8 
prechen Garteninſpektor Purpus, Darmſtadt, 
über winterharte, verholzende Schlinggewächſe; 
Dr. Schenk, Lindenfeld, über nordamerikaniſche 
Gehölze in ihrer Heimat (mit Lichtbildern) und 
Gartendirektor Glogau, Geiſenheim, über Ver⸗ 
wendung ſchönblühender Gehölze im Park (mit 
Lichtbildern). Später wieder Beſichtigung der 
Exotenpflanzungen in Heidelberg. Am Freitag, 
dem 5. Auguſt, Ausflug nach Weinheim und 
Schwetzingen. In Weinheim werden der Stadt⸗ 
garten und Park des Herrn Kommerzienrats Kar! 
Freudenberg und der Schloßgarten des Grafen 
von Berckheim ſowie endlich der Hübſchſche Garten 
beſichtigt. In Schwetzingen findet ein Ausflug 
in den Großherzoglich Badiſchen Schloßpark in 
Schwetzingen ſtatt. Am 8. bis 12. Auguſt ſchließen 
ſich die Jahres⸗Verſammlungen mit Ausflügen 
der verſchiedenen großen botaniſchen Vereine in 
Münden an. Programme find bei der Direktion 
des Botaniſchen Gartens in München⸗Nymphen⸗ 
burg erhältlich. 

CH 
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* Denkmalsweihe und Jäger⸗Appell in Rabe 
burg. Am Sonntag, dem 21. Auguſt d. J., findet 
in der alten Garniſonſtadt Ratzeburg die feierliche 
Enthüllung des Denkmals für die gefallenen 
Helden des Lauenburgiſchen Jägerbataillons Nr. 9, 
des Reſerve⸗Jägerbataillons Nr. 9 und des Reſerve⸗ 
Jägerbataillons Nr. 18 ſtatt. Die Feier ſoll 
möglichſt alle vereinen, die dem Stamm⸗ Bataillon 
oder ſeinen Kriegs⸗Formationen angehört haben; 
ein Jäger⸗Appell und ein Feſtkommers ſind geplant. 
Um den Tag zu einer eindrucksvollen Kundgebung 
des alten Jägergeiſtes zu geſtalten, ergeht an alle 
Kameraden der Ruf zur Teilnahme, wie auch die 
Familien der im Kriege gefallenen Bataillons⸗ 
angehörigen eingeladen find, der Denkmalsweibe 
beizuwohnen. — Anmeldungen werden bis zum 
15. Juli an den Verein ehemal. Jäger in Ratze⸗ 
burg (Vorſ. Kreisausſchuß⸗Sekretär Voigt) erbeten. 
Auswärtige Jäger⸗Vereine erfahren Näheres durch 
Major a. D. Brinkmann in Ratzeburg. 

CH 

Das Lohnſteuergeſetz. Die politiiche Preſſe 
meldet unter dem 1. Juli: Das Lohnſteuergeſetz 
wurde geſtern im Steuerausſchuß des Reichstages 
unter Zuſtimmung aller Parteien erledigt. Bei 
Einkommen bis 24 000 Mk. wird bei Lohn⸗ und 
Gehaltsempfängern durch zehn Prozent Lohn⸗ 
abzug die Steuer getilgt. Den Lohnempfängern 
ſind gleichgeſtellt — und das iſt bedeutungsvoll — 
Empfänger von Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen⸗ 
und Waiſenpenſionen, Bezüge aus der Angeſtellten⸗ 
Invaliden⸗, Unfall⸗ und Hinterbliebenenverſiche⸗ 
rung. Der Veranlagung unterliegen in dieſer Ein⸗ 
kommensſtufe alſo nur noch die ſelbſtändigen 
Gewerbetreibenden und freien Berufe. Alle, die 
der Lohnſteuer unterliegen, können für ſich und 
die Ehefrau 1200 Mk., für jedes Kind 1800 Mk. 
und 1800 Mk. als Werbungskoſten abziehen. 
Dienſtaufwandsentſchädigungen werden in Zukunft 
beſonders berechnet, ſie unterliegen der Beſteuerung 
nicht. Damit bildet ſich das Arbeitseinkommen 
in Annäherung an das Gehalt der Beamten fort. 
Familienangehörige, die nicht Haushaltungsvor⸗ 
ſtand ſind, können die vorerwähnten Abzüge machen, 
wenn mittelloſe Angehörige unterhalten werden 
müſſen. Das trifft beſonders ein, wenn nach dem 
Tode des Vaters Familienangehörige im Haus⸗ 
halt der Witwe verbleiben und die Familie mit⸗ 
erhalten. Über 1800 Mk. hinaus können Werbe⸗ 
koſten bis 2700 Mk. ohne Veranlagung abgezogen 
werden, wenn der Nachweis geführt iſt. Darüber 
hinaus ſetzt die Veranlagung ein. Das Geſetz 
enthält ferner entgegenkommende Beſtimmungen 
für die Erwerbsloſen und für die Übergangszeit. 
Es iſt anzunehmen, daß das Geſetz ohne Erörterung 
im Plenum verabſchiedet werden wird. Es ſoll 
zum 1. Januar 1922 in Kraft treten. — Dieſe 
Mitteilung dürfte für viele unſerer Leſer von er⸗ 
heblichem Intereſſe ſein. Von der geplanten Neu⸗ 
geſtaltung des gegenwärtigen Steuerabzugsver⸗ 
fahrens hatten wir bereits früher Kenntnis er⸗ 
halten, nachdem eben eine von Forſtmeiſter Franz 
in Langenſchwalbach zur Vereinfachung der Ver⸗ 
lohnung bearbeitete kleine Tafel, enthaltend den 
ſteuerfreien Lohn zuſammen für den Arbeiter, 
die Ehefrau und minderjährigen Kinder (bei einer 
Kinderzahl bis zu zehn Köpfen) und für die Zeit 
von 1 bis 30 Tagen bzw. 1 bis 13 Wochen fertig⸗ 
geſetzt war. Wir hielten die Tafel vorläufig zurück, 
da dem Vernehmen nach vorher mitgeteilte 
Neuerung bereits am 1. Juli in Kraft treten ſollte. 
Nachdem nun das neue Geſetz erſt mit dem 1. Januar 
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1922 in Wirkſamkeit tritt, dürfte es ſich noch⸗ 
verlohnen, die Steuertafel, welche das Verfahren 
ungemein vereinfacht, zu beziehen. Die Firma. 
J. Neumann, Neudamm, ſtellt davon Abzüge auf 
leichtem Karton gegen Einſendung von 1,15 ME, 
einſchließlich Porto zur Verfügung. 


5 
Forſtwirtſchaftliches. 

Ein Schaupflügen für die Forſtwirtſchaft bei 
Neudamm. Am Donnerstag, dem 30. Juni d. J., 
fand in der unmittelbaren Nähe von Neudamm 
in der Staatlichen Oberförſterei Zicher bei ſtarker 
Beteiligung ein für die Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
gleich intereſſantes Schaupflügen mit dem W.⸗D.⸗ 
Raupenſchlepper ſtatt. Dieſe neuartige Zug⸗ 
maſchine iſt nach dem Prinzip der Kettenſchienen⸗ 
wagen gebaut, beſitzt alſo keine eigentlichen Fahr⸗ 
räder, ſondern gleicht in ſeiner Schienenkette den 
während der Kriegszeit vielfach angewandten 
Tanks. Da ſich letztere auch auf ungünſtigen ſowie 
ſandigen und wenig tragfähigen Geländen durch 
gute Fortbewegungs möglichkeit und leichte 
Manöverierfähigkeit auszeichnete, hat die deutſche 
Induſtrie Veranlaſſung genommen, dieſe brauch⸗ 
bare Maſchine auch der Friedenswirtſchaft nutzbar 
zu machen und eine entſprechende Zugmaſchine 
konſtruiert, die den deutſchen Wirtſchaftsverhält⸗ 
niſſen beſtens angepaßt iſt. Der W.⸗D.⸗Schlepper 
zieht Pflüge, Kultivatoren und ſonſtige Ackergeräte 
jeder Art, eignet ſich in der Ernte zum Hinter⸗ 
hängen von Mähmaſchinen, ferner zum Ziehen 
ſchwerer Laſten, ſowie als Antriebsmaſchine. Die 
Vorführung des Schleppers für die Forſtwirt⸗ 
ſchaft erſtreckte ſich auf folgende Arbeiten: 

1. Kultivieren der Waldflächen durch hinter⸗ 


gehängte Tiefpflüge, Forſtkultivatoren, 
Scheibeneggen ſowie ſonſtige Bodenbear⸗ 
beitungsgeräte. 


2. Ziehen des Geiſtſchen Wühlgrubbers und aller 
anderen forſtwirtſchaftlichen Maſchinen. 

3. Bearbeitung wenig tragfähiger Moorböden 
mit Spezialpflügen, ſchweren Wieſenwalzen 
und allen ſonſtigen Moorkulturgeräten. 

4. Umziehen und Fällen von Nadelbäumen, 
unter Fortfall des Rodens der Stubben. 

5. Schleppen der Baumſtämme aus dem Forſt⸗ 
revier. 

6. Ziehen von ſchweren Holzwagen auf ſchmalen, 
ungünſtigen Waldwegen und von ſonſtigen 
hintergehängten ſchweren Laſten. 

7. Transportable Antriebsmaſchine für Kreis⸗ 
ſägen, Häckſelmaſchinen, Schrotmühlen, Motor⸗ 
dreſchmaſchinen uſw. 

Für das Fällen der Bäume war ein etwa 
120 jähriger Kiefernſchlag vorgeſehen. Während 
der Schlepper bei direktem Zug dieſe ſtarken 
Bäume am Vormittag nicht umzuziehen ver⸗ 
mochte, gelang die Arbeit am Nachmittag unter 
Zwiſchenſchaltung einer Seilrolle, wodurch eine 
Flaſchenzugwirkung erreicht wird, vorzüglich und 
ohne Anſtrengung für die Maſchine. Beſonders 
hervorzuheben iſt die überraſchend große Wendig⸗ 
keit und vorzügliche Manöverierbarkeit der Maſchine 
— der Schlepper dreht ſich faſt auf der Stelle —, 
das geringe SE das ſich auf die ganze 
Raupenkette gleichmäßig verteilt und dadurch 
einen ganz minimalen Bodendruck hervorruft, die 
einfache, zweckmäßige Bedienung der Maſchine, 
ſowie der ſparſamſte Verbrauch an Betriebsſtoffen. 

Die Firma A. Wagener G. m. b. H., Maſchinen⸗ 
fabrik und Eiſengießerei, Cüſtrin⸗Neuſtadt, die 
den W. ⸗D.⸗ Schlepper als Generalvertreter vor⸗ 
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om 
gelegenheit jederzeit gern bereit. 


EI 


Freigabe der Einfuhr einzelner ausländiſcher 
Holzarten. Durch eine in den nächſten Tagen 
zur Veröffentlichung gelangende Bekanntmachung 
wird die Einfuhr freigegeben für Erikaholz und 
Kokosholz, unbearbeitet oder in geſchnittenen 
Stücken (77 a und b des Statiſtiſchen Waren⸗ 
verzeichniſſes); Zedernholz, unbearbeitet oder ledig⸗ 
lich mit der Axt oder Säge bearbeitet, auch in der 
Längsrichtung geſägt oder in anderer Weiſe vor⸗ 
gerichtet, nicht gehobelt (78 a und b des Statiſtiſchen 
Warenverzeichniſſes); Nutzholz von Buchsbaum, 
Ebenholz, Mahagoni⸗, Poliſander⸗, Tiek⸗, Pock⸗ 
holz, unbearbeitet oder lediglich in der Quer⸗ 
richtung mit der Axt oder Säge bearbeitet, in 
der Längsrichtung beſchlagen oder anderweit mit 
der Axt vorgearbeitet oder zerkleinert, nicht in 
anderer Weiſe vorgerichtet, nicht gehobelt (79 a 
und b des Statiſtiſchen Warenverzeichniſſes); 
Eiſenbahnſchwellen, mit der Axt bearbeitet, auch 
auf nicht mehr als einer Längsheite geſögt, nicht 
gehobelt, nicht gedämpft, nicht getränkt (im⸗ 
prägniert) oder ſonſt auf chemiſche Weiſe behandelt, 
aus hartem und aus weichem Holz (80 b und o 
des Statiſtiſchen Warenverzeichniſſes); Holz zur 
ee, von mechaniſch bereitetem Holzſtoff 
(Holzmaſſe, ⸗ſchliff) oder von chemiſch bereitetem 
Holzſtoff (Zellſtoff, Celluloſe), nicht über 1,20 m 
lang und nicht über 24 om am ſchwächeren Ende 
ſtark (86 des Statiſtiſchen Warenverzeichniſſes); 
Brennholz Schicht⸗ (Klafter), Stockholz, Reiſig 
(auch in Bündeln), Späne (Abfallſpäne) und 
andere nur als Brennholz verwertbare Holzabfälle, 
Wurzeln (aus 87 b des Statiſtiſchen Waren⸗ 
verzeichniſſes). Vom Tage des Inkrafttretens der 
Bekanntmachung an bedarf es daher für dieſe 
Waren einer Einfuhrbewilligung nicht mehr. 

* 


Waldbrände. 

Bezirk Stettin. Ende Mai war auf einer der 
Kriegerſiedlungsgeſellſchaft Berlin⸗Wilmersdorf ge⸗ 
hörigen, in der Gemeindeforſt Ludwigshof liegenden 
Abtriebsfläche ein Waldbrand entſtanden, bei dem 
aufgearbeitetes Holz im Werte von 800 000 A 
verbrannte. Als Urſache iſt feſtgeſtellt, daß ein 
18 jähriger Waldarbeiter ein Streichholz achtlos 
fortwarf, mit dem er eine Zigarette angezündet 
hatte. Die Gefahr war vergrößert durch unſach⸗ 
gemäßes Lagern von dürrem Schlagreiſig in langen 
Reihen mitten durch den mit geſchältem Gruben⸗ 
holz belegten Schlag auf rieſiger Fläche ohne jede 
fachmänniſche Aufſicht. Infolge der Ausdehnung 
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e, iſt zu weiteren Auskünften in dieſer An⸗ iſt auch der Waldſaum der anſtoßenden Staats⸗ 


Oberförſterei Rieth auf etwa 4 ha altes Holz 
mitverbrannt. 
7 


Brief. und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage Ip Aboune⸗ 
ments Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abounent 
1ſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufugen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Crlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachfen, jo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 

richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 59. Geſindeordnung. 
habe für meine Landwirtſchaft am 1. Oktober 1920 
ein Mädchen von 18 Jahren gegen Monatslohn 
von 60 „ gemietet. Eine Kündigung iſt nicht 
vorbehalten. Am 16. Mai d. J. kündigte nun 
das Mädchen, um am 1. Juni die Stellung 
zu verlaſſen. Ich frage nun ergebenſt an, ob das 
Mädchen eine Kündigungsfriſt einhalten muß. 

Staatl. Förſter K. in W. 

Antwort: Die Geſindeordnung iſt auf⸗ 
gehoben, und an ihre Stelle ſind die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den a 
vertrag getreten. Die Dauer des Dienſtverhält⸗ 
niſſes iſt nicht beſtimmt, und der Lohn iſt nach 
Monaten bemeſſen. Nach $ 621 Abſatz 3 iſt, wenn 
die Vergütung nach Monaten bemeſſen iſt, die 
Kündigung nur für den Schluß eines Kalender⸗ 
monats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am 15. des 
Monats zu erfolgen. Die Kündigung am 16. iſt 
verſpätet, und deshalb muß das Dienſtverhältnis 
fortgeſetzt werden, bis eine rechtswirkſame Kündi⸗ 
gung erfolgt. 


Anfrage Nr. 60. Akazienpflanzung. In 
meinem Revier iſt eine zuſammenhängende Kahl⸗ 
hiebfläche von rund 200 Morgen, Bodenklaſſe 4/5, 
mit Kiefern wieder aufzuforſten. Ich beabſichtige 
nun, einige Teile dieſer Fläche (da hier infolge 
des regen Fremdenverkehrs ſtets mit Feuersgefahr 
zu rechnen iſt) mit Akazie anzubauen. Welche 
erfolgverſprechende Kulturmethode würde hier 
unter nicht zu hohen Koſten anzuwenden ſein? 

Stadtförſter D. in W. 

Antwort: Am ſicherſten iſt die Verwendung 
zweijähriger Akazienloden, die in etwa 20 cm 
tiefe Löcher geſetzt werden. Sobald ſie an⸗ 
gewachſen ſind, alſo ein bis zwei Jahre nach der 
Pflanzung, werden die Akazien auf die Wurzel 
geſetzt. Die Ausſchläge ſind allmählich zu ver⸗ 
einzeln und aufzuäſten. S. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Sefehung gelangende Forſtdienſtſtellen. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Forſtſekretärſtelle in Steinau, 


(Caſſel), iſt zum 1. Oktober neu zu beſetzen. Die 
Stelle hat Dienſtwohnung im Schloſſe mit Garten 
und vorausſichtlich etwas Land. Bewerbungs⸗ 
friſt: 25. Juli. 

Förſterſtelle Altenlotheim⸗Süd, Oberf. Altenlotheim 
(Caſſel), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Dienſt⸗ 
wohnung im Dorf Atenlotheim. Nächſte Stadt 


Frankenberg a. Eder, 18km; Bahnhof Schnittlotheim, 
3 km. 0,16 ha Garten, 0,88 ha Acker, 1,57 ha Wieſe. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 400 &, Nutzungsgeld 
wird neu feſtgeſetzt. Volle körperliche Rüſtigkeit 
erforderlich. Bewerbungsfriſt: 5. Auguſt. 


Oberf. Steinau Jörſterſtelle Brankow, Obert, Braſchen (Frank- 


furt a. O), iſt zum 1. November zu beſetzen. 
Die Wirtſchaftsländereien, Nutzungsgelder und 
Dienſtaufwandsentſchädigungen werden nach den 


neuen Grundſätzen anderweit geregelt. Be⸗ 
werbungsfriſt: 1. Auauft. 
Förſterſtelle Salmer Teerofen, Oberf. Steinbuſch 


(Frankfurt a. O.), iſt zum 1. Oktober zu be⸗ 
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ſetzen. Die Wirtſchaftsländereien, Nutzungsgelder 
und Dienſtaufwandsentſchädigungen werden nach 
den neuen Grundſätzen anderweit geregelt. Be⸗ 
werbungsfriſt: 1. Auguſt. 

Förſterſtelle mjeſchütz, Oberf. Kath. ⸗ Hammer 
(Breslau), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören: Dienſtwohnung, zirka 12 ha Dienſt⸗ 
land und 300 A Dienſtaufwandsentſchädigung. 
Bewerbungsfriſt: 20. Juli. 


Die bebaute Hilfsförſterſtelle Auenwalde, Oberf. 
Regenthin (Frankfurt a. O.), iſt zum 1. Oktober 
zu beſetzen. 3,193 ha Acker, 1,362 ha Wieſe, 
0,100 ha Garten. Nutzungsgeld 200 A, Be⸗ 
werbungsfriſt: 1. Auauſt. . 

Ufsförſterſtelle Eichhof, Oberf. Stepenitz (Stettin), 
iſt ſofort zu beſetzen. Poſtort Alt⸗Sarnow. Schul⸗ 
ort Alt⸗Sarnow, ca. 3 xm. Etwas Pachtland vor- 
handen. Bewerbungen ſind ſofort einzureichen. 

Hülfsförſterſtelle uchte, Oberf. Binnen (Hannover), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Dienſtwohnung iſt 
vorhanden. 53 a Wirtſchaftsland kann vom Forſt⸗ 
fiskus gepachtet werden. Bewerbungen ſind bis 
zum 25. Juli einzureichen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Forſtſekretärſtelle in der Forſtverwaltung des Landes- 
hoſpitals Haina, Kreis Frankenberg, Regbz. Caſſel. 
iſt ſofort zu beſetzen. Bewerbungen ſind an Forſt⸗ 
meiſter von Baumbach in Haina, Kreis Frankenberg, 
Regbz. Caſſel, zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 

Jorſtaufſeherſtelle in der Stadtforſt Eberswalde (ut 
zum 1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungen ſind an 
den Magiſtrat in Eberswalde zu richten. Näheres 
ſiehe Anzeige. 

Förſterſtelle für den Bereich der neugegründeten 
Waldſchutzgenoſſenſchaft Grebenſtein⸗Niedermeiſer 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungen ſind 
bis zum 10. Auguſt an den Vorſtand der Wald⸗ 
ſchutzgenoſſenſchaft, Bürgermeiſter Dr. Gerhardt in 
Grebenſtein, zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 

Hilfsförſterſtelle in der Forſtverwaltung des Lauen⸗ 
burgiſchen Landeskommunalverbandes iſt ſofort für 
die Dauer von 2 Jahren zu beſetzen. Bewerbungen 
ſind bis 1. Auguſt an den Kreisausſchuß in Ratze⸗ 
burg (Lbg.) zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 


Derwaltungsänderungen. 


Mecklenburg Schwerin. 


Das Jorſtamt Farpen erhält nach Verlegung des 
Sitzes des Forſtmeiſters nach Züſow von heute ab bie Be⸗ 
zeichnung Forſtamt Züſow. Gleichzeitig iſt die beſondere 
Forſtverwaltung zu Züſow aufgelöſt und eine Forſtver⸗ 
waltung in Farpen eingerichtet worden. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Schöͤdon, Forſtmeiſter in der Oberf. Proskau (Oppeln), 
iſt am 1. Januar in den Ruheſtand verſetzt. 

Drzymalla, bisher Wildmeiſter, jetzt Revierförſter in Wild⸗ 
park, Oberf. Potsdam (Potsdam), iſt vom 1. Januar 
an mit der Übernahme des Wildparks auf die Staats- 
foriiverwaltung aus dem Dienſt des vormaligen Dot, 

lagdamtes in den Staatsforſtdienſt übergetreten. 

Bühler, Förſter o. R. in Plautzkehmen, Oberf. Goldap, 
iſt vom 1. Juli an auf die Hilfsförſterſtelle Stolberg, 
Oberf. Heydtwalde (Gumbinnen), verſetzt. 

Herlach, überzähliger Förſter in Nordthor, Oberf Potsdam 
(Potsdam), iſt vom 1. Januar an mit der Übernahme 
des Wildparks auf die Staatsforſtverwaltung aus dem 
Dienſt des vormaligen Hofjagdamtes in den Staats⸗ 
forſtdienſt übergetreten. 

uttanns, Förſter in Sansſoucithor, Oberf. Potsdam 
(Potsdam), iſt vom 1. Januar an mit der Übernahme 
des Wildparks auf die Staaisforſtverwaltung aus dem 
Dienſt des vormaligen Hoffagdamtes in den Staats⸗ 
forſidienſt übergetreten. 

Kübler, Förſter in Alt⸗Görlitz, Oberf. Liebemühl, (8 nach 
Collogienen, Oberf. Cruttinnen (Allenſtein), verſetzt 

Kuh, Förſter in Eichhof, Oberf. Stepenitz, ft vom 1. Juli 
an nach Untercarlsbach, beet, Pütt (Stettin), verſetzz. 


Kinder, 
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Hegemeiſter in Ritterswalde, bert. Neiße 
(Oppeln), iſt am 1. Januar in den Ruheſtand verfetzt. 
Marz, Förſter in Kal. Wielepole, Oberf. Rybnik, iſt vom 
1. Februar an als Forſtſchre iber nach Dembiohammer, 
Oberf. Dembio (Oppeln), verſetzt. 

Nagel, Förſter in Warnold, Obert Guszianka, iſt nach 
Kaletka, Oberf. Ramuck (Allenſtein), verf 
Scheinert, Hegemeiſter, (D vom 1. Januar an von Klokotſchin. 
Oberf. Rybnik, nach Ritterswalde, Oberf. Neiße 

(Oppeln), verſetzt. 
Schnabel, Förſter in Tharden, Oberf. Prinzwald, iſt die 
erſtelle Kleinort, Oberf. Pfeilswalde (Allen 

ſtein), übertragen. 
Soße, Förſter und Forſtſchreiber in Oberf. Dembio, iſt 
ägerhaus II, 


vom 16. Januar an die Förfterftelle 
Oberf. Schelitz (Oppeln), übertragen. 

Sommer, Förſter in Michelsrombach (Ca ffen, ik vom 

g 1. Kee: an nach Grünhof, Oberf. Rothemühl (Stettin), 

erſetzt. 

Sutmar, Hegemeiſter in Bockum, Kloſter⸗Oberf. Soltau, 
iſt vom 1. Oktober an zum Revierförſter ernannt 
und nach Wülfinghauſen, Kloſter⸗Oberf. Wennigſen 
(Hannover), verſetzt. 

Zopp, Förſter in Lykuſen, Oberf. Commufin iſt nach 
Tharden (alte Jörſterei), Oberf. Prinzwald (Allen⸗ 
ſte in), verſetzt. 

Wendt, Förſter in Willmeröderberg, Oberf. Grohnde, wird 
vom 1. Auguſt an zum Revierförſter ernannt und nach 
Aerzen, Oberf. Grohnde (Hannover), verſetzt. 

Adel, Forſtgehilfe in Nienburg, Oberf. Nienburg, iſt vom 
15. Juli an nach Grohnde, Oberf. Grohnde (Hannover), 


verſetzt. 

Braun, Forſigehilſe in Dobrilugk, Oberf. Dobrilugk, iſt 
vom 1. Juli an nach Zanzmer Rahmhütte, Oberf 
Kladow⸗Weſt (Frankfurt a. O.), verſetzt. 

Vorn, Jul han 1 in Hinterſee, Oberf. Mützelburg, iſt vom 
95 uli an nach Trechel, bert Rothenfier (Stettin), 
verſetzt. 

ö im Berſorgungslazarett III in 

arlottenburg, iſt vom 3. Juni an nach Nowawes, 
Oberf. Potsdam (Potsdam), einberufen. 

Gümmer, Forſtgehilfe in Grohnde, iſt vom 15. Juli an nach 
Königskrug, Kloſteroberf. Soltau (Hannover),, verfegt. 

Huf, Forſtgehilfe in Hettenhauſen, Oberf. Gersfeld, iſt 
vom 1. Jult an als Hilfsarbeiter zur Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalt in Caſſel (Caſſel) einberufen. 

Münzer, Hilfsförſter in der Oberf. Bes iſt vom 
1. Januar an nach Sowade, Oberf. Zbitzko (Oppeln), 


verſetzt. 

Tetermann, Hilfsförſter in Rägelm, Oberf. Neuendorf, vir 
vom 1. Auguſt an nach Cummersdorf, Oberf. Cummers⸗ 
dorf (Pots da m), verſetzt. 

Biedel, Forſtgehilfe in der Oberf. Schelitz, iſt vom 
16. Februar an nach der Oberf. Kreuzburg (Oppeln) 


verſetzt. 
Wudtlle, Forſtgehilfe in der bert, Rybnik, tft vom 1. April 

an nach Oberf. Pellowa (Oppeln) verſetzt. 

Die Verſetzung des Förſters Kaupiſch von e 
Oberf. Gahrenberg, nach Züntersbach, Oberf. Oberzell 
(Caſſel), zum 1. Juni iſt zuruckgezogen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Kneile, Staatsförſter, iſt vom 1. April an von Forſthaus 
Haberacker (Unt.⸗Elſ.) als Forſtwart nach Wolf⸗ 
ſchlugen, Forſtbezirk Nürtingen (Württ.), übernommen. 

Kudwig, Staatsförſter, iſt vom 1. Junt an von Forſthaus 
Schweinsbronn (Lothr.) als Gemeindeförſter nach 
Langenfeld (Coblenz) übernommen. 

Otto, Gemeindeförſter, iſt vom 1. November 1920 an von 
Lutterbach (Ob.⸗Elſ.) als Gemeindeförſter nach Neu⸗ 

ſtadt, Kr. Kirchhain, übernommen. 


Bayern. 
gichter, Forſtmeiſter in Fabrikſchleichach, iſt vom 1. Gut au 
auf das Forſtamt Zellingen verſetzt. 
Pflaum, Forſtmeiſter in Oberried, iſt vom 1. Juli an auf 
das Forſtamt Fabrikſchleichach berufen. 


Mecklenburg ⸗Strelitz. 


Zu Horftaffefforen wurden ernannt die Forſtreferendare: 
von Arnswaldt; Freiherr v. Seckendorf, Neuſtrelitz. 


Württemberg. 
Kieninger, Forſtamtmann bei der Forſtdirektion Stuttgart, 
wurde das Forſtamt Oberndorf übertragen. 


Auszeichnungen. 

Strelow, Förſter und Forſtſekretär in der Oberf. Hammer, 
iſt nach Verleihung des Charakters als Leutnant die 
Erlaubnis zum Tragen der Uniform des Garde ⸗Jäger⸗ 
Bataillons erteilt worden. 
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Vereinszeitung. 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
An unſere Mitglieder! 

Am 10. Juni d. J. hat die Preußiſche Staats⸗ 
förſtervereinigung in Berlin getagt. Dieſe Ver⸗ 
Ä ng war für uns alle eine Freude, welche 
herzerhebender nicht gedacht werden konnte. So 
Freunde früherer Tage konnte man die 


zu befinden, 
dichters (1813) Ernſt Moritz Arndt: 
„Wo Eide ſchwört der Druck der Hand, 
Wo Treue hell vom Auge blitzt 
Und Liebe warm im Herzen ſitzt!“ 


ſo recht wie geſchaffen erſchienen. f 
Mut und Schaffensdrang atmete die ganze 
Verſammlung. Offen und ehrlich wurde zum 


Ausdruck gebracht, was wir wollen. Daß die Ver⸗ 
einigung das Können und die Ausdauer in ſich 
trägt, ein ganzes Werk nicht allein zu ſchaffen, 
ſondern daß ſie auch in der Lage iſt, das Ge⸗ 
ſchaffene weiter auszubauen, dieſes Gefühl wird 
jeder Anweſende mit Befriedigung mit nach Hauſe 
genommen haben. 

Aus eigenen Mitteln wurde von ernſthaft 
und ehrenhaft deutſch denkenden Männern die 
neue Bewegung innerhalb der grünen Farbe ins 


Leben gerufen, und daß fie hierzu den richtigen 7208 


Weg betreten haben, das bringt ſchon die 
gegneriſche Preſſe durch ihre keineswegs ſachliche 
Angriffs⸗ und Verleumdungstaktik zum Ausdruck. 

Eine der handgreiflichſten Verdächtigungen iſt 
ohne Frage der plumpe Anwurf, daß die neue 
Preußiſche Staatsförſtervereinigung durch Zu⸗ 
wendungen von Neudamm her finanziert worden 
ſei. O nein, verehrte Herren, wir ſind unab⸗ 
hängig von jedermann, und wir werden dieſe 
Freiheit uns auch ferner zu erhalten wiſſen. Nicht 
einmal das Zwangsabonnement auf unſer Vereins⸗ 
blatt haben wir eingeführt; wir wollen auch in 
dieſer Beziehung keinen Druck ausüben. Andere 
Zufammenſchlüſſe könnten ſich in dieſer Maß⸗ 
nahme ein Muſter nehmen. Zur Finanzierung 
brauchen wir nur die Opferwilligkeit unſerer Mit⸗ 
glieder. Eine Zeichnungsliſte, die zu dieſem Zweck 
in unſerer Verſammlung in Umlauf geſetzt wurde, 
brachte, wie ſchon früher erwähnt, 2650 M. 

Ich richte nun an die Gebefreudigkeit der zahl⸗ 
reichen, nicht in Berlin anweſenden Mitglieder 
die Bitte, jeder möge nach ſeinem Können 
ſich an der Zeichnung noch nachträglich 
beteiligen. Mit der Verwendung dieſer Gelder 
und der Vereinsbeiträge hoffen wir den Betrieb 
unſerer Vereinsgeſchäfte voll zur Entwickelung 
bringen zu können, denn jeder zum Vorſtand gehörige 
Kollege, ebenſo die Vertrauensmänner verwalten 
ihre Amter ehrenamtlich. Die Gewährung von 
Tagegeldern darf bei unerläßlichen Reiſen, welche 
auf das mindeſte zu beſchränken ſind, im Vereins⸗ 
intereſſe ſich nur in beſcheidener Höhe bewegen. 
Tagegelder in Höhe von 70 , nach gewerkſchaft⸗ 
lichem Muſter, werden nun und nimmer gezahlt 
werden. 

In Nr. 26 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ auf 
S. 502 Abs. 1 iſt unſerm Kollegen Vorſitzenden leider 
ein Verſehen unterlaufen. Es mußte nicht Poſt⸗ 
ſcheck Neuſtettin Nr. 223 Konto Laabs, ſondern 
Konto Laabs Nr. 223 der Kreisſparkaſſe Neu⸗ 
ſtettin heißen. 


Jetzt habe ich, um eine Verzinſung der Vereins⸗ 
gelder zu ermöglichen, bei der Kreisſparkaſſe 
zu Neuſtettin unter Nr. 560 ein Konto für 
die Preußiſche Staatsförſtervereinigung anlegen 
laſſen. Sämtliche Zahlungen ſind nunmehr dort⸗ 
hin — alſo an die Preußiſche Staats⸗ 
förſtervereinigung z. H. der Kreisſpar⸗ 
kaſſe zu Neuſtettin Giro⸗Konto Nr. 560 
— zu überweiſen oder einzuſenden. 

Pilowmühle b. Gr.⸗Zacharin, Kr. Neuſtettin, 

den 9. Juli 1921. 
Laabs, Kaſſenwart. 


— 


Nachrichten des Vereins für Privat ; 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 
glieder in den Verein aufgenommen: 
7293. Meiſter, Alfred, Forſtaufſeher, Forſthaus Dobrichau, Poſt 
inrichau, Kreis Münſterberg, Schl. e 
7294. Barth, Wilhelm, Forſtgehilfe, Schatzberg, Poſt Canditten, 
Kreis Pr.⸗Eylau, Oſtpr. I. 
7295. Müller, Helmut, Hilfsförſter, Roſtin, Kreis Soldin. IX. 
7296. Jacobſen, Wilhelm, Gutsförſter, Kamp bei Vogelſang⸗ 
Grünhoff, Holſtein. IV. 
7297. Geiſel, Wilhelm, Revierförſter, Forſthaus Kienberg, Poſt 
Trebbin, Kreis Teltow. IX. 
. et 9 9 Forſtaufſeher, Lippberg, Kreis Beckum 


i. ſtf. e 

7299. Knollmann, Hans, Tharandt, Cottaſtraße 63. XII. 

7300. Schmiedebach, Emil, Gutsförſter, Gut Rhinow, Set, 
havelland. IX. 

7301. Wahl, . Forſtgehilfe, Breitenbach a. Herzberg. XIII 

7302. Scherbart, Willi, Forſtgehilfe, Neuhof, Poſt Virchow, Kreis 
Dramburg, Pomm. II. 

7308. Walter, Forſtgehilfe, Praſſen, Kreis Raſtenburg, 


pr. I. 
7304. Krüger, Wilhelm, Gutsjäger, Staven, Meckl.⸗Strelitz. III. 
7305. Lange, Paul, Hilfsförſter, Forſthaus Chmelowken, Poſt 
Auer, Kreis Mohrungen. I. 


* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Thadewald, Franz, Forſtaufſeher, Horſingen, Kreis Neuhaldens⸗ 


eben. 
Wilke, Hans. Forſtgehilfe, Sandow, Poſt Schönwerder, Kreis 
ritz, Pommern. 
Paul, He E Förſter, Forſthaus Hirſchhügel, Poſt Uhleſtädt 
a. Saale, 3 
Klint, Gerd, Hilfsförſter, Sterkrade⸗Nord (Rhld), zum Raven⸗ 


horſt 330. 
Stamm, Adolf, Forſtpraktikant, Sue Amt Buchen. 
von Engelbrechten, Landrat a. D., Lüderitz, Kreis Stendal. 


* 


Betrifft Jahrbuch! 

Wir machen unſere Mitglieder darauf auf⸗ 
merkſam, daß zum Schluſſe des Jahres wieder 
ein Jahrbuch erſcheinen ſoll, und zwar nach 
dem Stande der Mitglieder vom 1. Oktober d. J. 
Um die Adreſſen aller Mitglieder möglichſt genau 
zu haben, iſt es erforderlich, daß wir von 
etwaigen Adreſſenänderungen, auch von ſolchen, 
die noch bis zum 1. Oktober d. J. wirkſam 
werden, ſofort in Kenntnis geſetzt werden, um 
in dem Jahrbuch eine möglichſt genaue Überficht 
geben zu können. Wir richten deshalb an alle 
unſere Mitglieder, deren Adreſſen ſich bereits 
geändert haben, von denen wir bisher keine 
Nachricht erhielten und die ſich noch bis zum 
1. Oktober ändern, die Bitte, uns rechtzeitig 
Kenntnis zu geben. 


Die Geſchäftsſtelle: Paul Ritthauſen. 
T 
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Oberſchleſier⸗Sammlung. 
1. Sammelergebnis. 

„Für bedrängte Privatforſtbeamte 
Oberſchleſiens“ wurden dem Unterzeichneten zu⸗ 
folge des Hilferufs in der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ Bd. 36 Nr. 24 bis zum 30. Juni 1921 
nachſtehende Beträge übermittelt: 

Aus einer Skatkaſſe von Niewe⸗ The⸗ 


reſien hütte — 4 
Förſter Kellner, Seewitz, Poſt Lipke 
Neumarl) )))) 50,.— „ 
Förſter Fröſe, Breitenſtein bei Stolberg 
F ᷣ Ee E 50,.— „ 
F. E. Neumann, Zweigniederlaſſung 
Düſſeldorf, Bunſenſtraßn e 100, — „ 
Förſter H. Simon, Borum bei Staven 
(Mecklenburg⸗Strelitzt:; zzz 100,— „ 
Sammlung der Bezirksgruppe I am 
2. Juni 1921 durch Obf. Schlicht 
in Damerau 2 2 2220. 582,— „ 
Sammlung der Bezirksgruppe VIII am 
139. Juni 19111 608,.— „ 
Forſtmeiſter a. D. Löcke, Breslau, 
Bahnhofſtraßas . 50,.— „ 
Sammlung der Bezirksgruppe XV in 
Reichenſtein, Obf. Hoffmann, Haus⸗ 
lt SNE 261,05 „ 
Sammlung der Bezirksgruppe VII 
Breslau, Fitom. Oberſtein, Sommet: 
7 ( K 32,— „ 
Summa 1. "1933,05 7 


Außerdem hatten zwei Familien ſich bereit 
erklärt, junge Mädchen bei ſich aufzunehmen, 
jedoch konnte, weil noch keine Meldungen vor⸗ 
lagen, dem vorerſt nicht entſprochen werden. 

Geſchädigte haben ſich bis jetzt 3 gemeldet: 
1 Hilfsförſter, unverheiratet, geflüchtet, beſaß nur 
E Kleider, die er trug (vorläufige Gabe 
Hilfsförſter, 10 Wochen verheiratet, mußte Hab 
und Gut in Stich laſſen. Nach der Aufſtellung 
40 540 A Schaden. Während ſeines anfäng⸗ 
lichen Verbleibens am Wohnſitz wurden ihm die 
Gewehre, Jagdgläſer, Hirſchfänger uſw. unter 
Bedrohung mit Erſchießen von einer 30 Mann 
ſtarken polniſchen Bande abgenommen, und 
2 Reſerve⸗Kunſtbeine, deren er nach dem Kriege 
990 45 vor ſeinen Augen zerhackt (vorläufig 


— 


kel 


Revierförſter wurden die Gewehre geraubt im 
Werte von 3600 „C. Entſchädigung durch Zivil⸗ 
klage erhielt er 1500 , Schaden ſonach 2100 &. 
(Höhe der Vergütung erſt nach Beurteilung der 
Anforderungen.) 

Da anzunehmen iſt, daß viele Geſchädigte noch 
keine Kenntnis von der im Gange befindlichen 
Hilfsaktion haben, ſo muß mit der Verteilung der 
Gaben zunächſt ſehr zurückhaltend vorgegangen 
werden, da weitere Schadenanmeldungen zu er⸗ 
warten ſtehen. Zur Verteilung der Gaben wurde 


ein Kuratorium gebildet, welchem angehören: 5 


Direktor Dietrich ⸗Thereſienhütte, Revierförſter 
Auſt⸗Ruttken bei Tillowitz und der Unterzeichnete. 
Allen freundlichen Gebern herzlichen Dank! 
Weitere Gaben: „Für bedrängte Privatforſt⸗ 
beamte Oberſchleſiens“ nimmt gern entgegen 
Niewe bei Schurgaſt, O.⸗S., 30. Juni 1921. 
Troſt, Forſtmeiſter i. R., 
Vorſitzender der Bezirksgruppe VI. 
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Bezirksgruppe 
Württemberg⸗Baden⸗ Hohenzollern (XVI). 
Einladung 
zur Bezirksgruppenverſammlung am Donnerstag, 
dem 21. Juli 1921, vormittags 11 Uhr, im Hotel 
„Zum Lamm“ (Schlangen auff in Schwäbiſch⸗Hall. 
Tagesordnung: 
1. Bericht über die Wintertagung in Berlin (Forſt⸗ 
meiſter Haus). 

2. Wahl eines Mitgliedes zum Förſterausſchuß. 

3. Wa 1 Vertreters zur Hauptverſammlung 
in Kolberg. 

4. Ge über Tarifverhandlungen und Gehalts⸗ 
ragen. 

5. Beſchluß über die Abhaltung von Forſtgehilfen⸗ 
und Förſterprüfungen. 

6. Beſprechung über Lehrlingsannahme, Forſt⸗ 
lehrlingsſchulen. 

7. Verse des Vereinsorgans — Wahl des nächſten 
Verſammlungsortes. 

8. Sonſtiges (Gründung von Ortsgruppen, Stellen⸗ 
nachweis). 

Gemeinſamer Mittagstiſch um 1 Uhr. 

Am 22. findet unter Führung des Herrn 
Forſtmeiſters Rau ein Ausflug in einen Teil des 
Reviers in Gaildorf ſtatt; Rückkunft wird ſo gelegt, 
daß die Teilnehmer noch die um 1 Uhr in Gaildorf 
abgehenden Züge benutzen können. Gäſte ſind 
willkommen. 

Zur regen Teilnahme ladet ein 

Wain, den 6. Juli 1921. 

Dickhaut, Frhrl. v. Hermanſcher Oberförſter, 
Vorſitzender der Bezirksgruppe XVII. 
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Ortsgruppe Necklinghauſen und Umgegend. 

Am 19. Juli d. J. Verſammlung und Exkurſion 
auf Kappenberg bei Lünen. Abfahrt von Reckling⸗ 
hauſen vormittags 9,25 Uhr, an Lünen 10,33 Uhr. 
Am Bahnhof Lünen ſtehen für die Fahrt nach 
Kappenberg für die Damen und älteren Kollegen 
Wagen zur Verfügung. Gegen 11 Uhr wird im 
Revier Kappenberg die Exkurſion unter eventueller 
Führung von Oberförſter Grote beginnen. Nach 
der Exkurſion, um 3 Uhr, iſt im Gaſthof „Wald⸗ 
frieden“⸗Kappenberg Verſammlung, die Tages⸗ 
ordnung wird in der Verſammlung bekanntgegeben. 
Vor oder nach der Verſammlung gemeinſchaftliches 
Eſſen. Es wird gebeten, dem Unterzeichneten die 
Teilnahme an dem Eſſen umgehend mitzuteilen. 
Die übrige Zeit ſoll der gemütlichen Unterhaltung, 
verbunden mit einem Tanzkränzchen, gewidmet 
werden. Rückfahrt ab Lünen 10,37 r, an 
Recklinghauſen 11,17 Uhr. Um recht zahlreiche 
Teilnahme wird gebeten. 

Haus Lüttinghof b. Polſum i. W. 

Berkenheger. Schriftführer. 
C 


Ortsgruppe Uckermark. 

Dienstag, den 2. Auguſt, findet eine Orts⸗ 
gruppenverſammlung in Templin — Schlützen⸗ 
aus — ſtatt. Von vormittags 10 Uhr bis 
12%, Uhr Scheibenſchießen auf zwei Ständen mit 
Birſchbüchſen ohne Fernrohr oder Diopter. An⸗ 
ſchließend zwangloſes Mittageſſen im Schützenhaus. 

Nachmittags 2 Uhr Beginn der Sitzung. 

Tagesordnung: 

1. Bericht des Vorſitzenden uber die letzte Bezirks⸗ 
gruppenverſammlung ın Wieſenburg und Ex⸗ 
kurſion nach Bärenthoren. 

2. Vereins angelegenheiten. 

3. Vortrag über Bienenzucht: Rebierfürft. Peinert. 
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Nach Beendigung der Sitzung auf Wunſch 
Beſichtigung der Forſtlehrlingsſchule. Alle Mit⸗ 
glieder mit Damen und eingeführte Gäſte werden 
freundlichſt eingeladen. — Zum Schluß gemüt- 
liches Beiſammenſein! 

Mahlendorf, den 6. Juli 1921. 

Der Vorſitzende: Pfützner, Oberförſter. 
* 


Tarifvertrag 

betreffend die Veſoldung der Privatjorfibeamten 

in der Provinz Hannover. (Bezirksgruppe X.) 
A. Es erhalten: 

1. Revierförſter und revierverwaltende Förſter mit 
ſelbſtändiger Stellung, einem Revier über 
500 ha Größe und mindeſtens einem angeſtellten 
Unterbeamten: 

a) Wohnung, Gartenland, Heizung frei, an Stelle 
des ſtaatlichen Ortszuſchlags, unter An⸗ 
rechnung bei Le mit 1600 & für die Be⸗ 
amten zu Al, 2 und 3, mit 1200 # für die 
Beamten zu AA. 

p) Grundgehalt einſchließlich Gewinnanteil 
6200 bis 9300 „. Zweijährige Aufrückung 
nach ſtaatlichem Geſetz über das Dienſt⸗ 
einkommen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten vom 17. Dezember 1920 — Pr. 
Geſetzſammlung 1921, Seite 135 ff. — Die 
Anrechnung des Dienſtalters in einer früheren 
Dienſtſtelle kann nicht gefordert werden. 

e) Als Ausgleichszuſchlag wird gewährt außer 
a und b die Hälfte des ſtaatlichen Satzes 
des Ausgleichszuſchlages. 

d) Dienſtland erhält der Forſtbeamte gegen 
Bezahlung des ortsüblichen Pachtpreiſes, 
Naturalien zu den in dem Landarbeiter⸗ 
tarifvertrage feſtgeſetzten Sätzen. 

2. Förſter ohne die Vorbedingungen zu A1 mit 
Prüfung und bisherige Inhaber von Förſter⸗ 
ſtellen ohne Prüfung mit entſprechender Praxis: 
wie Al, jedoch Gehalt 5800 bis 8700 . 

3. Anwärter für den Privatförſterdienſt (Forſt⸗ 
aufſeher, Hilfsförſter uſw.) ohne Prüfung: 

a) Mit eigenem Hausſtand wie Al, jedoch 
Gehalt 4060 bis 5510 A. 

b) Ohne eigenen Hausſtand: freie Station und 
1800 „ im Alter bis zu 23 Jahren; freie 
Station und 2400 M über 23 Jahre. 

4. Forſtſchutzbeamte (ohne forſtliche Vorbildung, 
Waldwärter uſw.) wie Al, jedoch Gehalt 
3600 bis 5400 . 

B. Beſtehende höhere Bezüge der Forſt⸗ 

beamten werden durch den Tarif nicht berührt. 
C. Geltungsdauer des Tarifs vom 1. Juli 1921 

bis zum 1. Juli 1922; ſtillſchweigende Fortſetzung 
auf ein Jahr, falls der Tarif nicht 3 Monate vorher 
gekündigt wird. 
D. Die Allgemeinverbindlichkeit für die Pro⸗ 
vinz Hannover wird beantragt werden. 
Abgeſchloſſen Hannover, den 24. Juni 1921. 
Seitens des Arbeitgeberverbandes 
Hannoverſcher Waldbeſitzer: 
von Eickhoff⸗Reitzenſtein. 

Dr. jur. Freiherr von Oldershauſen. 
von der Wenſe, Kammerherr. 
Seitens der Bezirksgruppe X 
des Vereins für) Privatforſtbeamte Deutſchlands: 
Fricke, Revierförſter. 
Mahnhardt, Revierförſter. 

Niſſen, Revierförſter. 

Anmerkung. 

1. Bis zur ordnungsmäßigen Wahl eines 

Schlichtungsausſchuſſes übernehmen es die Unter⸗ 
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zeichneten, die aus dieſem Tarifvertrage ent⸗ 
ſtehenden Streitigkeiten zu ſchlichten. 

2. Dienſtalter, Aufrücken. § 2 des Geſetzes vom 
17. Dezember 1920: 

„Das Grundgehalt der Beamten ſteigt nach 
Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger Aufrückungs⸗ 
friſt bis zur Erreichung des Höchſtgehalts. Die 
höheren Sätze werden jeweils vom 1. des Kalender⸗ 
monats an gezahlt, in den der Eintritt in die 
nächſte Dienſtaltersſtufe entfällt. 

Auf das Aufrücken haben die Beamten einen 
Rechtsanſpruch (außer bei förmlichen Diſziplinar⸗ 
verfahren oder wegen Vergehen, Verbrechen uſw.). 

§ 3: Das Beſoldungsdienſtalter der Beamten 
beginnt mit dem Tage der Anſtellung in der 
jeweiligen Stelle — uſw. 

CH 


Allgemeinverbindlichleit des Brandenburger 
Gehaltsvertrages. 

Durch Verfügung des Reichsarbeitsminiſters 
vom 24. Juni d. J. iſt der zwiſchen dem 
Brandenburgiſchen Waldbeſitzerverbande und der 
Fachgruppe Forſtbeamte des Deutſchen Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbundes abgeſchloſſene Gehalts⸗ 
vertrag für die Zeit vom 1. April 1921 an für 
allgemein verbindlich erklärt worden, und zwar 
für den ganzen Regierungsbezirk Potsdam und 
für die Kreiſe Calau, Königsberg (Mark), Lübben, 
Soldin und Spremberg. 

Für die anderen Kreiſe des Regierungsbezirks 
Frankfurt a. O. wird die Erklärung der All⸗ 
gemeinverbindlichkeit hoffentlich bald folgen. Sie 
iſt noch nicht erfolgt, da der Regierungspräſident 
zu Frankfurt a. O. auf dem Standpunkt ſteht, 
daß es ſich in dieſen Kreiſen größtenteils um 
kleineren Waldbeſitz handelt und bei dieſem die 
Regelung der Gehälter beſſer von Fall zu Fall 


erfolgt. Die Verhandlungen darüber ſind noch 
nicht abgeſchloſſen, wir hoffen jedoch beſtimmt, 
daß für dieſe 


die Allgemeinverbindlichkeit Ge 
Kreiſe bald ausgesprochen werden wird. 
Mit beſonderer Freude erfüllt es uns, daß 
durch die Erklärung der Allgemeinverbindlichkeit 
dieſes von unſerer neuen Spitzenorganiſation, 
Deutſcher Guts⸗ und Forſtbeamtenbund, ab⸗ 
geſchloſſenen Gehaltsvertrages die „Tariffähig⸗ 
keit“ dieſer Organiſation von der Re⸗ 
gierung anerkannt worden iſt und damit 
allen Behauptungen der Gewerkſchaften die Spitze 
abgebrochen wird. Wir bitten die Mitglieder 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands, 
falls von anderer Seite in Zukunft noch mit 
einer ſolchen Behauptung krebſen gegangen wird, 
ſie ſofort zurückzuweiſen und uns davon Mit⸗ 
teilung zu machen. 

O 2 2 

Jagdſchloß, den 6. Juli 1921. 

Schwabe, Oberförſter. 


7 
Bezirksgruppe Weer Heſſen und Walded 


Bericht über die Mitgliederverſammlung 
am 12. Mai 1921 in Fulda. 

Der Bezirksgruppenvorſitzende, Forſtmeiſter 
Schreiber⸗Wächtersbach, begrüßt die 35 er 
ſchienenen Vereinsmitglieder und eröffnet gegen 
10 Uhr vormittags die Verſammlung. Revier⸗ 
förſter Maier, Forſthaus Malsburg, wird zum 
Schriftführer beſtellt. 

Zu Punkt 1 der Tagesordnung: „Bericht über 
die Wintertagung in Berlin“, teilt der Bezirks 
gruppenvorſitzende mit, daß Forſtrat Eulefelb- 
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Lauterbach krankheitshalber an der Übernahme 
dieſes Referats verhindert ſei. An ſeiner Stelle 
berichtet Revierförſter Herchenröther über 
die Wintertagung und gibt den Anſchluß der 
Forſtbeamten unſeres Vereins „als Fachgruppe“ 
an den Guts⸗ und Forſtbeamtenbund bekannt. 
Die Gründe zu dieſem Anſchluß ſind hauptſächlich 
darin zu ſuchen, daß der in der Tat vorhandenen 
Not in den Reihen der Privatforſtbeamten 
energiſcher als bisher entgegengetreten werden 
kann. Wie früher ſoll auf dem Wege der Einigung 
— nicht durch Kampf — verſucht werden, in 
gemeinſamer Arbeit mit dem Waldbeſitz den Übel⸗ 
ſtänden in unſern Kreiſen abzuhelfen. Der Wald⸗ 
beſitz hat es nach wie vor ganz beſonders in der 
Hand, unſere berechtigten Forderungen zu berück⸗ 
ſichtigen und dadurch ein Abſchwenken der grünen 
Farbe in radikalere Bahnen zu verhindern. Der 
Berichterſtatter gibt den Wortlaut der Beſchluß⸗ 
faſſung des Vereinsvorſtandes über den Anſchluß 
an den Guts⸗ und Forſtbeamtenbund bekannt. 
Die Mitglieder des Vorſtandes der neuen Fach⸗ 
gruppe werden genannt. Auf der Berliner Tagung 
wurde auch die Frage des Titelſchutzes und des 
Befähigungsnachweiſes beſprochen. Forſtrat Dr. 
Bertog teilte in Berlin mit, daß alle dieſe Fragen 
A ein Geſetz hierüber aber nur nach 
Anhörung der betreffenden Beamtenvereinigung 
formuliert werden ſoll. 

Förſter Rathjen⸗ Ziegelhütte, der in die Leitung 
dor Spitzenorganiſation gewählt worden iſt, erwähnt, 
daß der Beſchluß des Vereinsvorſtandes, betreffend 
Anſchluß an den Guts⸗ und Forſtbeamtenbund, 
ein nur vorläufiger iſt und eventuell gekündigt 
werden kann. Er teilt die Satzungen des Bundes 
mit und betont ausdrücklich, daß nunmehr eine 
reine Arbeitnehmervereinigung geſchaffen ſei, 
die mit den zuſtändigen Arbeitgeberverbänden zu 
verhandeln habe. Anſchließend hieran verneint 
er erneut den Klaſſenkampf und hofft auch fernerhin 
auf ein gutes Zuſammenarbeiten der Waldbeſitzer 
und Forſtbeamten. Förſter Rathjen erörtert 
auch die Nichtannahme des Reichsrahmentarifs; 
der Annahme ſtanden unüberwindliche Schwierig⸗ 
feiten entgegen. Oberförſter Frhr. Riedeſel zu 
Eiſenbach ſpricht ebenfalls über den Reichsrahmen⸗ 
tarif und über die großen Schwierigkeiten einer 
Annahme ſeitens der Waldbeſitzerverbände. Die 
Beſtrebungen des Vereins nach Titelſchutz und 
Befähigungsnachweis werden ſeitens der Wald⸗ 
veſitzer ſicherlich Unterſtützung finden. — Ober⸗ 
ſörſter Feuerborn tritt für feſtes Zuſammen⸗ 
halten der Waldbeſitzer, Förſter und Oberförſter 
ein. — Redner fragt, ob unter den veränderten 
Verhältniſſen eine neue Geſchäftsſtelle mit einem 
forſttechniſch geſchulten Geſchäftsführer errichtet 
werden ſoll. — Förſter Rathjen beantwortet die 
Frage des Vorredners dahin, daß Verhandlungen 
zur Anſtellung eines beſondern Geſchäftsführers 
— mit dem Amtsſitz Berlin — im Gange ſind. 
Eine geeignete Perſönlichkeit iſt noch nicht ge⸗ 
funden. — Die Bezirksgruppenverſammlung ſtellt 
dann folgenden Antrag: 

„Die Bezirksgruppe beantragt, daß für die 
Fachgruppe der Forſtbeamten des Forſt⸗ und 
Gutsbeamtenbundes ein Geſchäftsführer ein⸗ 
geſtellt wird, der alle Standes fragen bei den 
in Frage kommenden Stellen in geeigneter 
Form vertritt. Der Geſchäftsführer muß ein 
praktiſch und theoretiſch gebildeter Forſtmann 
ein.“ 


Zu Punkt 2 beſpricht Forſtaſſiſtent Sönkſen⸗ 
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Wächtersbach als Obmann der Gehaltskommiſſion 
die ſchwebenden Tarifverhandlungen und gibt 
den Wortlaut des neuen Tarifs bekannt. er 
Redner bittet die Verſammlung, die Gehalts⸗ 
kommiſſion zu ermächtigen, den Tarif anzunehmen. 
Der Waldbeſitzerverband wird gebeten, die 
Namen ſeiner Mitglieder der Gehaltskommiſſion 
zugängig zu machen. 

Oberförſter Frhr. Riedeſel zu Eiſenbach 
äußert ſich als Vertreter der Waldbeſitzer über 
den Tarifvertrag und hofft, daß der Vertrag — 
da dieſer den Vorſchlägen der Gehaltskommiſſion 
entſprechend aufgeſtellt ſei — angenommen wird. 
Redner denkt — das Einverſtändnis des Wald- 
beſitzerverbandes vorausgeſetzt —, daß unſerm 
Verein ein Mitgliederverzeichnis des Waldbeſitzer⸗ 
verbandes zugeſtellt werden kann. Die Gehalts 
kommiſſionsmitglieder und mehrere andere Redner 
ſprechen für die Annahme des Tarifs. Förſten 
Rathjen tritt dafür ein, daß der neue Tarif⸗ 
vertrag „für allgemeinverbindlich“ erklärt wird 
und bittet darum, daß in Zukunft die Gehalts⸗ 
kommiſſion nur aus 3 Mitgliedern beſteht. In 
der nun folgenden allgemeinen Ausſprache über 
den neuen Tarifvertrag wird von mehreren Seiten 
der Wunſch geäußert, daß nun auch beide Parteien 
Vertragstreue halten. 

Der Bezirksgruppenvorſitzende fragt, ob der 
Tarifvertrag genügend geklärt ſei und derſelbe 
angenommen werden ſoll. Der Vertrag wird an⸗ 
genommen. 

Die im Tarifvertrag vorgeſehenen Mitglieder 
des Schlichtungsausſchuſſes werden gewähtt: 
1. Oberförſter Au guſtin⸗Ramholz, 2. Revier⸗ 
förſter Popp⸗Hauſen; als Stellvertreter: 1. Forſt⸗ 
verwalter Lichtenberg⸗Frielingen, 2. Förſter 
Köhler- Breitenbach. 

Punkt 3. Als ſtellvertretender Bezirksgruppen⸗ 
vorſitzender wird Oberförſter Feuerborn⸗Gers⸗ 
feld einſtimmig gewählt. 

Punkt 4. Als Mitglieder der Gehaltskommiſſion 
werden gewählt: 1. Forſtaſſiſtent Sönkſen⸗ 
Wächtersbach als Obmann; Stellvertreter Ober⸗ 
förſter Feuerborn⸗ Gersfeld. 2. Revierförſter 
Maier, Fh. Malsburg; Stellvertreter Revier⸗ 
förſter Gombert, Viermünden. 3. Förſter 
Rathjen, Fh. Ziegelhütte; Stellvertreter Revier⸗ 
förſter Herchenröther, Birſtein. 

Punkt 5. Wahl zum Vertreter bei der Mit⸗ 
gliederverſammlung. Revierförſter Herchenröther, 
Birſtein, wird einſtimmig gewählt. 

Punkt 6. Verſchiedenes. Förſter Rat hjen 
ſchlägt öftere Tagungen der Bezirksgruppe vor. 
Hieran ſchließen ſich Ausſprachen an über den 
Beſuch der Bezirksgruppenverſammlungen, Grün⸗ 
dungen von Ortsgruppen, Veranſtaltung von Ex⸗ 
kurſionen. Der Bezirksgruppenvorſitzende teilt mit, 
daß in dieſem Sommer zwei Förſterprüfungen 
ſtattfinden, und zwar eine Prüfung in Lauterbach, 
die zweite in der Gegend von Halle an der Saale. 
Die Schüler der Forſtlehranſtalt in Neuhaldens⸗ 
leben, die die Bedingungen über Zulaſſung zur 
Förſtecprüfung erfüllen, ſollen in Zukunft eine 
Abſchlußprüfung machen, die der Förſterprüfung 
des Vereins gleichgeſtellt wird. — 

Es folgt eine allgemeine Ausſprache über die 
Förſterprüfſungen. Pie Verſammlung iſt ein⸗ 
ſtimmig der Anſicht, daß in Zukunft den Prüf⸗ 
lingen nur eine Geſamtnote erteilt werden ſoll. 
Revierförſter Herchenröther ſoll bei der nächſten 
Hauptverſammlung den Antrag auf diesbezügliche 
Anderung der Förſterprüfungsordnung ſtellen. 
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Förſter Rathjen beantragt: 1. daß vor jeder 
VBezirksgruppentagung eine Fachgruppenverſamm⸗ 
lung ſtattfindet; 2. daß die außerordentlichen Mit⸗ 
glieder dieſelben Vereinsbeiträge bezahlen wie 
die dem Verein angehörenden Waldbeſitzer. Die 
Verſammlung ſtimmt den Anträgen zu. 

Forſtmeiſter Schreiber gibt ein Schreiben 
über die Preiſe für Raubzeugbälge bekannt. 

Der Bezirksgruppenvorſitzende gibt das 
Ableben ſeines langjährigen Stellvertreters, des 
Oberförſters Biedermann, bekannt. Zum ehrenden 
Gedenken des Verſchiedenen erheben ſich die An⸗ 
weſenden von ihren Sitzen. — Gegen LU, Uhr 
nachmittags ſchließt der Vorſitzende die Ver⸗ 
ſammlung, nachdem noch beſchloſſen worden war, 
die nächſte Verſammlung im September / Oktober 
in der Gegend von Caſſei abzuhalten und möglichſt 
damit eine Exkurſion zu verbinden. 

Forſthaus Malsburg, den 26. Mai 1921. 

Maier, Revierförſter. 


C 

Bezirksgruppe Oſt⸗ und Weſtpreußen (I). 

Bericht über die 14. Verſammlung der 
Bezirksgruppe am 2. und 3. Juni 
in Schippenbeil. 

Die von 67 Mitgliedern beſuchte Verſammlung 
fand im „Deutſchen Hauſe“ in Schippenbeil ſtatt. 
Um 2 Uhr nachmittags eröffnete der Vorſitzende 
die Sitzung mit der Begrüßung der erſchienenen 
Mitglieder. 

Unter Punkt 1 der Tagesordnung „Geſchäft⸗ 
liches“ wurde vom Vorſitzenden mitgeteilt, daß 
ein großer Teil der Mitglieder bei Stellen⸗ und 
Wohnungswechſel die neue Adreſſe weder der 
Hauptgeſchäftsſtelle des Vereins (Was 
in jedem Falle und überall dringend notwendig 
iſt. Die Geſchäftsſtelle.) noch der Bezirksgruppe 
mitteilt. Daher iſt es nicht möglich, genaue 
Mitgliederliſten zu führen und den einzelnen 
Mitgliedern die Vereinsnachrichten zu übermitteln. 
Mit der Unterbringung der vier Lehrlinge ergeben 
ſich immer wieder Schwierigkeiten, weil ſich nur 
ſehr wenige Herren bereit erklärt haben, Forſt⸗ 
lehrlinge auszubilden. Auch in dieſem Jahre 
war es nicht möglich, die Lehrlinge alle in Privat⸗ 
forſten unterzubringen. Die Bildung von Orts⸗ 
gruppen hat erfreuliche Fortſchritte gemacht. Es 
ſind bereits vier Ortsgruppen gegründet. Eine 
Forſtgehilfenprüfung findet Ende Juni 
oder Anfang Juli in Gerdauen ſtatt, eine Förſter⸗ 
prüfung für Oſtpreußen iſt ebenfalls geſichert. 

Punkt 2. Förſter Ohlſen⸗Radnicken erſtattete 
einen ausführlichen Bericht über die Vorgänge 
und Beſchlüſſe der Vorſtandsſitzung vom 10. bis 
11. Februar in Berlin. 

Punkt 3. Der vom Tarifausſchuß aus⸗ 
gearbeitete Entwurf für die neuen Gehaltsverein⸗ 
barungen wurde vom Vorſitzenden verleſen und 
dann darüber eine lebhafte Ausſprache gepflogen. 

Punkt 4. Oberförſter Heine mann⸗Steinort 
hielt einen Vortrag über die natürliche Verjüngung 
unter beſonderer Berückſichtigung der oſtpreußiſchen 
Bodenverhältniſſe. Auch wurde die Kiefern⸗ 
dauerwaldwirtſchaft von Bärenthoren beſprochen 
und vorläufig angenommen, daß in Oſtpreußen 
die Dauerwaldwirtſchaft nur in ganz wenigen 
Revieren durchzuführen iſt. 

Punkt 5. Als Vertreter der Bezirksgruppe 
für die Mitgliederverſammlung wurde der Vor⸗ 
ſitzende, Oberförſter Schlicht, Damerau⸗ 

erdauen, als Erſatzmann Foͤrſtverwalter Schön⸗ 
wald, Dönhofſtädt, gewählt. 


Punkt 6. Für die nächſte Bezirksgruppen⸗ 
verſammlung wurde Deutſch⸗Eylau in Weſt⸗ 
preußen vorgeſchlagen und der Vorſchlag von der 
Verſammlung angenommen. 

Punkt 7. Anträge. Von der „Ortsgruppe 
Königsberg⸗Fiſchhauſen“ wurde beantragt, im 
Winter noch eine Bezirksgruppenverſammlung av⸗ 
zuhalten. Der Antrag wurde von der Verſamm⸗ 
lung angenommen und beſchloſſen, die Winter- 
verſammlung in Allenſtein abzuhalten. 

H Um 5 Uhr wurde die Sitzung vom Vor 
ſitzenden geſchloſſen. Um 7½ Uhr fand ein gemein- 
ſchaftliches Eſſen im „Deutſchen Hauſe“ ſtatt, 
welches die Teilnehmer noch recht lange gemütlich 
beiſammenhielt. Am 3. Juni fand ein Revier 
ausflug mit Wagen in das Gräfliche Forſtrevier 
Praſſen ſtatt. Der Ausflug endete um 1½ Uhr 
in Praſſen, woſelbſt Herr Graf zu Eulenburg die 
Teilnehmer zu einem Frühſtück einlud. Herrn 
Grafen zu Eulenburg⸗Praſſen wird auch au 
dieſer Stelle für Stellung der Wagen und dic 
liebenswürdige Bewirtung der Ausflugteilnehmer 
der Dank der Bezirksgruppe ausgeſprochen. 

Forſth. Damerau, am 8. Juni 1921. 

Nehrke, Schriftführer Bez.⸗Gr. I. 


CH 


Bezirksgruppe Schleſien 0 (Regierungsbezirk 
Siegnitz) (VIII). 
Bericht über den Waldausflug 
und die Mitgliederverſammlung am 18. 
und 19. Juni 1921 in Kotze nau. 
Für den 18. Juni war ein Waldausflug in 
die Reviere der Herrſchaft Kotzenau vorgeſehen. 
Trotz des ſchlechten Wetters hatten ſich hierzu 
bereits gegen 50 Teilnehmer eingefunden. Die 
Herrſchaft hatte liebenswürdigerweiſe für Fahr⸗ 
gelegenheit geſorgt, ſo daß die verſchiedenen inter⸗ 
eſſanten Stellen ſchnell erreicht werden konnten. 
in „Führer“, der zu dieſem Zweck beſonders 
ausgearbeitet war, erleichterte und verkürzte den 
Aufenthalt bei den verſchiedenen Punkten. Faſt 
durchweg wurden herrliche, das Herz eines jeden 
Forſtmanns erfreuende Forſtdiſtrikte durchfahren, 
die in jeder Weiſe zu reger Ausſprache auf allen 
forſtlichen Gebieten Anlaß gaben. Nachdem zu⸗ 
nächſt einige Laubholz⸗Partien durchfahren waren, 
gelangte die Verſammlung zu einem ausgedehnten 
Torfmoor. Auf mehreren 1000 Morgen war der 
anfangs gute Waldbeſtand immer lückiger geworden, 
und die Höhe der Beſtände ließ entſprechend den 
Nachbarbeſtänden ſehr zu wünſchen übrig. Wind⸗ 
und Schneebruch und ⸗wurf machten den Ab⸗ 
trieb der Beſtände in verhältnismäßig jungem 
Alter nötig. Große Kulturkoſten waren durch die 
ſtark einſetzende Bodenvegetation, beſonders mit 
Heidelbeere und Sumpfporſt, nötig und ſtellten 
von vornherein eine Rentabilität der Beſtände 
in Frage. Die Verwaltung entſchloß ſich des⸗ 
halb, die Ausbeutung der Flächen auf Torf zu 
verſuchen. Dieſer Verſuch hat ſich bisher glänzend 
bewährt. Die Flächen mit einer Torfſchicht von 
ſehr guter Beſchaffenheit und bis zu 3 m Mächtig⸗ 
keit ſind an einen Unternehmer verpachtet und 
bringen auf dieſe Weiſe der Verwaltung ſehr qute 
Einnahmen, anderſeits werden die großen Torf⸗ 
maſſen der Bevölkerung als Heizmaterial zu⸗ 
gänglich gemacht. Man will daher dieſe Neben⸗ 
nutzung über die ſämtlichen in Frage kommenden 
Flächen weiter ausdehnen. 
Das ganze Revier zeigt durchweg eine ſehr 
große Grundfeuchtigkeit, ſo daß faſt ſämtliche 
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Beſtände bis auf kleine Partien ein herrliches 
Wachstum zeigen. Ein großer Teil der Kiefern⸗ 
beſtände iſt mit Laubholz, beſonders der Rotbuche, 
durchſtellt. Leider iſt dieſem Fingerzeig der 
Natur noch lange nicht genug Rechnung getragen. 
Die größten Teile des Reviers ſind für einen 
Miſchwald wie geſchaffen. Natürliche Verjüngung 
der Buche und künſtliche Einbringung von andern 
Holzarten, wie Eiche, Fichte, Douglasfichte, ſollten 
bei Inangriffnahme eines jeden Schlages in Er⸗ 
wägung gezogen werden. Derartige Beſtände 
bieten die größte Sicherheit für Erhaltung und 
Verbeſſerung des Bodenzuſtandes, geben dem 
Beſitzer jederzeit die Möglichkeit, ſich den ſchwan⸗ 
kenden Holzhandelsverhältniſſen anzupaſſen und 
bieten den größten Schutz gegen Inſekten und 
Feuersgefahr. 

Große Flächen überſtändiger Kiefern wurden 
durchfahren. Wenn es auch eine Freude iſt, zu 
ſehen, daß es ſolche Beſtände in ſo großer Zahl 
noch im deutſchen Privatwalde gibt, ſo iſt es doch 
vom Standpunkt der Wirtſchaft aus nicht ganz 
richtig, eine ſo große Fläche in bedeutender Reſerve 
zu erhalten. Die Richtigkeit dieſer Behauptung 
wird auch durch die in faſt allen über 100 jährigen 
Beſtänden zu bemerkenden Schwammſtämme und 
Kienzöpfe beſtätigt. Ein großer Teil und nicht 
der ſchlechteſte des Nutzholzes geht auf dieſe Weiſe 
verloren. Durch Entnahme dieſer Stämme wird 
der Beſtand aber immer lichter und trägt damit 
nicht zur Verbeſſerung des Bodens bei. 


Infolge des hohen Grundwaſſerſtandes bildet 
die Entwäſſerung auch einen wichtigen Punkt 
in der Bewirtſchaftung der Beſtände. Viele 
Flächen müſſen vor der Kultur mit Gräben um⸗ 
und durchzogen werden, um das Wachſen und 
Gedeihen einer Kultur zu gewährleiſten. Auch 
dieſe Flächen ſollten bereits vor dem Abtrieb mit 
großer Liebe behandelt werden, denn einerſeits 
bietet der Boden für die natürliche Verjüngung 
das beſte Keimbett, und durch künſtliche Boden⸗ 
verwundung könnte man dies den eingeſprengten 
alten Buchen noch beſonders erleichtern; ander⸗ 
ſeits ſollte es zu denken geben, ob man auf den 
mineraliſch kräftigeren Partien nicht noch andere 
Laubhölzer, wie Eſche, Ahorn, Ulme, zunächſt im 
Schutz eines lichten Schirmbeſtandes einbringen 
könnte. Die vorhandenen Kulturen ſind durchweg, 
trotz teilweiſe ſchwieriger Verhältniſſe, mit großer 
Liebe und gutem Erfolg ausgeführt. Die ver⸗ 
ſchiedenſten Möglichkeiten in der Bodenbearbeitung 
hat man verſucht, um den Anſprüchen zu genügen. 
Eine große Gefahr für das Gedeihen der Kulturen 
iſt der Wildſtand. Man hat auch dieſen in dem 
richtigen Maße zu erhalten gewußt, indem man die 
Koſten der teuren Einzäunung der Kultur nicht 
geſcheut hat. 

Im Revier Jakobsdorf hatte der Spanner noch 
einige recht wüchſige Beſtände vernichtet. Die 
Fläche wird etwa 200 ha betragen. Teilweiſe 
können jedoch die Beſtände nach ſtarkem Durchhieb 
noch einige Zeit erhalten bleiben. Der Ver⸗ 
waltung war es möglich, alles anfallende Holz im 
Vorjahr bei guten Preiſen abzuſetzen. 

Um 4 Uhr gelangte die Geſellſchaft wieder in 
Kotzenau an, wo ein gemeinſames Eſſen ein⸗ 
genommen wurde. Inzwiſchen hatten ſich noch 
weitere Grünröcke eingefunden, ſo daß die Zahl 
bis auf 70 geſtiegen war. Bald war auch der 
nötige Damenflor verſammelt, und die Ver⸗ 
ſammlung blieb gemütlich bei Tanz, Muſik und 
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Vorträgen bis in die frühen Morgenſtunden bei⸗ 
ſammen. 

Am folgenden Morgen, 91, Uhr, hatten ſich 
a Teilnehmer wieder zu einer Ver⸗ 
ſammlung eingefunden. In voller Überein- 
ſtimmung wurde die reichhaltige Tagesordnung er⸗ 
ledigt. Alle Anweſenden waren ſich einig, daß der 
von unſerm Verein beſtrittene Weg der einzige 
iſt, der den Intereſſen der Privatforſtbeamten 
entſpricht und, wenn er richtig gehandhabt wird, 
im vollen, guten Einvernehmen mit den Beſitzern 
auch zum Ziele führen wird. Das gemeinſame 
Mittageſſen, das größtenteils von dem Beſitzer 
der Herrſchaft, Seiner Exzellenz Burggraf zu 
Dohna, geſtiftet war, beſchloß die ſchönen Stunden, 
welche allen Teilnehmern ſowohl in . wie 
kollegialer Hinſicht noch lange unvergeßlich bleiben 
werden. Allen denen, die ſich für den gelungenen 
Verlauf der Verſammlung bemüht haben, ſowie 
dem Herrn Grafen Dohna für die freundliche Auf⸗ 
nahme ſei an dieſer Stelle nochmals herzlichſt 
gedankt. 

Eine beim Eſſen veranſtaltete Sammlung für 
die leidenden oberſchleſiſchen Grünröcke brachte 
die ſtattliche Summe von 608 M ein, die unſerm 
alten Vereinsmitgliede Forſtmeiſter Troſt zur 
Verfügung geſtellt wurde. 

Der Vorſitzende: Breſſel, Oberförſter. 


＋ 


Bezirksgruppe Freiſtaat Sachſen (XII). 
Bericht über die Mitgliederverſammlung 
am 20. Juni 1921. 

Erſchienen waren 35 Mitglieder bzw. Gäſte. 
Beſonders freuten ſich die Beteiligten, Herrn 
Rittergutsbeſitzer Dr. jur. Leuſchner auf Ditters⸗ 
bach als treuen Beſucher der Bezirksgruppen⸗ 
verſammlungen und als tätiges Mitglied des 
Vereins nach einer ſchweren Operation, glücklich 
geneſen, wieder in ihrer Mitte zu ſehen. Nach 
Begrüßung der Erſchienenen durch den Vor⸗ 
ſitzenden, Oberförſter Dreßler, wurde zur Er⸗ 
ledigung der Tagesordnung geſchritten. 

1. Aus» und Fortbildung der Privat⸗ 
forſtbeamten. Zunächſt wurde über die Ge⸗ 
hilfenprüfung in Weinböhla berichtet, daran ſchloß 
ſich eine Debatte über die Aus⸗ und Fortbildung 
der Privatforſtbeamten Sachſens. Die 
Herren Revierförſter Peter, Burg Lauenſtein, 
Sommer, Mühltroff i. Vogtland, Rentmeiſter 
Kaczynski, Lichtenwalde, ſprachen ſich gegen 
Errichtung einer ſächſiſchen Forſtſchule aus. Der 
Vorſitzende teilte dieſe Anſicht, da außer Templin 
nunmehr auch die Forſtſchule Reichenſtein i. Schleſ. 
noch 42 Schülern die Aufnahme gewährt. Revier⸗ 
förſter Winter, Biensdorf, ſtellte den Antrag, 
die Ausbildung und Prüfung der Privatforſt⸗ 
beamten gemeinſchaftlich mit den Staatsforſt⸗ 
anwärtern zu erlangen. 

2. Befähigungsnachweis und Amtsbe⸗ 
zeichnung. Es wurde beantragt, den Befähigungs⸗ 
nachweis für ſämtliche Privatforſtbeamte im 
Reichsforſtgeſetz anzuſtreben. Es entſpann ſich 
eine längere Ausſprache über Schutz der Amts⸗ 
bezeichnungen. 

3. Revierförſter Sommer erſtattete den 
Bericht über das Vereinsjahr. 

d Neuwahlen der Ortsgruppen⸗Vor⸗ 
ſitzenden. Es wurden Vorſchläge eingebracht, 
die Ortsgruppen zu vergrößern und dadurch 
mehr zu beleben. Auf allgemeinen Wunſch werden 
die Ortsgruppen nach Kreishauptmannſchaften 
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ſammengelegt und als Vorſteher derſelben nach⸗ 
olgende Herren gewählt: für die Kreishauptmann⸗ 
ſchaft Dresden Revierförſter Peter, Burg Lauen⸗ 
ſtein, Bezirk Dresden; für die Kreishauptmann⸗ 
ſchaft Leipzig Revierförſter Grubel, Hayda, Poſt 
Falkenhain; für die e Chem⸗ 
mp Ratsrevierförſter Schwarz, Hartenſtein i. Erz⸗ 
gebirge; für die Kreishauptmannſchaft Bautzen 
Revierförſter Naumann, Gödlau bei Elſtra i. Sa. 

Als Vertreter in den Förſterausſchuß 
wurde Revierförſter Sommer und als Stell⸗ 
vertreter Revierförſter Peter gewählt. Die 
Wahl der Herren Sommer, Peter und Menges, 
Sohland a. d. Spree, in den Schlichtungsausſchuß 
wurde nachträglich beſtätigt. 

5. Bei der Beſprechung forſtlicher Tages- 
fragen gab Oberförſter Menges bekannt, daß 
die Brennholz⸗Zwangswirtſchaft aufgehoben 
worden iſt. 

Forſtbüro Weinböhla b. Dresden, 25. 6. 21. 

W. Dreßler, Obf. a. D., Vorſitzender. 
C 
Ortsgruppe Neuſalz (Oder). 

Am 21. und 22. Mai tagte die Ortsgruppe 
mit einem Waldausflug in die Reviere Tſchepplau 
und Saliſch. Am 21. nachmittags hatten ſich etwa 
35 Teilnehmer in Tſchepplau eingefunden. Die 
Verwaltung des Herrn Grafen von Schlabrendorf, 
Seppau, hatte bereitwilligſt Wagen zur Verfügun 
geſtellt, um an dieſem Tage möglichſt viel intereſſante 
Beſtände des Reviers Tſchepplau ſehen zu können. 
Das Revier in einer Größe von etwa 750 ha um⸗ 
faßt in der Hauptſache Kiefernbeſtände, wechſelnd 
mit einigen Erlen⸗ und anderen Laubholzbe⸗ 
ſtänden durchſetzt. Im ganzen Revier liegen mehr 
oder weniger Felder der Güter eingelagert. Das 
Revier ſtockt durchweg auf einem friſchen Sand⸗ 
boden 2. und 3. Kiefern⸗Standortsgüte. Faſt 
fämtliche Beſtände mit ganz geringer Ausnahme 

eigen freudiges Wachstum. Die Stangenhölzer 
ſind entſprechend ihrem Alter verhältnismäßig 
ſtark, wobei beſonders davor gewarnt wurde, 
die angehenden Stangenhölzer zu früh zu durch⸗ 
forſten, da die Beſtände ſich ſonſt ſehr ſchlecht 
reinigen und das Bauholz ſchwarze Flecken auf⸗ 
weiſen wird. Eine dauernde Steigerung der Boden⸗ 
güte wird jedenfalls auch dadurch veranlaßt, daß 
in dem Revier nie Streu abgegeben wird, wodurch 
der Bodenüberzug ein ſehr guter iſt. In vielen 
Altholzbeſtänden hat ſich lg und gruppenweiſe 
natürliche Beſamung eingeſtellt, wodurch ſich wieder, 
wie jetzt bei allen Verſammlungen, eine lebhafte 
Ausſprache über Bärenthoren uſw. entſpann. 
Die vorhandenen Erlenbeſtände haben teilweiſe 
unter Schneebruch und mangelhafter Entwäſſerung 
elitten. Ihr Wuchs iſt daher teilweiſe nicht ſehr 
Ems der Schluß ſehr gering. Entwäſſerung und 
Ausbau der Lücken mit Laubhölzern, an den 
Stellen, wo die friſchen Partien mit den Kiefern⸗ 
beſtänden zuſammenſtoßen mit Douglas, wurde 
ins Auge gefaßt. Allgemein iſt über die Begründung 
der Beſtände in Zukunft zu ſagen, daß der friſche 
Boden es unbedingt als wünſchenswert erſcheinen 
läßt, daß je nach dem Standort die Kiefernbeſtände 
mit Douglasfichte, Rotbuche und anderen Holz⸗ 
arten gemiſcht werden müßten. Dies könnte ohne 
irgendwelche Beſorgniſſe geſchehen. Es würde 
die Rentabilität ſehr erhöhen und die im Lokal⸗ 
bedarf oft fehlenden Hölzer zur Verfügung ſtellen. 
Im allgemeinen läßt der Zuſtand des Reviers 
erkennen, daß es mit Verſtändnis bewirtſchaftet 


wird. Die über 20 jährige Tätigkeit des Revier⸗ 
förſters Hoffmann bietet auch in Zukunft hierfür Ge⸗ 
währ. Nachdem die Verſammlung im Forſth aus 
Ingersleben noch eine Erfriſchung eingenommen 
hatte, gelangten die Teilnehmer wieder mit Wagen 
etwa um 9 Uhr in Alt⸗Strunz an. Hier erwartete 
ſie ein feſtlich geſchmückter Saal und ein gutes 
Abendeſſen. Lange noch blieben die Teilnehmer 
zuſammen. 


Am 22. früh begann die Beſichtigung des 
Reviers Saliſch, zunächſt mit einem kleinen Umweg 
durch das Revier Alt⸗Strunz. Das Ziel war 
zunächſt die ausgedehnte Torfſtichanlage bei Alt⸗ 
Strunz, die uns durch den Revierförſter Herrmann, 
Alt⸗Strunz, vorgezeigt wurde. Über 200 Arbeiter 
ſind mit der Ausbeutung einzelner im Walde ein⸗ 
gelagerter Torfmengen durch Stechen mit der 
Hand beſchäftigt. Der Torf wird mittels Feld⸗ 
bahn zu den Preſſen und zu dem Lager⸗ und 
Trockenplatz gebracht und erreicht dann in etwa 
1 km Entfernung den Bahnhof Alt⸗Strunz. 
Die Anlage zeigt, wie aus verhältnismäßig kleinen 
Sachen durch Großzügigkeit und richtige Aus⸗ 
nutzung große Einnahmen erzielt werden können. 
Auf dem Wege zur Grenze des Reviers Saliſch 
wurde noch kurz eine kleine Kiefernkultur beſichtigt, 
die mehrmals durch Engerlinge vernichtet, war und 
wo nunmehr Kiefernpflanzung auf Hügeln aus⸗ 
geführt iſt, um der Gefahr vorzubeugen. Die 


9 Kiefern ſtehen zunächſt noch ſehr friſch, doch iſt zu 


befürchten, daß bei längerer Trockenheit den 
Pflanzen die nötige Nahrung fehle. Jedenfalls 
iſt es intereſſant, die Anlage weiter im Auge zu 
behalten und Erfahrung hieraus zu ziehen. 


Das Revier Saliſch umfaßt 400 ha und iſt ſehr 
zerriſſen. Die Bodenverhältniſſe ſind ſehr ver⸗ 
ſchieden. Teilweiſe ſtocken die Beſtände auf ſehr 
armem Sand, größere Teile jedoch auf anlehmigem, 
teilweiſe lehmigem Boden. Mit Ausnahme der 
Kiefernbeſtände iſt der Boden nicht beſtockt. Der ver⸗ 
ſtorbene Beſitzer, Herr Rittmeiſter Ackermann, ſowie 
der 26 Jahre im Dienſte ſtehende Revierförſter Doenſt 
haben es ſich angelegen ſein laſſen, jede leidlich 
in Frage kommende Partie mit den verſchiedenſten 
Holzarten anzubauen. Auf mehreren Flächen 
ſtocken 20 bis 30 verſchiedene Holzarten. Beſonders 
freudiges Wachstum zeigten die Douglasarten 
und im allgemeinen auch die Blaufichte. Beiden, 
beſonders der erſteren, iſt in Zukunft beſondere 
Beachtung zu ſchenken. Leider hat man in 
früheren Jahren auch Heiſterpflanzungen von 
Eiche, Buche uſw. ausgeführt, die jedoch im 
allgemeinen zu keinem befriedigenden Erfolg 
geführt haben. Auspflanzung mit Douglas im 
Schutz der noch vorhandenen Heiſterpflanzen 


würde jedenfalls zu recht guten Beſtänden 
führen. Intereſſant war der Anbau von 


perennierender Lupine in allen Beſtänden mit leid⸗ 
lichem Boden. Teilweiſe waren ſogar die Lupinen 
noch in Kiefernbeſtänden 3 bis 4. Bodengüte zu 
finden. Neben guter Wildäſung und Deckung, die 
dadurch geboten wird, iſt ein günſtiger Einfluß 
auf das Wachstum der Kiefer zu erhoffen. Der 
Beſuch eines ſehr gut angelegten Pflanzgartens 
von etwa ſechs bis acht Morgen beſchloß in 
der Hauptſache die Wanderung. Mitten im 
Revier in Bergvorwerk wurde die Beſprechung 
abgehalten. 


Zum Schluß der Beſichtigung hatte die Be⸗ 
ſitzerin, Frau Ackermann in Saliſch, zum Mittag⸗ 
eſſen eingeladen. Der Dank, den der Vorſitzende 
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für die angenehmen Stunden abſtattete, fand 
regen Widerhall in der Erwiderung der Gaſt⸗ 
geberin. Dieſe gab der Zuverſicht Ausdruck, 
daß die Forſtbeamten, die immer eine der Haupt⸗ 
ſtützen des Vaterlandes geweſen wären, ꝛuch weiter⸗ 
hin an dem Aufbau der niedergebrochenen Heimat 
mitarbeiten würden. Sie wären durch ihren 
Beruf an Geduld gewöhnt, indem ſie die Ernte 
ihrer Ausſaat und Pflanzung niemals ſelbſt 
mehr einbringen könnten, und nur mit Geduld 
und Vertrauen könnte auch unſer Vaterland wieder 
in ruhige Bahnen gelenkt und ein Wiederauf⸗ 
blühen erreicht werden. Um 4 Uhr ſtanden die 
Wagen zur Abfahrt nach dem Bahnhof wieder 
bereit, und die Teilnehmer nahmen mit warmen 
Dankesworten Abſchied, wohl ſämtlich mit dem 
Bewußtſein, ſowohl forſtlich wie kollegialiſch in 
jeder Beziehung ſchöne Stunden verlebt und vor 
allen Dingen zwei Reviere geſehen zu haben, 
wo in vollem gegenſeitigen Einverſtändnis von 
Beſitzer und Beamten das Wohl des Waldes 
über alles geſetzt wird. Breſſel, Oberförſter. 


Ortsgruppe Vogelsberg⸗Rhön. 

Eine ſtattliche Anzahl von Mitgliedern der 
Ortsgruppe traf ſich am 28. Mai früh um 9 Uhr 
in Gersfeld zu einem Waldgang in das von Waldt⸗ 
hauſenſche Forſtrevier in der hohen Rhön. Von 
waldbeſitzenden Herren nahmen teil: Herr Land⸗ 
rat Freiherr von Dörnberg und Herr von Bodel⸗ 
ſchwing, Preuß. Oberförſter a. D. Am Bahnhof 

ersfeld empfing uns Herr Oberförſter Feuerborn 
mit den Revierbeamten, ein Laſtauto mit Anhänge⸗ 
wagen brachte uns in kurzer Zeit nach Forſthaus 
Kippelbach, dem Ausgangspunkt des Ausfluges, 
wo uns Herr Oberförſter Feuerborn den Will⸗ 
kommengruß des Waldbeſitzers Herrn von Waldt⸗ 
hauſen übermittelte. Zunächſt wurde eine Pflanz⸗ 
ſchule unter gegenſeitiger Ausſprache beſichtigt, 
dann kamen wir auf gut angelegten Holzabfuhr⸗ 
wegen durch die zum Teil noch urwüchſigen 
Buchenbeſtände, durchſtellt mit Eſchen, Ulmen und 
Ahorn, des Schutzbezirks Haderwald. Intereſſante 
und belehrende Erklärungen des Führers unter⸗ 
brachen den Marſch in öfteren Pauſen. Gute 
Durchforſtungen, gelungene Verjüngungshiebe und 
Verjüngungen wurden gezeigt. Intereſſant war 
die Mitteilung, daß ſeit 1916 alles Derbbrennholz, 
ſoweit es nicht als Berechtigungsholz zu geringerem 
Preiſe abgegeben werden muß, von der Verwaltung 
ſelbſt abgefahren, zerkleinert und ofenfertig nach 
Gewicht verkauft wird. 

An ſchönen Waldbildern vorüber, beſtiegen wir 
ſchließlich gegen Mittag den 909 m hohen Eierhauk, 
einen der ſchönſten Ausſichtspunkte der Rhön, 
von hier führte der Weg zum landſchaftlich wunder⸗ 
bar gelegenen Frühſtücksplatz. Waſſerkuppe mit 
Fuldaquelle und Milſeburg grüßten herüber, und 
unter munteren Klängen des Waldhornes wurden 
nun auch die leiblichen Genüſſe, von der Ver⸗ 
waltung liebenswürdigſt geſpendet, gebührend 
gewürdigt. Nach eingenommenem Frühſtück 
machte uns der Führer mit der intereſſanten 
LE des Reviers bekannt und erläuterte deſſen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Hierauf ſprach der 
Vorſitzende der Ortsgruppe, Revierförſter Eggers, 
Herrn von Waldhauſen und ſeinen Forſtbeamten 
den Dank der Ortsgruppe aus. Im weiteren 
Verlaufe gab ein muſterhaft durchforſteter, etwa 
80jähriger Buchenbeſtand den „Buchenmännern“ 
Gelegenheit zu reichlicher Außerung der Anſichten. 


Beſondere Aufmerkſamkeit fand ein 35jähriger 


Eſchenhorſt, der in dieſem Jahre mit Buchen⸗ 
pflanzung unterbaut war. In einem 85jährigen 
Fichtenbeſtand war mit der Einleitung der natür⸗ 
lichen Verjüngung durch das Eberhardſche Schirm⸗ 
keilſchlagverfahren begonnen und zeigten ſich 
die erſten Erfolge. Eine Buchenverjüngung mit 
Fichtenanflug folgte, und zum Schluß zeigte eine 
dürftige, oftmals nachgebeſſerte Fichten auf 
vollſtändig verheideter größerer Schlagfläche die 
Nachteile der allzulangen Schlagruhe und der 
großen Kahlſchläge. Ein wüchſiger Kiefernbeſtand, 
mit Laubholz leicht gemiſcht, hatte den früheren 
Beſt and gebildet. 

Der Waldgang war zu Ende. In Rommers, 
einem kleinen Rhöndörfchen, wurde das Laſtauto 
wieder beſtiegen, und bald ſaßen wir in Gersfeld 
bei Kaffee und Kuchen. Gehörne kapitaler Reh⸗ 
böcke, vom Beſitzer in ſeinem Rhönrevier erlegt, 
wurden herumgezeigt. Nach Dankesworten für 
die Führung und freundliche Aufnahme verab⸗ 
ſchiedeten wir uns mit dem Wunſche „auf Wieder⸗ 
ſehen in Ersrode“. Eine Tellerſammlung für die 
Stipendien⸗Stiftung ergab 100 . 

Sickendorf, im Mai 1921. 

Puchert, Freih. Riedeſelſcher Revierförſter. 


J 


Ortsgruppe Stendal. 


In der am 19. Juni ſtattgefundenen Orts⸗ 
gruppenverſammlung waren viele Kollegen an⸗ 
weſend. Es wurde beſchloſſen, im Sommer⸗ 
halbjahr zwei Verſammlungen abzuhalten, außer⸗ 
ordentliche Verſammlungen können ſofort einberufen 
werden. Auch wurden von mehreren Kollegen 
Klagen vorgebracht, daß von ſeiten der Herren 
Waldbeſitzer der am 1. Januar d. J. in Kraft 
getretene Tarif immer noch nz eingehalten 
wird; es wurde beſchloſſen, den Herrn Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden zu erſuchen, mit dem Wald⸗ 
beſitzerverband dieſerhalb in Fühlung zu treten. 
Ferner wurde beſchloſſen, um der Lehrlings⸗ 
züchterei Einhalt zu tun, dahin vorſtellig zu 
werden, daß in jeder Provinz nicht mehr Lehrlinge 
angenommen werden ſollen, als die Regierung 
für den Staatsdienſt zuläßt. Dieſe ſollen nachher 
von den beſtehenden Forſtſchulen aufgenommen 
werden. Heimberg, Revierförſter. 

Zu letzter Entſchließung iſt zu bemerken, daß 
die Anzahl der Lehrlinge für den Staatsforſt⸗ 
dienſt niemals einen beſtimmten Einfluß auf die 
Anzahl für den Privatwald beſitzen kann. 

Schwabe, Oberförſter. 


— 


Nachrichten aus den Fachgruppen 
Preußiſcher Kommunal- Forſtbeamten. 
Bezirk Düſſeldorf. 

Die auf dem 28. Juni nach Barmen, Hotel 
„Wichelhaus“, einberufene Verſammlung war, 
mit einer Ausnahme, von allen Mitgliedern 
beſucht. Ein Kollege hatte ſich kurz vorher noch 
telegraphiſch entſchuldigt. Der Vorſitzende er⸗ 
öffnete um 3,20 Uhr nachmittags die Verfammlung, 
hieß alle herzlich willkommen und begrüßte auch 
beſonders den Fachgruppenführer im R. W. J., 
Herrn Stadtförſter Lehneking aus Menden, dem 
auch an uhr Stelle für ſein Erſcheinen und 
ſeine Ausführungen E herzlichſter Dank 
ausgeſprochen werden ſoll. 


Nr. 29 Bd. 36 (1921) 
Ser A —— 


— ne wer 
— 


Punkt 1 ber Tagesordnung, Mitteilungen 
und Aufnahme der der Fachgruppe noch fern⸗ 
ſtehenden Kollegen, verlas der Vorſitzende mehrere 


ein ne reiben. Vier Kollegen traten der 
Fa pe als Mitglieder bei. Zu 2, Anträge für 
den Verbandstag, wurden vier Anträge geſtellt, 


und zwar betr. Gewährung von Dienſtaufwand 
in Höhe von 1500 %, Gewährung von werbungs⸗ 
koſtenfreiem Brennholz zur Heizung des Arbeits⸗ 
immers und Gewährung gegen Erſtattung der 

rbungskoſten nach ſtaatlichen Grundſätzen oder 
entſprechende Geldentſchädigung, Beſchäftigung der 
ſtaatlichen Anwärter im Kommunaldienſt, Ge⸗ 
währung einer Gefahrenzulage. Zu 3, Beſchluß⸗ 
faſſung uber einen zu zahlenden Beitrag, wurde 
der jährliche Beitrag ab 1. Juli 1921 auf 40 8 
feſtgeſetzt, zahlbar 8 Zu 4, Laufendes, 
wurde beſchloſſen, die ſpäteren Verſammlungen 
mit kleineren Exkurſionen zu verbinden. fen 
Unterſtützung des Vorſitzenden in wichtigen Cp en 
wurden Stadtförſter Bewersdorff, Ronsdorf, und 
Forſtaufſeher Braam, Barmen, gewählt und 
erſterer gleichzeitig als 2. Vorſitzender beſtimmt. 
Als nächſter Verſammlungsort wurde auf Vor⸗ 


ſchlag Duisburg gewählt. Der Vorſitzende dankte 
3 Gët Zei 
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allen Erſchtenenen für ihr Intereſſe und 
die Berſam 7,15 ah nachmittags. fa 
idmannsheil! 
Grunow, Vorſitzender. 
J 


Bezirk Caſſel. 

Dienstag, den 19. Juli, von 11 Uhr vormittags 
an, finder in Schlüchtern die Fachgruppen⸗Ver⸗ 
ſammlung ſtatt, wozu alle Kommunalforſtbeamten 
des Bezirks (auch die, die der Fachgruppe noch 
nicht angehören) hiermit eingeladen werden. 

Tagesordnung: 

1. Bericht des Borfibenden über den K.⸗B.⸗ 
Verbandstag in Grebenſtein. 

2. Bericht über die getroffene Vereinbarung 
zwiſchen dem Vorſtand des K.⸗B.⸗ Verbandes 
und dem Vorſtand des Heſſiſch⸗Waldeckſchen 
Städtetages über einen Mindeſtbeſoldungsplan. 

3. Antrag der Ortsgruppe Schmalkalden, die 
nächſte Verſammlung in Eifenoch abzuhalten. 

4. Verſchiedenes. 

Zierenberg, 4. Juli 1921. 

Müller, Vorſitzender. 


Freier Meinungsaustauſch. 


eg Beiſetzung 
des Herrn Oberforſtmeiſters Schlickmann, Arnsberg. 
So a eine nochmalige öffentliche Be⸗ 
ſprechung der Angelegenheit an ſich ist, halte ich 
es doch im Intereſſe ſaͤmtlicher preußiſcher Staats⸗ 
förſter für angebracht, nachdem ich von Teil⸗ 
nehmern Informationen erhalten habe, den 
wahren Sachverhalt ausführlich zu ſchildern. 
Herr Pfalzgraf bezichtigt SI in Nr. 21 des 
„Deutſchen 5 der Unwahrheit. Dem⸗ 
gegenüber ſtelle ich feſt: Grundſätzlich hat Pfalz⸗ 
af das Zugrabetragen eines Verwaltungsbeamten 
urch Betriebsbeamte ohne jede Einſchränkung 
als „Lakaiendienſt“ bezeichnet. Dies jetzt abſtreiten 
zu wollen, iſt, gelinde geſagt, eine Dreiſtigkeit. 
Daß der Forſtverwaltungsbeamte penſioniert war, 
{tt aus dem Pfalzgrafſchen Rundſchreiben nicht 
zu erſehen. Was die ſogenannte „Aufmachung 
von oben“ anbetrifft, ſo iſt der Hergang folgender: 
Der Berftorbene, Herr Oberforſtmeiſter Schlick⸗ 
mann aus Arnsberg, hatte vor ſeinem Ableben 
den Wunſch geäußert, von Förſtern zu Grabe 
getragen zu werden. Herr Forſtrat Muler über⸗ 
nahm es, die Einladung an drei Oberförſtereien 
zu übermitteln. Die betreffenden Revierverwalter 


richteten an die ihnen unterſtellten Betriebs⸗ 
beamten die Anfrage, welche Herren an der 
Trauerfeierlichkeit teilnehmen und dem Wunſche 
des Herrn Oberforſtmeiſters entſprechen wollten. 
Es meldete ſich eine genügende Anzahl, beſonders 
Kollegen, die noch unter dem Herrn Oberforſt⸗ 
meiſter Dienſt getan hatten. Erſt in Arnsberg, 
kurz vor der Beiſetzung, erſchien ein Ortsgruppen⸗ 
Por ende und eröffnete den erſtaunten 8 
daß das Zugrabetragen eines Vorgeſetzten laut 
Beſchluß einer Vereinsverſammlung nicht geſtattet 
fer. Ein ſolcher Beſchluß war den Kollegen jedoch 
nicht bekannt, und ſie verbaten ſich energiſch den 
Terror der Gewerkſchaft. 

Freiwillig haben alſo die Kollegen ihren alten 
Votgeſetzten zu Grabe getragen; zwingen konnte 
und wollte fie niemand. Pore öffentliche Maß⸗ 
regelung durch Herrn Pfalzgraf war eine Ein⸗ 
miſchung in unſere Prwatangelegenheiten, die 
ſchürfte Zurückweiſung verdiente. Ich überlaſſe 
es im übrigen dem Urteil eines jeden noch 
objektiv denkenden Kollegen, ob dieſe Kampfart 
des Herrn Pfalzgraf dem Förſterſtande wirklich 
zum Segen gereicht. 

Hilfsförſter Schellack, Paterſchobenſee. 
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Die Verlobung unſerer Tochter 
Hilde mit dem Lehrer Herrn 
Julius Schulz geben bekannt 


Preuß. Staatsförſter 
Heinrich Schmidt und Frau 
Emilie, geb. Sohl. 


Forsthaus Althattendort, 
Juni 1921. 
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hilde echmdt 8 
Julius Schul? 8 
Lehrer O 
Verlobte. 8 
Forsthaus Aithattendorf, G 


Asterode. Kr. Ziegenhain, 
Juni 1921. 
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werden 
koſtenlos 


Nur an dieſer Stelle 
Familien Anzeigen 

aufgenommen. 

Geburten: 

Dem Preuß. Oberförſter Hans⸗ 

Heinrich von Tresckow in 

Ibenhorſt eine Tochter. 


Sagdverpachtungen 
| Weibgererhter güger 


Gutt 


Ales MEDIETE 


in der Nähe Berlins bis 3 Stunden 
Entfernung. Bevorzugt Niederjagd 
mit gutem Reh⸗ und anderem Wild⸗ 
beſtand. Ueber Abſchuß können Ver⸗ 
einbarungen getroffen werden. Für 
den Nachweis wird gute Belohnung 
eat Offert. unt. J. J. 5092 an 

udolf Mosse, Berlin SW 19, 


Stellenangebote 


Zum 1. Oktober 1921 iſt die 
Stelle eines (1119 


Förſters 


für den Bereich der neugegründeten 
Waldſchutzgenoſſenſchaft Grebenſtein⸗ 
Niedermeiſer zu beſetzen. Der Schutz⸗ 
bezirk umfaßt 660 ha. Dienſtſitz iſt 
Niedermeiſer. Dienſtwohnung iſt nicht 
vorhanden. Nach einjähriger Probe⸗ 
dienſtzeit, während der Entlaſſung 
mit dreimonatlicher Kündigung ſtatt⸗ 
finden kann, erfolgt bei völliger Be⸗ 
währung Anſtellung als Gemeinde⸗ 
beamter. Bezüge werden nach Gruppe 
5 der preußiſchen Staatsbeamten 
gewährt. 

Forſtverſorgungsberechtigte oder 
Reſervejäger der Klaſſe A wollen 
ihre Geſuche unter Beifügung eines 
ſelbſtgeſchriebenen Lebenslaufes, des 
Forſtverſorgungsſcheines, des 
Militärpaſſes und ihrer Zeugniſſe 
bis zum 10. Auguſt d. J. an den 
Unterzeichneten richten. Der Be⸗ 
werbung iſt eine Erklärung bei⸗ 
zufügen, daß durch die erfolgende 
endgültige Anſtellung die Forſt⸗ 
verſorgungsanſprüche als erfüllt be⸗ 
trachtet werden. 


Grebenſtein, den 6. Juli 1921. 


Der Vorstand 
der Waldschutzgenossenschaft. 
Dr. Gerhardt, Bürgermeiſter. 


Im Haushalt erfahrene 


Stütze 
für ſtändig ſofort geſucht. (1082 


Staatliche 
Oberförsterei Daun, Eifel (Burg). 


Waldwärter oder 
Forstaufseher, 


unverh., zu baldigem Antritt gesucht. 
Gehaltsanſprüche u. Zeugnisabſchr., 
welche nicht zurückgeſandt werden, an 
Meevierverwaltung 
Weeſenſtein zu Bienddorf, 
Poſt Burkhardswalde, Amtsh. Pirna. 
Fernſprecher Amt Liebſtadt Nr. 30. 


von 


Verlag 


Soeben ift 


In der Forſtverwaltung des 
Lauenburgiſchen Landeskommunal⸗ 
verbandes iſt ſofort für die Dauer 


von 2 Jahren eine (1118 


mit einem forſtverſorgungsberech⸗ 
tigten Anwärter auf Privatdienſt⸗ 
vertrag zu beſetzen. Beſoldung nach 
Gruppe 7 des Preußiſchen Beamten⸗ 
Dienſteinkommen ⸗Geſetzes. Be⸗ 
werbung mit ſelbſtgeſchriebenem 
Lebenslauf, Zeugniſſen, amts⸗ 
ärztlichem Geſundheitsatteſt und 
Militärpaß ſind ſpäteſtens bis 
1. Auguſt 1921 an uns einzureichen. 
Kreisausschuss Rätzeburg i. Che, 
gez. Sehönberg ` 


Suche zu ſofort od. 1. Auguſt 
zuverläſſige, ehrliche 


Wirtſchafterin, 
im Kochen, Backen, Einmachen, 
Geflügelzucht durchaus erfahren. 
Angebote mit Zeugnisabſchriften u. 
Gehaltsanſprüchen an (1107 
E. Küster, Rittergut Marzhansen, 

Poft u. Bahn Friedland (Leine), 
Nähe Göttingen. 
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 Samilien-Rachriehten 
000000000000000000000000000000000 


Ill 


iſt die außerplanmäßige Stelle eines 


5. Neumann in Neudamm 


Tafel, enthaltend den 


elenden Agut 
bei Berechnung des Lohnes nach Tagen 


zuſammen für den Arbeiter, die Ehefrau und minder € 
jährigen Kinder und die Zeit von 1 bis 30 Tagen; fowie N 


bei Berechnung des Lohnes nach Wochen 


zuſammen für den Arbeiter, die Ehefrau und minder⸗ u 
jährigen Kinder und die Zeit von 1 bis 18 Wochen. ö 


Auf leichtem Kartonpapier 
Preis 1 Mk. und 15 Pf. Porto 


Beachten Sie den Artikel: 
„Das Lohnſteuergeſetz“ auf Seite 552 dieſerRummer 


Zu beziehen von der 


Verlagsbuchhandlg. 8. 


Poſtſcheckkonto 998 Berlin 


Lebenslauf, 


Rn Aë 


H 
H 


 Stelfengefuche 


Tausch! 

8 
Gemeindeförſter (Stadt), We 
falen, tauſcht mit Kollegen ſofo 
oder ſpäter, auch i. anderer Provin 
Angeb. unt. G. G. 1095 bef. d 
Geſchſt. d. D. Forſt⸗Ztg., deu ham 


we (Waldheil e 


e. B. zu Neudamm. 

Die Abteilung für Stellenve 
mittelung empfiehlt ſich zu Fofter 
loſem Nachweis gut brauchbare 
Beamten für Zort, Verwaltungs 
Betriebs- und Schutz⸗ſowie für Jagd 
Verwaltungs⸗ und Aufſichts⸗Dien 
Umſonſt und poſtfrei erhältlich 
Satzungen, Meldekarten zum Eintrit 
in „Waldheil“. Jeder deutſch 
Forſt⸗ und SE im Staats 
Gemeinde⸗ und Privatdienſt, jede 
Waldbeſitzer, Jagdherr und Gönne 
der grünen Farbe melde ſich al 


Mitglied. 
Reſ.⸗Offz., erf. i. 


Forſtaſſeſſor, Forſteinrichtung, 
Taxation u. ſucht Stellung 


m 


In der Forſtverwaltung des 
Landeshospitais Haina, Kreis 
Frankenberg, Regierungsbezirk Gaffel, 


j 
1 


Forſtſekretärs 
ſofort zu beſetzen. Bewerber müſſen 
eine der ſtaatlichen entſprechende 


(1096 


II 


Berwaltung 
evtl. Eintritt in Holzbranche. 
gebote unt. Nr. 1081 bet, die Gef 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm 


erſchienen: 


Hegemeister a. D., 55 Jahr 
alt, noch rüſtig, 


ſucht Fachbeſchäftigung. 


Angeb. erb. unt. H. 1116 a 
d. Geſchſt. d. D. F. Z., Neudamm 


Suche für meinen (111 

Revierförſter, 

den ich ſehr warm emfehlen kann, 

36 Jahre alt, verh., 1 Kind, geſund 

und leiſtungsfähig, forjtlich; und 

jagdlich durchaus tüchtig, bei. i 
Dauerwald⸗Wirtſchaft erfahren, 

Stellung zum 1. Oktober. 

Haus Tornow, Post Buckow, 

Kreis Lebus. 
von Oppen. 


Höherer Forſtbeamter sucht für 
ſeinen Sohn, früherer akt. Art.⸗Offiz., 


forſtliches Lehr⸗Rebier, 


womögl. mit Gelegenh. zur land⸗ 
wirtſch. Betätigung. Etwas polniſche 
Sprachk. vorhanden. Angeb. unter 
E. 1099 beförd. die Geſchäftsſtelle 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Suche bald Stellung 


auf Förſterei, wo Viehwirtſchaft 
betrieben, zur Vervollkommnung; 
heiter, arbeitsluſtig, muſikal., nation. 
Angeb. unt. Nr. 1117 beförd. die 
Geſchſt. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


— ne 


Junger forstmann u. Jäger, 


20 Jahre alt, 1,70 groß, evgl., nat. 
Geſ., mit allen forſtl., jagdl. u. ſchriftl. 
Angelegenh. vertraut, unerſchr. u. 
energ., sucht für bald oder ſpäter 
möglichſt Dauerstellung. Gefl. 
Angeb. unter Nr. 1113 beförd die 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Neumann, Neudamm 


Erfahrener, verheirateter (1122 


Förster 


für ca. 400 ha große Majorats⸗ 
forſt im Bez. Königsberg Pr., zum 
1. Oktober 1921 geſucht. 
Geprüfte Bewerber erhalten den 
Vorzug. Geſuche mit ſelbſtgeſchr. 
Lichtbild, Zeugniſſen 
und ärztl. Atteſt find an das Forst- 
amt der Landwirtschaftskammer 
für die Provinz Ostpr. i. Königs- 
berg Pr., Beethovenſtr. 24/26, bis 
zum 10. Aug. 1921 einzureichen. 


Die Stelle eines ledigen 


Forstaufsehers 


in der $tadtforst Eberswalde iſt 
zum 1. Oktober d. J. zu beſetzen, 
und zwar durch einen vollberechtigten 
Anwärter der Staatsforſtkarriere. 
Dienſteinkommen nach Gruppe V 
oder VI der ſtaatlichen Beſoldungs⸗ 
ordnung unter Anrechnung der bis⸗ 
herigen Dienſtzeit. . 
Bewerbungen mit den üblichen 
Unterlagen u. Beſoldungsanſprüchen 
umgehend an (1109 


Magiſtrat Gberswalde. 


Für meine 17 jährige Tochter ſuche 
ich zum 1. od. 15. Auguſt freundliche 


Aufnahme 


in einem Förſterhauſe zur Erlernung 
des Haushalts, ſchlicht um fchlicht: 
Oder unter welchen Staue 
Offerten unter E. D. 6673 an 
Budoli Mosse, Hannover. 


Deutſche Forfi- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Sorftllide RNundſchau und Des Förſters Feierabende. 
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Neudamm, den 24. Juli 1921. 
Anſer Wirtſchaftsland. 


Von Staatsförſter Koch. Schönberg bei Baldenburg. 


Der Erlaß über das Wirtſchaftsland der 
Staatsforſtbeamten iſt am 14. April 1921 erneut 
in faſt alter Schärfe herausgegeben worden, 
obwohl ſeitens der Landesverſammlung auf 
Grund des Antrages Neumann-Bärenberg 
der Erlaß des Miniſters Braun abgelehnt 
worden iſt. 

Die erſte Dienſtlandregulierung vor etwa 
zehn Jahren hat uns der Neid unter uns ſelbſt 
eingebracht; Weſt gegen Oſt. Die jetzige 
Regulierung verdanken wir dem Neid der 
anderen Beamten, unſerer Nachbarn und vor 
allem dem der Waldarbeiter, welche alle uns 
unfere ſogenannten „dicken Pfründen“ mißgönnen. 

Zunächſt ſei auf die Hauptpunkte des 
genannten Erlaßes (ſiehe Nr. 23 Seite 426 dieſes 
Blattes) eingegangen und vor allen Dingen ſollen 
die Nummern 3 bis 5 näher beſprochen werden. 
Wenn früher beſtimmt war, daß Regelungen am 
Dienſtland nur auf Wunſch des Stelleninhabers 
oder bei einem Stellenwechſel vorgenommen werden 
ſollten, ſo beruhte dieſe Maßnahme auf wohl⸗ 
erwogenen Grundſätzen. Die Wirtſchaft iſt 
überall auf den beſtehenden Umfang der 
Ländereien aufgebaut und kann ohne Schaden 
für die Einträglichkeit und ohne große Verluſte 
für den Inhaber nicht plötzlich umgeſtaltet werden. 
Die Umgeſtaltung einer Wirtſchaft von zwei 
Pferden auf ein Pferd, d. h. der Verkauf der 
zweiſpännigen Geräte und Wagen ſowie die 
Neuanſchaffung der einſpännigen Geräte u. a. m. 
dürfte nach den heutigen Preiſen einen Mehr⸗ 
aufwand von etwa 20000 „ bedeuten. 

Unter einem rationellen Wirtſchaftsbetrieb 
wird immer noch verſtanden, ſo viel an land⸗ 
wirtſchaftlichen Werten zu erzeugen, daß 
mindeſtens die Unkoſten des Unternehmens 
gedeckt werden. — Wie dies bei dem geminderten 
Areal und der trotzdem unerläßlichen Haltung 
von Dienſtperſonal möglich ſein ſoll, iſt ſchwer zu 
verſtehen. Der Kutſcher koſtet hier täglich ohne ſeine 
Verpflegung 7 bis 11 Mk. und iſt bei 48 Morgen 


Acker nicht voll beſchäftigt. Nebenverdienſte für 
ſein Geſpann, wie z. B. Holzfahren, ſind dem 
Förſter nicht geſtattet. Die Förſterwirtſchaft iſt 
alſo mit der eines Bauern nicht zu vergleichen. 
Die ganze Lebenslage des Bauern iſt auch eine 
andere, der Bauer wird durch keinerlei Haupt⸗ 
beruf den Arbeiten in der Wirtſchaft entzogen, 
er iſt ſelbſt Kutſcher, die Bäuerin ihr eigenes 
Dienſtmädchen, die Kinder beſuchen notdürftig 
die Dorfſchule und werden ſchon ſehr frühzeitig 
zu den haus⸗ und landwirtſchaftlichen Arbeiten 
hinzugezogen. Da in ſolchen kleinen Wirtſchaften 
keine fremden Leute gehalten werden, decken die 
Wirtſchaftserträge den Haushaltsbedarf. Ganz 
anders in der Förſterei. Die Hauptſache für 
den Mann iſt der Beruf. Die Hausfrau muß 
ſich beſonders um die Erziehung der Kinder 
kümmern, die im Leben ſpäter vorwärts kommen 
ſollen. Somit gehen Schulbeſuch und Beauf⸗ 
ſichtigung der Schularbeiten allem anderen vor. 
Ohne jede Beweisführung iſt klar, daß 
Dienſtboten ihre Arbeitskraft niemals ſo verwerten 
wie Familienangehörige, auch werden erfahrungs⸗ 
mäßig ſeitens des Geſindes bedeutend höhere 
Anſprüche an die Verpflegung geſtellt. Die im 
Bauernhofe und im Vaterhauſe ſo beliebten 
Stampfkartoffeln mit Buttermilch ſind plötzlich 
nicht mehr ſtandesgemäß; Wurſt zum Brot, die 
man früher nur im Schlächterladen ſah und 
an Feſttagen aß, will man alle Tage haben. 
Der Bauer verkauft die Erzeugniſſe ſeiner 
Wirtſchaft wie und wann er will, unter mög⸗ 
licher Ausnutzung der Preislage. Der Förſter 
darf Gras überhaupt nicht verkaufen, Stroh 
und Heu meiſt erſt am Schluſſe des Jahres. 
Allerdings iſt wenigſtens geſtattet worden, die 
Heuwerbung gegen Bezahlung der Arbeitskraft 
durch Heu vorzunehmen, d. h. wir können gegen 
den zweiten oder dritten Haufen die Heu⸗ 
werbung vergeben. 
Aufgabe der Leitung der „Preußiſchen Staats⸗ 
förſtervereinigung“ wird bei dieſer Sachlage 
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ſein müſſen, unter allen Umſtänden eine Ande⸗ 
rung des le vom 14. April 1921 herbei⸗ 
zuführen. Dabei hoffen wir ganz beſonders 
auf die Unterſtützung des Herrn Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſters, dem die Verhältniſſe, wie ſie 
in der Landwirtſchaft tatſächlich beſtehen, be⸗ 
kannt ſind, und der daher auch in der Lage iſt, 
die Dinge, wie fie bei uns liegen, fachlich zu 
beurteilen. Zu dieſer Hoffnung berechtigen 
uns beſonders ſeine Erklärungen darüber, daß 
die Hebung der Produktion und deren Ver⸗ 
billigung ſeine vornehmſte Aufgabe ſein wird. 
Dieſe Auffaſſung wird ſicher auch zu der Feſt⸗ 
ſtellung führen, daß bei Förſtern zu wenig 
Wirtſchaftsland das Wirtſchaften unrentabel 
macht und daß dadurch vor allem die Er⸗ 
zeugung leidet. Das ängſtliche Feſthalten an 
dem Grundſatze, daß der Förſter aus dem 
Wirtſchaftsland keine Nebeneinnahmen haben 
dürfe, wirkt befremdend im Gegenſatz zu den 
Eiſenbahnbeamten, denen doch auch ihre freie 
Eiſenbahnfahrt nicht genommen iſt, und den 
Lehrern, die ſo allerlei Nebeneinkünfte behalten 
haben. 5 5 

Wir Förſter find wohl die letzten, die 
anderen Beamten Vergünſtigungen mißgönnen, 
aber was ihnen Recht iſt, bleibt uns billig. 
Unſere ſomit berechtigten Wünſche möchte ich 
nochmals in folgendem formulieren: 

1. Erhaltung des Wirtſchaftslandes im bis⸗ 

herigen Umfange. 


2. Sollte eine Regulierung nicht zu umgehen 
ſein, dann mag eine ſolche auf höchſtens 
15 ha eintreten, aber erſt nach Abgang 
des ſeitherigen Stelleninhabers. 

3. Abrechnung allen Unlandes, aller Gräben, 
Wege, Wegeränder, Triften und des 
Schattenlandes von dem Höchſtumfange 
des Wirtſchaftlandes. 

4. Die drei Freijahre bei Urbarmachung 
neuen Landes auf eigene Koſten be⸗ 
ginnen zu gleicher Zeit mit der Nutzung 
nach Beendigung der Urbarmachung. 

Heutzutage hat jeder Deutſche nicht nur 
das Recht, ſondern auch die heilige Pflicht, am 
Aufbau des Vaterlandes mitzuarbeiten. Und 
gerade eine blühende Landwirtſchaft trägt viel 
zu dieſem Aufbau und zur endlichen Erreichung 
geordneter Verhältuiſſe im Lande bei. Wer 
wirtſchaften will, den laſſe man auch als Forit- 
beamten wirtſchaften, dem werfe man keine 
Steine in den Weg und gönne ihm einen 
angemeſſenen, immer beſcheidenen Verdienſt, an 
dem auch beim Förſterſtande die ganze Familie 
im Schweiße ihres Angeſichts beteiligt iſt. 

Ich möchte dieſe Ausführungen mit den 
Worten Friedrichs des Großen ſchließen: „Wer 
es zuſtande bringt, daß da, wo bisher eine 
Ahre ſtand, fortan drei oder vier wachſen, hat 
ſeinem Vaterlande einen Dienſt geleiſtet, der 
höher anzuſchlagen iſt als die Taten mancher 
Könige, Feldherren und Dichter.“ 


* 


Die Buche im nordoſtdeutſchen Kiefernwalde. 


Von Forſtrat Dr. 


Hermann Bertog. 


(Fortſetzung) 


IV. Weshalb wollen wir die Buche im 
Kiefernwalde? 

Sollen wir dieſem Rückgange der Buche, der 
vielfach zum Todeskampfe geworden iſt, tatenlos 
zuſehen? Nein! 
Einhalt tun, ſondern der Buche das verloren⸗ 


wird, tritt die Ortſteinbildung zurück, die viel 
weiter verbreitet iſt, als gemeinhin angenommen 
wird. Alle dieſe Dinge ſind ja bekannt. 

Im gleichaltrigen Kiefernwalde kommt noch 


Wir müſſen ihm nicht nur hinzu, daß breit und tief beaſteles Miſchholz oder 


Unterholz die ſchädliche, zu ſtarke Luftbewegung 


gegangene Feld zurückerobern, ja es noch ver⸗ hemmt. Dies wirkt günſtig auf die Feuchtigkeits⸗ 


größern. 

Weshalb? . . 

Es iſt ein altes Bild, daß die Buche die 
„Amme“ des Waldes iſt. Für keine Waldform 
iſt dies ſo berechtigt wie für den Kiefernwald. 
Die reine Kiefernbeſtockung iſt für die Erhaltung 
und Pflege der Bodenkraft nicht vorteilhaft. 
Unter ihrem lichten Schirm entſtehen nicht die 
günſtigen Humusformen wie unter einem mehr 
ſchattenden Buchenſchirm. Dieſer Satz gilt 
allerdings nicht für alle Standorte des hier be⸗ 
handelten Waldgebiets, denn für manche in ihm 
vorkommende Standortsverhältniſſe kann auch 
eine ausſchließliche, zu dichte Buchenbeſchirmung 
gefährlich werden. Aber für weitaus die Mehrzahl 
der Standorte iſt ein milder Buchenſchirm un⸗ 
zweifelhaft günſtig. Ganz beſonders aber ſcheint 
der mit den jährlichen Abfällen (Blättern, Nadeln, 
feinen Zweigen, Zapfen, Fruchtbechern, Rinden⸗ 
teilchen uſw.) beider Baumarten entſtehende 
Miſchhumus günſtig zu wirken. Wo ſtarker 
Heidelbeerwuchs durch die Buche unterdrückt 


verhältniſſe und wahrſcheinlich auch auf die 
Ausnutzung der Kohlenſäure, die durch die 
Zerſetzung des Humus entſteht.“) 

Im niederſchlagarmen Klima iſt die Bei⸗ 
miſchung und das Unterholz der Buche im 
Kiefernwalde ſolchem von Fichte (und Tanne) 
dadurch überlegen, daß die glattrindige, ſteil⸗ 
äſtige, laubblätterige und winterkahle Buche einen 
größeren Teil der Niederſchläge zu Boden ge⸗ 
langen läßt als jene. Das nordoſtdeutſche Kiefern⸗ 


*) Erſt neuerdings wird in der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft angefangen, auf dieſe Quelle der 
Pflanzenernährung zu achten. Bisher glaubte 
man meiſt, daß der Kohlenſäuregehalt der freien 
Luft für die Aſſimilation (Stärke⸗, Zucker⸗, Zell⸗ 
ſtoffbildung uſw.) vollauf genüge. R. Duesberg 
hat in ſeinem anregenden Buche „Der Wald als 
Erzieher“ (Berlin, P. Parey, 1910) ſchon die 
Vermutung ausgeſprochen, daß auch die Kohlen⸗ 
ſäurequelle des Bodens (verweſender Humus) 
eine Urſache der Mehrleiſtung ungleichaltriger 
Wirtſchaftsformen im Walde ſei. 
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Buchen ⸗Traubeneichengebiet iſt aber nieder⸗ 
ſchlagarm, denn es hat ſelten und auf ganz kleinen 
Flächen bis 750 oder gar 800, weit überwiegend 
nur 500 bis 550, auf großen Flächen ſogar nur 
450 mm (ſogar noch weniger) Jahresniederſchläge. 

Wahrſcheinlich hält die Buche auch die mine⸗ 
raliſchen Nährſtoffe (vor allem Kalt) im Kreislauf 
ihres jährlichen Wachstums und Laub⸗ und Zweig⸗ 
abfalles beſſer in den oberen Schichten feſt als 
die Kiefer. 

Gleich wichtig iſt das Mehr an Maſſen⸗ 
erzeugung durch die Buche. 

Die Kiefer vermag ebenſo wie die anderen 
lichtbelaubten Bäume die volle Ertragsfähigkeit 
des Bodens nicht auszunutzen. Deshalb ſiedeln 
ſich unter ihr beim Fehlen dichter belaubter Miſch⸗ 
und Unterhölzer andere Pflanzen an, die im 
Kreislauf ihres jährlichen Wachſens und Ver⸗ 
gehens den Überſchuß an Nährſtoffen ausnutzen, 
den die Kiefer von dem geſamten Nahrſtoffvorrat 
übrig läßt. Es iſt dies die von uns Forſtleuten 
„Bodenflora“ genannte Geſellſchaft kleiner 
Pflanzen, die ſehr mannigfaltig iſt und je nach 
den Standortseigenſchaften außerordentlich 
wechſelt, das ganze Gewimmel von Flechten, 
Mooſen, Farnen, Gräſern, Halbgräſern, Beer⸗ 
kräutern, Brombeeren, Himbeeren, Roſen und 
allerlei ſonſtigen krautigen Pflanzen und Klein⸗ 
ſträuchern. Daß die in ihnen alljährlich um⸗ 
geſetzten Pflanzennährſtoffe nicht unbedeutend 
ſind, geht allein aus der Tatſache hervor, daß 
eine mittlere Heidelbeerernte nach Borggreve 
dem Walde an Kali und Phosphorſäure ebenſo⸗ 
viel entzieht wie der jährliche Holzzuwachs. Vom 
Standpunkte der Holzerzeugung iſt es eine Ver⸗ 
ſchwendung ſondergleichen, dieſe Nährſtoffe dem 
Kreislaufe einer Pflanzenwelt zu überlaſſen, die 
entweder gar keinen oder nur einen ſehr zweifel⸗ 
haften wirtſchaftlichen Nutzen bringt. Es iſt 
richtiger, ſie ebenfalls dem Holzzuwachs dienſtbar 
zu machen, d. h. dichter belaubte Baumarten 
der Kiefer zu vergeſellſchaften. Richtig geleitet, 
iſt der Zuwachs dieſer Baumarten ein reiner 
Gewinn, d. h. der Kiefernzuwachs bleibt gleich 
groß, der des Miſch⸗ oder Unterholzes kommt hinzu. 

In 51 und der Schleſiſch⸗Lauſitzer 
Ebene fällt der Fichte vornehmlich dieſe Rolle zu, 
im Kiefern⸗Buchen⸗Traubeneichengebiete der 
Buche. Die beſſeren Böden können durchſchnittlich 
jährlich an Derbholz je Hektar 5 bis 6 km Kiefern 
und dazu noch 1 bis 2 im Buchen erzeugen. 

An ſonſtigen Vorteilen rühmt man der 
Buchenbeimiſchung noch die Sicherung gegen 
gewiſſe Gefahren nach. Unzweifelhaft iſt dies 
für alle nur auf der Kiefer lebenden Raupen 
richtig. Große Kiefernſpinnerplagen z. B. find 
dem Kiefernbuchenmiſchwalde fremd. Indeſſen 
dürfen wir die Sicherung gegen Gefahren nicht 
überſchätzen. Die Nonne z. B. hat im Kiefern⸗ 
buchenmiſchwalde ſchon ebenſo frohe Feſte gefeiert 
wie im reinen Kiefernbeſtande, im reinen 
Fichten⸗ und im Kiefern⸗Fichtenmiſchbeſtande. 
Ja, manche Gefahren werden geradezu vermehrt 


Immerhin bleibt an Gefahrenminderung noch 
genug, um ſie neben den anderen Vorteilen 
ins Gewicht fallen zu laſſen. 

Ganz unzweifelhaft erleichtert ferner die 
Buchenbeimiſchung die Erziehungshiebe i 
Kiefernbeſtande. Manch ſchädlicher Kiefern⸗ 
ſtamm kann über Buchenunterſtand unbedenklich 
fallen, deſſen Herausnahme im reinen Beſtande 
bedenklich wäre. 

Wer der Buche etwas anhängen will, wirft 
vielleicht gerade bei dieſem Punkte ein, daß ſie 
vielfach die Kiefernſtämme reibe. Die Eichen 
wehren ſich bekanntlich gegen reibende Buchenäſte 
faſtausnahmslos erfolgreich, die Kiefernrinde erliegt 
dem Reiben, und es gibt unangenehme Wunden. 
Aber wenn genug Buchen vorhanden ſind, kann 
der Sünder ruhig gehauen werden, ehe es zu 
ſpät iſt. Und wo die Buche ſpärlich iſt, ſoll ſie 
ſowieſo begünſtigt werden, mag alſo die ge⸗ 
ſchundene Kiefer fallen, wenn es Zeit iſt. Ich 
erwähne dies nur, weil mir dieſe „Gefahr“ 
wirklich gelegentlich entgegengehalten iſt. 

Einen Vorteil aber rühmt man der Buche 
mit Unrecht nach: die Aſtreinheit der Kiefer in 
der Buchenmiſchung. Es iſt nicht zu leugnen, daß 
zwiſchen und über Buchen oft herrlich aſtreine 
Kiefern ſtehen. Aber ihre Aſtreinheit verdanken 
ſie andern Urſachen, in ungleichaltrigen, aus 
dem Plenterbetriebe überkommenen Waldreſten 
dem Erwachſen im SHalbichatten*) oder im 
gleichaltrigen Kiefernbeſtande dem Gedränge 
gleichaltriger Kiefern. Wo die Kiefer in der 
Jugend einzeln der Buche beigemiſcht iſt, wächſt 
ſie entweder vor und wird ſperrig, oder ſie wird 
unterdrückt und verſchwindet ſchon in der Dickung; 
der goldene Mittelweg iſt ſelten, bei dem eine 
Kiefer gerade noch mitwüchſig ſich ſchlank und 
aſtrein in der Buchenjugend mit emporſchiebt. 


ft Die Beiſpiele grobäſtiger Kiefern zwiſchen und 


über Buchen ſind mindeſtens ebenſo häufig wie 
die aſtreiner; dieſe ſind auch im reinen Kiefern⸗ 
ſtangenorte (ſelbſtverſtändlich nordoſtdeutſcher 
heimiſcher Raſſe) nicht ſeltener als im Miſch⸗ 
beſtande. Aber, wie ſchon oben geſagt, im Kiefern⸗ 
ſtangenorte können wir über Buche die glatten 
Stämme beſſer begünſtigen, und deshalb werden 
die daraus hervorgehenden Althölzer aſtreiner ſein. 


V. Wie iſt die Buche im Kiefernwalde zu er⸗ 
halten, zu vermehren und wieder einzubürgern? 

Ehe wir dieſe Frage beantworten, iſt es 
nützlich, zu fragen: 

1. Was iſt an Buchen vorhanden, und 
wie ſind ſie entſtanden? 

Wir finden heute die Buche und Kiefer in 
den mannigfachſten Formen vergeſellſchaftet. 
Die Hauptformen ſind: 

a) Reſte urwüchſigen Waldes, in denen 
Kiefer und Buche der verſchiedenſten Altersklaſſen 
gemiſcht ſind. Wenn die Verhältniſſe (guter 
Standort, Fehlen ſchädigender Einflüſſe von 
Menſch und Tier) für die Buche günſtig geblieben 


*) S. R. Duesbergs oben ſchon angeführtes 


durch die Buche, z. B. die des Hallimaſch.] Buch „Der Wald als Erzieher“. 
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ſind, wird in den jüngeren und jüngſten Alters⸗ die vorhandenen Buchen entſprechend behandeln. 


Hafjen die Kiefer vielfach von der Buche (auch | Wo fie, wie leider meiſt der Fall, im Walde felten 


von Hainbuche, Traubeneiche und anderen Laub⸗ 
hölzern) ſtark zurückgedrängt, zuweilen . 
verdrängt. Meiſt handelt es ſich nur um kleine 
Flächen, zuweilen auch um ganze Beſtände. 

b) Altere Buchen in gleichalterigen Kiefern⸗ 
beſtänden (meiſt der mittleren und jüngeren Alters⸗ 
klaſſen). Die Buchen entſtammen altem Miſch⸗ 
walde und ſind ſeinerzeit im Schlage teils als 
richtige Überhälter, teils als unbeachtete Vor⸗ 
wüchſe ſtehen geblieben. Ob ſie als Samen⸗ 
bäume Unterholz geliefert haben, richtet ſich 
nach den verſchiedenſten Umſtänden: ihrer 
Häufigkeit, dem Standort, der Waldbehandlung 
(Weide, Streunutzung uſw.). Waren die Um⸗ 
tände günſtig, ſo finden ſich alle Altersklaſſen 

er Buche, alſo gewiſſermaßen eine Vergeſell⸗ 
ſchaftung des gleichalterigen Kiefernhochwaldes 
mit dem Buchenplenterwalde. 

c) Annähernd gleichalterige Miſchungen von 
Kiefer und Buche. Die Kiefer iſt vorwüchſig, die 
Buche meiſt nur zwiſchen⸗ und unterſtändig. 
Entſtanden ſind dieſe Miſchungen meiſt aus 
Samenſchlagſtellungen zugunſten der Buche. 
Die Kiefer iſt teils angeflogen, teils künſtlich ein⸗ 
gebracht. War die Buche in der urſprünglichen 
Miſchung mit der Kiefer anfangs ſpärlich vor⸗ 
handen, ſo hat ſie ſich, ſobald ſie Samen trug, 
mit fortſchreitendem Alter vermehrt und ähnliche 
Beſtandesbilder erzeugt, wie unter b beſchrieben. 
Rein künſtliche, gleichalterige oder faſt gleichalterige 
Miſchungen ſtammen nur aus jüngſter Zeit. 

d) Jüngeres Buchenunterholz unter älteren 
Kiefern. Nur ausnahmsweiſe iſt es aus künſtlichem 
Unterbau hervorgegangen. Meiſt iſt es Vogelſaat. 
Wo die Verhältniſſe günſtig ſind, iſt dieſer 
Unterwuchs entſtanden. Dieſe Beiſpiele finden 
ſich faſt nur im Buchen⸗Oſtſeegebiet. Bor» 
bedingung iſt das Vorhandenſein zahlreicher 
Samenbäume in der Nachbarſchaft, alſo von 
Buchenbeſtänden und von alten Kiefern⸗Buchen⸗ 
miſchbeſtänden. Je zahlreicher die Samenbäume, 
um ſo eher werden hindernde Einflüſſe (nament⸗ 
lich Wildverbiß) überwunden. In den buchen⸗ 
reichen uckermärkiſchen Revieren z. B. unterziehen 
ſich oft ſogar Ackeraufforſtungen im und am Walde 
im Stangenholzalter mit Unterholz von Buche 
(Traubeneiche, Winterlinde und Hainbuche) trotz 
reichlichem Stande von Rot⸗, Reh⸗ und Schwarz⸗ 
wild. Aber auch ſolch natürlich ſich bildendes 
Unterholz hat ſelbſt im „Oſtſeegebiet“ nicht die 
Ausdehnung, die wir wünſchen müſſen. Vielfach 
wird es doch durch Wildverbiß völlig oder zu 
lange kurz gehalten. 

In beſcheidenem Umfange iſt die Buche 
auch in den Kiefernwald als Unterholz wieder 
eingewandert, wenn ſie als Wegebaum an⸗ 
gepflanzt wurde. Selbſt Parkbäume in der 
Nähe des Waldes dienen als natürliche Samen⸗ 
bäume. 

2. Die Behandlung der im Kiefernwalde 
vorhandenen Buchen. 

Wollen wir der Buche wieder zu ihrem Recht 
verhelfen, ſo iſt es natürlich das erſte, daß wir 


geworden iſt, iſt grundſätzlich jede Buche zu 
ſchonen. Ohne zwingende Not ſoll keine gehauen 
werden. Jede iſt als Samenbaum wertvoll, 
mag ſie auch ſperrig oder ſogar ſchon anbrüchig 
ſein. Auf den Kahlſchlägen iſt in ſolchen Revieren 
oder Revierteilen jede Buche ſtehen zu laſſen als 
künftiger Samenbaum für das Unterholz im 
Kiefernſtangenholz, ganz gleich, ob es ſich um 
ältere Bäume, buſchige Vorwüchſe oder ſonſt 
eine Wuchsform handelt. Namentlich iſt es 
wichtig, die wenigen vorhandenen Vorwüchſe 
beim Schlage nicht abzuhauen. Sie ſchlagen zwar 
wieder aus, aber die ſaftigen Ausſchläge werden 
tark verbiſſen, und zwar um ſo vernichtender, 
je ſeltener ſie ſind. Man ſollte niedrige Vorwüchſe 
(und die Stockausſchläge abgehauener) durch 
Bepacken mit Reiſig ſchützen. Wenn ganz 
wenige ältere Buchen im Beſtande vorhanden 
waren, iſt die beim Buchenüberhalt ſonſt vor⸗ 
handene Rindenbrandgefahr nicht zu befürchten, 
denn ſolche vereinzelte Buchen haben ſich ſchon 
unter dem Kiefernbeſtande durch weitausladende 
Zweige dagegen geſchützt. Immerhin iſt es 
nützlich, ſie nach Möglichkeit durch Freihieb auf 
den Überhalt vorzubereiten. 

Wo die Buche ſelten iſt, ſoll ſie in allen Alters⸗ 
klaſſen bei den Durchforſtungen begünſtigt 
werden. Sie wird dadurch zum Samenbaum 
erzogen. 

Bei reichlichem Vorhandenſein der Buche 
als Miſch⸗ oder Unterholz iſt beſondere Rück⸗ 
ſicht bei den Durchforſtungen nicht nötig. 
Die Kiefern werden über und zwiſchen ihr 
ganz ohne Rückſicht auf ihre Entwicklung 
durchforſtet. Allerdings in den Kiefernbeſtand 
kann man, wie ſchon oben geſagt, ſchärfer ein⸗ 
greifen, aber nicht um der Buche, ſondern um 
guten Kiefern zu helfen. Man kann dies, weil 
die Buche die Lücken deckt und ſchließlich eine 
nachwachſende, gute Buche mindeſtens ebenſo 
wertvoll iſt wie eine ſperrige oder gar kranke 
Kiefer, die über ihr fiel. Der Buchenunter⸗ und 
Zwiſchenſtand muß zwar auch durchforſtet werden, 
denn auch in ihm ſollen die guten Stämme be⸗ 
günſtigt werden. Aber man muß eine gewiſſe 
Rückſicht auf die Schlagſchäden nehmen. So⸗ 
lange nämlich die Buchen noch weſentlich niedriger 
ſind als die Kiefern, fallen dieſe ihnen beim Durch⸗ 
forſten von oben auf die Kronen. Das gibt viele 
Wipfel⸗ und Schaftbrüche. Es iſt deshalb zweck⸗ 
mäßig, die Durchforſtung des Buchenbeſtandes 
auszuzeichnen, wenn die Kiefern gehauen ſind, 
und ſie in u Entwicklungsſtufe noch mäßig 
zu halten, d. h. auf die Entfernung der ſchäd⸗ 
lichſten, vorwüchſigen Sperrwüchſe und der 
Krebsſtämme zu beſchränken. Nur wenn aus⸗ 
nahmsweiſe das Buchenunterholz ſehr dicht iſt 
(alſo ſich nicht entwickeln kann oder je nach dem 
Standort den Boden zu tief beſchattet), muß es 
etwas gelockert werden. Dies gilt namentlich 
für die Vereinzelung von Unterſtand aus künſt⸗ 
licher Plätzeſaat. Wenn ſehr viele Kiefern an⸗ 

(Fortſetzung ſtehe Seite 570.) 
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Holzverkaufsergebniſſe für Preußen im Monat Juni 1921. 


Nach den Mitteilungen im „Deutſchen Forſtwirt“ 
(Verlag J. Neumann, Neudamm, Bezugspreis vierteljährlich: Ausgabe A 4 M, Ausgabe B 5,25 J). 
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fallen, verſchiebt man die Buchendurchforſtung 
beſſer, bis das Kiefernholz herausgerückt iſt, denn 
auch hierbei gibt es oft noch grobe Rinden⸗ 
verletzungen und Bruch. Erſt wenn die Ver⸗ 
jüngung des Beſtandes heranrückt, e auch in 
ſolchen Beſtänden die Samenerzeugung der Buche 


durch Freihieb angeregt werden, und zwar um 


Parlaments- und 


Kreisforſtverein Königsberg Nm. 

Am 27. Juni hielt der Kreisforſtverein 
Königsberg Nm. im „Deutſchen Hauſe“ in 
Königsberg eine Verſammlung ab, die vom 
Vorſitzenden, Herrn Landrat z. D. v. Keudell⸗ 
Hohenlubbichow, geleitet wurde. 

Der Kreisforſtverein beſchloß, etwa Mitte 
Auguſt eine Lehrwanderung in die Reviere 
Bärenthoren und Eberswalde zu machen, 
um den Dauerwald an Ort und Stelle zu 
ſtudieren. Außerdem wurde anläßlich eines für 
den 30. Juni geplanten Schaupflügens mit Schlepper 
ſeitens der Maſchinenfabrik Wagner⸗Cüſtrin⸗N. in 
der Oberföriterei Zicher in ausgiebiger Ausſprache 
über Bodenbearbeitung auf ſtark vergraſten Boden 
durch Dampfpflug, Schlepper, Grubber uſw. ver⸗ 
handelt. 

Gewiſſermaßen zur Einleitung der Wanderung 
nach Bärenthoren hatte der Vorſitzende den dem 
Kieferndauerwaldbetriebe bekanntlich ſkeptiſch gegen⸗ 
überitehenden Forſtmeiſter Junack-Berlim veranlaßt, 
in einem Vortrage auszuführen, welche Vorteile 
und Nachteile er am Dauerwaldbetrieb zu ſehen 
meine. Der Vortrag wird in einer der nächſten 
Nummern zum Abdruck gelangen. Da faſt die 
Hälfte der Teilnehmer, mit ihnen der Bericht⸗ 
erſtatter, kurz nach dem Vortrag abreiſen mußte, 
ſo lam es leider nicht zu der gewünſchten 
allgemeinen Ausſprache; ſie dürfte aber nach 
dem Beſuche von Bärenthorn nachgeholt werden 
können. . B. 


2 
Ka 


Reichstag. 
119. Sitzung, Dienstag, den 21. Juni 1921. 

Präſident: Wir treten in die Tagesordnung ein. 
Erſter Gegenſtand iſt die 

Interpellation der Abgeordneten Bruhn, 
v. Gallwitz und Genoſſen, betreffend Er⸗ 
gänzungsprüfung der Beamten der Be⸗ 
ſoldungsgruppe VI (Nr. 2075 der Druckſachen). 
Meine Damen und Herren! Ich ſchlage Ihnen 
vor, dieſen Gegenſtand mit dem zweiten Punkt, der 
Interpellation der Abgeordneten Dr. Streſe⸗ 
mann und Genoſſen, betreffend Ergänzungs⸗ 
prüfung der Beamten der Beſoldungs⸗ 
gruppe VII (Nr. 2082 der Druckſachen), 

mit dem dritten Gegenſtand, der 
Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Peterſen, Muller (Franken) und Genoſſen, 
betreffend Ergänzungsprüfung der Sekre⸗ 
täre bei der Auſrückung in Beſoldungs⸗ 
gruppe VII (Nr. 2076 der Druckſachen) 

und der 
Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Aderholt und Genoſſen, betreffend Ein⸗ 
reihung von Aſſiſtenten in die Beſoldungs⸗ 
gruppe VII ohne Ablegung einer Gonner: 
prüfung (Nr. 2215 der Druckſachen), 

die den vierten Gegenſtand unſerer Tagesordnung bildet, 

zu verbinden. — — 

Laverrenz, Abgeordneter, Interpellant: Meine 
Damen und Herren! In ſeiner Sitzung vom 11. Mai 
dieſes Jahres hat das Hohe Haus bei der Verabſchiedung 
des Nachtragetats für das Jahr 1920 die Ergänzungs⸗ 


ſo kräftiger, je jünger fie iſt und je ſtärker Te 
bisher von der Kiefer bedrückt wurde. 

Die oben unter 1a geſchilderten Reſte ur⸗ 
wüchſigen Plenterwaldes ſind unbedingt als 
Naturdenkmäler zu behandeln. Im übrigen 
wird weiter unten auf ſie zurückzulommen ſein. 


(Fortſetzung ſolgt.) 


Vereinsberichte. 


prüfung als Vorbedingung für den Aufſtieg der Sekre⸗ 
täre aus der Gehaltsgruppe VI in die Gehaltsgruppe VII 
mit großer Mehrheit abgelehnt. — — 

Was hat demgegenüber die Reichsregierung getan? 
Sie hat trotz des Reichstagsbeſchluſſes in einer Kabinetts⸗ 
ſitzung, die, ſoweit ich unterrichtet bin, am 13. Marz 
dieſes Jahres ſtattgefunden hat, einſtimmig beſchloſſon, 
an der Prüfung feſtzuhalten. — — 

Nach Lage der Dinge hat ſich die Reichsregierung 
über einen ausdrücklichen Beſchluß des Reichstags 
hinweggeſetzt. An dieſer Tatſache kommt ſie nicht 
vorbei, und fie wird ſich den Vorwurf gefallen laſſen 
müſſen, daß ſie, die nach dem oberſten Grundſatz 
aller Demokratie die Vollſtreckerin des Volkswillens 
und feiner Organe fein ſoll, im vorliegenden Falle 
17 mit, ſondern gegen die Volksvertretung gearbeitet 
hat. — — 

Fur uns liegt kein Grund vor, von dem Beſchluß 
des Reichstags abzugehen, der ausdrücklich die Be⸗ 
ſeitigung der Prüfung verlangt, — — 

Dr. Wirth, Reichskanzler, Reichsfinanzminiſter: 
— — Der Herr Kollege Giesberts und ich könnten. 
Ihnen ein ſehr freundliches und heiteres Lied vor⸗ 
ſingen, und ich glaube, Sie würden dieſem Lied alle 
miteinander zuſtimmen können. Wir zwei, wir armen 
Sünder, waren es, die von Anfang an den Stand⸗ 
punkt vertreten haben, daß dieſes Auſrücken nach VII 
ohne jede Prüfung ſtattfinden ſolle. — — Ich habe 
nicht daran gedacht, auf dem Wege einer Prüfung 
dieſes Aufrücken irgendwie hemmen zu wollen. Aber 
kaum war mir dieſes Wort aus dem Munde entfahren, 
ſo haben ſich von allen Seiten weitgehende Schwierig⸗ 
keiten eingeſtellt, Schwierigkeiten einmal in den An⸗ 
forderungen aller Reſſorts und Schwierigkeiten bezüglich 
der Befürchtung, daß, wenn die Aſſiſtenten ohne dieſe 
Prüfung vorrücken könnten, die ganze Beſoldungs⸗ 
ordnung aufs neue hätte in Gefahr kommen können. 
Dieſe Befürchtung, daß noch einmal aufs neue weit⸗ 
gehende Fragen der Beſoldungsordnung aufgerüttelt 
werden könnten, hat die vorhergehende Regierung 
veranlaßt, nicht der Meinung des Finanzminiſters 
und des Poſtmimniſters beizutreten. Die Re⸗ 
gierung Fehrenbach und Genoſſen, wenn ich ſo ſagen 
darf, hat, als der Finanzminiſter und Poſtminiſter 
unterlegen waren, feierlich feſtgeſetzt, daß eben von 
dieſer Prüfung im Hinblick auf dieſe Befürchtungen 
unter keinen Umſtänden abgegangen werden ſoll. — — 

Ich habe aber bei dieſer Gelegenheit noch eine 
andere Beruhigung auszuſprechen. In einer Reihe 
von Zeitungen wird der Gedanke vertreten, als ob 
in der Reichsregierung Beratungen darüber ſtatt⸗ 
fänden, daß die Reichsregierung ſelbſt oder der Chef 
irgendeines Reſſorts eine Vorlage zur Abſchaffung 
des Berufsbeamtentums ausarbeite. Es ſind mir 
auch wiederholt in Zeitungen, Zeitſchriften und Ver⸗ 
ſammlungen Mitteilungen zugegangen, daß mir der⸗ 
artige Abſichten zugeſchoben werden. Ich ſtelle Feft, 
daß mir ſolche Abſichten gänzlich fernlagen und auch 
jetzt gänzlich fern ſind, und daß durch eingehende 
Erkundigungen in allen Reſſorts feſtgeſtellt iſt, daß 
nirgends eine Vorlage zur Abſchaffung des Beruſs⸗ 
beamtentums in Vorbereitung iſt. — — 

Steinkopf, Abgeordneter: — — Ich möchte doch 
bei dieſer Gelegenheit auch eine Frage an die Reichs⸗ 
regierung richten, die die Beamten der Gruppe VI 
und VII berührt. Bei der Prüfung kommt es nämlich 
vor, daß zweimal geprüfte Beamte, und zwar voll⸗ 
wertig geprüfte Beamte, in der Gruppe VI verbleiben, 
während ergänzend geprüfte zu Gruppe VII Hinkber- 
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gehen. Iſt nun die Reichsregierung der Auffaſſung, 
daß dieſe zweimal vollwertig geprüften Beamten 
automatiſch, vielleicht am Schluß des Rechnungs⸗ 
fahres, in Gruppe VII hinübergehen, oder daß ſie ſo⸗ 
lange in Gruppe VI bleiben, bis Stellen für ſie in 
Gruppe VII frei werden. Ich muß offen geſtehen: 
ich halte es für ein Ding der Unmöglichkeit, wenn dieſe 
Beamten in der Gruppe VI verbleiben ſollten. 

Das zweite bezieht ſich auf Beamte der Gruppe VII, 
aber man kann es ganz gut hier vorbringen. Es 
betrifft die Fünftelung. Urſprünglich iſt doch die 
Fünftelung beſchloſſen worden für die Beamten⸗ 
haft der Gruppe VII: Verteilung auf die Gruppen VII, 
VIII, IX und X. Wie iſt es nun in Zukunft, wenn 
aus der Gruppe VI durch eine ebenfalls vollwertige 
Prüfung jo und ſoviel Beamte nach VII übertreten? 
— Ich ſetze voraus, daß das ſelbſtverſtändlich der Fall 
kin wird. Wird dann in jedem neuen Rechnungsjahr 
eine friſche Fünftelung in der Weiſe vorgenommen, 
daß ein Teil der Beamtenſchaft in Gruppe VII bleibt, 
der Reſt auf die anderen Gruppen verteilt wird, oder 
wie denkt ſich die Regierung die Regelung dieſer 
Verteilung überhaupt? Auf dieſe Fragen hätte ich 
gern eine aufklärende Antwort gehabt, denn ſie ſind 
mit diejenigen, die die Beamtenſchaft beunruhigen. 

Wegen den anderen Fragen werden wir uns ja 
am beſten im Ausſchuß verſtändigen können. Dazu 
gehört natürlich auch die Frage über die Beförderung 
derjenigen Beamten, die ſeit dem 1. April 1920 penſioniert 
worden ſino oder auch geſtorben ſind. Man kann 
Ye natürlich — da ſtimme ich mit den Ausführungen 
der Herren Interpellanten im großen und ganzen 
überein — unter keinen Umſtänden darunter leiden 
tollen, daß fie nicht mehr zur Prüfung gelangen konnten. 

Die Prüfungsfrage ſelbſt muß natürlich eingehend 
erörtert werden; denn ich muß offen ſagen, daß ſie 
in der Aſſiſtentenfrage nicht Klarheit geſchaffen hat, 
ſondern daß Sie eigentlich noch mehr Verwirrung 
in die Beamtenſchaft getragen hat. Wenn jetzt z. B. 
die Prüfung ganz wegfallen würde, wohin ich durchaus 
ſtrebe, ſo muß darauf hingewieſen werden, daß ſelbſt⸗ 
verſtändlich diejenigen Beamten, die jetzt die Prüfung 
abgelegt haben, mit vollem Recht ſagen können: ja, 
die ganze vollwertige Prüfung ſollte für die Aufrückung 
bis X und XI fein, wir haben die halbe Prüfung 
gemacht, werden alſo mindeſtens den Aufſtieg nach XIII 
und IX verlangen können. Das iſt durchaus logiſch. 

Und weiter, wie denkt ſich die Regierung die An⸗ 
wendung des Sperrgeſetzes gegenüber Preußen? 
Wir haben geſehen, daß man in Preußen ein paar 
Tauſend Beamte ohne Prüfung nach VII genommen 
hat, befördert als vollwertige Oberſekretäre alten 
Baus. Nach dem neuen Etat und dem preußiſchen 
Beſoldungsgeſetz ſind ferner ein Drittel ſämtlicher 
Aiſiſtenten nach Gruppe VII gekommen, und ich kann mir 
nicht vorſtellen, daß man nun dieſen einmal beförderten 
Beamten ſagt: ihr müßt nachträglich eine Prüfung 
ablegen. Wenn da ein Beamter durchfällt, ſo iſt es 
doch ein Ding der Unmöglichkeit, ihn wieder nach 
Gruppe VI zu verſetzen. 

Das ſind alles Gründe, die die Lage entſchieden 
verwickelter geſta tet haben. Der ganze Wegfall der 
Prüfung würde durchaus geeignet ſein, dieſe Lage 
im günſtigen Sinne auch für die Regierung zu klären. 
Wenn wir in der Kommiſſion dieſe Angelegenheiten 
eingehend beſprechen können, ſo glaube ich beſtimmt, 
daß wir auch hier zu einem befriedigenden Ergebnis 
kommen werden, und zwar nicht nur zum Wohl der 
Verwaltung, ſondern in hauptſächlichſter Beziehung 
auch zum Wohl der betreffenden Bcamten der Gruppen 
VI und VII. 

Delius, Abgeordneter: — — In Preußen werden 
die Beamten von Gruppe VI nach Gruppe VII 
ohne Prüfung überführt. Der Unterſchied kann doch 
auf die Dauer nicht beſtehen bleiben. Gewiß wird 
man die Einwendung machen: wir haben ja das Sperr⸗ 
geſetz, auf Grund des Sperrgeſetzes werden wir ein⸗ 
greifen. Es iſt uns aber aus preußiſchen Kreiſen 
bekannt geworden, daß die preußiſche Regierung 
der Wirkung des Sperrgeſetzes in dieſer Frage keine 
große Bedeutung beilegt. Es muß alſo abgewartet 
werden, was die Reichsregierung hier zu tun gedenkt. 
Raab ift doch der Zuſtand, daß in Preußen der 
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Aufftieg ohne Prüfung erfolgt, während man im 
Reiche die Prüfung verlangt. — — 

Dr. Höfle, Abgeordneter: — — Ganz beſonders 
dankbar aber bin ich dem Herrn Reichskanzler für die 
Erklärung über die Erhaltung des Berufsbeamten⸗ 
tums. Eine andere Erklärung habe ich überhaupt 
nicht erwartet. Ich bedaure nur, daß ſogar Mitglieder 
des Hauſes in Verſammlungen ſich dahingehend 
äußern, daß maßgebende Kreiſe der Zentrumsfraktion, 
darunter der Herr Reichskanzler, ſich mit dem Ge⸗ 
danken der Abſchaffung des Berufsbeamtentums 
tragen. Ich darf nun doch hoffen, daß dieſe an⸗ 
dauernden Verdächtigungen endlich aufhören, und 
erkläre für meine Fraktion, daß wir voll auf dem 
Boden des Berufsbeamtentums ſtehen und alle Be⸗ 
ſtrebungen abwehren werden, die darauf hinauszielen, 
das Berufsbeamtentum zu beſeitigen. 

Die Abſtimmung über den Antrag: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Behandlung der Interpellation auf Druckſache 
2075, betreffend Ergänzungsprüfung der Beamten 
der Beſoldungsklaſſe VI, durch den Reichskanzler 
entſpricht nicht der Auffaſſung des Reichstages 
wird auf die morgige Sitzung vertagt. 

Dem Antrag Burlage, die Gegenſtände der Inter⸗ 
pellation und die damit verbundenen Anträge dem 
Haushaltsausſchuß zu überweiſen, wird entſprochen. 


Se 
Preußiſcher Landtag. 
25. Sitzung, Montag, den 6. Juni 1921. 


Erſte Beratung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend die Feſtſtellung des Haushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1921. — Druck⸗ 
ſache Nr. 420. 
von Papen, Abgeordneter (Zentr.): — — Nach 
dem Fortfall der preußiſchen Eiſenbahnen iſt der 
Waldbeſitz Preußens das finanzielle Rückgrat des 
Staats geworden. Aber es ſcheint notwendig, hier ein⸗ 
mal mit voller Klarheit feſtzuſtellen, daß es nicht an⸗ 
gängig ſein wird, die Fehlbeträge des preußſichen 
Staatshaushalts in Zukunft durch einen weit ren 
Raubbau an dem Waldbeſitz Preußens decken zu wo'len. 
Die Betriebseinnahmen aus dem Holzeinſchlage ſtellen 
ſich in dieſem Jahre um 324 Millionen Mark niedriger 
als im vorigen Jahre. Während wir im Wirtſchafts⸗ 
jahr 1920 einen um ein Drittel erhöhten Holzeinſchlag 
hatten, haben wir in dieſem Jahre nur einen um eine 
Million Feſtmeter erhöhten Holzeinſchlag. Aus dieſer 
Differenz im Einſchlag und aus der ſinkenden Kon⸗ 
junktur der Preiſe ergibt ſich der Mindergewinn beim 
Forſtetat. Die Lage auf dem Holzmarkt iſt augen⸗ 
blicklich jo, daß ſelbſt ein vermehrter Einſchlag uns 
nichts nützen würde. Denn wir wiſſen, daß der Holz⸗ 
markt bis an den Hals mit Ware vollgeſtopft iſt, und daß 
ein vermehrter Einſchlag nur preisdrückend wirken würde. 
Auch hat in der Forſtverwaltung die Konjunktur der 
Preiſe nicht ſo ausgenutzt werden können, wie ein kauf⸗ 
männiſcher Betrieb das erfordert hätte. Das liegt an 
zwei Urſachen. Einmal iſt der Veſchluß des überplan⸗ 
mäßigen Einſchlages von über eine Million Feſtmeter 
von der Landesverſammlung des vorigen Jahres erſt ſo 
ſpät gefaßt worden, daß die Konjunktur nicht hat aus⸗ 
genützt werden können, und zum zweiten liegt es an den 
Verluſten, die durch die Unterpreisabgabe der Brenn⸗ 
und Nutzhölzer hervorgerufen ſind. Bei der Kohlennot 
wird es ja auch in dieſem Jahre nicht möglich ſein, von 
der Unterpreisabgabe größerer Brennholzmengen ab⸗ 
zuſehen; dahingegen wird es aber doch erniiliich erwogen 
werden müſſen, ob die den gemeinnützigen Siedlungs⸗ 
geſellſchaften überlaſſenen Mengen nicht zu Markt⸗ 
preiſen zu verkaufen ſind und daß dafür die Gelder, 
die man den Siedlungsgeſellſchaſten zuwenden will, 
im Etat des Wohlfahrtsminiſteriums untergebracht 
werden. Im Etatsjahre 1921 ſind für ſolche Siedlungs⸗ 
zwecke ca. 300 000 Feſtmeter vorg ſehen, und es hat 
ſich wiederum gezeigt, daß die Mengen zu einem Til 
nicht abgenommen worden ſind, daß die Forſtver⸗ 
waltung ſpäter auf ihnen hängen blieb und ſie nur 
zu ſchlechten Preiſen abſetzen konnte. Es hat ſich auch 
gezeigt, daß die Hölzer nicht in der Qualität, in der 
ſie zu den Bearbeitungsſtätten geliefert werden, in 
die Siedlungshäuſer kommen, ſondern in emer viel 
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ſchlechteren Qualität. Bei der heutigen Finanzlage 
erſcheint es uns doch notwendig, in erſter Reihe nach 
kaufmänniſchen Geſichtspunkten zu arbeiten und zu 
erwägen, ob es nicht zweckmäßig iſt, den geſamten 
Holzeinſchlag mit Ausnahme des Brennholzes zu 
Marktpreiſen zu verkaufen. Dies würde auch dem 
Etat ein überſichtlicheres und klareres Bild geben. 

Der Etat der Forſtverwaltung muß noch unter 
einem andern Geſichtspunkt geprüft werden. Es iſt 
bisher der Ruhm der preußiſchen Forſtverwaltung 
geweſen, das Vermögen des Staates durch eine ſtreng 
konſervative Wirtſchaftsführung erhalten und gemehrt 
zu haben. Wenn auch unter den augenblicklichen 
Verhältniſſen eine ſolche konſervative Wirtſchafts⸗ 
führung nicht in allen Dingen ermöglicht werden 
kann, ſo muß doch feſtgeſtellt werden, daß die Mittel, 
die dem Kulturfonds zur Verfügung geſtellt ſind, 
bei weitem nicht ausreichen, die großen zahlreichen 
Kahlſchläge wieder aufzuforſten. Im vergangenen 
Jahre mußten zwiſchen acht und zehn Millionen Mark 
aus dem Grundſtücksverkaufsfonds entnommen werden, 
um den Kulturfonds aufzufüllen. Wir ſind alſo nach 
der Aufſtellung des vorliegenden Etats gezwungen, 
Eingriffe in die Vermögensſubſtanz zu machen, um den 
Beſtand an Holz auf der Höhe zu halten. Dieſes Syſtem 
erſcheint uns unhaltbar. Es wird notwendig ſein, 
dafür zu ſorgen, daß in der Zukunft ein ausgiebiger 
Holzertrag gewährleiſtet wird. — — 

Dr. von Richter (Duisburg), Abgeordneter (D. 
V.⸗P.: — — Nun hat der Herr Finanzminiſter — 
ich darf darauf ganz kurz eingehen, es iſt recht intereſſant 
— geſagt, daß die Gehälter der Beamten und Lehrer 
von 600 Millionen Mark vor dem Kriege auf jetzt 
5800 Millionen Mark, alſo faſt um das Zehnfache, 
faſt um 1000 %, geſtiegen ſind. Demgegenüber iſt 
doch von Wert, darauf hinzuweiſen, daß dieſe Steigerung 
ſelbſtverſtändlich nur zum kleineren Teile auf die Ge⸗ 
haltserhöhung der Beamten und Lehrer zurückzuführen 
iſt; zum größeren Teile rührt ſie von der großen Ver⸗ 
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mehrung der Zahl der Beamten her, namentlich, wie 
auch der Herr Finanzminiſter bemerkt hat, von der 
Etatiſierung der Beamten der Schutzpolizei und dann 
wohl auch von der Übernahme von drei Vierteln der 
perſönlichen Volksſchullaſten auf den Staat gegen⸗ 
über einem Viertel früher. Sehr intereſſant waren 
in dieſer Hinſicht die Feſtſtellungen über das Ver⸗ 
hältnis der prozentualen Erhöhung der Beamten⸗ 
gehälter zu der etwa das Neunfache betragenden Er⸗ 
höhung der Preiſe für die Lebensmittel. Aus der 
Statiſtik, die der Herr Finanzminiſter uns gegeben hat, 
geht hervor, daß die Erhöhung der Gehälter in den 
niedrigen Gruppen nur etwas über 500 %, in den 
mittleren Gruppen nur etwas über 300 % und in 
den höheren Gruppen gar nur etwas über 200 % 
betragen hat. Danach kann keine Rede davon ſein, 
wie ſo oft behauptet wird, daß die Beamtengehälter 
etwa ſtärker erhöht worden ſeien, als die Steigerung 
der Teuerung namentlich der Lebensmittelpreiſe. 
Im Gegenteil, aus dieſen Zahlen iſt zu erſehen, daß 
die Erhöhung der Beamtengehälter erheblich hinter 
der Teuerung zurückgeblieben (9. — — 

Leid, Abgeordneter (U. Soz.⸗Dem.): — — Nun 
heißt es; wir müſſen auf allen Gebieten ſparen. Ja, 
uns wird berichtet, daß in dem Lager Stargard, wo 
270 internierte Ausländer untergebracht ſind, nicht 
weniger als 105 Bewachungsmannſchaften vorhanden 
ſind. Vielleicht erkundigt ſich der Herr Finanzminiſter 
einmal, ob er da nicht ſtreichen kann. 

Aber das ſind Kleinigkeiten, die ihn ſeinen Etat 
nicht in Ordnung bringen laſſen werden, ebenſo wie 
die paar Mark, die aus dem Sammeln von Beeren und 
Pilzen herausgeholt werden, was jetzt mit höheren 
Steuern belegt iſt. Nach der Antwort, die wir bekommen 
haben, ſcheint man jedenfalls in der land wirtſchaftlichen 
Verwaltung anzunehmen, daß die armen Pilzſammler 
ſchon Kapitaliſten geworden ſind, und deswegen die 
hohe Beſteuerung der Beerenſcheine. 


GG fk Lieft 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Hinweis auf die König⸗Wilhelm⸗Stiftung 
für erwachſene Beamtentöchter. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. H. B. 3190. 

Berlin, 21. Mai 1921. 
Die König⸗Wilhelm⸗Stiftung für erwachſene 
Beamtentöchter hat in einem an die Behörden 
gerichteten Aurfufe gebeten, ihrem Hilfswerk zum 
Wohle notleidender Beamtentöchter weiteſtgehende 
Förderung durch Zahlung von Beiträgen zuteil 
werden zu laſſen, da ſie mit den ihr zur Verfügung 
ſtehenden geringen Mitteln ihre Aufgabe, den 
unverſorgt hinterbliebenen Töchtern der preußiſchen 
Staatsbeamten des höheren und mittleren Dienſtes 
in ſchwierigen Wirtſchaftslagen zu helfen, nur 
ganz unzureichend erfüllen könne. Dem Wunſche 
der König⸗Wilhelm⸗Stiftung“) entſprechend, wird 
hiermit gern auf den Aufruf hingewieſen. 
Beſonders in der gegenwärtigen Zeit iſt eine 
Linderung der namentlich in den genannten Kreiſen 
herrſchenden großen Not und demgemäß eine 
tatkräftige Unterſtützung der Stiftung dringend 

erforderlich. Im Auftrage: Articus. 

CH 


Betrifft: Teilnahme von Staats fſorſtbeamten an 
Verhandlungen der Schlichtungsauzſchüſſe. 
Allgemeine Verfügung Nr III 44/1921. 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 11611. 


Berlin, 21. Juni 1921. 
Die Frage, wer die durch die Teilnahme von 
Staatsforſtbeamten an Verhandlungen vor den 
*) Die Adreſſe lautet: König⸗Wilhelm⸗ 


Stiftung für erwachſene Beamtentöchter, Berlin 
C 2, Schloß. 


Schlichtungsausſchüſſen entſtandenen Koſten zu 
tragen hat, iſt danach zu entſcheiden, in welcher 
Cigenſchaft der Beamte an den Verhandlungen 
teilgenommen hat. 

1. Soweit Staatsforſtbeamte als Vorſitzende 
oder Beiſitzer (Vertreter der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer) der Schlichtungsausſchüſſe tätig 
ſind, ſind die dadurch den Beamten entſtandenen 
Koſten von den Schlichtungsausſchüſſen zu tragen; 
die Beamten erhalten von dieſen die dafür vor⸗ 
geſehene Aufwandsentſchädigung. 

2. Nehmen Staatsforſtbeamte Termine vor 
den Schlichtungsausſchüſſen als Parteivertreter 
der Staatsforſtverwaltung wahr, ſo fallen die 
dadurch entſtandenen Koſten der Staatsforſt⸗ 
verwaltung zur Laſt und ſind auf Staatsmittel 
zu übernehmen. Die Forſtbeamten haben alſo 
in dieſem Falle Anſpruch auf die geſetzlichen 
Reiſekoſten und Tagegelder. 

Bei Wahrnehmung von Schlichtungsterminen 
durch den Revierverwalter als Parteivertreter 
der Staatsforſtverwaltung wird es in der Regel 
nicht erforderlich ſein, daß auch der zuſtändige 
Betriebsbeamte an der Verhandlung teilnimmt. 

3. Werden dagegen Staatsforſtbeamte von 
Schlichtungsausſchüſſen nicht in einer der unter 
1 und 2 genannten Eigenſchaften, ſondern als 
Auskunftsperſonen (Sachverſtändige, Gutachter, 
Zeugen und dergleichen), ſei es von Amts wegen 
oder auf Parteiantrag, geladen, ſo haben ſie, 
da Auskunftsperſonen nicht verpflichtet ſind, 
Vorladungen vor Schlichtungsausſchuſſe Folge 
zu leiſten, ihr Erſcheinen davon abhängig zu 
machen, daß ihnen bei Ladung von Amts wegen 
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der Schlichtungsausſchuß die Gewährung einer 
vollen Entſchädigung zuſichert und im anderen 
Falle die Partei, die die Vernehmung bean⸗ 
tragt hat, die entſtehenden Koſten ſicherſtellt. 
In beiden Fällen werden für die Terminswahr⸗ 
nehmung die den Beamten für Dienſtreiſen 
geſetzlich zuſtehenden Gebührniſſe zu beanſpruchen 
ſein; die Entſchädigung für Abgabe beſonderer 
ſchriftlicher Gutachten unterliegt der Vereinbarung. 
4. Etwa noch nicht abgegoltene Reiſekoſten⸗ 
und Tagegeld⸗Forderungen der Forſtbeamten 
aus zurückliegender Zeit für Wahrnehmung 
von Terminen vor Schlichtungsausſchüſſen ſind, 
ſofern nicht noch nachträglich nach Nr. 1 Auf⸗ 
wandsentſchädigung vom Schlichtungsausſchuß zu 
fordern iſt, einerlei, ob ſie unter Nr. 2 oder Nr. 3 
fallen, auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 
Künftig iſt aber nach Nr. 1 bis 3 zu verfahren. 
Im Auftrage: von dem Busſche. 
An die Regierungen uſw. 


7 
Gewährung von Notzuſchlägen zum Ausgleichs⸗ 
zuſchlag an . im Vorbereitungs- 
enſte. 


Allgememe Verfügung Nr. III 45/1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchafts⸗Nr. III 12 283. 


Berlin, 29. Juni 1921. 

In Verfolg meiner Allgemeinen Verfügung 
Nr. III 93/1920 (vom 13. Oktober 1920 — III 
19620 — uſw.) wird unter Bezugnahme auf 
Seite 33 der Anlage zu meiner Allgemeinen Ver⸗ 
fügung Nr. I 27/1921 (vom 21. Februar 1921 — 
I B I a 1642 — uſw) zur Vermeidung von 
Zweifeln darauf hingewieſen, daß auch den Förſter⸗ 
anwärtern im Vorbereitungsdienſte der vom 
1. Januar 1921 ab neben dem bisher geltenden Aus⸗ 
gleichszuſchlag gewährte Notzuſchlag zu zahlen iſt. 

Abdrucke für den Geſchäftsbedarf der Re⸗ 
gierungen, die Oberförſter und die Forſtkaſſen 
liegen bei. 

Die in dieſer Beziehung erſtatteten Berichte 
gelten hierdurch als erledigt. 

Im Auftrage: v. d. Busſche. 

An die Regierungen, ausgenommen Aurich, Münſter und 

Sigmaringen. 


2 
Betr. Zuſchuß zu den Koſten der Unterhaltung von 
Fahrrädern für Forſtbeamte. 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 12993. 


Berlin, den 5. Juli 1921. 
In dem Entwurf des Staatshaushalts für 
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rädern, deren Benutzung zu dienſtlichen Zwecken 
als notwendig anerkannt wird, für Forſtbeamte, die 
eine Dienſtaufwandsentſchädigung nicht beziehen. 
In Frage kommen alſo nur die überzähligen 
Förſter und die außerplanmäßigen Beamten: 
9 Referendare, Hilsfsförſter und Forſt⸗ 
gehilfen; dagegen nicht die Beamten, die bei der 
Regierung beſchäftigt ſind. 
Die Regierung beauftrage ich, mir bis zum 
1. September d. J. kurz anzuzeigen, wieviel von 
dieſen Beamten in ihrem Bezirk vorhanden find, 
bei denen die Fahrradhaltung im dienſtlichen 
Intereſſe als notwendig anerkannt wird. 
Regierungen, die bis zum genannten Tage 
nicht berichten, können nicht berückſichtigt werden. 
J. A.: v. d. Busſche. 


An ſämtliche Regierungen mit Ausnahme von Münſter, Aurich 
und Sigmaringen. 
7 


Haftung der Beamten nach § 839 BGB. und 
des Staates und der Kommunalverbände für 
das Verſchulden ihrer Beamten bei Ausübung 
der öffentlichen Gewalt nach dem Geſetze vom 
1. Auguſt 1909. 
Urteil des Oberwaltungsgerichts vom 7. Januar 1921, 
III. 273/20. 


Der Kläger will beim Beerenſuchen von zwei 
Flurſchützen der Stadt B. mit Stöcken geſchlagen 
und ſo mißhandelt ſein, daß er erheblich in ſeiner 
Geſundheit und in ſeiner Erwerbstätigkeit geſchädigt 
worden iſt. Seine Klage auf Schadenserſatz iſt 
in allen Inſtanzen abgewieſen worden. 

Gründe. Das Berufungsgericht hat feſt⸗ 
geſtellt, daß der Kläger von den Flurſchützen zwar 
geſchlagen worden iſt, aber dieſe haben in Not⸗ 
wehr gehandelt, und aus der Beweisaufnahme 
geht nicht hervor, daß eine Überſchreitung der 
Grenzen der notwendigen Verteidigung ſtatt⸗ 
gefunden hat. Für eine an ſich widerrechtlche 
Handlung, die aber durch Notwehr gerechtfertigt 
iſt, liegt demjenigen der Beweis ob, der ſich darauf 
beruft, aber der Beweispflicht iſt genügt, wenn 
dargetan wird, daß die Handlung erfolgt iſt, um 
einen rechtswidrigen Angriff von ſich oder einem 
anderen abzuwehren und daß das angewendete 
Mittel zur Abwendung des Angriffs erforderlich 
war. Die ſchuldhafte Überſchreitung der Not⸗ 
wehr, die an ſich als berechtigt anerkannt iſt, kann 
eine Verantwortung aus § 823 oder 839 BGB. 
begründen, aber wer eine derartige Überſchreitung 
der Notwehr behauptet und einen Anſpruch daraus 
herleiten will, muß ſelbſt dafür den Beweis er⸗ 


1921 find 200 000 „ eingeſtellt worden als Zu⸗ bringen. (Preuß. Verwalt.⸗Blatt Bd. 42, 1921, 
ſchuß zu den Koſten der Unterhaltung von Fahr⸗I Nr. 32, S. 380.) B. 
— D U De 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Der ſtaatliche Nevierförſter Weber, Ober⸗ 
reifenberg im Taunus, wurde nach Zeitungs⸗ 
meldungen von der Rheinland⸗Kommiſſion der 
Entente, wie es heißt, in Verfolg von Verſtößen 
gegen die Autorität der Beſatzungsbehörde, aus 
dem beſetzten Gebiete ausgewieſen. Wir hatten 
unlängſt Gelegenheit, Herrn Revierförſter Weber, 
einen echtpreußiſchen Beamten ausgezeichneten 
Geiſtes, perſönlich kennen zu lernen; danach ſind 
wir der Anſicht, daß der Beamte lediglich deshalb 
ausgewieſen worden ift, weil er ſich dem Terror der 
Ententevertreter nicht zu fügen geneigt geweſen iſt. 
Die Maßregelung iſt uns ein neuer Beweis dafür, 


was unſere deutſchen Brüder und unſere tüchtigen 
Beamten, die ihre Schuldigkeit tun, in den beſetzten 
Gebieten des Weſtens auszuhalten haben. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zum Beamten ⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 
ſind als Druckſache Nr. 726 des Preußiſchen 
Landtages ſoeben herausgegeben worden. Wer 
für die 40 Seiten umfaſſende Druckſchrift 
Intereſſe hat, kann ſie vom Verlage J. Neumann, 
Neudamm, beziehen. 


Zurückſetzung der nach dem 1. April 1921 
penſionierten preußiſchen Staatsförſter. Auf eine 
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Anfrage an den Herrn Abgeordneten Rektor 
Lukaſſowitz über die offenbare Zurückſetzung der 
nach dem 1. April 1920 in den Ruheſtand ge⸗ 
fretenen Beamten bezüglich des Aufrückens in 
die 7. Gehaltsgruppe hat mir der Herr Abgeordnete 
dankenswerterweiſe mitgeteilt, daß die deutſch⸗ 
nationale Volkspartei beſonders auch im Beamten⸗ 
ausſchuß ſich ſchon mit dieſer Frage beſchäftigt 
und mir empfohlen hat, recht bald ein ausführ⸗ 
liches Geſuch an den Preußiſchen Landtag zu 
richten. Dieſes Geſuch wird dem Beamtenausſchuß 
überwieſen, und der Herr Abgeordnete wird dann 
als Mitglied desſelben die berechtigte Forderung, 
nach Gruppe 7 aufzurücken, energiſch vertreten. 
Ich habe das Geſuch ſofort abgeſandt, verſpreche 
mir aber beſonderen Erfolg, wenn ſämtliche be⸗ 
teiligten Kollegen ſchleunigſt die Geſuche einreichen. 
Trebnitz, Schleſien. 
E. Kammer, Hegemeiſter i. R. 


Forſtliche Staatsprüfung. Der im Mai d. J. 
abgehaltenen forſtlichen Staatsprüfung haben ſich 
17 Forſtreferendare für die preußiſche Staats⸗ 
laufbahn, zwei für den Gemeinde⸗ und Privat⸗ 
forſtdienſt ſowie drei Referendare für bundes⸗ 
ſtaatlichen Staatsforſtdienſt unterzogen. Von 
den 22 Prüflingen haben beſtanden: zwei mit 
„gut“, acht mit „ziemlich gut“, neun mit „genügend“, 
zwei mit „bedingt“, ein Referendar hat nicht 
beſtanden. Folgende Forſtreferendare ſind zu 
Forſtaſſeſſoren ernannt worden: Bonſe, Butom, 
Hallbauer, Hüffer, Meckritz, Neuſer, Freiherr 
v. Plettenberg, Rheinen, Roedenbeck, v. Roſen⸗ 
berg, Scholz, Schüler, Schuſter, Schwanke, 
v. Unruh, Fritz Wagner und Amoneit. 


CH 

Die Förderung der Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
im Preußiſchen Landtag. Die Abg. Buſch und 
Herold (Zentr.) haben im Preußiſchen Landtag 
folgende Anfrage eingebracht: Der im Etatsjahr 
1920 im Haushalt der landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
waltung zur Förderung der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft in den weſtlichen Provinzen vorgeſehene 
Betrag von 1015000 & iſt in dem diesjährigen 
Etat in Fortfall gekommen. Die Beibehaltung 
der vorgenannten Summe iſt aber erforderlich, 
um die Zuſammenlegung in den wirtſchaftlich 
zurückgebliebenen Teilen der Weſtprovinz zur 
Durchführung zu bringen. Bei der Nichtbewilligung 
würden auch die bereits in der Ausführung De- 
griffenen Meliorationsprojekte unmöglich gemacht. 
Auch die Streichung des Fonds würde aus 
politiſchen Gründen zu den ſchwerwiegendſten 
Bedenken Anlaß geben. Die drückenden Laſten 
der Beſatzung, die Wirkungen der Sanktionen 
ſind gerade der Bevölkerung des faſt ausſchließlich 
in der Beſatzungszone gelegenen Weſtfondsgebietes 
auferlegt. Es würde daher kein Verſtändnis 
finden und große Erbitterung hervorrufen, wenn 
gerade in dieſer ſchweren Zeit nun auch noch der 
dieſem Gebiete bisher von der Staatsregierung 
zur Verfügung geſtellte Fonds in Wegfall käme. 
Iſt die Staatsregierung bereit, unter dieſen Um⸗ 
ſtänden den vorgenannten Fonds in dieſen Etat 
oder durch Nachtragsetat einzufordern? 


Prämien für die Schonung ſeltener Vögel 
und Säugetiere ſetzen die „Blätter für Naturſchutz 
und Heimatpflege“ auch in dieſem Jahre aus, 
und zwar haben Anſpruch auf ſolche Belohnungen 
vom 1. Auguſt d. J. an beſonders Forit- und 
Jagdbeamte, aber auch andere Perſonen, in 


deren Schutzbezirk Brutpaare der unten an⸗ 
gegebenen Arten ihre Horſt⸗ bzw. Brutzeit un⸗ 
geſtört durchführen konnten. Anträge auf Be⸗ 
willigung von Prämien, deren Höhe ſich im 
allgemeinen zwiſchen 5 und 50 „ bewegt, find 
möglichſt nur dann zu machen, wenn die Richtig⸗ 
keit der Schonung bis zum 1. Auguſt durch die 
betreffende Forſtbehörde oder den Jagdinhaber 
beſcheinigt wird. In Ausnahmefällen genügt es, 
wenn eine glaubwürdige Perſönlichkeit ſich für 
den Angemeldeten verbürgt. Von Vögeln kommen 
für deutſches Gebiet vornehmlich in Betracht: 
Stein⸗, See⸗, Fiſch⸗ und Schreiadler, Uhu, Wander⸗ 
und Baumfalke, Gabelweihe, Weſpen⸗ und Mäuſe⸗ 
buſſard, Kolkrabe, Eisvogel, Waſſerſtar, Kranich, 
ſchwarzer Storch, Kormoran, Fiſchreiher, Rohr⸗ 
dommel, Mandelkrähe, Wiedehopf, großer Würger: 
von Säugetieren Fiſchotter und unter Umſtänden 
auch Dachs. Anmeldungen ſind vom 15. Juli 
an zu richten an Herrn Walter Benecke, Berlin 8 61, 
Lehniner Straße 7. 
> 
Tagung von Forſtvereinen. 

Der Deutſche Forſtverein hält vom 11. bis 
15. September in Kreuznach feine Mitglieder⸗ 
verſammlung ab. Die Tagesordnung iſt im 
Vereinsteil dieſer Nummer auf Seite 577 ver⸗ 
öffentlicht. 

Der Harz-Solling-Forſtverein veran⸗ 
ſtaltet ſeine 46. Verſammlung vom 22. bis 24. Au⸗ 
guſt in Herzberg a. Harz. Tagesordnung und 
Verhandlungsgegenſtände bringen wir im Vereins⸗ 
teil dieſer Nummer auf Seite 577 zur Kenntnis. 

Der Pfälziſche Forſtverein teilt mit, daß 
er unter den jetzigen Verhältniſſen nicht in der 
Lage iſt, in dieſem Jahre Veranſtaltungen ab⸗ 
zuhalten. ® 

CH 

Fiſcherei⸗Lehrkurſus an der forſtlichen Hochſchule 
Eberswalde. Im Auftrage des Herrn Miniſters 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten wird 
vom 22. bis 26. Auguſt 1921 an der forſtlichen 
Hochſchule Eberswalde ein Fiſcherei⸗Lehrkurſus 
über Teichfiſche abgehalten werden. — 1. Tag. 
Montag, den 22. Auguſt, von vormittags 
8 Uhr, Vorträge in der forſtlichen Hochſchule: 
Die Teichwirtſchaft, ihre Naturgeſchichte und wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung. Nachmittags 3 Uhr Vortrag 
über: Teicharten, Anlage und Bau von Teichen. 
— 2. Tag. Dienstag, den 23. Auguſt, von 
vormittags 8 Uhr, in der Hochſchule: Vorträge über 
Teichwirtſchaft, Beſetzen der Teiche, Abfiſchen, 
Überwintern, Ein⸗ und Verkauf, Buchführung. — 
3. Tag. Mittwoch, den 24. Au guſt, von vor⸗ 
mittags 9 Uhr, Vorträge: Natürliche und künſt⸗ 
liche Ernährung der Fiſche; Düngung und Meli⸗ 
ration der Teiche; die Feinde der Fiſche und ihre 
Bekämpfung. Nachmittags: Projektieren einer 
zweiten Teichanlage im Gelände. — 4. Tag. 
Donnerstag, den 25. Auguſt: Beſichtigung 
einer großen Teichanlage bei Angermünde. — 
5. Tag. Freitag, den 26. Auguſt: Ausflug 
zu der unter Leitung des Geheimrats Eckſtein 
ſtehenden Teichwirtſchaft Stradow bei Vetſchau. — 
Unterkunft: Hotel Pinnow am Bahnhof — Hotel 
„Stettiner Hof“, Eiſenbahnſtraße Hotel 
„Deutſches Haus“, Promenade — „Zentralhotel“, 
Eiſenbahnſtraße. Die Wohnung im Hotel wolle 
man ſelbſt rechtzeitig beſtellen! Privatquartiere 
können auf die bis zum 13. Auguſt eingehenden 
Anmeldungen (Rückporto beifügen!) nachgewieſen 
werden. — Reiſebrotkarten nicht vergeſſen! Die 
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Teilnehmer an dem Fiſcherei⸗Lehrkurſus, zu dem 
Forſtbeamte beſonders eingeladen werden, iſt un⸗ 
entgeltlich. Die Teilnehmer wollen ſich bis 
fnäteftens zum 18. Auguſt bei dem Leiter des 
Kurſus: Geheimen Regierungsrat Profeſſor Pr. 
Eckſtein⸗Eberswalde, ſchriftlich anmelden, welcher 
auch zu jeder Auskunft bereit iſt. Die am 
21. Auguſt ankommenden Teilnehmer treffen ſich 
zu zwangloſem Beiſammenſein abends im „Pil⸗ 
ſener“, Schicklerſtraße. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Zum Thema Dauerwald. Unter dieſer 
Überſchrift veröffentlicht Herr Revierförſter 
Reußner⸗ Hainewalde in Nr. 28 laufenden Jahr⸗ 
ganges dieſer Zeitſchrift eine kurze Mitteilung, 
über die ich außerordentlich erfreut bin. Herr 
Reußner läßt ſich nicht durch theoretiſche wald⸗ 
bauliche Erwägungen blenden, ſondern ſieht den 
wirtſchaftlichen Notwendigkeiten klar ins Auge. 
Und dieſe ſind: Die Holznot (und ich füge hinzu 
die Geldnot) wird unſeren ganzen Waldbeſitz (auch 
den Staat) zwingen, ſeinen Holzvorrat ſtark an⸗ 
zugreifen. Dadurch wird auch immer jüngeres 
und ſchwächeres Holz gegriffen werden müſſen. 
Der Umtrieb wird immer niedriger werden. 
Bleiben wir dabei in der gleichalterigen oder im 
weſentlichen gleichalterigen Wirtſchaft, ſo haben 
wir ſpäter kein Starkholz, deſſen Zukunftsbäume 
bei der gleichzeitigen oder im weſentlichen gleich⸗ 
zeitigen Abnutzung der jeweils „hiebsreifen“ Be⸗ 
ſtände mit abgewürgt werden. Herr Reußner 
empfiehlt deshalb, die beiten Stämme der Kiefern 
beſtände zu ſchonen (und zwar ohne Rückſicht auf 
ihre Stellung), nur die Gruben⸗ und Brennholz⸗ 
ſtämme zu hauen und die ſo bis zu etwa zwei 
Fünftel gelichteten Beſtände mit Fichte und Laub⸗ 
holz zu unterbauen. Die einwachſenden Kiefern 
sollen ſpäter Starkholz liefern, die Fichten mit 
ihnen genutzt werden, das Laubholz aber als 
Schirmbeſtand den Grundſtock für ſpäteren Miſch⸗ 
beſtand liefern. 

Das iſt der von mir ſchon ſeit langer Zeit 
verſuchsweiſe durchgeführte und ſeit mehreren 
Jahren wiederholt in Wort und Schrift emp⸗ 
iohlene doppelhiebige Kiefernhochwald. Ich will 
ihn nur noch weiter ausbauen. Wie, werde ich 
demnächſt ausführlich darlegen. Heute kommt es 
mir nur darauf an, 

1. für den Unterbau auch die Kiefer erneut zu 
empfehlen, 

2. den wirtſchaftlichen Zwang als Grundlage 
jeder Betriebsart zu betonen (wie ich dies 
auch ſchon in der vorletzten Winterverſammlung 
des Märkiſchen Forſtvereins getan habe). 

1. Wenn man nur die wirklich allerbeſten 
Zukunftsſtämme einwachſen läßt, d. h. Stämme, 
die bei einem Bruſthöhendurchmeſſer von etwa 
25 cm ſchon einen ganz aſtfreien Schaft von 
wrindeſtens 8 m Länge haben oder hatten, oder 
wenn die harte Not den Überhalt von höchſtens 
100 guter Stämme je Hektar geſtattet, ſo findet 
die junge Kiefer genügend Licht, um in 60 bis 
80 Jahren ſich zu entwickeln und in ihren beſten 
Stämmen wieder Schneideholz⸗Zukunftsſtämme 
fur die Fortſetzung des Vetriebes zu liefern. 

2. Die wirtſchaftliche Not wird in den meiſten 
Fällen ſtärker ſein als der gute Wille, Dauerwald⸗ 
wirtſchaft in der bisher dafür empfohlenen Weiſe 
(auf deren Durchführbarkeit ich hier ſonſt nicht 
eingehe) zu treiben. Der Eingriff in den Holz⸗ 
vorrat wird ſtärker ſein müſſen. Alle Betriebs⸗ 


formen ſind von jeher aus wirtſchaftlichem Zwange 
entſtanden, fußend auf den geſchichtlich gewordenen 
Waldverhältniſſen. Das wird oft verkannt, wenn 
man den Waldbau nur oder faſt nur auf natur⸗ 
wiſſenſchaftliche Grundlage Bellen will. Der Wald⸗ 
bau bleibt immer ein Kompromiß zwiſchen ſeinen 
natürlichen und wirtſchaftlichen Grundlagen und 
dem überkommenen Waldzuſtande. Neue Wirt⸗ 
ſchaftsformen, die immer nach dieſem Geſetze 
örtlich entſtehen, bürgern ſich nur dann allgemein 
ein, wenn alle drei Vorbedingungen (wirtſchaft⸗ 
liche und natürliche Grundlagen und Waldzuſtand) 
erfüllt ſind. Andernfalls bleiben ſie bewunderte 
Ausnahmen und wirken günſtigenfalls anregend. 
Das jetzt vorauszuſehende Kompromiß aber ſcheint 
mir ſtark zugunſten der doppelhiebigen Wirtſchaft 
auszufallen. Dr. Bertog. 
CH 


„Die immer mehr zunehmenden Forſtfrevel um 
München haben es nötig gemacht. die Landes⸗ 
polizei anzuweiſen, daß in den Wäldern Streifen 
zu unternehmen ſeien, um den Übergriffen wirk⸗ 
ſam zu ſteuern. Ganz beſonders werden die 
Frevel durch Arbeitsſcheue ausgeübt, die das 
dabei geſtohlene Holz zu hohen Preiſen verkaufen. 
Dieſe Erſcheinungen ſtehen jetzt gewiß nicht ver⸗ 
einzelt da. Ob nun die in Preußen zur Einführung 
gelangte mildere Beſtrafung der Froſtfrevel das 
richtige Mittel iſt, dieſem Übel mit Erfolg gegen⸗ 
überzutreten, muß ſtark bezweifelt werden. Sn. 
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Waldbrände. 

Regierungsbezirk Potsdam. Am 6. Juni 
entſtand mittags zwiſchen 12 und 1 Uhr in der 
Stadtſorſt Templin ein Waldbrand, wodurch 1 ha 
70 jähriges Kiefernſtangenholz, 1 ha 120⸗ bis 130⸗ 
jähriges Kiefernaltholz und 0,5 ha Heidefläche ver⸗ 
nichtet wurden. Als Entſtehungsurſache wird 
Unvorſichtigkeit durch Pilzſammler oder Spazier⸗ 
gänger angenommen. Durch tatkräftiges und um⸗ 
ſichtiges Einſchreiten zurzeit in der Nähe weilender 
Forſtſchüler wurde der Brandherd bald ein⸗ 
gedämmt. Der Schaden beträgt etwa 12000 A 
und iſt nicht durch Verſicherung gedeckt. 

Regierungsbezirk Aachen. In der Staatsober⸗ 
förſterei Wenau hat ein kürzlich ſtattgefundener 
Waldbrand 26 ha 20: bis 30 jährigen Fichten⸗ 
beſtand vernichtet. Das Feuer entſtand im Innern 
der getrennt liegenden Fichtendickungen durch 
mehrfache Brandſtiftung. 

Bayern. Am 29. Juni, nachmittags 3 Uhr. 
entſtand in den Walduugen des Forſtamts 
Wallenfels im Revier Geuſerwend ein Wald⸗ 
brand, dem 4 ha 30 jähriger Fichten und Tannen⸗ 
miſchwald zum Opfer fielen. Entſtanden iſt das 
Feuer durch den Leichtſinn von Spaziergängern 
bei Anzünden eines Feuers. Bei ziemlich ſtarkem 
Nordweſtwinde verbreitete ſich das Feuer raſch. 
Das Eintreffen der Löſchmannſchaft verzögerte ſich 
wegen der im Gange geweſenen Heuernte. Dank 
dem energiſchen Eingreifen der ſtändigen Holz⸗ 
hauer und Einwohner der Umgegend gelang es, 
durch rechtzeitig eingelegte Durchhiebe den Brand 
auf ſeinen Herd zu beſchränken, ſo daß gegen 
6 Uhr nachmittags die Hauptgefahr behoben war. 
Der Schaden berechnet ſich auf rund 85000 K, 
der nicht durch Verſicherung gedeckt iſt. Die 
Täter, eine männliche und zwei weibliche Per⸗ 
ſonen, wurden aus der Ferne beobachtet, konnten 
aber bisher noch nicht ermittelt werden. 
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Briefe und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Geſchäſtsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriſten finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Autwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, ſo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 61. Forſtſchreiber aus den Ab⸗ 
tretungsgebieten. Einreihung in die Dienſt⸗ 
altersliſte der Förſter m. R. Ich bin im Bezirk B. 
als Forſtſchreiber am 1. Auguſt 1913 in die Liſte 
der Förſter m. R. übernommen. Nun bin ich 


0 


| ats Oſtmärker in den Bezirk H. verſetzt und werde 


vorausſichtlich als Förſter m. R. angeſtellt. Wie 
muß ich einrangiert werden? Rechnet meine An⸗ 
ſtellung als Förſter m. R. vom 1. 8. 13 an? 
B., Förſter. 

Antwort: Sie werden im Bezirk H. als 
Förſter mit Revier gemäß Ihrem Forſtverſorgungs⸗ 
ſchein eingereiht, und zwar lediglich nach Jahr⸗ 
gang und Nummer, wenn Sie ſeinerzeit als Forſt⸗ 
verſorgungsberechtigter rechtzeitig für den Bezirk 
B. notiert worden ſind. Sind Sie durch Um⸗ 
notierung ſpäter dorthin gekommen, dann 
nach Maßgabe der Stelle, an die Sie bei der Um⸗ 
notierung im Bezirk B. gekommen waren. — Trotz⸗ 
dem kann das Datum (1. 8. 13) der Übernahme 
in die Dienſtaltersliſte der Förſter m. R. des 
Bezirks B. beſtehen bleiben. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 
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Zur Beſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 

Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Förſterſtelle Allenfeld, Oberf. Entenpfuhl (Coblenz), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Die Stelle hat 
Dienſtwohnung. Wirtſchaftsland vorläufig: 0,0380 ha 
Garten, 0,2090 ha Acker, 0,0460 ha Wieſe mit 
19 & Nutzungsgeld. Vom 1. 7. 22 ab 0,0380 ha 
Garten, 0,7260 ha Acker, 2 7170 ha Wieſe mit 
206 K Nutzungsgeld. Bewerbungsfriſt: 10. Auguſt. 

Förſterſtelle Becherbach, Oberf. Meiſenheim (ob, 
lenz), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Die Stelle 
hat Dienſtwohnung. Wirtſchaftsland: 0,0890 ha 
Garten, 0,0350 ha Wieſe mit 18 A Nutzungsgeld. 
Bewerbungsfriſt: 10 Auauſt. 

Förſterſtelle Burgsdorfshöhe, Oberf. Aſtrawiſchken 
(Gumbinnen), kommt vorausſichtlich zum 1. Ok- 
tober zur Neubeſetzung. Zu der erledigten Stelle 
gehören: a) Dienſtwohnung, b) rund 18 ha 
noch zu regulierendes Dienſtland. Die Schule iſt 
in Uderballen, 5 km. Bahnſtation Norkitten der 
Eiſenbahn Berlin —Eydtkuhnen, 12 km, Be⸗ 
werbungen ſind an die Regierung Gumbinnen 
einzureichen. 

Die planmäßige Forſtſchreiberſtelle in Gertlanken, 
Oberf. Gertlauken (Königsberg), gelangt zum 
1. September zur Neubeſetzung. Zur Stelle ge- 
hören zurzeit weder Dienſtwohnung noch Dienſt⸗ 
land. Bewerbungsgeſuche ſind bis zum 10. Auguſt 
einzureichen. 

Förſterſtelle Hönebach, Oberf. Heringen (Caſſel), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Dienſtwohnung. 
Bahnhof am Orte. 0,11 ha Garten, 1,08 ha 
Acker, 0,17 ha Wieſe. Nutzungsgeld 191,40 . 
Dienſtaufwandsentſchädigung 350 4. Bewerbungs⸗ 
friſt: 10. Auguſt. 

Förſterſtelie Jägerhof, Oberf. Mützelburg (Stettin), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle ge⸗ 
hören 3,604 ha Acker, 0,219 ha Garten, 8,892 ha 
Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung 350 #. 
Poſt⸗ und Schulort Wilhelmsdorf. Bahn Ziegenort, 
10 km. Kiche in Wilhelmsdorf, 9 km. Be 
werbungsfriſt: 5. Auguſt. 

Förſterſtelle Rehhagen, Oberf. Rieth (Stettin), iſt 
zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 
3,348 ha Ack er, 0,447 ha Garten, 11,419 ha Wieſen. 
Dienſtaufwandsentſchädigung 250 „. Poſtort 
Vogelſang. Schulort Luckow. Kirche in Luckow 
und Ueckermünde, 12 km. Bahn in Rieth, 4 km. 
Bewerbungsfriſt: 5. Auguſt. 

Förſterſtelle Schoeneck, Oberf. Coblenz (Coblenz), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen Die Stelle hat 
Dienſtwohnung. Wirtſchaftsland: 0,1560 ha 
Garten, 0,6880 ha Acker, 1,3960 ba Wieſe mit 
142 A Nutzungsgeld. Bewerbungsfriſt: 10. Auguſt. 

Hilfsförſterſtelle Hammelſchäferei, Oberf. Hohenbrück 


(Stettin), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören: 4,750 ha Acker, 0,250 ha Garten 
5,000 ha Wieſen. Poſtort Altſarnow. Schulort 
Neuſarnow. Bahnſtation Rakitt, 14 km. Be⸗ 
werbungsfriſt: 5. Aunuft. 

Hilfsförſter⸗ (Jörſter o. R.⸗) Stelle Niebeck, Kloſter⸗ 
Revierförſterei Nebeck (Hannover), iſt zum 
1. Oktober zu befrten. Zu der Stelle gehört 
3,9390 ha nutzbares Wirtſchaftsland. Dienſtwohnung 
iſt vorhanden. Bewerbungen um dieſe Stelle ſind 
bis zum 25. Auguſt einzureichen. 

Hilfsförſter⸗ (Förſter o. R.⸗) Stelle Scheuen, Kloſter⸗ 
Oberförſterei Miele (Hannover), iſt zum 1. Ok⸗ 
tober zu beſetzen. Zur Stelle gehören 6,5390 ka 
nutzbares Wirtſchaftsland. Wohnung iſt vorhanden. 
Bewerbungen ſind bis zum 5. Auguſt einzureichen. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Zwei höhere Zorſtbeamte und ein Aſſeſſor bzw. 
Oberförſterkandidat werden zu ſofort, ſpät ſtens 
1. Oktober, von der Forſtabteilung der Landwirt- 
ſchaftskammer für die Provinz Schleſien, Breslau X, 
Malthiasplatz 4, geſucht. Näheres ſiehe Anzeige. 

Hilfsförſterſtelle in der Stadtforſt Bunzlau iſt ſofort 
zu beſetzen. Bewerbungen find an den Magiſtrat 
in Bunzlau zu richten. Näheres ſiehe Anzeige. 

Forſtaufſeherſtelle in der im Landkreiſe Guben ge⸗ 
legenen Stadtforſt Guben iſt zum 1. Dftober d. J. 
zu beſetzen. Bewerbungen ſind mit Lebenslauf 
und Zeugnisabſchriften an die Oberſörſterei Heide⸗ 
trug bei Guben einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonaluachrichten. 
Preußen. 
Staats-Forſtverwaltung. 

Baufut, Forſtmeiſter in Rogelwitz (Breslau, tritt am 
1. Oktober in den Ruheſtand. 

Riſchoff, Foͤrſter in Sachſenburg, Oberf. Erfurt (Unter- 
kunftsſtelle), bisher in Dachsberg, Oberf Wilhelmsberz 
(Marienwerder), tft die Foöͤrſterſtelle zu Chriſtes, 
Oberf. Schwarza (Erfurt), vom 1. Auguſt ab übertragen. 

Colell, Förſter in Jaͤgerhof, Oberf. Mutzelburg, iſt vom 


1. Oktober an nach Torgelow, Oberf. Torgelow 
(Stettin), verſetzt. 
Damaſchſe, Hegemeiſter, wurde unter Ernennung zum 


Revierförſter ab 1. April die aus den Förſtereien Birken 
hain und Rackow, Oberf. Klaus hagen, gebildete Revier⸗ 
förſterſtelle Birkenhain (Koslin) übertragen. 

Focke, Förſter in Sitzenroda, iſt vom 1. Oktsber ab die 
Joͤrſterſtelle Staupitz, Oberf. Sitzenroda (Merſeburg), 
übertragen. ` 

Söhne, Yorier o. R. Kloſter⸗Oherförſterer 
Miele, iſt vom 1. Oktober ab die Jörſterſtelle in Bockum, 
Kloſter⸗Oberförſterer Soltau (Hannover), übertragen. 

Klinger, Foͤrſter, wurde unter Ernennung zum Revierförper 
ab 1. April die aus den Förſtereien Hermannsfelde und 
Jakobsdorf, Oberf. Neuhof, gebildete Revierförſterſtelle 
Hermannsſelde (Köslin) übertragen. 

Kreuzberg, Hegemeiſter in Salmer Teerofen, Oberf. 
Steinbuſch, wird vom 1. Oktober ab nach Neudamm, 
Oberf Sicher (Frankfurt a. O.), verſetzt. 


in Scheuen, 
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üßner, Hegemeiſter in Auenwalde, Oberf. Regenthin, wird 
en Se Oktober ab nach Waſſerfelde, Oberf. Marien⸗ 
walde (Frankfurt a. O), verſetzt. 

Lohr, Förſter in Rehhagen, Oberf. Rieth, wird vom 1. Oktober 
ab nach Camminke, Oberf. Friedrichsthal (Stettin), 
verſetzt. 

a Hegemeiſter in Waſſerfelde, Oberf Marienwalde, 
wird vom 1. Oktober ab nach Linzmuhle, Oberf. Neu⸗ 
bruck (Frankfurt a. O.), verſetzt. 

Müller, Hegemeiſter, wurde unter Ernennung zum Revier⸗ 
förſter ab 1. April die aus den Förſtereien Thurbruch, 
Großzacharen und Schönhoͤlzig, Oberf. Linichen, neu⸗ 
gebildete Revierförſterſtelle Thurbruch (Köslin) über: 
tragen 

Aehder Förſter in Ratloſen (Unterkunfsſtelle), Oberf. Diep⸗ 
holz, iſt vom 1. Auguſt ab nach Wilmeröderberg, Oberf. 
Grohnde (Hannover), verſetzt. 

Siebert, Förſter o. R. in Niebeck, Verw. Revierförſterei 
Niebeck, wird vom 1. Oktober ab die Hilsförſterſtelle 
Polle, Oberf. Grohnde (Haunsever), übertragen. 

Spaeth. Förſter in Gennin, Oberf. Döllensradung, wird 
vom 1. Oktober ab nach Muckenburg, Oberf. Lübbeſee 
(Frankfurt a. O), verſetzt. 

Schroeter, Hegemeiſter in Uleſchütz, Oberf. Kath.⸗Hammer, 
iſt vom 1. Oktober an nach Tſchechnitz, Oberf. Kottwitz 
(Breslau), verſetzt. 

Thieme, Hegemeiſter in der Unterkunftsſtelle Neubraa, Kr. 


Ge Dk — 


Schlochau, iſt vom 1. Oktober an nach Königshöhe, 
Oberf. Warnow (Stettin), verſetzt. 

Wekmann, Forſtſekretär in Roſenfeld, Oberf. Rofenfeld, in 
vom 1. Juli ab die Förſterſtelle Maßlau, Oberf. Halle 

(Merſeburgy übertragen. a 

Fitzner, Forſtgehilfe in Seebad Ahlbeck, Oberf. Friedrichs⸗ 
thal, iſt vom 20. Juli ab nach der Oberf. Kehrberg 
(Stettin), verſetzt. i 

Manſtein, Hilfsförſter, zurzeit im Regbz. Trier, iſt zum 
1. Oktober nach der Oberf. Zellerfeld (Hildesheim) 
einberufen. 


hern. 


Ba 
Slorſchütz, Forſtmeiſter in Taimbach, tritt am 1. Oktober 
in den Ruheſtand. 


Heſſen. 
Kratz, Forſtmeiſter in Worms, wurde auf die Oberförſterei 
Eichelsberg verſetzt. 


Auszeichnungen. 

Dr. Börnfe, Forſtmeiſter in Giengen a d. Brenz, iſt von 
dem dortigen Gemeinderat als Zeichen der Anerkennung 
und des Dankes fur zielbewußte, erfolgreiche Wiri⸗ 
ſchaftshandlungen das Ehrenhürgerrecht verliehen. 

See, Georg, Staatsforſter und Leutnant d. L. a. D. in 
Liepgarten, wurde der Charakter als Oberleutnant d. L. 
verliehen mit der Berechtigung zum Tragen der Uniform 
des Jager ⸗Batl. Nr. 1. 


Vereinszeitung. 


Mitteilungen forſtlicher Vereine. 


Deutſcher Forſtverein. 
Mitgliederverſammlung in Kreuznach. 
Nachdem der Reichsverband deutſcher Wald⸗ 
beſitzerverbände ſeine Tagung in Kreuznach auf 
den 6. und 7., der Reichsforſtwirtſchaftsrat auf 
den 8., 9. und 10. feſtgeſetzt hat, wurden nunmehr 
für die Mitgliederverſammlung des Deutſchen 
Forſtvereins folgende Tage beſtimmt: 
Sonntag, den 11. September: Empfang, 
Montag, den 12., und Dienstag, den 13. Sep⸗ 
tember: Berhandlungen, 
Mittwoch, den 14., und Donnerstag, den 15. Sep⸗ 
tember: Ausflüge. 
Der 1. Vorſitzende des Deutſchen Forſtvereins: 
Dr. Wappes. 
J 


Harz⸗Solling⸗Forſtverein. 

46. Verſammlung am 22. bis 24. Auguſt 1921 in 
Herzberg a. Harz. 
Tagesordnung: 

Montag, den 22. Auguſt: Von 7 Uhr ab geſelliges 

Zuſammenſein im Reſtaurant Jueßſee. 

Dienstag, den 23. Auguſt: Von 10 Uhr ab 

Sitzung im Hotel Hannover. Tagesordnung: 
I. Geſchäftliches: 1. Rechnungsbericht. 2. Neu⸗ 
wahl des geſamten Vorſtandes. 3. Wahl und 
Zeit des nächſten Verſammlungsortes und 
Feſtſtellung der Verhandlungsgegenſtände. 
4. Feſtſetzung des Beitrages u. a.m. II. Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung: 1. Verjüngung 
der Buche und Fichte im Harz. Berichterſtatter: 
Forſtmeiſter Kantz⸗Sieber. 2. Mitteilungen 
über die Entwickelung der jagdlichen Verhältniſſe 
im Vereinsgebiete in den letzten Jahren, dabei 
zutage getretene Schäden und deren Abſtellung. 
Sonſtige bemerkenswerte Vorkommniſſe im Forſt⸗ 
und Jagdweſen aus dem Vereinsgebiete. 

Mittwoch, den 24. Auguſt: 6% Uhr Fahrt mit 

Kraftwagen vom Hotel Hannover nach Sieber 
(Fußzmarſch 2 Stunden) zum Diſtrikt 20 
Goldenkethal auf der Straße Sieber⸗Clausthal. 
Die geehrten Mitglieder des Vereins und 
ſonſtige Freunde des Waldes und des Wildes 
werden zu der Verſammlung mit der Bitte 
ergebenſt eingeladen, ihre Teilnahme ſpäteſtens 


bis zum 1. Auguſt d. J. bei Herrn Oberförſter 
Nachtigall in Herzberg a. Harz anmelden zu 
wollen. 
Nur rechtzeitige Anmeldung hat Gewähr für 
Beſchaffung von Quartier uſw. 
Der Vereinsvorſtand. 


I) 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 


Beſchlüſſe aus der Verſammlung des engeren Vor⸗ 

ſtandes in Rummelsburg am 10. Juli 1921. 

1. Kaſſenfragen. Der Kaſſenwart Kollege 
Laabs gab dem Vorſtande die bereits einge⸗ 
gangenen Geldſummen bekannt, und es wurde darauf 
beſchloſſen, ſdie Mitglieder zu bitten, Beiträge und 
Zeichnungen chneller der Kaſſe zuzuführen. Für 
die volle Einzahlung der Zeichnungsbeträge wird 
den Mitgliedern, wenn ſie es wünſchen, drei 
Monate Friſt gewährt. Vorbehaltlich der Ge⸗ 
nehmigung durch den Geſamtvorſtand ſind die 
Tagegelder und Reiſekoſten der Vorſtandsmitglieder 
wie folgt feſtgeſetzt: Erſtattung der Eiſenbahn⸗ 
fahrkarte 3. Klaſſe und Gewährung von 20 Mk. 
Tagegeld für eine Reiſe, die noch am gleichen Tage 
beendet werden kann. Für Fälle, bei denen eine 
Übernachtung notwendig wird, können 30 Mk. 
angefordert werden. Der Herr Kaſſenwart wird 
beauftragt, nach Emlauf der Gelder einen Finanz⸗ 
plan aufzuſtellen und dieſen dem Vorſtande vor⸗ 
zulegen. 

2. Organiſation. Der Vorſitzende empfahl, 
dem „Deutſchen Forſtverein“ beizutreten, um eine 
beſſere Verbindung mit den Vertretern der Forſt⸗ 
wirtſchaft und Forſtwiſſenſchaft herzuſtellen. Der 
1. Vorſitzende wird ermächtigt, die ihm geeigneten 
Schritte zu unternehmen. Außerdem ſoll derſelbe 
mit der politiſchen Tagespreſſe in Verbindung 
treten, um die Richtlinien der „Preußiſchen 
Staatsförſtervereinigung“ auch nach außenhin 
bekanntzugeben. Der Vorſitzende gab alsdann 
Kenntnis von Schriftſtücken, die ihm von Be⸗ 
hörden, Vereinen und Mitgliedern zugegangen 
waren und die alsdann eingehend beſprochen 
wurden. Die im Entwurf vorliegenden Satzungen 
wurden durchberaten, einige kleine Anderungen 
vorgenommen. Dieſe abgeänderten Satzungen 
ſollen noch einmal dem Ausſchuß vorgelegt werden. 
Den Herren Ausſchußmitgliedern wird für die. 
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klare und vorzügliche Ausarbeitung der Dank 
des Vorſtandes ausgeſprochen. 

3. Werbearbeit. Es ſoll ein Werbe⸗ 
ausſchuß ins Leben gerufen werden, und Kollege 
Koch wird mit Bildung dieſes Ausſchuſſes be⸗ 
auftragt. Aus der bisherigen Erfahrung läßt ſich 
erkennen, daß einem großen Teil der Kollegen 
unfere Richtlinien und Aufſätze nicht bekannt⸗ 
geworden ſind. Die Vertrauensmänner ſollen 
indes veranlaßt werden, Anſchriften zu ſammeln, 
an die unſer Werbematerial erfolgreich verſandt 
werden kann. 

4. Verſchiedenes. Hierzu regte Koch an, 
die Erziehungsfrage wieder mehr in den Vorder⸗ 
grund zu ſchieben, fleißigere Mitarbeit an der 
Fachpreſſe zu leiſten und nochmals wegen des 
Zeitungsabonnements aufklärende Mitteilung im 
Vereinsblatt zu geben.!) Die Sitzung begannn 
um 10 Uhr und endete mit kurzer Pauſe um 5% Uhr 
abends; aus dem Verlauf ließ ſich feſtſtellen, 
daß nach wie vor Arbeitsfreudigkeit und völlige 
Übereinſtimmung unter den Vorſtandsmitgliedern 
herrſcht. Mit feſter Zuverſicht auf ſtete Fortent⸗ 
wicklung der Preußiſchen Staatsförſtervereinigung 
konnte die anſtrengende Sitzung geſchloſſen werden. 
Als nächſter Sitzungsort fol möglichſt eine Stadt 
gewählt werden, deren Lage es ermöglicht, daß 
die Mitglieder aus den Bezirken Potsdam, 
Frankfurt a. O. und Schneidemühl zuſammen⸗ 
kommen. J. A.: Sieg, Schriftführer. 

Einladung zu einer Zuſammenkunft nach Cüſtrin. 
Die verehrlichen Mitglieder der „Preußiſchen 
Staatsförſtervereinigung“, die Cüſtrin bequem 
erreichen können, die Herren Kollegen, die ſich ihr 
anſchließen wollen, und die verehrlichen Mitglieder 
des „Vereins preußiſcher Staatsrevierförſter“ 
hieſiger Gegend werden zu einer Zuſammenkunft 
auf Sonntag, den 31. Juli d J., vormittags 
11 Uhr, nach Cüſtrin⸗Neuſtadt, Gaſthof Conrad, 
eingeladen. In Ausſicht genommen iſt u. a.: 
Auftlärung über die Richtlinien der Vereimgung 
und Ausſprache über ſchwebende Fragen, wobei 
beſonders die Regelung des Wirtſchaftslandes 
im Vordergrunde ſteht. 
Hegemeiſter Blaue, 

Cloſſow. 


Hegemeiſter i. R. Simon, 
Neudamm. 
2 
Nachrichten des „Waldheil“. 

Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 
und ſind aufgenommen: f 
Bühler, Fritz, Hilfsförſter, Neuhaldensleben, Forſtlehranſtalt. 
Zange, Otto, Kaufmann, Plauen, Vogtland. 
Pıtulle, Paul, Hilfsjäger, Serneeſt bei Chorin i. Mark, Kreis 

Angermünde. 


Steinau, Guſtav, Förſter, Suckau bei Kummernick, Kreis Glogau. 
Tetzlaff, Bernhard, Privatförſter, Laſſan, Kreis Greifswald. 


*) In Berlin iſt beſchloſſen worden, für das Ver⸗ 
einsorgan kein Zwangsabonnement einzuführen, weil 
nach Auſfaſſung des Vorſtandes gerade bei der Fach⸗ 
preſſe jener Terror vermieden werden muß, der in 
der Förſtergewerkſchaft in bezug auf ſein Vereins⸗ 
organ zum Ausdruck kommt. Jedem Mitglied ſoll die 
Lektüre ſeines Fachorgans in das alleinige Belieben 
geſtellt werden. Dieſe Anſicht wird ſeitens der 
Schriftleitung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ geteut. 
Da der Verlag des Blattes die geſchaftlichen Vorteile 
eines Zwangsabonnements nicht genießt, kann den 
Vereinsmitgliedern ein Vorzugspreis nicht eingeräumt 
werden. Im übrigen wird bei Lage der Dinge beut⸗ 
zutage die Durchführung von Zwangsabonnements 
auf die Dauer nicht für zweckmäßig gehalten, da in 
Ddieſer Maßnahme eine unzeitgemaße Bevormundung 
1 oi, 


Beſondere Zuwendungen. 
Sühnegeld für einen Diebſtahl an aufgearbeitetem Holze. 


Einfender Forſtverwaltung Ihlefeld IV. . . LD AA 
Ertrag aus einer Sühneſache. Einſender Herr Rent⸗ S 

metſter Gade, Straupitz . 74,50 4 
Strafgelder für Fehlſchuſſe. Einſender Staats⸗Ober⸗ 

förſteret Pflaſtermühle 10,— % 
Sühnegeld aus einer Diebſtahlsſache. Einſender 

Berliner Holzkontor, Berlin 600.— A 
Desgleichen Einſender Herr Oberförſter Langer, 

Baſenthin „ „ ‚ r — e 
ngen unt . 1000.— A 
Zuwendung von Frau Fechner, Meſeritz . 30,.— 4 
Sühnegeld für einen Waldfrevel. Emjender Herr 

Förſter Schulz, Bas door 100,— A 
Desgleichen Cinſender Herr Revierförſter Wachner, 

Hörſ ingen 80,— 4 
Zuwendung von Herrn Oberförſter Stock, Bad 

Flinsberr gg S Dt 5,.— 4 
Ertrag aus einem zurückgezahlten Darlehn 44,00 % 


Zuſammen 2504 7 

Im Monat Juni ſind vereinnahmt an Mit⸗ 
gliederbeiträgen 392 “ und an Geldern zur 
Linderung der Kriegsnot 53 A. Damit hat 
dieſe Sammlung die Höhe von 45 988,08 A 
erreicht. 

Wir danken allen Spendern herzlichſt und bitten 
alle Gönner der grünen Farbe, unſere wohltätigen 
Beſtrebungen durch Zuwendung von Sühnegeldern 
zu unterſtützen, wie dies beſonders in dem ver⸗ 
floſſenen Monat wieder reichlich geſchehen iſt. 

Neudamm, den 6. Juli 1921. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 


[ed 


Bitte um Stiftung 
von Hirſchfängern und Weidmeſſern. 

Der Verein „Waldheil“ in Neudamm hat ſeit 
dem Beſtehen der Forſtſchulen die Gepflogenheit 
geübt, nach den Abgangsprüfungen den beſten 
Schülern einen Hirſchfänger ſowie ein Weidmeſſer 
als Andenken zu widmen. Nachdem die Koſten für 
dieſe Auszeichnungen ganz unverhältnismäßig hoch 
geworden ſind, iſt es nur möglich geweſen, dieſen 
löblichen Brauch dadurch aufrecht zu erhalten, daß 
ſich Angehörige und Freunde der grünen Farbe be⸗ 
reit gefunden haben, uns ſolche Waffen als beſondere 
Zuwendung zu überlaſſen. Auch in dieſem Jahre 
wenden wir uns wieder an unſere Gönner, die im 
Beſitz von Förſterhirſchfängern und Weidmeſſern 
ſind, ohne dafür Verwendung zu haben, und bitten, 
uns durch Zuſendung dieſer Waffen in den Stand 
zu ſetzen, Forſtſchülern für Wohlverhalten und 
Fleiß eine Anerkennung erweiſen zu können. 
Beſonders manche der im Ruheſtande lebenden 
Herren der grünen Farbe werden ſolche Waffen 
gewiß im Beſitze haben. Sind dieſe auch im 
Laufe der Jahre durch Gebrauch abgenutzt und 
im Ausſehen herabgemindert, ſo iſt dies kein 
Mangel. Wir ſorgen in ſolchen Fällen ſehr 
gern auf unſere Koſten für deren angemeſſene 
Inſtandſetzung. 

Mit Wald: und Weidmannsheil! 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
2 


Nachrichten des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7306. Arndt, Willy, Forſtgehilfe, Forſthaus a Hain, Poſt Breiten⸗ 
bach a. Herzberg, Heſſen⸗Naſſau. XIII. 
7207. Zummach, Franz, Gärtner, Wutzig, Kreis Dramburg. III. 


47308 Pohlau, Karl Auguſt, Hilfsförſter, Schönermark, Kreis 


Prenzlau. IX. 
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7309. Siegmund, Fritz. Hilfsjäger, Seitenberg, Kreis Habel⸗ 
ſchwerdt. XV. 

7310. Weigl. Joſef, Forſtaſſiſtent, Thanſtein, Oberpfalz. XIV. 

7311. Gottſchalk, Hermann, Forſtgehilfe, Haus Wohnung, Bolt 
Nienberg, Kreis Ahaus 1. W. XI 

7312. Spiekermann, Bernh, Hilfsförſter, Höllmghofen, Poſt Voß⸗ 
winkel, Kreis Arnsberg. 

7313. Thomas, Georg, Hilfsjäger, Haus Tornow, Poſt Buckow, 
Kreis Lebus. IX. 

7314. Schering, Johann, Jagd⸗ und Forſtaufſeher, Schwarzenbeck, 
Herzogtum Lauenburg. X. 

7315. SA E Paul, Forſtmann, Pehlitz bei Friedeberg, Neu: 
mar 5 

7316. Bruhn, Siegfried, Förſter, Landwehn, Poſt Neuwittenbek, 
Kreis Eckernförde. IV. 

= 

Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Gehrmann, Karl, Forſtaufſeher, Vogelſang, Poſt Elbing 

Schneekluth, Friedrich, Forſtaufſeher, Elmenhorſt, "Gott Klütz, 
Mecklenburg⸗Schwerin. 

Merla, Karl, Forſtgehilfe, Königswartha, Amtshaus Bautzen. 

Gortner, Karl, Forſtgehilfe, Speyer a. Rhein, Regierungsforſt⸗ 
kammer 

Rieger, Ernſt, Max, Forſtgehilfe, Fh. Oberheide, Poſt Uhyſt 

a. d. Spree, Kreis Hoyerswerda 

Weiner, Gottlieb, Hilſsförſter, Th Marjanthal, Poſt Liebenzig, 
Kreis Freyſtadt. 

Ciſermann, Ernſt, Förſter, Gr.⸗Gotteswalde, Poſt Sonnenborn, 
Kreis Mohrungen, Oſtpr 

Franke, Otto, Förſter, Mühlberg, Kreis Crfurt. 


2 


Tagesordnung für die Sommertagung 1921. 
Die Sommertagung unſeres Vereins findet 
in der Zeit vom 16. bis 19. Auguſt d. J. zu 
Kolberg mit folgender Zeiteinteilung ſtatt: 
Ausſchuß-Sitzungen: 

Am Dienstag, dem 16. Auguſt, 
nachm. 5 Uhr: Ausſchuß zur Feſtſetzung des 
Wortlauts der Satzungsänderungen, 
am Mittwoch, dem 17. Auguſt, 
vorm. 8 Uhr: Sitzung des engeren Vor— 

ſtandes, 
vorm. 9 Uhr: Ausſchuß für Kaſſen⸗, Rech⸗ 
nungs- und Haushaltsweſen, 
vorm. 11 Uhr: Ausſchuß für Unterrichts⸗ 
und Prüfungsweſen, 
nachm. 3 Uhr: a) Förſterausſchuß, b) Aka⸗ 
demiker⸗Ausſchuß, c) Ausſchuß der Wald— 
beſitzer. 
Am Donnerstag, dem 18. Auguſt, 
vorm. 10 Uhr: Sitzung des weiteren Vor— 
ſtandes. 
Die Mitgliederverſammlung findet ſodann 
am Freitag, dem 19. Auguſt, vormittags 
um 9 Uhr, auf Grund der SS 20 bis 26 der 
Satzungen mit folgender Tagesordnung ſtatt: 
1. Feſtſetzung der Stimmenzahl für die Bezirks⸗ 
grupppenvertreter. 
2. Bericht über das abgelaufene Geſchäftsjahr. 
3. Bericht über den Stand der Gehaltstarif⸗ 
verhandlungen und den Anſchluß unſeres 
Vereins an den Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbund. 
4. Satzungsänderungen. 
5. Jahresrechnung des Vereins für 1920 und 
die Genehmigung des Haushaltsplans für 1921. 
6. a) Forſtſchule Templin. b) Gründung anderer 
Forſtſchulen. 
7. Bericht über Förſterprüfungen. 
8. Bar über große forſtliche Lehrgänge. 
9. Bericht über das Marburger Invalidenheim. 
10. Verſicherungsamt. 
11. Stellennachweis. 
12. Wahl des Ortes für die nächſte Mitglieder⸗ 
verſammlung. 
13. Anträge nach 8 23 der Satzungen. 
Weitere Mitteilungen über den Ort der Ver⸗ 
ſammlung, über die Berichterſtatter für die ein⸗ 


Kr. 
Ortsgruppe ſtatt, wozu auch die Damen der Mit⸗ 


zelnen Punkte, über die Wohnungsfrage und 
etwaige Ausflüge werden baldigſt folgen. 


§ 21 der Satzungen beſtimmt bezüglich des 


Beſuches der Mitgliederverſammlung folgendes: 
Zur Mitgliederverſammlung haben außer den 
ordentlichen 


und außerordentlichen Einzelmit⸗ 
gliedern und den Vertretern der Bezirksgruppen 


noch geladene Gäſte und Vertreter von Behörden 
Zutritt. Der Vorſitzende: Oberförſter Schwabe. 


Ce 
* 


Ortsgruppe Friedland⸗Heiligenbeil⸗Pr.⸗Eylau. 
Sonnabend, den 6. Auguſt, findet in Gallingen, 
Friedland, die Sommerverſammlung der 


glieder freundlichſt eingeladen werden. Abfahrt 


von Bartenſtem um 9% vorm. Ankunft in Gr.⸗ 


Schwaraunen 95, in Gallingen 10 Uhr. 
Tagesordnung. 

1. un Verhandlungen im Gaſthaus Ber⸗ 
thold. 

2. Gemeinſchaftliches Mittageſſen 
Berthold. 

3. Nachmittags Revierausflug, anſchließend Preis⸗ 
ſchießen. 

4. Abends gemütliches Beiſammenſein und Tanz. 
Beſtellungen für Nachtquartier und Anmeldung 

zum gemeinſchaftlichen Eſſen ſind an Herrn Förſter 

Weigt, Gallingen, Kr. Friedland, bis 1. Auguſt 

zu richten. Wild, Oberförſter. 


im Gaſthauſe 


* 
Bezirksgruppe Schleſien B. 
Regierungsbezirk Breslau (VI). 

An der am 26. Juni d. J. in Breslau ab⸗ 
gehaltenen Bezirksgruppen⸗Verſammlung nahmen 
31 Mitglieder und 2 Gäſte teil. Nach den 
einleitenden Verhandlungen, in denen u. a. die 
Gründung von Ortsgruppen vom Vorſitzenden 
erneut empfohlen wurde, hielt Oberförſter Wackwitz⸗ 
Laskowitz einen kurzen Vortrag, in dem er der 
Verſammlung die Stellungnahme leitender Männer 
der forſtlichen Wiſſenſchaft und Praxis zur Kiefern⸗ 
Dauerwaldwirtſchaft vermittelte und deren Für 
und Wider befanntgab. — Der Vortragende, der 
eine perſönliche Stellungnahme wegen mangelnder 
eigener Erfahrung glaubte ablehnen zu müſſen, 
ſchloß mit einer Bitte an die Herren Waldbefitzer, 
ihren Beamten die Mittel zur fachlichen Weiter⸗ 
bildung zur Verfügung zu ſtellen, ſowohl durch 
Zugänglichmachen der forſtlichen Literatur als 
auch durch Ermöglichen des Beſuchs von „Muſter⸗ 
wirtſchaften“; es ſei dies kein unnütz verausgabtes 
Geld, ſondern werbendes Kapital. Die Verſammlung 
beſchloß, den Antrag der Bezirksgruppe Liegnitz: 
„Die Aufnahme von Waldwärtern in den Verein 
kann erſt nach dreijähriger Dienſtzeit und nur auf 
Grund der Anmeldung des leitenden Beamten 
erfolgen“, zu unterſtützen und den Antrag dahin 
zu erweitern, daß alle Anmeldungen bei dem 
Vezirksgruppen⸗Vorſitzenden einzureichen find, 
der die Anmeldungen an die Zentrale weiter⸗ 
zugeben hat. 

An Stelle des verſtorbenen 1. ſtellvertretenden 
Vorſitzenden, Oberförſters Gunther, Deutſch⸗Liſſa, 
wird Oberförſter Wackwitz⸗Laskowitz und in die 
dadurch frei werdende Stelle des 2. ſtellvertretenden 
Vorſitzenden Revierförſter Penning, Forſthaus 
Heidchen, gewählt. 

Als Vertreter der Bezirksgruppe bei der 
allgemeinen Mitglieder⸗Verſammlung in Kolberg 
wird Oberförſter Wackwitz gewählt 
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Die Verſammlung beſchließt, Anfang September 
d. J. eine Zuſammenkunft abzuhalten, die mit 
einer forſtlichen Exkurſion verbunden ſein ſoll; 
die Vereinsleitung wird um die Einleitung der 
vorbereitenden Maßnahmen erſucht. . 

Eine auf Veranlaſſung des Kollegen Penning 
zugunſten des Nolte-Fonds vorgenommene 
Sammlung ergab den Betrag von 185 , 
eine Sammlung für in Not geratene oberſchleſiſche 
Forſtbeamte, z. H. des Forſtmeiſters i. R. Troſt, 
den Betrag von 32 M. 

Kammendorf bei Canth, den 30. Juni 1921. 

Der Bezirksgruppen⸗Vorſitzende: Oberſtein. 

V 


Bezirksgruppe Bayern (XIV). 
Bericht über die Verſammlung 
am 23. April 1921 in München. 

Nach Begrüßung der erſchienenen 30 Mit⸗ 
glieder durch den ſtellvertretenden Vorſitzenden 
Herrn Revierförſter Karg, Burtenbach, berichtete 
Oberförſter Ulrich über den neuen am 14. März 
abgeſchloſſenen Tarifvertrag für Bayern, der im 
allgemeinen die Zuſtimmung der Verſammlung 
fand. Daraufhin ſchritt die Verſammlung zur 
Wahl eines Bezirksgruppenvorſitzenden an Stelle 
des zurückgetretenen Herrn Oberförſters Höger, 
Wellenburg. Die Wahl fiel einſtimmig auf Ober⸗ 
förſter Ulrich, Härtsfeldhauſen, Poſt Tochtelfingen 
(Württemberg), welcher die Wahl bedingungsweiſe 
annahm. Als ſtellvertretender Vorſitzender wurde 
Herr Revierförſter Karg, Burtenbach, einſtimmig 
wiedergewählt. 

Revierförſter Karg gab bekannt, daß im 
Laufe dieſes Jahres für die Bezirksgruppen 
Bayern und Württemberg eine Koritgehilfen- 
prüfung im Einvernehmen mit den ſüddeutſchen 
Waldbeſitzerverbänden abgehalten werden ſoll, zu 
der bisher fünf Meldungen aus Bayern vorliegen. 
Beſcheid über Zulaſſung, Termin und Ort der 
Prüfung wird den Prüflingen baldmöglichſt durch 
die Bezirksgruppe erteilt werden. 

Von Seite der Mitglieder wurde lebhaft Klage 
geführt, daß die Tarifverträge von den Waldbeſitzern 
nicht eingehalten werden und vielfach weſentlich 
chlechter bezahlt wird. Der Vorſitzende wies 

arauf hin, daß der abgelaufene Tarifvertrag für 
allgemeinverbindlich erklärt worden war und 
ſomit den unter den Tarif fallenden Angeſtellten 
allgemein ein Rechtsanſpruch auf die Sätze des 
Tarifs zuſteht. Der neue Tarif iſt zunächſt nur 
rechtsverbindlich zwiſchen den Mitgliedern des 
Waldbeſitzerverbandes und beider Angeſtellten⸗ 
verbände. Die Erklärung der Allgemeinverbind⸗ 
lichkeit dieſes Tarifs für Bayern iſt jedoch beim 
Reichsarbeitsminiſterium beantragt. Der Vor⸗ 
ſitzende erſuchte, alle Fälle, in denen der Tarif 
nicht eingehalten werde, der Bezirksgruppe mit⸗ 
zuteilen, damit eine Vermittlung verſucht, evtl. 
das bei der Arbeitsgemeinſchaft vorgeſehene 
Schiedsgericht angerufen werden könne. Um 
überhaupt über die wirtſchaftliche Lage der Mit⸗ 
glieder, für welche die Bezirksgruppe Tarifverträge 
abſchließen ſoll, die nötigen Unterlagen zu be⸗ 
kommen, ſollen bei Verſendung des neuen Tarifs 
an die Mitglieder Fragebogen hinausgehen, um 
deren genaue Beantwortung erſucht wird. 

Die nächſte Verſammlung der Bezirksgruppe 
wird im Herbſt dieſes Jahres. in Bamberg ſtatt⸗ 
finden, bei welcher Gelegenheit Erſatzwahlen für 
mehrere ausſcheidende Mitglieder der Tarif⸗ 
fommiffion vorgenommen werden ſollen. 

Der Vorſitzende. Ulrich, Oberförſter. 
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Drtsgruppe Vober⸗Katzbachtal. 

Am Sonnabend, dem 7. Mai d. J., fanden 
ſich die Mitglieder der Ortsgruppe zahlreich in 
Mochau ein. Zunächſt fand die geplante Exkurſion 
ins Revier Mochau und Jagendorf ſtatt, wozu 
vom Herrn Beſitzer Wagen geſtellt waren. Das 
Revier Mochau iſt größtenteils ehemaliger Nieder⸗ 
wald, nun aber faſt ganz dem Hochwaldbetrieb 
zugeführt, teils durch Umwandlung, zum größten 
Teil durch Überführung. Bei der Exkurſion ſah 
man fortlaufend neue Beſtandesbilder, da die 
Holzarten, Miſchungen, Bodengüte und Beſtandes⸗ 
alter immer wieder wechſelten. Hierauf im Rahmen 
des Berichtes näher einzugehen, iſt nicht möglich, 
nur ſoll erwähnt werden, daß die Teilnehmer der 
Exkurſion eine große Fülle neuer Eindrücke und 
Anregungen mit nach Hauſe nahmen. Nach der 
Rückkehr wurde ein Mittageſſen eingenommen, 
das im Wandelſchen Gaſthaus von Herrn Fidei⸗ 
kommißbeſitzer von Sprenger⸗Malitſch bereitge⸗ 
halten war. Hierauf fand die Erledigung der 
Tagesordnung der Verſammlung ſtatt. Der 
Vorſitzende erſtattete den Jahres⸗, der Kaſſenführer⸗ 
Vertreter den Kaſſenbericht. 

Bei der Beſprechung über eventuelle Neuwahl 
des Ortsgruppenvorſtandes ſtellte der Vorſitzende 
der Verſammlung die Amter ſämtlicher Vorſtands⸗ 
mitglieder zur Verfügung, da bei Gründung 
der Ortsgruppe nur wenige Kollegen beteiligt 
waren. Die Verſammlung wählte einſtimmig den 
Vorſtand in ſeiner alten Zuſammenſetzung wieder. 

Die Beſchlüſſe des weiteren Vorſtandes in 
Berlin vom 11. Februar über den Anſchluß der 
Förſtermitglieder an den Guts⸗ und Forſtbeamten⸗ 
bund waren den meiſten Anweſenden bekannt und 
wurde dieſen zugeſtimmt; dem Kollegen Förſter 
Walter⸗Annaberg wurde für ſeine Tätigkeit gedankt 
und ihm vollſtes Vertrauen ausgeſprochen. 

Bei Beſprechung forſtlicher und jagdlicher 
Tagesfragen wurde bekanntgegeben, daß in der 
Schußgeld⸗ und Raubzeugbalg⸗Angelegenheit ein 
Beſcheid des Waldbeſitzerverbandes auf den dies⸗ 
ſeits geſtellten Antrag noch nicht eingegangen iſt. 
(Inzwiſchen durch Beauftragung unſeres Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden, Richtlinien für dieſe auszu⸗ 
arbeiten, erledigt.) 

Die Ortsgruppe ſtellt den Antrag bei der 
Bezirksgruppe, dieſe möge die Abhaltung von 
kleinen forſtlichen Lehrgängen in Schleſien in die 
Wege leiten. 

Zum Schluß wurde beſchloſſen, die Herren 
Waldbeſitzer zu einer der nächſten Verſammlungen 
einzuladen. Die nächſte Verſammlung ſoll in Alt⸗ 
Rohrsdorf Anfang September ebenfalls mit Ex⸗ 
kurſion ſtattfinden. Eine Sammlung für den 
Nolte⸗Fonds ergab die erfreuliche Summe von 
100 Mk. Prophet. 

= 
Ortsgruppe Teltow. 
Gründungsſitzung. 

Die Ortsgruppe hielt am 10. Juli in Berlin 
ihre Gründungsſitzung ab. Anweſend waren 
elf Mitglieder. Kollege Kalmbach legte ſeinen 
proviſoriſchen Vorſitz auf eignen Wunſch nieder; 
auf ſeinen Vorſchlag wurde Kollege Falley, Klein⸗ 
Glienicke, einſtimmig zum Vorſitzenden gewählt. 
Als Sitzungslokal wurde das Reſtaurant „Zum 
Alten Askanier“, Berlin SW, Anhaltſtraße 11, 
in Ausſicht genommen. Der nächſte Sitzungstag 
wird an dieſer Stelle bekanntgegeben. Neu⸗ 


H 
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anmeldungen für die Ortsgruppe Teltow ſind an verſammlung unſeres Vereins am 11. Juni d. J. 


den Vorſitzenden zu richten. 
Klein⸗Glienicke, Kr. Teltow, 11. Juli 1921. 
Der Vorſitzende: A. Falley. 
— 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 
Brandverſicherungsverein Preußiſcher 
Forſtbeamten. 


Gemäß 8 36 unſerer Satzungen machen wir 
bekannt, daß von der 41. ordentlichen Mitglieder⸗ 


Ët 


u 
Mitgliedern des Verwaltungsrats für die Wahl⸗ 
periode 1921/23 das ſatzungsmäßig ausgeſchiedene 
Mitglied, Geheimer Regierungsrat Regling in 
Berlin, wiedergewählt und an Stelle der 
ausgeſchiedenen beiden Mitglieder, Geheimer 
Regierungsrat Freiherr von Spiegel in Potsdam 
und Hegemeiſter Fiſcher in Nowawes, der Ober⸗ 
forſtmeiſter Schmanck in Berlin und Förſter 
Gotzkows ky in Potsdam neugewählt worden find. 

Berlin, den 6. Juli 1921. 
Gernlein. 


Freier Meinungsaustauſch. 


Die Machenſchaften des Herrn Puſch. 

In Nr. 22 haben wir auf S. 305 bis 308 
notgedrungen allerlei Anwürfe der uns be⸗ 
kämpfenden Gegenſeite abweiſen müſſen; dabei 
mußten wir Veranlaſſung nehmen, uns beſonders 
mit dem ehemaligen Geſchäftsführer des „Vereins 
für Privatforftbeamte Deutſchlands“ Herrn Puſch 
zu beſchäftigen. Dieſer Herr hat nun in Nr. 25 
des „Deutſchen Förſters“ an den Leiter unſeres 
Blattes einen offenen Brief gerichtet. Dazu iſt 
zu bemerken, daß der Leiter unſeres Blattes 
einen Briefverkehr jeder Form mit Herrn Puſch 
ablehnt; letzterer hat einen Standpunkt ein⸗ 
genommen, der es verbietet, mit ihm noch Briefe 
zu wechſeln. 

Herr Puſch prahlt damit, daß er einige ver⸗ 
trauliche Briefe des Leiters unſeres Blattes kennt, 
die dieſer an Mitglieder des engeren Vorſtandes 
des „Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands“ 
gerichtet hat. Dieſe Briefe können allein durch 

roben Vertrauensbruch zur Kenntnis des Herrn 

uſch gekommen fein; entweder find Abſchriſten 
durch einen Lumpen geſtohlen worden, oder ein 
ewiſſenloſer Spion hat ſich auf irgendeine un⸗ 
lautere Art Einſicht von dieſen Schreiben ver⸗ 
ſchafft. Es iſt für ihn ſelbſt bezeichnend, daß Herr 
Puſch die Kenntnis von Briefen, die er nur auf 
geſchildertem Wege bekommen haben kann, öffent⸗ 
lich feſtſtellt. Danach iſt der Charakter dieſes 
Herrn weiter zu bewerten, und es beſteht nun 
bei Männern gefeſtigter Lebensauffaſſung kein 

weifel mehr, daß die Rolle dieſes Mannes, der 
ür ſeine Maßnahmen derartige Mittel benutzt, 
in den Augen anſtändiger Menſchen ein für alle⸗ 
mal in der Offentlichfeit ausgeſpielt fein muß. 
Wir ſind nach wie vor der Anſicht, daß Per⸗ 
fönlichkeiten, die Vorſtandsämter in größeren 
Beamtenzuſammenſchlüſſen bekleiden wollen, ſich 
vor allem durch Sauberkeit in ihren Handlungen 
auszeichnen müſſen; wo dieſe Sauberkeit fehlt, 
entfällt jede Eignung, Ehrenämter zu bekleiden. 

Herr Puſch unterſtellt ferner dem Leiter unſeres 
Blattes: „er hätte die Redigierung alles 
deſſen, was zur Förderung der Ver— 
dummungspolitik der Förſter führen 
könnte, nun einmal übernommen.“ Wir 
nageln dieſe Verlegenheitsphraſe vor aller Offent⸗ 
lichkeit feſt, weil ſich deren Urheber mit ſolchem 
Unſinn bei allen gerecht und vernünftig Denkenden 
einfach lächerlich macht. Es ſei ausdrücklich her⸗ 
vorgehoben, daß die Briefe, von denen ſich Herr 
Puſch Kenntnis verſchafft hat, ihm zu dieſer 
Außerung keine Veranlaſſung geben konnten, dann 
aber ſei feſtgeſtellt, daß das öffentliche Wirken unſeres 
Leiters ſeit einem Menſchenalter im ſchroffen Gegen⸗ 


ſatz zu der Behauptung des Herrn Puſch ſteht. Was 
für die Förſterbildung von der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ ſeit ihrem Beſtehen und ſeit mehr als 
zwanzig Jahren unter der jetzigen Leitung ge⸗ 
leiſtet worden iſt, wird ſelbſt von ihren Gegnern 
anerkannt. Was ferner im Buchverlag der Firma 
J. Neumann, den der Leiter unſeres Blattes be⸗ 
gründet und länger als zwanzig Jahre ſelbſt 
ſchaffend geleitet hat, für die Bildung des deutſchen 
Forſtbeamtenſtandes und beſonders für die Förſter 
gewirkt worden iſt, iſt ſo weit bekannt, daß darüber 
hier kein Wort geredet zu werden braucht. 


Wir nehmen Gelegenheit, den treuen Mit⸗ 
arbeitern der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ und des 
Neumannſchen Buchverlages, die Neudamm in 
ſeiner hohen Aufgabe, den Bildungsdrang des 
deutſchen Forſtbeamtenſtandes dauernd nachdrück⸗ 
lich zu fördern, unterſtützt haben, für ihre treue 
Hilfe und unermüdliche Arbeit ſowie für die 
am gemeinſamen Werke bewieſene Schaffenskraft 
allerherzlichſten Dank auszuſprechen; den Herren. 
unter denen ſich die beſten Namen praktiſcher 
eler und der Forſtgelehrten Deutſchlands 

efinden. Wir verbinden damit die Bitte, uns 
ihre Hilfe noch lange und auf fernſte Zeit, zu Nutz 
und Frommen des Deutſchen Waldes und ſeiner 
Heger und Pfleger, angedeihen zu laſſen. Mit 
uns ſind ſie über die unwürdige Begeiferung eines 
Mannes von den Qualitäten des Herrn Pusch, die 
indirekt auch ſie trifft, erhaben. 

Zum Schluß erklären wir, daß wir keine 
Neigung beſitzen, uns mit der Perſon und dem 
Wirken des Herrn Puſch öffentlich weiter, als 
etwa dringend nötig iſt, zu beſchäftigen. Wir 
ſind zu den Erwiderungen gegen ihn nur durch 
ſeine öffentlichen Anwürfe gezwungen worden; 
wir werden ihm gegenüber auch weiterhin lediglich 
den Standpunkt der Abwehr einnehmen, getreu 
an dem Grundſatz feſthaltend, daß man niedrigen 
Angriffen nur entgegentritt, wenn tatſächlich Wert⸗ 
volles bedroht wird. Möge Herr Puſch ſich unſere 
Außerungen aus Nr. 22 und vor allem die 
goldenen Worte des tapferen jungen Hilfsjägers 
Brand⸗Kunzendorf in Nr. 25 auf Seite 487 und 
Folge recht aufmerkſam und nachdenklich durch⸗ 
leſen; möglich, daß er dann zu der Überzeugung 
kommt, daß er ſich in ſeinem öffentlichen Wirken 
vor eine Aufgabe geſtellt und eine Rolle ange⸗ 
maßt hat, deren Ausübung weit über ſeine Kräfte 
und Fähigkeiten geht. 

Die Erwiderung erſcheint verhältnismäßig 
ſpät. weil der Leiter unſeres Blattes Wochen 
hindurch von Neudamm abweſend geweſen iſt. 


Die Schriftleitung. 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 
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in Wallachſec wenige Monate, bevor er die ſeit über 30 Jahren 
muſterhaft verſehene Förſterei verlaſſen mußte. 

Dem aufrechten, treudeutſchen Mann, dem gewiſſenhakten 
Beamten und weidgerechten Jäger legen wir den letzten Bruch 


aufs Grab. 


Namens der Veamten 
der ſtaatlichen Oberförſterei Landeck, Gin, 


Meckleuburg, Forſtmeiſter. 
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Am 15. Juli verſchied nach langem ſchweren Leiden der 


Staatliche 


Hegemeiſter 


Herr Hugo Rafau 


im 64. Lebensjahre. 


(1147 


Seit 30 Jahren Inhaber der Förſterſtelle Erlau, hat er ſich mit 
nie ermüdendem Eifer und ſeltener Pflichttreue dem Walde und 


ſeinem Dienſte gewidmet. 


Wegen ſeiner edlen Geſinnung und 


treudeutſchen Denkungsart war er von uns allen geſchätzt. 
Wir werden ihm ſtets ein treues Gedenken bewahren. 


Im Namen der Beamten 


der Oberfüörſterei Erlau: 


Zimmermann, Oberförſter. 


CCC 


3 Die glückliche Geburt eines 
geſunden, ſtrammen 


mme $ 


zeigen hocherfreut an (1127 


A 


Otto Zeese und Frau Frieda, 3 
geb. Albrecht. 


Berneuchen Nm., 
den 10. Juli 1921. 
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„Auslandsbeamter und Frau 
wünſchen für Anfaug Gino 


5 CN ö 
Penſion in Forſthaus 
Nähe Waſſers. Gefl. Augebote an 
W. Roehr, Berlin., 
9 — Sir. 5. 


es al Gë zu fände, 
Telegraphenſtangen u. Schwellen ge⸗ 

eignet, kaufe gegen Barzahlung. 
Vermittlern Proviſion. (1145 
Paul Stelke, Holzhandlung, 
Fürstenwalde, Spree, Carlſtr. 2. 


In 
Landesbospitals Haina, Kreis 
Frankenberg, Regierungsbezirk Caſſel, 
iſt die auser kamae Stelle eines 


Forſtſekretärs 


ſofort zu beſetzen. Bewerber müſſen 
eine der ſtaatlichen entſprechende 
forſtliche Ansbildung nachweiſen 
können und eine gute Handſchrift 
haben. Die Vergütung richtet ſich 
nach den ſtaatlichen Sätzen. Jung⸗ 
geſellenwohnung (möbliertes Bine 
mer) im Oberförſterdienſtgebäude 
ſteht zur Verfügung. Vierteljährige 1 
Kündigung bleibt vorbehalten. Ein 
un zu junger Bewerber, der 

Staatsdienſtanwärter iſt, hat Aus⸗ 
ſicht, binnen kurzem eine planmäßige 
För ſterſtelle zu erhalten. Bewerbungen 
mit Lebenslauf und Zeugnisab⸗ 
ſchriften find an Forſtmeiſter vom 


der Forſtverwaltung des 


Baumbach in Haina, Kreis 


Frankenberg. Reg.-Bexirk Cassel, 
zu richten. (1095 


Hilfsförſter, 
unverheiratet, evang., geſucht. 
Staatl. Beſoldung. Staatsanwärter 
bevorzugt. Geſuchen beglaubigte 
Zeugnisabſchriſten beifügen. (1154 
Fürstlich Stolberg - Rossla’sche 

Forstverwaltung 
in Roßla am Harz. 


Starkes Kiefern-Nundholz 


und W̃ 


aldbeſtände jeder Art 


ſucht Holzgroßhandlung. 
Gefl. Ang. erbeten u. Nr. 1078 an die Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg, Neudamm. 
BS" 


ür 5 sablen rn WC 


3u fofort, ſpäteſtens 1. Ok⸗ 
tober, ſucht die unterzeichnete Dienſt⸗ 
ſtelle folgende Beamte: 
l. einen höheren Forſtbeamten 
als Leiter der Einrichtungs⸗Ab⸗ 
teilung. Mit ſchleſiſchen Verhält⸗ 
niſſen vertraute Beamte werden 
DD. Beſoldung nach 
Gruppe X 
einen Ee Sorftbeninten 
als Verwalter der ſtändig zu 
beratenden Reviere. Beſoldung 
zunächſt nach Gruppe X. 
3. einen Aſſeſſor bzw. Ober⸗ 


* 


förſterkandidaten zunächſt für 
Einrichtungen. Beſoldung ent⸗ 
ſprechend den ſtaatlichen Vor⸗ 
ſchriften. (1136 


Bewerbungen ſind an die unter⸗ 
zeichnele Dienſtſtelle einzureichen, 
die jede gewünſchte nähere Auskunft 

gewähri. 

Forſtabteilung der Land wirt⸗ 
ſchafts kammer für die Provinz 
Sieten, 

Bredlan X, Matthiasplatz 4. 


Forſtauſſeher 


für unſere im Landkreiſe Guben ge⸗ 
legene, 5500 ha große $tadtiorst 
zum 1. Oktober d. J. gesucht. 
Die Einſtellung erfolgt während der 
erſten drei Monate gegen vierzehn⸗ 
tägige Kündigung, nach Ablauf dieſer 
Friſt und im Bewährungsfalle mit 
ſechswöchentlicher Kündigung zum 
Quartalserſten. Vergütung nach 
Gruppe 11 des ſtaatlichen Angeſtellten⸗ 
Tarifes. Mit Bureauarbeiten ner- 
traute, unverheiratete ſtaatliche An⸗ 
wärter wollen Bewerbungen mit 
Lebenslauf und Zeugnisabſchriften 
baldigſt an die Oberförſterei Heide⸗ 
krug bei Guben einreichen. (1138 


Guben, den 14. Juli 1921. 
Der Maaisirat, 


In der Forſtverwaltung des 
Lauenburgiſchen Landeskommunal⸗ 
verbandes iſt ſofort für die Dauer 
von 2 Jahren eine (1118 


Hilfsförſter⸗Stelle 


mit einem forſtverſorgungsberech⸗ 
tigten Anwärter auf Privatdienſt⸗ 
vertrag zu beſetzen. Beſoldung nach 
Gruppe 7 des Preußiſchen Beamten⸗ 
Dienſteinkommen⸗ Geſetzes. Be⸗ 
werbung mit 
Lebenslauf, 
ärztlichem Geſundheitsatteſt und 
er find ſpäteſtens bis 
. Auguft 1921 an uns einzureichen. 
Kreisausschuss Ratzeburg i. Lbg. 
gez. Schönberg 


Hilfsförſter 


(mit Beamteneigenſchaft) für die 
Stadtforſt Bunzlau ſofort geſucht. 

Verheiratete Jäger der Klaſſe 
A bevorzugt. 

Reviſion d. Beſold.⸗Vorſchr. im 
Gange, Beſoldung danach mindeſtens 
nach ſtaatlichen Sätzen. Probe⸗ 
dienſtzeit LG bis 1 Jahr, dann Un: 
ſtellung auf dreimonatige Kündigung, 
die ſtadtſeitig nur aus wichtigem 
Grunde zuläſſig. 

Bewerbungen umgehend. Bei⸗ 
zufügen: Lebenslauf, beglaubigte 
Zeugnisabſchriften, Lichtbild, Er⸗ 
klärung über Schuldenfreiheit. 

Stelle iſt vom Fürſorgeamt 
freigegeben. (1154 

Magistrat Bunzlau. 


Zeugniſſen, amts⸗ 


Hausmädchen 
zum 1. 8. oder ſpäter geſucht. 
Kleine Landwirtſchaft, kein Groß⸗ 
vieh. Angebote mit Anſprüchen 
erbittet Forſthans Volkenroda 
b. Mühlhanſen (Thür.). (1182 
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ſelbſtgeſchriebenem 


„| Seid. der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm 


Nr. 30 Bd. 36 (1921. 


Suche für fojort oder päte 
eine einfache (1144 


Stütze. 


die gemeinſam mit mir alle vor 
kommenden Arbeiten verrichtet, auch 
melken kann, bei vollem Familien 
anſchluß. Augebote mit Gehalts 
anſprüchen erbittet 

Frau Förſter Siemers, 
Drentkau, Kreis Grünberg i. Sch! 


Im Haushalt erfahrene 


Stütze 
für ſtändig ſofort geſucht. (108: 


Staatliche 
Oberförsterei Daun Eifel (Burg. 


Beſſere Haushälterin 


für kl. frauenl. Haushalt zum 15. 8 
geſucht. Ausführl. Angebote mi 
Gehaltsanſprüchen an (1124 
Revierförſter i. R. Rambey, 
Bockenem a. Harz. 


Eine in der Führung eine 
Haushalts erfahrene (1: 


im Nähen bewandert, wird zun 
1. Anguſt oder ſpäter geſucht. Be 
werbung. m. Zeugnisabſchrift. erb 
Frau Oberförſter Dresler, 
Bilstein. Kr. Olpe, Westfalen. 


Alleinmädchen. 


Aelter., erf., ſelbſtänd. Mädch. od 
Kriegerwitwe A 1. Sept. oder fpäte 
ës Arzthaushalt (3 Berk.) gef. Fran 
3. Kohletragen u. Waſchfr. vorhand 
1149) Frau Dr. Salt, GE 


Ref. (Of erf. 
Bor ſuſeſar, Ten, 
axation u. 
Verwaltung ſucht Stellung, 
evtl. Eintritt in Holzbranche. An: 
gebote unt. Nx. 1081 bef. die Geſch 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm 


0 a. D., 55 Jahr: 
alt, noch rüſtig, 


ſucht Fachbeſchäftigung 


3 85 erb. unt. EA. 1116 ar 
d. Geſchſt. d. D. F.⸗Z.,Neudamm 


Suche für meinen R (111 
Revierförſter, 
den ich ſehr warm emfehlen kann 
36 Jahre alt, verh., 1 Kind, geſund 
und leiſtungsfähig, forſtlichz unt 
jagdlich durchaus tüchtig, bei. 
Dauerwald⸗ e erfahren, 
Stellung zum 1. Oktober. 
Baus Tornow. Post Buckow, 

Kreis Lebus. 
von Oppen. 


Suche für meinen beſtempfohl. 
akad. geb. Rebierverwalter, Drop 
erf. Forſtm. n. Hochwildj., in der 
30 er Jahren, verh., aus beſonderen 
Gründen zum 1. Okt. l. J. anderw. gut 


Dauerſtellung. 
Rittm. von Itzenplitz, 
1141) &rieben, Kr. Stendal. 


Junger Forstmann u. Jäger 


20 Jahre alt, 1,70 groß, evgl., na 
Geſ., mit allen forſtl. jagdl. u. ſcheift⸗ 
Angelegenh. vertraut, unerſchr. 

energ., sucht für bald oder ſpäter 
möglichſt Dauerstellung. Gefl 
Angeb. unter Nr. 1113 beförd. die 
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Suche für meinen Sohn, 15 Jahre 
alt, 1 ‚66 m groß, zun 1. Oktbr. d. J 


eine Lehrſtelle. 


OC. Hollmann, Poſtafſiſtent, 
Hamburg 22, Lortzingſtraße 17 


Deutſche Forft- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waläheil“, Vereins zur 

Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu Neudamm, des Forstwaisen vereins zu Berlin, des 

Viehversicherungsvereins der Forstbeamten a. 6. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 

preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereinigung, des Vereins Tür Privatforstbeamte Deutsch- 
lands, der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft Glatz und Umgegend. 


Tie Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden fur 

80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Ruckzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nimmt die Schriftleuung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Ber⸗ 
träge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk gegen Dun, verſehen Beiträge. die von ihren Berfaſſern 
auch anderen Zeitſchriften übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertellahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 31. 36. Band. 


Neudamm, den 31. Juli 1921. 
Privatforſtbeamte Deutſchlands! 


Helft Euren in größter Not, Bedrängnis und in ſtündlicher Lebensgefahr ſchwebenden 


Berufsgenoſſen in Oberſchleſien. 


Anſer alter Oberſchleſier, Forſtmeiſter i. R. Troſt in Niewe, Poſt Schurgaſt, Oberſchleſien, 
iſt bereit, die Verteilung einlaufender Geldſpenden zu übernehmen. (Siehe auch Bekannt⸗ 
gabe in Nr. 25 S. 487.) Wenn wir auch ſelbſt nicht viel haben, ſo iſt es doch tauſendmal 
mehr, als der von einem erbarmungsloſen Räuber bedrohte oberſchleſiſche Forſtbeamte beſitzt. 


Sammelt auf den Verſammlungen und ſonſtigen Zuſammenkünften unſeres Vereins. 
Die Regierung hat unſere Sammlung genehmigt. 


Jagdſchloß, den 10. Juli 1921. 


Schwabe, Oberförſter, 


Vorſitzender des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 


Kommunal- und Privatforſtbeamte und der 
Deutſche Förſterbund. 


Wir haben es erleben müſſen, daß die 
Betriebsbeamten des preußiſchen Gemeindeforſt⸗ 
dienſtes ihre erſte Organiſation, die für ſie 
jedenfalls einen weſentlichen Fortſchritt bedeutete, 
namentlich, weil es gelungen war, Verwaltungs⸗ 
und Betriebsbeamte in einen Verein zuſammen⸗ 
zufaſſen, ganz unüberlegt zerſchlagen haben; 
allerdings beherrſcht von der Auffaſſung, daß 
ſie ihre Ziele beſſer erreichen könnten, wenn 
ſie allein marſchierten und ihre Schickſale der 
ſozuſagen über Nacht erfolgten, ihnen ganz 
weſensfremden neuen Gründung, dem „Deutſchen 
Förſterbunde“, anvertrauten. Es hatte etwas 
Berückendes für ſie, wie auch für die übrigen 
Forſtbetriebsbeamten, wenn ſie ſich vergegen⸗ 
wärtigten, daß die deutſchen Förſter, in einem 
großem Bunde vereinigt, in dieſem eine macht⸗ 
volle Organiſation zur Vertretung ihrer In⸗ 
tereſſen haben würden, und das mag der Haupt⸗ 
grund ſein, daß man ſich für eine Vereinigung 
begeiſterte, die einſtweilen lediglich durch ihren 
Namen wirkte, deren Gründung aber zum 
mindeſten als verfrüht erſcheinen mußte, weil 
ihr der innere Zuſammenhang fehlte, der ihr 


auch heute noch ale Mangelnde Einſicht 
auf der einen und kritiſches Abwägen auf der 
anderen Seite mußten notwendig zu einer 
Spaltung führen, weil die Intereſſenvertretung 
der preußiſchen Kommunalforſtbeamten niemals 
eine Organiſation ſein konnte, wie fie ſich in 
dem heutigen „Deutſchen Förſterbunde“ ver⸗ 
körpert. Soweit man ſich dieſer Einſicht in 
völlig unrichtiger Einſchätzung der Stellung 
der Kommunalförſter verſchloſſen und unter der 
Einwirkung einer Suggeſtion geſtanden hat, 
daß der heutige „Deutſche Förſterbund“, der 
von außerhalb ſeines Kreiſes ſtehenden politiſchen 
Drahtziehern freudig begrüßt, allein die Inter⸗ 
eſſen der Gemeindeförſter fördern könnte, wird 
allmählich doch die Ernüchterung der anfänglich 
großen Begeiſterung folgen müſſen. 

In einer Abhandlung „Der Deutſche Förſter⸗ 
bund und der Deutſche Beamtenbund“, die in 
Nr. 3 des „Deutſchen Förſter“ veröffentlicht 
worden iſt, ſagt der Verfaſſer, Herr Albert 
Falkenberg, Mitglied des Geſchäftsführenden 
Vorſtandes des Deutſchen Beamtenbundes, daß 
die Auffaſſung, „die Kommunalförſter täten 
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beffer, ſich einer Kommunalbeamtenorganiſation heranreicht, daß ſoziale und wirtſchaftliche 


anzuſchließen“ auf einer falſchen Geſichtsein⸗ 
ſtellung beruht, weil nur der Zuſammenſchlu ß 
aller Gruppen eines Berufsſtandes dauernden 
Erfolg verſpricht. Falkenberg überſieht aber 
gänzlich, oder wollte es nicht ſehen, daß ein 
ſolcher Zuſammenſchluß nur dann erfolgreiche 
Standespolitik treiben kann, wenn es ſich um 
eine Verſchmelzung homogener Teile handelt. 
Dieſe waren aber nicht vorhanden, und in einer 
überſtürzung, wie fie ſonſt ſelten im Vereinsleben 
vorkommt, haben Unkenntnis und Kurzſichtigkeit 
zu dem Entſchluſſe geführt, ein Haus ohne 
Fundament zu bauen, weshalb der Einſturz des 
Dachſtuhles nur eine Frage der Zeit ſein konnte. 
Es iſt aus dieſem Grunde nichts Überrafchendes, 
daß die Gemeindeförſter in der Rheinprovinz, 
Weſtfalen und Wiesbaden heute einſehen müſſen, 
daß ſie nicht den richtigen Weg gegangen ſind, 
als ſie ſich in erſter Linie für den Förſterbund 
entſchieden, der, wie er zuſammengeſetzt iſt, von 
vornherein auf tönernen Füßen geſtanden hat. 

Der Organiſationsausſchuß des Deutſchen 
Beamtenbundes hat in ſeiner Sitzung am 
27. Mai wiederholt einſtimmig beſchloſſen: 

„Organiſationsausſchuß lehnt es ab, 
kommunale Forſtbeamte mittelbar oder un⸗ 
mittelbar auf einem anderen Wege an den 
Deutſchen Beamtenbund anzuſchließen, als 
durch die Gewerkſchaften der Kommunal⸗ 
beamten“. 

Dieſer Beſchluß des Organiſationsausſchuſſes 
iſt von dem Vorſtand des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes in ſeiner Sitzung am 5. Juni d. J. 
gegen eine Stimme beſtätigt worden. 

Die Gemeindeförſter, die ſich teilweiſe immer 
noch in dauernder und völliger Verkennung 
ihrer Eigenſchaft als Kommunalbeamte 
außerhalb dieſes Kreiſes ſtellen, ſtehen heute 
vor der Tatſache, daß ſie ihrer urſprünglichen 
Organiſation umſonſt das Rückgrat gebrochen 
haben, unter dem Druck einer politiſch beein⸗ 
flußten Bewegung, deren Hintermänner den 
ganzen deutſchen Förſterſtand für ihre partei⸗ 
politiſchen Zwecke ausbeuten möchten, wenn er 
ſich dazu hergibt. Der Deutſche Beamten⸗ 
bund iſt den Gemeindeförſtern Der, 
ſchloſſen, die nicht dem Verbande der 
Kommunalbeamten beitreten, wie aus dem eben 
angeführten Beſchluſſe klar und deutlich hervor⸗ 
geht, deſſen negative Seite auch keinen Zweifel 
darüber beſtehen läßt, daß dem Förſterbunde 
irgendein entſcheidender Einfluß auf 
die Geſchicke des Förſterſtandes einſt⸗ 
weilen nicht eingeräumt werden kann. 

Nun zu den Privatforſtbeamten. Von ihnen 
ſagt Herr Falkenberg: „Ich kann mir vorſtellen, 
daß nicht nur der Deutſche Förſterbund, ſondern 
in gleichem Maße auch der Deutſche Beamten⸗ 
bund ein ſtarkes Intereſſe an der Einbeziehung 
von Angehörigen einer Beamtenorganiſation hat, 
deren Dienſtverhältnis zwar durch Dienſtvertrag 
geregelt iſt, deren Tätigkeit und Stellung 
übrigens aber ſo nahe an die Beamtenſtellung 


Gleichheit auf beiden Seiten beſteht. Ganz 
abgeſehen davon, daß bereits weſensähnliche 
Fälle eine Löſung in der organiſatoriſchen 
Praxis des Deutſchen Beamtenbundes gefunden 
haben, ſcheint mir die Stellung der Privat⸗ 
förſter auf Angleichung an die Beamtenſtellung 
geradezu hinzudrängen, nachdem die Privat⸗ 
waldwirtſchaft unter Staatsaufſicht geſtellt 
worden iſt.“ 

Dem iſt zunächſt entgegenzuhalten, daß die 
Privatwaldwirtſchaft in Preußen nicht unter 
Staatsaufſicht ſteht, und wenn das auch Ereignis 
wird, ſo iſt doch, wenn die Anzeichen richtig ge⸗ 
deutet werden, nicht zu erwarten, daß die Stellung 
der Privatförſter die Falkenberg vorſchwebende 
Anderung erfährt, am allerwenigſten aber durch 
den Förſterbund veranlaßt werden kann. Die 
Privatforſtbeamten können nach den obigen 
Ausführungen nicht damit rechnen, dem Deutſchen 
Beamtenbund angegliedert zu werden, weil der 
Anſchluß des Deutſchen Förſterbundes an jenen 
als beſondere Großorganiſation ausgeſchloſſen iſt. 

Es iſt heute nicht daran zu zweifeln, daß 
die im heutigen „Deutſchen Förſterbund“ 
vereinigten Kommunal⸗ und Privatforſtbeamten 
in eine Sackgaſſe geraten ſind, und dieſe 
Tatſache habe ich in meinem Artikel „Der 
„Deutſche Förſterbund“ ein „Torſo“ in Nr. 12 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, von dem ich bis 
heute nichts hinwegzunehmen habe, bereits an⸗ 
gedeutet. 

Für die Privatforſtbeamten, deren Lage ver⸗ 
beſſert werden muß, kommt es doch in aller⸗ 
erſter Linie darauf an, ihre in früheren Zeiten 
und in manchen Fällen auch heute noch troſtloſe 
materielle Exiſtenz menſchenwürdig zu ge⸗ 
ſtalten, und wenn ſie in dieſer Beſtrebung 
einig ſind, werden ſie ohne den heutigen 
Förſterbund die Erfüllung ihrer berechtigten 
Wünſche beſſer erreichen können. Der „Deutſche 
Förſterbund“ in ſeiner heutigen Ausgeſtaltung 
iſt ein in wichtigen Fragen zur Ohnmacht 
verurteiltes Gebilde, jedenfalls aber nicht 
die Vereinigung, welche in der erörterten 
Richtung im Intereſſe der Privatforſtbeamten 
irgendeinen Einfluß ausüben kann. Nach wie 
vor kann, ſoweit ſie in Frage kommen, immer 
nur auf den Weg verwieſen werden, der einſt⸗ 
weilen immer noch als der richtige anerkannt 
werden muß, nämlich: Geſchloſſene Front 
und Verſtändigung mit den Wald⸗ 
beſitzern. Daß dieſe Verſtändigung früher 
mit großen, ja unüberwindlichen Schwierigkeiten 
verbunden war, mußte ſich aus der einfachen 
Tatſache ergeben, daß im Verein für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands der Waldbeſitz von 
ſeiner Gründung an ein viel zu großes über⸗ 
gewicht hatte, und die Betriebsbeamten es nicht 
verſtanden haben, ſich zur Geltung zu bringen. 
Wenn das heute auch beſeitigt iſt, ſo iſt der 
Waldbeſitz doch ſtets eine große Macht, die ihre 
Kräfte ganz naturgemäß konzentriert, und an 
dieſer Kraft wird die im Förſterbund vereinigte 
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Minderheit der Privatforſtbeamten ſtets ſcheitern, 
um ſo mehr, als dieſe Minderheit ſich heute als 
ohnmächtiger Splitter einer Großorganiſation 
erweiſen muß, die ſelbſt nach ihrem ganzen 
Aufbau eine einflußreiche oder gar entſcheidende 
Stellung nicht erreichen kann. Deshalb muß 
die Erkenntnis wachſen, daß der neue Privat⸗ 
forſtbeamtenverein für ſich allein heute weniger 
als je ſeine Ziele zu verwirklichen vermag. 
Die Stellungnahme des Deutſchen Beamten⸗ 
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bundes den Kommunalforſtbeamten gegenüber 
kann die im Förſterbund vereinigten Privat⸗ 
forſtbeamten nicht im Dunkeln darüber laſſen, 
daß ſie nicht auf dem richtigen Weg ſind, wenn 
ſie ſich und die Intereſſen ihres Standes fördern 
wollen. Das iſt nur durch die Zuſammen⸗ 
faſſung aller Kräfte möglich, aber in dem 
Sinne, daß den Betriebsbeamten das über⸗ 
gewicht in der Organiſation geſichert ſein muß. 
Au gur. 


i Von Forſtrat Dr. Hermann Bertog. 
(Fortfetzung) 


3. Die Verjüngung der vorhandenen 
Kiefern⸗Buchenmiſchbeſtände. 

Im vorigen Abſchnitt wurde ſchon beſprochen, 
wie bei ſeltenem Vorkommen der Buche ihre 
Erhaltung und ihre Vermehrung vorbereitet werden 
kann. Eine beſondere Beſprechung erfordert die 
Verjüngung der Beſtände, die reichlich Buchen 
enthalten. Daß man CH unter günſtigſten 
Verhältniſſen ſich nicht auf das ſeitliche Ein⸗ 
wandern der Buche in die Kiefernſtangenhölzer 
verlaſſen ſoll, iſt einleuchtend. Dadurch ſchließt 
ſich der einfache Kahlſchlag mit nachfolgender 
reiner Kiefernkultur aus. Es würde aber auch 


nichl richtig ſein, ſolche Miſchbeſtände durch K 


künſtliche Miſchkullur nach Kahlſchlag zu ver⸗ 
De denn dieſe bleibt ein Notbeheff, und 
ihr Gelingen iſt an gewiſſe Vorausſetzungen 
gebunden. Viel ſicherer, naturgemäßer und auch 
billiger iſt die Naturverjüngung. 

Wie hat man bisher ſolche Naturverjüngungen 
durchgeführt? Zwei Wege wurden vornehmlich 
eingeſchlagen. Der eine ſollte für eine annähernd 
gleichalterige Miſchung, der andere für ſpäteren 
natürlichen Unterbau ſorgen. 

Im erſten Falle wurde die Naturverjüngung 
nach den Regeln des Hartigſchen Dunkelſchlag⸗ 
Fr (Vorbereitungshieb, Samenſchlag, 
Lichtſchläge, Räumung) für die Buche durch⸗ 
geführt. Die Schlagſtellung erfolgte alſo durchweg 
zugunſten der Buche. Die Altkiefern wurden her⸗ 
ausgezogen, ſoweit der Buchenmutterbeſtand zum 
Schutze des Buchenjungwuchſes genügte. Die 
Kiefer wurde erſt nach der Räumung des 
Mutterbeſtandes künſtlich in die Lücken eingebracht, 
und zwar meiſt durch Pflanzung, weil der Boden 
in der Regel dann ſchon verwildert war. Kiefern⸗ 
anflug fand ſich ſelten ein, weil entweder die 
Schlagſtellung zu dunkel unter den Buchenſwar und 
deshalb die anfliegenden Kiefern im Buchen⸗ 
jungwuchs untergingen, oder weil bei ſchnellerem 
Hiebsfortſchritt der Boden zu ſchnell verwilderte. 
Das Verfahren litt an ſich an allen Mängeln 
der ſchematiſchen gleichmaßigen Schirmſchlag⸗ 
verjüngung, die bei der Anſamung alles auf eine 
Karte (ein gutes Buchenſamenjahr) ſetzt, und 
grundſätzlich den Schwerpunkt der Beimiſchung 
anderer Baumarten auf die nach der Räumung 
vorhandenen Lücken hinausſchiebt. Die An⸗ 
ſamung der Buche mißglückt oft genug. Man 


wartet auf das nächſte Samenjahr, das auch oft 

keinen beſſeren Erfolg bringt. Schließlich ent⸗ 

Kae man ſich zum Kahlſchlag und kultiviert 

ie ganze Fläche mit Kiefer. Die ſpärlich vor⸗ 

handene Buchenanſamung, plötzlich freigeſtellt, 
fällt dem Froſt und dem Sonnenbrand größten⸗ 
teils zum Opfer. Oder die Anſamung der Buche 
glückt, dann muß ſchnell nachgehauen werden, 
damit die Kiefer noch eingebracht werden kann, 

meiſt zu früh für die froſtempfindliche, bisher im 

Schatten erwachſene Buchenjugend. Wartet 

man aber dieſer zuliebe ſo lange, bis ſie der 

Froſtgefahr entwachſen iſt, ſo bleiben für die 

iefer nur verangerte Lücken, wo ſie mit 

Gras, Maikäfer, Hallimaſch und Wildverbiß zu 

kämpfen hat. Die Methode hat alſo im großen 

Durchſchnitt uns drei Sorten von Jungbeſtänden 

geliefert: 

a) reine oder faſt reine Kiefern, 

b) Kiefern mit unregelmäßiger, vielfach durch 
Froſtſchäden (und Krebs) in Wipfel- und 
Schaftform verkrüppelter Buchenbeimiſchung. 

e) Buchenbeſtände mit viel zu geringer Kiefern⸗ 
beimiſchung. 

Dieſe Erfolge können uns nicht befriedigen“). 

Der richtige Weg muß führen über die Be⸗ 
nutzung aller Samenjahre (auch der Halb⸗, 
Spreng⸗ und Vogelmaſten) und die frühzeitige 
Einmiſchung der Kiefer. Ich habe von jeher bei 
der Naturverjüngung aller Holzarten (alſo auch 
der Buche) dahin gewirkt, daß die Miſchhölzer 
nicht erſt in die fertige, geräumte Verjüngung 
hineingebracht werden, ſondern von Beginn der 
Verjüngung an durch alle ihre Stufen. Das 
läßt ſich nur durchführen durch eine peinliche 
Kleinarbeit, die von ganz allein zu abwechſlungs⸗ 
reicher, gruppen⸗ und horſtweiſer Behandlung 
der Verjüngung und damit auch zur ſicheren 
Benutzung aller Samenjahre führt, alſo zu einer 
Art Femelſchlagwirtſchaft. 

Für die Verjüngung der Kiefern⸗Buchen⸗ 
miſchbeſtände ergibt ſich daraus, daß man die 
Kiefer ſchon in die entſtehende Buchenverjüngung 
unter dem Schirm des Buchenmutterbeſtandes 


*) Im weſtdeutſchen Berglande (z. B. Kur⸗ 
heſſen) hat man beſſere Erfolge gehabt. Froſt und 
Sonnenbrand ſind dort der jungen Buche nicht 
ſo gefährlich. 
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einbringt. Wo ſich infolge genügender Boden⸗ 
empfänglichkeit Buchenaufſchlag einſtellt, viel⸗ 
leicht gar auch Kiefernanflug, muß auf kleiner 
Fläche nachgelichtet werden. Man haut dabei 
vornehmlich die alten Kiefern heraus, beſonders 
ſolche, die ſpäter in die Verjüngung hineinfallen 
würden und nicht etwa jung und gut genug ſind, 
um noch einmal in den Jungbeſtand einzuwachſen. 
Die alten Buchen werden nach Möglichkeit 
geſchont, damit ſie dem Buchenaufſchlag Schutz 
geben und die Bodenverwilderung verhindern. 
In die Verjüngung wird an dieſen Stellen ſofort 
die Kiefer durch Saat oder Pflanzung eingebracht. 
Die dazu nötigen Hackſtreifen werden ohne viel 
Rückſicht auf den Buchenaufſchlag angelegt, damit 
die Kiefern ſich in ſich ſchließen und reinigen 
können. Die jungen Buchen ſollen dazwiſchen 
eine innige Einzelmiſchung geben. Jedes Samen⸗ 
jahr ſoll die Buchenanſamung verbeſſern. Bei 
richtiger Stellung des Schirmes erhalten die 
jungen Kiefern genügend Ad). Sobald ihre 
Triebe nicht mehr länger werden oder die 
junge Buche anfängt, ſie zu gefährden, iſt es Zeit, 
weiter zu lichten. Die Verjüngung erweitert die 
erſten Angriffsflächen, neue Teilflächen werden 
angegriffen. Allmählich verſchwindet die Alt⸗ 
kiefer, ſoweit ſie nicht einwachſen ſoll, immer mehr 
aus dem Beſtande. Der Schirm wird lockerer und 
beſteht ſchließlich, abgeſehen von Kiefernüber⸗ 
hältern, ſchließlich nur noch aus Buchen in allen 
Stufen der Lichtſtellung. Daß vorhandene 
Traubeneichen und ſonſtige wertvolle Miſchhölzer 
als Samenbäume und Überhälter nach Möglich⸗ 
keit geſchont werden, ſei nebenher bemerkt. 

Der Einwurf, daß die Buchen beim Heraus⸗ 
bringen aus der Verjüngung Schaden anrichten, 
iſt üblich und im u oft ein Hindernis. 
Aber er I nicht ſtichhaltig. Wenn man gleich zu 
Beginn die ſchwerſten Nutzholzbuchen heraus⸗ 
zieht und bei jedem Nachhiebe wieder die ſtärkſten 
entnimmt, ſo ſtehen ſchließlich in den gegen 
Schlagſchäden ſchon empfindlicher gewordenen 
älteren Jungwuchsflächen meiſt nur noch 
ſchwache Buchen, die ſchließlich zu Brennholz 
und Nutzrollen aufbereitet werden. 

In ähnlicher Weiſe werden, ſoweit ich unter⸗ 
richtet bin, ſchon ſeit einiger Zeit Miſchbeſtände 
bei Eberswalde mit gutem Erfolge verjüngt. 


Der zweite Weg, den man früher verſuchte, B 


war der Überhalt von ſchwächeren Buchen auf 
den Kahlſchlägen (nach B. Danckelmanns Vor⸗ 
ſchrift etwa 20 bis 30 je Hektar). Sie ſollen 
bie die Kiefernſtangenorte natürlich unter- 
auen. 

Ich habe oben ſelbſt den Überhalt für dieſen 
Zweck empfohlen, aber ihn dort auf Fälle be⸗ 
ſchränkt, wenn die Buche ſelten iſt und jede Ge⸗ 


*) „Licht“ iſt der übliche, aber eigentlich nicht 
richtige Ausdruck. Die Beſchirmung wirkt, wenigſtens 
auf unſern Diluvialböden, in niederſchlagsarmem 
Klima weitaus am ſtärkſten durch die Wurzeln. 
Sie entziehen dem Boden auf Koſten des Jung⸗ 
wuchſes Waſſer. Iſt die Beſchirmung zu ſtark, ſo 
verdurſtet dieſer. 
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legenheit benutzt werden muß. Für buchenreiche 
Reviere und Beſtände kann ich das Verfahren 
nur bedingt empfehlen. Es iſt zwar nicht zu 
leugnen, daß bei ſonſt günſtigen Verhältniſſen 
ſich von ſolchen Überhältern ſpäter ein reichliches 
Buchenunterholz verbreitet, aber dem Verfahren 
haften doch verſchiedene Mängel an. Zunächſt 
ſind bei reichlicher Buchenbeimiſchung die meiſten 
Buchen in ſolchen Beſtänden ſchlank und haben 
eine ſchmale, hochangeſetzte Krone. Plöbliche 
Freiſtellung ſetzt ſie alſo der Gefahr des Rinden⸗ 
brandes und des Windwurfes aus. Die Stämme, 
die ſich halten, entwickeln aber eine mächtige Krone, 
viele werden dabei ſchauderhafte Wölfe. Sind 
ſie hinreichend zahlreich, ſo nehmen ſie einen ſo 
großen Raum mit ihrem geringwertigen Zuwachſe 
ein, daß der Geſamtwertzuwachs des Beſtandes 
ſtark geſchmälert wird. Wenn fie ihre Schuldigkeit 
getan haben, müſſen ſie herausgehauen werden. 
Das macht Schwierigkeiten und geht meiſt nicht 
195 Schaden für den umgebenden Kiefernbeſtand 
ab. Sie hinterlaſſen Aushiebslücken, in denen die 
Kiefer fehlt. Unter ihrem Schirme iſt der Buchen⸗ 
unterwuchs meiſt mangelhaft nach Zahl und 
Form. Die Füllung dieſer Lücken mit anderen 
Baumarten (z. B. Douglastannen) iſt nicht immer 
möglich. Ganz beſonders aber verwerfe ich dieſen 
Weg, weil er mir die Buche zu ſpat in die Beſtände 
bringt. Wertvolle Jahrzehnte e für den 
Zuwachs verloren, und der ſo begründete Buchen⸗ 
unterſtand wird bis zur Verjüngung des Kiefern⸗ 
beſtandes für die Nutzung nicht ſtark genug und 
zuweilen zum Samenbaum nicht alt genug. 

Das Verfahren kann deshalb für buchenreiche 
Beſtände als Regel nicht empfohlen werden. 
Als Ausnahme mag es angewendet werden, wenn 
die oben geſchilderte gleichzeitige Verjüngung von 
Kiefer und Buche nicht möglich iſt, z. B. wenn die 
Buche fo viel jünger iſt als die Kiefer, daß fi: 
bei deren Hiebsreife noch keinen Samen trägt. 
Dann ſoll man aber zum Überhalt nicht ſchlanke 
Stämme mit hochangeſetzter Krone nehmen, 
ondern ſolche mit . Krone. Wird 
dieſe im Freiſtande zu breit, ſo kann man ſie durch 
Einſtutzen der Aſte auf die Hälfte verſchmälern. 
Dieſe Maßregel empfiehlt ſich übrigens auch für 
unerwünſcht breitkronige, tiefbeaſtete Buchen bei 
en Verjüngung von Kiefer und 
uche. 

4. Die Wiedereinbürge rung der Buche im 
reinen Kiefernwalde. 

Die Flächen, auf denen die unter 3 behandelten 
Wirtſchaftsmaßnahmen durchgeführt werden 
können, bilden leider nur Ausnahmen in unſerem 
heutigen Kiefernwalde. Auch ſolche Reviere und 
Beſtände ſind leider ſelten genug, in denen die 
wenigen noch vorhandenen Buchen in der 
unter 2 geſchilderten Weiſe gepflegt werden 
können. Hier muß ſchon mehr für die Buche getan 
werden, und dort, wo ſie ganz verdrängt worden 
iſt, alles: d. h. die Buche muß künſtlich ein⸗ 
gebürgert werden. 

Rieſige Flächen kommen dafür in Frage, 
nach den ſchon eingangs angedeuteten Über⸗ 


— 
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treibungen alle Kiefernbeſtände auf diluvialem 
Sande, d. h. mit verſchwindenden Ausnahmen 
alle Kiefernbeſtände Norddeutſchlands. 


Dieſe Übertreibung hat zwei Stützen. Einmal d 


iſt nicht zu leugnen, daß Buchen ſich zuweilen 
auf Böden finden, die zurzeit mäßigen Kiefern⸗ 
wuchs zeigen, und daß dieſe Buchen oft gar nicht 
ſchlecht wachſen. Die zweite Stütze iſt die An⸗ 
nahme, daß der Mineralgehalt auch unſerer 
ärmſten Sande genüge für größte Zuwachs⸗ 
leiſtungen der Kiefer nicht nur im reinen Be⸗ 
ſtande, ſondern ſogar in Miſchung mit der Buche, 
die in dieſem Zuſammenhange wohl auch eine 
unſerer anſpruchsloſeſten Baumarten genannt 
wird (es ſei nur pflegliche Bewirtſchaftung 
des Bodens und Beſtandes erforderlich). 

Was den erſten Punkt anlangt, ſo finden ſich 
dieſe Beiſpiele faſt nur dort, wo die Buche an 
ſich häufig iſt oder geweſen iſt und beſonders 
gutes Gedeihen zeigt, alſo im Buchen⸗Oſtſeegebiet, 
in ſeinen nach Süden vorgeſchobenen Vorpoſten und 
in den noch weiter ſüdlich vorkommenden Inſeln. 
Vielfach handelt es ſich um Böden, die durch Miß⸗ 
handlung oberflächlich verdorben ſind, überwiegend 
um Böden des oberen Diluviums (Deckſande, 
Moränenbildungen uſw., aber nur ausnahms⸗ 
weiſe Talſande). Zuweilen kommen auch Böden 
vor, die der reinen Kiefer offenbar infolge dichter 
Lagerung nur mäßiges Gedeihen ermöglichen, 
während eine Laubholzmiſchung den Boden 
lockert und für die zarte Kiefernwurzel günſtigere 
Verhältniſſe ſchafft. Solche Böden widerlegen 
die irrige, aber doch ziemlich verbreitete Anſicht, 
daß die Wuchsleiſtungen unſerer verſchiedenen 
Baumarten in einem unbedingten Verhältniſſe 
zueinander ſtehen, d. h. daß z. B. — um den 
Maßſtab der Ertragstafeln anzuwenden — 
etwa Kiefernboden II. Klaſſe in Brandenburg 
ſolchem IV. Klaſſe der Buche, in Schleſien 
der III. Klaſſe der Fichte entſpreche. So einfach 
ſtuft ſich die Ertragsfähigkeit des Waldbodens 
nicht ab. Man kann zum Vergleich das Beiſpiel 
der Wolfsbohne“) heranziehen. Auch ſie gedeiht 
durchaus verſchieden auf Sandböden, die vom 
Landwirt äußerlich ganz gleich klaſſifiziert werden 
und anderen Pflanzen (z. B. dem Roggen) unter 
ſonſt gleichen Verhältniſſen gleiches Gedeihen 


gewähren. 

Ein klaſſiſches Beiſpiel für das Vorkommen 
der Buche auf heruntergewirtſchafteten Böden 
it Bärenthoren. Es hatte 1884 noch 5 ha „um 
wüchſige Buchen“ (nach Dr. A. Möller, „Dauer⸗ 
waldwirtſchaft“, Berlin, 1921). Noch heute ſind 
Reſte alter Buchen vorhanden, die ihr Daſein 
entſchieden beſſeren Zeiten verdanken als dem 
troſtloſen Bodenzuſtand, in dem Herr v. Kalitſch 
das Revier 1884 übernahm. Es iſt bekannt, 
wie Herr v. Kalitſch den Bodenzuſtand durch 
das Liegenlaſſen des Reiſigs, Schonung der 


*) So hieß ſie noch im 18. Jahrhundert, z. B. 
in Verordnungen Friedrichs des Großen. Der 
„gebildete“ Landwirt kennt ſie heute nur als 


Lupine. Er kennt ja auch nicht die „Vogelkralle“, gewandelt. 


ſondern nur die „Serradelle“. 
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Streu uſw. ſo gebeſſert hat, daß Kiefer und Buche 
wieder in Miſchung wachſen können. 1884 wäre 
das ganz ausgeſchloſſen geweſen, als der Boden 
urch lange Mißhandlung oberflächlich verarmt 
war und jämmerliche Kiefern über Heidekraut 
und Renntiermoos trug. Auch die jetzt noch 
vorhandenen Altbuchen haben ſich wieder ganz 
auffallend erholt. Bärenthoren liegt zudem in 
einer Gegend, in der die Buche wieder inſel⸗ 
artig auftritt (prachtvolle Beſtände in der be⸗ 
nachbarten Anhaltiniſchen Oberförſterei Grimme). 

Wo iſt der Nachweis, daß ſolche Beiſpiele 
verallgemeinert werden dürfen auf alle Diluvial⸗ 
böden? Bisher kennen wir nur die Behaup⸗ 
tungen. Sollte es wirklich möglich ſein, 
durch irgendwelche wirtſchaftliche Maßnahmen 
Buchenwuchs hervorzuzaubern auf den aus⸗ 
gewaſchenen Talſanden der alten Eiszeitſtröme 
(z. B. des Glogau⸗Baruth⸗ Luckenwalder Tales, 
oder der Spree⸗Havel⸗Niederung) oder auf den 
faſt durchweg jeder Feinerde baren, grobkörnigen, 
armen Sanden der Höhe zwiſchen Warthe und 
Netze (in dem Dreieck eler Birnbaum — 
Landsberg a. W.) oder ſelbſt im Buchen⸗Oſtſee⸗ 
gebiet auf ähnlichen Böden? 

Damit kommen wir zur zweiten Stütze dieſer 
neuen Lehre, nämlich der Annahme, daß die 
Mineralkraft aller Diluvialböden genüge, um 
bei entſprechender Wirtſchaft höchſte Kiefern⸗ 
zuwachsleiſtungen in Geſellſchaft der Buche zu 
erzeugen. 

Schon einmal hat eine ähnliche Behauptung 
Schaden genug angerichtet. Der Oberförſter von 
Ahlemann, der die Oberförſterei Altenplathow 
bei Genthin von 1829 bis 1872 bewirtſchaftet 
hat, behauptete nämlich, die Eiche wüchſe auf 
jedem Boden, wenn ſie nur richtig kultiviert 
werde. Und er war ee ein Meiſter ihrer 
Kultur. Er hat durch ſeine vielen Eichenkulturen, 
die das ganze Revier vom Bruchboden bis zur 
trockenen Dünenkuppe durchſetzen, dem Revier 
in beiſpielloſer Weiſe ſeinen Stempel aufgedrückt. 
Aber die Geſchichte hat ihm nicht recht gegeben. 
Vor 30 Jahren waren viele der damals noch vor⸗ 
handenen Ahlemannſchen Eichenkulturen erbärm⸗ 
liche Krüppelwüchſe, die ſchleunigſt hätten in 
Kiefern zurückgewandelt werden müſſen“). Nicht 
daß er die Stieleiche kultivierte, war der Fehler, 
denn ſie war auf dem Niederungsboden ſtandorts⸗ 
gemäß, ſondern daß er ihre Standortsanſprüche 
verkannte und nicht zu verbeſſernde Mängel des 
Standortes durch wirtſchaftliche Maßnahmen 
(Kulturmethode) überwinden zu können glaubte. 
Und ſeine Lehre ging durch ſeine zahlreichen 
Schüler in die Welt, und die umliegenden Privat⸗ 
reviere eiferten ihm nach. Ich muß in einem 
Teil von dieſen noch heute ſolche Eichenkrüppel⸗ 
beſtände wieder in Kiefern umwandeln helfen. 

Wohl iſt es richtig, daß unſere Waldbäume 
von den Mineralſtoffen des Bodens alljährlich 


*) Manche waren damals ſchon wieder um⸗ 
Den heutigen Revierzuſtand kenne 


ich nicht. 
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nur wenig gebrauchen, daß der im jährlichen 


natürlichen Abfall (Laub, Nadeln, Zweige uſw.) 
umlaufende Vorrat an jenen nur um ein Geringes 
aus dem Vorrate des Mineralbodens ſelbſt 
ergänzt zu werden braucht, daß Gtiditoff 
(in der richtigen Form), Waſſer, Kohlen⸗ 
ſäure und günſtige phyſikaliſche Beſchaffen⸗ 
heit der oberen Bodenſchicht (Krümelſtruktur) 
viel wichtiger ſind. Aber überſehen wird, daß, 
um eben eine gute Krümelſtruktur und vielen 
Humus guter Beſchaffenheit und dadurch viel 
Stickſtoff, viel Kohlenſäure und günſtige Waſſer⸗ 
verhältniſſe zu ſchaffen, ein gewiſſer mineraliſcher 
Reichtum erforderlich iſt. Und den haben eben 
die Sande nur, wenn ſie in oder dicht genug unter 
ſich einen hinreichenden Vorrat an Feinerde, 
Feldſpatkörnern, Glimmerblättchen uſw. beſitzen. 

Unſere norddeutſchen Sande ſind nämlich 
nicht als ein gleichmäßiges Gemenge durch Eis 
und Waſſer aus den Trümmern der nordiſchen 
Urſprungsgeſteine gebildet. In langen Zeit⸗ 
räumen und wiederholten Vorſtößen haben viel⸗ 
mehr die nordiſchen Gletſcher und ihre Abwäſſer, 
zum Teil unter Mitwirkung des Windes, Ablage⸗ 
rungen geſchaffen von einer Mächtigkeit und 
Mannigfaltigkeit, wie keine andere Zeit der 
Erdgeſchichte unſerer engeren Heimat. Nicht 
nur in den verſchiedenen Stufen dieſer langen 
Eiszeiten und Zwiſcheneiszeiten, ſondern auch 
innerhalb gleicher Bildungsſtufen ſind je nach 
der Art des zertrümmerten und zerriebenen 
Geſteins und nach den Eis⸗, Waſſer⸗ und Wind⸗ 
verhältniſſen Böden entſtanden, die zwiſchen 
reinem Ton (3. B. Glindower Ton) und reinem 
Quarzſand alle Stufen von Lagerung und 
Miſchung durchlaufen. Sie waldbaulich zu gene⸗ 
raliſieren, hieße dasſelbe, als wenn man die 
Ablagerungen unſerer heutigen Gewäſſer für 
einheitlich erklären wollte, alſo z. B. von den 
Pflanzen des fetteſten Flußſchlickes (Stieleiche, 
Eſche, Rüſter uſw.) ein gleiches Gedeihen auf der 
Wanderdüne der Oſtſeeküſte erwarten wollte. 
Selbſt die Landwirtſchaft kann trotz ſtärkſter 
künſtlicher Düngung und Bodenpflege dem 
Diluvialſande dort nicht Weizen oder Zucker⸗ 
rüben abgewinnen, „wo die Füchſe ſich gute 
Nacht ſagen“. 

Wir haben auch ſchon Beſpiele genug, daß 
die Buche nicht auf jedem Diluvialſande gedeiht. 
Wo man Kiefernbeſtände auf ſehr wechſelndem 
Boden auf großer Fläche unterbaut hat, ſcheiden 
ſich nach Überwindung der anfänglich immer ein⸗ 
tretenden zögernden Entwicklung des Unterbaues 
die Flächenteile ſehr ſcharf ab, auf denen die 
Buche nicht wächſt. Hier kümmert ſie, bekommt 
Flechtenanſatz und vergeht wohl gar ganz. 

Ich ſehe vorläufig auch gar keinen Grund zu 
dieſer Übertreibung ein. Wir haben doch wahrlich 
auf lange Zeit hinaus Gelegenheit genug, auf 
unzweifelhaft geeigneten Böden der Buche wieder 
zu ihrem Rechte zu verhelfen. Mir erſcheint es 
richtiger, hier erſt einmal zu beginnen, als 
ſchematiſch alle Böden zu nehmen oder womöglich 
aar die ſchlechteſten zu bevorzugen, was ja auch 
ſchon vorgeſchlagen worden iſt. Die „Taube in 
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der Hand“ iſt mir entſchieden lieber als „der 
Spatz auf dem Dache“. 

In erſter Linie wäre die Buche alſo wieder 
einzubürgern auf allen Standorten, auf denen 
ſie unzweifelhaft wächſt. Das ſind zunächſt ſolche 
Standorte, wo noch Buchen unter ſonſt gleichen 
Verhältniſſen in der Nachbarſchaft vorhanden 
ſind, oder wo es früher Buchen gegeben hat und 
der jetzige Bodenzuſtand ihr Gedeihen gewähr⸗ 
leiſtet, alſo unſere beſſeren Kiefernböden: 
Lehmböden, anlehmige Sande, Deckſande mit 
lehmiger oder anlehmiger Unterlage und ſolche 
Sande, deren Bodenflora fi) aus anſpruchs⸗ 
volleren Pflanzen zuſammenſetzt, nämlich aus 
Himbeeren, Brombeeren, Erdbeeren, Hainſimſen, 
ſüßen, anſpruchsvollen Gräſern uſw. Die Heidel⸗ 
beere iſt in dieſer Beziehung kein ſicherer Stand⸗ 
ortsweiſer. Sie gedeiht im Kiefernſchatten 
bei hinreichender Luftfeuchtigkeit, d. h. bei. 
einer Niederſchlagshöhe von etwa 600 mm 
und mehr auch auf mittleren und ſelbſt geringen 
Kiefernböden, z. B. im Oſtſeegebiet und in der 
Lauſitz. Dort iſt ſie kein ſicherer Maßſtab für 
Buchenanbaumöglichleit, wohl aber in der 
trockenen Ucker⸗ und Mittelmark, wo ſie faſt nur 
auf beſſeren Böden als Hauptpflanze der Boden⸗ 
flora auftritt. Zahlreiches Vorkommen der Preiſel⸗ 
beere läßt in der Regel die Ausſicht für das 
Gedeihen der Buchen als zweifelhaft erſcheinen, 
wenn es ſich nicht um ganz oberflächliche Ver⸗ 
armung des Bodens handelt. 

Wo die Buche an ſich ſeltener geweſen iſt 
(in Brandenburg z. B. im Spree⸗Havelgebiet 
und ſüdlich davon), ſollte man ſich zunächſt un⸗ 
bedingt auf ſolche wirklich guten Standorte 
beſchränken. Im Buchen⸗Oſtſeegebiet und ſeinen 
nach Süden vorgeſchobenen Vorpoſten und den 
noch weiter ſüdlich liegenden Bucheninſeln kann 
man natürlich ſchon von vornherein weitergehen, 
alſo auch ſchon auf mittlere Kiefernböden, wenn 
die Bodenfriſche ausreicht. 

Wo zwar noch Buchenreſte vorhanden ſind 
oder die Buche nachweislich vorgekommen, aber 
der Boden durch Mißhandlung in der Ober⸗ 
fläche zurückgegangen iſt, ſollte man zunächſt den 
Bodenzuſtand wieder verbeſſern. Das einfachſte 
und beſte Mittel iſt neben unbedingter Schonung 
der Streu“) das Liegenlaſſen des Reiſigs nach 


*) Ich betone ausdrücklich, daß ich nur die Verhält⸗ 
niſſe des nordoſtdeutſchen Kiefern- Buchen⸗Trauben⸗ 
eichen Gebietes im Auge habe. Im nordweſtdeutſchen 
Heidegebiet liegen die Verhältniſſe ganz anders. 
Dort iſt ſogar die Bekämpfung des oft mächtigen 
Streu⸗ und Rohhumuspolſters vielfach geradezu 
die Vorbedingung für ausſichtsvollen Buchen⸗ 
wuchs. Und der Wuchs der Kiefernbeſtände ge⸗ 
währt dort faſt überhaupt keinen Anhalt für das 
vorausſichtliche Gedeihen der Buche. Die nord⸗ 
weſtdeutſche Heide iſt ausgeſprochenes altes Laub⸗ 
holzland, ihr Boden iſt durch die Verheidung ober⸗ 
flächlich verſchlechtert, aber enthält faſt immer jut 
Untergrunde genügend Nährſtoffe, um bei eni- 
ſprechender Behandlung wieder zu geſunden. 
Außerdem ſind die Niederſchläge viel höher. Aus 
dieſen Gründen gedeiht auch die Wolfsbohne 
(Lupine) dort erheblich beſſer als öſtlich der Elbe. 
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Bärenthorener Muſter. Die Wirkung tritt nach 
den dort und auch anderwärts gemachten Er⸗ 
fahrungen nach etwa zehn Jahren ein. In 


manchem Revier ſind aber ſolche Böden mangels und Polytrichum), 


geſchonter, guter Böden die einzige Gelegenheit, 
überhaupt etwas für die Buche zu tun. Dann 
mag die Bucheneinbürgerung ſofort mit dem 
Beginn der Bodenpflege einſetzen und zunächſt 
eine über das gewöhnliche Maß hinausgehende 
Verzögerung der Buchenentwicklung in Kauf 
genommen werden. 

Hierfür ein Beiſpiel! Die meiner Beratung 
unterſtellte Rittergutsforſt Tornow bei Kyritz 
{aljo am Südrande des Buchen⸗Oſtſeegebietes) 
it auf dem Höhenboden reines Kiefernrevier, 
aber es finden ſich in den Stangenorten einzelne 
ältere Buchen. Ein etwa 60 jähriger Kiefernbeſtand 
auf altem Ackerboden zeigte 1910, als ich die 
Beratung übernahm, bei mittlerem bis gutem 
Wuchs die üblichen Sterbelücken, in denen ſich 


hier und da Anflug von Kiefer und Birke an⸗ 
gefunden hatte. Der Boden war oberflächlich 
verarmt und verhärtet und trug Moos (Hypnum 
eide und Trockengräſer. 
Ich konnte die Befürchtung nicht teilen, daß der 
Beſtand nicht zu halten ſei. Er wurde ſofort 
durchforſtet und mit Buche (auch etwas Douglas⸗ 
tanne) unterbaut, und zwar durch Plätzeſaat. 
Die Buchen kümmerten anfangs ſehr. Aber 
überall, wo bei den inzwiſchen mehrfach wieder⸗ 
holten Durchforſtungen auf oder neben den 
Buchenplätzen das Kiefernreiſig liegengeblieben 
iſt, hebt ſich der Unterwuchs allmählich. Es ſtellt 
ſich auch Kiefernanflug ein. Die jetzt ſchon vor⸗ 
auszuſehende Entwicklung iſt: doppelhiebiger 
Hochwald, d. h. die beſten Kiefern wachſen mit 
einem Altersvorſprung von 60 bis 70 Jahren 
in den aus Kiefer und Buche gebildeten Jung⸗ 
beſtand ein. 
(Fortſetzung folgt.) 
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Die Brennholzpreiſe 


in den Staatswaldungen 


des Bezirks Magdeburg. 


Von Oberforſtmeiſter Mehrhardt, Magdeburg. 


Die wohlgemeinten Beſtimmungen des Herrn 
Landwirtſchaftsminiſters über den Brennholzver⸗ 
kauf in den Staatswaldungen im letzten Winter 
werden neben anderen von dieſer Stelle aus⸗ 
gehenden Maßnahmen in Nummer 22 von Herrn 
Oberförſter Dr. Zentgraf in Halle im Hinblick 
auf ihre Auswirkung auf die Privatwaldungen 
emer ſcharfen Kritik unterworfen. 

Ich ſehe es nicht als meine Aufgabe an, dieſe 
Angriffe im allgemeinen zu parieren, und halte 
es beſonders unter den heutigen innerpolitiſchen 
Verhältniſſen, namentlich in der hieſigen Provinz, 
nicht für erſprießlich, auf die Verhältniſſe auf 
dem Brennholzmarkte und auf ſeine günſtige 
Konjunktur im allgemeinen einzugehen, muß 
jedoch als damaliger Leiter der Staatsforſtwaltung 
des hieſigen Regierungsbezirks gegen den Vorwurf 
Verwahrung einlegen, daß durch eine falſche 
Preispolitik für die Staatskaſſe empfindliche Ein⸗ 
nahmeverluſte entſtanden und mithin Staats⸗ 
gelder verſchleudert ſind. 

Die Brennholztaxe für Buchenſcheite betrug 
hier vor dem Kriege bis zum 1. Oktober 1918 je 
Raummeter 4 M, wurde für den Winter 1919/20 auf 
15 K und für 1920/21 auf 40 % erhöht; das iſt 
das Zehnfache des Friedenspreiſes. Der durch⸗ 
ſchnittliche Marktpreis iſt nach den Notierungen 
des Preußiſchen Landesverbandes auf 82 A hoch⸗ 
getrieben; das iſt der zwanzigfache Wert der 
hieſigen Friedenstaxe, während die Nutzhölzer im 
abgelaufenen Winter faſt emheitlich ungefähr auf 
den zehnfachen Friedenspreis herabgegangen ſind. 

Da Kohle und Erſatzſtoffe in gleichem Preis⸗ 
verhältnis ftehen, fo iſt auf dem Brennholzmarkte 
durch die, wie ſich auch an dieſem Beiſpiele zeigt, 
verkehrspolitiſch bedenkliche, erneute Erhöhung 
des Eiſenbahntarifs auf ein weiteres Anziehen 
der Preiſe zu rechnen, und der Forſtwirtſchaft 
wird mühelos ein noch höherer Gewinn zufallen. 
Zu einem Preisabbau kommt es nicht. Dabei 
ändert ſich der Preis loko Grube nicht, und die 
Preiſe am Entſtehungsorte werden für die Ver⸗ 
Hleichung immer unbrauchbarer. 


Der Kohlenpreis loko Grube wird von Dr. 
2 mit 10 „ je Zentner eingeſetzt; ein 
entner Braunkohlenbriketts hat hier bis in den 
Keller 16,25 K gekoſtet, ſo daß durchſchnittlich in 
der ganzen Provinz der Zentner mit etwa 6 A 
Transportkoſten belaſtet ſein mag. An der Ver⸗ 
wendungsſtelle ergibt ſich folgender Preisvergleich, 
indem gegen die Gleichſtellung von 7 Zentner 
Braunkohlenbriketts mit 1 rm Buchenſcheitholz 
nichts eingewendet werden ſoll: 7 Zentner Briketts 
koſten bis in den Keller 7 x 16 = 112 #, 1 rm 
Buchenſcheit iſt hier zurzeit mit mindeſtens 25 A 
Anfuhrlohn und 25 / Zerkleinerungskoſten be⸗ 
laſtet, macht unter Zugrundelegung der Holztaxe 
40 + 50 = 90 „ auf dem Hofe. Am Produktions⸗ 
orte ſtellt ſich der Vergleich wie 40: 70, an der 
Verbrauchsſtelle wie 90: 112; die beiden letzteren 
Werte nähern ſich erheblich. 


Nun darf nicht außer acht gelaſſen werden, 
daß der Verbraucher die Kohlen mühelos, oft 
mit Fernſprecher bei ſeinem Händler beſtellen 
kann und die richtige Kohlenlieferung durch Wiege⸗ 
ſchein einer öffentlichen Stelle beſtätigt erhält. 


Wie anders bei dem umſtändlichen Holzankauf 
mit Wegen zum Holztermin und den damit 
verbundenen Koſten, oder zum Oberförſtereibüro, 
zur Forſtkaſſe, zum Förſter zur Ablieferung des 
Holzzettels und überweiſung des Holzes. Dann 
die läſtige Beſorgung des Fuhrmannes und der 
Arbeiter zum Kleinmachen des Holzes. Auch 
den Diebſtahl ſetzt heute der Käufer mit in die 
Kalkulation ein, und ſchließlich fehlt es in den 
10 die an Kohlenheizung gewöhnt 
ind, meiſt an Räumen zur Unterbringung des 
Holzes, ſo daß der Winterbedarf wohl ſelten auf 
einmal eingedeckt werden kann. 

Alle dieſe Verhältniſſe müſſen bei der Feſt⸗ 
ſetzung der Holztaxe mit berückſichtigt werden, 
und die einſeitige Bemeſſung nach dem Brenn⸗ 
ſtoffwerte würde zu einer Benachteiligung der 
Käufer führen. Daher war auch angeordnet, daß 
das Brennholz am Verbrauchsorte ungefähr den 
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gleichen Preis haben ſollte wie eine gleichwertige 
Kohlenmenge. 

Es hat auch nicht in der Abſicht des Erlaſſes 
gelegen, alle Brennholzkäufer mit billigem Holze 
zu verſorgen. Der Weiterverkauf durch die Ge⸗ 
meinde iſt ausdrücklich in der Weiſe angeordnet, 
daß ſie unter Feſtſetzung abgeſtufter Preiſe die 
Belieferung der Minderbemittelten (auch der Be⸗ 
amten und Kriegsbeſchädigten) mit zu übernehmen 
hatte. Die bemittelte Bevölkerung hat für das 
Brennholz ſo viel mehr bezahlt, als den Minder⸗ 
bemitteltelten nachgelaſſen iſt. Offentliche Verkäufe 
ſind auch nicht ausgeſchloſſen worden; ſie ſollten 
nur erſt abgehalten werden, wenn der Bedarf 
der minderbemittelten Kreiſe der Bevölkerung 
ſichergeſtellt war. 

Bei der Verſchiedenheit der Verhältniſſe konnte 


auch die Anordnung des Herrn Miniſters nicht 
einheitlich durchgeführt werden. In den Induſtrie⸗ 
bezirken mit met zerſtückeltem Waldbeſitz und 
ſtarker Nachfrage mußte es wegen der Unzulänglich⸗ 
keit des Holzes und wegen der bei der Verteilung 
befürchteten Unzufriedenheit und Mißſtimmun 

bei dem bisherigen Verfahren verbleiben, wona 

der freihändige Verkauf an Minderbemittelte un⸗ 
mittelbar durch die Oberförſter erfolgte, während 
der Reſt zum öffentlichen Verkauf geſtellt wurde. 
In einem Revier mit beſonders gutgeſtellter 
Nachbarſchaft wurde der Richtpreis auf 60 & 
erhöht. Auch in den geſchloſſenen Revieren 
mußten noch umfangreiche öffentliche Verkaufs⸗ 
termine abgehalten werden, ſo daß der Durch⸗ 
ſchnittspreis im hieſigen Bezirk nicht unerheblich 


höher ausgefallen ſein muß als die Taxe. 


Parlaments: und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 
27. Sitzung, Dienstag, den 14. Juni 1921. 
Erſter Vizepräſident Dr. Porſch: — — Der 
12. Ausſchuß für Beamtenangelegenheiten iſt zurzeit 
mit der Nachprüfung des Ortsklaſſenverzeichniſſes be⸗ 
ſchäftigt. Er hat den Wunſch zum Ausdruck gebracht, 
daß der in der Vollſitzung noch nicht erledigte Antrag 
der Abgeordneten Dr. Quaget⸗FJaslem und Genoſſen 
über das neue Ortsklaſſen verzeichnis, Druckſache Nr. 345, 
dem Ausſchuß überwieſen werden möge. Ich möchte 
vorſchlagen, dieſem Antrage zu entſprechen. — — 
Gegen die vorgeſchlagene Überweiſung erhebt ſich kein 
Widerſpruch. Es iſt fo beſchloſſen.— — 
Beratung des Antrages der Abgeordneten Dr. 
von Krauſe, D. Dr. von Campe und Genoſſen über 
die Ausführung des überalterungsgeſetzes, die 
entſtandenen Koſten uſw. — Druckſache Nr. 61. 

Meyer (Herford), Antragſteller (D. V.⸗P.): — — 
Wir ſind der Überzeugung, daß dem Preußiſchen Staate 
durch die frühzeitige Penſionierung eines großen Teiles 
unſerer Beamten weſentliche Mehrkoſten entſtanden 
find, und wir wünſchen, nachprüfen zu können, wie 
hoch die Mehrkoſten ſind. 

Weiter iſt in der Juſtizverwaltung die Klage erhoben 
worden, daß eine geordnete Rechtspflege nicht mehr 
möglich ſei, nachdem ein großer Teil der Richter früh⸗ 
zeitig den Dienſt hat verlaſſen müſſen. Infolgedeſſen 
iſt es notwendig geworden, einen Teil der Herren, 
welche in den Ruheſtand treten mußten, kommiſſariſch 
wieder zu beſchäftigen. Dieſer Zuſtand muß zweifellos 
als unerträglich bezeichnet werden. Wir wünſchen 
deshalb, zu erfahren, wie groß die Zahl derjenigen 
Beamten iſt, die nach der Verabſchiedung wieder 
kommiſſariſch beſchäftigt werden mußten. Dabei wird 
es ſich in erſter Linie um Beamte der Juſtizverwaltung 
handeln; ſelbſtverſtändlich können aber auch andere 
Reſſorts in Betracht kommen. — — 

Jedenfalls möchte ich auch bei der Gelegenheit 
nochmals feſtſtellen, daß wir nach wie vor der Über- 
zeugung ſind, daß dieſes Geſetz einen harten, unberech⸗ 
tigten und ungerechtfertigten Eingriff in die Rechte 
der Beamten bedeutet. Wir bitten deshalb das Hohe 
Haus, unſeren Antrag annehmen zu wollen, damit 
wir das Material bekommen, um klar feſtſtellen zu 
können, welche Wirkungen das Altersgrenzengeſetz 
ausgeübt hat. 

Manaſſe, Abgeordneter (U. Soz.⸗Dem.): — — 
Wenn wir ſehen, wie große, weite, bedeutende Kreiſe 
in allen Berufen nach Beſchäftigung lechzen, wie die 
Anzahl derer, die vorgemerkt ſind, in die Tauſende 
gehen, iſt es nun einmal die Pflicht des Alters, zu 
reſignieren und Platz zu machen für die aufſtrebende 
Jugend. — — Es kommt vor, daß beiſpielsweiſe ein 
penſionierter Profeſſor, der nebenbei Chemiker war, 
an einer großen chemiſchen Fabrik eine recht lohnende 
Beſchäftigung bekommt, daß ein Mann mit großen 
Beziehungen in der Regierung oder im Stadtweſen 
eine ſehr lohnende Aufſichtsrats⸗Sinekure bekommt. 
Es ſollte dann auch darauf geachtet werden, daß ein 


Teil der Bezüge, die ſolche rüſtigen Leute bekommen, 
bei der Berechnung ihrer Penfion durch den Staat 
irgendwie in die Erſcheinung treten. — — 

Barteld (Hannover), Abgeordneter (D. Dem.): 
— — Wir erinnern uns, daß in der verfaſſunggebenden 
Preußiſchen Landesverſammlung die ganze Rechte 
gegen das Überalterungsgeſetz geſtimmt hat, die 
Deutſchnationalen, die Deutſche Volkspartei und ein. 
großer Teil des Zentrums. — — Aber trotzdem haben 
wir uns auf den Standpunkt geſtellt, daß dieſes Gefetz 
eine Staatsnotwendigkeit ſei. — — 

Wir wiſſen auch, daß damals alle Großorgani⸗ 
ſationen der deutſchen Beamtenſchaft die Anſicht ver⸗ 
traten, daß man unbedingt im Intereſſe einer Ge⸗ 
ſundung unſeres Beamtenkörpers zu dieſem Geſetz 
würde kommen müſſen. — — 

Wir haben die Anſicht vertreten, daß wir gegenüber 
den Anwärtern und dem jungen Nachwuchs der Be⸗ 
amtenſchaft die Pflicht und Schuldigkeit hätten, dieſes 
Geſetz zu machen. — — 

Aber, meine Damen und Herren, wir wiſſen ja 
auch die inneren Gründe, die für die Ablehnung vor⸗ 
handen waren. Wir wiſſen ganz genau, daß die äußerſte 
Rechte in einem gewiſſen Kreiſe von Geheimräten 
heute noch ihre größte Stütze findet. — Wir wiſſen ganz 
genau, daß dieſe Kreiſe am ſchärfſten von dem Geſetz, 
betroffen find. — — . 

Wenn das Berufsbeamtentum in irgendeiner 
Form gefährdet werden ſollte, dann können Sie davon 
überzeugt ſein, daß die Deutſche Demokratiſche Partei 
ſich mit allem Nachdruck für die volle Erhaltung des 
Berufsbeamtentums einſetzen würde. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß von unſerer Seite nichts geſchieht 
oder unterſtützt wird, was irgendwie eine Gefährdung 
des Berufsbeamtentums bedeutet. Aber eins möchte 
ich doch noch ſagen: wir wollen nicht unnötig Be⸗ 
unruhig ung in das Berufsbeamtentum hineintragen. — 

Haſeloff, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): Es 
kann doch nicht ſo ganz gut um die Sache des Herrn 
Kollegen Barteld ſtehen, wenn er ſo lange Zeit brauchte, 
um ſich von dem Vorwurf zu reinigen, den ihm wahr⸗ 
ſcheinlich die Beamtenſchaft gemacht hat oder machen 
wird. Meine Fraktion war bekanntlich in der Landes⸗ 
verſammlung einſtimmig gegen die Annahme des 
Überalterungsgeſetzes, aus zwei Gründen. Einmal, 
weil wir den ganzen Geſetzentwurf für ungeſetzlich, 
für verfaſſungswidrig hielten. Darin haben wir Recht 
bekommen, denn heute iſt der erſte Prozeß gegen den 
Fiskus entſchieden worden“). — — 

Wir hatten aber noch einen anderen Grund, gegen 
das Geſetz zu ſtimmen. Wir waren der Überzeugung, 
daß es nicht ſowohl darauf ankam, Stellen für die 
Anwärter zu ſchaffen — das konnte auch durch 


*) Es handelt ſich um ein Erkenntnis des Land⸗ 
gerichts Berlin, das natürlich nicht endgültig iſt, ſondern 
noch an höhere Inſtanzen gehen wird. Wir hoffen 
über den Rechtsſtreit in Kürze näher berichten zu 
können. Die Schriftleitung. 
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Umwandlung diätariſcher in etatmäßige Stellen 
geſchehen —, ſondern weil wir aus der Begründung 
ſahen, daß wohl das des Pudels Kern war, daß es da 
hieß, „daß bei der Umgeſtaltung des Staatsweſens auch 
tüchtige, nicht aus der regelmäßigen Beamtenlaufbahn 
hervorgegangene Kräfte in geeignete Amter des Staats⸗ 
dienſtes berufen werden können.“ Das war für uns 
das Entſcheidende. Und dann wollen Sie ſich entſinnen, 
daß unſere Auffaſſung durch das Auftreten des Herrn 
Lüdemann, des damaligen Finanzminiſters, beſtätigt 
wurde, der ja bekanntlich von den Beamten, die in 
die freien Stellen einrückten, Anpaſſungsfähigkeit an 
die neuen Verhältniſſe verlangte. Wir wußten, daß 
dieſe Anpaſſungsfähigkeit an die neuen Verhältniſſe 
von ganz beſonderer Art war, denn er hat ſie ja bei 
Eintritt ſeines Miniſteriums dahin erklärt, daß man 
ſich mit dem neuen republikaniſchen Geiſt erfüllen 
müſſe. (Sehr richtig! links.) — Sie jagen „ſehr richtig“. 
Ich meine, daß der Artikel 130 der Verfaſſung den 
Beamten die volle politiſche Überzeugung freiläßt. Er 
ſchreibt nicht vor, daß jemand ſozialdemokratiſch oder 
deutſchnational ſein ſoll. — Daran ändert auch die 
Tatſache nichts, daß Herr Lüdemann die Erklärung, 
die er ſich damals hat entſchlüpfen laſſen, ſpäter ab⸗ 
zumildern verſucht. — — 

Um aber auf die Worte des Herrn Kollegen Barteld 
zurückzukommen: wo liegt denn die Erſparnis, die 
die Herren herbeiführen wollten? Auf der einen Seite 
wird uns hier von Herrn Barteld erklärt, daß der be⸗ 
kannte Erlaß, den er verlas, Sparſamkeit vorſieht, daß 
eine Stelle um die andere beſetzt werden ſoll, und auf 
der anderen Seite verlangen Sie gerade das Gegenteil. 
Herr Kollege Barteld, ich muß offen geſtehen, ich verſtehe 
Ihre Logik gar nicht. Sie wollen doch mehr Stellen⸗ 
anwärter unterbringen, auf der anderen Seite plädieren 
Sie aber doch dafür, daß eine Stelle um die andere 
Stelle fortfallen muß. Da kann doch von Sparſamkeit 
keine Rede ſein. Ich verſtehe überhaupt den Spar⸗ 
ſamkeitserlaß nicht. Wenn die Herren, die wegen 
Erreichung der Altersgrenze penſioniert werden und 
dann kommiſſariſch weiterbeſchäftigt werden müſſen, 
ſo kann ich das nicht als Erſparnis auffallen. — — 

Im weſentlichen liegen die Dinge ſo, daß man die 
alten, zuverläſſigen Beamten, die ſich nicht ohne weiteres 
dem neuen Regime mit Haut und Haaren verſchreiben 
wollten, aus den Amtsſtellen zu beſeitigen juchte. — — 

Darüber täuſchen ſich die Herren ganz gewaltig, 
wenn ſie glauben, daß die Beamtenſchaft nun wirklich 
der Überzeugung iſt, daß es ſich bei dem Geſetz in erſter 
Linie darum handelte, neue Stellen zu ſchaffen. Ich 
habe am Anfang meiner Erörterungen ſchon geſagt: 
in erſter Reihe hat es ſich darum gehandelt, die alten 
Beamten, die die Tradition des guten Beamtentums 
noch in ſich wahrten, von ihren Amtern zu entfernen. 
Man wollte gefügige Leute haben und rechnete mit 
denjenigen Elementen, die die neue Zeit — und das 
ſind nicht die beſten Elemente — auszunutzen ſtreben, 
um Karriere zu machen. (Abgeordneter Kuttner: Das 
iſt eine unverſchämte Beleidigung der republikaniſchen 
Beamten!) — Nein, das iſt keine Beleidigung der 
republikaniſchen Beamten. Herr Abgeordneter Kuttner, 
Sie haben keine Ahnung, wie es in Beamtenkreiſen 
ausſieht. (Lachen und Zurufe links.) — Gott ſei Dank, 
ich bin Beamter und bin es ſeit einigen 38 Jahren 
geweſen, und zwar nicht nur unter dem guten alten 
Syſtem, ſondern auch unter dem zerrütteten Syſtem. 
(Zurufe links.) — Das alte, gute Syſtem war unſer 
Ideal und wird immer unſer Ideal bleiben. (Zurufe 
links.) Sie haben von der Pflichttreue und dem guten 
Geiſt gar keine Ahnung, der in der Beamtenſchaft 
geherrſcht hat. (Lachen und Zurufe links.) — Rückgrat 
nach oben war bei uns in ganz anderem Maße vorhanden 
wie bei Ihnen. (Sehr richtig! rechts — Zurufe links.) 
— Sie können reden, was Sie wollen. Sie haben eben 
gar keine Ahnung, wie es in der Beamtenſchaft ausſieht. 
— Wir müſſen uns immer wieder klar darüber werden 
— (Burufe links) — ja, ich kann nicht auf alles erwidern, 
daß die Elemente, welche die neue Lage auszunützen 
ſtreben, nicht gerade die ſind, auf die man ſtolz ſein 
kann (ſehr richtig! rechts), auf die auch Sie nicht ſtolz ſein 
können. (Zurufe links.) Die können auch mal wieder 

anders; die find heute republikaniſch und morgen 
monarchiſch. Das ſind nicht die Elemente, die imſtande 


ſind, ein Staatsweſen zu ſtützen (ſehr richtig! rechts — 
Zurufe links), und Sie hätten ohne die Unterſtützung 
der alten Beamten gar nicht die Möglichkeit gehabt, 
weiter zu regieren und zu exiſtieren. (Lachen linkse 
Sie konnten das nur durch die vielgeſchmähten Geheim⸗ 
räte, über die hier Herr Abgeordneter Barteld wunder⸗ 
barerweiſe auch merkwürdige Töne geſprochen hat. 
Es iſt das eine unglaubliche Lächerlichkeit, die Geheim⸗ 
räte anzugreifen, die tatſächlich die Träger des Staats⸗ 
gedankens (Lachen und Zurufe links) auch in der böſen 
Zeit waren. (Lachen und Zurufe links.) — Die Arbeiter 
mit der ſchwieligen Fauſt ſind nicht imſtande, den 
Staat zu regieren. (Lachen und Zurufe links.) — 
Sehen Sie ſich die Landräte à la Sangerhauſen uſw. 
an. (Lachen und Unruhe links.) Ich wiederhole, Sie 
wären gar nicht imſtande geweſen, auch nur drei Tage 
lang unſer Vaterland zu regieren ohne die Unterſtützung 
(Lachen links) der alten Geheimräte. Und wer ſind 
denn die Leute, die die Geheimratswirtſchaft bekämpfen 
und die Geheimräte angreifen? Das ſind die Leute, 
die überhaupt gar keine Ahnung davon haben, was ein 
Geheimrat zu tun hat. (Sehr richtig! rechts — Lachen 
und Zurufe links.) Es hilft Ihnen ja alles nichts; Sie 
werden es nicht erreichen, daß Sie die alte gute Be⸗ 
amtenſchaft zerſtören können. Sie haben allerdings 
alles Mögliche getan, um das zu tun. Ihre ganzen 
Maßregeln liefen darauf hinaus. Die Maßregeln des 
Herrn Severing, des Herrn Lüdemann und der anderen 
ſozialdemokratiſchen Miniſter bezweckten, den alten 
guten Beamtenſtand zu zerſchandeln und zu zerſtören. 
(Unruhe links.) Wir unſererſeits ſind beſtrebt, das alte 
Beamtentum mit ſeinen guten Traditionen zu erhalten, 
und Sie mögen deklarieren und agitieren, wie Sie 
wollen, — gegen die alte Beamtenſchaft kommen Sie 
nicht ran. Wir werden dafür ſorgen, daß der Beamten⸗ 
ſtand in ſeiner Ehrenhaftigkeit, Treue und Gewiſſen⸗ 
haftigkeit erhalten wird. (Zurufe links.) Letzten Endes 
werden unſere Beſtrebungen auch ſchließlich Erfolg 
haben. Aber darüber ſind wir uns klar, daß nicht nur 
die Sozialdemokratie, ſondern leider auch die bürger 
liche Demokratie alles getan hat, um mit in dieſelbe 
Kerbe zu hauen. Selbſt ein ſo ruhiger Mann wie der 
frühere Miniſter Oeſer hat doch in ſeinem großen 
Miniſterium die Demokratiſierung in einer Weiſe durch⸗ 
geführt, daß die Eiſenbahn nicht gerade zu einem 
Muſterinſtitut in unſerm Vaterlande geworden iſt. 
Ich bedaure die Miniſter nicht, die da Wandel werden 
ſchaffen müſſen. Wandel wird geſchaffen werden müſſen 
und muß geſchaffen werden, ſonſt gehen wir alle elend 
zugrunde. (Zurufe links.) Daran mitzuarbeiten, iſt 
unſere Aufgabe; darin ändert auch nichts ihre Agitation. 
— — (Bravo! rechts — Lachen und Zurufe links.) 
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Kleiner forftlicher Lehrgang 1921 zu Nügeniwalde, 

In der Zeit vom 2. bis 8. Juni d. J. fand 
in Rügenwalde, unter Leitung des Herrn Ober⸗ 
förſters Schellinger⸗Neuſtettin, ein vom Verband 
Pommerſcher Waldbeſitzer in Gemeinſchaft mit 
der Landwirtſchaftskammer für die Provinz 
Pommern veranſtalteter forſtlicher Lehrgang ſtatt. 

Die Teilnahme von 50 Forſtbeamten jedes 
Alters aus allen Gegenden Pommerns zeigte, 
wie erwünſcht dieſe Lehrgänge ſind und wie 
Waldbeſitzer und Forſtbeamte die große Be⸗ 
deutung derſelben für unſeren deutſchen Privat⸗ 
wald erkannt haben. In dankenswerter Weiſe 
haben die Herren Walbdbeſitzer, die ja in erſter 
Linie Nutzen aus dieſen Veranſtaltungen ziehen, 
wohl in den meiſten Fällen die entſtandenen 
Koſten übernommen. Wo dies nicht geſchehen 
ſein ſollte, wird den Herren Waldbeſitzern dringend 
empfohlen, die verhältnißmäßig geringen Koſten 
zu tragen. Die verausgabten Beträge werden ſich 
reichlich verzinſen. 

Was wir in der kurzen Zeit in Rügenwalde 
gehört und geſehen haben, war für jeden Teil⸗ 
nehmer ſehr lehrreich und intereſſant. Die Vor⸗ 
mittage waren durch Vorträge im Zimmer, 
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verbunden mit einer regen Aussprache, ausgefüllt, 
die nachmittags im Rügenwalder Stadtwald, der 
dafür zur Verfügung geſtellt war, ergänzt und 
praktiſch durchgearbeitet wurden. Die vorzüglich 
dewirtſchaftete, vorwiegend aus Miſchbeſtänden 
beſtehende Stadtforſt bot ſehr vielſeitigenUnterrichts⸗ 
ſtoff. Insbeſondere wurden die mit Laubhölzern 
unterbauten Kiefernbeſtände eingehender Be⸗ 
ſichtigung unterzogen und als nachahmenswertes 
Vorbild hingeſtellt, unter Hinweis darauf, daß 
dieſe Miſchbeſtände das Ziel unſerer heutigen 
und zukünftigen Forſtwirtſchaft in den Nadelholz⸗ 
waldungen ſein ſollte. 

Sehr lebhaftes Intereſſe fanden die Aus⸗ 
zeichnungen von Durchforſtungen in den ver⸗ 
ſchiedenſten Beſtänden, wobei mehrfach Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten auftraten bezüglich wegzu⸗ 
nehmender bzw. ſtehenzulaſſender Stämme, wo⸗ 
raus folgt, daß Durchforſtungen zwar ſcharf, aber 
mit großer Vorficht und Überlegung ausgeführt 
werden ſollen. 

Ebenſo wie die Durchforſtungen fanden auch 
die praktiſchen Flächenvermeſſungsübungen mit 
verſchiedenen Meßinſtrumenten im Rügenwalder⸗ 
münder Strandwäldchen reges Intereſſe. 

Die daran anſchließende Beſichtigung eines 
Torfwerkes unmittelbar hinter den Dünen ſowie 
die Beſichtigung der Befeſtigungs⸗ und Be⸗ 
pflanzungsmöglichkeiten des Dünenſandes bildeten 
den Schluß der äußerſt intereſſanten Wald⸗ 
ausflüge. 

Am letzten Tage wurde ein großes, neuzeitlich 
eingerichtetes Sägewerk in Rügenwalde beſichtigt 
und die Verwerrung und Zurichtung der ver⸗ 
ſchiedenſten Hölzer gezeigt. 
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Daran anſchließend wurde ein kurzer Rund⸗ 
gang durch die Rügenwalder Wurſtfabrik vor⸗ 
genommen. Da der Forſtmann bekanntlich für 
alles offene Augen und Ohren hat, wurde auch 
dieſer Einrichtung reges Intereſſe entgegen⸗ 
gebracht. Vor allem wurde die peinliche Sauber⸗ 
keit in dem Betriebe gebührend beachtet. Durch 
eine verabreichte Koſtprobe konnte ſich jeder Teil⸗ 
nehmer von der Vorzüglichkeit der hergeſtellten 
Ware überzeugen. 

Bei einem am Sonntag, dem 5. Juni, im 
Stadtwalde abgehaltenen Preisſchießen wurden 
vier vom Verband der Waldbeſitzer geſtiftete 
Preiſe, in Form von Büchern, ausgeſchoſſen. 

War der Kurſus an ſich ſehr lehrreich und 
intereſſant, ſo machten gute Unterkunft und Ver⸗ 
pflegung ſowie die ſchöne Lage der Stadt Rügen: 
walde und die Nähe der See den Aufenthalt dort 
angenehm. Deshalb ſei auch an dieſer Stelle 
der Stadt Rügenwalde der Dank der Teilnehmer 
am Lehrgang ausgeſprochen. Herrn Stadtförſter 
Schwarz, der ſtets die Führung im Walde über⸗ 
nahm, gebührt unſer beſondererWeidmannsdank. Er 
brachte dem Lehrgang größtes Intereſſe entgegen 
und war unermüdlich in der Vorführung und 
Erklärung lehrreicher Waldbilder. 

Jedem Teilnehmer am Lehrgang werden die 
ſchönen Tage in Rügenwalde lange im Gedächtnis 
bleiben, und dankbar gedenken wir der Herren 
Oberförſter Schellinger, Volgmann und Michel⸗ 
mann, welche den Lehrgang geleitet und durch⸗ 
geführt haben. 

Forſthaus Dranzig, im Juni 1921. 

E. König, Förſter. 


— EI — 
Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Umzugs koſtenbeihilfe an außerplanmäßige 
Beamte. 


Allgemeine Verfügung Nr. I 70/1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. IBI b 5156. III 12262. IAI 2983. II 5038 
Berlin, den 16. Juni 1921. 


Abſch rift. 

Der Preußiſche Finanzminiſter. 
I 31710 II. u. IV. III. 2. 19. Bauabt. M. d J. 132 1161. 

Betrifft Umzugskoſtenbeihilfen 

an außerplanmäßige Beamte. 

Berlin, den 11. März 1921. 
In Ergänzung der Ziffer 21 b unſeres Rund⸗ 
erlaſſes vom 30. Auguſt 1920 — F. M. Bl. S. 307 
— ermächtigen wir die nachgeordneten Behörden 
hierdurch allgemein, den außerplanmäßigen Be⸗ 
amten mit eigenem Hausſtande, die infolge der 
Einberufung in den unmittelbaren Staatsdienſt 
1. eine laufende Grundvergütung beziehen, 
2. nach dem 1. Januar 1920 einen Umzug 
von ihrem letzten Wohn⸗ oder Zufluchtsort 
nach dem neuen dienſtlichen Wohnort aus⸗ 
geführt haben, 

eine Beihilfe bis zu 80 v. H. der nach Abſchnitt B 
unſeres Runderlaſſes vom 11. Auguſt 1920 — 
F. M. Bl. S. 231 — erſtattungsfähigen Trans⸗ 
portkoſten zu gewähren, wenn nach dortigem 
pflichtmäßigen Ermeſſen die Vermögensverhält⸗ 
niſſe des Beamten die Gewährung einer Beihilfe 
notwendig oder wünſchenswert erſcheinen laſſen, 
und wenn trotz der etwaigen Einkommensver⸗ 
beſſerung infolge des Übertritts in den Staats⸗ 
dienſt die Transportkoſten des Umzuges von dem 
Beamten nicht getragen werden können. Auf die 


Beihilfe ſind die Beträge anzurechnen, die der 
Beamte aus öffentlichen Mitteln auf die Koſten 
des Umzuges erhalten hat. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden auf Re⸗ 
gierungsaſſeſſoren, Regierungsbaumeiſter uſw., 
die eine Grundvergütung beziehen, ſinngemäße 
Anwendung. 

Beamte ohne eigenen Hausſtand erhalten an⸗ 
läßlich der Einberufung keine Beihilfe. 

Die Beihilfe iſt bei den dortigen Unterſtützungs⸗ 
fonds zu verrechnen. Sollten die Fonds erſchöpft 
ſein, Io iſt die ÜUberweiſung einer entſprechenden 
Verſtärkung unter kurzer Angabe der Anzahl der 
Empfänger und der für den einzelnen in Ausficht 
genommenen Beihilfe zu beantragen. 

Die hier vorliegenden Anträge um Gewährung 
von Umzugskoſtenbeihilfen werden den beteiligten 
Stellen behufs Erledigung nach dieſem Erlaſſe 
auf dem Bürowege wieder zugehen. 

Wegen der für das Rechnungsjahr 1921 er⸗ 
forderlich werdenden Mittel ergeht beſondere 
Verfügung. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. Im Auftrage: gez. Schultz. 
An die nachgeordneten Behörden. 

Der Preußiſche Finanzminiſter. 
9886. III. 2. 133. M. d. J Ia 1591. 
Im Anſchluß an den Runderlaß vom 11. März 
1921 — 131710 II u. IV ff. —, betreffend 
Umzugskoſtenbeihilfen an außerplan⸗ 
mäßige Beamte. 
Berlin, den 7. Mai 1921. 

Der Herr Reichsminiſter der Finanzen hat ſich 

damit einverſtanden erklärt, daß für die in den 
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Dienſt der Länder, Gemeinden, Kommunalver⸗ 
bände und ſonſtiger öffentlicher Körperſchaften 
übergetretenen Berufsoffiziere und Berufsunter⸗ 
offiziere (ehemaligen Kapitulanten) die Koſten 
des Umzuges vom letzten dienſtlichen Wohnſitz in 
Deutſchland nach dem Orte der Wiederanſtellung 
auf Reichs mittel übernommen werden. 

Es handelt ſich jedoch nur um die Umzugs⸗ 
koſten für diejenigen Offiziere und Unteroffiziere, 
die aus dem Heeres⸗ uſw. Dienſt unmittelbar 
in den preußiſchen Staatsdienſt und den Dienſt 
der Länder uſw. getreten ſind. 

Die Anträge dieſer Perſonen ſind den bisher 
für ſie zuſtändig geweſenen Abwicklungsſtellen 
und, wenn dieſe nicht mehr beſtehen, den be⸗ 
treffenden Herren Reichsminiſtern zwecks Er⸗ 
ſtattung der Koſten vorzulegen. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. Im Auftrage: gez. Schultz. 


Vorſtehende Abſchrift überſende ich zur ge⸗ 
fälligen Kenntnisnahme und Beachtung für 
den Bereich meiner Verwaltung. 

Der Runderlaß des Finanzminiſters vom 
30. Auguſt 1920 — I 18 753 — tft bekannt⸗ 
gegeben mit meiner Allgemeinen Verfügung 1 
115/20 vom 15. September 1920. 


* 
Zuſatz für die Regierungen: 

Zu den ehemaligen Kapitulanten rechnen auch 
von den Staatsförſter⸗Anwärtern die Oberjäger, 
die auf Grund der Verpflichtungseingaben der 
Jäger⸗Bataillone und der vollzogenen Ver⸗ 
pflichtungsverhandlungen eine 9 jährige aktive 
Dienſtzeit abzuleiſten hatten. 

In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 


— D Ref 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Der Entwurf eines Geſetzes über Veamten⸗ 
vertretungen. Nach Artikel 130 Abſatz 3 der 
Verfaſſung ſollen die Beamten nach näherer 
reichsgeſetzlicher Beſtimmung beſondere Be⸗ 
amtenvertretungen erhalten, und der Entwurf 
zu dieſem Geſetze iſt am 1. Juli dem Reichstag 
zugegangen. Der Entwurf ſieht für alle Beamten 
des Reichs, der Länder ſowie der Gemeinden und 
Gemeindeverbände „Beamtenausſchüſſe“ vor und 
überläßt es der Reichsregierung und den Landes⸗ 
regierungen, auch Beamte anderer Körperſchaften, 
Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen Rechts 
dieſem Geſetz zu unterſtellen. Die Beamtenaus⸗ 
ſchüſſe ſind dazu beſtmmt, die Intereſſen der 
Beamten gegenüber den Dienſtvorgeſetzten 
wahrzunehmen, und ſie werden von den Beamten 
gewählt, deren Vertretung ihnen obliegt. Wahl⸗ 
berechtigt ſind alle mindeſtens 20 Jahre alten 
Beamten und wählbar die mindeſtens 24 Jahre 
alten Wahlberechtigten, die nicht mehr in der 
Berufsausbildung ſtehen, am Wahltage mindeſtens 
drei Jahre Beamte ſind, ſowie ſechs Monate dem 
Wahlkörper, von dem ſie gewählt worden ſollen, 
angehören. 

Bei Dienſtſtellen mit weniger als 20 Be⸗ 
amten — was für die ſtaatlichen Oberförſtereien 
zutrifft —, aber mehr als fünf wahlberechtigten 
und drei wählbaren Beamten tritt an die Stelle 
des Ortsbeamtenausſchuſſes ein Vertrauens⸗ 
mann. Die wahlberechtigten Beamten werden in 
drei Gruppen eingeteilt, und zwar: die Be⸗ 
ſoldungsgruppen I bis IV, die Beſoldungsgruppen 
bis IX, die Beſoldungsgruppen X und darüber. 
Gemeinden und Gemeindeverbände, deren Be⸗ 
ſoldungsordnungen eine gleiche Einteilung der 
Beſoldungsgruppen nicht enthalten, müſſen über 
die Einteilung ihrer Beamten entſprechende Be⸗ 
ſtimmungen treffen. 

Wenn durch dieſes Geſetz die Befugniſſe von 
Berufsvereinigungen, die allgemeinen Intereſſen 
ihrer Mitglieder zu vertreten, nicht berührt werden 
ſollen, ſoweit ſie mit dem Geſetz nicht in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, ſo wird für die Gemeindeförſter 
das Aufgehen in der Gruppe der Gemeinde⸗ 
beamten eintreten, mit denen ſie in eine Wähler⸗ 
gruppe vereinigt werden. Es wird unter dieſen 
Umſtänden für fie wichtig fein, in den Orts⸗ 
ausſchöſſen vertreten zu ſein, denn in Angelegen⸗ 


— 


heiten, die nur einzelne Dienſtzweige der Be⸗ 
amten berühren, können die Vertreter dieſer 
Dienſtzweige in der Beamtenvertretung deren 
Rechte allein ausüben. Unverkennbar ſind aber 
die Schwierigkeiten, die ſich daraus ergeben 
müßten, wenn es den Gemeindeforſtbeamten 
nicht möglich gemacht werden ſollte, unabhängig 
von der Angliederung an die Gemeindebeamten, 
einen Beamtenausſchuß bei den techniſchen 
Dienſtvorgeſetzten zu bilden. Das wird bei 
der Regelung in Preußen zu beachten ſein, denn 
wenn auf der einen Seite die Rechte der Gemeinde⸗ 
forſtbeamten im Kommunalverbande wahr⸗ 
genommen werden müſſen, ſo iſt dasſelbe inner⸗ 
halb des Dienſtzweiges der Fall, der ſich in der 
Oberförſterei verkörpert. 

Wenig ſympathiſch wird die Vorſchrift be⸗ 
rühren, daß die Mitglieder der Beamtenausſchüſſe 
verpflichtet ſein ſollen, über die ihnen gemachten 
vertraulichen Angaben ſowie über die Auße⸗ 
rungen und Abſtimmungen der Teil⸗ 
nehmer Stillſchweigen zu bewahren, 
anderſeits aber für die in Ausübung ihrer Tätigkeit 
gemachten Außerungen zur Verantwortung 
gezogen werden können. Wenn nach dieſer 
Richtung durch Anſtand, Sitte und Taktgefühl 
gewiſſe Grenzen gezogen ſind, ſo wird die Be⸗ 
amtenſchaft wohl einhellig dieſe Faſſung ab⸗ 
lehnen. Ag. 

Se 

Der Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter hat 
in ſeiner Sitzung in Berlin am 9. Juli beſchloſſen, 
die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ zu ſeinem Verbands⸗ 
organ zu beſtellen. Den Preußiſchen Forſtrent⸗ 
meiſtern wird für das Vertrauen, das ſie unſerer 
Zeitung damit bekunden, der herzlichſte Dank 
ausgeſprochen. Wir werden uns auch fernerhin 
allezeit gern in der Förderung der Intereſſen der 
Preußiſchen Forſtrentmeiſter und ihres Verbandes 
betätigen. Die Schriftleitung. 


* 

Über die Zwecke der „Geſellſchaft für Jagd⸗ 
kunde“ (e. V.) haben wir ſchon öfter berichtet. 
Aus der neueſten Bekanntmachung geht hervor, 
daß ihrerſeits die vom Arbeitsausſchuß der 
Geſellſchaft herausgegebenen Flugſchriften „Ohr⸗ 
wurm⸗Merkblatt“, „Ufarusräude Merkblatt” und 
„Rehalter⸗Merkblatt“ allen Mitgliedern und den 
angeſchloſſenen Vereinen koſtenlos zugeſtellt worden 
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find. Die Ausbreitung der Geſellſchaft iſt ſtändig 
im Wachſen begriffen. Neben einer Anzahl von 
Einzelmitgliedern haben ſich körperſchaftlich 
angeſchloſſen: der Verein Deutſcher Jäger (e. B.) 
in Reetz; die Vereinigung der Jäger von Liegnitz 
und Umgebung in Liegnitz; der Gebrauchshunde⸗ 
verein der Lüneburger Heide in Lüneburg. Auch 
unſere forſtlichen Vereine ſollten den Anſchluß, 
der für ſie nur von Vorteil ſein könnte, in 
Erwägung ziehen. 


Doppellieferung der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
In letzter Zeit iſt es wiederholt vorgekommen, 
daß Bezieher unſer Blatt doppelt zugeſtellt er⸗ 
alten haben. Dieſe Doppellieferung iſt zumeiſt 
dadurch entſtanden, daß die betreffenden Bezieher, 
die bisher die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ auf ihre 
Beſtellung direkt von der Geſchäftsſtelle erhalten, 
ſie beim Quartalswechſel, ohne uns davon zu be⸗ 
nachrichtigen, durch die Poſt beſtellt haben. Wir 
bitten, uns in allen ſolchen Fällen ſtets zu 
unterrichten, da wir ſonſt nicht in der Lage ſind, 
Doppellieferungen zu vermeiden. Alle Bezieher, 
die noch immer unſer Blatt doppelt geliefert er⸗ 
halten, werden jetzt dringend gebeten, uns um⸗ 
gehend davon zu benachrichtigen; um ſo mehr, 
als trotz der Doppellieferung bei uns ein recht⸗ 
licher Anſpruch auf Bezahlung des bei uns zur 
Fortſetzung beſtellten Stückes unſeres Blattes 
Unbedingt beſteht. 
Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Staatliche Holzabſtockungsverträge in Der 
reich. Obwohl man in Oſterreich mit langfriſtigen 
Holzabſtockungsverträgen ſchon vor dem Kriege in 
Bosnien üble Erfahrungen gemacht hat, ſind jetzt 
wieder in Steiermark von der Staatsforſtver⸗ 
waltung zwei ſolcher Verträge abgeſchloſſen worden, 
welche die heftigſten Angriffe hervorrufen. 

Einer hiervon iſt der ſogenannte Reichraminger 
Vertrag (Nordſteiermark). Bei dieſem handelt 
es ſich um etwa 550 000 fm, die innerhalb 20 Jahren 
zu liefern ſind. Er ſoll hauptſächlich durch große 
Windfälle 1916 veranlaßt worden ſein (etwa 
160 000 fm), die vom Borkenkäfer befallen wurden 
und deshalb unter allen Umſtänden fortgeſchafft 
werden müſſen. Da die Staatsfinanzen die Her⸗ 
ſtellung der nötigen Bringungsanlagen nicht ge⸗ 
ſtatten, ſo mußten Abſtockungsverträge mit Privaten 
geſchloſſen werden. Man macht der Staats⸗ 
forſtverwaltung nun in erſter Linie den Vorwurf, 
daß ein Geſchäft in der Höhe von mindeſtens 
60 bis 100 Millionen Kronen ohne öffentliche 
Ausſchreibung abgeſchloſſen werden konnte. Als 
Stockpreis l(erntekoſtenfreier Preis) ſind für 
das Hauptſortiment der Sägeware 160 Kronen 
feſtgeſetzt. Da aber das 1916 geworfene und vom 
Borkenkäfer befallene Holz in der Hauptmaſſe 
nicht mehr als Nutzholz, ſondern nur höchſtens als 
Brennholz zu verwerten iſt, ſo dürfte der an⸗ 
gegebene Preis hierfür nicht zu erzielen ſein. 
Nun wird weiter berechnet, daß bei 600 Kronen 
Werbungskoſten für das Holz ab Säge nur noch 
ein Stockpreis von 77,50 Kronen je Feſtmeter 
verbleibt und bei 700 Kronen der Fiskus ſogar noch 
22,50 Kronen je Feſtmeter zuzahlt. Allerdings iſt 
für den Fiskus ein Gewinnanteil von 20% vor⸗ 
geſehen, und ſind ihm unter beſtimmten Voraus⸗ 
N jährlich 2 Millionen Kronen garantiert; 
allein der Staatsforſtverwaltung iſt nur die 
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Einſichtnahme ders Bücher, nicht aber ein Einfluß 
auf die Geſchäftsführung vorbehalten. 

Das Grundkapital der Geſellſchaft mit 6 Millionen 
Kronen iſt viel zu gering, ſchon allein im Ver⸗ 
hältnis zu den 160 000 fm Windbruch und Kiefern⸗ 
holz, die ſofort herauszuſchaffen und vor der Abe 
fuhr zu bezahlen waren. Heute ſollen im Geſchäft 
ſchon 67,5 Millionen Kronen angelegt und für 
1921/22 Ausgaben in der Höhe von 132 Millionen 
Kronen vorgeſehen ſein, während man für 1921 
nur eine Einnahme von 6,5 Millionen Kronen 
erwartet. Der Borkenkäfer ſoll inzwiſchen munter 
weiterfreſſen, ſo daß ſofort noch weitere 120 000 fm 
eingeſchlagen und fortgeſchafft werden müſſen. 
Nach einer Mitteilung von Kubelka in der „Wiener 
Allgemeinen Forſt⸗ und Jagdzeitung“ ſind dem 
Borkenkäfer 1921 in Reichramingen und den an⸗ 
ſtoßenden Forſten von Weyer mehrere hundert⸗ 
tauſend Feſtmeter zum Opfer gefallen. 

Kubelka berichtet a. a. O. weiterhin, daß er 
ſchon 1910, leider vergeblich, auf die Notwendigkeit 
ſyſtematiſcher Ausnützung dieſes Waldgebiets und 
der Anlage der hierzu nötigen Transportanſtalten 
hingewieſen und auch vollſtändige Projekte hier⸗ 
für vorgelegt habe. 

Ein zweiter, ebenfalls zwanzigjähriger Vertrag 
betrifft die in Nordſteiermark gelegenen und früher 
zur kaiſerlichen Hofjagd gehörigen Forſtwirtſchafts⸗ 
bezirke: Mürzzuſchlag, Neuberg, Mürzſteg, 
Freis, Wildalpe, Großreiflong und Gußwerk. Die 
Verhältniſſe ſind hier für die Staatsforſtverwaltung 
inſofern noch ungünſtiger, als dieſe Gebiete in der 
Hauptſache ſchon längſt erſchloſſen waren, alſo 
neue, koſtſpielige Anlagen für die Holzabfuhr nicht 
notwendig ſind; ein langfriſtiger Vertrag war 
alſo hier keinesfalls zuläſſig. Jedenfalls hätte 
man nicht das ganze große Gebiet an einen ein⸗ 
zigen Unternehmer übergeben, ſondern mindeſtens 
drei Gruppen bilden müſſen. Außerdem beſtehen 
hier ſchon zahlreiche Sägewerke, die jetzt dem 
Unternehmer auf Gnade und Ungnade aus⸗ 
geliefert ſind. 

Er iſt zwar verpflichtet, ihnen das nötige 
Rundholz zu einem beſtimmten Preis zu liefern, 
der Ort der Abgabe iſt aber ganz ſeinem Ermeſſen 
überlaſſen, ſo daß er die eingeſeſſenen Unternehmer 
nach Belieben ſchikanieren kann. 

Der Stockzins wird ſo beſtimmt, daß der 
Durchſchnittspreis eines Feſtmeters Schnittware 
des Hauptſortiments ab Säge durch acht geteilt 
wird. Ob dieſer Schlüſſel 1:8 gerechtfertigt iſt 
oder nicht, läßt ſich nie nach genauer Ermittelung 
der Bringungskoſten feſtſtellen. 

Von dieſem Rundholzpreis ſollen bei Schleif⸗ 
holz noch 40% abgegeben werden, was viel zu 
hoch erſcheint. 

Es wird mit Nachdruck behauptet, daß die Ein⸗ 
nahmen für den Staat aus dieſen Holzerträgen 
5 weit geringer ſein werden als bei 
der gewöhnlichen Verwertungsweiſe des jähr⸗ 
lichen Einſchlags. 

Die Verträge unterliegen gegenwärtig einer 
Prüfung durch einen parlamentariſchen Unter⸗ 
ſuchungsausſchuß. Ihre Löſung und Außerkraft⸗ 
ſetzung wird vom Holzhandel Oſterreichs nach⸗ 
drücklich betrieben. 

Das arme Eſterreich hätte alle Veranlaſſung, 
bei der Verwertung der ihm faſt allein noch ver⸗ 
bliebenen natürlichen Reichtümer recht vorſichtig 
zu ſein! 

CH 
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Griet, und Fragekaſten. führen jetzt den Titel „Forſtoberſekretäre“ Sie 
Anfrage Nr. 62. Forſtgeometerlaufbahn. ergänzen ſich aus den ſtaatlichen Forſtbetriebs⸗ 
Iſt die Laufbahn der Forſtgeometer eine ſtaatliche beamten. Bedingung für die Ernennung zum 
Beamtenkarriere? Welche Schulzeugniſſe find Forſtoberſekretär iſt abgelegte Förſterprüfung 
erforderlich? Wo findet die Ausbildung ſtatt und und nachgewieſene Geeigentheit für die Stellung. 
wie lange dauerte ſie? Wie ſind die Beſoldungs⸗ Die Ausbildung findet bei den Forſteinrichtungs⸗ 
verhältniſſe? B., Staatl. Revierförſter in P. anſtalten ſtatt. Die Forſtoberſekretäre ſtehen im 
Antwort: Die Forſtgeometer der Preußiſchen Range und der Beſoldung den ſtaatlichen Revier⸗ 
Staatsforſtverwaltung ſind ſtaatliche Beamte und förſtern gleich. Kr. 
= 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Zur geſetzung gelangende Forſtdienſitelen.. 5 . des A: unde ber Regierungs- 


Preußen. bezirke Coblenz, Düſſeldorf, Cöln und Aachen; 
Staats⸗Forſtverwaltung. welche den Forſtverſorgungsſchein von 1904 und 


le SE früher erhalten haben. Bewerbungsfriſt 15. Auguſt. 
EE 55 epi 205 an gürfterftelle Rohrbruch, Oberf. Marienwalde (Frank 


{ N furt a. O.), iſt vorausſichtlich zum 1. Oktober zu 

e I er EC, beſetzen. Wirtſchaftsländereien, Nutzungsgeld und 
20. Auguſt. S Dienſtaufwandsentſchädigung werden nach den 
Oberförſterſtelle Segeberg (Schleswig) iſt zum uk „ geregelt. Bewerbungsfriſt: 


( ) K ft. 
oa früher zu Der Förſterſtelle Schluft, Oberf. Sieber (Hilpesheim), 


; ; Ip zum 1. Oktober neu zu beſetzen. Wirtſchaftskland 

gorſtſekretärſtelle Schulenberg (Hildesheim), die To aft. 
h a f zurzeit 4,651 ba. Dienſtaufwandsentſchädigung 
bisher von einem Schreibgehilſen verſehen wird iſt 500 A. Dienſtwohnung vorhanden. Bewerber 


vob E a 990 We bis Forſtverſorgungsſchein 1903, ausſchließlich Forſt⸗ 
Kater „ d S ſekretäre. Bewerbungsfriſt bis ſpäteſtens 20. Auguſt. 
aber auf Lunſch vergrößert wird, ur werbungen Jyrſterſtelle Schwarzenberg in Altenau, Oberf. 
ſind bis ſpäteſtens 15. Auguſt einzureichen. Altenau (Hildesheim), iſt zum 1. Oktober neu 
Förſterſtelle Bleſen, Hberf. Schwerin a. W. zu beſetzen. Wirtſchaftsland zurzeit 1,0740 ka. 
(Schneide mühl), it zum 1. November neu zu Dienſtaufwandsentſchädigung 400 ` A. Dienſt⸗ 
beſetzen. Förſterei liegt allein im Walde, 3 km wohnung vorhanden. Bewerber bis Forſtver⸗ 
von der Stadt Bleſen, 2 km vom Dorf Althöſchen. ſorgungsſchein 1903, ausſchließlich Forſtſekretäre. 
In Bleſen katholiſche und (vangeliſche Schule, Bewerbungsfriſt bis ſpäteſtens 20. Auguſt. 
ae en ae 9 es en Im Regierungsbezirk Königsberg gelangen zum 
ir a . Eie e 
1010 aan a. Cf 8 e Künſtiges 1. Oktober folgende Förſterſtellen zur Neubeſetzung: 
Dienſtland: 0,1760 ha Garten 1 Kl., 7 „2180 ha | Königgrätz, Oberf. Nemonien. Zur Stelle gehören: 
Acker 2. Kl. 4.6060 ha Wieſe 2. Klaſſe. Dienſt⸗ Dienſtwohnung, Dienſtland 10 ba. Die Schule iſt 
aufwand 150 A jährlich. Bewerber, Förſter ſowie in Königgrätz. Bahnſtaſtion: Mehlauken, 20,7 km. 
Forſtſekretäre, ſoweit ſie in der Liſte der Förſter m Steinberg, Oberf. Wormditten. Zur Stelle gehören: 
d f e , Reg Dienſtwohnung, Dienſtland (bis zur Neuregulierung) 
R. ſtehen, aus hieſigem Bezirk, ſowie Forſtſekretäre 16 ha. Die Schule iſt in Steinb 2 km. Bahn⸗ 
Eë 1 1 = i gett es Sr See 5 1 erg, m. Ba 
rankfurt a. O., ſoweit ſie den Forſtverſorgungsſchein 7 „ dr g 
von 1906 und früher beſitzen, können Bewerbungs⸗ Schaltiſchledimmen, Oberf. Alt⸗Sternberg. Zur Stelle 


eſuche bei der Regierung Schneidemühl vorlegen. gehören: Dienſtwohnung, Dienſtland (bis zur 
Bewerbungsfeiſt 10. Auguſt. g 0 S Neuregulierung) 19 ha. Die Schule iſt in 
Förſterſtelle Erlau, Oberf. Erlau (Erfurt), iſt zum Schaltiſchledimmen. Bahnſtation: Alt- Sternberg, 
1. November anderweitig zu beſetzen. Zur Stelle 3,3 km. . . 
gehören: Dienſtwohnung und vorausſichtlich 0,077 ha]. Bewerbungsgeſuche! find bis zum 20. Auguſt an 
Garten, 1,358 ha Acker und 1,088 ha Wieſen. Dienſt⸗ die Regierung in Königsberg einzureichen. 
aufwandsentſchädigung 150 4. Bewerbungsfriſt Hilfsförſterſtelle Babienten, Oberf. Ratzeburg (Allen 
15. Auguſt. ſtein), iſt ſofort zu beſetzen. Zur Stelle gehören 
Förſterſtelle Friedrichshof, Oberf. Grünaue bei Dienſtwohnung, 2,5 ba Acker, 2,5 ha Wieſen. 
Rathenow (Potsdam), iſt vorausſichtlich zum Schule in Babienten. Bahnort in Grünwalde 
1. Oktober neu zu beſetzen. Wirtſchaftsland bisher: und Peitſchendorf, 12 km. Bewerbungsfrist: 


Garten 0,1810 ha, Acker 7,1190 ha, Wieſe 10,5130 ha. 6. Auguſt. 
Nutzungsgeld 80 Mk. Die anderweite Regelung Hilfsförſterſtelle Balzplatz, Oberf. Drygallen (Allen ⸗ 
ſtein), iſt ſofort zu beſetzen. Acker und Wieſen 


des Wirtſchaftslandes gemäß der Allgemeinen Ver⸗ 6 
fügung — 111/20 für 1921 bleibt vorbehalten. Be⸗ Höchſtmaß, Dienſtwohnung. Schule und Bahnort 
Drygallen, 5,2 km. Bewerbungsfriſt 6. Auguſt. 


werbungsfriſt 20. Auguſt. N 
Förſterſtelle Goldbeck, Oberf. Rumbeck (Minden), iſt Hilfsförſterſtelle Neu⸗Bartelsdorf, Oberf. Ramuck 
(Allenſtein), iſt ſofort zu beſetzen. Zur Stelle 


neu zu beſetzen. Wirtſchaftsland 2 ha. Nutzungs- 1 
geld 24 A. Dienſtaufwandsentſchädigung 350 A. gehören Dienſtwohnung, 3 ha Acker, 2 ha Wieſen. 
Schule in Neu⸗Bartelsdorf, 0,5 km, Nächſter 


Nächſte Bahnſtation 15 km. Nächſte höhere 
Schule 15 km. Als Bewerber ſind zugelaſſen Bahnhof: Mertinsdorf, 8 km. Bewerbungsfriſt: 
Förſter m. R. Bewerbungsfriſt: 10 Auguſt. 6. Auguſt. 
Förſterſtelle Hahnheide, Oberf. Trittau (Schleswig), Mittelbarer Staatsdienſt. 
Hilfsförſter auf Privatdienſtvertrag geſucht. Be⸗ 


iſt am e zu EECH Zur Stelle 

gehören: Dienſtwohnung, 11 ha Dienſtland und werbungen ſind an den Magiſtrat Burg, Bez. 

A III Bewerbungs- Magdeburg, einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 
Perſonalnachrichten. 

Preußen. 


Förſterſtelle Klink, Oberf. Wadern (Trier), iſt zum 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


1. Oktober zu beſetzen. Zur Stelle gehören: Dienſt⸗ 
Otte, Forſtrentmeiſter in Inſterburg, iſt vom 1. Auguſt an 


wohnung, 0,265 ha Garten, 0,998 ha Acker, 
2,281 ha Wieſe. Nutzungsgeld 217 K. Dienſt⸗ 
nach Trebnitz, Regierungsbezirk Breslau verſetzt. 


aufwandsentſchädigung vorläufig 500 A. Bahn⸗ 
ſtation 4 km, Dorfſchule 1 km, höhere Schule 40 km. 
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Boch, Förſter in Przykopp, Ebert, Ramuck (Allenſtein), 
iſt am 1. Juli die bisher auftragsweiſe verwaltete 
Förſterſtelle Przykopp endgültig übertragen. . 

Noßnſtädt, Förſter in Neu⸗Bartelsdorf, Oberf Ramuck, iſt 
die Förſterſtelle Bärenwinkel, Oberf. Puppen (Alien: 
ſtein), ſofort übertragen. Se 

Dinfe, Förſter in Lucduojen, Oberf. Pfeil (Königberg), 
iſt am 1. Juli die Förſterſtelle Hahnebruch, bert. 
Wolfsbruch (Allenſtein), übertragen. 

Alingfer, Förſter o. R in Holteuſen, Kloſter⸗Oberf 
Wennigſen, wird am 1. Auguſt nach Eichhorſt, Oberf. 
Springe (Hannover), verſetzt. 

Kriſat, Förſter in Balzplatz, Oberf. Drygallen, iſt am 
1. Juli die Förſterſtelle Jegliak, bert Kullik (Allen⸗ 
ſtein), übertragen. 

Künffel, Hegemeiter in Schluft, Oberf. Sieber, wird am 
1. Oktober nach Elend. Oberf. Elend (Hildesheim), 
verſetzt. 

Materne, Georg, Forſtgehilſe in Carpin, Oberf. Eggeſin, 
wird am 1. Auguſt nach Zachan. Oberf. Jakobshagen 
(Stettin), verſetzt 

Mönckmeyer, Förſter in Altenau, Oberf Altenau, wird am 
1 Oktober nach Liebenburg, Oberf. Liebenburg (Hildes⸗ 
heim), verſetzt 

Müller. Ewald, Hilfsfoͤrſter in Demmenen, bert, Wilhelms⸗ 
bruch (Gumbinnen), iſt am 1. Auguſt nach Niſter, 
Oberf. Kroppach (Wiesbaden), verſetzt. 

Przetalt, Förſter in Eichhorſt, Oberf. Rudſchanny (Allen⸗ 
fein), ut die bisher auftragsweiſe verwaltete Förſter⸗ 
ſtelle Eichhorſt endgültig übertragen. 

Stärker, Förſter in Babienten, Oberf. Ratzeburg, iſt am 
1. Juli die Förſterſtelle Habichtsberg, Oberſ. Kaltenborn 
(Allenftein) übertragen. 

Goltz, Forſtgehilfe in Nowawes, Oberf. Potsdam, ıft am 
1. Juli nach Neu» Glienicke, Oberf. Neu: Glienicke 
(Potsdam), veriegt. 

Greve, Forſtgehilſe in Zachan, Oberf. Jakobshagen, wird 
= 3. Auguſt nach Carpin, Oberf. Eggeſin (Stettin), 
verſetzt. 

Klawitter, Forſigehilfe in Neu⸗Glienicke, Oberf. Neu⸗ 
Glienicke, iſt am 1. Juli nach Sellenwalde, Oberf. 
Menz (Potsdam), verſetzt. 

Wegener, Wilhelm, Forſtgehilfe in Berlin⸗Plötzenſee, Oberf. 
Schönwalde, iſt am 1. Juli nach Schöneweide, Oberf 
Cummersdorf (Potsdam), verſetzt. 

Kommunalforſtdienſt. 

Frautmann, Revierförſter, fruher in Lublinitz, O.⸗Schl., 
wurde als ſtädtiſcher Revierförſter in Oſterwieck, Harz. 
und für die Intereſſenten⸗Forſten Deersheim. Veltheim, 
Bexheim und Oſterode am Fallſtein angeſtellt und von 
der Regierung in Magdeburg beſtätigt 

Casper, Forſtgehilfe, iſt als Gemeindeförſter auf Probe in 
Perſcheid, Oberf. St. Goar, angeſtellt. 


Mecklenburg ⸗Schwerin. 
Zum 1. Juli wurden verſetzt die Revierzäger: 
Niemann von Oettelin nach Altenheide; Erich von Kläden 


nach Dümmerhütte; H. J. Möller von Friedrichsmoor 
nach Neuflofter; Ales on Seefeld nach Kleiſten: Schell 
von Bahlenhüſchen nach Buchholz; Stahlmann von 
Bahlenhüſchen nach Friedrichsmoor: Stark von Schwinz 
nach Turloff, zur Vertretung des Forſtſchreibers vom 
1. bis 21. Juli d. J.: Stein von Glatiſin nach Ivendorf; 
Wienke von Cammin nach Höltingsdorf. 


Ferner die Stationsjäger: 

Alban von Friedrichsmoor nach Farpen: Ruſch von Greven 
nach Glaiſin; Diekmann von Wredenhagen nach Bützow 
zur Unterſtützung des Forſtrentmeiſters Kopping; Kocken⸗ 
ßrock von Weißekrug nach Völkshagen mit dem Wohnſitz 
in Roſtocker⸗Wulfshagen; Grand von Dummerhutte 
nach Kläden; Kallier von Höltingsdorf nach Friedrichs⸗ 
moor; Severin von Altheide nach Friedrichsmoor; Wulf 
Zept Gr.⸗Wockern nach Wredenhagen für das Revier 

eplow. 


Hagelſtein. Revierjäger in Teſchow, iſt am 1. Juli zum 
Forſter ernannt. 

Cübeß, Stationsjäger, iſt zum 10. Juli zur Hilfeleiſtung 
in die Regiſtratur der Forſteinrichtungsanſtalt berufen. 

Zudem, Stationsjäger in Gr⸗Upahl, iſt am 1. Juli zum 
Förſter ernannt. 

Rehls, Stationsjäger in Zernin, iſt zum 16. Juli berufen, 
den erkrankten Stationsjäger Moldt beim Forſtamt 
Schwerin zu vertreten. 

Paetow, Revierjäger in Drewitz, iſt am 10. Juli als 
Reviergehilſe nach Sandkrug berufen. 

Stahl, Förſter in Lüblow, iſt zum 1. Oktober auf die 
Joͤrſterſtelle Tankenhagen berufen. 

Stark, Revierzäger, ut am 1. Juli zur weiteren Aus⸗ 
bildung dem Forſtamt Altheide uberwieſen 

Wulff, Stationsjäger in Gr⸗Wockern, iſt am 1. Juli Don 
nach Zeptow zur Hilfeleiſtung an die Forſtkaſſe Butzow 


berufen. 
Heſſen. 


In den Ruheſtand wurden verſetzt: 

Joſeph, Geh. Forſtrat, Oberf. Eberſtadt; Klump, Geh. 
Forſtrat, Oberf. Langen; Sabderkorn, Geh. Forſtrat, 
Oberf. Alsfeld; MWrill, Geh. Forſtrat, Alsfeld 

Cipp, Forſtmeiſter in Grebenhain, wurde in die Oberf. 
Nidda verſetzt. 


Sachſen⸗ Altenburg. 
Nüchel, Wildmeiſter in Großbockedra, ut als Forſthilfs⸗ 
beamter beim Thuringer Forſtamt Wilchwitz nach 
Schombach verſetzt. 


Jubiläen, Gedenktage u. a. m. 
Humboldt, Priwat⸗Revierförſter in Kollatz bei Polzin in 
Pommern, feierte am 17. Juli ſein 50 jähriges Dieuſt⸗ 
jubiläum. 
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Vereinszeitung. 


Mitteilungen forſtlicher Vereine. 


Deutſcher Forſtverein. 
Geſamtplan 
für die Mitgliederverſammlung zu Kreuznach. 
A. Zeiteinteilung. 

Sonntag, den 11. September: Empfang 
der ankommenden Mitglieder, Wohnungsnachweis im 
Bahnhofsgebaͤude. Abends von 8 Uhr ab: Geſellige 
b im Kurhaus. — Konzert der Kurkapelle. 
Liederabend (140 Saͤnger). 

Montag, den 12. September, vorm. 8 Uhr: 
Vollverſammlung im Theater. Nachm. 2% Uhr: 
Teilverſammlungen. Im Theater: Die geologiſche 
Umgebung von Kreuznach. Im Kurhaus: Einheits⸗ 
bezeichnungen und Normalmaße in der Forſtwirt⸗ 
ſchaft. Im alten Baͤderhaus (gegenuͤber dem Theater): 
Die Schaͤlwaldfrage mit beſonderer Beruͤckſichtigung 
der Rheinlande. Abends: Feſtvorſtellung im Theater. 
Geſellige Vereinigung im Kurhaus. 

Dienstag, den 13. September, vorm. 8%, 
Uhr: Teilverſammlungen. Im Lichtſpielhaus Toes: 
Gegenwarts⸗ und Zukunftsaufgaben der deutſchen 
Forſtwirtſchaft. Forſtbetrieb im Film mit ein⸗ 
fuͤhrendem Vortrag. Im Kurhaus: Die Geologie 


des Buntſandſteins. Einführung in die Verhaͤltniſſe 


der bei den Ausfluͤgen zu beſuchenden Waldgebiete. 
Nachm. 2 Uhr: Gang oder Fahrt nach Bad Muͤnſter 
am Stein. 
B. Verſammlungsgegenſtaͤnde. 

Mittwoch, den 14., und Donnerstag, den 
15. September: I. Vollverſammlung. 1. Ge: 
ſchaͤftsbericht des Vorſtandes. 2. Verſuchsweſen und 
Betriebsſtatiſtik. Ref.: Geh. Regierungsrat Prof. Dr. 
Schwappach⸗-Cberswalde. II. Teilverſamm⸗ 
lungen: 1. Die Schaͤlwaldfrage mit beſonderer 
Beruͤckſichtigung der Rheinlande. Ref.: Forſtrat 
Ludwig, Bonn; Geh. Reg.⸗ und Forſtrat Huͤnten, 
Koblenz. 2. Gegenwarts- und Zukunftsaufgaben 
der deutſchen Forſtwirtſchaft. Berichterſtatter: Forst 
meiſter Wiebecke, Eberswalde. Einfuͤhrender Vor⸗ 
trag zu den Filmdarſtellungen: Privatdozent Dr. 
Rubner, Münden, 3. Einheitsbezeichnungen und 
Normalmaße in der Forſtwirtſchaft. Berichterſtatter: 
Oberregierungsrat Dr. Kuͤnkele, Speyer. 4. Die 
Geologie des Buntſandſteins. Berichterſtatter: Ge: 
heimer Rat Prof. Dr. Salomon, Heidelberg. 5. Die 
geologiſche Umgebung von Kreuznach. Berichterſtatter: 
Gymnaſiallehrer Geib, Kreuznach (zugleich Fuͤhrer 
für den oben erwähnten geologiſchen Gang). 6. Ein: 
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führung in die Verhaͤltniſſe der bei den Ausflügen 
zu beſuchenden Waldgebiete: a) Soonwald: Ober⸗ 
foͤrſter Roth, Forſthaus Pfalz. b) Die Weindomaͤne 
von Sobernheim: Oberfoͤrſter Schmank, Sobern⸗ 
heim. c) Die Maſchinenvorfuͤhrung in Ebernburg: 
Oberregierungsrat Stamminger, Speyer. d) Der 
Donnersberg: Oberforſtmeiſter Schreiner, Winn: 
weiler. e) Der Pfälzer Wald: Regierungsdirektor, 
Geheimer Rat Dr. Wappes, Speyer. D Die Wal: 
dungen bei Alzey: Forſtmeiſter Dieffenbach, Alzey. 
C. Ausfluͤge. 

Mittwoch, den 14. September (zum Teil 
noch am folgenden Tage): 1. in die preußiſche Ober⸗ 
förfterei Neupfalz: 2. in die ſtaatlichen Weinbau: 
Domaͤnen Sobernheim; 3. in das bayeriſche Forſt⸗ 
amt Ebernburg; 4. in die heſſiſche Oberfoͤrſterei Alzey; 
5. in das bayeriſche Forſtamt Winnweiler (Donners⸗ 
berg); 6. in den Pfaͤlzerwald. 

Zureiſe-Erlaubnis iſt nicht erforderlich. 
Kür den perſoͤnlichen Ausweis iſt ein Paß mit Lichte 
bild nötig. 

Zollſchwierigkeiten für das Reiſegepaͤck be: 
ſtehen zurzeit nicht. Das Handgepaͤck wird faſt nie 
durchſucht, nur bei Paſſagiergut wird manchmal 
Offnen verlangt. 

Zivilbeamte in Uniform haben die Offiziere 
der Beſatzungsarniee zu grüßen. 

Über Reiſe⸗, Unterbringungs- und Wer: 
pflegungs angelegenheiten gibt Auskunft das 
Verkehrsamt Kreuznach, uͤber ſonſtige Angelegen⸗ 
heiten dio Gefchäftsftelle der Forſtverſamm⸗ 
lung (Forſtamt Cbernburg, Pfalz). Nähere Mit: 
teilung uͤber die wichtigſten Bahnverbindungen und 
die Fahrpreiſe von den Hauptſtationen aus erfolgt 
ſpaͤter in „Deutſchen Forſtwirt“. 

Es „rd dringend gebeten, die Anmeldung tun: 
lichſt bald zu betätigen, jedenfalls bis 20. Auguſt. 
Der 1. Vorſitzende 
des Deutſchen Forſtvereins: Dr. Wappes. 
Die Geſchaͤftsfuͤhrung: 

Schmank, Forſtmeiſter, Fritz, Oberforſtmeiſter, 
Sobernheim. Ebernburg (Pfalz). 
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Verein 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 
Mitteilung des Vorſtandes. 

1. Angeſichts der Tatſache, daß wir Revierförſter 
geldlich ſchlechter geſtellt ſind als der Teil der 
älteren Förſter, der mit uns in Beſoldungs⸗ 
gruppe VII das gleiche Gehalt hat und dann noch 
die gleiche Wirtſchaftslandmenge zuerkannt erhielt, 
habe ich nochmals bei dem Herrn Minifter be⸗ 
antragt, daß uns eine Wirtſchaftsland⸗Höchſtmenge 
von 16 bis 20 ha zugebilligt wird. Da für uns 
die Haltung eines Dienſtpferdes erforderlich und 
auch zugebilligt iſt, müſſen wir ein Pferd mehr 
halten als die Förſter. Zur Wirtſchaftsführung 
bei Haltung emes Pferdes ſind nach miniſterieller 
Feſtſtellung 12 bis 15 ha Wirtſchaftsland er⸗ 
forderlich. Wenn uns nun auch nur 12 bis 15 ha 
Wirtſchaftsland zugebilligt werden, dann müſſen 
wir das Futter für das Dienſtpferd kaufen. Wir 
können dadurch in ein gewiſſes Abhängigkeits⸗ 
verhältnis zur Landbevölkerung kommen, und da 
außerdem die Pferdehaltungsgelder zur Futter⸗ 
beſchaffung für das Dienſtpferd nicht ausreichen, 
müſſen wir vom Gehalt zulegen und ſtehen 
ſchlechter als die Förſter, die mit uns in Be⸗ 
ſoldungsgruppe VII ftehen. Ich habe dies in 
meinem Antrage an den Herrn Mmiſter dargeſtellt 
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und habe die Hoffnung, daß der Herr Miniſter 
dieſen gerechten Wunſch erfüllen wird. 

2. Mehrfache Anfragen veranlaſſen mich, mit⸗ 
zuteilen, daß die Oberförſterei⸗Vertrauensmänner 
mit den Revierförſtern nichts zu tun haben. Die 
Vertretung von Revierförſter⸗Intereſſen erfolgt 
lediglich im Regierungsbezirk durch den Revier⸗ 
förſter⸗Vertrauensmann, im Beamtenausſchuß des 
Miniſteriums durch den jeweiligen Vorſitzenden 
des Revierförſtervereins als Mitglied des Be⸗ 
amtenausſchuſſes. Hennig. 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 


1. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann ⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz, Kr. Schlawe. 

Schriftfuhrer: Staatsförſter und Foiſtſchreiber 
Sieg, Zauderbruck, Poſt Wehnershof, Bezirk 


Schneidemühl. 
Kaſſenwart: Staatsförſter Laabs in Pilow-⸗ 
mühle bei Groß⸗Zacharin, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen Jop an die Preußiſche 
Staatsförſtervereinigung z. H. der Kreis- 
ſparkaſſe zu Neuſtettin, Grro⸗Konto Nr. 560, 
einzuſenden. 
Zur Aufklärung. 

In letzter Nummer des „Deutſchen Förſters“ 
beſchäftigt man ſich ſeitenlang wieder mit unſerer 
Veremigung und mir meiner Perſon. Herr Ludewig 
verlangt gleich eingangs für ſeine wohl ihm ſelbſt 
zu lang gewordene und daher zu klein geſchrotete 
Betrachtung keine Entgegnung. Ich bin ihm 
aufrichtig dankbar hierfür. 

Will er aber den letzten Abſatz ſeiner Be⸗ 
trachtungen, den ich reſtlos akzeptiere, wahrmachen 
helfen, dann wird er ſchleunigſt den Kreis ſeiner 
jetzigen Umgebung verlaſſen und ſich einen 
Wirkungskreis ſuchen müſſen, wo man, ſeinen 
Worten folgend, „klaren Auges und freien 
Herzens hinausblickt in die Zukunft 
unſeres Volkes und unſeres Standes“. 
— Gerade das, Herr Ludewig, wollen wir, dafür 
kämpfen wir, und dafür laſſen wir uns von Ihrem 
engſten Kreiſe mit — Schmutz bewerfen. 

Dann tritt ein paar Seiten weiter Herr Meyer 
wieder auf den Plan, ſchweres Geſchütz aus dem 
Jahre 1902 gegen mich aufführend. Mit Herrn 
Meyer aus Eberswalde polemiſiere ich nach ſeinen 
Ehrabſchneidungen, die er ohne jede Unter lagen 
in die Welt geſetzt hat, nicht, auch dann nicht, wenn 
er ſich bemüht, aus längſt verfloſſenen Jahrzehnten 
einen Scheiterhaufen für mich aufzutürmen, an 
dem er ſich nur ſelbſt die Finger arg verbrennen 
wird. In ſein Stammbuch möchte ich aber doch 
nicht verfehlen folgenden Vers zu ſchreiben: 

Es will der Spitz aus Nachbars Stall 
Mit Bellen uns begleiten, 

Doch ſeiner Stimme lauter Schall 
Beweiſt nur, daß wir — reiten! — 

Unſeren Mitgliedern empfehle ich ferner einen 
in gleicher Nummer enthaltenen Schriſtſatz, Arbeits⸗ 
gemeinſchaften“ von Hilfsförſter Mießnick zum ein⸗ 
gehenden Studium. Während jener beruhmte 
Sextaner Karlchen Mießnick noch wenigſtens Humor: 
durchwehte Arbeiten zur Ablieferung brachte, iſt 
dieſem Namensretter jenes Kladderadatſchknaben 
mit dem geſunden Humor ſcheinbar auch jede 
vernünftige Logik abhanden gekommen. Iſt es 
nicht blutiger Humor, wenn ein Hilfsförſter Mießnick 
den Oberförſterverein vor einer Arbeitsgemeinſchaft 
mit der Staatsförſtervereinigung warnen zu 
müſſen glaubt!? Denunziationsſucht. überhebung. 
und Verſtändnisloſigkeit auf ſo engem Raum iſt 
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elbſt im „Deutſchen Förſter“ ſelten zu finden. 
Ye gratulieren zu dieſem Mitarbeiter. 
Neumann⸗Bärenberg. 


ze 


* 


Zur Abwehr. 

„Das Rad der Zeit rollt ſeinen Lauf, und keiner, 
keiner hält es auf.“ Dieſe Worte des Herrn 
Ludewig in ſeinen Betrachtungen zu „Das neue 
Ziel“ im „Deutſchen Förſter“ möchte auch ich für 
die Preußiſche Staatsförſtervereinigung meinen 
heutigen Betrachtungen zugrunde legen. 

In letzter Zeit beſchäftigt man ſich im, „Deutſchen 

örſter“ auffallend viel mit uns, der Preußiſchen 
Staatsförſtervereinigung. Daß man ſich mit uns 
beſchäftigt, iſt ein Zeichen dafür, daß man uns 
ernſt nimmt, und daß gegen unſere Beſtrebungen, 
unſere Ziele nicht viel einzuwenden iſt. Man 
fürchtet uns, man hört das Kniſtern im Gebäude 
der Gewerkſchaft. Schadhafter Mörtel ſickert aus 
den Fugen; es kriſelt. Von oben wird die Parole 
ausgegeben, gegen die neue Bewegung zu kämpfen, 
aufklärend zu wirken, es wird zum Sammeln 
geblaſen. Der feudale Herr von Kurnatowsky 
erſcheint auf dem Plan, um den Gewerkſchafts⸗ 
mitgliedern eine Vorleſung über Korpsgeiſt zu 
halten. Iſt das Korpsgeiſt, Herr von Kurnatowsky, 
wenn man ohne jeden ſtichhaltigen Grund mit 
Trompetengeſchmetter aus dem Verein „Waldheil“ 
austritt? 

Herr Puppel hält einen Vortrag in der Bezirks⸗ 
gruppe über Geiſtesrichtung und Standesrückſichten 
in der Preußiſchen Staatsförſtervereinigung; natür⸗ 
lich fehlen nicht die üblichen Seitenhiebe. Bei uns 

rrſcht nur eine Geiſtesrichtung, und unſer Verein 
d auf Standesrückſichten aufgebaut. Bei uns 
bringt man es nicht fertig, unſern Stand mit 
Hilfe der „Freiheit“ in den Schmutz zu ziehen; ſo 
etwas bringt nur die ſogenannte neutrale Gewerk⸗ 
ſchaft fertig. Wozu hat man denn einen C. Meyer 
zum Preſſechef? Es ſoll ja auch „Meyers“ bei der 
„Freiheit“ geben. Warum ſoll man denn nicht fo 
feudale Verbindungen anknüpfen? Man iſt doch 
ausgeſprochen neutral. Eine nähere Verbindung 
mit den Unabhängigen wäre vielleicht ein erſtrebens⸗ 
wertes „neues Ziel“ für die Gewerkſchaft. Sagt 
man doch den Unabhängigen nach, daß ſie die 
Abſchaffung des heutigen Beamtenſtandes und 
ſeiner Penſionen betrieben. 

Ja, ja, die Revolution hat die Köpfe und die 
Herzen verwirrt und treibt ſonderbare Blüten. 
So mancher Grünrock, der früher bei jeder paſſenden 
Gelegenheit mit Begeiſterung ſein Hurra rief, 
hatte plötzlich ſein rotglühendes Herz endeckt. Selbſt⸗ 
ſüchtige Motive brachten melt die Geſinnungs⸗ 
änderung fertig, man wurde, um zum Ziel zu 
gelangen, rot und röter. Dem Geſinnungs⸗ 
tüchtigen gehört die Welt! Miniſter Braun war 
viel zu ſchlau, um nicht die Streber zu erkennen. 
Er ließ ſich auch von einer Gewerkſchaft nicht 
einwickeln. 

Herr C. Meyer hat, nachdem er von ſeiten 
unſeres Vorſitzenden wegen einer Verleumdung 
gründlich abgeführt worden iſt, jetzt den traurigen 
Mut, unſern Vorſitzenden anzurempeln. Der 
Fritz Freimuth, alias Neumann⸗Bärenberg, der 
vor zwanzig Jahren den Artikel über die deutſche 
Treue ſchrieb, iſt noch derſelbe in ſeiner Geſinnung, 
ſeiner Treue, ſeinem Tun und Handeln wie vor 
zwanzig Jahren. Nur zwiſchen dem Damals und 
Heute liegt ein gewaltiger Unterſchied. Die damalige 
Regierung lehnte den alten Verein ab, heute 
lehnte die Gewerkſchaft die Regierung ab. Damals 
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war man nicht zu Unrecht aufgebracht gegen dieſe 
Ablehnung, die in erſter Linie dem Vorſitzenden 
perſönlich galt, damals war der Verein ein Verein 
treu nationaldenkender Männer, heute haben wir 
eine Gewerkſchaft vor uns, die ſich bei ſehr vielen 
durch ihre Maßnahmen, durch ihre Geſinnung, 
durch ihren Linksmarſch unbeliebt gemacht hat. 
Es iſt nicht jedermanns Sache, ſich einem Terror 
zu fügen, der ſich ſogar in Privatverhältniſſe ein⸗ 
miſcht und nicht einmal am Grabe halt macht. 
Noch gibt es Förſter, die ein Rückgrat haben und 
ſich nicht vor dem röteſten Teufel und ſeinem Terror 
fürchten, ſondern ſich furchtlos unſerer Vereinigung 
anſchließen. Zu einer ſolchen Gewerkſchaft braucht 
man nicht zu halten, denn der Verein Preußiſcher 
Staatsförſter hat uns in der Geſinnung auch keine 
Treue bewahrt. Und auch mit derartigen Ver⸗ 
öffentlichungen hebt man einen Neumann⸗ 
Bärenberg nicht aus dem Sattel. Dieſen halten 
wir für einen geborenen Führer. Wir haben 
ihn uns gewählt, weil wir ſeine anſtändige 
Geſinnung kennen und ſchätzen gelernt haben. 
Wir brauchen einen Mann, der neben auf⸗ 
rechter Geſinnung und politiſch⸗parlamentariſchen 
Kenntniſſen vor allen Dingen die nötige Wahr⸗ 
heitsliebe und ein Rückgrat beſitzt, um das 
ihn mancher Führer der Gewerkſchaft beneiden 
dürfte. Glauben denn die Herren Ludewig, Puppel, 
Meyer u. a. m. wirklich, daß ſie uns mit ihren An⸗ 
würfen aufhalten können? Derartige Betrachtungen, 
deren Tendenz darin beſteht, unſere Beſtrebungen 
verächtlich zu machen, können nur auf Leute wirken, 
die ſich vollſtändig in den Gewerkſchaftsgedanken 
verrannt haben. Man laſſe uns in Ruhe und 
Frieden und ſuche lieber eine Verſtändigung zum 
Nutzen unſeres Standes. 

Und nun zum Schluß noch eins: Als wir aus 
der Gewerkſchaft austraten, nannte man uns 
Außenſeiter; ſeitdem wir aber fundiert ſind, hat 
unſer Verein den Namen „Preußiſche Staats⸗ 
förſtervereinigung“ und trägt dieſen Namen in 
Ehren. Es ſcheint den Mitgliedern des Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter und dem „Deutſchen 
Förſter“ heute nach nicht klar zu ſein, daß die fort⸗ 
geſetzte Benennung Außenſeiterverein nicht nur 
eine böſe Entgleiſung, ſondern auch eine kollegiale 
Rückſichtsloſigkeit iſt. Wenn man auch von Herrn 
C. Meyer nicht ſoviel Anſtandsgefühl erwarten 
kann, ſo ſollte doch wohl die Schriftleitung des 
„Deutſchen Förſters“ wiſſen, was ſie zu tun und 
0 le hat. Auch dem Feinde iſt man Achtung 

uldig 

Forſthaus Schönberg. 

Koch, Staatsförſter. 
= 


Luſtiges in trauriger Zeit. 


eitungen machte einmal die Runde ein Bericht 
eines Bahnwärters an ſeine vorgeſetzte Behörde, 
der alſo lautete: „Da man, wenn man, indem 
man die Hände in kaltes, laues oder warmes 
Waſſer ſteckt, wenn man die Temperatur meſſen 
will, dieſes nicht nur gar nicht, ſondern höchſt 
mangelhaft kann, bittet Endesgefertigter, da er 
nur einen auf Pappendeckel aufgeſpickten befitzt, 


Nr. 31 Bd. 36 (1921) 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


599 


ganz ergebenſt um einen Thermometer“. — Sollte 


ieſer Bericht zum Muſter genommen ſein? 
Staatsförſter Chriſtoleit. 


e 
Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 
Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7817. Keuthen, Conrad, Förſter, Parchau i. Schl., Kreis Lüben. 


VIII. 

7318. Heſſe, Otto, Hilfsförſter, Neuhaldensleben, Jungfernſtieg 53. 
XVI. 

7819. Kautſchor, Rudolf, Revierjäger, Finden i. Mecklbg., Kreis 
Waren. III 


areu. 5 

7920. Nautſchor, Franz, Förſter, Fincken i. Mecklbg., Kreis 
Waren. III. 

7321. null, 1 Revierjäger, Fincken i. Mecklbg., Kreis 


Waren. 
en Altenhagen, Poſt Plathe, 


7322. Ramelow, Karl, 
Kreis Regenwalde. II. ` 
7823. Stump, Heinrich, Forſtgehilfe, Oberkail (Eifel). V. 
7324. Nagler, Max. Forſtgehilfe, Guggenberg, Poſt Schwaben⸗ 
münchen, Bayern⸗Schwaben. XIV. 
7325. Schulz, Julius, Forſtgehnfe, Riede, Kreis Wolfhagen. XIII. 
7826. Wode, Eugen, Förſter, Lindau, Poſt Gettorf, Kreis Eckern⸗ 


örde. e 

DS Bartſch, Erich, Hilfsförſter, Wegberg, Kreis Erkelenz XIII. 

7328. Gottſchalk, Walter, Forſtgehilfe, Deutſch⸗Liſſa i. Schleſien. 
VII. 

7329. Eiſermann, Ernſt, Förſter, Gr.⸗Gotteswalde, Poſt Sonnen⸗ 
born, Kreis Mohrungen I. 

7350. v. Ahlefeld, Rudolf, Gutsbeſitzer, Lindau, Poſt Gettorf, 
Kreis Eckernförde. IV. R 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Stoick, Ewald, Hilfsfoͤrſter, Hobrechtsfelde, Poſt Buch, Kreis 


rlin. 
Korff, Hans, Forſtgehilfe, Braudel, Soft Clenze, Kreis Lychow. 
. a EE zurzeit Theeſen, Poſt Schildeſche, 
Kreis Bielefeld. 
Laue, Duc Revierförſter, Seitendorf⸗Katzbach, Kreis Schönau 
a. d. Katzbach. 
König, Emil, Gutsförſter, Altenplathow, Kreis Jerichow II i. Sa. 
Graf zu Nantzau, Heinrich, Oppendorf ber Schönkirchen, Holſtein. 
aulick, Willy, Forſtgehilfe, Wehrsdorf, Amths. Bautzen. 
Schubert, Joh., Förſter, Forſthaus Wolgaſt bei Woldenberg Nm. 
Safle, gen: eg 15 
iehn, Heinrich, Forſtaſſiſtent, Voccarind, 
2 le 
CH 


Tagesordnung für die Sommertagung 1921. 


Die Sommertagung unſeres Vereins findet 
in der Zeit vom 16. bis 19. Auguſt d. J. zu 
Kolberg mit folgender Zeiteinteilung ſtatt: 

Ausſchuß⸗Sitzungen: 

Am Dienstag, dem 16. Auguſt, 
nachm. 4 Uhr: Ausſchuß zur Feſtſetzung des 
Wortlauts der Satzungsänderungen, 
am Mittwoch, dem 17. Auguſt, 
vorm. 8 Uhr: Sitzung des engeren Vor— 


ſtandes, 

vorm. 9 Uhr: Ausſchuß für Kaſſen⸗, Rech⸗ 
nungs⸗ und Haushaltsweſen, 

vorm. 10 Uhr: Ausſchuß für Unterrichts⸗ 
und Prüfungsweſen, 

nachm. 3 Uhr: a) Förſterausſchuß, b) Aka⸗ 
demiker⸗Ausſchuß, c) Ausſchuß der Wald- 
beſitzer. 

Am Donnerstag, dem 18. Auguſt, 
vorm. 9 Uhr: Sitzung des weiteren Zur: 


änichen, Oberlauſitz. 
oſt Maroldsweiſach, 


ſtandes. 

Die Mitgliederverſammlung findet ſodann 
am Freitag, dem 19. Auguſt, vormittags 
um 9 Uhr, auf Grund der SS 20 bis 26 der 
Satzungen mit folgender Tagesordnung ſtatt: 

1. Feſtſetzung der SE für die Bezirks⸗ 
gruppenvertreter. Ref.: Oberförſter Schwabe. 
2. Bericht über das abgelaufene Geſchäftsjahr. 

Ref.: Oberförſter Schwabe. 


3. Ernennung emes Ehrenmitgliedes. Ref.: Ober⸗ 
förſter Schwabe. 

4. a) Bericht über den Stand der Gehaltstarif⸗ 
verhandlungen. Ref.: Förſter Walter und 
Förſter Nolte. b) Anſchluß unſeres Vereins 
an den Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbund. 
Referent wird noch bekanntgegeben. 

5. Satzungsänderungen. Ref: Geh. Reg.⸗Rat 
Prof. Dr. Schwappach. 

6. Jahresrechnung des Vereins für 1920 und die 
Genehmigung des Haushaltsplanes für 1921. 
Ref.: Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. Schwappach. 

7. Forſtſchulen. a) Gegenwärtiger Stand und 
Neubildungen. Ref.: Geh. Reg.⸗Rat Prof. 
Dr. Schwappach. b) Forſtſchule Templin. 
Ref.: Direktor Jacob. 

8. Bericht über Förſterprüfungen. Ref.: Forſtrat 
Eulefeld, Forſtmeiſter Rieger und Oberförſter 
Vollſtedt. 

9. Bericht über große forſtliche Lehrgänge. Ref.: 

orſtmeiſter Linde und Forſtmeiſter Rieger. 
10. Bericht über das Marburger Invalidenheim. 
Ref.: Forſtrat Eulefeld. 

11. Verſicherungsamt. Ref.: Oberförſter Fiebig. 

12. Stellennachweis. Ref.: Geſchäftsführer Ritt⸗ 
hauſen und Okonomierat Grundmann. 

13. Wahl des Ortes für die nächſte Mitglieder⸗ 
verſammlung. Ref.: Oberförſter Schwabe. 

14. Anträge nach 8 23 der Satzungen. 

Weitere Mitteilungen über Verſammlungs⸗ 
lokal, Wohnungsfrage und etwaige Ausflüge 
werden baldigſt folgen. 

Wir können ſchon heute mitteilen, daß 
während unſerer Tagung in Kolberg eine Geweih⸗ 
ausſtellung ſtattfindet. Die dort ausgeſtellten 
Sachen werden den Neid mancher Grünröcke aus 
weniger bevorzugten Provinzen erregen. 

Geſichert iſt weiter der Ausflug am 
20. Auguſt nach dem Waldrevier Laſſehne 
und dem Oſtſeebad Henkenhagen. 

21 der Satzungen beſtimmt bezüglich des 
Beſuches der Mitgliederverſammlung folgendes: 
Zur Mitgliederverſammlung haben außer den 
ordentlichen und außerordentlichen Einzelmit⸗ 
gliedern und den Vertretern der Bezirksgruppen 
noch geladene 5 und Vertreter von Behörden 
Zutritt. Der Vorſitzende: Oberförſter Schwabe, 

Jagdſchloß b. Weißwaſſer, O.⸗L. 
CH 


Oberſchleſier- Sammlung. 
2. Sammelergebnis. 

„Für bedrängte Privatforſtbeamte 
Oberſchleſiens“ wurden dem Unterzeichneten 
zufolge des Hilferufs in Nummer 24 vom 1. bis 
15. Juli 1921 nachſtehende Beträge übermittelt: 
Sammlung bei der Ortsgruppen⸗Ver⸗ 

ſammlung in Falkenberg O.⸗S. am 

3. Juli 191121 2.04 
Sammlung der Ortsgruppe Wittgen⸗ 

ſtein gelegentlich der Vierteljahrs⸗ 

zuſammenkunft am 25. Juni durch 
Oberforſtrat Rühen und Vermittelung 
der Geſchäftsſtelle des Vereins. 100,— „ 
Buſſe, Förſter, Schelenburg, Poſt 

Schledenhauſen Kr. Osnabrück 

Stanitzke, Förſter, Albrechtsdorf bei 
Neuwarp i. Pomm. 

Summa 2 365,.— . 

hierzu Nr. 1 1933,05 „ 

Summa bis 15. Juli 1921. . 2298,05 A 

Ferner gingen zwei Angebote ein zur Unter⸗ 
bringung eines Mädchens als Stütze und einer 


244,.— A 


5,.— ” 
20,.— . 
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Frau oder älteren Mädchens zur Ausbildung in 
Krankenpflege. Meldungen hierfür liegen aber 
zurzeit keine vor. . 

Geſchädigte haben ſich weiter gemeldet: 

1 Forſtſekretär, verheiraret, flüchtete, wurde aber 
feſtgenommen und verſchleppt und ſollte 
Maſchinengewehre herausgeben, von denen er 
keine Ahnung hatte. Es gelang ihm, im ſtärkſten 
Kugelregen, als Müllergeſelle verkleidet, mit dem 
Forſtlehrling und einem Hauptlehrer zu ent⸗ 
fliehen. Seine Frau mußte fünf Wochen lang 
für die polniſchen Banden kochen. Er hält ſich zurzeit 
als Flüchtling in Oppeln auf (vorläufige Gabe 
400 8 


Revierförſter, dem die Gewehre geraubt wurden 
(ſiehe Bericht 1. Sammelergebnis). (Vorläufig 
300 &.) 
Förſter im Kreiſe Gleiwitz, der nach ſeinem 
Schreiben Schweres erlebt hat, bittet einen 
Kollegen um uUberlaffung eines jungen oder 
älteren Hühnerhundes zu einem mäßigen Preis 
Sein Hund ſowie ein ſehr gutes Prismen⸗ 
glas ſind ihm durch Inſurgenten aus Kongreß⸗ 
Polen geſtohlen worden. Wert 2500 4. Inter⸗ 
eſſenten teilt der Unterzeichnete gern die 
Adreſſe mit. (Vorläufig 200 .) 

Summa bis 15. Juli 1921 1230 . 
In einem Schreiben ſind noch neun ſchwer Ge⸗ 
ſchädigte namentlich aufgeführt, denen voraus⸗ 
ſichtlich noch Gaben verabfolgt werden müſſen. 
Deshalb ſind weitere Sammlungen „für bedrängte 
Privatforſtbeamte Oberſchleſiens“ dringend nötig. 
Den freundlichen Gebern aber herzlichen Dank. 

Zu beachten iſt aber, daß nach einem Schreiben 
des Herrn Staatskommiſſars die Sammlung nur 
unter den Mitgliedern des Vereins veranſtaltet 
werden darf. 
Niewe bei Schurgaſt O.⸗S., 15. Juli 1921. 

Troſt, Forſtmeiſter i. R., 
Vorſitzender der Bezirksgruppe VI. 
CH 


— 


— 


Bezirksgruppe 
Provinz Sachſen, Braunſchweig und Anhalt (XVI). 
Einladung zu der am Sonntag, dem 7. Auguſt, 
ın der Kaiſerhalle in Magdeburg ſtattfindenden 
Bezirksgruppenverſammlung. 
Tagesordnung: 

1. Vereins angelegenheit. 
2. Vortrag über Unterbau in Beſtänden. 
3. Verſchiedenes. 

Um rege Beteiligung wird dringend gebeten. 
Gäſte ſind willkommen. 

Forſth. Schlagenthin, den 15. Juli 1921. 

Wegener, Vorſitzender. 

NB. In der letzten Verſammlung zu Magde⸗ 
burg am 3. April wurde beſchloſſen, die nächſte 
Bezirksgruppenverſammlung im Juli in Salzwedel 
im Anſchluß an den forſtlichen Lehrgang der 
Landwirtſchaftskammer daſelbſt abzuhalten. Weil 
aber von vielen Mitgliedern recht dringend eine 
Bezirksgruppenverſammlung vor der Haupt⸗ 
verſammlung gewünſcht wird, um ſehr wichtige 
Vereinsangelegenheiten zu beſprechen, und der 
forſtliche Lehrgang vorläufig doch wohl nicht ſtatt⸗ 
findet, wird vorgenannte Verſammlung ein⸗ 
geſchoben. 

CH 
Ortsgruppe Belzig. 

Am Dienstag, dem 2. Auguſt, von nachmittags 
2 Uhr an, findet im von Schammſchen Reſtaurant 
zu Beelitz⸗Heilſtätten die nächſte Ortsgruppen⸗ 
verſammlung ſtatt. 


Tagesordnung: 
1. Anträge zur Mitglieder⸗Verſammlung in Kolberg. 
2. Vortrag über Bewirtſchaftung des Privat⸗ 
waldes. Referent: Oberförſter Breuer, Altehölle 
b. Wieſenburg. 
3. Verſchiedenes. f 
Um recht zahlreiches Erſcheinen, auch von 
Gäſten, wird gebeten. Breuer, Vorfigender. 


2 
Ortsgruppe Falkenberg O.⸗S. 

Am 3. Juli d. J. fand eine Verſammlung 
der Ortsgruppe Falkenberg O.⸗S. ſtatt. Die 
Mitglieder waren ſehr zahlreich erſchienen, es 
erfolgten auch noch fünf neue Mitglieds⸗ 
anmeldungen. Die Ortsgruppe faßte den ein⸗ 
ſtimmigen Beſchluß, an die Geſchaͤftsſtelle in Ebers⸗ 
walde einen Antrag einzureichen, der den Anſchluß 
unſeres Bereins bzw. die Verſchmelzung des Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbundes mit dem Reichsverband 
land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Fach⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsbeamten für dringend nötig hält. Dieſer 
Antrag ſoll auch auf die Kolberger Tages⸗ 
ordnung geſetzt und von der Mitgliederverſammlung 
zum Beſchluß erhoben werden. Eine Sammlung 
für die notleidenden oberſchleſiſchen Kollegen ergab 
den Betrag von 224 M. Der Vorſtand. 


22 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 
Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 
Forſtwaiſenverein. ö 
Jahresbericht über die Tütigkeit des Forfiwaifen- 
vereins im Jahre 1920. 

Dem Forſtwarſenverein gehörten im Jahre 
1920 5292 Mitglieder gegen 5286 im Vorjahre 
an, davon 4348 Forſtbetriebsbeamte gegen 4087 
im Jahre 1919. Die Zuſammenſtellung am 
Schluß des Berichts ergibt Näheres. Die infolge 
des Friedensvertrages abgetretenen Gebiete ſind 
in ihr nicht mehr berückſichtigt. Die in anderen 
Teilen Preußens wieder angeſtellten Mitglieder 
ſind in ihren neuen Bezirken aufgeführt. Einzelne 
Verluſte ſind durch die rege Werbetätigkeit der 
Vertrauensdamen voll ausgeglichen. So haben 
Potsdam, Frankfurt und beſonders Caſſel recht 
erfreulichen Zuwachs an Mitgliedern zu ver⸗ 
zeichnen. 

Die laufenden Mitgliederbeiträge er⸗ 

gaben 19200 17442,85 M 

gegen 15 679,50 A im Vorjahre. 
Daneben wurden von den Vertrauens⸗ 

damen an einmaligen Beträgen 
geſammeltt 
gegen 16 374,35 „ im Vorjahre. 

Die Kapitalzinſen und die Zinſen 
vom Bankkonto ergaben 1920 9 276,80 M 
Geſamteinnahme 54 720,97 M 

In den Sitzungen des geſchäftsführenden 
Ausſchuſſes vom 27. März 1920, 28. Juni 1920, 
11. Oktober 1920, 18. und 30. Dezember 1920 
wurden für verwaiſte Töchter preußiſcher Staats⸗ 
forſtbeamten bewilligt: 

a) Für Ausbildung zu ſelbſtändiger 

rwerbs tätigkeit IS 475,.— 8 
gegen 14085,— „ im Vorjahre. 

b) Zu Unterſtützungen . 15 055, — 4. 
gegen 14020, — „ im Vorjahre. 

Die Geſchäftsführung erforderte 1 935,73 6 

Ankauf von Wertpapieren 2 962,50 M 

Geſamtausgahe 32 428,23 A 


28 001,32 A 
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Bei der Vereinskaſſe, der Kur⸗ und ger, Bon ungenannten Gebern wurden im Berichts» 


märkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe in 
Berlin, Wilhelmplatz 6, werden die Einnahmen 
und Ausgaben nach dem Tage des Einganges 
oder der Auszahlung bei der Kaſſe verrechnet. 


In der Bankabrechnung erſcheinen für 1920 
noch Einnahmen von 1919, ſolche für 1920, die 
nach dem 1. Januar 1921 überwieſen ſind, da⸗ 
gegen erſt in der folgenden Jahresrechnung. 

Bei Vergleichung mit dem Bankabſchluß ſind 
für 1920 15 116,63 — 13 921,89 M = 1 194,74 % 
von der Einnahme abzuſetzen. Für den Bank⸗ 
abſchluß kommt in Betracht: 
Einnahme: 54 720,97 — 1194,74, = 53 526,23 M 


Ausgabtee 32 428,23 M 
Überſchuß 21 098,.— A 
Dazu Beſtand von 1919. 27 807,.— M 


Bankguthaben Ende 1920 . 48 905,.— A 


jahre zweimal dem Verein Beträge mit beſonderer 
weckbeſtimmung überwieſen. Da dieſe den vom 
orſtwaiſenverein ſatzungsgemäß verfolgten 

Zwecken ähnlich war, hat der Verein die ihm 

angetragene Vergebung gern übernommen. 

In der Mitgliederverſammlung, zu der Ein⸗ 
ladungen in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ er⸗ 
gehen, wird die Jahresrechnung mit allen Belegen 
ausgelegt. Die Namen der gütigen Spender 
ſowie die Spenden ſelbſt können dort eingeſehen 
werden. 

Allen Geſchenkgebern für ihre Zuwendungen 
und den Vertrauensdamen für ihre Bemühungen, 
die bei Werbung neuer Mitglieder und Sammlung 
von einmaligen Zuwendungen wieder zu beſten 
Erfolgen geführt haben, herzlichen Weidmanns⸗ 
dank mit der Bitte, des Vereins auch ferner zu 
gedenken. 


Zuſammenſtellung. 
Zahl d. Mitglieder Einnahmeſoll für 1920 
8 2 8 a A 8 2 
23 S3 S3 
Vertrauensdamen⸗ S 8 3 KSE 5 2338 im 
Nr. , 3 8 2 2 2 SS Bemerkungen 
Bezirk = Së S S S F S 5 S 
En & ro Wi 2 5 3 8 8 ganzen 
= 2 e S E 32 SS 
2338 3 2 8 7 2 
m 
8 8 2 a3 
2 4 I A A A 12 
— wm A wm EE 
1 Berl. wen 29 — 1699 | — 10 — 179 — 
2 offammer . . 2... 109 90 411 — 481 60 892 50 
3 önigsberg i. Br... . » 167 143 389 — 388 — 775 — 
4 Gumbinnen 214 187 676 — 2388 45 3064 45 
5 Allenſt em 243 203 657 | — 492 45 1149 | 45 
6 Danzig — — 30 — 1000 — 1030 — 
7 Marienwerder 27 23 66 — 10 | — 176 | — 
8 Potsdam 406 856 1198 60 3449 | 73 4648 | 83 
9 Eberswalde 56 24 246 — 100 — BAD | — 
10 Frankfurt E a DEENEN 335 281 1105 35 753 85 1859 20 
11 Stettin e 245 163 1274 10 5236 50 6510 60 
12 Rin ug 128 105 49 | — 389 — 818 — 
18 Stralſ undd 91 82 518 — 242 05 760 | 08 
14 Schneidemuhlail 211 189 575 20 647 — 1222 20 
15 Breslau 167 138 543 — 2734 | 25 3277 | 25 
16 Liegnitz 41 29 132 — — — 132 — 
17 Oppelnn 12⁴ 109 288 — 181 — 469 | — 
18 Magdeburg 145 125 444 — 394 | — 838 — 
19 Merſebung 198 154 570 — 273 1650 848 | 50 
20 % 126 106 386 | 50 66 — 451 50 
CH Schleswig 100 BL 413 10 391 10 804 | 20 
22 nahen gët Ge 145 114 502 — 8 — 510 — 
23 ildes hein 405 856 764 20 430 80 1195 — 
24 ann.⸗ Münden 28 13 102 — 350 105 50 
25 ünebuerg 128 106 430 — 114 — 4414 — 
26 Stade 36 29 148 — 162 30 310 | 80 
27 Osnabrück⸗ Aurich 36 85 93 — 131 60 224 | 60 
28 Minden⸗Münſter 104 84 327 — 681 20 1008 | 20 
29 Arnsberg 40 27 115 — — — 115 — . 
30 Engt Zeg e Ee 589 502 1869 40 2258 20 4127 60 
31 Wiesbaden 146 92 579 80 458 80 1038 60 
92 bless 124 106 788 60 146 54 930 14 
33 Düſſeld ore 64 56 226 — 30 — 258 — 
34 DIR e 45 37 126 — — 4 — 15 | — 
835 Trier 125 102 457 I 3384 — 8841 — 
36 Saarbrücken Gë 60 11 | — 50 — Hi | — 
37 Hader... 22022020. 54 41 208 — 520 — 728 — 
Zuſammen: | 52924348 | 174 || 28001 Iesel 45444 17 
Berlin, im April 1921. Der Schriftführer: 
Roſe, Landforſtmeiſter. 
Suhalts- Verzeichnis diefer Nummer: 
Aufruf an die Privatforſtbeamten Deutſchlands. 583. — Kommunal⸗ und Privatforſtbeamte und der Deutf örſter⸗ 
bund. 583. — Die Buche im nordoſtdeutſ Kiefernwalde. (Fortſetzung.) 585. — Die Brennholzpreiſe in Zog SE 


waldungen des Bezirks Magdeburg, 589. — laments⸗ und 
592. — Klemere Mitteilungen: 

waltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 595. — B 
596. — Verein e 

für Privatforſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


zeitung: Mitteilung 
che Staatsförſtervereini 


erein 
reußiſcher Staatsrevierförſter. 597. — Preußi 
599. — Verſchiedene Vereine und Körperſ 


Vereinsberichte. 590. — Geſetze, Verord 3 
emeines. 593. — ee 594. — tze, Verordnungen und Erkenntniſſe 


Brief⸗ und Fragekaſten. 595. — Ver⸗ 
en forſtlicher Vereine: Deutſcher Forſtverein 
ng. 597. — Nachrichten des Vereins 
aften. 600. 


Für die Redaktion: Okonomierat Bodo Grundmann, Nendamm. . 
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BE Geburt eines 
munteren 
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zeigen hocherfreut an 
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Paul Höhn u. Frau Elfriede. 
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Zt. Slau, 
e Juli 1921. 
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hre am 8. Juli vollzogene 
E Vermählung geben bekannt 
Revierförſter 


Johannes Grulke 
und Fran Lucie, 


geb. Götſch. (1163 


Vogelſaug, Kr. Uecker⸗ 
münde, 16. Juli 1921. 


eee 


SS 


SS 
SE 


S 


RR 


RR 
S 
X 
EX 
a 
ZS 
S 
S 


,  Familien- Nachrichten 


geb. Hillmann, (IH 


Kreisförſter der 


Nur an dieſer Stelle werden 
Familien Anzeigen koſtenlos 
aufgenommen. 


Geburten: 
Dem Oberförſter Rott in Neupfalz 
bei Stromberg eine Tochter. 
Verlobungen: 


Fräulein Jutta Rugenſtein 

( Oberförſtertochter) in Völkshagen 

mit dem Studienreferendar Hans 
Tiedemann in Roſtock. 


Eheſchließungen: 


Landwirtſchafts⸗ 
kammer Jaekel mit Fräulein 
Helene Meyer in Königshain⸗ 
Glatz. 


"Sterbefälle: 
Betz, Forſtaſſiſtent in Haſſenbach 
(Bayern). 


Hermann, Förſter a. D. in Reh⸗ 
ſchaln (Bayern). 

Hühner, Forſtmeiſter a. D. in 
Dürrenjentſch. 

Valtink, Förſter o. R. in Wefen⸗ 
dorf, Oberförſterei Zehdenick, Bez. 
Potsdam. . 


Statt Karten. 
Am 20. d. M. verſchied unſer einziger, unvergeßlicher 


Sohn, der 


Staatliche Forſtgehilfe 


Adolf 


Thum 


im 25. Lebensjahre infolge der Ueberanſtrengung im Kriege. 5 


1174) 


Eruſt Thym und Frau. 


Forſth. Wildforth b. Gutsdorf i. Pomm. 


Am 12. Juli ſtarb unerwartet nach kurzem Kranken⸗ 


lager der 


Gemeindeförſter 


Rehlenbeel 


in Willebadeſſen. 


Der Wald verliert mit ihm einen ſeiner . e 
Pfleger. Er war mit Leib und Seele Forſtmann. 


ein 


ganzes Können und Schaffen galt: der Pflege ſeines Waldes 


und der Hege ſeines Wildes. Wir alle, d 
lieren mit ihm einen treuen Mitarbeiter und lieben Kameraden. 
Wir werden ihm ein ehrenvolles Angedenken bewahren. 


Dringenberg, im Juli 1921. 


ie ihn kannten, ver⸗ 


Namens der Beamten 
der Gemeinde⸗Oberförſterei Paderborn: 


Der Oberförſter Louis. 


Starkes Kiefern- Sundhol 
und Waldbeſtände jeder Art 


(1173 


ſucht Holzgroßhandlung. 


Gefl. Ang. erbeten u. Nr. 1078 an die Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Für Zuweiſung zahlen Proviſion! mE 


Kiefer und Fichte, zu Grubenholz, 
Telegraphenſtangen u. Schwellen ge⸗ 
eignet, kaufe gegen Barzahlung. 
Vermittlern Probiſton. (1145 
Paul Stelke, Holzhandlung, 
Fürstenwalde, Spree, Carlſtr. 2. 


Unterricht u. Penſion 


Welcher Förster 


nimmt anſtändigen, jungen Mann 
8—14 Tage in volle Penſion? 


W. Bähr, Hannover, 


1162) Bredenbecker Str. 2. 


Gebildeter, junger Mann ſucht W 
Penſion 
in einem Forſthauſe, wo 
Milch reichlich vorhanden. 
Gefl. Angebote u. Nr. 1167 
befördert die Geſchäftsſtelle Wi 


1 


der D. Forſt⸗Ztg, Neudamm. 


— 
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Zn ſofort, ſpäteſtens 1. Ok⸗ 
tober, ſucht die unterzeichnete Dienſt⸗ 
ſtelle folgende Beamte: u, 
1. einen höheren Forſtbeamten 
als Leiter der Einrichtungs⸗Ab⸗ 
teilung. Mit ſchleſiſchen Verhält⸗ 
niſſen vertraute Beamte werden 
bevorzugt. Beſoldung nach 
Gruppe XI. 
2. einen höheren Forſtbeamten 
als Verwalter der ſtändig zu 
beratenden Reviere. Beſoldung 
zunächſt nach Gruppe &. 
8. einen Aſſeſſor bzw. Ober⸗ 
förſterkandidaten zunächſt für 


Einrichtungen. Beſoldung ent⸗ 
ſprechend den ſtaatlichen Vor⸗ 
ſchriften. 5 (1136 


Bewerbungen ſind an die unter⸗ 
zeichnete Dienſtſtelle einzureichen, 
die jede gewünſchte nähere Auskunft 
gewährt. , 
Forſtabteilung der Landwirt⸗ 
ſchafts kammer für die Provinz 


Schleſien, , 
Breslau X, Matthiasplatz 4. 


Hilfsförſter 
(mit Beamteneigenſchaft) für die 


Stadtforſt Bunzlau ſofort geſucht. 
Verheiratete Jäger der Klaſſe 


S A bevorzugt. 


Reviſion d. Beſold.⸗Vorſchr. im 
Gange, Beſoldung danach mindeſtens 
nach ſtaatlichen Sätzen. Probe⸗ 
dienſtzeit % bis 1 Jahr, dann Ans 
ſtellung auf dreimonatige Kündigung, 
die ſtadtſeitig nur aus wichtigem 
Grunde zuläſſig. i 

Bewerbungen umgehend. Bei⸗ 
zufügen: Lebenslauf, beglaubigte 
Zeugnisabſchriften, Lichtbild, Er⸗ 
klärung über Schuldenfreiheit. 

Stelle iſt vom Fürſorgeamt 
freigegeben. (1154 

Magistrat Bunzlau. 


Eine in der Führung eines 
Haushalts erfahrene (1148 


Stütze, 


im Nähen bewandert, wird zum 

1. Auguſt oder ſpäter geſucht. Be⸗ 

werbung. m. Zeugnisabſchrift. erb 
Frau Oberförſter Dresler, 
Bilstein, Kr. Olpe, Westtalen. 


Wild- gp 


angerechnet. 


In der Forſtverwaltung des 
Landeshospitais Haina, Kreis 
Frankenberg, Regierungsbezirk Caſſel, 
iſt die außerplanmäßige Stelle eines 


Forſtſekretärs 
ſofort zu beſetzen. Bewerber müſſen 
eine der ſtaatlichen entſprechende 
forſtliche Ansbildung nachweiſen 
können und eine gute Handſchrift 
haben. Die Vergütung richtet ſich 
nach den ſtaatlichen Sätzen. Jung⸗ 
geſellenwohnung (möbliertes Zim⸗ 
mer) im Oberförſterdienſtgebäude 
ſteht zur Verfügung. Vierteljährige 
Kündigung bleibt vorbehalten. Ein 
nicht zu junger Bewerber, der 


Staats dienſtanwärter ift, hat Aus⸗ 


ſicht, binnen kurzem eine planmäßige 
Förſterſtelle zu erhalten. Bewerbungen 
mit Lebenslauf und Zeugnisab⸗ 
ſchriften ſind an Forſtmeiſter von 
Baumbach in Bain a, Kreis 
Frankenberg, Reg.-Bezirk Cassel, 
zu richten. ek (1 
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D il 8 96% 
Hilfsförſter 
ohne Beamteneigenſchaft für ſofort 
auf Privatdienſtvertrag geſucht. 
Bezahlung nach Tarif, der vom 
6. Dienſtjahre ab der Klaſſe VI der 
ſtaatlichen Beſoldungsordnung ent 
ſpricht. Dienſtwohnung und Heizung 
werden zuſammen mit 1000 Mk. 

en monatlich, 
nach einem Jahre 6 Wochen zum 
Quartalsſchluß; bei Bewährung Er: 
nennung zum „ſtändig Angeſtellten“. 
Bewerbungsgeſuche mit beglaubigten 
Zeugnisabſchriften ſind binnen 14 
Tage nach Erſcheinen dieſer Anzeige 
einzureichen. ` | (1172 

Magiſtrat Burg, 

Bez. Magdeburg. 


Ein junges Mädchen, 


welches Luſt hat, die Wirtſchaft zu 
erlernen, findet Aufnahme in einer 
Förſterei in der Nähe Berlins bei 
vollem Familienanſchluß. Bedingung 
nach Uebereinkunft. Angebote unter 
Nr. 1175 befördert die Geſchäfts⸗ 
ſtelle der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Alleinmädchen. 


Aelter., ert, ſelbſtänd. Mädch. od. 
Kriegerwitwe z. 1. Sept. oder ſpäter 
für Arzthaushalt (3 Perſ.) geſ. Frau 
3. Kohletragen u. Waſchfr. vorhand. 
1149) Frau Dr. Salt, Zeitz. 


Suche ſofort angenehmes j. 


Mädchen vom Lande 


zur Unterſtützung in Küche, Haus⸗ 
halt u. kl. Landwirtſchaft, mit 
Familienanſchluß. (1157 
Frau Major Weiss, 
Ostseebad Prerow in Pommern. 


Suche für soft. einfache j. 


Stütze 


bei Familienanſchl., guter Behandl. 
u. Verpfleg. Angeb. mit Gehalts⸗ 
anſpr. zu richten an (1169 
Frau E. Fuchs, heu- Spröttehen, 
P. Seebnitz, Bez. Liegnitz. 


Für befferen, kinder. Haushalt 


j. Mädchen 
gel, d. mit d. Hausfrau alle Arbeil 
verrichtet; Familienanſchluß. (1158 

Franz Ellinger, Bahnhofs⸗ 
Hotel, Barth an der Oſtſee. 


Sbellengeſuche 


CN Reſ.⸗Offz., erf. in 

fl, Leemann 
axation u. 

Verwaltung ſucht Stellung, 

evtl. Eintritt in Holzbranche. An: 
gebote unt. Nr. 108 1 bef. die Geſch. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Runödſchau und Des Förfters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs⸗Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil“, Vereins zur 

Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 

Viehversſcherungs vereins der Forstbeamten a. &. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 

Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 

jands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1320), der Vereinigung der Privatforstibeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 


Die Deutſche Forſt- Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag fur 

Deutſchland und das alte Eſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Numniern, auch ältere, werden fur 

80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitsemſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den ohne Vorbehalt eingeſaudten Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. "e, 
träge, für die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchriſten ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Berträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 32. 36. Band. 


Neudamm, den 7. Auguſt 1921. 
—ſ̃ , ũ nne eee 
Die Leiden unſerer Forſtbeamten in Oberſchleſien. 


Unmenſchliche Grauſamkeiten haben unſere 
Volksgenoſſen in Oberſchleſien unter dem 
Terror der polniſchen Banden und der Partei⸗ 
lichkeit der franzöſiſchen Beſatzung ſeit Monaten 
zu erdulden, und noch immer iſt keine Hoffnung 
vorhanden, daß ſie in abſehbarer Zeit von der 
Willkürherrſchaft, die unſere Feinde dort er⸗ 
richtet haben, wieder befreit werden. Augen⸗ 
zeugen haben erklärt, daß niemals ſeit dem 
Dreißigjährigen Kriege in Europa ein ſolches 
Schreckensregiment von organiſierten Räubern 
über eine friedliche Bevölkerung ausgeübt 
worden ſei. Was wir darüber erfahren 
haben, beſtätigt dies vollkommen. Vor allem 
ſind unſere oberſchleſiſchen Forſthäuſer, die 
weitab von dem Schutz der Städte liegen und 
den polniſchen Horden völlig preisgegeben 
waren, ſchwer heimgeſucht worden. 

Nachſtehend geben wir unſeren Leſern 
Kenntnis von zwei Zuſchriften aus Ober⸗ 
ſchleſien, die ergreifend die bittere Notlage der 
dortigen Forſtbeamten ſchildern. Herr Forſt⸗ 
meiſter Troſt, Niewe bei Schurgaſt, O.⸗S., 
der die Sammlung für bedrängte Privat⸗ 
forſtbeamte Oberſchleſiens übernommen hat, 
ſchreibt uns folgendes: 

„Soeben war die Frau von einem Revier⸗ 
förſter, die zurzeit in Oppeln als Flüchtlinge 
wohnen, bei mir. Auf eine Bittſchrift hin 
hatte ich zwei Tage früher 500 M geſchickt. 
Sie kam ſich bedanken für die ſchnelle Hilfe 
und ſich Rat holen. Bei dem Mittageſſen 
hörten wir die erſchütternde Leidensgeſchichte 
der Familie. Das einſam gelegene Forſthaus 
wurde von einer Bande Polen geſtürmt, ſcharf 
beſchoſſen, obgleich es gar nicht verteidigt 
wurde. Die Frau war mit einem Dienſt⸗ 
mädchen allein. Der Mann war beim Sohn 
in, der nächſten Stadt, kam nicht zurück und 
blieb wochenlang für die Frau verſchwunden. 
Die Kerle forderten mit auf die Bruſt ge⸗ 
haltenen Gewehren das Geld, das die Frau 
auch zitternd gab. Dann mußten die Schränke 


geöffnet werden, oder ſie wurden kurzer Hand 
aufgeſprengt. Was den Strolchen mitnehmens⸗ 
wert erſchien, wurde eingeſteckt, alles übrige 
demoliert. So wurde u. a. auch eine Photo- 
graphie von Hindenburg mit len eigen: 
händiger Unterſchrift zerriſſen, Waffen, Jagd⸗ 
gläſer, Wäſche, Rehbockgehörne, Geweihe uſw. 
wurden fortgenommen. Dann brüllten die 
Banditen die Frau an: „So, jetzt kannſt Du 
uns noch ein recht gutes Eſſen auftragen!“ 
— und die Armſte mußte die Bande noch mit 
Brot, Butter und Wurſt bewirten, ehe ſie ſich 
entfernten. Das Vieh wurde weggeführt, im 
Hauſe war alles kurz⸗ und kleingeſchlagen 
Das Forſthaus wurde ſpäter noch wiederholt 
von polniſchen Banden heimgeſucht. Beim 
Fortgang gab ich der Frau noch 500 K; aber 
was iſt das gegenüber dem erlittenen Schaden 
und den durchgemachten Angſten und Seelen⸗ 
qualen!“ 

Dem Hilferuf eines ſtaatlichen Revierförſters 
in Oberſchleſien entnehmen wir nachſtehende 
Ausführungen: 

„Viele Forſtbeamte Oberſchleſiens ſind mehr 
oder weniger von polniſchen Inſurgenten 
ausgeraubt worden, oder ihre Sachen ſind 
gänzlich demoliert; eine Hilfe für uns iſt vor⸗ 
erſt nicht zu erwarten, denn kein Menſch weiß, 
wie die Entſchädigungsanſprüche zu regeln ſind. 
Wir müſſen doch ſofort genügend Geld bekommen. 
ſonſt können wir weder leben noch Dienſt tun. 
Ich habe z. B. nur das an Kleidung, Wäſche⸗ 
Schuhen, Gewehren, was ich gerade auf der 
Flucht auf dem Leibe trug. Wovon ſoll ich Der 
einem Verluſt von 121000 „ mir was an⸗ 
ſchaffen? Die Kaufleute verkaufen nur gegen 
Barzahlung, Geld borgt uns kein Menſch, dazu 
müßten wir noch hohe Zinſen zahlen. Wir 
können einfach keinen Dienſt tun, und was ſoll 
bei ſchlechter Witterung und im Winter werden? 
Schulden ſollen wir nicht machen. Wir waren 
doch im Intereſſe des Staates auf dem ge⸗ 
fährlichen Poſten. Bei den bereits 1919 im 
Kreiſe Rybnik geſchädigten Beamten iſt bis 
heute noch nichts geregelt, kleine Abſchlags⸗ 
zahlungen haben ſie erhalten und können damit 


604 


nichts . Die Regierung ſchrieb uns 
in einer Verfügung, wir ſollen die Sachſchäden 
den Gemeinden anmelden auf Grund des 


Tumultſchadengeſetzes vom 8. 3. 1850, dann, da flü 


natürlich die Gemeinden nicht zahlen werden, 
dieſelben verklagen, und dann erſt ſollen wir 
durch die Regierung dem Herrn Miniſter die 
Sache unterbreiten, zur weiteren Verfolgung. 
Der Rechtsanwalt, bei dem ich um Rat fragte, 
ſagte mir, daß das Tumultſchadengeſetz von 
1850 hier überhaupt nicht am Platze ſei, weil 
z. B. der 8 2 ſchon ſagt: Die Gemeinde ift 
nur h wenn der Tumult und damit der 
Schaden von eigenen Dorfinſaſſen verurſacht 
wurde uſw. Hier waren es aber doch land⸗ 
fremde Leute, Polen. Dann müßten als 
Prozeßvorſchuß ca. 3000 & gezahlt werden. 
Ja, wo ſollen wir armen Ausgeplünderten auch 
noch dieſe Summe hernehmen? — Das müßte 
doch die Regierung übernehmen oder uns den 
Betrag überweiſen. Ein ſo hoher Vorſchuß 
würde uns doch nur belaſten. Hilfe, ſchnelle 
Hilfe tut not. Es müßte mindeſtens eine Be⸗ 
ratungsſtelle für Oberſchleſien eingerichtet 
werden, denn hier liegen die Verhältniſſe doch 
anders wie in den abgetretenen Gebieten.“ 


Erfreulicherweiſe hat ja nunmehr die 
Preußiſche Staatsregierung in ihrer Verfügung 
vom 19. 7. 1921, die wir in laufender Nummer 
auf Seite 608 veröffentlichen, allen Staatsbe⸗ 
amten und Lehrern volle Entſchädigung zugeſagt. 
Es iſt nur im Intereſſe aller als Vorpoſten 
deutſcher Kultur im oberſchleſiſchen Aufſtands⸗ 
gebiet tätigen Beamten dringend zu wünſchen, 
daß dieſe ſo ſchnell als irgend möglich Bar⸗ 
mittel erhalten, die ihre ſchwere, troſtloſe Lage 
ſofort erleichtern. Einen weſentlichen Fortſchritt 
in dieſer Angelegenheit dürften übrigens auch die 
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auf Seite 610 veröffentlichten Grundſätze für 
die Betreuung der aus dem ober⸗ 
ſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet ge⸗ 
lüchteten Beamten bilden, die von der 
Zentralſtelle für die techniſche Durchführung 
der oberſchleſiſchen Abſtimmung in Breslau 
neben bekanntgegeben werden. Wir empfehlen 
allen Flüchtlingen bezw. Geſchädigten, ſich ein⸗ 
gehend über dieſe Grundſätze zu unterrichten 
und ſofort entſprechende Geſuche um Unter⸗ 
ſtützung an den Flüchtlingskommiſſar O.⸗S., 
Oppeln, ev. Schule am Friedrichsplatz, 
und Schadenanmeldungen an die Zentralſtelle 
für die oberſchleſiſche Abſtimmung, 
Breslau, Oberbergamt, zu richten. 

Für die Privatbeamten müſſen ebenfalls Mittel 
und Wege gefunden werden, um die ihnen zugefügten 
Schäden in weiteſtgehendem Maße zu erſetzen. 
Es iſt dringend erforderlich, daß auch ſie ebenſo 
wie die Staatsbeamten von den Sorgen um 
ihre fernere Exiſtenzmöglichkeit befreit werden. 
Ehe ſich der Staat aufrafft, auch hier ein⸗ 
zugreifen, wird in erſter Linie kollegiale 
Hilfe einzugreifen haben, um ſofort die aller⸗ 
dringendſte Not zu beheben. Wer immer in 
der glücklichen Lage iſt, außerhalb der Gefahr⸗ 
zone in Ruhe und Sicherheit feinen Dienſt 
verrichten zu können, gedenke ſeiner ober⸗ 
ſchleſiſchen Kollegen und ſende ſofort ſein 
Scherflein, ſeien es Geldbeträge oder ſonſtige 
Gebrauchs gegenſtände, an Herrn Forſtmeiſter 
i. R. Troſt, Niewe b. Schurgaſt, O.⸗S. Jeder 
Beitrag zu dieſem Liebeswerk hilft die Leiden 
lindern und ſtärkt das Deutſchtum in Ober⸗ 
ſchleſien, das dort ſo hart um ſeine Exiſtenz 
ringt. »Die Schriftleitung. 


Der Zuſammenſchluß der Kommunalforſtbeamten. 


Von Gemeindeoberförſter Damerow, Berncaſtel. 


Wer die Vorgänge der letzten Monate auf⸗ 
merkſam verfolgt und die Zuſammenſchluß⸗ 
bewegung der einzelnen Berufsklaſſen eingehend 
ſtudiert hat, hat mit Bedauern feſtſtellen müſſen, 
daß ſtatt eines energiſchen Zuſammenſchluſſes 
überall eine ebenſo ſcharfe Trennung ſtattfand. 


Im Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands V 


kriſelte es, und ein Konkurrenzverein tat ſich auf; 
der Verein der Preußiſchen Staatsförſter geriet 
in das Fahrwaſſer der Gewerkſchaft, und auch 
hier kam es zur Trennung. Und die Kommunal⸗ 
forſtbeamten? Der Verein, den wir 1919 in 
Halle unter frohen Hoffnungen und nicht un⸗ 
günſtigen Ausſichten ins Leben riefen, mußte 
bald nachher mit dem paſſiven Widerſtande eines 
Teiles der Kommunalſorſtbeamten, die ſich 
in geſicherter Lage befanden und ihrer Meinung 
nach einer Bewegung, dem ganzen Stand zu 
helfen, nicht bedurften, ebenſo kämpfen wie mit 
der offenen Abneigung einer großen Anzahl von 
Berufskollegen, die glaubten, aus falſch ver⸗ 
ſtandenem Standesbewußtſein, oder weil an⸗ 
geblich die Ziele des Verbandes, dem ſie bisher 
angehörten, andere ſeien, nicht beitreten zu ſollen. 


Schon damals kam es auf der Gründungs⸗ 
verſammlung, die ihr Zuſtandekommen der Tat⸗ 
kraft des Herrn Oberförſters Gebbers verdankt, 
zu Differenzen zwiſchen den Vertretern der beiden 
im Bezirk Wiesbaden beſtehenden Kommunal⸗ 
förſtervereine. Ablehnend verhielt ſich auch der 
erein Rheiniſcher Gemeindeoberförſter und 
ebenſo der Rheiniſche Gemeindeförſterverein. 
Ich habe dieſe ganzen Vorgänge ſtets ſehr be⸗ 
dauert, da ich damals meinte und auch heute noch 
der Anſicht bin, daß das Abſeitsſtehen oder, 
beſſer geſagt, das ablehnende Verhalten vieler 
Kreiſe gegenüber dem neugegründeten Kom⸗ 
munalforſtbeamten⸗Verein nicht richtig, ja 
ſogar taktiſch falſch war. Es wird ſo oft auf die 
unterſchiedlichen Verhältniſſe im Oſten und 
Weſten hingewieſen. Daß Unterſchiede vorhanden 
ſind, iſt zweifellos richtig, ſie dürfen aber keinen 
Hinderungsgrund bilden für einen Zuſammen⸗ 
ſchluß aller Kommunalforſtbeamten. 

Gibt es doch viele große Verbände, denen 
kleinere Vereine korporativ angeſchloſſen ſind, 
welch letztere darum doch nicht ihre Eigenart 
oder ihren ſpeziellen Wirkungskreis aufgeben. 


Nr. 32 Bd. 36 (1921) 


Und auf der andern Seite hat es ein anderes hat. — 


Gewicht, wenn ein Verband mit 2000 und mehr 
Mitgliedern hinter ſich in die Schranken tritt, 
als wenn ein Verein, eine Gruppe oder ein 
Grüppchen von 100 und weniger Mitgliedern 
ſeine Intereſſen vertreten will. Ich darf mir 
wohl zutrauen, die Verhältniſſe der Kommunal⸗ 
forjtverwaltungen im Oſten einigermaßen zu 
beurteilen und, wenn ich im Hinblick Ee auch 
zugeben will, daß es in einzelnen kleinen 
Gemeinden manchen Stadtförſter gegeben hat 
und noch geben wird, der nicht der Klaſſe A 
entſtammt, und manchen Stadtoberförſter, der 
nicht beide ſtaatliche Prüfungen abſolviert hat, ſo 
ſind dieſe Fälle aber ſo vereinzelt, daß ſie meines 
Erachtens überhaupt nicht ins Gewicht fallen. 
Und damit fällt ein Hauptgrund, der ſo oft gegen 
den Zuſammenſchluß aller preußiſcher Kommunal⸗ 
forſtbeamten ins Treffen geführt wird. Wenn 
auf allen Seiten der gute Wille da iſt, läßt ſich 
ein Ausgleich oder ein Zuſammenarbeiten ſchaffen. 
Exempla docent. 

Man braucht ſich nur die Geſchichte des letzten 
Jahres des „Vereins für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands“ anzuſehen. Welch zunächſt wider⸗ 
ſtrebende en find dort ausgeglichen 
worden! Wie ſind die provinziellen Unterſchiede 
des Gehalts, der Anſtellung uſw., Unterſchiede, 
die oft im ſelben Kreis ungeheuer waren und 
unüberbrückbar ſchienen, faſt beſeitigt worden! 
Die ja auch in der Fachpreſſe mitgeteilten 
Tarifverhandlungen, welche ſeitens einzelner 
Landwirtſchaftskammern und Waldbeſitzerver⸗ 
bände mit den Angeſtellten getätigt worden 
ſind, haben erwieſen, daß ein Ausgleich möglich 
iſt. Und wenn mancher Beſitzer ſich wirklich um 
das Einhalten der Tarife herumdrücken will, ſo 

eht das auch nur eine Zeitlang, denn auch 
hierin haben ſich die Zeiten gewandelt. Was alſo 
bei den Privatforſtbeamten möglich war, müßte 
bei den Kommunalforſtbeamten nicht unmöglich 
ſein, nachdem noch dazu die Beſoldungsordnung 
äußerlich wenigſtens eine Gleichſtellung gebracht 


Parlaments- 


Preußiſcher Landtag. 

26. Sitzung, Dienstag, den 7. Juni 1921. 
Kleine Anfrage Nr. 117 der Abgeordneten 
Klaußner, Ludwig (Hagen) und Genoſſen 
über die Gebühren für das Einſammeln 
von Beeren und Pilzen in Staatswal⸗- 
dungen — Druckſache Nr. 324. 

Frhr. von Amelunxen, Regierungs- und 
Forſtrat, Vertreter des Staatsminiſteriums: Noch 
vor 20 Jahren vertrat die Preußiſche Staatsforſt⸗ 
verwaltung den Grundſatz, daß die Beeren⸗ und Pilz⸗ 
nutzung keine Einnahmequelle für den Staat darſtellen 
ſolle, und daß daher für die Erlaubnisſcheine zum 
Sammeln von Beeren und Pilzen nur eine Aner⸗ 
kennungsgebühr von 5 Pf. zu erheben ſei. Dieſe Anſicht 
gründete ſich darauf, daß das Einſammeln von Beeren 
und Pilzen damals im allgemeinen nur von nicht voll 
erwerbsfähigen Perſonen und von Kindern ausgeübt 
wurde und daß bei dem niedrigen Preiſe der Beeren 
und Pilze ſelbſt ein eifriger Sammler nur geringe Ein⸗ 
nahmen erzielen konnte. Dieſe Sachlage änderte ſich, 
als der Wert der Beeren und Pilze erheblich ſtieg und 
infolgedeſſen auch voll erwerbsfähige erwachſene Per⸗ 
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Daß aus dem vom Kollegen Gebbers 
gegründeten Verein nachher ein Teil der Ober⸗ 
förſter teils von ſelbſt ausſchied, teils einem 
ſanften Druck wich, habe ich im Intereſſe der 
Sache ſehr bedauert; aber da im Verein eine 
bedenkliche Neigung für die Gewerkſchaft ſich 
zeigte, blieb ja nichts anderes übrig, denn von 
der Gewerkſchaftsbewegung ſollte ſich jeder 
Stand, der etwas auf ſich hält, möglichſt weit 
entfernt halten. 
Soweit ich mich erinnere, find bisher nur 
Stimmen aus Schleſien und Oſtpreußen laut 
geworden, die von neuem zur Sammlung riefen, 
vielleicht kommen auch zuſtimmende Außerungen 
aus andern Gebieten. Nur wenn alle füreinander 
ſtehen, kann für die Kommunalforſtbeamten ein 
Erfolg herausſpringen, und man weiß heute noch 
nicht, ob nicht mal die Kommunalforſtbeamten 
im Weſten die Hilfe ihrer öſtlichen Kollegen 
brauchen oder umgekehrt; wir leben in einem 
unruhigen Zeitalter, und vor unliebſamen Über⸗ 
raſchungen ſind wir nicht ſicher. Da halte ich es 
doch für beſſer, wenn der ganze Stand geſchloſſen 
kämpft; natürlich müſſen perſönliche Gegenſätze, 
wo dieſe beſtehen ſollten, aus dem Spiel bleiben 
und nur ſachliche Erörterungen Platz greifen. 
Und dann kommen wir auch zu einer, wenn auch 
ſpäten, Einigung aller Kommunalforſtbeamten, 
und wie im 1919 gegründeten Verein Ver⸗ 
waltungs⸗ und Betriebsbeamte miteinander 
earbeitet haben, kann und muß es auch in Zu⸗ 
nft fein, wobei die Vereine, die heute ſchon 
beſtehen, durch korporativen Anſchluß fürs Ganze 
mitarbeiten und doch ihre Eigenart nicht auf⸗ 
zugeben brauchen; mögen Oberförſtervereine nur 
Vollakademiker aufnehmen oder Förſtervereine 
nur Jäger der Klaſſe A, auch die andern werden 
ſich zuſammenfinden, und trotz alledem kann es 
eine gemeinſame Spitze geben. Das alte gute 
Wort: getrennt marſchieren und vereint ſchlagen, 
behält auch im Zeitalter des „Pazifismus“ ſeine 
Bedeutung. 


ſonen ſich mehr und mehr dem Sammeln der Wald⸗ 
beeren zuwandten. Das immer gewinnreicher werdende 
Sammeln nahm einen ſolchen Umfang an, daß die Er⸗ 
ledigung dringender landwirtſchaftlicher Geſchäfte wie 
Heuernte, Pflege der Kartoffelfelder und auch die 
frühe Getreideernte durch die Abwanderung der Leute 
in den Wald vielfach gefährdet wurde. Nach Feſtſtellung 
der Pommerſchen Landwirtſchaftskammer ſind bei der 
Beerenernte allein in den Waldungen Pommerns 
zeitweilig 60 000 voll erwerbsfähige und 60 000 be⸗ 
ſchränkt erwerbsfähige Perſonen beteiligt geweſen und 
infolgedeſſen mindeſtens 600 000 Arbeitstage voll⸗ 
wertiger Kräfte auf das Beerenſammeln verwendet 
worden und dem landwirtſchaftlichen Betriebe ſomit 
verloren gegangen. Infolgedeſſen ſah ſich der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten im Jahre 
1906 veranlaßt, zu beſtimmen, daß bei der Erteilung 
der Erlaubnisſcheine nach Möglichkeit Perſonen aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollten, die unzweifelhaft in der 
Lage wären, während der Zeit der Beerenernte land⸗ 
wirtſchaftliche Arbeiten zu verrichten. Von einer Er- 
höhung der Preiſe für Erlaubnisſcheine wurde zunäd ft 
noch Abſtand genommen. Als jedoch der Wert der 
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Waldbeeren und Pilze weiterhin ſtieg, entſchloß ſich 
der Preußiſche Landwirtſchaftsminiſter, nunmehr auch 
eine mäßige Erhöhung der Abgabe für die Erlaubnis⸗ 
ſcheine eintreten zu laſſen. Im Jahre 1914 betrug die 
Abgabe für Scheine 10 A bis 3 &, je nach Alter und der 
Leiſtungsfähigkeit der Sammler, oder ob es ſich um 
Leute handelte, die nur für ihren eigenen Bedarf oder 
gewerbsmäßig und zum Verkauf ſammelten. Während 
des Krieges wurde die Gebühr wiederum auf 5 A herab» 
geſetzt in der Abſicht, alle Hilfsquellen in weiteſtgehendem 
Maße zu erſchließen, durch die die Ernährung der Be⸗ 
völkerung gefördert werden könnte. Nach dem Kriege 
ſtieg der Preis für Waldbeeren weiterhin in raſch an⸗ 
ſteigender Linie. Damit wuchſen die Erträgniſſe der 
Sammler entſprechend ſehr ſchnell. Es iſt einwandfrei 
feſtgeſtellt, daß im vorigen Jahre Beerenſammler leicht 
Tageserträgniſſe von 30 bis 50 & und mehr und Pilz⸗ 
ſammler ſogar bis zu 100 & erreicht haben. Koſtete 
doch z. B. in Berlin ein Pfund Heidelbeeren etwa 
1,50 A. Walderdbeeren 4 bis 5 &, Steinpilze 3 bis 4 A 
und Morcheln ſogar bis zu 18 K. Bei ber außerordentlich 
ungünſtigen Finanzlage des Staates iſt es daher nicht 
mehr zu vertreten, daß eine ſo ergiebige Einnahmequelle 
genutzt wird, ohne daß dem Grundeigentümer, in dieſem 
Falle der Staatsforſtverwaltung, auch nur einige 
Prozente des Erlöſes zufließen. Der Hinweis darauf, 
daß die Entnahme der Beeren für den Wald und damit 
dem Waldeigentümer bedeutungslos ſei, iſt nicht 
richtig, da, abgeſehen von den beſonders mit einem 
Maſſenzuſtrom von Sammlern verbundenen Nachteilen 
für den Wald (Zertreten von Kulturen, Niederreißen 
von Schutzzäunen, erhöhte Brandgefahr, Forſt⸗ und 
Jagdfrevel aller Art), durch die Entnahme einer mittleren 
Beerenernte dem Waldboden direkt je Hektar etwa 
ebenſoviel an wichtigen mineraliſchen Nährſtoffen ent⸗ 
zogen wird, wie für den jährlichen Holzwuchs auf der 
gleichen Fläche nötig iſt. Dieſe fehlen a ſo für die 
Holzerzeugung und ſchmälern dieſe dadurch. 

Nachdem bereits mein Herr Amtsvorgänger nach 
eingehender Prüfung aller der vorerwähnten Geſichts⸗ 
punkte ins Auge gefaßt hatte, in dieſem Jahre den 
Preis für die Erlaubnisſcheine auf 5 & für Waldarbeiter, 
Kriegsbeſchädigte, ſchulpflichtige Kinder, Renten⸗ 
empfänger und ähnliche nicht voll erwerbsfähige Per⸗ 
ſonen und auf 10 & für alle anderen Sammler herauf⸗ 
zuſetzen, habe ich kein Bedenken getragen, dieſer Anſicht 
beizutreten und die entſprechenden Anordnungen zu 
ertaſſen. Im Bewußtſein der Bedeutung, die das 
Beerenſammeln für die minderbemittelten Kreiſe der 
Bevölkerung hat, ſind dieſe im Verhältnis zu dem Wert 
der Nutzung und bei der heutigen Geldentwertung 
immer noch als niedrig zu bezeichnenden Sätze gewählt 
worden, obwohl ſich die Regierung darüber klar war, 
daß das Abwandern der für die Landwirtſchaft dringend 
erforderlichen Arbeitskräfte kaum dadurch verhindert 
werden würde und ſelbſt bei dieſen Sätzen die Einnahme 
der Staatskaſſe aus den Beeren nur wenige Prozente 
ihres Wertes bedeuten wird, die Sammler aber immer 
noch eine recht erhebliche Einnahme erzielen können. 
Die Staatsregierung bedauert daher, eine Zurücknahme 
dieſer Verfügung nicht in Ausſicht ſtellen zu können. 

Fortſetzung der eren Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfs, betreffend die Feſtſtellung des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1921 
— Druckſache Nr. 420. 

Wallraf, Abgeordneter (D.⸗ nat. V.⸗P.): — — 
Beamtenverminderung. Wir werden dazu kommen 
müſſen. Daß die Beamtenverminderung eine Verein⸗ 
fachung des ganzen Apparates, nicht nur eine Ver⸗ 
ringerung der Zahl der Beamten zugunſten der 
Angeſtellten bedeuten muß, iſt ja klar. Aber auch ſelbſt 
in dieſem Umfange wird es für manchen im Dienſt 
ergrauten Staatsdiener ſchmerzlich ſein, wenn die 
Stelle, auf deren Vakanz er gehofft hatte, ihm, weil 
ſie eingeht, verſchloſſen bleibt. Daraus folgt, daß wir 
vor allem dafür ſorgen müſſen, daß dieſen Beamten 
nun nicht Perfönlichkeiten vor die Naſe geſetzt, in die 
Karriere hineingeſchoben werden, die mit der Karriere 
nichts zu tun hatten, und die als Befähigungsnachweis 
nichts weiter beſitzen als ihre Parteikarte. 

Bedauerlicherweiſe beſteht hier und da ein Gegenſatz 
zwifchen höheren und nachgeordneten Beamten. Viel⸗ 
leicht liegt der Grund darin, daß hier und da einzelne 
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Vorgeſetzte ihren Verkehr allzu ſehr auf den Befehlston 
eingeſtellt haben. Ich habe immer den Standpunkt 
vertreten, daß der Beamte, wenn er von ſeinen Mit⸗ 
arbeitern viel verlangt, in dem ganzen Verkehr das 
menſchliche Mitempfinden, das menſchliche Gefühl für 
die Perſon und die Lage und die Gedankenwelt derer 
durchklingen laſſen muß, mit denen er zu arbeiten 
berufen iſt. Nachdem ich das ausgeführt habe, muß ich 
aber erklären: die Geringſchätzung des höheren Be⸗ 
amtentums iſt durchaus nicht am Platze. Es hat einen 
hoch bemeſſenen Anteil an der Blüte der preußiſchen 
Verwaltung. Wenn wir einerſeits den vorgeſetzten 
Beamten zu einem verſtändigen Verkehr mit ſeinen 
Untergebenen anhalten, eins muß aufrechterhalten 
werden, ohne das eine ſtaatliche und gemeindliche Ver⸗ 
waltung nicht beſtehen kann: Ordnung und Diſsiplin, 
und ich hoffe, die Regierung wird das nicht vergeſſen, 
wenn ſie demnächſt an eine Verbreiterung oder Aus⸗ 
geſtaltung der Beamtenräte geht. 

Altersgrenze. Auch das wird in der Einleitung 
zum Etat in eine gewiſſe Verbindung mit der Sparſam⸗ 
keit gebracht. Den Zuſammenhang vermag ich nicht 
zu entdecken. Der Blitzſtrahl des Altersgeſetzes hat 
vielfach die unrichtigen Bäume getroffen. (Sehr richtig! 
rechts.) An der Universität Bonn 3. B., an deren 
Reſidenz ich jetzt lebe, ſind durch das Altersgeſetz Herren 
beſeitigt worden, die im Vollbeſitz ihrer geiſtigen und 
körperlichen Kräfte ſtanden und auf denen zum Teil 
der deutſche und außerdeutſche Ruhm der Fakultäten 
beruht. An die Stelle dieſer Herren ſind neue getreten, 
die auch ein Gehalt beziehen. Unter Umſtänden werden 
die angeblich überalterten Herren auch noch mit Kom⸗ 
miſſionsdiäten weiter beſchäftigt. Wo da die Sparſam⸗ 
keit liegt, vermag meine Einfalt nicht zu entdecken. 


* 


28. Sitzung, Mittwoch, den 15. Juni 1921. 
Haushalt der Juſtizverwaltung. 

D. am Zehnhoff, Juſtizminiſter. — — Was [or 
dann das materielle Strafrecht anlangt, ſo hat das Reich 
den Entwurf eines neuen Strafgeſetzbuches publiziert 
und der Kritik unterbreitet, da allgemein feſtſteht, daß 
unſer bisheriges Strafgeſetzbuch vollſtändig veraltet 
iſt. Bei dem Entwurf dieſes neuen Strafgeſetzbuches 
hat die preußiſche Juſtizverwaltung weſentlich mit⸗ 
gearbeitet. Mit Rückſicht auf dieſes hoffentlich in der 
nächſten Zeit zur Verabſchiedung kommende Reform⸗ 
werk find Einzelreformen einſtweilen zurückgeſtellt 
worden, ſoweit ſie nicht abſolut dringend waren oder in 
keinem Zuſammenhang zu dieſem großen Geſetzentwurf 
ſelbſt ſtanden. 

Aus dem letzten Geſichtspunkt heraus hat die 
preußiſche Juſtizverwaltung kein Bedenken getragen, 
den auch im Hauſe zur Verabſchiedung gekommenen. 
Geſetzentwurf wegen Abänderung der Strafen des 
Forſtdiebſtahlsgeſetzes vorzulegen. Das alte Forſt⸗ 
diebſtahlsgeſetz enthielt ſehr drakoniſche Beſtimmungen, 
insbeſondere auch Strafen, die gänzlich unbeweglich 
waren. Der Richter war gezwungen, auf das Fünf⸗ 
oder Zehnfache des Wertes zu erkennen. Beſonders 
betroffen wurden von dieſen harten Strafen die kleinen 
Leute, die in der Not der Zeit, weil ſie keine Brenn⸗ 
materialien hatten, ſich verleiten ließen, einen Forſt⸗ 
diebſtahl zu begehen. Das Geſetz iſt dahin abgeändert, 
daß die ſtarren Strafen beſeitigt und die Strafen im 
übrigen ganz erheblich gemildert worden ſind. Der 
Richter hat jetzt die Möglichkeit, die er früher nicht beſaß, 
und weshalb er früher in den Ruf beſonderer Härte 
gekommen iſt, auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der 
Leute gebührend Rückſicht zu nehmen. 

Aus dem Grunde, weil ein Aufſchub nicht angezeigt 
war, iſt von der preußiſchen Juſtizverwaltung und 
in Konſequenz davon von der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung im Reiche zweierlei angeregt worden: eine 
Abänderung der Beſtimmungen über Geldſtrafen 
und ein Erſatz der Freiheitsſtrafen durch Geldſtrafen. 
Daß die Geldſtrafen, die zurzeit beſtehen, mit Rückſicht 
auf den geſunkenen Geldwert nicht mehr zeitgemäß 
ſind, liegt auf der Hand. Es iſt deshalb beantragt worden, 
die Geldſtrafen entſprechend zu erhöhen. Sie ſollen 
verhängt werden mit Rückſicht auf die Vermögens⸗ 
verhältniſſe derjenigen, die von den Strafen betroffen 
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werden. Auf der anderen Seite ſoll aber bei der Ver⸗ 
hängung der Geldſtrafen, wenn der Betroffene mittellos 
iſt, Milde walten können. Es ſoll dem Richter Gelegenheit 
gegeben werden, Teilzahlungen zu gewähren oder den 
ganzen Betrag zu ſtunden. Freiheitsſtrafen ſollen, 
wenn fie nicht mehr als einen Monat betragen, durch 
Geldſtrafen erſetzt werden können. Dieſe Beſtimmung 
iſt meines Erachtens ſehr ſegensreich. Ich halte die 
kleinen Gefängnisſtrafen für ſehr ſchädlich. Wenn 
eim Mann wegen einer Kleinigkeit ins Gefängnis ge⸗ 
kommen iſt und den Ruf verloren hat, dann iſt er 
leicht geneigt, auf dieſem Pfade weiter zu wandeln. 
Ich begrüße deshalb alles, was dazu führt, die kleinen 
Gefängnisſtrafen möglichſt zu beſeitigen. Dazu gehört 
der Vorſchlag, den wir gemacht haben und der voraus⸗ 
ſichtlich vom Reich angenommen wird, daß an Stelle 
der Freiheitsſtrafen, wenn ſie im Einzelfall nicht 
De als einen Monat erreichen, Geldſtrafen treten 
können. — — 
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29. Sitzung, Donnerstag, den 16. Juni 1921. 
Haushalt der Juſtizverwaltung. 

Dr. Höpker⸗Aſchoff, Abgeordneter (D.⸗Dem.): 
— — Mit ein paar Worten möchte ich noch erſwähnen, 
daß auch die Frage, ob das Überalterungsgeſetz über⸗ 
haupt zuläſſig war, beſtritten wird. Sie haben alle 
in den Zeitungen geleſen, daß ein preußiſcher Richter 
gegen den preußiſchen Fiskus auf die Auszahlung 
der Differenz zwiſchen ſeinem früheren Gehalt und 
der heutigen Penſion mit der Begründung geklagt 
hat, daß dieſes Überalterungsgeſetz gegen die Ver⸗ 
faſſung verſtoße und unzuläſſig ſei, und daß das Land⸗ 
gericht 1 Berlin der Klage ſtattgegeben hat. Ich will 
in dieſes ſchwebende Verfahren nicht eingreifen, und 
ich weiß auch nicht, von welchem Grundſatz ſich das 
Gericht hat leiten laſſen. Ich möchte nur darauf hin⸗ 
weiſen, daß ſeinerzeit bei der Verabſchiedung des 
Uberalterungsgeſetzes alle dieſe Bedenken bereits er, 
örtert worden ſind, daß auch das Preußiſche Juſtiz⸗ 
miniſterium zu dieſen Bedenken ausdrücklich Stellung 
genommen und darauf hingewieſen hat, daß ſchon ſeiner⸗ 
zeit bei der Beratung der Juſtizgeſetze die Zuläſſigkeit 
eines ſolchen Überalterungsgeſetzes bejaht wurde, 
daß ſolche Uberalterungsgeſetze in verſchiedenen deutſchen 
Bundesſſtaaten ſchon früher erlaſſen ſind. Ich möchte 
auch darauf hinweiſen, daß die Reichsverfaſſung ganz 
ausdrücklich jagt, daß Aberalterungsgrenzen durch das 
Geſetz eingeführt werden können, und daß man dieſen 
allgemeinen Ausſpruch der Verfaſſung doch unmöglich 
auf diejenigen Richter beſchränken kann, die nach 
dem Inkrafttreten der Verfaſſung angeſtellt werden. — 

Eine außerordentliche Erſparnis würde erzielt 
werden, wenn man mit dem Grundgedanken Ernſt 
machte, den der Herr Finanzminiſter in anderem Zu⸗ 
ſammenhange hier entwickelt hat, daß man nicht allein 
Stellen einſparen muß, ſondern daß man diejenigen 
Aufgaben, die durch geringer bezahlte Kräfte, alſo in 
der Juſtiz durch die mittleren und unteren Beamten 
erledigt werden können, auch den Richtern nimmt und 
den mittleren und unteren Beamten überträgt. — — 
Es iſt eine alte Erfahrung: wenn jemand ſelbſtändig 
Verantwortung zu übernehmen hat, wird er ſein 
Amt mit viel größerer Berufsfreudigkeit erfüllen. 

Auf eines möchte ich noch hinweiſen: Die gewaltige 
Titelſucht in allen Beamtenkreiſen kann ich nicht unter⸗ 
ſtützen. Ich finde es ſehr bedauerlich, wenn wir heute 
in den Zeitungen leſen, daß man dieſer Titelſucht 
weiter Rechnung trägt. — — 
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30. Sitzung, Freitag, den 17. Juni 1921. 
Kleine Anfrage Nr. 131 der Abgeordneten 
Fries und Genoſſen über die Neuregelung 
der Ortsklaſſeneinteilung — Druckſache Nr. 383. 

Fries, Frageſteller (Soz.⸗Dem.): — — Bei Be⸗ 

ratung des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes iſt von 
der Landesverſammlung beſchloſſen worden, bei der 
Neuregelung der Ortsklaſſeneinteilung höchſtens drei 
Ortsklaſſen einzuführen. 

Was hat das Staatsminiſterium zur Durchführung 

dieſes Antrages getan? 


Roſenthal, Rechnungsrat, Vertreter des Finanz 
miniſteriums: Nach $ 5 des Preußischen Beamten- 
Dienſteinkommensgeſetzes beſtimmt ſich die Stellung 
der Orte in den verſchiedenen Ortsklaſſen nach dem 
Ortsklaſſenverzeichnis, wie es nach reichsgeſetzlicher 
Regelung für die Gewährung von Ortszuſchlägen an 
die Reichsbeamten jeweilig maßgebend iſt. 

Bei den Verhandlungen über das neue Orts⸗ 
klaſſenverzeichnis iſt die Frage, ob die Spannungen in 
den Gehaltsbezügen der Beamten zwiſchen den einzelnen 
Ortsklaſſen nicht zu groß ſeien, und ob die bisherige 
Fünftelung der Ortsklaſſeneinteilung weiterhin aufrecht 
erhalten werden könne oder einer Drittelung Platz 
machen müſſe, eingehend geprüft worden. Das Ergebnis 
dieſer Prüfung liegt noch nicht abgeſchloſſen vor. — — 

Die Auswirkung einer Drittelung der Ortsklaſſen 
würde aber auch eine außerordentliche, kaum erträgliche 
Belaſtung der Reichs⸗ und Staatsfinanzen mit ſich 
bringen, da die Drittelung im weſentlichen nur durch 
die Beſeitigung der bisherigen Ortsklaſſen D und E 
zu en fein würde. Schließlich wird noch darauf 
hingewieſen, daß eine Anderung des beſtehenden Fünf⸗ 
klaſſenſyſtems nur möglich iſt durch eine Anderung der 
Beſoldungsgeſetze im Reiche und in Preußen. Es 
würde daher die Frage der Beſoldungsform von neuem 
mit allen unabweisbaren Folgerungen aufgerollt und 
die größte Unruhe in die Beamtenſchaft und in das 
geſamte innerpolitiſche Leben, das dringend der Ruhe 
bedarf, getragen werden. 

Nach alledem erſcheint eine weitere Einwirkung 
auf die Reichsregierung, bei der endgültigen Regelung 
der Ortsklaſſeneinteilung höchſtens drei Ortsklaſſen ein⸗ 
zuführen, nicht angezeigt. — — 

Beratung des Antrages der Abgeordneten 

Winckler und Genoſſen über Vergewal⸗ 

tigungen deutſcher Domänenpächter, deut⸗ 

ſcher Förſter uſw. in den früher preußiſchen 

Landesteilen Polens — Druckſache Nr. 498. 

Dr. Negenborn, Antragſteller (D.⸗ nat. V.⸗P.): 
Meine Damen und Herren, dem Antrage Nr. 498 liegt 
folgender Sachverhalt zugrunde. Über 150 deutſchen 
Domänenpächtern in den abgetrennten Teilen der Pro⸗ 
vinzen Poſen und Weſtpreußen und einer großen Anzahl 
von Förſtern in dieſen Landesteilen iſt gekündigt 
worden, und ſie ſollen gezwungen werden, in kürzeſter 
Friſt — bis zum 1. Juli — ihre Scholle zu verlaſſen. 
Die polniſche Regierung hat dieſe Aufforderung an 
die Domänenpächter am 18. Mai 1921 gerichtet, und 
es folgte ſofort eine öffentliche Ausbietung der Domänen. 
Die polniſche Regierung hat die Pächter bisher als 
Pächter behandelt; jetzt plötzlich behauptet ſie, ſie wären 
nichts weiter als Geſchäftsführer ohne Auftrag. Am 
3. Juni erfolgte die Beſchlagnahme des lebenden und 
toten Inventars. — — 

Es beſteht nun Grund zu der Befürchtung, daß die 
1 am 1. Juli überhaupt nichts ausgezahlt er⸗ 
alten. — — 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß zum 
1. Juli die Übergabe der Pachtungen erzwungen wird 
und daß die Ausweiſung dieſer Pächter und Förſter 
dann erfolgt. Die Wünſche aller dieſer Pächter und 
Förſter gehen erſtens auf das Recht freien Abzugs mit 
Vermögen und Hausinventar, denn auch die Beſchlag⸗ 
nahme des Hausinventars iſt unglaublicherweiſe ſeitens 
der Polen vorgeſehen, und zweitens gehen ihre Wünſche 
auf die Gewährung des Wohnrechts auf den Domänen, 
bis ſie eine Unterkunft gefunden haben. — — 

Polen iſt mit Übernahme dieſer polniſchen und 
weſtpreußiſchen Gebiete nicht nur in Rechte eingetreten, 
ſondern auch in Pflichten, in die Pflichten, die die 
Preußiſche Regierung als ihre Rechtsvorgängerin ein⸗ 
gegangen war, alſo auch in die Verträge, die die 
Preußiſche Regierung geſchloſſen hatte. Das ſind 
allgemeine Rechtsgrundſätze, die in der ganzen Welt 
gelten, die niemals beſtritten worden ſind, und die ſelbſt 
im Verſailler Friedensvertrage nicht etwa abgeändert 
worden ſind. Dieſer Verſailler Friedensvertrag regelt 
ja die unglaublichſten Dinge; das abzuändern, hat aber 
ſelbſt der Verſailler Friedensvertrag nicht unternommen. 

Zweitens: die polniſche Regierung hat dieſe 
Domänenpächter und Förſter über den 20. Januar 1920 
hinaus als Pächter behandelt. — — 
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Ferner, meine Damen und Herren, dieſe deutſchen 
Domänenpächter und Förſter ſind deutſchen Blutes, 
aber ſie ſind nicht mehr deutſche Staatsangehörige, ſie 
ſind polniſche Staatsangehörige, was auch gar nicht 
beſtritten wird. — — 

Ich richte hiermit an die Staatsregierung die 
Frage, was fie bisher in der Sache dieſer polniſchen 
Domänenpächter und Förſter getan hat und was ſie 
zu tun gedenkt. — — 

Groſſe⸗Leege, 
treter des Staatsminiſteriums: 
1919 Verhandlungen zwiſchen einer deutſchen und 
einer polniſchen Delegation über wichtige Punkte auf 
dem Gebiete der Domänen⸗ und Forſtverwaltung ſtatt⸗ 
fanden, hat die Domänenverwaltung ſich auf den 
Standpunkt geſtellt und ihn bei jeder Gelegenheit mit 
allem Nachdruck vertreten, daß mit dem Übergang des 
domänenfiskaliſchen Beſitzes an Polen der polnische 
Staat Rechtsnachfolger des preußiſchen Staates ge⸗ 
worden ſei und ſomit auch in alle Rechte und Pflichten 
aus den beſtehenden Pachtverträgen eingetreten ſei. 
Die polniſche Regierung hat dem auch nicht wider⸗ 
ſprochen. Es kam zu einem Abkommen im Oktober 1919, 
in dem ausdrücklich beſtimmt war, daß Polen in alle 
Verträge, die der preußiſche Staat mit Domänen⸗ 
pächtern abgeſchloſſen habe, eintrete und ihnen den 
Beſitz ihres Eigentums, insbeſondere des toten und 
lebenden Inventars, gewährleiſte. Leider iſt das Ab⸗ 
kommen damals nicht ratifiziert worden. — — 

— — Insbeſondere hat das Auswärtige Amt 
unſerem Erſuchen gemäß darauf hingewieſen, daß die 


Geh. Oberregierungsrat, 
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den Pächtern ihr lebendes und totes Inventar, das 
den weſentlichſten Teil ihres Vermögens darſtellt, 
vorzuenthalten. In gleichem Sinne iſt an die Reichs⸗ 
und Staatskommiſſare in Danzig, Schneidemühl und 
Marienwerder geſchrieben worden, und ſie ſind gleich⸗ 
zeitig erſucht worden, auf die Pächter dahin einzuwirken, 
daß ſie ſofort gegen den polniſchen Staat im Prozeß⸗ 
wege Klage erheben und die Rückgängigmachung dieſer 
Anordnung herbeiführen. 
Ver⸗ Aktion haben wird, darüber iſt uns amtlich nichts mit⸗ 
— — Als im Jahre | geteilt worden. — — 
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Welchen Ausgang dieſe 


Der Antrag wird bei der Abſtimmung angenommen. 
Mündlicher Bericht des Ausſchuſſes für 
Beamtenangelegenheiten über die Anträge 
der Abgeordneten Dr. von Krauſe und Ge- 
noſſen über die Grundſätze für die Ein⸗ 
reihung der Orte in das Ortsklaſſenver⸗ 
zeichnis — Druckſachen Nr. 138 und 298. 

(Wortlaut des Antrages: 


1. Das Staatsmin ſterium zu erſuchen, Mitglieder des 
Landtages zu den demnächſt beginnenden Verhand⸗ 
lungen zwiſchen der Reichsregierung, den Re⸗ 
gierungen der Länder und den Spitzenorganiſationen 
der Beamtenverbände über die Neuaufſtellung des 
Ortsklaſſenverzeichniſſes hinzuzuziehen, ſoweit bei 
dieſen Verhandlungen Gebiete Preußens in Trage 
kommen, 

2. die Anträge Druckſachen Nr. 138 und 298 als er⸗ 
ledigt zu betrachten.) 


Das Haus hat dem Antrage des Ausſchuſſes zu⸗ 


polniſche Regierung nicht das mindeſte Recht hat, geſtimmt. 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Entſchädigung der oberſchleſiſchen Beamten. 

Der Preußiſche Miniſterpräſident. 

St. M. III 1753. 
Berlin, 19. Juli 1921. 
Staatstelegramm. 

Das Preußiſche Staatsminiſterium hat für die 
Beamten, Geiſtlichen, Kirchenbeamten und Lehr⸗ 
perſonen in Oberſchleſien in Anbetracht ihrer be⸗ 
ſonderen Notlage und Gefährdung unter Er⸗ 
weiterung der bisherigen Fürſorgebeſtimmungen 
beſchloſſen: 

Die unmittelbaren und mittelbaren Staats⸗ 
beamten, Geiſtlichen, Kirchenbeamten und Lehr⸗ 
perſonen erhalten für jeden Schaden an ihrer ge⸗ 
ſamten, zu ihrem Hausſtande gehörigen beweglichen 
Habe, der ſeit dem 11. Februar 1920 durch Auf⸗ 
ſtände oder Unruhen entſtanden iſt oder künftig 
entſtehen wird, vollen Erſatz zum gegenwärtigen 
Anſchaffungswert. 

Bei Körperſchäden der genannten Perſonen 
und ihrer Familienangehörigen wird voller Erſatz 
der zur Wiederherſtellung ihrer Geſundheit er⸗ 
forderlichen Aufwendungen gewährt. 

Erſuche Polizeipräſident Schwendy als Vor⸗ 
ſitzenden oberſchleſiſchen Beamtenbundes von vor⸗ 
ſtehendem Beſchluß in meinem Auftrag in Kenntnis 
zu ſetzen. WS 
Miniſterpräſident. 
An den deutſchen Bevollmächtigten in Oppeln. 


Abſchrift überſende ich unter Bezugnahme auf 
das Schreiben des Herrn Staatsſekretärs der 
Reichskanzlei vom 16. d. Mts. — Rk. 6663 — 
zur gefälligen Kenntnisnahme ergebenſt. 

In Vertretung: gez. Göhre. 


Das gleiche Telegramm, jedoch mit ſinn⸗ 
gemäßer Abänderung des letzten Abſatzes in: 

„Erſuche in geeignet erſcheinender Weiſe ober⸗ 
ſchleſiſche Beamtenſchaft in Kenntnis zu ſetzen“ 


ging an den Oberpräſidenten von Niederſchleſien 
in Breslau, an den Oberpräſidenten von Ober⸗ 
ſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau, an den Ober⸗ 


landesgerichtspräſidenten in Breslau, an den 


Generalſtaatsanwalt in Breslau. 


CH 
Ausſtattung 
der Nevierförſterſtellen mit Wirtſchaftsland. 
Allgemeine Verfügung Nr III 48/1921. 
Miniſterium für Landwirkſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchafts⸗Nr. III 12998. 
Berlin, den 20. Juli 1921 
In Ergänzung der allgemeinen Verfügung 
III 20/1921 vom 14. April 1921 — III 7146 — 
beſtimme ich nach Vortrag des Vorſitzenden des 
Vereins Preußiſcher Staatsrevierförſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter, daß 
die Ausſtattung der Revierförſterſtellen mit Wirt⸗ 
ſchaftsland zu Ziffer 5 der allgemeinen Verfügung 
III 20/1921 bis zu 16 ha und zu Ziſſer 6 der 
allgemeinen Verfügung III 20/1921 in Ausnahme⸗ 
fällen bis zu 20 ha erfolgen kann. 
Abdrucke für die Oberförſter liegen bei. 
Warmbold. 


An alle Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Minden und 
Sigmaringen. 


N 
Anrechnung der Dienſtzeit während des Krieges. 
Allgemeine Verfügung Nr. I 79/1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 5652. IA IV 3227 II 5540. III 10 690 
Berlin, 30. Juni 1921. 
Nachſtehende Abſchrift überſende ich zur gleich⸗ 
mäßigen Beachtung im Bereich meiner Ver⸗ 
waltung. In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Abſchrift! 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
I. 13 694. M. d. J. Ia J 681. M. f. L. pp. IB Ib 5154 
! Berlin, 25. Mai 1921. 
Zur Vermeidung von Irrtümern wird darauf 
hingewieſen, daß der letzte Satz des §1 des Geſetzes 
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über eine erhöhte Anrechnung der von den Staats⸗ 
beamten und Volksſchullehrperſonen während des 
Krieges zurückgelegten Dienſtzeit vom 23. No⸗ 
vember 1920 Pr. G. S. 1921 S. 89 — die 
anderthalbfache Anrechnung auf die ruhegehalts⸗ 
fähige Dienſtzeit lediglich bei ſolchen Perſonen 
einſtweilen ausſchließt, die während der Zeit vom 
1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 nur im 
Reichs⸗ bzw. aktiven Militärdienſt — alſo nicht 
zugleich preußiſche Staatsbeamte geweſen 
ſind. Die anderthalbfache Anrechnung von Reichs⸗ 
und Militärdienſt während des Krieges iſt daher 
insbeſondere dann vorläufig ausgeſchloſſen, wenn 
der Beamte während des Krieges im Reichs⸗ 
oder Militärdienſt geſtanden hat und erſt danach 
in den preußiſchen Staatsdienſt eingetreten iſt. 

Dagegen ſtehen Urlaub oder Krankheit oder 
ſonſtige den Beamten an der tatſächlichen Dienſt⸗ 
ausübung hindernde Umſtände der anderthalb⸗ 
fachen Anrechnung der im preußiſchen Staats⸗ 
dienſt während des Krieges verbrachten Dienſtzeit 
nicht im Wege. Insbeſondere iſt daher trotz der 
Beſtimmung des letzten Satzes des $ 1 des Geſetzes 
diejenige Zeit anderthalbfach anrechenbar, in der 
ein bereits damals in den preußiſchen Staatsdienſt 
eingetretener Beamter ohne Entlaſſung aus dem 
preußiſchen Staatsdienſte während des Krieges 
in den Reichsdienſt beurlaubt oder ſonſt abgeordnet 
oder zum Heeresdienſt eingezogen war. 

Dieſer Erlaß hat auch im Geſchäftsbereich der 
Verwaltung des Innern Anwendung zu finden. 
Zugleich im Namen der Miniſter des Innern und 

für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage: gez. Schultz. 
An die nachgeordneten Behörden. 


— 


— 


7 
Erſatz von Auslagen für Fahrtioſten von Forſt⸗ 
referendaren. 


Minifterrum für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III. 11 576. 


Berlin, 21. Juni 1921. 
In Ergänzung meiner allgemeinen Verfügung 
Nr. 16 für 1912 — Erlaß vom 18. Juli 1912 J.⸗Nr. 
III 7413 — ermächtige ich die Regierung, ebenſo 
wie den Oberförſtern o. R. und Forſtaſſeſſoren 
auch den gegen Tagegelder überwieſenen Forſt⸗ 
referendaren die baren Auslagen für die be⸗ 
ſtehenden regelmäßigen Beförderungsgelegenheiten 
(Eiſenbahn) zu erſetzen, um den unwirtſchaftlichen 
Zeitaufwand für die Hin⸗ und Rückwege zu 
vermeiden. J. A.: v. d. Busſche. 
An ſämtliche Regierungen uſw. 


Dienſtbefreiungen von Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern zur übernahme öffentlicher 
Ehrenämter. 


Allgemeine Verfügung Nr. I 80/1921. 
Miniſterium fur Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
Geſchafts⸗Nr. IB Ia 5488, II 5399, III 10476. 


Berlin, 4. Juli 1921. 

Die in meiner allgemeinen Verfügung 
I. 154/1920 vom 17. Dezember 1920 Nr. IBI a 
31079 aufgeſtellten Richtlinien für die Befreiung 
von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern vom 
Dienſt zur Übernahme öffentlicher Ehrenämter 
haben durch die ſpäter veröffentlichte Verfaſſung 
des Freiſtaates Preußen vom 30. November 1920 
(Geſetzſamml. S. 543) eine Erweiterung verfahren. 
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In Ergänzung der allgemeinen Verfügung 
vom 17. Dezember 1920 ſowie der allgemeinen 
Verfügung Nr. I. 7/1921 vom 18. Januar 1921 
wird deshalb folgendes beſtimmt: 

1. Beamte, ege dëi Arbeiter des Staates 
und der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
bedürfen nach Artikel 11 der Verfaſſung zur Aus⸗ 
übung der Tätigkeit als Abgeordnete des Landtags 
keines Urlaubs. Bewerben ſie ſich um einen Sitz 
im Landtag, ſo iſt ihnen der zur Vorbereitung 
ihrer Wahl erforderliche Urlaub zu gewähren. 
Gehalt und Lohn ſind weiter zu zahlen. 

Für die Angeſtellten und Arbeiter des Staates 
und der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
ſind ſomit hinſichtlich der Ausübung ihrer Tätigkeit 
als Landtagsabgeordnete die gleichen Grundſätze 
wie für die Beamten, alſo die unter 1 meiner 
vorerwähnten allgemeinen Verfügung vom 
17. Dezember 1920 angegebenen, ſinngemäß an⸗ 
zuwenden. 

Ebenſo iſt auf die Angeſtellten und Arbeiter 
des Staates und der Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechtes für ihre Tätigkeit als Wahlkandidaten 
und Wahlhelfer bei den Landtagswahlen meine 
vorerwähnte allgemeine Verfügung vom 18. Januar 
1921 entſprechend anzuwenden. 

Hinſichtlich der Tätigkeit der Angeſtellten und 
Arbeiter als Reichstagsmitglieder verbleibt es bei 
dem bisherigen, unter Nr. 3 meiner allgemeinen 
Verfügung I. 154/1920 feſtgeſtellten Rechtszuſtand. 

2. Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des 
Staates und der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit als 
Mitglieder einer Provinzial⸗, Kreis⸗ und Ge⸗ 
meindevertretung keines Urlaubs. Gehalt und 
Lohn ſind weiterzuzahlen (Artikel 75 der preußiſchen 
Verfaſſung). Dieſe Beſtimmung bringt für die 
Tätigkeit der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter 
des Staates und der Körperſchaften des öfſent⸗ 
lichen Rechtes als Mitglieder einer Provinzial⸗, 
Kreis⸗ und Gemeindevertretung ähnliche Grund⸗ 
ſätze zum Ausdruck wie Artikel 11 für die Tätigkeit 
dieſer Perſonen als Landtagsabgeordnete. Sie 
iſt lediglich auf die Mitgliedſchaft in Vertretungs⸗ 
organen der Provinzen, Kreiſe und Gemeinden 
(Provinziallandtag, Kreistag, Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, Gemeindevertretung) zu beziehen. 
Dagegen bedürfen die bezeichneten Perſonen zur 
Ausübung ihrer Tätigkeit in Verwaltungsorganen 
der genannten Körperſchaften (Provinzial⸗, Kreis-, 
Stadtausſchuß, Magiſtrat, Gemeindevorſtand) 
eines Urlaubs. Die den Mitgliedern der Ver⸗ 
tretungsorgane gewährte Dienſtbefreiung erſtreckt 
ſich auf die Zeiträume, die durch die Teilnahme 
an den Sitzungen des Vertretungsorgans oder zur 
Erledigung beſonderer, dem Beamten uſw. von dem 
Selbſtverwaltungsorgan erteilter Aufträge (Be⸗ 
ſichtungen und dergleichen) in Anſpruch genommen 
werden. Für weilergehende Zwecke muß Urlaub 
eingeholt werden. 

Ein Anſpruch auf Dienſtbefreiung zum Zwecke 
der Vorbereitung der Wahl zu den Vertretungs⸗ 
organen der Selbſtverwaltungskörperſchaften, wie 
er in Artikel 11 zur Vorbereitung der Wahl als 
Landtagsabgeordneter gegeben iſt, iſt den Beamten 
uſw. nicht eingeräumt. 


In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 
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Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 
Jorſtmeiſter i. R. ner iſt am 19. Juli in 


Dürrjentſch im 71. Lebensjahre am Herzſchlag ge⸗ de 


ſtorben. Forſtmeiſter Hühner iſt in der grünen 
Farbe eine weit bekannte Perſönlichkeit geweſen; 
er war am 3. Januar 1851 geboren, legte 1880 die 
Staatsprüfung ab und kam, nachdem er am 
1. März 1881 die Oberförſterei Helmerkamp 
(Lüneburg) und ab 1. Juli 1889 die Oberförſterei 
Balſter (Köslin) übernommen hatte, am 1. Fe⸗ 
bruar 1897 nach Börnichen bei Lübben. Von dort 
aus hat er auch bis 1902 den forſtlichen Unterricht 
beim 3. Jägerbataillon erteilt. Am 1. Juli 1902 
wurde er nach Kottwitz (Breslau) verſetzt, wo er 
bis zu ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand am 
1. April d. J. gewirkt hat. Literariſch iſt Forſtmeiſter 
Hühner mehrfach tätig geweſen, auch in älteren 
Jahrgängen unſeres Blattes finden ſich Artikel 
aus ſeiner Feder. In den letzten Jahren hat er 
noch an politiſchen Zeitungen, namentlich an der 
„Schleſiſchen Zeitung“, mitgearbeitet und beſonders 
Abhandlungen aus dem Tierleben und der Natur 
des Waldes geſchrieben. 


CH 
Forſtmeiſter Baader in Schotten (Oberheſſen), 
früher Privatdozent mit Lehrauftrag an der 
Univerſität Gießen, iſt als Profeſſor für das 
Fach der Forſteinrichtung an die forſtliche Hoch⸗ 
chule Eberswalde berufen worden. 
CH 


Grundſätze für die Betreuung der aus dem 
oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet geflüchteten 
Beamten. Die Zentralſtelle für die techniſche 
W der oberſchleſiſchen Abſtimmung in 
Breslau hat folgende Grundſätze bekanntgegeben, 
welche in einer Sitzung des Roten Kreuzes im 
Oberpräſidium Breslau am 30. Mai 1921 feſt⸗ 
gelegt worden ſind. Wir bringen dieſe Grundſätze, 
da ſie unſeres Erachtens nicht nur für die un⸗ 
mittelbar Beteiligten, die ſie natürlich ſchon 
längſt kennen, von Wichtigkeit ſind, ſondern auch 
weiteres Intereſſe beanſpruchen. Sie regen 
auch zu Vergleichen mit den ſeinerzeit für die aus 
den polniſchen Abtretungsgebieten Abgewanderten 
getroffenen Maßnahmen an und zeigen, daß 
mancherlei Erfahrungen verwendet worden ſind. 
Allerdings muß auch betont werden, daß die An⸗ 
gelegenheit dem Umfange nach nicht entfernt mit 
der Abwanderungsbewegung aus Polen verglichen 
werden kann. Die Grundſätze lauten: 1. Alle 
Staatsbehörden außerhalb des Abſtimmungs⸗ 
gebietes richten Fürſorgeſtellen zur Betreuung der 
zur Flucht aus dem oberſchleſiſchen Abſtimmungs⸗ 
gebiet gezwungenen unmittelbaren und mittel⸗ 
baren Beamten und ihrer Familien ein. Die 
Fürſorgeſtelle jeder Behörde betreut die von dieſer 
Behörde reſſortierenden Beamtenkategorien. Auf⸗ 
gabe iſt, die erſte Not der Beamten und ihrer 
Familie zu beheben. Familien, deren Ernährer 
(der Beamte) im Abſtimmungsgebiet verblieben 
iſt, werden ebenſo betreut wie die flüchtigen 
Beamten. 2. Alle Staatsbehörden im nicht⸗ 
beſetzten Schleſien und die Zentralſtelle für die 
oberſchleſiſche Abſtimmung übergeben dem Kom⸗ 
miſſar des Roten Kreuzes in Breslau eine kurze 
Richtlinie, aus der die die Fürſorge durchführenden 
Stellen (Adreſſe) und der Umfang der Fürſorge 
erſichtlich ſind. Der Kommiſſar des Roten Kreuzes 
wird dieſe Richtlinien zuſammenſtellen und allen 


mit der Flüchtlingsfürſorge betrauten Stellen zu⸗ 
gehen laſſen. 3. Die Staatsbehörden im 
Abſtimmungsgebiet ſollen eine Betreuung 
r in dieſem Gebiet verbliebenen flüchtigen 
Beamten und ihrer Familien nicht einrichten. 
Die Betreuung im Abſtimmungsgebiet bleibt 
alſo Aufgabe lediglich des Flüchtlings- 
kommiſſars O.⸗S. 4. Die Zentralſtelle für die 
oberſchleſiſche Abſtimmung wird der Entwicklung 
der Lage im Abſtimmungsgebiet entſprechend 
eine Karte des Abſtimmungsgebietes herausgeben, 
aus der erſichtlich iſt, in welche Gebietsteile die 
Flüchtlinge zurückgeſchickt werden können und in 
welche Gebietsteile die Rückwanderung der Flücht⸗ 
linge noch nicht angängig iſt. Hierdurch ſollen die 
einzelnen Behörden der zeitraubenden Nachfrage 
bei den Behörden im Abſtimmungsgebiet enthoben 
werden. 5. Die im Abſtimmungsgebiet zu⸗ 
rückgebliebenen Angehörigen von Flüchtlingen, 
die infolge der Flucht des Ernährers in Not geraten 
ſind, werden wie bisher lediglich durch den 
Flüchtlingskommiſſar O.⸗S. betreut. Soweit 
die Auszahlung der Familienunterſtützung an die 
Unterſtützungsberechtigten zurzeit nicht möglich iſt, 
wird die Unterſtützung nachgezahlt, ſobald es die 
Lage im Abſtimmungsgebiet geſtattet. Geſuche 
um Zahlungen von Familienunterſtützungen ſind 
grundſätzlich an den Flüchtlingskommiſſar O.⸗S., 
Oppeln, ev. Schule am Friedrichsplatz, zu richten 
Die Höchſtſätze der Familienunterſtützung betragen 
wöchentlich: ein lediger Angehöriger 85,50 M, 
ein lediger Angehöriger mit eigenem Haushalt 
99 „, ein Verheirateter ohne Kind 139,50 „, ein 
Verheirateter mit einem Kind 166,50 , ein 
Verheirateter mit zwei Kindern 193,50 /, ein 
Verheirateter mit drei Kindern 220,50 %, ein 
Verheirateter mit vier Kindern 247,50 A. Be⸗ 
amtenangehörige können nur bis zu 50% 
dieſer Sätze erhalten, da der Ernährer ſein 
Gehalt weiter bezieht. 6. Die Tumultſchaden⸗ 
anſprüche werden erſt nach der Entſcheidung 
des oberſten Rates über Oberſchleſien geregelt 
werden. Sammelſtelle für Geſuche auf Erſtattung 
von Tumultſchäden iſt die „Zentralſtelle für 
die oberſchleſiſche Abſtimmung, Breslau, 
Oberbergamt“. Geſuchmuſter können bei dieſer 
Stelle in Empfang genommen werden. 
J 


Zurückſetzung der Wartegeldempfänger. Nach 
hier am 24. Juli eingegangener Mitteilung des 
Deutſchen Beamtenbundes ſind die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen im Reich dahin abgeändert worden, 
daß Ruhegehalts⸗ und Wartegeldempfänger nach⸗ 
träglich in Stellen höherer Beſoldungsgruppen 
eingereiht werden können, wenn das von ihnen 
bis zur Verſetzung in den Ruheſtand bekleidete 
Amt durch die Beſoldungsordnung einer höheren 
n Wed zugeteilt iſt und der Beamte nach 
ſeinen Kenntniſſen, Fähigkeiten und Leiſtungen 
zur Wahrnehmung des Amtes für geeignet zu 
erachten war. Es iſt nunmehr wohl damit zu 
rechnen, daß dem Antrage des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes auf gleiche Anderung der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen für Preußen in hoffentlich nicht zu 
langer Zeit entſprochen werden wird. 
Hegemeiſter Bockmann, Hangelsberg a. Spree 

C 


Zur Heizung des Dienſtzimmers ſollen künftig 
den Oberförſtern, verwaltenden Revierförſtern. 


Mr. 32 Bd. 36 (1921) 


Revierförſtern und Förſtern m. R. bis zu 9 rm 
Weichholzknüppel unentgeltlich geliefert werden. 
Wir wiederholen dieſe bereits im Forſthaushalts⸗ 
plan in Nr. 25, S. 473 im 2. Abſatz der Er⸗ 
läuterungen gebrachte Notiz, weil im Artikel 
„Der Haushalt der Staatsforſtverwaltung für 
das Rechnungsjahr 1921“ in Nr. 29, Seite 548, 
Spalte 2, in der 27. Zeile von unten verſehentlich 
die Re vierförſter nicht aufgeführt worden find. 
CH 


Prüfung für Anwärter des Privat⸗Revier⸗ 
verwaltungsdienſtes. Der vom deutſchen Forſt⸗ 
verein eingeſetzte Ausſchuß wird in dieſem Jahre 
vorausſichtlich vom 17. September ab in Darm⸗ 
ſtadt eine Prüfung für Anwärter des Revierver⸗ 
waltungsdienſtes der Privaten uſw. abhalten. 
Herren, die beabſichtigen, ſich dieſer Prüfung zu 
unterziehen, wollen ſich ſofort bei dem Obmann 
des Prüfungsausſchuſſes, Herrn Oberforſtmeiſter 
v. Platen, Rogzow bei Köslin, anmelden. 

2 


Verein zur Förderung der forſtwirtſchaftlichen 
Ausbildung. Am 25. Juli iſt in München ein 
Verein zur e der forſtwirtſchaftlichen 
Ausbildung bäuerlicher Waldbeſitzer und von 
forſtlichem Unterperſonal unter dem Protektorate 
des bayriſchen Waldbeſitzerverbandes gegründet 
worden. Zweck des Vereins bildet in erſter Linie 
die Einrichtung einer Waldbauſchule in Mickhauſen 
ſolen ühn ſüdweſtlich von Augsburg). An dieſer 
ollen ähnlich wie in Templin Anwärter des 
Förſterdienſtes ausgebildet werden, doch iſt 
ür die Dauer des Unterrichts mit Rückſicht 
auf die Verhältniſſe in Bayern⸗Württemberg, 
wenigſtens vorläufig, nur eine Dauer von neun 
Monaten in Ausſicht genommen. Weiter ſollen 
an dieſer Schule alljährlich Kurſe von vierwöchiger 
Dauer für Waldarbeiter, die ſich als Wald⸗ 
aufſeher ausbilden wollen, ſowie für Kleinwald⸗ 
beſitzer und deren Angehörigen ſtattfinden. Für die 
Zwecke der Schule hat Graf Rechberg das gut er⸗ 
haltene und geräumige Schloß Mickhauſen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt und auch die ſehr erheblichen Koſten 
des Umbaus übernommen. Der praktiſche Unterricht 
wird hauptſächlich in dem etwa 800 ha großen, 
zum Gute Mickhauſen gehörigen Walde erteilt 
werden, außerdem bieten die angrenzenden Staats⸗ 
und Gemeindewaldungen reiche Gelegenheit zu 
Lehrwanderungen. Mitglieder des Baden 
und württembergiſchen Waldbeſitzer⸗Verbandes 


haben ferner reichliche Mittel für die Einrichtung | 98 


der Anſtalt gezeichnet, außerdem werden von ihnen 
und auch von der bayriſchen Landesbauernkammer 
(entſprechend der Landwirtſchaftskammer) Bei⸗ 
hilfen für die Betriebskoſten gewährt. Leiter der 
Schule wird Oberförſter Scheibenbogen, bisher 
in Weißenburg (Mittelfranken), Schulpflege Forſt⸗ 
rat a. D. Blum in München. Die Eröffnung 
der Schule ſoll im Oktober d. J. erfolgen. Die 
Einrichtung und der Betrieb der Schule wird im 
i mit dem Verein für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands erfolgen, 
dem auch je ein Sitz im Ausſchuſſe und im 
Vorſtande des Vereins eingeräumt iſt. Sch. 


+ 

Zur Aburteilung von Wilddiebereien. P Als 
das traurige Kapitel der Förſtermorde — ſeit 
dem glorreichen Sieg des deutſchen Volkes 
nach Scheidemann — immer größeren Umfang 
annahm, begann man „höheren Orts“ wohl ein⸗ 
zuſehen, daß ſtrengere Strafen notwendig ſeien, 
wenn dem Wildererunweſen Einhalt getan werden 
tolle, Die Gerichte erhielten daher Anweiſung, 
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gar zuzufaſſen. Dieſe Anweiſung wurde von 
vollen Jägern, namentlich aber von dem Jagdſchutz⸗ 
Perſonal, mit Genugtuung begrüßt, aber an⸗ 
ſcheinend etwas voreilig, denn eine Verurteilung 
iſt heutzutage noch nicht gleichbedeutend mit 
Strafverbüßung, wie folgender Fall beweiſen 
mag: Der Arbeiter W. A. aus L. wurde im Fe⸗ 
bruar 1920 beim Wildern ertappt und rechts⸗ 
kräftig zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt. 
Die Verbüßung der Strafe ließ aber auf ſich 
warten, und als der Unterzeichnete den A. im 
April d. J. unentwegt Streikpoſten ſtehen ſah, 
erſuchte er die Behörde, den A. zur Verbüßung 
ſeiner Strafe doch endlich einzuziehen, da ſonſt 
das Abſchreckungsmittel der Strafe vollkommen 
illuſoriſch würde. Unter dem 12. Mai 1921 ging 
von der zuſtändigen Stelle die Benachrichtigung 
ein, daß dem A. laut Erlaß des Herrn Juſtiz⸗ 
miniſtes vom 18. April 1921 geſtattet worden 


ſei, an Stelle der Verbüßung von einen Monat 
Gefängnis bis zum 30. September 1921 ſechs⸗ 
hundert Mark Geldſtrafe zu zahlen. Bezüglich 


des Reſtes der Gefängnisſtrafe ſei ihm für den 
Fall dieſer Zahlung Strafausſetzung bis zum 
30. April 1924 bewilligt worden. — — 600 Mk. 
Das ſind zwei Rehe, die bringen das wieder ein, 
und bis zum 30. April 1924 wird ja wohl wieder 
irgendeine mitleidige Amneſtie eintreten, wie 
unter den gleichen Vorzeichen bei dem ehren⸗ 
werten Schwiegervater des A. — Wenn nicht 
die Zeit bis dahin überhaupt von vornherein als 
„Bewährungsfriſt“ in Ausſicht genommen iſt. 
„Man“ ſtellt ſich das Abfaſſen eines Wilderers 
vielleicht ſo einfach vor wie die Ermittelung eines 
nächtlichen Ruheſtörers in der Großſtadt. 

Dieſe verſchiedene Auffaſſung der höchſten 
maßgebenden Stelle iſt wohl begründet in dem 
ſtändigen Wechſel bei der Beſetzung der Miniſter⸗ 
poſten. Die Jägerei, die unter Aufbietung aller 
Energie und Anſtrengung bemüht iſt, das ihr an⸗ 
vertraute Wild zu ſchützen und die Wildererſeuche 
zum Erlöſchen zu bringen, muß ſich wirklich die 
ſonſtigen Segnungen unſeres ſo herrlichen parla⸗ 
mentariſchen Regimes fortlaufend vor Augen halten, 
um nicht bitter zu werden. 

Laskowitz, Bezirk . Wackwitz. 
Erinnerungen aus 


Vergilbte Brüche. dem 
Leben eines alten Forſtmannes. Unter dieſem 
Titel erſcheint in „Förſters Feierabende“ eine 
Reihe von Aufzeichnungen von Forſtmeiſter i. R 

Keßler, die unſern Leſerkreis beſonders 
intereſſieren dürften, weshalb wir auch an dieſer 
Stelle darauf aufmerkſam machen. Wir beginnen 
mit dem Abdruck des Beitrages, der durch mehrere 
Nummern gehen wird, in der heutigen Unter⸗ 
haltungsbeilage. 


7 
Forſtwirtſchaftliches. 

Der Nonnenfraß, der in den beiden vor⸗ 
ausgegangenen Jahren weite Flächen der böhmiſchen 
Waldungen des Mittelgebirges und des Hügel- 
landes vernichtet und ſich im Freiſtaat Sachſen 
bei Zittau ebenfalls bereits unangenehm bemerk⸗ 
bar gemacht hat, bedroht nunmehr die Waldungen 
der Sächſiſchen Schweiz, wo erheblicher Falterflug 
feſtgeſtellt worden iſt. 


= 
Bodenreform in der Tſchechoſlowakei. Die 
Durchführung des Geſetzes vom 16. April 1919 
über Beſchlagnahme des Großgrundbeſitzes wird 
nunmehr in Angriff genommen. Die Übernahme 
des beſchlagnahmten Beſitzes vom Staatsboden⸗ 
amt erfolgt in nachitehender Reihenfolge: 1. ver⸗ 
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laſſene, nachläſſig bewirtſchaftete oder dauernd 
verpachtete Beſitzungen, ohne Rückſicht auf die 
Größe, in Böhmen, Mähren und Schleſien; 2. Be⸗ 
ſitzungen von mehr als 5000 ha, in der Slowakei 
von mehr als 2900 ha im Geſamtgebiet der Re⸗ 
publik; 3. jene Beſitzungen, die in den letzten 
Jahren verkäuflich waren oder zur Anlage von 
Kriegsgewinn während des Krieges angekauft 
wurden; 4. die vom Eigentümer nicht ſelbſt be⸗ 
wirtſchafteten Beſitzungen; 5. im Falle dringenden 
Bedarfs oder im Intereſſe des Staates werden 
noch andere Komplexe der bewirtſchafteten Güter 
übernommen. 

Im Intereſſe eines geordneten Vorgehens 
und um die Bewirtſchaftung der vorläufig nicht in 
Betracht kommenden Güter nicht zu beunruhigen, 
iſt für Böhmen, Mähren und Schleſien ein Arbeits⸗ 
programm für drei Jahre, für die Slowakei und 
Karpathenrußland ein ſolches von einem Jahr 
vorgeſehen, welches die in dieſer Periode zu über⸗ 
nehmenden Güter bezeichnet. Größere Wald- 
komplexe und Teichwirtſchaften ſollen als Ganzes 
erhalten und in erſter Linie für den Staat re⸗ 
ſerviert werden. 

In Böhmen, Mähren und Schleſien werden 
von dieſer erſten Arbeitsperiode 248 Großgrund⸗ 
beſitze mit einer landwirtſchaftlich benutzten Boden⸗ 
fläche von 176 800 ha und 265 000 ha Wald be⸗ 
troffen, in der Slowakei 39 000 ha. S. 


Waldbrände. 

Regierungsbezirk Frankſurt a. O. Ober⸗ 
förſterei Döllensradung. Am 16. Juli 
wurden in Jagen 54, 58 und 59 der Förſterei 
Spiegel 5,5 ha 6⸗ bis 12 jährige Kiefernſchonung 
ferner 30⸗, 40⸗ bis 60 jähriges Kiefernſtangenholz 
durch Waldbrand faſt vollſtändigv ernichtet. Das 
Schadenfeuer entſtand, vermutlich durch Fahr⸗ 
läſſigkeit von Sommerfriſchlern, mittags gegen 
12 Uhr. Es gelang nicht, mit den anfänglich 
ungenügenden Kräften des Feuers Herr zu 
werden. Mittlerweile waren Hilfsmannſchaften 
zahlreich erſchienen, ſo daß das Feuer ein⸗ 
gedämmt und endlich um 1½ Uhr nachmittags 
gelöſcht werden konnte. Infolge der ganz ab⸗ 
normen Trockenheit griff das Feuer mit einer 
raſenden Geſchwindigkeit um ſich, ſo daß in 
etwa 1½ Stunde 19 ha vernichtet wurden. 

Regierungsbezirk Magdeburg. Ein rieſiger 
Waldbrand vernichtete am 18. und 19. Juli in den 
Forſten des Truppenübungsplatzes Altengrabow 
etwa 500 ha 15- bis 70jährige Kiefernbeſtände 
und etwa 200 ha Heidefläche. Auch bereits auf⸗ 
gearbeitetes Gruben⸗ und Brennholz iſt dabei 
verbrannt. Das Feuer entſtand morgens durch 
Scharfſchießen der Artillerie. Da trotzdem weiter⸗ 
geſchoſſen wurde, war an Löſchen vorerſt nicht zu 
denken. Erſt als das Feuer ſich ſtark verbreitete, 
wurde an die Löſcharbeit gegangen, allerdings zu 
ſpät, da das Feuer ſchon in den Wald übergriff 
und hier trotz Hilfe von Militär und Wald⸗ 
arbeitern kaum mehr gehalten werden konnte. Der 
Schaden iſt noch nicht abzuſehen, jedoch ſehr groß. 

Regierungsbezirk Arnsberg. An der Selbecke 
bei Hagen i. W. vernichtete am 8. Juni ein 
Waldbrand in den Forſten des Waldbeſitzers 
Poſt 5 bis 6 ha 20⸗ bis 26 jähriger Tannen⸗ 


beſtände. Das Feuer entſtand infolge Fahr⸗ 
läſſigkeit. Die polizeilichen Ermittelungen haben 
ergeben, daß. der Brandherd auf dem Gelände 


des Siedlungsbundes „Arbeiterheim“ lag, wo 
auf einem gerodeten Grundſtück von bisher un⸗ 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 32 Bd. 36 (1921) 
ein Feuer angezündet 
worden iſt. Die Beſtände ſind nur teilweile ver⸗ 
ſichert geweſen. Der entſtandene Schaden be⸗ 
läuft Déi auf 20000 bis 25000 A 


2 
Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Auonyme Zuſchriften finden 
niemals Berückſichtigung. Jeder Anfrage find Abonne⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufugen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Autwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen ui, aufzuſtellen, für 
deren Crlangung der Schriſtleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, ſo wird Vergutung dieſer Selbſtkaſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte 


Anfrage Nr. 63. Ergänzung des Ruhe⸗ 
gehalts wegen einer vom Penſionär im Kriege 
geleiſteten Militärzeit. Auf Grund des Leitartikels 
in Nr. 18 und 20 betr. „Dienſteinkommen und Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche der preußiſchen Forſtbeamten“, 
hatte ich mich an die zuſtändige Regierung mit der 
Bitte gewandt, das Weitere zu veranlaſſen, um 
die Anrechnung der von mir als Penſionär während 
des Krieges im aktiven Heer geleiſteten Dienſtzeit 
und die Ergänzung des Ruhegehalts aus Reichs⸗ 
mitteln auf Grund des §7 des Penſionsergänzungs⸗ 
geſetzes vom 21. Dezember 1920 herbeizuführen. 
Die Regierung hat mich unter Hinweis auf den 
Erlaß des Finanzminiſters vom 14. Oktober 1920 
J.⸗Nr. I. 25 426 abſchlägig beſchieden, wie aus den 
Anlagen erſichtlich iſt. 1. Iſt der Erlaß des Finanz⸗ 
miniſters vom 14. Oktober 1920 nicht durch 
das Penſionsergänzungsgeſetz vom 21. Dezember 
1920 aufgehoben? 2. Iſt es richtig, daß über die 
Erhöhung des Ruhegehalts aus Reichsmitteln für 
Penſionäre, die früher nicht Reichsbeamte waren, 
noch ein beſonderer Geſetzentwurf in Vorbereitung 
iſt? 3. Wie habe ich mich in dieſer Angelegenheit 
weiterhin zu verhalten? 4. Ich bin Jahrgang 
1876, am 1. April 1892 zum Förſter, am 1. Oktober 
1902 zum Revierförſter ernannt, am 1. Juli 1913 
mit 37 Dienſtjahren in den Ruheſtand getreten 
und habe vom 2. Oktober 1914 bis 25. Juli 1916 
dem aktiven Heere angehört. Um welchen Betrag 
würden an Ruhegehalt und Verſorgungszuſchlag 
in Ortsklaſſe E lich die Bezüge von 8745 A Ruhe⸗ 
gehalt und 4809,75 „ Verſorgungszuſchlag er- 
höhen, wenn die im Heeresdienſt zugebrachte Zeit 
angerechnet und eine Ergänzung des Ruhegehalts 
aus Reichsmitteln ſtattfände? 

J., Revierförſter a. D. 

Antwort: Die Ihnen von. der Regierung 
erteilte Antwort beruht auf einem Irrtum. Der 
angezogene Erlaß des Finanzminiſteriums vom 
14. Oktoberz 1920 bezieht ſich nicht auf das Pens 
ſionsergänzungsgeſetz, kann ſich auch gar nicht auf 
dieſes beziehen, da letzteres ſpäter ergangen iſt, 
nämlich erſt am 21. Dezember 1920. Nach 8 7 
dieſes Geſetzes, das ein Reichsgeſetz iſt und im 
Reichsgeſetzblatt vom Jahre 1920 auf Seite 2109 
abgedruckt iſt, wird den preußiſchen Penſionären, 
die nach ihrer Penſionierung in der Zeit vom 
1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 im aktiven 
Heer Dienſt getan haben, vom Reich eine Er⸗ 
gänzung ihres Rahe gehalts gewährt, ſoweit ſie 
nicht bereits ohnehin 8/0 des der Ruhegehalts⸗ 
berechnung zugrunde gelegten Dienſteinkommens 
bekommen. Zur Ermittlung der Ergänzung wird 
der aktive Heeresdienſt zur penſionsfähigen Dienſt⸗ 
zeit hinzugezählt und unter Zugrundelegung dieſer 
Geſamtdienſtzeit ein neues Ruhegehalt nach den 


benannten Perſonen 
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Vorſchriften des Reichsbeamtengeſetzes berechnet. Is 20 geſtrichen worden iſt, wird fortan ein ſteuer⸗ 
Der Unterſchied zwiſchen dem neuen und dem freier Einkommensbetrag nur noch für Ehefrauen 
alten Ruhegehalt bildet dann die Ergänzung. Wie und minderjährige Kinder in Frage kommen können. 
hoch die Ergänzung in Ihrem Falle iſt, läßt ſich Im Einklange hiermit ſetzt auch der $ 45 à des 
nur jagen, wenn Sie uns Ihr Geburtsdatum und Geſetzes vom 24. März 1921 (der an die Stelle 
den Tag des Eintritts in die Forſtlehre noch des gleichen Paragraphen im Geſetz über den 
mitteilen. b Steuerabzug vom 21. Juli 1920 getreten iſt) 
„Anfrage Nr. 64. Lohnabzug für über einen abzugsfreien Betrag für den Steuerpflichtigen 
21jährige Kinder. Iſt bei Kindern über 21 Jahre, und ſeine Ehefrau auf je 100 Mk. monatlich und für 
wenn fie noch in Berufsausbildung begriffen find, | jedes minderjährige Kind auf monatlich 150 Mk. 
alſo den Eltern noch Koſten verurſachen, bei der feſt. Wirtſchaftliche Erſchwerniſſe, worunter auch 
Gehalts⸗ bzw. Peſions⸗Auszahlung ein ſteuer⸗ der Unterhalt von in der Berufsausbildung 
freies Einkommen beim Steuerabzug in Ans ſtehenden Kindern über 21 Jahren zu rechnen iſt, 
rechnung zu bringen, und wie hoch beläuft ſich würden ſonach nur auf dem im 8 26 des Reichsein 
derſelbe monatlich? Wieviel wird für die Frau kommenſteuergeſetzes bezeichneten Wege, nämlich 
als ſteuerfreies Einkommen monatlich angerechnet, bei der Veranlagung bzw. bei der abzugebenden 
und wieviel für den Beamten ſelber? Steuererklärung geltend gemacht werden können. 
Hegemeiſter i. R. Th. Eine Berückſichtigung ſolcher, die Leiſtungs⸗ 
Antwort: Der $ 20 des Reichseinkommen⸗ fähigkeit des Steuerpflichtigen weſentlich beein⸗ 
ſteuergeſetzes ſah im Abſatz 3 auch für weitere trächtigenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſoll er⸗ 
Perſonen, deren Unterhalt der Steuerpflichtige folgen, ſofern das ſteuerbare Einkommen 30 000 At 
zur Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltungs⸗ nicht überſteigt. Bei einem Einkommen von nicht 
pflicht zu beſtreiten hatte, die Vergünſtigung des mehr als 10 000 % kann die Abgabe ganz erlaſſen, 
Steuerabzugs für Ehefrauen und minderjährige bei einem Einkommen von nicht mehr als 20 000 M 
Kinder vor. Nachdem aber durch Nr. 6 des Geſetzes bis zur Hälfte und bei einem ſteuerbaren Einkommen 
vom 24. März 1921 zur Anderung des Ein⸗ von nicht mehr als 30 000 % um höchſtens ein 
kommenſteuer⸗Geſetzes vom 29. März 1920 jener | Viertel ihres Betrages ermäßigt werden. E. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Ko ` Se iſt i jen. ` Üenr 
Zur Brfehung gelangende Forfdienffellen ( Sen Be Aumnoien Babnflahon: Sege: 


Preuſten. Regierung in Königsberg einzureichen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. Mittelbarer Staatsdienſt. 
Oberförſterſtelle Neiſſe, im unbeſetzten Gebiet des Städt. Forſtgehilfenſtelle Glogau (Liegnitz) iſt zum 

Regierungsbézirks Oppeln, iſt zum 1. Oktober zu 1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis 
beſetzen. Bewerbungen bis 25. Auguſt. 15. Auguſt an den Magiſtrat in Glogau einzureichen. 
ä EN Ee o esla ber Näheres ſiehe Anzeige. 

iſt zum 1. tober zu beſetzen. 3 Bewerber 2 
kommen in Betracht: Förſter mit Revier, Forſt⸗ Verwaltungs änderungen. 

ſekretäre, ſoweit ſie in der Liſte der Förſter m. R. Die Förſterſtellen Thurbruch in der Oberförfterei Linichen 
ſtehen, und die überzähligen Förſter ſowie Forſt⸗[(Kös lin), Birkenhain in der Oberförſterer Klaushagen 
ſekretäre, die den Forſtverſorgungsſchein von 1907 [(Köslin) und Kermannsſelde in der Oberförſteret Neuhof 


e $ + (Köslin) find mit Wirkung vom 1. April 1921 ab in 
305 D erhalten haben. Bewerbuungsſriſt Revierförſterſtellen umgewandelt worden. Danach umfaßt 


die Revierförſterſtelle Thurbruch die bisherige Förſterei 
Die für die Beſetzung der Förſterſtellen des Thurbruch und die Förſtereien Großzacharin und Schoͤn⸗ 
Regierungsbezirks Allenſtein mit überzähligen 


hölzig: Birkenhain die bisherige Förſterei Birkenhain und 
Förſtern und Forſtſekretären beſtehenden Beſchränkungen die Förſterei Rackow; Hermannsſelde die bisherige Förſteret 
ind aufgehoben worden. — Bis auf weiteres werden 


Hermannsſelde und die Förſterei Jalobsdorf. 

jedoch die überzähligen Förſter und die Forſtſekretäre Perſonalnachrichten. 

der Regierungsbezirke Königsberg und Gumbinnen = 

mit Forſtverſorgungsſchein von 1907 und früher zur Preuſten. 

Vewerbung um die freien Stellen des Bezirks Staats-⸗Forſtverwaltung. 

Allenſtein zugelaſſen. — Unter obigen Bedingungen Verſetzungen: 

wird daher nochmals folgende Förſterſtelle aus⸗ Sege, Regierungs- und Forſtrat, von Erfurt nach Jaänſch⸗ 

. gage que Borfieinriniungsanftatt Gaflel; enger 

Förſterſtelle Schöneberg, Oberf. Kudippen (Allen⸗ Forſtmeiſter, von Reinhauſen (Hildesheim) nach 
ſtein), iſt zum 1. Oltober zu beſetzen. Dienſt⸗ Kloſter Chorin (Potsdam); Wadler, Oberförſter, von 
wohnung vorhanden. Acker und Wieſen Höchſtmaß. Neiſſe (Oppeln) nach Proskau (Breslau); Emilius, 
Dien ſtaufwandsentſchädigung wird noch geregelt. Forſtmeiſter, von Weilburg (Wiesbaden) nach Anna⸗ 
Schule in Alt⸗Schöneberg, 2,5 km. Bahnort: W e te eo 
Hermsdorf, 7,6 km. Bewerbungsfriſt 16. Auguſt. Geh. Regierungsrat, von Caſſel zur Forſteinrichtungs⸗ 

Die Stelle Niddawitzhauſen, Oberf. Biſchhauſen anſtalt in Caſſel; von Sachs, Oberförſter o. R., von 
(Caſſel), iſt mit einem überzähligen Förſter oder Caſſel nach Hatzfeld (Wiesbaden) zur Vertretung. 
Hilfsförſter zum 1. Oktober zu beſetzen. Kleine 

Dienſtwohnung im Dorfe. Bahnhof: Niederhone, 


Uebertragen: 
Kurlbaum, Regierungs⸗ und Forſtrat, an Stelle der Forſt 
2 km. Höhere Schule in Eſchwege, 6,5 km, mit 
Bahn von Niederhone oder zu Rad täglich zu 


inſpektion Caſſel⸗Hanau die Forſtinſpektion Caſſel⸗ 
erreichen. 0,13 ha Garten, 0,93 ba Acker, 0,31 ha 


Rotenburg. e 

Zu Regierungs⸗ und Forſträten find ernannt worden: 

a a Boldt, Forſtmeiſter in Limmritz (Frankfurt), unter 
Grasgarten. Keine Dienſtaufwandsentſchädigung. auftragsweiſer Uebertragung der Forſtinſpektion Köslin, 
Nutzungsgeld noch nicht ſeſtgeſetzt. Bewerbungs- On: Rottländer, Forſtmeiſter in (pe (Lüneburg), 
friſt 25. Auguſt. idee ee tienung der Forſtinſpektion 

Die bebaute Hilfsförſterſtelle Lucknojen, Oberf. Pfeil Hildesheim⸗Klausthal; von Narendorff. Oberforſter iu 

Grunau in der Mark, unter auftragsweiſer Ueber 
(Königsberg), fit ſofort zu beſetzen. Zur Stelle tragung der FJorſtinſpektion Potsdam » Oranienburg: 
gehören: Dienſtwohnung, Dienſtland 5,5 ha. Die Beichardt, Forſtmeiſter in Demmin (Schneidemühl), 
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unter auſtragsweiſer Uebertragung der Forſtinſpektion 
Frankfurt⸗Cüſtrin. 
Zu Oberforſtmeiſtern ſind ernannt worden: 

Schütte, Regierungs⸗ und Forſtrat in Köslin, unter Ueber⸗ 
tragung der Oberforſtmeiſterſtelle in Breslau; Sitſch⸗ 
hold, Regierungs⸗ und Forſtrat in Potsdam, un ter 
Uebertragung der Oberforſtmeiſterſtelle in Allenſtein; 
Schmanck, Regierungs⸗ und Forſtrat. Geh. Regierungs⸗ 
rat in Caſſel, bei der Forſteinrichtungsanſtalt in Berlin. 
Zu überzähligen Oberförſtern ſind ernannt worden 

die Forſtaſſeſſoren: S 

Haberland in Frankfurt a. O.; Raule in Grudſchütz 
(Oppeln); Müller. Friedrich, in Neuenkrug (Stettin): 
Baumann in Spangenberg (Caſſel). 

Zu Oberförſtern mit Revier ſind ernannt worden: 

Bardewig, Oberförſter o. R. in Potsdam, unter Ueber: 
tragung der Oberförſterſtelle Woidnig (Breslau); 
Dan, gen. Edelmann, Forſtaſſeſſor, unter Ge ner 
Uebertragung der Oberförſterſtelle Ratzeburg (Allen⸗ 
ftein); Helmut v. Terthes, Forſtaſſeſſor, bisher in 
Hemeln, unter auftragsweiſer Uebertragung der Ober: 
förſterſtelle Wallenſtern (Caſſel). 

Zum Forſtoberſekretär iſt ernannt worden: 

Kramarz, Förſter o. R. in Kindelsdorf, bei der Forſtein⸗ 
richtungsanſtalt in Caſſel. 

In den Ruheſtand ſind getreten: 

Dffermann, Forſtmeiſter in Warnicken (Königsberg); 
Jordan, Forſtmeiſter in Elſterwerda (Merjeburg); 
Schneider, Regierungs⸗ und Forſtrat. Geh Regierungs⸗ 
rat in Königsberg; Side, Forſtmeiſter in Zehdenick 
(Potsdam); Siſcher, Forſtmeiſter in Woidnig (Bres⸗ 
lau); Wilke, Forſtmeiſter in Zechlinerhütte (Potsdam); 
Hühner, Forſtmeiſter in Kottwitz (Breslau); Schmidt, 
Forſtmeiſter in Zechlin (Potsdam); Kampmann, 
Forſtmeiſter in Oranienburg (Potsdam); Mechow, 
Forſtmeiſter in Oranienburg. Mühle (Potsdam); 
Eleve, Forſtmeiſter in Abtshagen (Stralſund); 
Dr. Kienitz, Forſtmeiſter in Chorin, Mark (Potsdam): 
Fitzau, Regierungs⸗ und Forſtrat, Geh. Regierungsrat 
in Caſſel; Steinhoff, Forſtmeiſter in Winnefeld 
(Hildesheim); Strüver, Forſtmeiſter in Liebenburg 
(Hildesheim); Froning, Forſtmeiſter in Harzforſthaus, 
Oberförſterei Lonau (Hrldesherm); Fritſche, Forſt⸗ 
rentmeiſter, Rechnungsrat in Hannover Münden 
(Hildesheim); Zimmermann, Oberförſter o. R., 
Lürſchau in Schleswig; Stußbenrauch, Forſtmeiſter in 
Annaburg (Merſeburg); Nagel, Revierförſter in 
Falkenhof (Lüneburg). 

Sonſtige Verabſchiedungen: 

Nicolai, Oberförſter, in den Dienſt der freien Stadt Danzig 
übergetreten; Graf von Heynhauſen, Forſtaſſeſſor in 
Reelſen in Weſtſalen, auf eigenen Antrag mit Rücktritts⸗ 
recht verabſchie det. 

Zu Forſtrentmeiſtern ſind ernannt worden: 

Kutſchelis, Förſter in Kaukehmen (Gumbinnen); Wernicke, 
aus Schloppe in Weſtpreußen, in Kladow (Frankfurt); 
Adamski, Förſter und Forſtſchreiber aus Marienwerder, 
in Johaunisburg (Allenitein); Rheinhardt, aus 
Wilhelmfelde (Stettin), in Marienwerder; Cächelin, 
aus Johannisburg, in Oſterode (Allenſtein); Lang- 
haus, Otto, in Allenſtein, endgültig. 

Zu Revierfoöͤrſtern find ernannt worden: 

Sliech, Hegemeiſter, bisher in Dickebruch, Obert, Lichtefleck, 
in Henzeudorf, Stifts⸗Oberf. Neuzelle (Frankfurt 
a. O); Müller, Hegemeiſter, bisher in Ham merablage, 
Dberf. Hammerheide, in Tempel, berf. Lag ow 
(Fraukfurt a. O.); Regelein, Förſter, bisher in 
Sorgerquellen, Oberf. Hammerheide, in Regenthiner 
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Teerofen, Oberf. Regenthin (Frankfurt a. O.); 

imml, FJörſter, bisher in Birkenheide, Qberf. Friedrichs⸗ 
elde, in Driergunken, Oberf. Ramuck (Allenſtein);: 
greuf, Förſter, bisher in Niedeck, Oberf. Ebergötzen, in 

orſum, Oberf. Diekholzen (Hildesheim); Hampe, 
Hegemeiſter, bisher in Röthen, in Falkeuhof ([Lüne⸗ 
burg); Wendt, Yöriter, bisher in Willmeroderberg, in 
Aerzen (Hannover); Klonetzki, Hegemeiſter, bisher in 
Plittenſee (Schneidemühlh, in dieſer Stelle: Müller, 
Guſtav, Hegemeiſter, bisher in Thurbruch (Köslin), in 
dieſer Stelle; Jamaſchlie, Hegemeiſter, bisher in dän fen, 
Doum (Köslin), in dieſer Stelle: Klinger, Foͤrſter, bie her 
in Hermannsfelde (KöS lin), in dieſer Stelle; Meyer, 
Hegemeiſter, bisher in Sehlfeld (Alleuſtein), in dieſer 
Stelle, die anſtatt der eingehenden Revierförſterſtelle 
Neu⸗Görlitz neu eingerichtet iſt. 

Cuno, Förſter in Scheddin, Oberf. Altkrakow, iſt nach 
Jungingen, Oberf. Treten (Köslin), verſetzt. 

Drutkowski, Förſter in Tſchebiatkow, Oberf. Treten, A0 
nach der Oberf. Claushagen (Köslin) verſetzt. 

Sroene, bisber int. Gemeindefoörſter in Röigen (Aachen), 
wird am 1 September in den Staatsdieuſt einberufen 
und nach Bromskirchen, Oberf. Battenberg (Wies⸗ 
baden), verſetzt. 

Kaupiſch, überzähliger Förſter in Holzhauſen, Oberf. 
Gahrenberg, wird am 1. September nach Nemsfeld, 
Oberf. Niederbeishein (Caſſel), verſetzt. 

Schöbitz, Förſter in der Oberf. Eſcherode, tft vom 1. April 
an die neue Forſtſekretärſtelle Eſcherode (Hildesheim) 
übertragen 

Otto, Hilfsförſter in Gieſel, Oberf. Giedel (Caſſel), iſt 
am 1. April zum Förſter ernannt. 

Piper, Hilfsforſter in Heimboldshauſen, Ebert, Heringen 
(Caf fel), ut vom 1. April an zum Förſter ernaunt 

Voettcher, Forſtgehilfe in Cſcheuriege. Oberf. Neuſtettiu, 
iſt am 1. Auguſt nach der Oberf. Neukrakow (Köslin) 


verſetzt. 
Kahler, Forſtgehilfe in Althagen, Oberf Neukrakow, iſt am 
1. Augun nach der Oberf. Neuhof (Köslin) verſetzt 
Kahler, Forſtgehilfe in Neuhof, Oberf. Neuhof, wird am 
1. 1 Eede in die Forſteinrichtungsanſtalt Berlin W 9 
verſetzt. 


Keller, Forſtgehilfe in Wiſſenbach, Oberf. Cbersbach in 
Straßebersbach, tft am 25. Juli nach Möttau, Che 


Weilmunſter (Wies bade n), verſetzt. 

Sinkie, Forſtgehilfe in Karlsruh, Oberf. Lininchen, tft uach 
der Oberf. Oberfier (Köslin) verſetzt. 

Wendt, Foriigehilfe in Balſter, Ebert, Balſter, iſt am 
1. Auguſt nach der Oberf. Neuhof GNöslinh) verſetzt. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Schneider, Forſtgehilfe in Rodenbach, Oberf. Altenkirchen. 
iſt vom 21. Juli an mit der komm. Wahrnehmung der 
e Datzenroth im Kreiſe Nieuwied be⸗ 
auftragt. 

Auszeichnungen. 

Geide, Förſter in Boffzen (Braunſchweig), der im vorigen 
Jahre einen blutigen Kampf mit Wilddieben hatte, erhielt 
zur Belohnung für ſeine Verdienſte vom Allgemeinen 
Deutſchen Jagd ſchutzverein eine Buchsflinte. 


Der Unterſtützungsfonds des „MWaldheil”s 
bedarf dringend der Stärkung. Vitten zu ſammeln und das 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo., 
einzuſenden. Auch die kleinſte Gabe iſt herzlich willkommen. 


SFT — 


Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 
Ausſtattung 

der Nevierförſterſtellen mit Wirtſchaftsland. 

Von der nachſtehenden Verfügung des Herrn 
Miniſters für Lanbwirtſchaft, Domänen und 
Forſten bitte ich ſämtliche Mitglieder unſeres 
Vereins Kenntnis nehmen zu wollen. 

In Ergänzung der allgemeinen Verfügung 
III 20/1921 vom 14. April 1921 — III 7146 — 
beſtimme ich nach Vortrag des Vorſitzenden des 
Vereins Preußiſcher Staatsrevierförſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter, daß 
die Ausſtattung der Revierförſterſtellen mit Wirt⸗ 
ſchaftsland 15 


III 20/1921 bis zu 16 ha, und zu Ziffer 6 der 
allgemeinen Verfügung III 20/1921 in Ausnahme⸗ 
fällen bis zu 20 ha erfolgen kann. Warmbold 

Feldichen b. Neumühl Nm, 28. Jult 1921 

Hennig. 
F 
Bezirksgruppe Caſſel. 

Am Freitag, dem 19. Auguſt 1921, findet 
morgens 10% Uhr im Hotel „Deutſches Haus“ in 
Hersfeld eine Bezirksgruppenverſammlung ſtatt. 

Tagesordnung: 


1. Beſprechung der Verhandlungen der 1. Dele⸗ 
giertenverſammlung am 27. und 28. Mat 1921, 


Ziffer 5 der allgemeinen Verfügung] 2. Neuwahl des Vorſitzenden, 
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3. Entrichten der auf 100 „ für aktive und auf 
die Hälfte für penſionierte Kollegen vom Tag 
der Zurruheſetzung an feſtgeſetzten Beiträge und 
Belegung eines Gruppenbeitrags, 

4. Verſchiedenes. 

Sämtliche Kollegen im Bezirk Caſſel ſind 
hierzu mit der Bitte, vollzählig zu erſcheinen, 
freundlichſt eingeladen. Strott. 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
1. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz, Kr. Schlawe. Schrift ⸗ 
führer: Staatsförſter und Forſtſchreiber Sieg, 
Banderbrüud, Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 
mühl. Kaſſenwart: Staatsförſter Laabs in 
Pilowmühle bei Groß⸗Zacharin, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen find an die Preußiſche 
Staatsförſtervereinigung z. H. der Kreis⸗ 
ſparkaſſe zu Neuſtettin, Giro⸗Konto Nr. 560, 

einzuſenden. 
Vertrauensmänner. 
Als Vertrauensmänner ſind ferner gewählt 
und beſtätigt: 
Für den Bezirk Aachen Förſter Steingaß, 
Forſthaus Salchenbuſch bei Blankenheimerdorf; 
für den Bezirk Düſſeldorf Förſter i. R. Felder, 
Damm bei Peddenberg. 
Zanderbrück, den 30. Juli 1921. 
J. A.: Sieg, Schriftführer. 
= 


Freiwillige Spenden und Kaſſenangelegenheiten. 
Es gehen hier jetzt zahlreiche und erhebliche 
Spenden ein, ſo daß es mir nicht immer möglich 
ein dürfte, rechtzeitig jedem gütigen Geber für 
eine Opferwilligkeit den Dank unſerer jungen 
Vereinigung ausſprechen zu können. Mögen daher 
die Herren Kollegen, die meinen i Dank 
noch nicht empfangen haben, mit dieſer öffentlichen 
Dankſagung vorerſt vorliebnehmen. 
ch bitte dabei als Entſchuldigungsgrund berück⸗ 
ſichtigen zu wollen, daß auch in dieſer Angelegenheit 
auf die Verminderung von Koſten, die der Ver⸗ 
einskaſſe zur Laſt fallen, von mir Rückſicht ge⸗ 
nommen werden muß, da ich es mir zur Pflicht 
gemacht habe, mit den mir anvertrauten Vereins⸗ 
geldern möglichſt haushälteriſch umzugehen. J 
ehe von dem Grundſatz aus, daß die Mitglieder⸗ 
beiträge im Laufe der Zeit nicht etwa eine Er⸗ 
höhung, ſondern nach Möglichkeit eine Ermäßigung 
erfahren müſſen. Bei zunehmender Mitgliederzahl 
wird letzteres vielleicht zu erwarten ſein. Da es 
meine Abſicht iſt, bei der Kaſſenführung ohne In⸗ 
anſpruchnahme von Hilfskräften auszukommen, 
ſo muß der Rechnungsapparat an Einfachheit und 
Deutlichkeit ein vorbildlicher werden. 
in erſter Linie wünſchenswert, daß jedes Mitglied 
bei Einſendung von Spenden, Beiträgen uſw. 
ſeinen Vor⸗ und Zunamen, Wohnort, Stand, 
Reg.⸗Bezirk und die Mitgliedsnummer, wobei um 
möglichſt klare Schrift gebeten wird, angibt. 
Sämtliche Zahlungen ſind an die Pr. 
Staatsförſtervereinigung, z. H. der Kreis⸗ 
ſparkaſſe zu Neuſtettin, Giro⸗Konto Nr. 560, 
zu überweiſen oder einzuſenden. Ich bitte dringend, 
von der Zuſendung von Beträgen an meine 
perſönliche Adreſſe abſehen zu wollen, da dieſe 
Beträge dann durch mich unſerem Giro⸗Konto 
überwieſen werden müſſen, wodurch wiederum 
Koſten entſtehen, welche die Vereinigung tragen 
muß. Von der Kreisſparkaſſe habe ich mir einen 
monatlichen Auszug über die Geldeingänge nebſt 
Kapitalzinszuwachs erbeten. Später dürfte eine 
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viertel⸗ oder halbjährliche Abrechnung mit der 
Kaſſe genügen. 

Ebenfalls wird demnächſt ein Poſtſcheckverkehr 
eingeführt werden, von welchem aber nur in 
bedingter Form von mir Gebrauch gemacht werden 
wird, denn dieſer dient lediglich der Portover⸗ 
billigung bei Geldüberweiſungen; einer gleich⸗ 
zeitigen Kapitalverzinſung aber nicht. 

Die Auszüge der Kreisſparkaſſe dienen bei der 
Kaſſenprüfung als Einnahme⸗ und Ausgabe⸗ 
Belege und bildet die Schlußſumme das Soll und 
Haben unſeres Vereins. Die Auszahlung von 
Reiſekoſten und Tagegeldern an Mitglieder bei 
unerläßlichen Reiſen im Vereinsintereſſe beab⸗ 
ſichtige ich ebenfalls im Giroverkehr zu leiſten. 
Es fallen dadurch die aufzuſtellenden Liſten 
mit ihren Quittungsvermerken fort, gleichzeitig 
iſt es für einen Kaſſenwart keineswegs angenehm, 
bei den heutigen unſicheren Zeiten mit größeren 
Geldſummen zu reiſen. 

An dieſer Stelle möchte ich gleichzeitig die auf 
der Rummelsburger Verſammlung feſtgeſetzten 
Tagegelder und Reiſekoſten für unſere Mitglieder 
ſtreifen. Es iſt beſchloſſen worden, bei Reiſen, 
die an ein und demſelben Tage angetreten und 
beendet werden, 20 M zu vergüten, darüber hinaus 
30 „ je Tag. Die Verſammlung ließ ſich von dem 
Gedanken leiten, daß, da man auch zu Hauſe die 
Verpflegung nicht umſonſt habe, dieſer Betrag 
von den von Vereinswegen zu zahlenden Tage⸗ 
geldern unbedingt in Abzug zu bringen ſei. Würden 
wir Tagegelder nach gewerkſchaftlichem Muſter 
erheben, ſo würden wir uns einen Vorteil auf 
Koſten unſerer Kollegen verſchaffen, und dieſes 
werden wir ſtreng von uns weiſen. Wird zu 
Fahrten die Bahn in Anſpruch genommen, ſo 
wird der Fahrpreis für die dritte Wagenklaſſe 
vergütet. Die Fahrt bis zum Bahnhof oder zur 
Verſammlungsſtelle mit Fuhrwerk, Rad uſw. 
wird nicht erſetzt. Von jedem Kollegen muß er⸗ 
wartet werden, daß er dem Vereinsintereſſe auch 
Opfer entgegenbringen kann, und beſonders muß 
man dieſes von den Herren erwarten, die ſich 
einer Vertrauensſtellung im Verein erfreuen. 
Es iſt eigentlich unnötig, unſere Mitglieder darauf 


ch aufmerkſam zu machen, denn man kann wohl 


von der Opferwilligkeit ſämtlicher Herren ſagen, 
daß dieſe muſtergültig iſt. 
Pilowmühle, den 25. Juli 1921. 
Laabs, Kaſſenwart. 


2 
Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
1 Deutſchlands. E. V. 
Geſchäftsſteltle zu Eberswalde. 
Schicklerſtraße 45. 
Feruſprechanſchluß: 

DREES Amt Eberswalde Nr. 546 
Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 

Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 
glieder in den Verein aufgenommen: 

7331. Thadsvald, Sr Sorftauffeher, Horfingen, Kreis Neu: 

haldensleben. X 
7332. Wilke, Hans, Forſtgehilfe. Sandow, Poſt Schönwerder, 

Kreis Pyritz, Pommern. II. 

7333. Paul, Helmuth, Förſter, Forſthaus Hirſchhügel, Poſt Uhleſtädt 

a. Saale, Thür. XVI 
7884. Kliefoth, es Förſter, Wulfsdorf, Post Ahrensburg in 


Holſtein. 8 
7835. Klink, Gerd, Hilfsförſter. Sterkrade⸗Kord (DIS ). zum 
Ravenhorſt 330. V. 
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n Adolf, Forſtpraktikant, Bödighemt, Amt Buchen‘ 


7837, ben Engelbrechten, Landrat a. D., Lüderitz, Kreis Stendal. 
VI. 5 
* 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Rothe, Fritz, Forſtſekretär, Oberförſterei Mittenort, Poſt Stein⸗ 
t. 


ort, r. E . 

Weihrauch, Walter, Hilfsförſter, Quitzdorf O.⸗L., Poſt Sproitz, 
Kreis Rothenburg O.⸗L. 

Schmitz, Franz, Förſter o. R., Schloß Herten in Weſtfalen. 

Katie, Franz, Hilfsförſter, Oberförſteret Görlitz, Poſt Schwarz⸗ 
Hein, Kreis Raſtenburg, Oſtpr. g 

Thelen, Theodor, Stiftsförſter, Mechernich, Kreis Schleiden. 

Leiſegang, Erich, Förſter, Blumenthal, Oſtpriegnitz. 

Schneider, Louis, Staatl. Hegemeiſter, Gemünden (Wehra), 
Regbz. Caſſel. 

Huppmann, Wilhelm, Förſter, Rummershauſen, Poſt Treyſa, 
Kreis Ziegenhain, Bezirk Caſſel. 


T 
Tagesordnung für die Sommertagung 1921. 


Die Sommertagung unſeres Vereins findet 
in der Zeit vom 16. bis 19. Auguſt d. J. zu 
Kolberg mit folgender Zeiteinteilung ſtatt: 

Ausſchuß⸗Sitzungen: 

Am Dienstag, dem 16. Auguſt, 
nachm. 4 Uhr: Ausſchuß zur Feſtſetzung des 
Wortlauts der Satzungsänderungen, 
am Mittwoch, dem 17. Auguſt, 
vorm. 8 Uhr: Sitzung des engeren Vor⸗ 

ſtandes, 

vorm. 9 Uhr: Ausſchuß für Kaſſen⸗, Ned: 
nungs- und Haushaltsweſen, 

vorm. 10 Uhr: Ausſchuß für Unterrichts- 
und Prüfungsweſen, 

nachm. 3 Uhr: a) Förſterausſchuß, b) Aka⸗ 
demiker⸗Ausſchuß, e) Ausſchuß der Wald⸗ 
beſitzer. 

Am Donnerstag, dem 18. Auguſt, 

vorm. 9 Uhr: Sitzung des weiteren Dor: 
ſtandes. 

Die Mitgliederverſammlung findet ſodann 
am Freitag, dem 19. Auguſt, vormittags 
um 9 Uhr, auf Grund der Së 20 bis 26 der 
Satzungen mit folgender Tagesordnung ſtatt: 

1. Feſtſetzung der Stimmenzahl für die Bezirks⸗ 
gruppenvertreter. Ref.: Oberförſter Schwabe. 

2. Bericht über das abgelaufene Geſchäftsjahr. 
Ref.: Oberförſter Schwabe. 

3. Ernennung emes Ehrenmitgliedes. Ref.: Ober⸗ 
förſter Schwabe. 

4. a) Bericht über den Stand der Gehaltstarif⸗ 
verhandlungen. Ref.: Förſter Walter und 
Förſter Nolte. b) Anſchluß unſeres Vereins 
an den Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbund. 
Referent wird noch bekanntgegeben. 

5. Satzungsänderungen. Ref.: Geh. Reg.⸗Rat 
Prof. Dr. Schwappach. 

6. We des Vereins für 1920 und die 
Genehmigung des Haushaltsplanes für 1921. 
Ref. Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. Schwappach. 

7. lee a) Gegenwärtiger Stand und 

eubildungen. Ref.: Geh. Reg.⸗Rat Prof. 

Dr. Schwappach. b) Forſtſchule Templin. 

Ref.: Direktor Jacob. 

8. Bericht uber Förſterprufungen. Ref.: Forſtrat 
Eulefeld, Forſtmeiſter Rieger und Oberförſter 
Vollſtedt. e 

9. Bericht über große forftliche Lehrgänge. Ref.: 
Forſtmeiſter Linde und Forſtmeiſter Rieger. 

10. Bericht über das Marburger Invalidenheim. 
Ref.: Forſtrat Eulefeld. 

11. Verſicherungsamt. Ref.: Oberförſter Fiebig. 

12. Stellennachweis. Ref.: Geſchäftsführer Ritt⸗ 
hauſen und Okonomierat Grundmann. 


13. Wahl des Ortes für die nächſte Mitglieder⸗ 

verſammlung. Ref.: Oberförſter Schwabe. 
14. Anträge nach § 23 der Satzungen. 

§ 21 der Satzungen beſtimmt bezüglich des 
Beſuches der Mitgliederverſammlung folgendes: 
Zur Mitgliederverſammlung haben außer den 
ordentlichen und außerordentlichen Einzelmit⸗ 
gliedern und den Vertretern der SE 
Gel geladene Gäſte und Vertreter von Behörden 
utritt. 


Wohnungsfragen. 

Es iſt dringend nötig, ſich vor Ankunft 
Wohnungsgelegenheit zu ſichern, da Kolberg zur 
Zeit der Verſammlung noch ſehr ſtark beſucht iſt. 
Unterkunftsmöglichkeiten, wie Namen von Hotels 
oder Penſionen und Privatquartieren, können wir 
unſern Mitgliedern bei Lage der Dinge nicht nennen. 
Wir empfehlen aber, ſich wegen der Beſchaffung von 
Zimmern an Herrn Stadtverordneten ⸗Vorſteher 
Paul Schunke in Kolberg, Markt 4, zu wenden, 
welcher die einzelnen Geſuche wegen der benötigten 
Zimmer an die Stadtverwaltung weiterleitet, da 
die Stadtverwaltung die Beſchaffung von Unter⸗ 
kunftsgelegenheit in die Hand nehmen will. 

Die Geſchäftsſtelle kann die Beſchaffung von 
Quartieren nicht übernehmen, es hat ſich jeder 
der Teilnehmer direkt an die obengenannte 
Adreſſe zu wenden. 

Sonſtige Veranſtaltungen. 

Ferner ſei mitgeteilt, daß während unſerer 
Tagung in Kolberg eine Geweihausſtellung 
ſtattfindet. Die dort ausgeſtellten Sachen werden 
den Neid mancher Grünröcke aus weniger bevor⸗ 
zugten Provinzen erregen. 

Für den 18. Auguſt wird ein Begrüßungs⸗ 
abend in Pickels Feſtſälen geplant, der wahr⸗ 
ſcheinlich durch die Vertreter der Stadt beſucht 
ſein wird. 

Geſichert iſt weiter der Ausflug am 
20. Auguſt nach dem Waldrevier Laſſehne 
und dem Oſtſeebad Henkenhagen, worüber 
in der Verſammlung am 19. Auguſt nähere 
Mitteilungen gemacht werden. 

Alle Verſammlungen der Ausſchüſſe, des 
weileren Vorſtandes und die Hauptverſammlung 
finden in „Pickels Feſtſälen zum Bürger 
Nettelbeck“, Beſitzer Pickels, ſtatt. Ein 
gemeinſames Mittageſſen während der Tagungen 
findet nicht ſtatt. 

Der Vorſitzende: Oberförſter Schwabe, 
Jagdſchloß b. Weißwaſſer, O.⸗L. 
$ 


Forſtaufſeherſtelle an der Forſtſchule Templin. 
Die hieſige Forſtaufſeherſtelle ſoll zum 1. Oktober 
an einen ehemaligen Schüler neu vergeben werden. 
Einkommen je nach Tarif für Brandenburg. 
Jacob, Direktor. 
J 
Sammlung für Erziehungsbeihilfen 
für die Forſtlehrlingsſchule Templin. 
Bekanntermaßen iſt in Fulda auf Veranlaſſung 
des on Revierförſters Nolte beſchloſſen worden, 
durch freiwillige Gaben Mittel für Erziehungs⸗ 
beihilfen der Forſtlehrlingsſchule Templin zu 
ſammeln. Wir ſind heute in der Lage, über 
weitere Geldſtiftungen quittieren zu dürfen, und 
zwar über folgende: 


Auf einer Verſammlung der Ortsgruppe Lüben und 
Umgegend am 13 3. 21 in Gläſersdorf geſammelt, 


eingeſandt von Forſtſ. Oſtrop, Neurode 121,.— A 
Von der Forſtſchule Templini?ziuꝭunu .. 500,.— A 
Eingeſandt von Buch, Tornow 100,.— A 
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Sühne für einen verſuchten Forſtdiebſtahl, eingeſand 

von Wildmeiſter Vogt, Göhren 
Von Stadtförſter Pieper, Nauen = 
Sammlın ar ee Wittgenſtein, eingeſandt 
ied, Drehba 


80.— Bi 
800,— A 


8 W % A0 * 
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100,— M 


100,— A 
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310.— A 


50,.— — 


Sa. 396, -. 
Sa. 3276. „ der Tagesordnung, betr. 


Dazu Sumnie der letzten Veröffentlichung 
in Nr. 12 auf S. 225, die dort allerdings 
infolge von Druckfehlern mit 1107 & irr⸗ 
tumlich angegeben 1ſt. 1087,50 A 


Sa. 4363,50 A 


Allen denen, die durch Zuwendungen bei⸗ 
etragen haben, den Zöglingen der Forſtſchule 
Templin die Koſten der Ausbildung zu erleichtern, 
herzlichen Dank. 

Um weitere Spenden, über die an dieſer Stelle 
quittiert werden ſoll, wird gebeten. Keine Gruppen⸗ 
verſammlung, kein Vereinsvergnügen oder grüner 
Skatabend ſollten vorübergehen, ohne daß ein 
Scherflein für den Templiner Fonds geſammelt 
wird, der dem jungen Nachwuchs des deutfchen 
Privatforſtbeamtenſtandes und damit auch der 
Sek unſeres Privatwaldes zugute kommt. 
Alle Gelder ſind mit dem Kennwort „Erziehungs⸗ 
beihilfen für Templin“ allein an die unter⸗ 
zeichnete Kaſſenſtelle zu ſenden. 

Neudamm, im Juli 1921. 

Die Kaſſenſtelle des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 


C 
Bezirksgruppe Pommern (II). 

Am Donnerstag, dem 18. Auguſt d. J., 
nachmittags 4 Uhr, findet in „Pickels Feſtſälen 
zum Bürger Nettelbeck“ in Kolberg eine Bezirks⸗ 
gruppenverſammlung mit nachſtehender Tages⸗ 
ordnung ſtatt: 

1. Bericht über die Forſtgehilfenprüfung. 

2. Tarife. 

3. Wahl eines Stellvertreters für den GE 
ausſchuß. Zuwahl von Lehrherren. Aufnahme 
der Forſtlehrlinge in Templin. 

4. Freie Ausſprache. 

Jagdhaus Schönfeld, den 29. Juli 1921. 
Der Bezirksgruppen⸗Vorſitzende. 
Ortsgruppe Niederlauſitzer Grenzwald. 

Am Sonntag, dem 14. Auguſt d. J., nach⸗ 
mittags 3 Uhr, findet in Altdöbern, Hotel 
Ke, Ta, eine Ortsgruppenverſammlung mit 
olgender Tagesordnung ſtatt: 

1. Bericht über die Bezirksgruppenverſammlung 
in Wieſenburg und Lehrausflug Bärenthoren. 

2. Tarif vom 1. April 1921. 

3. Anträge. 

+. Forſtliche Tagesfragen und Verſchiedenes. 

Redlich, Vorſitzender. 


C 
Bezirksgruppe Schleswig-Holflein, Hamburg, Lübeck. 
Lauenburg (IV). 
Bericht über die Verſammlung 
am 12. Juni 1921. 
Si Anſchluß an den vom 6. bis 11. Juni 
im Sachſenwald abgehaltenen forſtlichen Lehrgang 
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fand am Sonntag, dem 12. Juni, in Schwarzenbek 
die erſte diesjährige Bezirksgruppenverſammlung 
ſtatt, die von 50 Mitgliedern und drei Gäſten be⸗ 


100.— A ſucht war. Unter dieſen befand ſich Graf Revent⸗ 


low, Wittenberg, als Vertreter des Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Waldbeſitzerverbandes, der mit 
regem Intereſſe den Verhandlungen folgte. Im 
allſeitigen Intereſſe wäre es nur zu begrüßen, 
wenn künftig noch mehr Waldbefiger an den 


185,.— & Verſammlungen teilnehmen wurden. 
700.— A Pünktlich 10% Uhr eröffnete der Vorſitzende, 


Oberförſter Titze, die Verſammlung und begrüßte 
die zahlreich Erſchienenen. Gs Punkt 1 und 2. 
a orſtandsſitzung in 
Berlin und Tarifangelegenheiten, ſprach Ober⸗ 
förſter Titze in längerer Ausfuͤhrung. Ins⸗ 
beſondere berichtete der Vorſitzende über den 
Anſchluß des Vereins für Prwatforſtbeamte an 
den Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbund, um 
auf Grund dieſes Anſchluſſes in erſter Linie die 
Allgemeinverbindlichkeit des Beſoldungstarifs zu 
erwirken. Es entſpann ſich zu dieſem Punkte 
eine rege Ausſprache, beſonders über die Frage, 
ob eine Kündigung des laufenden Tarifs für 
notwendig und wünſchenswert erachtet würde. 
Es wurde hierauf nach längerer Ausſprache be⸗ 
ſchloſſen, den Tarif zum 1. Oktober zu kündigen; 
die Gehaltskommiſſion wurde ferner ermächtigt, mit 
den in Frage kommenden Parteien in Verhand⸗ 
lungen einzutreten. Da in Zukunft die Ver⸗ 
handlungen nicht mehr mit dem „Waldbeſitzer⸗ 
verband“, ſondern mit dem „Arbeitgeberverband“ 
geführt werden, erwies ſich eine Neuwahl der 
Gehaltskommiſſion als notwendig. Zu den bis⸗ 
herigen Herren wurde noch ein viertes Mitglied, 
Förſter Siegmund in Itzehoe⸗Kloſterhof, ſowie 
als Erſatzmänner Förſter Schurbohm, Tim⸗ 
brook, und Förſter Hinz, Volksdorf, hinzugewählt. 
Als nächſter Verſammlungsort für die im Herbſt 
ſtattfindende Bezirksgruppenverſammlung wurde 
Kiel in Ausſicht genommen. 

Nach gemeinſamem Mittageſſen in Schröders 
Hotel, bei welcher eine Sammlung für den 
Templiner Denkmalsfonds die Summe von 349 A 
ergab, erfolgte unter Führung von Förſter Nüſe, 
Gülzow, ein Ausflug in das ihm unterſtellte 
Gräflich von Kielmannſeggſche Revier Gülzow. 
Es würde an dieſer Stelle zu weit führen, auf 
Einzelheiten des Ausflugs näher einzugehen. 
Allen Teilnehmern werden die forſtlich hoch⸗ 
intereſſanten Waldbilder dieſes mit Sorgfalt und 
Liebe verwalteten Reviers in unvergeßlicher Er⸗ 
innerung bleiben. In überaus liebenswurdiger 
Weiſe hatte Herr Graf von Kielmannſegg int 
Forſthaus Faſanenhaus für das leibliche Wohl 
der Teilnehmer Sorge tragen laſſen. Eine im 
wahren Sinne des Wortes „friedensmäßige“ 
Kaffee⸗ und Abendtafel, zu welcher Herr Graf 
Kielmannſegg perſönlich erſchienen war, hielt die 
Teilnehmer noch mehrere Stunden in zwang⸗ 
loſeſter und gemutlichſter Weiſe beiſammen. Leider 
nur zu bald mußte an die Rückfahrt, die auf der 
Waldbahn erfolgte, gedacht werden. Herrn Grafen 
von Kielmannſegg und Herrn Förſter Nüſſe gilt 
nochmals unſer Weidmannsdank fur die im 
Gülzower Revier und Forſthaus Faſanenhaus 
verbrachten Stunden. 

Friedrichsruh, den 13. Juli 1921. 

Marquardt. 


— 
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Bezirksgruppe Vereinigung für Privatforſtbeamte herzlich willkommen, 


in der Grafſchaft Glatz und Umgegend (XV). 

Bericht über die Verſammlung 

in Reichenſtein am 21. Juni 1921. 

Nach Eröffnung der Sitzung um 10% Uhr 
begrüßte der Vorſitzende die anweſenden 57 Teil⸗ 
nehmer und ſprach Herrn Bürgermeiſter Böhmer 
für ſeine Aufopferung und Förderung der Forſt⸗ 
ſchule den Dank unſerer Ortsgruppe aus. Nach 
Bekanntgabe eines Schreibens von Herrn Forſt⸗ 
meiſter Schulz, Volpersdorf, der leider verhindert 


war, der Verſammlung beizuwohnen, erhielt Herr 
„Bürgermeiſter Böhmer das Wort, der die Ver⸗ 


ſammlung herzlich begrüßte und der grünen 
Farbe beſten Erfolg zu ihren geſteckten Zielen 
wünſchte. 

Hierauf gab der Vorſitzende die beabſichtigten 
Anderungen der Satzungen des Vereins bekannt 
und ſtellte dieſe zur Beſprechung. Da ein Wider⸗ 
ſpruch nicht erfolgte, wurde die Anderung als 
angenommen erklärt. Als Delegierter zu der 
Hauptverſammlung nach Kolberg wurde ein⸗ 
ſtimmig der Vorſitzende gewählt. Nach dem 
Verleſen eines Schreibens von Herrn Ober⸗ 
förſter Troſt, worin dieſer die durch die Inſur⸗ 
genten verurſachten Leiden und Schäden der 
davon betroffenen Kollegen ſchildert, ſchlug 
der Vorſitzende eine Sammlung vor, die eine 
Summe von 261,05 M ergab. Kollege Schiller 
als Kaſſierer ſtellte den Antrag: Regulierung 
der Frage „Förſter oder Revierförſter“ wegen 
der Beitragszahlung. Hierzu erwähnte Kollege 
Langer, daß viele von ihrer Herrſchaft früher 
als Revierförſter angeſtellt worden ſind, ohne 
daß dieſen jetzt das ihnen zuſtehende Ein⸗ 
kommen als Revierförſter gezahlt wird. Ober⸗ 
förſter Wegner erklärte darauf, daß derjenige 
Beamte, der den Titel Revierförſter führt, nach 
dem Tarif auch ein höheres Einkommen beſitzt 
und ſomit den höheren Beitrag zu bezahlen hat. 
Die von dieſem beantragte Abſtimmung ergab, 
daß die Revierförſter den höheren Beitrag zu be⸗ 
zahlen haben. Kollege Kloſe erteilte den guten 
Rat, daß ſich jeder Kollege ein Poſtſcheckkonto an⸗ 
legen möchte, wodurch die Beitragszahlung ſehr 
erleichtert und verbilligt würde. Dieſe gute 
Meinung ſchien jedoch bei vielen keinen Anklang 
zu finden. Forſtmeiſter Rieger gab einen 
Zeitungsbericht vom Waldbeſitzerverband bekannt 
über die Ausbildung der Forſtlehrlinge, wozu er 
bemerkte, daß die Herren Waldbeſitzer immer mehr 
zu der überzeugung kommen, daß nur tüchtige, 
gut ausgebildete GC für fie von Nutzen 
115 können. Oberförſter Wegner erfreute wieder 
urch einen Vortrag über Standort, Wachtstum, 
Anbau und Pflege der Lärche. Dazu empfahl 
Forſtverwalter Sauer vor allen Dingen die 
Verwendung von einheimiſchen Samen. Bei 
Pflanzung empfahl er die Verwendung von Säm⸗ 

lingen. Forſtmeiſter Rieger brach zu dieſem 
Thema noch eine Lanze für die Alpen⸗Lärche und 
wies darauf hin, daß zwiſchen Wald⸗ und Wieſen⸗ 
lärche zu unterſcheiden ſei. Letztere iſt für unſere 
Gebirgsreviere vollſtändig ungeeignet; er warnte 
daher vor Bezug von Samen aus den Alpen, 
da dieſer ſehr leicht mit Samen von Wieſenlärche 
vermiſcht wird. 

Damit war der geſchäftliche Teil der Sitzung 
erledigt. Nach leiblicher Stärkung erfolgte dann 
der Beſuch der Forſtſchule, wo uns die Schüler 
und das Bläſerkorps begrüßten. Forſtmeiſter 
Rieger als Direktor der Schule hieß die Beſucher 
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L worauf die Schule beſichtigt 
wurde. über das dort Geſehene und Gezeigte 
wurde allgemeine Anerkennung und Dank gezollt. 
Der beabſichtigte Spaziergang durch die ſtädtiſchen 
Forſten mußte des ſtrömenden Regens wegen 
unterbleiben. Trotzdem wurde jedoch der Aufſtieg 
nach der ſchon in der Tſchecho⸗Slowakei liegenden 
Gucke auf kürzeſtem Wege unternommen. Ber 
Tanz, Geſang, Reden und Horridos entwickelte 
ſich eine gemütliche Stimmung, ſo daß vielen der 
Aufbruch noch viel zu früh erſchien. Alles fchier 
von Reichenſtein mit dem Bewußtſein, einmal 
einige frohe Stunden im Kreiſe von Kollegen 
verlebt zu haben, wie ſie ſo ſelten ſind. 
Eiſersdorf, den 15. Juli 1921. 
Conrad. 


CH 
Bezirksgruppe Thüringen (XVIII). 
Bericht über die Verſammlung in Weimar 
am 13. Juli 1921. 

Nach Eröffnung, Begrüßung und Einleitung 
der Verſammlung durch den Vorſitzenden berichtete 
Oberförſter Leuſchner über den Stand der Ge⸗ 
haltsvereinbarungen. Dieſe konnten leider wegen 
der erſt im Vorjahre erfolgten Gründung der 
Bezirksgruppe und des erſt vor kurzem ſchen 
gefundenen Zuſammenſchluſſes der thuͤringiſchen 
Waldbeſitzer noch nicht vorgenommen werden. 
Sie ſollen nun aber mit tunlichſter Beſchleunigung 
und mit Rückwirkung bis 1. April d. J. durch⸗ 
geſetzt werden. Nach einer Unterredung mit dem 
Vorſitzenden des thüringiſchen Walbdbeſitzer⸗ 
verbandes dürfen unſere Mitglieder mit dem 
Wohlwollen der Herren Waldbeſitzer ebenſo wie 
in andern Bezirksgruppen rechnen. An Stelle des 
leider aus dem Gehaltsausſchuſſe ſcheidenden 
Oberförſters Leuſchner, dem für ſeine mannigfachen 
Vorarbeiten Dank ausgeſprochen wurde, wurde 
der Vorſitzende der Bezirksgruppe gewählt, während 
Förſter Lindner und Revierförſter 1 
ihre weitere Mitarbeit zuſagten. Bei den Gehalts⸗ 
vereinbarungen ſollen die anderer Bezirksgruppen 
zugrunde gelegt, dabei aber auch die Verſchieden⸗ 
u, der thüringiſchen Verhältniſſe berückſichtigt 
werden. 

Eine eingehende Ausſprache erfolgte ſodann 
über den Anſchluß des Vereins an den „Deutſchen 
Guts⸗ und Forſtbeamten⸗Bund“. Die hinſichtlich 
der Notwendigkeit und Nützlichkeit des Anſchluſſes 
geäußerten Bedenken wurden durch Geh. Reg.⸗Rat 
Kammerherrn von Eichel⸗Streiber, der als lang⸗ 
jähriger Freund und Gönner des Vereins in der 
Verſammlung begrüßt werden konnte, ſowie durch 
Förſter Lindner erfreulicherweiſe beſeitigt. Die 
Anweſenden erhielten durch die Ausführungen 
wertvolle Aufklärung über Zweck und Bedeutung 
Ge SEET mit dem „D. G.⸗ und F.⸗ 

und“. 

Beſchloſſen wurde, ge zwei Verſammlungen 
der Bezirksgruppe abzuhalten; die nächſte ſoll im 
Oktober in Erfurt ſtattfinden. Vorſchläge und 
Anregungen für die Verſammlungen, namentlich 
in bezug auf Zeit, Ort, Ausflüge, nimmt der 
Vorſitzende der Bezirksgruppe gern entgegen. 

Eine kleinere Anzahl der Verſammlungs⸗ 
teilnehmer machte am folgenden Tage von Bad 
Berka aus einen Ausflug in das Staatsrevier 
Buchfart, wo in den ausgedehnten, auf Muſchel⸗ 
kalk 1 Buchenbeſtänden wohlgelungene 
natürliche Verjüngungen auf großer Fläche mit 
Einbau von edlen 1 und Nadelholz, 
ferner Aufforſtungen von Od⸗ und Ackerland durch 
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Fichte in Verbindung mit 
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Weißerle, Wegbau in des Forſtmeiſters Pfeifer, geſtaltete ſich der 
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vorbildlicher Weiſe (das laufende Meter allerdings] Gang durch das herrliche Laubholzrevier zu einem 


mit 100 „ Bolten bei vorhandenen Steinen) 


außerordentlich anregenden und belehrenden Aus⸗ 


U. a. m. beſichtigt werden konnte. Unter perfünlicher | fluge. Unſerm liebenswürdigen Fuhrer auch an 


von 


Führung des Revierverwalters Forſtmeiſters dieſer Stelle noch herzlichſten Dank und kraftiges 
Grebe und Teilnahme ſeines Nachbarn, Weidmannsheil! N K 


rug. 


— . 2 — 


Freier Meinungsaustauſch. 


Klarſtellung in Staatsförſter⸗Vereinsfragen. 

Im „Deutſchen Förſter“ bläſt Förſter Grude 
wieder einmal zum Sammeln unter Begründungen, 
die doch erneuter Klarſtellung bedürfen, obgleich 
ja unſerſeits alles ſchon wiederholt und zur Genüge 
klargeſtellt iſt. Wer eben nicht die Fähigkeiten hat, 
begreifen zu können, oder wer nicht begreifen will, 
weil er glaubt, finanziell dabei beſſer wegzukommen, 
dem iſt nun einmal nicht zu helfen. Da aber die 
Gegenſeite dazu neigt, unwiderſprochene Aus⸗ 
führungen auf ihr Pluskonto zu ſetzen, möchten 
wir nicht unterlaſſen, auf die Ausführungen 
diesmal etwas zu erwidern, zumal ſie für 
die Denkweiſe der Gewerkſchaftler beſonders 
typiſch ſind. 

Zunächſt iſt auffallend, daß dieſe Herren ſich 
auf die Forderung von Einigkeit erſt immer dann 
beſinnen, wenn gegen Vereinspolitik in ihrer 
Geſinnungsrichtung gekämpft wird. Wo waren 
die Herren, als ſeinerzeit der Kampf gegen den 
gemäßigten Vorſtand begann? Wo blieben da 
die Einigkeitsbeſchwörungen? Das kennzeichnet 
die demotratiſche Geſinnung, die ja bekanntlich 
den „Mehrheitswillen“ nur ſo lange anerkennt, 
als er ſich in ihrem Sinne bewegt. 


Weiter wird geſagt, es war falſch, damals 
die Umſtellung des Vereins ſo plötzlich vorzunehmen. 
Unbedingt wäre es klüger geweſen, ihn ſo langſam 
und unmerklich dahin zu bringen, wohin er ſollte 
— in das ſozialdemokratiſche Fahrwaſſer! Der 
Demokrat Falkenberg hat da im Beamtenbund 
die Sache diplomatiſcher angefangen. Der an⸗ 
fänglichen Ableugnung jeder politiſchen Tendenz 
iſt jetzt das Zugeben der Notwendigkeit parteilicher 
Orientierung gefolgt. Angeblich iſt man aller⸗ 
dings noch im Zweifel, ob nach rechts oder links. Wir 
haben in dieſem Punkte ſchon ſeit Gründung des 
Beamtenbundes keine Zweifel mehr und dieſe 
Entwickelung damals vorausgeſagt. 

Ein Geſinnungswechſel ſoll ja nach dem Ver⸗ 
faſſer zum Verbleiben in dem Verein nicht not⸗ 
wendig fein. Nun zunächſt-wird ja noch nicht die 
Mitgliedskarte einer ſozialdemokratiſchen Partei 
verlangt; es wird aber noch kommen. Im übrigen 
iſt dieſe Auffaſſung derartig naiv, daß ſie eigentlich 
nicht diskutierbar iſt. Meint der Verfaſſer im Ernſt, 
es ſei einem wirklich national empfindenden 
Förſter möglich, in einem Verein zu bleiben, bei 
dem ein Vorſitzender am 1. Mai durch die 


Oberförſterei fährt, die Waldarbeiter von 
der Arbeit holt und ſie im Schmucke 
einer roten Schärpe mit Muſik ge⸗ 


ſchloſſen zur Maifeier nach einem 
Lokale führt und ein Vorſitzender auf der 
Wahlliſte der Mehrheitsſozialdemokraten er 
ſcheint? Oder wenn in Verfolg der Vereinspolitik 
den Revierförſtern Gruben gegraben werden, 
in die nun in Erfüllung des bekannten Sprich⸗ 
wortes die geſamten Jörſter gefallen ſind, wie 


See Feſtſetzung der Wirtſchaftsland⸗ 
größe? — 

Wenn für den Verfaſſer der Abgeordnete 
Gebhardt Wahrheiten ſpricht, die er ſchon oft „ge⸗ 
dacht hat“, ſo wird die Verſuchung ſehr ſtark, dieſe 
„Wahrheiten“ hier noch einmal zu wiederholen. 
Im Intereſſe der Kürze wollen wir uns das ver⸗ 
ſagen — es kann ja jeder dieſe „Wahrheiten“ im 
Stenogramm nachprüfen —, dabei ſoll ſich aber 
niemand verhehlen, daß wir die Geſinnung ent⸗ 
ſprechend einzuſchätzen wiſſen, welche einen Geb⸗ 
hardt als Apoſtel der Wahrheit erkannt hat. Für 
uns bleibt ſeine Tätigkeit eine Hetze, nicht etwa 
im Intereſſe des Förſterſtandes oder des Staates, 
ſondern allein im Intereſſe ſeiner, der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei. Seine Rede auf der be⸗ 
kannten Delegiertenverſammlung iſt geiſtig dabei 
ſo tiefſtehend, daß ſie nicht einmal intelligenten 
Arbeitern genügen könnte. 

Wenn in der Delegiertenverſammlung vom 
September 1920 kaum ein Kollege war, der nicht 
gern alles nach ſeinen Kräften getan hätte, um 
dem Vaterlande in ſeiner Not zu helfen, wie der 
Verfaſſer behauptet, ſo iſt es damit ſchwer in Ein⸗ 
klang zu bringen, daß Vertretern der Parteien 
zugejubelt wurde, die Deutſchland in dieſe Not 
geſtürzt haben und es auch heute noch aus egoiſtiſchen 
Motiven immer weiter ins Verberben hineinſtoßen, 
während man für die Mahnungen des Zentrums⸗ 
abgeordneten Buſch zur Treue, Unterordnung 
und Selbſtbeherrſchung nur eiſiges Schweigen 
hatte! Möge der Verfaſſer ſich die Mühe machen 
und ſich bei Oberſchleſiern erkundigen, was ſie von 
der Hilfe der ſozialiſtiſchen Parteien halten, und 
welche Leute ihnen im Selbſtſchutz, ſoweit es die 
1 Regierung zuließ, poſitiv Hilfe geleiſtet 

aben. 

Weiter wird der Beweis verlangt, daß die Ge⸗ 
werkſchaften zerſetzend wirkten. Iſt es für den 
Verfaſſer nicht Zerſetzung, wenn bei einem gewerk⸗ 
ſchaftlichen Streik Hunderte von Kranken ver⸗ 
kommen müſſen, weil Operationen wegen 
mangelnden Lichtes uſw. nicht rechtzeitig aus⸗ 
geführt werden können? wenn Säuglinge infolge 
Fehlens der Milch mit Zuckerwaſſer zu Tode ge⸗ 
bracht werden? wenn Arbeitswillige zu Invaliden 
geſchlagen werden, nur weil irgendein radikaler 
„Führer“, der ſich im Nebenamt noch als Ver⸗ 
brecher betätigt, verhaftet oder entlaſſen worden iſt? 

Geradezu lächerlich iſt es aber, wenn behauptet 
wird, die Vereinspreſſe ſtehe jedem offen. Ich 
erinnere da nur an den Fall Schellack. 

Für jeden, der es gut mit uns, als Nation und 
als Beamte meint, kann es daher nur eine Ent⸗ 
ſcheidung geben: Fort mit Gewerkſchaft, Förſter⸗ 
bund und Beamtenbund, welche nur beſtimmt 
ſind, unter mehr oder minder guter Bemäntelung 
die Geſchäfte der Linksparteien zu beſorgen und 
ihnen Stütze und Schirm zu ſein! 

Staatsförſter W. Chriſtoleit, Friſching 


Für die Redaktion: Otonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 
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Heute entſchlief fanft und ruhig nach langem, ſchwerem 
Leiden mein lieber, guter Mann und Vater, der 


Königl. Preuß, Forſtmeiſter a. D. 


Emil Knaack 


im faſi vollendeten 66. Lebensjahre. 
Göttingen, den 29. Juli 1921. 
In tiefer Trauner: 
Frau Catharine Knaack, 
geb. Bakker, 
Emily Knaack. 


Heute ſtarb nach kurzer, ſchwerer Krankheit der 
Förfſter 


Ludwig Speck 


zu Forſthaus Lattenberg. 


Beinahe 10 Jahre hat er ſich der Förſterei in unermüd⸗ 
licher Pflichttreue gewidmet. Seine aufrechte Geſinnung und 
Liebe zum Walde waren vorbildlich und ſichern ihm ein dauerndes 
gutes Andenken. Einen grünen Bruch auf ſein Grab. 


Der Oberförſter: Froitzheim. 
Rumbeck (Poſt Oeventrop), den 21. Juli 1921. 


DIE — EIERN D .. / 
Di Lehr, A Bd VE a Ee TEL Lei BEA ET E c 
de SE EE Ee AN ET Be Aas 


(1178 


F VBerlobungen: 
8 A Die glückliche Ber Se Fräulein Alma Janſen in Forſt⸗ 
A E burt eines ſtrammen 3% ae Se as mit 1 
5 | andwirt Erich Harre, Ober: 
5 be Jungen 8 1 d. R., in Sulzbach an der 
5 . ZC Saar. | 
Bergen ee er Fräulein Irene von Raesfeld, 
& Rost. Staatsförſter u. Forſt⸗ | Tochter des Staatl. Forſtmeiſters 
ſekretär, uebſt Frau helene. W von Raesfeld in Carzig Nm., mit 
geb. Biermann. Herrn Forſtreferendar Helmut 
8 Colbitz, Bez. ase burn, 8 Lampſon in Eberswalde. 
* 1182) den 25. 7. 1921. = 4 ee, 
. Sterbefälle: 
MHC Pr. Moritz Büsgen, Profeſſor 
Nur an dieſer Stelle $ E Ee Hochſchule in 
ien = Anzeigen ofteilo: ; SE 
Kale Evers, Fran Oberförſter, Breslau. 
Heburten: Leyendecker, Forſtmeiſter in 
dem Oberförſter W. Engelhard E R. und B. Wies⸗ 


in Laasphe i. Weſtf. eine Tochter. 


und Wald beſtände jeder Art 


ſucht Holzgroßhandlung. 
Bel. Ang. erbeten u. Nr. 1078 an die Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 
Für Zuweiſung zahlen Proviſion! 29098 


ut und Beratung 


bei Bewirtſchaftung von Teichen, 
Seen, Büchen übernimmt 8 


Dr. &. Walter, Ballenſtedt a. Harz. 


Schriftleiter der Neudammer Fiſcherel⸗Jeltung. 
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Wlllb⸗Beſtände, 
Kiefer und Fichte, zu Grubenholz, 
Telegraphenſtaugen u. Schwellen ges 


eignet, Taufe gegen Barzahlung. 
Vermittlern Proviſion. 
L. aul Stelke, SE 
Fürstenwalde, Spree, Carlſtr. 2. 


. Kn ſucht gegen 
Hilfe im Haushalt 


freien 


ID 


Margarete Kuhnke, 
Spandau. M ıdjajtr. 3, ptr. 


— 3 


Ferien “Au. Aha 


Junge Dame, Elevin in einer 
Apotheke, möchte nach einjähriger, 
anſtrengender Arbeit ihre 4⸗Wochen⸗ 
Ferien zwecks Erholung, da send! 
jetzt polnisch und Reiſe daher zu 
umſtändlich, auf einer kleinen 
Förſterei in der Umgegend von 
Flatow-Schneidemühl verbringen. 
Angebote m. Preisangabe unter 
A. J. 158 an den „Geselligen“, 
Schneidemühl, erbeten. (1210 


4 v ö 


Staatsforſtverwaltung ſucht zum 
1. Okt. d. J. für dauernd einen 
Oberförſter 

mit Aunſtellungsberechtigung eines 
deutſchen Freiſtaates. Angebote mit 
Lebenslauf u. Zeuguiſſen in Abſchrift 
unter Nr. 1185 beförd. die Geſch. 
der Dtſch. Forſt⸗Zeitung, Neudamm. 


Beim Glogauer Stadtforstamt 
iſt die Stelle eines nicht ver- 
heirateten (1205 


Fokſtgehilſen 


zum 1. Oktober 1921 zu beſetzen. 
Bewerber muß befähigt ſein, eine 
Förſterſtelle in allen Dienſtzweigen 
zu varſehen. Die Anſtellung er⸗ 
folgt nach dem Angeſtelltentarif 
auf Probe. Gelernte Forſtleute 
wollen Bewerbungen mit Zeugnis⸗ 
abſchriften bis 15. 8. 1921 an uns 
einreichen. 
Glogau, den 21. 7. 1921. 


Der Magiſtrat. 


Forſtſchule Templin. 


Die hieſige 


Forſtauſſeherſtelle 


ſoll zum 1. Oktober an einen ehe⸗ 
maligen Schüler neu vergeben 
werden. Einkommen je nach Tarif 
für Brandenburg. (1200 


‚Gtellengefuce 
Staatl. Forſtmeiſter g. 3. 


rüſtig, wohnhaft nahe Breslau, mit 
vielſeitiger Erfahrung in Forſt⸗ 
abſchätzung, Hauungen, Holzver⸗ 
wertung, Kulturen, Wieſenanlagen 
u. a, würde gern forſtliche Beratung 
und auf Wunſch dauernde Betriebs⸗ 
leitung i. Privat⸗Forſten übernehmen. 
Gefl. Angeb. unt. P. S. 1196 bet d. 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


(1145 


2 Junge Frau, Schneiderin, mit 
Z3Zjährigem Knaben, 
a (1202 


— — 


Nr. 32 Bd. 36 (192 


Zum 1. 10. evt. fr. fache 


forſtl. Beſchüftig., 


ſelbſt., zur Unterſt. ält. Forſtmanne 
od. bei Holzhandl. Bek. mit all 
forſtl. Arb., tüchtiger Bureauar 
ſicher. Rechner u. Taxator, 39 J. d 
unverh., Förſterpr. m. „Gut“ beſtan 
Angeb. unter Nr. 1192 beförd. d 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., Neudam 

Reſ.⸗Offz., erf. 


CR auf ai 

Jolſtaſeſor, Forſteinrichtung 
axation u. S 

Berinalkung ſucht Stellung 

evtl. Eintritt in Holzbranche. 211 

gebote unt. Nr. 1081 bet die Geſil 

der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudanın 


Suche für meinen beſtempfohl 
akad. geb. Revierverwalter, praf 
erf. Forſim. u. Hochwildj., in de 
30 er Jahren, verh., aus beſondere 
Gründen zum 1 Okt. l. J. anderw. qui 


Dauerſtellung. 


Rittm. von Itzenplitz, 
1141) Grieben, Kr. Stendal. 


Suche für meinen Sohn 
25 Jahre alt, welcher in einen 
ſächſ. Staatsforſtrevier (priva 
gelernt und dort auch als Gehil 
tätig war, (117 


Stellung als Gehilfe. 


Benecke, Revierförſter, 
Forſthaus Nuppersdorf, 
Amtsh. Löbau i. Sachſen 


Hilfsförſter, 19 Jahre alt, evgl 
bewandert im Holzſchlag, Durch 
forſtung, Kulturen, Wegebau, Hunde 
dreſſur, anſtelliger Jäger, mit gute: 
Zeugniſſen und Empfehlungen 
ſucht Sr, | 

Stellung. 
Angeb. unt. Nr. 1191 her. d. Geſch 
der Dtſch. Forſt⸗Zeitung, Neudamm 


KREIS) 


In all. Zweig. d. Hauzlı, erf. 
tüchtige Förſterw., Vierz., a. g. Fam. 
engl, ſchaffensfr., häusl., d. v. Sim 
f. gemütl. Heim, ſ. m. ihr. g. erz. 
6. Jung. o Gehalt 


Stell. in frauenl. Haufe, 
evtl. k. eig. Möb. geft. w. Angeb 
unter Nr. 1183 bet die Geſchäftsſt 
der Dtſch. Forſt⸗Zeitung, Neudamm 


Suche für meine Tochter 
17%½ Jahre, evg, 
Aufnahme 
bei einer Förſterfamilie m. Familien 
anſchluß und Taſchengeld. (1198 
M. Koppiin, 
neukölln bei Berlin, Bergſtr. 38 


Reichsbankbeamter, 
vertriebener Elſäſſer, 34%, 175 gr. 
ſchlank, dklbd., evgl., Landw.⸗Offz. 
wünſcht Briefwechſel mit wohler 
zogener, netter, blonder Dame, bis 30 


zwecks späterer Heirat, 


Nur ernſtgemeinte, ausführt. Zu⸗ 
ſchriften mit Bild (ſofort zurück 
unter Nr. 1193 beförd. die Geſch 
der Deutſchen Forſt⸗Ztg., Neudamm 
Anonym zwecklos. Verſchwiegenhei! 
wird bewahrt und verlangt. 


Junger Forſtmann 


wist die wege 


m. hübſchem, nettem Mädchen, kath. 
nicht über 21. Spätere Heirat niche 
ausgeſchl. Zuſchriften m. Bild unt 
Nr. 1179 beförd. die Geſchäſtsſtelle 
der Diſch. Forſt⸗Zeitung, Neudamm 


Deutſche Forſt⸗Jeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „ Waldheil“, Vereins zur 
Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 
Uichversicherungsvereins der Forstbeamten a. G. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 
Preussischer $taatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 
lands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1810), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. l 
Die Deutſche Forſt- Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierteliährlich 10,50 Mk. bei allen Bolt: 
anftalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag fur 
Deutſchland und das alte Hſterreich⸗Ungarn 13.50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Bteferung nach 
dem Ausland erfolgt Se? den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden fur 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
feinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Bei den olme Vorbehalt eingeſandten Beiträgen mimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Ber 

träge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vernierk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 

auch anderen Zeuſchruten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Nr. 33. Neudamm, den 14. Auguſt 1921. 36. Band. 


Gemeinſamer Stellennachweis des Reichsverbandes 
deutſcher Wald beſitzerverbände und des Vereins für Privat⸗ 


forſtbeamte Deutſchlands. 


Der Reichsverband deutſcher Waldbeſitzerverbände und der Verein für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands haben vereinbart, einen gemeinſamen Stellennachweis einzurichten. Mit 
der Geſchäftsführung iſt die Geſchäftsſtelle des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands 
beauftragt worden. Die Anſchrift dieſes Stellennachweiſes lautet: Stellennachweis für 
Privatforſtbeamte in Eberswalde, Schicklerſtraße 45. Die Waldbeſitzer werden 
gebeten, Déi bei Bedarf von Forſtbeamten an den Stellennachweis wenden zu wollen; 
ſie ſollen von dort Vordrucke geliefert erhalten, in denen ſie ihre Wünſche hin⸗ 
ſichtlich des von ihnen geſuchten Beamten zum Ausdruck bringen können. Mit der Ein⸗ 
ſendung des ausgefüllten Vordruckes iſt eine Einſchreibegebühr von 15,— A mitzuſenden. 
Weitere Ankoſten entſtehen dem Waldbeſitzer nicht. Seitens des Stellennachweiſes werden 
dem Waldbeſitzer auf Grund ſeiner Wünſche die Papiere geeigneter Bewerber in 
Abſchrift zugeſtellt. Der Waldbeſitzer gibt die Papiere jener Bewerber, die er aus der 
engeren Wahl ausſcheidet, an den Stellennachweis unverzüglich zurück und benachrichtigt dieſen 
gleichzeitig, daß er ſich mit den in die engere Wahl geſtellten Bewerbern unmittelbar in 
Verbindung ſetzen oder hierzu die weitere Vermittlung des Stellennachweiſes in Anſpruch 
nehmen will. Nach Beſetzung der Stelle ſind die Papiere der nicht eingeſtellten Bewerber 
alsbald an den Stellennachweis zurückzugeben. 

Die Privatforſtbeamten, welche dieſen gemeinſamen Stellennachweis benutzen wollen, 
haben mit dem Nachweis ihrer Mitgliedſchaft zum Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands entſprechenden Antrag zu ſtellen. Es werden dann auch ihnen Vor⸗ 
drucke zur Ausfüllung überſandt. Der Stellennachweis holt über die Bewerber vertrauliche 
Auskünfte aus früheren Stellungen ein. In die Bewerberliſte werden nur ſolche Beamte 
aufgenommen, die gute Zeugniſſe aufzuweiſen haben und über die aus früheren Stellungen 
zufriedenſtellende Auskünfte eingehen. Mit Aeberſendung der eingeforderten Papiere iſt von 
dem ſtellenſuchenden Bewerber ebenfalls eine Einſchreibegebühr von 15,— KH an den 
Stellennachweis einzuſenden. Erhält ein Bewerber auf Grund von Empfehlung durch den 
Stellennachweis eine Anſtellung, fo hat er an den Stellennachweis eine Vermittlungs 
gebühr in Höhe von 1% des neuen Geſamt⸗ Jahreseinkommens zu entrichten. 


Im „Deutſchen Forſtwirt“, dem Organ des Reichsverbandes deutſcher Wald— 
beſitzerverbände, wird dauernd eine Vakanzenliſte ſtellenſuchender Privatforſtbeamten ein⸗ 
gerichtet, die den Waldbeſitzern, die Forſtbeamte ſuchen, zur Beachtung empfohlen wird. 

Berlin und Eberswalde, im Auguſt 1921. 

Reichsverband deutſcher Wald beſitzerverbände 
und Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
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Lehrlingsunw eſen und Ausbildung der Privatforſtbeamten. 


Von Förſter Walter, Annaberg. 


Seit der Gründung des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands iſt faſt keine Verſamm⸗ 
lung vergangen, in der nicht das Lehrlings⸗ 
ausbildungsweſen zur Sprache kommt. Es herrſcht 
Einigkeit darüber, daß viel zuviel Lehrlinge ge⸗ 
halten werden. Um die Mißſtände einigermaßen 
einzuſchränken, wurde mancher Beſchluß gefaßt. 
Die Lehrherren ſollten als ſolche vom Verein be⸗ 
ſtätigt, die Lehrlinge angemeldet werden u. a. m. 
Die Bezirksgruppen beſchränkten die Zahl der 
Lehrlinge, Liegnitz z. B. auf 12 (noch zuviel). 
Und der Erfolg? Die Klagen hören nicht auf, 
ſondern werden immer ſchlimmer. 

Um nun einmal klar zu ſehen, wurde für 
die Bezirksgruppe VIII Liegnitz eine Umfrage 
in Nr. 21 Seite 400 veröffentlicht. Bei der Wichtig⸗ 
keit der Sache hätte man annehmen ſollen, daß 
es Zuſchriften daraufhin nur ſo gehagelt hätte. 
Weit gefehlt, faſt nichts iſt eingegangen. Die 
meiſten Mitglieder ſind zu bequem geweſen, 
eine Feder anzurühren. Nichtmitglieder haben 
ſich überhaupt nicht gemeldet, obwohl man 
glauben müßte, daß in dieſer wichtigen Berufs⸗ 
angelegenheit alles Trennende er müſſe. 
Schelten auf Mögliches und Unmögliches kann 
jeder; dem Verein wird e daß er 
nichts leiſtet. Wird von den Mitgliedern aber 
nur das Geringſte verlangt, dann verſagen dieſe 
auf der ganzen Front. Kollege Oſtrop, der in 
dankenswerter Weiſe die Lehrlingsfrage bearbeitet, 
hat ſich ſein Material durch mancherlei. Mühe 
und mehrfache ſchriftliche Anfragen bei zahlreichen 
Stellen verſchafft. 

Trotzdem das zuſammengetragene Material 
lange noch nicht lückenlos iſt, gibt es doch ſehr 
viel zu denken. Im Jahre 1920 wurden innerhalb 
der See Liegnitz etwa 30 Lehrlinge 
ausgebildet. Davon ſind nur ſieben junge Leute 
Söhne von Forſtbeamten. Mit Genehmigung 
der Bezirksgruppe waren davon 16 eingeſtellt. 
Auf Forſtſchulen ſind nur 3 gekommen. Im 
Jahre 1921 ſind bis Ende Juni 9 Lehrlinge, 
davon 4 mit Genehmigung der Bezirksgruppe, 
angenommen worden. Vier der jungen Leute 
ſind Söhne von Forſtbeamten. In einer größeren, 
einer mittleren und drei kleineren Verwaltungen 
ſind je ein Lehrling angenommen worden. In 
der Verwaltung Klitſchdorf allein vier. Selbſt⸗ 
verſtändlich ohne Genehmigung der Bezirks⸗ 
gruppe. Von den Vätern dieſer Lehrlinge war 
nur einer Forſtbeamter. Ein Förſter wird von 
dem Waldbeſitzer gezwungen, den Sohn des 
dortigen Kutſchers als Förſter auszubilden. 
Fürwahr ein trauriges Bild. 

In erſter Linie verfündigen ſich alſo Forſt⸗ 
beamte an ihrem eigenen Stande. Um mancherlei 
ſcheinbarer Vorteile willen werden entgegen den 
Beſchlüſſen des Vereins und der Bezirksgruppe 
Lehrlinge eingeſtellt. Große Verwaltungen, die 
es doch abſolut nicht nötig haben, gehen dabei 
voran. Sehr zu bedenken gibt die Annahme 


zahlreicher berufsfremder junger Leute. Ja, es 
iſt ſo weit gekommen, daß ein Förſter für ſeinen 
Sohn keine Lehrſtelle bekommen konnte oder daß 
der junge Mann in Templin nicht angenommen 
wurde, weil alles von jungen Leuten, deren Väter 
dem Beruf fremd find, beſetzt war“). Man hört 
vielfach Klagen über die Gleichgültigkeit und 
Intereſſeloſigkeit junger Hilfsförſter im Dienſt. 
Die Väter dieſer jungen Leute ſind wohl in den 
ſeltenſten Fällen Forſtbeamte. Wie ſoll es unter 
dieſen Umſtänden beſſer werden. Wenn jeder 
an ſeiner Stelle mit Hand anlegen würde zum 
Wohle ſeines Standes, dann kämen wir bald 
vorwärts. Bleibt es dabei, daß jeder tut was er 
will, dann können zehn Vereine keine Hilfe 
bringen. 

Trotzdem ich an eine Beachtung nicht mehr 
recht glaube, möchte ich doch dringend darum 
bitten, daß das Lehrlingsunweſen von jeder Seite 
bekämpft wird. Vor allem aber müſſen die 
Waldbeſitzer und großen Verwaltungen unbedingt 
mit gutem Beiſpiel vorangehen. Es ſind ſoweit 
als irgend möglich nur Söhne von Forſtbeamten 
als Lehrlinge einzuſtellen, und auch nur dann, 
wenn die Zulaſſung des jungen Mannes zur 
Forſtſchule von vornherein geſichert iſt. 

Inzwiſchen iſt ja auch der Reichsverband 
deutſcher Waldbeſitzerverbände der Sache näher⸗ 
getreten. Die in Nr. 28 S. 530 veröffentlichten 
Leitſätze über Ausbildung der Privatforſtbeamten 
enthalten viel Gutes; wenn ſie von beiden Seiten 
befolgt würden, wäre uns ſchon in vielem geholfen. 

In den Kreiſen der Privatforſtbeamten wird 
ja auch vielfach und mit Recht als Vorbedingung 
zur Aufnahme in den Beruf das Einjährige ge⸗ 
fordert. Nur hat dies im praktiſchen Leben für 
viele Förſterväter große Nachteile. Der Beſuch 
beſſerer Schulen wird jetzt geradezu unheimlich 
teuer, ſo daß es den meiſten Privatförſtern un⸗ 
möglich ſein wird, ihre Söhne auf eine höhere 
Schule zu ſchicken. Würde das Einjährige Grund⸗ 
bedingung werden, ſo iſt zu befürchten, daß in 
Zukunft der Förſternachwuchs faſt ganz aus⸗ 
geſchaltet wird und jedenfalls nicht zum Vorteil 
des Standes. Empfehlenswerter wäre es, den 
Beſuch einer Vorſchule während des 15. Lebens⸗ 
jahres zu verlangen. Die Volksſchulbildung 
könnte dort in genügender Weiſe vervollſtändigt 
werden. Unbedingt zur Regel muß aber der ein⸗ 
jährige Beſuch einer Dale werden. Fünf 
Jahre praktiſche Tätigkeit bis zur Förſterprüfung 
iſt das mindeſte, ſchaden könnten ſieben Jahre auf 
keinen Fall. 

Im Punkt 4, betreffend Forſtverwaltungs⸗ 
prüfung, kommt der Reichsverband deutſcher 
Waldbeſitzerverbände einem Antrage des Förſter⸗ 
ausſchuſſes, der 1920 in Fulda geſtellt 


*) Kann bei Vereinsmitgliedern nur vor⸗ 
kommen, wenn der Anwärter die Bedingungen 
nicht erfüllt hat. Die Schriftleitung. 
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wurde, entgegen. Dies kann uns jedoch 
nur dann etwas nützen, wenn die Wald⸗ 
beſitzer ſchon von jetzt an bei EE bon 
Revierförſter⸗ und Forſtverwalterſtellen die be- 
ftandesıe Forſtverwaltungsprüfung ausnahmslos 
ur Bedingung machen. Sehr erfreulich iſt es, 
daß die Tätigkeit der akademiſch gebildeten Ver⸗ 
waltungsbeamten höher eingeſchätzt wird als die 
ihrer Kollegen im Staatsdienſt. Daß ferner der 
. und Forſtmeiſtertitel den Akademikern 
vorbehalten bleibt, iſt vollkommen richtig. 
Ganz unbefriedigt aber iſt Punkt 7. Die 
Beſtimmungen im Entwurf des preußiſchen 
Forſtkulturgeſetzes befriedigen durchaus nicht. 
Die 8 8 und 21 geben zu großen Bedenken Anlaß. 
Können wir uns ohne weiteres der Gnade des 
Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten ſowie dem Präſidenten des Landeskultur⸗ 
amts anvertrauen. Iſt es überhaupt nötig, zu 
warten, bis ein derartiges Geſetz erlaſſen iſt? 
Nein, auch hier können Waldbeſitzer und Forſt⸗ 
beamte Hand in Hand Wandel len Auch bei 
dem Titelunweſen trifft die Schuld beide Teile. 
Bei vielen Forſtbeamten beſteht die Sucht nach 
einem höheren Titel, bei Waldbeſitzern dagegen 
die Neigung, dieſe Sucht zu unterſtützen und zu 
fördern. Eigenartig berührt es, daß bei dieſer 
Titelſucht trotzdem heute von der ſchleſiſchen 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft 


Förſter als „Facharbeiter“ mit Vögten, 
Schaffern, Holzhauer⸗, Fiſcher⸗ und Torfmeiſtern, 
Wieſenwärtern und Schäfern zuſammengeführt 
werden. — Das ſind die Folgen davon, daß mit 
Einverſtändnis der Waldbeſitzer Perſonen aller 
möglichen Herkunft, wenn ſie halberwegs einige 
Hektar Wald beaufſichtigen, den Titel „Förſter“ 
führen. Mit den anderen Titeln geht es ebenſo. 
Die Lokalpreſſe bringt öfter die Nachricht, daß 
dem Förſter N. N. von dem Waldbeſitzer der Titel 
„Oberförſter“ verliehen worden iſt. Wenn gegen 
dieſe Mißbräuche endlich einmal von ſeiten der 
Waldbeſitzer und Forſtbeamten ganz energiſch 
Front gemacht würde, ſo könnten wir Ordnung 
haben, ehe das Forſtkulturgeſetz in Kraft tritt. 

Das gleiche gilt natürlich von der Uniform. 
Die Kurheſſiſche Ritterſchaft hat ſeinerzeit für 
ihre Forſtbeamte Achſelſtücke herſtellen laſſen, 
die ſich deutlich von den ſtaatlichen unterſcheiden 
und von allen Privatforſtbeamten getragen werden 
dürfen. Es wäre alſo ſchon lange möglich geweſen, 
einheitliche Achſelſtücke im Privatwalde durch ganz 
Deutſchland einzuführen. Bei gutem Willen und 
Einigkeit wäre alſo auch in der Uniformfrage 
etwas zu erreichen geweſen. 

Darum, Privatforſtbeamte, hinweg mit der 
alten Bequemlichkeit, ruft nicht SE fremder 
Hilfe, ſondern greift zur Tat und helft euch 


die ſelbſt! 
ët 


Der Erſatz der preußiſchen Forſtſekretäre 
durch Nichtforſtleute. 


Aus dem Haushalt der Forſtverwaltung für leute einzuſtellen, die den Schreibberuf als 


das Rechnungsjahr 1921 iſt zu entnehmen, daß, Lebensberuf auffaſſen. 


um einem dringenden Bedürfnis zu genügen, 
aus der Geſamtzahl der Förſterſtellen 631 
Forſtſekretärſtellen ausgeſondert worden ſind. 

Wie die Anſtellungsverhältniſſe in Preußen 
heute liegen, iſt ſo allgemein bekannt, daß 
nicht näher darauf eingegangen zu werden 
braucht. Es genügt die einfache Feſtſtellung, daß 
die Überfüllung der mittleren forſtlichen Lauf⸗ 
bahn ſich außerordentlich verſchärft hat, weil 
die große Zahl der Beamten aus den ab⸗ 
getretenen Gebieten unter allen Umſtänden ver⸗ 
ſorgt werden muß. Unter dieſen Geſichtspunkten 
ſind die Ausſichten auf Anſtellung außer⸗ 
ordentlich trübe, und deshalb wird es große 
überraſchung hervorrufen, daß in Nr. 2 der 
„Mitteilungen des Reichs forſtverbandes und 
der dieſem angeſchloſſenen Vereine der Staats⸗ 
forſtverwaltungsbeamten““) „Picus“ Vorſchläge 
macht, welche geeignet ſind, das beſtehende Übel 
zu verſchärfen. 

„Picus“ wünſcht ſehr zur Unzeit, die Forſt⸗ 
betriebsbeamten nicht mehr als Sekretäre zu 
verwenden, ſondern an ihrer Stelle Nichtforſt⸗ 


Zi 1 des „Deutſchen Forſtwirts, 
Ausgabe B, Organs des Reichsverbandes 
deutſcher Waldbeſitzerverbände. Beziehbar durch 
alle Poſtanſtalten zum Preiſe von 5,25 A je 


Vierteljahr. 
Nr. 89 Bd. 56. 


Wenn der Verfaſſer 
der erwähnten Abhandlung der Anſicht iſt, daß 
der Forſtſekretär wenig oder nichts von der 
Forſtwiſſenſchaft und forſtlichen Praxis zu 
wiſſen braucht, und das bißchen Forſtliche, das 
ihm nutzen kann, durch den geſunden Menſchen⸗ 
verſtand und offene Augen und Ohren bald 
weghaben kann, ſo ſcheint er doch den Ein⸗ 
fluß zu unterſchätzen, welchen die forſtliche Aus⸗ 
bildung für den Sekretär hat. 

Es muß ja zugegeben werden, daß es für 
den Oberförſter eine große Erleichterung iſt, 
wenn er einen verantwortlichen Sekretär dauernd 
und ununterbrochen zur Verfügung hat, 
welcher den Bürodienſt verſieht und hierbei 
keine allzugroße Ablenkung erfährt durch 
die Sehnſucht nach dem Walde, die bei 
dem Forſtmanne immer einen gewiſſen Einfluß 
ausüben wird. Es kann auch nicht be⸗ 
ſtritten werden, daß durch eine derartige 
Einrichtung eine große Zahl Schwerkriegs⸗ 
beſchädigter untergebracht werden könnte, wie 
vorgeſchlagen wird, ſoweit ſie die nötige Vor⸗ 
bildung haben. Es liegt aber nicht allein 
heute, ſondern noch eine ganze lange Reihe von 
Jahren im Intereſſe der Forſtbetriebsbeamten, 
daß die gewünſchte Abänderung einſtweilen 
nicht erörtert wird, denn der für die Gegenwart 


(Fortſetzung Bebe Seite 625.) 
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Holzverkaufsergebniſſe für Preußen im Monat Juli 1921. 


Nach den Mitteilungen im „Deutſchen Forſtwirt“ 
Ausgabe A 4 , Ausgabe B 5,25 K). 


(Verlag J. Neumann, Neudamm, Bezugspreis vierteljährlich: 


Klaſſen: 1 II III IV 
j Nölh., St.⸗Inh.: über 30 | 1,01 2,0 | 0,51—1,00 bis 0,50 fm Gemiſcht I—IV 
n Lbh., mittl. Drchm.: 60 u. m. 50—59 40—49 30—89 V bi3 29 cm 
Holzart | A ` A A A A 
| Langholz. 
Oſtpreußen Kiefer N R . . 194 
Poſen 1 250 210 166 131 247 
Brandenburg . SG 313. ° 232 247 197 244 
Schleſien ée 325 310 240 178 e 
Sachſen = 335 259 220 170 e 
Hannover 1 376 334 222 142 ; 
Heſſen⸗Naſſan. a 287 273 158 3 
Rheinprovinz S e 2 no; 130 
Preußen Juli Kiefer 321 295 243 178 224 
Juni 2 S 331 281 212 159 205 
Schleſien Fichte 288 279 219 156 : 
Sachſen 5 j 258 263 168 263 
Hannover 8 376 298 276 2:0 8 
Heſſen⸗Naſſan. 2 342 305 241 180 194 
Weſtfalen x ö d R 246 
Rheinprovinz. e A 342 293 202 145 182 
Preußen Juli Fichte 34 318 257 179 218 
Juni ur 5 384 353 279 218 255 
Pommern Buche A 176 176 176 176 
Schleſien . 8 294 325 242 193 154 
Sachſen S 304 288 249 154 115 
Hannover , e 293 228 173 141 96 
Heſſen⸗Naſſau 5 e 196 157 
ANE, E, D E, D 
Preußen Juli Buche A 238 245 210 152 119 ; 
Juni S . 311 263 225 178 123 
Schleſien Buche B 196 150 162 144 114 
Sachſen 1 133 121 117 116 98 
Hannover 1 154 135 125 109 78 
Heſſen⸗Naſſan. 8 255 221 194 > 115 
Rheinprovinz E 82 125 110 82 
Preußen SE Bude B 136 126 124 103 93 
Juni . 8 9 190 168 161 130 122 
Oſtpreußen Eiche A 518 518 256 256 
Pommern BR 876 876 876 876 
Schleſien 5 641 524 420 294 : 
Sachſen 0 854 626 500 229 159 
Hannover S 900 705 543 365 175 
Rheinprovinz: [ 800 ] 700 | #3 | 3 a 800 700 453 316 F 
Preußen Juli Eiche A 817 646 498 reußen Juli . Eiche A| 817 646 498 ae 174 
unt PR 846 687_| 346 1 Zë | 267 
Oſtpreußen Eiche ] 202 202 151 . 151 151 . 
Brandenburg 5 262 205 99 61 
Pommern 5 406 406 406 406 f 
Schleſien 338 274 275 166 118 
Sachſen r 520 415 331 235 156 
Hannover „= 398 — 2304 283 218 136 
Heſſen⸗Naſſau. 8 382 402 [316 295 199 
Rheinprovinz 95 565 313 262 156 85 
E E 
Preußen Juli „ Liche 8 433 341 | 274 215 | 127 
Juni ko 349 382 332 258 150 


Brandenburg 
Hannover 


Preußen Juul = Ee d 
239 


Waldgebiet Holzart . 


Grubenholz (fm). 


Brandenburg . Kiefer | 144 
Poſen e 112 
Heſſen⸗Naſſau . 139 
| Serien Juli IS: VW 
Juni „ 145 
| Heſſen-Naſſan Eiche 
zugl. Juli 
, Juni „ 1177 
| Papierholz (rm). 
| Bofen Kiefer | 68 
Schleſien Fichte 121 
Hannover S 68 
Heſſen⸗Naſſau „ 1103 
Preußen SE 5 Sie 
Juni 121 


Schwellen wei 
d Ke E 


Juni. 
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ſchon geforderte Verzicht auf die Neuein⸗ damit nicht einverſtanden ſein, daß dieſe 


ſtellung von Betriebsbeamten als Sekretäre 
müßte eine ſo ungünſtige Beeinfluſſung der 
Ausſtellungsverhältniſſe der vorhandenen An⸗ 
wärter im Gefolge haben, daß einſtweilen davon 
keine Rede ſein kann. 

Es iſt auch nicht anzunehmen, daß die 
Staats forſtverwaltung vorläufig daran denkt, 
eine derart einſchneidende Maßregel auch nur 
in ihren allererſten Anfängen durchzuführen. 

Jedenfalls würde der Förſterſtand auch 


Sekretäre von vornherein in die VII. Gehalts⸗ 
klaſſe eingeſtuft würden mit der Ausſicht, daß 
das ältere Drittel in die VIII. Klaſſe überführt 
würde. Das ſind alles Dinge, über welche 
„Picus“ hinwegſchreitet, die aber unbedingt ſehr 
ernſtlich gewürdigt werden müſſen. 

Auch ſonſt gibt der Artikel zu manchen 
weitergehenden Betrachtungen Anlaß, die viel⸗ 
leicht ſpäter noch erörtert werden können. 

Romulus. 


Gei Eist 


Darlaments- und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 
31. Sitzung, Donnerstag, den 30. Juni 1921. 
Haushalt der Juſtizverwaltung. 

Liebknecht, Abgeordneter (U. Soz.⸗Dem.): — — 
Wir haben dann weiter, um ein Beiſpiel herauszu⸗ 
greifen, das preußiſch iſt, das Feld⸗ und Forſtpolizei⸗ 
geſetz. Nach dieſem wird wegen Übertretung derjenige 
beſtraft, der Sachen bis zu 10 & Wert entwendet. 
Das iſt etwas menſchlich durchaus Verſtändliches 
geweſen. Dieſe Wertgrenze hat man aber auch jetzt 
noch, obgleich natür'ich durch den ſinkenden Geldwert 
der Nominalpreis für die Feldfrüchte um das Zehn⸗ 
bis Zwanzigfache geſtiegen iſt. Wir erleben es infolge⸗ 
deſſen, daß ein Mann, der vor drei, vier, fünf Jahren 
wegen Diebſtahls eines Zentners Kartoffeln im Werte 
von 2 4 oder 2,50 A wegen Übertretung beſtraft 
wurde, jetzt wegen gemeinen Diebſtahls abgeurteilt 
wird. Das Geſetz wegen der feld⸗ und forſtpolizeilichen 
Übertretungen iſt in weitem Maße für die Praxis 
beſeitigt worden. Es leiden darunter natürlich gerade 
die Armſten. — — 

2 

32. Sitzung, Freitag, den 1. Juli 1921. 

Kleine Anfrage Nr. 151 des Abgeordneten 

Barteld (Hannover) über den Geſetzentwurf 

zu einem neuen Diſziplinarrecht für die 
preußiſchen Beamten. — Druckſache Nr. 436. 

Kimpel, Frageſteller (D. Dem.): Das Organ des 
Deutſchen Beamtenbundes „Die Gemeinſchaft“ ver⸗ 
öffentlicht in Nr. 14 vom 26. Mai 1921, Seite 162, 
ein Gre des Reichsminiſters des Innern, in dem 
es heißt: 

Ein Entwurf zu einem neuen Diſziplinarrecht liegt 
bereits hier vor; da ich Wert darauf lege, daß das 
Reichs⸗ und preußische Diſziplinarrecht möglichſt 
wenig voneinander abweichen, wird es zweckmäßig 
erſt dann zur Erörterung geſtellt werden, wenn der 
preußiſche Entwurf in ſeiner neuen Faſſung, in der 
die Wünſche der Organiſationen in Berückſichtigung 
gezogen ſind, vorliegt. 

Wie weit ſind die Vorarbeiten für den Entwurf zu 
einem neuen Diſziplinarrecht für die preußiſchen 
Beamten gediehen, und bis wann kann auf die Vorlage 
des Geſetzentwurfs gerechnet werden? 

Dr. Cohn, Regierungsrat, Vertreter des Mini⸗ 
ſteriums des Innern: Die Vorarbeiten zu einem 
neuen „Geſetz über die Verhängung von Dienſtſtrafen 
gegen Beamte“ ſtehen vor dem Abſchluß. Der Ent⸗ 
wurf ſoll noch im Laufe des Sommers dem Staatsrat 


zugehen. 
J 


35. Sitzung, Mittwoch, den 6. Juli 1921. 
Fortſetzung der Beratung des Antrages des 
Abgeordneten Dr. von Krauſe, D. Dr. von 
Campe und Genoſſen über die Aus führung 
des Überalterungsgeſetzes, die entſtandenen 
Koſten uſm. — Druckſachen Nr. 61, 98, 322. 

Rhiel (Fulda), Abgeordneter (Zentr.): — — Wir 
haben bereits bei der Beratung des Überalterungsgeſetzes 

im Hauptausſchuß eine Nachweiſung über die Mehr⸗ 

koſten verlangt, die infolge dieſes Geſetzes entſtehen 

würden. Damals iſt uns angegeben worden, daß die 

Mehrkoſten ſich auf zehn oder elf Millionen Mark — 


e 


ich weiß die Zahl im Augenblick nicht genau — belaufen 
würden. Dieſer Betrag bezog ſich aber nur auf die 
Zeit zum 1. April 1921; bei der Kürze der Zeit konnte 
uns eine Aufklärung für die Zeit des Beharrungs⸗ 
zuſtandes nicht gegeben werden. Wir haben damals 
auch darauf hingewieſen, daß das Geſetz wahrſcheinlich 
für eine Reihe von Reſſorts unangenehme perſonelle 
Folgen haben würde, daß Mangel an Beamten ein⸗ 
treten würde. Unſere Befürchtung iſt gerechtfertigt 
worden; in der Juſtizverwaltung iſt bereits ein empfind⸗ 
licher Mangel an unteren, mittleren und auch oberen 
Beamten eingetreten, ſo daß die zwangsweiſe in den 
Ruheſtand getretenen Beamten jetzt kommiſſariſch 
beſchäftigt werden müſſen. — — 

Dr. von Campe, Antragſteller (D. V.⸗P.): 
Widerſpruch gegen die Anträge iſt ja nicht erhoben 
worden; ich nehme daher an, daß der Herr Präſident 
en wird, daß die ſämtlichen Anträge angenommen 
werden. 

Damit wir aber zugleich einen Schritt weiterkommen, 
ſchlage ich vor, daß das Hohe Haus ſich dahin ſchlüſſig 
macht, daß das Material, die Überſicht, die die Regierung 
nach den Anträgen vorzulegen hat, gleich einem Aus⸗ 
ſchuß überwieſen wird, und daß wir als dieſen Ausſchuß 
jetzt gleich den Ausſchuß für Beamtenangelegenheiten 
beſtimmen. Auf dieſe Weiſe kommen wir gleich einen 
Schritt weiter; das Haus nimmt die Anträge an, 
und das Material wird dann dem Ausſchuß für 
i zu ruhiger Beſprechung vor⸗ 
gelegt. — — 

Vizepräſident Garnich: Ich ſtelle, 
wenn ſich kein Widerſpruch erhebt, feſt, daß das Haus 
auch dem Antrage Dr. von Campe zuſtimmt, daß das 
von dem Staatsmimſterium vorzulegende Material 
dem Ausſchuß für Beamtenangelegenheiten zur Beratung 
überwieſen wird. — Das Haus hat fo beichloffen. — — 

Beratung des Antrages der Abgeordneten 
Dr. von Kries und Genoſſen über die Auf⸗ 
beſſerung der Bezüge der aus den Ab- 
tretungsgebieten nach Deutſchland ver- 
zogenen Ruhegehaltsempfänger des mittel⸗ 
baren Staatsdienſtes und deren Hinter- 
bliebenen. — Druckſache Nr. 18. 

Dr. von Fries (Potsdam), Antragſteller (D.⸗nat. 
V.⸗P.): — — Für die unmittelbaren Staatsbeamten 
die in den abgetretenen Provinzen ihren dienſtlichen 
Wohnſitz hatten, iſt vom Staate geſorgt worden. Es 
iſt auch geſorgt worden für die Ruhegehaltsempfänger 
des unmittelbaren Staatsdienſtes und die Hinter- 
bliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten, die früher 
in den abgetretenen Gebieten ihren Sitz hatten. Eine 
Fürſorge hat weiter ſtattgefunden für die mittelbaren 
Staatsbeamten. Bereits am 30. März 1920 iſt das 
ſogenannte Unterbringungsgeſetz erlaſſen worden, nach 
welchem die mittelbaren Staatsbeamten, die aus den 
Abtretungsgebieten vertrieben werden oder ſich dort 
nicht weiter halten können, im Vaterlande wieder ein⸗ 
geſtellt werden müſſen, und wenn auch das Einfuhr⸗ 
geſetz, das die Landesve ſammlung fordert, noch nicht 
vorgelegt iſt, ſo wird doch für die mittleren Staats⸗ 
beamten bis zu ihrer Wie deranſtellung vom Staat im 
allgemeinen ausreichend geſorgt. Aber, meine Damen 
und Herren, die der vorhandenen Fürſorge entbehrenden 
Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebenen der mittel⸗ 
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baren Staatsbeamten, die früher in den Abtretungs⸗ 
gebieten tätig waren und die jetzt vielfach zwangsweiſe 
nach Deutſchland herübergezogen, ſich in der aller⸗ 
äußerſten Not befinden, dieſe Armſten der Armen 
wurden bisher auf die jetzt fremdſtaatlichen Gemeinden 
verwieſen, bei denen ſie verſorgungsberechtigt ſind. 
Soweit eine Fürſorge von ſeiten dieſer Gemeinden 
nicht ftattfindet — was ſehr häufig der Fall iſt —, 
tritt allerdings der preußiſche Staat aushilfsweiſe ein, 
aber bei weitem nicht in ausreichendem Maße. Man 
hat den Ruhegehaltsempfängern aus dem mittelbaren 
Staatsdienſt und ihren Hinterbliebenen neben den 
ursprünglichen Penſionen nur die bekannte 150prozentige, 
bis Ende Dezember 1919 gewährte Kriegsteuerungs⸗ 
zulage zugebilligt, das ſind im Durchſchnitt nur etwa 
2200 & mehr als im Frieden. Wenn man ſich ver⸗ 
gegenwärtigt, in welchem Umfange die Bezüge der 
anderen Beamten und Ruhegehaltsempfänger durch 
geſetzliche Neuregelung geſteigert worden ſind und 
geſteigert werden mußten, ſo kommt man zu dem Ergeb⸗ 
nis, daß gerade die Ruhegehaltsempfänger des mittel⸗ 
baren Stauatsdienſtes und die oben erwähnten Hinter⸗ 
bliebenen ganz außerordentlich ungünſtig behandelt 
find. Sie ſtehen durchſchnittlich um 5000 bis 9000 & 
ſchlechter als die übrigen, und ihre Not iſt infolgedeſſen 
himmelſchreiend. Nach dem Grundſatz, den ich meinen 


Gët 0 


Ausführungen vorangeſchickt habe, müſſen, da auch dieſe 
Benachteiligung als Kriegsſchaden aufzufaſſen iſt, 
gedachte Ruhegehaltsempſänger und Hinterbliebenen 
ebenfalls von der Allgemeinheit entſchädigt werden. 
Dem Rıichdtage liegt bereits ein Antrag der Abgeord⸗ 
neten Trimborn und Genoſſen Nr. 1767 vor: 
die Reichsregierung zu erſuchen, 

eine Vorlage einzubringen, durch die das Reich die 

Verpflichtung zur Schadloshaltung der aus den 

beſetzten Gebieten ausgewieſenen Kommunal⸗ 

beamten übernimmt. 
Ganz dasſelbe muß natürlich auf die Ruhegehalts⸗ 
empfänger und Hinterbliebenen der Kommunalbeamten 
gelten, und das will der Antrag Nr. 18, den meine 
politiſchen Freunde hier geſtellt haben und um deſſen 
Annahme ich Sie bitte, herbeiführen; er will, daß den 
Hinterbliebenen und den Ruhegehaltsempfängern des 
mittelbaren Staatsdienſtes aus den abgetretenen 
Gebieten vom Staate ebenſo geholfen wird wie den 
Beamten. Wir ſetzen voraus, daß ſich Preußen ſeiner 
Zeit mit dem Reich ins Benehmen ſetzt, damit es ent⸗ 
ſprechend den in dem eben erwähnten Antrage Trimborn 
niedergelegten Grundſätzen auch dieſe Kriegsſchaden 
übernimmt. 

Der Antrag wird dem Ausſchuß für Beamten⸗ 
Angelegenheiten überwieſen. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Neuregelung der Penſionen und Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe der Beamten der Zivilverwaltung 
auf Grund des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 
12. Mai 1920. 
Der Reichs arbeits miniſter. 
IV A2 Nr. 727. 
Berlin, 19. Februar 1921. 

Mit Wirkung vom 1. April 1920 iſt das Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetz vom 12. Mai 1920 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 989) in Kraft getreten. Es bringt u. a. 
auch eine Neuregelung der Penſionen und Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe der Beamten der Zivil⸗ 
verwaltung, der Geiſtlichen und der anderen 
kirchlichen Beamten, die nach dem 31. Juli 1914 
als Beamte der Wehrmacht verwendet worden 
ſind und wegen einer in dieſer Zeit erlittenen 
Dienſtbeſchädigung Anſpruch auf Verſorgung nach 
dem Reichsverſorgungsgeſetz haben. Ich beehre 
mich, aus dieſem Anlaß auf folgendes ergebenſt 
hinzuweiſen. 

Nach $ 97 in Verbindung mit den SS 1, 92 
und 93 Satz 2 des Reichsverſorgungsgeſetzes 
haben die über den 1. April 1920 hinaus im 
Zivildienſt tätigen und die nach dem 31. März 
1920 aus dem Zivildienſt ausgeſchiedenen oder 
ausſcheidenden Beamten der Zivilverwaltung, 
Geiſtlichen und anderen kirchlichen Beamten, 
die nach dem 31. Juli 1914 als Beamte der 
Wehrmacht verwendet worden ſind, ohne zu 
den Beamten des Beurlaubtenſtandes zu gehören, 
und die im § 88 Nr. 3 genannten zur Unterſtützung 
militäriſcher Maßnahmen verwendeten Zivil⸗ 
beamten wegen einer in der Zeit nach dem 31. Juli 
1914 erlittenen Dienſtbeſchädigung Anſpruch auf 
Verſorgung nach den Vorſchriften des Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetzes neben ihrem Zivilgehalt oder 
neben ihrer Zivilpenſion. 

Sind die genannten Perſonen nach dem 
31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 aus 
dem Zivildienſt ausgeſchieden und haben ſie 
bisher nach § 34 des Offizierpenſionsgeſetzes 
vom 31. Mai 1906 wegen einer nach dem 
31. Juli 1914 erlitienen Dienſtbeſchädigung einen 
Anſpruch auf Penſion aus Militärfonds gehabt, 
ſo müſſen fie mit Wirkung vom 1. April 1920 


ab nach $ 97 des Reichsverſorgungsgeſetzes ver⸗ 
ſorgt werden. Es iſt alſo vom 1. April 1920 ab 
die Ziv'lpenſion (einſchließlich der Zuſchüſſe uſw. 
nach dem Penſionsergänzungsgeſetze vom 21. De⸗ 
zember 1920, dem preußiſchen Beamten⸗Alt⸗ 
ruhegehaltsgeſetz vom 17. Dezember 1920 und 
dergleichen) wieder auf Zivilfonds zu übernehmen. 
Das Reichsarbeitsminiſterium gewährt ihnen da⸗ 
neben aus ſeinen Fonds (Militärverwaltung) 
nur die darüber hinaus nach $ 97 des Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetzes beſtehenden Anſprüche (und 
zwar laufende Rente nach dem Reichsverſorgungs⸗ 
geſetz vom 1. April 1920 ab und für den Fall, 
daß die Vorausſetzungen des § 97 Abſ. 2 Satz 1 
zutreffen, die über die Zivilpenſion hinaus⸗ 
gehenden höheren Bezüge bis zum 31. Dezember 
1920 ſowie die einmalige Abfindung nach § 97 
Abſ. 2 des Reichsverſorgungsgeſetzes). Inſoweit 
dieſen Penſionären über den 1. April 1920 hinaus 
Penſionsbezüge, Zuſchläge uſw., die nach vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen der Zivilruhegehalts⸗ 
fonds zu tragen hat, aus Fonds des Reichs⸗ 
arbeitsminiſterrums weitergezahlt find, find fie 
aus den in Betracht kommenden Zivilruhegehalts⸗ 
fonds dem Fonds des Reichsarbeitsminiſteriums 
zurückzuerſtatten. 

Die Hauptverſorgungsämter, denen die Um⸗ 
anerkennung dieſer Perſonen obliegt, werden 
ſich mit den in Betracht kommenden Zivilbehörden 
wegen Neuregelung der Gebührniſſe in Ver⸗ 
bindung ſetzen. Ich darf bitten, dieſen Zivil⸗ 
behörden die vorſtehenden Ausführungen mit⸗ 
zuteilen und ihnen aufzugeben, den Haupt⸗ 
verſorgungsämtern bei der Durchführung ihrer 
Arbeit behilflich zu ſein. 

In Vertretung: gez. Dr. Geib. 
An ſämtliche Herren preußiſchen Miniſter. 


Allgemeine Verfügung Nr. I 65 für 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 2185. IA IV 1188. II 2161. III 4028. 

Berlin, 8. Juni 1921. 
Vorſtehende Abſchrift überſende ich zur Kennt⸗ 
nis und weiteren Veranlaſſung. 
In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Nr. 33 Bd. 36 (1921) 


Zahlungen auf Grund der vorläufigen Neuauf⸗ 
ſtellung des Ortsklaſſenverzeichniſſes. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
I. 12572. Ml. d. J. I 2 I 650. M. f. L., D. u. F. I B Ib 5017. 
Berlin, 18. Mai 1921. 

Der in einem Abdruck hier beigefügte Geſetz⸗ 
entwurf“), betreffend die vorläufige Neuauf⸗ 
ſtellung des Ortsklaſſenverzeichniſſes, liegt zurzeit 
dem Reichstag zur Beſchlußfaſſung vor. (Druck⸗ 
ſache 1895). 

Die für die Gewährung von Ortszuſchlägen 
an preußiſche Beamte und Lehrperſonen maß⸗ 
gebende Stellung der Orte in den verſchiedenen 
Ortsklaſſen beſtimmt ſich nach dem Ortsklaſſen⸗ 
verzeichnis, wie es nach reichsgeſetzlicher Regelung 
für die Gewährung von Orkszuſchlägen an die 
Reichsbeamten jeweilig maßgebend iſt (§ 5 
Preußiſchen Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes). 

Um die Preußiſchen Beamten und Lehr⸗ 
perjonen möglichſt bald in den Genuß der ere 
höhten Bezüge zu ſetzen, iſt entſprechend dem 
Vorgehen des Reichs beſchloſſen worden, die 
Auszahlungen auf Grund des neuen vorläufigen 
Ortsklaſſenverzeichniſſes ſogleich zu veranlaſſen. 

Wir ermächtigen die nachgeordneten Behörden 
daher, die Ortszuſchläge und die darauf ent⸗ 
fallenden Ausgleichszuſchläge mit Wirkung vom 
1. April 1920 ab unverzüglich zur Zahlung an⸗ 
zuweiſen. 

In Fällen, in denen bisher in unzuläſſiger 
Weiſe Ortszuſchläge und darauf entfallende Aus⸗ 
gleichszuſchläge nach höheren Ortsklaſſen gezahlt 
worden ſind, als dies nach dem alten Orts⸗ 
klaſſenverzeichnis geſchehen durfte, find die Mehr⸗ 
zahlungen auf die Unterſchiedsbeträge zu ver⸗ 
rechnen. 

Für die Ausgabeanweiſungen iſt das Muſter 
zur Ausführungsanweiſung des Finanzminiſters 
vom 22. Dezember 1920 (B. 1603) ſinngemäß 
anzuwenden. Es ſind alſo die Spalten 1 bis 
12 und 18 bis 22 einzurichten. 

Alle Ausgaben auf Grund vorliegenden Er⸗ 
laſſes ſind für das Rechnungsjahr 1921 bei den 
betreffenden Titeln, ſoweit erforderlich, als Mehr⸗ 
ausgabe zu Laſten der im Haushalt des Finanz⸗ 
miniſteriums unter Kap. 63 Tit. 5 ausgeworfenen 
Mittel zu verrechnen. In den Jahresabſchlüſſen 
ſind die zu Laſten der Mittel des Finanzmini⸗ 
ſteriums ausgegebenen Beträge in Spalte Be⸗ 
merkungen beſonders erſichtlich zu machen. 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für die ſtaatlichen 
Polizeiverwaltungen liegen bei. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern und 
des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten. 


Der Finanzminiſter. In Vertretung: gez. Weber. 
An die nachgeordneten ee 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 67 für 1921. 
M. f. L Geſchaäfts⸗Nr. IB Ia 5493. II 5400. III 10477. 
IA IV 3148 


Berlin, 10. Juni 1921. 

Vorſtehende Abſchrift überſende ich mit ihrer 
Anlage“) zur umgehenden weiteren Veranlaſſung 
im Bereich meiner Verwaltung. 

Die erwähnte Ausführungsanweiſung des 
Herrn Finanzminiſters vom 22. Dezember 1920 
(B 1603) iſt mit meiner allgemeinen Verfügung 
1. 164/20 bom 29. Dezember 1920 — IB Ia 
12486 — mitgeteilt worden. 


In Vertretung: Ramm. 
An die nachgeordneten Behörden. 


*) Wird nlcht mit abgedruckt. 
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Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienft- 
reiſen der Staatsbeamten nach der Verordnung 
vom 31. Mai 1921. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
SS 2. 1 on 13. 1. 744 1 
, Berlin, 1. Juni 1921. 
Betrifft: Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei 
Dienſtreiſen der Staatsbeamten nach der Ver⸗ 


ordnung vom 31. Mai 1921 im Anſchluß an den 
Runderlaß vom 26. April 1920 — F. M. Bl. S. 126. 


Durch die Verordnung über Erhöhung der Eiſen⸗ 
bahnfahrtoſten bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten 
vom 31. Mai 1921 (Geſetzſamml. S. 377) iſt der 
Fahrkoſtenkilometerſatz des Reiſekoſtengeſetzes vom 
26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150) in der 
Faſſung der Verordnung vom 8. April 1920 
(Geſetzſamml. S. 88) für Wegeſtrecken, die nach 
dem 31. Mai 1921 auf Eiſenbahnen oder Schiffen 
zurückgelegt werden können, neu feſtgeſetzt, und 
zwar erhalten: 

a) die im $ 1 des Reiſekoſtengeſetzes 
unter I bis IV genannten Beamten 
wenn der Fahrpreis für die I. Wagen⸗ 

klaſſe gezahlt iſt, 


% „„ % „ „% „„ „„ „„ 9» 


63 3 


24 „ 
24 „ 


24 
Bei Dienſtreiſen, die vor dem 1. Juni 1921 
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An die nachgeordneten Behörden. 
* 


Allgemeine GE KA Nr I. 


72 für 1921, 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. . IA IV. 1 


B Ib 5909 1 III 
Berlin, 10. Juni 1921. 

Vorſtehende Abſchrift überſende ich zur ge⸗ 
fälligen Kenntnis und Beachtung auch im Bereiche 
meiner Verwaltung. 

Der Runderlaß des Herrn Finanzminiſters 
vom 26. April 1920 — F. M. Bl. S. 126 — 
entſpricht meiner Allgemeinen Verfügung J. 
67/1920 vom 12. Mai 1920 — IB Ia 4415 uſw. 

Im Auftrage: Articus. 
An die nachgeordneten Behörden. 


S 


Richtlinien für das allgemeine Dienſtalter. 
Allgemeine Verfügung Nr I 69 für 1921 
Minifterrum für Landwirtſchaft. Domänen und Forſten 

Geſchäfts⸗Nr. IBI a 5014. IA IV 2877. II 4931. III 9572. 


Berlin, 11. Juni 1921. 
Zur Regelung des allgemeinen Dienſtalters 
der Staatsbeamten ſind vom Staatsminiſterium 
die nachſtehend mitgeteilten Richtlinien und im 
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Anſchluß daran einige Leitſätze aufgeſtellt worden, 
die künftig in allen Fällen zu beachten ſind. 

Falls in ganz beſonderen Ausnahmefällen 
Abweichungen von dieſen Richtlinien angezeigt 
erſcheinen ſollten, iſt vorher meine Genehmigung 
einzuholen. 

Warmbold. 
An die nachgeordneten Behörden. 
hi Anlage. 
I. Richtlinien für die Rege lung 
des allgemeinen Dienſtalters. 

1. Für Beamte derſelben Beſoldungsgruppe 
gilt als Anfangstag des allgemeinen Dienſt⸗ 
alters der Tag des erſten Einrückens in eine der 
Stellen der in Betracht kommenden Beſoldungs⸗ 
gruppe. Mit Rückſicht auf 8 13 Abſ. 2 des Beamten⸗ 
dienſteinkommensgeſetzes iſt eine Anwärterdienſt⸗ 
zeit von mehr als fünf bzw. vier Jahren ebenſo 
wie auf das Beſoldungsdienſtalter ſo auch auf 
das allgemeine Dienſtalter anzurechnen. 

2. Iſt ein Beamter mit rückwirkender Kraft 
in eine Stelle eingewieſen, ſo iſt nicht der Tag 
der Verfügung, ſondern der rückwärtige für 
die Einweiſung in die Stelle beſtimmte Tag 
maßgebend. 

3. Verſchiedenartige Vorbildung begründet 
für das allgemeine Dienſtalter der Beamten 
einer Beſoldungsgruppe keinen Unterſchied. 

4. Bei Beamten, die an demſelben Tage 
in eine Beſoldungsgruppe eingerückt ſind, iſt 
das Anwärterdienſtalter maßgebend, bei deſſen 
Feſtſetzung ſowohl ſelbſtverſchuldete wie un⸗ 
verſchuldete Verzögerung in der Vorbereitung 
und bei der Prüfung — ſoweit ſie auf das Dienſt⸗ 
alter von Einfluß ſein können — in Betracht 
gezogen werden; haben ſolche Beamte dasſelbe 
Anwärterdienſtalter, ſo entſcheidet der frühere 
Eintritt in den Staatsdienſt, gegebenenfalls das 
höhere Lebensalter. 

Hat ein Beamter eine Beſoldungsgruppe 
überſprungen, ſo iſt er ſo zu behandeln, als 
wenn er am gleichen Tage zunächſt in die über⸗ 
ſprungene und dann in die höhere Beſoldungs⸗ 
gruppe eingetreten wäre. 

5. Sind am 1. April 1920 auf Grund der 
Beſoldungsordnung Beamte in einer Beſol⸗ 
dungsgruppe zuſammengetroffen, die bis dahin 
verſchiedenen Rangklaſſen oder Beſoldungsgruppen 
angehört haben, ſo gehen die Angehörigen der 
früher höheren denen der früher niederen Rang⸗ 
klaſſe oder Beſoldungsgruppe vor. 

Etwa fi) hierbei ergebende Härten find 
durch Sonderfeſtſetzung des allgemeinen Dienſt⸗ 
alters von Fall zu Fall zu regeln. Die Feſt⸗ 
ſetzung erfolgt durch den Reſſortchef. 

6. Der Reſſortchef kann in Einzelfällen wie 
in zuſammenhängenden Gruppen von Fällen 
Abweichungen von den vorſtehenden Richtlinien 
treffen. Vorausſetzung hierfür iſt, daß ein 
Reſſortchef, welcher grundlegend von den Richt⸗ 
linien abweichen will, ſo daß ſein Vorgehen 
nicht ohne Rückwirkung auf die anderen Reſſorts 
bleibt, Ho zuvor mit dem Staatsminiſterium 
ins Benehmen ſetzt. 

II. Leitſätze. 

1. Bei außerplanmäßigen Beamten richtet 
ſich die Reihenfolge bei gleichartigem Dienſt⸗ 
alter nach dem Anwärterdienſtalter und falls 
ſolche Beamte dasſelbe Anwärterdienſtalter haben, 
nach dem früheren Eintritt in den Staatsdienſt, 
gegebenenfalls dem höheren Lebensalter. 
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2. Bei Anſtellung von Beamten auf Kün⸗ 
digung oder unter Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs iſt die Kündigungsklauſel oder Wider⸗ 
rufvorbehalt in die Anſtellungsverfügung auf⸗ 
zunehmen, nicht aber in der Beſtallung zu er⸗ 
wähnen. 

3. Bei jedem Übertritt von einer Beſoldungs⸗ 
gruppe in eine andere, der auf Beförderung 
beruht, ſoll dem Beamten eine Beſtallung aus⸗ 
gehändigt werden; erfolgt der Übertritt nicht 
auf Grund einer Beförderung, ſondern auto⸗ 
matiſch nach Maßgabe des Dienſtalters, ſo genügt 
ſtatt der Beſtallung eine ſchriftliche Benachrich⸗ 
tigung durch den Dienſtvorgeſetzten. 

CH 
Forſtdiebſtahlsverzeichniſſe. 
Allgemeine Verfügung Nr. I. 74 für 1921. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. IB Id 5722. III 11338, 


Berlin, 13. Juni 1921. 
Das Geſetz vom 14. Dezember 1920 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1921, S. 103) zur Abänderung des Geſetzes 
vom 15. April 1878, betreffend den Forſtdiebſtahl, 
hat an die Stelle des ſtarren Strafrahmens einen 
beweglichen geſetzt und damit die Möglichkeit 
geſchaffen, die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Geſchädigten und die Umſtände der Tat bei der 
Zumeſſung der Strafe zu berückſichtigen. Dieſe 
Möglichkeit kann aber nur dann ausgenutzt werden, 
wenn von vornherein auf die Ermittlung der⸗ 
jenigen Umſtände Bedacht genommen wird, 
die für die Strafzumeſſung von Bedeutung 
ſein können. Dieſe Aufgabe fällt im weſentlichen 
den Forſtbeamten zu, da die Ermittelungen in 
Forſtſtrafſachen im Regelfalle durch ſie geführt 
werden. Ich erſuche daher ergebenſt, die Forſt⸗ 
beamten Ihres Bezirks auf die veränderten 
rechtlichen Geſichtspunkte hinzuweiſen und zu 
veranlaſſen, ihre Ermittelungen und Anzeigen 
in Forſtſtrafſachen ſtets auch auf die näheren 
Umſtände der Tat und die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Geſchädigten zu erſtrecken, um aus⸗ 
reichende Unterlagen für die von den Amts⸗ 
anwälten zu beantragenden Geldſtrafen zu ſchaffen. 
Eine entſprechende Anderung des Vordrucks der 
Forſtdiebſtahlsverzeichniſſe iſt in Ausſicht genommen. 
Im Auftrage: v. d. Busſche. 
An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. 


S 


Belohnung bei Waldbränden. 
Allgemeine Verfügung Nr. III 42 für 1921. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. III 11791. 


Berlin, 14. Juni 1921. 
In Abänderung meines Erlaſſes — Nr. III 
9893 — vom 17. Auguſt 1906, Allgemeine Ver⸗ 
fügung Nr. 32 für 1906, ermächtige die Regierungen, 
Belohnungen bis zum Geſamtbetrage von 500 A 
für jeden einzelnen Waldbrand zu bewilligen. 
Die gezahlten Beträge ſind bei Kapitel 2 Titel 27 
des Haushalts der Forſtverwaltung zu verrechnen. 
Im Auftrage: Freiherr von dem Busſche. 


An ſämtliche Regierungen, ausſchließlich Aurich, Münſter und 
Sigmaringen. 
CH 


Ausübung der Jagd durch die 
Landjägereibeamten. 

Die Eingabe des Verbandes der preußiſchen 
Landjägerbeamten vom 9. September 1920 — 
Nr. 652/20 — hat mir Anlaß gegeben, die unter⸗ 
ſtellten Dienſtſtellen zu der Frage der Ausübung 
der Jagd durch die Landjägereibeamten innerhalb 
ihres eigenen Dienſtbezirks nochmals zu hören. 


Nr. 33 Bd. 36 (1921) 
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Die eingegangenen Berichte ſprechen ſich faſt 
durchweg dahın aus, daß gegen eine Abänderung 
des Runderlaſſes vom 23. Juni 1920 — G. I. 345 
(MBl. S. 292) —, wonach die Jagdausübung den 
Landjägereibeamten innerhalb des eigenen oder 
des Dienſtbezirks, in dem ſie vertretungsweiſe 
beſchäftigt ſind, nicht geſtattet iſt, erhebliche dienſt⸗ 
liche Bedenken beſtehen. 


e Dh ZS Lei 


Ich kann mich den erhobenen Bedenken nicht 
verſchließen und muß es daher ablehnen, den 
angezogenen Runderlaß vom 23. Juni 1920 auf⸗ 
zuheben. Den Verband preußiſcher Landjägerei⸗ 
beamten bitte ich entſprechend zu beſcheiden. 

Berlin, den 30. Juni 1921. 

Der Miniſter des Innern. 
J. V.: Loehrs. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Oberforſtmeiſter a. D. Chriſtoph von Heyde⸗ 
brand und der Laſa iſt am 16. Juli in Hohendor 
bei Koſendau geſtorben. Geboren am 20. März 1863 
als Sohn des Geheimen Regierungsrats von 
Heydebrand und der Laſa in Tſchunkawe, Kreis 
Militſch in Schleſien, beſuchte er das Gymnaſium 
in Jauer und beſtand 1883 die Reifeprüfung. 
Nach dem Studium der Rechte in Berlin und dem 
Beſuch der Forſtakademien in Hann.⸗Münden und 
Eberswalde beſtand er im Oktober 1887 das erſte 
forſtliche Examen und im April 1890 das forſtliche 
Staatsexamen. Am 1. Juli 1890 trat er mit Ge⸗ 
nehmigung des Landwirtſchaftsminiſters eine 
Studienreiſe an, die ihn durch England, Amerika, 
Japan, Indien und Afrika führte. 1891 bis 1896 
war er auf verſchiedenen Oberförſtereien und an 
den Regierungen Breslau, Oppeln und Potsdam 
als Forſtaſſeſſor tätig und wurde 1896 bis 1900 
als forſttechniſcher Hilfsarbeiter bei der Regierung 
in Danzig beſchäftigt. Am 11. Juni 1900 zum 
Oberförſter ernannt, verwaltete er die Oberförſter⸗ 
ſtelle Königsthal im Reg.⸗Bez. Erfurt. Nachdem 
er am 15. Januar 1904 als Hilfsarbeiter in das 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten berufen war, wurde ihm am 1. April 
desſelben Jahres die kommiſſariſche Verwaltung 
der Forſtratsſtelle des Hofjagdreviers Magdeburg⸗ 
Letzlingen übertragen, und nach Jahresfriſt wurde 
er unter Belaſſung dieſer Forſtinſpektion endgültig 
zum Forſtrat ernannt. Am 1. Auguſt 1908 erfolgte 
ſeine Ernennung zum Oberforſtmeiſter in Magde⸗ 
burg, wo er bis zu ſeinem Ausſcheiden aus dem 
Staatsdienſte am 1. Januar 1920 tätig war. In 
der Zeit vom 29. Auguſt 1914 bis 13. November 
1915 wirkte v. H. als Hauptmann der Landwehr 
beim Erſatz⸗Bataillon des Jäger⸗ Bataillons 4. 
An Auszeichnungen beſaß der Verſtorbene, der 
Ehrenritter des Johanniterordens war, das 
Komturkreuz des Kaiſerlich Oſterreichiſchen Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens, das Ritterkreuz I. Klaſſe des 
Herzoglich Anhaltiniſchen Hausordens Albrechts 
des Bären, den Kronenorden III. Klaſſe, das 
Reußiſche Ehrenkreuz III. Klaſſe mit der Krone 
am Kriegsbande und das Verdienſtkreuz für Kriegs⸗ 


hilfe. 


CH 

Vorſchüſſe für die Aufſtandsſchäden der 
Beamten in Oberſchleſien. Die Gewährung von 
Vorſchüſſen auf die Schäden, welche den Staats⸗ 
beamten und Lehrern im unmittelbaren und 
mittelbaren Staatsdienſt durch den Aufſtand in 
Oberſchleſien nach dem 1. Mai 1921 entſtanden 
find, hat gemäß Anordnung des Herrn Miniſters 
des Innern nach folgenden Grundſätzen zu erfolgen: 

Anträge auf Erſatz der Schäden, welche durch 
den Aufſtand in Oberſchleſien entſtanden ſind, ſind 
von den obengenannten Beamten und Lehrern, 
ſoweit ſie ſich an ihrem Dienſtort be⸗ 
finden, an den Reichs⸗ und Staatskommiſſar für 


die oberſchleſiſche Notſtandshilfe in Oppeln zu 
richten. Die von ihrem Dienſtort geflüchteten 


f Beamten und Lehrer, welche ſich in Ober⸗ oder 


Niederſchleſien befinden, richten ihre Anträge an 
den Oberpräſidenten der Provinz Oberſchleſien 
in Breslau. 

Den Beamten und Lehrern können Vorſchüſſe 
gewährt werden auf Beſchaffung des für die tat⸗ 
ſächliche Fortführung des Haushalts auf kürzere 
Zeit, für die Erhaltung der Geſundheit der zum 
Haushalt gehörenden Perſonen ſowie zur Fort⸗ 
ſetzung der Erziehung der Haushaltsangehörigen 
unbedingt Notwendigen (Kleider, Wäſche, Schuhe, 
Betten, Nahrungsmittel, nötigenfalls Brenn⸗ 
ſtoffe uſw.). 

Die vorläufige Feſtſtellung des geſamten 
Schadens der Beamten und Lehrer ſowie die Aus⸗ 
zahlung der Entſchädigung erfolgt durch das 
Fürſorgeamt für Beamte aus den Grenzgebieten 
in Berlin nach den beſtehenden Vorſchriften. An 
das Fürſorgeamt haben ſich auch diejenigen von 
ihrem Dienſtort geflüchteten Beamten und Lehrer 
zu wenden, welche ſich außerhalb der Provinzen 
Ober⸗ und Niederſchleſien aufhalten. 

Auf Familienangehörige von Beamten und 
Lehrern, die von dem Familienoberhaupt infolge 
des Aufſtandes getrennt ſind, ſind dieſe Beſtim⸗ 
mungen entſprechend in angemeſſenen Grenzen 
anzuwenden. 

Die von dem Reichs⸗ und Staatskommiſſar 
in Oppeln oder von dem Oberpräſidenten der 
Provinz Oberſchleſien in Breslau gewährten Vor⸗ 
ſchüſſe erfolgen zu Laſten des Fürſorgeamts und 
ſind dieſem alsbald zur Erſtattung anzumelden. 
Ebenſo ſind nach Abſchluß der Vorſchußzahlungen 
die entſtandenen Akten zur vorläufigen Feſt⸗ 
ſtellung des Schadens an das Fürſorgeamt abzu⸗ 
geben. Die Beamten ſind hiervon zu benach⸗ 
richtigen. 

Die durch den Erlaß des Herrn Finanzminiſters 
vom 6. Juni 1921 — Frie. 2727 — gegebenen Vor⸗ 
ſchriften über die Zahlung von Vorſchüſſen auf 
Gehälter, Umzugskoſten, Kommiſſionsdiäten und 
ſonſt zu gewährende Bezüge bleiben unberührt. 
Wegen der Erhöhung der Höchſtſumme ſchweben 
Verhandlungen. 

Vorſtehende Beſtimmungen gelten zunächſt 
nur für die preußiſchen Beamten und Lehrer 
ſämtlicher Reſſorts. Das Reich wird ſich voraus⸗ 
ſichtlich den getroffenen Maßnahmen anſchließen. 

Es wird ſofort im Einvernehmen mit den 
übrigen für Oberſchleſien zuſtändigen Provinzial⸗ 
behörden eine Stelle beim Oberpräſidium ein⸗ 
gerichtet, welche die Prüfung der Anträge auf 
Vorſchüſſe für Schäden und die Zahlung der 
Vorſchüſſe bewirkt. 

> 

Forſtliche Staatsprüfung. Wie vom Miniſterium 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten bekannt⸗ 
gemacht wird, haben die Forſtreferendare, die in 
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dieſem Herbſt die forftliche Staatsprüfung ab⸗ 
zulegen beabſichtigen, die vorſchriftsmäßige Meldung 
ſpäteſtens bis zum 20. September d. Js. ein⸗ 
zureichen. 

CH 

Die 18. Mitgliederverſammlung des Deutſchen 

Forſtvereins findet, wie bereits mehrfach mit⸗ 
geteilt, vom 11. bis 15.[ September in Kreuznach 
ſtatt. Wir machen nochmals auf den Geſamtplan 
der Veranſtaltungen, den wir in Nr. 31 S. 596 
veröffentlicht haben, ganz beſonders aufmerkſam. 
Eine Zureiſeerlaubnis nach Kreuznach iſt nicht 
erforderlich. Der für den perſönlichen Ausweis 
nötige Paß mit Lichtbild kann, wie wir erfahren, 
auch durch einen einfachen Perſonalausweis mit 
Lichtbild erſetzt werden. 

J 


Waldbrände. 


Regierungsbezirk Frankfurt a. O. In den 
Waldungen des Herrn Geh. Kommerzienrats 
Neumann, Neudamm, in Neumannswalde fielen 
am 15. Juli vormittags 10 Morgen 8—Yjährige 
Kiefernſchonung einem Waldbrand zum Opfer. 
Das Schadenfeuer, durch Spielen von Kindern 
mit Streichhölzern verurſacht, konnte durch das 
dankenswerte ſchnelle Eingreifen der Einwohner 
aus Darrmietzel zum Stehen gebracht werden, 
ſodaß ein größerer Schaden verhütet worden iſt. 

Regierungsbezirk Allenſtein. Oberförſterei 
Grondowken. In Jagen 46 und 57 der Förſterei 
Koſſeln brannten am 8. Juli 6 ha jüngerer Kiefern⸗ 
und 5 ha Kiefernmiſchbeſtand nieder. Das von 
Fuhrleuten oder Beerenſammlern verurſachte 
Feuer wurde durch die ſofort hinzugeeilten Betriebs⸗ 
beamten mit ihren Waldarbeitern mühſam ein⸗ 
gedämmt. Eine Jägerkompanie, die zum Schießen 
auf dem Truppenübungsplatz Arys ausgerückt war, 
wurde durch ihren tatkraftigen Hauptmann Zander, 
der den Waldbrand von weitem beobachtet hatte, 
ſofort in Eilmarſch geſetzt und trug weſentlich dazu 
bei, das Feuer bei dem herrſchenden Sturm von 
weiterem Umſichgreifen auf die benachbarten 
Stangenorte abzuhalten. 

Regierungsbezirk Liegnitz. In der Fürſt zu 
Carolath⸗Beuthenſchen Forſtverwaltung in Carolath, 
Kreis Freyſtadt, vernichtete ein Waldbrand am 
12. Juli in den Jagen 32, 31 und 23 3 ha 1- bis 
40jährige Kiefern, 5 ha über 40jährige Kiefern 
und auf etwa 75 ha die Bodendecke einſchließlich 
noch lagernden Reiſigs. Als Entſtehungsurſache 
dürften Dampfrodemaſchinen in Frage kommen. 
Das Feuer entſtand etwa um 1 Uhr mittags. Die 
große Trockenheit und ſtarker Wind verurſachten 
ſchnelles Fortſchreiten. Gemäß allgemeiner Löſch⸗ 
vorſchriften waren bereits nach einer Stunde 300 
bis 400 Menſchen zur Stelle. Da es ſich teilweiſe 
um Raupenfraß handelte, ſo ſprang das Feuer, 
ſobald es in einen Beſtand kam, in die Baumkronen 
über. Ein in der Richtung des Brandes lagernder 
Feldſtreifen von 70 ha, mit einer Breite von 120 
bis 200 m, wurde vom Feuer glatt überſprungen. 
Leider wurde ein in der Brandfläche befindlicher 
Kiefernſaatkamp mit etwa 2000 000 Pflanzen faſt 
vollſtändig vernichtet. Angrenzende größere 
Grubenholzſchläge, die vollſtändig aufgearbeitet 
waren, konnten durch richtige Verteilung der Löſch⸗ 
mannſchaften gerettet werden. Der Schaden 
beläuft ſich auf etwa 40 000 , die Löſchkoſten 
werden etwa 10- bis 12 000 „ betragen. 

Am 20. Juli verbrannten im Revier Hammer⸗ 
mühl in der ſogenannten Kl. Heide 15 ha 1⸗ bis 
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40 jährige, 10 ha über 40 jährige Kiefern. Das 
Feuer entſtand durch leichtfertige Raucher, die 
leider noch nicht ermittelt werden konnten, trotz⸗ 
dem ſie an Ort und Stelle geſehen wurden. Es 
brach um 3 Uhr bei ſehr ſtarkem Wind aus. Nach 
einer halben Stunde waren bereits 200 Leute zur 
Stelle. Sie waren jedoch nicht in der Lage, das 
Feuer an einer durchgehenden Chauſſee aufzuhalten, 
da bereits die Kronen in einem Altholzbeſtande 
brannten. Etwa 200 m jenſeits der Chauſſee 
gelang es, das Feuer zu erſticken, da es hier in 
einen niedrigen Beſtand kam und der Wind für 
kurze Zeit nachließ. Schnelles Zugreifen und 
Ausſchlagen in dieſem Augenblick führte daher zum 
Erfolg. Wäre dies nicht möglich geweſen, ſo wäre 
vorausſichtlich die in der Windrichtung in einer 
Entfernung von etwa 250 m befindliche Förſterei 
ſowie ein Bauerngehöft dem Feuer zum Opfer 
gefallen. Der Schaden beträgt etwa 20 000 &, 
die Löſchkoſten etwa 6- bis 8000 . Br. 
Regierungsbezirk Wiesbaden. Am Mittwoch, 
dem 20. Juli, nachmittags gegen 5,30 Uhr, ent⸗ 
ſtand in Abt. Steingrund 6 an zwei Stellen 
und in Abt. 5b an einer Stelle Feuer. Bei der 
Ee Trockenheit und dem aufkommenden Winde 
ehnte ſich der Brand innerhalb der etwa 15 
jährigen Kieferndickung in kaum einer halben 
Stunde mit raſender Geſchwindigkeit über einen 
0 von 2 ha aus, wobei der wertvolle 
iefern⸗Jungwuchs vollſtändig und die ein⸗ 
geſprengten Eichenhorſte teilweiſe vernichtet wurden. 
Auf der dritten Brandſtelle in Abteilung 5b, die 
lichtes, etwa 30 jähriges Kiefernſtangenholz um⸗ 
faßt, zerſtörte das Feuer lediglich den Boden⸗ 
überzug und das Unterholz, jedoch dürfte durch 
das noch den ganzen nächſten Tag anhaltende 
Erdfeuer das Wurzelwerk ſo ſehr gelitten haben, 
daß wohl auch mit dem Abſterben des Stangen⸗ 
holzes gerechnet werden muß. Der Geſamtſchaden 
dürfte ſchätzungsweiſe 30000 „ erreichen. Über 
die Entſtehung des Feuers iſt weiter nichts bekannt⸗ 
geworden. Man vermutet Brandſtiftung. Durch 
das tatkräftige Eingreifen von Goldſteiner An⸗ 
wohnern ſowie einer Abteilung Marokkaner gelang 
es dem umſichtigen Förſter, bis zum Eintreffen 
der alarmierten Feuerwehr kurz nach 6 Uhr den 
Brand zu lokaliſieren. Die Feuerwehr hatte bis 
gegen 10 Uhr vollauf zu tun, bis alle Gefahr 
beſeitigt war. 
Freiſtaat Sachſen. Im Revier Caapermoor 
des Herrn von Jagow, Auloſen, wurden am 14. Juli 
10 ha über 40 jähriger Birken⸗ und Kiefernmiſch⸗ 
beſtand völlig und 25 ha Kiefernbeſtand zum Teil 
vernichtet. Dabei verbrannten auch 150 fm auf⸗ 
gearbeitetes Grubenholz. Das Feuer, anſcheinend 
durch Heidelbeerpflücker verurſacht, entſtand gegen 
Mittag und verbreitete ſich raſch. Der durch die 
Dürre ausgetrocknete Moorboden brennt heute noch. 
Regierungsbezirk Koblenz. In der Förſterei 
Kühkopf des Koblenzer Stadtwaldes brannten am 
10. und 11. Juli 1 ha jüngerer Eichenbeſtand, 
2,8 ha Kiefernſchonung, 0,5 ha über 40 jähriges 
Kiefernſtangenholz, 8,9 ha Fichtenſchonung, 0,5 ha 
jüngere und 1 ha ältere Miſchbeſtände nieder. 
An aufgearbeitetem Holz find rund 150 fm bereits 
verkauftes Kiefern⸗Stammholz und 20 rm Kiefern⸗ 
Brennholz aus dem Einſchlag von 1921 mit⸗ 
verbrannt. Das Feuer wurde teils durch fahr⸗ 
läſſige, teils vermutlich böswillige Brandſtiftung 
verurſacht. Am 10. Juli wüteten zwei, am 11. Juli 
drei Brände, letztere faſt gleichzeitig ausbrechend. 
Die Löſchung des Brandes gelang durch die Forſt⸗ 
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beamten und die Holzhauer, unter Mitwirkung 
eines Zuges der Koblenzer Feuerwehr und 
amerikaniſcher Soldaten. Der Schaden an auf⸗ 
ſtehendem Holze beträgt etwa 50000 A und iſt 
durch Verſicherung gedeckt. 

Mecklenburg Schwerin. Forſtamt Wabel. 
Im Revier Kolbow wurden am 17. Juli 4,5 ha 
älterer Kiefernbeſtände und auf 0,5 ha die 
Bodendecke durch Waldbrand vernichtet. Das 
Feuer entſtand gegen Mittag, wohl infolge Jahr: 
läſfigkeit eines Zigarreitenrauchers. Durch 
ſchnelle Hilfe von Beamten, Forſtarbeitern und 
andern Perſonen aus der Nachbarſchaft wurde 
das Feuer kurz vor zuſammenhängenden Dickungen 
zum Stehen gebracht. 


CH 
Brief- und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Geſchäftsſtelle ubernehmen für Auskünfte 
leinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, jo wird Vergutung Deier Selbſtkoſten bean: 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 65. Geſchäftsbereich eines 
Stadtförſters und Einfluß der Gemeinde auf die 
Führung der Wirtſchaft. Ich bitte um gefl. Aus⸗ 
kunft, ob ich als Stadtförſter verpflichtet bin, neben 
meinem Dienſt in einem Revier von 300 ha die 
Aufſicht über die ſtädtiſchen Anlagen, Straßen⸗ 
bäume, ſtädtiſchen Ländereien einſchließlich Wege 
und Gräben zu übernehmen und die hierbei vor⸗ 
kommenden Arbeiten ausführen zu laſſen habe. 
Eine Dienſtanweiſung hat hier früher nicht exiſtiert, 
und mir iſt eine ſolche im obigen Sinne erſt ein halbes 
Jahr nach meinem Dienſtantritt vom Bürger⸗ 
meiſter zugeſtellt worden. Auch in der Stellen⸗ 
ausſchreibung war von dem Nebendienſt nichts 
bekanntgegeben. Da ich als Stadtförſter nur in 
die 3. Beſoldungsgruppe eingereiht bin, ſo ſehe 
ich auch nicht ein, weshalb ich Arbeiten übernehmen 
ſoll, die zum Teil mit dem forſtlichen Beruf nichts 
gemein haben. Es beſteht hier eine Forſtdeputation. 
Iſt der Bürgermeiſter, der nicht Dezernent dieſer 
Deputation und in forſtlichen Angelegenheiten 
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ganz unerfahren iſt, berechtigt, Anordnungen über 
Anlage von Kulturen uſw. zu treffen? 
D., Stadtförſter. 
Antwort: Zu 1. Wir halten Ihre Behörde 
durchaus befugt, Ihnen, namentlich mit Rückſicht 
auf Ihr kleines Revier, Arbeiten zu übertragen, 
wie es geſchehen iſt. Sie tun deshalb gut, ſie wider⸗ 
ſpruchslos auszuführen, und das um ſo mehr, 
weil es für Sie ein Grund iſt, wenn Sie als Stadt⸗ 
förſter angeſtellt und beſtätigt ſind, die Über⸗ 
führung in eine höhere Beſoldungsgruppe zu fordern. 
Geſtützt auf den erweiterten Geſchäftsbetrieb, iſt 
es nicht ausgeſchloſſen, daß eine wohlbegründete 
Eingabe an den Regierungspräſidenten Erfolg 
haben wird. Zu 2. Weder die Forſtdeputation, noch 
der Bürgermeiſter, noch der Dezernent für forſtliche 
Angelegenheiten kann Anordnungen über Kulturen 
treffen. Der Wald unterliegt der Staatsaufſicht 
nach Maßgabe des Geſetzes vom 14. Auguſt 1876, 
das die Aufſtellung von Wirtſchaftsplänen fordert, 
die vom Regierungspräſidenten „feſtgeſtellt ſein 
müſſen“. In dieſen Plänen ſind die Wünſche 
der Waldeigentümer zu berückſichtigen, ſoweit 
es ſich mit den wirtſchaftlichen Grundſätzen verein⸗ 
baren läßt. (Gë 3 und 2 des Geſetzes.) Ag. 
Anfrage Nr. 66. Wirkungen des Unter⸗ 
bringungsgeſetzes. Am 1. September 1921 
wurde mir, als Gemeindeförſter im Bezirk Wies⸗ 
baden, hieſige Gemeindeförſterſtelle im Bezirk 
Koblenz übertragen, nachdem dieſelbe vor dem 
1. April 1920 ausgeſchrieben war. Konnte mir die 
Stelle überhaupt übertragen werden (Vertriebenen⸗ 
Geſetz). Kann heute eventuell noch Einſpruch er⸗ 
hoben werden? Anſpruch auf meine frühere 
Stelle habe ich nicht mehr, oder doch? Im Falle 
die Gemeinden meine frühere Anſtellung wieder 
aufrechterhalten würden, müßte die Regierung 
dies beſtätigen? Auf meiner früheren Stelle iſt 
ein Vertreter. G., Förſter. 
Antwort: Wenn Sie, wie es ſcheint, auf Grund 
des Unterbringungsgeſetzes die Stelle im Re⸗ 
gierungsbezirk Koblenz übertragen erhalten haben, 
ſo kann dagegen keinerlei Einſpruch erhoben werden, 
unter der Vorausſetzung natürlich, daß Sie tat⸗ 
ſächlich als Gemeindeförſter im Regierungsbezirk 
Wiesbaden angeſtellt geweſen ſind. Auf Ihre frühere 
Stelle haben Sie ſelbſtverſtändlich keinen Anſpruch 
mehr, und ebenſowenig hat der Regierungspräſident 
eine Verpflichtung, Sie zu beſtätigen, falls Sie 
wiedergewählt werden ſollten. Bz. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Ter Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Sefehung gelangende Forſtdienſtſtellen. sörſterſtalle Béi e 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Dperförfteritelle Thale (Magdeburg) iſt zum 

1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungsfriſt 25. Auguſt. 

Oberförſterſtelle Wildenow (Frankfurt) iſt zum 
1. Oktober zu beſetzen. Bewerbunasfriſt 25. Auguſt. 

Förſterſtelle o. R. Frankenfelderbruch, Oberf. 
Walsrode (Lüneburg), iſt zum 1. Oktober zu 
beſetzen. Mit der Stelle ſind 0,250 ha Acker und 
0,09 ha Garten als Dienſtland verbunden. Be⸗ 
werbungsfriſt 25. Auguſt. 

Soritfefretärftelle in Niederbeisheim, Oberf. Nieder⸗ 
beisheim (Caſſel), iſt zum 1. Oktober neu zu 
beſetzen. Wohnung für emen verheirateten Be⸗ 
amten iſt nicht vorhanden. Der Bau eines Dienit- 
gehöft s ift in Ausſicht genommen. Bewerbungen 
von ledigen 
find bis zum 1. September einreichen. 


Oberf. Hürtgen (Aachen), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Dienſt wohnung, 
Wirtſchaftsland: 0,1790 ha Garten, 0,4887 ha Acker, 
3,0264 ha Wieſe, zuſammen 3,6941 ha mit einem 
in Vorſchlag gebrachten Nutzungsgeld von 363 A 
jährlich. Bewerbungsfriſt 20. Auguſt. 

Hilfsförſterſtelle Kamminke, Oberf. Friedrichsthal 
(Stettin), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören 0,1600 ha Acker und 0,2515 ha 
Garten. Poſtort: Swinemünde. Dorfſchule in 
Kamminke, höhere Schule in Swinemünde. Be⸗ 
werbungsfriſt 20. Auguſt. 

Förſterſtelle Obernkirchen, Oberf. Obernkirchen 
(Minden), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Wirt⸗ 
ſchaftsland 2 ha. Nutzungsgeld 63 4. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 150 4. Schule am Ort, 
höhere Schule 5 km. Bewerber Förſter m. R. 
Bewerbungs DUT 20. Anguſt. 


überzähligen Förſtern und Hilfsförſtern Hilfsförſter⸗ (Förſter o. R.⸗) Stelle Scheuen (Hau 


nover). Die in Nr. 30 veröffentlichte Aus⸗ 


632 


ſchreibung dieſer Stelle wird wieder zurück⸗ 

gezogen, da der derzeitige Inhaber weiter dort 

verbleiben wird. Es wird alſo gebeten, keine 
Bewerbungen einzureichen. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats- Forſtverwaltung. 

Anigge, Forſtaſſeſſor, iſt der Forſteinrichtungsanſtalt Magde⸗ 
burg op 16. Juti als Hilfsarbeiter überwieſen. 

von Anruf, Forſtaſſeſſor, tft der Forſteinrichtungsanſtalt 
Magdeburg ab 1. Juni als Hilfsarbeiter überwieſen. 

Langhans, Forſtrentmeiſter, ift die Forſtkaſſe Allenſtein vom 
1. Auguſt an endgültig übertragen. 

Noedewig, Förſter in Lübbeſee, Oberf. Jübbeſee, wird am 
1. November nach Brankow, Oberf. Vraſchen (Frank⸗ 
furt a. O.), verſetzt. 

Buchow, überzähliger Förſter, iſt am 1. Juli die probeweiſe 
Verwaltung einer Forſtoberſekretär⸗ (Forſtgeometer⸗) 
Stelle an der Forſteinrichtungsanſtalt Magdeburg uber⸗ 
tragen. 

Chwalczyk, Förſter o. R. in Halbe, Obert, Koppenbrügge, 
wird am 1. Oktober auf die Hilfsförſterſtelle Uchte, 
Oberf. Binnen (Hannover), verſetzt. 

Engler, Förſter o. R. in Ullersdorf, wird am 1. September 
die Foörſterſtelle in Dittersbach, Obert, Ullersdorf 
(Liegnitz), übertragen 

Sennrich. Förſter und Forſtſchreiber in Eltville, Oberf. 
Eltville, iſt am 1. Auguſt zum Forſter m. R ernannt 
und nach der Förſterer Karlsburg, Oberf. Elbrighauſen 
(Wiesbaden), verſetzt. 

Mackauer, Staatsförſter in St.⸗Goarshauſen, Oberf. St.» 
Soarshanjen (Wiesbaden), iſt am 1. April zum Forſt⸗ 
ſchreiber ernannt. 

Stückrath, Förſter und Forſtſekretär in Niederbeisheim, 
Dberf. Niederbeisheim, wird am 1 Oktober nach Steinau, 
Oberf. Steinau (Caſſel), verſetzt. 

Tornow, Förſter o. R. in Embſen, Kloſter⸗Oberf. Lüneburg, 
wird am 1. Oktober zum Forſter o. R ernannt und 
nach der Förſterſtelle Bockum, Kloſter⸗Oberf. Soltau 
(Hannover), verſetzt. 

Kohm, Arthur, Hilfsförſter in Bad Köſen, Oberf. Pforta, 
iſt vom 1. Auguſt an nach Annaburg, Oberf. Annaburg 
(Merſeburgy), einberufen. 
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Sohm, Alfred, Hilfsförſter in Beuterſitz, Oberf. Lieben- 
werda, hat vom 1 Juli an die vorübergehende Ver⸗ 
tretung eines Forſtoberſekretärs an der Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalt in Magdeburg angenommen. 

Kiſcher, Hilfsſörſter, iſt am 1. Juli die probeweiſe Ver⸗ 
waltung der von ihm bisher auftragsweiſe verwalteten 
Forſtoberſekretär⸗ (Forſtgeometer⸗) Stelle übertragen. 

NMeilel, Hilfsförſter in Kölſchhauſen, Oberf. Wetzlar, wird 
am 15. Auguſt in den Staatsforndienſt des Revierförſter⸗ 
bezirks Friedewald, Oberf. Kirchen (Coblenz), ein⸗ 
berufen. 

Keichling, Hilſsförſter, iſt am 1. Juli als Hilfsarbeiter in 
die Forſteinrichtungsanſtalt Magdeburg einberufen. 
Som, Rudolf, Forſtgehilfe, zuletzt beurlaubt, iſt von. 
1. Juli an nach Klitzſchen, Oberf. Sitzenroda (Merſe⸗ 

burg), einberufen. 

Seele, Forſtgehilſe in Reiersdorf, Oberf Reiers dorf, iſt am 
16 Juni nach Eberswalde, Oberf. Bie enthal (Pots⸗ 
d a m), verſetzt. 

Neis, Forſigehilfe in Oberreifenberg, Oberf. Oberreifenberg, 
d SE Dillenburg, Oberf. Dillenburg (Wiesbaden), 
verſetzt. 

Fopplow, Forſtgehilfe in Chorinchen, bert, Chorin, tft 
am 1. Ma nach Groß⸗Ziethen, Oberf. Grumſin (Pots⸗ 
d a m), verſetzt. 

Schneider, Willi, Forſtgehilfe in Presberg, Oberf. Rüders⸗ 
heim, wird am 15. Auguſt nach Oberreiſenberg, Oberf. 
Oberreiſenberg (Wies baden), verſetzt. 

Kretſchmer, Vermeſſungste bniker, iſt am 1. Juli als Hilfs⸗ 
GE an der Forſteinrichtungsanſtalt Magdeburg 
eingeſtellt. 


Die bisher planmäßige Forſtnebenkaſſe in Kladow wird 
ab 15. Auguſt in eine planmäßige Forſtrentme ſterſtelle 
umgewandelt. Von dieſem Zeitpunkte ab wird Forſtrent⸗ 
meiſter Wernicke in Schloppe, Weſtpreußen, nach Kladow 
(Fraukfurt a. O.) verſetzt und nicht, wie irrtümlich in 
Nr. 32 berichtet, zum Forſtrentmeiſter ernannt 

Bamensänderung. Der Familienname des Hegemeiſters 
Bordelle in Elbingerode 1. Harz iſt durch Erlaß des Juſtiz⸗ 
mmiſteriums in Vordeck umgeaudert worden. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Müller, kommiſſariſch N Gemeindeförſter in 
Mittelſtrimmig, bert Zell (Coblenz), iſt auf Lebens⸗ 
zeit augeſtellt. 


Vereinszeitung. 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
1. Vorſitzen der: Hegemeiſter Neumann⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz, Kr. Schlawe. Schrift⸗ 
führer: Staatsförſter und Folſtſchreiber Sieg, 
Zanderbruck, Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide- 
mühl. Kaſſenwart: Staatsförſter Laabs in 
Pilowmuhle bei Groß⸗Zacharin, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen ſind an die Preußiſche 
Staatsförſtervereinigung z. H. der Kreis- 
ſparkaſſe zu Neuſtettin, Giro⸗Konto Nr. 560, 

einzuſenden. 
An die Kollegen im Nuheſtande. 

In den letzten Tagen iſt hier eine größere 
Menge von Beitrittserklärungen von Kollegen im 
Ruheſtande eingegangen. Indem ich hiermit 
herzlichſt für das in uns geſetzte Vertrauen danke, 
möchte ich nicht verfehlen, den alten Herren ein 
ehrliches Willkommen zuzurufen. Was in meiner 
Kraft ſteht, den Veteranen unſerer Wälder den 
Aufenthalt in unſerem vaterländiſchen Bunde 
angenehm und fruchtbringend zu geſtalten, wird 


geſchehen. Neumann⸗-⸗Bärenberg. 
* 
Unwahre Gerüchte. 
Es wird hier in Kollegenkreiſen das Gerücht 


verbreitet, ich hätte mich gegen eine etwaige 
Gehaltserhöhung der Forſtgehilfen ausgeſprochen, 
und dergleichen mehr. Ich hätte wirklich nicht 
geglaubt, daß es noch Männer geben kann, die 
ſolche Unſinnigkeiten glauben und weiterver⸗ 
breiten. Eine der erſten Amtshandlungen der 
Staatsförſtervereinigung war die Feſtlegung 


folgenden Beſchluſſes für die Forſtanwärter: 
Erhöhung der Bezüge der jüngſten Jahrgänge 
und Verkürzung der Vorbereitungszeit von neun 
auf fünf Jahre. 

Die Zwangsnotierung der Anwärter der 
Kriegsjahrgänge 1915 bis 1920 iſt eine Benach⸗ 
teiligung der Kriegsteilnehmer. 

Dieſe Beſchlüſſe ſind nicht nur auf dem 
Papier geblieben, ſondern energiſch an maß⸗ 
gebenden Stellen vertreten worden. 

Wer demnach noch weiter mit dieſem Gerücht 
krebſen geht, tut es, um auch dieſe nicht ganz 
neue Art der Agitation gegen die Staatsförſter⸗ 
vereinigung zu erproben. 

Neumann⸗Bärenberg. 


Se 


Mehr Sachlichkeit. 

Alle Mitglieder der „Preußiſchen Staatsförſter⸗ 
vereinigung“ umſchlingt ein Band ſtark nationalen 
Denkens und Handelns; es vereinigt uns zu einem 
feſten Ganzen, dem es heiligſter Ernſt iſt, am 
Wiederaufbau und an der Feſtigung unſeres 
Vaterlandes lebhaften Anteil zu nehmen. Wohl 
dem, der die Zeit richtig einſchätzen gelernt und 
dem zum Bewußtſein gekommen iſt, daß es ohne 
ſtraffe Diſziplin auch in den neuen Zeiten im 
preußiſchen Beamtenheere nun und nimmer gehen 
kann. Preußen iſt durch ſein vorzügliches Beamten⸗ 
tum groß geworden, und es muß das Beſtreben 
eines jeden Beamten ſein, unſer Preußenland 
wieder auf dieſelbe hohe führende Stufe zu bringen, 
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auf der es noch vor einigen Jahren ſtand. Die 
Anhänger und Führer der Förſtergewerkſchaft, 
die da glauben, daß jede Beamtendiſziplin ſchon auf 
der Forſtſchule erſtickt werden müſſe, von ihren 
Mitgliedern in Vereinsſachen jedoch Kadaver⸗ 
gehorſam verlangen, werden nie in der Lage ſein, 
praktiſch an der Wiedergewinnung unſeres An⸗ 
ſehens mit Erfolg zu arbeiten. Auf die bedauerliche 
Annäherung der Staatsförſtergewerkſchaft an die 
U. S. P. D. will ich nicht eingehen, denn die 
Handlungsweiſe richtet ſich ſelber, und mancher 
Gewerkſchaftler wird nunmehr unzweideutig er⸗ 
kennen müſſen, wohin der Linkskurs führen muß. 

Aus vielen Anfragen von Kollegen erſehe ich, 
daß hinſichtlich des Bezuges des Vereinsblattes, 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, Unklarheiten vor⸗ 
handen ſind. Da ein Zwangsabonnement auf das 
Vereinsblatt nicht beſteht, ſo iſt es in das Belieben 
aller unſerer Mitglieder geſetzt, dieſes Blatt ſich 
ſelbſt bei der zuſtändigen Poſtbehörde oder beim 
Neudammer Verlag zu beſtellen. Es herrſcht bei 
uns in bezug auf die Preſſe vollſtändige Freiheit; 
welche Fachzeitung von den Mitgliedern bevorzugt 
wird, bleibt jedermanns Sache. Wir ſchreiben 
keine Preſſe vor und machen auch nicht den ge⸗ 
ringſten Verſuch, irgend eine zu boykottieren. 
Das überlaſſen wir gern und bereitwilligſt jenen 
Herren, die das Wort „Freiheit“ ſo geläufig im 
Munde zu führen verſtehen, dieſe Freiheit ſelbſt 
aber nur für ihre Perſon und eigenſten Hand⸗ 
lungen beanſpruchen. 

Warum wird denn das Leſen der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ den Gewerkſchaftsmitgliedern ſozu⸗ 
ſagen verboten? Fürchten die Führer die Auf⸗ 
klärung der Maſſen? — Wenn man allerdings 
ſelbſt lieſt, in welcher Form den Gewerkſchafts⸗ 
mitgliedern die von uns veröffentlichten ſach⸗ 
gemäßen Artikel der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
im „Deutſchen Förſter“ bekanntgegeben werden, 
dann kann man wohl verſtehen, daß es den Gewerk⸗ 
ſchaftsführern lediglich darauf ankommt, die tat⸗ 
ſächlichen Veröffentlichungen den Augen der 
Kollegen zu entziehen. 

Würde der „Deutſche Förſter“ die von uns in 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ gebrachten Schrift⸗ 
ſätze ſachlich wiedergeben und beſprechen und Herr 
Förſter Pfalzgraf mit ſeinen Helfern ihre Gegen⸗ 
erklärungen dazu trotzdem in jetziger Form geben, 
ſo wäre ſofort erſichtlich, nach welcher Seite die 
Wage der Gerechtigkeit ſich neigen würde. Da die 
Gewerkſchaftsleitung es aber gar nicht darauf 
ankommen laſſen darf, dieſen Verſuch der Unpartei⸗ 
lichkeit zu dulden, ſo werden aus unſern Außerungen 
nur einzelne Sätze, zumeiſt Worte ſinnlos aus dem 
Geſamtgefüge herausgeriſſen und einer Ver⸗ 
ſchandelungskritik unterzogen. 

Mögen die Herren, die glauben, ſich ſolche 
Taten zur beſonderen Ehre anrechnen zu ſollen, 
ſich geſagt ſein laſſen, daß viele ihrer bisherigen 
Anhänger mit dieſer Art der Kritik ſchon längſt 
nicht mehr einverſtanden ſind; eine ſolche in 
höflicher und ſachlicher Form wirkt anregend und 
aufklärend, ja ſie iſt Bedürfnis, man lernt dadurch 
eigene Irrtümer und Fehler erkennen und ver⸗ 
meiden. Eine unſachliche Kritik des Vernichtungs⸗ 
willens aber mag wohl für oberflächlich denkende 
Perſonen etwas Berückendes haben, verſtändige 
Männer werden dagegen das Lächerliche und Un⸗ 
würdige ſchon in den erſten Sätzen erkennen und 
ihre Nutzanwendung daraus ziehen. Faſt alle 
Kritiken der Gegnerpreſſe galten bis jetzt der 
Herabwürdigung von Perſonen, den eigentlichen 


Kern der Sache trafen ſie nie, und wenn zum 
kleinſten Teile doch, ſo geſchah dies nur zu neuer 
Irreführung der Leſer. 

Unſere Herren Gegner bitte ich, vorſtehende 
Ausführungen einmal einer wirklich ſachlichen 
Prüfung zu unterziehen; Gegenſätze in Vereins⸗ 
und Standesfragen ſind immer heikler Natur und 
wollen vorſichtig behandelt werden; daher möchte 
ich die Gegenſeite erſuchen, in der Kritik Würde 
und einen gewiſſen Anſtand walten zu laſſen, 
denn auf die Dauer wirkt das bisherige Verhalten 
ſchädigend auf den ganzen Stand. Unheil zu ver⸗ 
hüten, iſt eine Aufgabe, an der jeder mitarbeiten 
muß, der es aufrichtig mit den Angehörigen der 
preußiſchen Staatsförſter meint. Es iſt alſo unbe⸗ 
dingt notwendig, daß alle Preſſeäußerungen in 
geziemender Form erfolgen, und ich bitte, es 
eınmal mit folder Sachlichkeit zu verſuchen; es 
wird ſchon gehen. Daraus würde nicht etwa allein 
uns, ſondern auch Ihnen, unſeren Gegnern, und 
ſomit dem ganzen Stande, Vorteil erwachſen. 


Befolgen Sie meine Ratſchläge, ſo helfen Sie eine 


Brücke ſchlagen, die, aͤuf vaterländiſche Grundlage 
geſtellt, für den ganzen Stand nützlich wird. — 
Beharren Sie aber in Ihrer jetzigen ausge⸗ 
ſprochenen Kampfſtellung, ſo werden Sie allein 
die Folgen zu tragen haben. Schon lichten ſich 
Ihre Reihen, die Lücken glauben Sie dadurch zu 
ſchließen oder zu verdecken, daß Sie die ausge⸗ 
ſchiedenen Herren zu beſtimmen ſuchen, wenigſtens 
unſerer Vereinigung nicht beizutreten. Durch 
dieſe Kampfesweiſe zeigen Sie Ihre Schwäche: 
fühlten Sie ſich ſtark genug, ſo würden Sie auf 
ſolche Machenſchaften verzichten können. Wir 
dagegen erſtarken mehr und mehr, und alle, die 
Sie zunächſt zwar abhalten, offen auf unſere Seite 
zu treten, ſind mit unſerer Reſerve zu vergleichen, 
die, Gewehr bei Fuß, in Ihrem Rücken ſteht. 
Glauben Sie nur, dieſe Herren ſind doch mit dem 
Herzen auf unſerer Seite und tun bald auch offen 
uns gegenüber ihre Schuldigkeit. 

Eine Geſchloſſenheit in der gewerkſchaftlichen 
Organiſation Preußiſcher Staatsförſter hat vom 
erſten Tage an nicht beſtanden; dieſe wurde, wie 
der Kollege Schellack ſeinerzeit ſo treffend ſchrieb, 
nur der Maſſe vorgetäuſcht. Wenn auf den gewerk⸗ 
ſchaftlichen Verſammlungen ſtets von der über⸗ 
großen Geſchloſſenheit und Einmütigkeit die Rede 
iſt, ſo wiſſen wir ſehr wohl, daß von dieſer von den 
paar Herren, die den Ton angeben, nur geredet 
wird. Die übrigen Mitglieder wiſſen ſehr wohl, 
daß ſich ſchlecht gegen den Strom ſchwimmen läßt, 
und verhalten ſich paſſiv. Dadurch kommt natürlich 
leicht eine anſcheinende Einmütigkeit zum Ausdruck. 
Uns kann aber dieſe vorgezauberte und ſogenannte 
Einmütigkeit nicht irremachen, ebenſowenig wie 
uns der ins Uferloſe ausartende Preſſekrieg, der 
ja nunmehr ſchon ganze Nummern des „Deutſchen 
Förſters“ in Anſpruch nimmt, ſchaden Tann. 

Staatsförſter Laabs, Pilowmühle. 
CH 


Bericht über die Verſammlung 
in Cüſtrin am 31. Juli 1921. 

In Cüſtrin fand am Sonntag, dem 31. Juli, 
eine Verſammlung ſtatt, zu der außer Mitgliedern 
aus der nächſten Umgebung von dem geſchäfts⸗ 
führenden Vorſtande der Vorſitzende, Hegemeiſter 
Neumann » Bärenberg, und der Schatzmeiſter, 
Förſter Laabs, erſchienen waren. Ferner nahmen 
auf Einladung auch die Revierförſter Hennig und 
Rakowicz als Vertreter des Vorſtandes des Vereins 
Preußiſcher Staatsrevierförſter teil. 


— 
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Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg, der die 
Verſammlung leitete, hob an deren Eingang be⸗ 
ſonders hervor, wie notwendig es ſei, daß ſich die 
Angehörigen des Staatsförſterſtandes der neuen 
Vereinigung anſchließen möchten, die im Laufe 
der Zeit erkannt hätten, daß die Richtung, die 
dauernd von dem „Verein Preußiſcher Staats⸗ 
förſter“ verfolgt wird, dem Standesanſehen 
ſchädlich werden muß. Dabei wurden die ſeinerzeit 
aufgeſtellten Richtlinien der neugegründeten Ver⸗ 
einigung näher erläutert. Bedauert wurde, daß 
die Führer der „Förſtergewerkſchaft“ immer wieder 
den Verſuch machten, die Förderung der in den 
genannten Richtlinien feſtgeſetzten Ziele zu ſtören, 
wobei denn auch perſönliche Gehäſſigkeiten hinein⸗ 
gezogen würden. Die Widerlegungen, die ſolchen 
Angriffen folgen müßten, um die Offentlichkeit 
aufzuklären, beanſpruchen viele fruchtloſe Arbeit. 
Dabei ſei aber doch beſtimmte Ausſicht vorhanden, 
daß die Gegner bald zu der Überzeugung kommen, 
daß das Durchdringen der Erkenntnis nicht auf⸗ 
gehalten werden kann. Nur ſachliche Arbeit, die 
auf vaterländiſchem Boden ſteht, iſt nützlich, und 
alle Anbiederungen von Leuten, die internationale 
Ziele verfolgen, müſſen unſer Wirtſchaftsleben 
vollſtändigem Verderben immer näher bringen. 

Im einzelnen wurden dann noch dringende 
Fragen der Standespolitik behandelt. Bezüglich 
der Regelung des Wirtſchaftslandes waren 
alle Teilnehmer der Anſicht, daß es durchaus not⸗ 
wendig ſei, bei deſſen Benutzung den örtlich vor⸗ 
liegenden Verhältniſſen in vollem Umfange Rech⸗ 
nung zu tragen. Derß Zweck der Einrichtung könne 
nur dann ganz erreicht werden, wenn die Größe 
des Wirtſchaftslandes allen wirtſchaftlichen Not⸗ 
wendigkeiten angepaßt wird. Mit Generalregeln 
und Gleichmachereien ſei hier alſo nichts anzu⸗ 
ſangen. Bezüglich der mit anderen Vereinen 
geplanten Arbeitsgemeinſchaften gab Revier⸗ 
förſter Hennig⸗Feldichen die mit dem Ober⸗ 
förſterverein getroffenen Vereinbarungen bekannt 
und empfahl, auf gleicher Grundlage vorzugehen. 
Bei der viel umſtrittenen Revierförſterfrage 
wurde anerkannt, daß dieſe Einrichtung beibehalten 
werden ſolle, ſowie alles gefördert und ſo aus⸗ 
gebaut werden müſſe, daß dieſe einzige Möglich⸗ 
keit des Aufſtiegs für die Angehörigen des Förſter⸗ 
ſtandes als ein erſtrebenswertes Ziel angeſehen 
werden kann. Fehler, die bisher bei der Ernennung 
zum Revierförſter gemacht worden ſind, müßten 
in Zukunft vermieden werden. Hier eine Beſſerung 
anzubahnen, ſei alſo als eine Aufgabe zu be⸗ 
trachten, die im Benehmen mit zuſtändigen Stellen 
ſo geregelt werden müſſe, daß über dieſe Frage 
eine größere Zufriedenheit Platz greift, als ſie 
gegenwärtig beſteht. Aus der Mitte der Ver⸗ 
ſammlung wurde zur Sprache gebracht, daß neuer⸗ 
lich Vorſchläge gemacht würden, die Forſt⸗ 
ſekretärſtellen Perſonen vorzubehalten, die 
nicht aus dem Stande der Staatsförſteranwärter 
hervorgegangen ſeien. Hiergegen wurde allſeitig 
ernſtlich Einſpruch erhoben mit der Begründung, 
daß dadurch die Anſtellungsverhältniſſe in unab⸗ 
ſehbarer Weiſe geſchädigt würden. Wollte man die 
Forſtſekretäre dauernd an den Innendienſt feſſeln, 
jo ſei deren Stellung, beſonders aber das Dienſt⸗ 
einkommen, ſo zu bemeſſen, daß ſich auch Ange⸗ 
hörige des Förſterſtandes darin wohlfühlen können. 
Zu erreichen ſei dies zunächſt durch eine ent⸗ 
ſprechende Bemeſſung der Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung. Auf Einzelheiten könne gegenwärtig 
nicht eingegangen werden; zu erſtreben ſei aber 
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eine Löſung, die alle Teile möglichſt befriedigt. 
Weiter wurde auf zahlreiche Zuſchriften hinge⸗ 
wieſen, die ſich über die Härten beklagen, die durch 
das vom Förſter Pfalzgraf befürwortete und von 
ihm durchgeſetzte Notierungsverfahren der 
Anwärter entſtanden ſind. Wünſchenswert ſei 
es daher, daß ſich die Vereinigung in nächſter Zeit 
mit den Mißſtänden dieſer Angelegenheit ae 
beſchäftigt, um die Härten auf ein erträgliches Ma 
einzuſchränken. Hervorgehoben wurde bei dieſer 
Gelegenheit noch ganz beſonders, daß die Be⸗ 
ſoldungsſätze der Anwärter den beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſen durchaus nicht angepaßt ſind. Um die 
hierdurch beſtehende Notlage zu beheben, muß 
auch dieſe Angelegenheit, und zwar als die wichtigſte, 
in nächſter Zeit in den Kreis des Arbeitsfeldes 
der preußiſchen Staatsförſtervereinigung gezogen 
werden. Bezüglich der Satzungen wurde mit 
geteilt, daß dieſe in einem Entwurf aufgeſtellt 
ſeien, der in nächſter Zeit durch die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ mit entſprechenden Bemerkungen 
bekanntgemacht werden ſoll. Zum Schluß wurde 
angeregt, in nächſter Zeit eine Umfrage bezüglich 
der Waldweide zu veranſtalten, um feſtzuſtellen, 
wie dieſe in den einzelnen Bezirken gehandhabt 
wird, und dadurch Grundlagen für ein weiteres 
Vorgehen in dieſer Angelegenheit zu ſchaffen und 
eine befriedigende Regelung anzubahnen. Um 
4 Uhr wurde die Sitzung geſchloſſen. 


— 
Nachrichten des „Waldheil“. 
Auszug aus dem Bericht 

der Vorſtandsſitzung vom 4. Juli 1921. 

Die Sitzung fand in Neudamm ſtatt und begann 
nachmittags 3½ Uhr. Anweſend waren die Herren: 
Bohl, Preußiſcher Forſtmeiſter, Zicher; Buller, 
Privatförſter, Glückauf; Graf Finck von Fincken 
ſtein, Rittergutsbeſitzer, Troſſin; Grundmann, 
Okonomierat, Neudamm; Jacobi, Preußiſcher 
Forſtmeiſter, Maſſin; Lange, Preußiſcher Revier⸗ 
förſter i. R., Vietz; Hans Neumann, Verlagsbuch⸗ 
händler, Neudamm; Pahl, Preußiſcher Hegemeiſter, 
Neudamm; Peppler, Privatrevierförſter, Ringen⸗ 
walde; Perſicke, ſtädtiſcher Revierförſter, Berlinchen; 
Riemer, Preußiſcher Forſtmeiſter, Neumühl, und 
Simon, Preußiſcher Hegemeiſter i. R., Neudamm. 

Der Kaſſenbeſtand betrug am 31. Mai 192]: 
60 316,42 /. Davon entfielen auf: 
a) Gelder für Unterſtützungen (U) . 11 405,— 4. 
b) „Linderung von Kriegs⸗ 


` VV 6 888,02 „ 
ei „ „Erziehungsbeihilfen E) 9 518,51 
d) „ „ Begräbnisbeihilfen (8) 5891,03 „ 
e) „ „Darlehen (D). . . II 370,01 „ 
f) „Rücklagen (R). . . . 15 273,85 „ 


Seit der vorigen Sitzung ſind 30 Mitglieder 
in den Verein aufgenommen. Abgemeldet haben 
ſi h 4, verſtorben ſind 12. Unter Berückſichtigung 
der Zu⸗ und Abgänge beträgt der Mitgliederbeſtand 
gegenwärtig 3609. f 

An Geſuchen um Beihilfen waren 22 einge 
gangen. Es wurden bewilligt gemäß des Vor⸗ 
ſtandsbeſchluſſes vom 20. Mai 1920 den zwei Töchtern 
eines verſtorbenen Staatsförſters 200 A: den 
drei Töchtern eines verſtorbenen ſtaatlichen Hege⸗ 
meiſters 300 1; der Tochter eines verſtorbenen 
Privatförſters 150 M; der Tochter eines ſtaatlichen 
Hegemeiſters 100 ; der Tochter eines verſtorbenen 
Staatsförſters 200 ; einem in Not geratenen 
Privatförfter 100 4; der Witwe eines Privat- 
förſters 100 „; einem Privatforſtſekretär, der durch 
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— 


Unruhen große Verluſte erlitten hat, 500 A Nachrichten des Vereins für Privat- 
der Witwe eines Privatförſters 100 „; einem BC amte D GE 2 V. 
Privatförſter 150 /; der Witwe eines früheren Geſchättsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45 

lie znr Erziehungsbeihilſen wurden bewilligt: VVPPHUHU . 

b e A= Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Einer Privatförſterwitwe, W Mann von Mitglieder in er Verein 1 
Wilddieben erſchoſſen worden iſt, 200 AE: einer 7388. Gehrmann, Karl, Jorſtaufſeher, Vogelſang, Poſt Elbing. I. 
anderen Privatförſterwitwe 200 „; einem Privat- 7339 Schneekluth, Friedrich, Forſtaufſeher, Elmenhorſt, Poſt 
hilfsförſter zur Fortſetzung ſeiner Ausbildung Klütz, Mecklenburg⸗Schwerin III. 

200 „; einem Privatförſter mit ſehr großer Familie rn 9185 Forſtgehilfe, Königswartha, Amtshaus 
300 . . 7341. Gortner, Karl, Forſtgehilfe, Speyer a. Rhein, Regierungs- 

Von den weiteren Geſuchen wurden vier anne: V. „ f 

vertagt. Davon drei, um weitere Auskünfte zu "wg?" Spier, Niels Bont erde III. beide. Bon 
ſchaffen, eins, weil Antragſtellerin den Wohnort 7843 Weiner, Gottlieb, Hilfsförſter, Fh. Marjanthal, Poſt 
gewechſelt, ohne nähere Angaben zu hinterlaſſen. Liebenzig, Kreis Freyſtadt. VIII. 

Abgelehnt wurden zwei Geſuche, weil ein Notſtand 7344. Eiſermann, Ernſt, Förſter, Gr.⸗Gotteswalde, Poſt Sonnen ; 
nicht als vorliegend erachtet wurde. Ein Darlehns⸗ 

geluc) mußte abgelehnt werden, da Antragſteller 


born, Kreis Mohrungen, Oſtpr I. 
7345. Franke, Otto, Förſter, Muhlberg, Kreis Erfurt. XVIII. 
* 
em Verein erſt zu kurze Zeit angehört. 
An Begräbnisbeihilfen ſind ſeit der vorigen 
Sitzung in 11 Fällen 2200 % bewilligt. 
Im ganzen ſind bewilligt: 1650 „ aus U, 
900 M aus E, 350 A aus K, 2200 A aus B, au 
ſammen alſo 5100 /. 
In dem laufenden Geſchäftsjahre ſind bisher 
drei neue Stellen vermittelt worden, eine au 
vier Wochen. Die Abteilung Stellenvermittelung 
muß als das „Schmerzenskind“ der ganzen Vereins⸗ 
arbeit angeſehen werden. Es liegen zurzeit 96 Be⸗ 
werbungen vor. Erhöht werden dieſe dauernd 
durch die vielen Rückwanderer aus den abgetretenen 
Gebieten. Beſchloſſen wurde, in die Vermittelungs⸗ 
bedingungen aufzunehmen, daß vom 1. Juli d. J. 
an wegen der eingetretenen Erhöhung des Portos 
20 M an Poſtgebühren einzuſenden ſeien. 
Forſtlehrlinge können zu dem Jahresbeitrage 
von 6 & als Mitglieder aufgenommen werden. 
Zufolge einer Anregung, bei den Ver⸗ 
öffentlichungen über die bewilligten Unterſtützungs⸗ 
ſätze nicht den Stand der mit Beihilſen Bedachten 
anzugeben, wurde beſchloſſen, es bei der jetzigen 
Gepflogenheit zu belaſſen, denn nur ſo könne 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Jacobheu, Julius, Förſter, Gut Rundhof, Poſt Rundhof, Kreis 


Flensburg. 

Senſt, Alfred, Hilfsförſter, Fh. Grünehaus, Poſt Görzke, Kreis 
Jerichow. I. 

Lyczlo, Alfons, Forſtſekretär, Schloß Falkenberg O.⸗S. 

Natzke, Fritz, Hilfsjäger, Fh. Mauen bei Gr⸗Allendorf, Kreis 
Wehlau, Oſtpr. 

Berkemeher, Hermann, Fabrikant, Dortmund, Moltkeſtraße 24. 

Kittkewitz, Waldemar, Förſter, Matzdorf, Poſt Tzſchecheln, Kreis 

„ Sorau N. -L. 

Fähnrich, Karl, Hilfsförſter, Gießmannsdorf, Kreis Bunzlau. 

Heck, Fritz, Fürſtl. Hilfsförſter, Grieſel, Poſt Topper Nm. 

Retzdorf, Georg, Verwaltungs⸗Juſpektor, Lübben NL. 

Stöbe, Max, Poſtinſpektor, Genthin, Kr. Jerichow II. 

Willgeroth, Auguſt, Forſtverwalter, Schmenzin, Kr. Belgard a. P. 


CH 
Oberſchleſier⸗Sammlung. 
3. Sammelergebnis 

vom 13. bis 31. Juli 1921. 

„Für bedrängte Privatforſtbeamte 
Oberſchleſiens“ wurden dem Unterzeichneten 
zufolge des Hilferufs in Nr. 24 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ vom 15. 7. 21 nachſtehende Be⸗ 
träge übermittelt: 

Erſte Sammlung der Ortsgruppe Belzig 
durch Oberförſter Breuer, Alte Hölle 


we g 3400 
allen Mitgliedern ein getreues Bild über die Geld⸗ STEE Lichtenberg Hohenfinow a 
verteilung geboten werden. Im übrigen wurde (Kegelklub Neuntöter) h) 280 
feſtgeſtellt, daß alle Zuwendungen allein nach der Gemeinde⸗Oberförſter Damerow, Bern⸗ 9 
Maßgabe der Bedürftigkeit vergeben werden. caſtel (und Muskau O.⸗L.) SE 10 
Es ſpielt bei den Beſchlüſſen keine Rolle, ob die Heinz von Ziegler, Zimpel bei Klitten 10 
Empfänger dem Staats⸗, Gemeinde oder Privat⸗ Förſter König, Gramzow bei Repein 50 
forſtbeamtenſtande angehören, ob ſie der höheren, Förſter Jacob, Schl.⸗Drehnow bei Groß⸗ S 
mittleren oder niederen Forſtlaufbahn entſtammen. leſſen (Kreis Grünberg). 10 


Immer iſt allein die Notlage die einzige Richt⸗ 
ſchnur. Bei der Höhe der EN ſpielen vor⸗ 
handene Einkünfte, Größe der Familie, Grad der 
Erwerbsfähigkeit, Alter, Geſundheitszuſtand und 
ähnliche Feſtſtellungen eine ſo große Rolle, daß 


Revierförſter Hanſult, Oberohmen, Poſt 
Ruppertenrod (Oberheſſen), Straf⸗ 
geld von einem Holzhändler. 300 „ 
H. Gärtner, Schönthal bei Sagan 


für den Fernſtehenden nicht ohne weiteres zu Do, Schwabe, Jagpſchloß bel Weiß⸗ SS 
entſcheiden iſt, ob die Entſcheidung dem Bedürfnis waſſer (Liegniß) 9 50 

entſpricht. Die Vorſtandsmitglieder bemühen ſich, e, Böhm Oderförſter F „ 
ihr Amt nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu er⸗ Vorder heide ( Liegnitz . 100 


füllen, und damit müſſen und können die Mit- 
glieder zufrieden ſein. 
Mit herzlichſtem Danke wurde davon Kenntnis 


Förſter Beeſe, Forſthaus Peel bei 
Rheinsdahlen, Strafgeld für Forſt⸗ 


genommen, daß ſich in letzter Zeit die Fälle ver⸗ diebſtanhl l 5 
mehrt haben, in denen von Beamten und Wald⸗ , Summa 3. 4360 A 
befitern recht namhafte Beträge aus Sühne⸗ Hierzu Nr. 2, nicht, wie irrtümlich, 365, 

geldern für Forſtfrevel als beſondere Zuwendungen ſondern 369 


Hierzu Nr. 1. 933,05 „ 


Summa bis 31. Juli 1921. . 6662,05 A 
Verausgabt wurden an Geſchädigte 
vom 16. bis 31. Juli: 

Einen Revierförſter, verheiratet, lebt als Flücht⸗ 
ling in Oppeln. 20 Mann umſtellten das Forſt⸗ 
haus, vier drangen ein, ſuchten den nicht an⸗ 


überwieſen worden find. Möchte dieſes treffliche 
Beiſpiel in weiteſten Kreiſen der Gönner der grünen 
Farbe recht viele Nachfolger finden, um dem 
Verein „Waldheil“ ſein Werk chriſtlicher Nächſten⸗ 
liebe zu erleichtern. 

Schluß der Sitzung 5½ Uhr. 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 


— 
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weſenden Revierförſter, um ihn auf Kommando Beſitzes zu. bilden bei den jetzigen und kommenden 


des polniſchen Oberbefehls zu erſchießen, hielten 
Hausſuchung, nahmen Waffen, Munition, Jagd⸗ 
gläſer weg. Vier Tage ſpäter um Mitternacht 
erzwangen zwei Kerle durch Kolbenſchläge 
gegen die Tür Einlaß. Die Schränke mußten 
geöffnet werden, da wählten ſie ſich nach Be⸗ 
lieben aus. Das vorhandene Geld (1100 &) 
nahmen ſie weg, Eſſen mußte aufgetragen 
werden; dann wurde demoliert, was irgend ging. 
Die Waſchgeſchirre wurden zerſchlagen, ebenſo die 
Marmorplatte des Nachttiſches uſw. Eine 
Photographie von Generalfeldmarſchall von 
Hindenburg mit eigenhändiger Unterſchrift 
(perſönlich erhalten) wurde zerriſſen. Das Vieh 
wurde weggeführt und geſchlachtet, Futter⸗ 
vorräte weggeholt. Schädigung zirka 160000 /. 


Vorläufige Gate 1000 4 
Einem Förſter, dem Waffen, Munition 
und Lebensmittel im Werte von 

5837 „ geraubt wurden 300 „ 
Einer Förſterwitwe, welcher der Mann 
hinterrücks von den Polen im Walde 

erſchoſſen worden war 500 „ 

Summa 3 1800 4 

Hierzu Nr. 1 und 2 1230 „ 

Summa bis 31. Juli 1921. 3030 A 


Weitere Meldungen Geſchädigter ſind zu er⸗ 
warten. Soeben ſchreibt ein Privatoberförſter: 
„Ich ſowohl wie meine Angehörigen haben nur 
das gerettet, was wir beim Verlaſſen des Hauſes 
am Leibe hatten, ſonſt nichts“. — — 

Allen freundlichen Gebern herzlichen Dank! 
Weitere Gaben „Für bedrängte Privatforſt⸗ 
beamte Oberſchleſiens“ nimmt gern entgegen 

Niewe bei Schurgaſt O.⸗S., 31. Juli 1921. 

Troſt, Forſtmeiſter i. R., 
Vorſitzender der Bezirksgruppe VI. 
CH 


Mitteilung an die Mitglieder des Vereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands. 

Es dürfte allen Mitgliedern bekannt ſein, daß 
der vorläufige Anſchluß unſeres Vereins an den 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbund laut Protokoll der 
konſtituierenden Verſammlung am 27. April 1921 
beſchloſſen wurde. Dieſe Angelegenheit ſteht unter 
Punkt 3 auf der Tagesordnung für die Mitglieder⸗ 
verſammlung in Kolberg. 

Unbekannt dagegen wird den weiteſten Kreiſen 
der Privatforſtbeamten ſein, daß bereits ſeit ge⸗ 
raumer Zeit Verhandlungen gepflogen werden 
über den Zuſammenſchluß des Reichsverbandes 
land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Fach⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsbeamten mit dem Guts⸗ und Forſtbeamten⸗ 
bund. Ob der Zuſammenſchluß dieſer beiden 
Verbände noch vor der Kolberger Verſammlung 
erfolgt, iſt unbeſtimmt, wird aber angeſtrebt, da⸗ 
mit der Verein für Privatforſtbeamte für die Mit⸗ 
gliederverſammlung ein klares Bild gewinnt. 

Der Zuſammenſchluß dieſer beiden Verbände, 
welchem dann der Anſchluß des Vereins für 
Privatforſtbeamte als Fachgruppe folgen kann, 
wäre nur mit Freude zu begrüßen. Kein anderer 
Beruf verlangt eine ſolche wirtſchaftsfriedliche und 
konſervative Vertretung als der Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenſtand. Beide ſind beſtrebt, ihren Stand 
zu heben, unter Berückſichtigung der Erhaltung der 
Scholle, mit welcher ihre Exiſtenz verknüpft iſt, um 
gleichſam als Pioniere am Neuaufbau der deutſchen 
Volkswirtſchaft mit voranzuſchreiten. Wir ſind 
daher alle verpflichtet, den allgemeinen Zuſammen⸗ 
ſchluß zu fördern, um eine wirkſame Stütze des 


innerpolitiſchen Erſchütterungen. Wir verhindern 
hierdurch die weitere Zerſplitterung und Ab⸗ 
ſplitterung nach links, welche unſerem Stande 
bereits unabſehbaren Schaden zugefügt hat und 
noch zufügen würde. 

‚Die bisherigen Verbände ſtrebten wohl au 
gleichen Zielen zu, bekämpften ſich aber ſchließlich 
aus Gründen, welche zumeiſt nur das Intereſſe 
einzelner Perſonen berührte, und waren außer⸗ 
dem zu ſchwach, um in ſorialpolitiſchen An⸗ 
gelegenheiten wirkſam zu ſein. 

Kollegen! Einem einheitlichen Zuſammen⸗ 
ſchluß können wir uns fernerhin nicht mehr ent⸗ 
ziehen, dieſes muß und wird jeder Beamte, ja ſelbſt 
der Beſitzer längſt erkannt haben; fördern wir daher 
den Zuſammenſchluß. Wir beſeitigen damit den 
Zankapfel aus dem Verein für Privatforſtbeamte, 
und der alte Friede wird wiederkehren. Durch 
dieſen Zuſammenſchluß verfügen wir über vier 
Sitze und vier Stellvertreterſitze im Reichsforſt⸗ 
wirtſchaftsrat, alſo acht Kollegen in der 
oberſten Forſtkammer gegen die in Aus⸗ 
ſicht genommenen zwei Sitze. Dadurch 
ſind wir ferner mit zwei Sitzen im Reichswirtſchafts⸗ 
rat vertreten. Nur eine möglichſt ſtarke Vertretung 
an dieſer Stelle kann unſeren langgehegten Wunſch, 
betr. Befähigungsnachweis, Titelſchutz uſw. ſowie 
die damit verbundene Hebung des Standes er⸗ 
wirken. In dieſem Sinne wollen wir einig ſein, 
und nun „auf nach Kolberg!“ 

Forſth. Wiersbel b. Lamsdorf, Oberſchleſien. 

Olbrich, Gräflicher Revie rförſter. 


= 

Die Förſterprüfung in Lauterbach (Heſſen) hat 
in der Zeit vom 25. bis 30. Juli ſtattgefunden. 
26 Prüflinge hatten ſich geſtellt. Davon er⸗ 
hielten drei die Note I — alles ehemalige 
Templiner, und zwar die früheren Schüler 
Wienold, Oelmann und Voß —, elf die Note IL 
zehn die Note III; ein Prüfling hat nicht be⸗ 
ſtanden. 

CH 
Bezirksgruppe Schleſien 8 (Vi). 

Am Sonntag, dem 11. September, nach⸗ 
mittags 5 Uhr, Bezirksgruppenverſammlung im 
„Goldenen Adler“ in Oels in Schleſien. 

Tagesordnung: 

1. Bericht über die Sommertagung des Vereins 
in Kolberg. Berichterſtatter: Oberförſter Wack⸗ 
witz und Revierförſter Penning. 

2. Bericht über die Exkurſion nach dem Dauer⸗ 
waldblock des Herrn Forſtmeiſters Wiebecke⸗ 
Eberswalde. Berichterſtatter: Wackwitz. 

3. Beſchlußfaſſung über Zeit und Ort der nächſten 
Bezirksgruppenverſammlung. 

4. Verſchiedenes. 

Bahnanſchluß ab Breslau Hauptbahnhof Nm. 
2,37 Uhr. Ouartierzettel⸗Ausgabe im Gaſthof 
„Zum Stern“, gegenüber dem Hauptpoſtamt Oels. 

Nachtquartier für den 11. zum 12. September 
anzumelden bei Herrn Forſtſekretär Thon in Oels 
in Schleſien, Holteiſtraße 2. 

Am Montag, dem 12. September, Ex⸗ 
kurſion nach dem ſächſiſchen Forſtrevier Süß⸗ 
winkel. Abfahrt vormittags 8 Uhr vom Haupt⸗ 
poſtamt nach dem Straßenkretſcham, von dem aus 
die Fußwanderung erfolgt. Frühſtückspauſe 
mittags im Gaſthaus Waldmühle. Rückfahrt zum 
Zuganſchluß nach Nm. Breslau 5,02 Uhr. — Mit 
nehmen von Mundvorrat wird empfohlen. An⸗ 
ſpruch auf einen Fahrplatz muß bis ſpäteſtens 
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27. Auguſt bei dem Unterzeichneten erhoben werden. 
— Rege Beteiligung der Mitglieder wird erwartet. 
Gäſte an beiden Tagen herzlich willkommen. 
Laskowitz, Bez. Breslau, den 1. Auguſt 1921. 
Der Bezirksgruppenvorſitzende: J. V.: Wackwitz. 
2 


Bezirksgruppe Rheinland V. 

Am Mittwoch, dem 3. Auguſt, fand in Köln 
eine gemeinſchaftliche Sitzung des Vorſtandes und 
der Gehaltskommiſſion der Bezirksgruppe ſtatt. 
Den Hauptpunkt der Tagesordnung bildete die 
Gehaltsfrage. Nach einem ausführlichen Berichte 
des Vorſitzenden wurde einſtimmig beſchloſſen, 
die Bezirksgruppenverſammlung nach der Mit⸗ 
gliederverſammlung in Kolberg und nach den 
forſtlichen Tagungen in Kreuznach im September 
abzuhalten. Maßgebend für dieſen Entſchluß 
waren die noch ſchwebenden Verhandlungen in 
der Beſoldungsfrage. Ferner wurde der Vor⸗ 
ſitzende ermächtigt, in der Mitgliederverſammlung 
den Antrag zu ſtellen, die nächſtjährige Mitglieder⸗ 
verſammlung im beſetzten Rheinlande, vielleicht 
in Bonn, abhalten zu wollen. 

Die Wahl des Ortes für die im September 
ftattfindende Bezirksgruppenverſammlung wurde 
dem Vorſitzenden überlaſſen. 

Forſthaus Neuendrieſch, Poſt Schlebuſch 

(Rheinland), den 4. Auguſt 1921. 
Der Vorſitzende: Kremling, Revierförſter. 
7 
S Ortsgruppe Belzig. 

Am 7. Juni 1921 tagte die Ortsgruppe Belzig 

im Paulſchen Hotel zu Wieſenburg (Mark). Es 
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hatten ſich 19 Mitglieder und 2 Gäſte eingefunden, 

welche vom Vorſitzenden begrüßt wurden. 

Zu Punkt der Tagesordnung wurden folgende 
Anträge, welche bei der Bezirksgruppe zu ſtellen 
ſind, eingebracht: 

1. Antrag wegen Lieferung von Karabinern durch 
die Landwirtſchaftskammer. 

2. Antrag betreffs Lieferung von Khakianzügen zu 
einem niederen Preiſe, ebenſo wie die Staats⸗ 
forſtbeamten ſie erhalten. 

3. Antrag auf Titelſchutz. Dieſer ſoll auf Grund 
eines Mehrheitsbeſchluſſes geſtellt werden. 

4. Antrag des Vorſitzenden betr. Oberſchleſierhilfe. 
Zu Punkt II: Verſchiedenes. Da die Bezirks⸗ 

gruppen⸗Verſammlung vor der Tür ſteht, wurde 

eingehend über die Unterbringung, Fahrgelegenheit 
uſw. der zu erwartenden Herren beraten. Es 
wurden von den Mitgliedern und Gäſten mit 
großer Bereitwilligkeit Quartiere uſw. angeboten. 
Im übrigen übernahm der Vorſitzende nebſt 
emem Hilfsausſchuß von zwei Kollegen alle 
weiteren Beſorgungen. Förſter Reiß, Hagelberg, 
ſchlägt vor, bei jeder Verſammlung einen Kollegen 
namhaft zu machen, der einen Vortrag hält. Dem 
wird zugeſtimmt. Der Vorſitzende bittet, die 

Vorträge ſchriftlich niederzulegen und ſie nachher 

dem Schriftführer zur Einverleibung in die Akten 

zu übergeben. 

Endlich wird beſchloſſen, alle drei Monate eine 
Verſammlung einzuberufen. Die nächſte Ver⸗ 
ſammlung findet am 2. Auguſt d. J., nachmittags 
2 Uhr, in Beelitz⸗Heilſtätten ſtatt. Schluß 7 Uhr. 

Fh. Arensneſt, den 23. Juli 1921. 

Nielſen. Schriftführer. 


— LC — 


Freier Meinungsaustauſch. 8 


Wozu der Lärm? 

Die Herren Pfalzgraf, Misdroy, und Hilfsförſter 
Meyer, Eberswalde, von der Staatsförſtergewerk⸗ 
ſchaft unternehmen wieder einmal in den Nummern 
30 und 31 des „Deutſchen Förſters“ Vorſtöße 
gegen die Leitung unſeres Blattes ſowie gegen 
Neudamm überhaupt, zu denen beim beſten 
Willen nicht geſchwiegen werden kann. 

Wir hatten in der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
Nr. 28 auf Seite 535 feſtgeſtellt, daß die 
„Preußiſche Staatsförſtergewerkſchaft“ nun auch 
das Organ der unabhängigen Sozialdemokratie 
„Die Freiheit“ für die Publikation der Wünſche 
der Förſtergewerkſchaft herangezogen hätte. Eigent⸗ 
lich mußte man erwarten, daß dieſes Faktum 
von der Gegenſeite beſtritten würde. Das 
Gegenteil iſt indes der Fall. Herr Förſter 
Pfalzgraf hebt in einem längeren Artikel, 
der ſich gegen Herrn Hegemeiſter Neumann⸗ 
Bärenberg, richtet. hervor, daß „nicht der 
mindeſte Anlaß“ beſtanden habe, „Die Freiheit“ 
von der Überſendung eines kurzen Berichtes über 
Förſterfragen auszunehmen. Er ſchreibt dann 
weiter: „Jeder Kollege hat unbedingt Anſpruch 
darauf, daß ſeine politiſche Richtung, gleichgültig ob 
extrem links oder rechts, nicht ſchlechter behandelt 
wird als irgend eine andere“. Das iſt alſo em 
glattes Zugeſtändnis, daß nach Anſicht des 
Vorſtandes in der Förſtergewerkſchaft bereits 
fo viel Anhänger der unabhängigen Sozial⸗ 
demokratie ſitzen, daß ihre Leitung es für nötig 
hält, auch das Organ der unabhängigen Sozial⸗ 
demokratie „Die Freiheit“ mit ihren Preſſenotizen 


zu beſchicken. Allein gegen das Faktum ſolcher 
Linksſchwenkung hatten wir uns gewendet und 
geäußert, daß wir es nicht geglaubt hätten, daß 
man ſchon ſo weit ſei. Wir ſtellen das Zugeſtändnis 
der nun unzweifelhaft bewieſenen Linksorien⸗ 
tierung der „politiſch neutralen“ Preußiſchen 
Staatsförſtergewerkſchaft nochmals vor aller 
Welt feſt. 

Herr Hilfsförſter Meyer, Eberswalde, hat es 
für nötig gefunden, zunächſt in Eberswalde eine 
Verſammlung einzuberufen, in der uns unterſtellt 
worden iſt, wir hätten behauptet, der in der 
„Freiheit“ erſchienene Bericht ſei von der Preſſe⸗ 
abteilung der Preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft 
verfaßt. Das iſt — wie Herr Pfalzgraf immer 
fo zeſchmackvoll zu ſagen pflegt, wenn ihm etwas 
nicht paßt, in dieſem Falle aber erweislich — 
gelogen. Wir hatten nur, und mit Recht, feſtge⸗ 
ſtellt, daß die Preſſevertretung der Preußiſchen 
Staatsförſtergewerkſchaft, deren Entgleiſung natür⸗ 
lich nun zunächſt durch den bekannten Entrüſtungs⸗ 
rummel einer Gruppenverſammlung gedeckt werden 
muß, ganz nach links gerichtete Zeitungen für die 
a der Förſtergewerkſchaftsintereſſen Der: 
anziehe. 

In Nummer 31 des „Deutſchen Förſters“ 
beliebt Herr Hilfsförſter Meyer, Eberswalde, ſich 
in einem Gegeifer von nahezu drei Seiten über 
allerlei Dinge zu entrüſten, die ihn mehr oder 
weniger nichts angehen. Wieder mengt Do dieſer 
Herr in die eigenſten Geſchäftsangelegenheiten 
unſeres Verlages. Er will unſere ſachlichen Feſt⸗ 
ſtellungen als ohnmächtigen Zorn, entſprungen 
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aus einem Rückgang von Abonnentenziffern, dar⸗ 
ſtellen; das iſt natürlich Unſinn. Wir ſtellen noch⸗ 
mals vor aller Offentlichkeit feſt, daß die geſchäftlichen 
Angelegenheiten der Firma J. Neumann bzw. der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ die Herren der Staats⸗ 
förſtergewerkſchaft ebenſowenig angehen, wie uns 
die Privatverhältniſſe dieſer Herren. Wir haben 
ſchon einmal in recht ſchroffen Worten eine ſolche 
ungehörige Einmiſchung zurückweiſen müſſen, 
wir behalten uns vor, in dieſer Beziehung takt⸗ 
loſen Geſellen einmal ſo nachdrücklich die Wege 
zu weiſen, daß ſie endlich zum Stillſchweigen 
kommen werden 

Dann ſtellt Herr Hilfsförſter Meyer feſt, daß 
der Name des Leiters unſeres Blattes, als ver⸗ 
antwortlich zeichnend, in der landwirtſchaftlichen 
Beilage einer ſozialdemokratiſchen Zeitung ſtehe. 
Dazu bemerken wir folgendes: Der Verlag 
J. Neumann gibt ſeit langen Jahren eine land⸗ 
wirtſchaftliche Zeitung heraus, die der Leiter 
unſeres Blattes auch redigiert. Die Zeitung iſt 
in bezug auf Religion und Politik vollkommen 
unparteiiſch gehalten, ſie ſoll, lediglich wirtſchaftlichen 
Nutzen ſchaffend, politiſchen Zeitungen aller Partei⸗ 
ſchattierungen dienen, und wird auch, zumeiſt in 
Platten zum Selbſtdruck, von einer ſehr großen 
Zahl von Zeitungsverlegern käuflich abgenommen. 
Der Schriftleiter hat auf dies Handelsgeſchäft 
keinerlei Einfluß. Bezieht mithin eine ſozial⸗ 
demokratiſche Zeitung die Platte dieſer land⸗ 
wirtſchaftlichen Beilage, ſo hat das mit der 
politiſchen überzeugung des Leiters unſeres Blattes 
überhaupt nichts zu tun. Dem iſt um ſo weniger 
ein Vorwurf zu machen, als er an dem Ertrag 
des Unternehmens in keiner Beziehung beteiligt iſt. 
— Alles andere, was in dem Meyerſchen Artikel 
ſteht, lohnt der Ge nicht. Der Artikel 
zeigt aber durchweg einen derartig bedauerlichen 
Tiefſtand literariſchen Anſtandes, daß wir alle 
Leſer unſeres Blattes, die ſich dafür intereſſieren, 
was der Herr Preſſechef des „Vereins Preußiſcher 
Staatsförſter“ leiſten kann, raten möchten, ſich die 
Nr. 31 des „Deutſchen Förſter“ zu kaufen. Sie 
iſt zu beziehen von Steup & Bernhard, Berlin 
2, Burgſtraße 27. 

Zum Schluß noch ein ernſtes Wort an Herrn 
Hilfsförſter Meyer. Er redet in ſeinem Artikel 
mehrfach von Reinlichkeit und Reinlichkeitsgefühl. 
Wenn jemand, der auf reine Kleidung hält, 
ruhig ſeine Straße wandelt und von einem Gaſſen⸗ 
buben hinterrücks mit Kot beworfen wird, ſo iſt 
nicht der, der ſich reinigen muß, der Schmutzfink, 
ſondern jener, der den Anwurf verübt hat. 
Solche Kotanwürfe hat ſich Herr Hilfsförſter Meyer 
u. a. geleiſtet, indem er die Firma J. Neumann 
verdächtigt hat, daß ſie der neuen Preußiſchen 
Staatsförſtervereinigung Schmiergelder zur Ver⸗ 
fügung ſtellen würde, und weiter dadurch, daß er 
dieſer Vereinigung unterſtellt, ſie würde ſich mit 
dieſen Schmiergeldern auf die Läufe helfen laſſen. 
Wir greifen heute nur dieſen einen Punkt aus 
den niedrigen Handlungen des Herrn Preſſechefs 
der Preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft heraus 
und hoffen, es wird genügen. 

Schließen wollen wir unſere neue 19 9 mit 
dem Zugeſtändnis, daß wir zu friedliebend und 
auch nicht boshaft genug ſind, um der „Preußiſchen 
Staatsförſtergewerkſchaft“, wie es der Abgeordnete 
Gebhardt tat, noch, mehr Meyers zu wünſchen. 


Die Schriftleitung. 
* 
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Auf Abwegen. 

Hermann Löns ſchreibt in ſeinem Buche von 
dem „Mordhirſche“: „Ein Schrei, hohl und hüß⸗ 
lich, ging durch den Wald und brachte alle Jäger 
auf die Läufe.“ Ein ähnliches Röhren wird jetzt 
wieder im Walde gehört und geht von der 
Preußiſchen Staatsförſtergewerkſchaft aus, die in 
ihrem krampfhaften Bemühen, um jeden Preis 
nach außen hin „die politiſche Neutralität 
zu wahren“, ſchon ſo weit gekommen iſt, daß ſie 
ſich ohne Skrupel ſelbſt der „Freiheit“, Organ 
der Unabhängigen, bedient hat, um ihre Wünſche 
bei ihr anſcheinend ſehr geeigneter Stelle vor⸗ 
zubringen. Daß der Vorſtand und feine An- 
hängerſchaft ſich der Linken zugewandt haben 
und von dort aus alles Heil erwarten, iſt ja ſeit 
der Septemberverſammlung 1920 allgemein be⸗ 
kannt, daß aber die Freundſchaft bis zu den 
Unabhängigen, den Vernichtern des Vaterlandes 
reicht, war überraſchend. Herzliche Aufnahme 
ſcheint man dort indeſſen nicht gefunden zu 
haben, denn die Antwort auf dieſe Anbiederung 
enthält die Einladung zum Anſchluß an die von 
der „Freiheit“ beherrſchten Gewerkſchaften und 
drückt eher kalte Verachtung als freundliche Zu⸗ 
neigung aus. Wie könnte es auch anders ſein. 
Ein Stand, der bei jeder Gelegenheit ſeine Liebe 
und Treue zu dem Herrſcherhauſe betont hat, 
konnte nicht darauf rechnen, von der entgegen⸗ 
geſetzten Richtung nun mit offenen Armen 
empfangen zu werden. Das Mißtrauen wird 
auch beſtehen bleiben, bis die völlige Unter⸗ 
werfung der Förſtergewerkſchaft unter die 
Proletariergewerkſchaften herbeigeführt iſt. Daß 
dabei für den Beamtenſtand Erfreuliches nicht 
herauskommen kann, iſt jedem klar, der die Be⸗ 
ſtrebungen dieſer Richtung nach dem Umſturze 
mit Aufmerkſamkeit verfolgt. Überall macht ſich 
das „Maulheldentum“ breit, und redliche, auf⸗ 
bauende Arbeit wird nicht geleiſtet; ohne dieſe 
kann man aber nicht daran denken, aus dem 
Sumpfe, in dem wir uns befinden, wieder 
herauszukommen, und die Achtung der Welt, die 
uns vollſtändig verlorengegangen iſt, wiederzu⸗ 
gewinnen. Im Ge ena zur Staatsförſter⸗ 
gewerkſchaft betonen die Mitglieder der Staats⸗ 
förſtervereinigung, daß ſie durch Förderung 
der gegenſeitigen Verſtändigung unter allen 
Berufsſtänden der Forſtbeamten am Wieder⸗ 
aufbau mitarbeiten wollen. In ruhiger, ſach⸗ 
licher Arbeit, die ſich auf das Einvernehmen 
der Behörde gründet, werden ſie weit mehr er⸗ 
reichen als der gewerkſchaftliche Staatsförſter⸗ 
zuſammenſchluß, von dem man behaupten kann, 
daß er ſelbſt unter einem Miniſter Braun nichts 
erreichen konnte, ſoweit man ihm nicht die Ver⸗ 
mehrung des Schreibwerkes, die Beſchneidung 
der Ländereien und Erhöhung der Pacht ſowie 
die Neuregelung des Jagdbetriebes u. a. m. als 
Verdienſt anrechnen will. Jedem, der noch nicht 
den Geſinnungstiefſtand bis zu den Unabhängigen 
und Kommuniſten erreicht hat, iſt demnach an⸗ 
zuraten, dem Preußiſchen Staatsförſterverein Valet 
» jagen und ſich dem neuen Verein anzuſchließen, 
em allein die Zukunft gehören wird. Jeder 
Einſichtige hat längſt erkannt, daß uns das 
Hinneigen zur ſogenannten „Internationale“ in 
ein dauernd größer werdendes Abhängigkeits⸗ 
verhältnis zu unſeren Feinden bringen muß, und 
daß allein deutſchvölkiſches Fühlen, Denken und 
Handeln uns retten kann. 

Hegemeiſter Groszmann, Wallwitz. 


Für die Nedakton: Okonomierat Bodo Grun dmaun, Neudamm. 
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Neudamm, den 21. Auguſt 1921. 36. Band. 


Nochmals die Dienſtlandsfrage der Privatforſtbeamten. 


Dieſes Thema hat uns bereits in Nr. 26 
beſchäftigt. Auf die Außerungen der Herren 
Berkenheger, Langer und Walter, Anna⸗ 
berg, ſind einige weitere Artikel eingegangen, 
die wir in nachſtehendem zum Abdruck bringen. 


J. 

In Nr. 26 der „Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ vom 
26. Juni wird die Frage der Dienſtlandwirtſchaft 
der Privatforſtbeamten angeſchnitten. Die Ge⸗ 
legenheit, die ich daraus herleite, mich zu der 
Dienſtlandsfrage zu äußern, iſt mir um ſo will⸗ 
kommener, als ich erfahren habe, daß führende 
Vertreter des Forſtbeamtenſtandes in der Dienſt⸗ 
landsfrage eine Stellung einnehmen, die im 
Intereſſe von Augenblickserfolgen den Förſterſtand, 
dann aber auch die Waldbeſitzer und ſchließlich 
das ganze volkswirtſchaftliche Intereſſe zu ſchädigen 
geeignet iſt. Ich meine damit die Geringſchätzung 
des Dienſtlandes. Die Ortsgruppe Brandenburg 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchiands 
hat es bei dem letzten Tartifabſchluſſe erreicht, 
daß bei Feſtſtellung der im Tarif vorgeſehenen 
Stellenzulage bis zu 3000 M es ohne jede Ein⸗ 
wirkung bleiben ſoll, ob der Forſtbeamte Dienſt⸗ 
land bekommt oder nicht, während im alten Tarif 
ausreichendes Dienſtland der Deputatgewährung 
gleich erachtet wurde und der geſunde Sinn der 
Mehrheit der Bezirksgruppe Brandenburg es ihrem 
Vertreter ausdrücklich abgelehnt hatte, das Dienſt⸗ 
land unberückſichtigt zu laſſen. 

Über die Frage, ob es zweckmäßig iſt, daß der 
Forſtbeamte Dienſtland bewirtſchaftet oder nicht, 
äußern ſich die Förſter Berkenheger und Walter 
in diametral entgegengeſetzter Weiſe. Die Aus⸗ 
führungen von Berkenhagen müſſen aber ſchon 
auf den Uneingeweihten überzeugender wirken, 
weil ſie in allem konſequent ſind, während Walter 
nach anfänglich ſcharfer Ablehnung immer mehr 
Konzeſſionen macht und ſchließlich ſogar 40 bis 
60 Morgen Dienſtland unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen für unbedenklich erklärt. 

Ich bin in der Angelegenheit weder als Privat⸗ 
forſtbeamter noch als Waldbeſitzer intereſſiert, be⸗ 
trachte ſie aber als Forſtmann und Volkswirt 


Nr. 34 Bd. 36. 


1. im Intereſſe der Privatforſtbeamten, die ſie 
am meiſten angeht, 

2. im Intereſſe der Waldbeſitzer, für die ſie eben⸗ 
falls weſentliche Bedeutung hat. 

3. im allgemeinen volkswirtſchaftlichen Intereſſe. 

Ich komme bei ſämtlichen Betrachtungen zu dem 

aus der Praxis geſchöpften Ergebnis, daß die 

Dienſtlandsnutzungen in dem Ausmaße und der 

Weiſe zu begünſtigen ſind, wie Förſter Berken⸗ 

heger ſie fordert. 

Dabei weiſe ich von vornherein darauf hin, 
daß ſich ſolche Forderungen zu keiner Zeit und 
zumal jetzt nicht plötzlich durchſetzen la’fen, weil 
zu vergrößerten Dienſtländereien auch entſprechende 
Wirtſchaftsgebäude gehören, aber häufig ſind ſolche 
Gebäude vorhanden und werden als unbenutzt 
abgebrochen oder anderswo hingeſetzt, und deshalb 
iſt es notwendig, das zu erſtrebende Ziel aufzu⸗ 
ſtellen und auf dieſes bei allen ſich bietenden Ge⸗ 
legenheiten Rückſicht zu nehmen. 

Dieſes Ziel heißt: Ständige Förſterſtellen mit 
einem Dienſtlande zu begaben, daß auf ſolchem 
eigenes Geſpann und ein Knecht gehalten werden 
können. 

Ich begründe dieſe Fordecung nach den drei 
angegebenen Intereſſenſphären wie folgt: 

1. Der Privatförſter, der eine eigene 
Landwirtſchaft hat, bezieht aus ihr eine erhebliche 
Nebeneinnahme und bleibt exiſtenzfähig, auch wenn 
das Gehalt nicht ſo ſteigt, wie es nach der Ent⸗ 
wertung des Geldes ſteigen müßte. Eine ſolche 
angemeſſene Gehaltsſteigerung iſt aber heutzutage 
nicht erreichbar, da ſie genügend auch dem Staats⸗ 
beamten nicht gewährt wird. Will alſo der Prevat⸗ 
förſter nicht verelenden und nicht auf anderen 
„Nebenverdienſt“ angewieſen ſein, ſo wird er 
geradezu auf das Streben nach einer ausreichenden 
Landwirtſchaft hingewieſen; Land wird der Wald⸗ 
beſitzer im allgemeinen leichter geben als Geld; 
eine angemeſſene Zulage in dieſer Geſtalt iſt alſo 
praktiſch eher erreichbar. 

Auch die Beihilfe, die der Privatförſter zur 
Übernahme einer Landwirtſchaft der Regel nach 
nötig haben wird, ſpricht mir im Intereſſe des 
Beamten für die eigene Landwirtſchaft. Gewiß, 
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er fängt dann mit Sorgen an, aber das ſpannt 
ſeine und ſeiner Frau Kraft an. Beide werden 
ringen, dieſe Schulden abzutragen, und ich weiß 
in meiner Erinnerung keine größere wirtſchaftliche 
Freude als die, die ich hatte, als ich die letzten 
Schulden meiner Landwirtſchaft abzahlen konnte 
und das ſtolze Gefühl hatte: jetzt haſt du dir all 
das lebende und tote Inventar erworben, jetzt biſt 
du kein Prolet mehr! 

Ferner bitte ich die Herren Privatforſtbeamten, 
zu bedenken, wie ſie daſtehen, wenn ſie ſich dereinſt 
zur Ruhe ſetzen, nachdem ſie während ihrer Dienſt⸗ 
zeit eine eigene Landwirtſchaft gehabt haben, 
oder wenn nicht. Der Beamte, der aus einer 
Landwirtſchaft abgeht, nimmt bei der Auflöſung 
ein Kapital mit; er hat in feiner Land wirtſchaft 
die beſte Sparkaſſe gehabt, und ihm und ſeiner 
Frau wird es im Ruheſtand leicht und lieb ſein, 
ſich noch eine Ziege und ein Schwein zu halten 
und auch ſo ihre Lebenshaltung zu verbeſſern, 
während es dem Förſter ohne Landwirtſchaft 
im allgemeinen ungleich ſchlechter gehen muß. 

Schließlich noch ein ethiſches Moment, das 
für die Landwirtſchaft ſpricht. Auch vom Forſt⸗ 
beamten wird nicht verlangt, daß er nur ſeinem 
Dienſte lebt; auch er muß ſeine Muße haben 
können und hat ſie auch. Ob es für ihn da nicht 
wirtſchaftlich und ethiſch beſſer iſt, wenn ihm jeder⸗ 
zeit die eigene Landwirtſchaft als liebe Muße⸗ 
beſchäftigung gegeben iſt, als wenn ſie ihm fehlt 
und er deshalb mehr andere, meiſt koſtſpielige 
Vergnügungen aufzuſuchen geneigt ſein wird? 
Es ſoll auch heute die Vorliebe für einen guten 
Trunk und Kartenſpiel unter den Forſtleuten noch 
nicht ausgeſtorben ſein. Ich will damit nicht 
Moral predigen, bin ſelbſt leidenſchaftlicher Skat⸗ 
ſpieler, darf aber dieſes günſtige Moment der 
eigenen Landwirtſchaft der Privatforſtbeamten nicht 
verſchweigen. 

Wenn nun aber die eigene Landwirtſchaft ein 
Vorteil des Forſtbeamten iſt, ſo muß ſie auch inſofern 
berückſichtigt werden, daß nicht der, der eine ſolche 
eigene Landwirtſchaft hat, dieſelbe Stellenzulage 
erhält wie der Beamte ohne Landwirtſchaft. Dieſe 
Ungerechtigkeit muß verſchwinden auch im Intereſſe 
der Beamten, denn ſie leitet den Waldbeſitzer 
geradezu an, das Dienſtland zu entziehen. 

2. Für den Waldbeſitzer hat das eigene Dienſt⸗ 
land des Beamten das augenfällig Gute, daß er 
auch bei beſcheidenem Bargehalt noch einen zu⸗ 
friedenen Beamten mit ausreichendem Einkommen 
hat. Ferner wird ein Beamter mit eigener Land⸗ 
wirtſchaft weit ſeßhafter ſein als der ohne Ar und 
Halm, was für die Waldpflege von großer Be⸗ 
deutung iſt, und ſchließlich ſorgt der Waldbeſitzer 
durch die Hergabe der Landwirtſchaft dafür, daß 
der Beamte dereinſt einen beſſeren Lebens⸗ 
abend hat. 

Dagegen wird angeführt, daß der Forſtbeamte 
durch die Landwirtſchaft dem Waldbetriebe ent⸗ 
zogen wird. Wie ſteht es damit? Ich kann aus 
Erfahrung ſprechen, denn ich habe ſogar 150 Morgen 
Dienſtland gehabt, das mir einen guten Ertrag 
lieferte, und ich hoffe doch ſagen zu dürfen, daß mir 
die Landwirtſchaft nicht hinderlich, ſondern nur 
förderlich war, meinen Dienſt zu erfüllen, denn 
ich hatte ſo viele Pferde im Stall, daß mich ein 
lahmes Dienſtpferd nicht zu behindern brauchte, 
in den Wald zu fahren. 

In Hinſicht der Abhaltung eines Forſtbeamten 
von den Dienſtgeſchäften durch Dienſtland wird 
es nicht überall gleich gehen. Der Gewiſſenhafte 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 34 Bd. 36 (1921) 


erfüllt erſt ſeine Dienſtpflicht und widmet ſich 
erſt dann den Privatintereſſen, der Nichtgewiſſen⸗ 
hafte wird es umgekehrt machen. Für den Wald⸗ 
beſitzer iſt es aber immer noch beſſer, wenn er die 
mangelnde Gewiſſenhaftigkeit ſeines Forſtbeamten 
an der übertriebenen Hingabe für die Landwirt⸗ 
ſchaft erkennt, als wenn dieſer nicht gewiſſenhafte 
Beamte ſich anderen nicht ſo leicht erkennbaren 
„Nebenverdienſten“ hingibt, und ſolche Neben⸗ 
verdienſte locken gerade jetzt mehr denn je in 
Form von „Nachweiſegeldern“ für zu lieferndes 
Holz und dergleichen und ſchädigen den Wald⸗ 
beſitzer weit mehr als das Föiſterdienſtland. 

Im Intereſſe des Waldbeſitzers iſt die eigene 
Landwirtſchaft des Privatbeamten ſchließlich noch 
bezüglich der kleinen Waldfuhren, für die es ſo 
häufig am Geſpann fehlt, und die Inſtandhaltung 
der Waldwege, der der Beamte mit Landwirtſchaft 
naturgemäß ein größeres Verſtändnis und damit 
Intereſſe entgegenbringt, von Bedeutung. 

Auch ſonſt lernt der Forſtbeamte aus der Land⸗ 
wirtſchaft für die Forſt; ich habe beiſpielsweiſe aus 
meiner Landwirtſchaft gelernt, wie man im Walde 
Kiefern ſäen ſoll. 

3. Im volkswirtſchaftlichen Intereſſe iſt 
die eigene Landwirtſchaft der Forſtbeamten un⸗ 
bedingt empfehlenswert. Der ſchmachvolle Zu⸗ 
ſtand unſeres Vaterlandes, die empörende Bettler⸗ 
figur, die unſere Germania jetzt darbietet, iſt dadurch 
verurſacht, daß wir nicht im eigenen Lande die 
Lebensmittel zu erzeugen vermögen, die wir ge⸗ 
brauchen. Wir haben deshalb, jeder an ſeinem 
Teil, die Pflicht, unſerer deutſchen Erde die Lebens⸗ 
mittel abzuringen, die ſie irgend hergibt. Jeder 
Morgen Waldland, der dem Dienſtlande ver⸗ 
nünftigerweiſe zugelegt werden kann, iſt in dieſer 
Hinſicht Gewinn, und daß die Eigenwirtſchaft bei 
der Landwirtſchaft mehr erzeugt als Beamten⸗ 
wirtſchaft, davon ſind wir alle überzeugt. Der 
ſelbſtwirtſchaftende Forſtbeamte wird mehr produ⸗ 
zieren, als wenn die Gutswirtſchaft für ihn erzeugt, 
und es kann auch keinen Streit geben über die 
Qualität des Deputatgetreides. 

Schließlich noch ein Wort über die zweckmäßige 
Größe des Förſterdienſtlandes. Manche Waldbeſitzer 
werden es für ausgeſchloſſen erklären, 40 Morgen 
oder mehr als Dienſtland zu geben. Das iſt auch 
nicht unbedingt erforderlich. Weſentlich iſt, daß 
das gehaltene Geſpann ausgenutzt wird. Kann 
hierzu Dienſtland nicht in genügender Größe ge⸗ 
geben werden, ſo muß dem Beamten die Möglich⸗ 
keit gegeben werden, mit Holzrücken oder dergleichen 
hinzuzuverdienen. Ich weiß wohl, daß dieſes 
Arbeiten des Förſtergeſpannes im Walde neben 
Vorteilen für den Waldbeſitzer auch ſchwere Be⸗ 
denken haben kann, empfehle deshalb in erſter 
Linie, ausreichendes Dienſtland zu geben; für den 
Fall des Mangels an Land weiß ich aber keine 
andere Aushilfe. Forſtmeiſter Junack, Berlin. 


II. 

Über den Wert des Dienſtlandes gehen, wie 
aus den Artikeln in Nr. 26 Bd. 36 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ erſichtlich, die Meinungen ſehr aus⸗ 
einander. Während bei den Staatsforſtbeamten 
das Betreiben von Landwirtſchaft häufig eine 
Notwendigkeit iſt, hat es der Waldbeſitzer in der 
Hand, ſeinen Förſtern durch Gewährung von aus⸗ 
kömmlichem Deputat die Exiſtenzmöglichkeit zu 
erleichtern. Eine Notwendigkeit, den Privat⸗ 
11 Land zuzuteilen, beſteht demnach 
nicht. — 
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In den meiſten Fällen wird dem Forſtbeamten 
die Landwirtſchaft mehr oder weniger Sorgen 
machen. Dienſtboten ſind heute teuer und bei 
abgelegenen Stellen kaum noch zu bekommen; 
Arbeitskräfte ſind gleichfalls teuer und knapp, ſo 
daß die meiſten Arbeiten dem Forſtbeamten und 
deſſen Familienangehörigen auf dem Halſe 
bleiben. Muß der Beamte noch die Beſtellung 
durch fremde Geſpanne ausführen laſſen, ſo gerät 
er ſchließlich in die Abhängigkeit der bäuerlichen 
Pferdebeſitzer, und der Zweck des Dienſtlandes iſt 
an großen Teil vereitelt, außerdem iſt an eine 

entabilität nicht zu denken. 

Wo aus beſonderen Gründen die Gewährung 
von auskömmlichem Deputat nicht möglich iſt, 
muß Dienſtland in ſolchem Umfange gegeben 
werden, daß der Beamte ein Pferd halten kann, 
oder bei geringerem Umfang des Dienſtlandes muß 
die Geſpannarbeit durch Gutsgeſpanne beſorgt 
werden. Hierbei iſt aber vom Waldbeſitzer Vor⸗ 
ſorge zu treffen, daß der Förſter nicht von den 
Launen des jeweiligen Wirtſchaftsbeamten ab⸗ 
hängig iſt, ſondern zur rechten Zeit ſein Dienſtland 
ordnungsgemäß beſtellt bekommt. 

Gegen die Zuteilung größeren Dienſtlandes 
ſpricht heute ein wichtiger Faktor — die Geld⸗ 
frage. Den wenigſten Forſtbeamten dürften die 
notwendigen Barmittel zur Verfügung ſtehen, 
eine größere Landwirtſchaft zu übernehmen bzw. 
einzurichten, der Beamte iſt alſo genötigt, Schulden 
zu machen, die ihm durch Jahre, vielleicht jahr⸗ 
zehntelang Sorgen bereiten. Kommen dann noch 
Viehverluſte oder Mißernten hinzu, ſo wird der 
Beamte ſeines Lebens überhaupt nicht mehr froh. 
Die Dienſtfreudigkeit wird dadurch ſicher nicht 
gefördert. 

Hat der Forſtbeamte bei entſprechender Be⸗ 
ſoldung ein auskömmliches Deputat und keine 
Landwirtſchaft, ſo kann er ſeine ganze Zeit dem 
Revier widmen, was nicht zum Schaden des 
Waldbeſitzers ſein dürfte. 

An Deputaten dürften 30 bis 36 Zentner 
Getreide und 100 bis 120 Zentner Kartoffeln als 
angemeſſen zu betrachten ſein, außerdem auch 
Milch und Butter; für letztere eventuell ſo viel 
Acker und Wieſe, daß der Förſter eine eigene Kuh 
halten kann. 2 Morgen Acker, 3 bis 4 Morgen 
Wieſe dürften dafür genügen. Wird die Geſpann⸗ 
arbeit beſorgt, ſo wird die Zeit des Förſters nicht 
allzu viel in Anſpruch genommen. 

Jedenfalls ſollte Landwirtſchaft dem Privat⸗ 
forſtbeamten nur aus notwendigen wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen gegeben werden und nicht, wie 
es ſo vielfach iſt, nur um die ſchlechte Beſoldung 
zu verdecken. Bei ſachgemäßer Bewirtſchaftung 
des Waldes durch forſtlich vorgebildete Kräfte ſind 
heute auch die Beſitzer kleiner Reviere ſehr wohl 
in der Lage, ihre Forſtbeamten angemeſſen zu 
beſolden. 

Gräfl. Förſter Riedel, Forſth. Wallhaus. 


III. 

In Nr. 26 wird die Dienſtlandwirtſchaft der 
Privatforſtbeamten beſprochen. Im großen ganzen 
ſind die Anſichten des Kollegen Walter richtig und 
können von den Herren Waldbeſitzern als Richt⸗ 
ſchnur für die Privatförſter angenommen werden. 
Der Forſtmann gehört in den Wald, und weil er 
in dieſen gehört, darf er von ſeinen Dienſt⸗ 
geſchäften nicht abgelenkt werden. Aus Liebe 
zum Walde und Wilde wird er ſich auch nicht ab⸗ 
lenken laſſen, wenn er ein angemeſſenes Bargehalt 
und Deputat oder entſprechendes Dienſtland und 
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ferner ein Dienſtgeſpann bekommt. Ebenſo wie 
der Forſtmann dem Walde und Wilde ſein Intereſſe 
durch eine verſtändige, regſame Hand angedeihen 
läßt, ſoll auch anderſeits der Waldbeſitzer das 
Wohlergehen ſeiner Forſtbeamten ins Auge faſſen. 
Die Dienſtlandwirtſchaften, überhaupt die 
Förſterſtellen ſind ganz verſchieden. Im all⸗ 
gemeinen dürften wohl drei Punkte ins Auge 
gefaßt werden: 
1. Anſtellung mit Bargehalt und Deputat; 
2. Bargehalt mit 10 Morgen freier Acker⸗ 
beſtellung mit entſprechender Wieſe; 
3. Forſtdienſtland, beſtehend aus 40 Morgen 
ertragfähigen Ackers und entſprechende Wieſen. 

Bei Punkt 1 kommt der Forſtmann in Frage, 
der in der Nähe oder innerhalb eines Ortes wohnt. 
Gewöhnlich iſt die Anſtellung durch Tarifvertrag 
geregelt. 

Punkt 2 iſt dort anzuwenden, wo Dienſtland, 
aber keine genügenden Wirtſchaftsgebäude vor⸗ 
handen ſind. Die freie Bewirtſchaftung muß durch 
einen Privatfuhrmann erfolgen. Die Bewirt⸗ 
ſchaftung von ſeiten der Dominien iſt vorweg zu 
verwerfen. 

Punkt 3 kommt bei abgelegenen Stellen in 
Frage. Dort iſt eine Dienſtlandwirtſchaft un⸗ 
erläßlich. Der abgelegen wohnende Förſter kann 
nicht ſeine Aſung im Ruckſack aus dem nächſten 
Dorf holen, er muß das, was er braucht, ſelbſt 
erzeugen. Eine verſtändige, regſame Frau wird 
ihm helfend zur Seite ſtehen. Er muß ſich einen 
Knecht halten können, der das Land ſelbſtändig 
beſtellen kann. Bei wenig Dienſtland muß der 
Forſtmann zu einem jüngeren, nicht ſelbſtändigen 
Knecht greifen und iſt daher gezwungen, ſelbſt 
Hand anzulegen. Dadurch wird er vom Wald 
abgehalten. Auch iſt die Wirtſchaft dann nicht 
mehr rentabel, wenn er vom Gehalt das Perſonal 
bezahlen oder ſchließlich noch landwirtſchaftliche 
Erzeugniſſe dazu kaufen ſoll. Außerdem muß der 
Förſter ein Dienſtgeſpann beſitzen. Letzteres iſt 
eine Lebensbedingung. Denken wir doch an 
Krankheits⸗ und Unglücksfälle oder an den Trans⸗ 
port der ſchulpflichtigen Kinder bei ſchlechtem 
Wetter zum nächſten Ort oder zur Bahn. Auch 
kann der Förſter ſeine weiten Dienſtwege fahren 
oder reiten. Jedenfalls iſt die Dienſtlandwirtſchaft 
für einen abgelegenen Forſtbezirk unerläßlich. 
Kann der Inhaber ſich nicht gleich komplett ein⸗ 
richten, ſo iſt ihm die Möglichkeit gegeben, ſich 
emporzuarbeiten. 

Die Förſterfrau muß, wo Landwirtſchaft be⸗ 
trieben wird, namentlich tätig ſein; haben doch 
unſere Vorfahren nur aus der Landwirtſchaft ihre 
Notgroſchen erübrigt. Da hat die Arbeitsleiſtung 
der Frau neben dem Einkommen des Förſters 
Früchte getragen. Geſchieht das auch jetzt, dann 
wird auch die teure Penſion und das Schulgeld 
zu ermöglichen ſein, und das alte Sprichwort wird 
ſich bewahrheiten: „Wohlſtand der Forſtbeamten 
iſt Wohlſtand der Herrſchaft!“ 

Revierförſter Gebert, Carolath. 


Auch in den vorſiehenden Außerungen ſind, 
wie ſchon in Nr. 26, ganz widerſprechende 
Anſichten ausgeſprochen. Während ſich Forſt⸗ 
meiſter Junack in ausgezeichnet begründeten 
Darlegungen auf den Standpunkt ſtellt, daß 
Dienſtland auch den Privatforſtbeamten unter 
allen Umſtänden notwendig und nützlich ſei, 
nehmen die beiden andern Herren mehr den 
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Standpunkt des Herrn Walter, Annaberg, eine Landwirtſchaft den tüchtigen Forſtbeamten 
ein, der beſte Beweis dafür, daß die Dienſt⸗ ſeßhaft machen wird, und das jahrelange 
landsfrage niemals von einem Geſichtspunkte aus forſtliche Wirken eines tüchtigen Beamten an 


zu betrachten iſt; denn ſie iſt zu ſehr abhängig 
von den örtlichen Verhältniſſen, dem Pflichten⸗ 
kreis des Beamten und den Fähigkeiten des 
Stelleninhabers, zu wirtſchaften. Vor allen 
Dingen gehört für einen ordnungsmäßigen 
Landwirtſchaftsbetrieb eine geſicherte, feſte An⸗ 
ſtellung, und das iſt bisher leider in allen 
Artikeln nicht genug hervorgehoben worden. 
Jemand, der auf vierteljährliche Kündigung oder 
auch auf etwas längere Friſt kündbar angeſtellt 
iſt, kann niemals mit Sicherheit wirtſchaften und 
wird bei plötzlicher Aufgabe ſeiner Stellung ſehr 
häuſig mit großem Schaden zu rechnen haben. 
Forſtmeiſter Junack kennt auch aus eigener 
Praxis nicht mehr die heutigen ſchwierigen 
Wirtſchaftsverhältniſſe, die Dienſtboten⸗ und 
Arbeiternot und die unglaublich geſteigerten 
Leutelöhne. Und doch fallen dieſe Faktoren 
bei der Beſprechung der Dienſtlandsfrage heute 
beſonders ins Gewicht. Schließlich iſt jetzt ein 
anſehnliches Vermögen für die Inſtand⸗ 
ſetzung einer Dienſtlandswirtſchaft unerläßlich, 
und wo es fehlt und geborgt werden ſoll, wird 
der Schlußeffekt nicht immer die befriedigende 
Löſung ſein, die Herr Junack ſo anziehend 
ſchildert. Anderſeits iſt richtig, daß gerade 


einer Stelle iſt dem Walde und fomit dem 
Waldbeſitzer immer nützlich geweſen. 

Einen Geſichtspunkt, der unter allen Um⸗ 
ſtänden für die Landwirtſchaft ſpricht und bis 
jetzt noch niemals erörtert worden iſt, führt 
Forſtmeiſter Junack ins Feld, und das iſt der, 
daß Dienſtland die beſte Sparkaſſe für Forſt⸗ 
beamte iſt und auch des Privatforſtbeamten 
ſein wird. Er hat ganz recht, daß der Beaute, 
der bis zu ſeiner Inruheſtandſetzung Landwirt⸗ 
ſchaft betrieben und ordentlich gewirtſchaftet 
hat, den Reſt ſeiner Tage in weit beſſeren 
Verhältniſſen leben kann, als wie einer, der 
nicht imſtande iſt, für ſein Altenteil den 
Erlös aus ſeiner aufgelöſten Landwirtſchaft 
herausziehen zu können. 

Sicher werden ſich noch weitere Privatforſt⸗ 
beamte für und gegen das Dienſtland aus⸗ 
ſprechen wollen; wir ſind auch zur Aufnahme 
weiterer Artikel bereit, müſſen aber bitten, uns 
nur den Abdruck ſolcher zuzumuten, die tat⸗ 
ſächlich neue Geſichtspunkte enthalten. Von 
der Veröffentlichung von Geſichtspunkten und 
Gründen, die bereits genugſam erörtert worden 
ſind, bitten wir uns aber zu entbinden. 

Die Schriftleitung. 


— 


Sozialverſicherungen und Berufsbeamtentum. 


Mehr als je iſt es heute auch für die Beamten⸗ 
ſchaft notwendig geworden, daß ſie der politiſchen 
Preſſe mehr Aufmerkſamkeit zuwendet, nicht allein 
aus dem Gefühle i Pflicht, ſondern 
vor allen Dingen auch um die Kraftanſtrengungen 
richtig werten zu können, welche die linksgerichteten 
politiſchen Parteien bei ihrem Ringen um die 
Beamtenſeele machen, namentlich aber, um die 
eigentlichen Beweggründe zu erkennen, welche 
für das zutage tretende Beſtreben, die Beamten⸗ 
Intereſſen mit den Arbeiter⸗Intereſſen ganz und gar 
zu verkuppeln, maßgebend ſind. Eine ſolche für 
das Beamtentum und deshalb auch für die Forſt⸗ 
betriebsbeamten wichtige Abhandlung bringt die 
Beilage zum „Heſſiſchen Volksfreund“ am 16. und 
18. Juli unter] der Überſchrift „Sozialver⸗ 
ſicherungen und Berufsbeamtentum, die 
einen Herrn W. Kreſſel aus Frankfurt am Main 
zum Verfaſſer hat. Die längeren Ausführungen 
laſſen ſich auf die kurze Formel bringen, daß Herr 
Kreſſel ſich bemüht, den Beamten klar zu machen, 
daß die Penſionsberechtigung, die ſie haben, eigent⸗ 
lich eine recht unſichere Sache ſei, und daß ſie viel 
beſſer aufgehoben wären, wenn dieſe ihre An⸗ 
ſprüche auf die Grundlage der Alters⸗ und 
Invaliditätsverſicherung geſtellt würden, weil, wie 
er annimmt, die gemeinſamen Intereſſen der Be⸗ 
amten und der übrigen Arbeitnehmer das durch⸗ 
aus zulaſſen. Der Verfaſſer iſt der Anſicht, daß 
dieſe gemeinſame Grundlage für die Verſorgung 
der Beamten und Arbeiter „zum Vorteil der Be⸗ 
amten und zum Segen des Staates“ ſei und das 
größte ſoziale Werk verkörpere, das je auf der Welt 
entſtanden iſt. (Man höre!) „Das ſind ſchon 
Ziele, des Kampfes wert“, ſagt Herr Kreſſel, „und 
zum Kampf aber ſchließen wir die Reihen der 


Arbeitnehmer; ſind wir erſt am Ziel, dann heißt 
es erſt mit Recht: Deutſchland in der Welt voran!“ 

Ganz in den Rahmen dieſer bombaſtiſchen, den 
Horizont eines Parteiſekretärs offenbarenden 
Schlagwortes paſſen die Auffaſſungen über das 
Weſen des Staates, denn der „Obrigkeitsſtaat“ war 
nach Kreſſel nichts anderes als „die Regierung und 
ihre Beamten“, und heute iſt der Staat „das Volk“, 
und das bringe es mit ſich, daß der Beamte aus 
ſeiner Sonderſtellung gegenüber dem Volke heraus⸗ 
treten und in Reih und Glied mit ſeinen Volks⸗ 
genoſſen geſtellt werden müſſe. Mit dieſen Volks⸗ 
genoſſen meint Herr Kreſſel nur die Arbeit- 
nehmer, denn was nicht dazu gehört, gehört auch 
nicht zum Volk. 

Die Beamten werden damit getröſtet, daß ſie 
ja nicht glauben ſollten, daß ihre wohlerworbenen 
Rechte in Gefahr ſeien, weil ſie ja durch die Ver⸗ 
faſſung ſichergeſtellt ſind. 

Bei den heutigen Zeitverhältniſſen iſt es nicht 
allein wahrſcheinlich, ſondern ziemlich ſicher, daß 
dieſes Umwerben des Beamtentums einen ge⸗ 
wiſſen Erfolg verſpricht, und deshalb darf es nicht 
unterlaſſen werden, die die ſozialiſtiſche Agitation 
beherrſchenden, auf Gimpelfang berechneten 
Phraſen und Schlagworte auf ihren wahren Wert 
zurückzuführen. 

Wie die „wohlerworbenen Rechte“ der Be» 
amten in der Verfaſſung verankert ſind, das zeigt 
zur Evidenz das Überalterungsgeſetz, das ſchlank⸗ 
weg die wohlerworbenen Rechte der vor ſeinem 
Inkrafttreten angeſtellten Beamten über Bord 
wirft, aber Herr Kreſſel kommt nicht in Verlegen⸗ 
heit, denn er hüpft ohne Apparat und Balancier⸗ 
ſtange über dieſe Schwierigkeit hinweg und zeigt 
den Beamten, daß wir in einem Rechtsſtaate 
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leben, denn das Landgericht J zu Berlin hat ent⸗ 


ſchieden, daß die Anſprüche der auf Lebenszeit 
angeſtellten Beamten nicht nachträglich durch ein 
Geſetz aufgehoben werden können. Das iſt richtig, 
aber Herr Kreſſel jongliert ſo ſchön mit Worten, 
daß der unbefangene Leſer unbedingt glauben 
muß, daß es ganz andere Leute ſind, welche das 
mit der Verfaſſung nicht in Einklang ſtehende 
Jeſetz beſchloſſen haben, obgleich es ziemlich die⸗ 
ſelben ſind, denen nun das Landgericht J in Berlin 
veſcheinigt hat, daß die Verfaſſung ſchließlich da 
iſt, um beachtet zu werden. Erheiternd wirkt es, 
ven Gedankenſprung zu verfolgen, daß es aller⸗ 
dings mit den Rechten des Beamten auch anders 
werden kann, „wenn durch irgendwelche 
ſtaatliche Umwälzungen der Boden 
des Rechts verlaſſen wird“, und damit 
iſt die Höhe der politiſchen Warte des Herrn 
Kreſſel erklommen. 

Das Beamtentum tut gut, derartige Aus⸗ 
laſſungen mit offenen und nüchternen Augen zu 
betrachten, denn die ſtaatliche Umwälzung, der 
wir ſo viel Elend verdanken und die, frei nach 
Kreſſel, den Boden des Rechts verlaſſen hat, hat 
zunächſt dem Beamtentum in Preußen die Auf⸗ 
hebung des Steuerprivilegs gebracht, und zwar 
hne Entſchädigung. Der Herr Finanzminiſter 
Erzberger hat ſich lächelnd auf den Standpunkt 
geſtellt, daß wir nur noch Reichsſteuern haben, und 
weil das Steuerprivileg dieſen gegenüber keine 
Geltung habe, von irgendwelchen Anſprüchen 
der Beamten keine Rede ſein könne. In Preußen 
hat man weiter das ſogenannte Konfliktsgeſetz 
beſeitigt, welches im Intereſſe des Staates 
dem Beamten in Ausübung ſeines Dienſtes die 
Stellung einräumte, die er zur Erfüllung ſeiner 
Pflicht nicht gut entbehren kann. Daß man 
damit ein Stück Staatsautorität beſeitigt hat, 
ſoll nicht gelten, denn die unangenehme Folge, 
die für den Beamten perſönlich daraus 
erwächſt, daß er von jedem Strauchdiebe, dem 
es gerade zweckmäßig erſcheint, vor Zivil⸗ 
und Strafgerichte geſchleift werden kann, das 
iſt nur die Reſultante aus dieſer Gleichheit der 
Rechte der Staatsbürger. Die Erkenntnis iſt 
allerdings gewachſen, und die Entwickelung der 
Dinge hat es auch gezeigt, daß die Revolutions⸗ 
männer ohne die Beamten des alten Obrigkeits⸗ 
ſtaates keine drei Tage regieren konnten, und wenn 
heute von jenen das Berufsbeamtentum doch als 
unentbehrlich bezeichnet wird, ſo muß das immer 
mit einer gewiſſen Vorſicht aufgefaßt werden, denn 
der Kampf, der ſich in letzter Zeit im preußiſchen 
Landtage gegen unſere Berufsrichter richtet, die 
man durch Laienrichter erſetzt ſehen will, damit 
das „ſozialiſtiſche Rechtsbewußtſein“, welches das 
allein ſeligmachende iſt, zur Geltung kommt, 
nimmt allmählich Formen an, die, wenn es ganz 
deutlich ausgeſprochen ſein ſoll, das Gefühl des 
Ekels und des tiefſten Abſcheus erregen. 

Das Berufsbeamtentum kann in ſeinem per⸗ 
ſönlichen Intereſſe nicht dringend genug davor 
gewarnt werden, ſeine Intereſſen mit den nicht⸗ 
beamteten Arbeitnehmern in irgendeiner Weiſe 
vertunpeln zu laſſen, denn iſt das Ideal des Herrn 
Kreſſel, das „Schließen der Reihen der Arbeit⸗ 
nehmer“, erſt einmal erreicht, wie es außer ihm 
alle politiſchen Kuppler der Sozialdemokratie an⸗ 
ſtreben, dann wehe dem Beamtentum, über 
welchem dann über kurz oder lang die Peitſche 
der ſozialiſtiſchen Freiheitskämpfer knallen wird! 

Es iſt heute kein Wort darüber zu verlieren, 
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daß die politiſchen Gaukler von 1918 ein klägliches 
Fiasko erlebt haben, und das Beamtentum muß 
wiſſen, daß jede Starkung, welche ſeinerſeits dieſer 
politiſchen Richtung entgegengebracht wird, zu 
ſeinem eigenen Nachteil ausſchlagen muß. 
Lediglich im Intereſſe des Arbeiterſtandes iſt das 
Dichten und Trachten darauf gerichtet, die Pen⸗ 
ſionsberechtigung des Berufsbeamtentums auf die 
Grundlage einer Alters⸗ und Invaliditäte⸗ 
verſicherung zu ſtellen, aber die Mitlel, womit man 
die Zweckmäßigkeit dieſer Anderung dem Beamten⸗ 
tum ſchmackhaft zu machen verſucht, ſind zum Teil 
doch derartiger Natur, daß jeder dentende Beamte 
ſich ihrer Einwirkung verſchließen muß. Von allen 
kann man dieſes doch nicht ſagen, denn eines dieſer 
Mittel iſt der Hinweis, daß den Beamten der 
Penſionsanſpruch im Diſziplinarwege aberkannt 
werden kann, wodurch auch die Witwen und Waiſen 
ihre Verſorgungsanſprüche verlieren müſſen, 
während der Zuchthäusler das Recht auf Alters⸗ 
und Invalidenrente ſtets geltend machen kann. 

Es muß zugegeben werden, daß dieſes Agi⸗ 
tationsmittel nicht ungeſchickt ausgewählt iſt. Selbſt⸗ 
verſtändlich muß jederzeit dem Staate das Recht 
gewahrt bleiben, bei gewiſſen Vergehen eines 
Beamten dieſen aus dem Amte zu entfernen. 
Wenn man aber berückſichtigt, daß die Penſion 
immer als ein Teil des im Laufe der Jahre zurück⸗ 
behaltenen Einkommens angeſehen werden muß, 
ſo widerſpricht es dem Rechtsbewußtſein, wenn 
dem ſeines Amtes entſetzten Beamten die einmal 
erdiente Penſion vorenthalten wird. Weſentlich 
ſchärfer muß aber die Folge eines auf Dienſt⸗ 
entlaſſung erkennenden Diſziplinarurteils beurteilt 
werden, das auch den an dem Dienſtvergehen un⸗ 
ſchuldigen Witwen und Waiſen die Verſorgung 
entzieht. Es iſt dieſes eine ſo große Härte, daß man 
ſich wirklich darüber wundern muß, daß ſie nicht 
ſchon längſt gemildert worden iſt. 

Das Diſziplinargeſetz vom 21. Juli 1852 wird 
ja nun endlich bald revidiert und von einem anderen, 
hoffentlich von einem höheren ſittlichen Empfinden 
getragenen Beamtenrechte abgelöſt werden. Eine 
der wichtigſten Anderungen, welche die Beamten⸗ 
ſchaft durchſetzen muß, das iſt die Beſeitigung des 
mit der Dienſtentlaſſung verbundenen Fortfalles 
der Penſion und der an dieſen ſich knüpfende 
Verluſt der Witwen⸗ und Waiſenverſorgung. 

Die Feſtſetzung der Beſoldung des Beamten 
ruht auf der Grundlage, daß ein Teil des Ein⸗ 
kommens zurückbehalten wird, um ihn, wenn er 
nicht mehr arbeitsfähig iſt, vor der Not zu ſchützen, 
und wenn der Beamte mit dem Tode abgeht, die 
Hinterbliebenen wenigſtens einigermaßen zu ver⸗ 
ſorgen. Die Vorenthaltung eines Einkommen⸗ 
teiles zu dieſem Zwecke iſt vollkommen gerecht⸗ 
fertigt, aber wenn dieſes vorenthaltene Einkommen 
dem Staate zufallen ſoll, wenn der Beamte im 
Diſziplinarwege ſeines Amtes verluſtig geht, ſo 
widerſpricht das jedem Rechtsempfinden, und es 
mutet geradezu barbariſch an, daß Witwen und 
Waiſen, die an dem Vergehen, welches zum Ein⸗ 
ſchreiten gegen den Beamten Veranlaſſung gegeben 
hat, ganz unbsteiligt find, ebenfalls von der 
Strafe getroffen werden ſollen. Aus dieſem 
Grunde muß die Beamtenſchaft mit Feſtigkeit 
verlangen, daß dieſe alten Vorſchriften dem beſſeren 
Empfinden angepaßt werden, daß eine einmal 
verdiente Penſion nicht mehr entzogen werden 
darf, und daß Frauen und Kinder nicht für Fehl⸗ 
tritte ihres Ernährers verantwortlich gemacht und 
der Not überantwortet werden dürfen. Ag. 
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Parlaments- und Vereinsberichte. 


Der Pommerſche Forſtverein 

tagte am 1. und 2. Juli in Köslin, zum erſten Male 
nach dem Kriege. Der überaus zahlreiche Beſuch 
aus allen Teilen der Provinz war aber hierauf 
nicht allein zurückzuführen, wohl mehr noch auf 
die Wahl des Hauptthemas „Anwendbarkeit 
der Dauerwaldwirtſchaft in Pommern“. 
Hierüber referierte zunächſt Forſtmeiſter 
Wiebecke⸗Eberswalde. Redner hielt ſich im 
allgemeinen an die in ſeiner bekannten Broſchüre 
„Dauerwald“ enthaltene Gedankenfolge, wobei 
er jedoch merkbar der Kritik Rechnung trug, welche 
an einigen ihrer Zahlen und vielleicht zu ſehr 
verallgemeinernden Schlußfolgen geübt worden 
iſt. Dem geologiſchen und klimatiſchen Nachweiſe, 
weshalb Dauerwald auf faſt allen pommerſchen 
Standorten anwendbar iſt, folgte eingehende 
Darſtellung ſeines Weſens und deſſen ſorgfältige, 
auf die Grundlage unſerer bodenkundlichen und 
pflanzenphyſiologiſchen Erkenntnis geſtützte Be⸗ 
gründung. Nur durch einheitliche, ſtändig und aus⸗ 
ſchließlich auf die Holzerzeugung gerichtete Be⸗ 
handlung des Beſtandes und Bodens gelangen 
wir zur höchſtmöglichen Wertleiſtung. 

Redner trug das hohe Lied des Dauerwaldes 
mit der ihm eigenen Überzeugungskraft vor, die 
ihre Wirkung um ſo weniger verfehlte, als gerade 
die Pommern wie ſtets für bodenwirtſchaftliche 
Fortſchritte, ſo auch für neuzeitliche Forſtwirtſchaft 
zugänglich ſind. 

Als reine Holzwirtſchaft charakteriſierte ſodann 
der zweite Redner, Forſtmeiſter Krahmer, 
Schmolſin, die Sturm- und Drangideen, welche 
ſich dem Stichwort Dauerwaldwirtſchaft anreihen. 
Auch er iſt vom rein forſtlichen Standpunkte aus 
der Meinung, daß Dauerwald im Vereinsbezirk 
durchaus und vielleicht noch mehr als in der Mark 
anwendbar iſt. Pommern und zumal ſein Oſten 
liegt dem Zentrum des natürlichen Wachstums⸗ 
gebietes unſerer Hauptholzart, der Kiefer, nahe; 
hohe Verjüngungsfähigkeit und natürliche, ſchlanke 
Form erleichtern daher bei dieſer Holzart den 
Übergang. Größere Luftfeuchtigkeit und reichere 
Niederſchläge wirken, abgeſehen von der Gefahr 
ſtärkerer Rohhumusbildung, gleich günſtig, er⸗ 
möglichen es auch, ſtärker die Rottanne zur Be⸗ 
ſtandesmiſchung heranzuziehen. Redner ging dann 
eingehend auf die in Pommern bei 65% Privat⸗ 
forſten überwiegenden Verhältniſſe der mit Land⸗ 
wirtſchaftsbetrieben verbundenen Gutsforſten ein 
und wies darauf hin, daß die mit Dauerwald und 
namentlich ſeiner Einführung verbundenen Nach⸗ 
teile ſich ſtärker in ſolchen Gutsbetrieben fühlbar 
machen werden. Wegfall der Reiſig⸗ und Zackholz⸗ 
nutzung und vielleicht der Waldweide würden an 
vielen Stellen nicht nur Nutzungsausfälle, ſondern 
darüber hinaus ſchwerwiegende Eingriffe in den 
Geſamtbetrieb bedeuten. Mittlere und kleine Be⸗ 
triebe werden bei Wegfall der Waldweide und der 
gerade bei ihnen noch ſehr verbreiteten Waldſtreu⸗ 
entnahme ihren Viehſtand verkleinern, die 
Ackerwirtſchaft umſtellen, mehr Kunſtdünger zu⸗ 
kaufen muſſen. Es wird ſchwer fein, die holzhauer⸗ 
mäßig ohnehin wenig geübten Gutsarbeiter zur 
Arbeit in dem in Pommern im Winter faſt immer 
naſſen Unterwuchſe zu bringen. War in ſolchen 
Gutsbetrieben der Wald mit Arbeitern ohnehin 
ungenügend verſorgt, ſo wird das Problem des weit 
mehr Anſprüche an Arbeitskraft ſtellenden Dauer⸗ 
waldes bei jetzigen Bauſchwierigkeiten vielfach 


zunächſt nur durch Extenſivierung der Land wirtſchafi 
lösbar ſein. Daß im Privatwalde leider vielfach 
nicht hinreichend geſchulte Beamte wirken, wird 
etwaigen Syſtemwechſel noch mehr erſchweren. 
Letzten Endes wird auch der Rotwildſtand nicht 
unbeeinflußt bleiben durch frühzeitige Läuterung 
der Schonungen, faſt alljährlichen Durchhieb aller 
Derbholzorte, beſonders aber durch das Vergehen 
des Graswuchſes infolge dauernder Überſchirmung, 
Wegfall der Schlagflächen und ſelbſt der Beſtands⸗ 
lücken. Trotzdem erwächſt uns, zumal im Hinblick 
auf die Holznot der Zeit, die Pflicht, unſere Be⸗ 
triebe planmäßig auf den allmählichen Übergang 
zu reiner Holzwirtſchaft einzuſtellen. Dazu iſt 
vor allem zu organiſieren, wie dem Walde mehr 
Arbeiter und die den vermehrten und ſchwieriger 
gewordenen Aufgaben gewachſene Betriebsleitung 
zu ſichern ſind. 

Den mit Spannung aufgenommenen Aus⸗ 
führungen der beiden Referenten folgte eine gründ⸗ 
liche Ausſprache, in welcher Forſtmeiſter Junack 
ſeine bekannten Bedenken gegen die Abkehr vom 
ſchlagweiſen Hochwald eingehend vortrug. Auch 
dieſe vermochten jedoch die Durchſchlagskraft der 
Gründe für den Dauerwald um ſo weniger zu er⸗ 
ſchüttern, als Oberforſtmeiſter Möller zum 
Vortragsthema noch eingehende Ergänzungen gab. 
Es darf wohl angenommen werden, daß dieſe noch 
im Wortlaut der Offentlichkeit zugänglich gemacht 
werden. 

„Der Dauerwald marſchiert!“ So konnte Forſt⸗ 
meiſter Wiebecke mit Recht das Ergebnis der faſt 
vierſtündigen Verhandlung zuſammenfaſſen. 

CH 


Preußiſcher Landtag. 

36. Sitzung, Donnerstag, den 7. Juli 1921. 
Erſte Beratung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend die vorläufige Regelung des Haus⸗ 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1921. — 
Druckſache Nr. 672. 

Saemiſch, Finanzminiſter: — — Meine Damen 
und Herren, ich habe ſchon bei der Vorlegung des Haus⸗ 
haltsplans ausgeführt: es hat ſich trotz aller Sparſamkeit 
nicht umgehen laſſen, Ihnen wenigſtens eine Reihe 
von neuen Beamtenſtellen vorzuſchlagen. Ich glaube, 
daß ſich das Hohe Haus dem Bedürfnis in dem engen 
Rahmen, den ſich die Staatsregierung gezogen hat, 
nicht wird verſchließen können. Wenn es das aber 
tut und dies letzten Endes nachher durch den endgültigen 
Haushaltsplan feſtſtellt, dann iſt das Erſuchen der 
Staatsregierung durchaus berechtigt, dieſc Entſchließungen 
ſchon alsbald treffen zu wollen. Denn ein Teil dieſer 
Beamtenſtellen iſt ſo notwendig, daß ihre Verwaltung 
bereits kommiſ ariſch durch Beamte wahrgenommen 
werden muß, und es entſpricht einem Gefühl der Pflicht 
des Staates dieſen Beamten gegenüber, die nun 
kommiſſariſch die neuen Stellen wahrnehmen, daß He 
alsbald in die Möglichkeit geſetzt werden, auch die plan⸗ 
mäßigen Bezüge dieſer Stellen zu bekommen. — — 

Dr. Negenborn, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): 
— — Der Reichsfinanzmimſter hat geſtern Zahlen 
verſchiedener Art angeführt; er hat geſagt, im inneren 
Verkehr bedeute eine Goldmilliarde tatſächlich zehn 
Papiermilliarden, und umgekehrt ſcien zehn Papier- 
milliarden nur eine Goldmilliarde. Alſo eine Million 
Mark Papierſchulden in einer Stadt ſeien tatſächlich 
nur eine Schuld von 100 000 „ in Gold, 1 & Papier 
ſei, wenn man zum Steuerempfänger gehe, tatſächlich 
nur eine Abgabe von 10 . Meine Damen und Herren, 
das iſt ein Jonglieren mit Zahlen, und derjenige, 
deſſen Einkommen in Papier ſich auf das Zehnfache 
vermehrt hat, kann ſich eine ſolche Allenfalls-Rechnung 
gefallen laſſen. Aber gerade in den Kreiſen des Mittel⸗ 
ſtandes und in noch höherem Maße bei den Klein⸗ 
rentnern und Altpemyionären hat ſich das Einkommen 
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in Papier nicht um das Zehnfache vermehrt. Davon 
iſt keine Rede. Für dieſe Kreiſe iſt 1 A in Papier 
nicht 10 A wert, ſondern fie bedeutet auch heute noch 
1 &, und in dieſen Kreiſen wird die Papiermark als 
Mark gewertet. Das ſind Geſichtspunkte, die wir nicht 
außer acht laſſen dürfen, wenn wir nicht auf der einen 
Seite eine vollſtändige Unterbindung der Produktion 
herbeiführen wollen, auf der andern Seite diejenigen 
Kreiſe, die uns am Herzen liegen, weil ſie die wert⸗ 
vollſten Elemente für den Wiederaufbau des Staates 
An der Zukunft enthalten, gerade die Kleinrentner, die 
Altpenſionäre und alle diejenigen, die dazu gehören, 
vollſtändig verkümmern und zugrunde gehen laſſen 
wollen. — — 

Allgemeine Kündigungen von Heuerlings⸗ 

Pachtverträgen. 

Dr. Kaufhold, Abgeordneter, (D.⸗nat. V.⸗P.): 
— — Ich habe hier ein Schreiben des Herrn Land⸗ 
wirtſchaftsmimſters Braun, Ihres Herrn und Meiſters 
and großen Genoſſen, vor mir liegen. In dem Orte 
Tunniſchken, Kreis Niederung in Oſtpreußen, haben 
24 Familien, kleine Beſitzer mit ein bis ſechs Morgen, 
bisher die ſtaatlichen Wieſen der Oberförſterei Schnecken 
zum Preiſe von 1,80 % pro Kuh und Woche gepachtet. 
Jetzt hat Herr Miniſter Braun dieſe Preiſe in folgender 
Merle erhöht: für Kühe pro Woche 18 A. Stärken 
von vier bis acht Zentnern 12 „ pro Woche, für 
Stärken von 8 bis zehn Zentnern 14 4 pro Woche und 
Stärken über zehn Zentner 16 & pro Woche, dazu noch 
die Verſicherungsgebühr. Die 24 Familien haben ſich 
an Herrn Braun gewandt und haben ihn gebeten, er 
möchte doch eine weſentliche Herabſetzung der Pacht 
eintreten laſſen, und nun kommt Herr Braun mit 
folgender Antwort: 

Die von der Oberförſterei Schnecken für die Jodgaller 

Wieſen in Ausſicht genommenen Weidegelder von 

12 bis 18 & pro Woche erſcheinen mir nicht zu hoch. 

Sie betragen entſprechend der Geldentwertung etwa 

das Zehnfache der in der Vorkriegszeit geforderten 

und gezahlten Sätze, während gegen die Friedens⸗ 

zeiten heute für Fleiſch etwa das Sechzehnfache 

und für Butter etwa das 25fache bis 30 fache bezahlt 

wird. 

Wenn ſich die Intereſſenten 

— und das iſt beſonders bedeutſam in dem Vorſchlage 
des Herrn Braun — 

verpflichten wollten, ihre Viehprodukte für das 

Fünffache des Friedenspreiſes abzuſetzen, würde 

ich in der Lage ſein, auch das Weidegeld entſprechend 

zu ermäßigen. 
So weit Herr Braun! Nun frage ich Sie: Wenn das 
am grünen Holze geſchieht, was ſoll dann am dürren 
Holze der Verpächter im Osnabrücker Lande geſchehen, 
wenn Herr Braun hier eine Verzehnfachung der Pacht 
fordert? — — 


CH 


37. Sitzung, Freitag, den 8. Juli 1921. 
Kleine Anfrage Nr. 136 der Abgeordneten 
Dr. von Krauſe, Schiftan und Genoſſen 
über die Unſicherheit auf dem Lande in 
Heſſen⸗Naſſau uſw. — Druckſache Nr. 394. 

Vizepräſident Garnich: Zur Beantwortung der 
Kleinen Anfrage hat das Wort der Herr Vertreter des 
Staatsminiſteriums. 

Dr. Delbrück, Regierungsaſſeſſor, Vertreter des 
Staatsminiſteriums: Zu beſonderer Beunruhigung 
Anlaß gebende ſchwere Straftaten ſind in jingjter 
Zeit in den ländlichen Gegenden von Naſſau und im 
Kreiſe Wetzlar, ſoweit feſtgeſtellt werden konnte, nicht 
begangen worden. Nur im Dillkreiſe iſt die Bevölkerung 
von Tringenſtein Anfang April d. J. durch eine Diebes⸗ 
bande von ſieben Mann beunruhigt worden. — — 
Die Regierungspräſidenten ſind angewieſen, in Aus⸗ 
übung ihrer landes polizeilichen Befugniſſe in gefährdeten 
Gegenden Schutzpolizeikrafte zu einem regen Streifen⸗ 
dienſt auch außerhalb der Standorte einzuſetzen. Daneben 
iſt eine Verſtärkung der Landjäger, denen in erſter 
Linie der Schutz des platten Landes obliegt, in der 
Durchführung begriffen. Endlich ſind die zuſtändigen 
Stellen auf die Beſtimmungen des Feld⸗ und Forſt⸗ 
polizeigeſetzes hingewieſen worden, nach denen die 


Beſtellung von Sein, (Forſt⸗) und Ehrenfeldhütern 
erfolgen kann. Bei ausgiebiger Anwendung dieſes 
Mittels und bei Auswahl geeigneter Perſonen für dieſe 
Tätigkeit wird ſich durch ein ſachgemäßes Zuſammen⸗ 
wirken aller beteiligten Kräfte ein weitgehender Schutz 
laß platten Landes aller Vorausſicht nach erreichen 
aſſen. 

Große Anfrage Nr. 33 der Abgeordneten 

Braun und Genoſſen über die fachliche 

Durchbildung der Anwärter des höheren 

Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſtes. — Druck⸗ 
ſache Nr. 379. 

Dr. Waentig, Frageſteller (Soz.⸗Dem.): — — 
Wenn ein Redner der Rechten dieſes Hohen Hauſes 
in der Sitzung vom 24. April d. J. bemerkt hat, der 
Preußi'che Staat ſei auf drei Säulen aufgebaut geweſen: 
auf dem Königtum — das ſei dahin —, auf dem Heer 
— das hätten wir nicht mehr —, als letzte und ſtärkſte 
Säule Preußens ſei uns nur noch die Beamtenſchaft 
geblieben —, ſo muß doch wahrheitsgemäß feſtgeſtellt 
werden, daß, als im November 1918 das alte Syſtem 
in Preußen „wie ein Kartenhaus“ zuſammenbrach — 
ich zitiere General Ludendorff —, dieſe Säule ſich als 
morſch erwieſen hat, ſo daß wir wünſchen müſſen, 
daß die Beamtenſchaft dieſes neuen demokratiſchen 
Staatsweſens ſich in ſtürmiſchen Zeiten widerſtands⸗ 
fähiger erweiſen möge. — — 

Dr. Kaehler (Greifswald), Abgeordneter (D.- 
nat. V.⸗P.): — — Ich muß ſagen, wenn wir die 
Entwicklung der Verwaltungstätigkeit und der Rechts⸗ 
pflege ſeit 1886 ſehen —, wenn wir ſehen, wie die 
Männer arbeiten, die heute die Geſchäfte des Staates 
auch unter dem neuen Syſtem führen —, wie das 
Beamtentum, das im November 1918 nicht zuſammen⸗ 
gebrochen iſt, ſondern damals den vollſtändigen Zu⸗ 
ſammenbruch des Staates dadurch aufgehalten hat, 
daß es ſich der Revolutionsregierung zur Verfügung 
ſtellte, wie dieſes Beamtentum, in ſich gefeſtigt und 
klar, trotz aller Erschütterungen der Verwaltungs- 
arbeit und die Richterarbeit getan hat, dann können 
wir ſagen, daß das Syſtem, auch ihrer Ausbildung, 
doch nicht ganz ſo in Grund und Boden verdammt 
werden kann, wie ſeinerzeit die ſehr kritiſchen Herren 
Kollegen dieſe Angelegenheit behandelt haben. — — 

Wir ſehen überall ſchon in der Selbſtverwaltung, 
daß neben dem Ehrenbeamten das Berufsbeamtentum 
als unmittelbar ausführende Schicht ſich einbürgert, 
und bei unſeren ſtädtiſchen Verwaltungen läßt ſich der 
urſprüngliche Gedanke, die Selbſtverwaltung durch 
das Ehrenbeamtentum zu bewältigen, auf die Dauer 
nicht durchführen, wenn komplizierte und insbeſondere 
techniſch qualifizierte Arbeit geleiſtet werden muß. 
Die Frage iſt für meine Freunde nicht vorhanden, 
ob wir an der Vorbildung des Berufsbeamtentums, 
an der akademiſchen Vorbildung, feſthalten ſollen. 
Wir glauben, daß der normale Weg zu dieſer höchſt 
qualifizierten Leiſtung nur durch das höchſt qualifizierte 
Unterrichtsweſen, unſere Univerſitäten, hindurchgeht. 
Deshalb ſind wir der Anſicht, daß für die große Menge 
des Beamtentums die Notwendigkeit einer den höchſten 
Anforderungen auch der Neuzeit entſprechenden Vor⸗ 
bildung beſteht. 

Nun die Frage der Auswahl des Beamtentums! 
Es wird eine einſeitige Auswahl des Beamtentums 
behauptet. Wenn man das Prüfungsweſen objektiv 
anjiert, jo iſt jedes Prüfungsweſen eine durchaus 
demokratiſche Einrichtung; es gibt einer großen Menge 
von Bewerbern die Möglichkeit, den Befähigungs⸗ 
nachweis zu erbringen, und umgekehrt verlangt es 
von jedem Bewerber dasjenige Maß von Kenntniſſen, 
das durch die Tatſache der gleichzeitigen Zulaſſung zur 
Prüfung auf ein gewiſſes gleiches Maß gebracht wird, 
ſo daß dieſes Prüfungsweſen ein Begünſtigungsweſen 
in der Regel nicht ſein kann. Daraus ergibt ſich auch 
für uns die Feſtſtellung, daß dieſes Prüfungsweſen 
für uns nichts Zufälliges iſt, ſondern eine Sache, die 
mit jeder höher qualifizierten Durchbildung eines 
Fachbeamtentums gegeben iſt. — — 

Lichtenſtein, Abgeordneter (U. Soz.⸗Dem.): — — 
Der. Herr Abgeordnete Kaehler — nur auf dieſen 
einen Punkt ſeiner ſpeziellen Ausfuhrungen möchte 
ich noch zurückkommen — hat die Behauptung auf⸗ 
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geſtellt, daß das deutſche Beamtentum doch ganz 
tadellos wäre, denn es hätte ſich nach der Revolution 
ſofort der neuen Regierung zur Verfügung geſtellt. 
Dieſe Behauptung kann ich nicht unwiderſprochen 
Joen, ` Gewiß, ein Teil des Beamtentums hat ſich, 
jomeit es erkannt hat, daß das frühere Regime un⸗ 
möglich geworden war, ſoweit cs alſo Einſicht hatte, 
mit Willen und nach beſtem Wiſſen der Regierung 
zur Verfügung geſtellt und fie aus Überzeugung geſtür t. 
Aber das hat der Herr Abgeordnete Kaehler nicht 
rühmend hervorheben wollen, das wäre ja auch nichts 
beſonderes. Nein, der Teil der Beamtenſchaft, der 
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anderer politiſcher Überzeugung iſt, 
Kaehler ſo viel Staatsintereſſe, fo viel Gelbftlniigt it 
beſeſſen haben, daß er ſich der neuen Regierung zur 
Verfügung geſtellt hat. Das iſt ein Irrtum! Dicſer 
Teil der Beamtenſchaft hat ſich der Regierung zur 
Verfügung geſtellt, um ſie zu unterwühlen, um (re 
Tätigkeit von Anſang an zu ſabotieren. Schon acht 
oder vierzehn Tage nach der Revolution, als diefe 
Veamten merkten: die Revolutionäre ſind nicht ſo 
blutdürſtig, wir können uns wieder aus unſeren Mauſe⸗ 
löchern hervorwagen, da haben fie mit ihrer Maul⸗ 
wurfsarbeit begonnen — — 


ſoll nach Herrn 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Beſchäftigungstagegelder und Wohnungsbeihilfen. 
Allgemeine Verfügung Nr. I 88/1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſter 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 6793, IA IV 3758, II 6507, III 12692, 
Abw. Wb Pa 4 659. 


Berlin, 21. Juli 1921. 

Beiliegend überſende ich einen Sonderabdruck 
aus dem Finanzzminiſterialblatt Nr. 12 vom 
20. Juni 1921 zur Kenntnisnahme und gleich⸗ 
mäßigen Beachtung der darin enthaltenen Beé⸗ 
ſſimmungen auch für den Bereich meiner Ver⸗ 
waltung. In Zweifelsfällen iſt an mich zu berichten. 

Es ſind bekanntgegeben bzw. entſprechen die 
Runderlaſſe des Finanzminiſters und des Miniſters 
des Innern 

1. vom 26. November 1919 meiner Allgemeinen 
Verfügung I 168/1919 vom 9. Dezember 1919 
— IB Ia 8497 uſw. —, 
vom 12. Januar 1920 meiner Allgemeinen 
Verfügung I 26/1920 vom 9. Februar 1920 — 
IB Ia 476 uw, —, 

3. vom 30. Auguſt 1920 meiner Allgemeinen 
Verfügung I 115/1920 vom 14. September 
1920 — IB Ja 8708 uſw. —, 

4. vom 28. Dezember 1920 meiner Allgemeinen 
Verfügung I 11/1921 vom 26. Januar 1921 
— IB Ia 12 688 uſw. —, 

vom 24. Januar 1921 meiner Allgemeinen 
Verfügung I 29/1921 vom 22. Februar 1921 

e IP Ta Mau, —, 

6. vom 5. April 1921 meiner Allgemeinen Ver⸗ 
fuͤgung I 54/1921 vom 23. April 1921 — 
IB Ia 3987 ulm. —, 

7. vom 25. Mai 1921 meiner Allgemeinen Ver⸗ 
fügung I 73/1921 vom 11. Juni 1921 — 
IB Ia 5687 uſw. —, 

8. vom 17. Juli 1920 meiner Allgemeinen Ver⸗ 
fügung I 109/1920 vorn 27. Auguſt 1920 — 
IB Ta 7606 uſw. —, 
vom 12. Auguſt 1919 meiner Allgemeinen 
Verfügung I 125/1919 vom 13. September 
1919 — IB Ia 5273 um, —, 
vom 3. Juni 1920 meiner Allgemeinen Ver⸗ 
fügung 1 84/1920 vom 25. Juni 1920 — 
IB ia 5663 um, —. 

Die Runderlaſſe des Finanzminiſters und des 

Miniſters des Innern vom 9. Februar 1871 und 

27. Juni 1873 ſind für den Bereich meiner Ver⸗ 

waltung nicht bekanntgegeben. 

Sonderabdrucke aus dem Finanzminiſterial⸗ 
blatt für die Kultur⸗Bauämter, Kulturämter und 
Oberförſter ſind beigefügt. 

Im Auftrage: Articus. 

An die nachgeordneten Behörden. 


a 


10. 


* 


Sonderabdruck aus dem Finanz ⸗Miniſterpol⸗ 
Blatt Nr. 12. 
Verfügung des Preußiſchen Finanzminiſters vori 
20. Juni 1921, betr. Beſchäftigungstagegelder 
und Wohnungsbeihilfen (im Anſchluß au die 
Runderlaſſe vom 26. 11. 1919 — 8MBl. S. 491 
12. 1. 1920 — FMBl. S. 23 —, 30. 8. 1920 
SIDE S. 307 —, 28. 12. 1920 — FMBi. 1921 
S. 10 —, 24. 1. 1921 — FM Bl. S. 89 —). (F. M. 
I. C. 2/437, III. 2/209, M. d. J. Ia, I 811). 


Für den Bereich der allgemeinen, inneren, 
Krciskaſſen⸗, Kataſter⸗ und Hochbauverwaltung, ber 
ſtaatlichen Polizeiverwaltungen, der Landjage rei 
und der Schutzpolizei wird mit Wirkung vom 
1. Juli 1921 ab, für den Bereich der Schutzpolizei 
aber nur inſoweit, als durch Sonderverfugung 
(4. B. für Kommandos mit Rückſicht auf gewul. te 
Verpflegung und Unterkunft durch die Verwaltung 
der Schutzpolizei) nichts anderes vorgeſehen ißt, 
das Nachſtehende beſtimmt: 

A. Beſchäftigungstagegeld. 

Beamten, die vorübergehend außerhalb ihres 
dienſtlichen Wohnſitzes bei einer preußifchen un⸗ 
mittelbaren Staatsbehörde beſchäftigt werden, ſind 
Beſchäftigungstagegelder nach folgenden Grund⸗ 
ſätzen zu gewähren: 

1. Planmäßige und nichtplanmäßige Beaute 
mit Familie, die unter Beibehaltung ihres La 
herigen Haushalts an ihrem dienſtlichen Wohnſitz 
gezwungen ſind, von ihren Familien getrennt zu 
leben, erhalten täglich 

a) in teucren Städten (vgl. Ziffer 8) 


bis zur Dauer vom Beginne 
von 6 Monaten: des 7. Monats ab 


Stufe J (vergl. Riff. 3) bis zu 30 A bis zu 25 4 
„5 ` „ „ 35 A „ „ 50 K 
. I „ „ 40 K „ „380 % 
EM „ 7 45 K „ un 40 . 
UI V 77 UI ba 4 ” D DO A 


b) in anderen Orten 


bis zur Dauer vom Begin 
von 6 Monaten: des 7. Monats ab: 

Stufe I bis zu 25 A bis zu 20 A 

H II H 30 A 77 D 25 A 

a I H H 35 * ou 30 A 

n 11 40 * vu 35 . 

IO II H 50 4 Hi H 45 A 


2. Planmäßige und nichtplanmäßige Beamte 
mit Familie, die von ihren Familien nicht getrennt 
leben, und planmäßige Beamte ohne Familie 
erhalten, ſofern nicht die Ziffer 11 Platz greift, 
täglich 

a) in teueren Städten 


während der erſten vom Beginne 


vom Beginne 
2 Monate: des 3. Mts. ab: 


des 7. Mis. av ; 


Stufe I bis zu 25 A bis zu 20 A bis zu 15 A 
H 11 H [2 30 4 nn 25 A vg 1 18 * 
D III H H 35 A H H 80 A IW E 20 A 
H IV H E 40 K r nm 35 K n d 25 A 
77 V 17 H 50 A 1 UI 45 * UI H 80 sb 
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b) in anderen Orten 


Stufe I bis zu 20 4 bis zu 15 A bis zu 12.4 
H II H H 25 A 77 77 1 P " 15 4 
H III H u 30 A II II 20 A 77 H 18 A 
nm IV u H 35 A H D 25 1 no 22 A 
w N „ „ 45 A „ „ 30 A „ „ 28 A 
3. Den nichtplanmäßigen Beamten ohne 


Familie kann ein Beſchäftigungstagegeld bis zur 
Höhe von drei Vierteln der unter Ziffer 2 auf⸗ 
geführten Beträge gewährt werden. 

4. Es gehören von den in der Beſoldungs⸗ 
ordnung zum Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetze 
vom 17. Dezember 1920 (GS. S. 135) aufgeführten 
Beamten: 


die Beamten mit 


e Mindeſt⸗ Lengt, 
er egal geballten 
m Gruppe Gruppe in Gruppe 
zur Stufe I 1—5 — — 
1 2 II 6-8 1 und 2 — 
e „ II 9—12 3 und 4 — 
a ur EV 13 5 1— LI 
V — IV und V 


5. Bei nichtplanmäßigen Beamten iſt das 
Beſchäftigungstagegeld des planmäßigen Beamten 
derjenigen Beſoldungsgruppe zugrunde zu legen, 
in der der Beamte beim regelmäßigen Verlaufe 
feiner Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt 
wird. Als nichtplanmäßige Beamte im Sinne 
dieſes Erlaſſes gelten auch die im Vorbereitungs⸗ 
dienſt befindlichen unbeſoldeten Beamten (Super⸗ 
numerare, Referendare, Bauführer uſw.); ihnen 
kann jedoch ein Beſchäftigungstagegeld nur gewährt 
werden, wenn ſie auf Grund eines beſonderen 
Beſchäftigungsauftrags auswärts tätig ſind und 
ihnen hierfür eine Entſchädigung nicht bereits 
zugebilligt iſt. 

6. Beim Aufrücken eines Beamten in eine 
höhere Tagegeldſtufe iſt das höhere Tagegeld in 
der Regel von dem Tage des Aufrückens ab zu 
gewähren. Erfolgte das Aufrücken aber mit rück⸗ 
wirkender Kraft, ſo iſt das höhere Tagegeld 


früheſtens von dem Tage ab zu gewähren, an dem 


dem Beamten die das Aufrücken in die höhere 
Stufe bedingte Veränderung dienſtlich betannt- 
gemacht worden iſt. 

7. Die Reiſetage ſcheiden bei den unter Ziffer 1 
und 2 vorgeſehenen Zeitberechnungen aus. Für 
dieſe Tage erhalten die Beamten die für die Dienſt⸗ 
reiſen vorgeſehenen Tagegelder (Rundverfügung 
vom 5. April 1921, FMBl. S. 216 und vom 
25. Mai 1921, FMBl. S. 260). Wird während der 
auswärtigen Beſchäftigung der Beſchäftigungsort 
gewechſelt, ſo beginnt die Friſt für die Gewährung 
der Höchſtſätze, die für den Beſchäftigungsort in 
Frage kommen, ſtets von neuem. Im übrigen 
laufen die Monatsfriſten von dem Tage des Be⸗ 
ginns der Beſchäftigung ab. 

8. Als teure Städte gelten die in Ziffer II 
unſeres Runderlaſſes vom 17. Juli 1920 — FM Bl. 
S. 253 — aufgeführten Städte: Aachen, Altona, 
Berlin (Geſetz vom 27. April 1920 — GS. S. 123 —), 
Bremen, Breslau, Coblenz, Köln, Dortmund, 
Dresden, Düſſeldorf, Duisburg, Eſſen, Frank⸗ 
furt a. M., Hamburg, Hannover, Kiel, Königs⸗ 
berg i. Pr., Leipzig, Magdeburg, Mainz, Mann⸗ 
heim, München, Oppeln, Stettin, Trier. 

Soweit die für teure Städte feſtgeſetzten Be⸗ 
ſchäftigungstagegelder im Einzelfalle für den 
Aufenthalt in Berlin nicht ausreichen, wollen wir 
auf Antrag einen Zuſchuß bis zu 10 & täglich 
gewähren. 


‚9 Unter „Familie“ im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmungen ſind nicht nur Ehefrau, Kinder oder 
Eltern, ſondern auch andere nahe Verwandte, 
Adoptiv- und Pflegekinder zu verſtehen, ſofern der 
Beamte ihnen in ſeinem Haushalt Wohnung und 
Unterhalt auf Grund einer geſetzlichen oder ſitt⸗ 
lichen Verpflichtung gewährt. Dabei iſt jedoch 
Vorausſetzung, daß von dem Beamten ein eigener 
Haushalt geführt wird. 

10. Bei mehrtägigen Dienſtreiſen der Beamten, 
die vorübergehend außerhalb ihres dienſtlichen 
Wohnſitzes bei einer Behörde beſchäftigt ſind, iſt 
ein Drittel der unter Ziffer 1, 2 und 3 vorgeſehenen 
Beſchäftigungstagegelder auf die bei Dienſtreiſen 
zuſtehenden Dienſtreiſetagegelder anzurechnen. 

11. Die außerhalb ihres dienſtlichen Wohnſitzes 
beſchäftigten Beamten, die täglich von ihrem Be⸗ 
ſchäftigungsorte nach ihrem bisherigen Dienſtorte 
zu ihren Familien fahren, können neben den Aus⸗ 
lagen für die Fahrkarte der 3. Wagenklaſſe (Monats⸗ 
oder Wochenkarte) zur Beſtreitung der Mehrkoſten 
der Verpflegung und der Bekleidung einen Zuſchuß 
bis zum Höchſtbetrage von 10 % täglich erhalten. 
Bei Bemeſſung der Höhe des Zuſchuſſes wird zu 
berückſichtigen fein, inwieweit der Beamte infolge 
ſeiner auswärtigen Beſchäftigung verhindert iſt, 
die Mahlzeiten zu Hauſe einzunehmen. Für die 
Tage, an denen der Beamte am Beſchäftigungsorte 
nicht tätig iſt, ſondern bei ſeiner Familie verbleibt, 
iſt der Zuſchuß nicht zahlbar. Der Zuſchuß darf 
längſtens auf die Dauer eines Jahres vom Be⸗ 
ginne der auswärtigen Beſchäftigung ab gewährt 
werden. Sollten ſich wider Erwarten Fälle er⸗ 
geben, in denen mit Ablauf dieſer Friſt die Zahlung 
der Zuſchüſſe nicht eingeſtellt werden kann, ſo iſt 
die Zubilligung nur in ganz beſonders begründeten 
Fällen mit unſerer Zuſtimmung zuläſſig. 


12. Für die Zeit eines Urlaubs ſind den Be⸗ 
amten die Beſchäftigungsgelder bis zu drei 
Tagen zu belaſſen. Für die übrige Urlaubszeit 
werden nur die für die Beibehaltung der Wohnung 
am Beſchäftigungsorte erwachſenen tatſächlichen 
Auslagen bis zur Höhe der bis dahin gewährten 
Beſchäftigungstagegelder erſtattet. Den Beamten 
mit Familie, die während eines Urlaubs am 
Beſchäftigungsorte verbleiben, können die Be⸗ 
ſchäftigungstagegelder auch während des Urlaubs 
ohne weiteres fortgewährt werden. 

13. In Krankheitsfällen iſt das Beſchäftigungs⸗ 
tagegeld nur dann weiter zu zahlen, wenn der 
erkrankte Beamte wegen Reiſe⸗Unfähigkeit am 
Beſchäftigungsorte verbleiben muß. Andernfalls 
können nur die durch die Beibehaltung der Wohnung 
am Beſchäftigungsorte erwachſenen tatſächlichen 
Ausgaben bis zur Höhe der bis dahin gewährten 
Beſchäftigungstagegelder erſtattet werden, ſofern 
die Krankheit von vorübergehender Dauer und eine 
baldige Wiederaufnahme des Dienſtes in abſeh⸗ 
barer Zeit zu erwarten iſt. 

14. Es wird noch beſonders darauf hingewieſen, 
daß die in Ziffer 1, 2, 3, 8 und 11 vorgeſehenen 
Sätze Höchſtbeträge darſtellen, bis zu denen eine 
beſondere Vergütung gewährt werden kann. Mit 
Rückſicht auf die gegenwartige Finanzlage wird 
vorausgeſetzt, daß die Verhältniſſe in jedem Einzel⸗ 
falle genau geprüft werden, und daß die vorgeſetzte 
Behörde die Höhe der Beträge nur nach Maßgabe 
des tatſächlichen Bedürfniſſes bzw. des unbedingt 
notwendigen Mehraufwandes feſtſetzt. 

15. In Zweifelsfällen iſt unſere Entſcheidung 
einzuholen. 
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16. Alle entgegenſtehenden Beſtimmungen, ins⸗ 
beſondere die Runderlaſſe vom 9. Februar 1871 
— M. d. J. I A. 1866, F. M. 1626 —, vom 
27. Juni 1873 — M. d. J. I. A. 5610, F. M. 8345 —, 
vom 12. Auguſt 1919 — FM Bl. S. 394 — und vom 
3. Juni 1920 — FMBl. S. 226 — find mit dem 
30. Juni 1921 aufgehoben. 

17. Soweit auf Grund der bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen höhere Vergütungen gewährt worden 
ſind, wird von einer Rückforderung der zu viel er⸗ 
haltenen Beträge abgeſehen. 

B. Wohnungsbeihilfen. 

1. An Stelle der in Ziffer 1 des Runderlaſſes 
vom 30. Auguſt 1920 (FM Bl. S. 307) vorgeſehenen 
Sätze iſt den verſetzten Beamten (planmäßigen wie 
nichtplanmäßigen mit Ausnahme der im Vor⸗ 
bereitungsdienſte befindlichen unbeſoldeten Be⸗ 
amten — vgl. A. Ziffer 5 dieſes Erlaſſes —) die 
Wohnungsbeihilfe nach folgenden Höchſtſätzen zu 
gewähren: 


Beamten 
ohne Familie 
bei Fort. bei entgeltlicher [die am bisherigen 


i Unterſtellang der Wohnort ein eign. 
8 Möbel Hausſtand hatten 


halts amwährend vom Be⸗⸗ während vom Be⸗ 
Wohnos der erſten inne d 3 ber erſtenginne d 3. 


Beamten 
mit Familie 


Wohnort 2 Monate Mon. abſe Monate Non ab 

K A A a A 
1 2 3 4 [ 5 6 

a) in teuren Städten: 
Stufe 1 S 25 20 15 15 12 
„ e Le 30 25 18 18 15 
III 35 30 20 20 18 
E o ES? 0 35 25 25 22 
e "Ki. er 50 45 30 30 28 

b) in andern Orteu: 

Stufe I... 20 15 12 12 10 
„„ 25 18 15 15 12 
= ME 2% 80 20 18 18 15 
„ ILV 35 25 Géi 22 18 
5 er 45 30 28 28 2 


2. Die vorgeſehenen Monatsfriſten laufen von 
dem Tage ab, an dem der betreffende Beamte nach 
der Verſetzung ſeine Tätigkeit am neuen Dienſtort 
aufgenommen hat. Für Beamte, die bereits vor 
der Verſetzung am neuen Dienſtort beſchäftigt 
waren, rechnen die Monatsfriſten vom Tage des 
Beginns dieſer Beſchäftigung ab. Im übrigen gilt 
die Ziffer 7 des Abſchnittes A ſinngemäß. 

3. An Stelle der Sätze in Ziffer 2 des Rund⸗ 
erlaſſes vom 30. Auguſt 1920 — FMBl. S. 310 — 
werden folgende Höchſtſätze gewährt: 


Beamten Beamten 
mit Familie ohne Familie 
Tagesſatz Tagesſatz 
D? A 
1 2 | 3 


a) in teuren Städten: 


Stufe 111i 12 10 
FBW 15 12 
„ Hr. 18 15 
„ IV. 22 18 
„ 2 2⁴ 
b) in andern Orten: 

Stufe 1. 10 8 
D II. 12 10 

e, XIX 15 12 
IV. 18 16 


„ 24 20 
4. Die Sätze für teure Städte find nur dann 
zugrunde gelegt, wenn der neue dienſtliche Wohnort 


120 teuren Städten (Ziffer 8 Abſchnitt . 
gehört. 
5. Die Vorſchriften des Abſchnitts A 
Ziffer 4 und 5 Zugehörigkeit der Beamten zu 
den einzelnen Stufen, 


„ 6 Gewährung eines höheren Satzes 
bei Beförderung, 
5 : Berechnung der Zeiten, 
„ 8 Zugehörigkeit der Orte zu den 
teuren Städten, 
Abſ. 2 Gewährung eines beſonderen Zu⸗ 


ſchuſſes für Berlin, 
in 8 Begriff der Familie, 


„ 10 Kürzung der Beihilfe bei mehr⸗ 
tägigen Dienſtreiſen, 

a, 41 Vergütung für Beamte, die täglich 
zu ihren Familien fahren, 

„ 12 Gewährung bei Urlaub, 

„ 13 Krankheitsfälle, 

„ 14 Höchſtſätze, 

„ 15 Zweifelsfälle, 

„ 17 Rückforderung 

ſind hinſichtlich der Wohnungsbeihilfe ſinngemäß 


anzuwenden. 

6. Die Entſchädigung für Unterſtellung der 
Möbel kann ohne Rückſicht darauf, an welchem 
Orte die Möbel gegen Entgelt untergeſtellt ſind, 
zugebilligt werden. Vorausſetzung für die Ge⸗ 
währung bleibt auch hier, daß der verſetzte Beamte 
an ſeinem bisherigen dienſtlichen Wohnſitz einen 
eigenen Haushalt geführt hat. 

7. Wenn verſetzte Beamte eine Notwohnung 
mit Kochgelegenheit bezogen und nur einen Teil 
der Möbel gegen Entgelt untergeſtellt haben, kann 
eine Wohnungsbeihilfe nicht gewährt werden. 

8. Beamten ohne Familie, die am bisherigen 
Wohnort einen eigenen Hausſtand hatten, kann die 
vorgeſehene Beihilfe in voller Höhe nur dann ge⸗ 
währt werden, wenn der eigene Haushalt unter 
Beibehaltung einer Wirtſchafterin am bisherigen 
Wohnort auf Koſten des Beamten weitergeführt 
wird. Iſt die Wirtſchafterin nicht beibehalten, 
ſondern entlaſſen worden, fo dürfen nur die Mehr⸗ 
koſten für die Beibehaltung der Wohnung oder für 
die entgeltliche Unterſtellung der Möbel in Grenzen 
der vorgeſehenen Beihilfenbeträge bewilligt werden. 
Bei unentgeltlicher Unterſtellung der Möbel iſt 
keine Beihilfe zu gewähren. 

9. Beamte mit Familie, die ihre Möbel un⸗ 
entgeltlich untergeſtellt haben, können nur nach vor⸗ 
ſtehender Ziff. 3 des Abſchn. B entſchädigt werden, 
ſofern die ſonſtigen Vorausſetzungen vorliegen. 

10. Die Ziffer 17 unſeres Runderlaſſes vom 
30. Auguſt 1920 — FM Bl. S. 307 — wird hin⸗ 
ſichtlich der Beamten mit Familie dahin er⸗ 
weitert, daß dem Wohnen im Gaſthaus im Sinne 
dieſer Vorſchrift das Wohnen in Penſionen und in 
möblierten Wohnungen ohne Küchenbenutzung 
gleichzuſtellen iſt. 

11. Bei vorläufiger Dienſtenthebung eines 
Beamten iſt die ihm zu gewährende Wohnungs⸗ 
beihilfe bei der Berechnung des einzubehaltenden 
Teiles des Dienſteinkommens mit zu berückſichtigen. 

12. Etwaiger Mehrbedarf an Abdrucken iſt 
ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1921 auf dem Büro⸗ 
wege der Kalkulatur I des Preußiſchen Finanz⸗ 
miniſteriums anzumelden. 

Abdrucke für die ſtaatlichen Polizeiverwaltungen, 
die Hochbauverwaltung, die Landjägerei und die 
Schutzpolizei liegen bei. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage: Schulz. 
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Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Forſtmeiſter Wallmann, Kirchrode (Hannover), 
dt am 5. Auguſt in Planken bei Neuhaldensleben, 
wo er bei ſeinem Schwiegerſohn auf Beſuch ver⸗ 
weilte, im 95. Lebensjahre geſtorben. Der Ent⸗ 
ſchlafene hatte 1845—47 die Forſtakademie Hann. ⸗ 
Minden beſucht, war dann bis 1866 Gehegereuter 
auf dem Jägerhofe in Hannover, Führer der 
Findermeute und Vorſtand der Königl. Gewehr⸗ 
kammer. Nach 1866 wurde er in die preußiſche 
Forſtverwaltung übernommen und am 1. St 
tober 1868 zum Oberförſter und Verwalter des 
Hofjagdreviers Göhrde ernannt. Als „Kaiſer⸗ 
Oberförſter der Göhrde“ war er in den weiteſten 
Kreiſen bekannt. Im Jahre 1905 iſt er nach 
ſeiner an Ehren und Auszeichnungen reichen 
dienſtlichen Laufbahn in den Ruheſtand getreten. 
Ein treuer Heger und Pfleger des deutſchen 
Waldes und des edlen Weidwerks iſt mit ihm 
dahingegangen. 


— 


S 

Erhöhung der Löhne und Gehälter. Be 
ſeinem Zuſammentritt im September wird ſich 
der Reichstag vorausſichtlich ſofort mit einer 
Angelegenheit von weittragender Bedeutung zu 
befaſſen haben. Die Reichsregierung iſt ſchon 
ſeit einiger Zeit in eine Prüfung der Frage 
getreten, inwieweit vorausſichtlich demnächſt die 
Brotpreiserhöhung, die Steigerung der Miet⸗ 
preiſe und die Auswirkung der Steuergeſetzgebung, 
zum Beiſpiel eine etwaige Verteuerung von Kohle, 
Gas uſw., eine Steigerung der Koſten der Lebens⸗ 
haltung herbeiführen werden, und wieweit dem 
bei der durch die Reparation aufs äußerſte an⸗ 
geſpannten Finanzlage des Reiches durch eine 
Erhöhung der Löhne und Gehälter der Arbeiter, 
Angeſtellten und Beamten zu begegnen iſt. Da 
dieſe Frage auch für die Länder von einſchneidender 
Bedeutung iſt, wird ſie nicht ohne Benehmen mit 
den Landesregierungen geregelt werden können. 
Es iſt zu erwarten, daß ſchon in kurzer Zeit die 
erforderlichen Verhandlungen beginnen werden, 
ſo daß dem Reichstag nach den Ferien bereits 
feſte Vorſchläge unterbreitet werden können. 

Inzwiſchen haben in Berlin die Spitzen⸗ 
organiſationen der deutſchen Reichs⸗, Länder⸗ und 
Gemeindebeamten ſowie der großen gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſationen über die Frage beraten, ob 
ein gemeinſames Vorgehen aller Gehalts⸗ und 
Lohnempfänger angeſichts der neuen Teuerungs⸗ 
welle möglich ſei. Die Verhandlungen, die von 
Dr. Völter vom Deutſchen Beamtenbund geleitet 
wurden, vereinigten Vertreter des Allgemeinen 
deutſchen Gewerkſchaftsbundes, des Deutſchen 
Gewerkſchaftsbundes, des Gewerkſchaftsringes und 
des Deutſchen Beamtenbundes. Weiter waren 
Vertreter der Eiſenbahnerverbände, des Transport⸗ 
arbeiterverbandes, des Verbandes der Gemeinde- 
und Staatsarbeiter ſowie anderer zahlreicher 
Organiſationen erſchienen. 

Die Verhandlungen ergaben in der Frage der 
Beſeitigung aller Unterſchiede in den jetzigen 
Teuerungszulagen und in den Zuſchlägen zu den 
Kinderzuſchlägen, wie ſie durch die Aktionen im 
letzten Januar entſtanden waren, eine volle 
Einigung. In der Hauptfrage, ob eme Abänderung 
des Grundgehaltes der Beamten verlangt oder 
eine Erhöhung der geltenden Teuerungs⸗ und 


der Grundlohn der Arbeiter erhöht oder auch hier 
das Zuſchlagsſyſtem beibehalten werden folle, kam 
es zu außerordentlich lebhaften Debatten. Man 
kam ſchließlich dahin überem, daß grundſätzlich 
eine Erhöhung der Grundgehälter und Grund⸗ 
löhne anzuſtreben ſei, und deshalb wolle man 
die bevorſtehende Aktion der Gehalts⸗ und Lohn⸗ 
empfänger in mehrere Etappen teilen. Gegen⸗ 
wärtig ſei noch gar nicht abzuſehen, bis zu welchem 
Grade ſich die neue Teuerungswelle auswirken 
werde. Man wolle deshalb etwa im Oktober der 
Regierung Material unterbreiten, um zu Beginn 
des neuen Jahres über die grundſätzlichen Er— 
höhungen verhandeln zu können. Nach langen 
Debatten ſchloſſen ſich die Vertreter des Deutſchen 
Beamtenbundes dieſen Erwägungen an. 

Der Allgemeine Deutſche Gewerkſchaftsbund, 
der Gewerkſchaftsbund und der Gewerkſchaftsring 
brachten dann die Forderungen zum Vortrag, die 
ſie als unerläßlich anſehen. Danach verlangen ſie 
für die Arbeiter eine Zulage von 1,50 M je Stunde 
oder eine Erhöhung des Geſamtlohnes um 3600 M 
für das Jahr. Für die Beamten ſollte nach dem 
Vorſchlag der genannten Organiſationen ebenfalls 
eine Teuerungszulage von 3600 % gleichmäßig für 
alle Kategorien erhoben werden, wobei dieſer Betrag 
auch als „penſionsfähig“ betrachtet werden ſoll 
Der Deutſche Gewerkſchaftsbund konnte ſich mit 
dieſen Forderungen nicht einverſtanden erklären, 
ſondern forderte — und ſo ſcheiterte ſchließlich die 
geplante Einheitsfront — für feine Mitglieder einen 
Zuſchlag von 8500 / jährlich gleichmäßig für alle 
Beamtenkategorien. Die anderen Organiſationen 
erhoben gegen dieſe Forderung Einſpruch, die all⸗ 
ſeitig als zu hochgeſpannt betrachtet wurde. Um 
einen Abbruch der Verhandlungen zu vermeiden, 
einigte man ſich dahin, eine Kommiſſion zu bilden, 
in der Vertreter aller Organiſationen ſaßen, und 
in der man auf dem Wege des Kompromiſſes ſich 
entgegenkommen wollte. 

In dieſer Kommiſſion gaben die Vertreter des 
Deutſchen Beamtenbundes zunächſt nach und 
einigten ſich auf eine Forderung von 3600 . 
Als dann das Plenum wieder zuſammentrat, er⸗ 
hoben die zahlreichen anweſenden Vertreter der 
Beamtenorganiſationen jedoch Einſpruch, und der 
Deutſche Beamtenbund erklärte nunmehr, daß er 
für ſeine Mitglieder eine Mindeſtforderung in Höhe 
von 4200 „ erheben müſſe. Es wurde verſucht, 
auf dieſer Baſis mit den anderen Organiſationen 
zu einem Kompromiß zu kommen, doch ſcheiterte 
dieſer Vorſchlag, da nach den vorgenommenen Be⸗ 
rechnungen eine Erhöhung der Löhne und Gehälter 
um 8500 „ für die Reichs⸗, Länder und Gemeinde⸗ 
beamten, fur die Arbeiter, Penſionäre und 
Rentenempfänger einen Mehraufwand von rund 
30 Milliarden erfordern würde, während eine 
Erhöhung um 3600 M eine Mehrausgabe von 
etwa 10 Milliarden erfordern dürfte. 

Eine Einigung konnte nicht erzielt werden, und 
ſo iſt die Einheitsfront der Beamtenorganiſationen 
und der Gewerkſchaften vorderhand geſcheitert. 
Wie wir hören, dürften beide Teile jetzt ſelbſtändig 
vorgehen und der Regierung ihre nicht unerheblich 
voneinander abweichenden Forderungen unter⸗ 
breiten. 

N 


Nachträgliche Anrechnung der während des 


andere Zuſchläge verlangt werden follte, und ob Krieges im Reichsdienſt oder im aktiven Heer 


650 


zugebrachten Zeit der Penſionäre auf das ruhe ⸗ 
gehaltsfähige Dienſtalter. Bekanntlich werden 
ſolche Zeiten nach 8 7 des Penſionsergänzungs⸗ 
geſetzes vom 21. Dezember 1920 (R. G. Bl. S. 2109) 
der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit hinzugerechnet, 
ſoweit dadurch die Penſion ſich nicht um mehr 
als Bilon des Dienſteinkommens erhöht, ſoweit alſo 
für preußiſche Beamte 40 Jahre nicht überſchritten 
werden. Während bisher derartige Zeiten nur 
einfach hinzugerechnet wurden, iſt durch das 
Reichsgeſetz vom 4. Juli 1921 (R. G Bl. ©. 825) die 
anderthalbfache Anrechnung beſtimmt worden, 
ſo daß jetzt kein Unterſchied zwiſchen der Art 
der Anrechnung der im preußiſchen Heimatdienſt 
und der im Reichsdienſt oder im Heere von den 
Penſionären während der Kriegszeit geleiſteten 
Hilfe beſteht. Gegebenenfalls greifen übrigens die 
Vorſchriften über die Hinzurechnung von Kriegs⸗ 
jahren Platz, was allerdings ſelten der Fall ſein 
wird, aber doch in Nr. 62 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 9. Juli 1921 (R. G. Bl. S. 886) 
ausdrücklich hervorgehoben iſt. Die Ergänzung 
des Ruhegehalts derjenigen Penſionäre, die früher 
nicht Reichsbeamte waren, iſt bei der Behörde 
zu beantragen, die das Ruhegehalt feſtgeſetzt hat. 
Dieſe berechnet nach Maßgabe der verlängerten 
Dienſtzeit den Mehrbetrag an Ruhegehalt und 
überſendet die Berechnung nebſt Unterlagen ſowie 
unter Mitteilung der das Ruhegehalt zahlenden 
Kaſſe an die Behörde, bei der der Beamte zuletzt 
beſchäftigt war oder die an deren Stelle getreten 
iſt. Dieſe Behörde prüft die Angaben nach und 
legt die Sache der für die Feſtſtellung zuſtändigen 
Reichsbehörde vor. Die Erhöhung des Ruhe⸗ 
gehalts erfolgt in Form eines Zuſchuſſes, den das 
Reich gibt und der gleichzeitig mit der bisherigen 
Penſion gezahlt wird. 


* 


Verſorgungszuſchläge der preußiſchen Ruhe⸗ 
ſtandsbeamten. Wie wir aus den uns zugehenden 
Anfragen erſehen, erhalten viele penſionierte 
Forſtbeamte ihre Verſorgungszuſchläge noch auf 
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7. Mai 1920. Die Aufbeſſerung, die das 
Beamtendienſteinkommens⸗ und das Altruhe⸗ 
ehalts⸗Geſetz vom 17. Dezember 1920 ſowie die 
erordnung des Staatsminiſteriums vom 8. Fe⸗ 
bruar 1921 gebracht haben, iſt bei ihnen noch 
nicht berückſichtigt. Es iſt ja zweifellos, daß es 
den mit den Umrechnungen betrauten Beamten 
nicht leicht fällt, ſich in den neuen Beſoldungs⸗ 
vorſchriften, die ſich nicht gerade durch Klarheit 
und Einfachheit auszeichnen und alle paar 
Monate geändert werden, zurechtzufinden; trotz⸗ 
dem könnte man doch wohl erwarten, daß nun⸗ 
mehr nach ſo langer Zeit alle Verſorgungs⸗ 
zuſchläge geregelt wären Wo dies alſo noch 
nicht geſchehen iſt, empfehlen wir den Penſionären, 
ſich an die Regierung und, wenn ſie dies bereits 
erfolglos getan haben, an das Miniſterium für 
Landwirtſchaft zu wenden, können ſie doch nicht 
wiſſen, ob ſie nicht vergeſſen worden ſind. Ur⸗ 
ſprünglich betrugen die Verſorgungszuſchläge 
50% vom halben Grundgehalt und halben Orts⸗ 
zuſchlag⸗Durchſchnitt, die der Bemeſſung des Ruhe⸗ 
gehalts zugrunde gelegt worden ſind und die 
für Altpenſionäre, an deren Penſionstag es 
Grundgehalt und Ortszuſchlag noch nicht gab, ſo 
zu ermitteln ſind, als ob die neuen Gehaltsſätze 
damals ſchon beſtanden hätten. Wie das zu 
machen iſt, geht aus der Fußnote auf S. 363 in 
Nr. 20 hervor. Die neuen Geſetze ſchreiben nun 
zwei Berechnungsarten vor, von denen die für 
den Einzelfall günſtigſte zu wählen iſt. Die 
eine iſt die oben erwähnte urſprüngliche. Sie iſt 
die günſtigſte für alle Ruheſtandsbeamten, die 
nicht mehr als 19 penſionsfähige Dienſtjahre 
aufzuweiſen haben. Die andere gewährt 50% 
des Ruhegehalts. Sie kommt für alle anderen 
Ruheſtandsbeamten, alſo für die Mehrzahl in 
Frage. In beiden Fällen werden 50% nur für 
die Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1920 
gezahlt, vom 1. Januar 1921 an 70% in Orts⸗ 
klaſſe A, 67% in B, 65% in C, 60% in D und 
55% in E. Alſo bis zum 31. Dezember 1920 
ſpielen die Ortsklaſſen keine Rolle. Folgende 


Grund der längſt aufgehobenen Geſetze vom Beiſpiele mögen dies erläutern: 
50% Verſorgungszuſchlag 
b eg EA für die Zeit vom 1. 1. 21 
Grund- zuſchlag⸗ op Wehe E e in Ortsklaſſe 
gehalt Durch⸗ Dienſt gehalt 99 Ruhe⸗ Zeit bis | | 
f g ` d e e halts TI, N | 
ſchnitt 10 05 dea 31 12 20 A B Ö D E 
ſchnitts | | 
A H. 5% k 1 A fb Ki | Ei ! EI A | A 
6700 2100 | 19 | 4 254 | 2200,00 | 2127,00 | 2200,00 3080,00 2948,00 | 2860,00 | 2640,00 | 2420,00 
8500 | 2760 | 38 | 8259 | 2815,00 | 4129,50 4129,50 | 5781,30 | 5533,55 5368,35 | 4955,40 | 4542,45 
8700 | 2760 | 40° | 8 595 | 2865,00 | 4297,50 | 4297,50 | 6016,50 | 5758,65 5586,75 5157,00 4727,25 
9300 2760 | 40 | 9.045 3015,00 4522,50 4522,50 | 6331,50 6060,15 | 5879,25 | 5427,00 | 4974,75 
10000 | 2760 | 18 | 5 955 | 3190,00 | 2977,50 | 3190,00 4466,00 | 4274,60 | 4147,00 | 3828,00 | 3509,00 
10 000 | 2760 | 20 | 6381 | 3190,00 | 3190,50 3190,50 | 4466,70 4275,30 | 4147,65 | 3828,60 | 3509,55 
12 600] 3420 | 40 [12 015 4005,00 6007,50 | 6007,50 8410,50 | 8050,05 | 7809,75 | 7209,00 | 6608,25 
7 


Vorleſungs verzeichnis der Forſtlichen Hochſchule 

zu Hann.⸗Münden für das Winterſemeſter 1921/22. 

Oberforſtmeiſter Profeſſor Schilling: Forſtein⸗ 
richtung (Theorie und Methoden) (4ſtündig), 
Holzmeßkunde (2ſtündig), Waldwertrechnung 
(2ſtündig), Forſtliche Ubungen und Lehrausflüge. 

Forſtmeiſter Sellheim: Forſtbenutzung (4ſtündig), 
Gr le Lehrausflüge. 


Forſtmeiſter Kautz: Waldbau (angew. Teil) 
(Aſtündig), Forſtliche Lehrausflüge. 
Oberförſter Godberſen: Forſtgeſchichte (2ſtündig), 


Forſtverwaltungskunde (1ſtündig), Forſtliche 
Lehrausflüge. 
N. N. Ubungen in der Waldwertrechnung 


(Iſtündig), Forſtliche Übungen (2ſtündig). 
Geh. Reg.⸗Rat Profeſſor Dr. Baule (vou den 
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amtlichen Pflichten entbunden): Geodäſie 
(Inſtrumentenkunde) (2ſtündig), Vermeſſungs⸗ 
aufgaben (2 ſtündig). 

N. N. Allgemeine Botanik (3ſtündig), botaniſch⸗ 
mikroſkopiſches Praktikum (2 ſtündig), botaniſche 
Übungen (nach Vereinbarung). 

Profeſſor Dr. Rhumbler: Allgemeine Zoologie 
und Wirbeltiere (2ſtündig), Deszendenz⸗ und 
Vererbungslehre (1 ſtündig), Wirbelloſe Tiere 
ohne Inſekten (Iſtündig), Zoologiſche Ubungen 
(ſtündig). 

Profeſſor Dr. Falck: Forſtliche Mykologie mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Baumkrankheiten 
(2 ſtündig). 

Profeſſor Pr. Süchting: Mineralogie und Ge⸗ 
ſteintunde (2ſtündig), Angewandte Bodenkunde 
(1ftündig), Ubungen zur Petrographie und 
Paliontologie der Formationen mit Demon⸗ 
ſtrationen (3ſtündig), Bodenkundliches Seminar 
(2ſtündig). 

Profeſſor Dr. Wedekind: Anorganiſche Chemie 
(Zſtündig), Chemiſche Übungen (Organ. Seminar) 
(2 ſtündig), Chemiſches Kolloquium für Fort⸗ 
geſchrittenere. 

Oberförſter Frhr. Geyr von Schweppenburg: 
Ornithologie. 

Geh. Reg.⸗Rat Profeſſor Dr. Wiechert: Meteo⸗ 
rologie und Klimalehre (2 ſtündig). 

Geh. Juſtizrat Profeſſor Dr. v. Hippel: Straf⸗ 
und Zivilprozeſſe (2 ſtündia). 

N. N. Land wirtſchaftslehre (wöchentl. ein Nach⸗ 


mittag). 
Sanitätsrat Dr. Schürmann: Erſte Hilfe bei 
Unglücksfällen (2ſtündig). 

Allwöchentlich Sonnabends forſtliche, bodenkund⸗ 
liche und geologiſche Ausflüge unter Leitung der 
betr. Dozenten. Das Semeſter beginnt ſatzungs⸗ 
gemäß am 15. Oktober und endet am 20. März. 
Anmeldungen ſind ſchriftlich an die Forſtliche 
Hochſchule zu richten. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Nonnen⸗Gefahr. Dieſes gefährliche Inſekt, 
welches neuerdings zuerſt in Böhmen Ver⸗ 
heerungen anrichtete, ſcheint ſich immer weiter 
auszubreiten. über den Einzug in Sachſen iſt 
erſt kürzlich berichtet worden (ſiehe Nr. 32 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“), im Rieſengebirge 
nimmt ihr Fraß ebenfalls an Ausdehnung zu, 
und in den letzten Wochen iſt ſogar in der Mark 
Brandendurg ein lebhafter Falterflug beobachtet 
worden. Bemerkenswert erſcheint, daß die 
Nonnengefahr im Rieſengebirge nach genauer Feſt⸗ 
ſtellung nicht auf Emwanderung aus Böhmen 
zurückzuführen iſt, ſondern ſich dort ſelbſtändig 
entwickelt hat. Zur Beobachtung der Lebensweiſe 
der Nonnen, ihrer Verbreitung, ſowie zu Verſuchen 
ihrer Bekämpfung hat die biologiſche Reichsanſtalt 
eine beſondere Station in Sachſen eingerichtet. 

E ©. 

Roden n Stöcken mit Dampfmaſchinen. 
Die Erſahrungen der letzten Jahre bezüglich der 
Rodung von Stöcken mit Maſchinen haben gelehrt, 
daß bei größeren Flächen die Rodung mit Maſchenen 
mit Pferde⸗ und Handbetrieb zu geringe Flächen 
von Stöcken frei macht. Die Rodung mit der 
Hand iſt bei den jetzigen hohen Löhnen vollſtänd'g 
ausgeſchloſſen, da der Raummeter Steckholz 
viel mehr Arbeitslohn koſtet, als er einbringt; 
das Verhältnis würde ſich augenblicklich auf 
35 zu 24 A ſtellen. 
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bereit waren, unentgeltlich und ohne Bezahlung 
der Stöcke dieſe für ihren Bedarf zu roden, haben 
dies in Anbetracht ihrer beſſeren Vermögenslage 
jetzt nicht mehr nötig. Man iſt daher zu Verſuchen 
übergegangen, die Stöcke, unter Verwendung der 
Erfahrungen beim Roden mit Pferdebetrieb, 
mit Dampfmaſchinen zu ziehen. Cs werden hierzu 
zwei Heißdampfmaſchinen, ähnlich wie zum 
Pflügen mit Dampf benutzt. Es iſt vor allem nötig, 
daß nicht zu ſchwache und zweizylindrige Maſchinen 
Verwendung finden, damit der Zug ein möglichſt 
ruhiger und gleichmäßiger und den augenblicks⸗ 
weiſen ſchweren Anforderungen gewachſen iſt. 
In das Verbindungsſeil der beiden Dampfmaſchinen, 
welche mit 300 bis 400 m Entfernung gegenüber 
aufgeſtellt werden, werden je nach Wunſch und 
Zahl der Arbeiter 10 bis 15 ſogenannte Schnürſeile 
eingehängt. Dies kann entweder feſt geſchehen, 
d. h. daß das eine Ende des Seiles dauernd an 
dem Hauptſeil hängt, oder aber ſo, daß dieſe 
Enden in einen ſogenannten drehbaren 
Drillinghaken gehängt werden. Es ifi nötig, daß 
die Schnürſeile möglichſt geſchmeidig ſind, was 
dadurch erreicht wird, daß das Seil aus recht vielen 
einzelnen Drähten beſteht. Ferner müſſen die 
Schnürſeile in verſchiedenen Längen zwiſchen 
4 und 8 m ſein, damit alle Stöcke je nach ihrer 
Entfernung vom Hauptſeil erfaßt werden können. 
Jedes Schnürſeil wird von einem Mann bedient. 
Die eine Maſchine zieht das Hauptſeil langſam 
zu ſich heran. Die Leute ſchlingen die zu beiden 
Seiten des Hauptſeils ſich befindlichen Stöcke ent⸗ 
ſprechend der Länge des Schnürſeils während des 
Zuges an und löſen ſie, ſobald ſie herausgezogen 
ſind, aus der Schlinge. Bei ſchwächeren Stöcken 
können ſie ohne weiteres den Stock etwas anheben 
und dadurch die Seilſchlinge löſen. Bei größeren 
Stöcken iſt dies nicht möglich. Infolgedeſſen iſt 
es zweckmäßig, kleine Stöcke mit an dem Hauptſeil 
feſtgemachten Schnürſeilen zu ziehen, dagegen 
größere Stöcke mit dem erwähnten Drillingshaken. 
Kommen letztere in Anwendung, ſo empfiehlt es 
ſich, Reſerveſchnürſeile mitzuführen, ſo daß jeder 
Arbeiter zwei Schnürſeile hat. Dieſe werden beide 
in einen Drillingshaken eingehängt und zunächſt 
das eine um einen Stubben geſchlungen. Iſt dieſer 
herausgezogen, ſo wird der nächſte in der Zug⸗ 
richtung befindliche Stubben angeſchleift, und ſobald 
ſich dieſes zweite Seil ſtraff zieht, hakt ſich das 
erſte Schnürſeil aus dem Drillingshaken, ſo daß 
der betreffende Arbeiter, während der zweite 
Stubben gezogen wird, ruhig das erſte Schnürſeil 
von dem herausgezogenen Stock löſen kann. 
Es wurden bei den hieſigen Erfahrungen im all⸗ 
gemeinen 13 Leute beſchäftigt, und zwar zehn an 
den Seilen, zwei mit dem Abſtoßen der Borke und 
Freimachen der Stöcke, ein Mann mit der Vor⸗ 
bereitung von Feuerholz für die Maſchinen. Die 
Leiſtung beträgt durchſchnittlich bei einem Beſtand 
mit Stöcken von 25 bis 35 em Durchmeſſer pro 
Tag 1 ha, bei guter Einarbeitung auch mehr. 
Die Koſten würden ſich ſtellen: 

1. Maſchinen einſchließlich Bedienungs⸗ 


mannſchaften et 1200 A 
2. Anſchlingen der Seile im Akkord pro 
Morgen 100 A. für ſämtliche 13 Ar⸗ 
beiter, alſo bei einer Tagesleiſturg 
von vier Morgen .. . 400 A 
3. zwei Geſpanne zum Waſſer⸗ und Helz⸗ 
fahren (bei geringer Entfernung zum 
Waſſerplatz ein Geſp ann) 300 M 
Suna 1900 M 
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Folglich bei Zugrundelegung von 100 rm je 
Hektar der Raummeter 19 K. Hierzu käme no 
das Aufſetzen des Stockholzes zu den ortsüblichen 
Löhnen. Der Bedarf an Feuerungsmaterial iſt 
gering und wird ſich pro Tag auf 2 bis 3 rm gering⸗ 
wertigen Holzes ſtellen. Es kann unſeres Erachtens 
mit entſprechenden Maſchinen jeder Beſtand 
gezogen werden, es muß ſich jedoch die Stärke der 


Seile der Stärke der Stöcke und den Boden⸗ und d 


Wurzelverhältniſſen anpaſſen. Es bedeutet dies 
zweifellos einen bedeutenden Fortſchritt auf dieſem 
Gebiete, da es möglich iſt: 1. jedes Stubbenfeld, 
gleichviel welcher Größe und Holzart, in verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit zu nutzen, und zwar mit 
ſämtlichen Wurzeln, ein großer Vorteil gegenüber 
dem Sprengen; 2. das Stockholz zu einem Preiſe 
zu gewinnen, der es möglich macht, daß man es 
ohne Verluſt verkaufen kann, im Gegenteil zum 
Sprengen mit jetzigen Preiſen der Sprengſtoffe. 
3. Ungeheure Borieile für die Kultivierung und 
Bodendurchlüftung uſw. zu ſchaffen. Der Gedanke 
dieſer Art der Stubbenrodung wurde von dem 
Förſter Groß, Cunern, Kreis Wohlau, in die Tat 
umgeſetzt, welcher auch bereits größere Ver⸗ 
beſſerungen und praktiſche, teilweiſe ſchon paten⸗ 
tierte Einrichtungen bei dieſer Art der Rodung 
geſchaffen hat. 
Oberförſter Breſſel, Carolath, Kr. Freyſtadt. 
7 


Waldbrände. 

Regierungsbezirk Frankfurt a. O. Ober⸗ 
förſterei Regenthin. Am 2. Auguſt ver⸗ 
brannten in Jagen 34, 35 und 37 10 ha d bis 
4 jährige und 3 ha 10- bis 11jährige Kiefern⸗ 
ſchonungen. Außerdem wurde bei 8 ha Kiefern⸗ 
altholz die Bodendecke vernichtet. Das Feuer 
iſt vermutlich durch Fahrläſſigkeit der Wald⸗ 
arbeiter entſtanden. Sie hatten von Notatus 
befallene Kiefernpflanzen in tiefen, zu dieſem 
en ausgehobenen Gräben zu verbrennen und 
aben wahrſcheinlich gegen das Verbot des 
de zu viele Pflanzen zu gleicher Zeit ver⸗ 
rannt, ſo daß Funken aus der Grube hinaus⸗ 
eflogen ſind, oder ſie haben das Feuer während 
1755 Frühſtückszeit ohne Aufſicht gelaſſen. Das 
Feuer entitand; um 9% Uhr vormittags und 
verbreitete ſich bei heftigem Sudoſtwinde ſehr 
ſchnell und überſprang eine 8 m breite Straße. 
Erſt allmählich kam genügende Hilfe, ſo daß 
das Feuer eingedämmt werden konnte. Weſent⸗ 
lichen Anteil an der Löſchung des Feuers haben 
u. a. die Forſtſchüler aus Steinbuſch. 

Regierungsbezirk Liegnitz. Stadtforſt 
Bunzlau. Im Revier Gemeinheide wurde am 
17. Juli 1 ha 27 jährige Kiefernſchonung durch 
einen Waldbrand vernichtet. Das Feuer, an⸗ 
ſcheinend durch Beerenſucher verurſacht, brach 
vormittags gegen 10 Uhr aus. Durch ſchnelles 
Eintreffen von Löſchmannſchaften der nächſt⸗ 
liegenden Ortſchaften wurde es in einer Stunde 
auf ſeinen Herd beſchränkt. Der Schaden beträgt 
etwa 5000 . 

Oberförſterei Hoyerswerda. Im Revier 
der Förſterei Leippe wurden am 23. Juli 4 ha 
30 jähriges Kiefernſtangenholz und 36 ha 45⸗ 
bis 120 jährige Kiefern⸗Althölzer durch einen 
Waldbrand völlig vernichtet. Als Entſtehungs⸗ 
urſache des Brandes duͤrfte höchſtwahrſcheinlich 
Funkenauswurf einer Lokomotive auf der 
Eiſenbahnſtrecke Kamenz Lübbenau in Frage 
kommen. Das Feuer entſtand in der Mittags⸗ 
ſtunde, überſlog die etwa 3 km betragende Ent⸗ 
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fernung in etwa einer Stunde bei ſtarkem Nord⸗ 


ch weſtſturm, unterwegs etwa 100 ha Privatwald 


und Heidefläche vernichtend. Durch hinzu⸗ 
gezogene Sipo⸗ und Reichswehr⸗Kommandos 
konnte bis 29. Juli eine Weiterverbreitung des 
Feuers verhindert werden. Da der Feuerherd 
aus Torf beſteht, iſt bei der herrrſchenden Trocken⸗ 
heit an ein Verlöſchen noch nicht zu denken, und 
ie Gefahr einer Weiterverbreitung beſteht 
weiter. Der Wert des beſchädigten Beſtandes 
beträgt etwa 3000000 . 


Negierungsbezirk Stralſund. In der Staatl. 
Oberförſterei Darß verbrannten am 18. Juli 
17,6 ha über 40 jährige Kiefernbeſtände, bei 
weiteren 1,7 ha wurde die Bodendecke vernichtet. 
Das Feuer entſtand um 101, Uhr vormittags, 
jedenfalls durch Unachtſamkeit, unmittelbar am 
Wege Born — Prerow. Bei der ganz außer⸗ 
gewöhnlichen Dürre und dem ſtarken Nordoſt⸗ 
winde gewann es bald an Ausdehnung, zumal 
während der erſten Stunden nur ungenügende 
Löſchhilfe zur Stelle war. Trotzdem gelang es, 
freilich nur mit knapper Not und unter großen 
Anſtrengungen, das Feuer von jüngeren Be⸗ 
ſtänden (unter 65 Jahren) fernzuhalten. Gegen 
7 Uhr abends war die Hauptgefahr beſeitigt. 
Ein mehrmaliges Aufflackern des Feuers in den 
nächſten Tagen wurde ſchnell bekämpft. 

Regierungsbezirk Coblenz. Oberförſterei Neu⸗ 
pfalz. Im Forſtort Altſtück ſind am 23. Juli 
4,6 ha, außerdem in der Gemeindeforſt Rhein⸗ 
böllen 8 ha älterer Kiefernbeſtände niedergebrannt. 
Das Feuer entſtand gegen Zi 13 Uhr, nachdem 
ein Güterzug die Strecke paſſiert hatte, in dem 
Gemeindewald von Rheinböllen. Bei ſtarkem weſt⸗ 
lichen Wind griff das Feuer raſch um ſich und 
vernichtete im Rheinböller Gemeindewald rund 
8 ha 20- bis 30 jährige Fichtendickung und in der 
Förſterei Hochſteinchen der Oberförſterei Neupfalz 
rund 0,4 ha 31 jähriges Fichten⸗Stangenholz und 
4,2 ha 7= bis 10 jährige Fichtenkultur. Löſch⸗ 
mannſchaften waren rechtzeitig da, und deren 
Mühe gelang es, das Feuer auf feinen Herd zu 
beſchränken. 

Freiſtaat Heſſen. Stadtforſt Darmſtadt. 
In der Abt. 7 der Förſterei Bürgertanne wurden 
am 30. Juli 6 ha 13 jährige Kiefernſchonung 
durch Waldbrand vernichtet. Der Brand ent⸗ 
ſtand um 2% Uhr nachmittags. Trotzdem Löſch⸗ 
hilfe alsbald zur Stelle war, verbreitete ſich das 
Feuer infolge des ſtarken Norweſtwindes ſchnell. 
Durch die raſch herbeigeholte Darmſtädter Feuer⸗ 
wehr und eine Kompanie Sicherheitspolizei 
gelang es, ein Übergreifen auf die Nachbar⸗ 
beſtände zu verhüten. Die Abt. 7, in der das 
Feuer entſtand, iſt bis auf kleine Reſte voll⸗ 
ſtändig vermchtet. Der Schaden wird auf 
50000 & geſchätzt. 

V 


Brief⸗ und Fragekaſten. 


Anfrage Nr. 67. Ruhegehält eines Alte 
penſionärs. Ich bitte um gefällige Berechnung 
meines Ruhegehaltes uſw. nach der Neuregulierung. 
Seit dem 1. April 1920 bezog ich an Ruhegehalt 
2346 , Zuſchuß zum Ruhegehalt 3030 /, Zu⸗ 
ſchlag zum Ruhegehalt 2865 . ch bin am 
1. Oktober 1882 beim Jäger-Bataillon eingetreten 
und am 1. Januar 1919 wegen Krankheit in den 
Ruheſtand gegangen. Kinder ſind nicht mehr zu 
berückſichtigen. W., Hegemeiſter i. R. 
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Antwort: Sie bekommen vom 1. April 1920 
aa ein um den doppelten Betrag des Zuſchuſſes 
erhöhtes Ruhegehalt (vergl. Nr. 20 S. 362), 
mithin 23463030 30308406 8, und als Ver⸗ 
ſorgungszuſchlag für die Zeit vom 1. April bis 
zum 31. Dezember 1920 hiervon 50% jährlich 
— 4203 „ und vom 1. Januar 1921 an, ſolange 
Sie, wie jetzt, in Ortsklaſſe E wohnen, 55% 
— 4623,30 % (vergl. Nr. 20 S. 363 VIc). Wir 
machen Sie aber darauf aufmerkſam, daß Ihre 
jetzt 38 penſionsfähige Jahre umfaſſende Dienſt⸗ 
zeit ſich nach dem Geſetz vom 23. November v. J. 
(Preußiſche Geſetzſammlung 1921 S. 89), weil Sie 
als aktiver Beamter während des ganzen Krieges 
im Heimatdienſt tätig waren, um 2 Jahre 76 Tage 
erhöht (vergl. Nr. 6 S. 100). Beantragen Sie die 
Anrechnung dieſer Zeit bei der Regierung. Dann 
wird Ihnen won 2. pril 1920 an die Höchſt⸗ 
penſion in Gruppe 6 gewährt werden. Dieſe 
beträgt an Ruhegehalt 8595 % und Verſorgungs⸗ 
zuſchlag bis zum 31. Dezember 1920 4297,50 A 
und nachdem 4727,25 % (vergl. Tabelle auf 
S. 364 in Nr. 20). 

Anfrage Nr. 68. Stellenwechſel innerhalb 
der Verwaltung. Seit dem 1. Juli 1917 bin ich 
nach Austritt aus dem Staatsdienſte in der Stadt⸗ 
forſt St. als ſtädtiſcher Förſter laut Anſtellungs⸗ 
urkunde auf Lebenszeit angeſtellt worden und 
verſehe ſeit Rückkehr aus dem Felde die Forſt⸗ 
ſekretärgeſchäfte. In abſehbarer Zeit wird nun 
in meiner Oberförſterei eine Förſterſtelle mit 
Revier infolge Penſionierung eines Beamten 
frei. Ich bin als Nachfolger für dieſe Stelle aus⸗ 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Cette 


653 


erſehen. Kann nun die Regierung eine Verſetzung 
der Beamten innerhalb der Oberförſterei ablehnen 
und die Ausſchreibung der durch die Penſionierung 
freiwerdenden Stelle zwecks Beſetzung eines Forſt⸗ 
verſorgungsberechtigten oder e 


verlangen? S 

Antwort: Sie find als „Städtiſcher Förſter“ 
auf Lebenszeit angeſtellt. Es verſteht ſich ganz 
von ſelbſt, daß der Magiſtrat Sie ohne weiteres 
mit der Wahrnehmung der Geſchäfte betrauen 
kann, wenn die Förſterſtelle erledigt iſt. Einer 
neuen Beſtätigung durch den Regierungs⸗ 
präſidenten bedarf es nicht. 

Anfrage Nr. 69. Uniformtragen eines ſtellen⸗ 
(ofen Privatſorſtbeamten. Bis zum 1. April d. J. 
war ich auf Privatdienſtvertrag angeſtellter Forſt⸗ 
ſekretär in der Aer Staatsforſtverwaltung und 
bin ſeit dieſer Zeit ohne Beſchäftigung. Ich trage 
jetzt noch die Uniform mit grünen Achſelſchnüren 
und an der Kopfbedeckung ein Eichenlaub ohne 
weitere Verzierung. Würde ich mich evtl. beim 
Weitertragen der Uniform ſtrafbar machen? B. 

Antwort: Sie dürfen keine Abzeichen an der 
Uniform tragen, die andern Forſtbeamten vor⸗ 
behalten ſind. Da Sie außer Dienſt ſind, beſteht 
kein Anſpruch auf das Tragen einer Uniform, aber 
es kann Ihnen nicht verwehrt werden, Ihre Wald⸗ 
uniform ohne Abzeichen oder mit ſolchen zu tragen, 
die ſich von denen der Staats⸗ oder Gemeindeforſt⸗ 
beamten ſichtbar unterſcheiden. Konflikte mit den 
Behörden ſind aber auch in dieſem Falle möglich, 
fo daß es für Sie beſſer iſt, einſtweilen auf das 
Uniformtragen zu verzichten. Ag. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mittetlungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Seſetzung gelangende Corſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Förſterſtelle Bromskirchen, Oberf. Battenberg (Wies⸗ 
baden), mit Dienſtwohnung in Bromskirchen 
(Bahnſtation) und rund 2 ha Wictſchaftsland gelangt 
am 1. November zur Neubeſetzung. Bewerbungs- 
friſt 10. September. 


Förſterſtelle Calberlah, Oberf. Fallersleben (Lü ne. 
burg), iſt zum 1. Oktober anderweit zu beſetzen. 
Mit der Stelle jmd an Dienſtland verbunden 
0,375 ha Garter, 2,712 ha Acker und 4,621 ha 
Wieſen, zuſammen 7,708 ha. Bewerbungsfriſt 
1. September. 


Förſterſtelle Claſſenthal, Oberf. Lyck (Allenſtein), 
IS zum 1. Oktober zu beſetzen. Dienſtwohnung 
vorhanden. Zur Stelle gehörten bisher 8 ha 
Acker, 7,5 ha Wik ſen und Weiden. Dienſtauf⸗ 
„wanpgentfihädigung wird neu feſtgeſetzt. Schule 
in Seesken, 2,5 km. Nächſter Bahnort: Gr. 
Czymochen, 5,5 km. Es können ſich auch Bewerber 
aus den Bezirken Gumbinnen und Königsberg 
melden. Bewerbunasfriſt 30. Auguſt. 


Förſterſtelle Gonſchow, Oberf. Nikolaiken (Allenſtein), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Dienſtwohnung 
vorhanden. Zur Stelle gehörten bisher 7,2 ha 
Acker, 11 ha Wieſen und Weiden. Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung wird neu feſtgeſetzt. Schule in 
Isnothen, 2 km. Nächſter Bahnort: Ukta, 6,2 km. 
Es können ſich auch Bewerber aus den Bezirken 
Gumbinnen und Königsberg melden. Bewerbungs- 
friſt 30. Auguſt. 


Forſterſtelle Schwarzenberg, Oberf. Melſungen 
(Caſſeh), iſt zum 1. April 1922 zu beſetzen. 
Kleine Dienſtwohnung. Von der Stadt Melſungen 
3 km und von dem Bahnhof Röhrenfurth 2 km 


entfernt. Höhere Schule in Melſungen. Zur 
Stelle gehören: 0,08 ha Garten, 0,65 ha Acker, 
4,72 ha Wieſe. Nutzungsgeld bisher 95 &, 
Dienſtaufwandsentſchädigung bisher 350 &, beides 
wird neu feſtgeſetzt. Volle körperliche Rüſtigkeit 
unbedingt erforderlich. Bewerbungsftiſt 1. Oktober. 

Förſterſtelle Süderholz, Oberf. Poggendorf (Stral⸗ 
ſund), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Bek 
der Stelle befindet ſich nur wenig Wirtſchaftsland. 
Bewerbungsfriſt 10. September. 

Forſtſekretärſtelle bei der ftädtiichen Oberf. Lauen⸗ 
burg in Pommern iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind alsbald dorthin einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 

Städt. Hilfsförſterſtelle Greifenberg in Pommern iſt 
ſofort zu beſetzen. Bewerbungen find baldigſt an 
den Magiſtrat Greifenberg in Pommern einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonal nachrichten. 
Preußen. 


Staats-⸗Forſtverwaltung. 

Becher, Regierungs- und Forſtrat in Oppeln, iſt zu einen; 
vom Miniſterium noch zu beſtimmenden Termin zum 
Oberſorſtmeiſter bei ber Regierung in Merſeburg ernannt. 

Akrich, Forſtmeiſter in Rybnik, Oberf. Rybnik (Oppeln! 
tit zu einem vom Miniſterrum noch zu beſtimmenden 
Termin zum Regierungs- und Forſtrat bei der Bee 
gierung in Oppeln ernaunt 

Deichmann, Hilfsforſter in Polommen, Oberf. Lyck, dt nach 
Babienten, Oberf. Ratzeburg (Allenſtern), verſetzt⸗ 

Nielan, Hilfsforſter in Willenberg, Oberf Willenberg, uf 
E Neu⸗Bartelsdorf, Oberf. Ramud (Allenſtern), 
verſetzt. 

Felchner, überzähliger Förſter zu Waldgut Lötzen, wird am 
1. Oktober zum Forſter mit Revier ernannt und ihm 
die neueingerichtete Förſterſtelle zu Waldgut Oötzen⸗ 
Oberf. Borken (Gumbinnen), übertragen. 
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Kleindopff, Forſtgehilfe in Seibersdorf, Oberf Rybnik, iſt Soft, Hilfsförſter im Kraſcheow, Ebert, Kraſcheow (Oppeln), 
am 1. Auguſt nach Danuietz, Oberf. Dembio (Oppeln), wird am 1. September nach Wilhelmsbruch, Oberf 


verſetzt. Wilhelmsbruch (Gumbinn en), verſetzt. 
Konietzlo, Hilfsförſter in Kl.⸗Lenbuſch, Kreis Brieg, iſt nach Senf, Hegemeiſter in Burgdorfshöhe, Oberf. Aſtrawiſchken, 
Balzplatz, Oberf. Drygallen (Allenſtein), verſetzt. iſt zum Revierforſter ernannt und ihm die Revierfoörſter⸗ 


D D f. D 
Kroſch, Hegemeiſter in Calberlah, Oberf. Nallersleben Nee 1 8 Gumbinnen) 


Guüncburg), wird am 1. Oktober in den Ruheſtand So zeg, veihsländiiger Staatsförſter, iſt mit Wirkung 
verſetzt. vom 1 April m den prenßiſchen Staatsdienſt uber⸗ 

Otte, Förſter in Kraſcheow, Oberf. Kraſcheow (Oppeln), wird nommen unter W endgültiger übertragung 
am 1. Oktober in den Ruheſtand verſetzt. der Forſterſtelle Dametz in der Oberf. Dembio. 


F 


Vereinszeitung. 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. ſich weiſen kann, zu den furchtbaren Nöten des 
1. Vorſitzender: HegemeiſterNeumann⸗Bären⸗ Vaterlandes Stellung zu nehmen. 
berg in Göritz, Bun Karwitz, Kr. Schlawe. Schrift- Eine reine Beamten⸗Kampforganiſation, wie 
führer: Staatsförſter und Forſeſchreiber. Sieg, ſie zurzeit noch der Staatsförſterverein darſtellt, 
San . Sack ee EN gehört bei zunehmender Erkenntnis der bitteren 
milhl. : 2 S D DE 5 en 
Bilowmuühte ber Groß- Zacharin, Kr. Köslin. ee VV on Nöte . 
Sämtliche Zahlungen find an die Preußiſche Vaterlandes nicht in die eihen „ 
Staatsförſtervereinigung z. H. der Kreis⸗ die dem Vaterlande in erſter Linie zu dienen 
ſparkaſſe zu Neuſtettin, Giro-Konto Nr. 560, beſtrebt ſind. Mag das Standesintereſſe noch fo 
einzuſenden. ſchwer abgewogen werden, ſchwerer noch muß 
Innenſeiter. das Geſamtintereſſe des Staates in die Wagſchale 
Herr Pfalzgraf hat in mehr als drei vollen fallen, zumal in einer Zeit, in der wir nicht jagen 
ER können, ob die feindliche Flut rings umher uns 
Seiten in ſeinem Blatt geſprochen. Er hat be⸗ up d Tag nicht säit 
wieſen, feſtgeſtellt und verurteilt, ja er iſt wohl! e Jahr u = nicht völlig verſchlungen haben 
nun offenbar des Glaubens, zerſchmettert liege died Wer heute ns, 8 1115 ſeinen Vor⸗ 
der Gegner am Boden. Eins hat er aber dabei geleb en, auf ſeinen beſſer geſtellten Nachbar mit 
überſehen: Wenn Ideen und Weltanſchauungen dem Singer ee dem muß all endhch 
ſich durch Tintenſtröme vernichten und erſticken ER 5 ichſt zurufen: „Da draußen Fett 
ließen, wenn ſolche nur an das Vorhandenſein der On! — 
einiger weniger Führer gebunden wären, dann Und wer heute noch an der Berechtigung der 
könnte allerdings die Möglichkeit vorliegen, jene Begründung, der „Preußiſchen Staatsförſter⸗ 
durch ſtrupelloſen Terror zum Schweigen zu vereinigung“ zweifelt, der möge ſich folgenden 
bringen. Ich bin der feſten Überzeugung, Herr Satz aus dem Pfalsgrafſchen Artikel vor Augen 
N ‚˖ j > a halten, der da lautet: „Auf die Phraſen von 
Pfalzgraf fürchtet auch gewiß mehr die von uns nr 1 = 
vertretenen Gedanken und Ideale, die muner „ehemalfger 4. „Jertrümmerung Preußens“, 
Käfer und mächtiger den ganzen preußiſchen „ehemaliger Offizier“ einzugehen, darf ich aut 
Beamtenſtand durchſchauern und durchrütteln und] verſagen.“ Alſo die blutigen Auftakte zur Welt⸗ 
allmählich mit den Nebelſchwaden des Revolutions⸗ revolution im eigenen Vaterlande in Sachſen, 
zeitalters aufräumen, als deren derzeitige Ver⸗ Thüringen, Rheinland ⸗Weſtfalen „Phraſen“, Herr 
treter. Wenn es ſchon im roten Berliner Lehrer⸗ Pfalzgraf? Die in der Landesverſammlung be⸗ 
verein nicht mehr gelang, die erſtarkten nationalen ſchloſſene und draußen im Lande beſonders von 
Elemente niederzuhalten, ſie mit der berüchtigten den „Hintermännern der „Freiheit“ propagierte 
Neutralität mundtot zu machen, und der Vor⸗ Juflöſung Preußens auch nur Phraſen? Und ſelbſt 
ſtand ſich darob gezwungen ſah, feine Inter Ihre einſtige militäriſche Stellung Phraſe? 
ſchleunigſt niederzulegen, ſo erhellt das blitzartig Sie hätten die Ihnen „unbequem“ gewordene 
die Situation, wie ich ſie eben gezeichnet habe. Verbindung mit der „Freiheit“ nicht mit einem 
Ich wage das prophetiſche Wort: „Herr Pfalzgraf Satze aus der Welt ſchaffen ſollen, der ſämt⸗ 
und ſeine Umgebung werden ſich baldigſt offen lichen Angehörigen des Förſterſtandes einen ſo 
auf vaterlandiſcher Grundlage umſtellen müſſen, tiefen Einblick in Ihr „neutrales“ Herz verſchaffen 
ſonſt wird er von der nationalen Woge im Be⸗ muß. Warum haben Sie hierfür nur das eine 
amtenſtande, die auch ihn, je länger je ſtärker, Wort übrig, während Sie doch für wirklich 
umbranden wird, weggefegt werden.“ nebenſächliche Sachen in Ihrem Artikel ſpalten⸗ 
Mit dem Aufkommen des Nationalismus aber lange Ausführungen verb ichen? Der Zer⸗ 
iſt der Einigungsgedanke auf das innigſte ver⸗ trümmerung unſeres engeren Vaterlandes haben 
bunden. Ein hermetiſcher Abſchluß des einen auch wir Förſter uns mit aller Kraft, mit dem 
Standes gegen den andern, der einen Beamten⸗ letzten Atemzuge zu widerſetzen, denn ſonſt werden 
klaſſe gegen die andere müſſen überwunden ja auch Sie und der Staatsförſterverein über⸗ 
werden. Ein geſundenſollendes Vaterland kann flüſſig. Die Entſchuldigung, daß nicht Sie, ſondern 
eine Klaſſenkampftheorie unmöglich ertragen. Die Ihre Preſſeſtelle die Verbindung mit der „Frer⸗ 
Zeit ſcheint mir uicht mehr fern, wo alle Beamten⸗ heit“ geſucht und gefunden hat, kann ich keineswegs 
vereine, Gewerlſchaften und ſonſtige Standes⸗ gelten laſſen, denn nicht die Preſſeſtelle, ſondern 
orgamſationen vor die Frage geſtellt werden: der Vorſtand iſt für die Außenpolitik des Vereins 
National oder international? Das Vaterland maßgebend und verantwortlich. Ihre „Phraſen“ 
iſt der Boden, aus dem wir alle emporgewachſen, paſſen indes ganz in den Agitationswörterſchatz 
der uns alle trägt; mit dem, verſinkt er, wir alle der „Freiheit“ hinein; ſie gehören als neuzeitliche 
verſinken. Niemand wird beſtreiten wollen noch Erſcheinungen durchaus zuſammen. 
können, daß in Preußen⸗Deutſchland die Not- Eine Partei, die mir das Haus, in dem ich 
flagge weht und daher keine Beamtenorganiſation wohne, zertrümmern will, eine Partei, die durch 
als erſte Trägerin der Staatstdee es mehr von die ruſſiſchen bolſchewiſtiſchen Millionenrubel un⸗ 
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ſägliches Elend über unſer Vaterland gebracht 
hat, zur Hilfeleiſtung für die Intereſſen des 
Förſterſtandes heranzuziehen, iſt und bleibt eine 
ſchwere Verirrung und eine Verſündigung an 
dem preußiſchen Staatsförſterſtande. Hier gähnt 
zwiſchen der Auffaſſung derer um Pfalzgraf und 
der meiner Freunde ein Abgrund, welcher ſich 
nicht überbrücken läßt. Daß dieſes auch in immer 
weiteren Kreiſen des Staatsförſtervereins erkannt 
wird, beweiſen mir die aus Oſt und Weſt in 
meiner Mappe ſich anſammelnden Zuſchriften, 
die erfreulicherweiſe aus allen Altersklaſſen 
horſtammen. Aus einer ſolchen Zuſchrift möchte 
ich zur Unterſtreichung der Richtigkeit unſerer Auf⸗ 
faſſung die folgenden prächtigen Zeilen der Offent⸗ 
lichkeit nicht vorenthalten. 
„. . . „ in der Delegiertenverſammlung im 
Jahre 1919, bei der ich perſönlich anweſend 
und in der Herr .. . . die Revolution ſo pries, 
löſten ſich bei mir ähnliche Gefühle wie bei 
Ihnen aus. Damals aber glaubte ich noch, 
dieſer allerdings ſehr ſchmerzliche, allgemeine 
Revolutionstaumel werde im Förſterverein eine 
bald vorübergehende Epiſode bleiben. Leider, 
leider iſt aus dieſer Epiſode durch die eigene 
Urteilsloſigkeit vieler Kollegen eine 
ſchwere Erkrankung des Förſterſtandes 
geworden, und ich halte es nunmehr aller⸗ 
dings für erforderlich, daß ſich der geſunde 
Kern der Standesangehörigen abſondert. 
Welches Verdienſt Sie ſich durch Ihr, mann⸗ 
haftes Eintreten erworben haben, wird von dem 
ganzen Stande erſt ſpäter erkannt werden.“ 
Bismarck rief einſt der Volksvertretung zu: 
Laſſen Sie den nationalen Gedanken vor Europa 
ſouchten, er iſt augenblicklich in der Verfinſterung 
begriffen! Den Kollegen draußen aber möchte 
ich dieſes Bismarckwort variierend zuruſen: Die 
nationale Verfinſterung, die ſich über unſern Stand 
ausgebreitet hatte, iſt im Abnehmen; es wird 
wieder Licht, langſam zwar, aber doch ſtetig 
fortſchreitend. Und wenn man drüben im andern 
Lager etwas fürchtet, ſo iſt es nicht allein der 
treis von Männern, die mutig aufgeſtanden, 
ſondern die Macht des vaterländiſchen Gedankens. 

Er allein zwang auch endlich den „Deutſchen 
Veamtenbund“, in dem ja Herr Pfalzgraf gern 
eine Rolle ſpielt, ſeinen bereits ſehr fadenſcheinig 
gewordenen Neutralitätsmantel fallen zu laſſen, 
ſich offen als demokratiſch⸗republikaniſch zu 
bezeichnen und großmütig ſeinen Mitgliedern ihre 
volitiſche und religiöſe Überzeugung zu überlaſſen. 
Wie es im Staatsföͤrſterverein nicht darauf an⸗ 
iorımt, welche Standespolitik die einzelne Orts⸗ 
zıuıppe treibt, ſondern der Vorſtand des Geſamt⸗ 
dereins, jo hat die Gewährung der politiſchen 
Freiheit für die einzelnen Mitglieder im Beamten⸗ 
hunde nur ſekundären Wert; allein maßgebend 
für alle im Beamtenbunde zuſammen⸗ 
gefaßten Vereine iſt die demokratiſch⸗ 
republikaniſche Spitze! Wir begrüßen 
dieſe Kundgebung und die darin aus⸗ 
geſprochene enge Fühlungnahme mit den 
rein ſozialiſtiſchen Arbeitergewerkſchaften 
als Klärung; denn jetzt weiß jeder, 
woran er iſt, und hoffentlich auch Herr 
Pfalzgraf, der mir vorwirft, daß ich 
meine „eigene Parteiſuppe“ zu kochen 
mich bemühe. Allerdings wußte er beim 
Stiederfchreiben feiner Neutralitätserklärungen 
ob noch nicht, daß der Beamtenbund ſelbſt ihm 
ſchon ſo ſchnell die Parteiſuppe verderben würde. 
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Wenn es ſchon wenig angenehm iſt, ſich in 
jetzigen Zeiten über großzügige Fragen, denen 
wenigſtens noch die Berechtigung gegenſeitigen 
Kritiſierens nicht abzuſprechen iſt, herumſtreiten 
zu müſſen, ſo bleibt es unfruchtbare Arbeit und 
Zeitvergeudung, in das Gebiet der Vereins⸗ 
meierei und der Haarſpaltekunſt herunterzuſteigen 
gezwungen zu ſein. Man ſcheint jedoch auf der 
andern Seite hicrauf ganz beſonderen Wert zu 
legen und erhofft von uns, unſere Kräfte ebenfalls 
hicrfur zur Verfügung geſtellt zu bekommen. Ich 
werde dem ouer nicht mehr folgen, vielmeh: 
meine freie Zeit poſitivem Schaffen widmen, wei! 
es mir ſcheinen will, daß alle Einſichtigen dieſe. 
Sezierungskunſt nur mit recht gemiſchten 
Gefühlen gegenüberſtehen. Einige offenbare Un 
richtigkeiten der Pfalzgrafſchen Ausführungen 
zu widerlegen, ſei mir aber noch hier einmal 
geſtattet: Wenn ſolch ein Kraftaufwand not⸗ 
wendig iſt, um die in dem Pfalzgrafſchen Artike! 
mehrfach erwahnten 1 bis 1½ / Förſter und 
deſſen Vorſitzenden niederzuhalten, fo ſteht das 
in für jeden erkennbarem Gegenſatz zu der an— 
gedeuteten Bedeutungsloſigkeit des „Ver 
einchens“. Und in der Tat, betrachtet man draußen 
den von allen Seiten gemeldeten Terror, die Ver 
vflichtung, beim etwaigen Austritt nicht in die 
Staatsförſtervereinigung einzutreten, dann ift 
es ohne weiteres erkennbar, daß man das „Ver⸗ 
einchen“ durchaus ernſt nimmt und es fürchtet. 

Es iſt intereſſant, zu beobachten, daß Herr 
Pfalzgraf, um unſere nun bereits legendär ge⸗ 
wordene Unterredung Wort für Wort vorführen 
zu können, flugs Herrn Meyer mit ſeinem Notiz⸗ 
buch herbeizitiert. Das ſtarke Gedächtnis des Herrn 
Pfalzgraf wird ihm doch noch ſagen können, daß 
ich mir nach den erſten Aufzeichnungen Meyers 
jede ſchriftliche Feſtlegung eines bis dahin unver⸗ 
bindlichen Geſprächs energiſch verbat und mit 
Abbruch der Verhandlungen drohte, falls dem nicht 
Folge geleiſtet würde. Sie wiſſen, Herr Pfalz 
graf, daß Herr Meyer geinickt ſein Notizbuch wohl 
oder übel einſtecken mußte. Und nun veröffent- 
lichen Sie mit einem Male die ganze Unterredung 
nach ſchriftlichen Feſthaltungen aus dem Notizbuch 
Meyers? Merkwürdig! Und wie prachtvoll 
durcheinandergemiſcht dieſe Aufzeichnungen ſich 
darſtellen! Wie vorſorglich ſchon der Einwand 
Ihrerſeits gegen die Vertraulichkeit eingeflochten 
wird! C ja, Herr Meyer und fein Notizbuch ver⸗ 
mag viel, nur ſchade, daß dieſes Notizbuch zu dieſen 
Aufzeichnungen ſchon anfangs in die Taſche des 
Herrn Meyer verſchwand. — Ich weiß zwar nicht, 
ob Herr Meyer mit ſpiritiſtiſchen Kräften be⸗ 
gnadet iſt und unerkennbar Aufzeichnungen durch 
herbeigeholte Geiſter veranlaſſen kann, aber ſelbſt 
dann haben dieſe guten Geiſter, die Zukunft 
vorahnend, wohlweislich ihre Aufzeichnungen ſo 
geſtaltet, wie Sie dieſe allein für Ihre Zwecke 
verwerten konnten. Warum laſſen Sie nicht auch 
ſofort Herrn Fiebig als zweiten Zeugen gegen 
mich aufmarſchieren? Nun, Herr Pfalzgraf, ich 
will Ihnen ſagen: Für die Geſchicke und die Zu⸗ 
kunft des Förſterſtandes iſt der Gang unſerer 
Unterredung ſo herzlich unbedeutend, daß es ver⸗ 
lorene Zeit und Muhe iſt, Hoi hier in haarſpaltende 
Einzelheiten zu verlieren; wenn Sie die nötige 
Zeit haben, ſo können Sie ſich von Herrn Fiebig 
noch eine ergänzende Darſtellung beſtellen, ich 
verzichte, mich weiter darin zu vertiefen. Ber 
Bruch der Vertraulichkeit, mit dem Sie hier ſo 
zyniſch operieren, wird in den Augen aller derer 
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die noch aus dem alten Preußen gewiſſe Begriffe 
in die Neuzeit herübergenommen haben, die 
mir zudiktierte „komiſche Figur“ fraglos Ihnen 
zuerkennen müſſen. 

ch bin nicht der einzige, der zu ſpät erkannt 
hat, welche Vorſicht der Firma Pfalzgraf, Meyer 
und Comp. gegenüber durchaus am Platze iſt, 
denn die ganze cher des Geſprächs, die hier 
Herrn Pfalzgraf als zürnenden Heros darſtellt, 
während er um die Gnadenfriſt von ſechs Monaten 
tlagend bat, iſt völlig einſeitig, teilweiſe direkt 
unwahr dargeſtellt. Ein Beiſpiel! Nicht ich habe 
um Übernahme der Druckkoſten für die Heraus⸗ 
nahme des Aufrufs gebeten, ſondern Herr Pfalz⸗ 
graf war ſofort bereit, alle Unkoſten aus der 
Vereinskaſſe zu beſtreiten, und es war doch wahrlich 
kein Pappenſtiel, 7000 % allein für die Druck⸗ 
koſten aus eigener Machtvollkommenheit zu be⸗ 
willigen. Wer ſchwarz in weiß zu verwandeln ver⸗ 
ſteht, wie hier das Notizbuch des Herrn Meyer, 
verdient allerdings den Platz an der Seite deſſen, 
der wider beſſeres Wiſſen ſolche Zeilen niederſchrieb. 
Aus dem Wuſt der Pfalzgrafſchen Ausführungen 
möchte ich noch eine Frage herausgreifen. Sie 
betrifft den Kampf gegen die Zentralforſtver⸗ 
waltung. 

Man vergleiche nur die ſtolzen Kampfanſagen 
„in ſchärfſter Art und dem ehrlichen Bewußtſein 
unſeres unerſchütterlichen Rechts“ in der Dele⸗ 
gierten⸗Verſammlung und der jetzigen Ableugnung 
durch den Vorſitzenden. Unter „einfältige Ge⸗ 
danken“, „Menſchen mit halbwegs normalen 
Sinnen“ und „Blödſinn“ wird hier eine Rück⸗ 
zugskanonade vor Augen geführt, die wirklich 
zu dem Zitat: „Rückwärts, rückwärts, Don Rodrigo, 
rückwärts, rückwärts, ſtolzer Cid“ begeiſtern muß. 
Der Vorſtand des Staatsförſtervereins hat in 
bewußter Abſicht die oberſte Forſtbehörde ſo lange 
geſchnitten, bis es gelang, den erkrankten Miniſter 
zu ſprechen. Herr Pfalzgraf fand es nicht einmal 
für notwendig, ſchriftlich anzuzeigen, daß er und 
ſeine Anhänger die Leitung des Staatsförſter⸗ 
vereins übernommen und wohin die Geſchäftsſtelle 
nunmehr verlegt ſei, trotzdem er wußte, daß in 
der Dienſtlandseinſchätzungsfrage der Verein ge⸗ 
hört werden mußte! — Herr Braun, auf den man 
infolge der Verbindung mit der ſozialiſtiſchen 
Partei baute, hat allerdings die Herren Pfalzgraf 
und Genoſſen ſchwer enttäuſcht. Herr Meyer wurde 
nicht Miniſterialförſter und Herr Pfalzgraf mußte 
wohl oder übel zugeſtehen, daß es diesmal mit 
der Kaltſtellung der Zentralbehörde nichts ge⸗ 
worden ſei. Wenn Herr Pfalzgraf heute unter 
einem Wuſt von Schimpfworten leugnet, den 
Miniſter gegen den Oberlandforſtmeiſter und 
ſeine Räte ausgeſpielt zu haben, ſo akzeptiere ich 
das als ein Eingeſtändnis des Fehlgriffs ſeiner 
Jugendpolitik. Es macht ſich aber ein Geſtändnis 
immer noch beſſer, als wenn man, um den Rückzug 
zu decken, ſich hinter in reicher Fülle ausgeſtreuten 
Schimpfgranaten mutig zurückzieht. — 

Und nun ſchließlich noch ein paar Worte zu 
den Äußerungen ſeitens der Firma Pfalzgraf, 
Meyer und Comp. über die deutſche Treue, die 
ich vor etwa 20 Jahren in einem Artikel der ein⸗ 
gegangenen „Wochenſchrift“ unter einem Pſeudonym 
beſungen und heute gebrochen haben ſoll. 

Iſt es ſchon bezeichnend, daß man zwei Jahr⸗ 
zehnte zurückgehen muß, um den Angriffsſtoff 
gegen den ſachlichen Gegner herbeizuſchaffen, ſo 
wirkt es geradezu grotesk, die deutſche Treue von 
Herrn Pfalzgraf und Meyer behütet zu ſehen. 
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Wie war die Situation vor 20 Jahren und wie 
iſt ſie heute? Unſer Vaterland auf ſtolzeſter Höhe, 
unſer Stand in den erſten Regungen einer Selb⸗ 
ſtändigkeitsmachung, einer Organiſierung auf um⸗ 
faſſendſtem, aber wenig praktiſchem Boden. Hier 
hinein wurde von auswärts der Keim der Auf⸗ 
löſung getragen und mit behördlicher Unter⸗ 
ſtützung die Zerſetzung durchgeführt. 

Heute unſer Vaterland zerſchlagen und blutend 
am Boden, unſer Stand nach völliger Organi⸗ 
ſation auf Abwegen. Revolutionsmänner und 
neuzeitliche Gewerkſchaftler haben die Führung 
an ſich geriſſen, die alte Tradition des Förſter⸗ 
ſtandes droht zu erlöſchen. Der geſunde Kern 
des Förſterſtandes bäumt ſich dagegen auf, die 
Reaktion ſetzt ein, es ſammeln ſich alle diejenigen, 
die nicht gewillt ſind, ihre vaterländiſche, ihre 
monarchiſche Geſinnung über Bord zu werfen 
in einem beſonderen Verein. Welch ein kraſſer 
Unterſchied bezüglich der Vereinsbildung von 
damals und heute! 

Heute haben wir die Treue dem Vaterlande 
und unſeren Traditionen gegenüber bewahrt. 
Wir haben nicht gleich vielen im anderen Lager 
unſere Geſinnung wie ein ſchmutzig gewordenes 
Hemd gewechſelt, wir ſind keine Novemberſozialiſten, 
ſondern wir wollen die deutſche Treue bewahren, 
wie ſie uns von unſeren Vätern, von unſeren 
Vorgängern überliefert worden iſt. Das Kleinod 
der Treue haben wir in unſerem Beſitz, wir 
werden es ängſtlich behüten bis zu dem Tage, 
wo ſein Glanz nicht mehr Wutausbrüche zutage 
fördert, ſondern von der großen Maſſe des 
Förſterſtandes mit Jubel begrüßt werden wird. 
Den Treubruch am Stande, am Vaterlande, 
an unſerer Geſinnung haben alſo nicht ich und 
meine Freunde begangen, ſondern jene, die 
den Staatsförſterſtand auf Bahnen geführt 
haben, die abſeits von dem Wege liegen, den 
unſere Väter und Vorfahren gewandelt ſind. 

Die Schamröte mag daher nur dem Herrn ins 
Geſicht ſteigen, der kein Gefühl mehr dafür hat, 
daß in einem vaterlandsloſen Förſterverein kein 
Platz mehr ſein kann für Männer, denen ihr 
Preußen⸗ und Deutſchtum höher ſteht als Gehalts⸗ 
fragen und Standeskämpfe in trübſter Zeit. 

Mir will ſcheinen, Herr Kollege Pfalzgraf 
hätte die Rolle eines Tugendwächters in puncto 
Diſziplin und Treue doch beſſer einem anderen, 
nach dieſer Richtung nicht ſo belaſteten Herrn 
überlaſſen ſollen, denn was er an Kraftanſtrengung 
ſeinerzeit aufgebracht hat, um ſeine Gegner vor 
aller Offentlichkeit und Nichtöffentlichkeit nieder⸗ 
zuringen und damit den Staatsförſterverein aus⸗ 
einanderzuſprengen, geht über gewöhnliche Ver⸗ 
einsſtreitigkeiten weit hinaus und dürfte ſelbſt in 
jetziger ſchnellebiger Zeit doch eigentlich noch un⸗ 
vergeſſen ſein. Wer ſich über die damalige 
Einigungstätigkeit des Herrn jetzigen Vorſitzenden 
ein Bild machen will, dem empfehle ich das Studium 
der alten Nummern des „Deutſchen Förſters“ 
und ſonſtiger Pfalzgrafſchen Entſchlüſſe, Feſt⸗ 
ſtellungen und Anrempeleien gegen ſeinen Amts⸗ 
vorgänger. Wenn daher aus ſeinem Munde heute 
immerfort das Wort von der Einigkeit und Ge⸗ 
ſchloſſenheit, vom Korpsgeiſt und Gewerkſchafts⸗ 
diſziplin hinausſchallt, ſo wirkt das geradezu 
erheiternd bei einem Manne, der, ehe er nicht ſein 
Ziel erreicht, rückſichtslos alles zertrat, was ſich 
ihm in böſeſter Revolutionszeit entgegenzutreten 
verſuchte. Herr Pfalzgraf und ſein Stab ſind 
Kinder der Revolution, und wie die Revolutions⸗ 
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wogen ihn und andere an die Oberfläche geſchwemmt 

aben, ſo werden kommende, ruhigere und be⸗ 

nnere Zeiten ihn, wie ſchon manchen, dem 
Orkus der Vergeſſenheit zuführen. 
höchſter vaterländiſcher Not künſtlich herbeigeführte 
Revolution das ſchwerſte Verbrechen am deutſchen 
Volke war, ſo iſt auch der dem einſt kernig deutſch 
und preußiſch fühlenden Förſterſtande angepaßte 
ſozialiſtiſch⸗demokratiſche Beamtenbundkittel nicht 
ein Kleid der Treue am Walde und Vaterlande, 
ſondern ein Rock der Untreue, der Unwahr⸗ 
haftigkeit an ſich ſelbſt. 

Schon erſchallt von allen Seiten der Ruf 
nach einem nationalen Beamtenbunde, und ein 
großer Auszug von Beamten aus der Gemein⸗ 
ſchaft derer um Flügel und Falkenberg, die bis 
jetzt ihre Anhänger mit der ſogenannten Neu⸗ 
tralität als ſozialiſtiſche Vorarbeiter benutzt, wird 
ſtattfinden. 

Dann aber wird ſelbſt der ſtärkſte Terror und 
die häßlichſte Verunglimpfung der Staatsförſter⸗ 
dereinigung nicht mehr in der Lage ſein, die Firma 
Pfalzgraf, Meyer und Comp. zuſammenzuhalten, 
und dann ſteigt für uns Förſter empor der Tag 
der Reinigung und Einigung. 

Es würde vielleicht im Leſerkreiſe nicht 
verſtanden werden, wenn ich am Schluſſe 
meiner Entgegnung einem ſogenannten deutſch⸗ 
nationalen Helfer der Firma Pfalzgraf, Meyer 
und Comp. nicht ein paar Worte widmen wollte. 
Wirklich ein putziger Deutſch⸗ Nationaler, dieſer 
Herr Saekel! Vielleicht läßt er ſich von ſeinem 
Sohn belehren, daß deutſch⸗nationale Männer 
weder direkte noch indirekte Verbindung mit den 
Männern der „Freiheit“ zu pflegen haben. Einem 
Manne, der ſich um eine deutſch⸗nationale Kan⸗ 

didatur bemühte, mußte doch klar ſein, wo für einen 
deutſch⸗nationalen, preußiſchen Staatsförſter die 
ſogenannte Neutralität aufhört, ja aufzuhören hat. 
Vielleicht lieſt er ſich auch einmal ſeines Vor⸗ 
ſitzenden hämiſche Bemerkungen bezüglich meiner 
parteipolitiſchen Zugehörigkeit auf Seite 539 
genau durch, und vielleicht denkt er noch an die 
Wirrniſſe ſeiner eignen Kandidatur! Ich achte 
auch bei aufkommender Gegnerſchaft Privatbriefe, 
ſonſt könnte ich Saekel gegen Saekel aufmarſchieren 
laſſen. Ich glaube aber, Herr Kollege Saekel hätte ſich, 
ehe er zur Feder griff, um ſich als deutſch⸗nationaler 
Gegner der Offentlichkeit zu präſentieren, beſſer 
orientieren ſollen, für wen er das Schlachtroß 
beſtiegen hat. Bei der politiſchen Demaskierung 
des Beamtenbundes und den Folgen, die ſich 
hieraus auch für die Firma Pfalzgraf uſw. ergeben 
werden, beneide ich ſeine Voreilig keitkeineswegs. 
Si tacuisses | Neumann-Bärenberg. 


Vë 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchaftsſtelle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: 

ER ba Amt Eberswalde Nr. 546 
Satzungen und Mitteilungen uber Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


7346. Stoick, Ewald, Hilfsförſter, Hobrechtsfelde, Poſt Buch, 
Kreis Berlin. IX. ee g f ? 
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7847. Korff, Hans, Forſtgehilfe, Braudel, Poſt Clenze, Kreis 
Lychow. X 


7348. Lohmann, Walter, Hilfsförſter, zurzeit Theeſen, Poſt 
Scluldeſche, Kreis Bielefeld XI. 
Laue, Hugo, Revierförſter, Seitendorf⸗Katzbach, Kreis 
Schönau a. d. Katzbach. VIII 
en Su ul Gutsförſter, Altenplathow, Kreis Jerichow II 
a 


7851. Graf zu Rantzau, Heinrich, Oppendorf bei Schönkirchen, 
Holſtein. IV. 
e Willy, Forſtgehilfe, Wehrsdorf, Amths. Bautzen. 


7853. Schubert, Joh, Förſter, Forſthaus Wolgaſt bei Wolden⸗ 
berg Nm. IX. 
7354 Saſſe, 
lauſitz. 
7355. Ziehn, Heinrich, Forſtaſſiſtent, Voccarind, Poſt Marolds⸗ 
weiſach, Unterfranken. XIV, 
* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
i Fritz, Hilfsförſter, Neurode, Poſt Vorderheide, Kreis 
itben. 


v. Wurmb, Hans, Majoratsbeſitzer, Porſtendorf, Poſt Dorn⸗ 
burg a. Saale, Thur. 

Jonas, Paul, Revierförſter, Kalittken, Poſt Frödenau, Kreis 
Roſenberg. 

Sachon, Kurt, Forſtſekretär, Kadlub, Poſt Voſſowska, Kreis 
Gr.⸗Strehlitz, O.⸗S. 

Walkowski, Johann, Förſter, Seedorf bei Genthin, Kreis 
Jerichow II. 

Knuſt, Otto, Stadtförſter, Schwanbeck bei Friedland, Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz 

Keinert, Ernſt, Hilfsförſter, Paſſow U⸗M., Kr. Angermünde. 

Werner, Clemens, ſtaatl. Förſter, Förſteren Weinböhla, Poſt 
Weinböhla, Freiſtaat Sachſen. 

Zetzmann, Förſter, Pilgramshai, Poſt Striegau. 

Bauer, Gerhard, Förſter, Starzeddel, Kreis Guben N.⸗L. 

Schmidt, Cyrillus, Förſter, Forſth. Schönberg, doit Wefterburg, 
Heſſen⸗Naſſau. 

Henrich, Friedrich, Forſtkandidat, Saargemünd. 
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Für den Denkmalfonds 
ehemaliger gefallener Templiner. 


5 Hilfsförſter, Trebus be Hänichen, Ober⸗ 
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gingen meiter ein: Jahrgang & 
Revierförſter Herbert Keßler, Baruther Berg 1913/14 50,— 
Förſter H. Link, Spreeforfthbnd `... 1918/19 50,.— 
Revierjäger Walter Wulff, Glashütte. . . 1914/15 25,.— 
EE DB Buchholz, Schloß Reichenow 1920/21 15.— 
utsförſter Otto Zeeſe, Berneuchen. . . . 1912/13 20,— 
Forſtſekretär Dittgen, Saarlouis. . 1913/14 25.— 
Hilfsjörſter M. Barnewitz, Altſtadt. . 1910/11 25,.— 
Hilfsförſter F. Borkenhagen, Darſikow . 1919/20 50,— 
Förſter E. Wedde, Zitzewiiz 1906/07 60,— 
Otto Schmidt, Peitz NR. S. 1906/07 10,— 
Hilfsförſter Max Darkow, Wuſlerhauſen . 1910/11 255.— 
Forſigehilfe Karl Bindner, Maar 80,— 
Fürſtl. Förſter G. Schömel, Rübegarten . 1907/08 10.— 
W. Kranz, Regenwald 25,.— 
Torſtgehilfe Peſch, Salendor r 1912/13 50.— 
Ida, verw. Röſſel, Greiz 10,— 
Hegemeiſter Barnewitz, Dirtsdamm 20.— 
Rapſch, Nieder⸗Lübbichwwwwwd 1909/10 25.— 
Strehmel, Nieder⸗Lubbichwwdw 1918119 20,— 
Forſtaufſeher H. Hartjen, Wohldorf ... 1910/11 20,— 
Staatsförſter Martin Wagner, Neuärgenuß 50.— 
Joſef Schneider, Neuſtade . 1907/08 30,— 
Förſter Klamroth, Ballenſtedt . . . 1910/11 10,— 
Hilfsförſter Gerhard Alſcher, Volkershauſen 1916/17 20.— 
Förſter Jaehner, EichwwWW CC 20,— 
Förſter Puſch, Eberswalde 1906/07 50.— 
Hilfsjäger Wehrend, Schönwalde . 1919%%0 10,.— 
Spende der Bezirksgruppe IV, eingeſandt von 
Oberförſter Titze, Friedrichsru bg. 279,.— 
Studien⸗Aſſeſſor Paul Stange, Dejfaun . . 50, — 
Förſter Walter Reincke, Spiegelsberge . . 1914/15 10,— 
Fiſchmeiſter a. D. Krüger, Greifenhagen 10.— 
Lehrer Müller, Sando 20,— 
Revierförſter Niehaus, Vongeuer . `... - 20.— 
Hilfsförſter Otto Kempe, Fh. Ziegelei. 20,— 
Forſtgehilfe Neeb, Ober⸗Heſſen 1911/12 20,— 
Auguſt Meyer, Wobesddeee 20,— 
Förſter Brade, Ober⸗Stradam . 1911/12 30,— 
Revierförſter Arno Goers, Oberheide . . . 1912/18 20,— 
Forſtaufſeher W. Hilgendorf, Etaedtel. . 1910/11 10,— 
Förſter Franz Wiesmann, Lünten . . 1908/09 25,— 
Inſpektor Johann Hornig, Libbesdorf . 30.— 
Forſtaufſeher Karl Böchning, Lübbecke .. 1909/10 20.— 
Hilfsförſter Kaul, Vogtenthalls 1915/16 25,— 
Förſter Ir Schmidt, Burg „ 1907/8 100.— 
Forſtſekretür R Ludwig, Dambrau . . . 1914/15 20,— 
Hilfsjäger Alfred Kaps, Gilgenau . 1914/15 25, 
Hilfsförſter Peterſen, Baudac h 1916/17 15.— 
Forſtaufſeher Dickel, Paulsgrunnd . 1912/18 80,— 


Oilfsförſter Fiege. Böderen `... 1911,12 30,— 
Empting, Dasfed SG ép 20.— 
Hilfsförſter Kleeberg, Fh. Wildermann . 1914/15 80,— 
Peters, Itzeh⸗ eee 20,.— 
Förſter G. Witte, Julienwalde 1913/14 20,— 
Stellmacher W Cords, Großflottbeck 50.— 
Hilfsförſter Aleköſter, Ubichs hof 1919/20 20, — 
Forſtgehilfe Hans Hochrein, Rupboden . . 1917/18 20.— 
Förſter Johannes Grulke, Mellenau . 189/10 5,— 
Hilfsjäger Auditor, Ludwigsbaude . . . 1919/20 10.— 
Hilfsjäger Heinrich Bette, Linnigheide . 1917/18 3.— 
Revierförſter Tiedemann, Caiel. . 1907/03 20,— 
Forſttechneſcher Hilfsarbeiter Berthold rufe, 
Laudwutſchafts kammer Breslan. . . 1915116 50,— 
Hilfsförſter Brand, Kunzendorf . 1916/17 20.— 
Sa 183 1.— 
Dazu der Pfingſten 1921 veröffentlichte Betraa von . It, 


Gefantjunme mb: 701. 

Den Gebern herzlichen Dank! Weitere Gaben 
ſind ſehr erwünſcht. 

Templin, im Juli 1921. 

Jacob, Direktor. 
S 
Betrifft Jahrbuch! 

Wir machen unſere Mitglieder darauf auf 
merkſam, daß zum Schluſſe des Jahres wieder 
ein Jahrbuch erſcheinen ſoll, und zwar nach 
dem Stande der Mitglieder vom 1. Oktober d. J 
Um die Adreſſen aller Mitglieder möglichſt genau 
zu haben, iſt es erforderlich, daß wir von 
etwaigen Adreſſenänderungen, auch von ſolchen, 
die noch bis zum 1. Oktober d. J. wirtſam 
werden, ſofort in Kenntnis geſetzt werden, um 
in dem Jahrbuch eine möglichſt genaue Nberficht 
geben zu können. Wir richten deshalb an alle 
unſere Mitglieder, deren Adreſſen ſich bereits 
geändert haben, von denen wir bisher keine 
Nacheicht erhielten und die Hi noch bis zt 
1. Oktober ändern, die Bitte, uns rechtzeitig 
Kenntnis zu geben. 

Die Geſchäftsſtelle: Paul Ritthauſen 


Ce 
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Beſichtigung des Dauerwaldes in Eberswalde. 

Abfahrt von Kolberg am 21. Auguſt früh 8,07 
Uhr, Antunft in Eberswalde 3,29 Uhr nachmittags 
Zeiteinteilung für den Nachmittag liegt noch nicht 
feſt. Der eigentliche Ausflug findet am 22. Auguſt 
jtatt. Trefſpuntt Bahnhof Eberswalde früh 8 Uhr, 
Rückkehr gegen 6 Uhr. Fur Teilnehmer, welche 
ſich angemeldet haben, iſt Unterkunft in Ebers⸗ 
malde beſorgt 

Haltern nt. W., den 11. Auguſt 1921 

Lincke, Forſtmeiſter. 
Bezirksgruppe Thüringen (AV. 

Nuſere Gehaltsvereinbarungen mit dem 
Verbande der Thurmgiſchen Waldbeſitzer find 
am 10. Auguſt zum Abſchluſſe gekommen. 
Veröffentlichung erfolgt nach Drucklegung. In⸗ 
zwiſchen werden alle Mitglieder der Bezirksgruppe 
gebeten, zwecks Zuſendung des Tarifvertrages ihre 
genaue Anſchrift dem Unterzeichneten zu ſenden. 

Stutzhaus (Gotha), 11. Auguſt 1921. 
Der Bezirksgruppen⸗Vorſitzende: Oberförſt. Krug. 

e 


Ortsgruppe Berg.⸗Land⸗Wildenburg. 
Dicalstag, den 23. Auguſt, nachmittags 2 Uhr, 
findet im Vereinslokale Gaſthof Dörrenberg in 


Dieringhauſen eine Ortsgruppenverſammlung 
ſtatt. Ich bitte um möglichſt vollzähliges Er⸗ 


ſcheinen. 
Burg Wildenburg, den 7. Auguſt 1921. 
Oeh ler, Schriftführer und ſtellv. Vorſitzender. 
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Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtaͤnde oder der Cinſender. 


Verein Schleſiſcher Forſtbeamten. 
(Gegrundet 1840.) 

Am 15. Juli fand in Reichenbach im Hotel 
Kaiſerhof der Vereinstag ſtatt. Anweſend waren 
28 Vereinslollegen. Auch eine ſtattliche Anzahl 
von Gäſten nahm daran teil, von denen der größte 
Teil, 16 Herren aus allen forſtlichen Berufsſtänden, 
Mitglieder wurden. Es iſt dies die größte Zuwachs⸗ 
ziffer, die im Verein bekannt iſt. Die Verſammlung 
wurde um 11½ Uhr vormittags vom Vorſitzenden, 
Forſtverwalter Sauer = Beisfersdorf, eröffnet und 
geleitet. Beſchloſſen wurde unter anderem, den 
Mitgliedsbeitrag an den Verein für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands in der üblichen Höhe von 
20 % für 1922 weiter zu gewähren und in dieſem 
Jahre im September einen forſtlichen Wald⸗ 
begang in das Reichsgräflich Pücklerſche Forſt⸗ 
revier Ober⸗Weiſtritz in Verbindung eines Beſuches 
der Schleſiertalſperre und der Kynsburg zu unter⸗ 
nehmen. Die Tageseinteilung wird demnächſt den 
Mitgliedern bekanntgegeben werden. Für das 
forſtliche Thema hatte der Vortragende, Ober⸗ 
förſter Wegener - Oberlangenbielau, „Unſere 
Lärche, ihre waldbauliche Bedeutung und ihre 
Feinde“ gewählt und legte in längerer Ausführung 
den Kollegen Anzucht, Anbau und Pflege dieſes 
ſchönen und wertvollen Waldbaumes ans Herz. 
Der ſehr inhaltsvolle Vortrag liegt bei den Vereins⸗ 
alten. Kollegen können ihn auf Wunſch zur Ein⸗ 
ſicht erhalten. Das jagdliche Thema war von dem 
Seminaroberlehrer Pflügner-Schweidnitz über⸗ 
nommen worden. Unter der grünen Farbe als 
Förſterſohn aufgewachſen und als eifriger, weid⸗ 
gerechter Jäger behandelte er in ſeinem Vortrage 
in vollendeter Weiſe die ſeit Kriegsbeginn ein⸗ 
getretenen Urſachen des Niederganges unſeres 
Wildbeſtandes und die Mittel und Wege, ihn wieder 
zu heben. Ganz beſonders warb er in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Schriftführer des Schweidnitzer Vereins 
weidgerechter Jäger, von dem auch noch andere 
Herren des Vorſtandes anweſend waren, zum 
Beitritt auch der Forſtbeamten und der Wald⸗ 
beſitzer in dieſe allerorts nach dem Kriege er⸗ 
ſtandenen Vereine, die ſich die Hebung des Wild⸗ 
beſtandes in ihren Kreiſen als vornehmſte Aufgabe 
geitellt haben, und wies auf das Wirken ge⸗ 
nannter Perſonen in dieſen Vereinigungen hin. 
Beide Vortragende ernteten reichen Beifall, und 
der Vorſitzende ſprach ihnen im beſonderen den 
Dank des Vereins für ihre große Mühewaltung 
aus. — Dem Unterſtützungsgeſuch der Witwe eines 
verſtorbenen Kollegen wurde entſprochen. Die 
übrigen Punkte der Tagesordnung betrafen innere 
Vereins angelegenheiten. Von 2 bis 4 Uhr fand 
die gemeinſame Mittagstafel mit den Damen des 
Vereins ſtatt, wobei noch des fünfzigjährigen 
Berufsjubilänms des Kollegen Forſtverwalters 
Hübner⸗Ludwigsdorf, Kr. Schweidnitz, ehrend 
gedacht und ihm vom Vorſitzenden der Ehren⸗ 
becher des Vereins überreicht wurde. An die Tafel 
ſchloß ſich das übliche Tanzkränzchen bis zum Ab⸗ 
gang der Abendzüge an. Der nächſte Vereinstag 
im Jahre 1922 wird in Bolkenhain abgehalten. 
Der Verein zählt 93 Mitglieder. 

Schweidnitz, im Juli 1921. 

Warkenthien, Städt. Forſtoberſekretär, 
Schriftführer. 
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Wahrheiten. 

Wenn Dich die Läſterzunge ſticht, 

ſo laß Dir dies zum Troſte ſagen: 

die ſchlechteſten Früchte ſind es nicht, 

woran die Weſpen nagen! 

Die Kollegen Schroeder und Pilz, Vorſtands⸗ 
mitglieder der Staatsförſtergewerkſchaft, rennen 
Sturm gegen das neue Ziel und die Preußiſche 
Staatsförſtervereinigung. Herr Schroeder leidlich 
ſachlich mit einigen groben Unrichtigkeiten und 
Seitenhieben, Herr Pilz wie ein raſender Roland 
mit den unglaublichſten Verdrehungen und Farben⸗ 
verwechſelungen. Zuerſt möchte ich feſtſtellen, daß 
wenn die Herrſchaften Frieden mit uns haben 
wollen, ſie ſich aller Anzüglichkeiten und Be⸗ 
leidigungen enthalten und dann aber auch be⸗ 
denken müſſen, daß man nur mit der Wahrheit 
fiegen kann. Derartige Unwahrheiten und blöde 
Anzapfungen des Herrn Pilz trotz ſeines Rechts⸗ 
bekenntniſſes wirken nur bei dem kleinen Teil 
der Gewerkſchaftler, dem nicht zu helfen iſt. 

Glauben denn die Herren wirklich an eine 
neutrale Gewerkſchaft? Glauben die Herren, daß 
ein ganz linksſtehender Vorſtand neutral wirt⸗ 
ſchaften kann? Was bei uns heute eingetreten iſt, 
eine Abſpaltung von der Gewerkſchaft, iſt doch bei 
anderen Beamtengruppen, z. B. den Juſtizober⸗ 
ſekretären, ſchon längſt geſchehen, und auch nur, 
weil ſie den Rummel einer linksſtehenden Ge⸗ 
werkſchaft nicht mitmachen wollen. 

Die Gewerkſchaft iſt doch in erſter Linie dazu 
da, nach dem Rezept „Einigkeit macht ſtark“ ihren 
Willen, d. h. ihre Forderungen, auch, wenn nötig, 
mit Gewalt beim Arbeitgeber, alſo bei der Re⸗ 
gierung, durchzudrücken. Die heutige Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung zeigt uns mit aller Deutlichkeit, 
daß die Politik nicht ausgeſchieden werden kann. 
Sollten unſere Gewerkſchaftler eine Ausnahme 
machen wollen? Mit dem auch an die Beamten 
verliehenen Koalitionsrecht iſt noch lange kein 
Streikrecht verbunden. Dem Streik, der Gewalt 
entgegen ſteht unſer Eid, in dem wir dem Arbeit⸗ 
geber Dienſt und Treue gelobt haben. Gewerkſchaft 
und Gewalt iſt ein und dasſelbe, mithin kann die 
Gewerkſchaft nur nach links geführt werden. Ein 
wirklich rechtsſtehender Mann mit treudeutſcher 
Geſinnung würde ſich zum Führer einer Gewerk⸗ 
ſchaft nicht hergeben. Bei den linksſtehenden 
Herrſchaften ſteht die Partei über dem Stand, 
wie dies ja die Beiſpiele in unſeren höchſten 
Regierungsſtellen am beſten beweiſen. 

Wir, die Preußiſche Staatsförſtervereinigung, 
ſind nicht angriffsluſtig, ſondern wir befinden uns 
ſtets in der Abwehr, wie jeder Vorurteilsloſe 
deutlich erkennen kann; ſelbſtredend gehört auf 
einen groben Klotz zuzeiten ein noch gröberer 
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Keil. Bei uns herrſcht Freiheit, bei uns kann jeder 
nach ſeiner Faſſon ſelig werden. Es werden keine 
einſtimmigen Beſchlüſſe über das Halten von 
Fachzeitſchriften gefaßt, bei uns kann jeder die 
Zeitung halten, die ihm zuſagt. Wir ſind keine 
Gewerkſchaft mit Gewerkſchaftskoller und Gewerk⸗ 
ſchaftsterror, wir ſind eine freie Vereinigung, in 
der jeder zu Worte kommt. 

Es wird von der Gegenſeite behauptet, die 
fraglichen Zuſchriften über die letzte Delegierten⸗ 
verſammlung wären an alle großen Tages⸗ 
zeitungen ohne Anſehen der Partei verſandt worden; 
warum denn nicht auch neben der „Freiheit“ an 
die „Rote Fahne“? Nun, dieſe böſe Entgleiſung 
hat uns ja gezeigt, wohin die Fahrt geht. Arm 
in Arm mit den ſozialiſtiſch organıfierten Arbeitern 
zur gewaltmäßigen Durchdrückung der Forderungen, 
Arm in Arm mit den Unabhängigen zur Ver⸗ 
nichtung des Berufsbeamtentums und ſeiner 
Penſionen, zum Angeſtelltenheer auf Kündigung. 
Wo bleibt da unſer Anſehen und unſere Ehre 
als Staatsbürger? 

Nun noch einige Worte zu unſerer Gründung. 
Kollege Neumann iſt vollſtändig unſchuldig am 
Aufruf und an der Gründung der Preußiſchen 
Staatsförſtervereinigung, ebenſo wie die „Deutſche 
Forſt⸗ Zeitung“. Kollege Neumann iſt wohl 
acht Wochen vorher zu einer Gründungsausſprache 
aufgefordert worden, hat dieſe jedoch abgelehnt 
unter Hinweis auf das Herrn Pfalzgraf gegebene 
Wort. An der Gründung des Vereins bin ich in 
erſter Linie ſchuldig. Ich war es, der die Herren 
zuſammenrief, ich war es, der den Aufruf vor⸗ 
legte, Kollege Laabs und ich waren es, die dann 
unſerm Beſchluſſe gemäß Herrn Neumann die 
Führerſchaft anboten. Erſt nach einigen Ver⸗ 
handlungen hat Kollege Neumann angenommen. 
Und was hat mich veranlaßt, zur Gründung zu 
ſchreiten? Nur der wüſte Terror und unſeres 
Standes unwürdige Ton der Gewerkſchaft in Wort 
und Schrift; das mögen ſich die Herrſchaften geſagt 
ſein laſſen. 

Die anderthalb Dutzend Außenſeiter mit ihrer 
Treue zum Alten, der Vaterlandsliebe, der 
Vorliebe zur Tradition, umhüllt von der ſchwarz⸗ 
weißen und ſchwarzweißroten Fahne, ſcheint der 
Gegenſeite doch arg in den Nerven zu liegen. 

Man laſſe uns unſern Pförtner mit den guten, 
alten, verblaßten Achſelſtütcken in Ruhe. Be⸗ 
leidigungen ſind leicht ausgeſprochen, aber nur 
ſchwer wieder gutzumachen. Man blaſe ruhig 
weiter zum Sammeln, je mehr man bläſt, je 
hellhöriger werden die Zunftgenoſſen und je 
mehr Gefahr iſt für die Gewerkſchaft im Verzuge. 

Forſthaus Schönberg. 

Staatsförſter Koch. 
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6 
worauf wir beſonders aufmerkſam machen. 


* Gerade gewachſenes z 


Lärchen -Rundholz 


(1243 


35 cm O aufw., größerer Poſten, evtl. vom neuen Einſchlage, gesucht, 
Oscar Pfaff, Holzholg., Aſchersleben. 


Starkes Kiefern- Rundholz 
und Waldbeſtände jeder Art 


ſucht Holzgroſhandlung. 
Gefl. Ang. erbeten u. Nr. 1078 an die Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 
BER Für Zuweiſung zahlen Proviſion! ER 


Wulb⸗Beſtünde, 


Kiefer und Fichte, zu Grubenholz. 
Telegraphenſtangen u. Schwellen ge⸗ 
eignet, kaufe gegen Barzahlung. 
Vermittlern Proviſion. (1145 
Paul Stelke, Holzhandlung, 
Fürstenwalde. Spree, Carlſtr. 2. 


werden 
koſtenlos 


Nur an dieſer Stelle 
Familien ⸗ Anzeigen 

auſgenommen. 
Geburten: 


Dem Regierungs⸗ und Forſtrat 


Kurt Reichardt in Frankfurt 
a O. (bisher Demmin) ein Sohn. 
Sterbefälle: 
v. Cottenet, Forſtbefliſſener in 
Braunau. 
Rugenſtein, 
Sandkrug. 


Oberförſter in 


Die Hilfsfürſterſtelle, 
mit der die Verwaltung der Kirchen⸗ 
förſterſtelle verbunden iſt, iſt frei u. 
ſofort zu beſetzen. Gehalt nach der 
ſtaatlichen Gehaltsgruppe 3, Orts⸗ 
klaſſe D. Probezeit 6 Monate. 
Penſionsberechtigung nach 10 Jahren. 

Jäger und Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigte der Klaſſe A wollen ſich 
baldigſt bei uns melden. (1279 


Greifenberg in Pommern, 
den 10. Auguſt 1921. 


Der Magistrat. 


Die von der Groebensche 
Familienstiftung Langheim (Ost- 
preussen) sucht für 4500 Morgen 
großes Forſtrevier jüngeren, akade⸗ 
miſch gebildeten ) 


Forſtmann, 


der neben der Forſtverwaltung den 
Kuratoren der Stiftung bei der 
Verwaltung der 20000 Morgen 
großen Begüterung behilflich ſein 
ſoll. Nur ſolche Bewerber, welche 
zu letzterer Tätigkeit vorgebildet und 
geeignet ſind, mit hervorragenden 
ſich elbe u. Empfehlungen, wollen 
ich melden. (1258 
v. der Groeben, Langheim. Ostpr. 


— 


Die Stelle des 


Forſtſekretärs 


der städtischen Oberförsterei 
Lauenburg ſ. Pomm. iſt ſpäteſtens 
zum 1. Oktober d. J. neu zu beſetzen. 
Beſoldung nach den Vorſchriften 
für die ſtaatlichen Forſtbeamten 
(Gruppe 6), Dienſtwohnung vor⸗ 
läufig nicht vorhanden. Der end⸗ 
gültigen Anſtellung geht eine ein⸗ 
jährige Probedienſtzeit voraus. 

Anwärter des Preuß. Staats- 
förſterdienſtes mit beſonderer Eig⸗ 
nung für den Bureaudienſt wollen 
Werbungen unter Beifügung eines 
Lebenslaufes, der Abſchriften der 
Zeugniſſe und des Forſtverſorgungs⸗ 
ſcheins ſowie der Erklärung, daß 
Bewerber durch endgültige An⸗ 
ſtellung im Dienſte der Stadt 
Lauenburg i. Pomm. feine Forſt⸗ 
verſorgungsanſprüche als erfüllt 
anſieht, alsbald an die städtische 
Oberförsterei Lauenburg i. Pomm. 
einreichen. (1252 

Lauenburg i. Pomm., 

ben 6. Auguft 1921. 
Der Magistrat. 


Unverheirateter (1277 


Soritiefretär 


mit guten Zeugniſſen wird gesucht. 
Bewerbungen mit Zeugnisabſchrift., 
ſelbſtgeſchriebenem Lebenslauf und 
Bild ſind einzureichen an das 
Gräflieh Arnim'sche Forstamt 
in muskau 0.-L. 


Jüngeres Fräulein, 


Förſtertochter bevorzugt, kür Baus 
u. Küche bei Familienanſchluß von 
ſofort oder 1. Okt. für im Dorf 
belegenes Forſthaus gesucht. An⸗ 
gebote ꝛc. erbittet (1246 
Staatsförſter Lietz, Viesebeck, 
Kr, Wolthagen, Bez. Cassel. 


Suche für ſogl. oder ſpäter für 
kl. Haushalt m. kl. Viehwirtſchaft ein 


Müdchen als Etütze, 


welche gemeinſ. m. der Hausfrau 
alle Arbeiten verrichtet. bei Familien⸗ 
anſchluß. Angeb. m. Gehaltsanſpr. 
erbittet Förſter Schneider. 
Spitzberg bei Roßlau, Elbe. 
Freiſtaat Anhalt. (1242 


Gesucht wird ein fleiß., beſch., 


& j. Mädchen 


a 
mit Nähkenntn. als Baustochter. 
Fr. Maria Goldschmidt, 
Berlin-Steglitz, Bergſtr. 11. 


Forſtlicher Lehrgang 


über die Wühlkultur (hauptſächlich für die Kiefer) vom 12. bis 
17. Sept. d. J. in Zäckerick Nm., Bahnſtation Zäckerick—Alt⸗Rüd itz. 
Außer den teilnehmenden ſtaatlichen Verwaltungs⸗ und Betriebsbeamten 
können noch 15 Privatbeamte bzw. Waldbefiger teilnehmen. Nähere 
Auskunft (betr. Unterkunft, Programme uſw.) durch die Oberförſterei 
Lietzegöricke, Poſt Alt⸗Lietzegöricke, Neumark. 


8.2. Okt evgl., gebild., ig. Mädchen 


zur Hilfe im Haushalt 
a 


gesucht. BER 
Oberförſterei Hohgiersdorf, 
Kr. Schweidnitz. (1259 


Siellengeſuche 


Forſtmaunn, 
23 J. alt, 1,84 gr., ev., Forſtlehranſt. 
beſucht, Abgangsprüf. mit „Gut“ be⸗ 
ſtanden, m. all. Zweig. d. Forſtwirtſch. 
vertr., in ungekündigt. Stellg., sucht, 
um ſich zu verbeſſern, am liebſt. in 
größerer Verwaltung, Stellung als 


OU 


Norddeutſchl. bevorzugt. Bin zur 
perſönl. Vorſtell. bereit. Nur gute 
Zeugn. u. Empfehl. ſtehen zur Ber: 
fligung. Antritt 1. Okt. od. ſpäter. 
GE Angeb. unt. M. K. 1273 bef. 

eſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


d. 
Forſtverwaltungöbeamter, 


37 J. alt, kinderl. verh., 3 Sem. 
Akad. beſ., vielſ. erfahrener, prakt. 
Forſtwirt u. Jäger, ſucht für bald 
oder ſpäter größeren Wirkungskreis. 
Vorzgl. Zeugn. u. Empf. ſteh. z. Seite. 
Gefl. Angeb. unt. Nr. 1278 bef. d. 
Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Für 33 jähr. Forſtaufſeher, 


der in jeder Beziehung ols zuver⸗ 
läſſig u. treu empfohlen werden kann, 


ſuche ich 
eine Stelle, 


auf der Verheiratung geſtattet. Nach 
11 jährig. Dienſt wird er die hiefige 
Stelle nur verlaffen, um heiraten 
zu können. 1233 
Kneer, Oberförſter, 
Eringerfeld bei Geſeke i. W. 


Suche für meinen Sohn, 33 Jahre, 
verh., 1 Kind, der aus Polen 
flüchten muß, (1232 


Stellung 


zum 1. Oktober evtl. ſpäter. Iſt ſeit 
längerer Zeit Oberförſter, ſehr gut 
empfohlen und tüchtig, 2 Jahre 
Tharandt beſucht. 

F. Blume, Güterdirektor, 
Baersdort-Trach (Post), R.⸗Schleſ. 


Stüdtiſcher Silisfüriter 


(Templiner) ſucht Stellung 
zum 1. Oktober oder ſpäter. 
Pommern bevorzugt. (1240 
P. Hausburg, 
Vielefeld i. W., Hoberge 5. 


Ein in allen Fächern des Berufs 
erfahrener 


Förster, 


d. aus a: Gründen ſ. Stell. 
in O.⸗S. aufgeben mußte, ſ. bald 
oder 1. 10. Dauerstellung. Bin 
42 J. alt, evang., verh., ſtreng 
national, vereidet, in Buchführung, 
Guts⸗ u. Amtsgeſchäften, Teich⸗ und 
Landwirtſchaft firm, kautlonsfähtg. 
Gefl. Angeb. unt. Nr. 1281 bef. die 
Geſch. der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Für 


Der heutigen Nummer liegt bei ein Proſpekt der Firma Pohl's Spezial⸗Jagd ſchuh⸗Induſtrie, Lübz in Mecklbg., 


Hilfsförſter, 
im Außen⸗ u. Innendienſt (Schreib 
maſchine) erfahren, Signalhornbl 
Jäg.⸗Batl. ged., paſſion. Jäg., such 
sich zu verändern. Ia Zeugniſſe 
Bild u. Empf. zur Seite. Angeb 
unter Nr. 1276 het d. Geſch. de 
Deutſchen Forſt⸗Zeitung, Neudamm 


Suche Forſtlehrlingöſtelle 


zum Weiterlernen für meinen Sohn 
16 Jahre alt, 1,68 m groß, geſun 
u. kräftig, ab 1. 10. 21 bis 30. 6. 2 
bei zugelaſſenem Lehrherrn. An 
gebote mit Penſionsforderung erb 

peppler. Revierförſter, (126 
Ringenwalde, Kr. Soldin (Neum.) 


Geb. Frl., 29 Jahre, erfahre 
u. ſelbſtändig im Haushalt, such 
zum 1. Oktober 


Stellung 


2 ae 
im Forsthause. 
Beſte Zeugniſſe. Harz od. Thür 

bevorzugt. Werte Briefe an 
Marg. Burgemeister, 
3 Zt. St. Andreasberg i. Harz. 
Herrenſtr. 8. (125 


Jüng., bett, a: . . 

. frauenl. Fors 

L L Stellg. hhlt. z. Führun 
desselben. Gefl. Angebote an 


Fr. A. Müller, Charlottenburg 
Oranienſtr. 11, v., III. (1264 


Geb. Madchen, Beamtent., such? 
1155 5 10. od. 1. 11. Stellung in 
orſt⸗ 
hauſe als Stütze d. Hausir 
b. Familienanſchl. Gehalt n. Dier 
einkunft. Angeb. unt. G. Sp. 10 
poſtlag. Neumünster, Bolstein, erbet 


Beamtentochter. 25 J., ev., friſche 
geſunde, angenehme Erſcheinung 
1.70 groß, tüchtige Hausfrau, gr 
Tier⸗ und Naturfreundin, wünſch 


Briefwechſel 


mit geſundem, charakterfeſtem Forſt 
mann zwiſchen 30 u. 40 J. zwecks 


Neigungsehe. 
15000 Vermögen u. Wäſche vor: 
handen. Gefl. Angeb., evil. m. Bild 
(das zurückgeht), unt. Nr. 1275 Def 


d. Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neudamm 


Privatforſtbeamter im Alter von 
20 Jahren, 1,80 groß, blond, den 
es an paſſender Damenbekanntſchaf; 
fehlt, wünſcht mit einem hübſchen 
blonden, vermög, evang. Fräulei 
mit blauen Augen, im Alter vor 
17 bis 19 Jahren, 


in Britfwechſel zu treten. 


Zuſchr. mit Bild unter „Waldes 
rauschen“ 1250 beförd. di 
(God, der D. Forſt⸗Ztg., Neudamn 


Privatförſter, 27 J., ev., 1,75 gr. 
in ſicherer Stellung, wünſcht mit einer 
jung., ſchmucken, oſtpr. Förftertochte 


zwecks ſpäterer Heirat 


in Briefw. zu treten. Zuſchr. mi: 
Angaben u. Bild unt. Weidmanns 
heil“ 1245 beförd. die Geſchäftsſt 
der Diſch. Forſt⸗Zeitung, Neudamm 
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Im Schub und Velciebsdienſ 


sucht jüngerer Kriegsbeschädigter — gewiſſenhafter, ſtrebſamer Mann — 
weitere Ausbildung bei einer Revierverwaltung. Suchender beſitz 
Ce praktiſche Kenntniſſe der Waldwirtſchaft ſowie gute Allgemeinbildung 

a Zeugniſſe ſtehen zur Verfügung. Werte Offerten unter „Forst 


(1260 | wirtschaft“ 101 an Invalidendank, Annaberg, erbeten. 


Li 


Deutſche Forft- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Zörfters Felerabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Orean des Brandversicherungs-Uereins Preussischer Torstbeamten zu Berlin, des „Waldheil", Vereins zur 

Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jaadbeamten zu Neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 

Vichversicherungsvereins der Forstbeamten a. G. xu Perleberg, des Uerbaude: Preussischer Forstreutmeister, des Vereins 

Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatstörstervereiniaung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 

Yands, des Vereins Schtesischer Porstbeamten (gegründet * der EES der Prioatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 


Die Deutſche vorh, Zeitung erſchemt wöchentlich einmal. Bezugspreis: Biertel jährlich 10,50 Mr. bei allen Sat, 
anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1941, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 
Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13, Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt den amtlichen e e des dentſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anspruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder R zahlung des Bezugspreiſes. 
Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen nımmı die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anspruch. Bei⸗ 
träge, für die Entgelt gefordert wird, wolle mau mit dem Vermerk „gegen Bezahlnn verſehen Beiträge, die von thren 1 1 
auch anderen Beitichriiten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Bergütung der eiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertellahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
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Neudamm, den 28. Auguſt 1921. 


Vor entſcheidenden Wendungen im Beamtenſtande. 
Von Carl Baltz. Hannover. 


In den Tagen des Kapp⸗Putſches, als die 
tapfere ſozialiſtiſche Regierung aus Berlin aus⸗ 
geriſſen war und aus ihrem ſicheren Verſteck 
Arbeiter und Beamte zum Generalſtreik auf⸗ 
forderte, hat auch der Deutſche Beamtenbund an 
dieſer Aktion teilgenommen, was ſeinerzeit 
zur Folge hatte, daß die höheren Beamten aus 
dem Deutſchen Beamtenbund ausgeſchieden find. 
Daß die hierdurch herbeigeführte ſchwere Er⸗ 
ſchütterung des Deutſchen Beamtenbundes nicht 
ohne Wirkung bleiben konnte, war ſehr leicht 
verſtändlich, und nach wie vor muß daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß, will die Beamtenſchaft 
nicht zum Totengräber des Staates werden 
und ſich ſelbſt das Grab ſchaufeln, ſie politiſche 
Neutralität in ihren Organiſationen wahren muß. 
Von dieſem Gefichtspunkte ausgehend, iſt es un⸗ 
erläßlich, vor allen Dingen alles zu vermeiden, 
was auf eine politiſche Verſchmelzung der 
Beamtenſchaft mit dem ſozialdemokratiſchen 
Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbunde und 
der „Afa“ hinweiſen könnte. Der Vorſtand 
des Deutſchen Beamtenbundes hat dem Bundes⸗ 
ausſchuß einen Antrag zugehen laſſen, wonach 
zwiſchen ihm und dem ſozialdemokratiſchen All⸗ 
gemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbund (A DGB.) 
und dem Allgemeinen freien deutſchen Angeſtellten⸗ 
bund (Afa) folgende Abmachungen getroffen 
werden ſollen: 

„Zur wirkſamen Vertretung der gemein⸗ 
ſamen Intereſſen der Arbeiter, Angeſtellten 
und Beamten vereinbaren die unterzeichneten 
Spitzenorganiſationen unter . ihrer 
vollen Selbſtändigkeit und unter Ausſchluß aller 
parteipolttiſchen und religiöſen Beſtrebungen 
folgende Abmachungen: 

1. Die drei Spitzenorganiſationen verpflichten 
ſich und die angeſchloſſenen Verbände, in der 

ung der gemeinſamen Arbeitnehmer⸗ 
intereſſen zuſammenzuwirken. 


Jede Organiſation hat ihr eigenes Programm 
Ka durchzuführen. Beſchlüſſe über gemein- 
ame Handlungen find auf dem Wege der Ver⸗ 
ſtändigung herbeizuführen. 

2. Alle beteiligten Verbände erkennen ihren 
organiſatoriſchen Beſitzſtand gegenſeitig an und 
werden ſich Le agitatoriſchen Eingriffs in die 
Mitgliedſchaft eines andern beteiligten Verbandes 
enthalten. Organiſatoriſche Streitigkeiten ſollen 
im Wege gütlicher Schlichtung behoben, be⸗ 
ſtehende Unſtimmigkeiten baldigſt beſeitigt 
werden. 

3. Die beteiligten Verbände ſtehen auf dem 
Boden der demokratiſch⸗republikaniſchen Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reiches. Sie verpflichten 
bo, jeder Verletzung und jeder ungeſetzlichen 
Anderung dieſer Verfaſſung im Reich und in 
den Ländern geſchloſſen entgegenzutreten, aber 
ede politiſche und religiöſe überzeugung in ihren 

itgliederkreiſen unbeſtritten zu dulden. 

4. 11 die Stellungnahme zu wirtſchafts⸗ 
politiſchen Fragen und eine gemeinſame Ein⸗ 
wirkung auf die Wirtſchaftspolitik durch die 
Beamten⸗, Angeſtellten⸗ und Arbeiterverbände 
iſt richtunggebend die Lage der Mitglieder als 
Arbeitnehmer und Verbraucher. 

5. Dieſe Vereinbarung gilt auch für die 
örtliche und bezirkliche Gliederung der beteiligten 
Spitzenorganiſationen ſowie für die Fachgruppen 
der Gelee enen Verbände, ſoweit Beamte, 
Angeſtellte und Arbeiter in Betrieben und Ber: 
waltungen den gleichen Arbeitgebern unter⸗ 
ſtehen.“ 

Dieſes Programm muß bedenklich ſtimmen, 
beſonders wenn daran erinnert wird, was der 
ſozialiſtiſche Abgeordnete Bender am 6. Juni 
d. im 23. Ausſchuß des Reichstages er⸗ 
klärt hat: 

„Mit dem, was vorhanden iſt, wollen wir 
uns heute abfinden. Aber bei dem Ausbau 
der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung müſſen Ar⸗ 
beiter, Angeſtellte und Beamte in Staats⸗ 
betrieben ganz gleich behandelt werden. 
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Bei dem künftigen Ausbau des Staates 
würde man es nicht verſtehen, wenn die Be⸗ 
amten beſſer behandelt würden als die Ange⸗ 
ſtellten und Arbeiter. Das würden ſich die 
Angeſtellten und Arbeiter in den Reichs⸗ und 
Staatsbetrieben keinesfalls gefallen laſſen.“ 

Es iſt eine Warnung, mit dem Feinde des 
Berufsbeamtentums und einer Gewerkſchaft, die 
in ganz bewußter Weiſe aus rein partei⸗ 
politiſchen Intereſſen auf die Zertrümmerung 
des alten Staates mit den verwerflichſten 
Mitteln hingearbeitet hat, einen Pakt einzu⸗ 
gehen, ſelbſt wenn der Beamtenbund durch 
ſeine Führer den Standpunkt vertritt, daß trotz 
allem Vereinigungsbeſtreben, wie es ſich in 
den en Abmachungen offenbart, die 
politiſche Neutralität aufs ſtrengſte gewahrt 
werden ſoll. Mit dieſer Auffaſſung läßt ſich 
der Punkt 3 der Abmachungen nicht verein⸗ 
baren, denn eine Verpflichtung, zu dem Be⸗ 
kenntnis „auf dem Boden der demokra⸗ 
tiſch⸗ republikaniſchen Verfaſſung des 
Deutſchen Reiches zu ſtehen“, iſt eine Ver⸗ 
gewaltigung des Gewiſſens und keine politiſche 
Neutralität. Nach Anderung unſerer Staats⸗ 
form iſt das äußerſte, was von dem Beamten 
verlangt werden kann, daß er keine ungeſetz⸗ 
lichen Handlungen dieſer Verfaſſung gegenüber 
ſich zu ſchulden kommen läßt. 

Es kann niemals zu den Pflichten des 
Beamtenſtandes gehören, ein Inſtrument der 
Verteidigung deſſen zu ſein, was nur durch 
Gewalt und ſicherlich gegen den Willen eines 
großen Teiles des deutſchen Volkes geworden 
iſt. Perſönlich zweifle ich wohl nicht daran, 
daß in der Wirtſchaftspolitik das Berufs⸗ 
beamtentum ſtets das „ den 
Privatintereſſen voranſtellen will, aber ſein 
Verbündeter, der ADGB., wird über dieſen 
Zwirnsfaden niemals ſtolpern. Die ſeiner⸗ 
zeit ausgeriſſene Regierung hat den 
Beamtenſtreik verpönt, und im ſelben 
Atemzuge hat ſie dazu aufgerufen. 

Es iſt von Intereſſe, wie ſich der Kommunal⸗ 
beamtenverband, der kürzlich in Barmen ſeine 
diesjährige Tagung abgehalten hat, zu dieſer 
ſchwerwiegenden Frage ſtellt, und das kann 
am beſten aus ſeiner gefaßten Entſchließung 
entnommen werden. Sie lautet: 

Verbandstag billigt die von der Vertretung 
des Reichsbundes der Kommunalbeamten und 
⸗angeſtellten Deutſchlands und von den eigenen 
Verbandsvertretern in den großen Organiſations⸗ 
fragen der deutſchen Beamtenſchaft einge⸗ 
nommene Haltung. 
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Neutralität in der für eine, Beamtenorganiſation 
gegebenen Ausprägung, wie ſie der Verband 
vertritt, können die Notwendigkeiten nicht über⸗ 
ſehen werden, die auf eine Verſtändigung der 
geſamten Beamtenſchaft gebieteriſch hinweiſen, 
kann auch nicht verkannt werden, daß es für 
die Beamten wirtſchaftliche Belange gibt, deren 
wirkungsvolle Vertretung ſie an die Seite der 
übrigen Arbeitnehmerſchaft ruft. 

Aus ſolchen Erkenntniſſen und aus der Not 
des geſamten Beamtentums heraus muß ſich 
der Wunſch und der Wille ergeben, zu den 
anders gerichteten Organifationen bis zu dem 
Grade in ein friedliches Verhältnis zu kommen, 
daß nicht dauernd wertvolle Kräfte und Mittel 
in aufreibenden Organiſationskämpfen nutzlos 
verbraucht werden. 

Unter dieſen Geſichtspunkten iſt jeder Orga⸗ 
niſationsfriede, der die Selbſtändigkeit und Un⸗ 
abhängigkeit der im Deutſchen Beamtenbund 
verkörperten neutralen Beamtenbewegung nicht 
gefährdet, zu begrüßen, ſowohl mit der frei⸗ 
gewerkſchaftlichen als auch mit der chriſtlich⸗ 
nationalen und der Hirſch⸗Dunckerſchen Richtung. 
Oberſte Richtſchnur muß die Einheit der 
deutſchen Beamtenbewegung bleiben. 

Da der vorliegende Entwurf einer Verein⸗ 
barung zwiſchen dem D. B.B. und den frei⸗ 
gewerkſchaftlichen Spitzenorganiſationen dieſen 
Geſichtspunkten Rechnung trägt, ſtimmt der 
Verbandstag dem Abſchluß unter folgenden 
Bedingungen grundſätzlich zu: 

1. Die als eine Kampforganiſation gegen, unſeren 
Verband und den Reichsbund gegründete 
„Faka“ muß aufgegeben werden. 

2. Die mit Billigung des Verbandes ver⸗ 
ſchobene Klärung des Verhältniſſes des 
D. B. B. zu dem freigewerkſchaftlich organi⸗ 
ſierten Bund der techniſchen Angeſtellten 
und Beamten muß erfolgen. 

3. Dem D. B. B. muß es freiſtehen, eine gleiche 
Vereinbarung auch mit anderen Spitzen⸗ 
organiſationen abzuſchließen, wenn ſich deren 
Bereitwilligkeit dazu ergibt. 

Gegebenenfalls muß die Anregung hierzu 
vom Deutſchen Beamtenbund ausgehen. An 
Formalien darf die Einheit der deutſchen 
Beamtenſchaft nicht ſcheitern. 

4. Organiſatoriſche Verbindungen dürfen weder 
in der Spitze noch in den Kartellen und 
Gruppen des D. B. B. oder der angeſchloſſenen 
Verbände erfolgen. 


Es wird einſtweilen abzuwarten ſein, wie 
ſich der Bundesausſchuß zu der Frage ſtellt. 
Jedenfalls wird er die Entſcheidung nicht 
übereilt treffen; denn fällt ſie im Sinne des 
Vorſtandes des Deutſchen Beamtenbundes, ſo 
wird dieſes der Einheitlichkeit der deutſchen 


Auch bei ſtärkſter Betonung und Beob⸗ Beamtenſchaft, die doch als erſter Grundſatz 
achtung der parteipolitiſchen und religiöfen [ angeſehen werden muß, nicht dienlich fein. 


— ER ͤ — 


Die politiſche Demaskierung des Deutſchen Beamtenbundes. 


Von Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg. 


Als ich vor Jahr und Tag meine warnende 
Stimme gegen die enge Liierung des Staats⸗ 
förſtervereins mit dem Deutſchen Beamten⸗ 


wollen, Partei⸗Egoismus und dergleichen mehr 
vorgeworfen. Wie konnte man auch einem ſo 


neutralen Kinde, wie dem Deutſchen Beamten⸗ 


bunde erhob, wurde mir Rückſtändigkeit, Übel |bunde, nachſagen, er ſegele im demokratiſch⸗ 
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ſozialiſtiſchen Fahrwaſſer! Unmöglich! — Und 
nun iſt doch das heftig Beſtrittene offene Zar: 
ode geworden. Der in den Delegierten⸗ 
verſammlungen des Staatsförſtervereins be⸗ 
jubelte Miniſterialrat a. D. Falkenberg iſt 
jetzt offen zur ſozialiſtiſchen Partei übergetreten 
und der Deutſche Beamtenbund zu einer Ver⸗ 
einigung mit dem Allgemeinen Freien An⸗ 
geſtelltenbund und dem Allgemeinen Deutſchen 
Gewerkſchaftsbund zuſammengefügt worden. 
Beide letztgenannten Bünde ſind ausgeſprochen 
ſozialiſtiſch und ſtehen in der Wirtſchaftspolitik 
auf dem kraſſeſten Verbraucher⸗ und Arbeit⸗ 
nehmerſtandpunkt. Das bedeutet ſomit das 
Ende der zuletzt noch nur verſchämt aufrecht 
gehaltenen politiſchen Neutralität des Beamten⸗ 
bundes! Seine völlige Koalierung mit der 
ſozialiſtiſch gerichteten Arbeiterſchaft und die 
Feſtlegung auf die demokratiſch⸗ſozialiſtiſche 
Gewerkſchaftsweltanſchauung mit dem Streik⸗ 
recht bedeutet letzten Endes auch die Aufgabe 
der Beamtenprivilegien. Nichts weiter wie 
neuer Sand in die Augen iſt es, wenn dazu 
erklärt wird, daß die ſo geſchloſſene Arbeits⸗ 
gemeinſchaft jedem Mitgliede ſeine partei⸗ 
politiſche und religiöſe überzeugung großmütig 
überläßt. Dieſe Art der Neutralität unter der 
Fuchtel ſozialiſtiſcher Gewerkſchaftsführer kann 
ſelbſt politiſchen Kindsköpfen kein Zuvertrauen 
mehr einflößen und ſoll nur dazu dienen, 
Neutralitätsbegeiſterte, wie ſie leider auch im 
Förſterſtande noch vielfach zu finden ſind, bei 
der Fahne zu halten. — 

Intereſſant iſt es, zu bemerken, daß die 
Abmachung zwiſchen Beamtenbund und ſo⸗ 
zialiſtiſchen Gewerkſchaften keinen Unterſchied 
mehr zwiſchen Beamten und Arbeitern macht, 
man ſpricht nur von gemeinſamen Arbeiter⸗ 
intereſſen; jo weit find die neuzeitlichen Beamten⸗ 
führer ſchon gelangt. 

So hat denn auch an dieſer Stelle die von 
mir ſchon früher angekündigte reinliche Scheidung 
der Geiſter eingeſetzt, und es iſt gut, daß ſie 
ſchon ſo bald gekommen iſt, für die Volks⸗ 
gemeinſchaft im allgemeinen und für die 
Beamtenſchaft im beſonderen. — 

Daß dieſe Umſtellung des Beamtenbundes 
auf demokratiſch⸗republikaniſchen Boden und 
die engſte Verbindung mit ausgeſprochen 
ſozialdemokratiſchen Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
Verbänden ſeine Rückwirkung auf die ihm an⸗ 
geſchloſſenen Beamtenorganiſationen ausüben 
muß und wird, läßt ſich nach den ſchon vor⸗ 
liegenden Preſſeäußerungen ſicher erwarten, 
und die Frage: national oder international wird 
auch hier zum endgültigen Austrag gebracht 
werden. — 


ee Dorn 
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„Wer da des Glaubens iſt, dieſe Ent⸗ 
wicklung (Gewerkſchaftsbewegung) mitmachen 
zu müſſen bzw. fördern zu ſollen, wird als 
Beamter ſich nicht verhehlen können, daß die 
vom Deutſchen Beamtenbunde bereits betätigte 
Fühlungnahme mit der Arbeiterſchaft von 
Fall zu Fall zur Erringung von Macht und 
Einfluß ich nach und nach immer enger ge⸗ 
ſtalten muß und daß dann der privilegierte 
Beamte, ſoll er nicht gänzlich aus dem Rahmen 
herausfallen, ſich den Gewerkſchaftszielen der 
nicht privilegierten Arbeiter⸗ und Lohn⸗ 
angeſtelltenſchaft wird anpaſſen müſſen und 
damit ſeine eigenen Staatsbeamtenvorrechte 
ſelbſt langſam, aber ſicher zum Untergang 
verurteilt.“ — 

C. 


Als ich im Frühjahr d. J. dieſe Aus⸗ 
führungen niederſchrieb, konnte ich nicht glauben. 
daß auch unſeren blindwütigen Gewerkſchafts⸗ 
fanatikern dieſe Vorausſagungen in ihrem 
größten Teil durch Tatſachen ſo bald vor 
Augen geführt werden würden. Die Zeit hat 
mir recht gegeben. Aus der Verbindung von 
Fall zu Fall iſt eine enge Kampfgemeinſchaft 
mit den organiſierten Arbeitern geworden. 
Von den Beamtenprivilegien iſt ſchon keine 
beſondere Rede mehr, und der in Betracht 
gezogene Untergang des altpreußiſchen Beamten⸗ 
tums wird um ſo ſicherer eintreten, wenn es 
der größeren Maſſe der Beamtenſchaft nicht 
gelingen ſollte, ſich ſchleunigſt dieſer ſozialiſtiſchen 
Umklammerung zu entziehen. 

Es iſt trotz des Terrors und des Boykotts 
in der Förſtergewerkſchaft gegen die Mitglieder 
der Staatsförſtervereinigung durch die politiſ 
Demaskierung des Beamtenbundes nunmehr 
zu erhoffen, daß mancher Kollege drüben im 
alten Gewerkſchaftslager endlich ſich die Binde 
von den Augen wird nehmen laſſen und auf 
die morſche Neutralität ebenſo verzichtet wie 
der Beamtenbund ſelbſt. Die reinliche Scheidung 
der Geiſter hat begonnen, und ſie läßt ſich auch 
in unſerem Stande ebenſowenig aufhalten wie 
überall. Das Verdienſt der in der Preußiſchen 
Staatsförſtervereinigung zuſammengeſchloſſenen 
Mitglieder wird es aber ſtets bleiben, früher 
aufgeſtanden zu ſein als ſolche Kollegen, die 
in blindem Eifer ganze Tintenfäſſer boshafteſter 
Verleumdungen verſpritzten, ohne auch nur einen 
orientierenden Blick über die Gewerkſchafts⸗ 
mauer hinweg getan zu haben. Der preußiſche 
Staatsförſterſtand wird jetzt in ſeiner größeren 
Maſſe zu zeigen haben, ob er ſich nun auch 
fernerhin von ſeinen Führern am Gängelbande 
einer demokratiſch⸗ſozialiſtiſch⸗ republikaniſch⸗ge⸗ 
werkſchaftlichen Intereſſengemeinſchaft führen 
laſſen will, oder ob er im Rückblick auf ſeine 
nicht rot angeſtrichene Vergangenheit die Ge⸗ 
meinſchaft derer aufzuſuchen hat, die in ſchlichten 


— 


Ich ſchrieb in Nr. 19 über r das Wort national über ihre 


und Förſterſtand“ folgenden Satz: 


Haustür geſchrieben haben. — — 


— SER 
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Die Buche im nordoſtdeutſchen Kiefernwalde. 


Von Forſtrat Dr. Hermann Bertog. 
Fortſetzung) 


Wo man gar keinen Anhalt für das Gedeihen Allerdings erwächſt die Buche wohl zu nutzbarer 


der Buche hat, da ſollte man ſich zunächſt 
mit kleinen Verſuchen begnügen. 

Unbedingt aber ſollte man alle Verſuche dort 
unterlaſſen, wo der Standort nach allen bis⸗ 
herigen Erfahrungen zu gering iſt, namentlich 
wenn ſchlechter, d. h. an Feinerde, Feldſpat 
und Glimmer armer, womöglich grobkörniger 
Quarzſand mit geringer Niederſchlagsmenge und 
tiefem Grundwaſſerſtand zuſammentrifft. Das 
mag für manchen Beſitzer eines kleineren Waldes 
ſchmerzlich ſein, aber er mag ſich mit dem Ge⸗ 
danken tröſten, daß er ſeine traurige Kiefernheide 
E auf andere Weiſe pflegen und verbeſſern 

nn. 

Wie ſoll nun die Buche im Kiefernwalde 
eingebürgert werden? 

Der Rat, ſie wahllos unter alle Altersklaſſen und 
Beſtandesformen des reinen Kiefernbeſtandes 
zu bringen, wäre bedenklich, weil er nicht berück⸗ 
ichtigt, daß die Kiefer dauernd die Hauptbaumart 

leiben muß, daß die Bewirtſchaftung der Buche 
ſich nach den Bedürfniſſen der Kiefer zu richten 
hat, daß die Buche dabei aber auch nutzbar und 
womöglich Samenbaum werden ſoll. Nicht 
richtig würde es z. B. ſein, einen Kiefernbeſtand, 
der in 20 bis 40 Jahren hiebsreif wird, mit Buche 
zu unterbauen. Bei ſeiner Nutzung würde dann 
ein Unterholz vorhanden ſein, das weder ver⸗ 
wertbar noch — ſei es unmittelbar, ſei es als 
Samenbaum — für die Verjüngung brauchbar iſt. 
SE Rat iſt auch überflüſſig, denn die Möglich⸗ 
eit der Vergeſellſchaftung von Kiefer und Buche 
iſt mannigfaltig genug. Sie läßt ſich in vier 
Grundformen gliedern: 
a) Kiefer und Buche gleichalterig oder annähernd 
ee (gemiſchter, gleichalteriger Hoch⸗ 


wald), 
b) SA weſentlich älter als die Buche (Unter⸗ 


au), 

e) Kiefer teils weſentlich älter, teils gleichalterig 
oder annähernd gleichalterig mit der Buche 
(doppelhiebiger Hochwald und MÜberhalt- 
betrieb), 

d) von Kiefer und Buche alle Altersklaſſen 
vertreten (Plenterwald). 

Vorzuziehen ſind die Formen, bei denen die 
Vorteile der Buchenbeſtockung voll ausgenutzt 
werden, d. h. ihr Schatten möglichſt dauernd dem 
Boden zugute kommt, die W für den 
Buchenwuchs am längſten (möglichſt dauernd) 
ausgenutzt werden und die Buche für die An⸗ 
ee alt und für die Holzausbeute ſtark genug 
wird. 

Dieſem Ziele entſpricht der reine Unterbau⸗ 
betrieb (b) am wenigſten, und zwar um ſo weniger, 
je ſpäter die Kiefernbeſtände unterbaut werden. 
Er kann alſo nur als Notbehelf und Übergangs⸗ 
ſtufe angeſehen werden. 

Die gleichalterige Miſchung (a) wird hin⸗ 
ſichtlich der Buche den Forderungen gerecht. 


Stärke, wird aber nur ausnahmsweiſe Stark⸗ 
nutzholz⸗). Wenn in den ſo erzogenen Beſtänden 
die Kiefer Io in genügender Zahl zu aſtreinen 
Schneideholzſtämmen entwickelt, ſo kann dieſe 
Beſtandesform als durchaus gut betrachtet 
werden, weil aus ihr wieder gleicher Beſtand 
erzogen werden kann (ſ. o. unter V 3). 

Dasſelbe gilt vom Uberhaltbetriebe, bei dem 
die gleichalterige Kiefern⸗Buchenmiſchung die 
normale Hiebsreife ch etwa 120 Jahre) er- 
reicht, dagegen die Überhaltkiefern doppelt fo 
alt (alſo etwa 240 Jahre) werden müſſen. So 
lange bleibt die Kiefer aber ſelten geſund. Des⸗ 
halb iſt es oft richtiger, die doppell iebige Form 
zu wählen, bei der die Mehrzahl jeder Kiefern⸗ 
folge nur etwa die Hälfte der Umtriebszeit erreicht 
und nur die allerbeſten Nutzholzſtämme im Licht⸗ 
ſtande durch den ganzen Umtrieb gehen mp 
ſchließlich höchſtens die Hälfte des geſamten Stand⸗ 
raumes einnehmen. Hierbei ergibt ſich allerdings 
eine Schwierigkeit wegen der Buche. Sie wird 
bei einem Geſamtumtrieb von 120 Jahren im 
Grundbeſtande bis zur Zwiſchenverjüngung nur 
etwa 60 Jahre alt, wird alſo nicht alt und ſtark 
genug. Anderſeits iſt es mißlich, auch von ihr 
Stämme durch die zweite Hälfte des Umtriebes 
hindurchgehen zu laſſen, denn die durchgehenden 
Zukunftskiefern drücken ſchon ſtark genug auf die 
Zwiſchenverjüngung, und ſolche freigeſtellten 
Buchen bekommen bekanntlich ſehr breite Kronen. 
Man wird alſo, wenn überhaupt, ſpäter nur 
wenige Buchen mit den folger den Generationen 
von Zukunftskiefern durchgehen laſſen dürfen. 
Im übrigen kann man ſich dadurch Helfen, daß man 
für zweihiebige Wiitſchaft mit Kiefein⸗Buchen⸗ 
jungwuchs nur ſolche bisher reinen Kiefernbeſtände 
auswählt, deren beſte Stämme noch mindeſtens 
80 Jahre, vielleicht ſogar 100 Jahre ſtehen können, 
alſo beim Einbringen der Buche höchſtens 60 Jahre 
alt ſind. Gemildert wird die Schwierigkeit ja 
dadurch, daß in der Regel die Buche im Jung⸗ 
beſtande einen Altersvorſprung vor der Kiefern⸗ 
beimiſchung bekommen muß. 

Gemeinſam iſt beiden unter o genannten 
Beſtandesformen der Vorteil, daß die Buchen⸗ 
beimiſchung im Jungbeſtande die Vorbereitung 
der Überhälter und Wertſtämme erleichtert. 

Der Kiefern⸗Buchen⸗Plenterwald (d) wird als 
naturgemäße Waldform ja vielfach empfohlen. 
Er hat an ſich alle Vor⸗ und Nachteile des Plenter⸗ 
betriebes. Am beſten fährt bei ihm die Buche. 


*) Die annähernd gleichalterige Buche iſt in dieſer 
Miſchung auf unſeren beſſeren Kiefernböden in Bruſt⸗ 
höhe i. d. R. durchſchnittlich etwa 10 em ſchwächer 
als die hiebsreife Kiefer. An Durchſchnittshöhe 
bleibt ſie um etwa 3 bis 5 m hinter der Kiefer 
zurück, d. h. fie iſt nur 22 bis 25 m (gegen 25 bis 
30 m) hoch. Alle dieſe Zahlen ſchwanken natürlich 
in ſehr weiten Grenzen, je nach Standort, Ent 
ſtehung und Behandlung des Beſtandes. 
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Sie kann im Gegenſatz zur gleichalterigen 


Miſchung (a) in ihren beſten Stämmen grund⸗ 


Die Natur beider Baumarten geſtattet die Ein⸗ 
zelmiſchung der Buche und Kiefer. Bei gleich⸗ 


ſätzlich zu Starkholz erzogen werden. Für die alterigem Jungwuchs muß die Kiefer fo eng ſtehen, 


Kiefer beſteht auf jedem Standort, der der Buche 
(und Traubeneiche) beſonders zuſagt, die Gefahr, 
daß ſie vom Laubholz zurückgedrängt oder ganz 
verdrängt wird, wenn man nicht ganz ſcharf zu 
ihren Gunſten eingreift. Wenn die Verjüngung 
bei dieſer Beſtandsform ganz der Natur über⸗ 
laſſen wird, fo kommt die Kiefer im Kampfe mit 
der Beſchirmung und mit den gleichalterigen Jung⸗ 
wüchſen der Buche (Traubeneiche, Hainbuche, 
Winterlinde uſw.) ſchließlich überhaupt nicht 
mehr oder nur zufällig auf Windwurflücken uſw. 
auf. Es entſteht ein Buchen⸗ (Traubeneichen⸗) 
Beſtand. Dieſe Gefahr kann nur bekämpft 
werden, wenn man ſtändig die Kiefer bei der 
Verjüngung bevorzugt. Das gelingt aber faſt 
ausnahmslos nur, wenn man ſie künſtlich ein⸗ 
bringt und gegen Überwuchern durch Laubholz 
ſchützt. Jedenfalls iſt dieſe Schwierigkeit nicht 
leicht zu nehmen und für mich Grund, dieſe 
Beſtandesform als . für große 
Flächen oder gar als Regel nicht zu empfehlen, 
umal ihr auch ſonſt noch Mängel anhaften, deren 

eſprechung aber, weil ſie nichts mit der Buche 
zu tun haben, hier zu weit führen würde. Immer⸗ 
hin mag man dieſer Beſtandesform einen be⸗ 
ſcheidenen Platz gönnen und namentlich die noch 
vorhandenen ungleichalterigen urwüchſigen Miſch⸗ 
beſtände von Kiefer und Buche (und Trauben⸗ 
eiche) ſo bewirtſchaften. 

Schließlich iſt noch zu überlegen, welche 
räumliche Verteilung und welches zahlenmäßige 
Verhältnis bei der Vergeſellſchaftung von Kiefer 
und Buche anzuſtreben iſt. 


Die Vorteile der Buchenbeſtockung ſind 
natürlich am größten, wenn Beſchattung und 
Laubabfall der ganzen Bodenfläche zugute 
kommen und die Ertragsfähigkeit des Bodens 
über den Kiefernzuwachs hinaus durch ſie voll 
ausgenutzt wird. Dies wird erreicht durch Einzel⸗ 
miſchung mit der Kiefer, wenn ſie dieſer allein 
vergeſellſchaftet wird. Nimmt man noch andere 
Baumarten hinzu (3. B. Douglastanne, Fichte, 
Traubeneiche, Bergahorn“), jo werden bei 
deren horſtweiſer Beimiſchung alle Vorteile auch 
wahrgenommen. 


*) Ter Bergahorn kann auf geeignetem Stand⸗ 
ort als Miſch⸗ und Unterholz der Kiefer ſehr mert, 
volle Dienſte leiſten. In der Rittergutsforſt 
Falkenhagen bei Frankfurt a. O. hat er in den 
letzten beiden Jahrzehnten durch Anflug von Allee⸗ 
und Parlbäumen unter den Kiefernbeſtänden ſchon 
auf großen Flächen dichtes Unterholz gelie fert und 
frißt ſich immer weiter in die Beſtände hinein. 
Er übernimmt in dieſem Revier in Geſellſchaft 
der Hainbuche ganz die Rolle der Buche, die von 
Natur fehlt. Der Spitzahorn iſt zwar anſpruchs⸗ 
loſer (und die heimiſche Art), aber ſein Holz iſt 
minderwertig. Die Händler wollen wenigſtens in 
Brandenburg nur Bergahornholz. 


daß ſie ſich in ſich ſchließen und reinigen kann. 
Einzelſtändige Buchen halten ſich auch unter 
Seiten⸗ und Oberdruck der Kieferndickung. Nur 
wenn der Boden zu trocken iſt, vergehen einzel⸗ 
ſtändige, ganz überwachſene Buchen in der 
Kieferndickung. (Dieſer Gefahr muß durch Höhen⸗ 
vorſprung der Buche vorgebeugt werden.) Jeden⸗ 
falls iſt es nicht nötig, Kiefer⸗ und Buchenjung⸗ 
wuchs in getrennten Horſten oder Gruppen zu 
begründen, die erſt allmählich durch das Alter zur 
Einzelmiſchung werden. Bei Hochwald⸗Kiefern mit 
gut entwickelter Krone iſt der Kronendurchmeſſer 
im Durchſchnitt achtzehnmal ſo groß wie der 
Bruſthöhendurchmeſſer. Eine hiebsreife Kiefer 
von 45 em Bruſthöhendurchmeſſer“) hat alſo 
einen Kronendurchmeſſer von rund 8 m. So 
ſtark kann die dëck auf gutem Boden bei 
richtiger Beſtandspflege durchſchnittlich in etwa 
120 Jahren werden. Wir müſſen aber doch ver⸗ 
langen, daß mindeſtens ſchon vom 60. Jahre an 
die Einzelmiſchung erreicht wird und lockerer 
Schluß der Kiefernkronen vorhanden iſt. Dann 
iſt dieſelbe Kiefer in Bruſthöhe etwa 25 em ſtark 
und hat rund 4,5 m Kronendurchmeſſer. Bei 
getrennter Begründung müßten alſo die Gruppen 
winzig klein gemacht werden. 

Das zahlenmäßige Verhältnis von Kiefer 
und Buche muß ſo geregelt werden, daß in jedem 
Alter ſo viel Kiefern vorhanden ſind, als ob gar 
keine Buche da wäre. In regelmäßig durchforſteten 
Beſtänden gehen rund 200 Kiefern von 45 em 
Bruſthöhendurchmeſſer a 1 ha. Es genügt, 
wenn dann etwa 100 gleichalterige, gut ent⸗ 
wickelte Buchen zwiſchen ihnen ſtehen (un⸗ 
gerechnet die oft vorhandenen zahlreichen 
ſchwachen Buchen). Dieſe Zahl genügt ſogar 
allenfalls ſchon in älteren Stangenorten für 
alle Zwecke, die wir durch die Buche erreichen 
wollen. Wie groß ihre Zahl in jüngerem Alter 
ſein muß, iſt je nach dem Standort und der Art 
der Vergeſellſchaftung mit der Kiefer ſehr ver⸗ 
ſchieden. 


*) Ich ſtimme hierin mit Wiebecke („Der 
Dauerwald“, Verlag der Landwirtſchaftskammer 
Stettin) überein, bin allerdings auf anderem Wege 
dazu gekommen. Während er den Bruſthöhendurch⸗ 
meſſer von der durch die Sägeinduſtrie geforderten 
Zopfſtärke ableitet, bin ich zu derſelben Zahl 
gekommen durch die Forderung, daß der untere 
Stammteil von etwa 8 bis 12 m Länge möglichſt viele 
aſtreine Bretter („Seiten“) liefern ſoll. Meine 
Auffaſſung unterſcheidet ſich von der Wiebeckes nur 
inſofern, als ich die Forderung von 45 cm Bruſt⸗ 
höhe vielleicht ſchärfer auf die wirklich tadelloſen 
Schneideholzſtämme beſchränke, alſo auf Stämme, 
die ſchon als Stange bei etwa 20 bis 25 cm Bruſt⸗ 
höhendurchmeſſer bis zu mindeſtens 8 m Höhe aſtrein 
waren oder allenfalls noch einen oder den anderen 
morſchen Aſtſtummel zeigten. 

(Fortſetzung folgt.) 
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Parlaments- und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 
88. Sitzung, Dienstag, den 12. Juli 1921. 
Beratung des Antrages des Ausſchuſſes für 
Beamten⸗ Angelegenheiten über Eingaben, 
betreffend die Anderung der Ortsklaſſen⸗ 
einteilung. — Druckſache Nr. 682. 
Präſident Leinert: — — Der Ausſchuß für 
Beamten⸗ Angelegenheiten beantragt: j 
die Eingaben II 658, 661, 662, 668, 670, 671, 674, 
680, 681, 682, 684, 685, 687 688, 690 697, 699, 
701, 702, 703 dem Staatsminiſterium als Material 
zu über eiſen. 
Ich ſtelle feſt, daß das Haus dem Antrage des Aus⸗ 
ſchuſſes beigetreten tft. — — 


Staatsmittel zur Förderung der An⸗ 
ſiedlung. 
Braun, Abgeordneter (Soz.⸗Dem.): — — Bei 


der Heuerlings⸗Debatte hat neulich der Herr Ab⸗ 
geordnete Kaufhold gegen mich perſönlich einen Vor⸗ 
wurf erhoben. Er hat in bezug auf dieſe Moorgegend 
im Kreiſe Niederung erklärt und hat das in Zuſammen⸗ 
hang mit der Pachterhöhung für die Heuerlinge gebracht, 
der Landwirtſchaftsminiſter Braun ſei auch nicht ſo 
ein Engel, er habe auch einiges auf dem Kerbholz 
b züglich der Benachteiligung der kleinen Leute auf 
dem Lande. Wie es mit der Logemannſchen Be⸗ 
hauptung liegt, habe ich Ihnen ja ſchon auseinander⸗ 
geſetzt; ich will Ihnen jetzt darlegen, wie es mit der 
von Kaufhold geſchilderten Benachteiligung der kleinen 
Leute durch den Miniſter Braun liegt. Herr Kauf⸗ 
hoid hat nach dem ſtenographiſchen Bericht erklärt, 
daß in Tuniſchken im Kreiſe Niederung die ſtaatliche 
Forſtverwaltung Wieſen für 24 Familien kleinerer 
Beſitzer mit ein bis ſechs Morgen der Oberförſterei 
Schnecken zum Preiſe von 1,80 „ pro Kuh und Woche 
bisher verpachtet hatte. Das iſt unrichtig. Es handelt ſich 
hier nicht nr um 24 Beſitzer von ein bis ſechs Morgen, 
es handelt ſich auch nicht darum, daß die Oberförſterei 
Schnecken die ſämtlichen Wieſen gepachtet hat, ſondern 
es handelt ſich in dieſem Fall um große F Gen von 
Meliorationswieſen, die durch die Forſtverwaltung 
in Kultur gebracht worden ſind und ſeit Jahren nicht 
als Wieſen im ganzen verpachtet werden, ſondern 
auf die im Sommer Penſionsvieh angenommen mird. 
Es wird alſo lediglich das Futter verkauft. Die Wieſen 
ſtehen weiter unter der Forſtverwaltung, die ſie mit 
erheblichen Koſten kultiviert hat und auch mit erheblichen 
Koften in Kultur halten muß. Denn Moorwieſen find 
bekanntlich | hrleicht rückfällig. Wenn da nicht Phosphate 
gegeben werden, wenn nicht gewalzt wird, wenn nicht 
die Entwä | rungs inrichtungen auf der Höhe find, dann 
fallen ſie ſehr leicht wieder in den alten Zuſtand zurück. 
Dieſe Unkoſten der Unterhaltung hat die Förfterei 
weiter; ſie verkauft lediglich das Futter, indem ſie 
Penſionsvieh nimmt. Nun kommen dort auch nicht 
nur 24 Familien in Frage, ſondern vor meiner Zeit 
iſt auf dieſe Wieſen Vieh genommen worden von 
einer erhebſichen Zahl von Großgrundbeſitzern, die 
zumeiſt wohl zu der Partei des Herrn Abgeordneten 
Kaufhold gehörten, und trotz der Beſchwerden der 
kleinen Leute iſt immer wieder das Großvieh und 
Maſtvieh der Großgrundbeſitzer von der Forſtver⸗ 
waltung für ein ungemein niedriges Weidegeld zur 
Weide genommen worden, während die kleinen Leute 
nicht wußten, wo ſie ihr Vieh laſſen ſollten. Erſt ich 
habe angeordnet, daß vorerſt das Vieh aller der um⸗ 
liegenden kleinen Leute auf die Weide zu nehmen 
ſei, und erſt wenn dann noch Patz bleibe, wenn dann 
die Weide noch nicht voll beſetzt ſei, könne auch Vieh 
von Großgrundbeſitzern, auch von entfernt wohnenden 
Großgrundbeſitzern angenommen werden. Danach 
iſt im letzten Jahre verfahren worden. In der Friedens⸗ 
zeit iſt für ein Vollrind ein Penſionspreis von 1,80 4 
genommen worden. Im Laufe des Krieges und nach 
dem Kriege iſt der Satz nach und nach entſprechend 
den Preiſen für Futtermittel erhöht worden, und 
in dieſem Jahre iſt, nicht wie Herr Abgeordneter Dr. 
Kaufhold behauptet, von Herrn Braun, ſondern von 
dem deutſchnationalen Oberförſter, dem Verwalter 


der Oberförſterei Schnecken, der Preis für eine Kuh 
auf 18 & feſtgeſetzt worden. — — 

Der Deutſche Bauernbund beſchwerte ſich unter 
Einſendung des Inſerats beim Miniſterium und 
verlangte Feſtſetzung der Preiſe auf das Vier⸗ bis 
Fünfſache der Friedenspreiſe. Es handelt ſich Dabe: 
nicht nur um Leute mit ein bis ſechs Morgen, ſondern 
zum größten Teil um größere Beſitzer, die Penſions⸗ 
vieh zur Maſt geben. Das Miniſterium hat geant⸗ 
wortet, wenn die Leute ſich bereit erklärten, ihre Pro⸗ 
dukte an Milch, St (o und Vieh für das Vier⸗ bis 
Fünffache des Friedenspreiſes abzugeben, ſo könnten 
ſie auch vom Staate Futter auf den fiskaliſchen Weiden 
für den vier⸗ bis fünffachen Friedenspr is erhalten. 
Es handelt ſich ja nicht um die Ver achtung eines 
Geländes, bei dem der Pächter oder der Heuerling 
gezwungen iſt, das Land unter Kultur zu halten 
und der Ertrag der Wieſen von ſeiner Tüchtigkeit 
und Sachkenntnis abhängt, ſondern der Staat hält 
die Wieſen auf einem hohen Kulturzuſtande, und 
niemand kann ihm zumuten, das Futter davon für den 
vier⸗ bis fünffachen Friedenspreis an Leute zu verkaufen, 
die ihre Produkte für das Fünfzehnfache an die ärmere 
Bevö kerung abſetzen. Eine ſolche Zumutung habe 
ich allerdings zurückweiſen zu müſſen geglaubt. — — 

Weisſermel, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): — — 
Der Herr Vorredner hat dann Gelegenheit genommen, 
dieſes Geſetz zu benutzen, um die Debatte über das 
Heuerlingsweſen und anderer Sachen hier wieder 
aufzugreifen und gegen politiſche Freunde von mir 
zu polemiſieren. Wie das hier zur Sache gehört, 
vermag ich beim beſten Willen nicht einzuſehen. — 
Zu dieſem Geſetz gehört es nicht. Ich verſage es 
mir deshalb, darauf einzugehen, und überlaſſe es 
meinen angegriffenen politiſchen Freunden, an der 
Stelle, wo es Zeit fein wird, darauf zu erwidern. — — 


= 


39. Sitzung, Mittwoch, den 13. Juli 1921. 
Zweite und dritte Beratung des Geſetzent⸗ 
wurfs, betreffend die vorläufige Regelung 
des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1921. — Druckſache Nr. 672. 

Präſident Leinert: — — Der Antrag des Haupt⸗ 
ausſchuſſes zu dem Geſetzentwurf, betrͤſfond die vor⸗ 
läufige Regelung des Haushaltsplanes für das Rech⸗ 
nungsjahr 1921, befindet ſich auf Druckſache Nr. 742. 

Wortlaut des Antrages: 

1. den Geſetzentwurf auf Druckſache Nr. 672 mit folgen⸗ 
den Anderungen anzunehmen: 

a) Seite 2 im Abſchnitt II, Haushalt der Forſtver⸗ 
waltung, unter A. bei den dauernden Ausgaben, 
Verwaltung und Betrieb — Kap. 2 — die Zeile 
a) zur Umwandlung von 631 Förſterſtellen in 

Forſtſekretärſtellen 
zu ſtreichen und demgemäß dig Angaben b bis g 
mit a bis f zu bezeichnen, — — 

2. zum Abſchnitt VIII, Haushalt des Staatsminiſteriums 
und des Miniſterpräſidenten (Seite 6), folgenden 
Antrag anzunehmen: 

Das Staatsminiſterium wolle mit Rückſicht darauf, 

daß durch die ungünſtige Witterung insbeſondere 

an der Saar, Moſcl, in der Eifel, im Hunsrück und 

im Weſterwald großer Mangel an Futter⸗ und 

Streumitteln eingetreten iſt, der ſich zu großer 

Notlage geſteigert hat, umgehend veranlaffın, daß 

die Staats⸗ und Gemeindewaldungen in di fen 

Jahre zur Entnahme von Gras und Streu für die 

Bevölkerung freigegeben werden. — — 

Zu dem Nothaushalt liegen vor der Antrag Ebers⸗ 

bach und Genoſſen auf Druckſache Nr. 752. — — 

Wortlaut der Anträge: 

Nr. 752: im Ausſchußantrag Druckſache Nr. 742 die 
Ziffer 1a abzulehnen und die Regierungsvorlage 
wieder herzuſtellen, die lautet: 

8) zur Umwandlung von 631 Förſterſtellen in 
Forſtſekretärſtellen. — — 

Grebe, Berichterſtatter (Zentr.): Beim 
Haushalt der Forſtverwaltung wurde ein Antrag 
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geſtellt, die Forderung zu II A. a) zur Umwandlung | Förſtern vorgenommen, und dieſe Stellen ſollten nun 
von 631 Förſterſtellen in Forſtſekretärſtellen zu ſtreichen. in Forſtſekretärſtellen verwandelt werden. Dann aber 
Die Regierung wußte für dieſe Forderung keine klare war ſie ſich doch zweifelhaft, ob nicht auch Neuforderungen 
Begründung zu geben. Sie erklärte zunächſt, daß es darunter wären, und legte ſelbſt kein Gewicht darauf, 
ſich hier nur um Umwandlung von Stellen handle; die Forderung im Nothaushalt aufrecht zu erhalten. 


dieſe Amtshandlungen ſeien bisher von überzähligen! So wurde die Forderung geftrichen. — — 


N Tor) 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Übernahme der Koſten für Entnahme von Platz⸗ 
karten für Schnell⸗ und D-Züge auf Staatsmittel. 


Allgemeine Verfügung Nr. I 92/1921. 
Minifterium fur Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 6833 TA IV, II 6569, III 12693, 
Abw Wb. Pa 4. 581 21. 


Berlin, den 3. Auguſt 1921. 

Für den Bereich meiner Verwaltung wird bei 
Dienſtreiſen der Staatsbeamten folgendes be⸗ 
ſtimmt: 

Wenn die Entnahme von Platzkarten für 
Schnell⸗ und D⸗Züge nach Lage der Verhältniſſe 
als begründet anzuſehen iſt, können die Koſten 
auf Staatsmittel übernommen werden, ſoweit 
die verordnungsmäßigen Fahrkoſten zur Mit⸗ 
beſtreitung der Ausgaben für die Platzkarten 
nicht ausgereicht haben. 

In Vertretung: Abicht. 
An die nachgeordneten Behörden. 


CH 
Rückgewähr von Beiträgen bei privaten Penſions⸗ 
Einrichtungen. 

Durch Verordnung vom 30. März 1921 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 369) hat die Reichsregierung beſtimmt, 
daß die in einem privaten Betrieb oder einer 
vrivaten Verwaltung beſchäftigten Perſonen, die 
ſich durch Dienſtvertrag verpflichtet haben, 
privaten Betriebs-, Penſionskaſſen und ähnlichen, 
wenn auch nicht mit eigener Rechtsperſönlichkeit 
ausgeſtatteten Einrichtungen für Angeſtellte bei⸗ 
zutreten, welche Invaliden, Alters⸗ oder Hinter⸗ 
bliebenen⸗Unterſtützungen gewähren, Anſpruch auf 
Rückgewähr der Beiträge haben, wenn ſie in der 
Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 
auf Grund der Verpflichtung in das Verſicherungs⸗ 
verhältnis eingetreten ſind. 

Da dieſe Verordnung für zahlreiche Privat⸗ 
forſtbeamte von Bedeutung iſt, ſo drucken wir nach⸗ 
ſtehend die für die Rückgewähr der Beiträge maß⸗ 
gebenden Beſtimmungen ab. Sie lauten: 

1. Iſt ein Verſicherter in der Zeit vom 1. Auguſt 
1914 bis 31. Dezember 1919 aus der Beſchäftigung 
und der Verſicherung ausgeſchieden, ſo ſind ihm 
auf Antrag die laufenden Beiträge, Eintrittsgelder 
und ähnliche Zahlungen, welche er auf Grund der 
vertraglichen Verſicherungspflicht aus eigenen 
Mitteln nach dem 1. Auguſt 1914 bis zum Aus⸗ 
ſcheiden geleiſtet hat, ohne Zinſen zurückzugewähren. 
Der Anſpruch auf Rückgewähr beſteht nicht, wenn 
der Verſicherte nicht mindeſtens drei Monate der 
Kaſſe angehört und die Beiträge für dieſe Zeit 
entrichtet hat; betragen jedoch die von dem Ver⸗ 
ſicherten gezahlten laufenden Beiträge, Eintritts⸗ 
gelder und ähnliche Zahlungen insgeſamt mehr 
als das Doppelte der laufenden Beiträge für drei 
Monate, ſo ſind die gezahlten laufenden Beiträge, 
Eintrittsgelder und ähnliche Zahlungen auch dann 
zurückzugewähren, wenn der Verſicherte weniger 
als drei Monate der Kaſſe angehört hat. Mit dem 
Empfange der Rückgewähr erlöſchen die aus den 
von der Rückgewähr betroffenen Beitragszeiten 
erwachſenen Rechte. Auf eine Vereinbarung, 
durch welche von dieſen Vorſchriften zum Nachteil 


des Verſicherten abgewichen wird, kann ſich die 
Kaſſe oder der Arbeitgeber nicht berufen. 

Die Rückgewähr erſtreckt ſich nicht auf die⸗ 
jenigen Beitragsteile, welche an die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte abzuführen 
waren oder welche auf Grund des Verſicherungs⸗ 
geſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 989) an eine Erſatzkaſſe im 
Sinne des $ 372 dieſes Geſetzes zu zahlen waren. 

2. Ein Anſpruch auf Rückgewähr beſteht nicht, 
wenn der Verſicherungsfall eingetreten iſt und die 
geſchäftsplanmäßigen Leiſtungen (Invaliden⸗, 
Alters⸗ oder Hinterbliebenenunterſtützungen) ge⸗ 
währt werden oder gewährt worden ſind. 

3. Der Anſpruch von Verſicherten, welche auf 
Grund des Geſchäftsplanes der Kaſſe oder durch 
freiwillige Zuwendungen ſeitens der Kaſſe oder 
des Arbeitgebers ſchon eine Rückgewähr erhalten 
haben, erſtreckt ſich nur auf den Unterſchied zwiſchen 
dem nach Ziffer 1 zu gewährenden Betrag und der 
tatſächlich erhaltenen Rückgewähr. Ein Anſpruch 
auf Zinſen beſteht nicht. 

4. Der Antrag auf Rückgewähr iſt ſpäteſtens 
binnen ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieſer Verordnung bei der Kaſſe zu ſtellen; er kann 
auch bei dem Arbeitgeber, für deſſen Betrieb die 
Kaſſe beſteht, rechtswirkſam geſtellt werden. Später 
geſtellte Anträge haben keinen Auſpruch auf Be⸗ 
rückſichtigung. 

Für Verſicherte, welche durch höhere Gewalt an der 
Einhaltung der Friſt verhindert ſind, endet die Friſt 
erſt ſechs Monate nach dem Wegfall des Hinderniſſes. 

Der Anſpruch ſteht auch den Erben der Aus⸗ 
geſchiedenen zu. 

5. Der Anſpruch auf die durch dieſe Ver⸗ 
ordnung vorgeſchriebene Rückgewähr iſt der 
Pfändung nicht unterworfen. 

6. Weitergehende Rechte der Verſicherten auf 
Grund des Geſchäftsplanes der Kaſſe bleiben 
unberührt. 

7. Die in der Zeit vor dem 1. Auguſt 1914 auf 
Grund der Verpflichtung in das Verſicherungs⸗ 
verhältnis eingetretenen Verſicherten, welche in 
der Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1919 
aus der Beſchäftigung und der Verſicherung 
wieder ausgeſchieden ſind und bei dem Ausſcheiden 
nicht eine Rückgewähr oder geſchäftsplanmäßige 
Abfindung erhalten haben, die ihrem Werte nach 
den Betrag der für die Zeit vom 1. Auguſt 1914 
ab auf Grund der vertraglichen Verſicherungs⸗ 
pflicht aus eigenen Mitteln geleiſteten laufenden 
Beiträge, Eintrittsgelder und ähnliche Zahlungen 
erreicht, haben Anſpruch auf den Unterſchied 
zwiſchen dieſem Betrag und der tatſächlich er⸗ 
haltenen Rückgewähr oder Abfindung. Die Vor⸗ 
ſchriften der Ziffern 1 bis 6 finden entſprechende 
Anwendung. 

8. Die Vorſchriften finden entſprechende An⸗ 
wendung, wenn die in einem privaten Betrieb 
oder einer privaten Verwaltung beſchäftigten 
Perſonen zwar nicht auf Grund einer Verpflichtung 
durch den Arbeits⸗ oder Dienſtvertrag, aber nach 
einer bei dem Betrieb oder der Verwaltung 
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beſtehenden allgemeinen Übung privaten Kaſſen 
oder Einrichtungen beigetreten ſind. 

Die Vorſchriften der Verordnung gelten für 
Kaſſen und Einrichtungen ohne Rückſicht darauf, 
ob dieſe nach den Vorſchriften über die Beauf⸗ 
ſichtigung privater Verſicherungsunternehmungen 
einer Beaufſichtigung unterliegen oder nicht. 


„ 


9. Zur Entſcheidung von Streitigkeiten auf 
Grund der Vorſchriften dieſer Verordnung iſt das 
Gericht zuſtändig, welches über Streitigkeiten aus 
dem die Verſicherungspflicht begründenden Arbeits⸗ 
oder Dienſtverhältnis zu entſcheiden hat. 

10. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft. Hg. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Oberſorſtmeiſter a. D. Walther von Schrader 
iſt kurz vor Vollendung ſemes 67. Lebensjahres 
in Osnabrück geſtorben. Als Sohn des König⸗ 
lichen Geheimen Regierungsrats Otto Emil von 
Schrader am 22. Juli 1854 in Marienwerder 
geboren, beſuchte er dortſelbſt zuerſt die Real⸗ 
ſchule und vom Oktober 1863 ab das Königliche 
Gymnaſium, das er am 30. September 1874 mit 
dem Zeugnis der Reife verließ. Hierauf genügte 
er bis zum 1. Oktober 1875 feiner Militärpflicht 
als Einjährig⸗Freiwilliger beim Oſtpreußiſchen 
e Nr. 33 in Danzig und begann 
anach die forſtliche Vorbereitungszeit auf der 
Oberförſterei Alt⸗Chriſtburg im Regierungsbezirk 
Königsberg. Nach Ableiſtung derſelben arbeitete 
er bis zum 1. Mai 1877 praktiſch als Feldmeſſer 
in Marienwerder und Umgegend. Nachdem er 
im Februar 1877 in das Reitende Feldjägerkorps 
eingeſtellt war, beſuchte er die Forſtakademie 
Hann.⸗Münden und Eberswalde. Die erſte forſt⸗ 
liche Prüfung beſtand er im Oktober 1879 und 
das forſtliche Staatsexamen im April 1882. Er 
war dann auf verſchiedenen Oberförſtereien tätig 
und leitete unter anderem auch die Betriebs⸗ 
regelungsarbeiten in der Stadtforſt Habelſchwerdt 
und Thorn. Am 28. Auguſt 1886 zum Oberförſter 
ernannt, verwaltete er bis zum 1. April 1891 
die Oberförſterſtelle Schwiedt im Regierungsbezirk 
Marienwerder, ſodann die Oberförſterſtelle Hartigs⸗ 
heide im Regierungsbezirk Poſen. Vom 1. Sep⸗ 
tember 1895 ab wurde ihm unter gleichzeitiger 
Ernennung zum Regierungs- und Forſtrat die 
Verwaltung der Forſtinſpektion Königsberg - Pr. 
Eylau übertragen; vom 1. Oktober 1897 verwaltete 
er die Forſtinſpeltion Merſeburg⸗Düben. Am 
1. Oktober 1904 erfolgte ſeine Ernennung zum 
Oberforſtmeiſter in Osnabrück, wo er bis zu 
ſeinem Ausſcheiden aus dem Staatsdienſte am 
1. April 1921 tätig war. An Auszeichnungen 
beſaß der Verſtorbene den Roten Adlerorden 
IV. Klaſſe, Königlichen Kronenorden III. Klaſſe, 
die Rote⸗Kreuz⸗Medaille III. Klaſſe und das 
Verdienſtkreuz für Kriegshilfe. 


* 

Prof. Dr. Max Hoffmann, Agrikulturchemiker 
und Geſchäftsführer der Dünger⸗ und Futter⸗ 
abteilung der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſellſchaft, 
it am 5. Auguſt im 54. Lebensjahre infolge 
eines Schlaganfalles in Berlin verſtorben. Er 
war in den weiteſten Kreiſen der heimiſchen 
Landwirtſchaft, vor allem durch ſeine in hohen 
Auflagen erſchienenen originellen Schriften 
„Düngerfibel“, „Futterfibel“, „Zwanzig Gebote 
der Kalkdüngung“, allgemein bekannt. 

* 


Verſagung von Aufrückungsſtellen für bereits 
5 Beamte. Auf die Kleine Anfrage 
r deutſch⸗ nationalen Abgeordneten Ebersbach 
und Dr. v. Kries (Potsdam) erging folgende 
Antwort: Die Beſtimmung unter Ziffer II m3 


der Ausführungsanweiſung vom 21. Januar 
1921 zum Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz und 
zum Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetz vom 17. De⸗ 
zember 1920, wonach eine nachträgliche Berück⸗ 
ſichtigung von Aufrückungsſtellen bei Beamten, 
die nach dem 1. April 1920 bis zum Inkraft⸗ 
treten der Ausführungsanweiſung in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt oder geſtorben ſind, nicht in Frage 
kommt, beruht auf der Erwägung, daß nach der 
Vorbemerkung 1 zur Beſoldungsordnung die 
Beamten in Aufrückungsſtellen nur durch deren 
Verleihung einrücken können. Die Verleihung 
von planmäßigen Stellen kann nach allgemeinen 
beamtenrechtlichen Grundſätzen nur an Beamte 
erfolgen, die ſich noch im Dienſte befinden. Dazu 
kommt, daß bei bereits durch Tod oder Pen⸗ 
ſionierung ausgeſchiedenen Beamten die Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen rückwirkende Stellen⸗ 
verleihungen nach S 3 Abſatz 2 Satz 2 des 
Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgenommen 
werden können, nicht vorliegen, und daß die Zu⸗ 
ſtellung einer Verleihungsurkunde an verſtorbene 
Beamte unmöglich iſt, mithin bei dieſen die Ein⸗ 
reihung in Aufrückungsſtellen jeder rechtlichen 
Grundlage entbehren würde. Von dieſen Er⸗ 
wägungen hat ſich das Staatsminiſterium bei 
ſeiner, der erwähnten Ausführungsbeſtimmung 
zugrunde liegenden Beſchlußfaſſung leiten laſſen. 
Demgemäß iſt die Vergebung der Aufrückungs⸗ 
ſtellen ohne Berückſichtigung der bereits vorher 
durch Tod oder Penſionierung ausgeſchiedenen 
Beamten erfolgt (nicht dagegen ohne Berück⸗ 
ſichtigung der zwar bereits in den Ruheſtand 
verſetzten oder von ihrem demnächſtigen über 
tritt in den Ruheſtand benachrichtigten, aber 
noch im Dienſte ſtehenden Beamten). Es 
wären daher jetzt in den meiſten Ver⸗ 
waltungen die zur nachträglichen Berück⸗ 
ſichtigung der bereits ausgeſchiedenen Beamten 
erforderlichen Aufrückungsſtellen gar nicht mehr 
verfügbar, ſo daß auch aus dieſem Grunde die 
Staatsregierung nicht in der Lage wäre, ſie zu 
berückſichtigen. Die Feſtſetzung der Verſorgungs⸗ 
bezüge kann, da es ſich um Neuverſorgungs⸗ 
berechtigte handelt, nur nach Maßgabe ihres 
tatſächlichen letzten Dienſteinkommens erfolgen. 
Den Verſorgungsgebührniſſen die Bezüge der 
Aufrückungsſtellen zugrunde zu legen, ohne daß 
ſolche den Beamten verliehen ſind, iſt geſetzlich 
nicht möglich. Ein Widerſpruch mit dem Grund⸗ 
ſatze der Rückwirkung der Beſoldungsgeſetze auf 
den 1. April 1920 kann in der Nichtberückſichtigung 
der inzwiſchen bereits Ausgeſchiedenen nicht er⸗ 
blickt werden; denn kraft dieſer Rückwirkung 
treten nur diejenigen Wirkungen des Geſetzes 
mit Rückwirkung vom 1. April 1920 ein, die 
kraft Geſetzes ohne dazu kommenden Staats⸗ 
hoheitsakt eintreten; dagegen folgt aus ihr nicht, 
daß auch die nach dem Beſoldungsgeſetz zu⸗ 
gelaſſenen, von dem Ermeſſen der Verwaltungs⸗ 
behörde und dem dienſtlichen Bedürfnis ab⸗ 
hängigen Verwaltungsakte ausnamslos mit Rück⸗ 
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wirkung vom 1. April 1920 vorgenommen werden 

müſſen. Pr übrigen wird die Beratung des 

Antrages Dr. Porſch und Genoſſen — Druckſache 

Nr. 366 — Gelegenheit bieten, zu erörtern, ob 

etwa des Ausgleichs bedürftige Härten vorliegen. 
2 


Die Grasnutzung in den Staatsforſten. 

Durch Miniſterial⸗Erlaß vom 26. April 1921 
ind die für die Kriegszeit erlaſſenen Beſtimmungen 
über die Entnahme von Futterlaub und Gras aus 
den Staatsforſten außer Kraft getreten. Die Frage 
der Grasnutzung iſt nun im allgemeinen derart 
geregelt, daß Waldarbeiter und weniger bemittelte 
Einwohner die Erlaubnis erhalten, an zwei oder 
drei Tagen in der Woche vom 1. Mai bis 31. Auguſt 
zu einem beſtimmten Betrage — hier 3 A — auf 
Wegen und Schneiſen Gras zu rupfen. Nach und 
nach iſt die Entnahme auch aus Beſtänden meiſt 
ſtillſchweigend geduldet worden, ſolange kein un⸗ 
mittelbarer Schaden entſtand. In der Regel ſind 
dies junge Schonungen. In den meiſten Revieren 
wird Gras auf Wegen und Schneiſen nicht genutzt 
werden können, weil ſolches dort nicht vorhanden iſt. 

Die teuren Lebensverhältniſſe haben ſeit 
einigen Jahren dahin geführt, daß faſt jeder Ein⸗ 
wohner auf dem Lande, dem es irgend möglich iſt, 
ſich etwas Vieh hält, ſelbſt dann, wenn er überhaupt 
keinen Grundbeſitz ſein eigen nennt. Dadurch iſt 


die Zahl der Leute, welche Gras aus dem Walde bis 


entnehmen, gegen früher ganz erheblich geſtiegen, 
und ſie wird zweifellos noch weiter ſteigen. 
Dem E macht die Auswahl der Leute, 
welche die Erlaubnis zur Grasnutzung erhalten 
ſollen, oft erhebliche Sorgen, um unzuverläſſige 
Elemente und weniger bedürftige Perſonen dem 
Walde fernzuhalten. Während ein Teil der Antrag⸗ 
ſteller die Nutzung während des ganzen Zeitraumes 


erbittet, will der andere Teil meiſt nur der augen⸗ 


blicklichen Not wegen — alſo nur für den Monat 
Mai — die Nutzung ausüben. 

Auf Grund ſehr reiflicher Überlegung bin ich zu 
der Anſicht gelangt, daß es im wirtſchaftlichen und 
auch im Staatsintereſſe läge, wenn eine durch⸗ 
greifende Anderung dieſer Frage einträte, und ich 
möchte dazu folgenden Weg vorſchlagen. Über die 
Höhe der Sätze ließe ſich reden, aber ich bin der 
Anſicht, daß die angegebenen Zahlen für die hieſigen 
Verhältniſſe Mindeſtſätze ſein müßten. Eine Feſt⸗ 
ſetzung der Beträge nach den Zeitabſchnitten und 
der Viehgattung wäre gleichfalls erwünſcht. Die 
Sätze würden ungefähr betragen: 


im Monat für Kuhhalter für Waldarbeiter und 
Ziegenhalter 
Mai 4 A . 
Juni 3 . 2 A 
Juli 2 AS 1% 
Auguſt A 1% 


1 

Die Sätze find gegenüber dem Werte und dem 
Schaden, der dem Walde zugefügt wird, noch ſehr 
gering. Die Kuhhalter entnehmen dem Walde 
oft drei⸗ bis viermal ſoviel Gras als die 
Ziegenhalter, und was bedeutet der ſehr geringe 
Betrag von 3 A gegenüber dem Nutzen, den die 
Viehhaltung gewährt, ſolange das Pfund Butter 
20 „ koſtet und eine Kuh etwa zwei bis drei Pfund 
wöchentlich liefert? Die Taxe für einen Sack Gras 
beträgt 60 Pfg., und nehmen wir nur an, daß eine 
Zettelinhaberin wöchentlich fünf Säcke Gras aus 
dem Walde holt, ſo würde das von Mai bis Auguſt 
90 Säcke 0,60 54 „ ergeben. 

Vom Monat Juli ab ſind niedrigere Sätze als 
im Monat Mai und Juni angenommen, weil von 
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dieſem Zeitpunkte ab das Gras knapper wird, und 
daß die Waldarbeiter geringere Sätze zahlen, 
erſcheint gerechtfertigt, ſofern man fie an den 
Wald feſſeln will. 

Bei der Entnahme von Gras aus Schonungen 
entſteht, ſolange gerupft wird und genügend Gras 
vorhanden iſt, kein weſentlicher Schaden. In 
Jahren der Futternot, wie ſolche zurzeit beſteht, 
iſt aber ein ſehr erheblicher Schaden unausbleiblich, 
ſei es, daß die Leute verbotswidrig zur Sichel 
greifen oder den ganzen Boden kahlrupfen und 
die jungen Pflanzen beſchädigen. Da mit der 
Grasnutzung auch ſehr häufig Waldſtreu ent⸗ 
wendet wird, ſo wäre eine Beſtimmung am Platze, 
wie ſie in manchen Gegenden bereits beſteht: daß 
Gras aus dem Walde nicht in Säcken, ſondern in 
Grastüchern transportiert werden dürfe. 

Für die Beamten entſteht eine kleine Mehr⸗ 
arbeit; dieſe ließe ſich aber durch eine vereinfachte 
Zettelausſtellung weſentlich herabmindern, z. B.: 
Erſte Seite: a 


Erlaubnisſchein. 
2v„vd5! 8 R —àkk— 
zum Grasrupfen in der Förlterei .. . 2... 
e für die Monate 
e Ye Bir ik Bee er . .. 1921 
Der Betrag von KK. . Pfg. 
iſt an die Forſtkaſſſq “dem 8 
CCC 19.. zu zahlen. 
r den 19. 

Der Foͤrſter: 
(Unterſchrift). 
Zweite Seite: 

Eingetragen unter ir, der Erhebungs⸗ 
liſte und weitergegeben an die Forſtkaſſe. 
r den [9 

Der Oberförſter. 

(Unterſchrift.) 
Empfangsbeſcheinigung. 

Umſtehenden Betrag erhalten. 

en Te dB den 19.. 
Forſtkaſſe. 
(Unterſchrift.) 


Der Aufdruck der Bedingungen auf die Er⸗ 
laubnisſcheine hat keinen Zweck; ſie werden weder 
geleſen noch beachtet. Aufgabe des Förſters iſt es, 
die Nutzung zu überweiſen ſowie die Bedingungen 
bekanntzugeben und zu überwachen. 

An die Herren Kollegen richte ich die Bitte, 
etwaige weitere Vorſchläge der Schriftleitung ein⸗ 
zuſenden, denn nachdem die Beeren⸗ und Pilzfrage 
im fiskaliſchen Intereſſe gelöſt iſt, wird auch die 
Grasnutzung aus den gleichen Gründen neu ge⸗ 
regelt werden müſſen. Wir dürfen uns nicht auf 
den Standpunkt ſtellen, den man häufig zu hören 
bekommt, daß alle neue Einnahmen keinen Zweck 
hätten, ſolange das Geld im Staate und Reiche 
millionenweiſe weggeworfen würde. Wir Forſt⸗ 
beamte wollen dem Staate und dem Volke gegen⸗ 
über unſere Pflicht erfüllen; was weiter geſchieht, 
das haben wir nicht zu verantworten. 

Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. 
7 


Aus Mittel. und Süddeutſchland. Die nicht 
lange vor dem Weltkriege angekauften zwei 
Truppenübungsplätze Bad⸗Orb bei Wächtersbach 
und Heuberg, gelegen am Zuſammenſtoße der 
Länder Baden, Württemberg und Hohenzollern, 
werden nach der bedeutenden Einſchränkun 
unſeres ſtehenden Heeres nicht mehr militäriſch 
benutzt. Die darauf befindlichen Reichswaldungen 
von 3000 bzw. 1800 ha werden nunmehr vor⸗ 
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wiegend nach forſtlichen Grundſätzen bewirtſchaftet, 
die zur landwirtſchaftlichen Benutzung werden zu 
dieſem Zwecke beſonders ausgeſchieden und dienen 
auf den flachgründigſten Sand⸗ und Kalkböden 
immerhin noch zur Schafweide. Außerdem 
dienen auf beiden Plätzen die Gebäude und 
Baracken und das angrenzende freie Gelände in 
umfangreichem Maße der Kinderpflege. Auf dem 
Platze Orb ſind auf der ſogenannten Wegſcheide 
etwa 1200, auf dem Heuberge 3500 Kinder unter⸗ 
ebracht. Dieſe bleiben je nach ihrem Erholungs⸗ 
bedürfnis vier bis ſechs Wochen in der Maldluft, 
ſo daß in einem Sommer und Herbſt faſt 20000 
Kinder deren Wohltat genießen. Daß es da 
oben luſtig hergeht, braucht wohl kaum erwähnt 
zu werden. K. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Verſuche über die Entſtehung von Waldbränden. 
In Nr. 38 der „Deutſchen landwirtſchaftlichen 
Preſſe“ vom 14. Mai l. Is. veröffentlicht Forſt⸗ 
meiſter a. D. Reinhardt die Ergebniſſe von Ver⸗ 
ſuchen, die 1904 bis 1913 angeſtellt und 1918 bis 
1920 nachgeprüft worden ſind. Seine Mitteilungen 
beſitzen deshalb beſonderes Intereſſe, weil ſie teil⸗ 
weiſe im ſchroffen Widerſpruch mit den allgemein 
herrſchenden Anſichten ſtehen. Reinhardt zieht 
aus ſeinen Verſuchen nachſtehende Folgerungen: 
J. Das Wegwerfen brennender Zigarren 
d nicht in einem einzigen Falle ein noch fo 
eſcheidenes Feuerchen veranlaßt, obwohl fie 
unmittelbar in Häufchen trockenen Graſes gelegt 
wurde. Die Urſache hierfür iſt die Bildung einer 
olierenden Aſchenſchicht, die ſich um fo raſcher 
vollzieht, je mehr der Zigarrenſtummel dem 
Winde ausgeſetzt wird. 2. Beim Ausklopfen 
brennender Tabakspfeifen überziehen ſich 


die glühenden Tabaksteilchen ebenfalls mit einer. 


abſchließenden Aſchenſchicht. Dasſelbe gilt, wenn 
ein ſich in der Pfeife häufig bildender ſogenannter 
Pfropfen in voller Glut in dürres Gras oder 
Reiſig fällt. 3. Das mit glühender Kuppe 
und glühendem Holzteil weggeworfene 
Streichholz iſt ebenſo unſchädlich wie Zigarre 
oder Pfeife; es kann höchſtens dürre Gräſer, auf 
die es fällt, anſengen. 4. Dagegen iſt das mit 
heller Folz än brennend weggeworfene 
Streichholz äußerſt gefährlich und hat wohl 
neben der Eiſenbahn ſämtliche Waldbrände auf 
dem Gewiſſen. 5. Das Vernachläſſigen eines 
völlig niedergebrannten Waldfeuerchens 
verurſacht nur in beſonders ungünſtigen Fällen 
einen Waldbrand. 6. Die Waldbrandgefahr 
der Eiſenbahn wird durch glühende Kohlen⸗ 
ftüdchen bedingt, die zunächſt mit einer kleinen 
blauen Flamme brennen, ehe ſie ſich mit einer 
ſchützenden Aſchendecke umgeben und das glühende 
Kohlenſtückchen ſolche Flammen entwickelt, wenn 
man es dem Luftzuge ausſetzt. — Reinhardt ſagt 
daher, daß zur Veranlaſſung von Waldbränden 
immer eine helle Flamme nötig iſt, und daß 
alle glimmenden Gegenſtände als Urſachen 
außer Betracht bleiben müſſen. Der Einfluß der 
Windſtärke iſt verſchieden, je nach der Urſache des 
1 Im allgemeinen iſt ſtille und mäßig 
ewegte Luft der Entſtehung des Feuers, ſtarker 
Wind und Sturm ſeiner Ausbreitung beſonders 
zuträglich. Wenn Reinhardt glaubt, auf Grund 
ſeiner Verſuche das Rauchverbot aufheben zu 
dürfen, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß das 
Anzünden der Zigarren uſw. 
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brennender Streichhölzer mit ſich bringt, wenn 
auch die glimmende Zigarre oder Zigarette keinen 
Waldbrand veranlaſſen ſollte. Bei der großen 
Bedeutung, die das Rauchen im Walde mit 
ſeinen Begleiterſcheinungen für die Waldbrand⸗ 
gefahr beſitzt, wäre es ſehr erwünſcht, wenn 
ſorgfältige Beobachtungen über dieſen Gegenſtand 
auch von anderer Seite mitgeteilt würden. 
Dr. Schwappach. 


* 

Zur Schädlichkeit des Eichhörnchens. Die 
große Schädlichkeit des Eichhörnchens tritt wohl 
ſelten ſo handgreiflich zutage wie in dieſer 
Zeit, da es durch Zerpflücken und Verzehren der 
noch unreifen Buchenſprengmaſt dem Walde 
den größten Schaden zufügt. Namentlich in den 
gemiſchten Beſtänden und unter den mit Spreng⸗ 
molt behangenen Samen⸗ und Randbuchen macht 
ſich die vernichtende Tätigkeit dieſe Schädlings 
in unangenehmſter Weiſe geltend, da das Eich⸗ 
hörnchen unausgeſetzt tätig iſt, die für unſere 
Buchenverjüngungen ſo wichtige Sprengmaſt zu 
verzehren. Da diefe Tätigkeit ſchon jetzt einſetzt 
und bis in den Herbſt hinein dauert, ſo iſt 
es klar, daß ſelbſt wenige dieſer Nager im⸗ 
ſtande ſind, die Sprengmaſt ganzer Forſtorte 
und damit die Hoffnung manches Forſtmannes 
zu vernichten. Da das Eichhörnchen auch ſonſt 
dem Walde bekanntlich vielen Schaden zufügt 
durch Zernagen der jungen Knoſpen und Triebe 
ſowie durch Zerſtören der Singvogelneſter, jr 
ſollte von einer Schonung desſelben nirgends die 
Rede ſein. P. M. 

CH 


Waldbrände. 

Regierungsbezirk Köslin. In den Waldungen 
des Rittergutes Glötzin ſind am 3. Auguſt 
30 Morgen 30⸗ bis 40 jährige Buchen, 29 Morgen 
8= bis 20 jährige Kiefern und 20 Morgen Miſch 
beſtände niedergebrannt. Ferner wurden etwa 
2000 fm Grubenholz und 2500 rm Kiefern 
brennholz und Reiſig vernichtet. Die Entſtehungs⸗ 
urſache des Schadenfeuers iſt unbekannt. 

Regikrungsbezirk Magdeburg. Oberförſtere! 
Schweinitz. Am 18. und 29. Juli wurden 
245 ha jüngerer und 43 ha älterer, zum Teil 
mit Eiche gemiſchter Kiefernbeſtände durch einen 
Waldbrand, der vom Truppenübungsplatz Alten⸗ 
grabow her übergriff, völlig vernichtet. Das 
beim Artillerieſchießen entſtandene Feuer brannte 
am 18. Juli bei Nordoſtwind von Altengrabom 
über und vernichtete 227 ha aller Altersklaſſen 
— Am 29. Juli entzündeten zwei Granaten, die 
im Revier einſchlugen, das Feuer bei Nordweſt⸗ 
wind. Der erſte Brandherd konnte gelöfch 
werden, der zweite nicht. 61 ha brannten ganz 
ab. Durch Gegenfeuer, Reichswehr⸗ und⸗Schupo⸗ 
mannſchaften, letztere aus Magdeburg herbei⸗ 
gerufen, wurde das Feuer begrenzt. 

Negierungsbezirk Wiesbaden. Oberförſterei 
Rüdesheim. In der Zeit vom 5. bis 23. Jul: 
wurden durch Waldbrände 3 ha älterer Kiefern. 
53 ha junger Fichten⸗ und 62 ha Miſchbeſtände 
vollſtändig und weitere 40 ha verſchiedener Be⸗ 
ſtände zum Teil vernichtet. Die Brände ent⸗ 
ſtanden meiſt durch Fahrläſſigkeit von Wander- 
vögeln. Bei der ſehr großen Dürre waren die 
Bekämpfungsarbeiten ſehr erſchwert. — Touriſten 
und Wandervögel bilden eine ſtändige Gefahr 
Ungeheure Werte gehen durch 


nachdrücklich betonte Gefahr des Wegwerfens ! Leichtſinn zugrunde. 


Nr. 35 Bd. 36 (1921) 


nn IT F I 


Oberförſterei 


Regierungsbezirk Coblenz. 
Entenpfuhl. Im Dan Gauchsberg der 
Förſterei Allenfeld verbrannten am 26. Juli 
44,60 ha 1⸗ bis 20 jährige Fichtenbeſtände. Ferner 
wurde bei 44,50 ha 8⸗ bis 20 jährigen Eichen⸗ 
niederwalds die Bodendecke vernichtet. Das Feuer 
entſtand aus bisher unbekannter Urſache mittags 
gegen 1 Uhr und entwickelte ſich bei der enormen 
Dürre dieſes Jahres und begünſtigt durch einen 

iſchen Weſtwind in kurzer Zeit zum Großfeuer. 
Namentlich die überall in den aus Eichennieder⸗ 
wald in den letzten Jahren in Fichte überführten 
Flächen ſtark vorhandene Ge bot dem Feuer 
reichlich Nahrung. Glühende Heideſtückchen über⸗ 
ogen die Geſtelle und zündeten weiter, ſo daß 
das Feuer trotz zahlreicher aus den umliegenden 
Dörfern erſchienenen Löſchmannſchaften erſt etwa 
gegen 5½% Uhr durch Anlegen verſchiedener 
Gegenfeuer auf der Süd⸗ und Weſtſeite des 
Brandherds zum Stehen gebracht werden konnte. 
Auf der Nord⸗ und Oſtſeite konnte das Feuer, 
welches nach Durchſchreiten der Fichtenkulturen 
in die angrenzenden älteren Eichenniederwald⸗ 
beſtände lediglich als Bodenfeuer weiterlief, durch 
Ausſchlagen gelöſcht werden. Alle weitere Gefahr 
5efeitigte ein gegen 6 Uhr niedergehender heftiger 
Gewitterregen. Der Schaden beträgt etwa: 
44,6 ha 6⸗ bis 20 jährige Fichten, je Hektar rund 
1500 A. = 66900 A. Der Forſtort Gauchsberg 
war 1914 ſeitens des Forſtfiskus von der Stadt 
Kreuznach angekauft. Der auf der angekauften 
Fläche ſtockende Eichenniederwaldbeſtand befand 
Ach in der Umwandlung zu Fichte. Die ver⸗ 
brannten 44,6 ha 6⸗ bis 20 jährige Fichtenkulturen 
beftanden ſämtlich aus ſolchen Umwandlungs⸗ 
flächen. Auf den 44,50 ha, wo nur die Boden⸗ 
decke verbrannt iſt, hat anſcheinend der Nieder⸗ 
waldbeſtand nicht gelitten. 

Bayern. Forſtamt Amberg. In der 
Abteilung „Alte Hub⸗ und Brandſchlag“ wurden 
am 3. Auguſt 4 ha jüngerer Kiefernbeſtand durch 
Waldbrand vernichtet. Durch Blitzſchlag in eine 
gipfeldürre zimmerhohe Foͤhre wurde Gipfelbrand 
und Bodenfeuer verurſacht. Bei ſtarkem Nordweſt⸗ 
winde verbreitete ſich das Feuer ſehr raſch, über⸗ 
ſprang eine breite Schneiſe und ſpäter einen 
Fußweg, der durch Abgraben verbreitert worden 
war. Nur dadurch. daß der Wind ſich plötzlich 
nach entgegengeſetzter Richtung drehte und das 
Feuer auf die Brandfläche zurücktrieb, erlöſchte 
das Feuer von ſelbſt, nachdem ſich die Feuer⸗ 
wehren von Hiltersdorf und Amberg, Forſt⸗ 
it Wald⸗ und Bahnarbeiter alle Mühe 
ge eben hatten, den Brand abzuriegeln. Die 
Löscharbeiten dauerten zwei Stunden. — Im 
Amberger Stadtwald verurſachten einige Hüte⸗ 
jungen aus Götzendorf am 24. Juli einen großen 
Waldbrand, bei dem 50 Tagwerk völlig vernichtet 
vzw. ſo beſchädigt wurden, daß ſofortiger Abtrieb 
nötig iſt. Außerdem wurden 30 Tagwerk Privat⸗ 
wald vernichtet. Ferner fielen am 26. Juli weitere 
25 Tagwerk Privatwald dem gefräßigen Element 
zum Opfer. 

Rheinpfalz. Forſtamt Eppenbrunn. Am 
28. Juli verbrannten am Staffelskopf 15 ha 
15⸗ und 40 jährige Eichen, 11 ha 70 jährige Kiefern⸗ 
fangen, 12 ha 30 jähriger Miſchbeſtand und 6,5 ha 
220 jährige Alteichen. Ein Beſtand von 15 ha 
muß abgeholzt werden, ferner iſt bei 29,5 ha 
Eichenjung⸗ und Althölzern die Bodendecke ver⸗ 
nichtet worden. An aufgearbeitetem Holz ſind 
12 Ster Kiefern ⸗Nutzrollen mitverbrannt. Der 
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Brand entſtand auf dem Truppenübungsplatze 


Bitſch durch Artillerieſchießen und lief etwa um 
die Mittagsſtunde bei heißem, trocknem, ziemlich 
ſtarkem Südweſtwinde in breiter Front auf die 
Staatswaldungen des angrenzenden pfälziſchen 
Forſtamtes Eppenbrunn über. Das Feuer konnte 
mit Hilfe der zahlreich erſchienenen benachbarten 
Bevölkerung gegen Abend eingedämmt werden. 
Der beträchtliche Schaden iſt zahlenmäßig noch 
nicht feſtzuſtellen. 

Stadtforſt Kaiſerslautern. In Langen 
berg, Diſtrikt VII, wurden am 23. Juli 22 ha 
8: bis 36 jährige, durchſchnittlich 23 jährige 
AE Kiefern⸗, Stroben⸗ und Buchenbe 
tände durch Waldbrand vernichtet. Das Feuer 
entſtand durch Funkenflug unmittelbar nach 
dem Vorbeifahren eines Perſonenzuges um 
2% Uhr nachmittags bei ſturmartigem Nordweſt⸗ 
wind an außerordentlich heißem Tage nach lang⸗ 
anhaltender Trockenheit. Es brannte ſogleich au 
fünf bis ki Stellen. Der Brand konnte bis 
zum Abend durch die Feuerwehren der Stadt und 
umliegenden Ortſchaften ſowie deren Bewohne! 
unter Zuhilfenahme von Beſatzungstruppen 
gelöſcht werden. Der Schaden beträgt rund 
465000 K. Die Beſtände waren nicht verſichert. 


7 
Brief- und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Geſchäftsſtelle ubernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Berückſichtigung. Jeder Anfrage ſind Aboune 
ments⸗ Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnen: 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dreſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden wertere Koſten nicht beanſprucht; fine 
jedoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhouorare 
erwachſen, fo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten beau⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
chtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 70. Witwengeld eines Alt⸗ 
hinterbliebenen. Ich bitte um Auskunft, wieviel 
meine Penſion nach dem heutigen n 
betragen müßte, damit ich mir die evtl. Nach⸗ 
zahlung berechnen kann. Mein Mann iſt aur 
14. Februar 1864 geboren, war vom 1. Auguſt 1881 
bis 1. Oktober 1883 Lehrling, vom 7. Oktober 1883 
bis 22. September 1887 beim Militär, vom 1. Ok⸗ 
tober 1887 bis dahin 1892 im Privatforſtdienſt, 
vom 1. Oktober 1892 bis 20. September 189% 
Föriterprüfung, vom 20. September 1893 bis 
1. Juli 1900 im Privatforſtdienſt, vom 1. Juli 1900 
bis 1. Mai 1903 Königlicher Forſtaufſeher, vom 
1. Mai 1903 bis 11. Oktober 1914 Königlicher 
Förſter. Mein 1914 feſtgeſetztes Witwengeld 
beträgt 734,40 M jährlich und fällt infolge zu 
langen Verbleibens meines Mannes im Privat- 
forſtdienſt, wegen der damals herrſchenden Über⸗ 
füllung, wohl gering aus. Frau B. in St. 

Antwort: Wir nehmen an, daß der Forſt⸗ 
verſorgungsſchein Ihres Gatten am 7. Oktober 1895 
ausgeſtellt iſt und demnach ſein Beſoldungsdienſt 
alter vom 7. Oktober 1900 rechnete; die Richtigkeit 
dieſer Zahlen vorausgeſetzt, hatte er bei ſeinem 
Tode 14 volle Beſoldungsdienſtjahre aufzuweiſen. 
Das würde einem jetzigen Gehalte in Gruppe 6 
von 8500 „ entſprechen (vergl. Nr. 18 S. 326). 
Seine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit zählt vom 
1. Auguſt 1881 bis 7. Oktober 1895, gleich 
14 Jahre 68 Tage, und vom 1. Juli 1900 bis 
11. Oktober 1914, gleich 14 Jahre 103 Tage, zu⸗ 
ſammen 28 Jahre 171 Tage. Dieſer Dienſtzeit 
entſprechend, würde das Ruhegehalt Ihres Mannes 
nach jetzigen Sätzen betragen 38/60 von 8500 A 
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(Gehalt) 2760 „ ( Ortszuſchlag⸗Durchſchnitt) | Tabelle) kommt, jo daß Ihnen insgeſamt zuſtehen 


= rund 7134 % (vergl. Nr. 20 S. 362). Hiervon 
beträgt das Witwengeld 40 % (vergl. Nr. 20 
S. 363) = 2853,60 „6, wozu als Verſorgungs⸗ 
zuſchlag, ſolange Sie, wie jetzt, in einem Orte 
1 e der Klaſſe B angehört, 67% von 
3773,10 „ (vergl. Nr. 20 S. 363, 


6625,70 „. Dieſer Betrag wird aber erſt vom 
1. Januar 1921 ab gewährt. Für die Zeit vom 
1. April bis 31. Dezember 1920 kommt nur ein 


Verſorgungszuſchlag im ahresbetrage von 
8500 72760 on . en = 
—7.05=2815 A in Frage (vergl. Nr. 20 
S. 363 VId). 


4 d 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen ift verboten.) 


Zur Heſetzung gelangende Forſtdienſtſlellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Oberförſterſtelle Welſchneudorf (Wiesbaben) ift 
zum 1. November zu beſetzen. Bewerbungsfriſt: 

15. September. 

Jorſtſekretärſtelle der Oberf. Sterbfritz (Caſſel) ift 
zum 1. Oktober neu zu beſetzen. Mietswohnung 
in Mottgers. Bewerbungen von Forſtſekretären 
oder überzähligen Förſtern und Hilfsförſtern ſind 
bis zum 5. September einzureichen. 

Förſterſtelle Boßbrügge, Oberf. Hammerſtein 
(Schneidemühl), iſt wegen Verſetzung des 
Stelleninhabers zum 1. November neu zu beſetzen. 
Die Stelle liegt 6 km von Stadt und Bahnſtation 
Hammerſtein. Evangeliſche Schule in Gr.⸗Semnitz, 
1 km. Evangeliſche und katholiſche Kirche in 
Hammerſtein. Wirtſchaftsland vom 1. Juli an: 
0,158 ha Garten II. Klaſſe, 5,168 ha Acker 
IV. Klaſſe, 9,674 ha Wieſe III. Klaſſe. Nutzungs⸗ 
geld 994 „ jährlich. Dienſtaufwandsentſchädigung 
bis zur nächſten Neufeſtſetzurng 200 & jährlich. 
Förſter ſowie Forſtſekretäre, for: it fie in der Liſte 
der Förſter m. R. ſtehen aus hieſigem Bezir 
ſowie Forſtſekretäre und überzählige Förſter des 
Regierungsbezirks Frankfurt a. O., ſoweit ſie den 
Forſtverſorgungsſchein von 1906 und früher be⸗ 
ſitzen, können Bewerbungsgeſuche bei der Regierung 
Denn! vorlegen. Bewerbungsfriſt: 5. Sep⸗ 
tember. 

Förſterſtelle Frauenhorſt, Oberf. Thiergarten 
(Merſeburg), iſt zum 1. November zu beſetzen. 
Die Größe des Wirtſchaftslandes, die Höhe des 
Nutzungsgeldes und der Dienſtaufwandsentſchädigung 
werden neu feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt: 15. Sep⸗ 


tember. 

Förſterſtelle Lattenberg, Oberf. Rumbeck (Arns⸗ 
berg), iſt infolge Ablebens des bisherigen Gtellen- 
inhabers zum 1. November neu zu beſetzen. Be⸗ 
werbungsfriſt: 20. September. 

Förſterſtelle Moyſall, Oberf. Schuenhagen (Stral⸗ 
ſund), iſt am 1. Dezember zu beſetzen. Die Stelle 
iſt mit rund 15 ha Wirtſchaftsland ausgeſtattet. 
Bewerbungsfriſt: 15 Oktober. 

Die bebaute Hilfsförſterſtelle Budzin, Oberf. Reh⸗ 
hof (Marienwerder), iſt zum 1. Otkober neu 
zu beſetzen. Die Stelle liegt 2,5 km von Rehhof 
und 2,3 km von Bahnhof Rachelshof. Evgl. und 
kath. Schule und Kirche in Rehhof. Pachtland 
2,5 ha Acker, 1,9 ha Wieſe. Pachtgeld 254 M 
jährlich. Bewerbungsfriſt: 5. September. 

Hulfsförſterſtelle Kl.⸗Jodupp, Oberf. Goldap (Gum⸗ 
binnen), kommt zum 1. Oktober zur Neubeſetzung. 
Zu der erledigten Stelle gehören: a) Dienſt⸗ 
wohnung, b) zu regulierendes Wirtſchaftsland. 
Die Schule iſt in Gr.⸗Jodupp, ca. 4 km. Bahn⸗ 
ſtation Buttkuhnen der Eiſenbahn Lyck— Goldap— 
Inſterburg, ca. 6 km. Bewerbungen ſind bis 
zum 1. September einzureichen. 

Hilfs förſterſtelle Klu⸗Leubuſch, Oberf. Rogelwitz 
(Breslau), mit Dienſtwohnung, iſt vorausſichtlich 
zum 1. September zu beſetzen. Bewerbungen, nur 
von verheirateten, jüngeren Förſtern o. R. und 
Hilfsförſtern, ſind bis zum 30. Auguſt einzureichen. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Gemeindeförſterſtelle Willebadeſſen, Kreis Warburg 

i. W., iſt neu zu beſetzen. Bewerbungen ſind an 


den Gemeinde⸗Oberförſter in Dringenberg, Kreis 
Warburg, einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Verwaltungsänderungen. 


Die Reſtflächen der früheren Oberförfterer Tegel (Pots 
dam) find am 1. Juli 1921 von der Oberförſterei Schön- 
walde abgezweigt und der Oberförſterei Grünen-Daßme 
(Potsdam) zugelegt worden. 

Gleichzeitig find die Korſtinſpektionen des Regierungs- 
ee Votsdam in folgender Weiſe anderweit abgegrenzt 
worden: 

IJ. Sorflinfpektion Fotsdam-Aheinsberg (Reg ierungs⸗ und 

. Geh. Regierungsrat Meik) die Oberfoͤrſterelen: 

immelpfort, Altplacht, Neu⸗Thymen, Menz, Altruppin, 

DUDEN Zechlin, Bechlinerhütte, Neuglienicke, Neuen⸗ 

orf. 

II. Jorſtinſpektion Votsdam- Eberswalde (Regierungs- und 
orſt at Röhrig) die Ober förſtereien: Friedersdorf, 
teſenthal, Eberswalde, Chorin, 1 Kremmen 

Schönwalde, Liebenwalde, Grumſin, Ludersdorf. 

Jorſtinſpektion Potsdam- Joachimsthal (Oberforſtmeiſter 

Lach) die Oberförſterein: Grimnitz, Reiersdorf, Per 

teich, Großz⸗ Schönebeck, Zehdenick 

Sorflinfpektion Potsdam Reelitz (Regierungs⸗ und 

Forſtrat Hollweg) die Oberförſtereien: Lehnin, 

Kunersdof, Kummersdorf, Woltere dorf, Zinna, Dipp- 

mannsdorf, Gramzow, Kolpin, Grunaue, Havelberg. 


IV. 


V. Forſflinſpektion Totsdam- Oranienburg (Regierungs- 


und Forſtrat v. Varendorff) die Oberforſtereien; 
Potsdam, Grünau⸗Dahme, Erkner, Rüdersdorf, Falken⸗ 
hagen, Oranienburg, Neuholland. 


Verſonal nachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Endgültig übertragen den Regierungs⸗ und Forſträten: 

Linnenbrink in Arneberg die Forſtinſpektion Arusberg⸗ 
Siegen; v. Barendorff in Potsdam die Forſtiuſpektion 
Potsdam⸗Orauienburg 
Zum Oberförſter m. R wurden ernannt: 

John, Oberförſter o. R. in Eſchenrode (Magdeburcah, unter 
Verleihung der Oberförſtelle in Schweuten (Schnerde⸗ 
mühl); Sinne, Forſtaſſeſſor in Lehner; (Caſſel; 
unter Verleihung der Oberforſterſtelle in Selgenar 
(Schnerdemuhl). 

Verſetzt wurden: 

Teske, Forſtmeiſter in Schwenten (Geng nach Hochzeit 
(Frankfurt a. O.); Wiebalck, Oberförſter in Neuhof 
(Caſſel), nach Dalheim (Minden); Otte, Forſtrent 
meiſter in Inſterburg (Gumbinnen), nach Trebnitz 
(Breslau); Knobſoch, Forſtrentmeiſter in Heydekr 
im Memelgebiet, nach Inſterburg I (Gumbinne 
Zum Forſtrentmeiſter wurde ernannt: 

Böttcher, Förſter, bisher in Poggendorf (Stralſund), e 
Schloppe (Schneidemühl). 

Brandendurger, Hegemeiſter in Prietzen, Oberf. Namslan 
wird am 1. Oktober nach Ujeſchütz, Oberf. Katholiſch⸗ 
Hammer (Breslau), verſetzt. 

Dieſener, Förſter o. R. in Glinckermühle, Oberf. Stepen 
iſt am 1. Juli nach Eichhof, Oberf. Stepenitz (Stettin. 


verſetzt. 

Eweſt, überzähliger Förſter in Kl.⸗Jodupp, Oberf. Goldaz, 
wird am 1. Oktober als Forſter m. R. auf die Förſtev 
ſtelle Burgsdorfshöhe, Oberf. Aſtrawiſchkeun (Gum 
binnen), verſetzt. 

Helmbold, Hegemeilſter in Kippen, Oberf. Wilhelmsbruch. 
iſt mit dem 1. Juli zu den überzähligen Förſtern über⸗ 
gefuhrt und wird am 1. September auf die Unterkuufts⸗ 
ſtelle Got, Obert Tawellningken (um bien, verſetzt. 

Wendt, Hegemeiſter in Groß⸗Bartloff, Oberf. Ershauſen 
(Erfurt), iſt am 1. Auguſt in den Ruheſtand getreten. 

Groos, Forſtgehilfe in Dobberphul, Oberf. Mühlenbeck, wir 
am 1. September nach Jakobshagen, Oberf. Jakobs 
hagen en. verfegt. 

Zofffak, Forſigehilfe in Hochpochten, Oberf. Kaifersefn, 
wird vom 1. September ab mit der Unterſützur 
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des Gemeindeförſters in Vallendar, Ebert, Soblenz | Audell, ſtellv. Wildmeiſter in Forſthaus Schwentroſchine⸗ 


(Eoblenz) beauftragt. 

Soröder, Forſtgehilfe in Neukammer, Oberf. Kremmen, iſt 
am 15 Juli nach Berlin⸗Hermsdorf, Oberf. Schönwalde 
(Potsdam), verſetzt. 

Schulz, Max, Forſtgehilſe in Mühle, Oberf. Neuendorf, iſt 
am 1. Juli nach Blankenburg, Oberf. Gramzow (Pots⸗ 
d a m), verſetzt. . 

Wolf, Forſigehilfe in Ahrweiler, iſt am 20. Auguſt in den 
Staatsforſtdienſt nach Altenkirchen, Oberf. Altenkirchen 
(Coblenz), einberufen. 


Privatforſtdienſt. 
gatinsky, Robert, Förſter in Birnbäumel, Kreis Mllitſch, 
if 


Kreis Militſch, ift endgültig zum RNeichsgräflich von 
Maltzanſchen Wildmeiſter ernannt. 


Sitte, Abſolvent der Forſtſchule Reichenſtein in Schleſten, 
iſt unter Beförderung zum Hilfsförfter die Förſterſteile 
Kaſawe der Freien Standes herrſchaft Militſch ubertragen. 


Heſſen. 
In den Ruheſtand wurden verſetzt die Geheimen Forſträte: 


Brit, Ahlsfeld; Haberkorn, Oberf. Ahlsfeld; Joſeyb, 
Oberf. Eberſtadt; Klump. Oberf. Laugeu. 


Verſetzt wurden die Forſtmeiſter: 


t zum Reichsgräflich von Maltzanſchen Hegemeifter | Keudel von Lauterbach nach Ahlsſeld; Kras von Worm 


ernannt. 


Ebbe 


nach Eichelsberg: Lipp von Grebenhain nach Nidda. 


Vereinszeitung. 


Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter. 
Mitglied des Verbandes deutſcher Beamtenvereine. 
Vereinsorgan. 

Durch Beſchluß unſerer Hauptverſammlung 
vom 9. 7. 21 iſt die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
zu unſerm Verbandsorgan beſtellt worden. Dem⸗ 
entſprechend werden alle Veröffentlichungen aus⸗ 
ſchließlich durch dieſe erfolgen. Die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ wird vom 1. 10. 21 ab für alle 
Mitglieder zum Vorzugspreiſe von z. Zt. 8,50 4 
vierteljährlich durch den Vorſtand beſtellt und 
den einzelnen Herren von der Geſchäftsſtelle der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ überſandt werden. 
Der Beſtellpreis iſt durch die Herren Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden einzuziehen und an unſern 
Schatzmeiſter Herrn Kollegen Bretthauer⸗Siegen 
abzuführen, der die weitere Regelung übernimmt. 

Schneidemühl, den 18. Auguſt 1921. 

Ko ppitz, Vorſitzender. 
* 


Vereinsbeiträge. 

Nach Mitteilung unſeres Schatzmeiſters, EE 
Kollegen Bretthauer, Siegen i. Weſtf., befindet 
ſich noch eine größere Anzahl Kollegen mit ihren 
Vereinsbeiträgen im Rückſtande. Die Namen 
dieſer Herren werden den Herren Bezirks⸗Vor⸗ 
ſitzenden durch den Schatzmeiſter mitgeteilt werden, 
und ich bitte, für ſchleunige Einziehung und 
Abführung an die Stadtbank in Siegen (Poſt⸗ 
ſcheckkonto Cöln Nr. 105 470) zur Gutſchrift auf 
das Konto Nr. 2112 — Verband Preußiſcher 
Forſtrentmeiſter — zu ſorgen. Die Einzahlung 
Muß bis ſpäteſtens Ende September erfolgen, 
damit die Abführung unſerer Beiträge an den 
Beamtenbund rechtzeitig bewirkt werden kann. 

Vom 20. bis 22. Oktober d. J. findet die 
Vertreterverſammlung der deutſchen Verwaltungs⸗ 
beamten ſtatt. Einen Vertreter haben aber nur 
die Verbände, die ihre Beitragspflichten erfüllt 
haben. Koppitz, Vorſitzender. 


— 
Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
1. Vorſitzender: HegemeiſterNeumann⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz, Kr. Schlawe. Schrift⸗ 
führer: Staatsförſter und Forſtſchreiber Sieg, 
Zanderbrück, Bolt Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 
mühl. Kaſſen wart: Staatsförſter Laabs in 
Pilowmühle bei Groß⸗Zacharin, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen ſind an die Preußiſche 
Staatsförſtervereinigung 3. H. der Kreis⸗ 
ſparkaſſe zu Neuſtettin, Giro⸗Konto Nr. 560, 
einzuſenden. 
Verſand eines Werbeheftes. 

über die Zwecke und Ziele ſowie das Wirken 

und Weſen der „Preußiſchen Staats förſter⸗ 


vereinigung“ ſind in den Kreiſen der Betriebs⸗ 
beamten der Preußiſchen Staatsforſten ſoviel 
falſche Gerüchte verbreitet, daß Aufklärung nötig 
iſt. Wenn auch ein großer Teil der Mitglieder 
des Vereins preußiſcher Staatsförſter unſer 
Organ, die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“, auch heute 
noch lieſt, ſo kommt ſie doch manchem nicht in 
die Hände, und unſere Aufgaben und Arbeiten 
ſind denen, beſonders da die Gegenſeite über 
jeden unſerer Schritte unſachlich berichtet, nicht 
bekannt. Wir haben daher ein Heft drucken 
laſſen, in dem unſer neues Ziel, unſere Richt⸗ 
linien, die Programmrede unſeres erſten 
Vorſitzenden, der Bericht über unſere erſte 
F unſere Wünſche in 

ezug auf das Wirtſchaftsland und anderes 
vereinigt iſt. Dieſes Werbeheft kann 
koſtenlos in mäßiger Anzahl bezogen 
werden, entweder durch unſere Vertrauensleute 
in den einzelnen Bezirken oder auch der Einfach⸗ 
heit halber von der Geſchäftsſtelle der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ in Neudamm, die aber, wie aus⸗ 
drücklich hervorgehoben fei, weder an der An⸗ 
gelegenheit ſelbſt intereſſiert iſt noch etwa, was 
von unſeren Gegnern wahrſcheinlich wieder be⸗ 
hauptet werden wird, irgendwelche Koſten für den 
Verſand und die Zuſtellung des Werbeheftes be⸗ 
ſtreitet. Wir bitten nun unſere Freunde, ſich 
unverzüglich in den Beſitz von Werbeheften zu 
ſetzen; jeder beſtelle zur Aufklärung der Kollegen 
ſeiner Oberförſterei eine entſprechende Anzahl. 
Es ſchadet nicht, wenn auch Gegnern und 
fanatiſchen Gewerkſchaftlern unſer Material in 
die Hand gegeben wird. Es wird auch anders 
Geſonnene zum Nachdenken und damit zur Ein⸗ 
kehr veranlaſſen. Im Intereſſe der hohen Koſten, 
die uns aus dem Druck und Verſand des 
Werbeheftes erwachſen, wird gebeten, nicht nutzlos 
anzufordern; auch wollen ſich unſere er in 
einer Oberförſterei, damit nicht zweckloſe Doppel« 
arbeit entſteht, zunächſt über die dort zu ergreifenden 
Schritte einigen. 

Mit Weidmannsheil! 
Göritz, Ende Auguſt 1921. 
Neumann⸗Bärenberg. 
2 i 


Terror. 
Ein Wort an unſere Mitglieder. 
Von Neumann⸗Bärenberg. 

Aus allen Teilen unſeres Staates laufen bei 
mir Berichte und Mitteilungen ein, daß die 
Gepflogenheiten der Arbeiter⸗Organiſationen, ihre 
Mitglieder bei der Fahne zu halten oder Nicht⸗ 
organiſierte in ihre Reihen hineinzupreſſen. 
leider auch im Staatsförſterverein mehr und 
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mehr Platz gegriffen haben. Der Gewerkſchafts⸗ 
Wee Boykott und dergleichen 
mehr ſind beliebte Mittel geworden, Austritte 
aus der Gewerkſchaft der Staatsförſter nach 
Möglichkeit hintanzuhalten. 

„Wir Altern ſind hier meiſt alle auf Ihrer 
Seite, nicht jeder kann aber den Mut aufwenden, 
dieſes öffentlich zu erklären, denn man fürchtet 
den Terror der Gewerkſchaftler“, ſo ſchreibt mir 
ein Kollege aus dem Weſten, und ein Oſtländer 
berichtet: „. . . Wenn nicht der Terror hier die 
Kollegen von ... zuſammenhielte, wären wir 
längft auf Ihrer Seite. Sie können es mir und 
vielen nicht verdenken, daß man lieber ſchweigt 
als fi durch die Goſſe nach Meyerſcher Art 
ſchleifen läßt.“ 

Das ſind nur zwei Proben aus den Ge⸗ 
pflogenheiten jetziger Freiheitsbetonungen im 
förſterlichen Gewerkſchaftslager! Anerkennen 
will ich aber auch andererſeits, daß mancher 
Brief von gegneriſcher Seite in letzter Zeit in 
einem Tone gehalten worden iſt, der turm⸗ 
och gewiſſe Preßerzeugniſſe im „Deutſchen 
Förſter“ überragt. Das gibt mir die Hoff 
nung auch auf anderer Seite endlich die 
Erkenntnis zu finden: Soll ich deine Be⸗ 
ſtrebungen achten, laß auch die meinigen gelten. 
Die Terroriſierung von Standesgenoſſen durch 
Standesangehörige iſt vielleicht ein Mittel, gewiſſe 
Zeit die Abbröckelung der Dämme zu verhüten, 
niemals aber wird ſie in einem Beamtenſtande, 
der doch mit allen Kräften für einen gewiſſen 
Bildungsgrad kämpft, einen dauernden Erfolg zu 
verzeichnen haben, zumal es höhere Werte ſind 
als materielle Tages⸗ und Perſonenfragen, um 
die gerungen wird. 

ie jetzt beliebte Art des Kampfes — des 
Terrors und Boykotts — zeigt vielmehr die 
Schwäche der gegneriſchen Poſition an. Im⸗ 
ponieren kann eine ſolche Kampfesweiſe nur den, 
der ſeinen Stand ſchon innerlich und äußerlich 
auf das Niveau der organiſierten Arbeiterſchaft 
eingeſtellt hat. 

Wer aber von Ihnen, meine Herren Mit⸗ 
glieder, der überzeugung lebt, einer Sache zu 
dienen, die aus innerſtem Empfinden heraus 
proteſtiert gegen dieſe neuzeitlichen Abirrungen 
des ee Beamtenſtandes, der wird gleich 
mir dieſen heranrollenden Wogen des Terrorismus 
10 ten Mutes ins Auge ſchauen und ſich nicht 

euen, wenn einmal einzelne Spritzer ihn 
durchnäſſen. Blicken Sie, Kollegen, wenn Sie 
Vergleiche ziehen wollen, einmal hinein ins 
ee Volk! Welch ein Unrat wird 

och auf jene gehäuft, die das Größte und Edelſte 

für ihr Vaterland geleiſtet haben! Und ſind wir 
auch nur kleine Männer aus der Mitte des 
Volkes, ſo lebt in uns doch dieſelbe Begeiſterung, 
derſelbe Wille, auch an anderem Platze dem 
Vaterlande und ſeinem zurzeit höchſten Gut, den 
Wäldern und uns ſelbſt zu dienen. 

Stärker als aller Terror, ſtärker als das 
Unverſtändnis über unſere Ziele, ſtärker als 
alle Verhetzung iſt die Macht vaterländiſchen 
Denkens und Fühlens, die uns Junge, Alte 
und Alteſte zuſammengeführt hat. Was be⸗ 
deuten dabei die Mißhelligkeit und Anrempeleien, 
wenn man nun einmal in die begeiſterten Zu⸗ 
5 unſerer noch im Ruheſtande lebenden 
Vorfahren hineinblickt! Ein 81 jähriger Förſter 
griff noch einmal zur Feder, um für unſere Ideen 
Zeugnis abzulegen und für uns zu ſtreiten. 


Nein, unſern preußiſchen Beamtengeiſt laſſen wir 
uns nicht ausreden noch durch alle Mittel der 
Gewalt austreiben. Sind wir auch heute noch in 
der Minderzahl, täglich aber ſtoßen neue Kämpfer 
zu uns, und einſt wird der Tag kommen, wo 
die Nebelſchwaden des Revolutionszeitalters mit 
ſeinem Kampfruf, nicht gegen das feindliche Aus⸗ 
land, ſondern gegen deutſche Brüder, von der Sonne 
wiedererwachter Begeiſterung weggefegt werden. — 

Dieſe Zeit wird im Förſterſtande ſchneller zur 
Reife gelangen als man meint, und ich glaube, 
ſo mancher Kollege, der heute ſich nicht ſcheut 
oder geſcheut hat, uns durch und durch deutſch 
fühlenden Männern das Wort „Verräter“ zuzu⸗ 
rufen, wird ſich bald ſchämen, ſeinem das Beſte 
wollenden Amtsgenoſſen den Dolch der Ver⸗ 
leumdung in den Rücken geſtoßen zu haben! 

Wie wir für unſer Volk und Vaterland den 
Tag der Wiedergeburt ſehnend erwarten, wie es 
für jeden Patrioten ein ſicheres Evangelium iſt. 
die Ehre und das Anſehen Preußens im Rate 
der Völker wieder glärſzen zu ſehen, fo darf auch 
unter unſeren Mitgliedern kein Zweifel herrſchen, 
daß die vaterländiſche Bewegung im Förſterſtande, 
geboren aus der Zeit der Not, die Epoche der 
Beſchimpfung und des Spottes furchtlos durch- 
ſchreitend, zu Höhen aufſteigen muß, an die ſelbſt 
die ſchwerſten Verleumdungsgeſchütze nicht mehr 
heranreichen. Unſere Beweggründe find edel, 
unſere Hoffnung felſenfeſt, und unſere Kraft wird 
ausreichen, alle Widerſtände bis zum Tage des 
Sieges und der Einigkeit zu überwinden. 

Der erſte preußiſche Förſterverein hatte ſich 
folgenden Wahlſpruch zugeeignet: 

In Treue feſt — oft ſcheint's nicht recht, 

Doch treu iſt deutſch — und deutſch nicht ſchlecht! 
Kollegen und Freunde, laßt uns ihn wieder zur 
Geltung bringen! 


e 
Nachrichten des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr 546. 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 
glieder in den Verein aufgenommen: 
7356. Rothe, Fritz, Forſtſekretär, Oberförſterei Mittenort, op 
Steinort, Oſtpr. I. 
7357. Weihrauch, Walter, Hilfsförſter, Quitzdorf O⸗L., Pon 
Sproitz, Kreis Rothenburg O.⸗L. VIII 
7358 Schmitz. Franz, Förſter o. R., Schloß Herten i Weſtf. XI. 
7859. Kahlke, Franz. Hilfsförſter, Oberförſterei Görlitz, Gap 
Schwarzſtein, Kreis Raſtenburg, Oſtpr. I. 
7360. Thelen, Theodor, Stiftsförſter, Mechernich, Kr. Schleiden. V. 
7861. Leiſegang, Erich, Förſter, Blumenthal, Oſtpriegnitz. IX. 
7362. Schneider, Louis, Staatl. Hegemeiſter, Gemünden (Wehra), 
Regbz Caſſel. XIII. 
7363. Huppmann, Wilhelm, Förſter, Rummershauſen, Poſt Treyſa. 
Kreis Ziegenham, Bezirk Caſſel. XIII. 
* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
v. Wurmb, J., Schloß Großfurra bei Sondershauſen. 
Meyer, Reinhold, Förſter, Pammin, Poſt Arnswalde Nm 
Buchta, Georg, Hilfsjäger, Förſterei Görlsdorf bei Anger⸗ 
münde U.⸗M. 
Eſſer, 9 8 eee Hinnenburg, Poſt Brakel, Kreis 
der 


Höxter i W. 

Krauſe, Karl, Stadtförſter, a Poſt Schlochau. 

Linder, Hans, Oberförſterkandidat, z. Zt. Templin. Marlt 8. 

Simon, Joh., Hilfsförſter, Rittergut Nauſitz bei Gehofen, Thür 

Thomas, Ernſt, Forſtgehilfe, Zeititz bei Wurzen. 

Weide, Auguſt, Förſter a. D., Spitzen, Poſt Schlodien, Kreis 
Pr⸗Holland. 

Wünſche, Auguſt, Raſſe⸗ und Nutzgeflügelzucht, Honnef, Siegkreis 

Freiling, en Forſtgehilfe, Münchhauſen, Kreis Marburg 
a. Lahn 

Frhr. v Tſchammer u. Quaritz. Georg, Karſerl. Staatsſekretär a. D., 
Brunzelwaldau, Kreis Freyſtadt, Schl. 

Kilau, Guſtav, Förſter, Forſthaus Kl.⸗Thyman, Poſt Mühlen 
Kreis Oſterode, Oſtpr. 

Heller, Ernſt, Rudolf, Hilfsförſter, Rittergut Troſſin, Bez. Halle 
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Tarif⸗Vertrag für Bayern. 

In der Landesarbeitsgemeinſchaft land⸗ und 
forſtwirtſchaftlicher Arbeitgeber⸗ und Angeſtellten⸗ 
Verbände Bayerns wurde folgendes vereinbart: 

A. Allgemeines. 

1. I. Dieſer Tarifvertrag regelt die nor⸗ 
malen Dienſt⸗ und Einkommensverhältniſſe der 
vollbeſchäftigten privcken Güter⸗, Forſt⸗ und Jagd⸗ 
beamten ſowie der vollbeſchäftigten land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Kanzlei⸗ und techniſchen Be⸗ 
amten einheitlich für Bayern. 

II. Er findet hinſichtlich der Güter⸗, Forſt⸗ und 
Jagdbeamten keine Anwendung: 

c) auf reine Forſtbetriebe bis zu 150 ha produktiv 
genutzter Geſamtfläche, 

d) auf land⸗ und forſtwirtſchaftlich gemiſchte Be⸗ 
triebe bei Selbſtbewirtſchaftung bis zu einer 
produktiv genutzten Geſamtfläche von 80 ha, 
wobei die Waldfläche nur zur Hälfte in Anſatz 
gebracht wird, und bei Nichtſelbſtbewirtſchaftung 
bis zu einer ſolchen von 50 ha, wobei die Wald⸗ 
fläche nur zu einem Drittel in Anſatz gebracht 
wird. 

IV. Hinſichtlich der Großſtädte München, 
Nürnberg und Augsburg gilt dieſer Vertrag be⸗ 
züglich der neuen weiteren Teuerungszulage (vgl. 
Ziff. 6 III 5) als Mindeſttarif. 

2. Bei weſentlicher Anderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe iſt jeder Vertrags⸗ 
teil berechtigt, bei der Landesarbeitsgemeinſchaft 
die Nachprüfung der Verhältniſſe zu beantragen. 
Der Antrag muß ſpäteſtens innerhalb drei Wochen 
. werden. 

. I. Bei Tarifftreitigfeiten find zunächſt 
die tariflich zuſtändigen Schlichtungsſtellen (Ab⸗ 
ſatz II) und dann gegebenenfalls die behördlichen 
Schlichtungsſtellen anzurufen. — Wirtſchaftliche 
Kampfmittel haben bis zur Erledigung des Streit⸗ 
falles vor den Schlichtungsſtellen zu unterbleiben. 

II. Zur Beilegung von Gejamtitreitigfeiten 
oder von Einzelitreitigleiten, welche für die Tarif⸗ 
auslegung von allgemeiner grundſätzlicher Be⸗ 
deutung ſind, wird bei der Landesarbeitsgemein⸗ 
ſchaft eine Landesſchlichtungsſtelle gebildet, 
die aus je zwei Mitgliedern der Arbeitgeber und 
Angeſtellten beſteht. Die Mitglieder der Landes⸗ 
ſchlichtungsſtelle und deren Stellvertreter ſind von 
der Vorſtandſchaft der Landesarbeitsgemeinſchaft 
zu beſtimmen. 

III. Alle Einzelſtreitigkeiten — mit Aus⸗ 
nahme der vorgenannten — werden beſonderen 
Schlichtungsſtellen überwieſen, welche in den 
einzelnen Kreiſen zu bilden ſind. Die Kreis⸗ 
ſchlichtungsſtellen beſtehen aus je zwei Mit⸗ 
gliedern der Arbeitgeber und Angeſtellten. Die 
Mitglieder der Kreisſchichtungsſtellen und deren 
Stellvertreter ſind von der Vorſtandſchaft der 
Kreisarbeitsgemeinſchaften zu beſtimmen. 

IV. Die tariflichen Schlichtungsſtellen haben 
vor Anrufung der behördlichen Schlichtungsſtellen 
oder der Zivilgerichte eine gütliche Beilegung 
des Streitfalles zu verſuchen. Sämtliche 
Streitfälle ſind zunächſt der Geſchäftsſtelle der 
Landesarbeitsgemeinſchaft zuzuleiten, die zu prüfen 
hat, ob die Zuſtändigkeit der Landesſchlichtungs⸗ 
ſtelle oder einer Kreisſchlichtungsſtelle gegeben iſt, 
ſowie ob Ausſicht auf eine Einigung beſteht, und 
die ſodann gegebenenfalls die Uberweiſung an die 
jeweils zuſtändige Schlichtungs⸗Inſtanz zu ver⸗ 
anlaſſen hat. 

V. Die Tätigkeit der tariflichen Schlichtungs⸗ 
ſtellen iſt eine ehrenamtliche; bare Auf⸗ 
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wendungen können erſetzt werden. Die Koſten find 
von dem unterliegenden Teile zu tragen. 
4. Die Arbeitszeit regelt ſich nach der Dring⸗ 
lichkeit der Dienſtgeſchäfte. Für das Gro, 
perſonal in den Städten ſoll die wöchentliche 
Arbeitszeit in der Regel 48 Stunden nicht über⸗ 
ſchreiten; ein Ausgleich iſt jedoch zuläſſig. 
5. Urlaub iſt je nach Rang, Dienſt⸗ und Lebens⸗ 
alter, Beſchäftigungsart, Bedürfnis und dienſtlicher 
Abkömmlichkeit auf die Dauer von ſechs Werk⸗ 
tagen bis zu vier Wochen jährlich zu gewähren. 
Die Urlaubszeit wird von dem Arbeitgeber oder 
deſſen Stellvertreter im Benehmen mit dem An⸗ 
geſtellten nach den Betriebsverhältniſſen beſtimmt. 
Der Urlaub ſoll möglichſt zuſammenhängend, kann 
aber auch, wo die Betriebsverhältniſſe es erfordern, 
geteilt gewährt werden. Während des Urlaubs hat 
der Beamte Anſpruch auf Fortbezug ſeines vollen 
Dienſteinkommens einſchließlich der Sachbezüge 
oder deren Erſatzleiſtung. Allenfalls nötige Aus⸗ 
hilfe iſt von dem Arbeitgeber zu ſtellen und zu 
bezahlen. 
6. I. Das Dienſteinkommen ſetzt ſich zu⸗ 
ſammen aus: 
aa) dem ſteigenden Grundgehalt (Anfangs 
gehalt nebſt Dienſtalterszulagen) (vergl. 
Abſ. II u. B), 

bb) den Teuerungszuſchlägen (Abſ. III), 

cc) den Kinderzulagen (Abſ. IV), 

dd) den Sachbezügen i. w. S. (Abſ. V), 

ee) gegebenenfalls Tantiemen und Umſatz⸗ 
prämien (Abſ. VI), 

ff) gegebenenfalls einer Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung (Abſ. VII), 

gg) gegebenenfalls beſonderen Vergütungen für 
Nebenleiſtungen (Abſ. VIII). 

II. Zu aa: Das Beſoldungsdienſtalter be 
ginnt mit der Anſtellung in dem betreffenden 
Betriebe. Von da ab erſolgen die Vorrückungen 
von drei zu drei Jahren bis zum Höchſgehalt, der 
nach 18 Dienſtjahren erreicht werden ſoll. 

Für die Bemeſſung der Vorrückung in den 
Grundgehalt einer höheren Dienſtalterszulage 
wird nur die Zeit angerechnet, die der Beamte in 
der gleichen Beſoldungsklaſſe zugebracht hat. Beim 
Übertritt in eine höhere Beſoldungsklaſſe erbäi 
der Beamte den nächſthöheren Grundgehaltsſatz. 
Er verbleibt in ihm die volle für das weitere Auf⸗ 
ſteigen im Grundgehalt vorgeſchriebene Zeit von 
drei Jahren; wäre er jedoch in der verlaſſenen Be⸗ 
ſoldungsklaſſe ſchon vor Ablauf dieſer Zeit in den 
nächſthöheren Grundgehaltsſatz aufgeſtiegen und 
damit in den Bezug eines Grundgehalts gelangt, 
der über den ihm in der neuen Beſoldungsklaſſe 
gewährten hinausgeht oder ihm gleichkommt, ſo 
ſteigt er auch in der neuen Beſoldungsklaſſe in den 
nächſthöheren Grundgehaltsſatz bereits zu der⸗ 
ſelben Zeit, zu der er in der verlaſſenen Klaſſe auf⸗ 
geſtiegen ſein würde. 

Werden bei einer Beförderung Beſoldungs⸗ 
klaſſen überſprungen, ſo iſt das Beſoldungsdienſt⸗ 
alter ſo feſtzuſetzen, wie wenn der Beamte zunächſt 
in die dazwiſchen liegenden Klaſſen eingetreten 
wäre. 

Kriegsjahre gelten als Dienſtjahre, wenn 
vorher ſchon in dem gleichen Betriebe Beamten⸗ 
eigenſchaft erworben war. Bei Neueinſtellung 
können nach freier Vereinbarung auch in anderen 
Betrieben zugebrachte Dienſtjahre oder Kriegs⸗ 
jahre, auf welche die Vorausſetzung des vorgehenden 
Abſatzes nicht zutrifft, für das Beſoldungsdiendt⸗ 
alter in Anrechnung gebracht werden. 
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Für die Einreihung in die Beſoldungs⸗ 
klaſſen iſt nicht der Titel, ſondern lediglich der 
Tätigkeitsbereich maßgebend. 

III. Zu bb: Die Teuerungszuſchläge ſetzen 
ich zuſammen: 

a) aus dem bisherigen Teuerungszuſchlag 

nach dem Tarifvertrag vom 12. Mai 1920 und 

D aus der neuen weiteren Teuerungs⸗ 

zulage nach dem Tarifvertrag vom 
14. März 1921. 

Zu a: Der bisherige Teuerungszuſchlag 
iſt nach drei Ortsklaſſen abgeſtuft. Für die Ein⸗ 
reihung der Orte in die Ortsklaſſen iſt die Miniſterial⸗ 
bekanntmachung vom 16. April 1919 (G. V. Bl. 
S. 301/2) maßgebend. Er beträgt jährlich in 
Ortsklaſſe 

A B C 


für verheiratete Beamte 6000 % 5400 A 4500 M 
für ledige Beamte 4800 K 4320 M 3600 M 


Zu B: Die neue weitere Teuerungs⸗ 
zulage beziffert ſich jährlich für ſämtliche Beamte: 
1. ſoweit ſie vom Arbeitgeber verköſtigt werden, 
auf 30 % Erhöhung aus dem Barbezug 
(Grundgehalt, Dienſtalterszulagen und bis⸗ 
heriger Teuerungszuſchlag jedoch ohne 

Kinderzulage), 

2. ſoweit ſie vom Arbeitgeber nicht verköſtigt 
werden, auf 40 % Erhöhung aus dem Bar⸗ 
bezug (w. v.), 

3. für die Molkereibeamten, ſoweit ſie vom 
Arbeitgeber verköſtigt werden, auf 30 % Er⸗ 
höhung aus dem Barbezug (w. v.), 

4. ſoweit letztere vom Arbeitgeber nicht verköſtigt 
werden, auf 35% Erhöhung aus dem Bar- 
bezug (w. v.). 

Den verheirateten Angeſtellten werden die 
dedigen oder verwitweten oder geſchiedenen An⸗ 
geſtellten, die einen eigenen Haushalt führen, 
gleichgeſtellt. Ein eigener Haushalt iſt dann 
anzunehmen, wenn der Beamte eine Wohnung 
mit eigener Geräteausſtattung beſitzt, eigene Küche 
führt und eine Perſon unterhält, die durch die Be⸗ 
forgung ſeiner Hauswirtſchaft ausſchließlich oder 
vorwiegend in Anſpruch genommen iſt. 

IV. Zu ce: Angeſtellte, die eheliche Kinder zu 
unterhalten haben, erhalten zu den Teuerungs⸗ 
zuſchlägen noch Kinderzulagen. 

Dieſe betragen jährlich in der Ortsklaſſe A: 

a) für jedes Kind unter 9 Jahren 300 4 

B) für jedes Kind vom 9. bis zum voll⸗ 
endeten 18. Lebensjahre D A 

An Ortsklaſſe B: 
225 M 
450 2 


44 „„ » 8 


d) für jedes Kind unter 9 Jahren 
D) für jedes Kind vom 9. bis zum voll⸗ 
endeten 18. Lebensjahre 
5) für jedes Kind über 9 Jahre, das zur 
Erziehung nach auswärts gegeben iſt, 
als weitere beſondere Er⸗ 
ziehungszulage je nach der Höhe 
der tatſächlichen nachgewieſenen Er⸗ 
ziehungskoſten bis zu 
in der Ortsklaſſe C: 
a) für jedes Kind unter 9 Jahren 
8) für jedes Kind vom 9. bis zum voll⸗ 
endeten 18. Lebensjahre 
4) für jedes Kind über 9 Jahre, das zur 
Erziehung nach auswärts gegeben 
iſt, als weitere beſondere Er⸗ 
ziehungszulage je nach der Höhe 
der tatſächlichen nachgewieſenen Er⸗ 
ziehungskoſten bis zuuu. 


h e „„ „ 607 


WE „ „ „„ „„ 


EE ee. „„ V6 


Die Kinderzulage entfällt, wenn das Kind ein 


eigenes Berufseinkommen von mindeſtens 75 A 
im Monat hat. Sachbezüge, Einkünfte an Geldes⸗ 
wert ſind dabei zu den ortsüblichen Mittelpreiſen 
anzuſchlagen. Beträgt das eigene Berufseinkommen 
des Kindes weniger als monatlich 75 „, jo wird 
die Kinderzulage mit dem Teilbetrag gewährt, der 
zur Ergänzung dieſes Einkommens auf 75 & er- 
forderlich iſt. 

Der vorſtehende Abſatz findet ſinngemäße An⸗ 
wendung, falls das Kind im Genuſſe eines Frei⸗ 
platzes iſt. 

V. Zu dd: Die Sachbezüge dienen nur dem 
eigenen Bedarf; ein Weiterverwerten oder Ver⸗ 
ſchenken iſt nicht zuläſſig. Familienangehörige, die 
nicht ſelbſt unter dieſen Tarif fallen, haben keinen 
Anſpruch auf Sachbezüge; werden ſolche trotzdem 
gewährt, ſo werden ſie — ſoweit in nachſtehendem 
nicht Ausnahmen ausdrücklich vorgeſehen ſind — 
mit den jeweiligen geſetzlichen Höchſtpreiſen und, 
wo ſolche nicht beſtehen, mit den jeweiligen orts⸗ 
üblichen Mittelpreiſen in Rechnung geſtellt. 

An Sachbezügen i. w. S. kommen in Betracht 

a) Wohnungsnutzung jür den Stelleninhaber 
und, ſoweit er verheiratet iſt, für ſeine Familie. 
Eine Anrechnung des Wohnungszuſchlages 
findet nicht ſtatt. 

Kann eine Wohnung dauernd oder zeit⸗ 
weiſe nicht zur Verfügung geſtellt werden, ſo 
iſt hierfür der entſprechende ortsübliche Miet⸗ 
preis in bar zu entſchädigen. 

b) Gegebenenfalls freie Verpflegung für 
den Stelleninhaber. Dieſe wird für die Dauer 
der Geltung der Dienſteinkommensſätze dieſes 
Tarifs wie folgt in Anrechnung gebracht in 
Ortsklaſſe: 

A B 0 


mit täglich 10 A 9 MSN 

Befinden ſich auch Familienmitglieder im 
Genuſſe der freien Verpflegung, ſo unterliegt 
der hierfür anzurechnende Betrag der freien 
Vereinbarung. 

o) Brennholz (kleingemacht und angefahren), 
und zwar für Verheiratete — ohne Rückſicht 
darauf, ob Familienangehörige im gleichen 
Betriebe noch mitbeſchäftigt ſind —, 12 Ster 
für Ledige mit eigenem Haushalt 8 Ster 
für Ledige ohne eigenen Haushalt 5 Ster 

Für verheiratete Forſtbeamte iſt, ſoweit 
die Lage und Beſchaffenheit der Wohnung es 
erfordern, der Holzbezug bis auf 18 Ster 
zu erhöhen. 

Bei Nichtbezug des Holzes wird eine 
Vergütung nicht gewährt; bei Abzug iſt das 
noch vorhandene Holz dem Arbeitgeber koſten⸗ 
los wieder zur Verfügung zu ſtellen. 

Wird freie Verpflegung gewährt, ſo kommt 
der Brennholzbezug für Verheiratete bei 
Familienverpflegung ſowie für Ledige mit 
und ohne eigenen Haushalt nur zur Hälfte in 
Betracht. Beſteht in einem Wirtſchaftsbetrieb 
eine Heizungsanlage, durch die die Beamten⸗ 
wohnung miterwärmt wird, ſo ſteht ein Brenn⸗ 
holzbezug nur Verheirateten ohne Familien⸗ 
verpflegung, und zwar in Höhe der Hälfte des 
Satzes unter c, zu. 

d) Gegebenenfalls Licht; zu welchem An⸗ 
ſchlage dasſelbe oder ob es frei gegeben wird, 
unterliegt der Vereinbarung. 

e) Lebensmittel, ſoweit nicht freie Ver⸗ 
pflegung gewährt wird. Dieſe werden 
in nachbezeichneten Jahresmengen gegeben 
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und ſind zu den folgenden Sätzen für die Dauer zugskoſten bei Neueintritt werden nach Ablauf 
der Geltung der Dienſteinkommensſätze dieſes eines Dienſtjahres zur Hälfte, nach Ablauf des 


Tarifes zu bezahlen: 

1. 3 Zentner Brotgetreide, und zwar 
der Zentner Weizen mit 
der Zentner Roggen mit 
der Zentner Gerſte mit 

2. 6 Zentner Kartoffeln mit je 

3. das zuläſſige Maß Milch bis zu 
täglich % Liter zum Preiſe von 75 DN 
für das Liter. 

Soweit bisher in Gutsbetrieben auch Familien⸗ 
angehörigen Milch zu einem ermäßigten Preis 
geliefert wurde, erhalten ſie dieſe zu dem gleichen 
ermäßigten Preiſe wie der Beamte; dabei wird 
jedoch bei Lieferungsunmöglichkeit ein Baraus⸗ 
glei nach dem folgenden Abſaß nicht gewährt. 

önnen die unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten 
Lebensmittel nicht oder nur teilweiſe geleiſtet 
werden, ſo iſt der Unterſchied in bar zu vergüten, 
welcher ſich aus dem tariflich beſtimmten niedrigeren 
Preis und dem geſetzlichen Höchſtpreis oder, wo 
ein ſolcher nicht beſteht, dem ortsüblichen Mittel⸗ 
preis ergibt. Kann Brennholz nicht geliefert 
werden, ſo iſt hierfür eine entſprechende Bar⸗ 
entſchädigung nach dem ortsüblichen Mittelpreis 
zu leiſten; ſtatt des Barausgleiches können jedoch 
auch andere Brennmaterialien (Kohle oder Torf) 
im gleichen Werte gegeben werden. 

IV. Zu ee: Soweit bisher üblich, können 
Tantiemen und Umſatzprämien nach freier 
Vereinbarung gewährt werden. Dieſe können für 
den Betrag, der die Hälfte des Geſamtdienſt⸗ 
einkommens nicht überſchreitet, bis zu 50 %, für 
den weiteren Betrag bis zu 75% angerechnet 
werden. 

Soweit in bisherigen Einzeldienſtverträgen hin⸗ 
ſichtlich der Tantiemen⸗ und Umſatzprämien⸗ 
gewährung andere Bedingungen vereinbart ſind, 
treten dieſe außer Wirkſamkeit. 

VII. Zu ff: Soweit bisher üblich, kann für 
den notwendigen Aufwand im Dienſtbetrieb 
eine entſprechende Entſchädigung nach freier 
Vereinbarung geleiſtet werden. In Betracht 
kommen vor allem: Reiſeauslagen und Tagegelder, 
Zahlgelder bei Kaſſaführung nach der Höhe des 


15 / 


Umſatzes, Fuhrwerksgelder, Schreibmaterialien⸗ 
aufwand, Beheizungs⸗, Beleuchtungs⸗ und 
Reinigungsauslagen, Koſten für Jagdkarten, Be⸗ 


nützung eines eigenen Fahrrades uſw. 

Die Entſchädigung iſt ſo zu bemeſſen, daß die 
dadurch dem Beamten erwachſenen notwendigen 
Auslagen voll gedeckt werden. 


VIII. Zu gg: Soweit bisher üblich, kann für 


Nebenleiſtungen eine beſondere Vergütung 
gewährt werden, die der freien Vereinbarung 
unterliegt. In Frage kommen hauptſächlich 
Futtergeld für das Halten von Hunden, Schuß⸗ und 
Fanggelder uſw. 

7. Nebengeſchäfte, die Beteiligung an Ge⸗ 
ſchöften irgendwelcher Art, die Führung von ge⸗ 
werblichen Unternehmungen durch den Angeſtellten 
oder ſeine Ehefrau (von Gaſtwirtſchaften uſw.) 
bedürfen der Genehmigung des Arbeitgebers, die 
derſagt oder von beſtimmten Bedingungen ab- 
hängig gemacht werden kann. 

8. Für die Kündigung gelten, ſofern durch 
Finzelverträge nicht bisher etwas anderes beſtimmt 
it, die geſetzlichen Vorſchriften. Zum Aufſuchen 
einer neuen Stellung iſt nach ausgeſprochener 
Kündigung dem Angeſtellten entſprechender Ur⸗ 
taub zu gewähren. Die Koſten für eine verlangte 
Borſtellung ſind bei Neueintritt zu vergüten. Um⸗ 


zweiten Dienſtjahres voll erſetzt. Bei Dienſtaustritt 
werden die nötigen Helfer und Geſpanne, ſoweit 


60 „ ſie im Betriebe vorhanden find, zum Verbringen 
54 A des Haushalts in den Möbelwagen bzw. zur Bahn 
58 K vom Arbeitgeber geſtellt. 


9. Wird ein Gut oder Betrieb verkauft, 
ſo ſind allen Beamten, welche von dem Rechts⸗ 
nachfolger nicht übernommen werden, Grund⸗ 
gehalt, Teuerungszuſchläge und Kinderzulagen 
auf den doppelten Zeitraum der geſetzlichen 
Kündigungsfriſt, mindeſtens aber auf drei Monate 
ſicherzuſtellen, es ſei denn, daß der Beamte ſchon 
. eine andere entſprechende Stelle angetreten 

at. — 

B. Berufseinteilung und Gehaltsbezüge. 

b) Forſt⸗ und Jagdbeamte: 

1. Berufseinteilung. 

Klaſſe I vollbeſchäftigte Waldwärter — Jagd- 
gehilfen. 

Klaſſe II Forſtgehilfen. Praktiſche forſtliche 
Vorbildung, Abſchlußprüfung einer Forſt⸗ 
lehrſchule. 

Re vierjäger (ſelbſtändige Leiter eines 

Jagdreviers). 

Klaſſe III Forſtwarte und Gutsförſter. 
Praktiſche und theoretiſche Vorbildung. Förſter⸗ 
prüfung des Deutſchen Forſtvereins oder einer 
vom Bayeriſchen Waldbeſitzerverband aner⸗ 
kannten Prüfungsſtelle. Iſt Anwärter für den 
Förſter⸗ und Revierförſterdienſt. Reviergröße 
bis zu 300 ba bei ſelbſtändiger Tätigkeit. Forſt⸗ 
warte werden im zehnten Dienſtjahre im 
gleichen Betrieb und in gleicher Rangklaſſe bei 
ſelbſtändiger Tätigkeit Gutsförſter. 

Oberjäger (ſelbſtändige Leiter eines 
größeren Jagdreviers mit mindeſtens zwei 

Unterbeamten). 

Klaſſe IV Förſter. Vorbildung wie die Beamten 
der Klaſſe III. Reviergröße bis zu 600 ha. 
Verſieht den Dienſt ſelbſtändig. In dieſe Klaſſe 
werden auch die Forſtamtsaſſiſtenten ein⸗ 
gereiht. Beamte des inneren Dienſtes mit An⸗ 
wartſchaft auf den Revierförſterdienſt. 

Klaſſe V Revierförſter. Vorbildung wie in der 
vorhergehenden Klaſſe. Selbſtändige Re vier⸗ 
verwalter, Reviergröße bis zu 1600 ha. 

Klaſſe VI Forſtaſſeſſor und Forſtverwalter. 
Akademiſche theoretiſche Abſchlußprüfung, 
Mindeſtvorbildung vier Semeſter Akademie 
oder Hochſchule, Prüfung durch den Deutſchen 
Forſtverein, entſprechende allgemeine Bildung. 
Im Innendienſt oder Verwalter eines Reviers 
von 1600 bis 1800 ha. 

Klaſſe VII Oberförſter als Revierverwalter. 
Vorbildung wie Forſtaſſeſſor oder volle ſtaatliche 
Vorbildung. Bezirksgröße über 1800 ha. 
Reviergröße (Waldgröße) iſt gedacht unter 

Zugrundelegung normaler wirtſchaftlicher Ver⸗ 

hältniſſe. 

Bei Einreihung in die vorſtehenden 
Klaſſen iſt die Vorbildung nur maßgebend für 
Neueintretende ſeit 1. Dezember 1919. 

2. Gehaltsbezüge. 

Grundgehalt Dieuſtalterszulage 

Klaſſe 1 Waldwärter und 


Jagd⸗ Gehilfen. . 1200 A 100 A 
Klaſſe II Forſtgehilfen, Re⸗ 

vierj ger 1500 % 150 6 
Klaſſe III Forſtwarte, Guts⸗ 

föriter, Oberjäger . . 1800 & 150 K 
Klaſſe IV Förſter 2400 4 240 A 
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Klaſſe V Revierförſter 
Klaſſe VI Forſtaſſeſſor und 
Forſtverwalter. 3600 % 400 
Klaſſe VII Oberförſter . 4200 % 500 A 

C. Inkrafttreten des Vertrages. 

Dieſer Vertrag tritt mit Wirkung vom 1. Fe⸗ 
bruar 1921 ab in Kraft und hat Geltung bis 
31. Januar 1922. Wird er nicht ſpäteſtens bis zum 
1. Dezember 1921 auf den 1. Februar 1922 ge⸗ 
kündigt, ſo läuft er ſtillſchweigend je mit viertel⸗ 
jährlicher Kündigungsfriſt weiter. Die Kündigung 
hat durch eingeſchriebenen Brief gegenüber jedem 
der Vertragsteile zu erfolgen. 

D. Einmalige Teuerungszulage. 

Die unter dieſen Tarif fallenden land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Fachbeamten erhalten für das 
abgelaufene Tarifjahr eine einmalige Teuerungs⸗ 
zulage, und zwar: 

a) ſoweit ſie nicht verköſtigt waren, in der Höhe 
des vierfachen Betrages der neuen weiteren 
monatlichen Teuerungszulage (Ziff. 6 Abſ. UI) 
nach dem Stande vom 1. Februar 1921, 

b) ſoweit ſie verköſtigt waren, in der Höhe des 
dreifachen Betrages der neuen weiteren 
monatlichen Teuerungszulage (Ziff. 6 Abſ.IIIg) 
nach dem Staude vom 1. Februar 1921. 
Bereits gewährte freiwillige, außertarifliche 

Beihilfen können auf die einmalige Teuerungs⸗ 
zulage in Anrechnung gebracht werden. Erfolgte 
der Dienſteintritt erſt im Laufe des letzten Tarif⸗ 
jahres, ſo kann eine entſprechende Kürzung pro 
rata temporis vorgenommen worden. 

München, den 14. März 1921. 

Die Arbeitsgemeinſchaft der land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Arbeitgeber und Anz 
geſtellten Bayerns. 

Für den Landesverband land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
licher Arbeitgeber⸗Vereinigungen Bayerns: 
Dr. Frhrr. von Michel. 

Für den Reichsverband land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
licher Fach⸗ und Körperſchaftsbeamten, Bezirks⸗ 
verein Bayern: 

N Brucker. 

Für den Verein für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands, Bezirksgruppe XIV: 
Karg. 


Am 18. d. Mts. verſchied durch Schlaganfall im Dienſte S 
der Preußiſche Hegemeiſter | 


Herr Karl heinrich Mut, 


955 4. Jäger 11, Jahrgang 1874, E 
22 au Forſthaus Lindenhof bei Hatzfeld a. Eder im 
D. lter von 64 Jahren. 2 


Mit ihm ift ein pflichttreuer Forſimann, ein weidgerechter E 


55 Jäger, ein aufrechter, treuer, deutſcher Mann dahingegangen. 
Ehre ſeinem Andenken! (1 


Im Namen der Beamten 
der Oberförſterei Hatzfeld a. Eder. 


v. Sachs, Oberförſter. 


Nur a ; 
Familien >» Anzeigen 
aufgenommen. 
Geburten: 5 
Dem Gemeinde⸗Oberförſter Meyer 
in Stromberg (Hunsrück) ein Sohn. 
(Die Notiz in Nr. 33, in der 
ürrtümlicherweiſe unter Sterbe⸗ 
fällen Gemeinde ⸗Oberförſter 
Meyer in Stromberg aufgeführt 


dieſer Stelle werden 
koſtenlos 
wir hiermit richtigſtellen. 
Verlobungen: 


in Weſtfalen. 


wurde, ist falſch. Es handelt ſich 
um die Geburt eines Sohnes, was 


Fräulein Eliſabeth Schulze⸗ 
Epping auf Gut Epping bei 
Horſtmar mit dem Revierförſter 
Reinhold Schulze⸗Fronhoff 
in Forſthaus Oſter bei Ochtrup 


H P. Sattler, Krefeld, 
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Ortsgruppe 3 

der Bezirksgruppe CR, und Weſtpreußen (1). 
Am Sonntag, dem 4. September 1921, findet 
eine Verſammlung der Ortsgruppe unter Teil⸗ 
nahme von Damen und Bälten ſtatt. Die Ver: 
ſammlung iſt mit einem Scheibenſchießen ver⸗ 
bunden und beginnt um 1 Uhr nachmittags auf 
der Oberförſterei Schloß Gerdauen (20 Minuten 
vom Bahnhof Gerdauen). Es wird geſchoſſen 
auf Ringſcheibe, Rehbockſcheibe und laufende 
Keilerſcheibe. Hiermit werden ſämtliche Mit⸗ 
glieder der Ortsgruppe 3 und der ganzen Bezirks⸗ 
gruppe I eingeladen. | 

Forſth. Damerau, den 16. Auguſt 1921. 

J. A.: Nehrke, Schriftführer, Bez.⸗Gr. J. 

We 
Ortsgruppe Lüben und Umgebung. 

Am 4. September d. J. Waldſpaziergang in 
die Reviere des Herrn v. Nickiſch⸗Roſenegk. Abfahrt 
zu Wagen um 9,15 vorm. von Station Rüſtern. 
1,30 gemeinſchaftliches Eſſen im Gaſthof „Wald⸗ 
ſchloß“ in Neurode. Anſchließend Beſprechung 
von Vereinsangelegenheiten. Anmeldungen für 
die Waldfahrt und Mittagstiſch bis 25. Auguſr 
an den Unterzeichneten. 

Krauſe, Revierförſter. 


Für die Redaktion: 
Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 


— — 


Geſchäftliche Mitteilungen. 
(Ohne Verantwortlichkeit der Schrifteitung.) 
Nachdem im vergangenen Frühjahr bei den großen 
Taubenſchießen in Monte⸗Carlo der Grand⸗Prix mit 
Rottweiler rauchloſem Pulver gewonnen und im Juni 
d. J. bei dem Taubenſchießen in Helſingfors (Finn and) 
die finniſche Siegermannſchaſt ihren Sieg von 528 
Treffern mit Rottweiler Jagdpatronen errungen hatte, 
ft nun in Hendon bei London die Meiſterſchaft von 
England mit 100% Treffern mit Rottweiler Jagd- 
patronen in ſtärkſter Konkurrenz der beiten Sport⸗ 
ſchützen faſt aller Länder gewonnen worden. In 
Zoppot und Binz errangen die erſten Sieger ihre Er⸗ 
folge mit Rottweiler Patronen, welche auch beim 
Jubiläumsſchießen des Vereins deutſcher Jäger am 
8. Auquſt 1921 dem Sieger die Meiſterſchaft von 


Deutſchland eintrugen. 


Lärchen - Rundholz 


388 em S aufw., größerer Poſten, evtl. vom neuen Einſchlage, geg 


e 


Kiefer und Fichte, zu Grubenh 
Telegrapbenſtangen u. Schwellen 
eignet, koufe gegen Barzahlr 
Vermittlern Proviſion. U 
| Paul Stelke, Holzhandfs 
Hardenberastr. 18. {15021 Türsienwaide, Source. WS, 


zum vollständigen Abholzen 
— zu kaufen gesuch 


Deutſche Sorit- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Autliiches Organ des Braudversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil“, Vereins tur 
Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu Neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 
Vichversicherungsvereius der Forstbeamten a. G. zu Perleberg. des Uerbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 
Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen $Staatsförstervereiniaung, des Vereins für Privatlorstbeamte Denutsch- 
4auds, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1620), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 
Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal Bezugspreis: Bierteltägriih 10,50 WIE, bei allen Poſt 
anfıalten (eingetragen in die deuiſche Poſtzeitungspreisliſte für 1941. Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 
Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Kee gé des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Auſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


DDr . EE 
Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen mimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Bel 
wäge, für die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Bermert „gegen Bezahlung“ verſehen. Beitrige. die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchriſten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Bierteliahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Jun 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 36. 36. Band. 


Neudamm, den 4. September 1921. 
Die Buche im nordoſtdeutſchen Kiefernwalde. 


Von Forſtrat Dr. 


Hermann Bertog. 


(Fortſetzung.) 


Wie iſt dieſe Vergeſellſchaftung nun im 
einzelnen im bisher reinen Kiefernwalde durch⸗ 
zuführen? 

a) Die künſtliche Begründung und Er⸗ 
re: gleichalteriger oder annähernd 
gleichalteriger Kiefern-Buchenmiſchung. 

Wenn man einen Kiefern⸗Buchenmiſchbeſtand 
dort begründen will, wo die Buche bisher fehlte 
(alſo meiſt als Nachfolger eines reinen Kiefern⸗ 
beſtandes, EE auch bei vollem Holz⸗ 
artenwechſel oder bei Neuaufforſtung), ſo hat 
man nach zwei Richtungen Rückſicht zu nehmen: 
auf die Jugendgefahren der Buche und auf die 
Notwendigkeit, daß ſie D in der geſchloſſenen 
Kiefernjugend Ge ig in genügender Zahl 
bis zum Beginn der Durchforſtungen halten muß. 
An Jugendgefahren kommen dabei in Betracht 
Froſt, Sonnenbrand und Wind. Der Kampf 
mit der jungen Kiefer wird der Buche durch 
Altersvorſprung erleichtert. 

Man hat deshalb empfohlen, die Buche in 
den zu verjüngenden Kiefernbeſtänden vorzu⸗ 
verjüngen durch Plätzeſaat oder Kleinpflanzung. 
Nach einigen Jahren ſoll dann der Kiefernbeſtand 
abgetrieben und die Kiefer zwiſchen der Buche 
künſtlich eingebracht werden. 

Die Buche hat auf dieſe Weiſe zwar in den 
erſten Jahren Schutz gegen Froſt, aber wenn 
fie dann plötzlich freigeſtellt wird, wird ſie ihm 
doch ausgeſetzt. So lange kann man nämlich mit 
der Kiefernkultur nicht warten, bis die Buche in 
Nordoſtdeutſchland der Froſtgefahr entwachſen 
iſt. Die Schädigungen des Sonnenbrandes und 
Windes kann man nur dadurch vermeiden, daß 
die zarte Schattenbelaubung durch Nachlichtungen 
uber dem Buchenvoranbau in kräftige Lichtblätter 
umgewandelt wird. Dabei aber wird der Boden 

wiſchen den Buchen der Verangerung ausgeſetzt. 
Handelt es ſich um die Verjüngung eines maſſen⸗ 


reichen Altholzes, jo kommen die Schlagbeſchädi⸗ 
gungen hinzu. Und ſchließlich iſt man hinſichtlich 
der Abnutzung des alten Kiefernbeſtandes und 
der Kiefernkultur 11 ſehr gebunden. Kommt 
man zu früh, k leibt zu wenig von der Buche 
übrig. Und kommt man zu ſpät, ſo wird die 
junge Kiefer der Gefahr ausgeſetzt, allzu ſehr von 
der in ihr kräftigſtes, geradezu geiles Wachstum 
tretenden Buche unterdrückt zu werden. 

Dem Verfahren haften alſo erhebliche Mängel 
an. Es kann daher als Regel nicht empfohlen 
werden. Brauchbar iſt es natürlich für alle Fälle, 
wo man die Kiefer nicht künſtlich, ſondern natürlich 
verjüngen will und kann. Man beginnt dann mit 
dem Buchenvorbau, und die Kiefer fliegt dazwiſchen 
an. Der Hieb im Mutterbeſtande muß ſich dann 
in erſter Linie nach dem Bedürfnis der Kiefern⸗ 
verjüngung richten. Wo der Kiefernanflug nicht 
ſofort, wohl aber eine ſehr ſchnelle, kräftige 
Entwicklung der Buche zu erwarten iſt, muß man 
mit dem Bucheneinbau vorſichtig ſein, d. h. man 
darf ihn weder zu früh noch zu dicht machen. 

Eine zweite Gelegenheit, das Verfahren 
anzuwenden, bietet ſich bei der vorzeitigen Ab⸗ 
nutzung junger, unerwünſchter Kieſernbeſtände, 
alſo nach Lichtfraß, bei Sperrwuchs uſw. Der 
Bodenzuſtand iſt unter ſo jungem Holz meiſt 
noch ſo, daß ein oder mehrere ſchnell folgende 
Lichtungen nicht weſentlich ſchaden. Die Schlag⸗ 
ſchäden ſind geringer. In den von mir durch⸗ 
geführten Beiſpielen iſt allerdings immerhin 
noch die Schwierigkeit entſtanden, daß der. 
Buchenvoranbau ſich ungleich entwickelt. A 
den guten Bodenſtellen fängt er ſchon an, ſi 
zu ſchließen, während er an anderen Stellen noch 
an der Erde kriecht. Sollen die beſſeren Boden⸗ 
En alſo nicht für die Kiefer verlorengehen, 
o muß man auf ihnen zuerſt abräumen und die 
Kiefer einbringen, auf den ſchlechteren Boden⸗ 
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teilen erf ſpäter. Ein wirklicher Übelſtand iſt Gefahr vom einjährigen Sämling bis zum hohen 
dies 1855 denn von der ſchablonenmäßigen Wirt⸗ Heiſter. 


ſchaft müſſen wir uns, wie überhaupt, ſo nament⸗ 


lich im Kiefern⸗Buchenwalde freimachen. Stammt 
in einem ſolchen Falle der zu verjüngende Kiefern⸗ 
beſtand von einer unerwünſchten, ſtandorts⸗ 
fremden Raſſe, ſo beſteht die Gefahr, daß dieſe 
lich in der Verjüngung anſamt, für mich ein 
Grund, einen anderen Weg einzuſchlagen, nämli 
gleichzeitigen Anbau von Kiefer und Buche au 
der Kahlſchlagfläche. 

Es iſt ein Irrtum, zu glauben, daß die Buche 
unbedingt unter Schirm angebaut werden müſſe. 
Die Buche bildet wie jede andere Pflanze im 
Schatten zarte, im vollen Lichte derbe Blätter. 
Die Schattenblätter vertragen Sonnenbrand und 
Wind ſchlecht. Stellt man junge Buchen plötzlich 
frei oder verpflanzt man ſie aus dem Schatten 
auf die kahle Fläche, ſo gehen viele von ihnen 
zugrunde, der Reſt kümmert und erholt ſich nur 
langſam. Im vollen Licht erzogene junge Buchen 
vertragen nach dieſer Richtung den Stand auf 
freier Kulturfläche. Sie ſind auch infolge ihrer 
kräftigen Entwicklung nicht ganz ſo froſtgefährdet. 
Das Abfrieren durch Nachtfröſte im Mai oder 
Juni kann man ihnen freilich im Kamp auch 
nicht abgewöhnen, aber ſie erholen ſich beſſer. 
Im übrigen kann man die Froſtſchäden ab⸗ 
ſchwächen durch Verwendung hoher Pflanzen 
(bis zum 2 m hohen Heiſter), beſonders aber 
durch Freihalten der Kulturflächen von Gras 
und Unkraut, d. h. durch Schwarzbrache oder 
landwirtſchaftlichen Voranbau der Kulturfläche 
und Schwarzbrache durch Hacken und Igeln der 
vollen Fläche in den erſten Jahren nach der 

tur. 

Ich bin deshalb ſeit etwa 20 Jahren dazu 
übergegangen, die Buche einzeln in die Kiefern⸗ 
kulturen einzufprengen*. Die Schwierigkeiten 
waren erheblich. Es mußten Erfahrungen ge⸗ 
ſammelt werden, die Beſchaffung der Bucheckern 
oder Buchenpflanzen war oft nicht leicht, be⸗ 
ſonders waren ſchleflich! Widerſtände zu 
überwinden. Aber ſchließlich hat ſich doch heraus⸗ 
geſtellt, daß es ſo geht, allerdings nur auf Grund 
örtlicher Erfahrungen. 

Am einfachſten iſt die Frage zu beantworten, 
wie die Spätfröſte wirken. Unter beſonders 
günſtigen Umſtänden glückt ſogar das Einſtufen 
von Bucheln in die Pflanz⸗ oder Saatreihen der 
Kiefer (oder Traubeneiche). Aber immer bleibt 
es ein Wagnis. Deshalb ſoll man Kamp⸗ 
pflanzen verwenden, je nach der Größe der 


*) Wo die Buche nicht hinpaßt, verwende ich 
ſtatt ihrer gegebenenfalls die Hainbuche, gelegent⸗ 
lich bei Ackeraufforſtung Akazie oder Weißerle. 
Ebenſo ſprenge ich ſeit etwa 20 Jahren in die 
Eichenverjüngungen von vornherein Buche oder 
Hainbuche ein. Die Teilnehmer an der Ver⸗ 
ſammlung des Märkiſchen Forſtvereins 1920 haben 
in Hohenlübbichow geſehen, wie ſchön die in 
die Traubeneichenſaaten und Kleinpflanzungen 
ſofort oder nach wenigen Jahren eingeſprengten 
Buchen mitwachſen. 


Dann iſt zu prüfen, wie hoch die Bucher 
pflanzen ſein müſſen, um ſich zwiſchen den Kiefern 
ſo zu halten, daß ſpäter eine genügend große 
Zahl im Kiefernſtangenort vorhanden iſt. Das 
richtet ſich danach, wie ſchnell neben etwaigen 
Froſtſchäden die Buche auf dem betreffenden 
Standort an⸗ und weiterwächſt. Und da gibt es 
merkwürdige Verſchiedenheiten. An manchen 
Stellen wächſt von den eingepflanzten ein⸗ 
jährigen Buchen eine genügende Zahl mit der 
gleichalterigen Kiefer glatt bis in das Dickungs⸗ 
alter mit, in beſorders günſtigen Fällen bleiben 
viele Buchen ſogar vorwüchſig. Meiſt muß man 
aber der Buche einen Höhen⸗, d. h. Altersvor⸗ 
ſprung geben, alſo zweijährige Sämlinge oder 
noch beſſer drei⸗ oder vierjährige verſchulte 
Lohden, ſchließlich ſogar Heiſter verwenden. 

Je beſſer die Buche a um fo geringer 
kann ihre Pflanzenzahl fein. Günſtigenfalle 
genügen je Hektar 1000 Kleinpflanzen oder 
Lohden oder 200 bis 300 Heiſter. 

Nach meinen Erfahrungen muß man mit der 
Verwendung von Heiſtern auf gutem Buchen. 
ſtandort vorſichtig ſein, d. h. darf ſie unter keinen 
Umſtänden zu eng ſetzen, ſonſt unterdrücken ſie 
die Kiefern. Noch gefährlicher iſt es, auf ſolchem 
Standorte ert die Buche reichlich anzupflanzen. 
den Boden dazwiſchen mehrere Jahre noch ander- 
weit auszunutzen (z. B. zur Pflanzenerziehung 
oder zu Lupinen⸗ und Hackfruchtbau) und mit der 
Kiefernkultur erſt zu kommen, wenn die Buchen 
anfangen, lange Seitentriebe zu machen. In 
einem Falle, wo gegen meinen Rat ſo verfahren 
iſt, iſt von der Kiefer unter dem Druck von Buche 
(und Traubeneiche) ſo gut wie nichts hoch⸗ 
gekommen. Glücklicherweiſe handelte es ſich nun 
um eine kleine Fläche. 

Ob das Gedeihen der Buche noch beſſer ge⸗ 
ſichert wird, wenn man ſie in kleinen Truppe 
von drei bis fünf Stück in die Kiefernkulturen 
einſprengt, muß noch ausgeprobt werden“). 

b) Die Erziehung der Buche unter 
weſentlich älteren Kiefern (Unterbau⸗ 
betrieb). 

Das Unterholz ſoll nicht nur waldbaulichen. 
ſondern auch unmittelbar wirtſchaftlichen Nutzen 


*) In Hohenlübbichow war bis vor kurzem 
die Buche in die Freikulturen der Kiefer (und 
Traubeneiche) auf meinen Rat ausſchließlich 
einzelſtändig eingepflanzt. Herr von Keudell 
hat ſeit einigen Jahren Kleinpflanzen und Lohden 
truppweiſe in die Kiefernlulturen gepflanzt, Heiſter 
dagegen einzeln. Die Teilnehmer am Ausfluge 
des Märkiſchen Forſtvereins 1920 haben ſolche 
Bilder geſehen. Wenn man, wie leider faſt immer, 
nur geringen Vorrat an Buchenpflanzen hat, muß 
man die Trupps dann K weit voneinander 
pflanzen. Bei etwa 1000 Pflanzen je Hektar iſt 
der Verband der Einzelpflanzung rund 3 m, bei 
Trupppflanzung von drei Stück bekommt man 
rund 330 Trupps im ungefähren Verbande von 
5% m und bei je fünf Stück in einem Trupp gibt 
es 200 Trupps im ungefähren Verbande von 7 m. 
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bringen. Sein Zuwachs ſoll den des Haupt⸗ 
beſtandes während eines möglichſt langen Zeit⸗ 
raumes ergänzen, und bei der Hiebsreife des 
Hauptbeſtandes ſoll das Unterholz ſchon gut ver⸗ 
wertbar ſein. Außerdem ſoll es dann mannbar ſein, 
ſo daß es zur Naturverjüngung benutzt werden 
kann. Hieraus folgt, daß man Kiefernbeſtände gar 
nicht früh genug unterbauen kann, wenn man 
Unterholz erziehen will. Es muß dabei auch 
berückſichtigt werden, daß das Buchenunterholz 
ſich in der Regel anfangs recht ER entwickelt, 
und zwar um ſo langſamer, je ſtärker der Schirm 
des Kiefernbeſtandes drückt und je weniger der 
Boden (beſonders ſein Feuchtigkeits⸗ und Humus⸗ 
gehalt) der Buche zuſagt. Im Durchſchnitt muß 
man damit rechnen, daß der Buchenunterbau unter 
geſchloſſenen jüngeren und mittelalten Kiefern 
etwa ein Jahrzehnt braucht, um vom Boden 
hochzukommen. Man ſollte alſo, wenn man nur 
Unterholz erziehen will, möglichſt ſchon nach der 
erſten Durchforſtung unterbauen, ſpäteſtens aber 
im Alter von etwa 50 Jahren. Aber gegen dieſe 
Forderung wird ganz allgemein verſtoßen. 

Nicht jeder Kiefernbeſtand lohnt den Unter⸗ 
bau. Nur ſolche Kiefern verdienen es, alt zu 
werden, die gutes Schneideholz liefern werden. 
Von hiebsreifen Schneidehölzern mit einer Bruſt⸗ 
höhenſtärke von 45 em gehen etwa 200 Stück 
auf 1 ha. Nur wenn ſchon im jungen Stangen⸗ 
holze unter Berückſichtigung der unvermeidlichen 
Abgänge ſo viel aſtreine Schäfte in regelmäßiger 
Verteilung vorhanden ſind, daß dieſe Stammzahl 
im Altholze unbedingt gewährleiſtet iſt, iſt der 
reine Unterbaubetrieb gerechtfertigt. 

Ich bin nicht dafür, Beſtände, die nicht die 
genügende Zahl Zukunftskiefern enthalten, rein 
mit Buche zu unterbauen und im Lichtungs⸗ 
betriebe zu bewirtſchaften. Solche Beſtände ſoll 
man, wenn ſie überhaupt Zukunftsſtämme ent⸗ 
halten, in ungleichalterige Wirtſchaftsformen 
(z. B. doppelhiebigen Hochwald) überführen, 
d. h. nicht mit reiner Buche unterbauen, ſondern 
dieſer andere Baumarten beimiſchen, vor allem 
auch wieder die Kiefer ſelbſt. 

Hat der Beſtand aber überhaupt keine Zu⸗ 
kunftsſtämme, ſo darf er nicht unterbaut, ſondern 
muß möglichſt bald verjüngt werden.“) 

Nicht genug kann ich bei dieſer Gelegenheit 
davor warnen, Kiefernſtangen ſchlechter Samen⸗ 
herkunft mit reiner Buche zu unterbauen. Ich 
habe mich durch die Not der Nonnenplage um 
das Jahr 1910 herum leider ſelbſt an verſchiedenen 
Stellen dazu verleiten laſſen. Zum Teil konnte 
noch dadurch geholfen werden, daß junge Kiefern 
guter Herkunft zwiſchen die Buchen gepflanzt 
und der Oberbeſtand allmählich entfernt wurde. 
Zum Teil ließ ſich dies aber nicht durchſetzen, 
und nun ſtehen die Verpeſter unſerer heimiſchen 
Kiefernraſſe im geſchloſſenen Buchenunterholz. 

Ob der Unterbau dicht oder weitſtandig an⸗ 
zulegen iſt, hängt von verſchiedenen Umſtänden 


8) Dabei kann er natürlich als Schirmbeſtand 
für Voranbau der Buche benutzt werden. Das iſt 
aber kein Unterbau im wirklichen Sinne. 
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ab. In der Regel wird die von ihm erwartete 
Wirkung am beſten durch engen Stand erreicht, 
alſo z. B. bei Plätzeſaat oder Kleinpflanzung 
durch einen Verband von etwa 1,5 m. Ab⸗ 
weichungen, die durch äußere Schwierigkeiten 
entſtehen, werden weiter unten behandelt werden. 
Hier beſchränke ich mich auf die Rückſichten des 
Standortes. Vor allem rate ich, den Unterbau 
auf oberflächlich trockenem Boden nicht zu eng zu 
machen. Auf ſolchen Böden beſteht die Gefahr, 
daß der Buchenunterbau, wenn er überhaupt 
wächſt, dem Kiefernbeſtande zu viel Feuchtigkeit 
entzieht. Meiſt aber nimmt ſich die Buche, wenn 
ſie eng ſteht, dort gegenſeitig zu viel Feuchtigkeit 
fort. Der Unterbau kümmert und bedarf, wenn 
er überhaupt hochkommen ſoll, ſo ſcharfer Ein⸗ 
griffe in den Kiefernhauptbeſtand, daß deſſen 
Geſamtzuwachs geſchmälert wird. Man ſoll auf 
ſolchen Böden den Verband weiter nehmen 
(alſo z. B. bei Plätzeſaat etwa 3 m) und muß ſich 
mit einem buſchig bleibenden Unterholz begnügen 
in der Hoffnung, daß die lange Wirkung des 
Unterholzes die Standortsgüte hebt und für 
ſpäter einen dichteren Stand der Buche ermöglicht. 
Auf ſolchen Flächen wird man ſich ferner darauf 
beſchränken müſſen, die beſten Stellen zu unter⸗ 
bauen und die wohltätige Wirkung für die da⸗ 
zwiſchenliegenden ſchlechteren Flächenteile von 
der Seitenwirkung (Schatten und Laubauf⸗ 
wehen) zu erhoffen. 

Wo die Trockentorf⸗ und Ortſteinbildung 
durch zu ſtarke Beſchattung gefördert wird (z. B. 
auf manchen Nordhängen des Oſtſee⸗Küſten⸗ 
gebietes), ſollte der Buchenunterbau ebenfalls 
nicht zu dicht angelegt werden. Ich habe unter 
ſolchen Verhältniſſen unter ſtreng geſchloſſenem 
Buchenunterholz das abgefallene Laub in recht 
ungünſtiger Zerſetzungsform gefunden, nämlich 
in dichter, hoher Lage zuſammengepreßt und ſo 
von Faden⸗ und Schimmelpilzen zuſammen⸗ 
gehalten, daß es in Fladen vom Boden abgehoben 
werden konnte. 

e) Die Erziehung der Buche im Kiefern- 
überhaltbetriebe und im doppelhiebigen 
Kiefernhochwalde. 

Die Einbürgerung der Buche im Kiefern⸗ 
überhaltbetriebe unterſcheidet ſich nicht weſentlich 
von der unter a geſchilderten Begründung und 
Erziehung gleichalteriger oder annähernd gleich⸗ 
alteriger Kiefern⸗Buchenmiſchungen. Jedoch 
wird dieſer Betrieb häufiger zum Voranbau der 
Buche unter dem Kiefernmutterbeſtande benutzt 
werden können. Die überzuhaltenden Kiefern 
müſſen freigehauen werden. Es liegt nahe, ihnen 
dann rechtzeitig den Fuß zu decken, d. h. ihren 
zukünftigen Standraum (etwa 8 m im Durch⸗ 
meſſer) mit Buche zu bebauen. Hat man den 
Zeitpunkt des Abtriebes in der Hand, d. h. iſt 
man ſicher, daß die vorangebaute Buche beim 
Abtriebe weder noch zu empfindlich, noch ſchon 
für die junge Kiefer zu hoch und dicht iſt, ſo kann 
man noch einen Schritt weitergehen und die 
> gleich auf der ganzen Fläche voran⸗ 

auen. 


Ahnlich iſt es mit der Umwandlung von 
mittelalten Kiefernorten in doppelhiebigen Be⸗ 
trieb“). Hierzu eignen ſich ſolche Beſtände, die 
nicht die genügende Zahl zukünftiger Schneide⸗ 
holzſtämme (Zukunflsſtämme) enthalten, d. h. 
auf gutem Boden mindeſtens 200 je Hektar. 
In ihnen werden die Zukunftsſtämme nach 
Ausbildung cines genügend langen Schaftes 
in häufiger Wiederkehr mehrfach freigehauen. 
Aus dem Füllbeſtande werden außerdem die 
ſchwerſten Stämme herausgezogen, ſobald die 
Verjüngung einſetzt. Der Reſt des Füllbeſtandes 
wird gehauen nach dem . Verjüngungs⸗ 
ganges (einzelne Stämme, die ſich unvorher⸗ 
geſehen gut entwickeln, wachſen auch noch ein). 
Die Verjüngung ſoll einen Beſtand begründen, 
der nach etwa 60 bis 80 (ja auch nach 80 bis 100) 
Jahren entweder mit den Zukunftsſtämmen zu⸗ 
ſammen hiebsreif wird (alſo z. B. aus Fichte 
oder, wo ſtandorlsgemäß, mit entſprechender 
Beſchränkung aus Douglastanne, Weimuts⸗ 
liefer, Akazie uſw.) oder in ſeinen beſten Gliedern 
wiederum Zukunftsſtämme liefert für die Fort⸗ 
ſetzung des Betriebes (alſo z. B. in Oſtpreußen 
aus Kiefer und Fichte, in Schleſien Kiefer, 
Fichte und Tanne, im nordoſtdeutſchen Kiefern⸗ 
Buchen⸗Traubeneichen⸗Gebiet aus dieſen drei 
Baumarten, ſchließlich überall auf armem 
Kiefernboden nur aus Kiefer). 

Wo Ausſicht vorhanden iſt, daß die Kiefer 
ſich bei dieſem Betriebe natürlich verjüngt, braucht 
man künſtlich nur für die Beimiſchung der anderen 
Baumarten zu ſorgen, falls dieſe nicht auch als 
Samenbäume genügend vorhanden ſind. In 
unſerem Falle (d. h. der Umwandlung reinen 
Kiefernbeſtandes im nordoſtdeutſchen Kiefern⸗ 
Buchen⸗Traubeneichen⸗Gebiet) braucht alſo nur 
die Buche (und gegebenenfalls die Traubeneiche) 
kultiviert zu werden. Es kommt dann nur darauf 
an, ihr einerſeits den genügenden Vorſprung zu 
geben, anderſeits dafür zu ſorgen, daß der 
Kiefernanflug nicht von ihr unterdrückt wird. 
Ortliche Erfahrung muß lehren, wann und wie 
die Buche eingebracht werden muß. Die Vorſicht 
gebietet, ihren Verband nicht zu dicht zu wählen. 
Meiſt wird man ſichergehen, wenn man nach dem 
erſten oder zweiten Freihieb der Zukunftsſtämme 
die Buche im ungefähren 3⸗m⸗Verbande durch 
Saat oder Kleinpflanzung einbringt. Iſt auf 
Naturverjüngung nicht zu rechnen oder kann ſie 
(in der Regel aus wiitſchaftlichen Gründen) nicht 
abgewartet werden, ſo iſt eine künſtliche Kiefern⸗ 
Buchenmiſchverjüngung in der unter ageſchilderten 
Weiſe zu begründen, nachdem beim letzten Frei⸗ 
hieb der Zukunftsſtämme die ſchwerſten Stämme 
des Füllbeſtandes herausgezogen ſind. Dabei 
iſt zu beachten, daß der Druck der Zukunfts⸗ 
ſtämme und des Reſtes des Füllbeſtandes die 
Buche gegenüber der jungen Kiefer begünſtigt 
(Abſchwächung der Froſtgefahr, Schattenerträg⸗ 
nis). Alſo kein zu großer Altersvorſprung und 
kein zu dichter Stand der Buche! 


*) Siehe meinen Aufſatz „Vom doppelhiebigen 
Kiefernhochwald“, „Deutſche Forſt⸗Zeitung“, 1919. 
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Dieſe Wirtſchaftsform gibt Gelegeuheit, neben 
der Buche (und Traubeneiche) auch noch andere 
Baumarten einzuſprengen, namentlich aber kurz⸗ 
lebige Baumarten (z. B. Birke) zu dulden. 

Beſonders den privaten Waldbeſitzern werden 
die finanziellen Opfer der Jetztzeit (Reichsnot⸗ 
opfer, andere Steuern uſw.) es oft vorteilhaft 
erſcheinen laſſen, viel Holz zu hauen und doch 
das in Zukunft (auch im Staatswalde) ſelten 
werdende Starkholz zu ziehen und die öde Kiefern⸗ 
heide wieder in „Wald“ umzuwandeln. 


d) Die Einbürgerung der Buche. im 
bisher reinen Kiefernplenterwalde. 
Wirkliche Kiefernplenterwaldungen gibt es 

zurzeit wohl kaum. Statt aller Altersklaſſen ſind 

meiſt nur einzelne vertreten. Immerhin gibt es 
doch Fälle genug, in denen zwiſchen und unter 

Altholz jüngere Kiefern verſchiedener Alters⸗ 

klaſſen vorhanden ſind. Solche Beſtände im 

Kahlſchlage zu raſieren, ſollte heute richt mehr 

vorkommen. Gerade ſie bieten die beſte Ge⸗ 

legenheit, von der ſchablonenmäßigen Kahlſchlag⸗ 
wirtſchaft loszukommen, d. h. möglichſt Baum⸗ 
wirtſchaft zu treiben“). 

Bei geeignetem Standort iſt es leicht und 
lohnend, die Buche (und andere Miſchhölzer) in 
ſolche Beſtände wieder einzubringen. Aber falſch 
würde es ſein, wahllos die ganze Fläche zu unter⸗ 
bauen. Vielmehr muß der Einbau auf die Stellen 
beſchränkt werden, auf denen die Buche lange 
(d. h. bis zur Holzreife und Mannbarkeit) ſtehen⸗ 
bleiben kann, ohne die Verjüngung und Bei⸗ 
miſchung der Kiefer zu gefährden. In erſter 
Linie iſt ſie in die jungen Anwüchſe einzumiſchen. 
Lücken im Jungwuchs ſind mit ihr zu füllen, 
Steilränder abzugleichen. Alterer Jungwuchs 
(bis zum etwa 60 jährigen Alter) iſt zu unter⸗ 
bauen, ſobald dies möglich. Unter Alkholz, das 
hiebsreif oder faſt hiebsreif iſt, iſt ſie voranzubauen, 
ſobald und wie dies für die Beimiſchung zur dem⸗ 
nächſt einſetzenden Kiefernverjüngung erforderlich 
iſt. Aber freilaſſen muß man die Stellen, wo 
die Buche als Unterholz nicht alt genug werden 
oder als Voranbau für die Kiefernverjüngung zu 
früh kommen würde, a, in der Regel unter 
Kiefern, die weſentlich älter als 60 Jahre, aber 
noch nicht annähernd 120 Jahre alt (oder ſorſt 
hiebsreif) ſind. Hier iſt die Buche erſt ſpäter 
einzubringen nach den Rückſichten, die auf die 


*) Die „geometriſche“ Betriebsregelung mit 
all ihren Folgen hat uns in übertriebener Weiſe 
den Beſtand (Abteilung, Unterabte lung) als forſt⸗ 
liches Einzelweſen anzuſehen gelehrt. Wir ſehen 
ſozuſagen die Bäume nicht mehr vor den Be⸗ 
händen und nutzen in dem angeblich „hiebsreifen“ 
Beſtand reife, überreife und unreife Bäume, alſo 
z. B. im 100⸗ bis 120jährigen Kiefernbeſtande 
neben wirklich reifem Bau⸗ und Schneideholz 
Bäume, die längſt keinen Wertzuwachs mehr 
gehabt haben und im ungleichalterigen Betriebe 
als Grubenholz, ſchwaches Bauholz oder gar 
Brennholz gehauen worden wären, und ander⸗ 
ſeits ſchöne, glatte Stämme, die die Schneideholz⸗ 
ſtärke noch nicht erreicht haben, alſo noch ſtehen⸗ 
bleiben müßten, um „reif“ zu werden. 
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Möglichkeiten der Kiefernverjüngung geboten find. 
— Viele Kiefern⸗„Plenterwälder“ entſprechen 
dem Weſen der Betriebsart freilich überhaupt 
nicht. Es ſind gleichalterige Hochwaldungen, die 
in Plenterwald umgewandelt werden ſollen: 
Parkwald, „Ackertannen“ uſw. Dazu gehört 
auch der ſogenannte „Dauerwald“.*) Unterbaut 
man ſolche Beſtände gleichzeitig auf voller Fläche 
mit Buche, ſo bleibt der gleichalterige Hochwald⸗ 
charalter (gleichalteriger Kiefernbeſtand mit jün⸗ 
gerem Buchenunterholz) beſtehen. Nur inſoweit 
auch für die Verjüngung der Kiefer geſorgt wird, 
erhält der Beſtand den Charakter des doppel⸗ 
hiebigen Hochwaldes. Will man wirklichen 
Plenterwald anbahnen, ſo darf der Bucheneinbau 
nicht weitergehen, als oben angegeben, d. h. er 
muß zunächſt die Stellen freilaſſen, auf denen 


*) Der „Dauerwald“ des Herrn von Kalitſch in 
Bärenthoren iſt zunächſt e noch gleichalteriger 
Hochwald, der nach den Regeln einer Hochdurch⸗ 
forſtung oder freien Durchforſtung durchforſtet und 
durch die Verſtärkung der Durchforſtung zur Lichtung 
ek frühzeitig unter Benutzung vieler Samenjahre 

n ungleichalterigen Gruppen und Horſten verjüngt 

wird. Da bei der Verjüngung viele gute, noch 
nicht hiebsreife Stämme einwachſen, iſt es alſo 
ein doppelhiebiger Hochwald mit Femelſchlagver⸗ 
jüngung. Die Erfolge der Wirtſchaft beruhen in 
erſter Linie auf der Bodenpflege durch Schonung 
der Streu und Liegenlaſſen des Reiſigs. Die 
Naturverjüngung wird durch die Beſonderheiten 
des Standorts begünſtigt. 


SE — 0 


er für die Verjüngung der Kiefer zu früh kommen 


würde. 
e) Kleine Mittel. 

Ein ſehr einfaches Mittel, ſelten gewordene 
oder ausgeſtorbene Baumarten wieder im Walde 
einzubringen, iſt die Benutzung von Wege⸗ 
bäumen als Samenbaum. Bäume mit Flügel⸗ 
ſamen eignen ſich dazu natürlich am beſten (alſo 
Eſche, Ahorn, Hainbuche, Winterlinde uſw.). 
Aber auch Traubeneicheln und Bucheln werden 
durch die Vögel weit genug verſchleppt. Wo 
man alſo zunächſt nichts anderes für die Buche 
tun kann, pflanze man ſie wenigſtens als Wege⸗ 
baum oder pflanze Gruppen an Wegegabeln 
und ähnlichen Stellen. 

Hat man nicht genügend Heiſter, um eine 
geſchloſſene Baumreihe am Wege zu pflanzen, 
ſo pflanze man immer mehrere Buchen dicht 
beieinander, damit die Blüten ſich ſpäter gegen⸗ 
ſeitig befruchten können. Die Buche iſt nämlich 
auf Fremdbeſtäubung 1 8 Ganz allein⸗ 
ſtehende Buchen haben deshalb meiſt taube 
Bucheln. Durch ein meiner Beratung unter⸗ 
ſtelltes etwa 600 ha großes Kiefernrevier 
zieht ſich eine 3 km lange Wegebaumreihe 
der verſchiedenſten Laubhölzer von Norden nach 
Süden. Etwa alle 300 m ſteht eine Buche. 
Ihre Bucheln ſind immer taub, denn Nord⸗ oder 
Südwind iſt ſehr ſelten, und im Revier gibt es 
faſt nur etwa ein halbes Dutzend mannbare 
Buchen, die weitab ſtehen. (Fortſetzung ſolgt.) 


Beamtengewerkſchaften und ihre Kampfmittel. 


Von Karl Baltz, Hannover. 


Es iſt den Leſern der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ bereits mitgeteilt worden, daß der 
Vorſtand des Deutſchen Beamtenbundes ein 
Zuſammengehen mit dem Allgemeinen Deutſchen 
Gewerkſchaftsbunde und der Arbeitsgemeinſchaft 
der freien Angeſtelltenverbände in gewiſſen 
Fragen beabſichtigt hat, und der erſte Verſuch, 
der hierzu gemacht worden iſt, hat hinſichtlich 
der Gehalts⸗ und Lohnforderungen bei einigen 
freigewerkſchaftlichen Verbänden die zu er⸗ 
wartende ablehnende Haltung erfahren. Aus 
dieſem Grunde iſt das, was in letzter Zeit 
befürchtet werden mußte, daß die Beamten⸗ 
ſchaft im Begriffe ſteht, einen bedenklichen 
Weg, von dem man nicht weiß, wohin er 
führt, einzuſchlagen, einſtweilen noch nicht zur 
Tat geworden. Es e alſo die beabſich⸗ 
tigte Verquickung mit den politiſch ſozialiſtiſch 
orientierten freien Gewerkſchaften noch nicht 
ſtattgefunden, und deshalb iſt es im Intereſſe 
des Förſterſtandes am Platze, die Stellung 
der Beamten in dem hin⸗ und herwogenden 
Kampfe zu erörtern. 

Es iſt vor allen Dingen notwendig, daß 
dieſes kalten Blutes und ohne Voreingenommen⸗ 
heit geſchieht, und das objektivſte Urteil wird ſich 
wohl der am beſten zu bilden vermögen, der 
am wenigſten an dem Ausgange der be⸗ 
ſtehenden Konflikte intereſſiert iſt. 


Es kann vernünftigerweiſe nicht beſtritten 
werden, daß die Beamten, um ihre Intereſſen 
zur Geltung zu bringen, dem Zwange unter⸗ 
worfen geweſen ſind, ſich feſter und enger zu 
organiſieren, und hiervon machen natürlich die 
preußiſchen Förſter keine Ausnahme. Es hat 
bei ihnen nicht an dem loyalen Verhalten 
gefehlt, welches in äußerſter Zurückhaltung 
die Erfüllung der berechtigten Wünſche hin⸗ 
ſichtlich der materiellen und ſozialen Stellung 
von der Regierung erwartet hat, aber leider 
muß feſtgeſtellt werden, daß bei dieſer die 
Neigung hierzu niemals ſtark ausgeprägt war, 
denn in allen Fällen mußte der Förſterſtand 
das, was er erreicht hat, jahrelang ſozuſagen 
SEN und deshalb konnte es nicht ausbleiben, 
daß ſich allmählich eine Verbitterung vorbereitete, 
die ſich eines Tages mehr oder weniger exploſiv 
entladen mußte. 

Gewiß haben die alten Führer des Vereins 
preußiſcher Staatsförſter das Beſte gewollt, 
aber, worauf es ſchließlich ankommt: ſie haben 
total verſagt, weil ſie es nicht verſtanden haben, 
ſich durchzuſetzen und endlich als Fordernde 
aufzutreten, wo jahrelanges Bitten keinen Erfolg 
gehabt hat. Warum dieſes ſo geweſen iſt, ſoll 
hier nicht weiter erörtert werden, aber an der 
Feſtſtellung kann man nicht vorbeikommen, daß 
die für die Entſcheidung zuſtändigen Stellen 
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ſich nicht in allen Fällen von rein objektiven 
Erwägungen haben leiten laſſen, da ſonſt berech⸗ 
tigte Forderungen hätten bewilligt werden 
müſſen, weil das Pflicht war. 


Von dem Allgemeinen Deutſchen Gewerk⸗ 
ſchaftsbunde wiſſen wir, daß er auf partei⸗ 
politiſchem Boden ſteht und ſeine Gewerkſchaften 
keinen andern Geiſt atmen wie die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei ſelbſt, deren Einfluß längſt 
ſo ſtark geworden iſt, daß alle Beſtrebungen, 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Arbeiter zu 
beſſern, ſtets darauf zugeſchnitten ſein müſſen, 
auch den Parteiintereſſen zu dienen. Nach allem, 
was bei der Arbeitsgemeinſchaft der freien 
Angeſtelltenverbände (Afa) in die Erſcheinung 
getreten iſt, kann auch hinſichtlich ihrer ein 
Zweifel darüber nicht beſtehen, daß ſie 
politiſch noch weiter links orientiert iſt. 

Wenn nun der Vorſtand des Deutſchen 
Beamtenbundes, dem ja auch die preußiſchen 
Staatsförſter und der Verband der Kommunal⸗ 
beamten angehören, mit dieſen Gewerkſchaften 
eine Verbindung eingehen will, ſo kann die 
für die Intereſſengemeinſchaft geſchaffene 
Grundlage als parteipolitiſch neutral nicht an⸗ 
erkannt werden. Ich bin mir vollkommen 
deſſen bewußt, daß z. B. der Kommunal⸗ 
beamtenverband ſich nur mit innerem Wider⸗ 
ſtreben auf den Punkt der Vereinbarungen hat 
feſtlegen laſſen, daß die Beamten ſich ver⸗ 
pflichten ſollen, jede Verletzung der demokratiſch⸗ 
republikaniſchen Verfaſſung abzuwehren, denn 
das beweiſt zur Evidenz, daß die Abſicht be⸗ 
ſteht, die Beamtenſchaft in demokratiſch⸗ 
republikaniſchem Sinne feſt zulegen. 


Als wir im November 1918 der Revolution 
gegenübergeſtanden haben, welche durch einen 
Gewaltakt die alte Staatsverfaſſung beſeitigte, 
ſo verſtand es ſich keineswegs von ſelbſt, daß 
die Beamtenſchaft den Revolutionsmännern, 
die lediglich als Hochverräter aufgefaßt 
werden müßten, die nur deshalb ihrem 
Schickſal entgangen ſind, weil das deutſche 
Bürgertum verſagte, Gefolgſchaft leiſtete, aber 
ſie hat es getan, nicht etwa weil ſie die 
neue Staatsordnung als eine beſſere anerkannte, 
ſondern weil ſie die Erkenntnis hatte, daß ohne 
ihre Hilfe das Staatsſchiff ganz verſinken müßte. 
Es kann ebenſowenig zweifelhaft ſein, daß, wenn 
die heutige Staatsordnung beſeitigt werden 
ſollte, die Beamten auf keinen Fall dazu berufen 
ſein können, ſie unter allen Umſtänden zu ſtützen, 
ſondern es hat ſich jeder einzige mit ſeinem 
Gewiſſen abzufinden, wie er ſich derartigen 
Verhältniſſen gegenüber ſtellen will. 

Gerade im republikaniſch⸗demokratiſchen 
Staate, ſollte man meinen, muß der Beamte 
erſt recht die Freiheit haben, ſeine politiſche 
Überzeugung zu formen, wie er will, denn ſeine 
Verpflichtung kann einzig und allein darin 
beſtehen, daß er nichts Ungeſetzliches gegen die 
beſtehende Verfaſſung unternimmt. Er muß 
unter allen Umſtänden aber, wenn es ihm 
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zweckmäßig erſcheint, die Berechtigung für ſich 
in Anſpruch nehmen, als Staatsbürger auf 
die Beſeitigung dieſer Verfaſſung auf geſetz⸗ 
lichem Wege hinzuarbeiten, da er ſich ja ſonſt 
jeder eigenen politiſchen Betätigung enthalten 
müßte und jeweilig nur das Werkzeug der⸗ 
jenigen wäre, welche ſich die Staatsgewalt an⸗ 
geeignet haben. Die Novemberleute beanſpruchten 
das im Volke lebende „Recht auf Revolution“, 
wie ſie ſagten, und wenn die Beamten auch 
ein ſolches Recht nicht geltend machen wollen, 
ſo kann ihnen als freien Perſönlichkeiten nicht 
verwehrt werden, eine beſſere Staatsverfaſſung 
anzuſtreben, wie wir ſie haben, und durch 
den Volkswillen aufzurichten. Die Führer 
des Deutſchen Beamtenbundes haben in dieſem 
Punkte die politiſche Neutralität nicht gehalten. 
Keine Kunſt der Dialektik kann dieſe Tatſache 
aus der Welt ſchaffen, die der Abſicht der in 
Frage kommenden ſozialiſtiſchen Organiſationen 
entſpringt, die mittlere Beamtenſchaft auf ein⸗ 
mal mit der ſie umſchlingenden Kette des 
Sozialismus zu feſſeln, was nur Kurzjichtige 
bezweifeln können. 

Allerdings muß man ſich abgewöhnen, in 
einer gewerkſchaftlichen Vereinigung der Beamten 
an ſich, und ſpeziell auch der Staatsförſter, 
heute grundſätzlich etwas zu ſehen, was geeignet 
ſein könnte, durch ſein Daſein den Staat in 
feinen Grundfeſten zu erſchüttern, denn in der 
gewerkſchaftlichen Bewegung der Förſter iſt nur 
inſoweit eine Gefahr zu ſehen, als ſie die 
Kampfmittel der Arbeitergewerkſchaften zu ihren 
eigenen machen will, und dieſe Gefahr, die man 
bis jetzt befürchten konnte, liegt heute tatſächlich 
vor. Bei den Beratungen des Vereins preu⸗ 
ßiſcher Staatsförſter, die am 26., 27. und 
28. Mai d. J. in Berlin ſtattgefunden haben, 
hat bei der Erörterung des Beamtenrätegeſetzes 
der Berichterſtatter folgendes ausgeführt: 


„Wir lehnen auch — ich glaube das ſagen 
zu dürfen — ab, leichtfertig von dem Streik⸗ 
recht Gebrauch zu machen, weil das Berufs⸗ 
beamtentum eine beſondere Stellung im Staats⸗ 
körper einnimmt, und aus der Erwägung her⸗ 
aus, daß die Freiheit des Einzelnen ihre Grenze 
beim Wohl der Allgemeinheit finden muß“. 

Im großen ganzen iſt das eine ſehr ge⸗ 
wundene Erklärung, aus welcher ſich plaſtiſch 
nur das eine ſicher und klar abhebt: 


Der Verein Preußiſcher Staats- 
förſter nimmt für ſich das Streikrecht 
in Auſpruch, aber er will nicht leichtfertig 
davon Gebrauch machen, weil. ja 
weil .. .. nal man leſe es nach, denn es 
widerſtrebt mir, es zu wiederholen. 


Ich befürchte, daß das Bekenntnis des 
preußiſchen Förſterſtandes zum „Streikrecht“, 
welches er nicht wieder abſchütteln kann, 
den Förſterintereſſen nicht dienlich ſein kann, 
denn Regierung und Parlament werden hier 
vor die ſehr ernſte Tatſache geſtellt, daß der 
Verein preußiſcher Staatsförſter ſich auf den 
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Boden der Arbeiterorganiſation ſtellt, welche 
die Arbeitseinſtellung als Kampfmittel zur Er⸗ 
reichung anderer Lebensbedingungen und einer 
anderen Stellung für ſich in Anſpruch nimmt. 
Ich kann mir den Staatsförſterverein auf 
gewerkſchaftlichem Boden durchdus denken, aber 
ſelbſtverſtändlich nur ohne die Kampfmittel 
der Arbeiter⸗Organiſationen, wozu die 
Maifeier und der Streik gehören. 

In der Auffaſſung des Werichterſtatters 
tritt entweder eine vollſtändige und ſehr 
bedenkliche Verkennung des Unterſchiedes 
zwiſchen der Stellung der Arbeiter und 
der öffentlichen Beamten, oder aber eine 
Herausforderung der Staatsautorität in die 
Erſcheinung, der mit den ſchärfſten Mitteln 
zu begegnen das Staatsintereſſe gebieten ſollte 
Den Arbeiterorganiſationen kann man das Recht 
nicht abſprechen, zur Erlangung anderer Arbeits⸗ 
bedingungen, nach Kündigung ihres Ar⸗ 
beitsvertrages, die Arbeit niederzulegen. 
Wenn eine Verſtändigung zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer nicht erreicht werden kann, 
ſo verläßt der Arbeiter durch den Streik 
nicht den Boden des Rechts, aber der Beamte, 
welcher dieſes Recht für ſich und ſeine Organiſation 
in Anſpruch nimmt, lehnt ſich gegen die 
Staatsordnung auf. Die Förſter ſind auf 
Lebenszeit angeſtellt, und ihr Dienſtverhältnis 
beruht nicht auf einem Dienſtvertrage, ſondern 
es iſt öffentlich rechtlicher Natur. Auf der 
einen Seite Debt der Beamte und auf der 
anderen der Staat, welchen die Geſamtheit der 
Staatsbürger darſtellt, der durch die dazu 
berufenen Organe ſeinen Willen zum Ausdruck 
bringt. Weder von einem noch von dem 
anderen kann dieſes Dienſtverhältnis willkürlich 
gelöſt werden, und deshalb iſt es ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß jeder Verſtoß gegen den Willen 
des Staates, wie ihn ein Beamtenſtreik dar⸗ 
ſtellt, den Staat ſelbſtverſtändlich von allen 


feinen Verpflichtungen dem Beam. Verpflichtungen dem Beamten 
gegenüber entbindet. 

Ich halte es für unverantwortlich, wenn 
ein Beamter, vorausgeſetzt, daß er über ſeine 
Stellung zum Staate ganz im klaren iſt, ein 
Streikrecht in Anſpruch nimmt, denn hier⸗ 
durch verläßt er den Boden des Rechts, 
und auch der gewerkſchaftlich organiſierte Beamte 
läuft Gefahr, wenn er von einem Streikrecht, 
ſei es aktiv oder paſſiv, Gebrauch macht, ſo⸗ 
fort aus ſeinem Amte entfernt zu werden, 
und das von Rechts wegen. Es kann auch 
nicht dem allergeringſten Zweifel unterliegen, 
daß auch die demokratiſchſte Regierung, im 
wohlverſtandenen Intereſſe des Staates, 
einem ſtreikenden Beamten gegenüber von 
ihrer Befugnis Gebrauch machen wird und 
muß, wenn ſie nicht die ſtaatliche Ordnung 
in ihren Grundfeſten erſchüttert ſehen will. Es 
iſt ein großer Unterſchied, ob der Arbeiter ſtreikt 
oder der Beamte von dieſem ſogenannten „Rechte“ 
Gebrauch machen will. Die Arbeitergewerkſchaft, 
die an dieſes Kampfmittel appelliert, ſteht auf 
dem Rechtsboden, wenn ſie vorher ihr Arbeits⸗ 
verhältnis gelöſt hat; der Beamte aber verläßt 
ihn und vergeht ſich gegen den Staat, wenn 
er die Arbeitsleiſtung aus irgend einem Grunde 
verweigern zu können glaubt. Er würde ſich 
unter dieſen Umſtänden die ſofortige Ent: 
laſſung ohne alle Anſprüche gefallen laſſen 
müſſen. 

Wenn ich dieſen Vorgang hier erörtere, ſo 
geſchieht das aus der Erwägung heraus, den 
preußiſchen Staatsförſtern zu zeigen, daß ſie 
einen gefährlichen Boden betreten haben. Das 
Bekenntnis zum Streikrecht iſt eine Gefahr, 
die ihnen droht, denn wenn ſie ſich zu einer 
derartigen Auffaſſung bekennen, ſo müſſen ſie 
auch damit rechnen, daß dieſe der Staat mit 
aller Schärfe bekämpfen muß, weil ihre Ver⸗ 
wirklichung an ſeinen Grundfeſten rüttelt. 


———  —— 
Neuregelung der Einkommenſteuer vom Arbeitslohn. 


Das in Nr. 72 des R.⸗G.⸗Bl. veröffentlichte 
Geſetz über die Einkommenſteuer vom Ar⸗ 
beitslohn ſieht mit Wirkung vom 1. April 1921 
ab eine Ermäßigung des von dem Arbeitslohn 
des Arbeitnehmers einzubehaltenen Betrages in 
zweifacher Richtung vor. 

Einmal ermäßigt ſich der einzubehaltende 
Betrag von 10% um die im § 26 Abſ. 1 und 2 
E.⸗St.⸗G. vorgeſehenen Beträge wie bisher. Da⸗ 
neben tritt künftig bei allen Arbeitnehmern 
(in dieſem Falle wird zwiſchen ſtändigen und 
unſtändigen Arbeitern nicht unterſchieden) zur 
Abgeltung der nach § 13 des Geſetzes vom 
29. März 1920 zuläſſigen Abzüge eine weitere 
Ermäßigung des einzubehaltenden Betrages em, 
und zwar: 

2) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach 
Stunden um 0,15 A für je zwei angefangene 
oder volle Stunden, 

b) im Falle der Zahlung des Arbeits⸗ 
lobns nach Tagen um 0,60 & täglich, 


c) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach 

Wochen um 3,60 % wöchentlich, 

d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach 

Monaten um 15 % monatlich. 

Auf Antrag kann durch das Finanzamt eine 
Erhöhung dieſer Beträge zugelaſſen werden, wenn 
der Steuerpflichtige nachweiſt, daß die ihm zu⸗ 
ſtehenden ale im Sinne des 8 13 den Betrag 
von 1800 / jährlich um mindeſtens 150 A 
überſteigen. 

Das neue Geſetz, das den Zweck hat, den 
Lohnabzug bei denjenigen Arbeitnehmern, deren 
Einkommen den Betrag von 24000 & nicht 
erreicht, ſo zu geſtalten, daß eine nochmalige Ver⸗ 
anlagung ſich erübrigt, läßt alſo nicht mehr die 
einzelnen im 8 13 aufgeführten Beträge zum 
Abzug vom Arbeitslohn bei der Veranlagung 
zu, ſondern ſetzt für alle zuläſſigen Ab⸗ 
zuge einen jährlichen Pauſchalſatz von 
180 4 feſt, um den der einzubehaltende Steuer⸗ 
betrag zu mindern iſt. 
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Nach dem 1. Auguſt 1921 find nicht mehr 
vom Arbeitslohn abzuſetzen die Beiträge 
zur Sozialverſicherung (Kranken⸗, Unfalls, Haft⸗ 
pflicht⸗,Angeſtellten⸗,Invaliden⸗ und Erwerbsloſen⸗ 
verſicherung, Witwen⸗, Waiſen⸗ und Penſions⸗ 
kaſſen). Gleichfalls ſind nicht mehr abzuſetzen 
die Beiträge für öffentlich⸗rechtliche Berufs⸗ oder 
Wirtſchaftsvertretungen, ſoweit ſie vom Arbeit⸗ 
geber entrichtet und zu Laſten des Arbeitnehmers 
verrechnet werden. 

Da das Steuerjahr vom 1. April bis 31. März 
läuft und die neuen Ermäßigungsvorſchriften 
für die Lohnzahlungen in der Zeit vom 1. April 
bis Ende Juli 1921 nicht berückſichtigt ſind, eine 
Veranlagung bei einem Einkommen bis 24000 % 
aber nicht mehr ſtattfinden ſoll, ſo mußte für die 
Monate April bis Juli, in denen die Ermäßigungen 
nicht vorgenommen wurden, ein Ausgleſch ge⸗ 
ſchaffen werden. Dies iſt dadurch geſchehen, daß 
für die Lohnzahlungen vom 1. Auguſt bis 
31. Oktober 1921 anſtatt der oben ge⸗ 
nannten Beträge zu a 0,40 &, zu b 1,40 A. 
zu c 840 A, zu d 35 / treten. 

Ferner unterliegen die nach dem 1. Auguſt 1921 
aus der Leiſtung von Überftunden, Über⸗ 
. Sonntagsarbeit und ſonſtiger über 

ie regelmäßige Arbeitszeit hinausgehenden Ar⸗ 
beitsleiſtungen erzielten Löhne dem Steuerabzug. 

Unter Berückſichtigung der bereits beſtehenden 
Beſtimmungen ergibt ſich für den Steuer- 
abzug vom 1. Auguſt 1921 ab folgende 
Neuregelung: 

1. Vom Arbeitslohn (einſchließlich überſtunden uſw.) 
ſind bei den ſtändigen Arbeitnehmern ab⸗ 
zuſetzen: 

a) für den Steuerpflichtigen und ſeine Ehefrau 
je 4 K täglich oder je 24 % wöchentlich 
oder je 100 % monatlich; 

d) für jedes minderjährige Kind 6 M täglich 
oder 36 % wöchentlich oder 150 % monatlich. 

Kinder im Alter von mehr als 17 Jahren, 
die eigenes Arbeitseinkommen beziehen, fallen 
nicht hierunter. 

Maßgebend für den Familienſtand des 
Arbeitnehmers iſt der 1. Oktober des vor⸗ 
angegangenen Jahres für ein Kalenderjahr. 

2. Von dem nach dieſen Abzügen verbleibenden 
Arbeitsentgelt find 10 % Einkommenſteuer zu 
berechnen. 

3. Der ſo errechnete Steuerbetrag ermäßigt ſich 
um die ſogenannten Werbungskoſten (Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge, Koſten der regelmäßigen 
Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeitsſtelle, 
Dienſtbekleidung uſw.), und zwar werden von 
dem 10prozentigen Steuerbetrag abgezogen 
0,15 & für je zwei Stunden oder 0,60 A 
täglich oder 3,60 „ wöchentlich oder 15 2 
monatlich. 

. Soweit in dem bisher abgelaufenen Teil des 
Steuerjahres (1. April bis 31. Juli) die 
Werbungskoſten nicht in Abzug gebracht ſind 
oder nur die Beiträge zur Kranken⸗ und 
Invalidenverſicherung abgezogen waren, ſind 
für die Zeit vom 1. Auguſt bis 31. Oktober 
1921 die erhöhten Werbungskoſten von 
040 A für je zwei Stunden oder 1,40 / 
täglich oder 8,40 & wöchentlich oder 35 1 
monatlich abzuziehen. 

5. Bei den unſtändig beſchäftigten Arbeit⸗ 
nehmern iſt vom Arbeitgeber bei jeder Lohn⸗ 

zahlung der volle Betrag von 10% des 
Arbeitslohns einzubehalten, der ſich für je 
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zwei angefangene oder volle Stunden für die 
Zeit vom 1. Auguſt 1921 bis 31. Oktober 
1921 um 0,40 K und für die Zeit nach dem 
31. Oktober 1921 um 0,15 % ermäßigt. 

Zur Erläuterung dienen folgende Beiſpiele: 


A. Ständiger Arbeiter, verheiratet, drei minder⸗ 
jährige Kinder, Abzüge nach § 13 bereits 


berückſichtigt. 
12 Tage je 0 !“!!! 860 A 
davon abzugsfrei 
für ſich und die Ehefrau (12. 4. 2) 96 A 
für drei Kinder (12. 6. 3) — 216 A 312 A 
Welt 48 A 


hiervon 10%, = 4,80 K 
davon ab zur Abgeltung 
des 8 13 nach Ziffer 3 (12. 0,60 K)= 7.20 E 


ſomit einzubehalten nichts 
B. Ständiger Arbeiter, verheiratet, ein Kind, Abe 
züge nach 8 13 bereits berückſichtigt. 


12 Tage je 30 ¶ Äẽͥf̃]ʒt EL nen 360 K 
davon abzugsfrei 
für ſich und die Ehefrau (12. 4. 2) = OG A 
für ein Kind (12. 6) = 72 A 168 A 
12 A 
hiervon 10% -in EE e 19,20 A 
davon zur Abgeltung des S 13 nach 
Ziffer 3 (12 . 0,60 4 ))) „7,20 AE 
demnach einzu behalten 12,00 A 


C. Ständiger Arbeiter, verheiratet, ein Kind, Ab⸗ 
züge nach S 13 nicht berudfichtigt. 


12 Tage je 30 . 360 K 
davon abzugsfrei 
für ſich und die Chefrau (12. 4. ) = 96 A 
für ein Kind (12. 6) —= 72 A 168 AE 
192 A 

hiervon 10% 19,20 4 
davon zur Abgeltung des $ 13 nach 

Ziffer 4 (12 . 1,40 ) . . = 1680 A 


demnach einzu behalten 2.40 A 
Gilt nur für die Zeit vom 1. 8. bis 31. 10. 1921. 


D. Ständiger Arbeiter, verheiratet, zwei Kinder. 
Abzüge nach S 13 nicht berückſichtigt. 


12 Tage je a K . 8 884 A 
davon abzugsfrei 
fur ſich und die Ehefrau (12. 4. 2) 96 A 
fur aper Kinder (12.6.2) sz 14 A 210 4 
141 A 

Hiervon 10 // „ 14,40 A 
davon zur Abgeltung des 8 13 nach 

Ziffer 4 (12 . 1.40 a 92 e wv ZS 16,80 — 


demnach einzu behalten nichts 
Gilt nur für die Zeit vom 1. 8 bis 31. 10 1921. 


E. Nichtſtändiger Arbeiter, verheiratet, drei 
Kinder. 


// e 4 
Biervon. 10% Ä ²˙ 1 23,40 AS 
davon zur Abgeltung des $ 13 nach 

Ziffer 5 (bei je acht Stunden 

täglich) 9. 1,60 A = 1440 A 


demnach emzube halten „00 A 
Gilt nur für die Zeit vom 1. 8. bis 31. 10. 1921. 


F. Nichtſtändiger Arbeiter, verheiratet, zwer 
Kinder. 

5 Tage je 28,50 A 

hiervon 10% 

davon zur Abgeltung des S 13 nach 


„ 8,00 A 
demnach einzu behalten 11.20 4 
Gilt nur für die Zeit nach dem 31. Oktober 1921. 

Es wird noch beſonders darauf hingewieſen, 
daß, wenn bei vorübergehender Arbeit im Akkord 
die Arbeitszeit nicht feſtgeſtellt iſt, der 10 prozentige 
Steuerabzug um den feſten Satz von 4 % des 
Arbeitslohnes ermäßigt werden kann. 

Die einzubehaltenden Steuerbeträge find auf 
0,10 & nach unten abzurunden. 

An den bisherigen Beſtimmungen über die 
Verwendung der einbehaltenen Beträge durch 
Steuermarken, oder, wo dies ausdrücklich zu⸗ 


2 % Rh „ — „% » „% „% ug 


«)) „ „%ꝛ „% „% „% 
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gelaſſen iſt, durch Barablieferung, hat ſich nichts | Arbeitern der Forſtverwaltung, die alle 14 Tage 


geändert. 


Endlich wird noch bemerkt, daß bei den 
ISO 


entlohnt werden, die Berechnung der Steuerabzüge 
nach Tagen, nicht nach Wochen, zu geſchehen hat. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 
Bericht über die Tagung des Mecklenburgiſchen f e berichtet über die Lehrlingsprüfungen 


Waldbeſitzerverbandes und des Vereins Mecklen⸗ 
burgiſcher Forſtwirte. 

Am 22. Juni fand in Waren die ordentliche 
Mitgliederverſammlung des Waldbeſitzerverbandes 
ſtatt. Anweſend waren 29 ordentliche bzw. außer⸗ 
ordentliche Mitglieder. Der Vorſitzende begrüßte 
als Gäſte den Vertreter der Regierung, Landforſt⸗ 
meiſter Goeſch⸗Schwerin, den Vertreter der Stadt 
Waren, Bürgermeiſter Dr. Andree, und den Ver⸗ 
treter des Reichsverbandes, Forſtaſſeſſor Eckhard⸗ 
Berlin. Den Bericht über die Tätigkeit im ab⸗ 
gelaufenen Geſchäftsjahr erſtattete Forſtmeiſter 
Bieger⸗Roſtock. Gutsbeſitzer Hüniken⸗Weitendorf 
berichtete über die finanziellen Verhältniſſe des 
Verbandes. Auch in dieſem Jahre ſollen als Um⸗ 
lage 20 % für je angefangene 100 ha Waldfläche 
erhoben werden. Sodann wurden eingehend die 
bei den Holzverſteigerungen und andern gemein⸗ 
ſamen Holzverkäufen gemachten Erfahrungen 
beſprochen. Forſtaſſeſſor Eckhard legte dann in 
längerem Vortrage die Tätigkeit und die Ziele 
des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände dar. Die Verſammlung nahm weiter 
Stellung zu dem im Entwurf vorliegenden Land⸗ 
wirtſchaftskammergeſetz. Es wurde hervorgehoben, 
daß eine möglichſt enge Verbindung mit der Land⸗ 
wirtſchaftstammer anzuſtreben ſei, daß aber mit 
Nückſicht auf die gegenwärtigen Verhältniſſe die 
Forſtwirtſchaft eine gewiſſe Selbſtändigkeit fordern 
müſſe. Verlangt wird deshalb eine ſelbſtändige 
Forſtkammer oder eine eigene Forſtabteilung der 
Landwirtſchaftskammer, die in bezug auf ihre 
Beſchlüſſe und finanzielle Stellung jelbſtändig 
ſein muß. Forſtmeiſter Bieger hält ſodann einen 
Vortrag über forſtliche Buchführung für Privat⸗ 
forſten. In der lebhaften Ausſprache wurde der 
Wun ch zum Ausdruck gebracht, dieſe Ausführungen 
in Form einer 
zufaſſen und allen Waldbeſitzern zugänglich zu 
machen. Der Vorſitzende macht dann weiter Mit⸗ 
teilungen über den Stand der Auflöſung der 
Fideikommiſſe bzw. Gründung von Waldgütern. 
In der Angelegenheit wird in den nächſten Tagen 
in Schwerin weiter verhandelt werden. Um 
6,20 Uhr wurde die Verſammlung geſchloſſen. 

Anſchließend fand am 23. Juni die 42. Tagung 
des Vereins Mecklenburgiſcher Forſtwirte ſtatt. 
Als Gäſte wurden vom Vorſitzenden Landforft- 
meiſter Goeſch und Bürgermeiſter Dr. Andree 
begrüßt. Forſtmeiſter von Arnswaldt⸗Schlemmin 
erſtattete den Tätigkeitsbericht. Oberförſter Düring 
berichtete über die finanziellen Verhältniſſe des 
Vereins. Mit der Feſtſtellung der nächſtjährigen 
Tagesfragen wurde eine Kommiſion beauftragt. 
Als Ort für die im nächſten Jahre abzuhaltende 
Hauptverſammlung wurde Güſtrow in Ausſicht 
genommen. Der forſtliche Lehrgang 1922 ſoll 
in der Bützower Gegend ſtattfinden. Wegen der 
hohen Koſten und mit Rückſicht darauf, daß ſich 
andere Vereine in letzter Zeit eingehend mit dieſer 
Frage beſchäftigt haben, ſoll vorläufig von der 
Abhaltung von Hühnerhundprüfungsſuchen Ab⸗ 
ſtand genommen werden. 


Dienſtanweiſung zuſammen⸗ ſetzen, 


Forſtmeiſter Jven⸗ Bodenverhältniſſe ſind recht gering. 


ür Privatforſtbeamte. Danach haben ſich 9 Lehr⸗ 
linge der Prüfung A und 9 der Prüfung Bunter, 
zogen. Die Studienreiſen, die ſich vor dem Kriege 
großer Beliebtheit erfreuten, ſollen wieder auf⸗ 
genommen werden. Geplant iſt für Auguſt eine 
Reiſe nach Eberswalde. Weiter wurde zur Frage 
der forſtlichen Berufsvertretung Stellung ge⸗ 
nommen. Man war einſtimmig der Anſicht, 
daß eine der Bedeutung der Forſtwirtſchaft ent⸗ 
ſprechende Vertretung anzuſtreben ſei. Sodann 
ſprachen Forſtmeiſter Frh. von Maltzahn⸗Friedrichs⸗ 
moor und von Boehl⸗Gottmannsförde über das 
Thema: „Die mecklenburgiſche Vogelwelt unter 
den Einwirkungen der fortſchreitenden Kultur“. 
Mit Rückſicht auf die immer ſeltener werdenden 
Vogelſorten fordern beide Redner zum energiſchen 
Schutze der Vogelwelt auf. Der Vortrag wurde 
mit großem Beifall aufgenommen. Forſtmeiſter 
von Arnswaldt⸗Schlemmin ſprach über die 
Bedeutung der Naturverjüngung in der jetzigen 
ſchweren Zeit unſeres Waldes und ihre Durch- 
führung nach den neueſten wiſſenſchaftlichen und 
wirtſchaftlichen Erfahrungen unter Berückſichtigung 
der beſonderen Verhältniſſe Mecklenburgs. Auch 
ſeine Ausführungen wurden ſehr lebhaft begrüßt. 
In der eingehenden Diskuſſion wurde das Für 
und Wider dieſer Methoden beſprochen. Man 
war in der überwiegenden Mehrzahl der Anſicht, 
daß Verſuche angeſtellt werden müßten, um die 
Anwendbarkeit der neuen Vorſchläge für unſere 
Verhältniſſe feſtzuſtellen. Forſtmeiſter Bieger 
teilte dann mit, daß der „Deutſche Forſtwirt“, 
das Organ des Deutſchen Forſtvereins und des 
Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzerverbände, 
vom 1. Oktober d. J. ab wöchentlich erſcheinen 
und daß dabei beſonderer Wert auf die Holzpreis⸗ 
berichterſtattung gelegt wird. Er bittet, ihn von 
allen Holzverkäufen umgehend in Kenntnis zu 
damit auch für Mecklenburg ein regel⸗ 
mäßiger Preisbericht in dem genannten Blatte 
erſcheinen kann. Er macht ſerner Mitteilung von 
der Gründung eines Reichswirtſchaftsmuſeums 
und bittet um Unterſtützung dieſes Unternehmens 
durch Zahlung von freiwilligen Beiträgen und 
Überſendung von geeignetem Material. Nach 
Schluß der Verſammlung wurde das natur⸗ 
hiſtoriſche Muſeum (Malzaneum) beſichtigt, das 
unter andern eine faſt vollſtändige Vogelſammlung 
enthält. 

Am 24. Juni fand ein Ausflug in die Warener 
Stadtforſt ſtatt. Der Vormittag führte die Teil⸗ 
nehmer in den 172 ha großen Forſtort „Eldenholz“, 
während am Nachmittag ein Teil der etwa 688 ha 
großen Förſterei „Große Tannen“ beſichtigt wurde. 
Die Teilnehmer hatten Gelegenheit, große Acker⸗ 
und Odlandaufforſtungen kennen zu lernen. 
Bis 1905 erfolgte die Aufforſtung in Pflanz⸗ 
plätzen, von 1906 ab wurde die Aufforſtung nur 
in Wühllockerungsſtreifen durch Klemmen ein⸗ 
jähriger Sämlinge vorgenommen. Von der 
Saat war man abgekommen, nachdem 1904 und 
1905 alle Saaten infolge der Dürre verſagt hatten. 
Erſt im Kriege iſt dann wieder gejät ae ee 

om 
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hinzu, daß die Kaninchenplage ſich ſehr unangenehm 
bemerlbar machte. Bei den Wühlgrubberpflan⸗ 
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Beſitzer hat das Gut 1888 übernommen. Der 
Waldzuſtand war damals kein beſonders günſtiger. 


zungen fielen die Nachbeſſerungskoſten vollkommen Die Fläche reichte kaum aus, um den eigenen 


fort. Seit Jahren wird in Waren nur 
Pflanzmaterial benutzt, das aus eigenem Saat⸗ 
gut gezogen iſt. Nur die älteren Kulturen zeigen 
in mehr oder weniger ſtarker Beimiſchung aus⸗ 
ländiſche Kiefern. Stadtrat Geiſt machte die Teil⸗ 
nehmer verſchiedentlich darauf aufmerkſam, von 
welchem Einfluß zu tiefes Pflanzen auf das 
Wachstum iſt. Er vertritt die Anſicht, daß mit 
jedem Zentimeter, den der oberſte Wurzelanſatz 
zu tief in den Boden gehalten und angedrückt 
wird, ſich der Zuwachs während des ganzen 
Lebens der Kiefer vermindert. Die Seitenwurzel 
lebt vom Stickſtoff des Regenwaſſers und Taus, 
deshalb darf die Pflanze nicht zu tief gepflanzt 
werden. Auch die düngende Wirkung des Reiſigs 
wurde mehrfach in überzeugender Weiſe vor⸗ 
geführt. In der Förſterei „Große Tannen“ ſoll 
mit der bisherigen? Kahlſchlagwirtſchaft aufgehört 
werden. Beabſichtigt iſt ein Übergang zum 
Dauerwaldbetrieb. Wo nicht genügend natürlicher 
Anflug vorhanden iſt, wird der künſtliche Anbau 
in die Wege geleitet. Dabei wird auf die Erziehung 
von Miſchbeſtänden beſonderer Wert gelegt. 

Der 25. Juni führte die Teilnehmer in die 
Frhrl. von Maltzahnſche Forſt Bruſtorf. Die Forſt⸗ 
tröße beträgt etwa 800 ha. Der gegenwärtige 
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ſolches ] Bedarf an Nutz⸗ und Brennholz zu decken. Freiherr 


von Maltzahn ging deshalb in ähnlicher Weiſe vor 

wie Herr von Kalitſch in Bärenthoren, das heißt 
die erforderliche Holzmaſſe iſt faſt ausſchließlich 
im Wege der Durchforſtung entnommen. Kahl⸗ 
hiebe ſind nur in geringem Umfange eingelegt. 
Frühere Ackeraufforſtungen, die in beſonder⸗ 
ſtarkem Umfange abſtarben, wurden nach und 
nach weiter gelichtet und zunächſt mit Fichten⸗ 
pflanzung, ſpäter mit Fichtenſaat unterbaut. 
Statt der Fichte wird in letzter Zeit der Kiefer 
auf dieſen Flächen der Vorzug gegeben. Nachdem 
der früher ſehr ſtarke Rotwildbeſtand weſentlich 
zurückgegangen iſt, kommt auch das Laubholz, 
insbeſondere Buche und Eiche, mehr und mehr 
zur Geltung. Auch wird die Begründung von 
Miſchbeſtänden ins Auge gefaßt. Mit beſonderer 
Sorgfalt waren auch die ausgeführten Kultur⸗ 
arbeiten vorgenommen, ſo daß alle Teilnehmer 
von dem Geſehenen ſehr befriedigt waren. Man 
war ſich einig darüber, daß derartige Beſtrebungen, 
die im Intereſſe der Allgemeinheit ſehr zu be⸗ 
grüßen ſind, nur dann durchgeführt werden können, 
wenn der Beſitzer in ſeinen Entſchließungen frei 
und nicht durch bürokratiſche Beſtimmungen ge⸗ 
bunden iſt. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Tagegelder für Dienſtreiſen der außerplanmäßigen 
Forſtbeamten im Vorbereitungsdienſte. 
Allgemeine Verfügung Nr. III 49 für 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft. Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 14 453. 


Berlin, 4. Auguſt 1921. 

Zur Behebung von Zweifeln beſtimme ich, 
daß zu den Stellenanwärtern im Sinne der 
allgemeinen Verfügung Nr. 1/73 für 1921 vom 
11. Juni 1921 auch die Anwärter im Vor⸗ 
bereitungsdienſte bei der Forſtverwaltung: Forſt⸗ 
gehilſen, Hilfsförſter ohne Forſtverſorgungsſchein 
und Forſtreferendare zu rechnen ſind. 

Für Reiſen, die lediglich zum Zwecke der 
Ausbildung gemacht werden, ſind Tagegelder 
nicht zu gewähren. 

Die Bewilligung von Tagegeldern an Forſt⸗ 
referendare bedarf in jedem Einzelfalle meiner 
Genehmigung. 

Im Auftrage: Laspeyres. 
Un die Regierungen uſw. 
CH 


Zum Begriff der Ausſtellungsurkunde im 
Sinne des § 1 des Kommunalbeamtengeſetzes. 
Urteil des Reichsgerichts, III. Zivilſenat, vom 
11. März 1921 III 284/20, 

Durch öffentliches Ausſchreiben wurden Polizei⸗ 
ſergeanten geſucht, zunächſt auf Probezeit, mit 
nachfolgender feſter Anſtellung, die einſtweilen 
auf Kündigung und nach Zurücklegung von fünf 
Dienſtjahren lebenslänglich zu erfolgen hätte. 
Dem Beklagten, der ſich gemeldet hatte, wurde 
am 5. März 1912 mitgeteilt: 

„Ich habe Sie zum Tagespolizeiſergeanten 
für den Amtsbezirk Stellingen mit dem Wohnſitz 
in Stellingen gewählt. Ihr Antritt muß hier⸗ 
ſelbſt am 31. März er. mittags erfolgen 
Ich erſuche Sie um umgehende Mitteilung, ob 


Sie die Wahl annehmen und beſtimmt ain 

31. März er. eintreffen können 

Der Beklagte teilte mit, daß er die Wahl an⸗ 
nehme und die Stelle am 31. März mittags 1 Uhr 
antreten könne. Der Kläger kündigte dem nach 
Kriegsausbruch zum Heeresdienſt eingezogenen 
Beklagten, welcher die Berechtigung der Kündigung 
beſtritt. Der Kläger erhob Klage auf Feſtſtellung, 
daß der Beamte mangels einer Anſtellungsurkunde 
gar nicht Beamter geworden ſei und er aus dieſem 
Grunde weder Gehalts⸗ noch Schadenerſatz⸗ 
anſprüche gegen den Kläger erheben könne. Das 
Landgericht hat zwar das Vorliegen einer rechts⸗ 
wirkſamen Anſtellungsurkunde anerkannt, aber 
die Kündigung für berechtigt gehalten. Das 
Oberlandesgericht hat in dem Schreiben vom 
5. März keine Anſtellungsurkunde geſehen, aber 
den Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterteilung 
einer Anſtellungsurkunde als berechtigt erklärt. 
Das Reichsgericht hat jedoch die Klage abgewieſen. 
Aus den Gründen geht hervor, daß das Schreiben 
vom 5. März 1912 als eine genügende Anſtellungs⸗ 
urkunde anzuſehen ſei. Die Anſtellungsurkunde 
hat nicht die Zweckbeſtimmung, die Anſtellung zu 
beurkunden, was wiederholt abgelehnt werden 
müſſe, weil es vollſtändig ausreicht, daß das 
Schriftſtück den Anſtellungswillen unzweideutig 
zu erkennen gibt. Dieſe Vorausſetzung erfülle 
das Schreiben vom 5. März 1912. Wo durch die 
Bewerbung die Bereitwilligkeit, eine Stelle zu 
übernehmen, erklärt iſt, iſt das Erſuchen um Mit- 
teilung, ob der Bewerber die Wahl annimmt, 
überflüſſig. Sie war im vorliegenden Falle aber 
auch irreführend, weil die Anſtellung eines Be⸗ 
amten durch einſeitigen öffentlich rechtlichen Akt 
der anſtellenden Behörde zuſtande kommt und 
nicht kraft und in der Form eines Vertrages. Es 
handelte ſich auch nicht um eine eigentliche Wahl, 
ſondern um die von der Behörde getroffene 
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Auswahl des Beklagten aus der Wahl der Er- | ftellungsurfunde zu erkennen, wie ſie immer noch 
werber. Es ſpielt auch keine Rolle, daß der Be⸗ weit verbreitet iſt. 


klagte ſelbſt erklärt hatte, ihm ſei bisher keine 
Anſtellungsurkunde ausgehändigt worden, denn 
aus dieſer Erklärung iſt nur die Unſicherheit und 
Ungewißheit über die Erforderniſſe einer An⸗ 


e 


Eger 


Der Beklagte ift demnach als Beamter anzu⸗ 
erkennen und die erfolgte Kündigung unzuläſſig 
(Preußiſches Verwaltungsblatt, Band 42, Nr. 39, 
Seite 464.) 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 
Der Fürſtl. Iſenburg ⸗Birſteinſche Hegemeiſter 
i. p. Heinrich Maul wurde am 15. Juli von 
Wilderern erſchoſſen. Näheres über dieſen ruch⸗ 
loſen Mord berichten wir in der heutigen Nummer 
von „Förſters Feierabende“. 


= 


Aufbeſſerung der Bezüge der Reichsbeamten. 
Die dauernde Steigerung aller Bedürfniſſe der 
Lebenshaltung hatte die Vertretungen der Be⸗ 
amten-, Angeſtellten⸗ und Arbeiterorganiſationen 
veranlaßt, an die Reichsregierung mit Anträgen 
auf Erhöhung der Einkommensbezüge heranzu⸗ 
treten. Die hierauf einſetzenden mehrtägigen 
Verhandlungen zwiſchen den Regierungsvertretern 
und den Beauftragten der Beamtenorganiſationen 
und der Gewerkſchaften haben am 25. Auguſt 
u einer gewiſſen Einigung geführt. Das Reichs⸗ 

binet wird, wie die Tagespreſſe meldet, zu 
dieſen Abmachungen mit größter Beſchleunigung 
Stellung nehmen, auch darf mit ihrer Annahme 
gerechnet werden. Nach Verabredung mit den 
Führern der Reichstagsfraktionen ſollen die er⸗ 
höhten Bezüge alsbald nach Zuſtimmung des 
Reichsrats angewieſen werden; die Zuſtimmung 
des Reichstages wird nachträglich eingeholt werden. 
Der in politiſchen Zeitungen veröffentlichten 
Vereinbarung entnehmen wir nachſtehende, für 
die Beamten maßgebende Punkte: 

L Der Teuerungszuſchlag zum Grundgehalt 
und Ortszuſchlag für die planmäßigen Reichs⸗ 
beamten wird 

für die Orte der Ortsklaſſe A auf 93 v. H., 

für die Orte der Ortsklaſſe B auf 91 v. H., 

Kë die Orte der Ortsklaſſe C auf 89 v. H., 

r die Orte der Ortsllaſſe D auf 87 v. H., 

für die Orte der Ortsklaſſe E auf 85 v. H. 
ſeſtgeſetzt. Dieſe Erhöhung entſpricht einer Auf⸗ 
beſſerung der Geſamtbezüge um 13½ bis 20 v. H. 
in den Ortsklaſſen A bis E. 

2. Die männlichen außerplanmäßigen Reichs⸗ 
beamten erhalten zu ihren bisherigen Dienſtein⸗ 
kommen nebſt Teuerungszuſchlag einen weiteren 
Teuerungszuſchlag in der Höhe, daß ihr Dienſt⸗ 
einkommen nebſt Teuerungszuſchlag das Dienſt⸗ 
einkommen nebſt Teuerungszuſchlag eines 
planmäßigen Beamten der erſten Beſoldungsſtufe 
ihrer Eingangsgruppe erreicht. 

3. Die Teuerungszuſchläge zu den 
Kinderzuſchlägen werden in den Orten der 
Ortsklaſſe A auf 200 v. H., in den Orten der Orts⸗ 
Haſſe B und C auf 175 v. H., in den Orten der 
Ortsklaſſe D und E auf 150 v. H. feſtgeſetzt. 

4. Die vorgenannten Teuerungszuſchläge 
werden ab 1. Auguſt 1921 gewährt. 

5. Die Unterhaltszuſchüſſe im Vorbereitungs⸗ 
menſt werden erhöht. 

6. Eine Einbehaltung der vorſtehend be⸗ 
willigten Erhöhungen zur Abdeckung noch nicht 
getilgter, ſeinerzeit gewährter Vorſchüſſe wird 
nicht ſtattfinden. 


7. Für Penſionäre und Hinterbliebene 
werden die aus der Erhöhung des Teuerungs⸗ 
zuſchlages nach dem Penſionsergänzungsgeſetz ſich 
ergebenden Folgerungen gezogen. Die zur Durch⸗ 
führung der Maßnahmen erforderlichen Mittel 
werden bereitgeſtellt. 

Inwieweit dieſe Abmachungen auch für die 
Erhöhung der Einkommensbezüge der Staats⸗ 
und Gemeindebeamten grundlegend ſein werden, 
wird natürlich noch weiteren Verhandlungen in 
den einzelnen Ländern bzw. Kommunalverbänden 
vorbehalten bleiben. 

= 


Die Wohnungsnot der Beamten. Die Unter, 
bringung verſetzter Beamter und Militärperſonen 
wird immer ſchwieriger. Sie iſt geradezu unmöglich, 
wenn Gemeinden es ablehnen, dem Amtsnach⸗ 
folger die Wohnung des Amtsvorgängers zu über⸗ 
laſſen. Mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters 
hat deshalb der Miniſter für Volkswohlfahrt an⸗ 
geordnet, daß Wohnungen, die infolge von Ver⸗ 
ſetzungen und Todesfällen von Reichs⸗ und Staats⸗ 
beamten ſowie von Militär⸗ und Marineperſonen 
frei werden, zunächſt dem Amtsnachfolger angeboten 
werden. Eignet ſich die Wohnung für den Amts⸗ 
nachfolger nicht, ſo iſt der Amtsnachfolger berechtigt, 
entweder die frei gewordene Wohnung der 
Gemeindebehörde zur Verfügung zu ſtellen und 
die Zuweiſung einer paſſenden Wohnung zu ver⸗ 
langen, oder, falls die ſofortige Zuweiſung nicht 
möglich iſt, die frei gewordene Wohnung des 
Amtsvorgängers zum Tauſch zu benutzen. Iſt 
binnen drei Wochen nach dem tatſächlichen Frei⸗ 
werden der Wohnung ein Amtsnachfolger nicht 
bezeichnet, ſo erhält die Gemeinde das Verfügungs⸗ 
recht über die Wohnung. Kann ein verſetzter 
Beamter oder eine Militärperſon die Wohnung 
ſeines Vorgängers deswegen nicht beziehen, 
weil dieſer zur Ruhe geſetzt oder aus dem Staats⸗ 
dienſt ausgeſchieden iſt und wohnen bleibt, ſo 
muß der Nachfolger dringend verſorgt werden. 


Se 


Aus Thüringen. Wie aus der neuen 
Thüringiſchen Beſoldungsordnung zu erſehen iſt, 
ſollen für das Land Thüringen zwei Forſt⸗ 
einrichtungsämter geſchaffen werden mit dem 
Sitz in Weimar und Meiningen. Damit wird 
die ſeitherige, über 100 Jahre beſtehende, weit⸗ 
bekannte Forſttaxationskommiſſion in Eiſenach 
— es ſei hier nur an die Namen König, Grebe, 
Stötzer, Matthes und Axthelm erinnert — auf⸗ 
gelöſt werden. Schf. 


5 


Die Kommunalbeamten und die Einheitsfront 
mii den gewerkſchaftlichen Organiſationen. 
Die Vereinbarung zwiſchen dem Deutſchen 

Beamtenbund und den freigewerkſchaftlichen 
Spitzenorganiſationen, auf die auch in der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ ſchon hingewieſen 
wurde und an deren verhängnisvoller Bedeutung 
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für den Beamtenſtand bei ihrer unvermeidlichen 
Auswirkung kaum gezweifelt werden kann, iſt auf 
dem Verbandstage der Kommunalbeamten zu 
Barmen Gegenſtand der Erörterung geweſen. 
Durch Verbandsdirektor Ehrmann aus Berlin 
wurde dies Zuſammengehen mit den Arbeitergewerk⸗ 
ſchaften ſehr warm verteidigt, und wenn an dem 
guten Willen des Redners, die Verbindung ſo 
aufgefaßt zu wiſſen, daß ſie lediglich wirtſchafts⸗ 
politiſche Bedeutung haben ſolle, nicht gezweifelt 
werden ſoll, ſo kann ihm doch nicht in dem 
Maße gefolgt werden, wie es aus dem Verhalten 
der Verſammlung gefolgert werden könnte. Es 
muß darauf aufmerkſam gemacht werden, daß 
trotz ſtärkſter Pointierung der an ſich richtigen 
Auffaſſung, daß die Einheitlichkeit der 
Deutſchen Beamtenſchaft erſter Grundſatz 
der Beamtenpolitik fein und bleiben müſſe, die 
ſcheinbar ſchwärmeriſch beeinflußten Auffaſſungen 
deshalb nicht weniger unheilſchwanger ſind. Der 
Vortragende hat das, was er, wie angenommen 
werden muß, in der beſten Abſicht geſagt hat, 
ſehr ſtark mit Worten verbrämt. Er verkennt 
zwar nicht, 115 die Beamtenorganiſationen anders 
le find als die großen Arbeiter⸗ und 
Ingeſtelltenorganiſationen, und ſchließlich auch 
zu ſeinem großen, von der öden Gleichmacherei 
beherrſchten Leidweſen, ſozial verſchiedenartig 
zuſammengeſetzt und politiſch grundverſchieden 
gerichtet ſind. Wörtlich führt er folgendes aus: 
„In dieſem Saale vermute ich Deutſch⸗ 
nationale und vermute ich Kommuniſten, und 
mir wird nicht übel dabei, daß es ſo iſt, ſondern 
ich freue mich dieſes Zuſammenhalts, und ich 
will wünſchen, daß er ſich noch feſter geſtalte 
und nicht lockerer werde. Das, was uns ge⸗ 
meinſam iſt, das iſt gemeinſam dem Kommuniſten 
und dem Deutſchnationalen: unſere Lebens⸗ 
belange ſind die gleichen. (Sehr richtig!) Wir 
wollen alle nicht nur eſſen, ſondern wir wollen 
alle mit aufbauen an unſerem Vaterlande, 
dem arg geprüften, dem am Boden liegenden. 

Und ſolauge ich vorausſetzen kann, daß mein 

Gegenüber ehrlichen Willens iſt, kümmert es 

mich nicht das geringſte, wenn ich weiß, er 
ſteht in einem anderen politiſchen Lager. Dann 
kann ich auf dieſem Boden mit ihm gemeinſam 

Aufbauarbeit im Hinblick auf das Volksganze 

treiben. Ich ſchätze das als eine hohe Aufgabe. 

Es iſt die erſte Aufgabe des Beamten, die 

erſte Aufgabe des Standes, der nach der Ver⸗ 

faſſung Diener am Volke ſein ſoll, auszugleichen 
und zu vermitteln. Bringt der Beamtenſtand 
in ſeiner Mitte das fertig, ſo auch am Volks⸗ 
ganzen, und es gibt heute keine ſchönere und 
höhere Miſſion, als zu vermitteln und nicht 
die Gegenſätze zu verſchärfen. (Schr richtig! 

und Bravo) Das war unſere Politik im 

Deutſchen Beamtenbund.“ 

Es iſt etwas ganz Neues, daß der Vertreter 
einer großen Beamtenorganiſation ausgerechnet 
den Kommuniſten, die ſich bis jetzt ſtellenweiſe 
als Räuber und Mörder, überall aber als die 
Zerſtörer des Staatsweſens gezeigt haben, einerlei 
ob dieſes auf monarchiſcher oder demokratiſch⸗ 
republikaniſcher Verfaſſung aufgebaut ſein möge, 
die Ehre erweiſt, anzuerkennen, daß auch ſie mit 
aufbauen könnten oder wollten an unſerem 
Vaterlande, dem „arg geprüften“, dem „am 
Boden liegenden“. Vater, vergib ihm; er weiß 
nicht, was er tut! Aber man erjtarıt bei dem Ge⸗ 
danken, daß eine derartige Auffaſſung von einem 


der erſten Führer der Kommunalbeamten ver⸗ 
treten wird, und ein gelindes Grauſen kann 
einen beſchleichen, wenn eine Verſammlung, wie 
fie hier in Frage kommt, einer derartigen Auf⸗ 
faſſung nicht den ſchärfſten Widerſpruch entgegen⸗ 
ſetzt, denn dieſe politiſche Neutralität hat einen 
krankhaften Charakter. Gewiß ſoll politiſche Neu⸗ 
tralität oberſte Richtſchnur des Beamtenbundes 
ſein, aber die politiſche Neutralität des Wolken⸗ 
kuckucksheimers einer politiſchen Partei gegenüber. 
die nur Verbrechen am Staate begangen hat, 
muß verderbliche Wirkungen auslöſen und deshalb 
abgelehnt werden. Es geht abwärts, und von einer 
derartigen Auffaſſung getragene Beamtenpolitik 
muß dazu beitragen, dem Staate den Todesſtoß 
zu verſetzen. Ag. 
CH 


Feier des 90jährigen Veſtehens des Forſt⸗ 
Inſtituts der Univerſität Gießen. Am 14. Juni 
d. J. beging das Forſtinſtitut der Univerſität Gießen 
im engeren Kreiſe feiner Dozenten und Studierenden 
die Feier der 90 jährigen Wiederkehr des Tages, 
an dem es durch Dekret vom 14. Juni 1931 
nach ſechsjährigem Beſtehen als ſelbſtändige Forſt⸗ 
lehranſtalt (24. März 1825) mit der Unverſität 
endgültig verſchmolzen wurde. Die Univerſität 
Gießen darf hiernach als die älteſte Stätte forſtlichen 
Hochſchulunterrichts in des Wortes eigentlicher 
Bedeutung angeſehen werden. Nachdem ferner 
am 9. Juli d. J. das Forſtinſtitut ſich des Beſuchs 
der Heſſiſchen Volkskammer zu erfreuen hatte, 
darf ſein Ausbau nach den vor Jahresfriſt der 
Heſſiſchen Regierung vorgelegten und von dieſer 
gebilligten Plänen als geſichert gelten. Im 
Sommerſemeſter 1921 zählte das Forſtinſtitut 
wiederum rund 70 Studierende verſchiedener 
deutſcher Staaten, darunter auch eine größere 
Anzahl aus Preußen. Die Vorzüge der glücklichen 
geographiſchen Lage Gießens für die mittel⸗ und 
weſtdeutſchen Waldgebiete traten bei den im 
Sommerſemeſter 1921 unternommenen forſtlichen 
Studienreiſen unverkennbar hervor. Bei jedesmal 
großer Beteiligung unternahm das Forſtinſtitut 
unter Leitung der Herren Prof. Dr. Borgmann 
und Prof. Dr. Wimmer in den Tagen vom 
11. bis 13. Mai d. J. eine dreitägige Exkurſion 
nach Weſtfalen (Siegener Hauberge und Stadt⸗ 
wald, Herzogl. v. Croyſche Forſten in Dülmen) 
und in den Tagen vom 30. Juli bis 4. Auguſt 
d. J. eine ſechstägige Exkurſion in den Speſſart 
(bayer. Staatsrevier Rothenbuch), Odenwald 
(Heidelberger Stadtwald) und Schwarzwald 
(bad. Staatsreviere Forbach und Herrenwies, 
Stadtwald Baden-Baden). 

C 


Vorleſungsverzeichnis der forſtlichen Hochſchule 
Eberswalde für das Winterſemeſter 1921/22. 
Müller: Waldbau (vierſtündig), Bedeutung der 
Pilze für das Leben des Waldes (zmeijtündig), 
forſtliche Lehrwanderungen. — Wiebecke: Fort 
benutzung (vierſtündig), Holzinduſtrie (zweiſtündigx 
forſtliches Praktikum (vierſtundig), forſtliches 
Seminar (zweiſtündig), forftliche Lehrwanderungen. 
— Dengler: Forſtſchutz (zweiſtündig), forſtliches 
Seminar (einftündig), forſtliche Lehrwanderungen. 
— Buſſe: Einleitung in die Forſtwiſſenſch 
(einſtündig), Waldwertrechnungsübungen (zw 
ſtündig), forſtliche Lehrwanderungen. 
Schwappach: Forſtverwaltung (einſtündi 
Forſtgeſchichte (einſtündig). — N. N.: 
einrichtung (vierſtündig). — Schwarz: Ale 
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gemeine Botanik (fünfſtündig). Botaniſches 
Seminar (zweiſtündig). — Eckſtein: Wirbeltiere 
(zweiſtündig), zoologiſche Übungen (einjtündig), 
iſchzucht (einſtündig). — Wolff: Allgemeine 
Zoologe (einſtündig). Schubert: Mete⸗ 
orologie (zweiſtündig), geodätiſche Aufgaben und 
Inſtrumente (zweiſtundig), forſtliche Anwendung 
der Mathematik l(einſtuündig). — Schwalbe: 
Anorganiſche Chemie (vierſtündig), Mineralogie 
(einftundig), chemiſche Übungen (einftündig). — 
Albert: Angewandte Bodenfunde (dreiftundig). 
— Krauſe: Allgemeine Geologie (zweiſtündig), 
geologiſche Formationskunde (einſtündig). — 
Görcke: Rechtskunde, Prozeßrecht (zweiſtündig). 
— N. N.: Landwirtſchaft (zweiſtündig). 
Rüchel: Erſte Hilfe bei Unglücksfällen (ein⸗ 
ſtündig). Das Winterſemeſter beginnt ſatzungs⸗ 
gemäg am 15. Oktober d. J. und endet am 
20. März 1922. Anmeldungen ſind ſchriftlich an 
die forſtliche Hochſchule Eberswalde zu richten 
unter Beifügung der Zeugniſſe über Schulbildung, 
forſtliche Lehrzeit, über ſchon erledigte Unwerſitäts⸗ 
und ſonſtige Studien, über den Beſitz der zum 
Unterhalt erforderlichen Mittel, ſowie eines 
Lebenslaufes mit Angabe des Militäxverhältniſſes. 
Der Rektor der forſtlichen Hochſchule. 
J. Schwarz. 


— 


Vorleſungen für Studierende der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft an der Univerſität Gießen im 
Winterſemeſter 1921/22. Prof. Dr. Borgmann: 
Forſteinrichtung, I. Teil (Theorie und Methoden), 
vierſtündig; Holzmeß⸗ und Ertragskunde, zwei⸗ 
ſtündig; Waldwertrechnung und forſtliche Statik, 
II. Teil (Verfahren), zweiſtündig. — Prof. Dr. 
Wimmer: Waldbau mit Übungen und Exkurſionen, 
fünfſtündig; Einführung in die Forſtwiſſenſchaft, 
mit Übungen und Exkurſionen; einſtündig. — 
Privatdozent Dr. Heinr. Wilh. Weber: Forſt⸗ 
verwaltungslehre, zweiſtündig; Holzhandel und 
Holzverkehr, zweiſtündig. — Prof. Dr. Küſter: 
Forſtbotanik, dreiſtündig. Privatdozent Dr. 
Funk: Syſtematik der einheimiſchen Waldbäume, 
zweiſtündig; die außereuropäiſchen Wälder und 
die bei uns eingeführten fremdländiſchen Holz⸗ 
gewächſe, einſtündig; botaniſche Übungen und 
Exkurſionen (insbeſondere Bäume und Sträucher 
im winterlichen Zuſtande, Kryptogamen). — Prof. 
Dr. Harraſſowitz, Dr. Schneiderhöhn und 
Dr. Hummel: Einführung in die Mineralogie, 
Geologie und geologiſche Bodenkunde, mit Übungen 
für Studierende der Forſtwiſſenſchaft und Land⸗ 
wirtſchaft, Kurſus für Anfänger, dreiſtündig, 
Kurſus für Vorgeſchrittene, zweiſtündig. — Geh. 
Hofrat Prof. Dr. Fromme: Meteorologie. — 
Weitere Vorleſungen aus den Gebeten der 
Mathematik und Naturwiſſenſchaften, 
Staats- und Rechtswiſſenſchaften, Volks- 
wirtſchafts⸗ und Privatwirtſchaftslehre 
ſowie der Landwirtſchaft hören die Studierenden 
der Forſtwiſſenſchaft gemeinſam mit den übrigen 
Studierenden. Beginn der Immatrikulation: 
7. Oktober. Beginn der Vorleſungen: 24. Oltober. 


* 


Lehrgang für Forſtbeamte und Waldbeſttzer in 
Schleſten. In den Tagen vom 22 bis 24. September 
veranſtaltet die Landwirtſchaftskammer für die 
Provinz Schleſien in Verbindung mit dem Verein 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands in Reichenſtein 
i. Schl., Forſtſchule, einen kleineren forſtlichen 
Lehrgang für Waldbefiter und Forſtbeamte Der 
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Lehrgang beginnt am 22. September, 10 Uhr 
vormittags. Anmeldungen zur Teilnahme ar 
dem Lehrgang ſind u ſpäteſtens aber 
bis zum 15. September, an die Forſtabteilung der 
Landwırtfchaftsfammer für die Provinz Schlefien, 
Breslau 10, Matthiasplatz 4, zu richten. Die 
Quartierliſte liegt im Hotel „Zur Poſt“ in Reichen⸗ 
ſtein aus. An Gebühren ſind von den Forſt⸗ 
beamten 50 /, von den Waldbeſitzern 80 K zu 
entrichten. Die Gebühren ſind vorher an die 
Hauptkaſſe der Landwirtſchaftskammer, Breslau 10, 
Matthiasplatz 6, Poſtſcheckkonto Nr. 3940, ein⸗ 
zuſenden. 
CH 


„Der Verein Mecklenburgiſcher Forſtwirte unter» 
nimmt in der zweiten Oktoberhälfte, voraus⸗ 
ſichtlich am 21. und 22. Oktober, eine Reiſe nach 
Eberswalde, um unter Führung des Forſtmeiſters 
Wiebecke, Dozenten der forſtlichen Hochſchule, dle 
dortigen Dauerwaldbetriebe kennen zu lernen. 


Lë 
= 


Betrifft Unterkunft in Kreuznach. Bei den vor 
wenigen Wochen gepflogenen Verhandlungen über 
die Abhaltung der Mitgliederverſammlung in 
Kreuznach hatten die maßgebenden Verwaltungen 
keinen Zweifel, daß es möglich ſem werde, alle 
Teilnehmer in Kreuznach und Münſter a. St. gut 
unterzubringen. In letzter Zeit haben ſich die 
Verhältniſſe überraſchend geändert. Durch die 
Valutaverhältniſſe ſind viele Ausländer veranlaßt 
worden, dauernd in Bädern des beſetzten Gebietes 
Wohnſitz zu nehmen, und auch für vorübergehenden 
Aufenthalt hat ſich der Zuzug überraſchend gehoben. 
Dadurch werden ſich unter Umſtänden Schwierig⸗ 
keiten für die Unterbringung der Verſammlungs⸗ 
teilnehmer ergeben. Die Verlegung in eine 
andere Stadt kann und will nicht in Ausſicht 
genommen werden, nachdem auch anderswo die 
Verhältniſſe ſich ähnlich geſtaltet haben. Es iſt 
deshalb unbedingt nötig, daß die Ber: 
ſammlungsteilnehmer tunlichſt bald ihre 
Anmeldung an das Forſtamt Ebernburg, 
Pfalz, vollziehen. Für unangemeldet Kommende 
iſt keine Sicherheit fur Unterbringung gegeben, 
namentlich bei Ankunft zu ſpäter Tageszeit. 

Dr. Wappes. 


* 
Forſtwirtſchaftliches. 

Vergrößerung von Truppenübungsplätzen. So⸗ 
eben wird bekannt, daß das franzöſiſche Truppen⸗ 
beſatzungskommando eine weſentliche Vergrößerung 
des Truppenübungsplatzes Bitſch (Elfaß- Lothringen) 
auf pfälziſchem, alſo reichsdeutſchem Gebiete plant, 
Der Bitſcher Platz hat eine Flächengröße von 
nahezu 3000 Hektar, er wurde vor etwa 20 Jahren 
von der deutſchen Militärbehörde angelegt und 
genügte weitgehenden Anſprüchen. Wenn die 
Franzoſen jetzt mit dem Übungsplatze auf Pfälzer 
Gebiet übergreifen und auf Koſten der Deutſchen 
bauliche Anlagen aller Art im Werte von erg 
200 Millionen Mark verlangen wollen, fo g bt 
dies zu denten. Das ſieht ſehr danach aus, als 
wenn die Franzoſen ſich in der reichsdeutſchen 
Pfalz dauernd niederlaſſen und dieſes Land wie 
das Saargebiet an ſich reißen möchten. Verträgt 
ſich das mit dem Prinzip der Selbſtbeſtimmung 
der Völker? Solche Maßnahmen legen zudem 
Deutſchland neue unerſchwingliche Laſten auf; 
jo daß die ſonſtige Erfüllung der Sriedensber:n- 
gungen faſt unmöglich wird 


892 
Waldbrände. 
Regierungsbezirk Allenſtein. Oberförſterei 
Hohenſtein. In der Förſterei Maranſen 


wurden am 4. Auguſt 30,2 ha jüngerer und 
89,5 ha älterer Kiefernbeſtände durch Waldbrand 
vernichtet. Davon waren etwa 70 ha über 
100 jähriges Altholz. Gleichzeitig verbrannten 
rund 56 fm Kiefernbauholz und 52 rm Kiefern⸗ 
floben. Das Feuer entſtand aus unbekannter 
Urſache in den Vormittagsſtunden. Bei heftigem 
Südwind und infolge der großen Dürre nahm 
es bald eine große Ausdehnung an. Die zuerſt 
ſtark gefährdete und auch bereits geräumte 
Förſterei Maranſen blieb dann infolge der ge⸗ 
änderten Windrichtung verſchont. In den 
Mittagsſtunden ſchlug der Wind nach Norden 
Am. Der Brandherd dehnte fi) dann auch 
weiter nach Süden aus. Ein Kommando von 
75 Mann Schutzpolizei aus Allenſtein übernahm 
in den Abendſtunden die Feuerwache. 
Oberförſterei Lanskerofen. In der 
Förſterei Kerrey brannten am 2. und 4. Auguſt 
48,57 ha bis 25jährige Kiefernſchonungen und 
32,43 ba 50⸗ bis 70 jähriges Kiefernſtangenholz 
nieder. Dabei wurden mehrere hundert Raum: 
meter Kiefernreiſig und etwas Langholz vernichtet. 
Das Feuer, wohl durch Holzfuhrleute bei der 
Abfuhr von Langholz verurſacht, entſtand am 
2. Auguſt vormittags auf der Schlagfläche Jagen 
145 und wurde durch die Löſchmannſchaften auf 
Jagen 145 und 136 beſchränkt. Am 4. Auguſt 
wurden wohl noch glimmende Kohlen durch heftigen 
Südwind wieder entfacht und konnte das Feuer 
infolge des ſtarken Wirbelwindes nicht gehalten 
werden, trotzdem im Laufe des Tages reichlich 
Hilfskräfte dazukamen. Der Brand ging durch 
bis an das angrenzende Feld und konnte erſt in 
den ſpäten Nachmittagſtunden gehalten werden. 
Auf den 81 ha iſt das ganze Holz verbrannt. 
Negierungsbezirk Liegnitz. Fürſt zu Carolath— 
Benthen'ſche Forſtverwaltung. Im Revier 
Grochwitz, Jagen op. wütete am 6. Auguſt ein Wald⸗ 
Brand, dem 1 ha Kiefernſchonung zum Opfer fiel 
und bei 10 ha Stangenholz die Bodendecke ver: 
nichtet worden iſt. In der Hauptſache brannte 
ein Grubenholzſchlag, etwa 1000 fm aufgearbeitetes 
Grubenholz fielen dem Feuer zum Opfer. Als 
Entſtehungsurſache wird Brandſtiftung om: 
genommen. Das Feuer entſtand gegen 9 Uhr 
üh. Trotz ſtarkem Wind konnte, da nach einiger 
Zeit bereits 300 — 400 Leute zur Stelle waren, 
dis gegen 11 Uhr vormittags eine Gefahr für die 
angrenzenden Schonungen und Stangenhölzer 
beſeitigt werden. Der Schaden beläuft ſich auf 
etwa 200 000 #, iſt aber teilweiſe durch Ver— 
derung gedeckt. Die Löſchkoſten betragen 15⸗ 
bis 20000 A. 
Regierungsbezirk Arnsberg. Fürſtl. Ober- 
förſterei Erndtebrück. Im Forſtort Rammels⸗ 
Berg wurden am 2. Auguſt 44 ha 25- bis 
35 jährige Fichtendickung und 2 ha 40⸗ bis 
50 jähriges Fichtenſtangenholz durch einen Wald⸗ 
brand vernichtet. Der Brand iſt durch den 
Mittagszug nach Erndtebrück entſtanden, der an 
dieſer Stelle ſtarke Steigung zu überwinden hat. 
Infolge ſtarken Oſtwindes und außerordentlicher 
Dürre breitete ſich das Feuer trotz zahlreich und 
tofort herbeigeeilter Feuerwehren und Löſch⸗ 
mannſchaften ſehr ſchnell aus. Nur durch Ziehen 
von Schneiſen und Gräben, durch Anlegung von 
Wegenfeuer und durch Ausſchlagen konnte der 
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Brand bekämpft und bis Nachmittag auf ſeinen 
Herd beſchränkt werden. Verbrannt ſind Fichten⸗ 
beſtände im Werte von etwa 1726000 #6, die 
nicht durch Verſicherung gedeckt ſind. 

Regierungsbezirk Köln. O berförſterei 
Siebengebirge. In der Förſterei Aulgaſſe 
verbrannten am 1. Auguſt und in den folgenden 
Tagen 12 ha 1⸗ bis 40 jährige, 5 ha über 
40 jährige Kiefernbeſtände, 43 ha 1⸗ bis 40 jährige 
und 27 ha über 40 jährige Peiner Flach voll⸗ 
ſtändig. Weiter wurde auf einer Fläche von 
29 ha der Beſtand teilweiſe vernichtet. Die Ur⸗ 
ſache des Brandes iſt nicht feſtzuſtellen. Das 
Ee entſtand in einer etwa 15 jährigen Fichten 
chonung mittags gegen 12 Uhr und wurde bei 
dem heftigen Südweſtwinde auf die naheliegenden 
Schonungen durch Flugfeuer übertragen. Im 
Oſten, an die Brandfläche angrenzend, verbrannten 
noch etwa 100 ha Privatwald. 

Regierungsbezirk Aachen. Oberförſterei 
Hambach. In der Förſterei Neuteveren ver⸗ 
brannten vom 26. Juli bis 1. Auguſt 15,2 ha 
jungere Eichen⸗ und 8,8 ha Birkenbeſtände, ferner 
426,7 ha 1⸗ bis 40 jährige und 7,2 ha über 
40 jährige Kiefernbeſtände. Dabei wurden auch 
152 fm aufgearbeitete Kiefernſtämme und ⸗ſtangen 
vernichtet. Der Waldbrand iſt auf holländiſchem 
Gebiet ausgebrochen und hat auf preußiſches 
Gebiet übergegriffen. Durch den ſtarken Wirbel⸗ 
wind und teilweiſe orkanartigen Sturm am 
29. Juli wurde das Feuer, das bis dahin mit 
Hilfe vieler Löſchmannſchaften an weiterer Aus⸗ 
dehnung verhindert worden war, neu entfacht, 
ſo daß es ſich auf die Gemeindewaldungen von 
Scherpenſeel, Gangelt und Hohenbuſch ſowie 
einige Privatwaldungen ausdehnte und auch dieſe 
teilweiſe neben dem Staatswalde vernichtete. 

Oberförſterei Höfen. In der Förſterei 
Rocherath fielen am 28. Juli 71 ha jüngerer und 
9 ha älterer Fichtenbeſtände zum Opfer. Dabei 
verbrannten auch 1600 fm Fichtenbauholz der Firma 
Schäfer in Bonn im Werte von 300000 „. Das 
Feuer begann nach 11 Uhr vormittags auf einer 
angrenzenden Heidefläche, die als letzter deutſcher 
Reſt des Truppenübungsplatzes Elſenborn der 
Reichsvermögensverwaltung gehört. Da belgiſche 
Artillerie an dem Vormittage bis 11 Uhr Scharf⸗ 
ſchießen abhielt und die Zielſcheiben nur mehrere 
hundert Meter von dem Brandherde entfernt 
ſtanden, muß die Entſtehung des Brandes auf 
das Schießen der Belgier zurückgeführt werden. 
Bei ſtarkem Südweſtwird griff das Feuer mit 
raſender Geſchwindigkeit um ſich, breite Wieſen⸗ 
täler wurden brennend durchlaufen oder über⸗ 
flogen. Die Funken entzündeten immer wieder 
neue Brände im Rücken der Löſchenden. Gegen 
Abend erſt konnte das Feuer mit Hilfe der Be⸗ 
völkerung und der belgiſchen Truppen des 
Truppenübungsplatzes Elſenborn ſowie der Be⸗ 
ſatzung in Monſchau eingedämmt werden. Die 
Brandfläche liegt in einem Gebiet, welches dem⸗ 
nächſt an Belgien abgetreten werden ſoll. 

Oberförſterei Hürtgen. Durch einen 
rieſenhaften Waldbrand ſind die Gemeinde⸗ 
waldungen von Kreuzau, Winden- Bergheim, 
Bogheim, Kleinhau, Untermaubach, ein an⸗ 
ſchlleßender Teil der Staatsoberförſterei Hürtgen 
ſowie eme große Fläche von Privatwaldungen 
vernichtet worden. Nur für den verbrannten 
Teil des Staatswaldes können vorläufig 
genaue Angaben gemacht werden. Für die 
Gemeindewaldungen und den Privatwald kann 
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nur das Ergebnis ungefährer Schätzung angegeben 
werden wie folgt: Es wurden gänzlich ver⸗ 
nichtet a) in obengenannten Gemeindewaldungen 
ſchätzungsweiſe 220 ba, und zwar in Kreuzau 
rund 80 ha, in Winden⸗Bergheim rund 25 ha, 
in Bogheim rund 25 ha und in Untermaubach 
rund 90 ha. Von dieſen find etwa 10% Le bis 
40 jährige Eichenſchälwaldungen, 5% 40⸗ bis 
60 jährige Fichtenbeſtände, 10% 1⸗ bis 40 jährige 
Fichtenbeſtände, 55% 1⸗ bis 40jährige Kiefern⸗ 
beſtände, 20% 40⸗ bis 60 jährige Kiefernbeſtände. 
b) Im Staatswald Hürtgen 16,2 ha L- bis 
40 jährige Eichenſtockausſchläge mit gleich alten 
Birken und anderem Laubholz, 22,5 ha 1= bis 
40 jährige Kiefern⸗ und 12,8 ha 1⸗ bis 40 jährige 
Fichtenbeſtände. ) In Privatwaldungen ſchätzungs⸗ 
weiſe 150 ha. Dem Waldbrand durften alſo më: 
eſamt 421,5 ha Beſtände zum Opfer gefallen ſein. 
Der Brand entſtand am Sonntag, dem 24. Juli, 
nachmittags gegen 3 Uhr, im Gemeindewald 
Kreuzau, vermutlich durch rauchende Touriſten, 
da dieſe kurze Zeit vorher an der Ausbruchſtelle 
des Feuers beobachtet worden ſind. Bei dem 
ſtarken Winde, der an dieſem und den folgenden 
Tagen herrſchte, gelang es zwar zeitweiſe, den 
Brand zum Stehen zu bringen, aber am 26. und 
28. Juli ſprang das Feuer trotz der gezogenen 
Gräben erneut in die Nachbarbeſtände über. Der 
unkenflug zündete manchmal über ganze Täler 
Ge auf 4= bis 500 m Entfernung. Die 
Bevölkerung zeigte ſich im allgemeinen wenig 
freiwillig hilfsbereit, hauptſächlich weil gerade 
Erntezeit war. Die Feuerwehren aus den um⸗ 
liegenden Ortſchaften ſowie ein Kommando von 
150 franzöſiſchen Soldaten aus Düren beteiligten 
ſich ebenfalls an den Löſcharbeiten. Die Höhe 
der Brandentſchädigung kann noch nicht an⸗ 
gegeben werden. W. 


Braunſchweig. Forſtamt Mariental. Im 
Forſtort Langenberg wurden am 3. Auguſt 
5 ha 1⸗ bis 40 jährige Fichten vernichtet. 
Ferner verbrannte bei 3 ha Kiefernaltholz die 
Bodendecke. Das Feuer entſtand vermutlich 
durch Unvorſichtigkeit bei der Streunutzung. 
Durch einſetzenden Regen und Hilfe der Frei⸗ 
willigen Feuerwehr Helmſtedt konnte der Brand 
bald gelöſcht werden. 

Thüringen. Am 27. Juli gegen Mittag brach 
im Bezirk der Gothaſchen Staatsoberförſterei 
Crawinkel oberhalb des Ortes Schwarzwald im 
Ohragrund ein Waldbrand aus, dem etwa 6 ha 
Fichtendickungen und Stangenhölzer auf ſehr 
ungünſtigen Bodenverhältniſſen (Rollſteinwände) 
zum Opfer fielen. Verurſacht wurde das Feuer 
höchſtwahrſcheinlich durch leichtſinniges Umgehen 
von Heidelbeerſuchern. Durch raſches, ziel⸗ 
bewußtes Eingreifen von Waldarbeitern, Ein⸗ 
wohnern und Militär vom Truppenübungsplatz 
Ohradruf wurde drohender noch größerer Schaden 
verhütet. Im allgemeinen iſt Thüringen bei den 
Waldbränden recht glimpflich weggekommen. 


S 


Brief- und Fragekaſten. 


Anfrage Nr. 71. Bezüge preußiſcher Staats⸗ 
förſter im Ruheſtande in Polen. Eineinhalb; 
fache Anrechnung der Staatsdienſtzeit während 
des Krieges. Ich habe mich, da ich nach der 
dankenswerten Auskunft der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ zu den Neupenſionären gehöre, ſeinerzeit 
ſchriftlich wegen Umrechnung meines Ruhegehaltes 
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an den deutſchen Überleitungskommiſſar für die 
Forſtverwaltung in Bromberg gewandt, aber 
weder Nachricht noch die neue Penſion erhalten. 
— Am 1. Oktober 1920 iſt mir die alte Penſion wie 
bisher gezahlt worden, dazu die Ausgleichsbeihilfe⸗ 
— Nun leſe ich in der mir zugeſchickten „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ vom 26. September 1920 (Nr. 39, 
S. 777) folgendes: „Finanzminiſterium. Erlaß, 
betreffend Umrechnung der Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe der in den abgetretenen Gebieten wohnenden 
penſionierten Beamten auf Grund des Geſetzes 
vom 7. Mai 1920 (Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetzz. 
Während allen denjenigen Altruhegehalts⸗ 
empfängern und Hinterbliebenen, die bei 
Abſchluß des Friedensvertrages vom 10. Januar 
1920 im Abtretungsgebiet gewohnt und infolge 
des Friedensvertrages mit dem genannten Tage 
die preußiſche Staatsangehörigkeit ver⸗ 
loren haben, die Wohltaten des Beamten⸗ 
Altruhegehaltsgeſetzes vom 7. Mai 1920 nicht 
zugute kommen können, hat bei denjenigen Ruhe⸗ 
gehaltsempfängern, die erſt nach dem 10. Januar 
1920 in das abgetretene Gebiet verzogen ſind, 
eine Umrechnung der Verſorgungsgebührniſſe nach 
den Beſtimmungen des Altruhegehaltsgeſetzes zu 
erfolgen.“ — Ich bin am 1. Oktober 1919 in den 
Ruheſtand getreten, gehöre, wie ſchon erwähnt, den 
Neupenſionären an, habe aber am 10. Januar 1920 
in Polen, alſo im abgetretenen Gebiet, gewohnt. 
Auch heute wohne ich noch im abgetretenen Gebiet. 
— Fragen: Habe ich nun auch die preu⸗ 
ßiſche Staatsangehörigkeit verloren, und 
zu welchem Staate gehöre ich jetzt wegen der 
Verſorgung? Wer zahlt mir jetzt und ſpäter⸗ 
hin die Penſion? Kann ich jetzt und ſpäter 
noch nach Deutſchland ziehen? Kann ich auch 
für Deutſchland optieren? Ich habe un⸗ 
unterbrochen dem Preußiſchen Staate Dienſte ge⸗ 
leiſtet, und zwar vom 27. Oktober 1880 bis 1. Ok⸗ 
tober 1919, mithin faſt 39 Jahre, darunter 9½ Jahre 
als Soldat. — Geht es noch, daß ich durch 
Fortzug nach Deutſchland die neuen 
Penſionsbezüge erhalte? — Ferner bin ich 
mit 39 Jahren Dienſtzeit in Penſion getreten, 
mithin fehlt mir ein Jahr, um die höchſte Penſion 
zu erhalten. In der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
vom 27. Juni 1920 (Nr. 26) unter Parlaments⸗ 
und Vereinsberichte, Verfaſſunggebende [Preu⸗ 
ßiſche Landesverſammlung, 144. Sitzung am 
Freitag, dem 7. Mai 1920, heißt es: „Für die 
Beamten, die während des Krieges im Heimats⸗ 
dienſt beſchäftigt waren, iſt auf Beſchluß der 
Landesverſammlung die Verbeſſerung in das 
Geſetz hineingekommen, daß ihnen die Kriegs⸗ 
jahre, die fie im Heimatdienſt verbracht haben, 
für ihr Ruheſtandsgehalt eineinhalbfach an⸗ 
gerechnet werden.“ — Ich war von Anfang bis 
Ende des Krieges als Hegemeiſter im Staats⸗ 
forſtdienſt in meinem Schutzbezirk. — Erhalte 
ich nach dieſer Beſtimmung auch noch das 
mir fehlende Jahr zu? Oder haben wir 
Penſionäre, welche am 10. Januar 1920 im ab⸗ 
getretenen Gebiet gewohnt haben, überhaupt 
keinen Anſpruch mehr an den preußiſchen Staat? 
Nach welchem Geſetz werden wir nun bezahlt? 
Oder werden wir anders geſtellt als unſer: 
Kollegen in Deutſchland? 
C., Staatlicher Hegemeiſter i. R. 

Antwort: 1. Sie haben nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Friedensvertrages mit dent 
10. Januar 1920 die preußiſche Staatsangehörig⸗ 
keit verloren und ſind polniſcher Staatsangehöriger 
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geworden. Die Übernahme der Penſionslaſten uſw. 
durch den polniſchen Staat iſt noch Gegenſtand 
der diplomatiſchen Verhandlungen zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und Polen. Ihre bisherigen 
Bezüge müſſen Sie nun zunächſt vom polniſchen 
Staate verlangen. Entſtehen dabei Schwierig⸗ 
keiten, jo wenden Sie ſich an die Fürſorgeſtelle 
für deutſche Beamte in Bromberg, welche Rat 
und Hilfe erteilt. Eine Erhöhung der Bezüge 
„von Preußen aus erfolgt zunächſt nicht. (Siehe 
Erlaß des Finanzmimſters.) — Sie können, 
ſobald der Optionsvertrag zwiſchen Deutſchland 
und Polen zum Abſchluß gelangt iſt, für 
Deutſchland optieren und ſich beim deutſchen 
Konſul als preußiſcher Staatsangehöriger ein⸗ 
tragen laſſen; dann wird Ihnen die preußiſche 
Penſion auch nach Polen weitergezahlt, wahr⸗ 
ſcheinlich auch nach den neuen Sätzen umgerechnet. 
Natürlich ſteht es Ihnen einſtweilen noch frei, 
zederzeit nach Deutſchland zu ziehen. Die preußiſche 
Staatsangehörigkeit würden Sie dadurch wieder⸗ 
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gewinnen, ſolange gegenteilige Beſtimmuugen 
nicht ergehen. Mit dem Wohnen in Deutſchland 
lebt unter obigen Vorausſetzungen Ihr Anſpruch 
auf Weiterzahlung (wahrſcheinlich auch Neu⸗ 
berechnung) der Penſion ohne weiteres wieder 
auf. 2. Die eineinhalbfache Anrechnung der 
Staatsdienſtzeit während des Krieges bis zur 
Penſionierung iſt inzwiſchen angeordnet. Das 
beſondere Geſetz darüber iſt am 23. November 
1920 endgültig angenommen. (D. FJ.⸗Z. Nr. 9 
für 1921, Seite 163.) Vergleiche auch D. F.⸗Z. 
Nr. 6 für 1921, Seiten 100/101. Der Anſpruch 
auf Umrechnung der Penſion hängt bei Ihnen 
von dem Vorhandenſein der preußiſchen Staats⸗ 
angehörigkeit ab, wegen der wir oben bei 1 das 
Erforderliche geſagt haben. — Inzwiſchen find weitere 
für Sie wichtige Anderungen der Beſtimmungen 
über die Bezuge der Ruhegehaltsempfänger er⸗ 
gangen. Wir verweiſen dieſerhalb auf die Artikel 
in den Nummern 18 und 20 der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ (Seite 323 /8 und 362/6,) 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Inr Beſetzung gelangende Torſtdienſtſtellen. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Sörfterftelle Telegraf, Oberf. Böddeken (Minden), 
iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. Wirtſchaftsland 
9 ba. Nutzungsgeld bisher 185 M. Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigung bisher 400 &. Nächſte Bahn⸗ 
ſtation 10 km. Nächſte Dorfſchule 4 km. Nächſte 
höhere Schule 10 km. Zugelaſſene Bewerber 
Förſter m. R. Bewerbungsfriſt 10. September. 

Hilfsförſter⸗ (Förſter o. R.⸗) Stelle Embſen, Kloſter⸗ 
Oberf. Lüneburg (Hannover), iſt zum 1. Oktober 
zu beſetzen. Zu der Stelle gehört 3,8850 ha 
nutzbares Wirtſchaftsland. Dienſtwohnung iſt vor⸗ 
hunden. Bewerbungsfriſt 6. September. 

Eine der bebauten Hilfsförſterſtellen Werbellinſee, 
Oberf. Grimnitz (Potsdam), iſt vorausſichtlich 
zum 1. Oktober zu beſetzen. Wirtſchaftsland (Garten, 
Acker und Wieſe) etwa 3 ha, das Nutzungsgeld 
wird noch feſtgeſetzt. D'e Stelle wird von dem 
Herrn Oberförſter in Grimnitz bezeichnet werden. 
BV'werbungsfriſt 15. September. 

FJorſtſchreiberſtelle in der Oberf. Heydtwalde (Gum⸗ 
binnen) kommt ſofort zur Neubeſetzung. Zur er⸗ 
ledigten Stelle gehört: Dienſtwohnung. Wiitſchafts⸗ 
land wird in beſchränktem Maße zugeteilt. Die 
Schule iſt in Budszisken, 1,5 km. Bahnftatıon: 
Bodſchwingken, 7 km Landweg, Benkheim 10 km 
Chauſſee an der Eiſenbahn Königsberg — Angerburg — 
Goldap. Bewerbungsfriſt 3. September. 

Die bebaute Forſtſchreiberſtelle in Altruppin, Oberf. 
Altruppin (Potsdam), iſt vorausſichtlich zum 
1. Oltober zu beſetzen. Wirtſchaftsland (Garten, 
Acker und Wieſe) etwa 4,5 ha, das Nutzungsgeld 
mird noch feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt 15. September. 

Die planmäßige Forſiſchreiberſtelle Warnicken, Oberf. 
Warnicken (Königsberg), gelangt zum 1. Oklober 
zur Neubeſetzung. Zu der Stelle gehören: Dienſt⸗ 
wohnung, an nutzbarem Dienſtland 10 ha. Die 
Schule iſt in Geoigenswalde, 2 km. Bahnflation: 
Warnicken. Bewerbungsfriſt 10. September. 

Be planmäßige Forſtſchreiberſtelle Wormditt, Oberf. 
Wormditt (Königsberg), gelangt zum 1. Oktober 
zur Neubeſetzung. Zu der Stelle gehören weder 
Dienſtwohnung noch Dienſtland. Die Schule iſt 
in Wormditt. Bahnſtation: Wormditt. Bewer⸗ 
bungsfriſt 10. September. 

Kommunalforſtdienſt. 

„bilfsjäger für die ſtädt. Oberf. Demmin geſucht. 
Bewerbungen ſind bis 20. Dezember an den 
Magiſtrat Demmin in Pommern einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 
Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 

Mechow, Forſtmeiſter, vorher in Neuholland, erhielt am 
1. Juli die auftragsweiſe Verwaltung der Oberf. 
Grunau⸗Dahme (Potsdam). 

Prick, überzähliger Foͤrſter in Schönewörde, Oberf. Kneſebeck 
(Lüneburg), iſt mit Wirkung vom 1. April die em 
eingerichtete Förſterſtelle Schönewörde übertragen. 

Clauſtus, Forſter in der Unterkunftsſtelle Hammelsſchäſeret, 
Oberf. Hohenbrud, wird am 1. Oktober nach Fliederbruch, 
Oberf Podejuch (Stettin), verſetzt. 

Krüger, Förſter o. R. in Henzendorf, Oberf. Neuzelle, wird 
am 1. Oktober nach Auenwalde, Oberf. Marienwalde 
(Frankfurt a O.), verſetzt. 

Koeffler, Forſter und Forſiſchreiber in Doſſow, Oberf. 
Neuendorf, iſt am 1. Juli nach Zechlinerhutte, Oberf. 
Zechlinerhütte (Potsdam). verſetzt. 

Sauberzweig, bisher reiche ländiſcher Förſter, iſt am 1. April 
als Förſter in den preußiſchen Staatsforſtdienſt über⸗ 
nommen und am 1. Auguſt nach Zippelsförde, bert 
Altruppin (Pots da m), einberufen. 

Wieſemann, Förſter o. R. in Ueckeritz, Oberf. Pudagla, if 
GE Auguſt nach Riethen⸗Stiege, Oberf. Rieth (Stettin,, 
verſetzt. 

Caeſar, Hilfsförſter in Relliehanſen (Hildesheim), iſt am 
1. September nach Seilers⸗Theerofen, Oberf. Neu⸗ 
holland (Potsdam), einberuſen. 

Hübner, Hilſsförſter und Forſtſchreibgehilfe in Zechlinerhütte, 
Oberf. Zechlinerhutte, iſt am 1. Juli nach Doſſow, 
Ebert Neuendorf (Potsdam,), verſect. 

Mollenhauer, Hilfsförſter in Neuſtettin, Oberf. Neuſtettin, 
iſt am 1. September nach Reckow, Oberf. Berrin 
(Köslin), verſetzt. 

Seeger, Hilfsförſter in Hütten (Köslin), iſt am 1. September 
10 EES Oberf. Altruppin (Potsdam), ein⸗ 

eruſen. 

March, Günther, Forſtgehilfe in Kolk, Oberf. Wedelsdorf. 
iſt am 1. September nach der Oberf. Torgelom 
(Stettin), einberufen. 

Schulze, Cwald, Forſtgehilſe in Lublenitz, Oberf Schwarz⸗ 
wald, iſt am 11. Auguſt nach Hammelſpring, Oberf. 
Zehdenick (Potsdam), einberuſen. 


Im Regierungsbezirk Frankfurt a. O. werden ver⸗ 
ſetzt die Forſtgehilfen: 

Ahlers, am 1. November von Limmritz nach Drieſen; 
Battige, am 1. November von Dobitlugt nach Regen⸗ 
thin: Banſe, am 1. September von Zicher nach Re. ei 
thin; Damm, am 1. November von Regenthin nach 
Neuhaus; Dreßler, am 1. November von Hammerheide 
nach Cladow⸗Weſt; Gorbalm, am 1. November von 
Grünhaus nach Dammendorf; Keil, am 1 November 
von Cladow⸗Weſt nach Neubrück: Kopp. am 1. November 
von Marienwalde nach Zielenzig: Kunſlmann, am 
1. November von Regenthin nach Piarienwalde: Laffert, 
am 1 November von Dammendorf nach Lietzegöricke; 
CTudwig, am 1. November von Croſſen nach Grunhaus. 
Müller, am 1. November von Nenzelle nach Hangels⸗ 
berg; Paul, am 1. November von Chriſtianſtadt nach 
Liebeſee; Nich, am 1. Oktober von Wildenow nach 
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Chr ftianſtadt: Viskorſz. am 1. November von Lübben Schwerin, iſt mit Wirkung vom 1. April ab zum Forſt⸗ 
nach Zebra if eier E 1. 5 Re geometer ernannt. 

thin nach Dobrilusf, Scheuermann, am 1. November dgenning von Ludwigsluſt nach Altheide; She von Bohlen. 
von Lietzegöricke nach Lül ben; Schuchardt, am 1. No⸗ huſchen nach Buchholz; Schkorf von Warnitz uach Kleiſten. 


vember von Hangelsberg nach Neuzelle; Schulze, am 
1. November von Lubiathfließ nach Croſſen: Schweitzer, 


am 1. November von Drieſen nach Limmritz: Winkler, Inbiläen, Gedenktage u. a. m. 
am 1. November von Zielenzig nach Regenthim. Dieling, Stadtförſter a. D. in Waren, feierte am Sonnabeud, 
Bayern. dem eh e e 97. Geburtstag in verhältnis: 
In den Ruheſtand werden am 1. Oktober verſetzt die ee ee EES 
mit dem Titel eines Oberforũmeiſters bekleideten Forſt⸗ Auszeichnungen. 


Benz, Krümk ach; Aidermaier, Mellrichnadt; Aueff, Sammel. Kußnt, Forſtſekretär, Oberf Deutſch⸗Wartenberg (Liegnitz), 


Zr, h Zeumant d R. des Jäger⸗Bataillons von Neumann 
S e : = ’ 
burg; Schaub, Sulzfhned; Schroll, Utzmemmingen 1. Schleſ, Nr. 5, iſt zum Oberleutnant befordert. 


e H orken b. Willenberg, Oſtpr., wurde der Charakter als 
Grof, Stationsjäger bei der Forſteinrichtungsanſtalt in Oberleutnaut verliehen. 


„ * Län 


Vereinszeitung. 


itteilungen forſtlicher Vereine. zugegangen iſt, haben ſich dieſer in letzter Zeit 
M Reech See 6155 größere Anzahl von Kollegen angeſchloſſen, 
Die Verſammlung des Heſſiſchen Forſtvereins die ſich bereits im Ruheſtande befinden. 
ndet gemeinſam mit der Verſammlung des freue mich, daß meine Anregungen auf frucht⸗ 
ereins Preußiſcher Staatsoberförſter, Bezirks⸗ nn. Boden gefallen find, danke allen herzlich 
ruppe Caſſel, und dem Allgemeinen Deutſchen für das bewieſene Vertrauen und bitte um 
Fagdſchutzverein, Landesverein Kurheſſen, vom 6. weiteren Anſchluß. Da nun in der Vereinigung 
518 8. September in Bebra ſtatt. ſelber ein Rückhalt geſchaffen worden iſt, der 
Tagesordnung: erfolgreiche Arbeit vorausſehen läßt, erſcheint es 
8. September: Ausflug in den Trottenwald und wünſchenswert, daß von uns „Alten“ ein Aus⸗ 
die staatliche Oberförſterei Wildeck. Abfahrt ſchuß von drei Mitgliedern gebildet wird, der ar 
8,15 mit Leiterwagen ab Bebra — pro Perſon nächſt die Wünſche, die unter uns beſtehen, 
5 K. Frühſtück im Walde. Abends Eſſen entgegennimmt und, wie ich dies in der Werbe⸗ 
in Hönebach 7,50. K. Rückfahrt nach Bebra 9,11. ſchrift auf Seite 16 ausgeſprochen habe, mit 
Nachtquartier in Bebra 8—12 A. Sorgfalt vorbereitet. Ich richte daher an die 
7. September, 8—12 Uhr: Verſammlung des Mitglieder, ſoweit fie ba im Ruheſtande be⸗ 
Heſſiſchen Forſtvereins. Geſchäſts⸗ und Kaffen- | Inden, bie Mitte, drei Kollegen, die in dieſen 
bericht. Wahlen. Ausſchuß gewünſcht werden, in Vorſchlag zu 
1. Vortrag: über die Begründung und Er⸗ bringen. Hierzu genügen kurze Angaben mittels 
ziehung von Kiefern⸗ und Buchenmiſch⸗ Poſtkarte, die ich bis zum 1. Oktober d. J. unter 
beſtänden. Berichterſtatter: Forſtmeiſter meiner Anſchrift erbitte. Ich werde die Stimmen 
von Trott⸗Rotenburg, Großkurt⸗Wildeck. einſtweilen ſammeln und ſeinerzeit über das Er⸗ 
2. Vortrag: Die ſtaatliche Beauffichtigung der gebnis der Abſtimmung Mitteilung machen. 
Privatwaldungen. Berichterſtatter: Forſt. Bezüglich des Vereinsbeitrages wird bemerkt, 
meifter Emmelhainz⸗Fulda. daß dieſer jährlich 60 & beträgt, in halbjährigen 
12—1½ Uhr: Frühſtückspauſe. Jahres fällig ift r . Se au je 2 
UH : Verſammlung des Oberförfter- | SAdre> fällig iſt und ſich für Mitglieder, die na 
UC He Uhr f e ES dem 1. Juli des. Geſchäftsjahres eintreten, für 


vereins. 8 ejd 
5½ 7 Uhr: Verſammlung des Jagdſchutz⸗ dieſes auf 30 A ermäßigt. 
vereins. Neudamm, den 28. Auguſt 1921. 


Simon, Hegemeiſter i. R. 
e 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
Ge Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: 

Wie Amt Eberswalde Nr. 546. 
Satzungen und Mitteilungen uber Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfret. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47678 Poſtſchedamt Berlin W 7. 

Bericht über das abgelaufene Geſchäftsjahr. 


Die Entwicklung des Vereins iſt im vergangenen 
Jahre eine recht erfreuliche geweſen. Die Mit⸗ 
gliederzahl iſt vom 15. Auguſt 1920 den Karten⸗ 
nummern nach um 618 geſtiegen, da wir am 
24. Juli Nr. 7316 ausgegeben haben. 

Unter Berückſichtigung der Abgänge gehören 
zurzeit dem Verein an 3951 ordentliche, 143 außer⸗ 
ordentliche Mitglieder und 314 Waldbeſitzer. — 


8½ Uhr: Gemeinſames Eſſen, pro Gedeck 12 K, 
ohne Weinzwang. 

8. September: Ausflug in die von Riedeſelſche 
Oberförſterei Ludwigseck und die Be 
Oberförſterei Rotenburg⸗Oſt. Abfahrt 645 
nach Rotenburg. Fußmarſch. Frühſtück im 
Walde. Rückkehr nach Rotenburg 6 Uhr zum 
Anſchluß an ſämtliche von Bebra abgehenden 
Abendzüge. Martin. 

2 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
1. Vorſitzender: Hegemceiſter Neumann⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz, Kr. Schlawe Schrift⸗ 
führer: Staatsförſter und Foeſtichreiber Sieg, 
Zanderbrück, Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 
mühl. Kaſſenwart: Staatsförſter Laabs in 
Pilowmühle bei Groß-Zahain, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen ſind an die Preußtiſche 
Staatsförſtervereinigung z. H. der Kreis- 
ſparkaſſe zu Neuſtettin, Giro⸗Konto Nr. 560, 

einzuſenden. 
An die Mitglieder im Nuheſtande. 
Nach einer Mitteilung, die mir von dem Vor⸗ 
ſtande der Preußiſchen Staatsförſtervereinigung 
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Daß an Beitrittserklärungen nicht dieſelbe Ziffer ein Denkmalsfonds für unſere lieben gefallenen 


wie im Vorjahre erreicht wurde (1154), iſt eine 
ganz natürliche Erſcheinung, da der weitaus größte 
Anteil des Privatforſtbeamtenſtandes bereits im 
Verein iſt. ? 2 

Die laufenden Geſchäfte habe ich wie bisher 
mit der großen, dankenswerten Unterſtützung 
wiederum des Herrn Geheimrats Dr. Schwappach 
mit Herrn Ritthauſen allein geführt, da die 
Stellung des Geſchäftsführers noch nicht wieder 
beſetzt worden iſt. Der Zuſammenſchluß des 
Vereins zu einer Spitzenorganiſation mit dem 
Gutsbeamtenbund wird den Entſchluß zur An⸗ 
ſtellung eines Geſchäftsführers baldigſt herbei⸗ 
führen müſſen. 

Über die finanzielle Lage des Vereins, die auch 
bei einer Anſtellung zu berückſichtigen iſt, wird 
Herr Okonomierat Grund mann berichten. Wenn 
ſich auch hierbei eine entſchiedene Beſſerung gegen 
das Vorjahr feſtſtellen läßt, jo iſt doch noch immer 
mit größter Sparſamkeit zu verfahren. 

Templin hat in den alten bewährten Bahnen 
weiter gearbeitet. Der Haushaltanſchlag ſollte mit 
143 130 4% balancieren und hat ſich in dieſem 
Rahmen bewegt (im Vorjahre 148 600 M). 
Herr Direktor Jacob wird auch hierüber genaueren 
Bericht erſtatten. Mit Neuhaldensleben iſt für 
1921 das Abkommen getroffen worden, daß die 
abgehenden Schüler ausnahmsweiſe dieſes Jahr 
ſofort ihre Förſterprüfung ablegen konnten. Es 
war das ein Notbehelf, der entſtandene Schwierig⸗ 
keiten beſeitigte. Die Schule in Reichenſtein in 
Schleſien arbeitet unter der Leitung des Herrn 
Forſtmeiſters Rieger in beſter Übereinſtimmung 
mit den Zielen des Vereins. 

Das Abkommen, das Herr Thyen in Fulda 
mit dem Vorſtande abgeſchloſſen hatte, die Be⸗ 
ſichtigung ſeiner Anſtalt in Miltenburg betreffend, 
hat dieſer nicht innegehalten, ſondern den Vereins⸗ 
vorſitzenden auf Grund recht alberner, indiskreter 
Klatſchereien wegen Geſchäftsſtörung und Be⸗ 
hinderung oder ähnlichem Unſinn verklagt. Der 
gänzlich unmotivierte Angriff iſt vom Gericht 
als rechtlich vollkommen unbegründet zurückgewieſen 
worden. 

Das Unterrichtsweſen in Süddeutſchland ſcheint 
nun einer anderen Regelung entgegengeführt 
werden zu müſſen. Das Leben im Verein hat eine 
erfreuliche Stärkung erfahren. Die Gründung der 
Ortsgruppen ſchreitet fort, und es erſtehen uns 
immer weitere tüchtige, willige Helfer. Freilich 
läßt ſich dabei nicht vermeiden, daß öfter alte, 
zunächſt nicht erfüllbare Wünſche immer von 
neuem auftauchen und weiterhin die Unmöglichkeit, 
ihnen nachzukommen, nochmals begründet werden 
muß. — 

über das zu erwartende Reichsforſtgeſetz iſt 
noch nichts zu ſagen. Es iſt in München im Sep⸗ 
tember 1920 durchberaten worden. Der Entwurf 
iſt aber noch nicht Geſetz geworden. Ich habe auf 
die Schwierigkeiten bereits im Vorjahre auf⸗ 
merkſam gemacht. 

Die Tätigkeit des Vereins hat gegen früher 
eine Steigerung erfahren, die helfende Sorge für 
unſere Templiner iſt hinzugekommen. Auf An⸗ 
regung des Herrn Revierförſters Nolte wurde in 
Fulda für einen Stipendienfonds geſammelt. 
Der Erfolg war groß, und der fröhlichen 
Geber ſind im Laufe des Jahres noch mehr ge⸗ 
worden, ſo daß wir hoffen dürfen, auch im neuen 
Schuljahre manchem Grünrock die Sorge für ſeinen 
Jungen etwas erleichtern zu können. Weiter iſt 


Templiner auf Anregung des Herrn Hilfsförſters 
Reike begründet worden. Forſtmeiſter i. R. 
Troſt hat einen Aufruf für Oberſchleſien erlaſſen, in 
dem er uns zuruft: „Gedenke, daß Du ein Deutſcher 
biſt, komm und hilf unſeren Berufsgenoſſen in der 
allergrößten Not und Gefahr!“ Auch dieſer Notr 
ſchrei iſt nicht ungehört verhallt. 

Der Verein hat auch im vergangenen Jahre 
an ſeinem Bildungsweſen weitergearbeitet. Über 
die abgehaltenen Fortbrldungskurſe und Prüfungen 
werden die Herren Obmänner noch berichten. 

Zuletzt, aber nicht als Letztes, kann daun der 
Verein ſeine Fortſchritte auf dem Wege der 
materiellen Sicherung ſeiner Mitglieder buchen. 

In Nr. 40 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, Jahr⸗ 
gang 1920, ſind Gehaltsrichtlinien für Pommern 
bekanntgegeben, in Nr. 41 für Württemberg, in 
Nr. 47 ſolche für Schleswig⸗Holſtein und Schleſien, 
in Nr. 49 ſolche für Brandenburg, in Nr. 24 Jahr⸗ 
gang 1921 ſolche für den Kreis Schlawe und den 
Freiſtaat Sachſen, in Nr. 27 ſolche für Caſſel und in 
Nr. 29 ſolche für Hannover, ferner die Allgemein⸗ 
verbindlichkeit für Brandenburg. Für Schleſien 
war ſie ſchon früher trotz Einſpruch des Herrn 
Puſch ausgeſprochen worden. Damit iſt wieder 
ein gutes Stück Arbeit geleiſtet, um ſo erfreulichere 
Arbeit, als mit dem Fallen des Reichsrahmen⸗ 
tarifes der Ausblick in die Zukunft trübe 
war. Es iſt damals viel ehrliche, ſaure Arbeit zu 
Grabe getragen worden, aber kaum eine ver⸗ 
lorene, da die ganze Materie in einer ſo intenſiven 
Weiſe bearbeitet worden iſt wie nie zuvor. Das 
hat natürlich manche Erkenntnis gezeitigt. Dem ent⸗ 
gangenen Reichstarif ſoll der Verein keine Träne 
nachweinen, da er immer nur ein Minimaltarif 
hätte werden können. Wenigen ein Vorteil, 
vielen ein Nachteil! Die Gehaltsabkommen na 
Ländern und Provinzen vermögen den Nachtei 
des Standes, daß er noch ein unausgeglichener 
iſt, auch nur zu mildern, nicht zu beſeitigen. Be⸗ 
ſeitigen können wir aber die Nachteile des freien 
Berufes dadurch, daß wir immer weiter arbeiten 
an der Ertüchtigung unſeres Standes, daß wir 
von der heranwachſenden Generation Kenntniſſe 
und Leiſtungen fordern, mehr als bisher. Der 
Wald braucht gute Pfleger. Neue Anforderungen 
für Wald und Förſter ſtehen ſchon in der Tür bereit 
zum Eintritt in die Praxis. 

Jagdſchloß, Anfang Auguſt 1921. 

Oberförſter Schwabe. 
CH 


Ortsgruppe 3 der Bezirksgruppe 
Oft, und Weſtpreußen (I). 

Die für den 4. September 1921 anberaumte 
Ortsgruppenverſammlung findet ſpäter ſtatt, der 
Termin wird noch bekanntgegeben. 

Forſthaus Damerau, 23. Auguſt 1921. 

J. A.: Nehrke, Schriftführer, Bezirksgr. I. 

* 


Bezirksgruppe 
Württemberg, Baden und Hohenzollern (TVI). 
Bericht 
über die Bezirksgruppenverſammlung 
am 21. Juli 1921 in Schwäb.⸗Hall. 
Nach Begrüßung der zahlreich erſchienenen 
Mitglieder und Gäſte und Verleſung eines 
Telegramms des an der Tagungsteilnahme ver⸗ 
hinderten Mitgliedes Herrn Freiherrn v. . 
Präſident des Reichsforſtwirtſchaftsrats, dem ſich 
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auch der Vorfitzende des Württembergiſchen 
Waldbeſitzerverbandes, Se. Erlaucht Herr Graf 
Rechberg mit guten Wünſchen anſchloß, wurde 
von dem Vorſitzenden, Herrn Oberförſter Dickhaut, 
zu der umfangreichen Tagesordnung übergegangen. 
Zu Punkt 1, Bericht über die Wintertagung in 
Berlin, erſtattete an Stelle des verhinderten Herrn 
Forſtmeiſters Haus der Vorſitzende den Bericht. 
Über die Tagung in Berlin wurden die Mitglieder 
bereits durch die Berichte in Nr. 13 und éi 
informiert; unter Hinweis darauf wurden von 
dem Vorfitzenden nur die Hauptpunkte eingehend 
vehandelt. Er führte aus, daß unter den großen 
Schwierigkeiten, die Verſchiedenheiten der einzelnen 
Gebiete zuſammenfaſſen, der Reichsrahmentarif ge⸗ 
ſcheitert ſei. Den Hauptgegenſtand der ſeiner⸗ 
zeitigen Tagung bildeten die Verhandlungen über 
den Anſchluß an den Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbund. Nach eingehender Prüfung der 
Sachlage ſchloß ſich der Verein für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands mit der Geſamtzahl ſemer 
Beamten und Angeſtellten als Fachſondergruppe 
vorläufig an. Zu Punkt 2, Wahl eines Mitgliedes 
zum Förſterausſchuß, wurde auf Vorſchlag das in 
Aulendorf proviſoriſch gewählte Mitglied Herr 
Förſter Raſch in Unterſchwarzach einſtimmig 
wiedergewählt bzw. beſtätigt und als Stellvertreter 
Herr Förſter Bullinger in Schwaigern gewählt. 
Zu Punkt 3 wurde einſtimmig beſchloſſen, den Vor⸗ 
ſitzenden als Vertreter der Bezirksgruppe XVII 
zu der Hauptverſammlung nach Kolberg zu ent⸗ 
ſenden. Zu Punkt 4, Bericht über Tarifverhand⸗ 
tungen und Gehaltsfragen. Bei der Gründung 
der Gruppe in Aulendorf (April 1920) wurde 
der dringende Ruf aus der Verſammlung laut, 
möglichſt ſchnell an die Verbeſſerung der Gehalts⸗ 
verhältniſſe heranzutreten durch Abſchluß eines 
Tarifes. Wie der Vorſitzende berichtete, war es 
trotz wiederholter Verhandlungen nicht möglich, 
einen Tarif zum Abſchluß zu bringen, es kam 
nur zur Feſtlegung von Richtlinien. Wie feit- 
geſtellt werden konnte, haben auch die viel Gutes 
gewirkt. Wenn ſich Beamte in Gehaltsfragen 
benachteiligt glauben, fo mögen ſie ſich ſchriftlich 
an den Vorſitzenden unter genauer Darlegung 
der Verhältniſſe wenden. Dieſer wird dann durch 
Vermittelung des Waldbeſitzerverbandes ihre 
Intereſſen vertreten. 

Durch die inzwiſchen 1 Verteuerung 
aller Lebensbedürſniſſe find die voriges Jahr auf» 
geſtellten Richtlinien längſt überholt. 

Bereits am 13. März d. J. wurde von dem 
Vorſitzenden an den Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbund in Berlin der Antrag auf Tarif⸗ 
abſchluß mit rückwirkender Kraft geſtellt; bis 
heute iſt es aber trotz wiederholter Mahnungen 
nicht zum Abſchluß eines ſolchen gekommen. 

Von der Verſammlung wurde einſtimmig eine 
Reſolution gefaßt, die dem Vereinsvorſtand zu⸗ 
geleitet werden ſoll. 

Zu Punkt 5, Abhaltung von Forſtgehilfen⸗ 
und Förſterprüfungen, vertrat die Berfammlung 
den Standpunkt, daß dieſe Prüfungen im Intereſſe 
der Ausbildung der Privatforſtbeamten dringend 
notwendig ſeien, und wurde in Anbetracht deſſen 
einſtimmig folgender Beſchluß gefaßt: Die Be⸗ 
zirksgruppe ſtellt ſich voll und ganz hinter die in 
der Ausſchußſitzung des Reichsverbandes Deutſcher 
Waldbeſitzerverbände vom Mai 1921 in 
Heidelberg hinſichtlich Ausbildung und Prüfung 
der Privatforſtbeamten gefaßten Beſchlüſſe, wie ſie 
in Punkt 3, Ziffer 1, 2 und 3 niedergelegt find. 


Die Bezirksgruppen Bayern und Württemberg, 
die in dieſer Frage nm vorgehen wollen, 
halten es für dringend notwendig, daß in dieſem 
Jahr eine Forſtgehilfenprüfung abgehalten wird, 
da bereits mehrere Anmeldungen zu dieſer Prüfung 
vorliegen. Zu Punkt 6 wurde beſchloſſen, daß die 
Lehrreviere von der Bezirksgruppe ausgewählt 
werden und daß die betr. Lehrherren Mitglieder 
des Vereins find; die Lehrlinge müſſen bei der 
Bezirksgruppe angemeldet ſein, denn nur ſolche 
haben Ausficht, in die Forſtſchule aufgenommen 
und zu den Prüfungen zugelaſſen zu werden. 
Der Wunſch nach einer e für Süd: 
deutſchland wurde allgemein laut und ber Er⸗ 
wartung Ausdruck verliehen, daß der Verein jede 
ſich bietende Gelegenheit, eine ſolche zu errichten, 
ergreifen ſolle. 

Zu Punkt 7 wurde beſchloſſen, die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ als Vereinsorgan beizubehalten; an⸗ 
geregt wurde, die Zeitung möge auf Verwaltungs⸗ 
koſten bei den einzelnen Herrſchaften gehalten 
werden und bei den Beamten zirkulieren. Als 
Ort für die nächſte Verſammlung wurde Ravens⸗ 
burg gewählt; anſchließend daran eine Exkurſion 
in das Fürſtl. Wolfeggſche Revier Waldburg. Zu 
Punkt 8. Von der Bildung von Ortsgruppen 
wurde Abſtand genommen, dagegen beſchloſſen, 
möglichſt zwei Verſammlungen im Fahr zu halten, 
um allen Mitgliedern wenigſtens die Teilnahme 
an einer Verſammlung zu ermöglichen. Vom 
Vorſitzenden wurde darauf hingewieſen, daß bei 
der Geſchäftsſtelle in Eberswalde ein Stellen⸗ 
nachweis eingerichtet iſt, der den ſtellenloſen Mit⸗ 
gliedern zur Benutzung empfohlen wird. Für 
ſpäter kann evtl. an die Errichtung eines Stellen⸗ 
nachweiſes für Bayern und Württemberg in 
Verbindung mit der Forſtſchule gegangen werden. 
Wünſchenswert wäre es auch, daß die Guts⸗ 
herrſchaften, ſoweit dies noch nicht geſchieht, es den 
Beamten durch Zuſchüſſe ermöglichen, an den 
Exkurſionen teilzunehmen. Mit einem warmen 
Appell zu reger Werbetätigkeit — denn nur durch 
Zuſammenſchluß und Einigkeit läßt ſich etwas 
erreichen — ſchloß der Vorſitzende die Verſammlung. 
Im Namen der Bezirksgruppe dankte Herr Forſt⸗ 
verwalter Müller dem Vorſitzenden für ſeine 
aufopfernde und erfolgreiche Tätigkeit. 

. Am 22. Juli fand eine Exkurſion nach Gaildorf 
ſtatt, die Führung hatte Herr 1 0 Rau 
übernommen. Es hieße „Eulen nach Athen 
tragen“, wollte man 1 1 über das Geſehene 
berichten, denn man befand ſich an der Wiege 
des Wagnerſchen Blendſaumſchlages. Hochbe⸗ 
friedigt ſchieden die Teilnehmer, nachdem noch 
der Vorſitzende Herrn Forſtmeiſter Rau den Dank 
für die Führung und gehaltvollen Erläuterungen 
abgeſtattet hatte. A. G. 

2 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
beireffenden Vorſtände sder der Emfſender. 


Baugenoſſenſchaft Preußiſcher Staatsforſt⸗ 
beamten des Regierungsbezirks Breslau, 
E. G. m. b. H. 

Am 30. Juli 1921 fand in Breslau eine 
Generalverſammlung der Baugenoſſenſchaft fott 
Erſchienen waren 11 Mitglieder. — Nachdem 
der Vorfitzende die Beſchlußfähigkeit der Ver⸗ 
ſammlung feſtgeſtellt hatte, wurde zur Tages⸗ 
ordnung übergegangen. 1. Die Prüfung der 
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Kaſſe erfolgte durch den Auſſichtsrat, deſſen 
Vorſttzender bekanntgab, daß die Kaffe in beſter 
Ordnung vorgefunden ſei. 2. Es wurde beſchloſſen, 
daß der Ya für jedes im Bau befindliche 
Anwärterdienſtgehöft ſowie für jedes zum Ans 
kauf geeignete Privatgehöft bis zu 100000 4 
(Einhunderttaufend Mark) Anleihen aufnehmen 
darf. Auf das faft fertiggeſtellte Gehöft in Stein⸗ 
dorf ſoll eine Hypothek von der Kreiskaſſe auf⸗ 
genommen werden, da der Kreis beſtimmte Gelder 
für Siedlungsbauten zur Verfügung ſtellt. 3. Die 
laut Statuten erforderliche Erſatzwahl für die nach 
einem Jahre ausſcheidenden Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes und des Auſſichtsrates ergab keine Ver⸗ 
änderung, ſondern es wurden dieſelben Perſonen 
wiedergewählt. 4. Es wurde beſchloſſen, ſchon 
jetzt die geeigneten Bauplätze für Anwärterdienſt⸗ 
gehöfte vom Staat anzukauſen und alle Vor⸗ 
arbeiten ſo weit zu fördern, daß mit dem Bau der 
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noch in Ausſicht genommenen Dienſtgehöfte, die 
zum Teil ſchon genehmigt ſind, im zeitigen Früh⸗ 
jahr ſofort begonnen werden kann. Etwaige neue 
Bauvorſchläge ſind vom Vertrauensmann jeder 
Oberförſterei im Einvernehmen mit dem betreffen⸗ 
den Oberförſter unter Beifügung eines Lageplanes 
an den Vorfitzenden Förſter Fuhrmann, Peiſter⸗ 
witz, Kreis Ohlau, zu ſenden. 5. Ein kurzer 
Bericht des Vorſitzenden über Verhandlungen mit 
dë Regierun etref3 Bau und Übernahme 
der Anwärterdienſtgehöfte zeigte, mit welchen 
Schwierigkeiten die Genoſſenſchaft zuweilen zu 
kämpfen hat, ehe ſie zum Ziele gelangt. 6. Da 
auch Nichtmitglieder des Vereins Preußiſcher 
Staatsforſtbeamten der Baugeno ne als 
Mitglieder angehören, wurde beſchloſſen, alle Be⸗ 
richte der Baugenoſſenſchaft auch der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ zur Veröffentlichung zu überſenden. 
Der Vorſtand. J. A.: Konietzko. 


Freier Meinungsaustauſch. 


Zur Erwiderung. 


des Preußiſchen Förſtertages in Berlin leſe 
ich, daß Herr Förſter Ludewig, ſeines Amtes 
2. Vorſitzender des Vereins Preußiſcher Staats⸗ 
förſter, mir die beſondere Ehre gibt, eine von mir 
gemachte Außerung vor das Forum dieſes Vereins 
zu ziehen. Ich bin Ihnen, Herr Förſter 
Ludewig, hierfür ganz beſonders dankbar, denn 
Sie halfen meinen Zweck erfüllen, daß auch die 
Mitglieder Ihres Vereins reſtlos dieſe meine 
Anſicht erfahren. Daß Sie gerade dieſen Punkt 
meines Leitartikels herausgreifen, iſt bezeichnend, 
und er ſcheint es Ihnen derart angetan zu haben, 
daß Sie es für nötig befanden, ihn Ihren Mit⸗ 
gliedern, gewürzt mit einer Doſis Gehäſſigkeit, 
vorzuſetzen, vielleicht in dem Glauben, daß hier 
oder dort doch noch jemand an ſeine Sehnſucht 
nach der Revierförſterei wenigſtens erinnert ſein 
möchte. 

Sie haben recht, Herr Förſter Ludewig, 
auch an Ihnen iſt mir früher nichts Bewegendes 
aufgefallen. Sie wiſſen, daß in der guten alten 
Zeit noch nicht ſo viel geredet wurde. Dieſen Grund⸗ 
ob ſollten einzelne erden ſich auch jetzt etwas 
mehr zu eigen machen. Es macht keinen guten Ein⸗ 
druck, wenn jemand glaubt, faſt auf jeder Seite 


eines ſolchen Berichtes, der ſich auf drei Tage 


Auf Seite 67 des Berichtes über die u‘ eritreckt, mit feinem Namen glänzen zu müſſen. 


Und was wird alles zuſammengeredetl Au 
Ihre Ausführungen auf Seite 67 bedürfen wahrli 
einer Prüfung auf den Takt hin. Ob hier der nötige 
Takt gewahrt iſt, wenn Sie unter Anführung einer 
Außerung eine Erklärung der Herren höchſten 
Chefs unſerer Forſtverwaltung in Verbindung 
bringen, iſt mehr als zu bezweifeln. Eine Be⸗ 
lehrung von Ihnen über Anwendung von Takt 
anzunehmen, lehne ich ſelbſtverſtändlich ab. 
Erfreut hat es mich, zu hören, daß Sie im 
Laufe der Jahre Ihre Führertalente ſelber entdeckt 
haben, denn auf Seite 79 erklären Sie, daß es 
möglich war, ſo viele Talente heranzuziehen, die 
früher brach gelegen haben. Wenn ſich ein Talent, 
wie dieſes, gegen früher in der Stille gebildet hat, 
0 ſoll man es in dieſer Selbſterkenntnis auch nicht 
er Allgemeinheit vorenthalten. Auch hier iſt der 
alte Verein die Bildungsſtätte geweſen, aus deſſen 
Born die vielen wertvollen Kräfte fließen, die dem 
Verein in taktvoller Weiſe nutzbar gemacht werden 
können, denn auch aus dieſem Grunde, Herr 
Förſter Ludewig (ſiehe Seite 8), den alten Führer 
des Förſterſtandes mit an führender Stelle zu 
ſehen — ſind Sie 2. Vorſitzender! 
Revierförſter Hanſen⸗Reinbek. 
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schriftlich, 


der „Deutſchen 
an die Poſtanſtalt zu richten, 


die Zeitung abholen oder durch den Briefträger zugeſtellt erhalten. 


Alle Beſchwerden wegen Unregelmäßigkeit in der Zuſtellung 


Forſt⸗Zeitung“ find zunächſt, und zwar 
von der die verehrlichen Poſtabonnenten 
Nur wenn die bei 


der Poſtanſtalt angebrachte ſchriftliche Beſchwerde nutzlos geblieben iſt, wolle man ſich unter 
Mitteilung des Datums der Eingabe und der betreffenden Poſtanſtalt an uns wenden. 

Abonnenten, die die „Deutſche Forſt⸗ Zeitung“ direkt unter Streifband beziehen, wollen wegen 
etwaiger unregelmäßiger Zuſtellung der Zeitung direkt an uns ſchreiben. 


Die Er pedition. 


Deutſche Forit- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandbversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil“, Vereins zur 

Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu Neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 

Viehversicherungsvereins der Forstbeamten a. 6. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 

Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen $taatsförstervereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 

lands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1840), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 


Tre Dentſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 
anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 
Deutſchland und das alte SOſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 
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Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Gelege vom 19. Jun 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
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Neudamm, den 11. September 1921. 
Die Aufrückungsſtellen der Staatsförſter im Hinblick auf die 
vorhandenen Wartegeldempfänger und die in der Zeit vom 1. April 
1920 bis März 1921 in den Ruheſtand getretenen Förſter. 


Ein eigenartiges Mißgeſchick iſt mit den behalten. Denn fie werden ja wieder aktive 


Aufrückungsſtellen der Staatsförſter verbunden. 
Rechte ren haben fie allen Beteiligten 
nicht gebracht, da die Neuregelung der Reihen: 
folge für das Aufrücken nicht überzeugend be⸗ 
gründet erſcheint. Die angeblich einmütige 
Beſtätigung des eingeſchlagenen Verfahrens 
allein kann bei tieferem Zuſehen die Tatſache 
nicht rechtfertigen, daß der Begriff des Dienſt⸗ 
alters eine Auslegung erfahren hat, die ſich 
mit der Bedeutung des Wortes und dem durch 
ſeine Anwendung Gewollten nicht deckt. Das 
geht klar aus dem nun unter dem 11. Juni d. J. 
veröffentlichten Staatsminiſterialbeſchluß hervor, 
der das allgemeine Dienſtalter der Staats⸗ 
beamten regelt (ſiehe „D. F.⸗Z.“ Nr. 33 
S. 627/28) und nach dem ſich das allgemeine 
Dienſtalter (Dienſtalter im Sinne des B.⸗D.⸗E.⸗G. 
faſt immer mit dem Beſoldungsdienſtalter 
decken muß. Das beweiſt, wie richtig unſere 
in dem Hauptartikel der Nr. 17 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ dargelegte Auffaſſung war. 
Aber, abgeſehen von dieſem Umſtande, hat 
die Ausſchließung der Wartegeldempfänger und 
der in der Zeit vom 1. April 1920 bis März 
1921 in den Ruheſtand verſetzten Staats förſter 
von der Erlangung der Aufrückungsſtellen 
recht große Verbitterung erzeugt. Wir wollen 
heute den näheren Gründen dafür nachgehen und 
nachprüfen, ob die Verbitterung zu Recht beſteht. 
Zunächſt die Wartegeldempfänger. Es 
handelt ſich um alle, die auf Warte⸗ 
geld geſetzt wurden, weil ſie über 60 Jahre 
alt waren. Die wenigen jüngeren, 
welche nur ſo lange Wartegeld beziehen, als 
ſie keine neue Stelle erhalten können, ſcheiden 
bei dieſer Betrachtung aus, da ſie ja die 
beſtimmte Ausſicht auf eine Aufrückungsſtelle 
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Beamte und kommen zu ihrem Recht, ſobald 
ſie wieder Stelleninhaber geworden ſind. Die 
über 60 Jahre alten Beamten aber ſollen doch 
bekanntermaßen andere Stellen nicht mehr er⸗ 
halten, ſollen alſo damit auch für Aufrückungs⸗ 
ſtellen nicht mehr in Frage kommen. — Was 
hat es mit dieſen Beamten für eine Bewandtnis? 
Es ſind Beamte der abgetretenen Gebiete, die 
in fremden, entwürdigenden Dienſten nicht 
bleiben wollten und konnten, und die deshalb, 
wie alle andern Beamten, gemäß den An⸗ 
ordnungen der Staatsregierung den Dienſt 
niederlegten und abzogen. Sie ſind in keiner 
Beziehung geringer zu bewerten als alle 
andern aktiven Beamten, haben dieſelben Ver⸗ 
dienſte um das Deutſchtum, dieſelben dienſt⸗ 
lichen Leiſtungen, dasſelbe Leid der Vertriebenen 
aufzuweiſen. Und doch werden ſie anders 
behandelt. Ihre gleichalterigen Kollegen im 
Reſtſtaate ſind in alter Weiſe im Dienſt, werden 
wahrſcheinlich auch noch auf andere Stellen 
verſetzt, haben nicht das Leid der Vertriebenen 
kennengelernt und nicht ihren Schaden erlitten. 
Dazu haben ſie die ſichere Ausſicht, das höhere 
Gehalt der Aufrückungsſtellen und ſpäter das 
höhere Ruhegehalt zu erreichen. Das Unrecht, 
das den Wartegeldempfängern geſchieht, iſt 
danach ſonnenklar, und es muß große Ver⸗ 
wunderung erregen, daß es nicht anerkannt wird. 

Man ſagt, es lohne ſich nicht mehr für die 
Betroffenen, neue Stellen zu übernehmen. Sie 
würden bei der Höhe der Uebernahmekoſten 
während ihrer nur noch, kurzen dienſtlichen 
Tätigkeit mit größten wirtſchaftlichen Schwierig⸗ 
keiten zu kämpfen haben. Wir meinen, 
daß das kein Grund ſein dürfte, Beamten, 
deren Laufbahn ohne ihre Schuld ein un⸗ 
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freiwilliges Ende geſetzt iſt, die Möglichkeit 
des Aufrückens in ſo harter Weiſe zu nehmen. 
Sie werden gern auf Stellen mit nennens⸗ 
werter Wirtſchaft verzichten. Es gibt doch 
Stellen genug, die kein oder nur geringes 
Wirtſchaftsland haben, die von andern Beamten 
ungern genommen werden, und die trotzdem 
erfahrene Inhaber brauchen. Da wären die 
Wartegeldempfänger die gegebenen Perſönlich⸗ 
keiten und würden ſicher gern ihre reiche 
dienſtliche Erfahrung, ihren erprobten Eifer 
und ihre noch ungebrochene Kraft dem Staate 
zur Verfügung ſtellen. 

Es wird der Einwand gemacht, die ſo überaus 
ſchlechten Anſtellungsverhältniſſe ließen es nicht 
zu, die Wartegeldempfänger erneut zu ver⸗ 
wenden. Das kann unmöglich anerkannt 
werden. Denn erſtens hat das überalterungs⸗ 
geſetz ſehr verbeſſernd gewirkt und trägt 
ſtändig zur Beſſerung der Anſtellungs⸗ 
verhältniſſe bei, und zweitens kann ein offen⸗ 
ſichtliches Unrecht, das einerſeits nur relativ 
wenige ohne ihr Zutun einſeitig Benach⸗ 
teiligte in überaus verbitternder Weiſe trifft, 
anderſeits den weitaus größten Teil völlig 
gleichartiger Beamten in bisheriger normaler 
Lage läßt, nicht geſchehen, um verbeſſernde 
Maßnahmen für den ganzen Stand zu recht⸗ 


fertigen. Es handelt ſich unſerer Schätzung 
nach doch nur um weniger als 100 Beamte. 


Von dieſen wird ſicher noch eine Anzahl freiwillig 
ausſcheiden, weil manche Wartegeldempfänger 
aus mannigfachen Gründen nicht wieder in den 
vollen aktiven Dienſt gehen können. Der Reſt 
kann alſo nennenswert die Anſtellungs verhältniſſe 
nicht mehr beeinfluſſen, ſo daß auch in dieſer 
Beziehung Beſorgniſſe gar nicht am Platze ſind. 
Außerdem käme ſchließlich noch die Verleihung 
überzähliger Förſterſtellen in Frage, die ſicher 
niemandem in der Laufbahn Schaden zufügen 
könnte. Es wäre ſehr zu wünſchen, daß die 
Verwaltung dieſen Erwägungen nähertritt. Sie 
würde ſich manchen Dank ſchaffen und den 
Vorwurf der Ungerechtigkeit beſeitigen. 
Wenden wir uns nun zu den in der Zeit 
vom 1. April 1920 bis März 1921 in den 
Ruheſtand Getretenen. Die Betrachtung des 
ihnen Widerfahrenen ergibt auch ein eigen⸗ 
artiges Gemiſch von Recht und Unrecht, jeden⸗ 
falls kein klares Recht. Man bedenke: Das 
neue B.⸗D.⸗E.⸗G. iſt vom 1. April 1920 ab rück⸗ 
wirkend in Kraft getreten. Inzwiſchen wurden 
nach unſern Ermittlungen — die ſich auf die 
Veröffentlichungen in der „D. F.⸗Z.“ ſtützen — 
rund 150 Beamte veranlaßt, in den Ruheſtand 
8 treten. Sie folgten nach alter preußiſcher 
eamtenart dem mehr oder weniger ſanften, 
geſetznäßig nicht begründeten Druck, eine 
erhebliche Zahl gleichalteriger „Hartleibiger“ 
widerſtand und — erhielt als Belohnung, 
da ſie erſt zum 1. April 1921, dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des überalterungsgeſetzes, 
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in den Ruheſtand trat, noch rückwirkend 
vom 1. April 1920 ab Aufrückungsſtellen 
und damit eine erhebliche A rer an 
Gehalt und ferner dauernd höhere Ruhegehälter. 
Die letztgenannte Art der Ruheſtandsbeamten 
hat alſo dadurch, daß ſie die Verbeſſerung der 
Anſtellungsverhältniſſe aufgehalten hat und erſt 
auf geſetzlichen Druck hin Platz machte, ganz 
anſehnlichen Vorteil. Sind das nicht bedenk⸗ 
liche Lehren für die Zukunft und müſſen ſie 
nicht unbedingt dazu beitragen, den Geiſt im 
Beamtentum zu verſchlechtern und das Mißtrauen 
gegenüber der Staatsverwaltung wachzuhalten? 
Denn dieſe hat wiederholt verſichert, daß das 
B.⸗D.⸗E.⸗G. allen Beamten durch feine Rück⸗ 
wirkung die vollen Vorteile bringen ſollte. 
Das iſt zweifellos hier nicht geſchehen. Es 
darf angenommen werden, daß alle dieſe alten 
Beamten Aufrückungsſtellen erhalten hätten, 
wenn ſie alle noch bis zum geſetzmäßigen 
„Abſägen“ im Dienſte geblieben wären. Dabei 
berückſichtige man, daß es wohl den meiſten 
von ihnen nicht leicht geworden iſt, den Wunſch 
der Behörde zu erfüllen, da ſie in dieſer 
ſchweren Zeit mancherlei Sorgen für ihre 
ſpäteren Lebensbedingungen hatten. Man hätte 
ihnen die jetzige Reue und Bitterkeit wegen 
des ſchwerwiegenden, ſich nun als zu früh 
getan erwieſenen Schrittes erſpart, wenn man 
ſie hätte an den Vorteilen des Geſetzes voll 
teilnehmen laſſen, was ſie damals als ſicher 
annehmen durften. Denn dann hätten ſie 
nun nicht das Gefühl des Übervorteiltfeing 
gegenüber den „Hartleibigen“, und die gleich 
hohen Ruhegehaltsbezüge würden ſie nicht zu 
zahlenmäßigem Vergleiche ihres Einkommens 
mit dem der andern ſichtlich Bevorzugten ver⸗ 
anlaſſen. Die Gründe, die die Staatsregierung 
für ihr Verfahren angibt, mögen „rechtlich“ 
haltbar fein, mit den nackten harten Tatſachen 
ſtehen ſie aber nicht im Einklang. Ahnlich liegen 
die Verhältniſſe bei einem Teil der in der 
angegebenen Zeit Verſtorbenen (etwa 35); die 
Hinterbliebenen haben nun darunter zu leiden. 


Zwar haben zahlreiche Beamtenorganiſationen, 
wie man lieſt, Schritte getan, um die ge⸗ 
ſchilderten Mißverhältniſſe zu beſeitigen. Es 
ſollen Verhandlungen mit der Staatsregierung 
ſchweben. Im Reiche ſoll die Sache ſchon 
weiter gefördert ſein. N Ergebniſſe 
in Geſtalt von befriedigenden Beſtimmungen 
liegen aber noch nicht vor. 


Sollten unſere Ausführungen den Gang 
der Angelegenheit günſtig beeinfluſſen können, 
ſo würden wir uns herzlich freuen. Jeden⸗ 
falls haben wir gern verſucht, die Sache 
vom Standpunkte der betroffenen Beamten zu 
beleuchten und hielten uns infolge dringender 
Zuſchriften dazu für verpflichtet, da es ſich 
um eine gute Sache handelt. 


Die Schriftleitung. 
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Die Buche im nordoſtdeutſchen Kiefernwalde. 


Von Forſtrat Dr. 


Hermann Vertog. 


(Fortſetzung.) 


VI. Die Buche in den Kiefern⸗Fichten⸗ Gebieten 


des nordoſtdeutſchen Tieflandes. 

Im oſtpreußiſchen Kiefern⸗Fichten⸗Gebiet iſt 
die Buche auf den ſchmalen Weſtteil zwiſchen 
Königsberg⸗Ortelsburg und Elbing⸗Neidenburg 
beſchränkt. Dort tritt ihr aber ſchon vielfach die 
Hainbuche zur Seite, weiter öſtlich wird ſie über⸗ 
haupt von ihr erſetzt. . n 

Im ganzen iſt die Buche in ihrem oſtpreußiſchen 
Bereich nicht häufig. Die Fichte übernimmt ihre 
Rolle. 

Dies gilt auch für das ſchleſiſch⸗lauſitziſch⸗ 
ſächſiſche Kiefern⸗Fichten⸗Tieſland, wo als weitere 
Schattenholzart die Tanne hinzutritt. Während 
aber in Oſtpreußen die Standortsverhältniſſe 
dem Laubholz im allgemeinen noch verhältnis⸗ 
mäßig günſtig ſind, iſt dies hier vielfach nicht der 
Fall. Auf weiten Flächen treten ſtarke Trocken⸗ 
torfbildungen (Rohhumus) auf, die dem Buchen⸗ 
keimling gefährlich ſind. 

Die Wirtſchaft iſt in beiden Gebieten über⸗ 
wiegend einſeitig auf Kiefern⸗Fichten⸗Nachzucht 
eingeſtellt. Dieſe gewährt zwar den Vorteil des 
höheren Maſſenzuwachſes gegenüber dem reinen 
Kiefernbeſtande. Immerhin ſollte die Rückſicht 
auf Bodenpflege und Gefahrenverminderung 
doch Veranlaſſung ſein, die Buche nicht ganz zu 
3 b 

Die beſte Form der Vergeſellſchaftung (0 
horſtweiſe Trennung der Beimiſchung von Buche 
und Fichte (und Tanne) im Kieferngrund⸗ 
beſtande. 

Die Buchenhorſte brauchen nur ſo groß zu 
fein, daß ſie von der Fichte nicht unterdrückt 
werden. Aber ſie ſollten nach Möglichkeit ſo 
zahlreich ſein, daß ihr Laubabfall der ganzen 
Bodenfläche zugute kommt, damit die Trocken⸗ 
torfbildung der Fichtennadeldecke bekämpft wird. 

Im allgemeinen werden die unteren Grenzen 
der Bodengüte für Fichte und Buche ſich decken. 
Ausnahmsweiſe wird man mit der Buche etwas 
weitergehen können, wenn der Boden für guten 
Fichtenwuchs ſchon etwas zu trocken, aber für 
die Buche noch mineralkräftig genug iſt. Ander⸗ 
ſeits wird man auf ſauren Böden mit der Fichte 
weitergehen können als mit der Buche. In 
Schleſien wird überall, wo die Tanne noch 
gedeiht, auch die Buche befriedigend wachſen. 

Im übrigen können die in Abſchnitt V für 
die Erhaltung und Einbürgerung der Buche auf⸗ 
geſtellten Grundſätze ſinngemäß angewendet 
werden“). Zu beachten iſt dabei, daß die Spät⸗ 
froſtgefahr in beiden Gebieten ſehr groß iſt und 
beſondere Vorſicht erfordert. 


*) Sie können auch angewendet werden für 
die Vergeſellſchaftung der Hainbuche mit der 
Kiefer, alſo im öſtlichen Oſtpreußen, auch ſonſt, 
wo die Buche ſelten iſt oder fehlt, die Hainbuche 
aber vorkommt gans beſonders auch auf Bruch⸗ 
böden und in ſch immen Froſtlagen. 


VII. Aubau und Pflege der Buche 
im Kiefernwalde. 
1. Samen⸗ und Pflanzenbeſchaffung. 

Ob auch die Buche echte, waldbaulich zu 
berückſichtigende Standortsraſſen ausgebildet hat, 
iſt noch nicht erwieſen, aber zu vermuten. Die 
Vorſicht fordert, daß nur Samen der heimiſcher⸗ 
Standortsraſſe verwendet wird. Aber dieſe 
Forderung iſt für die meiſten Reviere ſchwer, für 
ſehr viele kaum zu erfüllen. Dazu iſt die Buche 
zu ſelten geworden. Auf großen Flächen fehlen 
Samenbäume überhaupt. 

Unſere Samenhandlungen De bisher Die 
Laubholzſämereien noch mehr als den Nadelholz⸗ 
ſamen aus dem Auslande bezogen. Ich habe in 
Brandenburg ſogar ſchon Buchen kaukaſiſcher 
Herkunft in einem Unterbau feſtgeſtellt! Schuld 
daran ſind aber die Forſtwirte, die Bucheln auch 
dann haben wollen, wenn es in Deutſchland keine 


gibt. 

Deshalb muß zunächſt geraten werden, daß 
die Samenbeſchaffung auf reiche Maſtjahre 
beſchränkt wird, ſoweit man nicht ſelbſt ſammeln 
und auch geringere Samenjahre ausnutzen kann. 
Nur dann hat man die Gewähr, daß man wenigſtens 
deutſche Bucheln bekommt, wenn man vom 
Händler kaufen muß. Hierauf aber ſind viele 
Reviere heute angewieſen. Gefälligkeitsabgaben 
in Bucheln aus benachbarten Revieren ſind nur 
ſelten durchzuſetzen. Die haben entweder auch 
nichts oder brauchen das Wenige ſelbſt oder — 
gönnen, was ſie nicht für eigenen Gebrauch 
ſammeln, lieber ihrem Wilde. Im Buchen⸗ 
Oſtſeegebiet wird man ja ſchließlich etwas leichter 
einheimiſche Saat bekommen können. Aber weiter 
ſüdlich wird man meiſt Handelsſamen nehmen 
müſſen und lieber weſtdeutſche Buchen anbauen 
als gar keine. 

So ſteht es zurzeit. Es wird aber verſucht 
werden müſſen, in Zukunft die buchenreichen 
Reviere unſeres Gebietes zu veranlaſſen, daß ſie 
an buchenreine Reviere Saatgut abgeben. 

Die Bucheln müſſen im Oktober geſammelt 
werden. Wo man nur wenige Samenbäume Lë 
0 man nicht zu lange zögern, weil ſonſt das 
Wild zuviel wegnimmt. Dort wartet man aus 
demſelben Grunde zweckmäßig auch nicht das 
Abfallen ab, ſondern klopft die Bucheln ab auf 
untergelegte Saatlaken oder auf die kahlgefegte 
Baumtraufe (wo fie dann zuf nmel 
werden). Wo es aber viele Samenbäume gibt, 
kann man die Bucheln mit dem Laube zuſammen⸗ 
kehren und trennt ſie von dieſem durch ein grobes 
Sieb, das die Bucheln l läßt, das Laub 
aber zurückhält. Die Bucheln werden dann noch 
durch ein feines Sieb gereinigt, das ſie ſelbſt 
zurückhält, den feinen Schmutz aber durchfallen 
läßt. Das Aufleſen mit der Hand iſt meiſt zu teuer. 

Wenn die Bucheln nicht ſofort im Herbſt 
ausgeſät werden ſollen, werden fie eingemietet, 
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Wer Bucheln kaufen muß, ſoll dies im Herbſt 
tun. Die Samenhandlungen ſind gezwungen, 
ihre großen Vorräte trocken aufzubewahren. 
Darunter leidet die Keimfähigkeit. Auch anderen 
Revieren, die Bucheln aus Gefälligkeit abgeben, 
ſoll man das Überwintern nicht zumuten. 

Iſt man ausnahmsweiſe gezwungen, Bucheln 
im Frühjahr zu beziehen, ſo kann man an ihrer 
Farbe erkennen, ob ſie richtig aufbewahrt geweſen 
find. Sehen ſie (ſtatt lebhaft dunkelbraun) fahl 
und gelblich aus, ſo ſind ſie zu trocken gelagert 
geweſen. Sie müſſen dann vor der Ausſaat 
angefeuchtet werden. Man ſteckt ſie im Sack 
oder Korb einen Tag ins Waſſer. Größere 
Mengen feuchtet man mit der Gießkanne an. 

Zum Einmieten wird ein flacher Erdkaſten 
von etwa 30 bis 40 em Tiefe ausgehoben. Der 
Boden wird mit alten Säcken oder alter Pappe 
uſw. belegt, die Seitenwände werden gegen 
Mäuſe mit Wacholder (oder Fichtenreiſig) be⸗ 
kleidet. Dann ſchüttet man eine etwa 7 em hohe 
Schicht Bucheln hinein und bedeckt ſie mit einer 
dünnen Schicht Fichtenreiſig, Wacholder oder 
Rohr. Darauf kommt wieder eine Schicht Bucheln 
uſw., bis eine flache Miete entſteht. Dieſe wird 
mit etwas Laub gedeckt, das gegen Verwehen 
dünn mit Reiſig belegt wird. Um allzu große 
Näſſe und dichte Schneedecke abzuhalten, macht 
man ein einfaches Stroh⸗, Rohr⸗ oder Reiſigdach 
darüber. Dieſes darf aber nicht feſt aufſitzen, 
ſondern muß der Luft freien Zutritt laſſen. 
Gegen Mäuſe zieht man einen Graben mit 
Fallröhren herum. Natürlich NH die Miete auch 
gegen Wild geſchützt werden. Es ſchadet nichts, 
wenn die ſo aufbewahrten Bucheln ſchwach an⸗ 
gekeimt ſind. In dieſem Falle entnimmt man 
dem Lager nur immer ſo viel, wie an einem Tage 
ausgeſät werden ſoll. Das iſt überhaupt ratſam. 

Buchenpflanzen ſoll man möglichſt ſelbſt ziehen. 
Wenn ſie unmittelbar auf eine kahle Fläche 
gepflanzt werden ſollen, muß die Kampſtelle ſo 
age werden, daß ſie zwar möglichſt froſtfrei 
iſt, aber den Pflanzen volles Sonnenlicht gibt, 
damit ſie Lichtblätter bilden. Gegen Froſt ſchützt 
man die Keimlinge oder Kleinpflanzen in ſolchem 
Kamp leicht durch Beſtecken mit Kiefernreiſig, 
das nach Aufhören der Spätfroſtgefahr entfernt 
wird. Bei bedecktem Wetter kann dies auf 
einmal geſchehen, bei ſonnigem muß man es 
allmählich machen. Pflanzen, die nur für Unter⸗ 
bau beſtimmt ſind, zieht man natürlich beſſer 
unter Schirm oder ſtarkem Seitenſchutz, weil 
man dann keine Maßregel gegen Froſt braucht. 
Je Ar ſät man etwa 10 Liter (= 4 bis 5 kg = 
12 000 bis 20 000 Bucheln) in Rillen von 7 bis 
10 em Breite mit 20 bis 30 em Zwiſchenraum. 
Saatzeit: April, unter keinen Umſtänden ſpäter, 
weil die Bucheln dann bei Maidürre zu ſpät 
keimen und nicht mehr verholzen, oder weil ſie 
dann ſogar zum Teil überliegen*). 

*) Das überliegen kommt auch oft bei zu 
trockener Überwinterung vor. Auch die Jahrgänge 
ſcheinen dabei eine Rolle zu ſpielen. 
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Als Sämlinge kann man natürlich auch Wild⸗ 
linge benutzen, aber wegen ihrer Schattenblätter 
nur unter Schirm oder ſtarkem Seitenſchutz. Es 
bleibt auch ſonſt ein Notbehelf, weil das Aus⸗ 
heben meiſt ſehr teuer iſt und ſie in den meiſten 
Revieren fehlen oder an ihrem urſprünglichen 
Standort nicht entbehrt werden können. 

Um verſchulte Pflanzen zu erziehen, werden 
ein⸗ oder zweijährige Sämlinge verſchult. Der 
Verband richtet ſich nach der Höhe der ver⸗ 
wendungsreifen Pflanzen und ſchwankt zwiſchen 
25 und 50 em. Weiter als 50 em braucht man ſelbſt 
bei Heiſtern nicht zu gehen, denn der Heiſterkamp 
wird zweckmäßig allmählich ausgeraubt, indem 
ihm alljährlich die jeweils höchſten Pflanzen 
entnommen werden. Alle Pflanzen ſollen ihre 
unteren Zweige nach Möglichkeit behalten, alſo 
recht rauh werden. Die Baumſchere hat nur 
Zwieſelbildung zu verhüten. 

Benutzt man zum Schulkamp Wanderkämpe 
auf Schlagflächen, ſo läßt man ſchließlich eine 
Anzahl Buchen ſtehen und erzielt durch Aus⸗ 
pflanzen der ausgeraubten Fläche mit Kiefer 
gleich die gewünſchte Miſchung. Daß auf einem 
Standort, der der Buche beſonders günſtig iſt, 
damit nicht lange gewartet werden darf und 
nicht zuviel Buchen ſtehen bleiben dürfen, iſt 
ſchon geſagt. 

2. Saat oder Pflanzung? 

Die Saat iſt einfach, erfordert nicht viel 
Arbeit und gelingt an ſich leicht. Aber ihrer An⸗ 
wendung ſind meiſt enge Schranken gezogen. 
Selbſt wenn man im Frühjahr ſät, hat man noch 
ſtarke Verluſte durch Liebhaber der Bucheckern 
und Keimlinge. Die Froſtgefahr ſpielt ander⸗ 
ſeits keine Rolle, weil unter den obwaltenden 
Verhältniſſen faſt immer genügend Schirm vor⸗ 
handen iſt. Aber die Saat verſchlingt Ki viel 
Saatgut nämlich bei gleichem Verbande min⸗ 
deſtens dreimal ſoviel, als wenn man die Bucheln 
im Kamp ausſät und erſt die ein⸗ oder zwei⸗ 
jährigen Pflanzen ins Freie bringt. Vor allem 
aber ſoll ein gutes Samenjahr für mehrere Jahre 
reichen: im erſten Jahre gegebenenfalls Saat, 
daneben große Saatkämpe für die nächſten beiden 
Jahre und für die Erziehung von Schulpflanzen 
(bis zum Heiſter) in den folgenden Jahren. 

Auch ſtarker Gras⸗ und Unkrautwuchs ſpricht 
oft gegen die Saat. 

Für viele Ge ift die Saat überhaupt jo gut 
wie ausgeſchloſſen: Einmiſchung in Kiefern⸗ 
freikulturen, Ausfüllen von Lücken und Anreihen 
von Steilrändern in Naturverjüngungen uſw. 

3. Die Ausführung der Saat. 

Bei ſehr großen Flächen kann man den Boden 
mit dem Pfluge vorbereiten. Man kann ſowohl 
den Waldpflug wie einen flach gehenden Acker⸗ 
pflug oder Kartoffelhacken nehmen. Die Furche 
darf aber nur ganz flach werden, denn die junge 
Buche iſt ſehr empfindlich gegen vertieften Stand 
und kümmert dabei oft jahrzehntelang, beſonders 
wenn noch Gras⸗ und Unkrautwuchs hinzukommt. 
Hieran ſcheitert die Anwendung des Pfluges ſehr 
oft, denn wo der Boden noch leidlich rein ist (Moos 
decke), iſt der Beſtand in der Regel noch zu dicht 
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wildert, um flache Furchen ziehen zu können. ſchwache Sämlinge in Furchen klemmt, fo genügt 


Die Furchenſaat verſchlingt außerdem große ein Verband von 50 em in den Reihen. Bei 


Saatmengen (mindeſtens 20 kg je Hektar), wenn 
die Furchen nicht ſehr weit voneinander gelegt 
werden. Weit muß man allerdings den Furchen⸗ 
abſtand machen, wenn die Kiefer dazwiſchen 
verjüngt werden ſoll (Naturverjüngung, doppel⸗ 
hiebige Wirtſchaft uſw.). Je nach der Entfernung 
der 0 voneinander legt man 10 bis 
15 Bucheln auf den laufenden Meter Furche. 

Die Regel bildet die Plätzeſaat. Unter 1,5 m 
braucht man mit dem Verbande ſelbſt beim 
reinen Unterbau nicht zu gehen. Wenn man 
mit der Saat haushalten oder mit wenigen 
Arbeitskräften ſchwierige oder große Flächen 
bearbeiten muß, kann man bis zu etwa 3 m gehen. 
Dies muß man auch, wenn auch noch mit anderen 
Holzarten (namentlich Kiefer) verjüngt werden 
ſoll. Die Zahl der Plätze je Hektar ſchwankt 
alſo von rund 4500 bis zu 1000 herab. 
Die Plätze brauchen auf reinem Boden nur 
40 x 40 em groß zu fein. Bei reiner Nadel⸗ und 
Moosdecke können ſie mit der Harke gemacht 
und brauchen nur noch leicht durchgehackt 
zu werden. Je mehr der Boden verwildert iſt, um 
ſo größer müſſen ſie (mit der Hacke) gemacht werden. 
Iſt der Bodenüberzug ſehr dick, ſo müſſen ſie noch 
etwas aufgefüllt werden. Auf jeden Platz 
kommen je nach Verband und Größe der Plätze 
10 bis 20 Bucheln. Sie werden bei Frühjahrs⸗ 
ſaat nur 2 em hoch mit Erde bedeckt, bei Herbſt⸗ 
ſaat etwas ſtärker. Je Hektar werden beim 
1,5-m-Berbande (und 10 Bucheln je Platz) etwa 
12 kg gebraucht, beim 3⸗m⸗Verbande (und 
20 Bucheln je Platz) 5 kg. 

4. Die Pflanzung. 

Für ein⸗ und zweijährige Sämlinge wird 
der Boden vorbereitet wie für die Saat. Auch 
der Verband wird nach denſelben Rückſichten 
gewählt. Dieſe ſchwachen Pflanzen können auch 
noch mit dem Keilſpaten geklemmt werden. Ich 
ziehe es allerdings vor, Löcher mit einem Hohl⸗ 
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Plätzepflanzung kommt auf jeden Platz nur eine 
Pflanze (alſo je Hektar von 4500 bis hinab 
zu 1000). 

Lohden und Heiſter werden gepflanzt wie 
alle Laubholzpflanzen. Der Heiſter iſt an ſich 
nicht wünſchenswert, aber ſeine Verwendung iſt 
nicht zu vermeiden, um ein gutes Samenjahr 
lange auszunutzen, um beſondere Froſtgefahr 
zu überwinden, um bei beſtimmten Standorts⸗ 
und Beſtandsverhältniſſen die Vor⸗ oder Mit⸗ 
wüchſigkeit gegen die junge Kiefer zu ſichern, 
ſchließlich oft genug, um Wildſchutzmaßregeln 
zu vermeiden. 

Die gepflanzte Buche wächſt an ſich ni 
ſchlechter an als andere Laubhölzer. Ge 
ſieht man in den meiſten Pflanzungen viel Ab⸗ 
gang und Kümmern. In der Regel liegt dies 
an der falſchen Pflanzzeit. Man kann die Buche 
ſchon im Herbſt pflanzen und bei weichem Wetter 
ſogar im Winter, im Frühjahr dagegen nur ſehr 
früh. Deshalb ſoll man Buchenpflanzen ſchon 
im Herbſt beziehen, wenn man ſelbſt keine hat. 

Das zu ſpäte Pflanzen im Frühjahr beruht 
faſt immer auf falſcher Arbeitseinteilung. Die 
Betriebsbeamten neigen dazu, zuerſt die großen 
Arbeiten auszuführen, d. h. im Kiefernrevier die 
Kiefern⸗Neukulturen. Die kleinen „Flickarbeiten“ 
werden ans Ende geſchoben. Deshalb kommen 
oft die Nachbeſſerungen zu kurz, die Kiefernſaat⸗ 
kämpe werden zu ſpät geſät und die Miſchhölzer 
zu ſpät kultiviert. So kommt denn auch die 
Buchenpflanzung faſt immer ans Ende ſtatt an 
den Anfang der Kulturzeit! 

Je ſtärker die Buchenpflanze, um ſo empfind⸗ 
licher iſt ſie gegen zu ſpätes Pflanzen. Heiſter 
ſtehen dann oft ſehr lange, ohne auszutreiben, 
in ausgeſprochenen Dürrjahren (1911) ſogar bis 
zum nächſten Jahre, ſoweit ſie überhaupt am 
Leben bleiben. 

(Schluß folgt.) 


Der Deutſche Beamtenbund, wie er iſt, aber nicht ſein ſoll. 


Von Augur. 


Eine tiefgehende Erregung hat ſich heute des 
ganzen Beamtenſtandes bemächtigt, und wer 
unbefangen den Dingen gegenüberſteht, der kann 
natürlich nicht in Abrede ſtellen, daß mit Rückſicht 
auf den geſunkenen Geldwert und die ihm ent⸗ 
re Teuerungsverhältniſſe die Beamten- 
gehälter und die Bezüge der Penſionäre vollſtändig 
unhaltbar geworden ſind, vor allen Dingen aber 
mit den an die Veränderung der Lebensverhältniſſe 
immer wieder angepaßten Arbeiterlöhnen auch 
nicht annähernd gleichen Schritt gehalten haben. 
Daß die Beamten wenigſtens das notdürftige 
Auskommen haben müſſen, iſt eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit, aber es iſt doch nicht ganz einerlei, auf 
welchem Wege die Verwirklichung der notwendigen 
Forderungen ſtattfinden ſoll. 

Der Deutſche Beamtenbund hält den Zeit⸗ 
punkt für gekommen, ſeine Karten ziemlich offen 


Nr. 37 Bd. 36. 


auf den Tiſch zu legen, und wenn er heute auch 
noch eine gewiſſe Zurückhaltung übt und ſeine 
eigentlichen Abſichten notdürftig zu verſchleiern 
ſucht, ſo laſſen ſich doch die Umriſſe ſeiner künftigen 
Politik ſo weit erkennen, daß man nolens volens 
zu der Überzeugung kommen muß, daß es ſich bei 
ihm keineswegs allein um die Löſung wirtſchaftlicher 
Fragen, ſondern um die Eroberung einer Macht⸗ 
ſtellung handelt, die ſich in ganz bewußter Weiſe 
letzten Endes gegen die Intereſſen des Staates 
richten muß. : 

„Wie die gewerkſchaftlichen Organiſationen, die 
teils links, teils rechts gerichtet ſind, erkennen 
laſſen, iſt gewerkſchaftlich an ſich nicht als ſozialiſtiſch 
aufzufaſſen, aber der Allgemeine Deutſche Gewerk⸗ 
ſchaftsbund und die in der „Afa“ vereinigten An⸗ 
geſtellten ſtehen auf dem Boden des Sozialismus 
und deshalb auch unter der Herrſchaft der die 
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Sozialdemokratie repräſentierenden Parteien. Die 
freien Gewerkſchaften ſind die Stoßtrupps der 
Sozialdemokratie, und mit dieſen Gewerkſchaften 
ſtellt ſich der Deutſche Beamtenbund immer mehr 
auf eine Stufe. Das Bündnis läßt es erklärlich er⸗ 
ſcheinen, daß der Beamtenbund mit viel Stimmen⸗ 
aufwand dauernd ſeine parteipolitiſche Neutralität 
betont, wenn er ſie auch in Wirklichkeit längſt auf⸗ 
gegeben hat. 

Die Gegenſätze, die zwiſchen den Vertretern 
des Deutſchen Beamtenbundes und den genannten 
Spitzenorganiſationen bei der Neufeſtſetzung der 
Beſoldung in die Erſcheinung getreten ſind, dürfen 
nicht zu der Auffaſſung verleiten, daß es dem 
Deutſchen Beamtenbund wirklich nur darum zu 
tun iſt, rein wirtſchaftliche Fragen mit den freien 


Gewerkſchaften zum Austrage zu bringen, ſondern b 


die unvermeidlichen Blößen, die er ſich geben muß, 
laſſen erkennen, daß er auf den Schultern der 
freien Gewerkſchaften ſtehend und nach ihrem 
Vorbilde ſich zu einem politiſchen Machtfaktor 
auszuwachſen verſucht. 

Was der Deutſche Beamtenbund eigentlich 
will, geht aus der Annahme des nachſtehenden 
Antrages des Bundesvorſtandes durch den Bundes⸗ 
ausſchuß hervor. Er lautet: 

„Der Bundesausſchuß wolle beſchließen: 

Die durchaus unvollkommene Berückſichti⸗ 
gung der wiriſchaftlichen Belange der Beamten⸗ 
ſchoaft durch die maßgebenden Faktoren 
des Staates zwingt die deutſche Beamten⸗ 
ſchaft zur eigenen Wahrung ihrer berechtigten 
Intereſſen heute mehr denn je zu einer ſtraff 
geleiteten gewerkſchaftlichen Tätigkeit. 

Für alle Handlungen des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes muß das wirtſchaftliche Bedürfnis des 

Beamten als Arbeitnehmer im Staat und, 
geſtützt auf die Solidarität der deutſchen Be⸗ 
amtenſchaft, der Wille, ſeine berechtigten 

Forderungen auch durchzuſetzen, maß⸗ 

gebend ſein. 

Der Bundesausſchuß beauftragt den Bundes⸗ 
vorſtand des Deutſchen Beamtenbundes, im 
Benehmen mit den einzelnen Organiſationen 
alle Vorkehrungen zu treffen, die geeignet ſind, 
den Deutſchen Beamtenbund innerlich zu 
feſtigen, gewerkſchaftlich ſchlagfertig zu 
machen und alle ihm feindlichen Be⸗ 
ſtrebungen mit Erfolg zu bekämpfen.“ 
Durch das aufzuoktroyierende Bekenntnis des 

Beamtenſtandes zur demokratiſch⸗xepublikaniſchen 
Verfaſſung ſoll zunächſt dem einzelnen die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt werden, den geborſtenen 
Säulen des heutigen Staatsweſens dauernden Halt 
zu geben. Die immer wieder geforderte gewerk⸗ 
ſchaftliche Vertiefung der die Beamtenorgani⸗ 
ſationen beherrſchenden Bewegung kann nach 
den jetzt zutage getretenen Zuſammenhängen der 
Politik des Deutſchen Beamtenbundes kaum noch 
eine Mißdeutung erfahren, was eigentlich damit 
gemeint iſt, aber ſie wird auch durch den Verlauf 
einer am 25. Auguſt im Gewerkſchaftshauſe vom 
Beamtenbunde Groß⸗ Hamburg in Hamburg ein⸗ 
berufenen Verſammlung in die richtige Be⸗ 
leuchtung gerückt. 

Der Hauptredner des Abends, Falkenberg⸗ 
Berlin, erklärte, es gehe um Sein oder Nicht⸗ 
ſein des Beamtenſtandes. Die Beamten⸗ 
ſchaft dürfe ſich nicht als eine geſonderte Klaſſe 
betrachten, ſondern müſſe ſich als Arbeitnehmer 
fühlen und gewillt ſein, den Kampf bis zum 
Außerſten zu führen. Der Regierung müſſe klar⸗ 


gemacht werden, daß, falls ſie nicht nachgebe, die 
Stunde des Verhängniſſes nahe ſei. Es ſei 
jetzt eine Minute vor 12 Uhr. An die Wirkung einer 
allgemeinen Streikparole könne er nicht glauben, 
und er müſſe den Streik in dieſer Zeit für ein Ver⸗ 
brechen halten. 

Dem Staate erklärt Falkenberg den Krieg 
bis aufs Meſſer, aber er hängt ſich das 
Mäntelchen der Loyalität um die Schultern. 
Die Ablehnung des Streiks durch den Redner 
ſoll bei unbefangenen Gemütern einſtweilen 
noch den Gedanken nähren, daß der heutige 
Deutſche Beamtenbund, der ſich unerwartet 
gewandelt hat, tatſächlich dem Streikgedanken 
ablehnend gegenüberſteht, obgleich er ihn ver⸗ 
ſchleiert androht durch ſeinen Vertreter Falken⸗ 
erg. Auch der vom Bundesausſchuß ange⸗ 
nommene Beſchluß iſt eine offene Drohung und 
Kriegserklärung, die weder von der Regierung, 
wenn ſie ſich behaupten will, noch von der Volks⸗ 
vertretung verkannt werden darf. 

Der Deutſche Beamtenbund, der immer wieder 
betont, daß er als Glied des Volksganzen in der 
erſten Reihe ſtehen will, um an dem Wiederaufbau 
des Vaterlandes mitzuhelfen, muß ſich heute 
geſagt ſein laſſen, daß ſeine Beſtrebungen lediglich 
darauf hinauslaufen — nach dem berühmten 
Muſter des heute ſich auf aus ehemals königlichen 
Schlöſſern ſtammenden Seſſeln behaglich dehnenden 
Herrn Scheidemann — die Hand an die Gurgel 
des Staates zu legen. 

Daß der Vorſtand des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes immer wieder die Stirn hat, als oberſte 
Richtſchnur ſeines Handelns die Sorge für das 
Allgemeinwohl als höchſte Tugend für ſich in 
Anſpruch zu nehmen, iſt angeſichts der Sachlage 
mehr als kühn. 

Ob die Staatsverfaſſung ſchließlich eine repu⸗ 
blikaniſche oder eine monarchiſche iſt, ſo haben 
Regierung und Volksvertretung, an deren Ver⸗ 
ſtändnis appelliert wird, alle Veranlaſſung, einer 
derartigen Entwicklung ihre Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken. Wenn für dieſe Stellen auch die Ver⸗ 
pflichtung beſteht, dem Beamtenſtand eine den 
Zeitverhältniſſen angemeſſene Lebenshaltung zu 
ermöglichen, ſo können ſie doch einem derart 
bedenklichen Verhalten gegenüber nicht die Hände 
in den Schoß legen. Nach den Zielen, die der 
Deutſche Beamtenbund jetzt enthüllt hat, ſtrebt 
er nach politiſcher Macht, und wo dieſe verankert 
werden ſoll, um dieſen von der Revolution 
geprägten Ausdruck zu gebrauchen, dürfte Zweifeln 
nicht mehr unterliegen. 

Es fragt ſich ja nun, wie weit die mittlere 
Beamtenſchaft, die hauptſächlich in Frage kommt, 
gewillt iſt, dieſe gegen den Staat ſich richtende 
Politik mitzumachen, und deshalb iſt wohl der 
Augenblick nicht mehr fern, in dem die Scheidung 
der Geiſter ſich vollziehen muß. 

Zur Vertretung der Intereſſen der Beamten⸗ 
ſchaft kann heute eine Großorganſation nicht mehr 
entbehrt werden, weil nur ſie allein in der Lage 
iſt, den berechtigten Wünſchen die nötige Geltung 
zu verſchaffen. Wem es aber darum zu tun iſt, 
unſeren heute zerrütteten Staat wieder der Ge⸗ 
ſundung zuzuführen, kann ſich unmöglich zu der 
Politik dieſes Beamtenbundes bekennen, denn 
ſeine Abſicht, die Beamtenſchaft, wenn nötig, auch 
unter der internationalen roten Fahne zu ſammeln, 
kann nur als ein weiteres Zeichen des vaterländiſchen 
Niederganges gedeutet werden. 
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Man muß es den Führern des Deutſchen können die Beamten ſein, die ſich eee el 
Beamtenbundes laſſen, daß ſie es e eee den Staat auflehnen wollen, ſondern ſie 
verſtanden haben, die Beamtenſchaft glauben zu ſind die Zerſtörer des Staates von dem Augenblick 

machen, daß der Deutſche Beamtenbund nur an, in dem ſie zu erkennen geben, daß ſie ihm ihren 
beſtrebt iſt, ſeine Aufgabe zu erfüllen und die Willen unter Anwendung eines unerlaubten 
Intereſſen ſeiner einzelnen Glieder unter Wahrung Mittels aufzwingen wollen. Aus dieſem Grunde 
parteipolitiſcher Neutralität zu verwirklichen. Trotz ſoll ganz beſonders darauf hingewieſen werden, 
dieſer heute noch im vollen Umfange wirkenden wie geſucht und geſchraubt in dem oben erwähnten 
Maſſenſuggeſtion wird in vielen Köpfen ſich die Antrage des Bundesvorſtandes die Begründung 
Erkenntnis doch einſtelten müſſen, daß der Deutſche der Forderung einer ſtraff geleiteten gewerkſchaft⸗ 
Beamtenbund, wie er ſich heute der Offentlichkeit lichen Tätigkeit iſt, die darauf hinauslaufen ſoll, 
präſentiert, politiſch vollſtändig links gerichtet iſt die maßgebenden Faktoren des Staates 
und, geſtützt auf die Macht der hier ſtehenden zu zwingen, die Intereſſen der Beamtenſchaft zu 
Parteien, ſich ſelbſt zu einem politiſchen Macht⸗ wahren, wie dieſe es für richtig hält. Man muß 
faktor entwickeln will. Nicht Diener des Staates ſich die Frage vorlegen, ob die Männer, welche dieſe 


Holzverkaufsergebniſſe für Preußen im Monat Auguſt 1921. 
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Reſolution gefaßt haben, 
gläubig find, : 
Jedenfalls find mit den „maßgebenden 
Faktoren“ doch nur die Volksvertretung und die 
übrigen von der Verfaſſung dazu berufenen Stellen, 
welche namens des Staates ihre Entſcheidungen 
zu treffen haben, gemeint. Es iſt wahrlich eine 
ſtarke Zumutung, von den im heutigen Deutſchen 
Beamtenbund vereinigten Beamten zu erwarten, 
daß ſie wirklich gläubig hinnehmen ſollen, daß die 
Kampfanſage den maßgebenden Faktoren gegenüber, 
wie ſie ſtellenweiſe in die Erſcheinung tritt, ſich nicht 
egen den Staat richtet, deſſen Wohl der Deutſche 
Beamtenbund angeblich mit allen Kräften fördern 


wirklich noch gut⸗ 
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will. In ſolche Widerſprüche ſollte man ſich nicht 
verwickeln, denn auf die Dauer kann die Beamten⸗ 
ſchaft doch nicht im unklaren darüber bleiben, 
daß ſie im Schatten der roten Internationale 
ſich für deren politiſchen Ziele einſetzen ſoll. 
Wenn die Beamtenſchaft auch das Recht 
hat, mit aller Entſchiedenheit ihre berechtigten 
Intereſſen zur Geltung zu bringen und zu 
wahren, ſo muß es aber der einzelne doch be⸗ 
greifen, daß es in ſeinem eignen Intereſſe liegt, 
Handlungen zu unterlaſſen, die zur Erſchütterung 
des Staates führen müſſen, unter deſſen Trümmern 
beim Zuſammenbruch auch das Berufsbeamtentum 
begraben wird. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Der 2. forſtliche Lehrgang 
des Bayeriſchen Waldbeſitzer⸗Verbandes. 


Praktiſche forſtliche Kenntniſſe und Anregungen 
werden beſſer durch Vorzeigung inſtruktiver Wald⸗ 
orte vermittelt als durch trockene Vorträge inner⸗ 
halb der vier Wände. Daher betrachtet es der 
Bayeriſche Waldbeſitzer⸗Verband als eine ſeiner 
wichtigſten Aufgaben, mehrmals im Jahre in 
verſchiedenen Wuchsgebieten und in den Waldungen 
verſchiedener Beſitz⸗Kategorien Lehrwande⸗ 
rungen vorzunehmen. 


Am 28. bis 30. Juni l. J. wurde eine ſolche 
in den rühmlich bekannten gräfl. Toerringſchen 
Waldungen bei Seefeld am Ammerſee ab⸗ 
gehalten. Die überſtarke Zahl der Teilnehmer 
war ein Beweis für das entgegengebrachte Intereſſe. 
Graf Toerring übernahm perſönlich die Führung, 
der Vorſtand ſeiner Forſtinſpektion, Forſtmeiſter 
Scheer, erläuterte eingehend die Beſtandsbilder, 
die maßgebend ſind für die Eigenheit der Be⸗ 
wirtſchaftung von Waldungen auf der ober⸗ 
bayeriſchen Schotter⸗Hochebene. 

Auf dem flachen Boden mit den reichlichen 
Niederſchlägen und bei der hohen Luftfeuchtigkeit 
iſt die Fichte die herrſchende Holzart, der an 
geeigneten Orten die Buche als dienende Holzart, 


beigegeben wird. In Froſtlagen wird mit 
Birken⸗, Erlen: oder Kiefernvorbau ge 
arbeitet. Der Hiebszugsbildung wird ent⸗ 
ſprechende Sorgfalt gewidmet, daher kamen die 
Beſtände bei den orkanartigen 1920er Winter⸗ 
ſtürmen recht glimpflich davon. Größtes Augen⸗ 
merk wird der Beſtandespflege gewidmet. 
Alle Teilnehmer waren ſich darüber einig, daß 
der Zuſtand und der Zuwachs dieſer Waldungen 
dank der vorzüglichen Bewirtſchaftung nicht zu 
übertreffen ſind. 

Größtes Intereſſe fanden die bekannten 
gräfl. Forſtbaumſchulen bei Gerlinden, wo⸗ 
auf urbar gemachter, 30 ha großer Fläche 
Millionen von Forſtpflanzen der beliebten Güte 
mit allen wirtſchaftlichen Hilfsmitteln heran⸗ 
gezogen werden. 

Am letzten Tage wurde auch der unter 
Leitung des Univerſitätsprofeſſors Dr. Fabricius, 
München, ſtehende ſtaatliche Verſuchsgarten 
Grafrath begangen, in welchem ſchon ſeit 40 Jahren 
Exoten herangezogen und auf ihre forſtliche Brauch⸗ 
barkeit geprüft werden. Dem jetzigen Leiter, 
Herrn Prof. Dr. Fabricius, iſt es zu danken, 
daß nunmehr die beachtenswerten Exoten auf 
größeren Flächen forſtmäßig angebaut werden, 
was die Beurteilung der Anbauwürdigkeit 


ferner Lärche, Ahorn, Eſche, Eiche und weſentlich erleichtert. Befriedigt von der Fülle 

Ulme als werterhöhende Holzart, die Strobe des Geſehenen und Gehörlen, ſchieden die Teil⸗ 

und Douglaſie als Lückenfüller und Miſchholz] nehmer. Hoffmann. 
S 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Dienſtbefreiungen von Beamten, Angeſtellten und 
Arbeitern zur übernahme öffen licher Ehrenämter. 


Allgemeine tag Nr I 80 für 1921 
M. f. L. Geſchafts⸗Nr AB Ia 5488, II 5399, III 10 476. 


Berlin, den 4. Juli 1921. 

Die in meiner allgemeinen Verfügung I. 154 
1920 vom 17. Dezember 1920 Nr. 1B Ia 11079 
aufgeſtellten Richtlinien für die Befreiung von 
Beamten, Angeſtellten und Arbeitern vom Dienſt 
zur Übernahme öffentlicher Ehrenämter haben 
durch die ſpaͤter veröffentlichte Verfaſſung des 
Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 
(Geſetzſamml. S. 543) eine Erweiterung erfahren. 

In Erganzung der allgemeinen Verfügung 
vom 17. Dezember 1920 ſowie der allgemeinen 
Verfügung Nr. I. 7/1921 vom 18. Januar 1921 
wird deshalb folgendes beſtimmt: 

1. Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des 
Staates und der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes bedürfen nach Artikel 11 der Verfaſſung 


zur Ausübung der Tätigkeit als Abgeordnete des 
Landtags keines Urlaubs. Bewerben fie ſich um 
einen Sitz im Landtag, ſo iſt ihnen der zur Vor⸗ 
bereitung ihrer Wahl erſorderliche Urlaub zu ge⸗ 
währen. Gehalt und Lohn ſind weiterzuzahlen. 

Für die Angeſtellten und Arbeiter des Staates 
und der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
ſind ſomit hinſichtlich der Ausübung ihrer Tätigkeit 
als Landtagsabgeordnete die gleichen Grundſaͤtze 
wie für die Beamten, alſo die unter 1 meiner 
vorerwähnten allgemeinen Verfügung vom 17. De⸗ 
zember 1920 angegebenen, ſinngemäß anzuwenden. 

Ebenſo iſt auf die Angeſtellten und Arbeiter 
des Staates und der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes für ihre Tatigkeit als Wahlkandidaten 
und Wahlhelfer bei den Landtagswahlen meine 
vorerwahnte allgemeine Verfügung vom 18. Januar 
1921 entſprechend anzuwenden. 

Hinſichtlich der Tatigkeit der Angeſtellten und 
Arbeiter als Reichstagsmitglieder verbleibt es 
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bei dem bisherigen, unter Nr. 3 meiner allgemeinen ſo mehr angezeigt, als die Bienenzucht neben 
Verfügung I. 154/190 feſtgeſtellten Rechtszuſtand. dem unmittelbaren auch mittelbaren Nutzen 
2. Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des zeitigt. Die wiſſenſchaftlichen Forſchungen der 
Staates und der Körperſchaften des öffentlichen letzten Zeit haben ergeben, daß die Bienen für 
Rechtes bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit die Befruchtung der Blüten von Olpflanzen 
als Mitglieder einer Provinzial⸗, Kreis⸗ und (Raps), Klee, Serradelle, Obſtbäumen u. a. und 
Gemeindevertretung keines Urlaubs. Gehalt und damit für den erfolgreichen Betrieb der Land⸗ 
Lohn find weiterzuzahlen (Artikel 75 der preußiſchen wirtſchaft und Gärtnerei von weſentlicher Be⸗ 
SER Ziele Beſtimmung bringt für die deutung find. Dieſe bislang viel zu wenig ge⸗ 
Tatigkeit der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter würdigte Tatſache muß den beteiligten Kreiſen 
des Staates und der Körperſchaften des öffent⸗ nachdrücklichſt vor Augen geführt werden. 
lichen Rechtes als Mitglieder einer Provinzial⸗, Berufen zur Bienenzucht ſind vor allem auch 
Kreis⸗ und Gemeindevertretung ähnliche Grund⸗ die Vertreter des Förſterſtandes. Der Förſter 
ſatze zum Ausdruck wie Artikel 11 für die Tätigkeit hat im Vergleich zum Landwirt und Gärtner 
dieſer Perſonen als Landtagsabgeordnete. Sie | beruflich gerade dann weniger angeſpannt tätig 
iſt lediglich auf die Mitgliedſchaft in Vertretungs⸗ zu ſein, wenn die Imkerei die meiſte Arbeit ver⸗ 
organen der Provinzen, Kreiſe und Gemeinden urſacht. Die techniſchen Einrichtungen find für 
(Provinziallandtag, Kreistag, Stadtverordneten⸗ ihn beſonders einfach und billig. Ohne Nachteil 
verſammlung, Gemeindevertretung) zu beziehen für ſeinen Beruf kann er ſich durch die Imkerei 
Dagegen bedürfen die bezeichneten Perſonen zur eine kleine Nebeneinnahmequelle verſchaffen. 
Ausübung der Tatigkeit in Verwaltungsorganen Auf der anderen Seite iſt der Nutzen, den ein 
der genannten Körperſchaften (Provinzial⸗, Kreis⸗, imkernder Förſter der Bienenzucht leiſten kann, 
Stadtausſchuß, Magiſtrat, Gemeindevorſtand) eines nicht gering zu veranſchlagen. Der Forſtbetriebs⸗ 
Urlaubs. Die den Mitgliedern der Vertretungse beamte iſt in der Lage, in ſeinem Revier für die 
organe gewährte Dienſtbefreiung erſtreckt ſich auf Erhaltung und Verbeſſerung der Bienenweide, 
die Zeiträume, die durch die Teilnahme an den namentlich Pflege der Baumtracht, tätig zu fein 
Sitzungen des Vertretungsorgans oder zur Er- und auf dieſe Weiſe eine grundlegende Vor⸗ 
ledigung beſonderer, dem Beamten uſw. von dem bedingung für den einträglichen Betrieb der 
Selbſtverwaltungsorgan erteilter Aufträge (Bes | Bienenzucht zu erfüllen. Denn die Baumtracht 
fichtigungen und dergl.) in Anſpruch genommen und die (Herbſt⸗» Wanderung im Waldgebiete 
werden. Für weitergehende Zwecke muß Urlaub gewährleiſten der Bienenzucht eine gewiſſe Regel⸗ 
eingeholt werden. mäßigkeit des Ertrages, in verſchiedenen Gegenden 
Ein Anſpruch auf Dienſtbefreiung zum Zwecke bilden ſie die Hauptertragsquellen. Die Pflege 
der Vorbereitung der Wahl zu den Vertretungs⸗ der Baumtracht einſchließlich Heidetracht iſt den 
organen der Selbſtverwaltungskörperſchaften, wie Imkern ſelbſt meiſt unmöglich, ſie liegt haupt⸗ 
er in Artikel 11 zur Vorbereitung der Wahl als ſächlich in der Hand des Förſters, vornehmlich des 
Landtagsabgeordneter gegeben iſt, iſt den Beamten imkernden Förſters. 
uſw. nicht eingeräumt. Ich erſuche ergebenſt, auf die Förderung der 
In Vertretung: Ramm. Bienenzucht unter dem Förſterſtande hinzuwirken 
An die nachgeordneten Behörden. und dieſem die pflegliche Behandlung der 
N honigenden Bäume, wie Haſelnuß, Salweide, 


5 Linde, Akazie, Pappel u. a. — ſofern nicht forſt⸗ 
Betrifft ö unter dem techniſche Gründe dies unmöglich machen —, 


˖ 1 1 21. nahezulegen. 
A n lar Eege Um den imkernden Forſtbetriebsbeamten eine 
Geſchäſts⸗Ne. IA III g 17105. III Möglichkeit zur Erweiterung ihrer Kenntniſſe auf 
Berlin, den 11. Auguſt 1921. dem Gebiete der Bienenzucht zu geben, beabſichtige 
Es ſteht feſt, daß die Bienenzucht erhebliche ich, im März 1922 in Berlin einen von Sach⸗ 
Mengen wertvoller Erzeugniſſe liefert, in Form | verftändigen geleiteten Kurſus zu veranſtalten. 

von Honig und Wachs, es ſteht aber 91100 feſt, E 

daß dieſe Mengen bei rationellem Betrieb noch 
weſentlich ſteigerungsfähig ſind. Da die Imkerei 
den landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen und 
gärtneriſchen Kulturen keinen Boden ſtreitig 
macht, alſo ohne Beeinträchtigung anderer 
Betriebszweige Werte ſchafft, erſcheint es ge⸗ 
boten, dieſem Zweige der Kleintierzucht fortan 
eine erhöhte Aufmerkſamkeit zu ſchenken und auf 
feine Förderung bedacht zu ſein. Dies iſt um 


s (H in Ausſicht genommen, aus jedem 
Regierungsbezirke zunächſt einen imkernden Forſt⸗ 
betriebsbeamten an dieſem Lehrgange teilnehmen 
zu laſſen. Die Tagegelder und Reiſekoſten trägt 
die landwirtſchaftliche Verwaltung. 

Die nähere Beſtimmung des Zeitpunktes des 
geplanten Lehrganges wird in einem ſpäter 
folgenden Crlaſſe gegeben. 

Im Auftrage: Burckhardt. 
An die Herren Regierungspräſidenten uſw. 


28 


Kleinere Mitteilungen. 


S durch ſeine vorzüglichen Charaktereigenſchaften 
Allgemeines. und in weitbekannter Bereitwilligkeit fallen An⸗ 

Der Geheime Nechnungsrat und Miniſterial⸗ gehörigen des geſamten preußiſchen Staatsforſt⸗ 
fekretär Emil Behm im Preußiſchen Miniſterium beamtenſtandes, die ſich an ihn gewandt haben, 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten iſt in Rat und Tat vorbildlich dienlich geweſen iſt, 
unter Übertragung einer Hilfsreferentenſtelle das | zu feiner Beförderung unſern herzlichſten Glück⸗ 
Sit zum Regierungsrat ernannt worden. wunſch aus. Auch für unſern Leſerkreis und 
Wir ſprechen Herrn Regierungsrat Behm, der uns ſelbſt hat ſich Herr Regierungsrat Behm im 
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Laufe von mehreren Jahrzehnten durch ſeine 
treue und beſonders hochgeſchätzte Mitarbeit die 
dankenswerteſten Verdienſte erworben. 

Die Schriftleitung. 


2 

Forſtrat Eulefeld zu Lauterbach, Heſſen, ſeit 
1898 im Dienſte der Feiherren Riedeſel zu Eiſen⸗ 
bach, tritt am 1. November 1921 in den Ruhe⸗ 
ſtand. Sein Nachfolger iſt Oberförſter Dr. Zent⸗ 
graf zu Halle a. S., bisher Forſtbeirat lan der 
Landwirtſchaftskammer für die Provinz Sachſen. 
C 


Der Forſtetat im Hauptausſchuß. Wie die 
Tageszeitungen melden, beſchäftigte ſich der Haupt⸗ 
ausſchuß des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes in 
ſeiner Sitzung am 2. September mit dem Etat 
der Forſtverwaltung. Infolge der geſunkenen 
Holzpreiſe zeigt der Etat einen um 300000 A 
niedrigeren Anſatz als im vergangenen Jahre. 
Ein Antrag der Deutſchen Volkspartei bezweckt 
eine Erhöhung um 200 Millionen Mark. Im 
Mittelpunkt der Beratungen ſteht die Aus⸗ 
bildungsfrage der Förſter und die Überlaſſung 
ausreichenden e (vgl. nachſtehend ab⸗ 
gedruckten Antrag der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei). Ein ſozialdemokratiſcher Antrag will den 
Vorbereitungsdienſt der Förſteranwärter ſo ordnen, 
daß die Dauer desſelben, die bisher neun Jahre 
betragen hat, analog der Vorbereitungszeit bei 
allen anderen Beamtengruppen bemeſſen wird. 
Die Hilfsförſter, die den Forſtverſorgungsſchein 
erſt nach zwölfjähriger Dienſtzeit erworben haben, 
ſollen hinſichtlich ihrer Beſoldung nicht ſchlechter 
geſtellt werden als ihre Altersgenoſſen, die den 
Schein ſchon nach neunjähriger Dienſtzeit er⸗ 
halten haben. Die Anträge der Deutſchen Volks⸗ 
partei, die von dem Abgeordneten Held begründet 
werden, bezwecken u. a. die ſchleunige Einbringung 
eines Geſetzentwurfes über die Einrichtung 
von Forſtwirtſchaftskammern ſowie eines Forſt⸗ 
kulturgeſetzes. Die Ausbildung der Förſter ſoll 
entſprechend einem Antrag der Deutſchen Volks⸗ 
partei in der Weiſe geregelt werden, daß für die 
Vorbildung der Nachweis einer Schulbildung 
verlangt wird, welche der Oberſekundareife ent⸗ 
ſpricht, und daß gleichzeitig Einrichtungen ge⸗ 
troffen werden, um unbemittelten, aber befähigten 
Schülern der Volksſchule Gelegenheit zur An⸗ 
eignung der erforderlichen Kenntniſſe außerhalb 
einer höheren Lehranſtalt zu geben. Die Fach⸗ 
bildung iſt folgendermaßen gedacht: ein Jahr 
praktiſche Ausbildung bei einem Förſter, zwei 
Jahre Beſuch einer Forſtſchule, vier Jahre 
praktiſche Ausbildung im Forſtbetriebsdienſt, nach 
dem Beſuch der Forſtſchule ſoll die erſte, am 
Schluß der praktiſchen Ausbildung im Forſt⸗ 
betriebsdienſt die zweite Fachprüfung abgelegt 
werden Ein demokratiſcher Antrag zielt auf die 
Verleihung des Promotionsrechtes an die Forſt⸗ 
hochſchulen Eberswalde und Hannoverſch⸗Münden 
ab; ein unabhängiger Antrag will 20 Millionen 
Mark ſür den Bau von Arbeiterwohnhäuſern in 
den Etat einſtellen. 


Das Wirtſchaftsland der Forſtbeamten im 
Abgeordnetenhaus. Die Fraktion der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei hat durch zwei ihrer 
Mitglieder folgenden Antrag eingebracht: 

Der Landtag wolle beſchließen: 

das Staatsminiſterium zu erſuchen, den Erlaß 

des bisherigen Landwirtſchaftsminiſters vom 

14. April 1921 — Nr. 7146 —, der trotz des 


Beſchluſſes der Preußiſchen Landesverſammlung 
vom 19. Dezember 1920 erneut eine möglichſt 
ſofortige Verkleinerung des Wirtſchafts⸗ 
landes der Oberförſter auf 20 ha und der 
Förſter auf 12 ha anordnet, zurückzuziehen. 
Berlin, den 25. Juli 1921. 
Weisſermel Streeſe 
und die übrigen Mitglieder der Fraktion der 
Deutſch⸗nationalen Volkspartei. 
Bei dem großen Intereſſe, das der Dienſtländerei⸗ 
frage im ganzen Stande entgegengebracht wird. 
möchten wir wünſchen, daß es der Volksvertretung 
gelänge, dieſen in die Kreiſe aller ſtaatlichen Forſt⸗ 
beamten nur Beunruhigung bringenden Erlaß — 
wie ſchon im Vorjahr — endgültig der längſt ver⸗ 
dienten Vergeſſenheit zu überliefern. 
* 


Zur Notlage der Beamtenſchaft. Der Reichsrat 
ſtimmte in ſeiner Sitzung vom 1. September 
den in voriger Nummer auf S. 689 mitgeteilten 
Ausſchußbeſchlüſſen zu und nahm weiterhin den 
zweiten Nachtragsetat für 1921 an, der die neuen 
Teuerungszulagen für Beamte, Staatsangeſtellte 
und Staatsarbeiter enthält, wie ſie nach ein⸗ 
gehenden Beratungen der Reichsregierung mit 
den Spitzenverbänden der Beamten, Arbeiter 
und Angeſtellten im Wege gegenſeitiger Verein⸗ 
barung bemeſſen worden ſind. Die Teuerungs⸗ 
zuſchläge, je nach den Ortsklaſſen, ſind nunmehr 
derart geregelt, daß die ne zwiſchen 
der höchſten und niedrigſten Ortsklaſſe nur noch. 
8% ausmachen. Die Vorlage hat rückwirkende 
Kraft vom 1. Auguſt an. Der Reichsrat ſprach 
bei Annahme der Vorlage die beſtimmte Er⸗ 
wartung aus, daß mit dieſer Beſoldungserhöhung 
der Teuerung Rechnung getragen iſt und Ab⸗ 
änderungen im Reichstage nicht mehr erfolgen 
werden. Der in dieſer Angelegenheit gefaßte 
Beſchluß des erweiterten Vorſtandes des Deutſchen 
Beamtenbundes, mit 54 gegen 18 Stimmen bei 
Enthaltungen angenommen, lautet: Unter Be⸗ 
rückſichtigung, daß die bisherigen Zugeſtändniſſe 
der Regierung nur eine Etappe auf dem Wege 
zur Verbeſſerung der Einkommensverhältniſſe 
ſind, ſieht der erweiterte Vorſtand gegenwärtig 
davon ab, auf ſeinen weiteren, darüber hinaus⸗ 
gehenden Forderungen zu beſtehen. 

Auch im preußiſchen Landtage wird die 
Regierung durch folgende Anfrage der Abgeordneten 
Meyer (Herford), Hollmann (Lichtenberg), Jach⸗ 
mann (D. V.) aufgefordert, zu der Notlage der 
Beamten Stellung zu nehmen. Dieſe dringende 
Anfrage lautet: „Aus allen Teilen des Landes. 
nicht nur aus den Großftädten, Induſtriegebieten 
und dem beſetzten Gebiete, kommen erſchütternde 
Klagerufe uber die zunehmende Not der Be⸗ 
amtenſchaft. Die erhöhten Gehälter reichen kaum 
hin, um das tägliche Leben zu friſten, gewähren 
aber nicht die Mittel, um den Beamten und 
ihren Familienmitgliedern den immer dringlicher 
werdenden Erſatz an Kleidung, Wäſche und Haus⸗ 
haltungsgegenſtänden zu verſchaffen und um 
irgendwelche Vorräte für den Winter einzukaufen. 
Nachdem die infolge der neuen Beſoldungsgeſetze 
erfolgten Nachzahlungen verbraucht ſind und jetzt 
die Preiſe ganz allgemein wieder anziehen, ins⸗ 
beſondere in erheblichem Maße für die not⸗ 
wendigſten Lebensmittel, z. B. Brot, Margarine, 
Butter, Milch, Kartoffeln, Gemüſe, gerät die 
Beamtenſchaft in ihrer ſteigenden Not in Ver⸗ 
zweiflung und Erbitterung über ihre Lage, well 
ſie ſich aus dieſer ſelbſt durch die größte Sparſam⸗ 


Nr. 37 Bd. 36 (1921) 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


709 


keit nicht retten kann. Auch für das Staatswohl 
ergeben ſich hieraus die ungünſtigſten Wirkungen. 

Iſt das preußiſche Staatsminiſterium bereit, 
ſchleunigſt in ausreichender Weiſe zu helfen durch 
die Gewährung einer angemeſſenen einmaligen 
Wirtſchaftsbeihilfe und eine weſentliche allgemeine 
und gleichmäßige Erhöhung der Ausgleichs⸗ und 
Verſorgungszuſchläge, gegebenenfalls unter Mit⸗ 
wirkung des Landtags oder ſeiner zuſtändigen 
Ausſchüſſe?“ = 

Die Auszahlung der Teuerungszuſchläge. Der 
Ständige Ausſchuß des Preußiſchen Landtags 
beſchäftigte ſich mit der Frage der Zubilligung 
von Teuerungszuſchlägen an Beamte. Nach der 
Vorlage, die dem Reichsrat vorgelegen hat, ſollen 
für die preußiſchen Beamten 1100 Millionen 
Mark verwendet werden. Der Ausſchuß bedauert, 
daß Preußen zu den Verhandlungen des Reichs 
mit den Beamten nicht hinzugezogen worden iſt. 
Nach Lage der Dinge müſſe die Vorlage nun un⸗ 
verändert angenommen werden. Von allen 
Seiten wurde verlangt, daß die Auszahlung der 
aufgebeſſerten Gehälter ſeitens der Regierung 
endlich durchgeführt werde. Es wurden die ver⸗ 
ſchiedenſten Klagen aus allen Teilen des Landes 
darüber laut, daß die Beamten bis jetzt noch 
nicht einmal im Beſitz der Bezüge ſeien, die die 
Beſoldungsordnung vom 17. Dezember 1920 
ihnen zubilligt. Einſtimmig wurde zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß dieſe Aufbeſſerungen bis zum 
Zuſammentritt des Landtags ausgezahlt werden 
ſollen. 

7 
Betrifft den Bezug unſeres Blattes. 

In letzter Zeit haben ſich die Falle gehäuft, 
in denen jene Bezieher, die die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ durch Poſtüberweiſung bei unſerer 
Geſchäftsſtelle direkt beſtellt haben, ſich außerdem 
bei Quartalsbeginn, ohne uns Kenntnis zu geben, 
ein Stück bei dem nächſten Poſtamte abonnierten. 
Die Beſteller weiſen ſehr häufig das zweite Stück 
zurück, das dann auf der Poſt, ohne daß wir be⸗ 
nachrichtigt werden, nutzlos herumliegt oder, wie 
wir es in vielen Fällen haben feſtſtellen können, 
Nichtbeziehern ausgehändigt wird. Wenn wir 
dann Rechnung ſenden, entſteht für alle Teile 
nutzloſer und ärgerlicher Briefwechſel, für uns 
überdies häufig noch Schaden. Wir bitten daher 
unſere Herren Bezieher, keinenfalls, ohne uns zu 
benachrichtigen, die Bezugsquelle derart zu wechſeln, 
daß, wenn die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ bisher 
vom Verlage zugeſandt worden iſt, ſie ohne 
weiteres bei der Poſt beſtellt wird. Wird Poſt⸗ 


bezug vorgezogen, ſo müſſen wir bis ſpateſtens P 


zum 15. September davon benachrichtigt werden, 
da andernfalls die überweiſung des von uns be⸗ 
zogenen Stückes für das 4. Quartal bereits 
bewirkt iſt. Im übrigen ſei darauf aufmerkſam 
gemacht, daß Herren, die die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ direkt beſtellt haben, auch rechtlich zur 
Begleichung des Bezugspreiſes verpflichtet ſind, 
wenn wir von Neudamm aus die Zuſtellung auf 
ordnungsmäßigen Wege vorgenommen haben. 
Neudamm, den 5. September 1921. 
Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
J 


Forſtwirtſchaftliches. 
Die diesjährige Eich⸗ und Buchenmaſt wird hier 
jedenfalls nicht nach den Noten ausfallen, wie ſie im 
Fuli d. J. von den Mitarbeitern der auf Grund der 


damaligen ch die Trog angegeben worden iſt. Wer 
konnte auch die Trockenheit, wie ſie immer noch 
anhält, vorausahnen! Und trotzdem hoffe ich, 
daß uns bei der Eiche und Buche noch eine 
mäßige Sprengmaſt beſchieden ſein wird. Bei 
der Stieleiche hat ſich von zwei an einem Stiele 
befindlichen Eicheln meiſt nur eine entwickelt, die 
andere iſt im Becher ſitzen geblieben und ver⸗ 
trocknet. Bei der Traubeneiche tritt das Ver⸗ 
trocknen im Becher meines Erachtens noch im 
ſtärkeren Maße wie bei der Stieleiche auf. Bei 
der Rotbuche ſind die Kapſeln mit den ſchlechten 
Früchten ſchon vielfach abgefallen. Die noch am 
Baum befindlichen Früchte ſind gut entwickelt 
und werden wahrſcheinlich ſchon ſehr früh zur 
Reife gelangen. Für den Buchenzüchter iſt es 
deshalb die höchſte Zeit, ihnen ſobald als möglich 
das Bett zu bereiten. 
Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. 


CH 
Waldbrände. 

Rheinvfalz. Bayeriſches Forſtamt Neuſtadt 
a. Haardt⸗Nord. Im Staatswald Wachenheim 
verbrannten am 1. und 2. Auguſt 4 ba jüngere 
Kiefern⸗ und Birkenbeſtände, ferner in den Ge⸗ 
meindewaldungen Deidesheim 62,5 ha jüngere 
und 59,5 ha ältere Kiefernbeſtände, und in 
Niederkirchen 32 ha jüngere und 2 ha ältere 
Kiefernbeſtände. Bei 5 ha Kiefernſtangenholz 
und 3 ha Kiefernaltholz wurde die Bodendecke 
vernichtet. Auch 10 fm Kiefernſtangenholz fielen 
dem Element zum Opfer. Das Feuer entſtand 
anſcheinend infolge Fahrläſſigkeit von Touriſten 
vormittags 10 Uhr. Südweſtwind verbreitete es 
raſch auf die angrenzenden Abteilungen. Bis 
mittags um 12 ½ Uhr die erſten Löſchmannſchaften 
eintrafen, hatte das Feuer bei der damals 
fürchterlichen Hitze ſchon große Ausdehnung. Der 
Brand war abends 7% Uhr zum Stehen gebracht. 
Am nächſten Mittag wurde er durch plötzlich ein⸗ 
ſetzenden ſtarken Südweſtwind neu angefacht und 
konnte bis abends 8 Uhr endgültig eingedämmt 
werden. Anweſend waren zur Löſchung nicht 
weniger als 14 Feuerwehren und 250 Mann 
Beſatzungstruppen, letztere trafen am zweiten Tage 
gegen abend ein. Der Schaden beträgt etwa 
180000 A. Die Waldungen find leider nicht 
verſichert. 

2 
Brief- und Fragekaſten. 

Schriftleitung und Geſchäſtsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonue⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizuſugen; fehlt dreſes 
orto, bleibt die Frage ohne Autwort. Zur all 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beauſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen ce? auizuftellen, für 
deren Crlaugung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſeu, jo wird Vergutung beier Selbſtkoſten beau⸗ 


ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 72. Welche Abzüge kommen für 
mich in Betracht, die ich nicht zu verſteuern habe? 
Ich bin ledig und habe nur für mich zu ſorgen. 
Mein Gehalt iſt: 


Grundge hallt 2400 K 
Teuerungszulannin eg 1200 . 
Beſchaffung von Pienftfleidung . . 960 A 


Freie Wohnung, 12 rm Brennſcheit, 
2 Morgen Land, ½ Morgen Garten, 
Lé Morgen Wieſe 


«. „„ „„ 8 8 „«% WO 
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Ich bin der Anſicht, daß 960 A Kleidergeld für 
einen Forſtbeamten im Außendienſt nicht aus⸗ 
reichen und hier mehr in Abzug gebracht werden 
müßte. Bis jetzt ſind mir nur das Kleidergeld, 
Kranken⸗ und Invalidengeld und 100 A6 monatlich 
als ſteuerfrei abgezogen worden. R., Förſter. 

Antwort: Wenn das Kleidergeld ſowie die 
Invaliden⸗ und Krankenkaſſenbeiträge zum Abzuge 
zugelaſſen und der ſteuerfreie Betrag von monatlich 
100 „ berückſichtigt worden find, jo iſt der geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift ($ 13 Reichseinkommenſteuergeſetz) 
genügt und können weitere Abzüge nicht beanſprucht 
werden. Ob und inwieweit ein höheres Kleider⸗ 
geld als 960 „ als Werbungskoſten zum Abzuge 
zu verſtatten iſt, wird der Beurteilung im einzelnen 
Falle unterliegen. Gegen einen vermeintlich un⸗ 
zureichenden Abzug ſeitens des Finanzamtes 
könnte noch das Landesfinanzamt angerufen 
werden. Nach der Rechtſprechung unter dem 
früheren preußiſchen Einkommenſteuergeſetz war 
der Aufwand für eine berufsmäßige, über das 
perſönliche Bedürfnis des Steuerpflichtigen hinaus⸗ 
gehende Kleidung abzugsfähig. Allerdings wurde 
dabei mit in Betracht gezogen, daß der Steuer⸗ 
pflichtige durch ſeine Dienſtkleidung unter Um⸗ 
ſtänden an Zivilkleidung ſparte. 
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Anfrage Nr. 73. Berechnung des Verſorgungs⸗ 
zuſchlages. Ich bin am 1. Oktober 1920 penſioniert. 
Das Ruhegehalt beträgt 8595 /, der Zuſchlag 
zum Ruhegehalt 2865 /, im ganzen alſo 11460 . 
Dieſe Berechnung dürfte damals zutreffend ge⸗ 
weſen ſein. Durch die Anfrage eines Revierförſters 
in Nr. 26 aufmerkſam gemacht, erſehe ich aus der 
Aufſtellung in Nr. 20 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“, 
daß nach 40 ruhegehaltsfähigen Dienſtjahren in 
Ortsklaſſe E ein Verſorgungszuſchlag vom 
1. Januar 1921 an von 4727,25 % zu zahlen iſt. 
Iſt dies zutreffend und wie hoch ſtellt ſich demnach 
mein Ruhegehalt? G., Hegemeiſter i. R. 

Antwort: Sie bekommen noch immer die 
Sätze auf Grund des Beamtendienſteinkommens⸗ 
geſetzes vom 7. Mai 1920, das durch das neue 
Geſetz vom 17. Dezember 1920 aufgehoben iſt. Nach 
letzterem ſteht Ihnen, wie Sie aus Nr. 20 S. 363 
unter VI erſehen wollen, neben dem Ruhegehalt 
von 8595 % ein Verſorgungszuſchlag zu, der jährlich 
beträgt: für die Zeit vom 1. Oktober bis Ende 
Dezember 1920 8595. 0,50 = 4297,50 M, für die 
Zeit vom 1. Januar 1921 an 8595. 0,55 4727,25 K. 
Wir empfehlen Ihnen, ſich wegen der Ihnen zu⸗ 
kommenden Erhöhung des Verſorgungszuſchlages 
an die Regierung zu wenden. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur geſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Die in Nr. 36 — vom 4. September 1921 — zur 
Beſetzung ausgeſchriebene bebaute Hilfsförſterſtelle 
Werbellinſee, Oberf. Grimnitz, iſt die „H lfsförſterſtelle 
Werbellinſee I", bisheriger Stelleninhaber Förſter o. R. 
Burchard. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 

Forſtwiſſenſchaftticher Hilfsarbeiter von der Provinzial⸗ 
verwaltung Hannover geſucht. Bewerbungen ſind 
an die Forſtabteilung des Landesdirektoriums 
Hannover, Am Schiffgraben 7, einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 

Stadtförſterſtelle Havelberg iſt zum 1. Oktober zu 
beſetzen. Bewerbungen ſind baldigſt an den 
Magiſtrat in Havelberg einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 

Förſterſtelle Radeland bei Spandau iſt zum 1. Ok⸗ 
tober zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis 20. Sep⸗ 
tember an die Forſtverwaltung der Stadt Berlin, 
Stralauer Straße 15/22, einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 

Städt. Forſtaufſeherſtelle Guben iſt zum 1. Oktober 
zu beſetzen. Bewerbungen ſind baldigſt an die 
Oberförſterei Heidekrug bei Guben einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 

Mehrere Hilfsförſterſtellen in der Forſtverwaltung 
des Lauenburgiſchen Landes⸗Kommunalverbandes 
find zum 1. Oktober zu beſetzen. Bewerbungen 
ſind ſpäteſtens bis zum 15. September einzureichen 
an den Kreisausſchuß Ratzeburg i. Lbg. Näheres 
fiehe Anzeige. 


Perſonal nachrichten. 


Preußen. 
Staats- Forſtverwaltung. 
Im preußiſchen Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten ſind ernannt worden: 

Dr. Hecht, Wirkl. Geh. Oberregterungsrat, zum Miniſterial⸗ 
dirigenten der Abwicklungsſtelle Waſſerbau; mann, 
Regierungs⸗ und Baurat aus Marienwerder, zum 
Mimniſterialrat; Rehm, Miniſterialſekretär, Geh. Kechnungs⸗ 
rat, zum Regierungsrat. 


Saffunfke, Förſter, Forſtſekretär aus dem Bezirk Polen, 
wird am 1. Oktober nach Kuhbrück, Oberf. Kuhbrück 
(Bres la u), verſetzt. 

Häusler, Hegemeiſter in Wielepole, Oberf. Rybnik, iſt am 
1. September unter auftragsweiſer Übertragung der 
Forſtſekretärſtelle Rupp nach Kupp, Oberf. Kupp 
(Oppeln), verſetzt. 

Hübner, Förſter in Klandorf, Oberf. Pechteich, letzte Dienſt⸗ 
ſtelle Borſchthal, Oberf. Lippuſch (Danzig), wird 
am 1. Oktober nach Friedrichshof, Oberf. Grünaue 
(Pots da m), verſetzt. 

John, Förſter in Weferlingen, Oberf. Biſchofswald (Magde⸗ 
burg), Uunterkunftsſtelle, fruher in Elſaß⸗Lothringen, 
wird am 1. Oktober nach Schwarzenberg, Oberf. 
Altenau (Hildesherm)), verſetzt. 

Kammer, Förſter in Kuhbrück, Oberf. Kuhbrück, wird am 
15 9 nach Paſſendorf, Oberf Carlsberg (Breslau), 
verſetzt. 

Kayſer. Förſter in Adenſtedt, Oberf. Sillium, Unterkunfts⸗ 
ſtelle, fruher im Bezirk Poſen, wird am 1. Oktober nach 
Schluſt, Oberf. Sieber (Hildesheim), verſetzt. 

Mühlbach, überzähliger Förſter in Goldlauter, Oberf. 
Suhl, wird am 1. Oktober nach Hirſchbach, Oberf. 
Erlau (Erfurt), verſetzt. 

Seidel, Förſter o. R. in Liusburg, Oberf. Nienburg. wird 
am 1. Oktober die Unterförſterſtelle Niebeck, Kloſter⸗ 
Revierförſterei Niebeck (Hannover), übertragen. 

Goltz, Hilfsförſter in Brödlauken, Oberf Brödlauken, wird 
am 1. Oktober auf die Hilfsförſterſtelle zu Kl.⸗Jodupp, 
Oberf. Goldap (Gumbinnen), verſetzt. 

FJürſtenow, Forſigehilfe in Dombrowka, Oberf. Dombrowka, 
it am 1. September nach Kreuzburgerhütte, Oberf. 
Kreuzburgerhütte (Oppeln) verſetzt. 

Henſeling, Forſtgehilſe in Scharfenbruck, Oberf. Cummers⸗ 
dorf, iſt am 16. Auguſt nach Groß⸗Väter, Oberf. Neiers- 
dorf (Potsdam), verſetzt. 

Koſchig, Forſtgehilfe in Kreuzburgerhütte, Oberf. Kreuz⸗ 
burgerhutte, iſt am 1. September nach Schwarzwald, 
Oberf. Schwarzwald (Oppeln), verſetzt. 

Kraft. Forſtgehilfe in Schelitz, Oberf. Schelitz, iſt am 
1. September nach Schwarzwald, Oberf. Schwarzwald 
(Oppeln), verſetzt. 

Kurſawe, Forſtgehilfe in Kupp. Oberf. Kupp, iſt am 
ds nn nach Schelitz, Oberf. Schelitz (Oppeln), 
verſetzt. 

Safım, Forſtgehilfe in Kupp, Oberf. Kupp, ift am 1. Sep⸗ 
tember nach Sczedrzik, Oberf. Zbitzto (Oppeln), 
verſetzt. 

Schramm, Forſtlehrling in Eichhorſt, Oberf. Pechteich, iſt 
am 13. Auguſt unter Ernennung zum Forſtgehilfen 
nach Rägelin, Oberf. Neuendorf (Potsdam), ein⸗ 
berufen. 

Die Verſetzung des Hilfsförſters Naſim in Kraſcheow 
am 1. Sevtember nach Wilhelmsbruch (Gumbinnen), 
vergl Nr. 34 S. 654, iſt zurückgezogen 


Nr. 37 Bd. 36 (1921) 
U!!! zen 


Privatforſtdienſt. 
Burggräflich zu Dohnaſche Forſtverwaltung 
Kotzenau. 

Aruppa, Franz, Revierförſter in Forſthaus Hammer, Kreis 
Lüben, iſt am 1. September zum Burggräflich zu 
Dohnaſchen Wildmeiſter ernannt. . 

Schultze, Reinhold, Revierförſier in Forſthaus Perſel, Kreis 
Luͤben, iſt am 1. September zum Burggräflich zu 
Dohnaſchen Wildmeiſter ernannt. 
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Diesner, Johann, Förſter in Forſthaus Hummel, Kreis 
üben, ik am 1. Seprember zum Burggräflich zu 
Dohnaſchen Hegemeiſter ernannt. 


Jubiläen, Gedenktage u. a. m. 
Schmidt, Hegemeiſter in Sorau, früher in der Herzogl. 
Saganer Formverwaltung, feierte mit ſeiner Gattin am 
22. Auguſt das goldene Ehejubiläum. 


Vereinszeitung. 


Mitteilungen forſtlicher Vereine. 


Badiſcher Forſtverein. 


Tagesordnung 
für die 57. Hauptverſammlung am 19. und 
20. September 1921 in Zell a. H. 

Montag, 19. September, vormittags Hi Uhr: 
Landesausſchußſitzung im, Löwen“, 12 Uhr: 
Gemeinſames Frühſtück im „Löwen“ (12 A 
trocken), nachmittags 1 Uhr: Hauptber- 
ſammlung im Rathausſaal. 1. Geſchäfts⸗ 
bericht. 2. Kaſſenbericht. 3. In welcher Hin⸗ 
ſicht bedarf die Ausbildung, die Beziris- 
einteilung und die Bezahlung der badiſchen 
Gemeindeforſtwarte einer Beſſerung? (Referent 
Forſtmeiſter Dr. v. Schauenburg⸗Donau⸗ 
eſchingen.) 4. Über die Fortbildung der 
badiſchen Forſtwirtſchaft und Forſtverwaltung 
(Referent Forſtmeiſter Faudi⸗Tiengen). 
5. Sonſtiges. Abends 8 Uhr gemeinſames 
Eſſen im „Hirſch“ (25 „ troclen). 

Dienstag, 20. September, vormittags 8 Uhr: 
Waldbegehung vom Rathaus ab über Mühl⸗ 
ſtein nach Oberharmersbach durch Gemeinde⸗ 
und Körperſchaftswaldungen von Zell, Rhein⸗ 
biſchofsheim, Nordrach, Oberharmersbach 
(Femel⸗ und Femelſchlagbetrieb) unter Führung 
von Forſtmeiſter Junghanns, Zell a. H. Nach⸗ 
mittags 2 Uhr gemeinſames Eſſen in der 
„Sonne“, Oberharmersbach (22 A trocken). 
4½ Uhr Abfahrt. 

Treffpunkt von Sonntag, 
im „Löwen“ in Zell, ebenda Wohnungsnachweis. 

Anmeldungen find an Forſtmeiſter Junghanns 
in Zell a. H. zu richten. 


— 

Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
1. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz, Kr. Schlawe. Sch rift⸗ 
führer: Staatsförſter und Forſtſchreiber S ieg, 
Zanderbruck, Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide- 


mühl. Kaſſenwart: Staatsförſter Laa bs in 
Pilowmühle bei Groß⸗Zachar in, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen ſind an die Preußiſche 


Staatsförſtervereinigung z. H. der Kreis⸗ 
Iparkaſſe zu Neuſtettin, Giro⸗Konto Nr. 560, 
einzuſenden. 

Entwurf der Satzungen 
der Preußiſchen Staatsförſtervereinigung. 

In der Sitzung der erſten Hauptverſammlung 
am 10. Juni d. J. wurde ein Ausſchuß zur Aus⸗ 
arbeitung von Satzungen für unſere Vereinigung 
gewählt. Dieſer hat einen Entwurf aufgeſtellt, 
der in der Sitzung des geſchäftsführenden Vor⸗ 
ſtandes am 18. Juni durchberaten und mit gering⸗ 
fügigen Anderungen als brauchbar anerkannt 
worden iſt. Nachſtehend wird der Entwurf mit dem 
Bemerken veröffentlicht, daß die darin enthaltenen 
Beſtimmungen bis zur endgültigen Genehmigung 
durch die zuſtändige Vertreterverſammlung für 
die Geſchäftsführung bindend ſein ſollen. Da der 
Koſten wegen eine Hauptverſammlung vorausſichtlich 


18. September, ab ) 


erſt im nächſten Jahre einberufen werden kann, jo 
bitte ich etwa wünſchenswert erſcheinende Ab⸗ 
änderungsanträge ſo rechtzeitig an mich gelangen 
zu laſſen, daß deren Berückſichtigung im Haupt⸗ 
vorſtande erwogen werden kann. 
Göritz, den 2. Auguſt 1921. 
Der Vorſtand. J. A.: Neumann⸗Värenberg. 


Namen und Sitz des Vereins. 
§ 1. Unter dem Namen „Preußiſche Staats⸗ 
förſtervereinigung“ iſt der Verein am 25. Mai 
1921 gegründet und hat ſeinen Sitz in Berlin. 


Zweck des Vereins. 

§ 2. Zuſammenfaſſung der Angehörigen des 
preußiſchen Staatsförſterſtandes und die Ver⸗ 
tretung ſeiner Intereſſen auf vaterländiſcher 
Grundlage. Förderung der Forſtwirtſchaft durch 
rege Anteilnahme an den Fortſchritten der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft unter möglichſtem Einvernehmen aller 
Beteiligten. Fragen der Parteipolitik und Religion 
ſind in den Verhandlungen ausgeſchloſſen. 


Mitgliedſchaft. 
rg 3. Mitglieder des Vereins können alle im 
Dienſte ſtehenden und im Ruheſtande lebenden 
preußiſchen Staatsförſter ſowie deren Anwärter 
werden. 

Die Mitgliedſchaft wird durch Anmeldung 
bei dem Vorſtande erworben, der ſich bei deren 
Vermittlung durch die in den einzelnen Bezirken 
beſtellten Vertrauensmänner unterſtützen laſſen 


ann. 

Die Mitgliedſchaft hört auf durch Tod, frei⸗ 
willigen Austritt und durch Ausſchließung. Der 
Austritt iſt nur (mit Ablauf des Geſchäftsjahres) 
nach vorheriger vierwöchentlicher Abmeldung zu⸗ 
läſſig. Die Ausſchließung kann von dem Vorſtande 
beim Vorliegen wichtiger Gründe ausgeſprochen 
werden. Als ſolche gelten beſonders Nichtzahlung 
des Vereinsbeitrages, trotz vorhergehender Mah⸗ 
nung, ehrenrührige Handlungen und Schädigungen 
des Vereins. 

Die Ausgeſchiedenen verlieren alle Anſprüche 
an den Verein. 

Einkünfte des Vereins. 

§ 4. Die Einkünfte des Vereins beſtehen in 
den Vereinsbeiträgen und etwaigen freiwilligen 
Zuwendungen der Mitglieder. Der Vereins⸗ 
beitrag beträgt für das Geſchäftsjahr, das mit dem 
Kalenderjahr zuſammenfällt, für jedes Mitglied 
60 „ und iſt in halbjährigen Raten bis ſpäteſtens 
1. Februar bzw. 1. Auguſt jedes Jahres an den 
Schatzmeiſter oder an eine durch Vereinsbeſchluß 
näher zu bezeichnende Stelle zu entrichten. 
Erfolgt der Eintritt nach dem 1. Juli des Geſchäfts⸗ 
jahres, ſo iſt nur der halbe Jahresbeitrag zu zahlen. 

Die etwaigen freiwilligen Zuwendungen dienen 
zunächſt den Gründungsarbeiten, ſie werden be⸗ 
ſonders gebucht, und iſt deren Rückzahlung in Aus⸗ 
ſicht genommen, wenn die Vermögensverhältniſſe 
dies ſpäter möglich machen und die Einzahler 
darauf nicht verzichten ſollten. 
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Verwendung der Einkünfte. 

$ 5. Die eingehenden Gelder dienen zur 
Beſtreitung der laufenden Vereinsausgaben. Über 
die Verwendung der am Jahresſchluſſe verbleiben⸗ 
den Überſchuſſe entſcheidet der Geſamtvorſtand. 

i und Kaſſenprüfung. 

$ 6. Alle Einnahmen und Ausgaben ſind 
ſorgfältig zu buchen. Alljährlich bis zum 1. März 
des folgenden Jahres iſt die Kaſſe und Buch⸗ 
führung für das verfloffene Geſchäftsjahr durch drei 
von der Hauptverſammlung zu wählende Mitglieder 
zu prüfen. Über den Befund iſt eine Verhandlung 
aufzunehmen und dem Vorſitzenden vorzulegen, 
der dieſe gleichzeitig mit der Jahresrechnung der 
nächſten Hauptverſammlung bekanntmacht. 
Einrichtung und Gliederung des Vereins. 

§ 7. Die Organe des Vereins find: 

1. Der geſchäftsführende Vorſtand, beſtehend aus 
dem Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter, dem 
Schatzmeiſter und dem Schriftführer. 

2. Der engere Vorſtand, der durch Hinzutritt 
der Stellvertreter des geſchäftsführenden Vor⸗ 
ſtandes und Zuwahl von Mitgliedern aus den 
Kreiſen der Anwärter und Ruheſtandsbeamten 
gebildet iſt. 

3. Der Geſamtvorſtand, dem ein Mitglied aus 
jeder Provinz angehört, ſoweit dieſe noch nicht 
vertreten iſt. 

4. Die Vertrauensmänner aus den einzelnen 
Bezirken. 

4. Die Vertreterverſammlung. 

Aufgaben der Vorſtandsmitglieder 

und Vertrauensmänner. 

$ 8. Der geſchäftsführende Vorſtand erledigt 
unter Leitung des Vorſitzenden die laufenden 
Geſchäfte, ladet je nach Bedarf die Mitglieder des 
engeren Vorſtandes oder Geſamtvorſtandes zu 
Sitzungen ein und hat die Beſchlüſſe aller Be⸗ 
ratungen auszuführen. Er hat ferner alle Ver⸗ 
ſammlungen vorzubereiten und kann hierzu in 
geeigneten Fällen nach Bedarf Mitglieder zur 
Bearbeitung von Vorlagen und zur Bericht⸗ 
erſtattung heranziehen. Bei allen Verhandlungen 
führt der Vorſitzende bzw. deſſen Stellvertreter 
den Vorſitz. 

Die Tätigkeit der Vertrauensmänner in den 
einzelnen Bezirken erſtreckt ſich hauptſächlich darauf, 
dabei mitzuwirken, daß die in $ 2 angegebenen 
Grundlinien in den weiteſten Kreiſen des Förſter⸗ 
ſtandes Boden gewinnen und weiter zwiſchen dem 
Vorſtande und den Mitgliedern eine rege Ver⸗ 
bindung aufrechterhalten wird. 

Alle dieſe Arbeiten in entſprechenden Geſchäfts⸗ 
anweiſungen näher im einzelnen aufzuführen, 
iſt eine weitere Aufgabe der einzelnen Organe. 

Die Wahl für dieſe Amter erfolgt auf drei 
Jahre. Die Amtsführung aller Mitglieder in den 
Stellungen des Vereins ſind ehrenamtlich. Ent⸗ 
ſchädigt werden nur die Auslagen für Reiſekoſten 
und Tagegelder, die im Dienſte des Vereins ent⸗ 
ſtehen, nach den Sätzen, die hierfür vom Geſamt⸗ 
vorſtande beſchloſſen worden ſind. 

Die Vertreterverſammlung. 

§ 9. Alljährlich findet mindeſtens eine ordent⸗ 
liche Vertreterverſammlung ſtatt. Dieſe iſt ohne 
Rückſicht auf die Zahl der erſchienenen Vertreter 
beſchlußfähig. Der Ort wird jedesmal von der 
Verſammlung für das nächſte Jahr beſtimmt. 
Die Einberufung erfolgt durch den Vorſtand 
unter Mitteilung der von dieſem aufgeſtellten 
Tagesordnung durch Bekanntmachung in dem 
Vereinsblatt. Zwiſchen der Einberufung und 
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ſpruch erhoben wird. 


der von ihnen vertretenen Mitglieder. 
hat ein Vertreter von je 1 bis 30 Mitgliedern eine 


Nr 37 Bd. 36 (1921) 


der Verſammlung muß mindeſtens eine Friſt 
von vier Wochen liegen, die nicht länger als acht 
Wochen ſein darf. 


Alle Beratungsgegenſtände für dieſe Ver⸗ 


ſammlung ſind ſo rechtzeitig an den Vorſitzenden 


einzureichen, daß ſie von dieſem in die Tages⸗ 
ordnung aufgenommen werden können. Über 
Gegenſtände, die in dieſer nicht angegeben ſind, 


kann nur dann beraten und beſchloſſen werden, 


wenn hiergegen aus der Verſammlung kein Wider⸗ 
Der Beſchlußfaſſung der 

Vertreterverſammlung unterliegen: 

a) Die Wahlen der Mitglieder für den Vorſtand 
und die mit anderen Vereinen eingegangenen 
Arbeitsgemeinſchaften und deren Abberufung, 
die Beſtätigung der vom Geſamtvorſlande 
feſtgeſetzten Entſchädigungsſätze für Reiſegelder 
und Tagegelder ſowie die Entſcheidung über 
Beſchwerden gegen den Vorſtand. 

b) Die Entlaſtung des Vorſtandes hinſichtlich 
der Geſchäftsführung und Rechnungslegung 
für das abgelaufene Geſchäftsjahr ſowie die 
Genehmigung des Voranſchlages für das 
nächſte Jahr. 

c) Anträge auf Satzungsänderungen. 

d) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

e) Beſchlußfaſſung über Auflöſung des Vereins 
bzw. Eingehen von Verbindungen mit anderen 
Vereinigungen. 

Zur Teilnahme an der Verſammlung ſowie der 
Beſprechung der Verhandlungsgegenſtände ſind 


alle Mitglieder der Preußiſchen Staatsförſter⸗ 
vereinigung berechtigt. 
nehmen jedoch nur die von den Bezirken gewählten 


An der Beſchlußfaſſung 


Vertreter teil, und zwar je nach dem Verhältnis 
Danach 


Stimme. Die Anzahl der vertretenen Bezirks⸗ 
gruppenmitglieder iſt durch Beſcheinigung des 
Vertrauensmannes der Bezirksgruppe nachzu⸗ 
weiſen. Die Mitglieder des geſchäftsführenden 


und engeren Vorſtandes haben je eine Stimme. 


Alle Beſchlüſſe werden mit einfacher Stimmen 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Über alle Verſammlungen iſt eine Verhandlung 
aufzunehmen und die gefaßten Beſchlüſſe in ein 


beſonderes Verzeichnis einzutragen. 


Wahl der Bezirksgruppenvertreter. 

§ 10. Die Vertreter ſind in einer von dem 
Vertrauensmann des Bezirkes einzuberufenden 
Verſammlung zu wählen. Iſt dies nicht möglich, 
ſo iſt unter den Mitgliedern des Bezirks eine 
ſchriftliche Abſtimmung hierüber herbeizuführen. 
Bei Stimmengleichheit gibt auch hier die Stimme 
des Vertrauensmannes den Ausſchlag. Die den 
Bezirksgruppen entſtehenden Verwaltungskoſten 
ſind von deren Mitgliedern aufzubringen. 
Satzungsänderungen, 
Zuſammenſchlüſſe und Vereinsauflöſung. 

§ 11. Zu den nach § de vorzunehmenden 
Satzungsänderungen iſt eine Mehrheit von 75 % 
der ſtimmberechtigten Verſammlungsteilnehmer 
erforderlich. 
Eine Auflöſung des Vereins oder das Eingehen 
von Verbindungen mit einem anderen Verein 
(5 ge) iſt nur dann rechtsgültig, wenn der Beſchluß 
mit einem Mehr von 90% der ſtimmberechtigten 
Verſammlungsteilnehmer gefaßt worden iſt. 

Im Falle einer Auflöſung oder Verſchmelzung 
der Vereinigung mit einem anderen Verein dient 
das nach Deckung aller laufenden Verbindlichkeiten 
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verbleibende Vereinsvermögen zunächſt zur Rück⸗ 
erſtattung der freiwilligen Zuwendungen an die 
Mitglieder, die hiermit die Vereinsgründung 
gefördert haben. Über die Verwendung des ver⸗ 
bleibenden Reſtes beſchließt die Verſammlung, die 
der Auflöſung bzw. Verſchmelzung zugeſtimmt hat. 
Vereinsblatt. 
Als Vereinsblatt iſt die im Verlage 
von J. Neumann in Neudamm erſcheinende 
„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ beſtimmt, jedoch ohne 
Zwangsbezug. In dieſer werden alle Kundgebungen 
und Beſchlüſſe den Mitgliedern in einem beſonderen 
Teil bekanntgegeben, für die der Vorſitzende oder 
ein von ihm beſtelltes Mitglied die Verantwortung 
trägt. 


8 12 


22. 


m 
Nachrichten des „Waldheil“. 
A E. V. zu Neudamm. 
Veröffentlicht unter Verantwortung 
des Vorſtandes, vertreten durch 
Johannes Neumann, Neudamm. 
Satzun Mitteilungen über die Zwecke 
, und le des „Waldheil“ ſowie Werbe⸗ 
material an jedermann umſonſt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 


an Verein „Waldbeil“, Neudamm. Geldſendungen au 
Poſtſcheckkonto 9140 „Waldheil“, e. V., Neudamm, bein 
Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 
Sefandere Zuwendungen. 
Sühne für einen Forſtfrevel. Einſender Herr Haupt⸗ 

mann Köppen⸗Ringenwaldee 100.— 4 
Erlös für geſammelte Flaſchenkapſeln. Einſender 

Fräulein Köppen Ringenwalde „— 
Sühnegeld für einen Fiſchereifrevel. Einſender Herr 

Forſtmeiſter Paul⸗Rothen bung 9,— A 
Sammlung bei einem Scheibenſchießen des Ortskartells 

Torgelow „„ „%% %% „ „„ „ „„ „ „„ „„ 117,.— & 
Zuwendung von Herrn Grafen von Perponcher⸗ 

Ornsy agen EE 50.—. K 
Ertrag für ein Gutachten von Herrn Profeſſor Rumpler⸗ 

Hann.⸗ Münden . 300.— 4K 
Sühnegeld. Einſender Herr A. v. Weiß⸗ Königsberg i. Pr. 11.— 4 
Desgleichen. Einſender Herr Heiber⸗Kunersdorf . 10.— A 
Honorarverzicht von Herrn Kirchhoff⸗Braunſchweig. 8,25 A 
Zuwendung von Herrn Hauptmann Niemann⸗Hannover 20.— 4. 
Desgleichen von Herrn Reeb⸗ Bonn 10,.— 4 
überwerfung eines Deckgeldes durch Herrn Scheibe⸗ 

erl m se „ e! 70,.— A 
Desgleichen. Überſchuß aus einer Beſtellung durch 

Herrn Oberförſter Hahn⸗Waldrac h. 1.30 A 
Desgleichen. Weber⸗Grün hans 1.30.4 
Sſihnegeld. Überwieſen von Herrn Jacob⸗Zauchvorwerk 25,454 
Desgleichen für einen Jagdfrevel. Überwieſen von 

Herrn Förſter Säfkow⸗Podangen 150.— 4 


Zuſammen 388,30 

Im Monat Juli ſind vereinnahmt an Mit⸗ 
gliederbeiträgen 483,50 A. und an Geldern zur 
Linderung der Kriegsnot 20 4. Damit hat 
dieſe Sammlung die Höhe von 46 008,08 8 
erreicht. 
Wir danken allen Spendern herzlichſt für Unter: 
ſtützung der Linderung der Notlage bedürftiger 
Angehörigen der grünen Farbe. 

Neudamm, den 10. Auguſt 1921. 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 

J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 
— 


Nachrichten des Vereins für Privat: 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 

Mitglieder in den Verein aufgenommen: 

7364. Jacobheu, Julius, Förſter, Gut Rundhof, Poſt Rundhof, 
Kreis Flensburg. IV. . 

7365. Senft, Alfred. Hilfsförſter, Fh. Grünehaus, Poſt Görzke, 
Kreis Jerichow I. XVI. 

7366 Lyczfo, Alfons, Forſtſekretär, Schloß Falkenberg O⸗S. VI. 

7367. Natzke, Fritz, Hilfszäger, Fh. Mauen bei Gr.⸗Allendorf, 
Kreis Wehlau. Oſtpr. I. 
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7368. Berkemeyer, Hermann, Fabrikant, Dortmund, Moltke⸗ 


ſtraße 24. 
7369. Kittkewitz, Waldemar, Förſter, Matzdorf, Poſt Tzſchecheln. 
Kreis Sorau N.⸗L 


7870. Fähnrich, Karl, Hilfsförſter, Gießmannsdorf. Kreis 
Bunzlau. VIII. 
1371. Heck, 


Fritz, Fürſtlicher Hilfsförſter, Grieſel, Bor 

Topper Nm. IX. 

7372. Rehdorf, Georg, Verwaltungs⸗Inſpektor, Lübben N.⸗S. IX. 

7373. Stöbe, Max, Poſtinſpektor, Genthin, Kr. Jerichow II. XVI. 

7874. Willgeroth, Auguſt, Forſtverwalter, Schmenzin, Kreis 

2846. Ktügl, SEH E f Poſt Vorderhei 

375. Krügler, Fritz, Hilfsförſter, Neurode, Poſt Vorderheide⸗ 
Kreis üben. VIII. er 

7376. v. Wurmb, Hans, Majoratsbeſitzer, Porſtendorf, Post 
Dornburg a. Saale, Thur. XVIII. 

7877 Jonas. Paul, Revierförſter, Kalittken, Poſt Frödenau⸗ 
Kreis Roſenberg. I. 

7378. Sachon, Kurt, Forſtſekretär, Kadlub, Poſt Voſſowsla, 
Kreis Gr.⸗Strehlitz O.⸗S. VI 

7379. Walkowski, Johann, Förſter, Seedorf bei Genthin, Kreis 
Jerichow II. XVI. 

7380 Knuſt, Otto, Stadtförſter, Schwanbeck bei Friedland, 
Mecklenburg⸗Strelitz. III. 

7381. Keinert, Ernſt, Hilfsförſter, Paſſow U.⸗M., Kreis Anger 
münde. IX. 

7382. Werner, Clemens, Staatl Förſter, Förſterei Weinböhla, 
Poſt Weinböhla, Freiſtaat Sachſen. XII. 

7883. Zetzmann, Förſter, Pilgramshain, Poſt Striegau. VII. 

7384. Bauer, Gerhard, Förſter, Starzeddel, Kr. Guben N.⸗S. IX. 

"385. Schmidt, Cyrillus, Förſter, Forſth. Schönberg, Poſt Weſter 


burg. Heſſen⸗Naſſau. XIII. 
7386 Henrich, Friedrich, Forſtkandidat, Saarbrücken, Brett 
KI 


ſtraße 67. V. 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Lehmann, Bernhard, Förſter, Kloſter Haeſeler, Kr. Eckartsbergza, 
Provinz Sachſen 
Ohrt, Eduard, Gutsförſter, Hagen, Poſt Probſteierhagen, Kreis 
Plön in Holſtein. 
Wende, Paul, Hilfsjäger, Strachau, Poſt Nimptſch, leſten. 
Jeliczek, Hubert, Hilfsförſter, Landeck, Kreis Habelſchwerdt, Obere 
Kurſtraße 5. 
Dräger, Emil, Förſter, Gieſenhorſt, Poſt Rhinow, Weſthavellard⸗ 
Kliech, Ignatz, Forſtaufſeher, Groß⸗Gorſchütz, Kreis Ratibor. 
Dietrich. Fritz. Hilfsläger, Harbke, Kreis Neuhaldensleben. 
Stein, Hermann, Forſtangeſtellter, Nieder⸗Rengersdorf, Bun 
Rengersdorf, Kreis Glatz. 
Wagner, Friedrich, Staatsforſtmeiſter, Kohlfurt, Schleſien. 
Nöther, Erich, Forſtgehilfe, Burgwenden, Poſt Großmonra, Kreis 
Eckartsberga. Thür. 
Franzky, Otto, Oberlandjäger, Ziegenhals, Kreis Neiſſe. 
Quander, Karl, Hilfsjäger, Frankenſtein i Schl., Bahnhofallee 20. 
Wandſchneider, Otto, Förſter, Gr.⸗Miltzow, Bolt Oertzenhel, 
Mecklenburg ⸗Strelitz. 
Walter, Karl. Revierförſter, Jacobsthal, Poſt Schreiberhau. Schl. 
Vater, Rudolf, Förſter. Schmarker, Bolt Stroppen, Kr. Trebuttz. 
Scheit, Arnold, Hilfsjäger, Forſth. Bibiella, Poſt Georgenberg, 
Kreis Tarnowitz O Schl 
Kloth, Fritz, Förſter, Mahlendorf, Poſt Warthe i. M., Kr. Templi. 
Nagel, Kurt, Hilfsförſter, Stabelwitz, Poſt Dtſch.⸗Liſſa, Seat 


Breslau. 
Lehfeld, Otto, Hilfsförſter, Brauchitſchdorf, Kreis Lüben, Schl. 
Graf v. Bismarck, Nikolaus, Fideikommißbeſitzer, Varzin, Zomm, 
Kuoepffler, Friedrich, Forſtverwalter, Schloß Groß⸗Gorſchüz 
Kreis Ratibor. 
von Heemskerck, Generalbevollmächtigter, Freie Standes herrſchaßt 
Militſch, Schloß Militſch, Bezirk Breslau. 
Walther, Crich, Forſtgehilfe, Lauenſtem iſt Sachſen. 


“ 


Anſchluß unſeres Vereins an den Deutſchen 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbund. 

Gelegentlich der Mitgliederverſammlung am 
19. Auguſt 1921 ſind bei den SE EEN 
über den Anſchluß des Vereins für Privatforft⸗ 
beamte Deutſchlands an den Deutſchen Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbund folgende zwei Beſchlüſſe 
gefaßt worden: 

1. Der Verein für „ Deutſch⸗ 
lands genehmigt den Anſchluß der ihm als Mit⸗ 
glieder angehörenden Privatforſtbeamten an den 
Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenvund auf 
Grund der am 27. April dieſes Jahres in 
konſtituierender Verſammlung von dem letzteren 
beſchloſſenen Satzungen. 

2. Die Mitgliederverſammlung des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands gibt dem 
dringenden Wunſche Ausdruck, daß der Zu⸗ 
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tammenfchluß des Deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbundes und des Reichsverbandes land⸗ 
und forſtwirtſchaftlicher Fach⸗ und e 
beamten auf wirtſchaftsfriedlicher rundlage 
möglichſt bald herbeigeführt wird. . 

Näheres über die Verhandlungen, die aus 
dieſem Anlaß gepflogen worden ſind, werden die 
Mitglieder aus dem ſtenographiſchen Bericht über 
die Verſammlung am 19. Auguſt 1921 erſehen, 
der ihnen nach Fertigſtellung unter Streifband 
zugehen wird. 


Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
Ss b 


Forſtlicher Lehrgang in Lauterbach (Heſſen). 

In der Zeit vom 29. Auguſt bis zum 
3. September 1921 fand in Lauterbach, Heſſen, 
ein kleiner forſtlicher Lehrgang ſtatt. Es nahmen 
15 Forſtbeamte daran teil. Ein Teilnehmer 
kam aus der Augsburger Gegend, er hatte 
un Jahre 1905 bereits die Förſterprüfung in 
Lauterbach abgelegt und kam, um den Fort⸗ 
ſchritt der Nakurverjungungen zu ſehen. Ein 
anderer aus dem Caſſeler Bezirk hatte im ver⸗ 
angenen Jahr ebenfalls in Lauterbach die 
Prüfung beſtanden. Als Lehrer wirkte Forſtrat 
Eulefeld zu Lauterbach, Helfen, Oberförſter Feuer⸗ 
Born aus Gersfeld, Rhön, und für Geſetzeskunde 
der Freiherrliche Syndikus Dr. Loos zu Lauter⸗ 
bach, Heſſen. S 


Oberſchleſier⸗Sammlung. 
4. Sammelergebnis 
vom 1. bis 15. Auguſt 1921. 

Für geſchädigte Forſtbeamte Oberſchleſiens, 
bie Mitglieder des „Vereins für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands“ ſind, wurden dem Unterzeichneten 

folge des Hilferufs in Nr. 24 der „Deutſchen 
Forſt⸗ Zeitung“ vom 1. bis 15. Auguſt nachſtehende 
Beträge übermittelt: 


A 
Ortsgruppe Seitenberg des „Vereins 
Königlich Prinzlicher Beamten“, durch 
Förſter Büchler, Seitenberg, Graf⸗ 
chat c 8 200, — 
Förſter Hecht, Pinnow bei Haſenfier, 
Kr. Neuſtett n 20,— 
örſter Kreiſel, Wadelsdorf, Spremberg 20, — 
ankdirektor Douzette, Görlitz, auf Ver⸗ 
anlaſſung des Herrn Forſtmeiſters 
Zeißig, Kößlitz bei Görlitz, für einen 
Teckel⸗Wel penn 50,— 
Ortsgruppe Belzig, 2. Sammelbetrag 
durch Herrn Oberförſter Breuer, Alte⸗ 
hölle bei Wieſen bung 1000, — 
Oberförſter Michalowsky, Meisdorf, Harz 50, — 
v. Maſſowſche Güterverwaltung, Rohr 
in Pommeen 300, — 
Summa 4. . 1640, — 
Hierzu Summa 1 bis 3. . 6662,05 
Summa bis 15. Auguſt 1921. 8302,05 


Berausgabt wurden an Geſchädigte 
vom 1. bis 15. Auguſt 1921: 


nem Oberförſter, der mit feinen Ange⸗ 
hörigen flüchten mußte, und die nur das 
retteten, was ſie gerade am Leibe trugen 
(vorläufige Gabe: 500 

Sinem Revierförſter, Witwer, 32 Dienſtjahre, 
raubten die polniſchen Horden Waffen, 
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weil noch kein 
Geld in der Kaſſe war, nur 30 „ erhalten 
(ſiehe erſte Abrechnung). Zweite Gabe 


Ein Förſter mußte Haus und Hof im Stich 


laſſen, wo alles ausgeraubt wurde. 


E 2 81 » = — % %% „ „„ „ 8 


Verhafteten geſchloſſene Kreis. Dieſe 
Gelegenheit wollte er zur Flucht benutzen. 
Einen Schritt noch vor dem Saaleingang 
wird ihm aber ein Schemmel zwiſchen die 
Beine geworfen, wodurch er zu Fall 
kommt. Sein braver Hund wird ihm ent⸗ 
riſſen. (Aus der Selbſtſchilderung: „den 
Blick von „Harras“ vergeſſe ich nie“ .) 
Hierauf beginnt eine Marter durch Schläge, 
Püffe, Stöße, Treten bis zum Eintritt der 
Bewußtloſigkeit. Darauf wird er unter die 
Waſſerleitung geſchleppt und wieder zu ſich 
gebracht, um aufs neue mit der Qual be⸗ 
ainnen zu können. So wiederholte es ſich, 
bis die Wiederbelebungsverſuche ohne 
Erfolg blieben. Dann wurde er in die Saal⸗ 
ecke geworfen, Bargeld und Sachen im 
Werte von 9525 „ dabei weggenommen. 
Ein barmherziger Inſurgent hatte ihm 
etwas Stroh unter den Kopf geſchoben, da 
kamen Beſtien und brannten das Stroh an. 
Beim Durſt wurde ihm ſtatt Waſſer 
Petroleum gereicht. Die Durſt⸗ und Brand⸗ 
qualen waren entſetzlich. In tiefer Bewußt⸗ 
loſigkeit wurde er nach dem ſogenannten 
Lazarett, aber ohne Arzt, überführt. Das 
war vollbeſetzt mit verwundeten Inſur⸗ 
genten, auch befanden ſich dort noch fünf 
ſchwer mißhandelte „Germanen“. Wegen 
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500 


270 
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Überfüllung des Lazaretts, vor allem aber, M Kleidungsſtücke, Jagdwaffen, Wäſche uſw. ge 
d 


um die „Heimattreuen“ unſchädlich zu 
machen, ſollten letztere mit dem nächſten 
Lazarettzug über die Grenze verſchoben 
werden. Der Kranke hatte ſich durch 
tüchtiges Kühlen ſo weit gebracht, daß er 
nach einigen Tagen aufſtehen konnte. Da 
hielt es ihn, wegen der Gefahr des Ver⸗ 
ſchiebens über die Grenze, nicht länger. 
Gegen gute Verſprechungen, die er aber 
auch hinterher einlöſte, war ihm ein Zivil- 
anzug und ein polniſcher Ausweis „Prze- 
puska“ beſorgt worden, und in der nächſten 
Nacht ergriff er die Flucht. Es ging zwar 
anfangs ſehr langſam und ſchwach, aber 
doch gelangte er nach vier Tagen halb ver⸗ 
hungert bei den Seinen an. Dort war die 
Freude groß, den ſchon Totgeglaubten 
wieder, wenn auch ſchwerkrank, unter ſich 
zu ſehen. Vier Wochen hat er dann ver⸗ 
borgen noch feſtgelegen. Jetzt geht es 
wieder leidlich, nur der rechte Arm iſt noch 
gelähmt, von dem unmenſchlichen Treten 
auf dem Leib herum die Leber ange⸗ 
ſchwollen und von den Schlägen auf den 
Kopf ſtändige Kopfſchmerzen. Die Familie 
beſteht aus acht Köpfen. Vorläufige Gabe 
Einem Oberförſter wurden acht Völker 
Bienenſtöcke, trotzdem ſie mit einer eiſernen 
Stange und feſten Schlöſſern gegen Dieb⸗ 
ſtahl geſchützt waren, faſt vernichtet und 
die Geräte geſtohlen. Schaden etwa 3600. 
Einem Hilfsjäger, der ſich, da er aus der 
Heimat flüchten mußte, zum Selbſtſchutz 
gemeldet hatte, wurde der Auftrag, die 
polniſchen Geſchütze feſtzuſtellen. In Zivil, 
gekleidet, mit falſchen Papieren ausgerüſtet, 
begibt er ſich auf den Weg und gelangt 
glücklich durch die polniſche Poſtenkette. 
In ſeinem weiteren Vordringen wird er 
aber von Inſurgenten erkannt, und eine 
„angenehme Behandlung“ wurde ihm 
hier nicht zuteil. Zuerſt wurde er ſämt⸗ 
licher Sachen beraubt, unmenſchlich ge⸗ 
ſchlagen und dann zum Generalſtab 
transportiert, damit er zum Tode ver⸗ 
urteilt werde. Das geſchah aber nicht, 
ſondern er wurde in ein Gefängnis abge⸗ 
führt. Dort befand er ſich 14 Tage ge⸗ 
feſſelt bei Waſſer und Brot. Dann wurde 
er nach dem berüchtigten Strafgefangenen⸗ 
lager Neuberun transportiert, von wo er, 
nach dreiwöchigem „qualvollen Auf⸗ 
enthalt“, durch das internationale Rote 
Kreuz ausgetauſcht wurde. Das Forſthaus 
fand er vollſtändig ausgeraubt, ſelbſt Türen 
und Fenſterflügel fort, Ofen demoliert. 
Einem Forſtverwalter, dem ſämtliche Waffen, 
Munition, Ferngläſer, Uniformen, Decken 
uſw. geraubt wurden, Schaden 14 145 % 300 
Einem Hilfsjäger, der einen Sachſchaden von 
2340 % erlitten 
Einem Forſtaufſeher, der durch Einbruch in 
ſein Forſthaus einen Schaden von 6000 / 
hatte 


800 


500 


400 


I „„ „„ „%ũũ˖ł.!r᷑ttʒ „„ 


Summa 4. 4570 
3030 


Hierzu Summa 1 bis 3 
Summa bis 15. Auguſt 19211 


beten wird. 

Nur durch die hervorragende Sammeltätigkeit 
des Vorſitzenden der Ortsgruppe Belzig, Herrn 
Oberförſter Breuer, Altehölle bei Wieſenburg, 
war es möglich (3400 ＋ 1000 %), mit jo nam⸗ 
haften Gaben, wie vorſtehend, lindernd ein⸗ 
greifen zu können. 

Helfe noch, wer kann, die Not iſt groß! Allen 
gütigen Spendern namens der Betroffenen herz⸗ 
lichen Dank! 

Weitere Gaben nimmt gern entgegen unter 
der gefälligen Angabe: „Für geſchädigte Privat⸗ 
forſtbeamte Oberſchleſiens“. 

Niewe bei Schurgaſt O.⸗S., 15. Auguſt 1921, 
Troſt, Forſtmeiſter i. R., 
Vorſitzender der Bezirksgruppe VI. 
= 


Bezirksgruppe 
Provinz Sachſen, Braunſchweig und Anhalt (XVI). 
Einladung 
zu der am Sonntag, dem 25. September, vormitta 
10% Uhr, im Hotel Monopol in Wernigero 
ſtattfindenden Bezirksgruppenverſammlung. 
Tagesordnung: 
1. Bericht über die Hauptverſammlung zu Kolberg. 
2. Vortrag über Unterbau in Beſtänden. 
3. Verſchiedenes. 
Nach der Verſammlung und am folgenden 
Tage finden Waldſpaziergänge im Hang ſtatt. 
Um rege Beteiligung wird dringend gebeten. 
Forſthaus Schlagenthin, d. 30. Aug. 1921 
Wegener, Vorſitzender. 


V 
Ortsgruppe Necklinghauſen und Umgebung. 
Am Mittwoch, dem 14. September d. J., Ver⸗ 
ſammlung im Forſthaus Freudenberg bei Herveſt⸗ 
Dorſten. Von 1 Uhr ab Schießen, drei Schuß auf 
den ſtehenden Bock und ein Schuß auf die Ehren⸗ 
ſcheibe. Eine Büchſe iſt auf dem Scheibenſtande 
vorhanden, es wird aber gewünſcht, daß jeder 
mit ferner eigenen Büchfe ſchießt. Nach dem 
Schießen Verſammlung. Die Tagesordnung wird 
bekanntgegeben. Anſchließend an die Verſamm⸗ 
lung eine kleine Ehrungsfeier des 50jährigen 
Dienſtjubiläums des Kollegen Kinne und gemüt⸗ 
liche Unterhallung. Um vollzähliges Erſcheinen 
der Mitglieder mit Damen wird gebeten. Ein⸗ 
geführte Gäſte ſind willkommen. Von Bahnhof 
Zeuthen bis Freudenberg ſind 30 Minuten. 
Berkenheger, Schriftführer. 
CH 


Bezirksgruppe Provinz Sachſen, Braunſchweig 
und Anhalt (XVI). 
Bericht über die Bezirksgruppen⸗ 
verſammlung zu Magdeburg am 
7. Auguſt 1921. 

32 Forſtbeamte, 1 Waldbeſitzer und Herr Ober⸗ 
förſter Dr. Zentgraf, Halle a. S., waren erſchienen, 
um an der Verſammlung, die im Zeichen der 
kommenden Hauptverſammlung ſtand, teilzu⸗ 
nehmen. Herr Oberpräſident a. D. von der 


300] Schulenburg, Ramſtedt, welcher wohl keine 


Verſammlung verſäumt und als einziger Wald⸗ 
beſitzer zugegen war, ergriff nach der Begrüßungs⸗ 
anſprache des Gruppenvorſitzenden das Wort zu 


7600 längeren Ausführungen. Herr Oberpräſident legte 


Der Kaſſenbeſtand iſt bald wieder erſchöpft! 
Tagtäglich kommen an den Unterzeichneten eine 
Anzahl Bittgeſuche, worin um Stellung, alte 


aus, daß die kommende Hauptverſammlung wohl 
die bei weitem wichtigſte des Vereins ſeit deſſen 
Gründung zu werden verſpricht. Ein Grund zu 
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dieſer Behauptung iſt die in der Beamtenſchaft 
herrſchende Erregung über Nichteinhaltung des 
ſeit 1. Januar 1921 und am 23. Juli für verbindlich 
erklärten Tarifs ſeitens eines Teiles der Wald⸗ 
beſitzer. Herr Oberpräſident verſicherte, daß er in 
Kolberg — wie auch ſtets bisher in der Bezirks⸗ 
gruppe — dahin wirken wird, daß den Beamten 
reſtlos die Bezüge des Tarifs zukommen, damit 
wieder Zufriedenheit in die Reihen der Beamten 
einzieht und ein ferneres Zuſammenarbeiten wie 
bisher möglich und gewährleiſtet iſt. Herr Dr. 
Zentgraf gab dann bekannt, daß die ſeit langem 
gepflogenen Verhandlungen betreffend Betriebs⸗ 
unfälle nunmehr zu einem Ergebnis geführt haben. 
Ab 15. Juli iſt jedes Mitglied der Bezirksgruppe — 
nicht als Perſon, ſondern als Stelleninhaber — 
verſichert, und zwar: im Todesfalle mit 10 000 , 
im Invaliditätsfalle mit bis 30000 „%. Jedem 
Verſicherten gehen nähere Mitteilungen von der 
Geſchäftsſtelle des Waldbeſitzer⸗Verbandes zu. Die 
Beiträge zu dieſer Verſicherung trägt der Wald⸗ 
beſitzer. Die Verſicherung erliſcht: 1. beim Austritt 
aus dem Verein für Privatforſtbeamte, 2. beim 
Ausſcheiden aus dem Wirkungsbereich der Bezirks⸗ 
gruppe. Von einem Stellungswechſel, der Be⸗ 
endigung der Vereinszugehörigkeit und eintreten⸗ 
den Betriebsunfällen iſt der Geſchäftsſtelle des 
Waldbeſitzerverbandes, Halle a. S., Kaiſerſtr. 7, un⸗ 
verzüglich Mitteilung zu machen, ebenſo dem Be⸗ 
zirksgruppenvorſitzenden, Revierförſter Wegener, 
Forſthaus Schlagenthin bei Schlagenthin, Bezirk 
Magdeburg. Es ſei hier auch mit erwähnt, daß 
der Abſchluß einer Penſionsverſicherung in abſeh⸗ 
barer Zeit ebenfalls zu erwarten ſteht. Zu dieſer 
Verſicherung müſſen Waldbeſitzer und Beamte 
beitragen. Vorläufig laſſen ſich greifbare Zahlen 
nicht veröffentlichen, es wird jedoch mit einer 
Summe von 8700 / jährlicher Penſion bei einem 
Alter von 60 bis 65 Jahren zu rechnen ſein. Der 
Prämienbetrag ſteht noch nicht feſt. Obige Unter⸗ 
nehmen beweiſen, daß gerade die Herren Mit⸗ 
glieder des Waldbeſitzerverbandes für die Provinz 
Sachſen erkennen laſſen, daß ſie bereit ſind, ihre 
Forſtbeamten in Unglücksfällen und im ſpäteren 
Lebensabend zu unterſtützen. Dies wurde von 
den Verſammlungsteilnehmern reſtlos anerkannt. 
Sie ſtehen voll und ganz auf dem Boden der unbe⸗ 
dingten Zuſammenarbeit zwiſchen Arbeitgeber und 
„nehmer. Sodann wurden die noch nicht im 
Genuſſe der Bezüge des Tarifs befindlichen Mit⸗ 
glieder erneut auf den Schlichtungsausſchuß auf⸗ 
merkſam gemacht. Der richtige Weg (über die 
Bezirksgruppe zur Geſchäftsſtelle des Waldbeſitzer⸗ 
perbandes) führt ſicher zum Ziel, ohne daß der 
Beamte Nachteile zu erwarten hat. Dem Ver⸗ 
treter des Förſterausſchuſſes wurden zur Haupt⸗ 
verſammlung Grundſätze betreffend Lehrlings⸗ 
annahme bzw. ⸗ausbildung mitgegeben. Auch ſoll 
auf Einbringung des Forſtkulturgeſetzes und damit 
Befähigungsnachweis und Titelſchutz Bedacht gelegt 
werden. Für „bedrängte Privatforſtbeamte Ober⸗ 
ſchleſiens“ wurden 163 M geſammelt und durch 
den eingangs der Verſammlung zum Schriftführer 
der Bezirlsgruppe gewählten Kollegen Revier⸗ 
förſter Haaſe, Brieſt, an Forſtmeiſter i. R. Troſt 
in Niewe bei Schurgaſt O.⸗S. eingeſandt. Als 
nächſter Verſammlungsort wurde Wenigerode a. H. 
gewählt. 
Forſthaus Brieſt, 16. Auguſt 1921. 
J. A.: Haaſe, Schriftführer. 
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Ortsgruppe Niederlaufitzer Grenzwald. 

Die Eröffnung der für 14. Auguſt, nachmittags 
3 Uhr, nach Altdöbern einberufenen Verſammlung 
geſchah üblicher Weiſe durch eine Begrüßungs⸗ 
anſprache des Vorſitzenden. Kollege Redlich. 
erſtattete den Bericht über die Bezirksgruppen⸗ 
verſammlung in Wieſenburg, um hierauf einen 
ausführlichen Vortrag über die Bärenthorener 
Kieferndauerwaldwirtſchaft folgen zu laſſen. Der 
gut gehaltene Stoff erregte ebenſoviel Intereſſe 
wie Dank, eine lebhafte Ausſprache folgt. Es 
folgte dann eine eingehende Klarſtellung des für ver⸗ 
bindlich erklärten Gehaltstarifs vom 1. April d. Is. 
Der Antrag, den für dieſen Herbſt geplanten kurzen 
Lehrgang fir Forſtbeamte im Dauerwaldblock des 
Forſtmeiſters Wiebecke, Eberswalde, ſichern zu 
helfen, iſt der Bezirksgruppe zu übermitteln. Für 
den 18. September d. Is. wurde ein Preisſchießen 
feſtgelegt, welches in Altdöbern mit anſchließendem 
Tanzabend ſtattfinden ſoll. Die forſtlichen Tages⸗ 
fragen wurden in einem gemütlichen Plauder⸗ 
ſtündchen beſprochen. Nächſte Verſammlung 
Sonnabend, den 12. November, nachmittags 4 Uhr, 
in Calau, Hotel „Zur Poſt“. 

J. A.: Lebrecht, Schriftführer. 
2 


Ortsgruppe Necklinghauſen und Umgebung. 


Bericht über die Verſammlung 
und Exkurſion vom 19. Juli in Kappenberg. 

Erſchienen waren 13 Mitglieder, 1 Gaſt und 
6 Damen. Nachdem wir uns von dem ein⸗ 
ſtündigen Marſche vom Bahnhof Lünen bis 
Kappenberg durch eine kleine Raſt und ein 
Frühſtück unter ſchattigen Buchen geſtärkt hatten, 
begannen wir um 11 Uhr die Begehung des 
Reviers Kappenberg unter Führung des Revier⸗ 
förſters Clandy. Wir Ka ſchöne Eichen⸗ und 
Buchen⸗Miſchbeſtände auf ihnen zuſagenden Böden. 
Beſonders zeichneten ſich dieſe Beſtände durch 
ihren geraden Wuchs und Länge aus, waren aber 
durchweg zu dicht beſtanden; namentlich in den 
jüngeren Eichenbeſtänden, wo die Läuterungs⸗ und 
Durchforſtungshiebe nicht rechtzeitig ausgeführt 
waren, ſah man die ſchädigende Wirkung der Unter⸗ 
laſſung; der Mangel an Perſonal in den Kriegs⸗ 
jahren erklärt alles. Nachdem wir noch den Pflanz⸗ 
kamp, Wildpark und das Schloß Sonnenberg mit 
Ausſichlsturm beſichtigt hatten, kamen wir gegen 
3 Uhr im Gaſthof „Waldfrieden“ an, wo eine 
kurze Verſammlung ſtattfand. Wegen Zeitmangel 
wurde nur ein Punkt erledigt, nämlich: „Bericht⸗ 
erſtattung der Kollegen Nolde und A Berken⸗ 
heger über den Verlauf der Bezirksgruppen⸗ 
verſammlung in Arnsberg“. — Neues konnten 
jedoch die beiden Berichterſtatter nicht ſagen. 
Im allgemeinen wäre man über die wichtigſten 
Punkte, wie Gehaltsfrage uſw., ſehr ſchnell hinweg⸗ 
gegangen. Die Anweſenden waren durchweg der 
Meinung, daß es vollſtändig zwecklos wäre, mit 
den Waldbeſitzern noch weiter über den Gehalts⸗ 
tarif zu verhandeln. 

Die nächſte Verſammlung ſoll in der erſten 
Hälfte des September (wahrſcheinlich am 14.) 
auf Freudenberg bei Dorſten ſtattfinden. Es ſoll 
damit ein kleines übungs⸗ und Preisſchießen ver⸗ 
bunden werden. Um 5 Uhr wurde gemeinſchaftlich 
gegeſſen, wobei der Vorſitzende den Kollegen Clandy 
und A. Berkenheger für ihre Mühewaltung für den 
ſchönen Verlauf der Exkurſion und Verſammlung 
dankte; auch an dieſer Stelle ſei den beiden 
Kollegen nochmals gedankt. Nach dem Eſſen 
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begann der gemütliche Teil, verbunden mit einem 
kleinen Tänzchen. Einige Teilnehmer mußten 
leider ſchon recht zeitig aufbrechen, um noch 
Zugverbindung zu bekommen. Gegen 9 Uhr 
verließen auch die letzten Auswärtigen das ſchöne 
Kappenberg. 
Lüttinghof, 15. Auguſt 1921. 
Berkenheger, Schriftführer. 


— 


Nachrichten aus den Fachgruppen 
Preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 
Bezirksgruppe Oſtpreußen. 

Nach vielen Mühen und Schreibereien war 
es unſerem Schriftführer und Kaſſierer Kollegen 
Kumsfeller⸗Schippenbeil gelungen, einen gemein⸗ 
ſamen Ausflug der Bezirksgruppe am 11. und 
12. Juli zu veranſtalten. Gelegentlich dieſes 
Ausflugs wurde eine Verſammlung in Förſterei 
Angerburg abgehalten. Zwölf Kollegen waren 
mit Frauen und Familienangehörigen erſchienen. 
Um 2 Uhr nachmittags kamen die Teilnehmer 
am Bahnhof Angerburg Stadtwald an und 
begaben ſich von dort nach dem gaſtlichen Forſt⸗ 
haus. Diskreter würziger Duft nach Kaffee und 


friſchem Kuchen durchzog die Räume, und bald,, 


konnten wir an feſtlich geſchmückter Kaffeetafel in 
den Genüſſen ſchwelgen, in deren Zubereitung 
Frau Förſter Menſch Meiſterin iſt. 

Um 3,40 Uhr eröffnete der Vorſitzende die 
Verſammlung, zu der er unſere Damen zuzog, 
denn alles, was uns angeht und bewegt, gilt 
auch unſeren Frauen, die dann auch mit großem 
Intereſſe den Verhandlungen folgten. Immer 
noch haben wir zu wenig Zuſammengehörigkeits⸗ 
efühl, ſonſt müßte die Bezirksgruppe zu ſolchen 
Veranſtaltungen vollzählig da ſein. Kurz und 
ſachlich wurde die Tagesordnung erledigt und 
folgende Entſchließungen gefaßt. 

Punkt 1. Bericht über den Anſchluß an den 
Komba. Der Vorſitzende erſtattete genauen 
Bericht und erklärte, nachdem wir uns dem 
Komba angeſchloſſen, haben wir ſchon mehr er⸗ 
reicht als früher, da wir eigener Verein waren. 
Es tritt auch hier wieder klar zutage, daß nur 
große Organiſationen viel, ja wir können ſagen, 
alles erreichen. 

Punkt 2. Beantwortung von Fragen über 
Beſoldungs⸗ und Anſtellungsverhältniſſe ſowie 
Lehrlingsannahme für den Förſterbund. Die 
Bezirksgruppe Oſtpreußen des Komba, deren 

achgruppe wir ſind, beabſichtigt mit einer Be⸗ 
e an den Städtetag heranzutreten. 
Es beſteht begründete Ausſicht, daß dieſer zu Ver⸗ 
handlungen in der Beſoldungsfrage bereit iſt. 
Der Fachgruppenvorſitzende gehört zur Beſoldungs⸗ 
kommiſſion. Von dieſen Verhandlungen ver⸗ 
ſprechen wir uns eine endgültige Regelung 
unferer Beſoldungsverhältniſſe. Beim Komba iſt 
ein Antrag eingebracht, mit allen Mitteln dahin 
u wirken, daß ſämtliche Förſter, die ein ſelb⸗ 
ſtändiges Revier haben, nach Gruppe VI und 


nach einwandfreier zehnjähriger Dienſtzeit nach l 


Gruppe VII zu beſolden ſind. 

Betreffend Lehrlingsannahme wurde be⸗ 
ſchloſſen, beim Förſterbund dahin vorſtellig zu 
werden, daß, ſolange die Ausbildung von ſtaat⸗ 
lichen Forſtlehrlingen verboten iſt, auch die 
an für die höhere Forſtkarriere geſchloſſen 
werden. 


Punkt 3. Der Kaſſenbericht konnte wegen 
der noch ausſtehenden Beiträge für 1920 noch 
ür un 8 

Punkt 4. Feſtſetzung der Bezirksgruppen⸗ 
beiträge. Die ble gp pen de ge der 
einſtimmig auf 25 A pro Jahr und Mitglied 
feſtgeſetzt. 

Punkt 5. Verſchiedenes. Der vom Kollegen 
Buttgereit geſtellte Antrag, beim Brandver⸗ 
ſicherungsverein preußiſcher Forſtbeamten, Land⸗ 
wirtſchaftsminiſterrum Berlin, den Antrag zu 
ſtellen, den Verſicherungsſatz von 8000 % auf 
80000 A zu erhöhen, wurde einſtimmig ans 
genommen. Um 4,50 Uhr wurde die Ver⸗ 
ſammlung geſchloſſen. Hierauf erfolgte die Be⸗ 
ſichtigung des Angerburger Stadtwaldes ſowie 
der hochmodernen Torfinduſtrie, die vielen 
Kollegen nützliche Anregung brachte. Nach "Bu. 
kehr zum Forſthauſe verbrachten die Teilnehmer 
noch einige Stunden gemütlich zuſammen, bald 
fanden ſich die Paare zum gemütlichen Tänzchen, 
und ſo mancher Kollege im grauen Haar zeigte, 
daß er auch noch nicht verlernt hatte, ſein Tanz⸗ 
bein zu ſchwingen. Nur zu raſch verging die 
Zeit. Um 8 Uhr wurde auf geſchmücktem Leiter⸗ 
an die Fahrt nach Angerburg angetreten. 
Hell klang die Stimme unſerer unermüdlichen 
Sängerin Frau Förſter Haſſelberg: „So ſcheiden 
wir mit Sang und Klang, leb wohl, du ſchöner 
Wald“, und alles fiel kraͤftig ein. 

Am nächſten Tage früh 8 Uhr ging es per 
Dampfer über dem Mauerſee nach Lötzen, mit 
Halteſtellen an der Inſel Upalten und Steinort. 
Herrliche Fleckchen oſtvreußiſche Erde, umſpült 
von den klaren Waſſern des Mauerſees. Wunder⸗ 
bar die Fahrt auf dem bewegten See, wenn au 
das Schifflein auf den Wellen tanzte und au 
vielleicht manch Geſicht ängſtlich und bleich wurde, 
das „europäiſche“ Gleichgewicht blieb beſtehen, 
und unſer augenblicklicher Steuermann, Kollege 
Buttgereit, ſteuerte das Schifflein richtig durch 
die Wellen. Die Muſik ſpielte muntere Weiſen, 
und geſungen wurde, was die Kehlen hergeben 
wollten. 

In Lötzen beſichtigten wir, von der Stadt⸗ 
verwaltung aufmerkſam gemacht, die Gedenkhalle 
mit den vielen hiſtoriſchen und Kriegs⸗Sehens⸗ 
würdigkeiten. Hier ſahen wir im Original die 
ruſſiſche Parlamentärflagge (ein geraubtes Tiſch⸗ 
tuch), das Signalhorn und das Handſchreiben 
des ruſſiſchen Generals, das die Übergabe der 
kleinen, tapferen Feſtung Boyen forderte, u. a. m. 
Nach gemeinſchaftlich eingenommenem Mittageſſen 
ging es mit neun von der Stadtverwaltung und 
den Bürgern Lötzens in liebenswürdiger Weiſe 
zur Verfügung geſtellten Wagen nach dem ſchön 
gepflegten Stadtwald. Ja, Kollege Juſt, Ihre 
zweijährigen Fichten ſchlagen jeden Rekord! 

Nur zu bald mußten wir auch hier wieder 
weiter und mit dem Schiff zurück nach Anger⸗ 
burg. Muſik voran, und im geſchloſſenen Zuge 
gings zum Bahnhof. 

Wenn wir uns hier die Hände ſchüttelten 
und „Auf Wiederſehen“ ſagten, ſo waren es nicht 
eere Worte. Jeder ging mit dem aufrichtigen 
Wunſche des Wiederſehens im nächſten Jahre und 
dem Bewußtſein nach Hauſe, ein paar herrlich 
ſchöne Tage in liebem Kollegenkreis verlebt zu 
haben Wo Grünröcke mit ihren Damen zu⸗ 
ſammenkommen, fühlen ſich alle recht bald als 
eine Familie, und ſo ſoll es auch ſein. Die Zurück⸗ 
gebliebenen ſollten ſich an ihre Bruſt ſchlagen 
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und ſagen, im nächſten Jahre wollen auch wir Diejenigen Vormünder, Forſtbetriebsbeamten 
alle, alle dabei ſein, ſonſt entbehren wir zuviel. oder Witwen von letzteren, welche für ihre 


Mit Weidmannsheil! Mündel oder ihre Kinder eine Unterſtützung zu 
Der Vorſtand. erhalten wünſchen, werden daher aufgefordert. 
KH Du an GE 1. SC d. J. Sc 
- d inen den zunächſt wohnenden Herren Forſtmeiſter oder 
Nachrichten aus verſchiedenen Vere Oberförſter zur Weitergabe an uns abzugeben 
und Körperſchaften. f . 
Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der Die „ou den Geſuchen vorgeſchriebenen Vor 
betreffenden Vorſtande oder der Emſender. 8 Oberförſterei in Empfang 
i r For n. i f 
an ae Ki ſtbeamte Wiesbaden, den 15. Auguſt 1921. 
Am Mittwoch, dem 14. September, findet ein Der Vorſtand 

Waldbegang im Reichsgräflichen Pücklerſchen der Seybertſchen Auguſt⸗ und Minchen⸗Stiftung 

Forſtrevier Ober⸗Weiſtritz ott, Treffpunkt nach Frhr. von Hammerſtein. 


Ankunft der Frühzüge in Ober⸗Weiſtritz in der * 

herrſchaftlichen Brauerei 8% Uhr. Nach kurzer Oeupiberfammlung 1921. 
Vereinsſitzung und Frühſtück von 10 bis 1½ Uhr Die diesjährige Hauptverſammlung der 
Erkurſion mit anſchließender Beſichtigung des Seybertſchen Auguſt⸗ und Minchen⸗ 
Betriebswerks der Schleſiertalſperre und der Stiftung findet Samstag, den 15. Oktober 1921, 
Talſperrenmauer. Von 1% bis 3 Uhr Mittag⸗ vormittags 11 Uhr, im Regierungsgebäude in 
eſſen nach Belieben in der Schleſiertalbaude am Wiesbaden, Rheinſtraße 35/37, Zimmer 15, ſtatt. 
Stauſee. Marſch am Stauſee entlang na Kynau. Tagesordnung: 

Rückfahrt nach beiden Richtungen 5 Uhr. Für 1. Erſtattung des Rechenſchaftsberichtes über die 
ſpäter Abfahrende Beſteigung und Beſichtigung Wirkſamkeit der Stiftung und des Vorſtandes 
der Kynsburg. Mittageſſen⸗Anmeldung bis in den letzten drei Jahren; 

11. September an den Unterzeichneten. Zahlreiche 2. Vorlage der Rechnung für die Kalenderjahre 
Teilnahme wird erwartet. Gäſte aus dem Stande 1918/20 und des Berichtes des Rechnungs⸗ 


der Forſtbeamten willkommen. prüfungsausſchuſſes darüber; 
Der Vorſtand. 3. Satzungsänderung; 
J. A.: Warkenthien, ſtädt. Forſtoberſekretär, 4. Genehmigung der Unterſtützungen, welche durch 
Schriftführer, Schweidnitz. den Vorſtand vorgeſchlagen werden; 
S 5. Neuwahl des ſtellvertretenden Vorſitzenden, des 
Seybertſche Auguſt⸗ und Minchen⸗ Rechners und eines Beiſitzers; 
Stiftung. 6. Wahl eines Rechnungsprüfungsausſchuſſes für 
Bekanntmachung. : das Jahr 1922; 


Die Seybertſche Auguſt⸗ und Minchen⸗ 7. etwaige Mitteilungen, Anträge und Wünſche 
Stiftung Go Ausbildung von Kindern von des Vorſtandes, der Vertrauensmänner und 
Forſtbetriebsbeamten im Regierungsbezirk Wies⸗ der Mitglieder. 
baden wird demnächſt über die in dieſem Jahre Wiesbaden, den 15. Auguſt 1921. 
an die Waiſen und Kinder von Forſtbetriebs⸗ Der Vorſtand 
beamten zu bewilligenden Unterſtützungen Be⸗ der Seybertſchen Auguſt⸗ und Minchen⸗Stiftung. 
ſchluß faſſen. v. Hammerſtein. 

Gm Kier 


Freier Meinungsaustauſch. 


Zum neuen Ziel. Ee erkennend, hat ſich nun in jüngſter Zeit die 
n der der de des, „Deutfchen Fürſere damm zwar als dem reife jener Kollegen hie nicht 
7. Auguſt d. J. macht Herr Hegemeiſter Pilz willenlos einer Gewerlſchaſt unterordnen wollen. 
ſeinem Herzen Luft über den ſogenannten Außen⸗ Wie iſt denn num eigentlich derzeit in der 
ſeiter⸗ʃverein in einer Art und Weiſe, die deutlich x i Br erz 
SC Förſtergewerkſchaft die Umwälzung im Vorſtande 
den Arger über die als politiſch rechts bezeichneten und die „Neuorientierung“ erfolgt? Doch nur durch 
Staatsförſter und Anwärter widerſpiegelt. überrumpelung der ſeinerzeit in Berlin ver: 
Wie wäre es auch nur möglich, daß es heute ſammelten Delegierten, als der alte, bewährte 
drei Jahre nach der „glorreichen“ Revolution, die Kollege Velte ſein Amt als Vorſitzender des 
doch allen deutſchen Staatsangehörigen die goldene Vereins niederlegte und eine Neuwahl notwendig 
nn auch in der politiſchen Geſinnung — wurde. Hatten denn die Delegierten das Recht 
rachte, noch Staats förſter gibt, die ſich politiſch und lag vor allen Dingen die zwingende Not⸗ 
nach „rechts“ orientieren und nicht der allein wendigkeit vor, ſofort und endgültig einen neuen 
ſeligmachenden, nach links gerichteten Förſter⸗Vorſitzenden in der Perſon des Herrn Förſters 
gewerkſchaft folgen wollen! Pfalzgraf zu wählen? Keineswegs, denn es 
Um mit Herrn Pilz zu ſprechen, „unſere“ An⸗ konnte zunächſt ein proviſoriſcher Vorſtand ein⸗ 
ſchauung über das neue Ziel iſt eine etwas andere. geſetzt und die definitive Wahl des neuen Vor⸗ 
Demnach ſoll der geſamte preußiſche Staatsförſter⸗ Abenden durch alle Vereinsmitglieder in der 
tand vor den politiſchen Wagen des Herrn Weiſe vorgenommen werden, daß ihnen etwa 
falzgraf und feiner Hintermänner geſpannt und drei Kollegen zur engeren Wahl in Vorſchlag 
mundtot gemacht werden, ganz ſo, wie es heute gebracht wurden. Ob dann die Wahl auf Herrn 
in allen Gewerkſchaſten üblich iſt: der Führer Pfalzgraf, einen jungen Kollegen, der ſich in der 
befiehlt, und alles d willenlos zu gehorchen. Praxis bis dahin hatte fo gut wie gar nicht betätigen 
Das ſoll Freiheit ſein, würde aber eher die können, gefallen wäre, dürfte zum mindeſter 
Bezeichnung Sklaverei verdienen. Die Sachlage zweifelhaft geweſen fern. 


Nr. 37 Bd. 36 (1921) 


Nun, die Überrumpelung war gelungen, und 
die Gewerkſchaft begann ihre Tätigkeit in neuer 
Richtung. Dabei verſäumte ſie aber völlig und 
hielt es anſcheinend überhaupt nicht der Mühe 
wert, aufklärend und in verſöhnlichem Sinne die 
zweifelnden und anders denkenden Kollegen in ihr 
Lager hinüberzuziehen, ſowie mit ne gemeinſam 
auf irgendeiner gangbaren Baſis für den Förſter⸗ 
ſtand zu arbeiten. Somit trifft der Vorwurf, 
unſern Stand zerſplittert zu haben, ganz allein 
den neuen Vorſtand der Förſtergewerkſchaft, der 
von vornherein die erſt abwartenden und nicht 
gleich Beifall tobenden Kollegen als Außenſeiter 
und abtrünnige Streber hinzuſtellen beliebte, 
obgleich es kaum die Schlechteſten geweſen ſein 
dürften; gehörten doch viele von 170 fl dem alten 
Verein ſeit deſſen Begründung, alſo über zwanzig 
Jahre, an. 

Ferner iſt die Frage berechtigt: Wie iſt denn 
der „Deutſche Förſter“ zu der Ehre gekommen, 
E und Vereinsblatt der Gewerkſchaft zu werden? 

terfwürdig iſt jedenfalls, daß gerade dieſes Blatt 
fih plötzlich fo vorzüglich zur Vertretung der 
Wünſche und Ziele des Förſterſtandes eignen 
ſollte, obgleich es bis dahin kaum jemand kannte. 
Sollte vielleicht da nicht das zutreffen, was 
unſerer alten „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ ſo gerne 
und namentlich jetzt wieder nach Gründung der 
„Staatsförſter⸗Vereinigung“ betreffs pekuntärer 
Unterſtützung uſw. in die Schuhe geſchoben wird? 
Jetzt, wo die Spaltung im Staatsförſterſtande 
eingetreten iſt und, wie es nicht anders ſein 
kann, ſich die neue Preußiſche Staatsförſter⸗Ver⸗ 
einigung nach Kräften rührt, geht natürlich die 
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Preſſefehde los, und zwar in einer früher nicht 
gekannten, ganz gehäſſigen, perſönlich werdenden, 
ſicher auch modern gewerkſchaftlich geleiteten Art. 
Wozu denn das? Was können denn die 18 in 
Berlin verſammelt geweſenen Männer der großen, 
einigen Förſtergewerkſchaft anhaben? Woher denn 
alſo die raſende Wut auf dieſe? Wäre es nicht 
richtiger geweſen, gar nicht auf deren Ausführungen 
einzugehen? Es ſcheint in der Gewerkſchaft doch 
etwas Kriſenluft zu wehen, obgleich ihrem Vor⸗ 
ſtande bereits zum ſo und ſo vielten Male das 
Vertrauen der Ortskartelle uſw. — wie erhe bend 
dieſe den Arbeitergewerkſchaften entlehnten neuen 
Bezeichnungen unſerer alten guten Ortsgruppen 
für moderne Gemüter klingen müſſen! — aus⸗ 
geſprochen wurde und bei jeder Verſammlung 
wiederholt wird. Die Erkenntnis bricht ſich aber 
doch Bahn. Mögen einmal ernſtlich alle 
noch abwartenden und zweifelnden Kollegen, von 
denen es ſicher eine große Anzahl gibt, darüber 
nachdenken, wohin das Gewerkſchaftsſchiff ſteuert, 
dann werden ſie erkennen, daß es bald ſcheitern 
und in der Verſenkung verſchwinden muß. Eine 
gedeihliche Entwickelung unſeres Standes iſt nur 
möglich auf dem Wege friedlicher Vereinbarung 
mit unſern vorgeſetzten Revierverwaltern und in 
dem ſo oft geſchmähten innigen Einvernehmen 
mit der Zentralforſtbehörde, der ja allerdings 
von der Gewerkſchaft ein Mißtrauensvotum aus⸗ 
geſtellt worden iſt, die aber trotzdem und alledem 
immer noch das Vertrauen einer ſehr großen 
Zahl von Kollegen haben dürfte. 
Forſthaus Bug Rügen. 
Gutzmann, Staatsförſter. 


Inhalts- Verzeichnis dieſer Rummer: 
Die Aufrückungsſtellen der Staatsförſter im Hinblick auf die vorhandenen Wartegeldempfänger und die in der Zeit vom 


1 April 1920 bis März 1921 in den Ruheſtand getretenen Förſter. 


699. — Die Buche im nordoſtdeutſchen Kiefernwalde. (Fort⸗ 


ung.) 701. — Der Deutſche Beamtenbund, wie er iſt, aber nicht fein ſoll. 703. — Holzverkaufsergebniſſe für Preußen im 


5 
Monat Auguſt 1921. 


f 705. — Parlaments- und Vereinsberichte. 706. 
Kleinere Mitteilungen: Allgemeines. 707. — Forſtwirtſchaftliches. 709. — Waldbrände. 709 — 


— Geiebe, de und Erkenntniſſe. 706. — 
rief⸗ und Fragekaſten. 709. — 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 710. — Vereinszeitung: Mitteilungen forſtlicher Vereine. 711. — Preußiſche 


Staatsförſtervereinigung. 711. — Nachrichten des „Waldheil“. 713. — Nachrichten des 
. V. 713. — Nachrichten aus den Fachgruppen Preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 717. — Nachrichten aus ver: 


fands. E 


Vereins für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 


ſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 718. — Freier Meinungsaustauſch 718. 


Für die Redaknon: Ölonomierat Bode Grundmann, Neudamm. 
EES 
An unſere ſehr verehrten Leſer! 

Mit Nummer 39 ſchließt der Vierteljahrs⸗Bezug unſeres Blattes. Es wird, damit in der 


Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung des Bezugs gebeten. 


fetzigen Bezugsbedingungen beſtellt man die 


Zu den 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73) — Bezugspreis 10,50 Mk. 


für das Vierteljahr. Der 


Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ im Pflichtabonnement iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das 


Vierteljahr 8,50 Mk. 


Die „Deutſche Jäger⸗Zeitung“, die nur allein für ſich, alſo nicht mehr mit der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ gemeinſam, bei der Poſt beſtellt werden kann, erſcheint in zwei Aus gaben. 
„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe A, ohne „Vereins⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 
1921, 13. Nachtrag) — Bezugspreis 16 Mk. für das Vierteljahr, oder: 


„Deutſche „ Ausgabe B, mit der „Vereins⸗ 
ereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, 13. Nachtrag) 


und kynologiſchen 


Zeitung“ für die jagdlichen 


— Bezugspreis 18,50 Mk. für das Vierteljahr. 
Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf beide Zeitungen vom 1. Oktober bis 30. Dezember 1921 


ſofort aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen Zuſendung keine Unterbrechung eintreten kann. 

An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 
beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Mitte dieſes Monats nicht ausdrücklich erfolgt iſt, 
Weiterlieferung; wir erſuchen jedoch um Einſendung von Bezugs⸗ und Poſtgeld. Die Annahme 
der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes. An Vereins⸗ 
mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die Überweijung nötigen Bedingungen (Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw.) ordnungsmäßig erfüllt ſind. 

Neudamm, im September 1921. Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
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Lehrgang 


In den Tagen vom 22. 
Reichenſtein i. Schl., Forſtſchule, ei 
10 Uhr vormittags. 
Teilnahme an dem Lehrgang find baldmöglichſt, ſpäteſtens aber bis zum 15. September, an die unter 
erliſte liegt im Hotel zur Poſt in Reichenſtein aus. 
Mk., von den Waldbeſitzern 80 Mk. zu entrichten. Die Gebühren find K 
Breslau X, Matthiasplatz 6, Poſtſcheckkonto Breslau Nr. 3940, einzuſenden. A 


Forſtabteilung der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Schleſien. 
Breslau X, Matthiasplatz 4. 


PP H 


beginnt am 22. September, 
Anmeldungen zur 


R zeichnete Abteilung zu richten. Quarti 
. An Gebühren find von den Forſtbeamten Du 
vorher an die Hauptkaſſe der Landwirtſchafts kammer, 


Get und n 


f 


Starkes Kiefern-Rundholz 
und Waldbeſtände jeder Ar 


ſucht Holzaroßhandlung. 


Gefl. Ang. erbeten u. Nr. 1078 an die Geſch. d. 


d ö 
D. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Für Zuweiſung zahlen Proviſion! 


Wal: Bellinde, 


Kiefer und Fichte, zu Grubenholz, 
Telegraphenſtangen u. Schwellen ge⸗ 
eignet, kaufe gegen Barzahlung. 
Vermittlern Proviſion. {1145 
Faul Stelke, Holzhandlung, 
Fürstenwalde, Spree, Carlſtr. 2. 
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Nur an Meier Stelle werden 


Familien Anzeigen 
auſgenommen. 
Geburten: | 
Dem Förſter Dettke in Forſthaus | 
Hänchen bei Löwenberg in Schleſ. 
ein Sohn. 
Sterbefälle: 
Schilcher, Wilhelm, Staatlicher 
Oberforſtmeiſter in Steingaden. 


koſteulos | 


Für ſtandesherrliche Ver⸗ 
waltung im Weiten abjold. 


höhere 


Forſtbeamte 


für Einrichtung u. Uebernahme 
Oberförſterſtelle geſucht. 
Bewerbungen mit Lichtbild 
und Zeugnisabſchriften unter 
Nr. 1351 bef. die Geſch. 
der D. Forſt⸗ Ztg., Neudamm. 


Vekanntmachung. 


Die hieſige 


Stnntfürfterftelle 


iſt zum 1. Oktober 1921 zu beſetzen; 
Gehalt nach Gruppe 6 der ſtaat⸗ 
lichen Beſoldungsordnung. 

Forſtverſorgungsberechtigte Be⸗ 
werber oder Reſervejäger der Klaſſe A, 
aber nur ſolche, die ihre Eintragung 
in die Bewerberliſte des Fürſorge⸗ 
amtes nachweiſen, wollen ihre Mel⸗ 
dungen unter Beifügung pont Zielt, 
uſw. Zeugniſſen baldigſt an uns 
einreichen. 


Havelberg. 
Der Maaiſtrat. 


DIE DRESSUR 


der nicht zur Jagd ver- 
wendeten Hunde, Haus- 
und Begleithunde, Kunst- 
hunde, Kriegs- und Sani- 
tätshunde, Polizeihunde, 
Hirtenhunde u. a. mehr. 
Von 
Freiherr A. von Creytz. 


Fünfte Auflage mit 76 Ab- 
bildungen v. Alfred Stöcke u.a. 


Preis gebunden 25 Mk. und 1 Mk. Porto. 


Gräfliche Forſtverwaltung 
ſucht für Gebirgsrevier im Oſten 
Deutſchlands jüngeren, unverh., kath. 


Oberförſter. 


Herren, welche beide Staatsprüſungen 
abgelegt haben, werden gebeten, gefl. 
Bewerbungen nebſt Lebenslauf unt. 
Nr. 1359 an die Geſchäftsſt. der 
D. F.⸗Ztg., Neudamm, einzuſenden. 


Propinzialverwaltung 
Hannover. 


Gesucht ab 1. Oktober 1921 


orſtwiſſenſchaftlicher 
Hilfsarbeiter. 


Privatdienſtvertrag. Beſoldung wie 


Anwärter der Grupve 10. Geſuche 
mit Lebenslauf, Zeugniſſen und 
Lichtbild erbeten an (1366 
Forstabtellung 
des Landesdirektoriums Hannover, 
Am Schiffgraben 7. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


F Sorntionslehtlinge 5 


[VERLAS vm 3. NEUMANN IN. NEUDAMM, | 


Vor kurzem erschien: 5 


| Anleitung zur Abrichtung 


Ein richtig gepflegter, sachgemäß erzogener 
und gehörig durchdressierter Hund bringt 
wahren Nutzen und ungetrübte Freude. Kein 
Landwirt sollte die Anschaffung dieser aus- 
gezeichneten Anleitung versäumen. 


| Zu beziehen durch jede Buchhandlung und die | 
f Verlagsbuchhandlung J. Neumann, Neudamm. 


DNK) 


D 


Soratoren un 


RI fr Forſteinrichtungsarbeiten 1 
ſucht (1334 J 
Forſtmeiſter Junack, P 
Berlin C 54, ` 
aufer Straße 54. ` 
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In der Forſtverwaltung des Bauens 
burgiſchen Landes - Kommunalver- 
bandes find zum 1. Oktober 

IE" 


mehrere "BE 


Hilfsfurſterſtellen 


mit forſtverſorgungsberechtigten An⸗ 
wärtern auf Privatdienſtvertrag zu 
beſetzen. Veſoldung, falls Zuſtimmung 
der Aufſichtsbehörde erfolgt, nach 
Gruppe 7 des preußiſchen Beamten⸗ 
dienſteinkommengeſetzes, ſonſt nach 
Gruppe 6. Umzugskoſten werden 
vergütet. (1367 

Bewerbungen mit ſelbſtge⸗ 
ſchriebenem Lebenslauf, Zeugniſſen, 
beglaubigter Abſchrift des Forſt⸗ 
verſorgungsſcheins, amtsärztlichem 


Geſundheitsatteſt und Militärpaß 
ſind ſpäteſtens bis zum 15. Sep⸗ 
tember 1921 einzureichen an den 

Kreisausschuss Ratzeburg i. Lbg. 


ür Forſtbeamte und Waldbeſitzer. 


—24. September er. findet in Verbindung mit dem Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands in 
ein kleiner forſtlicher Lehrgang für Waldbeſitzer und Forſtbeamte ſtatt. Der Lehrgang 


., Die Förſterſtelle 


Nr. 37 Bd. 36 (1921) 


(1806 


* 


Radeland bei Epandau 


iſt mit einem Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten zum 1. Oktober 1921 
zu beſetzen. Dienſtwohnung und 
Garten vorhanden. Die Beſetzung 
erfolgt zunächſt probeweiſe gegen zu 
vereinbarende Entſchädigung. Nach 
der Anſtellung als Betriebsbeamte 
auf Zmonatige Kündigung erfolgt 
Beſoldung nach Klaſſe 6. 
Bewerbungen ſind bis 20. Sep⸗ 
tember 1921 einzureichen. 


Berlin, Stralauer Str. 15/22, 
den 29. Auguſt 1921. 


Forſtverwaltung 
der Stadt Berlin. 


Forſtaufſeher 


für unſere im Landkreise Guben 
gelegene 5500 ha große Stadtforſ 
zum 1. Oktober d. J. gesucht 
Die Einſtellung erfolgt während der 
erſten drei Monate gegen vierzehn. 
tätige Kündigung, nach Ablauf dieſer 
Friſt und im Bewährungsfalle mis 
ſechswöchentlicher Kündigung zun 
Quartalserſten. Vergütung nach 
Gruppe!! des ſtaatlichen Angeſtellten 
Tarifes. Mit Bureauarbeiten ver 
traute, unverheiratete ſtaatliche An. 
wärter wollen Bewerbungen mi 
Lebenslauf und Zeugnisabſchriften 
baldigſt an die Oberförſterei Heide: 
krug bei Guben einreichen. 
Guben, den 3. September 1921 
1362) Der Magistrat. 


Zum 1. Oktober oder ſpäter 


eine Stütze 


geſucht, am liebſten Förſtertochter 
welche nähen und plätten kann 
80— 100 Mk. monatlich. Mädche 
vorhanden. Bewerb. u. Nr, 1336 Del 
d. Geſch. d. D. Forſt⸗Ztg., Neu damm 


Suche für meinen Sohn, 33 Jahre 
verh., 1 Kind, der aus Polen 
flüchten muß, : (123: 


Stellung 


zum 1. Oktober evtl. ſpäter. Iſt ſei 
längerer Zeit Oberförſter, ſehr gu 
empfohlen und tüchtig, 2 Jahr 
Tharandt beſucht. 

F. Blume, Güterdirektor, 
Baersdorf-Trach (Post), N. Schlef 


Suche für m. Vater, der i 
vielſeit. Revier (Forſt u. Jagd) mitt 
Verwalt. in Poſen (Polen) ſeit 23 5 
in ungek. Stellg. als Nevierförſte 
tätig iſt, bald oder ſpäter 


geeignete Stellung. 
Alter 54 Jahre, ſehr rüſtig, Kinde 
verſorgt. Angeb. an (1 
ilfsf. Holfmann, 


Fhs. Tzſcheln, Poſt Vorher 
(Lauſitz). 


Deutſche Forft- Zeitung, 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Nunödſchau und Des Zörfters Felerabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil“, Vereins zur 
Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu Neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 
Yiehversicherungsvereins der Forstbeamten a. 6. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 
Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen $taatsförstervereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 
jands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1820), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 
Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierteljährlech 10,50 Mk. bet allen Poſt⸗ 
anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifb ind dureh den Verlag fur 
Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung eimer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern, auch altere, werden für 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes 


Bei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beitragen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Bei⸗ 
träge, ſur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchriften übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 38. 36. Band. 


Neudamm, den 18. September 1921. 


Die unfreiwillige Verſetzung in den Ruheſtand 
auf Grund des Geſetzes vom 15. Dezember 1920. 


Nach dem Geſetz vom 15. Dezember 1920 
können unmittelbare Staatsbeamte nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres kraft Geſetzes 
in den Ruheſtand verſetzt werden, aber für 
die richterlichen Beamten iſt dieſe Grenze 
auf das 68. Lebensjahr feſtgeſetzt worden. 
Ein in den Ruheſtand verſetzter richterlicher 
Beamter hat im Klagewege den Unterſchied 
zwiſchen ſeinem Ruhegehalt und ſeinem Dienſt⸗ 
einkommen beanſprucht, und das Landgericht 
hat als erſte Inſtanz den Anſpruch als be⸗ 
gründet anerkannt. Aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen iſt zu entnehmen, daß der Rechtsweg 
zur Verfolgung dieſer Anſprüche zuläſſig iſt, 
was im Artikel 129, Abſatz 1, Satz 4 der 
Reichsverfaſſung ſeine Beſtätigung findet und 
auch im Artikel 79 Abſatz 2 der Verfaſſung 
des Freiſtaates Preußen vom 30. November 1920 
wiederholt wird. 

Der Klage war ſtattzugeben, weil der 
Kläger auf das volle Dienſteinkommen Anſpruch 
hat. Auf den Kläger findet das Geſetz vom 
15. Dezember 1920 keine Anwendung, wenn 
ihm auch darin nicht beigetreten werden kann, 
daß dieſes Geſetz ungültig ſein ſolle. 

Vor der Umwälzung im Deutſchen Reich 
wurden die Richter auf Lebenszeit ernannt 
und konnten wider ihren Willen nur kraft 
richterlicher Entſcheidung dauernd oder zeit⸗ 
weiſe ihrer Amter enthoben werden. Es muß 
anerkannt werden, daß die Zwangspenſionierung 
eines Richters reichsrechtlich nicht verboten iſt 
und deshalb landesrechtliche Altersgrenzen feſt⸗ 
geſetzt werden können, wie es noch im Jahre 1899 
in Elſaß⸗Lothringen geſchehen iſt, und in der 
Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 hat dieſe 
Frage ihre Erledigung dahin gefunden, daß die 
Geſetzgebung Altersgrenzen feſtſetzen kann, bei 
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deren Erreichung Richter in den Ruheſtand 
treten (Artikel 104, Abſatz 1, Satz 3). Deshalb 
gilt es als zweifellos, daß die preußiſche 
Landesgeſetzgebung auch für preußiſche Richter 
eine Altersgrenze feſtſetzen kann. An der 
Befugnis der preußiſchen Landesverſammlung 
zur Beſchlußfaſſung über das Altersgrenzen⸗ 
geſetz iſt nicht zu zweifeln, denn es entſpricht 
der Verfaſſung, die ein beſonderes Beamten⸗ 
geſetz ankündigt, als deſſen Vorläufer das 
vorliegende anzuſehen iſt. Dieſes Geſetz findet 
aber auf den Kläger keine Anwendung, denn 
es iſt unter der Herrſchaft der Verfaſſungs⸗ 
urkunde vom 31. Januar 1850 angeftell: 
worden, die ihm Unabſetzbarkeit ohne jede 
Einſchränkung garantierte. An dieſem Grund⸗ 
ſatze iſt nichts geändert worden, und deshalb 
iſt der unter der Herrſchaft der alten preußiſchen 
Verfaſſung lebenslänglich angeſtellte Richter 
nur in den von dieſer Verfaſſung ſelbſt 
angegebenen Fällen abſetzbar. Mit der An- 
ſtellung hat der Kläger das Recht auf Gehalt 
erworben. Dieſes Recht gehört zu den wohl⸗ 
erworbenen, die unter der Herrſchaft der alten 
Verfaſſung entſtanden und durch Artikel 129 
Abſatz 4 der Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 
ausdrücklich gewährleiſtet worden ſind. Die 
„wohlerworbenen Rechte“, von denen hier die 
Rede iſt, ſind alle ſubjektiven Rechte des Klägers, 
die ihm bei Inkrafttreten der neuen Reichs⸗ 
verfaſſung bereits zuſtanden. Die Befugnis 
zur Feſtſetzung von Altersgrenzen kann nur 
denjenigen Richtern gegenüber wirkſam werden, 
die ein Recht auf lebenslängliche Anſtellung 
bei Inkrafttreten der Verfaſſung noch nicht 
erworben hatten. 

Danach kann das preußiſche Geſetz vom 
15. Dezember 1920 auf den Kläger keine 


123. 
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Anwendung finden, To daß er Anſpruch auf iſt. Wird von dieſem Gerichtshof der Auf⸗ 
ſein unverkürztes Dienſteinkommen hat. iM, 2 des Landgerichts beigetreten, dann iſt 


(Entſch. der 30. Zivilkammer des Land⸗ 
gerichts I in Berlin vom 13. Juni 1921, Akten⸗ 
zeichen 63 O. 216. 21/3.) 


Bemerkung der Schriftleitung. Es 
wird abgewartet werden müſſen, wie ſich die 
höheren Inſtanzen zu dieſem Urteil ſtellen, 
deſſen Reviſion an das Reichsgericht zuläſſig 
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die Entſcheidung für alle betroffenen Beamten 
von größter Bedeutung, aber es muß darauf 
hingewieſen werden, daß die Klage bei Verluſt 
des Klagerechts, innerhalb ſechs Monaten, 
nachdem die Entſcheidung des Verwaltungschefs 
dem Beamten bekannt geworden iſt, angeſtellt 
werden muß. (Geſetz vom 24. 5. 1861; 
Geſ.⸗Samml. S. 241.) 


Beſchäftigung von Hilfsarbeitern 
bei den preußiſchen Forſteinrichtungsanſtalten. 


Von Forſtoberſekretär Kramarz, Caſſel. 


Durch Erlaß des Preußiſchen Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums vom 28. April 1921 — Allgemeine 
Verfugung Nr. III 28 für 1921 (ſiehe „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ 1921 S. 481) — iſt die Ausbildung 
fungerer Forſtbetriebsbeamten im Meſſen und 
Kartenzeichnen angeordnet worden, um Erſatz 
für fehlende Forſtoberſekretäre zu ſchaffen, oder 
doch zum mindeſten geeignete Unterſtutzungs⸗ 
kräfte für dieſe Beamten heranzubilden. Es ſoll 
dadurch verhütet werden, daß die ihrer Durch⸗ 
führung harrenden Betriebsregelungen nicht etwa 
wegen zu. langſam vor ſich gehender Vermeſſungs⸗ 
und Kartenarbeiren verzögert werden. Wie in dem 
Erlaß ausgeſprochen iſt, haben die Regierungen ge⸗ 
eignete Beamte, die zur aushilfsweiſen Beſchäftigung 
bei der zuſtändigen Forſteinrichtungsanſtalt bereit 
ſind, dieſer namhaft zu machen. Die Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalten beantragen alsdann nach 
Bedarf die Einberufung der Beamten beim 
Landwirtſchaftsminiſterium. Zu bevorzugen ſind 
ſolche Perſönlichleiten, die ſchon einige Fertig⸗ 
teiten im Meſſen oder Kartenzeichnen haben. 
Zuſtändig iſt für die Forſtbetriebsbeamten aus 
den Regierungsbezirken Osnabrück (und Aurich), 
Minden (mit Münſter und Grafſchaft Schaum⸗ 
burg), Arnsberg, Caſſel, Wiesbaden, Koblenz, 
Düſſeldorf, Köln, Trier, Aachen und Sigmaringen 
die Forſteinrichtungsanſtalt in Caſſel, 
Schöne Ausſicht 6, für die aus den Bezirken 
Potsdam, Hofkammerbezirk, Magdeburg, Merſe⸗ 
burg, Erfurt, Schleswig, Hannover, Hildesheim, 
Lüneburg und Stade die Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalt in Magdeburg, Oranienſtraße 13, 
für die aus den Bezirken Königsberg, Gumbinnen, 
Allenſtein, Marienwerder, Schneidemühl, Frank⸗ 
furt a. O, Breslau, Liegnitz. Oppeln, Stettm, 
Köslin und Stralſund die Forſteinrichtungs⸗ 
an ſtalt in Berlin W 9, Königgrätzerſtraße 
123. In Ausſicht iſt genommen, daß, wenn die Ver⸗ 
hältniſſe es zulaſſen, die den Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalten namhaft gemachten Bewerber zung 
zu örtlich naheliegenden Betriebsregelungen 
herangezogen werden, um ein Urteil über ihre 
Eignung für derartige Arbeiten zu gewinnen. 
Es ſollen damit unzweckmäßige Anträge auf 
Einberufung zur Forſteinrichtungsanſtalt ver⸗ 
mieden werden. Während der Zugehörigkeit zur 
Forſteinrichtungsanſtalt beziehen die Hilfsarbeiter 
das nach ihrem Dienſtalter allgemein zuſtändige 
Dienſteinkommen. Für Dienſtreiſen werden 
Reiſekoſten und Tagegelder gezahlt. Während 
des Aufenthalts am Sitze der Anſtalten in Caſſel, 
Magdeburg und Berlin können den Förſter⸗ 


anwärtern zur Deckung der ihnen dadurch ent⸗ 


ſtehenden wirklich notwendigen Mehraufwendungen 
Zuſchüſſe durch die Leiter der Anſtalten gewährt 
werden. Die Mehraufwendungen müſſen mittels 
vorzulegender Nachweiſe glaubhaft gemacht werden. 
Die Beſchäftigung der Hilfsarbeiter bei den 
Forſteinrichtungsanſtalten iſt aushilfsweiſe, alſo 
vorübergehend. Selbſtredend kann eine derartige 
vorubergehende Beſchäftigung auf Jahre aus⸗ 
gedehnt werden. Da die Zahl der planmäßigen 
Forſtoberſekretärſtellen zurzeit nur gering iſt — 
bei jeder Anſtalt einer für den Bürodienſt und 
drei für den Vermeſſungsdienſt —, werden nur 
die geeignetſten und tüchtigſten Hilfsarbeiter Aus⸗ 
ſicht auf ſpäteres Einrücken in eine ſolche Stelle 
haben. Es iſt alſo die hier und da laut gewordene 
Befürchtung emzelner Förſteranwärter, daß He ſich 
bei einer Meldung als Hilfsarbeiter zur Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalt von vornherein die Hände für 
ihre ſpätere Lebensſtellung binden könnten, ganz 
und gar hinfällig. Die weitaus meiſten Hilfs⸗ 
arbeiter werden wieder in den Förſterdienſt zuruck⸗ 
treten müſſen, was vielen ſicher auch lieb ſein wird. 
Für Förſteranwärter, die es mit ihrer Weiter⸗ 
bildung wirklich ernſt nehmen — geſchrieben wird 
ja gerade von Forſtgehilfen jetzt ſoviel über nicht 
vorhandene Möglichkeiten zur Weiterbildung —, 
muß die Beſchäftigung bei einer Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalt für durchaus erſtrebenswert gehalten werden. 
Die Kenntnis und Handhabung der verſchiedenſten 
Vermeſſungs⸗ uſw. Inſtrumente, das Mitarbeiten 
bei auf neuzeitlich forſtwiſſenſchaftlichen Grund⸗ 
lagen geführten Betriebsregelungen müßte für 
jeden Forſtmann intereſſant ſein. Sollten Be⸗ 
werber vor ihrer Einberufung an eine Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalt bereits gewillt ſein, ſich mit 
den Aufgaben für die Betriebsregelungen zu be⸗ 
faſſen, ſo ſei ihnen die Beſchaffung des Buches 
„Anweiſung zur Ausführung der Betriebs⸗ 
regelungen in den Preußiſchen Staatsforſten vom 
17. März 1912“, zum Preiſe von 10 / zu bes 
ziehen direkt vom Verlage von J. Neumann in 
ceudamm, empfohlen. Auch auf den Ober⸗ 
förſtereien 0 dieſes Buch vorhanden und dürfte 
dort eingeſehen werden können. 
Nachwort der Schriftleitung. Wir be⸗ 
grüßen die Beſchäftigung jüngerer Forſtbetriebs⸗ 
beamten als Hilfsarbeiter bei den ſtaatlichen Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalten mit beſonderer Freude. 
Hier ift den Förſteranwärtern eine Gelegenheit 
gegeben, ſich in Arbeiten zu betätigen, die über 
dem Durchſchnitt des landläufigen „ 
dienſtes ſtehen. Leider iſt die Zahl der zur Ein⸗ 
berufung als Hilfsarbeiter an die Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalten in Ausſicht genommenen Beamten noch 
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ſehr gering, denn im Haushalt der Forſtver⸗ 
waltung für das Rechnungsjahr 1921 („Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ 1921 Seite 475) ſind im ganzen nur 
30 Forſtverſorgungsberechtigte oder Forſtgehilfen 
vorgeſehen. Doch mag das darauf beruhen, daß 
man zunächſt einen Verſuch machen will, um 
ſpäter die Einrichtung weiter auszubauen und zu 
verbeſſern, falls ſie ſich als gut erweiſt. 
Wünſchenswert wäre es, wenn die jungen 
Forſtbeamten, die ſich bei den Forſteinrichtungs⸗ 
arbeiten bewährt haben, nicht nur Ausſicht auf 
die Stellen der Forſtoberſekretäre bei den Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalten erwürben, ſondern auch für 
ſpätere Auswahl zum Revierförſter bevorzugt 
würden. Käme es hierzu, ſo müßten zweifellos 
die Stimmen, die in dieſer Beziehung immer 
von Günſtlingswirtſchaft reden, bald verſtummen. 
Auch der Ablegung einer beſonderen Revierförſter⸗ 
prüfung, der fraglos große Schwierigkeiten im 
Wege ſtehen und über deren Zweckmäßigkeit die 
Meinungen ſehr auseinandergehen, würde dann 
nicht mehr ſo oft das Wort geredet werden, wie es 
jetzt der Fall iſt. Endlich wäre zu erwägen, ob nicht 
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die Förſter, die ſich früher als Hilfsarbeiter bei 
den ſtaatlichen Forſteinrichtungsanſtalten bewährt 
haben und doch nicht, lediglich aus Mangel an 
Stellen, Forſtoberſekretär oder Revierförſter werden 
konnten, unter gewiſſen Bedingungen (Tätigkeits⸗ 
dauer, beſondere Leiſtungen uſw.) bei der Ein⸗ 
ſtufung in die Beſoldungsgruppe VII bevorzugt 
werden könnten. Das würde mehr als alles 
andere dazu beitragen, den Forſtbetriebsbeamten 
zu fördern. Bei zahlreichen Meldungen zum 
Dienſt als Hilfsarbeiter für die Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalten ſollten aber die, welche eine beſſere 
Schulbildung haben oder durch beſte Examens⸗ 
noten an den Forſtſchulen ausgezeichnet wurden 
und außerdem ſich als die Beſtgeeigneten, nicht 
allein für die Forſteinrichtung, ſondern auch für 
den Beruf überhaupt, erweiſen, bevorzugt aus⸗ 
gewählt werden. Die ſpäteren Leiſtungen täten 
das Weitere für die Beurteilung. So würde ein 
Vorwärtsſtreben im Förſterberuf unterſtützt und 
ſich auf beſter Grundlage eine Sonderung der 
Tüchtigſten vollziehen. 
Die Schriftleitung. 


0 


Zur Neuregelung der Einkommenſteuer vom Arbeitslohn nach 
dem Geſetz vom 11. Juli 1921. 


Von Forſtmeiſter Franz in Langenſchwalbach. 


Das Geſetz hebt die beſtehenden Einkommen⸗ 
ſteuergeſetze mit Ausnahme desjenigen vom 
21. Juli 1920 nicht auf, ſondern ändert ſie nur 
in verſchiedenen Punkten ab. Es tritt voraus⸗ 
ſichtlich in ſeinem ganzen Umfang erſt mit Be⸗ 
ginn des Jahres 1922 in Kraft; jeii 1. Auguſt d. J. 
ſind aber bereits Teile desſelben wirkſam geworden, 
welche im weſentlichen folgende Umgeſtaltungen 
bringen. 

Bisher wurden zunächſt die ſogenannten 
Werbungskoſten nach § 13 E. St. G. vom 29. März 
1920 (Verſicherungskoſten, Fahrgeld und ähnliche 
Ausgaben) vor Errechnung der Steuer vom 
Arbeitslohn abgeſetzt. Von dem Reſt zog man 
dann die ſteuerfreien Beträge (täglich je 4 4 für 
Arbeiter und Frau, je 6 & für die minder⸗ 
jährigen Kinder uſw.) ab, um den ſteuerbaren 
Teil des Lohnes zu erhalten. Zehn Prozent 
desſelben ergaben dann die Steuer. 

Künftig iſt die Steuer anders zu errechnen, 
und zwar verſchieden, je nachdem es ſich um die 
Zeit vom 1. Auguſt d. J. bis zum Inkrafttreten 
des ganzen Geſetzes oder die Zeit nachher handelt. 

A. Steuerermittelung bis zum Inkrafttreten 
des ganzen Geſetzes. Die ſogenannren Werbungs⸗ 
koſten werden jetzt nicht mehr vor der Steuer⸗ 
errechnung vom Lohn abgezogen, ſondern nur 
die ſteuerfreien Beträge wie oben. Zum Aus⸗ 
gleich („Abgeltung“) der ſo mitbeſteuerten 
Werbungskoſten iſt aber die Steuer um eine 
Pauſchalſumme (normal täglich 0,60 %, wöchent⸗ 
lich 3,60 „) zu ermäßigen. Man rechnet alſo 
bei einem verheirateten ſtändigen Arbeitnehmer 
mit vier minderjährigen Kindern wie folgt 
(Beiſpiel J): 

Wochenlohn . AA 1 
davon abzugsfrei (2 K 247 4 * 36). . 192,00 A 
Reſt 158,00 A 
hiervon 10 vom Hundert 15,80 A 

Davon ab zur Abgeltung der Abzüge 
nach §8 13 E. St. G. 


360 K 
demnach einzubehalten . 12,20 A 


Das neue Geſetz nimmt an, daß in der Zeit 
vom 1. April 1921 bis 31. Juli 1921 bezüglich 
der Abzüge nach § 13 E. St. G. nicht überall 
gleich verfahren iſt, indem ſolche teils erfolgt ſind, 
teils nicht. In letzterem Falle, wenn alſo Ah⸗ 
zuge nicht vorgenommen wurden, würde der 
Steuerpflichtige, der in obiger Zeit die Werbungs⸗ 
koſten mitverſteuert hat, gegenüber dem andern, 
dem ſie ſteuerfrei gelaſſen ſind, mit den ſeit 
1. Auguſt wirkſamen normalen Abgeltungsſätzen 
von täglich 0,60 „, wöchentlich 3,60 K, zu kurz 
kommen. Um einen ſolchen Steuerpflichtigen 
deshalb ſchadlos zu halten, iſt beſtimmt, daß ihm, 
und zwar auf den vom 1. Auguſt bis 31. Ok⸗ 
tober d. J. verdienten Lohn, höhere Abgeltungs⸗ 
ſätze, nämlich täglich 1,40 M, wöchentlich 8,40 &, 
zugebilligt werden. Bei einem verheirateten 
ſtändigen Arbeitnehmer mit zwei minderjährigen 


[Kindern ergibt ſich alſo (Beiſpiel II): 


Wochenlohn a .. 280,00 4 
davon abzugsfrei (2 X* 242 * 36) . 120,00 4 
Reit 160,00 & 
hiervon 10 vom Hundert 16,00 & 

davon ab zur Abgeltung der Abzüge 
nach 8 13 E. St. G. 38540 A 
einzubehalten. 7,60 4 


Nach dem 31. Oktober d. J. erliſcht dieſes 
Privilegium der höheren Abgeltung, indem man 
annimmt, daß bis dahm die Mehrleiſtungen an 
Steuer m e ſind, und es treten dann 
die normalen Abgeltungsſätze ein. 

B. Steuerermittelung nach Inkrafttreten des 
ganzen Geſetzes. 

Nunmehr ändert ſich die Art und Weiſe der 
Steuererrechnung dahin, daß von dem vollen 
Lohn zunächſt eine Bruttoſteuer von 10% an⸗ 
genommen wird und dann an dieſer Steuer, alſo 
nicht mehr am Arbeitslohn, die vorgeſchriebenen 
Ermäßigungen erfolgen. Dieſe betragen für 
Mann und Frau doppelſtündlich je 0,10 &, täglich 
je 0,40 & (=4x 0,10), wöchentlich je 2.40 4 
und für die minderjährigen Kinder doppel⸗ 
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ſtündlich 0,15 &, täglich 0,60 &, wöchentlich geben.“) Ehefrau und minderjährige Kinder ſtehen 
3,60 „; abgeſehen von den neu eingeführten in Bruchform im Kopf der Tafel, während die Zahl 


Doppelſtundenſätzen (= ein Viertel der Tagesſätze) 
entſprechen dieſe Beträge einem Zehntel der 
früheren, ändern alſo an dem Ergebnis gegen 
bisher nichts; denn es iſt einerlei, ob ich den 
Arbeitslohn z. B. um 100 f oder die zehn⸗ 
prozentige Steuer davon um 10 A ermäßige. 
Beiſpiel L auf die neue Art behandelt, würde 
danach liefern (Beiſpiel Ia): 


Wochenlohn 350,00 A 
Bruttoſteuer (10 %) . 35,00 A 
4000 19 20 K 
(2 & 2,40 4 * 3,60) 219, 
Abgeltung 3,60. RR 


Nettoſteuer 12,20 % wie oben. 

Man kann demnach, auch nach Inkrafttreten 
des ganzen Geſetzes, unbeſchadet der Richtigkeit 
das frühere Verfahren beibehalten, indem man 
das Zehnfache der neuen Sätze (mit Abgeltung) 
als ſteuerfreien Lohn vom Geſamtverdienſt ab⸗ 
zieht und vom Reſte 10% Steuer erhebt. Im 
vorſtehenden Beiſpiel wären alſo 22,80 x 10 = 
228 „ von 350 „ abzuziehen = 122 M. Steuer 
== 12,20 K. 

Um die ſteuerfreien Beträge zuſammen für 
Arbeiter, Ehefrau und minderjährige Kinder nach 
Maßgabe der Arbeitszeit und der Zahl der Be⸗ 
teiligten mit einem Blick wie den Feſtgehalt in 
einer Kubiktabelle ablefen zu können, habe ich 


der Verlohnungseinheiten ſeitlich angegeben mt. 
Will ich z. B. wiſſen, wieviel Mark von dem 
Lohne des Arbeitnehmers in Beiſpiel I ſteuerfrer 
ſind, ſo leſe ich in der Wochentafel auf der Höhe 1 
(eine Woche) unter 4 die Zahl 192 ab. Des 
weiteren mußte ich dann, um die Steuer zu er⸗ 
halten, wie im Beiſpiel I verfahren. Ich kann 
mir jedoch dieſe Rechnerei erſparen, wenn ich, da 
der Abgeltungsſatz von wöchentlich 3,60 & mc 
mit dem Ermäßigungsſatz für ein Kind deckt, 
gleich die Spalte benutze, welche ein Kind über 
die wirkliche Zahl enthält, alſo die Spalte V, 
Hier finde ich die Zahl 228, welche von 350 ab⸗ 
gezogen zu dem Reſt 122 und zu einer Steuer 
von 12,20 „ führt. Handelt es ſich um die 
höhere Abgeltung von 8,40 „, jo leſe ich unter 1, 
die Zahl 192 ab und füge 10 x 8,40 = 84 hinzu 
350 — (192784) = 74. Steuer 7,40 A. Bei 
der Steuerberechnung nach dem neuen Geſetz 
(Beifpiel Ia) benutze ich die Tafel wie gewöhnlich, 
ſchneide aber die letzte Stelle der gefundenen 
Zahlen durch em Komma ab. N 
Zum Schluſſe nehme ich noch Veranlaſſung, 
die Leſerwelt mit einem neuen, im Druck be⸗ 
findlichen Lohnbuchformular, welches hier in 
einem Muſterausſchnitt nebſt Erläuterungen der⸗ 
anſchaulicht wird, bekannt zu machen. 


*) Tafel, enthaltend den ſteuerfreien Arbeitsverdienſt, 


eine kleine Tafel für Tage⸗ und Wochenlohn 
(eine Stundentafel befindet ſich im Druck) bei 
. Neumann in Neudamm in Verlag ge: 


zuſammen für Mann, Frau und Kinder und die Zeit 
von 1 bis 30 Tagen bzw. 1 bis 13 Wochen. Auf 
leichtem Kartonpapier. Preis 1 Mk. und 15 Pf. Porto. 


Beiſpiel zum Zahlzettel Lohnbuch) 155 B und C. 


Das die Rechnungsbeſtandteile additions⸗ und ſubtraktionsfähig untereinander ordnende 
Formular hat je Seite (155 B, ganze, zweiſeitig bedruckte Bogen) bzw. Blatt (155 0, dünne, nur 
einſeitig bedruckte Blätter) neun aufſummierbare Felder. Die Verlohnung erfolgt nach Form. 155 A 


Lohn v. 3. 10. 1921 bis 16. 10. 1921. 


EI 


B. V erſicher.⸗Beiträge 


1. Aug. Storch, Heimbach 


II 425 | 60 


50 


12160 


* 


8 ve bar 

60 [El III 293 00 
S.] 46,7031 280 I = d 2 III go] 910. 16. 10 

Abkürzungen: T. = Tagelohn, V = Verdinglohn, ©. = Sachbezüge (Verpflegung), Z. Zuſatz⸗ 

beiträge, St = Steuer. Der Bruch ½ hinter dem Wohnort bedeutet eine Ehefrau und drei minder⸗ 
jährige Kinder. — Verfahren: Ziehe von dem Geſamtverdienſt A (1 bis 3) die Sa. O (ſteuerfreier 
Lohn bzw. 10 x Steuerermäßigung + Abgeltungsbetrag x 10 + Dienſtaufwand) ab = Reſt I; 
hiervon 10 % = Steuer 7. Übertrage A nach oben rechts und vermindere um B = Reſt II. 
Barlohn III = II — (377). 


Im Beiſpiel hat A. St. in zwei Wochen vier Tage im Tagelohn zu je 24 M nebſt Ver⸗ 
pflegung im Werte von 6,70 „ und acht Tage im Verding ohne Verpflegung gearbeitet. Geſamt⸗ 
verdienſt 442,80 % (A) Davon find (nach den Sätzen für 1921) ſteuerfrei je Tag 8 „ für das 
Ehepaar und 18 „ für die drei Kinder = 26 M im ganzen, für zwölf Tage 312 & (C); dazu 
tritt unter C, um die ermäßigte Steuer unmittelbar aus Reſt I zu erhalten, zur Abgeltung der 
Werbungskoſten das Zehnfache der täglichen Steuerermäßigung von 0,60 A für 12 Tage = 12 K 6 
= 172%. Sa. C mithin 384 M und Reſt I 58,80 A. wovon die (ermäßigte) Steuer 5,80 M beträgt. 
Barlohn = 425,60 (II) — (26,80 ＋ 5,80) = 393,00 „ (III). 

Die ſteuerfreien Beträge für die Beteiligten zuſammen laſſen ſich für die Zeit von 1 bis 30 Tagen 
bzw. 1 bis 13 Wochen der Tafel (Preis 1 Mk.) und die ſonſtigen Produkte der Multiplikationstaſel 
Nr. 163 (Preis 2 Mk.) unmittelbar entnehmen. 


2) Dieſe Zahl erhält man unmittelbar aus der Steuertafel, wenn man ein Kind über die wirkliche Zahl 
annimmt, da der Ermäßigungsſatz für ein Kind gleich iſt dem Abgeltungsſatz 
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Parlaments- und Vereinsberichte. 


Der Haushalt der Forſtverwaltung. 

Der Hauptausſchuß des Landtags be⸗ 
gann am Freitag, dem 2. September, die Vor⸗ 
beratung des Etats der Forſtverwaltung. Die 
Forſten ſollen im Jahre 1921 einen Überſchuß 
von 849,5 Millionen Mark erbringen. Im Jahre 
1920 waren als Überſchuß ſogar eingeſetzt 1359 
Millionen Mark, da der Landtag von ſich aus 
eine Erhöhung um 500 Millionen Mark vornahm, 
um den Etat in Einnahme und Ausgabe zu bringen. 

Durch den Friedensvertrag haben wir rund 
650 000 ha Forſten verloren. Der gegenwärtige 
Beſtand beträgt rund 2,4 Millionen Hektar. Tat⸗ 
fächlich find ſogar 1,8 Milliarden Mark als über- 
ſchuß erzielt worden. Berichterſtatter iſt der 
Abgeordnete Peters (M.⸗Soz.). In der Aus⸗ 
ſprache verlangte Abgeordneter Held (D VP.) 
größeren kaufmänniſchen Geiſt in der Forſt⸗ 
verwaltung. Er empfiehlt ferner den Ankauf 
von Land, das für land wirtſchaftliche Zwecke 
nicht mehr verwendbar iſt, für den Staat, um 
dort aufzuforſten. Zur beſſeren Ausbildung der 
Förſter könne eine der drei Forſtſchulen in eine 
Forſtvorſchule umgebildet werden. 

Abgeordneter Riehl (Ztr.): Der eingeſetzte 
Uberſchuß iſt erfreulich. Vielleicht kann die Zentral⸗ 
Forſtverwaltung die wirkliche Einnahme des 
Jahres 1920 angeben. Wir ſind bereit, die er⸗ 
forderlichen Mittel zur intenſiven Aufforſtung zu 
bewilligen. Der geſamten Forſtverwaltung bis 
zum letzten Beamten gebührt der Dank des Haupt⸗ 
ausſchuſſes. Die Abgabe von Futter und Streu 
iſt dringend notwendig. Die Abgabe von Wald⸗ 
flächen an bedürftige Gemeinden zu landwirt⸗ 
ſchaftlicher Nutung zu erträglichen Preiſen ſolle 
nicht behindert werden. 

Abgeordneter Wittich (Soziald.): Die Ab⸗ 
forſtung der Wälder muß mit dem Bedürfnis der 
Bevölkerung nach geſunder Luft in Einklang 
gebracht werden. Dem Preiswucher muß ent⸗ 
gegengewirlt werden. Der Staat ſoll preis⸗ 
regulierend wirken. Staatliche Aufſicht über den 
geſamten Forſtbeſitz iſt erforderlich. 

Abgeordneter Pr. Wendorff (Demokr.): Die 
Erhöhung des Titels 1 Kap. 2 um 200 Millionen 
dürfte berechtigt erſcheinen. Wir werden dem 
zuſtimmen. Die Freigabe der Waldweide iſt 
dringend notwendig, wenn ſie auch als notwendiges 
Übel angeſehen werden muß. Auf der Forſt⸗ 
akademie Hann.⸗Münden werden nur rechts⸗ 
gerichtete Zeitungen ausgelegt. Es darf wohl 
verlangt werden, daß außer dieſen auch größere 
Zeitungen, die auf demokratiſch⸗republikaniſchem 
Boden ſtehen, zur Auslage kommen. 

Abgeordneter Weißermel (Dn.) vertritt zu⸗ 
nächſt die Forderung, die Mittel für den Bau von 
Arbeiterwohnungen zu erhöhen. Mit der 
Schließung der Annahme für die Förſterlaufbahn 
ſei er einverſtanden. Für die Förſter aus den 
abgetretenen Gebieten müſſe geſorgt werden. 
Die neunjährige Diätarienzeit der Forſtanwärter 
imiffe verringert und die Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung für die Förſter und Oberförſter erhöht 
werden. Die Stellung der Revierförſter müſſe 
gehoben werden durch Vergrößerung ihrer Dienſt⸗ 
kompetenzen und größeres Dienſtland. Die 
Zahl der Stellen für die Revierförſter müſſe ver⸗ 
mehrt werden, wenigſtens im nächſten Jahre, 
damit den Förſtern eine beſſere Aufrückungsmög⸗ 
lichkeit gegeben werde. In der Frage des Dient 


landes müſſe den Wünſchen der Förſter entſprochen 


werden. Mit derartigen Kleinigkeiten dürfe man 
die Beamten nicht ärgern. Der Erlaß des früheren 
Landwirtſchaftsminiſters vom 14. April 1921 
müſſe aufgehoben werden. Die gleichen Wünſche 
habe er bezüglich der Fiſcherei. Die kleineren 
Gewäſſer und kleinen Teiche müſſe man den 
Beamten überlaſſen. Bezüglich der Ausbildung 
ſtimmt er einer zweijährigen Ausbildung an einer 
Forſtſchule zu, die Reife für Oberſekunda könne 
er aber als Vorausſetzung nicht annehmen. Be⸗ 
züglich der Notierungen müſſe eine größere Be⸗ 
wegungsfreiheit für die Förſter eingeführt werden. 
Mit aller Entſchiedenheit kritiſtert Redner dann 
das eigenmächtige Vorgehen des früheren Land⸗ 
wirtſchaftsminiſters bezüglich der Abſetzung der 
beiden Direktoren in Eberswalde und Hann.⸗ 
Münden. Der etatrechtliche Zuſtand müſſe wieder 
hergeſtellt werden. 

Der Landwirtſchaftsminiſter Dr. Warmbold 
erklärt, daß die Forſtverwaltung ſich bewußt ſei, 
ein Überſchußbetrieb zu ſein. Die Anforderungen 
an die Ausbildung müßten erhöht werden. Das 
Abgangszeugnis einer neunklaſſigen Mittelſchule, 
Realſchule oder landwirtſchaftlichen Schule 
müſſe in Ausſicht genommen werden. In Vor⸗ 
bereitung ſei der Entwurf eines Forſtkultur⸗ 
geſetzes, dieſer befaſſe ſich auch mit der Forſt⸗ 
aufſicht über die Privatwaldungen. Vorher müſſe 
aber dafür geſorgt werden, daß die Kahlſchläge 
etwas eingeſchränkt würden. In dieſer Hinſicht 
müſſe man bald durch ein Geſetz eingreifen. Der 
neu geſchaffenen Notlage in der Durchhaltung der 
Vichbeſtände müſſe man durch die Forſtverwaltung 
entgegenkommen. Bezüglich der Forſtakademien 
ſchwebten für das Jahr 1921 die a, 
Vorbereitungen bezüglich der Rektoratsverfaſſung 
und der Promotionsmöglichkeit. 

Oberlandforſtmeiſter von dem Busſche 
teilt mit, daß die Iſteinnahme für 1920 betragen 
werde 1820 Millionen Mark. Der Rückgang 
in dieſem Jahre beruhe auf dem geringeren Ein⸗ 
ſchlag und auf dem Rückgang der Holzpreiſe. Ein 
Erſatz für die Darre in Klauſenau ſolle beſchafft 
werden. Nur erſtklaſſiges, einheimiſches Saat⸗ 
material wolle man verwenden. Die Darre ſolle 
im Stettiner Bezirk errichtet werden. Der Stand 
der Wildſtände ſei ſehr trübe. Durch den Krieg 
und die Nachkriegszeit hätten die Wildſtände ganz 
erheblich abgenommen. Sehr bedauerlich ſei der 
Verluſt an treuen Forſtbeamten in dem Kampf 
mit Wilderern. Es ſei aber zu hoffen, daß das 
Wildererunweſen bald zurückgehen werde. Die 
Sperrung der Laufbahn ſei vorerſt bis 1. Oktober 
1922 gedacht. Sie werde aber wohl verlängert 
werden müſſen. Für Nachwuchs müßten gute 
Anſtellungsbedingungen gewährleiſtet werden. 
Nach fünfjähriger Diätarienzeit ſolle jeder in den 
Genuß einer guten Stellung kommen. Die 
Sperre werde vorausſichtlich fünf bis ſechs Jahre 
dauern. 

Bei Fortſetzung der Beratungen am Sonn⸗ 
abend, dem 3. September, tritt Abgeordneter 
Meyer⸗ Bielefeld (du.) zunächſt für eine größere 
Benutzung der Uberlaffung von Waldweiden ein 
und verlangt erhöhte Mittel für den Bau 
von Waldarbeiterwohnungen. Abgeordneter Dr. 
Bendiner (Soz.) erklärt, daß ſeine Partei be⸗ 
züglich der Ausbildung der Förſter mit den An⸗ 
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ſtimme und verteidigt dann die Verfügung des 
früheren Miniſters Braun bezüglich der Abſetzung 
der Direktoren in Hann.⸗Münden und Ebers⸗ 
walde. Abg. Graf zu Stolberg (DVP.) iſt der An⸗ 
ſicht, daß die Einnahmen um rund 200 Milllionen 
Mark erhöht werden könnten. Die Bergverwaltung 
müſſe das Holz von der Forſtverwaltung ebenſo 
kaufen wie private Käufer. Das Forſtkulturgeſetz 
müſſe weniger auf den Einſchlag als auf den 
Aufbau gerichtet ſein. Der Kampf gegen den Ein⸗ 
ſchlag würde in der Hauptſache die kleineren Wald⸗ 
beſitzer treffen. Abgeordneter Klaußner (Unabh. 
Soz.) behauptet, daß der größte Teil der Ober⸗ 
förſter die ihnen unterſtehenden Förſter nicht richtig 
behandle. Das Forſtkulturgeſetz käme viel zu ſpät. 
Abgeordneter Braun (Soz.) verteidigt ſeinen Er⸗ 
laß bezüglich der Direktoren in Hann.⸗Münden und 
Eberswalde. Er habe ganz in Übereinſtimmung 
mit dem früheren Finanzminiſter gehandelt. 
Die 120 Revierförſterſtellen habe er nicht in den 
Etat aufgenommen, weil er nicht für eine Ver⸗ 
mehrung der Revierförſterſtellen ſei. Der Entwurf 
eines Forſtkulturgeſetzes müſſe bald vorgelegt 
werden. Oberlandforſtmeiſter von dem Busſche 
gibt die Verſicherung, daß die ſtändigen Arbeiter 
tunlichſt weiter beſchäftigt werden ſollten. 
Wohnungskündigungen hätten nur im Fall der 
Waldarbeitsverweigerung ſtattgefunden. Im 
Gegenſatz zum Abgeordneten Braun iſt er der An⸗ 
ſicht, daß die Revierförſter als beſondere Beamten⸗ 
gruppe erhalten werden müßten. Das Forſtkultur⸗ 
geſetz könne bald vorgelegt werden. 

Abgeordneter Dr. Wendorff (Dem.) fragt an, 
ob die Neuordnung der Jagdordnung zu erwarten 
ſei. In vielen Bezirken ſei auch das Wort „Königlich“ 
noch nicht entfernt. Das müſſe bald geſchehen. Die 
weitere Ausdehnung der Sperre für die Förſter⸗ 
laufbahn ſei zu bedauern. Es müßten in dieſer 
Hinſicht doch Ausnahmen zugelaſſen werden. In 
der Revierförſterfrage ſtimme er mit dem Ab⸗ 
geordneten Braun überein. Neue Stellen dürften 
nicht eingerichtet werden. Nach kurzer Entgegnung 
des Oberlandforſtmeiſters wurde die Weiter⸗ 
beratung auf Montag vertagt. 

In der dann fortgeſetzten Beratung des Forſt⸗ 
etats beſprach Abgeordneter Weißermel (Dn.) 
das Vorgehen des früheren Landwirtſchafts⸗ 
miniſters Braun in der Frage der Umänderung 
der Direktoren an den Forſtakademien in Ebers⸗ 
walde und Hann.⸗Münden in Rektoren. Das ſtelle 
eine erhebliche Verletzung des Etatsrechts des 
Landtages dar, und das dürfe ſich der Landtag nicht 
gefallen laſſen. Abgeordneter Waentig (Soz.) 
tritt für die Rektoratsverfaſſung und für die Ver⸗ 
leihung des Doktortitels an den Forſtakademien 
ein. In längerem akademiſchen Vortrag verlangt 
der Redner dann die Enteignung des geſamten 
forſtwirtſchaftlichen Bodens, der ſich in privaten 
Händen befindet, zugunſten des Staates. Der 
Art. 155 der Reichsverfaſſung biete dafür die ge⸗ 
eignete Grundlage. 

Abgeordneter Dr. Kaufhold (Du.) begründete 
einen deutſchnationalen Antrag, zur Behebung 
der Streu⸗ und Futternot außer den ſtaatlichen 
Waldungen im Weſten auch ſolche Bezirke in anderen 
Gegenden zu berückſichtigen, in denen ſich ebenfalls 
ein erheblicher Mangel an Futter und Streu 
bemerkbar macht. Zur Frage beſonderer Forſt⸗ 
wirtſchaftskammern ſei zu erwägen, ob nicht be⸗ 
ſondere Forſtabteilungen bei den Landwirtſchafts⸗ 
kammern vorzuziehen ſeien. Die Frage eines 
neuen Landwirtſchaftskammergeſetzes werde beim 
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Landwirtſchaftsetat wohl zur Erörterung kommen 
müſſen. Eine ſtärkere Holzabfuhr im Harz ſei not⸗ 
wendig. Redner fragt ſchließlich die Forſtver⸗ 
waltung, ob es richtig ſei, daß ſie im letzten Jahre 
mehrere tauſend Raummeter zu 20 Mk. an dir 
Stadt Berlin abgegeben habe, dieſe aber von der 
Bevölkerung zu 80 „ hätten gekauft werden 
müſſen. Bezüglich des Baues von Arbeiter⸗ 
wohnungen müſſe man mindeſtens verlangen, daß 
auch in dieſem Jahre dieſelbe Summe aufgewandt 
werde wie im vorigen Jahre. 

Der Landwirtſchaftsminiſter Dr. Warmbold 
gab die Erklärung ab, daß im Etat 1922 die Mittel 
für die Einführung des Rektoratsſyſtems an den 
Forſtakademien Eberswalde und Hann.⸗Münden 
eingeſtellt werden würden. Wegen der Ver⸗ 
leihung des Doktortitels an den Forſtakademien 
ſchwebten Verhandlungen mit dem Kultus⸗ 
miniſterium. Höhere Einnahmen, als im Etat vor⸗ 
geſehen, ſeien in dieſem Jahre nicht zu erwarten. 
Die Einſchläge ſeien nicht getätigt und die Verkäufe 
erfolgt. Auch ein Einſchlag von 12 Millionen Mark 
Feſtmeter im nächſten Jahre ſei nicht anzunehmen. 
Nach weiteren Ausführungen des Abgeordneten 
Peters (Soz.), Schulz (Kommun.) und Wende 
(Soz.) tritt Abgeordneter Streeſe (Du.) dafür 
ein, die Arbeiterhäuſer in die Nähe der Förſter⸗ 
wohnungen zu legen. Die Häuſer müßten ferner 
recht praktiſch gebaut fein. Die Forſtſekretäre 
müßten die Möglichkeit haben, in die Regierung 
und das Miniſterium zu kommen. Der Jagdbetrieb 
dürfe nicht zu einem Geſchäft gemacht werden. 
Der Raubzeugfang müſſe den Beamten verbleiben. 
Die Aufwandsentſchädigung müſſe auch den 
Förſtern ohne Revier zugebilligt werden. Den 
Revierförſtern müſſe eine ausreichende und be⸗ 
friedigende Betätigung gegeben werden. Es ſei 
auch ihre Verſetzung in Klaſſe 8 anzuſtreben. Ab⸗ 
geordneter Braun (Soz.) ſieht in den Revier⸗ 
förſtern eine große Gefahr für die Oberförſter. 
Dem deutſchnationalen Antrage, die Verwertung 
der Raubzeugbälge den Förſtern zu überlaſſen, 
könne er zuſtimmen. Der Wald müſſe insgeſamt 
in Staatsbeſitz überführt werden. Landwirtſchafts⸗ 
miniſter Dr. Warmbold teilt mit, daß in kurzem 
der Entwurf eines Forſtkulturgeſetzes dem Landtag 
vorgelegt werden würde. Die Anforderungen an 
die Vorbildung der Förſter müßten geſteigert 
werden. Beſſer wäre es aber, die Frage der Aus- 
bildung nicht durch Anträge in dieſem Stadium 
feſtzulegen. Oberlandforſtmeiſter von dem Busſche 
beſtätigt, daß die Stadt Berlin 300 000 Raummeter 
zu 20 bis 25 / von der Staatsforſtverwaltung er⸗ 
halten habe, und daß dieſes Holz zu 75 bis 80 A. 
teilweiſe zu noch mehr an die Verbraucher ab⸗ 
gegeben worden ſei. 

Danach wurde die Generaldebatie geſchloſſen 
und die Einzelberatung auf Dienstag vertagt. 

Am Dienstag erledigte der Hauptausſchuß des 
Landtages zunächſt den Etat der Forſtverwaltung. 
Zu einer längeren Debatte kam es noch bei den 
Ausgaben für Unterhaltung und Neubau der öffent⸗ 
lichen Wege, der Wirtſchaftswege und Forſtkulturen. 
Allgemein wurde die Anſicht ausgeſprochen, daß 
eine Entlaſſung von ſtändig beſchäftigten Wald⸗ 
arbeitern tunlichſt vermieden werden muß. Das 
Heer der Arbeitsloſen dürfe durch entlaſſene Staats⸗ 
arbeiter nicht noch vermehrt werden. Seitens der 
Forſtverwaltung wurde mitgeteilt, daß im nächſten 
Jahre für Anlegung von Forſtkulturen 108 Millionen 
Mark angefordert werden würden. Angenommen 
wurde eine große Anzahl von Anträgen, die u. a. 
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verlangen die baldige Vorlegung eines Forſt⸗ darf die Tätigkeit der Vertrauensleute und Be⸗ 


kulturgeſetzes, einer feſten Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung für die Revierförſter, Forſtſekretäre 
und Förſter, die Bildung eines Ausſchuſſes zur 
Regelung der Ausbildung der Förſter, die Ein⸗ 
führung des Rektoratsſyſtems bei den Forſt⸗ 
akademien und die Verleihung des Promotions⸗ 
rechtes an dieſe Akademien. Annahme fand auch 
ein Antrag der Deutſchnationalen, das Staats⸗ 
miniſterium zu erſuchen, Beſtimmungen zu erlaſſen, 
durch welche das in der Verfaſſung verankerte 
Koalitionsrecht der in der Forſtwirtſchaft be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten gegen jeg⸗ 
iche Beſchränkungen geſchützt iſt. Insbeſondere 
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triebsratsmitglieder, ſoweit ſich dieſe im geſetzlichen 
Rahmen hält, kein Grund zur Maßregelung oder 
Kündigung ſein. Die Forſtbeamten ſind aufs 
ſtrengſte auf die Befolgung dieſer Beſtimmungen 
hinzuweiſen. Ein weiterer deutſchnationaler An⸗ 
trag forderte, den Erlaß vom 27. Juli 1921, be⸗ 
treffend die Behebung der Futter⸗ und Streunot 
(mitgeteilt auf Druckſache Nr. 851 des Landtags, 
1. Wahlperiode, 1. Tagung 1921), der ſich auf die 
Regierungsbezirke Wiesbaden, Coblenz, Trier und 
Aachen beſchränkt, auch auf ſolche Bezirke aus⸗ 
zudehnen, in denen ſich ebenfalls ein erheblicher 
Mangel an Futter und Streu bemerkbar macht. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Auslegung des § 7 Abſfſatz 3 des Tarifvertrages 
vom 6. November 1920 für die Angeſtellten bei 
preußiſchen Staatsverwaltungen. 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 83 für 1921. 
M. f. L. Geſchafts⸗Nr. IA V 1087. 


Berlin, den 12. Juli 1921. 
1. Nach 87 Abſ. 3 des Tarifvertrages für die 


die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Beſchuldigten 
zu erſtrecken haben. Infolge eines Schreibfehlers 
iſt für Beſchuldigte das Wort „Geſchädigte“ geſetzt 
Im Auftrage: Luspehres. 
An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. 
2 


Angeſtellten bei den Reichs⸗ und den preußiſchen Betr. Eintragung der Wartegelder in die Altersliſten. 


Staatsverwaltungen vom 6. November 1920 wird 
den Angeſtellten „im Falle einer durch Unfall 
oder Krankheit verurſachten Arbeitsunfähigkeit die 
Vergütung unter Abzug der reichsgeſetzlichen Bar⸗ 
leiſtungen (Krankengeld, Hausgeld) weitergezahlt“. 
Dieſe Beſtimmung iſt dahin aufzufaſſen, daß im 
Falle der Gewährung von Krankenhauspflege zwar 
ein etwa daneben gewährtes Hausgeld, nicht aber 
der Geldwert der Krankenhauspflege von der 
Vergütung abgezogen werden darf, weil bei 
den Tarifverhandlungen der Abzug ausdrücklich 
auf die reichsgeſetzlichen Barleiſtungen beſchränkt 
worden iſt. 

II. Ferner ut der 8 7 Abſ. 3 nicht dahin 
auszulegen, daß Barleiſtungen der Krankenkaſſen, 
auf die ein Angeſtellter auf Grund einer frei⸗ 
willigen Verſicherung unter Aufbringung aller 
Koſten — ſei es bei einer reichsgeſetzlichen Kaſſe 
eder einer privaten Verſicherungsgeſellſchaft — 
Anſpruch hat, von der Vergütung abzuziehen find. 

Im Auftrage: Eggert. 
Au die nachgeordneten Behörden. 


Se 


Preußiſche Beſoldungsvorſchriften. 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 90 fir 1921. 
Miniſterium für Landwirtſchaft. 
Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 7668. IA IV 4212 II 7409. III 14 119. 


Berlin, den 29. Juli 1921. 
Die anliegenden neuen Preußiſchen Beſoldungs⸗ 
vorſchriften vom 8. Juli 1921, durch die alle ihnen 
entgegenſtehenden Ausführungsbeſtimmungen, ins⸗ 
beſondere die bisherigen Gehaltsvorſchriften vom 
17. Auguſt 1911 mit Wirkung vom 1. April 1920 
an aufgehoben ſind, werden zur gefälligen Kenntnis⸗ 
nahme und genauen Beachtung im geſamten Bereich 
meiner Verwaltung ergebenſt überſandt. 
In Vertretung: Abicht. 
An die nachgeordneten Behörden. 
2 
Forſtangelegenheiten. 


Allgemeine Verfügung Nr Loi für 1921 
M. f L. Geſchäfts⸗Nr. IB Id 5722 II. Ang III 11338 


Berlin, den 2. Auguſt 1921. 
In meinem Erlaß vom 13. Juni d. Js. — 
IB Id 572 = 
rss — muß es heißen, daß die Ermitt⸗ 
kungen und Anzeigen in Forſtſtrafſachen fich auf 


Allgemeine Verfügung Nr. III 53/1921 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
Geſchäfts⸗Nr. III 9450. 


Berlin, den 26. Auguſt 1921. 

In Ergänzung der allgemeinen Verfügung 
Nr. I 10/1921 vom 29. Januar d. Js. — IB 
Ia 118 pp. — (Ziffer 7) beſtimme ich, daß zur 
Durchführung des Geſetzes über die Einführung 
einer Altersgrenze vom 15. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. S. 621) die Wartegeldempfänger 
in die vorgeſchriebene Altersliſte desjenigen 
Regierungsbezirks, in dem fie ihren Wohnfit 
haben, aufzunehmen ſind. Dieſelbe Regierung 
hat auch zu gegebener Zeit wegen des übertritts 
der Wartegeldempfänger in den Ruheſtand das 
Weitere zu veranlaſſen. 

Im Auftrage: Trebeljahr. 
An alle Regierungen, außer Aurich, Münſter und Sigmaringen 
CH 


Anſtellung von überzähligen Förſtern. 
Mimniſterium für Landwirtichaft, Domänen und Forſten 
Geſchäfts⸗Nr. III 16349. 


Berlin, den 29. Auguſt 1921. 

Ich ermächtige die Regierung, die Forſt⸗ 
verſorgungsberechtigten des Jahrgangs 1914 ein⸗ 
ſchließlich der dieſem Jahrgange zuzuzählenden 
Umnotierten, welche die Förſterprüfung mit Erfolg 
abgelegt haben, zu überzähligen Förſtern zu er⸗ 
nennen und ihnen mit Wirkung vom 1. April 
1921 ab endgültig eine überzählige Förſterſtelle 
zu übertragen, wenn ſie im 5 
beſchäftigt ſind und ſoweit dort gegen die An⸗ 
ſtellung keine Bedenken beſtehen. 

Die Anſtellung von orſtverſorgungsberechtigten 
zu überzähligen Förſtern auf Probe darf künftig 
ohne meine Genehmigung nicht mehr erfolgen. 
Sie iſt, wenn erforderlich, in jedem einzelnen 
Falle unter eingehender Darſtellung der vor⸗ 
liegenden Verhältniſſe bei mir zu beantragen. 

Fälle, in denen die Anſtellung nicht wie an⸗ 
geordnet erfolgen kann, ſind ſofort zu melden. 
Sind Anwärter des Forſtverſorgungs⸗Jahrgangs 
1913 und früher, die im Staatsforſtdienſte be⸗ 
ſchäftigt werden, noch nicht angeſtellt, ſo iſt ſofort 
zu berichten und die Ernennung zu beantragen, 
wenn ſie befürwortet wird. 


-] 
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Nr. 38 Bd. 36 (1921) 


Die Namen der hiernach vom 1. April d. J. 
ab Ernannten ſind mir von den betreffenden 
Regierungen ſpäteſtens bis zum 1. Oktober d. J. 
mit den für die Dienſtaltersliſte nötigen Angaben 
kurz anzuzeigen. 

Im übrigen iſt noch nachzuprüfen, ob über 
sämtliche feit dem 1. April d. J. frei gewordenen 
überzähligen Förſterſtellen die erforderlichen An⸗ 
zeigen erſtattet ſind. Unterlaſſene Anzeigen ſind 
ſofort nachträglich mir vorzulegen. Wegen der 
zu beachtenden Beſtimmungen wird erneut auf 
die Allgemeine Verfügung Nr. 26 für 1911 (vom 
20. Oktober 1911 — III 10979 —) verwieſen. 

J. A.: v. d. Busſche. 


An alle Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Münſter und 
Sigmaringen. 
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Lehrwanderungen der Forſtbetriebsbeamten. 
Regierung O. F. 7965. 
Caſſel, den 1. Auguſt 1921. 

Um das Intereſſe der Forſtbetriebsbeamten an 
forſtlichen, beſonders waldbaulichen Fragen zu 
ſtärken und gleichzeitig den Forſtgehilfen be⸗ 
ſondere Gelegenheit zur Fortbildung zu geben, 
werden hierdurch Lehrwanderungen in den Re⸗ 
vieren des Bezirks angeordnet. 

Die Oberleitung hat der für die Forſt⸗ 
inſpektion zuſtändige Regierungs⸗ und Forſtrat. 
Ihm liegt vor allem ob: die Auswahl der Reviere 
jür die Lehrwanderungen, die Aufforderung an 
die Beamten der in der Nachbarſchaft — auch 
außerhalb der Forſtinſpektion — gelegenen Re⸗ 
viere, die Anordnung von Übungsvorträgen durch 
Forſtgehilfen, Stellung von ſchriftlichen Auf⸗ 
gaben an dieſe. 

An ihn können Wünſche und Anregungen 
bezüglich Wahl und Reihenfolge der Reviere, 
beſondere Verhandlungsgegenſtände und dergleichen 
von jedem Betriebsbeamten durch Vermittlung 
des Oberförſters gerichtet, von den Vorſitzenden 
der Bezirksgruppen und den Führern der Orts⸗ 
gruppen auch unmittelbar eingereicht werden. 

Die Leitung der Lehrwanderung hat der 
Oberförſter. Er gibt zu Beginn der Wanderung 
einen allgemeinen Überblick über die Revier⸗ 
verhältniſſe und leitet die folgenden Vorträge und 
Erörterungen. 

In den einzelnen Förſtereien berichten 
die Inhaber der planmäßigen Förſterſtellen ent⸗ 
weder fortlaufend über ihre Arbeiten und Er⸗ 
fahrungen oder halten einen ſelbſtändigen Vor⸗ 
trag über einen beſonderen, von ihnen zu wählenden 
Gegenſtand. Es iſt erwünſcht, daß Betriebs⸗ 
beamte ſolche Vorträge übernehmen und in An⸗ 
lehnung an die Verhältniſſe ihrer Förſterei halten. 
Ein Zwang ſoll jedoch nicht ausgeübt werden, 
weil nur ſolche Vorträge von Wert ſind, die aus 
eigenem Antrieb und gern übernommen werden. 

Dagegen bleibt es dem Oberleiter überlaſſen, 
Forſtgehilfen zu Ubungsvorträgen zu De: 
ſtimmen, wenn ſie bei beſtimmten Arbeiten und 
dergleichen beteiligt waren. 

Allſeitiger reger Meinungsaustauſch iſt dringend 
erwünſcht und für den Erfolg der Lehrwanderungen 
ein unbedingtes Erfordernis. 

Verpflichtet zur Teilnahme ſind alle 
Betriebsbeamten des betreffenden Reviers, ſo⸗ 
weit ſie nicht zu Forſtſchutz uſw. beſonders befreit 
And; ferner alle Forſtgehilfen der näheren Um⸗ 
gebung nach Entſcheidung des Oberleiters, die das 
Revier ohne Koſten erreichen können. Be⸗ 
rechtigt zur Teilnahme ſind alle Betriebs⸗ 


e, die vom 
Die Teilnahme 


beamten derjenigen Nachbarreviere, 
Oberleiter aufgefordert werden. 
gilt nicht als Urlaub. 

Die Oberleiter werden den teilnehmenden 
Forſtgehilfen die ſchriftliche Ausarbeitung von 
Fragen aufgeben, die bei der Lehrwanderung 
erörtert waren. Die Arbeiten ſind zur Prüfung. 
und Weitergabe binnen 14 Tagen dem Ober⸗ 
förſter vorzulegen. Wertvolle Arbeiten werden 
bekanntgegeben. 

Bei der Lehrwanderung iſt die Erörterung 
von Standesfragen ausgeſchloſſen. 

Geldmittel ſtehen nicht zur Verfügung; wir 
erwarten aber trotzdem rege Beteiligung. 

Als Reviere für die erſten Lehrwanderungen 
werden beſtimmt: Melſungen, Hofgeismar, 
Waldau, Bracht, Neuhof, Witzenhauſen, Kaſſel, 
Rauſchenberg, Hersfeld⸗Weſt, Thiergarten. 

Die Herren Oberförſter dieſer Reviere wollen 
binnen 8 Tagen Vorſchläge an die Oberleiter 
vorlegen, ſo daß in etwa 14 Tagen die erſten Lehr⸗ 
wanderungen ſtattfinden können. 

Dieſe Verfügung iſt allgemein bekanntzu⸗ 
geben. oerr. 

An die Herren Oberförſter des Bezirks. 
CH 


Schadenserſatzanſprüche eines Beamten wegen 
vorzeitiger Penſionierung infolge Zuziehung von 
Ischias durch feuchte Dienſtwohnung. 
Urteil des Reichsgerichts vom 18 Mai 1915 in Sachen des Deutſchen 
Reichsfiskus wider den Proviantamtsdirektor a D. S. zu P. 


In Sachen des Deutſchen Reichsfiskus, Be⸗ 
klagten, Reviſionsklägers, vertreten durch den 
Preußiſchen Intendanten des V. Armeekorps in 
P., wider den Proviantamtsdirektor a. D. Rech⸗ 
nungsrat S. in Po., Kläger, Reviſionsbeklagten, 
hat das Reichsgericht, III. Zivilſenat, auf die 
mündliche Verhandlung vom 18. Mai 1915 für 
Recht erkannt: 

Die Reviſion gegen das Urteil des 3. Zivil 
ſenats des Preußiſchen Oberlandesgerichts in 
Poſen vom 12. Juni 1914 wird zurückgewieſen 

Tatbeſtand: Der im Jahre 1849 geborene 
Kläger, der als Militärbeamter, zuletzt als Pro⸗ 
viantamtsdirektor im Dienſte des Reichs ſtand, 
iſt im Jahre 1910 in den Ruheſtand verſetzt worden, 
da ſich ſeine Dienſtunfähigkeit aus ſeinem Ge⸗ 
ſundheitszuſtand ergab. Er behauptet, daß die 
Krankheit, die den Grund zu ſeiner Verſetzung in 
den Ruheſtand gegeben habe, durch die Geſund⸗ 
heitsgefährlichteit der Dienſtwohnung hervor⸗ 
gerufen worden ſei, die er während ſeines Auf⸗ 
enthalts in L. in B. in der Zeit vom 1. Juli 1902 
bis 30. April 1904 gehabt habe. Mit der Klage, 
ſoweit ſie für die Reviſionsinſtanz noch in Betracht 
kommt, verlangte er den Erſatz der von ihm ſeit 
12. Juli 1905 aufgewendeten Kurkoſten in Höhe 
von 3522 / ſowie eine Rente, die ſich aus dem 
Mehrbetrag zuſammenſetzt, den er an Gehalt 
und Ruhegehalt bezogen haben würde, wenn er 
erſt mit Erreichung des 65. Lebensjahres zum 
1. Januar 1915 in den Ruheſtand verſetzt worden 
wäre. Das Berufungsgericht hat dieſen vom 
Landgericht abgewieſenen Anſpruch ſeinem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. 

Im Reviſionsverfahren hat der Beklagte den 
Antrag geſtellt, die angefochtenen Urteile inſoweit 
aufzuheben, als nicht durch fie die Berufung des. 
Klägers bereits zurückgewieſen ſei, und dieſe 
Berufung in vollem Umfang zurückzuweiſen. 
Der Kläger hat die Zurückweiſung der Reviſion 
beantragt. 
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Entſcheidungsgründe: . . . . Wie das Be⸗ Geſetzbuchs auferlegten Pflichten keine Notlage 
rufungsgericht tatſächlich feſtgeſtellt hat, herrſchte des Dienſtverpflichteten vorausſetzt. Außerdem 
in der dem Kläger angewieſenen Dienſtwohnung hat die Intendantur auch nach dem Eingang des 
in L. infolge der Schnelligkeit des Baues, der Art ärztlichen Zeugniſſes des Dr. F. vom 22. Oktober 
des Bauſtoffs und der voreiligen Tapezierung eine 1902, in dem die ſchon damals hochgradige, aus 
große Feuchtigkeit und erhebliche Schimmelbildung, der Wohnungsfeuchtigkeit entſprungene Erkrankung 
und es hatte dieſer geſundheitsſchädliche Zuſtand des Klägers geſchildert wurde, dem Kläger zwar 
der Wohnung das bis zur Penſionierung fort⸗ geſtattet, die Wohnung 14 Tage lang leer ſtehen 
dauernde ſchwere, mit Lähmung verbundene zu laſſen, ſie hat aber nach Ablauf dieſer Zeit 
Jschiasleiden des Klägers zur Folge. An dieſer nicht unter Zuziehung eines Arztes feſtſtellen 
Feſtſtellung ſcheitert die gegen die Annahme des laſſen, ob die Wohnung durch deren in der Zwiſchen⸗ 
urſächlichen Zuſammenhangs erhobene Rüge der zeit erfolgte Behandlung nicht mehr geſundheits⸗ 
"ien Von, da der Feſtſtellung keinerlei Rechts⸗ ſchädlich ſei, und ſich in der Folge um die Geſund⸗ 
verſtoß zu Grunde liegt. Sie beruht neben dem heitsgefährlichkeit nicht weiter bekümmert. Auch 
Gutachten des Kreisarztes Dr. G. auf dem Geſamt⸗ nach dem Bericht des Klägers vom 13. Februar 
ergebnis der Verhandlung. Soweit dieſer Sach⸗ 1903, der auf die Verſchlimmerung ſeines Leidens 
verftändige klägeriſche Behauptungen verwendet hinwies, hat die Intendantur wiederum nur eine 
hat, waren dieſe nicht beſtritten. Die bei Bejahung Anweiſung an das Bauamt zur Prüfung der 
des urſächlichen Zuſammenhangs abgegebene Er⸗ Feuchtigkeit erlaſſen, ohne eine ärztliche Außerung 
klärung des Sachverſtändigen: „ſoweit eine ärzt⸗ über die Geſundheitsſchädlichkeit einzuholen. 
liche Feſtſtellung möglich iſt“, ſchloß die Feſtſtellung Keinem rechtlichen Bedenken unterliegt die 
nicht aus, da damit lediglich auf die Grenzen Verneinung eines mitwirkenden Verſchuldens des 
menſchlichen Erkennens hingewieſen war. Ohne Klägers. Der Beklagte erblickt ein ſolches ins⸗ 
Rechtsirrtum konnte insbeſondere das Berufungs⸗ beſondere darin, daß er die Wohnung trotz des 
gericht der Dienſtreiſe des Klägers im Jahre 1909 Erkenntniſſes ihrer Geſundheitsſchädlichkeit nicht 
eine entſcheidende Bedeutung für den vorzeitigen verlaſſen habe. Es entſpricht jedoch einer zutreffen⸗ 
Eintritt der Dienſtunfähigkeit abſprechen, weil den Würdigung der Sachlage, wenn das Berufungs⸗ 
nach dem Gutachten des Dr. G. bei dem JIschias⸗ gericht angenommen hat, daß der Kläger nach 
leiden erfahrungsgemäß häufig Rückfälle eintreten. Erſtattung der Meldungen über den Zuſtand der 

Die Annahme eines Verſchuldens des Beklagten Wohnung, die der Intendantur Veranlaſſung zur 
läßt gleichfalls keinerlei Rechtsirrtum erkennen. Unterſuchung ihrer Geſundheitsgefährlichkeit geben 
Das Berufungsgericht hat dieſes Verſchulden zu⸗ mußten, eine Anordnung der Intendantur ab⸗ 
treffend darin erblickt, daß die verantwortlichen gewartet und bis zu deren Eintreffen ſich auf den 
Zeamten des Beklagten es durchaus unterlaſſen Standpunkt geſtellt hat, daß dieſe zunächſt ein 
haben, die Sachlage vom ärztlichen Standpunkt Verlaſſen derſelben nicht wünſche; war es doch die 
aus zu prüfen. In entſprechender Anwendung des Pflicht des Beklagten, dem Kläger eine nicht 
$ 618 Bürgerlichen Geſetzbuchs ging die Sorgfalts⸗ geſundheitsſchädliche Wohnung zu gewähren. Der 
pflicht dieſer Beamten nicht bloß dahin, Maßnahmen dem Kläger nach § 52 der Proviantamtsordnung 
zur Beſeitigung der Feuchtigkeit zu treffen, ſondern obliegenden Pflicht zur Sorge für die Dienſt⸗ 
auch Sorge dafür zu tragen, daß der weiteren wohnung und demgemäß zur Berichterſtattung über 
Geſundheitsbeſchädigung des Klägers, über die Mängel derſelben iſt er durch die feſtgeſtellten 
Seier ſchon in Seinem Berichte vom 4. Auguſt 1902 Berichte in ausreichender Weiſe nachgekommen. 
ſich eindringlich beſchwert hatte, wirkſam vor⸗ Ein Verſchulden des Klägers iſt auch nicht darin 
gebeugt werde. Dieſe Pflicht iſt aber gemäß dem zu finden, daß der Kläger, wie der Beklagte be⸗ 
vom Berufungsgericht feſtgeſtellten Gang der hauptet, als Schlafzimmer ein zu dieſem Zwackg 
Verhandlungen in erheblicher Weiſeſoerletzt worden. ungeeignetes Zimmer ausgewählt habe, da nach 
Dem Hinweis der Reviſion darauf, daß häufig den Feſtſtellungen des Bezirksarztes Dr. K. ſämt⸗ 
ohne genügenden Anlaß nach dem Bezug einer liche Zimmer feucht geweſen ſind. Wenn endlich 
neuen Dienſtwohnung Beſchwerden vorgebracht die Reviſion ſich auch auf ungenügende Lüftung 
würden, kommt im vorliegenden Fall keine Be⸗ der Wohnung beruft, jo iſt dem entgegenzuhalten, 
deutung zu, weil nach der Feſtſtellung den Beamten daß eine ſolche nach der Feſtſtellung nicht die 
des Beklagten die Verhältniſſe bei der Erſtellung Urſache der Geſundheitsgefährlichkeit war. 
des Baues und die ungenügende Austrocknung Die zur Nachprüfung geſtellte Annahme des 
der Wohnung bekannt waren. Darauf, daß der Berufungsgerichts, daß in dem Antrag des Klägers 
klägeriſche Bericht vom 4. Auguſt 1902 keine Not⸗ auf Verſetzung in den Ruheſtand kein Verzicht 
lage erkennen laſſe, kann ſich die Reviſion nicht auf den Klageanſpruch enthalten ſei, läßt keinerler 
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berufen, da die Erſtellung der in $ 618 Bürgerlichen | Rechtsirrtum erkennen 
CD 
Kleinere Mitteilungen. 
Allgemeines. ſtudierte in Eberswalde. Beim Ausbruch des 


böhmiſchen Feldzuges 1866 trat er als Kriegs⸗ 

Forſtmeiſter a. D. Nordenſiycht 7. Der als freiwilliger beim 2. Pommerſchen Jägerbataillon 
Tagdſchriftſteller bekannte Forſtmeiſter und Jagd⸗ ein, kam aber nicht mehr ins Feld. Hingegen 
heund des früheren Deutſchen Kronprinzen hat er bei dem gleichen Bataillon als Reſerve⸗ 
Guſtav Adolf Freiherr v. Nordenflycht iſt in offizier an dem Feldzuge von 1870/71 mit Aus⸗ 
othen im Alter von 76 Jahren geſtorben. zeichnung teilgenommen. Seine erſte Ober⸗ 
ils Sohn des Oberpräſidenten a. D. von Norden⸗ förſterei war Rominten. Von dort kam er 1893. 
flycht am 28. Mai 1846 zu Erfurt geboren, kam nach Lödderitz, dem Hofjagdreviere, wo er bis zu 
ec nach der Erledigung des Gymnaſiums als ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand im Jahre 
Forſteleve in die Oberförſterei Zechlin und 1920 wirkte. — Der Verxſtorbene hat ſich in 
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unermüdlicher Tätigkeit beſonders um die Jagd⸗ 
wiſſenſchaft verdient gemacht. 
5 


Der Entwurf eines Beamtendienſtſtrafgeſetzes. 
Der längſt erwartete Entwurf des neuen Beamten⸗ 
dienſtſtrafgeſetzes, welcher dazu beſtimmt iſt, das 
alte Diſziplinargeſetz vom 21. Juli 1852 abzulöſen, 
liegt nun vor. Wenn wir ihn einſtweilen auch 
noch nicht im ganzen beſprechen können, ſo wollen 
wir doch hervorheben, daß die Dienſtentlaſſung 
auf Grund des Geſetzes auch in Zukunft den 
Verluſt aller Anſprüche zur Folge haben ſoll, 
aber es kann dem Verurteilten für eine Übergangs⸗ 
zeit eine Unterſtützung bis zur Höhe des erdienten 
Ruhegehalts zugeſprochen werden, und weiter iſt 
im Urteil ein Teil davon für den Fall der ein⸗ 
tretenden Dienſtunfähigkeit ſowie für die Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung zuzuſprechen. 

Es iſt bereits an anderer Stelle darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß mit Rückſicht auf die Rechts⸗ 
natur des Anſpruches auf Gehalt und des daraus 
erwachſenden Anſpruches auf Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenverſorgung es gewiſſen Bedenken 
unterliegt, dem infolge eines Dienſtvergehens zu 
entlaſſenden Beamten dieſe Anſprüche zu ent⸗ 
ziehen. Eine gewiſſe Richtung hat es ſich ſchon 
zunutze gemacht, die Beamten darauf hinzuweiſen, 
daß dem mit Zuchthaus beſtraften Arbeiter das 
Recht auf Alters⸗ und Invaliditätsverſorgung 
nicht entzogen werden könne und demgegenüber 
der Penſionsanſpruch kein Grund ſei, dieſes „wohl⸗ 
erworbene Recht“ des Berufsbeamten weiter als 
trennende Schranke zwiſchen den Beamten und 
der Arbeiterklaſſe als Arbeitnehmer aufrecht zu 
erhalten. 

Dem Staate kann das Recht nicht abgeſprochen 
werden, dieſe Frage geſetzlich ſo zu regeln, wie er 
es will, aber es hätte doch erwartet werden dürfen, 
daß Witwen und Waiſen nicht länger für das 
Dienſtvergehen eines Beamten büßen ſollen, 
ſofern im Augenblick der Entlaſſung die Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung ſchon geſichert geweſen iſt, 
wenn der Amtsträger mit dem Tode abging oder 
dienſtunfähig wurde. Es darf daher nicht über⸗ 
raſchen, wenn die Beamtenorganiſationen auch 
dieſen Umſtand benutzen, um eine neue Beſoldungs⸗ 
regelung, die ein höheres Grundgehalt zum Ziele 
hat, anzuſtreben, weil der Staat ja einen be⸗ 
ſtimmten Gehaltsanteil zurückbehält, um die 
Verſorgung des Beamten und die Verſorgung der 
Hinterbliebenen ſicherzuſtellen. 

Daß die vorläufige Dienſtenthebung 
weiterhin zuläſſig ſein ſolle, muß als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich anerkannt werden. Es ſoll aber die zweckmäßige 
Anderung eintreten, daß die Entſcheidung hierüber 
der Dienſtſtrafkammer zuſtehen ſolle. 

Wenn es auch bisher immer als Unrecht 
empfunden worden iſt, daß bei der vorläufigen 
Dienſtenthebung die Bezüge der betreffenden 
Beamten einer Kürzung unterliegen, hat man ſich 
doch nicht entſchließen können, dieſes Unrecht zu 
beſeitigen, aber es beſteht die Abſicht, die Milderung 
eintreten zu laſſen, daß nur noch ein Viertel des 
Dienſteinkommens einbehalten werden ſoll. 

An der zum Ausdruck gebrachten Auffaſſung 
kann auch die in Ausſicht genommene geſetzliche 
Beſtimmung, die dem Beamten das Recht geben 
ſolle, durch freiwilligen Amtsverzicht dem Diſzi⸗ 
plinarverfahren zu entgehen, nicht das geringſte 
ändern. 

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Wirkungen 
des neuen Beamtendienſtſtrafgeſetzes von der 


Beamtenſchaft als ſehr wohltätig empfunden 
werden müſſen, aber es darf nicht aus dem Auge 
verloren werden, daß es als eines der größten 
Ziele der Beamten ſein und bleiben muß, 
daß ihre wohlerworbenen Rechte auf Ruhe⸗ 
gehalt und Hinterbliebenenverſorgung die Er⸗ 
weiterung erfahren müſſen, daß dieſe Anſprüche 
auch bei Dienſtentlaſſung nicht erſchüttert 
werden dürfen. B. 
CH 


Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der 
preußiſchen Forſtrentmeiſter. Die kürzlich heraus⸗ 
gegebenen preußiſchen Beſoldungsvorſchriften vom 
8. Juli 1921 bringen für manchen Forſtrentmeiſter 
eine unangenehme Überraſchung. Nach Nr. 473 
ſoll nämlich für alle diejenigen, die am 1. April 1926 
bereits vollbeſchäftigte Forſtkaſſenrendanten waren. 
das Beſoldungsdienſtalter fo berechnet werden, 
als ob ſie an dieſem Tage von Gruppe 7 nach 
Gruppe 8 befördert wären. Das hängt mit der 
Vorſchrift im § 25 des B. D. E. G. zuſammen, 
wonach bei Trennung von Beamtengattungen, 
die bisher in einer Gehaltsklaſſe vereint waren, 
die in eine höhere Gruppe eingereihten Beamten 
fo zu behandeln find. Bisher war dies nur bei 
denjenigen Forſtrentmeiſtern gemacht worden, die 
bei Anwendung dieſer Vorſchrift günſtiger ſtanden 
Jetzt müffen aber auch diejenigen Forſtrentmeiſter 


ſo behandelt werden, deren Beſoldungsdienſtalter 
ſich dadurch verſchlechtert. Eine Herabſetzung der 
Beſoldung für die Vergangenheit iſt naturlich 
ausgeſchloſſen, fie kann fruheſtens am nächſten 
Zahlungstermin eintreten. 

Für die aus dem aktiven Offizierkorps 
hervorgegangenen Forſtrentmeiſter iſt Nr 36 der 
Beſoldungsvorſchriften zu beachten. Danach kann 
den am 1. April 1920 oder ſpäter übergetretenen 
oder noch übertretenden die 12 Jahre über⸗ 
ſteigende Militärzeit angerechnet werden, wobei 
zu unterſtellen iſt, daß der Übertritt 

a) bei den Deckoffizieren zunächſt in Gruppe 5, 

S bei den Fachoffizieren (3. B. Reilunasbaus, 

Feuerwerks⸗, Zeug⸗ und Torpeder⸗Offizieren, 
zunächſt in Gruppe 6, 

c) bei den übrigen Offizieren zunächſt in Gruppe 7 
und die Beförderung nach Gruppe 8 für die 
vor dem 1. April 1920 angeſtellten Offiziere am 
1. April 1920, für alle ſpäteren am Anſtellungs⸗ 
tage erfolgt. An Stelle dieſer Anrechnung kann 
ber Offizieren mit einer Militärdienſtzeit vort 
mindeſtens 12 Jahren folgende Regelung Platz 
greifen, wenn ſie günſtiger iſt. Es wird dieſen 
Offizieren die 8 Militärdienſtjahre überſteigende 
Zeit bis zur Dauer von 5 Jahren auf das 
Beſoldungsdienſtalter angerechnet, jedoch mit der 
Unterſtellung, daß ſie zunächſt in Gruppe 5 
angeſtellt ſind. Für die vor dem 1. April 1920 
übergetretenen Forſtrentmeiſter iſt bei der zweiten 
Berechnung von dieſer Unterſtellung zwar ab⸗ 
zuſehen, es kann ihnen aber in dieſem Falle 
auch nur das 13. Mllitärdienſtjahr angerechnet 
werden. Ganz klar erſchemen dieſe Beſtimmungen 
nicht. Es muß zunächſt mal abgewartet werden, 
in welcher Weiſe ihre Ausführung erfolgt. Im 
übrigen liegen die Beſoldungsvorſchriften zur Zeit 
dem Beamtenausſchuſſe im Abgeordnetenhauſe vor, 
der möglicherweiſe noch Anderungen vornimmt. 
CH 


Die Beamtenbeſoldung. Beioldungstabell: 
für Reichs⸗, Landes⸗, Gemeinde⸗ und gleich⸗ 
geſtellte Beamte von Johann Kempkens, ſtädt. 
Diplomhandelslehrer. Verlag der Krabbeuſchen 
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Buchdruckerei, G. m. b. H., zu Koblenz (Preis 3 .). 


Die Beſoldung der Gruppen 1 bis 13 einſchließlich 
Ortszuſchlag, Ausgleichszuſchlag, Kinderbeihilfen 
und Beſatzungszulage iſt in dem Heft ſo dargeſtellt, 
daß jeder aktive Beamte, ſoweit er nicht mehr als 
fünf Kinder hat, die ihm zuſtehenden Beträge 
in einer Summe ableſen kann. Eine ſolche Tafel 
erleichtert den mit der Umrechnung betrauten 
Beamten ihre Arbeit erheblich. Vorausſetzung iſt 
natürlich, daß man ſich auf die Zahlen verlaſſen 
kann. Vorgenommene Stichproben ergaben aber, 
daß das vorliegende Buch Fehler enthält. Grund⸗ 
gehalt und Ortszuſchlag der 6. Gehaltsſtufe (im 
Heft 5. Stufe genannt) der Gruppe 7 in Ortsklaſſe B 
ſind mit 11 500 ſtatt 11 700 „ angegeben. Dieſer 
Fehler pflanzt ſich weiter fort. So beträgt z. B. 
die geſamte Beſoldung eines kinderlos verheirateten 
Beamten dieſer Stufe, Gruppe und Ortsklaſſe 
nicht 19 205, ſondern 19 539 A. Es handelt ſich 
alſo nicht um einen Druck-, ſondern um einen 
Rechenfehler. Übrigens iſt das Heft für die Forſt⸗ 
beamten wenig verwendbar, da es weder die Orts⸗ 
klaſſen D und E noch die Kürzungen des Orts⸗ 
und Ausgleichszuſchlags für Dienſtwohnungsinhaber 
enthält. Wir können dem Verfaſſer nur raten, 
zu der nächſten Auflage, die infolge der bevorſtehen⸗ 
den Anderungen ohnehin in kurzem nötig wird, 
die Tabellen entſprechend zu ergänzen und das 
Zahlenwerk nachzuprüfen. E. B. 


Forſtwirtſchaftliches. 

Waldſchutz durch Vogelſchutz. Der Raupenfraß 
im nördlich von Eiſenach gelegenen Hainichwalde 
iſt auch in dieſem Jahre wieder ſehr ſtark. Die 
Buchen werden von Hunderttauſenden von Raupen 
des Bürſtenſpinners (Dasychira pudibunda) auf 
vielen und großen Flächen völlig kahlgefreſſen. 
Im vorigen Jahre endete die Plage, ſüd⸗ und 
oſtwärts vorrückend, an den Grenzen des See⸗ 
bacher Waldes, dem Verſuchsfelde der ſtaatlich 
anerkannten Vogelſchutzſtation des Freiherrn 
von Berlepſch. Nur einige Randbäume dieſes 
mit einem ſchon langjährigen, erfolgreichen Vogel⸗ 
ſchutze verſorgten Gebietes zeigten erkennbare 
Spuren davon. Wiewohl nun gleiches ſchon 
wiederholt feſtzuſtellen war und im letzten Vor⸗ 
ſommer überdies beobachtet wurde, daß die Meiſen 
ihre Brut vornehmlich mit den Faltern des 
Schädlings atzten, blieb doch im vorliegenden 
a die Frage offen, ob nicht der Unterbrechung 
es Buchenhochwaldes durch die große Oppers⸗ 
häuſer Blöße und die ihr angrenzenden Nadel⸗ 
holzbeſtände der ausſchlaggebende Einfluß bei⸗ 
zumeſſen ſei. Der Befall iſt nun ſüd⸗ und oſt⸗ 
wärts durch den Seebacher Wald und weit über 
ihn hinaus vorgedrungen, hat ſich aber erſt jen⸗ 
ſeits desſelben, im Kammerforſter Reviere, zu 
vielen umfangreichen Kahlfraßſtellen verdichtet. 
Der Seebacher Wald iſt alſo ebenſo wie die an⸗ 
grenzenden Forſten von den Faltern beflogen 
worden. Hier konnte aber nur ein geringer Teil 
von ihnen zur Eiablage gelangen, weil ſie — wie 
ſchon oben erwähnt — von den zahlreichen 
Vögeln abgefangen und verzehrt wurden. Im 
Seebacher Walde ſind infolgedeſſen nur an 
einzelnen Wipfeln Fraßſpuren zu erkennen, und 
die geſamte Vogelſchutzfläche tritt, wie ſchon in 
den Jahren 1905 und 1914, wiederum als grüne 
Inſel aus den entblätterten Nachbargebieten 
hervor. Stellenweiſe nähern ſich die beiden 
Gegenſätze einander bis auf etwa 100 m Ent⸗ 


fernung. Intereſſenten mögen nicht verſäumen. 
ſich durch eigene Betrachtung vom Sachverhalte 
zu überzeugen. Pd 

S 


Aufhebung von Holzabſtockungsverträgen. Die 
beiden Holzabſtockungsverträge in den Religtons⸗ 
fondsforſten von Steiermark, über welche in 
Nr. 31 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ auf S. 591 
berichtet worden iſt, haben einen ſolchen Wider⸗ 
ſpruch hervorgerufen, daß ein beſonderes Geſetz 
über die Aufhebung von Holzabſtockungsverträgen 
erlaſſen worden iſt. Durch Bundesgeſetz vom 
15. Juli 1921 wurde beſtimmt, daß Verträge 
über die Abſtockung von Wäldern, die unmittelbar 
in der Verwaltung des Bundes ſtehen, aufgehoben 
werden, wenn am 1. April 1921 der Käufer mit 
der forſtmäßigen Abnutzung des Holzes oder die 
Bundesforſtverwaltung mit der Lieferung des 
Holzes noch nicht begonnen hat. Der Käufer hat 
in dieſem Falle nur Anſpruch auf den Erſatz der 
nach Abſchluß des Vertrages zu deſſen Durch⸗ 
führung gemachten notwendigen Aufwendungen, 
dagegen nicht auf Entſchädigung für entgangenen 
Gewinn. Durch dieſes Geſetz wird wenigſtens 
der Vertrag über Ausnutzung der in Nordſteier⸗ 
mark gelegenen, früher zum Hofjagdbezirk gehörigen 
Forſtbezirke aufgehoben. Sch 


Waldbrände. 


Bezirk Allenſtein. Oberförſterei Guszianka 
Am 4. Auguſt verbrannten m den Jagen 14 
und 16 23,9 ba jüngere und 5,0 ha ältere 
Kiefernbeſtände. Bei 2,6 ha Kiefernaltholz wurde 
außerdem die Bodendecke vernichtet. Das Feuer 
entſtand durch den Vormittagszug von Allenſtein 
bei ſchon wochenlang anhaltender Dürre. Ent⸗ 
ſtehungsort Eiſenbahnſchutzſtreifen. Infolge ſtarken 
Suͤdoſtwindes verbreitete ſich das Feuer ſchnell 
auf die angrenzenden Stangenhölzer und von 
da weiter in die Beſtände der Oberförſtere! 
Cruttinnen, wo es etwa 300 ha Wald — meiſt 
Kiefernbeſtände im Alter von 80 bis 100 Jahren 
— vernichtete. Das Feuer wurde durch herbei⸗ 
eilende Bewohner der Nachbardörfer mittels 
Gegenfeuers zum Stehen gebracht und durch 
einſetzenden Gewitterregen 6 Uhr nachmittags 
gelöſcht. 

Bezirk Potsdam. Truppenubungsplatz 
Döberitz. Am 25. Auguſt verurſachten übende 
Truppen einen Waldbrand, wobei 10 ha jüngerer, 
7 ha älterer Kiefernbeſtand gänzlich, 6 ha zun 
Teil und 25 ha Moor⸗ und Heidefläche ver: 
nichtet worden ſind. Das Feuer entſtand vor⸗ 
mittags 10% Uhr bei Nordoſtwind. Auf dem 
mit Ginſter beſtockten Boden fand das Feuer 
reiche Nahrung und iſt von da in den Beſtand 
übergeſprungen. Der Schaden beträgt etwa 
150 000 & und iſt nicht durch Verſicherung 
gedeckt. 


Mecklenburg⸗Schwerin. Stadtforſt Ribnitz 
Am 17. Juli fielen 12 ha 10⸗ bis 16 jährige 
Kiefernſchonung und 1½ ha 41 jähriges Kiefern⸗ 
ſtangenholz einem Waldbrand zum Opfer. Das 
Feuer entſtand anſcheinend durch Leuhtſinn von 
Ausflüglern am Sonntag, nachmittags etwa um 
3 Uhr, und verbreitete ſich bei der großen Durre 
in der nicht durchgeforſteten, etwa 10 jährigen 
Schonung ſehr ſchnell. Ganz weſentliche Hilfe 
beim Eindämmen des Feuers bis zum Eintreffen 
der Löſchmannſchaften aus Ribnitz leiſteten die 
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Waldarbeiter der angrenzenden Reviere und auch fabrik von Saler in Croſſen a. O. für den Preis 
S 


ine Kinder ⸗Ferienkolonie aus Müritz. 
Schaden beträgt über 60000 &, verſichert iſt nichts. 
J 


Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle übernehmen fur Auskünfte 
lemerlei Verantwortlichkeit Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage find Abonne⸗ 
nients-Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 8,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dreſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 

emeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; find 

ſedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 

trörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 

deren Crlangung der Schriftleitung hohere Sonderhonorare 

erwachſen, ſo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten Beats 

ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 74. Paſſende Zeit für Kiefern⸗ 
pflanzung. Können einjährige Kiefernpflanzungen 
in Pflugfurchen noch im Herbſt mit Erfolg aus⸗ 
geführt werden, und welcher Herbſtmonat wäre 
dazu der geeignetſte? Welche der gebräuchlichſten 
leichten Kieferndrillmaſchinen ſind für ſandigen 
Boden am beſten? Wie ſtellt ſich der Preis? Wo iſt 
dieſe erhältlich? Förſter C. in H. 

Antwort: Die Pflanzung einjähriger Kiefern 
im Herbſt iſt zu widerraten. Von den zahlreichen 
Sä-⸗maſchinen für Kiefern können empfohlen 
merden: Planet Junior und Maſchine Senior Nr. 3. 
Die Preiſe wechſeln und ſind nicht mit Sicherheit 
feſtzuſtellen. Die zuletzt genannte Maſchine 
Senior Nr. 3 liefert zum Beiſpiel die Maſchinen⸗ 


Der 


von 560 M. S 

Anfrage Nr. 75. Auseinanderſetzung über 
Heu. Bei meinem Übertritt in den Ruheſtand 
überließ ich meinem Dienſtnachfolger einen Poſten 
Heu aus einem früheren Wirtſchaftsjahre. Als 
Entſchädigung hierfür übernahm der Nachfolger 
die Verpflichtung, die Wände einiger Räume 
weißen zu laſſen und verſchiedene Anſtreicher⸗ 
arbeiten auszuführen. Später hat er ſich ge⸗ 
weigert, dieſe Verpflichtungen zu erfüllen, mit 
der Begründung, er ſei zu der Erſtattung des 
Wertes des ihm überlaſſenen Heues nicht ver⸗ 
pflichtet. Ich bitte um Auskunft, wie ſich in 
dieſem Falle die Rechtslage verhält. 

Hegemeiſter i. R. D. in K. 

Antwort: Ziffer 28 der Wirtſchaftsland⸗ 
vorſchriften der F. D. A. vom 7. Juli 1919 be⸗ 
ſtimmt: Die Nutzungen aus früheren Landwirt⸗ 
ſchaftsjahren gehören ſämtlich dem Abziehenden. 
Wenn es ſich in Ihrem Falle um Heu handelt, 
das in einem früheren Wirtſchaftsjahre erübrigt 
worden iſt, ſo hat der Nachfolger darauf natürlich 
keinen Anſpruch. Ein ſolcher ſteht ihm nur auf 
Nutzungen des laufenden Landwirtſchaftsjahres 
(Vom 1. Juli bis 30. Juni) zu, wobei aber noch 
zu bemerken ift, daß hierzu gemäß Abſ. 3 Ziffer 24 
der W. V. auch die etwa ſchon vor dem 1. Juli 
in demſelben Kalenderjahre gewonnenen Er⸗ 
zeugniſſe (Wieſenheu, Grünfutter, Futterkräuter, 
Raps und Rübſen) gehören. 


„SST 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Beſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Forſtſchreiberſtelle der Dberförſterei Bieſenthal in 
Eberswalde (Potsdam), iſt zu beſetzen. Die 
Stelle hat eine neuerrichtete Dienſtwohnung und 
wird mit Landnutzung ausgeſtattet. Der Zeitpunkt 


der Beſetzung iſt von der Fertigſtellung des Dienſt⸗ 


wohnungsneubaues abhängig. 
30. Septe aber. 

Wörſterſtelle Grohnde, Ebert, Grohnde (Hannover), 
iſt zum 1. Januar zu beſetzen. Zur Stelle ge- 
hören 3,162 ha nutzbares Wirtſchaftsfand. Dienft- 
wohnung iſt vorhanden. Zugelaſſen zur Bewerbung 
find die planmaßigen Förſter ſowie die Forſt⸗ 
ſchreiber und Förſter o. R., welche den Forſtver⸗ 
ſorgungsſchein von 1904 und früher erhalten haben. 
VBewerbungsfriſt: 1. Oktober. 


Törſterſtelle Niederhaverbeck, Oberf. Langeloh (Lüne⸗ 
burg), iſt zum 1. Oktober anderweit zu beſetzen. 

Die planmäßige Forſiſekretärſtelle in Schleuſingen, 
Oberf. Schleuſingen (Erfurt), iſt zum 1. November 
anderweit zu beſetzen. Dienſtwohnung iſt nicht 
vorhanden. Bewerbungsfriſt: 25. September. 


Furſtſchreiberſtelle der Oberf. Weszkallen (Gum- 
binnen) kommt ſofort zur Neubeſetzung. Zu der 
erledigten Stelle gehört Dienſtwohnung, Dienſt⸗ 
land wird überwieſen. Die Schule iſt in Lasdinehlen, 
ea. 2,5 km. Klein bahnſtatvoon: Lasdinehlen der 
Kleinbahn Pillkallen— Lasdehnen, ca. 2,5 km. 
Geſuche um Verſetzung auf dieſe Stelle ſind bis 
zum 25. September einzureichen. 

Vebaute Hilfsförſterſtelle Schleuſenhaus, Oberf. 
Steinbuſch (Frankfurt a. O.), iſt zum 15. Ok⸗ 
tober mit überzähligem Förſter oder Hilfsförſter 
zu beſetzen. Zur Stelle gehören 5,223 ba Land. 
Bewerbunasfriſt 30. September. 


Bewerbungsfriſt: 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Oberförſter für Revierverwaltung und Betriebsein⸗ 
richtung geſucht. Bewerbungen ſind an die Land⸗ 
wirtſchaftskammer Roſtock zu richten. Näheres 
ſiehe Anzeige. 


8 Bitburg (Eifel) iſt ſofort zu 


beſetzen. Bewerbungen jmd bis zum 25. Gep- 
tember an das Landratsamt Bitburg zu richten. 
Näheres ſiehe Anzeige. 


Städt. Hilfsförſter geſucht. Bewerbungen ſind bis 
25. September an den Magiſtrat Altlandsberg zu 
richten. Näheres ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 
Reichsforſtdienſt. 


Arnhold, Gemeindeförſter, Stadtforſter, iſt am 1. April von. 
Straßburg (U.⸗Elſ.) als Reichsfoͤrſter nach Zoſſen i. d. 
Mark übernommen. 

Krug, Gemeindehegemeiſter, iſt am 1. März von Masmünſter 
(Ob.⸗Clſ) als Revierförſter im Reichsdienſt nach Grafen» 
wohr, Oberpfalz, übernommen. 


Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 


Arndt. Hilfsforſter in Stallberg, Oberf. Neuenkrug, iſt am 
1. September nach Glinkermühle, Oberf. Stepenitz 
(Stettin), verſetzt 

Barfd, Jörſter o R. aus Karmine, Oberf. Kath.⸗Hammer, 
wird am 1. Oktober nach Peiſterwitz, Oberf. Peiſterwitz 
(Bres la u), verſetzt. 

Bafener, Förſter zu Gr⸗Poppeln, Oberf Kl⸗Naujock, wird 
am 1 Oktober auf die Förſterſtelle zu Königgrätz, 
Oberf. Nemonien (Königsberg), verſetzt 

Seit, Förſter o. R. in Dargebanz, Oberf. Warnow, wird 
am 1 Oktober nach Camminke, Oberf. Friedrichsthal 
(Stettin), verſetzt. . 

Dinſe, Foͤrſter in Camminke, Oberf. a wird am 
1. Oktober nach Colow, Oberf. Muhlenbeck (Stettin), 
verſetzt. 

Fuhrmann, Förſter o. R. in Peiſterwitz, wird am 1. Oktober 
nach Steindorf II, Oberf. Peiſterwitz (Breslau), verſetzt. 
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Gerhardt, zurzeit zur Dienſtleiſtung im Memelgebiet Pe, 
urlaubter forſtverſorgungsberechtigter Anwärter, iſt zum 
überzähligen Förſter ernannt. 

Sertel, Hege meiſter in Grohnde, Oberf. Grohnde (Hannover), 
tritt am 1. Jauuar 1922 in den Ruheſtand. 

Kuſchel, Förſter o. R. aus Carlsberg, bert, Carlsberg, 
wird am 1. Oktober nach Leubuſch, Oberf Rogelwitz 
(Breslau), verſetzt. a 

Mahnkopf, überzähliger Förſter in Kirchlinteln, bert, 
Rotenburg i H, wird am 1. Oktober nach Viſſelhövede, 
Oberf. Rotenburg ı. H. (Stade), verſetzt. 

Mende, Foöͤrſter und Forſtſekretär zu Warnicken, Oberf. 
Warnicken, wird am 1. Oktober auf die Foͤrſterſtelle in 
Schaltiſchledimmen, Oberf. Alt⸗Sternberg, verſetzt 

Sauberzweig, Staatsfoörſter, iſt am 1. April von Forſthaus 
Triftberg, Oberf Rombach (Lothr), als Staatsforſter 
auf eine überzählige Forſterſtelle in der Oberf. Ott 
Ruppin ubernommen. 

Schindler, Gemeindeförſter, iſt am 1 April von Mietesheim 
(U⸗Elſ) als Staatsförſter auf die Förſterſtelle Unter 
wald zu Hagendorf, Oberf. Lowenberg in Schleſien, 
übernommen. 

Schulz, Förſter in Niederhaverbeck, Oberf Langeloh, wird 
am 1. Oktober auf die Förſterſtelle Calberlah, Oberf. 
Fallersleben (Lüneburg), verſetzt. 

Schwarzer, überzähliger Förſter in Viſſelhövede, Oberf. 
Rotenburg 1. H., tritt am 1 Oktober in den Ruheſtand. 

Vogt, Förſter o R. auf Probe in Altenplathow, Oberf 
Altenplathow (Magdeburg), iſt am 1. Auguſt endgültig 
zum überzähligen Förſter ernannt. 

Warzecha, Staatsförſter, iſt am 1. April von Molring 
(Lothr.) als Staatsförſter dem Bezirk Oppeln überwieſen. 

Ralle, Hilfsförſter in Barby, bert Lödderitz (Magdeburg), 
iſt am 1. April zum überzähligen Förſter ernannt. 


Gärtner, Hilfsförſter in Bokel, Oberf. Axſtedt (Stade), 


ut am 1. April zum überzähligen Förſter ernannt 


Krüger, Hilfsförſter in Altenplathow, Oberf. Altenplathow 
(Magdeburg), iſt am 1. April zum überzähligen 
Förſter ernannt. . 

Meifel, Hilfsförſter in der Oberf. Kirchen, iſt am 15. Sep. 
a nach Weyerbuſch, Oberf. Altenkirchen (Coblenz), 

erſetzt. 

Schneider, Forſtgehilfe in Rodenbach, Oberf. Rengsdorf, in 
am 15. September nach Emmerzhauſen, Oberf. Kirchen 
(Coblenz), verſetzt. 

Im Regierungsbezirk Frankfurt a. O. ſind mit 
Wirkung vom 1 April zum überzähligen Förſter ernannt 
die Hilfsfoörſter: 

Dinſe in Hohenkarzig, Oberf. Steinſpring: Sartſchock in 
Modderwieſe, Oberf Hammerheide; König in Breite- 
bruch, bert, Kladow⸗Oſt: Krüger in Zielenzig, Oberf. 
Zielenzig: Piel, zurzeit Inſlerburg, Forſtkaſſe; Sach le 
in Meukwar, Oberf. Reddern; Voigt in Neudamm, 
Oberf. Zicher: Weſtphal in Gottſchim, Oberf. Qubiathflien. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Cudwig, Gemeindeförſter, iſt am 14 Mai von Fitsdorf 
(Lothr.) als Gemeindeförſter nach Malboru b. Hermes ⸗ 
Toi Kreis Bernkaſtel, übernommen. 


Thüringen. 
Müller, Karl, Oberforſter in Sondershauſen, wird am 
1. Oktober das Forſtamt Oberſpier übertragen. 


Deutſche Jäger, 
öffnet Herzen und Börſen den Kriegsgeſchädigten der grünen 
Farbe. Sammelt für den Unterſtützuugsfonds des 


Vereins „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo. 


I 


Vereinszeitung. 


Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter. 


Mitglied des Verbandes deutſcher Beamtenvereine. 


Mitteilungen des Vorſtandes. 


Auf unſere Eingabe vom 4. 6. 21, die Be⸗ 
ſoldungsgruppierung betreffend, iſt folgender 
Beſcheid ergangen: 

Miniſterium 


Berlin, 28. Auguſt 1921. 


Ur 
Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten. 

Die mir zur Weitergabe an das Staats⸗ 
miniſterium übermittelte Eingabe vom 4. Juni 
1921 wegen Aufrückung der Forſtrentmeiſter in 
die Beſoldungsgruppe 9 iſt von mir befür⸗ 
wortend an den Herrn Finanzminiſter weiter⸗ 
geleitet worden. Der Herr Fmanzminiſter hat 
mir aber mitgeteilt, daß dem Antrage nicht 
entprochen werden könne, weil eine Anderung 
der Beſoldungsordnung durch den Staats⸗ 
haushalt gemäß 8 30 des B. D. E. G. nur 
inſoweit erfolgen kann, als ſie durch Anderung 
in der Organiſation des Staatsdienſtes, ins⸗ 
beſondere durch die Einrichtung neuer in der 
Beſoldungsordnung nicht aufgeführter Beamten⸗ 
klaſſen erforderlich wird. Dieſe Vorausſetzungen 
lägen aber nicht vor. 

J. A.: 
gez. Frhr. v. d. Busſche. 
An den Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter 
3. H. des Herrn Forſtrentmeiſters Koppritz 
in Schneidemühl. 
Ich bin ſofort erneut vorſtellig geworden und 
habe beantragt, uns dann zunächſt bei der durch 
den Landtag und den Beamtenbund geforderten 
Anpaſſung der preußiſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zum Beſoldungsgeſetz an diejenigen 
des Reiches ebenſo wie den anderen Beamten⸗ 
klaſſen Aufrückeſtellen nach Gruppe 9 für ½ der 
Stellen zu bewilligen. 


Nach dem obigen Erlaß können wir Dierfer 
wohl auf Unterſtützung durch den Herrn Land⸗ 
wirtſchaftsminiſter rechnen. Der Beamtenbund 
vertritt ebenfalls unſere N 

o ppitz, Vorſitzender. 
* 

Aus mehrfachen Zuſchriften der Kollegen 
entnehme ich, daß wegen des Zuſammengehens 
des Beamtenbundes mit den ſozialiſtiſchen Ar⸗ 
beitergewerkſchaften bei der neuerdings erfolgten 
Regelung der Teuerungszuſchläge eine gewiſſe 
Beunruhigung Platz gegriffen hat und befürchtet 
wird, daß die politiſche Neutralität, wie ſie ſeiner⸗ 
zeit beſchloſſen worden iſt, vom Beamtenbund 
bald ganz aufgegeben werden könnte. Wie ich 
bereits wiederholt bei unſeren Beſprechungen 
hervorgehoben habe, wird meinerſeits an dieſer 
politiſchen Neutralität unbedingt feſtgehalten 
werden. Die Leitung des Beamtenbundes würde. 
wenn ſie dieſe neutrale Bahn verläßt, damit 
rechnen müſſen, daß ihr die Gefolgſchaft von 
einem großen Teil der Verbände verweigert wird 
Die Geſchloſſenheit des Beamtentums iſt heute 
aber mehr denn je eine unbedingte Notwendig⸗ 
keit. Dieſe Erkenntnis wird den Beamtenbund 
abhalten, Wege zu gehen, die zweifellos zur 
Scheidung führen müßten. 

Das Zuſammengehen mit den Gewerkſchaften 
der Angeſtellten und Arbeiter war, wie der 
Beamtenbund mitteilt, aus rein wirtſchaftlichen 
Gründen beabſichtigt; ob dies zweckmäßig war, 
mag hier unerörtert bleiben. Ich bitte, ſich dureh 
keine Zeitungsartikel beunruhigen zu laſſen. Der 
Beamtenſtand iſt in ſeinen Rechten und Pflichten 
anders geartet als die Angeſtellten und Arbeiter; 
daran en wird die vornehmſte Aufgabe 
unſerer Verbandsleitung ſein und bleiben. 

Schneidemühl, den 8. September 1921. 

Koppitz, Vorſitzender. 
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Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


wbeſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
N Schicklerſtraße 45. 
r VFVernſprechanſchluß: 
n Amt Eberswalde Nr. 546. 
Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
zele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47 678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
fammering, Bernhard, Forſtgehilfe, Burgwenden, Poſt Groß⸗ 


monra, Thür 
Hos ke, Albert, Hilfsförſter, Altena, Poſt Mackendorf, Braunſchweig. 
Ttedt, Robert, Revierförſter, Haunold, Poſt Gnadenfrer, Schleſien. 
Nühlke, Paul, Forſtverwalter, Pritzig, Kr Rummelsburg, Pomm. 
Ranicke, Hermann, Forſtaufſeher, Palzthaus, Poſt Radis, Bez. Halle 
Bäuſemer, Walter, Forſtaufſeher, Mittenwalde, Poſt Haß⸗ 
leben U⸗M . 
Fuchs, Berthold, Förſter, Forſthaus Jablonka, Poſt Tirſchtiegel, 
Meſeritz⸗Grenzmark. a ` ` 
&iner, Otto, Hilfsförſter, Förſterei Steinhaus, Poſt Oberlangen⸗ 
bielau, Kreis Buchenbach in Schleſien. 
Vonroth, 1 Förſter, Harthauſen, Poſt Günzburg, Bayern, 
waben. 
Och, Kaspar, Forſtgehilfe, Weſterwinkel, Poſt Herbern 1. Weſtfalen 
Bruchmann, William, Förſter, Ratzeburg in Lauenburg 
Sulik, Leopold, Revierjäger, Baſſenheim, Kreis Coblenz a. Rh. 
Mang, Otto, Fürſtl. Hofkammer⸗ und Forſtrat, Sigmaringen, 
Hohenzollern. 
Zeppler, Hubert, Hilfsförſter, Glaſow Nm., Kreis Soldin 
Tauſcher, Rudolf, Reviergehilfe, Mühltroff, Kreis Zwickau 


= 


Betrifft Jahrbuch! 

Wir machen unſere Mitglieder darauf auf⸗ 
merkſam, daß zum Schluſſe des Jahres wieder 
ein Jahrbuch erſchemen ſoll, und zwar nach 
dem Stande der Mitglieder vom 1. Oktober d. J. 
Um die Adreſſen aller Mitglieder möglichſt genau 
zu haben, iſt es erforderlich, daß wir von 
etwaigen Adreſſenänderungen, auch von ſolchen, 
die noch bis zum 1. Oktober d. J. wirkſam 
werden, ſofort in Kenntnis geſetzt werden, um 
in dem Jahrbuch eine möglichſt genaue Überficht 
geben zu können. Wir richten deshalb an alle 
unſere Mitglieder, deren Adreſſen ſich bereits 
geändert haben, von denen wir bisher keine 
Nachricht erhielten, und die ſich noch bis zum 
1 Oktober ändern, die Bitte, uns rechtzeitig 
Kenntnis zu geben. 

Die Geſchäftsſtelle: Paul Ritthauſen. 

e 


Betrifft Forſtgehilfenprüfungen. 
An die Herren 
Vorſitzenden unſerer Bezirksgruppen. 

Gelegentlich der Mitgliederverſammlung in 
Kolberg iſt beſchloſſen worden, daß die allgemeine 
Leitung der Forſtgehilfenprüſungen von der 
Geſchäftsſtelle beſorgt werden ſoll. 

Zu dieſem Zwecke iſt es notwendig, einen 
Überblick über die Zahl und den Aufenthaltsort 
der Lehrlinge zu haben, die ſich demnächſt der 
Prüfung unterziehen wollen. Wir erſuchen daher 
ergebenſt, uns jedesmal bis zum 1. September 
und zum 1. März, für das laufende Nahr aber 
ſpäteſtens bis zum 20. d. M., mitzuteilen, 

a) Namen der Lehrlinge, die am 1. Oktober ihre 
zweijährige Lehrzeit beenden, 

b) deren Aufenthaltsort, 

c) Name und Wohnort der Lehrherren. 

Die Geſchäftsſtelle. J. A.: Paul Ritthauſen. 


* 


Oberſchleſier⸗ Sammlung. 
5. Sammelergebnis 
vom 16. bis 31. Auguſt 1921. 

Für geſchädigte Forſtbeamte Oberſchleſiens, 
welche Mitglieder des „Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands“ ſind, wurden dem Unter⸗ 
zeichneten weiter nachſtehende Beträge übermittelt: 
Holzgroßhandlung Hermann Furchner, 


Liegnitz . 200,.— 4 
Förſter Gall, Zierow b. Wismar, Meckl. 20,.— „ 
Hilfsförſter Gumprich, Ritzerow bei 

Reinfeld, Kreis Belgard . . . . 20,— „ 
Sammlung der Bezirksgruppe XVI 

am 7. 8. in Magdeburg, durch Revier⸗ 

förſter Haae 163,.— „ 
Oberförſter a. D. Reppin, Briefe bei 

Pommerzig, Bez. Frankfurt a. O. 10,.— „ 
Forſtmeiſter Krieger, Gr.⸗Beſtendorf, 

Kreis Mohrungen 50,— „ 
Stiftsoberförſter Buſſe, Heiligengrabe 

bei TechwwwwwwWW 100,.— „ 
Staarl. Revierförſter Riſtow, Char⸗ 

lottenhof bei Großboſchbvoll . 20,.— „ 
Förſter Schmolke, Thereſiengrund. 

Scheibenſchießen SS. 70,.— , 
Förſter Lehmann, Hülloch, Poſt Arloff 

(Bez. Cöln jj 100,— „ 
Kaſſenſtelle des „Vereins 55 Privat: 

forſtbeamte Deutſchlands“ Er⸗ 

. einer Sammlung bei der 

Mitgliederverſammlung in Kolberg 2200,.— „ 
Förſter Gärtner in Holzenburg 1,30 „ 

Summa 5 295730 
Hierzu ze 1—4 . 8302,05 „ 


Einnahme bis zum 31. Auguſt 1921 11.256,35 A 
Verausgabt wurden an Geſchädigte 

vom 16. bis 31. Auguſt 1921: 
Einem Forſtaufſeher, welchem am 
3. Mai von polniſchen Banden 
unter Todesandrohung ſeine Ge⸗ 
wehre und Munition geraubt wurden, 
Spende 8 wé : 
Einem Hegemeiſter a. D., deſſen 
Sohn (ein Lehrer) bei einer Ver⸗ 
ſammlung der Heimattreuen den 
Anweſenden für ihr Erſcheinen ge⸗ 
dankt hatte für den Mut, den fie 
gezeigt hätten, ihr Deutſchtum zu 
bekennen, er fand bei ſeiner Nach⸗ 
hauſekunft ſämtliches Vieh aus den 
Ställen getrieben und vier Bienen⸗ 
ſtöcke total zertrümmert und den 
gonig in den Schmutz getreten, 
Ppende rg 
Einem Hilfsjäger, dem ſämtliche 
Gewehre entwendet wurden und 
deſſen Wohnung nach ſeiner Rück⸗ 
kehr einem Schutthaufen glich 
Einem Oberförſter, deſſen Forſthaus 
von einer Bande von zirka 60 Mann 
umſtellt und etwa % Stunde mit 
Schnellfeuer beſchoſſen wurde, wo⸗ 
bei auch Handgranaten Verwendung 
fanden, ſollte beim Eindringen der 
Bande in das Zimmer auf den Leib 
gerückt werden. Die Stütze und 
das Dienſtmädchen, welche die 
Inſurgenten zurückhalten wollten, 
wurden im Beiſein der Frau und 
Kinder mit einem Schuß zur Strecke 
gebracht, der Oberförſter wurde 


300,— Ei? 
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abgeführt, zwei Tage und Nächte 
in einem Kartoffelkeller gefangen 
gehalten, dann in ein Stadt⸗ 
gefängnis gebracht, tagtäglich mit 
Erſchießen bedroht und ſpäter 
nach Zahlung eines Löſegeldes von 
3000 & freigelaſſen. Es konnten 
zirka 280 Schuß in den Zimmern 
und 50 Schuß an den Hauswänden 
ſeſtgeſtellt werden. Das Haus war 
nahezu ausgeraubt. Dann bekam 
er noch 155 Mann polniſche Ein⸗ 
quartierung, die auch nicht gerade 


kavaliermäßig auftraten, Spende. 500,.— 4 
Summa 5 . . 1400,— 4% 
Hierzu „ 1—4 . 7600,— „ 


Ausgabe bis zum 31. Auguſt 1921 9000,— A 


Allen freundlichen Gebern namens der ſchwer 
betroffenen Spenden⸗Empfänger herzlichen Dank. 
Weitere Gaben: „Für bedrängte Mitglieder des 
Vereins fur Priwvatforſtbeamre in Oberſchlefien“ 
nimmt gern entgegen 

Niewe b. Schurgaft O.⸗S., d. 1. Sept. 1921. 

Troſt, Forſtmeiſter i. R. 


Abgangsprüfung des 1. Jahrganges 

an der ſchleſiſchen Forſtſchule zu Neichenſtein. 

Nachdem am 18. Juli die ſchriftlichen Abgangs⸗ 
prüfungen begannen, fanden in der Zeit vom 
28. bis 30. Juli die mündlichen Prüfungen im 
Zimmer und im Walde ſtatt. Der Prüfungs⸗ 
ausſchuß beſtand aus den Herren: Präſident der 
Landwirtſchaftskammer für die Provinz Schleſien 
von Klitzing, Graf Sierſtorpff⸗Zülzhoff 
als Vertreter des Schleſiſchen Waldbeſitzerver⸗ 
bandes, Oberförſter Schwabe als Vertreter des 
Privatforſtbeamten⸗Vereins Deutſchlands, ferner 

orſtrat Hertz, Direktor F und 
berförſter von Ensberg der Landwirtſchafts⸗ 
kammer Breslau. 

Der Prüfung unterzogen ſich ſämtliche 42 Forſt⸗ 
ſchüler, und zwar beſtanden 4 Forſtſchüler mit 
fehr gutem, und zwar Weißköppel, Baudiſch, 
Nitſchke und Willimsky, 14 mit gutem, 13 mit 
befriedigendem und 10 mit genügendem Erfolge, 
während einer nicht beſtand. 

Der Vorſitzende der Bezirksgruppe Glatz (XV), 
Herr Oberförſter Hoffmann, uberreichte dem 
Detten Schüler Weiß köppel einen Ehrenhirſch⸗ 
fänger. Dem zweitbeſten Schüler Baudiſch wurde 
ebenfalls ein von der Schleſiſchen Bezirksgruppe 
geſtifteter Hirſchfänger nachträglich überſandt. 


2 4 2— 


Ortsgruppe Bober⸗Katzbachtal. 

Am Sonnabend, dem 17. September d. J, 
findet ein Waldſpaziergang in das Gräfl. Hoyosſche 
Forſtrevier Alt⸗Röhrsdorf ſtatt. Anſchließend 
daran Ortsgruppen⸗Verſammlung. Verſammlung 
der Teilnehmer früh 8%, Uhr im Gaſthaus zun 
Waldfrieden in Alt⸗Röhrsdorf. 


Tagesordnung der Ortsgruppen⸗Verſammlung. 
1. Vereinsangelegenheiten. 
2. Vortrag über die Lärche. 
3. Gemütliches Beiſammenſein mit Damen, die 
hiermit noch beſonders eingeladen werden. 
Weidmannsheil! Prophet. 


= 


Ortsgruppe Belzig. 

Der Einladung zur Verſammlung nach Beelitz 
am 2. Auguſt hatten neun Mitglieder Folge 
geleiſtet. Bevor in die Tagesordnung eingetreten 
wurde, nahm der Vorſitzende nochmals Gelegenheit, 
den Anweſenden die Lage der durch den polnifcheri 
Terror in Not geratenen oberſchleſiſchen Privat⸗ 
forſtbeamten ans Herz zu legen. Gleichzeitig 
berichtete er über das günſtige. Ergebnis der ein⸗ 
geleiteten Sammlung. Auch an dieſer Stelle 
ſagt die Ortsgruppe dem unermüdlichen und 
rührigen Vorſitzenden für fein Eintreten für die 
Oberſchleſier herzlichen‘ Dank. Zu Punkt 1 der 
Tagesordnung: Anträge für Kolberg, bittet Kollege 
Ziehm, Lübnitz, den Antrag vom 8. Januar 
betr. Beſetzung der Kommunalforſtbeamtenſtellen 
nicht nur mit Staatsforſtbeamten, ſondern auch 
mit Privatforſtbeamten in Erinnerung zu bringen. 
Ein Antrag Wies bach, Kammerode, ſpricht dafür, 
vorſtellig zu werden, daß mit Rückſicht auf einen 
Fall in Treuenbrietzen bei Annahme von Lehr⸗ 
lingen mit größter Sorgfalt vorgegangen wird 
Zu Punkt 2: Vorträge, ſpricht der Vorſitzende 
über die Bewirtſchaftung des Privatwaldes. Der 
Vortrag zeichnete ſich durch große Sachlichkeit aus 
und wurde mit großem Intereſſe verfolgt. Punkt 3: 
Verſchiedenes. Zur Prüfung der Kaſſenver⸗ 
hältniſſe wurden Revierförſter Wiesbach, Kamme⸗ 
rode, und Förſter Friedrich, Kalotſche, gewählt. 
Die Herren nahmen die Wahl an. Die Ver⸗ 
ſammlungen ſollen in Zukunft nicht mehr in 
Beelitz, ſondern abwechſelnd in Belzig und 
Wieſenburg ſtattfinden. Die nächſte Verſammlung 
iſt am 12. Oktober im Viktoriagarten zu Belzig. 
Schluß 6,15 Uhr. 

Fh. Arens neſt b. Wieſenburg. 

Nielſen, Schriftführer. 


Freier Meinungsaustauſch. 


Eutſcheiden Zahlen? 
Von Staatsförſter Rüdiger, Weferlingen. 

In Vereinsſachen wird jetzt oft das Schlag⸗ 
wort „Zerſplitterung“ gebraucht. Eine tiefere Be⸗ 
deutung hat es für die meiſten nicht; ſie wiſſen 
ſelber kaum, was ſie damit zum Ausdruck bringen 
wollen. Ahnungslos wird es vielfach hervor⸗ 
geſtoßen, es ſoll Scharfſinn beweiſen, und man 
geht damit hauſieren. Nun, auch eine Zer⸗ 
ſplitterung kann notwendig werden, um etwas 
Beſſeres hervorzubringen. Vor einigen Tagen, 
am 26. Auguſt, um es genau zu ſagen — ſo 
unwichtig das an und für ſich iſt —, fragte mich 
ein Kollege, warum ich aus dem Verein Preußiſcher 


Staatsförſter (Pfalzgraf) ausgeſchieden ſei. Da 
ich mich nicht veranlaßt fühlte, meine Gründe 
mitzuteilen, antwortete ich mit der Gegenfrage, 
warum er eigentlich drin ſei. Die Antwort 
war (ich glaube, man kann fie als „ortsüblich“ 
bezeichnen): „Na ja, mir iſt das ſo egal, wo ich bin.“ 
„Iſt Ihnen auch dies und jenes egal?“ fragte ich, 
weiter auf offenbar unſchöne Punkte hindeutend. 
„Ja, wiſſen Sie, mir iſt es ſo gleichgültig, ob Deutſch⸗ 
land bankerott iſt oder nicht, wenn es nur wieder 
bald einmal 1000 A gibt.“ — — — — 

Das war die Antwort eines ſtaatlichen Förſters; 
man wird es verſtehen, wenn ich keinen Namen 
nenne. Der Betreffende gab auch zu, daß 
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Mißſtände im Verein vorhanden ſein mögen 
(ich glaube, er hätte vielleicht auch das Gegenteil 
beſchworen). Man läßt ſich treiben und ſchwimmt 
im Leben. Dies gilt nicht nur für den vorliegenden 
Fall, ſondern für Menſchen aller Berufszweige 
und auch für politiſche und private Vereine. Jeder 
läßt ſich teilnahmlos dahintragen, wenn nur der 
Futtertrog einigermaßen gefüllt iſt. Sind nun 
viele ſolcher „überzeugter“ Mitglieder zuſammen, 
ſo kann der Führer mit Berechtigung ſchmunzelnd 
ſagen: „Unſer iſt die Zahl, was wollen denn die 
mit ihren paar Männeken!“ Das iſt die typiſche 
Erſcheinung in ſehr vielen Vereinen; ſtirbt dann 
ein ſolches Mitglied ſpäter einmal, ſo erſcheint 
dann regelmäßig in der Zeitung der ſich ewig 
gleichbleibende Nachruf, der dem „rührigen“ 
Mitgliede ſeine Wehmutsträne opfert. Es iſt 
nötig, dies auszuſprechen, um zu zeigen, wieviel 
Lüge, Heuchelei und Selbſttäuſchung im Vereins⸗ 
leben unterlaufen kann, wenn immer wieder nur 
mit der Zahl die innere Stärke bewieſen werden 
ſoll. Die Zahl derer, die trotz Terror und Boykott 
ihrer Überzeugung folgt, die wächſt aber lang⸗ 
ſam, die wird aber keiner Zerſplitterung 
anheimfallen. 

Unſer Wald iſt konſervativ, nicht im Sinne 
der Parteiangehörigkeit gemeint, ſondern in dem 
Sinne: Geſchloſſen in ſich. So wie die Bäume 
des Waldes abſterben unter dem Rauch der Fabrik⸗ 
ſchlote, ſo wird die geſunde Eigenart der Männer 
vergiftet, wenn ſie ſich mit Elementen verbinden, 
die ein ganz anders geartetes Weſen haben als 
ſie. Wir dürfen uns nichts vorgaukeln laſſen und 
nicht hergeben als Mittel, um die Zahl derer 
zu erhöhen, die ſich einer Gemeinſchaft ange⸗ 
ſchloſſen hat, die erklärt haben: „Wir haben 
die Hand an der Gurgel des Staates“, oder 
mit anderen, die ähnliche Schlagworte bei der 
Hand haben. Der Wald ſelbſt lehrt uns, den 
richtigen Weg zu finden, durch den der Schöpfer 
ſelbſt zu uns ſpricht, wenn wir, von tiefſter Stille 
umgeben, früh, kurz vor Sonnenaufgang, im Walde 
ſtehen, allein mit uns, mit unſerem Gewiſſen. 
Das allein iſt Wahrheit. Da draußen, ſtets 
betrogen, ſauſt die geſchäftige Welt! — — Treue 
haben wir zu halten unſerem Vaterlande und 
augenblickliche perſönliche Intereſſen hintan⸗ 
zuſtellen und damit zum Wiederaufblühen des 
Landes beizutragen, in dem uns Gottes Sonne 
zuerſt ſchien, wo uns ſeine Stürme zuerſt um⸗ 
brauſten. Dieſen Lebensſinn hat ein Teil der Welt, 
die außerhalb des Blätterdaches wohnt, mit der 
jetzt Verbrüderungen ſtattfinden, nie gehabt und 
wird ihn nie haben. 

Mit brutaler Zahlenwucht gegen den Staat 
ſtürmen und dieſem, der ſich in Schmerzen windet, 
das Letzte herauszupreſſen, das iſt Bruch auch 
des jetzt geleiſteten Eides. Haben Perſonen und 
Form auch gewechſelt, ſo iſt doch auch gegenwärtig 
gelobt und die „Verpflichtung“ übernommen, für 
das Wohl des Vaterlandes einzuſtehen. Alſo dem 


Vaterlande zu dienen und nicht allein eigenen | 


Intereſſen! Perſonen kommen, Syſteme gehen, 
das Land aber ſoll beſtehen. 
Für die Erhaltung des Deutſchen Reiches 


aber ebe ich nicht ein, wenn ich durch Wort ode! 
Inhalts- Verzeichnis dieſer 


Tat den Satz anerkenne: „Wir haben die Hand 
an der Gurgel des Staates“. Keine noch ſo ſieben⸗ 
mal geſiebte Dialektik kann einen Verein, der 
ſolche unnatürlichen Verbindungen eingeht, Trei 
von Schuld ſprechen, am allerwenigſten einen 
Deutſchen Förſterverein. Da hilft auch kein Flick⸗ 
werk, da hilft nur grundſätzliche Abkehr von ſolchen 
Beſtrebungen, um etwas Beſſeres zu ſchaffen. 
Dazu gehören Perſönlichkeiten, die den Mut 
haben, allen Anfeindungen ohne Scheu gegenüber⸗ 
zutreten und offen zu bekennen: „Da made ich 
nicht mit!“ Sollten dieſe wirklich ausgeſtorben 
ſein, dieſe kernigen Waldmenſchen, die den Dichter 
zu den Worten begeiſterten: 
„So kommt aus Buſch und Bäumen, kommt aus 
dem braunen Moor 
Mit Euren Rauſchebärten, ahr Männer, treu 
ervor!“ 


Die Abſchiedsworte, die mein einſtiger Haupt⸗ 
mann an die gelernten Jäger bei deren Entlaſſung 
richtete — ich habe ſie noch feſt im Gedächtnis —, 
lauteten: „Und ſollte es einmal ſcheinen, daß 
alles außer Rand und Band geht, wo Euch der 
Fahneneid aus dem Herzen geriſſen werden ſoll, 
wo vaterlandsſchädliche Verlockungen Euch irre⸗ 
führen wollen, dann bildet Ihr Jäger ein Karree 
und ſchlagt jedem über den Schädel, der raus oder 
rein will, denn mitten in Eurem Karree ſteht 
eine Geſtalt, die heißt: Treue bis zum Tode. 
Ihr ſeid Jäger und ein Ganzes für Euch, nie aus⸗ 
einanderzubekommen“. Und als „der Alte“ dann 
jedem die Hand reichte und leiſe „Weidmannsheil“ 
ſprach, ſo leiſe, daß wir es kaum verſtanden, da 
ſah er uns wohl fünf Pulsſchläge lang erſtaunt an, 
weil wir nicht antworteten, dann aber zuckte es 
verſtändnisvoll in den grauen Augen, und indem 
er, beim Letzten die Hand etwas länger haltend, 
anſcheinend noch etwas ſagen wollte, brachte er 
es doch nicht fertig, ſondern wandte ſich kurz und 
ging langſam fort. Der Tropfen Salzwaſſer, 
den er durch ſeinen eigenen hindurch in jedes 
gelernten Jägers Auge ſah, der ſagte ihm genug. 
— Gegenwärtig befinden wir uns in Zeiten, die 
von unſerem „Alten“ beim Abſchied angedeutet 
wurden. Jetzt heißt es für uns, der Not der Zeit 
Rechnung zu tragen und das Vaterland über 
die eigenen materiellen Intereſſen zu ſtellen. 
Geſchieht dies nicht, ſo entgehen wir nicht dem 
Schickſal Rußlands. Wir graben uns ſelber das 
Grab, wenn dauernd ſich vergrößernde Forde⸗ 
rungen durch Wirkungen von Maſſen erzwungen 
werden ſollten. In dieſes Grab fällt auch alles, 
was ſeit der Zeit Friedrichs des Großen des 
deutſchen Forſtmannes und Jägers Stolz und 
Eigenart war. Wenn wir uns dieſe aber in unſerer 
Vereinigung erhalten und auch in anderen wieder 
zu erwecken ſuchen, ſo erweiſen wir unſerm Vater⸗ 
land den beſten Dienſt und arbeiten damit auch 
gleichzeitig mit Erfolg gegen unſere Feinde. 


Der Unterſtüzungsfonds des „Waldheil“- 
` bedarf dringend der Stärkung. Bitten zu ſammeln und das a 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo., 
einzuſenden. Auch die kleinſte Gabe iſt herzlich willkommen 5 
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Neudamm, den 25. September 1921. 


Die Verhandlungen des Hauptausſchuſſes 
im Preußiſchen Landtage über den Haushalt der Forſtverwaltung. 


Von Hegemeiſter Neumann⸗Bärenberg in Göritz. 


In der Zeit vom 2. bis 6. September d. J. 
hat der Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtages 
getagt und in langen Sitzungen den vom Land⸗ 
wirtſchaftsminiſter vorgelegten „Forſtetat“ einer 
Durchſprechung und Prüfung unterzogen. Wenn 
auch Einzelheiten bereits durch die Tagespreſſe 
und aus Berichten an dieſer Stelle bekannt 
geworden ſind, ſo läßt ſich ohne den ſteno⸗ 
graphiſchen Bericht der Gang der Verhand⸗ 
lungen nur ungenau verfolgen, wohl aber iſt aus 
der Flut der vorgelegten Anträge ſchon heute 
erfreulicherweiſe erkennbar, welche Bedeutung man 
in politiſchen Kreiſen jetzt den preußiſchen Staats⸗ 
forſten und dem darin wirkenden Beamtentum 
beimißt. 

Es iſt wohl kein Zweig des großen Straußes 
der Wünſche des Förſterſtandes unberückſichtigt 
geblieben. Dienſtland, Jagd, Dienſtauf⸗ 
wand, Forſtan wärter⸗, Forſtſekretär⸗, 
Revierförſter⸗ und Erzie hungsfrage, 
Pferde⸗Unterhaltungsgelder, Forſt⸗, 
Neu⸗ und Ausbauten, Waldarbeiter⸗ 
fragen — alles iſt in Form von Anträgen 
der Forſtverwaltung zur Richtſchnur über⸗ 
wieſen worden, und wenn auch dieſe, die 
Staatsregierung verpflichtenden Anträge noch 
der Abſtimmung im Plenum unterliegen, ſo 
iſt altem Brauch nach zu erwarten, daß die im 
Ausſchuß einſtimmig angenommenen Anträge 
auch in der Hauptſitzung des Landtages zur An⸗ 
nahme gelangen und ſomit Geſetzeskraft erlangen. 
Ob indes das Finanzminiſterium ſich den an⸗ 
geforderten Mehrausgaben für Beamte, ſo z. B. 
bei der Erhöhung der Dienſtaufwandsentſchädigung 
der Revierförſter, Forſtſekretäre und Förſter, ohne 
weiteres fügen wird, muß ich leider aus der Er⸗ 
fahrung heraus bezweifeln. 

Es läßt ſich ohne ſtenographiſchen Bericht eben 


trotz der Annahme eines Antrages nicht ſagen, 
inwieweit er zur Ausführung gelangt, da die Er⸗ 
klärung oder der Widerſpruch des Vertreters der 
Finanzverwaltung zurzeit nicht erſichtlich iſt. Man 
tut daher gut, dieſe Art der angenommenen An⸗ 
träge, die teilweiſe bedenklich den Finanzſäckel 
belaſten und auch ihre Rückwirkung auf andere 
Beamtenklaſſen ausüben können, als vorläufig noch 
in der Schwebe zu betrachten. 

Erfreulich iſt es, daß der ſchon früher in der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ bekanntgegebene deutſch⸗ 
nationale Antrag, der die Zurückziehung des 
Miniſterialerlaſſes vom 14. April 1921 fordert 
(Erhaltung des Wirtſchaftslandes der Oberförſter 
und Förſter in ſeinem bisherigen Umfange), Une 
genommen worden iſt. 

Hiermit in gewiſſer Verbindung ſteht auch ein 
Antrag der Deutſchen Volkspartei, der „die Pferde⸗ 
unterhaltungsgelder der Revierförſter und Förſter 
den tatſächlichen Verhältniſſen entſprechend feſt⸗ 
zuſetzen“ erfordert. Durch die Annahme dieſes 
Antrages ſeitens aller Parteien iſt zu erhoffen, 
daß auch dieſe Frage endlich einmal der Klärung 
entgegengeführt wird. Ebenſo wichtig für den 
wirtſchaftenden Oberförſter und Förſter iſt auch 
der allſeitig angenommene Antrag der Deutſchen 
Volkspartei, „Anordnungen zu treffen, daß den 
Forſtbeamten in bezug auf die Verwendung 
des Dienſtlandes und der darauf gewonnenen 
Erzeugniſſe keine Beſchränkung auferlegt wird.“ 
Paſſiert dieſer Antrag auch das Plenum, ſo iſt 
damit eine überflüſſige und läſtige Feſſel gefallen, 
und die wirtſchaftliche Freiheit des mit Dienſtacker 
verſehenen Forſtbeamten iſt damit beſſer wie bisher 
garantiert. Leider hat dieſer letztgenannte Antrag 
nachträglich wieder eine hemmende Einſchaltung 
dahin erfahren, daß eine Verpachtung des Dienſt⸗ 
landes ausgeſchloſſen ſein ſoll. Es iſt hier nicht 
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der Ort, über dieſe Einſchränkung in längeren, be⸗ 
dauernden Ausführungen ſich zu ergehen, geſagt 
aber muß doch werden, daß es nicht gar fo jelten 
vorkommen dürfte, daß eine Selbſtbewirtſchaftung 
des Dienſtackers ausgeſchloſſen iſt, und bei einer 
Einfügung des Satzes „in der Regel“ hätte auch 
dieſe böſe Klippe zu allſeitiger Zufriedenheit um⸗ 
ſchifft werden lönnen. 

Ein von allen Forſtbeamten mit Freuden zu 
begrüßender Antrag, um ſo wertvoller, als er 
einſtimmige Annahme gefunden hut, iſt ein deutſch⸗ 
nationaler Antrag folgenden Wortlauts „. .. dies 
jenigen Maßregeln aufzubeben, welche den Forſt⸗ 
beamten die alleinige Verwendung der Raubzeug⸗ 
bälge entzogen hat“. Trotzdem auch dieſer Antrag 
eine wenn auch nur geringe finanzielle Rückwirlung 
auszulöſen imſtande iſt, fo iſt doch wohl mit ziem⸗ 
licher Sicherheit zu erwarten, daß das Finanz⸗ 
miniſterium — falls der Antrag glücklich das 
Plenum durchlaufen — hiergegen keine Bedenken 
erheben dürfte. Damit iſt, wie nur zu richtig, der 
Raubzeugfang wiederum das, was er immer war: 
eine Maßregel zur Hebung der Jagd und die 
Überla jung des Balges eine Belohnung, die 
den Unkoſten und Strapazen entſpricht, die out, 
gewendet werden müſſen, um das wildernde 
Raubzeug kurz zu halten. 

Einer der wichtigſten angenommenen Anträge 

über den Dienſtaufwand der Revierförſter, Forſt⸗ 
ſekretäre, Förſter m. u. o. R. ſowie der Anwärter 
iſt im Antrag der Deutſchen Volkspartei zu er⸗ 
blicken. Er fordert durchſchnittlich für den 
Revierförſter 4000 „, für den Forſtſekretär 
3500 „, für den Förſter m. R. 3000 / Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung. Den Förſtern o. R. und 
Forſtanwärtern ſoll „eine dieſen Sätzen ent⸗ 
ſprechende Dienſtaufwandsentſchädigung gewährt“ 
werden. Seitens der demokratiſchen und der 
unabhängig⸗ſozialiſtiſchen Partei ſind hierzu ohne 
Zahlenbenennung, ſonſt jedoch ähnliche Anträge 
geſtellt worden, die aber zugunſten des Antrages 
zurückgezogen ſind. 

Annahme fand über die gleiche Angelegenheit 
auch noch folgender Antrag des Zentrums: „... daß 
im Staatshaushalt für 1922 Kap. 2 Tit. 6. u. 8 ber, 
artig erhöht werden, daß die Oberförſter, Revier⸗ 
förſter, Forſtſekretäre und Förſter eine den tat⸗ 
ſächlich notwendigen Aufwendungen entſprechende 
Dienſtaufwandsentſchädigung erhalten“ mit einem 
Abänderungsantrage der deutſch⸗nationalen Volks⸗ 
partei, der die Hinzufügung von „und Förſter 
ohne Revier“ vorſieht. Sehr wichtige, die Forſt⸗ 
anwärterdienſtzeit betreffende Anträge der ſozia⸗ 
liſtiſchen und der Deutſchen Volkspartei ſind zurück⸗ 
gezogen bzw. als erledigt betrachtet worden auf 
Grund einer im Ausſchuß gemachten Reglerungs⸗ 
erllärung, die folgenden Wortlaut batte: 

Das Anwärterdienſtalter der am 31. März 1920 
vorhanden geweſenen und ſpäter hinzukommenden 
Staatsförſteranwaͤrter ſoll mit Wirkung vom 
1. April 1920 in nachſtehender Weiſe feſtgeſetzt 
werden: 

J. für diejenigen, die durch den Krieg an der 


rechtzeitigen Ablegung der Jägerprüfung ver⸗ 

hindert worden ſind, 

a) wenn zweijährige Forſtlehre vorgeſchrieben 

Se ſieben Jahre nach Eintritt in die Forſt⸗ 
ehre, 

b) wenn dreijährige Forſtlehre notwendig, acht 

Jahre nach Eintritt in die Forſtlehre; 

2. für alle übrigen fünf Jahre nach Beſtehen der 
Jägerprüfung für den Beginn des Anwärter⸗ 
dienſtalters iſt das Beſtehen der Förſterprüfung 
Vorbedingung. Der Beginn des Anwärter⸗ 
dienſtalters wird nicht verzögert, wenn der 
Krieg eine rechtzeitige Ablegung der Förſter⸗ 
prüfung verhindert hatte. — 

Es iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß dieſe 
Regierungserklärung nicht ohne vorheriges Be⸗ 
nehmen mit dem Finanzmimſterium erfolgt iſt, 
und darf man nunmehr hoffen, vor einer end⸗ 
gültigen Regelung des Dienſtalters der Forſt⸗ 
anwärter zu ſtehen. 

Zu bemerten iſt hierbei noch, daß ein deutſch⸗ 
nationaler Antrag, der den einjährigen Beſuch 
der Forſtſchule auf die Dienſtaltersfeſtſetzung an⸗ 
gerechnet haben wollte, abgelehnt worden iſt. Der 
Nollage der Forſtanwärter beizukommen, verlangt 
ein Antrag der Deutſchen Volkspartei folgendes: 
„ . das Staatsminiſterium zu erſuchen, zur Be⸗ 
ſeitigung der Notlage der Forſtanwärter aus⸗ 
reichende Mittel zur Verfügung ſtellen zu wollen“. 
Trotz der einſtimmigen Annahme ſeitens des 
Hauptausſchuſſes ſehe ich auch hier „leider“ den 
drohend erhobenen Finger des Herrn Finanz⸗ 
miniſters. 

Hoffentlich aber gelingt es der Forſtverwaltung, 
auf Grund dieſes Antrages und im Hinblick auf 
die völlig ungenügende Beſoldung unſerer jungen, 
Forſtgehilfen, dieſe wenigſtens ſoweit aufzubeſſern, 
daß ihnen die Exiſtenzmöglichkeit gewährleiſtet 
wird. 

Meiner großen Freude zu dieſem Fortſchritt 
in bezug auf die Lebens⸗ und Anſtellungsverhält⸗ 
niſſe der Anwärter möchte ich, obwohl man ja 
mit feſten Tatſachen noch nicht rechnen kann, doch 
Ausdruck verleihen; es wird damit ein Berg be⸗ 
rechtigten Mißvergnügens im Forſtanwärlerſtande 
abgetragen werden können. Ein Antrag der 
Sozialdemokratiſchen Partei verlangt eine Gleich⸗ 
ſtellung der Aktiven mit den Reſervejägern hin⸗ 
ſichtlich ihrer Beſoldung. Auch dieſer Antrag ge⸗ 
langte zur einſtimmigen Annahme; ob er im Förſter⸗ 
ſtande eine ebenſo einſtimmige Aufnahme finden 
wird, dürfte vielleicht zu bezweifeln ſein. 

Einen breiten Raum der Verhandlungen nahm 
die ſogenannte Erziehung des Förſternachwuchſes 
ein. Dazu lagen an Anträgen vor, zwei faſt gleich⸗ 
lautende, der eine geſtellt von der Deutſchen 
Volkspartei, der andere von den Mehrheitsſozial ſten, 
dazu ein Abänderungsantrag der Deutſch⸗Natio⸗ 
nalen. Sie ſind entnommen einer Bittſchrift, die 
der Staatsförſterverein dem Abgeordnetenhauſe 
überreicht hat und die bekanntlich Oberſekunda⸗ uſw. 
Reife zur Aufnahme als Forſtlehrling erfordert, 
ein Jahr praktiſche Ausbildung bei einem Förſter, 
zwei Jahre Forſtſchulbildung und eine weitere 
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vierjährige Ausbildung im praktiſchen Dienſt vor⸗ 


ſieht. Nach beendetem Forſtſchulbeſuch folgt Ab⸗ 

degung der erſten und nach Schluß der praktiſchen 

Ausbildung Erledigung der zweiten, der Förſter⸗ 

prüfung. Der Abänderungsantrag der Deutſch⸗ 

Nationalen will in dem ſozialiſtiſchen Antrage den 

Satz geſtrichen wiſſen, der die Bereitſtellung von 

Mitteln im Haushalt für unbemittelte Volksſchüler 

zur Erleichterung der forſtlichen Ausbildung an⸗ 

fordert, und ferner eine redaktionelle Anderung 
an anderer Stelle des Antrages vorſieht. 

Da der Herr Landwirtſchaftsminiſter den 

Hauptausſchuß vor einer vorzeitigen Feſtlegung 
in der Ausbildungsfrage warnte, ſind dieſe drei 

Anträge zugunſten eines neuen Antrages nicht 

zur Abſtimmung gelangt, ſondern dieſem „als 

Material“ überwieſen worden. Der neue, hoch⸗ 

bedeutſame, ja ich möchte ſagen wichtigſte Antrag 

dautet: „. .. den Herrn Miniſter für Landwirtſchaft 
und Forſten aufzufordern, unverzüglich eine 

Kommiſſion einzuſetzen, die zu prüfen hat: 

J. ob und inwieweit eine Dezentraliſation inner⸗ 
halb der Forſtverwaltung möglich iſt, 

2. eine Verminderung des Schreibweſens mög⸗ 
lich iſt. 

3. Die Revierförſterfrage. 

4. Die endgültige Regelung der Ausbildung der 
Förſter. Dem Landtage iſt über das Ergebnis 
baldigſt zu berichten. 

Hierzu gelangte noch folgender Zuſatzantrag der 

ſozialiſtiſchen Partei zur Annahme, „unter Be⸗ 

teiligung von Vertretern des Vereins Preußiſcher 

Staatsoberförſter und des Vereins Preußiſcher 

Staatsförſter“. Dazu ſoll noch je ein Abgeordneter 

jeder Partei hinzugezogen werden. Leider hat 

man es im Ausſchuß überſehen, daß es außer den 
beiden genannten Vereinen im Forſtfach auch noch 
einen „Verein Preußiſcher Staats⸗Revierförſter“ und 
eine „Staatsförſtervereinigung“ gibt, die wohl in 
der Ausbildungsfrage einen mit den genannten 

Vereinigungen übereinſtimmenden Standpunkt 

einnehmen dürften, in der Revierförſterfrage 

aber auf einem grundſätzlich andern Boden ſtehen. 

Mit dieſer Kommiſſion iſt ein kleines Forſt⸗ 

parlament geſchaffen, in dem die wichtigſten forſt⸗ 
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lichen Zeit⸗ und Streitfragen für Preußens Staats⸗ 
wald zur Erörterung gelangen werden. So ſehr 
dieſe Einrichtung zu begrüßen iſt, ſo wird ſie aber 
nur dann von wirllichem Nutzen für alle Beteiligten 
werden, wenn alle Richtungen der preußiſchen 
Staatsforſtbeamtenſchaft daran beteiligt werden. 
Denn es muß geradezu grotesk wirken, daß der 
Revierförſter bei Beratung über ſeine eigenen 
Intereſſen ausgeſchaltet fein ſollte. 

Bedauerlich bleibt — gleich wie man auch dazu 
ſtehen mag — die Ablehnung des deutſch⸗nationalen 
Antrages: „. .. im nächſtjährigen Etat die in dem 
diesjährigen Etat nicht enthaltenen 108 neuen 
Revierförſterſtellen einzuſetzen“. 

Es läßt ſich, ohne den ſtenographiſchen Ver⸗ 
handlungsbericht in Händen zu haben, leider heute 
nicht erſehen, wie die Parteien geſtimmt bzw. wie 
weit ſie beeinflußt worden ſind, dieſe erhebliche 
Zahl von Beförderungsſtellen dem Förſterſtande 
zu entziehen. Haben die Zeitungen recht, jo 
hat ſogar der Abgeordnete Braun — der frühere 
Landwirtſchaftsminiſter — zur Begründung ſeiner 
Ablehnung ins Feld geführt, daß die Revierförſter 
„eine direkte Gefahr für den Oberförſterſtand“ 
bilden würden. Mehr kann man ſchon wirklich nicht 
verlangen! Eine ausführlichere Beleuchtung dieſer 
Kampfesart und ihrer Hintermänner behalten 
wir uns vor. 

Schließlich ſei noch an für den Förſterſtand 
wichtigen Anträgen hervorgehoben der Antrag 39 
der deutſch⸗nationalen Volkspartei, der den Forſt⸗ 
ſekretären ermöglicht, in Oberſekretärſtellen bei 
den Regierungen ſowie auch in entſprechende 
Stellen der Forſtabteilung des Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums einrücken zu können. 

Außer den hier beſprochenen gelangte noch ein 
Bündel anderer für den Förſterſtand weniger 
wichtiger Anträge zur Beratung, jo die Einführung 
des Rektoratsſyſtems bei den Forſthochſchulen, 
Erhöhung des Forſtbaufonds uſw. uſw., die teils 
angenommen, teils abgelehnt bzw. zurückgezogen 
worden ſind. 

Wir werden ſie nach Ausgabe des ſteno⸗ 
graphiſchen Verhandlungsberichts mit in den Kreis 
unſerer Betrachtungen ziehen. 


Vorteile und Nachteile des Dauerwaldes. 


Vortrag von Forſtmeiſter Junack 
bei der Verſammlung bie Kreisforſtvereins Königsberg Nm. am 27. Juni 1921. 


Ehe ich die Frage, die in dem Thema „Vorteile 
und Nachteile des Dauerwaldes“ liegt, beantworte, 
bin ich genötigt, den Begriff des „Dauerwaldes“ 
zu definieren, weil dieſer Begriff noch nicht ſicher 
und unbeſtritten feſtſteht. Man ſollte meinen, 
daß die Definition mit Leichtigkeit zu geben ſein 
müßte, da ja der Vater des neuen Begriffes, 
Akademiedirektor Prof. Dr. Möller, ihn in 
wiſſenſchaftlicher Veröffentlichung niedergelegt hat 
und eine Abänderung der von ihm gegebenen 
Definition doch wohl nicht zuläſſig ſein kann. 
Aber einerſeits ſind wohl bei der Neuheit des 
Begriffs auch bei dem Urheber des Namens 
— begreiflicherweiſe — die Grenzen der Defi⸗ 
nition nicht von vornherein feſt geweſen, und 
zunderſeits iſt der Begriff „Dauerwald“ in 


kürzeſter Zeit ein ſo volkstümlicher geworden 
— man lieſt ihn ſchon in allen Tageszeitungen —, 
daß auch der Urheber des Begriffes es ſich gefallen 
laſſen müßte, wenn die Allgemeinheit aus berech⸗ 
tigtem Grunde die Definition etwas verſchöbe. 
Und das ſcheint mir bei dem Begriff des Dauer⸗ 
waldes zu geſchehen. In ſeiner erſten Veröffent⸗ 
lichung ſtellt Möller den Dauerwaldbetrieb als 
Gegenſatz zum Kahlſchlagbetrieb auf und ſagt: 
„Das Kennzeichen und eigentliche Weſen 
des Dauerwaldes iſt darin gegeben, daß 
er die Stetigkeit des Waldweſens auf der 
ganzen Wirtſchaftsfläche erſtrebt.“ Als auf 
der Tagung des Märkiſchen Forſtvereins am 18. Juni 
1920 über den Dauerwald in Königsberg Nm. 
verhandelt wurde, ergänzte Möller ſeine Definition 
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dahin, daß zum Begriff des Dauerwaldes prinzipiell 
die Ungleichaltrigkeit des Beſtandes gehöre. Ich 
erwiderte damals, daß ich den Begriff eines 
Dauerwaldes mit prinzipieller Ungleichaltrigkeit 
nicht von dem Begriff des Plenterwaldes zu unter⸗ 
ſcheiden vermöchte. Forſtmeiſter Wiebecke ſtimmte 
mir darin zu, und Möller ging in ſeiner ſonſt 
recht temperamentvollen Erwiderung gegen mich 
auf dieſe Frage nicht ein. 

In ſeiner zweiten Abhandlung über den 
Dauerwald in der Zeitſchrift für Forſt⸗ und 
Jagdweſen, Februarheft, ändert Möller ſeine 
Definition des Dauerwaldes gegen die erſte 
nicht ab; er erläutert ſie aber dahin, daß 1. 
die Stetigkeit des Waldweſens mit jeder⸗ 
zeitiger wertvoller Holzproduktion und dieſe un⸗ 
trennbar mit einem Stammvorrat verbunden ſei, 
der wertvolles Holz in ſeinen Jahrringen anlege, 
und 2. die Stetigkeit des Waldweſens mit der 
Friſcherhaltung und Durchlüftung der orgamſchen 
Abfallſtoffe aufs innigſte zuſammenhinge. Von 
der prinzipiellen Ungleichaltrigkeit des Dauer⸗ 
waldes, von der Möglichkeit ununterbrochener 
Holznutzung erwähnt dagegen Möller auch in 
ſeinem zweiten Aufſatz nichts. Nach der erſten 
Veröffentlichung Möllers war die Meinung ent⸗ 
ſtanden, daß jeder Naturverjüngungswald in ſeinem 
Sinne Dauerwald ſei, und nach den Erläuterungen 
der zweiten Veröffentlichung iſt dieſe Begriffs⸗ 
auffaſſung auch noch mit der Einſchränkung haltbar, 
Bag die Verjüngungsſchläge mindeſtens jo lange 
unter dem Schirm des Altholzes belaſſen werden 
müſſen, bis der Jungwuchs wieder Derbholz 
erzeugt. R 

Anders Wiebecke. Er will im Dauerwalde 
jährlich auf der ganzen Fläche hauen; er fordert 
die Ungleichaltrigkteit, wie auch v. Kalitſch fie 
in ſeinem Walde anſtrebt. Wiebecke indentifiziert 
den Dauerwald mit dem Plenterwald, akzeptiert 
aber willig den Namen Dauerwald, und in dieſem 
Sinne will auch ich vom Dauerwalde ſprechen. 
Ich brauche wie Wiebecke gern den Namen „Dauer⸗ 
wald“, für Plenterwald und erachte es als ein 
großes Verdienſt Möllers, daß er für den der All⸗ 
gemeinheit unverſtändlichen Namen Plenterwald 
den begrifflich ſo leicht faßlichen Namen „Dauer⸗ 
wald“ gefunden hat. Der Name „Dauerwald“ 
wird bald in unſere Geſetzgebung übergehen, und 
jedermann wird wiſſen, daß ein Dauerwald ein 
Wald iſt, der dauernd „Wald“ bleibt, der ſich in 
ſeiner Zuſammenſetzung nicht merklich verändert. 

Nachdem ſo der Begriff geklärt iſt, wenden 
wir uns den Vorzügen und Nachteilen des Dauer⸗ 
waldes gegenüber den Kahlſchlagbetrieben zu. 
Der unbeſtrittenſte Vorzug des Dauerwaldes 
iſt ſeine Schönheit. Der Dauerwald kommt in 
ſeiner Zuſammenſetzung und ſeinen Formen 
der Natur am nächſten, und dem Menſchen mit 
geſundem Schönheitsempfinden b.etet unberührte 
Natur den höchſten Schönheitsgenuß. Zu welchem 
Endzwecke der Schöpfer aller Dinge die lebende 
Natur geſchaffen hat, wiſſen wir nicht. Wir ſehen 
aber deutlich, daß die geſamte lebende Natur 
auf unendlich erſcheinende Mannigfaltigkeit ein⸗ 
geſtellt iſt. Wenn wir dieſe Mannigfaltigkeit an 
Bäumen, Kräutern, Sträuchern und Gräſern, an 
höheren und niederen Tieren in der Natur ver⸗ 
einigt finden, ſo ſpüren wir unmittelbar das 
Walten des Schöpfers, und das löſt in uns das 
äſthetiſche Gefühl der Waldſchönheit aus. Diele 
Mannigfaltigkeit wird in der natürlichen Höhe 
nur erreicht, wenn wir unſere menſchliche Hand 
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ganz vom Walde abziehen; deshalb das Streben, 
Naturſchutzparke zu bilden. Wenn wir aber die 
Holznutzung im Walde nicht embehren wollen, To 
kommen wir mit dem „Dauerwalde“ der Schönheit 
des Naturſchutzparks am nächſten. Das iſt aber 
nichts Neues. Schönheits⸗Plenterwaldblocks hat 
man ſeit jeher ausgeſchieden und durchgeführt, 
ohne daß aus der Praxis heraus ſich die Meinung 
durchgebildet hatte, daß dieſe Plenterwaldblocks die 
rentabelſten Betriebe ſeien. In einem hiermit 
nenne ich den Dauerwald in ſeiner Bedeutung als 
Schutzwald an Hängen und auf Dünenſand. 

Ein zweiter unbedingter Vorteil des Dauer⸗ 
waldes beſteht darin, daß die Waldbrandgefahr 
in ihm geringer iſt; hierüber braucht kein Wort 
verloren zu werden. 

Ein dritter unbedingter Vorzug des Dauer⸗ 
waldes iſt der, daß der Wald, der im Dauer⸗ 
betriebe bewirtſchaftet wird, alljährlich eine 
Nutzung hergibt oder doch geben kann, auch 
wenn der Wald zum jährlichen Schlagbetriebe 
zu klein iſt. Der Dauer waldbetrieb iſt der 
Waldbetrieb der kleinſten Fläche. Aus 
einem wenn auch kleinen Dauerwald kann ſich 
der Landwirt alljährlich ſeinen Schirrholz⸗ 
und Brennholzbedarf herausholen, während er 
bei ſchlagweiſem Betriebe in dem einen Jahre 
zwar eine große Einnahme hat, in andern 
Jahren aber Holz oft mit Schwierigkeiten kaufen 
und von weither anfahren muß. In dieſer Hinſicht 
kommen nicht nur Bauernforſten oder ganz kleine 
Gutsforſten in Frage, ſondern auch Teile 
größerer Gutsforſten. Es iſt durchaus wirtſchaftlich 
und verbindet das Angenehme mit dem Nützlichen, 
wenn man in der Nähe des Gehöftes einen geeig⸗ 
neten Waldteil dauerwaldartig bewirtſchaftet, um 
dieſem Teil ein parkartiges Ausſehen zu geben 
und ihn gleichzeitig für die Wirtſchaftsbedürfniſſe 
nach Bedarf zu durchhauen. 

Ein weiterer Vorzug des Dauerwaldes liegt 
darin, daß, wenn im Dauerwalde ſich eine 
genügende Naturverjüngung einfindet, ſowohl die 
geeignete Samenherkunft als auch bei normaler 
Altholzzuſammenſetzung eine naturgemäße Ent⸗ 
wicklung der ſiegenden Jungpflanze gewährleiſtet 
iſt. Enthält der Altbeſtand alle heimatlichen Holz⸗ 
arten in den verſchiedenen Altersklaſſen, jo haben 
wir auf der ganzen Fläche den von der Natur 
verſchwenderiſch ausgeſtreuten Samen, und wo 
die Entnahme eines Altſtammes das Nachwachſen 
neuer Vegetation ermöglicht, da treten alle vor⸗ 
handenen pflanzlichen Anwärter in ihre natürliche 
Konkurrenz miteinander ein, und es erringt 
diejenige bzw. erringen diejenigen den Sieg, die 
im gegebenen Falle die ſtärkſten ſind. Dabei geht 
es nicht immer ganz ſo, wie wir es uns wirtſchaftlich 
wünſchen. — Wenn im Plenterwalde eine alte, 
breitkronige, 160jährige Buche verſchwindet, unter 
der ſich während ihres langen Lebens eine Roh⸗ 
humusſchicht eingefunden hat — Seitenlicht haben 
wir im Dauerwalde nicht —, ſo wird auch hier 
ſich zunächſt Gras und Beerenkraut finden, und es 
wird einer längeren Zeit bedürfen, bis die Herrſchaft 
dieſer Kleinvegetation ihr natürliches Ende findet, 
aber dann finden ſich die Waldbäume wieder ein, 
zunächſt ſchnellwüchſige, lichtliebende Hölzer, Birke, 
Lärche, Kiefer, allmählich wächſt im Dorn und unter 
der Birke die Eiche nach, und von der Seite her 
füllt ſich dann der Horſt wieder mit der boden⸗ 
ſchirmenden Buche, und alle die natürlich ent⸗ 
ſtandenen Jungwüchſe finden auch ihr natürliches 
Gedeihen. Bei ſolchem Dauerwalde mit Natur⸗ 
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verjüngung ſind wir vor Franzoſenkiefern und 
ähnlichem Teufelszeug bewahrt. Aber verjüngt 
ſich jeder Dauerwald? Mit der Zeit ja, aber das 
wird nicht immer ſo ſchnell gehen und ſo volle 
Jungbeſtände geben, wie wir ſie in Bärenthoren 
bewundern; wir kommen noch darauf zurück. 
In der Theorie iſt Dauerwaldbetrieb nicht an 
Naturverjüngung gebunden. Auch ein Dauerwald 
mit künſtlicher Nachzucht bleibt Dauerwald, wenn 
man nur jährlich in ihm hauen und entſprechend 
jährlich für jungen Nachwuchs Sorge tragen kann. 


Aber die Hoffnung, daß im Dauerwalde ſich überall Z 


Naturverjüngung anfinden wird, iſt es gerade, die 
ſo manchen für den Dauerwaldbetrieb erwärmt hat. 

Wir kommen damit zum fünften Vorteil, 
der von dem Dauerwaldbetriebe erhofft wird, 
und das iſt die koſtenloſe Verjüngung des 
Beſtandes. Ein ſolcher Vorteil wird aber dem 
Dauerwaldbetriebe mit Unrecht zugeſchrieben, und 
ich würde ihn nicht unter den Vorteilen erwähnen, 
wenn von den Vertretern des Dauerwaldgedankens 
nicht auf ihn beſonders hingewieſen würde. Go- 
genannte „koſtenloſe Verjüngungen“ haben wir 
ſchon immer im Buchenhochwaldbetriebe gehabt, 
ohne ihn Dauerwaldbetrieb zu nenen. Kiefern⸗ 
naturverjüngungsbeſtrebungen ſind auch im Kiefer⸗ 
hochwaldbetriebe niemals ganz verſchwunden. 
Wenn jetzt in Bärenthoren angeblich durch die 
Reiſigdeckung das Problem der Kiefernnatur⸗ 
verjüngung gelungen iſt, ſo brauchte damit der 
Kiefernhochwaldbetrieb noch nicht zu verſchwinden. 
Wir könnten zum Kiefernhochwaldbetrieb mit 
längerer Verjüngungsdauer übergehen, wie ihn 
ſchon Borggreve propagiert hat, ohne aber das 
Altholz dauernd in den Jungwüchſen zu erhalten, 
wie v. Kalitſch es will und der Dauerwaldbetrieb 


es erfordert. 

Die Frage der Reiſigdeckung möchte i 
hier gleich erledigen. Daß die Reiſigdeckung 
auf den Wuchs der Holzpflanzen günſtig wirkt, 
iſt praktiſch vielſeitig erprobt. Worauf die günſtige 
Wirkung der Reiſigdeckung zurückzuführen iſt, ſei 
dahingeſtellt, zurückzuführen iſt ſie wahrſcheinlich 
auf die Erhaltung einer ruhigeren und deshalb 
feuchteren Bodenluft. Die Bakterientätigkeit 
und Zerſetzung der Pflanzenabfallſtoffe wird durch 
Reiſigdeckung angeregt, in neuerer Zeit wird auch 
darauf hingewieſen, daß die Reiſigdeckung die 
durch die Verweſung des Rohhumus erzeugte 
Kohlenſäure längere Zeit feſthalte und damit den 
Pflanzenwuchs fördere. Wie dem auch ſei, es iſt 
im hohen Maße wahrſcheinlich, daß die Reiſig⸗ 
deckung das Anwachſen einer Naturverjüngung 
begünſtigt. Ob ſie aber die Naturverjüngung 
überall ermöglicht oder wie weit ſie die Natur⸗ 
verjüngung ermöglicht, das iſt noch keineswegs er⸗ 
wieſen, und es fehlt auch noch durchaus der Beweis, 
daß der Jungwuchs nach Reiſigdeckung die wenn 
auch allmähliche Freiſtellung ſo vertragen wird, 
wie es in Bärenthoren geſchah. Gerade in dieſer 
Hinſicht halte ich mich verpflichtet, dringend davor 
zu warnen, das Bild von Bärenthoren als überall 
erreichbar anzunehmen. 

Nach dem Dauerwaldaufſatz von Möller ſind in 
Bärenthoren von 1884 bis 1913 ungefähr (genau 
läßt es ſich nicht ableſen) 125 ha verjüngt worden. An 
einer anderen Stelle ſeines Aufſatzes ſagt er, „heute“ 
ſeien alle in Betracht kommenden Ackerkiefer⸗ 
beſtände, etwa 100 ha, im weſentlichen voll ver⸗ 
jüngt. Danach ſind die bisherigen Naturver⸗ 
jüngungen überwiegend in Ackerkiefern entſtanden. 
Daß die Kiefer in Ackerbeſtänden mit Sterbelücken 
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ſich beſonders leicht auch ohne Reiſigdeckung ver⸗ 
jüngt, iſt eine Beobachtung, die ich ſeit langen 
Jahren gemacht habe. Als ein typiſches Beiſpiel 
auf großer Fläche nenne ich die Köllnersheide der 
Staatsoberförſterei Zechlin. Es wäre ſehr lohnend, 
in Bärenthoren Beobachtungen anzuſtellen, wie 
ſich die Verjüngungen der Ackerkiefern zu denen 
auf altem Waldboden verhalten. Dabei ſei auch 
darauf hingewieſen, daß v. Kalitſch an ſeinem 
Betriebe durchaus nicht die gekommene Natur⸗ 
verjüngung gerühmt wiſſen will, ſondern die 
uwachsmehrung am Altholz infolge der Reiſig⸗ 
deckung. F 

Damit kommen wir zum ſechſten und Haupt⸗ 
vorteil, den Möller dem Dauerwaldbetriebe und 
v. Kalitſch ſeiner Wirtſchaft nachrühmt, und das 
iſt die Zuwachsmehrung. Wir müſſen in dieſer 
wichtigſten Frage den Möllerſchen Dauerwald als 
ſolchen ſcharf getrennt halten von der Bären⸗ 
thorener Wirtſchaft. 

Möller hat uns aus der Bärenthorener 
Wirtſchaft ein Zuwachsexempel aufgeſtellt, hinter 
das der erfahrene Forſtmathematiker und Forſt⸗ 
praktiker von vornherein ein dickes Fragezeichen 
machen mußte. Es iſt inzwiſchen von verſchiedenen 
Forſtleuten nachgewieſen, daß die Rechnung nicht 
nur auf unſicherer Baſis ruht, ſondern daß Möller 
die Zahlen der Ertragstafeln unrichtig angewendet 
hat und deshalb zu falſchen Endzahlen kommt. 
Nach meinen eigenen Berechnungen hätte der 
Bärenthorener Wald bei alter Wirtſchaft (Kahl⸗ 
ſchlag ohne Reiſigdeckung) mindeſtens 3,75 fm 
Zuwachs gezeigt, während er bei der Wirtſchaft 
des Herrn v. Kalitſch (kein Kahlſchlag mit Reiſig⸗ 
deckung) 5,86 fm zeigte. Gegen die von Möller 
angegebenen Zahlen von 2,2 km: 6,31 fm ut 
das ſchon eine gewaltige Ermäßigung. Aber nun 


ch] iſt doch noch nicht geſagt, welche Zuwachsmehrung 


der Reiſigdeckung zugute zu bringen iſt, und 
welche der Unterlaſſung der Kahlſchläge, alſo der 
Dauerwaldwirtſchaft. Reiſigdeckung kann auch 
im Kahlſchlagbetriebe vorgenommen werden, und 
ich füge hinzu: ſollte im Kahlſchlagbetriebe erfolgen, 
aber mit der Reiſigdeckung fällt nicht von ſelbſt 
die Möglichkeit des Kahlſchlages. Herr v. Kalitſch 
betont bei ſeiner Wirtſchaft immer wieder den 
Wert der Reiſigdeckung und will die ganze Ver⸗ 
jüngungsfrage in die zweite Linie E willen. 

Aber zweifellos beruht ein Teil des buch⸗ 
mäßigen Mehrertrages an Derbholz von 1884 bis 
1913 darauf, daß keine Abtriebe geführt wurden. 
Wenn ich eine 60jährige Kiefer abſchlage, ſo kann 
ſie keinen Zuwachs mehr liefern; es fehlt alſo für 
den Platz, den dieſe Kiefer einnahm, bei der 
Möllerſchen Berechnung nach 29 Jahren jeder 
Ertrag, denn die an ihrer Stelle gewachſene Jung⸗ 
kiefer hat in den 29 Jahren noch kein Derbholz 
erzeugt. Es iſt aber ein forſtlicher Denkfehler, das 
Holz, das der Baum in ſeiner Jugend erzeugt, 
als wertlos zu betrachten. Sollte man ſo denken, 
ſo hätte ja Herr v. Kalitſch einen Fehler gemacht, 
wenn er in den 60- bis 80 jährigen Beſtänden 
auch nur einen Stamm mehr gehauen hätte als 
den, der abſtändig war oder im Durchforſtungswege 
fortmußte. Alle dieſe geſchlagenen Bäume hätten 
noch Zuwachs gehabt; die Holzproduktion wäre 
noch größer geweſen, die Bodengüte wäre ſcheinbar 
noch höher geſtiegen. 

Es würde zu weit führen, wenn ich die Fehler 
des Möllerſchen Rechenexempels zahlenmäßig dar⸗ 
legen würde. Wegen der Wichtigkeit dieſer Zahlen 
möchte ich aber doch hinweiſen, woraus die Trug⸗ 
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ſchlüſſe entſtehen. Möller fand, daß die Einſchlag⸗ 
maſſen der Bärenthorener Beſtände den Tafel⸗ 
maſſen der Klaſſe IV bei Schwappach entſprachen, 
wenn der Taxator fie in Klaſſe III eingeſchätzt 
hätte. Daraus ſchließt er, daß die Beſtände der 
Ertragsklaſſe IV angehörten. Dieſer Schluß iſt 
unrichtig. Die wirklichen Einſchlagsmengen ſtehen 
auch bei Vollbeſtand hinter den Tafelmaſſen 
um etwa 12% zurück, und die Beſtände waren 
im Jahre 1884 zumeiſt nur zu 0,7, oftmals noch 
weit geringer beſtockt. Nach den verſchiedenen 
Maſſenangaben von 1872 bis 1884 iſt abzuleiten, 
daß die mittlere Bodengüte zwiſchen 2,5 und 3,5 
gelegen hat, wahrſcheinlich näher an 3,5, aber nicht 
bei 4,0. Infolge dieſer zu ungünſtigen Annahme 
kommt Möller natürlich zu viel niedrigen 
Vorratszahlen der Kahlſchlagwirtſchaft für 1913. 
Möller ſtellt den Wirtſchafts maſſen des Kahl⸗ 
ſchlagbetriebes die Tafel maſſen der Semperſchen 
Aufnahmen gegenüber. Gewiß ſind die Semperſchen 
Maſſen richtig, aber dieſe richtigen Maſſen haben 
im Verkehr nicht ihre Geltung, weil wir im prak⸗ 
tiſchen Verkehr durch die Art der Holzvermeſſungen 
12 % zugeben. 

Schließlich iſt zu erwähnen, daß der Kahlſchlag⸗ 
betrieb des Bärenthorener Taxwerks von 1884 
kein normaler Vergleichsmaßſtab war. Aus 
den Möllerſchen Zahlen iſt abzuleſen, daß nach 
dieſem Plan von 1893 bis 1913 ſämtliches 
über 40 Jahre altes Holz kahl abgetrieben 
werden ſollte. Das war kein angemeſſener 
Betriebsplan. 

Auf die Art und Weiſe, wie Möller die Zuwachs⸗ 
mehrung beim Dauerwalde beweiſen will, geht es 
nicht. Die Jungbeſtände, die noch kein Derbholz 
erzeugen, dürfen nicht unberückſichtigt bleiben, 
und es iſt nicht feſtſtellbar, um wieviel weiter 
etwa die Jungwüchſe im Kahlſchlagbetrieb wären, 
als die Naturverjüngungen aus dem Dauerwald⸗ 
betriebe ſind. Die eine Tatſache läßt ſich beim auf⸗ 
merkſamen Durchwandern von Bärenthoren feſt⸗ 
ſtellen, daß die ſchönſten, ſchlankſten, vollſten und 
aſtreinſten Jungbeſtände die letzten aus dem Kahl⸗ 
ſchlagbetriebe ſind. 

Nachdem wir ſo die unbedingten und bedingten 
Vorteile des Dauerwaldes beleuchtet haben, 
kommen wir zu den Nachteilen. Ich kann dieſe 
Nachteile zum Teil kurz aufzählen; ſie liegen meiſt 
offentſichtlich auf der Hand; wo es nötig erſcheint, 
erläutere ich ſie näher. Ich gehe wieder von den 
deutlichſten Nachteilen aus und komme dann zu 
den weniger deutlichen. 

1. Als deutlichſter Nachteil erſcheint der einer 
ſchwierigeren und damit koſtſpieligeren Holz⸗ 
werbung und Holzausbringung. Ein Stamm läßt 
ſich im Kahlſchlage leichter fällen als im Beſtande, 
weil der Stamm im Beſtande ſich leichter aufhängt 
und der Arbeiter zwiſchen dem Jungwuchs ſich 
nicht ſo frei bewegt wie auf der freien Fläche. 
Der Arbeiter muß nach den einzelnen Hiebſtellen 
im Walde viel Zeit verlaufen. Im Dauerwalde 
wird Aufaſtung vor dem Fällen notwendig werden, 
um den Jungwuchs beim Fällen nicht zu ſehr zu 
beſchädigen. Das Ausrücken des Holzes aus dem 
Jungwuchs erfordert mehr Arbeit als die Abfuhr 
vom Schlage. 

2. Die Verwertung des Altholzes iſt im Dauer⸗ 
walde ungünſtiger, weil der Einſchlag des Alt⸗ 
holzes im ganzen Walde umher wegen der größeren 
Arbeit ſpäter beendet wird. Selbſt aber wenn 
es gelingt, eine entſprechend größere Zahl von 
Arbeitern zu beſchäftigen, wird Holz aus dem 
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Dauerwaldbetrieb durchſchnittlich weniger bringen 
als aus dem Schlagbetrieb, weil 

a) der Händler ſchwierigere Beſichtigung hat, 

b) Vorverkäufe unanwendbar ſind, 

e) die Abfuhrkoſten höher ſind, 

d) das Holz zwecks Ermöglichung des Aus⸗ 
rückens häufig kurz geſchnitten werden muß. 
Dieſe Nachteile treten beſonders im Großbetrieb 
auf; im Kleinwald können ſie mehr oder weniger 
zurücktreten. 

3. Die Auszeichnung der Dauerwaldhiebe, 
Überwachung der in ihm beſchäftigten Leute, 
Aufnahme des Holzes und Hiebskontrolle erfordert 
mehr Beamtenperſonal. Dieſe drei ertragmindern⸗ 
den Nachteile wiegen nach meinem Überſchlage aus 
der Praxis die im Dauerwaldbetriebe erſparten 
Kulturkoſten um ein Vielfaches auf. Ich ſchätze 
die Mehrbelaſtung der Holzwerbung zurzeit auf 
etwa 3 A pro Feſtmeter, der Ausfuhr auf 10 &, 
der geringeren Verwertung auf 20 bis 30 A. der 
erhöhten Verwaltungskoſten auf 15 A. Zuſammen 
rund 50 % pro Feſtmeter oder 10 000 / pro 
Hektar Abtrieb bei 200 km pro Hektar. 

4. Der Jungwuchs wird durch die Aushiebe 
leicht zerſchlagen; beſonders die Kiefer iſt in dieſer 
Hinſicht empfindlich; der Schlagſchaden wird um ſo 
größer, je ſchwerer das Holz iſt. 

5. Die Jungwüchſe erwachſen im Dauerwalde 
niemals ſo aſtrein wie im geſchloſſenen gleich⸗ 
alterigen Hochwalde; ſie ſtehen ſtets von vornherein 
räumlicher, geben daher nicht die Vornutzungen des 
gleichalterigen Hochwaldes. Im Halbſchatten hält 
die Kiefer die Aſte etwa 14 bis 16 Jahre lang 
grün, in dem geſchloſſenen Freiſtande 7 bis 8 Jahre. 

6. Die Jungwüchſe können wegen ihrer 
Verteilung über das ganze Revier nicht ſo leicht 
gegen Insekten und Wild geſchützt werden, wobei 
aber zu erwähnen iſt, daß ſie wegen der einzelnen 
Verteilung auch nicht ſo leicht Schaden erleiden. 

7. Eingewendet wird auch, Haß die taxatoriſche 
Einrichtung eines Dauerwaldes Schwierigkeiten 
mache. Dieſen Einwand kann ich nicht als bedeutſam 
anerkennen. An den meiſten Baumhöhen läßt ſich 
mit Hilfe von Ertragstafeln auch im Dauer⸗ 
walde mit genügender Genauigkeit einſchätzen, was 
im Walde zuwächſt, und das kann geſchlagen 
werden. Nach den Erfahrungen in den Hoch⸗ 
waldungen nutzt man bei einer 100jährigen Um⸗ 
triebszeit — der Begriff der Umtriebszeit bleibt 
auch für den Dauerwald beſtehen — in der Haupt⸗ 
nutzung etwa die Hälfte, die andere Hälfte in Vor⸗ 
nutzung oder, wie ich ſie für den Dauerwaldbetrieb 
nennen möchte, „Beinutzung“. Haupt⸗ und 
Beinutzung laſſen ſich leicht auseinanderhalten. 
In erſtere fällt alle Nutzung von einer für jeden 
Betrieb feſtzuſetzenden Durchmeſſerſtärke ab (bei⸗ 
ſpielsweiſe alles Langholz mit 20 em Mindeſt⸗ 
durchmeſſer und alles Klobenholz), in die Bei⸗ 
nutzung das ſchwächere Holz. 

8. Trotzdem beſteht die Gefahr, daß die Nach⸗ 
haltigkeit gefährdet wird, wenn der Nachwuchs 
ſich nicht in genügender Weiſe von ſelbſt findet 
oder wieder vergeht, ſo daß dann bei gleichmäßigem 
Fortſchritt des Hiebes der Schleier des Waldes 
von Jahr zu Jahr dünner wird. 

9. Als wohl nur in ſeltenen Fällen ausſchlag⸗ 
gebenden, aber doch unbedingten Nachteil des 
Dauerwaldes nenne ich, daß in ihm die zuſammen⸗ 
hängenden Dickungen fehlen, die unſerm Hoch⸗ 
wilde als Deckung ſo willkommen ſind und die Jagd 
auf Hochwild erleichtern. 
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10. Bei dem Dauerwald tritt die Lichtholz⸗ iſt der Jungwuchs dankbar mitzunehmen, wenn. 


art allmählich zurück. Unſer Brotbaum, die Kiefer, 
verliert an Terrain; es beſteht alſo die Gefahr, 
daß es unſerer Volkswirtſchaft ſpäter an dem 
nötigen Kiefernholz fehlt. 

11. Schließlich hat ein etwaiger plötzlicher 
Übergang vom ſchlagreifen Hochwalde zum Dauer⸗ 
walde in einem größeren Teile Deutſchlands den 
volkswirtſchaftlichen Nachteil, daß in den nächſten 
vielleicht 20 Jahren ein Überangebot von ſchwachem 
Holz (Grubenholz) erfolgt und ein Unterangebot 
von Starlholz und das Verhältnis ſich dann bald 
umkehrt. 

Die genannten Vorteile treten um ſo mehr 
und die Nachteile um ſo weniger in Erſcheinung, je 
kleiner die Forſten ſind und je geringer die Um⸗ 
triebszeit iſt. Dieſen Umſtand berückſichtigend, falle 
ich die Lehren, die ich aus der Bärenthorener 
Wirtſchaft und der Dauerwaldlehre ziehe, in 
folgendem zuſammen: 

1. Reiſigdeckung im Sinne der Bärenthorener 
Wirtſchaft iſt überall zu empfehlen im Kahlſchlag⸗ 
betrieb und Dauerwald. 


2. Der Dauerwaldbetrieb iſt unbedingt 
empfehlenswert als Schönheitswald und als 
Schutzwald. i 


3. Der Dauerwald iſt weiter empfehlenswert 
170 jährliche Nachhaltsbetriebe auf kleiner Wald⸗ 


che. 
4. Wo bei Reiſigdeckung ſich Jungwuchs findet, 
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er gut bewurzelt iſt und deshalb verſpricht, zu 
gutem Beſtande heranzuwachſen. 

5. Bei größerem Wildſtande erſcheint ein 
Dauerwaldbetrieb nicht möglich. 

6. In allen ſonſtigen Fällen iſt ein Überwiegen 
der Vorteile des Dauerwaldes nicht erwieſen 
und darf deshalb nicht angenommen werden. 
Einer an der einen Stelle erzielten Zuwachs⸗ 
mehrung wird an anderer Stelle langdauernder 
Ausfall von Jungwuchs gegenüberſtehen. Verſuchs⸗ 
weiſe Einführung von Dauerwald kann nur da 
empfohlen werden, wo beſte techniſche Leitung 
und Ausarbeitung geſichert erſcheint. 

7. Aus volkswirtſchaftlichen Erwägungen ſollte 
der Staatswald den Dauerwaldbetrieb, bis auf 
Verſuchsreviere, vorläufig nicht einführen, ſondern 
ihn den Privatbetrieben — insbeſondere den 
kleineren Betrieben — überlaſſen. 

Mit einem kurzen Wort möchte ich zum Schluß 
zuſammenfaſſend ſagen: Ich halte den Dauerwald 
für eine forſtliche Mode, begünſtigt durch die Revo⸗ 
lutionspſychoſe, die in unſerm ganzen Volk ſteckt. 
Der Dauerwaldbetrieb iſt bereits hier nnd da 
ſeit langer Zeit in Übung, GE daß er beſonders 
Glänzendes gezeigt hätte. Er wird ſich wie jede 
Mode ausbreiten und dann wieder zurückfluten 
und vielleicht endgültig etwas mehr Feld behalten, 
als er jetzt hat. Hoffentlich gewinnt unſer Wald 
dabei mehr, als er verliert. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Urlanbsregelung für Forſtbeamte. 


Allgemeine Verfügung Nr. III 52 für 1921. 
Minifterum für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchafts⸗ Ar. III 13 613. 


Berlin, den 24. Auguſt 1921. 

Für die Urlaubsgewährung während der Aus⸗ 
bildungszeit der Forſtreferendare bleiben die Be⸗ 
ſtimmungen über die Vorbereitung für den ſtaat⸗ 
lichen Forſtverwaltungsdienſt vom 19. Februar 
1908 maßgebend. 

Im Auftrage: Laspeyres. 

An alle Regierungen mit Ausnahme von Aurich, Münſter und 


Sigmarmgen, die Herren Rektoren der Forſtlichen Hoch⸗ 
ſchulen in Cberswalde und Hann.⸗Münden. 


Schadeuserſatz für Erkrankung durch kalte und 
feuchte Dienſtwohnung. 
Urteil des Reichsgerichts vom 4. März 1919 in Sachen des 
Poſtſekretars M. wider das Deutſche Reich. 


In Sachen des Poſtſekretärs M. in G., Klägers, 
Reviſionsklägers, wider das Deutſche Reich, ver⸗ 
treten durch den Oberpoſtdirektor in D., Beklagten, 
Reviſionsbeklagten, hat das Reichsgericht, III. Zivil⸗ 
ſenat, am 4. März 1919 für Recht erkannt: 

Das Urteil des 2. Zivilſenats des Oberlandes⸗ 
gerichts in Marienwerder vom 23. April 1918 wird 
aufgehoben und die Sache zur Verhandlung und 
Entſcheidung an den 1. Zivilſenat des Berufungs⸗ 
gerichts zurückberwieſen 

Tatbeſtand: Der Kläger, der als Poſt⸗ 
verwalter im Dienſte des Beklagten vom 1. De⸗ 
zember 1902 bis zum 30. September 1905 eine 
Dienſtwohnung in A., Kreis Ma., innehatte, 
machte mit der Klage geltend, daß dieſe Wohnung, 
weil falſch und zu ſchnell gebaut, auch zu früh 
bezogen, feucht und kalt geweſen ſei, und daß 
infolge dieſer vom Beklagten zu vertretenden 
Mängel er ſelbſt einen Gelenkrheumatismus und 
ein Herzleiden ſich zugezogen habe, während ſeine 


Frau — die im Laufe des Rechtsſtreits geſtorben 
iſt — lungenleidend geworden ſei. Er verlangte 
die Erſtattung von Aufwendungen in der Höhe 
von 7412 „ nebſt Prozeßzinſen und die Feſt⸗ 
ſtellung der Erſatzpflicht des Beklagten für den 
weiteren Schaden. »Die Klage wurde abgewieſen, 
die Berufung des Klägers zurückgewieſen. Der 
Kläger hat Reviſion eingelegt. Er beantragt, das 
Berufungsurteil aufzuheben und nach 1 
Berufungsantrage zu erkennen. Der Beklagte 
beantragt, die Reviſion zurückzuweiſen. 
Entſcheidungsgründe: ... In der Sache 
ſelbſt ſtellt das Berufungsgericht feſt, daß die 
Dienſtwohnung kalt, nicht gehörig heizbar, feucht 
und infolgedeſſen geſundheitsſchädlich geweſen ſei, 
und nimmt auch an, daß dieſe Mängel wenigſtens 
teilweiſe auf Umſtände zurückzuführen ſeien, die 
der Beklagte vertreten müſſe, billigt aber gleich⸗ 
wohl die Abweiſung der Klage, weil ein urſächlicher 
uſammenhang zwiſchen den Krankheiten des 
lägers und ſeiner Frau und jenen Mängeln nicht 
angenommen werden könne. Daß es ſich bezüglich 
der letzteren Frage auf $ 287 Z.⸗P.⸗O. beruft, iſt 
nicht zu beanſtanden. Nach § 286 Z.⸗P.⸗O. iſt nur 
zu würdigen, ob ein die Schadenserſatzpflicht an 
ſich begründendes Ereignis, ein vom Beklagten zu 
vertretendes Verſchulden vorliegt. Die Begründung 
des Berufungsurteils kann auch inſoweit nicht 
nachgeprüft werden, als fie ſich auf tatſächlichem 
Gebiete bewegt. Sie iſt aber, auch im Rahmen des 
§ 287 3.⸗P.⸗O., rechtlich nicht haltbar, weil fie 
erkennen läßt, daß das Berufungsgericht die Dar⸗ 
legungs⸗ und Beweispflicht des Klägers bezüglich 
des urſächlichen Zuſammenhangs überſpannt hat. 
Wenn, wie nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts hier der Fall iſt, Mängel vorlagen, die 
nach dem natürlichen Verlauf der Dinge geeignet 
ſind, Krankheiten der fraglichen Art hervorzurufen 
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oder in ihrer Entwicklung zu fördern, dann bedarf 
es, wenn der urſächliche ue pee verneint 
werden ſoll, der Feſtſtellung beſonderer, durch 
den Erſatzpflichtigen nachzuweiſender Umſtände, 
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angibt. In keinem Falle darf eine ungünſtige 
Einwirkung nur mit der Begründung abgelehnt 
werden, daß dafür kein Anhaltspunkt vorhanden 
ſei und auch andere Umſtände die ungünſtige Ent⸗ 


die nicht nur ſelbſt Krankheitsurſache ſein können, 
ſondern auch jene Mängel als Urſache oder Mit⸗ 
urſache ausſchließen. Mit dieſem Gcundſatze ſtehen 
jedenfalls die Ausführungen über die Krankheit 
der Frau des Klägers nicht im Einklange. Selbſt 
der Sachverſtändige H., dem das Berufungsgericht 
im weſentlichen folgt, hat ſich dahin ausgeſprochen, 
daß der dauernde Aufenthalt in der feuchten und 
kalten Wohnung als mitwirkende Urſache für das 
Leiden der Frau angeſehen werden könne. Wenn 
nun auch das Berufungsgericht an das Gutachten 
des Sachverſtändigen nicht gebunden war, ſo 
beruht es doch erſichtlich auf einer Verkennung 
des erwähnten Grundſatzes, wenn das Berufungs⸗ 

ericht auf die bloße Erwägung anderer Möglich⸗ 
eiten hin ſich mit der Feſtſtellung begnügt, es 
habe nicht die Überzeugung erlangt, daß das 
Lungenleiden der Frau auch auf den mangelhaften 
Zuſtand der Dienſtwohnung zurückzuführen ſei. 
Iſt aber das Berufungsgericht bei dieſer Frage 
nicht von dem richtigen Grundſatze ausgegangen, 
dann muß damit gerechnet werden, daß ſeine 
unrichtige Auffaſſung auch die Würdigung des 
urſächlichen Zuſammenhanges bezüglich der Er⸗ 
krankung des Klägers beeinflußt hat. Die Reviſion 
weiſt zutreffend darauf hin, daß nach dem gewöhn⸗ 
lichen Lauf der Dinge jeder Kranke, der in einer 
ſolchen Wohnung lebe, einer Verſchlimmerung 
ſeines Leidens ausgeſetzt ſei, und daß der Sach⸗ 
verſtändige H., der die Urſächlichkeit ſowohl für 
die Entſtehung als für eine Verſchlimmerung der 
Leiden des Klägers verneint, für die Verneinung 
tm letzteren Punkte keine beſonderen Gründe 
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wicklung des Geſundheitszuſtandes erklären könnten, 
und noch weniger kann entſcheiden, ob der Kläger 
ſelbſt früher an einen Zuſammenhang ſeiner Leiden 
mit den Mängeln der Dienſtwohnung gedacht hat 
oder nicht. Das Berufungsurteil muß daher auf⸗ 
gehoben werden. f 

Seine Aufrechterhaltung läßt ſich auch nicht 
etwa, wie der Beklagte will, damit begründen, daß 
ein von dem Beklagten zu vertretendes Verſchulden 
nicht vorliege. Die Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts reichen zu einer abſchließenden Beurteilung 
der Schuldfrage nicht aus. Ein von dem Beklagten 
zu vertretendes Verſchulden kann nur in dem 
Verhalten ſeiner Vertreter oder ſolcher Perſonen 
gefunden werden, deren er ſich zur Erfüllung der 
ihm gegenüber ſeinen Beamten obliegenden 
Pflichten bediente. Es bedarf alſo, auch in tat⸗ 
ſächlicher Beziehung, näherer Darlegungen und 
Feſtſtellungen, inwiefern ein ſchuldhaftes Verhalten 
ſolcher Perſonen dem mangelhaften Zuſtande der 
fraglichen Dienſtwohnung zu Grunde liegt. Es 
wird Sache des Berufungsgerichts ſein, die er⸗ 
forderlichen Feſtſtellungen zu treffen. Die im 
Anſchluſſe an die Feſtſtellungen des mangelhaften 
Zuſtandes im Berufungsurteil enthaltene Be⸗ 
merkung, der gefährliche Zuſtand der Wohnung fer 
nach dem Geſagten auch zum Teil auf Umſtände 
zurückzuführen, die, wie die ungenügenden Ofen, 
vom Beklagten zu vertreten ſeien, enthält mehr 
eine Unterſtellung als eine Feſtſtellung der Schuld 
und genügt in keiner Weiſe, um eine Nachprüfung 
und Entſcheidung der Schuldfrage durch das 
Reviſionsgericht zu ermöglichen. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 
Das Geſetz über die Beamtenvertretungen. 


Im Anſchluß an die Ausführungen in Nr. 31 
S. 593 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ bringen 
wir nun noch nähere Darlegungen über die uns 
beſonders für die Staatsforſtbeamten wichtig er⸗ 
ſcheinenden Punkte. Des beſſeren Verſtändniſſes 
wegen laſſen ſich einige Wiederholungen nicht 
vermeiden. 

Der nunmehr vom Reichsrat angenommene Ge⸗ 
ſetzentwurf zur Ausführung des Artikels 130 Abſ. 3 
der Reichsverfaſſung ſieht Beamtenausſchüſſe — 
nicht Beamtenräte — vor. Es ſind vorgeſehen: 
Ortsbeamtenausſchüſſe bei den Dienſtvorgeſetzten 
unterſter Inſtanz und Hauptbeamtenausſchüſſe bei 
den Dienſtvorgeſetzten höchſter Inſtanz. Des 
weiteren können bei den Dienſtvorgeſetzten mittlerer 
Inſtanz Bezirksbeamtenausſchüſſe eingerichtet 
werden. Das preußiſche Staatsminiſterium be⸗ 
abſichtigt nach einer Erklärung des Miniter- 
präſidenten Stegerwald, von der Errichtung von 
Bezirksbeamtenausſchüſſen abzuſehen. Die Orts⸗ 
beamtenausſchüſſe ſollen in der Regel aus drei 
bis neun Mitgliedern beſtehen, je nach der Größe 
der Behörde; bei weniger als zwanzig Beamten 
tritt an die Stelle des Ausſchuſſes ein Ver⸗ 
trauensmann. Die Bezirksbeamtenausſchüſſe ſollen 
in der Regel aus fünf bis elf Perſonen und die 
Hauptbeamtenausſchüſſe aus ſechs bis ſechzehn 
Perſonen beſtehen. Für ganz große Beamten⸗ 


körper kann ausnahmsweiſe dieſe Zahl erhöht 


werden. Die Ausſchüſſe werden von den mindeſtenz 

zwanzig Jahre alten Beamten in geheimer, un⸗ 

mittelbarer Wahl, nach dem Syſtem der Ver⸗ 
hältniswahl, gewählt. Wählbar ſind für die Orts⸗ 
und Bezirksbeamtenausſchüſſe die mindeſtens 

24 jährigen, für die Hauptausſchüſſe die mindeſtens 

30 jährigen Wahlberechtigten. 

Der Entwurf ſieht die Gruppenwahl vor. 
Die ganze Beamtenſchaft wird nach der Be⸗ 
ſoldungsordnung in drei Gruppen geteilt. Die 
unterſte Gruppe umfaßt die Beſoldungsgruppen 
1 bis 4, die mittlere die Gruppen 5 bis 9 und die 
oberſte Gruppe die Gehaltsgruppen über 9. Jede 
Gruppe wählt ihre Mitglieder für ſich in geheimer 
und unmittelbarer Wahl, und zwar nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl. 

Der Entwurf gibt in ſechs Paragraphen den 
Veamtenausſchüſſen eine Reihe von Befugniſſen 
teils gutachtlicher, teils mitwirkender Art, auch 
haben ſie zu vermitteln und anzuregen. 

Die Beamtenausſchüſſe haben das Recht der 
Mitwirkung: 

1. bei der Aufſtellung von allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, durch welche der Dienſtvorgeſetzte 
den Betrieb der Dienſtſtelle regelt, ſoweit 
hierdurch die perſönlichen Verhältniſſe der 
Beamten berührt werden, 

2. bei Aufſtellung der Dienſtſtundenpläne, 

3. bei Aufſtellung von Grundſätzen für die 
Regelung von Vertretungen, 


Nr. 39 Bd. 36 (1921) 


4. bei Aufſtellung des jährlichen Urlaubsplanes, 

5. bei Gewährung von außerordentlichen Ver⸗ 
. 

6. bei Schaffung und Verwaltung von Ein⸗ 
richtungen, die der körperlichen oder geiſtigen 
Wohlfahrt der Beamten dienen, 

7. bei der Ernennung von Vertrauensärzten, 

8. bei Wiedereinſtellung ſtrafweiſe Entlaſſener, 

9. bei Unfallunterſuchungen, 

ferner auf Antrag des beteiligten Beamten: 

10. bei Verſetzung in den Ruheſtand, 

11. bei Entlaſſungen, 

12. bei Urlaubsverweigerungen, 

13. bei Unterſtützungsgeſuchen, 

14. bei Überweiſung erkrankter Beamten an Arzte, 

15. bei Verteilung und Feſtſtellung der Beſchaffen⸗ 
heit der Dienſtwohnungen, 

16. bei Verteilung von Mietwohnungen, über die 
die Dienſtſtelle zu verfügen hat, 

17. bei Verteilung von Dienſt⸗ und Pacht⸗ 
ländereien. 

Bei einer Differenz zwiſchen dem Ausſchuß 
und dem Vorgeſetzten entſcheidet nach gutachtlicher 
Anhörung des höheren Beamten⸗Ausſchuſſes der 
höhere Vorgeſetzte und in letzter Inſtanz der 
le Dienſtvorgeſetzte. Die von einem Teil der 

eamtenſchaft verlangten Schlichtungsausſchüſſe 

für den endgültigen Entſcheid hat der Entwurf 
nicht eingeführt, weil man keine Inſtanz einfügen 
wollte, die nicht, wie die Miniſter dem Parlament, 
verantwortlich iſt; denn hierin würde, wie der 
Referent hervorhob, eine Durchbrechung des 
erſten Prinzips liegen, auf dem die Verfaſſung der 
Republik beruht und beruhen muß, des Prinzips 
der parlamentariſchen Verantwortung ihrer höchſten 

Leiter. 

Innerhalb der allgemeinen Zuſtändigkeits⸗ 
grenzen gilt der Grundſatz, daß die Ortsbeamten⸗ 
ausſchüſſe ſich nur zu beſchäftigen haben mit ört⸗ 
lichen Dienſtverhältniſſen, die Bezirksausſchüſſe 
nur mit Verhältniſſen, die ſich auf den Bezirk be⸗ 
ziehen, und die Hauptausſchüſſe mit den über die 
Grenzen des Bezirks hinausreichenden Angelegen⸗ 

eiten. 

Die Vorlage des Reichsrats iſt unzweifelhaft 

in manchen Punkten verbeſſerungsfähig. So wird 

8. B. der Schutz gegen Maßregelungen wegen der 

im Beamtenausſchuß gefallenen Außerungen zu 

erweitern ſein. Es iſt überhaupt unverſtändlich, 

daß in dieſer Beziehung eine gewiſſe Schutz⸗ 
loſigkeit beſtehen ſoll. Die Verhandlungen des 

Beamtenausſchuſſes ſind doch vertraulich. Warum 

alſo unnötige Knebelung des offenen Meinungs⸗ 

austauſches? Dadurch kann die Sympathie mit 
dem Entwurf nicht geweckt werden. Es wäre 

Heiler geweſen, eine derartige Beſtimmung gar nicht 

erſt zu bringen. Bezirksbeamtenausſchüſſe ſcheinen 

uns gerade bei der Staatsforſtverwaltung be⸗ 
ſonders nötig zu ſein. Sie ſollen merkwürdiger⸗ 
weiſe in Preußen gar nicht errichtet werden. 

Der Reſſortchef (Miniſter) ſoll endgültig ent⸗ 
ſcheiden. Das hat die Fehlerquelle in ſich, daß 
die Einheitlichke it der Entſcheidungen in Frage 
geſtellt iſt. Es läge deshalb nahe, das Staals⸗ 
miniſterium als Endinſtanz zu beitmmen und 
ihm einen Ausſchuß zur Seite zu ſtellen, der 
aus Delegierten der einzelnen Hauptausſchüſſe 
beſteht. Dann erſt käme das Parlament, das 
dadurch von mancher unnötigen Einzelarbeit be⸗ 
freit werden würde und erſt in ganz beſonders 
wichtigen Fragen zu entſcheiden hätte, die im 
wahrſten Sinne des Wortes allgemeine Be⸗ 
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deutung haben. Bei einer derartigen Regelung 
würde die Beamtenſchaft ſich ſicher auch eher 
mit der Nichteinrichtung von Schlichtungs⸗Aus⸗ 
ſchüſſen abfinden. 
Der ganze große Aufbau der Ausſchüſſe erſcheint 
im Hinblick auf die doch immerhin engen Grenzen 
des Wirkungskreiſes der Beamtenvertretungen 
unverſtändlich. Solch ein Apparat mit ſo wenig 
Aufgaben mitwirkender Art kann unmöglich Be⸗ 
friedigung in ſeiner Tätigkeit und ſeinem Daſein 
finden. Er muß eine Quelle der Unzufriedenheit 
werden, wenn ſeine unter Umſtänden beſt⸗ 
gemeinten Anregungen bei Vorgeſetzten, die ein 
verſtändnisvolles Zuſammenarbeiten nicht für 
angebracht halten, unbeachtet bleiben, oder wenn 
es ſich um einſeitige Anordnungen in Angelegen⸗ 
heiten handelt, bei denen der Beamtenausſchuß 
vorher ſehr gut hätte gehört werden können, 
weil er die Pſyche der betreffenden Beamten 
und ihre Wünſche und Nöte beſſer kennt und weil 
er vielleicht in der Lage geweſen wäre, der ge⸗ 
troffenen Anordnung durch Erläuterungen oder 
Anderung der Form oder auch unbedenkliche ma⸗ 
terielle Abänderung zu beſter Wirkung zu verhelfen. 
Die Beamtenſchaft in ihrer großen Maſſe hat nun 
einmal das Beſtreben, an ihren eigenen Angelegen⸗ 
heiten ſelbſt mitzuarbeiten, weil das gegenſeitige 
Verſtehen zwiſchen Vorgeſetzten und Untergebenen 
nicht immer vorhanden iſt. Deshalb ſollte man 
dieſem Beſtreben in vernünftigen Grenzen 
Rechnung tragen. Vorſchläge, Gutachten, An⸗ 
regungen und ähnliches ſtiften keinen Nutzen, 
wenn ſie auf unfruchtbaren Boden fallen und 
unter Umſtänden ſogar als läſtig empfunden 
werden. Deshalb wäre unſer Wunſch, es möge 
mehr Gelegenheit zu deutlich poſitiver Arbeit bei 
dem endgültigen Geſetz herauskommen. Das iſt 
ſicher möglich, ohne daß die Autorität der Vor⸗ 
geſetzten zu leiden braucht, und ſtärkt das Beſtreben, 
das gegenſeitige Vertrauen, die Arbeitsfreudigkeit 
und das Pflichtbewußtſein zu heben und an der 
Erhaltung eines zuverläſſigen, pflichttreuen Be⸗ 
amtentums mitzuarbeiten, was in § 30 des Ent⸗ 
wurfs als Hauptaufgabe der Beamtenausſchüſſe 
bezeichnet iſt. 
S 

Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Brann als 
Schützer der Oberförſter. Herr Braun, weiland 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, 
hat bei der Beratung des Haushaltes der Forſt⸗ 
verwaltung im Hauptausſchuß des Landtages eine 
Lanze für die Oberförſter gebrochen, denn er will 
ſie ſchützen — gegen die Revierförſter. Die einzige 
Aufſtiegsmöglichkeit für die preußiſchen Staats⸗ 
förſter iſt die Beförderung zum Revierförſter, und 
deshalb ſollte man annehmen, daß eine Ver⸗ 
mehrung dieſer Stellen im wohlverſtandenen 
Intereſſe der Ae liegen müßte. Herr Braun 
als Landwirtſchaftsminiſter nahm aber den dicken 
Bleiſtift — den einmal an ausſchlaggebender 
Stelle zu ſchwingen er wohl nicht erwartet hat — 
und ſtrich 120 neue Revierförſterſtellen durch, weil 
er nicht für eine Vermehrung dieſer Stellen war, 
denn „Reaktionäre“ darf man nicht großziehen. 
Sein getreuer Sekundant iſt der Demokrat 
Wendorff, der auch keine neuen Revierförſterſtellen 
eingerichtet wiſſen will. Man ſollte meinen, wenn 
die verantwortliche Zeutralforſtverwaltung, die es 
doch ſchließlich beſſer verſtehen muß, die Neu⸗ 
einrichtung von Revierförſterſtellen für nötig und 
nützlich hält, fo läge dieſes im ſtaatlichen Intereſſe, 
und deshalb mußte man ſeinerzeit annehmen, 
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daß der Miniſter Braun entweder nur aus reiner 
Selbſtherrlichkeit — denn er hatte ja die Macht 
— gehandelt hat oder aus irgendwelchen poli⸗ 
tiſchen Gründen. Endlich iſt der Schleier gelüftet. 
Die preußiſchen Revierförſter ſind bekanntlich mit 
ihrer Stellung nicht zufrieden, weil ſie ihnen nicht 
die Selbſtändigkeit bietet, die nicht entbehrt werden 
kann, wenn ſie ihren Platz nützlich ausfüllen 
ſollen. Allein in der Erkenntnis, daß die Er⸗ 
weiterung der SE der Revierförſter und 
die Erhöhung der Selbſtändigkeit ihrer Stellung 
den Herrn Braun mehr am Herzen liegenden 
Oberförſtern Schaden tun könnte, was er mit 
ſeinem weiten, gewerkſchaftlich geſchulten und 
geſchärften Blick erkennen mußte, hat er die 
120 Revierförſterſtellen geſtrichen. Jetzt wiſſen 
wir es: Die Revierförſter ſind eine Gefahr 
für die Ober förſter. Wie werden die es be- 
dauern, daß Herr Braun mit der gepanzerten 
91 50 nun nicht mehr Miniſter der glorreichen 
epublik iſt! H. H. 
Se 


Nochmals die leidige Notierungd-Angelegenheit. 
In der Fachpreſſe leſe ich folgende Anzeige: 
Tauſch. 0 zahle ich demjenigen 
Kollegen, welcher einen der öſtlichen 
Bezirke, Oſtpreußen bevorzugt, gegen 
Bezirk Aachen eintauſcht uſw. — Auch 
dieſer Kollege iſt ein bedauernswertes Opfer 
der neuen „Pfalzgrafſchen“ Notierungsmethode 
geworden. Noch bedauernswerter iſt aber die Tat⸗ 
ſache, daß ſelbſt derartige Tauſche unter Kollegen 
zu „Geſchäften“ werden. Wer ſich in die Lage 
des Kollegen hinemdenkt, wird verſtehen können, 
daß er alles daran ſetzt, nicht zu weit von ſeiner 
Heimat fortzukommen, um den Eltern und 
Geſchwiſtern nahe zu bleiben oder ſie doch 
wenigſtens ab und zu beſuchen zu können, denn 
bei den hohen Reiſekoſten iſt das ja ſonſt gar nicht 
möglich. Auch kann von einem Beamten, der in 
einen Landesteil kommt, wo er Denken und 
Fühlen der Bevölkerung gar nicht verſteht, wo 
er fern von allem, was ihm lieb und teuer iſt, 
unter Umſtänden ſein ganzes Leben verbringen ſoll, 
nicht unbedingt erwartet werden, daß er dauernd 
ſeine Dienſtfreudigkeit behält. Dieſen durchaus 
menſchlichen Empfindungen wird durch die jetzt in 
Anwendung gebrachte Notierungsart nicht Rechnung 
getragen. Es iſt daher nicht zu verſtehen, wie 
der Gewerkſchaftsvorſtand dieſer hat das Wort 
reden können. Gewiß, das dienſtliche Bedürfnis 
an Beamten für die einzelnen Bezirke darf nicht 
leiden, aber der bei dieſem Verfahren zur An⸗ 
wendung kommende harte Zwang geht doch zu 
weit. Wie verlautet, war es Abſicht der Ver⸗ 
waltung, bei der Notierung nach altem Muſter 
zu verfahren, und zwar ſollten alle für die 
Notierung in Frage kommenden Jahrgänge als 
ein Ganzes behandelt werden. Dann hätten die 
älteren Jahrgänge volle Berückſichtigung ge- 
funden, und das wäre für alle Fälle gerecht 
geweſen. Denn diejenigen jüngeren Anwärter, 
welche für einen ihnen ungünftig liegenden 
Bezirk notiert wurden, konnten dafuͤr durch die 
Möglichleit, ſich umnotieren zu laſſen, entſchädigt 
werden. Die Tatſache, daß ſie dabei in der 
Reihenfolge zur Anſtellung einigen Nachteil er⸗ 
leiden mußten, fällt dabei nicht ſo ſehr ins 
Gewicht, als daß man ſich mit ihr nicht ganz 
gern abgefunden hätte. Dieſe Regelung wurde 
nun von dem Vorſtand der Förſtergewerkſchaft 
abgelehnt. Dagegen ſind ſonderbarerweiſe andere 
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Vergünſtigungsbeſtimmungen aufrecht erhalten 
worden. Es blieb den Reſerveſägern, die zur 
Zeit der Ausſtellung des Forſtverſorgungsſcheines 
zwei Jahre in dem Bezirke, für den fie notiert 
zu werden wünſchten, beſchäftigt waren, das Recht, 
dort zu bleiben. Dies wurde angeblich damit 
begründet, daß die Reſervejäger, die zwei Jahre 
im Bezirk ihrer Wahl waren, vorzugsnotierungs⸗ 
berechtigt wären, weil auf Grund der Feſt⸗ 
ſtellungen alle verheiratet ſeien und ſchon fahres 
lang mit Frau und Kind in dem Bezirke 
wohnten. ieſe Begründung kann nicht als 
durchſchlagend anerkannt werden, denn die Kriegs⸗ 
verhältniſſe haben auch recht viele andere An⸗ 
wärter in gleiche oder ähnliche Lagen gebracht. 
Deshalb wäre es durchaus angebracht ee 
die Vorzugsberechtigung ebenfalls aufzitheben. 
Wozu bei den entſtandenen außergewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſen nochohne Not zweierlei Maß? Sämtliche 
Bergünſtigungsbeſtimmungen mußten bei einer 
Angelegenheit von ſo einſchneidender Bedeutung, 
wie ſie dieſe Notierung darſtellt, unter allen 
Umſtänden fallen, denn die Gewerkſchaftsleitung 
mußte ſich klar fein, daß ſofort Mißſtimmung, 
Verdruß und Mißtrauen zu erwarten war, wenn 
nur um Haaresbreite von dem Wege der Ge⸗ 
rechtigkeit abgewichen würde. Es iſt nicht meine 
Abſicht, Zwietracht und gegenſeitige Verſtimmung 
hervorzurufen, ſondern es handelt ſich allein 
darum, das ungerechte und rückſichtsloſe, lediglich 
vom Vorſtande befürwortete Verfahren näher 
zu beleuchten. Wie wenig dieſer Vorſtand aber 
bemüht iſt, unſer Los zu erleichtern, und mit 
welchen Mitteln verſucht wird, dieſes Vorgehen 
zu rechtfertigen, beweiſt folgendes Beiſpiel. Im 
Schlußſatz des Artikels „Notierung der Forſtver⸗ 
ſorgungsberechtigten der Jahrgänge 1915—20* 
(Nr. 7 des „Deutſchen Förſters“) ſchreibt Herr 
Pfalzgraf: 

„Erſt wenn ſich die geſamten Verhältntſſe 
mehr geklärt und ſtabiliſiert und insbeſondere 
die Frage der Verſetzungen innerhalb größerer 
Anſtellungsbezirke oder vielleicht ſogar des 
ganzen Staates gelöſt iſt, iſt es möglich, über 
die endgültige Geſtaltung der Umnotierungen 
ein Urteil zu bilden.“ 

Und in einer ſpäteren Nummer unter „Auf⸗ 
gaben der Delegiertenverſammlung“ ſchreibt der⸗ 
ſelbe Herr zur Anſtellung durch den ganzen Staat: 

„Dieſen Weg halte ich perſönlich für 

nicht gangbar, da“ uſw. 

Wenn das Vertrauen der Mitglieder ſeitens 
des Gewerkſchaftsvorſtandes derartig mißbraucht 
wird, muß von einer weiteren Gefolgſchaft Ab⸗ 
ſtand genommen werden. Es kann unter den 
obwaltenden Verhältniſſen von keinem der Be⸗ 
nachteiligten erwartet werden, daß er der Förſter⸗ 
gewerkſchaft weiter zugehörig bleibt, daß er deren 
geldliche Lebensfähigkeit durch hohe Beiträge erhält 
und ſich obendrein dafür beruflich ſchädigen läßt; 
eine weitere Mitgliedſchaft wäre nur auf Grund 
völliger Verſtändnisloſigkeit gegenüber ſolchen 
Schädigungen möglich. 

Gürke, Hilfsförſter in Hökendorf bei Stettin. 
F 


Lehrgang für Privatforſtbeamte. Vom 26. Sep⸗ 
tember bis 1. Oktober wird von Herrn Forſtmeiſter 
Wiebecke in Eberswalde ein Lehrgang für Privat⸗ 
forſtbeamte nach untenſtehendem Programm ab⸗ 
gehalten werden. Anmeldungen mit Angabe, ob 
Quartierbeſorgung gewünſcht wird, ſind baldigſt 
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dorthin zu richten. Unter Vorbehalt von etwaigen 

Anderungen iſt folgendes Programm vorgeſehen: 

Montag, den 26. September: Säen und Pflanzen 
in Kulturen und Kämpen. Nachmittags: Samen⸗ 
darre. Abends zuſammenfaſſender Vortrag und 
Beſprechung. 

Dienstag, den 27. September: Durchhauungen 
und Auszeichnungen im reinen Kiefernwalde, 
in den verſchiedenſten Altersklaſſen. Nachmittags: 
Läuterungen und Durchforſtungen im Buchen 
unterſtande, in Eichen⸗ und in reinen Buchen⸗ 
beſtänden. Abends Vortrag und Beſprechung. 

Mittwoch, den 28. September: Kiefern⸗Natur⸗ 
verjüngung. Kaffeepauſe im Dorfe „Schönholz“. 
Nachmittags Fortſetzung. Abends Vortrag und 
Beſprechung. 

Donnerstag, den 29. September. Vormittags: 
Die Behandlung von auf ehemaligen Acker⸗ 
flächen ſtockenden Kiefernbeſtänden. Nachmittags: 
Kiefern⸗, Trauben⸗, Eichen⸗ uſw. Unterbau. 
Abends Vortrag und Beſprechung. 

Freitag, den 30. September: Der Kiefern⸗ 
Buchenmiſchwald, ſeine Erhaltung und Be⸗ 
handlung. Nachmittags: Die Ausnutzung des 
Waldes zu Nutzholz. Abends Vortrag und 
Beſprechung. 

Sonnabend, den 1. Oktober: Der „Dauerwald“, 
ſeine Behandlung und Erfolge. Die Ausnutzung 
des Bodens zu höchſten Ernten und für Nutz⸗ 
holzerzeugung. Abends geſelliges Beiſammenſein 
und Schlußbeſprechung. 

Selbſtverſtändlich ſind die Wanderungen auch 
der erſten Tage auf das Schlußthema hingeanbeitet. 
7 


Zur Stellenbeſetzung im Privatforſt dienſt 
Leider können wir Privatforſtbeamte nicht ab⸗ 
leugnen, was uns oft genug von verſchiedenen 
Seiten geſagt wird: nämlich, daß ſich in unſeren 
Reihen immer noch Männer befinden, die keine 
gelernten Forſtleute ſind. Unſer Beſtreben iſt 
es aber ſchon lange, dieſe Leute allmählich 
verſchwinden zu laſſen. Daran, daß dies bisher 
noch nicht vollkommen geſchehen iſt, trägt allein 
der Waldbeſitz die Schuld, und zwar lediglich 
auf ſeine Koſten; mit der Zeit wird wohl jeder 
Beſitzer durch oft recht unzweckmäßige Wirtſchafts⸗ 
führung in ſeinem Walde einſehen lernen, daß ihm 
mit nicht vorbereiteten und geſchulten Beamten 
am allerwenigſten gedient iſt. 

Ebenſo kann nicht eingeſehen werden, 
warum wir im Privatwalde penſionierte Förſter 
uſw. oder gar Anwärter des Staatsdienſtes 
gebrauchen, wie das von dieſer Seite immer 
wieder gefordert wird. Erſtere kommen nur zu 
uns, um einen angenehmen Ruheſitz zu haben, 
letztere wollen, auch wenn ſie wirklich größeres 
Intereſſe an ihren Durchgangsſtellen haben, 
erſt elwas in der Praxis lernen, natürlich auf 
Koſten des Waldes und ſeines Beſitzers. Es 
kann daher keinesfalls behauptet werden, daß 
dieſe Herren dem Privatwalde mehr nützen als 
ein Privatforſtmann mit Schule und Prüfungen. 
Dann brauchen die Herren „Penſionierten“ 
erfahrungsmäßig nur zu leicht eine Hilfe, beſſer 
geſagt einen Laufjungen. Einen zweiten ge⸗ 
lernten Forſtmann ſtellt aber der Waldbeſitzer 
zumeiſt nicht ein; die Folge iſt dann, daß ein, 
wenn nicht gar zwei Lehrlinge gehalten werden. 
Wo ſollen nun aber ſpäter dieſe jungen Leute 
untergebracht werden? Nach Beendigung ihrer 
Lehrzeit müſſen ſie ſich ſelbſt um ihr Fort⸗ 


kommen kümmern und zumeiſt auf elenden 
Stellen herumhungern, ſie vermehren dann die 
ſchon ohnehin beſtehende Stellennot im Privat⸗ 
forſtdienſte noch ganz bedeutend. Dies iſt ein 
Krebsſchaden, noch dazu, da ein großer Teil 
dieſer jungen Leute ſpäter ohne genügende Kennt⸗ 
niſſe, Forſiſchulbildung und forſtliche Prüfung im 
Leben daſteht. Das muß verhütet werden. 

Daher brauchen wir keine Kollegen des 
Staatsdienſtes im Privatwalde, weder zur Dienſt⸗ 
ausführung noch zur Oberaufſicht, wie das Herr 
Hegemeiſter Dorn zuletzt in Nr. 23 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ anregt, denn unſere Herren 
Revierverw alter und andere durch unſeren Verein 
geprüfte Aufſichtsbeamte leiſten mindeſtens dasſelbe, 
vielfach Beſſeres. Der größte Teil der Wald⸗ 
beſitzer iſt ſchon längere Zeit zu der Einficht 
gelangt, daß ſie mit ihren tüchtigen Privatforſt⸗ 
beamten im Intereſſe ihres Waldes beſſer fahren. 
Jedenfalls hat Herr Förſter Walter, Annaburg, 
in ſeinem Artikel in Nr. 7 mir aus der Seele 
geſprochen. Ihm ſei Dank, daß er dieſes heikle 
Thema ſo herzhaft angeſchnitten hat. 

Da der Privatforſtbeamte im allgemeinen in 
ſeinem Wirkungskreis viel ſelbſtändiger und viel⸗ 
ſci iger zu arbeiten hat als der Staatsförſter, ſo muß 
cu h e ne Vorbildung eine nachdrücklichere ſein, und 
dazu gehören gute Forſtſchulen und Prüfungen 
in erſter Linie. Selbſtverſtändlich dürfen nicht 
zu viel Schulen entſtehen, ſonſt würde gerade 
das Gegenteil von dem erreicht, was wir er⸗ 
ſtreben. Wir wollen unter Mitwirkung des 
Vereins bei den Prüfungen dem Privatwalde 
gut vorgebildete Beamte ſtellen, die mit mehr 
Luſt und Liebe an dem ihnen anveitrautem 
Privatforſtrevier arbeiten als jene, die den Dienſt 
nur als Durchgangsſtellung verſehen. Die Liebe 
zur Scholle und nicht der finanzielle Vorteil be⸗ 
einflußt die Arbeit. An die Kollegen im Privat⸗ 
walde muß daher die Bitte gerichtet werden, in 
gemeinſamer Arbeit dahin zu wirken, daß im 
Privatwalde nur Beamte beſchäftigt werden, die 
dauernd in dieſen Stellungen verbleiben. Hier 
kann von unſerer Seite zum Nutzen unſerer 
bedrängten Kollegen viel getan werden; auch 
in unſerem Verein gibt es Flüchtlinge und aus⸗ 
gewieſene tüchtige Forſtleute. Unſere Pflicht iſt 
es, dieſen armen Grünröcken, für die der Staat 
nicht ſorgt, helfend unter die Arme zu greifen. 

Parchau i. Schl. 

Falkenbach, Revierförſter. 


* 

Der Jägerappell in Bückeburg von der Regierung 
verboten! Auf Grund der Ausnahmeverordnung 
des Reichspräſidenten hat die Schaumburg⸗ 
Lippeſche Landesregierung die a des 
Jägerappells in Buͤckeburg und der Grundſtein⸗ 
legung zum Jägerdenkmal am 1. und 2. Oktober 
verboten. Die im Anzeigenteil voriger Nummer 
bzw. in „Förſters Feierabende“ angekündigten 
Veranſtaltungen finden daher zunächſt nicht 
ſtatt und müſſen auf einen noch unbeſtimmten 
Termin verſchoben werden. 

S 


Ein Ehrenmal für die mecklenburgiſchen Forſt⸗ 
männer. Schon im Laufe des Krieges war der 
Gedanke gekommen, den zahlreichen im Kriege 
gefallenen oder an den Folgen des Krieges oe: 
ſtorbenen mecklenburg-ſchwerinſchen Forſtmännern 
ein Ehrenmal zu ſetzen. Großherzog Friedrich 
Franz IV. hatte daher ſchon im Jahre 1917 den 
Bildhauer Profefior Berwald mit der Herſtellung 
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eines Denkmals beauftragt. Das Denkmal wurde 
ſchon damals fertiggeſtellt und ſoll demnächſt im 
Ludwigsluſter Schloßgarten feine Aufſtellung 
finden. Im Anſchluß an dieſes Denkmal ſollen 
zwei Steine errichtet werden, auf denen die 
Namen der gefallenen oder an den Folgen des 
Krieges geſtorbenen Angehörigen der Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Staatsforſtverwaltung eingemeißelt 
werden. Dieſe Gedenkſteine werden von den 
Vereinen der mecklenburg⸗ſchwerinſchen Forſtver⸗ 
waltungsbeamten und Staatsförſter geſtiftet werden. 
Die Einweihung der Denkmalsanlage wird vor⸗ 
ausſichtlich gegen Ende September ſtattfinden, 
und man erwartet dazu eine zahlreiche Beteiligung 
der Angehörigen der Gefallenen ſowie der mecklen⸗ 
burg⸗ſchwerinſchen Staatsforſtbeamten und ihrer 
Angehörigen. 


S 

Ausbildung für den württembergiſchen Korft- 
verwaltungsdienſt. Wer ſich künftighin dem 
württembergiſchen Forſtverwaltungsdienſt widmen 
will, hat dieſe Abſicht ſpäteſtens bis 15. März des 
Jahres, in dem er mit dem Hochſchulſtudium be⸗ 
ginnen will, der Forſtdirektion anzuzeigen und 
dabei vorzulegen: a) Das Reifezeugnis eines 
deutſchen Gymnaſiums, Realgymnaſiums oder 
Oberrealſchule, fur letztere aber ergänzt durch 
das Zeugnis über erfolgreiche Beſtehung der 
Reifeprüfung im Lateiniſchen an einem württem⸗ 
dergiſchen Realgymnaſium; b) den Nachweis 
körperlicher Befähigung für den Forſtdienſt durch 
das Zeugnis des vom Finaazminiſterium auf⸗ 
geſtellten Vertrauensarztes der Staatsforſt⸗ 
verwaltung; e) den Nachweis, daß er bei Beginn 
des Hochſchulſtudiums das 21. Lebensjahr noch 
nicht überſchritten haben wird. Vor Begin des 
Studiums oder des zweiten Studienſemeſters 
und ebenſo vor Beginn des Fachſtudiums oder 
zwiſchen dem fünften und ſechſten Studien⸗ 
ſemeſter iſt eine Vorlehre von 1½ Monat bei 
einem von der Forſtdirektion zu beſtimmenden 
Lehrherrn vorgeſchrieben. Die Vor⸗ und Fach⸗ 
rüfungen find nach je einem mindeſtens vier⸗ 
eine Studium auf einer deutſchen Uni⸗ 
verſität oder Forſtakademie an der Univerfität 
Freiburg a An die Fachprüfung ſchließt 
ich eine 2½ jährige Referendarzeit, nach deren 
Ablauf die Staatsprüfung abgelegt werden 
kann. Die Ausbildungszeit für den Forſt⸗ 
verwaltungsdienſt umfaßt alſo mindeſtens 614, 
Jahre. Sch. 


CH 

Vom Dauerwald. Zu dieſem heißumſtrittenen 
Thema hat ſich jüngſt auch ein Reimſchmied zum 
Wort gemeldet und uns ein von Humor und 
Poeſie erfülltes Lied eingeſandt, das nach der 
bekannten Weiſe „O alte Burſchenherrlichkeit“ zu 
ſingen iſt. Wir glauben, daß es ſicher auch den 
Beifall vieler Leſer finden durfte und haben es 
daher in der heutigen Nummer von „Förſters 
Feierabende“ zum Abdruck gebracht. Von dieſem 
Dauerwald⸗Lied werden auf Wunſch auch Sonder⸗ 
drucke in Kommersbuchformat angefertigt, die 
zum Preiſe von 2,50 % fur 10 Stück, 11 4 für 
50 Stück und 20 „ für 100 Stück durch die 
Geſchäftsſtelle unſeres Blattes bezogen werden 
können. Die Schriftleitung. 


2 
Forſtwirtſchaftliches. 
Bayeriſche Privat⸗Forſteinrichtungs⸗ und Forſt⸗ 
- verwaltungs⸗Geſellſchaft, G. m. b. H. Der frühere 
Forſtmeiſter des Grafen Törring, Klein, hat 
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gemeinſchaftlich mit dem Forſtmeiſter a. D 
Sinner in München eine Geſellſchaft m. b. H. 
gegründet, welche nachſtehende Zwecke verfolgen 
will: Förderung der privaten und kommunalen 
Waldwirtſchaft durch rationelle, die Ergebniſſe 
der wiſſenſchaftlichen Forſchung und praktiſchen 
Erfahrung ausnutzende Wirtſchaftsweiſe, Organi⸗ 
ſation des Abſatzes und der Veredelung aller 
Walderzeugniſſe, Maßnahmen allgemeiner Art 
zum Zwecke der Förderung der Forſtwirtſchaft, 
insbeſondere: übernahme von Forſteinrichtungen, 
Waldwertberechnungen und forſtlichen Gutachten 
aller Art; übernahme von Betriebsleitungen, 
Inſpektionen ſowie ganzer Verwaltungen oder 
einzelner Verwaltungszweige, wie Entwürfe und 
Ausführung von Wegbauten und ſonſtiger 
Transportanlagen, von Forſtkulturen, Übernahme 
der forſtlichen Buchführung und überwachung 
derſelben einſchließlich des Verlags forſtlicher 
Formblätter; Vermittlung von An⸗ und Verkauf 
ganzer Waldgüter, einzelner Waldungen ſowie 
von Forſtprodukten; übernahme und Verwaltung 
von Waldungen und Waldgütern im eigenen 
Namen zu treuen Händen. Vermittlung brauch⸗ 
barer Unterbeamter, im Bedarfsfalle auch Heran⸗ 
bildung ſolcher in einer Förſterſchule. Rechts⸗ 
und Steuerberatung in forſtlichen Fragen. Das 
Stammkapital beträgt 100000 &. S. 


CG 

Für die wiſſenſchaftliche Bearbeitung der Spinn⸗ 
milben („Roten Spinnen“) bedarf die Biologiſche 
Reichsanſtalt der Mithilfe aller Fachkreiſe der 
Landwirtſchaft, Gärtnerei und Forſtwirtſchaft und 
bittet um Zuſendung von Nachrichten und Proben. 
Die Proben müſſen möglichſt größere Mengen 
der mit Spinnmilben behafteten Pflanzenteile 
enthalten. Dieſe werden zum Verſand am beſten 
mit mehreren Lagen angefeuchteten Papiers um⸗ 
wickelt. Kleinere Proben können in 50 prozentigen 
Alkohol konſerviert werden. Beſonders erwünſcht 
ſind Proben von Obſtbäumen, Wald⸗, Park⸗ und 
Alleebäumen, Weiden, Reben, Hopfen, Roſen 
und anderen Zierſträuchern, Zierpflanzen (Bux⸗ 
baum, Aſtern, Chryſanthemen, Kakteen uſw.), 
ferner auch von Gräſern, Getreide und anderen 
landwirtſchaftlichen Kulturpflanzen. Bei über⸗ 
ſendung ſolchen Materials an die Biologifche 
Reichsanſtalt Berlin-Dahlem werden die Unkoſten 
für Verpackung und Porto gern zurückerſtattet. 


S 
Waldbrände. 

Thüringen. Forſtamt Fröhlichenwieder— 
kunft. Am 380. Auguſt brach auf dem Kahlſchlag 
von 1920 in Abt. 22 ein Waldbrand aus, der 
von 2 bis 6 Uhr eine ungefähr 1 ha große 
Fläche verwüſtete. Das Feuer fand an der 
überaus trockenen Bodendecke und vor allem an 
dem noch in größeren Mengen umherliegenden 
Abraumreiſig reichliche Nahrung und wurde durch 
ſtärkere Luftſtrömung fortgetrieben, fo daß es für 
die umfänglichen Nadelholzdickungen der an⸗ 
ſtoßenden Abteilung leicht hätte verhängnisvoll 
werden können. Der dem Staatsfiskus er⸗ 
wachſene Schaden beſteht nur in dem Verkohlen 
von ungerodeten Stöcken, iſt alſo kaum nennens⸗ 
wert. Dagegen ſind eine Anzahl wertvollerer 
Bau⸗ und Schneideſtämme in Geſamtmaſſe von 
etwa 30 fm, mit deren Abfuhr die betreffenden 
Holzhandelsfirmen noch im Rückſtande waren, 
mehr oder weniger erheblich beſchädigt worden. 
Über die Entſtehung des Brandes hat man bis 
jetzt keinen feſten Anhalt gewinnen können. 


Nr. 39 Bd. 36 (1921) 


Griet, und Fragekaſten. 


Anfrage Nr. 76. Forſtgeometerlaufbahn. 
Bitte um Beantwortung folgender Fragen: 1. Wo 
befinden ſich Forſteinrichtungsanſtalten? 
2. Welche Schulzeugniſſe ſind zur Forſtgeometer⸗ 
laufbahn erforderlich? 3. Wie hoch ſtellt ſich die 
Ausbildung, und wie lange dauert ſie? 4. Wie 
find die Beſoldungsverhältniſſe? 5. Kann ich als 
Forſtgeometer in den Staatsdienſt übertreten? 


S., Gräflicher Hilfsförſter. 


. 
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Antwort: Zu 1: Forſteinrichtungsanſtalten 
befinden ſich in Berlin, Magdeburg und Caſſel. 
Zu 2 und 3: Die Forſtgeometer in den Forſt⸗ 
einrichtungsanſtalten führen jetzt den Titel „Forſt⸗ 
oberſekretäre“. Sie ergänzen ſich aus den ſtaat⸗ 
lichen Forſtbetriebsbeamten. Bedingung für die 
Ernennung zum Forſtoberſekretär iſt abgelegte 
Förſterprüfung und nachgewieſene Geeignetheit 
für die Stellung. Zu 4: Die Beſoldung erfolgt 
nach Gruppe 7. Zu 5: Nein, denn die ſtaatlichen 
Forſtoberſekretäre ergänzen ſich nur aus den 
ſtaatlichen Forſtbetriebsbeamten. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonaluotizen iſt verboten.) 


Zur geſetzung arlangende Lorſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats- Forſtverwaltung. 


Oberförſterſtelle Reinerz (Breslau) iſt zum 1. April 
1922 zu beſetzen. Bewerbungsfriſt 1. Dezember. 

Oberförſterſtelle Warnen (Gumbinnen) iſt zum 
1. Januar 1922 zu beſetzen. Bewerbungsfriſt 
15. Oktober. 

Förſterſtelle Zuchsbruch, Oberförſterei Pflaſtermühl 
(Schneidemühl), iſt zum 1 November neu zu be⸗ 
ſetzen. Stelle liegt 8 km von Poſt⸗ und Bahnſtation 
Fötenſtein i. Weſtpr. der Strecke Reinſeld— 
Schlochau. Hier auch evangeliſche und katholiſche 
Kirche u. Schule. Neues Wirtſchaftsland: 0,0560ha 
Garten II. Kl., 4 ha Acker IV. Kl., 6,0440 ha 
Wieſe IV. Kl, 1,9000 ha Weide IV. Kl. Nutzungs⸗ 
geid 445 & jährlich. Dienſtaufwand bis zur Neu⸗ 
feſiſetzung 400 & jährlich. Bewerber, Förſter und 
For ſekretäre, ſoweit fie in der Liſte der Förſter 
m. R Stehen, aus hi⸗ſigem Bezirk, ſowie Forſt⸗ 
ſekretäre und überzählige Förſter des Regierungs- 
bezirks Franlſurt a. O., ſoweit fie den Forſt⸗ 
verſorgungsſchein von 1906 und früher beſitzen, 
können Bewerbungsgeſuche bis 25. September bei 
der Regierung in Schneidemühl vorlegen. 

Staatsförſterſtelle Lindenhof, Oberf. Hatzfeld (Wies⸗ 
baden), mit Dienſtwohnung in Hatzfe (pt Bahnſtation) 
u. 3,375 ha Wirtſchaftsland, gelangt am 1. Dezember 
zur Neubeſetzung. Bewerbungen müſſen bis zum 
20. Oktober bei der Regierung in Wiesbaden 
vorliegen. 

Die neugegründete Förſterſtelle Peterkau, Oberf. Eiſen⸗ 
brück(Schucideiaühl), iſt zum 1. November zu be⸗ 
ſetzen. Klemes Wohnhaus, in ange kauftem, noch aus⸗ 
zubanendem Gehöft Etwa 1 km vom Dorfe 
Gr, Peterkau, wo Kirche und Schule, entfernt. 
Nächſter Bahnhof: F ötenſteumoder Neubraa, 13 km. 
Wutſchaft land: 0,1425 ha Garten II Kl., 5,1335 ha 
Acker IV. Kl., 3,2790 ha W.cje IV. Kl. Nutzungs- 
gelo 876 4 jährlich. Dien aufwand wird noch 
feſtgeſetzt. Bewerber, Förſter und Forſtſekretäre, 
foweit fie in der Site dec Förſter m. R. ſtehen, 
aus Di Hoen Bezirk, ſowie Forſtſektetäre und über⸗ 
zähtige Förſter des Regierungsbezirks Fraukfurt a. O., 
ſoweit ſie den Forſtverſorgungsſchein von 1906 und 
D Däer beſitzen, können Bewerbungsgeſuche bis zum 
5. Oktober bei der Regierung in Schneidemühl 
vorlegen. 

Zörſterſteile Seltz, Oberf. Golchen (Stettin), iſt 
zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören: 10,43 ha Ack r, 0,13 ha Garten, 1,05 ha 
Wieſen. Dienſtaufwandsentſchädigung bisher 100.4. 
Poſt Golchen, Schulort Seltz 2 km. Bewerbungs- 
ut 15. Oktober. 

Hiifsförſterſtelle Pilikallen, Oberförſterei Pfeilswalde 
(Allenſtein), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. 
Zur Stelle gehören 3 ha Acker, 3 ha Wieſen. 
Dienfimohnung vorhanden. Schule in Borower⸗ 
wald, 2,5 km, Bapnort Soquitten, 7,8 km. 
Bewerbungsfriſt 30. Scpiember. 

Hilfsförſterſtelle Nieden, Oberf. Guszianka (Allen⸗ 


ſte in), iſt neu zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 1,886he 
Acker, 1,62 ha Wieſen und Weiden. Dienſtwohnunge 
vorhanden. Schule in Nieden. Bahnort Rudezanny⸗ 
1,8 km. Bewerbungsfriſt 3. Oktober. 
Forſtſchreiberſtelle Corpellen, Oberförſterei Corpellen 
(Allenſtein), iſt zum 1. Oktober zu beſetzen. 
Zur Stelle gehören: 1,5 ha Acker, 2,3 ha Wieſen. 
Dienſtwohnung vorhanden. Dienſtauſwandsent⸗ 
ſchädigung wird neu geregelt. Schule und Bahnort: 
Ortelsburg, 3 Km. Bewerbungsfriſt: 30. September. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 

Hilfsförſterſtelle Braunsberg, Oſtpr., iſt zum 1. Oktober 
zu beſetzen. Bewerbungen find bis zum 28. Sep⸗ 
tember an den Magiſtrat Braunsberg, Oſtpr., ein⸗ 
zureich n. Nah eres ſiehe Anzeige. 

Die Hilfsförſterſtelle Greifenberg i. Pomm. iſt ſofort 
zu beſetzen. Bewerbungen ſind baldigſt an den 
Magiſtrat Greifenberg i. Pomm. einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 

Zwei Forſtgehilfen bzw. Hilfsförſter werden auf 
Privaldienſtvertrag vorläufig für das Winterhalbſahr 
bei der Stadtforſt Gollnow eingeſtellt. Be⸗ 
werbungen ſind bis 28. September an die ſtädt. 
EE Gollnow einzureichen. Näheres ſiehe 

nzeige. 

Silfsjäger zum 1. Oktober d. J. geſucht. Bewerbungen 
ſind ſofort an den ſtädt. Oberförſter Schneeweiß, 
Oberſörſterei Görlitz, Bolt Schwarzſtein, Kreis 
Raſtenburg, Oſtpreußen, einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 


Perſonal nachrichten. 


Reichsforſtdienſt. 
Bei den Reichsſorſtämtern der Reichsſchatzverwaltung 
find zu Repierſörſtern befördert worden: 

Dietz, Forſter, Truppenubungsplatz, Reichsſorſtamt Berlin I; 
Gundlach, Hegemeiſter, Truppenubungsplatz Boflen, 
Reichsſorſtamt Boſſen; Hoffmann, Hegemeiſter, Truppen⸗ 

Neuhammer, Reichs forſtamt Berlin II: 

Truppenubungsplag Orb, Reichs ⸗ 
fornamt Orb; Jäßrig, Joörſter, Truppenübaugsplatz 
Konigsbruck, Reichsforſtamt Hoffen: Köck, Förſter, 
Truppenübungsplatz Heuberg, Reichsforſtamt Grafen. 
wöhr; Schumann, n Truppenübungsplatz Heften, 
Reichsforſtamt Zoſſen; Weixler, Förſter, Truppen 
übungsplatz Munſingen, Reichsforſtamt Graſenwöhr. 
In den Dienſt der Reichsſchatzverwaltung ſiud über 

nommen: 

Albrecht, 


ubunusplag 
Gorler, Hegemeiher, 


Förſter zu Hammelburg. Reichsforſtamt Grafen · 
wöhr; ZJunot, Surber zu Bad Orb, Reichsforſtamt 
Bad Orb; Kranz, Förſter zu Altengrubow, Reiche forſt⸗ 
amt Berlin J, fruher Mühlhauſen i. Elſ.; Kümmel, 
Sörfter, kommandiert nach Graſenwöhr vom Neiche⸗ 
forſtamt Berlin I. 


Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 


v. Bismark, Oberſorſter in Stade, wird am 1. November bie 
Operfurfteritielle Thale (Magdeburg) übertragen 

Krauſe, Forurentmeiſter und Nechnungsrat in Uſingen 
(Wiesbaden), wird am 1. Oktober in den Ruheſtand 


verſetzt. 
aumaun, Förſter in Stutthof, Oberf. Freiſtaat Danzig 
* wird am 1 Oktober die Förſtertelle Schöneberg, Ober 


Kudippen (Alleuſtein), verliehen. 


750 


umann, überzähliger Förſſer in Unterkunft Neukrug 
(Köslin), letzte Dienſtſtelle Lindenhof, Oberf. Schönberg, 
Bez Danzig, wird am 1. Oktober nach Werbellinjee I, 
Oberf. Grimnitz (Potsdam), verſetzt 

Kelitz, Hegemeiſter in Friedrichshof, Oberf. Grunuaue, wird 
am 1. Oktober unter Crneunung zum Revierförſter 
CH Hohenſchopping. Oberf. Falkenhagen (Potsdam), 
verſetzt. 

Bötlger, Bicher in Pillaken, Oberf. Pfeilswalde, wird am 

1. Oktober nach Gonſchor, Oberf. Nikolaiken (Allen- 
ſtein, verſetzt. a 

Feld ner, Förſter und Forſtſchreiber in Schleuſingen, Oberf. 
Schleuſingen, wird am 1. November die Foͤrſternelle zu 
Erlau, Oberf. Crlau (Erfurt) übertragen. 

Seldihläger, Jörſter in der Unterkunft Cichhof, Oberf. 
Rolhemuhl, wird am 1. Oktober nach Rehhagen, Cberf 
tier) (Stettin), verſetzt. 

Koffmanı, Hörtier auf Probe, ıft als Förſter o. R. in der 
Oberf. Neſſelgrund (Breslau) angeſtellt. 

Krafi, Revierforſter in Tringenſtein, Oberf Oberſcheld, in 
Dillenburg, wird am 1 Oktober in den Nuheſtaud 
verſetzt. 

Krampe, Förſter in Kehrberg, Olerf. Kehrberg, wird am 
1. nos nach Jagerhof, Oberf. Mutzelburg (Stettin), 
verſetzt. 

Alitendorf, Förſter auf Probe, iſt als Förſter o. R. in der 

Oberf. Zobten (Breslau) angeſtellt. 

Faul, Hegemeiſter in Schönſtein, Oberf. Schönſtein, wird 
am 1. Oktober unter Crneunnung zum Revierſorſter die 
Revierförſterſtelle Flieden, Oberf. Neuhof (Caſſel), 
übertragen. 

Frieur, Förſter in Corpellen, Oberf. Corpellen, wird am 
1. ae nach Claſſenthal, Oberf. Lyck (Alleuſtein), 
verſetzt 

Werner, Förſter o. R., Jatznick, Oberf Rothemühl, wird am 
1. Oktober nach Hammelſchäferer, Oberf. Hohenbruck 
(Stettim), verſetzt. 

Eilert, Hüfsförſter in der Oberf. Jalklenwalde, wird am 
1 15 nach Cichhof, Oberf. Rothemuhl (Stettin), 
verſetzt. 

Sab, Hlisförfter in Neulaatzig, Oberf Neuhof, wird am 
1. Oktober nach Oberfier, Oberf. Oberſier (Köslin), 


verſetzt. 

Kaiſer, Hilfsförſter in Theeroſen (Gumbinnen), wird am 
1. Oktober nach Goldlanter, Oberf. Suhl (Erfurt), 
einberuſen. 

Schlich, Hilfsförſter, iſt am 1. April als Foörſter o. R. in 
der Oberf. Ohla (Breslau) angeſtellt 

Fitzuer, Forſtgehlfe in der Oberf. Kehrberg, wird am 
de 8 nach Seltz, Oberf. Golchen (Stettin), 
verſetzt. 

Schuppelius, Forſtgehilfe in Wilhelmsbruch (Gumbinnen), 
tt am DB. Augquſt von Welchow, Oberf. Bieſenthal 
(Pots da m), zurückberuſen. 


Im Regierungsbezirk Köslin wurden zu überzähligen 
beter: mit Wirkung vom 1. April ab ernannt die Hilfs⸗ 
rer: 
Bergs in Pirbſtow, Oberſ. Neukrakow: Magdeburg in 
truſſow, Oberf. Borntuchen; Mainzer in Damerow, 
Oberf. Karnkewittz; Münchow in Karsbaum, Oberf. 
Klaushagen: Quandt in Ratheide, Oberf. Balfter; Wedde 
in Zerrin, Oberf. Heer, ` 
Im Regierungsbezirk Merjeburg find mit Wirkung 
som 1. April ab zu Forſtern o. R. ernannt: 
Barth in Sitzenroda, Oberf. Söllichau: Rohm, zurzeit bei 
der Forſeinrichtungsanſtalt in Magdeburg; Hann in 


Coſſa, Oberf Sollichau; Schaaf in Dolau, Oberf. Halle; 
Winter in Hammermühle, Oberf. Tornau. 
Zur Ablegung der Jörſterprüſung werden verſetzt: 

Köring, Hilfsförſter, von der Oberf Annaburg nach der 

berf. Ziegelroda; Niemann, Forſinehilfe, von der 
Oberf. Tornau nach der Oberf. Eisleben. 
Im Regierungsbezirk Köslin werden am 1. Oltober 
serſetzt die Forſtgehilfen: 

Janz in Zwölſhuſen, Oberf. Karnkewitz, nach Börntuchen, 
bert, Börntuchen: Damaſchke in Lindenbuſch, Oberf. 
Vörntuchen, nach Karnkewitz, Oberf Karnlewitz; Gehrt 
in Altenhagen. Oberf. Nenkrakow, nach Taubenberg, 
Oberf Taubenberg; Geldermann in Oberfier, Cberf. 
Oberfier, nach Sommin, Oberf. Sommin; Getzſchmann 
in Klein⸗Karzenburg, Oberf. Oberfier, nach Neuſtettin, 
Oberf. Neuſtetim: Gieſe in Wutzkow. Oberf. Lauenbu o, 
nach Oberfier, Oberf. Dberfier; Krüger in Balſter, 
Oberf Balſter, nach Neukrakow, Oberf. Neukrakow; 
Küßtne mann in Coccefendorf, Oberf. Altkrakow, nach 
Karnkewitz, Oberf Karnkewitz; Ma num Stolp, Ebert, 

` Broin, nach Klaushagen, Oberf Klaushagen; Wanzen 
in Neuhof, Oberf. Neuhof, nach Balſter, Oberf. Balſter; 
Mengering in Schönfeld, Orerf. Neuhof, nach Klaus⸗ 
hagen, Orerf. Klaushagen; Müller in Groß⸗Linichen, 
Oberf Linichen, nach Neuhof, Oberſ Neuhof; Teters 
in Reckow, Oberf. Koppelsberg, nach Altkrakow, Oberf. 
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Altkrakow: Quandt in Marienwalde, Oberf. Groß⸗Vorn, 
nach Neuhof, Oberf. Neuhof: Schmidt in Wocknin, Oberf. 
Treten, nach Sommin, Oberf. Sommin; Schroeder in 
Pfingſifurth, Oberf. Balſſer, nach Stolp, ber. Stolp: 

inte in Karzin, Oberf Oberfier, nach Koppelsberg, 

berf Soppelsberg; Spleltſto ß 1. Johannes, in Klaus⸗ 
hagen, Oberf. Klaushagen, nach Treten, Oberf. Treten; 
Spleitſtoeßer, Karl, in Vangerow, Oberf. Karnkewitz. 
nach Bal ner, Oberf. Balſter; Splettſtoeßer, Fritz, in 
Oldbergshoͤhe, Oberf. Sommin, nach Neuſtettin, Oberf. 
Heute, tu: Wolffram, Paul, in Lubow, Oberf. Oberfler, 
nach Groß Born, Oberf. Groß⸗Born: Wolffram, Otto, 
in Trabehn, Oberf Keuftettin, nach Oberfier, Oberf. 
Oberfier, Ziemer in Altliepenfier, Oberf. Klaushagen, 
nach Neuſtettiin, Oberf. Neuſtetiin. 


Im Regierungsbezirk Hannover werden zum 1. Oktober 
verſetzt die Jorſigehilfen: 

Sehtner von Misburg, Oberf. Hannover, nach Cornau, 
Oberf Diepholz: Gode von Lauenau, Oberf. Lauenau, 
nach Barſinqhauſen, Kloſter.Oberf. Wennigſen; Krauſe 
von Kohlenbach, Kloſter⸗Oberf. Miele, nach Lauenau, 
Oberf Lauenau: Maaß von Nordwohlde, Oberf. Harp⸗ 
ſtedt, nach Neerenſert, SZ bech Diepholz: Spinzin von 
Hobenboftel, Oberf Lauenau, nach Hannover, Oberf. 
Hannover;: Anbeſcheiden von Himmelsthur, Kluſter⸗ 
Oberf. Lamſpringe, nach Nienburg, Oberf. Nienburg. 
Zum 1. November: 

Buhrow von Wülferode, Oberf. Hannover, nach Binnen, 
bert, Binnen; Schulz von Langlingen, Kloſter⸗Oberf. 
Soltau, nach Lüneburg, Kloſter-CTberf. Lüneburg 
Zum 16. November: 

Bitter von Luneburg, Kloſter⸗Oberf. Lüneburg, nach Hameln, 
Oberf. Hameln. 


Im Regierungsbezirk Toblenz werden am 1. Oktober 
verſetzt die Forſtgehilfen: 

Bollinger in Entenpfuhl, Oberf. Entenpfuhl, nach Glees, 
Oberf Coblenz: Fackert in Kaltenborn, Oberf Adeuau, 
nach Kirchberg, Oberf Kirchberg; Kuhn in Geerſcheid. 
Oberf. Adenau. nach Kirchen, Oberf. Kirchen; Küpper 
in Kirchberg, Oberf Kirchberg, nach Gierſcheid, Oberf. 
Adenau; Melsheimer in Glees, Oberf. Coblenz, uach 
Entenpfubl, Obert, Entenpfuhl. 

Die Zorſtgehilſen Rump in Neerenſett und WBittlake in 

Gen Oberf. Diepholz, find aus dem Staatsforſidienſte 

entlaſſen. 


Bum Zwecke weiterer Ausbildung im Forſtbetriebsdienſt 
werden im Regierungsbezirk Merſeburg zum 1. Oktober 
verſetzt die Forſtgehilfen: 

Behrens von der Oberſ. Halle nach der Oberf. Hohenbucko “ 
Beyer von der Oberf. Falkenberg nach der Oberf 
Söllichau: Binder von der Oberf. Sitzeuroda nach der 
Oberf. Roſenſeld: Börner von der Oberf. Hohenbucko 
nach der Oberf Freyburg; Edelmann von der Oberf. 
Gräſenhainichen nach der Oberf. Glucks burg; Eggert 
von der Oberf. Halle nach der Oberf. Ziegelroda: 
Gartung von der Oberf. Liebenwerda nach der Oberf. 
Halle: Gildebrandt von der Regierung uach der Oberf 
Clſterwerda; Hilliger von der Oberf Halle nach der 
Dberf. Pölsfeld; Knop von der Oberf Roſenſeld nach 
der Oberf. Sitzenroda; Koch von der Oberf. Got, ou 
nach der Oberf. Eisleben; Könnecke von der Oberf 
Tornau nach der Oberf. Eisleben; Köring von der 
Oberf Ziegelroda nach der Oberf. Glücksburg; Kreſſe 
non der Oberf Ziegelroda zur Regierung: Nethe vou 
der Obers. Doberſchütz nach der Oberf Thiergarten: 
Sannemann von der Oberf. Liebenwerda nach der 
Oberf Doberſchutz: Schubert von der Oberf. Eisleben 
zur Regierung; Sonnenberger von der Oberf. Pölsſeld 
nach der Oberf. Tornau; Soth von der Regierung nach 
der Oberf. Ziegelroda; Thiele von der Oberf. Freiburg 
a. U. nach der Oberf. Gräfenhainichen: Wegner von 
der Oberf. Eisleben nach der Oberf. Glücksburg; Werner 
von der Oberf. Eisleben nach der Oberf. Polsiſeld; 
Baſtrow von der Oberf. Glucksburg nach der Oberf. 
Liebenwerda. 


Privatforſtdienſt. 

Deter, Gräfl. v. Hohenthalſcher Revrerverwalter zu Schloß 
Lauenſtein i, Erzg., wurde anläßlich der hundertjährigen 
Bugehorigkeit der Herrſchaft Lauenſtein zum gräfl. 
Ja milienbeſitz die Amtsbezeichnung Oberfoͤrſter verliehen 


Jubiläen, Gedenktage n. a. m. 


Bergmann, Oberförſter in Glashütte (Oberpfalz, B.⸗A. 
Kemnath), feierte am 3. September im 83 Lebensjahr 
in voller Friſche fein ſünfzignähriges Jubiläum im 
Dienſte des Frhrn. v. Podewils⸗Wildenreuth. 

Witmann, Forſtmeiſter in Niederſtetten (Unterfranken), 
beging in voller körperlicher und geiſtiger Friſche ferien 
80. Geburstag Ter Jubilar ſteht ſeit über 40 Jahren 
im Dienſte der Hohenlohe⸗Bartenſieinſchen Herrſchaſt. 


Nr. 30 Bd. 36 (1921) 
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Vereinszeitung. 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
1. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz. Kr. Schlawe. Schrift⸗ 
führer: Staatsförſter und Fo ſtſchreiber Sieg, 
Banderbrud, Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 
mühl. Kaſſenwart: Staatsförſter Laabs in 
Pilowmuhle bei Groß-⸗Zacharin, Kr. Köslin 
Sämtliche Zablungen find an die Preußiſche 
Staatsförſter vereinigung z. H. der Kreis ⸗ 
ſparkaſſe zu Neuſtettin, Giro⸗Konto Nr. 560, 

einzuſenden. 


Einladung 
zu einer Zuſammenktunſt in Frankfurt a. O. 
Die Herren Mitglieder der Preußiſchen 


Staatsförſtervereinigung in dem Bezirke Frank⸗ 
furt a. O., Potsdam und den angrenzenden 
Bezirken ſowie die Herren Kollegen, welche 
teilnehmen beziehungsweiſe der Staatsförſter⸗ 
vereinigung beitreten wollen, werden zu einer 
Zuſammenkunft am Sonntag, dem 2. Oktober 
1921, vormittags 11 Uhr, nach Frankfurt a. O., 
Ziwil⸗Kaſino, Wilhelmsplatz 2, eingeladen. 

Es ſoll eine Ausſprache über Wirtſchaftsland, 
Waldweide, Jagdnutzungsvorſchriften, Ausbildung 
und Beſoldung der Anwärter und Wunſche der 
im Ruheſtande befindlichen Kollegen ſtattfinden. 
Hegemeiſter Burkhardt, Hegemeiſter Blaue, 

Hirſchgrund. Cloſſow. 
Hegemeiſter i. R. Simon, Neudamm. 


2 
Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanfchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 

glieder in den Verein aufgenommen: 

v. Wurmb. J., Hauptmann a D, Tideikommißbeſitzer, 

Schloß Großfurra bei Sondershauſen XVIII. 

7388. 1 1 Reinhold, Förſter, Pammin, Poſt Arnswalde, Neu⸗ 
mar ; 

7889. Buchta, Georg, Hilfsjäger, Förſterei Görlsdorf bei Anger⸗ 
minde U.⸗M. IX 

7290. Eſſer, Julius, Forſtaufſeher, Hinnenburg, Poſt Brakel, 
Kreis Höxter i W XI. 

7991. Krauſe, Karl, Stadtförſter, Braunbirſch, Poſt Schlochau I. 

7392. Linder, Hans, Oberförſterkandidat, zur Zeit Templin, 
Markt 8. IX. 

7893 Simon, Joh, Hilfsförſter, Rittergut Nauſitz bei Gehofen, 
Thur XVIII. 

7891 Thomas, Ernſt, Forſtgehilfe, Zeititz bei Wurzen. XII. 

7395. Weide, Auguſt, Förſter a. D., Spitzen, Poſt Schlodien, 
Kreis Pr⸗Holland. I. 

7896. Wünſche, Auguſt, Raſſe⸗ und Nutzgeflügelzucht, Honnef, 


Siegtreis. V. a ` 
7897. Kreiling, Friedrich, Forſtgehilfe, Münchhauſen, Kreis Mar⸗ 
burg a Lahn. XIII. 


7898. Schr v Tſchammer u. Quaritz. Georg, Kaiſerl. Staatsſekretär 
a D., Brunzelwaldau, Kreis Freyſtadt. Schl. VIII 

7999. Kielan, Guſtav, Jörſter, Forſth. Kl.⸗Thyman, Poſt Mühlen, 
Kreis Oſterode, Oſtpr. 1. . 

7400. Heller, Eruſt Rudolf, Hilfsförſter, Rittergut Troſſin, Bez. 
Halle. XVI. 


* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Anders, Walter, Forſtgehilfe, Rothenburg a. Oder. 
Nowak, Franz. Revierförſter, Forſth. Rippin⸗Ellguth, Poſt Neu⸗ 
mittelwalde, Kreis Groß⸗Warienberg 
8 un Forſtaufſeher, Gr.⸗KKochberg bei Rudolſtadt 


1 r. 

nn Hermann, forſtlicher Lehrer, Neuhaldensleben, Forſt⸗ 
lehranſtalt. 

von Koeller, Joachim, Hans, Rittergutsbeſitzer, Cantreck, Kreis 
Cammin i Pomm. ` 

Gerriets, Gerriet, Forſtgehilfe, Haus Cette, Poſt Kettwig (Ruhr). 

Schrocter, Emil, Revierförſter, Forſth. Dalow, Poſt Zulshagen, 
Kreis Dramburg. 

v. Trröckow, Haſſo, Forſiverwalter, Schmarfendorf, Poſt Bad 
Schönfließ, Kreis Königsberg Nm 

Ben, Auguſt, Forſtaufſeher, Mudau, Amt Buchen, Baden. 

Schin.; f, Adam, Forſtaufſeher Bödigheim, Amt Buchen. Baden. 

Dumlbe, Guſtav, Hilfsjäger, Friedersdorf, Poſt Seelow, Kr. Lebus. 


Förſterprüfung in der Provinz Brandenburg. 
Nachdem nunmehr die Verhandlungen über 
die Abhaltung der Förſterprüfung in der Provinz 
Brandenburg abgeſchloſſen ſind, geben wir hiermit 
zur Kenntnis, daß die Prüfung nun in der Zeit 
vom 10. bis 15. Oktober d. J. in Templin unter 
der Leitung des Herrn Forſtrats Eulefeld ſtatt⸗ 
finden wird. Die Prüflinge erhalten dazu noch 
beſondere Einladungen. 
Eberswalde, im September 1921. 
Die Geſchäftsſtelle. 
CH 


Betrifft Jahrbuch! 

Wir machen unſere Mitglieder darauf auf⸗ 
merkſam, daß zum Schluſſe des Jahres wieder 
ein Jahrbuch erſcheinen ſoll, und zwar nach 
dem Stande der Mitglieder vom 1. Oktober d. J. 
Um die Adreſſen aller Mitglieder möglichſt genau 
zu haben, iſt es erforderlich, daß wir von 
etwaigen Adreſſenänderungen, auch von ſolchen, 
die noch bis zum 1. Oktober d. J. wirkſam 
werden, ſofort in Kenntnis geſetzt werden, um 
in dem Jahrbuch eine möglichſt genaue überſicht 
geben zu können. Wir richten deshalb an alle 
unſere Mitglieder, deren Adreſſen ſich bereits 
geändert haben, von denen wir bisher keine 
Nachricht erhielten, und die ſich noch bis zum 
1. Oktober ändern, die Bitte, uns rechtzeitig 
Kenntnis zu geben. 

Die Geſchäftsſtelle: Paul Ritthauſen. 

* 
Der VII. große forſtliche Lehrgang in Wartha 1921. 

Am 6. Juni 1921 wurde vom „Verein für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands“ in Wartha i. Schl. 
wieder ein großer forſtlicher Lehrgang abgehalten, 
der unter der bewährten Leitung des Herrn 
Forſtmeiſters Rieger ſtand. Es hatten ſich 
24 Teilnehmer hierzu eingefunden, ein Beweis 
für das rege Intereſſe, das der mittlere Forſt⸗ 
beamtenſtand dieſen Lehrgängen und damit 
gleichzeitig ſeiner ſachgemäßen Fachausbildung 
entgegenbringt. Außer Herrn Forſtmeiſter Rieger 
für die Fächer Waldbau, Waldwegebau, Betriebs⸗ 
und Verwaltungslehre hatten ſich noch für Forſt⸗ 
ſchutz Herr Oberförſter Dreßler, für Forſt⸗ 
benutzung Herr Oberförſter Wackwitz, forſtliches 
Rechnen, Vermeſſungsweſen und Kartierung 
Herr Aſſeſſor Hickſch, Mathematik und Rechnen 
Herr Studienrat Theinert, forſtliche, Jagd⸗ und 
e e e Herr Amtsvorſteher Peſchke, 
oziale Geſetzgebung und Staatslehre Herr Buͤrger⸗ 
meiſter Schöder in liebenswürdiger und opfer⸗ 
williger Weiſe zur Verfügung geſtellt. Nach einer 
Begrüßungsanſprache des Leiters begann ſogleich 
die Vortragsfolge, die ſich täglich über acht bis 
neun Stunden hinzog, nur unterbrochen von fünf 
großen und einigen kleinen Exkurſionen. Auch für 
die Forſtleute, die gewohnt waren, ebenſoviel und 
mehr Stunden täglich im Walde zuzubringen, 
bedeutete dies ungewohnte Strapazen; aber das 
viele Neue, das geboten wurde, die Reichhalt'gkeit 
des Stoffes und die vielfach höchſt intereſſanten 
perſönlichen Geſichtspunkte, von denen die ver⸗ 
ſchiedenen Wirtſchaftsmethoden beleuchtet wurden, 
machte es allen leichter, zu folgen. Bei anderen 
Stoffen, die trocken waren, zwang das eigenſte 
Intereſſe zur größten Aufmerkſamkeit. Dieſes 
gilt vor allem bei Buchführung, forſtlicher 
und ſozialer Geſetzgebung, die für jeden 
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ſelbſtändigen Forſtmann immer größere Be⸗ 
deutung gewinnen. Für die praktiſche An⸗ 
ſchauung bot die Umgebung Warthas viel Inter⸗ 
eſſantes. In einer herrlichen Gebirgsgegend ge⸗ 
legen, die geologiſch wie klimatiſch die größten 
Verſchiedenheiten zeigt, bedingt fie ohne weiteres 
die verſchiedenartigſte Vegetation, weiſt alle Holz⸗ 
orten auf, die nach Boden, Lage und Klima nach 
vielerlei Methoden bewirtſchaftet werden. Inter⸗ 
eſſante Bilder boten in Betrieb genommene 
ehemalige Schutzwaälder, die mittels Kuliſſen 
natürlich verjungt wurden, ohne ſo ihrem eigent⸗ 
lichen Zweck entzogen zu werden; ferner natür⸗ 
lihe Verjüngung von Kiefern unter Anwendung 
von Zackenhieben, die recht gute Erfolge auf⸗ 
wieſen und nur ſtellenweiſe durch hohe Blau⸗ 
beerdede geftört wurde. In letzterem Revier 
wurde auch vermittels Stollen nach Metallen 
BE und es dürfte die Teilnehmer intereffieren, 
aß neuerdings unweit dieſer Stelle Braun⸗ 
kohle gefunden wurde. Sehr markant trat 
auch auf dieſen Exkurſionen das überragende 
Wachstum der Douglasfichte hervor und wird 
dieſes wohl manchen Teilnehmer zu einem 
Verſuch mit dieſem am günſtigſten eingeſchlagenen 
remdling anregen. Bei allen ſehr intereſſanten 
Lehrwanderungen zog ſich aber wohl für alle 
Teilnehmer unvergeßlich wie ein roter Faden 
durch die Erklaͤrungen hindurch die Mahnung in 
bezug auf die Tatigkeit des Forſtmannes: 
„Standortsgemäße Holzarten“, „Begunftigung der 
Miſchung miteinander harmonierender Holzarten 
und des ſogenannten doppelhiebigen Waldes“, „Cr: 
haltung der Bodenkraft und, wenn nötig, Ver⸗ 
beſſerung durch Pflege mit Bodenſchutzholz und 
richtiger Durchforſtung und Wirtſchaft“, „Natür⸗ 
liche Verjüngung überall, wo es geht“, und 
mancher Teilnehmer wird wohl ſchon in ſeinem 
Revier den Boden abgeſucht und zu ſeiner 
reude feſtgeſtellt haben, daß auch bei ihm 
hoffnungsvoller junger Anflug den Weg zeigt, 
die heutzutage ins Ungemeſſene geſtiegenen 
Kulturkoſten bedeutend zu verringern, denn jede 
Verjüngung gelingt nicht reſtlos, oder, wenn ſie 
gelingt, ganz zu ſparen. An induſtriellen für die 


fetzigen Bezugsbedingungen beſtellt man die 


„Deutſche Forſt⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für. 1921, 


für das Vierteljahr. 


Deuifche Forſt⸗Zeitung N 


Fur die Redaktron: Ofonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 
An unſere ſehr verehrten Leſer! 
Mit Nummer 39 ſchließt der Vierteljahrs⸗ 

Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtz 


Nr. 39 Bd. 36 (1921) 


Forſtwirtſchaft et Anlagen ſahen wir 
eine Schindelfabrik, die in manchen Gegenden 
mit ſchwierigem Abſatz und für Beſchäftigung 
ſtändiger Arbeiter ſehr zu empfehlen iſt; dann die 
Celluloſefabrik Wartha. In liebenswürdiger Weiſe 
wurden wir durch die Herren Direktoren perſönlich 
durch den Betrieb geführt und ſahen mit größtem 
Intereſſe die Verarbeitung des Holzes zu 
Celluloſe. Dann hatten wir noch Gelegenheit, 
die Forſtſchule Reichenſtein zu beſichtigen und 
praktiſch mit den feineren Meßinſtrumenten zu 
arbeiten. Die Sammlungen der Schule an 
Inſekten, Samen und Holzarten waren für alle 
Teilnehmer ſehr lehrreich und wurden von Herrn 
Aſſeſſor Hückſch eingehend erläutert; alles in 
allem gab die Schule ein lebendiges Bild von 
dem regen Betriebe, der während des Schuljahres 
in ihr herrſcht, und von der Maſſe deſſen, was in 
der kurzen Zeit eines Jahres hier verarbeitet und 
den Schülern naͤhergebracht werden ſoll. Noch 
viel draſtiſcher aber ſah man hieran, daß es 
übermenſchlich iſt, in dieſen drei Wochen den 
ganzen Stoff den Kurſusteilnehmern beizu⸗ 
bringen; jeder ſah hieraus, hier können nur gute 
Wege für die Praxis gewieſen werden, arbeiten 
us jeder ſelbſt weiter im grünen Wald. Auch 
in Anbetracht der hohen Koſten verdiente vielleicht 
der Vorſchlag Erwägung, ob man nicht kürzere 
Speziallehrgänge in den einzelnen forftlichen 
Fachern abhalten könnte; einesteils, um ſie 
gründlicher durchnehmen zu können, andernteils 
um durch die kürzere Zeit und dadurch, daß nur 
ſolche teilnehmen, denen es gerade in dieſem 
Fache mangelt, es dieſen nützlicher und trotzdem 
billiger zu geſtalten. Am letzten Abend vereinigte 
eine gemütliche Kaffeetafel nochmals Lehrer und 
Teilnehmer; manch frohes Haber wurde ge⸗ 
ſungen, und jeder fühlte wohl, wenn die Tage 
auch anſtrengend waren: gelernt und befeſtigt 
wurde vieles und der Geſichtskreis um ein großes 
Stück erweitert. Darum an dieſer Stelle im 
Namen aller Teilnehmer dem Verein, dem 
Leiter und den Lehrern nochmals ein kräftiges 
Horrido und Weidmannsdank! 
Förſter H. Tietgen. 


Bezug unſeres Blattes. Es wird, damit in der 
eitige Erneuerung des Bezugs gebeten. 


Zu den 
Seite 73) — Bezugspreis 10,50 ME 


Der Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die 


ZDeutſche Forſt⸗Zeitung“ im Pflichtabonnement iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das 


Vierteljahr 8,50 Mk. 


Die „Deutſche Jäger⸗Zeitung“, die nur allein für 


ſich, alſo nicht mehr mit der „Deutſchen 


Forſt⸗Zeitung“ gemeinſam, bei der Poſt beſtellt werden kann, erſcheint in zwei Aus gaben. 
„Deutſche Jäger-Zeitung“, Ausgabe A, ohne „Vereins⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 
1921, 13. Nachtrag) — Bezugspreis 16 Mk. für das Vierteljahr, oder: 


„Deutſche Jäger⸗Zeitung“, Ausgabe B, mit der „Vereins⸗ 


und kynologi 
— Bezugspreis 
Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf 


ſchen Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, 13. 
18,50 Mk. für das Vierteljahr. 8 ſte f 


beide Zeitungen vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1921 


Zeitung“ für die 5. Rahtrag) 
achtrag 


ſofort aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen Zuſendung keine Unterbrechung eintreten kann. 
An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 


beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis 


Mitte dieſes Monats nicht ausdrücklich erfolgt iſt, 
Weiterlieferung; wir erſuchen jedoch um Einſendung von Bezugs⸗ 
der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes. An 


und Poſtgeld. Die Annahme 


Vereins⸗ 


mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die Überweiſung nötigen Bedingungen (Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw.) ordnungsmäßig erfüllt ſind. 


Neudamm, im September 1921. 


Der Verlag der „Deutſchen Forft ⸗ Zeitung. 
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Mit den Beilagen: g 


Forſtliche Runödſchau und Des Förfters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Hmtliches Organ des Braudversicherungt-Uereine Preussischer Feretbeamten zu Berlin, des „MWaldheil“, Vereins zur 

Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu neudamm. des Forstwaisendereins eu Berlin, des 

tHiehversichertingsvereins der Forstbeamten a. 6. zu Perleberg. des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereists 

Preussischer Staatsrevierförsier, der Freussischen Siaatsförstervercinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 

ande, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1820), der Uereinigung der Privatforsibeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. . 
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Tie Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Biertelifäßrlich 10,50 WIE bei allen Ber, 
anſtalten (eingetragen in die deulſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921. Seite 73), direlt unter Streifband duch den Verlag für 
Deutichland und das alte Oſierreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Tie Berechnung einer Lieferung mu 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden l. c 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Urbeitzeinftelungen oder Aus ſperrungen hat der Bezie 

keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzalllung des Bezugspreiſes. 


Wel den ohne Vorbehalt eingeſandlen Beiträgen nimmt die Schriftleirung das diecht der ſachlichen Auderung in Anſpruch. V.. 
träge, für die Entgelt gefordert wird, wolle mau mit dem Bermerk „gegen Bezahlung” verlegen. Beiträge, die von ihren Wiert: ` 
„sch anderen Zeilſchriſten übergeben werden, werden nicht bezahlt. 91 der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Bierteliabre:. 
Uẽberechtigter Nachdruck wird nach dem Gelege vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 40. 36. Band. 


Neudamm, den 2. Oktober 1921. 


Komba und Fachgruppe der Kommunalforſtbeamten. 
Bon Carl Baltz, Hannover. 
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denn wenn der alte 


In Nr. 37 des „Deutſchen Förfter“ ver⸗ 
öffentlicht der Gemeindeförſter, Herr Stollenwerk, 
unter der überſchrift „Die enttäuſchten Kommunal⸗ 
forſtbeamten“ eine kurze Mitteilung, die ſich 
mit den Vorgängen auf der Tagung des 
22. Verbandstages der Kommunalbeamten, die 
vom 25. bis 31. Juli in Barmen ſtattgefunden 
hat, beſchäftigt, die offenbar in ihrem Haupt⸗ 
zweck darauf gerichtet ſein ſoll, mit einem neuen 
Anlauf die Kommunalförſter unter den Fittichen 
des für ſie nebenſächlichen heutigen Förſter⸗ 
bundes zu vereinigen. Einer derartigen Be⸗ 
ſtrebung muß nach wie vor aus rein ſachlichen 
Gründen entgegengehalten werden, daß es den In⸗ 
tereſſen der Gemeindeförſter vollſtändig zuwider⸗ 
läuft, ſich von den Kommunalbeamten zu trennen. 
Geradezu ſinnlos wäre es aber, den Aſt abzufägen, 
auf dem die Gemeindeförſter ſitzen, und das 
Heil des Standes dem heutigen Förſterbunde 
anzuvertrauen, der nach ſeiner Zuſammenſetzung 
weder geeignet noch berufen iſt, die Intereſſen 
der Gemeindeförſter zu vertreten. 

Welches Stimmungsbild der Verbandstag 
ergeben hat, kann ich natürlich nicht genau 
beurteilen, weil ich der Verſammlung nicht 
beigewohnt habe, aber ich kann mich des Ein⸗ 
druckes nicht erwehren, daß es an einer Ver⸗ 
tretung der Kommunalforſtbeamten, ſo wie fie 
wünſchenswert geweſen wäre, gefehlt hat. 

Bei der Aufloͤſung des alten Vereins in 
Kaſſel, zu dem zurückzukehren auffälligerweiſe 
aufgefordert wird, obgleich man ihn unter der 
Suggeſtion der alleinſeligmachenden Förſter⸗ 
gundsidee, der von vornherein die geeignete 
Unterlage fehlte, mutwillig zerſchlagen hat, iſt 
allerdings von dem Zugeſtändnis des Komba, 


daß die Kommunalforſtbeamten in einer Fach⸗ 


gruppe im Verbande zuſammenzufaſſen ſeien, 


— 


ausgegangen worden; 
Verein den Anſchluß an den Kommunalbeamtein⸗ 
verband nicht durchgeführt hat, ſo war die 
ſeinerſeitige ablehnende Haltung des Verbandes 
dieſer Forderung gegenüber eine der Ver⸗ 
anlaſſungen hierzu. 

Die Fachgruppe im Verbande iſt eine 
unerläßliche Notwendigkeit für die Kommunal⸗ 
forſtbeamten wegen der eigenartigen Stellung. 
die fie unter den Kommunalbeamten einnehmen. 
und wenn auch zugegeben werden muß, daß 
eine große Organiſation mit zunehmender Bahi 
der Gruppen ihre Machtpoſition ſchwächt, jo iſt 
die Vertretung des Faches im erörterten Sinne 
für die Kommunalforſtbeamten allerdings ſelbſt⸗ 
verſtändlich für das Verbleiben im Verbande. 
Aber die erſte Gelegenheit zu benutzen. um 
„Los vom Komba!“ zu ſchreien, weil ſich nicht 
alles glatt abwickelt, iſt nur Waſſer auf die 
Mühle jener, die entweder heute immer noch 
nicht begriffen haben, daß die Gemeindeforſt⸗ 
beamten Fommunalbeamte ſind oder andere 
Wege gehen wollen, die zu wandeln den 
Kommunalforſtbeamten nur ſchaden können. 
Immerhin iſt an dem Beſchluß des 22. Ver⸗ 
bandstages hinſichtlich der Fachgruppenbildung 
einiges auszuſetzen. Er lautet: | 

„Verbandstag beſchließt: Es find in alleı 
Bezirksgruppen folgende Fachgruppen zu bilden: 
1. Verwaltung; 2. Technik, Betrieb, Verkehr: 
3. Feuerwehr; 4. Polizei (einſchließlich Feld⸗ 
ſchützen und ähnliche Beamte); 5. Wohlfahrt. 

Wo ein Bedürfnis dafür vorhanden it, 
können durch Beſchluß der Bezirksgruppe zu 
den Fachgruppen Untergruppen gebildet werden, 
und zwar zunächſt für 1. Kommunalforſtbeamte, 
2. Vollziehungsbeamte, 3. Standesbeamte, 
4. Sparkaſſenbeamte, 5. Hausmeiſter.⸗ | 
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Der Verbandstag ſieht 


| alſo für die Kommunal⸗ 
forſtbeamten eine Untergruppe vor, die folge⸗ 
richtig nur zu einer Fachgruppe im Sinne des 
Beſchluſſes, die als Obergruppe anzuſehen iſt, 
gehören kann. Da könnte, nach der Faffung 
des Beſchluſſes, allerdings als Fachgruppe 
nur die in Frage kommen, welche die „ 
leinſchließlich Feldſchützen und ähnliche Beamte) 
umfaßt. Der Verbandstag kann danach als Fach⸗ 
gruppe nur die Gruppe der Polizei im Auge 
gehabt haben, der auch die „Feldhüter“ angehören 
ſollen. Das kann um ſo weniger als eine Gering⸗ 
ſchätzung aufgefaßt werden, weil es eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit iſt, daß die den Feldhütern 
gleichſtehenden Forſthüter als Kommunal⸗ 
forftbeamte auch deren Fachgruppe angegliedert 
werden mußten, wenn eine ſolche in der 
Bezirksgruppe vorhanden wäre, denn daran 
könnte ſich nur die unangebrachte Selbſt⸗ 
ſtberſchätzung ſtoßen. 

Außerdem handelt es ſich in dem oben 
erwähnten Beſchluß, der nicht richtig formuliert 
iſt, doch lediglich um den inneren Ausbau der 
Bezirksgruppen, wobei man zugeben muß, daß 
in ihr, wenn ein oder zwei Forſtbeamte vor⸗ 
handen ſind, aus dieſen nicht gut eine Fach⸗ 
gruppe gebildet werden kann. Das iſt auch gar 
nicht nötig, ſondern die Hauptſache iſt doch, und 
darauf kommt es ja vor allen Dingen an, daß 
die Kommunalforſtbeamten im Landes- 
fachgruppenausſchuß des Komba ihre Ber: 
os haben, die man ſicherlich nicht verſagen 
wird. 

Das iſt der ſpringende Punkt, aber das 
darf nicht davon abhalten, zu fordern, daß der 
Beſchluß des Verbandstages, daß die Kommunal⸗ 
forſtbeamten in den Bezirksgruppen als Unter⸗ 
gruppe einer Fachgruppe zu fungieren haben, 
dahin eine Abänderung erfährt, daß die Zahl 
der in einer Bezirksgruppe vorhandenen Kommu⸗ 
nalforſtbeamten zu entſcheiden hat, ob in ihr 
eine Fachgruppe in der Bezirksgruppe gebildet 
werden ſoll oder nicht. | 

Ganz praktiſch genommen iſt es ſogar gleich⸗ 
gültig, ob die Zuſammenfaſſung der Forſt⸗ 
beamten innerhalb der Bezirksgruppen in Fach⸗ 
oder Untergruppen geſchieht — denn im 
löblichen demokratiſchen Staat darf die Preſtige⸗ 
E keine Rollen ſpielen —, weil ſchließlich 

ie Untergruppe ebenſo gut die Intereſſen 
wahren kann wie die Fachgruppe. 

Im übrigen kann auch an der Satzungs⸗ 
änderung nicht vorübergegangen werden, daß 
für Mitgliedergruppen mit beſonderen 


Die Buche im nord 
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Eigenarten vom Berbanbs- 
tag die Bildung von Fachgruppen an⸗ 
geordnet werden kann. Es gibt keine Be⸗ 
amtengruppe unter den Kommunalbeamten mit 
ſo beſonderer beruflicher Eigenart, wie ſie die 
Forſtbeamten haben, und deshalb kann es 
gar nicht zweifelhaft ſein, daß die Bezirks⸗ 
gruppen den Forſtbeamten ohne weiteres die 
Fachgruppe zubilligen, wo dieſes gerecht⸗ 
fertigt und erwünſcht iſt. Vor allen Dingen 
müſſen die Kommunalforſtbeamten es endlich 


lernen, ſich in den Bezirksgruppen durchzuſetzen, 


EA? 


und das wird ihnen um ſo beſſer gelingen, je 
mehr fie fich als Kommunalbeamte fühlen, ſtatt 
ſich aus gänzlicher Verkennung ihrer Stellung 
auf den Iſolierſchemel zu ſetzen. Wollen fie 
das nicht, dann klare Kimme für das Ziel der 
Verſtaatlichung ohne Halbheiten, das aber 
die Förſter für ſich ſchwerlich erreichen werden! 
Die Vorgänge auf dem Verbandstage der 
Kommunalbeamten hätten ohne Zweifel ein 
anderes Geſicht bekommen, wenn die Gemeinde⸗ 
forſtbeamten richtig vertreten geweſen wären, 
was ſcheinbar nicht der Fall geweſen iſt. Wie 
dieſe Vorgänge in Wirklichkeit aufzufaſſen find, 
glaube ich genügend auseinaudergeſetzt zu 
haben, und die Beſtätigung meiner Auffaſſung 
ergibt ſich auch aus der Tatſache, daß ganz 
kürzlich und nach der Verbaudsverſammlung 
der Bezirksgruppe 
Forſtbeamten die Fach. 

gruppe ohne weiteres zugebilligt wurde. Gänz⸗ 
lich verfehlt wäre es deshalb, wenn die Komba⸗ 
Mitglieder ſich wegen eines meines Erachtens 
einſtweilen nicht allzu ſchwer wiegenden Miß⸗ 
erfolges verleiten ließen, aus der Organiſation 
auszutreten, die allein ihre wirtſchaftlichen 


in der Vorſtandsſitzung 
Niederſchleſien den 


Intereſſen zu vertreten vermag. Jedenfalls 
ſind auch die Gegenſätze, die im übrigen 
zwiſchen Komba und Deutſchem Beamtenbund 
konſtruiert werden, ganz künſtliche, denn die 
Kommunalforſtbeamten ſind durch ihre Mit⸗ 
gliedſchaft beim Komba Angehörige des Deutſchen 
Beamtenbundes, während ſie als Mitglieder 
des neuen Verbandes der Kommunalforſtbeamten⸗ 
Vereine, der kürzlich in Koblenz gegründet 
wurde, keine Ausſicht haben, in den Deutſchen 
Beamtenbund aufgenommen zu werden, wenn 
ſie ſich davon etwas verſprechen ſollten. | 
Schließlich iſt die wichtige Beſoldungsfrage 
nicht davon abhäugig, wie die Kommunalver⸗ 
bände fie zu löſen beabſichtigen, ſondern lediglich 
davon, wie fie ſich bei den preußiſchen Staats⸗ 
forſtbeamten geſtaltet. | 


„ an S Zen A een 


oſtdeutſchen Kiefernwalde. 


Von Forſtrat Br, Hermann Dertog. 
(Schluß.) 


5. . 


Das Weſen der Buchenkultur im Kiefernwalde | 


als Begründung von Miſch⸗ und Unterholz läßt 
Nachbeſſerungen überflüſſig erſcheinen, ſoweit es 


ſich nur um geringe Abgänge handelt. Nur wenn 
dieſe groß ſind und den Erfolg allzu ſehr ſchmälern, 
muß man nachbeſſern. | 

Saaten wird man felten durch Saat nach⸗ 


beſſern können, weil es in den nächſten Jahren 
gewöhnlich an Bucheckern mangeln wird. In 
der Regel wird man ſchon im nächſten Jahre 
mit Sämlingen ergänzen, es ſei denn, daß man 
begründete Hoffnung auf Nachlaufen hat (ſ. o.). 

Pflanzungen werden, wenn nötig, ebenfalls 
ſofort im nächſten Jahre nachgebeſſert, und zwar 
mit Pflanzen derſelben Höhe. 

Daß die Nachbeſſerung beſonders ſorgfältig 
ausgeführt werden muß, iſt ſelbſtverſtändlich. Es 


iſt keine Beſonderheit der Buchenkultur, ſondern 


jeder Nachbeſſerung. Damit hapert es oft leider 
ſehr. Nur deshalb ſei ausdrücklich darauf hin⸗ 
gewieſen. | 


6. Pflege. 

Vielfach muß man die Buche auf ungünſtigen 
Böden kultivieren. Man muß dann verſuchen, 
ihr etwas aufzuhelfen. 

Die künſtliche Düngung wird freilich unter 
den heutigen Verhältmiſſen kaum einmal möglich 
ſein. In Frage kommt überhaupt nur Kalk⸗ 
düngung auf Böden mit ſtarkem, ſaurem Trocken⸗ 
zorf (Rohhumus), und zwar in Form von Atzkalk 
oder hochprozentigem Kalkmergel. In unſerem 
Gebiete wird ſich nicht ſo oft Gelegenheit dazu 
bieten wie in der nordweſtdeutſchen Heide.“) 

Bei uns wird es ſich vielmehr eher darum 
handeln, verhagertem Boden aufzuhelfen. Die 
beſten Mittel ſind Humusbeimiſchung und Decken 
mit toten Pflanzenabfällen. | 

Auf ſolchem Boden miſche man alſo die obere 
Bodenſchicht der Saat⸗ und Pflanzſtellen mit 
Humus, den man von der Seite herbeikratzt. Man 
menge die Buchenpflanzen mit benadeltem Reiſig, 
„Kartoffelkraut, Quecken, Lupinenſtroh, Lupinen⸗ 
oder Gerſtenkaff uſw. (aber wegen der Mäuſe 
muß man damit etwas vom Stamm abbleiben; 
die Decke wirkt auch, wenn ſie die Pflanzplatten 
faſt ganz frei läßt). Die Reiſigdüngung kann 
natürlich auch im großen gemacht werden. Die 
anderen Deckſtoffe wird man nur in kleinerem 
Maßſtabe und bei günſtigen Verhlätniſſen an⸗ 
wenden können. Solche Deckungen kommen 


mamenttich bei der Einſprengung der Buche in 


die Kiefernfreikulturen in Frage. 

Weitere Pflege wird im allgemeinen nicht 
nötig ſein. Namentlich muß der Kampf zwiſchen 
der jungen Buche und Kiefer im großen Betriebe 
der Natur überlaſſen werden, nachdem man bei 
Begründung der Miſchung ihr gegenſeitiges Ver⸗ 
halten berückſichtigt hat. Im kleinen wird man 
durch Zurückſchneiden läſtiger Nachbarn helfen 
körmen. Die Buche wird man in dieſem Kampfe 
nur dort zu begünſtigen brauchen, wo ihre Zahl 
ſehr klein und ihr Aushalten unter dem Druck 
der Kieferndickung zweifelhaft iſt. Andererſeits 
habe ich mich auch ſchon zuweilen entſchließen 
miiiſſen, bei ungleichalteriger Wirtſchaft der jungen 


&) Forſtmeiſter Erdmann⸗Neubruchhauſen 
Hat dort in großem Umfange und mit beſtem Erfolge 
de Kalkdüngung beim Unterbau von Buche unter 
Kefer angewendet. 


Kr 


Kiefer durch Zurückſchneiden allzu üppiger Buchen 


ne nina. Zi 


zu helfen. 
7. Schutz. | 

Die Hauptfeinde der Buche im Kiefernwalde 
ſind das Wild und die Mäuſe. 

Alles 8 nimmt die Bucheckern 
gierig auf. Bei nennenswertem Beſtande von 
Rot⸗, Dam⸗, Reh⸗ und Schwarzwild kann man 
deshalb Buchenſaaten im Herbſt nur innerhalb 
feſter Zäune machen. Wenn nicht auch ſonſt im 
Revier viele Bucheckern oder Eicheln von einer 
guten Maſt zahlreicher Samenbäume am Boden 


liegen, jo gilt das auch für die Frühjahrsſaat, 


es ſei denn, daß ſie auf ſehr großen Flächen aus 
geführt wird. Auch dann wird es gut fein, Do: 
Wild auf den Saatflächen zu ſcheuchen, bis Die 
Keimlinge auflaufen. | 

Den Keimlingen wird ganz beſonders das 
Reh gefährlich. Die junge Buche ſtreckt bekannt⸗ 
lich ihre beiden Keimblätter aus der Erde. 
Zwiſchen ihnen ſitzt der einzige Vegetationspunkt, 
d. h. das Knöſpchen, aus dem ſich der Erſtlings⸗ 
trieb entwickelt. Beißt das Reh die Keimblätter 
ab, fo nimmt es auch dieſen Vegetationspunki 
mit, d. h. tötet die ganze Pflanze.“) Auch dadurch 
wird die Möglichkeit der Freiſaat erhebeich ein 
geſchränkt. 

Im weiteren Verlaufe (d. h. nach Ausbildung 
eines Holzkörpers) wirkt der Verbiß, an Dem e: 
alle überhaupt verbeißenden Wildarten (oli: 
auch Haſe und Kaninchen) beteiligen, nicht meh: 
tötend, ſondern nur wuchshemmend. Ob die 
Buche ſich dann überhaupt noch durchringt, hängt 
von vielen Umſtänden ab, hauptſächlich von der 
Stärke des Wildſtandes und dem ganzen Charakter 
des Reviers. d 

Ein ſehr ſtarker Wildſtand hält natürlich alles 
junge Laubholz am Boden, und wenn noch ſovie! 
davon vorhanden iſt. Aber auch nur wenige Rehe 
genügen, um felbft große Buchenunterbauflächer 
kurzzuhalten, ſolange dieſe das einzige Laubholz 
im Revier find, zumal wenn die Fläche gar noch 
in kleinen Waldkörpern oder am Rande eines 
großen liegen. Auch in dieſem Falle hilft nur ein 
feſter Zaun. Wäre es wirklich wahr, daß unter 
ſolchen Verhältniſſen die fortgeſetzte Vergrößerung 
der Anbauflächen das Hochkommen des Laub 
holzes ſichert, ſo würden alle überhaupt 
in Frage kommenden Kiefernbeſtäunde ſchon 
längſt mit einem Unterholz von Vogelbeere, 
Eiche uſw. dicht unterſtellt fein. Dieſan 
Unterwuchs findet nämlich der Bucheneinbau 
faſt immer ſchon als uralte, winzige Ver 
bißkrüppel vor. Er kommt aber erſt mit dem 
Buchenunterbau hoch, wenn die Fläche diejen 
zuliebe eingezäunt wird.) Die erſten Buchen⸗ 


*) Im Gegenſatz dazu läßt die junge Eiche die 
Kelmblätter im Boden. Dadurch wird der zwiſchen 
dieſen liegende Vegetationspunkt geſchützt und 
treibt nach, wenn der über die Erde geſchobe ne 
Trieb abgebiſſen wird. 8 

**) So lange z. B. in der ſtädtiſchen Oberheid- 
bei Eberswalde überhaupt noch ein Rehſtand por, 


genügend junge Laubhölzer vorhanden, deren 
Spitzen für das Wild nicht mehr erreichbar ſind, 
deren Seitentriebe aber hinreichend Gelegenheit 
zum Knabbern bieten, dann mag die Kultur der 
Buche durch Saat und Kleinpflanzung in großen 
Revieren mit mäßigem Wildſtande auch ohne 
Zaun glücken. Aber von dieſem Ziele ſind die 
meiſten Reviere noch recht weit ab. 

ie gefährdet der erſte Anbau im ganz 
reinen Kiefernrevier ſein kann, beweiſt die 
Tatſache, daß in einem ſolchen Falle mehrere 
Tauſend friſch gepflanzter 2 jähriger Buchen von 
wenigen Stücken von Schwarzwild (!) reſtlos 
gerausgezogen und aufgefreſſen worden ſind. 
Die Laubholzwurzeln waren ihm eben im 
deinen Kiefernrevier ein willkommener Lecker⸗ 
Biffen. 


Ein Notbehelf gegen ſchwachen Wildſtand 


iſt bei großen Flächen und ſonſt günſtigen Ver⸗ 
hältniſſen der Schutz der jungen Pflanzen durch 
Reiſig, das man ihnen umgekehrt über den 
Kopf ſtülpt. | 

Wenige Pflanzen kann man auch durch Ver⸗ 
wittern ſchützen. Man macht eine der bekannten 
Miſchungen von gelöſchtem Kalk und Tierdünger 
(oder noch beſſer E bon homo sapiens) und 
beſpritzt damit zu allen Jahreszeiten. 

Heiſter braucht man nur bei ſtarkem Kaninchen⸗ 
ſtande gegen Schälen zu ſchützen durch Einbinden 
in Reiſig oder Rohr. Der Bindedraht muß dabei 
ſo locker befeſtigt werden, daß er durch das Dicken⸗ 
wachstum des Stammes ſpäter ſich ſelbſt ablöſt. 

iel unangenehmer als das Wild ſind die 


Mäuſe, weil man gegen fie wenig vorbeugen 


kann und ihrer Maſſenvermehrung in der Regel 
hilflos gegenüberſteht, weil man mit den Gegen⸗ 
mitteln zu ſpät kommt. Namentlich an den Feld⸗ 
rändern iſt das Erhalten und Wiedereinbringen 
der Buche im Kiefernwalde ein ſtändiger Kampf 
mit der — oder vielmehr ein Nachflicken hinter 
der Mäuſegefahr. Alle die bekannten Vor⸗ 
beugungs⸗ und Vertilgungsmittel müſſen auch 
zugunſten der Buche angewendet werden. 

Manchmal kann ma ſelbſt in Mäuſejahren 
den Schaden an der Buche durch Reinhalten der 
nächſten Umgebung der Pflanzen von Unter⸗ 
ſchlupfgelegenheiten verhüten, indem rechtzeitig 
im or die Sant» und Pflanzplatten mit der 
Harke von Moos, Laub und Unkraut freigemacht 
werden. Auch rechtzeitiger Eintrieb von Schweinen 
tand Rindvieh iſt zu empfehlen (das Rindvieh 
sesiyitt manche Jungmaus, namentlich vertreibt 
es die Mäuſe durch ſeinen Tritt). 


Zommen war, waren die Kiefernbeſtände unten 
zahl. Als der Rehſtand vor der wachſenden Zahl 
der Spaziergänger (und ihrer Hunde!) wich, 
wuchſen die ſtändig verbiſſenen Vogelbeeren hoch 
und kam auch der Bucken⸗ und Traubeneichen⸗ 
aufſchlag von den zahlreich vorhandenen Samen⸗ 
bäumen zur Entwicklung. ) 
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Wenn junge Buchen von den Mäuſen ring 
herum bis aufs Holz geſchält ſind, jo ſind Me 
ohne Hilfe verloren, weil den Wurzeln keine 
Nahrung aus den Blättern mehr E wird 
(man darf ſich nicht dadurch täuſchen laſſen, daß 
ſie zunächſt noch austreiben; die Erſchöpfung der 
Wurzeln kommt namentlich bei älteren, kräftigen 
Pflanzen erſt ſpäter). Sie müſſen entweder 
ſoſort abgehauen oder hoch (d. h. mindeſtens 
5 em über die Schälſtelle hinauf) mit Erde be⸗ 
häufelt werden. Im erſten Falle ſchlagen ſie 
am Stocke wieder aus, im zweiten treiben fte 
neue Wurzeln über der Schälſtelle. Welches. 
Mittel man wählt, hängt von den näheren Um⸗ 
ſtänden (Verunkrautung des Bodens, Arbeiter⸗ 
verhältniſſe uſw.) ab. Ich ziehe das Behäufeln 
im allgemeinen vor, weil die Pflanze dem Verbiß 
entzogen bleibt, weil die Mäuſe oft ſo tief hinab⸗ 
genagt haben, daß beim Stummeln nur ſpärlicher 
Ausſchlag oder gar keiner kommt, und weil durch 
das Stummeln bei Teilſchaden unerwünſchte 
Ungleichmäßigkeit in der Höhe entſteht, wenn nicht 
alles geſtummelt wird. Einzelne Buchen im 
höheren Kiefernjungwuchs ſollen immer behäufelk 
werden, denn Stockausſchläge werden dort. 
rettungslos verbiſſen. 

Inſektenſchaden ſpielt an der Buche im 
Kiefernwalde keine Rolle. Rotſchwanz und Spring⸗ 
rüſſelkäfer treten faſt ſo häufig auf wie im 
reinen Buchenwalde. Vom Nonnenfraß, der 
vorkommt, erholt fie ſich Schnell. Der Kiefernwald 
zeichnet ſich vor dem Eichenwalde dadurch 
vorteilhaft aus, daß der jungen Buche nicht wie 
in dieſem allesfreſſende Inſekten und Larven auf 
den Kopf fallen. Unterbaut man Kiefern⸗ und 
Eichenbeſtand nebeneinander gleichzeitig mit 
Buche, ſo wächſt dieſe unter der Kiefer meiſt viel 
ſchneller als unter der Eiche, weil fie unter dieſer 
ſtändig befreſſen wird. 

Über Froſt und Sonnenbrand iſt ſchon oben 
das Erforderliche geſagt. Von ſonſtigen Gefahren 
wäre noch der Schneedruck zu erwähnen. Er 
wird bei uns nur gefährlich, wenn er im Herbſt 
oder Vorwinter auf junge Buchen fällt, die noch 
viel Dürrlaub (oder wie 1919 am Zweig er⸗ 
frorenes Grünlaub) haben. Lockerer Stand der 


E en ſchützt dagegen am beiten. Im 
leinen kann man durch rechtzeitiges Abklopfen 
helfen. * 


VIII. Zuſammenfaſſung. 

Auch wer ſich nicht zu unſicherem oder gar 
ausſichtsloſem Buchenanbau im Kiefernwalde 
verleiten läßt, wird meiſt auf lange Zeit hinaus 
mit Arbeit verſorgt ſein. Allein die Schwierigkeit, 
Samen und Pflanzen in genügender Menge zu 
bekommen, wird dieſe Arbeit oft unliebſam be⸗ 
ſchränken, in vielen Revieren neben anderen 
Schwierigkeiten die vorhandenen Anbaumöglich⸗ 
keiten auch nicht annähernd 5 ol 
Um 1 mehr wird man zunächſt die lohnendſten 
Möglichkeiten ausnutzen: den Unterbau der beſten 
jungen Stangenhölzer und das Einſprengen der 
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Buche in die Kiefernverjüngungen, und beides zu erhalten und in großem Maßſtabe zu ver 
zur auf den beiten Böden. mehren. Er wird auch mit den Wildſchadennöten 

Wo das Gedeihen der Buche überhaupt leichter fertig werden. Und er wird, wenn er 
fraglich iſt, wird man ſich zunächſt auf kleine es nicht ſchon weiß, die angenehme Entdeckung 
Anbaufläche beſchränken müſſen. machen, daß ein dichtes Buchenunterholz oder 

Wer aber des Erfolges ſicher iſt, wer die eine breitbeaſtete Buchenbeimiſchung im Kiefern⸗ 
Buche im Revier hat, wem Bucheln in reicher walde dem Wilde einen ebenſo beliebten, ja 
Menge zur Verfügung ſtehen, der kann ſich glück⸗ oft noch lieberen Tagesſtand bietet wie eine feſte 
lich ſchätzen. Ihm ſteht nichts im Wege, die Buche [Kieferndickung. 

——— 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 
Dienſtkleidungszuſchüſſe der Staatsſorſtbeamten. beaniten im Außendienſt, die Oberförſter der Forſt⸗ 
Miniſterium für Landwiriſchaft, Domänen und Forzen. einrichtungsanſtalten und die zum Tragen von 
Geſchäfts⸗Nr. III 15410. . voller Dienſtkleidung verpflichteten Beamten der 

Berlin, 22. Auguſt 1921. Forſtnebenbetriebe. 

3. Nach 9 10, 2 des Beamtendienſteinkommen⸗ Den Oberförſtern bei den Forſteinrichtungs⸗ 
Hejetzes iſt den Beamten, die im Intereſſe der anſtalten und den daſelbſt als Hilfsarbeiter be⸗ 
offentlichen Sicherheit und Ordnung Dienſt⸗ S Forſtbetriebsbeamten iſt während der 


zleidung zu tragen gezwungen find, dieſe unter Zeit, in der ſie nur im Innendienſte verwendet 
N 5 1 zu werden, nur der niedrige Satz zu zahlen. 
Metern. zis die Einrichtungen zur Lieferung „ = en 5 E 
der een eich, ln BN Den 
es EE EE SE Gg Satz bis zum Ablaufe des Monats, in dem die 
„„ e es E Tätigkeit im Außendienſt endet, und ein Beamter, 
SH, gewährt wird, hat ſich der Herr Finanz⸗ der aus dem Innen⸗ in den Außendienſt über- 
miniſter damit einverſtanden erklärt, daß den tritt, den höheren Saß v Anf des Monats 
Forſtbeamten der Regierungen 126 A. den e; ren Satz vom Anfang des Monats 
or 9550 1 jenſtkleit ab, in dem die neue Tätigkeit beginnt. Eine 
e a 1056 ea GH tageweiſe Berechnung des Dienſtkleidungszu⸗ 
SE EEN SE SE ſchuſſes nach dem höheren oder niederen Satze 
findet infolge des Wechſels in der Beſchäftigung 
alſo nicht Soit, 

6. Der Dienſtlleidungszuſchuß iſt als Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung ſteuerfrei. 
7. Für die Oberförſter und Forſtkaſſen liegen 
Abdrucke dieſes Erlaſſes bei. 

Im Auftrage: Laspeyres. 

An die Regierungen ulm. j 


werden (vergl. Ziffer 4). 

2. Die Zuſchüſſe ſind nach den für Gehalt 
und Vergütung gültigen Grundſätzen, vor⸗ 
läufig jedoch nicht über den 30. Sep⸗ 
tember 1921 hinaus, zu zahlen. Bis zur 
Aufnahme in den Haushalt ſind ſie bei den außer⸗ 
planmäßigen Ausgaben zu verrechnen. 

3. Forſtaſſeſſoren, Hilfsförſter und Forſt⸗ 
gehilſen beziehen den Dienſtkleidungszuſchuß nach 
Maßgabe ihrer Verwendung (ſiehe Ziffer 4). e 
Den Forſtreferendaren wird kein 5 b | 
zuſchuß gewährt. Forſtrentmeiſter und im Forſt⸗ Betrifft: Allgemeines Tienſtalter der Staatsförſter. 
kaſſendienſte beſchäftigte Forftbetriebsbeamte er⸗ Allgemeine Verfügung III 57/1821. 

Halten den Dienſtkleidungszuſchuß nicht, weil Miniſterium für Onndwirtichaft, Domänen und Forſteu. 
He nicht zum Tragen von u, ver⸗ Geſchäfts⸗Nr. 111 21 676,20. | 
vilichtet find. Staatsforſtbeamte, die ihr Dienſt⸗ Berlin, 8. September 21. 
einkommen nicht aus dem Haushalt der Forſt⸗ Im Hinblick auf die durch die Allgemeine 
verwaltung beziehen, erhalten keinen Dienſt⸗ Verfügung Nr. 1 69/1921 (vom 11. Juni d. J. — 
eidungszuſchuß. IB Ia 5014 uſw. —) mitgeteilten Richtlinien 

4. Die Höhe der Zuſchüſſe iſt dem Umfange für das allgemeine Dienſtalter wird darauf hin⸗ 
der Abnutzung angepaßt. Alle Beamten, die gewieſen, daß bei den Staatsförſtern das all⸗ 
gaupiſächlich im Innendienſte beſchäftigt find, | gemeine Dienſtalter nunmehr mit dem Beſoldungs⸗ 
erhalten daher den niedrigen, die im Außen⸗ dienſtalter zuſammenfällt. Wenn dabei auch 
dienſt beſchäftigten den höheren Satz. Hiernach in Zukunft die Dienſtaltersreihenfolge ſich in 


beziehen: der Hauptſache, wie bisher, nach dem Datum 
a) den Satz von 126 4 jährlich: und der Nummer des Forſtverſorgungsſcheins 


Die Oberforſtmeiſter, Regierungs⸗ und Forſt⸗ richten wird (da dieſer die Grundlage für die Feſt⸗ 
tüte und die bei den Regierungen beſchäftigten ſetzung des Beſoldungsdienſtalters bildet), jo 
Oberförſter, Forſtaſſeſſoren und Forſtbetriebs⸗ werden doch auch Umſtellungen nötig ſein, und 
beamten, die Oberforſtmeiſter und Regierungs⸗ zwar z. B. in den Fällen, in denen Zeiträume 
und Forſträte der Forſteinrichtungsanſtalten und nach Erlangung des Forſtverſorgungsſcheines bei 
die bei den forſtlichen Hochſchulen beſchäftigten der feſten Ayſtellung nicht haben auf das Beſol⸗ 
Jorſtverwaltungs⸗ und Forſtbetriebsbeamten mit dungsdienſtalter angerechnet werden können, und 
Ausnahme der Oberförſter, die zugleich Revier⸗ dann auch bei denjenigen Beamten, welche zwar 
verwyalter ſind. früher als vor Ablauf von fünf Jahren nach 

b) den Satz von 252 A jährlich: Erlangung des Forſtverſorgungsſcheines zur An⸗ 

Die Verwalter der Lehroberförſtereien, die fſtellung gelangt, aber von dienſtjüngeren Anwärtern 

Oberförſter, Forſtaſſeſſoren und Forſtbetriebs⸗ überholt worden ſind. 


— 


Die Regierung wolle die Dienſtaltersliſten ent⸗ 
ſprechend richtigſtellen laſſen. Sie 
dann auch maßgebend für die Beurteilung des 
Dienſtalters bei Stellenbeſetzungen. 
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Auf die überzähligen Förſter findet eler Erlaß 


ſind als⸗ keine Anwendung. 


Warmbold. 
An die Regierungen uf. 


2 —— - 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Prof. Dr. Dieterich in Freiburg, früher Forſt⸗ 
meiſter in Möſſingen, iſt auf Anſuchen aus dem 
Lehrverband der Univerſität Freiburg entlaſſen 
und ihm ab 1. Oktober die Stelle des Vorſtandes 
der forſtlichen Verſuchsanſtall Württembergs, mit 
der Dienſtbezeichnung Forſtrat, übertragen worden. 

2 


Uebertragung der Aufgaben der Penſions⸗ 
regelungzbehörden auf die Verſorgungsbehörden. 
Vom 1. 9. 1921 ab ſind die bisher den Penſions⸗ 
regelungsbehörden obliegende Anweiſung uſw. 
der zahlbaren Militärpenſionen und Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe von den Verſorgungsbehörden (Haupt⸗ 
verſorgungs⸗, Verſorgungsämtern) übernommen 
worden. Die Anweiſung uſw. erfolgt dann bei den 
nach dem Reichsverſorgungsgeſetz vom 12. 5. 1920 
(vgl. „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 1921 Nr. 21 und 22) 
und nach dem Altrentnergeſetz vom 18. 7. 1921, das 
demnächſt beſprochen werden wird, bewilligten Be⸗ 
zügen durch die Verſorgungsämter und bei den nach 
den übrigen Militärverſorgungsgeſetzen bewilligten 
Gebührniſſen durch die Hauptverſorgungsämter 
In der Abhebung der Gebührniſſe bei den zahlenden 
Kaſſen tritt hierdurch keine Anderung ein. Über 
die neuen Anſchriften der bisherigen Penſions⸗ 
tegelungsbehörden gibt jede Verſorgungsbehörde, 
amtliche Hauptfürſorgeſtelle oder Fürſorgeſtelle 
auf Wunſch bereitwilligſt Auskunft. Bis zum 
Bekanntwerden der neuen Anſchriften können 
Schreiben an ehemalige Beni „ 
auch unter ihrer, dem Verſorgungsberechtigten 
belannten bisherigen Anſchrift abgeſandt . 

Hg 
= 


Ehrenmal für die mecklenburgiſchen Forſt⸗ 
männer. Infolge unvorhergeſehener Umſtände 
wird es leider nicht mehr möglich ſein, die Auf⸗ 
ſtellung und Einweihung des Denkmals für die 
im Kriege gebliebenen Mecklenburg⸗Schwerinſchen 
Forſtmänner im Schloßgarten zu Ludwigsluſt, 
wie es bisher beabſichtigt geweſen, noch in dieſem 
Herbſt ſtattfinden zu laſſen. Zugleich in Rückſicht 
auf den Eintritt der kalten Jahreszeit iſt deshalb 
beſchloſſen worden, die Einweihung bis zum 
kommenden Frühjahr zu verſchieben. Fr. 


J 

Prüfung für Anwärter des Prival⸗Nevier⸗ 
verwaltungsdienſtes. Der Prüfungsausſchuß des 
Deutſchen Forſtvereins hat in der Zeit vom 17. 
bis 22. September d. J. in Darmſtadt 11 
Forſtakademiker für den i 
geprüft. Alle Prüflinge haben beſtanden, und 
zwar 3 mit der Note „Gut“ und 8 mit der Note 
„Genügend“. Die Prüfung leitete Oberforſtmeiſter 
von Platen, Köslin. Dem Prüfungsausſchuß 
a.) außerdem an: Oberforſtrat Dr. Speidel, 

tuttgart, Forſtrat Eulefeld, Lauterbach (Heſſen), 
und Forſtrat Kallenbach, Darmſtadt. 


7 


Verſuh der Einbürgerung amerikaniſcher Sitten 
im deutſchen Walde. Das unmöglichſte wird E 
in Deutſchland möglich. Aus unſerm Leſerkreiſe 
wird uns ein gedrucktes Schreiben folgenden 
Inhalts, das in den Beſitz eines Waldbeſitzers 
gekommen tft, zugejtellt: 
Deutſche Pukerton⸗Geſellſchaft, 

Priwat-Kontor. 
Berlin W 9, Schellingſtraße 2. 
Sehr geehrter Heir! 

Ich bitte Sie um die Liebenswürdigkelt, mir 
eine diskrete Auskunft zu erteilen — ich ſichere 
Ihnen im voraus ſtrengſte Verſchwiegenheit zu. — 
Es ſcheint, daß auf Ihrem Gute die nötege Kontrokle 
feht! — Sie erleiden Ber ufte, die leicht zu ver⸗ 
meiden find. In der heutigen Zeit Im leider nun 
noch in ſeltenen Fällen das Gefühl der Moral zu 
finden — ſelbſt bei gercchifertigter Entlaſſung 
ſchützt Sie niemand! Den Angeſtellten hilft aber 
der § 84 des Be triebsräte⸗Geſetzes, der von „un 
billiger Härte“ — bei Dieben ſpricht! Ich bir 
bereit Ihnen zu helfen, dle unlauteren Element ⸗ 
zu en fernen Zu dieſem Zweck ſtelle ich Ihnen ein 
Perſon zur Verfügung. Dieſe arb ıtet als Ihr 
Angeſtellte für Sie, und Sie erfahren täg lid. 
alles das was auf Ihrem Gute paſſiert. 

Die Unkoſten, die für Sie entſtehen, ſind ger eng 
denn eine Prämie zahlen Sie nur dann 
wenn der Erfolg einwandfrei nachgewieſen iſt! 

As Referenz möchte ich Ihnen, falls Sie du 
internationale „Pinkerton“ nicht kennen, emige 
Anerkennungen im Orginal vorlegen — ich Taftı 
dleſe nicht vervielfäftigen, denn es ſoll nur der 
Herren Beſitzern bekannt werden, wo und waun 
ich auf den Gutern arbeiten aß. 

Wenn Ihnen mein unver ind'icher Beſug⸗ 
genehm iſt, fo bitte ich Sie un Nachricht. 

Mit vorzüg eicher Hocha,tung 

gez. Gerhard 
Die Einſender entrüften ſich mit Recht darüber. 
daß der in ſeiner überwältigenden Mehrheit ein 
wandfreie Guts⸗ und Prwatforſtbeamtenſtand m 
dieſer Weiſe und ohne jedes Erfordernis naa 
ausländiſchen Sitten unter Spionenaufſicht ge⸗ 
ſtellt werden ſoll. Wir können uns dieſer Ent⸗ 
rüͤſtung in jeder Beziehung anſchließen und ftellen 
die ganzen Machenſchaften, die doch nur daz: 
beſtimmt ſein ſollen, auf amerikaniſche Art und 
Weiſe Geld zu verdienen, öffentlich an den Pranger. — 
Im übrigen meinen wir, daß auch der deutſche 
Waldbeſitz von dem Präſidenten Wilſon und 
feinem geldgierigen Amerikanervolk ſchon längft 
zum Ueberdruß genug hat und keine Neigung 
verſpüren wird, irgendwelche amerikaniſchen Me⸗ 
thoden, die einem jeden guten Deutſchen ſchlecht an⸗ 
ſtehen werden, nachzuahmen. Wir meinen daher. 
daß die Angebote der „Deutſchen“ Binferton- 
Geſellſchaft ohne Ausnahme in den Papierkorb 

wandern. Die Schriftleitung 


Ä 


* 

Geſellſchaft für Jagolunde (e. B.). Ein 
ladung zu einer Hauptverſammlung am 
Sonnabend, dem 5. November d. J., nachmittags 
6 Uhr, in Berlin. Das Lokal wird noch bekannt⸗ 
gegeben werden. Tagesordnung: 1. Entlaſtung 
des Schatzmeiſters. 2. Anderung der Satzungen 
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zugunſten des Jahresbeitrages für große jagdliche 
Vereine (ein formulierter Vorſchlag des Vorſtandes 
iſt den Vorſtänden der der Geſellſchaft körperſchaft⸗ 
lich angeſchloſſenen Vereine bereits zugegangen). 
3. Bericht über die Tätigkeit der Geſellſchaft. 
4. Verſchiedenes. Etwaige Anträge für die Haupt⸗ 
verſammlung ſind tunlichſt bald der Geſchäftsſtelle 
vinzureichen. Ferner wird bekanntgegeben, daß 
die auf Veranlaſſung des Arbeitsausſchuſſes aus⸗ 
geführten Unterſuchungen über die Bekämpfung 
der Welpenſterblichkeit durch das Schmarotzer⸗ 
tum von Spulwürmern vorläufig abgeſchloſſen 
ſind. Ein erprobtes, ſchnell und ſicher wirkendes 
Spulwurmmittel für Welpen gibt das Barellol⸗ 
werk in Berlin SO, Reichenberger Straße 79/80, 
unter der Bezeichnung „Barellol⸗Welpenſpul⸗ 
wurmmittel“ ab. Der Preis einer zur Behandlung 
eines ganzen Wurfes ausreichenden Flaſche ſtellt 
ſich auf 10 &, Mitglieder der Geſellſchaft für 
5 und der ihrkörperſchaftlich angeſchloſſenen 

ereine erhalten einen Preisnachlaß von 20 v. H. 
Beſtellungen ſind unter Angabe der Mitglieds⸗ 
nummer oder des Namens des angeſchloſſenen 
Vereins, dem der Beſteller angehört, unmittelbar 
an das vorgenannte Werk zu richten. Eine gemein⸗ 
faßliche Belehrung über die verheerende Spul⸗ 
wurmkrankheit der Welpen wird in der nächſten 
Zeit erſcheinen und den Geſellſchaftsmitgliedern 
auf Anſuchen koſtenlos überſandt werden. Be⸗ 
ſtellungen auf dieſes Merkblatt, jedoch nur ſolche 
ſeitens der Geſellſchaftsmitglieder, nimmt die 
Geſchäftsſtelle, Berlin⸗Zehlendorf, Ahornſtraße 21, 
entgegen. 

Den Mitgliedern und den Vorſtänden der an⸗ 
geſchloſſenen Vereine wird zum ermäßigten Preiſe 
von 10 Mk. angeboten: „Bericht über die 
Leiſtungen auf dem Gebiete der Jagd- 
kunde im Jahre 1919, bearbeitet vom Geh. 
Reg.⸗Rat Prof. Dr. Eckſtein (Jagdtierkunde), 
Reg.⸗Aſſeſſor Dr. jur. Heineberg (Jagdrecht und 
Jagdſchutz), Geh. Reg.⸗Rat Dr. Ströſe (Wild⸗ 
krankheiten) und Georg Stockfleth (Kynologie). 
Dieſes 232 Seiten ſtarte, als Heft 5 des Bandes 4 
des Jahrbuchs für Jagdkunde erſchienene Werk 
enthält kritiſche Auszüge aus den jagdlichen 
Schriften des Jahres 1919 und bildet ein wichtiges 
Belehrungsmittel für den praktiſchen Jäger und 
Hundezüchter ſowie ein unentbehrliches Handbuch 
für jedermann, welcher auf jagdlichen Gebieten 
ſchriftſtelleriſch tätig if. Die Zuſendung des 
Buches erfolgt durch die Geſchäftsſtelle in Berlin⸗ 
Zehlendorf, Ahornſtraße 21, nach Einſendung 
von 10,30 A mit Zahlkarte auf das Konto 
Nr. 112 993 des Geh. Reg.⸗Rals Dr. Ströſe 
in Zehlendorf (Wſb.) beim Poſtſcheckamt Berlin 
NW 7. 


Die übrigen von der Geſellſchaft und vom 
Inſtitut für Jagdkunde herausgegebenen Druck⸗ 
ſchriften (Jahrbuch für Jagdkunde, Belehrungs⸗ 
hefte, Merkblätter) können vom Verlage von 
J. Neumann, Neudamm, unter Angabe der Mit⸗ 
gliedsnummer mit einem Preisnachlaß von 20 v. H. 
auf den Ladenpreis bezogen werden. Ein Ver⸗ 
zeichnis der in Betracht kommenden Druckſchriften 
verſendet der Verlag. 


* 


Ein Verbot der Jagd auf Elche hat der Ober⸗ 
präſtdent der 11 Oſtpreußen in einer Polizei⸗ 
verordnung vom 17. Auguſt 1921 erlaſſen. Es heißt 
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darin: Zur Erhaltung des Elchwildes als Natur⸗ 
denkmal wird auf Grund der BSG 12 und 15 
des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 11. März 
1850 (Pr. Geſetzſamml. S. 265), der 88 137 
Abſatz 1 und 139 des Landesverwaltungsgeſetzes 
vom 30. Juli 1883 (Pr. Geſetzſamml. S. 195) 
und des E 34 des Gbr und Forſtpollzeigeſetzes 
vom 1. April 1880 (Pr. Geſetzſamml. S. 230) in 
der Faſſung des Geſetzes vom 8. Juli 1920 (Pr. 
Geſetzſamml. S. 437) vorbehaltlich der binnen 
drei Monaten zu erteilenden Zuſtimmung des 
Provinzialrats für den Umfang der Provinz 
Oſtpreußen und des Regierungsbezirks Marien⸗ 
werder folgendes verordnet: 

1. Der Abſchuß von Elchwild iſt in den 
Jahren 1921, 1922 und 1923 (unbeſchadet der 
Vorſchriften der Jagdordnung über die Wild⸗ 
ſchadenverhüͤtung) verboten. 

2. Übertretungen dieſer 
werden nach § 34 d 
geſetzes beſtraft. 

3. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 
1. September 1921 in Kraft. 


* 


Vom Nauhwarenmarkt. 

Nach der „Kürſchner⸗Zeitung“ (Leipzig) vor!: 
18. September 1921. 

Otter 800 bis 1000 , Steinmarder 1000 bis 
1100 K, Baummarder 1400 bis 1500 K, Füchſe 
250 bis 325 , Iltiſſe 100 bis 130 A. Dachbe 
100 bis 120 „, Hamſter 6 bis 10 4, Boun 
(Kürſchner) 4 bis 14 AS Hafen 6 bis 20 . 
Wieſel 10 bis 20 %, Rehdecken 30 bis 45 K. Die 
oben bezeichneten Preiſe find als ungefähr erzielt. 
Preiſe aufzufaſſen, da fie ſtarken mechfelnbe:: 
Schwankungen unterliegen; es iſt gegenwärtig 
ganz beſondere Vorſicht beim Einkauf zu empfehlen 

* 


N 
Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle übernehmen für Auskün. e 
leinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden! 
niemals Berückſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ments-Quitung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
if, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; ſehlt dieſcs 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im al 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; bh, 
jedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen Ar 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufſäuſtellen, für 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, jo wird Vergutung beier Selbſtkoſten beau⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benacg⸗ 
richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 77. Lebenslängliche Anſtellung 
als Stadtförſter. Der Magiſtrat hat bei der 
Forſtaufſichtsbehörde meine Anſtellung als Stadi⸗ 
förſter beantragt, welche aber vorher natürlich meine 
Verzichtleiſtungserklärung verlangt. Nach hieſigem 
Ortsſtatut kann aber eine Anſtellung auf Lebens 
zeit erſt nach kim fiche Dienſtzeit in der Ver⸗ 
waltung erfolgen. Vor Eintritt dieſer Bedingung 
unterliegt das Dienſtverhältnis einer halbjährigen 
Kündigung, die nur auf Grund eines Beſchluſſes 
des Magiſtrats erfolgen darf. Ich frage nun: gibt 
es ein Geſetz, wonach der Inhaber des Forſt⸗ 
verſorgungsſcheines nach Ableiſtung eines Probe⸗ 
jahres in der Kommune auf Lebenszeit angeſtellt 
werden muß, oder unterliegt hier die Anſtellung 
auch dem Ortsſtatut? M., Stadtförſter. 

Antwort: Nach der beſtehenden Geſetzgebung 
können die Gemeinden ihre Förſter lebenslängli⸗ 
oder auf Kündigung anſtellen. Nur im Negieruns, 


Polizeiverordming 
es Feld⸗ und Forſtpolizei⸗ 
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bezirk Wiesbaden beſteht die geſetzliche 1 und öffentlichen Anſtalten nach vorwurfsfreier 


(Geietz vom 12. Oktober 1897 5 4 G.⸗S. S. 411), 


Ablegung einer einjährigen Probedienſtzeit au“ 


wonach die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden] Lebenszeit angeſtellt werden müſſen. 
SE 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Jur geſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Förſterſtelle Häuſerdick, Oberf. Salmünſter (Caſſel), 
iſt vorausſichtlich zum 1. November zu beſetzen 
Dienſtwohnung (Waſſerverhältaniſſe ungünſtig), 1 km 
bis Hauſen, 3 km bis Salmünſter mit Bahnhof. 
Realſd vie in Gelnhauſen. Garten 0,0835 ha, 
Acker 0,7139 ba, Wieſe 2,2406 ha, Weide 0,0944 ha. 
Dienſtaufwandsentſchädigung wird neu geregelt. 
Nutzungsgeld 200 „. Körperliche Rüſtigkeit er⸗ 
forderlich. Bewerbungsfriſt: 10. Oktober. 

Die in der Stiftsoberförſterei Ilfeld a. Südharz neu 
gegründeten zwei Hilfsförſterſtellen (Hildesheim) 
ſollen zum 1. Oktober beſetzt werden. Keine 
Dienſtwohnung. Wohnſitz iſt Neuſtadt bzw. Sülz⸗ 
hayn. Auskunft über die Wohnverhältniſſe erteilt 
der zuſtändige Oberförſter in Ilfeld. Bewerbungen 
älterer Hüfsförſter oder jüngerer überzähliger Föͤrſter 
find der Regierung einzureichen. : 

Mittelbarer Staatsdlenſt. 

Stadi⸗Oberforſtmeiſterſtelle Görlitz iſt bald neu zu 
dejegen. Bewerbungen ſind bis zun 15. Oktober 
an den Stadlverordnetenvorſteher P. Hanke in 
Görlitz, Rathaus, Dienſtſtelle XV, zu richten. 
Näheres ſiehe Anzeige. 

Sta dtförſterſtelle Dransfeld iſt ſofort neu zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind binnen 5 Wochen beim Bürger⸗ 
meiſter in Dransfeld einzureichen. Näheres hehe 
Anzeige. 

Stadtförſterſtelle Melſungen, Bez. Partel, fott alaba’d 
beſetzt werden. Bewerbungen ſind dis 10. Oktober 
an den Magiſtrat Melſungen einzureichen. Näheres 
Hefe Anzeige. 

Städt. Hilfsförſterſtelle Schwerin a. Warthe iſt 
ſpäteſtens zum 1. Jannar 1922 zu Schben. Be 
werbungen find an den Stadtifchen Oberföͤrſier zu 
Forſthaus I Schwerin a. d. W. einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 

Die Waldwärterſtelle Hammerſtein (G enzmerk) iſt 
möglichſt bald zu beſetzen. Bewerbungen ſind bis 
zum 15. Oktober beim Magiſtrat Hammerſtin ein- 
zureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 

Forſtgehilfe zum 1. oder 10. Oktober geſucht für 
Stadtforſt Pr.⸗ Holland. Bewerbungen ſind um⸗ 
gehend an Förſter Neckritz, Comthurwald bei Grün; 
hagen, Kreis Pr.⸗ Holland, zu richten. Näheres ſiehe 
Anzeige. 

Städt. Forſtaufſeher und Schreibgehilſe für die Stadt⸗ 
Le Uelzen (Hannover) geſucht. Bewerbungen 
ind bis 10. Oktober an den Städt. Forſtverwalter 
Maaß, Uelzen (Hannover), einzureichen. Näheres 
liehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Jahr, Förſter in Breitebruch, Oberf. Carzig, wird am 
S SE nach Langenfuhr, Oberf. Regenthin Grant, 

ur t), verſetzt. 

Bieling, überzähliger Förſter zu Ahlden, Oberf. Walsrode, 
wird am 1. Okiober auf die Förſternelle o. R Franken 
ſelderbruch, Oberf. Walsrode (Lüneburg,, verſetzt. 

Sſchment, reichsländiſcher Förfter in Eutingen i. B., wrd 
am 1 Ottober die Förſterſtelle Hochacht, Oberf. keng: 
(Coblenz), übertragen. 

mahnen, Forſter in Doöttesfeld, wird am 1. Oktober die 
Revierförſterſtelle Sien, Oberf. Meiſenheim [Coblenz) 
auf Prabe übertrage 


[Gtato, Förſter m. N. in Altenlüune, Oberf. Lingen, wilo 


unter Ernennung zum FTorſtſchreiber am 1. Oktober Gan 
Aurich, Oberf. Aurich (Osnabrück) verſetzt. 

Furt, Förſter o. R. in Horhauſen. wird am 1. Oktober db’ 
Förfterſtelle Horhauſen, Oberf. Altenkirchen (Coblen, , 
übertragen. 

Hirche, überzähliger Förſter in Mellnaun, Oberf Wetter⸗Oſt 
wird am 1. Oktober die ee Altenlotheim⸗Sid. 
Oberf. Altenlotheim (Caſſeh, übertragen. 

Anlinke, Förſter und Forſtſchreiber in Steinau, Ober 
Steinau, wird am 1. Oktober die Förſterſtelle Roß ban 
zu Oberroßbach, Oberf. Witzenhauſen (Caſſe l), ber. 
tragen. 

Alofe, Hegemeiſter in Langeufuhr, Oberf. Regeuthin, mis" 
am 1. Oktober uach Rohrbruch, Oberf. Marienwalde 
(Frankfur ), verſetzt. 

Kunſtmann, Hegemeiſter in Rohrbruch, Oberſ. Marienwalde. 
wird am 1. Oktober unter Ernennung zum Revierförfte! 
nach Lindenberg, Oberf. Drieſen (Frankfurt, verſes 


Lübke, Förſter in Freusburg, wird am 1. Oktober de 
1 Allenfeld, Oberf. Entenpfuhle (Coblenz:, 

bertragen. 

Mathes, Foörſter o. R. in Schöneberg, wird am 1. Oktober 
bie Förſterſtelle Becherbach, Oberf Melſeuheim (Cohlenz', 
übertragen. 

Kauſch, Jörſter in Hochacht, wird am 1. Oktober d 
Förſierſtelle Schoenecktin, Oberf. Coblenz (Coblen ; 
Uberkragen. 

Saleck, Förſter o. R. in Seggerde, wird am 1. Oktober bie 
Forſierſtelle o R. in Weferlmgen, Oberf. Biſchofswald 

Magdeburg), übertragen. 


Schumacher, Hegemeiſten in Ontzel, Oberf. Hilchenbac⸗ 
ee): wird am 1. Oktober in den Stuhellan 
verſetzt. 


Stumpf, Jörſter und Forſtſekretäe zu Caymen, Ober 
Greiben, wird am 1. Oktober auf die Forſtſekretärſtell. 
zu Warnicken. Oberf. Warnicken (Königsberg), geriet: 

Wagner, Förſter und Formüſekretär zu Mottgers, Ober 
Sterbfrig, wird am 1. Oktober die Förſterſteile Hönebac 
Oberf. Heringen (Caſſel, übertragen. 

Pickel, Staatl. Forſiſekretär in Neheim, iſt die Förterſtede 
Lützel. Oberf Hilchenbach (Arnsberg) zum 1. Oktober 
endgültig verliehen. 

Köypuer, Forſtſekretär zu Schemmern. Oberf. Stölzingen, 
wird am 1. Oktober die Förſterſtelle Schönſtetn, Ober. 
Schönnein (Caſſel), ubertragen. 

Tüte, ag in Aurich, Oberf. Aurich, wird am 
1. Oktober unter Ernennung zum Förſter m. R. nach 
Altenlünne. Oberf. Liugen (Osuabrüchk), verſetzt. 

Bommel, forſiverſorgungsberechtigter Anwärter in Schmo⸗ 
lamen, Ober Wichertshof, iſt zum Förſter ernannt. 

Hadowskt, ſorſtverſorgungsberechtigter Anwärter in Sarkau, 
Oberf. Groben, iſt mit Wirkung vom 1. April ab zum 
Forſter ernannt. 

Kergel, Hilfs förſter, Oberf. Rehhof (Marten werder, 
tft unter Belaſſung in ſeiner jetzigen Beſchäftigung am 
1. April zum überzähligen Förſter ernannt. 

Kaiſer, Hilfeförſter, wird zum 1. Oktober nicht nach Gold. 
lauter, Oberf. Suhl, ſondern nach Herſchbach, Ober! 
Erlau (Erfurt), einberufen 

Thiele, Forſtgehilfe in Stecklin, Oberf. Podejuch, wird au: 
1. a nach Butnowik, Oberf. Pudagla (Stestin:, 
verſegt. 

Treichel, Forſtgehilfe in Poſtbaum, Oberf. . 
wird am 1. Oktober nach Podezuch, Oberf. Podezuch 
(Stettin, verſetzt. 

Welly, Forügehilfe in Torgelow, Oberf. Torgelew, wire 
am 1. Oktober nach Podezuch, Oberf. Podeluch (Stettin; 
verſetzt. 

Die Verſezung des Förſters o. R. Müßltad in Gold⸗ 
lauter, Oberf. Suhl, zum 1 Oktober nach Hirſchbach, Oberf 
Zrion (Erfurt), iſt zurückgezogen. 

Im Reglerungsbe, irk Liegnitz werden am 1. Oktober 

verſetzt die S 

Sahmann von der Oberf. Tſchriefer nach der Oberf. Häerz, 
dorf; Keinrich von der Obert, Ullersdorf nach der Oberf 
Panteu; Kaspar von der Oberf. Reichenau nach der 
Oberf. Bauten; Ertel von der Cher" Pauten nach der 
Oberf Reichenau; Schalz ven der Oberf Sſchieſer nac 
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zer Oberf. Neichenan; Weiland von der Ober}. Panien 
Rach der Oberf. Ullersdorf. 
Mittelbarer Staatsdienſt. 
Pieper, Stadtforſter in Nauen, iſt zum Revierförster ernannt. 


Mecklenburg ⸗Schwer in. 
Dr dent wurden: 
Bienek, Förſter in Gülzow, am 1. Innuar 1922 nach Völks⸗ 
hagen: Dilelmann, Siauensjäger in Reullofter, am 
1. Oktober nach Neu⸗Lllblow: Shönrod, Stattonsjäger 
in Neu⸗Lüblow, am 1. Okzober nach Lublow. 


Mecklenburg ⸗Strelitz. 

3 Revierförſtern wurden ernannt: 

Acht, Förner in Prieſterbäck: Pelle, Förſter u Neuhof; 
Schulz. Hegemeißer in Meiershof. 
In Börftern wurden ernannt: 

Ahlarimm, Sponholz; Hartwig, Neuhof: Hoktz, Waldſee; 
Möller, Römnttz; Röhring, Ziethen. 
Verſetzt wurden: 

Krüger, Jörſter o R. in Straſen, unter Ernennung zum 
Förſter m R nach Prilank, Nadkeff, Forſter o. R. in 

tenendorf, nach Strafen: Sonnenberg, Förster in 

Mankenförde; nach Neuendorf; War, Förſter o. BR. in 
Schlagsdorf, unter Ernennung zum Förſter m R uach 
Blankenfoörde. 
In den Ruheſtand wurden verſetzt: 

v. stinflew, Naben in Schönberg; Nachreus 
tärſter in Pralank) Ganſchow, Stations jäger in 
Kabloff, Hegemeiner in Neuendorf. 


Heſſen. 


Zu Förſtern wurden ernannt: 


Revier 


Aauer aus Hammelbach in Alteubaln; Bauer aus Relchels 1) 


heim in Hirſchborn; Jechtbold aud Eſchenrod in Nilians⸗ 
herberge: Rüttner aus Breungeshain in Langd; Anif 
ans Griesheim in Bernsſeld; Lang aus Storudorf in 
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Eichelſachſen; Jehr aus Darmſtabt in Seligenflab:: 
Menger aus Grobß⸗Rohrheim in Altheim; Grapp aus 
Deckendach in Sprendlingen. 


In den Rukeſtand wurden verſetzt die Förſter: 
Schmidt zu ÜUdenhauſen; Fröller zu Weickarts ham. 


In den Staatkdienſt wurben am 1. April mit be 
Amtsdezeichnung Förſter übernommen die Kommunalforſi⸗ 
warte: 

Ahttzeim, Städtiſche Tanne; Arft, Stegen II; Arold, Wald 
Michelbach; Rambach, Emmerichshü te: Brocht, ii. 
horn; e ert, Babenhauſen; Eifengrein, Neckar⸗Steinach. 

udters 1, Dieburg: Falter il, Ober⸗Schänmattenweg, 
ink, Langen: Feel, Gießen III; Geriſch, Beſſunger 
anne: Göbel VII. Laubach IT; Haas Il, Pfungnadt IT; 

Hipp, Ingelbeimer Haus; Jbrig, Rothenberg I: Kirſchner. 

bernadt II; Kißel, Seulberger Mark; Krebs, Jäger 
haus; Lämmersdorf, Butzbach: Laubach, Hardeck; Lehr, 

Beſſunger Laubwald; Marz, Ober⸗Ros ba: n v. Ein 

ſiedel: Nünſtermann, Rodheim: Oberheim, Rockenberg ; 

Sodel; Hechter, Weumgs; Pauli, Langedorf; Beidert l. 

Himbach Harnchen. Rhein 1, Hinter wald; Nofbach. 

da esheim; Roth, Treburer Oberwalb; Schäfer, Airle: 

ach, Schäfer, Amlenbach: Schickedanz IV, x ffenbach II, 
sen. Vorderwald: Schmück. Büdingen: Schneilsächer. 
erſau: Schwarznopf, Urberach II; Steinsach. Ruppert 

Burg; Stoltz, Wonsherm; Textor, Lich I; Frautmann. 

Schaafheim; Wade I, Nieder⸗Roden; e ingärtn x, 

Pfungſtadt; Jink, Beerfelden. 


Deutſche Jäger, . 
bffnet Herzen und Börſen den Kriegsgeſchädigten der grünen 
Farbe. Sammelt für den Unterſtügungsfonds beä 
Vereins „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo. 
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Vereinszeitung. 


Mitteilungen forſtlicher Vereine. 
Forſtverein für Weſtfalen und Niederrhein. 


Herbſt⸗VBerſammlung 
am 7. und 8. Oktober 1921 in Dülmen. 
reitag, den 7. Oktober: Ankunft mit den 

Mittagszügen in Dülmen⸗Süd und Dülmen⸗ 
Oſt. uſammenkunft und Begrüßung am 

Bahnhof Dülmen⸗Süd. 

134 Uhr: Frühſtück im Hotel Hilger. 

Uhr: Wagenfahrt durch die Herzogl. 

von Croyſchen Forſten bis Carthaus. 

Daſelbſt Kaffeepauſe und Rückfahrt 

nach Dülmen. 

Uhr: V Zen im Hotel 

ilger. 

Uhr: Sitzung daſelbſt. 

Beſprechungsgegenſtände: 

1. ssefchäftliche Vereinsangelegenheiten (Tätigkeits⸗ 
bericht, Rechnungslage, Beitragserhöhung, Orts⸗ 
wahl und Tagesordnung für die nächſten Ver⸗ 
ſammlungen). 

‚Die Revierverhältniſſe der Exkurſtonsforſten. 

Berichterſtatter: Forſtmeiſter Hey, Dülmen. 

Die Anwendung der Dauerwaldwirtſchaft im 

Vereinsgebiet. Berichterſtatter: Forſtmeiſter 

Lincke, Haltern. 

4. Stand des Holzhandels und andere Tagesfragen. 

Samstag, den 8. Oktober: 

9 Uhr: . beim Schloß Dülmen. 
anderung durch den Herzogl. Wild⸗ 
park und die Herzogl. Forſten DIS 

Laveſum. 

Frühſtück bei der Förſterel Thier. 

Nachher Wanderung durch die Forſten 

der Stadt Haltern bis Haltern, wo von 

3,34 ab Gelegenheit zur Rückfahrt. 


85 


vo 


äi 


15 


A Uhr: 


Anmeldung bis ſpäteſtens 30. September un⸗ 


bedingt erforderlich. 


Natteforth bei Wulfen i. W. 5 
Der Vorfitzende: Joly, Forſtmeiſter. 


e 
Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter. 
Mitglied des Verbandes deutſcher Beamten vereine. 


Einſpruch gegen die Ans ührungsbeſtimmungen 
zum neuen Beſoldungsgeſttz. 
Gegen die Ausführungsbeſtimmungen des 
inanzminiſters zum Beſoldungsgefet unte! 
tr. 475 f und den hiernach ergangenen L. Sau 
Erlaß vom 18. 8. 21 III 15720 iſt vom Verbande 
ofort Einſpruch erhoben und Entſcheidung des 
Staatsminiſteriums beantragt worden. 

Die hiernach für einen Teil der Forſtrent⸗ 
meiſter eintretende Verſchlechterung des B. D. U 
verſtößt gegen die Beſtimmung in 8 25 des 
B. D. E. G. ſowie gegen 47 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. 


Wir waren und find eine beſondere Beamteit⸗ 
gattung und insgeſamt aus der Beſoldungs⸗ 
gruppe der Oberſekretäre, von denen uns unſere 
ganz anders geartete Tätigkeit ſcheidet, heraus⸗ 
gehoben. Nur der rein fiskaliſche Standpunkt 
und das ſeit Jahren uns bewieſene beſondere 
Wohlwollen des Finanzminiſt riums konnte es 
fertigbringen, uns unter die Anordnung zu 47 f 
einzureihen und uns ſo zu behandeln wle die am 
1.4. 20 in Beförderungsſtellen eingerückten Beamten. 

Es iſt anzunehmen, daß bei der bevorſtehenden 
Nachprüfung der Ausführungsbeſtimmungen in: 
Landtage eine entſprechende Anderung ftatt⸗ 
finden wird. g 

Schneidemühl, den 18. September 1921. 

Koppttz, Vorſitzender. 


762 
Verband Preußiſcher Forſtkaſſenrendauten. 
Bericht über die Hauptverſammlung am 
9. Juli 1921 in Berlin. 

Zur diesjährigen Haupt⸗Verſammlung im 
„Spatenbräu“, Berlin, hatten ſich 27 Herren ein⸗ 
zefunden. Nach Eröffnung der Sitzung um 
10 Uhr begrüßte der Vorſitzende zunächſt die Er⸗ 
ſchienenen, gedachte ferner des unter der Laſt 
der anſtrengenden Kaſſenarbeit zuſammen⸗ 
gebrochenen und ſo plötzlich verſtorbenen lieben 
Kollegen und Verbandskaſſterers Großmann⸗ 
Trebnitz in warmen Worten. Alsdann wurden zu 
Beiſitzern für die heutige Sitzung die Kollegen 
Genſcher und Ulmann ernannt und die Tages⸗ 
ordnung wie folgt erledigt: 

1. Zunächſt erſtattete der Vorſitzende den 
Geſchäftsbericht und gab bekannt, daß a) unſere 
Verhandlungen mit dem Vorſitzenden der Kreis⸗ 
rentmeiſter, uns zu einem Verbande zu ver⸗ 
einigen, infolge des Verhaltens des letzteren zu 
keinem Ergebnis geführt haben und wir es nun⸗ 
niehr auch für beſſer halten, einſtweilen auf dieſen 
Zuſammenſchluß zu verzichten; b) unſere vor⸗ 
jährige Tagungsverhandlung dem Miniſterium 
zur Berückſichtigung eingereicht und von dieſem 
auch manches veranlaßt iſt, daß wir aber über 
verſchiedene Punkte ohne bzw. ohne genügenden 
Beſcheid geblieben ſind, ſo zum Beiſpiel darüber, 
ob wir im Sinne des Erlaſſes über die Nutzholz⸗ 
abgabe als Forſtbeamte anzuſehen ſind. Auch zu 
Nr. 8, 9 b, d und f des Protokolls fehlt eine 
Stellungnahme des Miniſteriums; c) im Laufe 
des Jahres noch beſondere Eingaben an den 
Herrn Miniſter gerichtet ſind über das Steuer⸗ 
abzugsverfahren, Verſetzung des Verbandsvor⸗ 
ſitzenden an die zur Neubeſetzung kommende 
Rentmeiſterſtelle Potsdam, Regelung der Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung für 1921, Eingruppierung 
der Forſtrentmeiſter in Gruppe 9. Letztere Ein⸗ 
gabe wurde auch an das Staatsminiſterium, an 
den Landtag und an den Beamtenbund gerichtet. 
Antworten ſind vom Miniſterium eingegangen 
über die Beſetzung von Potsdam und über die 
Dienſtaufwandsentſchädigung, und zwar dahin, 
daß Potsdam einem dienſtälteren Bewerber über⸗ 
tragen werden mußte, da ſeinen angeführten 
Gründen die Berechtigung nicht abgeſprochen 
werden konnte, und daß die Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung wie im Vorjahre geregelt werden ſoll. 

Im Beamtenbund iſt unſere Vertretung un⸗ 
zureichend, da wir bei unſerer geringen Zahl — 
unter 100 — im Hauptvorſtande keinen Sitz 
haben und unſer Vorſitzender bei der weiten 
Entfernung von Berlin perſönlich nicht immer 
eingreifen kann. Den Bemühungen des Vor⸗ 
ſitzenden iſt es jetzt gelungen, für uns zunächſt 
wenigſtens einen Vertreter in der Fachgruppe 
zu erhalten. Es muß aber danach geſtrebt werden, 
daß die in den Ruheſtand tretenden Kollegen 
Mitglieder bleiben oder wieder in den Verband 
eintreten, um möglichſt unſere Mitgliederzahl 
auf über 100 zu bringen. Dies erſcheint auch 
um ſo mehr notwendig, als die Penſionäre heute 
an jeder Erhöhung der Gehaltsbezüge durch ent⸗ 
ſprechende Erhöhung ihrer Bezüge teilnehmen. 

Hierauf wurde vom ſtellvertretenden 
Kaſſierer der Kaſſenbericht erſtattet. Dieſer war 
wie immer SE günſtig. Der Beſtand beträgt 
zurzeit einſchließlich 800 „ Kriegsanleihe zum 
Rennwert 2878,55 “. Hiervon find die heutigen 
Reiſe⸗ uſw. Koſten des Vorſtandes zu decken, 
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und außerdem verlangt der Beamtenbund noch 
1229 &, fo daß wenig Bargeld verbleibt. 

Zu Kaſſenprüfern wurden die Kollegen Sa⸗ 
lewski und Lücke ernannt. 

3. Zum Vorſitzenden wurde Kollege Koppitz 
einſtimmig wiedergewählt. Er wollte zunächſt. 
den Vorſitz im Verbandsintereſſe nicht wieder 
übernehmen, weil er es in jeder Hinſicht für beſſer 
hielt, wenn der Vorſitzende in der Nähe von 
Berlin wohnt. Wenn dieſe Anſicht auch von ber. 
Verſammlung geteilt wurde und aus dieſem 
Grunde die Verſetzung nach Potsdam angeſtrebi. 
worden war, ſo war ſie doch der Meinung, bor 
unſere Sache in ſeiner Hand am beſten aufgehoben 
ſei, und bat Kollegen Koppitz daher, doch alle Be⸗ 
denken zurückzuſtellen und den Vorſitz weiter⸗ 
zuführen. Er fand ſich dann auch dazu auf ein 
Jahr bereit. Zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
wurde, nachdem Kollege Genſcher⸗Spandan 
wegen ſeines Alters eine Wiederwahl entſchieden 
ablehnte, Kollege Ewert⸗Altdamm gewählt. 
Weiter wurden wieder⸗ bzw. neugewählt: zum 
Schriftführer Kollege Jennerjahn⸗Drieſen, zum 
Verbandskaſſierer Kollege Bretthauer⸗ Siegen. 
zum ſtellvertretenden Schriftführer und Kaſſierer 
Kollege Wernicke⸗Schloppe, zu Veiſitzern die 
Kollegen Radtke-Suhl und Fincke⸗Swine⸗ 
münde. Alle Wahlen gelten für ein Jahr. 

4. Zur Teilnahme an der Beſprechung der 
nächſten Punkte der Tagesordnung war ies 
zwiſchen Herr Forſtrat Borggreve als Mi- 
niſterialvertreter erſchienen, außerdem Her! 
Rechnungsrat Rennebach, Herr Miniſterialſekretet 
Schultze und Herr Regierungsoberſekretar 
Godow, ferner vom Verband Deutſcher Ver 
waltungsbeamten der 2. Vorſitzende Herr Mi 
niſterialſekretär Francke und Herr Gew.⸗Sekretär 


Gerth. Die Herren wurden vom Vorſitzende:; 
begrüßt. Das Referat zu Punkt 4 hatte Kolleg. 


Ewert⸗Altdamm übernommen. Er ſchilderi. 
eingehend unſere verantwortungsvolle, nicht 
ſelten mit Lebensgefahr verbundene Stellung ure 
legte näher dar, daß wir nach Tätigkeit und Ver 
antwortung mit den uns gleichartigen und gleich 
wertigen Beamten unbedingt in die Beſoldungs 
gruppe 9 gehören. Seinen Ausführungen tra! 
der Vorſitzende voll bei und bezeichnete une, 
jetzige Gruppierung in 8 ohne ebe Auffſtieg⸗ 
möglichkeit als eine Zurückſetzung, die nur dure 
die ungenügende Vertretung im Bejolbunge- 
ausſchuß möglich geworden iſt. Auch Herr Mi⸗ 
niſterialſekretär Francke, als Vertreter des Be⸗ 
amtenbundes, bezeichnete es als eine große Härte. 
daß uns, im Gegenſatz zu andern Beamten, weder 
Aufrückungs⸗ noch Beförderungsſtellen au 
geſtanden ſeien. Er hofft, daß es möglich ſein wird, 
im Wege des Nachtragsetats bei Angleichur g 
der preußiſchen Beſoldungsvorſchriften an die 
jenigen des Reichs Abhilfe zu ſchaffen. Ser 
Miniſterialvertreter Forſtrat Borggreve b 
tonte darauf, daß die Forftverwaliung keine 
Schuld treffe, denn fie habe ihr möglichſtes getan 
ſei aber bei den Beratungen im Finanzminiſterium 
überſtimmt worden. Herr Rechnungsrat Renno⸗ 
bach gab darauf bekannt, daß unſere letzte (iz, 
gabe über die geforderte Höhereinſtufung uf. 
an den Herrn Finanzminiſter befürwortend zur 
Stellungnahme weitergegeben ſei. Die Ver⸗ 
ſammlung rechnet darauf, daß der Herr Land⸗ 
wirtſchaftsminiſter älles tun wird, um für uns 
die in dem urſprünglichen Beſoldungsgeſetz vor⸗ 
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eſehene Gleichſtellung mit den übrigen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Kaſſenverwaltern wieder zu erreichen. 

5. Zur Dienſtaufwandsfrage legte Kollege 
Weidmann⸗Torgelow in längerem Vortrage 
an der Hand von Aufzeichnungen aller Ausgaben, 
wie es von der Regierung Stettin für ein Jahr 
angeordnet iſt, die völlige Unzulänglichkeit der jetzt 
gewähcten Entſchädigung dar. Trotz der all⸗ 
bekannten Teuerung, die zurzeit eine weitere Ver⸗ 
ſchärfung erfährt, ſoll, wie bereits beim Geſchäfts⸗ 
bericht angegeben, keine Neuregelung erfolgen, 
ſondern wieder ein Zuſchuß wie im Vorjahre 
gegeben werden. Mit dieſem Zuſchuß von 100% 
tft aber kein Auskommen moglich. Selbſt bei 
der alleräußerſten Einſchränkung wird er nicht 
unter 200 % betragen dürfen. Die früher an 
die Gehilfen gezahlten Löhne von 60 bis 100 .% 
1 werden heute beinahe zu den aus der 
Dienſtaufwandsentſchädigung zu beſtreitenden 
Angeſtellten⸗ uſw. Verſicherungsbeiträgen ge⸗ 
braucht. Die Verſammlung beauftragte den Vor⸗ 
ſtand, wegen angemeſſener Regelung der Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung erneut vorſtellig zu 
werden. Herr Rechnungsrat Rennebach erklärte 
hierzu, daß die vom Finanzminiſterium über⸗ 
wieſenen Mittel zu gering wären, daß aber von 
der Forſtverwaltung nochmals Mittel erbeten ſeien. 

Außerdem wurde bei dieſem Punkt angeregt, 
daß den Forſtrentmeiſtern zur Entlaſtung der 
Dienſtaufwandseniſchädigung ebenſo wie den 
übrigen Forſtbeamten für das Anitszimmer das 
erforderliche Brennholz frei geliefert werde, da 
nach Anſicht der Verſammlung kein Grund vor⸗ 
liegt, uns derartige wirtſchaf⸗liche Vorteile der 
übrigen Forſtbeamten vorzuenthalten. Herr 
Forſtrat Borggreve brachte darauf zum Aus⸗ 
druck, daß nach ſeiner Anſicht ein diesbezüglicher 
Antrag wohl auf Unterſtützung bei der Zentral, 
ſtelle rechnen könnte. 

6. Die Bewilligung ausreichender Hilfskräfte 
ſtößt nach den zurzeit geltenden Grundſätzen 
häufig bei den Regierungen auf Schwierigkeiten. 
Es wurden daher von der Verſammlung folgende 
Richtlinien für die Zubilligung von Hilfskräften 
als angemeſſen aufgeſtellt. Ihre Durchführung 
iſt anzuſtreben. a) bei 3 Oberförftereien 1 Gehilfe, 
p) bei 3 Oberförſtereien und zahlreiche Auftrags⸗ 
zahlungen oder 4 Oberförſtereien 1 Gehilfe und 1 
Lehrling, o) bei 4 Oberförſtereien und viele Auf⸗ 
tragszahlungen 2 Gehilfen. Bei mehr als 4 und 
weniger als 3 Oberförſtereien muß jeder Fall 
beſonders behandelt werden. Gewünſcht wurde 
auch, daß Angehörige, die als Gehilfen aus⸗ 
gebildet find, ebenfalls anerkannt und tarifmäßig 
beſoldet werden. Da anzunehmen iſt, daß die 
Zentral⸗Forſtverwaltung nicht mehr den bisher 
ablehnenden Standpunkt in dieſer Sache vertritt, 
erſcheint es angebracht, daß die in Frage kommenden 
Kollegen diesbezügliche Anträge einreichen. 

7. Die Beſprechung über das Steuerabzugs⸗ 
verfahren wurde bis zur nächſten Tagung zurück⸗ 
geſtellt, da nach Mitteilung des Herrn Regierungs⸗ 
oberſekretärs Godow vom Miniſterium noch 
weles in der Schwebe ſei. 

8. Was die Beſetzung der Forſtrentmeiſterſtelle 
Potsdam mit unſerm Vorſitzenden anbetrifft, ſo 
ift die Ablehnung des Antrags ſchon vorn erwähnt. 
Die Verlammlung konnte jedoch den angeführten 
Grund als ſtichhaltig nicht anerkennen, zumal der 
ganze Verband den Wunſch ausgeſprochen hatte 
und die Intereſſen der Geſamtheit dem Einzelnen 
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voranzuſtellen geweſen wären. Im übrigen 
wurde aus der Verſammlung zum Ausdruck 
gebracht, daß die Stellenbeſetzung rein nach dem 
Dienſtalter wohl nicht immer gerechtfertigt ſei, 
ſondern daß das Dienſtalter unter Berückſichligung 
dringender Verhältniſſe in Betracht gezogen 
werden müſſe. Kollege Langhans beantragte. 
dahin zu wirken, daß Stellen mit höheren Schulen 
ausſchließlich Rentmeiſtern mit ſchulpflich igen 
Kindern übertragen würden. Kollege Salewski 
gab der Verſammlung Kenntnis von ſeiner Be⸗ 
ſchwerdeſchrift an das Miniſterium über ſeine ſchon 
ſeit Jahren nicht berückſichtigten, berechtigten Ver⸗ 
ſetzungsgeſuche. Die Verſammlung hofft, daß die 
Stellenbeſetzung in Zukunft nach rein ſachlichen 
Erwägungen erfolgt, damit begründete Be⸗ 
ſchwerden möglichſt vermieden werden. 

9. Zur Beiprechung der neuen Holzverkaufs⸗ 
bedingungen war 1 Herr Landforſtmeiſter 
Gernlein erſchienen. Nach Begrüßung durch den 
Vorſitzenden gab er in längeren Ausführungen 
der Verſammlung Kenntnis von den noch in 
der Bearbeitung befindlichen, für ganz Preußen 
leichen Bedingungen, die, wenn möglich, ſchon 
für das Wiriſchaſtsiahr 1922 zur Anwendung 
kommen follen. Den Kaſſen bringen dieſe voraus- 
ſichtlich eine noch bedeutend größere Verant⸗ 
wortung. Ein näheres Eingehen auf dieſe Be. 
dingungen iſt mit Rückſicht auf die noch nicht ab 
geſchloſſenen Vorarbeiten an dieſer Stelle un⸗ 
tunlich. Anzuregen wäre, daß die Verwaltung 
der in Ausſicht genommenen Holzguthabenſtellen 
bei den Regierungen Forſtrentmeiſtern übertragen 
würde, fur die damit Beförderungsſtellen geſchaffen 
werden. Neben dieſer Verwaltung hätten ſie 
dann noch die Forſtkaſſenprüſungen und die Be⸗ 
arbeitung der Forſtrechnungsſachen zu über⸗ 
nehmen. Herrn Landforſtmeiſter Gernlein wurde 
für ſeine eingehenden Ausfuhrungen vom Vor⸗ 
ſitzenden der Dank ausgeſprochen, worauf er ſich 
verabſchiedete. Auch die Vertreter des Beamten 
bundes verabſchiedeten ſich darauf, da die für fir 
hauptſächlich in Frage kommenden Punkte der 
Tagesordnung erledigt waren. 

10. Unſere Vertretung im Beamtenbund mo: 
bisher, wie ſchon erwähnt, unzureichend. Auf 
unſere Vorſtellungen hin iſt uns nun in der Fach 
gruppe ein Vertreter zugeſtanden. Mit der Wahr⸗ 
nehmung unſerer Intereſſen in dieſer Gruppe 
wurde, da Kollege Koppitz wegen der weiten Ent- 
fernung von Berlin nicht immer an den Sitzungen 
teilnehmen kann, Kollege Engelbrecht⸗Oranienburg 
betraut, der im Einvernehmen mit dem Vorſitzenden 
handeln ſoll. Beſonders wichtige Sitzungen wird 
dieſer ſelbſt wahrnehmen. Nach Erledigung aller 
Hauptfragen verabſchiedete ſich nun auch der 
Minifterialvertreter, Herr Forſtrat Borggreve, 
nachdem ihn der Vorſitzende nochmals gebeten 
hatte, unſere Wünſche beim Herrn Miniſter zu 
vertreten. 

11. Die jetzt erhobenen Beiträge reichen zur 
Deckung aller Koſten nicht mehr aus, zumal die 
im Verbandsinterefſe unbedingt nötigen Reiſen 
bei der immer größer werdenden Teuerung aus 
dieſen ebenfalls beſtritten werden müſſen. Dir 
Verſammlung beſchloß daher, um aus der Geld 
verlegenheit herauszukommen, cinen beſonderen 
Reiſekoſtenfonds zu bilden und hierzu Lon jedem 
Mitgliede ſofort einen einmaligen Beitrag ven 
50 „ zu erheben, wobei fie als ſelbſtverſtändlin 
anſah, daß jeder dieſen Beitrag in Intere ſſe der 
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Geſamtvertretung gern zahlt. Der Beitrag für 
1922 wurde in Anbetracht der an den V. amten⸗ 
gund abzuliefernden hohen Beiträge und der 
Teuerung auf 100 8 feſtgeſetzt. Außerdem iſt 
don jedem Mitglied das Bezugsgeld der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ zu zahlen, da fie, wie hier gleich 
erwähnt ſei, in der heutigen Sitzung zum Vereins⸗ 
‚gan beſtellt wurde und jedem Mitglied vom 
L Oktober 1921 ab zugeſtellt werden wird. Von 
den im Ruheſtand lebenden Kollegen, die noch 
wmeitglied des Verbandes ſind, wurde beſchloſſen, 
als Beitrag einſchließlich Bezugsgeld der Zeitung 
drei Viertel vom obigen Jahresbeitrag zu erheben. 

12. Verſchiedenes. a) Die Bezirksgruppe 
Weſten ſtellle den Antrag, dieſe wegen der weiten 
Entfernungen zu teilen. Ihr wurde aufgegeben, 
Vorſchläge hierzu dem Verbandsvorſitzenden ein⸗ 
zuſenden. b) Die Forſtkaſſenverwalter hatten 
durch ihren Vertreter, Herrn Klemm, Alt⸗ Ruppin, 
erneut den Wunſch ausgeſprochen, ſich unſerm 
Verbande anzuſchließen. Die Verſammlung war 
der Anſicht, daß ein Anſchluß nur im Sinne 
einer Arbeitsgemeinſchaft in Frage kommen könne. 
Es wurde daher dem anweſenden Vertreter an⸗ 
seimgeftellt, zunächſt die geeigneten Verwalter 

in Frage kommen die als vollbeſchäftigt 
anterkannten zu einer Gruppe zuſammen⸗ 
zuſchließen und alle Unterlagen über die einzelnen 
Verwalter unſerm Hauptvorſtande zur Kenntnis 
und weiteren Rrgelung vorzulegen. c) Zum 
Vertrauensmann für das Miniſterium wurde 
Kollege Koppitz auf ein Jahr wiedergewählt mit 
der Berechtigung, im Falle der Behinderung 
xinen Vertreter zu beſtellen. Es wird als zweck⸗ 
mäßig erachtet, dieſerhalb beim Herrn Miniſter 
einen Erlaß zu beantragen, der dieſe Frage ähnlich 
ergelt wie bei den Revierförſtern (Erl. v. 20. 5. 21 
III 9218 II. Ang.). Hiernach würde unſer je⸗ 
weiliger Vorſitzender Verkrauensmann für das 
Miniſterium ſein, während die Vertrauensmänner 
der einzelnen Bezirke gleichzeitig dem Beamten⸗ 
ausſchuß ihres Bezirks als Mitglied angehören. 
I} Bei der hiernach einſetzenden allgemeinen 
Aussprache über die wirtſchaftliche Lage der Forſt⸗ 
rentmeiſter wurde beſonders von den Kollegen 
in kleinen Orten die ſchwierige Brennmaterial⸗ 
deſchaffung hervorgehoben. Das Holz muß zu 
dem teuren Taxpreiſe gekauft und dann müſſen 
noch die rieſigen Anfuhrkoſten uſw. gezahlt werden. 
Unſer Antrag auf Überlaſſung von Holz zu einem 
ermäßigten Taxpreiſe in dem Verbandsprotokoll 
von 1919 iſt bisher ohne Beſcheid geblieben. Da 
wir gleichfalls unmittelbar an der Holzverwertung 
durch Wahrnehmung der Verkäufe beteiligt ſind, 
Zon iſt nach Anſicht der Verſammlung kein aus⸗ 
reichender Grund vorhanden, uns nicht ebenſo 
nie den übrigen im Betriebe ſtehenden Forſt⸗ 
beamten das Brennholz zu demſelben ermäßigten 
Preiſe zu verkaufen. Die Verſammilung beauf⸗ 
tragte den Vorſtand, die erforderlichen Schritte 
au unternehmen, um das zu erreichen. 

Auch die Jagdfrage kam zur Erörterung. 
Hier find wir ebenfalls noch ohne Beſcheid auf 
unſere Anregung von 1919. Ausgeführt wurde, 
daß in Zukunft vorausſichtlich lediglich geeignete 
Forſtſekretäre zu unſerer Laufbahn zugelaſſen 
werden würden, fie alſo noch mehr als bisher 
mit der Forſtverwaltung im engſten Zuſammen⸗ 
hernge ſtehen wird. Es erſcheint hiernach wohl am 
gebracht, die Forſtrentmeiſter in beicheldenem 
Maße ebenfalls an der Jagdausübung zu be⸗ 
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teiligen. Die fehlenden wirtſchaftlichen Vorteile, 
die dohen Ausbildungskoſten und die große Geld 
entwertung, die das Mehr an Gehalt wenig zur 
Auswirkung bringt, machen ſchon heute einen 
Mangel an geeignetem Nachwuchs fühlbar, ſo 
daß, wie wir hören, bereits eine Herabminderung 
der Ausbildungszeit in Ausſicht genommen ſein 
ſoll. Wir warnen vor dieſer Maßnahme; ſie 
ginge lediglich auf Koſten der Geſchäftsführung, 
die fortgeſetzt höhere Anforderungen ſtellt. Wir 
haben bereits wiederholt darauf hingewieſen, das 
ſelbſt die heutige Ausbildung nicht mehr zureicht, 
ſondern eine mehrmonatige Tätigkeit auf der 
Regierungshauptkaſſe und bei der Regierungsforſt⸗ 
abteilung erforderlich wäre, um den Anwärter für 
ſeine zukünftige Stellung genügend vorzubereiten. 
Will man auch in Zukunft Forſtrentmeiſter haben, 
die den an ſie zu ſtellenden Anforderungen ge 
nügen, ſo muß unſere Zentralſtelle dafür ſorgen, 
daß Stellung und wirtſchaftliche Lage derſelben 
dem notwendigen Aufwand an Ausbildungs 
koſten ſowie der Arbeitsleiſtung und Verant 
wortung entſpricht und für die geeigneten tüchtigen 
Kräfte begehrenswert bleibt. 

Nach Erledigung der Tagesordnung und der 
ſonſtigen Anträge wurde alsdann die Verſammlunn 
ſum 8 Uhr geſchloſſen. 


Der Vorſitzende. 
| Koppik, 


Der Schriftführer. 
Jennerjahn. 
2 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
1. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann: Bären ⸗ 
berg in Göritz, Bop Karwitz, Kr. Schlawe. Schrift - 
führer: Staatsförſter und Foeſtſchreiber Sieg, 
Zanderbrück, Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 
mühl. Kaſſen wart: Staisförſter Laabs in 
Pilowmühle bei Groß⸗Zacharin, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen ſind zur Gutſchrift auf das Kontn 
Nr 1361, Sparkaſſe des Kreiſes Neuſtettin in Neuſtettin 
beim Poſtſcheckamt Stettin einzuſenden. Es wird erſucht, 
auf der Rückſeite des erſten Teits der Zıhllarte freie 
die Bemerkung „Zur Gutſchrift auf Girokonto Nr. 56“ 
der „Vreußiſchen Staatsförſtervereinigung“ zu machen 

Kaſſen angelegenheiten. 

| Infolge mehrfacher Rückſendungen bon 
Vereinsbeiträgen im Überweiſungsverfahren bitte 

ich bei Zahlungen mittels Poſtſcheck folgender 

beachten zu wollen. Alle Zahlungen geſchehen 
zur Gutſchrift auf das Konto Nr. 1361 Spar- 
kaſſe des Kreiſes Neuſtettin in Neuſtettin, 

Poſtſcheckamt in Stettin. Auf der Rückſelte 

des erſten Teiles der Zahlkarte tft dabei 

ſtets zu vermerken: Zur Gutſchrift au: 

Girokonto Nr. 560. 

Bei Zahlungen mittels Poſtanweiſung 
genügt die Adreſſe: Preußiſche Staat3föriter- 
vereinigung Girokonro Nr. 560, Kreis 
ſparkaſſe in Neuſtettin. 

Eine Anzahl Zahlkarten werde ich demnächf⸗ 
den Vertranensmännern zuſenden: die Herren 
Kollegen werden gebeten, ſich bei Bedarf an fie 
zu wenden. Eine Anzahl von Vereinsbeiträgen 
teht noch aus; ich bitte dieſe bis zum 10. Ok⸗ 
tober d. J. freundlichſt einſenden zu wollen. 

Weidmannshell! 


Laabs, Kaſſenwart. 
— 
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Sondergruppe der vollbeſchäftigten | Fioörſterprüfung in Namslau. 
Forſtkaſſen⸗ Verwalter. | Am 16. September wurde vor einer aus 
Aufruf! Vertretern der Landwirtſchaftskammer, des Ver⸗ 


bandes Schleſiſcher Waldbeſitzervereine, ſowie des 
Die Herren Kollegen werden gebeten, den Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands 
überſandten Fragebogen beim Rundſchreiben zuſammengeſetzten Kommiſſion eine Prüfung für 
ſchnellſtens ausgefüllt zurückzuſenden an die Anwärter des Förſterdienſtes in Namslau 
Interzeichneten, da mit Beginn der Landtags f. Schl. abgehalten. Von 22 Anwärtern unter⸗ 
gung die Herren Abgeordneten im Veſitze alles zogen ſich 10 der Prüfung, welche 17 Prüflinge 
latiſtiſchen Materials fein müſſen. Genaue Be⸗ beſtanden, und zwar einer mit „Sehr gut“, dre; 
antwortung iſt erforderlich! mit „Gut“ und dreizehn mit „Genügend“. 

Altruppin (Mark). ö * 


F. Klemm, Prov.⸗Vorſ. Bezirksgruppe Pommern (II). 
| Der deutſche Guts⸗ und Forftbeumtentnn: 
gibt hierher bekannt, daß in etwa 14 Tagen ein 
Nachrichten des Vereins neuer Geſchäftsführer für Pommern angeſteln 
für Privatforſtbeamte 9 al ſofort die Tarifarbeiten mis: 
; A . 5 8 
Deutſchlands. E. V. | Von gleicher Stelle iſt mir bekanntgegeben. 
Geſchäftsſteibe zu Eberswalde, daß in Köslin ein neuer Vertrag abgeſchloſſen it, 
5 45. in dem die Forſtbeamten den Gutsbeamten gleich 
e Nr. 546. geitellt É oorben find. 7 9 1 33 2 
Jagdhaus Schönfeld, 22, September 1921. 
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sti 
Ziele des Bereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. — Volgmann. 
Geldſendungen nur an die Kaſſeuſteiie zu Meudamm Së | Er: a 
unter Poſtſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. Bezirksgruppe Freiſtaat Sachſen (XI, 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als „Donntag, den 9. Oktober 1921, findet iin 
telieder i ee LCE [Schloßgaſthof in Lichtenwalde bet Chemie 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: | Eagle % T 5 
7401. Lehmann, Bernhard, Förſter, Kloſter Haeſeler, Kr. Eckarts | nachmittags 3 Uhr die Bezirksgruppenverſammlung 
berga, Provinz Sachſen. XVI. „ ſtatt. 
7402. Ohrt, Eduard, Gutsförſter, Hagen, Poſt Probſteierhagen, Ta gesordnun g: 


Kreis Plön in Holſtein. IV. - RE 1 (rnit in en 
7403. Wende, ae Sifstägen Strachau, Poſt Keimpiſch, | Ce EE m de berg 
Schleſien. „ „ „ 2. Bericht ! SEE | Kolberg. 
7404. E GE BIT len Landeck, Kreis Hubriſchwerdt,) 3. Neuwahl. 
Obere Kurſtraßze 5. AV. | nut o nd, 
7405. Dräger, Emit, Förster, Gieſenhorſt, Poſt Npinow, Weſt. 4. Forſtliche Tagestragen. `. 5 8 
Havelland. IX. ER he SC | Gegenwart der Damen ſehr erwünſcht, da 
Be nad, Forſtaufſeher. Groß ⸗Gorſchütz. Kreis | abends getanzt werden foll. 
W Dietrich, Fritz, Hils bie, Kreis Menhalden Sammeln auf dem Bahnhofe Chemultz zur 
7407. Dietrich, Fritz, Hilfsjäger. Barbie, Krels Neuhaldens⸗ | 77 Ar Becher Ag bel ) gie 
eben. XI. „ Abfahrt 12,05 Uhr nach Niederwieſa. Treff 
ee e Rieder⸗Rengersdor, punkt daſelbſt im „Brauhof“. Diejenigen Teil⸗ 
1% os rei Sad Kohlfur: séi nehmer, die aus der Richtung Roßwein, Dresden, 
N Annaberg und Reitzenhain kommen, brauchen nicht 


Schleſien. VIII. m | . 
7410. Nöther, Erich, r Bolt Großmonru, his Chemnitz zu fahren, f ondern können f chon Ge 
e Niederwieſa ausſteigen. Punkt 1 Uhr Aufbruch 


Kreis Eckartsberga. Thür. 
7411. Frenzty, Otto, Overlandjäger, Ziegenbals, Kr. Neiſſe. VI. Ge 
7412. Quander, an Hilfsjäger, Frankenſtein i. Schl., Bahnhof⸗ zur Wein dh = 
allee 20, ` | Weinböhla, den 17. September 1921. 
a tio, Förſter, Gr.⸗Mlltzow, Bolt Oe 20 E EE EE 11 
len treit. ll en Oberförſter W. Dreßler, 1. Vorſitzender. 
7414. Walter, Karl. Nevierförſter, Jacodsthal, Boft Schreiberhau. 2 
Schleſien. VIII. Le 
7418. Bater, Rudolf, Förſter, Schmarker, Poſt Sirovpen, Kreis 
Trebnitz. VI. 
7410. Scheit, Arnold, Den N. Blbtells, Poſt Peorgenberg, 


Bezirtsgruppe Brandenburg (IX). 

Bericht über den Lehrausflug nach 

Kreis Tarnorsig O.-Schl. Bärenthoren und die Bezirisgruppen⸗ 
7117. Kloth. Fritz. Förſter, Mahlendorf, Poſt Warthe 1. M. Kreis verſammlung in Wieſenburg am 13. und 

Templin. IX. 14. Juni 1921. | e 

Am Montag, dem 13. Juni, vormittags 11 Uhr, 
ſtellten ſich gegen 80 Mitglieder der Bezirksgruppe 

Brandenburg des Vereins für Privalforſtbenmle 
Deutſchlands auf dem Bahnhof in Wieſenburg 

ein, um an der Exkurſion in das „Revier der 

Tauerwaldtoirtſchaft teilzunehmen.  Bumädhi 

begrüßte der Vorſitzende der Ortsgruppe Belzig, 

Herr Oberförſter Breuer, die Teilnehmer und hieß 

ſie als Gäſte der Ortsgruppe Belzig herzlich wii! 

kommen. Die Ortsgruppe Belzig hatte in am 

erkennenswerter Weiſe für Fahrgelegenheit nach 

Krumbiegel, Fritz, Forſtgehilfe, Groß⸗Behnitz. Kr. Weſthavelland E e . 9 0 1 en a 
| Br omnigz, Poſt Üllfionieräher ie geſorgt. Dort angelangt, begrüßte un rr vor 
[f UDO ES Kalitſch, übernahm perſönlich die Führung und 
Hemuthe Erich, Reviertäger, Leutenberg, Thier. zeigte uns etwa 14 verſchiedene Beſtandesbilder. 
7 12 würde zu weit führen, wollte man alles näher 


7418. Nagel, Kurt, Hilfeförſter, Stabelwitz, Poſt Deutſch⸗Liſſa, 
Bezirk Breslau. VII. 

7419. Lehfeld, Otto. Hilfsförſter, Brauchitſchdorf, Kreis Lüben. 
Schleſten. VIII. 

740. Graf von Bismarck, Nikolaus, Fideikommißbeſitzer, Varzin, 
Pommern. II. N 

7421. Knoevffler, Friedrich, Forſtverwalter, Schloß Gr.⸗Gorſchüß, 
Kreis Ratibor. 

7422. Freie Standesherrſchaft Militſch, Generalbevollmöchtigter: 
von Heemskerck, Schloß Militſch, Bez. Breslau. VII. 

7423. Walttzer, Erich, Forſtgebilfe, Lauenſtein in Sachſen. XII. 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Pilling. Eduard, Hilfoförſter, Vieritz, Poſt Rathenow. 
Kroſta, Karl Hilfskͤrſter. Eichmedien, Kreis Sensburg. 
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— — 


— — U ——— — BI 
— —A—— — — 


beſchreiben, was uns hier an wirklich erfreulicher 1 Uhr die Verſammlung. Nun fand im feſtlich 
Erfolgen auf dem Gebiete der Kieſernnalurver⸗ geſchmücklen Saale ein gemeinſames (ien ott, 
füngung geboten wurde. Gleich an dieſer Stelle zu welchem die um alles beforgie Ortsgruppe 
an von Kalitſch nochmals unteren wärmſten Belzig friſchfröhliche Tafelmuſik beſtellt hatte. 
Dank für die unermüdliche Führung und er⸗[Im Laufe des Nachmittags fanden ſich noch zahl, 
ſchöpfende Auskunft über die unzähligen Fragen, reiche „Schmalrehe“ aus der Brandheide ein, fo 
die von ſeiten der Teilnehmer an ihn geſtellt daß gar bald das Tanzbein geſchwungen werden 
wurden! Nachmittags gegen 6 Uhr erreichte die konnte. Auch die Bürgerſchaft von Wieſenburg 
Exturſion ihr Ende. Naß bis auf die Haut, aber half durch lebhafte Beteiligung den Tag ver⸗ 
innerlich außerordentlich befriedigt über das ſchönen. Uns allen aber werden die gaſtlichen 
Geſehene, kehrte jeder mit ſeinem Gaſtgeber ins Mauern von Wieſenburg noch lange Zeit in an⸗ 
Quartier. Hier wurde man jo liebenswürdig auf- |genehmiter Erinnerung bleiben. Zum Schluß 
genommen und überreichlich bewirtet, daß die dem Vorſitzeuden und allen Mitgliedern der Orts⸗ 
Wehen des Regenwetters bald überwunden waren. gruppe Belzig nochmals unſern herzlichſten Weid 
Der nächſte Morgen vereinigte uns zur Beſichtigung mannsdank! Donath. 
des „ der, mit großer e 

185 tnis angele » in Deutſc 4 

Sachkenntnis angelegt, faſt alle in Deutſchland an Bezirksgruppe Weſtfalen. 


gebauten ausländiſchen Holzarlen aufweiſt. . ren n 
Um 11 Uhr fanden wir uns im „Hotel Paul“ Bericht über die Bezirksgruppenverſammlung in 
Arnsberg am 19. Mai 1921 und die Beſchlüſſe 


in Wieſenburg ein, woſelbſt Herr Forſtſchuldirektor SE / e Zeil 
Jacob die Bezirfögruppenverjammlung eröffnete, des Weſtfäliſchen Waldbeſiterverbandes, betreffend 
Gehaltsregulierung. 


die zahlreich Erſchienenen begrüßte und zur Tapes 
ordnung überging. Dieſe enthielt: 1. Tarif vom Zur Verſammlung im Hotel „Jägerhaus“ 
1. April 1921, 2. Anträge der Ortsgruppen, | hatten D 32 Mitglieder und Gäſte eingefunden. 
3. Anträge aus der Verſammlung. Der Vorſitzende, Forſtmeiſter Joly, Natteforth, 
Zunächſt wurde Herrn Forſtrat Dr. Bertog berichtete zunächſt über die Wintertagung in 
das Mori erteilt, der in wohldurchdachter und Berlin ſowie über Lehrlingsweſen, Forſtſchulen, 
zängerer Rede an der Dauerwaldwirtſchaft Forſtgehilfen⸗ und Förſterprüfungen, Fortbildungs⸗ 
Kritik übte. der Tätigkeit des Herrn Kalitſch[ lehrgänge u. a., woran ſich nähere Ausſprachen 
volle Anerkennung zollte, aber auch vor leichte anſchloſſen. Es wurden dann die Ortsgruppen 
zinniger, übereilter Einführung des Sauer | „Sauerland“ — Vorſitzender Oberförſter Rooſeu, 
waldes im eigenen Revier warnte. Zu Fürſtenberg — und „Arnsberg“ — Vorfitzender 
Punki 1 gab der Vorſitzende näheren Aufſchluß Oberförſter Düſſel, Edelburg — gebildet und 
über den Gang der Verhandlungen, die zum Ab⸗ als nächſter Verſammlungsort Paderborn ge⸗ 
ſchluß der bekannten und die Bezirksgruppen⸗ wählt. Als Vertreter der Bezirksgruppe in 
mitglieder befriedigenden Gehaltsvereinbarungen Kolberg wurde der Vorſitzende beſtimmt. 
som 1. April 1921 führten. Zu Punkt 2 lag zu⸗ Den Hauptgegenſtand der Beſprechung bildete 
nächſt ein Antrag der Ortsgruppe Belzig vor, dann die Gehaltstariffrage. Es wurden mehrere 
durch die Vereinsleitung in der „Deutſchen Forſt⸗ Fälle von Gehaltszahlungen mitgeteilt, die alt 
Zeitung“ einen Aufruf zu veröffentlichen, in dem gemeine Entrüſtung hervorriefen, und nachdem 
die Bezirksgruppen⸗ bzw. Ortsgruppenvorſitzenden feſtgeſtellt war, daß die mit dem Weſtfäliſchen 


— — 
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erſucht werden, unter Mitwirkung der einzelnen Waldbeſitzerderbande vereinbarten Richtlinien nur 
Mitglieder in ihren Bezirken Geldſammlungen zu von ſeiten weniger Waldbeſitzer Verückſichtigung 
veranſtalten, die für die durch den polniſchen Terror gefunden, wurde der Abſchluß bindender Tarife 
in Oberſchleſien in Not geratenen Privatforſt⸗ für unumgänglich nötig erklärt. Zwecks erneuter 
beamten Deutſchlands oder deren Hinterbliebene Unterhandlung mit dem Walbdbeſitzerverbande 
zur Verteilung kommen ſollen. Nach eingehender wurde ein Ausſchuß gewählt, beitcheno aus dem 
Begründung durch Herrn Oberförſter Breuer Vorſitzenden und den Herren Oberförſter Düſſel, 
kimmte die Verſammlung dem Antrage zu. 


u Edelburg, Oberförſter Ahmer, Würdinghauſen, 
Einem weiteren Antrage der Ortsgruppe Belzig, 


Förſter Nolde, Sinſen, und Förſter Meſchede, 
die Landwirtſchaftskammer um die Vermittlung 


Oſtbevern. 
ber Lieferung von Anzügen zu erſuchen, wurde Während der Sitzung erfreuten uns die 
ſtattgegeben. Es folgte nun ein Antrag der Orts⸗ Keen DOberforftmeilterd artmanı, Arnsberg, und 
gruppe „Niederlauſitzer Grenzwall“ auf Anftellung Forſtmeiſter Goebel, Obereimer, durch ihren Beſuch. 
Lines Wanderlehrers durch den Verein. Es wurde 


Unter Führung des letzteren wurde nach dem 
deſchloſſen, dieſen Antrag dem Ausſchuß für Unter⸗ Mittageſſen eine Wanderung durch einen Teil der 
richts⸗ und Prüfungsweſen zur Kenntnis und Staatsoberförſterei Obereimer unternommen, 
Stellungnahme vorzulegen. Hinſichtlich eines welche namentlich auch infolge der intereſſanten, 
anderen Antrages dieſer Ortsgruppe auf Errichtung | lehrreichen Erklärungen des Revierverwalters 
einer Berufskrankenkaſſe durch den Verein wurde einen überaus anregenden und befriedigenden 
wereinſtimmung dahingehend erzielt, dieſen Antrag Verlauf nahm. Die Teilnehmer ſtimmten den 
dem Verſicherungsamt des Vereins für Privatforſt⸗] [ Dankesworten des Vorſitzenden, daß ein lehr 
deamte Deutſchlands zur Stellungnahme und | veicheres Revier und ein beſſerer Führer fihmerlich 
weiteren Veranlaſſung zu überweiſen. Der ſchriftlich hätte gefunden werden können, begeiſtert zu. 
vorliegende Antrag eines Herrn Antziabs aus Am 14. Juni fand ſich dann die gewählte 
zeipzig: „eine Vereinigung von Förſtern ins Gehalts⸗Kommiſſion in Münſter zuſammen, und 
Leben zu rufen, die ſich ſelbſt mit der Verwertung es fand eine eingehende und offene Ausſprache 
aller anfallenden Felle, Wilddecken und Raub⸗ 


über die Tariffrage mit dem Vorſtande und der 
zeugbälge befaßt“, fand nicht den Beifall der Tarifkommiſſion des Waldbeſitzerverbandes ſtatt. 
Verſammlung. Da zu Punkt 3 keine Wort⸗ 


Der Antrag auf bindende Tarife wurde wiederum 
meldungen erfolgten, ſchloß der Vorſitzende gegen abgelehnt, aber das Verſprechen gegeben, mit 


— 


allen Mitteln dahin wirken zu wollen, daß die 
Mitglieder des Waldbeſitzerverbandes ein den 
heutigen Verhältniſſen und den aufgeſtellten 
Richtlinien entſprechendes Einkommen, ſei es 
durch Erhöhung des Grundgehalts, ſei es durch 
Teuerungszulagen, Tel es durch Deputate und 
Naturalien, zahlen. ö 

Durch Rundſchreiben vom 8. Juli wurden 
die Mitglieder des Waldbeſitzerverbandes ſeitens 
Griet Vorſtandes und der Tarifkommiſſion erneut 
gemahnt, bei der Beſoldung ihrer Forſtbeamten 
den heutigen Verhällniſſen und den aufgeſtellten 
Richtlinien Rechnung zu tragen. Eine ähnliche 
Aufforderung erging ſeitens der Forſtabteilung 
der Landwirtſchaftskammer an die dem Wald⸗ 
beſitzerverbande nicht angehörlgen weſtfäliſchen 
Waldbeſitzer. | | 

In der Sitzung des Weſtfäliſchen Waldbeſitzer⸗ 
verbandes am 26. Juli, an welcher auch 
Herr Oberpräſident a. D. v. d. Schulenburg, 
als Vertreter des Waldbeſitzerausſchuſſes des 
zereind für Privatforſtbeamte Deutſchlands, 
und der Geſchäftsführer des Reichsverbandes 
deutſcher Waldbeſitzerverbände, Forſtaſſeſſor Eck⸗ 
Hard, teilnahmen, konnten, trotz des eindringlichen 
Zuſpruchs dieſer Herren, die Herren des Wald⸗ 
beſitzerverbandes ſich nicht dazu verſtehen, ihren 
Verband als Arbeitgeberverband zu erklären und 
als ſolcher einen bindenden Tarif mit dem 
Bezirksgruppenvorſitzenden abzuſchließen. 

Die Verſammlung erklärte ſich aber damit 
einverſtanden, alles zu verſuchen, um eine den 
am 20. Juni 1920 aufgeſtellten Richtlinien“) ent- 
ſprechende Beſoldung bei allen Mitgliedern des 
Verbandes zur Durchführung zu bringen, und 
es wurde demgemäß folgender Beſchluß gefaßt: 

„Der Vorſtand des Weſtfäliſchen Waldbeſitzer⸗ 
berbandes wird ermächtigt, alle Mitglieder auf⸗ 
zufordern, bis zu einem beſtimmten Zeitpunkte 
ſchrlftlich beim Vorſitzenden des Verbandes mit⸗ 
zuteilen, ob eine ungefähr den aufgeſtellten Richt⸗ 
iinten entfprechende Beſoldung ihrer Forſtbeamten 
ſtattfindet. 

Findet ſich dann Veranlaſſung, mit dem einen 
oder anderen Waldbeſitzer wegen etwaiger Auf⸗ 
beſſerung des Gehalts eines Forſtbeamten zu 
verhandeln, ſo ſind dieſe Verhandlungen in durch⸗ 
aus vertraulicher Form zwiſchen dem Vorſitzenden 
und dem Beteiligten zu führen Der Vorſttzende 
der Bezirksgruppe „Weſtfalen“ des „Vereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands“ wird zum Ber: 
trauensmann mit der Maßgabe gewählt, daß er 
verpflichtet iſt, eingehende Beſchwerden der Vereins⸗ 
mitglieder dem Vorſitzenden des Waldbeſitzer⸗ 


—— — K — — — — . Ä—— ñẽ. 


wl Diele find zurzeit jedem Bezirksgruppen ⸗Mitgliede 
Fgeſandt worden. 
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verbandes zur Kenntnis und im Einvernehmen 
mit ihm zur Erledigung zu bringen“ 
Auf die Anfrage an den Bezirksgruppen⸗ 
vorſitzenden, ob er mit dieſem Beſchluſſe ſich zu⸗ 
friedengeben könne, erklärte er, daß er die Ent⸗ 
ſcheidung der Bezirksgruppenverſammlung und 
dem Vereme überlaſſen und bis Fahin ſeinen 
Antrag auf einen bindenden Tarif aufrecht er⸗ 
halten müſſe. 

Die Sachlage iſt unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden die, daß in Weſtfalen keine Arbeitgeber⸗ 
Organiſation befteht, welche ſeitens der Bezirks⸗ 
gruppe oder irgendeiner andern Forſtbeamten⸗ 
Organiſation zu einem Tarifabſchluß gezwungen 
werden könnte, denn die Waldbeſitzer wehren 
ſich, einen Arbeitgeberverband zu bilden, und ein 
landwirtſchaftlicher Arbeitgeberverband iſt in der 
Provinz nicht vorhanden. Beſchwerden der 
Vereinsmitglieder können alſo vorläufig mur auf 
dem durch obigen Beſchluß gewieſenen Wege 
erledigt werden. Jolly. 


©, 


Nachrichten aus den Fachgruppen 
Preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 
Bezirksgruppe Caſſel. | 

Sonntag, den 9. Oktober, 
Schlüchtern beſchloſſene 

ſammlung mit Damen 
Feiller (Juhaber Joh. Heinrich) ſtatt. Beginn 
11 Uhr vormittags. Tagesordnung: 1. Bericht 
über die Beſoldungsfrage. 2. Bekanntgabe eines 
Gutachtens der Rechtsauskunftsſtelle, betreffend 
die Intereſſentenförſter. 3. Bekanntgabe einer 
Zuſchrift des Verbandes Preußiſcher Kommunal⸗ 
forſtbeamten und Beſchlußfaſſung darüber. 4. 
Berſchiedenes. Alle Kommunalforſtbeamten des 
Bezirks mit ihren Damen ſowie die Kollegen des 
Bezirks Erfurt mit Damen ſind eingeladen. 
Zimmer ſind bei Herrn Joh. Heinrich zu beſtellen. 

Müller, Vorſitzender. 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 


und Körperſchaften. 


Lille Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtaͤnde oder der Einſender. 


Alter Herren Verband des Korps Silvania. 
Der Alte⸗Herren⸗Konvent fand unter Be⸗ 
teiligung von neun Mitgliedern am 12. Sep⸗ 
tember 1921 im Hotel Klapdor in Kreuznach ſtatt. 
Die in dex Tagesordnung vorgeſehenen Gegen⸗ 
ſtände wurden einſtimmig zur Erledigung gebracht. 
Altsführlicher Bericht an die einzelnen Mitglieder 

erfolgt in aller Kürze. 
Der Vorſitzende: 


ber, findet die in 
Bezirksgruppen⸗Ver⸗ 
in Eiſenach im Hotel 


Erner. 


Inhalts- Verzeichnis dieler Nummer: 


Komba und Fachgruppe der Kommunalforſtbeamten. 758, — Die 
8 5 — Kleinere Mitteilungen: 
— Brief. und Fragekaſteu. 759. — Verwaltungsänderungen und Perſonaluachrichten. 760. — Vereins eitung: Mittel 


e- Belege, Verordnungen und Erkenntniſſe. 757. — 


beher Vercine. 701. — Berband Preußiſcher Forſtrentmmeiſter. 


765. — Ma 


gruppe der vollbeſchäftigten Forſtkaſſen⸗Verwalter. 
75. — Nachrichten aus den 
ud Rörperſchaften. 
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e Mitteilungen 


, chrichten 
Fachgruppen Preußiſcher Kommunal⸗Forßtbeamten. 767. — Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 


Buche im norddeutſchen Kiefernwalde. (Schluß.) 754. 

Allgemeines. 758. — Vom Rauhwerenmarkt. 759 
lungen forſt⸗ 
Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 761. — Sonber- 
des Vereius für Privatforſtdbeamte Deutſchlands. C. 8. 


761. — 


und Vereins nachrichten, die in nüchſtfäuiger Nummer zur Veröffent⸗ 


lichung gelangen (ellen, müſſen am Sonnabend der vorhergehenden Woche, alſo acht Tage vor dem 


Ausgabedatum jeder Nummer, 
Berwaltungsünderungen und Anzeigen können noch 


eingegangen ſein. 


Perſonalnachrichten, 


nat Stellenaus ſchreibungen, 
Montag früh 


bis Aufnahme finden. 


Am 18. September verſchted plötzlich und unerwartet der 
Staatliche Hegemeiſter 


Karl Joſef 


zu Forſihaus Durbeke. 


er Mit ihm (8 ein Beamter von vorbilblicher Pflichttrene, 
ein treuer Heger und Pfleger des ihm anvertrauten Waldes, ein 
aufrechter deuiſcher Mann dahingegangen. 


wir ſtets in Ehren halten. 


Die Beumten der Oberförſterel Altenbeken. 


Kamlah, Forſtmeiſter. 


Nur an dieſer Stelle 
Familien Anzeigen 
aufgenommen. 
Fheſchließungen: 
Steiger und Leutnant d. 
Heinrich Paul mit Fräulein 
Elifabeth Dreher in Forſt⸗ 
haus Wippach bei Nebra Th. 
Sterbeſäſte: 
Dammerque, Oberförſter 
Viſchel bei Altenahr. 


in 


Für ſtandesherrliche Ver⸗ 
waltung im Weſten abſolv. 


höhere 
Forſtbeamte 


für Einrichtung u. Uebernahme 
Oberfürſterſtelle geſucht 

- Bewerbungen mit lët 
nu Zeugnisabſchriften unter 
Nr. 1469 Det, die Geſch. 
Ber D. Forſt⸗Jtg., Neudamm. 


Jung. Forſtmaun, 
mit guten Vorkenntni ſſen und ſchöner 
Handſchrift, für hieſ. Stabtforſt als 


Forſtauſſeh. U. echreibgehilfe 


geſucht. Gehaltsgruppe 3 mit 
Teuerungszuſchlägen in Ortsklaſſe D 
und 650 Mk. jährl. Dienftaufwands⸗ 
tutſchädigung. Antritt möglichſt bald. 
Bewerbungsgeſuche mit 1 
abſchriften und ſelbſtgeſchrlebenem 
Lebenslauf dem Unterzelchneten bis 
10. 10. einzureichen. (1483 
Maass, Städt. Forftverwalt., Uelzen 
(Hannover). 


gef. den Stellung am 1. November 


und Schütze ſein. 


Weber 


{1470 


Sein Andenken werden 


Verheirgteter, ſtaatl. geprüfter 


Förſter 8 


ewerber muß im Laub⸗ u. Nadel“ 
twelbbeirteb erfahren, guter Jäger 


Jebens la A €, 
Lënitcf chez 


Bewerbungen mit 
Zeugniſſen und Gehal 
ſind zu richten an 

v. Borcke, Pasdanzia 


Bei Prechlax, Kreis Schlochan. 


Die hieſige 


äineg ` 


iſt Zoinct nen zu beſetzen. 
Die Anſtellung und Beſoldung 
a, nach der hier beſtehenden 


efoldungsorbnung nach ſtaatlichen 
Grundſätzen mit Penſi onsber ech⸗ 
tigung. (1458 


Gehalt nach Grußpe V der ſtaat⸗ 
lichen Veſoldungsordnung. Dienſt⸗ 
wohnung im neuerbauten Förſter⸗ 
hauſe vorhanden, beziehbar voraus⸗ 
ſichtlich zum 1. April 1922, bis 
dahin eine andere Wohnung ſicher⸗ 

geſtellt. 

Außerdem werden 8 em Buchen⸗ 
Scheit und Kuüppel und zwei Loſe 
Buchen ⸗Aſtreifig geliefert. 

Vorſtehende Bezüge und Dienk⸗ 
wohnung werden auf das Gehalt 
angerechnet. 

Ferſtverlorgungeberechtigte Uns 
wärter wollen Bewerbungen unter 
Beifügung eines e 
Lebenslaufes ſowie beglaubigter 
Dienſt⸗ und Führungszeugnisab⸗ 
ſchriften binnen 3 Wochen bei vr 
Unterzeichneten einreichen. 

Die Stadiförſterſtelle iſt vom 
Fürſorge⸗Amt Berlin zur Beſezzung 
freigegeben. 

Draus feld, 

tember 1921. 


Der Magiſtrat. 
Schulze, Bürgermeiſter. 


den 19. Sep⸗ 


Die durch den Tod bes bisherigen Inhabers frei gewordene 


Stadt⸗Oberforſtmeiſterſtelle 


iſt balb nen zu beſetzen. 


(1457 


Der Stabt⸗Oberſorſtmeiſter If Mitglied des Magif rats n und besteht 


N ` | Gehaltsſtufe VI. 
K 


S | Bewerber ſind bevorzugt. 


| 
- | Zu ber Stadtforſt Schmerin | 


Forſthaus 1 Schwerin a. 


das Gebalt eines beſoldeten Stadtrats, ſtelgend von 11200 Mk. für 2 Jahre 
um je zweimal 200) Mk., einmal 2400 Mk. zweimal 2200 Mk. bis zum 
Höchſtbetrage von 22000 Mr. Zu dem Gehalte treten die Orts-, Aus⸗ 
gleichs⸗ und Kinderzuſchläge. Das Ruhegehalt richtet ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften der Städte⸗Ordnung und ſteigt vom vollendeten 12. dis zum 
27. Dienſtjahre mit je ½ des Gehalts bis zum Höchſtſatze von 10 
Gehalts. Für die e den Verforgungszuſchlag und 
Einderbeihilfen au Ruhegehtaltsempfänger und Hinterbliebene gelten die 
Beſtimmungen des Gefetzes vom 17. Dezember 1920. Bisherige Dienſtzeit 
kaun auf das Beſolbungs⸗ und Penſionsdienſtalter angerechnet werden. 
Der Dieuſtaufwand wird durch den Etat geregelt. Bewerbungen ſind 
bis gum 15. Oktober an den unterzeichneten Stabtverorbnetenkorſteher 
neh dem Rathauſe — Dienſtſtelle XV — zu richten. 
Görlitz, den 13. September 1921. 
Der Stadtverordnetenvorſtetzer. 
F. Hanke. 


des 


a mmh 


Melſungen, Bez. Kaffel. 
du alsbald beſetzt werden. 
Größe rund 540 ha geſchloſſen. 
Beſoldung nach Gehaltsſtufe IV, 
ſteigend nach 12 Dienſtjahren bis 
Die uſtjahre im 
ſtaatl. oder ſtädt. Dienſt nach dem 
7. Lebensjahre können bei der Be⸗ 
ſoldung berückſichtigt werden. Dienſt⸗ 
wohnung und Wirtſchaftsland nicht 
vorhanden. Bahnſtation. Schulen 
m Orte. Forſtverſorgungsberechtigte 
Bewer⸗ 
bungen bis zum 10. Oktober erbeten. 


Melſungen, d. 21. Septöbr. 1921. 
Ter Magiſtrat. 


e, Warthe iſt die ber Ein⸗ 


| berufung des Stelleninhabers in den 


Sigatsdienſt frei gewordene 


Hills förſterſtelle 


4. für das 1200 ha große Nevier I 
ſpäteſtens zum 1. 1. 1922 gu beſetzen. 
| Das Dieuſteinkommen entſpricht 


(1408 Gruppe V. Ortsklaſſe D der Staate 


| Beſold.⸗ Orb ung, Dienſtwohr un 
j UNO 5 A Kë verde hiet, 


30 em Holz nach ſtädt. 
Cp verpachtet. Zenn, 
ufwand wird noch geregelt. 
Für die Stelle kommen in erſter 
Linie Staatsauwärter, demnächft 
| Kommunal- und Nrivat⸗Forſtbeamte 
7 ai bPorſchriftsmägiger Ausbildung 
Frage. Er fahrung und Be⸗ 
1 im Betriebsdienſt iſt nach⸗ 
5 Anſtellung zunüchſt auf 
Al. Kündigung. Bis zur Anſtellun 
Ge Hilfsförſters wird Hilfskraft zu 
ſofort bei 14 tägiger Kündigung 
geſucht. Befoldungsanſprüche fin 
zu ſtellen. 14 
Bewerbungen mi Zeungnis⸗ 
abſchriften und Lichtbild an den 
Städtiſchen Oberförster Sr 


| Warthe, biefer erteilt auch weitere 


zur 


Auskunft. 


Schmerin a. Moeartbe den 
2 J. September 1921. 


Der Magiſtrat. 
J. V. Nesenner. 


— EEEEEn 


| Waldwärterſtelle 


Gë 3 Bürgerforſt iſt ies 

bald zu beſetzen. Berückſichtigt 
on. tu erfier Linde forſtrerſor⸗ 
gungsberechtigte Anwärter Beſoldung 
nac Gruppe 5 der ſtaatlichen Be. 
ſold ungsordnung⸗ 

Die endgültige Anstellung erfolgt 
nach Ablauf eines Jahres auf 
Lebenszeit. 

Bewerbungen mit Lebenslauf unb 

Zeugnisabſchriften find bis zum 
| 5. Oktober d. J. einzureichen. 
Perſönliche Vorſtekung aunächſt 
nicht erwünſcht. 


Hammerſtein (Grenzmar). 
den 20. September 1921. 
Der Ee 
ikbner. (1488 


—— — — — — 


Größere Porſtrer waltung im 
eat Breslau sucht für ſofort 
einen ledigen, firmen 


Forſtſelretür 


| (Ma imhinenfchreiber). Es wird ver⸗ 
j engt felbſtändige und voll verant⸗ 
F Führung der Sekretär⸗ 
geſchäſte d. Forſtamtes. Bewerbungen 
10 ſelbſtgeſchriebenem Lebenslauf, 
ilb und en unt. Nr. 1475 

en d. Geſch. 8. D. F.- Z., Nendamm. 


— nun 


— 


ST 


zum 1. rein 19. Oktober 

geinht für Stabtforſt Pr. 
Hollaud. Meldung mit heat. 
Zeugniſſen, welche nicht zurück 
erfolgen, fowie ſelöſtgeſchriebeneu 
ausführt. Lebenslauf an Förſtes 
Neckritz, Comthurwald bei 
Sründagen, Sr. Pr. Holland. 
Bewerbungen Dem Werten m zwecktos. 


— — 


9. unverh. 


2. Forſtſelretür 


für 1. Oktober geſucht. Bewerber 
muß in Stenographie und Schrei 
maſchine voll bewandert fein. Gehal: 
Hilfslägertarif. Aufräckungemde⸗ 
lich keit bei Bewährung in 2 bie 
Jahren. Bewerbungen an 1467 


5 Forſtam Tamkrowfe, 
| Voſt Schichten Si SE. 


3 Ober 


i Für franenl. oſipr. NE eflerhane 
halt mit kleinſter Nuß aldiriſck 72021 
wird zum 15. Okt. oder fodter eint 


kinfäche, ült. Wirtin 


gesucht. die keine Arbeit chem. 
Gutes Kochen Bebingung. Ausfühet. 
Angeb. u. R. 1468 hei, die (Geif. 
der Deutſch. Forſt⸗Zig., Neudamm 


'® 


H 


| 


Staatl. Forſtmeiſter 


sucht Stelle 


int Privatwald. Angeb. unter 
Nr. 1418 beförb. bie Geſchöf se. 


der Deich. Jurſt⸗Zig, Nendamm. 
. 


Förster, 


ner., kinderl., 27 Jahre alt, dur ck aus 
tach Förſterprüfang b. . f. P. D. 

eſtanden, ſucht, geſtü auf ans 
LZ 19 5 u. Empf., z. 1. ktober ader 
ſpäter Stellnng. Angebote unter 
r. 1484 beförd. die n 
| der Diich, Forſt Zeitung, Neudamm 


Gite, ` 


Denmier, 
Ae 49 er, eb., verh., Bet 
in der Forſtwirtſchaft nach 
| fächſiſchem Stautsmuſter, mit 
großer Erfahrung in Pflanzen⸗ 
zucht und Auffor gungen. 
Beſitzt eigenen Meßtiſch u 
würde Vermeſſungen u. Latte. 
kungen von Waldbeſitzen und 
Verwaltung verſelben nach 
ſüchſ. Methode übernehmen, 
am Heften im Auslande. Nur 
bene Empfehlungen zur Seite. 
Angeb. unt. A. P. En 
beförd. die Geſch „ ber 
S Sorft-gtg., Reit 


nn 


Stellg. als Forstgehiſſe 
oder Jagdaukseher. 


Ich bin im 20. Lebensjahre. 1,73 w 
groß und von ehrlicher trendeutſcher 
Geſinnung, bin im Holzechla 
(Aufarbeiten von Grubenholz), Got: 
turen und Durchſornungen 
erfahren, habe Kenntniſſe in der 
hohen und Niederjagd, im Raubzeug⸗ 
vertilgen bin ich prämiiert, ruhiger, 
anftelliger ne mit guten Heng, 
gr Gütlge 8 unter 
ei 78 beförh. die 
Resch, der D. Kork: ig, Nendamm. 


Siu che 


Deutſche Forſt⸗Jeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Hmitiches Ergau des Branäversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil'‘, Vereins zur 
Förderung der Juteressen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu Neudamm, des Forstwaisenvereins ZU Beriin, des 
Bichversicherungsvereins der Forsibeamten a. 6. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister. des Verein; 
Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereinigung, des Vereins für Pripatforstbeamte De. zch- 
jands, des Vereins schlesischer Forstbeamten (gegründet 1840), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 
Tie Deuiſche Forſt⸗ Zeitung eigent wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertellährloch 19,50 ME. bet allen 2 afls 
anſialten (eingetragen in die deulſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband dur th den Verlag für 
Teutſchland und das alle Eſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nuumern, auch altere werden ur 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus perrungen hat der Besiegen 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Vezugspreiſes. 


Lei den ohne Vorbehalt eingeſandien Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Ver⸗ 
träge, ſur die Entgelt geſordert wird, wolle mau mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Beuſchriſten ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Verqütung der Beitrage erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 41. 36. Band. 


Neudamm, den 9. Oktober 1921. 


— nn — 


Anregungen zur Führung eines Merkbuches auf der 
Förſterei mit einigen Entwürfen dazu. 
Entwurf von Hilfsförſter Schenka, Staakow bei Jamlitz, RE. 


Wohl bin ich mir bewußt, daß ich mit meinen 
Anregungen bei einem Teile der Kollegen keine 
Anerkennung ernten werde, weil damit eine Ver⸗ 
mehrung des Schreibwerkes verbunden iſt. Da 
aber die Abſicht, die mich hierbei leitet, den Zweck 
verfolgt, den Einfluß des Betriebsbeamten auf 
die Förderung der Forſtwirtſchaft zu ſtärken, ſo 
gebe ich mich der Hoffnung hin, daß die Einſprüche 
ſich in beſcheidenen Grenzen bewegen werden. 

Wie aus den folgenden Vorſchlägen näher 
hervorgeht, ſoll ſich auf jeder Förſterei ein Buch 
befinden, in dem die Ergebniſſe des Betriebes 
und ſonſtige wichtige Vorkommniſſe in ver⸗ 
ſchiedenen Abſchnitten kurz aufgezeichnet ſind. 
Daneben ſollen ir. einem beſonderen Teile die 


Arbeiten, die in den einzelnen Betriebsabteilungen 
In der Förſterei Staakow waren tätig: 


— — — ——— ä—ũä— 


Revierförſter uſw. 


| 


— — — — — 


vom | Name 


| 
4. Auguſt 92 15. Juni 1910 Krüger, Förſter 
16. Juni 10 | | Müller, e 
| ' 
| | 
| | 
In dieſer Weiſe ift vielleicht am beiten erſicht⸗ 


lich, welche Beamten in der Förſterei tätig waren 


und mit Hilfe welcher außerplanmäßigen Be⸗ 
triebsbeamten fie gearbeitet haben. 

Die nun folgenden Teile umfaſſen haupt⸗ 
fächlich Außerungen über den Forſtbetrieb. Zuerſt 


— — 


ausgeführt ſind, ſo angegeben werden, daß dieſe 
in ſpäteren Jahren zur Beurteilung von wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahmen als geeignete Grund⸗ 
lagen dienen können. Die Einrichtung dieſes 
Buches denke ich mir in folgender Form 


Merkbuch 
der Förſterei Staakow. 


Angefangen am von 

Beendet am von 

Auf den nun folgenden zwei oder drei Seiten 
könnte eine Liſte Platz finden, in der ſich die 
Betriebsbeamten eintragen und vielleicht, ſoweit 
es feſtgeſtellt werden kann, noch nachgetragen 
werden. 


In der Förſterei Staakow waren tätig: 


— — error — nn — — nen 


Hilfsförſter uſw. 


— — nn ge — — 


vom | bis | 


— ——— — 


4. März 92. 30. Sept. 08 Martin, Hilfsförſter 
1. Oktober 08 | 15. Jun 10 Neumann, „ 


16. Juni 10 31. März 13 Kuliſch, R 
1. April 13 30. Juni 15 Schmidt, e 
1. Juli 15 31. Dez. 17 Schneider, „ 
1. Januar 18 Linke, 


wäre eine Reihe Seiten für die Kulturen und 
Wegebauten zu beſtimmen. 
1. Kulturen und Wegebau. 
Nachdem in Kürze eine Schilderung des je⸗ 
weiligen Kulturbetriebes als Einleitung voran 
geſtellt werden kann, wäre hier in jedem Jahre 


* 


gebrachter V 


das zu bemerken, was im allgemeinen für die 
Kulturen von Beder utung war. 
einflüſſe die Arbeiten erſchwerten, wie dieſe 
auf das Gelingen der Kulturen äußerten, 15 ſch 
neue zur Einführung gebrach te Geräte bewährten. 
Ferner Beobachtungen über die verſchiedenen 


ſich 


Kulturmethoden und e ee wie 
die Holzſämereien geraten ſind, welche Mengen 
davon geſammelt wurden, wie hoch die dafüc 
gezahlten Löhne waren u. a. m. Schließlich wäre 
es hier A auch einige Bemerkungen 
über die Arbeiterberhältniſſe zu machen. Über 
den Wegebau ſind die bedeutenderen Arbeiten 
aufzuführen. So beſonders Wegebefeſtigungen 
und andere zur Ausführung gebrachte Unter⸗ 
nehmungen; dazu 1 auch die, welche zur 
Erleichterung der Holzabfuhr dienten. 
2. Forſtſchutz. 

Aus dieſem Gebiete ſollen alle die Vorgänge 
zur Aufzeichnung gebracht werden, die in dem 
betreffenden Jahre in bemerkenswerter Weiſe in 
Erſcheinung getreten ſind. In Frage kämen hier 
alle die Maßnahmen, die ſich gegen Schäden 
richten, die durch Menſchen, Tiere und Natur⸗ 
erſcheinungen verurſacht werden. Wünſchens⸗ 
wert wäre es, über frühere Kalamitäten, deren 
Folgen und Bekämpfung kurz zu berichten, 
1 dies noch nachweisbar iſt. Der Schaben 
durch Menſchen entjteht bekanntlich durch die 
Übertretungen von For e nigen und 
ganz beſonders des Forſtdiebſtahlsgeſetzes. Hier 
wird es ſich darum handeln, für ſpätere Zeiten 
ein überſichtliches Bild zu geben. Dies kann einer⸗ 
ſeits durch Angabe der Zahlen von den Über⸗ 
tretungen bzw. den Forſtdiebſtahlsfällen ge⸗ 
ſchehen. Weiter können, wie dies beſonders gegen⸗ 
wärtig der Fall ſein wird, die Vergünſtigungen 
angegeben werden, SC eingeführt wurden, um 
der umwohnenden % Bevölkerung die Wir etſchafts⸗ 
führung während des Krieges und nach deſſen 
Beendigung zu erleichtern, ſowie von welchem 
Einfluſſe dieſe waren. Bei den Tieren kommen 
Schutzmaßnahmen gegen Wild und das große 
Heer der ſchädlichen Inſekten in Frage. Veim 
Wild wird es ſich darum handeln, das Be⸗ 
merkenswerte über Verbeißen, Schälen uſw. 
kurz aufzuzeichnen. Bei den Inſekten wird in 
erſter Linie das jährliche Ergebnis der Probe⸗ 
ſammlungen zu vermerken ſein. Weiter iſt es 
erforderlich, über die Erfolge etwa zur Ausführun 
Vorbeugungs⸗ und V e 
regeln kurz zu berichten. Als N 
verdienen Beachtung: Stumm, Feuer, Dürre, 
Schneebruch u. a. m. Auch über bemerkenswerte 
Schäden, die hierdurch in einem Jahre entſtehen, 
11 alles in die Aufzeichnungen aufzunehmen, 

më als beſonders wichtig angeſehen werden muß. 


3. Forſtbenutzung. N 
Zunächſt wird. dieſer Abſchnitt zweckmäßig 
in zwei Unterabteilungen 1 ſein, 
und zwar: a) für die Nutzungen vom Holze, 


I] gegangen werden. 


D die Noebennutzungen. Für die Abteilung a 


Ob Witterungs⸗ wird es ſich empfehlen, nach folgenden Grund⸗ 


ſätzen zu verfahren. In erſter Linie wird all⸗ 
jährlich alles das kurz aufzuzeichnen ſein, was 
auf den Holzeinſchlag fördernd oder E D ein⸗ 
wirkte. Es können auch hier für dieſen Betrieb 
unter Umſtänden einige Bemerkungen über 
die Arbeiter⸗ und Lohnverhältniſſe ihren Platz 
finden. Darauf iſt der geſamte Holganfall an 
Derbholz in Feſtmetern, gegebenenfalls nach 
Haupt⸗ und? Vornutzung bzw. Holzarten getrennt 
aufzuführen. Der Anfall an Stock- und Reiſer⸗ 
holz kann ebenfalls in Fe ‚met ern aufgeführt 
werden, jedoch genügen hier die Zahlen im ganzen. 
Sel ſoſtwerſtändlich iſt ferner die Nußzholzausbeute 
in Prozenten zum L Ausdrucke au bringen. Folgen 
können dann Bemerkungen über die Preisbildung, 
den Abſatz im allgemeinen, die Bevorzugung 
e e Sortimente, die Abfuhrperhältniſſe 
und andere Erſcheinungen, die in beſonderer 
Wichtigkeit zutage getreten ſind. Eine ganz 
beſondere Sorgfalt wird dem Durchforſtungs⸗ 
betriebe zu widmen ſein. Es un iterliegt keinem 


Zweifel, daß gerade dieſem in Zukunft eine außer⸗ 


ordentliche Aufmerlf amkeit zugewendet werden 
muß, wenn die Forſtwirtſchaft alle die Aufgaben 
erfüllen ſoll, die von ihr erwartet werden. Dies 
kann nur dann geſchehen, wem es gelingt, auf der 
zur Verfügung ſtehenden Holzbodenfläche die 
Erzeugnismöglichkeit andauernd zu ſteigern. Die 
wichtigſte Handhabe hierzu beſteht nun eben in 
der umſichtigen ner hrung der Durchforſtungen. 
Ein Erfolg läßt ſich aber nur dann erwarten, wenn 
bei den einzelnen Flächen allen beteigten 
Beamten immer bekannt iſt, welche Methode 
zur Durchführung gebracht und welche Ziele 
dabei beabſichtigt wurden. Nur ſo laſſen ſich die 
Erfolge auf der betreffenden Fläche fortlaufend 
beurteilen und etwaige Mißgriffe ſpäter ver⸗ 
meiden. Die näheren Einzelheiten hierüber 
ergeben ſich in der Praxis von ſelbſt. Eine ge⸗ 
naue Angabe über Maſſenanfall iſt hierbei 
unvermeidlich, | 

In der Abteilung b wid über die Neben⸗ 
ngen alles das zu verzeichnen ſein, was über 
dieſe in dem betreffenden Jahre beſonders bemerk⸗ 
bar hervortrat und in ſeiner Eigenheit für ſpätere 
ähnliche 8 Zuſtände als Richtlinie dienen nt Da 
die Verhältniſſe überall verſchieden liegen, di 
kann Ko nur ganz im allgemeinen auf dieſe ein⸗ 
Es kann ſich alſo um die 
Anderung in der X Jenutzinig von Ackerflächen oder 
Seen handeln oder um die Abgabe von Streu 
und anderer Nebennutzu; iaserzeugniſſe. Auf der 
andern Stelle kann die Weidenutzung in Frage 
kommen oder die Ausgabe von Beeren⸗ und 
Pilz ſammotzetteln, weiter auch die in neuerer 
Zeit eingeführte Harzuutzung. Kurz, hier finden 
alle die Erſcheinungen Erwähnung, die ſich bei 


der Abgabe von Nebennutzungen beſonders 


bemerkbar machten. 
Dieſen Abſchnitten dürfte dann eine Abſchuß⸗ 


liſte folgen, die ſummariſch die Strecke des 


Jahres angibt. In der Spalte Bemerkungen 
wäre kurz anzugeben, ob Krankheiten, Nahrungs⸗ 


mangel, Witterungseinflüſſe bzw. andere Vor⸗ 
gänge die Entwickelung des Wildſtandes be⸗ 
einflußten. N , 


Abſchußliſte. 
| Rotwild | Saue Rehe | S 5 
Im — 2 oo RE . | = E & Bemerkungen 
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Den Schluß dieſes allgemeinen Teils kennen 
Aufzeichnungen bilden über Bauten, Anſied⸗ 
lungen und das Wirtſchaftsland (Dienſtland). 
Hier wird es ſich nur um kurze Nachrichten 
handeln, welche für ſpätere Zeiten über wichtige 
Veränderungen, die vorgenommen wurden, Auf⸗ 
ſchluß geben. So z. B. Einrichtung von elektriſchen 
Lichtanlagen, Waſſerleitungen, Bau von Arbeiter⸗ 
wohnungen, Regelungen bzw. Verbeſſerungen 
am Wirtſchaftslande u. a. m. 

„Der beſondere Teil behandelt die Förſterei 
in Karten, welche einen guten Einblick in die Ver⸗ 
hältniſſe der Waldteile geſtatten. Die Grundlage 
hierzu bilden Abbilder der ſogenannten Spezial⸗ 


werden. 


zu Übertragen ſein. Dies iſt notwendig, denn in 
dieſe ſollen im Laufe der Jahre entſprechende 
Eintragungen, z. B. über die Lage von Löcher. 
hieben, eingebauten Gruppen uſw., gemacht 
Auf der rechten Seite iſt zwiſchen den 
Angaben über die Größe und den Beſtand für 
jede Abteilung ſoviel Raum zu laſſen, daß dort 
die während der Wirtſchaft ausgeführten wichtigen 
Arbeiten und andere Vorkommniſſe aufgezeichnet 
werden können. Genaue Angabe der Daten zu 
jeder Eintragung iſt hier ſehr wichtig. So z. B. 
ob der Beſtand durch Saat oder Pflanzung bzw. 
Naturverjüngung begründet wurde, welche 
weiteren Pflegearbeiten erforderlich waren, ov 
bzw. Inſektenſchäden 


karte der Oberförſterei, ſo daß jedes Jagen einzeln Schneebruch⸗, Sturm⸗ 


behandelt wird. Es kämen dafür je zwei Seiten ſtörend einwirkten, ferner die Durchforſtungs⸗ 
an Betracht. Eine Seite enthält die Karte, die arten mit den gelieferten Erträgen. Es ſollen 
andere rechte Seite die Erklärungen dazu. 


hier alſo alle die Vorgänge kurz Aufzeichnung 


Linke Seite. 


Rechte Seite. 


a) 13,85 ha Ki, Ei, Bu 
50jährig 

b) 4,20 ha Bu, Ki, Ei 
70 jährig | 

__. oi 410 ha Bu, Ki, 

100 jährig 


d) 4,10 ha Bu, Ki, 
40 jährig 


Ei 


IN 
Ze ka 


Ei, Fi 


Zur Erſparung von Raum iſt die Zeichnung 
auf der Linken hier in dem Maßſtabe der Wirt⸗ 


ſchaftskarte 1: 25 000 aufgeführt; in das Merk⸗ des Merkbuches bedeutend nähergetreten 


buch ſelber wird dieſe in dem der Spezialkarte, 
alfſo 1: 5000, mithin in fünffacher Vergrößerung, 
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Anderungen der ſozialen Neichsverlicherung im letzten Jahrs. 
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Auch ſeit dem letzten Berichte in der „Dtſch. 


Forſtjahr 1918/19: Reviergröße 


A 


finden, die ſpäter einmal für die Beurteilung 
des Beſtandsbildes und die Betriebsweiſe von 
Bedeutung ſein können. Wenn nun eine Förſterei 
25 Jagen hat, ſo wären ziemlich viel Seiten für 
dieſen Teil erforderlich, jedoch halte ich dieſen 
Abſchnitt für notwendig und ſehr nützlich. Eventuell 
kann dieſer Teil ein beſonderes Buch bilden, als 
Spezialkarte der Förſterei. Als Abſchluß dieſes 
Teiles wäre noch eine Seite für etwaige Ankaufs⸗ 
flächen und eine andere, die für die Angabe der 


J Reviergröße in jedem Jahre beſtimmt iſt, frei⸗ 


zulaſſen. Letzteres z. B. EH 
H 976, 19 A 
dabon Holzboden 1951,19 ha 
Nichtholzboden 15,00 ha 


Ich glaube mit dieſer Arbeit der Ausführung 
9 euten! Je zu ſeilt 
und hoffe damit ſo ziemlich das Richtige getroffen 
zu haben. Be 


wieder flotter geworden und wird demnächſt ei 


Forſt⸗Zeitung“ (Nr. 37 vom 12. 9. 1920) hat die noch flotteres Tempo annehmen. Die Anderungen 


Geſetzgebungsmaſchine auf 
ſozialen Verſicherung (Reichsverſicherungsordnung 
und Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte) nicht ſtill⸗ 
Zeſtanden. 


Zwar hatte man etwas geſtoppt, in in Einklang zu bringen: 


dem Gebiete der der Verſicherungsgeſetze ſind hauptſächlich veshals 


vorgenommen worden, um fürs erſte die Ver 
ſicherungsverhältniſſe mit den geſunkenen Leiftungsis 
auf der einen Seite 


Jetzter Zeit iſt aber der Gang der Maſchine Erweiterung der Verſicherungspflichtgrenze und 
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Grhöhung der Beiträge, auf der andern Seite Er⸗ Empfängern von Unfallrenten zuſtehenden Zu⸗ 
höhung der Leiſtungen. Einſchneidendere Ande⸗ lagen für das Jahr 1921 verdoppelt und ferner 
rungen ſind einer allgemeinen Reform jener Ge⸗ vorgeſchrieben, daß bei land⸗ und forſtwirt⸗ 


ſetze vorbehalten, mit denen ſich die geſetzgebenden 
Körperſchaften wahrſcheinlich im kommenden 
Winter befaſſen werden. 

A. Krankenverſicherung. 

Ein Geſetz vom 29. 7. 1921 (R. G. Bl. 
S. 1189) bringt weſentliche Verbeſſerungen für 
Wöchnerinnen. Der Beitrag zu den Entbindungs⸗ 
koſten iſt für alle Wöchnerinnen von 50 auf 100 % 
erhöht worden, das Wochen⸗ und Stillgeld für die 
Familienangehörigen der Verſicherten und für 
die Wöchnerinnen, die mangels einer Wochenhilfe 
aus der Krankenverſicherung Wochenfürſorge aus 
Reichsmitteln erhalten, iſt von täglich 1,50 A 
bzw. 75 9 auf 3% bzw. 1,50 „ verdoppelt worden. 
Bei den ſelbſtverſicherten Wöchnerinnen iſt eine 
ullgemeine Erhöhung unterblieben, da ſich ihr 
Wochen⸗ und Stillgeld nach der Höhe des Grund⸗ 
lohns richtet. Jedoch ſind auch hier die Mindeſt⸗ 
beträge heraufgeſetzt worden. Ferner will das 
Geſetz den Wöchnerinnen aller drei genannten 
Gruppen ärztliche Behandlung ſichern, falls ſolche 
bei der Entbindung oder bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden erforderlich wird. Die Durchführbar⸗ 
leit dieſer Vorſchrift hängt indeſſen von der 
Regelung des Geſamtverhältniſſes zwiſchen den 
Arzten und den Krankenkaſſen ab, deretwegen 
zurzeit die Verhandlungen noch ſchweben. Dem⸗ 
entſprechend iſt das Inkrafttreten dieſer Vorſcheift 
der Beſtimmung durch den Reichsarbeitsminiſter 
überlaſſen. Bis dahin wird der Wöchnerin die 
Beihilfe für die Zuziehung von Arzt oder Heb⸗ 
amme, ſalls ſolche bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
erforderlich iſt, weitergewährt, und zwar in Höhe 
von 50 % fiatt der bisherigen 25%. Den Familien⸗ 
angehörigen der Verſicherten ſoll die Wochen⸗ 
hilfe fortan auch dann zuſtehen, wenn die Ent⸗ 
bindung innerhalb 9 Monaten nach dem Tode 
des Verſicherten erfolgt. Das Geſetz erweitert 
außerdem den Kreis derjenigen, welche als minder⸗ 
bemittelt Anſpruch auf Wochenfürſorge haben. 
Als minderbemittelt hat künftig eine Wöchnerin 
zu gelten, wenn in dem Kalender⸗ oder Steuer⸗ 
jahr vor der Entbindung ihr und ihres Ehemannes 
Geſamteinkommen oder, ſofern ſie allein ſteht, 
ihr eigenes Geſamteinkommen den Betrag von 
10000 „ zuzüglich von 500 A für jedes ſchon 
vorhandene Kind nicht überſchritten hat. Bisher 
betrug dieſe Einkommengrenze ſtatt 10000 A 
nur 4000 A. Die Entſcheidung darüber, ob eine 
Wöchnerin als minderbemittelt anzuſehen iſt, iſt 
jetzt dem Verſicherungsamte (anſtatt der Kranken⸗ 
kaſſe) übertragen. Der Antrag auf Wochenfürſorge 
iſt deshalb bei dem Verſicherungsamte zu ſtellen. 
Gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen einem 
Monat die Beſchwerde an das Oberverſecherungs⸗ 
amt zuläſſig; dieſes enſcheidet endgültig. Vgl. 
hierzu Preuß. Förſter⸗Jahrbuch 1915 S. 3 Ab⸗ 
ſchnitt B). — Abgeſehen von der oben erwähnten 
Vorſchrift über die Gewährung ärztlicher Be⸗ 
handlung bei der Entbindung oder bei Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden iſt das Geſetz am 6. 8. 1921 
in Kraft getreten. 

B. Unfallverſicherung. 

Ein Geſetz vom 11. 4. 1921 (R. G. Bl. S. 467) 
hat die Verſicherungsgrenze für Betriebs⸗ 
beamte und ⸗Unternehmer bis zu einem 
Jahreseinkommen von 40000 A erweitert und die 


ſchaftlichen Arbeitern das Sechsfache des 
behördlich feſtgeſetzten Durchſchnittsverdienſtes der 
Rentenberechnung zugrunde zu legen und daß 
bei allen Rentenberechnungen der Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt bis zu 10200 2 voll anzuſetzen. 
iſt, während der überſchießende Betrag nach wie 
vor nur mit einem Drittel angeſetzt wird. Vgl. 
„Dich. Forſt⸗Zeitung“ Bd. 26 Nr. 20 S. 368. 
C. In validenverſicherung. 

Den Empfängern von Invaliden⸗, Alters⸗ 
und Hinterbliebenenrenten iſt durch Geſetz vom 
26. 12. 1920 (R. G. Bl. S. 2315) zu ihren bisherigen 
Bezügen eine außerordentliche Beihilfe 
(bei Waiſenrente 20 A. bei den übrigen Renten 
40 % monatlich) bewilligt worden. Zugleich ſind 
die Invalidenverſicherungsbeiträge ver⸗ 
doppelt worden. Vgl. „Dtſch. Forſt⸗Zeitung“ 
Bd. 36 Nr. 3 S. 45 und Nr. 20 S. 368. Wegen der 
weiteren Erhöhung der Leiſtungen ſiehe die 
folgenden Abſatze. 

Ein Geſetz vom 23. 7. 1921 (R. G. Bl. S. 984), 
das mit dem 1. 10. 1921 in Kraft tritt, hat an Stelle 
der bisherigen fünf Lohnklaſſen deren ach: 
feſtgeſetzt: Lohnklaſſe A (bisher I) bis zu 1000 AS 
Jahresarbeitsverdienſt, Klaſſe B (II) von mehr 
als 1000 % bis zu 3000 „, Klaſſe C (III) von mehr 
als 3000 % bis zu 5000 %, Klaſſe D (IV) von 
mehr als 5000 % bis zu 7000 „, Klaſſe E (V) 
von mehr als 7000 % bis zu 9000 %, Klaſſe F 
von mehr als 9000 „ bis zu 12000 A. Klaſſe G 
von mehr als 12000 / bis zu 15000 %, Klaſſe H 
von mehr als 15000 A Für die Einreihung in 
die Lohnklaſſen iſt jetzt der tatſächliche Jahres- 
arbeitsverdienſt der Verſicherten maßgebend. 
Nach einer Bekanntmachung des Reichsarbcits⸗ 
miniſters vom 13. September 1921 (Reichs⸗Geſer⸗ 
blatt S. 1265) gilt für die Zugehörigkeit zu den 
Lohnklaſſen als Jahresarbeitsverdienſt: bei täglicher 
Zahlung das 200fache, bei wöchentlicher Zahlung 
das 52fache, bei zehntäglicher Zahlung das 30fache, 
bei vierzehntäglicher Zahlung das 26 fache, bei 
monatlicher Zahlung das 12fache, bei viertel⸗ 
jährlicher Haltung das 4fache des gezahlten, auf 
volle Mark abgerundeten Entgelts. Anzurechnen 
ſind ferner Gewinnanteile und andere Bezüge, die 
der Verſicherte gewohnheitsmäßig erhält, nach 
dem im vergangenen Kalenderjahr bezogenen 
Betrage. Für Sachbezüge gilt der nach $ 160 
Abſ. 2 der R.⸗Verſ.⸗Ordn. feſtgeſetzte Wert. Für 
unſtändig Beſchäftigte (§ 441) gilt als Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt das 300fache des Ortslohns. 
— Daran, daß Betriebsbeamte uſw. nur der 
Verſicherungspflicht unterliegen, wenn ihr Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt 2000 / nicht überſteigt, iſt nichts 
geändert worden. 

Witwengeld und Waiſenausſteuer (vgl. 
Preuß. Förſter⸗Jahrbuch 1912 S. 134 Ziff. 90) 
werden nicht mehr gewährt. 

Die Invaliden⸗, Alters⸗, Witwen⸗ und 
Witwerrenten ſind vom 1. Oktober 1921 ab 
um jährlich 600 K, die Waiſenrenten um 300 A 
erhöht worden. Das glt jedoch nur für Renten, 
die nach dem 1. 10. 1921 feſtgeſetzt werden. Aber 
auch den Perſonen, die eine Invaliden⸗, Alters⸗ 
oder Hinterbliebenenrente beziehen, die vor dem 
Inkrafttreten des neuen Geſetzes feſt⸗ 
geſetzt iſt, wird ihre Rente vorläufig bis zun 
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31. Dezember 1926 erhöht. Die Erhöhung be- 
frägt bei der Invaliden⸗ oder Altersrente monatlich 
70 H, bei der Witwen⸗ und Witwerrente monatlich 
„5 „, bei der Waiſenrente 20 K. Diele Erhöhung 
würd jedoch Militärrentenempfängern nur inſoweit 
gewährt, als ſie die Militärverſorgung überſteigt. 

Der Grundbetrag der Invalrden⸗ 
rente (a. a. O. S. 136 Ziff. 95 Abſ. 4) iſt 
ietzt für alle Lohnklaſſen 360 /. 

Der Steigerungsſatz der Invalidenrente 
Abf. 5 a. a. O.) beträgt künftig, d. h. vom 1. Ok⸗ 
ober 1921 ab, je nach der Lohnklaſſe 10, 30, 50, 70, 
0, 120, 150, 180 9%. Für die bis dahin entrichteten 
Beiträge werden die alten Steigungsſätze angeſetzt. 

Die Kinderzuſchläge zur Invalidenrente 
Ziff. 95 letzter Abſ. a. a. O.) werden anders be⸗ 
net, ` Wenn ein Kind vorhanden iſt, erhöht 
zich die Invalidenrente um jährlich 96 /, bei zwei 
mindern um 168 % und um 48 % für jedes weitere 

bind. Elternloſe Enkel unter 15 Jahren, deren 

Iinterhalt der Empfänger der Invalidenrente be⸗ 
«reitet, find den Kindern gleichgeſtellt. 

Der Anteil der Verſicherungsanſtalt an 


höht worden. 
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die Verſicherungsgrenze auf 30000 A er, 
Die alten Gehaltsklaſſen und 
Beitragsſätze ſind beſtehen geblieben. Für Jahres- 
arbeitseinkommen von mehr als 5000 bis 10000 6 
(Gehaltsllaſſe K) beträgt der Beitrag 33,20 , 
von mehr als 10000 bis 15000 % (Klaſſe L) 40 AM, 
von mehr als 15000 % (Klaſſe M) 48 . — Eine 
Befreiung von der eigenen Beitragskijtung auf 
Grund einer Lebensverſicherung iſt nach dem 
neuen Geſetz nicht zugelaſſen. Alte Bewilligungen 


der Befreiung bleiben natürlich beſtehen. — An⸗ 


geſtellte, die infolge Erhöhung ihres Einkommens 
auf mehr als 15000 % vorübergehend aus der 
Verſicherung ausgeſchieden waren, müſſen, wenn 
fie den Verfall der früheren Beiträge ver⸗ 
meiden wollen, freiwillige Beiträge für die 
Zwiſchenzeit entrichten. Zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Anwartſchaft iſt die Entrichtung von 
insgeſamt mindeſtens acht Monatsbeiträgen in 
jedem Kalenderjahr erforderlich. — Auf die bereits 
laufenden Ruhegelder werden monatliche Bei⸗ 
hilfen von 70 %, auf Witwen- oder Witwerrenten 
monatlich 55 %, auf Waiſenrenten monatlich 


der Altersrente (S. 137 Ziff. 96 a. a. O.) 30 % gezahlt, und zwar rückwirkend bis zum 


beträgt jetzt je nach der Lohnklaſſe 300, 500, 700, 
1100, 1400, 1700, 2000 A. Für die bis 
zum 1. Oktober 1921 entrichteten Beiträge werden 
die aiten Sätze in die Rentenberechnung eingeſtellt. 

Die Vorſchrift (G 1311 der Reichsverſicherungs⸗ 
Ordnung) über das Ruhen der Invaliden⸗ 
mn, Rente bei Bezug einer Unfallrente 
in dem Falle, daß die Invalidität oder der Tod 
nicht Folge eines Betriebsunfalles iſt (vgl. S. 138 
Biff. 101 a. a. O.), iſt aufgehoben. 

Die freiwillige Zuſatzverſicherung (S. 141 
Liff. 116) iſt beſeitigt worden. Empfänger einer 
Aufjabrente erhalten aber deren Kapitalwert als 
Abfindung. Perſonen, die Anſpruch auf Zuſatz⸗ 
rente nicht haben, können die Erſtattung des Wertes 
der Zuſatzmarken verlangen. 

Als Wochenbeiträge ſind feſtgeſetzt in 
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Lohnklaſſe A 350 9% Lohnklaſſe E 750 9 
„ B 450 „ „ F 900 „ 
0 580 „ G 1050 „ 
S D 650 „ „ H 1200 „ 


Die neuen Marken müſſen vom 1. 10. 1921 
ab verwendet werden. Ungültig gewordene Marken 
können binnen zwei Jahren bei den Marken⸗ 
verkaufsſtellen umgetauſcht werden. 

D. Angeſtelltenverſicherung. 
Durch Geſetz vom 23. 7. 


tragsleiſtung befreit war. 


1. Januar d. J. Die Zahlung hat auch dann voll 
zu erfolgen, wenn der Verſ cherte auf Grund 
des $ 390 des Verſicherungs⸗Geſetzes für Angeſtellte 
wegen Lebensverſſcherung von der eigenen Bei⸗ 
Sie erfolgt aber nicht, 
wenn bereits die außerordentliche Beihilfe der 
Invalidenverſicherung bezogen wird (ſ. o. unter © 


Abſ. 1). — Künftig ſind auch Frauen in die 
Spruchbehörden der Angeſtellten⸗Verſicherung 
wählbar. 


Die Anrechnung der Kriegsdienſtzeit 
als Beitragszeit wird nunmehr in der An⸗ 
geſtelltenverſicherung beſchleunigt durchgeführt. 
Der Angeſtellte braucht die Militärpapiere an die 
Reichsverſicherungsanſtalt nicht einzuſenden, ſondern 
läßt ſich aus dem ihm überſandten Konto⸗Auszug⸗ 
Antrags⸗Vordruck die anrechnungsfähige Zeit, unter 
Vorlage der Papiere, von einer öffentlichen Be- 
hörde ſeines Wohnſitzes beſcheinigen, am beſten 
von der Polizeibehörde. Die Verſorgungsämter 
jedoch ſtellen derartige Beſcheinigungen nicht aus. 
Iſt ein Angeſtellter überhaupt noch nicht im Beſitz 
eines Ausweiſes über die Dauer ſeines Heeres⸗ 
dienſtes, ſo kann er ihn nach Auflöſung der Ab⸗ 
wicklungsſtellen nur noch von der zuſtändigen 
Reichsarchiv⸗Zweigſtelle, bei welcher die Stamm 


1921 (R. G. Bl. rollen aufbewahrt ſind, erhalten. Eine Inanſpruch⸗ 


3. 1173) iſt mit Wirkung vom 1. Auguſt d. J. ab! nahme der Verſorgungsämter hierfür iſt zwecklos. 


C 


Die Organiſation der Kommunalforſtbeamten. 


In Nr. 38 des „Deutſchen Förſter“ 
der Vorſitzende des neuen Verbandes 
sreußiihen Kommunalforſtbeamtenvereine den 
Verſuch, die bereits eingeleiteten Schritte zu unter⸗ 
ſtützen, zwiſchen die Kommunalförſter und die 
übrigen Gemeindebeamten einen Keil zu treiben. 
Es muß wiederholt auf das Übereilte und Bedenk⸗ 
liche dieſer Beſtrebung hingewieſen werden, denn 
wenn auch durch die Stellungnahme des Komba, die 
nicht vollſtändig gellärt erſcheint, eine gewiſſe Ver⸗ 
ſtimmung entſtanden iſt, ſo hat ſie aber auf keinen 
Fall die Bedeutung, die ihr eine gewiſſe Richtung 
zu geben ſucht. Auch ich betone, was ſchon ſo häufig 
ausgeſprochen worden iſt, daß wir Kommunalforſt⸗ 
beamte unſeren wirtſchaftlichen Intereſſen nicht 


macht beſſer zu dienen vermögen, als wenn wir mit 
Der den übrigen Kemmunalbeamten zuſammengehen, 


ſchon weil wir die Unterſtützung der uns ſo eng 
Verbundenen nicht entbehren können, um unſere 
wirtſchaftliche Exiſtenz aufzubeſſern. Wenn der 
Herr Vorſitzende des neuen Verbandes die Auf⸗ 
faſſung vertritt, daß in erſter Linie die Zuſammen⸗ 
faſſung der eine beſtimmte Tätigkeit verrichtenden 
Menſchen die Möglichkeit zur Durchbringung beſſerer 
Lebensbedingungen gibt, ſo iſt das durchaus richtig, 
aber gerade dieſe Tatſache weiſt die Gemeindeforſt⸗ 
beamten heute an die Seite der übrigen Kommunal- 
beamten, zu denen ſie gehören. Die frühere un⸗ 


glaubliche Zerriſſenheit der Gemeindeforſtbeamten 


und die Trennung von den übrigen Gemeinde⸗ 
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beamten iſt in erſter Linie die Veranlaſſung geweſen, 
daß ſie den anderen Gemeindebeamten gegenüber 
wirtſchaftlich im Hinkertreffen geblieben ſind. 
Die Geſamtheit hat aber, wie immer, auch in 
dieſem Falle ein ſehr kurzes Gedächtnis, denn ihr 
ſcheint vollſtändig entfallen zu ſein, daß gerade 
die rheiniſchen Gemeindeförſter, denen die Los⸗ 
trennung vom Komba beſonders am Herzen 
gelegen zu ſein ſcheint, es geweſen ſind, die ſich 
ſtets abſeits gehalten haben, weil ſie glaubten, ihre 
eigenen Ziele am beſten zu erreichen, wenn ſie ſie 
losgelöſt von den übrigen Gemeindeforſtbeamten 
und für ſich verfolgten. Gerade bei ihnen hat 
das Zuſammengehbrigkeitsgefühl, das ſie heute im 
Intereſſe des Förſterbundes ſo ſtark betonen, 
vollkommen gefehlt, was einmal geſagt ſein muß. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich erfreulich, wenn ſie heute 
ihre Meinung geändert haben, aber die übrigen 
Gemeindeförſter ſollten ſich die vom rheiniſchen 
Gemeindeförſterverein ausgehende Parole zum 
Anſchluß an den heutigen bedeutungsloſen Förſter⸗ 
bund doppelt und dreifach überlegen, weil 
der Förſterbund in ſeiner heutigen Geſtalt gar 
keine Ausſicht hat, irgendwelche Erfolge zu erzielen, 
welche die Lebensbedingungen der Kommunal⸗ 
forſtbeamten berühren. Durch die Verſchmelzung 
mit einem kleinen Teile der Privatforſtbeamten 
jähmen die Staats⸗ und Gemeindeforſtbeamten 
ihre eigene Kraft, aber ſie ſind auch nicht in der 
Lage, im wirtſchaftlichen Intereſſe der Privat⸗ 
forſtbeamten irgendwie beſtimmend einzugreifen. 
Die Kommunalverbände, die über das Wohl und 
Wehe der Gemeindeforſtbeamten zu entſcheiden 
haben, werden dem heutigen Förſterbunde kein 
geneigtes Ohr ſchenken, und der Privatwald⸗ 
beſitz wird einer Beamtenorganiſation gegen⸗ 
über, die nichts mit ihm zu ſchaffen hat, ein 
ähnliches Verhalten an den Tag legen. Das Aller- 
ſchlimmſte aber iſt, daß die Gemeindeforſibeamten, 
wenn ſie dieſer Führung folgen, die ſowieſo 
vorhandene Gegnerſchaft der übrigen Kommunal- 
beamten weiter ſtärken, und ob unter dieſen 
Umſtänden der Verband der Kommunalbeamten 
geneigt ſein wird, die Intereſſen der Gemeinde- 
förſter zu fördern und mit dem Deutſchen Förſter⸗ 
bund eine Arbeilsgemeinſchaft einzugehen, das 
erſcheint mehr als zweifelhaft. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß das Ziel der Gemeindeförſter 
darauf gerichtet ſein muß, mit den ſtaatlichen 
Förſtern eine Vereinigung anzuſtreben, aber ein 
Bundesverhältnis, wie es ſich im heutigen 
Förſterbund offenbart, kann nach menſchlichem 
Ermeſſen niemals in der Lage ſein, die Inter⸗ 
eſſen der Gemeindeforſtbeamten zu fördern. 
Es iſt auffällig, daß die Begleiterſcheinungen 
bei der Gründung des Förſterbundes von den 
Gemeindeforſtbeamten ſo wenig erkannt ſind, 
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aber die Tatſache ſollte doch bedenklich jtimmen. 
daß z. B. Bayern ſich bis heute dem Förſterbund 
in ſeiner heutigen Verfaſſung noch nicht an⸗ 
geſchloſſen hat. | 

Bei Dicher Gelegenheit ſoll auch darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß es eine kleine Förſter⸗ 
gemeinſchaft in Deutſchland gibt, über die 
man früher ſehr häufig hinweggeſehen hat, 
der es aber gelungen iſt, durch eine glückliche 
Leitung ihres Vereinsſchiffes Erfolge zu er⸗ 
reichen, die Bewunderung verdienen. Es ſind 
dieſes die früheren heſſiſchen Forſtwarte, die 
heutigen heſſiſchen Staatsförſter, denen es ale 
den erſten geglückt iſt, das überall erſtrebens⸗ 
werte Ziel der Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Ober: 
förſtern und Förſtern herzuſtellen. Ob es nun 
wenige ſind oder viel, jedenfalls aber haben auch 
die heſſiſchen Staatsförſter dem heutigen Förſter⸗ 
bund gegenüber den richtigen Fühler, denn ihr, 
Vorſitzender hat in der gemeinſamen Sitzung 
der Arbeitsgemeinſchaft, die am 3. Auguſt d. & 
zu Darmſtadt getagt hat, folgende Erk 
gegeben: 

„Einem Förſterbund, der unſere Intereſſen 
ernſtlich vertreten wird, werden wir beitreten. 


7 


Jong ab 


Wie die Verhältniſſe heute liegen 
nehmen wir eine abwartende Haltung 
ein“. 


Das iſt deutlich genug, und es ſollte auch bi 
Parole der preußiſchen Gemeindeförſter ſein, denn 
wenn ſie ſich von einem Anſchluß an den Förſter 
bund wirtſchaftliche Vorteile verſprechen, Io genüg: 
eigentlich nur ein ganz klein wenig Nachdenken, 
um ſie erkennen zu laſſen, daß daran gar fen 
Gedanke ſein kann, im Gegenteil, ſie lönnen Ve, 
nur ſchaden. Wenn im Kommunalbeamten 
verband Mißhelligkeiten entſtanden ſind, jo führe 
man dieſe zunächſt auf das richtige Maß zurück, 
ſuche ſie zu klären und zu beſeitigen. Es wäre 
aber ſehr kurzſichtig, wegen einer ſcheinbar nicht 
allzugroßen Schwierigkeit, die ſich einſtweilen 
der Fachgruppenbildung in den Bezirksgruppen 
entgegengeſtellt hat, den für den Förſterbund Ti 
begeiſterten Stimmen zu folgen, namentlic 
wenn ſie von denjenigen kommen, die ſich bie 


jetzt um die Intereſſen der Geſamheit der 
Gemeindeförſter überhaupt nicht gekümmert, 


ſondern ſtets zu erkennen gegeben haben, daß fir 
allein viel beſſer fahren. 

Schon die große Übereilung, mit der bei ber 
erſten Gelegenheit wiederum die Förſterbund⸗ 
politik in den Vordergrund tritt, ſollte die nüchtern 
Ahwägenden ſtutzig machen, denn nichts iſt ein 
leuchtender, als daß die Gemeindeförſter einnweilen 
an der Seite der Kommunalbeamlen verbleiben 
müſſen, weil das ihre Intereſſen verlangen. 


bel 
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Forſtnebenkaſſen. 


Von Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. 


Herr Revierförſter Lucke hat in Nr. 18 der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ die Übertragung von 
Forſtnebenkaſſen an Revierförſter zur Beſprechung 
geſtellt. Nicht nur für die Revierförſterbezirke, 
die in der Regel von der Oberförſterei und der 
Kaſſe weit entfernt liegen, ſondern auch für viele 
abgelegene Förſtereien wäre eine Vereinfachung 
der Abgabe und Vezahlung der Waldprodukte ſehr 


erwünſcht. Alles, was auf elen Gebiete bisher 
als Vereinfachung angeordnet worden iſt, bedeute: 
draußen im Walde eine Erſchwerung. Da ich eie! 
Stelle innehabe, die 15 km von der Oberförſtere 
und 20 km von der Kaſſe entfernt liegt, fo will ie: 
einen kleinen Beitrag liefern. 

Meine Holzhauer und Waldarbeit r haben fin: 
von jeher den Lohn durch die Poſt zuſenden laſſen 
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und erhielten denſelben früher etwa 7 bis 8 Tage 
nach der Anweiſung durch den Förſter. 
Einführung des Poſtſcheckberkehrs vergehen aber 
regelmäßig 13 bis 14 Tage, ehe ſie in den Beſitz des 
Geldes gelangen. Im Intereſſe der Arbeiter 
bin ich bereits für Beſeitigung dieſes Ubolſtandes 
eingetreten, leider ohne Erfolg. Ich vertrat den 
Standpunkt, daß der Poſtſcheckverkehr nicht da 
angewandt werden darf, wo er zwar eine Be⸗ 
quemlichkeit fur die Kaſſe, aber eine Benach⸗ 
teiligung der Arbeiter bedeutet. Es wurde mir 
entgegnet, daß die Waldarbeiter zwar die erſte 
Lohnzahlung etwa acht Tage ſpäter als früher 
erhielten, dann aber regelmäßig alle 14 Tage in 
den Beſitz des Lohnes gelangten. Da mein Vor⸗ 
ſchlag, wie geſagt, abgelehnt wurde, blieb nichts 
anderes übrig, als daß der Vorarbeiter oder deſſen mit 
Vollmacht verſehene Frau das Geld bei der Käaſſe 
trotz der großen Entfernung abholte. Ich glaube, 
daß die Art der Lohnzahlung bei den nächſten 
Tarifverhandlungen eine Beſprechung zeitigen 
wird, der ich nicht vorgreifen möchte. Mögen 
die Waldarbeiter zunächſt mal ihre Wünſche in 
dieſer Hinſicht ſelbſt vertreten. 

Dagegen iſt die Einzahlung der Holz- 
gelder und der Beträge für Neben⸗ 
nutzungen und kleine Geſchirrhölzer für das 
weitab wohnende Publikum mit großen Schwierig⸗ 
leiten verbunden, da die Zeit zur ſofortigen Be⸗ 
zahlung bei den Holzverkäufen meiſt ſehr knapp 
iſt und es nicht ſelten vorkommt, daß die Leute die 
weite Reiſe zur Kaſſe vergeblich machen, wenn 
dieſe wegen Holzverkauf, Kaſſenabſchluß uſw. 
geſchloſſen iſt. Vielleicht wäre es zweckmäßig, den 
weitab wohnenden SHolztäufern ein Poſtſcheck⸗ 
formular, auf dem der zu zahlende Betrag vermerrt 
iſt, zur Benutzung auszuhändigen. 

Vor einiger Zeit habe ich einer Gerichts⸗ 
verhandlung beigewohnt, in der der wegen 
Forſtdiebſtahls Angellagte angab, daß die meiſt 
ſchikanöſen Formalitäten zur Erlangung einer 
kleinen Nutzung heute dem Staatsbürger nicht 
mehr zugemutet werden könnten. Die Abgabe 
der kleinen Sachen müßte dem Publikum 
erleichtert werden, es ſcheue die Bezahlung nicht, 
aber die Umſtände, die zur Erlangung irgend einer 
Sache nötig wären. Mit den vorherigen Gängen 
zur Oberförſterei, der Kaſſe und der Förſterei ſei 
die Forſtverwaltung die rückſchrittlichſte Verwaltung 
im Staate uſw. Man muß dem Manne zugehört 
haben, um tatſächlich zu erkennen, daß die Vor⸗ 
ſchriften auf dieſem Gebiete unhaltbar ſind. Für 
alle Abgaben iſt die vorherige Bezahlung vor⸗ 
geſchrieben, während doch allgemein im Geſchäfts⸗ 
leben erſt die Lieferung der Ware und dann die 
Bezahlung üblich iſt. Wie oft iſt es mir ſchon vor⸗ 
gekommen, daß Leute einen kleinen Weihnachts⸗ 
baum für 10 O beſtellten und bezahlten! Bei 
der ſpäteren Abgabe im Walde erklärten ſie aber, 
der kleine Weihnachtsbaum ſei ihnen zu klein, ſie 
möchten einen mittleren oder einen großen haben, 
der, was während des Krieges fortgeſetzt vorkam, 
die Leute hatten 6rm Laub bezahlt und (néier LO rm 
genutzt. Aus dieſem Grunde wäre die nachträgliche 
Bezahlung zu empfehlen; unzuverläſſige Kantoniſſen 
wird der Förſter kennen und ſich vorher ſichern. 

Wenn wir einerſeits den Forſtdiebſtahl wick⸗ 
ſam bekämpfen und andererſeits dem Staate eine 
Einnahme verſchaffen wollen, dann muß die 
Abgabe der Nebennutzungen und der lleinen 
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Geſchirrhölzer von Grund auf geändert werden. 


Seit Die auf Grund des $ 453 der F.⸗D.⸗A. erlaſſenen 


Vorſchriften genügen keinesfalls. Es wird wohl 
keinen Förſter geben, der vielleicht 50 und mehr 
Weihnachtsbäume einzeln abgibt, denn nur die 
Einzelabgabe iſt geſtattet. Er wird vielmehr 
zwa, alle Weihnachtsbäume einzeln abgeben, aber 
unter einer Nummer für einen Diſtukt buchen. 

In manchen von der Oberförſterei und von der 
Kaſſe entfernt liegenden Förſtereien nunmt der 
Vorarbeiter alle Beträge fur Nebeunutzungen und 
Heine Geſchirrhölzer ein, und der Förfier teilt bei 
jeder Lohnzahlung der Kaſſe mit, welche Beträge 
vom Lohnbetrage abzuziehen ſind. Nach Eingang 
des Lohnbetrages von der Kaſſe legt der Vor⸗ 
arbeiter die eingenommenen Beträge für Neben- 
nutzungen ulm. dem Lohn zu und zahlt dieſen aus. 
Das Verfahren iſt einfach, erfordert aber immerhin 
eine gewiſſe Zuverläfligteit und Gewifſenhaftigkeit 
des Vorarbeiters, namentlich wenn zu der Förſterei 
eine größere Anzahl Ortſchaften gehören. Ver⸗ 
antwortlich für dieſes Verfahren bleibt der Förſter, 
da es in keiner Vorſchrift eine Stütze findet und 
lediglich im Intereſſe des Publikums eingerichtet 
iſt. Auch die Entſchädigung an den Vorarbeiter 
iſt bisher eine offene Frage geblieben. 

Man ſehe ſich einmal in anderen Verwaltungen 
um. Der Domänenrentmeiſter verkauft die Erträge 
von den Domänengrundſtücken und nimmt die 
Gelder ein, der Straßenmeiſter verkauft das Obſt 
an den Straßen, und wer ſofort zahlen will, zahlt 
an den Straßenmeiſter; die Eifenbahnfchaffner `. 
geben auf den Stationen, welche keine Fahr⸗ 
kartenausgabe haben, Fahrkarten aus und nehmen 
die Beträge ein. Die Finanzämter laſſen in ab⸗ 
gelegenen Teilen der Kreiſe „Erhebeſtellen“ er⸗ 
richten, die vorzugsweiſe durch Schwerkriegs⸗ 
beſchädigte beſetzt werden ſollen und 10% von 
der Einnahme als Vergütung erhalten. Vielleicht 
ließen ſich die „Forſtnebenkaſſen“ den „Erhebe⸗ 
ſtellen“ anſchließen. Dieſe Beiſpiele könnten noch 
vermehrt werden. 

Nachdem die Beeren⸗ und Pilzabgabe neuer⸗ 
dings neu geregelt iſt, werden die Arbeiten auf dem 
Nebennutzungsgebiete noch umfangreicher als bisher. 
Und ich ſage nicht zuviel, wenn ich behaupte, daß 
die Abgabe und Kontrolle der Nebennutzungen 
während und nach dem Kriege vielen Förſtern 
mehr Arbeit als der Horzeinichlag verurſacht hat. 
Deshalb erſcheint für alle von der Oberförſterei 
und der Kaſſe weit entfernt liegenden Revier⸗ 
förſtereien und Förſtereien eine möglichſt einfache 
Einziehung und Abführung der meiſt kleinen 
Beträge im Intereſſe des Publikums wie auch 
der Beamten dringend notwendig und ſtelle ich 
die Errichtung von Forſtnebenkaſſen für Revier⸗ 
förſtereien und abgelegene Förſtereien einer wohl⸗ 
wollenden Prüfung anheim. 

Anmerkung der Schriftleitung. Wir 
möchten zu obigen durchaus einleuchtenden Aus⸗ 
führungen bemerken, daß auf dem behandelten 


Gebiete zweifellos baldige Abhilfe nötig iſt. Die 
Klagen der Bevölkerung und der Beamten 


nehmen kein Ende, und es wäre ein großes Un⸗ 
recht, wenn die Verwaltung nicht endlich an die 
Reform des Verfahrens herantreten wurde. Sie 
wurde mit Genugtuung ſehen können, wie dankbar 
Verbeſſerungen auf dem Gebiete aufgenommen 
werden und wie ſich der Abſatz heben und Ver⸗ 
gehen mindern würden. 


Schleſiſcher Forſtverein. 

Der Schleſiſche Forſtverein hatte als Ort für 
jeine 75. Hauptverſammlung am 9. bis 11. Auguſt 
d. J. die Stadt Muskau gewählt, in welcher er 
ſchon einmal, und zwar vor 50 Jahren, im Juli 
1871 getagt hatte. Weit über 150 Teilnehmer 
waren zuſammengekommen; ſie fanden trotz 
Wohnungsnot in der Stadt, im Schloß und in 
den Beamtenwohnungen liebenswürdige Auf⸗ 
nahme. 

Nach geſelligem Zuſammenſein im Kurhaus 
am Abend des 9. Auguſt fand am Mittwoch, 
dem 10. Auguſt, von 8 Uhr ab, die Vereins⸗ 
ſitzung ſtatt, welche vom Vizepräſidenten des 
Vorjahres, Forſtmeiſter Schulz ⸗Volpersdorf, 
eröffnet wurde. Der Vereinspräſident, Ober⸗ 
forſtmeiſter Roth, hatte wegen Verſetzung nach 
Magdeburg ſein Amt niedergelegt. Es wurden 
zunächſt die neuen Satzungen beraten, welche als 
wichligſte Anderung eine Neugeſtaltung der Ver⸗ 
einsleitung durch einen auf drei Jahre zu wählenden 
Vorſtand enthielten. In den Vorſtand wurden 
durch Zuruf gewählt: 

Als 1. Vorſitzender (Präſident) Geh. Regierungs⸗ 

und Forſtrat Herrmann⸗Breslau, 

als 2. Vorſitzender (Vizepräſident) Graf v. Arnim⸗ 

Muskau, 
als 1. Beiſitzer Forſtmeiſter Schulz⸗Volpersdorf, 

Vertreter Oberförſter Hanff⸗Riemberg, 
als 2. Beiſitzer Rittergutsbeſitzer, Oberförſter a. D. 

von Saliſch⸗Poſtel, Vertreter Forſtmeiſter Hoff⸗ 

mann⸗Scholtz⸗Töppendorf. 

Der neue Präſident, Geheimrat Herrmann, 
übernahm darauf den Vorſitz. Für die nächſt⸗ 
jährige Hauptverſammlung überbrachte Bürger⸗ 
meiſter Schneider cine freundliche Cinladung der 
Stadt Ziegenhals, für 1923 wurde Ohlau in Aus⸗ 
ſicht genommen. Die Reihe der Vorträge wurde 
eröffnet von dem Forſtrat der Landwirlſchafts⸗ 
iammer Hertz⸗ Breslau über das Thema: 

Die Kiefer im Vereinsgebiet mit beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der neuzeitlichen 
Waldbaubewegungen. 

Nach foſſilen Funden iſt die Kiefer in Schleſien 
ureingeſeſſen; nach Rückgang der Eiszeit erſchien 
nach arktiſchen Pflanzen zuerſt die Birke, ihr 
folgte die Kiefer. Beſonders ſicher iſt ihr prä⸗ 
hiſtoriſches Vorkommen außer in Niederſchleſien 
in dem großen Waldgürtel der Preſeka be⸗ 
ſtätigt, welcher Mittelſchleſien von Oberſchleſien 
trennte. Ortsnamen, welche mit Kiefer oder 
dem ſlawiſchen „sossna“ zuſammenhängen, ſind 
zwar nicht häufig, weiſen aber darauf hin, daß 
die Kiefer zur Beſiedelungszeit in ganz Schleſien 
vertreten war. Nach der Statiſtik von 1913 beträgt 
die Kiefernwaldſläche in Schleſien rund 840 000 ha; 
Oberſchleſien weiſt 85,2 %, Mittelſchleſien 45,9 %, 
Niederſchleſien 75,3% nach. Nach den Beſitz⸗ 
verhältniſſen haben in Oberſchleſien die Fidei⸗ 
kommißforſten mit 90% den größten Kiefern⸗ 
anteil, im Liegnitzer Bezirk ſind es die Gemeinde⸗ 
und Stiftsforſten mit 88%, während die Ge⸗ 
meinde⸗ und Stiftsforſten im Breslauer Bezirk 
mit 38 % am wenigſten Kiefer haben. Da die 
Kiefer entſchieden ein Baum des kontinentalen 
Klimas iſt, hat ſie ihre größte Dichtigkeit und 
weiteſte Verbreitung in Schleſien in den ſteppen⸗ 
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klimaähnlichen Gebieten der niederſchleſiſchen Tief⸗ 
ebene und des oberſchleſiſchen, rechtsoderigen 
Flachlandes. Als kieſelſtete Holzart iſt ſie auf 
kalkreichen Böden andern Holzarten gewichen, 
während ſie in den tiefgründigen, mineraliſch 
ärmeren Böden ihre größte Verbreitungsdichte 
hat. Mit zunehmender Höhenlage verſchwindet 
die Kiefer; 800 Meter ſind die Grenze für das 
Vorkommen in geſchloſſenen Beſtänden. Bezüglich 
der waldbaulichen Betriebsform der Kiefer in 
Schleſien ſtellte Redner feſt, daß die Hochwald⸗ 
form bei weitem überwiegt; die Plenterwald⸗ 
form nimmt nur 8,1% der Siefernival: fläche 
ein. Etwa 60% der geſamten Kiefernwald⸗ 
fläche tragen reine Kiefernbeſtände, 30% ſind 
mit Fichten und 10% mit Laubholz, vorwiegend 
Eiche und Weißbuche, gem ſcht. Das Durch⸗ 
ſchnittsalter der Kiefer war 1913 in den Staats 
forſten 59, Gemeindeforſten 48, Fideikommiß⸗ 
forſten 46 und freien Privatforſten 41 Jahre. 
Die freien Privatforſten wirtſchaften molt in! 
75- bis 80 jährigen Umtriebe, die Fideikommiß⸗ 
forſten im 72- bis 92 jährigen, die kommunalen 
Forſten ſchwanken zwiſchen 80⸗ bis 90 jähriger: 
Umtriebe, und die Staatsforſten haben burg: 
ſchnittnich 100 jährigen Umttieb. 

Von urwüchſigen Raſſen glaubt Redner drei 
Wachstumsformen unterſcheiden zu können: 

1. Die niederſchleſiſche Raſſe, breitkronig, lang⸗ 
nadelig und beſonders auf beſſeren Böden der 
Lauſitz ſtarlbork g; 

2. dre oberſchleſiſche Raſſe, ſpitzkronig. auch 
langnadelig und mit auffallend spitzen Aſtablaufe⸗ 
winkeln; 

3. die Glatzer Gebirgsra'ſe, mit kurzen Nadeln 
und Aſten, die ſich ſchnell abwärts neigen, ähnlich 
der Fichtenwuchsform. 

Redner gab darauf eine Darſtellung des 
Entwickelungsganges der forſtwiſſenſchaftlichen 
Forſchungen und Unterſuchungen in den letzten 
40 Jahren. Durch Zuwachsunterſuchungen wurde 
ein großes Lichtbedürfnis der Holzarten Ten. 
geſtellt, welches den Durchforſtungsbetrieb von 
den Niederdurchforſtungen bis zu den Hoch⸗ 
durchforſtungen beeinflußte. Hierzu kam noch die 
Eckenntnis von der Wichtigkeit des Waldbodens, 
welche durch das Werk von Profeſſor Ramann 
über Bodenkunde, durch Balterienforichungen 
und die Eullo.dlehre vertleft wurde und die Frage 
der Bodenpflege in Bewegung brachte. Wie 
letztere ſich bei der Beſtandsbegründung im Kahl⸗ 
ſchlage mit Schlagräumung, Stockrodung und 
Entfernung der lebenden und toten Bodendecke 
geſtaltet, wurde ausführlich dargeſtellt und kritiſiert, 
ebenſo die Bodenbearbeitung und die nachfolgende 
Saat oder Pflanzung. Nach der Beſtandes⸗ 
begründung iſt die Beſtandespflege ein wichtiger 
Faltor auch für die Bodenpflege; hierbei trat 
Redner beſonders für die Reiſigdeckung aus den 
Läuterungshieben und Durchforſtungen nach 
dem Muſter des Herrn von Kalitſch in Bären⸗ 
thoren ein. Nach den Durchforſtungen ſoll dann 
der Unterbau eine weitere Aufgabe der Boden- 
pflege bilden. Für dle Beſtandesernte verwarf 
Redner den Kahlſchlag, da er ſich mit den For⸗ 
derungen einer guten Bodenpflege infolge der 
plötzlichen Freiſtellung des Bodens, welcher der 
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Sonne und dem Winde allzu ſtark ausgeſetzt welche nach ſeiner Anſicht einen in Sagan ſtatt⸗ 
wird, nicht verträgt und daher mit den Ziclen der gefundenen Waldbrand von 1200 Morgen be⸗ 


modernen Waldbaubewegung unvereinbar it. günſtigt hat. 


Dieſes Ziel iſt hauptſächlich die Naturverjüngung 
im Walde, welche ſodann auch in ihrer Anwend⸗ 
barkeit für die Kiefer beſprochen urd empfohlen 
wird. Unfreiwillige Naturverjüngungen als 
Folge von Inſektenſchäden, Stürmen und Schnee⸗ 
bruch hatten in der Neuzeit bei der Kiefer über⸗ 
raſchende Erfolge, namentlich wo Kiefer mit 
Fichte gemiſcht war und beide Holzarten ſich 
natürlich verjungten; auf ärmeren Böden iſt der 
Erfolg nicht immer gleich gut. Redner ſchloß 
ſeinen ausführlichen, mit Beifall belohnten Vor⸗ 
trag mit der Mahnung, daß die Kiefer der herr⸗ 
ſchende Baum in den ſchleſiſchen Waldungen bleiben 
jo, und daß die Erhaltung der Urkraft des Wald⸗ 
bodens durch alle Mittel der Bodenpflege eine 
vornehmſte Pflicht auch der ſchleſiſchen Forſtwirte 
ſein müſſe. 

Der Milberichterſtatter, Forſtmeiſter Bruhm, 
Muskau, hatte ſich die Aufgabe geſtellt, die neu⸗ 
zeitliche Waldbaubewegung und einige hieraus ſich 
entwickelnde Waldbauverfahren vorzutragen und 
zu prüfen, ob und wieweit dieſe ſich für die nieder⸗ 
ſchleſiſchen Kiefernwaldungen eignen. Er er⸗ 
läuterte das Blenderſaumſchlagverfahren 
von Profeſſor Wagner in Gaildorf (Württemberg), 
das Schirmkeilſchlagverfahren von Dr. 
Eberhardt in Langenbrand (Württemberg), den 
zweialtrigen Hochwaldbetrieb von Forſt⸗ 
meiſter Erdmann in Neubruchhauſen (Hannover) 
und die Dauerwaldwirtſchaft des Herrn von 
Kalitſch in Bärenthoren. 

Für das Blenderſaumverfahren von Wagner 
iind im Jahre 1912 vom Miniſterium für die 
Staatsforſten Verſuche angeordnet; in dieſer 
kurzen Zeit laſſen dieſe natürlich noch kein ab⸗ 
ſchließendes Urteil zu, ſie ſcheinen aber in Schleſien 
durchgehend zu befriedigen. Verwandt iſt das 
Schirmkeilſchlagverfahren von Dr. Eberhardt in 
Langenbrand (Schwarzwald), eine gut gewählte 
Verbindung groß⸗ und kleinflächenweiſer Schlag⸗ 
form. Verſuche in Kiefernbeſtänden liegen noch 
nicht vor. Auch der zweialtrige Hochwaldbetrieb 
des Forſtmeiſters Erdmann-Neubruchhauſen kann 
nicht ohne weiteres in den ausgedehnten nieder⸗ 
ſchleſiſchen Kiefernwaldungen eingeführt werden, 
da er zu einem Miſchwald führt, deſſen Ex ſtenz⸗ 
berechtigung zum Nachteil der Kiefer fraglich 
erſcheint. Redner berührte hierbei die Unterbau⸗ 
frage in bezug auf die geringen Böden Nieder⸗ 
ſchleſiens. Zum Schluß erörterte er eingehend 
die Bärenthorener Dauerwaldwirtſchaft und die 
Möglichkeit ihrer Anwendung in Niederſchleſien, 
ſpeziell in der Lauſitz und in den Forſten der 
Standesherrſchaft Muskau, wobei er die Boden⸗ 
und Klimaverhältniſſe, Beſtandsverhällniſſe und 
Organiſotion zugrunde legte und zu dem Ergebnis 
kam, daß ſie nur ſtellenweiſe möglich, zum Teil 
ſogar bedenklich ſei. Auch dieſem intereſſanten, ſorg⸗ 
fältig burchgearbeiteten Vortrage wurde wohl⸗ 
verdienter Beifall geſpendet. 

In der ſodann erfolgenden Beſprechung traten 
Freunde und Gegner der Dauerwaldwirtſchaft 
uuf den Platz. Nach Forſtmeiſter Schöden, 
früher Proskau, genügen kräftige Durchforſtungen, 
um natürlichen Anflug zu ſchaffen. Forſtmeiſter 
Wilberg⸗Sagan iſt gegen die Reiſigdeckung, 


Geheimrat Herrmann⸗Breslau 
beftätigt die Brandgefährlichkeit des Reiſigs 
und ging dann auf einzelne Punkte der Vorträge 
ein. Stockrodung im Gebirge ſei aus waſſerwirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen zu unterlaſſen. Auf die 
günſtige Wirkung des Einbringens von Ginſter ſei 
mit Recht hingewieſen worden, zumal ſeine ſtarke 
Pfahlwurzel in den im Stangenholzalter ab⸗ 
ſterbenden Kiefernbeſtänden auf allen Ackerböden 
die fur Kiefernwurzeln undurchdringliche Acker 
ſohle zu durchbrechen und damit die phyſikaliſchen 
Eigenſchaften der alten Ackerböden zu verbeſſern 
vermag. Forſtmeiſter Jekel-⸗Wedelsdorf würde 
bedauern, wenn die Reiſigdüngung wegen der 
Waldbrandgefahr unterbliebe, da die Waldfeuer 
auch durch andere Umſtände, wie Heide, be⸗ 
günſtigt werden. Nach dem Schluß der Diskuſſion 
erhielt Forſtaſſeſſor Mueller-Reinerz das Wort 
zu dem noch offen gehaltenen jagdlichen Thema 
Nr. 2: Die Pſychologie der Abführung 
der Jagdhunde. 

Hunde waren von jeher unzertrennbar von 
der Jagd. Auch als Kriegshunde wurden die 
Hunde ſchon im Altertum verwendet, allerdings 
ſind einige Berichte der Römer hierüber als über⸗ 
trieben aufzufaſſen. Bald zu Anfang des Welt⸗ 
krieges wurde der Sanitätshund ausgebildet, 
welchem wohl Tauſende von verwundeten Sol- 
daten ihr Leben verdanken. Im Jahre 1916 trat 
der Sanitätshund zurück gegen den Meldehund. 
Ein Ober⸗Kommando ſchaffte im Herbſt 1916 
eine Zentrale für Kriegshundeſchulen, acht Monate 
ſpäter waren ſämtliche Truppen mit etwa 10 000 
Hunden verſehen. Die Arbeiten wurden immer 
beſſer, und der Hund wurde zu einem wichtigen 
Kampfmittel. Mit großem Intereſſe wurde von 
denen, welche bisher von dieſer Nützlichkeit des 
Hundes und ſeiner großen Bedeutung für die 
Fronttruppe keine Vorſtellung hatten, dieſer Teil 
der Ausſührungen aufgenommen. Die Abrichtung 
der Jagdhunde war lange im Rückſtande, weil der 
Menſch den Hund falſch und zu ſehr vom menſch⸗ 
lichen Standpunkte aus beurteilte. Gute Dreſſeure 
waren vorhanden, aber ſie konnten ihre Kunſt 
nicht weitergeben. Erſt Vogt hat in ſeinem Dreſſur⸗ 
buch die Fehlerquellen aufgedeckt und die Ver⸗ 
wendung des Hundes auch im Kriege möglich 
gemacht. Den Schlußteil des Vortrages bildeten 
die häufig mit guiem Humor gewürzten Schilde⸗ 
rungen einiger Dreſſurbeiſpiele auf dem Gebiete 
des Jagdhundweſens. Die Gegenüberſtellung der 
früheren, in den meiſten Dreſſurbüchern ent⸗ 
haltenen Methode und der auf Grund der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forſchung neuerdings feſtgehaltenen 
Abrichtungsart zeigte den Zuhörern deutlich, wie 
einfach und erleichtert man nach dem heutigen 
Syſtem arbeitet und ſowohl dem Fuhrer als auch 
dem Hunde das Leben leichter und angenehmer 
geſtaltet. Der Vortragende ſchloß ſeine mit leb⸗ 
haftem Beifall aufgenommenen Ausführungen 
mit der Bitte an die Verſammlung, ihrerſeits m’t- 
zuarbeiten, um eine immer beſſere Verwendbarkeit 
des Hundes im Dienſte des Menſchen, ſei es auf 
der Jagd, ſei es im Kriege, zu erreichen. 
(Schluß folgt.) 
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Der 15. Fiſchereilehrkurſus an der forſtlichen 
Hochſchule Eberswalde wurde vom 22. bis 
26. Auguſt abgehalten. Er war von 56 Teilnehmern 
beſucht. Die Lehrmittel der zoologiſchen Ab⸗ 
teilung der forſtlichen Hochſchule ſtanden wie 
ſrüher zur Verfügung. Bei den Ubungen im Gelände 
wurde auf ſelbſtändiges Arbeiten der Teilnehmer 
beſonderer Wert gelegt. Die Beſichtigung der 
Teichaulagen der forſtlichen Hochſchule, jene der 
Schönholzer Mühl« ſowie jene der großen Teich⸗ 


wirlſchafien Blumberger Mühle, Kreis Anger⸗ 
münde, und Stradow bei Velſchau, Kreis Kalau, 
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gaben in der Verſchiedenheit ihrer Aulage und des 
Betriebes ein anſchauliches Bild der Karpfen⸗ und 
Schleienzucht. Eine namhafte Unterſützung zu 
den Koſten der Reiſe erhielten die Teilnehmer vom 
Deutſchen Fiſchereiverein; die Fürſtlich Lynar⸗, 
Gräflich Redernſche Generaldirektion beförderte ſie 
vom Bahnhof Angermünde aus auf zwei vier⸗ 
ſpännigen Wagen nach Blumberger Mühle, die 
Teichwirtſchaft Stradow lud ſie zu Gaſt. In 
Stradow wurden Schilfſchneidemaſchinen vor⸗ 
geführt; die Röſſingſche Senſe bewährte ſich an; 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Negierungsforſtdirektor Geheimrat Dr. Wappes 
in Speyer iſt vom 1. Oktober l. J. ab zum Staats⸗ 
kommiſſar für die Pfalz mit dem Wohnſitz in 
München ernannt worden. Wenn auch Herr 
Dr. Wappes hierdurch aus dem Forſtverwaltungs— 
dienſt ausſcheidet, ſo hat er ſich doch auf all— 
ſeitigen Wunſch bereit erklärt, den Vorſitz des 
Deutſchen Forſtvereins, um deſſen Entwickelung 
er fo große Verdienſte beſitzt, beizubehalten. 

2 

Beratung der Ausführungsbeſtimmungen zum 
Beſoldungsgeſetz in Preußen. Der Ausſchuß Für 
Beamtenangelegenheiten des Preußiſchen Landtages 
trat am 27. September in die zweite Veratung der 
Ausführungsbeſtimmungen zum Beſoldungsgeſetz 
ein. Es wurden die Verhältniſſe der auf Grund 
des Vertrages mit dem Reiche aus dem Reichs- 
dienſt in den Landesdienſt zurückgetretenen 
Beamten erörtert. Die Staatsregierung erklärte, 
daß Härten vorhanden ſeien, daß man aber jetzt 
beſchloſſen habe, dieſe Beamten in Preußen in 
dieſelbe Beſoldungsſtufe einzureihen, in der fie 
ſich im Reich befunden haben. Die grundlegende 
Regelung der Frage der Polizeibeamten iſt aus⸗ 
geſetzt worden, bis eine bindende Erklärung der 
Staatsregierung vorliegt. 


© 
CH 


Was find und was leiſten die Verſorgungsé⸗ 
behörden? Mit dem Ausdruck Verſorgungs— 
behörden bezeichnet man im allgemeinen die 
Hauptverſorgungsämter und die Verſorgungsämter. 
Sie find zwar aus früheren millitäriſchen Eins 
richtungen hervorgegangen, find aber völlig in 
bürgerliche Verwaltungsbehörden umgewandelt 
(vgl. „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 1921 Nr. 21 S. 386) 
und unterſtehen der Aufſicht des Reichsarbeits⸗ 
miniſters. Mit militäriſchen Angelegenheiten 
werden ſie in keiner Weiſe befaßt Sie ſind keine 
Kriegsgeſellſchaften, haben auch mit der Lebens⸗ 
mittelverſorgung nichts zu tun. Ihr Aufgaben⸗ 
kreis iſt die Rentenverſoegung der Kriegs— 
beſchädigten und der Kriegerhinterbliebenen Für 
die Beurteilung des von ihnen zu bewältigenden 
Arbeitsmaßes mögen folgende Zahlen aus dem 
Reichshaushaltsplan für 1921 dienen. Es ſind 
dort ausgeworfen für Renten der ehemaligen 
Angehörigen der Wehrmacht 2519 181000 , 
für Renten der Hinterbliebenen 2909317500 HH, | 
für einmalige Abfindungen 175410000 A. alſo 
zuſammen mehr als 5½ Milliarden. Dazu 
kommen noch für Heilbehandlung 576 000 000 A 
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Mehr als 6 Milliarden werden alſo durch die 
Verſorgungsbehörden ihrer Verwendung zugunſten 
der Teilnehmer des letzten Weltkrieges und ihrer 
Hinterbliebenen zugeführt. Die Koſten der Ver⸗ 
waltung und der Rechtſprechung betragen etwa 
1 Milliarde Mark jährlich. Im Haushaltsjahr 1922 
iſt mit einer nicht unerheblichen Steigerung der 
vorſtehenden Beträge zu rechnen. Hg. 
Vi 

Preußiſches Förſter⸗Jahrbuch“), Band IX, Berfonni- 
teil 1921. Seit langen Monaten wartet der Preußiſche 
Staalsförſterſtand auf einen neuen Band des 
„Preußiſchen Förſter-Jahrbuchs“, der wenigſtens 
die für die Berechnung der Anſtellungsverhältuiſſe 
für die Beurteilung der Ausſichten auf Be— 
förderung nach Beſoldungsklaſſe VII u. a. m. 
ſo dringend notwendigen Dienſtaltersliſten der 
geſamten preußiſchen Forſtbetriebs-Beamtenſchaft 
enthält. Nun endlich, nach langen und beſonders 
mühevollen Vorarbeiten, konnte der neue Band 
herausgegeben werden. Er bringt zwar nicht, wie 
die früheren Bände, die auch ſehr wünſchenswerte 
Zuſammenfaſſung der zurzeit in Geltung ſtehenden 
Geſetzes⸗ und Verwaltungsbeſtimmungen — dazu 
iſt leider wegen der immer noch in ſtarkem Fluſſe 
befindlichen Verhältniſſe die Zeit nicht gekommen — 


doch will er wentgſtens den Mangel eine 
einigermaßen zuyperläſſigen Aberſicht uber die 
Organiſation und die Perſonalverhältniſſe der 


ſtaatlichen Forſtverwaltung beſeitigen helfen. Un 
unſeren Leſertreis mit dem Inhalt des Werkes 
bekannt zu machen, je im Nachſtehenden das In⸗ 
haltsverzeichnis wiedergegeben. Neben Vorwon 
und Erklärung von Ablürzungen bringt unſer 
neuer Band folgendes: J. Miniſterium für Land 
wirtſchaft, Domänen und Forſten. II. Regierungen. 
III. Forſteinrichtungsanſtalten. IV. Oberförſtereien. 
V. Forſtliche Hochſchulen VI. Forſtſchuten. 
VII. Oberförſter ohne Revier und Forſtaſſeſſoren 
(Dienſtaltersliſte). VIII. Forſtreſerendare, die zur 
Segatslaufbahn zugelaſſen ſind. IX. Forſtreni— 


*) Preußiſches Förſter⸗Jahrbuch. Ein Ratgeber 
für die preußiſchen Staatsforſtbeamten. 
Neunter Band, Perſonalteil 1921. Herausgegeben 
zum Teil nach amtlichen Quellen von der Geſchäfts⸗ 
ſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zertung“. Verlag von 
J. Neumann, Neudamm. Preis geheftet 25 A 
und 1 4 Porto. Die älteren Bände können 
gleichfalls geliefert werden, und zwar zu folgen- 
den Preiſen, feſt geheftet? Band I 1910: GA, Band I. 
1911. vergriffen, antiquariſch etwa 12 ; ann III 
bis VI 1912—15: je 6 %;: Baud II 1916: 3 . 
Jad VHI 1917/18: 12. Den Puro 
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meiſter (Dienſtaltersliſte). X. Staatliche Revier⸗ Preußiſcher Staatsförſter“ am 12. Juli in dieſer 
förſter (Bezirksliſten). XI. Aufrückungsliſte der Angelegenheit dem Herrn Miniſter überſandt hat, 
älteſten Staatsförſter und Forſtſekretäre gleichen nicht gejagt werden. Denn die darin aufgeſtellten 
Dienſtalters (Reihenfolge für die Beſetzung der | Behauptungen entſprechen nicht den Tatſachen. Es 
Aufrückungsſtellen in Beſoldungsgruppe VII). wird darin angeführt: „Infolge des Kriegsdienſtes 
XII. Aufrückungsdienſtaltersliſten der Staatsförſter iſt die Ausbildung von etwa 750 Forſtgehilfeir 
und Forſtſekretäre gleichen Dienſtalters nach dem ſo mangelhaft geblieben, daß die Heranbildung zer 
Stande etwa Juni 1921 (Bezirksliſten). XIII. über⸗ brauchbaren Forſtbetriebsbeamten in Frage geſtell! 
iſt, wenn nicht durchgreifende Maßregeln getroffen 
äumte nachzuholen.“ Eine 
ſolche Behauptung iſt ſtark. Die 750 Forſtgehilfe 
ſind über ganz Preußen verteilt, es haben ſich 
auch wohl mehrere hundert Oberförſter oder deren 
Vertreter um ihre Ausbildung bemüht. Es darf 
Staatsförſteranwärter: A.Kriegsbeſchädigte,gelernte daher wohl gefragt werden: Waren die Be 
Jäger, B. regelrechte Anwärter. XVII. Namens⸗ mühungen aller dieſer Lehrherren mangelhaft oder 
verzeichnis. eiden dieſe 750 Anwärter durchweg an Geiſtes⸗ 


werden, um das Verf 
Ernennung zu überzähligen Staatsförſtern. 
XV. Forſtverſorgungsberechtigte Staatsförſter⸗ 
anwärter. XVI. Noch nicht verſorgungsberechtigte 


Aus dem Inhaltsverzeichnis geht hervor, armut? Weiter it in der Eingabe geſagt: „Die 
welch eine Fülle von Perſonalmitteilungen neben jungen Leute, an deren Schulbildung ſchon nicht ein 
der Organiſationsüberſicht, die auch für außerhalb ausreichend ſtrenger Maßſtab angelegt wurde — —“. 
der Staatsforſtverwaltung Stehende vielfach von Hier iſt wohl der Einwand berechtigt, daß dem 
Wichtigkeit fein wird, da fie genaue Anfchriften | Vorſtand doch wohl bekannt fein dürfte, daß ein 
erſehen läßt, in dem neueſten Bande des„Preußiſchen hoher Prozentſatz von denen, die in die Forſtlehre 
Förſter⸗Jahrbuches“ enthalten iſt. Vermutlich wird traten, das „Einjährige“ hatten. Auch die übrigen 
das Buch in einer Beziehung den Leſerkreis wurden geprüft, zum Teil noch vor Kriegsaus⸗ 
nicht voll befriedigen, nämlich darin, daß von bruch, und wohl genau ſo ſtreng, wie ſeinerzeit der 
Abſchnitt IX bis XVI die Wohnfige und Poſt⸗ jetzige Vorſtand. Sämtlich haben die Forſtgehilfen 
adreſſen der in Betracht kommenden Beamten eine zweijährige Lehrzeit durchmachen müſſen, nicht, 
nicht angegeben werden. Es war aber ganz unmöglich, wie behauptet wird, eine einjährige. Wenn auch 
in den jetzigen Rahmen des „Preußiſchen Förſter⸗ die Lehrherren ſowohl wie die Lehrlinge viel Dienſt⸗ 
Jahrbuches“ auch noch dieſe Angaben einzufügen. geſchäfte verrichten mußten, fo iſt doch gerade dieſe 
Weitere monatelange Arbeit wäre dazu nötig Arbeitsleiſtung im Dienſt kein Grund einer mangel⸗ 
geweſen, und außerdem würde durch den dann faſt haften Ausbildung. Die lange Dienſtzeit im 
um das Doppelte zu vermehrenden Umfang das Felde hat nicht nur den jungen Forſtbeamten, 
jetzt ſchon recht teure Werk ſich ſicher auch auf ſondern eben allgemein geſchadet, und zwar je 
den doppelten Preis geſtellt haben. Beiläufig länger ſich der Krieg ausdehnte, deſto mehr. Dieſe 
ſei bemerkt, daß Arbeiten im Gange ſind, in einiger 750 haben aber keinenfalls die längſte Militär⸗ 
Zeit ein weiteres Buch erſcheinen zu laſſen, aus dienſtzeit abgeleiſtet. Es gibt jetzt infolge des 
dem die Poſtorte der geſamten preußiſchen Staats⸗ Krieges auch zahlreiche jüngere Förſter, die 
forſtbeamtenſchaft zu erſehen ſein werden. vierzehn Jahre, ohne in der forſtlichen Praxis ge⸗ 

Auf den Wert des Inhalts des „Preußiſchen ſtanden zu haben, beim Bataillon ge melen find. 
Förſter⸗Jahrbuches, Perſonalteil 1921%, Die Herren würden ſehr erſtaunt ſein, wenn man 
und auf feine Bedeutung für den Forſtbetriebs- ihre forſtliche Vorbildung in Frage ſtellten wollte. 
beamten ſoll in einer beſonderen Beſprechung, die Wenn Herr Pfalzgraf weiter ſchreibt: „Wir er⸗ 
wir hoffentlich recht bald veröffentlichen können, in kennen dankbar an, daß bei dieſer erſten Fachz⸗ 
Kürze zurückgekommen werden. prüfung auf die durchaus unzureichende Ausbildung 

Wir ſprechen zum Schluß die Hoffnung aus, der Anwärter weitgehend Rückſicht genommen 
daß auch dieſer neue, neunte Band des „Preußiſchen wurde“, fo hat er ſchon recht geſchickt den bildlichen 
Förſter⸗Jahrbuches“ den preußiſchen Staatsforit | Ausdruck — beide Augen zudrücken — umgangen. 
beamten, beſonders aber den Forſtbetriebsbeamten, So war es aber nicht. Was die Prüfungen ergeben 
ebenſo gute und nützliche Dienſte leiſten wird, haben und in der Praxis unverkennbar in Er⸗ 
wie das bei den früher erſchienenen acht Bänden ſcheinung tritt, kann die Verwaltulig gewiß beſſer 
erweislich der Fall geweſen iſt. beurteilen als der Vorſtand des „Vereins Preußiſcher 
Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. Staatsförſter“. Das Beſtehen der Prüfung war 

| S2 . vielmehr von einer „tragfähigen Grundlage für 

Zur Weiterbildung der Forſtgehilfen. Im erfolgreiche, praktiſche Weiterbildung“ abhngig. 
voraus möchte ich ſchon bemerken, daß ich hier Die Förſterprüfung ſoll feſtſtellen, ob die Weiter⸗ 
keine neuen Vorſchläge über die Weiterbildung der bildung in ausreichender Weiſe betrieben iſt. 
Forſtgehilfen machen, ſondern lediglich meine Leidet der Wald bei dieſer Weiterbildung Schaden, 
Anſicht über das bis jetzt Erreichte äußern möchte. ſo trifft zum größten Teil die planmäßigeit 
Im Bezirk Caſſel ſollen, um das Intereſſe der Betriebsbeamten die Schuld, denn die Forſtgehilfen 
Forſtbetriebsbeamten an forſtlichen, beſonders waren ihnen mit wenigen Ausnahmen zur beruf⸗ 
waldbaulichen Fragen zu fördern und gleichzeitig lichen Weiterbildung unterſtellt. Wenn nicht alle 
den Forſtgehilfen beſondere Gelegenheit zur Fort- Forſtbetriebsbeamten, fo wird doch ein Teil ein, 
bildung zu geben, Lehrwanderungen in den (leien, daß der „Verein Preußiſcher Staaksförſter“ 
Revieren des Bezirks abgehalten werden. Die mit dieſer Eingabe ſich und feinen % 


nwärtern 
bier zum Ausdruck gebrachte Unterſtützung der keinen guten Dieuſt erwieſen hat. Hoffentlich han 
Ausbildungsbeſtrebungen wird gewiß in weiteſten Herr Pfatsgraf nicht zu gleicher Zeit den Antrag 
Kreiſen freudig begrüßt werden. Dies kann aber betreffend Beginn der Diätarzeit der Forſtgehilfen. 
von der Eingabe, die der Vorſtand des „Vereins neu eingereicht! Ungefähr drei Jahre find dir: 


E? — — — e EN EEN ie 
e — — . ——nk — — 


zedem bietet ſich täglich Gelegenheit zur Weiter⸗ 
bildung. Wer ſie nicht benutzt, kann auch durch 
einen ſechsmonatigen Kurſus auf der Torſt⸗ 
ſchule nicht gerettet werden. Ein jeder Forſt⸗ 
gehilfe aber, der ſeinen Lehrherren dankbar für 
0 e Mühen iſt, zeige es durch gute Leiſtungen im 

ienft und ſchweige nicht zu ſolchen verall- 
gemeinernden und ſicher für die Mehrheit un⸗ 


gerechten Vorwürfen. 
Forſtgehilfe Ha ke, Neuhof, Kr. Fulda. 


Ergebniſſe der Prüf ungen an der Forſtlehr 
ai: Neuhaldensleben. Am 31. Auguſt m 

September hat an der Forſtlehranſtalt Neu⸗ 
Haldensiehen, nachdem das ſchriftliche Examen 
ſchon früher abgelegt war, die praktiſche und 
mündliche Prüfung ſtattgefunden vor einer 


Kommiſſion, die ſich aus Vertretern der Walde 


befiger, der Pribatforftbeamten, der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer für die Provinz Sachſen, Direktor 
und Lehrern der Anſtalt E Von 
den 37 Prüflingen haben beſtanden: 1 mit „ſehr 
gut“, 25 mit „gut“ und „ſehr gut bis gut“, 
9 mit „genügend“ und „gut bis genügend“; 
2 Prüflinge haben nicht beſtanden. Auf Grund 
einer Vereinbarung mit dem Verein für Privat⸗ 
tarſtbeamte Deutſchlands haben ſich 15 Prüflinge 
anſchtießend der vor einer Kommiſſion des ge⸗ 
nannten Vereins in Halle in der Zeit vom 


* 1 und dieſe Prüfung alle be⸗ 


zungen Forſtgehilfen wieder im Beruf tätig, und 
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ſtanden, und zwar einer als beſter mit „ſehr 
gut“, 11 mit „gut“ und 3 mit „genügend“. Der 
nächſte Lehrgang beginnt am 19. Oktober und iſt 


ganzjährig. N M. 

Ausgegebene Jagdſcheine vom 1. April 1920 
bis 31. März 1921 in Preußen. Wie wir der ſoeben 
im „Reichsanzeiger“ veröffentlichten Nachweiſung 
der in der Zeit vom 1. April bis 31. März 1921 


im preußiſchen Staate ausgegebenen Jagdſcheine 


entnel men, ſind in der angegebenen geit insgeſamt 
211791 Jahres- und 8129 Tages Jagdſcheine 
ausgefertigt worden. An Ausländer wurden aus⸗ 
gegeben 330 Jahres⸗ und 156 Tages⸗Jagdſcheine; 
davon entfallen weit über die Hälfte auf das 
beſetzte Gebiet, in der R heinprovinz wurden allein 
187 Jahres- und 98 Tages⸗Jagdſcheine ausgegeben. 
Unentgeltlich wurden insgeſamt 12774 Jagdſcheine 
ausgefertigt. Die Geſamteinnahme für die Jagd⸗ 
ſcheine beträgt 3 209 801 Ba 


Das Verbot der Jagd auf Elche, das, wie wir 
in voriger Nummer berichtet haben, für die Provinz 
Oſtpreußen erlaſſen worden iſt, wird auf Bor: 
ſchlag des Landesdirektoriums im Meme gebiet 
auch auf den Bereich dieſer Verwaltung aus⸗ 
gedehnt. Zuwiderhandlungen n zerden, wie in einer 
Verordnung des N im „Amtsblatt“ 
bekanntgegeben wird, nach den Beſtimmungen der 


12. bis 17. September abgehaltenen F N Jagdordnung vom 15. Juli 1907 beſtraft. 
Forſtwirtſe chaftliches. 
been des Flächeninhaltes und des Holzertrages der Staatsforſten. 
E BE des Haushalts der 8 orſtverwaltung für das Rechnungdahr 1921.) 
lacheningalt Holzertrag 1 55 
„575 den Abnuutzungsſätzen 
Zur Holzzucht in Feſtmetern 
R fenlerungsbezir a d nick 
Ir. Regierungsbezirk beſtimm ter beſti a e ter] Summe i nicht 
— — äwä4ß—̃—— kontroll⸗ kontroli⸗ 
Waldboden fähig fähig 
| ha H ha ha . 
1 ; ] 
3 Königsberg | 93 668 i 32 117 F 125 785 355 145 59 005 
2 G ͤ u-ͤ n AE 106781 " 31 893 138 684 355 878 i 110 555 
3 V 1 193 946 43 462 237 408 609 720 J 75 654 
4 Maricn werder | 20286 4038 11 822 46422 17865 
5 Sh | 2 wu Er N 118 0149 12 676 130 692 251799 | 66 114 
6 Bërzonent t e LÉI 202 622 21 627 224 249 691 173 | 111 139 
7 Frankfurt e E 1095 82s 1356 212 699 72 491 97 638 
8 Chin we a kauen an aa 18 821 | 12 593 121 414 463 081 45 990 
9 VV ö 90 647 | 9 587 100 234 195 398 | 45 782 
30 Shen: I A e e ee 25 580 | 3 260 28 840 92 768 26 916 
11 // A SA ag Wu 364 ö 4900 51 264 298 378 43 0% 
12 J RE 2475 1384 24 869 85 304 14 892 
13 FFF! ͤ . A 77 406 4963 82 424 324 516 35 635 
14 Man 8 61 631 6341 67 972 175 490 71 400 
` ZFC 70 109 e 763 76 872 243 183 60 420 
16 V 39 212 ö 1 556 40 768 211 054 | 45 040 
17 Schleswiůgg g. 36208 5307 42 215 141 680 38 879 
18 Hanndv en er 27133 | 2145 29 278 109 806 25 908 
19 Hildeshe m 99 925 4294 104 219 464 244 95 088 
20 Lüneburg. 75 8615 5 941 81 756 188 027 | 54 094 
ER CHEN 16 583 1 607 18 190 48 408 11 462 
28 Cënai-fémusto gg 13218 ° 1905 15 12: 34192 9 222 
23 Minden-Mün teen 21 5e 1590 36 186 200.296 | 45 025 
24 r 24489 d 1023 25 512 98 728 | 14 53 
25 I re re 198 944 6 926 205 870 714153 29356 675 
28 r Enten 519372 1 664 53 601 216 887 80 835 
27 // AAA Belek 30 859 918 31 777 108 535 | 30 561 
8 „„ ¾ ↄñ 2 ne ferne 15 5 1:91 17 786 54 666 30 378 
— 9 r 13 832 d 1.035 14 667 41 302 | 13 592 
2 ß er RE en Nd Ge 1 45 3864 f 1461 45 028. 104 458 N 28 061 
2 ee 190 1272 26 17 S 110 742 | 22 194 
2 Sinhiarngen?:?:?!k — Jjjöõĩ[X hun SD an EE 1 — — 
Summe 2 192 739 ic i ee eee eee ee 250187 2442 70 14 1722 977 


Nr. 41 Bd. 36 (1921) 


Waldbrände. 
Bayern. Forſtamt Nürnberg⸗Süd. Am 
31. Juli wurden im Diſtrikt Langwaſſer 191,4 ha 
10« bis 36 jähriger und 3,8 ha 42⸗ und 100 jähriger 
Kiefernbeſtände durch Waldbrand völlig vernichtet. 
Das Feuer entſtand mittags, vermutlich infolge 
Fahrläfſigkeit von Spaziergängern, dehnte ſich 
dei vorherrſchend weſtlichen Winden in öſtlicher 
Richtung faſt 1200 m weit aus, dabei keilförmig 
ſich verbreiternd. Gegenſeuer wurden an manchen 
Stellen nicht ohne Erfolg angewandt, aber bei 
der großen Hitze und Trockenheit und dem 
wechſelnden Wind gelang es trotz Einſatz ſtarker 
Kräfte erſt abends 7 Uhr, den Brand zu löſchen. 
An zahlreichen Waldorten mit Moorböden brannte 
das Erdfeuer bis zum 12. Auguſt abends fort, 
bei einſetzendem Wind jeweils auch Gipfelfeuer 
verurſachend. Ein ſtärkerer Regen löſchte dieſe 
Erdfeuer. Eine nur mit Vorkriegswerten an⸗ 
geſtellte Berechnung des Schadens ergab den 
Betrag von 245258 &. 


Se 
Vom Nauhwarenmarkt. 

Nah der „Kürſchner⸗Zeitung“ (Leipzig) 
2. Oktober 1921. 

Ctter 800 bis 1000 , Steinmarder 1100 bis 
1200 A. Baummarder 1400 bis 1650 „, Süd, 
350 bis 400 %, J tiſſe 150 bis 260 , Dachſe 100 bis 
120 4, Hımiter 6 bis 10 4, Kanin (Kürſchner) 
18 bis 20 4, Haſen 15 bis 20 A, Würfel 10 bis 
20 4%, Rehdecken 45 bis 55%. Die oben bezeichneten 
Preiſe find als ungefähr erzielte Preiſe aufzufaſſen, 
da fie ſtarken wechſelnden Schwankungen unterliegen; 
es iſt gegenwärtig ganz beſondere Vorſicht beim 
Einkzuf zu empfehlen. 


vom 


CH 
Brief- und Fragekaſten. 

Anfrage Nr. 78. Verteilung des Pachtgeldes 
bei der Aus inanderſetzung. Wie iſt das Pacht⸗ 
geld bei einer am 1. Oktober 1921 ſtattfindenden 
Auseinanderſetzung zwiſchen Vorgänger und Nach⸗ 
folger zu verteilen? Es handelt ſich um folgende 
Pachtſtucke: a) 7 ha Acker mit Pachtzeit vom 
1. Oktober bis 30. September, b) 2,8 ha Wieſe 
mit Pachtzeit vom 1. Januar bis 31. Dezember. 

Förſter F. in K. 

Antwort: Das Pachtgeld ſtellt die Ernte 
dar, die in der betreffenden Zeit emkommt. Bei 
der Auseinanderſetzung am 1. Oktober haben 
Sie alſo an den Nachfolger 12 der Pachtſumme 
abzugeben, die Sie für den Pachtzeitraum 
empfangen haben, in den die Erntezeit des 
Landwirtſchaftsjahrs 1. Juli 1920/21 fällt. Haben 
Sie alſo die Pachtſumme im voraus empfangen, 
ſo gebühren Ihrem Nachfolger a) von dem am 
1. Oktober 1920 fir die 7 ha große Fläche, b) von 
dem am 1. Januar 1921 für die 2,887 ha große 
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Fläche fälligen geweſenen Pachtgelde 9/2. Das 
am Auseinanderſetzungstage fällige Pachtgels 


gehört ganz dem Nachfolger. 

Anfrage Nr. 79. Erläuterungen zur Jagd ⸗ 
nutzungs⸗Vorſchrift. Die in meinen Forſten be⸗ 
ſchäftigten Beamten ſind nach ſtaatlichen Grund⸗ 
ſätzen angeſtellt, haben daher auch Anſpruch, be⸗ 
züglich der Jagdnutzung mit den Staatsbeamten 
gleich behandelt zu werden. Um in dieſer Be⸗ 
ziehung das Richtige zu treffen, erſuche ich um 
Beantwortung folgender Fragen: 

1. Können laut Jagdnutzungsvorſchrift 
vom 9. 4. 1921 Nr. 14 die drei Haſen unentgeltlich 
von den Beamten bezogen werden? Muß auch 
für dieſe vom Jagdherrn Schußgeld bezahlt 
werden laut Ziffer 48? 2. Sit es richtig, daß die 
Beamten, wie Ziffer 38 beſagt und Ihre Zeit⸗ 
ſchrift Bd. 36 Nr. 23 S. 425 angibt, für jeden 
laut Ziffer 48 der Jagdnutzungsvorſchrift zu be- 
ziehenden Haſen 20 % zu zahlen haben? Muß 
Schußgeld für ſolche zum Bedarf bezogenen Haſen 
gezahlt werden? 3. Ich finde nirgends Entgelte 
für den Oberförſter außer dem Entgelt als Erleger: 
bezieht er keine weiteren Vorteile aus der Jagd 
als die Wildbret und Haſenlieferungen? 4. In 
Bd. 36 Nr. 23 S. 427 iſt angegeben, daß das zu 
erhebende Nutzungsgeld für Wirtſchaftsland in 
Spalte 19 Muſter b nach den Einheitsſätzen 
des Bewertungstarifs feſtzuſetzen iſt. Kann ich 
dies von Ihnen erhalten für hier (Kreis Eckartsberga, 
Provinz Sachſen, Bez. Merſeburg) und für Kreis 
Ruppin, Bez. Potsdam, Provinz Brandenburg? 

Rittergutsbeſitzer v. — n. 

Antwort: 1. Die Haſen, die die Staatsforſt⸗ 
beamten von ihrer Verwaltung beziehen, müſſen 
ſämtlich mit dem vom Miniſter feſtgeſetzten Preiſe 
bezahlt werden (Ziffer 14, 35 und 38 J. N. V.). 
Der Erleger erhält auch für die nach Ziffer 14 
erlegten Haſen den Jagdkoſtenerſatz (Ziffer 34 
Satz 3 und Ziffer 48 Abſ. 1 Buchſt. A). 2. Unent⸗ 
geltlich beziehen die Beamten der Gtaatsforit- 
verwaltung nur das Wild, das fie nach Ziffer 15 
erlegen dürfen, ſoweit nicht nach Ziffer 26 Zahlung 
dafür zu leiſten iſt. Das nicht unter Ziffer 15 
fallende Wild muß ſämtlich bezahlt werden, 
alſo auch die Haſen. Jagdkoſtenerſatz erhalten die 
Beamten auch für das Wild, das als Beamten⸗ 
wildbret verwendet wird (Ziffer 34 Satz 3 und 
en 48 Abi. 1 Buchſt. A und B). 3. Der Ober⸗ 
örſter hat nach den neuen J. N. V. leine anderen 
Vorteile als die Forſtbetriebsbeamten, alſo nur 
Wildbezug, Jagdkoſtenerſatz und Anerkennungs⸗ 
preis. 4. Die Sätze des Bewertungstarifs erfragen 
Sie am beſten bei benachbarten Staatsober⸗ 
förſtereien oder bei den Regierungen der be⸗ 
treffenden Bezirke. Veröffentlicht ſind die Sätze 


nicht. 


E e — 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Berfonaluotizen Dt verboten.) 


Zur Hrfehung gelangende Forfidienfjieien. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Förſterſtelle Neukenzlin, Oberf. Grammentin 


(Stettin), iſt zum 1. November zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören a) Acker 8,057 ha, b) Garten 
0,255 ha, c) Weide 1,070 ha, d Wieſen 3,599 hs. 


Dienſtaufwandsentſchädigung bisher 50 &. Poſt⸗ 
und Schulort: Grammentin. Bewerbungsfriſt: 
15. Oktober. 


Förſterſtelle Neuwald (Durbeke), Oberf. Altenbeken 


(Minden), iſt zum 1. Januar 1922 zu belegen. 
Zur Stelle gehören nach bisherigem Pane an 
Wirtſchaftsland (Garten, Acker und Wieſe) 2 ha. 
Nutzungeld 65 &. Dienſtaufwandsentſchädigunge 
350 A. Nächſte Bahnſtation 2 km. Nächſie 
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Dorfſchule 2 km. Nächſte höhere Schule 19 km. 
Beworbungsfriſt: 20. Oklober. | 

Das vom Forſtbauverein erbaute Hilfsförſtergehöft 
bei Caſeburger Führe, Oberf. Friedrichsthal! 
(Stettin), iſt baldigſt zu beſetzen. Bewerbungen 
find bis 10. Oktober an die Regierung cinzureichen. 

Für die in Nr. 39 unſeres Blattes ausgeſchriebenen 

Jörſterſtellen Fuchsbruch und Bergelau (Schneide⸗ 

mühl) wird die Bewerbungsfriſt bis 15. Cktober 

verlängert. 
Mittelbarer Staatsdienſt. 

Städt. Hilſsförſterſtelle Wermelskirchen (Düſſel⸗ 
dorf) iſt zunächſt probeweiſe ſofort zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind an den Bürgermeiſter in 
Wermelskirchen einzureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 


Herſonaluachrichten. 
Preußen. 
Staats-Forſtverwaltung. 

Blande, Jörſter und Forſtſekretär in Langenholzen. Oberf. 
Alſeld, iſt am 1. Oktober nach Fh. Sägemühle, Oberf. 
Lonau (Hildesheim), verſetzt. 

Wurchardt, Förſter in Werbellinfee, Oberf. Grimnitz, iſ zum 
1. Oktober auf ein Jahr in den Forſtdienſt des Toms 
ſtifts Brandenburg beurlaubt. 

Fricke, Hegemeiſter zu Sababurg, Oberf. Gottsbüren, iſt 
am 1. Oktober die Förſterſtelle Heiſebeck, Oberf. Sdels— 
heim (Caſſel), übertragen. 

Sabel, überzähliger Förſter in Fh. Sägemühle, Oberf. 

Roman, iſt am 1. Oktober zur Wahrnehmung des 
Schreibdienſles nach Laugenholzen, Cberf. Alfeld 
(Hildesheim), verſetzt. a 

Rramm, überzähliger Förſter in Leibolz., Oberf. Burghaun, 
iſt am 1. Oktober nach Niddawitzhauſen, bert, Biſch— 

hauſen (Caſſel), verſetzt. 

Opper, überzähliger Förſter in Nasdorf, Oberf. Mackenzell, 
it am 1. Oktober nach Mellnau, E Deet, Wetter-Oſt 
(Caſſel), verſetzt. 

tubig, Förſter o. R. in Hönningen, fi am 1. Oktober die 
Förſterſtelle Denn, Oberſ. Adenau (Coblenz, übertragen. 

Jöhleſie, Förſter in Zem, iſt am 1. Oktober die Förſterſtelle 
Flammersfeld, Oberf. Altenkirchen (Coblenz), über: 
tragen. 

Zimmermann, Förſter zu Altenlotheim, Oberf. Altenlotheim, 
iſt am 1. Oktober die Förſterſtele Sababurg. Oberf. 
Gottsbüren (Caſſel), übertragen. 

Pubs, Hilfsförſter, it zum überzähligen Förſter ernannt 
und ihm am 1. April eine Förtterſtelle o. R. zu Muuſter, 
Oberf. Munſter (Lüneburg), übertragen. 

Enge, Hilfsſörſter, i zum überzähligen Förſter ernaunt 

und ihm am 1. April eine Förſterſtelle o. N. zu Kueſebeck, 
Oberf. Kneſebeck (Lüneburg), übertragen. 

Knauer, Hilfsſörſter in Ausbach, Oberf. Friedewald (Caſſel), 

iſt mit Wirkung vom 1. April an zum überzähligen 
Förſter ernannt. 

Moflenhauer, Hilfsförſter, tritt am 1. Oltober 
Dienſt der Stadtforſt Görlitz. 

Soſen baum. Hilſsſörſter in Rauen, Oberf. Colpin, tft am 
15. September nach Potsdam (Potsdam) verſetzt. 
Nyborz, Hilfsförſter, iſt zum überzähligen Förſter ernannt 
und ihm am 1. April eine Förgerſtelle o. R. zu Dacht⸗ 

miſſen, Oberf. Uetze (Lüneburg), übertragen. 

pon Freyden, Hilfsförſter in Kirchen, bert Kirchen, iſt 
am 1. Oktober nach Coblenz. Gemeinde⸗Oberf. Coblenz 
(Coblenz), verſetzt. 

Schwarzer, Hilfsförſter in Rothemühl, tauſcht mit Hilfs⸗ 

förſter Hentſchel aus dem Bezirk Erfurt. 

Zeuſchner, Hilfsförſter in Wanfried, Oberf. Wanſried 

(Caſſel), iſt mit Wirkung vom 1. April an zum über— 
zähligen Föürſter ernannt. un 

Normann, Forſtgehilfe in Falkenwalde, Oberf. Falkenwalde, 
it am 1. Oktober nach Podejuch, Oberf. Podejuth 
(Stettin), verſetzt. , 

Splettſtoezer, Forſtgehilſe, wird nicht zum 1. Oktober nach 

) Balſter, ſondern nach Reckow, Cberf. Zerrin (Köslin), 
verſetzt. 

Im Regierungsbezirk Potsdam ſind zu überzähligen 

Förſteen ab 1. April 1921 ernannt die Hilfsjörfter: 

Tac ſar in Seilers⸗Teerofen, Oberf. Neuholland; Qalchod 
in Altplacht, Oberf. Altplacht;: Hahn in Groß⸗Tölln, 
Oberf. Reiersdorf; Nagel in Plötzenſee, Oberf. Schön⸗ 
walde; Rindt in Havelberg, Oberf. Havelberg; Schulz 
in Gollin, Oberſ. Reiersdorf; Seeger in Zippelsſörde, 
Oberf. Altruppin. 

N Ee Regierungsbezirk Stettin find ab 1. Oktober 

gerſetzt: N 
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dacht, Hilſsfürſter in (le fun, Oberf. Neuenkreug, nach 

Noukenzlin, Oberſörnerei Grammeutin: Nartſch, Forſt⸗ 

gehilſe in Rörchen, Oberf. Kehrberg, nach Oberf. Neuen: 

krug; Callies, Forſigehilſe in Pribbernow, Oberf. 
Hoheubrück, nach Grambin, Oberf. Jaedkemühl; 

Gebhardt, Forſtgehilfe in Hohenbrück, Oberf. Hohenbrück 
mach Buchholz, Oberf. Mühlenbeck; Krüger, Forſtgehilſe 

in Fanger. Oberf. Rothenſier, nach Obert, Neuenkrug: 

fange, Forſtgehilfe in Buchholz; Oberf. Mühlenbeck, 
nach Oberf. Friedrichswalde; Lehr, Forſtgehilfe in 
rap' hin. Oberf. Jaedkemühl, nach bert, Hoͤhcubrück; 
rl, Forſtgehilſe in Neuendorf, Oberf. Warnow, nach 
Oberförſterei Podejuch: Weber, Forſtgehilſe in Neu— 
jaſenitz, Oberf. Ziegenort, nach Ebert, Falkeuwalde. 
Privatforſtdienſt. 
Moderſohn, Oberforſtmeiſter a. D., hat nach Being: 
meldungen zum 1. Oktober die Verwaltung der Ritterguts⸗ 
forſt Topper (Frankfurt a. O.) übernommen. 
° Bayern. 
Verſetzt wurden die mit Titel eines Oberſorſtmeiſters 
bekleideten Forſtmeiſſer: 
A. burger von Waldſiſchbach nach Nördlingen; Haiſer von 
Neulauterburg nach Mellrichsſtadt; Schleicher von 
Marktbibart nach Rothenburg a. T. 
Beruſen wurden die Forſtmeiſter: 
Dorn von Wieſen nach Marktbibart: Frölich von Sulzbac, 
nach Krumbach: Koecpffner im Siaatsminiſterium der 
Zinanzen in ctatmäßiger Weiſe auf das Forſtanet 
Aelvinaſens-Nord. 
Hieren wurden die For amtmänner: 
Sückner von Fürſteuſeldbruck nach Stiftswalder Sort: 
haus: Keinz von Ruhpolding nach Sulzbach; Röhrk 
von Badeumais nach Stelbeim. 
cent, Negierungsforſtrat, wurde als Forſtamtmaun nach 
Wieſen berufen. 
Hummel, Oh ertorſtmeiſter, Forstamt Vir 
am 1. Aaner in den Ruheſtand. 
Zu etatrmüßigen Forſtmeiſtern wurden befördert die mit 
dem Titel eines Forſimeiſters bekieideren Forſtamtmänner: 
r. NZeßzlch. Stiſtswalder Forſihaus in Waldfiſchbach-Nord: 

Volllädt., Bildhauſen in Neulauterberg. 

Zu Regierungsſelretären wurden befördert die Förſter: 
Sieblitz kei der Regierungsſorſtkammer von Unterfranken: 
Staub, Neuſtadt a. S., bei der Regieruugsſorſtlammer 
von Unterfranken; Zeitler, Grösſchenreuth, bei 
Regierungsforſtkammer von Unterfranken. 
Verſetzt wurden die Jornuerwalter: 

Dieß von Köſchinger Waldhaus nach Bergen: Hainzlmaur 
von Achtal nach Reichenhall; Klein von Sandizell nach 
Froſtberg; TCacroix von Hahnweilerhef nach Hochſpeyer. 
Verſetzt wurden die Revierſörſter: 
Brut; von Biberachzell nach Krumbach: Kahle von Deut: 
lingen nach Sandizell; Schack von Hirſchwald And 
Manthäusl. 
Berufen wurden die Revierförſter: 
ein von Parsberg noch Hahnweilerhof: Benßek von 
Krumbach nach Köſchinger Walshaus; Schwemmer von 
Diindelheim nach Hirichwald: Thoma von Röthenbach 
nach Schachtenbach: Bolkamer von Steingaden nach 
Dienhauſeu: Zißler von Viechtach nach Brandholz. 
[Pfſaum, O berforſtaufſeher in Konnersreutih, Forſtamt 
Waldſaſſen, iſt am 1. Oktober in den Ruheſtaud verſetzt. 
Zu Förſtern wurden befördert die Forſtaſſiſtenten: 
Sat, Bayreuth, beim Domänenamt Coburg: Schärdel be: 
der Regierungsſorſtkammer von Niederbayern. 

Verſetzt wurde der Forſtaſſiſtent: 
fumkach von Oberkammlach an das Forſtamt Geſſerts⸗ 
haufen. N 
Zu horzofſiitenten wurden ernannt die Auwärter: 
Laien, Hebelfing; Gönner, Gunzenhauſen: Säußler. 
Weudelſtein; Nickles, Haſſenbach; Sollacher, Ober 
kammlach. 
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Auszeichnungen. 
(„ Staats förſter in Schönfließ, Oberf. Siehdichum 
(Fraukfurt a. O.), erhielt vom Allgemeinen Deutſchen 
Jagdſchutzverein als Auerkennung ſeiner Verdienſte im 
Jagdſchutz eine wertvolle Repetierpiſtole. 
Jubilken, Gedenktage u. a. m. 
Schmitt, Revierſörßer a. D. in Motten in Unterfranken, 
ferecie am 25. September in vollſter körperlicher und 
geiniger Rüſtigkein feinen 70. Geburistag. 8 . 
28 irt. Andreas. Förſter des fürſtlichen Hauſes von Oeitingen⸗ 
Wallerſtein in Aichen (Bayern), feierte feinen 80. Wr: 
burtstag. Der Jubilar geht noch rüſtig ſeinem Dienſte nach. 
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Nachrichten des „Waldheil“. 
Als Mitglieder ſind in den Verein aufgenommen: 
Wörner, Karl, Hilfsförſter, Hirſchberg bei Altenburg, Erzgeb. 
kugelhardt, Alois, zurzeit Heitzer, Laupheim, Württemberg. 
Zöricke, Artur, Hilfsförſter, Görzig, Kreis Köthen, Anhalt. 
Zörris, Paul, Oberjüger, Kettwig a. Ruhr. 
ellen, Johann, Jagdaufſeher, Kettwig a. Ruhr. 
Hoffmann, Wilhelm, Hilfsförſter, Bergvorwerk bei Tſchepplau, 
Kreis Glogau, Schl. 
Henricy, Friedrich, Forſtkandidat, Saargemünd. 
Hennig, Alois, Hilfsjäger, Kieſewald bei Petersdorf, Kreis 
Hirſchberg, Schl. 
Homuth, Erich, Revierjäger, Leutenberg, Thüringen. 
Sehnertz. Ernſt, Forſtgehilfe, Föhren bei Trier. 
Langer, Heinrich, Hilfsjäger, Neuhaldensleben a. ©. 
Meißner, Heinrich, Förſter, Winterberg, Weſtf. 
Nöhler, Erich, Staatl. Hilfsförſter, Hinterſee, Kreis Ückermünde. 
Schliebener, Karl, Förſter, Forſthaus Wülfingerode bei Sollſtedt. 
Schmidt, Heinrich, Hilfsjäger, Wächtersbach, Kreis Gelnhauſen. 
Theis, Wilhelm, Forſtſchüler, Nieder⸗Beſſingen bei Lich, Kreis 
Gießen. Lebenslängliches Mitglied. f 
Voß, Friedrich, Privatförſter, Forſth Stechow, Kr. Weſthavelland. 
Winkler, Richard, Oberzollſekretär, Mörs, Rhld. 
Weiß, Paul, Förſter, Kloſter Neuendorf bei Jävenitz, Altm. 
v. Zengen, Arlur, Jäger, Stolp, Pomm., Bahnhofſtr. 2. 
Zützlsdorf, Erich, Hilfsförſter, Leckow bei Schieveibein. 


Arſandere Zuwendungen. 
Sühnegeld für einen Forſtfrevel. Einſender Gräflich 
von Bismarckſche Forſtverwaltung, Varzin 
Zuwendung von Herrn Vormfelde⸗Dortmund 5 
Sühnegeld für einen Forſtfrevel. Einſender Herr 
Forſtmeiſter Paul⸗ Rothenburg 
Desgleichen. Einſender Herr Förſter Sonnenberg⸗ 
Bodendorf. CC 
Zuwendung. Einſender Städt. Oberförſterei Berlin⸗ 
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Desgleichen von Herrn Forſtaſſeſſor Schlottna⸗Buntzlach 75,— A 
Desgleichen von 11. Komp. FR. 15, Berlin NIV 52 25,— A 
Sühnegelder. Einſender Rittergut Brieſen, Kreis 

BIENEN. . 200 
Deckgeld. Einſender Herr Förſter Winkler, Holm 50.— A 
Zuwendung von Herrn Bönſch, Bieſenthall 24,.— A 


Sühnegeld für einen Jagdfrevel. 


iegel | Einſender Herr 
Krickenberg⸗Forchheim. e d 
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Zuſammen 
Im Monat Auguſt find vereinnahmt an Mit⸗ 
gliederbeiträgen 225 # und an Geldern zur 
Linderung der Kriegsnot 44 A. Damit hat dieſe 
Sammlung die Höhe von 46 052,08 M erreicht. 
Wir danken allen Spendern herzlich für die 
uns bewieſene Unterſtützung bei der Linderung 
der Notlage bedürftiger Angehöriger der grünen 
Farbe und ſchließen hieran folgende Anregungen: 
Mit Eröffnung der Jagden mehren ſich wieder 
die Gelegenheiten, wo Angehörige der grünen Farbe 
ſowie deren Freunde mehr miteinander in. Be⸗ 
rührung treten. Wir nehmen daher Veranlaſſung, 
anzuregen, dieſe dazu zu benutzen, ſich des Vereins 
„Waldheil“ freundlichſt zu erinnern und deſſen 
wohltätigen Ziele durch Werbung von Mitgliedern 
und Spenden von Zuwendungen freundlichſt zu 
fördern. Wie auch wieder aus vorſtehender Zu⸗ 
jammenſtellung hervorgeht, können die Hier: 
anlaſſungen für die Zuwendungen recht vielſeitig 
ſein. Hervorgehoben werden hier ganz beſonders 
die ſogenannten „Sühnegelder“ für Verletzung 
der Forſt⸗, Jagd⸗ und Fiſchereivorſchriften. Wird 
hier der Grundſatz befolgt: „Ein magerer Vergleich 
iſt oft beſſer als ein fetter Prozeß“, ſo kann 
hiermit manche Mark einem edleren Zwecke zu⸗ 
geführt werden, als es vielleicht dadurch geſchieht, 
wenn Behörden mit der „Sühne“ ſolcher Vergehen 
beſchäftigt werden. 
Neudamm, den 6. September 1921. 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 
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Nachrichten des Vereins für Privar⸗ 
S e wor y — 7 
forſtbeamte Deutſchlands. E. B. 
Geſchäftsſtelle zu Eberswalze, Schicklerſtraße 45. 

Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 548. N 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7424. Kammering, Bernhard, Forſtgehilfe, Burgwenden. Be’ 
Großmonra, Thür. XVIII. R 
7425. Hos ke, Albert, Hilfsförſter, Altena, Poſt Mackendorf, Braun. 


ſchweig. XVI. ` 
7426. Ziedt, Robert, Revierförſter, Haunold, Poſt Guabenfret. 
Schleſien. VII. N 


7127. Bühlke, Paul, Forſtrerwalter, Pritzig, Kreis Rummels 
burg, Pommern. I. 

7428. Rönicke, Hermann, Forſtaufſeher, Palzthaus, Poſt Radie. 
Bez. Halle. XVI. 

4429. Baufemer, Weiter, Forſtaufſeher, Mittenwalde, Poſt Haß⸗ 
leben U⸗M. IX. 

7430 Fuchs, Berthold. Förſter, Forſthaus Jablonka, Bon 
Tirſchtiegel, Meſeritz⸗ Grenzmark. x 

7431. Claer, Otto, Hiifsförſter, Förſterei Steinhaus, Poſt Ober: 
langenbieiau, Kreis Buchenbach in Schleſien. XV 

7432. Vonroth, Heinrich, Förſter, Harthauſen, Poſt Günzburg, 
Bayern, Schwaben. XIV. N 

7438. Och, Kaspar, Forſtgehilfe, 
in Weſtfalen. XI. 

7434. Bruchmann, William, Förſter, Ratzeburg in Lauenburg. IV. 

1435. Sulit, Leopold, Nevierjäger, Baſſenheim, Kreis Coblen) 
a. Rh. 5 

7436. Mang, Otto, Fürſtl. Hofkammer⸗ und Forſtrat, Sigmaringen, 
Hohenzollern. XVIII. 

2 we Hubert, Hilfsförſter, Glaſow Nm., Kreis Soldin. 
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Weſterwinkel, Poſt Herbern 
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EEN Rudolf, Reviergehilfe, Mühltroff, Kreis Zwickau. 


D 
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Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 
Haiduk, Max, Revierförſter, Jänkendorf O.⸗L., Poſt Niesty, 
Kreis Rotenburg. f | 
Hofmann; Matth., Forſtgehilfe, Miltenberg a. Main, Fabrik 
ſtraße 39. 
Philipp, Albin, Rudolf, Forſtgehilfe, Frohburg, Kreis Borna. 
Schaupp, Joſeph, Förſter, Rottmannshagen, Krei« Demmin. 
Nutkewitz, Walter, Forſtaufſeher, Werder, Poſt Norzenburg, 
„Kreis Gerdauen, Oſtpreußen. 
Hellwig, Albert, Förſter, Kühnhagenbruch, Poſt Klein⸗Schönau, 
Kreis Friedland. N 
Lindenberg, Emil, Revierförſter, Gr.⸗Wudicke, Kreis Jerichbw II. 
Baddack, Karl, Forſtbeamter, Buchwäldchen, Poſt Alt⸗Döbern, 
Kreis Kalau. 
Kiphuth, Paul, Hilfsförſter, Miltenberg, Ringſtraße 81. 
Schneekloth, Heinrich, Forſtgehilfe, Miltenberg, Forſtſchule. 
Pamperin, Emil, Forſtgehilfe, Miltenberg, Mainſtraße 343¼. 
Se 
Die Teilnehmer an dem Ausflug nach Henken⸗ 
hagen anläßlich der diesjährigen Sommertagung 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands 
können von der gut gelungenen Strandaufnahme 
Bilder in beliebiger Anzahl durch den Photo⸗ 
graphen Otto Götzke, Oſtſeebad Henken⸗ 
hagen, beziehen. Der Preis eines Bildes im Poſt⸗ 
kartenformat beträgt 1,50% und Porto alſo 2,10 . 
oa 


kat 
Bezirksgruppe Pommern (ID. 
Bericht 
über die Bezirksgruppen⸗Verſammlung 


am 18. Auguſt 1921 zu Kolberg. 

Der Vorſitzende, Herr Oberförſter Volgmann, 
begrüßte die zahlreich erſchienenen Mitglieder ſowie 
den Vorſitzenden des pommerſchen Waldbeſitzer⸗ 
verbandes, Herrn v. Flemming⸗Baſenthin. Zu 
Punkt 1 der Tagesordnung wurde mitgeteilt, daß 
ſich an der Forſtgehilfenprüfung am 4. Juni in 
Rügenwalde ſechs Prüflinge beteiligten, von 
denen einer mit „gut“, vier mit „genügend und 
einer nicht beſtanden hat. Als Prüfer fungierten 
die Herren Oberförſter Volgmann, Palm und 
Michelmann, als Vertreter des Waldbeſitzer⸗ 
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verbandes nahm Herr Forſtmeiſter Zahn⸗Belgard 
teil. In den Forſtgehilfenprüfungsausſchuß für 
1922 wurden, da der Antrag, daß auch Betriebs⸗ 
beamte im Ausſchuß vertreten fein ſollten, geſtellt 
war, folgende Herren gewählt: Oberförſter 
Volgmann, Oberförſter Michelmann und Förſter 
Kornmeſſer; als Stellvertreter Oberförſter Palm, 
Oberförſter Langer und Förſter Freier. Zu Punkt 2, 
„Tarife“, wurde der Antrag auf kreisweiſen Ab⸗ 
ſchluß durch den Pommerſchen Landbund an⸗ 
genommen, da der Pommerſche Waldbeſitzer⸗ 
verband keine Arbeitgeber⸗Organiſation fein will. 
Hoffentlich ſührt dieſer Weg zu baldigen zufrieden⸗ 
ſtellenden Abſchlüſſen. Es wurden nachſtehende 
Richtlinien für die Gehälter der Forſtbeamten in 
Pommern angenominen, die für die kreisweiſe 
Regelung maßgebend ſein ſollen: 

Richtlinien für die Gehälter der Forit- 

beamten in Pommern. 
A. Bargehalt. 

1. Forſtgehilfen: jährlich 2000 A — Forſt⸗ 
beamte, die nach Abſchluß ihrer Lehrzeit nach 
Schließung dieſes Vertrages neu eingeſtellt werden, 
unterliegen dieſer Vereinbarung nur dann, wenn 
ſie eine beſondere Forſtgehilfenprüfung nachweiſen. 

2. Förſter (mit Förſterprüfung oder zehn⸗ 
jähriger praktiſcher Tätigkeit): bei 200 ha Mindeſt⸗ 
forſtfläche bis zu zehnjähriger praktiſcher Berufs⸗ 
tätigkeit nach vollendeter Lehrzeit 5000 2. danach 
von drei zu drei Jahren ſteigend um je 1000 4 
bis zum Höchſtgehalt von 8000 . 

3. Revierförſter: ſelbſtändig wirtſchaftende 
Forſtbeamte mit ordnungsmäßiger forſtlicher Vor⸗ 
bildung, zwei beſtandenen forſtlichen Prüfungen 
und darauf folgender zehnjähriger praktiſcher 
Tätigkeit bei 450 ha Mindeſtgröße (Holzbodenfläche 
des Reviers) 7000 , von drei zu drei Jahren 
ſteigend um je 1000 % bis zu einem Höchſtgehalt 
von 10 000 %. Iſt das Revier größer als 450 ha, 
ſo ſteigt das Anfangsgehalt für je 250 ha um 
1000 , dementſprechend auch das Höchſtgehalt. 

4. Oberförſter: Anfangsgehalt 13 000 , 
alsdann nach Größe des Reviers, Leiſtung und 
Alter entſprechende Zulage. 

Dienſtland und Deputat. 

Neben dem Gehalt werden gewährt mindeſtens 
zwölf Morgen Land und acht Morgen Wieſe oder 
Deputate, wie fie den landwirtſchaftlichen Beamten 
im Kreiſe gegeben werden. Bei Gewährung 
eines kleineren Ackers und Wieſenfläche iſt für 
das Fehlende entſprechendes Deputat zu liefern. 
Die Beackerung erfolgt durch Geſpanne des Arbeit⸗ 
gebers. Wird mehr als das oben angegebene 
Ackerland gegeben, ſo hat der Beamte ſelbſt für die 
Beackerung Sorge zu tragen. 

Beſondere Bemerkungen. 

Urlaub. Den Beamten aller obengenannten 
Gruppen ſteht während der Sommermonate 
Urlaub zu, und zwar der Gruppe 1 mindeſtens 
8 Tage, der Gruppe 2 bis 4 nach Dienſtalier und 
Leiſtung 14 Tage bis 4 Wochen. Teilnahme an 
forſtlichen Verſammlungen iſt auf den Urlaub nicht 
anzurechnen. 

Kriegsjahre werden nach einjähriger Be⸗ 
währungsfriſt auf das Dienſtalter angerechnet. 

Nicht berufsmäßige Beſchäftigung wird im 
Wege freier Vereinbarung beſonders vergütet, 
wenn das Revier über 300 ha groß iſt. 
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Schußgelder kommen auf das Gehalt nicht in 


Für die Redaktion: Ofenomierat Bode Grundmann, Neudamm⸗ 


Anrechnung, dieſelben ſind als Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung anzuſehen. 

Die Höhe der Schußgelder iſt zwiſchen Wald⸗ 
beſitzer und Beamten zu vereinbaren. Bei Nieder⸗ 
wild iſt durchweg der zweieinhalbfache Preis einer 
guten Schrotpatrone für ein Stück Wild anzu⸗ 
nehmen. 

Es iſt dringend wünſchenswert, um Luſt und 
Liebe der Forſtbeamten zum Weidwerk zu erhalten, 
ihnen je nach Ergiebigkeit des Reviers einen 
beſchränkten Abſchuß von Rehböcken reſp. Hirſchen 
freizugeben und ihnen die Trophäen dieſes ſelbſt 
erlegten Wildes zu belaſſen. Desgleichen ſoll 
als Regel der Förſter den Balg ſelbſterlegten und 
gefangenen Raubzeugs zur freien Verfügung 
behalten dürfen. 

Die Einſtellung von Lehrlingen darf von Be⸗ 
amten nicht verlangt werden. | 

Soweit bisher Einkommen gewährt ſind, die 
dieſe vorgenannten Sätze überſteigen, dürfen dis 
Bezüge nicht gekürzt werden. 

Zur Schlichtung von Streitigkeiten wird ein 
Schlichtungsausſchuß eingeſetzt von zwei Wald⸗ 
beſitzern, zwei Forſtbcamten und einem Obmann. 

Zu Punkt 3 wurde als Stellvertreter im Förſter⸗ 
ausſchuß Herr FJörſter Kornmeſſer gewählt. Als 
Lehrherren wurden anerkannt: Herr Oberförſter 
Krueger-Matzdorf für den ausgeſchiedenen Herrn 
Revierförſter Warnecke und Herr Hegemeiſter 
Callies⸗Stargordt. In der Bezirksgruppe II 
gibt es nunmehr vier anerkannte Lehrherren. 
Durch den Vorſitzenden des Waldbeſitzerverbandes 
wurde auf die ſegensreiche Verſicherung für 
Privatforſtbeamte „Janus“ hingewieſen, und es 
iſt zu hoffen, daß die pommerſchen Waldbeſitzer 
für ihre Beamten Abſchlüſſe tätigen werden, damit 
die Not, wenn einer der Forſtbeamten durch 
Wildererhand oder einen Veklriebsunfall getötet 
wird, für die Hinterbliebenen etwas gemildert 
würde. Zum Schluß wurde noch der Antrag geſtellt, 
daß Forſtlehrlinge, die im Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
dienſt gelernt haben, nicht auf die Forſtſchule in 
Templin aufgenommen werden ſollen. Dieſer 
Antrag wurde der Mitgliederverſammlung am 
19. Auguſt 1921 unterbreitet. 

Forſthaus Blumberg b. Kaſekow. 

Revierförſter Werner, Schriftführer. 
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Nachrichten aus den Fachgruppen 
Preußiſcher Kommunal⸗Forſtbeamten. 


Forſtbeamtenbezirksgruppe Niederſchleſien. 

In der Vorſtandsſitzung der Kombagruppe 
Niederſchleſien, welcher der Unterzeichnete als 
ſtimmberechtigtes Mitglied in Fachfragen bei⸗ 
wohnte, iſt die Bildung einer „Forſtbeamten⸗ 
bezirksgruppe“ einſtimmig beſchloſſen worden. 

Erſte Sitzung dieſer Gruppe am Sonnabend, 
dem 15. Oktober, 12,30 Uhr mittags, im: 
Liegnitz, Reſtaurant Lindenſchänke, am Breslauer 
Platz. Von 11 Uhr an Vorbeſprechung Der 
bereits eingetroffenen Kollegen. Neben Wahl des 
Führers und von zwei Kommiſſionsmitgliedern 
Erörterung von Organiſations⸗ und Standes⸗ 
fragen. Die Herren Ortsgruppenführer beider. 
bisheriger Bezirksgruppen dürfen unter keinen 
Umſtänden fehlen. Sonſt regſte Beteiligung 
dringend geboten. Kaiſer. 


—— 


1: Zeitung. 


EEN ` „ Mit den Beilagen: f 
Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänne. 


Amtliches Organ des Braudversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „ Walahen“, Vereins zur 

Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagabeamten zu neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 

Vichversicherungsvereins der Forstbeamten a. G. zu Perleberg. des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 

Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereiniauug, des Vereins für Privattorstbeamſe Deutsch- 

lands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1820), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
R Glatz und Umgegend. . g 


Tie Teutſche Forſt⸗ Zeitung erfchermt wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertellährlech 19,50 Mk. bei allen Poſt⸗ 

anſlalten (eingetragen in die deuiſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Sſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoftverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den om ben e des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 

80 Pf. abgegeben. — Ini Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Ar e oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


2 — TL —— . Ü T ¼—ũ..——— —— 0 — — — —— — — — —— —P et — — 
Lei den ohne Vorbehalt eıngefandten Beiträgen nınımt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Ze, 
träge, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beitrage, die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchriften übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt näch Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. S 
Nr. 42/43. 


Neudamm, den 23. Oktober 1921. 36. Band. 


Bericht über die Waldſamenernte fr 1921. 


Erſtattet von Geh. Kegierungs- und Forſtrat Herrmann, Breslau. 
Bis auf wenige Bezirke, aus denen nur einem großen Teil von Württemberg iſt 
ſpärliche Nachrichten gefloſſen ſind, liegt mir wieder eine Fehlernte zu beklagen; in Mecklen⸗ 
in den beantworteten Fragebogen genügend burg⸗Schwerin hat Spannerfraß die Mißernte 


Material vor, um auch für dieſes Jahr ein 
zutreffendes Bild von dem Samenerträgnis 
entwerfen zu können. Ich ſpreche daher den 
Behörden und Fachgenoſſen, die ſich der Mühe 
unterzogen - haben, die Fragen zu beantworten, 
meinen verbindlichſten Dank aus. 

„Die in dem Fragebogen angewandten Ziffern 
für die Bewertung der Ernten ſind in dem 
nachfolgenden Berichte beibehalten, nämlich: 

. 1 für eine reichliche Ernte oder al 
:- 2 für eine gute Mittelernte oder Halbmaſt, 
„ 3 für eine ſchwache Ernte oder Sprengmaſt, 

4 für eine Fehlernte und 

. ...1/2, 2/3, 3/4, 4/5 für die Zwiſchenſtufen. 
Inm Gegenfatze zum Vorjahre haben wir 
für faſt alle Holzarten durchſchnittlich wenigſtens 
auf eine Sprengmaſt (3) zu rechnen, nur 
für die Eichen und die Rotbuche auf eine 
geringe (3/4); Hainbuche, Bergahorn und 
Eſche dagegen erheben ſich zu einer geringen (2/3), 
die Linde durchſchnittlich ſogar zu einer vollen 
Halbmaſt (23. In den einzelnen Gegenden 
wechſeln die Ernteausſichten naturgemäß außer⸗ 
ordentlich. Dürre, Froſt und Inſektenfraß 
haben die Ernte manchenorts ſtark beein⸗ 


trächtigt. oder gar vernichtet. | 
SÉ 1. Kieſer. 
5 a) Ernte für 1921/22. 


Entſprechend der Vorausſage im ver⸗ 
4angenen. Jahre haben wir im allgemeinen im 
Winter auf eine Sprengmaſt (3) zu rechnen; 
nur im Trierer Bezirk, in Schwaben und Neu⸗ 
burg und in Schwarzburg⸗Sondershauſen und 


verurſacht. Eine reichliche Sprengmaſt (2/3) 
erhoffen Oberbayern, Oldenburg, Weimar, 
Heſſen und Hohenzollern, und nur Mecklenburg⸗ 
Strelitz und 5 Württemberger Reviere verzeichnen 
er Im einzelnen ergibt ſich folgendes 
ild: ö 
Preußen: 3. — Oſtpreußen 3, Weſtpreußen 3, 
Schleſien 3, Pommern 3 (Stettin 2/3), 
Brandenburg 2/3, Sachſen 3, Hannover 3 
(im Hildesheimer Revier Reinhauſen 2), 
Weſtfalen 3, Heſſen⸗Naſſau 3/4 (in Lohra 1), 
Rheinprovinz 3/4, Hohenzollern 2/3 und 
Schleswig 3/4. 
Bayern: 3/4. — Nordbayern (Ober⸗, Mittels, 
Unterfranken, Oberfalz) 3 (Unterfranken 2), 
Südbayern (Ober, Mittel⸗, Niederbayern, 
Schwaben und Neuburg) 3, (Oberbayern 
örtlich 2), Rheinpfalz 3/4. 
Sachſen: 2/738. 
Baden: 3. 
Württemberg: 3/4 (in fünf Revieren 2). 
Heſſen: 3. CS N 
Mecklenburg⸗Strelitz: 2/3. — Mecklenburg⸗ 
Schwerin 3. be 
Braunſchweig: 3. Sei 
Oldenburg: 3. a 
Thüringer Lande! 3. — Weimar 2/5, 
Schwarzburg⸗Sondershauſen 4, Anhalt, 
Waldeck und Reuß j. L. 3/4. 
b) Ernteausſichten für 1922/23. 
Auch für das kommende Jahr iſt nur auf 
eine Sprengmaſt (3) zu rechnen. In der 
Stettiner Oberförſterei Golchen "hat: die Kiefer 
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geblüht „wie noch nie“. In den Bezirken 
Königsberg, Marienwerder, Stettin, Caſſel, 
Cöln, Unterfranken, Oberbayern, Oldenburg, 
Sachſen⸗Meiningen wird eine geringe Halbmaſt 
(2/3), in Heſſen eine volle Halbmaſt (2) un 
in Weimar ſogar eine ſehr gute Halbmaſt (1,5) 


erwartet. 
2. Fichten. 

Wenn auch für die Fichte in dieſem Jahre 
durchſchnittlich nur mit einer Sprengmaſt (3) 
gerechnet werden darf, vielerorts, wie in den 
Bezirken Marienwerder, Breslau, Magdeburg, 
in Hohenzollern, in der Rheinpfalz, in Sachſen, 
in einem Teile von Württemberg und Weimar, 
ſogar eine volle Fehlernte zu verzeichnen iſt, und 
aus Sternberg in Lippe⸗Detmold gemeldet wird, 
daß Eichhörnchen die Zapfen zerſtört hätten, ſo 
erwarten andere Bezirke und einzelne Reviere 
erfreulicherweiſe eine Halbmaſt (2), wie aus 
Gumbinnen, Arnsberg, Coblenz, aus Olden⸗ 
burg, Hamburg und Waldeck angegeben wird. 
Grünenplan im Braunſchweigiſchen Harz, Varel 
in Oldenburg, Schwarza und Leinefelde im 
Bezirk Erfurt, Lohra im Caſſeler Bezirk, 
Altenkirchen, Caſtellaun und Kaiſereſch hoffen 
ſogar auf Vollmaſt (1). In anderen Gegenden 
iſt wenigſtens eine 2/3⸗Maſt zu erwarten, wie 
in Königsberg, Erfurt, Hildesheim, Caſſel, 
Trier, Schleswig, Schwaben, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt, Gotha und Meiningen. 

Im einzelnen ergibt ſich folgender überblick: 
Preußen: 3. — Oſtpreußen 2/3, Weſt⸗ 


Coblenz 2, Düſſeldorf 3/4), Hohenzollern 4, 
Schleswig 2/3. 

Bayern: 3/4. — Bayeriſcher Wald einzeln 2, 
Südbayern 3, Rheinpfalz einzeln 2. 

Baden: 3. 

Württemberg: 3/4 (in vier Revieren 2). 

Sachſen: 3. 

Oldenburg: 2 (Varel 1). 

Braunſchweig: 3 (Wenzen an den Beſtandes⸗ 
rändern 1, Grünenplan 1, Wienroda 1/2, 
Wieda 2). 

Mecklenburg: 3. 

Heſſen: 3/4 (einzeln 1). 

Hanſa⸗Städte: 2/3 (Hamburg 2). 

Thüringer Staaten: 3 (Weimar 4, Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt, Gotha, Meiningen 2/3, 


Waldeck 2). 
a 3. Weißtanne. 

Auch für die Weißtanne ſteht im Durch⸗ 
ſchnitt nur eine Sprengmaſt (3) zu erwarten. 
Nur in Coblenz erhebt ſich die Ernte auf 2/ 
und im Bezirk Potsdam, in Steinwald im 
Schwarzwald, in Speidinger in der Schwäbiſchen 
Alp und in Oberbayern zu einer Halbmaſt (2). 


Dagegen vermelden Fehlernten Stralſund, 
Breslau, Liegnitz, Frankfurt a. O., Hannover, 
Minden, Unterfranken, Sachſen, Württemberg, 


Gotha, Meiningen, Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen und Anhalt. 
4. Lärche. 


Die Ausſichten auf eine leidliche Lärchen⸗ 
ernte ſind wiederum nur gering. Der Durch⸗ 
ſchnitt beträgt nur 3/4; ja im Stralſunder 
Bezirk, in Liegnitz, in Minden, Caſſel, in der 
ans in Unterfranken, in Sachſen, 
Württemberg, Weimar, Heſſen, Baden, 
Meiningen und Anhalt muß ſogar mit voller 
Fehlernte gerechnet werden. Nur aus wenigen 
Landesteilen kommen günſtigere Nachrichten, 
wie aus Königsberg (2), Magdeburg (2/3), 
Erfurt (2/3). Das iſt um ſo mehr zu be⸗ 
dauern, als auch im Vorjahre nur eine ſehr 
geringe Ernte geweſen iſt, Samen der Alpen⸗ 
lärche in unſern Gebieten nicht verwandt 
werden darf und aus den bſterreichiſchen 
Sudeten Samen nur ſchwer und in unzu⸗ 
reichendem Maße zu erhalten ſein dürfte. 


5. Weimutskiefer und Donglastanne. 

Von dieſen beiden, in den deutſchen Wäldern 
im größeren Stiele angebauten, amerikaniſchen 
Nadelhölzern iſt nur von der Strobe eine 
Sprengmaſt (3), von der Douglafie aber nur 
eine ſehr geringe Ernte zu erwarten (3/4). 
Sachſen, Gotha, Anhalt, Stettin, Arnsberg 
und Düſſeldorf haben volle Fehlernte, Potsdam, 
Caſſel wenigſtens für die Strobe und Frank⸗ 
furt a. O., Hildesheim und Weimar, auch für 
die Douglaſie. Nur aus wenigen Bezirken 
kommen beſſere Nachrichten, wie aus Königs⸗ 
berg (2/3), Frankfurt a. O. (2), Osnabrück (2), 
Coblenz (2/3), Baden (2/3) für die Strobe 
und aus Oldenburg (2/3), Lübeck (2/3), Pots⸗ 
dam (2) auch für die Douglaſie. Auch die 
ſchlechte Fruktifikation der wertvollen Douglas⸗ 
tanne in den letzten Jahren iſt ſehr bedauerns⸗ 
wert, da aus Amerika Originalſamen wohl 
nicht jo bald in ausreichendem Maße zu be⸗ 
ſchaffen ſein dürfte. 

6. Die Eichen. 

Die Ausſicht auf eine ausreichende Eichel⸗ 
maſt iſt leider gering, trotz gelegentlicher Voll⸗ 
maſt an Einzelbäumen. Auf mehr als eine 
geringe Sprengmaſt (3/4) iſt im Durch⸗ 
ſchnitt nicht zu rechnen. Wicklerfraß und Froſt 
haben vielfach die Blüte vernichtet, die lange 
anhaltende Dürre ließ die Früchte vielerorts 
vor der Reife abfallen. In Wienrode im: 
Braunſchweigiſchen Harz, in 200 bis 300 m 
Höhe, hat der Eisbruch die Blüte beeinträchtigt. 
So werden aus vielen Bezirken volle Fehlernten 
(4) gemeldet, Coblenz, Cöln, Düſſeldorf 
(wenigſtens für die Stieleiche) Unter⸗ und 
Mittelernte, Oberbayern und Rheinpfalz, 
Württemberg, Weimar, Meiningen, S.⸗Alten⸗ 
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burg und Heſſen (für die Stieleiche). Im pfalz, in Oldenburg, Schwarzburg⸗Rudolſtadt 


einzelnen ergibt ſich folgendes Bild: und Lippe⸗Detmold zu einer guten Halbmaſt 
Preußen. Stieleiche (St.⸗Ei.) 3/4, (2 und 1,5) erhöht. Nur vereinzelt, wie aus 
Traubeneiche (Tr.⸗Ei.) 3. Unterfranken, der Rheinpfalz, Württemberg und 


Oſtpreußen: 3 (Königsberg St.⸗Ei. 2/3, Schleswig, wird nur eine geringe Sprengmaſt 
Tr.⸗Ei. 2), Weſtpreußen 3, Pommern 3(3/4) oder gar Fehlernte (4) gemeldet. Auch der 
(Stettin 2,3), Schleſien 3 (Breslau St.⸗Ei. Bergahorn läßt in Königsberg, Marienwerder 
2/3); Brandenburg 3, Sachſen 3, Hannover 3 (J), Stettin (2), Breslau (2), Magdeburg (2), 
(St.⸗Ei. 3/4); Hannover Tr.⸗Ei. 3, St.⸗Ei. 3/4 Osnabrück (2), Minden (2), Wiesbaden (2), 
Lüneburg Tr.⸗Ei. 4, Osnabrück Tr.⸗Ei. 2/3). Hohenzollern (2), in Oberbayern, Oldenburg, 
Weſtfalen 3, Heſſen⸗Naſſau 3, Rheinprovinz Weimar, Lippe⸗Detmold und Reuß j. L. Halb⸗ 
Tr.⸗Ei. 3/4, St.⸗Ei. 4, Hohenzollern 3. oder gar Vollmaſt erwarten. Nur aus Unter⸗ 
Bayern: 4 (Niederbayern Tr.⸗Ei z T. 2, franken und Württemberg werden Fehleruten 
St.⸗Ei. 3). gemeldet. Von der Eſche iſt Halbmaſt (1/2 
Baden: 3/4. und 2) gemeldet aus Königsberg und Gum⸗ 
Württemberg: 4. binnen, Stettin, Hannover, Osnabrück, Minden, 
Sachſen: Tr.⸗Ei. 4, St.⸗Ei. 4. Arnsberg, Düſſeldorf, aus Ober⸗ und Nieder⸗ 
Oldenburg: 3. bayern, lokal auch in Unterfranken und in der 
Braunſchweig: 3/4. Oberpfalz, in Heſſen, Mecklenburg⸗Schwerin und 
Mecklenburg: 3, M.⸗Strelitz St.⸗Ei 2. Braunſchweig, aus Weimar und Schaumburg⸗ 
Heſſen: Tr.⸗Ei. 4, St.⸗Ei. 3/4, Lippe, in Hamburg und Lübeck iſt ſogar Voll⸗ 
Hanſa⸗Städte: Tr.⸗Ei 4, St.⸗Ei. Ham⸗ maſt (1) zu erwarten. Nur in der Rheinpfalz 
burg 4, Lübeck 2. und in Württemberg iſt die Ernte fehl⸗ 
Thüringer Staaten: 3/4 (Weimar, S.⸗ geſchlagen (4). — 
Altenburg, Meiningen 4, Schw.⸗Rudolſtadt, Die Linden⸗Ernte iſt durchſchnittlich 
Lippe⸗Detmold, Waldeck, Reuß j. L. 3). als eine gute Mittelernte (2) zu bezeichnen, 
7. Notbuche. zum Teil iſt ſogar Vollmaſt zu verzeichnen, 
Die Rotbuche hat wiederum durchſchnittlich wie in den Bezirken Marienwerder und 
nur eine kleine Sprengmaſt (3/4), vielfach Osnabrück. Nur in wenigen Gegenden iſt die 
volle Fehlernte (4), wie in den Vezirken Allen⸗ Ernte nur gering (3/4), wie in Württemberg, 
ſtein, Frankfurt a. O., in Hohenzollern, in Ober: | Weimar, Gotha, Anhalt; nirgends iſt aber 
und Mittelfranken, in der Rheinpfalz, in Sachſen, Fehlernte. 
Württemberg (3. T.), Mecklenburg, Weimar, Spitzahorn, Birke, Erle, Ulme und 
Hamburg, Baden, S.⸗Altenburg, Schwarzburg⸗ Aka zie haben durchſchnittlich nur eine Spreng⸗ 
Sondershauſen und Anhalt. Auch hier ſind maſt (3), ſeltener Halbmaſt (2), wie in Ober⸗ 
Spätfroſt, Inſektenfraß und die große Dürre bayern, in Hamburg, in Reuß j. L., im 
dieſes Jahres für den Ausfall verantwortlich Königsberger Bezirk, in Breslau, Osnabrück, 
zu machen. — Wenigſtens auf eine Sprengmaſt und in den Bezirken Marienwerder, Stettin, 
(3) und geringe Halbmaſt (2/3) rechnen die Bezirke Frankfurt a. O., Lüneburg, Arnsberg und 
Königsberg, Schneidemühl, Stettin, Köslin, Wiesbaden für Spitzahorn und in Arnsberg 
Wiesbaden, Aachen, Cöln und Schleswig, ferner für Akazie. Dagegen werden geringe Spreng⸗ 
Schwaben, Unterfranken und Lippe⸗Detmold. maſten (3/4) und volle Fehlernten gemeldet für 
Halbmaſt (2) erhoffen Schaumburg⸗Lippe, ein Birken aus Hohenzollern, der Rheinpfalz, 
Württemberger Revier (Crailshain), Golchen im Württemberg, Weimar, Anhalt, Baden und 
Stettiner Bezirk und Balſterkamp im Bezirk Gotha, für Spitzahorn aus der Rheinpfalz, 
Osnabrück, und nur das Gräfl. Revier Mittenort Württemberg, Weimar und Anhalt; für Erle 
un Gumbinner Bezirk und Marienwerder haben aus dem Kösliner Bezirk und aus der ganzen 
Vollmaſt. Rheinprovinz, aus Sachſen und Württemberg. 
8. Die anderen Laubhölzer. In den beiden letzteren Staaten iſt auch die 
Von dieſen laſſen Hainbuche, Berg⸗ Ulmenernte nicht geraten, ebenſo auch nicht 
ahorn und die Eſche durchſchnittlich eine in Braunſchweig, Baden, Gotha, Reuß j. L., 
reichliche Sprengmaſt = erwarten, die ſich in Hannover, Hildesheim, Koblenz und Hohen⸗ 
Dr die Hainbuche in Oſt⸗ und Weſtpreußen, zollern. In . und Hildesheim, in 
um Bezirk Breslau und Liegnitz, in Branden⸗ Württemberg, Baden, Gotha und Anhalt hat 
burg, Lüneburg, Minden, Trier, in der Ober⸗ auch die Akazie eine Fehlernte. 
— nn — 


— a K 
Die forſtlichen Kreuznacher Tagungen im September 1921. 
Von Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 
In den letzten Jahren hat ſich eingebürgert, Tagungen aneinandergereiht an einem Orte 
daß die großen Vereinigungen, die zu Nutz und abhalten. Im Jahre 1921 haben in der Zeit 
Frommen des deutſchen Waldes wirken, ihre vom 6. bis 13. September zu Kreuznach im 
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der bayriſchen Rheinpfalz, alſo in einem von den 
Franzoſen beſetzten Gebiet, dieſe Tagungen ſtatt⸗ 
gefunden. An die Verſammlungen haben fi 
mehrtägige Ausflüge geſchloſſen, die noch bis 
über den 16. September hinaus dauerten. 

Es ſei dem Unterzeichneten, der dieſe Tagungen 
vom 9. September bis zum Schluß beſucht und 
auch den 0 gelungenen Ausflug in den 
Pfälzer Wald mitgemacht hat, vergönnt, den 
Verlauf der an ſich großartigen und wohlgelungenen 
Veranſtaltung zu ſchildern. Die forſttechniſche 
Bedeutung der Tagung wird in dieſem Bericht, 
wie dies bei ſeinem Verfaſſer ſelbſtverſtändlich iſt, 
ganz zurücktreten und im weſentlichen auf Politiſches, 
Geſellſchaftliches und Menſchliches eingegangen 
werden. Aus der Feder eines kundigen Forſt⸗ 
mannes ſoll ein vom forſtlichen Standpunkt 
ergänzender Bericht folgen. 

Jedem im Oſten Wohnenden wird es heute 
ein ſchwerer Entſchluß, die weite Reiſe in das 
beſetzte Gebiet mit all den Unbilden, die nach 
landläufiger Anſicht damit verknüpft find, zu 
wagen. Nur zu oft lieſt man in den genden 
von dem jeden Deutſchen kränkenden Verhalten 
der in das beſetzte Gebiet ſtrömenden Ausländer, 
namentlich der franzöſiſchen Zivilbevölkerung. 
Man lieſt von dem überhebenden, anmaßenden 
Auftreten der Beſatzungstruppen, beſonders von 
der ſchwarzen Schmach, von den Reitpeitſchen 
der franzöſiſchen Offiziere u. a. m. Dauernde 
Paß⸗ und Steuerreviſionen und unerſchwingliche 
Preiſe ſollten den Aufenthalt noch unerquicklicher 
geſtalten. Es kann betont werden, daß wenigſtens 
der Schreiber dieſes von all den Unbequemlich⸗ 
keiten ſo gut wie nichts geſpürt hat, aber doch hat 
er ſich davon überzeugt, daß die Wahl eines 
Verſammlungsortes im beſetzten Gebiet ſowohl 
für die Zugereiſten wie auch für die, die 
unter fremder Bedrückung ſchmachten, eine 
durchaus zweckmäßige geweſen und die Inter⸗ 
elen unſeres Vaterlandes ſtärkende iſt. Kein 
Deutſcher ſollte irgendeine ſich ihm bietende 
Gelegenheit vorübergehen laſſen, das beſetzte 
Gebiet aufzuſuchen; er erweiſt den unter dem 
harten Druck der fremdländiſchen Beſatzung 
aa deutſchen Landsleuten und damit feinem 
Vaterlande einen Dienſt. Denn nichts tröſtet im 
Leid mehr als Anteilnahme, und Leid tragen die, 
die den Feind und ſeine harte Fauſt dauernd fühlen, 
täglich und ſtündlich; und Anteil iſt GE wenn 
Landsleute aus beſſerer Lebenslage fie beſuchen, 
um durch Augenſchein und Ausſprache Kenntnis 
von ihrer bedrängten Lage zu gewinnen. Leid kittet, 
und ſo trägt jeder Beſuch unſererſeits ins beſetzte 
Gebiet dazu bei, die deutſchen Volksgenoſſen aus 
Oſt und Weſt feſter aneinanderzuſchließen. 
Darin liegt die hohe Bedeutung aller Kongreſſe 
und auch der forſtlichen Tagungen im beſetzten 
Gebiet. 

Wenn im übrigen Schreiber dieſes von Un⸗ 
zuträglichkeiten durch die franzöſiſche Beſatzung 
in Kreuznach ſelbſt nichts geſehen hat, ſo liegt das 
allein darin, daß die Herren Feinde in die inter⸗ 
nationalen Bäder ihr beſtes und diſziplinierteſtes 
Truppenmaterial ſenden, daß drafontfche Strafen 
hier für Ordnung ſorgen und auch wirkliche 
5 miten) nicht in Kreuznach ſtationiert 
ſind. Die farbigen Truppen dort iind Marokkaner 
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(Semiten) und in Bildung und Lebensanſchauung 
den Europäern näherſtehender als der Neger. Im 
übrigen ſollen ſich auch in Kreuznach im ſtillen 


ch Dinge ereignen, die jeder Beſchreibung ſpotten, 


und die Behörden wiſſen ein Lied von dem Druck. 
der vom Feinde auf ihnen laſtet, zu ſingen. 

Am 8. September, morgens vor 7 Uhr, auf 
dem Anhalter Bahnhof. Der unglaublich lange. 
erſt nach 8 Uhr abgehende D-Zug bot ſchon um 
dieſe Zeit keinen einzigen unbeſtellten Platz 
Wer weit reiſen will, ſoll ſich überall, wo es 

eht, eine Platzkarte ſichern. Dennoch wurde 
at geſchaffen. Die übermüßig breiten Sitzplätze 
einzelner Abteile wurden doppelt belegt, und 
unter wohltuend höflichen Bemühungen des 810 
perſonals kam wohl noch jeder zu ſeinem Sitz 


platz. Die ſtarke Reiſeluſt iſt ein Zeichen der 
Zeit. Wenn auch recht viele Ausländer im 


Zuge ſaßen, ſo ſcheut man ſich doch auch im 
Inlande nicht, Hunderte von Mark für eine 
14ſtündige Reiſe auszugeben. Ein neuer Wert: 
meſſer, wie gering heute die Kaufkraft unſeres 
Papiergeldes eingeſchätzt wird! 

Ein gut und vielfach ſchönes Stück deutſcher Erde 
durchbrauſt der Zug. Die ſandige Mark, auch hier 
ſtellenweiſe die Streuſandbüchſe des Deutſchen 
Reiches, die geſegneten Zuckerrübenfelder um 
Halle. Das gewaltige Leunawerk durchfahren 
wir, Merſeburg, Naumburg, alte Stätten deutſcher 
Kultur. Die grünen Weinberge an der Saale 
ſcheinen dies Jahr einen trinkbaren Wein zu 
verſprechen. Die liebliche Rudelsburg mit dem 
Saaleck grüßt uns. Weimar, die Wiege unſerer 
neuen Reichsverfaſſung, betrachten wir ſkeptiſcher 
als die alte ehemalige Hochburg des forſtlichen 
Wiſſens Eiſenach mit der überragenden Wart⸗ 
burg. Oh, käme doch von dieſer heiligſten 
Stätte deutſcher Kultur ein neuer reformatoriſcher 
Geiſt in unſer gequältes Vaterland und ſchüfe 
uns eine neue, beſſere, zeitgemäße Lebens⸗ 
ordnung! An der Werra entlang gehts ins 
liebliche, fruchtbare Heſſenland, zwiſchen Rhön 
und Vogelsberg hin, nach der alten Biſchofſtadt 
Fulda, durch den bekannten, 3,75 km langen 
Tunnel bei Schlüchtern. Dann fahren wir m 
die Ebene, durch das YHſenburger Land, links dem 
Speſſart und dem Taunus entgegen, durch 
GE 55 1 a. M. mit ſeinem ſtolzen 

auptbahnhof. Im Zuge nach Kreuznach ſehen 
wir dort die erſten engliſchen und franzöſiſchen 
Uniformen — ein Stich ins Herz! Der D-Zug 
nach Metz, der ſchon alle im Zuge befindlichen 
Anweiſungen in zwei Sprachen — deutſch und 
franzöſiſch — führt, fährt auf Anordnung der 


Herren Franzoſen nicht die direkte Strecke 
Mainz Bin en— Kreuznach, ſondern über Wies⸗ 
baden. Dadurch iſt infolge der Sanktionen 


doppelte Zollreviſion nötig. Eine jugendliche 
Mitreiſende kann ſich vor einer Steuer auf die 
in Frankfurt a. M. neugekauften Stiefel nur 
retten, indem ſie dieſe kurz entſchloſſen anzieht 
und die alten in den neuen Karton packt. Im 
übrigen benahmen ſich die Steuerbeamten auf 
der Hin» und Rückfahrt in jeder Beziehung et. 
gegenkommend. Nach 10 Uhr abends wird 
endlich das Reiſeziel erreicht. 

Da Kreuznach bereits überfüllt iſt, auch wohl 
infolge fpäter Anmeldung, wird der Unterzeichnete 
in dem benachbart gelegenen Münſter am Stein 
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Er 


einquartiert, und er hat es nicht bedauert. 
fand dort bei dem Kaffeehausbeſitzer und Konditor 
Herrn Hans Rabel an der „Süßen Ecke“ ein 
ebenſo behagliches, preiswertes, wie gern gebotenes 


Quartier. Auf dem Tiſch des Zimmers lag als 
Willkommensgruß die „Deutſche Jäger⸗Zeitung“, 
und Herr Rabel wies ſich als tüchtiger Jäger und 
alter Freund Neudamms aus. So etwas tut wohl 
in der Fremde. Auch ſein Bruder, der Weinguts⸗ 
beſitzer und Weinhändler Hoflieferant L. C. Rabel 
zu Münſter a. Stein, ut ein alter Geſchäftsfreund 
Neudamms; er bewies uns ſpäter bei emer Keller⸗ 
probe ſeiner wohlgepflegten Weine von neuem die 
dem Verfaſſer längſt bekannte Tatſache, daß der 
Nahewein den Wettbewerb weder mit den beſten 
Tropfen des Rheins noch der Moſel zu ſcheuen 
hat. Herr Hoflieferant Rabel wird ſicher gern 
bereit ſein, das jedem, der es anzweifelt, durch 
eine Muſterſendung = beweiſen. An den 


Stammtiſch des Hauſes Rabel geladen, fand 
der Unterzeichnete ſchnell Anſchluß an orts⸗ 


eingeſeſſene Herren und konnte gleich und ſpäter 
in den Abendſtunden der Kreuznacher Tage 
manchen wertvollen Wink über die tatſächlichen 
Verhältniſſe im beſetzten Gebiet erhalten. 

Dem bei dunkler Nacht Angekommenen bot 
ſich am nächſten Morgen früh ein landſchaftlich 
entzückendes Bild. Das kleine Bad Münſter am 
Stein iſt ein herrlich gelegener Nachbarort Kreuz⸗ 
nachs und von dieſem in 25 Minuten Fahrt mit 
der elektriſchen Straßenbahn zu erreichen. Es 
hat ſeine eigenen Heilquellen, eigene Gradier⸗ 
werfe, und ſtolz, wie nun der Kleinere immer 
gern iſt, ſollen nach Anſicht der Munſterer ihre 
Radiumquellen die Kreuznacher an Güte und 
Wirkung übertreffen. Jedenfalls beſitzt Münſter 


am Stemi ſem eigenes modernes Kurhaus mit f 


vorzüglichen Bädereinrichtungen, einen wohl⸗ 
gepflegten Kurgarten und herrliche Umgebung. 
Wer die Wahl hat, die Einſamkeit und ländliche 
Schönheit dem Trubel größeren Badelebens 
vorzieht, wird zweifellos beſſer in Münſter a. St. 
Wohnung nehmen als in Kreuznach ſelbſt. Der 
Ort liegt reizend gebettet am linken Ufer der Nahe 
an der 200 m über den Fluß emporragenden 
impoſanten Porphyrmauer, dem Rotenfels. Am 
fechten Ufer erhebt fich, ſteil in die Nahe ab⸗ 
rallend, der 130 m hohe Rheingrafenſtein, der dem 
Orte ſeinen Beinamen gegeben hat. Hart hinter 
Munſter endet das Preußenland. Jenſeils der Nahe 
beginnt die Bayeriſche Pfalz, und über dem Orte 
Ebernburg, der auch ein Forſtamt beherbergt, dem 
der allen Verſammlungsteilnehmern ſo hilfsbereite 
Oberforſtmeiſter Fritz vorſteht, ragt der alte, zer⸗ 
fallene Herrenſitz Franz von Sickingens, die „Ebern⸗ 
burg“. Der hohe Bergkegel, auf dem die Ruine liegt, 
iſt mit Weinbergen bepflanzt, während an den 
Schattenſeiten Eichenloden wachſen. Sowohl vom 
Rheingrafenſtein wie von der Ebernburg bieten 
ſich dem Auge entzückende Landſchaftsbilder. Die 
Nahe herauf und herunter Weinberge, auf den 
Bergeshöhen Wald, überall hohe Porphyrrücken zu 
beiden Seiten. Nach unten ſchließt Kreuznach das 
liebliche Bild ab, nach oben geſehen tritt die 
Burgruine Altenbamberg beſonders in Erſcheinung, 
und es bietet ſich ein weiter Ausblick in das ſich 
abflachende Gelände der bayeriſchen Rheinpfalz. 
In einem Vortrag über die geologiſche Um⸗ 
gebung Kreuznachs während der Tagung des 
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Deutſchen Forſtvereins vernahmen wir, daß in 
der Kreuznacher Gegend weit hinein in die Rhein⸗ 
ebene einmal ein altes Tertiärmeer beſtanden habe, 
deſſen Ausdehnung und Geſtaltung ſich überall 
eologiſch genau feſtlegen läßt und das auch die 
rundlage für die heute ſo liebliche Landſchaft an 
der Nahe ſchuf. 
Nachdem in den Tagen vom 6. bis 8. Sep⸗ 
tember ſchon der Reichsverband deutſcher 
Waldbeſitzerverbände getagt und am 8. und 
9, vormittags, Ausſchußberatungen des Reichs⸗ 
forſtwirtſchaftsrates ſtattgefunden hatten, begann 
am Freitag, dem 9. September, nachmittags, 
die Voll verſammlung des Reichsforſt— 
wirtſchaftsrates, jener aus 77 Mitgliedern 
beſtehenden Körperſchaft, die alle Stände in ſich 
veremigt, die an der deutſchen Forſtwirtſchaft 
wirtſchaftliches und ideelles Intereſſe nehmen. 
Dem Unterzeichneten war in ſeiner Eigenſchaft 
als Vertreter der forſtlichen Fachpreſſe geſtattet, 
dieſen Tagungen als Gaſt beizuwohnen. Am 
Sonnabend, dem 10. September, vormittags. 
wurde die Vollverſammlung E ae, die mir 
einer geringen Pauſe bis in den Abend hinein 
dauerte. Über den Verlauf dieſer Tagung wird 
unſer forſtlicher Berichterſtatter das Nötige mit⸗ 
teilen. Unſeren Leſerkreis wird beſonders ein 
Antrag des Deutſchen Förſterbundes auf 
beſſere Vertretung im Reichsforſtwirt⸗ 
ſchaftsrat intereſſieren. Der Förſterbund, der 
zwei Drittel der organiſierten deutſchen Forſt⸗ 
betriebsbeamtenſchaft heute zu vertreten meint, 
beſitzt im Reichsforſtwirtſchaftsrat zurzeit nur 
eine Stimme; die anderen Betriebsbeamten⸗ 
Organiſationen verfügen hicgegen über vier: 
er wünſcht daher fetter edeutung gemäß 
ortab zwei weitere Stimmen zugebilligt zu 
erhalten. Der durch Herrn Hegemeiſter Velte⸗ 
Dobrilugk gut begründete Antrag mußte ber 
Lage der Sache abgelehnt werden. Die Zu⸗ 
ſammenſetzung des Reichsforſtwirtſchaftsrates 
iſt mit 77 Sitzen auf ſechs Jahre hinaus feſt⸗ 
gelegt und geſchaffen worden nach den auch in 
bezug auf die Forſtbeamten⸗Organiſation damals 
geltenden Faktoren. Eine Erweiterung nach irgend⸗ 
einer Richtung hin würde Wünſche auf Neu⸗ 
feſtſetzung aller Vertretungen auslöſen, auch ſonſt in 
bezug de Forſtbeamtenſchaft, denn ſeit dem Ins⸗ 
lebentreten des Reichsforſtwirtſchaftsrates find noch 
andere neue Forſtbeamten⸗Organiſationen ent⸗ 
ſtanden, beiſpielsweiſe der Reichsforſtverband der 
Staatsforſtverwaltungsbeamten. Hinzu kommt, 
daß man die Lebensdauer des Reichsforſtwirtſchafts. 
rates als eine begrenzte anſieht und annimmt, 
daß er in durchaus abſehbarer Zeit durch eine 
Reichsforſtkammer abgelöſt werden dürfte 
Der Antrag des deutſchen Förſterbundes wurde 
daher abgelehnt, und es konnte ihm nur 
geraten werden, ſich mit den vorhandenen 
älteren im Reichsforſtwirtſchaftsrat vertretenen: 
Organiſationen der Forſtbetriebsbeamten in irgend. 
einer Form über die Neuverteilung der fünf 
zugebilligten Sitze zu einigen. Im übrigen 
bedarf die in Kreuznach gegebene Aufzählung 
der Organiſationen der mittleren Forſtbeamten⸗ 
ſchaft Deutſchlands, ſofern ſie dem Deutſchen 
eher unbe angehört oder nicht, nach unſerer 
enntnis doch noch mancher Berichtigung. Die 
Mitgliederzahl der Preußiſchen Staatsförſter⸗ 
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Vereinigung ift ganz weſentlich höher, als fie in 
Kreuznach angegeben worden iſt. Dann iſt nicht 
in Betracht gezogen, daß von den organiſierten 
Privatförſtern eine ganze Anzahl ſowohl dem 
„Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands“ wie 
auch dem ſpäter entſtandenen Verein angehören 
ſoll. Dieſe Doppelziffer, über deren erweisliche 
Größe auf der Gegenſeite ſorgſames Stillſchweigen 
gewahrt wird, iſt unter allen Umſtänden von den 
Mitgliedern des Förſterbundes abzuziehen, denn 
niemand kann durchzwei verſchiedene Organiſationen 
vertreten werden. Auch ſonſt durfte ſich das 
Bild mehrfach vielleicht noch anders geſtalten, 
denn auch von den organiſierten Gemeindeförſtern 
gehören heute eine ſehr große Zahl dem Förſter⸗ 
bunde nicht an. Schon dieſe Einwände zeigen, 
wie ſehr die Organiſation der deutſchen Forſt⸗ 
betriebsbeamtenſchaft heute noch im Fluſſe iſt, 
und aus dem Grunde erſcheint die Entſcheidung 
des Reichsforſtwirtſchaftsrates durchaus verſtändlich. 

Intereſſieren wied unſeren Leſerkreis noch, daß 
als Ort der nächſtjährigen Tagung ſowohl des 
Reichsforſtwirtſchaftsrates wie auch des Deutſchen 
Forſtvereins Deſſau beſtimmt worden iſt. 

Die Tagungen des Reichsforſtwirtſchaftsrates 
fanden in dem prächtigen, modernen Kurhauſe ſtatt, 
woſelbſt auch die Mittagsmahlzeiten, gut, aber 
recht teuer, eingenommen wurden. Nach den 
recht anſtrengenden Verhandlungen traf man ſich 
abends bei gutem, leichtem Bier im Felſenkeller, 
einem großen, wenig gemütlichen Bierſtall nach 
bayeriſcher Art oder bei einem Schoppen Wein — 
in Kreuznach bezeichnenderweiſe „Remischen“ 
genannt — in der größeren Speiſewirtſchaft 
von Klappdor, im Kaſino, das feine Räume 
gaſtfrei zur Verfügung geſtellt hatte, oder im 
verſchwiegenen, kleinen, nur Eingeweihten bekannt 
gewordenen Weinſtübchen von Bongiſt, das ſich 
auch durch ganz vorzügliches und billiges Eſſen 
auszeichnete. Bei Geer Gelegenheit ſei dem 
liebenswürdigen Herrn der Kurverwaltung, der 
einigen Wißbegierigen dieſe Perle Kreuznachs in 
Begleitung nachwies, herzlichſter Dank geſagt. 

Am 9. September fand eine Feſtkneipe der 
alten Korpsſtudenten des Köſener S. C., be⸗ 
zeichnenderweiſe unter Anweſenheit franzöſiſcher 
„Gäſte“, ſtatt, die einen ſehr gelungenen und 
würdigen Verlauf genommen haben ſoll. 

Die Vielſeitigkeit der Kreuznacher Veranſtaltung 
zeigte ſich dadurch, daß wir am Sonntag vor⸗ 
mittag eine Hunde⸗Ausſtellung beſichtigen 
konnten, eine ſehenswerte Schau, die aber nach 
der, kynologiſch allerdings wenig maßgeblichen, 
Anſicht des Berichterſtatters auch unter den 
Schatten der heutigen Zeit ſtand. Jagdhunde mit 
wenigen Ausnahmen zu leicht und in der Figur 
vielfach unzulänglich; hingegen war eine große 
Menge von Schutzhunden, ſo beſonders zahlreiche 
Deut! che Schäferhunde, Dobermänner und Deutiche 
Doggen von vorzüglichen Formen, auch gute 
Reutlinger, ein ſchwerer Packer, ſchwarz und roſt⸗ 
braun, mit mächtigem Kopf und ſtarkem Gebiß, 
alten Fleiſcherhunden ähnlich, vorhanden, ebenſo 
die in Süddeutſchland an ſich To beltebten 
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Schnauzer; auffallend wenig Teckel und Foꝛ⸗ 
terrier waren zu ſehen, auch Luxushunde nur 
vereinzelt vertreten. Dieſer Bericht iſt der eines 
Laien, auch gibt er lediglich den Eindruck 
einer flüchtigen Durchwanderung der Ausftellung 
wieder. Eine Hauptanziehung war ein großes 
Faß Nahewein, das in „Remischen“ für einen 
beſonders billigen Preis zum Ausſchank 
gelangte und ſchon in den frühen Nachmittags- 
ſtunden leergetrunken worden iſt, mithin ſeinen 

weck nicht verfehlt hat. Die übrige Zeit des 

onntags wurde zu einer genauen Beſichtigung 
der alten Stadt Kreuznach und ihrer engeren Um⸗ 
gebung benutzt. Die Anlagen an der Nahe find 
wundervoll, beſonders der Roſengarten; ſie hatten 
leider durch die monatelange Dürre gelitten. 
Der Kurgarten erwies "oh als äußerſt ou: 
gepiiegt. Die Stadt ſelbſt it alt und arm an 
beſonders bemerkenswerten Bauwerken. Zwei 
eigenartige, alte Brückenhäuſer, auf die Pfeiler der 
Nahebrücke aufgemauert, find wohl die haup:⸗ 
ſächlichſten Sehenswürdigkeiten altertümlicher 
Bauweiſe. Eigenartig ſchön find auch alte Winke! 
an der Nahe, die nicht ganz mit Unrecht dort 
im Volksmunde „Alt⸗Venedig“ genannt werden. 
über dieſe alten Stadteile ragt die Kauzenburg 
maleriſch heraus. Davon, daß Kreuznach während 
des Weltkrieges mehrere Jahre Stätte des großen 
Hauptquartiers geweſen iſt, iſt kaum noch etwas, 
zu merken. Der Name Hindenburgſtraße um 
die einzige Erinnerung, die uns in die 
Augen gefallen iſt. Das Kurhaus iſt faſt neu, 
im edlen Bauſtil; das gleiche läßt ſich von den 
wichtigſten Nebengebäuden des Kurbetriebes, den 
Bädern uſw., ſagen. Eine eigenartige Note geben 
Kreuznach und ſeiner Umgebung die alten Salz⸗ 
häuſer, Salinenanlagen und Gradierwerke, in 
denen Radiumſalz und Mutterlauge gewonnen 
wird. Im übrigen ſei für jeden, der ſich fur 
Kreuznach als Badeort intereſſiert, auf die von 
der Kurverwaltung herausgegebenen Schriften 
„Wo die Nahe rauſcht“, ein Wander⸗ und 
Bilderbuch vom Radium⸗Solbad Kreuznach von 
Ludwig Anders, und „Die radiologiſchen 
Mitteilungen des Radiumſolbades 
Kreuznach“, herausgegeben vom Bad Kreuz⸗ 
nacher Arzteverein, verwieſen. Da das Radium⸗ 
bad Kreuznach beſonders für Rheumatismus, Gicht, 
Ischias und Herzkrankheiten iſt, Beſchwerden, 
gegen die die Radium⸗Therapie ſich als beſonders 
nutzbar erwieſen hat, jo dürfte das Bad gerade 
dem nicht ſelten vom Zipperlein behafteten Forſt⸗ 
manne eine Stätte der Geneſung werden können. 
Es ſei dazu nachdrücklich empfohlen. 

Auffallend war die große Zahl von Neubauten. 
die überall der Vollendung entgegenging. Wu 
vernahmen, daß faſt alle im Auftrag der Franzoſen 
auf Koſten Deutſchlands geſchehen und für die 
Bequemlichkeit der feindlichen Beſatzung beſtimmt 
ſind. Wir im Lande haben kein Geld, um 
das dringendſte Wohnungselend zu beſeitigen; 
Frankreich befiehlt, wir bauen für ſeinen Militaris⸗ 
mus und Nahen — Was ſagen unſere Pazi⸗ 
fiſten dazu? (Schluß folgt) 
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Es muß in der Zeit der großen Not des Vater⸗ 
andes jedem einzelnen einleuchten, daß der Staat 
alle feine Hilfsquellen erſchließen muß, um ſeine 
ichwere Aufgabe zu erfüllen, und der Beamte 
muß ſelbſtverſtändlich, wie jeder andere Staats⸗ 
burger, die auch ihn treffenden Laſten auf ſeine 
Schultern nehmen, denn die häufig aufgeſtellte 
Forderung, daß der Beamte ſich durchaus frei von 
ꝛlateriellen Sorgen fühlen muß, um feine Aufgabe 
zu erfüllen, iſt nicht berechtigt, weil auf ein ſorgen⸗ 
freies Doſein heute niemand Anſpruch hat. 

Der Reichstag hat im Dezember 1920 die 
Entſchließung gefaßt, daß die Regierung bis zum 
1. Juli 1921 eine Novelle zum Beamten⸗ und 
Offizierspenſionsgeſetz vorlegen ſolle, die eine 
Anrechnung des Einkommens der Pen⸗ 
iionäre aus gewinnbringender Beſchäf— 
tigung von einer beſtimmten Höhe an auf die 
Penſion vorſieht. 

Das Penſionsgeſetz kennt heute ſchonein Ruhen 
der Penſion, wenn und ſolange ein Penſionär im 
Reichs⸗ oder Staatsdienſte ein Dienſteinkommen 
bezieht, inſoweit, als der Betrag dieſes neuen 
Dieuſteinkommens unter Hinzurechnung der Penſion 
den Betrag des von dem Beamten vor der Pen⸗ 
ſionierung bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. 
Ein anderweitiges Einkommen, welches durch ein 
Privatdienſtverhältnis erworben wird, kann nicht 
erfaßt werden, aber der jetzt vom Reichsfinanz⸗ 
mimſterium ausgearbeitete Geſetzentwurf hat die 
»bjicht, das Einkommen aus einer derartig gewinn⸗ 
bringenden Beſchäftigung zu erſaſſen, nachdem 
der zuerſt beabſichtigte noch ſchärfere Angriff, 
ingar das Einkommen aus Vermögen auf das 
Ruhegehalt anzurechnen, abgeſchlagen worden iſt. 

Der Entwurf hat die Abſicht, bei Beamten, 
die vom 1. April 1920 oder von einem früheren 
Jeitpunkt dauernd oder einſtweilen in den Ruhe⸗ 
ftand verſetzt worden find, bei einem reichsein⸗ 
tommenjteuerbaren Jahreseinkommen aus gewinn⸗ 
bringender Beſchäftigung außerhalb des Reichs⸗ 
oder Staatsdienſtes das Recht auf den Bezug des 
Teuerungszuſchlages und nach deſſen Wegfall 
auf den Bezug des Zuſchuſſes zum Ruhegehalt, bis 
zur Höhe von 50 v. H. des 10 000 % überſteigenden 
Betrages, ruhen zu laſſen. 

Auf die Einzelheiten des Entwurfes kann an 
dieſer Stelle nicht eingegangen, aber unter Hinweis 
auf die Tendenz des Geſetzes betont werden, daß 
es ſich um eine neue Attacke auf die wohlerworbenen 
Rechte der Beamten handelt, die in vollſtändiger 
Geſchloſſenheit abgewehrt werden muß. 

Die Beamten ſind bei jeder ſich bietenden 
gelegenheit darauf hingewieſen worden, daß das 
niedrige Einkommen, welches ihnen gewährt wird, 
auch darauf zurückzuführen ſei, daß ein Teil dieſes 
Einkommens zurückbehalten werden müſſe, um 
ſie in ihrem Alter und nach ihrem Tode die Witwen 
-und Waiſen zu verſorgen. In der Begründung zu 
dem Geſetzentwurf wird das auch zugegeben, denn 
nach den hier gemachten Ausführungen iſt das 
Ruhegehalt „begrifflich nur ein zeitlich hinaus⸗ 
geſchobener Teil des aktiven Gehalts“. Das 
bedingt gerade den großen Unterſchied zwiſchen 
Ruhegehalt und Arbeitslohn, denn Ruhegehalt iſt 
ein vom Staate oder einer in Frage konmnenden 
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anderen Korporation zurückbehaltener Gehalts⸗ 
teil, welcher einem nachträglichen Zugriff des 
Staates, der weitergeht, als die vorſtehend 
erwähnte geſetzliche Beſtimmung es zuläßt, ent⸗ 
zogen ſein muß. Die Beamten werden dann in 
den Ruheſtand verſetzt, wenn ſie ganz oder doch ſo 
weit dienſtunfähig ſind, daß ſie die ihnen geſtellte 
dienſtliche Aufgabe nicht mehr erfüllen können. 
Iſt der Beamte einmal in den Ruheſtand verſetzt, 
ſo werden ſowohl der Staat als auch die anderen 
Korporationen des öffentlichen Rechts es unter 
allen Umſtänden ablehnen, den in den Ruheſtand 
verſetzten Beamten, deſſen Erwerbsfähigkeit ſich 
wieder geſteigert hat, neu einzuſtellen, um ihm 
wiederum zu ſeinem vollen Einkommen zu ver⸗ 
helfen. Die ganz natürliche Folge hiervon iſt die, 
daß dem Staate oder den ihm gleichſtehenden 
Korporationen keinerlei Recht eingeräumt werden 
kann, den im Ruheſtand lebenden Beamten in 
ſeiner Erwerbstätigkeit zu behindern oder gar 
einen Anſpruch auf den hieraus erwachſenden 
Verdienſt zu erheben. In Artikel 129 der Reichs⸗ 
verfaſſung wird klar und deutlich ausgeſprochen, 
daß die wohlerworbenen Rechte der Beamten 
nicht verletzt werden dürfen, aber in dem vor⸗ 
liegenden Falle haben wir es trotzdem mit einem 
Angriff auf dieſe wohlerworbenen Rechte der 
Beamten zu tun, wie er ſchärfer nicht gut gedacht 
werden kann. 

Die Entwicklung der Dinge zeigt, daß es für 
die geſamte Beamtenſchaft eine immer zwingendere 
Notwendigkeit iſt, ſich zur Verteidigung ihrer 
Rechte zuſammenzuſchließen, und namentlich die 
oberen müſſen zu der Erkenntnis kommen, daß 
ſie ſich in dieſem Falle mit den mittleren und unteren 
Beamten ſolidariſch zu erklären haben, denn die 
Verfehltheit der Politik der Abſonderung wird ihnen 
durch die Entwicklung der Verhältniſſe immer 
klarer vor Augen gerückt werden. Die Spaltung, 
welche zwiſchen den oberen und unteren Beamten 
heute noch beſteht, muß auf die Dauer die aller⸗ 
übelſten Früchte tragen, denn abgeſehen davon, 
daß die gemeinſamen Intereſſen darunter leiden, 
werden die bereits allenthalben deutlich in die 
Erſcheinung tretenden Beſtrebungen der politiſch 
links orientierten Parteien, die Intereſſen der 
mittleren und unteren Beamten mit den Intereſſen 
der Arbeitergewerkſchaften zu verſchmelzen, durch 
den Streit um die Farbe des Mandarinen⸗ 
knopfes unterſtützt. Die Verſuche, welche ſtellen⸗ 
weiſe bereits gemacht worden ſind, die Beamten⸗ 
ſchaft für dieſen Gedanken zu gewinnen, ſind zwar 
nicht alle geſchickt inſzeniert, aber man ſollte doch 
das eine nicht dabei überſehen, daß den 
Beamten immer geſagt wird, daß zwiſchen ihnen 
als Arbeitnehmer und den Arbeitergewerkſchaften 
eine gewiſſe Solidarität der Intereſſen gegenüber 
dem Arbeitgeber beſteht. Die Arbeitergewerk⸗ 
ſchaften ſind heute wohl faſt alle politiſche Inſtru⸗ 
mente, während es von den Beamtengewert⸗ 
ſchaften noch nicht gejagt werden kann, aber darübeı 
ſollte man ſich doch endlich klar geworden ſein, 
daß eine Geſetzgebung, die immer wieder den 
Verſuch macht, an den wohlerworbenen Rechten 
der Beamten zu rütteln — der erſte Verſuch iſt 
das Überalterungsgeſetz —, ſehr leicht dazu führen 
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kann, einen erheblichen Teil des Beamtenkörpers 
in den Strudel der politiſch gefärbten Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung hineinzureißen. 

Es muß bei dem Berufsbeamtentum das aller⸗ 
größte Mißtrauen hervorrufen, wenn immer 
wieder der Verſuch ſich wiederholt, eine Abbröckelung 
ſeiner Rechte herbeizuführen, denn dieſes recht⸗ 
ſertigt auch die Befürchtung, daß ſeine Beſeitigung 
nur eine Frage der Zeit iſt, fo ſehr dieſes auch zum 
Nachteile des Staates ausfallen müßte. Will das 
VBerufsbeamtentum ſeine Stellung behaupten, 
fo iſt es eine dringende Notwendigkeit, daß es ſich 
auf einer Linie zuſammenfindet, um geſchloſſen 
jeden Angriff auf ſeine wohlerworbenen Rechte 
abzuwehren, denn wie die Verhältniſſe ſich zu ent⸗ 
ioickeln drohen, iſt es nur eine Frage der Zeit, 
daß der Anſpruch auf Penſion und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung überhaupt beſeitigt wird. 

Es gibt wohl heute keinen im Ruheſtande 
lebenden Beamten, der von dem ihm gewährten 
Ruhegehalt ſo exiſtieren lann, wie er es beanſpruchen 
durf, Wer überhaupt noch die Kraft hat, eine 
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Deutſcher Reichstag. 

135. Sitzung vom 28. September 1921, 
nachmittags 2 Uhr. 

(Nach dem Bericht des Nachrichtenbüros des 
Vereins deutſcher Zeitungsverleger.) 

Neuregelung der Teuerungszulagen für 
Beamte. 

Abg. Steinkopf (Soz.) erklärt namens ſeiner 
Partei: Eine fühlbare Milderung der Not bringt 
auch dieſe Vorlage nicht. Sie beſeitigt auch nicht 
die ungerechte Staffelung der Zuſchläge. — — 
Wir ſtimmen der Vorlage aber zu, weil es ſonſt 
unmöglich iſt, den Beamten raſch eine Erhöhung 
ihrer Bezüge zu gewähren. — — 

Abg. Dr. Peterſen (Dem.): Wir ſtimmen 
der Vorlage zu, bedauern aber, daß eine Beſeitigung 
der Staffelung nicht gelungen iſt, und hoffen, 
daß dieſe bald aufgehoben werden wird. Es iſt 
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Erwerbstätigkeit zu entfalten, muß dieſes unter 
dem Zwange der Verhältniſſe tun, und wenn in der 
Begründung zum Geſetzentwurf geſagt wird, daß 
unter dieſen Umſtänden die Weiterbelaſſung der 
vollen Penſion als eine ungerechtfertigte Belaſtung 
der Staatskaſſe empfunden werden müſſe, e iſt 
das eine Auffaſſung, welche den Vermutungen 
den freieſten Spielraum läßt. 

Wenn nun im übrigen noch berüdfichtigt wird, 
daß der finanzielle Effekt einer derartigen Geſetz⸗ 
gebung im großen ganzen gleich Null ſein wird, 
ſo iſt es um ſo unverſtändlicher, daß die politiſche 
Klugheit nicht davon abgehalten hat, dieſe neue 
Mißſtimmung in der Beamtenwelt hervorzurufen. 

Wenn es weitergeht auf dieſer Bahn, dann 
werden diejenigen leichte Arbeit haben, welche 
die Intereſſenſolidarität der Beamten und der 
Mitglieder der Arbeitergewerkſchaften als Arbeit⸗ 
nehmer immer ſtärker betonen, um die von ihnen 
angeſtrebten Erfolge zu erreichen; aber es iſt ja 
auch möglich, daß fie unterſtützt werden ſolien. 

Wer weiß? 


u 


Darlaments- und Vereinsberichte. 


zu beheben vermag. — — Auch die Altpenſionäre 
müſſen berückſichtigt werden. 

Abg. Beuermann (D. Vp.): Wir ſind natur⸗ 
gemäß mit allem, was hinſichtlich der Beamten⸗ 
beſoldung geſchehen iſt, außerordentlich zurück⸗ 
geblieben. Der für die Beamtenbeſoldung ein⸗ 
geſetzte 23er⸗Ausſchuß iſt zur Vorberatung dieſer 
Notaktion zum Schaden der Beamtenſchaft aus⸗ 
BE geweſen. So hoch auch die Summen 
lingen, die für den ganzen Beamtenkörper aus⸗ 
geſetzt werden, ſo dürftig iſt die Leiſtung, auf den 
einzelnen gerechnet. Die Beamtenſchaft bleibt 
wieder hinter dem zurück, was der Arbeiterſchaft 
eingeräumt wird. Gewiß war vor dem Kriege die 
Arbeiterſchaft ſchlechter geſtellt, jetzt aber leidet 
die Beamtenſchaft weit ſchwerer als ſie. Der 
Index der letzten Monate weiſt auf, daß alle Lebens⸗ 
notwendigkeiten mindeſtens das 16fache des 


bedauerlich; daß gewerbliche Arbeiter ein höheres | Friedensſtandes betragen, während der Beamte 


Einkommen beziehen als verheiratete Beamte. 
— — Statt der Ortsklaſſeneinteilung wünſchen wir 
eine gerechtere Regelung. Die ganze Einteilung 
nach Ortsklaſſen iſt unhaltbar bei den heutigen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen. — — 

Abg. Frau Zietz (Unabh. Soz.): Die Ausgaben 
für Nahrung und Kleidung ſind ganz außerordentlich 
geſtiegen. Die in der Vorlage beliebte Art der 
Verteilung der Zulagen iſt eine namenloſe Un⸗ 
gerechtigkeit. Man ſcheint nicht daran gedacht zu 
haben, daß 25% bei einem Grundgehalt von 
20 000 % eine ganz andere Summe bedeuten 
als bei 4000 oder 5000 %. Die Spannung zwiſchen 
den Gehaltsklaſſen wird immer größer. Wir haben 
non Anfang an den Standpunkt vertreten, daß die 
Differenzierung in der Wertung der Leiſtungen 
nur im Grundgehalt zum Ausdruck kommt, dagegen 
die Teuerungszulage gleichmäßig für alle Beamte 
gewährt werden muß. Es wäre die erſte Pflicht 
der Regierung, ihren Beamten wenigſtens das 
Exiſtenzminimum zu gewähren. (Sehr richtig! 
his.) Wir erwarten, daß die Regierung bald 
eme neue Vorlage einbringt, die die große Notlage 
der unteren Beamten, Angeſtellten und Arbeiter 


etwa nur um das 3½⸗ bis 5 fache erhöht worden 
iſt. Auf dieſe Weiſe muß die Beamtenſchaft unter 
das Proletariat herabſinken. Die ganze Art der 
Grundlagen, die man für die Beamtenbeſoldung 
geſchaffen hat, war verfehlt. Mehr denn je bin 
ich heute überzeugt, daß nicht nur die Gegenwart, 
ſondern auch die Zukunft des Beamtenkörpers 
völlig gefährdet iſt, ſo daß ſchließlich der Beamten⸗ 
körper zuſammenbrechen muß. Weiter 
beklagen wir, daß die Spannung zwiſchen dem Ein⸗ 
kommen eines Ruhegehalts⸗ oder Wartegeld⸗ 
empfängers und eines gleichartigen im Dienſtc 
befindlichen Beamten weiter erhöht wird. 

Abg. Deglerk (Dnat.): Auch wir bedauern, 
daß der 23er⸗Ausſchuß außer acht gelaſſen worden 
iſt. Dieſe Vorlage befriedigt uns ſowohl, was die 
Höhe der Sätze betrifft, als was die Art der Rege⸗ 
lung betrifft, in keiner Weiſe. Wir werden darauf 
beſtehen müſſen, daß möglichſt bald eine neue 
Regelung der Beſoldung dahin erfolgt, daß man 
höhere Sätze nimmt, und zwar muß unter allen 
Umſtänden darauf geachtet werden, daß die Beamten 
der unteren Beſoldungsgruppen ſoviel erhalten, 
daß ſie ihr Leben einigermaßen friſten können und. 
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doß fie nicht dauernd weſentlich ſchlechter bezahlt 
werden als die Arbeiterſchaft. Aber nicht nur die 
unteren Beamten leiden unter der Entwertung 
der Mark, ſondern auch die mittleren und oberen. 
Die unteren Beamten beziehen etwa das Fünf⸗ 
fache ihres früheren Gehaltes, die Beamten der 
mittleren und oberen Beſoldungsklaſſen aber nur 
das Zweieinhalbfache bis Dreifache. Die Diffe⸗ 
zenzierung des Teuerungszuſchlags nach Orts⸗ 
allen ift eine Ungerechtigkeit und muß ganz und 
gar beſeitigt werden. Der Differenzierung iſt ja 
ſchon durch die Einteilung der Gehälter nach Orts⸗ 
laſſen Rechnung getragen. Ganz unhaltbar iſt 
die Differenzierung der Kinderzuſchläge. Die 
Erziehung der Schulkinder iſt für die Eltern in 
leinen Städten und Landgemeinden viel teurer 
als in Großſtädten. Die meiſten Städte nehmen 
non den auswärtigen Schülern ſchon höheres 
Schulgeld als von den einheimiſchen. Ein großer 
Seil der Beamten kann ſeine Kinder nicht mehr 
behufs guter Erziehung in die Städte ſchicken. 
Wir müſſen überhaupt ernſtlich prüfen, ob wir 
das Syſtem der Erhöhung der Teuerungszuſchläge 
beibehalten oder nicht vielmehr allgemein die 
rundgehälter erhöhen ſollen. (Sehr richtig!) 
Für die Beamten wäre es von Vorteil geweſen, 


wenn der Beamtenausſchuß unſern Antrag an⸗ 
enommen hätte, die Zahl der Ortsklaſſen von 
fünf auf drei herabzuſetzen. Wir ſehen heute von 
Abänderungsanträgen ab, weil die deutſchen 
Beamtenverbände bereits neue Aktionen eingeleitet 
haben und wir nicht vorgreifen wollen. Wir er⸗ 
warten aber, daß bei der nächſten Altion unſere 
Bemäntelungen berückſichtigt werden und das 
Parlament herangezogen wird. 

Abg. Dr. Höfle (Zentr.): Die Anpaſſung an 
die Teuerung muß in allernächſter Zeit zu einer 
neuen Aktion des Reichstags führen. Unſere 
Fraktion hat dem Abkommen zugeſtimmt. Er⸗ 
freulich iſt, daß die Regierung ſelbſt die Initiative 
ergriffen hat. Die Regierung tut gut daran, in 
Anerkennung der Beamtenverbände mit dieſen 
direkt zu verhandeln. Wir wünſchen aber jeden⸗ 
falls, daß den Beamten der unteren Beſoldungs⸗ 
gruppen ein Mindeſtteuerungsſatz als Exiſtenz⸗ 
minimum geſichert wird. Die Teuerungs⸗Unter⸗ 
ſchiede EE den einzelnen Orten ſind nicht 
mehr ſo groß, und am zweckmäßigſten wäre daher 
ein einheitlicher Teuerungszuſchlag ohne Diffe⸗ 
renzierung nach den Ortsklaſſen. — — 

Die Vorlage wird in zweiter und gleich darauj 
debattelos auch in in dritter Leſung angenommen. 


Go Dë Lisi vi 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Sparſame Bauweiſe. 


M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. II 7075. III 13953. IB H IA IV. gehalt, 


Allgemeine Verfügung Nr II. 6 für 1921. 
Berlin, den 16. Juli 1921. 
In der Anlage“) erhält die Regierung — 
Miniſterial⸗Militär⸗ und Baukommiſſion — eine 
Anleitung zu ſparſamer Bauweiſe bei ländlichen 
Gebäuden, insbeſondere bei Arbeiter- uf. Häuſern, 
zur gefälligen Kenntnisnahme und mit der Maß⸗ 
gabe, bei der Bearbeitung von Entwürfen im 
Bereiche der Domänen⸗, Forſt⸗ und Geſtüt⸗ 
verwaltung im Hinblick auf die dringend gebotene 
Sparſamkeit ſchon von vornherein die darin vor⸗ 
geſchlagenen Vereinfachungen und Hinweiſe ent⸗ 
ſprechend den gegebenen örtlichen Verhältniſſen 
weiteſtgehend zu berückſichtigen. 
Im Auftrage: Umpfenbach. 
An fäntliche Regierungen uſw. 
S 
Prüfungsgebühren beim Ankauf von Sämereien. 
Allgemeine Verfügung Nr III 58/1921. 
Miniſtermm für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchafts⸗Nr. III 15831. 
Berlin, den 17. September 1921. 
Bei Ankauf von Sämereien von 190 555 
Klenganſtalten durch die Regierungen find die 
Prüfungsgebühren dem Lieferanten des Samens 
anfzuerlegen. 
Im Auftrage: von dem Busſche. 
An faͤmtliche Regierungen uſw 


= 
Notzuſchlag 
zum Wartegeld, Ruhegehalt und Witwengeld. 
Der Preuß tiſche Kein anzminiſter. 

M. d. J 13 1 840. Mü f. Kee? u. F. IB Ib 6812. 
Berlin, 18. Zuli 1921. 
Nach Abſatz 4 meiner Ausführungsanweiſung 
rom 9. Februar 1921 zur Verordnung über 


*) Die An age bringen wir in laufender Nummer 
ven „Forſters Feierabende“ zur Veröffentlichung. 


die Gewährung von Notzuſchlägen zum Grund⸗ 
zur Grundvergütung und zum Orts⸗ 
zuſchlag derjenigen Staatsbeamten und Lehr⸗ 
perſonen, deren Bezüge durch das B. D. E. G. 
vom 17. Dezember 1920 geregelt ſind — B. 1791 —, 
iſt für die Höhe des Notzuſchlages bei den Warte⸗ 
geldempfängern, Ruhegehaltsempfängern und 
Witwen der Wohnſitz der zum Emfang der Ver⸗ 
ſorgungsbezüge Berechtigten maßgebend. 

Bei einer Wohnſitzverlegung des Empfangs⸗ 
berechtigten nach einem Orte einer anderen 
Ortsklaſſe iſt der erhöhte oder ermäßigte Not⸗ 
zuſchlag zum Verſorgungszuſchlag mit dem 
Beginn des auf den Tag der Wohnſitzverlegung 
folgenden Monats zu gewähren. 

Andern ſich infolge der Wohnortsverlegung 
die Bezüge, ſo hat die neue Zahlungs⸗ 
ſtelle bei der nächſten Zahlung den für die rück⸗ 
liegende Zeit etwa zuwenig gezahlten Betrag 
nachzuzahlen und den etwa zuviel gezahlten 
Betrag einzubehalten. Bei der Weitergabe 
der Auszüge aus den Handbüchern an die Zahlungs⸗ 
ſtelle hat die übernehmende Behörde die 
veränderten Bezüge und den etwa nachzu⸗ 
zahlenden oder einzubehaltenden Betrag auf dem 
Auszuge (in der Anweiſungsformel) anzugeben. 
Zugleich im Namen der Miniſter des Innern und 

für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Der Finanzminiſter. Im Auftrage: gez. Schultz. 

An die nachgeordneten Behörden und die Direktionen der 

Rentenbanken. 


% 


Berlin, 1. September 1921. 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 107 für 1921. 
M. f. L Geſchäfts⸗Nr IBI A 8888 IA. II III 16 265. Ab w. W 


Abſchrift überſende ich zur gefälligen gleich⸗ 
mäßigen Beachtung im Bereiche meiner Ver⸗ 
waltung. 

In Vertretung: 
An die nachgeordneten Behörden. 


Eggert. 
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Forſtſekretärſtellen bei den Staatlichen Ober⸗ genannten Beamten behakten alſo ihre nun in 
förſtereien. elf ſich nüßt r umgewandelten b Ce 

j Nr. II1/59 für 1921. weit ſich nicht Anderungen in der Beſetzung als 
enge SE en Bonner und Forſten nötig erweiſen. Die übrigen Stellen werden grund⸗ 
Geſchäfts⸗Nr. III 15 709. ſätzlich durchweg zur Beſetzung von einem der 

Berlin, 23. September 1921. Regierung geeignet erſcheinenden Zeitpunkte ab 


Nach dem Geſetz vom 30. Juli 1921, betreffend ausgeſchrieben. 

die vorläufige ne des Haushaltsplanes für. Zur Bewerbung zugelaſſen ſind: alle Förſter 
das Rechnungsjahr 1921, können bei der Staats⸗ in Endſtellen (bisher „Förſter mit Revier“ genannt) 
forſtverwaltung mit Wirkung vom 1. April 1921 und in überzähligen Stellen ſowie alle Forſt⸗ 
ab 631 Forſtſekretärſtellen geſchaffen werden. verſorgungsberechtigten. Dieſe können gegebenen⸗ 
Jedem ſtaatlichen Oberförſter, der Verwalter einer falls als Förſter unter Übertragung von Forſt⸗ 
Oberförſterei iſt, ſoll grundſätzlich ein planmäßiger ſekretärſtellen feſt angeſtellt werden, auch wenn 
Forſtſekretär beigegeben werden. Deſſen Dienſt⸗ ſie noch nicht zum „überzähligen Förſter“ heran⸗ 
kreis entſpricht dem des bisherigen Forſtſchreibers. ſtehen. Sie haben alſo keine Mindeſtwartezeit 
Die Forſtſekretärſtellen ſind den voll ausgeſtatteten zurückzulegen. 

Förſterſtellen gegenüber als völlig gleichwertig zu Vorbedingung für alle Bewerber iſt, daß ſie 
SC Sie treten alſo den voll ausgeſtatteten die Förſterprüfung beſtanden und die Bedingungen 


Förſterſtellen im Stellenverzeichnis (Normal⸗ und für die endgültige Anſtellung im Schreibdienſt 
Perſonalplan) hinzu. Ihre entſprechende, den dienſt⸗ erfüllt haben (Siehe J der Vorſchriften über den 
lichen und örtlichen Verhältniſſen angemeſſene Schreibdienſt bei den ſtaatlichen Oberförſtereien 
Ausſtattung iſt tunlichſt zu fördern. Die Ausſtattung vom 26. Februar 1913 in Verbindung mit Ziffer 4 
mit Dienſtaufwandsentſchädigung wird beſonders Satz 2 der Allgemeinen Verfügung III 89 für 1919 
verfügt werden. Die für die Beſetzung der voll (vom 2. September 1919 — III 14 050 —), be⸗ 
ausgeſtatteten Förſterſtellen und den Stellenwechſel | treffend Förſterdienſtanweiſung.) Anſtellungen 
beſtehenden Grundſätze gelten auch für die Forſt⸗ auf Probe werden nicht zugelaſſen. 
jetretärftellen. Dieſe vermehren oder vermindern Treten Bewerber auf, gegen die an und für 
ſich mit der Zahl der Oberförſtereien. Das iſt bei ſich Bedenken nicht vorliegen, die ernſtlich für die 
Haushaltsänderungen und Verwaltungs Maß- Übertragung der Stelle in Frage kommen, die 
nahmen zu beachten. aber obige Bedingungen noch nicht voll erfüllt 
Da die Kontrollführung und die Fertigung der haben, ſo kann die Regierung bei der jetzt vor⸗ 
Abſchlüſſe über ſämtliche planmäßigen Stellen in zunehmenden erſtmaligen allgemeinen Beſetzung 
nüchſter Zeit grundlegend geändert werden müſſen, der Stellen geſtatten, daß ihnen Gelegenheit zum 
iſt es zweckmäßig, die zurzeit vorhandenen Unter⸗ Nachweis der vorgeſchriebenen Befähigung gegeben 
lagen einſtweilen nach Möglichkeit weiter zu be⸗ wird. Vorausſetzung iſt dabei aber, daß es möglich 
nutzen. Die Forſtſekretärſtellen werden alſo in den | ift, dieſen Nachweis noch vor der Beendigung des 
bisherigen „Abſchluß über die Forſtſchreiberſtellen laufenden Haushaltsjahres zu erbringen. Die Be⸗ 
und die Förſterſtellen ohne Revier“, der nunmehr ſetzung der Stelle wird dann ſo lange hinaus⸗ 
zum „Abſchluß über die Forſtſekretärſtellen und die geſchoben. Zur Vermeidung unnötiger Koſten 
überzähligen Förſterſtellen“ wird, weiter nach⸗ kann der Nachweis über die Befähigung zum 
gewieſen. Jedoch iſt es nötig, daß in ihm erſtmalig | Schreibdienſt bei der dem Bewerber vorgeſetzten 
auch die nicht endgültig beſetzten Forſtſekretär⸗ | Oberförfterei erbracht werden. 
ſtollen erſcheinen. Deshalb ind in dieſem Abſſchluſſe Können Forſtſekretärſtellen wegen Mangels an 
mit „Sekr.“ (nicht „Schr.“) — ſtatt „o. R.“ iſt Kräften, die den Bedingungen für die Anſtellung 
„fi. F.“ (bedeutet überzähliger Förſter) zu ſetzen — voll entſprechen, zeitweiſe nicht beſetzt werden, 
auch diejenigen Beamten zu bezeichnen, welche und erweiſt Déi infolgedeſſen die einſtweilige 
die betreffenden Stellen nur wahrnehmen, ohne Wahrnehmung durch andere Beamte als nötig, 
planmäßige Inhaber zu ſein. Dann muß aber in dann finden die für Wahrnehmung freier Stellen 
der Namenſpalte auch die zeitige Dienſtſtellung beſtehenden Beſtimmungen Anwendung. Die 
des Beamten angegeben werden und die letzte Dienſtaufwandsentſchädigung erhält der die Stelle 
Spalte den Grund der nicht endgültigen Beſetzung wahrnehmende Beamte, falls er fie voll wahr⸗ 
der Stelle erſehen laſſen. nimmt. Iſt das nicht der Fall, dann hat er nur auf 
Ken in Zugang zu bringen find nur die noch die nachgewieſenen Dienſtaufwandskoſten An⸗ 


an der Geſamtzahl der Oberförſtereien fehlenden, ſpruch. Dieſe Anordnung gilt mit rückwirkender 
Kraft vom 1. April d. J. ab. Forſtſchreiber, welche 


vom 1. April 1921 ab oder ſpäter neu eingerichteten f 

und neu beſetzten Stellen. Die am 31. März 1921 am 1. April 1921 zwar noch Inhaber von Forſt⸗ 

vorhanden geweſenen Forſtſchreiberſtellen find nun ſchreiberſtellen waren, ſpäter aber aus dieſen 
Stellen ausgeſchieden ſind, können nachträglich für 


Fonſtſekretärſtellen. b | a 
die Zeit ſeit dem 1. April d. J., in der ſie die Stellen 


Für die Beſetzung der neuen Forſtſekretär⸗ ) 
ſtellen kommen folgende Geſichtspunkte in Betracht: bekleideten, die neu feſtzuſetzenden Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigungen erhalten. 


Die zeitigen „Förſter und Forſtſchreiber“ werden 
·Förſter und Forſtſekretäre“. Ihre Amtsbezeichnung Sinngemäß ſind Forſtſchreibgebilfen zu be⸗ 
handeln. Für fie kommen daneben die oben His 


it „Forſtſekretär“. Beſondere Beſtallungen als 
die Wahrnehmung von Forſtſekretärſtellen ge⸗ 


Forſtſekretär werden nicht erteilt. Die feſte An⸗ 
ſtellung als Förſter iſt für die Laufbahn das Aus⸗ troffenen Anordnungen in Frage. Die von ihnen 
wahrgenommenen Stellen können deshalb in der 


Kee Die Übertragung einer Forſt⸗ 
ekretärſtelle unter Anderung der Amtsbezeichnung Regel nur von einem künftigen Zeitpunkte ab 
beſetzt werden, falls Perſonenwechſel nötig iſt. 


bedeutet kein Ausſcheiden aus der Laufbahn. Die 
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Für kriegsbeſchädigte gelernte Jäger, welche 
in den beſonderen Liſten geführt werden und 
nur für den Bürodienſt in Frage kommen, gilt das 
Vorſtehende mit der Erweiterung, daß die von 
ihnen voll wahrgenommenen Stellen anderweit 
nicht beſetzt werden dürfen, falls im Bezirke andere 
geeignete Stellen vorausſichtlich dann nicht ver⸗ 
fügbar fein werden, wenn die betreffenden An⸗ 
wärter zur bevorzugten Anſtellung als Förſter 
unter gleichzeitiger Übertragung von Forſtſekretär⸗ 
ſtellen heranſtehen (alſo zur Zeit der Erteilung des 
Forſtverſorgungsſcheins an dieſe Anwärter). Die 
wahrgenommenen Stellen können dieſen An⸗ 
wärtern dann ſeinerzeit ohne Ausſchreibung über⸗ 
tragen werden. Um eine Klärung in dieſer Frage 
herbeizuführen und den Kreis der Beteiligten feſt⸗ 
zulegen, beſtimme ich, daß dieſes Offenhalten von 
Stellen einſtweilen nur bis zum 1. Oktober 1923 
zuläſſig fein ſoll. Bis zum 10. Juli 1923 wäre, falls 
nötig, zu berichten, in welchen Fällen und aus 
welchen Gründen Verlängerung des bisherigen 
Zuſtandes angebracht erſcheint. 

Werden Anwärter jeder Art im Schreibdienſte 
nicht voll (alſo nebenher) beſchäftigt, ſo kann die 
Forſtſekretärſtelle unbedenklich anderweit beſetzt 
werden, da die Stelle als ſolche der vollen 
Arbeitskraft zufallen muß. Daß eine volle Arbeits⸗ 
kraft grundſätzlich überall angebracht iſt, ſetze ich 
voraus. Ausnahmefälle wären mir vorzutragen. 
Die betreffenden Stellen dürfen dann zunächſt 
nicht beſetzt werden. Ich werde gegebenenfalls 
über ihre anderweitige Verwendung entſcheiden. 

Forſtverſorgungsberechtigte Anwärter und über⸗ 
zählige Förſter, welche Forſtſekretäre werden 
wollen, müſſen ſich verpflichten, mindeſtens ſo 
ange im Forſtſchreibdienſt zu bleiben, bis fie in die 
Dienſtaltersliſte der Förſter in Endſtellen (bisher 
„Förſter mit Revier“ genannt) aufgenommen ſind. 
Alsdann ſteht es ihnen frei, ſich um Förſterſtellen 
des Außendienſtes zu] bewerben. Wo zurzeit in 
dieſer Beziehung noch Beſchränkungen beſtehen, 
bleiben ſie in Kraft, bis ſie ausdrücklich von mir 
aufgehoben werden. Früherer Übertritt in den 
Außendienſt iſt nur mit meiner Genehmigung zu⸗ 
läſſig, und auch nur dann, wenn unter Umſtänden 
. als Forſtſekretär in einen anderen 
Bezirk nicht angebracht erſcheint. Diejenigen bis⸗ 
herigen Forſtſchreiber, welche obige! Verpflichtung 
nicht eingehen wollen, können abgelöſt werden, 
ſobald die dienſtlichen Rückſichten das zulaſſen. Die 
Fälle ſind mir anzuzeigen. Die liſtliche Führung 
der Forſtſekretäre würde zwar am überſichtlichſten 
ſein, wenn eine beſondere Forſtſekretärliſte angelegt 
würde. Da aber dann im Hinblick auf die Dienſt⸗ 
aktersverhältniſſe gegenüber den Beamten des 
Außendienſtes noch nachrichtliche Führung in deren 
Liſten notwendig wäre, bleibt es bei dem ſeitherigen 
Verfahren, nach dem die Forſtſekretäre ihrem 
Dienſtalter entſprechend in den Liſten der Förſter 
in Endſtellen und denen der überzähligen Förſter 
geführt werden. Sie bilden ja nach wie vor mit 
den Forſtbetriebsbeamten ein Ganzes. Ihre be⸗ 
ſondere Kenntlichmachung in den Liſten, wie 
bisher, iſt beizubehalten. 

Diejenigen Forſtverſorgungsberechtigten, welche 
Forſtſekretäre werden, kommen gemäß dem Zeit⸗ 
punkte, zu dem ſie angeſtellt werden, in die Dienſt⸗ 
alterskiſte der überzähligen Förſter. Bei gleichem 
Zeitpunkte entſcheidet über die Reihenfolge der 
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Jahrgang, dann die Nummer des Forſtverſorgungs⸗ 
ſcheins. Die ſo erlangten Stellen in der Dienſt⸗ 

tersliſte bleiben ihnen endgültig. Sie rücken 
entſprechend dieſen Stellen im Dienſtalter auf. 
Ob ſie bei vorzeitigem Übertritt in den Außen⸗ 
dienſt dieſen Vorteil behalten können, werde ich 
nach den Umſtänden in jedem Falle beſonders 
entſcheiden. 

Die Regierungen wollen nunmehr die Ein⸗ 
richtungen, den rechnungsmäßigen Nachweis, die 
Beſetzung oder Verwaltung der Forſtſekretärſtellen 
mit Wirkung vom 1. April 1921 ab durchführen. 
Beſonders empfehle ich ſtreng und gewiſſenhafte 
Prüfung in der Hinſicht, daß die dienſtälteren 
geeigneten Bewerber nach Maßgabe der dar⸗ 
gelegten Richtlinien zu ihrem Recht kommen. 

Zur Gewinnung der erſten Überſicht über die 
Verwendung der Stellen iſt die Herreichung eines 
Nachweiſes nötig. Dieſer muß enthalten: 

1. Laufende Nummer; 

2. Oberförſterei; 

3. Name der Forſtſekretärſtelle; 

4. Name des Beamten, der die Stelle ſeit dem 
1. April 1921 voll perſah oder verſieht; 

5. Deſſen Dienſtſtellung; 

6. War oder iſt er endgültiger Inhaber oder 

Verwalter der Stelle? 

7. Für welche Zeit ſeit dem 1. April 1921? 
8. Bei endgültigen Inhabern: Datum und 

Nummer des Forſtverſorgungsſcheins. 

Am Schluſſe dieſes Nachweiſes erſuche ich um 
Angabe, ob ſämtliche Oberförſtereien nunmehr 
Forſtſekretärſtellen haben oder welche Ausnahmen, 
wegen derer beſondere Anträge laufen, noch 
beſtehen. 

Den Nachweis erwarte ich bis zum 15. 
vember d. J. 

Der Bedorf an Forſtſchreiberſtellen (Rund⸗ 
erlaß vom 26. Februar 1913 — III 1813 II. Ang. — 
braucht nicht mehr gemeldet zu werden. 

Warmbold. 


Ne 


An die Regierungen uſw. 


Verordnung 
über die Gewährung von Notzuſchlägen zum 
Grundgehalte, zur Grundvergütung, zum Orts⸗ 
zuſchlag und zu den Kinderbeihilfen der Staats⸗ 
beamten und Lehrperſonen. 
Vom 2. September 1921. 


Das Staatsminiſterxium hat am 2. September 
1921 auf Grund des Artikels 55 der Verfaſſung 
des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 
in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der 
Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen Ausſchuſſe 
des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzes⸗ 
kraft erlaſſen: 


SL 

(1) Der bisher neben dem geltenden Aus⸗ 
gleichszuſchlage gewährte Notzuſchlag zum Grund⸗ 
gehalte, zur Grundvergütung und zum Orts⸗ 
zuſchlage der Staatsbeamten und Lehrperſonen, 
deren Bezüge durch das Beamten⸗-Dienſtein⸗ 
kommensgeſetz vom 17. Dezember 1920, durch 
das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 
17. Dezember 1920, durch das Geſetz über 
das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer 
an nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten vom 
17. Dezember 1920, durch das Mittelſchullehrer⸗ 
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Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 
und durch das Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 geregelt 
ſind, wird bis zur nächſten anderweiten Feſt⸗ 
ſetzung des Ausgleichszuſchlags durch den Staats⸗ 
haushaltsplan mit Wirkung vom 1. Auguſt 1921 
wie folgt erhöht: 
In den Orten der Ortsklaſſe 


A von 20 vom Hundert auf 43 vom Hundert, 
41 


B ” 17 " " D ” ” 
d nu 15 nm 7. nm 39 D D 
D D 10 H H u 37 77 D 
E 


A 5 n H H 35 * 70 

(2) Entſprechend erhöht ſich nach § 23 Abſ. 2 
und 3 des Beamten ⸗Dienſteinkommensgeſetzes 
vom 17. Dezember 1920 der Verſorgungszuſchlag 
der Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger 
und Witwen. 

(3) Für die Höhe des Notzuſchlags iſt bei den 
im Amte befindlichen Staatsbeamten und Lehr- 
perſonen der dienſtliche Wohnſitz, bei den Warte⸗ 
geldempfängern, Ruhegehaltsempfängern und 
Witwen der Wohnſitz der zum Empfange der 
Verſorgungsbezüge „ maßgebend. 


(1) Von demſelben Tage ab bis zu einer 
anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaus⸗ 
haltsplan wird der bisher neben dem geltenden 
Ausgleichszuſchlage gewährte Notzuſchlag zu den 
geſetzlichen Kinderbeihilfen der im $ 1 genannten 
ee und Lehrperſonen wie folgt 
erhöht: 

In den Orten der Ortsklaſſe 
5 von SCH vom Hundert auf 150 vom Hundert 

125 


H 5 H DI Ui D H 


C H 50 19 Hi 77 1 25 D Hi 
D„ 25 „ „, „ 100 „ „ 
E 


2 25 d 77 77 100 D n 
(2) Entſprechend erhöht ſich der Notzuſchlag 
zu den Kinderbeihilfen der Wartegeldempfänger, 
Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebenen. 

(3) Für die Höhe des Notzuſchlags iſt bei den 
im Amte befindlichen Staatsbeamten und Lehr⸗ 
perſonen der dienſtliche Wohnſitz, bei den Warte⸗ 
geldempfängern, Ruhegehaltsempfängern und den 
Hinterbliebenen der Wohnſitz des zum Empfange 
der Kinderbeihilfe . maßgebend. 


Von demſelben Tage ab bis zu einer ander⸗ 
weiten Feſtſetzung durch den Staatshaushalts⸗ 
plan erhalten: 
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a) männliche, nicht planmäßige Beamte, die 
wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger 
Vergütung an den Wiſſenſchaftlichen Hoch⸗ 
ſchulen und die ihnen gleichgeſtellten Hilfs⸗ 
kräfte der Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, 
Anſtalten und Inſtitute ſowie die auftrags⸗ 
weiſe vollbeſchäftigten und die einſtweilen 
angeſtellten Lehrer einen weiteren Notzuſchlag 
in der Höhe, daß ihr e ee nebft 
Ausgleichs⸗ und Notzuſchlag das Dienſt⸗ 
einkommen nebſt Ausgleichs⸗ und Not⸗ 
zuſchlag eines planmäßigen Beamten (Lehrers) 
der erſten Beſoldungsſtufe ihrer Eingangs⸗ 
gruppe an ihrem dienſtlichen Wohnſitz erreicht: 

b) die weiblichen, nicht planmäßigen Beamten, 
die weiblichen wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten 
mit planmäßiger Vergütung an den Wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen und die ihnen gleich⸗ 
geſtellten weiblichen Hilfskräfte der Wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und In⸗ 
ſtitute einen weiteren Notzuſchlag bis zur 
Erreichung eines Geſamtbetrages, wie er ſich 
ergeben würde, wenn unter Zugrundelegung 
des Ausgleichs⸗ und Notzuſchlags für die plan⸗ 
mäßigen Beamten ſowie des Ortszuſchlags 
für die erſte Beſoldungsſtufe ihrer Eingangs⸗ 
gruppe die Vergütungsſätze betragen würden: 
vom Beginne des erſten Anwärterdienſtjahrs 
ab ſtatt bisher 70 vH. = 80 v., zweiten 
Anwärterdienſtjahrs ab ſtatt bisher 80 vH. 

85 vH., dritten Anwärterdienſtjahrs ak 

ſtatt bisher 85 09. = 90 v., vierten An⸗ 

wärterdienſtjahrs ab ſtatt bisher 90 vS. 

95 np, fünften Anwärterdienſtjahrs af 

ſtatt bisher 95 up. = 100 v., 

bei Anwärterinnen auf Stellen, die in 
der Beſoldungsordnung mit einem f) 
bezeichnet ſind, unter Zugrundelegung einer 
um 10 vom Hundert gekürzten Grundvergütung 

c) die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und die 
einſtweilen angeſtellten Lehrerinnen einen 
weiteren Notzuſchlag, ſo daß die Grund⸗ 
vergütung bis zur Vollendung des ſiebenten 
Dienſtjahrs den um 10 vom Hundert gekürzten 
Betrag folgender Grundvergütungsſä 
beträgt: 4650 /, 4960 K, 4960 K, 5270 . K, 
5580 K, 5890 , 6200 K. 

Berlin, den 2. September 1921. 
Das Preußiſche Staats miniſterium. 
Stegerwald. Becker. Dominicus. 
Warmbold. Saemiſch. ` 


— 
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Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Aus dem Preußiſchen Landtage. Wie wir den 
Tageszeitungen entnehmen, wurde am 13. Ok⸗ 
tober im Ausſchuß für Beamten⸗Angelegen⸗ 
heiten des Preußiſchen Landtags über einen 
Antrag des Zentrums beraten, der von der Staats⸗ 
regierung Maßnahmen fordert, durch die die 
Beamten, Lehrer, Angeſtellten und Arbeiter uſw. 
in die Lage verſetzt werden, ſich mit den nötigen 
Win tervorräten zu verſorgen. Es wurde beſchloſſen, 
die weiteren Beratungen der Angelegenheit auf 
Dienstag, den 18. Oktober, zu vertagen und den 
Freußiſchen Finanzminiſter zu einer Sitzung ein⸗ 


zuladen. Anſchließend hieran ſollen dann die 
Spitzenorganiſationen in der Frage gehört werden. 
Ferner hat die Deutſche Volkspartei im Land- 
tage folgenden Antrag eingebracht: 


„Das Staatsminiſterium zu erſuchen, ſchleu⸗ 
nigſt dem Landtage einen Geſetzentwurf vor⸗ 
zulegen, durch welchen die Not⸗Teuerungs⸗ 
zuſchläge zu den Bezügen und Kinderbeihilfen der 
Beamten (Beamtinnen), Lehrer (Lehrerinnen), 
Penſionäre und Hinterbliebenen mit Wirkung 
vom 1. Auguſt 1921 und unter Wegfall der 
Differenzierung nach Ortsklaſſen weſentlich 
erhöht, und zwar in ſolcher Höhe feſtgeſetzt werden. 
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daß auch den unterſten Beſoldungsgruppen das 
Exiſtenzminimum 5 wird.“ 

Die deutſchnationale Landtagsfraktion 
hat einen Antrag eingebracht, in dem u. a. ge⸗ 
fordert wird: 

1. ein Geſetzentwurf, durch den das Dienſt⸗ 
einlommen der Beamten und Lehrer automatiſch 
dem Wert des Geldes angepaßt wird, und 
zwar in der Weiſe, daß 

a) das bei Entwurf der jetzt geltenden Be⸗ 
ſoldungsgeſetze als ausreichend erachtete Dienſt⸗ 
einkommen (Grundgehalt, Ortszuſchlag, Kinder⸗ 
beihilfe und Teuerungszuſchlag) auf den Betrag 
erhöht wird, der ſich ergibt, wenn man die für 
den J. Januar 1920 ermittelten Inderziffern 
unter beſonderer Berückſichtigung der Roggen⸗ 
preiſe und der Preiſe für Bekleidung in Be⸗ 
ziehung zu den Indexziffern vom 1. Oktober 
1921 ſetzt, 

b) dieſe Feſtſtellung am 1. April und 1. Ok⸗ 
tober jedes Jahres erneuert wird, 

2. unabhängig von der zu 1 gedachten 
(sejegesvorlage den Beamten und Lehrern als⸗ 
bald eine für alle Gehaltsgruppen gleiche, nur 
nach dem Familienſtand abgeſtufte ausreichende 
Beſchaffungszulage zu gewähren, 

3. ſoll die Staatsregierung bei der Reichs⸗ 
regierung darauf hinwirken, daß 

a) die jetzige ungerechte und unhaltbare 
Ortsklaſſeneintellung fallen gelaſſen wird und 
unter Erſetzung des Ortszuſchlages durch Miet⸗ 
entſchädigung die einzelnen Orte nur nach der 
Höhe der letzteren unterſchiedlich behandelt 
werden, 

b) die im Artikel I (§ 48) des Geſetzes über 
die vereinfachte Beſteuerung des Arbeitslohns 
vom 11. Juli 1921 (R. G. Bl. S. 847) feſtgeſetzte 
Einkommensgrenze auf 35 000 / heraufgeſetzt 
wird, 

4. die Maßnahmen unter 1 bis 2 auch ent⸗ 
ſprechend auf die Wartegeld⸗ und Ruhegehalts⸗ 
empfönger ſowie die Hinterbliebenen verſtorbener 
Beamten auszudehnen. 


2 

Das verfaſſungswidrige Altersgrenzengeſetz. 
Die deutſchnationale Landtagsfraktion hat an das 
meußiſche Staatsminiſterium folgende Anfrage 
gerichtet: „Das preußiſche Geſetz, betr. Einführung 
eimer Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 iſt 
nunmehr a in zweiter Inſtanz durch das Kammer⸗ 
gericht für reichsverfaſſungswidrig erklärt worden. 
Wiewohl natürlich immer noch die Möglichkeit 
veſteht, daß das Reichsgericht anderer Auffaſſung 
iſt, legen doch die übereinſtimmenden Urteile der 
erſten und zweiten Inſtanz die gegenteilige An⸗ 
(ube nahe. Die weitere Durchführung des 
gedachten Geſetzes kann unter dieſen Umſtänden 
zu ſchweren finanziellen Schädigungen der 
preußiſchen Finanzen führen. Wir fragen daher 
das Staatsminiſterium, welche Maßnahmen es 
zu ergreifen gedenkt, um ſolche Schäden zu ver⸗ 
Ritten.“ e 

Teuerungszuſchüſſe zu Militärrenten. Alle 
empfänger laufender Verſorgungsgebührniſſe 
(mit Ausnahme der Kapitulanten, die unabhängig 
von Dienſtbeſchädigung lediglich auf Grund ihrer 
Dieuſtzeit verſorgt ſind, ferner der Beſchädigten, 
deren Erwerbsfähigkeit um weniger als 50 v. H. 
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gemindert iſt, und der Berufsoffiziere ſowie deren 
Hinterbliebenen) erhalten vom 1. 8. 1921 ab 
laufende Teuerungszuſchüſſe, die den Ruhens⸗ 
vorſchriften nicht unterliegen. Es erhält monatlich: 
jeder Schwerbeſchädigte 30 „ und daneben für 
jedes zum Empfang der Kinderzulage ($ 30 des 
R. V. G.) berechtigte Kind 15 4 (dieſer Betrag 
erhöht ſich, wenn der Vater nicht im Erwerbsleben 
ſteht, auf 20 M — bei Erwerbsfähigkeitsminderung. 
um 70 oder 80 v. H. — oder auf 45 M bei 
Minderung um 90 oder 100 v. H. —); jede Witwe 
25 K und daneben, wenn fie erwerbsunfähig iſt, 
15 A. jede Waiſe 15 „; jeder Elternteil 15 &. 
Empfänger eines Übergangsgeldes ($ 32), deren 
Erwerbsfähigkeit um mindeſtens 50 v. H. ge⸗ 
mindert iſt, erhalten einen ee von 
30 , aber keine Kinderzuſchüſſe. Empfänger 
iner Witwenbeihilfe ($ 40) erhalten einen 
Teuerungszuſchuß von 25 „ und, wenn fie a 
Kinder ($ 41) zu ſorgen haben und nicht im Er- 
werbsleben ſtehen, daneben 15, zuſammen 40 K. 
Die Zuſchüſſe werden für die Monate Nuguſt, 
September und Oktober im Laufe des letzteren 
Monats in einer Summe, dann, wie die Renten, 
monatlich gezahlt, und zwar von Amts wegen, 
ſo daß es eines Antrages nicht bedarf. Hg. 


CH 

Die Forſtberatungsſtelle der Lindwirtſchafts⸗ 
kammer für die Provinz Pommern hat bom 
25. September ab ihren Sitz von Belgard nach 
Stettin, Werderſtr. 32, verlegt. In Belgard 
befindet ſich nur noch die Forſteinrichtungsanſtalt⸗ 
deren Verlegung nach Stettin aber gleichfalls in 
Ausſicht ſteht. 


C 
Bei der Prüfung für den Nevierverwaltungs⸗ 
dienſt der Privaten uſw., die der von dem Deutſchen 
Forſtverein dafür eingeſetzte Ausſchuß vom 17. bis 
22. September in Darmſtadt abgehalten hat, habeit 
drei Prüflinge mit „gut“, acht mit „genügend“ 
beſtanden. Für dieſe Prüfungen wird, wie man 
uns mitteilt, vom Jahre 1922 ab eine neue 
Prüfungsordnung gelten, die zurzeit ausgearbeitet 
wird. Sobald ſie feſtſteht, hoffen wir Näheres 

darüber bekanntgeben zu können. 


C 
Ein Förſtergedenkſtein im Deiſter. Bet den: 

Forſthaus Köllniſchfeld im Deiſter ift vor kurzem 
ein Denkſtein enthüllt worden. Die Forſtbetriebs⸗ 
beamten des Regierungsbezirks Hannover hatten 
ſich vereinigt, um ihren im Kriege gefallenen 
18 Kameraden einen Denkſtein zu errichten, der 
ihre Namen der Nachwelt erhalten ſoll. Ein 
Granitfindling aus der Feldmark Münder, un⸗ 
entgeltlich hergegeben und unentgeltlich von Land⸗ 
wirten der Nachbarſchaft angefahren, trägt die 
Namen der Gefallenen; er ſteht auf einem einfach 
eingehegten Platz. Prunklos wie das Denkmal, 
aber ergreifend iſt die Feier der Einweihung ver⸗ 
laufen, bei der Paſtor Schmedes, Springe, und 
Förſter Ernſt, Misburg, Anſprachen hielten. 

* 


Spende japaniſcher Forſtvereine für die 
deutſche Forſtwiſſenſchaſt. Von zwölf japaniſchen 
Forſtvereinen, deren Mitglieder in Deutſchland 
ſtudiert haben und die ſich jetzt deſſen erinnern, 
was ſie deutſchen Bildungsſtätten verdankon, 
iſt ein Betrag von 100 000 „ zur Unterſtützung 
der deutſchen Forſtwiſſenſchaft geſammelt worden, 


— 
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Das Geld iſt dem deutſchen Botſchafter in Tokio 16. Oktober, nicht erſcheinen. Nachdem nunmehr 


durch Profe ſſor Som ole von der landwirtſchaft⸗ 
lichen Abteilung der Kaiſerlichen Univerſität und 
von dem Oberförſter Baba vom Miniſterium für 
Landwirtſchaft und Handel im Namen der ge⸗ 
nannten Vereine perſönlich ausgehändigt worden 
und gelangt demnächſt zur Verteilung im Sinne 
der Spender. Gleichzeitig wurde dem Botſchafter 
ein Begleitſchreiben überreicht. Darin wird aus⸗ 
geführt, daß nach Berichten von neuerdings in 
Deutſchland angekommenen Forſtſtudenten infolge 
der durch den Weltkrieg hervorgerufenen Notlage 
das wiſſenſchaftliche Forſchungsweſen Schaden 
zu leiden droht; dieſe Berichte und die Erkenntnis, 
daß der derzeitige hohe Stand des japaniſchen 
Forſtweſens hauptſächlich auf die in Deutſchland 
erworbenen Kenntniſſe zurückzuführen iſt, hätten 
die Forſtleute, die einſt in Deutſchland ihre Studien 
getrieben haben, bewogen, jeder zu ſeinem Teil 
als Zeichen der Dankbarkeit zu der Spende bei⸗ 
zutragen. 


＋ 
Der Bericht über die 75. Hauptverſammlung 
des Schleſiſchen Forſtvereins, mit deſſen Ver⸗ 
Iffentlichung wir in voriger Nummer begonnen 
haben, kann leider infolge Raummangels diesmal 
nicht ſortgeſetzt werden; wir hoffen ihn in nächſter 
Nummer zu Ende führen zu können. 


* 

„Waldheil“, Kalender für deutſche Forſtmänner 
und Jäger auf das Jahr 1922, iſt wieder erſchienen. 
Bei der diesjährigen Ausgabe iſt vor allem dem 
Beſtreben Rechnung getragen, wieder zur alten 
guten Friedensausſtattung zurückzukehren. Zus 
nächſt iſt fur alle zum Schreiben beſtimmten 
Teile weit beſſeres Papier verwandt worden, das 
ımtenfeft wie früher iſt. Dann iſt auch der Ein⸗ 
band in dieſem Jahre wieder aus Leinen hergeſtellt 
und nicht aus dem Erſatzſtoff des letzten Jahr⸗ 
gangs, der leider keine allzu große Haltbarkeit 
dewieſen hat. Außerdem iſt der Kalender wieder 
mit der altbewährten Klappe und mit Innen⸗ 
taſche aus Leinen verſehen. Ein leidlich guter 
Bleiſtift iſt beigefügt. Trotz aller Neuerungen 
it es möglich geweſen, den Preis des Kalenders 
auf der Höhe des vorjährigen zu hallen. Von 
dem nun ſeit 34 Jahren erſcheinenden Kalender, 
der ſich im Laufe der Jahrzehnte ſo viele Freunde 
erworben und der auch in dieſem Jahre einen 
zahlreichen Käuferkreis gefunden hat, werden nach 
wie vor zwei Ausgaben hergeſtellt, von denen 
die ſchwache Ausgabe A 12 M und die 
ftarke Ausgabe B mit verſtärktem Notizkalender 
und 150 Seiten Millimeterpapier für tabellariſche 
Notizen 13,50 4 koſtet. 


CH 
Btrichtignng. In meinen Artikel „Forſt⸗ 
nebenkaſſen“ in Nr. 41 hat ſich leider ein 
Druckfehler eingeſchlichen. Es muß auf Seite 775 
nicht 10% der Einnahme, ſondern 8/10 (acht 
Zehntel) % heißen. Auch gehört der Satz: „Diefe 
Beiſpiele könnten noch vermehrt werden“ vor den 
Satz „Die Finanzämter laſſen uſw.“ 
Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. 
Se 


An unfern Leſerkreis. Infolge Streiks des 
Schere und Druckerperſonals wegen Nicht⸗ 
vewülligung außertariflicher Forderungen konnte 
ie „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ am Sonntag, dem 


die Arbeit wieder aufgenommen worden iſt, ge⸗ 

langen die beiden Nummern 42 und 43 als Doppel⸗ 

nummer in verſtärklem Umfange zur Ausgabe 

Die Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
* 


Forſtwirtſchaftliches. 

Verſuche über die Entſtehung von Wald⸗ 
bränden. Unter dieſer Überſchrift haben wir in 
Nr. 35 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ S. 670 
Mitteilungen des Forſtmeiſters a. D. Reinhardt 
gebracht, die teilweiſe mit der allgemein verbreiteten 
Anſchauung im Widerſpruch ſtehen. Auf unſer 
Erſuchen um Mitteilung von Beobachtungen über 
dieſe Frage ſind uns aus dem Leſerkreiſe folgende 
Zuſchriften zugegangen, die mit den Beobachtungen 
des Herrn Forſtmeiſters Reinhardt keineswegs 
übereinſtimmen. So ſchreibt Herr Forſtmeiſter 
von Jena, Lichtefleck, folgendes: 

1. Ich habe ſelbſt probeweiſe in trockenem 
Bodengras mit einem Zigarrenreſt Feuer ange 
blaſen. So bläſt der Wind auch oft. 2. Ein Wald⸗ 
brand in Kutzſtedt Jag. 91/92 ging aus von der 
Einmündung eines Geſtells mit Richtſteig auf 
einen öffentlichen Weg längs der Grenze, dei 
meiſt mit Heide verwachſen war (wenig Verkehr 
dort). Nur wo etwas mehr begangen, war die 
Heide kümmernd und dürres Gras darunte! 
Letzteres noch mehr auf dem Richtſteig auf dem 
Geſtell. Dicht neben der Einmündung fand ich 
noch den Zigarrenſtummel, um dieſen herum etwa 
ſo groß wie ein Stuhlſitz verbranntes Gras, dann 
ein ſchmaler Streifen bis an den Steig, der in 
den Wald führt, und hier immer breiter werdend, 
dann rechts und links in die Dickungen weiter 
brennend. Es wäre ſehr ſchlimm für den deutſchen 
Wald, wenn die Veröffentlichungen des Herrn 
Forſtmeiſters Reinhardt unwiderſprochen aus- 
gebreitet und ausgenutzt würden. — Von Intereſſ 
wäre noch, daß das Glimmen von Rohhumus 
durch Blitzſchlag erſt am dritten Tage gerochen 
und — etwa ſtubengroß — noch rechtzeitig aus⸗ 
gegoſſen wurde. Das war zu anderer Zeit in 
einem anderen Waldteil.“ 

Weiter wird uns von Herrn Förſter Becker, 
Sülberg, noch folgendes mitgeteilt: 

„Bei gelegentlichen Ausſprachen unter Kollegen 
uſw. über Waldbrände und deren Urſachen wurde 
mir mehrfach verſichert, daß die Pfeife und Zigarre 
gefahrlos jet. Ich möchte dazu nur ſagen De 
Vorſicht als Nachſicht“. Zigaretten halte Lu 
wegen der Papierhülle und des leichtglimmenden 
Tabaks für ſehr gefährlich. Mit Streichhölzern 
habe ich perſönlich zweimal ſelbſt böſe Erfahrungen 
gemacht. Eines Abends befand ich mich auf dem 
Bockanſtand. Um mich herum ſtand dichter, ver⸗ 
dorrter Graswuchs. Der Mücken wegen brannte 
ich die Pfeife an und warf das Streichholz, nachde in 
ich dasſelbe eine Zeitlang noch in der Hand hielt, 
um es EEN zu laſſen, achtlos fort. Und 
der Erfolg? Vielleicht ein bis zwei Minuten 
ſpäter ſchlug an der Stelle aus dem Graſe ein⸗ 
Flamme empor, die ich aber mittels Ruckſack zum 
Verlöſchen brachte. Was würde paſſiert fein, 
wenn ich nun vorher den Stand verlaſſen hätte“ 
Die Antwort weiß jeder ſelbſt. Ein anderes 
Beiſpiel: Ein Kollege und ich waren beim Aus⸗ 
zeichnen eines etwa 48jährigen Kiefernbeſtandes. 
der reichlich Laubholz als Bodenſchutzholz aufwies. 


Nr. 42/43 Bd. 36 (1921) 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


799 


Le en 


Nach einer Frühſtückspauſe ſetzten wir 
Pfeife in Brand und behandelten das Streichholz 
ungefähr wie vorhin erwähnt. Nachdem wir nun 
ungefähr, 15 Minuten unſere Beſchäftigung wieder 
aufgenommen hatten, bemerkte mein Kollege 
plötzlich durch das Unterholz aufſteigenden Rauch. 
Hinzueilend, mußten wir feſtſtellen, daß wahr⸗ 
ſcheinlich das Streichholz bzw. unſere Fahrläſſigleit 
der Brandſtifter ſei. Durch beherztes Zugreifen 
konnten wir das Feuer, welches ſich auf etwa 
30 m ausgedehnt hatte, löſchen 50 m weiter, und 
ſo wäre eine Fichtendickung in Brand geraten. 
So bin ich durch Schaden klug bzw. vorſichtig 
geworden und gehe ſeitdem 8 gegen 
jeden Raucher vor. Den Leſern wird dieſes aber 
hoffentlich als Warnung dienen!“ 
CH 


Waldbrände. 

Bezirk Köslin. Stadtforſt Tempelburg. 
Am 10. September wurden in Jagen 6 0,5 ha 
19 jährige Kiefernſchouung und 0,5 ha Kiefern⸗ 
Altholz durch einen Waldbrand vernichtet. Das 
Feuer entſtand wahrſcheinlich durch das Fort⸗ 
werfen eines brennenden Streichholzes vormittags 
gegen 11 Uhr bei heftigem Südwind. Durch das 
ſchnelle Eintreffen der Löſchmannſchaften gelang 
es, das Feuer auf die genannte Fläche von 1 ha 
zu beſchränken. 

Rheinland. Fürſtl. Hatzfeldtſche Ober⸗ 
förſterei Crottorf. Dürre und viel wanderndes 
Volk im Walde machten in dieſem Jahre dem 
Revierverwalter viel Sorge; dazu kamen häufige 
Klagen über Schwarzwildſchäden mit Drohungen, 
die Fichtendickungen anzuſtecken. Durch un⸗ 
bekannte Urſache brannten vier verſchiedene 
Fichtendickungen ab, vernichtet ſind 4,5 ha, Geſamt⸗ 
brandfläche 5,9 ha; in früheren Jahrzehnten ent⸗ 
fiel auf das Jahr nur 1 ha. Mitverbrannt ſind 
für 1000 „ verkaufte Stangen. Gelöſcht wurden 
15 Brände. Ein Drittel aller Brände iſt durch 
Leichtſinn an den Fußwegen entſtanden, auch 
durch Spielen von Hütelindern mit Streichhölzern. 
Durch Funkenflug der Eiſenbahn entſtand kein 
Brand, durch Überbrennen bei den weitver⸗ 
breiteten Hainen ein geringes Schadenfeuer. 
Trotz der großen Anzahl der Waldbrände blieben 
ſo den ausgedehnten Waldungen Brandver⸗ 
wüſtungen erſpart. Der Bevölkerung dürfte aber 
künftig größeres Entgegenkommen wie Rückſicht⸗ 
nahme auf die Forſtbeamten, die in einem ſolchen 
Dürrejahre einen ſchweren Stand haben, anzu⸗ 
empfehlen ſein. Vieth, Oberförſter. 


% 
Vom Nauhwarenmarkt. 

Rauhwerkpreiſe der Märkiſchen Fell ⸗Ler⸗ 
wertungsgenoſſenſchaft Berlin N 20, Freienwalder 
Straße 5, vom 15. Oktober 1921. (Bei nach⸗ 
ſthenden Preisnotierungen bedeutet I Primaware, 
II S kundaware und III Schwarten.) Haſen: Winter 
18 4, Sommer 4 A, Wildkanin: Winter 5 &, 
Sommer 14, Füchſe: 1425 K, I 125 4, Sommer 
25 K, Steinmarder: I 1000 &, II 350 K, 
III 75 4, Baummarder I 1500 &, II 350 K, 
III 75 8, Iltiſſe: I 160 &. II 60 4, III 15 4, 
Maulwurfe: 18 &, II 4 A, Dachſe: I 100 &, 
Rehe: Sommer 50 A. Winter 20 A das Stück. 
Rotwild: trocken 184, Damwild: 24 K, Schwarz⸗ 
wild: trocken 3 A das Kilo. Diele Preiſe find Durch⸗ 
ſchnittspreiſe, zu denen die Waren in Empfang ge⸗ 
nommen werden. Sie ſind nicht als bindend zu 


unſere | betrachten, ſondern freibleibend, da fie ftetig Schwan⸗ 


kungen nach oben und unten unterworfen ſind. 

Nach der „Kürſchner⸗ Zeitung“ (Leipzig) vom 
16. Oktober 1921. Otter 800 bis 1000 &, Stein⸗ 
marder 800 bis 1500 4, Baummarder 1400 bis 
1650 4, Füchſe 400 bis 700 A. Iltiſſe 150 bis 200 &, 
Dachſe 100 bis 140 A. Hamſter 6 bis 10 %, Kanin 
(Kürſchner) 12 bis 20 &, Haſen 15 bis 25 A, Wieſel 
10 bis 20 „, Rehdecken 45 bis 55 K. Die oben be⸗ 
zeichneten Preiſe ſind als ungefähr erzielte Preiſe auf⸗ 
zufaſſen, da ſie ſtarken wechſelnden Schwankungen 
unterliegen; es iſt gegenwärtig ganz beſondere Vorſicht 
beim Einkauf zu empfehlen. 


* 


Brief⸗ und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Geſchätsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonunie Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne ; 
ments⸗Quittuug oder Ausweis, daß Frageſteller bonnen! 
iſt, und 1,50 Mark Portoauteil beizuſugen, fehlt dleſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Ju al 
gemeinen werden wertere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſlellen, für 
deren Erlangung der Schriftleitung hohere Sonderhounrare 
erwachſen, ſo wird Veigutung diefer Selbſtkoſten bean⸗ 
jprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht ena: 
richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 80. Einkommen eines nach 
VBeſoldungsgruppe 7 zu behandelnden Zenter, 
förſters im Privatdienſt. Ich bin als verw. 
Revierförſter nach Gruppe 7 der Staatsbeamten 
angeſtellt. Mein Dienſtalter rechnet vom J. Juli 
1911. Ortsklaſſe B. Meine Dienſtwohnung iſt 
vollwertig (960 4), Dienſtland wird mit 1060 % 
in Anrechnung gebracht; habe drei Kinder im 
Alter von 6, 14 und 15 Jahren. Wieviel Gehalt 
habe ich zu beanjpruchen? Wieviel Brennholz 
darf ich für meinen Bedarf entnehmen und wie 
hoch denſelben berechnen? Kommt für mich 
Dienſtaufwandsentſchädigung in Frage? Die 
einzelnen Gehaltsſatze bitte ich beſonders on. 
zugeben. Cl., Revierförſter im Privatdienſt. 

Antwort: Die Gruppe 7 der Staatsforſt⸗ 
beamten hat Anſpruch auf folgende Bezüge, wenn 


die von Ihnen angegebenen Vorausſetzungen 

zutreffen: 

Grundge hallt . 8500,— AJ 

Ortszuſchlag ohne Wohnung 3 200, — „ 

Ausgleichszuſchlahnga gs 7 839,— „ 
Sa.: 19 539, — At 


Für die Dienſtwohnung entſcheidet der Mietwert. 
aber es dürfen im vorliegenden Falle höchſtens 
960 & abgeſetzt werden, jo daß das Einkommen 
betragen muß 


Grundgehalt .. . . 8500,— . 
Ortszuſchlaaig 2 240, — „ 
Ausgleichszuſchlag 

(8 500 2 240) . 0,67 = 7195,80 „ 


N Sa.: I7 535,80 A 
An Kinderbeihilfen haben Sie zu beanſpruchen: 
für ein Kind von mehr als 6 Jahren 


bis 14 Jahren 50,.— K 
für zwei Kinder von mehr als 
Lé Jahren = 1620. 2 . . . 3240, — „ 


Geſamteinkommen 22 525,80 .K 
Ob Ihnen ein Rechtsanſpruch auf Dienſtland, 
Brennholz und Dienſtaufwandsentſchädigung zu⸗ 
ſteht, läßt ſich nur auf Gcund Ihres Dienſtvertrages 
ſagen, den wir vorzulegen anheimſtellen. 
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und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Feſttzung gelangende Sorfidienffeilen. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Söriterfteiie Angſtutſchen, Oberf. Weſzkallen (Gum⸗ 
binnen), kommt zum 1. November zur Neu⸗ 
beſetzung. Zu der erledigten Stelle gehören rund 
19 ha zu regulierer des Tienſtſand. Dienſtwohnung 
vorhanden. Die Schule iſt in Szardehlen, ca. 1,5 km, 
Bahnſtation: Kiauſchen der Kleinbahn Pil kallen — 
Lasdehnen, ca. 3 km. Geſuche um Ve ſetzung 
auf dieſe Stelle find bis zum 25. Oktober em: 

zureichen. 

Förſterſtelle Barendorf, Kloſter⸗Oberf. Lüneburg 
(Hannover), iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. 
Zu der Stelle gehören rund 3,67 ha nutzbares Wirt⸗ 
fe) fteland. Dienſtwohnung vorhanden. Zugelaſſen 
zur Bewerbung ſind die planmäßigen Förſter 
ſowie die Forſtſchreiber und Förſter o. R., welche 
den Forſtverſorgungsſchein von 1904 und früher 
erhalten haben. Bewerbungsfriſt 25. Oktober. 

Förſterſtelle Eis vorf, Oberf. Rendsburg (Schleswig), 
iſt am 1 November oder ſpäter zu beſetzen. Wirt⸗ 
ſckaftsland: 0,2 ha Garten, 9,2 ha Acker, 2,6 ha 
Wiſe. Nutzungsgeld 1426 . Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung 1100 &. Nächſte Bahnſtation 6 km. 
Nächſte Dorfſchule 1 km. Bewerbungsfriſt 20. Oktober. 

Die neu eingerichtete Förſterſterle Gieſel (bisher über⸗ 
zähliger Förſter), Oberf. Gieſel (Caſſe!), iſt zum 
1. Noven ber zu beſetzen. Dienſtwohnung (früheres 
Oberförſterdienſtgehöft) im Dorfe Gieſel. Bahnhof 
Su be, 10 km, oder Neuhef, 8 km. Katholiſch. 
2,66 ha Gatten, 0,57 ha Acker, 0,75 ha Wleſe, 
0,11 ha Weide. Nutzungsgeld 190 „. Dienſtauf⸗ 
wandsentſckädigung wird neu feſtgeſetzt. Be⸗ 
werbungsfriſt 20. Oktober. S 

Förſterſtelle Heidmühlen, Obert, Segeberg (Schles⸗ 
wig), iſt am 1. November zu beſetzen. Wirt⸗ 
ſchaftsland: 0,4624 ha Garten, 2,4317 ha Wieſe. 
Nutzungsgeld 185 %. Dienſtaufwandsentſchädigung 
1100 %. Nächſte Bahnſtation 8 km. Nächſte 
Dorfſchule 2 km, Bewerbungsfriſt 20. Oktober. 

Förſterſtelle Jänſchwalde, Oberf. Jänſchwalde (Frank⸗ 
furt a. O), iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. 
Die Stelle liegt am Dorfe Jänſchwalde, an der 
Labn Cottbus — Guben. Zur Stelle gehören: 
6,120 ha Garten, 4,154 ha Acker, 3,378 ha Wieſe. 
Anderungen vorbehalten. Nutzungsgeld und Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung werden neu feſtgeſetzt. Be⸗ 
werbungsfriſt 1. November. 

Zörſterſtelle Leubuſch, Oberf. Rogelwitz (Breslau), 
iſt zum 1. Januar 1822 zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören Dienſtwohnung und nach der Regulierung 
ga. 10,214 ha Dienſ land. Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung 300 A. Bewerbungsfriſt 10. November. 

Sörfteritelle in Oldenſtadt 9, Oberf. Medingen 
(Lüneburg), iſt zum 1. Januar 1922 anderweit 

zu beſetzen. Zur Stelle gehören: 0,3490 ha Garten» 
land, 1,000 ha Acker, 0,500 ha Wieſe. Das 
Nutzungsgeld beträgt 355 A. Bewerbungsfriſt 
25. Oktober. 

Die Forſtſekretärſtellen der Oberförſtereien Dalheim, 
Wünnenberg, Obernkirchen, Haſte und Mänſter 
Ip nach der Allgemeinen Verfügung III 59 
für 1921 des Herrn Landwirtſchaftsminiſters vom 
23. September 1921 III 15 709 mit einem Förſter 
oder Forſtverſorgungsberechtigten zu beſetzen. Die 
Bewerbungen mit der Verpflichtung, im Schreib⸗ 
dienſte mipdeſtens jo lange zu bleiben, bis der 
Bewerber in die Dienſtaltersliſte der Förſter in 
Endſtellen aufgenommen iſt, müſſen bis zum 
5. November eingehen. 

Sie für die Oberförſtereien Neuendorf (mit Dienſt⸗ 
wohnung), Altplacht, immelpfort, Havelberg (mit 
Dienſtwohnung) und Liebenwalde (mit Dienſt⸗ 


wohnung) neu einzurichtenden Forſtſekretärſtellen 

und die Forſtſekretärſtellen der Oberförſtereien 

Altruppin und Bieſenthal (beide mit Dienſt⸗ 

wohnung) ſind vorausſichtlich zum 1. Dezember 

zu beſetzen. Wegen der Bewerbungen wird auf 
die Regie rungsverfügung vom 14. Oktober 1921 — 

O 4588 I Ang. Bezug genommen. Bewerbungsfriſt 

10. November. 

Forſtſekretärſtelle in der Oberf. Peine (Hildesheim) 
iſt ſofort zu beſetzen. Wohnung nicht vorhanden. 
Zur Bewerbung zugelaſſen find alle Förſter in 
Endſtellen und in überzähligen Stellen ſowie alle 
For ſtverſorgungsberechtigten, die die vorgeſchriebenen 
Bedingungen erfüllt haben. Bewerbungsfriſt 
5. November. 8 

Forſtſekretärſtelle Thiergarten, Oberf. Thiergarten 
(Merſeburg), iſt neu zu beſetzen. Wirtcchafts⸗ 
land rund 2 ha. Dienſtaufwandsentſchädiaung 
300 K. Nächſte Bahnſtation: Annaberg. Nächſte 
Volksſchule Annaberg. Nächſte höhere Schulen 
Wittenberg und Torgau. Zugelaſſene Bewerber: 
alle Hilfsföfter und überzähligen Förſter. Die 
Stelle Tat Dienſtwohnung. Bewerbungsfriit 

1. November. 

Hilfsförſterſtelle Nau⸗Bartelsdorf, Oberf. Ramuck 
(Allenſtein), iſt ſogleich zu beſetzen. Zur Steile 
gehören: 0,46 ha Acker, 1,52 ha Wieſen und Weiden. 
Schule in Neu⸗Bartelsdorf, 0,5 km. Nächſter 
Bahnort: Martinsdoif, 7,5 km. Bewerbungsfriſt 
21. Okteber. 

Für einen verheirateten Förſteranwärter iſt eine 
Dienſtwohnung in Wennenkamp, Oberf. Rumbeck 
(Minden), vorausſichtlich von Mitte November ab 
frei. Bewerbungsfriſt 1. November. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 

Gemeinde förſterſtelte des Forſtſchutz⸗Berbandes Wies⸗ 
baum iſt zum 1. Januar 1922 neu zu beiegen. 
Bewerbungen ſind bis 15. November an den 
Bürgermeiſter in Birgel, Kreis Daun, einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. 

Städt. Forſtaufſeherſtelle Guben iſt baldigſt zu be⸗ 
ſetzen. Bewerbungen ſind umgehend an die ſtädt. 
Obert, Heidektug b. Guben einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Eſchment, Staatsförſter von Forſthaus Schleithal, Oberf 
Weißenburg (U.⸗Elſ.), iſt am 1. Oktober als S'aats⸗ 
füörſter auf die Förſterſtelle Hochacht, Oberf. Adenau 
(Coblenz), übernommen. 

Krüger I, Förſter in Neu⸗Bartelsdorf, Oberf. Ramuck, iſt am 
1. Oktober nach Pillacken, Oberf. Pfeilswalde (Allen⸗ 
ſtein), verſetzt. 

Fauli, Förſter in Nieden, Oberf. Guszianka, iſt am 1. Ok⸗ 
tober nach Collogienen, Oberf. Cruitinnen (Allen: 
Deg, verſetzt 

Bünſchmann, Forſter o. R. in Neuenheerſe, Oberf. Neuen: 
heerſe, iſt infolge Anſtellung als Stadiförſter von Lipp⸗ 
ſpringe aus dem Staatsdienſte ausgeſchieden. 

Geier, Hilfsförſter in Drachhauſen, Oberf. Peitz, iſt am 
15. Oktober nach Schleuſenhaus, Oberf. Steinbuſch 
(Frankfurt a. O), verſetzt. 

Richter, Hilfsförſter in Himmelſtädt, Oberf. Cladow⸗Weit, 
iſt am 11. Oktober nach Jänſchwalde, Oberf. Jänſchwalde 
(Frankfurt a. O.), verſetzt. 

Sturm, Hilfsförſter in Neu⸗Hammer, tft am 1. Oktober nach 
Nieden, Oberf. Guszianka (Allenſtein), einberufen 

W A Hilfsförſter in Heydtwalde, iſt am 1. Oktober 
N orpellen, Oberf. Corpellen (Allenſtein), ent: 
erufeit. 

Wilhelm, Hilfsförſter in Goslar, iſt am 15. Oktober nach 
Dorjel, Oberf. Adenau (Coblenz), einberufen. 

Ismer, Forſtgehilfe, iſt am 10. Oktober von der Oberf. 
Ohlau nach der Oberf. Rogelwitz (Breslau) verſetzt. 
Die Verſetzung des Förſters o. R Saleck zum 1. DE 

tober von Seggerde nach Weferlingen (Magdeburg) wird 

zurückgezogen. 
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Im Regierungsbezirk Stettin find mit Wirkung vom 
1. April ab zu überzähligen Forſtern ernannt die Hilfsförſter: 
Sentfgel in Rothemühl, Oberf. Rothemühl; Radeck in 

Haferhorſt, Obert, Misdroy; Boloff in Kuhlmorgen, 

Obert, Neuenkrug: Waac in Waldfrieden, Oberf. 

Jädkemühl. 

Im Regierungsbezirk Minden ſind ab 1. Oktober 
machflehende Perſonalveränderungen zu verzeichnen: 

In den Ruheſtand wurden verſetzt: N 
Keub aver, Revierförſter in Diepenau, Oberf. Minden: 

Nitſche, Hegemeiſter in Bückethaler⸗Landwehr, Oberf. 

Haſte; Thönies, Hegemeiſter in Hardehauſen, Oberf. 

Harde hauſeu. 5 

Verſetzt wurden: 
Bolte, Förſter in Viindenerwald, Oberf. Minden, nach 

Bückethaler⸗Landwehr, Oberf. Haſte; Kirſch, Förſter in 

Obernkirchen, Oberf. Obernkirchen, nach Diepenau 

(Rahden), Oberf. Minden: Reiß, Förſter in Goldbeck, 

Oberf. Rumbeck, nach Mindener Wald, Oberf. Minden; 

Schaper, Förſter in Telegraf, Oberf. Böddeken, nach 

Obernkirchen, Oberf. Obernkirchen; Schulz, Förſter in 

Bückethaler⸗Landwehr (Bantorf), Oberf. Haſte (früher 

Bezirk Danzig), nach Hardehauſen, Oberf. Hardehauſen: 

Teurich. Förſter o. R. in Senden, Oberf. Münſter, nach 

Goldbeck, Oberf. Rumbeck. 

Im Regierungsbezirk Hannover find mit Wirkung 
son 1. April zum Förſter ernannt die Hilfsförſter: 
Endres in Schloß Ricklingen, Oberf. Dedenſen; Kospmann 

in Egeſtorf, Oberf. Lauenau; Sauermann in Lüneburg, 

Kkoſter⸗Oberf. Lüneburg. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Koflinsſy, Staatsförſter von Lagarde, Oberf. Dienze 
(Lothringen), tft am 1. Juli als Gemeindeförſter nach 
Mondorf, Kreis Merzig, übernommen. 
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Schöne, Gemeindeförſter von Forſthaus Hohhart, Oberf. 
Waſſelheim (NEM, iſt am 1. Oktober als Gemeinde⸗ 
förſter nach Fiſchbach, Por Odershaufen in Waldeck, 
übernommen. . g S 
Ceuſchner, Städt. Forſtverwalter in Hirſchberg i. Schleſ., in 
am 1. Okiober in den Ruheſtand getreten. Er hat 
43 Jahre lang die Hirſchberger Stadtforſt verwalten. 
Block, Forſtgehilfe in Cruſt, Gemeinde⸗Oberf. Cochem, ii 
mit der ſoſortigen Vertretung des erkrantten Förners 
in Kempenich, Gemeinde⸗Oberf. Adenau (Cobleuz), 
beauftragt. E 1 
Nungarten, Forſtgehilſe, ift als Gemeindeförſter auf Prabe 
in Heckenbach, Ober). Ahrweiler (Eoblenz), angeſtellt. 


Anhalt. 
Hofkammer. 
Haring, Forſtaſſeſſor in Ballenſtedt, wurde zum Oberförſter 
ernannt, 
Die Amtsbezeichnung Revierförſter wurde beigelegt den 
Förſtern: N a N 
Babel in Forſth. Brambach: Günther I in Forſth. Speckenge; 
Günther i in Zorſth. Am Kapen. ö 
Klein, Revierjäger in Pötnitz, iſt zum Förſter eruaunt. 
Zu Revierjägern wurdeu ernannt die Hilfsjäger: 
Plate in Fh. Wilhelms höhe; Schmelzer in Fh. Stolzenberg. 


Inbiläen, Gedenktage u. a. m. 

Waurich, Städt. Oberſörſter in Wittgendorf, feierte am 
1. Oktober ſein 25jähriges Jubiläum im Dienſte der 
Stadt Zwickau i. Sa. 

Beldel, Gräfl. Forſtverwalter in Goſeck, feierte am 2. Ok⸗ 
tober ſein jähriges Jubiläum in den Dienſten des 
Grafen Zech-Burkarsroda. 

Weidmann, Fürftl. Lobenlohe⸗Langenburgſcher Förſter in 
Naſſau b. Weikersheim, feierte am 30. September mi, 
feiner Gattin das Jeſt der goldenen Hochzeit. 


A 
Vereinszeitung. 
Verein 18 GE 17 den e erwecken 
G e nnte, nicht euten, dann hätten "is 
est eg auch noch 15 Pf. Porto darauflegen 
£ e ’ dürfen — auf unſere Schreibtiſche flatterte, 


Perſonalteil 1921. 
Der neunte Band des Preußiſchen Förſter 
Jahrbuches tft für die Preußiſchen Revierförſter 
von beſonderer Bedeutung, da zum erſten Male 
eine Dienſtaltersliſte aufgeſtellt und veröffentlicht 
iſt. Wir finden die 225 halb der 2 Revierförſter 
nach Bezirken und innerhalb der Bezirke wieder 
nach dem Dienſtalter geordnet, außerdem ſind 
genaue Angaben über Geburtstag, Eintritt beim 
Jägerkorps, Forſtverſorgungsſchein, endgültige 
Anſtellung als Förſter und als Revierförſter 
ſowie Dienſtſtellen mit vollſtändiger Adreſſe ent⸗ 
halten. Ich empfehle den Ankauf des Jahrbuchs 
unſeren Mitgliedern angelegentlichſt. 
Feldichen, Anfang Oktober 1921. 
Hennig, Revierförſter. 


| 2 
Bezirksgruppe Frankfurt a. O. 

Zu einer Ausſprache über das Umlaufſchreiben 
des Herrn Kollegen Staender bitte ich alle Herren 
Kollegen des Bezirks dringend, am Sonntag, dem 
23. d. Mts., vormittags 10 Uhr, nach Cuüſtrin 
in das Hotel Conrad kommen zu wollen. Das 
Erſcheinen aller Herren Kollegen iſt notwendig, 
auch die Herren der angrenzenden Bezirke, welche 
die Reiſe ermöglichen können, ſind ſehr will⸗ 
kommen. Liebaug. 


7 
Bezirksgruppe Königsberg. 

Zur Beſprechung bzw. Stellungnahme zum 
Schreiben der E Ständer, Spiewed, Gleim, 
das heute auf fo eigenartig gekrümmtem Wege — 
denn wenn die drei Herren die Drud- 


2 


— — 


bitte ich die Herren Kollegen des Bezirks, den 
Weg nach Königsberg nicht zu ſcheuen, ſich dort 
am Freitag, dem 21. Oktober d. J., vorm. 
11 Uhr, in Mellins Hotel einzufinden. 
Sämtliche 18 Revierförſter des Bezirks gehören 
unſerer Vereinigung an, und es iſt erforderlich, 
unſere Geſchloſſenheit durch vollzähliges Erſcheinen 
am genannten Tage zum Ausdruck zu bringen. 
Heiſterhagen. 
2 
Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 


1. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann ⸗Bären⸗ 


berg in Göritz, Poſt Kar witz, Kr. Schlawe. Schrift⸗ 


führer: Staatsförſter und Forſtſchreiber Sieg, 
Zanderbrück, Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 
mühl. Kaſſen wart: Staatsförſter Laabs in 
Pilowmühle bei Groß⸗Zacharin, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen ſind zur Gutſchrift auf das Konto 
Nr. 1361, Sparkaſſe des Kreiſes Neuſtettin in Neuſtettin, 
beim Poſtſcheckamt Stettin einzuſenden. Es wird erjudit, 
auf der Rüdieite des erſten Teils der Zahlkarte ſtets 
die Bemerkung „Zur Gutſchrift auf Girokonto Nr. 560 
der „Preußiſchen Staatsförſtervereinigung“ zu machen. 
Mitgliederverſammlung. 

Am Sonntag, dem 6. November, vor: 
mittags 11 Uhr, findet in Neuſtettin, im 
Junkerhof, eine Mitgliederverſammlung ſtatt. 

Vortrag des erſten Vorſitzenden: Was wir 
wollen und was wir erſtreben. 

Wir bitten, Familienangehörige mitzubringen. 
Freunde unſerer Vereinigung find hierzu freund⸗ 
lichſt eingeladen. J. A.: Laabs. 
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Sur Abwehr. 

Der „Deutſche Förſter“ bringt in Nr. 41 an 
leitender Stelle einen Aufruf an die preußiſchen 
Revierförſter zur Rückkehr in das Lager des 
Staatsförſtervereins. Unterzeichnet iſt derſelbe 
von drei Herren aus dem Stande der Revierförſter 
(Staender, Spieweck, Gleim), die noch im 
Förſterverein nach Neugründung des Revierförſter⸗ 
vereins verblieben find, Die Staatsförſterver⸗ 
einigung hätte, obwohl die Revierförſterfrage auch 
zugleich Förſterfrage iſt, keinen Grund, zu dieſem 
Aufruf Stellung zu nehmen; ſie wird aber dazu 
gezwungen, da die genannten drei Herren nicht 
umhin konnten, die beabſichtigte Zurückführung 
ihrer Standesgenoſſen mit üblen Gehäſſigkeiten 
gegen die Mitglieder der Staatsförſtervereinigung 
eiuzuleiten Dieſe mutwillig vom Zaun gebrochenen 
Gehäſſigkeiten weiſen wir auf das ſchärfſte zurück. 
Unwahr iſt es, wenn behauptet wird, die ganze Ge⸗ 
folgſchaft unſerer Vereinigung beſtände aus 18766 
Mitgliedern, deren Mehrzahl Penſionäre ſeien. Es 
liegt in dieſer Art der . des Standes 
der Staatl Förſterpenſionäre nicht nur eine un⸗ 
berechtigte Herabſetzung dieſer Mitglieder, die uns 
ebenſo wert und lieb ſind wie noch im aktiven Dienſt 
ſtehende Kollegen, ſondern auch das Beſtreben, dem 
Stande draußen die Zuſammenſetzung unſerer Ver⸗ 
einigung durch den Hmzutritt der Ruheſtandstollegen 
als minderwertig darzuſtellen. Wir proteſtieren auch 
hiergegen. Tatſächlich haben wir den Gründungs⸗ 
mitgliederbeſtand trotz allen Terrors und trotz 
aller Schikanen längſt hinter uns gelaſſen, 
und wenn der beſcheidene Prozentſatz unſerer 
Ruheſtandsmitglieder ſich weiter heben ſollte, 
ſo werden wir das als ein Zeichen wachſenden 
Vertrauens trotz der Herren Staender und Gen. 
dankbar begrüßen. — Wer mit einem Aufrufe 
großer Aufmachung vor die weiteſte Offentlichkeit 
tritt, dabei zugleich die Gelegenheit benutzt, un⸗ 
beteiligte Dritte auf Grund unwahrer Behaup⸗ 
tungen verächtlich zu machen, dem fehlt — das 
müſſen wir hierbei öffentlich feſtſtellen — das 
Verantwortlichkeitsgefühl für eigne Handlungen 
anderen Menſchen gegenüber. Auch die Herren 
Staender und Gen ſprechen nicht, wie der ein⸗ 
fache Anſtand es erfordert, uns mit unſerem 
Namen an, ſondern die Herren benutzen den längſt 
abgedroſchenen Ausdruck „Außenſeiterverein“. 
Wir gönnen ihnen das kindliche Vergnügen, 
blamieren ſie ſich doch unbewußt ſelbſt damit. 
Denn was ſind die drei Herren, wo 97 
vom Hundert der Revierförſter, müde der 
bisherigen Schmähungen ihres Standes, in einem 
eigenen Hauſe ſich zuſammengefunden haben? 
Außenſeiter in des Wortes reinſter Bedeutung, die 
ſogar den Vorzug haben, völlig iſoliert dazuſtehen. 
Es iſt geradezu köſtlich, die drei Herren in dem erſten 
Abſatze ihres Aufrufes gegen die Staatsförſter⸗Ver⸗ 
einigung wettern zu hören, die angeblich den Förſter⸗ 
ſtand durch die Zerſplitterung zur&influßlofigfeit ver⸗ 
Urteilen will und hinterher ſelbſt in die wirkliche 
Geſchloſſenheit des Revierförſtervereins mit allen 
Mitteln Breſche zu ſchießen verſucht. 

Beſſer konnte die Berechtigung der Staatsförſter⸗ 
vereinigung mit ihren Beſtrebungen der Zuſammen⸗ 
ſaͤſſung aller Forſtbeamtenklaſſen nicht begründet 
werden als durch dieſen jeder Logik baren Aufruf des 
Herrn Staender und ſeiner beiden Mitunterzeichner. 
Deu engere Vorſtand der Pr. Staatsförſter⸗Vereinigung. 

Neumann ⸗B., Koch, Laabs, Sieg. 
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Nachrichten des Vereins für Privar- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſteklle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 
glieder in den Verein aufgenommen: 


7439. Anders, Walter, Forſtgehilfe, Rothenburg a. Oder VIII. 

7440. Nowak, Franz, Revierförſter, Forſth. Riopm⸗Cllguth, Ber 
Neumittelwalde, Kreis Groß⸗Wartenberg. VII 

7441 Weitzner, Bernhard. Forſtaufſeher, Gr ⸗Kochberg ber 
Rudolſtadt i. Thur XVIII. 

7442 Steinmeyer, Hermann, forſtlicher Lehrer, Neuhaldensleben, 
Jorſtlehranſtalt XVI 

7443 von Koeller, Joachim Haus, Rittergutsbeſitzer, Cantreck, 
Kreis Gammın ı Pomm. II. 

7444. Gerriets, Gerriet, Jorſtgehilfe, Haus Oefte, Poſt Kettwig. 

Repterfoͤrſter, 


(Ruhr). V 
Emil, Forſth Dalow, Poſt 
Zülshagen, Kreis Dramburg. II. 


7445. Schroeter, 

7446. v. Tresckow, Haſſo, Forſtverwalter, Schmarfendorf, Bott 
Bad Schönfließ, Kreis Königsberg Nm IX 

. Auguſt, Forſtaufſeher, Mudau, Amt Buchen, Baden, 


7448. Schimpf, Adam, Forſtaufſeher, Bödigheim, Amt Buchen. 
Baden. XVII. 
7449 Dumke, Guſtav, Hilfsjäger, Friedersdorf, Poſt Seelow, Kr. 
Lebus. IX. S 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
Krüger, Heinrich, Forſtaufſeher, Reinharz, Kreis Wittenberg. 
Deppe, Alwm, Gutsförſter, Fh. Griebow, Poſt Marnitz, Mecklen⸗ 


burg 
Fechner, Paul, Hilfszäger, Rauſen, Kreis Steinau i. Schleſ. 


Klee Feliz, Oberförſter, Lohſa, O.⸗L, Kreis Hoyers- 
werda 
Majunke, Franz, Revierförſter, Jägerhaus, Poſt Tillowitz, 


Reeg 
offmann, Hermann, Hilfsförſter, Toxiibaus Heinrichsluſt, Pon 
Schlawa, Kreis Freyſtadt. 
Koch. Benno, Gutsförſter, Forſthaus Ruhleben, Poſt Plan 
1. Holſtein. 
CH 


Verhandlungen über einen Zuſammenſchluß des 

Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes mit dem 

Neichsverband land⸗ und forſtwir. ſchaftlicher Fach⸗ 
und Körperſchaftsbeamten. 

Am 16. September fand in Berlin eine 
Sitzung des Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamten⸗ 
Bundes mit dem Reichsverband land⸗ und forft- 
wirtſchaftlicher Fach⸗ und Körperſchaftsbeamten 
ſtatt, in der vom erſteren zwei Vertreter und vom 
letzteren vier Vertreter zugegen waren. Auf An⸗ 
trag des Gefchäftsführers vom Deutſchen Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbund wurde zuerſt in die Be⸗ 
ſprechung über den wichtigſten Punkt „Zuſammen⸗ 
ſchluß“ eingetreten. Nachdem die Vertreter des 
Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes ſich 
darüber ausgeſprochen hatten, daß ein Anſchluß 
an eine Gewerkſchaft nicht möglich ſei, erklärten 
die Vertreter des Reichsverbandes die weiteren 
Verhandlungen vorläufig für gegenſtandslos. 
Darauf wurde die Sitzung geſchloſſen. Es geht 
alſo daraus hervor, daß der Reichsverband auf 
ewerkſchaftlicher Grundlage ſteht. Unter dieſen 

mſtänden iſt ein Zuſammenſchluß des Deutſchen 
Guts⸗ und Forſtbeamtenbundes, dem unſer Ver⸗ 
ein angehört, mit dem Reichsverband zurzeit noch 
nicht möglich. Mit Rückſicht auf die Beha ungen 
in Kolberg, laut derer der Vorſtand beauftragt 
wurde, dieſen Zuſammenſchluß er übren, 
geben wir unſern Mitgliedern hierdurch vom 
Verlauf der R Kenntnis. 

ie Geſchäftsſtelle. 


F 
Betrifft Zahlung des Bezugspreiſes für das 
Vereinsorgan 1921, zweites Semeſter. 
Die verehrlichen Mitglieder, die die „Deutſche 
Forſt⸗ Zeitung“ von unſerer Lieferſtelle zum. 
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Vorzugsabonnement beziehen, bitten wir, den 
längſt fälligen Bezugspreis für das zweite Halb⸗ 
jahr 1921, ſoweit das noch nicht geſchehen iſt, 
angeſichts dieſes einzuſenden. Der Vorzugspreis 
beträgt für das dritte und vierte Vierteljahr 
(Juli — Dezember) je 8,50 A. mithin find 17 A 
einzuſenden. Iſt der Betrag bis zum 3. No⸗ 
vember nicht in unſerem Beſitz, ſo werden wir 
uns geſtatten, ihn zuzüglich der Koſten durch 
Poſtnachnahme zu erheben. 

Die Lieferſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 

J. Neumann, Neudamm. 


2 
Bezirksgruppe Schleswig ⸗Holſtein (IV). 

Zwecks Gründung einer Ortsgruppe für das 
öſtliche Holſtein werden die Mitglieder, welche ſich 
dieſer Ortsgruppe anſchließen wollen, gebeten, ſich 
zu einer Zuſammenkunft am Sonntag, dem 
23. Oktober d. J., nachm. 1½ Uhr, in Preetz, 
Drillers Hotel, einzufinden. 

Lammershagen, den 1. Oktober 1921. 

J. A.: Johs. Sebelin, Förſter. 
** 
Bezirksgruppe Provinz Sachſen, Braunſchweig und 
Anhalt (XVI). 

In der Verſammlung am 25. September 
1921 wurde beſchloſſen, die Ortsgruppe Harz 
zu teilen, und zwar in Oberharz und Süd⸗ 
harz. Ferner ſollen folgende Ortsgruppen⸗ 
Verſammlungen abgehalten werden: 

Ortsgruppe 1. Kreiſe Stendal, Oſterburg, 
Salzwedel, Wolmirſtedt. Am Sonntag, dem 
23. Oktober, 11 Uhr vormittags, Zuſammenkunft 
im Zentral⸗Hotel in Tangerhütte, ee 
Exkurſion in die von Bismarckſche Forſt. Be⸗ 
ſichtigung einer Holzdeſtillationsanſtalt. Rege 
Beteiligung erwünſcht. 

Ortsgruppe 2. Kreiſe Neuhaldensleben, Garde⸗ 
legen, dazu neu Oſchersleben und Wanzleben. 
Am Sonntag, dem 23. Oktober, im Gräfl. 
v. d. Schulenburgſchen Forſtrevier Alten hauſen, 
Poſt und Station Jvenrode. Verſammlungs⸗ 
lokal: Maſches Gaſthof, Ivenrode, Verſammlungs⸗ 
leiter: Revierförſter Wachner, Hörſingen. 

Tagesordnung: 
1. Vortrag über Pflanzenzucht und Kulturen. 
2. Beſprechung über Holztaxen und Holzhauer⸗ 

Deputatholz. 

3. . 

4. Waldgang in das nahe gelegene ſehr inter⸗ 
eſſante, vielſeitige Gräflich von der Schulen⸗ 
burgſche 1 Altenhauſen. 

Abmarſch 1 Uhr. Zugverbindung: Ankunft 
in Ivenrode von Weferlingen vormittags 8 Uhr, 
von Neuhaldensleben vormittags 10 Uhr, Abfahrt 
von Ivenrode nach Weferlingen abends 10 Uhr, 
nach Neuhaldensleben abends 8 Uhr. 

J. A.: Haaſe, Schriftführer. 


* 
Ortsgruppe Lüben und Umgebung. 

Zum Waldausflug in die Reviere des Herrn 
von Nickiſch-Roſenegk hatten ſich am Sonntag, 
dem 4. September, 25 Kollegen der Ortsgruppe 
auf der Station Rüſtern eingefunden. 

Auch der Beſitzer, Herr Generallandſchafts⸗ 
repräſentant v. Nickiſch-Roſenegk, ſowie deſſen 
Sohn nahmen an dem Waldgange teil. Zuerſt 
wurden Kiefern⸗-Baumhölzer, Schonungen und 
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20 jährige 
Kiefern⸗Altholzflächen, die zwar noch ſehr gut 
beſtanden waren, aber zum Teil recht viel 
Schwamm aufwieſen. Ferner ſahen wir Um⸗ 
wandlungen alter Laubholzſchläge in Fichten auf 
Rabatten und Kiefern auf an 

Verſchiedene Laubholzbeſtände (Mittelwald⸗ 
betrieb) gaben zu anregenden und lehrreichen 
Ausſprachen zu ebenſo ein Natur⸗ 
ſchutzdenkmal, Wacholder, von Sachverſtändigen 
auf über 1000 Jahre geſchätzt. Auf der Liegnitz 
Lübener Kunſtſtraße angekommen, beſtiegen wir 
wieder die Wagen und 15 zum Schloß nach 
Kuchelberg. 

Im Schloßpark wurde Raſt gemacht, und bei 
Bier und Zigarren, die gereicht wurden, ver⸗ 
plauderten wir die Erholungspauſe. Nach aus⸗ 
geſprochenem Dank für die gaſtliche Aufnahme 
wanderten wir durch den Park. Als nächſtes 
Waldbild trafen wir eine ſehr gelungene Über⸗ 
führung in Eichenhochwald. 

Schöne Bilder boten ſich uns, die zur Aus⸗ 
ſprache anregten. Die geſamte Waldwanderung 
gab reichlich Gelegenheit zum Einblick in die 
ſchwierigen Revierverhältniſſe des Kuchelberger 
Forſtes. Verſchiedene Umwandlungsmethoden 
(ſeit etwa 40 Jahren) wurden von dem Revier⸗ 
beamten genau an Ort und Stelle erläutert und 
waren hochintereſſant und lehrreich. An der 
„goldenen Ausſicht“ warteten die Wagen. 

Hier angekommen, ergriff Herr Oberförſter 
Bruhn das Wort, dankte dem Leiter des Wald⸗ 
ganges Revierförſter Bratke für ſeine Mühe und 
ſprach ihm die Anerkennung für ſein ſchwieriges, 
aber mit viel Verſtändnis, Geſchick und Liebe 
verwaltetes Revier aus. Anſchließend dankte 
Herr Oberförſter Bruhn dem Herrn v. Nickiſch⸗ 
Roſenegk für ſein Intereſſe an unſerem Beſtreben, 
das er durch die für ihn doch gewiß anſtrengende 
Wanderung zeigte; ferner hob er das gute Ver⸗ 
hältnis adden dem Waldbeſitzer und feinem 
Beamten hervor. 

Der Beſitzer dankte für die an ihn gerichteten 
Worte und gab der Hoffnung Ausdruck, daß die 
Ortsgruppe ſpäter mal wieder nach Kuchelberg 
kommen möge, und ſollte er ſelbſt nicht mehr zu⸗ 
gegen ſein, ſo würde gewiß ſein Sohn und 
Nachfolger einer derartigen Veranſtaltung ſtets 
das größte Entgegenkommen zeigen. Mit Weid⸗ 
mannsheil ſchieden wir vom Revier Kuchelberg 
und ſeinem Beſitzer. Gegen 3 Uhr kamen wir 
mit den Wagen nach Neurode, wo die Damen 
uns erwarteten und der Mittagstiſch bereitet war. 
Dann zog ſich der Vorſtand mit den Ausſchüſſen 
zurück und eröffnete um 4 Uhr die Verſammlung. 
Der Antrag des Bezirksgruppen ⸗Vorſitzenden, 
betreffend Zahlung einer Beihilfe zur Stiftung 
eines Hirſchfängers für den zweitbeſten Schüler 
in Reichenſtein, wurde einſtimmig genehmigt. 

Dann wurde der Auszug eines kurzen Berichtes 
unſeres Förſtervertreters, des Revierförſters Walter⸗ 
Annaberg, über die weſentlichſten Punkte der dies⸗ 
jährigen Hauptverſammlung in Kolberg verleſen. 

Ferner brachte Forſtſekretär Oſtrop wieder den 
„ zur Sprache und ſind daraufhin 
verſchiedene Anderungswünſche vorgebracht worden. 

Als nächſte Huben i Sc wurde ein Winter⸗ 
vergnügen in Lü N Sonntag, dem 4. De: 


üben 
zember, beſtimmt. A. Oſtrop, Schriftführer. 
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Ortsgruppe Teltow. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 42/43 Bd. 36 (1921) 


| den Viehverſicherungsverein der Forſtbeamten 


Am 19. September unternahm die Ortsgruppe leitet, unſeren Mitgliedern den Schutz gegen die 


Teltow bei ſehr ſchönem Wetter den geplanten 
forſtlichen Ausflug in das Revier der Oberförſterei 
Tegel. Herr Oberförſter Bouvier hatte die 
Liebenswürdigkeit, in eigener Perſon die Führung 
durch ſein intereſſantes Revier zu übernehmen. 
Es wurden gezeigt: Reine Kiefern- GE und 
Buchenbeſtände, Kiefernbeſtände mit Eichen⸗ und 
Buchenunterwuchs, Kiefernbeſtände mit Trauben⸗ 


kirſchenunterbau, Miſchbeſtände Kiefer, Eiche, 
Bude Birke, Ahorn, Roßkaſtanie und Rüſter, 
das Beſäen der Stubbenlöcher mit Ahornſamen uſw. 


Sämtliche Teilnehmer, 14 Herren, waren von 
dem lehrreichen Ausflug höchſt befriedigt. Im 
Namen der Ortsgruppe ſei hiermit Herrn Ober⸗ 
förſter Bouvier für ſeine lehrreichen Vorträge 
und Führung nochmals herzlichſter Weidmanns⸗ 
dank ausgeſprochen. A. Falley, Vorfigender. 


i Stellenſuchenden Prioatſorſtbeamten 
und Waldbeſitzern, 


die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben, 
wird hiermit der gemeinſame Stellennachweis 
des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände und des Bereins für Priwatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 
Alle Zuſchriften, denen auch gleich eine Gebühr 
für Formulare, Porto uſw. in Höhe von 
15 & beizufügen iſt, find an den Stellen⸗ 
nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 


Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Pribatforſtbeamte Deutſchlands. 
See 
&) 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Einſender. 
Wiehverſicherungsverein der Forſtbeamten 
auf Gegenſeitigkeit zu Perleberg. 

Der ſeit dem 1. April 1906 beſtehende Verein 
perſichert auf Antrag den Forſtbeamten ohne 
Unterſchied der Rangſtufe und ganz gleichgültig, 
ob im Staats⸗, Körperſchafts⸗, Kommunal- oder 
Privatforſtdienſte ſtehend, desgleichen den ſtändigen 
Waldarbeitern die Viehbeſtände nach Maßgabe 
ſemer allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen zu 
den denkbar niedrigſten Prämien. 

Die Prämien betragen: 

für Pferde 2 ½ % und 3% mit Einſchluß der 
dauernden Unbrauchbarkeit, 
für Rinder 2 ½ , 
für Schweine und Ziegen 4½ %, f 
und haben ſeit drei Jahren gereicht, ſo daß kein 
en hat erhoben werden brauchen. 

Zur eigenen Sicherheit ſollte daher jeder Forſt⸗ 
Deomte und Waldarbeiter bei dem Verein fein 
Vieh verſichern. Eine ſolch billige und gute 
EES wird ihm nicht wieder 

eboten. 
; Gleichzeitig wird e, e daß die 
Perleberger Verſicherung tien⸗Geſellſchaft, die 
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Verluſte durch Diebſtahl gewährt, und zwar im 
Anſchluß an eine Verſicherung bei unſerem Verein 
zu einem Prämienſatz von ½ (ein halb) . 
Desgleichen iſt unſeren Mitgliedern Gelegenheit 
geboten, bei genannter Geſellſchaft auch die Ver⸗ 
ſicherung der Leibesfrucht tragender Tiere zu 
nehmen. (Verluſte infolge der Trächtigkeit und 
des Gebärens für die Muttertiere ſind in die 
Verſicherung bei unſerem Verein mit eingeſchloſſen.) 
Satzungen, allgemeine Verſicherungs⸗Be⸗ 
dingungen und Antragsformulare verſendet auf 
Anforderung koſtenfrei und jede gewünſchte Aus⸗ 
kunft erteilt bereitwilligſt Der Vorſtand. 
* 


Verein ehemaliger Lübbener Jäger. 
Zuſammenkunft ehemaliger Lübbener Jäger. 
Veranlaßt durch verſchiedene Anregungen aus 
den Kreiſen ehemaliger vuͤbbener Jäger, wird am 
Sonnabend, dem 29. Oktober, abends 8 Uhr, ein 
Kommers (Bierabend) im „Jägerheim“ des alten 
Garniſonſtädtchens (Logenſtraße, Geſellſchaftshaus) 
ſtattfinden. Die Zuſage des Berliner Vereins 
ehemaliger Lübbener Jäger, des Vereins der 
Offiziere des ehemaligen Brandenburgiſchen Jäger⸗ 
Bataillons und vieler, vieler Kameraden legt ſchon 
ein Zeugnis dafur ab, daß dieſe Zuſammenkunft 
eine zahlreiche Schar ehemaliger Grünröcke zu gegen⸗ 
ſeitigem Austauſch alter Dienſtzeit⸗ und Feldzugs⸗ 
erinnerungen, zur Erneuerung des in Not und Tod 
geknüpften Bandes der Kameradſchaft zuſammen⸗ 
führen wird. Am Sonntag, dem 30. Oktöber⸗ 
10 Uhr vormittags, ſoll dann durch den letzten, 
Friedenskommandeur, jetzigen Generalmajor a. D. 
von der Oſten, die Uebergabe des Denkmals für 
die gefallenen Helden pon 1864/66, welches in den 
früheren Schießſtänden ſtand und jetzt ſeine Auf⸗ 
ſtellung auf dem Kaſernenhof gefunden hat, an 
das Ausbildungsbataillon ſtattfinden. | 
Um die ungezählten Heldentaten des Branden⸗ 
burgiſchen Jäger⸗Bataillons Nr. 3 und feiner 
Kriegsformationen auf allen Kriegsſchauplätzen des 
Weltkrieges nicht der Vergeſſenheit anheimfaller 
zu laſſen, um den gefallenen Helden ein würdiges 
Zeichen der Dankbarkeit zu ſetzen, den kommenden 
Geſchlechtern aber eine ſtändige Mahnung zur 
Nacheiferung zu geben, ſollen am Sonntag, dem 
30. Oktober, von 12 Uhr mittags ab, im Jägerheim 
die Vorarbeiten (Denkmals⸗, Arbeits⸗ und Ehren- 
ausſchußbildung) für den den Gefallenen zu ſetzenden 
Gedenkſtein begonnen werden., ee e 
Zu allen dieſen Veranſtaltungen ladet der 
Verein ehemaliger Lübbener Jäger, Lübben, kamerad⸗ 
ſchaftlichſt alle, die jemals den grünen Rock der 
3. Jäger oder ſeiner Kriegs formationen getragen 


haben, zu reger Teilnahme ein. 8 
Lübben N.⸗L., den 11. Oktober 1921. 
Hauptſtr. 24. 


Zabel, Borſitzender. 


Der Unterſtätzungsfonds des „Waldheil“ 
bedarf dringend der Stärkung. Bitten zu ſammeln und das 


Geld dem ai "éi „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo., 
uch die kleinſte Gabe iſt herzlich willkommen. 


einzuſenden. 


Fur die Redaktion: Otonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 


Deutſche Forft-3eitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 
Awtliches Oraan des Branäversicherunas-Vereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Walähell‘, Vereins zu 
Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagabeamten zu neudamm, des Forstwaisenvereins xu Berlin, des 
Vichversicherungsvereins der Forstbeamten a. G. zu Perleberg. des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 
Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 
fands, des Vereins Schiesischer Ferstbeamten (gegründet 1830), der Vereinigung der Privatferstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 


Tie Deutſche Forſt- Zeitung erſchelm wöchentlich einmal. Bezugspreis: Biertelljährlich 10,50 Mi. bei allen Poſt⸗ 
anfialten (eingetragen in die deulſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 78), direkt unter Streifband durch den Verlag für 
Deutſchland und das alte Oſterreich ungarn 13.50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Emzelne Nummern, auch ältere, werden für 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Ausſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieſerung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 
Bei den ohne Vorbehalt eingefandten Beiträgen mimt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Bei: 
zräge, ſur die Entgelt geſordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen 1 verſehen. e die von ihren Verfaſſern 


auch anderen Zenſchriften übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 44. 


Nenudamm, den 30. Oktober 1921. 36. Band. 


Die Landwirtſchaftskammern und der Gemeindewald 
beſonders in der Rheinprovinz. 


Von Karl Baltz, ſtädtiſcher Revierverwalter a. D. 


Bei einer anderen Gelegenheit habe ich bereits 
Veranlaſſung genommen, auf das Verhältnis, 
welches zwiſchen den Landwirtſchaftskammern in 
Preußen und den Gemeindeforſtverwaltungen 
beſteht, hinzuweiſen, aber mit Rückſicht auf die 
Beſtrebungen z. B. der Landwirtſchaftskammer zu 
Bonn, einen ausſchlaggebenden Einfluß auf 
die Gemeindeforſtverwaltung in der Rhein⸗ 
provinz zu gewinnen, iſt es nötig, daß zu dieſem 
Gegenſtand noch einmal Stellung genommen 
wird. 

Wie der Privatwaldbeſitz ſich zu kleineren 
und größeren Verbänden ala 
hat, um fich eine Intereſſenvertretung zu Sollen, 
jo muß dieſes auch von dem Gemeindewaldbeſitz 
erwartet werden, und deshalb iſt es am Platze, 
noch einmal ſehr nachdrücklich hervorzuheben, 
daß der Gemeindewaldbeſitz al läuft, Boden 
zu verlieren, wenn er nicht endlich klar und 
deutlich zu erkennen gibt, daß ſeine Intereſſen 
ſich nicht mit denen des Privatwaldbeſitzes decken 
und deshalb die Vertreter des Privatwald⸗ 
befſitzes, die Forſtabteilungen der Landwirtſchafts⸗ 
fammern, zur Vertretung ihrer Intereſſen un⸗ 
geeignet erſcheinen. 

Es läßt ſich nicht ableugnen, daß der Gemeinde⸗ 
waldbeſitz viel zu lange die Hände in den Schoß 
gelegt hat, und ſeine berufenen Vertreter, die 
Gemeinde⸗Oberförſter, ſich viel zu lange im Hinter⸗ 
grund gehalten haben, denn das allein hat es 
möglich gemacht, daß zum Beiſpiel der Leiter 
der Forſtabteilung der Landwirtſchaftskammer 
zu Bonn zur Vertretung des geſamten rheiniſchen 
Gemeindewaldbeſitzes, der ungefähr ein Drittel 
des preußiſchen Gemeindewaldes ausmacht, in 
den Reichsforſtwirtſchaftsrat berufen werden 


konnte, ohne daß der Waldbeſitz hiervon eine 
Ahnung hatte. Daß dieſer Zuſtand ein ganz 
unhaltbarer iſt, ſollte eigentlich nicht weiter 
betont zu werden brauchen, aber es iſt ganz 
natürlich, daß unter dieſen Umſtänden die Land⸗ 
wirtſchaftskammer zu Bonn ſich berufen gefühlt 
hat, gleich eine Nebenabteilung für Gemeinde⸗ 
forſten ins Leben zu rufen, die glücklicherweiſe 
den Anſtoß dazu gegeben hat, daß die Gemeinden 
ſich endlich ſelbſt aufgerafft haben, um einen eigenen 
Verband zu gründen. Ganz unzweideutig ſoll 
noch einmal betont werden, daß die Landwirt⸗ 
ſchaftskammern keinerlei Einfluß auf die Ge⸗ 
meindeforſtverwaltung haben, und es iſt ganz 
unverſtändlich, wie die Annahme ſich weiter 
erhalten kann, daß das Gegenteil der Fall iſt. 
Nach dem Geſetz über die Landwirtſchafts⸗ 
kammern vom 30. Juli 1894 haben die Land⸗ 
wirtſchaftskammern die Zweckbeſtimmung, die 
Geſamtintereſſen der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft ihres Bezirkes wahrzu— 
nehmen, und ihre Aufgabe beſteht ferner darin, 
die Verwaltungsbehörden bei allen die Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft betreffenden Fragen durch 
tatſächliche Mitteilungen und Erſtattung von 
Gutachten zu unterſtützen. Bei Lichte be⸗ 
trachtet, iſt die Tätigkeit der Landwirtſchafts⸗ 
kammern auf forſtlichem Gebiete ſehr eng be⸗ 
grenzt, denn irgendein Eingriff in die Staats⸗ 
forſtwirtſchaft iſt ihnen verſagt, und die die 
Staatsaufſicht über die Gemeindewaldungen 
regelnden Geſetze ziehen ihnen nach dieſer Seite 
ſo 1515 Schranken, daß nur, ſoweit die Privat⸗ 
waldungen in Frage kommen, von einer wirk⸗ 
lichen Intereſſen vertretung die Rede fein 
kann, aber auch hier nur, ſoweit dieſes vom 
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Privatwaldbeſitz gewünſcht wird. Die Landwirt⸗ 
ſchaftskammern ſollen die Verwaltungsbehörden 
unterſtützen, d. h. ſie ſollen dieſen helfend 
zur Seite ſtehen, ſoweit dieſe es für an⸗ 
gemeſſen halten, ſich von ihnen beraten 
zu laſſen. Wenn nun weiter argumentiert 
wird, daß auch die Gemeinden die Verpflichtung 
haben, ſoweit die forſtwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücke in Frage kommen, mit zu den entſtehenden 
Koſten der Landwirtſchaftskammern beizutragen, 
ſo iſt es ganz und gar unverſtändlich, wie man 
hieraus den Schluß ziehen kann, daß dieſer Zwang 
zum Bezahlen den Landwirtſchaftskammern auch 
einen Einfluß auf die Bewirtſchaftung der Forſten 
ſichern müſſe. Das Wahrnehmen der Intereſſen 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft durch die Landwirt⸗ 
ſchaftskammern iſt, ſoweit die Gemeindeforſten in 
Frage kommen, auf das recht beſcheidene Niveau 
hinabgedrückt, daß ſie allenfalls für ſich in Anſpruch 
nehmen können, darauf zu achten, daß etwa drohende 
Gefahren zur Kenntnis der Behörden gebracht 
werden, aber das iſt von einer Vertretung der 
Intereſſen ſehr weit entfernt, denn dieſe ſetzt die 
Befugnis voraus, die Angelegenheit eines andern 
zu verrichten, und der Verſuch. einer Intereſſen⸗ 
vertretung in dieſem Sinne würde ſich, ſoweit 
Gemeindeforſten in Frage kommen, jederzeit als 
eine Einmiſchung in die Stantsaufficht darſtellen, 
1 die Vertretung der Intereſſen tatſächlich 
obliegt. 


Es iſt deshalb ein ganz unverſtändlicher Miß 
griff, daß im Reichsforſtwirtſchaftsrat der Ge⸗ 
meindewaldbeſitz der Rheinprovinz durch einen 
Landwirtſchaftskammerbeamten vertreten wird, 
wo es doch wirklich nicht an geeigneten Ober⸗ 
förſtern fehlt, welche dieſe Intereſſen viel beſſer 
wahrnehmen können, als es einem Landwirt⸗ 
ſchaftskammerbeamten möglich iſt. Wenn der 
Privatwaldbeſitz ſich in größeren und kleineren 
Verbänden organiſiert hat, um der kommenden 
Staatsaufſicht die Grenze zu ziehen, daß ſie die 
wirtſchaftlichen Intereſſen namentlich des mitt⸗ 
leren und kleineren Waldbeſitzes nicht gefährdet, ſo 
waren dieſe Maßnahmen voll und ganz berechtigt, 
aber die Gemeinden haben ihre Intereſſen von 
ganz anderen Geſichtspunkten zu prüfen, und 
deshalb liegt für ſie nicht der allergeringſte 
Anlaß vor, ſich der Befürchtung hinzugeben, 
daß ihre Intereſſen irgendwie durch eine ver⸗ 
ſchärfte Staatsaufſicht bedroht ſind und ſie zum 
Schutze ihres Selbſtverwaltungsrechts nötig 
hätten, ſich unter die ſchützenden Fittiche der 
Landwirtſchaftskammer zu flüchten. Die Ver⸗ 
hältniſſe des Gemeindewaldbeſitzes ſind ſo grund⸗ 
verſchieden von denen des Privatwaldbeſitzes, 
daß beide ſich nicht vereinigen laſſen und deshalb 
die erſteren von den letzteren geſchieden bleiben 
müſſen. Wenn irgend etwas an der Staats⸗ 
aufſicht über die Gemeindewaldungen aus⸗ 
zuſetzen iſt, ſo iſt es zunächſt die Tatſache, daß 
mit den verſchiedenen Aufſichtsſyſtemen auf⸗ 
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nämlich ein möglichſt einheitliches. 
aber jeder Gedanke weit von der Hand zu weiſen, 
daß bei einer derartigen Anderung der Organi⸗ 
ſation die Forſtabteilungen der Landwirtſchafts⸗ 
kammern in ihr die Funktionen einer Staats⸗ 
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geräumt werden muß und die Staatsaufſicht ein 


anderes Geſicht bekommt, als ſie es heute hat, 
Hierbei iſt 


aufſichtsbehörde erhalten könnten. Eine Anderung 


im Intereſſe der Gemeinden, die etwa dahin 


ginge, daß für die Gemeindewaldungen beſondere 
Organe beſtellt würden, die tatſächlich in der Lage 


ſind, die Staatsaufſicht auszuüben, die heute 


vielfach nur auf dem Papier ſteht, kann das 
Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden in keiner 
Weiſe einſchränken, aber ſelbſt wenn die Be⸗ 
förſterung an die Stelle der techniſchen Betriebs⸗ 
aufſicht geſtellt würde, ſo würde das zunächſt 
doch nur das eine bedeuten, daß der heute von 
den Gemeinden gewählte Wirtſchaftsführer, der 
Oberförſter, vom Staate beſtellt wird, während 
die Betriebsbeamten, wenn die Gemeinden auf 
deren Wahl nicht verzichten wollen, auch im 
Rahmen der Beförſterung, nach den heute 
geltenden Regeln angeſtellt werden könnten. 
In dieſem Falle müßten die Gemeinden ſich 
nur darüber klar ſein, daß die Regelung der 
Rechtsverhältniſſe dieſer Beamten, 
denen der übrigen Gemeindebeamten ſo außer⸗ 
ordentlich verſchieden ſind, auf die Grundlage 
geſtellt würden, daß die Möglichkeit der Ver⸗ 
ſetzung geſchaffen wird, worüber bei einer anderen 
Gelegenheit geſprochen werden kann. 
Jedenfalls ſehen die Gemeinden, beſonders 
in der Rheinprovinz und Weſtfalen, ihre Inter⸗ 
eſſen am beſten gewahrt, wenn ſie ſich zu einem 
Verbande zuſammenſchließen, der keinerlei or⸗ 
ganiſche Verbindung mit den Landwirtſchafts⸗ 
kammern hat; aber dieſe Trennung ſoll die 
Möglichkeit nicht ausſchließen, mit den Privat- 
waldbeſitzberbänden harmoniſch zuſammen⸗ 
zuarbeiten, ſondern im Gegenteil, ſie wird ihr 
die Wege ebnen. 
Wenn ein Zuſammenſchluß der Gemeinden 
zu einem Verbande ſtattfindet, ſo müſſen ſie 
natürlich zur Aufbringung der entſtehenden 
Koſten Beiträge leiſten, die ſich nach dem Um⸗ 
fange ihres Waldbeſitzes bemeſſen. Dadurch 
entſteht natürlich die Situation, daß dieſer 
Verband Beiträge erfordert, ohne daß die Mit⸗ 
glieder von den Leiſtungen befreit ſind, zu welchen 
ſie das Geſetz über die Landwirtſchaftskammern 
verpflichtet. Selbſtverſtändlich iſt das unbillig, 
und deshalb iſt eine Anderung des Landwirtſchafts⸗ 
kammergeſetzes anzuſtreben, daß der unter Staats⸗ 
aufſicht ſtehende, in einem Verbande vereinigte 
Waldbeſitz der Gemeinden von der Beitragsleiſtung 
an die Landwirtſchaftskammern befreit wird. 
Das iſt der Weg, den der Gemeindewald⸗ 
beſitz zur Wahrung ſeiner Intereſſen zu be⸗ 
ſchreiten hat, denn es iſt vollſtändig ausgeſchloſſen, 
daß die Einmiſchung der Landwirtſchaftskammern 


die von 
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in die Forſtverwaltung der Gemeinden für ſäumt worden it, rechtzeitig Abwehrmaßregeln 
dieſe irgendeinen Vorteil bedeuten kann. Das zu treffen, ſo iſt es doch noch nicht zu ſpät, das 
war aber längſt zu erkennen, und wenn es ver- Verſäumte nachzüholen. 
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Beſoldungsaufbeſſerung in Preußen. 
Infolge der mit Wirkung vom 1. Auguſt d. J. zu gewährenden Notzuſchläge erhöhen ſich 
1. die Ausgleichszuſchläge für planmäßige Beamte ohne Dienſtwohnung 


— — ' .ſ- — — . — — —- 


in der Ortsklaſſe 


beiſpielsweiſe bei einem 


Grundgehalt von A B d D E 
geh 93% | 91% | 89%, | 87% | 85% 

4 A 4 Ab A 44 
5800 8 184 7462 6942 6525 6120 
6200 8556 7 826 7298 6873 6460 
6300 8649 7917 7 387 6960 6545 
6700 9021 8281 7 743 7308 6885 
6800 9114 8372 7832 1395 6970 
7200 9 951 9 100 8 455 7960,50 7480 
7300 10 044 9191 8 544 8047,50 7565 
770⁰ 10416 9555 8 900 8395,50 7905 
8100 10 788 9919 9 256 874350 ` 8245 
8300 11 439 10 465 9 701 9135 8585 

8500 11 625 10 647 9 879 9309 8755 

8700 11811 10 829 10 057 9483 8925 
9100 12 183 11 193 10 413 9831 9265 
9300 12 369 11375 10 591 10005 9435 


2. die Ausgleichszuſchläge für nichtplanmäßige Beamte ohne Dienſtwohnung. 
Vom Beginn des Anwärterdienſtalters nach 


Kur.) 
BE = „ DE 
er⸗ 5 — — — — 
en Art der Bezüge 24 E S 8 
klaſſe e 
rei a CO seh Ge ECH 
A IA IA A IA IA | M 
bei einer Grundvergütung 4060] 4640| 4930 5220| 5510| 5800 | 5 800 
Kegel 
uns een in Klaſſe A 1 3000 
Ortszuſchlag 5 8 S Së 
Ge Dienftoohnun 2 5 un | 
L Wi Hi 
verſorgungs⸗ sl, „ FE | 1 400 | 
LT rin 
berechtigte Son in Klaſſe A | 9924| 9344| 9054| 8764| 84748184 8184 
der „ „ B 92028 622 8332 8042| 7752 7462| 7462 
Aus leichs⸗ „ „ C8628 1027812 7522 7232 6 942 6942 
; ſchla „„ „ P 82865 7685| 7395 7105| 6815| 6525| 6525 
zuſchlag „ „ E | 7860| 7280 6 990 6 700 6 410 6 120 6120 
bei einer Grundvergütung 5880 6 720 7140| 7 5607 980 8 400 8 400 
— 
Je d 2 elaſſe A 4000 8 
Drtszuſchlag „ E f Se 
e ohne e „5 SE WE 
Forſt⸗ en A 2 1800 | 
beträgt in Klaſſe 14.052 |13 212 |12 79212 3721195211 532 11532 
Seu ge 13 076 |12 23611816 11 396 |10 976 10 556 |10 556 
Ausgleich 1” 12 610 [11 770 11350 10 930 10 510 | 9 790 | 9 790 
zuſchlag eng ` 11 742 |10 902 10 482 10 062 | 9642| 9222 9 222 
11190110350 | 9930| 9510 | 9090| 8670| 8670 
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Zu 1 und 2: Für Dienſtwohnungen können vom Orts⸗ und Ausgleichszuſchlag zuſammen 
höchſtens einbehalten werden: 


N in der Ortsklaſſe 
Beamter | B 0 D E 
der Beſoldungsgruppe | | | 


1833,60 1474,20 1234,20 
9 3474 2750,40 2192,40 1832,60 1480 
10 und 11 3860 3056, — 2419,20 2019,60 1628 


3. die Verſorgungszuſchläge für Ruheſtandsbeamte und Witwen. Die Höchſtſätze be 
tragen nunmehr: 


Verſorgungszuſchlag in Ortsklaſſe 
A | B | O D E 
A A A 


für Ruhegehaltsempfänger] Ruhe⸗ 
der Beſoldungsgruppe 


799335 | 7821,45 7 649,55 7477,65 7 
7 9 045 8411,85 | 8230,95 8 050,05 7869,15 | 7688,25 
8 9 720 9039,60 8845,20 | 8650,80 | 8456,40 | 8 262,— 
9 10 869 | 10 108,20 | 9890,80 | 9673,45 | 9456,05 | 9238,65 
10 12 015 11173,95 10 983,65 | 10693,35 | 10 453,05 | 10 212,75 
11 13 440 | 12 499,20 12 230,40 11 961,60 | 11 692,80 | 11 424,— 
für Witwen Wirren Verſorgungszuſchlag in Ortsklaſſe 
der Beſoldungsgruppe ge A B Ä 0 | D | E 
ee A D A A A D 


3438, — 6328,90 5214,20 5099,70 4985,10 4870,50 

7 3618,— 5607,90 5487,30 5366,70 5246,10 5125,50 
8 3888,— | 6026,40 5896,80 5767,20 5637,60 9908, — 
9 4347,60 | 6737,85 6592,95 6448,05 6303,15 6158,25 
10 4806,— 744930 | 7289,10 7128,90 6968,70 6808,50 
11 9376,— 8332,80 | 8153,60 1974,40 7795,20 7616,— 


4. die Kinderbeihilfen 


in der Ortsklaſſe des Wohnſitzes 
des Empfangsberechtigten 
A | B | C | D | E 
A Li M * 
1320 1200 


für Kinder 


1440 


1320 
1650 


bis zu 6 Jahren 
von mehr als 6 bis zu 14 Jahren. 1800 1650 1500 1500 
von mehr als 14 bis zu 21 Jahren 2160 1980 1980 1800 1800 


Kinderbeihilfen werden nicht mehr gewährt nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Dienſt 
a) für Kinder oder Stiefkinder aus einer erſt erzeugt und unterhalten hat, 

nach der Verſetzung des Beamten in den c) für Kinder, die der Beamte erſt als 

Ruheſtand geſchloſſenen Ehe, Ruhegehaltsempfänger für ehelich 
b) für uneheliche Kinder, die der Beamte erſt! erklärt oder an Kindesſtatt angenommen hat 
N 


Die forſtlichen Kreuznacher Tagungen im September 1921. 
Von Okonomierat Bodo Grundmann, Neudamm. 
(Schluß.) 

Am E dem 11. September, abends, ſammlungsteilnehmer, die in Münſter am Steut 
begannen die agungen des Deutſchen wohnten, in das ſtiue Oetchem, Neffen Nachtruhe 
Forſtvereins mit einem Begrüßungsabend. W zurück, und bs dauerte geraunie 
Bei Konzert der Kurkapelle, verſchönt durch | Beit, bis dann endlich auch hier die Polizeiſtunde 
Geſangschöre von 140 Sängern, verſammelten zu, ihrem Rechte kam. m 
ſich nach und nach zu den ſchon in 1 Am Montag begann um 8 Uhr mit faſt 
befindlichen Angehörigen der grünen Farbe noch militäriſcher Puͤnktlichkeit die Vollverſammlung 
mehrere Hundert, fo daß alles in allem faſt de Deutſchen Forſtvereins im Kreuznacher 
400 Teilnehmer der „grünen Woche“ Kreuz⸗ eater, einem auffallend ſchlichten, nicht allzu 
nachs, wie unſere Tagung an der Nahe allgemein de chmackvoll ausgeſtatteten Raum mittlerer 
genannt wurde, verſammelt geweſen ſein mögen. öße, deſſen Parterre und Logen bis auf ber 
Der Begrüßungsabend dehnte fi aus, und letßten Platz gefüllt waren. Nach warmen Be⸗ 
erſt in Später Stunde kehrten die Ber: gyüßungsworten unſeres Vereinsvorſitzenden, des jo 
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hochgeſchätzten, mit Beifall begrüßten Geh. 
Regierungsrats Dr. Vo folgten 
weitere Anſprachen der anweſenden Vertreter der 
Regierungen, Behörden und Vereine, die es gedrängt 
hatte, dem Deutſchen Forſtverein gelegentlich ſeiner 
diesjährigen Tagung im beſetzten Gebiet nahe zu 
ſein. Sowohl durch die Anſprache unſeres Vor⸗ 
ſitzenden wie auch die darauf folgenden klang 
der harte Froſthauch der Trauer über das Schickſal 
unſeres Vaterlandes und die Erſchwerungen der 
feindlichen Beſatzung für die Einwohner der Rhein⸗ 
provinz und der Pfalz. Beſonders tiefen Eindruck 
machten neben den Worten des Vereinsvorſitzenden 
die des Oberpräſidenten der Rheinprovinz, Freiherrn 
v. Grote, zumal auf den, dem die Verhältniſſe 
im beſetzten Geblet bisher nicht durch Augenſchein 
bekannt geworden ſind. Zu Herzen gingen ferner 
die Außerungen des berühmten öſterreichiſchen 
Forſtgelehrten Prof. Dr. Cies lar, Wien, der eine 
Abordnung öſterreichiſcher Forſtmänner führte. 

achlich wurde dann u. a. über das „Ver⸗ 
ſuchsweſen und die Betriebsſtatiſtik“ 
Herhantdeit Hauptberichterftatter war der Geh. 
Regierungsrat Prof. Dr. Schwappach, Ebers⸗ 
walde. Im Anſchluß an das Korreferat und eine 
längere Diskuſſion ergriff einer der älteſten 
Aſſiſtenten Dr. Schwappachs, der Geh. Ober⸗ 
forſtrat Grunewald, Darmſtadt, das Wort 
zum Abſchiedsgruß und zu einer Ehrung des 
nunmehr emeritierten, hochverdienten Forſt⸗ 
gelehrten. Selten hat in Forſtmannskreiſen ein 
Horrido ſo begeiſtert, voll und freudig geklungen 
wie das auf Dr. Schwappach, dem alle ſeine 
Freunde noch manches Jahr rüſtigſter Schaffens⸗ 
kraft und Anteilnahme an den Arbeiten und 
Erfolgen der forſtlichen Wiſſenſchaft wünſchen. 
Nach einem guten Mittageſſen im Kurhaus 
begannen die Teilverſammlungen. Dieſe ſind 
ſicher ſinnreiche und zweckmäßige Einrichtungen: 
„Wer vieles gibt, wird jedem etwas bringen“. 
Vorläufig aber haben ſich die forſtlichen Kreiſe 
an dieſe Neuerung noch nicht ganz gewöhnt. 
Man wußte allgemein nicht recht, welche Ver⸗ 
ſammlung aufgeſucht werden ſollte. Alles erregte 
Intereſſe, und die Luſt, zu hören und zu lernen, 
war groß. Der Berichterſtatter wohnte dem 
prächtigen, im beſten Sinne des Wortes volks⸗ 
tümlichen Vortrag des Kreuznacher Gymnaſial⸗ 
iehrers Geib über die geologiſche Umgebung 
Kreuznachs bei; nicht oft iſt wohl ein ſpröder 
Stoff ſo glücklich behandelt und durch Lichtbilder 
ſinnreich erläutert worden, wie hier. 

Abends war e e m Theater 
angeſetzt. Ein ſehr glücklicher Griff war die 
Wahl der alten Leſſingſchen „Minna von Barn⸗ 
helm“. Ihr Dichter, ein Reformator deutſchen 
Geiſtes, der Vorläufer unſerer Geiſtesheroen 
Goethe, Schiller, Kleiſt; das Stück, ein hohes 
Lied auf den in jetziger Zeit ſo viel geſchmähten 
Militarismus, ein Preußenſtück aus der Zeit 
Friedrichs, des größten Hohenzollern. Eine 
tröſtlichere Wahl konnte für Deutſche, die ſich kurze 
Zeit im beſetzten Gebiet ee aufhalten, 
nicht leicht getroffen werden. Ob wohl die Herren 
der franzöſiſchen Beſatzung über dies preußiſche 
Soldatenluſtſpiel und über das Auftreten des 
Kara chen Windbeutels Riccaut de la Marliniere 
sonderlich erfreut geweſen ſein werden? Leider hat 
der Berichterſtatter das Theater nicht beſuchen 
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können, da er durch eine wichtige Beſprechung 
verhindert geweſen iſt. Sicher hat er etwas ver⸗ 
ſäumt, beſonders auch die poetiſchen Begruüßungs⸗ 
worte, von einer jugendlichen Volksdichterin Ling 
Staab aus Speyer gereimt, Wir laſſen dieſe 
wohlgelungene Dichtung in ihrem Wortlaut folgen 


Seid uns willkommen hier in unſerm ſonnigen Land 
Euch grüßt der Fiuß, Euch grüßt der Wälder Kranz 
Euch grüßt die Stadt im Sommerfeſtgewande. 

Euch grüßt des Himmels ſtrahlend⸗blauer Glanz. 

Und Freude tönt in dieſen Hallen wieder 

Für Euch, des deutſchen Waldes deutſche Hüter. 


Als Nymphe bin ich heut dem Quell entſtiegen 

Des Stadt Ihr nun für Euern Tag gewählt. 

Ich folge meinem Ruf, in Euren Zügen 

Zu forſchen, ob ein Leiden Euch nicht quält: 

Warum auch nicht, — wenn Ihr den Wald durchſtreef: 
Und Sturm und Schnee nach Euren Gliedern greift“ 


Das pflegt wohl Gliederreißen mitzubringen! 

Doch, — nach der Urſach forſchen ging zu weit! 

Es ſtellt ſich ein, auch noch nach andern Dingen, — 
Doch, — drüber ſchweigt des Sängers Höflichkeit — 
Ich glaubs auch ernſt: Ihr habts im Dienſt empfangen 
Und nicht am Tiſch, da hell die Gläſer klangen! 


Ihr kamt herbei aus allen deutſchen Gauen, 

Um Ziele, die die Zeit zu löſen drängt. 

Sie konnten Euch in heißem Kampfe ſchauen, — 
Doch ward's zu einem guten End gelenkt. 

Nun wird der Strahl der heiteren Muſe ſcheinen 
Und alle Geiſter friedlich hier vereinen. 


Ein Rauſchen zieht hernieder von den Höhen 

Die um die Stadt wie ernſte Wächter ſtehen. 

Ihr lerntet ja der Wälder Lied verſtehen, — 

Hört, was ſie heute Euch entgegenwehen: 

Geht oft auch fremder Fuß in unſern grünen Gaſſen, — 
Deutſch ſind wir, wie die Wälder, die Ihr habt verlaſſen 


Ihr dient dem Wald, dient nicht nur ſeiner Schöne, 

Die ohne Hilfe täglich ſich erneut. 

Ihr, eines ernſten Landes ernſte Söhne 

Habt Eure Kraft noch höherem Werk geweiht: 

Ihr ſchafft, daß Bäume, die in Schönheit grünen, 

Der Arbeit und der Werterzeugung dienen. 

Ein Tun, in dem ein hoher Sinn beſchloſſen: 

Den Wald, der tief aus deutſchen Bodens Kraft, 

Aus ſeiner heiligen Erde iſt entſproſſen, 

Macht Ihr zum Sein, das hohe Werte ſchafft. 

So hilft der Wald in unſern ſchweren Tagen 

Ein Teil der Laſt auf ſeinen Schultern tragen. 

Und Eure Arbeit trägt die Zeit auf Schwingen! 

Ihr dürft im Volk, das heut für andere ſchafft, 

Ein eigenes, tröſtlich⸗ſchönes Werk vollbringen: 

Ihr opfert Eures Geiſtes Wert und Kraft, 

Daß einſt die Enkel ungeteilt genießen 

Die Früchte, die aus Eurer Saat erſprießen. 

Drum mög der Tag denn heut in Eure Reihen 

Die Freude tragen, die das Werk verdient. 

Mög Euer Bund und Euer Ziel gedeihen 

So froh, wie draußen jeder Zweig ergrünt. 

Und wißt. daß, wenn Ihr heut von dieſer Stätte ſcheidet, 

Ein deutſches Waldlied heimwärts Euch geleitet! 
Natürlich hatten Stadt⸗ und Badeverwaltung 

auch ihre Vorkehrungen getroffen, um den Empfang 

der grünen Gäſte würdig zu geſtalten. Überall an den 

Verſammlungspunkten waren große Schilder mit 

dem Willkommensgruß „Weidmannsheil“ ſowie 

Laub⸗ und Nadelzweiggewinde angebracht und 

auf dem „ſchwarzen Brette“ am Kurhauſe täglich 

die Einzelheiten unſerer Veranſtaltungen mit⸗ 

geteilt. Auch die Preſſe hatte ſich Begrüßungen 

nicht nehmen laſſen. So brachte die „Kreuznacher 

Badezeitung“ vom 19. September folgende tief 

empfundene Widmung: 
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Willkommen. 

Aufrichtigen Herzens rufen wir allen Teilnehmern 
der Grünen Woche einen fröhlichen und friſchen Weid⸗ 
mannsgruß zu. Weidmannsgruß und Weidmannsdank 
für euer Kommen! — 

Wir freuen uns, deutſche Volksgenoſſen aus allen 
Gauen unſeres Vaterlandes hier zu ſehen. Wer, wie 
ihr, täglich mit der Natur in inniger Beruhrung ſteht, 
der trägt eine tiefe und reine Liebe zur Scholle und 
zur Heimat im Herzen. „Nur wer die Heimat liebt 
wie du, der iſt in tiefſter Seele treu“, ſagt König 
Jakob zu Archibald Douglas. — 

Treue um Treue. Bleibt uns treu, wie wir 
euch treu bleiben werden! Fr. v. Sch. 

Dieſen echt deutſchen Worten ſchloß ſich 
an gleicher Stelle folgende Dichtung an: 


Deutſch und treu. 
Zur Krenznacher Grünen Woche. 
Deutſch ſein, heißt treu ſein! Ein herrliches Wort! 
Tragt es hinein in das Herz der Jugend, 
Hegt es als einen heiligen Hort, 
Treue iſt ja eine deutſche Tugend. 


Treu ſein der Scholle, die uns gebar, 
Die unſrer Väter Hand. bebaute, 

Die unſrer Ahnen Erbe war, 

Segen der deutſchen Arbeit ſchaute! 


Treu ſein deutſcher Sitte und Art, 

Allzeit im Denken wie im Leben! 

Schlägt uns das Schickſal auch noch ſo hart, 
Treu ſein im Schaffen wie im Streben! 
Treu ſein in deutſchem Wort und Lied, 
Denn darin lebt unſeres Volkes Seele, 

Daß es dem warmen deutſchen Gemüt 
Nicht an Kraft und Labung fehle! 


Treu ſein in allem, was deutſch nur heißt! 
Nimmer in Liebe zum Deutſchen wanken, 
Daß uns die Not erſt zuſammenſchweißt, 
So im Schaffen wie in Gedanken! 


Und wie das Waldgrün uns Treue gebiert, 

Stets deutſcher Grünrock die Heimat wird loben, 

Muß einem Volk, das ſich ſelbſt nicht verliert, 

Bleiben für immer der Segen von oben! 
Am zweiten Verhandlungstage, Dienstag, den 
13. September, verſammelten wir uns, mit 
Rückſicht auf den ſpäter ſtattfindenden Film⸗ 
vortrag, in einem Lichtſpielhaus und hörten 
Herrn Forſtmeiſter Wiebecke ſich über die 
gegenwärtige und zukünftige Aufgabe 
der deutſchen Forſtwirt ſchaft“ äußern. 
Redner ſprach temperamentvoll und geiſtreich wie 
immer und hatte auch bei gewagten Be— 
hauptungen durch den Geiſt und guten Humor, 
mit dem ſie vorgetragen wurden, die Lacher auf 
ſeiner Seite. Bei alledem fand er nach ſeinen 
eigenen Worten noch Zeit, als „Conferencier“ und 
„Maitre de plaisir“ die Honneurs des Hauſes 
zu machen und liebevoll dafür zu ſorgen, daß 
die zu ſpät gekommenen Hörer zu Stuhl kamen. 
Nun folgte ein Lichtbildervortrag über den Forſt⸗ 
betrieb in der ruſſiſchen Kaiſerforſt 
Bialowies während des Weltkrieges; die Ein⸗ 
führung gab Privatdozent Dr Rubner, München. 
Der Film bot ein anſchauliches Bild deſſen, was 
deutſcher Fleiß, deutſcher Wille und deutſche 
Schaffenskraft im Weltkriege auch hinter der Front 
geleiſtet haben; im beſonderen ein Bild der Holz⸗ 
werbung und Holzverwertung für alle möglichen 
militäriſchen Zwecke. Und über dieſen gewaltigen 
Leiſtungen ſchwebten Name und Perſönlichkeit 
des überall in Deutſchland volkstümlichen 
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Forſtrates Eſcherich. Den Schluß der Film⸗ 
vorführung bildeten einige Jagdszenen, beſonders 
vorzügliche Aufnahmen der inzwiſchen wohl 
leider ausgerotteten Wiſentherden des Bialowieſer 
Waldes in freier Wildbahn; prächtige Bilder, 
direkt dem Leben abgewonnen. Manch einem 
der anweſenden Weidmänner wird gewiß der 
Schießfinger gezuckt haben, und gern, ach wie 
gern würde er auf den kapitalſten Wildſtier der 
Herde mit gutem Blattſchuß abgekommen ſein! 

Aus dem Kino gings im Fluge ins Theater, 
um auch hier wieder forſtlicher Weisheit zu lauſchen. 
Die Herren Geh. Regierungsrat Dr. Wa ppes und 
Oberregierungsrat Dr. Künkele gaben Unter⸗ 
weiſungen für den Ausflug in den 
Pfälzer Wald, dem ſich der Berichterftatter 
anſchließen wollte. Trotz ſechs verſchiedener Aus⸗ 
fluge war der Zudrang zu dieſem derart ſtark, 
daß er wieder in zwei Abteilungen gegliedert 
werden mußte. Naturgemäß waren ſo die 
Inſtruktionen, die ſich ſpäter durch praktiſche 
Führung herzlich einfach geſtalteten, für die Teil⸗ 
nehmer zunächſt etwas ſchwierig, doch ſchließlich 
war alles im Bilde. 

Der Nachmittag ſollte einem Ausflug nach 
Münſter am Stein gewidmet werden. Wir brachen 
gleich nach dort auf, aßen und empfingen als 
bereits rechtmäßige Einwohner des Badeörtchens 
den forſtlichen Beſuch aus Kreuznach. Zuerſt war 
unſer gemeinſames Ziel die Ebernburg. Auf halber 
Höhe hielt Forſtrat Stamminger, Speyer, in einem 
Laſtkraftwagen und erläuterte dieſen und einige 
andere Maſchinen in ihrem Wert für Rückung und 
Abtransport des Holzes. Der Vortrag zog ſich etwas 
in die Länge, es war ſtaubig und windig, und 
den an dem Ausflug beteiligten Damen wurde 
das Stehen ſchwer. Einige der älteren Herren, 
darunter auch Schreiber dieſes, wurden auf⸗ 
gefordert, mit den Damen vorauszugehen; und 
ſo beſtiegen wir dann in beſter Geſellſchaft Franz 
von Sickingens berühmte „Herberge der Gerechtig⸗ 
keit“, die ſich nicht gerade pietätvoll im Laufe der 
Jahrhunderte in eine Herberge mit gutem Kaffee, 
Obſt⸗ und Pfannkuchen und goldigem Nahewein ge⸗ 
wandelt hatte. Was hätten wohl Ulrich von Hutten 
und Franz von Sickingen zu dieſer Wendung 
der Dinge geſagt? Nun, Kaffee, Kuchen und 
Wein waren gut, und allmählich fanden ſich auch 
die anderen Ausflugsteilnehmer dazu ein. Die 
ſchöne Ausſicht nach allen Seiten wurde be⸗ 
wundert und erſt gegen Abend rüſtete man ſich 
zum Abſtieg. Wir betrachteten dabei genauer 
das berühmte Cauerſche Denkmal Huttens und 
Sickingens, „der Vorkämpfer für Deutſchlands 
Macht und Ehre“, das eine durchaus gelungene 
kuͤnſtleriſche Leiſtung iſt. Weshalb man es aber 
auf einen übermannshohen Sockel aus grauem 
und ſchwarzen Granit mitten in die Buntſandſtein⸗ 
Formation hineingeſetzt hat, konnte niemand 
von uns begreifen. Jedenfalls verliert das an 
ſich ſchöne Denkmal dadurch ſeine beſte Wirkung. 
Wir beſuchten ferner eine Edelſteinſchleiferei, 
erneut die Gradierwerke mit den altertümlichen 
ſicher Jahrhunderte alten Mühltreibrädern und 
hölzernen Kraftübertragungen, genoſſen den 
ſchönen Blick auf die Nahe und wandelten zum 
Huttenſteg. Dann ging es zurück nach Münſter 
am Stein. Nach dem Abend⸗Imbiß traf ſich alles 
im klemen Kurgarten bei vorzüglichem Abend⸗ 


Nr. 44 Bd. 36 (1921) 


Deuuſche Forſt⸗Zeirung 


811 


konzert und Geſangsvorträgen, der gänzlichen 
Dunkelheit und einer bengaliſchen Beleuchtung des 
Rheingrafenſteins harrend. Ein Vertreter des 
Badeörtchens begrüßte die deutſchen Forſt⸗ 
wirte von nah und fern in herzlichen Worten, 
ihm erwiderte dankend Geheimrat Dr. Wappes 
ſo glücklich und wirkungsvoll, daß rauſchender 
Beifall feine Rede ſchloß. Alle deutſchen Herzen 
waren mit ihm eines Sinnes, als er die in Aus⸗ 
ſicht ſtehende Beleuchtung des Rheingrafenſteins 
mit dem kommenden Morgenrot einer beſſeren 
Zukunft Deutſchlands verſinnbildlichte. Lag in 
der ganzen Kreuznacher Tagung als Unterton 
das Erkenntnis der tiefen Not unſeres Vater⸗ 
landes, an dieſer Stelle und in den bewegten 
Worten unſeres Vorſitzenden kam das am würdigſten 
zum Ausdruck. In unſer aller Sinn handelte 
daher Miniſterialrat Dr. Kahl, indem er dem 
geſamten Vorſtand des Deutſchen Forſtvereins 
und allen Männern, die ſich um das Zuſtande⸗ 
kommen der Kreuznacher Verſammlung verdient ge⸗ 
macht haben beſonders aber Geheimrat Dr. Wappes, 
in tiefgefühlteſtem Dank ein dreifaches Horrido 
brachte. 

Unſer Herr Vorſitzender iſt inzwiſchen aus der 


bayeriſchen Forſtverwaltung ausgeſchieden, um an h 


verantwortlichſter Stelle, und zwar als bayeriſcher 
Staatskommiſſar für die Pfalz, weiter für die 
Sorgen und Nöte des beſetzten Gebietes tätig zu 
ſein. Den Vorſitz des Deutſchen Forſtvereins behält 
Geheimrat Dr. Wappes bei; ſo dürfen wir uns 
weiter ſeiner energiſchen Arbeit für das Wohl 
des größten deutſchen forſtlichen Vereinszufammen⸗ 
ſchluſſes erfreuen. 

Dann mit einem Male hob ſich plaſtiſch, blutrot 
glänzend, der rieſige Porphyrblock des Rhein⸗ 
grafenſteins aus dem Abenddunkel heraus. Eine 
tatſächlich ſelten ſchöne, wirkungsvolle und dabei 
doch dezente Beleuchtung, bei der wir den Schluß 
mit dem üblichen Schwärmer⸗ und Raketen⸗ 
geknatter ſowie feurigen Waſſerfall eines modernen 
Feuerwerkes gern entbehrt hätten; um ſo mehr, 
als dadurch ein kleiner Waldbrand entſtand, 
der allerdings bald in ſich erloſch, da es an dem 
kahlen Porphyrfelſen nicht viel zu brennen gab. 

Der feſtliche Teil des Tages und damit auch 
die eigentliche Tagung des Deutſchen Forſtvereins 
waren beendet. In Gemeinſchaft guter Geſellen 
ſuchten wir unſere „Süße Ecke“ auf, bei einem 
beſſeren Tropfen noch lange den Erinnerungen 
der letzten erhebenden Tage lebend. 

Am nächſten Morgen hieß es das Reiſegepäck 
rüſten, ausgiebig frühſtücken und von dem herr⸗ 
lichen Nahetal ſowie unſeren ſchnell liebgewonnenen 
Gaſtfreunden Abſchied nehmen. Dann ging es 
mit der Bahn über Altenbamberg, wo wir Herren 
mitnahmen, die dieſe alte Burgruine ſchon in 
einer lohnenden Frühwanderung beſtiegen hatten, 
Alzenz, Langenmeil und Entkenbach nach Kaiſers⸗ 
lautern. Dort erwarteten uns Poſt⸗ und Privat⸗ 
autos, die uns in den Pfälzer Wald bringen 
ſollten. Wir hatten den Vorzug, in ein ſchnelles 
Privatauto gewieſen zu werden, und konnten ſo 
auf unſerer Fahrt nach Trippſtadt und Johannis⸗ 
kreuz, den Sitzen zweier bayeriſcher Forſtämter, 
noch einen Umweg machen, um von der Berg⸗ 
landſchaft mehr zu ſehen als die Teilnehmer, die 
in Poſtautos befördert wurden. 

Der Pfälzer Wald iſt ein ganz eigenartiges, 
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ziemlich waſſerarmes Waldgebiet, das in feiner 
höchſten Höhe nur etwa 500 m erreicht. Da er 
aber direkt aus der Ebene emporſteigt, erſcheint 


der Anſtieg nicht unbedeutend. Die Waldbilder 
zeigten auf armem, flachgründigem Buntſandſte in 
ohne Waſſer auffallend krumme und äſtige 
Kiefern, hingegen ganz ausgezeichnete ältere 
und alte Weimutskiefern — wir ſahen einen 
Stamm von 7,5 Feſtmetern mit wohl⸗ 
gelungener Naturverjüngung, die dort ihren 
vielen Pilz⸗ und Inſektenſchädlingen trotzten, einen 
Buchen⸗ und Eichenbeſtand mittlerer Güte; das iſt 
etwa der Eindruck, den der Laie, der Wald zu 
ſehen gewöhnt iſt, gewonnen hat. Die ganze 
Waldwirtſchaft in den Teilen, die uns durch 
mehrere Waldgänge am 14. und 15. September 
vorgeführt wurden, iſt im weſentlichen auf Natur- 
verjüngung zugeſchnitten, nur die Eiche wird nicht 
geſäet, die Kiefer zumeiſt gepflanzt. Es wurde uns 
ein intereſſanter Vergleichsverſuch in 12 jährigen 
Kiefernkulturen verſchiedener Provenienz vor⸗ 
geführt. Kiefern guter heimiſcher Herkunft waren 
naturgemäß die beſten, völlig mißraten und alle 
bekannten Mängel zeigend, war eine Fläche ſüd⸗ 
franzöſiſcher Abſtammung. Die belgiſche Provenienz 
ingegen war von der heimiſchen nicht zu unter⸗ 
ſcheiden; die Elternbäume ſtammten vielleicht 
ſelbſt aus Deutſchland. Weſentlich zurückgeblieben 
war auch eine Kultur aus finniſchem Saatgut; 
endlich als Verſuchsfläche a e — da die Zapfen⸗ 
auswahl ohne genügende Kontrolle geſchehen iſt 
und deshalb aus der Verſuchsreihe zurückgezogen — 
war eine Dickung aus Saat ſchlechtgewachſener 
deutſcher Elternbäume. 

Auffällig erſchien dem Berichterſtatter, daß er an 
beiden Tagen des Ausfluges keine einzige Wildfährte, 
geſchweige denn Wild geſehen hat. Mitgeteili 
wurde, daß Rehwild hier und da vorhanden ſei, 
Sauen hätten ſich, wie überall, während des 
Krieges ſtark vermehrt, Füchſe gäbe es öfter, 
Haſen wenig, Rotwild ſei nicht vorhanden. Da auch in 
alten Forſt⸗„Guts⸗ und Gaſthäuſern nichts von älteren 
i zu finden ſein ſoll und auch ſelbſt älteſte 
Leute ſich auf erwähnenswertes Vorkommen von 
Rotwild nicht beſinnen ſollen, ſcheint es faſt, als 
ob tatſächlich der Rothirſch im Pfälzer Wald auch 
früher nicht heimiſch geweſen ſei. Das iſt bei 
dem rieſigen Waldgebiet mit ſeinen großen 
Dickungsflächen wunderbar, und es verlohnt ſich 
wohl, daß ſich zu dieſer Frage einmal Sach⸗ 
verſtändige äußern wollten; doch zurück zu unſerm 
Ausflug. 

Am erſten Tage wurde von den Autos unter 
Führung des Revierverwalters, Forſtmeiſters Köhl, 
ein Waldgang in die Beſtände des Forſtamtes Tripp- 
ſtadt unternommen; danach trennte man ſich. Ein 
Teil, die Jüngeren, fuhr nach Trippſtadt, wir anderen 
begaben uns nach Johanniskreuz und wurden 
dort zumeiſt im Kurhaus prächtig untergebracht; 
denn auch dieſe kleine, herrlich gelegene Siedelung iſt, 
ebenſo wie Trippſtadt, ein gern beſuchter Erholungs⸗ 
ort der Pfälzer. Gutes SE Pfälzer Wein und 
bayeriſches Bier ließen ſehr bald eine behagliche 
Stimmung aufkommen, jedoch der nimmermüde 
Ir. Wappes ergriff, nachdem die Abteilung 
Trippſtadt ſich wieder in Johanniskreuz ein⸗ 
Ge hatte, das Wort zu “intereflanten 

rläuterungen des früher von ihm ſelbſt ver⸗ 
walteten und ihm heute als Verwaltungschef unter⸗ 
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ſchloß Reviers Trippſtadt. An ſeine Außerungen 
chloß fich eine längere Ausſprache, in der . 
forſtlich wichtige Frage erörtert wurde; dann noch 
eine kurze Friſt der Geſelligkeit, die mit Rückſicht 
auf die Anforderungen des nächſten Tages viel 

zu U beendet werden mußte. 
m nächſten Morgen hielt frühzeitig Privat⸗ 
dozent Dr. Bontzong, Heidelberg, im Waldkur⸗ 
aus einen kurzen Vortrag über die Geologie des 
Pfälzer Waldes, der nachher an einer landſchaftlich 
beſonders ſchönen Stelle, am Rande eines 
prächtigen Buchenaltholzbeſtandes mit weitem 
Ausblick an der Hand des eigenartig ſchönen Lands 
ſchaftsbildes praktiſch fortgeſetzt werden konnte. Auf 
dem Waldgang dorthin ſahen wir eine Schwellen⸗ 
hauerei, Anlage und Betrieb von Kohlenmeilern 
und wunderſchönen Buchen⸗ und Eichenbeſtand, 
den beliebteſten Waldgang der Johanniskreuzer 
Kurgäſte. An unſerer Raſtſtelle erläuterte auch 
Geheimrat Dr. Wappes wiederum das Wirtſchafts⸗ 
ziel der durchſchrittenen Forſtorte; auf anderem 
Wege begaben wir uns dann nach Johanniskreuz 
zurück. Nach eiliger Mahlzeit mußten wir, deren 
Zeit abgelaufen war, ein Poſtauto beſteigen, das 
jene Verſammlungsteilnehmer nach Kaiſerslautern 
brachte, die am gleichen Abend noch Frankfurt a. M. 

erreichen wollten. 5 

Der Blick auf das Leben und Treiben im 
Bahnhof zu Kaiſerslautern war im höchſten Maße 
unerfreulich. Hier ſchon zeigte ſich die franzöſiſche 
Beſatzung in emem ganz anderen Lichte ols in 
Kreuznach. Sie gab ſich rückſichtslos als Sieger; 
auch wurde weit mehr und aufdringlicher „Soldat“ 
geſpielt, als wir es in unſerm alten Deutſchland, 
dem verläſterten Hort des Militarismus, gewohnt 
geweſen ſind. Wir waren froh, durch Abgang 
des Zuges dieſer kränkenden Schauſpiele ent⸗ 
hoben zu ſein. In unſerem Abteil ſaßen 
französische Zivilperſonen, zwei Damen und ein 
Herr, die ſich als unbedingte Herrſcher zu fühlen 
ſchienen und ſich demgemäß benahmen; ſolch 
nervenkränkendes Geſchnatter über unbeteiligte 
Mitreiſende hinweg haben wir in unſerm Leben 
noch nicht gehört. An der Grenze des beſetzten 
Gebietes verließen die beiden Damen den Zug, 
und der Herr Franzoſe verduftete plötzlich fichtbar 
beſcheiden in ein anderes Abteil. So haben auch 
wir eine geringe Probe deſſen genoſſen, was unfere 
deutſchen Volksangehörigen im beſetzten Gebiet 
täglich in viel ſchlimmerem Maße erleben. 
Wieder durchfuhren wir ein herrliches Stuck 
deutſcher Erde; durch die Haardt auf Neuſtadt zu 
und mitten durch das pfälziſche Weingebiet. Der 
Weinbau wird dort auf großen Strecken feldmäßig 
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im flachen Lande betrieben, wie etwa bei uns 
der Kartoffel⸗ oder der Tomatenbau, ein uns 
neues Bild der Rebenkultur. Weiter ging es 
über Ludwigshafen, dicht vorbei an der Badiſchen 
Anilin⸗ und Sodafabrik und Oppau, dem Orte, 
über den ſich wenige Tage ſpäter die ungeheure 
Exploſion von Stickſtoffduͤnger entladen hat. Von 
Worms ging es nordwärts durch Rheinheſſen. 
den Rhein herunter, vorüber an den berühmten 
Weinorten Oppenheim und Nierſtein nach Malnz 
Dort überfuhren wir den Rhein mit Gefühlen 
der Wehmut und Trauer Wann wird ſich das 
niedergetretene, geknechtete deutſche Volk wieder 
aufrichten können, um den freien deutſchen Rhein 
als ſein ausſchließliches und rechtmäßiges Eigen⸗ 
tum endgültig zu behaupten? Und wann erklingt 
wieder aus aller Kehlen mit hehrer Begeifterung 
das alte Trutzlied: „Sie ſollen ihn nicht haben, 
den freien deutſchen Rhein!“? Vorläufig find wir 
in den Gedanken unſeres Volkes und auch in 
ſelbſtverſchuldeter Ohnmacht von ſolchen neuen 
großen Zeiten weit entfernt. 

Gegen Abend war Frankfurt a. M. erreicht, 
und damit kann der Bericht über die Fahrt 
in das beſetzte Gebiet zu den großen forſtlichen 
Tagungen des Jahres 1921 abgebrochen werden, 
denn die weitere Heimreiſe hat nichts unſerem 
Leſerkreis Bemerkenswertes geboten. 

Mancherlei Belehrendes und Nachdenkliches, 
Niederdrückendes und Erhebendes haben wir in den 
Kreuznacher Verſammlungstagen erlebt. Zahl⸗ 
reichen alten Freunden und Gönnern durften wir 
von neuem die Hand drücken und ihnen menſchlich 
nähertreten. Viele uns perſönlich noch Fremde, 
deren Namen und Wirken uns wieder großenteils 
längſt bekannt war, durften wir dazu kennen lernen. 
Von neuem haben wir die Überzeugung mit nach 
Hauſe genommen, daß die deutſch fühlenden Männer 
im grünen Rocke vornehmlich berufen fein werden, mit 
zuarbeiten, daß Deutſchland wieder den alten Ehren⸗ 
platz im Rate der Völker einnehmen kann. Klar 
aber iſt uns auch geworden, daß unſer welſcher 
Nachbar mit allen Mitteln dahin arbeitet, die weſt⸗ 
lichen Rheinlande und die Rheinpfalz endgültig in 
ſeinen Beſitz zu bringen. Möge ein Durchhalten 
und das Feſtſtehen zum deutſchen Vaterlande 
unſeren ſchwer bedrückten Landsleuten im beſetzten 
Gebiet beſſer gelingen, als das unſerem deutſchen 
Volke zum Schluß des Weltkrieges im Jahre 1918 
geglückt tit. Der Zuſammenhang mit Deutſchland 
aber wird unſeren Stammbrüdern links des 
Rheins um ſo mehr erleichtert werden, je größer 
unſere Treue zu denen bleibt, die in Knechtung 
und feindlicher Bedrückung ſchmachten. 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 

14. Sitzung, Mittwoch, den 28. September 1921. 
Erſte Beratung des Geſetzentwurfs, br: 
treffend Anderungen des Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommen sgeſetzes vom 17. Dezember 1920 — 
Druckſache Nr. 836. 

In Verbindung damit 
Beratung des Antrages der Abgeordneten 
Ebersbach, Dr. von Kries (Potsdam) und 
Genoſſen über das Beſoldungsdienſtalter 
der Militärauwärter nach dem Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz — Druckſache Nr. 65. 
Ebersbach, Antragſteller (D⸗nat. VP) — — 


Es handelt ſich darum, daß im preußiſchen Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 die 
Beſtimmung getroffen iſt, daß die Militärdienſtzeit den 
Militäranwärtern bis zur Höchſtgrenze von 8 Jahren 
auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden ſoll. 
Das Raich hat dagegen in feinem Reichsbeamten⸗ 
dienſteinkommensgeſetz die Beſtimmung getroffen, 
wonach die Söchſtgrenze bei den Militäranwärtern 
bezüglich der Anrechnung ihrer Mllitärdienſtzeit auf das 
Beſoldungsdienſtalter auf 5 Jahre feſtgeſetzt if. — — 
Der Reichsfinanzminiſter hatte damals auf Grund des 
Sporrgeſetzes gegen die weitergehenden preußiſchen 
Beſtimmungen Einſpruch erhoben. Dieſem Einſpruch 
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zufolge ließ die Preußiſche Regierung der Landes | Beſtimmungen auch auf das Reich übernommen werden, 


berſammlung eine Vorlage zugehen, nach denen die 
preußischen Beſtimmungen denen des Reichs angepaßt 
werden follten. Sämtliche Parteien haben aber am 
14. Januar die Regierungsvorlage einſtimmig abgelehnt. 
Trotz der Ablehnung der Novelle hat nun aber der 
preußische Finanzminiſter in ſeiner Ausführungs⸗ 
anweiſung zum Beamtendienſteinkommensgeſetz vom 
21. Januar 1921 ausdrücklich angeordnet, daß die in 
Frage kommenden Beſtimmungen im $ 3, Ab}. 3 des 
preußiihen Beamtendienſteinkommensgeſetzes vor⸗ 
läufig nicht ausgeführt werden follten, und daß weitere 
Weiſung ſpäter erfolgen werde. Da dieſe Ausführungs⸗ 
anweiſung im Widerſpruch zu den Abſichten der Preußi⸗ 
ſchen Landesverſammlung ſtand, nämlich die Be⸗ 
ſtimmungen des preußiſchen Geſetzes zur Ausführung 
zu bringen, haben ſich meine politiſchen Freunde ver⸗ 
anlaßt geſehen, den ihnen vorliegenden Antrag auf 
Druckſache Nr. 65 einzubringen. 

Nun kommt die neue Novelle, die den günſtigeren 
preußiſchen Beſtimmungen endgültig den Garaus 
machen ſoll. Die Begründung dieſer Novelle entbehrt 
nicht eines gewiſſen Humors. Wenn es hier zum Beijpiel 
heißt: „die preußiſche Regelung würde für die 
Beamten der Poſt⸗, Eiſenbahn⸗ und Zollverwaltungen, 
bei denen in erheblichem Umfange Militäranwärter zur 
Anſtellung gelangen, denen auf Grund des Reichs⸗ 
beſoldungsgeſetzes vom 16. Dezember 1920 nur geringere 
Dienſtzeiten auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet 
werden können, unerträglich ſein“, ſo bin ich im 

egenteil der Meinung, daß die preußiſche Regelung 
für die Militäranwärter im Reich nicht nur erträglich 
ſein, ſondern von ihnen geradezu begrüßt werden 
würde. Es liegt alſo gerade entgegengeſetzt, als es in 
der Begründung der Novelle angegeben wird. Zuzu⸗ 
geben iſt allerdings ohne weiteres, daß in der Sache 
ſelbſt, in der eine Differenz zwiſchen den preußiſchen 
und den Reichsbeſtimmungen beſteht, eine Über⸗ 
einſtimmung herbeigeführt werden muß. Es fragt ſich 
nur, in welcher Weiſe. Wir haben unſere Beſtimmungen, 
die für die Militäranwärter günſtiger ſind, nicht etwa 
getroffen, um gegenüber dem Reich einen Gegenſatz 
herzuſtellen, ſondern haben unſere Beſchlüſſe aus rein 
ſachlichen Gründen gefaßt. Sämtliche Parteien des 
Hauſes waren im Beſoldungsausſchuß der Meinung, 
daß die Beſtimmungen des Reiches den Militäranwärtern 
nicht gerecht werden. Das ergibt ſich auch ohne weiteres, 
wenn man ſich an der Hand von einzelnen Beiſpielen 
die Wirkung der preußiſchen und der reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen klar macht. Es wird daher unter allen 
Umſtänden notwendig ſein, bevor wir über die Druck⸗ 
ſache 836 beſchließen, eine eingehende Ausſchußberatung 
ſtattfinden zu laſſen, und ich möchte deshalb beantragen, 
daß ſowohl die Druckſache 836 als auch Druckſache 65 
dem Ausſchuß für Beamtenangelegenheiten zur weiteren 
Beratung überwieſen werden. 

Es iſt auf die Dauer unerträglich, wenn die Be⸗ 
ſtimmungen, die wir aus rein ſachlichen Geſichtspunkten 
treffen, ſtets durch den Einſpruch des Reichsfinanz⸗ 
miniſters zerſchlagen werden ſollen. Das Reichsſperr⸗ 
geſetz ſagt nur, daß es ein Geſetz „zur Herbeiführung 
einer einheitlichen Beamtenbeſo dung im Reich und in 
den Ländern“ ſein will; es wird aber allmählich ein 
Geſetz „zur Zerſchlagung der Beſoldungsordnung in 
den Ländern“, wenn das Reich ſtets auf Grund des 
Sperrgeſetzes alle den Reichsgeſetzen entgegenſtehenden 
Beſtimmungen unwirkſam macht. 

Wir werden uns im Ausſchuß einmal mit der Frage 
zu beſchäftigen haben, ob nicht, nachdem das preußiſche 
Geſetz verkündet iſt, die am 1. April 1920 im Amt be⸗ 
findlichen Beamten bereits einen Rechtsanſpruch auf 
die Vergünſtigungen dieſes Geſetzes haben. Ferner 
wird zu prüfen ſein, ob das Reichsſperrgeſetz zu Recht 
beſteht oder nicht, was ja noch immer umſtritten iſt. 
Die dritte Frage iſt, ob der Einſpruch des Reichsfinanz⸗ 
miniſters, wie von verſchiedenen Seiten behauptet wird, 
zu ſpät oder ob er rechtzeitig erfolgt iſt. Die vierte Frage 
{it die, ob die Regierung verſucht hat, zu erreichen, daß 
die für die Militäranwärter günſtigeren preußiſchen 


bzw. ob überhaupt nach dieſer Richtung Verhandlungen 
geführt worden ſind. Ein ähnlicher Fall liegt ja hin⸗ 
ſichtlich der neuen Penſionsbeſtimmungen in Preußen 
bereits vor; hier will die Preußiſche Regierung be⸗ 
kanntlich erfreulicherweiſe verſuchen, die preußiſchen 
Beſtimmungen unter allen Umſtänden auch beim Reich 
durchzudrücken. 

Fünftens würde im Ausſchuß zu prüfen ſein, welche 
Möglichkeiten ſich bieten, damit das Reich ſchließlich doch 
noch die für die Militäranwärter günſtigeren und ihren 
Verhältniſſen beſſer Rechnung tragenden preußiſchen 
Beſtimmungen übernimmt, ſo daß alſo nicht, wie die 
Preußiſche Regierung es jetzt wünſcht, eine Anderung 
der preußiſchen Beſtimmungen vorgenommen wird, 
ſondern, was zweifellos beſſer iſt, die Beſtimmungen 
im Reiche den preußiſchen angepaßt werden. — — 

Vizepräſident Dr. von Kries: — — Der Herr 
Antragſteller hat beantragt, beide Gegenſtände dem 
12. Ausſchuß (für Beamtenangelegenheiten) zu über⸗ 
weiſen. — Da kein Widerſpruch erfolgt, ſtelle ich feſt, 
daß das Haus dementſprechend beſchloſſen hat. 

Beratung des Antrages der Abgeordneten 
Weisſermel, Baecker (Berlin) und Genoſſen 
gegen die Rektorwahlen für die Forſt⸗ 
akademien Eberswalde und Minden 

Druckſachen Nr. 45, 541, 
Dieſer Punkt wird von der Tagesordnung abgeſetzt 

= 
Schleſiſcher Forſtverein. 
(Schluß) 


Als Thema 3 berichtete ſodaun Forſtmeiſter 
Schulz-Volpersdorf über „Neues aus der 
forſtlichen Theorie und Praxis“. 

Redner beſpricht zunächſt das umfangreiche 
Werk des Profeſſors Dr. gler in Zürich, in 
welchem dieſer das Ergebnis der Unterſuchungen 
über den Einfluß des Waldes auf den Stand der 
Gewäſſer behandelt. Da über dieſe Arbeit in der 
„Forſtlichen Rundſchau“ ein eingehendes Referat 
erſchienen iſt, erübrigt ſich, erneut darüber zu 
berichten. Sodann beſpricht Redner waldbauliche 
Erſcheimmgen, welche die Edeltanne betreffen, 
und den in den letzten Jahren auch in Schleſien 
an den Eichen auftretenden Meltau, deſſen Be⸗ 
kämpfung mit Schwefelkaltbrühe empfohlen 
wird. Ferner werden die von Geheimrat Dr. 
Schwappach neu aufgeſtellten Ertragstafeln 
für Douglastanne behandelt, welche die ganz 
hervorragende Leiſtungsfähigkeit dieſer ſeit etwa 
50 Jahren in größerem Umfange bei uns ein⸗ 
geführten Holzart beweiſen, welche beſonders in 
ihrer grünen Art gegenüber der grauen zu emp⸗ 
fehlen iſt. Zum Schluß wird eine Waldwund⸗ 
trommel des Fürſtlich Stolbergſchen Forſt⸗ 
meiſters Bühring in Ilfeld als geeignet zu Boden⸗ 
verwundungen für Saaten und Naturverjüngungen 
erwähnt. Die Ausführungen des Redners wurden 
mit Intereſſe und Beifall angehört. 

Den Schluß der Vorträge bildete derjenige des 
Oberförſters Hanff⸗Riemberg über Thema 4: 
„Mitteilungen aus dem Gebiete des 
Forſt⸗ und Jagdſchutzes“. Redner begann 
mit der erfreulichen Feſtſtellung, daß die Groß⸗ 
ſchmetterlinge: Kiefernſpinner, Kiefernſpanner 
und Kieferneule, faſt verſchwunden ſind. Nur die 
Nonne hat ſich jüngſt, von Böhmen herüber⸗ 
geweht, in der Grafſchaft Glatz gezeigt. Schäden 
durch Blattweſpen waren ebenfalls nicht be⸗ 
deutend. Der Maikäfer hatte 1821 kein Flug⸗ 
jahr; wo er vereinzelt ſchwärmte, war es infolge 
der Maikälte unregelmäßig. Die Rüſſelkäfer, 
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Borken⸗ und Baſtkäfer haben keinen ſchwer⸗ 
wiegenden Schaden gemacht. Der Eichenwickler 
hat auch in dieſem Jahre wieder die Eichelmaſt 
verhindert. Aus Camenz wurde berichtet, daß 
die Große Holzweſpe, Sirex gigas, ſich in den 
Bleikammern einer Schwefelfabrik durch die Blei⸗ 
platten durchgebohrt habe. Mäuſe und Eich⸗ 
hörnchen haben mancherlei Schaden angerichtet. 
Die wilden Kaninchen erſcheinen in manchen 
Revieren wieder auf der Bildfläche. Wildſchäden 
ſind ſelten, da kein Wild vorhanden. Schnee⸗ 
und Sturmſchäden waren gering. Zu der gegen⸗ 
wärtigen Dürre und Hitze berichtet Oberförſter 
Hanff, daß der Juli⸗Rekord für Schleſien ſeit 
dem Beginn einwandfreier Temperaturmeſſung 
der 29. Juli war mit + 37,8 Grad im Schatten. 
Im Monat Juli wurden bei der Regenmeßſtation 
Wohlau 36,4 mm Niederſchläge feſtgeſtellt, vom 
7. bis 28. Juli fielen überhaupt keine meßbaren 
Niederſchläge. Dabei waren die Monate Juni 
und der Anfang Juli kalt, am 3. Juli zeigte 
das Erdbodenminimum⸗ Thermometer des mete⸗ 
vrologiſchen Obſervatoriums in Krietern bei 
Breslau nur + 0,6 Grad C, vom 9. Juli an datiert 
die raſche Wärmezunahme. Die ſchon erwähnte 
Kälte im Juni verdichtete ſich in den Nächten 
vom 6. bis 10. Juni zu ſtellenweiſe verderblichen 
Spätfröſten. Zu dieſen abnormen Witterungs⸗ 
en iſt noch ein verſtärktes Auftreten der 
Kiefernſchütte getreten. Eine Firma Dupré in 
Köln⸗Kalk bietet ein baſiſches Kupferſulfat in 
Paſtenform, welches ſie Bordola⸗Paſta nennt, als 
Spezialpräparat gegen Kiefernſchütte, nicht zu 
teuer, an. Pilzkrankheiten waren mehr oder 
minder verderblich. 

Selbſtverſtändlch haben bei der abnormen, an⸗ 
dauernden Hitze und Dürre auch zahlreiche Wald⸗ 
brände ſtattgefunden, und zwar kleinere bei 
der Trockenheit im April, Mai und umfangreiche 
in letzter Zeit. Auf die Wabdbrandrubrek der 
„Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ wird hingewieſen. 
Im Gegenſatz zu früher ſcheint Funkenauswurf 
aus Eiſenbahnlokomotiven nicht mehr ſo oft die 
Urſache geweſen zu ſein. In den meiſten Fällen 
liegt Fahrläſſigkeit, beſonders beim Zigaretten⸗ 
rauchen, vor. Auch die Wandervögel gehen häufig 
recht ſorglos mit dem Feuer im Walde um. In 
Oberſchleſien wurden die Wälder von den polniſchen 
Inſurgenten aus politiſchen Gründen angezündet. 
Der preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten hat kürzlich die Belohnung für Wald⸗ 
brandlöſchung bis zu 500 4 erhöht. In neuerer 
Zeit werden auch die bekannten Minimax⸗Feuer⸗ 
löſchapparate auch für Waldbrände empfohlen. 

Redner beſpricht ſodann die Milderung der 
Forſtdiebſtahlsſtrafen durch das Abänderungsgeſetz 
vom 14. Dezember 1920 und die Novelle zum 
Strafgeſetzbuch vom 19. Juni 1912, welche geringe 
Diebſtähle als Übertretung in den $ 370 Ziffer 5 
des Strafgeſetzbuches gebracht hat, und geht dann 
über zum Jagdſchutz mit dem Bemerken, daß 
auch hier oft eine recht milde Beurteilung von 
Straffällen feſtzuſtellen iſt. Der Jagdbetrieb 
hat ſich im allgemeinen gebeſſert, die Wild⸗ 
diebereien haben len merſt allerdings 
wegen Mangels an Wild. In Wirſchkowitz wurden 
die Eier des Waſſergeflügets geſtohlen, von Groß⸗ 
händlern aufgekauft und in die Großſtadt gebracht, wo 
ſie mancher Hausfrau mögen Enttäuſchung bereitet 
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haben. Nach den Nachrichten in der „Deutſchen 
Jäger⸗Zeitung“ blüht aber anderwärts die Wild⸗ 
dieberei noch erheblich. Es iſt daher erfreulich, 
daß der Allgemeine Deutſche Jagdſchutz⸗Verein 
Errichtung einer Nachrichtenſtelle zur Bekämpfung 
des Wildererunweſens plant. Anders iſt das 
Bild im beſetzten Gebiete von Oberſchleſien. Dort 
war der letzte Polenaufſtand auch der Gipfel der 
Wilddieberei, welcher die Forſtbeamten machtlos 
egenüberſtanden. In der großen Prinzlich 
Hohenloheſchen Forſtverwaltung Koſchentin ſind 
dieſer Maſſenſchlächterei ſchätzungsweiſe zum Opfer 
gefallen: 134 Stück Rotwild, 763 Stück Rehwild. 
1165 Haſen, 2 Faſanen, 1 Uhu. Und dabei iſt 
auch der oberſchleſiſche Wald der Treuhand einer 
interalliierten Kommiſſion anvertraut. Redner 
ſchloß mit dem mit Beifall aufgenommenen 
Wunſch, daß der oberſchleſiſche Wald und die 
Vereinskollegen in Oberſchleſien uns erhalten 
bleiben möchten. 

Mit dieſem Vortrage war der geſchäftliche Teil 
des Tages erledigt, und es war noch Zeit, den 
Muskauer Park zu beſichtigen. 


Der Abend vereinigte die Mitglieder zu einem 
gemeinſamen Eſſen im Saale des Kurhauſes, 
welcher ebenſo wie am Vormittag der Verhond⸗ 
lungsſaal einen auffallend geſchmackvollen Grün⸗ 
ſchmuck aufwies. Bei dieſem Feſteſſen begrußte 
Herr Graf von Arnim den Verein, wofür 
Forſtmeiſter Schulz, Volpersdorf dankte, und der 
Präſident brachte zum 80. Geburtstage den 
Verein ſeinen Glückwunſch dar und wünſchte ihm 
ferner gutes Gedeihen. Der Herr Graf hatte 
den Vereinsmitgliedern auch die freundliche Out, 
merkſamkeit erwieſen, daß jeder als Andenten 
eine ſchöne Glasſchale aus der Gräflichen Glas⸗ 
hütte auf feinem Platze vorfand. Nach dem Efien 
ſaßen die Teilnehmer noch lange bei den Klängen 
eines guten Konzerts im Kurpark mit den zahl⸗ 
reich aus der Stadt Muskau erſchienenen Herr⸗ 
ſchaften zuſammen. 


Am nächſten Tage fand die gemeinſame Fahrt 
durch die Forſten der Standesherrſchaft Muskau 
ſtatt. Sie begann in einem langen Sonderzug 
der gräflichen Kleinbahn, deren Holzfuhrwagen 
mit bequemen Sitzplätzen eingerichtet waren. 
Noch niemals iſt der Schleſiſche Forſtverein in 
dieſer Weiſe befördert worden. Im Revier Weiß⸗ 
keißel wurde die Kleinbahn verlaſſen, und nach 
einem freundlichſt gereichten Frühſtücksimbiß 
wurden die zahlreichen Wagen zur Weiterfahrt 
nach der Oberförſterei Jagdſchloß beſtiegen. Auf 
dieſe Weiſe war es möglich, alle drei Oberförſtereien 
der rund 26 000 ha großen Standesherrſchaft 
Muskau zu durchfahren und an der Hand des 
Exkurſionsführers zu ſehen. Intereſſante Wald⸗ 
bilder waren es, welche die niederſchleſiſche Heide 
bot, intereſſant auch dort, wo die Natur der 
Waldbewirtſchaftung die größten Schwierigkeiten 
bietet, deren Überwindung aber gerade den 
Forſtmann anſpornt. In der Oberförſterei Jagd⸗ 
ſchloß, wo der Verein mit dem Waldhorngruß 
der Jägerei empfangen wurde, wurden die Wagen 
verlaſſen, und der Verein erfüllte im Beiſein der 
gräflichen Familie zunächſt ſeine Pflicht der 
Pflanzung von drei Vereinseichen und die übliche 
Taufe durch den Revierverwalter der Ober⸗ 
förſterei Jagdſchloß, Oberförſter Schwabe, welcher 
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mit der Benennung: Deutſchland, Preußen, 
Schleſien in gebundener Rede eindrucksvolle 
Wünſche für ihr Gedeihen verband. Ein großer 
Findlingsſtein in der Mitte der drei Eichen bezeugt 
durch ſeine Inſchrift den Vorgang. Auf ſchattigem 
Platze an dem vom Grafen Pückler erbauten 
Jagdſchloß wurde der Verein ſodann mit einem 
Mittagbrot bewirtet, welches, in dampfender Feld⸗ 
küche zubereitet, von jungen Mädchen in kleid⸗ 
ſamer Wendinnentracht dargereicht wurde. Nach⸗ 
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dem Oberförſter Hanff, Riemberg, dem Herrn 
Grafen von Arnim und ſeiner Forſtverwaltung 
den Dank des Vereins ausgeſprochen hatte, und 
nachdem noch Forſtmeiſter Bruhn, Muskau, dem 
Verein freundliche Abſchiedsworte gewidmet hatte, 
mußte der Aufbruch erfolgen. Nach kurzem 
Marſch wurde wieder der Sonderzug der gräf⸗ 
lichen Kleinbahn zur Fahrt nach Muskau be⸗ 
ſtiegen, wo ſich die Teilnehmer diefer ſchönen 
Tagung zur Heimfahrt trennten. H.⸗R. 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Endgültige Notierung der Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten des Jahrgangs 1921. 
Ministerium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 14772. 

Berlin, den 8. Oktober 1921. 
Nach Abſchnitt A meiner Allgemeinen Ver⸗ 
fügung Nr. III 86 für 1920 (vom 15. Sep⸗ 
tember 1920 — III 18664 —) habe ich dem 
dortigen Forſtverwaltungsbezirke d nachſtehend 
aufge e forſtverſorgungsberechtigten Anwärter 
zugeteilt: 


— — 


e zen, = a“ „Bißheriger 
amen verſorgungs⸗ egierungs⸗ 
jahrgang ee bezirk 


Die Regierung erſuche ich, das Weitere nach 
Abſchnitt A II Ziffer 5 und 6 des vorgenannten 
Erlaſſes ſofort zu veranlaſſen. 

Damit den vorgenannten Beamten, ſofern ſie 


zurzeit noch nicht im Staatsforſtdienſt des 
dortigen Bezirks beſchäftigt werden, die erhöhten 
Bezüge möglichſt bald gezahlt werden können, 
wird die Regierung beauftragt, der Regierung 
des Beſchäftigungsbezirks den Zeitpunkt der Er⸗ 
teilung des Forſtverſorgungsſcheins uſw. um⸗ 
gehend mitzuteilen. 

Umnotierungen zur Befriedigung rein perſön⸗ 
GEN Wünſche können auch für den Forſt⸗ 
verſorgungsjahrgang 1921 nicht vorgenommen 
werden. Infolgedeſſen bleibt Ziffer A II 2 der 
Allgemeinen Verfügung III 86 für 1920 weiter 
aufgehoben. 

Umnotierungsgeſuche ſind mir daher nur aus 
dringend dienſtlichen Gründen unter Bei⸗ 
fügung eines amtsärztlichen Zeugniſſes und 
mit eingehender Begründung vorzulegen. 

Zuſatz für Königsberg. Von den oben⸗ 
genannten ſieben Forſtverſorgungsberechtigten ſind 
dem Bezirk Marienwerder keine Anwärter zu⸗ 


zuweiſen. 
J. A.: v. d. Bus ſche. 


Kleine 


Allgemeines. 


Landforſtmeiſter Joſeph Weſener, der am 
1. Oktober 1921 in den Ruheſtand getreten iſt, 
wurde am 4. April 1865 zu Dorſten in Weſtfalen 
ats Sohn des Apothekers Hermann Weſener 
geboren, beſuchte zunächſt die Elementarſchule in 


Verpflichtung zum Halten der Geſetzſammlung 
und des Reichsgeſetzblattes. 

Nach den 1 Beſtimmungen können 
Gutsbezirke und kleinere Gemeinden von der 
Verpflichtung zum Halten der Preuß. Geſetz⸗ 
ſammlung und des Regierungs⸗Amtsblatts auf 
Zeit entbunden werden. Was das Reichsgeſetz⸗ 
blatt anlangt, ſo ſind über ſeinen Bezug uſw. 
beſondere Beſtimmungen nicht ergangen; die 
darin zum Abdruck gelangenden Geſetze und Vor⸗ 
ſchriften ſind aber von ſo großer allgemeiner 
Bedeutung und greifen ſo ſtark in das wirtſchaftliche 
Leben aller Teile der Bevölkerung ein, daß auf 
die Weiterlieferung dieſes Blattes grundſätzlich 
Wert gelegt werden muß. Mit Rückſicht jedoch 
darauf, daß 1 der Preuß. Geſetzſammlung 
und des Reichsgeſetzblattes jetzt nicht mehr gelie fert 
werden und der Bezugspreis für beide Blätter 
— auch nach Herabſetzung von 90 „ auf 45 A 
für das Reichsgeſetzblatt — eine nicht unbeträchtliche 
Belaſtung der kleinen und leiſtungsſchwachen 
Gemeinde⸗ und Gutsbezirke bedeutet, ermächtige 
ich Sie, in allen Fällen, in denen nach den örtlichen 
Verhältniſſen kein oder nur ein gering anzu⸗ 
ſchlagendes Bedürfnis beſteht, auf Antrag Be⸗ 
freiung vom Fortbezuge eines oder erforderlichen⸗ 
falls auch beider dieſer Blätter auf ein oder 
mehrere Jahre zu gewähren. Sollten ſich Ge⸗ 
meinde⸗ uſw. Behörden trotz Vorliegens eines 
Bedürfniſſes weigern, den Bezug des Reichs⸗ 
geſetzblattes fortzuſetzen, ſo iſt indes von der 
Anwendung von Zwangsmaßnahmen abzuſehen. 

Mit Rückſicht auf das Steigen des Bezugs⸗ 
preiſes für das Regierungs⸗Amtsblatt will ich 
keine Bedenken dagegen erheben, daß auch be⸗ 
züglich dieſes Blattes auf Antrag kleine, un⸗ 
vermögende Gemeinden und Gutsbezirke für eine 
beſtimmte Zeit vom Bezuge entbunden werden. 
Ich bitte aber, Abweichungen von der Regel, 
daß neben dem Kreisblatt noch mindeſtens eins 
der drei vorgenannten Blätter zu halten iſt, nur 
in beſonderen Ausnahmefällen zulaſſen zu wollen. 

Berlin, 31. Auguſt 1921. 


Der Miniſter des Innern. J. V. Loehrs. 


e 


e Mitteilungen. 


Dorſten, darauf das Gymnaſium in Münſter i. W. 
und von 1880 ab das Realgymnaſium daſelbſt, an 
welcher Anſtalt er Oſtern 1887 das Zeugnis der 
Reife erhielt. Nach einjähriger praktiſcher Vor⸗ 
bereitungszeit in der Oberförsterei Altenbeken 
beſuchte er während des Sommer⸗Semeſters 1888 
die Univerſität in München und genügte vom 
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1, Oktober 1888. ab als Einjährig⸗Freiwilliger feiner 
Militärpflicht im 2. Weſtfäliſchen Feldartillerie⸗ 
Regiment Nr. 22. Auf den Beſuch der Forſt⸗ 
akademie in Eberswalde vom Herbſt 1889 bis Herbſt 
1891 folgte ein juriſtiſches Winterſemeſter 1891/92 
in Berlin. W. beſtand im Frühjahr 1892 das erſte 
forſtliche Examen mit „gut“ und im Herbſt 1894 
die forſtliche Staatsprüfung at mit „gut“. 
Am 1. Juni 1899 wurde der Aſſeſſor als Hilfs⸗ 
arbeiter zur Regierung in Königsberg einberufen 
und war als ſolcher über ſieben Jahre tätig. Von 
1904 ab hielt er als Lektor der Forſtwiſſenſchaft 
Vorträge an der Univerſität in Königsberg. Nach 
ſeiner Ernennung zum Oberförſter am 9. März 1906 
wurde ihm vom 1. Oktober 1906 ab die „ 
ſtelle Gertlauken im Regierungsbezirk Königsberg 
übertragen. 1910 zum Regierungs⸗ und Forſtrat 
ernannt, erhielt W. die Forſtinſpektion Königsberg⸗ 
Königsberg. Am Weltkriege nahm er von 1915 
bis 1918 zunächſt als Hauptmann bei der 78. Re⸗ 
ſervediviſion teil, um ſpäter als Forſtverwalter 
in Wilna zu wirken und zuletzt im Großen Haupt⸗ 
quartier beim Stabe des Generalquartiermeiſters 
tätig zu ſein. Nach ſeiner Ernennung zum Ober⸗ 
forſtmeiſter in Marienwerder (1919) erfolgte am 
1. April 1920 ſeine Einberufung als Hilfsarbeiter 
in das Miniſterium. Am 1. Oktober 1920 wurde 
Herr Weſener zum Landforſtmeiſter ernannt; er 
hat dieſe Stelle nur ein Jahr lang bekleidet. Als 
Land forſtmeiſter waren ihm auch die Angelegen⸗ 
heiten der Preußiſchen Staatsförſter unterſtellt, 
und er hat ſich, ſoweit wir davon Kenntnis 
erhalten haben, als ein warmer Freund der 
en und Förderer ihrer Angelegenheiten er⸗ 
wieſen. Es iſt bedauerlich, daß durch ſeine 
Inruheſtandſetzung Arbeiten unterbrochen werden, 
die unzweifelhaft dem Staatsförſterſtand nütlich 
geweſen wären. An Auszeichnungen beſitzt Herr 
Land forſtmeiſter Weſener die Militär⸗Dienſt⸗ 
auszeichnung I. Klaſſe, den Roten Adlerorden 
IV. Klaſſe, das Eiſerne Kreuz I. und II. Klaſſe, 
das Bremer Hanſeaten⸗Kreuz, das Kreuz des 
Sächſiſchen Albrechtsordens I. Klaſſe und den 
Silbernen Türkiſchen Halbmond. 


2 
Forſtaſſeſſor Zeidler iſt an Stelle des am 1 Ok⸗ 
tober in den Ruheſtand getretenen Forſtmeiſters 
Doerr zum ſtädtiſchen Oberförſter in Hann.⸗ 
Münden gewählt worden. 


Gi 
Hilfe für die Beamten und Staatsangeſtellten. 
In der Sitzung des Beamtenausſchuſſes des 
preußiſchen Landtages vom 18. Oktober hat der 
Finanzminiſter Sae miſch eine für die Beamten⸗ 
ſchaft recht erfreuliche Erklärung abgegeben. Sie 
autet: 

Die Staatsregierung verfolgt mit wachſender 
Sorge, wie die mit der fortſchreitenden Ent⸗ 
wertung der Mark immer weiter ſteigende all⸗ 
gemeine Verteuerung der wichtigſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe es den Beamten und Angeſtellten 
des Staates mehr und mehr erſchwert, mit 
ihren gegenwärtigen Dienſtbezügen aus⸗ 
zukommen. Dieſe Verteuerung ſchreitet in 
einem Zeitmaß fort, das bei der letzten Neu⸗ 
reglung der Bezüge nicht vorausgeſehen werden 
konnte. In ähnlicher Notlage wie die aktiven 
Beamten befinden ſich die Ruhegehalts⸗ 
empfänger und die Hinterbliebenen. Von 
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der Regierung wird anerkannt, daß hier durch⸗ 
greifende Abhilfe dringend geboten iſt. Eine 
weitere Anſpannung des Syſtems der Ausgleichs⸗ 
und Verſorgungszuſchläge, die in Ortsklaſſe A 
bereits die Höhe von 93 v. H. erreicht haben, 
wird über 100 v. H. der Grundgehälter hinaus 
rundſätzlich bedenklich und deshalb nicht durch⸗ 
führbar ſein. Es muß deshalb verſucht werden, 
im Rahmen der Beſoldungsordnung auf anderem 
Wege zu einer Neugeſtaltung der Bezüge zu 
kommen. Die Arbeiten dazu ſind im preußiſchen 
Finanzminiſterium bereits eingeleitet und werden 
im engſten Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
finanzminiſterium tatkräftig gefördert. 
Um aber das Zuſtandekommen der beabſichtigten 
Maßnahmen nicht zu gefährden, muß ich es mir 
zur Stunde noch verſagen, über weitere Einzel⸗ 
heiten nähere Mitteilungen zu machen. Viel⸗ 
mehr muß zunächſt der Abſchluß der darüber 
zwiſchen dem Reich und Preußen ſchwebenden 
Verhandlungen abgewartet werden. So viel 
kann jedoch ſchon jetzt geſagt werden, daß die 
Regierung alles daranſetzen wird, um dieſe 
Angelegenheit, die wegen der engen Zuſammen⸗ 
hänge mit dem Reich und den anderen deutſchen 
Ländern beſonders pfleglicher Behandlung bedarf, 
raſch zum Ziele zu führen. Ich werde die 
Führer der Parteien zu einer Beſprechung ein- 
laden, ſobald die Verhandlungen mit dem Nein 
ſo weit gediehen find, daß ich in der Lage bir, 
nähere Angaben über die Einzelheiten zu machen. 
Dieſe Erklärung läßt erkennen, daß die preußiſche 
Staatsregierung volles Verſtändnis für die traurige 
Lage der Beamtenſchaft und den ernſten Willen 
hat, in großzügiger Weiſe zu helfen. Wie Vertreter 
anderer Parteien, hat deshalb auch der Abgeordnete 
Meyer⸗Herford (D. Pp.) ſich dahin geäußert, 
daß die Deutſche Volkspartei ſich im Vertrauen 
darauf, daß die Regierung ihren Verſprechungen 
die ſchnellſte Tat folgen laſſe und tatſächlich groß⸗ 
zügige Vorſchläge zur Linderung der Not der 
Beamtenpenſionäre und Hinterbliebenen dem 
Landtage machen werde, mit einer kurzen Ver⸗ 
tagung der Ausſchußberatungen über dieſen Gegen⸗ 
ſtand bis Anfang oder Mitte nächſter Woche ein- 
verſtanden erkläre. Auf Anfrage hin verſicherte 
der Finanzminiſter, daß die Regelung ſehr bald 
und großzügig erfolgen werde, und daß er hoffe, 
binnen acht Tagen dem Ausſchuß nähere Er⸗ 
klärungen über die Art der Regelung abgeben zu 
können. Über die Einzelheiten könnten augen⸗ 
blicklich keine Aufſchlüſſe gegeben werden, weil zu⸗ 
nächſt noch weitere Vorbeſprechungen mit der 
Reichsregierung und den Regierungen der anderen 
Länder ſtattſinden mul 


übertragung von Förſterſtellen (m. R.) an 
überzählige Jörſter und Forſtſekretäre. Wie 
wir in Erfahrung gebracht haben, können ſich in 
den Regierungsbezirken Koblenz, Düſſeldorf, Köln, 
Trier und Aachen neben den Förſtern (m. R.) 
des eigenen Bezirks auch die Forſtſekretäre ſowie 
die überzähligen Förſter — ſoweit ſie den Forſt⸗ 
verſorgungsſchein 1908 und früher erhalten haben 
— um die freiwerdenden Förſterſtellen m. R. der 
obigen fünf Regierungsbezirke untereinander be⸗ 
werben. Auch in Oſtpreußen find feit einiger Zen 
die Forſtſekretäre ſowie die überzähligen Förſter, 
die den Forſtverſorgungsſchein von 1007 und 
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früher erhalten haben, zur Bewerbung um die Beamten der genannten Oberförſterel geſtiftet 


Förſterſtellen des Bezirks Allenſtein zugelaſſen, worden. 


während ſich die Forſtſekretäre ſowie die über⸗ 
zähligen Förſter des Regierungsbezirks Frankfurt 
— ſoweit ſie den Forſtverſorgungsſchein von 1906 
und früher haben — um Stellen des Bezirks 
Schneidemühl bewerben können. Die betreffenden 
Regierungen ſind ermächtigt, in dieſem Rahmen 
die Beſetzung freier Stellen ſelbſtändig vorzu⸗ 
nehmen. Wenn auf Grund der Vewerbungs⸗ 
geſuche Beamte Förſterſtellen in einem andern 
Bezirke erhalten, ſo gilt dies als Verſetzung, den 
Beamten ſtehen alſo Reiſe⸗ und Umzugskoſten zu. 
Das Miniſterium hat ſich zu dieſer Maßnahme ent⸗ 
ſchloſſen, um die nicht unerheblichen Unterſchiede 
in den Anſtellungsverhältniſſen auszugleichen. 
Leider iſt hiervon bisher nur ſehr geringer Gebrauch 
gemacht worden. Die Unterbringung der Beamten 
aus den abgetretenen Gebieten iſt ſo weit fort⸗ 
geſchritten, daß zurzeit in den Regierungsbezirken 
Gumbinnen, Stettin, Stralſund, Merſeburg, 
Minden, Arnsberg, Kaſſel und Wiesbaden die 
Sperre des Übertritts der Forſtſekretäre in den 
Außendienſt aufgehoben iſt und die überzähligen 
Förſter unbeſchränkt zur Bewerbung um voll⸗ 
ausgeſtattete Stellen zugelaſſen ſind. Die Auf⸗ 
hebung der Sperre in den übrigen Bezirken kann 
erſt nach Unterbringung der Beamten aus den 
abg»tretenen Gebieten erfolgen, was vorausſichtlich 
in abſehbarer Zeit geſchehen wird. O. 
e 


Als Studierende der beiden preußiſchen Forſt⸗ 
afademien waren im Sommer⸗Halbjahr 1921 
eingetragen: In Eberswalde im ganzen 129, 
darunter aus früheren Semeſtern 109, neu ein⸗ 
getreten 13, als Gäſte 7; Studierende und Hörer 
uus Preußen 95, aus dem übrigen Reichsgebiet 15, 
aus dem Ausland 19. In Münden im ganzen 193, 
darunter aus früheren Semeſtern 163, neu ein⸗ 
getreten 18, als Gäſte 12; Studierende aus 
Preußen 151, aus dem übrigen Reichsgebiete 26, 
aus dem Auslande 4. Im ganzen beabſichtigten 212 
Studierende ſpäter in den preußiſchen Staats⸗ 
dienſt einzutreten. 


CH 

Von der Forſtſchule Mickhauſen (Bayern). 
Die Umbauarbeiten im Schloſſe für die forſt⸗ 
wiſſenſchaftliche Schule ſind nahezu beendet, ſo 
daß dieſe am 1. November eröffnet werden kann. 
Die Schule iſt mit guten Lehrkräften und Lehr⸗ 
mitteln ausgeſtattet, das Lehrrevier ſowie die um⸗ 
üegenden ſchönen, abwechſlungsreichen Waldungen 
bieten gute Gelegenheit zur praktiſchen Unter⸗ 
weiſung der Schüler. Es darf erwartet werden, 
daß die Schule, die aus Mitteln opſerwilliger 
Waldbeſitzer errichtet worden iſt, namentlich für 
den mittleren und kleineren Waldbeſitz eine Quelle 
fruchtbarer Belehrung werden wird. Anmeldungen 
wollen bald an den Verein zur Förderung forſt— 
wiſſenſchaftlicher Ausbildung, Munchen (Max⸗ 
Joſeph⸗Straße 7), gerichtet werden. 


* 

Ein Löbenberg⸗Gedenkſtein. Für den am 
1. Oktober vorigen Jahres in der et 
Werder, Oberförſterei Rehhof, Bez. Schneidemühl, 
von Wilderern erſchoſſenen Hegemeiſter Löbenberg 
wurde vor kurzem an der Stelle, an der der 
Beamte ein Opfer ſeines Berufes geworden iſt, 
ein Gedenkftem enthüllt. Der Stein iſt von den 


= 

Ein Verband ehemaliger Schüler der Forſt⸗ 
lehranſtalt zu Neuhaldensleben iſt am 28. Juli 
1921 von dem dritten Lehrgang mit dem Sitz 
in Neuhaldensleben gegründet worden, dem der 
vierte Lehrgang und auch ſchon einzelne Teil⸗ 
nehmer an früheren Lehrgängen beigetreten ſind. 
Der Verband macht ſich zur Aufgabe, engere 
Beziehungen früherer Schüler zur Forſtlehr⸗ 
anſtalt aufrechtzuerhalten und einen kollegialen, 
freundſchaftlichen Verkehr geweſener Schüler 
unteremander zu pflegen. Er ſucht dies Ziel zu 
erreichen: 1. durch Abhalten von Verſammlungen 
mit fachlichen Vorträgen, Ausflügen, gemein⸗ 
ſamen Vergnügungen, Teilnahme an den Feiern 
der . 2. durch Förderung des 
Beſuches der Forſtlehranſtalt ſeitens junger 
Forſtleute; 3. EE Unterſtützung bei 
Stellenwechſel. Ordentliche Mitglieder können 
nur die ehemaligen Schuler werden, die ſich im 
Beſitz des Abgangszeugniſſes der Forſtlehranſtalt 
befinden; außerordentliche Mitglieder mit vollem 
Stimmrecht Kb der Direktor und die forſtlichen 
Lehrer der Forſtlehranſtalt und die Mitglieder 
des Schulkuratortums. Im übrigen find die 
Satzungen vorläufige, deren entgültige Feſtſetzung 
in der nächſten Hauptverſammlung, die möglichſt 
bald ſtattfinden ſoll, vorbehalten iſt. Es iſt vor⸗ 
eſehen, die Mitglieder des Vorſtandes auf zwei 
Jahre zu wählen und nach Beendigung eines 
jeden Lehrgangs in Neuhaldensleben zweit neue 
Vorſtandsmitglieder bis zur nächſten Neuwahl 
hinzuzuwählen. Der vorläufige Vorſtand beſteht 
aus dem Direktor der Forſtlehranſtalt, Oberförſter 
Mann, als Vorſitzenden, und aus den Vorſtands⸗ 
mitgliedern Förſter Ihlenfeld, Forſthaus 
Pabsdorf, Poſt Grabow, Bezirk Magdeburg, Forſt⸗ 
gehilfe Redecker, Haſſelburg, Kreis Neuhal ens⸗ 
leben (vom dritten Lehrgang), 505 Oberheu, 
Luderitz bei Demker (Stendal), Forſtgehilfe 
Bergau, Domäne Wandlacken bei Gerdauen, 
Oſtpreußen (vom vierten Lehrgang). Die Stellen⸗ 
vermittlung befindet ſich an der Forſtlehranſtalt. 
Es wird gebeten, daß freiwerdende Stellen dort⸗ 
hin mitgeteilt werden und Stellenſuchende ſich in 
die Liſte eintragen laſſen. (Über die beiden 
legten Lehrgänge führt die Lehranſtalt Liſten, die 
eventuell nur berichtigt werden müſſen) Wir 
fordern die Teilnehmer des erſten und zweiten 
Lehrgangs auf, dem Verband auf Grund der 
vorſtehenden grundlegenden Satzungen beizu⸗ 
treten und ihre Anmeldungen an den Borftand 
zu richten. Über Zeitpunkt der nächſten Haupt⸗ 
verſammlung in Neuhaldensleben ſieht der Vor⸗ 
ſtand Vorſchlägen entgegen. J. A.: Mann. 


2 H 

Geſellſchaft für Jagdkunde (e. V.). Be⸗ 
kanntmachung der Geſchäftsſtelle. Die 
Hauptverſammlung wird am Sonnabend, dem 
5. November, nachmittags 6 Uhr, in Huths Wein⸗ 
ſtuben zu Berlin, Potsdamer und Linkſtraße, in 
unmittelbarer Nähe des Potsdamer Platzes, abge⸗ 
halten werden. Tagesordnung: 1. Entlaſtung des 
Schatzmeiſters, 2. Anderung der Satzungen zu⸗ 
gunſten des Jahresbeitrages für große jagdliche 
Vereine, 3. Bericht über die Tätigkeit der Geſell⸗ 
ſchaft, 4. Verſchiedenes. — Um 5 Uhr Borfland:!- 
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ſitzung, 8½ Uhr Sitzung des Arbeitsausſchuſſes. 
Gegen 7 Uhr gemeinſchaftliches Abendeſſen und 
geſelliges Beiſammenſein der erſchienenen Mit⸗ 
glieder bei Huth. — Im Dezember wird ein 
Wanderredner der Geſellſchaft Städte im Weſten 
Deutſchlands bereiſen. Vereine, die einen jagd⸗ 
lichen, einſchließlich jagdkynologiſchen Vortrag zu 
hören wünſchen, werden gebeten, die Geſchäfts⸗ 
Helle tunlichſt bald, ſpäteſtens bis zum 15. No⸗ 
vember zu benachrichtigen. Zu erſetzen ſind nur 
die anteiligen baren Auslagen des Redners. — 
Unter den gleichen Bedingungen werden nach 
Weihnachten weitere Wandervorträge mit Dar⸗ 
bietung von Lichtbildern, „ von Prä⸗ 
paraten uſw. veranſtaltet werden. edner und 
Themen können erſt bekanntgegeben werden, wenn 
eine Anzahl von Vereinen die grundſätzliche Bereit⸗ 
willigkeit zur Beteiligung erklärt hat. 

Berlin⸗ Zehlendorf, Ahornſtraße 21. 

Geh. Reg.⸗Rat Dr. Ströſe, Geſchäftsführer. 


E? 
Forſtwirtſchaftliches. 

Die Schutzforſt⸗ und Waldgutbildung. Die 
Arbeitsgemeinſchaft im Preußiſchen Staatsrat hat 
folgenden Antrag eingebracht: „Der Staatsrat 
wolle beſchließen, an die Staatsregierung folgenden 
Antrag zu richten: Um der unwirtſchaftlichen Wald⸗ 
behandlung vorzubeugen und eine geſteigerte Holz⸗ 
erzeugung anzubahnen, wird die Staatsregierung 
aufgefordert, mit größter Beſchleunigung einen 
Geſetzentwurf vorzulegen, durch den die Schutz⸗ 
forſt⸗ und Waldgutbildung auf Antrag des Wald⸗ 
beſitzes nicht nur für die in der Auflöſung befind⸗ 
lichen Fideikommißwaldungen, ſondern auch für 
ez „Privatwaldungen in Preußen ermöglicht 
wird. 


* 

Verpachtung ſtaatlicher Forſtflächen. Die Staats⸗ 
forſtverwaltung hat in der Oberförſterei Letzlingen 
(Bez. Magdeburg) eine 10,53 ha große Abteilung 
im Jagen 336 A an der Straße Born —Salchau 
15 ckerbewirtſchaftung freigegeben. Zurzeit iſt 

betreffende Forſtland noch mit alten, großen 
Eichen beſtanden, die im Laufe des Winters ab⸗ 
Sade werden. Als Pächter waren nur kleine 
andwirte aus Letzlingen zugelaſſen, die zu 
dem Pachttermin am 8. Oktober in ſehr großer 
Zahl erſchienen waren. Der höchſte Pachtpreis, 
der für einen Morgen erzielt wurde, betrug 460 ./. 


CH 


Vorläufiger Erntebericht über Nadel» und Laub⸗ 
holzſamen der Forſtſamen⸗Werke von Conrad Appel, 
Darmſtadt (gegr. 1789). Soweit ich nach den 
mir von meinen Sammlern und Lieferanten in⸗ 
a gewordenen Berichten und eigenen 

eobächtungen über die Ernteverhältniſſe unter⸗ 
richtet bin, kann ich folgendes mitteilen: 

Einheimiſche Nadelhölzer: Die Kiefer 
weiſt in verſchiedenen Gegenden mittleren, ſtrich⸗ 
weiſe ſogar nur knappen Ertrag auf. Der 
Zapfenbehang der echten iſt ſehr ſpärlich und 
meiſtens wurmig, hochkeimender Samen letzter 
Ernte ſtark gefragt. Lärche verſpricht ebenfalls 
ſehr wenig. Von Weißtanne kann faſt nichts 
geerntet werden. Weimut liefert nur knappen 
Ertrag, dies gilt beſonders auch von Zirbel⸗, 
Schwarz: und Bankskiefer 


Einheimiſche Laubhölzer: Die lange an⸗ 
haltende Trockenheit wirkte behindernd und nach⸗ 
teilig auf die Entwicklung der Samen, aus 
welchem Grunde beide Ahorn⸗Arten ſowie 
Akazie nur geringen Ertrag liefern werden. 
Birke fehlt faſt ganz, doch iſt noch etwas gut 
überlagerter Samen vorjähriger Ernte vorhanden. 
Buche bringt wenig, wobei noch viel taube 
Ze beobachtet werden. Eſche liefert kleinen 

rtrag, doch Stehen hiervon noch Vorräte vorjähriger 
Saat zu Dienſten. Neues Saatgut der Ginſter 
und Stachelginſter ſowie der Roterle wird 
lieferbar ſein, dagegen iſt der Ertrag der beiden 
Linde⸗Arten und der Weißerle äußerſt knapp. 
Hainbuche hat befriedigende Ernte. Roteiche 
läßt ebenfalls etwas erwarten. Eiche zeigt nur 
ſtrichweiſe Behang, ich hoffe aber, befriedigende 
Qualität ſichern zu können. Weißdorn brachte 
beſcheidene Ernte. 

Koniferen: über die Ernteergebniſſe aus⸗ 
ländiſcher Nadelhölzer läßt ſich augenblicklich noch 
kein klares Bild gewinnen, ich werde indeſſen für 
rechtzeitige Beſchaffung der verſchiedenen Sorten, 
wie Douglas⸗, Blau- und Sitka⸗Fichte uſw., weiter 
bemüht bleiben. 

Darmſtadt, den 10. Oktober 1921. 

Conrad Appel, Kontroll⸗Klenganſtalten. 


* 
Waldbrände. 


Bezirk Stettin. Kirchen forſt Gartz a. O 
In den Waldungen der St. Stephans ⸗Kirchen⸗ 
le wurden am 25. Auguſt 60 Morgen 
-bis 12 jähriger Kiefernſchonung durch einen 
Waldbrand völlig vernichtet. Das se ent⸗ 
ſtand vormittags gegen 11 Uhr durch Wegwerfen 
eines brennenden Streichholzes oder einer 
Zigarette am Rande der Chauſſeegrabenböſchung. 
Es entzündete dürres Gras und dell dann out 
die Sjährigen Kiefern über. Infolge der Dürre 
fand es an trockenen abgefallenen Kiefernnadeln 
reichliche Nahrung. Es war trotz hinzuellender 
SE und Wieſenwärter ohne Spaten, mit 
usſchlagen durch Strauch, nicht mehr zu halten. 
Der anfangs ſtark wehende Nordoſtwind tried 
es mit donnerartigem Getöſe in einer furchtbaren 
Geſchwindigkeit längs der Chauſſee weiter, die 
5 m hohen Stangen erfaſſend. Vor allem be⸗ 
ſchränkte man ſich darauf, die anſchließende 
„„ Forſt durch Aufwerfen von 
zräben zu erhalten, was auch nach angeſtrengteſter 
Arbeit gelang. Gegen 2½ Uhr nachmittags war 
die größte Gefahr der weiteren Ausdehnung des 
Feuers beſeitigl. Dem Umſpringen des Windes 
nach Südoſt iſt es zu verdanken, daß noch ein 
Teil gerettet werden konnte. Der Kirchengemeinde 

entſteht ein Schaden von etwa 100 000 A. 

S 
Vom RNauhwarenmarkt. 

Nach der „Kürſchner⸗Zeitung“ (Leipzig) vom 
23. Oktober 1921. Otter 700 bis 900 &, Stein- 
marder 800 bis 1500 A. Baummarder 1400 bis 
1650 1, Füchſe 350 bis 500 , Iltiſſe 150 bis 200 . 
Dachſe 100 bis 140 &, Hamſter 6 bis 10 &, Kanin 
(Kürſchner) 10 bis 22 &, Hafen 14 bis 18 &, Wileſel 
10 bis 40 &, Rehdecken 45 bis 55 K. Die oben be⸗ 
zeichneten Preiſe ſind als ungefähr erzielte Preiſe auf⸗ 
zufaſſen, da ſie ſtark wechſelnden Schwankungen 
unterliegen; es iſt gegenwärtig ganz beſondere Vorſicht 
beim Einkauf zu empfehlen. 
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Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchätsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage find Albounne⸗ 
nients- Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Aldounent; 
ift, und 1,50 Mark Portvanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beanſprucht; ſind 
ſedoch durch Sachverſtändige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, fur 
deren Crlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, ſo wird Vergutung dieſer Selbſtkoſten bean⸗ 
zyrucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 

richtigt werden konnte. 8 

Anfrage Nr. 81. Anrechnung des Kriegs⸗ 
hilfsdienſtes penſionierter Forſtbeamten. Ich 
wurde 1. Oktober 1911 nach 35 jähriger Dienſtzeit 
wegen Krankheit penſioniert. Vom Dezember 
1914 bis Dezember 1915 (1 Jahr) verwaltete ich 
während der Kriegszeit einen Schutzbezirk. Dieſes 
Jahr iſt mir von der Regierung zu meiner Dienſt⸗ 
zeit hinzugerechnet, ſo daß ich das Ruhegehalt für 
36 Jahre beziehe: Nach einer Mitteilung der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ in Nr. 34 dieſes 
Jahres Seite 649/50 iſt angegeben, daß für der⸗ 
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artige Zeiten durch Reichsgeſetz vom 4. Juli 1021 
eine anderthalbfache Anrechnung beſtimmt fit. 
Ich bitte alſo um Benachrichtigung, ob ich nun noch 
halbjährige Vergütung zu beanſpruchen habe 
und dieſes bei der Regierung beantragen kann. 
Alter Abonnent in L. 
Antwort: Die Zeit vom Dezember 1914 
bis Dezember 1915 muß Ihnen 1½ fach angerechnet 
werden. Eine Erhöhung des Ruhegehalts tritt 
aber nicht bei angefangenen, ſondern nur bei 
vollendeten Dienſtjahren ein. Sie müſſen alſo 
bei Ihrer Verſetzung in den Ruheſtand eine 
penſionsfähige Dienſtzeit von mindeſtens 35 Jahren 
183 Tagen zurückgelegt haben, wenn nach Hinzu⸗ 
rechnung von 1½ Jahr des Kriegsdienſtes 
37 Jahre herauskommen ſollen. Ob dies der Fall 
iſt, läßt ſich nur nachprüfen, wenn Sie Ihr Geburks⸗ 
datum und die einzelnen Daten Ihrer Laufbahn 
von der Forſtlehre an mitteilen. Ungenaue An⸗ 
ne z. B. die obige „von Dezember 1914 
is Dezember 1915“, können nichts nützen, da es 
auch auf die Tage ankommt. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


Der Nachdruck der im dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur geſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Die Oberförſterſtellen Goldap (Gumbinnen) und 


Annaburg (Merſeburcg) ſind zum 1. Januar 1922 
zu beſetzen. Bewerbungsfriſt 28. November. 


Zorfifetretärftelle der Oberförſterei Neukirchen mit 
dem Wohnſitz in Neukirchen. Kreis Ziegenhain 
(Caſſel), iſt zum 1. April 1922 neu zu beſetzen. 
Mietwohnung in der Stadt Neukirchen, Bahn⸗ 
ſtation. Zur Bewerbung ſind zugelaſſen alle Förſter 
in Endſtellen, überzählige Förſter und forſtver⸗ 
ſorgungsberechtigte Anwärter. Bewerbungsfriſt 
15. November. 

Forſtſekretärſtelle der Oberförſterei Sommin (K öslin) 
ſoll zum 1. Dezember beſetzt werden. Wohnung 
iſt nicht vorhanden. Bewerbungsfriſt 20. November. 

Die Forſtſekretärſtellen bei den Oberförſtereien Zbitzko, 
Proskau, Kupp, Creuzburgerhütte, Jeliowa, 
Dumbrowka und Schwarzwald (Oppeln) werden 
zur Beſetzung ausgeſchrieben. Zur Bewerbung 
ſind zugelaſſen alle Förſter in Endſtellen (bisher 
Förſter m. R.) und in überzähligen Stellen ſowie 
alle Forſtverſorgungsberechtigten. Vorbedingung für 
alle Bewerber iſt, daß ſie die Förſterprüfung be⸗ 
ſtanden und die Bedingungen für die endgültige 
Anſtellung im Schreibdienſt erfullt hahen. Außerdem 
nüſſen ſich die forſtverſorgungsberechtigten Anwärter 
land überzähligen Förſter, welche Forſtſekretäre 
gerden wollen, verpflichten, mindeſtens jo lange 
in Forſtſchreibdienſt zu bieiben, bis fie in die 
Dienſtaltersliſte der Förſter in Endſtellen (bisher 
Förſter m. R.) aufgenommen find. Alsdann ſteht 
e: ihnen frei, ſich um Forſterſtellen des Außen- 
dleuſtes zu bewerben. Bewerbungsfriſt 5. November. 

Die Forſtſekretärſtellen der Oberſörſtereien Schulzen⸗ 
walde, Schönthal, Schwenten, Poſt über Neuſalz 
a. Oder, Behle in Sd,önlanke (Schneidemühl) 
tend zu beſetzen. Der genaue Zeitpunkt kann noch 
nicht angegeben werden. 


Schönthal. Wohnung in der alten Oberförfteren. 
Wirtſchaftsland etwa 0,5 ha Acker, 1,7 ha Wieſc, 
0,125 ha Garten. Eiſenbahnſtation: Deutſch⸗Krone 
oder Jaſtrow, je etwa 15 km, Paritätiſche Schul 
in Freudenſier und katholiſche Kirche ebendaſeibſt, 
3 km. Schwenten, Poſt über Neuſalz a. Oder. 
Vorläufige Unterkunft im Oberförſtergehöft, Forſt⸗ 
ſekretärgehöft wird vorausſichtlich 1922 gebaut. 
Wirtſchaftsland etwa 1,8 ha Acker, 0,31 ha Garten, 
1,0 ha Wieſe. Evangeliſche Kirche und Schuie 
am Ort. Eſſenbahnſtation: Schwenten, Strecke 
Neuſalz a. Oder —Wollſtein. Behle in Schönlanke. 
Mietwohnung 4 Zimmer in der Stadt, die für 
den Stellen nachfolger bereitgehalten wird. Evan: 
geliſche und katholiſche Kirche ſowie Schulen (auch 
höhere) am Ort. Eiſenbahnſtation: Schönlank⸗ 
(Oſtbahn). Zur Bewerbung zugelaſſen ſind alle 
Förſter in Endſtellen und in überzähligen Stellen 
ſowie alle Forſtverſorgungungsberechtigten. Die 
Letztgenannten können gegebenenfalls als Förſter 
unter Uebertragung von Forſtſekretärſtellen feſt 
angeſtellt werden, auch wenn ſie noch nicht zun 
„überzähligen Förſter“ heranſtehen. Bewerbungs- 
frt für alle Stellen 15. November. 

Die Forſtſekretärſtellen in Harſefeld, Hagen, Bezirk 
Bremen, und in Rotenburg, Hannover (Stade), 
ſind zu beſetzen. Bewerbungsfriſt 10. November. 
Zur Bewerbung zugelaſſen ſind alle Förſter in 
Endſtellen und in überzähligen Stellen ſowle alle 
Forſtverforgungberechtigten. Vorbedingung für alle 
Bewerber ift, daß ſie die Förſterprüfung beſtande.! 
und die Bedingungen für die endgültige Anſtellung 
im Schreibdienſt erfüllt haben. AusnahnSweiſe 
kann Gelegenheit zum Nachweis der vorgeſchriebenen 
Befähigung gegeben werden. Forſverſorgungs⸗ 
berechtigte Anwärter und uber ählige Förſter, welche 
Forſtſekretäre werden wollen, muſſen ſich im Be⸗ 
werbungsgeſuche verpflichten, mindeſtens ſo lange 
im Forſtſchreibdienſt zu bleiben, bis ſie in die Dienſt⸗ 
altersliſte der Förſter in Endſtellen aufgenommen find. 
Im Regierungsbezick Caſſel find vom 1. Dezenibr, 


Schulzenwalde. ab folgende neu eingerichtete Forſtſekretärſtell. n A: 


Wohnung in der Fö ſterei Schulzenwalde, Forſt⸗ beſetzen: 


jefretärgehöft wird 1922 neu gebaut. 
and etwa 4 ha Acker, 2,3 ha Wieſe. Eiſenbahn⸗ 
natlon: Nheinfeld, 13,4 km, bzw. F ötenſtein, 


8,9 km. Evangeliſche Kirche in Alt⸗Schweſſin, Oberf. Ehlen mit dem Wohnſitz in Ehlen. 


35 km, katholiſche Kirche in Fo.enitem, 8,9 Fm. 


Wertſchafts⸗[ Oberf. Brotterode mit dem Wohnſitz in Broiterode 


Familienwohnung kann nicht nachge wieſen werden. 
Geeignet für kriegsbeſchädigte Jorſtbeamte. 

Familien ⸗ 
wohnung nicht vorhanden. ‚ 


Oberf. Fritzlar mit dem Wohnſitz in Fritzlar. Familien⸗ 
wohnung kann nicht nachge wirjen werden. 

Oberf. Grebenſtein mit dem Wohnſitz in Grebenſtein. 
Famitien wohnung kann nicht nachgewieſen werden. 

Oberf. Marjoß mit dem Wohnſitz in Marjoß. Familien- 
wohnung nicht vorhanden. 

Oberf. Mengsberg mit dem Wohnſitz in Mengsberg. 
Famillen wohnung kaun nicht nachgewieſen werden. 

Oberf. Niederbeisheim mit dem Wohniitz in Nieder⸗ 
beisheim. Jamilienwohnung ſteht nicht zur Ver⸗ 
ügung. 

Pen, Orb mit dem Wohnſitz in Orb. Familien⸗ 
wohnung ſteht nicht zur Ver ügung. Geeignet für 
krieasbeſchädiate Forſtbeamte. 

Oberf. Schmalkalden wit dem Wohnſitz in Schmalkalden. 
Famillenwohnung kann nicht nachgewieſen werden. 

Oberf. Schönſtein mit dem Wolnſitz in Schöaſtein 
oder Deusberg. Familienwohnung kann nicht 
nacher ewieſen werden. . 

Oberf. Sterbfritz mit dem Wohnſitz? ins Moitgers. 
Dienſtwohnung. ö 
Oberf. Stölzingen. Familienwohnung im nächſten 

Oite ſteht richt zur Verfügung. 
Oberf. Wallenſtein mit dem Wohnſitz in Wallenſtein. 
Familienwohnung ſteht nicht zur Verfügung. 
Oberf. Wetter⸗Oſt mit dem Wohnſitz in Retter. 
Familier wohnung kann nicht nachgewieſen werden. 
Zur Bewerbung ſind zugelaſſen alle Förſter in 
Endſt llen und in überzähligen Stellen ſowie alle 
Forſtverſorgungsberechtigten. Vorbedingung für alle 
Vewerber iſt, daß fie die Förſterprüfung beſtanden 
und die Bedingungen für die endgültige Anſtellung 
im Schreibd enſt erfüllt Cohen, Sofern dieſe Be⸗ 
dingungen nicht alle erfüllt ſind, bleibt bei ſonſt ge⸗ 
eigneten Bewerbern Entſcheidung vorbeha'ten. Forſt⸗ 
verſorgurgsberechtigte Anwärter und überzählige Förſter 
müſſen ſich hierbei feener verpflichten, mindeſtens jo 
lange im Forſtſchreibdienſt zu bleiben, bis ſie in die 
ienſtaltersliſte der Jörſter in Endſtellen aufgenommen 
iind. Beim Fehlen von Wohnungen kommen neben 
den ſchon in dem Orte wohnenden verheirateten 
zunächſt ledige Bewerber in Frage. Bewerbungsfriſt 
15. November. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Forſtaufſeher und Schreibhilfe für die Stadtforſt 
Uelzen (Hannover) geſucht. Bewerbungen ſind 
binnen 8 Tagen an den Städt. Forſtverwalter 
Maaß, Uelzen, Hann., einzureichen. Näheres He he 
Anzeige. 


Herwaltungs änderungen. 


Die Förferſtelle Kaltvorwerk in der Oberf. Schwenten 
(Schneidemühl) iſt mit Wirkung vom 1. Juli in eine 
Revierförſterſtelle umgewandelt. 


Perſonalnachrichten. 


Preuſten. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Srelderr von Amelunzen, Regierungs⸗ und Forſtrat in 
Berlin, iſt zum Oberforſtmeiſter bei der Regierung in 
Duſſeldorf ernannt. 

Eruſt. Oberforſter n Mag deburgerſorth, iſt zum Reg'erungs⸗ 
und Forſtrat unter auftragen eiſer Übertragung der 
Forſtinſpektion Magdebura⸗Magdeburg ernannt. 

Beta, Regierungs- und Förſtrat in Köslin, it die Forſt⸗ 
inipeltien Koslin⸗Oſt endgultig übertragen. 

Reid ardt, Regierungs- und Forfrat in Frankfurt, iR die 
Foruimipekrion Frankfurt-Cuſtrin endgültig übertragen. 

rede, Forſtaſſeſſor, bisher in Bad Lauterberg 1 H., ti als 
vorlauſiger Memerverwalter nach Withelmsbruch (Gum ⸗ 
binnen) berufen. 


Zu Oberſörſſern m. R. wurden ernannt die Ober⸗ 

ſörſter o. R: , 

Baule in Srudihük (Oppeln). unter endgültiger Verleihung 
der dortigen Oberſoörſterſtelle; Hahn in Hardegien 
(Hildesheim), unter Verleihung der Oberſöriſerſelle in 
Biedenkopf (Wiesbaden); Arch in Demdio (Oppel uk, 
unter endgültiger Vekleihung der dortegen Oderforſter⸗ 
ſtelle: v. Bappard in Duſſeldorf, unter Verleibung der 
Oberſörſterſtelle in Gifhorn (Lüneburg; Rickelt in 
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Arnsberg, unter Verleihung der Oberförſterſtelle in. 
Rogelwitz (Breslau). - 

Die Forſtaſſeſſoren: 

Moden in Freienwalde a. O. (Potsdam), unter Asien 
der Oberſörſterſtelle in Schulzenwalde (Schneide⸗ 
muhl): Hannemann in Hann.⸗Munden, unter Verleihung 
der Oberförſterſtelle in Hartigswalde (Allenſtein). 
Betz in Zebdeneck (Potsdam), unter Verleihung der 
Oberſörſterſtelle in Burghaun (Caſſel). 

Verſetzt wurden: 

Kecker, Oberforiimeliter in Oppeln, nach Merſeburg; Beil, 
Forſtmeiſter in Hartigswalde (Allenftein), nach. 
Limmritz Frankfurt) Denicke, Fornmeiſter in Gifhorn 
(Lüneburg), nach Falkenhagen (Potsdam); Krauſe, 
Forſtmeiſter in Neufinkenkrug (Potsdam), nach 
Pote dam; Oberdieck, Forſtmeiſter in Wilhelmsbruch 
(Gumbinnen). nach Mutzelburg (Stettin); Schön⸗ 
wa d, Oberſörſter in Schulzenwalde (Schneidemühl, 
nach Maffin (Fraukfurt). 

In den Ruheſtand wurden verſetzt: 

Sroifeld, Oberforſtmeiſter in Merſeburg; Tobias, Oberfovſt. 
meiſter in Düſſeldorf; Ehrig, Reg.⸗ und Fotſtrat, Beh 
Reg⸗Rat in Magdeburg; Freiherr von Rißbra, SE 
meiſter in Thale (Dragdeburg)s deſelaers, York: 
meiſter in Benrath (Düſſeldorf): Duesberg, Forſi⸗ 
meiſter in Groß⸗Mutzelbung (Stettin); Jacobi, Adoh, 
Jorſtmeiſter in Maſſin (Frankfurt): Kautz, Forſt 
meiſter in Sieber (Hildesheim); Kottmeier, Kork 
meiſter Potsdam: Bauduf, Forſtmeiſter in Rogel witz 
(Breslau): Schäfer, Fhorſtmeiſter in Wildenom 
(Frankfurt); Slafer, Forſcentmeiſter in Lyck (Allen 
ftein); Krauſe, Forſtrentmeiſter in Uſingen (Wies⸗ 
baden): Kraft. Revierförſſer in Tringenſtein, Ober 
Oberſcheld in Dillenburg (Wiesbaden). 

Zu Forſtrentmeiſtern wurde ernannt: 

Kremer. Foörſter, bisher in Wetter⸗Oſt (Caſſel, in Ufinger 
(Wiesbaden); Naußhut. Jörſter o R auf Probe, biske! 
in Grimmen (Stralſund), in Lichtenau (Minden 
Schildt, Förſter und Forſtſchreiber, bisher in Hohen: 
walde NM. (Frankfur!), in Lock (Allenſteln). 

Zu Revierſorſtern wurden ernannt: 

Belitz, Hegemeiſter, bisher in Friedrichshof, Oberf. Grünaut 
in Hohenſchöpping. Oberf. Jarkeuhagen (Potsdam); 
Kirſch, Förster, bisher in Obernk erchen, in Rahden. 
Oberf. Minden (Minden); Kunflmann, Hegemeiſter 
Bisher in Rohrbruch, Oberf. Marienwalde, in Linden⸗ 
berg, Oberf. Drieſen (Jrankfurt a. O): Paul. 
Hegemeiſter in Schönſtein, in Flieden, Oberf. Neuhof 
(Caſſeh: Flontke, Hegemeiſter in Kalworwerk, Oberf 
Schwenten (Schneidemuhl), unter übertragung der 
dortigen Revierforſſerfielle; Senf. Hegemeiſter, bisher 
in Burasdorfshöhe, Oberf Aſtrawiſchkeen, in Uſzbördſzen, 
Oberf. Schorellen Gumbinnen); Sutmar. Hegemeiſter, 
bisher in Bockum, in Wulfinghaufſeu (Hannovers, 
Wegener, Hegemeiſter m Stemberg, Oberf. Wabern 
(Trier), unter Übertragung der dortigen Revter⸗ 
förſterſtelle. 

Genſch, Joörſter o. R. und beauftragt mit der Verwaltung 
einer Jorſtoberſekretärſtelle au der Forſteinrichtungs⸗ 
anftalt in Caſſel, iſt zum Forſtoberſekretär ernannt: 

Kalbheun, uberzähliger Jörſter in Gieſel, Oberf. Gieſek, 
wird am 1. November nach Leibolz, Oberf. Burghaun 
(Caſſe h, verſetzt. 

Lenfer, Forſter und Zorſiſekretär in Schönſtein, Ober. 
Schön ein (Caſſel', hat am 1 Oktober die Förſterſtell⸗ 
Renueberg, Oberf. Oliva, im Freſtaat Danzig, ange 
nommen und iſt aus dem Preußiſchen Staatsforſtdiens 

—ausgeſchieden. 

Moos, überzähliger Joͤrſter in Allendorf, Oberf. Battenberg, 
wird am 1. November unter Ernennung zum Förſter 
m. R. nach Brom kirchen, Oberf Battenberg (Wies 
baden), verſetzt. 

Fnppel, Hegemeiſter zu Augſutſchen, Oßberf. Weſzkallen. 
wird am 1. Rovember auf die Förſterſtelle zu Lindenberf, 
Oberf. Heyhdtwalde Gumbinnen), verſetzt. 

Saleck, üderzähleger Foͤrſter in Seggerde, wird ant 1. Ne⸗ 
vembei die überzählige FJörſterſtelle in Burgſtall, Ober? 
Burgſtall (Magdeburg), übertragen. 

Schmidtke, dm o R. und beauftragt mit ber Verwaltung 
einer Jorſtoberſekretärtelle au der Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalt in Cappel, iſt zum Forſtoberſekretär ernunn: 

Schöncberg. Hegemeiſter in Barendorf, Kloſter⸗Oberf. Lüne⸗ 
burg. wird zum 1. Januar 1922 nach Grohnde, Ober 
Grobnde (Haunover), verſetzt. 

Keutſchel, Hilfsforſter, Oberf. Rothemühl (Stettin, A 
am 1. April zum Förſter ernannt. 

Meiſel, Hilfsförſter in Weyerbuſch, Oberf. Altenkirchte 
(Cob lenz), iſt em 1. Seplember zum höerzählmger 
Förſter ernaput. 
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Ko ſe, Hilfsförſter in Ziegenort, Oberf. Ziegenort (St ettin), 
iſt mit Wirkung vom 1. April ab zum mier ernannt. 

Zimmermann. Hilfs förſter in Zicker, Oberf. Zicher (Frank- 
furt a. O.), ik am 1. Auguſt zum überzähligen Förſter 
ernannt. 

Röhland, Kortgehilfe in Lüderode, Oberf. Königsthal, wird 
am 1. November nach Erfurt, Oberf. Erfurt (Erfur i), 


verſetzt. 
ëmge, Forſtgehilfe in Hohenbrivt, Oberf. Hohenbrück, wird 

1 Ve 1. November nach Grambin, Oberf. Jädkemuhl 
(Stettin), verſetzt. 

Gerhard, Forſtgebil'e, iſt nach Schönau, Oberf. Hinternah 
(Erfurt), emberufen. f 
Hütte, Jorſtgehilfe in Walbeck, Ebert, Biſchofswald, wird 
am 1. November nach Thale, Oberf. Thale (Magde⸗ 

burg), verſetzt. ` 

Holtz, Forſtgehilfe in Elbenau, Oberf Grünewalde (Magde⸗ 

urg, iſt am 1. Oktober in deu Privaldienſt beurlaubt. 

Klinge, Forſtgehilſe in Schönan, Oberf. Hinternah, wird 
am 1. November nach Leinefelde, Oberf. Leineſelde 
(Erfurt), verſetzt. 

Sibeuermann, Forſtgehilfe in Jäckerick, Oberf. Lietzegöricke, 
wird am 1. November nach der Oberf. Zicher (Frank⸗ 
furt a. O.) verſebt. (Die Verſetzung nach der Oberf. 
Lübben iſt aufgehoben.) 

Die Einberufung des Hilfsförſters Kaiſer nach Hirſchbach⸗ 

Oberf. Erkau (Erfurt), iſt zuruckgezogen 
Im Negierungsbezirk Wiesbaden find am 1. Oktober 

verſetzt: 

Keddesheimer. Förſter in Biebighaufen, Oberf. Hatzfeld, 
unter Ernennung zum Revierfoͤrſter nach Tringenſtein. 
Oberf. Oberſcheld: Krockow, überzähliger Föͤrſter in 
Herold, Oberf Katzenelnbogen, nach Altweilnau, Oberf. 
Neuweilnau; Motzny, Förſter in Frohnhauſen, Oberf. 
Oberſcheld, nach Biebighauſen, Oberf. Hatzfeld; Weder, 
Hilfsfſoͤrſter in Dorfweil, Oberf. Oberriefenberg, als 
int. Gemeindeförſter nach Hohemark, Oberf Cronberg 


Im Regierungsbezirk Magdeburg ſind am 1. Oktober S 


verſetzt die Forſtgehilfen: 
Franke in Klötze, Oberf. Klötze, nach Sargſtedt, Oberf. 
Dingelſtedt; John in Diugelſtedt, Oberf. Dingelſiedt, 
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nach Grünewalde, bert Grüuewalde; Kloſe in Väthen. 
Oberf. Burgſtall, nach Hubertushöhe, Dberf. Diugellledi; 
Michelmonn in Letzlingen, Oberf. Letzlingen, nach 
Mahlpfuhl, Oberf. Burgſtall; Schütze in Mahlpfugl- 
Oberf. Burgſtall, nach Letzlingen, Oberf. Letzlingen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 

Nofting, Gemeindeförſter a. P. in Nie dergondershauſen 
Oberf. Brodenbach (Coblenz), it auf Lebenszeit 
angeſtellt. 

Perſonalveränderungen bei der Marienſtifts⸗Forſtver⸗ 
waltung in Stettin: 

Bellmann, Revierförſter in Marsdorf, iſt am 1. Oktober u. 
den Ruheſtand getreten 

Kentze, Marienſtiftsförſter in Marienwalde, iſt zum ener: 
foͤrſter in Marsdorf ernannt. 


Di 
Privatforſtdienſt. 

Kowol, Prinzlich Hohen loheſcher Forſtgeometer in Koſchen tin. 
wird am 15 November zum Gräflich Stolbergſchen 
Forſtverwalter ernannt unter gleuhzetiiger Übertragung, 
der Verwaltung der Gräfl. Forſten Kanttenieg. 


Jubiläen, Gedenktage u. a. m. 
Jübbert, Gutsforſter in Lützow b. Gadebuſch (Mecklenburg⸗ 
Schwerin), feierte Anfang Oktober fen 2 ;ähriges 
Dienſtjubiläum in den Dienſten des Grafen von Baſſe ⸗ 
witz⸗Behr. 
Preuß, Stadtförſter a. D., feierte am 26. September mir 
ſeiner Gemahlen in voller körperlicher und geiſtiger 
Friſche das Jeſt der goldenen Hochzeit. 


Deutſche Jäger, f 


öffnet Herzen und Börſen den Kriegsgeſchädigten der grünen 
Farbe. Sammelt für den Unterſtützungs fonds des 


Vereins „Waldheil“, Neudaum, Bez. Gro, | 
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Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 


Erwiderung auf den Artikel des Herin Ständer 
und Genoſſen in Nr. 41 des „Deutſchen Förſter“. 


Im Leitartikel der Nr. 41 des „Deutſchen 
Förſters“ wie in einem gleichlautenden Flugblatt 
„An alle preußiſchen Revierförſterkollegen“ machen 
die 5 Ständer, Spieweck und 
Gleim den Verſuch, an dem feſten Gefüge 
unſeres Revierförſter⸗Vereins zu rütteln und 
nach zumeiſt haltloſen Darſtellungen mit der 
Aufforderung zu ſchließen: 

„Darum Kollegen! zurück zum Verein 
Preußiſcher Staatsförſter, von dem wir uns 
nie hätten trennen dürfen!“ 

Betont muß werden, daß die drei Herren — 
die — ſagen wir gelinde — Naivität beſeſſen 
haben, uns das Flugblatt durch den Bezirksgruppen⸗ 
vorſitzenden des Staatsförſtervereins zu ſenden. 

Bei übernahme des Amts als Vorſitzender des 
Vereins Preußiſcher Staatsrevierförſter hatte ich 
mir, um jede unnütze Streiterei zu vermeiden, 
zur Pflicht gemacht, alle Anzapfungen aus den 
Reihen des Staatsförſtervereins wirkungslos ab⸗ 
prallen zu laſſen. Das iſt auch weiter mein 
run biop, Die Form aber, in der ſich drei 
Revierförſter unterfangen, 220 Amtsgenoffen, 
die ſicher wiſſen, was ſie wollen, den Weg zu 
weiſen, zwingt mich zu einer Erwiderung. Zu⸗ 
nächſt ſei klargeſtellt, daß nicht ich mit Liſt und 
Tücke den „Verein e Staatsrevierförfter“ 
gegründet habe, ſondern daß ſich die ganze Maſſe 


der Revierförſter, mit Ausnahme von ſechs Kollegen. 
denen das Gefühl mangelt, unerhörte Anwürfe, 
Beiſeiteſchiebungsgelüſte, Abweichung von uralten 
Traditionen u. a. m. dauernd ertragen zu wollen. 
einmütig zuſammentat und ſagte, wir ſind 
Revierförſter mit eigenen Intereſſen, wir machen 
Ze gegen dieſe Anwürfe, wir gehen die neuen 

ewerkſchaftswege nicht mit, wir fühlen uns 
erfahren und ſtark genug, unſere Belange e 
zu vertreten und ſchließen uns in unſerem 
Revierförſterverein zuſammen. Unerhört nun 
finden wir es, daß drei der wenigen Revier⸗ 
förſter, die nicht das Solidaritätsgefühl beſeſſen 
haben, ſich den übrigen Revierförſtern anzuſchließen, 
beſtrebt ſind, in einer Schmähſchrift, den Revier⸗ 
förſterverein, — der nur Revierförſterintereſſen 
fördern will — zu ſprengen. Glauben dieſe 
drei Herren — Außenſeiter im troſtloſeſten Sinne 
des Wortes —, ſie wüßten beſſer, wo uns der 
Schuh drückt, als ihre übrigen 220 Kollegen, 
oder meinen ſie, der Förſterſtand müßte es 
beſſer wiſſen, was uns frommt? 

Nicht begreifen kann man, warum in dieſem 
Ausfall gegen den eigenen Stand gleichzeitig die 
Staatsförſtervereinigung verletzend angegriffen wird 
und ich kann das, was Herr Hegemeiſter Neumann⸗ 
Bärenberg in feiner „Abwehr“ in Nr. 42/43 
erwidert hat, nicht als unzutreffend bezeichnen. 

Es würde ſich erübrigen, zu den einzelnen 
Punkten des Schmäharttkels Stellung zu nehmen, 
um fo mehr, als mir andauernd Vertrauene⸗ 
kundgebungen und ſcharfe Proteſte gegen die 
Ausführungen der Herren Ständer und Genofler: 
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zugehen, ` für die ich an dieſer Stelle beſtens 
danke. will aber doch nicht unterlaſſen, die 
deſonders hervorgehobenen Stellen der kümmer⸗ 
lichen Veröffentlichung zu beleuchten. 

unächſt muß ich den Herren Ständer und 

Genoſſen in Berichtigung mitteilen, daß weder 
mir und meinen Mitarbeitern, noch den Herren 
des Oberförſtervereins bekannt iſt, daß ich die 
Ziele des Revierförſtervereins bereits dahin feſt⸗ 
gelegt habe, daß wir unſere dienſtlichen Be⸗ 
fugniſſe nicht auf Koſten der Oberförſter erweitert 
ſehen wollen, ſondern nur Schutz gegenüber den 
Förſtern bei ihnen ſuchen. Ebenſo kann ich auch 
die beſtimmte Zuſicherung geben, daß es mir nie 
irgendwie eingefallen iſt, unſere Stellung auf 
Koſten der Förſter auszubauen, dieſe alſo nach 
unten zu drücken. Ich finde ſchon den Gedanken 
daran, milde geſagt, ſinnlos. 

Für durchaus unklar ausgedrückt halte ich 
wenn die 1 81 Ständer und Genoſſen ſchreiben, 
der Revierförſter ſoll ſelbſtändig in ſeinem Revier⸗ 
förſterbezirk den Revierverwalter erſetzen. Was 
iſt damit gemeint? Soll der Revierförſter in 
seinem Bezirk alleiniger Revierverwalter fein? 

erner iſt mir nicht bekannt, daß je eine Stelle 

Leitung des Revierförſtervereins eine Ver⸗ 
mehrung der Revierförſterſtellen betrieben hätte. 
Ich muß es mir verſagen, an dieſer Stelle 
welter auf beſagte Punkte en 
Im nächſten Abſatz machen die Herren Ständer 

und Genoſſen mir den Vorwurf, ich hätte dem 
Vorfitzenden des Staatsförſtervereins gegenüber 
bezüglich der bekannten Anſchuldigungen in einem 
Briefe zugegeben, daß dieſe meine Behauptungen 
nur auf „Annahmen“ beruhten. In erwähntem 
Schreiben vom 27. Februar d. J. habe ich ge⸗ 
äußert: „Ich mußte notgedrungen dieſe Üüber⸗ 
zeugung gewinnen.“ Jeder logiſch denkende 
Menſch wird ohne weiteres den Unterſchied 
zwiſchen „überzeugung“ und „Annahme“ heraus⸗ 
finden. Es kommt den Verfaſſern dieſes Abſatzes 
allein darauf an, mich aus meiner Reſerve heraus⸗ 
zulocken; leider muß er ſich beſcheiden, ich werde 
ahm heute fo wenig wie je die Quellen bezeichnen, 
aus denen ich meine Überzeugung geſchöpft 
Habe. 

Schließlich verſteigen die Verfaſſer des Schmäh⸗ 
artikels ſich zu der Behauptung: „Bisher hat 
der preußiſche Förſterſtand die Revierförſter nicht 
Hekämpft.“ Die Herren Ständer und Spieweck 
ſuchen hier zu vertuſchen oder fie leiden an be⸗ 
dauerlicher Gedächtnisſchwäche. Zum Beweiſe, 
wie ſehr Stellungnahme und Anſicht der beiden 

rren ſich gewandelt hat, muß ich, allein im 

ntereſſe der Wahrheit, einige Stellen aus Briefen 
kanntgeben, die von ihnen an mich als Ver⸗ 
einsleiter gerichtet waren. 

Herr Ständer ſchreibt unter dem 18. 11. 20: 
„Wuünſche Euren Beratungen alles Gute; mit 
dem Austreten übereilt Euch nicht; dies kommt 
noch immer zurecht — wir müſſen erſt wiſſen, 
wohin wir Anſchluß finden, allein ſind wir eine 
Null — übrigens habe ich das Gefühl, der 
„Verein Preußischer Staatsförſter“ wird ein 
großer Kompoſthaufen an anderer Stelle 
dieſes Briefes: „Es tut mir leid, zu hören, daß 
einige Kollegen aus meinem Fernbleiben — 
wider Willen — Intereſſeloſigkeit herleiten — 
wer mich näher kennt, weiß, daß dies eine bos⸗ 
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hafte Unterſtellung iſt, denn ich gab als lang⸗ 

jähriger Führer der Orts⸗ und Bezirksgruppe 

immer mein Beſtes E die Intereſſen der 
grünen Farbe und werde ganz ſelbſtverſtändlich 
dies künftig in erhöhtem Maße nur noch 
unſerer jungen Bewegung zugute kommen 
laſſen; wer daran zweifelt, kennt den warm⸗ 
herzigen Ständer nicht.“ 

In einem Briefe vom 9. 12. 20 ſchreibt 

Herr Ständer: k ch hätte ſonſt 
verſucht, dieſen Entſchluß ſchen Er aus dem 

Förſterverein) aus diplomatiſchen Gründen noch 

etwas hinauszuſchieben, im Prinzip iſt es ja 

die einzig richtige Antwort der Revierförſter 
auf die unerhörten perſönlichen Anpöbeleien 
der Förſterkollegen; wenn die Leute das Syſtem 
ſachlich bekämpft hätten, woran ſie niemand 
hindern kann, wäre es nicht ſo weit gekommen; 
nach meiner unmaßgeblichen Anſicht hätte man 
doch etwas warten ſollen, zumal Pfalzgraf 

Entgegenkommen gezeigt hat, bis auf das Ver⸗ 

einsorgan; der „Deutſche Förſter“ kann natürlich 

nicht unſer Organ fein, nachdem er ſoviel Gift 
und Galle mit einem ſichtbaren Wohlbehagen 
auf uns losgelaſſen hat.“ 

Se Auch Herr Spieweck ſchreibt mir unter dem 

„ 

„Daß der Förſterverein gegen uns arbeitet, 
iſt ja Tatſache und deshalb kann er unſere 
Intereſſen auch nicht wahrnehmen.“ 

Ich gebe dieſe Bruchſtücke lediglich bekannt, 
um zu zeigen, welche Wandlung das Gefühl 
dieſer beiden Herren in ſo kurzer Zeit gemacht hat, 
deshalb habe ich auch die Hoffnung, daß die 
wenigen Herren, die unſerer berechtigten Bewegung 
noch abſeits ſtehen, bald die Überzeugung gewinnen 
werden, daß fie als Revierförſter allein in die 
Reihen des Revierförſtervereins gehören. 


Hennig, 
1. Vorſitzender des Vereins Preußiſcher 
Staatsrevierförſter. 
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Erwiderung zum Aufruf Ständer, Spi weck, Gleim. 

Die heute in Königsberg (Preußen) nahezu 
vollzählig verſammelten 17 Mitglieder der Bezirks⸗ 
gruppe Königsberg, Preuß. Staatsrevierförſter, 
weiſen den Inhalt der Druckſchrift einſtimmig 
ſcharf zurück und bringen auch über die Art und 
Weiſe der Zuſtellung ihren Unwillen hiermit zum 
Ausdruck. 

Wir vertrauen unſerer Vereinigung und 
ſtehen geſchloſſen zu unſerm a Kollegen 
Hennig. eiſterhagen. 


— 

Preußiſche Staats förſtervereinigung. 
1. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Poſt Karwitz, Kr. Schlawe. Schrift⸗ 
führer: Staatsförſter und Forſtſchreiber Sieg, 
Zanderbrück, Bol Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 
mühl. Kaſſenwart: Staatsförſter Laabs in 
Pilowmühle bei Groß⸗Zacharin, Kr. Köslin. 
Sämtliche Zahlungen ſind zur Gutſchrift auf das Konto 
Nr 1361, Sparkaſſe des Kreiſes Neuſtettin in Neuſtettin, 
beim Poſtſcheckamt Stettin einzuſenden. Es wird erſucht, 
auf der Rudıeite des erſten Teils der Zahlkarte ſtets 
die Bemerkung „Zur Gutſchrift auf Girokonto Nr. 560 
der „Preußiſchen Staatsförſtervereinigung“ zu machen. 

Mitteilung des Vorſtandes. 
Den Richtlinien entſprechend eine gemeinſame 
Front aller ſtaatlichen Forſtbeamten herbeiführen 
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zu helfen, fand am 12. Oktober in Berlin eine 
gemeinſame Sitzung der Vorſtände des Staats⸗ 
Oberförſter⸗Vereins und der Staatsförſter⸗Ver⸗ 
einigung ſtatt, die einen ungemein anregenden 
und harmoniſchen Verlauf nahm und erkennen 
ließ, daß der hiermit betretene Weg zu einem 
gemeinſamen Ziele offen ſteht. Es iſt wohl in 
Preußen das erſtemal Ge daß Oberförſter 
und Förſter in eigner Sache ſich gleichberechtigt 
an den Verhandlungstiſch geſetzt haben. Möchten 
hieraus fur beide Teile dauernde Vorteile ſich 
ergeben und dem Zuſammengehbrigskeitsgefühl 
im Walde neue Bahnen gewieſen werden 
olgende Entſchließungen aus den Be⸗ 
ſprechungen werden hiermit der Offentlichkeit 


übergeben. 

Berlin, den 12. Oktober 1921. 

1. In gemeinſamer Beſprechung der Vorſtände 
des Oberförſter⸗Vereins und der Staatsförſter⸗ 
Veremigung iſt auf Anregung der letzteren 
ſeitens des engeren Vorſtandes des Oberförſter⸗ 
Vereins die einſtimmige Erklärung abgegeben 
worden, daß dem Oberförſter⸗Verein jeder 
Gedanke an die Herabdrückung des Förſters 
aus ſeiner jetzigen Stellung ſern gelegen hat 
und weiterhin fern liegt. 

v. w. 0. 
gez. Rudolph. gez. Neumann. 
Berlin, den 12. Oktober 1921. 

2. Der engere Vorſtand des Oberförſter⸗Vereins 
verſichert den Vorſtand der Staatsförſter⸗ 
Vereinigung ſeines vollen Verſtändniſſes und 
ſeiner Unterſtützung in dem Beſtreben, ebenfalls 
eine Vertretung in den Beamtenausſchüͤſſen 
zu erlangen. 

3. Nach Erreichung dieſes Zieles muß die 
Entſcheidung über den Abſchluß einer Arbeits⸗ 
gemeinſchaft dem Geſamtvorſtand des Ober⸗ 
förſter⸗Vereins vorbehalten bleiben. Bis dahin 
bildet die beiderſeits beſtehende Arbeitsgemein⸗ 
| aft mit dem Nebierförfter - Verein Ver⸗ 
handlungsmöglichkeiten. 

v. w. O. 

gez. Rudolph. gez. Neumann. 

S 
Bericht über die Verſammlung der Bezirls⸗ 
gruppen Potsdam und Frankfurt a. D. am 
2. Oktober in Frankfurt a. DO. 


Es iſt anzuerkennen, daß trotz der heutigen 
hohen Reiſe⸗, Verpflegungs⸗ und Übernachtungs⸗ 
koſten, die einigen Erſchienenen erwachſen ſind, 
ſich eine rege Teilnahme zeigte. 

Nach kurzer Begrüßung wurde in die Aus⸗ 
ſprache über die in der Tagesordnung angegebenen 
Verhandlungsgegenſtände eingetreten. 

Bei Punkt 1, Wirtſchaftsland, wurde be⸗ 
ſchloſſen: „Bei der Regelung des Wirtſchaftslandes 
der Forſtbeamten iſt anzuſtreben, daß dieſes für 
jede Stelle in ſolchem Umfange bemeſſen wird, 
daß bei Lage der Verhältniſſe eine Rentabilität 
geſichert bleibt. Unter allen Umſtänden iſt aber 
die bisherige Größe bei allen den Stellen zu 
belaſſen, deren Inhaber in abſehbarer Zeit zum 
Übertritt in den Ruheſtand gezwungen ſind, weil 
es unbillig wäre, zu verlangen, daß dieſe Beamten 
den ganzen Wirtſchaftsbetrieb noch für eine kurze 
Zeit umſtellen, da dies mit großen Koſten ver⸗ 
bunden iſt.“ 
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Punkt 2. Die Beſprechung der Wald⸗ 
weide ergab, daß den Forſtbeamten in den 
Regierungsbezirken Potsdam und Frankfurt keine 
Schwierigkeiten bei der Ausübung dieſer Nutzung 
bereitet worden ſind. Auch über die Höhe des 
Weidegeldes find Beſchwerden nicht zur Kenntnis 
gekommen. Unter Berückſichtigung der immer 
noch beſtehenden Knappheit an Milch und Butter 
wird es als wünſchenswert erachtet, daß den 
Forſtbeamten die Weidennutzung auch weiter 
geſtattet wird. 

Punkt 3. An einen Vortrag, den Kollege 
Blaue über die neuen Jagdnutzungs⸗Vor⸗ 
ſchriften hielt, knüpfte ſich eine lebhafte Aus⸗ 
ſprache, in der ſich zeigte, wie groß die Menge 
Arbeit iſt, die bei Befolgung aller dieſer Be⸗ 
ſtimmungen nicht nur den Betriebsbeamten, 
ſondern auch ganz beſenders den Revierverwaltern 
bei Verbuchung und Rechnungslegung erwächſt. 
Es wäre im Intereſſe der Entlaſtung aller be⸗ 
teiligten Beamten durchaus zu wünſchen, daß 
den Beſtrebungen zur Vereinfachung des Schreib⸗ 
werks auch hier Rechnung getragen wird. 

Punkt 4. Ausbildung und Bejoldung 
der Anwärter. Bei der Beſprechung der An⸗ 
wärterverhältniſſe wurde von allen Seiten her⸗ 
vorgehoben, daß deren Beſoldung eine viel zu ge⸗ 
ringe it. Die Verſammlung wiederholt die 
Forderungen, die bereits bei der erſten Haupt⸗ 
verſammlung der Preußiſchen Staatsförſter⸗ 
vereinigung beſchloſſen worden find. Zur Aus- 
bildungsfrage wurde einſtimmig folgender Beſchluß 
gefaßt: Wir wünſchen unter Leitung des zu⸗ 
ſtändigen Revierverwalters eine einjährige Lehr⸗ 
zeit bei einem Förſter, über deſſen Auswahl der 
zuſtändige Oberforſtmeiſter bzw. Inſpektions⸗ 
beamte zu befinden hat. Ausgeſchloſſen iſt die 
Lehre des Sohnes beim Vater. Dann halten wir 
weiter für zweckmäßig, daß ſich dieſer praktiſchen 
Lehrzeit ein zweijähriger Befuch der Forſtſchule 
anſchließt; darauf folgt die Ablegung der erſten 
Prüfung und danach eine vierjährige Fortbildung 
im Außendienſt, wobei ein Jahr Ausbildung im 
Oberförſtereibüro mit einbegriffen ſein ſoll. Zu 
den eigentlichen Förſtergeſchäften ſollen die An⸗ 
wärter mehr wie bisher herangezogen werden, 
insbeſondere zu den Schreibarbeiten, die ſie unter 
Verantwortung des Förſters auszuführen haben, 
ferner zur Beaufſichtigung der Kulturen, zum 
Numerieren der Schläge uſw. Es wird dabei ganz 
beſonders der Wunſch ausgeſprochen, daß zwiſchen 
Förſtern und Anwärtern auch ein gutes per⸗ 
ſönliches Verhältnis gepflegt werden möge. Die 
Förſter ſollen den Anwärtern nicht nur im Vor- 
geſetztenverhältnis gegenüberſtehen, ſondern mehr 
in einem väterlichen Vertrauens verhältnis und 
ihnen aus dem Schatz ihrer reichen Erfahrungen 
nichts vorenthalten, was für ihre zukünftige 
Tätigkeit als Förſter zweckdienlich ſein kann. 

Punkt 5. Zur Frage der Ruheſtands⸗ 
beamten berichtete zunächſt Hegemeiſter i. R. 
Simon. Er erinnerte daran, daß bereits im 
Jahre 1920 der Plan beſtand, eine beſondere 
Vereinigung der Ruheſtandsbeamten ins Leben 
zu rufen, dem ſowohl die Verwaltungs⸗ als auch 
die Betriebsbeamten angehören ſollten. Der 
Zweck dieſer Vereinigung war, das in neuer Zen 
verloren gegangene, verſtändnisvolle Verhältnis 
mit den Vorgeſetzten wieder anzubahnen und dab! 
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gleichzeitig eine Stelle zu ſchaffen, von der auch 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Ruheſtands⸗ 
beamten dauernd im Auge behalten werden 
ſollten. Da nun inzwiſchen die Verwaltungs⸗ 
eamten im Oberförſterverein Anſchluß gefunden 
und die Preußiſche Staatsförſtervereinigung 
auch die Fürſorge für die im Ruheſtande befind⸗ 
lichen Betriebsbeamten als einen Zweck in ihre 
Richtlinien aufgenommen hat, ſo iſt es als eine 
wichtige Aufgabe anzuſehen, dieſe hierfür zu 
gewinnen. 

In der ſich anſchließenden Ausſprache wurde 
die folgende Entſchließung einſtimmig an⸗ 
genommen: „Die im Ruheſtand befindlichen 
Beamten haben den Wunſch, durch ihren Beitritt 
zur Preußiſchen Staatsförſtervereinigung dazu 
beizutragen, daß das gute Verhältnis, wie es 
ſrüher zwiſchen Vorgeſetzten und Untergebenen 
beſtanden hat, wieder hergeſtellt wird. Weiter 
zu erſtreben, daß auch den Ruheſtandsbeamten 
in bezug auf Brennholz und Jagdnutzung eine 
den Zeitverhältniſſen entſprechende Vergünſtigung 
eingeräumt wird. Ganz dringend erforderlich 
aber erſcheint es, daß den in der Zeit vom 
1. April 1920 bis 31. März 1921 in Ruhe⸗ 
ſtand verſetzten ſowie den auf Warte⸗ 
geld geſetzten Beamten die Bezüge 
der Klaſſe VII gewährt werden.“ 

Burkhardt. 


— 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlaunds. E. V. 


Geſchäftsſteile zu Eberswalde, 
5 = Schicklerſtraße 45. 
n VFernſprechanſchluß: 

" siehe Amt Eberswalde Nr. 546, 


Satzungen und Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſeuten koſteufrei. 
wGeldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poftſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 


7450 Dilling, Eduard, Hilfsförſter, Vieritz, Poſt Rathenow. IX. 

7451. Krofin, Karl, Hilfsförſter. Eichmedien, Kreis Sensburg I 

7452. Krumbiegel, Fritz,. Forſtgehilfe, Groß⸗Behnitz, Kr. Weſt⸗ 
havelland. IX 

7453. Ebeling, Fritz. Förſter, Lomnitz, Poſt Wüſtegiersdorf, 
Kreis Waldenburg 1 

7454. Homuth, Erich, Revierjäger, Leutenberg, Thür. XVIII 
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Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


ee Hilfsförſter, Schönfeld, Kreis Kreuzburg, Ober⸗ 

leſien. 

Herrmann, Bernhard, Förſter, Rohrbeck, Kreis Arnswalde 

Nied, Konrad, Forſtwart, Nauſis, Poſt Rengshauſen, Kreis 
Rothenburg a. F. 

Breuer, Anton, Förſter, Dynamitfabrik bei Lind, Poſt Wahn bei 
Cöln, Kreis Mühlheim a. Rhein. 

Kimmel, Auguſt, Forſtokademie⸗Sekretär, Hann.⸗Münden. 

Ke SE Jörſter, Liebichau, Poſt Tbomaswaldau, Kreis 

unzlau. 


ce 
** 


Ergebniſſe der Förſterprüfung in Templin. 
Zu der Prüfung in Templin, die in der Zeit 
vom 10 bis 15. Oktober ftattfand, waren 25 
Forſtbeamte erſchienen. 1 beſtand mit „ſehr 
gut“, 8 mit „gut“, 15 mit „genügend“, 1 be⸗ 
and nicht. 
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Betrifft Zahlung des Bezugspreiſes für das 
Vereinsorgan 1921. zweites Semeſter. 

Die verehrlichen Mitglieder, die die „Deutſche 
Forſt⸗ Zeitung“ von unſerer Lieferſtelle zum 
Vorzugsabonnement beziehen, bitten wir, den 
längſt fälligen Bezugspreis für das zweite Halb⸗ 
jahr 1921, ſoweit das noch nicht geſchehen iſt, 
angeſichts dieſes einzuſenden. Der Vorzugspreis 
beträgt für das dritte und vierte Vierteljahr 
(Juli — Dezember) je 8,50 „, mithin find 17 A 
einzuſenden. Iſt der Betrag bis zum 3. No⸗ 
vember nicht in unſerem Beſitz, ſo werden wir 
uns geſtatten, ihn zuzüglich der Koſten durch 
Poſtnachnahme zu erheben. 

Die Lieferſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
J. Neumann, Neudamm. 
N 
Bezirksgruppe Thüringen (XVIII). 

Die nächſte Verſammlung der Bezirksgruppe 
findet am Mittwoch, dem 9. November, nach⸗ 
mittags 3 Uhr, zu Erfurt im „Munchener Bürger⸗ 
bräu“ (Am Anger 19/20) ſtatt. 

Tagesordnung: 
1 Gehaltsvereinbarungen. 
2. Neuwahl für den Gehaltsausſchuß und für die 

Einigungsſtelle. 

3. Bericht über die Mitgliederverſammlung in 

Kolberg. 

4. Allgemeines und Anträge. 
Stutzhaus (Gotha), den 18. Oktober 1921. 
Der Vorſitzende der Bezirksgruppe. 
Krug, Oberförſter. 
CH 
Bezirksgruppe Schleſien B, 
Regierungsbezirk Breslau (VII). 
Bericht über die Mitgliederverſammlung 
und Exkurſion am 11. und 12. September 
d. J. in Oels bzw. Süßwinkel. 

Die Mitgliederverſammlung war von 42 Herren 
beſucht, darunter 1 Waldbeſitzer und 11 Gäſte. 
Oberförſter Wackwitz erſtattete eingehenden Be⸗ 
richt über die Sommertagung des Vereins in 
Kolberg, Revierförſter Henning lieferte eine 
Ergänzung. Die hierauf einſetzende Beſprechung 
verdichtete ſich zu zwei Anträgen, die dem Haupt⸗ 
verein zur weiteren Behandlung überwieſen werden 
ollen. Die Anträge gehen dahin, die Altersgrenze 
für die Aufnahme in Templin bei Förſterſöhnen, 
deren Väter Vereinsmitglieder ſind, um zwei 
Jahre hinauszuſchieben, ſowie den im Falle des 
Nichtvorliegens der im § 14 bezeichneten Schul⸗ 
abgangszeugniſſe geforderten Nachweis der ge⸗ 
nügenden Vorbildung ſchon vor Eintritt in die 
Forſtlehre erbringen zu laſſen. 

Oberförſter Wackwitz hielt hierauf ſeinen an⸗ 
gekündigten Vortrag über die anläßlich des Beſuchs 
von Eberswalde erhaltenen Eindrücke, die in dem 
Schlußſatze gipfelten: Jeder Beamte ſollte von 
ſeinem Dienſtherrn zur Beſichtigung des Ebers⸗ 
walder Dauerwaldblockes geſandt werden, ebenſo 
wie jeder Waldbeſitzer ſich dieſen anſehen müſſe; 
der Beamte würde mit einem gewaltigen wald⸗ 
baulichen Antrieb von dort zurückkehren, und die 
kleine Ausgabe würde für den Beſitzer und ſeinen 
Wald huntertfältige Frucht tragen; der Wald⸗ 
beſitzer aber würde mit der Erkenntnis zurückkehren, 
daß Waldbau kein Handwerk, ſondern eine Kunſt 
ſei, und daß er ſich und ſeinen Erbfolgen den größten 
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Dienſt leiſte, wenn er nur tüchtige und gut durch⸗ 
gebildete Beamte anſtelle und dieſen auch die 
Weiterbildung durch ſolche Beſichtigungen er⸗ 
mögliche. Aus der eingehenden Beſprechung ſind 
beſonders hervorzuheben die wertvollen 
änzungen des Forſtmeiſters Gaſt⸗ Oels, der außer 
n Eberswalde auch in Bärenthoren war und der 
erklärte, als Saulus gegangen und als Paulus 
wiedergekommen zu ſein. — Hatte Oberförſter 
Wackwitz in dankenswerter Beſchränkung mehr die 
waldbaulichen Punkte in den Vordergrund geſtellt, 
ſo ging Forſtmeiſter Gaſt neben dem lebteren auch 
auf die betriebstechniſchen Fragen in ausführlicher 
Weile ein. Hegemeiſter a. D. Roſe mann vertrat 
die ſteptiſche Richtung, Forſtmeiſter Schulz⸗ 
Wirſchkowitz wies auf Erfahrungen in ſeinem Revier 
hin, wo als dichtes Unterholz vorkommender 
Faulbaum (Rhamnus frangula) den Wuchs der 
Kiefer in günſtigſter Weiſe beeinflußte. Er 
empfiehlt die Vermehrung durch Stecklinge oder 
Beerenausſaat im Kamp. Wenn ſchließlich Ober⸗ 
förſter Wackwitz den Rat gab, ſich Wicbedes 
Schrift „Der Dauerwald“ aufmerkſam durchzuleſen, 
dann die Wirtſchaftsform in Augenſchein zu 
nehmen und dann nochmals die vorerwähnte 
Schrift durchzuarbeiten, ſo ging doch aus ſeinen 
wie aus den Ausführungen des Forſtmeiſters 
Gaſt hervor, daß ein ſchematiſches Nachahmen 
und Übertragen auf alle Verhältniſſe nicht ohne 
weiteres empfohlen wird; die Eberswalder Dauer⸗ 
waldwirtſchaft ſei kein Schema F und gäbe den 
verſchiedenſten Anwendungen Raum, aber auch 
der erfahrenſte Wirtſchaſter werde wertvolle wald⸗ 
bauliche Anregungen von dort erhalten. Ober⸗ 
förſter Wackwitz wies noch beſonders auf die Artikel⸗ 
ſerie des Forſtrats Dr. Bertog in der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ hin: „Die Buche im nordoſt⸗ 
deutſchen Kieferngebiet“, die höchſt beachtens⸗ 
werte praltiſche Fingerzeige enthielte. Er 
gab dem Wunſche Ausdruck, daß dieſe Artikelſerie 
als Sonderdruck zuſammengefaßt würde.“) Ge⸗ 
ſpannteſte Aufmerkſamleit und der am Schluß 
einſetzende Beifall der Anweſenden bewies die 
glückliche Wahl des Theinas. 

Eine nun vorgenommene Sammlung für die 
von Forſtmeiſter Troſt angeregte Oberſchleſier⸗ 
hilfe ergab den Betrag von 346 A. Die Ver⸗ 
fammlung beſchließt ferner, nächſtes Jahr im Juni 
in gleicher Weiſe an einem anderen Ort des Bezirks 
zu tagen. Die Vorbereitungen werden dem Vorſtand 
überlaſſen. Der Beitrag von 80 „. zu einein 
Ehrenhirſchfänger für den zweitbeſten Schüler der 
Reichenſteiner Forſtſchule von 1921 wird bewilligt. 

Nachdem der Verſammlungsleiter dargelegt, 
daß der von dem Hauptverein der Bezirksgruppe 
überwieſene Betrag nicht austeiche zur EE 
Geſchäftsführung des Gruppenvorſitzenden, wird 
ein Antrag formuliert, nachdem jedes Gruppen⸗ 
mitglied an die Bezirksgruppe einen Sonderbeitrag 
von 1 & jährlich leiſten ſoll. Der Antrag ſoll auf 
der nächſten Tagung zur Beſchlußfaſſung vorgelegt 
werden. Revierförſter Penning wünſcht noch, 
daß alle Meldungen zur Ablegung der Gehilfen⸗ 
prüfung durch die Geſchäftsſtelle in Eberswalde 
gehen ſollen. Nachdem. Forſimeiſter Gaſt 
noch geologiſche und ſonſtige Mitteilungen über das 

*) Das wird im Laufe der nächſten Wochen ge- 
ſchehen. Die Herausgabe einer Sonderbroſchüre iſt in 
Vorbereitung. Die Schriftleitung. 
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900 ha umfaſſende Exkurſionsrevier Süßwinkel 
gemacht hatte, wurde nach Erledigung einer in⸗ 
ternen Angelegenheit die Verſammlung geſchloſſen. 
Am Morgen des 12. September konnte der 
Revierverwalter des Exkurſionsreviers Süßwinkel, 
Revierförſter Schmidt, 36 Teilnehmer, darunter 
mehrere Waldbeſitzer, am Eingang ſeines Revieres 
begrüßen. Das Revier, welches die verſchiedenſten 
Bodenverhältniſſe, vom Auboden bis zum dilu⸗ 
vialen Dünenſand, aufweiſt, eignet ſich hervor⸗ 
ragend zum Exkurſionsrevier. In einem älteren, 
mit Eichen durchſtellten Kiefernbeſtand wurden 
uns die Auszeichnungen vorgeführt, die den Dauer⸗ 
waldbetrieb einleiten ſollen. Hervorragende Eichen⸗ 
beſtände in allen Altersklaſſen, aus Saat wie aus 
Heiſterpflanzung hervorgegangen, Kiefernkulturen 
in Saat und Pflanzung, Miſchbeſtände von Eiche, 
Eſche, Hainbuche uſw., Umwandlungen von Nieder⸗ 
wald in Hochwald im Beginn und in der Voll⸗ 
endung zogen in buntem Wechſel an unſerem Auge 
vorüber. Eingehende Erllärungen des Kollegen 
Schmidt, an die ſich häufig eine rege Ausſprache 
ſchloß, machten dio Wanderung und teilweiſe Wagen⸗ 
fahrt beſonders genußreich. Die Rotbuche iſt nicht 
heimiſch im Revier, und ihre Einbürgerung fit 
wegen des hohen Grundwaſſerſtandes — ein großer 
Teil des Reviers liegt im Inundationsgebiet der 
Weide — nur in beſchränktem Maße möglich, wird 
auf den geeigneten Orten von der leitenden Stelle 
aber intenſiv in Angriff genommen werden. 
Nach Veſichtigung einer zur Umwandlung in 
Kulturwieſen beßimmten und in Angriff befind- 
licken Fläche, die zur Befriedigung des Gras⸗ 
bedürfniſſes der Bevölkerung dem Holzboden 
entzogen wird, und der dazu verwandten Geräte 
wurden uns noch ausgedehnte, in vorzüglicher Ver⸗ 
faſſung befindliche Schul⸗ und Saattänſpe vor⸗ 
geführt, und gegen 1 Uhr ſaßen wir beim fröhlichen 
Mahle in der eichenumrauſchten Waldmühle, dem 
klaſſiſchen Ausflugsort der gelernten Jäger des 
6. Bataillons — ruhmreichen Angedenkens. So 
mancher Teilnehmer, deſſen Denkerſtirn es mit 
Bezug auf Verlichtung mit jedem 160jährigen 
Kiefernbeſtand aufnehmen konnte, gedachte weh⸗ 
mütig und ſtill fröhlicherer und beſſerer Zeiten. 
Die nach einkündiger Pauſe wieder einſetzende 
Wagenfahrt fuhrte uns hauptſächlich in der Um⸗ 
wandlung begriffene Niederwaldpartien vor, um 
uns dann in die ärmſte Gegenb des Reviers zu 
führen, wobei uns der Exkurſionsleiter, Revier⸗ 
förſter Schmidt, durch einen Beſtand etwa 35 bis 
40jähriger Kiefern führte — Ackertannen —, der 
durch einen Weg geteilt wurde. Auf der einen 
Seite krumme, in ſchlangenähnlichen Windungen 
ein das Auge im höchſten Maße beleidigendes, 
das Herz des nußholzprozentlüſternen Förſters mit 
Grauſen erfüllendes Bild bietend, auf der anderen 
Seite zwar auch ſchwarzäſtig, aber doch gerade und 
geſchloſſen daſtehend. Die Fläche, deren Beſtandes⸗ 
lieder an eine Unzahl von Verdauungsſtörungen 
eidenden Individuen der Boa consirictor lebhaft 
erinnerten, war aus Saat, die andere, ungleich 
reputierlicher ausſehende Fläche aus Pflanzung 
entſtanden. Man fühlte ſich zunächſt verſucht, zu 
rufen: „Erkläret, Wiebecke⸗Oerindur, dieſen Zwie⸗ 
ſpalt der Natur!“ Die Urſache dazu kann, da 
ganz gleiche Bodenverhältniſſe vorliegen, wohl 
nur in der Herkunft des Samens erblickt werden. 
Den Schluß der überaus reichhaltigen und hoch⸗ 
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intereſſanten Exkurſion bildete eine mit großer 
Liebe und Sachkunde hergeſtellte Faſanerie im 
Gemenge von Fichte, Weidenhegern, Kuhkohl, 
Topinambur, Mais uſw., umrahmt zum Teil 
von alten Eichen, bei deren Durchwandern einer der 
teilnehmenden Waldbeſitzer vor ſich hinbrummte: 
„Hier möchte man ja ſelbſt Faſanenhahn fein.“ 
Dieſer Ausſpruch wird in dem Herzen des Kollegen 
Schmidt ein befriedigtes und meines Erachtens 
voll berechtigtes Schmunzeln ausgelöſt haben, wenn 
auch ſein unbewegtes Geſicht nichts davon verriet. 

Eine Taſſe Kaffe im Süßwinkeler „Kretſcham“ 
ergab das Pünktchen auf dem i. Und wenn wir 
angeſichts der geſehenen wundervollen Waldbilder 
auf alles Trübe der Gegenwart vergeſſen haben, 
ſo führte die Tatſache, daß dieſer „Kretſcham“ 
ſeinem jetzigen Inhaber, einem Offizier unſerer 


ruhmreichen kaiſerlichen Armee, dazu dient, den 


Dank des Vaterlandes vergeſſen zu helfen, uns 
wieder in die nüchterne, ſo erbärmlich nüchterne 
Alltagswirklichkeit zurück. Aber ſo wie dieſer 
Waclere mit kühlem Kopf und hellem harten Sinn 
das neue Leben anfaßt, ſo wollen wir es ihm 
nachtun und unſere Pflicht tun als Aufbauer und 
Erhalter des deutſchen Waldes, auf daß unſere 
Enkel uns einmal nachſagen können: ja, unſere 
Alten, die ließen ſich ihren Idealismus ée nicht 
rauben in ſchwerer, trüber Zeit. Und zu dieſem 
Vorſatz hat uns die Exkurſion am 12. September 
1921 viel mitgegeben. Vivant sequentes! 
Raake bei Bohrau, Kr. Oels i. Schleſ. 
Dortmund. 


CH 
Ortsgruppe VBober⸗Katzbachtal. 
Ortsgruppenverſammlung und Wald- 
ſpaziergang am 27. September 1921 in 
Alt⸗ Röhrsdorf. 

Am 17. September 1921 fand ein Wald⸗ 
ſpaziergang der Ortsgruppe Bober⸗Katzbachtal in 
das Forſtrevier Alt⸗Röhrsdorf ſtatt. Nach einer 
kurzen Revierbeſchreibung durch Kollege Faulde 
führte dieſer die Teilnehmer durch das herrlich 


gelegene Revier, überall die nötigen Aufklärungen fü 


gebend. Befriedigt von dem Geſehenen, ver⸗ 
einigten ſich dann die Teilnehmer mit den inzwiſchen 
erſchienenen Damen zum gemeinſamen Mittag⸗ 
eſſen. Danach eröffnete der Vorſitzende die Orts⸗ 
gruppenverſammlung. Nach Erledigung der 
Tagesordnung, welche Vereinsangelegenheiten um⸗ 
faßte, kam ein Artikel aus der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ über die Weißtannen⸗Rindenlaus zur 
Vorleſung. Über die im Ortsgruppengebiet auf⸗ 
tretende Fichtenblattweſpe (Nematus abietinum) 
berichtete Kollege Fitze. Zum Schluß folgte ein 
Vortrag des Kollegen Faulde über Larix euro- 
paea. Die zeitig abgehenden Abendzüge ver⸗ 
kürzten zum Leidweſen der Damen ein ſchnell 
arrangiertes Tanzkränzchen. Obſt. 


2 


Stellenſuchenden Pripatforſtbeamten 
und Waldbeſitzern, 


die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben, 
wird hiermit der gemeinſame Stellennachweis 
des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände und des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 
Alle 1 denen auch gleich eine Gebühr F 
für Formulare, Porto uſw. in Höhe | 


15 K beizufügen iſt, find an ben Stellen⸗ 
nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 
Geſchäftsſtelle V 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
Ee, 


BS 


2 
Nachrichten aus den Fachgruppen 
Preußiſcher Kommunal- Forſtbeamten. 
Fachgruppe der Forſtbeamten des Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Induſtriereviers. 

Zu der nach dem „Rheiniſchen Hof“ in Dort⸗ 
mund am 5. Oktober 1921 einberufenen Ver⸗ 
ſammlung der Kommunal⸗Forſtbeamten des 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Induſtriereviers, umfaſſend 
den Regierungsbezirk Düſſeldorf und den weſtlichen 
Teil des Regierungsbezirkes Arnsberg, hatten ſich 
16 Kollegen eingefunden. 

Den Hauptgegenſtand der Beſprechung bildete 
zunächſt die nochmalige Durchberatung der am 
27. Auguſt d. J. zu Dortmund aufgeſtellten 
Satzungen der Fachgruppe der Forſtbeamten des 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Induſtriereviers. Dieſelben 
wurden a feſtgelegt. Als Vorſitzender 
wurde anſchließend Stadtförſter Lehneking aus 
Menden, als Stellvertreter Forſtverwalter Grunow 
aus Barmen gewählt. Weiterhin wurden gewählt: 
Zum Schriftführer Revierförſter Freywald, Dort⸗ 
mund, zum Obmann für den Regierungsbezirk 
Düſſeldorf Forſtverwalter Grunow, als Stell⸗ 
vertreter Stadtförſter Bewersdorf aus Ronsdorf, 
ir den Regierungsbezirk Arnsberg Stadtförſter 
Lehneking, als Stellvertreter Revierförſter Freywals. 

Nach Durchſprechung des Nachtrages der Be⸗ 
ſoldungsordnung und den ſich daraus ergebenden 
Nachteilen für die Kommunal⸗Forſtbeamten wurde 
beſtimmt, daß die Kollegen Lehneking, Grunow, 
Bewersdorf und Freywald mit dem Verbands⸗ 
direktor, Herrn Klingenberg in Oberhauſen, über 
die Eingruppierung und Beſoldungsangelegen⸗ 
heiten, beſonders auch über die zu beanſpruchende 
Gewährung der Nebenbezüge der Staatsforſt⸗ 
beamten verhandeln ſollen. Dieſelbe Kommiſſion 
ſoll bei den beiderſeitigen Oberpräſidenten vor⸗ 
ſtellig werden. 

Dortmund, den 10. Oktober 1921. 

Freywald, Revierförſter. 


Freier Meinungsaustauſch. 


Bemerkungen 

zu dem Artikel des Herrn C. Meyer, Eberswalde: 
„Der Wald iſt in Gefahr“ in Nr. 12 des „Deutſchen 

Förſters“ vom 20. März 1921. 

Von Profeſſor Dr. Weber, Freiburg i. Br. 
Um ſeine Anſicht über die Zweckmäßigkeit der 
Beſeitigung des Oberförſterſyſtems zu ſtützen, hat 
*) Die folgenden Ausführungen waren für die 


Herr C. Meyer mehrfach auf meine im Jahre 
1911 verröffentlichte Broſchüre „Die Großh. 


Wochenſchrift „Deutſcher Förſter“ beſtimmt, deſſen 
Schriftleitung mir ſeinerzeit die Nr. 12 des „Deutſchen 
Förſters“ mit dem Artikel des Herrn Meyer überſandt 
hatte. Ihre Aufnahme wurde jedoch abgelehnt und 
ſtatt deſſen erſchien nach vier Monaten in Nr. 30 
vom 24. Juli 1921 eine nichtsſagende „Berichtigung“ 
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Heſſiſche Staatsforſtverwaltung“) Bezug Aufſatze in der „Silva“ Nr. 3/4 vom 16. Januar 


genommen und zahlreiche Stellen daraus zitiert. 1920 durchaus zu. 


Auch ſeiner Anſicht, daß das 


Was zunächſt dieſe Zitate anlangt, jo ſei Oberförſterſyſtem infolge zu großer Reviere in 


feſtgeſtellt, daß vielfach Sätze meiner Schrift aus 
dem Zuſammenhang geriſſen und meine Aus⸗ 
führungen ganz willkürlich in Sperrdruck 
geſetzt worden ſind. Auf meinen Vorhalt hin 
entſchuldigte ſich zwar Herr Me yer, die Berech⸗ 
tigung meines Vorwurfs durchaus anerkennend, 
damit, daß es nicht abſichtlich, ſondern durch ein 
Verſehen des Setzers (!) unterblieben fei, die 
Sperrung als in der Urſchrift nicht vorhanden 
zu kennzeichnen. Auch beim Leſen der Korrektur 
ſei dies bedauerlicherweiſe überſehen worden 
(sic!). Aber dieſe nachträgliche Entſchuldigung 
kann ich um ſo weniger gelten laſſen, als Herr 
Me yer ſeit dem 20. März Zeit genug gehabt hätte, 
ſeinem Artikel eine Berichtigung jener Zitate 
folgen zu laſſen, was aber nicht geſchehen iſt“* *). 
Die Leſer des Meyerſchen Artikels müſſen alſo an⸗ 
nehmen, meine Ausführungen ſeien richtig wieder⸗ 
gegeben. Eine der erſten Pflichten jedes Verfaſſers 
iſt es, Zitate wortgetreu zu bringen; andernfalls 
macht er ſich des ſchweren Vorwurfs der Schrift- 
fälſchung ſchuldig. Ich erhebe deshalb gegen 
eine ſolche Benutzung der Literatur und ins⸗ 
beſondere meiner Broſchüre durch Herrn C. Meyer 
den ſchärfſten Widerſpruch. 

Zur Sache ſelbſt ſtelle ich feſt, daß keine Stelle 
in meiner Schrift die Anſicht rechtfertigen kann, 
ich ſei damals gegen das „Oberförſterſyſtem“ 
aufgetreten. Im Gegenteil: ich bin von jeher ein 
warmer Anhänger des „Oberförſterſyſtems“ ge⸗ 
weſen, bin es auch heute noch und würde deshalb 
jede Anderung dieſes Syſtems, durch welche der 
akademiſch gebildete Revierverwalter in ſeinem 
Wirkungskreis beeinträchtigt wird, beim Groß⸗ 
waldbeſitz, insbeſondere bei den Staatsforſtver⸗ 
waltungen für einen ſehr ſchweren Fehler und für 
einen Rückſchritt ſondergleichen anſehen. Der 
deutſchen Waldwirtſchaft und der Allgemeinheit 
würde aus einer ſolchen Organiſationsänderung 
unermeßlicher Schaden erwachſen. Ich ſtimme 


in dieſer Hinſicht den vortrefflichen Ausführungen 


des Herrn Forſtmeiſters Erdmann in ſeinem 
des Herrn C. Meyer, die mich nicht zufriedenſtellen 
konnte. Ich erſuchte die Schriftleitung des „Deutſchen 
Förſters“ deshalb nochmals um Aufnahme meiner 
Entgegnung. Aber ich erhielt die Antwort, die Schrift⸗ 
leitung ſei an der Auseinanderſetzung unbeteiligt: 
ferner ſei der „Deutſche Förſter“ eine Zeitſchrift zur 
Vertretung der Intereſſen des deutſchen Förſter⸗ 
ſtandes, und die Schriftleitung müſſe es deshalb ab⸗ 
lehnen, ihn für polemiſche Angriffe gegen Angehörige 
des Förſterſtandes zur Verfügung zu ſtellen. Alſo: 
Die Schriftleitung des „Deutſchen Förſters“ trägt kein 
Bedenken, den äußerſt polemiſch gehaltenen Artikel 
des Herrn Meyer zu veröffentlichen, ſie hält es dagegen 
für vereinbar mit den Grundſätzen einer unparteiiſchen, 
gerechten Leitung einer Fachzeitſchrift, einer berich⸗ 
tigenden Entgegnung auf jenen Artikel mit einem 
ganz geringen polemiſchen Einſchlag die Aufnahme 
zu verſagen. Ein Kommentar zu dieſem Vorgehen 
und zur Kampfesweiſe des „Deutſchen Förſters“ iſt 
überflüſſig. Der Verfaſſer. 

*) Erſchienen bei Emil Roth, Gießen, 1911. 

*) Dieſe Ausführungen wurden im Mai nieder⸗ 
geſchrieben. Die durch meinen Schriftwechſel mit 
der Schriftleitung des „Deutſchen Förſters“ ver⸗ 
anlaßte ſogenannte „Berichtigung“ des Herrn Meyer 
erſchien erſt in Nr. 30 vom 24. Juli 1921. Der Verf. 


Teilen Preußens ſchon längſt in Gefahr ſteht, dem 
Revierförſterſyſtem Platz zu machen, ja ihm hie 
und da ſchon den Platz eingeräumt hat, muß id; 
beipflichten. 

Wenn ich im Jahre 1911 gegen die „Denk⸗ 
ſchrift über die Entwicklung der Großh. Heſſiſchen 
Staatsforſtwirtſchaft ſeit 1900“ aufgetreten bin, 
ſo richteten ſich meine Ausführungen keineswegs 
gegen das in Heſſen beſtehende Oberförſterſyſtem, 
das ſich, wie überall, ſo auch dort glänzend bewährt 
hat, ſondern gegen den damals in Heſſen herrſchenden 
Kurs, der die Verdrängung der Naturverjüngung 
und den faſt ausſchließlichen künſtlichen Holzanbau 
ohne Rückſicht auf die Höhe der Koſten auf ſeine 
Fahne geſchrieben hatte, überhaupt gegen die 
unwirtſchaftlichen Grundſätze des damaligen Chefs 
der heſſiſchen Forſtverwaltung, die zu einer großen 
Gefahr für die hochſtehende heſſiſche Forſtwirt⸗ 
ſchaft geworden waren, die aber in keinem ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang mit dem Oberförſter⸗ 
ſyſtem ſtanden. Die weitere Entwicklung der 
Forſtwirtſchaft in Heſſen hat gezeigt, daß meine 
damaligen Ausführungen durchaus berechtigt waren. 
Vieles von dem, was ich ſeinerzeit beanſtandet 
habe, iſt inzwiſchen abgeſtellt worden. Eine Reihe 
von Oberförſtereien iſt wieder aufgehoben 
worden. Die Naturverjüngung hat wie ſonſt ſo 
auch in Heſſen wieder an Boden gewonnen, und 
die Kulturkoſten ſind herabgeſetzt worden. — 
Kurzum: Man hat auch in Heſſen wieder forſtlich 
rechnen gelernt. Und wenn Herr Meyer darin 
recht behalten ſollte, daß Heſſen das reine Ober⸗ 
förſterſyſtem aufzugeben beabſichtige, was ich 
aber vorerſt ſtark bezweifle, ſo würde das im 
höchſten Maße bedauerlich ſein und einen gewaltigen 
Rückſchritt bedeuten in einem Lande, deſſen Zentral⸗ 
forſtbehörde als eine der erſten in Deutſchland 
die großen Vorzüge des Oberförſterſyſtems erkannt 
und es deshalb in reiner Form durchgeführt hatte. 

Auf die Ausführungen des Herrn Meyer 
näher einzugehen, die falſchen Schlußfolgerungen, 
die er aus meiner Schrift gezogen hat, zu beleuchten, 
liegt für mich keine Veranlaſſung vor, zumal ſeine 
Angriffe gegen andere Perſonen gerichtet ſind. 
Nur einige Proben feiner von ihm beſonders 
betonten und in Anſpruch genommenen „förſter⸗ 
lichen Logik“ will ich herausgreifen. 

Die Tatſache, daß die Preußiſche Staatsforſt 
verwaltung vor dem Kriege für Verwaltung und 
Forſtſchutz je Hektar weniger verausgabt hatte 
als andere deutſche Staatsforſtverwaltungen, 
läßt keineswegs den Schluß zu, daß ſich das 
preußiſche Dienſteinrichtungsſyſtem, das Herr 
Me yer ſchon in der Praxis als „Betriebsförſter⸗ 
ſyſtem“ bezeichnet, bewährt hat und daß es vor 
dem Oberförſterſyſtem, wie es in Sachſen, Württem⸗ 
berg, Baden und Heilen beſtand und noch beiteht, 
den Vorzug verdient. Dieſe Tatſache beweiſr 
weiter nichts, als daß die preußiſche Forſtwirtſchaft 
im großen ganzen arbeitsextenſiver iſt als die 
anderer deutſchen Staaten. Ein anderes aber iſt 
es, ob das in Preußen beſtehende Dienſteinrich⸗ 
tungsſyſtem größere wirtſchaftliche Erfolge erzielt 
hat oder nicht. Um das zu beurteilen, müßte ein 
Vergleich der Einnahmen mit den Ausgaben vor⸗ 
genommen, alſo der Einnahmeüberſchuß feſtgeſtellt 
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und außerdem die Verzinſung der im Walde 
ſteckenden Kapitalien ermittelt werden. Auf dieſen 
ausſchlaggebenden Punkt iſt aber Herr Meyer 
mit keinem Worte eingegangen. Im übrigen geht 
auch aus der Benutzung des ſtatiſtiſchen Materials 
hervor, wie leichtfertig Herr Meyer verfährt, 
um ſeine vorgefaßten Anſichten zu ſtützen. Die 
auf Seite 203, linke Spalte, gebrachten Zahlen 
für Verwaltungs⸗ und Schutzkoſten je Hektar: 
Sachſen .. 16,59 „“, Heſſen . . 9,47 , 
Baden . 8,09 „ Preußen. 6,33 „ 
beziehen ſich zunächſt nicht auf das Jahr 1911, 
wie Herr Meyer angibt, ſondern auf das Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1913. Außerdem betrifft die Zahl für 
Preußen — 6, 33 nicht die Staats forſten dieſes 
Landes, wie Herr Me yer doch nachweiſen wollte, 
ſondern die nur 76 000 ha großen preußiſchen 
Kronforſten. Für die über drei Millionen 
Hektar großen preußiſchen Staatsforſten ſind in 
den ſtatiſtiſchen Mitteilungen Schwappachs für 
1913 (ſiehe „Mitteilungen des Deutſchen Forſt⸗ 


vereins“, 1916 Nr. 2), denen jene Zahlen entnommen | | 


ſind, keine Angaben enthalten. Der Koſtenaufwand 
für Verwaltung und Schutz betrug aber in der 
preußiſchen Staatsforſtverwaltung ſchon im Jahre 
1911 8,08 K und im Jahre 1912 8,18 A je Hektar, 
er wird alſo im Wirtſchaftsjahre 1913 nicht niedriger 
geweſen ſein. Bei ſolch leichtfertiger Benutzung 
der Literatur und Statiſtik ſteht es gerade Herrn 
Meyer ſchlecht an, dem Herrn Forſtamtsaſſeſſor 
Steger mehr Studium und Zuverläſſigkeit an⸗ 
zuempfehlen. 

Ferner: ich halte es für das Beſte, wenn der 
Oberförſter die Auszeichnungen ſämtlicher Hiebe 
deines Reviers ſelbſt vornimmt. Aber im großen 
Staatsforſtbe triebe läßt ſich dies nicht überall und 
unter allen Verhältniſſen durchführen. Ins⸗ 
beſondere ſtanden die Holzpreiſe und damit die 
Einnahmen aus den Forſten vor dem Kriege nicht 
im richtigen Verhältniſſe zu ſehr hohen Ver⸗ 
waltungskoſten. Der Grad der Arbeits- und Wirt⸗ 
ſchaftsintenſität hat ſich nach den geſamten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen des Landes bzw. des 
betreffenden Gebietes und insbeſondere nach den 
jeweiligen Einnahmen zu richten. Ein Steigen der 
Holzpreiſe kann die Sachlage weſentlich ändern, 
und deshalb müſſen von Zeit zu Zeit neue Er⸗ 
hebungen ſtattfinden, um Stellung zu der Frage 
nehmen zu können, ob ein Übergang zu arbeits⸗ 
und kapitalintenſiverer Wirtſchaft geboten iſt oder 
nicht. Für Privatforſtverwaltungen erſcheint 
mancherlei zweckmäßig und durchführbar, was für 
den großen Staatsbetrieb nicht allgemein paßt. 
Eine Wirtſchaft wie die des Herrn von Kalitſch 
in Bärenthoren läßt ſich im Großbetriebe des 
Staates nicht allgemein durchführen, ſo ſehr 
dies auch erwünſcht wäre. Auch heute fordere ich, 
wie in meiner Schrift vom Jahre 1911 für die 
Staatsforſtbe triebe, nicht allgemein, daß der Ober⸗ 
förſter jeden in feinem Revier zu fällenden Baum 
eigenhändig auszeichnet. Auch ſein Gehilfe 
und Vertreter, der Forſtaſſeſſor, ſoll ſich hierbei 
neben ihm in erſter Linie betätigen — dieſe meine 
Forderung hat Herr Meyer beim Zitieren der 
betreffenden Stelle meiner Broſchüre ſonderbarer⸗ 
weiſe, vielleicht nicht unabſichtlich, weggelaſſen, 
weil ſie ihm zu ſeiner vorgefaßten Anſicht nicht 
paßte! —, und auch viele Förſter und mancher 
Forſtwart — jedoch nicht jeder!“) — erlernen und 
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vollziehen das Auszeichnen der Beſtände auf Grund 
eingehender Anleitung durch den Oberförſter recht 
gut. Es wäre deshalb unwirtſchaftlich, wollte man 
dieſe geſchulten Kräfte für die Durchführung des 
techniſchen Betriebes nicht ſo weit als irgend 
möglich ausnutzen. Aber trotzdem muß der Ober⸗ 
förſter ſowohl für das Auszeichnen der Hiebe wie 
überhaupt für den geſamten techniſchen Betrieb 
in ſeinem Reviere voll verantwortlich bleiben. 
Die rein wirtſchaftliche Verantwortlichkeit kann 
und darf nur einer der Revierbeamten übernehmen, 
und dieſer eine iſt der Oberförſter, in deſſen Perſon 
jene Verantwortung in vollem Umfange vereinigt 
ſein und bleiben muß. Das iſt der Grundgedanke 
des Oberförſterſyſtems, und an ihm darf nicht 
gerüttelt werden, ſoll die deutſche Forſtwirtſchaft 
nicht unermeßlichen Schaden erleiden. 

Obwohl Anhänger des Oberförſterſyſtems, hatte 
ich mich in meiner Broſchüre vom Jahre 1911 gegen 
die Vermehrung der heſſiſchen Oberförſtereien um 
14 Stellen, alſo gegen die Verkleinerung der Wirt⸗ 
chaftsbezirke ausgeſprochen, weil ich die frühere 
durchſchnittliche Flächengröße der heſſiſchen Ober⸗ 
förſtereien von rund 2500 ha im Hinblick auf die 
Verhältniſſe des Landes nicht für zu hoch hielt. 
Wie kommt alſo Herr Me yer dazu, mir zu unter- 
1 daß ich eine Oberförſtereigröße von 1000 ha 

ür richtig halte? Warum verſchweigt er dieſe 
meine Stellungnahme zu der Frage der Revier⸗ 
größe? Noch viel weniger würde ich es für richtig 
halten, wenn unter ganz anderen Verhältniſſen, 
als es die heſſiſchen ſind, die preußiſchen Ober⸗ 
förſtereien auf 1000 ha verkleinert würden. Eine 
ſolche Schlußfolgerung aus meinen Ausführungen 
herauszuleſen, iſt geradezu abſurd. Ebenſo falſch 
iſt es, aus der Höhe der Nutzholzprozente der ver⸗ 
ſchiedenen Staatsforſtverwaltungen Schlüſſe auf 
die Zweckmäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit des 
Oberförſter⸗ oder des von Herrn Me yer empfohlenen 
Betriebsförſterſyſtems zu ziehen. Das Nutzholz⸗ 
prozent hängt in erſter Linie von der Art der 
SE des Waldes, insbeſondere von den 
Holzarten ab. Daß Baden und Heſſen eine viel 
größere Laubholzbeſtockung in ihren Staatsforſten 
haben als Preußen, daran ſcheint Herr Meyer 
nicht gedacht zu haben. Das preußiſche „Betriebs⸗ 
förſterſyſtem“ hat damit nichts zu tun. 

So könnte ich noch viele Behauptungen und 
ſonſtige Ausführungen des Herrn Meyer ad 
absurdum führen. Aber dieſe Proben ſeiner 
von ihm ſelbſt hervorgehobenen „förſterlichen 
Logik“ mögen genügen. Sie zeigt ſich ſchon hier 
in einem ſolchen Lichte, daß man ſie nur als gänz⸗ 
lichen Mangel an echter Logik bezeichnen kann. 
Um jedes Mißverſtändnis auszuſchließen, ſei jedoch 
ausdrücklich bemerkt, daß ich damit keinesfalls 
den Angehörigen des Förſterſtandes logiſches 
Denken grundſätzlich abzuſprechen beabſichtige. 

*) Für die preußiſche Staatsforſtverwaltung iſt 
den Betriebsbeamten in dem $ 49 der Dienſtvorſchrift 
das Auszeichnen der Beſamungsſchläge und Durch- 
forſtungen „nach den ihm örtlich erteilten Anweiſungen 
des Oberförſters“ übertragen. Damit iſt anerkannt, 
daß in Preußen jeder Förſter das Auszeichnen erlernt 
haben muß. Wir find der Anſicht, daß Herr Prof.“ 
Dr. Weber in dieſem Punkte die Leiſtungsfähigkeit 
und den Wirkungskreis der norddeutſchen Forſtbetriebs⸗ 
beamtenſchaft weit unterſchätzt; jeder tüchtige Förſter 
beherrſcht die Arbeit des Auszeichnens der Beſtände 
unzweifelhaft. Die Schriftleitung. 


Fur die Redaktion: Okonomierat Bodo Grun dmaun, Neudamm 


Nr. 44 Bd. 36 (1921) 


Geſchäftliche Mitteilungen. 
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(Ohne Verantwortlichkeit der Schrifte itung.) 
Neues vom Rheumatismus. 


Die Firma Kreuzverſand, 1 Lind⸗ 


wurmſtraße 76, bietet ein neues Bu 


an, die 


„Rheumatiker⸗Fibel“ (von Dr. med. M. Mohr 


und Dr. med. E. Singer). 


Jeder Rheumatiker 


muß ſich für dieſes Buch intereſſieren, beſonders 
für das Kapitel „Was iſt Rheumatismus“, 


KE 


weiter für die ausführliche Beſchreibung der 
Symptome und ſchließlich der Behandlungs⸗ 


Methoden. Es iſt geradezu ein Novum in der 
Geſchichte der Reklame, daß ſolche ernfthafte, 
gute Literatur zu Propagandazwecken gratis 


abgegeben wird. 
heute beiliegt, 
unter Berufung auf die „ 


(Wer die Proſpektkarte, welche 
nicht 9 kann das Buch 


eutſche Forſt⸗Zeitung“, 


Neudamm, von obiger Firma ebenfalls gratis 


der heutigen Nummer liegt bei: ein Proſpekt 


forſttechniſche Artikel, ferner 
wir beſonders aufmerkſam machen. 


Faru 


beſtellen. 
, der Firma R. Reiß G. m. b. H., Liebenwerda, Provin 
ein Proſpekt vom Kreuzverſand, München, Lindwurmſtraße 76, 


Familien- Nachrichten 


Statt Anzeige! 


Heute entſchlief ſanft nach 
kurzem Leiden meine liebe 
Mutter, unſere fürſorgende, 
herzensgute Schwieger⸗ und 
Großmutter (1614 


AugusteLeweren 


im 79. Lebensjahre, welches wir 
biermit tiefbetrübt anzeigen. 


Pribbernow. 
Kr. Cammin i. Pommern, 
den 22. Oktober 1921. 


| Saatl. Förſter 
F. Leworenz U. familie 


dieſer Stelle 


werden 
koſtenlos 


Nur an N 
Familien » Anzeigen 
auſgensmmen. 


Eheſchließungen: 

Stationsjäger Hans Hornun 
mit Fräulein Dora Homot 
in Fürſtenhof. 

Sterbefälle: 

Hüger, Forſtmeiſter in Montabaur, 
Oberförſterei Welſchneudorf, Bez. 
Wiesbaden. 

Nagel, Kurt, Herrſchaftlich. Foͤrſter 
i. R. in Stülpe. 

von Papen, Forſtmeiſter in 
Warnen, Bez. Gumbinnen. 

Roos, Forſtmeiſter in Sonnenberg 

bei Wiesbaden. 


` gaufe 1 | (152 
Faulbaumholz, 
Sprockelholz, 


auch Schießbeerholz genannt, bei 
Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 

Paul Becker, Holzhandlung, 
Röxe-$tendal, Lüderitzer Straße 30. 


Größere 
Wald beſtände 


zu kaufen geſucht. 

Angebote erbeten an (1527 

Oſtmürkiſche Hoch⸗ und 
Tlefbaugeſellſchaft m. b. a. 


bteilung: 
Dammpfſäge⸗ und Hobelwerke, 
Berlin W 9, Schellingſtr. 5. 


th, 


BO, bis 70 jährig, 
ſofort zu kaufen geſucht. 


Vermittler erhalten hohe Proviſion! 


S. Dinn, 


Berlin NW 23, Altonaer Str. 6. 


| 


jeder Art und Größe , 
E kaufen zu höchſten Preiſen 22 


gegen Kaſſe 


R. & A. Finke, Baugeſ 


Berlin⸗Pankow. 
Angebote erbittet F. Reimers, Görlitz, Viktoriaſtraße 10. 


Sielenangebole 


Junger, unverh. Forſtmann, 
23— 26 Jahre alt, mit guten Schul⸗ 
kenntniſſen, ordentl. Lehrzeit und 


SC Schöner Handſchrift, erhält in Hiefiger 
Stadtforſt ſogleich oder zum 1. 12. 


"Sorftauffeher und 
Schreibgehilfe. 


Bewerbungsgeſuche mit Gehalts⸗ 
anſprüchen, Zeugnisabſchriften, 
ſelbſtgeſchriebenem Lebenslauf und 


Bild ſind dem Unterzeichneten inner⸗ 


halb 8 Tagen einzureichen. (1602 


Mauß, Städt. Forſtverwalter, 
Uelzen, Hann. 


Für frauenloſen, oſtpreußiſchen 
Förſterhaushalt mit kleinſter Außen⸗ 
wirtſchaft wird für ſofort eine 


einfache, ältere Wirtin, 
welche keine Arbeit ſcheut, geſucht. 
Gutes Kochen Bedingung. Gefl. 
Ang. u. Nr. 1594 bef. die Geſch. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


— 


Zur Leitung des Abtriebes eines 
ca. 200 Morgen großen Erlen⸗ 
beſtandes wird ein äußerſt energ., 
vorschrittsmässig gelernter, un⸗ 
verheirateter (1604 


Forstheumter, 


nicht unter 30 Jahre alt, zum bot 
digen Antritt gesucht. Bewerber 
muß m. Waldbahnbetrieb genaueſtens 
vertraut ſein. 

Freie Station wird gewährt. 
Bewerbungen mit Gehaltsanſprüchen 
unter Beifügung beglaubigter Zeug⸗ 
nis⸗Abſchriften, welche nicht zurück⸗ 
geſandt werden, und eines Lebens⸗ 
laufes ſind an die unterzeichnete 
Verwaltung zu richten. 

Nichtbeantwortung binnen 14 
Tagen gilt als Ablehnung. 

Stülpe (Post), Kr. Jüterbog. 

den 20. Oktober 1921. 
von Rochow'sche Forstverwaltung 


Für Rittergut im Kreiſe Anklam 
(Vorpommern), 2600 Morgen, da⸗ 
von 1500 Forſt, zum ſofortigen Ein⸗ 
tritt energiſcher 

Förſter, 
der auch Garten beaufſichtigen kann, 
eſucht. Angebote mit Lebenslauf, 
Zeugnisabſchriften u. Gehaltsanſpr. 
unter Nr. 1611 beförd. d. Geſch. 
der Dtſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


(1593 
ch. u. Holzgroßhoͤlg., 


Stellengeſuche 
nët. 


Suche zum 1. November, 
15. November Stellung als 


Hilfsjüger oder 
Hilfsfoörſter. 


2jährige Lehrzeit und Forſtſchule. 
erfahren in allen forſt⸗ und jagd⸗ 
lichen Fächern, mit allen ſchriftlichen 
Arbeiten vertraut, guter Signalhorn⸗ 
bläfer; bin 21 Jahre alt, fat. Gute 
Zeugniſſe können auf Wunſch mit 
Bild eingeſandt werden. Angebote 
unter Nr. 1556 bet d. Geſchäftsſt. 
der Deutſchen Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Von den Polen hart bedrängter, 


zur Abwanderung gezwungener 


Forstverwaltungsheamter, ` 


35 Jahre alt, verh., 5 Semeſter 
Forſtalademie, mehrere Jahre an 
einer öſtlich. Landwirtſchaftskammer 
tätig geweſen, z. Zt. eine größere 
Oberförſterei verwaltend, ſucht bald 
oder ſpäter geeignete Stellung in 
Deutſchland bei befcheidenen Gehalls⸗ 
anſprüchen. Herr Regierungs⸗ und 
Forſtrat Hollweg in Potsdam, 
Neue Königſtraße 19, erteilt Aus⸗ 
kunft über Bewerber. Gefl. Angeb. 
unter Nr. 1573 bef. d. Geſchäftsſt. 
der Deutſchen Forſt⸗Ztg., Neudamm. 
Gel. Forstmann, 27 Jahre alt, 
in Staatsforſt gel., auch mit Amts⸗ 
u. Gutsvorſtehergeſch. bewandert. 
erjttl. Zeugn., nur E? Empfehlung., 
sucht Stellung als - 


Förſter, Gutsförſter, 
Forſtaufſeher, 


wo Verh. möglich e Holſtein u. Lg. 
bevorzugt. ek . unt. Nr. 1605 
bet. d. Geſch. d. D. F.⸗Ztg., Neudamm 


Suche für m. Sohn, 19% Jahre, 
Reichenſt Forſtſchüler, Stellung als 


Hilfsjäger. 
Gute Zeugn. Gefl. Angeb. an (1606 
Revierförſter Floegel, 
N.-Rathen, Grafsch. Glatz. 


Suche per ſof. / 

Stellung dds Forſtlehrling. 
Bin knapp 17 J. alt, gefund u. habe 
höhere Schulbildung. Angeb. an 
W. Hamann, Liedingen b. Bechelde. 


Braut eines Forstakademikers 
(29 Jahre) wünſcht nei während 
eines halben Jahres auf einer Ober- 
korsterei mit Landwirtschaft zu 


vervollkommnen 


ohne gegenſ. Vergtg. Gefl. Angeb. 
unter Nr. 1590 bef. die Geſch. d. 
Deutſch. Forſt⸗Zeitung, Neudamm. 
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Dhne Gehalt (i I 8 de rap Roteichen, 
erg oe g Ill e Hd d Kloss bebe Einen 
treu, ruhig., freundl. Weſ., Stell., 


ſowie auch andere 


V ae Liebenwerda Au, Provinz Sachsen, enter Saub- . Andelholzplanzen 


Menſch., d. auf fremde Hilfe angew. zu kaufen geſucht. Angeb. unt. 


8 Nr. 1518 beförd. die Geſchäftsſt. der 
e a 1801 Jol IÉ (lt ellen II || Deutſchen Forſt⸗Zeitung, Neudamm. 
bet, d. Geſch. d. D. Forſt⸗Z., Neudamm. 
0 N Bichen ſowie Wildlinge und ſämtliche Obſt⸗Unterlagen (1350 Eicheln, 

Jahre, wünſcht zum an. in tet ri 5 2 f 
großer Oberförſterei Aufnahme als e be biligſten reifen Pr eisliſte frei ins Hans. Kastanien 


liefern in Wagenladungen u. Stück⸗ 


m ä | gut⸗Poſten von jetzt an den ganzen 
90 9 Winter hindurch (1491 
| ie ER ROM N ® e e Schultze & CO., Nathenow. 


11. HI 23. verſch. 1 374 
um ſich im Haushalt zu Ge Er 1000 Stück Verſandkörbe, 
tändigen. Bedingung: vollſtändiger 
e E Fichtenpflanzen!! me 
Verkehr. 2j. Sämlinge, 21. verſch, Forſtpflanzen: 
Ella Paul, en alles prima Ware ſowie andere Hadel⸗ u. Laubhölzer liefert ſofort preiswert Riefern, Bankskiefern, Fichten, 
: 5 Lärchen, Weimutskiefern, 
Berliner Str. 66. ` ` (898 Eduard ‚Andrack Macht, wël D DOT Bi 
Be 3 e U. 2 jähr., verſch., ſehr ſchön, nur 
` ! Forſtbaumſchulen, Beil | b. „Liebenwerda (Prov. Sach. prima Pflanzen. offeriert 
Gottlr. Reichenbach, 
ge Zeiſcha bei Liebenwerda, 
Kontrollbaumſchule der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer Halle u. des Deutſchen 
P Forſtvereins. (1.51 


Verkaufe meinen (1603 1 
> d 5 1 Kg CH | ?—T—ö— ] Ü— .. 
„Lump ab Monate alt, vol] Verlag von J. Neumann in Neudamm P M aſſenauzu cht 3 = 
ſämtliches Wild, ſteht feſt vor, ſicherer ` | ; 1 d g. ae 
Kaze und Fuchs aß eden Së - e S : en 

atze und Fuchs, reißt jeden Bock 0 H I ! 
D ra nee EC Die Weſchaffung des Kiefernſamens, zocken Mët wor 
EE a ne f 1 ns 7 Max SECH Forſtbaumſchule, 
Kaltenbach, Reichsgräflich von insbesondere ſeine Helbſtgewinnung. . Liebenwerda, Prov. Sa. 


Merveldtſcher Förſter, Forsthaus 


Freudenberg. Poſt hervest Dorsten Von Forſtrat Dr. „ 5 Forſtpflanzen, 
eee EE Mit 8 Abbildungen im Text. Fichten, Kiefern, Bankskief ern. 
Preis geheftet 10 Mk. und 60 Pfg. Porto. ; DEN TEEN. 1 Wi wie 
alle übrigen Forst- un ecken - 
8 E | | Jeder Forſtmann muß das Heft leſen, es bringt ; pflanzen en 11422 
: eine gute Löſung der Selbſtgewinnungsfrage von 5 Gothen - Wilmes, 
900 Stück eeinwandfreiem, en Kiefernſamen. 8 Heinsberg 1. Westf. 


guten d 


Prima 2jähr., verſch. 
2 jähr., mindeſtens 30 cm 


ſofort lieferbar, geſucht als 1 Kiefern, Weimutskiefern, 


pflanzen von (1589 Banks kiefern, ſowie 4jähr. verſch. 


Forſtverwaltung Naſſow, Be, Fichten offeriert nn 

gn Heines SEO Sau 2 SE AE 
Baumschulen, Liebenwerda 7 (Prov. Sachſen), EE EFT 

Meine Herbst preisliste RKäiefernkontrollfirma, ar Saateicheis, 


iſt erſchienen und wird auf Wunſch nimmt Aufträge auf Lieferung von 


koſtenfrei zugeſandt. Ich empfehle N ; N ee e u Leni 
Eicheln H. Kaitanien K 1 E 2 E E GEN können ſofort liefern. 


zur Wildfütterung und Saat in und allen anderen Arten Forſt⸗ und Heckenpflanzen, ſowie Preisliste über Forst- Pflanzen 


Stückgut und Waggonladungen. Veredelungs unterlagen, Roſen. Obitbänmen, Beereu⸗ iſt erſchienen, (1595 
Erich Pfeil, Forſtanſtalt, ſträuchern And Zierſträuchern entgegen. Preisliſte auf Wunſch Schultze & Go, Rathenow. 


1550) Rathenow. frei ins Haus. Bei rechtzeitiger Beſtellung jedes Quantum lieferbar.] Großbetrieb für Forſtwirtſchaft. 


DD 


Si Eicheln, vornehmlich Trauben- Eicheln, Samen 

85 von Buche, Hainbuche, auch anderen Laubhölzern 

> ſowie Nadelholz⸗Zapfen, beſonders aber Lärche, 
von Mutterbäumen einwandfreier oſtelbiſcher, am liebſten ſchleſiſcher Herkunft, kauft die 


3 Kienganstalt in Seidorf, Riesengebirge, 


Br unter der Soritftelle der Landwirtſchaftsfammer Breslau. 


Deutſche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Nunödſchau und Des Förfters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 

Amtkehes Org des Brandversicherungs-UJereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldbeil“, Vereins zar 
Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagäbeamien zu neudamm, des Forstwaisen vereins zu Berlin, des 
Uichversicherungsvereins der Forstbeamten a. 8. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Verein: 
Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staats förstervereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch - 
lands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1820), der Vereinigung der Privattorstbeamten der Grafschaft 

Siatz und Umgegend. 


Br — — — 


Tie Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Vierteljährlich 10,50 Mk. bei allen Bot, 
anſtalten teingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 
Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mik. Die Berechnung einer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt u den amilichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern, auch altere, werden für 
SO Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 

keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreues. 
Ber den ohne Vorbehalt eingeſandten Beitragen mimt die Schriftleuung das Recht der fachlichen Anderung in Auſpruch. Ber 
träge, für die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge. die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchrifſten übergeben werden, werden nicht bezahlt Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertelfahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Fun 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Nr. 45. Neudamm, den 6. November 1921. 36. Band. 


Oberförſter und Förſter. 
Von Staatsförſter Koch, Forſthaus Schönberg. 

Es gehört ein gewiſſer Mut dazu, dieſes Erſcheinung, an die manche Herren ſich wohl 
Thema in der Offentlichkeit zu erörtern. Die ſchwer gewöhnen konnten. Es können aber 
meiſten Artikel darüber haben einerſeits nur auch andere Gründe vorgelegen haben; es iſt 
zaghaft den Kern der Sache behandelt, ihre nicht unmöglich, daß Takt, gutes Benehmen, 
Verfaſſer ließen die wichtigſte Frage, wie allen militäriſche Tüchtigkeit fehlten oder nicht 
nbelſtänden endlich abgeholfen werden könnte, genügend vorhanden waren. Anderfeits kenne 
unbeautwortet. Anderſeits haben Artikel wie ich manche Fälle, daß gelernte Jäger zum 
beiſpielsweiſe der des Herrn Ludwig „Iſt es Reſerveoffizier oder ſogar zum aktiven Jäger⸗ 
ſoweit?“ im „Deutſchen Förſter“ oder Reden offizier befördert worden ſind; auch weiß ich, 
wie die von Herrn Meyer auf der Delegierten⸗ daß verſchiedene Forſtverwaltungsbeamte freudig 
verſammlung lediglich verhetzend gewirkt; ſie ihre Zuſtimmung zur Wahl gegeben und über 
waren in keiner Weiſe geeignet, die Be⸗ das Vorleben ihrer Förſter nur Vorzügliches 
ſtrebungen derer zu fördern, die der Meinung berichtet haben. Da der Offizierſtand nicht 
ſind, daß es zwiſchen Oberförſter und Förſter nur Rechte, ſondern auch Pflichten hatte, 
bei einigermaßen gutem Willen und voller mußten die Kommandeure vorſichtig abwägen, 
Offenheit nichts Trennendes zu geben braucht. wer ſich zum Offizier eignete, vor allen Dingen 

Ich möchte hier ganz kurz nochmals die die Pflichten eines Offiziers voll und ganz zu 

Fehler beleuchten, die die Oberförſter uns erfüllen imſtande war, ſei es im Krieg oder im 
gegenüber begangen haben oder begangen Frieden, im Dienſt oder im Ruheſtand. Leider, 
haben ſollen. Die Reſerveoffizierfrage im leider wird dies heute, wie es die Beiſpiele 
Frieden dürfte wohl genügend geklärt ſein. lehren, öfters auch bei uns vergeſſen. 
Auch ich als alter Oberjäger bin der Anſicht, Die Behandlung des Förſters durch deu 
daß die Oberförſter wenig oder gar nichts Oberförſter als Menſchen und Untergebenen 
gegen uus tun konnten. Solange der Ein⸗ ließ früher und teilweiſe auch noch heute 
jährige bei der Truppe war, entſchied der manches zu wünſchen übrig. Wenn auch 
Kommandeur. Die zufällig übenden Ober⸗ unſere Laufbahn in vieler Hinſicht militäriſch 
förſter hatten dort keine Macht. Erſt in der zugeſchnitten war, ſo durfte man doch nicht 
Heimat waren ſie bei einer Offizierwahl ton⸗ den militäriſchen Ton gegen uns Förſter on. 
angebend. Mir iſt jedoch kein Fall bekannt, wenden. Hier iſt gewiß viel geſündigt worden. 
daß es jemals bei einem Förſter⸗Einjährigen Eng verknüpft mit dieſer Behandlung lag auch 
bis zur Wahl gekommen wäre. Anders verhält die als Jäger. Wir hatten wohl die Pflicht, 
es ſich mit der Reſerve⸗Offiziersfrage im uns für das Wild zu opfern, aber nicht das 
Kriege. Hier ſind tatſächlich Falle bekannt, Recht, dieſes Wild zu erlegen Allerdings gab 
daß ſich Oberförſter⸗Kommandeure von Jäger⸗ es auch hier glänzende Ausnahmen, in denen 
bataillonen geweigert haben, gelernte Jäger Revierverwalter ausgiebig Abſchuß an Beamte 
zum Reſerveoffizier vorzuſchlagen. Der ge⸗ verteilten, die wirklich Jäger waren und ſich um 
lernte Jäger als Reſerveoffizier war eine neue! den Wildftand kümmerten 
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unſere Ausbildung. Die Reden und Aus⸗ 
führungen der Herren v. Beutheim und Erdmann 
ſind meines Erachtens als Ausnahmen zu be⸗ 
trachten, über die man ſich nicht ſonderlich auf⸗ 
regen ſollte, zumal jetzt, nachdem der Herr 
Oberlandforſtmeiſter auch im Landtage die 
Notwendigkeit einer beſſeren Ausbildung an⸗ 
erkannt hat. Es dürfte doch wohl kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß die Mitarbeit eines 
Förſters mit höherer Bildung auch dem Ober⸗ 
förſter wertvoller und erfolgreicher ſein muß. 
Der Oberförſter, der ſeinen Dienſt voll und 
ganz nach den Vorſchriften des Herrn Erdmann 
verſehen will, müßte erſt noch geboren 
werden. e 
Nun komme ich zu uns ſelbſt. Auch wir 
haben gehörig vor unſerer eigenen Tür zu 
kehren. In unſeren Kreiſen iſt in mancher 
Hinſicht durch ungeeignetes Verhalten zur 
weiteren Vertiefung eines Mißverhältniſſes zu 
unſeren nächſten Vorgeſetzten dauernd beigetragen 
worden. Die Revolution hatte beinahe die 
Vorgeſetzten abgeſchafft; da ſie nun aber noch 
da ſind, haben ſie auch das Recht, ſich als 
Vorgeſetzte behandelt zu ſehen. Wie hat 
man ſich nicht ſelten in Förſterkreiſen über die 
jagdliche Verärgerung der Revierverwalter auf⸗ 
geregt! Was wir für uns in Anſpruch ge⸗ 
nommen haben, hat man den Vorgeſetzten 
nicht zugeſtanden. Verſetzen wir uns doch 
einmal in die Lage dieſer älteren Forſtmeiſter, 
die oft genug ihren Beruf, ebenſo wie viele 
von uns, nur wegen der Liebe zur Jagd er- 
griffen haben und jetzt ſoviel von ihrer alten 


Herrlichkeit opfern müſſen. Auch bei der 
Forderung der Neuzeit „Beförderung zum 
Oberförſter“ iſt unſerſeits nicht ſachlich 


verfahren worden. „Freie Bahn dem Tüchtigen“ 
lautete die Parole; wie aber haben ſich denn 
die Herren der neuen Gedanken dieſen armen 
neuen Oberförſter vorgeſtellt? Sollte er dasſelbe 
Daſein führen wie gewiſſe, nach modernem 
Rezept angeſtellte Landräte? Wo bleibt da 
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übrigens die Logik? Wer den Revierförſter 
als Vorgeſetzten und ohne Prüfung ablehnt, 
muß auch dasſelbe beim Förfter-Oberförfter 
ohne akademiſches Studium und vollwertige 
Prüfung tun; ſonſt kommen wir mit unſern 
a auf eine ſchiefe Ebene. Selbſtredend 
mußten die Oberförſter dieſe Forderung be⸗ 
kämpfen, und die Folge war der Widerſtand 
gegen unſere Wünſche in bezug auf die Aus⸗ 
bildung. Die Behauptung, daß eine Anzahl 
Förſter im Kriege eine Oberförſterei verwalteten, 
kann allein für den ganzen Stand als Be⸗ 
fähigungsnachweis nicht le werben, 
dazu gehört eben ein akademiſches Studium. 
Zeigen wir den Oberförſtern, daß es nicht 
unſere Abſicht iſt, das Oberförſterſyſtem um⸗ 
zuſtoßen, dann wird der Widerſtand einzelner 
gegen unſer Streben nach beſſerer Ausbildung 
von ſelbſt aufhören, und die Entgleiſungen 
einzelner auf beiden Seiten werden dann auch 
die ihnen gebührende Würdigung finden. Hierher 
rechne ich beſonders auch ſolche wie die des 
Kollegen Wodrich auf dem letzten Förſtertage, der 
allen Ernſtes empfahl, den Trennungsſtrich 
zwiſchen uns und den Oberförſtern zu ziehen 
Wie weit find wir ſchon gekommen, daß wir 
uns vom Herrn Wodrich öffentlich belehren 
laſſen müſſen, wie wir unſere Vorgeſetzten an⸗ 
zureden haben! Jeder Kollege mit der nötigen 
Bildung und dem nötigen Takt wird wiſſen, 
was er zu tun und zu laſſen hat. 

In der Preußiſchen Staatsförſtervereinigung 
wird nach hoffnungsvollen Anfängen auch weiter 
verſucht werden, die Kluft, die uns von den 
Oberförſtern zumeiſt nur ſcheinbar trennt, zu 
überbrücken, und dies können wir allein durch eine 
gleichberechtigte Arbeitsgemeinſchaft. In feſter und 
aufrichtiger Zuſammenarbeit der Ober: 
förſter, Revierförſter und Förſter wird es 
uns hoffentlich möglich werden, die vorhandenen 
Gegenſätze auszugleichen, um unſer Ziel, eine breite 
Einheitsfront vom Oberlandforſtmeiſter bis 
zum jüngſten Forſtgehilfen, zum Nutzen der grünen 
Farbe und des deutſchen Waldes zu erreicher 
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Die neue Polizeiverordnung 
über den Schutz ſeltener Tiere und Pflanzen. 
Der Deutſche Reichs⸗ und Preußiſche Staats⸗ Schutz erſtreckt ſich, ſoweit es nicht anders be⸗ 


anzeiger vom 26. Juli 1921 enthalt folgende 
Polizeiverordnung. 

Auf Grund des Geſetzes vom 8. Juli 1920 
(Geſetzſammlung S. 437), betreffend die Ab⸗ 
änderung des & 34 des Feld⸗ und Forſtpolizei⸗ 
geſetzes vom 1. April 1880, in Verbindung mit 
§ 136 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſammlung 
S. 195), wird für den Umfang des Staatsgebiets 
folgendes angeordnet: 

§ 1. Die in den Anlagen 1 und 2 bezeichneten 
Tier⸗ und Pflanzenarten ſind geſchützt. Der 


ſtimmt iſt, auf das ganze Jahr. 

Anordnungen, die einen über dieſe Verordnung 
hinausgehenden Schutz von Tierarten, Pflanzen 
oder Naturſchutzgebieten beſtimmen, bleiben in 
Kraft und können auch künftig erlaſſen werden 

Die Erklärung zum Naturſchutzgebiet erfolgt 
durch Anordnung der zuſtandigen Miniſter. 

82. Es iſt verboten, Tieren geſchützter Arten 
— Anlage 1 — nachzuſtellen, ſie mutwillig zu 
beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vor⸗ 
richtungen anzubringen, ſie zu fangen oder ſie 
zu töten Auch iſt verboten, Eier, Neſter oder 
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ſonſtige Brutſtätten ſolcher Tiere fortzunehmen 
oder zu beſchadigen. § 1 Abſatz 3 des Reichs⸗ 
vogelſchutzgeſetzes vom 30. Mai 1908 (RG Bl. 
S. 317) gilt jedoch auch für die Vögel, welche 


durch die auf Grund des Geſetzes vom 8. Juli 
1920 (Geſetzſamml. S. 437) erlaſſenen Ver⸗ 


ordnungen geſchützt find. 

Dieſe Beſtimmungen gelten auch für den 
Meeresſtrand und das Küſtenmeer 

Die Beſtimmungen über das Sammeln der 
Eier der eigentlichen Möwen = Larinae — 
jedoch nicht der Seeſchwalben, bleiben unberührt. 

§ 3. Es iſt verboten. Vögeln, mit Ausnahme 
der Enten Anatidae —, der Ganſe 
Anseridae —, des Auerhuhns — Tetrao uro- 
gallus —, des Birkhuhns — Lyrurus tetrix — 
und der Schnepfen — Scolopacinae — zur Nacht⸗ 
zeit nachzuſtellen. 

Als Nachtzeit gilt die Zeit von einer Stunde 
nach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor 
Sonnenaufgang. 

SA Es iſt verboten, geſchützte Pflanzen — 
Anlage 2 — zu entfernen oder zu beſchädigen, 
insbeſondere ſie auszugraben, auszureißen, Blüten. 
Zweige oder Wurzeln abzupflücken, abzureißen 
oder abzuſchneiden. Dieſes Verbot hat, ſoweit 
nichts anderes beſtimmt iſt, keine Geltung gegen⸗ 
über dem Nutzungsberechtigten. e 

85. Es iſt verboten, die auf Grund dieſer 
Verordnung geſchützten Tierarten einſchließlich 
ihrer Eier und Neſter ſowie Pflanzen, ſoweit 
nicht eine anderweitige Anordnung getroffen iſt, 
feilzuhalten, anzukaufen, zu verkaufen ſowie zu 
befördern. Dieſem Verbot unterliegt auch jede 
andere Art des Erwerbs oder der Veräußerung, 
das Anerbieten oder die Vermittlung ſolcher Rechis⸗ 
geſchäfte, das Eingehen einer Verpflichtung zum 
Erwerb oder zur Veräußerung. 

86. Die Staatliche Stelle für Naturdenkmal⸗ 
pflege in Preußen, Berlin⸗Schöneberg, Grunewald⸗ 
ſtraße 6/7, der Regierungspräſident für den 
Umfang des Regierungsbezirks oder für Teile des⸗ 
ſelben ſowie die von ihm ermächtigten nach⸗ 
geordneten Behörden find befugt, ſchriftliche Aus⸗ 
weiſe zu erteilen, welche die darin bezeichnete 
Perſon berechtigen, fremde Grundſtücke zu ſolchen 
Unterſuchungen und Ermittlungen zu betreten, 
die den Schutz von Tierarten, von Pflanzen oder 
von Naturſchutzgebieten betreffen. 

Die Ausſtellung des Ausweiſes erfolgt auf 
ein Kalenderjahr. In beſonderen Fällen kann 
der Ausweis auf eine längere Zeit, jedoch nicht 
über mehr als drei Kalenderjahre, erteilt werden. 

Die Grundſtückseigentumer und Nutzungs⸗ 
berechtigten ſind verpflichtet, den mit Ausweis 
verſehenen Perſonen den Zutritt zu geſtatten 
und ihnen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben er⸗ 
forderlichen Auskünfte zu erteilen. 

Der Ausweis iſt jederzeit widerruflich. 

Nach Ablauf feiner Gültigkeit, insbeſondere 
auch nach erfolgtem Widerruf, ut der Ausweis der 
Behörde, die ihn ausgeſtellt hat, abzuliefern. 

§ 7. Aus beſonderen Gründen, insbeſondere 
zur Abwendung weſentlicher wirtſchaftlicher Nach⸗ 
teile, für Zucht⸗ und Brutzwecke, zu wiſſenſchaft⸗ 
lichen und Unterrichtszwecken, kann der Regierungs⸗ 
präſident nach Anhörung der Staatlichen Stelle 
für Naturdenkmalpflege Ausnahmen von den 
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Vorſchriften dieſer Verordnung ſowie anderer 
auf Grund des Geſetzes vom 8. Juli 1920 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 437) ergehenden Anordnungen für 
den Bereich oder Teile ſeines Bezirks geſtatten. 


Die unterzeichneten Miniſter behalten ſich 
ihrerſeits die Zulaſſung von Ausnahmen ſowie 
die Übertragung dieſer Befugniſſe an andere 
Stellen vor. 

SH. Die Vorſchriften dieſer Verordnung ſowie 
die übrigen auf Grund des Geſetzes vom 8. Juli 
1920 (Geſetzſamml. S. 437) ergangenen und er⸗ 
gehenden Anordnungen ſind nicht anwendbar auf 
Tiere, die rechtmäßig in Privateigentum gelangt 
ſind. Im übrigen gelten ſie, ſoweit als im Einzel⸗ 
fall nichts anderes beſtimmt iſt, auch gegenuber 
dem Eigentümer, dem Jagdͤberechtigten und dem 
Fiſchereiberechtigten. 

§ 9. Übertretungen dieſer Polizeiverordnung 
ſowie der auf Grund derſelben ergehenden An⸗ 
ordnungen werden gemäß § 34 des Feld⸗ und 
Forſtpolizeigeſetzes in der Faſſung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1920 (Geſetzſammlung S. 43% 
mit Geldſtrafe bis zu 150 Mk. oder mit Haft 
beſtraft. 

Berlin, den 30. Mai 1921. 


Der Miniſter Der Miniſter 
für Land wirtſchaft, für Wiſſenſchaft, 
Domänen und Forſten. Kunſt u. Volksbildung. 
J. V.: Ramm. Becker. 


Anlage 1. 


Liſte 
der nach vorſtehender Polizeiverordnung 
auf Grund des Geſetzes vom 8. Juli 1925 
(Geſetzſammlung S. 437) über das Vogel⸗ 
ſchutzgeſetz und die Jagdgeſetze hinaus im 
ganzen Staatsgebiet geſchützten Tiere. 
Inſekten. 


1. Die Apollofalter, Parnassius apollo L. 
und P. mnemosyne L. 
2. Gottesanbeterin, Mantis religiosa 


Kriechtiere. 
Sumpfſchildkröte, Emys orbicularis L. 
‘ Bögel. 
a) Das ganze Jahr ſind geſchützt: | 
1. Kormoran, Phalacrocorax carbo L. , 
2. Höckerſchwan, Cygnus olor Gm. l 
3. Zwergtrappe, Otis tetrax L. 
4. Schwarzer Storch, Ciconia nigra L. 
D Weißer Storch, Ciconia ciconia L. 
6. Reiher und Rohrdommeln Ardeidae, mu 
Ausnahme des Fiſchreihers, Ardea cinerea L. 
Schlangenadler, Ciraetus gallicus Gm. 
Schreiadler, Aquila pomarina Br. 
Steinadler, Aquila chrisaetus L. 
Seeadler, Haliaetus albicilla L. 
Weſpenbuſſard, Pernis apivorus L. 
. Baumſalk, Falco subbuteo L. 
. Rotſußfalk, Cerchneis vespertina L. 
. Zurmfalf, Cerchneis tinnunculus L. 
Eulen, Strigidae, einſchließlich des Uhus, 
Bobo bubo L. 
Spechte, Picidae. 
Rotköpfiger Würger, Lanius senator L. 
Schwarzſtirniger (Grau-) Würger, Lanius 
minor Gm. 


19. Kolkrabe, Corvus corax L. 

20. Steinſperling, Petronia petronia L. 

21. Karmingimpel, Cardodacus erythrinus 
Pal 


all. 

22. Waſſerſchmätzer (Wafferanıfel), Cinclus. 
b) Vom 1. März bis 31. Auguſt ſind geſchützt: 

1. Eisalk (Tordalk), Alca torda L. 
. Trottellumme, Uria troille L. 
Papageientaucher, Fratercula arctica L 
Polartaucher, Urinator arcticus L. 
Möwen und Seeſchwalben, Laridae. 
Eiderente, Somateria mollissima L. 
Schellente, Clangula clangula L 
Brandgans (Brandente), Tadorna ta- 
dorna L. 
Auſternfiſcher, Haematopus 
Steinwälzer, Arenaria. 
Regenpfeifer, Charadrius. 
Kiebitz, Vanellus. 
Triel, Oedicnemus. 
Säbelſchnäbler, Recurvirostra. 
Strandlaufer, Tringa. 
Kampfläufer, Pavoncella. 
Waſſerläufer, Totanus. 
Uferſchnepfe, Limosa. 
Brachvogel, Numenius. 
Kranich, Grus. 
Turteltaube, Turtur turtur L. 
Hohltaube, Columba oenas L. 
Die Weihen, Circus, mit Ausnahme der 
Rohrweihe, Circus aeruginosus L. 
Milane, Milvus. 
Wanderfalk. Falco peregrinus Tunstall. 
26. Raubwürger, Lanius excubitor L 
27. Tannenhäher, Nucifraga 


ei Vom 1. März bis 30. Junt ſind geſchützt: 


1. Die Säger, Mergidae. 
2. Graugans, Anser anser L. 
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12. 
13. 
14 

15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 


24. 
25. 


Säugetiere. 
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Anlage 2. 


Liſte 
der nach vorſtehender Polizeiverordnung 
auf Grund des Geſetzes vom 8. Juli 1920 
(Geſetzſammlung S. 437) allgemein ge 
ſchützten wildwachſenden Pflanzen. 

1. Straußenfarn, Onoclea struthiopteris 
Hoffm. (Struthiopteris germanica Willd ) 
Königsfarn, Osmunda regalis L. 

Alle Arten von Bärlapp, Schlangen moos, 
Lycopodium. 
Eibe, Taxus baccata L. 
Federgras, Stipa pennata L. 
Türkenbund, Lilium martagon L. 
Frauenſchuh, Cypripedium calceolus L. 
Strandvanille, Epipactis rubiginosa Gaud. 
Seidelbaſt, Daphne mezereum L 
Waſſernuß, Trapa natans L 
Stranddiſtel, Eryngium maritimum L. 
Eichenblättriges Wintergrün, Chimophila 
(Pirola) umbellata Nutt. 
Die ausdauernden (blaublühenden) Arten 
von Enzian, Gentiana. 

14. Linnäe, Linnaea borealis L. 

Die vorſkehende Polizeiverordnung wird gewiß 
von allen Naturfreunden mit Genugtuung und 
Freude begrüßt werden. Hoffentlich werden noch 
weitere Polizeiverordnungen, z. B. zum Schutze 
der Grünlandsplätze, Parkanlagen, aller Kirchhöfe 
in den Städten, Baumalleen an den öffentlichen 
Wegen uſw., die jetzt oft der Habgier der Beſitzer 
und Anlieger unter nichtigem Vorwande anheim⸗ 
fallen, folgen. 

Daß unter den geſchützten Tieren ſich auch 
einige befinden, die gelegentlich, zumal bei maſſen⸗ 
hafterem Vorkommen, der Jagd und Filcheren 
ſchädlich werden können, darf davon nicht abhalten, 
den im Intereſſe der Allgemeinheit angeordneten. 
Schutz auch dieſer mehr oder minder ſchädlichen 
Tiere zu begrüßen. Wenn von gewiſſer Seite 
Selbſtſchutz gegen dieſe Tiere auf Grund des 
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10. 
11. 
12. 


13. 


1. Siebenſchläfer, Glis glis I. S 228 B. G. B. angeraten wird, fo möchte ich dringend 

2. Baumſchläfer, Dryomys nitedula Pall. vor Befolgung dieſes Ratſchlags warnen. Es 

3. Gartenſchlaſer, Eliomys quercinus L. muß der Schaden in jedem einzelnen Falle und 

4. Haſelmaus, Muscardınus avellanarıus L. | uberdies bewieſen werden, daß nur das Töten 

5. Biber, Castor fiber L. des Tieres den vermeintlichen Schaden verhindern 

6. Nerz oder Sumpfotter, Mustela lutreola L. konnte. Herrmann. 
— DN — 


Die neuen 


Den bisherigen Jagdnutzungsvorſchriften, die 
meines Erachtens etwas überhaſtet herausgegeben 
waren, iſt nur eine kurze Lebensdauer beſchieden 
geweſen, und es wäre verfrüht, ein Urteil über die 
Lebensdauer der jetzigen Vorſchriften abzugeben; 
denn wir leben nun einmal in einem Zeitalter der 
Geſetze und Verordnungen, wo bewieſen werden 
muß, daß bisher alles ſchlecht und unzweckmäßig 
war. Die neuen Jagdvorſchriften laſſen im all⸗ 
gemeinen an Klarheit nichts zu wünſchen übrig, und 
doch werden ſich noch Zweifel ergeben. Z. B. 
iſt nicht genau zu erſehen, wer die Transportkoſten 
für Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Reh⸗ und Schwarzwild vom 
Erlegungsorte bis zur Abnahmeſtelle zu tragen hat; 
ich nehme aber an, daß dieſelben, falls das Stück 


preußiſchen Jagdnutzungsvorſchriften. 


Von Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. ö 


und wenn dasſelbe an die Forſtbeamten verteilt 
wird, dieſe die Transportkoſten zu tragen haben. 
Ferner iſt es zweifelhaft, wer die Transportkoſten 
für Haſen, die nicht auf Treibjagden erlegt werden, 
an die Abnahmeſtelle oder an die oft mehrere 
Stunden entfernt liegende Oberförſterei zu tragen 
hat; der nach § 48 gewährte Jagdkoſtenerſatz iſt 
hierfür nicht beſtimmt. Dieſe Frage war auch in 
den alten Vorſchriften nicht geregelt. Während 
unter Ziffer 15 nur vom „Marder“ die Rede iſt 
und in dem Kopf der Jagdnachweiſung Seite 41 
nur der Edelmarder aufgeführt iſt, wird im Schieß⸗ 
buch Seite 28 eine Trennung nach Edel⸗ und 
Steinmarder verlangt. Nach $ 1 der Jagdordnung 
vom 15. 7. 1907 gehört der Steinmarder ebenſo 


Wild verkauft wird, der Staatskaſſe zur Laſt fallen! wie Iltis, Wieſel und Eichhörnchen zu den nicht 
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meines 
innahme 


jagdbaren Tieren; er kann deshalb au 
Erachtens nicht zum Gegenſtande einer 
für die Staatskaſſe gemacht werden. 


Auch Wölfe ſind in Ziffer 15 zu den Wildarten 
gezählt, die die Forſtbeamten zu erlegen berechtigt 
jind, obwohl die Wölfe ebenfalls nach dem Allgem. 
Landrecht dem freien Tierfang unterliegen und 
nach $ 1 der Jagdordnung nicht zu den jagdbaren 
Tieren gehören. 


Nach Ziffer 26 ſoll der Beamte nur für jagd⸗ 
bares Haarraubwild einen Stückpreis von 60 % 
des Verwertungspreiſes an die Staatskaſſe zahlen. 
Da Wölfe und Steinmarder nicht zum jagdbaren 
Wilde gehören, iſt meines Erachtens nichts für 
dieſe an die Staatskaſſe zu zahlen. Nach Ziffer 
14 der Vorſchriften ſollen Treibjagden — der 
Ausdruck „Geſellſchaftsſagden“ will mir nicht 
gefallen — auf Haſen aber nur dann abgehalten 
werden, wenn das Ergebnis vorausſichtlich die 
Jagdunkoſten deckt, andernfalls ſind die Haſen 
auf dem Anſtande zu ſchießen, und der Förſter 
darf drei Haſen für ſeinen Haushalt verwenden. 
Keinesfalls wird dieſe Beſtimmung ſo aufzufaſſen 
fein, daß in einer Förſterei, in welcher keine 
Treibjagd ſtattfindet, der Förſter im ganzen 
nur drei Haſen ſchießen darf, alſo wenn mehr 
als drei Haſen geſchoſſen werden können 
und ſollen, unter allen Umſtänden Treib⸗ 
jagd abgehalten werden müſſe. Die Frage, 
auf welche Weiſe die Haſen abgeſchoſſen werden 
ſollen, muß von Fall zu Fall durch den Oberförſter 
nach Beſprechung mit dem Förſter entſchieden 
werden, wobei die Höhe der entſtehenden Ausgaben 
und die vorausſichtliche Einnahme zu entſcheiden 
hat. Auch wenn Treibjagd ſtattgefunden und das 
Ergebnis nicht befriedigt hat, wird der Förſter 
zweifellos noch Haſen auf dem Anſtand ſchießen 
dürfen. In vielen Bezirken liegen die Verhältniſſe 
ſo: Wollen wir mit dem Haſenabſchuß bis No⸗ 
vember oder Dezember warten und dann Treib⸗ 
jagd abhalten, dann werden die meiſten Haſen von 
den Angrenzern auf dem Anſtand abgeſchoſſen ſein. 
Wird aber die Treibjagd ſchon früher, im Oktober, 
abgehalten, dann haben die etwa zur Strecke 
kommenden Füchſe nur geringen Wert und werden 
vielleicht kaum die Unkoſten decken; auch halte ich 
das Abhalten von Treibjagden — von Ausnahmen 
avgeſehen — im Monat Oktober aus verſchiedenen 
andern Gründen nicht für vorteilhaft, abgeſehen 
davon, daß ſich der Haſe zur Zeit des Laubabfalles 
meiſt nicht gern im Walde aufhält. Es müßte alſo 
der Förſter berechtigt ſein, auch wenn in ſeinem 
Bezirk Treibjagd ſtattfinden wird, überall dort, 
wo die Angrenzer den Haſenabſchuß an den 
Staatsgrenzen auf dem Anſtande bewirken, 
auch den Abſchuß in der gleichen Weiſe aus⸗ 
zuüben, ſowohl vor als nach ſtattgefundener 
Treibjagd, fofern die jeweiligen Verhältniſſe 
es bedingen. Man denke nur daran: der Förſter 
darf keinen Haſen ſchießen, und jeden Abend und 
Morgen wird ſein Revier von einem Dutzend 
und noch mehr Schützen umlagert. Daß es in 
vielen Fällen für die Staatskaſſe vorteilhafter 
wäre, wenn die Haſen auf dem Anſtande erlegt 
würden, möchte ich an folgenden Beiſpielen 
erläutern: 

Angenommen, es wird eine Treibjagd ab⸗ 
gehalten, und es werden erlegt: 
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13 Haſen je 20 & 
S Fuchs zu 200 A 


. Zuſammen 460 A 
Die Unkoſten betragen für: 
10 Treiber je 6 Stunden 


S 3 A E D A 

13 Hafen je 5 +2=- 74 91 „ 

1 Fuchs 20 20 40 „ 
Zuſammen . 311 A 


Bleibt Überſchuß 149 A 
Findet keine Treibjagd ſtatt, und der Förſter ſchießt 
von Anfang Oktober ab die Haſen auf dem Anſtande 
(auch zufällig beim Durchgehen in den Beſtänden), 
und es werden erlegt: 
13 Haſen je 20 ũ˖ 11:1: 
1 Fuchs zu 200 , davon 60% % 1 
Zuſammen 380 A 
Die Unkoſten betragen für: 
13 Haſen je 5 Kk 65 A 


Bleibt Überſchuß 315 M 
Selbſt dann, wenn der Förſter keinen Fuchs erlegen 
ſollte, wird ſich die Staatskaſſe noch uni 46 A 
beſter ſtehen, als wenn Treibjagd abgehalten 
worden wäre. 

Die Anſicht, daß bei Treibjagd weniger Häſinnen 
erlegt werden als auf dem Anſtande, gilt heute 
wohl als widerlegt, nachdem feſtſteht, daß etwa 
zwei Drittel Häſinnen und ein Drittel Rammler 
geſetzt werden, alſo bei beiden Jagdarten mehr 
Häſinnen als Rammler erlegt werden müſſen. 
Mögen die neuen Vorſchriften die Dienſtfreudigkeit 
des Förſters in der Hege und Pflege des Wildes 
erhöhen, und möge es uns gelingen, die wohl über⸗ 
all ſtark zurückgegangenen Wildbeſtände wieder 
bald in die Höhe zu bringen! 

ae 


Wir bringen den Artikel als Anregung zum 
Einarbeiten in die Jagdnutzungsvorſchriften gern 
zum Abdruck und bemerken dazu folgendes: Bei 
dem Wilde, das nicht für die Beamten verwendet 
wird, fallen ſämtliche Transportkoſten der Staats⸗ 
kaſſe zur Laſt, alſo auch die Koſten für die Be⸗ 
förderung der auf dem Anſtande erlegten Haſen 
zur Oberförſterei, ſofern die Haſen nicht zweck⸗ 
mäßiger ſofort an den Abnehmer geſandt werden. 
Unkoſten ſollen möglichſt vermieden werden. 

„Da nur die Bälge des jagdbaren Haarraub⸗ 
wildes zu bezahlen find, iſt für Wolf, Gtein- 
marder, Iltis uſw. natürlich nichts an die Staats⸗ 
kaſſe zu entrichten. Durch Ziffer 15 der J. N. V. 
iſt lediglich die Erlaubnis erteilt, dieſe Wildarten 
zu erlegen. Aus dem Umſtande, daß ſie nicht 
jagdbar ſind, erwächſt den Beamten nicht das 
Recht zur Erlegung. Im Schießbuche ſind auch 
die in Ziffer 15 genannten nicht jagdbaren Tiere 
einzutragen (ſ. Ziffer 1 der Beſtimmungen auf 
dem Titelblatt des Schießbuchs). Edel⸗ und 
Steinmarder müſſen alſo hier der Bezahlung 
wegen getrennt werden. Das Schießbuch dient 
als Unterlage für die Prüfung der Jagdrechnung. 
Ziffer 14 der J. N. V. begrenzt nur die Zahl der 
Haſen, die der Förſter auf dem Anſtande für ſich 
erlegen darf, iſt aber nicht ſo aufzufaſſen, daß 
Treibjagd abgehalten werden muß, wenn vor⸗ 
ausſichtlich mehr als drei Haſen auf dem Anſtand 
erlegt werden können. Über den Abſchuß der Haſen 
kann man verſchiedener Meinung ſein. Zweifellos 
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wird der Abſchuß auf dem Anſtande für die Staats⸗ | das Wort reden. Wir nehmen auch nicht an, 
kaſſe zunächſt den meiſten Uberſchuß bringen. Die daß die Staatsforſtverwaltung auf die „Greuz⸗ 
weidmänniſche Befriedigung beim Haſenanſtande ift | Hafen“ beſonderen Wert legt. Immerhin find 
gering. Dem Abſchuſſe von Haſen vor und auch auch Verhältniſſe denkbar, die eine Ausnahme 
noch nach erfolgreicher Treibjagd möchten wir nicht rechtfertigen. Die Schriftleitung. 
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Parlaments- und Vereinsberichte. 


45. Sitzung, Donnerstag, den 29. September 1921. 
Beratung der Anträge der Abgeordneten 
Barteld (Hannover) und Genoſſen über die 

An wärterdienſtzeit'der Beamten — Druck⸗ 

ſache Nr. 555, 

Lukaſſowitz und Genoſſen auf Gewährung 
von Kinderbeihilfen für Kinder, die das 
21. gebensjahr vollendet haben — Druck⸗ 
ſache Nr. 210, 

Dr. von Krauſe und Genoſſen über Aus⸗ 
gleichszulagen und Kinderbeihilfen 
Druckſache Nr. 316, 

Dr. von Krauſe und Genoſſen über eine 
Anderung in der Berechnung der Aus⸗ 
gleichszulagen für die Beamten — Druck⸗ 
ſache Nr. 724, 

Braun und Genoſſen auf Neuregelung der 
Teuerungszuſchlage zu den Beamten⸗ 
gehältern uſw. — Druckſache Nr. 812, 

Blank und Genoſſen über die Erhöhung der 
Teuerungszulagen für die preußiſchen 
Beamten — Druckſache Nr. 943, 

Dr. Dr. Porſch und Genoſſen auf Verleihung 
der Aufrückungsſtellen an Beamte und 
Lehrer nach dem Stande vom 1. April 1920 
— Druckſache Nr. 366, 

Ebersbach, Dr. von Kries (Potsdam) und 
Genoſſen über die Aufhebung der Ber- 
ordnung des Reichsfinanzminiſters, Des 
treffend das Inkraſttreten des $ 13 des 
Geſetzes zur Sicherung einer einheitlichen 
Regelung der Beamtenbeſoldung, im 
Intereſſe der Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſengeldempfänger — Druckſache Nr. 66. 
Präſident Leinert: Die Gegenſtände werden 

dem Ausſchuß für Beamten⸗ Angelegenheiten 

überwieſen. 

Erſte Beratung des Antrages der Abge⸗ 

ordneten Stering und Genoſſen auf An⸗ 

nahme eines Geſetzentwurfs über Kahl⸗ 
ſchläge in Privatwaldungen Druckſache 

Nr. 315. 

Peters (Hochdonn), Antragſteller (Soz.⸗Dem.): 
Meine Damen und Herren, der Ihnen hier vorliegende 
Antrag meiner politiſchen Freunde iſt identeſch mit 
einem Geſetzentwurf, den der frühere Land wirtſchafts⸗ 
mimfter, mein Parteifreund Braun, der Landes⸗ 
verſammlung vorgelegt hat. Ich muß heute mein tiefes 
Bedauern darüber ausſprechen, daß die Landes⸗ 
verſammlung es damals angelehnt hat, dieſen Geſetz⸗ 
entwurf zu verabſchieden. — — Hätte die Landcs⸗ 
verſammlung im vergangenen Winter dieſen Geſetz⸗ 
entwurf verabſchiedet, dann wäre es noch möglich ge- 
weſen, die tiefen Eingriffe in unſern Waldbeſtand zu 
verhüten, die tiefen wirtſchaftlichen Schäden zu ver⸗ 
hüten, die durch die Kahlſchläge eingetreten ſind. Bei 
der Beratung des Forſtetats hat der jetzige Herr Land⸗ 
wirt chaftsminiſter ebenfalls fein Bedauern ausge⸗ 
ſprochen, daß der Geſetzentwurf nicht verabſchiedet iſt, 
und hat gewünſcht, der Landtag möchte recht bald dieſen 
von meinen politiſchen Freunden geftellten Initiativ⸗ 
antrag verabſchieden, damit in dem bevorſtehenden 
Winter verhütet wird, daß Kahlſchlaͤge in dem Umfange 
wie bisher vorgenommen werden. — — 

Während unſer ſtaatlicher Forſtbe ſtand im Jahre 1918 
3052736 ha war, beſteht er heute nur noch aus 2442878ha 
Wir haben alſo rund 609 000 ha ſtaatlichen Forſtbeſtand 
durch den Friedensvertrag verloren. Dazu kommt 
dann, daß auch noch einige tauſend Hektar in Ober⸗ 


— 


ſchleſien in den Kreiſen Rybnik und Pleß gefährdet find; 
dazu kommt, daß wir auch Privatwaldbeſitz außer⸗ 
ordentlich viel verloren haben; dazu kommt, daß wir 
ganz bedeutende Mengen von Holz als Wiedergut⸗ 
machung zu liefern haben. Ich ſage deshalb alſo: unſer 
Forſtbeſtand hat heute in wirtſchaftlicher Beziehung 
eine andere, eine viel größere Bedeutung als in Friedens⸗ 
zeiten. — — Der Wald iſt heute eins unſerer koſtbarſten 
Güter; die Einnahmen aus den Staatsforſten bilden 
heute in unſerem Staatshaushalt die Haupteinnahme⸗ 
quelle. Unſer Wirtſchaftsleben iſt auf den Holzbedarf 
eingͤſtellt und muß in Zukunft darauf eingeſtellt fein. 
Auf der andern Seite darf man nicht an der bedauer⸗ 
lichen Tatſache vorübergehen, daß unſer Wirtſchafts⸗ 
leben durch die Spekulation, die in unſerem Holzhande! 
eingeſetzt hat, in abſehbarer Zeit einer Kriſe wegen des⸗ 
Fehlens des Holzes entgegengeführt wird. — — 

Unſere großen Städte und Induſtriegemeinden 
haben das allergrößte Intereſſe daran, daß die Kahl⸗ 
ſchläge, wie ſie jetzt in der Umgegend der Großſtadte 
vorgenommen werden, nicht in der Weiſe vorgenommer 
werden, wie das in den ſetzten Jahren geſchehen ift. — — 

Ich bin dringend beſtürmt worden, den Antrag bh 
zu erweitern, daß auch Maßnahmen ergriffen werden 
ſollen, die es verhüten, daß Alleen, Parks uſw., die 
gewiſſermaßen ein Näturdenkmal darſtellen und 
kulturellen Wert haben, abgeholzt werden dürfen. 
Heute ſehen wir, daß dieſe Werte vernichtet werden, 
daß einzelne Privatbeſitzer gar nicht dapor zurück⸗ 
ſchrecken, dieſe Alleen abzuſchlagen. In den letzten 
Tagen haben ganz beſonders die Vororte von Berlin 
die dringende Vorſtellung erhoben, daß die Abholzungen 
der Köllniſchen und der Königsheide, die jetzt der Axt 
verfallen ſollen, verhindert werden. Sie wiinſchen 
dringend, daß in der nächſten Zeit ein diesbezüglicher 
Geſetzentwurf verabſchiedet wird. Heute ſind ſchon in 
der Köllniſchen und in der Königsheide 80 % der Kiefern 
gezeichnet; ſie ſollen demnächſt der Axt verfallen. Ein 
großer Teil der Wünsdorfer Heide iſt ſchon vollſtändig 
abgeholzt. Ein gleiches Schickſal ſteht dem lieblichen 
Waldwieſenthal im Norden von Berlin bevor. Auch in 
der Hermsdorfer und in der Tegeler Heide werden Ab⸗ 
holzungen, Kahlſchläge vorgenommen. Auch die Ge⸗ 
meinde Alt⸗ Glienicke erhebt dringende Vorſtellungen, 
doch ſchleunigſt einen Geſetzentwurf zu verabſchieden, 
um die vorhandenen Waldbeſtände noch zu erhalten. 

Wenn unſere Polizeibehörden ihre Aufgaben richtig 
erkennen und erfaſſen würden, ſo würden ſie auf Grund 
des § 10, II 17 des Allgemeinen Landrechts ſchon heute 
das Recht und die Macht haben, die Abholzungen zu 
verhüten. Dieſer Paragraph gibt den Polizeibehörden 
nämlich die Berechtigung und Ermächtigung, die An⸗ 
ordnungen zu treffen, die zum Schutze des Publikums 
gegen drohende Gefahren notwendig ſind. Wenn die 
Regierungspräſidenten den untergeordneten Polizei⸗ 
behörden die entſprechenden Anweiſungen gegeben 
hätten, dann wäre manches verhütet worden. — — 

Schmelzer, Ahgeordneter (Bentr.): Meine Damen 
und Herren, wohl ſelten hat ein Friedensgeſetzentwurf 
in ſo wenigen Paragraphen ſo tief einſchneidende 
Anderungen unſcres Wirtſchaftslebens beabſichtigt, und 
wohl ſelten iſt in ſo wenigen Paragraphen das Ver⸗ 
fügungsrecht über das Eigentum und ſeine Bewirt⸗ 
ſchaftung ſo tiefen Eingriffen unterworfen worden, wie 
es hier der Fall iſt. — — 

Wenn ich nun zu dem vorliegenden Geſetzentwurf 
Stellung nehmen ſoll, fo meine ich, daß wir uns zunäch ft 
erſt klar werden müſſen über die Art und Weiſe, wie die 
Kahlſchläge in den letzten Jahren vorgenommen worden 


* 
* 
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— 


daß erſt das Ergebnis der Verhandlungen zwiſchen 


der privaten Waldwirtſchaft in den letzten Jahren zu Rathenau und Loucheur abgewartet werden müſſe. — — 


Gemüte führen müſſen. Die privaten Waldbeſitzer, 


Die Wirkungen dieſes Geſetzes liegen aber auch nicht 


Geſonders die kleineren und mittleren, waren im Gegen: in der Richtung, daß fie eine größere Förderung der 


ab zum Forſtfiskus gewöhnlich Beſitzer geringwerliger 
Waldungen. Dieſe Waldungen beſtanden aus Schlag⸗ 
Holzwaldungen, die einer kurzen Umtriebszeit unter⸗ 
worfen waren, aus Brennholzwaldungen, aus Femel⸗ 
Holz und Schälwaldungen. — — 

In der Privathand liegen alſo vielfach der kleinere 
und mittlere Waldbeſitz, der minderwertigere Wald. 
Dieſer war vor dem Kriege faſt unverwertbar. Der 
Rückgang der Preiſe für Bauholz, Brennholz, Eichenlohe 
begünſtigte ein Stehenlaſſen dieſer Brennholzwaldungen. 
Die Verwertung hob ſich aber während des Krieges, 
der ein großer Verbraucher von Rohſtoffen aller Artfwar. 
Die Privatwaldbeſitzer, die ihren Beſitz mit Not und 
Mühe feſtgehalten Hatten, ſahen nun auf einmal eine 
günſtige Glegenheit, ihre geringwertigen Brennholz 
beſtände abzuſtoßen. Es ſetzte ein großer Ein ſchlag von 
Privatwald ein. Wenn wir vor dem Kriege in unſeren 
undwirtſchafllichen Vereinigungen die Vorträge der 
Forſtleute hörten, jo gipfelten fie darin: haut den gering⸗ 
wertigen Brennholzwald ab und verwandelt ihn in 
Fichtenhochwald! Der Brennholzwald iſt nicht rentabel, 
er produziert nicht genug Holz für die Al'gem inheit. 
— — Wie wichtig es für unſere Wirtſchaft war, hat der 
Krieg gezeigt, wo wir in bezug auf die Geroſtoffinduſtrie 
oon dem ganzen Ausland abgeſchnitten waren, und die 
Gerbſtoffe mußten aus unſeren eigenen Schalwäldern 
geſchaffen werden. 

Die Umwandlung des ſchlechten Waldes in Fichten⸗ 
nochwald nahm nach dem Krieg noch größere Formen an, 
weil die Preiſe noch ſtiegen. Um einem übermäßigen 
Steigen der Holzpreiſe entgegenzuwirken, hat die da⸗ 
malige ſozialdemokratiſche Regierung ein Drittel mehr 
SEinſch“lag verfügt und damit un? Waldbeſitzer zu Da 
Keiſtern verſucht, mehr Holz einzuſchlagen. Wir haben 
uns ſehr dagegen gewehrt, und der Mehreinſchlag iſt 
auch in Wirklichkeit nicht in dieſem Umfange getätigt 
worden. 

Die Holzpreiſe ſind aber heute erheblich zurück⸗ 
gegangen, und die Begründung, daß übermäßig hohe 
Holzpreiſe die Prwatwaldbeſitzer zu übermäßigen Ab⸗ 
holzungen antrieben, iſt heute hinfällig geworden. 
Gegenüber den im März / April v. J. gezahlten !Breifen 
für Bauholz von 500 bis 700 & haben wir heute dafür 
solche von 3⸗ bis 400 A Rohhols gerechnet. Papierholz 
koſtete im März / April 1920 bis zu 400 &, heute im 
Hoͤchſtfalle 160 bis 170 &. Grubenholz koſtete frei 
Zeche trotz geringerer Frachten im Vorjahre 320 bis 
350 & pro Feſtmeter, während es heute nur 230 
bis 250 4 koſtet, trotz erhöhter Werbungskoſten und 
trotz ſehr erhöhter Frachten. Die Preiſe für Brennholz 
find von 3500 & auf 1800 & für 10000 kg zurück⸗ 
gegangen und auf weniger. Die Preiſe für Cechenlohe 
ſund jo gering geworden, daß fie die Waldbeſitzer ver⸗ 
anlaßt haben, in dieſem Jahre ſehr erheblich weniger 
ſchälen zu laſſen, wegen der Unverwertbarkeit der Eichen⸗ 
lohe vom Vorjahre. Die Preiſe für Holzkohle ſind von 
25 000 A pro Waggon im Mirz April v. J. auf etwa 
8000 bis 9000 & in dieſem Jahre zurückgegangen, trotz⸗ 
dem in dieſen Preiſen die Verköhlerung und Ver⸗ 
arbeitung, die mit etwa 4000 A zu berechnen ſind, 
enthalten ſind. Die Begründung, daß die hohen Holz⸗ 
preiſe zur Waldverwüſtung führen würden, iſt, wie 
gejagt, heute hinfällig. Es iſt denn auch tatſächlich der 
Erfolg eingetreten, daß ein ſehr erheblicher Minder⸗ 
einſchlag heute getätigt wird. Es liegen außerdem noch 
in unſeren Wäldern ſo viel unverwertbare Hölzer, daß 
H der Reichsforſtwirtſchaftsrat in einer feiner letzten 
Sitzungen mit der Frage beſchaftigt hat, wie dieſe 
Hölzer zu verwerten wären, unter anderem auch ver⸗ 
langt hat, die Ausfuhr für Holz freizugeben und die 
Ausfuhrſtelle abzuſchaffen. Und wenn eben der verehrte 
Herr Vorredner ſagte, daß wir viel Holz für. die Re⸗ 
paration an Frankreich abgeben müßten, fo tft bis heute 
noch nichts daraus geworden; im Gegenteil, Frankreich 
Dat ſich eine Holzlieferung mit der Begründung verbeten, 


Holzwirtſchaft herbeiführen. Haupfkſächlich liegt das an 
folgenden Punkten. Erſtens wird hiermit eine neue 
Zwangsverwaltung für den Waldbeſitzer eingerichtet, 
und dieſe Zwangswirtſchaft wird für die weitere gute 
Bewirtſchaftung des Waldes illuſoriſch, ſofern der 
Beſitzer nicht ſelbſt mitarbeitet. — Ich werde das nachher 
noch an einem Beiſpiel illuſtrieren. — Zweitens ver⸗ 
mindert es die Produktion auf Grund des 8 1, der die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes auf alle Hochwald⸗ und hoch⸗ 
waldähnlichen Waldungen überträgt. Drittens richtet 
ſich dieſes Geſetz nur gegen kleine und mittlere Beſitzer. 
Viertens beanſprucht es einen neuen großen Beamten⸗ 
apparat, und die Verwaltung liegt in nicht ſachkundigen 
Händen. Fünftens verhindert dieſes Geſetz die im Gange 
befindlichen Beſtrebungen der Waldbeſitzer reſp. Wald⸗ 
bauvereine, die eine beſſere Bewirtſchaftung des Waldes 
in einer für den Staat koſtenloſen und für die All⸗ 
gemeinheit zweckdienlicheren Weiſe gewährleiſten. 
Sechſtens überſieht das Geſetz ganz die notwendige 
Aufforſtung nach Kahlſchlägen. In dieſem Geſetz ſind 
keine Handhaben verankert, die nach einem Kahlſchlage 
die Aufforſtung wieder in die Wegedeiten. Siebentens 
nimmt es keine Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage des 
Beſitzers. Ich werde auf dieſe Punkte etwas näher 
eingehen muͤſſen. . 

Ich ſage: es iſt eine neue Zwangswirtſchaft, die, 
gegen den Willen der Beſitzer eingerichtet, die Wirkung 
illuſoriſch machen kann. Ich will Ihnen ein kleines 
Beiſpiel geben, woran Sie das ſehen. Im Jahre 1897 
wurde in meiner Heimat ein Geſetz für das Juſtizamt 
O'pe und Drolshagen gefchaffen. Dort waren fo 
genannte Jahnſchaftsbeſitzer, d. h. Waldbeſitzer, die einen 
Komplex Waldes gemeinſchaftlich beſitzen. In der 
Gemeinde Drolshagen hatte ſich ſchon ſeit 70, 80 Jahren 
die Gepflogenheit herausgebildet, daß die einzelnen 
Anteile dieſes zuſammen bewirtſchafteten Beſitzes 
von den einzelnen real aufgeteilt und ſozufagen die 
gemeinfchaftliche Bewirtſchaftung aufgehoben worden 
war. Die einzelnen Beſitzer betrieben die Bewirt⸗ 
ſchaftung des Waldes nach ihrem Bedürfnis: der eine 
zog Eichen, der andere Fichten; jeder aber ſorgte, daß 
auf dieſem Wa dgrundſtück etwas gezogen wurde. Gs 
kam das Geſetz vom Jahre 1897, das dieſe Beſitzer 
gegen ihren Willen unter das Geſetz vom Jahre 1881 
über gemeinſchaftliche Holzungen zwang, und es iſt 
notoriſch und auch von amtlichen Stellen anerkannt, 
daß die Iniereſſeloſigkeit der Beſitzer an dem ihnen 
ſozuſagen enteigneten Walde ſeit jenem Jahre der⸗ 
artig zugenommen hat, daß ſie für die Volkswirtſchaft 
und für die einzelnen Beſitzer ſich zu großem Schaden 
auswächſt. Es hat die Wirkung gehabt, daß ſich die Be⸗ 
ſitzer nicht mehr ſo ſehr um den Wald kümmerten, und 
die Waldverwuſtung hat deshalb dort große Fort⸗ 
ſchritte gemacht, ſo daß ſich die amtlichen Stellen heute 
ſchon überlegen, den Beſitz wieder von dieſem Geſetz 
zu befreien. Das Landeskulturamt Münſter will bei 
Gelegenheit der Separation höchſtwahrſcheinlich den 
einzeinen Beſitzern ihr freies Verfugungsrecht wieder 
zurückgeben, ſofern die amtlichen Stellen damit ein⸗ 
verſtanden ſind. — — 

Ih habe drittens geſagt: es richtet ſich nur gegen 
den kleinen und mittleren Beſitz. § 2 des Geſetzentwurfs 
ſagt in Abſ. 1: 

Zu Kahlſchlägen, die der Betriebsfläche über⸗ 
ſchreiten, ſowie zu Durchhauungen, durch die der 
Beſtockungsgrad ein s Beſtandes unter das nach den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Forſtwirtſchaft Zus 
läſſige Maß verringert wird, iſt vor Beginn des Kahl⸗ 
ſchlags oder der Durchhauung die Genc hmigung der 
zuſtändigen Behörde ($ 3) einzuholen. 
Die kleineren Beſitzer, ſagen wir von 10, 20, 30, 40 ha, 
können nur mit ausſetzendem Betriebe arbeiten; ſie haben 
nicht jedes Jahr Hauungen in ihrem Wald, ſie können 
nicht jedes Jahr irgendeine Anzahl Morgen abholzen. 
Es kann alſo auch nicht regelm ßig nur / erlaubt worden. 
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Sagen wir: ein Beſitzer hat 60 Morgen; von dieſen 
Morgen ſind 20 Morgen in Fichtenhochwald. Der 
Fichtenhochwald bedingt einen geſchloſſenen Beſtand. 
Sobald er angehauen iſt, hat Windbruch, Schneebruch 
Einwirkung auf ihn. Wie ſoll nun der Beſitzer, wenn 
der Hochwald abholzungsfähig iſt, die Betriebsweiſe 
einrichten, wenn ihm nur % feines Beſitzes zum Soft, 
ſchlag geſtattet wird? Er müßte dann 20 Jahre lang 
dieſes Stück Waldes abholzen. Das wäre doch ein 
Unſinn, es würde die Holzproduktion verringern. Iſt 
das Waldgrundſtuck hiebreif, der Holzbeſtand bei Fichten⸗ 
wirtſchaft hiebreif, dann muß er in einem Jahre doch 
abgeholzt werden, ſofern ſich der Beſitzer nicht der 
Gefahr ausſetzen will, daß ihm im andern Jahre der 
geſamte Beſtand am Boden liegt. Alſo ich ſage: es richtet 
ſich nur gegen den kleinen Beſitzer, denn die großen 


Geſetze, Verordn 


Dienſtkleidungszuſchüſſe der Staatsforſtbeamten. 
Minıfterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 180865. 

Berlin, 7. Oktober 1921. 
Der Herr Finanzminiſter hat ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß die Dienſtkleidungszuſchüſſe, 
die vorläufig nur bis Ende» September 1921 
gezahlt werden ſollten, bis zum 31. März 1922 
gezahlt werden. Für die Zahlungen iſt der Erlaß 
vom 22. Auguſt 1921 — III 15410 — maßgebend. 
Zu Ziffer 4 dieſes Erlaſſes wird bemerkt, daß den 
Forſtſekretären der Satz von 252 M zu zahlen 
iſt, da ſie verpflichtet ſind, die Dienſtkleidung 
auch beim Innendienſte zu tragen. 
Im Auftrage: von dem Busſche. 
An die Regierungen uſw. 


+ 


Anſtellung von überzähligen Förſtern. 
Miuiſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
Geſchäfts⸗Nr. III 19 279. 


Berlin, den 17. Oktober 1921. 
Ich ermächtige die Regierung, die Forſt⸗ 
verſorgungsberechtigten des Jahrgangs 1915, 


Beſitzer haben ja ſchon 80⸗, 100⸗, 120jährige Umtriebs⸗ 
zeiten, bei Eiche, bei Buche wohl ſchon bis 150 jährige 
Umtriebszeiten. Es wird alſo bei dem großen Beſitzer 
gar nicht in die Wagſchale fallen, ob man ihm ſeinen 
Kahlſchlag auf / werringert. Wir haben einen Groß⸗ 
grundbeſitzer in unſerer Nähe, der einen Wald beſitz 
von etwa 36000 Morgen hat. Dieſer Großgrundbeſitzer 
hat in einer Gemeinde in den letzten zehn Jahren etwa 
den geſamten Buchenwald abgeholzt. Der Buchenwald 
hat eine Größe von 2400 bis 2500 Morgen. Nach dieſem 
Geſetz aber, da er Beſitzer von 36000 Morgen iſt, könnte 
er jedes Jahr 600 Morgen abholzen, hätte alſo den Beſitz 
trotz dieſes Geſetzes in einem Zeitraum von vier Jahren 
abholzen Dännen, Es richtet ſich alſo nicht gegen Groß⸗ 
beſitzer, ſondern nur gegen Kleinbeſitzer. — — 
(Fortſetzung ſolgk.) 


Go Pë Lie ve 
ungen und Erkenntniſſe. 


welche die Förſterprüfung mit Erfolg abgelegt 
haben, zu Förſtern zu ernennen und ihnen mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1921 ab endgültig 
eine überzählige Förſterſtelle zu übertragen, wenn 
ſie im Staatsforſtdienſte beſchäftigt ſind und 
ſoweit dort gegen die Anſtellung keine Bedenken 
beſtehen. 

Die Anſtellung von Forſtverſorgungsberechtigten 
zu überzähligen Förſtern auf Probe darf 
künftig ohne meine Genehmigung nicht mehr 
erfolgen. Sie iſt, wenn erforderlich, in jedem 
einzelnen Falle unter eingehender Darſtellung der 
vorliegenden Verhältniſſe bei mir zu beantragen 
Fälle, in denen die Anſtellung nicht, wie angeordnet. 
erfolgen kann, find ſofort zu melden. 

Die Namen der hiernach vom 1. Oktober d. J. 
ab Ernannten ſind mir von den betreffenden 
Regierungen ſpäteſtens bis zum 5. Dezember 
d. J. mit für die Dienſtaltersliſte nötigen Angaben 


kurz anzuzeigen. 
. A.: v. d. Busſche. 
An alle Regierungen mit Ausnahme von Münſter, Aurich und 
Sigmaringen. 


3 
Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. e 
Geheimer Regierungsrat Profeſſor Dr. Adam 
Schwappach, Eberswalde, hat, wie wir leider erſt 
ſoeben erfahren haben, am 2. November ſeinen 
ſiebzigſten Geburtstag gefeiert. Wir bringen 
dem um die forſtliche Wiſſenſchaft und die deutſche 
Forſtwirtſchaft hochverdienten Gelehrten nach⸗ 
träglich unſern allerherzlichſten Glückwunſch dar 
und wünſchen ihm noch manches Jahr rüſtiger 
Schaffenskraft zum Wohl des deutſchen Waldes. 
Schriftleitung und Verlag 
der „Deutſchen Forſt-Zeitung“. 


2 
Beſoldungsaufbeſſerung in Preußen. In den 
1 Artikel der Nr. 44 hat Ra ein 
ruckfehler eingeſchlichen. Der Verſorgungs⸗ 
zuſchlag der Witwen in Gruppe 6, die ein Witwen⸗ 
geld von 3438 M beziehen, beträgt nicht, wie 
dort angegeben, 6328,90 A ſondern nur 5328,90 K. 


Aus dem Preußiſchen Landtag. Der Beamten⸗ 
ausſchuß des Landtages trat in ſeiner Sitzung am 
25. Oktober in die Beratung einer Novelle zum 
Beamtendienſteinkommensgeſetz ein, durch 
die namentlich bezweckt wird, die anrechnungs⸗ 


fähige Dienſtzeit bei den Militäranwärtern 
mit den Beſtimmungen im Reich in Einklang zu 
bringen. Nach den Erklärungen des Vertreters 
der Staatsregierung wäre ferner damit zu rechnen, 
daß das Reich die Einſprüche auf Grund des 
Sperrgeſetzes zurückziehen würde, wenn eine 
Einigung in der Frage der Ergänzungsprüfung 
und der Anrechnung der Militärdienſtzeit zu er⸗ 
reichen ſei. Die Beratungen ergaben, daß die 
Ein führung einer Ergänzungsprüfung fur 
den Aufſtieg von Gruppe VI nach VII all⸗ 
gemein abgelehnt wurde. Auch die Staats- 
regierung gab zu erkennen, daß fie dieſe Prüfung fur 
überflüſſig halte. Im weiteren befaßte ſich der Lus 
ſchuß mit der Frage der Gewährung von 
Kinderbeihilfen an Kinder von über 
21 Jahren, die Lë noch in der Berufs⸗ oder 
Schulausbeldung befinden. Es wurde ein Antrag 
angenommen, durch den die Wartegeld⸗ und Ruhe⸗ 
gehaltsempfänger und Witwen mit den gleichen 
Gattungen des Reiches gleichgeſtellt werden ſollen 
und wonach die Bindung der Gewährung von 
Kinderzuſchlägen an die Bedingung, daß dieſe 
Zuſage bereits vor dem 1. April 1920 gewährt 
ſein mußte, aufgehoben wird. 
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Ausſicht auf nachträgliche Verleihung von 
Die von der Vereinigung 


Aufrückungsſtellen. 0 
Preußiſcher Staatsförſter wiederholt aufgeſtellte 
Forderung, daß den in der Zeit vom 1. April 1920 
bis 31. März 1921 in Ruheſtand verſetzten Forſt⸗ 
betriebsbeamten die Bezüge der Klaſſe VII gewährt 
werden ſollen, ſcheint nunmehr endlich erfüllt zu 
werden. Wie die Tageszeitungen melden, ſtellte 
die Staatsregierung im Beamtenausſchuß des 
Preußiſchen Landtages in Ausſicht, daß den nach 
dem L April 1920 bis 7. Februar 1921 penſionierten 
bzw. verſtorbenen Beamten Aufrückungs⸗ und 
Reförderungsftellen auf Grund des Beſoldungs⸗ 
geſetzes nach den gleichen Grundſätzen ndhträglich 
verliehen werden ſoll, die für die aktiven Beamten 
maßgebend ſind. Da in der Forſtverwaltung die 
vorhandenen Aufrückungs⸗ und Beförderungs⸗ 
ſtellen reſtlos an aktive Beamte verliehen ſind, ſo 
mülfen die notwendigen Geldmittel beſonders 
zur Verfügung geſtellt werden. Sobald dies ge⸗ 
ſchehen iſt, wären bei den in Betracht kommenden 
Beamten oder Hinterbliebenen von Beamten die 
Verſorgungsbezuge neu zu regeln. Hoffentlich 
werden bei dieſer Gelegenheit auch die Bezüge 
der Wartegeldempfänger entſprechend geregelt, 
wie es in Nr. 44 S. 823 in der Entſchließung der 
Bezirksgruppen Potsdam und Frankfurt der 
Preußiſchen Staatsförſtervereinigung am 2. Ok⸗ 
tober zum Ausdruck gebracht worden iſt. 


CH 
Zur Verleihung der Aufrückungsſtellen für die 
Preußiſchen Staatsförſter. Wir ſind gebeten 
worden, die uns aus dem Leſerkreiſe in Abſchrift 
zugeſandte nachſtehende Miniſterialverfügung 
vom 9. Auguſt 1921, Geſchäftsnummer III 7027, 
zu veröffentlichen: 

„Auß ausdrücklichen Wunſch des Vorſitzenden 
des Vereins preußiſcher Staatsförſter und 
beſonders auf die von ihm gemachte Mitteilung, 
daß der Beſchluß der Bezirksgruppenvorſitzenden 
über dieſe Frage mit ganz erheblicher Mehrheit 
— 44 von 46 — und unter Zuſtimmung früherer 
Oberjäger gefaßt ſei, habe ich meine Zuſtimmung 
gegeben, daß die Verleihung der Aufrückungs⸗ 
ſtellen für Förſter nach Maßgabe des Eintritts 

in den Heeresdienſt zu geſchehen hat. — An 
dieſer Beſtimmung vermag ich jetzt nichts mehr 
zu ändern. J. A.: gez. Laspeyres.“ 


ca 
** 


Von der Forſtakademie Hann.⸗Münden. Nach 
den bisherigen Immatrikulationen zu urteilen, 
wird wieder ſehr ſtarker Beſuch, etwa 200 Studierende, 
entſtehen, wenn auch der Höhepunkt der Nachkriegs⸗ 
zeit überſchritten zu ſein ſcheint. Die Rektorats⸗ 
geſchäfte liegen nach wie vor in den Händen des 
Akademiedirektors, Oberforſtmeiſter Schilling. 
An Stelle des verſtorbenen Botanikers Profeſſor 
Dr. Büsgen iſt nunmehr der Studienrat am 
Charlottenburger Schiller⸗RealgymnaſiumpProfeſſor 
Dr. Jahn zum Odinarus für Botanik ernannt 
worden, ein Gelehrter von ausgezeichnetem Rufe. 
Fur den nach Breslau berufenen früher Göttinger 
Profeſſor Dr. Ehrenberg übernimmt Profeſſor 
Dr. Seedorf- Göttingen die landwirtſchaftlichen 
Vorleſungen; die Vorleſungen über Waldbau ſind 
an Stelle des vorübergehend tätig geweſenen 
Forſtmeiſters i. R. Kautz⸗Göttingen dem früher 
reichsländiſchen Oberförſter Derichs weiler, jetzt 
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Oberförſterei Sand bei Wilhelmshöhe, Bezirk 
Caſſel, übertragen worden. 
Ch 

Hilfe für Oberſchleſien. Bei der Linderung 
der ſo entſetzlichen Leiden der Deutſchen in 
Oberſchleſien haben auch die Angehörigen der 
grünen Farbe nicht zurückgeſtanden. Es wird hier 
an die Hilfstätigkeit erinnert, die von Herrn Forſt⸗ 
meiſter Troſt in Niewe eingeleitet worden iſt. 
Wie auf Seite 734 bekanntgemacht iſt, konnten 
bis Ende September aus dieſer Sammlung 
bereits 10800 „ an Schwergeſchädigte zur Ver⸗ 
teilung kommen. An dieſem Hilfswerke, das dazu 
beſtimmt iſt, den Angehörigen der grünen Farbe 
in Oberſchleſien das Mitgefühl ihrer Standes⸗ 
angehörigen durch die Tat zu beweiſen, hat ſich 
auch der Vorſtand des Vereins „Waldheil“ dadurch 
beteiligt, daß er in ſeiner letzten Sitzung 1000 .% 
für Unterſtützungszwecke bewilligt hat, die in⸗ 
zwiſchen Herrn Forſtmeiſter Troſt überwieſen 
worden ſind. Bedauert wurde, daß der Außerung 
des Mitgefühls auch in dieſem Falle durch den 
Kaſſenbeſtand Schranken auferlegt wurden; denn 
die Mittel des „Waldheil“ werden gegenwärtig zur 
Linderung von Notſtänden, unter denen beſonders 
die Angehörigen des Mittelſtandes, vor allem 
aber die Hinterbliebenen der Forſtbeamten leiden, 
ſehr ſtark in Anſpruch genommen. Allgemein 
kam in der letzten Vorſtandsſitzung aber die Anſicht 
zum Ausdruck, daß der „Waldheil“ auch hier, wie 
bei jeder anderen Gelegenheit, nicht zurückſtehen 
dürfe, wenn es gelte, neben Abſtellung von Not⸗ 
lagen zur Stärkung des vaterländiſchen Geiſtes 
beizutragen. 


Heilverfahren für „Halbverſicherte“ der An⸗ 
geſtelltenverſicherung. Bei ſogenannten Halb⸗ 
verſicherten, die auf Grund eines privaten Lebens⸗ 
verſicherungsvertrags nach § 390 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte von der eigenen 
Beitragsleiſtung befreit ſind und deshalb nach 
§ 392 auch nur Anſpruch auf die halben Leiſtungen 
der Angeſtelltenverſicherung haben, trägt die 
Reichsverſicherungsanſtalt demgemäß nur die Hälfte 
der Heilverfahrenskoſten, während die Verſicherten 
ſelbſt die andere Hälfte zu leiſten haben. Die Halb⸗ 
verſicherten ſind trotzdem an die allgemein für das 
Heilverfahren aufgeſtellten Beſtimmungen der 
Anſtalt gebunden, können ſich alſo z. B. die Heil⸗ 
anſtalt oder die Zeit der Kur nicht wählen. Das 
Nähere iſt bei der Reichsverſicherungsanſtalt, 
Abteilung H (Berlin⸗Wilmersdorf, Hohenzollern⸗ 
damm 193), oder bei den Ortsausſchüſſen oder 
Vertrauensmännern der Angeſtelltenverſicherung 
zu erfahren. g. 


E 
Forſtwirtſchaftliches. 

Die erhöhte Abgabe von Waldſtreu aus den 
Staatsforſten iſt, wie faſt allerwärts, auch in 
Anhalt von dem Landbunde beantragt worden. 
Begründet wird dies damit, daß die Ernte an 
Viehfutter in dieſem Jahre ſehr ſchlecht geweſen 
iſt. Da alſo das Stroh in größerem Umfange zur 
Fütterung herangezogen werden mußte, wird 
hierdurch ein erheblicher Ausfall an Streu ein⸗ 
treten, der nur durch größtes Entgegenkommen 
der Forſtverwaltung ausgeglichen werden kann. 
Die Forſtwirtſchaft iſt in der Kriegszeit ſtets 
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beſtrebt geweſen, der Not der Zeit Rechnung 
tragend, bei der Abgabe von Waldſtreu das größte 
Entgegenkommen zu zeigen. Dies veranlaßt 
namentlich viele kleinere Wirtſchafter zu der For⸗ 
derung, die Waldſtreuabgabe als eine dauernde 
Einrichtung einzuführen. Daß wirklichen Not⸗ 
änden abgeholfen werden muß, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
Aufgabe aller Forſtwirte wird es aber ſein 
müſſen, in weiteſten Kreiſen darüber Aufklärung 
zu ſchaffen, welcher Schaden durch eine unbegrenzte 
Streuabgabe für den Wald entſteht, und daß die 
Erfahrungen neueſter Zeit beweiſen, welche 
Bedeutung die Waldſtreu für den Zuwachs des 
Beſtandes hat. Dabei wird auch beſonders darauf 
hinzuweiſen ſein, daß es ein großer Fehler wäre, 
die Zukunft der gegenwärtigen Waldbeſtände 
dadurch in Frage zu ſtellen, daß den ſehr oft eigen⸗ 


ſlichtigen Zwecken ohne eingehende Prüfung 
Folge gegeben würde. H. S. 
F 
Waldbrände. 


Bezirr Düffeldorf. Staatl. Oberförfterei 
Benrath. In Jagen 266a der Förſterei 
Burg a. W. zwiſchen der Solinger Talſperre 
und der Ortſchaft Höbrath wüteten am 25. und 
27. September Waldbrände, denen 15 ha 12⸗ bis 
15jähriger und 20- bis 25 jähriger Fichtenbeſtand 
zum Opfer fielen. Das Feuer entſtand ver⸗ 
mutlich durch Abkochen ſeitens einiger Ausflügler 
am 25. September abends gegen 9 Uhr. An⸗ 
wohner und herbeigerufene Feuerwehr löſchten 
das Feuer, unterließen es aber, Brandwachen 
auszuſtellen. Am nächſten Morgen gegen 2 Uhr 
entſtand der Brand von neuem, und erſt am 
nächſten Tage konnte er als gelöſcht angeſehen 
werden, nachdem breite Feuerſtreifen angelegt 
waren. 


$ 
Vom Rauhwarenmarkt. 
Rauhwerkpreiſe der Märkiſchen Fell⸗Ver⸗ 


wertungsgenoſſenſchaft Berlin N 20, Freienwalder 
Straßze 5, vom 29. Oktober 1921. (Bei nach⸗ 
ſtehenden Preisnotierungen bedeutet I Primaware, 
H Sekundaware und III Schwarten.) Hafen: Winter 
20 K, Sommer 4 K, Wildkanin: Winter 6 M, 
Sommer 14, Füchſe: Winter I 600 4, II 200 &, 
Sommer A0 , Steinmarder: I 1200 A. II 500 %, 
III 60 #4, Daummarder I 1800 „, II 600 2, 
III 75 A Iltiſſe: I 200 „ II 80 &, III 25 M, 
Maulwuürfe: I 14 , II 6 %, Dachſe: I 120 K, 
II je nach Qualität; Rehe: Sommer 50 „, [Winter 
25 &; Rotwild: trocken 24 A das Kilo; Dam⸗ 
wild: trocken 28 A das Kilo: Schwarzwild: trocken 
3 & das Kilo. Dieſe Preiſe ſind Durchſchnittspreiſe, 
zu denen die Waren in Empfang genommen werden. 
Sie ſind nicht als bindend zu betrachten, ſondern 
freibleibend, da ſie ſtetig Schwankungen nach oben 
und unten unterworfen ſind. 

Nach der „Kürſchner⸗ Zeitung“ (Leivzig) vom 
90. Oktober 1921. Otter 1000 bis 1200 %, Stein⸗ 
marder 900 bis 1400 A. Baummarder 1400 bis 
1650 M, Füchſe 350 bis 500 A. Iltiſſe 150 bis 250 &, 
Dachſe 100 bis 180 &. Hamſter 8 bis 12 K, Kanin 
(Kürſchner) 10 bis 22 A. Haſen 14 bis 18 4, Wieſel 
10 bis 40 A, Rehdecken 45 bis 55 A. Die oben be⸗ 
zeichneten Preiſe ſind als ungefähr erzielte Preiſe auf⸗ 
zufaſſen, da ſie ſtark wechfelnden Schwankungen 
unterliegen; es iſt gegenwärtig ganz beſondere Vorſicht 
beim Einkauf zu empfehlen. 


Se 


Brief- und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Gefchätsſtelle übernehmen für Auskfufte 
keinerlei Verautwortlichkeit. Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Berückſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonue⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonncut 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dreſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Autwort. Im all 
gemeinen werden Wertere Matten nicht beanſprucht; find 
jedoch durch Sachverſtandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten. Berechnungen uſw. aufzuſtellen, für 
dereu Erlaugung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſeu, fo wird Vergutung dieſer Selbſtkoaſten beau⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benuach⸗ 
richtigt werden konnte. 
e 


Anfrage Nr. 82. Führen des Titels „Ober⸗ 
förſter“ im Privatdienſt. Gelegentlich einer 
Gerichtsverhandlung behauptete ein hieſiger 
jüngerer Vertreter der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, daß die Oberförſter im Privatdienſt dieſen 
Titel, der keine Berufsbezeichnung, ſondern ein 
durch ſtaatliche Verleihung erworbener Amts- 
titel ſei, nicht führen dürfen, weil es der Titel eines 
öffentlichen Beamten ſei, der von Beamten in 
Privatbetrieben nicht geführt werden dürfe!! 
Das Gericht hat in der Berufungsinſtanz dieſe 
Anſicht nicht geteilt und gegenteilig entſchieden, 
da nach dem Allgemeinen Landrecht den Forſt⸗ 
beſitzern das Recht zuſteht, ihren Beamten die ent⸗ 
ſprechenden Titel zu verleihen. Iſt das erſtere 
richtig, ſo dürften doch die Privatforſibeamten 
nicht den Titel Förſter, Revierförſter uſw. tragen, 
denn das käme doch auf dasſelbe hinaus. 

A., Oberförſter a. D. 


Antwort: Titel, welche unmittelbaren und 
mittelbaren Staatsbeamten als Amtsbezeichnung 
verliehen ſind, dürfen im Privatdienſte nicht ge⸗ 
führt werden. Zu dieſen Titeln im ſtrafrechtlichen 
Sinne gehört aber nicht die Bezeichnung „Ober⸗ 
förſter“, weil in Preußen ein ſo weitgehender 
Titelſchutz nicht gegeben iſt, wie es z. B. in Sachſen 
der Fall iſt. Es verſteht ſich ganz von ſelbſt, daß 
der Privatwaldbeſitzer ſeinen Beamten als „Ober- 
förſter“ bezeichnen kann, denn damit iſt micht die 
Abſicht verbunden, ihm ſonſt mit dem Titel, Staat⸗ 
licher Oberförſter“ oder „Gemeindeoberförſter“ Ger: 
bundene öffentlich rechtliche Befugniſſe beizulegen. 
Dieſe Auffaſſung findet ihre Beſtätigung in dem 
vorbereitenden Entwurf eines Forſtkulturgeſetzes 
für Preußen, in welchem vorgeſehen iſt, daß 
Privatforſtbeamte die Bezeichnung Förſter, Hege⸗ 
meiſter, Revierförſter, Oberförſter, Forſtmeiſter 
nur führen dürfen, ſofern ſie den Bedingungen ent⸗ 
ſprechen, die vom Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten für die Führung dieſer 
Bezeichnungen feſtgeſetzt ſind. Deshalb iſt die 
Beilegung dieſer Bezeichnungen in Preußen voll⸗ 
kommen freigeſtellt und nicht ſtrafbar. 


Anfrage Nr. 83. Blenderſaumſchlag. Was 
derſteht man unter Blenderſaumſchlag? Könnten 
Sie mir ein Werk nennen, das dieſen ausführlich 
behandelt? B. in S. 


Antwort: Blenderſaumſchlag iſt die in 
ſchmalen Säumen von etwa 5 bis 25 m Breite 
fortſchreitende Verfüngung, der Regel nach in der 
Richtung von N oder NW gegen S oder SO, 
tunlichſt unter Benutzung natürlicher Beſamung. 
Näheres über das umfangreiche Gebiet enthält 
das Werk: Wagner, Der Blenderſaumſchlag und 
ſein Syſtem. 
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Preußen. 
Staats ⸗Forſtverwaltung. “) 

Die Oberförſterſtellen Schömwalde (Potsdam), 
Golchen, Kehrberg und Jaedkemühl (Stettin), 
Stolp (Köslin), Gräfenhainichen und Pöls feld 
Mer ſe burg, Lauterberg und Zellerfeld(Hildes⸗ 
heim), Wiesbaden, Hofheim, Herſchbach und 
Gladenbach (Wiesbaden) ſind zum 1. April 1922 
zu beſetzen. Bewerbungsfriſt 5. Dezember. 

Im Regierungsbezirk Frankfurt a. O. find zum 
1. April 1922 nachſtehende Förſterſtellen neu zu beſetzen: 
Lungeupfuhl, Oberf. Lagow. 0,624 ha Garten, 13,865 ha 

Ack r, 0,511 ha Wieſe. 
Löbenheide, Oberf. Hohenwalde. 

6,965 ha Acker, 4,907 ha Wieſe. 
Lüdertswalde, Oberf. Steinbuſch (bisher Hilfsförſter⸗ 

ſtelle). 1,757 ha Acker. 1,740 ha Wieſe. 

Meſſow, Oberf. Coſſen. 0,044 ha Garten, 4,212 ba 
Acker, 7,710 ha Wieſe. 

Rehberg, Oberf. Maſſin. 
Acker, 2,497 ha Wieſe. 

Spiegel, Oberf. Döllensradung. 
7,150 ha Acker, 4,300 ha Wieſe. 

Zicher, Oberf. Zicher. 0,279 ha Garten, 6,000 ha 
Acker, 1,630 ha Wieſe. 

Anderungen vorbehalten. Nutzungsgeld und Dienſt⸗ 
Mfwandsentſchädigung werden neu feſtgeſetzt. Be⸗ 
w.rbungsicht 20. November. 

Forſiſekretärſteile der Oberförſterei Darß in Born 
(Stralſund) iſt am 1. Dezember zu beſetzen. 
Zu der Stelle gehören Dienſtwohnung, Garten 
und vorausſichtlich 0,6 ba Acker und 5 ba Wieſen. 
Bewerbungsfeiſt 10. November. 

Forſtſekretärſtelle Gemünd, Oberf. Gemünd (Aachen), 
St zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. Keine Dienſt⸗ 
wohnung und kein Dienſtland iſt vorhanden; die 
Wohnungsbeſchaffung iſt ſehr ſchwierig. Be⸗ 
werbungsfriſt 15. November. 

Forſtſekrelärſtelle Monſchau, Oberf. Monſchau (Aachen), 
it zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. Dienſtwohnung, 
Wirtſchaftsland: 0,0623 ha Garten, 1,1090 ha Wieſe, 
1,1610 ha Weide, mit einem in Vorſchlag gebrachten 
RNutzungsgeld von 204 / — Bewerbungsfriſt 
15. November. 

Dee Forſtſekretärſtellen der Oberförſtereien Croſſen, 
Reddern, Dammendorf, Müllroſe, Lubiathfließ, 
Lübbeſee und Cladow⸗Oſt (Frankfurt) kommen 
zum 1. Tezember zur Beſetzung Die Stellen der 
Oberförſtereien Reddern, Dammendorf und Lübbeſee 
haben Dienſtwohnung. Für die Stellen der übrigen 
Oberförſtereien wird Mietwohnung für Verheiratete 
nicht zu haben fein. Zur Bewerbung zugclaſſen 
Ban alle Förſter in Endſtellen und in überzähligen 
Stellen ſowie alle Forſtverſorgungs berechtigten. 
Bewerbungsfriſt 10. November 
Im Negierungsbezerk Schleswig find zum 

50. Nobember folgende Forſiſekretärſtellen mit plan⸗ 

mäßigen Forſtſekretären zu beſetzen: 


0,128 ha Garten, 


0,311 ha Garten, 9,844 ha 
0,550 ba Garten, 


) Für Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
EGnen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
et zu erſchen, in welchem Dienſta'ter der bisher ge 
Juhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchlenene Buch koſtet geheftet 6 &, mit Schreib- 
Geer durchſchoſſen 10 4. Hierzu erſchien ein 
Nachtrag vom Januar 1921, Preis geheftet 3 &. 


Jetzt ohne Dienſtwohnung und 
Dienſtgehöft wird 1922 erbaut. 
Dienſtaufwandsentſchädigung wird ſpäter feſtgeſetzt. 
Oberf. Segeberg. Dienſtwohnung in Glashütte Dei 
Fuhrenkrug mit 0,1300 ha Garten, 1,5918 ha Acker, 
0,8340 ha Wieſe. Nutzungsgeld und Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädiaung wird ſpater feſtgeſetzt. 
Bewerbungsfriſt 5. November. 


Im Regierungsbezirk Trier ſind folgende Forſt⸗ 
ſekretärſtellen zu beſetzen: 
Gerolnein. Dienſtaufwandsentſchädigung 1500 K. 
Bahnſtation, Dorf⸗ und höhere Schule im Orte. 
Dsburg. Dienſtaufwandsentſchädigung 1500 . Näckſte 
Bahnſtation 6,3 km. Dorfſchule im Orte. Nächſte 
höhere Schule 16 km. 
Trier. Dienſtaufwandsentſchädigung 1500 K. Bahn⸗ 
ſtation, Dorf⸗ und höhere Schule im Orte. 
Zur Bewecbung zugelaſſen ſind alle Förſter in 
E bh, und überzähligen Stellen ſowie alle ſorſtver⸗ 
ſoraungsberechtigten im Bezirk Trier. Bewerbungs- 
friſt 20. November. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Hilfsförſterſtelle im M melgebiet ift zu beſetzen. 
Bewerbungen find ſpäteſtens bis zum 10. November 
an das Landesdireltortum (Forſtabteilung) Memel 
zu richten. Naheres ſiehe Anzeige. 


Verwaltungsänderungen. 


Im Regierungsbezirk Schneidemuhl iſt mit dem 
1. Oktober der Forſtbeuirk Plotzmin (Sitz des Betriebs- 
beamten im Dorf Kramske) von der Oberf Plietnitz 
abgetreunt und zur Oberf. Selgenau (Sitz des Oberförſters 
in Schönfeld, Netzekreis) zugelegt worden Zu dieſer Ober: 
förſterei gehort jetzt auch die Forſterer Wilhelmsbruch, Poſt 
Ziskau der früheren Oberf. Lutau. 


Perſonal nachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Mühle nein, Staatsförſter, iſt die erledigte Förſterſtelle 
zu Lattenberg, Oberf. Rumbeck (Arnsberg), am 
1 November übertragen 

Nockmann, forſtverſorgungsberechtigter Anwärter in Hilchen⸗ 

bach. Oberf. Hilchenbaih (Arnsberg), iſt mit Wirkung 
vom 1 April ab zum uberzahligen Forſter ernannt 

Sroene, Hilfe forſter in Bromskirchen, Oberf Battenberg 
(Wiesbaden), iſtam ! September zum Forſter ernannt 

Hoffmann, Hilfsforſter in Groß⸗Tölln, Oberf. Gr⸗Schonebeck, 
ui am 1 November nach Bornim, Oberf. Potsdam 
(Potsdam), veriekt. 

Klotz, Hılfaforfier in Aurich, Oberf Aurich, iſt am 1. April 
zum Jörſier ernannt. 

Kühnaſt, Hilfsförſter in Güſen, Oberf Altenplatow, iſt am 
1. Oktober nach Forſthaus Cichholz, Oberf. Ludersdorf 
(Potsdam), einberufen. 

Metz ing, Hilfsſorſter in Forſthaus Cichholz, Obere Liüders⸗ 
dorf, iſt am 1. Oktober naib Crledigung der ihm über: 
tragenen vorubergehenden Beichaftigung entlaſſen zur 
Einarbeitung in einen andern Beruf. 

Schumacher, Hilfsforſter zu Köln⸗Raih (Köln), iſt unter 
Belaſſung in ferner bisherigen Beſchäftigung am 1. Ok⸗ 
tober zum Forſter ernannt 

Steinborn, Hilfsförner in Potsdam, Oberf Potsdam, iſt 
am 6 Oktober zur berufsmäßigen Beſchaftiguug in der 
Stadiſorſt Groß-Berlin auf 1 Jahr beurlaubt. 

Krauſe, Forſtgehilſe in Uſingen, Oberf Uſingen, iſt am 
19 OCklober nach Hachenburg, Oberf. Kroppach (Wies⸗ 
baden, verſetzt 

Kutzer, Jorſtgehlſe in Moldenhütten, Oberf. Woltersdorf, 
ur am 1. Oktober nach Potsdam, Oberf Potsdam 
(Potsdam), verſezzt. 

Schrottky, Forftgehilfe in Waldernbach, Oberf. Merenberg 
(Wiesbaden, iſt am 1 November nach Coblenz, Oberf. 
Cobleuz (Coblenz), verſetzt 
Im Regierungsbezirk Magdeburg ſind am 1. November 

verſetzt: 

Benfe, Keriichlfe in Panſau, Oberf. Klötze, nach Dolle, 
Oberf Burgitall; Sedfe, Forſtgehilfe in Jerichow, Oberf 
Altenplathow, nach Planken, Oberf. Plaulen; Gütt. 
Forngehilfe in Walbeck, Oberf Biſchofs wald, nach Thale, 
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Oberf. Thale: Fetri, Forſigehilfe in Planken, Oberf. lum von Vogelbach beim Forſtamt Hohenecken; Jung von 


Planken, nach Jerichow, Oberf. Altenplathow; Schütze, 
Forſtgehilfe in Letzlingen, bert, Letzlingen, nach 
Hörſingen, Oberf. Biſchofswald; Stuckſtette, Hilfsförſter 
in Hörſingen. Oberf. Biſchofswald, nach Letzlingen, 
Oberf. Letzlingen; Templin, Forſtgehilfe in Dolle, 
Oberf. Burgſtall, nach Weferlingen, Oberf. Burgſtall. 
Mecklenburg Schwerin. 

Verſetzt wurden die Revierjäger: 

Beckendorf von Wabel nach Radelübbe; Niemann von 
Oettelin nach Kläden; Bode von Billenhagen nach 
Heidhof: Niunſt von Rehna nach Gelbenſande: Erich 
von Kläden nach Oettelin: Frauer von Wabel nach 
Moidentin: Kruſe von Haſelholz nach Wabel; Marin 
von Radelubbe nach Toddin; Mau von Fankenhagen 
nach Schwinz; Möſſer von Jamel nach 5 
Möller von Neukloner als Forſtſchreiber an das Foruamt 
Neukloſter; Nehls von Schwerin nach Bützow; Podeyn 
von Wabel nach Neukloſter; Schuldt von Neukloſter nach 
Warnitz, Schultz von Neutkloſter nach Brunshaupten; 
Stark von Brunshaupten nach Langsdorf; Wanzenserg 
von Schwinz nach Lübz; Weſtphal von Hoh Sprenz 
nach Haſelholz. 

Wulff, Stations jäger, wurde von Zernim mach Zapel verſetzt. 

Bayern. 


Zu Forſtaſſiſtenten wurden ernannt die Anwärter für 
den mittleren Borftdienft. 


undehagen; | ® 
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Mangalur beim Forſtamt Frankenſtein. 
Verſetzt wurden: 


Stadler, Revierförſter in Neu⸗Ulm, nach Wäibal, Kober, 
Förſter in Frankenſtein, nach Landau; Kerrmaun, Forſt⸗ 
aſſiſtent in Ebrach, nach Grötſchenreuth; Kolb, Sort: 
aſſiſtent in Grimmſchwinden, nach Bayreuth⸗Weſt; Sohland, 
Fornaſſiſtent in Schwaighauſen, nach Beilngries. 
Berufen wurden die Revierforſter: 


Ellenrieder von Altötting nach Neu-Ulm; Salzmann von 
eee nach Premiſch; Strobl von Laudau nach 
eonberg. 


Zu Forſtaufſehern wurden ernannt die Hilfsaufſeher: 


einz in Remmersdorf;: Soft in Reichenbach: Loos in 
Reichertshofen; Riedl in Geisberd; Stier in Gerolds⸗ 
grun; Strigl in Ctzdorf; Ströhlein in Tſchirn. 

Kubriß, Forſtverwalter in Leonberg, wurde am 1 November 


unter Verleihung des Triels und Ranges eines Ober⸗ 
forſtverwalters in den Ruheſtand verjegt. 


Auszeichnungen. 

Seet, Wilhelm, Förſter o. R. und Leutnant d. N. a. D 
in Drobitz, Oberf. Halle a S (Merfeburg), iſt die 
Erlaubnis zum Tragen der Uniform des Jäger⸗ Btl. 
Nr. 3 erteilt worden 


Vereinszeitung. 


Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter. 
Mitglied des Verbandes deutſcher Beamtenvereine. 
Kaſſen⸗ Angelegenheiten. 

Alle Zahlungen ſind zu richten an die Stadt⸗ 
bank in Siegen, Poſtſcheckkonto Köln Nr. 105 470, 
mit dem Vermerk „Zur Gutſchrift auf Konto 
Nr. 2112 Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter“. 
Die Mitglieder werden gebeten, die Beträge 
ordnungshalber an ihre Bezirksgruppenvorſitzenden 
zu zahlen, die ſie geſammelt, wie oben angegeben, 
abführen. 

1. Nachdem die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ als 
Verbandsorgan, beginnend mit Nr. 40 Band 36, 
jedem Mitgliede des Verbandes Preußiſcher Forſt⸗ 
rentmeiſter überwieſen worden iſt, bitte ich um 
baldgefällige Einſendung der Rückſtände an Bezugs⸗ 
gebühr für das vierte Vierteljahr 1921 mit 8,50 M, 
damit ich als Verbandskaſſierer meinen Ver⸗ 
a gegenüber Neudamm nachkommen 
ann. 

2. Ich erinnere ferner an die Erledigung der 
Rückſtände: Verbandsbeitrag für das zweite Halb⸗ 
jahr 1921, einmaliger Zuſchuß für 1921 (vergleiche 
Nr. 11 des Berichts über die Hauptverſammlung 
vom 9. Juli 1921 in Nr. 40 der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“). 

Die pünktliche Zahlung aller Beiträge iſt eine 
ſelbſtverſtändliche Pflicht und die geringſte 
Verbandsarbeit. 

Bretthauer, Verbandskaſſierer. 


— 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 


Bezirksgruppe Frankfurt a. O. und Schneed mühl. 

Beide Bezirksgruppen haben mit Entrüftung 
von dem Umlaufſchreiben der Herren Staender 
und Genoſſen Kenntnis genommen. Es beſteht 
keinerlei Bedarf für die wohlgemeinten Ratſchläge 
genannter Herren, und wir bitten, uns in Zukunft 
mit ähnlichen Zuſchriften zu verſchonen. 


Unſer verehrter Vereinsvorſitzender, Heri 
Kollege Hennig, wird unfer volles Vertrauen aud: 
ferner beſitzen. 


Liebaug. Sauer. 


Kg 
Ka 


Bezirksgruppe Wiesbaden! 

Die Bezirksgruppe Wiesbaden verurteilt aufs 
ſchärfſte das Vorgehen der Herren Kollegen Staender, 
Spieweck und Gleim und vertritt nach wie vor 
den Standpunkt, daß der Preußiſche Staats⸗ 
förſterverein die Intereſſen der Revierförſter nie⸗ 
mals ſo vertreten hat und vertreten wird, wie ſie 
notwendigerweiſe von dem Revierförſterveren 
ſelbſt vertreten werden. Weber 


— 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 


Mitteilung des Vorſtandes. 

Eine von allen nach dem 1. April 1920 pr 
den Ruheſtand getretenen Beamten bitter 
empfundene Härte der Ausſchluß dieſer 
Beamtenpenſionäre von den Aufrückungsſtellen — 
ſcheint nunmehr in gerechterer Weiſe geregelt zu 
werden. Im Beamtenausſchuß des Preußiſchen 
Landtags ſtellte der Vertreter der Staatsregierung 
in Ausſicht, daß den nach dem 1. April 1920 
penſionierten bzw. verſtorbenen Beamten Auf⸗ 
rückungs⸗ und Beförderungsſtellen nachträglich 
nach gleichen Grundſätzen verliehen werden ſollen, 
wie ſie für die aktiven Beamten maßgebend ſind 
Danach ſind dann auch die Penſionsſätze uſw 
neu zu regeln. Den Bittſtellern, die ſich be⸗ 
züglich dieſer Sache auch an mich gewandt haben, 
diene dieſe Mitteilung als kommende Erfüllung 
ihrer Wunfche. Neumann-⸗Bärenberg. 

2 
Zwangsnotierung der Kriegsteilnehmer 
(Jahrgünge 1915—20). 

Die vielen mir zugegangenen Geſuche um Um⸗ 
notierung hatten mich veranlaßt. mündlich und 
ſchriftlich an den zuſtändigen Stellen dahin vor⸗ 


— 
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ſtellig zu werden, dieſe Maßregel aufzuheben, da meine Parlamentsfreunde zu bitten, auch ihrer⸗ 
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fie vielen draußen im Weltkriege geweſenen Kollegen ſeits dieſe Aktion zu unterſtützen. 


jede Möglichkeit nimmt, ſchließlich einmal in der 
Nähe der Heimat angeſtellt zu werden. Ich be⸗ 
dauere, mitteilen zu müſſen, daß es bisher meinen 
Bemühungen nicht gelungen iſt, hier durchgreifende 
Anderungen herbeiführen zu können, da ja dieſe 
rein mechaniſche, alle Imponderabilien gänzlich 
beiſeite laſſende Verteilung auf Vorſchlag und 
direkten Wunſch des Staatsförſtervereins erfolgt 
iſt, trotzdem letzterer behördlicherſeits wohl auf die 
Folgen aufmerkſam gemacht worden war. — Es 
iſt unverkennbar nicht leicht, nachdem nun ſchon 
die erſten Einberufungen auf Grund dieſes rigoroſen 
und ſeelenloſen Syſtems kreuz und quer durchs 
Vaterland erfolgt ſind, hiermit abzubauen, aber 
der große Stoß der vor mir liegenden Bittgeſuche 
ſpricht eine ſo eindringliche, ſehr oft wenig ſchmeichel⸗ 
hafte Sprache gegen die geiſtigen Väter dieſes 
Vereinsukaſes, daß ich nicht umhin kann, erneut 
Wege zu ſuchen, dieſen im größten Umfange ver⸗ 
ſtändlichen Bitten Gehör zu verſchaffen. Wohl iſt 
der Herr Mmiſter bereit, auf Grund von bezirks⸗ 
ärztlichen Atteſten Ausnahmen von der Regel zu 
machen, aber Krankheitsfälle und Gebrechen aus 
dem Kriege her treffen doch nur veremzelte Fälle 
und nicht den Kern der Wünſche. Ein an ſeiner 
öſtlichſte Heimat mit allen Faſern hängender 
Kollege, deſſen Vorfahren und deſſen Verwandtſchaft 
immer dort heimatberechtigt waren, wird, um nur 
ein Beiſpiel anzuführen, zwangsweiſe nach dem 
Bezirk Trier oder Aachen verſchickt mit der Gewiß⸗ 
heit, für immer dort bleiben zu müſſen, in einer 
Umgebung und in Verhältniſſen, die ihm und viel⸗ 
mehr noch ſeiner Frau immer fremd bleiben 
werden. Die heutigen gewaltigen Reiſe⸗ und 
ſanſtigen Koſten machen jeden Beſuch zur Un⸗ 
möglichkeit, jede Unterſtützung durch Eltern oder 
Schwiegereltern fällt fort. Wer wollte in ſolchem 
Falle — es ſind keineswegs Ausnahmen — nicht 
verſtehen, daß der wider Willen aus ſeiner Heimat 
Verſetzte grollend und verbittert ſeinen neuen Dienſt⸗ 
ort aufſucht! Es iſt mir aus längſt verfloſſener Zeit 
in Erinnerung geblieben, daß die oſtländiſchen 
Förſter, die 1871 nach dem Elſaß zogen, nach 
und nach faſt durchweg aus Sehnſucht nach der 
Heimat wieder in dieſe zurückwanderten, denn 
gerade im Deutſchen iſt bei ſchwachem National⸗ 
gefühl das Heimatsgefühl beſonders ſtark aus⸗ 
geprägt. War es nicht zu umgehen, daß die ver⸗ 
triebenen Kollegen aus Poſen und Weſtpreußen 
irgendwo Unterkunft ſuchen mußten und dabei bis 
an und über den Rhein gelangten, ſo iſt es bei der 
Notierung der Jahrgänge 1915—20 nicht not⸗ 
wendig geweſen, grollende und verbitterte Menſchen 
zu ſchaffen, wenngleich ſelbſtverſtändlich auch nicht 
allen Wünſchen ele Rechnung getragen 
werden konnte. Unverſtändlich iſt und bleibt es, 
daß die eigene Standesvertretung in dieſem 
Falle gefühllos an dem Schickſal mehrerer Hundert 
ihrer Mitglieder vorübergegangen iſt. Es beweiſt 
das nur, daß, wie ich bei früheren Gelegenheiten 
ſchon betont habe, auch neuzeitliche Beamten⸗ 
ausſchüſſe keineswegs immer von Irrtümern, ſelbſt 
in bezug auf ihre eigenen Intereſſen, frei ſind. 

Ich habe die Abſicht, alle die mir und dem Kollegen 
Fraedrich übergebenen Umnotierumgsgeſuche, mit 
eingehender Begründung verſehen, dem Herrn 
Miniſter geſammelt zu überreichen und zugleich 


Da aber die mir vorliegenden Geſuche meiſt 
mit Aeußerungen nebenſächlicher Art, mit Aus⸗ 
brüchen des Grolles uſw., belaſtet ſind, ſo bitte ich 
die Herren Bittſteller, ihre Wünſche nochmals in 
gut begründeter und von allem Beiwerk freier 
Art einzuſchicken und dabei vermerken zu wollen, 
daß dieſe Zuſchriften von mir im geſchilderten 
Sinne weiter benutzt werden können. Die neuen 
Geſuche müſſen bis 20. November d J. in meien 
Händen ſein. 

Hegemeifter Neumann⸗Bärenberg. 
Göritz, Poſt Karwitz, Kreis Schlawe. 


=, 

Nachrichten des Vereins 
für Privat forſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 

Geſchäftsſtelte zu Eberswalde, 

Schicklerſtraße 45. 

Fernſprechanſchluß: 

Se Amt Eberswalde Nrͤ 546. 

Satzungen und Mitteilungen uber Gründung, Zweck und 

Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 

Geldfendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Nena 

unter Poſtſcheckkonto 47678 Poſtſchedamt Berlin W 7. 

Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7456 Haiduk, Max, Revierförſter, Jänkendorf O.⸗L., Poſt Nies ty, 
Kreis Rothenburg VIII. 8 

7457. Hofmann, Matth., Forſtgehilfe, Miltenberg a Main, 
Fabrikſtraße 30. XIV. 

7458. Philipp, Albin, Rudolf, Forſtgehilfe, Frohburg, Kren. 
Borna XII. 

7459. Schaupp, Joſeph, Förſter, Rottmannshagen, Kreis 
Demmin II. 

7460. Rutkewitz, Walter, Forſtaufſeher, Werder, Poſt Nordenbura, 
Kreis Gerdauen, Oſtpreußen. I. 

7461. Hellwig, Albert, Förſter, Kuhnhagenbruch, Poſt Klon 
Schönau, Kreis Friedland. I 

7462 Lindenberg, Emil, Revierförſter, Gr⸗Wudicke, Kreis 
Jerichow II. XVI. 

7463. Baddack, Karl, Forſtbeamter, Buchwäldchen, Poſt "lit: 
Döbern, Kreis Calau IX 

7464. Kiphuth, Paul, Hilfsförſter, Miltenberg, Ringſtraße pl XIV 

7465. Schneekloth, Hemrich, Forſtgehilfe, Miltenberg, "Som 


ſchule. XIV. 
7466. Pamperin, Emil, Forſtgehilfe, Milteuberg, Marr 
ſtraße 3435/ XIV. 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 

Piplack, Auguſt, Förſter, Fh. Puculowo, Poſt Manieczki (Poſen⸗ 
Polen), Kreis Schrimm 

Wittwer, Joſef, Hilfsjager, Steinſeiffen, Kreis Hirſchberg 

Graf von Fürjtenftein, Alexander, Rittmeiſter d. R., Wieſen 
burg (Mark). 

Breitinger, Hans, Forſtgehilfe, Bergerhauſen, Poſt Biberach 
a. Riß, Vrttbg. 

90 Eruſt, Förſter, Oberförſterei Gorey, Bolt Czickowo, 

ow. Czarnkowski. 

Steinorth, Helmut, Forſtaufſeher, Templin, Forſtſchule. 

Fromke, Walter, Forſtaſſiſtent, Lieberoſe, Kreis Lübben. 

Maucher, Eugen, Forſtgehilfe, Neu⸗Ulm in Bayern, Hemrichgaſſe ! 

Schrage, Joſef, Forſtpraktikant, Alttann bei Wolfegg, Wrttög. 

Drauſchke, Theodor, Privatförſter, Menz, Kreis Rupp. 

mul, SE Forſtgehilfe, Fh Fundel, Poſt Siedkow, Kreis 

elgard. 

Becbler, Franz, Hilfsförſter, Fh. Nordeuort, Poſt Drengfuri. 
Kreis Raſtenburg, Oſtpreußen 

Leitzbach, Karl, Forſtaufſeher, Gutsverwaltung Heidhöhe, 43. 
Hittfeld, Bezirk Hamburg 

Philipp, Paul, Krimmal⸗Wachtmeiſter, Aſchersleben. 

Fleck, Reinhold, Heinrich, Forſtrat, Glauchau 1. S., Kr 
hauptmannſchaft Chemnitz 

Kufner, Otto, Förſter, Cdelſtetten. Bayern, Schwaben. 

Ziegler, Hermann, Forſtwart, Sperberslohn, Poſt Ochenb euch, 
Mittelfr, Bayern 

Standke, Fritz, Oberförſter, Leiter des Forſtwirtſchaftsan 
Hamkurg, Mundsburgerdamm 65 

Joachim Graf nud Herr von Schönburg ⸗ Glauchau, Deut“ 
Standesherr, Wechſelburg in Sachſen. 


844 . ` 


nung 


Hoffmann, Wilhelm, Förſter, Gr.⸗Liebitz bei Lieberoſe. 


d. Seudlitz, Friedrich, Hauptmann a. D., Bartelow, Poſt Sydow, 


is Schlawe i. Bonn. 
Setder, Frik, regen, Lübchen i. Schl., Kreis Guhrau. 


Koge, Franz. Förſter, Meisdorf a. Harz. Mansfelder Gebirgskreis. 


„Hans. Forſtaufſeher, Ebenau ber Saalfeld, Oſtpreußen. 
nn Hellmuth, Hilfsjäger, zurzeit Berlin⸗Lichterfelde. 
Prinzenſtraße 2. 


V 
Der Neichsverband land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Fach⸗ und Körperſchaftsbeamten. 

Wie ſchon berichtet wurde, ſind die Einigungs⸗ 
verhandlungen zwiſchen dem 
dem Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamtenbund ge⸗ 
ſcheitert. Es iſt aber nun ein Weiteres geſchehen, 
was die ganze Stellungnahme zu den wirtſchaft⸗ 
lichen Nöten der Forſtbeamten ſeitens des Reichs⸗ 
verbandes eigenartig beleuchtet. Der Reichs⸗ 
verband hat gegen die Erklärung der 
Allgemeinverbindlichkeit unſerer vom 
Verein für Privatforſtbeamte abge⸗ 
ſchlofſſenen Tarifverträge Einſpruch er⸗ 
hoben. Damit iſt klar ausgeſprochen, daß es 
dem Reichsverbande nicht darum zu tun iſt, dem 
Stande zu helfen, ſondern daß er auch mit dieſem 
Mittel verſucht, unſere Arbeit für unſeren Stand 
zu ſtören. Auf Gründ dieſer Tatſache, die von 
der Spitzenorganiſation mitgeteilt wurde, vermag 
ich als Vorſtand des Vereins, der bisher allein 
poſitive Arbeit geleiſtet hat, den Herren Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden nur dringend zu empfehlen, 
denjenigen unſerer Mitglieder, die auch Mitglieder 
des Reichsverbandes ſind, den Austritt aus dem 
Verbande nahezulegen. Es iſt doch auch ein 
Unding, wenn ein Beamter auf der einen Seite 
ſeinen Beitrag für unſern Verein, der ihm geholfen 
hat, gibt und auf der andern auch an den 
Verband zahlt, der unſere ſegensreiche Arbeit an 
der Beſſerſtellung der Beamten bekämpft. Hier 
muß unter allen Umſtänden eine reinliche 
Scheidung angeſtrebt werden; denn niemand 
kann zwei Herren dienen. 

Oberförſter Schwabe, 
Jagd'ſchloß bei Weißwaſſer. 


Oberſchleſier⸗ Sammlung 

6. Sammelergebnis 

vom 1. bis 30. September 1921. 
Förſter Gänſicke, Forſth. Salvin b. 
Fürſtenau, Kreis Arnswalde ö 
Revierförſter Standke, Kieferkretſcham, 
Kreis Falkenberg. Ergebnis einer 
Sammlung unter den Teilnehmern 
an der Exkurſion nach Henkenhagen 

e Laſſ ern 
Oberförſter Grimke, Mochau b. Pomſen, 
Kreis J aue 
Oberförſter Wackwitz, Laskowitz, Bez. 
Breslau. Sammlung der Bezirks— 
gruppe VII in Oels am 11. Sep⸗ 
tember 19ꝑ111 2020 
Major a. D. Wolff, Wilkendorf b. 
Strausberg i. Mark 
Forſtmeiſter Joly, Natteforth Samm⸗ 
lung der Ortsgruppe Recklinghauſen 
und Umgegend des Vf. P. D. 
Förſter Hubmer, Hüls, Kr. Reckling⸗ 
haufen, Weſtf alen 
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Gaaſe Biptömmfdie Ghterermaltung Lichtenwald Bezirk Stiftsoberförſter Buſſe, Heiligengrabe 
Nokitta, Johann, Hilfsjäger, Nieder⸗Marklowitz bei Loslau, Kr. 
Rybnick. 


bei Techow, 2. Gabe (1. Gabe 100 &, 
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cf. 5. Sammelergebni ) 70.— A 
Förſter Beeſe, Forſth. Peel bei Glad⸗ 
bach, Forſtd iebſtahlsſtrafged . 30,.— „ 
Oberförſter Hoffmann. Hausdorf, Kr. 
Neurode i. Schl, Sammlung bei 
einer Hochzeitsfeier. „ ée 87,.— „ 
Revierförſter Keßler, Forſth. Baruther⸗ 
Berg bei Creba, O.⸗ K. 20,.— „ 
S Summa 6 . . 9566.1 


Hierzu 4 


1—5 11 256,35 „ 
Reichsverband und Einnahme bis zum 30. September 1921 12 222,35 & 


Verausgabt wurden an Geſchädigte 
vom J. bis 30. September 1921. 


Einem Hilfsjäger, in deſſen Forſt⸗ 
haus eine polniſche Bande einge⸗ 
drungen war und ſämtliche Waffen, 
Munition, Uniformen, Hirſchfänger 
Jagdgläſer, Wäſcheſtücke und ein 
Fahrrad im Geſamtwert von etwa 
12000 „ raubte. Der Geſchädigte 
wurde mitgenommen und in einem 
Schweinekeller eingeſperrt, wo ſich 
noch andere Forſtbeamte, Lehrer und 
deutſche Apo befanden. Alle wurden 
nach einigen Tagen in ein Gefängnis 
und von hier aus wieder weiter 
transportiert. Zuletzt mußte er in 
einem Keller auf einem Pferdemiſt— 
haufen liegen und war froh, als er 
ſchließlich, nur mit Hofe und Schuhen 
bekleidet, nach Hauſe wandern 
durfte. Spende 

Einem Revierförſter, in deſſen 
Wohnung in der Nacht zum 3. Mai 
polniſche Inſurgenten eingedrungen 
waren. Sie führten ihn mit, und 
er wurde an verſchiedenen Orten 
mißhandelt. Erſt am 20. Auguſt 
konnte er nach ſeiner Wohnung 
zurückkehren, wo er einen Schaden 
von etwa 35600 feſtſtellte. Spende 


Einem Hilfsjäger, der auch vom 
Mat bis zum Auguſt von ſeiner 
Wohnung fernbleiben mußte und 
um ſein ſämtliches Hab und Gut 
kam. Spende 

Einem Wildmeiſter, deſſen abſeits 
vom Dorfe gelegene Wohnung von 
etwa 60 bis 70 Polen umſtellt 
worden war. Mit Gewehren, Piſtolen 
und Handgranaten drangen ſie in 
die Wohnung ein, raubten ſämt⸗ 
liche Gewehre, Jagdpatronen, Jagd⸗ 
gläſer, Lebensmittel und 560 2 
Bargeld. Die Frau wäre bald 
von einem Inſurgenten erſchoſſen 
worden, ſo nahe ging bei ihr der 
Schuß vorbei. Der Mann wurde 
verhaftet, meiſt auf Betreiben ferner 
eignen polniſchen Waldarbeiter. Er 
ſollte erſchoſſen werden; es gelang 
ihm aber, zu entkommen. Die 
Wohnung wiirde öfter von den 
Polen gründlich durchſucht und 
dabei geraubt, was ihnen gerade 
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zuſagte. Schaden etwa 14450 &. 
Spende 
Einem Forſtaufſeher, der völlig 
ausgeraubt worden iſt und ſeinen 
Schaden auf 45000 4 (?) beziffert. 
Spende 


d ki 


Summa 6 


1800,— A 
Hierzu „ 1-5 . %000,— „ 


Ausgabe bis zum 30. September 1921 10800,— A 

Soeben gehen mir drei photographiſche Auf⸗ 
nahmen von den Räumen eines durch die polniſchen 
Banden ausgeraubten Forſthauſes durch einen 
dankbaren Spendenempfänger zu. Dieſe ſtellen 
ein grauenhaftes Bild der Verwüſtung dar. 
Leider iſt es aus techniſchen Grunden bei der 
gegenwärtigen Beſchaffenheit des Papiers der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ nicht möglich photo⸗ 
graphiſche Darſtellungen zu veröffentlichen, um 
ſie weiteren Kreiſen bekanntzugeben. 

Allen freundlichen Gebern laſſen die Spenden⸗ 
empfänger herzlich danken. Weitere Gaben: „Für 
bedrängte Mitglieder des Vereins für Priwpatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands in Oberſchleſien“ nimmt 
gern entgegen 

Niewe b. Schurgaſt O.⸗S., d. 30. Sept. 1921. 

Troſt, Forſtmeiſter 1. R. 
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Tarifvertrag 
für die Gehalts⸗ und Arbeitsbedingungen der 
Privatforſtbeamten und ⸗Angeſtellten im Staate 

Thüringen. 

Zwiſchen dem Verband der thüringiſchen Wald⸗ 
beſitzer einerſeits und der Fachgruppe „Thüringen“ 
für Privatforſtbeamte des Deutſchen Guts⸗ und 
Forſtbeamtenbundes anderſeits wird folgender 


zwecks Regelung der Dienſt⸗, Arbeits⸗ und Ein⸗ 
kommensbedingungen der Privatforſtbeamten und 
Angeſtellten geſchloſſen. 

§ 1. Dauer des Tarifvertrages. 

Der Tarif erhält Gültigkeit vom 1. April 1921 
bis 31. März 1922 und läuft je ein Jahr weiter, 
wenn er nicht drei Monate vor Ablauf von einer 
der Vertragsparteien gekündigt wird. 
§ 2. Allgemeine Verbindlichkeits erklärung. 

Die Parteien ſind ſich darüber einig, daß 
ſeitens des Waldbeſitzerverbandes die Allgemein⸗ 
verbindlichkeit dieſes Tarifs alsbald beim Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium beantragt und durchgeführt 
werden ſoll. f 

§ 3. Einigungsſtelle. 

Beide Parteien werden ihre Mitglieder alsbald 
von den nachfolgenden Vereinbarungen in Kennt⸗ 
nis ſetzen. Klagen über Nichteinführung bzw. Nicht⸗ 
einhaltung der tarifariſchen Vereinbarungen ſollen 
von den Mitgliedern der vertragſchließenden 
Parteien alsbald ſchriftlich zur Sprache gebracht 
werden, und zwar ſoweit ſie Waldbeſitzer betreffen, 
bei der. Geſchäftsſtelle des Waldbeſitzerverbandes, 
ſoweit ſie Forſtbeamte betreffen, bei dem Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden der beteiligten Beamten⸗ 
organiſationen. Die genannten Verbände werden 


zunächſt durch unmittelbare Einwirkung auf ihre 


Mitglieder für Abſtellung berechtigter Klagen 
Sorge tragen. Führen derartige Schritte nicht 
zum Ziel, ſo iſt eine für dieſe Zwecke einzurichtende 
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Dieſe ſetzt ſich zu⸗ 
ſammen: 


J. aus einemfoon beiden Parteien zu benennenden 
unparteiiſchen Vorſitzenden; 

2. einem vom Waldbeſitzerverband zu beſtimmenden 
Waldbeſitzer; 

3. einem von der Bezirksgruppe 18 des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands zu be⸗ 
ſtimmenden Forſtbeamten. Für die Mitglieder 
zu 2 und 3 ſind je zwei Stellvertreter für Be⸗ 
hinderungsfälle zu benennen. 

8 Einkommen. 

Das Einkommen der Forſtbeamten und An⸗ 
geſtellten ſetzt ſich aus folgenden Einzelheiten zu⸗ 
ſammen: 

a) Grundgehalt, 

b) Teuerungszulage, 

c) Nebenbezüge bzw. Wert der Nebenbezüge, 
für die im $ 5 feſte Sätze vereinbart 
worden ſind. 

Den einzelnen Waldbeſitzern bleibt es überlaſſen, 
je nach Lage der örtlichen Verhältniſſe und auf 
Grund beſonderer Vereinbarungen Abänderungen 
von Höhe und Menge der unter a bis o genannten 
einzelnen Teile vorzunehmen, ſofern nur das 
Geſamteinkommen nach § 6 unter Beachtung der 
nachfolgenden Einzelbeſtimmungen ſichergeſtellt iſt. 
Wenn Größe und Bedeutung des h eine 
Vollbeſchäftigung des Beamten nicht bedingen, 
ſind alle Entlohnungen aus anderen Beichäftigungen 
auf das Geſamteinkommen anrechnungsfähig. 

§ 5. Bewertung der Naturalbezüge. 

Sämtliche Natural⸗Leiſtungen (Wohnung, 
Feuerung, Licht, Acker, Wieſe, Streu) und Deputate, 
ſoweit ihre Abgabe auf Grund örtlicher Verhältniſſe 
möglich iſt, müſſen auf das Geſamteinkommen 
(§ 6) auf Grund der im jeweilig gültigen landwirt⸗ 


Einigungsſtelle anzurufen. 


„ſchaftlichen Arbeitertarif für Thüringen feſtgeſetzten 


ätze in Anrechnung gebracht werden. Für die 
Bewertung des Brennholzes kommt der Durch⸗ 
ſchnitt der zurzeit in Thüringen gültigen Kommunal⸗ 
brennholztaxen in Anrechnung. 

Wo Nebenbezüge, für die in dem genannten 
Tarif Preiſe nicht feſtgeſetzt ſind, gewährt werden, 
wie Fiſche, Wild, Heu, find 75 bis 90 % des Markt⸗ 
preiſes einzuſetzen; ähnlich iſt bei Gewährung von 
Forſtdienſtkleidung, die am beſten mit etwa drei 
Viertel des vollen Preiſes in Anſatz kommt, zu 
verfahren. Die Gewährung von Dienſtland, das 
grundſätzlich anzurechnen iſt, unterliegt freier Ver⸗ 
einbarung. Als Richtlinie für die Bemeſſung des 
Dienſtlandes mag gelten, daß genügend Dienſt⸗ 
land gegeben wird, um die in $ 6 bezeichneten 
Mengen ohne bare Zubuße ſeitens der Beamten 
herauswirtſchaften zu können. Deputatland iſt zu 
einem mäßigen Durchſchnittspreiſe gleichwertiger 
Pachtländereien des Tarifbezirks anzurechnen. 
Hierzu ſind etwaige weitere Leiſtungen des Arbeit⸗ 
ebers nach den Sätzen des obigen landwirtſchaft⸗ 
ichen Arbeitertarifs hinzuzurechnen (Spann⸗ 
leiſtungen, Dünger, Saatgut). Wenn vollkommen 
freie Station gewährt wird, ſo iſt hierfür der im 
obigen Arbeitertarif vorgeſehene Satz für Arbeiter 
mit einem Aufſchlag von 20% in Anrechnung zu 
bringen. Wird die freie Station im Hauſe eines 
Beamten gegeben, ſo beträgt die dem Beamten 
pro Kopf und Tag des Unterzubringenden und zu 
Beköſtigenden gewährte Entſchaͤdigung etwa ein 
Viertel mehr als der vorgenannte Satz, in welcher 


Bag 
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Summe die Abgeltung für gewährte Aufwartung 


einbegriffen iſt. 


Dieſe Gehaltsſätze ſind nur für hauptamtlich 
beſchäftigte Forſtbeamte auf Revieren mit über 
200 ha Waldfläche gültig. Bei Beamten auf 
kleineren Waldflächen unterliegen die Gehalts⸗ 
ſätze freiec Vereinbarung unter Anlehnung an die 
vorſtehenden Einkommensſätze. 

Für die Einreihung in eine Gruppe ſind 
Stellung und Tätigkeit — nicht der derzeitige 
Titel — maßgebend. Den Beamten iſt für ſchrift⸗ 
liche Arbeiten, wenn dieſe am Abend gemacht 
werden müſſen, für Beleuchtung eine beſonders 
zu vereinbarende Entſchädigung zu gewähren. 
Die innerhalb des in § 6 normierten Geſamt⸗ 
einkommens feſtgeſetzten Teuerungszulagen ſind 
widerruflich und immer nur auf die Dauer eines 
Jahres zu gewähren. Die Erhöhung oder der 
Abbau dieſer Zulagen hat ſich nach dem Stande 
der Teuerung zu richten. Tantiemen und Gewinn⸗ 
anteile ſind auf das Geſamteinkommen in An⸗ 
rechnung zu bringen, Schußgelder und die Erlöſe 
aus Wilddecken, Bälgen, Abwurfſtangen ſind auf 
das Geſamteinkommen in Anrechnung zu bringen, 
wenn We den jährlichen Betrag von 500 % über- 
ſteigen. 
§ 7. Aufrechterhaltung günſtigerer Bezüge. 

Soweit bisher Einkommen gewährt wurden, 
die obige Sätze überſteigen, ſoll Kürzung nicht 
ſtattfinden. | 

SR Form für den Einzeldienitvertran. 

Auf Grund des Tarifvertrages müſſen Einzel- 
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g l 
dienſtverträge zwiſchen Arbeitgeber und Beamten 
ſchriftlich abgeſchloſſen werden. 

§ 9. Koſten der Vorſtellungsreiſen. 

Koſten der Vorſtellungsreiſen ſind von ſeiten 
des Arbeitgebers zu tragen, wenn dieſer den 
Beamten zur perſönlichen Vorſtellung aufgefordert 
oder nach freiwilliger Vorſtellung angeſtellt hat. 
Beamten mit eigenem Haushalt ſind beim Zuzug 
die Reiſekoſten auch für ſeine Angehörigen ſowie 
die Fracht für das Umzugsgut zur Hälfte beim 
Antritt, die andere Hälfte nach Ablauf des erſten 
Dienſtjahres zu vergüten. Unverheirateten Be⸗ 
amten ohne eigenen Haushalt iſt beim Zuzug das 
Fahrgeld III. Klaſſe und die verauslagte Fracht 
für Umzugsgut zu erſetzen. Beim ordnungs⸗ 
mäßigen Abgang ſind die nötigen Fuhrwerke oder 
Geſpanne zur nächſten Bahnſtation oder nach 
einem Orte, der nicht weiter als dieſe entfernt 
liegt, unentgeltlich zu ſtellen. 5 

§ 10. Penſionen Unfallverſicherung, 
Hinterbliebsnenverſorgung. 

Der Waldbeſitzerverband wird anſtreben, daß 
auf dem Wege der Penſionskaſſe, des Einkaufs der 
Beamten und Angeſtellten in Lebens⸗, Renten⸗ 
und Knfallverſicherungen der Lebensabend der 
Forſtbeamten möglichſt ſichergeſtellt und ihnen die 
Sorge für ihre Hinterbliebenen genommen wird. 

§ 11. Kaſſenbeiträge. 

Die Koſten zu den Angeſtellten⸗, Invaliden⸗ 
und Krankenverſicherungen ſind auf Grund der 
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geſetzlichen Beſtimmungen vom Arbeitgeber und § 19. Außerordentliche Kündigung, nebſt 


Arbeitnehmer zu tragen. Geſetzlich vorgeſchriebene 
Steuerabzüge müffen ſich Beamte und Angeſtellte 
gefallen laſſen. 

§ 12. Staatliche Renten. 

Staatliche Renten kommen auf das Geſamt⸗ 
einkommen nicht in Anrechnung. 

§ 13. Ehrenämter, Nebenbeſchäftigung. 

Ehrenämter dürfen nur mit Genehmigung der 
Dienſtherrſchaft angenommen werden, das gleiche 
gilt für Nebenbeſchäftigungen aller Art. Für 
Nebenämter im Dienſte der Herrſchaft kann in 
Revieren über 500 ha eine beſondere Entſchädigung 
vereinbart werden. 

§ 14. Kautionen. 

Etwa von Beamten zu leiſtende Kautionen ſind 
ihnen ſicherzuſtellen, da ſie im Falle eines Kon⸗ 
kurſes nicht zu den bevorrechtigten Forderungen 
gehören. Die Kautionsſumme iſt zu verzinſen. 
§ 15. Verkauf oder Verpachtung des Waldes. 

Bei Verkauf oder Verpachtung, ſofern ſie nicht 
durch Zwangsmaßnahmen verurſacht ſind, findet 
der Waldbeſitzer den Beamten entweder ſelbſt ab 
für die Zeit ſeiner vertraglichen Stellung, indem 
er ihn bis zum Ablauf des auf den Verkauf oder die 
Verpachtung folgenden Wirtſchaftsjahres das Ge⸗ 
halt und den Wert der freien Station, gegebenen⸗ 
falls das Gehalt und die Tantiemen auszahlt, oder 
er verpflichtet den Käufer oder Pächter zur 
übernahme des Beamten unter den ſeitherigen 
Bedingungen. Iſt der Beamte mit letzterem nicht 
einverſtanden, kann er die Stellung ſofort auf⸗ 
geben, er erhält dann von dem bisherigen Beſitzer 
die vertraglichen Bezüge ſofort in bar ausgezahlt. 

§ 16. Urlaub. 

Jedem Beamten und Angeſtellten ſteht nach 
zweijähriger Dienſtzeit bei Abkömmlichkeit auf 
rund einer Vereinbarung mit dem Beſitzer ein 
jährlicher Erholungsurlaub von mindeſtens 8 Tagen 
unter Weitergewährung aller Bezüge zu. Der 
Urlaub ſteigt von Jahr zu Jahr bis zur Höchſt⸗ 
grenze von 21 Tagen. Die Teilnahme an forſtlichen 
Lehrgängen und den Förſterverſammlungen iſt 
den Beamten — ſofern es dienſtlich zuläſſig iſt — 
ohne Anrechnung auf den Urlaub zu geſtatten. 

§ 17. Annahme von Lehrlingen. 

Kein Beamter darf vertraglich zur Ausbildung 
von Forſtlehrlingen verpflichtet werden; die An⸗ 
nahme eines Forſtlehrlings unterliegt der Ge⸗ 
nehmigung des Waldbeſitzers. 

818. Ordentliche Kündigung. 

Die verheirateten Beamten haben einviertel⸗ 
jährliche Kündigungsfriſt zum Schluſſe eines 
Kalendervierteljahres, nach zweijähriger Dienſtzeit 
cinhalbjährige Kündigungsfriſt zum Schluſſe eines 
Kalenderviertelſahres, wenn nicht längere 
Kündigungsfriſten im Einzeldienſtvertrage vor⸗ 
geſehen ſind. Die Kündigung von unverheirateten 
Beamten iſt im erſten Jahre mit einer ſechs⸗ 
wöchentlichen Kündigungsfriſt zum Schluſſe des 
Kalendervierteljahres zulaſſig, von da ab viertel⸗ 
jahrlich. Nach erfolgter Kündigung iſt dem Be⸗ 
amten zum Aufſuchen einer neuen Stellung ge⸗ 
nugender Urlaub zu erteilen und auf Verlangen 
ein vorläufiges Zeugnis auszuſtellen. Die Ein⸗ 
heltung von Dienſtzeugniſſen aus früheren 
Stellungen iſt nicht ſtatthaft. Die Kündigung hat 
ſchriftlich zu erfolgen. 


beiderſeitigen Anſprüchen hieraus. 

Der Arbeitgeber bzw. deſſen Beauftragter und 
der Beamte ſind berechtigt, den Dienſtvertrag 
ſofort, d. h. ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
zu kündigen, wenn ein wichtiger Grund dazu 
vorliegt. Solche Gründe ſind insbeſondere: 

a) für den Arbeitgeber: 

1. Untreue im Amte, Annahme von de 
wendungen irgendwelcher Art ohne Willen 
des Beſitzers von ſeiten der Holzkäufer, 

2. wiederholte grobe Vernachläſſigung des 

Dienſtes, 

unſittliches Verhalten, 

. abjichtliche oder durch grobe Fahrläſſigkeit 
entſtandene Schädigung der Intereſſen der 
Wirtſchaft, 

5. perſönliche Beleidigungen des Dienſtherrn, 

ſeines Vertreters oder ſeiner Familie; 

b) für den Beamten: 

1. Verletzung des Vertrages oder deſſen 
einzelner Beſtimmungen in einem weſent⸗ 
lichen Punkte, 

2. Verweigerung der Abſtellung geſundheit⸗ 
gefährdender Wohnungsverhältniſſe, 

3. perſönliche Beleidigung des Beamten oder 
ſeiner Familienangehörigen durch den 
Arbeitgeber oder ſeinen Vertreter. 

In den Fällen, in welchen wegen eines wichtigen 
Grundes ſofort gekündigt wird, richten ſich die 
beiderſeitigen Anſprüche nach $ 628 BGB. 

Wird der Beamte bei Wahrnehmung der 
Intereſſen des Gutsherrn, ohne ſich Übergriffe 
zuſchulden kommen zu laſſen, durch terroriſtiſche 
Umtriebe, Streikandrohung ſeitens der Arbeiter 
zur Aufgabe ſeiner Stellung gezwungen, dann 
ſteht ihm der Anſpruch auf Schadenerſatz zu. 

Weimar, den 10. Auguſt 1921. 

Krug. C. Graf zu Boineburg Reinemann. 

v. Gabelentz. Lindner. v. Holleben. 
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Ortsgruppe Niederlauſitzer Grenzwald. 

Am Sonnabend, dem 12. November, findet in 
Calau N.⸗L., Hotel „Zur Poſt“, eine Ortsgruppen⸗ 
verſammlung mit folgender Tagesordnung ſtatt: 
1. Vorleſung des Berichts der letzten Sitzung. 
2. Vorträge: a) Durchforſtung der Kiefer, b) Ent⸗ 
wickelung und Tätigkeit des Vereins. 3. Anträge. 
4. Tagesfragen und Verſchiedenes. 

Eröffnung der Verſammlung pünktlich 4 Uhr 
nachmittags. Gäſte ſehr willkommen. 

Redlich, Vorſitzender. 


A 


Stellenſuchenden Privatforſtbeamten 
und Waldbeſitzern, 


die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben, 
wird hiermit der gemeinſame Stellennachweis 
des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände und des Vereins fuͤr Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 
Alle Zuſchriften, denen auch gleich eine Gebühr 
für Formulare, Porto uſw. in Höhe von 
15 beizufügen iſt, find an den Stellen- 
nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
moine. Schicklerſtraße 45, zu richten. 
Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
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Auf Wunſch wird als Crgänzung gegen Berechnung geliefert 
das bekannte Nummernbuch für Nutzholz und Brennholz 
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Nachrichten aus den Fachgruppen 


Preußiſcher Kommunal Forſtbeamten. 


Unterfachgruppe der Kommunalforſtbeamten der 
Bezirksgruppen Brandenburg⸗Oſt und ⸗Weſt. 

Zu der auf den 24. September d. J. nach 
Berlin (Reſtaurant Heidelberger) einberufenen 
Verſammlung waren Kollegen aus beiden Be⸗ 
. Vertreter der Vorſtände beider 
Bezirksgruppen erſchienen. Als Obmann der 
Untergruppe Brandenburg - Weit war der Kollege 
a Forſthaus Schlag, Strausberg II, 
anweſend. 

Nachdem Kollege Schobeß⸗Lübben als Obmann 
für Brandenburg⸗Oſt die Verſammlung begrüßt 
und die große Intereſſenloſigkeit vieler Kollegen 
bemängelt hatte, erläuterte der Vorſitzende für 
Brandenburg⸗Oſt, Kollege Figula, in eingehendſter 
Weiſe die Beſchlüſſe des „Komba“ zur Fach⸗ 
gruppenfrage und im beſonderen zur Untergruppe 
der Forſtbeamten. Er wies die in einem Artikel 
der Nr. 37 des „Deutſchen Förſter“ enthaltene 
unſachgemäße Darſtellung energiſch zurück und 
warnte vor weiterer Zerſplitterung, die dem 
deutſchen Beamtentume zum größten Nachteil 
gereichen müßte. Der „Komba“ habe die Inter⸗ 
eſſen der Forſtbeamten in nachdrücklichſter Weiſe 
vertreten. Dies gehe auch daraus hervor, daß ein 
Kollege aus dem Kreiſe der Forſtbeamten Mitglied 
des Ge ſamtvorſtandes des „Komba“ ſei. Um die 
praktiſche Arbeit des Verbandes bzw. der Bezirks⸗ 
gruppe zu beleuchten, führte Kollege Figula 
weiter aus, daß durch das ſchnelle und tatkräftige 
Eingreifen in einem Diſziplinarverfahren auf 
Amtsentſetzung gegen einen Forſtbeamten, der 
bereits 28 Jahre im Dienſt ſtand, ein ſehr günſtiger 
Ausgang erzielt wurde. Der betreffende Kollege 
wurde anſtatt mit Entſetzung vom Amte mit 
einer Warnung beſtraft. 
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Die Kollegen von der grünen Farbe nahmen 
die Ausführungen mit Intereſſe entgegen und 
ſprachen ſich einſtimmig und mit größtem druck 
für die weitere Mitgliedſchaft beim „Komba“ aus. 

Es folgten längere Verhandlungen über ver⸗ 
ſchiedene Sonderangelegenheiten der Forſtbeamten. 
Unter anderem wurde Stellung genommen zur 
Beſoldungsfrage und zur Gleichſtellung der 
Ee re mit den Staatsföritern bezüglich 
der Nebenbezüge (Dienſtaufwandsentſchädigung, 
Brennholzlieferung, Pferdeunterhaltungszulagen, 
Zuſchuß für Fahrradunterhaltung und Jagdnutzung 
bei verpachteten Jagdrevieren). Die diesbezüg⸗ 
lichen Anträge werden eingereicht werden. 

Es wurde ferner beſchloſſen, zu beantragen, 
daß die Intereſſen der preußiſchen Kommunak⸗ 
forfibeamten durch einen preußiſchen Kollegen im 
Geſamtvorſtand des „Komba“ wahrgenommen 
werden. Für die Bezirksfachgruppe für Branden⸗ 
burg⸗Oſt ſoll zur Deckung der Unkoſten ein Sonder⸗ 
jahresbeitrag von 5 AM erhoben werden. Der 
Betrag iſt bis Ende dieſes Jahres an den Obmann, 
Kollegen Schobeß⸗Lübben, einzuſenden. 

Kollege Merkel⸗Köpenick empfahl ſodann in 
einem kurzen Vortrage die Bank für Kommunal⸗ 
beamte, Berlin 0112, Rigaer Straße 56. Die 
Einrichtungen der Bank wurden als vorzüglich 
anerkannt und den Kollegen dringend empfohlen, 
die Mitgliedſchaft zu erwerben. Es iſt dies bereits 
durch ratenweiſe Erwerbung eines Geſchäfts⸗ 
anteiles von 100 & an zuläſſig. Die Bank verzinft 
eingezahlte Gelder beſſer als andere Kaſſen und 
Hellt bei von ihr entnommenen Darlehen äußerft 
günſtige Bedingungen. Die Verſammlung wurde 
mit einem dringenden Appell um regere Beteiligung 
geſchloſſen. 

Berlin, den 24. September 1921. 

Der Obmann für Brandenburg⸗ Of. 
Stadtförſter Schobeß⸗Lübben. 
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2166 Falender für deutſche Forſt⸗ 
o münner u. Jäger auf das Jahr 


1. Teil: Taſchenbuch, feſt und Dauerhaft in grünem Leinenband mit Klappe und Bleiſtift. 


2. Teil: Forſtliches Hilfsbuch, mit einer Arbeit von Forſtrat Dr. Hermann Bertog 
uber den „Dauerwald“, feſt geheftet, als koſtenloſe Anlage. 


Preiſe: Schwache Ausgabe A: 


12 Mark, fünf Stück und mehr je 11,50 Mark. 


Starfere Ausgabe B: 13,50 Mark, funf Stück und mehr je 13 Mark. 
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Deutſche Sorfl- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Runödſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 
Amtliches Organ des Brandversicherungs-Vereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „ Waldheil“, Vereins zur 
Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu Neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 
Viehversicherungsvereins der Forstbeamten a. 6. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 
Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 
lands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1840), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 


Die Deutſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Got 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Numntern, auch ältere, werden für 

80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Vei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beitragen nimmt die Schriftleuung das Recht der ſachlichen Auderung in Anſpruch. Bei⸗ 
iräge, ſur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen e verſehen Beiträge, die von ihreu Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchriſten ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergutung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertellahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 46. 36. Band. 


Neudamm, den 13. November 1921. 
Hohenlübbichower Forjt-Rultur-Methoden. 
Nach Mitteilungen des Herrn Landrat z. D. v. Keudell, Hohenlübbichow. 


1. Allgemeines. 

I. Die von allen Verkehrsſtraßen beſonders 
weit entfernte Lage des Gutes ergab im 
Jahre 1907 die Notwendigkeit, einige vom 
Hauptgut ſehr weit abſeits liegende Außen⸗ 
ſchläge, die im Kulturzuſtand außerordentlich 
zurückgegangen waren, aufzuforſten. Die 
ſchlechten Erfolge der erſten größeren Auf⸗ 
forſtung dieſer Art (1907) auf Waldpflugs⸗ 
ſtreifen in völlig verpedetem Boden, ohne 
Bodenlockerung, legten den Verſuch nahe, durch 
tiefe Bodenlockerung ein freudigeres Wachslum zu 
erzieken und durch Anwendung der Pferdehacke 
in den ſtark verunkrauteten Ackerböden die teuren 
Arbeitslöhne für die Handhacke einzuſchränken. 

Von 1908 ab wurde grundſätzlich daher 
auf voller Fläche tief gepflügt, und zwar je 
nach der Unreinheit des Bodens meiſt erſt 
nach vorherigem Schälen. Nach der Kultur 
wurde die Pferdehacke angewandt, ſo daß die 
Handhacke ſich nur auf die Pflanzenreihe ſelbſt 
beſchränkte. Die Erfolge traten ſofort in 
Erſcheinung. Ich habe im Märkiſchen Forſt⸗ 
verein über die merkenswerten Folgeerſcheinungen 
Mitteilung gemacht, nämlich: 

1. Keine Dürreſchäden im Jahre 1911. 

2. Faſt völliges Ausbleiben der Schütte, 
obwohl ſeit 1908 nicht mehr geſpritzt 
wurde. Wo vereinzelt Schütte auftrat, 
hinterließ ſie ſo gut wie keine Spuren. 

3. Keine oder minimale Froſtſchäden bei den 

Laubholzfreikulturen, ſoweit dieſelben rein⸗ 

gehalten waren. 

Ich gehe fo weit, zu behaupten, daß die 
Freikulturen von Laubholz auf kahler 
Fläche ohne die vorhergehende Tieflockerung 
und nachfolgende Reinigung und Feucht⸗ 


erhaltung des Bodens durch den Igel in 
dem tatſächlich unternommenen Maßſtabe 
ſich als undurchführbar erwieſen haben 
würden. (Außer Froſt Dürre auf Sand uſw.) 

II. Gleichzeitig wurde die Methode des 
Umbruchs auf voller Fläche auch für Kulturen 
auf bisherigem Waldboden im Kahlſchlagbetriebe 
zunächſt erſt teilweiſe, ſehr bald aber durchweg 
eingeführt. Die Erfolge waren die gleichen: 
es zeigte ſich die bemerkenswerte Tatſache, daß 
gleichaltrige oder ältere, gleichzeitig mit der 
Kiefer gepflanzte Buchen auf Sand vereinzelt 
ſogar vorwüchſig, im allgemeinen immer noch 
im ausſichtsreichen Wettbewerb ſich mit der 
Kiefer halten, ſo daß alſo die Buche für die 
nächſte Waldgeneration nicht von vornherein 
zur Unterſtändigkeit verurteilt iſt. Letzteres 
tritt dagegen ein, wenn, wie hier in früheren 
Jahren häufig geſchah, die Buche erſt nach⸗ 
träglich eingeſprengt wurde oder infolge Nicht⸗ 
reinhaltens der Kultur im Graſe abfriert. 

Die Inſtrumente wurden und werden je 
nach dem praktiſchen Bedürfnis und den Er⸗ 
fahrungen verbeſſert. Eine Hauptrolle fällt 
der Egge zwiſchen dem Schälen und Tiefpflügen 
zu. Leider wurde die Scheibenegge erſt im 
Winter 1920/21 zum erſten Male angewendet. 

III. Bei der allmählichen Abkehr vom 
Kahlſchlagbetriebe ergab ſich die Beibehaltung 
der Methode des Umbruchs auf voller Fläche 
auch im Beſtande. Es iſt hierbei erwünſcht, 
daß nicht zu viele Stubben vorhanden find; 
ein Fehlen der Stubben iſt jedoch nicht er⸗ 
forderlich. 

Der Verſuch der Koſtenerſparnis führte im 
Herbſt 1920 zum erſten Male dazu, anuſtatt 
Seggeſtellen auf voller Fläche unter Schirm 
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umzubrechen, es mit dem Pflügen von Z gleich⸗ 
gerichteten Furchen nebeneinander durch den 
Ackerpflug zu probieren. Seit eine kleine, 
ſchmale Scheibenegge vorhanden iſt, laſſen ſich 
dieſe gepflügten Streifen auch entſprechend be⸗ 
arbeiten, während ohne die ſchmale Scheiben⸗ 
egge das Streifenpflügen den Nachteil hatte, 
daß der Boden nicht durch das Rundeggen wie 
auf voll umbröchener Fläche richtig kurzgemacht 
werden konnte. 

Infolge der gerade im letzten Jahr weſentlich 
verbeſſerten Inſtrumente hat die faſt 12 Jahre 
in Hohenlübbichow teilweiſe durchgeführte 
Methode in ihrer damaligen Form inſofern 
nur hiſtoriſchen Wert, als durch die Vervoll⸗ 
fommnung der Technik manche hier früher 
ausgeführte Verſuche bei andern Revieren 
geſpart werden könnten, falls dieſe jetzt gleich 
zweckmäßig an die verbeſſerte Methode des 
Jahres 1920 anknüpfen wollten. 

IV. Zur Beſchleunigung des Unterbaus 
von Laubholz auf größeren Flächen ſind, wenn 
auch grundſätzlich dieſe Arbeiten, und das gilt 
auch für alles vorher Geſagte, im Sommer 
ausgeführt werden ſollen, aus Zeitmangel im 
Winterhalbjahr, beginnend im Herbſt 1920, 
eine Reihe von Verſuchen ausgeführt worden, 
um zu erproben, welche Methode unter Ver⸗ 
wendung von Pferdekraft am raſcheſten und 
billigſten, andererſeits aber auch unter Herbei⸗ 
führung einer gewiſſen, hier ſo oft bewährten 
Bodenlockerung die beſte Leiſtung erzielt. Dabei 
iſt der Umbruch auf voller Fläche mit dem 
Schwungflug oder das Pflügen von gleich 
gerichteten Ackerpflugsſtreifen im weſentlichen 
nur auf ſogenannten erkrankten Böden, laienhaft 
ausgedrückt, in der großen und kleinen Segge, 
beibehalten worden. 

2. Einzelheiten. 

über die Durchführung der Arbeiten, ihren 
bisherigen Umfang und die Koſten des Ver⸗ 
fahrens geben nachſtehende Mitteilungen ge⸗ 
nauen Aufſchluß. 

In der beſchriebenen Weiſe ſind bis jetzt 
140,7 ha kultiviert worden. 

In nachſtehender Tabelle läßt der Umfang 
der Arbeiten in den einzelnen Jahren und die 
Entwicklung der ausgeführten Kulturen erſehen: 


E Si 

332 a e o ` 22 

5 S = = s Stärke am Wa SZ) Ser 

TO SS 02% EE 

Fer GR 88 Wurzelknoten Radel S band 
. 

= =| ha m m|cm|cm| cm |cm| m 

1909) | 09 3,45 | 4,20 75 110 6—10 2,5 13: 0,3 

19110 17,7 3,00 3,90 7 9 6— 10] 2,3 1,3: 0,3 

1913 20.5 2,55 ı 3550| 6 8 6—10 2,0 1,3: 0,3 

191470 22,5 2,45 3,60 5 7 6—10 Lë 1,5: 0,5 

1915 8˙9 1,90 2,30 5 65 6—10 1,4 1,5: 0,5 

19:6 1.0 140 | 1,85 4,5 5,5 6—10 1,2 1,5: 0,5 

1917 186 | 1,15 | 1,60 4,0 5 6— 10 10 1,5. 0,5 

1918 15,2 0,80 1,10 2,5 3 9—10 0,5 1,5: 0.5 

1920 13,7 0,18 0,32 | 06 0,7 10—12 1 21 


1) Sehr geringer Boden 9 Friſcher Nordhang 


Die Kiefern find von auffallender Wüchſig⸗ 
keit; beſonders bemerkenswert iſt die Gleich⸗ 
mäßigkeit des Anwachſens. 

Die Pflanzungen ſind der Regel nach im 

Frühjahr, und zwar von Ende März bis 
Anfang Mai, ausgeführt worden, 
kleiner Teil im November. 
- Die Bodenbearbeitung mit Schwungpflug 
und Egge nach vorherigem Schälen iſt ſtets 
wiederholt, auf einzelnen beſonders ſtark mit 
Segge durchwachſenen Stellen ſogar dreimal 
durchgeführt worden. 

Hierfür waren anfangs je Hektar 86, ſpäter 
bei Anwendung des Raſenſchneiders 82 Ge⸗ 
ſpannarbeitsſtunden mit zwei Pferden erforder⸗ 


nur ein 


lich. Hiervon entfallen auf die einzelnen 
Arbeitsteile: 
1. 1 mal ſchälen (umreißen, umbrechen) 
32 Geſpannarbeitsſtunden 
1 mal eggen 16 = 
1 mal pflugen 30 fi 
1 mal eggen 8 e 


86 Geſpannarbeitsſtunden 
Dazu zuweilen im Frühjahr gewalzt. 
2. Im letzten Jahr Veränderung durch Anwendung 
des Raſenſchneiders. 
1 mal Raſenſchneider 2 Geſpannarbeitsſtunden 


1 mal ſchälen o 
mal eggen w 
1 mal pflügen 28 = 
1 mal eggen 6 e 


82 Geſpannarbeitsſtunden 
bei weſentlich beſſerem Ergebnis. 

Die erſte Pflugfurche oder das Schälen 
erfolgt gleich nach dem Raſenſchneider, möglichſt 
im Sommer, und zwar ſo flach wie möglich, 
um den Grasfilz erfolgreich verkleinern und 
und töten zu können. Der Kultivator hat auf 
Waldboden im Verhältnis zum Zeitaufwand 
wenig gefordert. Er iſt daher nur auf kleinen 
Flächen angewendet worden, wo die Egge zur 
Zerkleinerung des Grasfilzes nicht genügt hatte. 

Das Eggen (8 Geſpannarbeitsſtunden je 
Hektar) erfolgt möglichſt bald nach dem Schälen, 
und zwar am beſten bei heißem Wetter. Der 
Grasfilz muß hierbei tüchtig zerkleinert und 
ausgeſchüttelt werden, damit er abſtirbt. 

Noch im Herbſt vor Beginn des Froſtes 
wird die Fläche dann zum zweiten Male 30 bis 
40 cm tief gepflügt. Beſſer würde dieſes 
wiederholte Pflügen ſchon im Sommer vor⸗ 
genommen werden, damit das hiermit folgende 
Eggen ebenfalls bei heißer Witterung erfolgen 
könnte. Dies iſt aber praktiſch ſo gut wie nie 
erreicht worden. Dagegen iſt öfters zum zweiten 
Male erſt im Frühjahr gepflügt worden, wobei 
der vorübergehende Nachteil der Austrocknung 
gegenüber dem länger vorhaltenden Gewinn 
der Bodenlockerung in Kauf genommen wurde. 
Die zweite Pflugfurche erfolgt rechtwinklig 
zur erſten Pflugrichtung. 


Xr. 46 Bd. 36 (1921) 


Das wiederholte Pflügen mit 28 Geſpann⸗ 
arbeitsſtunden war bei kranker Bodendecke, 
d. h. verraſten und verſeggten Flächen, in 
Hohenlübbichow auf 98% der fertiggeſtellten 
Fläche nötig. Maßſtab für die Notwendigkeit 
der zweiten Pflugfurche war einmal die erfolg⸗ 
reiche Zerſtörung des Graswuchſes, ferner das 
Friſchwerden der mehlartigen, ſtaubtrockenen 
Sandbodenſchicht, welche unter dem Grasfilz 
liegt. Es ſollte, was bei einmaligem erſten 
Umbrechen, das nie flach genug geſchieht, ſo 
leicht eintritt, ein rohes Umſtülpen des Bodens 
mit entſtehenden Hohlräumen uſw. vermieden 
und ein völliges Vermengen der Bodenſchichten 
erreicht werden. 

Abgeſehen von anderweitiger Inanſpruch⸗ 
nahme der Geſpanne, das durch Liegenlaſſen 
der begonnenen Fläche ſtets ungünſtig wirkt, 
haben vorhandene Stöcke die Arbeit ſehr ver⸗ 
langſamt und erfchwert. 

Bei ſtarkem Seggewuchs iſt teilweiſe ein 
dreimaliges Pflügen notwendig geworden, das 
letzte Pflügen muß am tiefiten greifen. 

Die Kulturflächen ſind meiſt im Frühjahr 
unmittelbar vor der Kultur gewalzt worden, 
was je Hektar drei Arbeitsſtunden erfordert. 
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Grundſätzlich ſoll die Erdarbeit noch 
ſpäteſtens im Herbſt beendet ſein, damit 
zwiſchen ihr und der Pflanzung die Winter⸗ 
froſtperiode liegt. 

Zur Anlage einer guten Kiefernkultur ſind 
ſtets mindeſtens erforderlich: Zerreißen der 
Bodendecke mit dem Raſenſchneider, einmaliges 
Pflügen auf 30 bis 40 cm und einmaliges 
Eggen. 

Um den Boden friſch zu erhalten und die 
Entwicklung des Unkrautes zu verhindern, wird 
vom Frühjahr bis zum Herbſt, der Regel nach 
zweimal jährlich geigelt, was je Hektar zehn 
Arbeitsſtunden erfordert. 

Dieſe Lockerung durch Igeln muß bei 
Kiefernkulturen je nach Bodenbeſchaffenheit 
1 bis 2 Jahre lang fortgeſetzt werden, bei 
Segge 3 Jahre; bei Laubholßfreikulturen 
mindeſtens 2 Jahre zwecks Beſeitigung des 
Graswuchſes und damit der Froſtgefahr. Ein 
etwa 1 Jahr längeres Igeln iſt im übrigen 
das beſte Mittel gegen Dürre. Außerdem 
nach Anſicht des Beſitzers beſonders günſtige 
Einwirkung auf die Seitenwurzeln (infolge 
wiederholten Zerreißens ungewöhnliche Wachs⸗ 
tumsförderung). 


Die neue Beamtengehaltsregelung. 


Zwiſchen dem Reichsfinanzminiſterium und den 
Beamtenorganiſationen iſt es nunmehr über die Neu⸗ 
regelung der Gehälter zu einer Einigung gekommen. 
Es wurde vereinbart, Grundgehälter und Orts⸗ 
zuſchläge zu erhöhen und die Teuerungszuſchläge 
in der alten Form fortfallen zu laſſen. Zur 
Anpaſſung an die Veränderungen in der allge— 
meinen Wirtſchaftslage wird ein Ausgleichszuſchlag 
von 20 v. H. gewährt. Eine einmalige Teuerungs⸗ 
zulage wird nicht gewährt, doch ſollen die Er⸗ 
höhungen vom 1. Oktober 1921 ab gelten. Den 
Parlamenten werden entſprechende Vorlagen un⸗ 
verzüglich zugehen. Im einzelnen geſtaltet ſich die 
Beſoldungsordnung wie folgt: 

Grundgehalt: 
Gruppe 1: 7500 — 8000 — 8500 — 9000 9400 — 

9800 — 10 200— 10 600 — 11 000, 


Gruppe 2: 10000 — 10400 — 10 800 — 11200 — 
11600 — 12 000 — 12 400 — 12 700 — 13 000, 
Gruppe 3: 11500 — 12 000 — 12 500 — 13 000 — 


13 400 — 13 800 — 14 200 — 14 600 — 15 000, 
Gruppe 4: 12500 — 13 000 — 13 500 — 14 000 — 
14 400 — 14 800 — 15 200 — 15 600 — 16 000, 
Gruppe 5: 13 500 — 14 000 — 14 500 — 15 000 — 
15 400 — 15 800 — 16 200 — 16 600 — 17 000, 
Gruppe 6: 14500 — 15 200 — 15 900 — 16 500 — 
17 100 — 17 700 — 18 300 — 18 900 — 19 500, 
Gruppe 7: 16 000 — 16 900 — 17 700 — 18 500 — 
19 300 — 20 100 — 20 900 — 21 700 — 22 500, 
Gruppe 8: 18 000 — 19 200 — 20 400 — 21600 — 
22 800 — 24 000 — 25 000 — 26 000, 

Gruppe 9: 21000 — 22 500 — 24 000 — 25 500 — 
27 000 — 28 500 — 30 000 — 31 000, 

Gruppe 10: 25 000 — 26 800 — 28 600 — 30 400 — 
32 200 — 33 800 — 35 400 — 37 000, 

Gruppe 11: 30 000 — 32000 — 34 000 — 36.000 — 
38.000 — 40 000 — 42 000 — 44 000, 

Gruppe 12: 38 000 — 41500 — 45 000 — 48 000 — 
51.000 — 54.000 — 57 000, 

» 
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Gruppe 13: 53000 — 60 000 — 67 000 — 74000 — 


80 000 &. 
Einzelgehälter für die oberſten Spitzen: 
Gruppe 180000 &: Gruppe II 90 000. &; Gruppe III 
105000 &; Gruppe IV (Staatsſekretare) 140 000 A: 
Gruppe V (Miniſter) 180 000 4. 


Drtszuſchläge: 


Grundgehalt Ortsklaſſe A B O D E 
bis 11 500 3200 2400 2000 1600 1200 
1150012 700 4000 3000 2500 2000 1500 
12 700 —15 200 4800 3600 3000 2400 1800 
15 200—16 700 5600 4200 3500 2800 2100 
16 700—25 500 6400 4800 4000 3200 2400 
25 500—38 000 7200 5400 4500 3600 2700 
über 38 000 8000 6000 5000 4000 3000 
Kinderbeihilfen: Gleichzeitig mit den 


Grundgehältern haben ſich die Kinderzulagen 
erhöht, und zwar für ein Kind bis zum ſechſten 
Lebensjahre auf 150 % monatlich, von 6 bis 
14 Jahren auf 200 „ und vom 14. bis 21. 
Lebensjahre auf 250 /. Die Kinderzulagen find 
nunmehr bei allen Ortsklaſſen die gleichen, 
während fie früher nach den Ortsklaſſen A bis E 
geſtaffelt waren. , 

Diätare erhalten vom Grundgehalt im erften und 
zweiten Jahre 95 v. H., im dritten Jahre 98 v. H., 
dann 100 v. H., dazu Ortszuſchlag und Kinder⸗ 
beihilfen nebſt Ausgleichzuſchlag in voller Höhe. Die 
Beſſerſtellung beträgt im Durchſchnitt 25 bis 30 v. H. 

Bezüglich der Penſionäre und Hinterbliebenen 
hat ſich die Reichsregierung bereit erklärt, den 
Penſionären denſelben Teuerungszuſchlag zu 
bewilligen, den Preußen und Bayern bereits 
zahlen. Das Reich hat ſeinen Penſionären 
bisher lediglich die Hälfte der Teuerungszuſchläge 
ſeiner Beamten gegeben, während Preußen und. 
Bayern darin keinerlei Unterſchied machten. 


D 


Reichsbeamten allein x 71/, Milliarden. 
Die Vorlage über die Neuregelung der 
Beamtenbeſoldung, die unter Hinzuziehung von 
Abgeordneten ausgearbeitet iſt, ſoll in Anbetracht 
der Notlage ſo beſchleunigt werden, daß ſie bereits 
zam 7. 
ſchäftigen und noch in derſelben Woche dem 
Reichstag zugehen wird. Damit die erhöhten 
Gehälter möglichſt noch im Monat November 
gezahlt werden können, ſind amtliche Tabellen 
im Druck, auf denen für jede Gruppe die alten 


und die neuen Dienſteinkommensſätze ſowie die 


nachzuzahlenden Beträge abzuleſen find. 

Die Neuregelung der Beamtenbeſoldung will 
die allzugroße Annäherung der Gehälter beſonders 
in den höheren Gruppen beſeitigen, weil aus 
letzteren eine erſchreckende Abwanderung zur 
Induſtrie ſtattgefunden hat. 8 


finden kann. 


d. Mts. das Plenum des Reichsrats be⸗ 


SC werden und auch in Preußen die Aus⸗ 
za 


Zur allgemeinen Erläuterung diene folgendes 
Beiſpiel: 

Ein Beamter in Gruppe VII, Höchſtgehalt, 
drei Kinder im Alter von 15, 12 und 5 Jahren, 


Ortsklaſſe E, ohne Dienſtwohnung, erhält vom 


1. Oktober 1921 ab: 


1. Gehalt 22 500 4 
2. Ortszuſchlag, Gruppe E 2400 4 
3. Kinderbeihilfen: N 
1x 3000 A 
1 * 2400 & R 
1x180 K 7200 6 
x = 32100 A 
4. Dazu 20% Ausgleichszuſchlag 6420 a 
| zuſ. 38520 A 
Das demſelben Beamten am 
1. 10. 21 bereits gezahlte, | 
Gehalt betrununun 22.2.3505 A 


Mithin jetzt mehr 13485 K 

Hier findet eine Erhöhung um mehr als 
53 7% ſtatt. | 

Der für die Dienſtwohnung nach den neuen 
Beſtimmungen einzubehaltende Betrag iſt uns 
noch nicht bekannt. Die abzuziehenden Einkommen⸗ 
ſteuerbeträge ſind in der obigen Berechnung nicht 
berückſichtigt. 


5 — TEE — N | 
Die grüne Woche (18. Mitgliederverſammlung) des“ Deutſchen 
Forſtvereins zu Kreuznach in der Zeit vom 6. bis 15. September 1921. 
| Von Forſtrat Eulefeld, Lauterbach (Heſſen). 


Mit Recht wurde dieſe Verſammlung auch 
von den Kreuznacher Zeitungen die „Grüne Woche“ 


genannt, denn der am 12. September beginnenden. 


Vollverſammlung ging eine Reihe von Teil⸗ 
verſammlungen voraus. Am 6. September trat 
der Vorſtand des Landesverbandes Preußiſcher 
Waldbeſitzer zu einer Sitzung zuſammen. Am 
7. September tagte der Reichsverband deutſcher 
Waldbeſitzerverbände mit einer Ausſchußſitzung, 
am Nachmittag des gleichen Tages hatte dieſer 
Hauptverband ſeine Hauptverſammlung. Der 
Reichs forſtwirtſchaftsrat tagte in Kreuznach am 
Donnerstag, dem 8. September, mit ſeinem 
Holzhandelsausſchuß, dann mit dem Ausſchuß 


für Forſtbeamtenfragen und mit dem Ständigen 


Ausſchuß. Weitere Sitzungen des Reichsforſt⸗ 
wirtſchaftsrats fanden am 9. und 10. September 
Gott, 


Ausſchußſitzung und Hauptverſammlung des 
Reichsverbandes deutſcher Waldbeſitzerverbände. 

Den Vorſitz führte Graf von der Aſſeburg. 
In der Ausſchutzſitzung fehlte nur der Vertreter 
aus Oſtpreußen und Brandenburg. Als Gäſte 
begrüßte der Vorſitzende die Herren Geheimer 
Regierungsrat Dr. Beyerlein und Miniſterialrat 
Dr. Kahl als Vertreter des Reichsminiſters Dr. 
Hermes ſowie Forſtmeiſter von Arnswaldt 
(Mecklenburg) und Forſtmeiſter Heyer (Heſſen), 
Geheimrat Dr. Wappes als erſten Vorſitzenden 


des Deutſchen Forſtvereins, Graf Bernſtorff⸗ 
Gartow, Vorſitzender des Hannoverſchen Wald⸗ 
beſitzerverbandes, und Oberpräſident von der 
Schulenburg, Vorſitzender der Kommiſſion für die 
forſtliche Berufsvertretung. | 
1. In den Reichsforſtwirtſchaftsrat wurden ge⸗ 
wählt: Forſtmeiſter Wagner⸗Kohlfurt für Ober⸗ 
forſtmeiſter Taeger, Stadtſchultheiß Doll⸗Biberach 
für Forſtmeiſter Dr. Köhler, Graf Dohna⸗Will⸗ 
kühnen für Graf Eulenburg⸗Praſſen. von Garnier 
wurde wiedergewählt. "2 ) ö 
2. Dem R. F. R. wurden für das Jahr 
1. 4. 1921/22 50 000 % bewilligt, die durch be- 
ſondere Umlage beſchafft werden ſollen. | 
Die Frage der Koſtendeckung der Denkſchrift 
über die Bedeutung der Forſtwirtſchaft wurde für 
die nächſte Ausſchußſitzung zurückgeſtellt. ` 
4. Der Antrag des Badiſchen Verbandes, die 
Zahl der Mitglieder des Ausſchuſſes nicht feſt zu 
begrenzen, ſondern hierfür die Flächengröße der 
Einzelverbände zugrunde zu legen, gab die Ver⸗ 
anlaſſung zu der nachſtehenden Satzungsänderung. 
5 der Satzungen erhält folgende Faſſung: 
„Jeder dem Reichsverband angeſchloſſene 


Waldbeſitzerverband hat in der Hauptverſammlung 


Sitz und Stimme. Die Zahl der auf jeden Verband 
entfallenden Stimmen bemißt ſich nach der im 
Verbande vertretenen Waldfläche mit der Maßgabe, 


daß auf je 20 000 ha beitragspflichtige Fläche eine 
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vom Arbeitsnachweis beſetzt wird, ſtellt eine un⸗ 


dann eine weitere Stimme zugebilligt, wenn ſie erträgliche Bevormundung dar. 


30 000 ha überſteigen. Jeder angeſchloſſene Wald⸗ 
beſitzerverband hat mindeſtens eine Stimme. 
Die Einzelverbände benennen ihre Vertreter 
und deren Erſatzmänner, welche berechtigt ſind, 
das Stimmrecht für die Verbände auszuüben.“ 
87 Abſ. 1 der Satzungen erhält folgende Faſſung: 
„Der Ausſchuß beſteht aus dem Vorſtand und 
den von den einzelnen Verbänden zu entſendenden 
Vertretern. Die Zahl der Ausſchußmitglieder ein⸗ 
ſchließlich des Vorſtandes berechnet ſich nach der 
Fläche. Jedem Einzelverband ſteht für je 100000 ha 
beitragspflichtige Fläche ein Vertreter (Stimme) 
zu. Für überſchießende Flächen wird dann ein 
weiterer Vertreter zugebilligt, wenn ſie 50 000 ha 
überſteigen. Auf jeden Einzelverband entfällt 
mindeſtens ein Vertreter. Die Einzelverbände be⸗ 
nennen ihre Vertreter und deren Erſatzmänner. 
Die Koſten der Entſendung der Ausſchußmitglieder 
werden von den betreffenden Einzelverbänden 
getragen.“ 
§ 10 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


„Jeder dem Reichsverband angeſchloſſene Ver⸗ 


band zahlt einen nach der im Verband vertretenen 
Waldfläche berechneten Beitrag an den Reichs⸗ 
verband, deſſen Höhe in der erſten Ausſchußſitzung 
jeden Jahres rückwirkend für das laufende Jahr 
feſtgeſetzt wird.“ 

§ 10 Abſatz 2 fällt fort. 

s 11 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

„Die Beſchlüſſe der Hauptverſammlungen und 
Ausſchußſitzungen werden mit einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt.“ 

5. Forſtliche Berufsvertretung und 6. Die forſt⸗ 
liche Geſetzgebung im Reiche wurde für die am 
Nachmittag ſtattfindende Hauptverſammlung zu⸗ 
rückgeſtellt. 

7. Über die Regelung des Arbeitsrechts im Reich 
erſtattete Oberförſter Dr. Zentgraf einen um⸗ 
faſſenden Bericht, dem wir das Nachſtehende ent- 
nehmen. Die Reichsregierung hat die Ordnung 
des Arbeitsrechts im Reiche durch vier Geſetz⸗ 
entwürfe geplant, nämlich 1. das Arbeitsnach⸗ 
weisgeſetz, 2. das Arbeitstarifgeſetz, 3. die 
Schlichtungsordnung und 4. das Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz. , 

Zu ! ſollen folgende neue Stellen geſchaffen 
werden, nämlich: 

Arbeitsnachweis in den Kreiſen, 
Landesämter für Arbeitsvermittelung, 
Das Reichsamt für Arbeitsvermittelung. 

In dem Geſetz iſt beſtimmt, daß in den Ver⸗ 
waltungsausſchüſſen der Arbeitsnachweiſe die 
Arbeiterſekretäre als vollgültige Vertreter der 
Arbeiter gelten können. Damit würde aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Waldbeſitzer mit ſeinen 
Arbeitern ſelbſt verhandelt, ſondern er müßte mit 
den Sekretären verhandeln, „die ſehr häufig von 
der Vermehrung wirkſamer Konflikte lebten“. 

Am wichtigſten für den Grundbeſitz iſt der dritte 
Abſchnitt des Geſetzes, der über die Vermittlungs⸗ 
tätigkeit der Arbeitsnachweiſe handelt. Demnach 
ſoll die Entſcheidung über die Geeignetheit des 
Arbeiters für die betreffende Stelle dem Leiter 
des Arbeitsnachweiſes zuſtehen. Der Nummern⸗ 
zwang (nach der Folge der Anmeldung) in Ver⸗ 
Hindung mit dem Anmeldezwang der frei werdenden 
Stelle und die Notwendigkeit, daß jede freie Stelle 


Der Geſetzentwurf entſcheidet ſchließlich über 
das Schickſal der ſeither beſtehenden Arbeits⸗ 
nachweiſe. Die Stellenbeſetzung ſoll in Zukunft 
allein den Arbeitsnachweisämtern zugehören. Da⸗ 
mit würde auch der Stellennachweis fallen, den 
der R. F. R. mit dem Verein für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands vereinbart hat. Da zwei 
Drittel der Koſten der Arbeitsnachweiſe von den 
Arbeitgebern und den Arbeitnehmern beſtritten 
werden ſollen, kann es kommen, daß der Grund⸗ 
beſitzer die Koſten für ihm unliebſame Zuweiſungen 
tragen muß. 

Das Arbeitstarifgeſetz Zieht vor, daß im Tarif⸗ 

vertrag nicht nur die tlohnung der Arbeiter 
geregelt werden ſoll, ſondern auch das Lehrlings⸗ 
weſen, die Organiſation der Arbeit in den Be⸗ 
trieben und die Benutzung der Arbeitsnachweiſe. 
Die Tariffähigkeit würde, wenn dieſer Entwurf 
Geſetzeskraft bekäme, unſerem a 
Verein für Privatforſtbeamte Deutſchlands ge⸗ 
nommen werden. 
Die Schlichtungsordnung ſieht vor die Er⸗ 
richtung 1. von vereinbarten Schlichtungsſtellen, 
und 2. die ordentlichen Schlichtungsbehörden, und 
zwar Einigungsämter, Landeseinigungsägnter, 
Reichseinigungsamt. Bei den Einigungsämtern 
ſind alsdann vorgeſehen Arbeitseinigungsämter, 
Angeſtellteneinigungsämter und Fachkammern für 
beſtimmte Berufe. Bei den Landeseinigungs⸗ 
ämtern ſind als Reviſionsinſtanz Reviſionskammern 
vorgeſehen, beim Reichseinigungsamt Einigungs⸗ 
ſenate, Reviſionsſenate und ein großer Senat. Es 
wäre mithin ein großer Beamtenapparat er⸗ 
forderlich. 

Das Arbeitsgerichtsgeſetz ſoll ſich mit der 
Schlichtung von Einzelſtreitigkeiten aus dem 
Arbeitsverhältnis befaſſen und fordert dafür: 
1. Arbeitsgerichte, 2. Landesarbeitsgerichte, und 
3. das Reichsarbeitsgericht. Durch dieſe Gerichte 
wird die Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte 
aufgeboben. Dieſe Gerichte können verhandeln 
in: Spruchverfahren (Zivilprozeß) und Rüge⸗ 
verfahren (Strafprozeß). 

Dr. Zentgraf machte zum Schluß noch auf 
einen neueſten Geſetzentwurf über die Arbeitszeit 
gewerblicher Arbeiter aufmerkſam. Dieſes Geſetz 
legt den achtſtündigen Arbeitstag (Wochenleiſtung 
48 Stunden) feſt, verbietet, daß Arbeiter auch 
freiwillig gegen Entgelt länger tätig ſind, und 
unterſagt es den Arbeitgebern, eine derartige 
Mehrarbeit zu geſtatten. Der Reichsverband müſſe 
eine Erklärung fordern, inwieweit dieſer Geſetz 
entwurf für Forſtarbeiter Geltung bekommen ſoll, 
und gegebenenfalls ſuchen, eine Abänderung des 
Geſetzes mit allen Mitteln zu erwirken. 


Oberpräſident von der Schulenburg wies auf 
einen am 19. Auguſt d. J. in Kolberg gefaßten 
Beſchluß des Waldbeſitzerausſchuſſes hin. Nach 
eingehender Ausſprache wurde folgende Ent⸗ 
ſchließung angenommen: 

„Der Reichsverband nimmt von den Kol⸗ 
berger Beſchlüſſen des Waldbeſitzerausſchuſſes 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands 
Kenntnis und hält nach wie vor an der lücken⸗ 
loſen Durchführung ſeiner Beſchlüſſe vom 24. Fe⸗ 
bruar dieſes Jahres feſt. 
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Darüber hinaus hält er es für geboten, daß 
jeder Waldbeſitzerverband ſeinerſeits auf die 
Durchführung der für ſeinen Bezirk beſtehenden 
Gehaltsvereinbarungen mit den Privatforſt⸗ 
beamten hinwirkt, damit es nach Möglichkeit zur 
Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes oder der 
Einigungsſtelle durch einen Privatforſtbeamten 
nicht kommt.“ 

8. Verſchiedenes. Forſtmeiſter von Arnswaldt, 
als Vertreter des Mecklenburgiſchen Waldbeſitzer⸗ 
verbandes, berichtete, daß in jenem Lande die vor⸗ 
geſchriebene Kornumlage auf die geſamte Beſitz⸗ 
fläche erfolgt, ohne Rüdjicht auf die Kulturart. Er 
ſtellte folgenden Antrag, der einſtimmig genehmigt 
wurde: 

„Der Mecklenburgiſche Waldbeſitzerverband 
ſtellt den Antrag, der Reichsverband der deutſchen 
Waldbeſitzerverbände wolle dafür eintreten, daß 
die inMedlenburg- Schwerin auf Grund des Reichs⸗ 
geſetzes vom 21. Juni 1921 eingeführte Korn⸗ 
umlage, die nach dem Hufenſtande ohne Rüchſicht 
auf die zum Ackerbau benutzte Fläche die Korn⸗ 
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abgabe regelt, als dem Reichsgeſetz wider⸗ 
ſprechend aufgehoben und eine Kornumlage 
eingeführt wird, die den reichsgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen entſpricht.“ | 
Forſtrat Ludwig beantragte, daß der Steuer⸗ 
ausſchuß des Reichsverbandes alsbald zuſammen⸗ 
tritt und im Einvernehmen mit dem Steuerausſchuß. 
des Reichs forſtwirtſchaftsrats die neueſten Steuer⸗ 
geſetzentwürfe einer eingehenden Beratung unter⸗ 
ziehe. Es wurde dementſprechend beſchloſſen. 


Der Geſchäftsführer berichtete noch, daß der 
Stellennachweis gemeinſchaftlich mit dem Verein 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands errichtet worden 
iſt, und bat, daß die Einzelverbände dahin wirken, 
daß ihre Mitglieder weitgehend Gebrauch davon 
machen. Er brachte auch zur Kenntnis die am 
29. Mai d. J erfolgte Gründung der Deutſchen. 
Jagdkammer. Der Ausſchuß mill zunächſt eine 
abwartende Stellung einnehmen, Heft aber dem 
Beſtreben dieſer Vereinigung ſympathiſch gegenüber. 


(Foriſetzung folgt.) = 
geen 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Bericht über den kleinen forſtlichen Lehrgang 
in Reichenſtein. 

Der von der Forſtabteilung der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer für die Provinz Schleſien ge⸗ 
meinſam mit dem Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands abgehaltene kleine forſtliche Lehr⸗ 
gang fand in der Zeit vom 22. bis 24. September 
d. J. in Reichenſtein, Schleſien, unter Teilnahme 
von 10 Waldbeſitzern und 28 Forſtbeamten ſtatt. 
Die Vorträge im Zimmer, die ſich hauptſächlich 
auf die Fächer Waldbau, Forſtbenutzung, Forſt⸗ 
ſchutz und Waldwegebau erſtreckten, wurden im 
Lehrſaal der ſo ſchön gelegenen neuen Forſtſchule 
zu Gehör gebracht. Zu praktiſchen Übungen, 
Traſſieren eines Waldweges mit Boſes Nivellier⸗ 
Inſtrument und einer Flächenaufnahme durch 
Staffelmeſſung bot das die Forſeſchule umgebende 
Berggelände beſte Gelegenheit. Am 23. Sep⸗ 


ſchieden wir aus dem freundlichen Bergſtädtchen. 
Reichenſtein, eingedenk, zu wirken im Sinne der. 
Dichterworte: Pfleget den Wald, er iſt des Wohl⸗ 
ſtands ſichre Quelle. Raſch verheert ihn die Axt, 
langſam nur wächſt er heran. All unſer Schaffen 
und Tun, die Enkel werden es richten; Drum 
laſſet uns ſorgen mit Fleiß, daß ſie uns rühmen 
dereinſt! Lebrecht. 
CH 
Preußiſcher Landtag. 

45. Sitzung, am 29. September 1921 (Fortſetzung) 

Schmelzer, Aa (Zuntr.) Die $ 3 und A des 
Geſetzes bedingen des weiteren eine große Beamten⸗ 
vermehrung. Sie legen die Verwaltung und Ver⸗ 
antwortung in ſachkundige Hände. Für die Ge⸗ 
nehmigung iſt in Landkreiſen — ſo heißt es in 3 3 — 

der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibe hörde 

zuſtändig. Vor der Entſcheidung über den Genehmi⸗ 

gungsantrag iſt ein Forıfachverftändiger zu hören 


tember war eine Exkurſion in die Reviere Briesnitz Der Landrat ſoll alſo entſcheiden, ob ein Kahlſck lag 


und Tarnau des Standesherrſchaft Giersdorf vor⸗ 
geſehen, die bei günſtigſtem Herbſtwetter unter 
Leitung der dem Lehrkörper angehörigen, be⸗ 
währten Herren Forſtmeiſter und Forſiſchuldirektor 
Rieger und Oberförſter Dreßler ſtattfand. Die 
gezeigten und örtlich eingehend erläuterten Wald⸗ 
bilder boten des Belehrenden gewaltſame Fülle, 
wovon als Sonderheit Kuliſſenhiebe und natürliche 
Verjüngung aller möglichen, ſtandortsgemäßen 
Holzarten ſowie Umwandlungsverfahren genannt 
ſein mögen. Ein im Walde in Nähe eines traulichen 
Forſthauſes eingenommenes, von dem Wald⸗ 
beſitzer, Herrn Grafen Deym, geſpendetes Frühſtück 
brachte den ermüdeten Teilnehmern genügende 
Friſche, und als Dankesbeſtätigung ging ein Tele⸗ 
gramm an den Spender ab. — Wenn etwas an 
dem wohlgelungenen Lehrgang bedauernswert 
erſcheint, ſo iſt es deſſen zeitliche Kürze, die den 
reichlich dargelegten Stoff ſehr zuſammendrängen 
ließ. Möge noch erwähnt ſein, daß ſich unter den 
Forſtbeamten drei Herren befanden, welche die 
Förſterprüfung beim Verein bereits abgelegt 
hatten. Mit Gefühlen aufrichtigen Dankes gegen 
die Veranſtalter und die genannten Herren Lehrer 


wirtſchaft ich von Vorteil iſt oder nicht, ob eine Durch⸗ 
forſtung das geſetzliche Maß überichrat t. Er wird dann 
anötigt fein, ſich die Sache wenigſtens anzuſ hen. 
Nun bitte ich Sie, meine Herren, ſte len Sie ſich einmal 
meinen Heimatkreis O'pe vor, der über 40000 ha 
Privatwaldbeſitz hat! Da müßte der arme Landrat 
täglich auf den Beinen ſ in, um die vielen Anträge über 
Durchforſtung, Kahlſchläge und alles, was mit dieſen 
Fragen zuſammenhängt, zu kontro lieren. Er ſoll ein n 
Forſtſachverſtändigen hören. Er kann Sich aber Fein 
Urteil bilden, wenn er nicht ſelbſt die Sache angeſehen 
hat. Er muß alſo den Bauer in ſeinem Walde aufſuchen 
und die ſtrittigen Fragen mit ihm beſprechen. O der 
Landrat ſich immer ein Urteil bilden kann, will ich dahin⸗ 
geſte lt ſein laſſen. — — Die Genehmigungen, die zu 
den Einſchlägen eingeholt werden müſſen, find in diſer 
Fülle gar nicht jo ſchnell zu bearbeiten, um eine ver- 
nünftige Forſtwirtſchaft zu gewährleiſten. Heute ziehen 
ſich bei den Waldungen, die dem Geſctz von 1881 unter- 
ſtellt ſind, die Genehmigungen — es kommen da in 
Frage der Königliche Oberförſter, der Landrat und die 

egierung — ſchon über ein halbes Jahr hin. Es muß 
häufig mit dem Einſchlag begonnen werden, bevor die 
Genehmigung da iſt, ſofern der Oberförſter ſich vorher 
mit den Beſitzern über den Einſchlag geeinigt hat. Wie 
ſoll das nun werden, wenn dieſe Fülle der Anträge im 
verzehnt und verhundertfachter Form heranſtrömt? Sie 
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Können ſich denken, welcher Beamtenapparat dafür 
erforderlich werden wird. Ob wir unter den heutigen 
Umſtänden uns noch einen neuen, großen Beamten⸗ 
apparat anſchaffen können bei unſerer Finanzlage, wo 
wir unſere Beamten noch nicht einmal gehörig bezahlen 
können, bezweifle ich und ſtelle es ſogar in Abrede. Die 
Folge wird ſein, daß man, ohne die Genehmigung ab⸗ 
zuwarten, zu Hauungen ſchreitet, und daß der Bauer 
Beſtrafungen in großem Maßſtabe ausgeſetzt iſt. — — 

Die Forſtſachverſtändigen, die der Landrat zu hören 
hat, find in dem Geſetz auch nicht genannt. Welche 
Forſtſachverſtandigen ſoll er hören? Diejenigen, die ſich 
die politiſche Behörde zulegt, oder die, die den Berufs⸗ 
waldbeſitzern und Landwirten genehm ſind, oder die 
ſachverſtändigen Forſtfachleute, die in den Landwirt⸗ 
ichaftskammern, in den Bauernvereinen und Waldbau⸗ 
vereinen arbeiten? Es müßten doch Sicherheiten dafür 
da ſein, daß auch wirklich Sachverſtändige urteilen, die 
ein unparteiiſches Urteil abgeben können, ohne befürchten 
zu müſſen, daß ſie von ihrem Poſten entfernt werden, 
weil fie der politiſchen Richtung des Herrn Landrats 
oder des Herrn Regierungspräſidenten nicht entſprochen. 
Hier müßte eine Feſtlegung erfolgen, die die berufliche 
Vertretung ſichert, und wonach auch der Landrat und 
der Regierungspräſident nicht Beſtimmungen trefſen 
dürfen, die dem Urteil dieſer Forſtſachverſtändigen ent⸗ 
gegenſtehen. — — , 

Ich komme zu meinem fünften Einwurf: Dieſer 
Geſetzentwurf behindert die im Gange befindlichen 
Beſtrebungen der Waldbeſitzer und Waldbauvereine 
zur Hebung der Forſtkultur, die das Ziel der beſſeren 
Bewirtſchaftung in einer für den Staat koſtenloſen und 
für die Algemeinheit zweckdienlicheren Weiſe gewähr⸗ 
leiſtet. Weſtfalen hat heute 73 Waldbauvereine, denen 
ichon über 200000 ha Waldbeſitz unterſtehen. Wir 
haben erſtklaſſige Forſileute an die Spitze dieſer Vereine 
geſtellt und mit ihrer Verwaltung betraut. Hannover 
hat etwa doppelt ſo viel ſolcher Vereine; ebenſo ſind 
Vereine in größerer Zahl in Pommern und nicht zuletzt 
in Schleſien entſtanden. Dieſe Vereine werden aber 
auseinanderfallen, ſobald ein ſolches Geſetz die Ge⸗ 
nehmigung des Landtags bekommt. Welchen Zweck 
zollen denn die Vereine noch haben, welche Beſtrebungen 
ſollen ſie verfolgen, wenn der hohe Staat ſich damit 
abgibt? Heute iſt durch den Zuſammenſchluß in dieſen 
Waldbauvereinen gewährleiſtet, daß dieſe Beſtrebungen 
durchgeführt und die freie Bewirtſchaftung des Grund⸗ 
beſitzes geſichert wird, um dadurch den Einwürfen einer 
forſtlich nicht gerechtfertigten Bewirtſchaftung zu be⸗ 
gegnen. Wir ſehen an der Spitze dieſer Waldbauvereine 
ſtaatlich geprüfte Oberförſter und Forſtmeiſter; die 
Führung der Waldbauvereine liegt einerſeits in den 
Händen der Landwirtſchaftskammern, andererjeits in 
den Händen der Bauernvereine, und dieſe Inſtanzen 
gewährleiſten uns und auch Ihnen eine gute Bewirt⸗ 
Achaftung des Waldes. Die Aufſicht bezahlen wir ſelbſt; 
die Beamten werden von uns honoriert, und die Koſten 
werden auf den Hektar umgelegt. Aus dieſen Geſichts⸗ 
punkten heraus iſt alſo ein neues Geſetz nicht nötig. 
Vielleicht aber könnte das Geſetz von 1875, das ſich ſchon 
mit der Waldwirtſchaft befaßt, in irgendeiner Form fo 
ausgebaut werden, daß wir bei großen Waldver⸗ 
wüſtungen, wie ich fie eben geſchildert habe, und die 
Trotz dieſes Geſetzes möglich ſind, dem Staate ein Ein⸗ 
ſpruchsrecht einräumen. Dieſes Einſpruchsrecht hat der 
Staat, wie der Vorredner, Herr Abgeordneter Peters, 
ſchon betont hat, teilweiſe bereits nach $ 10 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung“). Aber auch 
dieſes Ein pruchsrecht des Staates muß ſeine Grenze 
finden, und damit komme ich zu meinem ſechſten Ein⸗ 
wurf gegen dieſes Geſetz. 

Es muß vor allen Dingen die wirtſchaftliche Notlage 
des Beſitzers berückſichtigt werden. — — Im Ebbe⸗ 
gebiete hat der Fiskus den ganzen Waldbeſitz an ſich 
gebracht, und das iſt ihm möglich geweſen, weil ſich eben 

au Beſitzer dort in einer wirtſchaftlichen Notlage be⸗ 


*) Der Redner meint § 10 des 
f Die Schriftleitung 
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fanden. Es iſt der beſte Beweis, daß für uns Gebirgs⸗ 
bauern der Waldbeſitz das Rückgrat unſerer Landwirt⸗ 
ſchaft iſt; denn diejenigen Bauern, die ihren Waldbeſitz 
dort verkauft haben, ſind auch vielfach genötigt geweſen, 
ſehr bald ihren anderen landwirtſchaftlichen Beſitz zu 
verkaufen. Sie ſind im Arbeiterſtande verſchwunden. 
und wer iſt der Nachfolger dieſer Bauern? Wenn es 
nicht der Fiskus iſt, dann find es die Großinduſtriellen 
und andere Großkapitaliſten, die ſich die dortige Notlage 
zunutze machten. Wenn die Waldbeſitzer ihren Wald 
aus wirtſchaftlicher Notlage haben verkaufen müſſen, 
dann können ſie ſich auf ihrem Grund und Boden nicht 
mehr halten, und unſere Gebirgsbauern werden ſich 
auch fernerhin nicht halten können, wenn ihnen die 
Bewirtſchaftung des Waldes in einer Form aufgedrängt 
wird, die ihren mwirtfchaftlichen Bedürfniſſen nicht ent⸗ 
ſpricht. Auf die wirtſchafllichen Bedürfniſſe des Beſitzers 
hat ein ſolches Geſetz in erſter Linie Rückſicht zu nehmen. 
— — Ein Einſpruchsrecht des Staates, in einem Geſetze 
niedergelegt, „muß zunächſt auf, die wirtſchaſtlochen 
Bedürfniſſe der Beſitzer Rüdſicht nehmen. Wie ſoll der 
Waldbeſitzer, der Gebirgsbauer ſich halten? Wenn er 
abbrennt, iſt der Wald ſeine Sparkaſſe. Er geht in den 
Wald und holt ſich ſein Bauholz, damit kann er ſich wieder 
aufbauen. Wie ſoll der Gebirgsbauer ſeine Abfindungen 
leiſten, wenn er ſich nicht im Walde eine Sparkaſſe heran⸗ 
zieht, auf die er zur Zeit des Bedarfs zurückgreifen kann? 
Wie ſoll ſich denn der Gebirgsbauer bei den heutigen 
Steue und Abgaben halten können, wenn ihm nicht 
der Wald gewährleiſtet, daß er die Reichsvermögens⸗ 
abgabe und alle dieſe Steuern tragen kann? Er kann 
nicht ſeine Erträge auf landwirtſchaftlichem Grund und 
Boden ins Ungemeſſene ſteigern, ſondern er iſt ab⸗ 
hängig vom Wald. — — Ein Einſpruchsrecht des 
Staats, die geſetzliche Beſchränkung der Wa dwirtſchaft 
darf nicht weiterhin erfolgen, wenn der Abtrieb durch 
eine zu geringe Holzerzeugung begründet iſt. Wie ich 
eingangs ſchon betonte, ſind die großen Waldver⸗ 

verwüſtungen, wie Sie fie nennen, die großen Kahl⸗ 
ſchläge, wie ich ſie mal nennen will, dadurch entſtanden, 
daß dieſe Beſtände eine geringe Holzerzeugung hatten. 
Es waren die geringen Brennholzbeſtände, die wir zu 
Holzkohle vermeilern, die ſchon längſt in eine andere 
Wirtſchaft hätten übergeführt werden ſollen, wie ich 
vorhin ſchon ſagte. Weil es uns aber wirtſchaftlich nicht 
möglich war, deshalb iſt es vor dem Kriege in einem 
langſameren Tempo geschehen. Solche Holzbeſtände 
müſſen abgeholzt werden, und wenn der Forſt⸗ 
betrieb eingeengt wird durch Beſtimmungen, daß der 
Mann von ſeinen 60 Morgen großen Holzbeſtänden 
nur einen Morgen abholzen ſoll und nicht ſofort das 
Ganze, wenn er dazu wirtſchaftlich in der Lage iſt, ſo 
iſt das doch ein Unding. Mid ſolchen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen kann man doch nicht die Holzerzeugung 
vermehren wollen. 

Zum dritten muß das Einſpruchsrecht des Staates 
beſchränkt ſein, wenn der Beſitzer des Waldes ein 
Wirtſchaftsziel verfolgt, das mit einem 60jährigen 
Umtriebe unvereinbar it. Das iſt unſer Schälwald. — — 

In 8 5 des Geſetzentwurfes, wie er vorliegt, bekommt 
die Behörde viel zu weitgehende Befugniſſe. Die Straf⸗ 
gelder ſind auch in ciner unerträglichen Höhe angeſetzt, 
ebenſo in $6. Der Beſitzer ſoll mehr beſtraft werden, 
wenn er ohne Genehmigumg in ſeinen Wald geht und 
ein StückHolz haut, als vielleicht der Dieb, der unberechtiet 
in den Wald geht und ſich vielleicht ein Fuder Holz 
holt. Die Geldſtrafe in Höhe des fünffachen Wertes 
der Nutzung iſt ſo rigoros, daß ſie gar nicht erträglich iſt. 
Ich will über die Strafbeſtimmungen nicht weiter 
reden; ſie ſind nicht diskutabel. — — 

Die Benutzung des Waldes, beſonders in unſeren 
Gebieten, zur Waldweide iſt auch ſehr erheblich und 
wichtig. Die Land wirtſchaft ſtützt ſich bei uns auf den 
Wald, und eine richtig ausgeführte Wald weide ſchadet 
dem Wald nicht. Aber Überſchreitungen ſind haufig. 
Aufgabe des Staates ſollte es ſein, die Einrichtung von 
Viehweiden bei uns zu fördern, damit der Wald von 


Allgemeinen Landrechts. der Hude entlaſtet wird. Die Waldhude iſt bei uns ein 


ſehr erhebliches Mittel zur Förderung der Viehzucht. Wir 


— 
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können ihrer nicht entraten, weil wir eben zu wenig haben. Auch muß der Staat bemüht ſein., an mehreren 


landwirtſchaftlich nutzbare Fläche haben. Aber die 
Waldhude in geordnete Bahnen zu lenken, das wird 
eine dankbare Aufgabe des Staates ſein; beſonders 
in Jahren wie in dieſem Jahre, wo die Trockenheit 
die Feld⸗ und Wieſenweiden verdorrt, da iſt der Wald 
sin großer Rückhalt für unſere land wirtſchaftliche 
Tätigkeit. Der Staat kann die Forſtwirtſchaft auf 
mdere Weiſe fördern, indem er, wie vor dem Kriege, 
durch Belehrungen und Unterweiſungen einwirkt. Ich 
»rinnere daran, wie damals die Forſtleute kamen und 
uns die Umwandlung in Hochwaldwirtſchaft plauſibel 
machten und anempfehlen, und wie wir dieſe Winke 
hefolgten. So kann er auch heute, und zwar noch beſſer, 
einwirken. Die Forſtſachverſtändigen werden hier viel 
dankbares Verſtändnis finden; denn der letzte Wald⸗ 
beſitzer hat eingeſehen, welche Werte er in ſeinem Wald⸗ 
boden hat. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich darauf hinweiſen, 
daß kr umeren landwirtſchaft ichen Winterſchulen Kurſe 
eingerichtet werden müſſen, die die Forſtwirtſchaft 
behandeln, wie wir das ſchon ſeit langen Jahren auf der 
land wirtſchaftlichen Winterſchule in Elspe gemacht 


7 —— 


Lë at 


Univerſitäten Lehrſtühle für Land wirtſchaft einzurichten, 
die auch die Forſtwirtſchaft behandeln. Es ſind jetzt 
gerade Beſtrevungen im Gange, die von der Staats⸗ 
regierung unterſtützt werden müßten, an der Univerſität 
in Münſter einen Lehrſtuhl für Landwirtſchaft zu er⸗ 
richten, der ſich auch afür die Forſtwirtſchaft aus⸗ 
wirken kann. — — 

Der Staat hat ferner die Aufgabe, den Wald gegen 
Waldfrevel zu ſchützen. Der Forſtſchutz iſt in den letzten 
Jahren in unſerem Vaterlande ſehr gering geweſen. Er 
muß aber durchgeführt werden, wir können des Forſt⸗ 
ſchutzes nicht entraten. Die großen Waldbrände be⸗ 
zeugen, daß viel unverantwortliche Leute in den Wäldern 
umherlaufen, die unſere Wälder gefährden, die große 
Diſtrikte in Schutt und Aſche legen, die vernichten, was 
der Beſitzer mit Mühe und Not in einer langen Reihe 
von Jahren aufgerichtet hat. 

Bei den Odländereien kann der Staat Beihilfen. 
zur Aufforſtung leiſten. Er kann ſich vielleicht inſofern 
ſichern, als er ſich die Beihilfen eintragen und dann ver⸗ 
zinſen und zurückzahlen läßt, ſobald die Odlandereien 
etwas abwerfen. (Fortſetzung folgt) 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Ausführungsanweiſung des Finanzminiſters vom 
3. September 1921 (1 3872 21) zur Verordnung 
über die Gewährung von Notzuſchlägen zum 
Grundgehalt, zur Grundvergütung, zum Orts⸗ 
zuſchlag und zu den Kinderbeihilfen der Staats⸗ 
beamten und Lehrperſonen vom 2. Septbr. 1921. 

Indem wir hinſichtlich der zahlenmäßigen 
Beſſerſtellung der Beamten in den ihnen vom 
1. Auguſt 1921 ab zu gewährenden Bezügen 
auf unſere in Nr. 44 auf Seite 807/808 erſchienenen 
Artikel „Beſoldungsaufbeſſerung in Preußen“ ver⸗ 
weiſen, veröffentlichen wir nachſtehend im Aus⸗ 
zuge die wichtigſten Beſtimmungen der „Aus⸗ 
führungsanweiſung des Finanzminiſters vom 
3. September 1921 (I 3872 21) zur Verordnung 
über die Gewährung von Notzuſchlägen zum 
Grundgehalt, zur Grundvergütung, zum Orts⸗ 
zuſchlag und zu den Kinderbeihilfen der Staats⸗ 
beamten und Lehrperſonen vom 2, 9. 1921“. 

2. (Notzuſchlag zur Grundvergütung 
und zum Ortszuſchlag der männlichen 
nichtplanmäßigen Beamten — $ 3 der 
Verordnung —). Die männlichen nicht⸗ 
planmäßigen Beamten uſw. erhalten vom Beginn 
der Anwärterdienſtzeit an einen weiteren Not⸗ 
zuſchlag in der Höhe, daß ihr Dienſteinkommen nebſt 
Ausgleichs⸗ und Notzuſchlag das Dienſteinkommen 
nebſt Ausgleichs⸗ und Notzuſchlag eines planmäßigen 
Beamten (Lehrers) der erſten Beſoldungsſtufe 
ihrer Eingangsgruppe an ihrem dienſtlichen Wohn⸗ 
ſitz erreicht. Das Geſamteinkommen iſt alſo bei 
Zivilanwärtern während der erſten 7 Jahre, bei 
Militäranwärtern während der erſten 6 Jahre 
(gerechnet vom Anwärterdienſtalter an) gleich 
hoch; die Grundvergütung erhöht ſich zwar in 
den einzelnen Jahren, dagegen vermindert ſich 
der Notzuſchlag entſprechend. 

3. Verſorgungsgebührniſſe der Ruhe⸗ 
gehaltsempfänger und Hinterbliebenen. 

a) Die erhöhten Verſorgungsgebührniſſe der Alt⸗ 
ruhegehaltsempfänger und Althinterbliebenen, 
deren Bezüge bereits auf Grund des Geſetzes 
vom 17. Dezember 1920 anderweit geregelt 
iind, und die erhöhten Verſorgungsgebühr⸗ 


niſſe der Neuruhegehaltsempfänger und Nein! 


hinterbliebenen ſind unter Verwendung der 
neu eingeführten Vordrucke 164 und 165 
(vgl. Runderlaß an die Regierungen vom 
23. Auguſt 1921 Beſ. 2475) auf Grund der 
Grundliſten (Kataſter) zur Zahlung anzuweiſen. 
Soweit die Bezüge der Altruhegehalts⸗ 
empfänger und Althinterbliebenen noch nicht 
auf Grund der Geſetze vom 17. Dezember 1929 
anderweit feſtgeſetzt find, hat die feſtſetzende 
Behörde zuſammen mit der Regelungs⸗ 
verfügung auch die Ausgabeanweiſungen nach 
den Vordrucken 164 und 165 auszufertigen. 
cl Falls in den Grundliſten etwa vereinzelt noch 

Perſonen aufgeführt ſein ſollten, die geſetz⸗ 
liches Ruhegehalt oder Se Hinter⸗ 
bliebenenbezüge aus der Staatskaſſe erhalten, 
deren Bezüge auch nach dem Geſetze vom 
7. Mai 1920 noch nicht geregelt ſind, und ſoweit 
ſie früher keine Kriegsbeihilfen bezogen haben, 
ſind ſie durch ein kurzes Schreiben der Re⸗ 
gierung darauf aufmerkſam zu machen, daß 
ihre geſetzlichen Verſorgungsgebührniſſe erhöht 
werden können und ihnen deshalb anheim⸗ 
gegeben werde, ſich dieſerhalb an ihre letzte 
vorgeſetzte Dienſtbehörde zu wenden. 

4. (Ruhen des Rechts auf den Bezug 
der Kinderbeihilfen der Nuhegehalis- 
empfänger und Hinterbliebenen.) Die 
Beſtimmungen unter Ziffer 119 der P. B. V. 
vom 8. Juli 1921, wonach das Recht auf den 
Bezug der Kinderbeihilfe ruht, und zwar auch 
für Kinder unter 14 Jahren, ſoweit aus Mitteln 
des Reichs, des Staates, der Länder, anderer 
öffentlicher Verbände oder anderer Arbeitgeber eine 
entſprechende Beihilfe gezahlt wird, beziehen ſich 
auf die Kinderbeihilfen der Ruhegehallsempfänger 
und Witwen. Als entſprechende Beihilfen, die 
auf die Kinderbeihilfe anzurechnen ſind, gelten. 
a) Waiſengeld, das für ein Kind, für das einem 

Ruhegehaltsempfänger oder einer Witwe eine 

Kinderbeihilfe zuſteht, auf Grund eines Ver⸗ 

ſorgungsgeſetzes des Reichs, des Staates oder 

eines der Länder gezahlt wird — aus⸗ 
genommen geſetzliches Waiſengeld — 

(3 B. wenn ein Beamter eine Kriegerwitwe⸗ 


b) 


Nr. 46 Bd. 36 (1921) 
mit Kindern geheiratet hat, das auf Grund 
der Verſorgungsgeſetze fur die Kinder ge⸗ 
zahlte Waiſengeld), 

die laufende Unterſtützung, die einem als 
Volontär, Zivilſupernumerar, Juſtizanwärter, 
Lehrling uſw. beſchäftigten Kinde während der 
Dauer ner Ausbildung gewährt wird, 

der Beitrag für den Unterhalt eines Kindes 
aus einer früheren durch Scheidung gelöſten 
Ehe, den der für ſchuldig erklärte Ehegatte 
zu leiſten hat, 

die Unterhaltungsrente, die für ein uneheliches 
Kind der Ehefrau gezahlt wird, 

die Zinſen aus einer aus demſelben Anlaß 
wie e und d gewährten Kapitalabfindung; 
ſoweit die Kapitalabfindung inzwiſchen ver⸗ 
braucht ſein ſollte, die eee Zinſen 
von dem verbrauchten Betrage. 

5. (Fälle, in denen keine Kinder-Bei⸗ 
hilfen gewährt werden können.) 
beihilfen können nicht bewilligt werden: 


1 


— 
— 


C 


— 


d 


— 


Wéi 
— 


a) für Kinder oder Stiefkinder aus einer erſt zugezogen werden müſſen, 
der Verſetzung des Beamten in den den gleichen Anſpruch auf Benutzung des Dienſt 


nach 
Ruheſtand geſchloſſenen Ehe, 

b) für uneheliche Kinder, die der Beamte erſt 
nach 
d. h. als Ruhegehaltsempfänger erzeugt und 
unterhalten hat, 

c) für Kinder, die der Beamte ert als Ruhe⸗ 
gehaltsempfänger für ehelich erklärt oder 
an Kindes Statt . hat. 


(Ubergangs- und Schlußvorſchriften.) 

1 Iſt ein Beamter oder Ruhegehaltsempfänger 
in der Zeit vom 1. Mai bis 31. Juli 1921 
geſtorben, ſo ändern ſich die gezahlten Gnaden⸗ 
bezüge nicht; denn die Gnadenbezüge ſind 
nur als eine Weiterzahlung des von dem 
Verſtorbenen wirklich bezogenen Dienſt⸗ 
einkommens oder der wirklich bezogenen Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe anzuſehen. 

Die Kinderbeihilfen werden neben dem 
Dienſteinkommen ($ 17 BDEG.) und neben 
den Verſorgungsgebührniſſen ($ 24 BEG.) 
gewährt; der erhöhte Notzuſchlag iſt daher für 
ſie vom 1. Auguſt 1921 an zu zahlen. 

. Sit ein Beamter oder ein Ruhegehalts⸗ 
empfänger erſt nach dem 1. Auguſt 1921 
geſtorben oder in den Ruheſtand verſetzt, ſo 
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iſt das Mehr an Dienſtbezügen für die Zeit 
vom 1. Auguſt 1921 bis zum Ablauf des 
Gnadenvierteljahrs oder bis zum Tage des 
Übertritt3 in den Ruheſtand nachzuzahlen, 
ebenſo das Mehr an Verſorgungsgebührniſſen 
von dem letzteren Tage an, und zwar ent⸗ 
ſprechend den geltenden; Vorſchriften DIE Dienſt⸗ 
und Verſorgungsgebührniſſe an die Erben, 
das Gnadenvierteljahr an die Angehörigen 
oder diejenigen Perſonen, die die Koſten der 
Krankheit und Beerdigung beſtritten haben. 
Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. 
J. V.: Weber. 
= 


Befugniſſe der Forſteinrichtungsanſtalt. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr III 16373. 
. Berlin, 21. September 1912. 
Da bei den Revierbereiſungen durch den Ober⸗ 


Kinder⸗ forſtmeiſter oder den Regierungs⸗ und Forſtrat 


der e ene die Revierverwalter. 
o haben dieſe Beamten 


geſpannes des Nevierverwalters wie die Be⸗ 
amten der Regierung. 


ſeinem Ausſcheiden aus dem Dienſte, An die Regierung m Caſſel. 


Abſchrift zur Kenntnis. 
Im Auftrage: v. d. Busſche. 
An alle übrigen Regierungen und die Forſtemrichtungsanſtalten 


** 
Oeffentliche Verpachtung 
ſtaatsforſt⸗ und ſtaatsdomäneneigner Fiſchereien. 
Allgemeine Verfügung III. 62/1921 . 
Minifteriun: für Landwirtichaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. III 17611. IB IIb 7623. II 10 162. 


Berlin, 5. Oktober 1921. 

Bekanntmachungen über die öffentliche Ver⸗ 
pachtung ſtaats forſt⸗ und ſtaatsdomäneneigener 
Fiſchereien, deren Nutzung einen ſelbſtändigen 
Berufsfiſcher zu ernähren vermag, ſind künftig 
auch der Schriftleitung der vom Deutſchen Berufs- 
binnenfiſcher⸗Verband ee Zeitſchrift 
„Der Berufsfiſcher“ in Altona (Elbe), Eimsbütteler 
Straße 80, zuzuſtellen. 

Sofern Zweifel darüber beſtehen, ob die Skier) 
für einen Berufsfiſcher ausreicht, iſt der Oberfiſch⸗ 
meiſter zu hören. 

Im Auftrage: Freiherr von dem Busſche. 
An alle Regierungen außer Sigmaringen. 


Get Eis 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


König Ludwig III. von Bayern 7. Nachdem 
der ehemalige König Wilhelm von Württemberg am 
2. Oktober d. J. in die ewigen Jagdgründe 
gegangen iſt, folgte ihm zwei Wochen ſpäter auch 
der uns allen ehrwürdige Bayernkönig Ludwig III. 
Wie eng in Bayern das Band geweſen iſt, das 
das Herrſcherhaus der Wittelsbacher mit der grünen 
Farbe verknüpfte, geht aus nachſtehender Kund⸗ 
gebung hervor, die wir der „Bayeriſchen Forſt⸗ 
und Jagd⸗Zeitung“, dem Organ des Vereins 
mittlerer Forſtbeamter Bayerns, entnehmen. 

Zum Ableben König Ludwigs III. 
In ſchmerzlichem Empfinden ſteht das bayeriſche 
Volk an der Bahre des edlen Fürſten, deſſen 


Herz am 18., Oktober zu ſchlagen aufgehört hat. 
Es bedarf hier keines Aufzählens der Regenten⸗ 
tugenden des hochverehrten königlichen Herrn. 
Die Ereigniſſe, welche den König und die 
weiteſten Kreiſe ſeines getreuen Volkes am 
7. November 1918 überraſchten, können uns 
Forſtbeamten die Gefühle und Geſinnungen nicht 
entreißen, die wir dem Könige zu jenen Zeiten 
entgegenbrachten, als er, den Thron einnehmend, 
auf der Höhe ſeines Daſeins ſtand. Die Beileids⸗ 
kundgebung der Bayeriſchen Staatsregierung 
an den Prinzen Rupprecht trifft gewiß das 
Empfinden der bayeriſchen Forſtbeamten. So⸗ 
weit wir als engere Berufsversinigung für bi: 
Bekundung dieſes Fühlens zuſtändig ſind, teilen 
wir die Verſicherung, daß die Nachricht von dem 


fern von der Heimat erfolgten Tode des un⸗ 
vergeßlichen Königs in ganz Bayern tiefſte 
Trauer erweckte. Ein Vorbild treueſter Pflicht⸗ 
erfüllung, habe er, das eigene Glück im Glücke 
Bayerns ſuchend, ſein ganzes arbeitsreiches 
Leben dem Dienſte des Vaterlandes gewidmet, 
ner Do die Wohlfahrt des Landes ge⸗ 
fördert, gerecht und beharrlich die Zügel der 
Regierung geführt und in allem Wandel der 
Zeiten ſeinem Volke die Liebe bewahrt. Das 
Gedächtnis des treudeutſchen und charakterfeſten 
Mannes, des hochgeſinnten, verehrungswürdigen 
Königs werde in der aufrichtigen Dankbarkeit 
des bayeriſchen Volkes immer fortleben. Es 
möge am Sarge des Königs daran erinnert ſein, 
daß, als die letzte vortriegszeitliche General⸗ 
verſammlung des Vereins der mittleren Forſt⸗ 
beamten im Jahre 1913 ein Ergebenheits⸗ 
telegramın an König Ludwig richtete, ein 
beſonders warm und herzlich gehaltener Dank 
und Gruß des Königs als Antwort einlief, die 
rößten Jubel wachrief. Der König hatte uns 
En Herz gezeigt! Darum Treue um Treue! 
Verein mittlerer Sort begnten Banerns. 
Überall in deutſchen Gauen werden die Männer 
im grünen Rock, denen noch das treue deutſche 
Herz in der Bruſt ſchlägt, es wohltnend empfinden, 
wie in dieſer Kundgebung das Gedächtnis eines 
Herrſchers geehrt wird, der ein Landesvater in 
des Wortes edelſter Bedeutung ſtets geweſen iſt. 
> 


Zur Feier des ſiebziaſten Geburtstages des 
Herrn Geheimrats Prof. Dr. Schwappach, Ebers⸗ 
walde, am 2. November d. J., hatten ſich außer 
den Familienangehörigen und Freunden Vertreter 
der Forſtlichen Hochſchule in Eberswalde ſowie der 
Studentenſchaft eingefunden, um dem Jubilar 
ihre Glückwünſche darzubringen. Mit dem 
Profeſſorenkollegium war der gegenwärtige Reltor, 
Geheimrat Prof. Dr. Schwarz, erſchienen, der 
eine längere Anſprache hielt und dann eine Glück⸗ 
wunſchadreſſe mit folgendem Wortlaut überreichte: 

„Hochverehrter Herr Geheimrat, 

Werter Kollege! 

Der Tag Ihres 70. Geburtstages gibt uns 
Veranlaſſung, Ihnen unſere aufrichtigſten Glück⸗ 
wünſche darzubringen und auszuſprechen, in 
wie hohem Maße wir Ihre Tätigkeit und Ihre 
Arbeit anerkennen. Die Univerſalität Ihres 
Wirkens macht es uns unmöglich, Ihnen auf 
jedes Ihrer ſo mannigfaltigen Gebiete zu folgen; 
aber möge es ſich um die Wuchsgeſetze der 
Bäume und Beſtände, um die Methoden der 
Durchforſtung oder andere waldbauliche Maß⸗ 
regeln handeln, um die Einführung ausländiſcher 
Holzarten oder die Unterſuchung der Holz⸗ 
qualität, überall hat Ausdauer und klarer 
Forſchergeiſt Sie zu hervorragenden Leiſtungen 
geführt. Ganz beſonders aber möchten wir 
Ihre Verdienſte um die forſtliche Verſuchsanſtalt 
hervorheben, deren Leiter Sie 35 Jahre hindurch 
waren und welche Sie auf eine von keiner 
anderen Seite erreichte Höhe gebracht haben. 

Auch anderen Gebieten iſt Ihre reiche 
Arbeitskraft zugute gekommen: ſo der Forſt⸗ 
politik, dem Forſtlichen Unterrichtsweſen, dem 
Deutſchen Forſtverein, dem Reichsforſtwirtſchafts⸗ 
rat. Überall hat man Sie als Führer anerkannt. 
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So haben Sie denn nicht nur als Hiſtoriker 
die Geſchichte Ihres Faches geſchrieben, ſondern 
ſich auch durch Ihre Tätigkeit einen ehrenvollen 
Platz in der Geſchichte der Forſtwiſſenſchaft 
ſelbſt erworben. 

Mit Dank erkennen wir an, was Sie zur 
Hebung unſerer Hochſchule beigetragen haben, 
deren Zierde Sie waren und immer bleiben 
werden. 2. 

Der Rektor und das Brofelloren- Kollegium 
der Forſtlichen Hochſchule Eberswalde. 


Überaus zahlreiche Briefe und Telegramme, 
u. a. auch aus der Preußiſchen Zentralforſtbehörde, 
waren außerdem aus allen Himmelsrichtungen 
von den unzähligen Verehrern und Freunden 
des Jubilars eingegangen, die es ſich nicht haben 
nehmen laſſen, an dieſem Tage dem hochverdienten 
Lehrer und Forſcher der Forſtwiſſenſchaft, dem 
eifrigen Förderer und erfolgreichen Organiſator 
der forſtlichen Praxis in dankbarer Verehrung 
ihre Hochachtung und Liebe zu zeigen. 

= 


Neuregelung des forſtlichen Vetriebsdienſtes 
in Heſſen. Durch die neue Geſetzgebung iſt die 
Bildung von einheitlich organiſierten Förſtereien 
für ganz Heſſen mit gleichmäßiger Beſoldung der 
Inhaber dieſer Stellen vorgeſehen. Die Bezirke 
der Förſter ſollen rein nach praktiſchen Erwägungen 
und mit Rückſicht auf paſſende Abrundung ohne 
Unterſcheidung der Eigentumsverhältniſſe der be⸗ 
treffenden Waldungen gebildet werden. Sie 
können alſo je nach der geographiſchen Lage 
Staatswaldungen, Gemeindewaldungen und 
Privatwaldungen I. und II. Klaſſe gemeinſam 
oder nur einzelnen Kategorien hiervon umfaſſen. 
Lediglich bezüglich der größeren Privatwaldungen 
I. Klaſſe (ſtandesherrliche Waldungen), etwa über 
2000 ha, iſt im Wege der Verhandlung vorläufig 
den Eigentümern das Recht zur Anſtellung eigener 
Beamten gewährt worden. Die Förſter ſollen 
aus Waldarbeitern hervorgehen, die nach drei⸗ 
jähriger praktiſcher Tätigkeit im Alter von 17 bis 
18 Jahren eine in Schotten (Vogelsberg) am 
1. April 1922 neu zu errichtende Schule beſucht 
dë: Während des zweijährigen Schulbeſuches 
ollen die Anwärter Fortbildungsunterricht er⸗ 
halten und in forſtlichen Fächern ausgebildet 
werden. An zwei Tagen jeder Woche werden 
ganztägige Ubungen im Walde abgehalten, außer⸗ 
dem wird der Unterricht im Winter und Frühjahr 
je eine Woche lang vollſtändig ausgeſetzt, damit 
die Schüler während dieſer Zeit bei Hauungen 
und, Kulturen praktiſch beſchäftigt werden mer 


CH 


Freie Plätze in den Waiſenhäuſern Klein- 
Glienicke und Potsdam. Im Waiſenhaus zu 
Klein-Glienicke bei Potsdam find, wie wir hören, 
noch einige Plätze für preußiſche Staatsförſter⸗ 
und Förſteranwärterſöhne frei, die Knaben können 
acht bis elf Jahre alt ſein. Ebenſo ſind im 
Zivilwaiſenhaus zu Potsdam noch freie Plätze für 
etwa ebenſo alte Söhne von Staatsoberförſtern 
und Forſtmeiſtern vorhanden. In beiden Anſtalten 
werden nur Knaben aufgenommen, deren Vater 
tot iſt und die evangeliſch ſind. Die Vergebung 
der Stellen iſt Sache des Miniſteriums für Land⸗ 
wrrſchaft ? 
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Forſtwirtſchaftliches. 

Ein Mittel zur Förderung der natörlichen 
Verjüngung in Buchenbeſtänden beſteht neben 
anderen auch darin, daß alsbald nach Eintritt 
des Abfallens der Maſt eine entſprechende Boden⸗ 
bearbeitung vorgenommen wird. Bei den heutigen 
hohen Löhnen kann dieſe natürlich nicht ſehr 
umfangreich ſein. Der Zweck wird aber auch ſchon 
ehr gut erreicht, wenn der Boden in etwa 0,5 m 
breiten Streifen, die 2 m voneinander liegen, 
mit der Hacke gelockert wird. Da hiermit der Maſt 
ein günjliges Keimbett bereitet wird, jo findet 
ſich der Aufſchlag beſonders auf dieſen Streifen 
reichlich ein. H. S. 


= 

Nadelholzſtangenverwertung. Dieſe iſt nicht 
allein vom finanziellen, ſondern auch vom beſtands⸗ 
pfleglichen Standpunkte aus von Wichtigkeit. Gute 
Stangenpreiſe können die Vornutzungserträge 
erheblich ſteigern, ſchlechte laſſen den Eifer des 
Wirtſchafters beim Durchforſten erkalten; und 
bei dieſem gilt trotz mancher nellen methodiſchen 
Darſtellung bis zum Eintreten des Haupthöhen⸗ 
wachstums immer noch das alte Motto: „Früh, 
mäßig, oft“; wenn auch nicht alle Jahre, ſo doch 
alle vier bis fünf Jahre. Da möge der geneigte 
Leſer von einer mir in Thüringen bekannt ge⸗ 
wordenen praktiſchen Art der Nadelholzſtangen⸗ 
Verwertung — es handelt ſich vornehmlich um 
Fichtenſtangen — Kenntnis erhalten, falls jene 
ihm nicht bereits bekannt war. Die betreffende 
Gegend iſt nicht waldreich und wird von tüchtigen, 
fleißigen Landwirten bewohnt. Dieſe haben ſich 
daran gewöhnt, ihren jährlichen Bedarf an Stangen 
nach den einzelnen Klaſſen beim Ortsvorſteher in 
eine Sammelliſte einzutragen und an dieſen die 
Taxen mit einem geringen Aufſchlag für alle Be⸗ 
ſorgungen abzuführen. Der Ortsvorſteher bezahlt 
die Holzverabfolgezettel für ſämtliche Stangen 
und macht die nach Empfängern gegliederte Los⸗ 
einteilung. Die Bauern holen ſich ihre Stangen 
ſelbſt ab; fie brauchen ſomit die Verſteigerungen 
nicht zu beſuchen und unter Umſtänden keine Loſe 
anzuſteigern, die für ſie zu groß wären. Vielleicht 
gibt dieſe Mitteilung Anlaß zu Verſuchen in 
anderen Waldgebieten. Dr. K. 


CH 
Waldbrände. 

Bezirk Düſſeldorf. Stadtforſt Solingen. 
In der Abteilung Jagenberg der Solinger Stadt⸗ 
mc wurden am 7. Oktober 0,40 ha jüngerer 
Miſchbeſtände durch Waldbrände völlig vernichtet. 
Das Schadenſeuer iſt vermutlich durch fahrläſſige 
Brandſtiftung entſtanden. Der Schaden beträgt 
Etwa 1000 % und iſt durch Verſicherung gedeckt 

CH . 


Vom Rauhiwarennarft. 

Rauhwerkpreiſe der Märkiſchen Fell⸗Ver⸗ 
wertungsgenoſſenſchaft Berlin N 20, Freienwalder 
Straße 5, vom 5. November 1921. (Bei nach⸗ 
Se henden Preisnotierungen bedeutet I Primaware, 
II S. kundaware und III Schwarten) Haſen: Winter 
22 K, Sommer 5 A, Wildkanin: Winter 10 , 
Sommer 1,50 , Füchſe: Winter I 700 &, II 225 a, 
Sommer A0 A. Steinmarder: I 1700 &, II 800 &, 
BI 75 K, Baummarder I 2400 &. II 1000 A, 
III 90 &, Iltiſſe: I 260 A, II 90 4, III 30 &, 
Maulwürfe: I 14 K, II 6 &, Dachſe: I 140 A. 
M je nach Qualität: Rehe: Sommer 55 A, Winter 
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25 4; Rotwild: trocken 24 A das Kilo: Dam⸗ 
wild: trocken 30.4 das Kilo; Schwarzwild: trocken 
3 & das Kilo. Dieſe Preiſe find Durchſchnittspreiſe, 
zu denen die Waren in Empfang genommen werden. 
Sie ſind nicht als bindend zu betrachten, ſondern 
freibleibend, da ſie ſtetig Schwankungen nach oben 
und unten unterworfen ſind. 

Die Londoner Auktionen verlaufen in feſter 
Stimmung, jedoch wird die Einfuhr ausländifcher 
Waren durch den Markkurs erſchwert. Demgemäß iſt 
die Ausſicht für deutſche Produkte gut und einſtweilen 
wieder mit hohen Preiſen zu Zeiten, 

Nach der „Kürſchner⸗ Zeitung“ (Leipzig) vom 
6. November 1921. Otter 1000 bis 1200 &, Stein- 
marder 1000 bis 1400 A, Baummarder 1400 bis 
1650 &, Füchſe 500 bis 900 A. Iltiſſe 250 bis 400 &, 
Dachſe 100 bis 180 4, Hamſter 8 bis 12 &, Kanin 
(Kürſchner) 15 bis 30 4, Haſen 14 bis 18 4, Wieſel 
10 bis 40 A. Rehdecken 45 bis 55 A. Die oben be⸗ 
zeichneten Preiſe find als ungefähr erzielte Preiſe auf- 
zufaſſen, da ſie ſtark wechſelnden Schwankungen 
unterliegen; es iſt gegenwärtig ganz beſondere Vorſicht 
beim Einkauf zu empfehlen. 


CH 


Brief- und Fragekaſten. 


Anfrage Nr. 84. Steuerabzug vom Neben⸗ 
einkommen. Ich bin Förſter in einer Stadt⸗ 
forſt. Der Steuerabzug findet bei der Ge⸗ 
haltszahlung vierteljährlich an der ſtädtiſchen 
Forſtkaſſe ſtatt. Durch Hundedreſſur habe ich aber 
ein Nebeneinkommen im Betrage von 700 A 
ausſchließlich der Futterkoſten gehabt. Bin ich 
verpflichtet, dieſen eingenommenen Betrag dem 
Finanzamt zur Verſteuerung zu melden? 

Förſter B. in F. 

Antwort: Das Nebeneinkommen aus Hunde⸗ 
dreſſur gehört als „aus der Ausübung anderer 
freier Berufe herrührend“ nach Einkommenſteuer⸗ 
geſetz $ I Nr. 2 zum Einkommen aus Arbeit und 
unterliegt der Steuer, ſelbſtverſtändlich nach Abzug 
der damit verbundenen Unkoſten. Es genügt, 
wenn hierüber in der alljährlich an das Finanzamt 
einzureichenden Steuer⸗Erklärung das im ver⸗ 
floſſenen Kalenderjahre erzielte Reineinkommen 
vermerkt wird. Eine beſondere Meldung im 
laufenden Jahre iſt nicht erforderlich. 

Anfrage Nr. 85. Anſtellungsausſichten in 
Preußen im Privatforſtdienſt. Ich war 17 Monate 
zur praktiſchen und theoretiſchen Ausbildung auf 
der Oberförſterei und beende am 1. Oktober 1921 
das Probejahr. Am 1. Oktober 1921 werde 
ich bei der hieſigen Gemeinde angeſtellt werden 
als Forſtwart. Könnte ich innerhalb Preußens 
anderweitig eine Stelle bekommen, und als was? 
Müßte ich noch weitere Ausbildung genießen, um 
überhaupt eine Stelle als Hilfsförſter oder Forſt⸗ 
aufſeher zu bekommen? Forſtwart O. 

Antwort: Ihre Ausſichten, in Preußen 
eine Anſtellung zu finden, ſind leider nur gering, 
da Ihnen nur die Möglichkeit offenſteht, ein 
Unterkommen im Privatdienſte zu erhalten. Die 
Zahl der Anwärter iſt aber auch hier ſo groß, daß 
Ihney keine Hoffnung gemacht werden kann, 
Anſtellung zu erhalten, und das um ſo weniger, 
weil in Preußen der Privatforſtbeſitz immer mehr 
darauf Bedacht nimmt, ſein Betriebsperſonal ſelbſt 
heranzubilden. Wir können Ihnen daher nur raten, 
in Ihrem Lande zu bleiben und die in Ausſicht 
ſtehende Anſtellung anzunehmen. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitterlunzjen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Sefehung gelangende Forfidienffellen. 


Preuf; en. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Acker, 1,44 ha Wieſe. Erfahrung im Rot wildhege 
und volle Rüſtigkeit erforderlich. Nutzungsgeld 
und Dienſtaufwandsentſchädigung find noch nich 
endgültig feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt 20. Dezember. 


Oberförſterſtelle Thiergarten in Annaburg (Merſe⸗ Sterzhauſen, Ebert, Wetter⸗Weſt, zum 1. April 1922. 


burg), iſt zum A. Januar 1922 zu beſetzen. Be⸗ 
wenbungsfriſt 1. Dezember. 

Die Ausſchreibung der Oberförſterſtelle Annaburg 

(Merſeburg) iſt ungültig. 

Förſterſtelle Beckedorf, Oberf. Obernkirchen (Minden), 
iſt zum 1. Februar 1922 zu beſetzen. Wirtſchafts⸗ 
land (Garten, Acker und Wieſe) 2 ha. Nutzungs⸗ 
geld 107 K. Dienſtaufwandsentſchädigung 200 K. 
Bewerbungsfriſt 20. November. 

Förſterſtelle Bollerborn, Oberf. Altenbeken (Minden), 
iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. Wirtſchafts⸗ 
land (Garten, Acker und Wieſe) 3 ha. Nutzungs⸗ 
geld 29 K. Dienſtaufwandsentſchädigung 250 „. 
Nächſte höhere Schule 17 km. Bewerbungsfriſt 
15. November. 

Förſterſtelle Neu⸗Eggeſin, Oberf. Eggeſin (Stettin), 
iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. Wirtſchafts⸗ 
land: 0,255 ha Garten, 3,886 ha Acker, 13,560 ha 
Wieſe und Weide. Nutzungsgeld 120 &. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung 250 A Nächſte Bahn⸗ 
ſtation 7 km. Nächſte Dorfſchule 7 km. Be⸗ 
werbungsfriſt 20. November. 

Förſterſtelle Kraſcheow I, Oberf. Kraſcheow (Oppeln), 
iſt am 1. Dezember zu beſetzen. Das Nutzungsland 
der Stelle wird reguliert. Bewerbungsftiſt 15. No⸗ 
vember. 

Förſterſtelle Marienbrück, Oberf. Lübbeſee (Frank⸗ 
furt a. O.), it zum 1. Januar 1922 zu be ſetzen. 
Zur Stelle gehören: 0,252 ha Garten, 6,200 ha 
Acker, 3,846 ha Wieſe. Anderungen vorbebalten 
Nutzungsgeld und Dienſtaufwandsentſchädigung 
werden neu feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt 1. Dezember. 

Förſterſtelle in Munſter, Oberf. Munſter (Lüne⸗ 
burg), iſt zum 1. Januar 1922 anderweit zu be⸗ 
ſetzen. Mit der Stelle ſind verbunden: 0,117 ha 
Gartenland, 0,974 ha Acker, 1,088 ha Wieſen Das 
Nutzungsgeld beträgt vorausſichtlich 223 A jährlich. 
Bewerbunasfriſt 30. Nove mber. 

Förſterſtelle Nakel, Oberf. Grutſchütz (Oppeln), iſt 
am 1. Januar 1922 zu beſetzen. Das zen, 
der Stelle wird reguliert. Bewerbungsfriſt 1. De⸗ 
zember. 

görſterſtelle Salzbrunn, Oberf. Murow (Oppeln), 
iſt am 1. April 1922 zu beſetzen. Das Nutzungs⸗ 
land der Stelle wird reguliert. Bewerbungsfriſt 
1. Jebruar 1922. 

Im Negierungsbezirk Caſſel ſind nachſtehende 

Förſterſtellen zu beſetzen: 

Allendorf, Oberf. Neuſtadt, zum 1. April 1922. Bahn⸗ 
ſtation und Dienſtwohnung in Allendorf. 0,10 ha 
Garten, 2,02 ha Acker, 1,67 ha Wieſe, 0,52 ha Weide. 
Nutzungsgeld und Dien ſtaufwandsentſchädiaung find 
noch nicht endgültig feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt 
20. Dezember. 

Herfa, Oberf. Heringen, zum 1. Februar 1922. 
Dienſtwohnung 1 km von Herfa. Bahnſtation: 
Heimboldshauſen und Heringen, 5 km. 0,10 ha 
„Garten, 1,07 ha Acker, 2,59 ba Wieſe. Nutzungs⸗ 
geld und Dienſtaufwandsentſchädigung wird neu 
feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt 1. Dezember 

Somplar, Oberf. Frankenberg, zum 1. April 1922. 
Dienſtwohnung in Somplar. Bahnftation und 
nächſte Stadt Hallenberg (Weſtfalen), 3 km. Kein 
Wirtſchaftsland. Volle körperliche Rüſtigken er⸗ 
ſorderlich. Nutzungsgeld und Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung ſind noch nicht endgültig feſtgeſetzt. 
Bewerbungsfriſt 20. Dezember. 

Staufenberg, Oberf. Veckerhagen, zum 1. April 1922. 
Dienſtwohnung in Veckerhagen, 12 km bis Hann.⸗ 
Münden, Bahnſtakion. 0,08 ha Garten, 1,25 ha 


Dien ſtwohnung 1,8 km von Sterzhauſen, Bahn- 
ſtation. 0,25 ha Garten, 1,41 ha Acker, 1,85 ba 
Wieſe. Volle körperliche Rüſtigkeit erforderlich; 
der jetzige Inhaber muß vorausſichtlich einige Zeit 
in emem Teil der Dienſtwohnung verbleiben. 
Nutzungsgeld und Dienſtaufwandsentſchädigung ſind 
noch nicht endgültig feſtgeſetzt. Bewerbungsfriſt 
20. Dezember. 

Die Forſtſetretärſtellen benden Oberförſtereien dedenſen, 
Nienburg und den Kloſter⸗Oberförſtereien Ilfeld, 
Göttingen, Lamſpringe und Lüneburg (Hannover) 
ſind zu beſetzen. Dienſtwohnungen ſind nicht vor⸗ 
handen. Zur Bewerbung zugelaſſen ſind alle 
Förſter in Endſtellen und in überzähligen Stellen 
ſowie alle Forſtverſorgungsberechtiaten Vorbe- 
dingung für alle Bewerber iſt, daß ſie die Förſter⸗ 
prüfung haſtanden und die Bedingungen Tur die 
endgültige Anſtellung im Schreibdienſte erfullt 
haben. Ausnahmsweiſe kann Gelegenheit zum 
Nachweis der vorgeſchriebenen Befähiaung neaebric 
werden. Forſtverſorgungsberechtigte Anwärter und 
überzählige Förſter, welche Forſtſekretär werden 
wollen, müſſen ſich im Bewerbungsgeſuche Dër, 
pflichten, mindeſtens fo lange im Folſtſchreibdienſte 
zu bleiben, bis We in die Dienſtaltersliſte der Förſter 
in Endſtellen aufgenommen find. Früherer Dier, 
tritt in den Außendienſt iſt ausnahmsweiſe mit 
Genehmigung des Miniſteriums zuläſſig. Bewer⸗ 
bungsfriſt für alle Stellen 18 November. 

Die neueingerichteten Forſtſekretärſtellen bei den 
Staatsoberförſtereien Hainchen, Hilchenbach, Ober⸗ 
eimer und Neheim (Arnsberg) ſollen bald⸗ 
möglichſt besetzt werden. Bewerbungsſriſt 1. Dezember. 

Die Forſiſekretärſtellen der Oberförſtereien Sadlowo, 

Grondowken, Turoſcheln, Kurwien, Johannis burg, 

Guszianka, Pfeilswalde, Reußwalde, Corpellen, 

Grüneberge, Witlenberg, Grünfließ, Cum muſin, 

Hartigswalde, Purden, Ramuck und Liebemühl 

(Allenſtein) jmd zu beſetzen. Ziugelaſſen zur 

Bewerbung ſind alle Förſter in Endſtellen und in 

uberzahlligen Stellen ſowie alle Forſtverſorgungs⸗ 

berechtigten. Vorbedingung für alle Bewerber iſt, 
daß ſie die Förſterprüfung beſtanden und die Be 
dingungen für die endgültige Auſtellung im Schreib- 
dienſt erfüllt haben. Sind bei ſonſt geeigneten 

Bewerbern nicht alle Bedingungen vorhanden, ſo 

bleibt Entiſcheidung vorbehalten. Forſtverſorgungs⸗ 

berechtigte Anwärker und überzählige Förſter müſſen 

tich hierbei verpflichten, mindeſtens jo lange im 

Forjtich'eibdienit zu bleiben, bis ſie in die Dienſt⸗ 

altersliſte der Förſter in Endſtellen aufgenommen 

ſein werden. Bewerbungsfriſt 20. November. 

Im Regierungsbezirk Wiesbaden ſind nach⸗ 

ſteyende planmäßige Forſtſekretärſtellen am 1. Dezember 

zu beſetzen: 

Hofheim, Cronberg, Oberreifenberg, Rod a. Weil, 
Runkel, Langenſchwalbach, Hahnſtatten, Naſtälten, 
Hahn i. T, Eltville, Caub, Montabaur, Wallmerod, 
Herſchbach, Naſſau, Hadamar, Driedorf, Straf 
ebersbach, Wörsdorf in Idſtein, Biedenkopf, Hatz ⸗ 
feld und Elbrighauſen in Battenberg. Dienſt⸗ 
wohnungen find nicht vorhanden. Familienwohnung 
kann, mit Ausnahme der Forſtſekretärſtelle Vieden⸗ 
kopf, vorläufig nicht nachgewieſen werden. Den 
Bewerbern wird anheimgeſtellt, ſich dieſerhalb mir 
den betreffenden Revierverwaltern in Verbindung 
zu ſetzen. Zur Bewerbung ſind nach der allgememen 
Verfügung Nr. III /59 für 1921 des Herru Land⸗ 
wertſchaftsminiſters vom 23. September 1921 alle 
Förfter in Endfteilen (Förſter m. R.) und in ber- 
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zähligen Stellen ſowie alle Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten zugelaſſen. Vorbedingung für alle 
Bewerber iſt, daß fie die Förſterprüfung beſtanden 
und die Bedingungen für die endaultige Anſtellung 
im Schreibdienſt erfüllt haben. Anſtellungen auf 
Probe werden nicht zugelaſſen. Sofern dieſe 
Bedingungen nicht alle erfüllt ſind, bleibt bei ſonſt 
geeigneten Bewerbern die Entſcheidung der Regierung 
für die zunächſt vorläufige Verſehung der Stelle 
vorbehalten. Forſtverſorgunasberechtigte Anwärter 
und überzählige Förſter (Förſter o. R.) müfſſen 
ſich im Bewerbungsgeſuch verpflichten. mindeſtens 
io lange im Forſtſchreibdienſt zu bleiben, bis ſie in 
die Dienſtaltersliſte der Förſter in Endſtellen 
(Förſter m. R.) aufgenommen ſind. Alsdann 
ſteht es ihnen frei, ſich um Förſterſtellen des Außen⸗ 
dienſtes zu bewerben. Bewerbungen müſſen bis 
20. November bei der Regierung in Wiesbaden 
vorliegen. 

Hilfsförſterſtelle (Förſter o. R.) Scheuen, Kloſter⸗ 
Oberf. Miele (Hannover), iſt zum 1. Januar 1922 
zu beſetzen. Zur Stelle gehören 6,5390 ha nutz⸗ 
bares Wirſchaftsland. Wohnung ut vorhanden. 
Bewerbungsfriſt 18. November. 


Mittelbarer Staatsdrenſt. 

Städt. Hilfsförſterſtelle Barmen iſt zu beſetzen. Be⸗ 
werbungen ſind binnen 8 Wochen an das Ober⸗ 
bürgermeiſteramt in Barmen einzureichen. Näheres 
ſiehe Anzeige. 

Stadtförſterſtelle Biſchofſtein iſt ſofort zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind umgehend an den Magiſtrat 
Biſchofſtein einzureichen. 


Perſonal nachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Bergholz, Förſter in Bockhorn, iſt am 1. November nach 
Heidemühlen (Schleswig) als Jörſter m R. verſetzt. 

Döring, uberzähliger Förſter in Weißenborn, Oberf. Reichen⸗ 
ſachſen (Caſſel), iſt am 1. Oktober nach Haaren, Oberf. 
Boddeken (Minden), verſetzt 

Fiſcher, Förſter in Biedenkopf. Oberf. Biedenkopf, wird am 
1. Dezember auf die Forfterftelle Lindenhof, Oberf. 
Hatzfeld (Wiesbaden), verſetzt. 

Hottſchting, Hegemeiſter in Munſter, Oberf. Muunſter, 
wird am 1. Januar 1922 auf die Forſterſtelle Oldenſtadt, 
Oberf. Medingen (Luneburg), verſetzt. 

Höhne, Förſter in Scheuen, Kloſter⸗Oberförſterei Miele, 
wird am 1. Januar 1922 nach Barendorf, Kloſter⸗Ober⸗ 
förſterei Lüneburg (Hannover), verſetzt. 

Jeep, überzähliger Forſter in Altenbeken, Oberf. Altenbeken, 
iſt am 1. Oktober nach Telegraf, Oberf. Boddeken 
(Minden), verſetzt. 

Klemm, Förſter o. R, Warnow, Oberf. Warnow. wird am 
1 Dezember nach der Förſterer Schöneiche, Oberf. 
Stepenitz (Stettin), verſetzt. 

Kunz, Föͤrſter in Reinbek, ift am 1. November nach Hahnen⸗ 
koppel, Oberf. Trittau (Schleswig), verſetzt 

Lorenzen, uberzähliger Förſter in Glashutte, Oberf. Segeberg, 
iſt am 1. November auf die bebaute Hilfsförſterſtelle 
Reinbek, Oberf Trittau (Schleswig), verſetzt 

Meißner, Hegemerſter in Neu-Cgaeſin, Oberf Cggeſin, wird 
am 1. Januar nach Seltz, Oberf Golchen (Stettin), 
verſetzt. 


* 


Ver 
Verein 


Preußiſcher Staats-Revierföriter, 


Bezirksgruppe Potsdam. 
Die Beteiligung an der Verſammlung am 
11. Oktober d. J. war gut. Es wurde beſchloſſen: 
J. zu beantragen, die Dienſtaufwands⸗Ent⸗ 
ſchädigungen für alle Revierförſterſtellen mög⸗ 
lichſt gleichmäßig zu verteilen; 
2. einen Bezirksgruppenbeitrag von 12 % vom 
Jahre 1922 ab zu erheben. Der noch nach⸗ 
träglich einzuziehende Beitrag für 1921 wurde 


Näheres ſiehe Anzeige. 


— TRITT 


einszeitung. 


Feters, überzähliger Förſter in Haaren, Oberf. Böddeken, 
it am 1. Oktober nach Harth, Oberf. Büren (Wiinden), 


verſetzt. 

Fuchert, überzähliger Foͤrſter in Harth, Oberf. Büren, gt 
am 1. September nach Sandebeck, Oberf. Altenbeken 
(Minden), verſetzt. 

Schulze, Hegemeiſter in Elsdorf, Oberf. Rendsburg, iſt aus 
dem Staatsdienſt entlaſſen und an ſeiner Stelle der 
Hegemeiſter Kluge von Hahnenkoppel zum 1. November 
nach Elsdorf (Schleswig) verſetzt. 

Schütze, überz Forſter in Pranken (Breslau), wird am 
1. Dezember nach Dobrilugk, Oberf. Dobrilugk (Frank⸗ 
ſurt a. O.), verſetzt. 

Engel, Hilfsförſter in Altkrakow. Oberf. Altkrakow (Köslin), 
it am 1. Oktober zum uberzähligen Förſter ernannt. 

Funke, Hilfsförſter in Etteln, Oberf. Böddeken (Minden), 
iſt am 1. Oktober in den Bezirk Hannover einberufen 

Gabriel, Hilfsförſter, iſt zum überzahligen Förſter ernannt 
und ihm am 1. Oktober die vertretungsweiſe Verwaltung 
der Förſterſtelle in Oldenſtadt, Oberf. Medingen 
(Lüneburg), übertragen. 

Hroene, Hilfsforſter in Bromskirchen, Oberf. Battenberg 
(Wiesbaden), iſt am 1 September zum überzähligen 
Förſter ernannt. 

Aloe, Hilfsforſter in Wünnenberg, Oberf. Wünnenberg 
(Minden), iſt am 1. Juli in den Staats forſtdienſt 
einberufen 

Cehmann, Hilfsförſter in Nammen, Oberf. Minden (Minden), 
iſt am 1. Oktober in den Bezirk Trier einberufen. 

Marder, Hilfsförſter in Schwaney, Oberf. Neuenheerſe 
(Minden), iſt am 1. Auguſt in den Staatsforſtdienft 
einberufen R a 

Wicht, Hilfsförſter m der Oberf. Rehhof (Marienwerder). 
iſt unter Belaſſung in ſeiner bisherigen Beſchäftigung 
am 1. Oktober zum Förſter ernannt. 

Brauns, Forſtgehilfe in Steinbuſch, Oberf. Steinbuſch, 

wird am 1. Dezember nach Hohenwalde, Oberf. Hohen⸗ 

walde (Frankfurt a. O.), verſetzt. 

Lohöfer, Forſtgehilfe in Zeven, Oberf. Zeven, ut am 
3: en nach Trangſtedt, Oberf. Bederkeſa (Stade), 
verſetzt 

Kudwigs. Forſtgehilfe in Altkloſter, Oberf. Harſefeld, iſt am 
15. November nach Zeven, Oberf. Zeven (Stade), 
verſetzt 

m Regierungsbezirk Gumbinnen ſind zum über⸗ 
zähligen Dorfer ernannt die forſtverſorgungsberechtigten 

Anwarter: 

Holtz in der Oberf. Goldap; Pluquett in der Odberf. 
Schnecken; Wardin in der Oberf. Wilhelmsbruch 


Zu überzähligen Förſtern ſind am 1. Oktober ernannt 
die Hilfsförſter: 
Schütze, beſchäftigt im Regierungsbezirk Breslau; Stenger, 
beſchaͤftigt im Regierungsbezirk Schneidemübl;: Sne 
in Kirchhain, Oberf. Dobrilugk Frankfurt a. O.); 
Weiß, beſchäftigt im Regierungsbezirk Breslau. 


Bayern. 
Moos, Revierförſter beim Forſamt Heiligenbrücken, iſt am 
1. November an das Forſtamt Mindelheim verſetzt. 


Auszeichnungen. 

Aſche, Förſter o. R. in Zießau b. Ahrendſee, Altmark, Oberf. 
Luchow (Luneburg), iſt durch Verfügung des Kriegs⸗ 
miniſterſuums vom 5 September zum Leutnant d. N. 
a. D. befurdert, 

Eruſt. Leutnant d. L a D, Forſtſekretär in Altenbelen 
(Minden), hat die Erlaubnis zum Tragen der Nrmce⸗ 
uniform erhalten. 


auf 6 „ feſtgeſetzt. Die in Ruheſtand befind⸗ 
lichen Mitglieder zahlen die Hälfte. 
. Zum Schriftführer und Kaſſenführer wurde 
Revierförſter i. R. Janetzky, Berlin NW 52, 
Rathenower Straße 6, gewählt. 
Über die Anträge zu der in Ausſicht geſtellten 
neuen Geſchäftsanweiſung fanden eingehende 
Erörterungen ſtatt und gab der ſpäter er⸗ 
ſchienene Vereinsvorſitzende, Revierförſter 
Hennig, über den gegenwärtigen Stand der 
Verhandlungen Aufſchluß. 
Zum Schluß erfolgte eine Ansſprache über don 


Zu 
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auf der erſten Seite der Nr. 41 des „Deutſchen 

Förſters“ abgedruckten Erguß dreier Revier⸗ 

förſter. Die Verſammlung lehnte geſchloſſen 

deren Anſinnen ab. 

Welchen Eingebungen bzw. Einflüſterungen 
das Trio Staender, Spieweck, Gleim gefolgt iſt, 
entzieht ſich unſerer Kenntnis. — Den Anwurf, 
den Förſterſtand an die Wand drücken zu helfen, 
weiſen wir als völlig unbegründet zurück. Nicht 
kange iſt es her, da geruhte der Förſterverein der 
Zentralforſtverwaltung ein Mißtrauensvotum aus⸗ 
zuſprechen und Schmähungen des Revierförſter⸗ 
ſtandes auch von Förſterfragen fernſtehender 
Seite zu dulden. Daß wir Revierförſter da nicht 
mehr mitmachten, war doch ſelbſtverſtändlich. 
Wenn nun, uns völlig unerwartet, die drei Herren 
Kollegen eines „Beſſeren“ belehrt ſind und ihnen 
über Nacht von geſchickter Seite die Erkenntnis 
beigebracht iſt, daß die Revierförſter alles Heil 
nur vom Förſterverein zu erwarten und infolge⸗ 
deſſen den Zielen desſelben gern und freudig 
zuzuſimmen haben; daß ferner der Förſter⸗ 
verein dafür ſorgen wird, daß der Revierförſter 
nicht mehr Briefträger zwiſchen Oberförſter und 
Förſter iſt und die Dienſtbefugniſſe der Oberförſter 
in den Revierförſterbezirken zweckentſprechend ab⸗ 
gegrenzt werden uſw. und am Schluß ihres faden⸗ 
cheinigen Gewebes endlich mit der freundlichen 


Einladung zur Rückkehr zum Förſterverein auf⸗ 


warten, erklären wir, daß wir dieſe Belehrung 
veſtimmt ablehnen und daß wir unſeren offenen, 
geraden Weg nicht verlaſſen werden. 

Etwaige weitere unliebſame und gehäſſige 
Beurteilungen unſerer Tätigkeit von berufener 
oder unberufener Seite werden die Überbrückung 
der Kluft zwiſchen dem Revierförſterverein und dem 
Förſterverein nur erſchweren. 

Herrmann. Janetzky. 
2 


Bezirksgruppe Stralſund. 

Die Revpjierförſter der Bezirksgruppe Stralſund 
erheben geſchloſſen hiermit ſchärfſten Proteſt gegen 
die Ausführungen in der Flugſchrift von Staender, 
Spieweck und Gleim. Die Tatſachen find hierin 
geradezu auf den Kopf geſtellt. Nach wie vor 
bringen wir unſerer Vereinigung und unſerm 
Vorſitzenden, Kollegen Hennig, das größte Ver⸗ 
trauen entgegen. 9 Peters. 


Nachrichten des „Waldheil“. 
Als Mitglieder ſind in den Verein aufgenommen: 


Jordan, Rudolf, Hilfsförſter, Cottbus N.⸗L, Pyraſtraße 11. 
arſtens, Willi, Jagdaufſeher, Fuhrberg, Kreis Burgdorf i. Hann. 

Tief, Hermann, Poſtbeamter, Wieda i Harz, Braunſchweig. 
Mönch. Viktor, Forſteleve, Gera, Reuß 1 L, Moltkeſtr. 1. 
Propoſch, Franz. Forſter, Nadlow bei Cottbus. 
Vogt, Joſeph, Förſter, Neuſtadt O⸗Schl. ; 
Weider, Rudolph, Ratsoberförſter, Löbau i. Sa 

* + 


Beſondere Zuwendungen. 


Beſondere Zuwendung von dem Verein für Züchtung 
von Gebrauchshunden zur Jagd für Trier und Um⸗ 
gegend. Eingeſandt vom Schatzmeiſter Herrn Fritz 
Dietrich. Trier NEE 

Desgleichen von Herrn Karl Schmalfeld, Berlin, 
Friedrichſtraße 22555ß. 

Sammlung bei der Jagdſuche des Vereins Neumärkiſcher 
Jäger. Einſender Herr Oberförſter Simon, Landsberg 

Zuwendung von Herrn Forſtkandidat Kube, Stemhöfel 

Suhnegeld für einen Waldfrevel Einſender Herr 
Rentmeiſter Gade, Straupitz Nq⸗ EES. . 

Sammlung bei einer Sitzung der Altmärkiſchen Kleng⸗ 


vereinigung. Einſender Herr Magiſtratz · Ober⸗ 


ſekretär Flohr, Neuhaldens leben 88,.— A 
Zuwendung von Herrn Staatshilfsförſter Premper, 

Fangſchl eure 20.— A 

esgle chen von William Bittner, Neuyorktk . . 108,85 % 
Sammlung gelegentlich einer Jagd. Einſender Herr 

Hauptmann Blohm, Blankenburg. Harz . 14 0.— A 
Zuwendung für eine Auskunftserteilung. Ungenannt 3,50 
Suhnegeld für Uebertretung einer Jagdvorſchrift. 

Einſender Herr Graf von Bredow, Kleſſen „ 400.— A 
Zuwendung Ungenannt durch Vermittlung der 

Geſchäftsſtelle der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 100,.— 4 
Sühnegelder für Verſtöße gegen Jagdgebräuche ge⸗ 

legentlich der Schießubungen in Neudamm. Einſender 

Herr Forſtmeiſter Bohl, Zichee 3.— 1 


Zuſammen 1888,60 A 

Im Monat September ſind vereinnahmt an 
Mitgliederbeiträgen 135 “ und an Geldern zur 
Linderung der Kriegsnot 14 K. Damit hat dieſe 
Sammlung die Höhe von 46 066,08 A erreicht 

Wir danken allen Spendern herzlich fur 
Unterſtützung der Notlage bedürftiger Angehöriger 
der grunen Farbe und knüpfen daran die Bitte, 
jede Gelegenheit dazu zu benutzen, dieſer auch 
ferner zu gedenken. 

Neudamm, den 10. Oktober 1921. 
Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“ 

J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 
=> 

Nachrichten des Vereins für Privat- 

forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Cberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Cbers walde Nr. 546. 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 
glieder in den Verein aufgenommen: 
7467 Krüger, Heinrich, Forſtaufſeher, Reinharz, Kreis 
Wittenberg XVI. 
7468. Deppe, Alwin, Gutsförſter, Fh. Griebow, Poſt Marnttz, 
Mecklenburg. III. 
7469. Fechner, Paul, Hilfsjäger. Ranſen, Kreis Steinau i. Schleſ. VII 
7470. Schittmer, Felix, Oberförſter, Lohſa, O.⸗L., Kreis Hoyers⸗ 
werda VIII. 
7471 Majunke, Franz, Revierförſter, Jägerhaus, Poſt Tillowitz, 
Kreis Falkenberg, O.⸗S. VI. 
7472. Hoffmann, Hermann, Hilfsförſter, Torſthaus Heinrichsluſt, 
Poſt Schlawa, Kreis Freyſtadt. VIII. 
7473 Koch, Benno, Gutsförſter, Forſthaus Ruhleben, Poſt 
Plön 1. Holſtein. IV. S 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 


Peters, Bernhard, Forſtkandidat, Goslar a. Harz, Provinz 
Haunover, Cbertſtraße 3. 

Kröll, Paul, Förſter, Altgriebnitz, Kreis Bublitz, Pommern. 

Machus, Georg, Revierförſter, Th Brieſo, Poſt Rüſtern, Liegnitz 

Moie, Guſtav, Forſtgehilfe, Wundlasken, Poſt Kalgen, Kreis 
Königsberg i. Pr. 

Habeck, Willi, Forſtgehilfe, Marienwalde, Poſt Gollnow, Kreis 
Naugard ı Pomm. 

Heuer, Friedrich, Hilfsförſter, Neuhaldensleben, Maſhe Nr. 20 

Wicht, Alwin, Forſt⸗ und Jagdaufſeher, Schloß Struvenberg, 
Poſt Görzke, Kreis Burg, Bezirk Magdeburg. 


Förſterprüfungen 1921. 

Von unſerem Verein wurden in dieſem Jahre 
fünf Förſterprüfungen abgehalten. Die erſte 
fand ſtatt in der Zeit vom 25. bis 30. Juli in 
Lauterbach in Heſſen. Der Prüfungsausſchuß 
beſtand aus den Herren: Forſtrat Eule feld, 
Revierförſter Puchert, Förſter Rathjen, und 
als Waldbeſitzer nahm Herr Freiherr Riedeſel 
zu Eiſenbach teil. Dieſer Prüfung hatten ſich 
26 Teilnehmer unterzogen, von denen 25 die 
Prüfung beſtanden haben. 

Die zweite Prüfung wurde in Quittainen in 
Oſtpreußen abgehalten, und zwar in der Zeit vom 
3. bis 6. Auguſt. Der Prüfungsausſchuß beſtand 
aus den Herren: Oberförſter Vollſtedt, Ober⸗ 
förſter Piper, Oberförſter Stiegler und Förſter 
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Neubauer. Von den Waldbeſitzern nahm Herr 
Burggraf zu Dohna⸗Lauck an der Prüfung 
teil. Gemeldet hatten ſich zu dieſer Prüfung 
20 Teilnehmer, von denen 3 zurückgetreten waren. 
Von den verbleibenden 17 beſtanden 10 Herren 
die Prüfung, während 7 Teilnehmer die Prüfung 
nicht beſtanden. 

Die dritte Prüfung fand ſtatt in Reichenſtein 
in Schleſien in der Zeit vom 8. bis 12. Auguſt. 
Der Prüfungsausſchuß beſtand hier aus den Herren: 
Forſtmeiſter Rieger, Oberförſter Dreßler, 
Stiftsforſtverwalter Ob erſtein und Wildmeiſter 
Schloms. Hier hatten ſich 24 Teilnehmer zur 
Prüfung gemeldet, die alle, bis auf einen Herrn, 
die Prüfung beſtanden. . 

Die vierte Prüfung fand in Halle a. ©. 
(Provinz Sachſen) ſtatt, und zwar in der Zeit vom 
13. bis 16. September. Der Prüfungsausſchuß 
beſtand hier aus den Herren: Forſtmeiſter 
Schreiber, Oberförſter Zentgraf, Oberförſter 
Krug und Revierförſter Wachner, während von 
den Waldbeſitzern ſich Herr Graf von der 
Schulenburg an der Prüfung beteiligte. Zu 
dieſer Prüfung hatten ſich 29 Prüflinge gemeldet, 
von denen 28 die Prüfung beſtanden. Ein Prüfling 
hat die Prüfung nicht beſtanden. Zu bemerken 
iſt zu dieſer Prüfung noch, daß ſich an ihr 
auch die Zöglinge von der Forſtſchule Neuhaldens⸗ 
leben beteiligten, ſoweit ſie der Prüfungsordnung 
entſprachen. . 

Die letzte Prüfung in dieſem Jahre fand in 
Templin in der Zeit vom 10. bis 15. Oktober ſtatt. 
Zu dieſer Prüfung hatten ſich 25 Teilnehmer ge⸗ 
meldet, von denen 24 die Prüfung beſtanden. 
Ein Prüfling hat die Prüfung nicht beſtanden. 
Der Prüfungsausſchuß beſtand hier aus den 
Herren: Forſtrat Eulefeld, Oberförſter Klapper, 
Revierförſter Steuer, und von den Waldbeſitzern 
beteiligte ſich Herr Graf von der Schulenburg 
an der Prüfung. 

Außerdem war unſer Verein noch an einer 
Prüfung beteiligt, die am 19. September durch 
Vertreter der Landwirtſchaftskammer und des 
Verbandes ſchleſiſcher Waldbeſitzervereine in 
Namslau abgehalten wurde. Die Bekanntmachung 
über dieſe Prüfung iſt ſchon in Nr. 40 vom 2. Of 
tober 1921 veröffentlicht. 

Eberswalde, 28. Oktober 1921. 

Die Geſchäftsſtelle. 
CH 
Fellmarkt. 

Die Firma Bartz & Comp., A.⸗G., Berlin NW, 
Zwingliſtraße 30, iſt nochmals an den Verein zur 

rganiſation der Wildfellverwertung herangetreten. 
Der Vorſitzende hat ſchon vor Monaten auf die 
dadurch gebotene Möglichkeit der beſſeren oder 
beſten Verwertung der Bälge hingewieſen. Gemeldet 
hatte ſich nur ein Jägersmann. Die andern ſchienen 
gunftige Abnehmer zu haben. 

Nun der Winter vor der Tür ſteht und um 
mit dem alten Münchener von Miſis zu reden: 
„Den Fuchſen, Ottern, Mardern, Dachſen 

Fängt an der Winterpelz zu wachſen“, 
iſt, es vielleicht nochmals an der Zeit, auf die 
8 hinzuweiſen. Einen Verſuch mit dem 

erkauf direkt beim Großhändler zu machen, 
muß ſelbſtverſtändlich jedem Vereinsmigtliede, der 
Bälge zu verkaufen hat, überlaſſen bleiben. Die 


Geſchäftsſtelle unſeres Vereins iſt zur Auskunfts⸗ 
erteilung bereit. \ 
Jagdſchloß bei Weißwaſſer O.⸗S., 
den 23. Oktober 1921. 
Oberförſter Schwabe, Vorſitzender. 
= 


Schleswig⸗Holſteiniſcher Guts⸗ 
und Forſtbeamtentag. 

Der Einladung des Deutſchen Guts⸗ und PECH 
beamtenbundes zu dem am 11. September d. J. 
in Kiel im Hauſe des Bundes der Landwirte ſtatt⸗ 
gefundenen Schleswig⸗Holſteiniſchen Guts⸗ und 
Forſtbeamtentage waren eine außerordentlich 
große Zahl Land⸗ und Forſtwirte aus allen Kreiſen 
Schleswig⸗Holſteins gefolgt. Welch reges Intereſſe 
die in der Provinz anſäſſigen Privatforſtbeamten 
dem Zuſammenſchluſſe des Vereins für Privat⸗ 
forſtbeamte Deutſchlands mit dem Deutſchen Guts⸗ 
und Forſtbeamtenbund zu einer Spitzenorgani⸗ 
ſation entgegenbrachten, geht daraus hervor, daß 
wohl die größte Anzahl der Mitglieder der Bezirks⸗ 
gruppe IV der Verſammlung beiwohnten. 

Nach einleitenden Begrüßungsworten des Haupt» 
geſchäftsführers des Bundes, Herrn Dr. Schneider, 
ergriff Herr v. Le vetzow⸗Sielbek das Wort, 
indem er in begeiſtert aufgenommener Rede die 
augenblicklich in der Landwirtſchaft herrſchenden 
Verhältniſſe ſowie den Landbundgedanken er⸗ 
örterte und im Intereſſe der deutſchen Landwirt⸗ 
ſchaft für ein feſtes Zuſammenhalten und Zu⸗ 
ſammengehen der landwirtſchaftlichen Beamten 
mit den Gutsbeſitzern eintrat. 

Dieſen Worten konnte ſich der Unterzeichnete, 
der an Stelle des leider verhinderten Oberförſters 
Titze⸗Friedrichsruh, als Vertreter des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands, das Referat 
über „die Organiſation der Forſtbeamten“ über⸗ 
nommen hatte, nur voll und ganz anſchließen. 
Nach ausführlicher Behandlung der vor und nach 
der Revolution gebildeten Vereinigungen von 
Staats⸗, Kommunal⸗ und Privatforſtbeamten aller 
Richtungen betonte Redner ausdrücklich, daß ein 
erſprießlicher Nutzen einzig und allein durch ge⸗ 
meinſame Arbeit mit den Waldbeſitzern zum Wohle 
der grünen Farbe und des deutſchen Privatwaldes 
gewährleiſtet werden könne. Im gewerkſchaftlichen 
Zuſammenſchluß der Privatforſtbeamten konnte 
der Unterzeichnete keinerlei Vorteile weder in 
wirtſchaftlicher noch ſozialer Beziehung erblicken 
und trat dieſem nach Darlegung der wichtigſten 
Gründe mit aller Macht entgegen. 

Das Herrn v. Derben-Gtettin, der leider 
verhindert war, zu erſcheinen, angebotene Referat 
über den „Landbund und landwirtſchaftliche An⸗ 
geſtellte“ wurde von Herrn Dr. Schneider, der 
gleichzeitig ausführlich über die Zwecke und die 
Ziele des Deutſchen Guts⸗ und Forſtbeamten⸗ 
bundes berichtete, übernommen. 

Eine hieran anſchließende freie Ausſprache, 
an der ſich u. a. Herr Dr. Aßmis⸗Kiel, als Vertreter 
der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Schles⸗ 
wig⸗Holſtein, ſowie Herr Adminiſtrator Neu⸗ 
franz beteiligten, beſchloß den in jeder Weiſe 
angeregt und harmoniſch verlaufenen Guts⸗ und 
Forſtbeamtentag. 

Friedrichsruh, den 20. Oktober 1921. 

Marquardt. 
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Bezirksgruppe Hannover⸗Oldenburg (X). 

Einladung zu der am Freitag, dem 25. No⸗ 

vember, vormittags 11 Uhr, im Sitzungsſaal der 

Landwirtſchaftskammer in Hannover ſtattfindenden 

Verſammlung. 

Tagesordnung: 

1. Bericht über die Mitgliederverſammlung in 
Kolberg. 

2. Beſprechung über Einſtellung der Forſtlehrlinge 
für das nächſte Jahr 5 

3. Vortrag des Herrn Dr Schneider über das 
Thema: „Was erwarten wir von unſerer 
Organiſation und von unſeren Arbeitgebern?“ 

4 Förſter⸗ und Forſtgehilfenprüfung in Hannover. 
Berichterſtatter: Oberförſter Steffens von der 
Landwirtſchaftskammer. 

5. Beſprechung forſtlicher und jagdlicher Tages⸗ 
fragen. 

6. Allgemeine Ausſprache 
Gäſte willkommen. Keeſe. 
Bezirksgruppe Provinz Sachſen, Braunſchweig 

und Anhalt (XVI). ; 
Bericht 

über die Bezirksgruppen-Verſammlung 
am 25. September 1921 in Wernigerode. 

Die Verſammlung, an der 2 Gäſte und 26 Mit⸗ 
glieder teilnahmen, wurde gegen 11 Uhr vor⸗ 
mittags vom Gruppenvorſitzenden, Revierförſter 
Wegener, eröffnet. Zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung berichtete der Vorſitzende über die Haupt⸗ 
verſammlung in Kolberg. Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung, Vortrag, betreffend Unterbau in Be⸗ 
ſtänden, mußte ausfallen, da Herr Oberförſter 
Dr. Zentgraf leider verhindert war. Es ſei gleich 
hier ausdrücklich erwähnt, daß die Bezirksgruppe 
es auf das lebhafteſte bedauert, daß Herr Ober⸗ 
förſter Dr. Zentgraf aus der Bezirksgruppe 
ſcheidet. Seine ſtets unermüdliche Arbeitskraft, 
ſein reiches Wiſſen und ſeine ſtete Hilfsbereitſchaft 
hat der Bezirksgruppe reichen Segen gebracht. Die 
von Herzen kommenden und zu Herzen gehenden 
Worte, die der Vorſitzende der Landwirtſchafts⸗ 
kammer, Se. Exzellenz Herr von Trotha, beim 
Lehrgang der Landwirtſchaftskammer in der Stadt⸗ 
forſt Salzwedel anläßlich ſeines Scheidens als 
Leiter der Forſtabteilung an Herrn Oberförſter 
Dr. Zentgraf richtete, werden in den Herzen der 
Grünröcke immer lebendig bleiben. Die Bezirks⸗ 
gruppe ruft Herrn Oberförſter Dr. Zentgraf ein 
herzliches „Lebewohl“ und ein frohes „Auf Wieder⸗ 
ſehen“ bei den forſtlichen Lehrgängen in der 
Provinz Sachſen zu. 

Zu Punkt 3 der Tagesordnung referierte Herr 
Re vierförſter Wachner über die ſtattgefundene 
Förſterprüfung in Halle. Er führte u. a. aus, daß 
29 Prüflinge teilgenommen, und ſchlug vor, daß 
in Zukunft nicht mehr als 20 Prüflinge zugelaſſen 
werden. Nur dann iſt eine beſſere und gute Durch⸗ 
prüfung der Prüflinge möglich. Von der Ver⸗ 
ſammlung wurde zum Beſchluß erhoben, daß die 
Förſterprüfung bis zum 36. Lebensjahre abgelegt 
ſein muß. Betreffend Tarif⸗Angelegenheiten 
verlas zunächſt der Vorſitzende den Bericht der 
Gruppe V, wonach der Tarif dieſer Gruppe von 
den Waldbeſitzern gekündigt worden if, um den 
neuen Tarif zu erhöhen und die Forſtbeamten den 
meiſt erheblich beſſer bezahlten Landwiriſchafts⸗ 
beamten gleichzuſtellen. Der Vorſchlag des Vor⸗ 
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ſitzenden, den beſtehenden Tarif der Gruppe XVI 

nicht zu kündigen, ſondern eine der Teuerung 
entſprechende, etwa 30 % des Bargehalts be⸗ 
tragende Erhöhung anzuſtreben, wurde einſtimmig 
angenommen. Revierförſter Langer, Flechtingen, 
wurde als fehlendes drittes Mitglied einſtimmig 
in die Gehaltskommiſſion gewählt. Forſtoberſekretär 
Pakulla, Halle, berichtete, daß die Penſionierungs⸗ 
angelegenheit gute Fortſchritte macht. Die bisher 
gepflogenen Verhandlungen berechtigen zu einer 
baldigen Spruchreife. Darüber, daß Staats⸗ und 
Kommunaloberförſter noch Lehrlinge für den 
Privatforſtdienſt ausbilden, wurde ſeitens der 
Verſammlung ſchärfſter Proteſt erhoben. Der 
ſchon überfüllte Beruf bekommt dadurch einen un⸗ 
erwünſchten, erheblichen Zuwachs. Da im Staats- 
dienſt die Annahme der Lehrlinge geſchloſſen iſt, 
E ſich damit wenigſtens die moraliſche Ber- 
pflichtung, daß Lehrlinge für den Privatforſtdienſt 
nicht ausgebildet werden. Es dürfte nach den jetzt 
aufgeſtellten Bedingungen, daß. ſolche jungen Leute 
keine private Forſtlehranſtalt des Vereins beſuchen 
dürfen, ſehr ſchwer werden, ein Unterkommen zu 
finden. Auch gegen die Stellenbeſetzung mit ſtaatlich 
penſionierten Forſtbeamten wird Proteſt erhoben. 
Zum Forſtkulturgeſetz wird der Antrag geſtellt, 
daß die Wünſche der Privatforſtbeamten berechtigtes 
Gehör finden. Die Verſammlung beſchließt, daß 
jährlich drei Bezirkspruppenverſamnilungen ftatt- 
finden. Auch ſollen Vorträge über Imkerei, Korb⸗ 
weidenbau und andere Themen ſtattfinden. Ver 
handlungen hierüber werden gepflogen. Als 
nächſter Verſammlungsort wurde Braunſchweig 
gewählt. Genaue Zeit wird noch bekanntgegeben, 
SE zweite Hälfte des Monats Februar 


Von ſeiten eines großen Teils der Mitglieder 
ſteht noch der zur Deckung der Unkoſten der Ge⸗ 
haltskommiſſion zu zahlende Beitrag von 4% aus. 
Es wird gebeten, dieſen kleinen Betrag bald- 
gefälligſt an den Vorſitzenden, Revierförſter 
Wegener, Schlagenthin, Bez. Magdeburg, ein⸗ 
zuſenden. 

Um 2½ Uhr ſchloß der Vorſitzende die Ver⸗ 
ſammlung. Nachmittags wurde das Fürſtliche 
Schloß Wernigerode beſichtigt. 

J. A.: Haaſe, Schriftführer. 


27 
Bezirksgruppe Freiſtaat Sachſen (XII). 
Sonntag, den 9. Oktober 1921, fand in Lichten⸗ 
walde bei Chemnitz die diesjährige Bezirksgruppen⸗ 
Verſammlung ſtatt. Herr Rentmeiſter Kaczynski 
führte die 21 Teilnehmer, unter denen ſich auch 
Damen befanden, vom Bahnhofe Niederwieſa 


durch das Lichtenwalder Revier, wo ſich teilweiſe 


die Wirkungen der Rauchſchäden empfindlich be- 
merkbar machten. Es fanden intereſſante Aus⸗ 
ſprachen über die Anwendung des Dauerwaldes, 
wenn auch künſtlich damit begonnen würde, ſtatt, 
auch wurden an den ſteilen Südhängen ſchmale 
Kuliſſenſchläge empfohlen, vor allem der Anbau 
des Miſchwaldes. Waren die Waldbilder mit dem 
Ausblicke auf das prachtvolle Schloß des Herrn 
Grafen von Vitztum⸗Eckſtädt ſchon ſchön, jo übertraf 
der herrliche, wohlgepflegte Park mit ſeinen 
ſeltenen Waſſerkünſten alle Erwartungen der Teil- 
nehmer. Es ſei hiermit der Gräflichen Familie 
für den perſönlichen Empfang und die erwieſenen 
Liebenswürdigkeiten auch im Namen des Vereins 
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nochmals herzlich gedankt. Um 5 Uhr begann die Waldbeſitzerverbandes davon in Kenntnis zu 
Sitzung im Schloßgaſthofe, zu welcher Se. Erlaucht ſetzen und um möglichſt baldige Abhilfe zu bitten. 
Herr Graf Joachim von Schönburg⸗Glauchau Infolge der großen Stellungslofigkeit warnte der 
Rauf Wechſelburg in Sachſen als Gaſt ſowie Herr Vorſitzende vor der Lehrlingszüchterei und bat 
Rittergutsbeſitzer Dr. jur. Leuſchner als Mitglied die Herren Ortsgruppenvorſitzenden, ſich zur Be⸗ 
anweſend waren. Nachdem der Vorſitzende der kämpfung derſelben an die betreffenden Amts⸗ 
Gräflichen Familie von Vitztum⸗Eckſtädt den bzw. Kreishauptmannſchaften unter Bezugnahme 
Dank ausgeſprochen hatte, begrüßte und dankte auf die Verordnung vom 30. Oktober 1912 zu 
er Sr. Erlaucht mit dem Wunſche, daß alle Wald⸗ wenden. Ferner regte der Vorſitzende an, die 
beſitzer dem Beiſpiele, an der Verſammlung teil⸗ Zapfen in Seidorf im Rieſengebirge in der Seuen 
zunehmen, folgen möchten. Hierauf hielt Herr Klenganſtalt klengen zu laſſen, da Pflanzen aus 
Revierförſter Sommer einen dankenswerten, aus⸗ heimiſchen Samen gezogen widerwandsfähiger 
führlichen Bericht über die Verſammlung in ſeien. Darauf ſchloß der Vorſitzende mit Dank 
Kolberg. Herr Revierförſter Peter, Lauenſtein, die anregende Verſammlung. | 
verlas ſeine Ausführungen zu der im ſächſiſchen Der Vorſtand. W. Dreßler, Oberförſter. 
Forſtverein beſprochenen Ausbildung über die 
Privatforſtbeamten, da die Anſichten ſeinerzeit 4 
jehr geteilt geweſen ſeien. Nach reger Debatte, | 
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an der auch Se. Erlaucht teilnahm, herrſchte | und Waldbeſitzern, 
allerdings volles Einverſtändnis darüber, daß die J die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben, 
Eigenart und vielſeitigere Tätigkeit der Privat⸗ J wird hiermit der gemeinſame Steſlen nachweis 
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forſtbeamten dabei beſonders berückſichtigt werden d des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
müſſe! Als Ortsgruppenvorſitzender für die 
Kreishauptmannſchaft Chemnitz wurde für den Jbeamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 
ausgeſchiedenen Herrn Revierförſter Schwarz Té Alle Zuſchriften, denen auch gleich eine Gebühr ? 


urn; und des Vereins für Privatforſt⸗ 
in Hartenſtein Herr Rentmeiſter Kaczynski in 5 Formulare, Porto uſw. in Höhe von; 


s 


Lichtenwalde einſtimmig gewählt. Es fanden rege 415 % beizufügen ift, find an den Stellen⸗ 
Debatten darüber ſtatt, daß etwa 70 % der ſächſiſchen 4 nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
Privatforſtbeamten noch nicht nach den von dem z walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 
ſächſiſchen Waldbeſitzerverbande am 8. Mai d. J. Geſchüftsſtelle | 0 
aufgeſtellten Richtlinien bezahlt werden, und wurde tforſtbeamte Deutſchlands. 
einſtimmig beſchloſſen, den 1. F.. 
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an nn Rödershorſt⸗Vermeſſung 11 Abiehäsung Größere „ 
sterbiialle: übernimmt I. K. Gast, os. . SH 
Voigt, Forſtmeiſter a. D. in Forſt⸗Aſſeſſor u. vereid. Landmeſſer, 3% Job ſt D | 
Eberswalde. Zwippendorf (Kreis Sorau). d E Un E 
SE 170 | I IE IT I EI WW E 
i H 92 
| Ak | Ranfe jeden Poſten (1542 35 ege c 
= S ( co ! Oſtmärkiſche Hoch⸗ und Zur Führung eines kleinen Haus- 
| e | e aulbaumholz, Zënn TO m. b. g., halles wird geſunde, unabhängige 
. = ibteilung: 
Pension Sprockelholz, Dampfſäge⸗ und Hobelwerke, Dame 


evang., im Forfl oder Gutshauſe Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 
geſucht. Preisang. erb. (4651 Paul Becker, Holzhandlung, 
., Petter, Cotibus, Klaſterſtr. 47. Röxe- Stendal, Lüderitzer Straße 30. 


reiferen Alters geſucht. Ang. unk. 
K. Sp. 1641 bei die Geſchäftsſt. 
der Deutſch. Forſt⸗Itg., Neudammn. 


wird von alleinſt. Herrn, 45 J., auch Schießbeerholz genannt, bei Berlin W d Schellingſtr. 5. 
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Bei der Stadtverwaltung Barmen iſt die Stelle eines 


Hilfsförſters 

zu beſetzen. Beſoldung nach Gruppe VI der ſtaatlichen, Beſoldungs⸗ 
ordnung. Daneben Dienſtaufwandsentſchädigung von zurzeit 1000 Mark 
jährlich. Eine Aenderung dieſes Betrages bleibt vorbehalten. . 

Anſtellung zunächſt auf eine 6monatige Probezeit mit 4 wöchiger 
Kündigungsfriſt. Bei ſpäterer Verſetzung in den Ruheſtand wird die 
Militärdienſtzeit ſowie die Dienſtzeit im Reichs⸗, Staats- oder Gemeinde: 
dienſt mit angerechnet. ` MR .. (468 

Geeignete Bewerber — Jäger der Klaſſe A, die die Förſter⸗ 
prüfung beſtanden haben — wollen Geiuche mit den üblichen Unter⸗ 
lagen binnen 8 Wochen an das Oberbürgermeiſteramt einreichen. Wegen 
des hier herrſchenden Wohnungsmangels erhalten Unverheiratete den Vorzug. 


Barmen, den 2. Oktober 1921. 


NR? 


gi een 


Revierförſter 


in ungekündigter Stellung wünſcht das beſetzte Gebiet (Eifel) zu 
verlaſſen. Suchender iſt 30 Jahre alt, verheiratet, 2 Kinde 


Pen 


H 3 evang.eiuth., hat Forſtlehranſtalt Neuhaldensleben mit „Gut 
nabſolviert, Förſtervrüfung beim „Verein für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands“ mit „Gut bis Sehr gut“ beſtanden, beſitzt 

fahrung in allen ins Fach ſchlagenden Arbeiten, auch in Dauer 
waldbetrieb, wünscht Stellung als Förster oder Revierförsten 
in Sachſen oder angrenzenden Staaten zum 1. April 1922. 
eventl. früher. Get Angeb. unt. „Franzos.- Flucht“ 1669 
befördert die Geſchäftsſt. der Deutſch. Forſt⸗ Zeitung, Neudamm. 


Së 


Der Oberbürgermeiſter. 


Zum 1. 12. cr., ſpäteſtens 1. 1. 
22, iſt die (1666 


Oberförſterſtelle 


hieſiger ca. 4500 ha großer Forſt⸗ 
verwaltung zu beſetzen. 

Zu den Dienſtobliegenheiten 
gehört die Verwaltung eines vier⸗ 
gattrigen Sägewerkes. 
Bewerber, nicht unter 35 Jahre 
alt, evang, die abgeſchloſſene akade— 
miſche Bildung beſitzen, hinreichende 
Erfahrung in der Bewirtſchaſtung 
von Laub⸗ und Nadelholz und im 


Sägewerksbetrieb haben, daneben 
imſtande ſind, den Beſitzer in 


Patronats- und Schulangelegenheiten 
zu vertreten, werden gebeten, Be— 
werbungsſchriften nebſt Bild und 
Empfehlungen u. Gehaltsauſprüchen 
einzuſenden. 

` Graf Bismarck, 

Barzin, Pommern. 

In der ſtädtiſchen Forſtver. 

waltung iſt von ſofort die 


zu beſetzen. 

Die Anſtellung erfolgt zunächſt 
auf eine 6 monatliche Probedienſtzeit, 
die evtl. verlängert werden kann und 
nach Ablauf dieſer auf Lebenszeit 
mit Ruhegehaltsberechtigung und 
Hinterbliebenenverſicherung. 

Die Beſoldung der Stelle regelt 
ſich nach Gruppe V der ftaatlichen 
Beſoldungsordnung nach den Sätzen 
der Ortsklaſſe E; es beſteht De 
gründete Ausſicht auf Einſtufung 
der Stadtgemeinde in eine höhere 
Ortsklaſſe. Dieuſtwohnung, Feuerung 
und Landnutzung werden mit an⸗ 
gemeſſenem Betrage auf das Dienſt⸗ 
einkommen angerechnet. 

Bewerber mit entſprechender 


Vorbildung werden gebeten, ihre Be- 


werbungsgeſuche mit Lebenslauf und 
Zeugniſſen umgehend hierher ein⸗ 
zureichen. 

Die Stelle iſt forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten Bewerbern vorbehalten. 
Fürſorgeberechtigte Bewerber, die 
ihrem Vewerbungsgeſuch die Bes 
ſcheinigung des Fürſorgeamts bei⸗ 
zufügen haben, werden bevorzugt. 

Biſchofſtein, den 26. Ok⸗ 

tober 1921. 


Der Magiſtrat. 


Schauka. 


Zum baldigen Dienſtantritt wird 
ein evangeliſchar, unverheirateter, 
nicht unter 23 Jahre alter, tüchtiger, 
mit beſten Zeugniſſen und Emp⸗ 
fehlungen verichener (1646 


ssoritgehilfe 


geſucht. Nur Bewerber mit gründe 
licher Fachausbildung und wirllich 
guten Fähigkeiten wollen ihr Geſuch 
mit ſelbſtgeſchriebenem Lebenslauf, 
Zeugnisabſchriften und möglichſt 
auch Bild ſenden an das 
Fürstl. Beutheim'sche Forstamt, 
Bentbeim. 


Slabtförſterſtelle. 


Von der Kloſterverwaltung 
Loccum wird auf ſofort ein junger, 


unu verheirateter 


Forſtmann 


für den Schreib- und Außendienſt 

geſucht. Bewerbungen mit Lebens⸗ 

lauf und Zeugnisaobſchriften find 

zu richten an 1643 
Revierförſter Thiele 

in Loceum, Provinz Hannover 


Suche für meinen Klein⸗ 
viehhof u. Garten eine erfahrene, 


ältere Dame 


bei gutem Lohn und Familien⸗ 
anſchluß. Ein Kind kann evtl. mit⸗ 
gebracht werden. Angebote unter 
Nr. 1650 beförd. die Geſchäftsſt. 
der Deutſch. Forſt⸗ Ztg., Neudamm. 


ER Al f 
a AW VU Zant 


e. V. zu Neudamm. 

Die Abteilung für Stellenver⸗ 
mittelung empfiehlt ſich zu koſten⸗ 
loſem Nachweis gut brauchbarer 
Beamten für Forſt⸗, Verwaltungs⸗, 
Betriebs- und Schutz⸗ſowie für Jagd⸗, 
Verwaltungs⸗ und Aufſichts⸗Dienſt. 

Umſonſt und poſtfrei erhältlich: 
Satzungen, Meldekarten zum Eintritt 
in „Waldheil“. Jeder deutſche 
Forſt⸗ und Jagdbeamte im Staats-, 
Gemeinde⸗ und Privatdienſt, jeder 
Waldbeſitzer, Jagdherr und Gönner 
der grünen Farbe melde ſich als 
Mitglied. 


W W e 


Förſter, 
38 Jahre alt, engl, verh. kinder⸗ 
los, in allen Zweigen der Forſt— 
mirtſchaft, hoher und Niederjygd, 
Faſanenzucht und Teichwirtſchaft 
erfahren, ehrlich, zuverläſſig und 
beſcheiden, mit guten Zeugniſſen und 
Empfehlungen, sucht zum 1. 1. 1922. 
evtl. früher, Stellung. Brandenburg, 
Schleſien, Pommern u. Oftpreußen 
bevorzugt. Angebote erbeten an 

Förſterei Plau, 
1649) 


Kreis Croſſen a. O. 


Forſtmann, 


21 Jahre alt, ſucht zu ſofort oder 
ſpäter eine Aufangsſtellung, evil. 


ohne Gehalt. 


Habe bei einem Forſtmeiſter 2 Jahre 
praktiſch gelernt, 1 Jahr Forſtſchule, 
Förſterprüfung mit „Gut“ beftanden. 
Angebote ſind zu richten an (1667 
Revierjäger ©. "Harloft, 
Krenzl⸗Hütte, P. Pier, M.⸗Schw. 


wüuſcht für 3 Monate (Januar März) 


2 KL. nn 
ge volle Pension bei Förster, 
wo es Gelegenheit gibt, Studien in der Waldpflege zu machen. Angebot 
mit Preis unter, „Forst“ an Nordiſches Preſſe⸗ Büro, Verlin WS 


Ze Ka e 
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Kr. wi A 0 


er Forstmann 


mit ſiebenjähriger Waldpraxis aller Arten und mit Köhler ` 
ſchule, ſucht in Deutſchland irgendeine Beſchäftigung 
innerhalb der Branche für längere oder kürzere Zeit, 
um ſich in der deutſchen Sprache zu vervollkommnen. 

1 Suchender iſt auch mit der Waldpflege vertraut. 
Gefl. Angebote unter „Schwedischer Forstmann“ 
W Nordiſches Brejie- Büro, Berlin WS. 
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Von den Polen hart bedrängter, 
zur Abwanderung gezwungener 


Forstverwaltungsheamter, 


35 Jahre alt, verh., 5 Semeſter 
Forſtakademie, mehrere Jahre an 
einer öſtlich. Landwirtſchaftskammer 
tätig geweſen, z. Zt. eine größere 
Oberförſterei verwaltend, ſucht bald 
oder ſpäter geeignete Stellung in 
Deutſchland bei beſcheidenen Gehalts⸗ 
anſprüchen. Herr Regierungs- und 
Forſtrat ollweg in Potsdam, 
Neue Königſtraße 19, erteilt Aus⸗ 
kunft über Bewerber. Gefl. Angeb. 
unter Nr. 1573 bef. d. Geſchäftsſt. 
der Deutſchen Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


€ Ce w om e 
Staatl. Forſtmeiſter a. D., 
nahe Breslau wohnhaft, mit viel⸗ 
ſeitiger Erfahrung in Forſt⸗ 
abſchätzung, Hauungen, Holzver⸗ 


wertung, Kulturen, Wieſenanlagen. 


u. a. übernimmt forſtliche Be⸗ 
ratung oder Betriebsleitung 
in Privatforſten. Gefl. Angeb. 
unter Nr. 1652 bei die Geſch. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Wirtschafterin, 


Förſtertochter, 26 Jabre, ſucht 
Stellung. Gefl. Angebote unter 
Nr. 1648 beförd. die Geſchäftsſt. 
der Deutſch. Forſt⸗Ztg., Neudamm. 


Aeltere, anſpruchsloſe, evang. 


Hauslehrerin (muſ.) ſucht 


zu Oſtern 
Stellung bei größeren Kindern im 
Forſthauſe. Angeb. unt. Nr. 1674 
bet, d. Geſch. d. D. F.⸗3., Neudamm, 


wc 


Garantiert reine (1662 


Trauben: Eicheln 


ſucht Forſtvberwaltung Nedlin 
b. Schweſſin, Bez. Köslin. 


4 


Samen u. P 


Forſtpflanzen, 
Fichten, Kiefern, Bankskiefera.. 
Weimutskiefern. Lärchen. ſowi⸗ 
alle übrigen Forst- und Hecken 
pflanzen empfiehlt IEF 
Gothen - Wilmes. 

Heinsberg i. Westf. 


Prima 2jähr., verſch. 


Kiefern, Weimutskiefern, 

Baulskiefern, ſowie 4jähr. verſch. 

Fichten offeriert (4498 
Weſtdeuiſche Fichtenzucht 
in Dalheim, Rheinland. 


Habe ca. 8-10 Bir. (1642 
Saateicheln, 


lufttrocken, a Bir. 65 Mk. 

hieſiger Bahnſtation, abzugeben. 
Carl Weitzel, 

Samenhandlung, Klenganſtan, 


en 


Fürſtenau i. H. 
1000 Grid Verſandkötbe, 


ferner 


Forſtpflanzen: 
Kiefern, Bankskiefern, Fichten. 
Kätchen, Weimutsniekern. 
Auazien. Erlen, Eichen, Birken. 
Le u. 2 jähr., verſch., ſehr ſchön, ner 
prima Pflanzen, offeriert 
Gottir. Reichenbach, 
Zeiſcha bei Liebenwerda, 
Kontrollbaumſchule der Landwirt» 
ſchaftskammer Halle u. des Deutſchen 

Forſtvereins. (1651 


Za. 50 dir. Eſcheln 


verkäuflich. Preisang. ab hier niche 
unter 100 Mk. pro Zir.) erbittet die 
ForſtverwaltungKammendorf 

bei Cauth. (4632 


Eschenpflanze 


in allen Größen, verſchult, um zu. 

räumen, billig abzugeben. 

Die Forstverwaltung Altstorkow, 
| Bez. Stettin. 11635 


us 


eutf he Forſt⸗Jeitung. 


Mit den Beilagen: ö 


Forſtliche Rundſchau und 


Des Förſters Zeierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. | 
Amtliches Organ des Brandversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil", Vereins zur 


Förderung der Interessen deutscher Forst- 


und Jagdbeamten zu heudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin. des 


Yichversicherungsvereins der Forstbeamten a. 6. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 


Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereinigung, 


des Vereins Tür Privatforstbeamte Deutsch- 


lands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1829), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 


Die Deutſche Sort, Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. B 
anftalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte fur 
Deutſchland und das alte Sſterreich⸗Ungarn 13.50 Mk., im 


SO Pf. abgegeben. — Im 


Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. ber allen Poſt. 
1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 
Weltpoftverent 16 Mk. Die Berechnung einer Lieferung nach 
dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. 
Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellun 


Einzelne Nummern, auch altere, werden fur 
en oder Aus ſperrungen hat der Bezieher 


keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Hier den ohne Vorbehalt eingeſandien Beitragen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen 
trage, ſur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen 
werden nicht bezahlt. 
wird nach dem Geſetze vom 19 Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 


Neudamm, den 20. November 1921. 


auch anderen Zeuſchriſten ubergeben werden, 
Unberechtigter Nachdruck 
Nr. 47. 


Anderung in Anſpruch. Bei⸗ 
Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
ergutung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Viertellahres. 


H 


36. Band. 


Zur Politik des Deutſchen Beamtenbundes. 


Von Carl Baltz, Hannover. 


In verſchiedenen Fällen habe ich Ver⸗ 
anlaſſung genommen, mich mit der Politik des 
Deutſchen Beamtenbundes zu beſchäftigen, 
deſſen Beſtrebungen mir in beſtimmter Richtung 
bedenklich erſchienen ſind, nachdem er im 
März 1920 gezeigt hat, daß bei ihm die 
ſtets verſicherte politiſche Neutralität, welche 
oberſte Richtſchnur ſeines Handelns ſein müßte, 
nicht vorhanden war, denn die Tatſache, daß er 
ſich bei dem ſeinerzeit proklamierten politiſchen 
Generalſtreik ganz offen an die Seite der Afa 
und des A. D. G. B. ſtellte, hat das Gegen⸗ 
teil bewieſen, und das mußte auch zur Folge 
haben, daß der Teil der Beamten, welcher die 
Tragweite dieſes Schrittes, der ſich doch offenbar 
als aktives Eingreifen in die Politit kennzeichnete, 
erkannte, einen anderen Weg eingeſchlagen hat. 
Darüber kann für mich ein Zweifel nicht beſtehen, 
daßſich der Deutſche Beamtenbund vom Boden der 
politiſchen Neutralität entfernt hat, und ebenſo⸗ 
wenig kann es hinweggeleugnet werden, daß 
der von den Führern heute eingeſchlagene Weg, 
ob gewollt oder ungewollt, nur die Folge der Durch⸗ 
tränkung der Beamten mit dem Parteigeiſt der 
Linken haben kann, was ſich mit der Beamten⸗ 
ſtellung nicht verträgt. Den Führern des Deutſchen 
Beamtenbundes iſt es aber glänzend gelungen, 
dem mittleren Beamtentum den Blick dafür 
zu trüben, wohin ihre Beſtrebungen führen 
müſſen. Wenn auch immer wieder betont wird, 
daß es ſich bei den angeknüpften Beziehungen zum 
A. D. G. B. und der im unabhängigen Fahr⸗ 
waſſer ſegelnden Afa lediglich darum handle, 
mit dieſen Organiſationen die gemeinſamen 
Arbeitnehmerintereſſen zu wahren und in der 
wirtſchaftlichen Politik die Privatintereſſen dem 
Allgemeinwohl gegenüber zurückzuſtellen, nament⸗ 


lich aber alle parteipolitiſchen Beſtrebungen aus⸗ 
zuſchalten, ſo kann es dabei unmöglich bleiben. Die 
Sozialdemokratie und die genannten Gewerk⸗ 
ſchaften ſind politiſch ein Ganzes, und deshalb 
muß auch die Politik des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes, wenn nicht heute, ganz ſicher morgen 
beim politiſchen Sozialismus enden, jo ſehr man 
ſich auch bemühen mag, das heute noch in Abrede 
zu ſtellen. Man jehe ſich einmal näher an, was 
der Mehrheitsſozialiſt Wels, der heute der Partei⸗ 
vorſitzende iſt, in der Nr. 25 vom 16. September 
1921 der „Neuen Zeit“ in richtiger Erkenntnis 
der Situation ausgeſprochen hat: 

„Durch den Krieg und ſeine Nachwirkungen 
ſind weite Kreiſe zu proletariſcher Lebenshaltung 
gezwungen, die einſt rein inſtinktiv der Sozial⸗ 
demokratie als Klaſſenpartei gegenüberjtanden.. 
Der Begriff der arbeitenden Klaſſe weitet ſich 
und ebnetf der Sozialdemokratie den Weg, 
auch in ſolche Kreiſe einzudringen, die ihr 
bisher feindlich gegenüberſtanden.“ . 

An der Richtigkeit dieſer Auffaſſung iſt nicht 
im geringſten zu zweifeln, aber auch ebenſowenig 
daran, daß der wirtſchaftliche Sozialismus ſich 
vom politiſchen nicht trennen läßt. Wels hat den 
Nagel auf den Kopf getroffen, denn die wirt⸗ 
ſchaftliche Not im Beamtenſtande iſt ſchon ſeit 
Jahren groß, und in dieſem Augenblick am 
größten, ſo daß dieſer Zuſtand bei den Urteils⸗ 
loſen tatſächlich der Sozialdemokratie in die 
Hände arbeitet. Das Beamtentum und unter 
ihm beſonders die preußiſchen Staatsförſter und 
die aus ihnen hervorgegangenen Gemeinde⸗ 
förſter — hat früher die Beſtrebungen der roten 
Arbeitergewerkſchaften ſtets ſehr ſcharf abgelehnt, 
und jedenfalls haben ſich die Förſter nur ganz 
ausnahmsweiſe ſeinerzeit verleiten laſſen, 
Beſtrebungen zu unterſtützen, wie ſie der 
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politischen Sozialdemokratie eigen waren. — 
— Die wirtſchaftliche Not des Beamtentums, 
der niemals abgeholfen worden iſt, und, ſoweit 
es ſtückweiſe geſchah, in vollſtändig ungenügender 

iſe, mußte das Vertrauen erſchüttern, und 
jetzt iſt für die Sozialdemokratie der Zeitpunktfge⸗ 
kommen, den Wels im Auge hat, nämlich die politiſch 
nicht geſchulten Köpfe mit ſchönen Schlagworten 


einzufangen, um das Gewerkſchaftshaus durch. 


den Einbau einer dritten Säule zu ſtützen, und 
dieſe dritte Säule ſoll vor allem die Maſſe der 
mittleren Beamten ſein, unter denen die Träger 
des grünen Rockes diejenigen ſind, die es von 
jeher weit von ſich gewieſen haben, die wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Ziele der Sozialdemokratie 
zu ihren eigenen zu machen. 

Daß der A. D. G. B. und der Afabund im 
politiſchen Fahrwaſſer der Sozialdemokratie 
ſegeln, daraus machen dieſe Organiſationen nicht 
das geringſte Geheimnis, und wenn, den Mit⸗ 
teilungen der politiſchen Preſſe zufolge, bei dem 
Gewerkſchaftskongreß des Afabundes, der am 2. und 
3. Oktober in Düſſeldorf ſtattgefunden hat, von 
einem Vertreter des Deutſchen Beamtenbundes 
ausgeſprochen worden iſt, daß eben dieſer Deutſche 
Beamtenbund bald ſagen werde: „Ich ſei, 
gewährt mir die Bitte, in Eurem Bunde der 
Dritte“, ſo kann trotz des im Sommer geſcheiterten 
Zuſammengehens des Deutſchen Beamtenbundes 
mit den roten Gewerkſchaften kein Zweifel 
darüber beſtehen, wohin die Beſtrebungen des 
Deutſchen Beamtenbundes notwendigerweiſe 
führen müſſen. Nicht etwa inneres Widerſtreben 
der Führer des Deutſchen Beamtenbundes hat 
dieſem Zuſammenſchluß zur „Wahrung der ge⸗ 
meinſchaftlichen Arbeiterintereſſen“ hindernd im 
Wege geſtanden, ſondern lediolich die Tatſache, 
daß der Allgemeine deutſche Gewerkſchaftsbund 
es abgelehnt hat, die Gehaltsforderungen der 
Beamten zu unterſtützen, obgleich es ihm genau 
bekannt iſt, daß die Gehälter der mittleren Be⸗ 
amten durchſchnittlich nur ungefähr um das 
Fünffache erhöht worden ſind, während die 
Arbeiterlöhne eine Erhöhung um das Zehn⸗ bis 
Fünfzehnfache erfahren haben. 

Allerdings läßt heute, was erwähnt werden 
muß, der Deutſche Beamtenbund durch die 
Tageszeitungen zu den Vorgängen, die ſich auf 
dem Kongreß der Afa abgeſpielt haben, folgende 
Erklärung verbreiten: 

„Die auf Grund einer ungenauen und un⸗ 
zutreffenden Berichterſtattung über die Be⸗ 
grüßungsworte eines Vertreters des Deutſchen 
Beamtenbundes auf der Tagung des „Afa“⸗ 
Bundes in Düſſeldorf in einem Teil der Tages⸗ 
preſſe bekundete Auffaſſung iſt, ſoweit ſie das 
Verhältnis des Deutſchen Beamtenbundes zu 
den Gewerkſchaften berührt, unzutreffend. Für 
die Leitung des Deutſchen Beamtenbundes iſt 
der Beſchluß der letzten Tagung des Bundes⸗ 
ausſchuſſes maßgebend, der einen einſeitigen 
Anſchluß an eine der beſtehenden Gewerkſchafts⸗ 
richtungen verbietet.“ 
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Wenn aber der Verband der Kommunal⸗ 
beamten zu dieſer Notiz mit der Erklärung 
Stellung nimmt, daß vom Deutſchen Beamten⸗ 
bunde gefordert werden müſſe, daß er in Zukunft 
die Auswahl ſeiner offiziellen Vertreter bei 
derartigen Anläſſen ſo vorſichtig vornimmt, daß 
derart peinliche Mißdeutungen der geſprochenen 
Worte nicht möglich ſind, ſo iſt hieraus doch der 
Schluß zu ziehen, daß das Mißtrauen, welches 
den Führern entgegengebracht wird, gerecht⸗ 
fertigt iſt. Mit allgemeinen Redensarten können 
die Führer des Deutſchen Beamtenbundes den 
denkenden Beamten gegenüber und ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch in Angeſtelltenkreiſen und bei den freien 
Berufen den entſtandenen Riß nicht mehr ver⸗ 
kleiſtern, ebenſowenig den Glauben feſtigen, daß 
es dem Allgemeinen deutſchen Gewerkſchafts⸗ 
bunde darum zu tun ſein könnte, die Arbeit⸗ 
nehmerintereſſen der Beamten ohne politiſche 
Gegenleiſtung zu wahren, und deshalb bleibt 
nur die Annahme übrig, daß der Beamtenbund 
— vielleicht ohne es zu erkennen — die politiſche 
Macht der Sozialdemokratie durch ſeine Politik 
verſtärken müßte. Daß dieſe Vorgänge das 
Beamtentum ſtutzig machen müſſen, iſt unaus⸗ 
bleiblich, und ihre Wirkung iſt wahrſcheir lich auch 
die Veranlaſſung geweſen, daß die Politik des 
Deutſchen Beamtenbundes in der Offentlichkeit 
eine zurückhaltendere geworden iſt. 

Nachdem ich dieſes vorausgeſchickt habe, 
komme ich auf das zurück, was die eigentliche 
Veranlaſſung iſt, daß ich mich in den Spalten der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ noch einmal mit dieſen 
Fragen befaſſe, und das iſt die Tatſache, daß 
meine eingangs erwähnten Abhandlungen auf 
der Gegenſeite großes Mißfallen erregt haben, 
denn Herr Albert Falkenberg kann es ſich in dem 
Organ des Deutſchen Beamtenbundes „Die 
Gemeinſchaft“, wo er zu meinen Auseinander⸗ 
ſetzungen Stellung nimmt, nicht verſagen, ſich 
außerhalb des Rahmens der Sachlichkeit ſogar 
eine kleine Denunziation zu leiſten, denn er ſagt 
wörtlich: „Wenn aber Herr Baltz meint, in ſeiner 
parteipolitiſchen Blindheit der Beamtenſchaft 
gegenüber, von einem „aufzuoktroyierenden Be⸗ 
kenntnis zur demokratiſch⸗republikaniſchen Ver⸗ 
faſſung“ ſprechen zu können, dann begibt er ſich 
auf ein Gebiet, das er nicht ungeſtraft verlaſſen 
dürfte.“ Brav, ſehr brav, Herr Falkenberg! 
Hier ſieht wiederum ganz deutlich der aht um. 
hervor, denn politiſche Freiheit iſt es wohl kaum, 
wenn den Beamten verwehrt werden ſoll, anders 
zu denken, als es die heutigen Machthaber ver⸗ 
langen. Als Herr Scheidemann an jenem 9. No⸗ 
vember den großen Sieg der Revolution ver⸗ 
kündete, hat er ſich die Entwickelung etwas anders 
gedacht, und nichts iſt ſelbſtverſtändlicher, daß 
heute, wo der Staat ins Verderben geſtürzt iſt, 
infolge des Wahnſinns, der uns die Waffen aus 
der Hand geſchlagen hat, von ihm und ſeinen 
Helfershelfern immer wieder mit Fingern auf 
die Monarchie oder auf Ludendorff oder auf 
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andere gedeutet wird, um ihnen die Verant⸗ 
wortung dafür aufzubürden, daß der Staat 
ruiniert und das deutſche Volk ſo in den Augen 
der Welt herabgeſetzt iſt, daß es auch den letzten 
Reſt von Achtung im Auslande längſt verloren 
hat. In „Die Welt am Montag“, dem Organ 
des wandlungsfähic Hen Politikers aller Zeiten, 
des politiſchen Chamaleons Herrn von Gerlach, 
entrüſtet ſich ein Tintenllexer, daß in der Nr. 35 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ von der „aus⸗ 
geriſſenen Regierung“ geſprochen wird, was er 
nicht mit den „verfaſſungsmäßig gemährleifteten 
Freiheiten“ vereinbaren kann, und zu dieſem 
Artikel, deſſen Verfaſſer der Reichstagsabgeordnete 
Steinkopf iſt, nimmt der „Verein Preußiſcher 
Staatsförſter“ Veranlaſſung, folgendes feſt⸗ 
zuſtellen: 

„Die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“, in deren 
Nr. 35 ein ſtaatlicher (?) Forſtbeamter von der 
„Ausgeriſſenen Regierung“ ſpricht und erklärt, das 
Anſinnen, „auf dem Boden der demokratiſch— 
republikaniſchen Verfaſſung des Deutſchen Reichs 
zu ſtehen, iſt eine Vergewaltigung des Gewiſſens“, 
iſt weder Organ des „Vereins Preußiſcher Staats⸗ 
förſter“ noch der übrigen im „Deutſchen Förſter⸗ 
bunde“ organiſierten deutſchen Förſtervereine. 
Sie iſt — ſoweit es ſich um mittlere Staats⸗ 
forſlbeamte Deutſchlands handelt — lediglich 
Mitteilungsblatt des „Vereins Preußiſcher Staats⸗ 
revierförſter“ (200 Mitglieder) und eines „Außen⸗ 
ſeiter“⸗Förſtervereins, deſſen Mitgliederzahl ſich 
auf rund 1½ Prozent des preußiſchen Staats⸗ 
förſterſtandes beziffert. 

Hieraus ergibt ſich, daß der Inhalt der 
„Deutſchen Forſt⸗ Zeitung“ mit Rückſicht auf 
deren Einflußloſigkeit keinerlei Bedeutung beſitzt.“ 

In Nr. 35 des Organs des Deutſchen Be⸗ 

amtenbundes vereinigen ſich der Deutſche Förſter⸗ 
bund und der Verein Preußiſcher Staatsförſter, 
um auch an dieſer Stelle ihr Glaubensbekenntnis 
abzulegen, und die „Preſſe⸗Abteilung“ bemüht 
ſich ſehr, mich abzuſchütteln, aber allem ſetzt die 
Krone auf die kleine Anfrage Nr. 312 der Ab⸗ 
geordneten Müller (Hannover) (Mehrh.⸗Soz.) 
und Genoſſen im Preußiſchen Landtage vom 
22. September 1921: 

„In Nr. 36 der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ 
vom 4. September 1921 befindet ſich auf 
Seite 684 unter anderem in der Regierung und 
der heutigen Staatsform wenig ſchmeichelhaften 
Sätzen folgender Satz: „Es kann ebenſowenig 
zweifelhaft ſein, daß, wenn die heutige Staats⸗ 
ordnung beſeitigt werden ſollte, die Beamten 
auf keinen Fall dazu berufen ſein können, ſie 
unter allen Umſtänden zu ſtützen, ſondern es 
hat ſich jeder einzige mit ſeinem Gewiſſen ab⸗ 
zufinden, wie er ſich derartigen Verhältniſſen 
gegenüber ſtellen will.“ 

Wir fragen das Staatsminiſterium, was es 
zu tun gedenkt, um die Seiten der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ von ſolch hetzenden Artikeln 
rein zu halten?“ 

Dieſe hochpolitiſche Aktion darf dem Leſer⸗ 
kreis der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ nicht vor⸗ 
enthalten werden, denn ganz abgeſehen von 
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ihrem Inhalte zeigt die an das Staatsminiſterium 
gerichtete Frage ſchon ganz deutlich — wenigſtens 
für alle, die meine Abhandlung, um die es ſich 
handelt, geleſen haben —, auf welch geiſtigem 
Niveau ein Teil der heutigen Volksvertretung ſteht. 

Es widerſtrebt mir ſtark, mich mit dieſer 
kleinen Anfrage weiter zu beſchäftigen, aber ſo, 
wie ſie aus dem Zuſammenhang herausgeriſſen 
iſt, und das Staatsminiſterium ſchließlich Beſſeres 
zu tun hat, als ſolche Ar fragen zu beantworten, 
muß ich doch auf dieſen plumpen Trick, dem Volk 
aus den Fer ſtern des Landtags heraus Sand 
in die Augen zu ſtreuen, eingehen. Der Sache 
iſt wohl am beſten gedient, wenn ich meine 
Ausführungen in Nr. 36 der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“, die ſich an den obigen Satz anſchließen, 
nochmals im Wortlaute hier anfüge, um die 
Tendenz der Anfragenden in ein klares Licht 
zu rücken. Hinter dem, was den Inhalt der 
kleinen Anfrage ausmacht, heißt es: 

„Gerade im republikaniſch-demokratiſchen 
Staate, ſollte man meinen, muß der Beamte 
erſt recht die Freiheit haben, ſeine politiſche 
Überzeugung zu formen, wie er will, denn ſeine 
Verpflichtung kann einzig und allein darin 
beſtehen, daß er nichts Ungeſetzliches gegen die 
beſtehende Verfaſſung unternimmt. Er muß 
unter allen Umſtänden aber, wenn «3 ihm 
zweckmäßig erſcheint, die Berechtigung für ſich 
in Anſpruch nehmen, als Staatsbürger auf 
die Beſeitigung dieſer Verfaſſung auf geſetz⸗ 
lichem Wege hinzuarbeiten, da er ſich ja ſonſt 
jeder eigenen politiſchen Betätigung enthalten 
müßte und jeweilig nur das Werkzeug der⸗ 
jenigen wäre, welche ſich die Staatsgewalt 
angeeignet haben. Die Novemberleute bean⸗ 
ſpruchten das im Volke lebende „Recht auf 
Revolution“, wie ſie ſagten, und wenn die 
Beamten auch ein ſolches Recht nicht geltend 
machen wollen, ſo kann ihnen als freien Perſön⸗ 
lichkeiten nicht verwehrt werden, eine beſſere 
Staatsverfaſſung anzuſtreben, wie wir ſie haben, 
und durch den Volkswillen aufzurichten. Die 
Führer des Deutſchen Beamtenbundes haben 
in dieſem Punkte die politiſche Neutralität nicht 
gehalten. Keine Kunſt der Dialektik kann 
dieſe Tatſache aus der Welt ſchaffen, die der 
Abſicht der in Frage kommenden ſozialiſtiſchen 
Organiſationen entſpringt, die mittlere Beamten⸗ 
ſchaft auf einmal mit der ſie umſchlingenden 
Kette des Sozialismus zu feſſeln, was nur 
Kurzſichtige bezweifeln können.“ 

Wenn der Förſterbund und der Verein 
preußiſcher Staatsförſter glauben, ſich zuſammen⸗ 
tun zu müſſen, um zu betonen, daß ich zu ihnen 
in keinerlei Beziehungen ſtehe, ſo nehme ich das 
mit einer dankenden Verbeugung gern zur 
Kenntnis. Dieſe öffentliche Stellungnahme 
widerlegt aber nicht die Tatſache, daß ſehr viele 
Mitglieder des Vereins Preußiſcher Staatsförſter 
und auch des Deutſchen Förſterbundes meine 
Auffaſſung vollſtändig teilen, weil fie nicht auf 
dem Boden der Politik des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes ſtehen, die darauf hinauslaufen muß, 
unter mehr oder wenig geſchickter Verſchleierung 
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des angedeuteten unausbleiblichen Enderfolges, 
das mittlere Beamtentum in die Arme der roten 
Internationale zu führen, vor deren politiſchen 
Beſtrebungen die Träger des grünen Rockes 
früher eine bewußte oder inſtinktive Abneigung 
hatten, weil ſie in ihr auch die Bedrohung ihrer 
Intereſſen ſahen, und das mit vollem Recht. 
In keinem einzigen Beamtenkreiſe iſt die Ab⸗ 
neigung gegen die rote Internationale in ſo 
ſcharfer Weiſe ausgeprägt geweſen, wie gerade 
im preußiſchen Förſterſtande, deſſen nationale 
Geſinnung einſt über allen Zweifel erhaben 
war. Menſchlich iſt es vollkommen begreiflich, 
daß die wirtſchaftliche Not auch in Förſter⸗ 
kreiſen nicht ohne politiſche Wirkung geblieben 
iſt, die, wie Wels ſehr richtig ſagt, der Sozial⸗ 
demokratie den Weg geebnet hat, auch in dieſen 
Kreis einzudringen, der ihr bisher als Todfeind 
gegenübergeſtanden hat, weil ſie heute, allerdings 
in völliger Verkennung ihrer wirklichen Bedeutung, 
als Retter in der Not angeſehen wird. Wer aber 
annehmen ſollte, daß alle preußiſchen Förſter 
ihre Vergangenheit ſo mit Füßen treten ſollten, 
daß fie ſich zu gedankenloſen Mitläufern der 
Sozialdemokratie hergeben, der würde ihnen 
einen ſchweren Vorwurf machen und für alle 
Zeiten einen unauslöſchlichen Makel anheften. 
Soweit ſind wir noch lange nicht, daß die 
preußiſchen Staatsförſter am 1. Mai geſchloſſen 
mit der roten Fahne in der Hand oder mit 
der roten Binde am Arm ducch die Straßen 
marſchieren und ihre politiſchen Ideale auf der 
Seite ſuchen, deren Vertreter ſich damit gerühmt 
haben, die planmäßige Deſertion aus dem 
Schützengraben mit vollem Vorbedacht organiſiert 
zu haben, um das Vaterland zu verderben und 
dem parteipolitiſchen Wahnſinn zu fröhnen. 
Jeder überzeugte Sozialdemokrat hat Anſpruch 


darauf, daß ſeine politiſche Geſinnung, ſoweit fie. 


ſich nicht gegen das nationale Empfinden richtet, 
geachtet wird, und nichts iſt auch ihm verächtlicher, 
als der Mangel an Geſinnung, der aus dem 
Monarchiſten einen Republikaner macht. 

Ein Narr iſt heute, wer ſich gegen die beſtehende 
Staatsordnung auflehnt, aber der dentende 
Beamte nimmt für ſich das Recht in Anſpruch, 
dann eine neue Staatsordnung aufrichten zu 
helfen, wenn ſie aus dem Willen des 
Volkes hervorgeht. Der Beamte hat die 
Verfaſſung zu achten und die Pflichten zu er⸗ 
füllen, die ſie ihm auferlegt, ſie aber nicht mehr zu 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 47 Bd. 36 (1921) 


verteidigen, wenn die Mehrheit des Volkes darin 
einig iſt, fie zu ändern, und deshalb kenn ich in 
einer Feſtnagelung der Beamtenſchaft auf die 
demokratiſch⸗ republikaniſche Verfaſſung der 
heutigen Zeit, die ſo weit geht, daß die Beamten⸗ 
ſchaft Seite an Seite mit den linlsſtehenden 
Vertretern der heutigen Staatsidee dieſe Ver⸗ 
faſſung auch gegen den Willen einer Mehrheit 
des Volkes aktiv verteidigen ſoll, nur eine Ver⸗ 
gewaltigung des Gewiſſens ſehen. 
Soweit man anläßlich meiner Ausführungen 
es für gut befunden hat, die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ herabzuſetzen, ſo geht mich dieſes 
eigentlich weniger an. Ich kann mir aus dieſem 
Grunde das Recht eines Verteidigers der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ nicht anmoßen, aber 
ich gehe doch in der Annahme nicht fehl, daß ſie 
ſich ſelbſt zu verteidigen wiſſen wild, und daß 
ihr einem ſolchen Angriff gegenüber die Sym⸗ 
pathien eines großen Teiles des deutſchen Forſt⸗ 
beamtenſtandes zur Seite ſtehen werden. 
Nachſchrift: Unſerm alten Mitarbeiter 
Herrn Karl Baltz ſagen wir für feine vorzüg⸗ 
lichen, ganz in unſerem Sinne gehaltenen Aus⸗ 
führungen unſern verbindlichſten Dank. Wir ſelbſt 
möchten nur folgendes bemerken: Die kleine An⸗ 
frage im Preußiſchen Abgeordnetenhaus, die 
erzielen ſoll, die Seiten unſeres Blattes von 
„hetzenden Artikeln“ reinzuhalten, nennen wir 
einen parteipolitiſchen Bluff. Man glaubt es 
nötig zu haben, den vielen politiſch Unerfahrenen 
der grünen Farbe Deutſchlands immer wieder 
vorreden zu müſſen, daß die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ die Intereſſen der deutſchen Forſt⸗ 
betriebsbeamtenſchaft ſchädige, während tat⸗ 
ſächlich das Gegenteil der Fall iſt. Der Pferde⸗ 
fuß ſchaut aus dem fadenſcheinigen Kleid der 
Anfrage ſo deutlich heraus, daß man hier ruhig 
von beſtellter Arbeit jener Perſönlichkeiten, die 
den Einfluß unſeres Blattes auf den geſunden 
Sinn der deutſchen Forſtbetriebsbeamtenſchaft 
fürchten, reden kann. Was nun ſchließlich die 
„Einflußloſigkeit der „Deutſchen Forſt— 
Zeitung“ auf die mittlere Staatsforſt⸗ 
beamtenſchaft angeht, ſo glauben der „Förſter⸗ 
bund“ und die Preſſe⸗Abteilung des „Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter“ ſicher ſelbſt nicht ou 
ihre großen Worte; ſie würden wahrlich nicht mit 
Kanonen nach Spatzen ſchießen, wenn der Inhalt 
unſeres Blattes tatſächlich unerheblich wäre. 
Die Schriftleitung. 
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Forſtſekretärſtellen in der Preußiſchen Staatsforſtverwaltung. 
Nach dem in Nr. 42/43 der „Deutſchen Forft- ſekretärſtelle geſchaffen wird. Die bisherigen 
Zeitung“ abgedruckten Miniſterialerlaſſe vom Forſtſchreiberſtellen, die am Schluſſe des abge⸗ 


23. September 1921 (Allgemeine Verfügung 
III 59 für 1921) können mit Wirkung vom 
1. April d. J. ab 631 Forſtſekretärſtellen ein⸗ 
gerichtet werden. Das bedeutet, daß für jede 
Oberförſterei grundſätzlich eine Forſt⸗ 


laufenen Rechnungsjahres die Zahl 523 erreicht 
hatten, hingen leineswegs mit den Oberförſtereien 


zuſammen, ſondern waren lediglich für die 
Perſon des Forſtſchreibers vorhanden, der 
dieſe Stelle bei Verſetzung in eine andere Ober⸗ 
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förſterei mitnahm. Wenn alle bisherigen Forſt⸗ 
ſchreiber einſtweilen für eine Forſtſekretärſtelle 
in Betracht kommen, jo wären (631 — 523 =) 
108 planmäßige Stellen neu zu ſchaffen. 

An Dienſtaufwandsentſchädigung ſieht der 
Staatshaushaltsplan für 1921 für die Forſt⸗ 
ſefretäre bis zu 1300 „ durchſchnittlich vor, alſo 
300 „ mehr als für die Förſter Da dieſer 
Betrag bei der heutigen Teuerung dem wirklichen 
Dienſtaufwande keineswegs entſpricht, hat der 
Ausſchuß des Landtags den Antrag der Deutſchen 
Vollspartei angenommen, die Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung für Fo ſtſekretäre auf 3500 % feſt⸗ 
zuſetzen. Dieſer Beſchluß bedarf noch der 
formellen Zuſtimmung des Plenums des Land⸗ 
tages, an der gelegentlich der Beratung des 
Forſthaushalts nicht zu zweifeln iſt. Ob die Staats⸗ 
regierung der Echöhung der Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung ohne weiteres zuß immen wird, 
muß abgewartet werden. 

Bei der Beſetzung der neuen Forſtſetretär⸗ 
ſtellen werden die zeitigen „Jorſtſchreiber“ „Forſt⸗ 
ſekretäre“, ſoweit nicht Perſonaländerungen nötig 
ſind. Die freien Stellen werden grundſätzlich 
zu! Beſetzung ausgeſchrieben 
ſino zugelaſſen: 

1 die Foöͤrſter in Endſtetlen, 
2 die überzähligen Förſter und 

3 die Forſtverſorgungsberechtigten. 

Hier bietet ſich alſo für die Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten eine günſtige Gelegenheit, bedeutend 
früher eine planmäßige Forſtſekrelärſtelle als 
eine (überzählige) Förſterſtelle zu erhalten. Die 
ſechsjährige Mindeſtwartezeit fällt für fie ganz 
oder teilweiſe fort. Allerdings muß für die Be⸗ 
werber die Vorbedingung geſtellt werden, daß 
ſie die Förſterprüfung beſtanden und die Be⸗ 
dingungen für die Anſtellung im Forſtſchreib⸗ 
dienſt erfüllt haben. Damit bei der bevorſtehenden 
erſtmaligen Beſetzung ſolche Bewerber, die 
ernſtlich für die Übertragung einer Forſtſekretär⸗ 
"elle in Frage kommen, aber die Vorausſetzungen 
noch nicht erfüllt haben, nicht übergangen werden 
müſſen, it es geſtattet, ihnen Gelegenheit zu 
geben, den Nachweis der Befähigung bis zum 
31 März 1922 beizubringen. Der Nachweis 


Zur Bewerbung 
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über die Befähigung zum Schreibdienſt kann bei 
der dem Bewerber vorgeſetzten Oberförſterei 
erbracht werden. In dieſen Fällen wird die 
Steller beſetzung jo lange hinausgeſchoben. 

Tritt der Fall ein, daß Foiſtſekretärſtellen 
nicht beſetzt werden können, weil vorübergehend 
geeignete Kräfte fehlen, ſo müſſen die Stellen 
einſtweilen durch andere Beamte wahrgenommen 
werden. Die Dienſtaufwandsentſchädigung ſteht 
dem die Stelle wahrnehmenden Beamten zu, 
falls er ſie voll wahrnimmt; andernfalls hat e. 
nur auf die nachgewieſenen Dienſtaufwandskoſten 
Anſpruch Da dieſe Beſtimmung rückwirkende 
Kraft vom 1. April 1921 ab beſitzt, haben insbe⸗ 
ſondere auch die bisherigen Forſtſchreibgehilfen 
— auch dann, wenn ſie jetzt aus dem Schreibdienſt 
abgelöſt werden — ſinngemäß Anſpruch auf nach 
trägliche Zahlung der Dienſtaufwandsentſchädi 
gung, ſobald dieſe endgiltig feſtgeſetzt iſt 

Bei der Stellenbeſetzung werden die kriegs 
[beſchädigten gelernten Jäger, die nur ai 
den Schreibdienſt in Frage kommen, inſoſern be- 
ſondcis bevorzugt, als für fie Forſtſekretärſtellen 
unter Umſtänden ſo lange freizuhalten ſind, bis 
ſie den Forſtverſorgungsſchein erhalten und die 
Vorbedingungen erfüllt hoben; ihnen können 
dann die Stellen ohne Ausſchreibung übertragen 
werden. 

Forſtverſorgungsberechtigte, die Forſt 
ſekretär werden, kommen mit dem Tage ihrer 
Anſtellung in die Dienſtaltersliſte der Ober. 
zähligen Förſter. Die ſo erlangte Stelle in der 
Dienſtaltersliſte verbleibt ihnen endgültig, 
wenn ſie nicht vorzeitig in den Außendienſt 
treten; hierzu beachte man die Ausführungen 
im nächſten Abſatz 

Endlich wird noch darauf hingewieſen, daß 
überzählige Förſter und Forſtverſorgungsbe⸗ 
rechtigte, bevor ſie Forſtſekretär werden, ſich ver⸗ 
pflichten müſſen, mindeſtens ſo lange im Forſt⸗ 
ſekretärdienſt zu bleiben, bis ſie in die Dienſtalters⸗ 
liſte der Förſter (mit Revier) aufgenommen 
werden. Früherer Übertritt in den Außendienſt 
bedarf der miniſteriellen Genehmigung und zieht 
unter Umſtänden eine anderweite Feſtſetzung 
ihres Dienſtalters nach ſich. O. 


mn —— (— 


Die grüne Woche (18. Mitgliederverſammlung) des Deutſchen 


Forſtvereins zu Kreuznach in der Zeit vom 6. bis 15. September 1921. 
Von Forſtrat Eulefeld, Lauterbach (Heſſen). 
(Fortſetzung) 


Die Hauptverſammlung des Reichsverbandes 
Deutſcher Waldbeſitzerverbände. 

Nur Oſtpreußen war nicht vertreten. 

I. Zu den beſchloſſenen und genehmigten 
Satzungsänderungen wird zu § 11 noch hinzu⸗ 
gefügt: „Die Einzelverbände können ihre Stimme 
durch einen oder mehrere Vertreter abgeben laſſen“. 

II. Forſtliche Berufs vertretung. 


ſelbſtändige Berufsvertretung von der Landwirt⸗ 

ſchaft getrennt als Reichsforſtkammer zu er⸗ 

richten. Der Vortrag ſtützte ſich auf diein den nach⸗ 

ſtehenden Leitſätzen enthaltenen Ausführungen. 
Leitſätze 

zum Referat über SES Berufsvertretung. 


Die Vertretung, die die Forſten zurzeit in voller 
Abhängigkeit von der Landwirtſchaft haben, ent⸗ 


Forſtmeiſter v. Arnswaldt begründete die ſpricht nicht den Forderungen, die die Forſtwirt⸗ 


Forderung des Reichsforſtwirtſchaftsrats, 
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zum Beſten der Allgemeinheit ſtellen muß, und zwar 

aus folgenden Gründen: 

a) Die Landwirtſchaftskammern ſind ſo zuſammen⸗ 
geſetzt, daß ſorſtliche Sachverſtändige nur in 
geringer Anzahl, ſolche mit forſtlicher Berufs⸗ 
bildung faſt gar nicht in ihnen vorhanden ſind. 

b) Angeſichts dieſer Zuſammenſetzung beſteht die 
Gefahr, daß die Landwirtſchaftskammern in 
grundlegenden Fragen, in welchen Intereſſen⸗ 
gegenſätze zwiſchen Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
beſtehen (z. B. Waldweide, Streunutzung, 
Wald⸗ und Feldgrenzen uſw.), häufig zum 
Schaden der Forſtwirtſchaft beſchließen werden. 

e) Die bei den Kammern beſtehenden Forſt⸗ 
ausſchüſſe können bei den ihnen jetzt eingeräum⸗ 
ten Rechten ihren Beſchlüſſen keine Geltung 
verſchaffen, ſobald landwirtſchaftliche Intereſſen 
den forstlichen widerſtreiten. Da das in weſent⸗ 
lichen Fragen der Fall iſt, ſind ſie daher kaum 
in der Lage, irgend belangreiche Arbeit zu kifen 

d) In den beſtehenden Forſtausſchüſſen ſind Berufs⸗ 
forſtleute ungenügend, z. T. gar nicht vorhanden. 

e) Die unftreitbaren Erfolge einiger Forſtbe⸗ 
ratungsſtellen der L.⸗K. ſind auf die Fähigleiten 
der in ihnen angeſtellten Beamten, nicht aber 
auf die Initiative der Kammer zurückzuführen, 
ſie würden weſentlich größer ſein, wenn die 
Forſtwirtſchaft in ihrer Berufsvertretung ſelb⸗ 
händig geſtellt würde. 

f) Mit einigen Ausnahmen kommen die von den 
Ge aufgebrachten Mittel nur zum geringen 
Teil den Forſten wieder zugute. 

2 


Die L.⸗K. haben im letzten Jahre verfucht, 
forſtliche Belange mehr als bisher in ihr Arbeits⸗ 
gebiet zu ziehen, haben teilweiſe Forſtausſchüſſe 
neu eingerichtet, teilweiſe beſtehende vergrößert. 
Sie vermögen damit aber den Bedürfniſſen der 
Forſtwirtſchaft bei BEEN nicht zu genügen. 


Durch die neuen Anderungen in der L.⸗K.⸗ 
Geſetzgebung, die im weſentlichen darauf hinaus⸗ 
läuft, dem kleineren Beſitzer größeren Einfluß 
zu geben, wird die Zahl der forſtlichen Sach⸗ 
verſtändigen in den L.⸗K. weiter eingeſchränkt. 
Für die überwiegende Mehrheit waren bisher 
ſchon fort, De Fragen vollkommen unbekanntes 
Gebiet und werden es für die Zukunft in ver⸗ 
ſtärltem Maße fein. 


4. 

Die als Lebensnotwendigkeit für unſere Forſt⸗ 
wirtſchaft zu fördernde Hebung der forſ lichen 
Erzeugung ſetzt voraus, daß eine voll ſachverſtändige 
Vertretung der Forſtwirtſchaft ſich nach außen 
zur Geltung bringen kann, und daß die forſilichen 
Belange von forhlichen Berufsvertretungen wahr⸗ 
genommen werden, die unabhängig von den 
rein landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen zu 
geſtalten ſind. 8 


5. 

Die vom R. F. W. R. in München im Sep⸗ 
tember 1920 beſchloſſenen Richtlinien für die 
Bildung forſtlicher Verufsvertretungen fordern: 
1. Einrichtung eigener, von Landwirtſchaft und 

Induſtrie unabhängiger Berufsvertretung im 

Reiche und in den Ländern. 

2. Herſtellung der Fühlurg mit der Landwirt⸗ 
ſchaft durch Verbindungsleute. 
3. Abgrenzung der Aufgaben der forſtlichen 
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Berufsvertretung: in erſter Linie Wahrnehmung 
aller forſtlichen Belange, ferner Förderung der 
forſtlichen Technik, Einrichtung aller Anſtakten, 
zu deren Ausführung der einzelne Waldbefiber 
nicht in der Lage iſt und der Staat ſich nicht 
verpflichtet fühlt. Beſondere Aufgabe der 
forſtlichen Berufsvertretung iſt die Schaffung 
der Organe, die die Aufſicht über die nicht⸗ 
ſtaatlichen Waldungen nach Maßgabe des zu 
erlaſſenden Reichsforſtgeſetzes ausüben ſollen. 

, Definition des forfilihen Berufsſtandes als 

a) Waldbeſitzer von einer Mindeſt⸗Waldgröße 
an (Eigentümer, Nutznießer, Pächter), alſo 
auch die Staatsforſtverwaltungen. 

b) Perſonen, die aus der Forſtwirtſchaft ihr 
hauptſächliches Einkommen erzielen. 

Einrichtung folgender furjlicher Berufsver 

tretungen: 

a) Reichsforſtwirtſchaftsrat, 

b) Landesforſtwirtſchaftsrat, 

o) Provinzforſtwirtſchaftsrat. f 

Ermächtigung vorgenannter Berufsvertretungen, 

Ausſchüſſe einzuſetzen. 

7. Zuſammenſetzung der Berufsvertretung aus: 

a) Waldbeſitzer (Staat und ſonſtige Wald⸗ 
beſitzer) durch Abordnung, 

b) Forſtbeamten und Waldarbeitern durch Ab 
ordnung, 

c) Vertretern der Forſtvereine, der landwirt- 
ſchaftlichen Berufsvertretung, der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft uſw. durch Abordnung und 
Zuwahl. Wahldauer ſechs Jahre. 

Aufbringung der Koſten durch Umlage nach 

Maßgabe der Waldfläche. 
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5. 


Sollten in einzelnen Ländern oder Provinzen 
Umſtände beſonderer Art einer vollkommenen 
Trennung der forſtlichen von der landwirtſchaftlichen 
Berufsvertretung entgegenſtehen, ſo muß als 
Mindeſtmaß der Selbſtändigkeit der forſtlichen 
Berufsvertretung vorerſt verlangt werden: 

a) Vollkommene Selbſtändigkeit der Beſchluß⸗ 
faſſung in allen forſtlichen Fragen; 

b) Selbſtändige Vertretung aller rein forſtlichen 
Belange nach außen, alſo bei Behörden und 
in der Offentlichleit; 

c) Finanzielle Selbſtändigkeit, alſo ſelbſtändige 
Verfügung über alle Mittel, welche von der 
Forſtwirtſchaft für ihre Berufsvertretung auf⸗ 
gebracht werden. N 


, 7. 

Der Staatswaldbeſitz kann unter keinen Ire- 
ſtänden in der forflichen Berufsvertretung et: 
behrt werden, und zwar: 

a) Weil die berufenſten forſtlichen Sachverſtändigen, 
nämlich diejenigen mit forſtlicher Berufsbildung, 
zu einem ſehr großen Teile unter den Staats⸗ 
forſtbeamten zu finden ſind, 

b) Weil die Staatsforſten nicht den fördernden 
Einfluß, der von den anderen forſtlichen Beſitz⸗ 
arten ausgeht, entbehren können. 

Die höchſtmögliche Vollkommenheit wird nur 
Gr Zuſammenarbeit aller Beſitzformen gewähr⸗ 
eiſtet. 


8. 

Aufgabe des Reichsforſtwirtſchaftsrates iſt es, 
bei der Reichsregierung dahin zu wirken, daß im 
Reiche eine von der rein landwirtſchaftliche n 
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Berufsvertretung vollkommen unabhängige Spitzen⸗ 

vertretung der Forſtwirtſchaft geſchaffen wird. 
Die Geſtaltung des Unterbaues für dieſelbe 

iſt den einzelnen Ländern zu überlaſſen. Nur 
muß auch hier ein Unterbau geſchaffen werden, 
der die volle Erfüllung der unter Nr. 6 geſtellten 

Mindeſtforderungen überall gewährleiſtet. Weiter⸗ 

gehende Eingriffe in die Selbſtändigkeit der 

Aegelung innerhalb der einzelnen Länder ſind zu 

dermeiden. 

Mittel für die Tätigkeit des R. F. R. ſind 

Hierbei: 

a) Unmittelbare Verhandlungen mit den Re⸗ 
gierungen und Volksvertretungen durch Ein⸗ 
gaben und mündliche Ausſprachen. 

p) Aufklärung und Beeinfluſſung der öffentlichen 
Meinung durch Aufſätze in den Tageszeitungen 
und Fachzeitſchriften ſowie Ausarbeitung be⸗ 
fonderer Denlſchriften, die die voltswirtſchaftliche 
Bedeutung der Forſten zum Bewußtſein der 
Allgemeinheit bringen. 


9. : 

Die Koſten des R. F. R. werden, ſoweit We 
nicht vom Reiche oder den Ländern getragen 
werden, durch Umlagen auf die forſtlichen Berufs⸗ 
vertretungen in den Ländern und Provinzen 
gedeckt. 

Anſchließend begründete Forſtmeiſter Heyer 
eine vorgeſchlagene Entſchließung, die danach ein⸗ 
fimmig Annahme fand. Sie lautet: 

Der Reichsverband Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände ſtimmt den vorſtehenden Leitſätzen zu 
und faßt folgenden Beſchluß: 

1. Forſtliche Berufs vertretung 
im allgemeinen. 

Die derzeitige forſtliche Berufsvertretung ent⸗ 
richt nicht den Forderungen, die die Forſt⸗ 
wirtſchaft nach ihrer volkswirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung zum Beſten der Allgemeinheit ſtellen muß. 

2. Vertretung im Reich. 
a) Reichsforſtkammer. 

Im Reich it eine von der landwirtſchaftlichen 
Berufsvertretung vollkommen unabhängige Spitzen⸗ 
organiſation der Deutſchen Forſtwirtſchaft zu 
ſchaffen in einer ihrer Weſenseigenart entſprechen⸗ 
den Form. 

b) Vertretung im Reichswirtſchaftsrat. 

Die Deutſche Forſtwirtſchaft verlangt ihrer 
Bedeutung entſprechend im R. W. R. eine ſelb⸗ 
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ſtändige, von der Landwirtſchaft getrennte Haupt⸗ 
gruppe von mindeſtens zwölf Vertretern. 
3. Vertretung in den Ländern 
und den Provinzen. 

Als Unterbau der Spitzenorganiſation im 
Reich (Reichsforſtkammer) dienen ſelbſtändige, der 
Weſenseigenart der Forſtwirtſchaft entſprechende 
Landes⸗ (oder Provinz⸗) Forſtkammern. Wo 
dieſe infolge beſonderer Umſtände nicht alsbald 
geſchaffen werden können, iſt als Mindeſtmaß 
der Selbſtändigkeit der forſtlichen Berufsver⸗ 
tretung zu fordern und alsbald herbeizuführen: 

a) vollkommene Selbſtändigkeit der Beſchluß⸗ 
faſſung in allen forſtlichen Fragen; 

b) ſelbſtändige Vertretung der forſtlichen Belange 
nach außen, alſo in der Offentlichkeit und Der 
Behörden; 

c) finanzielle Selbſtändigkeit, insbeſondere ſelb⸗ 
ſtändige Verfügung über alle Mittel, die von 
den Forſten für ihre Berufsvertretung auf⸗ 
gebracht werden. 

Solange eine ſelbſtändige forſtliche Landes⸗ 
berufsvertretung nicht beſteht, müſſen die Wahlen 
zur Reichsforſtkammer durch die Landwirtſchafts⸗ 
kammern vorgenommen werden; dieſe ſind aber 
gebunden, nach Vorſchlag der bei ihnen beſtehen⸗ 
den Forſtausſchüſſe die Vertreter aus allen Kreiſen 
der in der Forſtwirtſchaft tätigen Perſonen zu 
entnehmen, einerlei ob dieſe Mitglieder der Land⸗ 
wirtſchaftskammer ſind oder nicht. 

Als Vertreter des Reichsernährungsminiſteriums 
teilte dann Geh. Reg.⸗Rat Dr. Beyerle in mit, 
daß geplant ſei, im Winter den Entwurf zu einem 
Reichs forſtkammergeſetz dem Reichstag und Reichs⸗ 
rat vorzulegen. Er machte dabei beſonders darauf 
aufmerkſam, daß eine zukünftige Reichsforſt⸗ 
kammer als Korporation des öffentlichen Rechts 
aus Wahlen hervorgehen müſſe; höchſtens ein 
Drittel ihrer Mitglieder könne durch die Reichs⸗ 
regierung und die Organiſationen der Wald⸗ 
beſitzer, Forſtbeamten und Waldarbeiter ernannt 
werden. 

Zu Punkt 3 der Tagesordnung „Die forſtliche 
Geſetzgebung im Reiche“ berichtete Kammerherr 
v. d. Wenſe insbeſondere über die Schwierigkeiten, 
die eine Reichsforſtgeſetzgebung mit Rückſicht auf 
die Forſthoheit der einzelnen Länder zu über⸗ 
winden hat. Geh. Reg.⸗Rat Dr. Beyerlein 
erklärte, daß trotzdem das Reichsforſtgeſetz nicht 
aufgegeben werden ſoll. Der Entwurf wird dem 
Reichstag in ſeiner nächſten Seſſion vorgelegt 
werden. (Fortſetzung folgt.) 


Parlaments- und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 
45. Sitzung, am 29. September 1921 (Fortſetzung). 


Zum fünften iſt es ſehr wichtig, daß der Staat die 
Ber ungen der Waldbauvereine unterſtützt und ſie 
wicht hindert. Die Waldbauvereine haben es ſich an⸗ 
gelegen fein laſſen, durch Beſchaffung von Pflanzmaterial 
in den verfloſſenen Johren die Kulturen zu unter⸗ 
fügen. Die Samenpflonzen waren im vorigen Jahre 
und in den letten Jahren | hr rar, und darauf iſt es vor 
allon Dingen auch mit zurückzufuhr en, daß ſoriel Kahl⸗ 
ke läg' noch vorhanden ſind, weil nicht aufg forſtet 
meren konnte; die Aufforſ ung der Raflichläge aber zu 
krreichen, iſt die Hauptſache dei der ganzen Wald⸗ 
zirtkchofi 


Man beruft ſich bei der Beurteilung des Ertrages 
der Privatwaldungen vielfach auf die Statiſtik, daß 
die fiskaliſchen Forſten und derartige Forſten in den 
Händen größerer Waldbeſitzer eine viel größere Feſt⸗ 
meterzahl an Ho z aufgebracht hätten. Dieſe Stat ft! 
bezweifle ich. Ich kann mir nicht denken, wie man 
ſtatiſtiſch erfaſſen will, was der einzelne Beſitzer z. B. 
aus ſeinem Wald ſelbſt herausmmmt, was er z. B. heraus⸗ 
holt an Nutzhölzern, die er für ſich nötig hat cher 
eventuell auch verkauft. Eine ſolche Statiſtik iſt ſehr 
unklar und ſehr ungewiß, eine ſolche Statiſtik iſt für mich 
durchaus nicht maßgebend. 

Wir können dieſem Geſetz keinen Geſchmack ab⸗ 
gewinnen und würden ſofortige Ablehnung beantragen. 
Da aber eine große Partei dieſes Hauſes das G. ſetz 
eingebracht hat, ſo möchte ıch beantragen, den Geſetz⸗ 


87 4 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 47 Bd. 36 (1921). 


entwurf einem Ausſchuſſe zu überweiſen, hoffe aber, 
daß dieſes Geſetz in der Kommiſſion die Abfuhr erfährt, 
die ihm gebührt, und daß die Waldwirtſchaft durch andere 
Beſtimmungen als die, wie ſie in dieſem Geſetzentwurf 
niedergelegt ſind — die Wirkungen dieſer Beſtimmungen 
würden für die Wald wirtſchaft geradezu kataſtrophal 
werden —, in richtige Bahnen gelenkt wird. — — 

Die Befürchtung, aus der heraus das Kahlſchlaggeſetz 
im Dezember 1920 entſtanden iſt, nämlich die Be⸗ 
fürchtung, daß der private Waldbeſitzer ſeinen ganzen 
Wald wegen der hohen Holzpreiſe mederhaut, beſteht 
heute nicht mehr; die hohen Holzpreiſe ſind verſchwunden. 
Eine Umwandlung des ſchlechten Waldes in Hochwald 
iſt aber zu begrüßen und muß weiter gefördert werden. 
Die Wald wirtſchaft muß eben in anderer Weiſe gefördert 
werden, als es in dieſem Geſetzentwurf vorgeſehen iſt. 
Darum möchte ich eine ſehr eingehende Ausſchuß⸗ 
beratung empfehlen, in der wahrſcheinlich kein einziger 
der hier vorgeſchlagenen Paragraphen zur Annahme 
gelangen wird. — — 

Streeſe, Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗ N.): Meine 
Damen und Herren, es unterliegt keinem Zweifel, daß 
der Privatwaldbeſitz mehr als bisher durch Geſetz vor 
Zerſtörungen und vor allen Dingen vor ſchlechter Be⸗ 
wirtſchaftung geſchützt werden muß. Das iſt um ſo not⸗ 
wendiger, als der Wald einen Hauptbeſtandteil unſerer 
wirtſchaftlichen Zukunft bedeuten wird. Wie in den 
letzten Jahren, nicht in den kleinen, ſondern beſonders 
in den mittleren Waldungen, gewirtſchaftet worden iſt, 
iſt ſehr bedauerlich. Es muß, wenn hier nicht ſehr ſchäd⸗ 
liche Folgen für die Allgemeinheit entſtehen ſollen, 
unbedingt etwas geſchehen. Der vorliegende Geſetz⸗ 
entwurf über die Kahlſchläge in Privatwaldungen iſt 
in der Form, wie er hier eingebracht iſt, allerdings nicht 
annehmbar, und zwar ſchon deshalb nicht, wie auch der 
Herr Vorredner ausgeführt hat, weil er in erſter Linie 
nicht den größeren und den großen Waldbeſitz, ſondern 
den kleinen Waldbeſitz trifft. Der Großwaldbeſitz hat 
ſchon geeignete Einrichtungen. Er wird forſtlich, was 
außer Frage ſteht, richtig bewirtſchaftet; er hat ſich die 
ſtaatliche Aufſicht zum Teil freiwillig geholt, hat ſich 
ſelbſt Verbände geſchaffen, wo er ſtaatlich ausgebildete 
und geprüfte Beamte an die Spitze geſtellt hat, die die 
Aufſicht übernehmen und die Garantie bieten, daß dem 
Walde nichts geſchehen kann. Viel ſchlimmer iſt es im 
kleineren und mittleren Waldbeſitz. Die Beſitzer dieſer 
Flächen, kleinere und größere Bauern, befanden ſich 
ſeinerzeit nicht in einer roſigen Wirtſchaftslage und 
wurden nun durch den anſcheinenden Gewinn, der ſich 
ihnen bot, angelockt. Sie verkauften infolgedeſſen ihre 
Beſtände. Das Aufforſten unterblieb wegen des Mangels 
an Pflanzen, da damals die Samenpreiſe ſehr hoch 
waren und die Flächen blieben liegen. Hier muß nun 
eingeſetzt werden, daß dieſe Flächen endlich wieder auf⸗ 
geforſtet, der Kultur zugeführt und nutzbar gemacht 
werden. Vor allen Dingen iſt das in den Gegenden not⸗ 
wendig, wo das Abholzen übertrieben worden iſt. Hier 
muß ſelbſtverſtandlich von Staats wegen eingegriffen 
werden. Darüber ſind wir uns ja alle klar. — — 

ch möchte aber eine Reſolution des Reichsforſt⸗ 
wirtſchaftsrats, der in den letzten Tagen getagt und dieſe 
Reſolution angenommen hat, noch zur Verleſung 
bringen: 
Der Reichsforſtwirtſchaftsrat begrüßt die in dem 
Antrag Siering liegende Abſicht der Verhinderung 
von Waldverwüſtungen. In feiner gegenwärtigen 
Faſſung erſcheint der Antrag jedoch weder durch⸗ 
führbar noch andererſeits ausreichend. Neben der 
Unterbindung von Waldverwüſtungen fordert der 
Reichsforſtwirtſchaftsrat die Einführung des Wieder⸗ 
aufforſtungsgebots für alte und neue Kahlflächen. 
Für die Entſcheidung über Waldverwüſtungs⸗ und 
Aufforſtungsfragen ſind unter fachmänniſcher Leitung 
Aufſſchtsbehörden zu bilden, die ihre Anordnungen 
mittels ſtaatlicher Zwangsbefugniſſe durchſetzen. 
Meine Damen und Herren, das iſt die erſte Zentrale 
der privaten Forſtverwaltung, deren Wünſche und An⸗ 
gaben auf Wahrheit beruhen müſſen, und deren Wünſche 
müffen wir uns letzten Endes fügen Wir begrüßen 


daher jede Maßnahme, die geeignet iſt, die Pflege und 
den Schutz des Waldes zu gewährleiſten. 

Ich beantrage daher, den Geſetzentwurf, betreffend 
Kahlſchläge in Privatwaldungen, dem Landwirtſchafts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen und aus dieſem Geſetzentwurf 
ſowie dem kommenden Forſtkulturgeſetz und dem be⸗ 
ſtehenden Waldſchutzgeſetz ein neues Geſetz zu ſchaffen, 
das für den kleinen Waldbeſitzer erträglich iſt und nicht 
auf ſeine Wirtſchaftsführung, insbeſondere die Land⸗ 
wirtſchaft, hemmend wirkt, ſondern dem Ganzen zum 
Segen dient. Soweit ich unterrichtet bin, iſt der Entwurf 
des Forſtkulturgeſetzes bereits fertig; ich bitte, ihn mit 
Beſchleunigung einzubringen, um ihn ſchnell zu er⸗ 
ledigen, damit es uns gelingt, den beſtehenden Wald 
für unſere Nachkommen zu erhalten. — — 

Held, Abgeordneter (D. V.⸗P.): — — Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß wir unſere Jorſten, auch die 
Privatforſten, unter allen Umſtänden rentabel geſtalten 
werden müſſen; denn wir haben erkannt, wie Tolofta! 
wichtig der Wald iſt. Ich habe ihn ſeinerzeit unſere 
Sparkäſſe genannt, aus der wir im vorigen Jahre 
1800 Millionen und in dieſem Jahre 1200 Millionen 
gewonnen haben. Wenn mir Dez Reſerve oder Spar⸗ 
kaſſe nicht gehabt hätten, wüßte ich nicht, was dann 
hätte werden ſollen. 

Nun iſt es eine Tatſache, daß unſere Privatwaldungen 
oft nicht ſo bewirtſchaftet werden, wie es tatſächlich ge⸗ 
ſchehen muß in der furchtbaren Lage, in der wir uns 
befinden. Unſer Holzimport, deſſen wir bedürfen, iſt 
außerordentlich erſchwert, wenn nicht gar ganz ver⸗ 
hindert. Wir haben beſonders in der Provinz Polen, 
aber auch in anderen Teilen des Staates, die wir heben 
abtreten müſſen, außerordentlich viel Waldgebiet ver⸗ 
loren. Darum müſſen wir dafür ſorgen, daß wir die 
Forſtwirtſchaft unſeres Landes rentabler machen, nicht 
nur die Staatswaldwirtſchaft, ſondern auch die Privat⸗ 
wald wirtſchaft. 

Aber das Geſetz, das uns hier vorgelegt wird, können 
wir ſo ohne weiteres ncht annehmen. Daß wir die 
Abſicht haben, zu helfen, haben wir im Hauptausſchuß 
beim Forſtetat bewiejen; denn wir haben dort beantragt, 
der Landtag wolle beſchließen, das Staatsminiſterium 
zu erſuchen, baldmöglichſt einen Geſetzentwurf, be⸗ 
treffend Einrichtung von Forſtwirtſchaſtskammern, und 
ein Forſtkulturgeſetz vorzulegen. Damit haben wir 
gezeigt, daß wir wünſchen, daß die Forſtwirtſchaft unter 
allen Umſtänden ſo geregelt werden muß, daß ſie für 
unſer geſamtes Wirtſchaftsleben erſprießlich wird. Ich 
habe geſagt, daß wir das uns vorgelegte Geſetz unter 
keinen Umſtänden fo annehmen können; ich hoffe aber, 
daß in der Kommiſſion doch noch et s Gutes heraus⸗ 
kommt. Ich muß nun offen ſagen, daß wir viel mehr 
Wert auf Anforſtung als auf die Verhinderung der 
Abholzung legen. — — 

Es geht unter keinen Umſtänden, daß der Staat 
ohne weiteres in die Forſtwirtſchaft beſtimmend ein- 
greift. Wir wollen deshalb verſuchen, in der Kommiſſion 
eine Form zu finden, in der das Geſetz annehmbar 
wird; denn wir müſſen es machen, da ich höre, daß das 
Forſtkulturgeſetz nicht ſo bald kommt. Das Reich macht 
große Schwierigkeiten, es will ein Forſtgeſetz machen: 
das iſt eine große Gefahr für uns. Ich befürchte, daß. 
das Reich, das feine Hand ſchon auf vieles gelegt hat, 
was wir behalten wollten, auch unſere Forſten in Seine 
Hand bekommen will. Deshalb muß ſich die preußtſche 
Regierung ſtark zeigen und mit den anderen Regierungen 
zuſammentun, damit ein ſolches Geſetz nicht zuſtande 
kommt und wir unter allen Umſtänden über unſere 
Forſten auch in Zukunft ſelbſt beſtimmen können. 

Alſo das Forſtkulturgeſetz, das wir erhofften, und 
das ſchon weit vorgearbeitet iſt, wird noch nicht kommen, 
weil das Reich damit zögert, das Ermächtigungsgefetz 
herauszugeben. Deshalb bleibt nichts anderes übrig, 
als dieſes Geſetz jo auszugeſtalten, daß es ann hmbar 
wird. Fit das Geſetz, wie es vorliegt, nun ann hmbar? 
— Nein! Wenn Sie z. B. die Beſtimmung nehmen, 
daß für Kahlſchläge, die ½8 der Betriebsfläche über⸗ 
ſchreiten, ſowie für Durchhauungen die Genehmigung 
der zuſtändigen Behörde notwendig iſt, und Dakcı 
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berückſichtigen, daß die Mehrzahl der Forſtbetriebe | und wovon auch der Herr Abgeordnete Schmelzer 
dem Kleinwaldbeſitz von 2 bis 20 ha angehören und die geſprochen hat: auf die Waldbauvereine. In Hannover 
Durchſchnittsgröße 5,64 ha beträgt, jo würden bei Be⸗ und Weſtfalen wirken die Waldbauvereine äußerſt 
meſſung des Jahréesſchlages mit "lan der Geſamt⸗ günſtig. Wir müſſen ſehen, ob wir nicht eine Form 
ostriebsfläche nur 0,09 ha jährlich abgetrieben werden finden, die Waldbauvereine und den Beitritt zu ihnen 
rennen. So kleine Jahresſchläge find aber in forſtlichem obligatoriſch zu machen. Werden dieſe Waldbauver ine 
Sinne unwirtſchaftlich. Dieſe Beſtimmung kann alſo mit den richtigen Leuten beſetzt, Staatsförſtern, Staats⸗ 
licht ohne weiteres als richtig anerkannt werden. oberförſtern, dann haben wir die Garantie, daß alles 
Es kommt hinzu, daß wir unter allen Umſtänden richtig geht. — — Hinſichtlich der Abſchlagsmöglichk it 
dafür ſorgen müſſen, daß nicht einfach dekretiert werden muß Milde walten, muß der Beſitzer über ſeine Beſtände 
kann: du darkſt nicht abholzen. Unſere Landwirte, ſeinen Verhältniſſen entſprechend verfügen können. 
nıfere Forſtwirte ſind in einer ſehr ſchwierigen Lage. Anders beim Aufforſten; hier muß unter allen Um⸗ 
Ich erinnere nur an die heutigen Steuerverhältniſſe, ſtänden eine Einwirkung möglich ſein, damit k. ine 
vie zum Einſchlag zwingen, um die Mittel aufzubringen, Kahlflächen übrigbleiben. Das können wir uns nicht 
au die Abfindung von Miterben, an Brautausſtattungen, leiſten. Ich habe in der Forſtkommiſſion angeregt, daß 
Crſatz von Brandſchaden, Viehſchaden. Da muß der alle Länderrien, die nicht landwirtſchaftlich genutzt 
Landn irt in ſeine Sparkaſſe hincingreifen können und werden können, vom Staate angekauft und aufgeforſtet 
darf nicht durch den Staat verhindert werden, ſeine werden; das iſt nötig, damit wir den Waldbeſtand 
Criſtenz aufrechtzuerhalten. Dieſes Recht wollen wieder vermehren, der ſo außerordentlich dezimiert 
wir ſchutzen; wir wollen nicht, daß der Mann vom worden iſt. Ebenſo notwendig iſt es, daß wir dafür jorgen, 
Staat gezwungen werden kann, etwas nicht zu tun, daß da, wo Wald abgeholzt iſt, unter allen Umſtänden 
as feine finanzielle Lage beſſern kann. wieder aufgeforſtet wird. Ich will alſo über das Gei, R, 
Die Hauptſache ift uns aber, wie gejagt. die Auf⸗ ſeine Geſtaltrung und Ausführung jetzt nicht r den, 
ſorſtung. Da muß ein, wie ſoll ich ſagen, Aufſichtsrecht ſondern wollte nur einige Geſichtspunkte hervorheben. 
beitchen, daß überall, wo abgeholzt iſt, wieder ent: Ohne Frage iſt die Erhaltung der Wälder bei großen 
geforſtet wird. Aber auch hier will ich micht, daß der Städten und in Induſtriegebieten im Intereſſe der 
Staat ohne weiteres eingreift und beſtimmt. Da Volksgeſundheit außerordentlich wichtig. 
komme ich auf das, was ein Vorredner berührt hat, (Fortſetzuns folgt.) 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Erhebungen über das von Polen zurückbehaltene Bei den Vernehmungen iſt ausdrücklich darauf 
Vieh und landwirtſchfatliche Gerät. hinzuweiſen, daß die Erhebungen nur ſtatiſtiſchen 
e Kr. 1 Zwecken Be ee Ausgewanderten keinen 

a Nr. IA e 1183. 333. ar Anſpruch auf eine Entſchädigung eröffnen. 

, , Berlin, 23. „ Wir erſuchen ergebenſt, ſämtliche nachgeordneten 
= Es iſt bekannt geworden, daß die po niſche Polizeihehörden anzuweiſen, mit tunlichſter Be⸗ 
Regierung entgegen den Beſtimmungen des ſchleunigung alle ihnen bekannten, in ihrem Be⸗ 
Ariedensvertrages aus Polen abwandernde Lande zirke wohnenden Auswanderer aus Polen und die 
wirte daran hindert, Vieh und landwirtſchaftliche künftig aus Polen in ihren Bezirk noch zu⸗ 
Geräte mitzunehmen. Um der Reichsregierung wandernden Landwirte über die vorſtehend auf⸗ 
hierfur ſichere Unterlagen geben zu können, ſind geführten Angaben zu hören und die Nieder⸗ 
die aus Polen nach Deutſchland auswandernden ſchriften dem mitunterzeichneten Miniſter für 
Landwirte darüber zu hören, welche Viehmengen Landwirtſchaft, Domänen und "Sorten auf dem 
ſie in Polen haben zurücklaſſen müſſen. Dienſtwege einzureichen. 

Die Vernehmungen haben ſich daher auf Der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und 

folgende Angaben zu erſtrecken: f Forſten. 

i. Vor⸗ und Zuname des Ausgewanderten: Warmbold. 

> jetziger Wohnort; N Der Miniſter des Innern. 

S e in 9 5 und möglichſt 9 acht Im Auftrage: Loehrs 

Bezeichnung der in Eigentum oder Pacht An die Herren Regi en EH 
genutzten Grundſtücke; präsidenten en SE 

Geburtstag und 155 des Ausgewanderten; 

5 Tag der ehemaligen Zuwanderung in jetzt EE e 

volniſche Gebiete, wenn der Geburtsort außer⸗ Es der Staatsfſorſtbeamten. 


S 


* 


f e 1 er 3 3/192 
halb der Republik Polen liegt; , e eee Denia Forſten. 
b Zeit und Ort einer etwa abgegebenen Options⸗ Geſchäfts⸗Nr III 17877. 
erklärung; Berlin, 11. Oktober 1921. 
1. Unter „Behörde“ im Sinne der Ziffer 93,2 
der Preußiſchen Beſoldungsvorſchriften find nicht 
nur die Oberförſtereien, ſondern auch die Revier⸗ 
förſtereien, die Förſtereien und alle ſonſtigen 
beſonders abgegrenzten Dienſtbezirke zu verſtehen 
Bei den Oberförſtern, Revierförſtern, Förſtern 
mit Revier und den ſonſtigen Betriebsbeamten, 
die in einem beſonderen Dienſtbezirke ſelbſtändig 
die Betriebsgeſchäfte wahrnehmen, ſtimmen alſo 
der tatſächliche und der dienſtliche Wohnſitz ſtets 
überein. Keineswegs gilt dies aber für Aſſiſtenten 
der Oberförſter und mit Betriebsregelungsarbeiten 
beſchäftigte Anwärter des Forſtverwaltungs⸗ 
dienſtes und ebenſowenig für Forſtſekretäre und 


7. Zeit der Abwanderung aus Polen; 

8 Zahl der in Polen infolge Zwanges der polniſchen 
Behörden wider Willen zurückgelaſſenen (dort 
verkauften, durch Enteignung, Requiſitionen uſw. 
verlorenen) Pferde, Rinder, Schweine, Schaſe 
und Ziegen. Bei den Pferden ſind Pferde, 
Fohlen und Saugfohlen, bei den Rindern 
Bullen, Ochſen, Kühe, Jungvieh und Saug⸗ 
kälber, bei den Schweinen Eber, Sauen, Läufer 
und Ferlel, bei den Schafen und Ziegen Böcke, 
Muttertiere., Hammel und Lämmer, ſoweit 
dies möglich iſt, getrennt anzugeben; 

2 die polniſche Behörde, die die Mitnahme ver⸗ 
hindert hat. 
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für die Betriebsbeamten, die nicht unter Satz 2 
llen. Bei ihnen iſt der Sitz der Behörde der 
dienſtliche Wohnſitz. 

2. Tut ein Beamter in mehreren Förſtereien, 
nicht aber in der ganzen Oberförſterei oder Revier⸗ 
förſterei Dienſt, jo iſt ihm ſein dienſtlicher Wohnſitz 
im Sinne der Ziffer 93 Abſatz 3 P. B. V. anzu⸗ 

uweiſen. Dieſe Befugnis übertrage ich 
reg den Regierungen. 

3. Wenn infolge dieſer Verfügung künftig 
höhere oder geringere Sätze zu zahlen ſein ſollten, 
tritt der Wechſel erſt mit der nächſten Zahlung ein, 
die auf den Eingang der Verfügung folgt. Für 
die zurückliegende Zeit werden weder Nachzahlungen 
geleiſtet noch Beträge wieder eingezogen. 


Warmbold. 
An die Regierungen uſw. 


ur 


* 


\ 
Unterbringung verſetzter Beamten. 
Allgemeine Verfugung III 6411921. 
Miniſterium fin Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Geſchäfts⸗Nr. LI 19383 II 8053 IL 


Berlin, 25. Oktober 1921. 
Nachſtehende Abſchrift überſende ich zur Be⸗ 


achtung. 
J. A. v. d. Busſche. 
An die Regierungen uſw. 


S 


Abſchrift. 
Der Miniſter fur 
. 


1 Berlin, 23. Juli 1921. 
Die immer größer gewordene Wohnungsnot 
hat die Unterbringung verſetzter Beamten und 
Militärperſonen immer ſchwieriger geſtaltet, ja 
dann unmöglich gemacht, wenn die Gemeinden 
zes abgelehnt haben, dem Amtsnachfolger die 
Wohnung des Amtsvorgängers zu überlaſſen. 
Mit Rückſicht hierauf beſtimme ich auf Grund des 
Artikels 2 des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 1920 — 
Reichs⸗Geſetzblatt S. 950 — mit Zuſtimmung des 
Reichsarbeitsminiſters für den Umfang des Preu⸗ 
ßiſchen Staates, daß infolge von Verſetzungen und 
Todesfällen von Reichs⸗ und Staatsbeamten ſowie 
von Militär⸗ und Marineperſonen frei werdende 
Wohnungen zunächſt dem Amtsnachfolger an⸗ 
zubieten ſind. Eignet ſich die Wohnung für den 
Amtsnachfolger nicht, worüber die dem Beamten 
bzw. der Militär⸗ oder Marineperſon vorgeſetzte 
Behörde im Streitfalle endgültig zu entſcheiden 
hat, ſo iſt der Amtsnachfolger berechtigt, entweder 
die frei gewordene Wohnung der Gemeinde⸗ 
behörde zur Verfügung zu ſtellen und die Zu⸗ 
weiſung einer für ſeine Verhältniſſe paſſenden 
Wohnung zu verlangen, oder, falls nach der Er⸗ 
klärung der Gemeindebehörde die ſofortige Zu⸗ 
weiſung einer ſolchen Wohnung nicht möglich iſt, 
die frei gewordene Wohnung des Amtsvorgängers 
zum Tauſch zu benutzen. Ein derartiger Tauſch 
iſt auf Verlangen der dem Beamten oder der 
Meilitär⸗ oder Marineperſon unmittelbar vor⸗ 
ſetzten Behörde zu genehmigen, und erforder⸗ 
ichenfalls iſt die Zuſtimmung der in Frage kommen⸗ 
den Hauseigentümer von der Gemeindebehörde 
Ai ergänzen. ? 
FH binnen drei Wochen nach dem tatſächlichen 
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Freiwerden der Wohnung ein Eu 


von der dem Beamten bzw. der Militärperſon 


vorgeſetzten Behörde der Gemeindebehörde nicht 
bezeichnet, erhält die Gemeindebehörde das freie 
Verfügungsrecht über die frei gewordene Wohnung. 
Kann ein verſetzter Reichs⸗ oder Staalsbeamter 
bzw. eine verſetzte Militär⸗ oder Marineperſon 
die Wohnung des Amtsvorgängers deswegen nicht 
beziehen, weil dieſer penſioniert und aus dem 
Staatsdienſt ausgeſchieden iſt und ſeine bisherige 
Wohnung beibehält, ſo iſt der Amtsnachfolger 
in der betreffenden Gemeinde bezüglich der Zu⸗ 
teilung einer Wohnung als beſonders vordringlich 
zu behandeln. Die ſonſtigen in den Gemeinden 
geltenden Anordnungen über die bevorzugte Unter⸗ 
bringung von Beamten und Militärperſonen 
werden durch dieſe Anordnung nicht berührt. 


Die zuſtändigen Kommunalaufſichtsbehörden 
werden auch ermächtigt, im Einzelfalle, falls das 
erforderlich, zur N des angeſtrebten 
Zwecks im Rahmen dieſer Anordnung noch er⸗ 
gänzende Verfügungen zu treffen. 

In Vertretung: gez.: Scheidt. 


T 


Ausbildung für die Forſtrentmeiſterlaufbahn. 
Mit Bezug auf die EE Nr. 8 vom 1. April 1914 
— 2. — 


Allgemeine Verfugung III 65 für 1921. 
Minifterrum fur Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
Geſchäfts⸗Nr III 10534. 

Berlin WO. 25. Oktober 1921. 

Im Einverſtändnis mit dem Herrn Finanz⸗ 
miniſter ermächtige ich die Regierungen, vom 
1. April 1921 ab denjenigen von mir zur Forſt⸗ 
rentmeiſterlaufbahn zugelaſſenen Forſtſekretären, 
die in der Lage ſind, die in Nr. 3 Abſ. 1 der Aus⸗ 
bildungsvorſchriften für die Forſtrentmeiſterſtellen 
vom 12. Februar 1904 vorgeſchriebene Ausbildungs⸗ 
zeit neben ihren eigentlichen Dienſtgeſchäften auf 
einer in der Nähe ihres Dienſtortes befindlichen voll⸗ 
amtlichen oder einer mit einer Kreiskaſſe verbundenen 
Forſtkaſſe zu erledigen, während der ganzen Aus⸗ 
bildungszeit ihr volles Dienſteinkommen weiter 
zu zahlen. Die Weiterzahlung kann auch er⸗ 
folgen, wenn die Forſtſekretärgeſchäfte in anderer 
Weiſe verſehen werden, ohne daß eine ausdrückliche 
Beurlaubung des Forſtſekretärs erforderlich in, 
wenn dabei beſondere Stellvertretungskoſten nicht 
entſtehen. Ob und inwieweit im letzteren Falle 
die Dienſtaufwands⸗Entſchädigung des Forſt⸗ 
ſekretärs und andere mit ſeiner Stelle verbundene 
Bezüge an ihn weiter zu zahlen ſind, iſt nach Lage 
des Einzelfalles zu entſcheiden. 

Kann, weil keine der vorgenannten Kaſſen 
in der Nähe des Dienſtortes ſich befindet, ein aus⸗ 
wärtiger Aufenthalt des Forſtſekretärs nicht ver⸗ 
mieden werden, ſo bin ich auf Antrag bereit, 
entſtehende Mehrkoſten durch Bewilligung von 
Unterſtützungen, ſoweit die verfügbaren Mittel 
dies erlauben, auszugleichen. 

Abdrucke für die Oberförſtereien liegen bei. 

Im Auftrage: von dem Busſche. 
An ſämtliche Regierungen, ausgenommen Aurich, Münſter und 
* Gigmarrigen 
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Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Wech el im preußiſchen Staatsmin iſlerinm. Wie 
Anſern Leſern bereits aus den politiſchen Zeitungen 
bekannt ſein wird, iſt das Miniſterium Stegerwald 
zurückgetreten und damit auch der verdiente und 
allſeitig wegen ſeiner Sachkenntnis hochgeſchätzte 
Landwirtſchaftsminiſter Dr. Warmbold, der in 
allen Kreiſen ſeines Reſſorts im höchſten Anſehen 
geſtanden hat. Sozialdemotraten, Zentrum, Deutſche 
Volkspartei und Demokraten haben eine neue 
Regierungsmehrheit gebildet und aus Mitgliedern 
ihrer Parteien em Miniſterium zuſammengeſetzt. 
Zum Mnmiſterpräſidenten iſt der ehemalige Land⸗ 
wirtſchaftsminiſter Otto Braun ernannt worden. 
Zum preußiſchen Landwirtſchaftsminiſter wurde 
Rittergutsbeſiter Dr. Hugo Wendorff von 
der demokratiſchen Partei ernannt. Miniſter 
Dr. ll murde 1864 in Stralfund geboren 
und bemirtichaftete von 1907 bis 1917 das Gut 
Toitz bei Noſſendorf in Pommern. Vom 8. No⸗ 
vember bis 29. Juli 1920 war er Miniſterpräſident 
des Freiſtaates Mecklenburg⸗Schwerin. Er hat 
Landwirtſchaft und Nationalökonomie in Halle 
und Bonn ſtudiert und iſt Vorſitzender des Landes⸗ 


verbandes der Demokratiſchen Partei für Mecklen⸗ 


burg⸗Schwerin. Dem Reichstage gehörte er ſchon von 
1912 bis 1918 als Mitglied der Fortſchrittlichen 
Volkspartei an; er war weiter Mitglied der National⸗ 
verſammlung Der Herr Minister Dr. Wendorff 
hat am 11. d. Mts. die Leitung des Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums übernommen und ſich ſämtliche 
Beamte feines Miniſteriums vorſtellen laſſen. Der 
bisherige Miniſter Dr. Warmbold wird nach Rück⸗ 
tehr vom Urlaub vorausſichtlich feine Tätigkeit 
als Direktor der Domänenabteilung wieder auf⸗ 
nehmen. 
= 

Weitere Forderungen der Beamten. Von 
der Leitung des Deutſchen Beamtenbundes wird 
mitgeteilt: Der Vorſtand des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes hat nach eingehender Erörterung ber durch 
den ſprunghaften Niedergang des Markkurſes ge⸗ 
ihaffenen unhaltbaren Lage der Beamtenſchaft 
unter Zuſtimmung der Vertreter der dem Deutſchen 
Beamtenbund angeſchloſſenen Gewerkſchaften die 
sofortige Weiterführung der Beſoldungsaktion unter 
folgenden Geſichtspunkten beſchloſſen: Der 
Regierung ſind ſofort — unbeſchadet des Abſchluſſes 
der gegenwärtigen Vorlage — folgende For⸗ 
derungen vorzulegen, die ſich nach der inzwiſchen 
eingetretenenen Veränderung der Verhältniſſe und 
nach der Annahme der Geſetzesvorlage in der 
Beamtenſchaft nötig machen: 1. Die für Oktober⸗ 
Dezember zu zahlenden Nachzahlungen auf Grund 
der neuen Beſoldungsordnung ſind, ſoweit ſie 
hinter dem Betrage von 2000 Mk. für den Beamten 
und 500 Mk. für jeden weiteren von den Beamten 
zu unterhaltenden Angehörigen zurückbleiben, in 
unmittelbarem Anſchluß an die Nachzahlung auf 
dieſe Beträge aufzufüllen. 2. Hebung des Ein⸗ 
kommens der unteren und mittleren Beamten⸗ 
gruppen auf eine die Beſtreitung der Lebens⸗ 
notwendigkeiten ſichernde Höhe. Bei der daher 
Stot in Angriff zu nehmenden Reviſion der 
Lörundgehaltsſätze iſt unter anderem auf Plan⸗ 
möäßigteit des Verhältniſſes der Gehaltsſätze der 


einzelnen Beſoldungsgruppen zueinander hin⸗ 
zuwirken. Sofortige Schaffung von Einrichtungen, 
durch die unter Beteiligung der Beamtenorgani⸗ 
ſationen die kurzfriſtige automatiſche Anpaſſung 
der Bezüge an die fortſchreitende Geldentwertnug 
und Teuerung erfolgen muß. 
CH 

Forſtre erendarprüfung in Preußen. 
14. bis 25. Oktober d J. orſt⸗ 
referendarprüfung haben ſich folgende 37 Bert 
befliſſene unterzogen: Böckenförde, Baehr, Behrend, 
Bergemann, Dr. Borchmeyer, Dubuſe, Eberts. 
Eiſenbach, Fricke, Graefe, Graepel, Dr. Hilf. 
Hagen, Hebeſtreit, Hintze, Hildebrand, Klamroth. 
Klempin, Kuhlgatz, Löffelmann, Lueder, Moot. 
Mann, Moderſohn, Olberg, Stumpff, Schade. 
Schede, Spielberg, Springsfeld, Spitz, Staßen, 
Wachholtz, Wefener, Waas, Wundram, Zitelmann. 
Die Prüfung haben beſtanden: 4 Prüflinge mit 
„gut“, 9 mit „ziemlich gut“, 21 mit „genügend“: 
Drei Prüflinge haben nicht beſtanden. 


Der vom 
abgehaltenen 


* i 
Neſultate der im Oktober d. J. auf den Staatlichen 
Forſtſchulen abgehaltenen Jägerpruſungen. 


Zahl Prüfungsergebniſſe S 

KÉ 

Forſtſchule der Beſtanden mit: 5 

in Prüf- e 

linge N beben S 

Hachenburg 44 — — 1 36 7 
Spangenberg 53 — 2 6 41 4 
Steinbuſch 52 — 3 10 36 3 
Summe [ 1494 — 5] 17 113 Ju 


Da die Staatsförſterlaufbahn bis auf weiteres 
geſchloſſen iſt, haben nach Beendigung der im 
vorigen Monat ſtattgefundenen Jägerprüfungen 
nunmehr auch die Staatlichen Forſtſchulen ihre 
Pforten bis auf weiteres ſchließen müſſen. 

C 


Ein Denkmal für die gefallenen Lübbener 
Jäger ſoll in der alten Garniſonſtadt Lübben 
errichtet werden. Viele Kameraden haben bereits 
namhafte Beträge geſpendet, doch muß bei der 
heutigen Markentwertung noch ſehr viel mehr 
zuſammengebracht werden. An alle Freunde der 
grünen Farbe, insbeſondere an die Kameraden 
vom ehem. Brandenburgiſchen Jäger⸗ Bataillon 
Nr. 3 und ſeiner Kriegsformationen, ergeht daher 
die Bitte, ihren Bauſtein zu dieſem Chrenmal 
für die Gefallenen durch Überweiſung eines ihren 
Verhältniſſen entſprechenden Betrages auf das 
Poſtſcheckkonto Berlin NW 7. Nr. 10375 — 
Ständiſche Hauptkaſſe des Markgraftums Nieder 
lauſitz, Lübben — zur Gutſchrift auf das Dep. ⸗ 
Konto Nr. 1628 beizutragen. 


- CH 

Keine Erweiterung des Truppenübungsplatzes 
Biiſch (Lothringen). Für die ſeit längerer Zcit 
vom franzöſiſchen Oberkommando geplante Anlage 
eines neuen, 5000 Morgen großen Schieß⸗ und 
Übungsplatzes auf deutſchem Gebiet im Anſchluß 
an den zurzeit zu Frankreich gehörigen ehemaligen 
Übungsplatz Bitſch waren bereits die Abholzungs⸗ 
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arbeiten in den pfälziſchen Waldungen bei Eppen⸗ 
brunn, Ludwigswinkel und Fiſchbach im Gange. 
Außerdem waren bereits bauliche Maßnahmen 
in Höhe von 130 Millionen Mark angefordert, 
Jetzt kommt die überraſchende Meldung, daß der 
Truppenübungsplatz nicht angelegt wird und die 
Arbeiten wieder eingeſtellt werden ſollen. Die 
beſchlagnahmten Ländereien ſind wieder freigegeben 
worden. Ob hierin ein endgültiger Verzicht auf die 
Ausdehnung des Truppenübungsplatzes über die 
Grenze in unſere Pfalz hinein geſehen werden 
darf, ſteht noch nicht feſt; es wäre aber ſehr zu 
begrüßen, wenn die franzöſiſchen Militärbehörden 
hier zu der Einſicht gekommen wären, daß ſo weit⸗ 
gehende Anforderungen für ihre hier doch nur 
vorübergehenden Bedürfniſſe nur auf Koſten der 
Mittel befriedigt werden können, die ſonſt für den 
Wiederaufbau Frankreichs zur Verfügung zu 
ſtellen ſind. 


0 


Forſtwirtſchaftliches. 

Die Fichtenzapfenernte 1921. Die außer⸗ 
gewöhnlich warmen Tage gegen Mitte Oktober 
haben in der hieſigen Gegend vielfach ein Auf⸗ 
ſpringen der Fichtenzapfen und ein Ausfliegen 
des Samens zur Folge gehabt. Da wo Fichten⸗ 
zapfen zum Ausklengen geſammelt werden, wird 
jedenfalls das Samenergebnis gering ſein. Der 
Japfenbehang iſt ſehr ſtark, was auf den Zuwachs 
der Stämme nicht ohne Einfluß geblieben iſt. 
Die Fichtentriebe, die ſonſt 50 bis 70 cm lang 
waren, ſind in dieſem Jahre kaum 10 bis 20 em 
lang Allerdings trägt die außergewöhnliche 
Trockenheit in dieſem Sommer auch einen Teil 
Schild. Die Hark mit Zapfen behangenen jüngeren, 
etwa 15⸗ bis 20jährigen Fichten zeigen ein 
tränkelndes Ausſehen. Über die Frage. ob das 
ränielnde Ausſehen der jüngeren Fichten eine 
Folge des ſtarken Zapfenanſatzes oder daß der 
ſtarle Zapfenanſatz das Merkmal einer beginnenden 
Crirankung ſei, gehen die Anſichten noch aus⸗ 
einander. 

Hegemeiſter Riemenſchneider, Lohra. 


— 
Ki 


Stubbenholjgewinnung und verwertung. Am 
10. Oktober hat in Lindow (Mark) eine Vor⸗ 
ſuhrung der Verwertung des Kiefern⸗Stubben⸗ 
holzes durch trockene Deſtillation durch den Ver⸗ 
band der Wurzelholzgewinner und -veriverter und 
der Harznutzung durch die Deutſche Harzgeſellſchaft 
ſtattgefunden. Zunächſt wurde die Sprengung 
der Stubben unter Verwendung von Pikrinſäure 
von ſeiten der Deurſchen Brennſtoff A⸗G. und 
der Weſtfäliſch⸗Anhaltiſchen Sprengſtoffwerke 
A⸗G. und hierauf die Harzgewinnung nach dem 
Riſſer⸗Verfahren durch Landforſtmeiſter Schede 
vorgeführt. Letzterer hielt ſodann einen Vortrag, 
in welchem er u. a. nachwies, daß Deutſchland in 
der Lage ſei, ſeinen Bedarf an Harz und Terpentin 
mit einem jährlichen Wert von einer Milliarde 
ſelbſt zu gewinnen und ſogar noch hiervon aus⸗ 
zuführen. Notwendig hierfür ſei namentlich auch, 
daß die Harzgeſellſchaft nach Abſtreifung der 
Gememnützigkeit als Erwerbsgenoſſenſchaft auf⸗ 
treie und den Betrieb durch eigene Harzmeiſter 
ausführen laſſe. Beſonderes Intereſſe bot die 
ſich anſchließende Beſichtigung des Deſtillations⸗ 
verfahrens des Kiefernſtubbenholzes, wofür die 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 47 Bd. 36 (1921) 


Brandenburgiſche Stockholz⸗Verwertungsgeſellſchaft 
eine muſtergültige Anlage in Lindow erbaut hat. 
S 


wu 


Vom Nauhwarenmarkt. 

Rauhwerkpreiſe der Märtiſchen Fell ⸗Ver⸗ 
wertungsgenoſſenſchaft Berlu N 20, Freienwalder 
Straße 5, vom 12. November 1921. (Bei nach⸗ 
ſtehenden Preisnotierungen bedeutet I Primaware, 
II Sekundaware und III Schwarten.) Haſen: Winter 
28 K, Sommer 6 AS. Wildkanin: Winter 10 , 
Sommer 1,00 K, Füchſe: Winter 1 800 &, II 250 , 
Sommer 40 K, Steinmarder: I 1800 &, II 700 , 
III 90 „%, Baummarder I 2800 „, II 750 K, 
III 100 %, Iltiſſe: I 270 % II 100 &, III 30.4, 
Maulwurfe: I 14 %, II 6 &, Dachſe: I 130 AK. 
II je nach Qualität; Rehe: Sommer 60 A. Winter 
25 , Rotwild: trocken 24 % das Kilo; Dam 
wild: trocken 32 A das Kilo; Schwarzwild: trocken 
4 „ das Kilo. Dieſe Preiſe find Durchſchnittspreiſe, 
zu denen die Waren in Empfang genommen werden. 
Sie ſind nicht als bindend zu betrachten, ſondern 
freibleibend, da ſie ſtetig Schwankungen nach oben 
un) unten unterworfen ſind. 

Nach der „Kürichner⸗Zeitung“ (Leivzig) vom 
13. November 1921. Otter 1200 bis 1500 , Steim⸗ 
marder 900 513 1600 „, Baummarder 1400 Dë 
1800 , Füchſe 500 bis 900 K, I'tiſſe 200 bis 300 %., 
Dachſe 120 bis 200 „, Hamſter 8 bis 16 *, Kanin 
(Kürſchner) 20 bis 30 &, Hafen, Winter 28 bis 30 4, 
Halbe 14%, Sommer 6 A Wieſel 10 bis 40 4, Reh⸗ 
decken 45 bis 55 %. Die oben bezeichneten Preiſe ſind 
als ungefähr erzielte Preiſe aufzufaſſen, da ſie ſtark 
wechſelnden Schwankungen unterliegen; es iſt gegen 
wärtig ganz beſondere Vorſicht beim Einkauf zu emprebſen. 


or 


Ke 
Vom Holzmarkt. 

Wochenbericht des Brandenburgiſchen 
Waldbeſitzerverbandes vom 7. November 
1921. Die anhaltende Geldverſchlechterung treibt auch 
die Holzpreiſe andauernd in die Höhe. Nur beim 
Grubenholz folgt der Preis bisher noch nicht der 
Teucrung des Auslandsgeldes. 

Bei dem ſtürmiſchen Sturz der Mark in den letzten 
Tagen iſt ein weiteres Steigen der Holzpreiſe beſtimmt 
zu erwarten. Die nachſtehenden Marktpreiſe ſind mit 
entſprechendem Vorbehalt zu b trachten. 

Eiche A I 1200-1300 — 2000 Eiche B 16008601100 
R 11450—760—950 
II 1100—1350—1700 EN 

III SO0-—210b0.— 1200 


TV 560— 450 —600 
IV 450-—750-—-950 V200—300—450 


Kiefer 1/IV 310—370—430: klaſſenweiſe Verkäufe 
kamen nur einige zur Kenntnis. 

Fichte 1 440540 — 650 

IT 4090 — 500 — 600 

III 320—420 — 500 

IV 280—340—4 00 

Kiefern⸗Grubenholz ſtand noch 

120—140— 160 A. 


imme auf 


— 


* 
Griet, und Fragekaſten. 

Anfrage Nr. 86. Umzugskoſten an ver⸗ 
ſetzte und einberufene, außerplanmäßige Beam e. 
Nach in neuerer Zeit ergangenen Miniſterial⸗ 
Verfügungen können an außerplanmäßige Beamte 
Umzugskoſten gezahlt werden. Dies kann einmal 
in voller Höhe geſchehen. in anderen Fällen aber 
nur bis zu 80% Ich bitte um Aufklärung, wie 
hier im allgemeinen verfahren wird. 

Staatl. Hilfsförſter M in ©. 

Antwort: Die außerplanmäßigen Forſt⸗ 

betriebsbeamten, die bereits im Staatsforſtdienfte 


+ 


Nr. 47 Bd. 36 (1921) u 


beſchäftigt und innerhalb Preußens verſetzt werden, 
können nach Ziffer 21 a der Allgemeinen Verfügung 
des Landwirtſchaftsminiſteriums Nr. I 115/1920 
(vom 14. September 1920) Umzugskoſtenbeihilfen 
bes zur vollen Höhe der erſtattungsfähigen Um⸗ 
zugskoſten (Transport⸗ und allgemeine Koſten) 
erhalten. Die Anträge mit Unterlagen ſind von 
der Regierung dem Landwirtſchaftsminiſterium 
vorzulegen. Welche Umzugskoſten erſtattungs⸗ 
fähig find, geht aus der Anlage zur Aligememen 
Verfügung Nr. I 113/1920 (vom 13. September 
1920) des Landwrirtſchaftsmiiſteriums hervor. 
Dagegen ſind die Regierungen auf Grund der 
Allgemeinen Verfügung Nr. I 70/1921 (vom 
16. Juni 1921) befugt, Umzugskoſtenbeihilfen an 
einberufene Hilfsförſter, die im Beſitze des 
Jbrſtverſorgungsſcheins ſind, ſelbſtändig zu ge⸗ 
währen, jedoch nur bis zu 80% der erſtattungs⸗ 
fähigen Transportkoſten. 

Anfrage: Nr. 87. Pflanzung in Pflugfurchen. 
Wegen Mangel an den nötigen Arbeitsträften 


rere 
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möchte ich in Zukunft die Pflanzſtreifen mit eine m 
Pflug oder einem ähnlichen Gerät herſtellen laſſen. 
Bei dem Furchenziehen mit dem gewöhnlichen 
Pflug kommen dann die Pflanzen in die immerhin 
doch etwas tiefen und feſten Furchen zu ftehen, 
was ich vermeiden möchte. Welches iſt der beſte 
Forſtkulturpflug für Geſpanne? 
Förſter H. in W. 
Antwort: Der von Ihnen gerügte Mißſtand 
der Pflugfurchen läßt ſich nie vermeiden und iſt 
um ſo größer, je mächtiger die Grasnarbe oder 
ſonſtige Bodendecke war. Die Pflanzung in nicht 
gelockerter Pflugfurche bleibt immer eine wenn 
empfehlenswerte Methode, die weit zurüdiichi 
gegenüber den hoch gegrabenen Streifen. Mindeſten⸗ 
ſollen die Pflugfurchen nochmals eine Bearbeitung 
mit einem Untergrundpflug erfahren. Breite 
Furchen, wie der Pflug von Perdelwitz liefert, 
verhindern ein baldiges Hinemwuchern von Gras 
und damit eine Beeinträchtigung der Kiefern- 
pflanzen. 


— 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdru k arfargenden Mitterlunzen und Perſonalnottzen iſt ver boten) 


Zur Geſetzung gelangende Torſtdieuſtßellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtver waltung). 

Die Oberförſterſtellen Kreuzburgerhütte, Kraſcheow, 
Schelitz und Dombrowka (Oppeln) ſind zu Dës 
ſetzen. Der Zeitpunkt der Ney beſetzung wird noch 
beſtemmt. Bewerbunésfriſt 10. Dezember. 

Forſterſtelle Denn auf Hochacht, Oberf. 
(Coblenz), iſt ſofort zu beſetzen. Zur Bewerbung 
zugelaſſen find neben den Förſtern m. R. des eignen 
Bezirks die überz. Förſter und Forſtſekretäre — 
ſowelt dieſe beiden Gruppen den Forſtverrſorgungs⸗ 


ſchein von 1908 und früher erhalten haben — der 
Bezirke Coblenz, Düſſeldorf, Cöln, Trier und 
Aachen. Wewerbungsfriſt 1. Dezember. 5 


Die neugegründete Zörſterſtelle Sponheim, Oberf. 
Entenpfuhl (Coblenz), iſt zum 1. Januar 1822 
zu beſetzen. Die Stelle hat keine Dienſtwohnung. 
Zur Bewerbung zugelafſen find neben den Förſtern 
m. R. des eigenen Bezirs die überz. Förſter und 
Forſtſekretäre — ſoweit dieſe beiden Gruppen den 
Forſtverſorgungsſchein von 1908 und fruher erhalten 
haben — der Bezirke Coblenz, Düfſeldorf, Coln, 
Trier und Aachen. Bewerbungsfſriſt 1. Dezember. 

Forſtſekretärſtelte der Oberf. Treten (Köslin) ſoll 
demnächſt beſetzt werden. Wohnung nicht vor⸗ 
handen. Wegen der Bewerbung mird auf den 
allgem. Men ⸗Erl. vom 23. 9. 1921 III. 15709 Ger, 
wieſen. Bewerbungsfriſt 25. November. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Im Regierungsbezirk Wiesbaden ſind zum 
April 1922 zu beſetzen: 
Gemeindefoͤrſterſtelle Deutſchherrntzütte, Oberf. Lahn⸗ 
*) Fur Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
ringer Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
Einen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
bvreußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffent ichte Oberförſter⸗Dienſta'tersliſte. Aus Deler 
mm zu ert, hen, in weichem Dienſtalter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
lat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
(nſch'ienene Buch koſtet geheftet 6 &, mit Schreib⸗ 
vapier durchſchoſſen 10 4. Hierzu erſchien ein 
Nachtrag vom Januar 1921, Prets geheſtet 3.6%. 


ſtein. Reviergröße 521 ha. Jahreseinkommen von 
5000 A, ſteigend von zwei zu zwei Jahren drei⸗ 
mal um je 300 %, zweimal um je 500 K und 
auletzt dreimal um je 600 & bis zum Höchſtbetrage 
von jährlich 8700 A. Bewerbungen ſind bis zum 
15. Januar 1922 an die Oberf. Lahnſtein in 
Niederlahnſtein zu richten. 


[Gemeindeförſterſtelle Dotzheim, Oberf. Chauſſeehaus 
Adenau 


(Wiesbaden), uf zum 1. Februar 1922 zu beſetzen. 
Reviergröße 846 ha. Jahreseinkommen 5800 K, 
ſteigend von zwei zu zwei Jahren dreimal um je 
500 &, zweimal um je 400 A und zuletzt dreimal 
um je 200 A bzw. 400 bis zum Höchſtbetrage von 
jährlich 9300 &. Bewerbungen find bis zum 
5. Januar 1922 an die Cberförſterei Chauſſeehaus 


zu richten. 

Gemeindeförſterſtelle Driedorf, Oberf. Driedorf. Re⸗ 
viergröße 503 ha. Jahreseinkommen 5000 „, 
ſtezend von zwei zu ?wei Jahren dreimal um je 
300 , zweimal um je 500 & und zuletzt dreimal 
um je 600 „ bis zum Höchſtbetrage von jährlich 
8700 %. Bewerbungen ſind bis zum 15. Januar 
an die Oberf. zu Driedorf, Kr. Dill, zu richten. 

Gemeindeförſterſtelle Elgendorf, Oberf. Montabaur. 
R' viergröße 693 ha. Jahreseinkommen 5800 K, 
ſteigend von zwei zu zwei Jahren dreimal um je 
500 A. zweimal um je 400 & und zuletzt dreimal 
um je 200 & bis zum Hoöchſtbetrage von jährlich 
8700 „. Bewerbungen find bis zum 15. Januar 
an die Oberf. Montabaur zu Montabaur zu richten. 

Gemeindeförſterſtelle Ems, Oberf. Neuhauſel. Revier 
größe 884 ha. Jahreseinkommen 5000 A. feiner 
von zwei zu zwei Jahren dreimal um je 300 A. 
zweimal um je 500 & und zuletzt Dreimal um je 
600 & bis zum Höchſtbetrage von 8700 &. Bes 
werbungen ſind bis zum 15. Januar an die Oberf. 
Nouhäuſel zu richten. 

Gemeindeförſterſtelle Heimbach, Oberf. Langen⸗ 
ſchwalbach. Reviergröße 661 he. Jahreseinkoumen 
von 5000 , ſteigend von zwei zu zwei Jahren 
dreimal um je 300 4, zweimal um 1 500 & und 
zuletzt dreimal um je 600 A bis zum Höchſtbetrage 
von jährlich 8700 &. Bewerbungen ſind bis zum 
15. Januar 1922 an die peut, zu Langenſchwalvach 
zu richten. 

Gemeindeförſterſtelle Hohemark, Oberf. Cronberg. 
Reviergröße 442 ha. Jahreseinkommen von 5800 &, 
ſteigend von zwei zu zwei Jahren dreimal um je 
500 8, mermal um j 400 A und zuletzt zweimat 


um je 200 4 bis zum Höchſtbetrage von jährlich 

9300 A. Bewerbungen ſind bis zum 15. Januar 1922 

an die Oberf. Cronberg zu richten. 

Semeindeförſterſtelle Langenhain, Oberf. Hofheim. 
Reviergröße 607 ha. Jahreseinkommen von 5000 &, 
ſteigend von zwei zu zwei Jahren dreimal um je 
300 K, zweimal um je 500 & und zuletzt dreimal 
am je 600 4 bis zum Höchſtbetrage von jähr ich 
3700 K. Bewerbungen ſind bis zum 15. Jan uar 1922 
an die Oberf. zu Hofheim a. T. zu richten. 

Wemeindeſörſterſtelle Oberlahnſtein, Oberf. Sonn, 
kein. Reviergröße 771 ha. Jahreseinkommen 
5000 K, ſteigend von zwei zu zwei Jahren dreimal 
um je 300 4, zweimal um je 500 & und zuletzt 
dreimal um je 600 4 bis zum Höchſtbetrage von 
3700 A. Bewerbungen find bis zum 15. Januar 
an die Oberf. Lahnſtein zu Niederlahnſtein zu 
richten. 

Bemeindewaldwärterſtelle Heinzenberg, Oberf. Weil- 
Mü ſter. R vieigröße 487 ha. Jahreseinkommen 
4000 A. ſteigend von zwei zu zwei Jahren dreimal 
um je 400 A und zuletzt fünfmal um je 340 A 
bis zum Höchſtbetrage von 6900 &. Neben den 
angegebenen Gehaltsſätzen wird Ortszuſchlag, Aus- 
gleichszuſchlag und Kinderbeihilfe, in der Hö e der 
für die Staatsbeamten gültigen Sätze, gewährt. 
Bewerbungen ſind bis zum 15. Januar an die 
Oberf. zu Weilmünſter zu richten. 

Die Anſtellung erfolgt überall zunächſt auf ein⸗ 
Ahrige Probedienſtzeit — Es wird bemerkt, daß nur 
Bewerber mit ferſtlicher Vorbildung Ausſicht auf 
Berücksichtigung haben. 


Perſonalnachrichten. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Sehne, ehemaliger reichsländiſcher Revierförſter, iſt die 
Revier förnernelle Frankenhain, Oberf. Meißner (Caſſel), 
am 1. April itbertragen. 

Hiitberner, Forſtſekretär in Regenthin, Oberf. Regenthin, 
wird am 1. Dezember nach Dammendorf, Oberf. 
Dammendorf (Frankfurt a. O), verletzt. 

Bodenflein, Förſter in Heidmuhlen, Oberf Segeberg, iſt am 
1. 1 nach Hahnheide, Oberf. Trittau (Schleswig), 
verſetz 

Herschel, Förſter in Sech. Banſin, Oberf. Pudagla, wird am 
1. Dezember nach Balbitzow, Oberf. Rothenfier (Stettin), 
verſetzt. 

Kluge, Hegemeiſter in Hahnenkoppel, Oberſ. Trittau, tft am 
1. November nach Elsdorf, Oberf.Rendsberg (Schleswig) 


verſetzt. ; 
Bateli, Förſter in Pritter, Oberf Misdroy, wird am 
1. Dezember nach Warnow, Oberf. Warnow (Stettin), 


verſetzt. 

Wetterling. Jörſter in Marienbrück, Oberf. Lübbeſee, wird 
am 1. Jauuar 1922 nach Jänſchwalde, Oberf. Jänſch⸗ 
walde (Frankfurt a. O.), verſetzt. 

Henlſchel, Hufsförſter aus dem Regierungsbezirk Marien⸗ 
werder, iſt am 1 November als überz. Foͤrſter m ber 
Oberf Kuhbruck (Breslau) angeſtellt. 

Hupe, Forſtgehilfe in Braſchen, Oberf. Braſchen, wird am 
1. Dezember nach Breitebruch, Oberf Karzig (Frauk⸗ 
ſurt a O.), verſetzt. 

Maars, Forſtgehilfe in Biſchofswald, Oberf. Biſchofswald, 
wird am 25. November nach Heteborn, Oberf. Heteborn 
[Magdeburg), verest. 

Zeëeg, Forſtgehilſe in Eiern, it am 15. November mit der 
i im Schreibbienſt m der Oberf. Neupfalz 
Toblenzzj) beauftragt. 

Mer. Forſtigehilfe in Laubach, iſt am 15 November mit 
der Hitfeletſtung im Schreibdienſt in der Oberf. Kaiſerseſch 
(Coblenz) beauftragt. 
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Müller, Forſtgehilfe in Limmritz, Oberf. Limmritz. mich am 
1. Fe nach Lagow, Oberf. Lagow (Frankfurt: 
a. O.), verſetzt. 

Tetri, Forſtgehiife in Neuenhofe. Oberf. Planken, wird am 
25. November nach Guͤſen, Oberf. Altenplathow (Magde⸗ 
burg), verſetzt. 

Schulz. Forſtgehilſe in Lauenburg, Oberf Lauenburg, ißt 
nach der Oberf. Groß⸗Born (Köslin) verſetzt. 

Sommer, Forſtgehilfe in Neuenhofe, Oberf. Planken, iſt am 
15. November nach Magdeburgerforth, Oberf. Magde 
burgerforih (Magdeburg,, verſetzt. 

Seyroth, Forſtlehrling, iſt am 3 November nach beſtandener 
Jägerprufung zum Forſtgehilfen ernannt und nach 
Klötze, bert Klötze (Magdeburg), verſetzt. 

Jung, Got lehrting, iſt am 9. November nach beſtandener 
Jägerprufuna, zum Forſtgehilſen ernannt und nach 
Biſchofswald, Oberf. Biſchofswald (Magdeburg). verſetzt 

Kaderſch, Forſtlehrling, iſt am 4 November nach beſtaudener 
Jagerprufung zum Forſtgehilfen ernannt und nach 
Neuenhofe, Oberf. Planken (Magdeburg), pelen 

Kniep, Forſtlehrling, iſt am 9 November nach beſtandener 
Jagerprufung zum Forſtgehilfen ernannt und nach 
Neuenhofe, Oberf. Planken (Magdeburg,), verſetzt. 
Im Regierungsbezirk Magdeburg ſind am 1. Oktober 

zu überzähligen Förſtern ernannt die Hilfsforner: 

Backe in Schweinitz, Oberf Schweinitz; Klein in Thale, 
Oberf. Thale; Stuckſtette in Letzlingen, Oberf. Letzlingen. 
Wendt in Klötze, Oberf. Klötze. 

Im Regierungsbezirk Wiesbaden find am 1. April 
zu überzähligen Hörner ernaunt die Hilfsförſter: 

Sort: in Battenberg, Oberf. Elbrighanſen; Göbel in Mander⸗ 
bach, Oberf. Dillenburg; Metzner in Bieber, Ober 
Strupbach. 

Im Regierungsbezirk Stettin ſind einberufen die 

Forſtgehilſen: 

Borck von Arneburg nach der Oberf. Ziegenort; Vütluer 
von Misdroy uach der Oberf. Misdroy; Preicher von 
Camminke nach der Oberf. Friedrichsthal; Schmidt von 
Stemwehr nach der Oberf. Kehrberg; Scholz von Karls⸗ 
ruhe nach der Oberf. Friedrichsthal. 


Aufruf! 

Der Aufenthaltsort des uns vom Herrn Landwirt⸗ 
ſchaftsmin ſter als forſtverſorgungsberechtater Anwärter 
überwieſenen Hilfsförſters Friedrich Biſchoff fong 
nicht ermittelt werden. Biſchoff iſt am 3. Juli 1887 
im Forſthaus Meicrei, Kreis Saarburg, E ſaß⸗Lothringen, 
geboren und Inhaber des Forſtverſorgungsſchemes 
vom 1. Oktober 1914, Nr. 55. Er war bis zu ſeiner 
Umnotierung bei der Regierung in Trier notiert. As 
letzter Aufenthalt iſt Clausthal eranttelt, wo er als 
Offizier⸗Stellvertreter bei der 1. Kompanie 2. Erſatz⸗ 
Jäger⸗Bataillons Nr 10 am 1. April 1916 Dienſt 
getan hat. Wir fordern Biſchoff hierdurch auf, ſich 
bis zum 15. Dezember d. J. bei uns ſchriftlich zu 
melden. Gleichzeitig bitten wir die nigen Perſonen, 
denen etwas über den Berhleib des Biſchoff bekannt 
iſt, uns zu Buch Nr. III F. p. 3235 Mitteilung zu 
machen. 

Lüneburg, den 9. November 1921. 

Regierung. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Ehriſt, Gemeindeförſter, it am 1. April von Hellimer 
(Lothringen) als Gemeindeforſter nach Bekond (Trier) 
verſetzt. 

Göbel, Staatsferſter, iſt am 1 November von Forſthaus 
Petersberg, Oberf. Schumeck (U.⸗Ciſ), als Gemeinde⸗ 
forſter nach Volkingen a. d. Saar verſetzt. 


Jubiläen, Gedenktage u. a. m. 
v. Bally, Stiftungsforſtrat a D., fruherer Beamter des 
furſtlichen und graͤflichen Hauſes Fugger, feierte am 
26. Oktober den 75. Geburstag. 


Vereinszeitung. 


Verband Preußiſcher Forftrentmeiiter. 
Sailen des Verbandes deutſcher Beamtenvereine. 
Mitteilungen des Vorſtandes. 

1. Auf unſere Eingabe, betr. das Beſoldungs⸗ 
zteuſtalter, it folgender vorläufiger Veſcheid 
nden: 


Miniſterium für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. 
Geſchafts⸗Nr. III 17858. 


Berlin WO den 16. Oktober 1921. 


Die Eingabe des Verbandes vom 17. Sep⸗ 
tember 1921, betr. Beſoldungsdienſtalter, habe 
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ich an den Herrn Finanzminiſter weitergeleitet. ebenſo groß, wie ſie als berechtigt anerkannt werden 
Ich habe mich den Ausführungen angeſchloſſen. mußten. Die Antundigung der bevoritehenden und 
N A . 


J. A.: gez. v. d. Busſche.“ 
Wir hoffen, daß es unſerer Zentralſtelle ge⸗ 
lingen wird, mit ihrer Stellungnahme durchzu⸗ 
dringen, wodurch ſich dann alle an mich gerichteten 
Zuſchriſten und Anfragen erledigen. Der end⸗ 
gültige Beſcheid wird an dieſer Stelle bekannt⸗ 
gegeben werden. Sollte er wider Erwarten unſerem 
Antrage nicht gerecht werden, ſo wird auf Grund 
des 83 Nr. 7 der Beſoldungsordnung den Einzelfällen 
näherzutreten ſein. Die etwaige Anrechnung 
von Dienſtjahren als Forſtkaſſenverwalter unterliegt 
zurzeit der Prüfung. 

2. Zur Dienſtaufwandsentſchädigung wird ſür 
1921 ein weiterer Zuſchuß von durchſchnittlich 
1400 A je Kaſſe gewährt werden, der aber wahr⸗ 
ſcheinlich bei der ſteigenden Teuerung die ent⸗ 
ſtehenden Ausgaben nicht deckt. Es wird bei den 
unbeſtändigen Verhältniſſen daran feſtzuhalten 
ſein, daß bis auf weiteres die Geſamtausgaben 
für Dienſtzwecke in Rechnung geſtellt und aus 
der Staats kaſſe bezahlt werden. 

Die Herren Bezirks⸗Vorſitzenden bitte ich, mir 
bis zum 1. 3. 22 Unterlagen einzuſenden, aus 
denen für jede Kaſſe die wahrſcheinliche Ausgabe 
für 1922, die erhaltene Dienſtaufwandsentſchadi⸗ 
gung und zie Zuſchüſſe erſichtlich ſind, damit unter 
Umſtänden noch weitere Mittel erwirkt werden. 
Die Zahl der wahrzunehmenden Termine mit 
Fuhrwerk und Eiſenbahn bitte ich getrennt an⸗ 
zugeben und auch die geſamte zurückzulegende 
Kilometerzahl je beſonders. Wo die Ausgaben 
für Dienſtzwecke ſchon jetzt die Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung und Zuſchüſſe in unerträglicher 
Weiſe überſchreiten, erſuche ich um Cinſendung 
ausreichender Unterlagen durch die. Hand der 
Herren Bezirks⸗Vorſitzenden, die ich bitte, bei 
Weitergabe an mich gleich zu der Eingabe Stellung 
zu nehmen. = 

3. In der Ausbildungs» und Prüfungsfrage 
hat ſich das Miniſterium endlich unſeren wieder⸗ 
holten Anträgen angeſchloſſen und plant eine 
Erweiterung und Verſchärfung in dem von uns 
vorgeſchlagenen Sinne. 

4. Nach dem Ergebnis unſerer Beſprechungen 
im Miniſterium und Beamtenbund dürfen wir 
begründete Hoffnung hegen, bei der Nachprüfung 
der Ausführungsbeſtimmungen zum Beamten⸗ 
dienſteinkommengeſetz vom 17. 12. 20 ebenfalls 
mit Aufrückungsſtellen bedacht zu werden, wie 
dies für andere Beamtenklaſſen vorgeſehen iſt. 
Unſer Beſtreben wird es ſein müſſen, daß wir 
auch in der Zahl dieſer Aufrückungsſtellen völlige 
Gleichſtellung erreichen. 

5. Sobald auf unſere Anregungen und Anträge 
in unſerer letzten Verbandstagung der ſchriftliche 
Beſcheid des Miniſteriums vorliegt, wird er an 
dieſer Stelle veröffentlicht werden. Bei der Be⸗ 
ſprechung, die der 2. Vorſitzende und ich am 
20. v. Mts. im Miniſterium mit dem zuſtändigen 
Herrn Referenten hatte, war insbeſondere über 
die Holzlieferung und Jagdbeteiligung eine Ent⸗ 
ſcheidung noch nicht gefallen. 

6. Schließlich möchte ich noch kurz auf die 
Tagung der Vertreter der Verwaltungsbeamten 
vom 21/22. v. Mts. eingehen. Sie ſtand ſehr im 
Zeichen der herrſchenden Not. Die Klagen, be⸗ 
ſonders der unterſten Beamtenſchichten, waren 


inzwiſchen auch durch die Tageszeitungen bekammt⸗ 
gewordenen umfaſſenderen Beſoldungsregelung 
durch einen anweſenden Landtagsabgeordneten 
zeigte, daß die Regierung bereits von ſich aus 
Maßnahmen in Ausſicht genommen hatte, um 
dieſer Not nach Möglichkeit zu ſteuern. Die Ver⸗ 
handlungen zwiſchen Vertretern der Regierung 
und Beamtenſchaft ſind wohl inzwiſchen beendet, 
ihr Ergebnis wird demnächſt als Vorlage den 
geſetzgebenden Körperſchaften zugehen. 

Im übrigen zeigten die Verhandlungen auf 
dem Vertretertage, daß die Führer des Deutſchen 
Beamtenbundes ausnahmslos auch ſolche, 
die in ihren politiſchen Anſchauungen den links 
ſtehenden Parteien zuneigen — die parteipolitiſche 
Neutralität als die einzig mögliche Richtſchnur 
für den Zuſammenſchluß der Beamtenſchaft be⸗ 
trachten, daß alſo alle Ausſtreuungen, die das 
Gegenteil behaupten, unzutreffend ſind. Ich bitte 
deshalb wiederholt, ſolchen Nachrichten keinen 
Glauben zu ſchenken. Man iſt vollſtändig darüber 
klar, daß das Verlaſſen dieſer Bahn der Anfang 
vom Ende des Bundes wäre. Ich habe in den 
Ausſchußſitzungen Gelegenheit gehabt, dieſen 
Standpunkt beſonders hervorzuheben, und fand 
allgemeine Zuſtimmung. 

Zum Schluß möchte ich noch anführen, daß 
unſer Antrag auf gleichmäßige Behandlung alter 
gleichartigen Beamtenklaſſen bei zukünftigen Be⸗ 
ſoldungsneuregelungen einſtimmig angenommen 
wurde. Es iſt zu hoffen, daß ein neues Beſoldungs⸗ 
geſetz dieſem Grundprinzip mehr gerecht wird, 
als es von dem letzten geſagt werden kann. 

Das Nähere über die Verhandlungen des 
Vertretertages wird die Zeitſchrift des Verbandes 
der Verwaltungsbeamten bringen. 

Schneidemühl, Anfang November 1921. 

Koppitz, Vorſitzender. 
2 
Verein 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 
Bezirksgruppe Allenſtein. 

Die Revierförſter Staender, Spiewek, Gleim 
wenden ſich in einer Flugſchrift, die bezeichnender⸗ 
weiſe vom Verein Preußiſcher Staatsförſter ver⸗ 
trieben wird, an die Mitglieder des Revierförſter⸗ 
vereins und verlangen unter Darſtellung völltg 
unzutreffender Behauptungen die Rückkehr der 
Revierförſterkollegen in den Verein Preußiſcher 
Staatsförſter. 

Dieſer Verein hat in ſyſtematiſchen, mit aller 
Energie durchgefuhrten Angriffen, die oft genug 
in gehäſſiger Form gehalten waren, ſeine ganze 
Kraft für die Beſeitigung der Stellung der 
Revierförſter eingeſetzt und beſonders in den 
Jahren 1918/20 eine fo maßloſe Agitation ent: 
wickelt, daß die Revlerförſterkollegen ſchon aus 
dem Gefühl der Selbſtachtung heraus gezwungen 
waren, aus einem Verein auszutreten, in dem 
ſie nur Angriffe und Anfeindungen erdulden 
mußten. Nur aus dieſem verletzten Gefühl 
heraus iſt der einmütige Entſchluß des Austritls 
und die Bildung eines eigenen Vereins zu er⸗ 
klären. Ge muß es bleiben. 

Die Bildung einer Arbeitsgemeinſchaft mit 
dem Verein Preußiſcher Staatsförſter wird ſich 
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Warum regt man ſich denn von gewiſſer Seite 


hat, daß er unſere Intereſſen aufrichtig fördern über die Arbeitsgemeinſchaft mit dem Oberförſter⸗ 


hilft und bei Verfolgung ſeiner 
Richtung nimmt. 

Die Ausführungen der Herren Staender und 
Genoſſen beſtehen aus haltloſen Schlagworten, 
die mit dem bisherigen Verhalten des Vereins 
Preußiſcher Staatsförſter in direktem Widerſpruch 
ſtehen und nur unternommen ſind, um unſern 
Zuſammenhalt zu lockern. Ein derartiges un⸗ 
lumeradſchaftliches Verhalten wird von uns ver⸗ 
urteilt und auf das ſchärfſte zurückgewieſen. 

Lukat. 


Ziele eine würdigere 


* 
VBezirtsgruppe Breslau. 

Die Bezirksgruppe erhebt einſtimmig ener⸗ 
giſchen Proteſt gegen die Staender⸗Spieweck⸗ 
Gleimſche Druckſache und erklärt ſich mit deren 
Inhalt abſolut nicht einverſtanden. Die 219 Revier⸗ 
förſter haben am 12. Dezember v. J. recht genau 
gewußt, warum ſie es für beſſer hielten, aus dem 
Förſterverein auszutreten und ihre Intereſſen 
im eigenen Verein zu wahren. Dieſe Vereins⸗ 
mitglieder ſtehen ſämtlich in einem Lebensalter, 
wo borausg:i.tt werden muß, daß Belehrungen, 
wie ſie die Druckſache enthält, zum mindeſten 
recht überflüſſig find. Zudem enthalt die Staender⸗ 
Spieweck⸗Gleimſche Schrift, geradezu geſagt, eine 
Menge Verdrehungen von Tatſachen, die den 
Schluß zulaſſen: ſie ſind von intereſſierter Seite 
verfaßt, um Verwirrung anzurichten. 

Herr Staender und Genoſſen ſcheinen die 
Vorgänge im Forſterverein vor Ausſcheiden der 
Revierförſter total vergeſſen zu haben. War man 
ſich dazumal im Staatsförſterverein nicht voll⸗ 
kommen einig in der radikalen Abſchaffung der 
Revierforſter⸗ end Daß heute die Förſter 
die Revierſörſter — dulden wollen, weil ſie wohl 
durch den Austritt der Revierförſter ihre zum 
mindeſten wenig geſchickte vereinspolitiſche Haltung 
zum Schaden ihres Vereins eingeſehen haben, 
ändert an der Sache nichts, es beweiſt nur, wie 
wandelbar die maßgebend ſein ſollenden Anſichten 
der Förſterkollegen ſein können. Haben ferner 
die drei Verfaſſer der Druckſache Teine Erinnerung 
mehr an die vielen unberechtigten und unſachlichen 
Anwürfe, denen die Revierförſter ſeinerzeit in 


Förſterverſammlungen, beſonders aber im 
„Deutſchen Förſter“, ausgeſetzt waren? Es war 


wirklich kein Vergnügen für einen Nevierförſter, 
der doch auch ſeinen Mitgliedsbeitrag bezahlte, 
ſich gewiſſermaßen als grundlos Angeklagter ohne 
Verteidiger in eine Förſterverſammlung zu wagen. 
Und dies alles ſollte plötzlich nach den Herren 
Staender⸗Spicweck⸗Gleim nicht wahr ſein? Wie 
ſollten die Revierſörſter aus dieſer Stimmung 
heraus eine Vertretung ihrer beſonderen Inter⸗ 
eſſen, die doch nun einmal unbeſtreitbar vorhanden 
ſind, im Förſterverein erhoffen? Da der Förſter⸗ 
verein unſer Verderb geworden wäre, blieb den 
Revierförſtern logiſcherweiſe kein anderer Weg 
als der eigene Verein. Die Schuld am Austritt 
liegt aber gewiß nicht bei den Revierförſtern. 
Daß die Revierförſter den Ausbau ihrer Stellung 
auf Koſten der Förſter betreiben und dieſe nach 
unten zu drücken ſuchen, iſt von Herrn Staender 
und Genoſſen erſt noch zu beweiſen. Desgleichen 
die haltloſe Behauptung, daß die Revierförſter 
vom Oberförſterverein Schutz gegenüber den 
Förſtern erbitten. 


—————ß— i — 5 —5s̃ ͤ ôw.:⁊ 


verein und der Preußiſchen Staatsförſterver⸗ 
einigung ſo unnützerweiſe auf? Wir ſind freie 
Männer und beſtreiten jeder außerhalb des Revier⸗ 
förſtervereins ſtehenden Perſon das Recht, uns 
Vorſchriſten und Belehrurgen geben zu wollen, 
was wir zur Wahrung unſerer Intereſſen zu tun 
oder zu laſſen für gut befinden. Mag doch der 
Förſterverein, wenn er den Nachweis gebracht 
hat, daß er unſere Intereſſen fördern helfen will, 
in parlamentariſcher Form an uns herantreten, 
dann wird ſich auch hier wohl ein Weg zur Arbeits⸗ 
gemeinſchaft finden laſſen. Solange er dies nicht 
tut und er die uns angetanen Anwürfe nicht 
zurücknimmt, gehen wir unſere Wege allein. 

Zum Schluß erklären wir, daß wir dem Vor- 
ſitzenden unſeres Vereins, Herrn Revierförßer 
Hennig, volles Vertrauen entgegenbringen. Wir 
lagen ihm an dieſer Stelle für ſeine Bemühungen 
unſeren beiten Dank. Alder. 

= 
Bezirksgruppe Merſeburg. 

Die Revierförſterkollegen des Bezirks ies: 
burg glauben die Vertretung ihrer Intereſſen o 
der Hand des Kollegen Hennig am beſten out, 
gehoben 

Gorden, den 10 November 19218 

Richter, Revierförſter 


— 


Nachrichten des Vereins für Privar- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechauſchluß; Amt Eberswalde Nr. 546. 
Seu der letzten Veröffentlichung ſind 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7474. Pohl, Herbert, Hilfsförſter, Schönfeld, Kreis Kreuzburg, 
Oberſchleſien. VI. 
7470 Herrmann, Bernhard, Förſter, Rohrbeck, Kreis Arus 
walde IX. 
7476. Nied, Konrad, Forſtwart, 
Kreis Rothenburg a. F. XII 
7477 


als 


mal, Poſt Rengshauisır, 


Breuer, Anıon, Förſter. Tnnamıtfabrit ber Lind, Gun 
Wahn bei Cöln, Kreis Mühlheim a Rhein. V 
7378. Kimmel, Auguſt. Forſtakademie⸗Sekretär, Hann.⸗Munden A 
7479 Früchel, Alfred, Förſter, Liebichau, Poſt Thomaswaldau, 
Kreis Bunzlau VIII 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 
Richter, Paul, Förſter, Fh Zuchline, Poſt Polgſen, Kreis Wohlan 
Hölſcher, Ludwig, Gutsförſter, Bantikow, Poſt Wuſterhauſen 

a d Doſſe, Oſtpriequitz 
Ackermann, Fritz, Forſter. Emden, Kreis Neuhaldensleben. 
Mohrs, Heinz, Forſtgehrlfe, Hanau a Main 
Saafe, Karl, Waldwärter, Lieberoſe, Kreis Lübben 
i Richard, Hilfsjager, Charlottenhof, Kreis Lande 

erg a W. 
Sosuowski, Walter. Städtiſcher Hilfsförſter, Oberförſterer Gout: 

Bezirk Potsdam. 

Liefegang, Otto, Förſter, Herten ı Weſtfalen 


* 


Vortrag in Liegnitz. 

Am 3. Dezember 1921, nachmittags ½2 Uhr., 
wird Herr Landſorſtmeiſter a. D. König in Liegnit 
im Hotel Rautenkranz ſprechen über: „Hebung 
der Forſtwirtſchaft als Teil des Wiederaufbaues 
der deutſchen Volkswirtſchaft“. Ich mache unſere 
Mitglieder auf den außerordentlich zeitgemäßen 
Vortrag aufmerkſam. Derſelbe behandelt „die 
Frage“ des Deutſchen Forſtmannes. Der Beſucl 
wird dringend empfohlen. 

Jagdſchloß b. Weißwaſſer, d. 11. November 1921 
Schwabe, Oberförſter. 


Nr. 47 Bd. 63 (1921) Deutſche Forſt⸗Zeitung 883 


Das Verſicherungsamt im Jahre 1920. ausgeſetzt iſt, immer ein Erfolg, und würde ſich 
Für das Jahr 1919 wurde von hier die Be⸗ derſelbe wohl noch beſſer zeigen, wenn der Leiter 
zeichnung gebraucht, daß es ein in jeder Beziehung! des Verſicherungsamtes die frühere Bewegungs⸗ 
„ſchwarzes Jahr“ geweſen ſei, und eine andere möglichkeit hätte. Die jetzigen Fortſchritte danken 


Bezeichnung kann für das Jahr 1920 ebenfalls wir der rührigen Tätigkeit unſeres Herrn Betriebe⸗ 
nicht gebraucht werden. Trotz alledem iſt die 


direktors Max Jitſchin, Breslau, Muſeumplatz 10, 
Arbeit, ungeachtet der unbeſchreiblichen Schwierig⸗ 


auf deſſen Schultern, bis zum Eintritt einer 
keiten, doch vorwärtsgegangen. Die nachfolgenden hoffentlich beſſeren Zeit, die ganze Arbeit ruht. 


Zahlen werden das am beſten zeigen. Es iſt mir eine Freude, ihm an dieſer Stelle 
J. Lebens verſicherung. meinen Dank auszuſprechen. 

46 (19) *) abgeſchl. Verſicherungen mit 325900 A Alle unſere Mitglieder aver, Waldbeſitzer wie 
2 (2) ſtornierte Verſicherungen mit. 35000 „ Beamte, werden dringend gebeten, im Intereſſe 
5 (0) überwieſene Verſicherungen mit 38000 „ aller, bei jeder Art von Verſicherung die Hilſe des 
7 (J) abgelehnte Verſicherungen mit 34600 „ Verſicherungsamtes anzurufen. Bedauerliche r 
14 (17) in der Schwebe befindliche weile haben einzelne Gruppen mit anderen Ver⸗ 

Verſicherungen mit .. . . 04000 „ ſicherungsgeſellſchaften paftiert. Wir können hierzu 
II. Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung. nur wiederholen, was wir ſchon immer gejagt 
Ende 1919 waren abgeſchloſſen: haben, daß wir gut und gern imſtande ſind, mit 
34 Unfallverſicherungen mit jeder Geſellſchaft in allen den Zweigen des Ver⸗ 
250 000 „ auf den Todesfall, ſicherungsweſens, welche wir vertreten, zu kon⸗ 
490 000 „ auf bleibende Invalidität, kurrieren, und deshalb müſſen wir wiederholt bitten, 
228 K auf tägliche Entſchädigung. den alten Fehler der Deutſchen, die Zerſplitterung, 
Ende 1920 ſind es auch nicht noch hier hereinzutragen. Nur ge 
49 Unfallverſicherungen mit ſchloſſenes und gemeinſames Arbeiten macht uns 
476 000, A auf den Todesfall, ſtark und widerſtandsfähig. 
866 500, — AM auf bleibende Invalidität, Das Verſicherungsamt 8 
327,50 auf tägliche Entichädigung. des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands 


105 Haftpflichtverſicherungen mit einer Ver⸗ Fiebig. 
ſicherungsſumme von: Abrechnung des Verſicherungsamtes ſür 1920 
14 990 000 % für Schadenereigniſſe, Einnahmen. 
5 010 000 % für Perſonenſchäden, 1. Zahlung von der Rheinland gemäß 
976 000 A für Sachſchäden. § 8 des Vertrages 400, — „ 


Ende 1920 ſind es: Proviſion von Rheinland für N. 


e 


120 Verſicherungen mit emer Verſicherungs⸗ UNDIN er Br ie 383,76 „ 
ſumme von 3. do. für Einbruch. . 30,63 „ 
17 240 000 % für Schadanereigniſſe, 4. Proviſion von der Concordia⸗ 
5 760 000 % für Perſonenſchäden, Lebens⸗Verſicherung . . . 684, — „ 
1126 000 % für Sachſchäden. 5. Viehverficherung . . 636, — 


III. Feuerverſicherung. 
Ende 1920 ſind abgeſchloſſen 158 Verſicherungen 
mit einem Geſamtwert von 3 038 069 A. 
IV. Einbruchdiebſtahlverſicherung. 
Es beſtehen Ende 1920 12 Verſicherungen mit 
einem Werte von 227 050 . 
V. Viehverſicherung. 
Ende 1919 waren durch 84 Mitglieder verſichert: 
84 Pferde im Werte von 189 290 A 


zuſammen 2134,42 „ 

Zu dieſer Summe kommen noch 

die Zinſen des bereits angelegten 

Kapitals, doch kann ich deren Höhe 

nicht angeben, da die Verbindung mit 

dem Bankhaus E. Heimann, Breslau, 
unterbrochen iſt. 

Ausgabe. 


— —— ——. — Q——ᷣßẽẽ ei 
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. 1. Beitra um Verſ.⸗ 
90 Rinder „ „ „ 91 810 „ Schutzverband für 1920 30,— M 
62 Schweine „ „ „ 20 550 „ 2. Rechnung bei Vetter, 
14 Ziegen n 75 D 2 220 nm Oſtrowo e 16,— d 
_2 Eu `, . 00 3. Rechnung bei Schubert, 
248 Stück zuſammen 303 970 . Poſen 25,30 „ 
Ende 1920 find dagegen durch 90 Mitglieder verſichert: 4. Rechnung bei 
69 Pferde im Werte von 295 490 A4 Soennecken . Stee" wi 
98 Rinder „ „ „184 130 „ 5. Anteilige Reiſekoſten . 150, — „ 
75 Schweine , „ „ 35 430 „ 6. Ein Farbband zur 
31 Ziegen H n n 3480 55 Schreibmaſchine d vr 24,-- 2 
3 Schafe „ RR: 900 „ 7. Sachliche Koſten f. 1920 400, — „ 
276 Stück zuſammen 525 430 A 8. Porto für 1920. 60,80 „ 
An Entſchädigungen wurden 1920 gezahlt: 9. Forſt⸗ Zeitung. 34,— „ 
d Rinder im Werte von 9 670 A zuſammen Ausgabe 748,10 8 748, 10 . 
1 Schwein „ „ „* 220 „ Mithin Gewinn für 1920 . . . 1386,32 


BS Ziege 2 e 700, welcher Betrag wieder wie in den Vor⸗ 

6 Stück zuſammen 10 590 A jahren in den Rücklagefonds fließt. 
Trotz aller Mühſeligkeiten und Schwierigkeiten, Dieſer Fonds betrug Ende 1919 . , 3250,76 .# 
denen das Verſicherungsamt in reichlichem Maße und würde alſo Ende 1920 betragen 4037,08 . 


*) Die eingeklammerten Ziffern geben die Zahlen Es iſt mir aber unmöglich, einen genauen 
“ür das Vorjahr an. Vermögensnachweis zu geben, da, wie ſchon oben 
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Nr. 47 Bd. 36 (1921) 


gefagt, die Verbindung mit der Bank unterbrochen 


ie Die Einzahlungen dort geſchehen von den 
ahlern durch Poſtſcheck, ſo daß ich über die Höhe 
der Zahlungen wohl informiert bin, aber nicht 
genau darüber, welche Speſen um. die Bank 
berechnet. Die Differenz kann ja nur ein geringes, 
aber ein Plus für die Kaſſe betragen. 

In dem Sparbuch Nr. 507 der 
hieſigen Raiffeiſenkaſſe waren ult. 1919 643,07 A 
durch Zinszuſchreibung hat ſich dieſer 


Beſtand vergrößert um ‚05 A 
jo daß dort ſteheeen 659,12 A 


ollerdings jetzt polniſcher Währung. Der Betrag 
ſelbſt iſt aber im obigen Nachweis enthalten. 
Forſthaus Krzyzati, den 23. Januar 1921. 
Verſicherungsamt 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
Fiebig. 
= 


Bezirksgruppe Schleswig - Hofitein, Hamburg. 
Lübeck und Lauenburg (IV). 

Am Sonnabend, dem 26. November, vor⸗ 
mittags 11½ Uhr, findet in Kiel im Hauſe der 
Landwirte (gegenuber dem Bahnhof), kleiner Saal, 
eine Bezirksgruppenverſammlung ſtatt. 


Tagesordnung: 


1. Bericht über die Mitgliederverſammlung in 
Kolberg. 

2. Bericht über den Abſchluß des Tarifvertrags 
und Wahl der Mitglieder des Schieds⸗ 
ausſchuſſes. 

3 Organiſationsfragen. 

4. Verſchiedenes. 

Im Anſchluß daran gemeinſames Eſſen im 
Bahnhofs⸗Hotel. Die Mitglieder werden gebeten, 
dem Unterzeichneten ihre Teilnahme bis ſpäteſtens 
zum 20 d. Mts. mitzuteilen. 

Notiz. Am Sonntag findet im großen Saal 
des Hauſes der Landwirte der Schleswig⸗ 
Holſteiniſche Guts⸗ und Forſtbeamtentag ſtatt. 
Die Beteiligung wird den Mitgliedern empfohlen. 


Friedrichsruh, den 10. November 1921. 


Der Bezirksgruppen -Vorſitzende: 
Titze, Oberförſter. 


S 

Bezirksgruppe Medlenburg- Schwerin — Strelitz (IIN. 
Herbſtverſammlung in Güſtrow am 28. No⸗ 

vember, „Bahnhofshotel“. Anfang 1 Uhr. 

Tagesordnung: 

1. Bericht über Hauptverſammlung in Kolberg. 

2. Beſprechung über notwendige Anderungen der 
Gehaltsmindeſtſätze. 

3. Einrichtung eines forſtlichen Lehrganges ſeitens 
der forſtlichen Abteilung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer zu Roſtock in Verbindung mit dem 
Mecklenburgiſchen Waldbeſitzerverband. 

4. Verſchiedenes. 

Der Vorſitzende: Nöhring, Oberförſter. 

S 


Ortsgruppe Friedland⸗He'ligenbeil⸗Pr.⸗Eylau. 


Winter⸗Verſammlung der Ortsgruppe am 
r., Reſtau⸗ 


26 November 1921 in Königsberg i. 
rant „Zum Kulmbacher“, Steindamm. 
ilmsdorf, den 7. November 1921. 

Wild, Oberförſter. 


Für die Redakuon: Ofonsmierat Bodo Grun dmaun, Neudamm. 


H 


J Stellenjuhenden Privatforitbenmten E 
und Wa 


beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. $ 
Alle Zuſchriften, denen auch gleich eine Gebühr P 
für Formulare, Porto uſw. in Höhe von; 
15 % beizufügen iſt, find an den Stellen⸗ 
nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 8 
Geſchäftsſtelle d 

des Vereins für Privatforſtbeamte Deutjchlands. P 
, 22 2 4 AAA? ; 5 u { u > 


Vë 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verautwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Einiender. 


Verein deutſcher Forſtbeamten. 
Der Verein, welcher es ſich zur Aufgabe geſtellt 
hat, den Angehörigen der grünen Farbe in Krank⸗ 
heits⸗ und Sterbefällen eine Beihilfe zu den Koſten 
zu gewähren, bringt dieſe Wohlfahrtseinrichtung 
in erwägende Erinnerung und ladet zum Eintritt 
ein. Mitteilungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins werden koſtenfrei zugesandt. 
Jedem Kollegen kann daher der Anſchluß an den 
Verein, welcher jeder Förſter⸗ und Parteipollitit 
fernſteht, nicht dringend genug empfohlen werden, 
da die Jahresbeiträge den Leiſtungen der Kaſſe 
gegenüber ſehr minimal bemeſſen ſind. Mitglied 
des Vereins kann jeder Angehörige des Forſtfaches 
jedes Dienſtverhältniſſes, ob Staats⸗, Kommunal⸗ 
oder Privatdienſtes, werden, der den Bildungs⸗ 
grad eines ſtaatlichen Förſters beſitzt. Anſchließend 
hieran bemerke ich, daß diejenigen Mitglieder 
des Vereins, welche mit der Beitragszahlung (für 
1920 = .12 „, für 1921 = 10 ) im Rückſtand 
find, dieſe recht bald, ſpäteſtens aber bis ultimo 
Dezember d. J., zu bewirken haben, wenn ihre 
Anſprüche an das Vereinsvermögen erhalten bleiben 
ſollen. Ausgenommen von dieſer letzten Maß⸗ 
nahme ſind die Mitglieder, welche im Sperr⸗ bzw. 
beſetzten Gebiet wohnen; ſie werden aber dringend 
erſucht, wenn irgend angängig, ihre Zahlungs⸗ 
verpflichtung dem Verein gegenüber nach Möglich⸗ 
keit zu erfüllen. Die Krankheitskoſten⸗ Liquidationen 
ſind nur im Laufe des Monats Januar jedes Jahres 
(nicht ſpäter) hier einzureichen. Eine frühere abe. 
ſendung, wie dieſes 0 oft geſchieht, iſt zwecklos, 
da die Berechnungen im erſten Drittel des Monats 
Februar vorgenommen werden, wenn alle Liquida⸗ 
tionen eingegangen ſind. Bei Einreichung dieſer 
Liquidationen weiſe ich auf die genaue Beachtung 
der Beſtimmungen des § 7 Abſ. I bis XVI der 
Satzungen ganz beſonders hin. 
Neuruppin, November 1921. 
Wittkowsky, Förſter a. D., Vorſitzender. 


Der Unterſtützungsfonds des „Waldheil“? 
bedarf dringend der Stärkung. Bitten zu ſammeln und das 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. Gro. 
| einzuſenden. Auch die kleinſte Gabe iſt herzlich willkommen. 


Deutſche Sorit- Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Forſtliche Nundſchau und Des Förſters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 
Amtliches Ergan des Brandversicherungs-Uereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil“, Vereins zur 
Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu nheudamm, des Forstwaisen vereins zu Berlin, des 
iehversicherungsvereins der Forstbeamten a. G. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 
Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatstörster vereinigung, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 
lands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1820), der UVeremigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 


Die Deuiſche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 10,50 Mk. bei allen Poſt 

anſtalten (eingetragen in die deutſche Poſtzeitungspreisliſte für 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag fur 

Deutſchland und das alte Oſterreich⸗Ungarn 13,50 Mk., im Weltpoftveren 16 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach 

dem Ausland erfolgt nach den amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern, auch altere, werden fur 

SO Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeit3emjtellungen oder Ausſperrungen hat der Bezieher 
keinen Anſpruch auf Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Ruckzahlung des Bezugspreiſes 


Der den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen mmmt die Schriftleutung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Ber 
trage, für die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchriften ubergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergutung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
Nr. 48. 36. Band. 


Neudamm, den 27. November 1921. 
Der Haushalt der preußiſchen Forſtverwaltung 
im Hauptausſchuß des Abgeordnetenhauſes 
am 2., 3., 5. und 6. September 1921. 


Aus den Ausführungen des Berichterſtatters Nebennutzung nachteilige Wirkungen für das Hold 
Abgeordneten Peters (Sd.) geht hervor, daß haben müſſe, und darin beſteht eine gewiſſe Über⸗ 


der Reinüberſchuß der Forſtverwaltung rund 
849,5 Millionen Mark betragt und um rund 
510 Millionen hinter dem Überſchuß des Vor- 
johres zurückbleibt. Die Nebennutzungen ſollen 
40 Millionen, alſo 21 Mülionen mehr ergeben 
als im Vorjahre. Die Einnahmen aus der 
Jagd ſind mit 5 Millionen eingeſetzt, Torf⸗ 
gräbereien mit 3 Millionen. 

Die Kulturkoſten ſind mit 20 Millionen ein⸗ 
geſtellt und bei den außerordentlichen Ausgaben 
erſcheinen 30 Millionen als außerordentlicher 
Zuſchuß. Zu dieſen 50 Millionen ſind aus dem 
Ankaufsfonds noch 10 Millionen hinzugenommen, 
ſo daß in dieſem Etatsjahr bereits 60 Millionen 
verausgabt ſind, wie der Oberlandforſtmeiſter 
bei der Beſprechung mitteilt. — Zum Ankauf von 
Forſtgrundſtücken find 1 050 000 „ vorgeſehen. 
Auskunft wird verlangt, ob die im Vorjahre rück⸗ 
ſtändig gebliebenen 50 000 ha Kulturflächen ſich 
vermindert haben. Vom Oberlandforſtmeiſter 
wird die Aufklärung gegeben, daß vielleicht noch 
12- bis 15 000 ha rückſtändige Kulturflächen vor⸗ 
handen jind. Forſtländereien ſind 3 Millionen 
Hektar vorhanden, und 609 854 ha Yind 1918 
durch den Friedensvertrag verlorengegangen. 

Bei der allgemeinen Beſprechung wird von 


einſtimmung mit der Auffaſſung, welche auch die 
bayeriſche Staatsforſtverwaltung heute vertritt. 
Im übrigen iſt auch der Weltmarktpreis für Harz 
ſo geſunken, daß ſchon deshalb die Harznutzung 
zurückgehen mußte. 

Der Berichterſtatter hat mit Bedauern feſt⸗ 
geſtellt, daß in den Privatforſten teilweiſe 
Raubbau getrieben werde. Es wird darauf 
entgegnet, daß die Geſetzgebung weniger auf den 
Einſchlag als auf den Wiederaufbau des Waldes 
eingeſtellt ſein müſſe. Von ſozialdemokratiſcher 
Seite wird das Heil für den Privatwald vor allen 
Dingen davon erwartet, daß man ſich nicht nur 
auf die Forderung der Wiederaufforſtung be⸗ 
ſchränke, ſondern auch Einrichtungen vorbereite, 
die es möglich machen, dem Privatbeſitzer unter 
Umſtänden den Wald abzunehmen und der Volks⸗ 
gemeinſchaft zuzuführen. Die Kommuniſten 
ſtehen natürlich auf dem Standpunkte, daß es, 
um eine großzügige Forſtwirtſchaft zu ermög⸗ 
lichen und der Verwüſtung des Waldes vorzu 
beugen, nötig ſei, alle Waldungen Preußens auf 
Grund des Artikels 155 der Reichsverfaſſung in 
Staatsbeſitz zu überführen. 

Von dem Berichterſtatter iſt die Frage ange⸗ 


ſchnitten worden, ob es nicht Aufgabe des Staates. 


der Forſtverwaltung gefordert, daß fie die Be⸗ ſei, ſelbſt die Holzverarbeitung zu über⸗ 


völkerung durch die Abgabe von Streu und 
Futter unterſtützen müſſe, aber es wird ſchließlich 
nicht verkannt, daß Waldweide und Streu⸗ 
nutzung doch nur von dem Geſichtspunkte geſtattet 
werden dürfen, daß beide als ein notwendiges Ubel 
betrachtet werden. Hinſichtlich der Harzunutzung 
wird dem Gedanken Ausdruck gegeben, daß dieſe 


nehmen, aber mit Recht wird darauf hingewieſen, 
daß, wenn die Übernahme der Sägewerke in 
den Staatsbetrieb ſich als eine zweckmäßige 


Maßregel darfteılen würde, die großen Privat⸗ 
beſitzer nicht geſüumt haben würden, ſich ſchon 
längſt Sägewerke anzuſchaffen. Im allaememen 
iſt keine Stimmung für eine derartige Maßregel 
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auszeichnen werde und beſſer der Privatinduſtrie forſtmeiſter der Anſicht, daß es bei der immer 


und Initiative übeclaſſen bleibe. Derſelben 
Standpunkt vertritt aber auch der Oberlaudforſt⸗ 
meiſter, welcher der Anſicht der Forſtverwaltung 
Ausdruck gibt, daß ſolche induſtriellen Betriebe 
dem privaten Unternehmungsgeiſt überlaſſen 
werden müſſen. 

Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Adolf 
Braun fordert die Staatsaufſicht über die 
Privatwaldungen und ſieht in dem kommenden 
Forſtkulturgeſetz den erſten Schritt zur Ver⸗ 
ſtaatlichung der großen „ weil 
ellein der Staatsbeſitz die rationelle Bemwi.t- 
ſchaftung garantiere. Man würde dadurch aber 
auch dem allgemeinen Rechtsempfinden des 
Volkes Rechnung tragen, welches darin gipfelt, 
daß der Wald allgemeiner Beſitz fei. Der Ab⸗ 
geordnete ſieht in einer derartigen Maßnahme 
auch ein Mittel, die Zohlungsfähigkeit des Landes 
zu ſteigern, die Kreditfähigkeit zu erhöhen und 
damit auch die Valuta zu beſſern. 

Den Kommuniſten geht der Abgeordnete 
Braun noch nicht weit genug, denn das Volk hat, 
wie der Abgeordnete Schulz-Neukölln ſagt, 
das Gefühl, daß ihm der Wald gehöre. 

Einen breiten Raum nehmen bei den Ver⸗ 
handlungen die perſönlichen Verhältniſſe 
der Forſtbetriebsbeamten ein. So bittet 
der Abgeordnete Held (D. V. P.) darum, mit 
allem Nachdruck darauf einzuwirken, daß die 
Oberförſter ein harmoniſches Verhältnis zu den 
ep. Hem herbeiführen, aber auch den Förſtern 
müſſe klar werden, daß ſie nicht an die Beſeitigung 
der Oberförſter denken dürfen. Er hebt hervor, 
daß auf dem letzten Delegiertentage der Sp. Her 
ein Vertreter unter lebhaftem Beifall geſagt hat: 
„Der Oberförſter pfeift auf dem letzten Loch“, 
was als durchaus ungehörig gekennzeichnet 
werden müſſe. 

Geraume Zeit beanſprucht die Erörterung 
der Jagdfrage, und der Abgeordnete Held 
begrüßt es, daß den Förſtern für das Fangen 
von Raubzeug ein Entgelt gewährt wird, aber 
er bedauert es, daß der Mirderfang verboten 
ſei — was, wie hier eingeſchaltet werden ſoll, 
nicht zutreffend iſt, denn die Regierungen ſind 
nur ermächtigt, die Erlegung der Baummarder 
zu unterſagen, ſoweit es ſich darum handelt, dieſe 
Mirderart vor Ausrottung zu ſchützen. Das iſt 
im Intereſſe des Naturſchutzes nur mit Freude 
zu begrüßen und wird auch von der Sozialdemo⸗ 
kratie gutgeheißen. — Von demokratiſcher Seite 
wird angeregt, die Frage zu prüfen, ob es ſich 
nicht empfehle, beſonders günſtig gelegene Re⸗ 
viere öffentlich zu verpachten, was natürlich nur 
ls Ausnahme zu geſchehen hätte. Von deutſch⸗ 
rationaler Seite wird betont, daß der Jagd⸗ 
betrieb nicht geſchäftlich ausgebeutet werden 
dürfe und den Beamten Entgegenkommen be⸗ 


wieſen werden müſſe. Darin herrſcht denn auch müſſe auch den Forſt 


betonten idealen Auffaſſung des Jagdbetriebes 
nicht als richtig angeſehen werden könne, wenn 
die Beamten für einen ſo ſchönen Dienſt, wie 
die Jagd ihn darſtellt, noch eine beſondere Dienft- 
aufwandsentſchädigung verlangen. Die kom⸗ 
plizierten Jagdnutzungsvorſchriften fordern auch, 
daß jetzt nicht ſchon wieder Anderungen daran 
vorgenommen werden. 

Beim Kapitel Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gung wird gefordert, daß die Pferdehaltungs⸗ 
gelder der Revierförſter und Förſter den 
tatſächlichen Verhältniſſen entſprechend feſtgeſetzt 
werden. Im übrigen ſoll die Aufwandsentſchädi⸗ 
gung den tatſächlichen Ausgaben entſprechend 
gewährt werden, und davon ſollten auch die An⸗ 
wärter nicht ausgeſchloſſen ſein. Der Abgeordnete 
Dr. Wendorff begegnet dem Einwande des 
Finanzminiſteriums, daß nur den planmäßig 
Angeſtellten Aufwandsentſchädigung gegeben 
werden könne, mit dem Vorſchlage, daß man den 
etatmäßigen Beamten 8 bis 10 %, abziehen ſolle, 
um damit den nichtplanmüßig Angeſtellten eine 
Aufwandsentſchädigung zu gewähren. Bei den 
Regierungsforſtbeamten iſt der Dienſtaufwand 
für 1921 von 284 000 A auf 623. & erhöht 
und Überein ſtimmung bericht auch darin, daß 
die Dienſtaufwandsentſchädigung ſowohl bei 
Oberförſtern als auch bei Förſtern eine aus⸗ 
reichende ſein müſſe. Auch ſei den Wünſchen der 
Revierförſter Rechnung zu tragen, daß die 
Diebſtaufwandsentſchädigung möglichſt gleich⸗ 
mäßig verteilt werde und die Pferdehaltungs 
gelder der Revierfbörſter und Förſter in der⸗ 
ſelben Höhe bemeſſen werden wie bei den Ober 
förſtern, denn mit 2200 „ könne heutzutage ein 
Pferd nicht gehalten werden. Der Oberland⸗ 
forſtmeiſter betont, daß Oberförſter und 
Förſter das erhalten ſollen, was ihnen zuſteht 
Die in der Aufſtellung des Staatsförſtervereins 
enthaltenden Anſätze erſcheinen durchweg ſehr 
hoch und auch anfechtbar, nachdem unentgeltlich 
H rm Brennholz, Jagdunloſtenerſatz und Dienſt⸗ 
bekleidungszuſchuß gewährt werden. Zu berück⸗ 
ſichtigen ſei auch, daß die Jagd eine Quelle der 
ſchönſten Freuden und Erholung ſei. Es ſei aber 
geradezu beſchämend, wenn die Beamten für jede 
kleine Aufwendung im Intereſſe der Jagd noch 
beſondere Bezahlung beanſpruchten. Auch die 
Forderung der Oberförſter für die Geſpann⸗ 
haltung könne nicht voll anerkannt werden. Im 
übrigen müſſe an dem Grundſatz feſtgehalten 
werden, daß nur die Inhaber planmäßiger 
Stellen Dien ſtaufwandsentſchädigung bekämen. 

Der Geheime Oberfinanzrat Leiter, Ver⸗ 
treter des Finanzminiſters, äußert ſich dahin, 
daß der Zweck der Dienſtaufwandsentſchädigung 
nicht darin beſtehen könne, in verſteckter Weiſe 
die Gehaltsbezüge „ Um ſo mehr 

eamten gegenüber hieran 
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feſtgehalten werden, weil ſie vielen andern Be⸗ 
amten gegenüber ſchon jetzt weſentliche Vorteile 
genießen, wie z. B. die Gewährung von Dienſt⸗ 
fand, von Holz zu günſtigen Bedingungen, Vor⸗ 
teile bei der Jagdausübung uſw. Es ſolle aber 
nachgeprüft werden, wie es auch die für 1922 in 
den Staatshaushaltsplan eingeſtellten erhöhten 
Mittel beweiſen, ob und in welchem Umfange 
allgemein eine Erhöhung der Aufwandsentſchädi⸗ 
gung am Platze ſei. Die Forderungen der 
Förſter ſcheinen, wie der Vertreter des Finanz⸗ 
miniſteriums annimmt, zum Teil etwas hoch⸗ 
gegriffen. Wenn z. B. für das Halten von Waffen 
eine Abnutzungsgebühr und ein Amortiſationsſatz 
für Anſchaffungskoſten von ungefähr 400. jährlich 
verlangt werde, ſo müſſe doch berückſichtigt 
werden, daß ſich mindeſtens 90% der Forſt⸗ 
beamten im Beſitz von Waffen befinden, die ſie 
für Preiſe beſchafft haben, die den Satz nicht 
überſchreiten, den ſie jetzt für Abnutzung und 
Amortiſation verlangen. Grundſätzlich ſollen 
nur die Beamten Dienſtaufwandsentſchädigung 
erhalten, deren amtliche Betätigung gewiſſe Aus⸗ 
gaben für den Dienſt erfordert. Deshalb erſcheint 
es nicht zuläſſig, daß den Förſtern ohne Revier 
und den Hilfsförſtern noch eine beſondere Auf⸗ 
wandsentſchädigung gegeben werde. Es bleibe 
keinem Beamten erſpart, gewiſſe Ausgaben, die 
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zur Deckung des eigenen Bedarfs dienen ſolle 
Der Förſter dürfe nicht aus der Verpachtung des 
überſchüſſigen Landes und dem Verkauf ſeiner 
Erträgniſſe einen unzuläſſigen Gewinn ziehen, 
und deshalb ſei die Verfügung vom 14. April 1921 
unbedingt aufrechtzuerhalten. Unterſtützt wird 
dieſe Auffaſſung von den Unabhängigen, nament⸗ 
lich weil den Beamten nicht die großen Gewinne 
gelaſſen werden dürfen, wie ſie durch den Verkauf 
von Gras erzielt werden. 

Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Otto 
Braun vertritt die Auffaſſung, daß den Beamten 
das Wirtſchaftsland nur zu dem Zwecke gewährt 
werde, um ihre wirtſchaftlichen Bedürfniſſe mit 
den Erträgen zu befriedigen. Der Standpunkt, 
daß in der Bewirtſchaftung des Landes dem 
Förſter keine Beſchränkung auferlegt werde, ſei 
abzulehnen. , 

Der Berichterſtatter vertritt die Auffaſſung, 
daß dem Nachwuchs der Förſter die beſte Aus⸗ 
bildungsmöglichkeit gegeben werden müſſe. 
Der Abgeordnete Held erklärt, daß das Ver⸗ 
langen des preußiſchen Staatsförſtervereins, daß 
die Schulbildung dem Wiſſen der Abgangs⸗ 
prüfung einer, Realſchule entſpreche, berechtigt 
ſei. Nun fehlen vielen Förſtern aber die Mittel, 
ihre Söhne auf eine höhere Schule zu ſchicken, 
weshalb erwogen werden müſſe, ob nicht eine 


im dienſtlichen Intereſſe gemacht werden, auf Forſtvorſchule einzurichten ſei, in der Förſterſöhne 


ſich zu nehmen, denn auch die Beamten in 
großen Städten, die zu ihrer Arbeitsſtelle fahren 
müſſen, erhalten die hierfür aufzuwendenden 
Summen, die unter Umſtänden recht erheblich 
find, nicht erſetzt. Wenn den Hilfsförſtern und 
Förſtern ohne Revier Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gung zugebilligt werden ſollte, ſo müßte kon⸗ 
ſequenter Weiſe jedem Beamten jede Ausgabe 
erſtattet werden, die er in Ausübung ſeines 
Dienſtes macht. Deshalb müſſen die Anträge, 
den Hilfsförſtern und Förſtern ohne Revier 
Dienſtaufwandsentſchädigung zuzubilligen, ab⸗ 
gelehnt werden. 


In der Dienſtlandfrage wird die Auf⸗ 
faſſung vertreten, daß die Förſter mindeſtens 
15 ha Land haben müſſen und, ſoweit die Wald⸗ 
weide in Frage kommt, größtmögliche Rückſicht 
auf die Verhältniſſe genommen werden ſolle. Am 
14. April 1921 iſt ein Miniſterialerlaß ergangen, 
welcher die alte Regelung, wonach die Wirtſchafts⸗ 
jandereien, Acker und Wieſen der Obecförſter 
auf 20, der Förſter auf 12 ha im Umfange höchſtens 
feſtgeſetzt ſind, aufrecht erhält, aber ausnahms⸗ 
weiſe ein Umfang von 25, 15 oder 10 ha zugelaſſen 
wird. Das bringt Härten mit ſich, weil eine Um⸗ 
ſtellung der Wirtſchaft mit Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden iſt. Wenn das Beſoldungsgeſetz der 
Regelung der Dienſtländereifrage entgegenſtehe, 
ſo ſoll der Ausgleich dadurch ſtattfinden, daß die 
Beamten Pacht bezahlen. Von ſozialdemokra⸗ 
tiſcher Seite wird die Anſicht vertreten, daß 
Das Dienſtland der Förſter und Oberförfter nur 


und Söhne von Woldarbeitern Aufnahme finden, 
um für die en vorbereitet zu werden. 
Das Schließen der vorhandenen Forſtſchulen halte 
er nicht für richtig, und ebenſowenig den Grund⸗ 
ſatz, die Lehrlinge nur bei den Oberförſtern in die 
Lehre zu geben. 

Der Abgeordnete Dr. Wendorff erkennt 
die Wünſche der Förſter in bezug auf ihre Aus⸗ 
bildung als notwendig und dringlich an; er 
äußert: a 

„Die Ausbildung könne nicht gut genug ſein, 
denn letzten Endes ſei die Zukunft des deutſchen 
Waldes in die Hände der Forſtbetriebsbeamten 
gelegt. Vielfach werde ſeitens der oberen Ver⸗ 
waltungsbeamten verſucht, die Förſter in ihrer 
Stellung innerhalb des Betriebes zu reinen 
Handlangern herabzudrücken und auch Aufgaben, 
die ſich heute in der Hand der Förſter befänden, 
allein in die Hände der Forſtverwaltungsbeamten 
zu überführen. Das dürfe nicht geſchehen. Das 
Maß der Vorbildung müſſe ſo hoch ſein, daß daran 
eine richtige Fachausbildung angelnüpft werden 
könne. Der Anregung, an einer Forſtſchule eine 
Forſtvorſchule als Alumnat einzurichten, ſtehe er 
recht zweifelhaft gegenüber. Einerſcits würden 
die Forſtſchulen gebraucht, und andererſeits ſei 
es nicht zweckmäßig, die in Frage kommenden 
Schüler auf eine beſtimmte Schule zu verweiſen. 
Wenn die Eltern nicht dazu in der Lage ſeien, ihre 
Kinder auf dieſe Schulen zu ſchicken, müßten ihnen 
Beihilfen gewährt werden Die Eingabe des 
Vereins Preußiſcher Staatsförſter beantrage er 
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dem Staatsminiſterium zur Berückſichtigung zu Gefahr hingewieſen werden, die daraus entſtehe, 


überweiſen.“ 


wenn auf Grund einer ſo ſtark geſteigerten fach⸗ 


Der deutſchnationale Abgeordnete Weiß⸗ techniſchen Vorbildung die Förſter es ſchließlich 


ermel ſieht in der Schließung der Forſtſchulen 
ein notwendiges Übel, um die Überfüllung der 
Laufbahn auszugleichen. Was die Ausbildung 
der Förſter anbetrifft, ſo könne die zweijährige 
Ausbildung auf der Forſtſchule und auch eine 
erhöhte Anforderung an die Vorbildung anerkannt 
werden, aber weniger daß die Oberſekundareife 
abſolut notwendig ſei, denn früher hat die Aus⸗ 
bildung der Förſter ausgereicht. Durch die Ein⸗ 
führung der Oberſekundareife werde zunächſt 
vielen Förſtern die Möglichkeit genommen, ihre 
Söhne die Laufbahn ergreifen zu laſſen. Soweit 
jedoch durch eine Anderung der Dienſtordnung 
der Forſtdienſt ſich ſchwieriger geſtaltet, müßte 


die beſſere Ausbildung als notwendig anerkannt 


werden. 

Der deutſchnationale Abgeordnete Dr. Kauf⸗ 
hold iſt der Meinung, daß die Sekundareife eines 
Gymnaſiums oder Realgymnaſiums unter keinen 
Umſtänden allein die Vorausſetzung zur Zulaſſung 
der Laufbahn ſein könne. 

Seitens des Oberlandforſtmeiſters iſt in 
der Sitzung vom 3. September der Auffaſſung 
Ausdruck gegeben worden, daß den Förſtern nach 
Wegfall der Ausbildung im Jägerkorps eine gute 
Schulbildung zuteil werden müſſe. Dieſe werde 
am zweckmäßigſten durch die Abgangsprüfung 
an einer neunſtufigen Mittelſchule, einer Real⸗ 
ſchule oder einer landwirtſchaftlichen Schule nach⸗ 
gewieſen, denn die Reife für Oberſekunda ſei 
ein Torſo eines für ganz andere Ziele auf⸗ 
gebauten Bildungsganges. Die Forſtverwaltung 
müſſe ſich gegen zweijährigen Forſtſchulbeſuch 
wenden, weil der einjährige Schulbeſuch voll⸗ 
kommen genügt, und das um jo mehr, wenn die 
Elementarfächer faſt ganz aus der Forſtſchule 
ſich ausſchalten laſſen würden. Wenn den be⸗ 
rechtigten Klagen über die ſchlechten An⸗ 
ſtellungsverhältniſſe abgeholfen werden 
ſollte, ſo war das nur durch die vorübergehende 
Sperrung der Förſterlaufbahn zu erreichen, die 
wahrſcheinlich fünf bis ſechs Jahre dauern werde. 

In der Sitzung des Hauptausſchuſſes vom 
5. September vertritt der Miniſter Warmbold 
in der Ausbildungsfrage die Anſicht des 
Oberlandforſtmeiſters, der dieſer dahin Ausdruck 
gibt, daß er die ideale Seite des jetzt in Förſter⸗ 
kreiſen ſehr ſtark hervortretenden Bildungsdranges 
zwar nicht verkenne, aber doch nicht verſchweigen 
dürfe, daß ihm auch eine ſehr ſtarke materielle 
Seite innewohne. Es genüge den Förſtern nicht, 
im die Beſoldungsklaſſe VI eiagereiht zu fein, und 
Re ſtrebten danach, in Klaſſe VII aufzurücken. 
Im übrigen könne nicht bezweifelt werden, daß 
die Förſter das Maß ihrer Vorbildung als Sprung⸗ 
brett benutzen wollten, um ihre Einreihung in die 
Salle der Oberſekretäre zu erreichen. Mit aller 
Offenheit und allem Nachdruck müſſe auf die 


ablehnen würden, die Funktionen wahrzunehmen, 
die ihnen jetzt obliegen, und dann verlangen 
würden, daß noch eine beſondere Beamtenklaſſe 
gebildet werde, die dann dieſe Funktionen. über- 
nehme. Jetzt ſchon iſt das Verwaltungskonto 
pro Hektar Waldfläche durch die Förſter mit 45 A. 
belaſtet, aber damit läßt ſich natürlich nicht aus⸗ 
kommen, wenn die Förſter in eine höhere Gehalts⸗ 
ſtufe einrücken. Gehen nun einmal die Holzpreiſc 
zurück, ſo liegt die Gefahr nahe, daß die Erträge 
des Waldes durch einen überflüſſigen und koſt⸗ 
ſpieligen Verwaltungsapparat fig gesch oder 
wenigſtens ganz unverhältnismäßig geſchmälert 
werden. 

Der Abgeordnete Held will die Revier⸗ 
förſterfrage dadurch löſen, daß die Förſter, die 
in Beſoldungsgruppe VII gelangt ſind, zu Revier⸗ 
förſtern ernannt werden, aber damit läßt ſich die 
von ihm aufgeſtellte Forderung, daß Revierförſter⸗ 
ſtellen nur nach ſachlichem Bedürfnis geſchaffen 
werden ſollen, leider nicht vereinbaren. Sehr be⸗ 
rechtigt erſcheint die von anderer Stelle erhobene 
Forderung, daßdie Zuſtändigkeit der Revierförſter 
auf eine andere Grundlage geſtellt werden müſſe. 
Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Otto Braun 
will das Oberförſterſyſtem erhalten wiſſen. Er 
erklärt ſehr offen, daß er dem Revierförſterſtande 
nicht beſonders ſympathiſch gegenüberſtehe, weil 
er ihn für überflüſſig hält und in ihm eine große 
Gefahr für das Oberförſterſyſtem ſieht. (1) 
Damit befindet er ſich mit dem ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Abgeordneten Wittich in Gegenſatz, der 
für eine Vermehrung der Revierförſterſtellen ein⸗ 
tritt. Mehr jedenfalls trifft den Kern der Dinge 
der deutſchnationale Abgeordnete und Ge⸗ 
meindeförſter Streeſe, der in Übereinſtimmung 
mit dem Oberland forſtmeiſter die Revier⸗ 
förſter als ein ſelbſtändiges Glied im Oberförſter⸗ 
ſyſtem anſieht und auf die Notwendigkeit hin⸗ 
weiſt, daß ſie dann auch ein anderes Gehalt 
und ein anderes Tätigkeitsgebiet zugewieſen 
bekommen müſſen. Jedenfalls hält der Ober⸗ 
land forſtmeiſter die e auch 
in Zukunft für notwendig, weil in ihrer Er⸗ 
mangelung eine Teilung großer Oberförſtereien 
und Einſtellung neuer Oberförſter notwendig 
werden würde. Der demokratiſche Abgeordnete 
Dr. Wendorff hält die Revierförſterſtellung für 
eine Ausnahmeſtellung, die durch eine Hebung 
der Bildung der Förſter immer mehr entbehrlich 
werde, und iſt aus dieſem Grunde ein Gegner 
der Einrichtung neuer Revierförſterſtellen in 
großem Umfange. Anderer Anſicht iſt der Ab⸗ 
geordnete Weißermel, der ſehr überraſcht iſt, 
daß die in Ausſicht geſtellte Vermehrung der 
Revierförſterſtellen in dem vorliegenden Haushalt 
vermißt werden müſſe. 


Für die Forſtanwärter wird eine beſſer⸗ 
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Beſoldung gefordert, deren Notwendigkeit von aber um große Schädigungen vom Walde ab⸗ 
keiner Seite angezweifelt wurde. Das Anwärter⸗ zuwenden, muß bei der Beſſerung der Futter⸗ 
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dienſtalter ſoll nach einer ſchriftlich überreichten 

Erklärung des Oberland forſtmeiſters für 

die am 31. März 1920 vorhanden geweſenen 

und ſpäter hinzugekommenen Staatsförſter⸗ 
anwärter mit Wirkung vom 1. April 1920 in 
folgender Weiſe feſtgeſetzt werden: 

1. für diejenigen, die durch den Krieg an der 
rechtzeitigen Ablegung der Jägerprüfung ver⸗ 
hindert worden ſind, 

a) wenn zweijährige Forſtlehre vorgeſchrieben 
war, 7 Jahre nach Eintritt in die Forſt⸗ 
lehre, 

b) SE dreijährige“) Forſtlehre vorgeſchrieben 
war, 8 Jahre nach Eintritt in die Forſtlehre, 

2 für alle übrigen: 

5 Jahre nach Beſtehen der Jägerprüfung. 

Tieſe wurde am Schluſſe der Lehrzeit abgelegt. 

Außerdem iſt für den Beginn des Anwärter⸗ 
dienſtalters das Beſtehen der Förſterprüfung Vor⸗ 
bedingung; jedoch wird allen denen, die durch den 
Krieg an der vorherigen Ablegung der Förſter⸗ 
prüfung verhindert worden ſind, geſtattet, dieſe 
Prüfung auch ſpäter abzulegen, ohne daß ſich der 
Beginn des Anwärterdienſtalters verzögert. 

Der Oberlandforſtmeiſter teilt ferner mit, 
die Staatsforſtverwaltung befürworte lebhaft, 
daß die Forſtſekretäre in Oberſekretärſtellen 
bei der Regierung aufrücken, aber hierbei 
ſtoße ſie zurzeit auf Schwierigkeiten. 

Der Abgeordnete Weißermel (Deutſchnat.) 
tritt dafür ein, daß alles aufgeboten werde, um 
dem Notſtand der Forſtbeamten aus den beſetzten 
Gebieten abzuhelfen. 

Der Abgeordnete Otto Braun will den Be⸗ 
amten das Recht, ſich zu irgendeiner politiſchen 
Überzeugung zu bekennen, nicht verkürzt ſehen. 

Zum Schluß bleibt noch zu erwähnen, daß 
der Miniſter Warmbold in dem reibungslosen 
Zuſammenarbeiten aller Beamten in der Staats⸗ 
forſtverwaltung die erſte Vorausſetzung für die 
ſachgemäße Bewirtſchaftung der Forſten ſieht, 
zu welcher eine ausreichende Vorbildung hinzu⸗ 
treten müſſe. Wie ſich der Miniſter dieſe Vor⸗ 
und Ausbildung denkt, iſt an anderer Stelle 
bereits erwähnt worden, aber eine Feſtlegung 
der Einzelheiten des Bildungsganges der Staats⸗ 
förſter iſt nach ſeiner Auffaſſung einſtweilen 
noch nicht zu empfehlen, weil heute noch nicht 
überſehen werden kann, welche Schultypen durch 
die Reichsgeſetzgebung endgültig feſtgelegt werden. 
Wie der Miniſter weiter ausführt, ſoll das in 
Vorbereitung befindliche Forſtkulturgeſetz er⸗ 
zieheriſch auf den Privatwald einwirken. Wald⸗ 
weide und Waldſtreu müſſen, der Not 
gehorchend, zur Verfügung geſtellt werden, 


*) Dreijährige Lehrzeit iſt für diejenigen An⸗ 
wärter vorgeſchrieben, die ihrem Lebensalter nach 
erſt nach drei Jahren militärdienſtfähig wurden, 
d. h. die bei der Einſtellung als 5 das 
16. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten. 
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verſorgung des Viehes wiederum für die Be⸗ 
ſeitigung geſorgt werden. 

Vom Oberlandforſtmeiſter wird noch ein 
Überblick über den Wildſtand gegeben. Nach 
ſeinen weiteren Mitteilungen unterliegen die 
Dienſtvorſchriften für die Revierförſter 
einer Nachprüfung. Die im Etat für 1921 vor⸗ 
geſehenen 100 Revierförſterſtellen könnten aus 
finanziellen Gründen richt geſchaffen werden, 
aber für 1922 ſei eine Vermehrung der Stellen 
in Ausſicht genommen. Selbſtverſtändlich va 
es, daß die Oberförſter ihre Untergebenen als 
ihre Mitarbeiter anſehen müſſen, und ebenſo 
erwünſcht, daß auf beiden Seiten das Taktgefühl 
ſo ausgeprägt iſt, daß die bedauerlichen Reibungen 
für die Zukunft vermieden werden. 

Seit 1. Oktober 1920 find von Wilderern 
getötet worden zwei Hegemeiſter und ein 
Forſtgehilfe, während ein Hilfsförſter ſchwer ver⸗ 
wundet wurde. Seitens der Forſtbeamten ſind 
fünf Wilddiebe getötet und einer leicht ver⸗ 
wundet worden. 

Die als vollbeſchäftigt anerkannten, aber nicht 
vollamtlichen Forſtkaſſenverwalter ſollen der 
Forderung des Abgeordneten Otto Braun 
entſprechend zu Renlmeiſtern gemacht werden. 
Es erſcheine ſelbſtverſtändlich nur recht und ie 
daß, wenn jemand jahrelang eine Forſtkaſſenſte 
verwalte, er auch auf die volle Beamtenſtellung 
und die aus ihr ſich ergebende Alters⸗ und Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung Anſpruch haben müſſe. 

Geh. Oberfinanzrat Leiter ſtellt eine andere 
Organiſation des Kaſſenweſens in Ausſicht. 

Die Umwandlung der Forſtakademien in 
Hochſchulen mit Wahlrektorat, ohne den Landtag 
gehört zu haben, erregt Mißfallen. Ebenſo tadelt 
der Sozialdemokrat Dr. Bendiner, daß auf 
den Forſtakademien die Profeſſoren vor dem 
Direktor hätten ſtrammſtehen müſſen.“) 

Der Sozialdemokrat Dr. Waentig iſt für 
die Rektoratsverfaſſung, deren Schwächen er 
nicht verkennt. Dem Wunſch der Forſtakademien, 
den Doktortitel verleihen zu können, ſteht er 
ſympathiſch gegenüber. 

Wie der Miniſter Warmbold mitteilt, ſind 
Verhandlungen mit dem Finanzminiſterium über 
die durch die Einführung der Rektoratsverfaſſung 
in den Etat bedingten Veränderungen im Gange. 
Die Ecöffnung einer Promotions möglichkeit iſt 
in Vorbereitung. 

Nach den Mitteilungen des Oberlandforſt⸗ 
meiſters find im Jahre 1920 neu gebaut: 1 Ober⸗ 
förſtergehöft, 9 Förſtergehöfte, 32 Forſtſchreiber⸗ 
aehöfte und 6 Gehöfte für überzählige Förſter. 
Wenn man die angekauften fertigen Gebäude 
hinzurechne, ſo ergäben ſich 5 Derföfergehöt, 
11 Förſtergehöfte, 71 Forſtſchreibergehöfte, 63 
höfte für überzählige Förſter und 5 Rentmeiſter⸗ 


) Ob das wohl zutrifft? (Die Schriftleitung). 
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gehöfte. Der ee ſei ja in erſter Linie einſchließlich der Mittel des Ankaufsfonds außerdem 
2 da, um die Gelder für den Ankauf von im ganzen geſchaffen: 118 Wohnungen für Wald- 
Odländereien zu geben; aber es ſei dringend er⸗ arbeiter, und zwar 81 Wohnungen aus dem Inſt⸗ 
forderlich, die Wohnungsverhältniſſe der Be⸗ häuſerfonds und 37 Wohnungen durch Ankauf. 
amten zu beſſern. Man habe im Jahre 1920 C. B. 
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Parteipolitik und Förſterſtand. 


befindet 
Deutſchen Förſterbundes und darunter 


In Nr. 10 der „Heſſiſchen Förſterzeitung“ 
ſich nachſtehende Einſendung des 
eine 


5 1 des heſſiſchen Forſtmeiſters Heyer, 


die i 


mich für verpflichtet halte, dem Leſer⸗ 


kreis, beſonders aber den Mitgliedern der 
„Preußiſchen Staatsförſtervereinigung“, deshalb 
in vollem Umfange zugänglich zu machen, da die 


„Preußiſche Staatsförſtervereinigung“ 


hierbei 


wieder einmal trotz ihrer von der Gegenſeite 
ſtändig betonten „völligen Einflußloſigkeit“ die 
führende Rolle ſpielen muß. Der Vorſtand 


des „Deutſchen Förſterbundes“ 


veröffentlicht 


folgendes. 


EZ) 


In Nr. 9, Seite 176 der „Heſſiſchen Förſter⸗ 
zeitung“ hat Herr Forſtmeiſter Heyer aus⸗ 
geführt, „daß die Art des Vorgehens des Deut⸗ 
then Förſterbundes von einem großen Teil 
der deutſchen Förſter bedauert würde und 
bereits zu Spaltungen innerhalb des kaum 
gegründeten Bundes geführt habe. Verdienſt⸗ 
volle Führer der preußiſchen Staatsförſter, wie 
zum Beiſpiel Hegemeiſter Velte, ſtänden „ver⸗ 
grämt abſeits“. 

Herr Forſtmeiſter Heyer befindet ſich ſehr 
im Irrtum, wenn er glaubt, Gegenſätze im 
Förſterbund konſtruieren zu können. Es haben 
ſich nicht nur keine Spaltungen im Förſter⸗ 
bund gebildet, ſondern es ſind die am Gründungs⸗ 


tage nicht vertretenen Staatsförſtervereine im“ 


Laufe des Jahres dem Förſterbund noch bei⸗ 
getreten, ſo daß nunmehr — mit Ausnahme 
des bayeriſchen und heſſiſchen — alle nach 
den Satzungen aufnahmefähigen Staatsförſter⸗ 


im Mai dieſes Jahres einſtimmig wiedergewählt 
morden iſt. 
Der Geſchäftsführende Bundesvorſtand: 
Pfalzgraf. Puſch. 
Zu obiger Kundmachung ſchreibt Forſt⸗ 


meiſter Heyer folgendes: 


Wenn der geſchäftsführende Vorſtand des 
Deutſchen Förſterbundes behauptet, ich wolle 
Gegenſätze im Deutſchen Förſterbund „kon⸗ 
ſtruieren“, ſo wird er damit bei allen, die die 
Verhältniſſe und die mich kennen, wenig Glück 
haben. Wenn ich das wollte, ſo wäre es mir auf 
der jüngſten Tagung des Deutſchen Reichsforſt⸗ 
wirtſchaftsrats in Kreuznach ein leichtes ge⸗ 
weſen. Dort wurde in der Plenarſitzung — 
am 10. September 1921 — bei Beratung des 
Punktes 11 der Tagesordnung: „Anträge des 
Deutſchen Förſterbundes uſw.“ von dem Re⸗ 
ferenten, Herrn Landforſtmeiſter König, ein 
Schreiben des Förſterbundes an die Geſchäfts⸗ 
führung des Reichsforſtwirtſchaftsrats von: 
16. Auguſt d. J. verleſen, worin unter andern 
der Verband Heſſiſcher Staatsförſter mit zahlen⸗ 
mäßiger Angabe feiner Mitglieder als dem 
Förſterbund zugehörig aufgeführt war. Aus der 
Zuſammenſtellung dieſer Zahlen waren dann 
Beweisſchlüſſe für die Stärke des Förſterbundes 
und die Vertretungsbefugnis im R. F. R. ge- 
zogen. Obwohl es mir natürlich und ſpeziell 
aus der kurz zuvor ſtattgehabten Sitzung unſerer 
Arbeitsgemeinſchaft bekannt war, daß der 
Verband Heſſiſcher Staatsförſter dem Deut⸗ 
ſchen Förſterbund nicht angehört, daß alſo der 


Bericht des letzteren vom 16. Auguſt d. J. 


falſche Angaben enthielt, unterließ ich eine Be⸗ 


vereine dem Förſterbund angeſchloſſen ſind. der Pre im Plenum. Ich hätte ſie auch in 
Wenn Herr Forſtmeiſter Heyer mit feinen| der Preſſe unterlaſſen, wenn ich dazu nicht 


Ausführungen etwa auf die Abſplitterung im 
Verein Preußiſcher Staatsförſter hat hin⸗ 
deuten wollen, ſo möchten wir zunächſt darauf 
hinweiſen, daß dieſe, Abſplitterung aus partei⸗ 
politiſchen Gründen erfolgt iſt und mit dem 
Förſterbund und deſſen Arbeit nicht das mindeſte 
zu tun hat. Im übrigen umfaßt dieſe Außen⸗ 
ſeitervereinigung noch nicht 1½ Prozent des 
preußiſchen Staatsförſterſtandes, was auch 
Herrn Forſtmeiſter Heyer hätte bekannt ſein 
dürfen. Wie bei dieſer Sachlage auch nur mit 
einiger Berechtigung von Spaltungen im 
Förſterbund geſprochen werden kann, erſcheint 
uns unverſtändlich. Ob die Behauptung des 
Herrn Heyer, Herr Velte ſtände vergrämt ab⸗ 
ſeits, ſich auf eine Mitteilung des Herrn Velte 
ſtützt, iſt uns nicht bekannt. Wir halten dies 
aber zunächſt für ausgeſchloſſen, zumal Herr 
Velte Ehrenmitglied des Vereins Preu⸗ 
ßiſcher Staatsförſter iſt. Es ſei beſonders noch 
darauf hingewieſen, daß die derzeitige Leitung 
des Vereins Preußiſcher Staats förſter erſt 


durch die heute mir zugekommene „Mitteilung“ 
des Deutſchen Förſterbundes veranlaßt 
worden wäre. . 

Das erwähnte Schreiben des Deutichen 
Förſterbundes vom 16. Auguſt enthielt nicht 
nur poſitive Angaben (Mitgliederliſten), ſondern 
auch negative, das heißt eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der dem Förſterbund nicht beigetretenen 
Verbände. Während auf der poſitiven Seite 
auch Kommunal Förſterverbände aufgeführt 
ſind, werden auf der negativen ſolche, die dem 
Förſterbund nicht angehören, einfach weg⸗ 
elaſſen. So zum Beiſpiel der Verband 
Heſſiſcher Kommunalforſtwarte. Auch dieſe 
mir als unrichtig bekannte Angabe ließ ich 
öffentlich ungerügt. — Ich beſchränkte mich 
auf eine private mündliche Mitteilung nach 
Schluß der Plenarverhandlung an den Herrn 
Referenten ſowie auch Herrn Hegemeiſter Velte 

Für mich entſcheidet nicht die Maſſe, ſondern 
der Geiſt, ber. einer Vereinigung inneſoohnt. 
Er iſt auch für dieſe, ihren Wert und ihren 
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Beſtand entſcheidend. Auf dieſen Grundſatz 
iſt unſere, die heſſiſchen Forfwermaltungs- und 
Betriebsbeamten umfaſſende Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft aufgebaut, aus dieſem Geiſt heraus ſchafft 
fie, blüht fie und leiſtet Erſprießliches. Für 
eine Auffaſſung, die verdiente, abſeits getretene 

und abſeits ſtehende Kollegen mit der Be⸗ 
zeichnung „Außenſeiter - Vereinigung“ abtut, 
fehlt uns das Verſtändnis. Wenn aber der 
geſchaftsfuhrende Vorſtand des Förſterbundes 
darauf hinweiſt, daß dieſe — von ihm ſelbſt 
zugegebene „Abſplitterung aus partei⸗ 
politiſchen Gründen erfolgt iſt“, ſo wirft ſich 
die Gegenfrage auf: Wer hat den Förſter⸗ 
bund in die Parteipolitik hineingezogen, und 
wer ſteuert ihn und ſeine Kongreſſe im partei⸗ 
politiſchen Fahrwaſſer? Die Preſſeberichte des 
„Deutſchen Förſterbundes“ und auch die Ver⸗ 
handlungen in Kreuznach ſelbſt geben die Ant⸗ 
wort darauf und ein Bild davon, wie — wir's 
nicht machen wollen! 

In Kreuznach wußte ich noch nichts von 
gewiſſen Fragebogen, die der Förſterbund 
an feine Mitglieder zur Außerung über Quali⸗ 
fikation uſw. der Vorgeſetzten verſandt hat. 
Wenn eine ſolche Geſchäftsbehandlung, über 
die ich hier kein Wort weiter verlieren 
will, keine „Gegenſätze“ dokumentiert und 
ſchaffen ſollte, ſo müßte der alte gute Geiſt 
unſeres ſchönen grünen Berufs völlig er⸗ 
ſtorben ſein. 

Die Antwort des Herrn Forſtmeiſters 
Heyer, den ich zu kennen nicht die Ehre 
habe, enthebt mich eigentlich jeglicher Richtig⸗ 
ſtellung der aus der Feder des Vorſitzenden 
des Preußiſchen Staatsförſtervereins gefloſſenen 
Unrichtigkeiten, ſoweit ſie unſere Vereinigung 
betreffen. Da aber die Außerung von der 
„parteipolitiſchen“ Abſplitterung ſich ſtetig 
wiederholt, ſo müſſen wir endlich doch einmal 
die Frage zur Erörterung ſtellen: 


Was verſteht man im anderen Lager unter 
Parteipolitik in dieſem Falle? Etwa, daß 
wir die ſogenannte „Revolution“ im Förſter⸗ 
verein im Jahre 1920 nicht mitgemacht haben? 
Oder weil wir vorgezogen, den traditionellen 
Weg der grünen Farbe weiter zu gehen, an⸗ 
ſtatt die Richtung der einſtigen Abgeordneten 
Hoefler und Gebhardt, die im Parlament die 
neuen Leiter als zu ihnen (dem. ſoz.) gehörig 
m Anfpruch nahmen, einzuſchlagen? In 
unſeren Richtlinien iſt zwar der Satz „vom 
vaterländiſchen Boden“ enthalten, wir ver⸗ 
mögen aber nicht zu glauben, daß der gemein⸗ 
ſame vaterländiſche Boden das beſondere 
Attribut nur einer Partei iſt. Steht an der 
Spitze unſerer Vereinigung ein deutſch⸗nationaler 
Landtagskandidat, ſo drüben im Staatsförſter⸗ 
verein im engeren Vorſtande doch ein Kandidat 
der Mehrheitsſozialiſten. Wenn uns das an⸗ 
ſcheinend parteipolitiſch ausgemünzt wird, wes⸗ 
halb nicht mit gleichem Recht drüben? Aber 
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ort herrſcht bekanntlich die ſtrikteſte „politiſche 
Neutralität“. e 

Nein, die „Abſplitterung“ iſt nicht, wie 
Herr Pfalzgraf behauptet, aus parteipolitiſchen 
Gründen erfolgt, ſondern wir wollten nicht an 
gewiſſe politiſche Parteien verſchachert werden. 
Maßgebend für unſeren Austritt und die Neu⸗ 
gründung der Staatsforſtervereinigung war aber 
die ſeit 1920 in Szene geſetzte ſchroffe öffent⸗ 
liche Kampfanſage gegen unſere Vorgeſetzten und 
die Erkenntnis, daß die einſeitig zugeſpitzte 
Gewerkſchaftsbewegung dem Staatsförſterſtande 
wie auch dem ganzen Beamtenſtande nicht 
zum Heile gereichen kann. Es iſt für uns ein 
Nonſens, daß der Beamte, der ſelbſt den 
Staat in Perſon darſtellt, in Maſſen zuſammen⸗ 
geballt, als Gegner auf dieſen Staat los⸗ 
gelaſſen wird. 

Schließlich aber galt und gilt unſerem Streben 
die Zuſammenfaſſung aller preußiſchen ſtaat⸗ 
lichen Forſtbeamten in eine verſöhnende und 
fruchttragende Arbeitsgemeinſchaft. Das ſind 
Ziele, die ſich im Rahmen einer ausſchließlichen 
Kampforganiſation, wie ſie zurzeit der preußiſche 
Staatsförſterverein darſtellt, nicht verfolgen 
laſſen. Ganz recht ſagt Herr Forſtmeiſter 
Heyer: „Für mich entſcheidet nicht die Maſſe, 
ſondern der Geiſt, der einer Vereinigung 
innewohnt“. Und wenn wir auch zurzeit noch 
nicht die Maſſe darſtellen, ſo gehen doch die 
von uns aufgeſteckten Ziele weit über unſern 
Vereinsrahmen hinaus. Mehr wie 50 „ aller 
Vereinskorreſpondenz wird mit Nichtmitgliedern 
geführt, die ſich innerlich mit uns eins fühlen 
und die nur zurzeit noch der Terror und 
geſellſchaftliche Boykott abhält, ſich offen zu 
unſeren Richtlinien zu bekennen. In Kreuznach 
ſowohl wie auch in der Zuſchrift an die 
Heſſiſche Förſter⸗Zeitung wird aber wieder mit 
Mitgliederziffern unſerer Vereinigung operiert, 
die ganz erheblich zu unſeren Ungunſten ge⸗ 
modelt worden ſind. Wir wollen auch ferner 
die Herren drüben im weiteren Rätſelraten 
nicht ſtören; vielleicht geben die Austritte aus 
dem Gewerkſchaftslager dort den noͤtigen Anhalt. 
Was der in der Zuſchrift des Forſtmeiſters 
Heyer angedeutete Fragebogen betrifft, ſo werden 
wir zu dieſem fundamentalen Meiſterſtück der 
Beſpitzelung unſerer Vorgeſetzen in den nächſten 
Nummern eingehend Stellung nehmen. 

Die heſſiſchen Förſter ſtehen, wie auch die 
bayeriſchen, bekanntlich außerhalb des Förſter⸗ 
bundes und bilden mit den dortigen Ber: 
waltungsforſtbeamten eine Arbeitsgemeinſchaft. 
Möchte es den heſſiſchen Kollegen recht bald 
gelingen, nachdem aus dem Forſtwart der Förſter 
geworden, auch den erſtrebten mittleren Beamten⸗ 
charakter zu erringen. 

Hegemeiſter eum ann⸗Bärenberg. 
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Die grüne Woche (18. Mitgliederverſammlung) des Deutſchen 


Forſtvereins zu Kreuznach in der Zeit vom 6. bis 15. September 1921. 


Von Forſtrat Eulefeld, Lauterbach (Heſſen). 
(Fortſetzung.) 


Der Reichsforſtwirtſchaftsrat 5). 
Holzhandelsausſchuß. 

Miniſterialrat Dr. Kahl, Berlin, hat im Auf⸗ 
trage des Miniſteriums für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft eine Denkſchrift über die Ver— 
einheitlichung der Holztaxklaſſen im 
Deutſchen Reich unter dem Titel „Einführung 
gleicher Sortimente und Meſſungsverfahren für 
Rohholz in Deutſchland“ ausgearbeitet: dieſer an⸗ 
gefügt iſt der Entwurf einer einheitlichen Holz⸗ 
kaxe für Nutz⸗ und Brennholz. Berichterſtatter für 
die Beſprechung im Holzhandelsausſchuß waren 
Oberforſtmeiſter Profeſſor Schilling-Hann.⸗Münden, 
Miniſterialrat Mantel⸗ München und Geh. 
Oberforſtrat Schubert⸗ Meiningen. Bei der Er⸗ 
örterung dieſer für den geſamten Holzhandel ſo 
wichtigen Frage wurde feſtgeſtellt, daß die drei 
Arten der Klaſſifizierung der Laub⸗ und Nutz⸗ 
hölzer — nach Feſtgehalt, nach Mittendurchmeſſer 
und nach der Heilbronner Sortierung — Länge 
und Zopfdurchmeſſer — ihre Vorzüge, aber auch 
Nachteile haben. Dennoch war der Ausſchuß ein⸗ 
ſtimmig der Anſicht, daß die Vereinheitlichung mit 
allen Mitteln zu erſtreben ſei. Zur weiteren Be⸗ 
handlung wurde eine Kommiſſion gewählt, be⸗ 
tehend aus den genannten drei Berichterſtattern, 
Miniſterialrat Di. Kahl, Landforſtmeiſter Gernlein, 
als Vertreter der Waldbeſitzerverbande "Sort, 
amtmann Zircher und endlich Kammerpräſident 
von Schwarzkopf. Die Vorſchläge dieſer Siebener⸗ 
Kommiſſion, die das Recht der Zuwahl beſitzt, 
ſollen dem Hoelzhandelsausſchuß zur Beſchluß⸗ 
faſſung vorgelegt werden. 

Forſtamtmann Zircher berichtete ſodann über 
die Erfahrungen, die er als Milglied des Außen⸗ 
handels-Ausſchuſſes für Rohholz und (Gr: 
zeugniſſe der Säge⸗Induſtrie geſammelt hat, 
und beantragte die Aufhebung der Zwangswirtſchaft 
auch auf dem Gebiete der Holzausfuhr. Nach an⸗ 
ſchließender Beratung wurde folgender Beſchluß 
gefaßt, der dem Reichsernährungsminiſtenum 
übermittelt werden ſoll: 

„Der Holzhandelsausſchuß des Reichsforſt⸗ 
wirtſchaftsrats ſteht auf dem Standpunkt, daß 
der Zeitpunkt gekommen iſt, um die Außen⸗ 
handels⸗Kontrolle für Rohholz und Erzeugniſſe 
der Säge⸗Induſtrie aufzuheben. Solange die 
Außenhandelsſtelle beſtehen bleiben muß, bringt 
der Holzhandelsausſchuß erneut zum Ausdruck, 
daß die der Forſtwirtſchaft zugebilligte Ver⸗ 
treterzahl durchaus unzureichend und die 
Forſtwirtſchaft deshalb nicht in der Lage iſt, ihre 
Intereſſen gebührend zu vertreten.“ 

Über den autonomen (ſelbſtändigen) Holz⸗ 
zolltarif berichtete Geh. Hofrat Profeſſor Dr. 
Endres, München. Die Vertragszölle ſind ab 
J. Juli d. J. aufgehoben, und dafür find für alle 
Waren ſelbſtändige Zollſätze errichtet worden, 

*) Da dem Berichterſtatter nicht möglich geweſen 
iſt, den Tagungen des Reichsforſtwirtſchaftsrates beizu⸗ 
wohnen, hat er ſich mit ſeinem Referat an die 
e des „Deutſchen Forſtwirtes“ an⸗ 
gelehnt. 


zu denen ein Goldaufgeld tritt, das gegenwärtig 
900 °, beträgt. Die Zollſate jur die nachſtehenden 
Sortimente ſtellen ſich zurzeit folgendermaßen: 


für 1 fm Rohholz (har 18 S 
für I fm Rohholz (geb) `... 12 AS 
fur J cbm Schnittholz (hart). 100 A 
fur J ebm Schnittholz (weich) 75 M 


Die Reichsregierung iſt durch das Geſetz vom 
21. Juni 1921 ermächtigt, in beſonderen Fällen 
die Zölle vorübergehend herabzuſetzen oder ganz 
aufzuheben. Zurzeit liegt dazu kein Grund vor. 
Die anweſenden Vertreter des Reichsernährungs⸗ 
miniſteriums ſagten zu, etwaige Zollverſchiebungen 
dem Reichsforſtwirtſchaftsrat ſofort bekanntzugeben. 

Geh. Hofrat Dr. Endres teilte mit, daß er nun⸗ 
mehr der ſtändigen Eiſenbahntariftkommiſſion an- 
gehöre. Sein Stellvertreter tft Landforſtmeiſtor 
Gernlein. Ferner berichtete er, daß das Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium den Entwurf einer „Ver⸗ 
ordnung über Einrichtung und Betrieb von An⸗ 
lagen, in denen durch mechanische Kraft ange⸗ 
triebene Maſchinen zum Sägen, Hobeln, Fräſen 
und Trockenſchleifen von Holz benutzt werden“, 
ausgearbeitet habe. Dieſe Verordnung bezwecke 
die Unfallverhütung in den holzgewerblichen Be- 
trieben. Sie ſieht auch ein Verbot der Aklordarbeit 
an Maſchinen vor; das bezieht He lediglich auf die 
Großbetriebe, nicht aber die Mittelbetriebe und 
das Handwerk. Die Noriddeutſche Holzberufs⸗ 
genoſſenſchaft habe ſich mit größter Schärfe gegen 
dieſen Entwurf gewandt. 

Die Vertreter des Eichenholzhandels hätten 
gegen die Anordnung Stellung genommen, nach 
der das Kaſtengerippe der Eiſenbahn-Perſonen⸗ 
wagen künftig nicht mehr aus Holz, ſondern aus 
Eiſen hergeſtellt werden fell, Die Eichenhelz- 
händler befürchten dadurch Verluſte in ihrem 
Geſchäft. Nach Ausführungen von Hofrat Endres 
ſei aber nachgewieſen, daß zu dieſem Zwecke in 
Deutſchland nur 36000 Im Eichenholz verarbeitet 
worden ſind, während ſich der inländiſche Eichen- 
holzverbrauch auf jährlich 1700 000 fm beziffert. 
Die bereits vorhandene Eichenholznot würde noch 
größer, und Eiſenbahnwagen, deren Gerippe aus 
Eiſen beſteht, ſeien widerſtandsfähiger, leichter und 
billiger. Die Gegenbewegung ſei deswegen un⸗ 
begrundet. 


Die Holzlieferungen an die Entente ruhen 
zurzeit, weitere Holzlieferungen ſeien mit der 
Begründung verbeten worden, daß der Abſchluß 
des geplanten generellen Abkommens über deutſche 
Sachlie ferungen abzuwarten ſei. 

Die Vollverſammlung des Reichsforſt⸗ 
wirtſchaftsrates tagte am 9. und 10. September. 
Nach Erledigung geſchäftlicher Mitteilungen ſowie 
von Neuwahlen berichteten die Vorſitzenden der 
einzelnen Ausſchüſſe über die Arbeiten dieſer Aus⸗ 
ſchüſſe im abgelaufenen Geſchäftsjahre. Die 
Vereinszeitung „Der Deutſche Forſtwirt“ hat 
darüber das Nähere mitgeteilt. Landforſtmeiſter 
Roſe berichtete über die Tätigkeit des Beamten⸗ 
ausſchuſſes und brachte nachſtehenden Beſchluß des. 
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Ständigen Ausſchuſſes zur Kenntnis, der auch die 
Zuſtimmung der Verſammlung fand: 

„An den zuſtändigen Ausſchuß des Reichs⸗ 
wirtſchaftsrates iſt das Erſuchen zu richten, daß 
bei Beratung des Befähigungsnachweiſes für 
die Forſtwirtſchaft der Reichsforſtwirtſchaftsrat 
oder von dieſem benannte Sachverſtändige 
gehört werden.“ 

Kammerherr von der Wenſe erſtattete Bericht 
über die Beratungen und Entſchließungen des Fidei⸗ 
kommißausſchuſſes. Nach Schilderung der be⸗ 
kannten Vorzüge des gebundenen Beſitzes gegen- 
über dem freien Beſitz ſand folgender Antrag des 
Fideikommißausſchuſſes die Zuſtimmung der Voll⸗ 
verſammlung: 

„Der Reichsforſtwirtſchaftsrat legt auf das 
ſchärfſte Verwahrung ein gegen den im 
Preußiſchen Landtag von der Demokratiſchen 
Partei eingebrachten Antrag auf ſofortige Auf⸗ 
hebung der Fideikommiſſe und Abfindung der 
Agnaten durch Landzuweiſung, bittet vielmehr, 
es bei den bisher erlaſſenen Beſtimmungen, 
insbeſondere der Zwangsauflöſungsverordnung 
vom 19. November 1920, zu belaſſen.“ 

Folgender Antrag von der Wenſe⸗Graf 
Sort wurde außerdem dem Ständigen Ausſchuß 
Aberwieſen: 
um einer unwirtſchaftlichen Waldbehandlung, 

insbeſondere durch Überhieb, vorzubeugen und 

eine geſteigerte Holzerzeugung anzubahnen, muß 
„der Waldbeſitz vor allem vor Zerſplitterung be⸗ 
wahrt werden, und zwar zunächſt dadurch, daß 
das landesrechtliche preußiſche Inſtitut der Wald⸗ 
gäter nicht nur auf die in freiwilliger Auflöſung 
befindlichen preußiſchen Fideikommiſſe, ſondern 
auf den geſamten preußiſchen Privatwald aus⸗ 
gedehnt wird. Es iſt von Reichs wegen darauf 
hinzuwirken, daß ein analoges Rechtsinſtitut 
auch für den geſamten Privatwald der übrigen 

Länder geſchaffen werde.“ f 

Forſtmeiſter v. Arnswaldt legte ausführlich 
feine bereits von der Hauptverſammlung des 
Reichsverbandes deutſcher Waldbeſitzerverbände 
angenommenen Leitſätze für die Ausge⸗ 
taltung einer ſelbſtändigen forſtlichen 
Berufsvertretung (ſiehe Nr. 47 Seite 871) dar, 
die nach längerer Ausſprache mit überwiegender 
Mehrheit zum Beſchluß erhoben wurden. 

Forſtrat Hertz berichtete über den Antrag 
Siering und Genoſſen, betreffend Entwurf eines 
vreußiſchen Geſetzes über Kahlſchläge in Privat⸗ 
waldungen (vgl. „Deutſche Forſt-Zeitung“ Nr. 3 
S. 39). Auf Vorſchlag des Kammerherrn v. d. 
Wenſe wurde dazu folgender Antrag einſtimmig 
angenommen: 

„Der Reichsforſtwirtſchaftsrat begrüßt die 
in dem Antrag Siering liegende Abſicht der Ver⸗ 
hinderung von Waldverwüſtungen. In feiner 
gegenwärtigen Faſſung erſcheint der Antrag 


jedoch weder durchführbar noch anderſeits 
ausreichend. 
Neben der Unterbindung von Wald⸗ 


verwüſtungen fordert der Reichsforſtwirtſchafts⸗ 
rat die Einführung der Wiederaufforſtungs⸗ 
gebats für alte und neue Kallflächen. 
Für die Entſcheidung über Waldverwüſtungs⸗ 
und Aufforſtungsfragen find unter fachmänniſcher 
Lenuung Aufſichtsbehorden zu bilden, die ihre 
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Anordnungen mittels Zwangs⸗ 
befugniſſe durchſetzen.“ 

über den Inhalt einer ihm übertragenen 
Denkſchrift über die Bedeutung der Forſt⸗ 
wirtſchaft berichtete Forſtmeiſter Ortegel. Der 
Stoff ſoll nach folgenden Punkten gegliedert 
werden: 

1. Aufgaben (Erzeugung von Waldgütern, 
fahrtswirkungen). 

2. Peroduktionsbedingungen. 

3. Hebung der Forſtwirtſchaft in techniſcher und 
forſtpolitiſcher Beziehung. 

4. Träger der Entwickelung. 

Geh. Reg.⸗Rat Profeſſor Dr. Schwappach 
ſprach über die Freigabe der Ausfuhr von 
Forſtſäme reien. Bemerkenswert war ſein Antrag, 
auch die Einfuhr freizugeben, wogegen ſich mehrere 
Stimmen ausſprachen. Geh. Reg.⸗Rat Dr. 
Schwappach betonte dementgegen, daß der Schwer⸗ 
punkt ſeiner Außerungen in der Aus fuhrfrage ge⸗ 
legen habe. Der ſtellvertretende Vorſitzende, Ober⸗ 
forſtmeiſter Kranold, ließ ſodann über folgende 
Fragen abſtimmen: ’ 

1. Die Ausfuhr von Sämereien und Pflanzen 
ſoll freigegeben werden. (Einſtimmig an⸗ 
genommen.) 

. Einfuhr von Samen einheimiſcher Holzarten 
ſoll verboten werden. (Einſtimmig an⸗ 
genommen.) 

Einfuhr von Pflanzen ſoll verboten ſein. 
(Einſtimmig angenommen.) 

Einfuhr ausländiſcher Sämereien ſoll der 
Kontrolle 8 bleiben. (Einſtimmig 
angenommen.) 

Die Verhandlung über die Ablöſung der 

SE chte wurde für die nächſte Tagung zurück⸗ 

geſtellt. € 

Der Antrag des Deutſchen Förſterbundes auf 
beſſere Vertretung im Reichsforſtwirtſchaftsrat 
wurde gegen eine Stimme abgelehnt. 

Der Antrag v. Ric deſel⸗ Kellner, die 
Streunot und Streubeſchaffung betreffend, wurde 
einſtimmig angenommen. Er lautet: „Zu über- 
reichen an: 

1. Reichsverkehrsminiſterium, 

2. Reichsernährungsminiſterium, 

3. Reichswirtſchaftsminiſterium, 

4. alle Zentralen für Forſt⸗ und Landwirt⸗ 

ſchaft ſowie alle Parlamente. 

. Die Notwendigkeit einer Erleichterung des 
Streubezuges für die Landwirtſchaft wird voll 
anerkannt, ebenſo die Verpflichtung des Waldes, 
bis an die äußerſte Grenze ſeiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit heranzugehen. 

Es iſt aber zu berückſichtigen, daß der Wald 
während des Krieges und in der Folgezeit 
bereits über die Grenzen hinausgegangen und 
ſchon deshalb nicht in der Lage iſt, die infolge 
der Trocknis dieſes Sommers entſtandene außer⸗ 
ordentliche Not der Landwirtſchaft zu be⸗ 
friedigen. 

„Als Erſatz für Waldſtreu kommt in erſter Linie 

Torfſtreu in Betracht. Sie iſt als A 

mittel viel wertvoller als Waldſtreu, ja ſogar 

als Stroh. 

Die forſtlich und landwirtſchaftlich wünſchens⸗ 

werte allgemeine Verwendung der Torfſtren 

wird durch die hohen Eiſenbahnfrachten ge⸗ 


ſtaatlicher 


Lë 


4. 


394 


hindert und für die torfarmen Gegenden un⸗ 

möglich gemacht. 

5. An die maßgebenden Stellen iſt folgendes 
dringende Erſuchen zu richten: 

a) Sofortige Bereitſtellung der erforderlichen 
Torfeinſtreu. 

b) Alsbaldige eingehende Aufklärung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Kreiſe über deren Benutzung 
und Wert. 

o) Verbilligung der einſchlägigen Frachttarife.“ 

Die übrigen in der Tagesordnung verzeichneten 

Fragen, inſoweit ſie von allgemeiner Wichtigkeit 
ſind, insbeſondere „Die forſtliche Berufs⸗ 
vertretung im Reich und in den Einzelſtaaten“ 
werden in dem Bericht über die Mitglieder⸗Ver⸗ 
ſammlung des „Deutſchen Forſtvereins“ beſprochen. 


Hauptverſammlung des Deutſchen Forſtvereins. 

Zu dieſer Hauptverſammlung waren 370 
Teilnehmer eingetragen. 

Die Verhandlungen nahmen ihren Anfang 

durch eine Vollverſammlung im Theater am 
Montag, dem 12. September, vormittags um 
8 Uhr. . 
Der Vorſitzende, Regierungsdirektor, Ge- 
heimrat Dr. Wappes aus Speyer, eröffnete 
die Verſammlung durch begrüßende Worte. Ins⸗ 
beſondere galt ſein Willkommen dem Miniſterial⸗ 
rat Dr. Kahl als Vertreter des leider am Erſcheinen 
verhinderten Reichslandwirtſchaftsminiſters, dem 
Landforſtmeiſter Gernle in als Vertreter der Preuß. 
Regierung, dem Oberpräſidenten der Rhein⸗ 
provinz Exzellenz von Groote, dem Ober⸗ 
regierungsrat Mantel als Vertreter der bayeriſchen 
Regierung, dem Vertreter der Stadt Kreuznach 
Bürgermeiſter Dr. Fiſcher, dem Oberforſtmeiſter 
Kranold als Vertreter der preußiſchen Forſt⸗ 
verwaltung, dem Vertreter des Reichsverbandes 
der Waldbeſitzerverbände Deutſchlands Kammer⸗ 
herrn von der Wenſe und ſchließlich beſonders 
jedem einzelnen der erſchienenen öſterreichiſchen 
Fachgenoſſen (Bravo). 

Der Vorſitzende fuhr dann fort: Wir ſind dazu 
berufen, mitzuhelfen am Wiederaufbau des deutſchen 
Volkes und der deutſchen Volkswirtſchaft. Mit 
Wehmutsſtimmung werden Sie an den Rhein 
gekommen ſein, in freudiger Erinnerung an die 
Vergangenheit. Der Strom ſoll keine Grenzlinie 
ſein, ſondern ein Band im deutſchen Volkstum. 
Die Stadt, in der wir tagen, hat eine reiche hiſtoriſche 
Vergangenheit. Kaiſer Wilhelm hatte während 
des großen Krieges hier ſein Hauptquartier. Er 
lobte damals in ernſten und ſchweren Gedanken 
für die Heeresleitung und die Politik. Heute be⸗ 
ſchleichen uns ernſte Gedanken an die vergangene 
Zeit, aber mit der freudigen Hoffnung auf den 
Wiederaufſtieg, mit dem Gelöbnis, durchzuhalten 
und zu arbeiten, bis wir wieder ſchönere Tage 
ſehen; wir wollen arbeiten für unſere Kinder und 
Enkel. 

Miniſterialrat Dr. Kahl erinnert an die 
Errichtung der Satzung des Deutſchen Forſtvereins 
in Wiesbaden, damals hat Oberforſtmeiſter Danckel⸗ 
mann noch den Vorſitz geführt. Inzwiſchen it der 
Reichsforſtwirtſchaftsrat gegründet worden, durch 
ihn iſt der Deutſche Forſtverein nicht überflüſſig 
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geworden. Von dieſem Gedanken ſeien die Mit⸗ 
glieder des Reichsforſtwirtſchaftsrats durchdrungen, 
und er wünſcht dem Deutſchen Forſtverein weiteres 
Blühen und Gedeihen. 

Land forſtmeiſter Gernlein bedauert, daß 
der preußiſche 9 für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft verhindert ſei, hier zu erſcheinen. Wir 
müſſen und wollen den Ertrag des Waldes in recht 
dringlichſter Art ſteigern. Zuele Steigerung jet 
aber nicht auf Koſten des in der Wirtſchaft ſteckenden 
Kapitals erfolgen, ſondern wir müſſen beſtrebt 
ſein, die Steigerung nachhaltig zur höchſten 
Blüte emporzubringen. Uns umſchließt ein ge⸗ 
meinſames Band, die Liebe zum Wald, die der 
Dichter oft beſungen und gelobt hat. In dieſem 
deutſchen Wald wächſt die Liebe zur Heimat 
Treue gegen Treue. Redner hofft auf Erfolg der 
Beratungen, ſo daß wir befriedigt nach Hauſe 
zurückkehren können. Er ſchließt mit einem herzlichen 
Weidmannsheil namens der preußiſchen Staats⸗ 
forſtverwaltung. 

Oberpräſident von Groote begrüßt die 
Verſammlung namens der Rheinprovinz. Dieſe 
Provinz treibe nicht nur Handel und Induſtrie, 
neben dem Weinbau habe auch die Waldwirtſchaft 
weſentliche Bedeutung. Unter den preußiſchen 
Provinzen ſteht die Rheinprovinz bezüglich der 
Waldwirtſchaft an dritter Stelle. Ich danke Ihnen 
dafür, daß dieſe Tagung nach der Rheinprovinz 
elegt worden iſt. Sie haben es ſchon auf der 

eiſe hierher empfunden, daß wir hier unter dem 
Druck der Beſatzung leben. Viel härter aber iſt der 
ſeeliſche Druck. Wir wirtſchaften wie früher weiter. 
Beſonders dankbar iſt anzuerkennen, daß Sie aus 
allen deutſchen Gauen, auch aus ſolchen, die heute 
noch außerhalb der deutſchen Grenzpfähle liegen. 
zu uns gekommen ſind, um den Deutſchen zu 
zeigen, daß wir mit Ihnen zuſammengehören. 
Sie alle wollten uns nicht meiden oder gar vergeſſen. 
Wir ſtehen zu unſerem Vaterlande auch links des 
Rheins, wenn wir es auch nicht ſo frei hinausrufen 
können und gern möchten und in alter vater⸗ 
ländiſcher Weiſe tun wollen. Nochmals ein herzliches 
Willkommen bei uns am Rhein, ein friſches, frohes. 
Weidmannsheil. (Lebhaftes Bravo.) 

Geheimrat Wappes dankt mit dem Hinweiſe, 
daß auch die rechts vom Rhein Gekommenen regen 
Anteil nehmen an dem Schickſal der Deutſchen im 
beſetzten Gebiet. 

Kammerherr von der Wenſe vertritt 
den Vorſitzenden desReichs⸗Waldbeſitzer⸗Verbandes, 
den Grafen Aſſeburg⸗Meisdorf. Redner dankt 
namens des Waldbeſitzerverbandes für die freund⸗ 
liche Begrüßung und hofft auf einen erfolgreichen 
Verlauf der Verhandlungen. Ein herzliches Weid⸗ 
mannsheil! 

Der Bürgermeiſter der Stadt Kreuz⸗ 
nach, Dr. Fiſcher, begrüßt die Verſammlung des 
Deutſchen Forſtvereins namens der Stadt Kreuz⸗ 
nach. Es iſt das der dritte Kongreß von Deutſchen, 
der hier tagt. Im Soonwald ſchreit noch der 
ſtolze Hirſch, unſere Eichen brauſen ebenſo deutſch 
wie in anderen Teilen des Vaterlandes. Unſere 
mit Wald bewachſenen Berge beweisen unfer 
Intereſſe für die Forſtwirtſchaft. 

(Fortſetzung folgt.) 
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Preußiſcher Landtag. 
45 Sitzung, am 29. September 1921 (Fortſetzung). 

Held, Abgeordneter (D. V.⸗P.): — leien 
Goſichtspunkt werden wir bei der Beratung des Geſetzes 
auch in erſter Linie mit ins Auge faſſen müſſen; wir 
muüſſen ſehen, das zu erhalten, was der Volksgeſundheit 
und auch der Schönheit der Gegend nützt. — — 

Ich ſchließe mich dem Antrage auf Überweiſung 
des Geſetzentwurfes an den Land wirtſchaftsausſchuß 
an. Ich bedauere nochmals, daß das, was wir hofften, 
nicht möglich iſt. Ich hatte gehofft, daß ein Forſtkultur⸗ 
geſotz uns baldigſt zugehen würde, ich habe mich geirrt; 
uh hatte gehofft, daß man dieſes Geſetz mit dem vor⸗ 
liegenden Entwurf zugleich dem Ausſchuß übergeben 
und zuſammen erledigen könnte. Das iſt nun nicht der 
Fall. Ich kann mich aber nicht auf den Standpunkt 
des Herrn Abgeordneten Schmelzer ſtellen, der hofft, 
daß der vor'iegende Geſetzentwurf im Ausſchuß begraben 
wird, ſondern im Gegenteil, ich hoffe, daß etwas Gutes 
herauskommt zum Segen unſeres Wirtſchaftslebens 
und auch zum Segen unſerer finanziellen Verhältniſſe, 
die ja durch den Wald, an dem die Privatbeſitzer und der 
Staat gleiches Intereſſe haben, ſtark beeinflußt werden. 

Dr. Wendorff, Abgeordneter (D. Dem.): Dem 
Antrage auf Überweiſung des vorliegenden Antrags 
an den Landwirtſchaftsausſchuß werden meime politiſchen 
Freunde und ich zuſtimmen. — — 

Daß unſer Waldbeſitz einen der wertvolkſten Teile 
unseres Volksvermögens darſtellt, unterliegt gar 
keinem Zweifel. Es iſt deshalb auch unbedingt not⸗ 
wendig, daß dieſes wertvolle Stück des Volksvermögens 
pfleglich behandelt und gegen Raubbau und Aus⸗ 
deutung geſchützt wird. Dafür zu ſorgen, iſt Recht und 
Pflicht des Staates. Dabei darf auch vor dem Privat⸗ 
waldbeſitz nicht Halt gemacht werden. Das Volkswohl 
verlangt die pflegliche Behandlung auch der Privat⸗ 
waldungen, und das gibt dem Staate, der Allgemeinheit, 
das Recht, die Privatwaldwirtſchaft ‚zul Heaufſichtigen 
und zu beeinfluſſen. Das iſt zu einem gewiſſen Teile, 
aber auch nur zu einem gewiſſen Teile, der Zweck des 
vorliegenden Geſetzentwurfs, den ich mehr als ein 
Notgeſetz anſehen möchte. Er bedarf zweifellos — das 
iſt auch ſchon von anderer Seite hervorgehoben worden 
— einer Ergänzung vor allen Dingen nach der Richtung 
hin, daß neben der Verhinderung eines zu weit gehenden 
Einſchlags Beſtimmungen für die Wiederaufforſtung 
der abgeholzten Flächen getroffen werden. Das iſt 
ſelbſtverſtändlich, und darüber beſteht wohl Über- 
einſtimmung. Nun ſcheint es, nach den Ausführungen, 
die wir Ion bei der Beratung des Haushaltsplanes 
der Forſtverwaltung im Hauptausſchuß gehört haben, 
leider nicht zu erwarten zu ſein, daß uns ein Forſt⸗ 
kulturgeſetz in abſehbarer Zeit zugehen wird. Ich 
erkläre es deshalb für durchaus richtig, daß man zunächſt 
den Weg beſchreitet, den dieſer Antrag einſchlägt, und 
daß man vor allen Dingen, wenn ſchon die Aufforſtung 
noch nicht geſetzlich feſtgelegt werden kann, wenigſtens 
daran geht, die weitgehenden Einſchlage in Privat⸗ 
waldungen zu verhindern. Allerdings mache ich auch 
kein Hehl daraus, daß der Weg, den ber Entwurf ein⸗ 
ſchlägt, nicht in allen Teilen wird begangen werden 
können. Vor allen Dingen muß mon ſich darüber Tor 
ſein, daß es in den vielen Tauſenden von Fällen eine 
rein techniſche Unmöglichkeit ſein wird, überhaupt die 
Genehmigung einzuholen und eine ſachverſtändige 
Prüfung darüber vorzunehmen, ob dieſe Genehmigung 
erteilt werden ſoll oder nicht. Inſofern hat Herr Kollege 
Schmelzer durchaus recht, wenn er ſagt, daß ſich dieſer 
Entwurf inerſter Reihe gegen die kleinen Waldbeſitzer 
richtet, während es bei den großen Waldbeſitzern 
eınerjeits ſehr leicht ſein wird, die Genehmigung ein⸗ 
zuholen, andererſeits bei ihnen die Waldwirtſchaft 
tatſachlich viel rationeller betrieben wird und betrieben 
werden kann als bei den kleinen Waldbeſitzern. Ich 
meine, man wird im Ausſchuß der Frage einmal näher⸗ 
zutreten haben, ob es nicht zweckmäßig fein wird, eine 


gewiſſe Mindeſtgrenze einzuführen, von der ab die 
Genehmigungspflicht überhaupt erſt eintritt. Denn 
es iſt kein erfreulicher Zuſtand, daß zwar geſetzlich die 
Einholung der Genehmigung vorgeſchrieben iſt, es 
dann aber tatſächlich undurchführbar wird, fie in 
Tauſenden von Fallen überhaupt zu erteilen. Ich mache 
darauf aufmerkſam, daß beiſpielsweiſe in Mecklenburg⸗ 
Schwerin bereits vor zwei Jahren ein Waldſchutzgeſetz 
vom 22. Oktober 1919 verabſchiedet worden iſt, das 
ahnliche Ziele verfolgt wie dieſer Geſetzentwurf, und 
daß in dieſem allerdings eine Grenze eingeführt ift, 
von der an erſt die Genehmigungspflicht eintritt. Ich 
glaube, daß man ſich nach dieſer Richtung im Ausſchuß 
wird verſtändigen können und auch verſtändigen müſſen. 

Selbſtverſtändlich wird es allerdings notwendig 
ſein, gerade für die Waldflächen in der Nähe von 
Städten, beſonders von Großſtädten, auch wenn ſie 
kleiner ſind als dieſe Mindeſtgrenze, einen beſonderen 
Schutz auszuſprechen, um ihre Abholzung zu verhindern. 
Es iſt ein durchaus unerträglicher Zuſtand, daß beiſpiels⸗ 
weiſe hier in der Nähe von Berlin oder von induſtriellen 
Werken in anderen Teilen unſeres Vaterlandes Wald⸗ 
beſtände abgeholzt werden, die der Bevölkerung zur 
Erholung und damit zur Förderung der Geſundheit 
dienen. Da muß ſelbſtverſtändlich die Möglichkeit 
gegeben fein, auch bei einer noch fo kleinen Fläche, 
ſeitens des Staates hindernd einzugreifen und ihre 
Abholzung zu verhindern. Vielleicht darf man ſich der 
Hoffnung hingeben — allerdings iſt dieſe Hoffnung 
nach den Ausführungen, die der Herr Oberlandforſt⸗ 
meiſter ſeinerzeit im Hauptausſchuß gemacht hat, nicht 
ſehr groß —, daß bei einem umfaſſenderen Übergang 
zur Dauerwaldwirtſchaft der Kahlſchlag als ſolcher 
überhaupt nicht mehr in dem Umfange in Erſcheinung 
treten wird, wie es leider bisher der Fall war. 

Auf der anderen Seite wird man nicht überſehen 
dürfen, daß die Frage der Holzgewinnung doch auch 
von großer wirtſchaftlicher Bedeutung iſt, daß es natür⸗ 
lich nicht gleichgültig iſt, ob man durch ein Geſetz eine 
weſentliche Verminderung des Holzeinſchlages bewirkt 
und dazu beiträgt, die Holzpreiſe ins Ungemeſſene zu 
ſteigern in einer Zeit, wo wir darauf rechnen und hoffen 
müſſen, daß ſich die Bautätigkeit endlich einmal wieder 
erheblich beleben wird, ſo daß es dann auf das äußerſte 
zu beklagen wäre, wenn in einem derartigen Augenblick 
die Holzpreiſe wieder ſehr in die Höhe gehen würden. — 

Das Weſentliche wird ſein — darin ſtimme ich mit 
den Herren Vorrednern überein, und ich glaube, auch 
bei den Herren Antragſtellern keiner anderen Auf⸗ 
faſſung zu begegnen —, in möglichſt ſchneller Ergänzung 
eines ſolchen Geſetzes über die Kahlſchlage in Privat⸗ 
waldungen auch das Forſtkulturgeſetz zu erhalten und 
zur Verabſchiedung zu bringen, das den Zwang zur 
Wiederaufforſtung einführt. Denn dieſer iſt allerdings 
im Sinne der Erhaltung unſerer Wald wirtſchaft und im 
Intereſſe unſerer Landeskultur unbedingt notwendig. 
Das wird aber, wie geſagt, heute im Rahmen dieſes 
Geſetzes leider noch nicht durchführbar ſein. 

Wir werden im Ausſchuß darüber zu beraten haben, 
in welcher Form dieſes Notgeſetz einerſeits ſo zu geſtalten 
iſt, daß die ſchweren Mißſtände, die zweifellos auf dem 
Gebiete des Kahlſchlages vorhanden ſind, abgeſtellt 
werden, auf der andern Seite aber nicht ein geradezu 
unerträglicher Eingriff in die Privatrechte ſtattfindet, 
durch den letzten Endes wiederum die wirtſchaftlichen 
Belange der Holz verbrauchenden Bevölkerung ge⸗ 
ſchädigt werden. Ich gebe namens meiner Freunde 
der Hoffnung Ausdruck, daß es im Ausſchuß möglich 
ſein wird, dieſe geſunde mittlere Linie zu finden und 
ein Geſetz zu verabſchieden, das dieſe Zwecke auch tat⸗ 
ſächlich erreicht. — — 

Jürgenſen, Abgeordneter (U. Soz.⸗Dem.): — — 
Meine Freunde und ich ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß dieſer Geſetzentwurf nicht genügt, ſondern vor 
allem Vorſorge getroffen werden muß, daß wieder 
aufgeforſtet wird. — — Wenn fo weiter gemirtſchafter 
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wird wie heute, kommen wir zu den ſchlimmſten Zu⸗ 
ſtänden. Das kann ſo nicht weitergehen; da muß un⸗ 
bedingt für Wiederaufforſtung geſorgt werden. — — 

Die Notwendigkeit, etwas zu tun, iſt anerkannt 
worden. Andererſeits hat man dann wiederum betont, 
daß der Staat nicht ſo ohne weiteres in die Privatrechte 
einzelner eingreifen könne. Ja, uneine' Herren, wenn 
etwas getan werden ſoll, dann dürfen wir es nicht der 
Privatinſtiative überlaſſen oder dem eigenen Ermeſſen 
der Privatbeſitzer. Wenn das geſchieht, dann werden 
die Kahlſchläge nicht ab⸗, ſondern weſentlich zunehmen. 
— Gewiß, es trifft nicht in allen Fällen zu, aber die 
Kahlſchläge werden zunehmen. Wenn vor allem die 
Holzpreiſe und die Verhältniſſe auf dem Holzmarkt ſich 

geſtalten, daß zum Schlagen des Holzes der Wälder 
Anreiz vorhanden (0, dann wird das immer der Fall 
fein, dann wird die Zahl derjenigen, die kahlſchlagen 
laſſen, zum Schaden unfırer ganzen Wirtſchaft immer 
größer werden, ſo daß wir nicht darum herumkommen, 
von Staats wegenin die Privatrechte eingreifen zu müſſen, 
wenn wir es überhaupt verhindern wollen, daß unſer 
Waldbe ſtand nicht ſchließlich ruiniert wird. Wenn die 
Notwendigkeit anerkannt wird, daß hier etwas geſchieht, 
to kann es nur durch einen Eingriff von Staats wegen 
m die Privatrechte geſchehen. — — 

Die Holzpreiſe ſind heute noch ſo, daß doch wohl 
von allen Seiten ohne Unterſchied der Parteiſtellung 
zugegeben werden muß, daß ein Anreiz, wenn wir ſo 
jagen wollen — das tft ja der heute übliche Ausdruck — 
zum Schlagen vorhanden iſt, und wenn die Waldbauern, 
wie der Zentrumsredner ausgeführt hat, ſich in dieſer 
Notlage befinden — ich will es nicht bezweifeln —, 
dann liegt es gerade in ihrem Intereſſe, daß ihre Wald⸗ 
beſtände geſchützt werden. Denn wenn ſie dazu über⸗ 
gehen, noch mehr vielleicht, als es heute ſchon geſchehen 
it, kahlſchlagen zu laſſen oder kahl zu ſchlagen, dann 
wird die Notlage, die dann kommt, noch viel größer 
werden. Alſo es liegt direkt auch im Intereſſe der 
Heinen Waldbeſitzer, der Waldbauern, daß hier Vor⸗ 
ſorge getroffen wird, daß mit den Waldbeſtänden nicht 
gewirtſchaftet werden kann, wie es der Einzelne vielleicht 
aus Privatintereſſen heute tun möchte. 

Wir ſtimmen dieſer Vorlage zu, finden uns aller⸗ 
dings auch mit einer Beratung im Hauptausſchuß ab. 
Wir werden ja auch beim Forſthaushalt Gelegenheit 
haben, noch darauf zurückkommen zu können. Jeden⸗ 
falls müſſen wir den allergrößten Wert darauf legen, 


daß die abgeholzten Beſtände ſofort wieder aufgeforitet |. 


werden, damit die Notlage der jetzigen kleinen Wald⸗ 
deſitzer nicht ſpäter noch viel größer wird, als es heute 
ſchon der Fall iſt. Die ganze Entwickelung auf forſt⸗ 
wirtſchaftlichem Gebiete, vor allem in der Kriegszeit 
und in den letzten Jahren, muß jedem einzelnen zu 
denken geben, ihm die Überzeugung beibringen, daß 
die heutige Wirtſchaft ſo nicht weitergehen kann, und 
deshalb betrachten wir die Geſetzesvorlage zunächſt als 
einen Notbehelf und ſprechen dabei die beſtimmte Er⸗ 
wartung aus, daß das Staatsminiſterium möglichſt 
ſchnell dem Haufe ein Forſtkulturgeſetz vorlegen wird, 
damit endlich auch die Möglichkeit gegeben iſt, wieder 
aufzuforſten, damit den Waldbe . itzern die Verpflichtung 
auferlegt wird, ſofort nach Vornahme des Schlages 
auch wieder aufforſten zu müſſen. — — 

Schulz (Neukölln), Abgeordneter (Komm.): Meine 
Damen und Herren, Herr Profeſſor Schwappach von 
der Forſtakademie Eberswalde hat in dem Buch 
„Arbeitszeele der deutſchen Landwirtſchaft“ über die 
Forſtwirtſchaft und ihre Bedeutung für die deutſche 
Volkswirtſchaft in einem Artikel ſich ausgelaſſen und 
unter anderem folgendes erklärt: 

Die Bedeutung des Waldes für die Volksdoirtſchaft 
Deutſchlands beſteht in Zukunft noch mehr als bisher 
u der Erzeugung von Hols. Deutſchland war vor 
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Beginn des Krieges nicht in der Lage, ſeinen Bedarf 
an Nutzholz durch eigene Erzeugung zu decken, ſondern 
hatte noch eine ſehr erhebliche Einfuhr aus dem Aus⸗ 
land nötig. Die Mehreinfuhr an Nutzholz uſw. 

— er führt dann Zahlen auf — 
berechnet ſich auf 14,5 Millionen 
von 350 Millionen Mark. 

Er fügt hinzu, daß 54% davon aus Rußland und Finn⸗ 

land kämen. Die Vereinigung der preußiſchen Privat⸗ 

förſter hat eine Eingabe an den Landtag gerichtet und 
in der Begründung dazu ebenfalls darauf hingewieſen, 
daß die deutſche Volkswirtſchaft ganz beſonders darauf 
angewieſen iſt, die Erzeugung von Holz zu fördern. 

Die Förſter erklären, daß Deutſchland 16 Millionen 

Feſtmeter Holz werde einführen müſſen, und mit dem, 

was nach Nordfrankreich geliefert werden muß, ſeien 

es gar 18,5 Millionen Feſtmeter, die einen Wert von 

7 Milliarden Mark ausmachen. Wenn das richtig iſt 

— und man hat ja keine Urſache, daran zu zweifeln —, 

dann müßte allerdings jeder, der ſich hier im Saale 

Volksvertreter nennt, darauf bedacht ſein, die geſamte 

Forft- und Wald wirtſchaft dem Volke nutz⸗ und dienſtbar 

zu machen. Wir wiſſen aber, daß die gegenwärtige 

Jorſtwirtſchaft in Deutſchland außerordentlich miſerabe! 

iſt. — — 

Ich habe feſtgeſtellt, daß die ſachverſtändigen Forſtet, 
daß die Regierung ſelbſt erklaren: ungeheurer Raubbau, 
niederträchtige Mißwirtſchaft wird in der Privatförſterer 
betrieben. 

Aus dieſem Grunde erklären wir, daß es eine 
dringende Notwendigkeit iſt, unſerm Verlangen mod: 
zukommen, ſämtliche Privatwaldungen zu enteignen. 
Außerdem glaube ich, für die Notwendigkeit der Durch 
führung dieſer Forderungen noch den Herrn Profefſor 
Schwappach von Eberswalde anführen zu können, den 
gerade die Deutſchnationalen immer als ſachverſtändig 
aufführen. Sie ſind ja fo beſonders für die Forſt⸗ 
akademie in Eberswalde, der Herr Schwappach om: 
gehört, eingetreten und werden wahrſcheinlich den 
Herrſchaften, die von dort herüberſprochen, die Sach- 
kenntnis nicht abſprechen wollen. Der Herr Profeſſor 
erklärt: 

Ein trauriges Beiſpiel tiefgreifender Schädigung 
der Volkswirtſchaft bieten die öſtlichen Provinzen 

Preußens, wo während der erſten Hälfte des 19. Jahr- 

hunderts ausgedehnte Waldflächen zur Ablöſung der 

Servituten abgegeben worden ſind. Nachdem dieſe 

Flächen gerodet waren, folgte längere oder kürzere 

Zeit Land wirtſchaft, und dann, als dieſe micht mehr 
lohnend war, Verödung. 

Das bedeutet: in den Gebieten, in denen die Haupt- 

ſttze der großen Waldbeſitzer ſich ſeit Jahrzehnten be⸗ 

finden, iſt die ärgſte Verwüſtung des Waldes getrieben 
worden. Einwandfreie Zeugen, wie die hier von mir 
zitierten, müſſen das bekennen. Angeſichts ſolcher Tat⸗ 
ſachen verlangen wir, daß dieſer ſchändlichen Wirtſchaft 
ein Ende bereitet wird. Und ein Ende kann da nur 
bereitet werden, wenn unſere Forderung nach ent⸗ 
ſchädigungsloſer Enteignung der privaten Wald⸗ 
ausbeuter durchgeführt wird. — — Wir halten es ferner 
für unſere Pflicht, das geſamte Volk auf dieſe unge⸗ 
heuerlichen Zufkände aufmerkſam zu machen und es 
zufzufordern, denen den Laufpaß zu geben, die auch 
in Zukunft die Wälder verwüſten und, wie Herr Proſefſor 

Schwapvach ſagt, veröden wollen. — — 

Vizepräsident Dr. von Kries: Die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. 

Es iſt beantragt worden, den Antrag Siering 
zur weiteren Beratung dem Land wirtſchafts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. — Widerſpich dagegen 
erhebt ſich nicht; das Haus hat demeftſprechend 
beſchloſſen. 
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Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Betr. die neuen Holzverkaufsbedingungen und 
Stundungsvorſchriften. 


Miniſtermm für Landwirtſchaft, Domänen und Gerben. 
Geſchäfts- Nr. III 20430. 


Berlin WO 4. November 1921. 
Sie neuen Holzverkaufsbedingungen und 

Stundungsvorſchriften (Erlaß vom 18. Juli 1921 — 
III 13653 —) find auch den noch ſtattfindenden 
Verkäufen von Holz aus dem Forſtwirt⸗ 
ſchafts fahre 1921 zugrunde zu legen. Für die 
bet 1. Ottober d. J. bereits ſtattgehabten oder 
bereits bekanntgegebenen Verkäufe ſolchen Holzes 
iind jedoch nachträglich Anderungen der den Ver⸗ 
fäufern zugrunde gelegten Bedingungen nicht mehr 
serzunehmen. 

J. A.: v. d Buzide 
An alle Regierungen außer Aurich, Münfter und Sigmaringen. 


C ës: 


Së 


Artikel 131 der Reichsverfaſſung und die Haftung 
des Staates für Amtspflichtverletzungen der 
Beamten, 

Mirtert des Reichsgerichts vom 29 April 1921, LIE Zivilſenat, 
111 373/20). 

Im Artikel 129 der Verfaſſung wird die Rechts⸗ 
tellung der Beamten geregelt, und im Artikel 131 
wird beſtimmt, daß, wenn ein Beamter in Aus⸗ 
übung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt 
die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amts⸗ 
pflicht verletzt, fo trifft die Verantwortlichkeit 
grundſätzlich den Staat oder die Körperſchaft, in 
deren Dienſt der Beamte ſteht. Der Rückgriff 
gegen den Beamten bleibt vorbehalten. Der 
urdentliche Rechtsweg darf nicht ausgeſchloſſen 
werden. 

Die nähere Regelung liegt der zuſtändigen 
Geſetzgebung ob. 

Der erſte Satz des Artikels 131 wiederholt den 
Abſatz 1 des $ 1 des preußiſchen Staatshaftungs⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1909 mit Ausnahme der 
Worte „an Stelle des Beamten“. Dadurch, daß 
der Rückgriff gegen den Beamten im Artikel 131 
vorbehalten wird, iſt wiederum dasſelbe geſagt, 
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was im Geſetze vom 1. August 1909 gefordert wird, 
daß der Staat von dem Beamten Erſatz des 
Schadens verlangen kann, den er durch ihn an 
Stelle des Beamten treffende Verantwortlichkeit 
erleidet. Mit der dieſen Rückgriff begründenden 
Verantwortlichleit und dem Schadenerſatzver⸗ 
langen gegen den Beamten iſt in beiden Fällen 
nur das gemeint, was der Beamte auf Grund des 
§ 839 BGB. ſchuldig iſt, wenn er die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt, 
denn es iſt nicht die Abſicht des Artikels 131 der 
Verfaſſung ee die Schadenerſatzpflicht des 
Beamten ſelbſt aufzuheben oder irgendwie zu 
beſchränken. Die Reichsverfaſſung überläßt es 
jedem einzelnen Staate, das Rückgriffsrecht zu, 
nehmen, wie auch die nähere Regelung der zu⸗ 
ſtändigen Landesgeſetzgebung überlaſſen wird. 

Die im Artikel 131 der Reichsverfaſſung feſt⸗ 
geſtellte Staatsverantwortlichkceit muß aber von 
dieſer näheren Regelung unberührt bleiben. 

Wo bisher eine Haftung des Staates für den 
Beamten nicht beſtanden hat, iſt ſie durch den 
Artikel 131 der Verfaſſung eingeführt worden, 
allerdings ohne die im Geſetze von 1909 beſtimmte 
Erweiterung auf den Fall der Bewußtloſigkeit 
oder Geiſtesgeſtörtheit des Beamten. Dem ge⸗ 
ſchädigten Dritten iſt durch Artikel 131 ein gegen 
den Staat zu erhebender Erſatzanſpruch gegeben, 
welcher durch das Fehlen einer näheren Regelung 
nicht berührt werden kann. In Preußen iſt alſo 
die Quelle der Staatsverantwortlichkeit nicht mehr 
das Geſetz von 1909, ſondern der Artikel 131 
Abſatz 1 Satz 1 und 3 der Reichsverfaſſung. Alle 
übrigen Vorſchriften des Staatshaftungsgeſetzes, 
welche der Reichsverfaſſung nicht widerſprechen, 
behalten ihre Gültigkeit, ſo daß die fortdauernde 
Geltung der Erweiterung der Staatsverantwort⸗ 
lichkeit auf den Fall der Geiſtesſtörung des handeln⸗ 
den Beamten und die fortdauernde Geltung der 
Verjährungsvorſchrift für den Rückgriffsanſpruch 
des Staates keinem Zweifel unterliegen kann. 
(Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen, 
Band 102, Seite 166). 


Kleinere Mitteilungen. | 


Allgemeines. 


Unterhaltszuſchüſſe für Beamtenanwärter. Tür 
die Anwärter im Vorbereitungsdienſt werden nach⸗ 
Kehende Ausführungen wichtig ſein, welche wir 
mhaltlich aus Zuſchriften an die Tagespreſſe 
wiedergeben. Seit Auguſt 1920 (H die Reichs⸗ 
regierung dazu übergegangen, ihren Beamten⸗ 
anwärtern im Vorbereitungsdienſt Vergütungen 
(Unterhaltszuſchüſſe) zu zahlen. Die preußiſche 
Regierung iſt gefolgt. Man ſah die Unmöglichkeit, 
heute noch das Charakteriſtitum des Berufs⸗ 
beamtentums, die unentgeltliche Vorbereitungs⸗ 
dienſtzeit, von allen Anwärtern zu verlangen, und 
handelte danach. Aber es wäre gut geweſen, 
nicht halbe Arbeit zu leiſten und beſſer eine 
Vergütung für die Nutzarbeit zu gewähren, die 
auch der Anwärter im Vorbereitumgsdienſt dem 
Staate leiſtet Ganz beſonders gilt das vom 
Beentenanwärter mit Fachausbildung. Es handelt 


*. 


ſich doch auch bei den Unterhaltszuſchüſſen um 
em Emkommen aus gewinnbringender Tätigkeit 
So bezeichnet das Reichsfinanzmimſterium nämlich 
die Unterhaltszuſchüſſe, wenn es ſich um ihre Be- 
ſteuerung handelt. (Vergl. Erl. v. 28. 7. 21 
III 14 900.) In richtiger Würdigung der ſeit 1920 
gänzlich veränderten Verhältniſſe geht die Regierung 
jetzt daran, auch dieſe Zuſchuſſe zu erhöhen, und die 
Verhandlungen mit den Beamtenverbänden haben 
bereits begonnen. Leider klafft noch ein großer 
Widerſpruch zwiſchen den Mindeſtforderungen der 
Beamten und dem Höchſtangebot der Regierung. 
Hoffentlich wird die Regterung ſich bei den neuen 
Verhandlungen auch nicht der Einſicht verſchließen, 
daß im eigenen Intereſſe des Staates der Nach⸗ 
wuchs der Beamtenſchaft ſichergeſtellt werden muß 
Sonſt wird der Beamtenberuf Domäne für die 
Beſitzenden, und die „nur“ Tüchtigen ſind aus⸗ 
geſchloſſen. Deshalb wäre zu wunſchen, daß 
nachftehende H orderungen der Veamten ernſte 
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Beachtung finden. Sie lauten: 1. Die Zuſchüſſe 
müſſen ſo hoch ſein, daß ſie zum Leben ausreichen. 
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die Koſten, die ihnen durch die Fahrradhaltung fett 
dem 1. April 1921 entſtanden find, möglichſt durch 


2. Ihre Erhöhung muß prozentual derjenigen [Rechnungen belegen und ihrer Regierung über⸗ 


entſprechen, welche die Bezüge der Drätare bei 
der letzten Teuerungsaktion erfahren haben. 3. Der 
Ortszuſchlag darf nicht gekürzt werden, weil er 
die örtlichen Teuerungsverhältniſſe decken ſoll, 
welche alle Beamten gleichmäßig treffen, ob ſie 
nun feſt angeſtellt oder im Vorbereitungsdienſt 
beſchäftigt ſind. 4. Die vereinbarten Sätze ſind 
als Mindeſtſätze, nicht als Höchſtſätze aufzufaſſen, 
unter möglichit weitherziger Auslegung des Begriffs 
der im Dienſte des Staates geleiſteten Nutzarbeit. — 

Die bisherigen Vergütungen für die Staats⸗ 
förſteranwärter im Vorbereitungsdienſte bedürfen 
zweifellos ebenfalls einer ganz erheblichen Auf— 
beſſerung, nachdem die Neuregelung der Bezüge 
der planmäßigen und nichtplanmäßigen Beamten 
beſchloſſene Sache iſt. Wir würden das bisherige 
Syſtem der Vergütungen für richtig halten und 
können einer etwaigen Anderung dahin, daß 
Unterhaltszuſchüſſe gewährt werden, nicht das 
Wort reden. Iſt doch die Nutzarbeit der Staats⸗ 
förſteranwärter im Vorbereitungsdienſt ſchon eine 
ſo erhebliche, daß die Vergütung für ſie — be⸗ 
ſonders im Hinblick auf die abgelegte Jägerprufung 
und die lange dann noch folgende Vorbereitungs⸗ 
zeit — nach beſonderen Grundſätzen, welche der 
Eigenart des Forſtberufs entſprechen, geregelt 
werden muß. Obige vier Punkte können Zabeı 
ebenfalls eine gute Grundlage bieten. 


Fahrradzulagen. Bei Kapitel 2 Titel 15 des 
Haushalts der Forſtverwaltung für 1921 ſind 
200 000 „ als Zuſchuß zu den Koſten der Unter⸗ 
haltung von Fahrrädern, deren Benutzung zu 
dienſtlichen Zwecken als notwendig anerkannt 
wird, ausgeworfen, und zwar für diejenigen Forſt⸗ 
beamten, die eine Dienſtaufwandsentſchädigung 
nicht beziehen. Es ſind bei Verteilung dieſer 
Zulagen alſo nur die Oberförſter o. R., die Forſt⸗ 
aſſeſſoren, die überzähligen Förſter, die Hilfs⸗ 
förſter und die Forſtgehilfen zu berückſichtigen. 
Die außerordentlich hohen Koſten, die heute für 
die Unterhaltung des Fahrrades, das zu dienſtlichen 
Zwecken benötigt wird, erforderlich ſind, ſind ſo 
angewachſen, daß dem Beamten nicht mehr zu⸗ 
gemutet werden kann, ſie aus ſeiner Taſche zu 
bezahlen. Leider iſt der Betrag von 200 000 A 
reichlich tief gegriffen. Wenn man annimmt, daß 
in Preußen etwa 1200 bis 1400 Forſtbeamte vor⸗ 
handen ſind, die bei den Fahrradzulagen berück⸗ 
ſichtigt werden müſſen, ſo entfallen auf jeden 
Beamten etwa 140 bis 160 % jährlich. Dieſer 
Betrag wird in den meiſten Fällen die Unkoſten 
nicht decken. Natürlich werden einige Beamte mit 
dieſem Betrage auskommen, aber der größte Teil 
der Beamten wird für Bereifung, Ausbeſſerung 
nach den heutigen Preiſen und Verzinſung des 
Anlagekapitals etwa 400 Mk. ausgeben müſſen. 
Es iſt deshalb dringend erwünſcht, daß die Staats⸗ 
forſtverwaltung im Haushalt für 1922 einen 
weſentlich höheren Betrag, alſo etwa 400 000 
bis 500 000 /, für Fahrradhaltungszulagen ver⸗ 
merkt. Wie wir erfahren haben, ſind den einzelnen 
Regierungen die Geldbeträge überwieſen worden. 
Eine gleichmäßige Verteilung der Zulagen auf 
alle Beamte dürfte kaum in Frage kommen, 
ſondern es wird notwendig ſein, daß die Bewerber 


reichen. Es wäre wünſchenswert, wenn die 
Regierungen die bei ihnen eingehenden Anträge 
ſammeln und etwa Ende März 1922 den ihnen zur 
Verfügung ſtehenden Betrag unter Berückſichtigung 
der angeforderten Summen verteilen würden. O. 


Forſtwirtſchaftliches. 

Ueber die Hebung der Forſtwirtſchaft als Ten 
des Wiederaufbaues der deutſchen Volkswirtſchaft 
ſpricht am 14. Dezember 1921 (alſo nicht am 3. De⸗ 
zember wie in Nr. 47 S. 882 mitgeteilt), nach⸗ 
mittags ½2 Uhr, im Hotel Rautenkranz zu Liegnitz 
Herr Landforſtmeiſter a. D. König, Berlin, Haupt⸗ 
geſchäftsführer des Reichsforſtwirt chaftsrates. Alle 
Forſtbeamten und Waldbeſitzer ſeien auf den außer⸗ 
ordentlich zeitgemäßen Vortrag aufmerkſam gemacht 
Der Beſuch ſei dringend empfohlen. 


S 

Die Aufforſtung von Grundſtücken. Dem 
bayriſchen Landtage iſt der Entwurf eines Geſetzee 
zugegangen, nach welchem die Aufforſtung eines 
landwirtſchaftlich benutzten Grundſtückes der vor⸗ 
herigen Erlaubnis der zuſtändigen Bezirksver⸗ 
waltungsbehörde bedarf. In der Begründung 
wird ausgeführt, daß in den Jahren 1903 bis 1912 
in Bayern eine Fläche von 11998 Hektar neu auf⸗ 
geforſtet worden iſt, die früher landwirtſchaftlich 
benutzt war. Hiervon waren nach den gemachten 
Feſtſtellungen 7710 Hektar wegen geringer Er⸗ 
tragsfähigkeit zur landwirtſchaftlichen Kultur nicht 
oder nur ſchlecht geeignet. Die Regierung läßt 
es dahingeſtellt ſein, ob dieſe Feſtſtellungen völlig 
zutreffend ſind. Wenn ſie als richtig angenommen 
werden können, dann wären jährlich durchſchnittlich 
mindeſtens 428,79 Hektar guter landwirtſchaft⸗ 
licher Boden entgegen dem öffentlichen Intereſſe 
der landwirtſchaftlichen Kultur entzogen worden. 
Die Aufforſtungen wurden zu 20,26 Prozent 
von den Beſitzern des gebundenen Grundbeſitzes, 
zu 14,09 Prozent von Beſitzern des in der Erbfolge 
nicht gebundenen größeren Grundbeſitzes, zu 
50,52 Prozent von bäuerlichen Beſitzern, zu 4,33 
Prozent vom Staat, zu 8,24 Prozent von Ge⸗ 
meinden, zu 2,43 Prozent von Stiftungen, zu 
0,13 Prozent von ſonſtigen Beſitzern vorgenommen. 
In erheblichem Umfange iſt die Aufforſtung ganzer 
Anweſen in Oberbayern erfolgt, in Niederbayern, 
Oberpfalz und Schwaben in mäßigerem Umfange, 
in Mittelfranken und Unterfranken nur ganz ver⸗ 
einzelt. Aus der Pfalz und aus Oberfranken wurden 
derartige Fälle überhaupt nicht berichtet. A. 

* 


Urſachen der Preistreiberei auf dem 
rheiniſchen Rundholzmarlt. Cin am 15. Oktober 
in Prüm in der Eifel abgehaltener Submiſſions⸗ 
termin, bei dem es ſich um die Vergebung von 
600 fm noch nicht gefällten Fichtenſtammholzes 
handelte (geſchätzt auf 75% II. und III. und 
25 % IV. Klaſſe), hatte ein noch nie dageweſenes 
Ergebnis. Das Meiſtgebot betrug pro Feſtmeter 
345 , das Mindeſtgebot von 26 eingegangenen 
Offerten 165 8. Die Entfernung vom Bahnhof 
war in der Bekanntmachung des Verkaufs auf 
2 km bis zur Verladeſtation angegeben, betrug 
aber in Wirklichkeit 3½ km ; die geſchötzte Maſſe nach 
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Taxklaſſen, für die nicht 
ebenfalls um mindeſtens 10% in den Taxklaſſen 
nach oben verſchoben. Fällen und Schälen ſollte 
durch die verkaufende Gemeinde erfolgen. Dieſe 
Tatſachen des Submiſſionsergebniſſes beweiſen 
mit ziemlicher Deutlichkeit, daß es beute Holz⸗ 
käufer geben muß, die nicht allein unbeſehen Holz 
erſteigern, ſondern auch unter allen Umſtänden 
beſtrebt find, Geld in Werte umzuſetzen. Der 
etwa 1,25 ha große Beſtand war zudem lückig und 
hatte viel Randholz. Die Folgen einer ſolchen 
Geſchäftsgebahrens ſind leicht zu erkennen. Nach⸗ 
dem der erzielte Höchſtpreis in der Preſſe er⸗ 
ſchienen iſt, geht jeder holzverkaufende Bürger⸗ 
meiſter damit hauſieren. Bei Anfragen über den 
heutigen Holzpreis wird lediglich der erzielte 
Höchſtpreis genannt und gefordert. Die unnatür⸗ 
liche Preistieiberei hat ihren Anfang genommen 
und ſchreitet über Täler und Höhen fort. Es 
kommt zu wiederholten Ausſchreibungen, Nach⸗ 
geboten uſw. Das führt zu unhaltbaren Zu⸗ 
ſtänden und drängt auf Sperrmaßnahmen. Der 
Holzverkauf in den rheiniſchen Gemeindewaldungen 


iſt nach ſtaatlichem Muſter zu ordnen. Die 
Ausſchreibungen müſſen zuverläſſig, klar und 


ſo ausführlich ſein, daß die heute doch koſt⸗ 
ſpieligen Rückfragen, und überflüſſige Reiſen unter⸗ 
bleiben können. Die Gemeinden behalten ſich 
heute für den Zuſchlag meiſt 14 Tage bis drei 
Wochen Bedenkzeit vor und binden den Händler 
ſolange an ſein Gebot. Der Zuſchlag muß, wie 
im Staatswalde, ſofort erteilt werden, wenn ein 
feſtgeſetzter Richtpreis erreicht it. Alle an die 
Preſſe abzugebenden Preisnotierungen ſind offiziell 
durch den verkaufenden Beamten weiterzugeben, 
aber auch ſtets ſachverſtändig zu begründen, damit 
der Holzhandel eine ſolide, ehrliche Bahn behält. 
Dieſes ſachverſtändige Urteil kann aber nicht der 
heute das Holz verkaufende Bürgermeiſter ab⸗ 
geben, ſondern muß aus dem Munde der ver⸗ 
waltenden Forſtbeamten kommen. Von der Preſſe 
iſt zu verlangen, wenn ſie weiteren Anſpruch auf 
Inſeratenzuweiſung haben will, daß ſie nur 
offiziell zugeſtellte Preisſätze veröffentlicht. Das 
bisherige Verfügungsrecht der Bauerngemeinde⸗ 
räte und Bürgermeiſter über die Holzveräußerung 
war ſchon lange reformbedürftig. In den heutigen 
ſchwierigen Zeitläufen iſt es vollſländig unhaltbar 
geworden. Recht draſtiſch iſt das durch das eingangs 
zitierte Submiſſionsbeiſpiel bewieſen. Ein neues 
wirlſames Beweisſtück liegt uns vor, daß es auch 
im Intereſſe geordneter Holzverwertung liegt, 
den Gemeindewald in direkte Staatsaufſicht und 
verwaltung. zu übernehmen, zunächſt aber den 
forſttechniſchen Verwaltungsbeamten mit dem 
Gclzverfauf zu betrauen. F. 


— 


= 
Vom Nauhwarenmarkt. 

Rauhwerkpreiſe der Märliſchen ` elt. Biere 
wertungsgenoſſenſchaft Berlin N 20, Freienwalder 
Straße 5, vom 21. November 1921. (Bei nach⸗ 
ſtehenden Preisnotierungen bedeutet I Primaware, 
II Sekundaware und III Schwarten.) Hafen: Winter 
32 A, Sommer 8 A, Wildkanin: Winter 12 &, 
Sommer 1,00 K“, Füchſe: Winter 1 900 A, II 275 K, 
Sommer 50 K, Steinmarder: I 2400 , II 800 &, 
III 125 K, Baummarder I 3000 AS II 900 &, 
III 125 &, Iltiſſe: I 325 4, II 125 K, III 40 4, 
Maulwürfe: I 17 &, II 8 .. Dachſe: I 150 ., 
11 je nach Qualitat: Rehe: Sommer 60 &, Winter 


garantiert wurde, war 25 A: Rotwild: trocken 26 5 das Kilo; Dam 


wild: trocken 34 4 das Kilo; Schwarzwild: trocken 
4 & das Kilo. Dieſe Preiſe ſind Durchſchuutspreiſe, 
zu denen die Waren in Empfang genommen werden. 
Sie ſind nicht als bindend zu betrachten, ſondern 
freibleibend, da fie ftetg Schwankungen nach ober 
und unten unterworfen ſind. 

Nach der „Kürſchner⸗Zeitung“ (Leipzig) vom 
20. November 1921. Otter 1200 bis 1500 &, Stein 


KEN on 92 an 
marder 900 bis 1600 4, Baummarder 14990 BE 


1800 K, Füchſe 500 bis 600 4, Iltiſſe 200 bis 300 &, 
Dachſe 120 bis 200 A. Hamiter 8 bis 16 A. Sonn 
(Kürſchner) 20 bis 30 &, Haſen, Winter 28 bis 30 A. 
Halbe 14 , Sommer 6 &, Wieſel 10 bis 40 &, Reh⸗ 
decken 45 bis 55 4. Die oben bezeichneten Preiſe ſind 
als ungefähr erzielte Preiſe aufzufaſſen, da fie Bert 
wechſelnden Schwankungen unterliegen. Die Preise 
ziehen weiter an. 


EI 


Brief- und Fragekaſten. 


Schriſtleitung und Geſchätsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verautwortlichkleit Auonvme Zuſchriften finder 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Aboune⸗ 
ments⸗Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all- 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beauſprucht; And 
jedoch durch Sachverſiandige ſchwierige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw. aufzuſtellen, für 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonerare 
erwachſen, ſo wird Vergutung beier Selbſtlaſteu beau⸗ 
ſprucht, auch wenn der Zrageſteller vorher necht Deng, 
richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 88. Beſoldung eines Hilfs⸗ 
förſters und Anrechnungsbetrag für eine Dienſt⸗ 
wohnung. Wie hoch ſtellt ſich das Gehalt für einen 
ſtaatl. Hilfsförſter im dritten Jahre, Ortsllaſſe E, 
Wohnungsabzug 432 „? Bisher betrug das 
Grundgehalt 5220 A8 und dazu die Zuſchläge, 
zuſammen 9394,92 „. Sit der Abzug von 432 A 
für ein Zimmer von 17 qm und 2 m Höhe in der 
Ortsklaſſe E zuläſſig? Beſoldung erfolgt nach 
ſtaatlichen Grundſätzen. F., Privathilfsförſter. 

Antwort: Ein ſtaatlicher Hilfsförſter mit 
5220 „ Grundvergütung befindet ſich nicht im 
dritten, ſondern im vierten Anwärterdienſtjahre. 
Ein ſolcher bezieht ſeit dem 1. Auguſt 1921 in 
Ortsklaſſe E: 


Grund vergütung 5220 & 
Ortszufhlad `, e 1400 „ 
Ausgleichs⸗ und Notzuſchlag.. 6700 „ 


13520 4 

Der Anrechnungsbetrag für eine Dienſtwohnung 
ſoll den am Wohnorte für Wohnungen derſelben 
Art zu zahlenden Mieten entſprechen, darf aber 
gewiſſe Höchſtgrenzen nicht überſteigen. In Ihrer 
Gehaltsſtufe beträgt der Höchſtſatz für eine ganze 
Dienſtwohnung 999 „. Danach iſt der Betrag von 
432 „ für nur ein Zimmer ſicherlich zu hoch, es 
ſei denn, daß die Verwaltung das Zimmer gemietet 
hat und hierfür denſelben Preis zahlen muß. Trifft 
dieſer Fall nicht zu, ſo können die ſtaatlichen 
Forſtbeamten eine Neufeſtſetzung unter Beteiligung 
des Ortsbaubeamten und der örtkichen Beamten 
vertretung beantragen. 


Der Unterſtüzungsfonds des „Waldheil“s 
bedarf dringend der Stärkung. Bitten zu ſammeln und das 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. Fi. ? 
einzuſenden. Auch die kleinſte Gabe iſt herztich willkommen. 
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gsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonaluottzen iſt verboten.) 


Bar Zrſetzuug arlangende Forfidienſtſlellen. 
Preußen. 
Staats⸗FRorſtverwaltung. 


Jörſterſtelle Birkenwalde, Oberf. Lyck (Allenſtein), 
in zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. Zu der Stelle 
gehören Dienſtwohnung, rund 4,8 ha Acker, rund 
7,0 ba Wieſen und Weiden. Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung iſt noch nicht feſtgeſetzt. Schule in 
Przykopken, 1,7 km. Nächſter Bahnort: rte: 
walde Es werden auch die berg. Förſter und 
So flfek-etäre der Regierungsbezirke Königsbeig und 
Gumbinnen mit Forſtverſorgungsſchein 1907 und 
ſetzher zur Bewerbung zugelaſſen. Bewerbungsfriſt 
10 Dezember. 


Zöriteritelle Finkenkrug, Oberf Falkenhagen (Pots⸗ 
Bam), kommt vo ausſichtlich zum 1 Januar 1922 
zur Beſetzung. Bisheriges Wirtſchaftsland: 0,900 ha 
harten, 2,502 ha Acker, 8,479 ha Wieſe. Nutzungs- 
geld 53 4 Für Wirtſchaftsland, Nitzungsgeld 
und Dienſtaufwands entſchädigungen ſtehen ander 
weite Feſtſetzungen bevor. Bewerbungsfriſt 3. De⸗ 
zr iber. 

Zörhrriteile Klusweide, Oberf. Neuenheerſe (Minden), 
it zum 1. Februar 1922 zu beſetzen. Wirtſchafts⸗ 
and (Garten, Acker und Wieſe) 7 ha Nutzungs⸗ 
erid 90 & (alt) Dienſtaufwandsentſchädiquna 
450 & (alt). Naͤchſte Bahnſtation 7 km, Nächſte 
Dorfſiſule 7 km Bewerbungasfriſt 5 Dezember. 


Förſterſtelle Wildenburg, Oberf. Kempfeld (Trier), 
vg zum 1 April 1922 zu beſetzen. Wirtſchaftsland: 
8,063 hu Garten, 1,0840 ha Acker, 3,349 ha Wieſe 
Nutzunasgeld 255 K. Dienſtaufwandsentſchädigung 
pr 1921 1300 K. Nächſte Bahnſtation 12 km. 
Nächſte Darfſchule 2 km Nächſte höhere Schule 
12 km Zugelaſſene Bewerber: planmäßige Förſter 
den Regierungsbezirks Trier. Forſtſekretäre und 
überzählige Förſtor der Regierungsbezuke Trier, 
Coblenz, Cöln, Düſſeldorf und Aachen. Bewerbungs⸗ 
N 15 Januar 1922. 

Sörfterftelle Wilhelmseichen, Oberf Grimnitz (Pots? 
Sam), kommt vorausſichtlich zum 1 Febrnar 1822 
zur Neubeſetzung. Bisheriges Wirtſchaftsland: 
#509 ha Garten, 9,468 ha Acker, 8,834 ha Siche 
Nutzungsgeld 13% Für Wirtſchaſtsland, Nutzungs⸗ 


geld und Dienſtaufwandsentſchädiaungen ſtehen 
anderweite Feſtſetzungen bevor. Bewerbungsfalſt 


3. Dezember 

Burttfelretäritell: Hardehauſen, Oberf. Hardehauſen 
(Minden), in zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. Bus 
aelafiene Bewerber: Förſter und Forſtverſorgungs 
berechtigte, die die Bedingungen für die Anſtellung 
ka Schreibdienſte erfüllt haben und — ſoweit überz 
Jörſter und Anwärter — ſich ſchriftlich verpflichten, 
mindeſtens jo lange im Forſtſchreibdienſſe zu 
Werben, bis fie in die Dienſtaltersliſte der Förſter 
in Endſtellen aufgenommen jmd. Bau einer Zeite 
wohnung 1922 in Aucſicht. Bewerbungsfriſt 5 Der 
zember. 


Forſtſekretärſtelle der Oberf. Prinzwald in Liebe⸗ 
mühl (Allenſtein) iſt zu beſetzen. Zugelaſſen zur 
Bewerbung ſind alle Förſter in Endſtellen und in 
überzähligen Stellen ſowie alle Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten. Vorbedingung für alle Bewerber iſt, 
daß Me die Förſterprufung beſtanden und die Be⸗ 
dingungen für die endgültige Anſtellung im Schreib⸗ 
Wen erfüllt haben. Sind bei ſonſt geeigneten 
Bewerbern nicht alle Bedingungen vorhanden, ſo 
Neibt Eutſcheidung vorbehalten. Forſtverſorgungs⸗ 
nerechtigte Anwärter und überzählige Förſter müſ'en 
ſich hierbei verpiiichten, mindeſtens je lange min 
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Forſtſchreibdienſte zu bleiben, bis ſie in die Dienſt⸗ 
altersliſte der Förſter in Endſtellen aufgenommen 
fein werden. Bewerbungsfriſt 3. Dezember. 


Forſtſekretärſtelle in der Oberf. Regenthin (Frank⸗ 
furt a. O.) iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. 
Mietwohnung für einen Verheirateten iſt vorhanden. 
Zur Bewerbung zugelaſſen ſind alle Förſter in 
Endſtellen und in überzähligen Stellen ſowie al’: 
Forſtverſorgungsberechtigten. Bewerbungsfriſt 1. De⸗ 
zember. 


Perſonalnachrichteu. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 

Art, Förſter in Sitzenroda, Oberf. Sitzen roda, iſt am 1. No⸗ 
vember nach Annaburg, Oberf Thiergarten (Merſe⸗ 
burg), verſetzt. 

Fiſcher, Förſter ın Magdeburg, 
am 1 November nach Sitzenroda, Oberf. 
(Merſeburg), verſetzt. 

Koch. Förſter in Annaburg, Oberf. Thiergarten, iſt am 
1. November nach Arusneſta, Oberf. Thiergarten 
(Merſeburg), verſetzt. 

Schmidt, forſtwerſorgungs berechtigter Auwärter in Cißel⸗ 
bitten, Oberf. Fritzen (Königsberg), iſt zum Forſter 


ernannt. 
Santshaff, Hilfsförſter in Selbitz. Oberf. Gräſenhamichen, 
bert, Gräfen⸗ 


Forſteinrichtungsbüro, u 
Sigenroda 


vu am 1. November nach Oranienbaum, 
hamichen (Merſeburg,, verſetzt 

Deckelburg. Hilfsförſter in Breitenbruch. Ebert Obereimer 

(Arnsberg), i am 1 Oktober zum überzahligen 
Förſter ernannt. 

Kapolke, Hilfsföruer im Ober⸗Schönwalde, iſt am 1 Oktober 
zum überzähligen Förſter ernaunt und in der Oberf. 
Carlsberg (Breslau) angeſtellt. 

Koerth, Hilfsförſter in Clöden, Oberf. Annaburg (Mer ſe⸗ 

burg), iſt am 1 Oktober zum überzähligen Förſier 

ernannt. 

Kollmann. Hilfsforſter in Tieshope (Lüneburg), iſt om 

1 Oktober zum überzähligen Foͤrſter ernannt. 

Ceutzner, Hilfsforner im Viereck, Oberf Neuentrug (St ettin), 

iſt am 1 Oktober zum uberzähligen Forſter ernannt 

Riedel, Hilfsförſter in Schͤönweida, Oberf Kummeredor! 

(Potsdam), in am 1. Oktober zum uberzähligen FJörſter 

ernannt 

Schwarz, Hilfsfoörſter in Karolmenhorſt. Oberf. Friedrichs 

walde (Stettin), iſt am 1. Oktober zum Forſter ernannt. 

Auſſe, Hilfsförſter in Cladow, Oberf Cladow⸗Oſt, wird am 

1 Januar 1922 unter übertragung der Forſiſekretärſtelle 

der Oberförſterei Cladow⸗Oſt zum Forſter ernaunt 

Caeſar, Hılfaförfter in Müllroſe, Oberf Müllrose, wird am 

1 Januar 1922 unter Übertragung der Fornſekretärſtelle 

der Oberförſteret Müllroſe zum Föͤrſter ernannt 

Engel, Forſtgehilfe in Zuhlsdorf, Oberf. Schönwalde, iſt 

am J. November nach Liebenwalde, Oberf Liebenwalde 

(Potsdam,), verſetzt. 

Scholz, Johannes. Forſgehilfe in Wilhelmsbruch (Gum⸗ 

brinen), it am 18. Oktober nach Schönewalde, Oberſ. 

Cummersdorf (Potsdam,, zuruckberufen. 

Scholz. Kurt, Jorſtgehilſe in Frankendorſ. Oberf Neuruppin, 

iſt am 1 November uach Grimnitz, Oberf. Grimnitz 

(Potsdam), verſetzt. 

Leonhard, Forſtlehrling, iſt am 15. November zum Forſt⸗ 

geinlfen ernannt und nach Odersbach, Ober]. Merenberg 

(Wiesbaden,, verſetzt. 

Melchior. Fortlehrling, iſt am 15 November zum Forſtgehilſen 

ernannt und nach Rembſerhof. Oberf. Selters (Wies 

baden), verleist, 

Schnädter, Jorßlehrlmg, iſt am 15. November zum for: 

gehilfen ernannt und nach Hillſcheid, Oberf. Neuhäuſel 

(Wiesbaden), verſetzt. 

Schwinn, Forſllehrimg, iſt am 15 November zum Foiſt⸗ 

gehilfeu ernannt und nach Heckholzhauſen, Oberf. Meren⸗ 

berg (Wiesbaden,, verlegt 

Im Regierungsbezirk Wiesbaden find am 15 November 

verſetzt die Forſtgehilſen: 

Beder von Arzbach, Oberf. Welſchnendorf, nach Dien, Oberf. 

Diez: Dorn von Fh. Rauentbal. Oberf Chauſſeehane, 

nach Cuauſſeehaus, Oberf Chauſſeehaus. Feußner von 

Biedenkopf, Oderf Biedenkopt, nach Delleuburg. Obe. 
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Oberſcheld; Sees von Battenfeld, Oberf. Battenberg, 
nach Vattenſeld, Oberf. Elbrighauſen: Korz von Broms⸗ 
kirchen, Oberf. Battenberg, nach Biedeukovf. Oberf. 
Katzenbach; Jung von Hillſcheid, Oberf Neuhäuſel. nach 
Neuhauſel, Oberf Neuhäuſel; Keller von Dietenhauſen, 
Sheet, Weilmünſter, tach Königsberg, Oberf Strupbach: 
Klinkert von Wehen, Oberf. Wiesbaden, nach Straß⸗ 
‚ ebersbad, Oberf. Straßebersbach: Krieger von Memel, 
Oberf. Erlenhof, nach Wallau, Oberf Viedenkopf: Münch 
von Heilkholzhauſen, Ob erf. Merenberg, nach Diltenburg, 
Oberf. Dillenburg; Müller von Battenberg, Oberf. 
Elbrighaaſen, nach Kahlenberg, Oberf Johaunsburg; 
Rieß von Dodenau, Oberf Clbrighauſen, nach Uſingen, 
Oberf Uſingen; Nowack von Biedenkopf, Oberf 
Katzenbach, nach Battenberg, Oberf Battenberg; Orlopp 
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von Dillenburg, Oderf. Oberſcheld, nach Dodenau, Obel. 
Elbrighauſen: Schneider von Nanzenbach, Oberf. Ober 
ſcheld, nach Hatzfeld, Oberf. Hatzfeld: Stenbing von 
ZA Bremthal. Oberf. Sonnenberg, nach Wiesbaden. 

erf. Wiesbaden; Stotz von Wies baden, Oberf. Wies⸗ 
baden, nach Hohenſte n,. Oberf. Erlenhof: Wagner vin 
Battenberg, Oberf Battenberg, nach Presberg, Oßsef. 
Ruüdesheun. 


Inbiläen, Gedenktage u. a. m. 
Fruſt, Forſtverwalter a. D. in Bamberg, feierte am 7 Soe 
vember in getjtsger und körperlicher Friſche ſeincn 
80 Geburstag Der Jubilar war fruher lauge Jahre 
in Winfelbof im Steigerwald und zuletzt im Seyborhen 
reuth im Staatsforſtdtenſte rät. 


— EEE — 


Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 
An „Die Welt am Montag“. 

Wie dem Leſerkreis vielfach bereits bekannt iſt, har 
„Die Welt am Montag“ in ihrer Nr. 41 eine 
Zuſchrift des „Vereins preußiſcher Staatsförſter“ 
veröffentlicht. Aus der mir ſoeben von anſcheinend 
ſehr aufmerkſamer Seite zugeſandten Nummer 
erſehe ich nun weiter, daß dieſe Veröffentlichung 
noch folgenden Zuſatz der Schriftleitung enthält: 


„Gern nehmen wir von dieſem Abrücken des 


„Vereins preußiſcher Staatsförſter“ gegen⸗ 
uber dem reaktionären Fachorgan Notiz. Daß 
Staatsrevierförſter aus ihm geiſtige Nahrung 
ſchöpfen, iſt allerdings traurig genug.“ 

Dazu ſei nur bemerkt, „Die Welt am Montag“ 
hat keine Ahnung von der Bedeutung der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ für den deutſchen Wald, ſonſt 
hätte ſie ſich ſchlechterdings dieſen Satz nicht 
leiſten können. Mit Dank hätten wir Revier⸗ 
förſter es aber begrüßt, wenn „Die Welt am 
Montag“ uns gleichzeitig ein Fachblatt namhaft 
gemacht hätte, das uns tatſächlich beſſere „geiſtige 
Nahrung“ vorſetzen könnte, als ſie uns die „Deutſche 
Forſt⸗Zeitung“ ſeit länger als einem Menſchen⸗ 
alter dankenswerterweiſe bietet. 


Feldichen, den 17. November 1921. 
Hennig, 1. Vorſitzender. 
CH 
Bezirksgruppe Caſſtl. 

Die Revierförſter des Bezirks Caſſel miß⸗ 
billigen den Aufruf der Kollegen Staender, 
Spieweck und Gleim. Wir ſchließen uns den 
Ausführungen des Vorſitzenden Hennig in Nr. 44 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ voll und ganz an 
und ſprechen ihm unentwegt unſer vollſtes Ver⸗ 
trauen aus. Bezirksgruppe Caſſel. 
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Bezirksgruppe Coblenz. 

Im Namen der Bezirksgruppe weiſe ich das 
Anſinnen in der Flugſchrift der Herren Staender 
und Genoſſen mit aller Entſchiedenheit zurück. 
Bei einigem Takt und Feingefühl mußten ſich die 
Herren ſagen, daß wir He wohl ausnahmslos als 

Beläſtigung empfinden mußten. 

Wenn die Revierförſter ſich, der ewigen An⸗ 
würfe müde, gezwungen ſahen, einmütig aus dem 
Verein Preußiſcher Staatsförſter auszuſcheiden 
und einen eigenen Standesverein zu bilden, ſo 
geſchah dies erſt nach reiflicher Überlegung, wie 


dies im Hinblick auf unſere Stellung und unſer 
Alter ſelbſtverſtändlich iſt. 

Im vorletzten Paſſus der Flugſchrift mutet 
die Behauptung, der Förſterſtand habe uns mie 
bekämpft, doch recht eigentümlich an und eg 
von wenig Gedächtnis. Wir fühlen uns wohl 
unſerm Standesverein und vertrauen unſerm Vor⸗ 
ſitzenden völlig. Laſſen Sie und Ihre Hinten 
männer uns alſo nach unferer Faſſon ſelig werden. 
Wir wiſſen ſchon, was wir tun und wollen. 

Janſen. 
— 


Preußiſche Staatsförſtervereinigung. 
1. Vorſitzender: Hegemeiſter Neumann⸗Bären⸗ 
berg in Göritz, Bolt Karwitz, Kr. Schlawe. Schriät« 
führer: Staatsförſter und Forſtſchreiber Sieg, 
Banderbrüd, Poſt Wehnershof, Bezirk Schneide⸗ 
mühl. Kaſſenwart: Staatsforſter Laabs in 
Pilowmühle bei Groß⸗Zacharin, Kr. Kösliw. 
Sämtliche Zahlungen ſind zur Gutſchrift auf das Konto 
Nr 1361, Sparkaſſe des Kreiſes Neuſtettin in Neuſtettin, 
beim Poſtſcheckamt Stettin einzuſenden. Es wird erjucht, 
auf der Rügheite des erſten Teils der Zahlkarte Dep 
die Bemerkung „Zur Gutſchrift auf Girokonto Nr. 580 
der „Preußiſchen Staatsförſtervereinigung“ zu machen. 


Wechſel im Landwirtſchafts miniſtertum. 
Durch den Rücktritt des preußiſchen Kabinetts 
Stegerwald iſt auch der bisherige Landwirtſchaſts⸗ 
miniſter Dr. Warmbold von ſeinem Miniſter⸗ 
oſten geſchieden. Wir können den Rücktritt 
ieſes kenntnisreichen und wohlwollenden Beamten⸗ 
minijter8 nur bedauern. Sein umfangreiches 
Wiſſen auf dem weiten Felde der Landwirtſchaft 
aufrichtig zu bewundern, habe ich im Parlament 
des öftern Gelegenheit gehabt. 


Göritz, den 15. November 1921. 
Neumann⸗Bärenberg. 


CH 


Rücktritt des Herrn Landforſtmeiſtes Weſener. 

Unſere Vereins⸗Zeitung hat bereits vor einiger 
Zeit berichtet, daß Herr Landforſtmeiſter Weſene⸗ 
aus dem preußiſchen Staatsdienſte geſchieden if. 
Ich würde es für eine Unterlaſſungsfünde be 
trachten, dieſem Herrn nicht noch einige beſcheidene 
Worte zu widmen. Mit Herrn Landforſtmeiſter 
Weſener iſt ein aufrichtiger und aufrechter Freund 
des Förſterſtandes zu frühzeitig von uns gegangen. 
Wer die Gelegenheit gehabt hat, mit ihm über 
Förſter⸗ und Forſtfragen diskutieren zu dürfen 
wird mein Urteil beſtätigen müſſen. Mögliches 
und Unmögliches ſofort klar zu erkennen und 
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trennen und dann dem Möglichen zur Durch⸗ 
führung zu verhelfen, war ſeine beſondere Stärke. 


Sicher werden diejenigen Kollegen, die Herrn 7504 


Landforſtmeiſter Weſener gekannt haben, ihn — 
wie ich — nicht vergeſſen und ihm ein dankbares 
Andenken bewahren. 
Göritz, den 15. November 1921. 
Neumann⸗Bärenberg. 


oe 


E 
Preußiſches Förſter⸗Jahrbuch, Band IX. 
Perſonalabterl 1921. 

Der neueſte Band IX des Preußiſchen Förſter⸗ 
Jahrbuches, der ſoeben erſchienen iſt, beſeitigt den 
bisherigen Mangel einer genauen Überſicht über 
die Organiſation und die Perſonalverhältniſſe 
der Preußiſchen Staatsforſtverwaltung. Er ent⸗ 
hält vor allem auch die für die Berechnung der 
Anſtellungsverhältniſſe, für die Beurteilung der 
Ausſichten auf Beförderung nach Beſoldungs⸗ 
Zone VII u. a. m. jo dringend notwendigen 
Dienſtaltersliſten der geſamten Forſtbetriebs⸗ 
beamtenſchaft, wie z. B. die Aufrückungsliſten der 
Staatsförſter und Forſtſekretäre gleichen Dienſt⸗ 
alters, die Dienſtaltersliſten der überzähligen 
Staatsförſter und Forſtſekretäre, Liſten der älteſten 
Forſtverſorgungsberechtigten in der Reihenfolge 
5 die Ernennung zu überzähligen Staatsförſtern, 
er forſtverſorgungsberechrigten Staatsförſter⸗ 
anwärter wie der noch nicht forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten Anwärter. Der Ankauf des wichtigen 
Werkes iſt unſern Mitgliedern warm zu empfehlen. 

Göritz, Mitte November 1921. 

Neumann⸗Bärenberg. 


=, ö 
Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Feruſprechauſchluß: Amt Eberswalde Nr. 546. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 

Mitglieder in den Verein aufgenommen: 

7480. Piplack. Auguſt, Förſter, Fh Puculowo, Poſt Manieczki 
(Poſen⸗Polen), Kreis Schrimm. IX 

7481. Wittwer, Joſef, Hilfsjäger, Steinſeiffen, Kreis Hirſch⸗ 
berg VIII 

1482, Graf von Fürſtenſtein, Alexander, Rittmeiſter d. R, 
Miefenburg (Mart) S 

7483. Breitinger, Hans, For ſtgehilfe, Bergerhauſen, Poſt Biberach 
a. Rrß, Writbg. XVII. 

7484. Schulze, Exnſt, Förſter, Oberförſterer Garen, Poſt Czickowo, 
pow. Czarnkowski. IX. 

7485. Steinorth, Helmut, Forſtaufſeher, Templin, Forſtſchule IX. 

7488. Framke, Walter, Forſtaſſiſtent, Lieberoſe, Kreis Lübben IX. 

7487. Maucher, Eugen, Forſtgehilfe. Neu-Ulm in Banern. XIV 

7488. Schrage, Joſef, Forſtpraktikant. Alttann bei Wolfegg, 
Writbg XVII. 

7489. Drauſchke, Theodor, Privatförſter, Menz, Kreis Ruf pm IX 

7490 Voelz, Wilhelm, Forſtgehilfe, Fh Fundel, Poſt Siedkow, 
Kreis Belgard. II 

7491. Raehler. Franz, Hilfsförſter, Fh Nordenort, Poſt Drengfurt, 
Kreis Raſtenburg, Oſtpreußen 

7492. Leitzbach, Karl, Forſtaufſeher, Gutsverwaltung Heidhöhe, 
Poſt Hittfeld, Bezirk Hamburg. IN 

7493. Philipp, Paul, Kriminal⸗Wachtmeiſter, Aſchersleben. XVI. 

7494 Fleck, Reinhold, Hemrich, Forſtrat, Glauchau 1. S, Kreis⸗ 
hauptmannſchaft Chemnitz. II. 

7495. Kufner, Otto, Förſter, Cdelſtetten. Bayern, Schwaben. XIV. 

7496. Ziegler, Hermann, Forſtwart. Sperberslohn, Poſt Ochen⸗ 
bruch, Mittelfr, Bayern XIV. 

7497. Standte, Fritz, Oberförſter, Leiter des 
amts, Hamburg, Mundsburgerdamm 65 

7498. Joachim Graf und Herr von Schönburg Glauchau, Deutſcher 
Standesherr, Wechſelburg in Sachſen. J 

7499. Gräflich Bitzthumſche Güterverwaltung, 
Bezirk Chemnitz. XII. 

7500 Rokitta, Johann, Hilfsjäger, Nieder⸗Marklowitz ber Loslau, 
Kreis Rybnik. VI. 

7501. Hoffmann, Förſter, Gr.⸗Liebitz Der Lieberoſe IX. 


Tarſtwirtſchafts⸗ 
IV 


Lichtenwalde, 
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7002. v. Seydlitz, Friedrich, Hauptmann a. D., Bartelow. Poſt 
Sydow, Kreis Schlawe i. Pomm. II. 

7503. Seider, Fritz, Hilfsförſter, Lubchen i. Schl. Kr. Guhrau. VII 

. Roge, Franz, Förſter, Meisdorf a. Harz, Mansfelder 

Gebirgskreis. XVI. 

7505. Vongehr, Paus, Forſtaufſeher, Ebenau bei Saalfeld 
Oſtpreußen. I. 

7506. Hirſchberger, Hellmuth, Hilfsjäger, Förſterei Waldvorwerk, 
Poſt Laskowitz, Kr. Ohlau, Bezirk Breslau. VII. 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt 

Gieſe, Emil, Förſter, Fh. Lasbeck, Poſt Piepenburg 1. Bomr:.. 
Kreis Regenwalde 

Walther, Auguſt, Förſter, Kleinröſſen, Kreis Schwemitz 

von Samſeu⸗ Himmelſtjerna, Kurt, Oberförſterkandidat, Stepenitz 

e S Dun. an ſorſter, 8 RER 

rützner, Karl, Hilfsförſter, Forſthaus rsbel, Poſt Lanıe- 

dorf, Oberſchl. ® 


. CH 
Tarifvertrag 
für die Gehalts⸗ und Arbeitsbedingungen der 
Privatforſtbeamten und ⸗Angeſtellten in der 
Provinz Sachſen und Anhalt. 

»Wir bringen unſeren Mitgliedern, die in der 
Provinz Sachſen und Anhalt wohnen, heute den 
dort abgeſchloſſenen Tarifvertrag, der ſchon ſeit 
März dieſes Jahres Geltung hat, zur Kenntnis 
Wir veröffentlichen dieſen Vertrag heute noch, 
weil dieſer nicht gekündigt iſt und demnach noch 
für das nächſte Jahr beſtehen bleibt. Zu dieſem 
Tarifvertrag möchten wir bemerken, daß jetzt der 
Antrag geſtellt worden iſt, das Bargehalt um 
30% zu erhöhen. Es iſt anſcheinend ſichere 
Ausſicht vorhanden, daß die Herren Waldbeſitzer 
dieſem Antrage zuſtimmen werden. 

Die Geſchäftsſtelle. 

Der Vertrag hat folgenden Wortlaut: 

Zwiſchen der Vereinigung der land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeitgeberverbände für die Provinz 
Sachſen und Anhalt einerſeits und der Fachgruppe 
für Privatforſtbeamte des Deutſchen Guts⸗ und 
Forſtbeamtenbundes anderſeits wird folgende! 
Tarif zwecks Regelung der Dienſt⸗, Arbeits⸗ und 
Einkommensbedingungen der Privatforſtbeamten 
und Angeſtellten geſchloſſen. 

§ 1. Dauer des Tarifvertrages. 

Der Tarif erhält Gültigteit vom 1. Januar 192 
bis 31. Dezember 1921 und läuft je ein Jahr weiter, 
wenn er nicht drei Monate vor Ablauf von einer 
der Vertragsparteien gekündigt wird. 

82. Allgemeine Verbindlichkeitserklärung 

Die Parteien ſind ſich darüber einig, daß feitens 
der Vereinigung der land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Arbeitgeberverbände die Allgemeinverbindlichkeit 
dieſes Rahmentarifs alsbald beim Reichsminiſterium 
beantragt und durchgeführt werden ſolle. 

§ 3. Einigungsſtelle. 

Beide Parteien werden ihre Mitglieder alsbald 
von den nachfolgenden Vereinbarungen in Kennt⸗ 
nis ſetzen. Klagen über Nichtein führung bzw. Nicht⸗ 
einhaltung der tariflichen Vereinbarungen ſollen 
von den Mitgliedern der vertragſchließenden 
Parteien alsbald ſchriftlich zur Sprache gebracht 
werden, und zwar ſoweit fie Waldbeſitzer betreffen, 
bei der Geſchäftsſtelle des Waldbeſitzerverbandes 
für die Provinz Sachſen und die angrenzenden 
Staaten, e. V., Halle (Saale), Kaiſerſtraße 7, 
ſoweit ſie Forſtbeamte betreffen, bei dem Bezirks⸗ 
gruppenvorſitzenden der beteiligten Beamten⸗ 
organiſationen. Die genannten Verbände werden 
zunächſt durch unmittelbare Einwirkung auf ihre 
Mitglieder für Abſtellung berechtigter Klagen 
Sorge tragen. Führen derartige Schritte nicht 
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zum Ziel, ſo iſt eine für dieſe Zwecke einzurichtende | ſchäftigungen auf das Geſamteinkommen an- 


inigungsſtelle, deren Sitz in Halle (Saale) iſt, 
anzurufen. Dieſe ſetzt ſich zuſammen: 

J. aus einem von beiden Parteien zu benennenden 
unparteiiſchen Vorſitzenden; > 

2. einem vom Waldbeſitzerverband für die Provinz 
Sachſen zu beſtimmenden Waldbeſitzer; 

3. einem von der Bezirksgruppe 16 des Vereins 
für Privatforſtbeamte Deutſchlands zu be⸗ 
ſtimmenden Forſtbeamten. 

Für die Mitglieder zu 2 und 3 ſind je zwei 
Stellvertreter für Behinderungsfälle zu be⸗ 
nennen. f 

§ 4. Einkommen. 

Das Einkommen der Forſtbeamten und An⸗ 
geſtellten ſetzt ſich aus folgenden Einzelteilen zu⸗ 
ſammen: 

a) Grundgehalt, 

b) Teuerungszulage, 

e) Nebenbezüge bzw. Wert der Nebenbezüge, 
jür die im 8 5 feſte Sätze vereinbart worden ſind. 
Den einzelnen Walbdbeſitzern bleibt es überlaſſen, 
je nach Lage der örtlichen Verhältniſſe und auf 
Grund beſonderer Vereinbarungen Abänderungen 
von Höhe und Menge der unter a bis e genannten 
einzelnen Teile vorzunehmen, ſofern nur das 
Geſamteinkommen nach § 6 unter Beachtung der 
nachfolgenden Einzelbeſtimmungen ſichergeſtellt iſt. 
Wenn Größe und Bedeutung des Waldbeſitzes 
eine Vollbeſchäftigung des Beamten nicht be⸗ 
dingen, ſind alle Entlohnungen aus anderen Be⸗ 
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E 
Jäger, Waldwärter, Wald: 
sögte, Wieſenwärter . 2 


förſterdienſt (Hilfsförſter, 
Hilfsjäger, Gehilfen ohne 
genen Hausſtand) mit 

vorſchriftsmäßiger Lehrzeit 3000 50 15004500 


II. 
Anwärter für den Privat⸗ | 


gute 


III. 
Forſtangeſtellte ohne die 
Vorbedingungen zu IV. 
md V. und Anwärter 
mit eigenem Hausſtand 5024007200 


IV. 
Nedierförſter, die einem 
dauptamtlich angeſtellten 
beren Forſtbeamten unter: 
eilt find, und Förſter, 
die eine Förſterprüfung 
beſtanden haben, oder 
welche am 1. 1. 21 
mindeſtens ze Jahre 
ein Revier ſelbſtändig bes 
wirtſchaftet haben 50290087 
V 


& 


j 

Nevierförſter in ſelbſtändiger | 
Stellung (Beamte in Re⸗ 
cieren von mindeſtens 
00 ha Größe oder in 
Toten Revieren, in denen 
chnen wenigſtens zwei 
Unterbeamte dauernd 


Anterſtellt find, oder die am 
1. 1. 21 ein Revier von 600 | 


und mehr Hektar 25 und 
mehr Jahre ſelbſtändig 
dywirtſchaftet haben) . Jos 303260800 
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rechnungsfähig. 5 
§ 5. Bewertung der Naturalbezüge. 


Sämtliche Natural Leiſtungen (Wohnung, 


Feuerung, Licht, Acker, Wieſe, Streu) und Peputäte, 
ſoweit ihre Abgabe auf Grund . Verhältniſſe 
möglich iſt, müſſen auf das Geſamteinkommen 


($ 6) auf Grund der im Rahmentarifvertrag für die 
Klipp inn A Samen und Anhalt (Landarbeitsordnung 


rern Suchen und "Ai narben bre“ 
Sachſen⸗Anhalt) feſtgeſetzten Sätze in Anrechnung 
gebracht werden (ſiehe Anhang). Brennholz iſt 
zerkleinert frei Förſterei zu liefern; für die Be⸗ 
wertung kommt die Notierung des preußiſchen 
Landesverbandes, Stand vom 1. Januar, in Frage. 


Wo Nebenbezüge — für die in dem genannten 
Tarif Preiſe nicht feſtgeſetzt ſind — gewährt werden, 
wie Fiſche, Wild, Heu, ſind 75 bis 90 % des Markt⸗ 
vreiſes einzuſetzen; ähnlich ift bei Gewährung von 
Forſtdienſtkleidung, die am beſten mit etwa drei 
Viertel des vollen Preiſes in Anſatz kommt, zu 
verfahren. Die Gewährung von Dienſtland — 
das grundſätzlich anzurechnen iſt — unterliegt freier 
Vereinbarung. Als Richtlinie für die Bemeſſung 
des Dienſtlandes mag gelten, daß genügend Dienſt⸗ 
land gegeben wird, um die in 8 6 bezeichneten 
Mengen ohne bare Zubußen ſeitens der Beamten 
herauswirtſchaften zu können. Wenn vollkommen 
freie Station gewährt wird, ſo iſt hierfür der in 
der Landarbeitsordnung vorgeſehene Satz für 
Arbeiter mit einem Aufſchlag von 20% in An- 
rechnung zu bringen. Wird die freie Station im 


Gerſte 
Roggen 
Kartoffeln 
Milch 
Geſamt 
einkommen 
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freie Verpflegung mit Licht 3024 752 
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Haufe eines Beamten gegeben, jo beträgt die dem 
Beamten pro Kopf und Tag des Unterzubringenden 
und zu Beköſtigenden gewährte Entſchädigung 
etwa ein Viertel mehr als der vorgenannte Satz, 
in welcher Summe die Abgeltung für gewährte 
Anfwarting einbegriffen iſt. 

86. Einkommen. 

Das Einkommen ſoll betragen: (Siehe vor⸗ 
ſtehende Tabelle). j 

Für die Einreihung in eine Gruppe ſind 
Stellung und Tätigkeit — nicht der derzeitige Titel 
— maßgebend: Den Beamten iſt für ſchriftliche 
Arbeiten, wenn dieſe am Abend gemacht werden 
müſſen, für Beleuchtung eine beſonders zu ver⸗ 
einbarende Enlſchaͤdigung zu gewähren. Die (ner: 
halb des in § 6 normierten Geſamteinkommens 
feſtgeſetzten Teuerungszulagen ſind widerruflich 
und immer nur auf die Dauer eines Jahres zu ge⸗ 
währen. Die Erhöhung oder der Abbau dieſer 
Zulagen hat ſich nach dem Stande der Teuerung 
zu richten. Tantiemen und Gewinnanteile ſind 
auf das Geſamteinkommen in Anrechnung zu 
bringen, Schußgelder und Erlöſe aus Wilddcden, 
Bälgen, Abwurfſtangen ſind auf das Geſamt⸗ 
einkommen in Anrechnung zu bringen, wenn Sic 
den jährlichen Betrag von 500 / überſteigen. 
§ 7. Aufrechterhaltung günſtiger Bezüge. 

Soweit bisher Einkommen gewährt wurden, 
die obige Sätze überſteigen, ſoll Kürzung nicht 
ſtattfinden. 

88 Form für den Einzeldienſtvertrag. 

Auf Grund des Tarifvertrages müſſen Einzel⸗ 
dienſtverträge zwiſchen Arbeitgeber und Beamten 
ſchriftlich abgeſchloſſen werden. 

§ 9. Koſten der Vorſtellungsreiſen. 

Koſten der Vorſtellungsreiſen ſind von ſeiten 
des Arbeitgebers zu tragen, wenn dieſer den Be⸗ 
amten zur perſönlichen Vorſtellung auffordert oder 
nach freiwilliger Vorſtellung angeſtellt hat. Be⸗ 
amten mit eigenem Haushalt ſind beim Zuzug 
die Reiſekoſten auch für ſeine Angehörigen ſowie 
die Fracht für das Umzugsgut zur Hälfte beim 
Antritt, die andere Hälfte nach Ablauf des erſten 
Dienſtjahres zu vergüten. Unverheirateten Be⸗ 
amten ohne eigenen Haushalt iſt beim Zuzug das 
Fahrgeld III. Klaſſe und die verauslagte Fracht 
für Umzugsgut zu erſetzen. Beim ordnungs⸗ 
mäßigen Abgang ſind die nötigen Fuhrwerke oder 
Geſpanne zur nächſten Bahnſtation oder nach 
einem Orte, der nicht weiter als dieſe entfernt 
liegt, unentgeltlich zu ſtellen. 

§ 10. Penſionen, Unfallverſicherung, 

Hinterbliebenenverſorgung. 

Der Waldbeſitzerverband wird anſtreben, daß 
auf dem Wege der Penſionskaſſe, des Einkaufs 
der Beamten und Angeſtellten in Lebens⸗, Renten⸗ 
und Unfallverſicherungen der Lebensabend der 
Forſtbeamten möglichſt ſichergeſtellt und ihnen die 
Sorge für ihre Hinterbliebenen genommen wird. 

§ 11. Kaſſenbeiträge. 

Die Koſten zu den Angeſtellten⸗, Invaliden⸗ 
und Krankenverſicherungen find auff Grund der 
geſetzlichen Beſtimmungen vom Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zu tragen. Geſetzlich vorgeſchriebene 
Steuerabzüge müſſen ſich Beamte und Angeſtellte 
gefallen laſſen. 

§ 12. Staatliche Renten. 

Staatliche Renten kommen auf das Geſamt⸗ 

einkommen nicht in Anrechnung. 
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§ 13. Ehrenämter, Nebenbeſchäftigun 

Ehrenämter dürfen nur mit Genehmigu 
a e angenommen werden, das gleiche 
gilt für Nebenbeſchäftigungen aller Art. Fur 
Nebenämter im Dienſte der Herrſchaft kann in 
Revieren über 500 ha eine beſondere Entſchädigung 
vereinbart werden. 

S 14. Kautionen. 

Etwa von Beamten zu leiſtende Kautionen 
ſind ihnen ſicherzuſtellen, da ſie im Falle eines 
Konkurſes nicht zu den bevorrechtigten Forderu 
gehören. Die Kautionsſumme it zu verzinſen. 

$ 15. Verkauf oder Verpachtung des 

Waldes. 

Bei Verkauf oder Verpachtung, ſofern ſie niche 
durch Zwangsmaßnahmen SE ind, findet 
der Waldbeſitzer den Beamten entweder ſelbſt ab 
für die Zeit ſeiner vertraglichen Stellung, indem 
er ihm bis zum Ablauf des auf den Verkauf oder 
die Verpachtung folgenden Wirtſchaftsjahres das 
Gehalt und den Wert der freien Station, gegebenen⸗ 
falls das Gehalt und die Tantiemen auszahlt, oder 
er verpflichtet den Käufer oder Pächter zur Über⸗ 
nahme des Beamten unter den ſeitherigen Be⸗ 
dingungen. Iſt der Beamte mit letzterem nicht 
einverſtanden, kann er die Stellung ſofort auf⸗ 
geben, er erhält dann von dem bisherigen Beſitzer 
die vertraglichen Bezüge ſofort in bar ausgezahlt 

§ 16. Urlaub. 

Jedem Beamten und Angeſtellten ſteht nach 
zweijähriger Dienſtzeit bei Abkömmlichkeit auf 
Grund einer Vereinbarung mit dem Beſitzer ein 
jährlicher Erholungsurlaub von mindeſtens 8 Tagen 
unter Weitergewährung aller Bezüge zu. Der 
Urlaub ſteigt von Jahr zu Jahr bis zur Höchſt⸗ 
grenze von 21 Tagen. Die Teilnahme an forſt⸗ 
lichen Lehrgängen und den Förſterverſammlungen 
iſt den Beamten — ſofern es dienſtlich zuläſſig iſt — 
ohne Anrechnung auf den Urlaub zu geſtatten. 

§ 17. Annahme von Lehrlingen. 

Kein Beamter darf vertraglich zur Ausbildung 
von Forſtlehrlingen verpflichtet werden; die An⸗ 
nahme eines Forſtlehrlings unterliegt der Ge⸗ 
nehmigung des Waldbeſitzers. 

S 18. Ordentliche Kündigung. 
Die verheirateten Beamten haben einviertel⸗ 


jährige Kündigungsfriſt zum Schluſſe eines 
Kalendervierteljahres, nach zweijähriger Dienſtzeit 
einhalbjährige Kündigungsfriſt zum Schluſſe 


eines Kalendervierteljahres, wenn nicht längere 
Kündigungsfriſten im Einzeldienſtvertrage vor⸗ 
geſehen ſind. Die Kündigung von unverheirateten 
Beamten iſt im erſten Jahre mit einer ſechswöchigen 
Kündigungsfriſt zum Schluſſe des Kalender⸗ 
vierteljahres zuläſſig, von da ab vierteljährlich. 
Nach erfolgter Kündigung iſt dem Beamten zum 
Aufſuchen einer neuen Stellung genügender 
Urlaub zu erteilen und auf Verlangen ein vor⸗ 
läufiges Zeugnis auszuſtellen. Die Einhaltung 
von Dienſtzeugniſſen aus früheren Stellungen iſt 
nicht ſtatthaft. Die Kündigung hat ſchriftlich zu 
erfolgen. 
8 19. Außerordentliche Kündigung, nebſt 
den beiderſeitigen 1 hie raus. 
Der Arbeitgeber bzw. deſſen Beauftragter und 
der Beamte ſind berechtigt, den Dienſtvertrag 
ſofort, d. h. ohne Einhaltung der Kündigungsfriſt, 
zu kündigen, wenn ein wichtiger Grund dazu vor⸗ 
liegt. Solche Gründe ſind insbeſondere: 
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x den Arbeitgeber: 

Untreue im Amte, Annahme von Zu⸗ 
wendungen irgendwelcher Art ohne Wiſſen 
des Beſitzers von ſeiten der Holzkäufer, 
wiederholte grobe Vernachläſſigung des 
Dienſtes, 

unſittliches Verhalten, 

. abjichtliche oder durch grobe Fahrläſſigkeit 
entſtandene Schädigung der Intereſſen der 
Wirtſchaft, 

. perſönliche Beleidigungen des Dienſtherrn, 
ſeines Vertreters oder ſeiner Familie; 

b) für den Beamten: 

1. Verletzung des Vertrages oder deſſen 
einzelner Beſtimmungen in einem weſent⸗ 
lichen Punkte, 

2. Verweigerung der Abſtellung geſundheits⸗ 
gefährdender Wohnungsverhältniſſe, 

3. perſönliche Beleidigung des Beamten oder 
ſeiner Familienangehörigen durch den 
Arbeitgeber oder ſeinen Vertreter. 

In den Fällen, in welchen wegen eines wichtigen 
Grundes ſofort gekündigt wird, 0 ſich die 
beiderſeitigen Ansprüche nach $ 628 BGB. 

Wird der Beamte bei Wahrnehmung der 
Intereſſen des Gutsherrn, ohne ſich Übergriffe 
zuſchulden kommen zu laſſen, durch terroriſtiſche 
Umtriebe, Streikandrohung ſeitens der Arbeiter 
zur Aufgabe feiner Stellung gezwungen, dann 
ſteht ihm der Anſpruch auf Schadenerſatz zu. 

Magdeburg, den 8. März 1921. 
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Arbeitgeber: Revierförſter: 
gez. v. d. Schulenburg gez. Tiedemann 
„ Graf vom Hagen „ Haaſe 
„ Pr. Zentgraf „ Peterſen 


von ſeiten der 
Vereinigung der land- und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeitgeberverbände 
für die Provinz Sachſen und Anhalt V. 
gez. Einbeck. 
7 
Ortsgruppe Oſtholſtein. 
Mitgliederverſammlung am 6. Dezember 1921, 
nachmittags 2 Uhr, in Preetz, „Drillers Hotel“. 
Tagesordnung: 
1. Aufnahme neuer Mitglieder. 
2. Beſprechung der Holzverkaufspreiſe. 
3. Beſprechung über Akkord⸗Holzhauerlöhne. 
4. Der neue Gehaltstarif. 
5. Feſtſetzung der nächſten Zuſammenkunft. 
6. Forſtliche und jagdliche Fragen. 
Mitglieder, auch ſolche, welche der Ortsgruppe 
noch nicht angehören, ſind hiermit eingeladen. 
Forſth. Timbrook, den 11. November 1921. 
Der Vorſtand. 
J. A.: Schurbohm, Schriftführer. 
CH 


Ortsgruppe Niederlauſitzer Grenzwald. 

Für den 12. November d. J., nachmittags 
4 Uhr, war eine Ortsgruppenverſammlung nach 
Calau (Hotel „Zur Poſt“) einberufen. Mitglieder 
waren leider zahlenmäßig ſchwach vertreten, dafür 
hatten ſich erfreukicherweiſe eine Anzahl Gäſte 
eingefunden, meiſt Angehörige des Vereins der 
Forſt⸗ und Jagdbeamten Calau und Umgegend. 


E. 
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Nachdem Herr Kollege Redlich die Anweſenden 
in einer Anſprache begrüßt hatte, wurde zur Er⸗ 
ledigung der Tagesordnung geſchritten. Der 
geplante Vortrag über „Durchforſtung der Kiefer“ 
mußte E beſonderer Umſtände ausfallen, 
ſoll aber in kommender Verſammlung nachgeholt 
werden. Dem Vortrag II, „Entwickelung und 
Tätigkeit des Vereins“, welcher einen genauen Ein⸗ 
blick in das Vereinsleben und Wirken bot, folgte 
eine lebhafte Diskuſſion. Anträge lagen keine vor. 
Unter „Verſchiedenes“ fielen Fragen, welche ſich aus 
dem verbindlich erklärten Gehaltstarif ergaben; 
dieſe wurden klärend beantwortet. Die Verſamm⸗ 
lung empfahl unter allgemeiner Zuſtimmung, 
eine Verſchmelzung des Vereins der Forſt⸗ und 
Jagdbeamten Calau und Umgegend mit der Orts⸗ 
gruppe Niederlauſitzer Grenzwald. In der ange⸗ 
nehmen Hoffnung, daß der Anſchluß benannten 
Lokalvereins bei nächſtfolgender Ortsgruppen⸗ 
verſammlung Verwirklichung werde, trennten ſich 
die Grünröcke in vorgerückter Stunde. Für Sonntag 
den 15. Januar 1922, nachmittags 4 Uhr, wurde 
die nächſte Ortsgruppenverſammlung feſtgelegt, und 
wird dieſe wiederum in Calau, Hotel „Zur Poſt“, 
ſtattfinden. Lebrecht, Schriftführer. 


oO» 
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Ortsgruppe Oſtholſtein. 


Zwecks Gründung einer Ortsgruppe des Vereins 
für Privatforſtbeamte war von mehreren Mit⸗ 
gliedern eine Verſammlung nach Preetz, „Drillers. 
Gaſthof“, einberufen. Erſchienen waren: als Wald⸗ 
beſitzer Herr Graf v. Reventlow, Wittenberg, 
außerdem 18 Forſtbeamte. Herr Förſter Sebelin 
eröffnete um 1½ Uhr die Verſammlung. Nachdem 
vom Herrn Grafen Reventlow ſowie von Herrn 
Förſter Weſſel und Förſter Sebelin das Für und 
Wider einer Gründung erörtert war, wurde zur 
Abſtimmung geſchritten. Einſtimmig wurde die 
Gründung der Ortsgruppe beſchloſſen. Die Gruppe 
ſoll den Namen Oſtholſtein führen. Als Vorſitzender 
wurde Förſter Weſſel, Fh. Rönnerholz, als 
Schriftführer Förſter Schurbohm, Fh. Timbrook, 
und als Kaſſierer Forſtaufſeher Behrens, Fh. 
Hütten, gewählt. Desgleichen zu Stellvertretern 
die Herren Förſter Sebelin in Lammershagen, 
Schmidt in Salzau und Grube in Wentorf. 
Es ſollen in jedem Jahre mindeſtens zwei Ver⸗ 
ſammlungen und eine Exkurſion ſtattfinden. Der 
Ortsgruppenbeitrag wurde DACH auf jährlich 
mindeſtens 20 % für Waldbefiger und 10 „ für 
Forſtbeamte. Als Beiträgsjahr gilt die Zeit vom 
1. Oktober bis 1. Oktober. Für die Ortsgruppe 
ſoll eim Konto bei der Preetzer Kreditbank in 
Preetz eingerichtet werden. Um 3½ Uhr wurde 
die Verſammlung geſchloſſen. 

Schurbohm, Schriftführer. 


Se 


Ortsgruppe Recklinghauſen und Umgegend. 


Zur Verſammlung am 14. September 1921 
im Forſthaus Freudenberg bei Dorſten waren 
elf Mitglieder, fünf Gäſte und zehn Damen 
erſchienen. Nachdem uns Frau Förſter Kinne 
in liebenswürdiger Weiſe mit Kaffee und Kuchen 
bewirtet hatte, begann gegen 4 Uhr ein kleines 
Übungs und Preisſchießen, das gegen 6 Uhr 
endete. Danach begann die Perfammlung, die 
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zu Ehren des Jubilars Kollegen Kinne zum Studium an obiger Univerſität betreffend, ein⸗ 
30jährigen Dienſtjubiläum im Forſthaus Freuden⸗ gehende Auskunft zu geben. . 


berg abgehalten wurde. Der Vorſitzende Kollege 
Elbers hielt an den Jubilar eine Anſprache, 
welche in ein dreifaches Horrido ausklang. . Gleich⸗ 
zeitig überreichte er dem Jubilar das von der 
Ortsgruppe geſtiftete ſinnige Geſchenk. Der Jubilar 
dankte der Ortsgruppe in bewegten Worten. Auch 
an dieſer Stelle wollen wir des Jubilars gedenken 
und wünſchen ihm mit ſeiner Gattin noch einen 
recht langen, ſorgenloſen Lebensabend. Forſt⸗ 
meiſter Joly berichtete über die Verſammlungen 
in Arnsberg und Kolberg, woran ſich eine längere 
Debatte über die leidige Gehaltsfrage anſchloß. 
Nachdem man ſich die Köpfe wieder ordentlich 
heißgeredet hatte, konnte ſchließlich zum gemüt⸗ 
nchen Teil übergegangen werden, welcher äußerſt 
anregend und abwechſelnd mit Geſang und Vor⸗ 
trägen verlief. 

Die nächſte Verſammlung ſoll am 13. De⸗ 
zember, nachmittags 3 Uhr, in Reckling⸗ 
hauſen, Gaſthof Brinkmann, ſtattfinden. 

Berkenheger. 


e 221 


< tellenſuchenden Pripatforſtbeamten 
‘ und Waldbeſttzern, 


1 die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben, 
wird hiermit der gemeinſame Stellennachweis 
des Reichsverbandes Deutſcher Walbdbeſitzer⸗ 
4 verbände und des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 
Alle Zuſchriften, denen auch gleich eine Gebühr 
für Formulare, Porto uſw. in Höhe von 
715 A beizufügen iſt, find an den Stellen⸗ 
nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 
Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 


EU 


> 
a 


2 


Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 
und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtande oder der Einsender. 


A. H. ⸗Verband des Corps Silvania, Gießen. 

Das „Corps Silvania“ (geſtiftet 1850), dem 
uber 100 Forſtleute als alte Herren angehören, 
feierte gemeinſam mit den Corps Hubertia⸗Gießen 
und Frieſia⸗ Frankfurt a M. am 5. und 6. No⸗ 
vember ſeine Rekonſtitution und Akzeption in den 
RSC. in Gießen. Dieſe Gelegenheit wurde zu 
einer ausgedehnteren RSC.⸗Veranſtaltung benutzt, 
an der etwa 120 ältere und juͤngere Rudolſtädter 
Corpsſtudenten aus der näheren und weiteren 
Umgebung Gießens teilnahmen. Es war ein 
wohlgelungenes und doch dem Ernſte der Zeiten 
angepaßtes Feſt, das den Teilnehmern noch lange 
in angenehmer Erinnerung ſein wird. 

Unſeren Mitgliedern geht ausführlicher Bericht 
m Kürze zu. Es wird um Bekanntgabe von 
Adreſſen ſolcher Herren gebeten, die im Sommer⸗ 
temeiter ihr Studium in Gießen aufzunehmen 
deabſichtigen. Den Aktiven des Corps iſt es zur 
Pflicht gemacht worden, insbeſondere jüngeren 
Fachkollegen bei Beſorgung von Unterkunft be⸗ 
hilflich zu ſein, wie auch über alle Fragen, das 


Der Vorſitzende: Erner, Oberförſter a. D. 
= 


Verein ehemaliger Lübbener Jäger. 
Vorbeſprechung über die Denkmalsſetzung für 
die Gefallenen im Weltkriege 1914/18 des 
Brandenburgiſchen Jäger⸗Vatl. Nr. 3 und ſeiner 

Kriegsſormationen. 

Am 29. und 30. Oktober d. J. fand in der 
alten Garniſonſtadt Lübben N.⸗L. nach Veröffent⸗ 
lichung in den meiſten Tageszeitungen — leider 
war vom „Deutſchen Förſter“ die eingeſandte 
Bekanntmachung nicht gebracht worden — ein 
Vorbeſprechung für die Denkmalsfeier 1922 ſtatt. 

Nächſt den faſt vollſtändig erſchienenen früheren 
aktiven Offizieren hatten ſich viele alte und junge 
Kameraden von nah und fern zu dieſer wichtigen 
Verſammlung eingefunden, um einmal wieder 
alte Erinnerungen aufzufriſchen. Am 29. Oktober 
abends war ein allgemeiner feuchter Bierabend, 
wo jo manch altes Jägerlied von den etwa 350 an- 
weſenden Kameraden geſungen und jo mancher 
Schoppen ausgeleert wurde. Hier zeigte ſich ſo 
recht der alte, friſche Jägergeiſt, welchen wir einſt⸗ 
mals unſerm Nachwuchs zur Nacheiferung hinter⸗ 
ließen. Erſt am frühen Morgen gingen die Kame⸗ 
raden nach Hauſe; manche ſollen ihr Quartier gar 
nicht geſehen haben. — Am Sonntagmorgen fand 
die Übergabe des auf dem ehemaligen Stande der 
3. Kompanie aufgeſtellt geweſenen Gedenkſteins 
der Gefallenen von 1864/66 an das hieſige Reichs⸗ 
wehrbataillon auf dem Kaſernenhofe ſtatt. Dies 
iſt geſchehen, um das Denkmal vor unberufenen 
Händen beſſer ſchützen zu können. Die alten 
Scheibenſtände des Bataillons ſind leider ein⸗ 
gegangen. Mittags 12 Uhr eröffnete dann der letzte 
Friedens⸗Kommandeur, Kamerad General v. d. 
Oſten, die Verſammlung, und unter der tüchtigen 
Mitwirkung unſeres rührigen Vorſitzenden des 
hieſigen Vereins ehem. Lübbener Jäger, früheren 
Feldwebels Zabel, Jahrgang 1886, 4. Komp., 
ſpäter 3. Komp., wurde nach kurzer Beratung der 
Ehren⸗, Haupt⸗ und Denkmalsausſchuß gebildet. 
Als Tage der Feier ſind der 5. bis 7. Auguſt 1922 
in Ausſicht genommen. „Kollegen, kommt 
alle zu dieſen Tagen nach Lübben. Keiner 
darf fehlen!“ Da wir unſeren Gefallenen ein 
ihnen würdiges Denkmal aufſtellen wollen, ſo 
brauchen wir viel Geld. Möge ein jeder ehe⸗ 
malige 3. Jäger von den Kollegen ſein Scherflein 
beitragen; je früher, deſto beſſer. Das Denkmal 
ſoll einen feldmarſchmäßig ausgerüſteten Jäger 
mit Tſchako, an einen Eichenſtumpf gelehnt, dar⸗ 
ſtellen und im großen Hain Auſſtellung finden. 
Die Koſten ſind bei der jetzigen Geldentwertung 
auf mindeſtens 55⸗ bis 60000 Mk. zu veran⸗ 
ſchlagen. Geſammelt ſind bisher et etwa 18000 Mı. 
inkluſive Jubiläums⸗Stiftung 1915. Die Kame⸗ 
raden des Offiziers⸗Vereins ſtellten als erſte 
Spende 10000 Mk. zur Verfügung, die in dieſer 
Spende einbegriffen ſind. Spenden bitte ein⸗ 
zuſenden durch Zahlkarte auf Poſtſcheckkonto Berlin 
NW 7 Nr. 10375 der Ständiſchen Hauptlaſſe des 
Markgraftums Niederlauſitz in Lübben N.⸗L. zur 
Gutſchrift auf D. V. 1628. (Jägertage 1922.) 

Weidmannsheil! 
Schobeß, 4. Komp., Jahrg. 1896/05. 
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hrlich 10,50 Mk. bet allen Belt. 


anſtalten (eingetragen in die deuiſche Poſtzeitungspreisliſte fur 1921, Seite 73), direkt unter Streifband durch den Verlag für 


Deutſchland und das alte Sſterreich⸗Ungarn 13,50 
dem Ausland erfolgt na 
80 Pf. abgegeben. — Im Falle höherer Gewalt, 


Mk., im Weltpoſtverein 16 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach 
den amtlichen „ = 1 Buchhandels Einzelne Nummern, auch ältere, werden Hr 
etriebsſtörungen, 


Arbeitseimſtellungen oder Ausſperrungen hat der Bezieher 
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Wei den ohne Vorbehalt eingeſandien Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Bei⸗ 


trage, fur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen 


Beiträge, die von ihren Verfaſfern 


auch anderen Zeuſchriſten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergutung der Beitrage erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19 Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
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Neudamm, den 4. Dezember 1921. 
An die Alten. 


36. Band. 
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Von Hegemeiſter i. R. Simon, Neudamm. 


Als ich in der Preußiſchen Staatsförſter⸗ 
vereinigung mit den Angelegenheiten der im 
Ruheſtande befindlichen Kollegen betraut wurde, 
habe ich dieſes Amt mit dem Vorſatz übernommen, 
nach Kräften daran mitzuwirken, daß das leider 
zwiſchen den Staatsforſtbeamten aller Grade 
verlorengegangene gegenſeitige Verſtändnis ge⸗ 
fördert werde. Ich habe auch in den Vorarbeiten, 
die einen Zuſammenſchluß der Ruheſtands⸗ 
beamten anſtrebten, keinen Zweifel darüber 
gelaſſen, daß vornehmlich dies Ziel ins Auge 
zu faſſen ſei. 

Hierbei leitete mich das Bewußtſein, daß ich 
jahrelang im täglichen Verkehr mit Vorgeſetzten 
erfahren hatte, wie dieſe früher verſtändnisvoll 
beſtrebt waren, ihren Untergebenen die gemein⸗ 
ſamen Arbeiten und Pflichten zu angenehmen 
zu machen. Und in ſolchem Verhältnis war es 
möglich, die Forſtwirtſchaft ſo zu fördern, daß ſie 
neben anderen „ im Vaterlande 
ihren Platz ebenbürtig behaupten konnte. Leider 
mußte ich in meinen letzten Dienſtjahren auch im 
Staatswalde Vorgeſetzte kennen lernen, die in 
verſtändnisloſer Überhebung ihren Untergebenen 
das Leben verbitterten. 

Stets aber haben mich die Erfahrungen früherer 
Jahre davor bewahrt, ſolche Enttäuſchungen zu 
verallgemeinern, auch meine Kriegsbeſchäftigung 
beſtärkte in mir dieſe Auffaſſung, und ich 
bin all denen dankbar, die während dieſer dazu 
beigetragen haben, für meinen Lebensabend alle 
Bitterniſſe vergeſſen zu machen. Jetzt führe ich 
daher die bedauerlichen Vorgänge darauf zurück, 
daß in der Zeit vor dem Kriege bei ſehr vielen 
Deutſchen das Verſtändnis für die Wirklichkeit 
gefehlt und in dieſen ſich ein Geiſt herausgebildet 
Hat, der ſeine Aufgaben darin erblickte, das Verhalten 


gegenüber dem Mitmenſchen nach der Breite der 
Achſelſtücke des Dienſtrockes einzurichten. Daß 
hierunter gerade ſolche Beamte am meiſten zu 
leiden hatten, die mit aufrechtem Sinn und hin⸗ 
gebender Treue ihren Dienſt verrichtet haben, iſt be⸗ 
ſonders bedauerlich, und ohne Zweifel hat dieſer 
Umſtand nicht zum geringenß Teil zu dem Elend 
beigetragen, in dem wir uns gegenwärtig befinden 

Unſere Zeit iſt nicht dazu geeignet, in perfün- 
licher Verbitterung der Vergangenheit zu leben. 
Uns kann über die Schwierigkeiten nur der Wille 
hinweghelfen, im Fühlen, Denken und Handeln 
einig zu ſein; denn daß gegenſeitiger Kampf 
unſer Verderben nur vergrößert, ſollte endlich 
| jeder fühlen. Mit ſolcher Empfindung iſt es daher 
ſchwer vereinbar, dauernd den Streit in den 
eigenen Reihen zu ſchüren. Jeder, der ſeine 
Arbeitskraft im Dienſte der Allgemeinheit ver⸗ 
wertet oder verbringt, hat unzweifelhaft Anſpruch 
auf eine menſchenwürdige Daſeinsmöglichkeit. 
Die Forderung darf aber nicht in Verfolgung 
eigenſüchtiger Vorteile ausartzn, denn das würde 
uns und unſerem Wirtſchaftͤeben den völligen 
Untergang bringen. 

Soll es mit Deutſchland beſſer werden, 
kann das nur durch gemeinſame Arbeit, die 
unter allen Berufen und Ständen allſeitiges 
Verſtehen fördert, erreicht werden. Hieran muß 
jeder mitwirken, und ſei es auch nur dadurch, 
daß er durch ſeinen Beitritt zu einer Vereinigung 
mit ſolchen Zielen ſeine Zuſtimmung gibt. Auf⸗ 
gabe derer, denen die Leitung zufällt, wird es len 
müſſen, in gewiſſenhafter Abwägung aller Mittel 
Wege zu finden, die jedem Teile nach Möglichkei! 
gerecht werden. Zuſammenſchlüſſe, die nur der 
Kampf um eigene Intereſſen als Ziel kennen, 
können der Allgemeinheit keinen Nutzen bringen. 
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Daß ſolcher aber geſchaffen wird, bleibt die vor⸗ 
nehmſte Aufgabe jedes Deutſchen, dem daran 
liegt, das verlorene Anſehen des Vaterlandes 
wieder zu heben. Darum hat auch die Preußiſche 
Staatsförſtervereinigung folgenden Grundſatz in 
ihre Richtlinien aufgenommen: 

„Wir wollen ſchließlich noch erklären, daß 
wir geſonnen ſind, uns ſtreng im Rahmen der 
Förſterbefugniſſe zu halten, Beamtendiſziplin 
zu wahren und Freud und Leid des Dienſtes 
mit unſern Vorgeſetzten zu teilen = 

Selbſtverſtändlich ift, daß wir Alten neben 
den geſchilderten auf geiſtigem Gebiete liegenden 
uptzweden, da wir einen eigenen Zuſammen⸗ 
ſchluß dafür nicht beſitzen, auch einige wirtſchaft⸗ 


E „2 % „ 0 „ „ 


liche Aufgaben in der Vereinigung löſen wollen. 


Eine ſolche iſt zunächſt die Beſchaffung des Brenn⸗ 
ſtoffbedarfs. Haben wir uns während unſerer 
Dienſtzeit, abgerechnet weniger Ausnahmen, 
manchen Lebensgenuß verſagen müſſen, einen 
warmen Ofen konnten wir uns, wenn wir durch⸗ 
näßt und durchfroren mit ſteifen Gliedern aus 
dem Walde kamen, doch alle leiſten. Nun, im 
Alter ſieht's damit vielfach recht bedenklich aus. 
Wie weit die Kohlenkarte reicht, weiß jeder aus 
Erfahrung, und die Beſchaffung „hintenherum“ 
läßt ſich mit dem Inhalte der „Notenmappe“, 
die uns Alten zur Verfügung ſteht, ſchwer in 
Einklang bringen. Deshalb iſt dankbar an⸗ 
zuerkennen, daß uns neuerlich der Bezug von 
4 rm Hart⸗ oder 6 rm Weichderbholz eingeräumt 
worden iſt. Wird hiervon aber der Kochbedarf 
in Abzug gebracht, ſo bleibt für den Ofen zu wenig 
übrig. Es wäre daher wünſchenswert, wenn die 
uns jetzt zugebilligte Menge noch eine Erhöhung 
erfahren könnte. Haben die im Dienſte ſtehenden 
Forſtbeamten neben den baren Dienſtbezügen 
Anſpruch auf Überweiſung ihres Brennitoff- 
bedarfes gegen Zahlung des Taxpreiſes, ſo müßte 
den ⸗⸗Ruheſtandsbeamten eine gleiche Ver⸗ 
günſtigung nach denſelben Grundſätzen einge⸗ 
räumt werden, die bei der Berechnung ihrer 
KRuhegehaltsbezüge Anwendung finden. Folge⸗ 
richtig läßt ſich dagegen gewiß nichts einwenden, 
denn die Brennholzlieferung zum Taxpreiſe iſt 
ein Teil der Bezüge, die den im Dienſte ſtehenden 
Beamten ger ? worden ift. 

Das gleiche kann von den Verqünſtigungen 
geſagt werden, die den aktiven Beamten durch 
die neuen Jagdnutzungsvorſchriften zugebillist 
worden ſind. Auch hier läßt ſich ein Anſpruch der 
im Ruheſtande befindlichen Forſtbeamten ebenſo 
ad wir a herleiten. In jagdlicher Beziehung 

nd wir alten E nun zwar nicht verwöhnt 
rden, und manche von uns haben den Unter⸗ 
Pie in dem Geſchmack der verſchiedenen Wild⸗ 
tarten kaum kennen gelernt; aber ein „Weih⸗ 
nachtshaſe“ fiel doch jährlich wohl überall heraus, 
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und die Verzichtleiſtung auf dieſen fällt heute 
jedem ſchwer, um ſo mehr, als den Ankauf zum 
Marktpreiſe auch hier der beſcheidene Inhalt der 
erwähnten Mappe von ſelbſt verbietet. Noch 
dazu, da auch die Zutaten zum Weihnachtsbraten 
durch Ankauf beſchafft werden müſſen. Bei 
einem Vorzugspreiſe von 20 „ würden dieſe 
ſich aber wohl erſchwingen laſſen, und der Magen 
würde dann wenigſtens einmal im Jahre daran 
erinnert, daß man früher auch zur grünen Gilde 
gehört hat. 

Es erübrigt ſich, hier auf die Verſtimmung 
näher einzugehen, die dadurch entſtanden iſt, daß 
die in der Zeit vom 1. April 1920 bis 31. März 1921 
in den Ruheſtand getretenen ſowie die auf Warte⸗ 
geld geſetzten Förſter mit ihren Penſionen oder 
Bezügen bei der Aufrückung nach Gruppe VII 
keine Berückſichtigung gefunden haben; nach⸗ 
drücklich ſoll aber auf die Ausführungen in 
Nr. 37, Seite 699 verwieſen werden. Zu berück⸗ 
ſichtigen bleibt, daß die Förſter nicht allein von 
dieſer Zurückſetzung betroffen ſind. Es erſcheint 
alſo notwendig, mit anderen Beamtengruppen 
aleicher Lage Fühlung zu nehmen. Wie in 
Nr. 45 Seite 839 bereits mitgeteilt worden, 
ind dieſe Beſtrebungen nicht ausſichtslos und 
iſt zu wünſchen, daß ſie bald erfüllt werden, 
denn zweifellos liegt hier eine Härte vor, die 
ſich bei vielen recht fühlbar macht. 

Die hier in kurzen Umriſſen gezeichneten Ziele, 
beſonders auch die auf allgemein geiſtigem und 
idealem Gebiete liegenden, können nur durch 
einen Zuſammenſchluß erreicht werden, in dem 
auf der Grundlage gegenſeitiger an gang 
gearbeitet wird. Gegenwärtig darf aber feines- 
falls dazu beigetragen werden, den Wieder- 
aufbau des Vaterlandes dadurch zu ſtören, daß 
durch die Vereinsarbeit die Gegenſätze zwiſchen 
den einzelnen Volksſchichten und Berufsſtänden 
weiter verſchärft werden. Wer dieſe Anſchauung 
für richtig anſieht, findet in der Preußiſchen 
Staatsförſtervereinigung ein befriedigendes Unter⸗ 
kommen und ſofern er ſich an der Mitarbeit in 
Standesfragen auch im Ruheſtande weiter be⸗ 
tätigen will, ein weites Schaffensfeld. Will man 
uns auch, wie in dem Aufrufe in Nr. 41 des 
„Deutſchen Förſters“ geſchehen iſt, mit dem Aus⸗ 
drucke „in der Mehrzahl Penſionäre“ als Minder⸗ 
wertige bezeichnen, ſo erwidern wir darauf: Wir 
nehmen für uns in Anſpruch, den grünen Rock 
mit den gleichen Rechten getragen zu haben wie 
die, die noch im Dienſte ſtehen. Wir wollen daher 
mit allen Kräften dagegen arbeiten, daß dieſer 
als Feierkleid bei Verbrüderungsſeſten mit den. 
Arbeitergewerkſchaften erſcheint, die alles das 
in den Schmutz ziehen, was unſerem Vater⸗ 
lande einſt Größe und Anſehen in der Welt 
verſchafft hat. 


. V—— 
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Srundgehälter, Ortszuſchläge, Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchlag der staatsforſt⸗ 
beamten der Beſoldungsgruppen A6 bis 12 vom 1. Sttober 1921 e | 


1. Planmäßige Bean te. 


> Vom Beginn des „ nach 
2 E ei E - 
E — = 85 = 85 e — 2 
8 Art der Bezüge 2 > > > > „ D 
S 2 S S Se 
SE (ohne Ausgleichzuſchlag) E e S ZE: — GC 6 SE CHA 
0 oO N KA Kéi 
A M A M A 4 P Al P 
A6 Grundgehalt 14 500] 15 200 15 900 16 50] 17 100) 17 od 18 300 18 900 19 500 
in Klaſſe A | 4 800 4 800 5600| 5 600 6 400 6 400 6 400 040, 6 400 
Ortszuſchlag „ „ B 3600| 3600| 4 200 4 200 4 800 4 8 4 800 4 800 4 800 
ohne „ „ C300] 3000 3500| 3500) 4000| 4 000] 4000 4 000] 4 000 
Dienſtwohnung „ „ D] 2400| 2400| 2800| 2800| 3200| 3200| 3 200 3200] 3 200 
„ „ EI 180% 18000 2 100 2 100 2400 2 400 2 400 2 4000 2 400 
447 Grundgehalt (input 1% 9007 0% 185 OI (9 30% 20 10020 900217 22 500 


dë 4200] 4 200 4800| 4 800 4800| 4800| 4 800 4 8000 4800 
„ C3500 3 500% 4000] 4 000 4 000 4 000 4 000 4000) 4000 
D | 2800| 2 800 3200) 3 200 32:0] 3200] 3200| 3 20 3 200 
E | 2100] 2 100 2 400 2 400 2400| 2 400 2400] 2400 2400 


. chlag 
hene 
Dienstwohnung 


E ké 


= in Klaſſe A | 5 600 5 600 6400] 6400| 6 400 6 40006 400 6400| 6 400 
B 


E Li 


948 Gr ABl  Grumdgehalt | 180 0] 19 20020 400| 21 600 22 8: 00 24 000 25 000 26 000 
N chlag 4 800] 4800| 4800| 4800| 4801) 4800| 4 800/ 5 400 
ohne 4000] 4000| 4000| 4000| 4000| 4000| 4000| 4 500 


3 200 3 200] 3200| 3200| 3200] 3200| 3200| 3 600 


E 2400| 2400] 2400 2 300 2400) 2 4000 2400| 2 700 


in siet 5 6 400 6400| 6 400 6400| 6400| 6 400 6400| 7 200 
Greet 


9429 Gr ö 12000 [225 0021 0005 50°] 27 000 28 50% 30 00031 000 
in e 2 S 6400) 6400] 6400| 6400) 7200| 7200| 7 2000 7200 

a chlag 48:10] 4800| 4801 4800| 5400) 5400) 5400| 5 400 

ohne 4 000] 4000| 4000) 4 0% 4500) 4500) 4500| 4500 
Dienſtwohnung e 3 20] 3200) 3200] 320N] 36:0| 3 60% 3600! 3 600 


2400] 24 01 2400] 2 400] 2700| 2700] 2 7000 2 700 


R 2 Von Beginn des Def Ge nach 
a — = 
E ES 85 e 85 = = 8 
ES Art der Bezüge — 8 = 8 8 „ 
az , — Key D — — e 2 E 
e E (ohne Ausgleichzuſchlag) = G S d 2 et 2 
2 = A O ea sel 
&n Cal KA > oo — Le — 
A M db M HK A. Aa A 
A 10 Grundgehalt | 25 % 26 8001] 28 6 0] 30 40032 200 33 80] 35 40% 37 000 
in Klaſſe A | 6 40% 7 2000 7200) 7200) 7 2000 7200) 7 2000 7200 
Ortszuſchlag „ „ 548000 5 400 5400| 5400| 5401| 5400] 5400| 5 400 
ohne CHE OU 4000| 4500| 4500| 4 500 4500| 4500) 45uul 4500 
Dienſtwohnung „ „ D 3200| 3 600 3 600 3600) 3 600 3600| 3600| 3 600 
„ „ E 2400| 2700] 2700| 2700| 2700| 2700| 2700| 2 700 
All Grundgehalt | 30. 00 732.000] 34000] 36 „88 10] 40 00042 000 44 0 
in Klaſſe A | 720. 7 200 72 0, 7200| 7200) 8000) 8000| 8 000 
Ortszuſchlag „ „ B 5400 54 0| 5400| 5 400] 5400| 6000| 6000| 6 000 
ohne „ „ C] Ah 4500| 4 500 4 500 4 500 500% 5000| 5 000 
Dienſtwohnung „ „ D 3600] 30% 3600 3601 3 600/ 4000| 4 000] 4000 
„ „ E 2700| 2700| 2 700 2700| 2700| 3 0 0| 3 000 3 000 
A 12 Grundgehalt | 38 von] 41 300] 45 000] 48 00051 00 54 004] 57 000 | 


Ortszuſchlag in Klaſſe A | 7200] 8 0% 8 000 8 000 8000| 8000| 8 000 
1 Sr e 5414| 6000) 600 6 000 6000] 6 000 6 000 
Dienſtwohnun „ „ C 45000 5000) 5000 5 000] 5000) 5000| 5 000 
3 [„ „ pol aen 4000 4 000 4 000 4000] 4000 4 000 
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Anwärter der Be⸗ 
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2. Nichtplanmäßige Beamte. 
8 Bi Vom Beginn des Anwärterdienſtalters ab nach 
E) d l 85 
= = 2 eiel|lele|le|e 
=, Art der Bezüge Sisi ël „3 3 „„ | Suë ë 
E | e|=ı8 e ee e 
= (ohne Ausgleichzuſchlag) „ ß ß az 
— — Kei Ge = 10 co > 22 O ka 
2 * A UA IA e II e TAI AS 
A 6 [Grundvergütung mit Notzuſchlag 113775ʃ13775142 1014500 14500 14500 14500 15200 15200.15900ſ15900 
in Klaſſe A | 4800| 4800 4800 4800 4800 4800 4800 4800 4800 5600 5600 
Ortszuſchlag „ „ B 3600 3600| 3600| 3600| 3600| 3600 3600| 3600 3600| 4200| 4200 
ohne „ „ O 1 3000| 3000| 3000| 3000| 3000| 3000| 3000| 3000| 3000| 3500] 3500 
Dienftmohnung | „ D | 2400| 2400 2400| 2400 2400| 2400| 2400| 2400| 2400| 2800] 2800 
„ „ E 1800 1800| 1800| 1800| 1800| 1800| 1800! 1800| 1800| 2100| 2100 


om Klaſſe A | 6400] 6400] 6400| 64u0] 6400] 6400] 6400| 7200| 7200| 7200] 7200 

Ortszuſchlag Au 4800| 4800| 4800| 4800| 4800| 4800| 4800| 5400) 5400| 5400) 5400 
ohne „ „ 0 | 4000| 4000 4000| 4000 4000 4000 4000| 4500| 4500| 4500| 4500 
Dienſtwohnungg „ P ] 3200| 3200| 3200) 3200 3200 3200 3200| 3600 3600 3600 3600 
„ E | 2400 2400 2400| 2400| 2400| 2400) 2400 2700| 2700| 2700! 2700 


3. Für Dienſtwohnungen 
können von den vorſtehenden Ortszuſchlägen 
(ohne Dienſtwohnung) höchſtens einbehalten 
werden für: , 


E Ee 


in der Ortsklaſſe 


3 a 
AA IA AI AN A 


— — — 


Beamte der 
Beſoldungs⸗ 
gruppe 


6 und 7 1920 | 1440 | 1200 | 960 
8 2160 | 1620 | 1350 | 1080 | 810 
9 ͤ und 10 2880 | 2160 | 1800 1440 1080 
11 3200 | 2400 | 2000 | 1660 1200 
12 4000 | 3000 | 2500 | 2000 | 1500 
4. Kinderbeihilfen 
für Kinder bis zu 6 Jahren 1800 & jährl. 


v. mehr als 6—14 Jahren 2400 „ „ 
he „ „ „ „ 14-21 Jahren 3000 „ „ 
in allen Ortsklaſſen. 

Zu allen unter 1 bis 4 aufgeführten 
Beträgen tritt ein Ausgleichzuſchlag hinzu, 
der bis zur anderweiten Feſtſtellung 
durch den Staatshaushaltsplan gleich⸗ 
mäßig auf zwanzig vom Hundert feſt⸗ 
geſetzt iſt. 

Zur Erläuterung führen 
Beiſpiele an: 

J. Beamter in Gruppe 6, Beſoldungsdienſt⸗ 
alter vom 1. Oktober 1912, Ortsklaſſe E, Dienſt⸗ 
wohnung, die mit 650 Mk. angerechnet wird, 
3 Kinder im Alter von 5, 10 und 16 Jahren: 


ud 5 


wir folgende 


1. Grundgehalt . 17 100 Mk., 
2. Ortszuſchlag 2400 — 650 Mk = 1750 „ 
3. Kinderbeihilfen 11800 Mk. 

1* 2400 „ 

1* 3000 „ = 7200 „ 


26 050 DIE, 


4. Ausgleichzuſchlag (20%) 5210 „ 


Berechnung der Steuern. 
Steuerfrei ſind: ö 


= 31260 Mk. 


für den Beamten und 
feine Ehefrau 2400 ME. 
für 3 Kinder 3x 1800 = 5400 „ 
für Werbungskoſten 1800 „ 
9600 Mk. 
An Steuern find ſomit 10% von (31260 — 9600) 
21660 Mk. = 2166 Mk. einzubehalten. 

II. Beamter in Gruppe 10, Beſoldungsdienſt⸗ 
alter 1. 10. 1908, Ortsklaſſe C, Dienſtwohnung. 
die mit 1800 Mk. angerechnet wird, 2 Kinder von 
16 und 20 Jahren, letzteres mit einem eigenen 
Einkommen von jährlich 4000 Mk: 

1. Grundgehalt 35 400 Mk., 

2. Ortszuſchlag 4500 — 1800 Mk 2 700 „ 


3. Kinderbeihilfen 1K 3000 Mk. = 3000 „ 
= 41 100 Mk., 
4. Ausgleichzuſchlag (20% 8220 „ 
40 320 Mr. 
Für das 20 Jahre alte Kind, das 
ein eigenes Einkommen von jähr⸗ 
lich 4000 Mk. hat, wird die Kinder⸗ 
beihilfe von (3000 Mk. + 20% =) 
3600 Mk. um den Betrag gekürzt, 
um den das eigene Einkommen 
des Kindes (4000 Mk.) den Be⸗ 
trag 1500 Mk. Überſteigt, alſo 
3600 — 2500 Mk. e % „ 1100 Mk. 


50 420 Mk. 
Berechnung der Steuern ähnlich wie bei J. 
III. Anwärter der Gruppe 6 mit einem Dienſt⸗ 
alter vom 1. 10. 1919, Ortsklaſſe D, ohne Dienſt⸗ 
wohnung, nicht verheiratet: 
1. Grundvergütung mit Not⸗ 


zuſchlagn. 14 210 A 

2. Ortszuſchlag 2400 — 
16 610 Mk, 

3. Ausgleichzuſchlag (20%) - 3322 „ 
19 932 Mk., 

davon ſteuerfrei 1200-1800 —= 3000 „ 


16 932 Mk., 
davon 10% = 1693 Mk. Steuern. 

IV. Anwärter der Gruppe 10 mit einem 
Dienſtalter vom 1. 10. 20, Ortsklaſſe B, ohne 
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Dienſtwohnung, verheiratet, ein Kind von 7 dieſe Sätze überall verſchieden ſind. Die Kaſſen 
Jahren: 8 . haben die für das Vierteljahr vom 1. Oktober 
1. Grundvergütung mit Not⸗ bis 31. Dezember 1921 ſich ergebenden Mehr⸗ 


zuſchlag 5 270 M., beträge ſofort für die einzelnen Beamten den 
3 i war 3400 Tafeln zu entnehmen und die entſprechenden 
a 5 20550 J. Eintragungen in die den Kaſſen ebenfalls 
4. Ausgleichzuſchlag (20 %) 6190 überſandten Vordrucke auszuführen. Sodann 


7 140 IE hat ſofort die Zahlung zu erfolgen, ohne daß 

ſes zunächſt einer beſonderen Kaſſenanweiſung 
— 6 000 „ bedarf. Nach der Zahlung haben die Kaſſen 
IIIA) DE, die Ausgabebelege der zur Anweiſung zuſtän⸗ 
davon 10% = 3114 Mk. Steuern. digen Behörde zu überſenden, die das Weitere 

Den Forſtkaſſen ſind Tafeln überſandt hinſichtlich der Nachprüfung veranlaßt. 

worden, aus denen die zu zahlenden Mehr⸗ Die Kaſſen ſind bei ihrer Arbeit nötigen⸗ 
beträge abgeleſen werden können. Nicht berück⸗ falls durch Beamte der beteiligten Behörden 
ſichtigt ſind nur die Beträge, die für die (alſo auch Forſtbeamte) nach Kräften zu 
Dienſtwohnung in Abzug zu bringen ſind, da | unterftüßen. 


— ka 


Der Forſthaushalt im Preußiſchen Landtag. 
Kurzer Vorbericht nach dem Reichsanzeiger. 

In der 68. Sitzung des Preußiſchen Landtags Abg. Held (D. Vp.) erinnert an die energiſche 
am 19. November wurde mit der zweiten Beratung Förderung des Wohnungsbaues für Forſtbeamte 
des Forſthaushalts begonnen. Seitens des Haupt⸗ und Waldarbeiter. Die Forſtbeamten müſſen in 
ausſchuſſes lag eine Reihe von Anträgen vor, ihren Bezügen jo geſtellt werden, daß fie nach 
u. a. auf Erhöhung der Dienſtaufwands⸗ jeder Richtung hin unabhängig ſind. Er vertritt 
entſchädigung für Revierförſter, Förſter und Forſt⸗ die Forderung, den Revierförſtern eine Dienſt⸗ 
ſekretäre um insgeſamt 8 Millionen Mark, ferner | aufwandsentſchädigung von 4000 , den Forſt⸗ 
zur Beſoldungsordnung, zum Vorbereitungs⸗ ſekretären 3500 „ und den Förſtern 3000 K, 
dienſt, auf Verleihung des Promotionsrechts an die außerdem auch den Förſtern o. R. und den Forſt⸗ 
Forſthochſchulen in Eberswalde und Hann.⸗Münden. anwärtern eine entſprechende Aufwands - Ent- 
Die Sozialdemokraten forderten u. a. Vorlegung ſchädigung zu gewähren. Ferner befürwortet er 
eines Forſtkulturgeſetzes, die Deutſchnationalen die Einſetzung einer Kommiſſion, die zu prüfen 
beantragen u. a. Hinzuziehung des Vereins hat, ob und inwieweit eine Dezentraliſation inner⸗ 
Preußiſcher Staatsrevierförſter zur Kommiſſion halb der Forſtverwaltung und eine Verminderung 
für Reformen innerhalb der Staatsforſtverwaltung, des Schreibweſens möglich iſt, und die zugleich die 
das Zentrum verlangt einen erhöhten Zuſchuß zu | Revierförſterfrage und die endgültige Regelung 
den Dienſtaufwandsentſchädigungen der Oberförſter. der Ausbildung der Förſter zu klären hat. Dem 

Da die Kommuniſten durch geradezu un⸗ Förſternachwuchs, zu dem in erſter Linie Söhne 
erhörtes Benehmen die Verhandlungen unmöglich von Forſtbeamten heranzuziehen ſeien, müſſe eine 
machten, konnte in dieſer Sitzung nicht in die Be⸗ möglichſt gute Ausbildung gewährt werden. Zu 
ſprechung der Forſtetats eingetreten werden und |diefem Zwecke ſoll eine der beſtehenden Forſt⸗ 
hat ſich ſeine Beratung durch vier Tage RN ſchulen in eine Forſtvorſchule umgewandelt werden 


davon ſteuerfrei 1200 ＋ 1200 
＋1800＋1800 Mk. 9 


In der 69. Sitzung am 21. November befür⸗ und der Beſuch dieſer Schule durch ſtaatliche Bei⸗ 
wortet zunächſt der Abg. Streeſe (deutſchn.) die hilfen nach Möglichkeit erleichtert werden. Mit 
finanzielle Beſſerſtellung der Förſter und Forſt⸗ einer vorläufigen Sperrung der Förſterlaufbahn 
anwärter. In die Kommiſſion, die die Frage der werde man ſich abfinden müſſen, um die vor⸗ 
Dezentraliſation der Forſtverwaltung prüfen ſoll, handenen Anwärter unterzubringen. Der Redner 
müſſe auch ein Vertreter des Vereins Preußiſcher ſpricht ſich weiterhin gegen eine Verkleinerung des 
Staatsrevierförſter zugezogen werden. Die vom Wirtſchaftslandes der Oberförſter und Förſter aus 
Miniſter ohne Genehmigung des Landtags erfolgte | und verlangt, daß man den Beamten das von ihnen 
Einſetzung und Beſtätigung von Rektoren an Stelle ſchon beſtellte bisherige Wirtſchaftsland und die 
der etatmäßig angeſtellten Direktoren ſei un⸗ Verfügung über die Verwendung des Landes und 
verzüglich wieder aufzuheben. der erzielten Erzeugniſſe beläßt. 

Abg. Wende (Soz.) fordert die ſofortige Vor⸗ Abg. Papen (Zentr.) lehnt ein Forſtkultur⸗ 
lage eines Landesforſtkulturgeſetzes. Er bezeichnet | geſetz, wie es die Sozialdemokraten wünſchen, be⸗ 
den privaten Waldbeſitz als einen Schädling für ſonders hinſichtlich der Bewirtſchaftung der Privat⸗ 
das deutſche Volk (Oho! rechts). Er beklagt, daß forſten durch den Staat ab. Auch der Abg. Weſter⸗ 
ein Teil Raubbau betreibe, während der andere mann (Dem.) wendet ſich gegen die Aufhebung 
den Wald ſtehen laſſe, obgleich er hiebreif ſei, und der Privatbetriebe. 
empfiehlt die allein ſeligmachende Sozialiſierung. In der 73. Sitzung am 24. November wurde 
In den Kreiſen der Forſtbeamten und Wald⸗ mit der weiteren Beratung des Forſthaushalts 
arbeiter könne die Luſt und Liebe an der Bewirt⸗ fortgefahren. Das Wort nahm zunächſt der neue 
ſchaftung des Waldes nicht beſtärkt werden, wenn Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
von den Oberförſtern noch immer der militäriſche Dr. Wendorff. Seine Ausführungen ſeien nach⸗ 
Ton angeſchlagen werde. ſtehend im Wortlaut wiedergegeben. Er äußerte: 
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Mine Damen und Herren, die Beratung des 
Haushalts der Staatsforſtverwaltung hat ſowohl 
im Hauptausſchuß wie in dieſem hohen Hauſe 
eine ſachliche Behandlung erfahren, und es ſind 
der Forſtverwaltung von verſchiedenen Seiten an⸗ 
erkennande Worte zuteil geworden. Ich begrüße 
das und verſichere, daß es meine Aufgabe ſein 
wird, die Forſtverwaltung in den bisherigen be⸗ 
währten Bahnen fortzuführen. Die Forſtverwal⸗ 
tung wird beſtrebt ſein, ſich auch die neuen Er⸗ 
rungenſchaften der Technik und Wiſſen⸗ 
ſchaft zu eigen zu machen, nicht an ihnen vorüber⸗ 
zugehen, ſondern fie auch zu ſuchen. 

Wir ſind uns der ſchweren Verantwortung 
bewußt, die uns mit der Verwaltung der Staats⸗ 
formt, pn auferlegt iſt: handelt es ſich doch um ein 
gewaltiges Stück des Volksvermögens, das in 
unf re Hand gelegt iſt, nahezu 2,5 Millionen Hektar 
ind unſerer Verwaltung unterſtellt. Der Haus⸗ 
halt ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit ctwa 
2 Mil iarden ab. Es handelt ſich alſo tatſächlich 
um erheb'iche Werte des Vo'ksvermögens, die der 
Forſtverwaltung übergeben find. 

Die Aufgaben der Forſtverwaltung be⸗ 
wegen ſich nach zwei Richtungen. Einmal muß es 
ſich für uns darum handeln, aus dem großen 
Volksvermögen den löchſtmögiichen wirtſchaftlichen 
Nutzen zu erzielen; das iſt ſelbſtverſtänd ich. Der 
Hausha'tsplan, der Ihnen vorgelegt iſt, führt 
auch den Nachweis hierfür. Es wird ohne büro⸗ 
kratiſche Klein'ichkeit auf die Wünſche der Vaär⸗ 
braucherſchaft und die Belange des Landes Rück⸗ 
ſicht zu nehmen ſein. Ich darf in dieſer Beziehung 
im Anſchluß an eine Frage, die neulich von einem 
an Redner des Zentrums hier vorgetragen iſt, 
d Kauf hinweiſen, daß die Staatsſorſtverwaltung 
beiſpielsweiſe in dieſem Jahre unmittel⸗ 
bare Lieferungen von Grubenholz für 
ſtaatliche Bergwerke übernommen hat, ohne 
daß dieſen dabei beſondere Vorzugspreiſe ein⸗ 
geräumt worden ſind. Was die Belange der 
Verbraucherſchaft betrifft, ſo darf ich darauf 
hinweiſen, daß auch in dicſem Jahre für den Bedarf 
der minderbe mittelten Bevö kerung an Brennho'z 
geſorgt werden wird, indem ihr entweder oz zu 
ermäßigten Preiſen zur Verfügung geſtellt wird 
oder Holzverſteigerungen mit beſchränktem Bieter⸗ 
kreis veranſtaltet werden. 


Aber dieſes Streben, einen“ höchſt möglichen 
Ertrag zu erreichen, hat feine (Gr, näe, Die Nutzung 
darf die Wirtſchaftlichkeit nicht überſchreiten. 
Die Forſtverwa'tung kann nicht die Hand dazu 
bieten, daß So tief in ihre Bıftände eingegriffen 
wird, daß das Kapital, die Subſtanz der Forſten 
leidet und daß dadurch die Dauer der Nutzung 
und des Geldertrages in Frage geſtellt wird. 
Im Anſchluß an den Antrag, der ſich auf Druck- 
ſache Nr. 1041 befindet und der vom Haupt⸗ 
ausſchuß ange nommen iſt, darf ich mir die Be 
merkung er“ auben, daß die dort geforderte Den!" 
ſchrift über die Möglichkeit einer vor⸗ 
läufigen Erhöhung des Abnutzungsſatzes 
unter Beifügung einer Erk ärung über die A ters⸗ 
klaſſenverhältniſſe in Arbeit beſindlich iſt und Ihnen 
vorausſichtlich bereits am 1. des nächſten Monats 
wird vorgelegt werden können. Aus dieſer Denk⸗ 
ſchrift wird das hohe Kaus die Überzeugung or: 
winnen, daß an eine Erhöhung des Abnutzungs⸗ 
ſatzes unter Inn haltung der wirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſätze, die ich vorhin hervorgehoben habe, nicht wird 
herangegangen werden können. 

Daraus ergibt ſich die zweite Aufgabe der 
Forſtverwaltung. Wenn wir cine dauernde Nutzung 
aus den Staatsforſten erzielen wollen, bedürfen 
ſie der Pflege: ſie iſt die zweite dringliche Aufgabe 
der Forſtverwaltung. Es ift nicht mit Unrecht im 
Haushaltsausſchuß darüber geklagt worden, daß 
die ſchleunige Aufforſtung der Kahlſchläge, Die 
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aus der Kriegszeit in beſonders großem Umfange 
vorhanden find, nicht mit der notwendigen Schnellig⸗ 
keit fortgeführt iſt und ſogar z twei ig aus Mangel 
an Mitteln unterbrochen werden mußte, ſo daß 
Arbeiten, die in Angriff genommen waren, leider 


nicht zu Ende geführt werden konnten. In dem 
neuen Haushaltsplan ſind die Mittel für die 
Waldkulturen mehr als verdoppelt. In dem 


laufenden Haushaltsplan waren 50 Millionen ein⸗ 
geſetzt, für den neuen find 108 Millionen in Aus- 
ſicht genommen. 


Im Zuſammenhange hiermit iſt weiter be- 
handelt die Frage eines allgemein gültigen Forft- 
kulturgeſetzes, die Frage der Eınbezi hung der 
Privatſorſten unter die Auſſicht der Staatsforſt⸗ 
verwaltung. Dieſe Ziele ſind an und für ſich 
wünſchenswert. Das dazu erforder'iche Forſt⸗ 
kulturgeſetz iſt im Land wirtſchaftsminiſtͤerium 
ſo weit geſördert, daß es von uns aus mit aller 
Beſchleunigung dem hohen Hauſe wird vorgelegt 
werden können. Allerdings bedarf cs dazu noch 
des Erlaſſes des Reichsermächtigungsgeſetzes. Auch 
in dieſer Frage kann ich in Ausſicht ſtellen, daß die 
letzten Hemmungen demnächſt überwunden ſein 
werden, und daß tatſächlich das Forſtkulturgeſetz 
für Preußen hier bald wird vorgelegt werden 
können. ! 

Die Ziele, welche die Forſtverwaltung weiter 
zu verfo'gen hat, die bisher erreichten Ergebniſſe 
erfordern das Vorhandenſein eines techniſch und 
wiſſenſchaftſich vorgebildeten, in ſich g ſchloſſenen 
Beamtenkörpars. Ich ſtelle mit Genugtuung feſt, 
daß angeſichts der Tatſache, daß Die varhältnis⸗ 
mäßig günſtigen Abſch'üſſe von der Forſtverwa tung 
erreicht ſind, tatſäch'ich ein ſoſcher Beamtenkörper 
vorhanden iſt. Ich ſpreche auch von dieſer Stelle 
aus der hingebenden Arbeit der Verwaltungs⸗ 
und Forſtbetriebsbeamten in allen ihren Ab⸗ 
ſtufungen den Dank der Forſtverwaltung und des 
Land wirtſchaftsminiſteriums aus. Beſonderer 
Dank gebührt denj nigen Forſtbeamten, die in 
pflichttreuer Erfüllung ihres Dienſtes ihr Leben 
für den Staat dahinegeben haben. Sie dürfen 
des ehrenvollen und dankbaren Gedenkens der 
Staatsforſtverwa'tung und des Miniſtͤriums ver⸗ 
ſichert ſein. (Bravo!) Natürlich bleiben in einem 
Io großen Beamtenkörper gewiſſe Reibungen nicht 
aus, ſie ſtellen aber eine Ausnahme dar, und ich 
vertraue, daß dem Geiſt unſerer Zeit gemäß der 
Geiſt der vertrauensvollen Arbeitsgemeinſchaft 
bei al Beamten ſich durchſetzen und befeſtigen 
wird. 

Wenn unſere Beamten mit der Hingabe, die 
der Dieuſt erfordert hat, arbeiten fo.len, jo Des 
dürfen fie einmal einer auskömmlichen Beſo'dung, 
ander it einer allen Anſprüchen genügenden 
Ausbildung. 

Was die erſtere Frage an'angt, ſo iſt erfreulicher⸗ 
weiſe durch das neue Beamten-Dienſteinkommen⸗ 
oui etz der dring'ichſten wirtſchaftlichen Not ab- 
geholfen. Darüber hinaus ſind aber in der Beamten- 
ſchaft berechtigte Anſprüche geltend gemacht 
worden, die auch bereits im Ausſchuſſe zum Vor⸗ 
‚rag gebracht worden find und zu einem Beſchluß 
des Hauptausſchuſſes geführt haben, den Sie 
unter 1 zu b Tit. 8 finden. Es handelt ſich dabıt 
um die Heraufſetzung der Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigungsbezüge. Ich begrüße es namens 
der Forſtverwaltung, wenn das hohe Haus in 
dieſer Weile geſteigerte Geldmittel für unſere 
Bamten bewilligt. Allerdings würde ich der 
Mä inung fein, daß bicher Beſchluß einer Ergänzung 
nach der Richtung bedarf, die der Antrag des 
Zentrums auf Druckſache Nr. 1424 dahin fordert, 
HB auch den Oberförſtern die Dienſtaufwands⸗ 
Intſchädigungen entſprechend zu erhöhen ſeien. 
Es wird nicht zu verkennen fin, daß auch gerade 
für die Oberförſter erheblich höhere Mittel für den 
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weiſe nur auf die bedeutend erhöhten Koſten der 
G. ſpannhaltung für die Dienſtpferde hin. A ſo 
ich würde bitten, nach dieſer Richtung eine Er⸗ 
gänzung des Beſchluſſes des Hauptausſchuſſes 
vorzunehmen. Dabei möchte ich allerdings zur 
Erwägung ſtellen, ob es zweckmäßig iſt, unter Auf⸗ 
rechterhaltung dieſes Beſchluſſes die einzelnen feſten 
Summen, die für die verſchiedenen Beamten⸗ 
gruppen von dem Hauptausſchuß vorgeſehen ſind, 
hier endgültig zu beſchließen. Sie wollen dabei 
nicht überſehen, daß die ganze Frage dadurch ein 
anderes Geſicht bekommen hat, daß inzwiſchen die 
notwendigen Erhöhungen der Gehälter erfolgt 
ſind, daß ferner der Dienſtkleidungszuſchuß erhöht 
iſt, daß alſo eine Neuregelung der notwendigen 
Dienſtaufwands⸗Entſchädigungsſumme wird er⸗ 
folgen müſſen, wenn fie den tatſächlichen Bedürf— 
niſſen entſprechen ſoll. Ich würde ſomit die An⸗ 
regung geben, nach dieſer Richtung hin nicht den ins 
einzelne gehenden Beſchluß über die Verwendung 
der Summen für die einzelnen Beamtenklaſſen 
aufrecht zu erhalten. 

„Weiterhin hat ſich der Hauptausſchuß hinſicht⸗ 
lich der Stellung der Beamten mit der Frage De: 
ſchäftigt, wie es mit denjenigen Beamten gehalten 
werden ſoll, die außer ihrer Fachvorbildung noch 
eine Militärdienſtzeit hinter ſich baben, und die 
infolge der veränderten Verhältniſſe und infolge 
des Krieges verſchiedene Beſoldungsdienſta'tar 
aufzuweiſen haben. Ich beziche mich auf die 
Anträge des Hauptausſchuſſes unter Nr. 2 a und b 
Rund auf die Erklärung, die der Herr Ob rlandforſt⸗ 
meiſter im Hauptausſchuß abgegeben hat und die, 
wie ich überzeugt bin, eine auch dieſes hohe Haus 
befriedigende Regelung der ganzen Angelegenheit 
darſtelrt. Ich halte die Sache für wichtig genug, 
um auch hier dem hohen Hauſe in ſeiner Geſamt⸗ 
heit die Erklärung des Herrn Oberlandforſtmciſters, 
die am 3. September im Hauptausſchuß erteilt 
worden iſt, zu verleſen“): 

Ich bin überzeugt, daß damit dem Wunſche 
nicht nur der Beamtenſchaft, ſondern auch der Auf- 
faſſung des hohen Hauſes Rechnung getragen ſein 
wird. 5 

Wenn ich ſo mit einigen Worten die geldliche 
Seite der Angelegenheit beleuchtet habe, möchte 
ich auf die andere notwendige Vorausſctzung für 
eine tüchtige, leiſtungsfähige Beamtenſchaft ein- 
gehen: das iſt die Frage ihrer Ausbildung, die 
durch den Wegfall der bisherigen militäriſchen 
Vorbildung eine weſentliche Veränderung erfahren 
hat und zweifellos auf neue Grundlagen geſtellt 
werden muß. Allerdings könnte die Frage infolge 
der Sperrung der Zulaſſung zum Förſterberuf, 
die ſich einige Jahre hindurch als notwendig er⸗ 
wieſen hat, zurzeit nicht ſo brennend erſcheinen. 
Aber dieſe Auffaſſung trifft doch nicht zu, denn die 
Eltern, die ihre Söhne dem Förſterberuf widmen 
wollen, müſſen ſobald wie möglich erfahren, welchen 
Bildungsgang ſie ihre Kinder durchmachen laſſen 
ſollen. Auch die Forſtverwaltung muß Wert darauf 
legen, daß der beſte Nachwuchs, die Söhne der 
jetzt im Dienſt befindlichen Förſter, auch rechtzeitig 
den künftig erforderlichen Bildungsgang erhält. 

Es iſt durchaus zu begrüßen, wenn die Staats⸗ 
förſter für ihre Vorbildung weitgehende Forde⸗ 
rungen ſtellen. Aber nachdem der Hauptausſchuß 
beſchloſſen hat, zu dieſer Frage im Augenblick 
keine endgültige Stellung zu nehmen, erſcheint dies 
auch mir nicht zweckmäßig. Der Hauptausſchuß 
hat unter 2 beantragt, eine Kommiſſion einzuſetzen, 
die auch die endgültige Regelung der Ausbildung 
der Förſter zu klaren hat. Dem Beſchluſſe des 


4) Der Wortlaut dieſer Erklärung iſt bereits in Nr. 48 auf 
S. d bei der Berichterſtattung über die Hauptausſchuß⸗ 
verhandlungen zum Abdruck gebracht worden. a 

N i Die Schriftleitung. 
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verwaltung hat alle einleitenden Schritte getan, 
DL, len Ausſchuß ſo ſchnell wie möglich einzuberufen, 
und ich darf der Hoffnung Ausdruck geben, daß er 
noch im Laufe dieſes Kalenderjahres wird zuſammen⸗ 
treten können. 

Ich möchte dann allerdings bitten, daß dieſe 
Kommiſſion ſich den unter 3 und 4 ihres Programms 
aufgeführten Fragen in erſter Linie zuwenden 
möge; nämlich der eben behandelten R gelung 
der Ausbildung der Förſter und der Revier⸗ 
förſterfrage, die ja mit den Fragen der Vor⸗ 
bildung aufs engſte zuſammenhängt. Da auch 
dieſe Frage noch in der Schwoebe iſt, halte ich es 
nicht für richtig, gegenwärtig Revierförſter neu ein⸗ 
zuſtellen. Einerſͤits muß die Frage der Vor⸗ 
bildung für die Revierförft:r geregelt werden, und 
ander fıit3 muß ihre dienſt'iche Zuſtändigkeit die 
feſte Umgrenzung erfahren, deren ſie heute noch 
ermangelt; ein Mangel, der bͤkanntlichzuR ibungen 
in der Beamtenſchaft geführt hat, die j denſalls 
ausg räumt und vermieden werden muſſen. 

Im Anſchluß daran darf ich auch mit cinigen 
Worten eingehen auf die Frag? des Hochſchul⸗ 
ſtudiums der zukünftigen Forſtverwaltungs⸗ 
beamten. Auch dieſe Frage hat im Hauptausſchuß 
eine eingehende Beſprechung erfahren. Sachlich 
b. ftand meiner Erinn rung nach keine abweichende 
Meinung darüber, daß die Einführung der R ktorats⸗ 
veͤrfaſſung an den Forſtakademien für wünſchens⸗ 
wert und n erachtet wurde. Auch die 
Verleihung des Doktorrechtes an die Forſt⸗ 
hochſchulen hat im Ausſchuß eine Mehrheit 
gefunden. Ta ſächtich iſt die Rektoratsver⸗ 
faſſung bereits im laufenden Haushaltsjahre 
cingeführt. Sie entbehrt aber doch der plantıcht« 
(ichen Grundlage. Dieſer Zuſtand muß ſo ſchnell 
wie möglich beſeitigt werden, und ich begrüße es, 
daß der Hauptausſchuß, die fen Verhältniſſen Rech- 
nung tragend, den Antrag k angenommen hat, daß 
die bei den beiden; Forſtakade mien Eberswalde 
und Hann.⸗Münden am 1. April d. Js. ein⸗ 
geführte Rektoratsverfaſſung aufrechtzuerhalten 
und die daraus ſich ergebenden finanziellen Folgen 
in dem Entwurf des Haushalts für das Ned 
nungsjahr 1922 zu berückſichtigen ſind. , 

Di ſen Wünſchen wird bei Aufſtellung des: 
Haushaltsplans für das kommende Jahr Rochnung⸗ 
getragen. Ich freue mich, feſtſt Dun zu können, 
daß die Vorbereitungen im Sinne di ſes Antrags 
ſowie der unter e und g gefaßten Beſchlüſſe des 
Hauptausſchuſſes ſoweit gefördert find, daß mit 
ihrar Erfüllung zu Beginn des nächſten Haushalt- 
jahres mit aller Sicherheit wird gerechnet werden 
können. 

Noch ein kurzes Wort über die Arbeiter⸗ 
frage! Es unterliegt keinem Zweifel, daß wir un 
bedingt einen zuver äſſigen ſtändigen Stamm von, 
Forſtarbeitern für die großen Arbeiten in den Staats- 
forſten haben und rha'ten mussen, und die Wünſche, 
die der Hauptausſchuß darüber dury Anträge ge⸗ 
außert und beſchloſſen hat, werden Erfüllung 
finden können. , 

Der genugenden Entlohnung der Forſt⸗ 
arbeiter wird auch weiterhin Rechnung getragen 
werden. Dringend wünſchenswert iſt es, daß nicht 
etwa, wie das im laufenden Jahre der Fall mar, 
aus Mangel an Mitteln ſtändige Forſtarbeiter, 
nicht dauernd beſchäftigt werden können und zeit⸗ 
weilig entlaſſen werden. Dazu iſt, wi mich bereits, 
hervorgehoben habe, der Kulturfonds für das 
kommende Jahr mehr als verdoppelt worden, ſo 
daß allein dadurch die dauernde Beſchäftigung der 
ſtändigen Waldarbeiter geſichert erſch int. Darüber 
hinaus iſt aber der Titel des Haushalts, der für 
den Ausbau der öffentlichen Wege be ſtimmt iſt, 
für das kommende Jahr mehr als verviärfacht; er. 
iſt auf 23 Millionen Mark erhöht. Auch das find 
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die ſtändigen Forſtarbeiter in den Staatsforſten habe. Allzuviel dürfe man aber für den Groß⸗ 
betrieb davon nicht erwarten, denn die Über- 


entſprechend zu beſchäftigen. 

Der Frage des Wohnungsweſens, der Unter⸗ 
bringung der ſtändigen Arbeiter, wird die 
nötige Sorgfalt zugewendet werden. Ich darf darauf 
hinweiſen, daß, ſoweit die Vorarbeiten bisher ab⸗ 
geſchloſſen ſind, für das kommende Haushaltsjahr 
im ganzen für Bauzwecke 30 Millionen Mark in 
Ausſicht genommen ſind, eine Summe, die über 
das nicht unerheblich hinausgeht, was im laufenden 
Haushaltsjahre veranſchlagt war und nunmehr 
zur Bewilligung ſteht. 

Die Zuweiſung von Wieſen an Wald⸗ 
arbeiter zu denſelben Bedingungen, unter denen 
die Forſtbeamten ſie gepachtet haben, iſt gleich⸗ 
falls geſichert. 

In dieſem Zuſammenhange möchte ich noch 
ein kurzes Wort äußern über die Fragen der Streu⸗ 
abgabe und der Wald weide. Die Staatsforſt⸗ 
verwaltung iſt ſich ihrer Pflicht und ihrer Aufgabe 
gegenüber der Land wirtſchaft, namentlich gegen⸗ 
über den kleineren Landwirten, in Zeiten wirt⸗ 
ſchaftlicher Not bewußt. Sie wird in Bedarfsfällen 
auch weiterhin bereit ſein, Streu herzugeben und, 
wo es wirtſchaftlich notwendig iſt, die Wald weide 
zu gewähren. Aber ich möchte doch nicht unter⸗ 
laſſen, darauf hinzuweiſen, daß es ſich namentlich 
bei der Gewährung von Wald weide um Notmaß⸗ 
nahmen handelt, die nur eine Ausnahme dar⸗ 
ſtellen können, die nur durch beſondere wirtſchaft⸗ 
liche Verhältniſſe gerechtfertigt erſcheinen. Auf 
der anderen Seite iſt es kein Geheimnis, wenn ich 
fage, daß eine wirkliche Forftlultur, eine Pflege 
des Waldes bei Aufrechterhaltung der Wald weide 
ſchlechterdings unmöglich iſt und damit dieſe wichtige 
Aufgabe der Forſtverwaltung erſchwert, ſtellenweiſe 
ſogar unmöglich gemacht wird. 

Wenn in den zahlreichen Beſchlüſſen des Haupt⸗ 
ausſchuſſes unter O noch beſonders die Frage 
der Sicherung des Koalitionsrechts der in 
der Forſtwirtſchaft beſchäftigten Arbeiter 
und Angeſtellten gefordert wird, ſo möchte ich 
ſagen, daß dieſer Beſchluß eigentlich nichts anderes 
bedeutet als ein Einrennen von offenen Türen; 
denn die ſtaatliche Forſtverwaltung wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich wie bisher ihr Augenmerk darauf richten, 
daß die geſetzlichen Beſtimmungen über das Koa⸗ 
litionsrecht ſowie die Beſtimmmungen des Betriebs⸗ 
frätegeſetzes in der Forſtverwaltung zur Durch⸗ 
führung gelangen. 

Damit laſſen Sie mich meine Ausführungen 
ſchließen. Ich verſage es mir, auf alle Anträge 
im wortwörtlichſten Sinne von A bis Z einzugehen. 
Es wird vielleicht nachher noch Gelegenheit ſein, 
bei der einen oder anderen Einzelfrage ſich zu 
äußern. Der Herr Oberlandforſtmeiſter behält 
ſich vor, noch ſeinerſeits zu gegebener Zeit das Wort 
zu ergreifen. (Bravo!) . 

Nach der Rede des Miniſters ereifert ſich der 
Abg. Klaußner (Unabh. Soz.) für das angeblich 
bedrohte Koalitionsrecht der Waldarbeiter. Er 
fordert ferner Aufhebung aller Maßnahmen, Ge⸗ 
bühren uſw. ſeitens der Forſtverwaltung, die die 
minderbemittelte Bevölkerung belaſten. 

Abg. Graf v. Stolberg (D. Vp.) warnt vor 
der Übernahme von Sägewerken in ſtaatliche 
Regie. Er dankt im Namen aller Parteien der 
Preußiſchen Staatsforſtverwaltung für die aus⸗ 
gezeichnete Arbeit, die ſie geleiſtet hat. 

Oberland forſtmeiſter Dr. Frhr. v. d. Busſche 
teilt mit, daß die Staatsforſtverwaltung größere 
Verſuche mit dem Dauerwaldprinzip eingeleitet 
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ſichtlichkeit der Verwertung des Holzes werde ſehr 
erſchwert. Der Etat mußte infolge notwendiger 
Kulturarbeiten erheblich überſchritten werden, der 
Fehlbetrag dürfte aber aus dem Ankauffonds zu 
decken ſein. 

Damit iſt die Ausſprache geſchloſſen. Der 
Haushalt der Forſtverwaltung wird unter An⸗ 
nahme der Ausſchußanträge auf Erhöhung der 
für die Beſchaffung von Arbeiterhäuſern vor⸗ 
geſehenen Summe um 1 Million Mark auf 
6 Millionen Mark, der Zuſchüſſe zu den Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigungen für die Revierförſter 
uſw. um 8 127 200 % auf 10 972 600 % und des 
Zuſchuſſes zum Forſtbaufonds um 2 Millionen 
auf 14 Millionen Mark genehmigt. Die Ausſchuß⸗ 
anträge, ſoweit ſie in der Abſtimmung erledigt 
werden, werden unter Ablehnung des Antrages 
der Unabhängigen Sozialdemokraten angenommen. 
Angenommen wird ferner ein Antrag Dr. Porſch 
(Zentr.) auf Erhöhung des Zuſchuſſes zu den 
Dienſtaufwandsentſchädigungen der Oberförſter 
um 3 000 000 auf 8 170 000 K. Angenommen 
wird u. a. der Ausſchußantrag, die den beiden 
Forſtakademien Eberswalde und Hann.⸗Münden 
am 1. April d. J. gegebene Rektoratsverfaſſung 
aufrecht zu erhalten; die hierzu vorliegenden 
deutſchnationalen Anträge ſind zurückgezogen 
worden. Bei der Abſtimmung über den Ausſchuß⸗ 
antrag auf Zurückziehung des Erlaſſes vom 
14. April d. J., der eine ſofortige Verkleinerung 
des Wirtſchaftslandes der Oberförſter auf 20 und 
des der Förſter auf 12 ha anordnet, ergibt ſich, da nur 
196 Abgeordnete durch Hammelſprung abſtimmen, 
die Beſchlußunfähigkeit des Hauſes. Der Antrag 
gelangte in der Freitagſitzung nochmals zur Ab⸗ 
ſtimmung und wurde angenommen. In der 
75. Sitzung wurde die Abſtimmung fortgeſetzt. 
Der bereits vorerwähnte Antrag des Haupt⸗ 
ausſchuſſes, entſprechende Anordnungen zu 
treffen, daß den Forſtbeamten in bezug auf die 
Verwendung des Dienſtlandes und der darauf 
gewonnenen Erzeugniſſe, ausgenommen in bezug 
auf Verpachtungen, keine Beschränkung auferlegt 
wird, wird angenommen. Abgelehnt werden An⸗ 
träge des Ausſchuſſes und der Mehrheits⸗Sozial⸗ 
demokraten auf beſchleunigte Vorlegung eines 
Forſtkulturgeſetzes, ferner ein Antrag, ſämtliche im 
Beſitz des Staates befindlichen Forſten dem Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu 
übertragen, ſowie ein Antrag der Sozialdemokraten, 
den Miniſter aufzufordern, geeignete Maßnahmen 
zur Weiterverarbeitung des in den Staatsforſten 
geſchlagenen Holzes zu ergreifen. Die übrigen 
Anträge werden angenommen, ſo ein ſolcher über 
das Koalitionsrecht der Forſtarbeiter und ⸗ange⸗ 
ſtellten, Einſtellung von 20 Millionen Mark in den 
Etat für den Bau von Arbeiterwohnhäuſern, Her⸗ 
gabe von Waldweide an Kleinviehhalter und 
Heranziehung der Organiſationen der Oberförſter, 
Revier⸗ und Staatsförſter zu einer Kommiſſion 
zur Prüfung einer Dezentraliſation innerhalb der 
Forſtverwaltung, Ausbildung der Förſter und 
dergleichen. 
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Die grüne Woche (18. Mitgliederverſammlung) des Deutjchen 


Forſtvereins zu Kreuznach in der Zeit vom 6. bis 15. September 1921. 
Von Forſtrat Eulefeld, Lauterbach (Heſſen). 


(Fortſetzung) 


Geheimrat Wappes dankt auch für dieſen 
freundlichen Gruß. Dankbar müſſe er auch ſein 
dafür, daß alle Hemmniſſe wegen der Unterkunft 
durch die Stadt und auch durch die Kurdirektion 
ſowie durch den Verkehrsrat Kreuznach beſeitigt 
worden ſind. Auch dankt er der örtlichen Kommiſſion 
für die gehabte große Mühe. Es ſei aber noch zu 
verraten, daß Herr Dr. Fiſcher ſich der Hoffnung 
hingebe, daß die deutſchen Forſtleute wieder nach 
Bad Kreuznach kommen zur Erholung und Kur; 
das Bad befreie uns vom Zipperlein, auch ſei es 
gut gegen Schreibkrampf. (Bravo.) 

Hofrat Dr. Cieslar-Wien: Hochanſehnliche 
Verſammlung! Wir waren hocherfreut über Ihre 
Einladung. Das große Deutſche Reich hat unſer 
nicht vergeſſen. Wir vier ſind gerne gekommen 
und werden neue Anregungen ſammeln. Ich 
danke auch für die freundlichen begrüßenden Worte 
des Präſidenten und endlich dafür, daß Sie uns 
die Reiſe hierher ermöglicht haben. Unſere Miſſion 
führt uns nicht allein als Fachgenoſſen hierher, 
ſondern auch das Empfinden, daß wir auch 
deutſche Volksgenoſſen ſind. Wir tragen 
heiße Sehnſucht in der Bruſt, wenn wir an die 
Zukunft denken, an einen großen deutſchen Forſt⸗ 
verein. 

Geheimrat Wappes dankt für das aus 
warmer Bruſt gekommene Wort. Der öſterreichiſche 
Forſtverein war früher beſſer entwickelt als 
der deutſche. Das öſterreichiſche Nachbarland 
war uns ein Vorbild. Möge auch dort wieder 
ein Reichsforſtverein entſtehen. 

Hiermit war die Reihe der Begrüßungsreden 
geſchloſſen, und nachdem zweiSchriftführer ernannt 
waren, wurde in die Tagesordnung eingetreten. 
Oberforſtmeiſter Kranold übernahm den Vorſitz, 
und es ergriff das Wort zum Thema „Geſchäfts⸗ 
bericht des Vorſtandes“ 

Geheimrat Dr. Wappes: Wenn wir an den 
Geſchäftsbericht für das vergangene Jahr heran⸗ 
treten, ſo müſſen wir uns zunöchſt fragen, was 
wir ſind und was wir wollen. Es iſt nötig, ein 
Programm zu entwerfen auf Grund der Satzung. 
Es ſind Sonderausſchüſſe zu bilden, die die fachliche 
Ausbildung fördern und damit die Steigerung der 
Erträge. Wir müſſen auf die allgemeine Steigerung 
des Kulturwertes hinarbeiten, wir leiden unter 
einer Umllammerung und durch den Kampf im 
Innern. Der Bedarf an Holz ſteigt im Inland, 
und dann ſollen wir auch ans Ausland abgeben. 
Wir müſſen deshalb mehr leiſten und ein raſcheres 
Tempo einſchlagen, übergehen in techniſche An⸗ 
ſchauung, in mehr kaufmänniſche Gebarung. 
Unſere Wirtſchaftsführung iſt noch nicht genug 
entfernt von der Stufe des Handwerksmäßigen. 
Die Vereinstätigkeit iſt deshalb ein elementares 
Bedürfnis. Der Forſtverein beſteht nun ſchon 
ſeit 80 Jahren, ſeine Entwicklung währte aber bis 
1900 bis zum Deutſchen Forſtverein. Der Deutſche 
Forſtverein hat ein Arbeitsgebiet, das kein anderer 
Zuſammenſchluß leiſten kann. Er will die Fach⸗ 
bildung und den Fachgeiſt fördern, nichts Amtliches 
wikl er erfaſſen, ſondern den homo foresticus, 
wir wollen den Fachmann zur höchſten Leiſtung 


— 
ba 


heranbilden. Die Wege zum Ziele ſind wegen 
Mangels an Mitteln beſchränkt. Zunächſt ſteht 
uns die Mitgliederverſammlung' zur Verfügung, 
um an der notwendigen Fortbildung zu arbeiten. 
Dann iſt der freie Zuſammenſchluß der Fach⸗ 
genoſſen, aber auch die Tätigkeit der Verwaltungen 
daneben und als Vorausſetzung notwendig. Eine 
dritte Aufgabe iſt es, wie Profeſſor Dr. Weber 
ſchon im vergangenen Jahre in München zum 
Ausdruck brachte, die Verbindung aufrecht zu 
erhalten zwiſchen den Provinzialverbänden unter 
ſich und mit dem Deutſchen Forſtverein k). 
ſind drei Formen möglich. Zunächſt die Form, 
daß der Deutſche Forſtverein mit den Ländern in 
teiner weiteren Beziehung ſteht, ſondern die Mit⸗ 
glieder ſtehen nur in Verbindung mit ihren ge⸗ 
wählten Leitern, alſo mit dem Ausſchuß. Die 
zweite Form iſt die, daß unſer Ausſchuß in loſe 
Arbeitsverbindung mit den Provinzial- und Lokal⸗ 
vereinen tritt, in der Art, daß wir uns über Ver⸗ 
faſſung, die Vereinsziele und deren Arbeit ſtändig 
auf dem Laufenden erhalten durch perſönliche 
Fühlungnahme und die Fachvereine anregen. 
Die dritte Form beſteht in der Zuſammenarbeit, 
ſo daß der Deutſche Forſtverein gewiſſermaßen die 
Provinzial⸗ und Lokalforſtvereine als Bauſte ine 
in feine Verfaſſung einfügt, indem die angeſchloſſenen 
Vereine Vertreter in die Leitung des Deutſchen 
Forſtvereins entſenden. Wir ſind zur Auffaſſung 
gekommen, daß die zweite Form für uns zweck⸗ 
mäßig iſt, daß der Deutſche Forſtverein und 
ſeine Leitung in loſe Arbeitsgemeinſchaft zu den 
Provinzial⸗ und Lokalvereinen tritt. 
Schlußfolgerungen: Wir ſind zur Auffaſſung 
gekommen, daß die Arbeit des Deutſchen Forſt⸗ 
vereins die umfangreichſte iſt. Der Vorſtand muß 
einen gewandten Geſchäftsführer haben und mit 
den anderen Vereinen arbeiten. Wir haben die 
grüne Woche eingerichtet, ſo daß der Reichsverband 
der deutſchen Waldbeſitzerverbände, der Reichs⸗ 
forſtwirtſchaftsrat und der Deutſche Forſtverein 
miteinander verhandeln können. Dieſe Einrichtung 
eis große Anforderung an die Nerven; ander⸗ 
eits wird aber die Arbeit ſehr gefördert. Es findet 
dadurch eine glatte Abgrenzung ſtatt gegen die 
Intereſſentenverbände der deutſchen Forſtver⸗ 
waltung. In der Verſammlung zu Erfurt (1917) 
wurde die Frage geſtellt, ob auch die Intereſſen⸗ 
vertretung der Forſtverwaltung hierher gehört. 
Es würde dadurch die Arbeit ſehr erſchwert. Es 
iſt aber nicht zweifelhaft, daß die Standesintereſſen⸗ 
vertretung der Beamten durch eigenen Zuſammen⸗ 


*) Bemerkung des Berichterſtatters: 
Bei der Verſammlung in Schwerin im Jahre 1899 
hat Fricke (damals im Privatdienſt als Forſtmeiſter in 
Beutnitz) den Aufbau des Deutſchen Forſtvereins auf 
den Loka vereinen beantragt. Bei einem letzten dies⸗ 
bezüglichen Zuruf antwortete Oberforſtmeiſter Danckel⸗ 
mann, den Zeigefinger erhebend, „Zu fpät“. Das. 
was Fricke damals als einzig richtig erkannte, drängt 
ſich itzt nach zwei Jahrzehnten immer mehr in den 
Vordergrund, und deshalb ha'te ich es zum ehrenden 
Gedenken an Fricke für wichtig, daran zu erinnern. 
In dem Verhandlungsbericht Schwerin iſt von dem 
zuletzt erwähnten Vorkommnis nichts enthalten. 
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ſchluß herbeigeführt werden kann, wie das ja jetzt 
auch geſchehen iſt. 5 . 
Zum Schluſſe noch ein ſozialpolitiſcher Ausblick. 
Wir müſſen aus der Fachvereinſamung heraus⸗ 
kommen und uns dem Geſamtleben des Volkes 
anpaſſen. Den deutſchen Forſtbeamten ſteht eine 
wichtige Aufgabe bevor. Wir wiſſen, daß das 
Volksleben zerrüttet iſt. Der Wiederaufbau iſt 
nur möglich dadurch, daß wir zu einem ſozialen 
Frieden gelangen. Nach mancher Richtung hin 
haben die Forſtbeamten günſtige Wege, um Frieden 
auf ihrem Gebiete zu ſchaffen. Die ſoziale Stellung 


1 


der Forſtarbeiter iſt anders als bei Fabrikarbeitern. 
Sie haben eine angenehmere Art der Arbeit; 
fie iſt nicht maſchine mäßig wie bei den Induſtrie⸗ 
arbeitern, außerdem iſt viel perſönlicher Kontakt 
nötig. Die Forſtwirtſchaft iſt geeignet, den ſozialen 
Frieden vorzubereiten und die weitere Entwicklung 
auf dieſem Gebiete zu ermöglichen. Dann aber 
iſt es wichtig für den Beamten, durch die Über⸗ 
legenheit des Geiſtes die Arbeiter heranzuziehen 
durch kollegialen Verkehr. Es iſt eine wichtige 
Aufgabe des Deutſchen Forſtvereins, die ideale 
Berufsauffaſſung zu fördern. (Fortſetzung folgt.) 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 

Forſtmeiſter Waaner, Kohlfurt, iſt am 18. No⸗ 
vember zum Stadtoberforſtmeiſter in Görlitz ge⸗ 
wählt worden. Geboren 1873 als Sohn eines 
Oberförſters, trat er nach erfolgreichem Beſuch 
der Forſtakademie Tharandt in den Sächſiſchen 
Forſtverwaltungsdienſt und wurde nach be⸗ 
ſtandenem Staatsexamen mit der Aſſeſſorſtelle 
bei der Herzoglichen Revierverwaltung zu Hummels⸗ 
hain betraut, die er bis Oktober 1899 verwaltete. 
Von da ab ſtudierte er auf der Univerſität Gießen. 
Am 1. Februar 1901 erfolgte ſeine Anſtellung als 
Oberförſter auf Probe in der Oberförſterei 
Rietſchen. Hier verblieb er bis Ende des Jahres 
1906, um am 1. Januar 1907 die Verwaltung der 
Oberförsterei Kohlfurt zu übernehmen. 


7 

Der Stͤndige Aus ſchuß des Neichsforſtwirtſchafts⸗ 
rates, der aus 24 Mitgliedern beſteht, tagte am 
8. November in Bamberg unter Zuziehung 
einiger weiterer Sachverſtändiger, um in Gegen⸗ 
wart von drei Vertretern des Reichsminiſteriums 
für Ernährung und Landwirtſchaft die Beratung 
des Geſetzentwurfes des Reichsforſtgeſetzes wieder 
aufzunehmen. Die eingehenden Verhandlungen 
dauerten bis tief in den Nachmittag hinein und 
ergaben ſchließlich für den neuen Entwurf eine 
faſt der Einſtimmigkeit gleichkommende Mehrheit 
Dem Vernehmen nach wird der Entwurf bald 
den Ländern zur Stellungnahme zugehen und 
damit auch unſeren Leſern zugänglich gemacht 
werden. Dies wird einem allgemein gehegten 
Wunſche entſprechen. Nachmittags bis gegen 
Mitternacht reihte ſich in Bamberg die Beranıng 
des vorläufigen Referentenentwurfs zu einem 
Reichsforſtkammergeſetz an. Dieſer Entwurf wurde 
von den Mitgliedern des Reichsforſtwirtſchafts⸗ 
rates aus dem Grunde warm und lebhaft begrüßt, 
weil das Reichsminiſterium für Ernährung und 
Landwirtſchaft ſich von vornherein auf den Stand— 
punkt geſtellt hat, daß die forſtliche Berufs⸗ 
vertretung analog dem Vorgehen bei Begründung 
des Reichsforſtwirtſchaftsrats, der als Vorſtufe 
zur Reichsforſtkammer auf geſetzlicher Grundlage 
anzuſehen iſt, zum mindeſten in ihrer Spitzen⸗ 
organiſation ſelbſtändig werden ſoll. Die über⸗ 
einſtimmende Anſicht der in Bamberg anweſenden 
Forſtleute ging dahin, daß man mit der Land⸗ 
wirtſchaft zuſammen alle wichtigen bodenwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen vertreten und nötigenfalls 
verteidigen ſoll, daß aber die heutzutage fo De, 
deutſame Forſtwirtſchaft ihre Sonderaufgaben 
ſelbſt beraten und erfüllen ſoll. Hoffentlich er⸗ 


blickt auch der Referentenentwuf zum Reichsforſt⸗ 
kammergeſetz bald das Licht der Offentlichkeit. 


＋ 

Nach rägliche Verleihung von Aufrückungs⸗ 
ſtellen ſür Forſtbeamie. Im Anſchluß an die 
Notiz auf S. 839 in Nr. 45 berichten wir, 
daß der Ausſchuß des Landtags in ſeiner 
Sitzung vom 25 Oktober 1921 bei Kap. 63 
Titel 6 des Haushaltsplans einen Betrag von 
250 Millionen Mark genehmigt hat, von dem die 
Mehrausgaben zu beſtreiten ſind, die durch die 
nachträgliche Stellenverleihung an nach 
dem 1. April 1920 ausgeſchiedene Beamte zur 
Ausgleichung von Härten entſtehen. Beamte, die 
zu einem ſpäteren Zeitpunkt als dem 1. April 
1920 in den Ruheſtand getreten oder am 1. April 
1920 und ſpäter verſtorben find, können alfo jetzt 
nachträglich in Aufrückungsſtellen eingereiht werden. 
Soweit Beförderungsſtellen in Frage kommen, 
iſt auch hier eine Einreihung möglich, wenn das 
von ihnen bis zur Verſetzung in den Ruheſtand 
oder bis zum Ableben bekleidete Amt wegen ſeines 
Umfanges und ſeiner Bedeutung einer höheren 
Beſoldungsgruppe zugeteilt iſt und wenn ferner 


(der Beamte nach feinen Kenntniſſen, Fähigkeiten 


und Leiſtungen ſowie überhaupt nach ſeiner 
Geſamtperſönlichkeit zur Wahrnehmung des Amtes 
geeignet war. Da die Aufrückungsſtellen in der 
Staatsforſtverwaltung durch das Miniſterium 
verliehen werden, empfehlen wir den in Betracht 
kommenden Beamten oder Hinterbliebenen, ſich 
baldigſt unmittelbar mit der Regierung in 
Verbindung zu ſetzen, der der Beamte zuletzt 
unterſtellt war. Die Regierungen werden die 
Geſuche dem Minſterium weiterreichen. 
CH 


Forſtwirtſchaftliches. 

Entwurf des Kahlſchlaggeſetz 83. Der Land: 
wirtſchaftsausſchuß des Preußiſchen Landtages 
hat am 22. d. Mts. die Beratung des Kahlſchlag— 
geſetz⸗Entwurfes (Antrag Siering) bis Februar 
122 vertagt in der Erwartung, daß bis dahin 
das Forſtkulturgeſetz zur Beratung kommt und 
ſich dadurch das Kahlſchlaggeſetz erledigt. 


> 

Allgemeine Wirtſchaftsgrundſätze der württem⸗ 
bergiſchen Staatsforſtverwaltung. In Nr. 42 
der „Silva“ war folgender allgemeiner Erlaß der 
württembergiſchen Staatsforfverwaltung vom 
3. Oktober 1921 veröffentlicht: 

1. Allgemeines Ziel der Virtſchaft ſoll ſein, 
dem Waldboden unter Erziehung möglichſt großer 
Mengen hochwertigen Nutzholzes in gangbaren. 
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Sortimenten eine möglichſt hohe Rente abzu- 
gewinnen, und zwar nicht zuerſt durch eine an ſich 
unſichere Umtriebs⸗ und Hiebsreifebeſtimmung, 
ſondern vor allem durch ſchärfſte Anſpannung 
aller wertſchaffenden Kräfte der Natur bei ſpar⸗ 
ſamſter Bemeſſung des Aufwands. 

2. Die Nutzung im Staatswald muß eine 
nachhaltige ſein in dem Sinne, daß für Zwecke 
des laufend jährlichen Ertrags nur Holzmaſſen 
erhoben werden, die dem laufend jährlichen Zu⸗ 
wachs entſprechen. Vorausſetzung iſt dabei, daß 
zu deren Erhebung die erforderlichen nutzbaren 
Vorräte fortlaufend zur Verfügung ſtehen. 

Nutzungen, die den jährlichen Zuwachs über⸗ 
ſchreiten, alſo in den Vorrat eingreifen, bleiben 
ſorſtliches Produktionskapital und ſollen zunächſt 
dem Forſtreſerve fonds zufließen. 

Die Nachhaltigkeit bindet nur die Geſamt⸗ 
derbholznutzung ohne Trennung von End⸗ und 
Vornutzung. 

3. Wichtigſter Produktionsfaktor und Grund⸗ 
lage der Forſtwirtſchaft iſt der Waldboden. Auf 
Erhaltung und Steigerung ſeiner Ertragskraft 
muß daher der ganze Betrieb in erſter Linie 
eingeſtellt ſein. 

4. Demgemäß ſoll grundſätzlich auf Miſchwald 
hingearbeitet werden, und zwar in dem Sinne, 
daß neben wertſchaffenden Holzarten jeweils 
immer mindeſtens eine bodenpflegende Holzart, 
im Nadelwald womöglich eine Laubholzart, in 
Einzel⸗ und Gruppenmiſchung auf die Fläche 
gebracht und durch das ganze Beſtandesleben 
erhalten wird. 

5. Die Wirtſchaft geht grundſätzlich auf Natur⸗ 
verjüngung aus, d. h. es werden auf der ganzen 
Betriebsfläche günſtigſte Bedingungen für ſie 
geſchaffen. Künſtlicher Anbau hat nur da ergänzend 
einzugreifen, wo die Leiſtungen der Natur dem 
Wirtſchaftsziel nicht oder nicht voll entſprechen. 
Dabei dürfen dann nur Samen und Pflanzen 
heimiſcher oder ſonſt erwünſchter Herkunft bzw. 
Raſſe Verwendung finden. 

6. Die Beſtandeserziehung hat den Grund⸗ 
ſätzen 3, 4 und 5 Rechnung zu tragen und muß 
weiterhin vom Grundſatz der Stetigkeit geleitet ſein. 

Der ſtrenge Horizontalſchluß des gleichaltrigen 
Waldes ſoll verlaſſen und Annäherung an den 
Vertikalſchluß geſucht werden, vor allem durch 
tetige Durchforſtungseingriffe in den Haupt⸗ 
beſtand ſchon vom Dickungsalter ab. 

7. Die Form des Großſchlags als Grundlage 
des Betriebsſyſtems wirkt waldbaulich wie betriebs- 
techniſch ungünſtig und wird deshalb grundſätzlich 
verlaſſen. An ihre Stelle tritt als Regel der Klein⸗ 
ſchlag mit ſaum- und ſtreifenweiſe fortſchreitender 
Ernte und Verjüngung. Form und äußere An⸗ 
ordnung der Kleinſchläge ſoll in erſter Linie 
durch produktionstechniſche Geſichtspunkte beſtimmt 
werden. 


2 
Vom RNauhwarenmarkt. 
Nauhwerkpreiſe der Märtiſchen Fell ⸗Ver⸗ 


wertungsgenoſſenſchaft Berlin N 20, Freienwalder 
Straße 5, vom 26. November 1921. (Bei nach⸗ 
"ob, upen Preisnotierungen bedeutet I Bumamıre, 
II S lundaware und III Schwarten) Haſen: Winter 
34 K, Sommer 8 &, Wildkanin: Winter 12 &, 
Sommer 1.00 „“, Füchſe: Winter 1 900 &, II 250 ., 
Sommer 50 K, Steinmarder: I 2800 #, II 850 &, 
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III 100 A, Baummarder I 3800 A II 900 &, 
III 125 M, Iltiſſe: I 375 K II 125 4, III 40 &, 
Maulwurfe: I 18 K, II 8 4, Dachſe: I 180 M, 
II je nach Qualität; Rehe: Sommer 60 &, Winter 
30 A: Rotwild: trockn 24 A das Kilo; Dam⸗ 
wild: trocken 32 & das Kilo; Schwarzwild: trocken 
5 K das Kilo. Dufe Preiſe fing Durchſchnittspreiſe, 
zu denen die Waren in Empfang genommen werden 
Sie find nicht als bindend zu betrachten, fonderı 
freibleibend, da fie ſtetig Schwankungen nach oben 
und unten unterworfen ſind. 

Nach der „Kürſchner⸗ Zeitung“ (Leipzig) vom 
27. November 1921. Ctter 1200 bis 1500 &, Stein⸗ 
marder 900 bis 1600 4, Baummarder 1400 bis 
1800 &, Füchſe 500 bis 600 A. Iltiſſe 200 bis 300 &. 
Dachſe 120 bis 200 4, Hamſter 8 bis 16 &, Kanin 
(Kärſchner) 20 bis 30 &, Hafen, Winter 28 bis 30 A. 
Halbe 14 4, Sommer 6 &, Wieſel 10 bis 40 4, Reh⸗ 
decken 45 bis 55K. Die oben bezeichneten Preiſe ſind 
als ungefaͤhr erzieite Preiſe aufzufaſſen, da ſie ftarf 


wechſelnden Schwankungen unterliegen. Die Preiſe 
ziehen weiter an. g 
CH 
Vom Holzmarkt. 
Wochenbericht des Brandenburgiſchen 


Waldbeſitzerverbandes vom 16. November 
Die im Bericht vom 7. November genannten Preiſe 
wurden bei den ſeitdem bekannt gewordenen Verkäufen 
im Durchſchnitt mehr oder weniger ſiark überſchritten. 
Beem Eichenlangho'z betrug dieſe Aberſchreitung etwa 
10 %, der Durchichmittspreis fur Kiefer I—IV von 
370 A beſtät ot: ſich, Preiſe für Fichtenlangholz 
zogen noch weiter an. 
Schwellenholz brachte 
Eiche 350—450—500 &, 
Buche 270—350—430 „ 
Kiefer 280—340—380 „ 
Kieferngrubenholz über 14 cm brachte 140—180— 290 8. 
10—14 „ „ 140-170-200 „ 
unter 10 „ „ 110—120—130 „ 
lang und gemiſcht 160—175—190 „ 
Kiefernbrennſcheit 75—85—100 A pro Raummeter. 


Se 


Brief- und Fragekaſten. 

Anfrage Nr. 89. Ausgleichs⸗ und Ver⸗ 
ſorgungszuſchläge. Am 1. Juli 1920, als über 
65jahrig, trat ich in den Ruheſtand. Ich bezog 
vom 1. April bis 30. Juni 1920 ein Dienſteinkommen 
nach den Jahres ſätzen: Gehalt 8700 %, Ortszuſchlag 
1260 „L und Ausgleichszuſchlag 4980 ,, erhielt 
dann vom 1. Juli 1920 ab bis jetzt ein Ruhegehalt 
von jährlich 8595 M mit Zuſchlag von 2865 A8. 
Es iſt mir aus Nr. 34 Seite 650 der „Deutſchen 
Forſt⸗Zeitung“ 1921 bekannt, daß eine Erhöhung 
des Zuſchlages bis 31. Dezember 1920 auf 50% 
des Ruhegehaltes = 4297,50 „ und von da ob: 
hier in Ortsllaſſe E eine ſolche um 55% desſelben 
— 4727,25 / zu erfolgen hat, worüber ich demnächſt 
bei der Regierung vorſtellig werden muß. Bitte 
nun noch um Auskunft, ob ich nicht noch aus dem 
letzten Dienſtvierteljahre, vom 1. April bis 30. Juni 
1920 einen höheren Zuſchlag, und in welchem 
Betrage, zu erhalten habe. F., Hegem. i. R 

Antwort: Ihr Verſorgungszuſchlag beträgt 
jährlich vom 1. Juli bis Ende Dezember 1920 
50% des Ruhegehalts = 4297,50 A, vom 1. Ja- 
nuar bis Ende Juli 1921 55% = 4727,50 , und 
vom 1. Auguſt 1921 85% = 7305,75 M. Der 
Ihnen für die Zeit vom 1. April bis Ende Juni 1929 
zuſtehende Ausgleichszuſchlag beträgt jährlich 50% 
des Gehalts und Ortszuſchlags, iſt alſo mit 4980 A 
richtig ausgezahlt worden. 
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Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitterlungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Jur Befehung gelangende Forfidienfifiellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung ). 

Oberförſterſtelle Kullik (Allenſtein) iſt zum 1. Ja⸗ 
nuar 1922 zu beſetzen. Bewerbungsfriſt 18. Dezember. 

Forſtſekretärſtelle der Dberförſterei Berſenbrück 
1 Osnabrück) iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. 
Wohnung fehlt, Beſchaffung eines Gehöfts in 
Ausſicht genommen. Bewerbungen find bis 15. De⸗ 
zember an die Regierung Osnabrück einzureichen. 

Forſtſekretärſtelle der Oberf. Brotterode (Caſſel) 
iſt zum 1. Februar 1922 mit einem verheirateten 
kriegsbeſchädigten, nicht für den Außendienſt 
brauchbaren Förſter oder forſtverſorgungsberechtigten 
Anwärter zu beſetzen. Wohnung von da ab in 
Biotterode vorausſichtlich zu haben. Näheres beim 
Oberförſter zu erfahren. Bewerbungsfriſt 1. Januar. 

Jorſtſekretärſtelle Klötze, Oberf. Klötze Magdeburg), 
it am 1. Februar 1922 zu beſetzen. Dienſtwohnung 
und Wirtſchaftsland iſt nicht vorhanden. Die 
Wohnungsbeſchaffung iſt ſehr ſchwierig. Für einen 
unverheirateten Beamten kann vorläufig Wohnung 
im Ober ſörſtergehöft beſchafft werden. Be⸗ 
werbungsfriſt 20. Dezember. 

Die neneingerichtete Forſtſekretärſtelle bei der Oberf. 
Marienwerder (marien werder) iſt demnächſt zu 
beſetzen. Dienſtwohnung iſt nicht vorhanden. As 
Bewerber kommen ſämtliche Förſter in Endſtellen, 
die überz. Förſter ſowie alle forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten Anwärter in Frage, die die Förſter⸗ 
prüfung mi Erfolg abgelegt und die Befähigung 
für den Forſtſchreibdienſt nachgewieſen haben. 
Bewerbungefriſt 20. Dezember. 

Forſtſekretärſtellen der Oberförſtereien Menz und 
Kremmen (Potsdam) ſind vorausſichtlich zum 
1. Jauuar 1922 neu zu beſetzen. Zur Bewerbung 
werden zugelaſſen forſtverſorgungsberechtigte An- 
wärter und überz. Förster, welche ſich verpflichten, 

mindeſtens To lange im Forſtſchreibdienſt zu bleiben, 
his ſie in die Dienſtaltersliſten der Förſter in End⸗ 
ſtellen aufgenommen find, und Förſter in Endſtellen. 
Bewerbungsfriſt 12. Dezember. 

Forſtſekretärſtelle in der Oberförſterei Neu⸗Lubönen 
(Gumbinnen) ſoll demnächſt beſetzt werden. 
Wohnung iſt zurzeit nicht vorhanden. Bewerbungs⸗ 
friſt 10. Dezember. 

Jorſtſekretärſtelle der Oberförſterei Nothebude 
(GSumbinn en) ſoll demnächſt beſetzt werden. Dienſt⸗ 
wohnung iſt vorhanden. Bewerbungsfriſt 10. De⸗ 
zember. 

Jorſtſckretärſtelle in der Oberf. Treten (Köslin) iſt 
ſofort zu beſetzen. Die Mietwohnung des gegen⸗ 
wärtigen verheirateten Forſtſchreibers ſteht dem 
Nachfolger zur Verfügung. Bewerbungsfriſt 10. De⸗ 
zember. 

Förſterſtelle Dillenburg, Oberf. Dillenburg (Wies⸗ 
baden), iſt zum 1. April 1922 zu beſetzen. Dienſt⸗ 
wohnung in der Stadt Dillenburg verhanden- Zur 
Stelle gehören 1,636 ha Wirtſchaftsland.: Bes 
werbungsfriſt 2. Januar. 


) Fur Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in 
welchem Dienftalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 
einiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. 
inen Anhalt dafür gibt die in dem Buch „Die 
preußiſchen Forſtverwaltungsbeamten des 
Staates und der Hofkammer von E. Behm“ 
veröffentlichte Oberſörſt 'r⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer 
iſt zu erſehen, in welchem Dienſtalter der bisherige 
Inhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten 
het. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, 
erſchienene Buch koſtet geheftet 6 &, mit Schreib⸗ 
papier durchſchoſſen 10 4. Hierzu erſchien ein 
Rachtrag vom Januar 1921, Preis geheſtet 3 &. 


Förſterſtelle Königſtein, Oberf. Königſtein (Wies⸗ 
baden), fit zum 1. April 1922 zu beſetzen. Dienſi⸗ 
wohnung in der Stadt Königſtein vorhanden. Zur 
Stelle gehören 2,064 ha Wirtſchaftsland. Be⸗ 
werbunasfriſt 2. Januar. 

Förſterſtelle Welſchneudorf, Oberf. Selters (Wies ⸗ 
baden), iſt zum 1. April 1922 zu beſetzen. Dienſt⸗ 
wohnung im Forſthaus Waldfeld rhof vorhanden. 
Zur Stelle gehören 4,306 ha Wirtſchaftsland. Be⸗ 
werbungsfriſt 2. Januar. 

Im Reaierungsbezirk Hildesheim ſind nach⸗ 
ſtehende Förſterſtellen zu beſetzen: 

Bromberg, Oberf. Lautenthal, zum 1. April 1922. 
Dienſtwohnung vorhanden. Wirtſchaftsland 0,433 ha. 
Nutzungsgeld 38 4. Dienſtaufwandsentſchädigung 
wird neu geregelt. Zugelaſſene Bewerber bis Forſt⸗ 
verſorgungsſchein 1905. Bewerbungsfriſt 15. Februar. 

Salzdetfurth, Oberf. Diekholzen, zum 1. April 1922. 
Keine Dienſtwohnung. Kein Wirt] haftsland. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung wird neu geregelt. Zu⸗ 
gelaſſene Bewerber bis Forſtverſorgungsſchein 
Jahrgang 1905. Bewerbungsfeiſt 15 Februar. 

Sieberberg, Oberf. Andreasberg, zum 1. Februar 1922. 
Dienſtwohnung vorhanden. Wirtſchafts and 1,877 ba. 
Nutzungsgeld 117 K. Dienſtaufwandsent chädiaung 
wird neu geregelt. Zugelaſſene Bewerber bis Forſt⸗ 
verorgungeſchein Jahrgang 1905. Bewerbungsfriſt 
28. Dezember. 

Spiegelthal, Oberf. Zellerfeld, zum 1. März 1922. 
Dienſtwohnung vorhanden. Wirtſchaf sland 1,703 ha. 
Nutzungsgeld 104 „. Dienſtaufwandsentſchädigung 
wird neu gerege't. Zuge aſſene Bewerber bis 
Forſtverſorgungsſchein Jahrgang 1905. Bewerbungs- 
Of 1. Januar. 


Die bebaute Hilfsförſterſtelle Britz, Oberf. Chorin 
(Potsdam), iſt demnächſt zu beſetzen. Etwa 2 ha 
Wirtſchaftsland. Das Nutzungsgeld iſt noch feſt⸗ 
zuſetzen. Zur Bewerbung werden zugelaſſen überz. 
Förſter und forſtverſorgungsberechtigte Anwärter. 
Bewerbungsfriſt 22. Dezember. 

Hilfsförſterſtelle Karlsfelde, Oberf. Torgelow 
(Stettin), iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. 
Zur Stelle gehören 3,197 ba Wirtſchaftslaud. 
Nutzungeld 32,20 K. Nächſte Bahnſtationt Torgelow. 
Nächſte Dorfſchule Torgelow. Nächſte höhere Schule 
Paſewalk. Bewerbungen find ſofort einzureichen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 

Forſtſekretärſtelle (Förſter) und mehrere Hilfsförſter⸗ 
ſtellen ſind in der Fotrſtverwaltung des Lauen⸗ 
burgiſchen Landeskommunalverbandes (3 Ober- 
förſtereien und 14 Förſtereien) möglichſt bald mit 
Forſtverſorgungs berechtigten zu beſetz n. Bewer- 
bungen ſind ſpäteſtens bis zum 10. Dezember au 
den Kreisausſchuß Ratzeburg in Lauenburg ein⸗ 
zureichen. Näheres ſiehe Anzeige. 

Gemeindeförſterſtelle Hoefen, Kreis Monſchau, ut 
neu zu bei ben, Bewerbungen ſind binnen zehn 
Wochen an den Landrat in Monſchau einzuſenden. 
Näheres ſiehe Anzeige. 

Städt. Forſtgehilfenſtelle Brederlow iſt alsbald zu 
beſetzen. Bewerbungen ſind ba digſt an den Magiſtrat 
in Pyritz einzureichen. Näheres jıehe Anzeige. 


Verwaltungsänderungen. 


Die Förſterei Zahna der Oberf Glucksburg (Merſe⸗ 
burg), Juhaber der Stelle Hegemeuter Karius, wird am 
1. Dezember nach Bül zig verlegt 


, Perſonaluachrichten. 


Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Müller, Reg und Forſtrat in Gumbiunen, iſt auf ein 
Jahr für den Memelſtaat beurlaubt worden. 
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Rotttänder, Reg und Forſtrat, iſt die Forſtinſpektion Säuberlich, Forſtgehilſe in Grammenthin, Oberf. Grammen - 


Hiidesheim⸗Claustbal endgültig übertragen. 

Atrich, Reg. und Forſtrat, ur die FJorſtinſpektion Oppeln⸗ 
Rybnik endgultig ubertragen. . 

Delius, Forſimeiſter in Wiſchwill im Memelgebiet, iſt nach 
Wildenow (Frankfurt a. O.) verſetzt. a 
Gudewil, Forſtmeiſter in Schwarzwald (Oppeln) it in 

den Ruheſtand verſetzt. 

Haberland, Oberforſter in Frankfurt a. O., iſt nach Glas⸗ 
hütte. Oberf. Segeberg (Schleswig), verſetzt 

Wilhelm von Bismark, d. ält., Forſtaſſeſſor in Stade, iſt 
unter Übertragung der Oberförſterſtelle in Thale 
(Magdeburg) zum Oberförſter m. R. ernaunt. 

Kautz. Forſtaſſeſſor, iſt unter Übertragung der Oberförſter⸗ 
ſtelle in Sieber, Harz (Hildesheim), zum Ober⸗ 
förſter m. R. ernannt. 

von Köſch, Forſtaſſeſſor, iſt unter endgältiger Übertragung 
der Oberförſterſtelle Murow in Friedrichsthal (Oppeln) 
zum Oberforſter m N. ernannt. 

»ıtter, Forſtaſſeſſor, iſt unter Abertragung der Oberförſter⸗ 
ſtelle tze (Lüneburg) zum Oberföriter m. N ernaunt. 

Lade, Forſtſekretär in Chorin (Unterkunſt), wird am 
1. April 1922 nach Angra Pequena, Oberf. Liebenwalde 
(Potsdam), verſetzt. 

Ser, Förſter in Karlsfelde, Oberf. Torgelow, wird am 
1. Januar 1922 nach der Förſterei Neueggeſin, Oberf. 
Eggeſin (Stettin), verſetzt. 1 N 

Herber, Förſter, Inhaber der Förſterſtelle Gieſel, Oberf. 
Gieſel, iſt am J. November die neu eingerichtete Förſter⸗ 
ſtelle Himmelsberg zu Gieſel (Caſſel] ubertragen 

Marin, uberz. Hörer in Ulmbach, Oberf. Stemau, iſt 
am 1 November die Förſterſtelle Gieſel, Oberf. Gieſel 
(TCaſſel), übertragen. 

Voröb rich, überz. Förſter, 
Oberf. Schwerin nach Wachholstal, 
(Schneidemühl), verſetzt 
Im Regierungsbezirk Potsdam werden am 1. Ja⸗ 

Auar 1922 verſetzt die Forſtſekretäre: 

Arandt von Altruppin, Oberf Altruppin, nach Zechlin, 
Oberf. Zechlin; Tickert von Zechlin, Oberf. Zechlin, 
nach Havelberg, Oberf. Havelberg: Finke von Kremmen, 
Oberf. Kremmen, nach Altruppin, Oberf. Altruppin; 
Alofe von Neu⸗Roofen, Oberf. Menz, nach Eberswalde, 
Oberf. Bieſenthal. a 

2statdgen, Hilfsförſter in Groß⸗Ziegenort, Oberf. Ziegenort 
(Stettin), iſt am 1. Dezember zum Förſter ernannt und 
ihm die Foruſekretärſtelle in Schmiedefeld, Oberf. 
Schmiedefeld (Erfurt). ubertragen. 

ed, Hilfsförſter in Kreuzburgerhutte, bert, Kreuzburger⸗ 
hütte Oppeln), iſt am 1. April zum über; Förſter 
und Forſtſekretär ernannt. 

Dennert, Hilfsforſter in Biſchofrode, Obert Eisleben 
(Merſeburqh, iſt am 21. November als Hilfsarbeiter 
im Forſtbüro der Regierung Merſeburg verſetzt 

Sürre, Hilfsförſter in Yellowa, Oberf Yellowa (Oppeln), 
ift ab 1. April zum uberz. Förſter und Forſtſekretär 


ernannt. 

Kuxſawe, Hilfsförſter In Sot Dombrowka, Oberf. Dombrowka 
(Oppeln). ıft ab 1. April zum ber, Förſter und 
Forſiſekretär ernannt. 

Kurzins, Hilfsförſter in Ershauſen, Oberf. Ershauſen, iſt 
mit Wirkung vom 1. April ab zum Forſter ernannt 
und ihm die Forſtſekretärſtelle in Ershauſen, Oberf. 
Ershauſen (Erfurt), übertragen. 

Lauge, Hulfsforſter in Eberswalde, forſtl. Hochſchule, iſt zum 
1 Januar zur Ablegung der Förſterprufung nach 
Fh. Hohenbinde, Oberf Erkner (Potsdam!, einberufen. 

NKicekai, Hülſsforſter, zurzeit Hilfsarbeiter im Forſtburo der 
Regierung in Merieburg, iſt am 1. November zum 
Reg.⸗Büro⸗Diätar ernannt und an die Regierung in 
Potsdam verſetzt. 

Safe, Hilfsförſter in Harſefeld. Oberf. Harſefeld (Stade), 
vu am 1. April zum überz. Förſter und Forſtſekretar 


iſt ab 1 Dezember vou der 
Oberf Schloppe 


eruannt. 

Kotter. Hilfsförſter in Friedrichshammer, Oberf. Kreuzburg 
(Oppeln), iſt am 1. Oktober zum überz. Förſter ernannt. 

Wolffram, Hilfsſörſter, iſt mit Wirkung vom 1. April ab 
unter Übertragung der Forſtſekretarſtelle in der Oberf. 
Schulzenwalde (Schneidemühl) zum uberz. Förſter 
und Forſtſekretär ernannt. 

Borke, Hilfsförſter, iſt am 1. Auguſt als Förſter o. R in 
der Oberf. Stoberau (Bres lau) angeſtellt 

Bartels, Forſtgehllfe up Eberswalde, iſt am 1. November 
zur Ablegung der Förſterprufung nach Lobethal, Oberf. 
Schönwalde (Potsdam), emberufen 

Treſcher, Forſtgehilfe in Cammucke, Oberf. Friedrichsthal, 
iſt am 1. Dezember nach Fiddichow, Oberf. Kehrberg 
(Stettin), verſetzt. 

Rien hard, Forſtgehufe in Hallſchied, Oberf. Kirchberg, iſt 
am 1. Dezember nach Caſtellaun, Oberf. Caſtellaun 
(Ceblenz), verſetzt.. 


thin, iſt am 1. Dezember nach Ziegenort, Oberf. 

Ziegenort (Stettin), verſetzt. 

Schrottü, Horügehife in Waldernbach, Oberf. Merenberg 
(Wiesbaden), iſt am 1. Dezember mit der Hilfeleiſtung 
im Schreibdienſt in der bert Cobleuz (Coblen z) 
beauftragt, 

Storck, Forſtgehilfe in Burgbrohl, Oberf. Coblenz, Mt am 
1. Dezember nach Bretzenhof, Oberf. Kirchberg (Cobleuz), 
verſetzt. e 
Im Regierungsbezirk Potsdam find am 1. Oktober 

zu überz. Forſtern ernannt die Hilfsförſter: 

Bock in Werbellinſee, Oberf. Grimnitz: Gracebke in Ruten⸗ 
berg, Oberf. Neuthymen; Hertzog in Borgsdorf, Ober 
Oranienburg; Kühnaſt in Fh Cichholz, Oberf. Luders⸗ 
dorf; Molke in Eggersdorf, bert Rudersdorf; Riedel 
in Schönefeld, Oberf. Cummersvorf; Zurth in Rofenbeit, 
Oberf. Pechteich. 

Im Regierungsbezirk Caſſel find mit Wirkung vom 
1. Oktober ab zu überz. Forſtern ernannt die Hılfsföriter: 
Kahr in Rengershauſen, Oberf. Frankenberg; Bode in 

Herfa, Oberf. Heringen; Gaertner in Hattenhof, Oberf 

Niederkalbach: Mieſch, unter gleichzeitiger Cruennung 

zum Forſtſekretär, in Neuhof, Oberf. Neuhof: Müller 

in Roſenthal, bert, Roſenthal; Nedemann in Stammen. 

Oberf Hofgeismar; Sorg, unter gleichzeitiger Erueunung 

zum Forſtſekretär, in Carlshafen, Oberf. Carl. hafen; 

Werner in Wolkersdorf, Oberf. Wolkersdorf; Zimmer- 

mann in Dalherda, Oberf. Gersfeld. 

Im Regierungsbezirk Hildesherm wurden am 1. St 
tober zu überz. Förſtern ernannt die Hilfsförſter: 

Rieling in Buntenbock, Oberf. Clausthal; Eberhardt in 
Altenau, Oberf. Altenau; Eberſtein in Wienſen, Oberf. 
Nienover: Höhne in St. Andreasberg, bert Andrea = 
berg; Schmidt in Duukelhauſen, Oberf. Knobben; Spinti 
in Amelith, Oberf. Winneſeld; Stender in Alfeld, 
Oberf Ilfeld. 

Im Regierungsbezirk Potsdam ſind am 1. November 
verſetzt die Forſtgehilſen: 

Raa von Dagow, bert Menz, nach Tangersdorf, Bert. 
Himmelpfort: Dalchow von Grünau, Oberf. Grunau⸗ 
Dahme, nach Kolpm, Oberf. Kolpm: Hadaszewski von 
Melzow, Oberf. Gramzow, nach Lehnin, Oberf Lebum: 
Kloſe von Groß⸗ Schönebeck, Oberf. Groß⸗ Schönebeck, 
nach Neu⸗Roofen, Oberf. Menz; Kußerow von Ruhls⸗ 
dorf, Oberf. Liebenwalde, nach Neuglobſow, Oberf. Menz. 
Im Regierungsbezirk Schneidemuhl find am 1. De⸗ 

zember verjegt die Forſtgehilfen: 

Böfang von der Oberf. Landeck nach der Oberf. Bäreneiche: 
on von der Obert, Zanderbruck nach der Oberf. 

ammernem; Kindt von der Obert Schönthal nach der 

Oberf. Behle; Klahr von der Oberf Pflaſtermuhl nach 

der Oberf. Schwenten; Neugebauer von der Oberf. 

Schloppe nach der bert, Pflaſtermühl: Sachon von der 

Oberf. Pflaſtermühl nach der Oberf. ce Semrau 

von der Oberf. Schönthal nach der Oberf. Lindeuberg: 

Steinke von der Oberf Bareneiche nach der Oberf. 

Zanderbrück; Stolzenburg von der Oberf. Schwerin 

nach der Obert Schonlanke; Alrich von der Oberf. 

Döberitz nach der Oberf Zanderbrück. 

Im Regierungsbezirk Merſeburg ſind am 1 November 
zum Forſtgehilfen ernannt und von der Forſiſchule Spangen⸗ 
berg verſetzt die Forſtſchüler: 

Kiltz nach Annarode, Oberf. Eisleben: Laue nach Crina. 
Oberf Tornau; Sallolh nach Wildenhain, Oberf. 
Doberſchütz; Schmid nach Plantshaus, Oberf. Falkenberg. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Calmund, Forſtgehilfe in Caſtellaun. Oberf Caſtellaun, iſt 
am 1. Dezember mit der kommiſſariſchen Verwaltung 
der Gemeindeförſterſtelle in Sabershauſen, Oberf. Cappel 
(Coblenz), beauftragt. 


Bayern. 
Der Titel und Rang eines Oberforſtmeiſters wurde 
verliehen den Forſtmeiſtern: 

Auerochs in Heilsbronn, Bauer in Bodenmais, Eck in 
Weiden, Eckhardt in Landſtuhl, Eichel, Jorſimeiſter a. D. 
in München, Engelhardt in Kelheim, Freiherr von Gap 
in Oberbach, Junk in Altdorf, Gabler in Landsberg. 
reiß in Hohenſchwangau, Hümbel in Schaibt. Jung E 
Muhldorf, Kellner in Reichenhall, Kraußold in Kekbeim, 
Nees in Kitzingen, Rüchterlein in Baunach, Xuſch in 
Zweibrücken, Roth in Lellenfeld, Sauer in Welden, 
Schecher in Geiſenſeld, Stillkrauth in Tolz, Thomas in 
Oberaudorf, Weber in Zentbechhofen. 

Der Titel und Rang eines Forſtmeiſters wurde versehen 
den Forſtamtmännern: 

Arnold in Altdorf, Berghammer in Oberfammlad, Dr Bern- 
seck in Münchſtemach, Büttner in Leimen. Galm in 
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Zevern, Gebhardt in Tſchirn, von laß in Untergeiers⸗ 


neſt, Weyer in Kaltenbach, Set in Heroldsberg, 
von Schelking in Schlierſee, Schwappach in Breiten⸗ 
brunn, Vogt in Röthenbach. 

Verſetzt wurden: 

Obermaier, Forſtamtmann, von Schernfeld nach Freiſing, 
Amberg, Reqierung« forſtrat, von der Negierungsſorſt⸗ 
lammer von Oberfranken als Forſtamimaun nach 
Bayreuth. 

Berufen wurden: 

Götz, Forſtamtmann, von Freiſing nach Rott a. J, Münch, 
Forſtamtmann, von Bayreuih nach Bildhauſen, ernatz, 
Reuierungsfornrat, von der Regierungs ſorſtkammer der 
Pfalz als Jorſtamtmaun nach Imsbach. 

Strehle, Jorſimeiſter in München, iſt am 1. Dezember in 
den Ruhenand verſetzt 

Köppel, Förſter in Burglengenſeld, wurde zum Regierungs- 
lekretär bei der Regierungsforſtkammer der Oberpfalz 


befordert. 
Rieger. Forſtaſſiſtent in Dinkelsbühl, wurde zum Förſter 

ernannt. 

Zu Forſtaſſiſtenten wurden ernannt die Anwärter für 
den miltleren Forſtdienſt: 
Kreundl von München in Schwaighauſen, Coltner von 
Wißlasreuth in Eslarn. 

Sachſen. 

In den Ruheſtand wurden verjekt: 
Oberforſtmeiner: Krutzſch in Auerbach, Schleinitz in 
Bern »dorf, Wemme in Flöhr; die Forſtmeiſter: König 
in opp, Ledig in Hohnſtein, Mühlmann in Ditters⸗ 
dorf. Timaens in Colditz: die Forner: Schreiter in 
Moritzburg, Spänich in Olbernhau; die Forſtwarte: 
Beck gen. Philipp in Spechtshauſen, Hähner in Zöblitz, 
Stoll in Langenbernsdorf. 
Ernannt wurden: 
die Forſtmeiſter: Putſcher zum Vorſtand des Forſtbezirks 

Auerbach unter Beilegung der Dienſtbezeichuung „Ober⸗ 


Me 
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forſtmeiſter“, Schieferdecker zum Vorfſtand des Forſt⸗ 

bezirks Flöha unter Beilegung der Dienſtbezeichnung 

„Obe rſorſtmeiſter“, Zürne zum Vörſtaud des For fiber rts 

Grimma unter Beilegung der Dien bezeichunng „Ober⸗ 

ſorſtmeiſter“; die Oberſörſter: Rerger zum Revier 

verwalter in Marienberg, Veyreuther zum Revier⸗ 
ver walter in Sachſengrund, Ellaſſer zum Reviervermalter 
in Dittersdorf, Käſtner zum Revlerver walter in Zöbſtädt. 

Kerchner zum Revierverwalfer in Kriegwald, Nenning 

zum Revierverwalter in Tannenberastyal, Täger zum 

Revierverwalter in Olbernhau, Winkler zum Revier⸗ 

verwalter in Hohnſtein; die plaumaßigen Forſtaſſeſſoren: 

Bretſchn ider in Tharandt, Jaehn bei der förmlichen 

Verſuchsanſtalt, Ar tzſchmar in Grünhain, Theilemann 

bei der Jornemrichtungsauſtalt. 

Verſetzt wurden: 

Norſtmeiſter: Cunit vom Sachſengrund nach Colditz. 

Schulze von Jöhſtädt nach Loßni: De Oberförſter! 

Haebler von Grünhain nach Uuteteu Dei, Heinicke 

von der Forſteinrichtun Sanſtalt nach Neuſtadt, Rudolph 

ron der Forſeinrichtunge ank alt nach Ulere dorf: die 

Forſtaſſeſſoren: Arlt von der Forſteinrichtungsan als 

nach Auersberg, Koch von Tharandt nach Gorings⸗ 

walde; die Forſter: Freund von Olbernhau nach Moritz⸗ 
burg, Schulze von Seidewitz nach Reudnin, Schmeißer 
von Zwenkan nach Neudorf, Zech von Neudo f nach 

Olbernhau; die Forſtwarte: Ander von Hundshübek 

nach Auguſtusburg, Hefe von Barenfels nach Spechts⸗ 

hauſen, Huhn von Haibendorf nach Frankendorn, Krößer 
von Frankenberg nach Erſter IL, Schellen berger von 

Tanunenbergstwal nach Halbendorf, Hchloſſer von Tannen 

haus nach Yangenborusdorf. 

Angeſtellt wurden als Forſtwarte: 

Frau ig, Ernſt Richard, in Zöblitz, Bräunig, Crnſt Emil, 
in Marienberg, Brunner in Tau nenhaus, Seinz in 
ären eis, Nabe in Frauenſtein, Lenk in Tan enbergs⸗ 
thal. Wagner in Ottendorf, Zimmerma nein Olbernhau 

Eichler, Hilfsförſter, iſt zum Forſter in Raſchau befördert 


die 


Vereinszeitung. 


für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchaftsſteile zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: 

ELLE Amt Eberswalde Nr. 546 
Satzungen und Mitteilungen uber Gründung. Hued und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſeuſtelle zu Neudamm 


unter Poſtſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 

glieder in den Verein aufgenommen: 

7507. Peters, Bernhard, Forſtkandidat bei Herrn Lehrer Peters 
in Bodenburg ber Hildesheim, Hann. X 

7508. Kröll, Paul, Förſter. Altgriebnitz Kreis Bublitz, Pomm. II. 

7509. Machus, Georg, Revierförſter, Fh. Brieſo, Poſt Rüſtern, 
Liegnitz VIII. 

7510. Noje, Guſtav, Forſtgehilfe, Wundlasken, Poſt Kalgen, 
Kreis Königsberg i. Pr. I. 

7511. Habe, Willi, Forſtgehilfe, Marienwalde, Poſt Gollnow, 


Kreis Naugard i Pomm. II n 
Hilfsförſter, Neuhaldensleben, 


7512. Heuer, Friedrich, 
Maſhe Nr. 20. XVI. 

7513. Wicht. Alwin, Forſt⸗ und Jagdaufſeher, Schloß Struven⸗ 
berg, Poſt Görzke, Kreis Burg, Bezirk Magdeburg. XVI. 
DH * » ’ a 
Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 


Blaul, Wilhelm, Forſtaufſeher, Möſtchen, Poſt Wutſchdorf, 
Kreis Schwieben 

Frael, Martin, Hilfsförſter, Fh. Skalung, Poſt Skalung, Kreis 
Kreuzburg O.⸗S. S 

Lauffer, Hans, Forſtkandidat, Tharandt, Sidonienſtraße 174 F. 

Frhr. vo! Doernberg, Karl, Landrat a. D., Breitenbach a. Herzberg, 
„Kreis Ziegenhain. K. ae i 


BO, N fie 3 ? $ Ri, 
Vortrag in Liegnitz. 


Der in Nr. 47 S. 883 angekündigte Vortrag 
von Herrn Landforſtmeiſter a. D. König, Berlin, 


Nachrichten des Vereins Hauptgeſchäftsführer desReichsforſtwirtſchaftsrates: 


ber die Hebung der Forſtwirtſchaft als 
Teil des Wiederaufbaues der deutſchen 
Volkswirtſchaft“, findet am 14. Dezember 1921 
(alſo nicht, wie dort angegeben, am 3. Dezember), 
nachmittags 1½ Uhr, im Hotel Rautenkranz zu 
Liegnitz ſtatt. Ich mache unſere Mitglieder 
nochmals auf den außerordentlich zeitgemäßen 
Beſuch aufmerkſam und empfehle dringend deſſen 

eſu 
Jagdſchloß bei Weißwaſſer, Ende November 

Schwabe, Oberförſter. 
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Beſichtigung der Forſtſchule Tempkin. 

Am 22. November hat eine Beſichtigung der 
Forſtſchule Templin durch eine Kommiſſion der 
Regierung Potsdam, beſtehend aus den Herren 
Oberforſtmeiſter Lach und Studienrat Krampe, 
im Beiſein des Schulpflegers Geh Reg.⸗ Rats 
Prof. Dr. Schwappach ſtattgefunden. Zunächſt 
wohnten die Herren dem Unterricht im Leſeſaal, 
durch den Direktor der Schule, Oberförſter Jacob 
und Aſſiſtent Michelmann bei. Hieran ſchloß ſich 
eine Beſichtigung der Anſtalt und des Forſt⸗ 
gartens. Am Nachmittag fanden praktiſche 
Übungen im Bürgerpark ſtatt, ſchließlich beſuchten 
die Herren noch den Fortbildungsunterricht., Die 
Kommiſſion war von der? SC des Unterrichts 
den erzielten Erfolgen und den Einrichtungen 
der Anſtalt in hohem Maße befriedigt, und Herr 
Oberforſtmeiſter Lach ſprach zum Schluſſe allen 
Lehrern, inskeſondere aber Herrn Dfrektor Jacob 
in warmen Worten feine volle Anerkennung aus. 
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Bezirksgruppe Brandenburg (IX). 

Am 21. November ſind zwiſchen den beider⸗ 
feitigen Gehaltskommiſſionen über eine Erhöhung 
der im Tarif vom 1. April 1921 vorgeſehenen 
Sätze in Berlin Verhandlungen eingeleitet 
worden, die einen befriedigenden Verlauf ver⸗ 
ſprechen und noch vor Weihnachten zum Abſchluß 
gebracht werden ſollen. Der Vorſitzende: Jacob. 


CH 

Ortseruppe Necklinghauſen und Umgegend. 

Am Dienstag, dem 13. Dezember, nachmittags 
3 Uhr, findet im Gaſthof Brinkmann in Reckling⸗ 
ann eine Verſammlung ftatt mit folgender 

agesordnung: 1. Rechnungslage und Zahlung 

des Umlagebeitrages; 2. Vortrag; 3. Ausſprache 
über Holzhandel und Löhne; 4. Verſchiedenes und 
Aufnahme neuer Mitglieder. 

Um vollzähliges Erſchemen wird gebeten. Auch 
die Damen ſind willkommen. Berkenheger. 


Dienſtſtellung 


I. Jagd⸗ und Forſtſchutzbeamte: 
Jäger und Jagdaufſſeher ohne forſtliche Tätig⸗ 
keit, Waldwärter, Holzvögte 
1. ohne eigenen Hausſtand 

a) während der erſten drei Dienſtjahre 
Beamte unter 18 Jahren 
Beamte über 18 Jahre 

b) während der nächſten drei Dienſtjahre 

c) von dann ab 
2. mit eigenem Hausſtand 


II. Anwärter für den Privatforſtdienſt: 
Jäger mit forſtlicher Tätigkeit, Forſtgehilfen, 
ilfsförſter mit mindeſtens zweijähriger forſt⸗ 
„licher Lehrzeit 
4, ohne eigenen Hausſtand 
a) während der erſten drei Dienſtjahre 
Beamte unter 18 Jahren 
Beamte über 18 Jahre 
d) während der nächſten drei Dienſtjahre 
e) von dann ab 
2. mit eigenem Hausſtand 


III. Förſter: 

1. Forſtbeamte mit Fachausbildung, d. h. mit 
mindeſtens zweijähriger forſtlicher Lehrzeit 
und fünfjähriger forſtlicher Praxis und 
100 ha Mindeſtgröße des Reviers 

2. Forſlbeamte mit abgelegter Förſterprüfung 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſch⸗ 
lands und 100 ha Mindeſtgröße des Reviers 
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Beſoldungstarif für Schleswig⸗Holſtein. 
Zwiſchen dem landwirtſchaftlichen Arbeitgeber⸗ 
verband für die Provinz Schleswig⸗Holſtein e. V. 
in Kiel einerſeits und der Fachgruppe für Privat- 
forfibeamte des deutſchen Guts⸗ und Forſt⸗ 
beamtenbundes, Bezirksgruppe Schleswig⸗Holſtein, 
anderſeits wird für den Bereich der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein und Anſchlußgebiete über die 
Beſoldung der Privatforſtbeamten folgender Tarif⸗ 
vertrag abgeſchloſſen: . 
$ Geſamteinkommen. 
Das Geſamteinkommen der 
beamten ſetzt ſich zuſammen aus: 
1. Grundgehalt, 
2. Teuerungszulagen, 
3. Deputaten. 
$ 2. Grundgehalt und Teuerungszulage. 
Das Grundgehalt und die Teuerungszulage 
ergeben ſich aus der nachſtehenden Aufſiellunig: 


Privatforſt⸗ 


Grundgehalt und Teuerungszulage 


109 monatlich zuzüglich 100 % 
em d Teuerungszulage. 
200 " d (Dazu freie Station.) 


3000 bis 3750 M, von drei zu drei Jahren ſteigend 
um 250 /, zuzüglich 100 % Teuerungszulage. 


Teuerungszulage. 

250 „ g (Dazu freie Station.) 
3500 bis 4250 , von drei zu drei Jahren ſteigend 
um 250 4, zuzüglich 100 % Teuerungszulage. 


4000 bis 5350 , von drei zu drei Jahren ſteigend 
um 450 , zuzüglich 100 % Teuerungszulage. 


4450 bis 5350 A. von drei zu drei Jahren ſteigend 
um 450 , zuzüglich 100 % Teuerungszulage. 


3. Die unter III. 1. und 2. genannten Beamten Sätze der Ziffer II. 


bei einer Reviergröße von unter 100 ha 
IV. Re vierförſter und verwaltende Förſter: 


1. Forſtbeamte ohne akademiſche Bildung, je⸗ 4900 bis 6250 , von drei zu drei Jahren ſteigend 


doch mit Fachausbildung, d. h. mit mindeſtens um 450 , zuzüglich 100% 


zweijähriger forſtlicher Lehrzeit und fünf⸗ 
jähriger Praxis und mindeſtens 500 ha 
Reviergröße, denen ſtändig zwei oder mehr 
Beamte der Klaſſe J oder II oder ein oder 
mehr Beamte der Klaſſe III unterſtellt ſind, 
Forſtbeamte ohne akademiſche Bildung, jedoch 
mit abgelegter Förſterprüfung des Vereins 
für Privatforſtbeamte und mindeſtens 500 ha 
Reviergröſie, denen ſtändig zwei oder mehr 
Beamte der Klaſſe J oder II oder ein oder 
mehr Beamte der Klaſſe III unterſtellt ſind, 


Teuerungszulage. 


5350 bis 6250 „/, von drei zu drei Jahren ſteigend 
um 450 , zuzüglich 100 % Teuerungszulage. 
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8 6. Mindeſtſätze. 
Die in den Së 2 und 3 feſtgelegten Gehalte⸗ 


ſich das Gehalt nach den vorliegenden Verhältniſſen. und Deputatbezüge ſind als Mindeſtſätze anzu⸗ 


Es können die Gehaltsſätze der Staatsforſtver⸗ 
waltung oder der Landwirtſchaftskammer zugrunde 
gelegt werden. 

Die Beamten werden nach der Länge ihrer 
Dienſtzeit in die einzelnen Gehaltsſtufen eingereiht, 
wobei die Art der Tätigkeit und nicht der jeweilige 
Titel maßgebend iſt. 

Kriegsdienſtjahre, welche die Dienſtzeit bei 
demſelben Dienſtherrn unterbrochen haben, ſind 
anzurechnen. 

§ 3. Deputate und ihre Bewertung. 

Soweit es die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ge⸗ 
ſtatten, ſollen den Beamten mit eigenem Hausſtand 
neben dem Bargehalt die nachſtehenden Deputate, 
berechnet nach den danebenſtehenden Werten, 
gewährt werden: 

1. für Klaſſe D und III freie Station 
2. für Klaſſe 12, IP, III und IV 


3600 A 


a) gëäobnung 300 „ 
b) Brennholz wie bisher . 900 „ 
e) 4 Ztr. Weizen zu 115 A 460 „ 
12 Ztr. Gerſte zu 100 % 1200 „ 
14 Ztr. Roggen zu 105 8 1470 „ 
d) 1095 Ltr. Vollmilch zu 2 A 2190 „ 
e) 1 Ferfel S 150 „ 

) 120 Quadratruten Kartoffelland 

einſchl. Garten, beſtellfertig; wo 

kein Garten vorhanden iſt, 140 
Quadratruten 300 „ 
g) Streuſtroh für Ziege und Schwein 100 „ 
zuſammen: 7070 A 


Von den vorſtehenden Deputaten nicht gelieferte 
Mengen werden mit dem jeweiligen Marktpreis 
abgelöſt. 

Über das Normaldeputat hinaus gewährte 
Deputate einſchließlich Dienſtkleidung werden zum 
Marktpreis angerechnet. 

An Stelle der Vollmilch kann Kuhhaltung für 
eine Kuh gewährt werden. 


§ 4. Dienſtland. 
An Stelle des unter § 3 Ziffer o bis g genannten 
Naturaldeputates kann Dienſtland nach freier Ver⸗ 
einbarung gewährt werden. 


§ 5. Nebenbezüge. 

Die Anrechnung von Tantiemen unterliegt der 
freien Vereinbarung. Schußgeld wird nicht an⸗ 
gerechnet. Über ſonſtige Einnahmen aus der Jagd 
wird freie Vereinbarung vorbehalten. 

Die Frage, ob Vergütung für die Übernahme 
nichtforſtlicher Arbeiten und von Nebenämtern an⸗ 
zurechnen ſind oder nicht, unterliegt beſonderer 
Vereinbarung. 

Die Beamten dürfen nicht auf die Annahme 
von Geldgeſchenken verwieſen werden. 

b und in welchem Umfange für die Mit⸗ 
verwaltung größerer Feldjagdreviere eine beſondere 
Vergütung gewährt werden ſoll, unterliegt der 
freien Vereinbarung. 

Wird von dem Beamten im Intereſſe des 
Dienſtes ein Fahrrad gehalten, ſo iſt ihm ein jähr⸗ 
licher Unterhaltungszuſchuß von 250 „/ zu ges 
währen. 

Die Haltung von Lehrlingen darf von den 
Beamten nicht gefordert werden. 


*. 


ſehen, und dürfen bisher ſchon gewährte, in ihrer 
Geſamtheit höhere Sätze nicht gekürzt werden. 

Bisher beſtehende vertragliche Abmachungen 
über lebenslängliche Anſtellung und, Penſions⸗ 
berechtigung werden durch SEN Vertrag nicht 
berührt. 

§ 7. Schlichtung von Streitigkeiten. 

Streitigkeiten aus dieſem Vertrage werden 
durch einen Schiedsausſchuß von 3 Mitgliedern 
entſchieden, von denen jede Vertragspartei je eins 
ernennt, während als drittes Mitglied und Obmann 
ein außerordentliches Mitglied des Vereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands, oder nach freier 
Vereinbarung eine andere Perſönlichkeit zuzuziehen 
iſt. Kommt über den Obmann eine Einigung nicht 
zuſtande, ſo wird derſelbe vom Vorſtand des Ver⸗ 
eins für Privatforſtbeamte aus der Mitte der außer⸗ 
ordentlichen Mitglieder ernannt. In letzterem Fall 
darf der Obmann weder Waldbeſitzer noch Privat⸗ 
forſtbeamter ſein. 
§ 8. Allgemeine Verbindlichkeits erklärung. 

Die Vertragſchließenden ſind ſich darüber einig, 
daß ſeitens des landwirtſchaftlichen Arbeitgeber⸗ 
verbandes für die Provinz Schleswig⸗Holſtein die 
allgemeine Verbindlichkeit dieſes Tarifs alsbald 
beim Reichsarbeitsminiſterium beantragt und durch⸗ 
geführt werden ſoll. 

3 9. Dauer des Vertrages. 

Der Vertrag gilt zunächſt vom 1. Oktober 1921 
bis zum 30. September 1922 und läuft jedesmal 
ein Jahr weiter, wenn er nicht ein Vierteljahr vor 
Ablauf gekündigt wird. 

Tritt während der Vertragsdauer eine weſent⸗ 
liche Anderung der Lebensunterhaltungskoſten ein, 
ſo ſollen auf Antrag einer der vertragſchließenden 
Parteien die Gehaltskommiſſionen zur Beratung 
über Anderung der Teuerungszulagen zuſammen⸗ 
treten. Kommt eine Einigung nicht zuſtande, fe 
kann der geſetzlich vorgeſchriebene Weg beſchritten 
werden. 

Kiel, den 27. Oktober 1921. 

Landw. Arbeitgeberverband fürdie Provinz 
Schleswig⸗Holſtein, E. V. 
(gez.) Graf Re ventlow-Wittenberg. 
(gez.) Hahne. 

Deutſcher Guts⸗ und Forſtbeamtenbund, 
Fachgruppe der Privatforſtbeamten für 
Schleswig-Holſtein. 

(gez.) Titze, Oberförſter. 


Stellenſuchenden Privatforſtbeamten 
und Waldbeſitzern, 


die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben, 
wird hiermit der gemeinſame Stellennachweis 
des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände und des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 
Alle Zuſchriften, denen auch gleich eine Gebühr 
für Formulare, Porto uſw. in Höhe von 
15 beizufügen iſt, ſind an den Stellen⸗ 
nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 
Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
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Nachrichten aus den Fachgruppen on oon nt Stadtrat Ullmann, dankte 
` . e „für Einladung, begrüßte die grüne Farbe im Namen 
Preußiſcher Kemmanal⸗Forſtbeamten der Stadı und wünſchte ihr, mit der er ſeit über 

Gruppe der Forſtbeamten Niederſchteſiens. 20 Jahren in engſter Fühlung ſtehe, beſten Erfolg. 

Die erſte Gruppenſitzung un 15 Oktober | Hierauf hielt der Vorſitzende der Bezirksgruppe, 
war leider nur oon 32 Kollegen beſucht, und zwar] Kollege Großpietſch, einen Vortrag über unſere 
fehlten bedauerlicherweiſe auch die' der benach⸗ Anträge und Organisation. Erſtere fanden ſeine 
barten Kreise von Liegnitz. volle Billigung, wenn er naturgemäß auch nicht 

Der unterzeichnete proviſoriſche Fuhrer der verhehlte, daß teilweiſe große Schwierigkeiten zu 
beiden zuſammengelegten Gruppen Breslau und überwinden wären. Er gab aber ſeiner Meinung 
Liegnitz erſtattete nach der üblichen Begrußung dahin Ausdruck, daß die Erfolge nicht ausbleiben 
Bericht über ſeine Tätigkeit ſeit Eintritt in den würden, wenn alle Mitglieder durch Teilnahme 
Komba. Anfängliche Schwierigkeiten wurden an den Verſammlungen und dauernde ortliche 
glatt überwunden, nachdem die Herren Vorſtände] Aufklärung Mitarbeiter und nicht nur Mit⸗ 
der Kombagruppe und des Zweckverbandes Nieder: | glieder ſeien. — Anſchließend hieran hielt der 
ſchleſien Haren Einblick in die Verhältniſſe der Vorſitzende des Zweckverbandes, Kollege Ried⸗ 
Forſtbeamtenſchaft genommen hatten. Unterberg, einen Vortrag über den Stand der Be⸗ 
dem Eindruck dieſer Erkenntnis und getreu dem | Joldungsregelung, klar und umfaſſend. Aus beiden 
Grundſatz der genannten Herren, gerade dem | Vorträgen haben die Mitglieder viel gelernt. 
ſchwachen Teil der Mitglieder eine Stütze zu ſein, Leider verbietet Raummangel ein näheres Darauf⸗ 
haben ſie unſeren Wunſchen gegenüber größtes eingehen. 

Cntgegenkommen gezeigt, wofür ich ihnen per⸗ Zum Obmann der Gruppe wurde der Unter⸗ 
ſonlich hiermit meinen Dank abſtatte; denn ihre zeichnete wieder⸗ und in den techniſchen Beirat 
Geduld habe ich oft auf eine harte Probe geſtellt. (Ausſchuß) die Kollegen Rhinow⸗Rauſcha und 
Aber auch die Versammlung brachte ihre An⸗Steinborn⸗Reudchen bei Wohlau gewählt. In 
erkennung durch folgende Entſchließung zum Aus- der nun folgenden Ausſprache wurden eine Reihe 
druck: „Die heute in Liegnitz verjammelten | uns dringend intereſſierender Fragen behandelt, 
Kömmunalforſtbeamten ſprechen ihre Befriedigung welche ſich ſchließlich zu folgenden Anträgen ver 
darüber aus, daß ihre Forderung auf Budung dichteten. S n 

einer beſonderen Gruppe Forſtbeamte von der J. Scharfe Überwachung, daß Betriebsbeamten⸗ 
Bezirksgruppe Niederſchleſien erfüllt worden iſt. ſtellen mit ſtaatlichen Anwärtern beſetz: 
Sie fordert aber mit aller Entſchiedenheiti, daß] werden. . 
die DOrganifation duich Bildung einer Landes 2 Geſuch an den Herrn Mmnifter, die ſtaauichen 
fachgruppe erweitert wird, und erſucht den Gruppen-] Forſtgehilfen in den Kommunalforſtdienſt unter 
vorſtand, in dieſem Sinne bei der Verbandsleitung Anrechnung als Ausbildungszeit unbeſchränkt zu 
hinzuwirken. An Anträgen find der Gruppe bisher] beurlauben, ſowie zukünftige Mehrausbildung 
vorgelegt: Forderung einer beſonderen Gruppe, einer für den preußiſchen Kommunalſorſtdienſt 
Einreihung in die Ortsklaſſe der Anſtellungsbehörde, ausreichenden Anzahl Forſtlehrlinge durch den 
Eingruppierung der ſelbſtandigen Förſter von Staat j 

einer beſtimmten Reviergröße an als Revterförfter | 3 Bildung einer Kommiſſion zur Aufſtellung 
nach Beſoldungsgruppe VII, Dienſtaufwand und eines Entwurſs für ein einheitliches Kommunal⸗ 
Brennholzregelung nach ſtaatlichen Grundſätzen, orſtgeſetz. on | 

Anteil am Abſchuß der Jagd, Schaffung einer Leider geſtattete die Zen keine abſchließenden 
einheitlichen Dienſtanweiſung, Anrechnung der Verhandlungen. Die Kollegen ſchieden aber be- 
Militärdienſtjahre auf das Beſoldungsdienſtalterfriedigt von dieſer Verſammlung und mit dem 
und ſchließlich beratende Mitgliedſchaft in den Gefühl, zurzeit auf dem richtigen Wege zu ſein. 
Forſtdeputationen. Der inzwiſchen erſchienene Forſt⸗ Kaiſer. 
Inhalt: An die Alten 907 — Grundgehälter. Ortszuſchläge, Kinderbethilfen und Ausgleichszuſchlag der Staatsforſt⸗ 
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Mur an dieſec Stelle werden St Karl Schllebener 8 
Familtlen ` dnaegen loſtenlos 
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Fräulen Mardeit Köhne auf 8 Forſth. Wülfugs robe. Sudharz © 

Freigun Benneckenbeck mit dem Sepiember 1921. 0 

Laudwirn Herren Fetz Welſch O 
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Am 17. November d J. berſchied nach langer, 
ſchwerer Krankheu die er ſich in ruſſiſcher Gefangen: 
ſchaſt zugezogen hatte, unſer lieber Kollege, der 


Staatliche Hilfsforſter 


Paul Külzow, 


Leuznanf e L a T., Rittet des Ei]. Kreuzes 11 und I Kl. 


Trotz ſeines schweren Leidens waer Weis beftrebi um 
kollſſem Maße ſeinen Dienſtpflichten nachzukommen und uns in 
jeder Hinſicht ein treuer Berufsgenoſſe zu ſein Leider war es 
ihm nur allzu kurze Zeit vergönnt, in unserer Mitte zu wirlen 
Nach nur 2½ fähriger, glücklicher Ehe mußte er em junges. hien DA 

gegrundetes Heim auf immer verlaſſen! In treuem Gedenken 
legen wir ihm einen letzten Bruch auf ſein allzufruhes Grab 
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ſtändig zu kaufen geſucht. 


Fritz Schwarzelühr, 


lung 


3 äm, 


Di Ed 


99083 | 


bei * von Teichen, 
Seen, Büchen übernimmt 


Dr. E. Walter, Ballonſtedt a. Sr, 


Schriftleiter der Neudammer Fiſcherel⸗Zeitung. 
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m in Nachweis 
von Waldgrund⸗ Zi 
ſtücken u. Gittern WW 
mit Wald, Wald: ei 
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Hölzern aller Art.! 


iſtehend oder geichlagen. 
bewilligen ich eine 


P Proviſon von 3 ½ 
der Kaufſumme. 
én ei Angehete unter 
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nenbnratichen Landes- 
mn Förſtereien; fino 


1% bald mii Forſtverſor jun EN zu beſetzen. 


1 Forſtſekretärſtelle (Förſter), 
mehrere Hilfsförſterſtellen. 


Für letztece iſt Ausſicht au Anſtellung nicht ausgeichloſſen — 
Beſoldung nach Gruppe 7 des preußtichen Beamtendienſteinkommengeletzes 
Umzugskoſten werden vergütet. Neben dem Gehalt wird eine Zen, 


auiwandsentſchädigung gezahlt 11743 
Bewerbungen mit ſelbſtgeſchriebenem Lebenstauf Zeugniſſen, 
degloubigtet Abſchrift des Forſtoerforgungsſcheines amtsörzlichem 


Geſundheitsatteſt uno Militär paß find ſpäteſtene bie zum 10. Tezember 
1921 einzureichen. 
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wird ungechetrateter Forſtmann, der 
wegen Kriegsbeſchädigung penitontert 
iſt. Gehalt z 3t 400 Mk jährlich. 
doch darf mit ſoſortiger Erhöhung. 
gerechnet werden. (170% 


(Gemeinde e Oberförſterei 


Hermeskeil 
(Rea. Bezirk Trier !. 


Forſtliche Rundſchau und Des Förfters Feierabende. 


Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Vereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil“, Vereins zur 

Fördern der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu Neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin. ges 

UViehyersicherungsvereins der Forstbeamten a. G. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 

Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereiniguug, des Vereins für Privatforstbeamte Deutsch- 

3ands, des Uereius Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1820), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
- 8 Glatz und Umgegend. 


Die Deutſche Forſt⸗Zeitung erjchen wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 18,00 Mk. bet allen Poſt⸗ 

anfialien teıngetragen in die deutiche Poſtzeitungspreisliſte für 1922 1 Nachtrag), direkt unter Streifband durch den Verlag für 

Deutſchlaud und das ale Oſterreich⸗Ungarn 25.00 Mek. Die Berechnung ener Lieferung nach dem Ausland erfolgt nach den 

amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels. Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 1,50 Mk. abgegeben. — 

Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus ſperrungen hat der Bezieher keinen Anſpruch auf 
Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Lei den ohne Vorbehalt eingeſandlen Beiträgen nimmt die Schriftleitung das Recht der ſachlichen Anderung in Anſpruch. Set, 
trage, ſur die Entgelt gefordert wird, wolle man mut dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen. Beiträge, die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zeuſchrinen übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze oougëi Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt 
Nr. 50. 36. Band. 


Neudamm, den 11. Dezember 1921. 


Iſt das preußiſche Altersgrenzengeſetz 
vom 15. Dezember 1920 rechtsgültig? 


Die Berufung gegen das am 13. Juni 1921 
verkü dete Urteil der 30. Zivilkammer des Land⸗ 
gerich's I in Berlin, wonach der Anſpruch 
eines Mitgliedes des Oberverwaltungsgerichts 
auf Zahlung des Unterſchieds zwiſchen dem 
NR ihegehalt und dem vollen Gehalt anerkannt 
worden iſt, iſt von dem Kammergericht als 
Berufungsinſtanz (Urteil vom 27. September 


f . 
1921, II. Zivilſenat . zurü 


15 rück⸗ 
gewieſen worden *). 

Der in den Ruheſtand verſetzte Kläger iſt 
der Anſicht, daß das Altersgrenzengeſetz ſeine 
wohlerworbenen Rechte nicht beeinträchtigen 
könne. 

Gründe. 

Der erkennende Seuat Heft auf dem Stand⸗ 
punkt, daß den Gerichten auch die Prüfung 
der Gültigkeit ordnungsmäßig erlaſſener Geſetze 
zuſtehe. Der Richter hat die Pflicht, bei der 
Rechtſprechung nur ſolche Vorſchriften an⸗ 
zuwenden, die gültig ſind und jeden Staats⸗ 


*) Die 3. Zivilkammer des Landgerichts Potsdam 
hat durch Erkenntnis vom 12. Juli 1921 (6 O. 
250/21) ausgeſprochen, daß das Altersgrenzen⸗ 
geſetz vom 15. Dezember 1920 für die nach ſeinem 
Inkrafttreten anzuſtellenden Beamten wirkſam iſt, 
aber die Rechte der bereits angeſtellten Beamten 
nicht beeinträchtigen darf, welche vor Erlaß der 
Reichsverfaſſung „wohlerworbene Rechte“ hatten. 
Wohlerworben ſind alle ſubjektiven Rechte, die 
für beſtimmte Perſonen durch einen ſie betreffenden 
Rechtsakt begründet ſind, gleichviel, ob dies 
durch ein für ſie ergangenes Geſetz oder durch 
ein Rechtsgeſchäft geſchehen iſt, und ob der hier⸗ 
durch für ſie begründete Anſpruch ein privat⸗ 
rechtlicher oder öffentlich⸗rechtlicher iſt. 


bürger binden (Urteil des Kammergerichts vom 
26. November 1920 Straffenat, „Juriſtiſche 
Wochenſchrift“ 1921, Seite 590). Dieſer Grund⸗ 
ſatz iſt auch auf Geſetze und Verordnungen an⸗ 
wendbar, deren bürgerlich⸗ rechtliche Wirkung der 
Entſcheidung des Richters im Zivilprozeß unter⸗ 
liegt. Iſt das Geſetz mit der Verfaſſung nicht 
vereinbar, ſo würde ſeine Anwendung auch der 
materiellen Rechtslage nicht gerecht werden, 
denn auch die Verfaſſung iſt ein Geſetz, das bei 
der Rechtsfindung berüdjichtiat werden muß 
Steht ein Geſetz mit den Beſtimmungen der 
Verfaſſung in Widerſpruch, ſo muß jenes dieſer 
als der ſtärkeren Rechtsnorm weichen. 

Gegen die Gültigkeit des Altersgrenzen⸗ 
geſetzes wird geltend gemacht, daß das Geſetz 
gegen die Reichsverfaſſung verſtoße und inſoweit 
der Wirkſamkeit entbehre, als es die Verſetzung 
von Richtern in den Ruheſtand ausſpreche, die 
bei ſeinem Inkrafttreten bereits angeſtellt ge 
weſen ſind. 

Wenn die Anwendbarkeit des Altersgrenzen 


Die Reichsverfaſſung erklärt die „wohl⸗ 
erworbenen Rechte“ des Beamten für unverletzlich. 
Welche praktiſchen Geſichtspunkte für den Erlaß 
des Altersgrenzengeſetzes auch maßgebend ge⸗ 
weſen ſein mögen, muß doch das Altersgrenzen 
geſetz vom 15. Dezember 1920 inſoweit als un⸗ 
wirkſam angeſehen werden, als es auf die vor 
ſeinem Erlaß lebenslänglich angeſtellten Beamten 
Anwendung finden ſoll. (Preußiſches Ver⸗ 
waltungsblatt, Band 42, Nr. 46, Seite 549.) 

Denſelben Standpunkt vertritt die 30. Zivil⸗ 
kammer des Landgerichts I in Berlin in ihrem 
am 13. Juni 1921 verkündeten Urteil, welches 
im vorliegenden Falle den Gegenſtand der Be⸗ 
rufung bildet. Der Verfaſſer. 


926 


geſetzes auf die nach feinem Inkrafttreten an- 


geſtellten Richter nicht zu bezweifeln ift, fo wird | 5 


durch die Klage die Anwendbarkeit auf die zu 
dieſem Zeitpunkt bereits im Amt befindlichen 
Richter mit dem Hinweis beſtritten, daß das 
Geſetz inſoweit in beſtehende Rechte eingreife, 
die durch Artikel 129 der Reichsverfaſſung als 
wohlerworbene geſchützt ſeien. 

Mui muß zunächſt die Frage aufwerfen, ob 
der Staat überhaupt die Berechtigung hat, 
einen lebenslänglich angeſtellten Beamten vor⸗ 
zeitig zuungunſten der Beamten in den Ruhe⸗ 
ſtand zu verſetzen. Dieſe Frage müßte verneint 
werden, wenn das Anſtellungsverhältnis als ein 
Vertrag des bürgerlichen Rechts beurteilt werden 
müßte; denn wenn zur Zeit der Anſtellung 
die lebenslängliche Beſchäftigung geſetzlich 
jeitzelegt iſt, jo müßte die Unabſetzbarkeit 
mi deſtens als on vereinbartes Be⸗ 
di igung des Anſtellungsvertrages gelten. Die 
A ſtellung des Beamten gilt als ein Vorgang 
des öffentlichen Rechts, und deshalb iſt von 
der herrſchenden Meinung dem Anſtellungs⸗ 
vertrag der Charakter eines bürgerlich⸗ rechtlichen 
Vertrages für das Beamtenverhältnis ab⸗ 
geſprochen worden. 

Die Annahme iſt jedoch nicht berechtigt, 
daß bei Verneinung des bürgerlich⸗ rechtlichen 
Vertragscharakters der Staat kraft ſeines Hoheits⸗ 
rechtes das ſich aus der Anſtellung ergebende 
Recht des Beamten nach irgendeiner Richtung 
einſeitig verkürzen könne. 

Vor der geltenden E fehlte 
es zwar an einer dem entgegerftehenden grund⸗ 
ſätzlichen geſetzlichen Vorſchrift, aber deshalb 
konnte der Staat ſeine Verpflichtung einſeitig 
weder verkürzen noch aufheben. Soweit aber 
eine Beeinträchtigung der Gehaltsanſprüche in 
Frage kommt, kann der Beamte grundſätzlich 
nicht ſchlechter geſtellt werden als der Dienſt⸗ 
verpflichtete des bürgerlichen Rechts; denn in 
den ſich aus dem Anſtellungsverhältnis er⸗ 
gebenden Gehaltsanſprüchen ſtehen ſich Staat 
und Beamte gleichberechtigt gegenüber, was ſich 
für die vor der Reichsverfaſſung liegende Zeit 
aus der Tatſache ergibt, daß der Rechtsweg für 
Gehaltsanſprüche eröffnet war. 

Soweit ſich nicht aus der beſonderen Natur 
des Beamtenverhältniſſes und aus Sonder⸗ 
vorſchriften etwas anderes ergibt, muß auf die 
Vorſchriften über den Dienſtvertrag zurück⸗ 
gegriffen werden, und nach § 620, 624 BGB. 
kann der Staat eine zur Zeit der Anſtellung 
nicht vorgeſehene oder vorbehaltene Ver⸗ 
änderung der Gehaltsanſprüche zuungunſten des 
Beamten nicht vornehmen. 

Dieſer rechtliche Geſichtspunkt entbehrt aller⸗ 
dings der proktiſchen Wiekung, wenn der Staat 
von ſei er tatſächlich unbeſchränkten Macht⸗ 
befugnis Gebrauch macht. Werden durch die 
geſetzgebenden Gewalten Rechtsnormen ge⸗ 
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ſchaffen, ſo heben dieſe das Geſetz, auf welches 
ich der Beamte berufen kann, inſoweit auf, 
und den Anſprüchen wird die geſetzliche Grund⸗ 
lage entzogen. 

Dieſe Machtbefugnis des Staates findet aber 
rechtlich eine Grenze und Beſchränkung, wenn 
das Recht des Beamten auf der Verfaſſung 
beruht, denn dieſe Norm iſt die ſtärkere und 
nimmt dem mit ihr nicht in Einklang ſtehenden 
Geſetz die rechtliche Wirkung. Die Vorſchrift 
des Artikels 129 der Reichsverfaſſung erklärt die 
wohlerworbenen Rechte der Beamten für un⸗ 
verletzlich, und in dieſes Recht kann der einzelne 
Staat auch nicht durch Erlaß eines Geſetzes 
eingreifen. Der Artikel 129 der Reichsverfaſſung, 
ſoweit er hier in Frage kommt, iſt nicht als 
Grundlage fen erſt zu ſchaffende Rechtsnormen 
anzuſehen, ſondern er iſt eine Beſtimmung, die 
unmittelbar Rechtsverhältniſſe ſchafft, denn ſie 
drückt einen nicht mißverſtär dlichen Willen aus. 
Wie ſie unmittelbar die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges befiehlt, ſo verbietet ſie jeden Eingriff in 
die wohlerworbenen Rechte, die weder durch 
Geſetz noch auf andere Weiſe zuungunſten der 
Beamten geändert werden können. 

Was wohlerworbene Rechte ſind, darüber 
gehen die Auffaſſungen auseinander. Die 
ſtreitige Beſtimmung bringt Gedanken und 
Beſtrebungen zum Ausdruck, wie ſie ſeinerzeit 
von den Beamten⸗Organiſationen vertreten 
und von den Parteien in der Nationalverſamm⸗ 
lung unterſtützt worden ſind. Zu dieſen Be⸗ 
ſtrebungen gehörte an erſter Stelle die Sicherung 
der Anſprüche auf Amt und Gehalt, vor allem 
gegen Beſchränkungen von ſeiten oder zugunſten 
der Staatsgewalt. 

In der ſtreitigen Vorſchrift hat man daher 
die Zuſage zu erblicken, daß die bisherigen 
Rechte der Beamten, vor allem auf Unkündbarkeit 
und feſte i aufrechterhalten werden 
ſollten, und cleichzei ig das unmittelbare Gebot 
an die Staatsgewalt, ſich einer Veränderung 
dieſer Rechte zum Nachteil der Berechtigten zu 
enthalten. 

Der Anſpruch auf Gehalt in dem zur Zeit 
des Inkrafttretens der Reichsverfaſſung be⸗ 
ſtehenden Umfang gehört unzweifelhaft zu den 
zu ſchützenden, wohlerworbenen Rechten der 
Beamten. 

Die Klage verlongt die Zahlung des Gehalts 
ſtatt des Ruhegehalts. Ob der Kläger ein Recht 
auf Belaſſung im Amt hatte, bedarf nicht der 
Entſcheidung, ſondern es bleibt nur zu prüfen, 
ob durch das Al'ersgrenzengeſetz in Gehalts⸗ 
anſprüche als wohlerworbene Rechte eingegriffen 
worden iſt, und das iſt zu bejahen, denn bis dahin 
jan) dem Kläger ein Anſpruch auf lebensläng⸗ 
iche Zahlung des Richtergehalts zu. 


Das Urteil geht nun näher auf die Gründe 
ein, worauf ſich dieſer Anſpruch der Richter 
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ſtützt. Es bleibt hier nur noch hervorzuheben, 
daß nach Artikel 129 der Reichsverfaſſung die 
wohlerworbenen Rechte aller Beamten un⸗ 
verletzlich ſind. Was für die Richter gilt, findet 
auch Anwendung auf die übrigen auf Lebenszeit 
angeſtellten Beamten, die, auf Grund des Alters⸗ 
grenzengeſetzes, mit der Vollendung des 65. 
Lebensjahres in den Ruheſtand verſetzt ſind. 

In der preußiſchen Penſionsgeſetzgebung iſt 
eine Altersgrenze nirgends feſtgeſetzt und die 
Verſetzung in den Ruheſtand nur von ganz 
beſtimmten Vorausſetzungen abhängig. 

Es iſt zwar häufiger geſagt worden, daß der 
Beamte, welcher nach vollendetem 65. Lebens⸗ 
jahre ſeine Penſionierung fordern konnte, mit 
Ablauf dieſes Lebensjahres auch gegen ſeinen 
Willen in den Ruheſtand verſetzt werden dürfe. 
Wäre zum Beiſpiel auch die von Graf Hue de 


Grais im Handbuch der Verfaſſung und Ver⸗ ſtattfinden folle. 
FEIERN 


Kommunalforſtbeamte und der Komba. 


VW 
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waltung, 5. Auflage, Seite 76, vertretene An⸗ 
ſicht richtig, daß nach Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahres die Penſionierung des Beamten ohne 
weiteres zuläſſig ſei, ſo hätte es eines Geſetzes 
betreffend Einführung einer Altersgrenze für 
Preußen nicht bedurft. 

„Die Vollendung des 65. Lebensjahres konnte 
für ſich allein der Durchführung der zwangs⸗ 
weiſen Penſionierung nicht als Grundlage 
dienen. 

Wenn beim Vorliegen gewiſſer Voraus⸗ 
Kamnger die Behörden die Befugnis haben, 
den Beamten in den Ruheſtand zu verſetzen, ſo 
iſt jedoch die Anſicht unhaltbar, daß der Geſetz⸗ 
geber nach allgemeinen Erfahrungsſätzen 
wegen wahrſcheinlicher Dienſtunfähigkeit au 
ein gewiſſes Alter, hier 65 Jahre, die Rechts⸗ 
folge knüpfen kann, daß die EEN 

g. 


Von Stadtförſter Krücken, Bärenrode bei Inſterburg, Obmann der Bezirksfachgruppe Oſtpreußen. 
Wir Kommunalforſtbeamten ſollen nicht zur wenn der Verein alle Kommunalforſtbeamten 


Kuhe kommen. Unſeren alten, ſchönen Verein, 
den Verein aller Kommunalforſtbeamten, trug 
man in Caſſel zu Grabe und gründete dort einen 
neuen Verein mittlerer und unterer Kommunal⸗ 
forſtbeumten. Wohlverſtanden, dieſer Verein 
wurde dort gegründet, man ſuchte und fand 
zugleich Anſchluß an den Komba. 

So iſt es uns damals von unſeren Vertretern 
in Caſſel berichtet worden. Die Aufforderung 
des Kollegen Müller⸗Meſchede, uns den einzelnen 
Ortsgruppen des Komba anzuſchließen, wurde 
hier in der Bezirksgruppe Oſtpreußen prompt 
ausgeführt. Wohl alle Kommunalforſtbeamten 
ſind hier im Ko organiſiert, leider aber, und 
das iſt das Befremdende, nicht alle in der Fach⸗ 
gruppe. Wir zahlten unſeren Beitrag dem 
Komba, die „Rundſchau“ öffnete uns mit dem 
Wunſche regſter Beteiligung ihre Spalten, und 
auch einige recht gute Artikel, die uns, den Kollegen 
vom Büro, die ſo ſehr erſtrebenswerte ver⸗ 
ſtändnisvolle Annäherung bringen ſollten, er⸗ 
ſchienen. Jedenfalls waren wir im beſten Fahr⸗ 
waſſer. Aber der alte Schlendrian und die 
Intereſſenloſigkeit an unſerer Sache riß bald 
wieder ein. Wir hörten immer weniger von⸗ 
einander. Führende Kollegen, Vereinsveteranen, 
die ihre eigene Sache mehr oder weniger auf 
dem Trockenen haben, wurden vereinsmüde. 

Da kam wie ein Blitz aus heiterem Himmel 
die Aufforderung des Kollegen Thielen⸗Eller 
zum Umorganiſieren. Alſo ertönte der noch 
nicht ganz klar ausgedrückte Ruf: Los vom 
Komba und zurück zum alten Verein!“) Sehr gut, 

2 Zum „alten Verein zurück“, das will Herr 
Thielen gar nicht. Er will einen Verband der 


Gemeindeforſtbeamten ſchaffen, der ſich von den 
Kommunalbeamten loslöſen und dem Förſter⸗ 
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reſtlos erfaſſen könnte, was aber vollſtändig aus⸗ 
ichtslos iſt, und ſo glaubte ich mich mit der Be⸗ 
zirksfachgruppe Oſtpreußen eins, wenn ich 
glatt ablehnte und Kollegen Thielen mitteilte, 
daß Oſtpreußen nicht ie Ich behielt 
recht. Wir ſind als Unterfachgruppe der Be⸗ 
triebsbeamten vom Komba anerkannt; ob wir 
uns Fachgruppe oder Unterfachgruppe nennen, 
iſt wohl belanglos. Die Hauptſache iſt, daß unſere 
Intereſſen vertreten werden, und daß es geſchieht, 
können und wollen wir hier in Oſtpreußen der 
Bezirksgruppe des Komba rückhaltlos und mit 
Dank anerkennen. N und wohl auch mit 
nicht großen Schwierigkeiten zu erreichen wäre, 
für die Feinfühligen, die eigene Fachgruppe 
und Sitz im Vorſtand.“) 

Suchen wir nach dem Grunde der Unruhe in 
den Kreiſen der Kommunalforſtbeamten, Je. 
kommen wir dahin, daß wir uns deren Urſache ſelbſt 
zuzuſchreiben haben. Ich erinnere nur an die Vor⸗ 
gänge in Caſſel. Mußte es dazu kommen, daß. 
dort ein Kollege von der anderen Fakultät der 
zeitweiſen Vorſitz übernehmen mußte? Sind wir 
nicht ſelbſt dazu fähig? 3 mußten dieſe Vo" 
gänge für einen Eindruck auf den dort anweſenden 
Vertreter des Komba machen? Weshalb wurden 
damals nicht mit dieſem Herrn bindende Ab⸗ 
machungen Be Wie ich bereits erwähnte, 
wurde in Caſſel ein neuer Verein gegründet. 


bund anſchließen ſoll. Hierin iſt die verhängnis⸗ 
volle Bedeutung ſeines Schrittes zu ſuchen, denn 
die Gemeindeforſtbeamten reißen ſich damit felbft 
den Boden unter den Füßen weg. 

Die Schriftleitung. 

*) Dies zu verſagen hat der Verband der 

Kommunalforſtbeamten keinen Grund. 

Die Schriftleitung. 
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Dieſer Verein trat nie in Aktion und ſoll auch nach 
einer Erklärung des Kollegen Müller⸗Meſchede 
vom 17. Juni 1921 gar nicht beſtehen. Ja, was hat 
dies denn alles zu bedeuten? Wir könnten meines 
Erachtens auch als ſolch eigener Verein gar 
nicht beſtehen und vor allem nichts erreichen, 
ſondern wären eben nur ein Vereinchen ohne 
den unbedingt nötigen Zweck. Immer wieder 
betone ich: Nur Großorganiſationen, wie es der 
Komba iſt, erreichen etwas, das hat ja auch die 
Erfahrung gelehrt. 

Halten wir feſt und unentwegt zum Komba 
und ſchließen uns alle, aber auch wirklich alle, 
in den Bezirksfachgruppen zuſammen. Kommt 
dann noch eine Intereſſengemeinſchaft der Be⸗ 
zirksfachgruppen, meinethalben aus mehreren 
Provinzen mit ziemlich gleichen Stellenver⸗ 
hältniſſen zuſammen, ſo wäre dies beſonders 
zu begrüßen. Ich denke mir da den Oſten bis 
etwa einſchließlich der Provinz Brandenburg, 
in welchem die wei'aus meiſten Stellen mit 
Wirtſchaftsland ausgeſtattet ſind, als eine Inter⸗ 
eſſen⸗Gemeinſchaft im Gegenſatz zum Weſten, 
der meiſtens ohne Wirtſchaftsland daſteht und 
auch deshalb andere Intereſſen hat. Einen Anſchluß 
an den Förſterbund halte ich nicht in unſerem 
Intereſſe liegend. 

Voll und ganz unterſchreibe ich die Worte 
des Herrn Baltz. „In erſter Linie ſind 
wir Kommunalbeamte“ und gehören als ſolche 
in den Komba. Nie wird der Förſterbund in 
der Lage fein, uns bei unſern wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen zu helfen, und das iſt doch der 
Hauptzweck unſerer Organiſation. Können die 
Komba⸗ Bezirksgruppen erreichen, was in vorbild⸗ 
licher Art bereits in Pommern geſchehen iſt, 
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und auch wir Oſtpreußen ſind auf dem beſten 
Wege dahin, daß die einzelnen Provinzialſtädtetage 
mit uns in Verhandlungen über unſere wirtſchaft⸗ 
liche Lage treten, dann iſt meines Erachtens 
alles gewonnen. Wenige oder manchmal auch 
viele aufklärende Worte am Verhandlungstiſch 
zeitigen eher einen Erfolg als das Vollſchreiben 
ganzer Aktenbündel. 

Die „Rundſchau für Kommunalbeamte“ ſei 
unſer Vereinsblatt als Kommunalbeamte und 
die alte, bewährte „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ 
unſere Fachzeitſchrift. Meiſtens wird letztere 
aus dienſtlichen Gründen den Forſtbeamten von 
den vorgeſetzten Behörden gehalten. Wo dieſes 
noch nicht der Fall iſt, wird es leicht zu erreichen 
ſein. Wenn nun noch in der „Rundſchau“ durch 
aufklärende, ſtreng der Wahrheit entſprechende 
Aufſätze verſucht wird, den Kollegen vom Büro 
näherzukommen — denn von uns aus muß dieſer 
Verſuch, als von den Vereinsjüngeren, gemacht 
werden —, glaube ich ſicher, daß das Verſtehen 
unſerer Eigenart bei den Kollegen vom Büro 
bald herbeigeführt werden wird. Da können 
uns dann einzelne Neider, die ſich kaum bewußt 
ſind, weshalb ſie uns beneiden und wie das 
Beneidete in Wirklichkeit ausſieht, nichts anhaben. 

Feſter Zuſammenſchluß aller Kollegen der 
grünen Farbe des Gemeindedienſtes innerhalb 
der Bezirksfachgruppe iſt unerläßlich. Wie ſchön 
es iſt, im trauten Kollegenkreiſe ein paar frohe 
Stunden zu verleben, hat die Bezirksfachgruppe 
Oſtpreußen in dieſem Sommer gezeigt. Kollegen 
im grünen Kleid, laßt allen kleinlichen Vereins» 
zank, laßt uns die Ruhe, die wir dringend für 
die Kämpfe um unſere wirtſchaftliche Lage 
brauchen! 


Das Kahlſchlaggeſetz. 


Im Preußiſchen Landtage iſt kürzlich der Ent⸗] und Wind die Produktionskraft des Standortes, 


wurf eines Geſetzes verhandelt worden, welcher 
im Intereſſe der Erhaltung des Waldes dem Privat⸗ 
waldbeſitze die Beſchränkung auferlegen will, daß 
bei beabſichtigten Kahlſchlägen, die über Le des 
Waldbeſitzes hinausgehen, die ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung eingeholt werden muß. 

Es wird niemand in Abrede ſtellen können, 
daß die hohen Holzpreiſe, die wir eine Zeitlang 
gehabt haben, gar manchen verführten, ſeinen 
Waldbeſtand, wenn er einigermaßen verwertbar 
war, niederzuſchlagen und in Papierſcheine zu 
verwandeln, mit denen er in nicht allzuferner Zeit 
die Zimmer tapezieren kann. Schlimm iſt es, daß 
auf dieſe Weiſe ſehr viel nicht hiebsreifer Wald 
verſchwunden iſt, ſo daß es keinem Zweifel 
unterliegen kann, daß hierdurch unſere Geſamt⸗ 
holzproduktion geſchwächt wurde, weil es dem 
größten Teile der privaten Waldbeſitzer, die ſo 
ehandelt haben, nicht eingefallen iſt, die abge⸗ 
eben Flächen wieder aufzuforſten. Auf einen 
längeren Zeitraum von Jahren ſind dieſe Flächen 
nicht allein vollſtändig der Holzerzeugung verloren 
gegangen, ſondern durch das Bloßliegen des Bodens 
verringert ſich unter dem Einfluſſe von Sonne 


deſſen Beſiedelung mit Gräſern und Unkräutern 
der neuen Aufforſtung ungeheure Schwierigkeiten 
entgegenſetzt und auch die Jugendentwickelung 
des künftigen Beſtandes beeinträchtigt. 

Es hat ſich unangenehm gerächt, daß in Preußen 
die vollſtändige Freiheit des Privatwaldeigentums 
eingeführt worden iſt; denn wenn auch der große 
Waldbeſitz in der richtigen Erkenntnis der Be⸗ 
deutung des Waldes als Vermögensgegenſtand 
für deſſen ordnungsmäßige Bewirtſchaftung geſorgt 
hat, fo iſt aber in den mittleren und kleinen Be⸗ 
trieben ſehr dadurch geſündigt worden, daß 
aus reiner Geldgier heruntergehauen wurde, was 
auch nur einigermaßen verwertbar war. Wie 
ſinnlos vorgegangen wurde, kann ich durch ein 
kraſſes Beiſpiel dartun. Die Witwe eines Ritter⸗ 
gutsbeſitzers in der Provinz Hannover hat die 
Nutznießung an dem Gute bis zu ihrem Tode 
erhalten und teſtamentariſch auch die Befugnis, 
wenn es nötig ſein ſollte, ſo weit in die Subſtanz 
des Waldes einzugreifen, daß die vorhandenen 
Kiefernbeſtände über 30 Jahre genutzt werden 
könnten. Die gute Frau hat ſich nicht geſcheut, 
alle Beſtände über 30 Jahre glatt herunterzuhauen, 
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aber weil ſie die Entwickelung der Konjunktur 
micht abwarten konnte, zu einer Zeit, in welcher 
die Holzpreiſe erſt auf das Doppelte der Friedens⸗ 
preiſe geſtiegen waren. Das Bankkonto der Dame 
Hat ſich auf dieſe Weiſe auf das Doppelte an Papier⸗ 
ſcheinen vermehrt, aber die Sparkaſſe des Gutes 
wurde geleert, und der Rechtsnachfolger ſteht vor 
den beren, in Grund und Boden verwilderten 
Flächen und iſt nicht in der Lage, die Mittel für 
die Wiederaufforſtung aufzubringen. Daß einer 
ſolch wahnſinnigen Waldverwüſtung vorgebeugt 
werden muß, iſt nur ſelbſtverſtändlich, denn auch 
die Allgemeinheit hat heute mehr als je ein Inter⸗ 
eſſe daran, daß das vorhandene Waldvermögen 
richtig ausgenutzt wird. 

Der vorliegende Geſetzentwurf, der zur weiteren 
Beratung dem Landwirtſchaftsausſchuß überwieſen 
worden iſt, hat einſtweilen den Beifall des Land⸗ 
tages nicht gefunden, und das mit Recht, weil er 
der Walderhaltung nicht zu dienen vermag und im 
übrigen in unerträglicher Weiſe die wirtſchaftliche 
Freiheit des mittleren und kleineren Beſitzes 
beſchränkt. 

Die Kahlhiebsfläche Toll nicht über len der 
Größe des Waldbeſtandes betragen, und daraus 
geht hervor, daß der bäuerliche Beſitzer, welcher 
120 Morgen Wald hat, jährlich höchſtens 2 Morgen 
kahl abtreiben darf. Wer aber ſchon einmal einen 
ſolchen Wald geſehen hat, der weiß doch ganz 
genau, daß die Altersabſtufungen nicht ſo vor⸗ 
Handen find, daß jedes Jahr 2 Morgen zur Nutzung 
‚gelangen, ſondern der Betrieb muß ſo ausſetzen, 
daß er den vorhandenen hiebsreifen Beſtand der 
Fläche ergreift. 

Der kleine Privatwaldbeſitz unterliegt aber dem 
Zwange der eigenen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
und wenn die Not an ſeine Tür pocht oder andere 
Ereigniſſe die Beſchaffung von Geld erheiſchen, 
o greift er in feine Sparkaſſe, welche der Wald 
darſtellt. Dieſe Freiheit des Handelns mehr als 
nötig zu beſchränken, iſt ein Fehler, den der Ein⸗ 
Tichtige nicht verkennen wird. Gutgemacht wird 
dieſer Fehler der Beſchränkung der Kahlhiebs⸗ 
fläche auf Lien der Größe des Waldbeſitzes dadurch 
auf keinen Fall, daß mit ſtaatlicher Genehmigung 
auch über dieſe Grenze hinausgegangen werden 
kann, denn wer zu irgendeinem Zwecke eine be⸗ 
Hördliche Genehmigung nachſuchen muß, muß 


—— TER 


ſich lange in Geduld faſſen, bis er fie hat. Die 
Folge dieſer beabſichtigten Regelung iſt bei der 
Unhaltbarkeit der gezogenen Grenze eine Rieſen⸗ 
zahl jährlich eingehender Anträge, die zu der von 
einer Ortsbeſichtigung untrennbaren Erledigung 
einen neuen gewaltigen Beamtenapparat erfordert, 
und die Schwerfälligkeit des Verfahrens wird den 
kleinen Waldbeſitzer in den meiſten Fällen zwingen, 
zu hauen, ehe er dieſe Genehmigung hat. „In 
dieſem Falle wiſſen wir Rat“, ſagen die Väter des 
Geſetzentwurfes, und deshalb drohen fie beiZuwider⸗ 
handlungen gegen das Geſetz ſo hohe Strafen an, 
daß der Bauer unter Umſtänden richtiger handelt, 
wenn er in den Wald ſeines Nachbarn geht und 
ſich dort das Holz holt, denn das Forſtdiebſtahls⸗ 
geſetz iſt milde. 

An der Unhaltbarkeit des neuen Geſetzent⸗ 
wurfes iſt nicht zu zweifeln, und deshalb iſt zu 
hoffen, daß der Landwirtſchaftsausſchuß etwas 
Brauchbares zuwege bringt, das die Waldver⸗ 
wüſtung verhindert, ohne die Freiheit des Beſitzers, 
ſoweit ſie die wirtſchaftliche Exiſtenz erfordert, 
zu vernichten. Das Allerwichtigſte aber iſt der ſich 
an den Kahlhieb anſchließende Aufforſtungs⸗ 
zwang, der allein ſchon geeignet iſt, die Wald⸗ 
verwüſtung in gewiſſe Grenzen zu bannen, und eine 
Staatsaufſicht, die es ſich namentlich zur Aufgabe 
macht, das Intereſſe für den Wald bei den kleinen 
Beſitzern zu fördern. Daß dieſes Intereſſe vor⸗ 
handen iſt, geht aus der großen Zahl der Waldbau⸗ 
vereine hervor, die im Laufe der letzten Jahre 
in der Rheinprovinz, in Weſtfalen und Hannover 
entſtanden ſind, deren Beſtrebungen mit einem 
Schlage lahmgelegt würden, wenn der vorliegende 
Entwurf zum Kahlſchlaggeſetz wirkſam werden 
würde. Nach der Aufnahme, welche er im Landtage 
bei allen Parteien gefunden hat, iſt ſein Schickſal 
glücklicherweiſe ſchon beſiegelt, ſo daß nur zu 
wünſchen übrig bleibt, daß der Land wirtſchafts⸗ 
ausſchuß etwas Neues zuſtande bringt, das, ohne 
die wirtſchaftliche Freiheit des mittleren und 
kleinen Waldbeſitzers zu vernichten, für die Er⸗ 
haltung des Waldvermögens ſorgt und vor den 
ſchärfſten Zwangsmitteln nicht zurückſchreckt, die 
ſofortige Aufforſtung abgetriebener Waldflächen 
durchzuführen, wenn die Grundſtücke ſich nicht zur 
landwirtſchaftlichen oder einer anderweitigen 
günſtigeren Benutzung eignen und dieſer ſofort 
zu geführt werden. B. 


Die grüne Woche (18. Mitgliederverſammlung) des Deutſchen 


Forſtvereins zu Kreuznach in der Zeit vom 6. bis 15. September 1921. 
Von Forſtrat nn nnd (Heſſen). 
(Fortſetzung) 


Nun noch einen kurzen Bericht über rein Ge⸗ 
ſſchäftliches. In München hatten wir gehofft, im 
Laufe des Jahres für die Vereinstätigkeit die 
finanzielle Grundlage zu ſchaffen. Leider iſt es 
nicht dazu gekommen. Vor einigen Tagen hat 
eine Beſprechung zwiſchen den Vertretern ſtaatlicher 
Forſtverwaltungen und der Vereinsleitung ſtatt⸗ 

efunden. Dieſe Beſprechung eröffnete die Aus⸗ 
ſicht, daß die Länder uns durch Beiträge unter⸗ 
ſtützen. Der Mangel an Mitteln veranlaßte 
Mangel an Kraft. Wir konnten infolgedeſſen auch 
micht mit den Land⸗ und Provinzialvereinen in 
Verbindung treten. Wir hoffen aber, daß nun⸗ 


Das 
Vereinsblatt — der „Forſtwirt“ — hat ſich gut 
gehalten. Der Geſchäftsleiter Herr Eckardt hat das 
Blatt auf der Höhe erhalten. Es ſoll jetzt ein 
Wochenblatt werden, ſo daß der „Forſtwirt“ ein 
Organ für ſämtliche akademiſche Beamte fein kann. 

Das Vermögen iſt das gleiche geblieben. Trotz 
der geringen Beiträge ſind wir dennoch imſtande 
geweſen, die erforderliche Tätigkeit zu entfalten. 
Schon im vergangenen Jahre mußte ein beſonderer 
Beitrag für die Ermöglichung des Verſammlungs⸗ 
berichtes gefordert werden, 10. von jedem Mitglied. 
Wir können in Zukunft nicht mit dem ſeitherigen 


mehr intenſiver gearbeitet werden kann. 
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Vereinsbeitrag auskommen. Die Staatsforſt⸗ 
verwaltungen werden Beiträge leiſten, es iſt aber 
notwendig, daß auch der Mitgliederbeitrag weſentlich 
erhöht wird. In den bezüglichen Vorverhandlungen 
wurde von der Verdreifachung und Vervierfachung 
des ſeitherigen Beitrags geſprochen, Norddeutſch⸗ 
land war für 20 /, Süddeutſchland für 18 M 
Jahresbeitrag. Wollen Sie uns 20 % bewilligen? 
— Die Bewilligung von 20 A erfolgte hierauf 
durch überwiegenden Mehrheitsbeſchluß. 

Der Mitgliederſtand iſt 3600. Die Verwaltungs⸗ 
beamten ſind gebeten, für den Beitritt zu werben. 

Die Samen⸗Kommiſſion hat unter 
Geheimrat Profeſſor Dr. Schwappach in 
erfolgreicher Weiſe fortgearbeitet, was mit Dank 
anerkannt wird. 

Die Fortbildungskommiſſion hat wegen 
ſtarker Überlajtung mit Arbeit nicht die Tätigkeit 
entfaltet, wie es nötig geweſen wäre. Es ſollten 
Kursleiter herangezogen werden. Die Durch⸗ 
führung ſcheiterte an perſönlichem Hemmnis. Zu 
dieſer Kommiſſion wurde Oberforſtmeiſter 
von Platen⸗Köslin und Forſtmeiſter Eber⸗ 
hard⸗Langenbrand zugewählt. Der erſte Fort⸗ 
bildungskurs wird im Herbſt dieſes Jahres ab⸗ 
gehalten werden können. 

Die Prüfungs⸗Kommiſſion für den 
Revierverwaltungsdienſt tritt erſt in der nächſten 
Woche zu einer Prüfung in Darmſtadt zu⸗ 
ſammen. Vorſitzender der Kommiſſion iſt Ober⸗ 
forſtmeiſter von Platen⸗Köslin. 

Ortsbeſtimmung für die nächſte Tagung. 
Nach eingehender Beratung iſt Deſſau gewählt 
worden. Bärenthoren liegt nahe dabei, auch kann 
ein Ausflug zu Forſtmeiſter Wiebecke in Eberswalde 
gemacht werden. — Genehmigt. 

Noch eine Bitte: Laſſen Sie heute ein 
mildes Urteil walten, wenn der Verſuch gemacht 
wird, die Mitgliederverſammlung in umfaſſender 
Weile aufzubauen in Voll⸗ und Teilverſammlung 
und die Ausflüge geſplittert. (Bravo.) 

ema II: Verſuchsweſen und Betriebs⸗ 
ſtatiſtik. Berichterſtatter: Akademie ⸗Profeſſor, 
Geheimer Regierungsrat Dr. Schwappach⸗ 
Eberswalde: Ich bin mit dem Mitberichterſtatter 
Profeſſor Dr. Hausrat⸗Freiburg i. B. dahin über⸗ 
eingekommen, daß ich über das forſtliche Verſuchs⸗ 
weſen ſpreche, der Mitberichterſtatter über die 
Betriebsſtatiſtik. 

Seit Gründung des forſtlichen Verſuchsweſens 
iſt ein halbes Jahrhundert verfloſſen. Um Folge⸗ 
rungen zu ziehen über die Aufgaben des Verſuchs⸗ 
weſens, iſt ein Rückblick auf die ſeitherigen Leiſtungen 
erforderlich. Die Forſtwirtſchaft beruhtauf praktiſchen 
Erfahrungen, ſie bedarf aber auch der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Begründung. Es beſtehen zwei verſchiedene 
Wege. Der eine iſt der Naturwiſſenſchaft überlaſſen, 
der Beobachtung eines Vorgangs und der Ein⸗ 
wirkung bekannter und beſtimmter Urſachen, der 
andere Weg beruht auf der ſtatiſtiſchen Maſſen⸗ 
beobachtung und insbeſondere Berechnung. Eine 
weitere Eigentümlichkeit des Verſuchsweſens liegt 
in dem langen Zeitraum, den die Ermittlung in 
Anſpruch nimmt. Es ſind Jahrzehnte erforderlich, 
um einigermaßen einen Schluß zu gewinnen. 
Endlich haben die forſtlichen Verſuche die Eigen⸗ 
tümlichkeit, daß ſie nur zum kleinſten Teile in 
beſchränkter Weile durchgeführt werden können, 
es find größere Flächen und in verſchiedenen Wald⸗ 
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gebieten nötig. Die berufenen Organe ſind die 
forſtlichen Verſuchsanſtalten, fie haben ſich Haupt 
ſächlich mit ſolchen Arbeiten zu beſchäftigen, da 
dieſe die Kraft eines einzelnen überſteigen wegen zu 
langer Dauer und wegen Beſchaffung des er⸗ 
forderlichen Materials. 

Das vom Forſtdirektor Ganghofer (München 
im Jahre 1875 gegebene Statut enthält die Vor⸗ 
ſchrift, daß ſich die Arbeit des Verſuchsweſens 
erſtrecken ſoll auf exakte Beobachtung in theoretischer. 
und praktiſcher Hinſicht, auf die Prüfung der 
gemachten Erfahrungen, wiſſenſchaftliche Be⸗ 
gründung der Reſultate. Erforſchung der Mittel, 
um die Dinge, die der Produktion entgegenſtehen, 
zu beſeitigen, um das Verhältnis zu den Pro⸗ 
duktionskoſten und damit das Ergebnis zu ſteigern. 
1881 fielen die Einſchränkungen. Eine weitere Auf⸗ 
gabe wurde in bezug auf die Ergänzung des 
forſtlichen Unterrichts geſtellt. Dieſer ſolle ſich 
auch auf die Exkurſionen erſtrecken, auch auf 
Übungen an der bayeriſchen Verſuchsanſtalt. 1928 
wurde dieſe Beſtimmung aufgehoben. In Deutſch⸗ 
land waren es Ludwig Hartig und Hundeshagen, 
die 1825/26 mit Unterſuchungen begonnen haben 
bezüglich der Durchforſtungen. In dem folgenden 
Jahrzehnt wurde die praktiſche Entwicklung durch⸗ 
geführt, um hierzu Mittel zu ſchaffen. Die 
bayeriſchen Maſſentafeln entſprangen den 40a 
Jahren, es folgte die Anlegung ſtändiger Verſuchs⸗ 
flächen. Entſchieden trat Carl Heyer 1848 auf 
für die Gründung forſtſtatiſcher Vereine (jetzt 
forſtliches Verſuchsweſen). Das Programm 
wurde in Freiburg bei der Forſtverſammlung vor⸗ 
gelegt. Deutſcher Fleiß und deutſche Anregung 
ſollten helfen. 1857 kam von Karl und Guſtar 
Heyer und Fauſtmann ein Aufruf zur Vornahme 
forſtſtatiſcher Unterſuchung, außerdem von HOſter⸗ 
reich. 1860 wurde in verſchiedenen deutſchen 
Staaten — Preußen, Bayern, Sachſen — mit 
ähnlichen Unterſuchungen begonnen. Im Jahre 
1868 wurde ein vollſtändiger Plan für das forſtliche 
Verſuchsweſen und ein Programm für die zunächſt 
u bearbeitende Aufgabe aufgeſtellt. Damals 
ſollten in den größeren Staaten ſelbſtändige 
Berufsvertretungen gebildet werden. 1870 
wurden die forſtlichen Verſuchsanſtalten errichtet. 
Die oberen Forſtbehörden ſtellten ſpäter die Frage, 
ob die forſtlichen Lehrſtätten oder die ſtaatlichen 
Forſtbehörden das Verſuchsweſen zu bearbeiten 
hätten. Schließlich fiel die Entſcheidung für die 
forſtlichen Lehrſtätten. Preußen hat zu dieſem 
Zweck als erſtes Land die Vermehrung der Lehr⸗ 
kräfte veranlaßt. In Bayern wurde 1875 der vom 
Regensburger Komitee empfohlene Weg beſchritten 
und ein Verſuchsbüro eingerichtet. Es zeigte ſich 
bald, daß die Herren durch die Verwaltung ſo in 
Anſpruch genommen waren, daß fie keine Zeit für 
das Verſuchsweſen fanden, und als der forſtliche 
Lehrſtuhl in München errichtet wurde, wurde dort 
auch die forſtliche Verſuchsanſtalt neu errichtet. 
In anderen deutſchen Staaten übernahm die 
Forſtdirektion das Verſuchsweſen. Durch die 
Vereinigung des forſtlichen Unterrichts in Baden 
und Württemberg iſt eine Neuordnung des Ver⸗ 
ſuchsweſens notwendig. 

Im Auslande war die Anordnung ähnlich wie 
in Deutſchland, ſo in der Eidgenoſſenſchaft, in 
Ungarn, Oſterreich, Dänemark, Holland, Finnland, 
Japan; zum Teil bildete man ſelbſtändige Anſtalten, 
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getrennt von den Lehrſtätten. 
Verſuchsreviere in Pperihiedene Teile des Landes, 
geteilt nach Steppen⸗Aufforſtung, Bindung von 
Flugſand uſw. Die Leitung iſt in Petersburg. 

Auf die Frage: Was haben die Verſuchs⸗ 
anſtalten ſeit ihrem Beſtehen geleiſtet? 
kann wegen der Kürze der gebotenen Zeit nur mit 
Stichworten geantwortet werden: Holzmeßkunde, 
Schaffung der Maſſentafeln und der Ertrags⸗ 
tafeln, Durchforſtungsfrage, fremde Holzarten, 
Kulturverſuche, Samenherkunft, Verbreitung der 
Holzarten, Lehre der Forſtbenutzung, Einfluß des 
Streuentzugs auf den Holzbeſtand und den Wald⸗ 
voden, die techniſchen Eigenſchaften der Hölzer, 
Waſſerwirtſchaft, tieriſche und pflanzliche Schädlinge, 
ſorſtliche Bodenkunde, Aſchengehalt der Wald⸗ 
Bäume, Humusfrage; alle dieſe Fragen verdankt 
die forſtliche Welt den Verſuchsanſtalten. Eine 
Hauptſache iſt es, daß der Leiter des Verſuchs⸗ 
weſens ſich dieſer Aufgabe ganz widmen kann, 
und daß die Mittel ausreichend ſind, die zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Der Erfolg und die Leiſtung hängt 
mehr von der Perſönlichkeit des Leiters ab als 
von der Form der Einrichtung. Man nehme 
Männer, die die erforderlichen Arbeiten leiſten 
wollen und leiſten können und freiwillig ſich ihrer 
Schreibarbeit widmen. Man ſoll ſie nicht kalt⸗ 
ſtellen oder dieſe Anſtellung als Sprungbrett zu 
einer anderen Stellung benutzen. Ein Wechſel 
der Verſuchsleiter ſoll vermieden werden. Ein 
ſchroffer Wechſel iſt noch bedeutungsvoller als 
das Wollen. Der Leiter muß alle einſchlägigen 
Lehren beherrſchen. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt auch die Aus⸗ 
wahl der Verſuche; das verlangt einen klaren 
Blick und Kenntnis der Verhältniſſe, eng verknüpft 
mit praktiſchem Weſen. Die Verſuche müſſen dem 
Bedürfnis der Praxis dienen, die Arbeiten müſſen 
aus der Anſicht des Verſuchsleiters kommen, ſie 
dürfen nicht von dritter Seite gegeben werden. 
Endlich noch darf der Verſuchsleiter nicht durch 
anderweitige, dienſtliche Verpflichtungen belaſtet 
werden. 

Alljährlich Bericht zu erſtatten, iſt nicht möglich, 
os iſt auch nicht möglich, allen Anleitungen Folge 
zu leiſten. Das Ideal für größere Verhältniſſe iſt 
die Schaffung vollſtändiger Selbſtändigkeit, unter⸗ 
Okt von geeigneten Hilfskräften. Schweden hat 
ein ſolches Inſtitut, Finnland hat neuerdings viel 
geleiſtet. Oſterreich iſt zu demokratiſch. In Deutſch⸗ 
land fehlen die Geldmittel. An der Spitze ſoll 
nur einer ſtehen, ſonſt ruhen die Arbeiten, und 
damit iſt eine Schädigung der Arbeit verbunden. 
Selbſtverſtändlich können auch andere Verſuche 
machen, wie Forſchungen der gemiſchten und un⸗ 
gleichalterigen Beſtände, Schirmunterſuchung, da 
erſt geeignete Erfahrungen ausgebaut werden 
müſſen. Hand in Hand mit der Arbeit muß der 
Bodenkunde, jetzt auch der Colloid⸗Theorie, Auf⸗ 
mierkſamkeit gewidmet werden. Auch für Botanik 
und Zoologie ſind weitere Erfahrungen zu ſammeln. 
Auch die Wirkung ſchädlicher Gaſe iſt noch nicht 
genügend erforſcht. 

Der unglückliche Krieg hat die Forſchungen ge⸗ 
hemmt und die Unterſuchungen im Gange geſtört. 
Wir dürfen auch auf dieſem Gebiete nicht verzagen 
und müſſen zum Beſten unſeres heißgeliebten 
Vaterlandes weiterarbeiten. (Bravo!) 


Geheimer Hofrat Dr. Hausrat, Frei⸗ 


Rußland legte burg i. B.: Ich habe erſt ſeit acht Tagen den Auf⸗ 


trag, zur Sache zu ſprechen, erhalten. Ich bin 
deshalb nicht in der Lage, Mitteilungen über den 
tatſächlichen Zuſtand in den einzelnen Verwaltungen 
zu machen und Ergebniſſe vorzuführen. Der ganze 
Erfolg unſerer Technik und Wirtſchaft ſtützt ſich 
auf zwei Arbeitswege: auf Verſuch und Statiſtik. 

Der Verſuch iſt die Einleitung vom Entwicklungs⸗ 

gang. Er will uns Einblick vermitteln in das 
Naturgeſetz, das damit die Möglichkeit gab, die 
Arbeit ſelbſt zur Sache zu geſtalten. 
Vom ganzen Erfolg begleitet iſt die Statiſtik; 
fie bietet den Zuſammenhang von Urſache und 
Wirkung. Heute ſteht die Statiſtik in ſchlechtem 
Ruf. Belehrung und ihre Führung können daraus 
hervorgehen. Auch in forſtlichen Kreiſen gilt die 
Statiſtik nicht für eine liebliche Sache, mit der 
man ſich gern beſchäftigt (hochverdient hat ſich auch 
in dieſer Hinſicht der Neſtor des deutſchen Ver⸗ S 
ſuchsweſens, Dr. Schwappach, gemacht). Die Praxis 
iſt nicht befriedigt. Es kann auch nicht anders ſein, 
denn auch im Verſuch läßt ſich die lange 9 
duktionszeit der Waldwirtſchaft nicht ausſchalten. 
Die Bedingungen, unter denen wir im Walde 
arbeiten, ſind vielſeitig, von denen viele unſerm 
Einfluſſe nicht unterworfen ſind, wir können ſie 
nicht willkürlich ausſchalten. Die Ergebniſſe ſind 
nur in beſchränktem Maße übertragbar auf die 
Standörtlichkeit. Auch die Pflanzenphyſiologie 
und die Bodenkunde müſſen wir beachten, dann 
kann man die Ergebniſſe auch auf andere Standorte 
übertragen. Alle Maßnahmen müſſen wir den 
Standorten anpaſſen. Alle Erfahrungen müſſen 
wir ſammeln und verſtehen. Die Betriebs⸗ 
ſtatiſtik iſt das Mittel dazu, die Arbeit am beſten 
zu geſtalten. Wie muß das ſein? Die Sammlung 
von Zahlen über den forſtlichen Betrieb im ganzen 
wie auch in ſeinen Einzelheiten. Die Betriebs⸗ 
ſtatiſtik wurde ſeitens des Staats bis vor dem Kriege 
richtig nach verſchiedenen Grundſätzen gegeben. 
Dieſe großen forſtſtatiſchen Erhebungen gehören 
in die Betriebsſtatiſtik, wie die Aufzeichnungen über 
die kleinſten Einheiten der Wirtſchaft, die uns 
Kenntnis geben von den Erfolgen und Mißerfolgen 
der Wirtſchaftsführung. In der Induſtrie geben 
die Bilanzen genaue Nachricht. Die Betriebs⸗ 
ſtatiſtik wird vielfach mit dem Lagerbuch verwechſelt. 
Die Bezeichnung „Betriebsſtatiſtik“ iſt kein glücklich 
gewählter Ausdruck. Es kann ſich nicht lediglich 
um zahlenmäßige Erfaſſung der Ergebniſſe handeln, 
ſondern auch um das Ineinandergreifen von 
Urſachen und Wirkungen. Wir müſſen ergründen, 
wie die Zahlen entſtanden ſind, dieſe Erörterungen 
ſind wichtiger wie die Zahlen ſelbſt. Wir brauchen 
nicht Durchſchnittswerte, ſondern Einzelwerte. Ich 
ziehe die Bezeichnung Lagerbuch ſtatt Betriebs⸗ 
ſtatiſtik vor, empfehle aber die Bezeichnung 
Wirtſchaftschronik, um dadurch auch das geſchichtliche 
Moment mit vorzuheben. Der Name ſelbſt macht 
es aber nicht. 

Die Erhebungen und Zuſammenfaſſung ſoll 
man von vornherein in ganzen Zahlen geben, nicht 
mehr mit Bruchteilen von Feſtmetern; letzteres 
ſteht nicht im Verhältnis zu den Fehlern, die beim 
Meſſen des Holzes gemacht werden. In erſter 
Linie iſt erhebungswichtig das Wirtſchaftsgebiet, 
dann der Transport, die Preisbildung uſw. Was 
ſoll dann aber die örtliche Einheit ſein für unſere 
Berechnungen? Ausichlaggebend iſt der Boden, 


932 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 50 Bd. 36 (1921) 


— . F PPP —_— —_ — ——, _, — — 2282 ꝗ Cͤö.&&].]..jð˙ . «ðie2ß ... 


nicht die Beſtandesverfaſſung, und darum muß 
die Beobachtung ſich nicht beſchränken auf das 
Beſtandesleben, ſondern ſie muß über das Be⸗ 
ſtandesleben hinausgehen. Auch über die Art 
der Abnutzung der Beſtände muß berichtet werden, 
darum muß man den Bericht über das Beſtandes⸗ 
leben hinaus fortführen und dann die geologiſche 
Abſtammung und die phyſikaliſche Beſchaffenheit 
des Bodens beſchreiben. 

Die unterſte Grenze der Einheit wird bei 2 ha 
eingeſetzt. Dadurch erhält man eine Fülle von 
Einheiten, deren Verfolgung eine gewaltige Laſt 
von Arbeit bedeutet. Es iſt ſorgfältige Vermeſſung 
der Flächen notwendig, um den Schluß zu ziehen 
vom Kleinen ins Große, die Fehlergrenze ſei 
beträchtlich; das Gelände iſt dauerhaft zu be⸗ 
zeichnen. Gegenſtand der Aufzeichnung iſt der 
Bodenzuſtand, die Zuſammenſetzung des Bodens, 
die Bodengare, die Bodenflora, auch gehören 
hierher die Veränderungen, denen dieſe Dinge 
unterworfen ſind. Ferner das Gebiet der Holz⸗ 
arten und eintretender Wechſel, die Verſchiebungen 
innerhalb der gemiſchten Beſtände, Einbringen 
von andern Holzarten, die Häufigkeit der Samen⸗ 
jahre, Menge und Güte des erzeugten Samens, 
Maſſenertrag der Beſtände, Nutzungen unter 
Angabe des Anfalls nach Sortimenten einſchließlich 


des Preiſes. Hinſichtlich der Erhebungen iſt es 
ſehr beachtenswert, daß dabei auch angegeben. 
wird die Witterung während der Entwicklungs⸗ 
jahre, Krankheiten, Anteil der einzelnen Holzarten, 
ob weich oder hart, ob reiner oder gemiſchter 
Beſtand, Vollholzigkeit, Koſten der einzelnen Maß⸗ 
nahmen, namentlich bei Kulturen die wirklichen 
Koſten. Die Schädigung der einzelnen Beſtände 
von Inſekten; bei Pilzſchäden muß der Einfluß. 
der Witterung dabei beobachtet werden. Die Art 
der Darſtellung fordert zunächſt die allgemeine 
Schilderung der Standorte und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe. Die Darſtellung im photographiſchen 
Bilde iſt für die Entwicklung des Beſtandes wichtig; 
es muß aber der Standpunkt der erſten Aufnahme 
genau verpfählt werden, damit das Bild immer 
von der gleichen Stelle aus aufgenommen wird, 
wie das im Heidelberger Stadtwald der Fall iſt. 
Die Gründe der wirtſchaftlichen Maßnahmen ſind 
ebenfalls anzugeben, bei Abweichungen iſt immer 
die Erläuterung zu geben. Man ſoll auch Vergleichs⸗ 
flächen auswählen und ſich nie auf Idealbeſtände 
beſchränken; ſolche kommen ja überhaupt nicht vor. 
Es müſſen vor allem die nicht normalen Beſtände 
unterſucht werden, dort bekommen wir die wich⸗ 
tigſten Aufſchlüſſe. 
(Fortſetzung folgt.) 
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Parlaments- und Vereinsberichte. 


Preußiſcher Landtag. 

46. Sitzung, Freitag, den 30. September 1921. 
Kleine Anfrage Nr. 173 der Abgeordneten 
Frau Dr. Wegſcheider und Genoſſen über 
Abholzungen auf Gut Sickensdorf (Kreis 
Teltow) — Druckſache Nr. 485. 

Frau Dr. Wegſcheider, Abgeordnete (Soz.⸗Dem.): 

Iſt dem Staatsminiſterium bekannt, daß das 
der Baronin von Kneſebeck gehörige Gut Sickensdorf, 
Kreis Teltow, an die Nordiſche Holzhandelsgeſellſchaft, 
Berlin W 50, verkauft iſt, die den Wald abholzen läßt? 
Die Jagen 7, 18, 25 und die Jagen 32, 33, 34, 35, 
teilweiſe noch ſehr junger Beſtano, ſind dem Erdboden 
gleichgemacht. 

Was gedenkt das Staatsminiſterium zu tun, um 
zu verhindern, daß die hier liegenden 400 Morgen 
Wald ganz niedergelegt werden? 

Was gedenkt das Staatsminiſterium zu tun, um 
die Wiederaufforſtung des Gebietes zu ſichern? 

Dr. Leiſterer, Regierungsrat, Vertreter des Staats⸗ 
miniſteriums: Das Gut Jühnsdorf, nicht Sickensdorf, 
Kreis Teltow, iſt durch Kaufvertrag vom 27. September 
1920 zwiſchen der Eigentümerin, der verwitweten 
Rittergutsbeſitzerin E iſabeth von der Kneſebeck geb. 
Kühne, und dem Bergwerksdirektor Wa ter Spindler 
als Geſchäftsführer der Nordiſchen Holzhandelsgeſell⸗ 
ſchaft m. b. H. zu Charlottenburg, Augsburger Straße 61, 
verkauft worden. Dieſer Kaufvertrag iſt auf den Antrag 
der Käuferin gemäß $ 1 der Verordnung über den Ver⸗ 
kehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken vom 15. März 
1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 123) durch den Landrat 
genehmigt worden mit dem Hinweiſe, daß das Vorkaufs⸗ 
recht der zuſtändigen gemeinnützigen Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaft nach Maßgabe des Reichsſiedlungsgeſetzes durch 
dieſe Genehmigung nicht berührt wird, und zwar 
nachdem in einwandfreier Weiſe von der Käuferin 
nachgewieſen war, daß ſie ſchon jahrelang größere 
land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe durch Betätigung 
tüchtiger Betriebsleiter im volkswirtſchaftlichen Sinne 
gefördert, den Boden verbeſſert, die Viehwirtſchaft 
gehoben, auch Forſtkulturen gut ausgeführt hatte. Die 
Jühnsdorfer Gutsforſt umfaßt rund 450 ha. Davon 
ſind rund 150 ha abgetrieben. Dieſe Flächen ſetzen ſich 


zuſammen aus abtriebsnotwendigen Spannerflächen; 
aus ſchlechtwüchſigen Stangenorten und aus ſehr 
ſchlechtwüchſigen, zurückgehenden erſtmaligen Acker⸗ 
aufforſtungen. Trotz der großen Abtriebsflächen kann 
von einer Waldverwüſtung oder Waldſchlächterei nicht 
die Rede ſein. Von dem Gute Jühnsdorf ſind durch 
die Geſellſchaft bereits 20 Morgen ſchlechtes Ackerland 
aufgeforſtet, es find 0,25 ha Kämpe angelegt, es wird 
gegen Schütte geſpritzt, und die Aufforſtung der dies⸗ 
jährigen Schlagflächen ſoll noch im Herbſt in Angriff 
genommen werden. Längs der Straßen und Strand⸗ 
wege ſind Beſtandmasken ſtehen geblieben, es ſind 
Anordnungen getroffen über Aufforſtungen von Acker⸗ 
land und Überführung von Wald in Ackerland, es iſt 
1, Million Mark vorgeſehen zur Inſtandſetzung der 
Gebäude und des Inventars; das, Gut ſoll nicht verkauft 
oder parzelliert werden, ſondern im ganzen als Gur 
dem Zvecke der Geſellſchaft dienen, verwaltet und 
bewirtſchaftet werden. In den folgenden Jahren ſolk 
uur für den eigenen und den Lokalbedarf gehauen 
werden. Es iſt ein Förſter vorhanden und die Waldungen 
ſollen der Aufſicht der Land wirtſchaftskammer unter 
ſtellt werden. 

Geſetzliche Maßnahmen, Kahlſchläge von Privat- 
waldungen zu verhindern bzw. die Aufforſtung von 
niedergelgeten Privatwaldungen zu erzwingen, be⸗ 
ſtehen zurzeit nicht. 


end 
= 


47. Sitzung, Sonnabend, den 1. Oktober 1921. 
Lehrkräfte an einklaſſigen Volk⸗sſchulen, 
vereinigte Kirchen⸗ und Schulſtellen, niedere 
Küſterdienſte“). 

Herrmann (Friedersdorf), Frageſteller und Antrag⸗ 
ſteller (D.⸗nat. V.⸗P.): — — Wenn unſere Lehrer 
auf dem Lande mit drei Kindern bis zu 6000 M ſchlechter 
beſoldet werden als die Lehrer mit derſelben Kinderzahl 
in Ortsklaſſe A, und wenn ſie freiwillig auf eine Haupt 
lehrer⸗, Konrektor⸗ oder Rektorſtelle verzichten, wodurch 
fie Do nochmals um 3000 bis 4000 & verſchlechtern, 


*) Wir bringen dieſe Verhandlungen, weil ſie auch für die 
unter ähnlichen Verhältniſſen lebenden Förſter Bedeutung haben. 
Die Schriftleitung. 
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dann iſt das nicht mehr eine finanzielle Frage, dann iſt Man hört oft die Behauptung, daß die Beamten auf 
das eine Ehrenfrage. Hier greift man den Landlehrer dem Lande ja an der Quelle ſitzen und die Nahrungs⸗ 
an ſeiner Ehre an, und er erblickt in der gehaltlichen mittel, die der Landmann ſelbſt erzeugt, billig be⸗ 


Schlechterſtellung eine verächtliche Wertſchätzung ſeiner 
Schularbeit. Das tut um ſo mehr weh, als es gerade 
von der Regierung ausgeht. Wenn er weiter ſehen muß, 
daß man ſogar die Kinderzulagen ſtaffelt, wo er, wenn 
er ſeine Kinder nach der Stadt ſchicken muß, 3000 bis 
6000 & Penſion geben muß, wenn er bedeutend mehr 
Schulgeld zahlen muß und dann noch bis 6000 A 
ſchlechter beſoldet wird, dann kann ein Landlehrer darin 
wirklich nicht mehr ein Wohlwollen der Regierung 
erblicken. Ich will es hier offen ausſprechen, wie unſere 
Landlehrer draußen über eine ſolche Entwürdigung 
denken. Sie ſagen: das iſt nicht mehr menſchlich, das iſt 
tyranniſch. Wenn Landlehrer ſo behandelt werden, 
dann werden ſie geradezu zur Verzweiflung getrieben, 
und wenn ſie in ihrer Verzweiflung unvorſichtig würden 
und zum Schlimmſten kämen: zum Streik, dann hätte 
unſre Regierung wirklich kein Recht, dieſe Lehrer zu 
verurteilen; ſie werden durch eine ſolche Behandlung 
herausgefordert und zur Verzweiflung getrieben. Ich 
hoffe, daß ein Landlehrerſtand ſich zum Streik niemals 
hergeben wird. Aber eins ſteht feſt: ſie werden durch 
die gehaltliche Schlechterſtellung zur paſſiven Reſiſtenz 
getrieben werden; das iſt an und für ſich auch ſchlimm 
genug, und daraus müſſen wir erkennen: hier muß 
etwas geſchehen, ſo darf es nicht mehr bleiben. Helfen 
aber kann nur die Beſeitigung der Ortsklaſſenbeſoldung. 

Nun weiß ich wohl, unſre Regierung hat auch ihre 
Gründe zu der Staffelbeſoldung. Sie ſagt, auf dem 
Lande iſt das Leben ſehr billig; das gleicht die höhere 
Beſoldung von A völlig aus. Dieſe Behauptung weiſt 
der Landlehrer mit aller Entſchiedenheit zurück. 

Er hat oft genug das ebenſo teuere Landleben wie 
in der Stadt der Regierung vorgetragen, und wenn 
die Regierung ſagt, wir glauben das nicht, dann muß 
die Regierung ſich gefallen laſſen, daß der Landlehrer 
ſagt: wenn die Regierung uns nicht mehr glaubt, dann 
können wir der Regierung auch nichts mehr glauben, 
und daß er weiter ſagt: weiß denn die Regierung nicht, 
daß es in Tauſenden von Landgemeinden weder Bäcker, 
noch Fleiſcher, noch Kaufmann, noch Schnittwaren⸗ 
geſchäfte, noch Schneider, noch Schuſter, noch Arzt, 
noch Apotheker, noch höhere Schule, noch Bahnſtation, 
noch irgendeine Gelegenheit zur Fortbildung gibt? 
Wie ſoll der Lehrer auf dem Lande ſeine geiſtigen Be⸗ 
dürfniſſe befriedigen? Alles, was er zur Ernährung 
und Bekleidung braucht, muß er ſich aus der Stadt 
holen; und ſelbſt wenn ein Laden im Orte iſt, ſo be⸗ 
kommt er doch alles in der Kreisſtadt und in der größeren 
Stadt beſſer und wohlfeiler als in der Kleinſtadt; man 
ſoll ja nicht glauben, daß man irgend etwas beim 
Fleiſcher oder beim Kaufmann auf dem Lande billiger 
bekommt. 

Unſere Regierung hat es ſich ſehr leicht gemacht; 
das ſtatiſtiſche Reichsamt hat nur Feſtſtellungen über 
Orte mit mehr als 10000 Einwohner getroffen. Um 
die anderen Orte hat man ſich gar nicht gekümmert. 
Infolgedeſſen mußten die Beamten und Lehrer auf dem 
Lande ſich ſelber helfen; ſie haben Landbeamtenkartelle 
gebildet und ſelber eine Statiſtik aufgeſtellt, in der ſie 
die Preiſe in ihren Orten mit denen in den nächſten 
Städten, den Kreisſtädten und ſonſtigen größeren 
Städten vergleichen. Die Statiſtiken, die ſie aufgemacht 
haben, haben ſie mir zugehen laſſen. Aus ihnen ergibt 
ſich, daß gerade Fleiſch, Wurſt, Margarine, Schmalz, 
Hering und vor allen Dingen Kolonialwaren immer 
um 1 oder 2 & teurer für das Pfund ſind als in den 
Großſtädten. Heringe ſind auf dem Lande 50, 100, 
150% teurer, und wenn der Beamte oder Lehrer auf 
dem Lande ſich von ſeinem Kaufmann Kaffee oder 
Reis holt, dann muß er für die ſchlechteſte Ware mehr 
bezahlen, als man in der Großſtadt für gute Ware zahlt. 
Noch ſchlimmer ſteht es für die Beamten auf dem Lande 
mit den anderen Bedürfniſſen, die ſonſt noch für 
den Lebensunterhalt und die Lebenshaltung not⸗ 
wendig ſind. 

Auf eins möchte ich noch beſonders hinweiſen. 


kommen. Auch das iſt irrig. Alle Eingänge, die von den 
Landbeamtenkartellen vor mir liegen, weiſen dieſe Be⸗ 
hauptung zurück und ſagen: Wir können die Schleich⸗ 
handelspreiſe nicht bezahlen, und wenn wir von den 
Landleuten etwas verlangen, dann ſchämen ſie ſich, 
dieſe Preiſe von uns zu nehmen, und die Antwort iſt 
regelmäßig: wir haben nichts. Infolgedeſſen ſind gerade 
die Landbeamten am allerſchlimmſten daran; ſie können 
die Lebensmittel oft noch viel ſchwieriger bekommen 
als die Beamten in den Städten. — — 


Wenn ich nun alle dieſe Eingänge von den Beamten- 
kartellen hier durchgehe, aus denen ſich ergibt, welche 
ungeheueren Ausgaben die Lebenshaltung erfordert, 
dann würden Sie erſchrecken, wenn Sie z. B. die 
Doktorkoſten ſehen würden. Rechnungen liegen bei, 
wo für einen Beſuch des Arztes 300 bis 500 & haben 
bezahlt werden müſſen. An die Ausgaben für Aus⸗ 
bildung der Kinder will ich gar nicht mehr denken. Ich 
möchte aber doch einmal daran erinnern, welche be- 
ſonderen Ausgaben die geiſtigen Bedürfniſſe des Land⸗ 
lehrers erfordern, die der Lehrer auf ſeiner entlegenen 
Stelle hat, wenn er Kurſe durchmachen will, wenn er 
einmal einen wiſſenſchaftlichen Vortrag hören will, 
wenn er zu Vereinen gehen will, die der Bildung 
dienen u. Dol, In allen dieſen Fällen hat er beſondere 
Ausgaben, die andere nicht in dem Maße haben. — — 


So entwickelt ſich heute immer mehr der wirtſchaft⸗ 
liche Grundſatz: je entfernter ein Ort liegt, deſto 
ſchwieriger geſtaltet ſich die ganze Lebenshaltung. 
Darum muß mit aller Entſchiedenheit mit dem Märchen 
von dem billigen Leben auf dem Lande aufgeräumt 
werden; die Sache iſt längſt veraltet. — — 


Wenn heute jemand in feiner Land wirtſchaft alles 
von fremden Leuten machen laſſen muß, dann, will 
ich einmal ſehen, wie es mit dem Gewinn ausſieht. — — 


Hier ſehen wir: Wer verekelt durch Verſtändnis⸗ 
lofigkeit dem Lehrer das Leben auf dem Lande? Das 
iſt unſere Regierung; ſie beweiſt dadurch, daß ſie für 
die ſchwierige Exiſtenzmöglichkeit des Lehrers auf dem 
Lande nicht genügend Verſtändnis hat; ſie fühlt nicht, 
was der Lehrer auf dem Lande alles wiſſen muß; ſie 
empfindet nicht, wie ſchwer es für den Landlehrer iſt, 
auf geiftige Bedürfniſſe verzichten zu müſſen; fie fühlt 
nicht, wie ſchwer es iſt, Kinder von 10 Jahren weg⸗ 
ſchicken zu müſſen, wie ſchwer ſie den Landlehrer be⸗ 
leidigt, wenn fie ihm immer von den Annehmlichkeiten 
des Landlebens und der Landwirtſchaft ſpricht, die dem 
Landlehrer nur eine Laſt iſt. Und wenn man dieſe Laſt 
noch zur Einnahmequelle macht, um den Landlehrer 
dadurch bis zu 6000 & ſchlechter beſolden zu können, 
dann iſt das eine Verhöhnung des Landlehrerſtandes. 
— — Der Lehrer will ſich von der Regierung durch die 
Behauptung von dem billigen Leben auf dem Lande 
nicht weiter verhöhnen laſſen. — — 


Dazu fordern wir: die Staffelbeſoldung 
muß ſo ſchnell wie möglich beſeitigt werden. — 


Jaeckel, Miniſterialrat, Vertreter des Miniſteriums 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: — — Durch 
das neue Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz ſind 
die Verhältniſſe weſentlich geändert worden. A lere ings 
ſind die Ortszuſchläge, die Teuerungszuſchläge und die 
Kinderbeihilfen für die einzelnen Ortsklaſſen ver⸗ 
ſchieden bemeſſen; indeſſen gilt dieſe Regelung für alle 
Staatsbeamten und muß deshalb auch für die Lehrer 
maßgebend ſein. — — Vor allem aber kam in Betracht, 
daß auch bei den unmittelbaren Staatsbeamten, deren 
Gehaltsgrundſätze jetzt auch für die Lehrer maßgebend 
ſind, ein Unterſchied zwiſchen den Beſoldungen der 
Beamten in der Stadt und der Beamten auf dem Lande 
nicht gemacht wird und den unmittelbaren Staats 
en Gtellenzulagen überhaupt nicht mehr gegeben 
werden. — — 
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52. Sitzung, Freitag, den 7. Oktober 1921. 

Kleine Anfrage Nr. 175 der Abgeordneten 

Müller (Hannover) und Genoſſen über die 

Teuerungsſtatiſtik — Druckſache Nr. 487. 

Müller (Hannover), Frageſteller (Soz.⸗Dem.): 

Laut amtlichen Schreibens des Präſidenten des 
Preußiſchen Statiſtiſchen Amtes, Tgb. Nr. 2066 B, 
müſſen die Teuerungsſtatiſtiken der Städte und Ge⸗ 
meinden von Vertretern der gewerblichen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer angefertigt werden. Vertretern 
der Beamtenorganiſationen iſt dagegen das Recht 
der Mitwirkung zugeſagt. 

Iſt dem Staatsminiſterium bekannt, daß in vielen 
Orten die Gewerkſchafter der Arbeiter und Angeſtellten 
nicht herangezogen ſind, und was gedenkt das Staats⸗ 
miniſterium zu tun, um den Beamten das gleiche Recht 
wie den Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu ſichern? 

Dr. Delbrück, Regierungsaſſeſſor, Vertreter des 
Staatsminiſteriums: Das Schreiben des Präſidenten 
des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts vom 
27. April 1921 — Nr. 2066 B — beruht auf den vom 
Herrn Reichswirtſchaftsminiſter über die Teuerungs⸗ 

atiſtik erlaſſenen Vorſchriften. Hiernach ſollen an der 
Feſtftellung der Preiſe Vertreter der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaften oder, wenn ſolche nicht vorhanden ſind, ſonſtige 


Allgemeines. 


Fahrradzulagen. 
Seite 898 ergänzen wir dahm, daß ſelbſtverſtändlich 
auch die Forſtreferendare bei der Verteilung 
dieſer Zulagen zu berückſichtigen ſind. 

CH 


Wer hat die Koſten der perſönlichen Vorſtellung 
bei der Stellenbewerbung zu tragen? In den 
Nummern 8 und 15 der „Deutſchen Forſt⸗ 
. habe ich Gelegenheit gehabt, dieſe für 

ommunal⸗ und Privatforſtbeamte nicht un⸗ 
wichtige Angelegenheit zu erörtern, allerdings 
nicht ohne Widerſpruch zu finden. Es iſt aus 
dieſem Grunde beſonders erfreulich, daß die auf⸗ 
getretene Meinungsverſchiedenheit durch eine 
erichtliche Entſcheidung eine Klärung gefunden 
hat, denn das Amtsgericht in Walkenried hat 
Gelegenheit gehabt, ſich in ſeinem Urteil vom 
20. Mai 1921 (Aktenzeichen e 31/21 12) mit der 
Streitfrage zu befaſſen und eine Entſcheidung zu 
trefien, ob eine Gemeinde, die einen um eine 
ausgeſchriebene Stelle aufgetretenen Bewerber 
zur perſönlichen Vorſtellung veranlaßt hat, zur 
Erſtattung der hierdurch entſtandenen Koſten ver⸗ 
pflichtet iſt. Auf Ausſchreiben der Stelle des 
Gemeindevorſtehers hat ſich der Kläger beworben 
und wurde zur Beſprechung ſchriftlich zur per⸗ 
1 Vorſtellung aufgefordert. Dieſem Er⸗ 
uchen wurde entſprochen, aber eine Übertragung 
der Stelle hat nicht ſtattgefunden. Der Kläger 
verlangte Erſatz der entſtandenen Reiſekoſten in 
Höhe von 276 „, während die Gemeinde dieſen 
zu leiſten ſich nicht verpflichtet gehalten hat. Aus 
den Entſcheidungsgründen iſt zu entnehmen, daß 
die Forderung nur darauf geſtützt werden kann, 
daß ein Auftrag im Sinne des BGB. vorliegt, 
und wenn dieſes als zutreffend angeſehen werden 
müfle, der Anſpruch auf Grund der §8 670, 250 
als begründet anzuſehen ſei. Daß ein ſolcher 
Auftrag vorliegt, iſt von dem Gericht anerkannt 
worden. In der Aufforderung zur perſönlichen 
Vorſtellung iſt ein Auftrag zu erblicken, deſſen 


LG Dë Z Zei 
Kleinere Mitteilungen. 


Unſere Notiz in Nr. 48 auf 


Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer beteiligt 
werden. — — Die Beteiligung auch von Vertretern der 
Beamten iſt im Erlaſſe des Reichswirtſchaftsminiſters 
nicht erwähnt. — — Daß mit der Verfügung des 
Präſidenten des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts 
irgendeine Zurückſ bung der Beamten nicht beabſichtigt 
war, geht im übrigen auch daraus hervor, daß die 
ſonſtige Mitwirkung der Beamtenorganiſationen bei 
der Ermittelung der Preiſe als wünſchenswert be⸗ 
zeichnet iſt. Um aber den inzwiſchen bekanntgewordenen 
Wünſchen der Beamten entgegenzukommen, iſt in einem 
Rundſchreiben des Präſ denten des Statiſtiſchen Landes⸗ 
amts an die Erhebungsgemeinden vom 16. Juni d. J. 
— Tgb. Nr. 4084 B — die Unterſchrift von Ver⸗ 
tretern der Beamten neben der der gewerblichen 
Arbeitnehmer als zuläſſig bezeichnet worden. Sollte 
in einzelnen Fällen die Heranziehung der Beamten⸗ 
organiſationen nicht ſtattgefunden haben, ſo liegt 
lediglich ein Verſehen der Lokalbehörden vor. Um 
derartige Verſehen in Zukunft nach Möglichkeit aus⸗ 
zuſchalten, ſind die Gemeindevorſtände auf die Not⸗ 
wendigkeit der Heranziehung der genannten Organi⸗ 
ſationen noch einmal beſonders aufmerkſam gemacht 


worden. — — — 
(Fortſetzung folgt). 
U 


＋ 
U 
Annahme durch die Ausführung der Reife er- 
folgt iſt, ſo daß es ſich um die Ausführung 
eines Geſchäftes im Sinne des § 662 BGB. 
handle und es nur fraglich erſcheint, ob die 
Ausführung der Reiſe für die auffordernde 
Gemeinde als Auftraggeberm erfolgt iſt. Wer 
ein Geſchäft für einen anderen ausführt, nimmt 
eine Tätigkeit im Intereſſe eines anderen vor. 
An und fur ſich liegt dieſe Tätigkeit dem anderen 
ob, und die Sorge hierfür muß ihm von dem⸗ 
jenigen abgenommen ſein, der für ihn handelt; 
denn wenn der in fe eine Tätigkeit ent⸗ 
faltet, dis lediglich in ſeinem Intereſſe liegt, ſo 
handelt er nicht für den anderen, ſondern nur 
für ſich. Wer eine zur Beſetzung einer Stelle 
geeignete Perſönlichkeit ſucht, muß eine Tätigkeit 
entfalten, um dieſe Perſönlichkeit aufzufinden. 
Dazu gehört auch die Sorge, durch die perſönliche 
Vorſtellung des Bewerbers die erforderlichen 
Feſtſtellungen zu treffen, ob der in Frage 
kommende Bewerber zur Beſetzung der aus⸗ 
geſchriebenen Stelle geeignet iſt. Wenn der 
Kläger der an ihn gerichteten Aufforderung ent⸗ 
ſprochen hat, ſo handelte er im Intereſſe der 
Gemeinde und deshalb für ſie. Es iſt rechtlich 
vollſtändlich unerheblich, daß er gleichzeitig im 
eigenen Intereſſe gehandelt hat, weil dem gegen⸗ 
über das Intereſſe der Gemeinde ein weit über⸗ 
wiegendes war. Der Kläger wollte die Stelle 
haben, aber die Gemeinde wollle ſie beſetzen und 
mußte dazu die geeignete Perſönlichkeit ausſuchen. 
Deshalb lag auf ihrer Seite das überwiegende 
Intereſſe, was ſich auch daraus ergeben muß, 
daß ſie die Anregung zur perſönlichen Vor⸗ 
ſtellung gegeben hat. Unter dieſen Umſtänden 
muß die Klage als begründet angeſehen und die 
Gemeinde verurteilt werden, 276 / nebſt Zinſen 
zu erſtatten und die Koſten des Verfahrens zu 
tragen. Hervorgehoben muß noch werden, daß 
das Gericht zum Ausdruck gebracht hat, daß in 
Ermangelung der von der Gemeinde ausge⸗ 
gangenen Aufforderung zur perſönlichen Vor⸗ 
ſtellung und im Falle des ohne Aufforderung 
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ergangenen Anerbietens des Klägers, ſich perſön⸗ in der Stadt Schotten genehmigt. Schotten liegt 


lich vorſtellen zu wollen, die Sachlage anders 
hätte beurteilt werden müſſen, denn ın dieſem 
Falle hätte der Kläger Bedenken gegen ſeine 
perſönliche Eignung zur Beſetzung der Stelle 
zerſtreuen wollen. Wenn daraus auch geſchloſſen 
werden muß, daß unter dieſen Umſtänden das 
Urteil anders hätte ausfallen können, ſo iſt 
damit Ge noch nicht geſagt, daß der Kläger mit 
ſeiner Forderung nicht hätte durchdringen können. 
Jedenfalls tut jeder Stellenbewerber gut, ſich bei 
Bewerbungen nicht zur perſönlichen Vorſtellung 
anzubieten, ſondern höchſtens ſich dazu bereit⸗ 
zuerklären. Baltz. 


= 

Die heſſiſche Förſterſchule in Schotten. Die 
Forſtwarte im ehemaligen Großherzogtum Heſſen 
ſind zumeiſt aus dem Unteroffizierkorps des Leib⸗ 
regiments 115 in Darmſtadt hervorgegangen. Eine 
forſtliche Lehrzeit war nicht gefordert, nicht einmal 
erwünſcht. Bevorzugt wurden bei der Annahme 
Gärtner, Zimmerleute, ehemalige Holzhauer, Wege⸗ 
bauer, aber auch andere Handwerker, z. B. Schuh⸗ 
macher, fanden Aufnahme. Die Heranbildung erfolgte 
in einem 2jährigen Kurſus, den ein geeigneter Forſt⸗ 
beamter des Finanzminiſteriums in Darmſtadt in 
160 Stunden abhielt. Auch ſolche Anwärter, die 
ins Zivilleben zurückgegangen waren, nahmen 
daran teil. Sie fuhren zwei Jahre lang jeden 
Samstag während der Wintermonate nach 
Darmſtadt zu dem Kurſus, denn nur an dieſen 
Wochentagen fand der Unterricht ſtatt. Am Schluſſe 
wurde eine Prüfung abgelegt, deren Beſtehen ſie 
zur Anſtellung berechtigte. So konnte es kommen, 
Daß in einem uns bekannt gewordenen Falle 
der neue Beamte von ſeinem Revierverwalter 
veranlaßt wurde, bei Beaufſichtigung der Kultur⸗ 
arbeiten zunächſt zuzuſehen, um die Arbeit kennen 
zu lernen und ja nichts zu ſagen, bevor er 
feit ſei. Es hatte ſich indeſſen ein Verband heſſiſcher 
Staats⸗Forſtwarte zuſammengeſchloſſen, und deſſen 
Vorſtand überreichte 1912 der Miniſterial⸗Forſt⸗ 
behörde eine Eingabe, die eine beſſere Vor⸗ und 
Ausbildung erſtrebe. Die Regierung verhielt ſich 
dem Geſuch gegenüber ablehnend. Dann kam der 
Krieg, und am 3. Januar 1920 iſt dem heſſiſchen 
Miniſterium der Finanzen, Abteilung für Forſt⸗ 
und Kameralverwaltung, eine weitere Eingabe 
unterbreitet worden, die aufs neue das Unhaltbare 
der beſtehenden Verhältniſſe nachzuweiſen ſuchte. 
Die Eingabe blieb zunächſt unbeantwortet, des⸗ 
wegen wandte ſich der Verband der Forſtwarte am 
10. Juli 1920 an den heſſiſchen Landtag. Die 
Forſtwarte hatten vorher ſchon den Titel „Förſter“ 
erhalten und waren als Betriebsbeamte anerkannt 
worden. Am 5. Oktober 1920 wurde abermals an 
den Landtag herangetreten. In der General⸗ 
verfammlung am 4. November 1920 zu Frank⸗ 
furt a. M. wurde durch einen Regierungsbeamten aus 
Darmſtadt den Förſtern die Erklärung abgegeben, 
daß die Gründung der Förſterſchule eine Not⸗ 
wendigkeit ſei. Dem folgte am 24. Dezember 1920 
durch Landtagsabgeordnete ein dringlicher Antrag 
beim Landtage. Am 16. Auguſt 1921 endlich 
ging die Regierungsvorlage, betreffend die Er⸗ 
richtung einer Förſterſchule, die am 1. April 1922 
eröffnet werden ſoll, an den Landtag. Am 4. Ok⸗ 
tober 1921 wurde darüber verhandelt. In kurzer 
Debatte wurde die Errichtung der Förſterſchule 


am Weſtabhange des Vogelsbergs in Oberheſſen 
in waldreicher Gegend. Der Chef der heſſiſchen 
Forſtverwaltung, Landforſtmeiſter Dr. Weber, 
hatte ſchon früher hervorgeboben, daß die Neu⸗ 
regelung der Förſterausbildung auf der Grundlage 
der Volksſchulbildung aufgebaut werden ſolle. 
Es entſpricht das auch dem Wunſche des Förſter⸗ 
verbandes. Gleichzeitig wurde der Betrag von 
600 000 % bewilligt zur Errichtung eines Hauſes 
mit zwei Schulräumen, einer Dienſtwohnung für 
den ſtändigen zweiten Forſtlehrer und für den Lehr⸗ 
förſter. Der genannte Betrag wird nicht genügen, 
außerdem wünſchen die Förſter Internat, was 
regierungsſeitig vorläufig nicht in Ausſicht ge⸗ 
nommen iſt. Die Genehmigung der Förſterſchule 
rief in den beteiligten Kreiſen allgemeinen Jubel 
hervor, was auch ſeinen Ausdruck in Dankdepeſchen 
an den Landforſtmeiſter fand. Vorgeſehen iſt ein 
Jahr Vorlehre und zwei Jahre Schule. Regierungs⸗ 
ſeitig iſt in uusſicht genommen, daß jährlich 14 Schüler 
für den Staatsforſtdienſt aufgenommen werden. Sie 
ſollen in Bürgerquartieren untergebracht werden, 
auch wird ſeitens der Förſter gewünſcht, daß ſie nicht 
älter als 16 Jahre ſein ſollen. Die Mitglieder des 
heſſiſchen Waldbeſitzerverbandes ſind gefragt 
worden, ob ſie nicht auch ihre Anwärter zu der 
ſtaatlichen a nach Schotten ſchicken wollen. 
Die Antwort lautete zuſtimmend, aber unter Vor⸗ 
behalt des Wunſches, daß eine ſtramme, mehr 
militäriſche Zucht obwaltet. Dem kommt auch die 
Anſicht der Verbandsleitung der Förſter entgegen, 
und das würde am beſten in einem Internat 
erreicht. Zucht und Ordnung müſſe den Schülern 
in dieſer Schule beigebracht werden. Das Internat 
habe weiter den Vorteil, daß die Lebenshaltung 
eine weſentlich billigere ſein würde wie eine ſolche 
außerhalb im Bürgerquartier. Ein Leiter der Schule 
iſt trotz mehrfacher Verhandlungen noch nicht ge⸗ 
wonnen, für die zweite Lehrſtelle iſt der heſſiſche 
Forſtaſſeſſor Chantre in Ausſicht genommen. 
Letzterer lehrte vor dem Kriege an der Privatforſt⸗ 
ſchule zu Stargard in Mecklenburg. Die Zöglinge 
müſſen eine Aufnahmeprüfung und nach dem 
Schulbeſuch eine Schlußprüfung beſtehen. Dann 
ſoll folgen eine zweijährige Tätigkeit im Walde 
und im Büro der Oberförſterei. Erſt dann kann 
die Förſterprüfung abgelegt werden, alſo im 
Alter von 20 Jahren. Darauf folgt die ſtändige 
Verwendung. So die Hoffnung der Förſter. 
Möchten dieſe neueſten Beſchlüſſe zum Segen des 
heſſiſchen Waldes dienen. Ef. 


2 

? Forſtwirtſchaftliches. 

Über die Hebung der Forſtwirtſchaft als Teil 
des Wiederaufbaues der deutſchen Volkswirtſchaft 
ſpricht, wie bereits mitgeteilt, am 14. Dezember, 
nachmittags 1½ Uhr, im Hotel Rautenkranz zu 
Liegnitz Herr Landforſtmeiſter a D. König, Berlin, 
Hauptgeſchäftsführer des Reichsforſtwirtſchafts⸗ 
rates Alle Forſtbeamten und Waldbeſitzer ſeien auf 
den außerordentlich zeitgemäßen Vortrag aufmerk⸗ 
ſam gemacht. Der Beſuch ſei dringend empfohlen. 


Was hat mit dem Holze zu geſchehen, deren 
Eigentümer wegen unkenntlicher oder fehlender 
Nummer nicht ermittelt werden kann? Bisher war 
eine Beſtimmung, was mit dem über den Ab⸗ 
fuhrtermin hinaus im Walde liegenden oder 
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ſtehenden Holze zu geſchehen habe, nicht vorhanden. 
Die Eigentümer ſolcher Hölzer wurden von Zeit 
zu Zeit an die Abfuhr erinnert, und ſchließlich 
verſchwanden ſie, ohne daß der Beamte meiſt 
wußte, wer ſie abgefahren hatte. Anders wurde 
es mit den Hölzern gehandhabt, an denen die 
Nummer verſchwunden oder unkenntlich ge⸗ 
worden war. In ſolchen Fällen konnten die Eigen⸗ 
tümer der Hölzer nicht zur Abfuhr aufgefordert 
werden. Die Hölzer wurden meiſt widerrechtlich 
entwendet. Die neuen Bedingungen für Holz⸗ 
verkäufe bringen in dem erſten Punkte eine 
Anderung. . In denſelben iſt beſtimmt, daß das 
im Walde liegen⸗ oder ſtehengebliebene Holz 
nach zwei Jahren verkauft und der Erlös nach 
Abzug der Unkoſten dem Eigentümer des Holzes 
zugeſtellt werden ſoll. Die Frage jedoch, was 
mit dem Holze zu geſchehen habe, deſſen Nummer 
unkenntlich oder entfernt und deſſen Eigentümer 
nicht zu ermitteln iſt, iſt nicht gelöſt. Meines 
Erachtens iſt das verkaufte, über den Abfuhrtermin 
hinaus im Walde ohne Nummer liegende Holz 
als herrenloſes Gut anzuſehen, das der Wald⸗ 
eigentümer zu ſeinen Gunſten anderweit ver⸗ 
kaufen kann. Die in der Eiſen⸗ und Straßenbahn 
liegengebliebenen Gegenſtände, deren Eigentümer 
nicht ermittelt werden können, werden als herren⸗ 
loſes Gut durch die betreffenden Verwaltungen 
verkauft. Ahnlich dürfte auch mit dem Holz im 
Walde zu verfahren ſein. Ich rege über dieſe 
Frage einen Meinungsaustauſch an und bitte, 
evtl. das Urteil eines juriſtiſchen Sachverſtändigen 
einholen zu wollen. 
Hegemeiſter Rie menſchneider, Lohra. 


7 
Vom Holzmarkt. 
Die Lage des Holzmarktes. 

Die ſprunghaften Aufwärtsbewegungen der 
Preiſe für alle Holzſortimente mit Ausnahme 
der Grubenhölzer haben ſich bis in die letzten 
Tage fortgeſetzt und werden vorausſichtlich auch 
in nächſter Zukunft noch weiter anhalten. Daß 
die Kieferngrubenhölzer bei den Verkäufen nicht 
ſo hoch getrieben wurden wie andere Sortimente, 
hat bekanntlich ſeine Urſache darin, daß die Zechen⸗ 
preiſe verhältnismäßig niedrig limitiert ſind. 
Außerdem hat der Verluſt der oberſchleſiſchen 
Grubendiſtrikte, deren fernere Eindeckung mit 
Grubenholz noch ganz unſicher iſt, den Einkauf 
für dieſe Zwecke erheblich geſchwächt. 

Mit dem Schnittholz, deſſen Zufuhr aus dem 
Auslande teilweiſe (z. B. aus Polen wegen der Trans⸗ 
portſchwierigkeiten und der hohen Goldeinfuhrzölle, 
aus den nördlichen Ländern wegen der hohen 
Valuta dieſer Länder und wegen der Zölle) faſt 
eingeſtellt werden mußte, wenigſtens aber einen 
großen Rückſchlag erleiden wird, hat die Steigerung 
der Preiſe naturgemäß auch den Rundholzmarkt 
ergriffen. Auf dieſem wirkt die Frachtenerhöhung 
noch weſentlich ſchärfer mit, da es ſich vielfaͤch 
um den Verſand ganz friſcher Hölzer handelt, die 
den Sägewerken zur Aufrechterhaltung ihrer 
Betriebe in großem Umfang vollkommen fehlen. 

Die Ausſichten des Inlandsverbrauches ſind 
ohne Zweifel günſtig, wenn nicht unvorhergeſehene 
politiſche und wirtſchaftliche Hemmungen eintreten. 
Schon jetzt iſt bekanntlich die Bautätigkeit bis zu 
60 % derjenigen Höhe entwickelt, die im Jahre 
1913 beſtanden hat. Für das kommende Frühjahr 
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ließe ſich unter Berückſichtigung der geplanten 
öffentlichen n den des Wohnungsbaues — 
wenn es gelingt, den Mangel an gelernten Bau⸗ 
arbeitern zu beheben — mit einer Zunahme des 
Bauholzbedarfs beſtimmt rechnen. Ob aber die 
hohen Preiſe bis zu jener Zeit beſtehen bleiben, 
iſt keineswegs ſicher. Dies wird vielmehr von 
der weiteren Entwicklung der deutſchen Valuta 
abhängen, bei deren Beſſerung auch die Einfuhr⸗ 
möglichkeiten wieder zunehmen und auf die Holz⸗ 
preiſe drücken werden. 

In letzter Zeit wurden im Walde ungefähr 
bezahlt: 


für Kiefernlangholz I. Kl. & 850—1100 
II. „ „ 750—860 
III. „ „ 625-800 
IV. „ „ 500-550 
F für Fichtenlangholz I. „ „ 850—1230 
II. „ „ 800890 
III. „ „ 540-720 
IV. „ „ 400600 
für Laubholz, Eiche, 
A⸗Stämme B-Stimnte Schwellen 
I. Kl. A 2000 — 2300 „ 740—1000 & 450 — 600 
II. „ „ 1800 — 2200 „ 700-900 „ 360 —500 
III. „ „ 1000-1500 500—650 
IV. „ „ 650—880 „ 200-500 
für Laubholz, Buche, 
A⸗Stämme B- Stämme Schwellen 
I. Kl. A 700 —1200 & 600 — 760 K 250—400 
II. „ „ 630—1030 „ 600-660 
III. „ „ 550—980 „ 470—580 
IV. „ „ 525—790 „ 410—550 


V. „ „ 500 —600 „ 300—345 
Eichengrubenholz erbrachte von 350 bis 640 , 


Papierholz je Raummeter 150 bis 250 . Br. 
> 
Vom Nauhwarenmarkt. 
Rauhwerkpreiſe der Märkiſchen Fell ⸗Ver⸗ 


wertungsgenoſſenſchaft Berlin N 20, Freienwalder 
Straße 5, vom 3. Dezember 1921. (Bei nach⸗ 
ſtehenden Preisnotierungen bedeutet I Primaware, 
II Sekundaware und III Schwarten) Haſen: Winter 
30%, Sommer 7 A, Wildkanin: Winter 9 A. 
Sommer 1,00 „, Füchſe: Winter 1 800 „, I 225 M, 
Sommer 40 , Steinmarder: 1.2500 &, II 700 K, 
III 100 4, Baummarder I 3200 K, II 700 , 
III 100 A, Iltiſſe: I 350 4, II 125 #, III 40 %, 
Maulwürfe: I 12 &, II 6 „, Dachſe: I 160 &, 
II je nach Qualität; Rehe: Sommer 60 A. Winter 
30 A: Rotwild: trocken 24 „„ das Kilo: Dam⸗ 
wild: trocken 35 A das Kilo; Schwarzwild: trocken 
5 A das Kilo. Diele Preiſe find Durchſchnittspreiſe, 
zu denen die Waren in Empfang genommen werden. 
Sie find nicht als bindend zu betrachten, ſondern 
freibleibend, da ſie ſtetig Schwankungen nach oben 
und unten unterworfen ſind. 

Nach der „Kürſchner⸗Zeitung“ (Leipzig) vom 
4. Dezember 1921. Otter 1400 bis 2000 &, Stein- 
marder 4000 bis 4500 A. Baummarder 5000 bis. 
5500 K, Füchſe 1000 bis 1400 , Iltiſſe 500 bis 550 , 
Dachſe 180 bis 200 M, Hamſter 8 bis 20 A, Kanin 
(Kürſchner) 20 bis 50 &, Hafen, Winter 28 bis 35 A. 
Halbe 14 %, Sommer 6 &, Wieſel 10 bis 40 4, ebe 
decken 45 bis 60 „. Die oben bezeichneten Preiſe ſind 
als ungefähr erzielte Preiſe aufzufaſſen, da fie ſtark 
wechſelnden Schwankungen unterliegen. 


CH 
Geſchäftliches. 

Franz, Steuertafeln. Nach dieſen von uns 
mehrfach angekündigten Tafeln von Forſtmeiſter 
Franz, Langenſchwalbach, für- den Abzug des 
ſteuerfreien Arbeitsverdienſtes wird vielfach gefragt 
und um genaue Erläuterung des Inhalts ge⸗ 
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beten. Wir teilen daher kurz einiges darüber mit. 

Die Tafeln, die im Verlag von J. Neumann, 

Neudamm, erſchienen ſind, enthalten: 

Formular 187a: Tages⸗ und Wochentafel 
(1 bis 30 Tage und 1 bis 13 Wochen), Preis 
1 Mk. nebſt 15 Pf. Porto. 

Formular 187b: Stundentafel (2- bis 300 
Stunden), Preis 2 Mk. nebſt 15 Pf. Porto. 
Die Tafeln geſtatten nach Maßgabe der Zahl 

der Beteiligten und der Arbeitszeit die unmittel⸗ 

bare Ableſung des ſteuerfreien Lohnes mit Ein⸗ 
ſchluß der Abgeltung und ermöglichen dadurch 
nicht nur eine bedeutende Vereinfachung, ſondern 
auch eine weit größere Sicherheit der Lohn⸗ und 

Steuerberechnungen. Ihre Einrichtung iſt ähnlich 

derjenigen einer Kubiktabelle. In der horizontalen 

Kopfſpalte befindet ſich der Familienſtand in 

Bruchform LG 1, 2 . . 3 bis 2, wobei die 

Ehefrau durch den Zähler und die minderjährigen 

Kinder durch den Nenner bezeichnet werden, 

während ſeitlich die Arbeitszeit angegeben iſt. 

Wie man in einer Kubiktabelle aus Länge und 

Durchmeſſer mit einem Blick den Feſtgehalt ab⸗ 

lieſt, ſo erfährt man hier aus Familienſtand und 

Zahl der Verlohnungseinheiten den ſteuerfreien 

Lohn. Die bisherigen mühevollen und umſtänd⸗ 

lichen Berechnungen fallen alſo fort. Daß die 

Tafeln ihren Zweck erfüllen und einem tiefge⸗ 

fühlten Bedürfnis abhelfen, wird durch ihre ſtets 

ſteigende Verbreitung bewieſen. F. 


J 


Brief- und Fragekaſten. 

Anfrage Nr. 90. Invalidenverſicherung 
neben Angeſtelltenverſicherung. Nach den 
Geſetzesbeſtimmungen ſind, ſoweit mir bekannt iſt, 
ſämtliche Lohnempfänger verſicherungspflichtig, 
gleichviel, welche Höhe der bezogene Lohn hat. 
möchte nun gern darüber unterrichtet 

ein, ob die Angeſtellten (Gehaltsempfänger), 
die zur Angeſtelltenverſicherun 
ſind, auch für die ed e zur Bei⸗ 
tragszahlung in Betracht kommen, oder ob ſie 
davon befreit ſind, ſich aber freiwillig weiterver⸗ 
ſichern können. — Ferner wäre es mir wünſchens⸗ 
wert, zu erfahren, ob für einen Angeſtellten, der 
in der Angeſtelltenverſicherung verſichert iſt, und 
der ſich außerdem in der Invalidenverſicherung 
freiwillig weiter verſichert, die Gewißheit vor⸗ 
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handen iſt, daß er im ſpäteren Unterſtützungs⸗ 
falle die Unterſtützungsgelder unverkürzt erhält, 
oder darf nach dem Geſetz die Entſchädigung aus 
beiden Verſicherungen eine beſtimmte Höhe nicht 
überſchreiten? Dann wäre es für die betreffenden 
Angeſtellten wohl von Vorteil, nur die Anwart⸗ 
ſchaft durch jährliche Zahlung von zehn Wochen⸗ 
beiträgen der niedrigſten Klaſſe aufrecht zu er⸗ 
halten ? A. N. 

Antwort: Angeſtellte, deren Jahresarbeits⸗ 
verdienſt 2000 „ nicht überſteigt, unterliegen auch 
der ee Überſchreitet 
ihr Einkommen dieſen Betrag, ſo ſcheiden ſie aus 
der Verſicherungspflicht aus, ſie ſind aber zur 
freiwilligen Weiterverſicherung berechtigt, und dies 
kann ihnen nur empfohlen werden (vgl. Preußiſches 
Förſter⸗Jahrbuch 1912 S. 131 Ziff. 83, S. 133 
Ziff. 85). Bei Arbeitern iſt es anders; dieſe 
unterliegen der Kranken⸗, Unfall⸗ und Invaliden⸗ 
verſiche rungspflicht ohne Rückſicht auf die Höhe 
ihres Verdienſtes. — Das Ruhegeld der Angeſtellten⸗ 
verſicherung ruht neben Renten der Invaliden⸗ 
verſicherung und Einkommen aus gewinnbringender 
Beſchäftigung (wozu Einkommen aus Kapital⸗ 
beſitz nicht gehören), ſoweit ſämtliche Bezüge den 
Durchſchnitt des Einkommens überſteigen, das der 
Verſicherte in den fünf Jahren erzielt hat, in denen 
die höchſten Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung 
entrichtet worden ſind ($ 73 des Verſicherungs⸗ 
geſetzes für Angeſtellte, vgl. auch „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ Bd. 35 S. 610). Bei der verhältnis⸗ 
mäßigen Geringfügigkeit der Invalidenrenten, die 
ja auch nur gewährt werden, wenn die Erwerbs⸗ 
fähigkeit auf weniger als ein Drittel geſunken 
iſt, iſt die Wahrſcheinlichkeit, daß der $ 73 zur An⸗ 
wendung kommt, ſehr gering. Hg. 

Anfrage Nr. 91. Wegevergütung bei mehr 
als 5 km. Wie iſt der $ 5 des Tarifvertrages für 
Waldarbeiter auszulegen? Iſt das angefangene 
Kilometer als ganzes zu berechnen, oder kommt 
es überhaupt nicht zur Anrechnung? Wie geſtaltet 
ich z. B. die Vergütung bei einem Weg zur 
Arbeitsſtelle von 4,1 km und Rückmarſch 4,1 km. 
zuſammen 8,2 km? Sind nun 3 km oder 3,2 km. 
zu berechnen? Revierförſter G. 

Antwort: Der § 5 der Anlage zum Tarif 
vertrage vom 17. 9. 20 iſt ſo auszulegen, daß die 
Vergütung nur für jedes volle Kilometer zu 
gewähren iſt. Bei 8,2 km (5 km ſind frei) ſind nur 
volle 3 km zu berückſichtigen. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perfonalnotizen iſt verboten.) 


Beſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 
Preußen. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 


Forſtſekretärſtelle Lanskerofen, Oberf. Lanskerofen 
(Allenſtein), iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. 
Kleine Dienſtwohnung vorhanden. Zur Stelle og: 
hören rund 1 ba Acker, 3 ha Wieſen. Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigung wird neu feſtgeſetzt. Schule 
in Reußen, 7 km. Balnort: Stabigotten und 
Ganglau, 7 km. Bewerbungsfriſt 18. Dezember. 

Forſtſekretärſtelle bei der Oberf. Selters im Weſter⸗ 
wald (Wiesbaden) iſt zum 1. Januar 1922 neu 
zu beſetzen. Bewerbungen müſſen bis zum 20. De⸗ 
zember bei der Regierung in Wiesbaden vorliegen. 

Förſterſtelle Mäbendorf, Oberf. Dietzhauſen (Erfurt), 


Zur 


iſt zum 1. April 1922 zu beſetzen. Zur Stelle 
gehören 0,3430 ha Garten und 0,2700 ha Acker. 
Dienſtwohnung iſt vorhanden. Dienſtaufwands⸗ 


entſchädigung wird neu feſtgeſetzt. Bewerbungs⸗ 
friſt 1. Januar. 
Förſterſtelle Schmiedefeld, Oberf. Schmiedefeld 


(Erfurt), iſt zum 1. April 1922 zu beſetzen. Zur 
Stelle gehören 0,0120 ha Garten und 1,3424 ha 
Wieſe. Dienſtwohnung iſt vorhanden. Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung wird neu feſtgeſetzt. Be⸗ 
werbungsfriſt 1. Januar. 

Förſterſtelle Waldfelderhof (nicht wie in Nr. 49 S. 919 
Welſchneudorf), Oberf. Selters (Wiesbaden), in 
zum 1. April 1922 zu beſctzen. Dienſtwohnung 
im Forſthaus Waldfelderhof vorhanden. Zur Steile 
gehören 4,306 ha Wirtſchaftsland. Bewerbungsfrist 
2. Januar. 
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„Lorſterſtelle Wolka, Oberf. Drygallen (Allenſtein), 
iſt zum 1. Januar 1922 zu beſetzen. Dienſtwohnung 
vorhanden. Zur Stelle gehören 4 ba Acker und 
5,5 ha Wieſen und Weiden. Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung wird neu geregelt. Schule in Bilitzen, 
2,5 km. Nächſter Bahnort: Drygallen, 14 km. 
Die für die Beſetzung der Jörſterſtellen des Re⸗ 

agaicrungsbezirks Allenſtein mit überz. Förſtern und 

Jorſtſekreiären beſtehenden Be ſchränkungen Sind 

aufgehoben worden. Bis auf weiteres werden 

jedoch die überz. Förſter und Forſtſekretäre der 

Regierungsbezirke Königsberg und Gumbinnen mit 

e Fatlſtverſorgungeſchein von 1907 und früher zur 
Bewerbung um die freien Stellen des Bezirks 
Allenſtein zugelaſſen. Bewerbungsfriſt 18. Dezember. 
Im Regierungsbezirk Frankfurt a. O. ſind 

folgende Förſterſtellen zum 1. April 1922 zu beſetzen: 

Buchberg, Oberf. Regenthin. 0,1800 ha Garten, 
10,4850 ha Ack r, 4,3350 ha Wieſe. 

Dölzigerbrück, Ebert, Maſſin. 0,2420 ba Garten, 
9,3560 ha Acker, 5,2790 ha Wieſe. 

n Oberf. Peitz. 4,4264 ha Acker, 4,1808 ha 

weie, 

Lindenhof, Oberf. Hammerheide. 0,0860 ha Garten, 
3,5440 ha Acker, 8,3540 ha Wieſe. 

Llicksteerofen, Oberf. Drieſen. 0,1090 ha Garten, 
7,6720 ha Acker, 4,2190 ha Wieſe. 

Tüdertswalde, Oberf. Steinbuſch (bisher Hilfsförſter⸗ 
ſtel e). 1,757 ha Acker, 1,740 ha Wieſe. 

Pechbruch, Oberf. Döllensradung. 0,3500 ha Garten, 
6,0900 ha Acker, 4,2100 ha Wieſe. 

Anderungen vorbehalten. Nutzungsgeld und Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung werden neu feſtgeſetzt. Für 
Züdertswa de werden auch Bewerbungen jüngerer 
Aberzähliger öfter bis zum Forſtverſorgungsſchein 
Jaorgang 1906 einſchließlich berückſichtigt. Bewerbungs⸗ 
friſt 17. Dezember. 


Perſonalnachrichten. 


Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 

Anto-:, Förſter in Alt⸗Hammer, Oberf Stoberau, wird am 
1. Januar 1922 nach Bobile, Oberf. Woidnig (Breslau), 
verſetzt. 

Doltſchaln. Forſter aus Hockricht, Oberf. Ohlau, wird am 
1 Januar 1922 nach Leubuſch, Oberf. Rogelwitz (Breslau), 


verſetzt. g 

Sblaffer, Förſter in Lindenhof, Oberf. Hammerheide, wird 
am 1. April 1922 nach Langenpfuhl, Oberf Lagow 
(Frankfurt a. O.), meh 

Bies, überz. Förſter in Grebenſtein, Oberf. Grebeuſtein 
(Goiiei iſt am 1. Dezember zum Forſtſekretar ernaunt. 

Stordec., uberz Forſter in Sıolzhaufen, Oberf. Stolzingen 
(Caſſeh, iſt am 1. Dezember zum Jorſtſekretär ernannt. 
Im Regierungsbezirk Frankfurt a. O. werden am 

1 April 1922 verſetzt die Hegemeiſter: 

Kreutzer von Pechbruch. bert, Döllensradung, nach Spiegel, 
Oberf. Doͤllensradung; Cèeiſtikow von Drachhanſen, 
Oberf. Peitz, nach Meſſow, Oberf. Croſſen: Aux von 
Dölzigerbrück, Oberf Maſſin, nach Rehberg, Oberf. 
Maſſin; Schulze von Lückstheeroſen, Oberf. Drieſen, 
nach Löbenheide, Oberf. Hohenwalde: Zuhlsdorff von 
Buchberg, Oberf. Regeuthin, nach Zicher, Oberf Zicher. 

Hlonigen, Hilfsförſter in Marjoß, Oberf. Marjoß (Caſſel), 
iſt am 1. Dezember zum SO Uer und FForſtſekretär ernannt. 

Sckbardt, Hilfsforſter in Gersfeld, Oberf. Gersfeld (Caſſel), 
iſt am 1. Oktober zum Förſter und Forſtſekretär ernaunt 

Hiebig, Hufsförſter in Chlen, Oberf. Ehlen (Caſſel), vu 
am 1. Dezember zum Forſter und Forſtſekretär ernannt. 

geldermann, Hilfsförſter bei der Regierung in Koslin, iſt 
am 1. Dezember zum überz. Forſter und Forſtſekretär 
ernannt und ihm die Forſtſekretarſtelle in Sommin 
Köslin) ubertragen 

Heinze. Hilfsförſter in Vahrendorf (Lüneburg), iſt mit 
Wirkung vom 1. Oktober ab zum uberz. Förſter ernannt. 

Hölting, Hilfsförſter in Menasberg, Oberf. Mengsberg 
(Caſſel, iſt am 1. Dezember zum Foͤrſter und Forſt⸗ 
fefretär ernannt. 

Jakob, Hilfsförſter in Wallenſtein, Oberf. Wallenſtein 
Caſſel), Im am 1. Dezember zum Förſter und go, Us 
ekretär ernannt 

Alien Hilfsförner in Wetter, Oberf Wetter⸗Oſt (Caſſeh, 

am 1. Dezember zum Förſter und Forſtſekretär ernannt 


Bofenderg, Hilfsförſter bei der Regierung in Köslin, iſt 
am 1. Dezember nach Altenhagen, Oberf. Neukrakow 
(Köslin, verlegt. 

Rotter, Hilfsförſter in Friedrichshammer, Oberf. Kreuzburg 
(Oppeln), tt am 1. Oktober zum überz. Förſter ernannt 

Schweitzer, Hilfsförner in Heſſtſch⸗Lichtenau, Oberf Heſſiſch⸗ 
Lichtenau (Caſſel), tft am 1. Oktober zum Förster und 
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erh, Hilfsförſter in Erfurt, erf. Erfurt, iſt nach der 
Oberf. Linichen (Köslin) verſetzt. er u 

Wendt, Hilfsförſter bei der EH in Köslin, iſt am 
= HH an die Forſtkaſſe Falkenburg (Köslin) 

erſetz 

Euandt, Forſtgehilfe in Stolp, iſt am 25. November nach 
Koppelsberg, Oberf. Koppelsberg (Köslin), einberufen 

Kaaſch, Forſtgehilfe in Replin, iſt am 25 November nach 
Karnkewitz, Oberf. Karnkewitz (Köslin), einberufen. 

Jaſtrow, Forſtgehilfe in Stöckſe, Kreis Lüneburg, iſt nach 
Klaushagen, Oberf. Klaushagen (Köslin), einberufen. 


Im Regierungsbezirk Potsdam ſind nachſtehende Forſt⸗ 
gehilſen am 1. November verſetzt: 

Arnold von Liebenwalde, Oberf. Liebenwalde, nach Fh. Woblitz, 
Oberf. Himmelpfort; Nielecke von Lehnin, Oberf. Lehnin, 
nach Erkner, Obert Erkner; rende. von Lehnin, bert. 
Lehnin, nach Potsdam, Oberf. Potsdam; Kagemeiſter 
von Friedersdorf, Oberf. Friedersdorf, nach Rudersdorf. 
Oberf. Rudersdorf; Krieg von Neuruppin, Oberf 
Neuruppin, nach Rudersdorf, Oberf Ruder dorf; Kuhle 
von Bıppelsförbe, Oberf. Altruppin, nach Moldenhütten, 
Oberf. Woltersdorf; Perkowsliy von Altruppin, Oberf. 
Altruppin, nach Rudersdorf, bert, Rüdersdorf; Meefe 
von Zehdenick, Oberf. Zehdenick, nach Rheinsberg⸗ 
Glienicke, bert, Neuglien cke; Aeigler von Schluft, 
Oberf. Gr⸗Schonebeck, nach Sachſenbauſen, bert 
Neuholland; Schmidt von Bobile, Oberf Wordn'g 
(Breslau), nach Oderberg, Oberf Freienwalde: Schulz 
von Erkner, Oberf. Erkner, nach Rudersdorf, ber, 
Rudersdorf; Schulze von Hammelſpring. Oberf Zehdenick, 
nach Waldheim, Oberf Falkenhagen: Schuppelius von 
Melchow, Oberf. Bieſenthal, nach Sachſenhauſen, Oberf 
Neuholland; Steinick von Schulzendorf, Oberf. Schon⸗ 
walde, nach Altruppin, Oberf. Altruppin; Tackmann 
von Papenbruch, Oberf. Neuendorf, nach Kol. Hohen⸗ 
ſchöpping, Oberf. Falkenhagen. 

Im Regierungsbezirk Potsdam ſind unter Ernennung 
um Forſtgehilfen einberufen in den Staatsforſtdienſt die 
Forſtlehrlinge: 

Albrecht in Wildfang, Oberf. Pechteich, nach Groß⸗Schönebeck, 
Oberf. Groß⸗Schönebeck: Beeck in Erkner, Oberf Erkner, 
nach Gr.⸗ Schönebeck, Oberf. Pechteich; Gabrielczyk in 
Neufinkenkrug, nach Steinberge, Oberf. Neuruppin; 
Koltermaunn in Kümmernitz, Oberf. Havelberg, nach 
Schluſt, bert, Gr.⸗Schönebeck; Schuch in Friedrichsthal, 
Oberf. Neuhollaud, nach Schulzendorf, Oberf. Schon⸗ 
walde; Schulz in Briefe, Obert Oranienburg, nach 
Lehnin, Oberf Lehnin; Winzheimer in Neumühl, Oberf 
Zechlinerhutte, nach Jriedersdorf, Oberf Friedersdorf. 
Die Verſetzung des Hilfsforſters Ricola von der 

Regierung Merſeburg zur Regterung Potsdam in Nr. 49 

iſt zurückgezogen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 


Hroße, Stadtförſter in Heiligenſtadt, Eichsfeld, iſt am 15. No⸗ 
vember zum ſtädt Forſtverwalter der Stadt Dransfeld 
gewählt und vom Regierungspräſidenten beſtaͤtigt worden. 


Bayern. 
Verſetzt wurden: 

Gronauer, Forſtverwalter in Dormitz, nach Kosbach: Witkſtadt, 
Fornverwalter in Kosbach, nach Dormitz: Herter, Förſter 
in Rothenburg o T, nach Weiltingen: Sauter, Förſter 
in Bayersried, nach Altotting: Zoller, Forfſtaſſiſtent 
in Weiltingen, nach Rothenburg o T. 

Ernannt wurden: 

N roßmeyer, gräfl. Quardtſcher Revierförſter, zum Forſt⸗ 
verwalter, Biefel, gräfl Quardtſcher Forſtangeſtellter, 
zum Forſtaufſeher, beide mit dem Dienſtſitze in Grafen⸗ 
aſchau, Forſtamt Murnau. 


Württemberg. 
Verſetzt wurden die Forſtwarte: 

Branz von Maulbronn nach Waldbach, Frey von Löwen: 
ſtein nach Sirchingen, Hauber von Schulkurs nach 
Ellwangen (Jagſt), Morlock nach Feuerbach, Roſenſtock 
von Ochſenhauſen nach Steinhaulen, Rudolf von Stein ⸗ 
haufen nach Ochſenhauſen, Schilling von Langenbrand 
nach Gruorn, Sorg, Forſanwarter, von Spaichingen 
nach Zwickgaben, Steidle von Schöntal nach Heißen. 

Deidfer, Forſtwart in Niederalfingen, iſt in den Nuheſtand 


verſetzt. 
* 
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Hofkammer. 
R ecke, Revierjäger in Fh. von der Heide, wurde nach 
Schloß Louiſium verſetzt. 
Verſetzt wurden die Hilfsjäger: 
Diener von Heideberg nach Gr.⸗Kühnau, Flügel von Ballen⸗ 
* 


Tue ET 


ſtedt nach Jagdhaus Kapen, Koltzenberg von Steckby 
nach Fh. von der Heide, Meinicke, von Jagdſchloß 
Rotall nach Heideberg, Preuße von Fh Habichtsfang 
nach Jagdſchloß Rotall, Schüler von Gr⸗Kühnan noch 
Stekby, Seyffert von Jagdhaus Königendorf nach 
Ballenſtedt, Wiedeke von Jagdhaus Kapen nach Königen⸗ 
dorf, Witte von Schloß Louiſium nach Stolzenberg 


Vereinszeitung. 


Verein 
Preußiſcher Staats⸗Nevierförſter. 
Bezirksgruppe Köslin. 

Die Mitglieder der Bezirksgruppe Köslin des 
Vereins Preußiſcher Staatsrevierförſter erklären 
einſtimmig, daß ſie auch eine zweckentſprechende 
Abgrenzung der Dienſtgeſchäfte für Oberförſter 
und Revierförſter in den Revierförſterbezirken 
unbedingt anſtreben, aber den hierzu in der 
Staender⸗, Spieweck⸗, Gleimſchen Druckſache vor⸗ 
geſchlagenen Weg nicht mitgehen. Den Bemühungen 
unferes Vorſitzenden, Revierförſters Hennig, bringt 
die Bezirksgruppe volles Vertrauen entgegen und 
ſagt ihm an dieſer Stelle Dank dafür. 

Köslin, den 26. November 1921. 

Riſtow. 
— 


Nachrichten des „Waldheil“. 
} E. V. zu Neudamm. 
Veröffentlicht unter Verantwortung 


des Vorſtandes, vertreten durch 
Johannes Neumann, Neudamm. 


Satzungen, Mitteilungen über die Zwecke 
und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe⸗ 
material an jedermann umſonſt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 
an Verein „Waldbeil“, Neudamm. Geldſendungen au 
Poſtſchecklonto 9140 „Waldheil“, e. B., Neudamm, 
Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 


Zeſondere Zuwendungen. 


Beſondere Zuwendung vom e Ce GE Dresden 29 5 = 
„Berlin ; 


200,— A 


a 2 % „ „ 


ze Eingeſandt vom Schiedsmann Krüger, 
.. y ae rer . 40,.— 4 
Strafgelder wegen Verſtöße gegen Jagdgebräuche. Ein⸗ 
ſender Oberförſter Dr. Jakobt, Hameln 12,70 A 
Sammlung bei einer Jagd. Einſender Revierförfter 
Schönwald, Praſſ nn 26,.— & 
Suhne für eine Jagdübertretung, ungenannt 19,50 4 


Sühne für Fehlichüffe. Einſender Rechnungsrat Beuels, 

Detmold 36,.— A 
Beſondere Zuwendung von Herrn W. Mänz, Andreasberg 100, — A 
er für Fehlſchüſſe. Einſender Revierförſter Neckritz, 


E22 „„ „% % „% % % „ „ „% „„ „% — a % „„ „ 0? 


„ „% „%?„ % „%ũwĩlñ „ P „„ „„ „„ „ 


in Aachen —— 200 
Sühnegeld für eine Jagdübertretung. Einſender, Herr u. 


Oberförſter Pöſchmann, Sehmnꝛg a — 4 
Zuwendung von Herrn Dr. Müller⸗Liebenwalde 20,.— A 
Desgleichen von „Phylaskxkk᷑k? .. — 4 


Lͤů5¹5„‚„‚AAAALA»³ a ie er ‚50 
Zuwendung von Herrn v Winterfeld, Berlin 24,.— & 
Desgleichen von Herrn Kirchhof, Braunſchweig 5,10 ? 
Sühnegelder für Jagdübertretung von „Ungenannt“. 40,— A 
Zuwendung von Herrn Förſter Hubmer, Hüls . 11,—% 


Sühnegeld für Fehlſchüſſe. Einſender Herr Schenk, 


2 «„ % f „ „ „ 2 „ „ 


ſender Herr Forſtmeiſter Bohl, Zi cher 8 — 4 
Zuwendung von Frau Neumann, Straußberg. . 20,.— A 
Sammlung auf einer Treibjagd in Neumannswalde. 

Einſender Herr Geh. Kommerzienrat Neumann in 

Neuda m ee „„ 500 182,50 K 
Sühne für ein Jagdvergehen. Einſender Herr Schücke, 

önigs berg J 100,.— A 


8 
Süͤhnegelder bei einer Waldjagd im Lande der „Pijriones“ 250, — A 
Zuſammen 2232,10 & 


mo — 


beim N 


Im Monat Oktober ſind vereinnahmt an Mit⸗ 
gliederbeiträgen 159 „ und an Geldern zur Lin⸗ 
derung der Kriegsnot 23,40 „. Damit hat dieſe 
Sammlung die Höhe von 46 089,48 „ erreicht. 

Wir danken allen Spendern recht herzlich und 
benutzen die Gelegenheit dazu, um zu bitten, auch 
ferner des Vereins „Waldheil“ zu gedenken, damit 
die Notlage, in der ſich viele Hinterbliebene 
verſtorbener Grünröcke in dieſer ſchweren Zeit 
befinden, nach Möglichkeit gemildert werden kann. 

Neudamm, den 10. November 1921. 

Der Vorſtand des Vereins „Waldheil“. 
J. A.: J. Neumann, Schatzmeiſter. 


DH 
DW 


T 
Bericht über die Vorſtandsſitzung vom 24. Oktober 192 
in Nendamm. 


Anweſend waren die Herren Bohl, Forſtmeiſter, 
icher; Buller, Privatförſter, Glückauf; Grundmann, 
konomierat, Neudamm; Koch, Hegemeiſter, Zicher; 

Lange, Revierförſter i. R., Bietz; Neumann, Ge 
Kommerzienrat, Neudamm; Hans Neumann, 
Verlagsbuchhändler, Neudamm; Peppler, Revier⸗ 
förſter, Ringenwalde; Pahl, Hegemeiſter i. R., 
Neudamm; Riemer, Forſtmeiſter, Neumühl; 
Ulbrich, . Hegemeiiter, Vietz; als Vertreter des 
Geſchäftsführers Simon, Hegemeiſter i. R., 
amm. 

Der Kaſſenbeſtand betrug am 30. September 1924 
60 529,27 K. Davon entfielen: 

1. Gelder für Unterſtützungen (U) . 11 264,55 K 


" „ Linderung von Teue⸗ 
rung und Kriegsnot(K) 6 639,02 S 
I e Get: E) 9457,15 BS 
4. „ „ Begräbnisbeihilfen (B) 5 296,40 % 
Bez „ Darlehen (D) . 11 402,11 4 
6. „ „ Rücklagen) (R). 16 470,04 K 
Der Mitgliederbeſtand betrug bei der letzten 


Sitzung 3604, verſtorben ſind inzwiſchen 9, aus⸗ 
geſchieden 3, mit Einſchluß der erfolgten 28 Neu⸗ 
aufnahmen iſt der gegenwärtige Mitglieder- 


— 4 beſtand 3620. 


Zur Beſchlußfaſſung lagen 39 Unterſtützungs⸗ 
geſuche vor. Dieſe murden in folgender Weiſe erledigt: 
Ein Stadtförſter, der durch längere Krankheit in 
Not geraten iſt, erhielt 200 &; ein alter Privatforſt⸗ 
und Fiſchereibeamter 100 K; zwei alte, mittellofe 


4 Oberförſtertöchter 200 &“ (davon 100 aus E); 


ein ſtaatlicher ame: aus dem abgetretenen 
Gebiete 300 K; eine auf geringe Zinseinkünfte 
angewieſene Forſtmeiſtertochter 150 A (davon 
75 aus K); eine alte Oberförſtertochter 200 A 
[(davon 100 aus K); die Witwe eines früheren 
ſtaatlichen Forſtaufſehers als Zuſchuß zu der 
von der Regierung gewährten laufenden Beihilfe 
100 4 (davon 50 aus K); die betagte Tochter 
eines ſtaatlichen Förſters 200 &; eine Stadt⸗ 
förſterwitwe als Beihilfe zur Beſchaffung von 
Wintervorräten 150 A (davon 75 aus E); 
ein alter Privatförſter 150 A (davon 75 aus K); 
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eine bejahrte Privatförſterwitwe 100 „; ein alter 


Priwatförſter, der nur auf eine geringe Rente Mainbok, Joachim, 


angewieſen iſt, 300 „; die Witwe eines ſtaatlichen 
Hegemeiſters, die durch längere Krankheit in eine 
bedrängte Lage gekommen ift, 100 M; eine 
Privatförſterwitwe mit geringer Erwerbsmöglichkeit 
200 /; ein früherer ſtaatlicher Waldwärter 
als Beihilfe für entſtandene Kurkoſten 100 A: 
eine Privatförſterwitwe, die bei ihrer Tochter lebt, 
100 ; eine Förſterwitwe als Beihilfe zu 
den Erziehungskoſten 220 M (davon 100 aus E, 
60 aus K); eine Privatförſterwitwe, die neben 
freier Wohnung nur geringe Bezüge hat, 150 M 
(davon 75 aus CT); die alte Tochter eines Privat⸗ 
förſters 100 „ (davon 50 aus C); die Witwe 
eines früheren ſtaatlichen Waldwärters als Bei⸗ 
hilfe für entſtandene Kurkoſten 100 M (davon 
50 aus EH die Tochter eines Staatsförſters, die 
durch Verdrängung geſchädigt worden ift, 100 A 
(davon 50 aus K); ein betagter Privatförſter 
100 A: eine Privatförſterwitwe 150 % (aus K); 
eine Privatoberförſterwitwe mit geringen Be⸗ 
zügen 100 %; die Witwe eines ſtaatlichen 
Forſtaufſehers 200 „; eine gleiche Witwe, 
deren Kind kränklich iſt, 100 A (aus E); ein 
ſtaatlicher Forſtaufſeher, der durch Krankheit ſeiner 
rau in Bedrängnis geraten, 200 ; ein früherer 
rivatſorſtaufſeher, der nur Invalidenrente bezieht, 
00 „ die Tochter eines ſtaatlichen Oberförſters, 
die dauernd kränklich iſt, 120 „ (davon 60 aus T); 
ein alter Privatforſtaufſeher 300 „; die Tochter 
eines Privatförſters, die in hohem Alter ſteht, 
120 % (davon 60 aus E). 

Im ganzen wurden bewilligt: an Unter⸗ 
ſtützungen 3580 /, an Erziehungsbeihilfen 350 K, 
an Geldern zur Linderung der Kriegsnot 880 , 
an Begräbnisbeihilfen 1800 A. Bewilligt wurden 
ferner (aus K) 1000 A zur Überweiſung an 
ede Troſt zur Linderung der Notlage von 

eſchädigten in Oberſchleſten. Insgeſamt find 
ſomit 7610 „ bewilligt worden, wohl der höchſte 
Betrag, der jemals in einer Sitzung zur Ausgabe 
gelangen konnte. 

Abgelehnt wurden vier Geſuche, weil eine Not⸗ 
lage nicht anerkannt werden konnte bzw. nach 
Lage der Sache die Gewährung von Beihilfen 
nicht zuläſſig war; drei Geſuche wurden vertagt, 
um Auskünfte einzuziehen. 

Schluß der Sitzung 5½ Uhr. 

Der Vorſtand. 


2 


Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Cberswalde Nr. 546. 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7514. nee, zul Förſter, Fh. Zychline, Poſt Polgſen, Kreis 
au, 


Wo S 

7515. Hölſcher, Ludwig, Gutsförſter, Bantikow, Poſt Wuſter⸗ 
hauſen a. d Doſſe, Oſtpriegnitz. IX. 

. Fritz, Förſter, Emden, Kreis Neuhaldensleben. 


7517. Mohrs, Heinz, Forſtgehilfe, Hanau a. Main. XIV. 
7518. Haaſe, Karl, Waldwärter. Lieberoſe, Kreis Lübben. IX. 
7619. E Hee Hilfszäger, Charlottenhof, Kreis Lands: 


berg a. W. 

7520. Soßnowski, Walter, Städtiſcher Hilfsförſter, Oberförfterei 
Lanke, Bezrrk Potsdam. IX. 

7521. Lieſegang, Otto, Förſter, Herten i. Weſtfalen. XI. 


> 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 
ilfsförſter, Petſchlendorf, Poſt Vorderheide, 
Kreis Lüben in Schl. 
Krüger, Heinz, Forſtaſſiſtent, Vorheide, Poſt Bredenfelde, 
Mecklenburg⸗Strelitz. 
Zſchiedrich, Paul, Reviergehilfe, Gauſſig, Kreis Bautzen, Frer⸗ 
ſtaat Sachſen. 
Braun, Paul, Förſter, Gliechow, Poſt Zinnitz, Kr. Calau N.⸗L. 
anke, Reinhold, Förſter, Schwengfeld, Poſt Schweidnitz 
iencke, Adolf, Förſter, Beckendorf bei Greſſe bei Boizenburg 


a. Elbe. 
Niefche, Hermann, Forſtgehilfe, Neuplatendorf, Poſt Ermsleben, 


Mansfelder⸗Gebirgskreis. 


CH 
Sammlung für Forſthaus Elba. 

Das orftdienitoehöft Elba bei Lüneburg, 
Wohnſitz des Priwatförſters Meyke, brannte in 
der Nacht vom 12. November vollſtändig nieder. 
über das ſchwere Brandunglück iſt in der 
laufenden Nummer von „Förſters Feierabende“ 
ausführlich berichtet. Drei Kinder des Förſters 
Meyke fanden dabei den Tod in den Flammen. 
Außer dieſem unerſetzlichen Verluſt, den die tief⸗ 
gebeugten Eltern erlitten haben, iſt ihnen auch 
noch ihr geſamtes Hab und Gut verbrannt. Zur 
Linderung ihrer materiellen Not müſſen wir alle 
beitragen. Wir wollen daher eine Sammlung 
veranſtalten, deren Ertrag der ſchwergeprüften 
Förſterfamilie ausgehändigt werden ſoll. Alle 
Mitglieder werden dringend gebeten, dazu ihr 
Scherflein nach Kräften beizutragen. Unſere 
Gruppenvorſtände bitten wir, nach Möglichkeit 
dieſes Hilfswerk zu fördern. 

Sämtliche Beiträge erſuchen wir an die 
Kaſſenſtelle des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands in Neudamm (Poſt⸗ 
ſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W7) mit 
der Bezeichnung „Sammlung für Forſthaus 
Elba“ einzuſenden. 

Eberswalde, den 3. Dezember 1921. 

Die Geſchäftsſtelle. 


Stellenſuchenden Bribatforftbenmten $ 
und Walbbeſitzern, 


die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben, 
wird hiermit der gemeinſame Stellennachweis 
des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände und des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 
Alle Zuſchriften, denen auch gleich eine Gebühr 
für Formulare, Porto uſw. in Höhe von 
15 # beizufügen iſt, find an den Stellen⸗ 
nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 


Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
uw, 2 
m 


Nachrichten aus den Fachgruppen 
Preußiſcher KRommunal-Forftbeamten. 


Bezirksgruppe Hannover. 

Am Sonnabend, dem 17. Dezember, vor⸗ 
mittags 11 Uhr, findet im „Hubertus“, Hannover, 
Egidientorplatz 1, eine Verſammlung der 
Kommunalforſtbeamten ſtatt. Unbedingtes Er⸗ 
ſcheinen iſt notwendig. Zweck: Gründung einer 
Fachgruppe beim Komba. 

Norkheim i. H., den 3. Dezember 1921. 

J. A.: Deiters. 
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Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen Gerd 


und Körperſchaften. 


Alle Beröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
betreffenden Vorſtände oder der Einſender. 


Brandverſicherungsverein Preußiſcher 
Forſtbeamten. 

Die Mannheimer Verſicherungsgeſellſchaft in 
Mannheim hat den mit ihr am 12. Juni 1906 
zu Gunſten unſerer Mitglieder abgeſchloſſenen 
Unfallverſicherungsvertrag zum 31. Dezember d. J. 
gekündigt. Die von der Geſellſchaft für die etwaige 

ortſetzung des Vertragsverhältniſſes unter dem 
wange der gegenwärtigen Verhältniſſe geſtellten 
re konnten aus Vereinsmitteln ohne 
Erhöhung der Vereinsbeiträge um mindeſtens das 
Doppelte nicht erfüllt werden. Die diesjährige 
ordentliche Mitgliederverſammlung hat deshalb 
auf unſeren wohlerwogenen Vorſchlag hin be⸗ 
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en, den gedachten Unfallverſicherungsvertrag 
Ende d. J. endgültig aufzugeben. Damit 
fällt leider für unſere Mitglieder vom 1. Januar 
k. J. ab die bisherige Vergünſtigung, daß fie mit 
der Feuerverſicherung auch gleichzeitig gegen 
Unfall verſichert waren, fort. 

Wir empfehlen allen unſeren Mitgliedern, ſich 
nunmehr ſelbſt nach eigenem Ermeſſen in ge⸗ 
wünſchtem Umfange gegen Unfall zu verſichern 
und bei dieſem Verſicherungsabſchluß die Mann⸗ 
heimer Verſicherungsgeſellſchaft in Mannheim zu 
bevorzugen. Mit dieſer Geſellſchaft werden wir 
jetzt einen Empfehlungsvertrag abſchließen, durch 
den unſeren Mitgliedern bei Abſchluß von Unfall⸗ 
und Haftpflichtverſicherungen beſondere Vorteile 
zugeſichert werden. 

Der Hauptvorſtand. 

v. d. Busſche. Laspeyres. 


nhalt: Iſt das preußiſche Altersgrenzengeſetz vom 15. Dezember 1920 rechtsgültig? 925. — Kommunalforſtbeamte 
und Komba. 927. — Das Kahlſchlaggeſetz. 928. — Die grüne Woche (18. Mitgliederverſammlung) des Deutſchen Forſtvereins zu 


Kreuznach. (Fortſetzung) 929. — Parlaments⸗ und Vereinsberichte. 932 — Kleinere Mitteilungen Allgemernes. 934. — Forſt⸗ 
wirtſchaftliches. 935. — Vom Holzmarkt. 936. — Vom Raubwarenmarkt 936 — Geſchäftliches 936. — Brief⸗ und Frage⸗ 
kaſlen. 937. — Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 937. — Vereinszeuung Verein Preußiſcher Staatsrevierförſter. 939. 
— Nachrichten des „Waldherl“. 939. — Nachrichten des Vereins für Privatforitbeamte Deutſchlands E. V 940. — Nachrichten 
aus den Fachgruppen Preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 940. — Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen und Körperſchaften. 941. 
EE 


Fur die Redaktion: Okonomieerat Bodo Grun dmaun, Neudamm. 


An unſere ſehr geehrten Leſer. 

Mit Nummer 22 ſchließt der Vierteljahrsbezug unſeres Blattes; es wird, damit in der 
Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung gebeten. Zu unſerem großen 
Bedauern müſſen wir aber, ebenſo wie alle anderen Zeitungen dazu gezwungen ſind, eine weſent⸗ 
liche Preiserhöhung ankündigen. Der bisherige Bezugspreis beſteht ſeit Juli 1920, und trotz der viel⸗ 
fachen Preisſteigerung aller Lebens⸗ und Wirtſchaftsbedingungen hatten wir, in der Hoffnung, daß 
wir in Deutſchland wieder zu normalen Verhältniſſen kommen würden, dieſen Preis ſeitdem nicht 
mehr erhöht. Nachdem aber nun ſeit Herbſt dieſes Jahres eine neue Teuerung ohnegleichen ein⸗ 
geſetzt hat, beſonders auch in bezug auf Löhne und Gehälter, die ſeit 1920 nahezu um das 
Doppelte geſtiegen ſind; da weiter die für den Buchdruck nötigen Rohſtoffe inzwiſchen erheblich 
teurer geworden ſind, vor allem der Preis des Papiers um mehrere hundert Prozent in die 
Höhe gegangen iſt, bleibt uns nichts anderes übrig, als auch den Bezugspreis der „Deutſchen Forſt⸗ 
Zeitung“ auf einen Stand zu bringen, der den jetzigen Wirtſchaftsverhältniſſen wenigſtens einiger⸗ 
maßen entſpricht. Wir möchten dabei noch daran erinnern, daß nicht nur alle Fachzeitungen, 
ſondern vorzugsweiſe auch die politiſchen Blätter in meiſt ganz anderem Maße ihre Preiſe erhöhen. 

Die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ koſtet ab 1. Januar 1922 für das Vierteljahr 18 Mk. 
Der Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ im 
Pflichtabonnement iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das Vierteljahr 15 Mk. 

Auch die „Deutſche Jäger⸗Zeitung“ hat ihren Bezugspreis vom 1. Januar 1922 ab 
erhöhen muͤſſen. Dieſer beträgt 
für Ausgabe A ohne „Vereins⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, 13. Nachtrag) 22 Mk. 

für das Vierteljahr; 
für Ausgabe 8 mit der „Vereins⸗Zeitung“ für die jagdlichen und kynologiſchen 
Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1921, 13. Nachtrag) 25 Mk. für das Vierteljahr. 

Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf jede der beiden Zeitungen geſondert — der gemein⸗ 
Same Bezug iſt leider poſtaliſch nicht mehr möglich — vom 1. Januar bis 31. März 1922 ſofort 
aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen Zuſendung keine Unterbrechung eintreten kann. 

An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 
beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Mitte dieſes Monats nicht ausdrücklich erfolgt ıfı, 
Weiterlieferung; wir erſuchen jedoch um Einſendung von Bezugs⸗ und Poſtgeld. Die Annahme 
der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes. An Vereins- 
mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die Überweiſung nötigen Bedingungen — Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw. — ordnungsmüßig erfüllt find. 

Neudamm, im Dezember 1921. Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
Ke 


Der heutigen Nummer liegt bei: ein Proſpekt der Firma R. Reiss, G. m. b. H., Li bet 
Forſttechniſche Artikel, worauf wir beſonders aufmerham machen. d. Liebenwerda, beit 
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Deutſche Forſt⸗Zeitung. 


Mit den Beilagen: 


Sorftiiche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliches Organ des Brandversicherungs-Vere:ns Preussischer Forstbeamten zu Benin, des „Waldheil“, Vereins zur 
Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu neudamm, des Forstwaisenvereins zu Berlin, des 
Viehversicherungsvereins der Forsibeamten a. 6. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 
Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatstörster vereinigung, des Uereius für Pribatforstbeamte Deutsch- 
lands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1840), der Vereinigung der Privatforstveamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 
Tie Tentiche Forſt⸗ Zeitung erſcheint wöchentlich emmal. Bezugspreis: Vieriellährlich 18,0 Mk. bei allen Poſt⸗ 
anftalten eingetragen in die deuiſche Poſtzeitun zspreisliſte fur 1922. 1 Nachtrag), direkt unter Streifbaud dur h den Verlag fur 
Deutſchland und das alie Sſterreich-UUngarn 25,00 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach dem Ausland erfolgt nach den 
amtlichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern. auch ältere werden für 1,50 Mk. angegeben. — 
Im Falle höherer Gewalt, Betriebsſtoͤrungen, Arbeitseinſtellungen oder Aus perrungen hat der Bezieher keinen Anſpruch auf 
Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


2er den ohne Vorbehalt eingeſandien Beitragen nimmt die Schriftleuung das Recht der ſachlichen Auderun z in Anſpruch. Ber 
trage, uur die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vermerk „gegen Bezahlung“ verſehen Beiträge. die von ihren Verfaſſern 
auch anderen Zenchruten übergeben werden, werden nicht bezahlt. Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahres. 

Unberechugier Nachdruck wird nach dem Gelege vom 19 Juni 1901 ſtrafrechtlich verioigt. Së 
Nr. 51. 36. Band. 


Neudamm, den 18. Dezember 1921. 


Die Rechtsnatur des Dienſtlandes. 


Von Karl Baltz. Hannover. 


Vor eiricer Zeit iſt durch die politiſche Pieſſe 
die ſchließlich auch von der Fachpreſſe aufge⸗ 
nommene hochoffiziöſe Mi teilung gegangen, 
daß der preußiſche Landwirtſchaftsminiſter wieder⸗ 
holt darauf hingewieſen hat, daß Grasverkäufe 
vom Wirtſchaftsland und Wieſenverpachtung 
ſeitens der Betriebsbeam'en unzuläſſig ſeien. 
Trotzdem hätte aber feſtgeſtellt werden müſſen, 
daß beiſpielsweiſe in eirer einzigen Oberförſterei 
im Sommer 1920 ſechs Forſtbetriebsbeamte von 
ihrem Wirtſchaftsland den Glasſchnitt auf zu⸗ 
ſammen 16,83 ha Wieſen für 44590 „ ohne 
Genehmigung der Regierung verpachtet hätten. 
In einem beſonderen Erlaſſe hälte der Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter nun darauf hingewieſen, daß, 
abgeſehen von der großen Pflich verletzung, ein 
ſolches Verhalten der Beamten dahin führen 
müſſe, daß über die Bevorzugung der Forſt⸗ 
beamten durch Zuteilung von zu reichlichem 
Wiriſchaftsland gegen ein verhältnismäßig ganz 
geringes Nutzungsgeld immer wieder Klagen 
anderer Beamtengruppen und der Bevölkerung 
erhoben werden und deshalb in dem erwähnten 
Falle der Miniſter angeordnet habe, daß die von 
den Beamten eingenommenen Pachtgelder ein⸗ 
gezogen und der Staatskaſſe überwieſen wurden. 

Warum in dieſem Falle nach außen eine 
große Staatsaktion eingeleitet werden mußte, 
das iſt das Geheimnis des damaligen ſozial⸗ 
demokratiſchen Miniſters B aun geblieben. Das 
ſteht jeden falls feſt, daß durch dieſen Regierungs⸗ 
akt das Anſehen der Beamten im allgemeinen 
und der Forſtbeamten im beſonderen nicht ge⸗ 
hoben werden konnte, auch wenn der damalige 
Landwirtſchaftsminiſter der Anſicht geweſen iſt, 
daß ſeine Maßnahme rechtlich zuläſſig war, was 
zu ſeinen Gunſten angenommen werden ſoll. 


Mit Rückſicht auf dieſes Vorkommnis erſcheint 
es am Platze, einmal die Rechtsnatur des Dierſt⸗ 
landes näher ins Auge zu faſſen und zu erörtern 

Zunächſt ſei darauf hingewieſen, daß die 
preußiſchen Forſtbetriebsbeamten öffentliche 
Beamte ſind, deren Dienſtverhältnis auf öffent- 
lich-rechtlicher Grundlage ruht. Nach Artikel 80 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche bleiben, ſoweit nicht in dieſem eine be⸗ 
ſondere Beſtimmung getroffen iſt, die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften über die vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche und Verbir lichkeiten der 
Beamten unberührt, und daraus geht hervor, 
daß die einzelnen Länder die Frage der Be⸗ 
nutzung der Dienſtwohnung und Dier ſtlände⸗ 
reien verſchieden regeln körnen. Das Rechts⸗ 
verhältnis, welches die Überweiſung und Be⸗ 
nutzung der Dienſtländereien beherrſcht, wie das 
Beamtenverhältnis ſelbſt, gehört dem öffent⸗ 
lichen Recht an. Das ſchließt es aus, daß die 
Vorſchriften des B. G. B. über Miete und Pacht 
oder Nießbrauch auf das Dienſtland Anwendung 
finden. Maßgebend iſt der Wille des Staates, 
der in den Vorſchriften über das Wiitſchaftslond 
der Forſtdienſtſtellen, unter weiterer Berück⸗ 
ſichtigung der Dienſtanweiſung für die Staats 
förſter, zum Ausdruck kommt, deren jederzeitige 
Abänderung lediglich vom Willen des Staates 
allein abhängig iſt. 

Die preußiſche Förſterdienſtanweiſung vom 
7. Juli 1919 ſpricht in ihrem § 31 aus, daß das 
Dienſtland nur widerruflich überwieſen wi d 
Es kann jederzeit abgenommen oder in ſeiner 
Göße verändert werden, ohne daß dem Stellen⸗ 
inhaber ein Anſpruch auf Entſchädigung zuſteht. 
Die Erträge bilden keinen Beſtandteil des Dienſt⸗ 
einkommens. Im übrigen ſchreibt auch die 
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Dienſtanweiſung vor, daß die Forſtbeamten 
des Wirtſchaftsland ſelbſt zu bewirtſchaften 
haben. erpachtung iſt nur ausnahm 
zuläſſig, und zwar für Förſterſtellen mit Ge⸗ 
nehmigung der Regierung ($ 31.) 

Im 8 32 wird geſagt, daß für die Bewirt⸗ 
ſchaftung des Landes und für die Auseinander⸗ 
ſetzung über die Nutzungen bei einem Stellen⸗ 
wechſel zwiſchen dem abziehenden Beamten oder 
ſeinem Erben und dem neuanziehenden Beamten 
oder dem Staate die „Vorſchriften über das 
Wirtſchaftsland der Forſtdienſtſtellen“ (Anlage 
zur F. D. A.) maßgebend ſind. 

Aus den Wirtſchaftsland⸗Vorſchriften iſt zu⸗ 
nächſt zu entnehmen, daß, wie ſchon die Dienſt⸗ 
anweiſung ſagt, der Stelleninhaber das Wirt⸗ 
ſchaftsland ſelbſt bewirtſchaften muß und die 
Verpachtung bei Förſterſtellen der Genehmigung 
der Regierung bedarf (Nr. 7). 

Wird das Wirtſchaftsland ganz oder teilweiſe 
abgenommen, ſo bezieht der Stelleninhaber 
noch die Nutzungen des laufenden Landwirt⸗ 
ſchaftsjahres, er hat aber auch bis zu deſſen Ende 
das Nutzungsgeld zu zahlen (Nr. 8). 

Das für das Wirtſchaftsland zu zahlende 
Nutzungsgeld iſt im Anhalt an das Pachtgeld 
gleichwertiger und gleichbewirtſchafteter Grund⸗ 
ſtücke der Nachbarſchaft zu bemeſſen (Nr. 4). 

Neben dem Wirtſchaftsland kann auch Pacht⸗ 
land gewährt werden, und für die Bewirt⸗ 
ſchaftung dieſes Pachtlandes gelten die gleichen 
Vorſchriften wie für das Wirtſchaftsland (Nr. 15). 

Gras⸗ und Wieſenheu vom Wirtſchaftslande 
kann mit Genehmigung der Regierung ſo weit 
veräußert werden, als der Ertrag an Futter⸗ 
mitteln einen Überſchuß über das eigene wirt⸗ 
ſchaftliche Bedürfnis gewährt, während Gras 
und Heu von Pachtländereien keinesfalls ver⸗ 
äußert werden darf (Nr. 19). 

Für das eigentliche Wirtſchaftsland werden 
die Nutzungen des laufenden Landwirtſchafts⸗ 
jahres zwiſchen dem abziehenden und anziehenden 
Beamten nach der Dauer ihres Beſitzes in dieſem 
Jahre geteilt (Nr. 24). 

Hat der Abziehende einen Teil der an den 
Anziehenden fallenden Ernte ſchon verbraucht oder 
verkauft, ſo muß er dem Anziehenden das Fehlende 
in Geld nach dem Marktpreiſe der nächſten 
Marktſtadt zur Zeit der Auseinanderſetzung 
erſtatten (Nr. 27). f 

Die Nutzungen aus früheren Landwirt⸗ 
ſchaftsjahren gehören ſämtlich dem Abziehenden 
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Nun kommt es darauf an, wie die rechtlichen 
Beziehungen aufzufaſſen ſind, die zwiſchen dem 
Beamten und den Nutzungen aus den Dienſt⸗ 
ländereien beſtehen. 

Jedenfalls iſt feſtzuhalten: daß der Förſter 
ſeine Dienſtländerei ſelbſt bewirtſchaften muß 
und eine Weiterverpachtung oder ein Verkauf 


von Gras nur mit Genehmigung der Regierung 
geſchehen darf. Im übrigen iſt für das Wirtſchafts⸗ 


nahmsweiſe land ein Nutzungsgeld in Höhe des 8 


gleichwertiger und gleichbewirtſchafteter Grund⸗ 
ſtücke der Nachbarſchaft zu entrichten, und bei der 
möglichen Abnahme der Dienſtländereien haben 
die Nutzungen des laufenden Landwirtſchafts⸗ 
jahres dem en zu verbleiben, der 
wiederum, wenn er ſich mit einem Anziehenden 
auseinanderzuſetzen hat, den auf dieſen ent⸗ 
fallenden verbrauchten oder verkauften Teil der 
Ernte nach dem Marktpreiſe zu erſtatten hat.“ 

Es entſteht nun die Frage, wie das Beſitz⸗ 
verhältnis den Dienſtländereien gegenüber zu 
beurteilen iſt, denn es iſt ein Unterſchied, ob der 
Forſtbeamte den vollſtändigen Beſitz den Dier ſt⸗ 
grundſtücken gegenüber hat, oder ob dieſes nicht 
der Fall iſt. 

Den Beſitz einer Sache erlangt derjenige, 
welcher die tatſächliche Gewalt über die Sache 
erworben hat. (§ 854 Abſ. 1 BGB.) 

Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß nach der 
ganzen Verkehrsauffaſſung der Beamte an ſeiner 
Dienſtwohnung und an ſeinen Dienſtländereien 
den Beſitz hat, wenngleich deren Entziehung 
durch den Staat jederzeit ſtattfinden kann. 

Im $ 868 des BGB. wird zum Ausdruck 
gebracht, daß, wenn jemand eine Sache als Nieß⸗ 
braucher, Pfandgläubiger, Pächter, Mieter, Ver⸗ 
wahrer oder in einem ähnlichen Verhältniſſe 
beſitzt, vermöge deſſen er einem andern gegenüber 
auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet 
ift, auch der andere Beſitzer iſt (mittelbarer Zeit), 
Nach 8 855 BGB. iſt derjenige, welcher für einen 
anderen in deſſen Haushalt oder Erwerbsgeſchäft 
oder in einem ähnlichen Verhältnis die tat⸗ 
ſächliche Gewalt über eine Sache ausübt, ver⸗ 
möge deſſen er den ſich auf die Sache beziehenden 
Weiſungen des anderen Folge zu leiſten hat, 
nicht der Beſitzer, ſondern nur der andere. Unter 
dieſen Umſtänden iſt der Inhaber dem Beſitzer 
ſo untergeordnet, daß, wofern er den Weiſungen 
des Beſitzherrn nicht Folge leiſtet, dieſer nach 
der Auffaſſung des Lebens ſelbſt handelnd ein⸗ 
greifen darf, um ſeinen Willen durchzuſetzen. 

Das Reichsgericht (Strafſachen Bd. 14 S. 307) 
hat ſich dahin ausgeſprochen, daß der Fiskus als 
juriſtiſche Perſon Beſitz und Gewahrſam an 
den Forſtgrundſtücken und ihrem Zubehör durch 
die dazu von ihm beſtellten Perſonen ausübt, 
d. h. durch die Beamten der Forſtverwaltung, 
zu denen der Förſter nicht gehört. Der Ober⸗ 
förfter iſt der verantwortliche Verwalter des 
Staatsvermögens, welches die ihm überwieſene 
Oberförſterei umfaßt. Der Förſter iſt ſein Gehilfe, 
der als ſolcher ohne beſondere Übergabe den 
Gewahrſam der unter ſeiner Obhut befindlichen 
Sachen ebenſowenig hat wie der im Privat⸗ 
dienſte ſtehende Wirtſchaftsbeamte. Dem Förſter 
wird die Forſt mit dem ſtehenden Holze nicht 
übergeben in dem Sinne der Übertragung des 
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Gewahrſams an Grund und Boden und dem 
ſtehenden Holze. 

In dieſem Falle iſt der Förſter der Beſitz⸗ 
diener im Sinne des § 855 BGB. Das Reichs⸗ 
gericht führt aber weiter aus, daß die Dienſt⸗ 
Ländereien ganz anders zu beurteilen ſind, denn 
es ſtellt ausdrücklich feſt, daß das Regulativ vom 
23. Juli 1840, welches die Dienſtübergabe und 
die dabei zu erfolgende Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem ab⸗ und anziehenden Beamten 
allgemein ordnet, nur über die Übergabe der 
Dienſtgebäude und Dienſtländereien nebſt 
Inventar beſtimmt, an denen der Forſt⸗ 
beamte als Nutzungsberechtigter Ge— 
wahrſam und vollſtändigen Beſitz hat. 

Der Fiskus überläßt die Dienſtländereien 
den Forſtbeamten zur Bewirtſchaftung und hat 
den Fruchtgenuß zu gewähren. Der Förſter hat, 
wie das Reichsgericht ſagt, Gewahrſam und 
vollſtändigen Beſitz. Der Förfter iſt alſo 
nicht Beſitzdiener, ſor dern er hat den Beſitz und 
der Staat den mittelbaren Beſitz im Sirne des 
5 868 BGB., und das kann nicht ohne Einfluß 
ſein auf den Fruchterwerb, ſo daß auf ihn die 
Vorſchrift des $ 956 BGB. Anwendung findet. 
Diele ſchreibt folgendes vor: 

„Geſtattet der Eigentümer einem anderen, 
ſich Erzeugniſſe oder ſonſtige Beſtandteile der 
Sache anzueignen, ſo erwirbt dieſer das Eigen⸗ 
tum an ihnen, wenn der Beſitz der Sache ihm 
überlaſſen iſt, mit der Trennung, andernfalls 
mit der Beſitzergreifung. Iſt der Eigentümer 
zu der Geſtattung verpflichtet, ſo kann er ſie nicht 
widerrufen, ſolange ſich der andere in dem ihm 
überlaſſenen Beſitze der Sache befindet.“ 

Daraus ergibt ſich, daß alle Früchte, die auf 
dem Dienſtgrundſtück vorhanden ſind, ſolange 
die Verbindung mit dieſem dauert, im Eigentum 
des Staates ſtehen. 

Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch werden 

die Erzeugniſſe mit der Trennung ſelbſtändige 
Sachen, und der Förſter, welcher den Sachbeſitz 
hat, erwirbt mit der Trennung, ſelbſt wenn ſie 
vom Diebe vorgenommen wird, das Eigentum, 
auch wenn der Staat die Aneignung verbieten 
ollte. 
f Wenn der Förſter die Ernte ſeines Obſt⸗ 
gartens einem andern überläßt, ſo handelt es 
ſich um keine Verpachtung, ſondern um ein 
Kaufgeſchäft. Wenn er die Grasnutzung ver⸗ 
kauft, ſo iſt auch dieſes ein Kaufgeſchäft und keine 
Verpachtung, und wenn der Gras verkauf auch 
verboten iſt, ſo iſt Eigentümer des abgetrennten 
Graſes der Beamte. | 

Mit Rückſicht darauf, daß der Förſter als 
Nutzungsberechtigter Gewahrſam und voll⸗ 
ſtär digen Beſitz an ſeinem Dienſtlande hat und 

chon mit der Trennung der Früchte an dieſen 
as Eigentum erwirbt, kann weder aus der Dienſt⸗ 
anweiſung noch aus den Vorſchriften über das 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


9⁴⁵ 


miniſters abgeleitet werden, den Erlös für ver⸗ 
kauftes Gras oder verpachtete Wieſen für den 
Staat in Anſpruch zu nehmen. 

Es entſteht dann die weitere Frage, ob der 
Landwirtſchaftsminiſter, geſtützt auf eine andere 
rechtliche Unterlage, den Erlös für verkauftes 
Gras oder für verpachtete Wieſen in Anſpruch 
nehmen kann. 

Es ſoll hier nicht darüber geſtritten werden, 
ob die Beobachtung der Wirtſchaftslandvorſchriften 
zu den „Amtspflichten“ des Beamten gehört 
oder nicht, weil es gleichgültig iſt. f 

Der Beamte hat für ſein Dienſtland Nutzungs⸗ 
geld zu zahlen in gleicher Höhe wie das Pacht⸗ 
geld gleichwertiger und gleichbewirtſchafteter 

rundſtücke der Nachbarſchaft. Ein Schaden 
entſteht im vorliegenden Falle dem Fiskus nicht. 
Schon aus Gielen Grunde iſt die preußiſche Ver⸗ 
ordnung vom 24. Januar 1844 über die Feſt⸗ 
ſetzung und den Erſatz der bei Kaſſen⸗ und anderen 
Verwaltungen vorkommenden Defekte nicht an⸗ 
wendbar, weil der Fiskus einen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch überhaupt nicht hat. Aber wenn er ihn 
auch hätte, ſo handelt es ſich hier um keinen 
Defekt an öffentlichen Geldern oder im amtlichen 
Gewahrſam ſich befindenden Privatvermögen 
im Sinne der Allerhöchſten Verordnung vom 
24. Januar 1844. Dieſe Verordnung iſt dann 
auch auf keinen Fall anwendbar, und im übrigen 
liegt auch keine ungerechtfertigte Bereicherung 
im Sinne des BGB. vor, weil der Förſter nichts 
auf Koſten des Fiskus erlangt hat. 

Wenn es nun als feſtſtehend angeſehen werden 
muß, daß der Beamte mit dem Abmähen des 
Graſes an dieſem das Eigentum erworben hat, 
ſo ſelbſtverſtändlich auch an dem beim Verkauf 
des dafür erlöſten Geldes, und wenn die Ver⸗ 
ordnung über Defekte nicht anwendbar iſt und 
weder die Dienſtanweiſung noch die Vorſchriften 
über die Benutzung des Wirtſchaftslandes die 
Einziehung des aus dem Grasverkauf erlöſten 
Geldes geſtatten, ſo muß es wieder heraus⸗ 
gegeben werden. N 

Nach § 823 BGB. iſt derjenige, welcher vor⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſig das Leben, den Körper, 
die Geſundheit, die Freiheit, das Eigentum oder 
ein ſonſtiges Recht eines andern wider⸗ 
rechtlich verletzt, dem andern zum Erſatze des 
daraus entſtehenden Schadens verpflichtet. Zu 
den „ſonſtigen Rechten“ des $ 823 gehört 
auch das aus dem Beſitz erwachſende 
Recht. 

Gegen jeden, welcher dem Beamten die Er⸗ 


zeugniſſe des Grundſtücks entzieht, hat dieſer 


den Schadenserſatzanſpruch aus $ 823 wegen 
unerlaubter Handlung. 

Im vorliegenden Falle haben nun die Beamten 
dem Staate die 44 590 „ ausgefolgt, weil fie 
ſich in dem Glauben befunden haben, daß ſie 
zur Herausgabe des erlöſten Geldbetrages ver⸗ 


Wirtſchaftsland ein Recht des Landwirtſchafts⸗ pflichtet waren. Nach $ 812 BGB. iſt, wer durch 
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nicht dazu dienen, um ſich derartige Vorteile 


auf deſſen Koſten etwas ohne rechtlichen Grund . wie ſie ſich in vorliegendem Falle 


erlangt, ihm zur Herausgabe verpflichtet. 

Sicherlich bat die Staatskaſſe im vorliegenden 
Falle auf Koſten der Beamten etwas ohne 
rechtlichen Grund erlangt, und deshalb iſt 
die Herausgabe des Geldbetrages eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit. 

Eine andere Frage iſt natürlich die, ob die in 
Frage kommenden Forſtbetriebsbeamten korrekt 
gehandelt haben. Das iſt ſelbſtverſtändlich 
zu verneinen, denn das Wirtſchaftsland darf 


aus dem Grasverkauf ergeben haben. Darauf 
kommt es aber bei der Entſcheidung der vor⸗ 
liegenden Frage nicht an. Die betroffenen 
Beamten haben einen rechtlichen Anſpruch 
auf Rückerſtattung des eingezogenen 
Betrages, und deshalb hätte es der autoritaliven 
Stellung des preußiſchen Landwirtſchaftsminiſters 
und dem Anſehen der Beamten mehr gedient, 
wenn die Angelegenheit nicht in die Offentlich⸗ 
keit getragen worden wäre. 


—WRTI 
Entlaſtung der ſtaatlichen Forſtkaſſen in Preußen. 


Ganz zweifellos ſind die Forſſſaſſen, denen die 
Durchfuhrung des Steuerabzugsverfahrens auf⸗ 
gebürdet (D, außerordentlich ſtark mit Arbeit be⸗ 
laſtet. Man hat ſich ſchon wiederholt damit be⸗ 
ſchäſtigt, wie dieſe Frage zur Zufriedenheit der 
Beteiligten zu löſen ſei. 

Es gibt zwei Möglichkeiten des Steuerabzugs: 

1. Durch Markenverwendung. Dieſes Verfahren 
iſt gegenwärtig für die Arbeiter der Forſtverwaltung 
durch das Miniſterium angeordnet. Ganz abgeſehen 
von der Belaſtung der Forſtkaſſen, kann und wird 
dies oft zu Steuerhinterziehungen führen. Viele 
Arbeiter laſſen ſich häufig für mehrere Tage 
anderweit beſchäftigen, ohne dies dem Förſter 
mitzuteilen. Erhält der Förſter davon Kenntnis 
und veranlaßt er die Überſendung der Steuer⸗ 
karte, die auf der Forſtkaſſe liegt, ſo wird dieſe 
in den meiſten Fällen erſt dann bei dem Arbeiter 
eintreffen, wenn er wieder im Walde arbeitet. 
Dann wird ſicher die Steuerkarte dem Arbeitgeber 
nicht mehr vorgelegt; auch der Arbeiter wird ſich 
hüten, die entſprechenden Marken zu kleben, und 
das Reich hat das Nachſehen. 

Manche Forſtkaſſen haben 500 und mehr 
Arbeiter. Mit der Verwendung der Marken für 
den 14tägigen Zeitraum hat eine Perſon reichlich 
echt Tage zu tun. Der Rendant iſt dazu ſelber nicht 
in der Lage, er muß dieſe Arbeit feinem Gehilfen 
übertragen. Die Verantwortung für die Richtigkeit 
trägt der Rendant, der ſich aber nur auf Stich⸗ 
proben beſchränken kann. 

Die Markenverwendung hat nur dann Zweck, 
wenn der Förſter dieſe Arbeit ſelber beſorgt und 
mit dem Lohn die Stempelmarken zugeſandt 
erhält. Er kann dann jederzeit dem Arbeiter die 
Steuerkarten aushändigen, wenn dieſer vorüber⸗ 
gehend anderweit tätig ſein will. Meldet ſich der 
Arbeiter wieder zur Forſtarbeit, ſo hat der Förſter 
ihm zuerſt die Steuerkarte abzuverlangen. 

Der Förſter iſt aber mit Schreibarbeit ſchon jo 
überhäuft, daß jede Mehrarbeit auf Koſten des 
Außendienſtes gehen würde. 

2. Durch Barablie ferung an die Finanzkaſſen. 
Dieſes Verfahren kann nur da, zur Anwendung 
kommen, wo Hare politiſche Verhältniſſe liegen 


und faſt ausſchließlich ſogenannte „ſtändige“ 
Arbeiter vorhanden ſind. Denn die Reichsfinanz⸗ 
verwaltung läßt ſich hierauf nur ein, wenn die 
Kaſſen vierteljährlich nach Ortſchaften ge— 
trennte Ablieferungsverzeichniſſe in doppelter 
Ausfertigung vorlegen und die Perſonalangaben 
und die Steuernummern genau angeben können. 
Eine Ausfertigung bleibt bei der Fin onzkaſſe, 
während die andere der Forſtkaſſe als Beleg dient. 
Sind viele Ortſchaften vorhanden, ſo dürften die 
vierteljaͤhrlich neu aufzuſtellenden Nachweiſungen 
kaum weniger Arbeit machen als das Marken⸗ 
kleben. Hinzu kommt noch, daß der Arbeiter, 
wenn er ausſcheidet, von der Kaſſe eine Beſchei⸗ 
nigung erhalten muß, aus der hervorgeht, in welcher 
Zeit er für den Forſtfiskus gearbeitet hat, wieviel 
Steuer ihm abgezogen und an welche Finanz- 
kaſſe ſie abgeliefert iſt. Wie viele ſolcher Be⸗ 
ſcheinigungen wird der Waldarbeiter in einem 
Steuerjahre bekommen? Wenn er ſie am Jahres- 
ſchluß verloren oder verlegt hat und nicht auffinden 
kann, wird die Ausfertigung von Duplikaten not 
wendig. Bei der großen Menge der Waldarbeiter 
9 licher nicht ganz einfach, den richtigen heraus 
zufinden. 

Das Minifterium hat auch die Überlaſtung der 
Forſtkaſſen anerkannt und die Negierungen er⸗ 
mächtigt, bei driingendem Bedarf den voll⸗ 
amtlichen Forſtkaſſen vorübergehend einen un⸗ 
verheirateten Hilfsförſter oder Forſtgehilfen bei 
zugeben und ihn an den Sitz der Forſttaſſe zu ver⸗ 
ſetzen. Bei der Auswahl der Beamten ſollen die⸗ 
jenigen berückſichtigt werden, die ſich vorausſichtlich 
zur Verwendung als Forſtſekretar eignen. Ihre 
Tätigleit ſoll nach Anweiſung des Forſtrentmciſters 
ausgeübt werden und bat ſich in erſter Linie auf 
die das Verlohnungsweſen betreffenden Arbeiten 
zu erſtrecken. Dieſe Ermächtigung ſoll nur für die 
Zeit bis zum 30. September 1922 gelten, da vor⸗ 
ausſichtlich vom 1. Oktober 1922 ab ein neues, 
vereinfachtes Lohnverfahren eingeführt wird, das 
auch auf den Steuerabzug Rückſicht nehmen ſoll. 

Gegenwärtig wird in den Regierungsbezirken 
Köslin und Koſſel ein neues Lohnverfahren aus⸗ 
vrobiert. Welche Ergebniſſe hierbei erzielt ſind, 
iſt uns nicht Det ont, D. 


—— — 
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Die Beratungen des Forſthaushalts im Preußiſchen Landtag. 


Heute ſind wir erfreulicherweiſe in der Lage, 
unſeren Leſern ausführlich über die Beratungen 
des Forſthaushalts im Preußiſchen Landtag be⸗ 
richten zu können. Wir bringen zunächſt das 
Wichtigſte aus den bisher erſchienenen ſteno⸗ 
graphiſchen Berichten über die 68. und einen Teil 
der 69. Sitzung. 

68. Sitzung, Sonnabend, 19. November 1921. 
Vizepräſident Garnich: Wir kommen zur 

Zweiten Beratung des Haushalts der 

Forſtverwaltung — Druckſachen Nr. 580, 1041, 

1246, 1247, 1424 

In Verbindung damit 

Beratung des Antrag es der Abgeordneten 

Weisſermel und Genoſſen gegen die 

Rektorwahlen für die Forſtakademien 

Eberswalde und Hann.⸗Münden — Druck⸗ 

ſachen Nr. 45, 341. 

Der Antrag des Haupftausſchuſſes befindet 
ſich auf Druckſache Nr. 1041. 

(Wortlaut des Antrages: 


1. den Haushalt der Forſtverwaltung in Cinnahme 


unverändert zu genehmigen und in Ausgabe mit 

folgenden Anderungen zu bewilligen: 
im Kap. 2 der einmaligen und außerordent⸗ 
lichen Ausgaben bei 

a] Tit. 3 (Beſchaffung von Inſthäuſern für 
Arbeiter) die Titelſumme von 5000000 4 zu 
erhöhen auf 6000000 &; 

b) Tit. 8 (Außerordentlicher Zuſchuß zu den 
Dienſtaufwandsentſchädigungen und den 
Pferdehaltungszulagen für die Revierförſter 


uſw.) die Titeffumme von . . 2845400 M, 
zu erhöhen um 8127200 „ 
mithin feſtzuſetzen auf . . 10972600 &, 
fo daß im Durchſchnitt 
die Revierförſter . . 4 000 A, 
die Forſtſekretäre . . 3500 „ 
die Förſte rr 3000 „ 


Dienſtaufwandsentſchädigung erhalten und den 
Förſtern o. R. und Förſteranwärtern eine dieſen 
Sätzen entſprechende Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gung gewährt wird; 

ce) Tit. 9 (Außerordentlicher Zuſchuß zum Forſt⸗ 
baufonds) die Titelſumme von 12000000 4 
zu erhöhen um 2 000 000 „ 
mithin feſtzuſetzen auf.. „ 14000000 &; 

2. folgende Antrage anzunehmen: 

Das Staatsminiſterium wird erſucht, 
a) die Beſoldungsordnung jo zu handhaben, daß 

1. diejenigen Förſter und Förſteranwärter, die 
den Forſtverſorgungsſchein aus militäriſchen 
Gründen erſt nach zwölfjähriger Dienſtzeit 
erworben haben, hinſichtlich ihrer Beſoldung 
nicht ſchlechter geſtellt werden als ihre 
Altersgenoſſen, die den Forſtverſorgungs⸗ 
ſchein ſchon nach neunjähriger Dienſtzeit 
erhalten haben: 

2. für diejenigen Anwärter, die am 1. April 
1920 noch kein Beſoldungsdienſtalter hatten, 
ein Ausgleich hinſichtlich der verſchieden be⸗ 
meſſenen Ausbildungs- und Wartezeit ger 
ſchaffen wird; 

den Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 

Forſten aufzufordern, den Vorbereitungsdienſt 

der Förſteranwärter unverzüglich auf neuen 

Grundlagen zu ordnen, und zwar ſo, daß die 

Dauer desſelben, die infolge Verbindung mit 

der künftig in Wegfall kommenden militäriſchen 

Dienſtzeit bisher neun Jahre betragen hat, 

analog der Vorbereitungszeit bei allen anderen 

Beamtengruppen bemeſſen wird; 

zur Beſeitigung der Notlage der Förſter⸗ 

anwärter ausreichende Mittel zur Verfügung 

stellen zu wollen;: 


b 
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d) die Einrückung der forſttechniſch vorgebildeten 
Forſtſekretäre in die Regicrungs⸗Oberſekretär⸗ 
ſtellen in der Forſtabteilung der Bezirks⸗ 
regierungen bzw. in die eniſprchenden Stellen 
der Forſtabteilung des Land wirt ſchaftsmint⸗ 
ſteriums, die von der Forſtverwaltung im 
Staatsintereſſe angeſtrebt wird, durchzuführen; 

el den Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 

Forſten aufzufordern, bei den Forſtakademien 

ebenſo wie bei den anderen preußiſchen Hoch- 

ſchulen baldigſt das Rektoratsſyſtem einzu⸗ 
führen; 

die bei den beiden Forſtakademien Eberswalde 

und Hann.⸗Münden am 1. April d. J. ein⸗ 

geführte Rektoratsverfaſſung aufrechtzuerhalten 
und die daraus ſich ergebenden ſinanziellen 

Folgen in dem Entwurf des Haushalts für das 

Rechnungsjahr 1922 zu berückſichligen; 

den Forſthochſchulen in Eberswalde und Hann. 

Münden das Promotionsrecht zu verleihen: 

h) dahin zu wirken, daß in dem Staatshaushalt 

für 1922 Kap. 2 Tit. 6 und 8 die außerordent⸗ 

lichen Ausgaben derartig erhöht werden, daß 
die Oberſörſter, Revierſörſter, Forſtſekretäre, 

Förſter und Förſter ohne Revier eine den tat⸗ 

ſächlich notwendigen Auſwendungen ent⸗ 

ſprechende Dienſtaufwandsentſchädigung er⸗ 
halten; 

den Miniſter für Land wirtſchaſt, Jomänen und 

Forſten aufzufordern, die Pferdehaltungsgelder 

der Revierſförſter und Förſter den tatſächlichen 

Verhältniſſen entſprechend feſtzuſetzen; 

diejenigen Maßregeln aufzuheben, welche den 

Forſtbeamten die alleinige Verwendung der 

Raubzeugbälge entzogen haben;: 

1) die Dienſtwohnungsvorſchriſt der Staatsſorſt— 
verwaltung vom 1. Dezember 1913 unter 
Hinzuziehung von Vertretern der Beamten⸗ 
organiſationen einer Nachprüfung zu unter⸗ 
ziehen und ſie zeitgemäß ſo zu ändern, daß u. a. 
1. die Leiſtungen der Wohnungsinhaber mit 

den veränderten Teuerungs⸗ und Zcit⸗ 
verhältniſſen und vor allem mit der Tat⸗ 
ſache der Mietzahlung durch die Inhaber 
in Einklang gebracht, 

2. die jährlichen Feſtſetzungen der erforder⸗ 
lichen Inſtandſetzungen von dem zuſtändigen 
Baubeamten vorgenommen werden;: 

den Erloß des bisherigen Landwirtſchafts⸗ 

miniſters vom 14. April 1921 — Nr. 7146 —, 

der trotz des Beſchluſſes der Prcußiſchen 

Landesverſammlung vom 14. Dezember 1920 

erneut eine möglichſt ſofortige Verkleinerung 

des Wirtſchaftslandes der Oberförſter auf 20 ha 
und der Förſter auf 12 ha anorbnet, zurück- 
zuziehen; 

Anordnungen zu treffen, daß den Forſtbeamten 

in bezug auf die Verwendung des Dienſtlandes 

und der darauf gewonnenen Erzeugniſſe, aus⸗ 
genommen in bezug auf Verpachtungen, keine 

Beſchränkung auferlegt wird; 

den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 

Forſten zu veranlaſſen, Beſtimmungen zu er⸗ 

laſſen, durch welche das in der Verſaſſung ver⸗ 

ankerte Koalitionsrecht der in der Forſtwirt⸗ 
ſchaft beſchüftigten Arbeiter und Argeſtellten 
gegen jegliche Beſchränkungen geſchützt iſt. 

Insbeſondere darf die Tätigkeit der Vertrauens⸗ 

leute und Betriebsratsmitglieder, ſoweit ſich 

dieſe im geſetzlichen Rahmen hält, kein Grund 
zur Maßregelung oder Kündigung ſein. Die 

Forſtbeamten ſind aufs ſtrengſte auf die Ve⸗ 

folgung diefer Beſtimmungen hinzuweiſen; 

p) den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten aufzufordern, für den Bau von 
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Arbeiterwohnhäuſern in den Etat für 1922 

20 Millionen Mark cinzuſtellen; 

q) den Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu veranlaſſen, daß den ſtändigen Ar⸗ 
beit rn und ſonſtigen Angeſtellten der Forſtver⸗ 
waltung für das ihnen von der Forſtverwaltung 
überlaſſene Pachtland die für das Dienſtland 
der Beamten feſtgeſetzten Sätze berechnet 
werden; 

r) den Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu veranlaſſen, dem Landtage mit 
größter Beſchleunigung den Entwurf zu einem 
Forſtkulturgeſetz vorzulegen; 

8) dafür zu ſorgen, die Kulturfonds des Forſtetats 
für 1922 ſo reichlich auszuſtatten, daß in Zu⸗ 
kunft die reſtloſe Aufforſtung der Kahltriebe 
ohne Inanſpruchnahme des Grundſtücksver⸗ 
kaufsfonds möglich iſt, weil letzteres cine un⸗ 
wirtſchaftliche dauernde Subſtanzverſchlechte⸗ 
rung des Staatsvermögens darſtellt; 

5) den Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 

Forſten aufzufordern, die Bedingungen, be⸗ 

treffend Hergabe von Wald weide, der ſchweren 

Lage der Kleinviehhalter beſſer anzupaffın und 

anzuordnen, daß bei Wieſenverpachtungen in 

erſter Linie die ſtändigen Waldarbeiter und 

Kleingrundbeſitzer der Umgegend berüdfichtigt 

werden; 

in eine eingehende Prüfung darüber einzu⸗ 

treten, 

oh im Harz die verpachteten ſtaatlichen Wald⸗ 
wieſen bei der zur Zeit verminderten Vieh- 
haltung größerer Pächter noch überall genügend 
gedüngt und voll ertragsfähig gehalten werden, 

ob in den Fällen, wo die Wieſen infolge un⸗ 
zureichender Düngung minderwertig werden, 
fie den bisherigen Pächtern ſchon vor Ablauf 
der Pachtzeit abgenommen und 

ob ſie bejahendenfalls in kleineren Loſen neu 
zu verpachten ſein werden, um dadurch den 

Waldarbeitern und kleineren Leuten die 

Haltung von Vieh zu erleichtern; 

v) den Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu veranlaſſen, den Erlaß vom 27. Juli 
1921, betreffend die Behebung der Futter⸗ und 
Str unot (mitgeteilt auf Druckſache Nr. 851 
des Landtags 1. Wahlperiode 1. Tagung 1921), 
die ſich auf die Regierungsbezirke Wiesbaden, 
Koblenz, Trier und Aachen beſchränkt, auch auf 
ſolche Bezirke auszudehnen, in denen ſich eben⸗ 
fals ein erheblicher Mangel an Futter und 
Streu bemerkbar macht; 

w) in Zukunft im Haushalt der Forſtverwaltung 
einen Abſchluß mit Bilanz und Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung, betreffend die ſtaatlichen 
Torfgräbereien, vorzulegen; 

x) den Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 
Forſten aufzufordern, in Verbindung mit dem 
Forſtetat von 1922 eine Denkſchrift über die 
Möglichkeit einer vorläufigen Erhöhung des 
Abnutzungsſatzes unter Beifügung einer Auf 
ſtellung über die Altersklaſſenverhältniſſe vor⸗ 
zulegen; 

5) ſämtliche im Beſitz des Staats befindlichen 
Forſten dem Miniſter für Land wirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten zur Verwaltung zu über⸗ 
tragen; 

2) den Miniſter für Land wirtſchaft, Domänen und 
Forſten aufzufordern, unverzüglich unter Be⸗ 
teiligung von Vertretern des Vereins preußiſcher 
Staats⸗Oberförſter und des Vereins preußtſcher 
Staatsförſter eine Kommiſſion einzuſctzen, die 
zu prüfen hat, 

1. ob und inwieweit eine Dezentraliſation 
innerhalb der Forſtverwaltung, 
2. eine Verminderung des Schreibweſens 
möglich iſt, 


und / 
3. die Revlerförſterfrage, 
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4. die endgülti 
der Förſter 
zu klären hat. 
Dem Landtage iſt über das Ergebnis baldigſt 
zu berichten. In die Kommiſſion iſt auch je 
ein Abgeordneter aus jeder Fraktion des Land⸗ 
tags zu berufen; 5 
3. die Nachweiſung und Denkſchriſt über die Ver⸗ 
änderungen des Grundbeſitzes der Staatsforſt⸗ 
verwaltung im Rechnungsjahre 1919 — Druck⸗ 
ſache Nr. 580 — durch Kenntnisnahme für erledigt 
zu erklären; 

4. die Eingaben 

a) des Vereins preußiſcher Staatsoberförſter in 
Neuruppin (II 23) um andere Feſtſetzung der 
Dienſtaufwandsgelder der Revicrverwalter dem 
Staatsminiſterrum als Material zu überweiſen, 

b) des Vercins preußiſcher Staatsrävierſörſter in 
Feldichen bei Neumühl (Neumark) (II 585) um 
Erhöhung der Dien aufwandsentſchädigung 
der Staatsförſter durch die Beſchlußfaſſung zu 
1 b für erledigt zu erk ären, 

e) des Vereins preußiſcher Staatsförſter in Mis⸗ 
droy (II 994) um Neuregelung der Vor⸗ und 
Fachbildung dem Staatsminiſterium als Ma⸗ 
terial zu überweiſen.) 

Ferner ſind eingegangen die Anträge der Abgr- 
ordneten Braun, Wittich und Genoſſen auf Druck⸗ 
ſachen Nr. 1246 und 1247 und der Antrag der Abge⸗ 
ordneten Dr. Porſch und Genoſſen auf Druckſache 
Nr. 1424. 
(Wortlaut der Anträge: 

Nr. 1246: 

Das Staatsminiſterium wird erſucht, den Mimiter 

für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten out, 

zufordern, geeignete Maßnahmen zur Weiter 
verarbeitung des in den Staatsforſten geſchlagenen 

Holz s zu ergreifen. 

Nr. 1247: 

Das Staatsminiſterium wird erſucht, den Mi⸗ 

niſter für Land wirtſchaft, Domänen und Forſten 

zu veranlaſſen, dem Landtage mit größter Be⸗ 
ſchleunigung den Entwurf zu einem Forſtkultur⸗ 
geſctz vorzulegen, das den Privatwald unter 

Staatsaufſicht ſtellt und cine rationelle Forſt⸗ 

wirtſchaft in den geſamten Waldbeſtänden des 

Ce im Intereſſe der Allgemeinheit ſicher⸗ 

tellt. 

Nr. 1424: 

im Kap. 2 Tit. 6 der einmaligen und außerordent⸗ 

lichen Ausgaben (S. 28 des Haushalts) den Zu⸗ 

ſchuß zu den Dienſtaufwanbsentſchädigungen 

der Oberſörſter von 5170000 & auf 8 170 000 A 

zu erhöhen und den Titel mit 8350000 A zu 

bewilligen.) 

Zu dem Antrage der Abgeordneten Weisſermel 
und Genoſſen auf Druckſache Nr. 45 liegt noch der 
Anderungsantrag auf Druckſache Nr. 341 vor. 
(Wortlaut des Antrages: 

im Antrage Druckſache Nr. 45 ſtatt der Worte: „auf 

den 18. März 1921 angeſetzte Wahl“ zu ſetzen: 
ohne Genehmigung des Landtages erfolgte Ein⸗ 
ſetzung und Beſtätigung). 

Dr. Bendiner, Berichterſtatter (Soz.⸗Dem.): 
Meine Damen und Herren, der Forſtetat iſt einer der 
wenigen Haushalte, die im Hauptausſchuß von allen 
Seiten des Hauſes, von allen Parteien ein une in⸗ 
geſchränktes Lob erhalten haben. Ich möchte voraus⸗ 
ſctzen, daß dieſes Lob nicht bloß darauf zurückzufähren 
iſt, daß der Forſtetat mit einem Überſchuß von 
849 568 000 A im Voranſchlag abſchließt. — — Ferner 
wurde bei der Gelegenheit der Überſchüſſe der Forſt⸗ 
verwaltung auch hervorgehoben, daß dieſe gute Ver⸗ 
waltung der Forſten und ihre Rentabilität dazu an⸗ 
regen könnte, die bisher noch im Priwatbeſitz befind⸗ 
lichen Waldungen und Forſten in die Hände des Staates 
zu überführen. Es iſt ja von allen Seiten, von allen 
Parteien auch mit Recht bemängelt worden, daß die 
Privatwaldungen heute noch nicht einer genügenden 
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kaatlichen Aufſicht unterzogen werden. Von allen 
Seiten iſt das Kahlſchlaggeſetz veriangt worden, 
das den Verwuſtungen der Privatwaldungen ein Ende 
bereiten ſoll. Aus dieſem Schrei nach dem Kahlſchlag⸗ 
geſetz kann man den Schluß zlehen, und dicſer 
Schluß iſt auch im Hauptausſchuß gezogen worden, 
daß es praktiſcher wäre, anſtatt ein Kahlſchlaggeſ tz 
einzubringen, gleich die privaten Waldungen gänzlich 
in die Hand des Staates zu überführen, weil die Staats⸗ 
verwaltung in den Forſten jo gut und zweckentſprochend 
arbeitet. — — 

Es ſind dann bei dem Etat einige Anderungen vor⸗ 
genommen worden. So hat der Hauptausſchuß be⸗ 
ſchloſſen und ſchlägt es dem Hohen Hauſe vor, für die 
Beſchaffung von Inſtwohnungen 1 Million 
mehr in den Etat einzuſctzen, ferner einen außerordent⸗ 
lichen Zuſchuß zu den Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gungen der Förſter einzuſctzen von 8127200, ferner 
den Forſtbaufonds mit 2 Millionen zu ſpeiſen, ſo 
daß die Ausgaben ſich um 11127200 K erhöhen. Zem, 
nach verringert ſich der Aberſchuß auf 838441800 &. 
Dieſe Anderungen find alle wohlbegründet und 
berechtigt geweſen, ſo daß der Hauptausſchuß ſich der 
Hoffnung hingibt, daß auch das Hohe Haus die Ande⸗ 
rungen annehmen wird. 

Insbeſondere iſt bei der Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gung für die Revierförſter darauf hinzuweiſan, daß 
die bisher gezahlten Sätze als unzureichend bezeichnet 
wurden. Auch den Förſtern ohne Revier und den 
Forſtanwärtern wird eine ſolche Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung zu bezahlen fein. Der Hauptausſchuß 
hat cinen diesbezüglichen Antrag angenommen] und 
unterbreitet ihn ebenfalls dem Hohen Hauſe. 

In den Erörterungen des Hauptausſchuſſes hat 
ferner die Frage der Ausbildung der Förſter 
einen breiten Raum eingenommen, ferner die Ern⸗ 
reihung der Staatsförfter in die Beſoldungs⸗ 
ordnung. — — Es iſt hierbei darauf hinzuweiſen, 
daß die Förſteranwärter bezüglich des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters bisher ſchlechter goſtellt waren als alle 
anderen Staatsbeamten. Ebenſo iſt beim Vorbe⸗ 
reitungsdi nſt der Förſteranwärter mit Recht bemängelt 
worden, daß die Grundlagen für die Laufbahn ſich 
ſeit der Auf öſung des Jägerkorps weſentlich verſchoben 
haben, fo daß eine Vorbereitungszeit von neun Jahren, 
wie fie bisher grfchfich war, nicht mehr am Platze iſt, 
weil dadurch die Förſteranwärter gegenüber allen 
anderen Beamtenanwärtern unvergleichlich ſchlechter 
gr Den, Aus dieſen Erwägungen heraus kommen die 
Anträge zu 2a und 2 b. 

Eine länge re Erörterung hat der Antrag der Ab⸗ 
gvordneten Weisſermel und Genoſſen bezüglich der 
Roktoratsverfaſſung der beiden Forſtakademien 
Hannnverfh-Münden und Eberswalde hervor⸗ 
gerufen — — Es wurde nur aus etatrechtlichen 
Gründen gegen die Einführung der Rektoratsver⸗ 
faſſung Stellung genommen. Die Regierung hat dann 
darauf geantwortet, daß für dieſes Jahr der gegen- 
wartige Zuſtand beſtehen bleiben ſoll, daß für das 
wäite Jahr dagegen im Etat eine Forderung für die 
Aufwandsentſchädigung des jeweiligen Rektors cine 
gebracht werden ſoll. 

Dann wurden auch viele Klagen über die Raub⸗ 
zeugvertilgung hervorgebracht. Insbeſondere wurde 
auch verlangt, daß die Beſtimmung auſgehoben werden 
follte, wonach die Förſter die Felle von erlegtem 
Naubzeug ohne Entgelt abzugeben haben. 
Es wurde das als ein Recht der Förſter bezeichnet, 
die Felle zu behalten, und ein diesbezüglicher Antrag 
Kent auch dem Hohen Haufe vor. 

Die übrigen Anträge, die zu dem Haushaltsplan 
der Forſtverwaltung geſtellt wurden, ergeben ſich cus 
sen fachlichen Notwendigkeiten. Es iſt zu ihrer Wie: 
gründung von ſeiten des Berichterſtatters nichts 
Rzu zufügen. 
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69. Sitzung, Montag, den 21. November 1921. 

Erſter Vizepräſident Dr. Porſch: Wir kommen 
zur 

Fortſetzung der zweiten Beratung des 
Haushalts der Forſtverwaltung — Druck⸗ 
ſachen Nr. 580, 1041, 1246, 1247, 1424, 1432. 
In Verbindung damit 
Beratung des Antrages der Abgeordneten 
Weisſermel und Genoſſen gegen die Rektor⸗ 
wahlen für die Forſtakademien Ebers⸗ 
walde und Hann. ⸗ Münden — Druckſachen 
Nr. 45, 341. 
Zu den mit zur Beratung ſtehenden Anträgen tritt 
noch hinzu der Anderungsantrag der Abgeordneten 
Weisſermel, Streeſe und Genoſſen auf Druckſache 
Nr. 1432. 
(Wortlaut des Antrages: 
in dem Antrage des Hauptausſchuſſes Druckſache 
Nr. 1041 zu 2 unter 2, Zeile 4 hinter „Staats⸗ 
Oberförſter“ einzufügen: 
des Vereins preußiſcher Staatsrevierſörſter). 

Streeſe Abgeordneter (D.⸗nat. V.⸗P.): 
Es ſind verſchiedene Poſitionen im Etat, die mit dem 
1. Oktober abſchneiden; das ſind die Poſitionen 16, 
18, 21 und 27, an denen wir weder etwas zufügen 
noch ändern können, und darunter fallen vor allen 
Dingen die Einnahmen für Holz. Dieſe Poſition 
iſt abgeſchloſſen und weiſt einen Minderertrag von 
23,5 Millionen auf. — — ' 

Um auf den Dauerwald hinzuweiſen, jo glaube 
ich, daß ſich Dauerwald nur auf beſtimmtem und ganz 
e vorbercitetem Boden wird durchführen 
la en. — — 

Zu dem Antrag Nr. 1246, der ſich auf die Holz⸗ 
verarbeitung durch den Staat bezieht, möchte 
ich gleich bemerken, daß wir ihm nicht zuſtimmen 
können, weil er zu weit führt und die Vorbereitungen 
dazu nicht getroffen ſind. Wirlönnen nicht ohne weiteres 
die Verwaltung großer Werke übernehmen und ſie 
weiterführen, wenn nicht lange Vorbereitungen ge— 
troffen ſind. Außerdem würde es den reellen Handel 
und eine ganze Reihe von Exiſtenzen brotlos machen. — 

Dann iſt mit dem Gedanken geſpielt worden, in 
den Staatsforſten die Jagd zu verpachten. Wenn ich 
(rou als Berufsmann etwas ſagen darf, fo iſt es 
geradezu furchtbar, welchen Cindruck das auf die Forſt⸗ 
beamtentreiſe gemacht hat. Ich habe das Vergnügen 
in meiner früheren Stellung vier Jahre genoſſen, 
wo ich als Forſtmann kein Gewehr anfaſſen durfte, 
wohl aber andere Herren in meinem R vier auf die 
Jagd gingen, ich dagegen nur zum Wildſchutz ver⸗ 
pflichtet war, ſelber aber mit der Jagd nichts zu tun 
hatte. Die Forſtbeamtenſchaft hat ſeit Jahrzehnten 
darum gekämpft, am Wildabſchuß irgendwie beteiligt 
zu werden; endlich iſt es den Förſtern gelungen, auch 
mal einen Hirſch ſchießen zu dürfen, was ihnen früher 
nicht geſtattet war. Rühren Sie nicht daran! Sie tun 
der Allgemeinheit etwas Gutes an, wenn Sie das 
gute Einvernehmen pflegen und den Beamten die 
Luſt und Liebe zum Dienſt, und zur Pflichterfüllung 
nicht nehmen. — — 

Ich möchte da allerdings auf eine Forderung der 
Forſtbeamten hinweiſen, die ich als Forſtmann, nicht 
verſtehen kann. Die Herren fordern nämlich, daß ihnen 
die Patronen, die Jagdausrüſtung uſw. bis ins kleinſte 
bezahlt werden. — — | 

Ich komme dann zu den forſtlichen Lehr⸗ 
anſtalten. Meine Damen und Herren, infolge der 
Sperre der Förſter'aufbahn auf ſechs Jahre müſſen 
naturgemäß die Forſiſchulen eingeſchräͤnkt werden. 
— — Ich möchte dazu noch weiter bemerken, daß es 
mir doch ſcheint, als wenn die Sperre auf ſechs Jahre 
etwas reichlich lang iſt. Wir müſſen doch bedenken, 
daß die Kommunalforſten, die Städte ihre Beamten 
aus den Staatsbeamten entnehmen müſſen. Es iſt 
nun leider — und da wäre ich ungeheuer dankbar, wenn 
ich hier an dleſer Stelle etwas darüber erſahren könnte 
— in neuer Zeit davon geſprochen worden, was auch 
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in die Kreiſe der Kommunalforſter gedrungen iſt, lich, daß die Höchſtgrenze aufgehoben und die Möglichkeit 


daß der Staat die Anwärter für die Kommunalforſten gegeben wird, daß der Beamte in ſeiner Wirtſchaft 
nicht mehr ausbilden will; das ſollen die Kommunen auch auskommen kann. Das iſt bei 12 ha unmöglich. 


ſelbſt übernehmen. Meine Damen und Herren, das 
ſcheint mir doch für die Kommunen unmöglich zu 
ſein; denn wo ſollen ſie Forſtſchulen einrichten, welche 
Forderungen ſollen ſie für die Ausbi dung und alle 
dieſe Dinge ſtellen? Ich glaube, daß das die Kommunen 
nicht durchführen können, und meine weiter, daß das 
gerade etwas iſt, was den Kommunalwaldungen nicht 
zum Segen gereicht. Denn je einheitlicher, je feſter 
die Ausbildung des Standes iſt, um ſo beſſer wird die 
Bewirtſchaftung des Waldes, und es wird dem be⸗ 
treffenden Verwaltungsbeamten um ſo leichter ſein, 
mit den Betriebsbeamten auszukommen, wenn er 
einen Stand vor ſich hat, der feſt durchgebildet iſt. 
Ich möchte dann aber den Herrn Miniſter zunächſt 
einmal auf die Mißſtände im Regierungsbezirk Wies⸗ 
baden in bezug auf die Kommunalforſtbeamten auf⸗ 
merkſam machen. Es iſt da manches, was nachgeholt 
werden muß. Dort iſt den Anwärtern die zeitige An⸗ 
ſtellung vorgeworfen, und infolgedeſſen iſt ihnen das 
Gehalt gekürzt und heruntergeſetzt worden.. Mit 
welchem Recht, weiß ich nicht. Ich ſtehe auf dem 
Standpunkt, wenn der Staat oder irgendeine Kommune 
oder irgendein Unternehmer einen Beamten anſtellt, 
der noch jung iſt, ſo liegt der Vorteil zunächſt auf ſeiner 
Seite, denn er hat die Ausſicht, den Beamten recht 
viele Jahre zu haben. Es iſt nirgends wichtiger als 
hier, daß der Förſter möglichſt lange in ſeinem Revier 
ſitzt, alle Einzelheiten, die Bodenverhältniſſe, Klima⸗ 
verhältniſſe uſw. genau kennenlernt, um durch ſeine 
kange Anſäſſigkeit in demſelben Revier etwas Gutes 
zu leiſten. Ich möchte hierbei noch erwähnen, daß 
man vielleicht j tzt, wo wir noch immer eine Überzahl 
an Anwärtern haben, die Beſtimmungen über Be⸗ 
urlaubung der Anwärter für den kommunalen Dienſt 
etwas erweitern könnte. Das wird ſich einrichten laſſen, 
ohne daß der Staat irgendwelchen Schaden dadurch 
hat. Damit wäre den Anwärtern und auch den 
Kommunen geholfen. Ich weiß aus Erfahrung, daß 
einzelne Kommunen Not haben, geeignete Anwärter 
zu bekommen, um ihren Wald zu verwalten. Jüngere 
Hilfskräfte waren da ſehr erwünſcht. — — 

Dem Antrag der Volkspartei, der im Haupt⸗ 
ausſchuß in bezug auf den Dienſtauf wand beſchloſſen 
worden iſt, ſtimme ich zu. Ich möchte weiter dem 
letzten Antrag des Zentrums zuſtimmen, der die 
Nr. 1424 trägt, in welchem 3 Millionen zur Erhöhung 
der Pferdegelder für Oberförſter gefordert werden. 
Ich möchte aber nicht unterlaſſen, auf den Antrag des 
Hauptausſchuſſes unter ı hinzuweiſen, welcher fordert, 
auch die Pferdehaltungsgelder der Revierförſter 
und Förſter den tatſächlichen Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechend feſtzuſetzen, damit nicht einſeitig an eine 
Beamtenkategorie, ſondern auch an die anderen ge⸗ 
dacht wird. — — 

Weiter möchte ich dem Antrag der Abgeordneten 
Weisſermel und Genoſſen auf Druckſache 1432 zu⸗ 
ſtimmen, der fordert, daß in dem Antrage des Haupt⸗ 
ausſchuſſes zu 2 unter 2 eingefügt wird: „des Ver ins 
preußiſcher Staatsrevierförſter“, nämlich als ſelbſt⸗ 
ſtändiger Berufsvertretung. Es würden dann in 
dem Ausſchuß von den Beteiligten vertreten ſein 
der Verein der Oberförſter, der Verein der Revier⸗ 
förſter und der Verein der ſtaatlichen Forfter. — — 

Ich möchte dann weiter auf den von mir geſtellten 
Antrag, betreffend das Einrücken der Forſtſekre⸗ 
täre in die höheren Sekretärſtellen bei der 
Regierung und beim Miniſterium, kommen. — — 
Dieſer Antrag iſt vom Hauptausſchuß einſtimmig an⸗ 
genommen, und ich bitte das Hohe Haus, hier das⸗ 
ſelbe zu tun. — — 

Das Dienſtland iſt ſeinerzeit gewährt worden, 
um zunächſt den Beamten von der Bevölkerung 
unabhängig zu machen; es iſt nicht gewährt morden, 
um dadurch den Beamten irgendwelche Nebenein⸗ 
nahmen zu verichaffen. — — 

Der Antrag bezüglich des Dienſtlandes bezweckt ledig⸗ 


Sie müſſen zum Beiſpiel auch daran denken, daß er 
jeden Handgriff, den er in ſeiner Wirtſchaft durch 
fremde Kräfte machen läßt, bezahlen muß, und wenn 
er dann ſchon nach Beendigung ſeiner Dienſtzeit in 
ſeiner Wirtſchaft arbeitet und wünſcht, daß ſeine Tätig⸗ 
keit und die Arbeit ſeiner Frau und ſeiner Kinder 
mit bewertet wird, daß ihm dafür etwas verbleibt und 
er etwas Lohn hat, dann iſt das wirklich nicht zuviel 
verlangt. Schließlich kann man es ihm nicht zumuten, 
daß er in ſeiner Wirtſchaft mit feiner Familie un ſonſt 
arbeiten ſoll. Der Antrag iſt alſo wirklich gerecht, und 
wie ihm im Hauptausſchuß keinerlei Widerſtand ent⸗ 
gegengeſctzt und ihm zugeſtimmt worden iſt, ſo bitte 
ich, ihn auch hier anzunehmen. — — 

Bezüglich der Verpachtung von Ländereien an 
die Arbeiter halte ich es für ſelbſtverſtändlich, daß jede 
gut wirtſchaftende Forſtverwaltung und jeder gut 
wirtſchaftende und denkende Oberförſter den Arbeitern, 
die ihm das ganze Jahr zur Verfügung ſtehen und 
zum Teil ihre ganze Kraft dem Walde hingeben, 
Pachtland zu Ausnahmepreiſen geben, nicht zu den 
ungeſund hochgetriebenen Preiſen. — — 

Ich weiſe aber beſonders darauf hin, daß zu dem 
Ausſchuß, der die Verminderung des Schreibweſens 
und die Ausbildung der Förſter⸗ und Revierförſter⸗ 
frage zu regeln hat, ein Mitglied von jeder Partei 
hinzugezogen werden ſoll. — — Es iſt im Haupt⸗ 
ausſchuß lang und breit ausgeführt worden, daß die 
augenblickliche Tätigkeit der Revierförſter nicht be⸗ 
friedigt, und ich bin gegen jede Vermehrung der 
Re vierförſter, ſolange das Verhältnis des Revier⸗ 
förſters in ſeinem Bezirk nicht vollſtändig klargceſtellt 
iſt. Entweder ſind die Revierförſter nötig, — dann 
müſſen ſie Dienſtfunktionen bekommen, in denen ſie 
ſich wohlfühlen und ſich auswirken können; oder es 
find k ine Revierförſter notwendig, — dann braucht 
es auch keine Revierförſterſtellen zu geben. — — 

Weiter möchte ich auf das Verhältnis zwiſchen 
Förſtern und Oberförſtern eingehen, das zum Teil 
Ve ranlaſſung zu ſcharfen Kritiken und Grund zu Un⸗ 
zufriedenheit gegeben hat. Wir wollen die Schuld 
daran nicht einem Stande allein zuſchreiben, wir 
wollen nicht nur von einem Stande verlangen, daß 
das geändert werden muß, ſondern wir müſſen dieſe 
Forderungen an beide richten. Die Oberförſter müſſen 
helfen, daß es beſſer wird, und auch die Förſter muſſen 
das ihre dazu tun. Gerechterweiſe muß von beiden 
Seiten gefordert werden, dem andern Stande das 
nötige Entgegenkommen und Verſtänd nis zu z. igen. 
In dieſer Beziehung ſind leider Dinge zu verzeichnen, 
die beſſer unterblieben wären. Im Intcreſſe des 
Ganzen iſt es unbedingt geboten, daß die Beteiligten 
ſich in Zukunft die größte Mühe geben, ſolche Dinge 
zu vermeiden. — — 

Wende (Berlin), Abgeordneter (Soz.⸗Dem.): Der 
Etat der Forſtverwaltung iſt ein Etat, den wir noch als 
Überſchußetat zu verzeichnen haben. Obwohl der 
diesmalige Etat mit einem Reinüberſchuß von 
849,5 Millionen Mark abſchließt, können wir Del der 
Durchſicht doch recht ſtark beobachten, daß bei ver⸗ 
ſchiedenen Poſitionen das Finanzminiſterium ſehr 
ſchwer feine Hand darauf gelegt hat. — — Dabei hat 
man nicht berückſichtigt, daß bei einem Holzeinſchlag, 
wie er ſeit Kriegsbeginn bis zum heutigen Tage 
vorgenommen iſt, nicht auch zugleich die notwendigen 
Aufforſtungen, Kulturarbeiten uſw. ausreichend aus⸗ 
gefuhrt worden find. Ich werde nachher noch Darauf 
zu ſprechen kommen, daß wichtige Kulturarbeiten in 
der Vergangenheit nur deshalb liegen geblieben ſind, 
weil die Mittel nicht vorhanden waren. Wenn ſo 
weitergewirtſchaftet werden ſollte, werden unſtre 
Nachkommen nach 30 oder 40 Jahren ſehr ſchwer 
büßen müſſen, was bei der jetzigen Forſtverwaltung 
verſaumt worden iſt. 

Es iſt ja richtig, daß die Bewirtſchaftung unſeres 
Waldes für uns im Deutſchen Reich gegenwärtig 
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Eins der wichtigſten Mittel geworden iſt, zu dem 0,38 ha Wald pro Betrieb. 
Wiederaufbau Deutſchlands beizutragen. — — 
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Dann haben wir 4 


175720 Betriebe mit'einer Waldfläche von 235820 ha, 


Wir haben in Deutſchland vor dem Kriege 43 Mil⸗alſo mit 1,34 ha Wald pro Betrieb, und nur 14280 Be⸗ 


lionen Feſtmeter Nutzholz gebraucht; davon wurden 
bei uns 28 Millionen Feſtmeter eingeſchlagen und 
15 Millionen ſind aus dem Auslande eingeführt 
worden. Wenn man alſo bedenkt, daß wir vor dem 
Kriege ſchon ziemlich 50 % Natzholz eingeführt haben, 
und weiter in Betracht ziehen, daß wir infolge der 
Wiedergutmachung in den nächſten Jahren eine 
Unmaſſe Holz mehr liefern müſſen, ſo iſt doch un⸗ 
wil kürlich die Frage aufzuwerfen: wie können wir 
mit unſerer Forſtwirtſchaft in den nächſten Jahren 
den eigenen Bedarf und auch den Bedarf decken, 
der zur Wiedergutmachung an Holz zu liefern iſt? 

Dabei geſtatte ich mir, auf eine Frage zurück⸗ 
zukommen, die ja bei den verſchiedenſten bürgerlichen 
Parteien nicht immer ſehr beliebt ut. das find die 
Zuſtände in den Geſamtforſten in Deutſchland und 
beſonders in den Privatwäldern. Wir haben ja ſchon 
jehr oft hier den Ruf ertönen laſſen, daß der geſamte 
Wald für Sozialiſierung reif iſt. Aber die Ein⸗ 
vringung eines Forſtkulturgeſetzes iſt dringend not, 
wendig. — — 

Nach der Statiſtik haben wir in Deutſchland zirka 
14221172 ha Wald oder 26 % der Geſamtfläche 
unſeres Landes. 2, ler Beſitzſtand zerfällt in Staats⸗, 
Gemeinde⸗ und Privatforſten, und zwar Staats⸗ 
forſten 34,7 %, Forſten von Gemeinden und Körper⸗ 
schaften 19,8 % und Privatforſten 45,5 %. Wir jehen 
alfo, daß beinahe die Hälfte unſerer Waldungen in 
Privatbeſitz iſt. 

Die Statiſtik zeigt uns ferner, daß der Privatbeſitz 
veſonders ſehr zerſplittert iſt, und daß ſehr viel Klein⸗ 
und Mittelprivatbeſitz von Forſten vorhanden iſt. 
Wir haben 448117 Betriebe mit unter 1 ha Wald, 
ensgeſamt 171222 ha, und im Durchſchnitt find 
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triebe haben über 100 ha Wald. 

Die Statiſtik ergibt ferner, daß gerade der Privat- 
waldbeſitz mit Ausnahme einiger größeren Waldungen 
für die Volkswirtſchaft ſchädlich wirtſchaftet. Die 
Privatbeſitzer ſind in erſter Linie beſtrebt, die Kon⸗ 
junktur ohne Rückſicht auf die Volkswirtſchaft aus⸗ 
Am, ben, Einige Ausnahmen gibt es; wir haben 
auch unter den Privatforſten Kulturen, die ſich ſehen 
laſſen können, die vol ſtändig auf der Höhe ſind. Aber 
im großen ganzen müſſen wir ſagen, daß die Wirt⸗ 
ſchaft in den Prwatforſten der Volkswirtſchaft ſchädlich 
iſt. Ein Tcil der Privatwaldbeſſtzer benutzt die hohen 
Holzpreiſe, um Raubbau zu treiben. Cin anderer 
ſagt: Was nutzt mir das Papiergeld! Ich laſſe den 
Wald ſtehen, ob er reif zum Schlag iſt oder nicht. 
Ein Dritter benutzt den Wald zur Jagd; ſeine Paſſion 
liegt auf dieſem Gebiete. Aber volkswirtſchaftlich 
wird der ganze Privatwald von den meiften Veſitzern 
nicht bearbeitet. Dabei iſt doch die Forderung, die 
wir jo oft gestellt haben, daß der Privat waldbeſitz 
in allererſter Linie für die Sozialiſierung reif 
iſt, und daß das in allererſter Linie im Intereſſe 
der geſamten Volkswirtſchaft liegen würde, voll und 
ganz begründet. Denn ſehen wir uns doch einmal die 
Beträge an, wie ſie ſtatiſtiſch erfaßt worden ſind, Is 
finden wir, daß die Staatsforſten pro Hektar — — 
4,55 fm Derbholz geſchlagen haben, die Gemeinden 
3,25, die Stiſtsſorſten 3,38, Fideikommiſſe 3,80 und 
andere Privatforjten nur 2,03. — — 


über den Schluß der 69. Sitzung ſowie über 
die 73. und 75. Sitzung werden wir ſofort nach 
Erſcheinen der ſtenographiſchen Berichte an dieſer 
Stelle berichten. 0 


Geſetze, Verordnungen und Erkenntniſſe. 


Berechnung der Gnadenquartalsbezüge der 
Hinterbliebenen von Beamten uſw. 


Abſchrift! 
Finanzmimiſter Berlin, 15. September 1921. 
ID 1/1102. e 


Zur Behebung von Zweifeln wird darauf hin⸗ 

gewieſen, daß bei der Berechnung der Gnaden⸗ 
uartalsbezüge der Hinterbliebenen derjenigen 
i Wartegeld⸗ und Ruhegehalsempfänger, 
die in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 
1920 bzw. vom 1. Mai bis 31. Juli 1921 verſtorben 
ſind, die am 1. Januar bzw. am 1. Auguſt 1921 
eingetretene Erhöhung der Ausgleichs⸗ bzw. Ver⸗ 
ſorgungszuſchläge nicht zu berückſichtigen iſt. Die 
den Hinterbliebenen eines Beamten, Wartegeld⸗ 
oder Ruhegehaltsempfängers bewilligten Gnaden⸗ 
bezüge ſind nur bis zur Höhe derjenigen Beträge 
zu gewähren, die dem Verſtorbenen bei Lebzeiten 
zatſächlich zugefloſſen find oder zu zahlen waren. 
Die Gnadenbezüge, die an einem Termin laufen, 
an dem eine allgemeine Aufbeſſerung der Bezüge 
eintritt, ſind daher in alter Höhe unverändert fort⸗ 
zugewähren. 

Soweit in einzelnen Fällen bereits abweichend 
verfahren iſt, können die überzahlten Beträge in 
Ausgabe belaſſen bleiben. 

Im Auftroge: Weyhe. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Der Preußiſche 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 127 für 1921. 
M L. Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 9790. IA IV 5367, II 9641. 
II 17901, Abw. Wb. 
Berlin, 17. Oktober 1921. 


Vorſtehende Abſchrift wird zur gefälligen 


Kenntnisnahme und gleichmäßigen Beachtung 
überſandt. 
In Vertretung: Abicht. 
An die nachgeordneten Behörden. 
C 


Beurlaubung von Beamten. 


Allgemeine Verfügung Nr. I. 130 für 1921. 
M. f. L. Geſchäfts⸗Nr. IB Ia 10 298. II III. 


Berlin, 25. Oltober 1921. 

Die Frage, ob Beurlaubungen aus beſonderen 
Gründen (zu Weihnachten, Oſtern uſw. aus Anlaß 
der Teilnahme an Sitzungen von Berufsver 
einen uſw.) auf die durch meine allgemeine Ver 
fügung 157/1921 vom 7. Mai 1921 — Nr. IB 
Ja 3943 — feſtgelegte Urlaubszeit anzurechnen 
ſind, kann nicht allgemein geregelt werden. Es 
kommt hierbei auf das Maß des beſonderen Urlaubs 
und die ſonſtigen Umſtände in jedem Einzelfalle 
an. Die Entſcheidung muß deshalb Ihrem pflicht⸗ 
gemäßen Ermeſſen überlaſſen bleiben. 

Urlaub bei Todesfällen und ſchwerer Krank⸗ 
heit der nächſten Angehörigen bleibt unter allen 
Umſtänden außer Anrechnung auf den jährlichen 
Erholungsurlaub, ſofern er einen unbedingt got: 
wendigen Zeitraum nicht überſteigt. 

In Vertretung: Abicht. 
Au die nachgeordneten Behörden. 


= 
Zuſchuß für Beamte im oberſchleſiſchen 
Abſtimmungs gebiet. 


Für den Bereich der allgemeinen, Kreiskaſſen⸗, 
Kataſter⸗ und Hochbauverwaltung, ſowie der 
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inneren Verwaltung einſchließlich der ſtaatlichen 
Polize iverwaltung, Landjägerei und Schutzpolizei 
genehmigen wir im Hinblick auf die im ober⸗ 
ſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet ganz beſonders 
gearteten Verhältniſſe, daß den in dieſes Gebiet 
vorübergehend abgeordneten Beamten vom 1. 7. 
1921 ab bis auf weiteres noch ein Zuſchuß bis zu 
täglich 5 M zu den mit unſerer Rundverfügung 
vom 20. 6. 1921 — Fin MBl. S. 278, MBl. d. 
i. V. S. 189 — feſtgeſetzten Beſchäftigungstage⸗ 
geldern gewährt wird. 

Ferner genehmigen wir, daß mit Wirkung 
vom 1. 9. 1921 ab auch an die in das Abſtimmungs⸗ 


Deutſche Forſt⸗Zeirung 


Gi Lief" 


Nr. 51 Bd. 36 (1921) 


gebiet oder innerhalb desſelben verſetzten Beamten, 
die eine Wohnungsbeihilfe beziehen, hierzu ein 
Zuſchuß bis zu 5 M täglich gewährt wird. 

Bei Bemeſſung der Zuſchüſſe iſt die Vorſchrift 
in Ziffer A14 und B5 des Runderlaſſes vom 
20. 6. 1921 — Fin MBl. S. 278, MBl. d. i. V. 
S. 189 — zu beachten. 

Neben der Wiitſchaftsbeihilfe find die Zu⸗ 
ſchüſſe jedoch nicht zahlbar. 

Berlin, den 24. Oktober 1921. 

Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Preuß. Finanzminiſter. J. A. Erythropel. 
FM. 10 2. 2480 II. III 2. 514. M. d. J. J a II 1261. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Landforſtmeiſter Dr. Grundner . Die braun⸗ 
ſchweigiſche Forſtverwaltung und die deutſche 
Forſtwiſſenſchaft haben durch den am 28. No⸗ 
vember d. J. erfolgten Tod des Landforſtmeiſters a.D. 
Dr. Grundner einen ſchweren Verluſt erlitten. — 
Grundner war am 18. Auguſt 1849 in Königs⸗ 
lutter geboren, genoß feine fachliche Ausbildung 
an der Techniſchen Hochſchule in Braunſchweig, 
wo damals noch Forſtwiſſenſchaft vorgetragen 
wurde, und weiterhin an der Forſtakademie 
Münden ſowie an der Univerſität Leipzig, und 
promovierte während ſeiner Vorbereitungszeit als 
Doktor der Staatswiſſenſchaften. Schon damals 
trat er als Hilfsarbeiter mit dem forſtlichen 
Verſuchsweſen in nähere Berührung. Am 
1. Juli 1886 übernahm Grundner, der am 
1. Oktober 1885 zum Oberförſter ernannt worden 
war, die Verwaltung des Forſtamtes Marienthal. 
Am 1. Oktober 1890 erfolgte ſeine Ernennung 
zum Forſtinſpektionsbeamten (Forſtmeiſter) in 
Harzburg, wo er namentlich bei der Ablöſung 
der auf den Forſten des vormaligen Kommunion: 
Harzes beſtandenen Bau- und Brennholz-Be⸗ 
rechtigungen erfolgreich tätig war. Während ſeines 
Wirkens in Harzburg wurde Gr. auch zum erſten 
Vorſitzenden der Stadtverordneten der neuen Stadt 
Zon Harzburg und bald darauf zum Landtags— 
ab geordneten gewählt. Am 1. Oktober 1897 er⸗ 
folgte ſeine Ernennung zum Kammerrat und 
ordentlichen Mitglied der herzoglichen Kammer— 
Direktion der Forſten, 1907 wurde er zum 
Geheimen Kammerrat, 1908 zum Oberforſtmeiſter 
und 1916 zum Landforſtmeiſter ernannt. Am 
1. Juni 1919 trat er infolge der politiſchen 
Umwälzungen auf ſeinen Wunſch in den Ruheſtand. 
Aus ſeiner dienſtlichen Wirkſamkeit iſt beſonders 
das Eintreten für Vereinfachung der Dienſtes- 
organiſation (Wegfall der Lokalinſpektionsſtellen 
ſeit 1903) und die Ausarbeitung ſowie Vertretung 
einer braunſchweigiſchen Jagdordnung hervor— 
zuheben. Alsbald nach ſeiner Ernennung zum 
Kammerrat übernahm Grundner nach dem Tode 
des Geh. Kammerrats Horn auch die Leitung der 
Forſtlichen Verſuchsanſtalt, der er mit Vorliebe 
einen großen Teil ſeiner Arbeitskraft widmete. 
Als ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Veröffentlichungen 
Grundners ſind zu nennen: Unterſuchungen über 
die Querflächen⸗Ermittlungen der Holzbeſtände, 
1882; Formzahlen und Maſſentafeln der Buche, 
1808; dann gemeinſam mit Prof. Dr. Schwappach 


Maſſentafeln zur Beſtimmung des Holzgehaltes 
ſtehender Waldbäume und Waldbeſtände, 5. Auflage, 
1920; Unterſuchungen im Buchenhochwalde, 1904. 
Noch in ſeinem letzten Lebensjahre hat Grundner 
die Ergebniſſe der Anbauverſuche mit fremd— 
ländiſchen Holzarten vm Braunſchweig bearbeitet. 
die im Jahrbuch der dendrologiſchen Geſellſchaft 
1921 veröffentlicht ſind. S 


Der Ausſchuß für Beamtenangelegenheiten 
des Preußiſchen Landtages beſchäftigte ſich in 
ſeiner Sitzung am 8. Dezember mit der angeſtrebten 
Erhöhung der Beamtenbezüge. Ein Vertreter des 
Staatsminiſteriums erklärte, daß er noch keine 
beſtimmten Vorſchläge machen könne. Die Vor- 
ſchläge des Spitzenorganiſationen ſeien erſt geſtern 
der Reichsregierung überreicht worden. Das 
Zentrum beantragte, die Nachzahlungen aus den 
veränderten Beſeldungsgeſetzen jo weit zu er⸗ 
höhen, daß jeder Beamte mindeſtens 2000 AM und 
für die Ehefrau und jedes Kind 500 erhalte. 
Auf eine Anfrage des Berichterſtatters Abg. 
Baumhof (Zentr.) erklärte ein Regierungs- 
Bertreter, daß Zahlungen aus dem neuen Orts⸗ 
llaſſenverzeichnis bis Weihnachten möglich ſeien, 
wenn der Reichstag die Vorlage en bloc annehme. 
Bei der Beratung einer Cingabe erklärte ein 
Regierungsvertreter, daß die Verhandlungen über 
die Gleichſtellung der preußiſchen Beamten mit 
den Reichsbeamten vor dem Abſchluß ſtehen. Die 
Nachprüfug werde im Parlament erfolgen können. 
Abg. Barteld⸗- Hannover (Dem.) fragte an, ob 
die Beamtenorganiſationen zu den Verhandlungen 
hinzugezogen worden ſeien. Als dieſe Frage ver⸗ 
neint wird, forderte Abg. Barteld die Hinzuziehung. 
Die Weiterberatungen des Ausſchuſſes wurden 
darauf auf Montag, den 12. Dezember, vertagt. 

* 


Die neuen Forderungen der Beamten. Wie 
der Zeitungsdienſt des Deutſchen Beamtenbundes 
mitteilt, enthlt die von ſaͤmtlichen Spitzenorgani⸗ 
ſationen der Reichsregierung unterbreitete neue Ein⸗ 
gabe folgende Beſoldungsforderungen: 1. Anderung 
der Grundgehälter im Sinne einer Verringerung 
der Abſtände insgeſamt ſowie zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Beſoldungsgruppen. 2. Anderung der Höhe 
des Teuerungszuſchlages unter ſtärkerer Anpaſſung 
des Einkommens an die Teuerung, um damit der 
Notlage der unteren und mittleren Einkommens 
gruppen gerecht zu werden. Außerdem wird eine 
Verbeſſerung der Einkommensverhältniſſe der Die- 
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tare, der Beamten im Vorbereitungsdienſt, der 
im Vertragsverhältnis ſtehenden Beamten ſowie 
der Penſionäre gefordert. Für die Arbeiter und 
Angeſtellten ſind entſprechende Forderungen er⸗ 
hoben worden. Zur Durchführung einer der Reichs⸗ 
regelung entſprechenden Erhöhung der Bezüge 
der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände wird die Bereit⸗ 
ſtellung von Reichsmitteln für Länder und Ge⸗ 
meinden verlangt. Die Neuregelung ſoll mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1921 erfolgen. Raſcheſte 
Auszahlung der Mehrbeträge noch vor Weih⸗ 
nachten wird für dringend erforderlich gehalten. 


2 


Die Vezüge der Ruhegehaltsempfänger, Warte⸗ 
geldempfänger und Hinterbliebenen vom 1. Ok⸗ 
tober 1921 ab. Nachdem die Bezüge der aktiven 
Beamten mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 ab 
erheblich erhöht worden ſind, hat ſelbſtverſtändlich 
auch eine entſprechende Erhöhung der Bezüge der 
Ruhegehaltsempfänger, Wartegeldempfänger und 
Hinterbliebenen zu erfolgen. Hierzu iſt nur er⸗ 
forderlich, daß in dem Beamten⸗Altruhegehalts⸗ 
geſetz vom 17. Dezember 1920 an Stelle des 
„1. April 1920“ der „1. Oktober 1921“ geſetzt wird. 
Eine dementſprechende Geſetzesvorlage dürfte 
dem Landtage inzwiſchen zugegangen ſein. Die 
ſofortige Auszahlung der aus der Neuregelung 
ſich ergebenden Beträge, wie ſie für die aktiven 
Beamten vorgeſehen iſt, läßt ſich nun für die Ruhe⸗ 

haltsempfänger, Wartegeldempfänger und Hinter⸗ 
bliebenen wegen der zeitraubenden Umrechnung 
der Verſorgungsgebührniſſe leider nicht ermög⸗ 
lichen. Um aber den Genannten über die gerade 
jetzt beſtehenden wirtſchaftlichen Schwierigkeiten 
nach Möglichkeit hinwegzuhelfen, hat ſich die 
Staatsregierung damit einverſtanden erklärt, daß 
allen dieſen Perſonen, die tatſächlich für No vember 
1921 aus Staatsmitteln gezahlte Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe erhalten haben, die gleichen Beträge 
(alſo für einen Monat) möglichſt ſofort noch ein⸗ 
mal gezaglt werden. Dieſe einmalige Zahlung 
gilt als Vorſchuß auf die aus der ſpäteren Um⸗ 
rechnung der Verſorgungsbezüge ſich ergebenden 
Mehrbeträge. Wir geben uns der Hoffnung hin, 
daß die betreffenden Regierungsſtellen mit größter 
Beſchleunigung die nötige Ausführungsanweiſung 
erlaſſen, damit diejenigen Behörden, die die zeit⸗ 
raubende Umrechnung vorzunehmen haben, un⸗ 
verzüglich an die Arbeit gehen können. Iſt es doch 
Pflicht des Staates, für ſeine ausgeſchiedenen Be⸗ 
amten und deren Hinterbliebenen ebenſo ſchnell 
zu ſorgen wie für ſeine aktiven Beamten. Mögen 
ſich die maßgebenden Herren in der Regierung 
bei dieſen tatſächlich Notleidenden und bei der 
andauernd fortſchreitenden Teuerung der Worte 
bewußt ſein: Wer ſchnell gibt, gibt doppelt! O. 

CH 


Eteurrabzun von dem für die Dienſtwoh nung 
einzubehaltenden Betrage. Den in Nummer 49 
Seite 909 gebrachten Artikel über Grundgehälter, 
Ortszuſchläge, Kinderbeihilfen und Ausgleichs⸗ 
zuſchlag der Staatsforſtbeamten vom 1. Oktober 
ab ergänzen wir dahin, daß auch von dem für 
die Dienſtwohnung einzubehaltenden Betrage 
(nebſt 20 v. H. Zuſchlag) 10 v. H. für Steuern 
abzuziehen find. Im Beiſpiel I alſo 2166 K 


* 


— 
— 


(10% von 650 N ＋ 130 / 3 78 K 
2244 M. 

CH 
Poluiſche Aufrührer als Forſtverwaltungs⸗ 
beamte! Der deutſche Bevollmachtigte in Oppeln 
hat am 3. Dezember der Interalliierten Kommiſſion 
folgende Note überreicht: 

„Die ſtaatliche Forſtbehörde in Oppeln iſt 
von der Interalliierten Kommiſſion durch Ver⸗ 
fügung vom 29. November d. J. angewieſen 
worden, die Oberförſtereien Schwarzwald und 
Rybnik gewiſſen Perſönlichkeiten zu übertragen. 
welche nachweislich im Dienſte der polniſchen 
Inſurgentenbehörden geſtanden haben. 

Dieſe Anordnung widerſpricht dem Friedens⸗ 
vertrage ſowie dem Pariſer Abkommen vom 
9. Januar 1920 und ſtellt ſich ferner als ein 
Eingriff in ſchwebende Verhandlungen dar, 
welcher geeignet iſt, die loyale Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen Deutſchland und Polen zu ver⸗ 
hindern. Wenn von der deutſchen Regierung 
vorausgeſetzt wird, daß ſie das Wirtſchaftsleben 
in Oberſchleſien bis zur endgültigen Grenzfeſt⸗ 
ſetzung durch ihre Beamten aufrecht erhält, ſo 
darf erwartet werden, daß die Interalliierte 
Kommiſſion ſich einſeitiger Eingriffe enthält. 
welche geeignet ſind, die Bereitwilligkeit der Be⸗ 
amten zum Verbleiben in Oberſchleſien zu beein⸗ 
trächtigen und die Durchführung einer ge⸗ 
ordneten Übergabe der Verwaltung in Frage 
zu ſtellen.“ 

Der deutſche Bevollmächtigte hat im Auftrage 
der Reichsregierung gegen dieſe Maßnahme nach⸗ 
drücklichſt Verwahrung eingelegt und gebeten, 
die ergangenen Anordnungen wieder rückgängig 
zu machen. 


CH 
Der Bericht über die grüne Woche (18. Mit» 
gliederverſammlung) des Deutſchen Forſtvereins 
zu Kreuznah in der Zeit vom 6. bis 15. Sep⸗ 
tember 1921, von Forſtrat Eulefeld, Lauterbach, 
kann leider infolge Raummangels und da in 
dieſer Nummer der ſtenographiſche Bericht über 
die Beratungen des Forſthaushalts im Preußiſchen 
Landtag veröffentlicht werden mußte, diesmal 
nicht fortgeſetzt werden. Wir hoffen, daß es uns 
in nächſter Nummer gelingen wird, den für die 
Fortſetzung nötigen Raum wieder freizumachen 

* 


Alle Einſendungen für die Neujahrsnummer 
unſeres Blattes bitten wir, da infolge der beiden 
Weihnachtsfeiertage der Redaktionsſchluß auf 
Sonnabend, den 24. Dezember, verlegt 
werden muß, ſo rechtzeitig abſenden zu wollen, daß 
fie ſpäteſtens an diefen. Tage in Neudamm ein⸗ 
treffen. Später eingehende Bekanntmachungen, 
Mitteilungen und Vereinsnachrichten können in 
der zum 1. Januar 1922 erſcheinenden Nummer 
nicht mehr zur Veröffentlichung gelangen. 

Die Schriftleitung. 
CH 


Forſtwirtſchaftliches. 

Verkauf von Grubenholz zum Dollarkurs. 
Welch ſonderbare Blüten die allgemeine Valuta⸗ 
ſpekulation treibt, beweiſt ein Schreiben der 
heſſiſchen Staats forſtverwaltung, nach welchem 
bei einem Grubenholztermin am 12. Dezember 
das Preisangebot unter folgender Vorausſetzunz 
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abgegeben werden ſoll: Der Kaufpreis wird derart ziemlich groß ſind. Die Güte der Hölzer zieht 


feſtgeſtellt, daß der gebotene Preis nach dem alljährlich zahlreiche Reflekjanten heran. 


Vor 


Verhältnis des amtlichen Dollarkurſes am Tage dem Kriege wurden etwa 25 bis 35 A je Fm. 


des Kaufabſchluſſes zu dem am Überweiſungstage 
umgerechnet und der Unterſchied zwiſchen dem 
Preisangebot und dem verrechneten Betrag am 
berweiſungstage zur Hälfte dem Preisangebote 
ugefchlagen oder hiervon abgeſetzt wird. Dieſes 
erfahren iſt um ſo auffallender, als nur eine 
ganz geringe Ausfuhr deutſchen Grubenholzes in 
das Ausland ſtattfindet. A. 
J 


Preiſe für Speſſarteichen. Bei der am 1. De⸗ 
zember in Aſchaffenburg abgehaltenen Verſteige⸗ 
rung ſind für die beſten Eichen je Feſtmeter 
bei Alteichen 13828 M und für Eichen aus 
Heiſterbeſtänden 13393 M erzielt worden. Die 
geringſten Eichen haben im Durchſchnittspreiſe 
57! und 1042 „ je Feſtmeter betragen. A. 

CH 


Vom Holzmarkt. 

Infolge der Unſicherheit im Einkauf der 
Rundhölzer, deren Angebot weit geringer iſt 
als die Nachfrage, hat die Preisſteigerung auf 
dem Schnittholzmarkt ſich weiter fortgeſetzt. 
Dabei iſt ausſchlaggebend, daß verladetrockne 
Vorräte an ſich knapp ſind. Außerdem geht 
die Kalkulation ihre beſonderen Wege, inſofern 
Be nicht von den wirklichen Geſtehungskoſten der 
Schnittware ausgeht, ſondern ſich fragt: Wieviel 
wird das neue Rundholz koſten, das ich kaufen 
muß, um meinen Betrieb im Gang zu erhalten? 
Es wird alſo durch die große Rundholzhauſſe ein 
Riſikozuſchlag herbeigeführt, der bei ruhiger Preis⸗ 
geſtaltung nicht in Frage gekommen wäre. Die 
ſtarke Rundholznachfrage hat bei gleichzeitigem 
Fehlen einer helfenden Holzeinfuhr zu neuen 
Preisſteigerungen Veranlaſſung gegeben, welche 
unſere voraufgegangenen Nachrichten zum Teil 
überholen. Die inzwiſchen eingetretene Schwankung 
des Dollarpreiſes nach unten hat indeſſen weite 
Kreiſe des Holzhandels bedenklich geſtimmt. Man 
möchte den Preistreibereien gern entgegentreten, 
weiß aber offenbar nicht, auf welche Weiſe es 
geſchehen könnte. Dazu kommt, daß im Vorjahre 
in manchen Revieren reichlich hohe Einſchläge 
erfolgt ſind, die nicht wiederholt werden ſollen, 
um die Ergiebigkeit der Wälder nicht zu beein⸗ 
trächtigen. Und hieraus läßt ſich eine Urſache 
des unzureichenden Angebotes leicht erkennen. 
In den letzten Verkäufen war eigentlich nur für 
außerordentlich gute Sortimente eine Preis⸗ 
ſteigerung zu bemerken, während Durchſchnitts⸗ 
ware etwas im Preiſe nachgelaſſen hat. Der 
Einfluß der Abſchwächung der Deviſen iſt dabei 
unverkennbar. 


Die in weiten Kreiſen ſeit vielen Jahren be⸗ 
kannte Benneckenſteiner Fichtenholzverſteigerung 
ſollte nach der hohen Forſttaxe etwa 1,5 Mill. M 
ergeben. Die EE EE betrug etwa 3,5 
Mill. A Unter anderem wurde geboten: Für 
Bauholzſtämme I. Kl. 980 , II. Kl. 900 A 
III. Kl. 820 4, IV. Kl. 710 „ je Fm.; für Fichten⸗ 


nutzſcheit I. Kl. 560 „, II. Kl. 420 4. Die Ab: |} 


fuhrmöglichkeiten ſind im allgemeinen gut, erfordern 
aber trotzdem ziemlich hohe Betrage, da die 


Ent: |$ 
fernungen bis zu den nächſten Normalſpurbahnen 


| 


bezahlt. 

Erwähnenswert find die hohen Verkaufspreife 
von Buchen im Stadtforſt von Mühlhauſen i. Thür., 
die als Rekordpreiſe zu bezeichnen ſind. Hohe 
Preiſe iſt man dort ſchon lange gewohnt, beſonders 
deshalb, weil die Abfuhr ſehr günſtig und das 
Holz von hervorragender Qualitat iſt. Die Lage 
der Reviere geſtattet auch bei unguünſtigem Winter⸗ 
wetter eine ſofortige Abfuhr nach Fällung und 
Überweiſung, und davon wird auch wegen der 
zweckmäßig recht ſchnell nach dem Abtrieb durch⸗ 
zuführenden Verarbeitung der Buchen ſtets 
Gebrauch gemacht. Es koſteten: 


Buch n, A-Stämme B Stimme Schwellen 
I. Kl. 4 2220—2270 & 730—1020 4 470 
II. „ „ 1690—1820 850 

DE Gi 970-1010 680—910 

IV. „ „ 810-820 550—600 

G wöhniihe Buchenſtämme erzie ten im übrigen 

A- Stämme B- Stämme 

I. Kl. & 880—980 K 570—710 

II. „ „ 860—970 „ 510-670 

III. „ „ 800-910 „ 46 —670 

IV. „ „ 700 „ 449-500 

V. 500—530 320 


Schwellko'zverkäufe in Bad en: 

Buch I Kl. 327 A II Klaſſe 236 4, Kiefer 
I. Si 438 K II. K. 372 K; 
Eich I. Kl. 426 &, II Kl. 341 K. 
Kieiernnrubenho'z erbrechte 170 bis 300 & je 
SS, Hm Lt, Pavierholz 210 bis 315 A j Ra amm ter. 
Die angeführten Grenzpreiſe können nur dazu 
dienen, einen allgemeinen Überblick zu gewähren. 
Daß die Verſchiedenheit der Preiſe von der 
Qualität, aber auch von der Abfuhrbeſchaffenheit 
und beſonderen Zufälligkeiten abhängig iſt, braucht 
kaum erwähnt zu werden. Aus einer fortlaufenden 
Miteilung ſolcher Ziffern wird ſich aber ein ge⸗ 
wiſſer Rückſchluß auf die Entwicklung der Konjunktur 
machen laſſen, der für zukünftige Vorgänge vo 
Bedeutung werden kann. Hm 


= a 


Vom Nauhwarenmarkt. 


RNauhwerkpreiſe der Märtiſchen Fell ⸗Ver⸗ 
wertungsgenaſſenſchaft Berlin N 20, Freienwalder 
Straße 5, vom 10. Dezember 1921. (Bei nach⸗ 
ſtehenden Preisnotierungen bedeutet 1 Plimawace, 
II S kundaware und III Schwarte n) Hajen' Winter 
30.4, Sommer 7 4, Wildkan en: Winter 10 &, 
Sommer 1,00 A, Füchſe: Wint r 600 K, II 150 4, 
Sommer 50 , Steinmarder: I 2290 K, II 600 &, 
III on A, Baummarder I 3000 A, II 700 A, 
III 100 K, Iltiiſe: I 300 & II 100 4, III 30 &, 
Maulwurfe: 19 4, II 5 K, Dadıje: I 150 &, 
II je nach Qualität; Rehe: Sommer 50 K, Winter 
25 4; Rotwild: trocken 20 M das Kilo: Dam- 
wild: trocken 34 4 das Kilo; Schwarzwild: trocken 
A 4 das Kilo. Dieſe Preiſe ſind Durchſchntttspreiſe, 
zu denen die Waren in Empfang genommen werden. 
Sie find nicht als bindend zu betrachten, ſondern 
freibleibend, da ſie ſtetig Schwankungen nach oben 
und unten unterworfen ſind. 


Der Unterſtüzungsfonds des „Waldheil“s 
bedarf dringend der Stärkung. Bitten zu ſammeln und das 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. iv., 
Auch die kleinſte Gabe iſt herzlich willkommen. 


einzuſenden 
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Brief- und Fragekaſten. 
Schriftleitung und Geſchätsſtelle übernehmen fie Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit Anonume Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ments⸗ Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
a, und 1,50 Mark Portoanteil benzuſugen: fehlt dieſes 
Borto, bleibt die Frage ohne Antwort. Im all⸗ 
gemeinen werden weitere Koſteu nicht beanſprucht; find 
ſedoch durch Sachverſtandige ſchwierige giechtsfragen zu 
erörtern. Gutachten, Berechnungen uſw. aujfzuſtellen, fur 
deren Erlangung der Schriftleitung höhere Sonzperhonorare 
erwachſen, jo wird Vergutung dieſer Selbſtkbſten bean⸗ 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 

richtigt werden konnte. 

Anfrage Nr. 92. Ruhegehalt und Beſatzungs⸗ 
zulage. Bitte um gefällige Mitteilung, wieviel 
Penſion mir vom 1. 10. d. Is. ab zuſteht und ob 
die Kinderbeihilfe und die Beſatzungszulagen 
weiter gezahlt werden. Bin geboren am 12. 6. 1857, 
trat am 1. 10. 1874 in die Forſtlehre, am 23. 10. 1876 
beim Garde⸗Jäger⸗Batl. ein. Nach vierjähriger 
Dienſtzeit war ich vom 1. 10. 80 bis 1. 11. 81 im 
Staatsdienſte, von da ab war ich im Gemeinde⸗ 
forſtdienſte tätig und wurde am 1. 7. 82 auf einer 
Gemeindeförſterſtelle angeſtellt. Zum 1. Oktober 
habe ich meine Penſionierung beantragt. Bin in 
Gehaltsgruppe 7, Ortsklaſſe C. . 

Förſter Sch. in Sp. 

Antwort: Wenn der Berechnung Ihres Ruhe⸗ 
gehalts der durchſchnittliche Ortszuſchlag zugrunde 
gelegt wird und wenn Sie das Höchſtgehalt der 
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Gruppe 7 beziehen, erhalten Sie jährlich 9045 4 

Ruhegehalt und dazu den Verſorgungszuſchlag, 

Se Ste in Ortsklaſſe C 89 v. H. = 8050,05 A 
eträgt. 


Die Kinderbeihilfe wird im Ruheſtande 


unter den gleichen Vorausſetzungen gezahlt wie 


im aktiven Dienſte. Die Wirtſchaftsbeihilfe für 
das beſetzte Gebiet (Beſatzungszulage) erhalten 
die Beamten im Ruheſtande nicht. 

Anfrage Nr. 93. Nachzahlung des Dienſt⸗ 
bekleidungszuſchuſſes. Den Forſtbetriebsbeamten 
iſt ein jährlicher Satz von 252 / als Dienſt⸗ 
bekleidungszuſchuß ab 1. April 1920 bewilligt. 
Ich trat am 1. Januar 1921 in den Ruheſtand, 
habe bis dahin ebenſo Dienſt in der von mir be⸗ 
ſchafften Uniform getan wie die noch im Dienſt 
befindlichen Kollegen. Da die Zuſchüſſe vom 
1. April 1920 nachgezahlt werden, ſo frage ich 
ergebenſt an, ob ich für die neun Monate auch 
Anſpruch auf den Bekleidungszuſchuß habe und 
wohin ich mich evtl. zu wenden habe. 

Ein Hegemeiſter i. R. 

Antwort: Sie haben Anſpruch auf Nach⸗ 
zahlung von (/ von 252 A =) 189 „ Dienſt⸗ 
bekleidungszuſchuß für die Zeit vom 1. April bis 
31. Dezember 1920. Zwecks Anweiſung dieſes 
Betrages wollen Sie ſich ſchriftlich an die Re⸗ 
gierung wenden, der Sie in der obigen Zeit unter⸗ 
ſtellt waren. 


Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrik zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotizen iſt verboten.) 


Zur Beſetzung gelangende Forfidienfiflellen. 
Preußen. 
Staats ⸗Forſtverwaltung. 

Oberförſterſtelle Münſter, im Forſtverwaltungsbezirk 
der R gierung Minden, iſt zum 1. Ottober 1922 
zu beſetzen. Die Stelle kat keine Dienſtwohnung. 
Bewerbungsfriſt 5. Januar 1922. 

Jorſid ienſtſtelte Neuſtettin (Köslin) ſoll demnächſt beſetzt 
weiden. Kleine Wohnung in Neuſtettin vorhanden 
Beamte, welche bereit und geeignet ſind, neben 
den Betriebsgeſchäften im Schreibdienſt der Ober⸗ 
förſterei Hilfe zu leiſten, wol en Bewerbungen bis 
zum 24. Dezember einreichen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Wemeindeförſterſtelle Gevenich, im Kreiſe [Cochem, 
iſt ſpäteſtens zum 1. März 1922 neu zu beſetzen. 
Bewerbungen ſind bis zum 15. Januar 1922 an 
den Bülgermeiſter in Lutzerath einzureichen. 
Näheres ſiehe Anzeige. ` 


Perfonal nachrichten. 
Reichsforſtdienſt. 

Auguſtin, Gemeindejorfter, von Thann (O⸗Elſ.), iſt am 
1. November als Forſtaufſeher beim Reichsforſtamt in 
Zoſſen ı. d. Mark übernommen. 

Kranz, Staats forſter, von Murbach, Oberf. Gebweiler 
[O.⸗Elſ.), iſt am 15. April als Förſter in die Reichs⸗ 
ſchatzverwaltung nach Alteugrabow (Magdeburg) 
übernommen. 

Schuhmann. Staatsförſter, von Jh. Hinsburg, Oberf. 
Lützelſtein⸗Nord (U⸗Elſ.), iſt am 1. März als Revier⸗ 
förſter in die Reichsſchatzverwaltung nach Fh. Eiche 
b. Zoſſen (Mark) ubernommen. 

Treiben. 
Staats⸗Forſtverwaltung. 
Frömming, Förſter in Eggeſin, Oberf. Eggeſin, wird am 
1. Januar 1922 nach dei Hilfsförſterſtelle Karlsfelde, 

Oberf. Torgelow (Stettin), verſetzt. 

Seine, Förſter, bisher zu Hmelften (Caſſel), wird am 
1. Jaunar 192 die Föiſterſtelle Munſter, Oberf. Munſter 
(Lüneburg), übertragen. 


Kärger, Hegemeiſter in Bodenwinkel, Oberf. Steegen, Frei 
Hoor Danzig, wird unter Ernennung zum Norſiſekretär 
am 1. Jauuar 1922 nach Ortelsburg, Oberf. Grüne⸗ 
berge (Allenſte in), verſetzt. 

Reumann, überz. Förſter in Knackſee, Oberf. Freierswald, 
wird am 20. Dezember nach Schönfeld, Oberf. Neuhof 
(Köslin), verſetzt. 

Schröder, Förſter o. R. in Mallinghaufen, Oberf. Neubruch⸗ 
hauſen, wird am 1 Januar 1922 nach Scheuen, Kloſter⸗ 
Oberf. Miele (Hannover), verſent. 

Raehr, Hilſsförſter in Neu⸗Kenzlin, Oberf. Grammenthin, 
mun am 1. Januar 1922 nach der Oberf. Rieth 
(Stettin) verſetzt. 

Draeger, Hilfsſörſter in Briefen, Oberf. Neubrüd, iſt am 

Dezember nach Döllensradung, Oberf. Dollens⸗ 
radung (Frankfurt a. O), verſetzt. 

Jaflrow. Hilſsförſter in Misdroy, Ebert, Warnow (Stettin), 
(D am 16. Anauſt entlaſſen worden 

Sallina, Hilfsförſter in Suhl, Oberf. Suhl (Erfurt), if 
am 1. Oktober zum Förſter ernannt. 

Schmalz, Forſtgehilfe in Dedenſen, Oberf. Dedenſen, wird 
am 


1. Januar 1922 nach Springe, Oberf. Springe 
(Hannover),, verſetzt. 
Sartoris, Hilfsförſter in Mottgers, Oberf. Sterbſritz 


Caſſeh), iſt am 1. Dezember zum Förſter und Jorſt⸗ 
fefretär ernannt. 

Weck, Hilſsſorſter in Veſſer, Oberf. Erlan (Erfurt), ut 
am 1. Oktober zum Foriter ernannt. 

Borgmann, Forſtgehilſe in Wilhelmsbruch, Oberf. Wilhelms⸗ 
bruch (Gumbinnen), ıft am 8. Oktober zuruckberuſen 
und nach Sophiennädt, Oberf. Bieſenthal (Potsdam), 
verſetzt 

Clauſtus, Forſtgehilfe in Zechlin, Oberf Zechlin, (D am 
11. November nach Doſſow, Oberf. Neuendorf (Potsdam) 


versetzt 
Fitzner. Forſtgehilfe in Seltz, Oberf. Golchen, wird am 
berf. Wedelsdorf (Stettin) 


1. Januar 1922 nach der 
verſetzt. 

Kiwilt, Forſtgehilfe in Neuruppin, Ebert, Neuruppin, Ip am 
1. November nach Fh. Wendemark, Obert, Altruppen 
(Pots da m), verſetzt. 

Klinger, Forſtgehilfe in Mögelm, Oberf Grünaue, iſt am 
1. November nach Rudersdorf, Oberf. Rudersdorf 
(Potsdam), verſetzt. 

Kutzer, Forſtgebilſe in Potsdam, bert 
1. November nach Kolonie Stendenig 
(Pots da m), verſetzt. 


stsdam, iſt am 
Bert, Altruppin 
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Aadüge, Farſigehilfe in Jägerbrück, Oberf. Gasen, tl nach Sorge, Oberf. Benneckenſtein (Erfurt), veriese 
am 16. Dezember nach der Oberf. Stepenitz (Stettin) | Kaetzze, Fornlehrling in Eggersdorf, Oberf. Erkner, ut am 


ver etzt. 10. November unter Ernennung zum Forſtgehilfen in 
Schmidt, Forſtgehilfe in Sonnenwalde, bert. Sommin, iſt den Staatsſorſtdienſt einberufen und nach Fh. Briefe, 

nah der bert, Nenflettin (Köslin verſetzt Oberf. Oramenburig (Potsdam) verſetzt. 
Schmidt, Jor gehilfe in Havelberg, Oberf. Havelberg, iſt ; i 

er 3. November nach Grünau, Ebert, Grunau⸗Dahme Mittelbarer Staatsdienſt. 

(Potsdam), verſetzt. S Kuntz, Stantsforfiauffeber, von Alberſchweiler i. Lothr., 
Schorn. Norugehilſe in Lüders dorf, Oberf. Lüdersdorf, iſt iſt am 1 Mar 1920 als Gemeindeforſter nach Straßen⸗ 

am 1. November nach Serveſt, Oberf. Chorm (Potsdam), haus, Kr. Neuwied a Rh., übernommen. 

vexiezzt. Schaeſer, Staatsfornaufſeher. von Buſendorf i. Lothr. if 
Steffens, Forſtgehiſe in Groß Ziethen, Oberf. Kremmen, (D am 1. Oktober 1920 als Gemeindeförſter nach Klein- 

am 1. November nach Kolonie Stendenitz, Oberf. Alt⸗ blittersdorf (Saargebiet) übernommen. 

ruppin (Potsdam,, verſetzt. Schwinnen, Staalsſorſtaufſeher, von Walſcheid (Lothr.) . 
Wegener, Jorſtgehilſe in Schöneweide, Dberf. Cummers⸗ iſt am 1. November als Gemeindeforſter nach Wald⸗ 

dorf (Porsdam), iſt am 31 Oklober auf eigenen breitbach I, Kr. Neuwied a. Rh., übernommen. 

Wunſch auß dem Staatsforndienſt ausgeſchieden. zu 
Kurt, Forſtlehrling, ıft zum Sorftgehelfen ernaunt und nach Bayern. 

Rappelsdorf, Oberf. Schleunngen (Erfurt), versetzt.] Müller, Oberforſtverwalter in Patriching, tritt am 1. Ja⸗ 
Bühring, Forſtleyhrling, iſt zum Forſtgehilſen ernaunt und unar 1922 in den Ruheſtaud. 

— 2 
® 9 
Vereinszeitung. 


Verband Preußiſcher Forſtrentmeiſter. im Amt befindlich geweſenen Forſtrentmeiſtern 
Mitglied des Verbandes deutſcher Beamtenvereine. durch die frühere Beſoldungsordnung geſchehene 
Regelung des Beſoldungsdienſtalters. Unrecht zu verewigen. Eine Anderung wird aber 

Auf unſere Eingabe wegen Regelung des vorläufig nicht möglich ſein, da die Ausführungs⸗ 
Beſoldungsdienſtalters iſt nunmehr nachſtehender beſtimmungen vom Landtagsausſchuß beſtätigt 


Beſcheid eingegangen: ſind und auch der Beamtenbund ihnen zugeſtimmt 
. 55 hat; es muß verſucht werden, auf Grund des $ 3 
Domänen und Forſten. Berlin, 28. November 1921. Abſatz 7 der Beſoldungsordnung eine Anrechnung 

G. Nr. 111 21208. ſonſtiger Dienſtjahre auf das Beſoldungsdienſtalter 


Auf die Eingabe vom 17. September 1921 zu erreichen. In Frage kommen Ausbildungszeit 
erwidere ich mit Bezug auf mein Schreiben — inſoweit fie außerhalb der Diätarien⸗ oder font 
vom 16. Oktober 1921 — III 17858 —, daß angerechneten Dienſtzeit liegt — und Verwaltung 
dem Antrage auf e der bisherigen | nicht vollamtlicher Sollen, die ſolcher Ausbildungs⸗ 
Beſoldungsdienſtalter nicht entſprochen werden zeit gleichzuachten wäre. Den in Frage kommen⸗ 
kann. Mit der am 1. April 1920 in Kraft ge⸗ N f LC di ; 

R Ab h . ge- den Kollegen ſtelle ich anheim, ſoweit dies nicht 
tretenen Beſoldungsordnung ſind die Forſt⸗ bereits geſchehen ſein ſollte, alsbald begründete 
rentmeiſter durch die Einreihung in Gruppe 8 Anträge an den Herrn Miniſter durch die zu⸗ 
als in eine höhere Beſoldungsgruppe eingereiht ſtändige Regierung einzureichen und hierher 
zu betrachten, da für die Eingruppierung all⸗ Mitteilung zu machen unter Beifügung einer Ab⸗ 
gemein im weſentlichen die alten Gehaltsſätze ſchrift des Geſuchs. Der Verband wird allgemein 
maßgebend waren. beim Herrn Miniſter dahin vorſtellig werden, biefe 

Die Annahme, daß die Oberbuchhalter der Anträge in entgegenkommender Weiſe zu prüfen 
Regierungshauptkaſſen nicht als befördert gelten, und beim Herrn Finanzminiſter zu vertreten. 
weil ſie in Ziffer 473 der P. B. V. nicht auf⸗ Koppitz, Vorſitzender. 
geführt ſind, iſt nicht zutreffend, wie ſich aus S 


Abſchnitt 1 A a der Ausführungsanweiſung des = 

Herrn 8 vom 21. 17 0 1921 Verein 

um Leamten⸗Dienſteinkommensgeſetz und 8 urn 

em Beamtenaltruhegehaltsgeſetz vom 17. De⸗ Preußiſcher Staats Kevierförſter. 
zember 1920 (Fin.⸗Min.⸗Bl. vom 5. Februar Bezirksgruppe Königsberg. 

1921 S. 33/64) ergibt. Von befreundeter Seite wurde mir dieſer 


Die Aufführungen in Ziffer 473 find nur Tage die Nummer 46 „Deutſcher Förſter“ über⸗ 
Beiſpiele. Der vom Landtag inzwiſchen mit | fandt, in der Herr Förſter Ludewig ſich mit der 
der Nachprüfung der P. B. V. beauftragte von uns beſchloſſenen Kundgebung gegen die 
Ausſchuß hat die P. B. V., die nach lang⸗ Flugſchrift der Herren Staender uſw. befaßt. 
wierigſten Verhandlungen mit den Vertretern Ich habe daraufhin an Herrn Ludewig geſchrieben 
aller Reſſorts zuſtande gekommen ſind, in 1. bis und um Aufnahme nachſtehender Erwiderung im 
3. Leſung unverändert angenommen. Eine Vereinsblatt „Deutſcher Förſter“ gebeten: 
Anderung der Ziffer 473 zu Ihren Gunſten „Ich ſtehe nicht an, demgegenüber zu erklären. 
würde auch mit Sicherheit zu zahlreichen Be⸗ daß ſich unſer Unwille nicht gegen die Perſonen. 
ru fungen Anlaß geben. die uns dieſes Schreiben übergaben, richtet, 

J. A.: gez. Frhr. v. d. Bus ſche. ſondern dagegen, daß ein Schreiben, welches in 

Die Ausführungen in dem Erlaß zeigen, daß Anrede, Inhalt und Unterſchrift von Revier⸗ 
urſprünglich unſere 7 über die Ver⸗ förſtern an Revierförſter gerichtet war, uns im 
handlungen in den Reſſorts ſelbſt nicht unterrichtet | Auftrage des Vereins Preußiſcher Staatsförſter, 
war und infolgedeſſen unſern Standpunkt, der durch die Hand ſeiner Organe, übergeben wurde 
ja auch der ihrige war, nicht ausreichend hat ver⸗ und nicht auf direktem Wege, von den 79 
teten können. Sonſt hätte es möglich ſein müſſen, ſelb ſt. Hier liegt für uns des Pudels Kern. 
damit durchzudrängen, denn die jetzige Auffaflung | Ging dagegen die Angelegenheit vom Verein 
kommt darauf hinaus, das den am 1. April 1920 Preußiſcher Staatsförſter aus, wäre gegen den 
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Weg über den Vertrauensmann nichts einzu⸗ Gruppenverfammlung, kein Vereinsvergnu 
wenden. Unſer angebliches Selbſtbewußtſein hat oder grüner Skatabend ſollten vorübergehen, ah 
mit der Angelegenheit gar nichts zu tun. Herr daß ein Scherflein für den Templiner Fonds ge⸗ 
Jen Ludewig muß aber wohl ſelbſt das ſammelt wird, der dem jungen Nachwuchs des 
ewußtſein der Eigenartigkeit der Zuſtellung | deutfchen Privatforſtbeamtenſtandes und dame 
haben, da er ſonſt nie erklären durfte, doß die auch der Zukunft unſeres Privatwaldes zugute 
Art der Zuſtellung auf ſein Verſchulden zurück⸗ kommt. Alle Gelder ſind mit dem Kennwort 
zuführen ſei. Wenn dann Herr Ludewig, trotz „Erziehungsbeihilfen für Templin“ allein an 
einer perſönlichen Ausſprache mit mir, in der die unterzeichnete Kaſſenſtelle zu ſenden 
er dieſe unſere Anſchauung kennengelernt hat, Neudamm, im November 1921. 
weiter ſchreibt, er ſei nunmehr darüber unter⸗ Die Kaſſenſtelle des Vereins 
richtet, daß wir eine Zuſtellung durch die Hand für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
der Förſter als eine „Herabſetzung“ anſehen, ſo 2 
muß ich annehmen, daß durch dieſe abſichtliche 
Irreführung eine Verhetzung der beiderſeitigen 
ereinsmitglieder erreicht werden ſoll; jedenfalls 
iſt dieſe Art nicht geeignet, die gewünſchte 
Einigung bzw. ein Zuſammenarbeiten der Revier⸗ 
förſter mit dem Verein Preußiſcher Staatsförſter 
herbeizuführen. Heiſterhagen. 


Bezirksgruppe Schleſien A Regierungsbezirk 
Oppeln (VI). 

Die Bezirksgruppe VI hat einen ſchweren 
Verluſt erlitten! 00 große Anzahl gut deutſch 
denkender, treuer Mitglieder unſeres Vereins hat 
durch den Machtſpruch der Entente ihre Zugehörig⸗ 
keit zum deutſchen Vaterland verloren. Ich bitke 
die Betroffenen dringend, mir gütigſt, unter ge⸗ 
nauer Angabe des Wohnorts, der Stellung und 
der Mitgliedsnummer, umgehend Nachricht zu⸗ 
gehen zu laſſen. Die äußere Zugehörigkeit zu 
einem uns feindlich geſinnten Staate kann wohl 
durch einen Machtſpruch erzwungen werden, aber 
die innere Zugehörigkeit, das Deutſch Denken und 
Fühlen kann niemals geraubt werden. Mit innigem 
Mitleid und tiefer Trauer beklagen wir die armen 
Betroffenen, aber zum Troſte ſei ihnen zugerufen: 
Auch unſere Stunde wird einſt kommen, bleibt 
Ihr Se nur ſelbſt treu, wie wir Euch die Treue 
zu bewahren verſprechen! 

Niewe b. Schurgaſt O.⸗S., 30. November 1921 

Troſt, Torſtmeiſter i. R., Vorſitzender. 


— 
Nachrichten des Vereins für Privat- 
forſtbeamte Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, Schicklerſtraße 45. 
Fernſprechanſchluß: Amt Cberswalde Nr. 546. ö 
Seit der letzten Veröffentlichung ſind als 
— Mitglieder in den Verein aufgenommen: 
7522. Gieſe, Emil, Förſter, Fh. Lasbeck, Poſt Piepenburg 
i. Pomm. Kreis Regenwalde II. 
7523. Walther, Auguſt, Förſter, Kleinröſſen. Kr. Schweinitz. XVI. 
4524. von Samſen⸗Himmelſtjerna, Kurt, Oberförſterkandidat, 
Stepenitz i. Pomm., Kreis Kammin II. , 
525. Grützner, Karl, Hilfsförſter, Forſthaus Wiersbel, Poſt 
Lamsdorf, Oberſchl. VI. 


S 
Wintertagung 1921. 
Am Sonnabend, dem 17. Dezember, findet 


in Berlin Sitzung des engeren Vorſtandes unter 
Beteiligung der Vorſtände der drei ſtändigen 
Ausſchüſſe ſtatt. Am Sonntag, dem 18., wird 
der Ausſchuß für Befahigungsnachweis, des Titel- 
ſchutzes und für Fragen für das Forſtkulturgeſetz 
zuſammentreten. 
Eberswalde, im Dezember 1921. 
Die Geſchäftsſtelle des Vereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
5 


Sammlung für Erzichungsbeihilfen 
für die Forſtlehrlin isſchule Templin. 8 
Bekanntermaßen iſt ın Fulda auf Veranlaſſung 
des Herrn Revierförſters Nolte beſchloſſen worden, 
durch freiwillige Gaben Mittel für Erziehungs⸗ 
beihilfen der Forſtlehrlingsſchule Templin zu 
jammeln. Wir find heute in der Lage, über 
weitere Geldſtiftungen quittieren zu dürfen, und 
zwar über folgende: 
Vom Holzhändler eingezogene Strafgelder, eingeſandt 
von Revierförſter Hanſult, Oberohmen 


Sühne für Jagdfrevel, von Direktor Vottebohm, 
Rotta, eingefandt von Revierförſter Haferkorn, 


Nena ???kkr‚ ee en „— A 
ammlung auf der Mitgliederverſammlung in Kolberg 1500,— A 
mmlung der Forſtverwaltung Hohenlübbichow, 
eingeſandt von Förſter Rapſc h.. 40.— A 
Sammlung der Bezirksgruppe Thüringen . DM 
Sa. 2255,.— A 
Dazu Summe der letzten Veröffentlichung 
in Nr. 32 auf S. 617. 4363 50 4 


Sa. 6618,70 A 


Um weitere Spenden, über die an dieſer 
Stelle quittiert werden ſoll, wird gebeten. Keine 


Bezirksgruppe Provinz Sachſen, Braunſchweig 
und Anhalt (XV). 

Von der Geſchäftsſtelle des Waldbeſitzer⸗ 
Verbandes geht uns die Nachricht zu, daß der 
Waldbeſitzer⸗Verband bereits Schritte unter⸗ 
nommen hat, unſern, durch die ſprunghaft ein⸗ 


ſetzende Teuerung jetzt unzureichenden Tarif 


vertrag zu erhöhen. Die am 1. Dezember in 
Magdeburg tagende Gehaltskommiſſion der Gruppe 


hat ſich mit den Vorſchlägen bereits befaßt und 


wird in Kürze ausführlich berichten. 
Der Bezirksgruppenvorſitzende: Wegener 
© 


Forſtbeamtentarif für die Provinz Schleſien. 

1. In der Angelegenheit der Reviſion des zur 
Zeit gültigen Forſtbeamtentarifes iſt am 
24. September in Breslau eine Einigung zwiſchen 
der Forſtbeamten⸗Tarifkommiſſion des Weld⸗ 
beſitzerverbandes und den Bezirksgruppen VI, VII, 


Se VIII und XV Schleſien des Vereins für Privat⸗ 


forſtbeamte Deutſchlands zuſtande gekommen. Der 
Provinzial ⸗ Arbeitgeberverband hat an den Ver⸗ 
handlungen teilgenommen. 

Nachſtehend bringen wir den geſamten Tarif, 
wie er ſich nunmehr darſtellt. Er lautet in den 
einzelnen Ziffern: 

„1. Das Einkommen der Forſtbeamten und 
Angeſtellten ſetzt ſich aus folgenden einzelnen Teilen 
zuſammen: 

a) Grundgehalt, 
b) Teuerungszulage, 
e) Nebenbezüge bzw. Wert der Nebenbezüge. 


Die Summe der unter a) bis o) genannten 
einzelnen Poſitionen bildet das Geſamt⸗Ein⸗ 
kommen, für das unter 2. feſte Sätze vereinbart 
worden ſind. Den einzelnen Waldbeſitzern bleibt 
es überlaſſen, je nach Lage der örtlichen Ver⸗ 
El und auf Grund beſonderer Vereinbarungen 
öhe und Menge der unter a) bis cl genannten ein⸗ 
zelnen Teile zu bemeſſen, wofern nur das Geſamt⸗ 
einkommen nach 2. unter Beachtung der nach⸗ 
folgenden Einzelbeſtimmungen ſichergeſtellt iſt. 

2. Das Geſamteinkommen ſoll betragen: 
a) für Forſtbeamte mit akademiſcher Bildung 

und mit Staatsexamen (Aſſeſſorexamen) 

20000 bis 28000 A 
(für Forſtbeamte in beſonderen Vertrauens⸗ 
ſtellungen und bei ſolchen, deren Arbeitskraft 
über den Rahmen rein forſtverwaltungs⸗ 
techniſcher Tätigkeit in Anſpruch genommen 
wird, bleibt die Feſtſetzung eines beſonderen 
Einkommens überlaſſen;) 

b) die Forſtbeamten mit akademiſcher Bildung 
ohne Staatsexamen werden entſprechend ihrem 
Bildungsgange zwiſchen a und o eingereiht; 

ei für Forſtverwalter (nicht akademiſch gebildet), 
die leinem Oberförſter unterſtehen: 

13500 bis 19000 A: 

d) für Revierförſter mit ſelbſtändiger Stellung, 
die wenigſtens zwei Forſtbeamte ſtändig unter 
ſich haben: 

12800 bis 16000 &. 

Unter die Gruppen d) und e) werden nur 
Forſtbeamte gerechnet, die eine vorſchrifts⸗ 
mäßige Lehrzeit und Ausbildung (Beſuch einer 

„ FJachſchule, Ablegung der Förſterprüfung) nach⸗ 
weiſen können, und daneben ſolche Beamte, 
die bereits eine derartige Stellung innehaben 
und dem genannten Bildungsgange nicht in 
allen Stücken entſprechen. Der volle Bildungs⸗ 
gang kann alſo nur bei Neuanſtellung oder 
Aufrücken in ſolche Stellungen gefordert werden 

e) für Förſter und nicht ſelbſtändige Revier⸗ 
förſter, Forſtbeamte nach vorſchriftsmäßiger 
Lehrzeit und Ausbildung (Beſuch einer Fach⸗ 
ſchule, Ablegung der Förſterprüfung): 

11000 bis 15000 A: 

f) für Forſtangeſtellte ohne die Vorbedingung 

zu d) und e): 
9000 bis 12000 4; 

g) für Anwärter für den Privatförſterdienſt 

(Hilfsförſter, Hilfsjäger, Gehilfen uſw.): 

8000 bis 9500 „ mit eigenem 
Hausſtand, 
5500 bis 7500 A ohne eigenen 

e Hausſtand; 

Hierbei iſt zu beachten, daß der Anwärter ohne 
eigenen Hausſtand im erſten Beſoldungs⸗ 
dienſtjahre etwa monatlich 200, in den Endjahren 
etwa monatlich 350 „ bar ausgezahlt bekommt, 
h) für Heger, Waldwärter, Waldvögte, Wieſen⸗ 

wärter uſw.: 

6000 bis 9000 . 

In den vorſtehenden Zahlen bezeichnet die 
Anfangsſumme jedesmal das Geſamteinkommen 
für einen Anfänger. Innerhalb der Spannung iſt 
nech der Dienſtzeit abzuſtufen, wobei Stufen von 
zwei bis drei Jahren empfohlen werden. Die 
Endeinkommen ſollen möglichſt nach zwanzig⸗ 
jähriger Dienſtzeit erreicht ſein, wobei Kriegsjahre 
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bei Wiederaufnahme in dieſelbe Verwaltung als 


Berufsjahre zu gelten haben. 

Für vorſtehend unter e) bis g) bezeichnete Be⸗ 
amte und Angeſtellte iſt eine forſtliche Dienſtbezirks⸗ 
größe (überwiegend Nadelholzrevier und Ebene) 
von mindeſtens 400 ha vorausgeſetzt. Bei einer 
Dienſtbezirksgröße von weniger als 400, aber mehr 
als 300 ha werden die Sätze um 10%, bei einer 
Dienſtbezirksgröße von weniger als 300 ha um 
20%, gekürzt. 

Anderweit in gleicher Dienſtſtellung verbrachte 
Jahre können auf Grund beſonderer Vereinbarung 
in Anrechnung kommen. 

3. Die innerhalb des unter 2. normierten Ge⸗ 
ſamteinkommens feſtzuſetzenden Teuerungs⸗Zu⸗ 
lagen ſind widerruflich und vorläufig für die Dauer 
dieſes Tarifvertrages zu gewähren. Das gleiche 
gilt für etwaige über das Geſamteinkommen hinaus 
zu gewährenden Kinderzulagen, für die die Summe 
von 900 „ für die Gruppen a bis c, 720 & für die 
Gruppen d bis g und 400 A für die Gruppe h pro 
eigenes Kind und Jahr als angemeſſen empfohlen 
wird. 

Die Kinderzulagen ſollen bis zum 14. Lebens⸗ 
jahre allgemein und bei Gruppen a) bis g) bis zum 
18. Lebensjahre gegeben werden, falls das Kind 
ſich in der Berufsausbildung befindet. Eigener 
Erwerb des Kindes iſt auf die Kinderzulage in 
Anrechnung zu bringen. 

d. Der Wert der im Rahmen des unter 2. ſeſt⸗ 
geſetzten Geſamteinkommens anzurechnenden Neben 
bezüge ſoll betragen: 

a) Wohnung mit Garten: 
Erſte Möglichkeit: 
ein Zimmer je nach Größe oder 


eine K uche —80 A 
eine Kammer 30 —40 „ 
ein Keller oder Bodenraum E 
Stall, Scheune, Hofgebäude je 50 „ 
S Zweite Möglichkeit: 
für die Dienſtwohnung der Gruppen 

a) und bk „ 900 . 
für die Dienſtwohnung der 

Gruppen c), d). e ..... 600 „ 
für die Dienſtwohnung der Gruppen 

und g EE SE 500 „ 


2 
für die Dienſtwohnung der Gruppe h) 250 „ 
Die Wahl der erſten oder zweiten An⸗ 
rechnungsmoöͤglichkeit bleibt betriebsweiſer Rege⸗ 
lung überlaſſen. 
b) Feuerung: 


ein Raummeter Derbbrennholz 22,50 A 
ein Zentner Kohle 18,00 f, 
freie Anſuhr der Feuerung Irm 6,00 „ 
c) Licht: 
die erſte Birre 100,00 „ 
jede weitere Birre S 
oder 
die Kilowattſtunde elefir.. . .. Län, 
(Gas oder Petroleum nad) orts⸗ 
üblichen Sätzen). 
d) 1 Morgen Kartoffelland (gedüngt 
und bearbeite) . 500,00 „ 
1 Morgen Land (ungedüngt und 
unbeſtellt), 20 % unter dem orts⸗ 
üblichen Pachtſatz. 
1 Morgen Wieſe 50,00 — 180,00 „ 
Roggen, Gerſte, Zentner 70,00 „ 
Weizen, Bentner. . nt 77,00 „ 
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Roggen⸗ und Gerſtenmehl, Gerſten⸗ 


ſchrot, der Zentner 100,00 A 
Weizenmehl, Zentner 110,00 „ 
Brot, Pfund 0,90 „ 
Kartofſeln, Zentnen 24,00 „ 
Graupe und Grieß, Zentner 140,00 „ 
Vollmilch, 1 Litern 1,00 „ 
Magermilch, 1 Liter 0,50 „ 
Butter, 1 Pfund 14,00 „ 
Forſtanzug (Nock, Hole, Hut) 900,00 „ 
Nutzholz, Feſtmete er 100,00 „ 
Streu, Morgen 20,00 „ 


Den Beamten mit eigenem Hausſtand, die 
weder Dienſtland noch Deputate haben, ſind bis 
zur Höhe von 15% des Geſamteinkommens Brot⸗ 
getreide und Kartoffeln zu den vorgenannten Preiſen 
vom Beſitzer zu verkaufen, wenn der Beſitzer ſelbſt 
die erwähnten Produkte erntet und ſie ohne Schädi⸗ 
gung ſeines Betriebes und ohne Verletzung der 
geſetzlichen Beſtimmungen abzugeben vermag. Iſt 
eine Abgabe nicht möglich, iſt ein entſprechender 
geldlicher Ausgleich zu gewähren. f 

Außerdem gewährte Nebenbezüge, wie Fiſche, 
Wild, Heu, Stroh uſw., ſind gegebenenfalls nach 
den Erzeugerwerten in Anrechnung zu bringen. 

Das erübrigte Deputat hat der Beamte der Dienſt⸗ 
herrſchaft zum Höchſt⸗ bzw. Marktpreije zum Kauf 
anzubieten. Erübrigtes Deputatholz darf nicht 
verkauft werden. 

Die Gewährung von Dienſtland unterliegt freier 
Vereinbarung im Einzelvertrage. 

Die Viehhaltung (Groß⸗ und Kleinvieh) ſoll 
in richtigem Verhältnis zu der gewährten Anzahl 
Acker und Wieſe ſtehen und betriebsweiſer Regelung 
überlaſſen bleiben. Eine beſondere Anrechnung 
auf das Geſamteinkommen findet nicht ſtatt. 

Inwieweit Tantieme und Gewinnanteile auf 
das Geſamteinkommen in Anrechnung gebracht 
werden, unterliegt beſonderer Verabredung im 
Einzelvertrage. 

Wenn vollkommen freie Station (Wohnung, 
Beheizung, Licht, Wäſche, ſämtliche Mahlzeiten) 
ſeitens der Verwaltung gewährt wird, ſind hierfür 
pro Tag und Kopf 4,50 bis 5,00 „ in Abzug zu 
bringen, bei teilweiſer freier Station entſprechend 
weniger. — 

Wird die freie Station im Hauſe des Beamten 
durch die Beamtenfrau oder ſeine Hausangehörigen 
gegeben, ſo beträgt die dem Beamten pro Kopf 
und Tag des Unterzubringenden und zu Be⸗ 
köſtigenden gewährte Entſchädigung 8,00 „„, in 
welcher Summe gleichzeitig die Abgeltung für ge⸗ 
währte Aufwartung einbegriffen iſt. 

5. Alle im Tarif genannten Sätze ſind Mindeſt⸗ 


e. 

Soweit bisher Einkommen gewährt wurden, 
die obige Sätze überſteigen, ſoll Kürzung nicht 
ſtattfinden. 

Wo durch die Neubewertung der Deputate 
eine Erhöhung des bis 1. Oktober 1921 gewährten 
Bareinkommens wegfallen würde, iſt das bis⸗ 
herige Bareinkommen mit einer Erhöhung von 
mindeſtens 15% zu gewähren. 

6. Jedem Beamten und Angeſtellten muß 
eine genaue Überficht über feine geſamten Ein⸗ 
kommensverhältniſſe ſchriftlich in die Hand gegeben 
werden. 5 

7. Die Koſten zu der Kranken⸗ und Angeſtellten⸗ 
verſicherung ſind auf Grund der geſetzlichen Be⸗ 
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ſtimmungen vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zu tragen. 

Steuerabzüge muß ſich der Beamte bzw. An⸗ 
geſtellte, wie geſetzlich angeordnet, gefallen laſſen. 

8. Etwa vom Beamten zu leiſtende Kautionen 
ſind ihm ſicherzuſtellen, da ſie im Falle eines Kon⸗ 
kurſes nicht zu den bevorrechtigten Forderungen 
gehören. Die Kautionsſumme iſt zu verzinſen. 

9. Dienſtaufwandsentſchädigungen ſind in 
ausreichendem Maße ohne Anrechnung auf das 
Geſamteinkommen zu gewähren, ſoweit die Dienſt⸗ 
aufwendungen nicht unmittelbar vom Dienſtgeber 
geleiſtet werden. 

10. Jedem Beamten und Angeſtellten ſteht nach 
dreijähriger Dienſtzeit bei Abkömmlichkeit auf 
Grund einer Vereinbarung mit dem Beſitzer ein 
jährlicher Urlaub zu. Sonn⸗ und Feiertage werden 
auf den Urlaub nicht angerechnet. 

11. Kein Beamter darf vertraglich zur Aus⸗ 
bildung von Forſtlehrlingen verpflichtet werden. 
Die Annahme eines Forſtlehrlings unterliegt der 
Genehmigung des Waldbeſitzers. 

12. Ehrenämter dürfen nur mit Genehmigung 
der Dienſtherrſchaft angenommen werden. Das 
gleiche gilt für Nebenbeſchäftigungen aller Art, 
bei denen geldlicher Verdienſt auf das Geſamt⸗ 
einkommen nicht in Anrechnung kommt. 

13. Über Streitigkeiten 1 8 Waldbeſitzern 
und Forſtbeamten entſcheidet eine in Breslau zu 
errichtende Einigungsſtelle, die aus je vier Ver⸗ 
tretern des land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Arbeit⸗ 
geberverbandes für die Provinz Schleſien, darunter 
drei Vertretern des Waldbeſitzerverbandes und vier 
Vertretern der Forſtbeamten, darunter zwei Ver⸗ 
tretern des Vereins für Privatforſtbeamte, einem 
Vertreter des Reichsverbandes und einem Ver⸗ 
treter des ſchleſiſchen Guts⸗ und Forſtbeamten⸗ 
bundes zuſammengeſetzt iſt. Dieſe wählen einen 
gemeinſamen Vorſitzenden. Die Einſetzung von 
Untereinigungsausſchüſſen bleibt vorbehalten. 

14. Vorſtehende Beſtimmungen treten mit 
dem 1. Oktober 1921 in Kraft und gelten dis zum 
31. Dezember 1922. Sie laufen je ein Jahr weiter, 
wenn ſie nicht ein Vierteljahr vor Ablauf ge⸗ 
kündigt werden. 

Sollten vom 1. Januar 1922 in einem etwa neu 
vereinbarten Gutsbeamtentarif die einzelnen Sätze 
gegen bisherige geändert werden, ſo kommen die 
Parteien dahin überein, unter Zugrundelegung 
dieſer Anderungen die Sätze in den Ziffern 2, 3 
und 4 einer Durchſicht zu unterziehen.“ 

Breslau, den 18. Oktober 1921. 

Land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Arbeitgeberverband 
für die Provinz Schleſien. 
gez. Graf Kayſerlingk. 
Verein für Privatforſlbeamte Deutſchlands. 
gez. Axel Schwabe, Oberförſter. 
Reichsverband land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Fach⸗ 
und Körperſchaftsbeamten, Bezirksgruppe Schleſien. 
gez. V. Goetſchmann. 
Deutſcher Guts⸗ und Forſtbeamtenbund. 
gez. Leo von Kathen. 
E) 


Ortsgruppe Stendal. 

Zur Ortsgruppenverſammlung am 23. Ok⸗ 
tober in Tangerhütte waren. infolge Ausbleibens 
der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ wegen Streiks, 
was eine breitere Belanntmachung der Orts- 
gruppenverſammlung nicht ermöglichte, nur neun 
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Kollegen erſchienen. In Vertretung des nicht er⸗ 
ſchienenen Vorſitzenden führte der Unterzeichnete 
die Leitung der Verſammlung. Über forſtliche 
Tagesfragen teilte der Schriftführer der Be⸗ 
zirksgruppe mit, daß von ſeiten des Reichsverbandes 
"Toni, und forſtwirtſchaftlicher Körperſchafts⸗ 
beamten Einſpruch gegen die Allgemein⸗Ver⸗ 
bindlichkeitserklärung des ſeit 1. Januar d. J. in 
Kraft getretenen Tarifs der Bezirksgruppe XVI 
erfolgt iſt. Die Verſammlungsteilnehmer äußerten 
darüber ihr Mißfallen und beſchloſſen, Kollegen, 
die dem genannten Verband angehören, zum 
Austritt aufzufordern. Kollege Tiedemann gab 
zur Sache nochmals die Entſcheidung des Kolberger 
Förſterausſchuſſes bekannt, daß unſer Verein mit 
dem Reichsverband land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Körperſchaftsbeamten einen Zuſammenſchluß nicht 
herbeiführen kann, ſondern nur die Spitzenorgani⸗ 
ſation dazu in der Lage iſt, und erläuterte dieſen 
Be ſchluß eingehend. Betreffend Forſtſchulen und 
Lehrlingszüchterei fordert die Verſammlung, 
daß der Verein energiſche Schritte zur Bekämpfung 
alter Mißſtände unternehme. Bei der nun folgenden 
Wahl des Ortsgruppenvorſitzenden, der bisherige 
Vorſitzende, Revierförſter Heimberg, hatte brieflich 
bekanntgegeben, daß er auf Weiterführung des 
Vorſitzes verzichte, wurde einſtimmig Kollege 
Haaſe⸗Brieſt, gewählt, der die Wahl auf be⸗ 
ſonderen Wunſch der Verſammlung annahm. 
Nunmehr wurde die von Bismarckſche Forſt 
veſichtigt. Alteichenbeſtände mit Fichten⸗ und 
Rotbuchen⸗Unterbau, reine Kiefernkulturen aus 
Saat, Zapfenſaat und Pflanzung, Erlenſtarkholz⸗ 
ucht und Auszeichnungen in etwa 80 jährigen 
Sichen zur Umwandlung in Dauerwald löſten 
eine rege Diskuſſion aus. Beſonderes Intereſſe 
hatten die Teilnehmer an der Holzdeſtillations⸗ 
anſtalt des Herrn Praetorius auf Revier Birlholz 
des Kollegen Hinſching. Hier war offenſichtlich zu 
erſehen, welche Werte in den noch im Boden 
1 alten Kiefernſtöcken verborgen 
iegen. Die Anſtalt wurde im Betriebe vorgeführt, 
Holzzerkleinerung zur kleinſten und damit inten⸗ 
ſivſten Auswertung der im Holze vorhandenen 
Rohprodukte, wie Holzteer, Kienöl bis zur Fertig⸗ 
fabrikation reinſten, dem amerikaniſchen vollſtändig 
gleichwertigen, verbrauchsfertigen Terpentinöls. 
Sogar ein eigens für die Verſammlung aus den 
rodukten der Kiefernſtubben bereiteter Schnaps 
teferte den Beweis dafür, daß viele Werte in den 
bisher wertlos angeſehenen Kiefernſtöcken lagern. 
Eine mit Anſicht der Holzdeſtillationsanſtalt auf⸗ 
genommene Photographie wird die Teilnehmer 
noch gern an das Geſehene erinnern. Leider war 
die Zeit zu kurz und das Wetter zu ungünſtig, um 
das Revier noch eingehender zu beſichtigen. 
Die nächſte Ortsgruppenverſammlung findet 
in Prie mern ſtatt, wohin uns Kollege Welly 
freundlichſt eingeladen. Genaue Zeit wird noch 
bekanntgegeben. Der Vorſitzende: Haaſe. 


Deutſche Jäger, 


öffnet Herzen und Börſen den Kriegsgeſchädigten der grünen 


Farbe. Sammelt für den Unterſtützungsfonds des 
Vereins „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ifo. 
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J Stellenſuchenden Pripatforſtbeamten 
und Waldbeſitzern, 


die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben, 
wird hiermit der gemeinſame Stellennachweis 
des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 
verbände und des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 
Alle 1 denen auch gleich eine Gebühr 
für Formulare, Porto uſw. in Höhe von 
15 A beizufügen iſt, find an den Stellen⸗ 
nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 


Geſchäftsſtelle 
des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
enen * 
Ve 


Nachrichten aus den Fachgruppen 
Preußiſcher Kommunal- Forſtbeamten. 
Grenzmark Weſtpreußen⸗Poſen. 

Am 9. Oktober fand eine Vollverſammlung der 
Fachgruppe der Kommunalforſtbeamten in See⸗ 
mühle bei Jaſtrow ſtatt. Der Vorſitzende, Kollege 
Revierförſter Volkmar, begrüßte die Kollegen und 
erſtattete eingehenden Bericht über den Verbands⸗ 
tag in Barmen. Es wurde darauf beſchloſſen, die 
Bezirksgruppen zu bitten, beim Verband ſofort 
Schritte zu unternehmen, damit aus den Bezirks⸗ 
fachgruppen der Kommunalen Forſtbeamten ein 
Landesfachgruppenausſchuß gewählt wird. (Iſt 
bereits veranlaßt.) 

Das Vorgehen der rheiniſchen ſowie Wies⸗ 
badener Forſtbeamten, welche am 19. Auguſt 1921 
einen Verband der Kommunalforſtbeamten⸗Vereine 
in Koblenz gegründet haben, wird als nicht richtig 
bezeichnet. Unter allen Umſtänden hätten die 
Kollegen die Antwort des Verbandes auf das 
Schreiben unſeres Fachgruppenvorſitzenden vom 
30. Juli 1921 abwarten müſſen. Danach wird 
den Forſtbeamten der eigene Landesfachgruppen⸗ 
ausſchuß zugebilligt. Wir können nicht umhin, 
unſerem Bedauern darüber Ausdruck zu geben, 
daß durch das Vorgehen der Rheinländer und 
Wiesbadener wieder eine Spaltung der Gemeinde⸗ 
forſtbeamten eintritt. 

Der Punkt 4 der Tagesordnung: Stellung von 
Anträgen uſw. fand durch nachſtehende Beſchlüſſe 
ſeine Erledigung: 

a) der Herr Miniſter wird gebeten, eine all⸗ 
gemeine Verfügung dahin ergehen zu laſſen, daß 
den Kommunalforſtbeamten das Brennholz zu 
denſelben Preiſen überlaſſen wird wie den Staats⸗ 
forſtbeamten in demſelben Bezirk. In Wiesbaden und 
in der Rheinprovinz iſt die Sache bereits geregelt. 

b) Wie vor, mit der Maßgabe, daß vergleichbare 
Stellen der Staatsförſter zugrunde gelegt werden 
müſſen. 

c) Sämtlichen Betriebsbeamten iſt derſelbe 
Dienſtaufwand zu gewähren wie den Betriebs⸗ 
beamten in den Staatsforſten, den Revier⸗ 
verwaltern eine Summe, die, je nach der Größe 
des von ihnen verwalteten Reviers, entweder dem 
Dienſtaufwand für verwaltende Revierförſter oder 
Oberförſter entſpricht. 

d) Für ein Dienſtzimmer iſt den Forſtbeamten 
wie im Staatsdienſt das erforderliche Brennholz 
zum Heizen unentgeltlich zu überlaſſen. 
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e) Kleidergelder ſollen an die kommunalen 
Forſtbeamten in derſelben Höhe gezahlt werden 
wie im Staatsdienſt. 

D Für die Revierverwalter ſollen Pferdegelder 
nach ſtaatlichen Sätzen, je nach Größe des zu ver⸗ 
waltenden Reviers, gezahlt werden, als Mindeſt⸗ 
entgelt wird der Satz für die verwaltenden ſtaat⸗ 
lichen Revierförſter angeſehen. 

Bezirksgruppe wird erſucht, dieſen Beſchluß 
durch den Verband dem Herrn Miniſter zu über⸗ 
mitteln. Abſchriften ſollen an ſämtliche beteiligten 
Magiſtrate geſandt werden. 

Außerdem wurden noch folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

1. Da die Kommunalforſtbeamten jagdlich 
einfach rechtlos ſind, wird der Herr Miniſter ge⸗ 
beten, die Gemeinden, welche Forſtbeamten be⸗ 
ſchäftigen, anzuweiſen, daß: 

a) Bei Neuverpachtungen von Jagdrevieren 
den Forſtbeamten eigene Reviere, möglichſt um 
das Gehöft belegen, zu einem beſtimmten Pacht⸗ 
preiſe zu verpachten ſind. 

b) Wird dieſer Antrag abgelehnt, ſo muß den 
Forſtbeamten diejenige Befugnis eingeräumt 
werden, welche den Staatsforſtbeamten in ver⸗ 
pachteten Revieren gewährt wird. Bis zur Neu⸗ 
regelung dieſer Vorſchläge wird beantragt, daß 
die Anſtellungsbehörde dem Beamten eine ent⸗ 
ſprechende Entſchädigung zahlt. 

Bei einer Regelung wie unter a vorgeſchlagen, 
würde ſich die in einigen Stellen ſehr heikle Wild⸗ 
ſchadenfrage von ſelber regeln. Es kann keinem 
Forſtbeamten zugemutet werden, daß er für das 
Vergnügen anderer Leute einen jährlichen Zuſchuß 
in Form von Wildſchaden zahlen muß. 


Inhalt: Die Rechtsnatur des Dienſtlandes. 943. — Entlaſtung der ſtaatlichen Torſtkaſſen in Preußen. 
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2. Der Herr Miniſter wird gebeten, eine Ver⸗ 
fügung an ſämtliche Kommunen herauszugeben, 
daß den Kommunalforſtbeamten der Wildſchaden 
durch die Anſtellungsbehörde gewährleiſtet wird. 

— 
Nachrichten aus verſchiedenen Vereinen 


und Körperſchaften. 


Alle Veröffentlichungen geſchehen unter Verantwortung der 
beirefienden Vorſtande oder der Einſender. 
Verein deutſcher Forſtbeamten. 

Nachſtehenden Generalverſammlungsbeſchluß 
vom 16. Juni 1921 bringe ich hierdurch zur ge⸗ 
fälligen Beachtung ſeitens unſerer Mitglieder: 

„Der Jahresbeitrag wird vom 
1. Fanuar 1922 ab bis auf weiteres 
auf 15 A feſtgeſetzt.“ 

Ich bitte diejenigen Mitglieder, die irrtümlich 
den vorjährigen Beitrag ſandten, den Reſtbetrag 
bis zur Höhe von 15 M ohne Aufforderung recht 
bald einzuſenden, da ſonſt durch die hohen Porto⸗ 
koſten die Kaſſe ſehr belaſtet wird. 

Anſchließend an dieſe Aufforderung weiſe ich 
auf die möglichſt genaue Ausführung des § 6 der 
Satzungen hin, welcher ſagt: 

„Die Jahresbeiträge ſind im Laufe des Monats 
Januar j. J. zu entrichten. Auf dem Poſtabſchnitt 
iſt Name, Stand, Wohn⸗ und Poſtort deutlich und 
genau anzugeben uſw. 

Wenn Beiträge bis 1. April nicht eingehen, 
wird angenommen, daß Einziehung durch Poſt⸗ 
auftrag erwünſcht iſt.“ 

Neuruppin, 10. Dezember 1921. 

Wittkowsky, Vorſitzender. 


916. — Die 


Beratungen des Forſthaushalts im Preußiſchen Landtag. 947 — Gefetze, Verordnungen, Erkenntuiſſe. 951. — Kleinere Mit⸗ 


teilungen Allgemeines. 952. — Forſtwirtſchaftliches. 953. — Vom Holzmarkt 


954. — Vom Rauhwarenmarkt 951 — Brief. 


und Fragekaſten. 955 — Verwaltungsanderungen und Perſonalnachrichten. 955. — Vereinszeuung Verband Preußiſcher Forſt⸗ 
rentmeiſter. 956. — Verein Preußiſcher Staats⸗Revierförſter. 956. — Nachrichten des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſch 
lands. E. V 957. — Nachrichten aus den Fachgruppen Preußiſcher Kommunalforſtbeamten. 960. — Nachrichten aus verſchiedenen 


Vereinen und Körperſchaften. 961. 


Fur die Redaknou: Okonsmierat Bodo Grundmann, Neudamm. 


An unſere ſehr geehrten Leſer. 

Mit Nummer 52 ſchließt der Vierteljahrsbezug unſeres Blattes; es wird, damit in der 
Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung gebeten. 

Leider haben wir in Nr. 50 auf Seite 941 eine beträchtliche Bezugspreiserhöhung ankündigen 
müſſen. Danach koſtet die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ab 1. Januar 1922 für das Vierteljahr 
18 Mk. Der Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ im Pflichtabonnement iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das Vierteljahr 15 Mk. 

Auch die „Deutſche Jäger⸗Zeitung“ iſt gezwungen, ihren Bezugspreis vom 1. Januar 1922 


ab zu erhöhen. Dieſer beträgt 


für Ausgabe A ohne „Vereins⸗Zeitung“ (Poſtzeitungspreisliſte für 1922, 1. Nachtrag) 22 Ml. 


für das Vierteljahr; 


für Ausgabe B mit der „Vereins⸗Zeitung“ 


für die jagdlichen und kynologiſchen 


Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1922, 1. Nachtrag) 25 Mk. für das Vierteljahr 

Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf jede der beiden Zeitungen geſondert — der gemein⸗ 

ſame Bezug iſt leider poſtaliſch nicht mehr möglich — vom 1. Januar bis 31. März 1922 Toto 
aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen Zuſendung keine Unterbrechung eintreten kann. 

An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 


beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Mitte dieſes Monats nicht ausdrücklich erfolgt iſt, 
Weiterlieferung; wir erſuchen jedoch um Einſendung von Bezugs- und Poſtgeld. Die Annahme 
der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes. An Vereins 
mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die überweiſung nötigen Bedingungen — Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw. — ordnungsmäßig erfüllt find. 

Neudamm, im Dezember 1921. Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
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dieſer Stelle 


Nur an 


0000000000000000 


werden 
OÖ G] Fanilien » Anzeigen koſteulos 
OC 5 Ö aufgenommen. 
8 Frieda Henke 8 Geburten: 
eg Dem Oberförſter Hornhardt in 
2 Kurt Müller 8 Oeſterholz ein Sohn. 
8 S 2 Verlobun : 
= nen: 
8 Berlobie. 8 Fräulein Leni Köſter in Forſtbof 
D Belgard, Perf 6 Votgtsdorf mit dem Revierjäger 
©: Fenenbarg Pom: el Ad. Burmeiſter 
8 Lauenburg Fon. 8 Sterbefälke: 
O au. Schwenken, Bez. Liegnitz. G Grumann, Joſef. Herzogl. Hege⸗ 
O im Dezember 1921. Ö meter in Primkenau. j 
00 O | Rülzow, Hilfstörſter in Britz, 
O00000000000000 | Ooerförſterei Chorin. 


Aut 4 Dezember 1921 verſchied im 6%. Lebensjahre nach 
ganz kurzem Krankſein plötzlich unſer verehrter Kollege, der 


Staatliche Hegemeiſter 


Johann Berg 


zu Forſthaus Sterzhauſen. Mit ganzem Herzen hing er 
an feinem Wald und Wild, allezeit pflichteifrig war er im Dienſt, 
ein warmes Herz hatte er für ſetne Waldarbeiter, uns war er 
ein treuer und lieber Berufsgenoſſe. Er war ein Freund der 
edlen Muſika und knorrigen Humors ſowie von ſelten großer 
Gaſtfreundlichkeit. Unvergeſſen fol fein Wirken bei uns ſein. 


Im Namen der Forſtbeamten 
der Oberförſterei Wetter⸗Weſt: 


Leſſing, Forſtmeiſter. 


(1800 


olg u nd Güter 
— en 
für fabrikmäß. Verkohlung, mögl. 1 m lang, auch ganze 


Waldbestände 


m. od. o. Grund u. Bod., Tom, aufgearb., 

bzw. loko Wald, a. all. Prov. mn 
Angeb. u. Ang. d. Sortim., d. Menge u d. Preiſ., 
u. d. Abfuhrverhältniſſe an: 


Holzeinkaufsſtelle des Vereins für chem. Induſtrie A.⸗G., 
Heventrop L gent, 


für Süddeutſchland an den 


Verein für hemifihe ad SL, 0. Abtle. Holzkontor, 
Frankfurt a. M. 


ge000000:00000008 
2 iem-Grubenholzbestände und Waldgüter 


TTT DUDU OUT 
ſtändig zu kaufen geſucht. 


3 
e 
Fritz Schwarzelühr, Kalthof. gr ici, 8 

0000088:988888088 


Waldbestände 


jeder Art und Größe 
kaufen zu höchſten Preiſen 23 zu 


fr. Waggon 
, AN kauf. get, 
Lage d. Objektes 


gegen Kaſſe 
R. & A. Finke, Baugeſch. u. Holzgroßhölg, 
Berlin⸗Pankow. 


Angebote erbittet F. Reimers. Görlitz, Viktoriaſtraße 10. 


der Diſch. Forſt⸗Zeitung, 9 
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Haſel⸗ u. GOEN 


110—1%0 cm lg., 2-41 cm dick, 


Eschen-, lm. 1.Lindonstan. 


3.50—4 BU m lg., 45/50 mm . nei. 
Holzwarenfabrik Schnabel, 
Gräfrath. Kr. Solin en. 


Achtung! Kollegen! 


Erbitte nach wie vor Angeb. in 
Waldbeſtänden, Wald: u. and 
Gütern, geſchl. Holz j. Art, wie 
Jagden. M. Rietz, Poisdam. 
a 28. (1556 


Fün ür Förſter! 
Zahle gute Proviſion bei Kauf⸗ 
abſchluß für Vermittlung größerer 


Wald⸗ und Landgüter. Es kommen 
in Frage: Größeres Waldgut, Roh⸗ 
land oder abgewirtichaftere Güter. 
Kauf gegen Kaſſe zahlung. Angeb. 
unter Nr. 1802 bef. d. Geſch d. 
Deutſchen Forſt-Zeituug. Neudamm. 


< Fir den Nachweis / 
von Waldgrund⸗ 
ſtücken u. Gütern 
mit Wald, Wald⸗ 
beſtänden ſowie 
WS Sölzern aller Art. 
ſtehend oder geichlagen, ei 
bewillige ich eine SE 


poison von 3 % J 
der Kaufſumme. 


Gefl Angebote unter 
Nr. 1658 bef. die Geſch. 
d. D. Forſt⸗Z., Neudamm. 


(1542 


a Woran 
Faulbaumholz, 
Sprockelholz, 


auch Schieſbeerbolz E bei 

Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 
Paul Becker, Holzhandlung, 

Röxe-Stendal, Lüderitzer Straße 30. 


Größere 


8 WDaldbeitände 


zu kaufen geſucht. 
Angebote erbeten an (1527 


Oſtmärkiſche goch ⸗ und 
Tlefbaugeſellſchaft m. b. D. 


Ableilung: 
Tawmpfiäge und Dobelwerte, 


Berlin W 9, Schellingitr. 5. 


‚Sogdberpachtungen 


Gesucht 


Abſchuß eines ge: 


ringen Hirſches, 
bis Sechſer abwärts, gegen Entgelt 
von 800 Mk. Zu⸗Schuß⸗Kommen 
Bedingung. Angebote unt. „Alri- 
Kaner 1793 beförd. die Geſch. 
deudamm. 


Sienenangebole ` 


Verheirateter 


0 

Förſter 

für eine größere Herrſchaft in 
Pommern wird per bald geſucht. 
Bedingung: erfahren in Kultureu— 
tüchtig in Durchforſtungen, nationale 
Geſinnung. Bewerbungsſchreiven, 
Lebenslauf und Zeugniſſe einzu⸗ 
reichen u. A. S. 1808 an die Geſch. 
der D. Forſt⸗Ztg., Neudamm, erb. 


Forſt⸗ und 
Schreibgehilfe, 


ev., mit guter Schul⸗ und Fach⸗ 
ausbildung, zum ſofortigen Antritt 
geſucht. (1797 
Zeugnisabſchriften mit ſelbſt⸗ 
geſchriebenem Lebenslauf an die 
Stiftsoberförſterei Kath ow 
bei Kline, Kreis Coctbus. 


Gemeindefürſterſtelle 
Gevenich 


im Kreiſe Cochem iſt ſpäteſtens 

zum 1. März 1922 neu zu beſetzen. 

a), Das Dienſteinkommen der Stelle 

entſpricht dem der Gruppe VI 

der Beſoldungsordnung fur die 
Staatsbeamten. 

b) Mietwohnung für unverheiratete 
Förſter vorhanden. 

c) Brenuholz nach den Grundſätzen 
für die Staatsförſter. 

d) Dienſtaufwands-Entſchädigung 
vorläufig 300 Mk. 

ei Probedienſtzeit 1 Jahr unter 
Aurechnung auf Veſoldungs— 
und Penſionsdienſtalter für den 
Fall endgültiger Anſtellung. 
Die Zeit der Ausbildung, die 
Militärdienſtzeit und die in 
einem auderen Kommunal⸗ 
verbande verbrachte Dienſtzeit 
kommt bei der Penſionierung in 
Anrechnung, ſonſtige Dienſt⸗ 
jahre nach beſonderer Verein⸗ 
barung. 

g) Nur forſtverſorgungs berechtigte 
Förſter und Reſervejäger, 
kommen für die Anſtellung in 
Frage. Sie haben die Erklärung 
abzugeben, daß ſie durch ihre 
endgültige Anſtellung auf der 
Förſterſtelle Gevenich ihre Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche als erledigt 
betrachten. 

Bewerbungen mit Lebenslauf, forſt⸗ 
lichen Zeugniſſen, Militärpapieren. 
amtsärztlichem Zeugnis und der 
unter g) genannten Erklärung ſind 
bis zum 15. Januar 1922 au den 
Unterzeichneten einzureichen. 

Lutzerath, den 5. Dezember 1921. 

er Nürgermeiſter. 


D 


— 


Trappe. 
. ]¶ nn 
Größere Forſtverwaltung int 


Bezirk Breslau ſucht für ſo fort 
einen ledigen, firmen 


Forstsekretür 


(Maſchinenſchreiber). Es wird per. 
langt ſelbſtändige und voll verant. 
wortliche Führung der Sekretär⸗ 
geſchäfte des Forſtamtes. Bewer- 
bungen mit ſelbſtgeſchriebenem 


Lebenslauf, Bild, Zeugniſſen und 
Angabe der Gehaltsanſprüche unter 
Nr. 1783 beförd. die Geſchäftsſtelle 
der Diſch. Focſt⸗Zeitung, Neudamm. 


1 D be J orſt⸗Zeit 1 Uu 


Forſtliche Rundſchau und Des Förſters Feierabende. 
Herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forſtmänner. 


Amtliehes Organ des Brandversicherungs-Vereins Preussischer Forstbeamten zu Berlin, des „Waldheil“, Vereins zur 

Förderung der Interessen deutscher Forst- und Jagdbeamten zu heudamm, des Forstwaisen vereins zu Berlin, des 

iehversicherungs vereins der Forsibeamten a. 6. zu Perleberg, des Verbandes Preussischer Forstrentmeister, des Vereins 

Preussischer Staatsrevierförster, der Preussischen Staatsförstervereinigung, des Vereins Tür Privatforstbeamte Deutsch- 

jands, des Vereins Schlesischer Forstbeamten (gegründet 1830), der Vereinigung der Privatforstbeamten der Grafschaft 
Glatz und Umgegend. 


Die Deutſche Forſt⸗Zeitung erſcheint wöchentlich einmal. Bezugspreis: Viertelfährlich 18,00 Mk. bei allen Poſt⸗ 

anstalten (eingetragen in die deutſche Poſtzettungspreisliſte für 1922, 1. Nachtrag), direkt unter Streifband durch den Verlag fur 

Teutſchland und das alte Oſterreich⸗-Ungarn 30,00 Mk. Die Berechnung emer Lieferung nach dem Ausland erfolgt nach den 

milichen Beſtimmungen des deutſchen Buchhandels Einzelne Nummern, auch ältere, werden für 1,50 Mk. abgegeben. — 

Jin Falle höherer Gewalt, Betriebsſtörungen, Arbeitseinſtellungen oder Ausſperrungen hat der Bezieher keinen Anſpruch auf 
Lieferung oder Nachlieferung der Zeitung oder Rückzahlung des Bezugspreiſes. 


Wei den ohne Vorbehalt eingeſandten Beiträgen mmm die Schriftleitung das Recht der fachlichen Anderung in Anſpruch. Ber: 
träge, für die Entgelt gefordert wird, wolle man mit dem Vernterk „gegen Bezahlung“ verſehen Beitrage, die von ihren ee 


auch anderen Zeitſchrifſten ubergeben werden, werden nicht bezahlt Vergütung der Beiträge erfolgt nach Ablauf jedes Vierteljahrez. 
Unberechtigter Nachdruck wird nach dem Geſetze vom 19. Juni 1901 ſtrafrechtlich verfolgt. 
36. Band. 


— _Nendemm, den 25. Dezember 1921. 


Oberförſter und Förſter. 


Eine Antwort an Herrn Staatsförſter Koch von Forſtmeiſter Gieſeler, Taberbrück. 


Auf den Artikel „Oberförſter und Förſter“ 
möchte ich als Revierverwalter in aller 
Offenheit antworten, weil der höfliche Ton in 


Dinge bislang einen recht einſeitigen Verlauf 
genommen haben, iſt es Pflicht der Oberförſter, 
daß ſie nunmehr aus der Reſerve heraustreten 


wohltuender Weiſe von der bisher geübten Form und zur energiſchen Abwehr gegen ungerecht 


Dt und gleichſam zu einer Erwiderung auf⸗ 
fordert. 

Es gibt wohl kaum einen Revierverwalter, 
deſſen Herz nicht mit Trauer erfüllt iſt über die 
volitiſche Entwicklung innerhalb der grünen 
Farbe. Wir hatten an ein feſt gefügtes Haus 
geglaubt, welches den Stürmen der Revolution 
ſtandhalten würde. Es iſt anders gekommen. 
Während der Zeit der größten Not unſeres Vater⸗ 
iondes wurde uns Revierverwaltern der Krieg 
ecklärt. Um des ſo notwendigen inneren Friedens 
willen und um nicht von radikaler Seite fort⸗ 
geſetzt mit Schmutzkübeln ſchwerſten Kalibers 
begoſſen zu werden, legten wir uns völlige Reſerve 
unf, obwohl es in unſerem perſönlichen Intereſſe 
tattiſch falſch war. 

Ich ſtimme mit Herrn Förſter Koch darin 
uberein, daß es nichts Trennendes zwiſchen 
Oberförſter und Förſter zu geben braucht. 
Im Gegenteil, beide haben dieſelben Inter⸗ 
eſſen. Um ſo unverſtändlicher iſt es, daß 
wir in unſerer Geſamtheit in dieſer maß⸗ 
loſen Weiſe angegriffen wurden. Grund zum 
Groll hätten doch höchſtens wir, denen man 
wohlerworbene Rechte mit Hilfe der Revolution 
genommen hat. Wir wollen nicht unterſuchen, 
ob einzelne Revierverwalter, wie behauptet wird, 
früher mit dieſen Rechten Mißbrauch getrieben 
haben. Menſchliche Schwachen gibt es überall. 

Daß die früheren EE für 
Oberförſter und Förſter erhebliche Mängel aufge- 
wieſen haben, beſtreitet niemand. Für einegteviſion 
Derſelben waren wir alle zu haben. Nachdem die 


fertigte Anſprüche und Angriffe übergehen und 
auf Frieden im grünen Walde dringen. 

Noch ſind die Oberförſter „verantwortliche“ 
Verwalter von Wald und Jagd und haben dem⸗ 
entſprechend auch Rechte und Pflichten, welche 
ſie im Intereſſe der Sache nicht mit anderen 
teilen können. Ich bitte, ſich in unſere Lage zu 
verſetzen. Wenn der Törſterſtand der bislang 
kläglichſt unterdrückte Stand genannt wird, 
wie ich an anderer Stelle vor längerer Zeit 
las, warum in aller Welt war denn der Andraug 
ſo groß? Warum verſuchten die Förſter mit aller 
Gewalt ihre Söhne wieder in die Forſtdienſt⸗ 
laufbahn hineinzubringen? — Es muß doch wohl 
nicht ganz ſo ſchlimm geweſen ſein. Die Dienſt⸗ 
anweiſungen für Oberförſter und Förſter waren 
doch bekannt. 

Die Vorwürfe, welche neuerdings dem Ober⸗ 
förſter in der Reſerveoffiziersfrage gemacht 
werden, ſind mir völlig unverſtändlich. Jeder 
Anwärter der Förſterdienſtlaufbahn wußte doch 
von vornherein, daß ſich das ausgezeichnete 
Oberjägerkorps — bislang der Stolz jedes Förſters 
— aus den Förſteranwärtern ergänzte. Ich habe 
nie einen Anwärter kennen gelernt, welcher 
Reſerveoffizier werden wollte. Die wenigen 
Einjährigen traten meiſt — wenn ſie dazu be⸗ 
fähigt waren — zum Oberjägerkorps über“). Ich 
glaube auch, ſeine eigenen Oberjäger⸗Kameraden 


„*) Weil ihnen unter den damaligen Ber: 
hältniſſen einfach nichts anderes ubrigblieb. 
Die Schriftleitung. 
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würden es dem Einjährigen ſehr verdacht haben“), hier glänzende Ausnahmen, in denen Revier⸗ 


wenn er es gemacht hätte wie der ſelige Joſeph — 
er zog einen bunten Rock an und dünkte ſich mehr 
als ſeine Brüder. 

Im Kriege lag der Fall natürlich ganz anders. 
Als der Kreis der zu befördernden Offiziere 
weitergezogen wurde, durfte auch der Förſter 
oder Förſteranwärter nicht fehlen, wenn er dazu 
geeignet erſchien, und ſoviel ich weiß, ſind auch 
eine ganze Reihe gelernter Jäger zu Offizieren 
befördect worden. Nun ſind ja allerdings die 
Anſichten über perſönliche Tüchtigkeit häufig 
recht vorſchieden, vor allen Dingen, wenn man 
über ſich ſelbſt zu urteilen hat. Und da iſt es 
natürlich immerhin möglich, daß ab und zu der 
Kommandeur anderer Anſicht war als der An⸗ 
wärter. 

Daß der Förſter durch den Oberfoörſter früher 
und ſogar teilweiſe auch noch heute als Menſch 
und Untergebener nicht gut behandelt wird, 
beſtreite ich in dieſer Verallgemeinerung durchaus. 
Der preußiſche Beamtenſtaat zeichnete ſich früher 
oft fraglos durch eine gewiſſe Eckigkeit und 
Derbheit im Verkehr der Vorgeſetzten mit den 
Untergebenen aus. Auch manche Oberförſter 
können ein Lied davon ſingen. Es gab gewiſſe 
Forſträte, Oberforſtmeiſter und auch Landforſt⸗ 
meiſter, deren Ausdrucksweiſe nicht gerade Goethe⸗ 
ſcher Herkunft war. Wie mancher Förſter iſt 
gelegentlich der Berciſungen Zeuge von recht 
kräftigen Grobheiten geworden! Das war aber 
nicht nur in der grünen Farbe ſo, ſondern das 
fand man in allen Beamtenkategorien. An⸗ 
genehm iſt gewiß etwas anderes, und es iſt gut, 
daß dieſer grobe, derbe Ton zumeiſt ver⸗ 
ſchwunden iſt. Er war wohl von ſelbſt im 
Ausſterben begriffen. Zu freundlichen Menſchen 
ſoll man auch freundlich ſein, das kann man 
von jedem Gebildeten verlangen. 

Speziell im Verkehr der Oberförſter mit den 
Förſtern, welche im Walde auf ſich angewieſen 
ſind, habe ich perſönlich nie einen häßlichen 
Verkehrston oder gar eine ſchlechte Behandlung 
kennen gelernt. Sicher ſind Zerwürfniſſe und 
Streitfälle vorgekommen und kommen bei unſerer 
menſchlichen Unzulänglichkeit auch noch heute 
vor, aber dieſe dürften doch zu den Seltenheiten 
gehören und können nicht verallgemeinert 
werden. 

Dann kommt die leidige Jagdfrage. Wieviel 
Unheil hat ſie angerichtet! — Wieviel Einzel⸗ 
fälle ſind verallgemeinert worden, und wie 
wurde geſchimpft! Wo liegt das Rechte? — In 
der neuen Jagdordnung ganz gewiß nicht! Herr 
Koch ſagt unter anderm: „Allerdings gab es auch 


*) Keineswegs, hier iſt der Verfaſſer ſicher in 
ichwerem Irrtum. Die Schriftleitung. 


verwalter ausgiebig Abſchuß an Beamte ver⸗ 
teilten, die wirklich Jäger waren und ſich um den 
Wildſtand kümmerten“. Hier liegt der Haſe im 
Pfeffer! Die Herren Förſter wiſſen doch ganz 
genau, daß unter ihnen paſſionierte und hervor⸗ 
ragend gute Jäger ſind, welche auch den Wild⸗ 
dieben zu Leibe gehen, daß aber auch eine nicht 
unbedeutende Anzahl vorhanden iſt, welche wenig 
Intereſſe an der Jagd haben und ſich um den 
Wildſtand und den Jag dſchutz wenig oder gar 
nicht kñjümmern. Hand aufs Herz! Stimmt's? 
Es wäre doch mehr wie ungerecht, wenn hier 
bei der Vergebung des Abſchuſſes nicht diffe⸗ 
renziert würde! 

Wenn Herr Koch ferner ſchrcibt, daß die Ro— 
volution beinahe die Oberförſter weggefegt hätte, 
dann kann darauf nur erwidert werden, daß in 
dieſem Falle auch die Förſter beſtimmt De 
ſchwunden wären. Oder glauben die Förſter, 
daß ſie ihre Waldarbeiter vim hinter ſich haben? 
Das dürſte ein verhängnisvoller Irrtum fein. 
Dieſe gchen läneft ihre eigenen Wege. Da 
bei einer ſiegteichen radikalen Revolution zu⸗ 
nächſt die brutale Maſſe den Ausſchlag gibt, 
ſo würden ſich die Waldarbeiter mit ſonſtigen 
Genoſſen in den Raub von Wald und Wild geteil! 
haben, bis in kurzer Zeit alles ein Schutthaufen 
geweſen wäre. 

Gewiß haben auch Förſter während des Krieges 
eine Anzahl Oberförſtereien verwaltet. Eine ganze 
Anzahl hat den laufenden Betrieb recht out 
aufrechterhalten, aber wir wollen auch nicht ver⸗ 
geilen, daß eine ganze Reihe von Oberförſtereicn 
jetzt noch unter den Folgen zu leiden hat 
Darin liegt natürlich beileibe kein Vorwurf. 

Im übrigen waren die Worte des Herrn 
Förſters Koch jo freundlicher Art, daß ich wobl 
im Namen aller Oberförſter verſichern kann, daß 
wir Oberförſter gern bereit ſind, mit Beamten 
einer Art zuſammen zu arbeiten. Man kann won 
achlich anderer Anſicht fein und über gewiſſe 
Fragen auch ſtreiten, aber deswegen kann man 
doch immer die guten Manieren bewahren. 

In dieſer traurigſten Zeit unſeres Vaterlandes 
wollen wir möglichſt alles Trennende beiſeite 
laſſen und unſere Handlungen nur von dem Ge⸗ 
danken leiten laſſen: Wie nütze ich meinem Vater⸗ 
lande? Der Feind ſteht ſchon im Hauſe, und 
wenn wir Deutſchen uns nicht bald beſinnen und 
unſere Kraft vereinen, anſtatt ſie im inneren 
kleinlichen Gezänk zu zerſplittern, dann werden 
auch in unſerem Walde die Franzoſen bald die 
lachenden Dritten fein. Und dann ſind wir mit- 
ſchuldig an unſerem Untergange, weil wir klein⸗ 
liche perſönliche Intereſſen höhergeſtellt haben 
als das Wohl und die Ehre unſeres Bateı- 
landes. 


— — 


— HR — — 
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Ergänzung der Preußiſchen Beſoldungsvorſchriften 
hinſichtlich der Beſoldung 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten hat im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter am 15. Dezember ergänzende 
Vorſchriften zu den Preußiſchen Beſoldungs⸗ 
vorſchriften für die Feſtſetzung des Anwärter⸗ 
dienſtalters und der Anwärterdienſtzeit der 
nichtplanmäßigen Forſtbetriebsbeamten erlaſſen. 
Die Ausführung ſoll unverzüglich in Angriff 
genommen, die erforderlichen Umrechnungen 
und Nachzahlungen müſſen mit größtmöglichſter 
Beſchleunigung bewirkt werden. Wir ſind in 
der Lage, die Vorſchriften nachſtehend mit 
amtlicher Ermächtigung abdrucken zu können, 
und freuen uns, dieſe ſehnſüchtig erwartete 
Nachricht unſern Leſern noch auf den Weih⸗ 
nachtstiſch legen zu dürfen. Die Ausführungs⸗ 
verfügung werden wir ſofort nach Erſcheinen, 
jedenfalls in einer der nächſten Nummern 
unſeres Blattes, bringen. 

Gleichzeitig mit den neuen Vorſchriften tritt 
auch eine anderweite Feſtſetzung der Tages⸗ 
vergütungen für die Staatsförſteranwärter im 
Vorbereitungsdienſt ein. Sie betragen mit 
Wirkung vom 1. April 1920 ab: 


im 1. Vorbereitungsjahre 10 A 
o 2. Ze 11 M 
77 3. 2 12 „ 
„ 4. 5 e, 13 A 

5 S und ſpäter . 14 A 


Zu dieſen Beträgen treten die im Laufe 
der Zeit für die Beamten allgemein bewilligten 
Ausgleichs⸗ und Notzuſchläge nach dem je⸗ 
weiligen Satze. Ortszuſchlag und Kinder⸗ 
beihilfen kommen auch fernerhin nicht in Frage. 

Die letzte allgemeine Aufbeſſerung der 
Beamtenbeſoldung iſt bei dieſer Regelung noch 
nicht berückſichtigt. Wie ſich die Vergütungen 
für die neuere Zeit geſtalten werden, läßt ſich 
daher noch nicht ſagen. 

Die neuen Vorſchriften lauten: 

Ergänzende Vorſchriften vom 15. Dezember 1921 
zu den Preußiſchen Beſoldungsvorſchriften für 
die Feſtſetzung des Anwärterdienſtalters und der 
Auwärterdienſtzeit der nichtplaumäßigen Forſt⸗ 
betriebsbeamten. 

In Ausführung der Ziffer 178 (2) der Preußiſchen 
Beſoldungsvorſchriften vom 8. Juli 1921 werden 
folgende Vorſchriften erlaſſen. Sie gelten mit 
Wirkung vom 1. April 1920 ab und ſind auf 
alle am 31. März 1920 vorhanden geweſenen 
Anwärter für die Staatsförſterlaufbahn anzu⸗ 
wenden. Übergangsbeſtimmungen zur Vermeidung 
von Überholung dienſtälterer Beamten werden am 
Schluß dieſer Vorſchriften gegeben. 

A. An wärterdienſtalter. 
I. Einfluß der Jägerprüfung. 

1. (1) Das Anw. D. A. beginnt grundſätzlich nach 
Ablauf von fünf Jahren ſeit Beſtehen der Jäger⸗ 
prüfung oder (bei denjenigen Anwärtern, welche 
die Jägerprüfung vor Kriegsbeginn beim Bataillon 
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der Staatsförſteranwärter. 


abgelegt haben) ſeit dem Eintritt in den Heeres⸗ 
dienſt. Es wird auf den 1. Oktober des betreffenden 
Jahres feſtgeſetzt. 

(2) Fällt das Anw. D. A. bei den vorhandenen 
wenigen Ausnahmen nach Maßgabe der bisherigen 
Beſtimmungen infolge vorzeitiger Erteilung des 
Forſtverſorgungsſcheins auf einen günſtigeren 
Zeitpunkt, als ihn Abſatz 1 feſtſetzt, ſo bleibt es 
bei der bisherigen Feſtſetzung. 

(3) Das Anw. D. A. wird alſo im günſtigſten 
Regelfalle fünf Jahre ſpäter liegen als derjenige 
1. Oktober, der auf die Vollendung des 18. Lebens⸗ 
jahres des Anwärters folgt. Iſt das 18. Lebens⸗ 
jahr im Laufe des Monats Oktober voll⸗ 
endet, jo rechnet das Anw. D. A. auch vom 1. Ok⸗ 
tober ab. 

2. Haben Anwärter infolge des Krieges die 
Jägerprüfung nicht zu der regelmäßigen Zeit 
ablegen können, ſo rechnen die fünf Jahre — 
Ziffer 1 (1) — vom Vorbereitungsdienſtalter ab, 
früheſtens jedoch auch erſt von demjenigen 1. Oktober, 
der auf die Vollendung des 18. Levensjahres folgt. 
Der Schlußſatz der Beſtimmung 1 (3) findet auch 
hier Anwendung. — - = : 

3. Die vorſtehend feſtgelegte untere Alters⸗ 
grenze gilt auch für die 1917 und ſpäter ange⸗ 
nommenen Forſtlehrlinge. 

4. Hat die Jägerprüfung wiederholt werden 
müſſen, jo tritt allgemein für jedes maliges 
Nichtbeſtehen ein Verluſt an Anw. D. A. von einem 
Jahre ein. 

II. Einfluß der Förſterprüfung. 

5. Für den Beginn des Anw. D. A. it außer⸗ 
dem das Beſtehen der Förſterprüfung Vorbe⸗ 
dingung. Sie muß alſo in der Regel im letzten 
Jahre der Vorbereitszeit beſtanden werden. 

6. (1) Ausnahmen werden Ia diejenigen 
Anwärter zugelaſſen, welche bei Bekanntgabe dieſer 
Vorſchriften wider Erwarten zur Förſterprüfung 
nicht herangezogen worden ſind, trotzdem ſie auch 
nach den bisherigen Beſtimmungen ſchon hätte 
abgelegt ſein müſſen. 

(2) Dieſe Anwärter haben die Förſterprüfung 
unverzüglich zu beginnen, d. h. ſobald der Ober⸗ 
forſtmeiſter ſie für genügend vorbereitet hält. 
Die Vorbereitung iſt eifrig zu fördern. 

(3) Dasſelbe gilt für diejenigen Anwärter, 
welche, durch den Krieg daran verhindert, die 
Förſterprüfung noch nicht ablegen konnten. 

(4) Auch diejenigen Anwärter, welche infolge 
dieſer neuen Beſtimmungen ſchon jetzt zur Förſter⸗ 
prüfung heranſtehen, weil die Friſt zur Ablegung 
früher gelegt iſt, fallen unter vorſtehende Ausnahme⸗ 
vorſchriften. 

(5) Der Beginn des Anw. D. A. verzögert ſich 
für die unter dieſe Ziffer 6 fallenden Anwärter 
nicht, wenn ſie die Förſterprüfung ohne Wieder⸗ 
holung beſtehen. Wird die Prüfung nicht beim 
erſten Verſuch beſtanden, ſo tritt Verluſt an Anw. 
D. A. im Sinne der Ziffer 4 ein. 

7. Anwärter mit einem Vorbereitungsdienſt⸗ 
alter vom 1. Oktober 1919 und ſpäter müſſen die 
Förſterprüfung rechtzeitig beſtehen, wenn kein 
Verluſt an Anw. D. A. eintreten ſoll. Beſtehen ſie 
ſie ſpäter als im fünften Vorbereitungsjahre, ſo 
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rechnet das Anw. D. A. erſt von dem auf das 


Beſtehen folgenden 1. Oktober ab. 
B. An wärterdienſtzeit. 

8. (1) Dienſtzeit, welche nach Erlangung des 
Anw. D. A. im berufsmäßigen Gemeinde⸗, Anſtalts⸗ 
oder Privatforſtdienſte oder im aktiven Militär⸗ 
dienſte zugebracht iſt, rechnet zu der Anwärter⸗ 
dienſtzeit. 

(2) Der berufsmäßigen Beſchäftigung gleich- 
geachtet wird bei denjenigen vorhanden geweſenen 
Oberjägern, welche den Forſtverſorgungsſchein 
nach neunjähriger aktiver Dienſtzeit erhalten haben, 
auch die über neun Jahre hinausgehende, im aktiven 
Militärverhältniſſe (auch bei Abwicklungsſtellen) 
zugebrachte Dienſtzeit, nötigenfalls bis zur Auf- 
löſung des Jägertruppenteils. 

C. Günſtigſte Fälle bei Anwendung 

dieſer Vorſchriften. 

9. (1) Das nach dieſen Vorſchriften feſtzuſetzende 
Anw. D A. und das nach Ablauf von weiteren fünf 
Jahren folgende Beſoldungsdienſtalter ſind im 
allgemeinen früheſte Zeitpunkte, die nur in Frage 
kommen, wenn alle davor liegenden oder zur 
Berechnung heranzuziehenden Zeiten der Laufbahn 
voll anzurechnen ſind. 


ta Da ⏑ 2 


Deutſche Forſt⸗Zeitung 


Nr. 52 Bd. 36 (1921) 


(2) Eine weitere Verbeſſerung der Beſoldungs⸗ 
verhältniſſe durch Anrechnung der früher geſetzlichen 
Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter 
kommt nicht in Frage. 

D. Übergangs vorſchriften. 

10. Das Beſoldungsdienſtalter der vor dem 
1. April 1920 planmäßig angeſtellten Förſter wird 
mit Wirkung vom 1. April 1920 ab (da an dieſemTage 
der erſte der am 31. März 1920 vorhanden ge⸗ 
weſenen Anwärter planmäßig angeſtellt worden 
iſt) inſoweit verbeſſert, als es erforderlich iſt, um 
zu vermeiden, daß ein am 1. April 1920 und ſpäter 
angeſtellter Beamter ein günſtigeres Beſoldunge⸗ 
dienſtalter erhält als ein früher angeſtellter mit 
längerer Dienſtzeit. 

Berlin, den 15. Dezember 1921. 

Zugleich im Namen des Herrn Finanzminiſtere: 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen ud 
Forſten. 
gez. Dr. Wendorff. 

Hoffentlich werden nun die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen recht bald veröffentlicht, damit 
wir auch dieſe unſern Leſern bekanntgeben 
können. Die Schriftleitung. 


Die grüne Woche (18. Mitgliederverſammlung) des Deutſchen 


Forſtvereins zu Kreuznach in der Zeit vom 6. bis 15. September 1921. 
Von Forſtrat Eulefeld, Lauterbach (Heſſen). f 


(Fortſetzung) 
Wer ſoll dieſe umfaſſenden Arbeiten leiten? wurde die Ausſprache eröffnet, und das Wort 


Die erſte Anlage hat von der Eimichtungsaritalt 
zu geſchehen, die laufende Fortführung muß der 
Wirtſchafter beſorgen. Er hat den beſten Cinblick 
in die Verhältniſſe. Wenn dieſe Chroniken ein⸗ 
geführt ſind, dann wiſſen die Wirtſchafter, was 
ſie da ſchaffen können. Sie bieten eine gute Ein⸗ 
führung fur jüngere Einrichtungsbeamte für ihre 
Arbeit, zu Abſchlüſſen beim Dienſtwechſel; dem 
Nachfolger kann dadurch ein vollſtändig klares Bild 
gegeben werden, Angabe der Gründe, warum ſo 
und nicht anders gewirtſchaftet wurde, und die 
Aufnotierungen bieten die Grundlage für ſpätere 
Wirtſchafſtsführung. Für junge Leute iſt dieſe 
Chronik ein Mittel zur Ausbildungsfähigkeit, ein 
Anreiz in die Verſenkung der einzelnen, noch nicht 
gelöſten Probleme. Freilich, ein großer Mißſtand 
beſteht darin, daß die Früchte der Wirtſchaftschronik 
nur reifen können in langen Zeiträumen. Man 
greift bei Errichtung der Chronik auch wohl zurück 
auf die frühere Zeit, aber der Erfolg und die 
Genauigkeit iſt nicht zweckentſprechend. Die Chronik 
dient zum Fortſchreiten unſerer Wirtſchaftsführung 
(Bravo !)..) 

Geheimrat Wappes dankt dem Vorredner 
und entſchuldigt ſich wegen der kurzfriſtigen Auf⸗ 
forderung des Profeſſors Hausrat. Er habe viel⸗ 
ſeitig Umfrage gehalten, es ſei ihm aber nicht 
gelungen, einen Praktiker beizuziehen. Darauf 


*) Bemerkung In der Fodſtwirtſchaftsrats⸗ 
Sitzung zu Heidelberg im Jahre 1909 hat Fricke, 
obgleich er damals ſchon Pxofeſſor war, vergeblich auf 
die Wichtigkeit der Beſtandeschroniken hingewieſen. 
Er legte eine große Zahl von Heftchen getrennt nach 
Abteilungen vor, ſchilderte die Wichtigkeit dieſer Arbeit, 
fand aber kein Gehör. ` 


erhielt 

Profeſſor Dr. Borgmann⸗ Gießen: Dr, 
Schwappach wird wahrſcheinlich ſpäter noch mehr 
anerkannt werden, als es jetzt der Fall iſt. Das 
forſtliche Verſuchsweſen und die forſtliche Statiſti 
muß in einer Hand liegen. Die forſtliche Aus⸗ 
bildung gehört an die Univerſität, deshalb bin ich 
von Tharandt nach Gießen gegangen. In Munchen 
(1920) ſprachen wir uns darüber aus, wie de: 
deutſche Wald zu pflegen ſei, um den höheren An⸗ 
forderungen gerecht zu werden bezüglich der 
Nachhaltigkeit und Wirtſchaftlichkeit; wir müſſen 
einen feſten Grundſtock ſchaffen, mit dem wir 
wirtſchaften. Heute iſt gefragt: wie ſollen wir 
unſere Wirtſchaft pflegen, um dem Walde zu 
helfen? Wir dürfen den Grundſatz der Stetigkeit 
nicht verlaſſen, gerade auf dem Gebiete der wirt 
ſchaftlichen Arbeit muß die Stetigkeit herrſchen. 
Der Lehrer und die Forſchung müſſen miteinander 
verbunden ſein. Die Traditionen müſſen erhalten 
bleiben, der Nachfolger muß an den Vor⸗ 
gänger anſchließen. In bezug auf die Stärke 
der Durchforſtung gelte der Grundſatz, daß jeder 
Stamm erhalten werden muß, der noch etwas 
leiſien kann. Durchforſtung und Lichtung geben 
verſchiedene Art des Zuwachſes. Die Kulmination 
des Darchſchnittszusoachſes iſt hinauszuſchieben, 
um die Umtriebszeit hinaus zu Sieben. Lehren 
und Forſchung müſſen miteinander verbunden ſein 
im Intersſſe der Jugend und der Wirtſchaft, das 
wirkt gegenjeitig befruchtend. Der Verwaltung: - 
behörde muß weitgehender Einfluß gegeben ſein 
Die Wiſſenſchaft iſt berufen, der Praxis etwa. 
zu geben, aber auch die Praxis muß anregen. Man 
muß » iſſenſchaft und Praxis verbinden; nicht an 
einanberreißen, was zuſammengehört. (Bravo!) 
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Geheimrat Prof. Dr. Vater⸗Tharandt: Die Schälwald frage mit beſonderer 
Die forſtlichen Verſuche zerfallen in zwei Gruppen, Berückſichtigung der Rheinlande. 
nämlich in angewandte und rein wiſſenſchaftliche. Profeſſor Dr. Weber in Freiburg i. B. führte 
Ich bitte dafür mit zu ſorgen, daß die rein wiſſen⸗ den Vorſitz und erteilte das Wort dem Referenten 
ſchaftlichen forſtlichen Verſuche auch zur Behandlung Forſtrat Ludwig-⸗Bonn: Die vorliegende 
auf den größeren Forſtverſammlungen beigezogen Frage hat vor zwei Jahrzehnten die forſtlichen 
werden. Der Beitrag der Praxis iſt das Ziel für die | Kreife lebhaft intereſſiert, He wurde bei den Ver⸗ 
Wiſſenſchaft, wirtſchaftliche Unterlagen muſſen ſammlungen in Breslau und Wiesbaden ein⸗ 
geboten werden. gehend erörtert. von Bentheim hat ſeine ganze 

Forſtmeiſter Eberhard - Langenbrand: | Kraft in den Dienſt der Sache geſtellt, er hat es 
Ich war auch gefragt worden, ob ich den Vortrag nicht erlebt, daß er recht hatte. Ich will mich in 
halten wolle. Wir Praktiker haben dazu keine meinem Vortrage auf allgemeine Geſichtspunkte 
Zeit. Ich ſpreche nur, um nicht den Verdacht beſchränken, der Mitberichterſtatter Geheimer Re⸗ 
zu erwecken, daß die Praktiker verſagt hätten. gierungs⸗ und Forſtrat Hünten⸗Coblenz wird 

2 ha als Mindeſtfläche können nicht als maß⸗ über die rheiniſche Nutzung ſprechen. 
gebende Größe ſtehen bleiben. Verſuchsreviere Die Löſung der Gerbſtoffsfrage hat noch dieſelbe 
fehlen in Deutſchland. Ich richte an die Vertreter Schwierigkeit wie vor 20 Jahren. Die Leder⸗ 
der Regierungen die Bitte, daß ſie Verſuchs⸗ induſtrie wie deren Vertretung während des 
reviere bilden, es iſt beſſer, wenn viele mitarbeiten, großen Krieges hat ſich ln dafür aus⸗ 
dann können wir die Statiſtik weſentlich ein⸗ geſprochen, daß der deutſche Schälwald ſowohl 
ſchränken. Freilich dürfen wir nicht mit Arbeiten der einheimiſchen Gerbſtoff⸗Induſtrie wie auch der 
bedacht werden, die andere machen können, jo | Geſamtheit unſeres Volkes erhalten werden 
3. B. die Statiſtik über das Vieh der Arbeiter, müſſe. Die Lederinduſtrie hat aber nicht zurück⸗ 
das hätten die Vertreter der Gewerkſchaften gehalten damit, daß unbehindert fremde Gerbſtoffe 
machen können. eingeführt werden dürfen. Bei uns beſtehen 

Die Flächenangaben bei allen forſtlichen Ver⸗ | bezüglich dieſer Frage nicht nur dieſe Widerſprüche, 
ſuchen ſind beſonders wichtig. Wir dürfen keine ſondern auch widerſprechende Anſichten und 
ſchwachen Eingriffe in die Beſtände machen. Meinungen auf dieſem Gebiete, es beſtehen auch 
Wir kommen aber nicht zum Ziele, wenn wir irrige Auffaſſungen über die Gerbſtoffe ſelbſt und 
nicht für die Flächeneinheit angeben, was heraus deren Brauchbarkeit. Die Gerbſtoffe ſind verſchieden, 
muß. In der Stetigkeit liegt der Erfolg, wie das je nach der Verwendung von chemiſchen, mine⸗ 
Bärenthoren bewieſen hat. Es iſt erfreulich, raliſchen und pflanzlichen Gerbſtoffen. Man 
wenn Praktiker großen Wert auf die Statiſtik glaubte durch Chemie helfen zu können, das Leder 
legen. Nach Oswald iſt die Witterung ausſchlag⸗ ließ ſich auf dieſe Weiſe in kürzerer Zeit herſtellen. 
gebend. Wir müſſen an das Alte anſchließen. Auch zwiſchen den pflanzlichen Gerbſtoffen iſt ein 
Die Tätigkeit der Praxis muß mit eingreifen, großer Unterſchied, es kommt nicht allein auf den 
und dazu gehören Lehrreviere. (Bravo.) eigentlichen Gerbſäuregehalt an, ſondern auch auf 

Geheimer Oberforſtrat Grünewald⸗ andere Stoffe, die nicht Gerbſtoffe ſind, dieſe ſpielen 
Darmſtadt: Fünf Jahre war Geheimrat Dr. eine wichtige Rolle. Ich will hier kurz erwähnen, 
Schwappach an dem forſtlichen Verſuchsweſen daß das einzige Univerſalgerbmittel heute noch 
der Univerſität Gießen tätig und 35 Jahre in die Eichenrinde iſt, damit iſt allein das beſte Leder 
Eberswalde. Ich war einer feiner erſten Aſſiſtenten herzuſtellen, wie es mit keinem anderen Gerbmittel 
in Gießen und glaube als ſolcher jetzt hier Worte möglich iſt. Haltbares Sohlen⸗ und Treibriemen⸗ 
des Dankes ausſprechen zu dürfen. (Bravo.) leder kann man heute noch nur mit Hilfe von 
So wie Schwappach es verſtanden hat, ſeine pflanzlichen Gerbſtoffen herſtellen. An Verbreitung 
Mitarbeiter anzuregen, und jo wie er Großes für hat das Bromſalz zugenommen. Man glaubte 
das Verſuchsweſen bewirkt hat, fo verſteht es vergeblich, daß es gelingen würde, mit Bromſalz 
wohl tein zweiter. Ich fordere Sie auf, mit mir | Sohlenleder herzuſtellen. Verſuche, Sohlen⸗ und 
einzuſtimmen in ein Horrido auf den Neitor | Oberleder von Quebracho, auch gemiſcht mit 
des forſtlichen Verſuchsweſens. Geheimrat Prof. Bromſalz, herzuſtellen, ſind mißglückt. Macht 
Dr. Schwappach Horrido jo ho! (freudiges Horrido⸗ man mit ſolchem Leder eine ſechs⸗ bis achtſtündige 
rufen und allgemeine lebhafte Anteilnahme an Reviertour bei naſſem Schnee und läßt das Leder 
der wohlverdienten Ehrung). dann noch frieren und vergleicht das Leder am 

Geheimrat Prof. Dr. Schwappach: Ich nächſten Tage mit ebenſo behandeltem lohgarem 
danke für die mir gebrachte Ovation, es iſt das Sohlenleder, da zeigt ſich ein fo großer Unter- 
der ſchönſte Lohn, der mir zuteil wurde. Ich ſchied, daß man ihn nicht vergeſſen wird. In 
ſchließe mit dem Wunſche, daß die Arbeit, die ich | großen Gerbereien wird Quebracho als Streckung 
angefangen habe, auch einen erwünſchten Abſchluß für Eichenrinde gebraucht. Man miſcht auch 
findet. (Bravo.) 40 Teile Eichengerbrinde mit 40 Teilen Fichten⸗ 

Geheimrat Wappes: Auch ich danke rinde und 20 Teilen Quebracho um gutes Sohlen⸗ 
namens des Deutſchen Forſtvereins Geheimrat leder herzufelfen. 

Schwappach für die Fir das forſtliche Verſuchs⸗ Um aus den Häuten Leder herzuſtellen, werden 
weſen fo reich gel iſtete Aubeit. ſie mit? Gerbſtoff eingeſtreut und mit Waſſer 

Hiermit ſchlieſſe ich die Vollverſammlung der übergoſſen. Oder die Gerbſtoffe werden aus⸗ 
18. Mitgliederverſammſung des Deutſchen Forſt⸗ gezogen und mit dieſem Auszug wird das Leder 
vereins. gegerbt, und zwar in rotierenden Fäſſern, die 

Am Nackmittage des erſten Verſommlungs⸗ ſchnell bewegt werden. Namentlich während des 
tages nahmen die Teilverfammlungen ihren Anfang, Krieges hat dieſe Gerbſtoff⸗Extrakt⸗Induſtrie in den 
welche nachſtehend beſprochen werden. Uargentiniſchencherbſtoffertrakkfabriken zugenommen. 
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Wenn dieſe Extrakte zu uns kämen, dann würde ſiebenfachen Erlös, Fichtenhochwald den zehnfachen 
unſere Rindennutzung auch darunter leiden. wie der Schälwald. Es liegt deshalb nahe, den 
Die Regierung hat Verſprechungen zugelaſſen, Schälwald umzuwandeln in Nadelholzhochwald oder 


daß wieder ein Zoll auf fremde Gerbſtoffe zu⸗ in landwirtſchaftliches Gelände. 
gelaſſen wird, er iſt aber jo gering, daß er eine] Beſitzverhältniſſe von Einfluß. 


wirlſame Ausſchließung von Quebracho nicht 
bewirken kann. Der größte Unternehmer iſt in 
Hamburg (Renner⸗Geſellſchaft), die ganze Fa⸗ 
brikation iſt an eine engliſche Geſellſchaft abgetreten. 
Der letzte Geſellſchaftsbericht beweiſt, daß das 
Geſchäft nicht rentiert. Der Reichsforſtwirtſchafts⸗ 
rat hat jetzt einen Beſchluß gefaßt, einen genügenden 
Zoll zu beantragen, und dem hat nunmehr auch 
Profeſſor Geheimrat Dr. Jentſch zugeſtimmt. 
Es geht ſonſt viel Geld ins Ausland, auch mu 
ſchon wegen der Beſchäftigung unſerer Arbeiter 
ein Zollſchutz eingeführt werden. Und dieſem 
Beſchluſſe ſoll ſich jetzt auch der Deutſche Forſt⸗ 
verein anſchließen. 

Mitberichterſtatter Geheimer Regie⸗ 
rungs⸗ und Forſtrat Hünten: Von den 
250 000 ha Eichenſchälwaldungen ſtockt die Hälfte 
an den ſteilen Rheinwänden. Ein kleiner Teil 
befindet ſich im Beſitze des Staates, ein großer 
Teil iſt Fideikommißbeſitz und 40% ſtehen nicht 
unter ſtändiger Aufſicht. Der Boden iſt herunter⸗ 
gekommen, die Werbungskoſten und der Erlös 
ſtehen ſich ziemlich gleich. Der Ertrag des Hoch⸗ 
waldes unter gleichen Verhältniſſen gibt den 


5 | Ichaften gegründet. 


Get Ki" 


Dabei find die 
Der Schälwad 
trocknet den Boden aus. In manchen Gemeinden 
iſt der zu Feld taugliche Boden ſchon zu Feld 
und Weiden, andere Teile in Hochwald um⸗ 
gewandelt. Einzelne Gemeinden haben bis zu 
2000 ha Schälwald. Seitens der Regierung iſt 
beabſichtigt, die Flächen, die die Landwirtſchaft 
nicht intenſiv genug bewirtſchaftet, zur Wieder⸗ 
aufforſtung für den Staat oder durch die Gemeinden 
aufzukaufen, oder es werden Waldgenoſſen⸗ 
Bei der Überführung in 
Hochwald werden nach der Durchforſtung die 
Überhälter aufgeaſtet und dann wird die Fläche 
unter dem Schirmbeſtand mit Nadelholz bepflanzt, 
mit Fichte, Lärche, Douglas und auf trockenem 
Boden mit Kiefer. Es wird auch geſät, namentlich 
in Wagengleiſe, oder man pflanzt vier⸗ bis fünf- 
jährige verſchulte Fichten. Bei dieſen Umwand⸗ 
lungen rechnet man mit drei⸗ bis viermalige 
ae on, bis zur Freiſtellung. An ſonnigen 
Hängen ſoll der Schälwald als Schutzwald ſtehen 
bleiben. Das Fortbeſtehen iſt aber gebunden 
an einen entſpreckenden Rindenpreis. 

Bezüglich der Zollfrage ſchließt ſich Redner 
dem Antrage Ludwig an. CFortſetzung folgt.) 


Die Beratungen des Forſthaushalts im Preußiſchen Landtag. 


(Jortſetzung.) 


Im weiteren Verlaufe der Beratungen des 
Forſthaushalts in der 69. Sitzung des Preußiſchen 
Landtages machte Abg. Wende folgende Aus⸗ 
führungen: 

Wir ſehen alſo, daß die Privatforſten im all⸗ 
gemeinen ſehr weit zurückgehen, und das iſt darauf 
zurückzuführen, daß ſehr viel und ſehr oft dieſe 
Waldungen in Kleinbetriebe zerſplittert ſind, nicht 
fachmänniſch nach jeder Richtung bearbeitet werden. 
— — Deshalb iſt es notwendig, daß im Intereſſe 
unſerer Volkswirtſchaft der Wald gerade für All⸗ 
gemeingut erklart werden ſoll, deshalb iſt die Forde⸗ 
rung eine fo gerechte, wie nur irgend etwas. — — 
Alſo ſehen Sie, daß die Fachleute ziemlich einig auf 
dieſem Gebiet ſind, daß, wenn unſer Land das Holz 
produzieren ſoll, das wir zum Wiederaufbau und 
zum eigenen Betriebe in unſerer Volkswirtſchaft ge⸗ 
brauchen, dann der Privatwaldbeſitz, wenn er nicht 
Allgemeingut wird, in Staatsaufſicht oder 
in Staatsbewirtſchaftung zuſammengefaßt 
werden muß. Das iſt eine dringende Forderung. — 

Es ſind noch ganz andere Leute, die die Forderung 
erhoben haben, daß der Wald Allgemeingut ſein ſoll, 
daß der Wald für die Sozialiſierung reif iſt. 
— — Ein gewiſſer Dr. Schwabach hat ſchon vor 
20 Jah ren in der Forſtakademie in Eberswalde dieſen 
Standpunkt vertreten. Überall ſehen wir die Forde⸗ 
rung erhoben, daß der Wald ſchon morgen in den 
Beſitz des Staates übergehen kann. Das liegt aber 
auch im Intereſſe der Geſundheit unſeres Volkes; 
denn darüber, wie barbariſch der Wald in der Nähe 
von großen Städten und Induſtrien ohne Rückſicht 
auf die Bevölkerung gefällt wird, darüber brauche 
ich eigentlich kein Wort mehr zu verlieren. — — 

Wir wiſſen, daß in den Privatwaldungen in 
ciner Weiſe gewirtſchaftet wird, die man nur als 
unverantwortlich bezeichnen kann. Waldungen von 
15» bis 20jährigem Beſtand find reſtlos nieder⸗ 
gemacht worden, weil die hohen Holszpreiſe die 
Privatbeſitzer hierzu verlockt haben. — — 


Dann will ich einiges zu den Verhältniſſen 
unſerer Beamten und Arbeiter in der Forſt⸗ 
verwaltung reden. Was ich hier vorbringen will, 
gehört eigentlich nicht ganz in dieſen Rahmen; es 
betrifft die Gemeindeförſter im Regierungsbezirk 
Wiesbaden. — — Hier ſehen wir aber vor alten 
Dingen eins, daß die Gemeindeförſter durch das Vor⸗ 
gehen des Regierungspräſidenten von Wiesbaden in 
ihren Gehältern bedeutend unter den Bezügen der 
Staatsförſter ſtehen. — — 

Das Verhältnis zwiſchen Oberförſterſtand 
und Förſterſtand iſt auch nicht immer ſo, wie wir 
es jetzt, nachdem wir drei Jahre Republik haben, 
wünſchen. Wenn wir unſern Wald und Forſt möglickſt 
produktiv geſtalten wollen, gehört bei der Eigenart 
dieſer Betätigung die ganze Luſt und Liebe der Be⸗ 
amten und Arbeiter dazu. Wenn aber in den ver⸗ 
ſchiedenſten Oberförſtereien immer noch der mili⸗ 
täriſche Ton maßgebend iſt und die Herren Oberförſter 
immer noch glauben, daß der Förſter noch lange nicht 
der Menſch iſt, den er darſtellt, ſo werden wir nicht 
das Verhältnis ſchaffen, das notwendig iſt, damit alle 
Beamten⸗ und Arbeiterkategorien mit Luſt und Liebe 
an der Bewirtſchaftung des Waldes arbeiten. Wir 
wünſchen alſo dringend, daß von der Zentralforſt⸗ 
verwaltung aus ſtreng darauf geachtet wird, daß 
ein menſchliches Verſtehen gegenſeitig und eine frei⸗ 
willige Diſziplin Platz greift, die notwendig iſt, ſo 
daß ein gemeinſames Arbeiten im Intereſſe unſerer 
Forſtwirtſchaft und unſerer geſamten Volkswirtſchaſt 
dadurch möglich wird. 

Es iſt ganz eigentümlich, daß, nachdem 1918 unf-r 
Heer zuſammengebrochen war, die Zentralforſt⸗ 
verwaltung die alte Beſtimmung mit dem neun⸗ 
jährigen Vorbereitungsdienſt noch aufrecht⸗ 
erhalten hat. — — Es muß alſo unbedingt dafür 
geſorgt werden, daß möglichſt ſchnell dieſer Vor⸗ 
bereitungsdienſt reduziert wird, und zwar auf 6 Jahre, 
wenn es nicht kürzer möglich iſt. Das iſt eine Forde⸗ 
SE die wir im Intereſſe der Beamten und Förſter 
erheben. 
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So iſt es auch mit dem allgemeinen Bildungs⸗ kaufmänniſcher geſtaltet werden ſolle.— — — — 
ang. — — Ich hoffe, daß bei der nächſten Etat- | — Dann möchte ich vor allen Dingen an die Forſt⸗ 


vd 

beratung im Februar oder März Diele Frage nach 
unſerm Antrag, wonach eine Kommiſſion aus den 
beſtehenden Organiſationen und der Zentralforſt⸗ 
verwaltung zuſammengeſetzt wird, geregelt wird. — — 

Bei der allgemeinen Notlage, die jetzt im ganzen 
Volke herrſcht, und bei der ſprunghaften Steigerung 
aller Preiſe für die notwendigen Bedürfniſſe des 
Volkes iſt es eine doppelte Pflicht der Forſtverwaltung, 
für die Minderbemittelten möglichſt aus⸗ 
reichendes Holz zur Verfügung zu ſtellen. — — 

Meine Herren, dann noch einige Fragen zu dem 
Betriebsrätegeſetz. Auch da finden wir, daß ſich 
das Beſtreben in Oberförſterkreiſen ſehr ſtark gegen 
das Betriebsrätegeſetz in der Forſtverwaltung wendet. 
— — Die Herren können ſich noch immer nicht auf 
die gegenwärtige freiheitliche Zeit umſtellen und 
immer noch nicht mitmarſchleren. — — Ich möchte 
von dieſer Stelle aus erklären, daß unſer Wunſch 
dahin geht, es möchten von der Zentralforſtverwaltung 
dort, wo die den Betriebsräten und Tarifverträgen 
feindlichen Oberförſter ſitzen, ganz energiſche Maß⸗ 
nahmen ergriffen werden. — — Wenn man ſchreibt: 
„Der Tarifvertrag muß in dem Orkus verſchwinden“, 
wie das der Herr Oberförſter Spatz getan hat — ich 
nehme an, da keine Gegenſtimme in den nachfolgenden 
Nummern abgedruckt worden iſt, 
nach ſo die Auffaſſung der Mehrheit der Staatsober⸗ 
förſter iſt —, dann verſtehe ich nicht, wie ſich das 
Zuſammenarbeiten mit dieſen Herren eigentlich in 
der Praxis geſtalten ſoll. Wenn man weiter ſchreibt: 
„Die Forſtverwaltung arbeitet äußerſt liederlich, ſie 
könnte ohne Tarifvertrag viel mehr Geld ſparen: zu 
mir kommen viele Leute“, wie der betreffende Herr 
ſchreibt, „die ſich anbieten, billiger zu arbeiten, nur 
darf ich ſie nicht einſtellen; hier könnte die Staats⸗ 
forſtverwaltung viel mehr Geld verdienen und Über⸗ 
ſchüſſe machen“, dann verſtehe ich überhaupt nicht, 
wis in der heutigen Zeit ein Mann einen ſolchen 
Artikel in der Fachzeitſchrift veröffentlichen kann. 
Das iſt mir einfach unverſtändlich, und ich kann nur 
annehmen, daß dieſer Geiſt bei den Oberförſtern 
vorhanden iſt. — — 

Dann liegt ein Antrag auf Erhöhung der 
Dienſtaufwandsentſchädigung der Förſter vor. 
Dieſer iſt vom Hauptausſchuß angenommen worden, 
und ich glaube auch, daß ſie allen Förſtern mit und 
ohne Revier gegeben werden muß. — — 

Held, Abgeordneter (D. V.⸗P.): Im 
vorigen Jahre wollten wir aus dem Walde 1,5 Mil⸗ 
liarden Mark herausholen; ſtatt deſſen ſind es aber 
1,8 Milliarden Mark geworden, und es hat ſich ergeben, 
daß Reſerven vorhanden waren, die dies ermöglichten, 
und es geht daraus hervor, daß wir auch in dieſem 
Jahre einen weſentlich höheren Einſchlag als früher 
haben machen können, und zwar in Höhe von 1,2 Mil⸗ 
harden Mark. Die Einnahmen ſind nicht jo hoch wie 
im Vorjahre, und das rührt dafer, daß die Holzpreiſe 
zurückgegangen ſind; trotzdem ſind ſie noch hoch. — — 
Wichtig iſt, daß bei dem hohen Cinſchlag auch wieder 
ausreichende Aufforſtung erfolgt. In der Beziehung 
hat es leider in früheren Jahren gefehlt. Ich habe 
im Hauptausſchuß einige Beiſpiele angeführt, daß 
im vorigen Jahre nicht rechtzeitig und nicht ausreichend 
die Kulturgelder gezahlt werden konnten. Das hat 
man eingeſehen. Erfreulicherweiſe iſt in dieſem Jahre 
ein ganz anderer Betrag eingeſetzt worden als früher. 
Für Forſtkulturen ſind 20 Millionen und bei den 
außerordentlichen Ausgaben Tit. 2 30 Millionen als 
außerordentlicher Zuſchuß zum Kulturfonds vor⸗ 
geſehen. — — Unſere Waldverluſte durch die Ab⸗ 
tretungen find außerordentlich groß; wir haben 
898540 ha Forſt verloren. — — 

Erkreulicherweiſe haben wir durch den diesjährigen 
Haushaltsplan viel zur Beſſerung der Lage der 
FJorſtbeamten tun können; das war auch ſehr nötig. 

Was die Beſtimmungen über die Holz⸗ 
Abgabe betrifft, ſo haben wir gefordert, daß ſie 


daß dem Sinne |l 


eegen 


verwaltung das Erſuchen richten, bei Holzverkäufen 
auf den gewerblichen Mittelſtand, auf unſer 
Handwerk Rückſicht zu nehmen. — — 

Dann iſt im Ausſchuß die Frage der eigenen Be⸗ 
triebe beſprochen worden. Es iſt gefordert worden, 
daß die Forſtverwaltung eigene Sägewerke anlege, 
um das Holz ſelbſt zu verarbeiten und dadurch vielleicht 
einen größeren Gewinn herauszuholen, den heute die 
Holzhändler oder Sägewerke haben. Auf dieſem Stand⸗ 
punkt ſtehen wir nicht. Wir ſind der Anſicht, daß man 
auch die Privatinduſtrie exiſtieren laſſen muß. Wir 
wiſſen gar nicht, was bei ſolchen Staatsbetrieben 
herauskommt. Verwöhnt ſind wir ja darin nicht. 
Denn wir haben niemals geſehen, daß bei den Staats⸗ 
betrieben beſondere Gewinne gemacht werden; im 
Gegenteil, wir ſehen häufig, daß bei gleichartigen 
Privatbetrieben höhere Dividenden herausgewirt⸗ 
ſchaftet werden und daß bei den Staatsbetrienen 
Geld zugelegt wird. Deshalb können wir uns nicht 
dafür erklären, daß ſolche Sägewerke von der Forſt⸗ 
verwaltung betrieben werden. — — 

Dann möchte ich bitten, dafür zu ſorgen, daß die 
Harznutzung jetzt eingeſtellt wird. — — 

Wir freuen uns, daß man den Entſchluß gefaßt 
hat, eine neue Darre für Kiefernſamen anzu⸗ 
egen. — 

Die Mittel für Bauten im Forſthaushalt ſind nicht 
ſo eingeſtellt, wie wir es gewünſcht hätten. Es ſteht 
feſt, daß Arbeiterhäuſer notwendig ſind, daß viele 
Förſterhäuſer ausgebaut werden müſſen. Es wundert 
uns deshalb, daß man in dieſem Etat die Mittel nicht 
erhöht, ſondern ſogar um 500000 & herabgeſetzt hat. 
Das geht unter keinen Umſtänden. Allerdings iſt ja 
im Forſtbaufonds ein Zuſchuß von 12 Millionen Mark 
vorgeſehen. — — 

Ich habe vorhin geſagt — das zieht ſich ja wie ein 
roter Faden durch unfere ganzen Verhandlungen —: 
wir müſſen dafür ſorgen, daß die Beamten, Arbeiter 
und alle, die mit dem Forſt zu tun haben, in ange⸗ 
nehmen Verhältniſſen leben und keine Not haben. 
Produktionsfreudig, arbeitsfreudig iſt nur der Beamte, 
der keine Sorgen und Not hat; und die Beamten, 
denen wir ſo große Wertobjekte in die Hand geben, 
müſſen vor allem frei ſein und nach jeder Richtung 
unabhängig daſtehen. Wir wiſſen, wie leicht Ver⸗ 
ſuchungen an ſo'che Beamte herantreten können: 
wenn Ale nicht ein befriedigendes Leben führen können 
— wir find alle Menſchen —, lit es leicht möglich, daß 
ſie der Verführung unterliegen, und wir haben den 
Schaden. Wenn die Beamten zufriedengeſtellt ſind, 
haben ſie eine viel größere Arbeitsfreudigkeit, und 
den Vorteil haben wir. Wir haben darum recht viele 
Anträge geſtellt — zu unſerer Freude ſind ſie im Aus⸗ 
ſchuß angenommen worden, und ich hoffe, daß ſie 
auch hier angenommen werden —, die ſich vor allem 
mit den Verhältniſſen der Förſter beſchäftigen. 

Sie wiſſen, meine Damen und Herren, daß viele 
Jahre lang die Förſter ſehr wenig berückſichtigt worden 
iind. Man nahm immer an, daß der Förſter gewiſſer⸗ 
maßen aus Sportintereſſe dieſen Beruf ergreift und 
auf materielle Leiſtungen keinen zu großen Wert 
legte. Das war ſehr traurig, und die Lage der Förſter 
war dadurch ſehr ſchlecht geworden. Jetzt endlich 
können die Verhältniſſe befriedigend werden, eines⸗ 
teils durch die Beſoldungsreform, andernteils durch 
die Anträge, die wir im Ausſchuß angenommen haben. 

Der Antrag 9 verlangt zunächſt eine Anderung des 
ganzen Syſtems. Er verlangt eine Dezentraliſation in 
der Forſtverwaltung, Verminderung des Schreib⸗ 
weſens, dann aber auch Regelung der Revicrförſter⸗ 
frage und endgültige Regelung der Ausbildungsfrage. 
In Förſterkreiſen iſt der Wunſch laut geworden, daß 
die Vorbildung verbeſſert wird. Der ganze Ausſchuß 
hat ſich davon überzeugt, daß dieſer Wunſch berechtigt 
iſt, und man iſt zu der Anſicht gekommen, daß der 
Wunſch der Förſter nach ciner Ausbildung, die der 
Oberſekundareife entſpricht, erfüllt werden muß. Nun 
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ſtehen wir allerdings nicht auf dem Standpunkt, daß werden. 


Wir können Revierförſter für abgelegene 


die Ausbildung nur auf dem Gymnaſium erfolgen ſoll, Revierteile nicht entbehren; aber wir wünſchen, daß, 


ſondern wir verlangen, daß der Anwärter für die 
Forſtlaufbahn Gelegenheit hat, ſich ſo auszubilden, 
wie es ihm möglich iſt, entweder privatim oder auf 
einer Mittelſchule, auf einer Realſchule oder auf andere 
Art, daß aber auch diejenigen, die die Kenntniſſe auf 
einem Gymnaſium erworben haben, zugelaſſen werden 
ſollen. Dadurch werden ſicherlich die Wünſche be⸗ 
friedigt. 

Wir haben aber nun nicht etwas Definitives 
ſchaffen können und haben deshalb einen weiteren 
Antrag geſtellt, den Antrag 13. Er iſt angenommen 
worden. Er erſucht das Staats miniſterium, den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten aufzu⸗ 
fordern, die Vor⸗ und Ausbildung der Förſter in der 
Weiſe neu zu regeln, daß für die Vorbildung der Nach⸗ 
weis einer Schulbildung verlangt wird, welche der 
Reife der Oberſekunda einer höheren Lehranſtalt ent- 
ſpricht, aber befähigten Schülern der Volksſchule 
Gelegenheit zu geben, dieſe Kenntniſſe auch außerhalb 
einer höheren Lehranſtalt ſich anzueignen, daß für die 
Fachbildung feſtgeſetzt werden ein Jahr praktiſcher 
Ausbildung bei einem Förſter, zwei Jahre Beſuch 
einer Forſtſchule mit einem forſtlichen und techniſchen 
Lehrplan, eine vierjährige praktiſche Ausbildung im 
Forſtbetrlebsdienſte und die Ablegung zweier Fach- 
prüfungen. 

Weiter haben wir dann einen Antrag geſtellt und 
angenommen, der eine Kommiſſion fordert, in der 
unter Zuziehung der Vertreter der Förſtervercine, 
der Oberförſtervereine und je eines Abgeordneten jeder 
Partei dieſe Fragen geprüft und geregelt werden 
ſollen. Mit unſerem Antrage haben wir die Richtlinien 
für die Ausbildung gegeben, und wir hoffen, daß die 
Kommiſſion bald einberufen wird, damit wir etwas 
Definitives Schaffen können. Dieſe Kommiſſion wird 
nicht nur Beſchluſſe über die Vorbildung faſſen, ſondern 
ſie ſoll die ganze Ausbildung der Forſtanwärter bis 
zur Anſtellung regeln. — — 

Der beſte Erſatz in der Förſterlaufbahn ſind die 
Förſterſöhne. Manche Förſter wohnen zu weit von 
den Kulturſtätten und können nicht das Geld auf⸗ 
bringen, um ihre Jungen aufs Gymnaſium, auf die 
Mittelſchule oder Realſchule zu ſchicken. Das muß 
ihnen ermöglicht werden, und darüber muß auch in der 
Kommiſſion geſprochen werden. Ich habe gewünſcht, 
daß wir vielleicht eine Forſtſchule — wir haben drei, 
die wegen der Sperrung der Laufbahn nicht alle nötig 
find — in eine Forſtvorſchule umändern, in die 
Förſter ihre Söhne ſchicken können, um ſie dort für den 
Eintritt in den Beruf vorzubilden, natürlich unter 
großen finanziellen Erleichterungen; denn wir können 
unter keinen Umſtänden auf dieſen Nachwuchs, auf 
die Förſterſöhne verzichten. — — 

Damit komme ich auf die Sperrung der Lauf⸗ 
bahn. Vorläufig iſt fie auf zwei bis drei Jahre oe: 
ſperrt und, wie wir gehört haben, iſt beabſichtigt, die 
Zeit noch zu verlängern. Damit können wir uns nicht 
recht befreunden. — — Deshalb halte ich es für viel 
beſſer, wenn die Laufbahn nicht vollſtändig geſchloſſen 
wird, ſondern nur für gewiſſe Jahre beſchränkt wird. 

Dann hat die Revierförſterfrage in Förſter⸗ 
kreiſen große Bedeutung angenommen. Ein großer 
Teil der Förſter iſt dafür, daß die Revierförſter über⸗ 
haupt beſeitigt werden. Dieſen Standpunkt können 
wir nicht teilen. Wir ſind der Meinung, daß die Zahl 
der Revierförſter, die wir heute haben, nicht genügt. 
Wir wünſchen, daß eine größere Zahl angeſtellt wird 
und daß gewiſſe Bedingungen für die Anſtellung ge⸗ 
ſchaffen werden, damit der Schein vermieden wird, 
als ob beſonderes Wohlwollen nötig ſei, um ſolche 
Stellen zu bekommen. Es iſt von mir vorgeſchlagen 
worden, daß man ſämtliche Förſter, wenn ſie in die 
Beſoldungsgruppe 7 kommen, zu Revierförſtern 
ernennt, und daß diejenigen, die geeignet ſind und Luſt 
dazu haben, mit der Verwaltung von Revierförſter⸗ 
ſtellen betraut werden. Das würde Befriedigung aus⸗ 
löſen und es würde niemand dadurch geſchädigt 


ſie nur angeſtellt werden auf Stellen, die ſachlich be⸗ 
gründet ſind, nicht aus beſonderem Wohlwollen 
Stellen bekommen, die eigentlich gar nicht nötig ſind. 
Aber für die abgelegenen Revierteile können wir fie 
nicht entbehren, da müſſen wir Revierförſter haben. 
Ich glaube, auf dieſe Weiſe würde ſich die Frage regeln 
laſſen, das würde auch eine Frage ſein, die mit in der 
Kommiſſion erörtert werden könnte. 

Der Herr Kollege Wende hat hier die Verhältniſſe 
der Privatförſter des Privatförſtervereins 
des Bezirks Wiesbaden beiprodhen*. Wenn die 
Verhältniſſe ſo liegen, wie er ſie geſchildert hat, dann 
wäre das ungeheuerlich. Wir können aber nicht be— 
urteilen, ob fie tatſächlich jo find, und wir verlangen, 
daß ſeitens der Behörden unter allen Umſtänden ſo 
ſchnell wie möglich in eine Prüfung eingetreten wird, 
damit feſtgeſtellt wird, wie die Verhältniſſe liegen und 
ob es zu Übergriffen gekommen iſt. Aber audıatur et 
altera pars, wir müſſen darauf beſtehen, daß durch 
eine Unterſuchung die Angelegenheit vollſtändig klar⸗ 
geſtellt wird. 

Das Verhältnis zwiſchen Oberförſtern und 
Förſtern iſt auch berührt worden. Ich kann auch nur 
ſagen, daß die Beſchwerden, die man früher vielſeitig 
hörte, zum großen Teile, ich möchte ſagen, faſt ver⸗ 
ſchwunden ſind. Einzelfälle werden wohl noch immer 
vorkommen. Wo der Oberförſter mit ſeinen Förſtern 
nicht auskommt, wo Gegenſätze beſtehen, Anmoſi⸗ 
täten, da muß man dafür ſorgen, daß die Herren 
auseinandergeſetzt werden, nicht die Sache zum 
Biegen oder Brechen bringen, ſondern man muß den 
Oberförſter oder den Förſter verſetzen, kurz und gut, 
man muß ausgleichen. Man weiß nicht immer, auf 
welcher Seite die Schuld liegt, aber die Hauptſache 
iſt ja die — und da ſtimme ich dem Kollegen Wende 
vollſtändig bei —, es iſt unter allen Umſtänden nötig, 
wenn unſere Forſten richtig und gut verwaltet werden 
ſollen, daß vollſtändige Harmonie zwiſchen Vor⸗ 
geſetzten und Untergebenen herrſcht, zwiſchen Ober⸗ 
förſtern, Förſtern und Waldarbeitern, damit alle 
zuſammen an unſerem wertvollſten Beſitz — der Wald 
iſt ja die einzige rentable Betriebsverwaltung, die 
wir noch haben — zuſammenarbeiten. Da UU es. 
wichtig, daß jeder mit der nötigen Freudigkeit ſeine 
Arbeit verſieht, ſonſt kann nichts Gutes heraus⸗ 
kommen. Wir wiſſen ja, es gibt noch Oberförſter, 
die meinen, das ſtarre Syſtem von früher müßte noch 
zur Anwendung kommen, und es gibt vielleicht auch 
Förſter, die meinen, daß heute keine Disziplin mehr 
notwendig ſei. Beides iſt nicht richtig. Aber wo ſolche 
Verhältniſſe beſtehen, muß die Forſtverwaltung ein⸗ 
greifen, muß mit ſchonender Hand die Sache regeln. — 

In der Folge wird alſo das Land, das der 
Förſter bisher bewirtſchaftet hat, ihm be⸗ 
laſſen werden. — — Jedenfalls muß die Verord⸗ 
nung zurückgenommen werden, und auch den 
Förſtern, welche mëtt Land als 15 ha haben, dieſes 
Land belaſſen werden. Sie haben ſich auf den Betrieb 
eingerichtet, ſie haben ihr ganzes Inventar danach 
eingerichtet, und wenn ihnen das Land heute verkürzt 
wird, fo kommen fie in eine ſchwierige Lage. — — 

Wir haben verlangt, daß den Förſtern auch 
die freie Verfügung über die Produkte, die 
ſie auf ihrem Lande gezogen haben, gegeben wird. — 
— Der Antrag iſt angenommen worden, und wenn 
er auch, was ich hoffe. im Plenum angenommen wird, 
dann können die Förſter mit ihren Produkten machen, 
was ſie wollen, und das iſt ihr gutes Recht. 

Das Weitere betrifft die Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung. Meine Damen und Herren, mit 
der Dienſtaufwandsentſchädigung der Förſter ſtand 
es bisher außerordentlich ſchlecht. Dieſe Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung ſtand in gar keinem Ver⸗ 
hältnis zu den heutigen Preiſen. Wir haben deshalb 


*) Es handelt ſich in Wirklichkeit um die Gemeindeförſter. 
Die Schriftleitung. 
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den Antrag Nr. 7 geſtellt, der auch im Ausſchuß an⸗ 
genommen worden iſt, daß den Revierförſtern eine 
Aufwandsentſchädigung von 4000 4, den Forſt⸗ 
ſekretären eine ſolche von 3500 & und den Förſtern 
eine ſolche von 3000 4 gegeben wird, und daß den 
Förſtern ohne Revier ſowie den Forſtanwärtern eben⸗ 
falls eine dieſen Sätzen entſprechende Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigung gezahlt wird. Das iſt eine Forde⸗ 
rung der Gerechtigkeit. Wir wiſſen ja, daß die Förſter 
(br große Unkoſten an Garderobe, namentlich an 
Schuhen haben; ſie verbrauchen ſehr viel mehr als 
jeder andere Beamte. Wir müſſen uns auch vor 
Augen halten, daß ſie meiſtens weitab von den 
Kulturſtätten wohnen, ſo daß ſie, wenn ſie zum Arzt 
oder ſonſt in die Stadt wollen, Fuhrwerk nehmen 
müſſen und dadurch große Unkoſten haben. Wir 
hoffen daher, daß der Antrag auf erhöhte Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung auch in der Vollſitzung an⸗ 
genommen wird. 

Weiter haben wir im Ausſchuß den Antrag Nr. 10 
geſtellt, der darauf hinzielt, daß die Pferdeh altungs⸗ 
gelder der Revierförſter und der Förſter 
den tatſächlichen Verhältniſſen angepaßt werden. 
Bisher bekamen ſie, wenn ich mich recht erinnere, ein 
Pferdehaltungsgeld von 2200 A. Daß dafür niemand 
ein Pferd halten kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Die 
Oberförſter bekamen für 2 Pferde gegen 18 000 , 
eine Summe, die den Verhältniſſen entſprach. Wir 
hoffen, daß der von uns geſtellte Antrag Annahme 
findet. 

Nachdem die Oberförſter geſehen haben, was 
die Förſter in bezug auf die Aufbeſſerung ihrer Ver⸗ 
hältniſſe erreicht haben, ſind ſie auch gekommen und 
verlangen ebenfalls eine Aufbefſerung ihrer 
Dienſtaufwandsentſchädigung bzw. der Pferde⸗ 
gelder. Wenn die Herren mit ihren Wünſchen oc: 
kommen wären, ehe der Ausſchuß getagt hatte, hätte 
ſich über die Sache reden laſſen. Aber ſie ſind, "ie 
ich ſchon ſagte, ert gekommen, nachdem der Ausſchuß 
feine Arbeiten beendet hatte. Sie haben eine Ber ch⸗ 
nung aufgeſtellt, nach der ſie für Bürokoſten, für 
Pferdegelder uſw. etwa 40000 & aufwenden müſſen. 
Ob dieſer Betrag zutreffend iſt, kann ich nicht be⸗ 
urteilen. Es iſt nun ein Antrag der Herren Abgeord⸗ 
neten Dr. Porſch und Genoſſen eingegangen, der 
verlangt, daß der Zuſchuß zu den Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigungen für Oberförſter von 5170000 & auf 
8170000 & erhöht wird. Wir werden dieſem Antrage 
nicht widerſprechen; denn daß es berechtigt iſt, heute 
höhere Summen zu verlangen, brauche ich nicht aus⸗ 

inanderzuſctzen. Wir wollen unter allen Umſtänden, 
Dap die Oberförſter ebenſogut wie die Förſter zu 
ihrem Rechte kommen. — — 

Dann hat der Herr Abgeordnete Wende oder der 
Herr Abgeordnete Streeſe von den Forſtanwärtern 
geſprochen. Dieſe müſſen unter allen Umſtänden eine 
beſſere Beſoldung haben. — — 

Dann noch ein Wort zu der Anderung der Ver⸗ 
faſſung der Forſtakademie Eberswalde. — — 
Es geht unter keinen Umſtänden, daß wir dieſe Hoch⸗ 
ſchulverfaſſung wieder in die Ecke werfen. Das gibt 
Beunruhigung und iſt nicht nützlich. Wir tadeln das 
Vorgehen des Miniſters Braun, aber wir wollen die 
Sache nicht wieder beſeitigen. Wir kommen im nächſten 
Etat zu einem neuen Geſetz, und dann kommt die 
Sache in Ordnung. Daß die Rechte der bisherigen 
Stelleninhaber, der Direktoren der Forſtakademien, 
gewahrt werden müſſen, verſteht ſich von ſelbſt. 

Ich darf hierbei noch etwas anderes einſchalten. 
In der Provinz Hannover, Herr Oberlandforſtmeiſter, 
beſteht die Befürchtung, daß trotz der Zuſicherungen, 
die wir im Ausſchuß bekommen haben, man daran 
denkt, die Forſtakademie Hannöverſch⸗Münden 
aufzuheben. Das iſt doch wohl nicht der Fall. 
Ich habe wenigſtens nach der Richtung hin beruhigend 
gewirkt unter Bezugnahme auf die Erklärungen, die 
beim vorjährigen Etat abgegeben wurden. Ich bitte 
dringend, nicht an einen ſolchen Plan heran⸗ 
zutreten. — —. 


— 


Das Kahlſchlaggeſetz, das wir jetzt beraten werden, 
entſpricht, wenigſtens den Anſichten meiner Fraktion, 
in keiner Beziehung. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß die Regelung des Privatforſtweſens in irgend⸗ 
einer Weiſe erfolgen muß, aber wir halten es für 
wichtiger, daß ein Forſtkulturgeſetz geſchaffen wird, 
welches in irgendeiner Weiſe einen Zwang zur 
Wiederaufforſtung ausübt. Meine Damen und Herren, 
unſer Prinzip, daß die Privatintereſſen geſchont 
werden müſſen und daß Eingriffe in das Privateigen⸗ 
tum nicht wünſchenswert ſind, ſteht feſt. Wir wünſchen, 
daß bezüglich der Privatforſten eine Anderung erfolgt, 
wir werden darum für ein Geſetz zu haben ſein, 
welches bezüglich der Wiederaufforſtung von Forſt⸗ 
flächen Beſtimmungen trifft. Nun wird die Beratung 
des Kahlſchlaggeſetzes morgen erfolgen; was dabei 
herauskommen wird, läßt ſich noch nicht überſehen. 
Daß in dieſer Beziehung etwas geſchehen muß, ſteht 
feſt, aber ein Eingriff in die Privatrechte, daß man 
jedem Beſitzer verſagen will, ſelbſt über ſein Material 
zu verfügen, kann nicht gebilligt werden. — — 

Was die Privatwaldungen betrifft, ſo möchte 
ich noch einmal darauf hinweiſen, daß wir ſehr viele 
Städte haben, bei denen Privatförſter angeſtellt ſind 
und für die die Notwendigkeit beſteht und auch die 
Vorſchrift, daß ſtaatliche Förſter angeſtellt werden 
müſſen, beiſpielsweiſe in der Stadt Berlin. Ich bitte 
unter allen Umſtänden dafür zu ſorgen — für Berlin 
kommen 30, 40 Stellen in Frage —, daß da ſtaatlich 
geprüfte Förſter angeſtellt werden und nicht Leute, 
die nicht die nötige Ausbildung genoſſen haben, wie 
es tatſächlich der Fall iſt. Wir haben ſoviel Förſter, 
die zu Brot kommen müſſen, daß wir nicht darauf 
verzichten können, daß das geſchieht, worauf ſie 
Anſpruch haben. — — 

Bezüglich der Jagden möchte ich noch darauf 
hinweiſen, daß die Jagd für den Staat nicht rentabel 
ſein kann, und es wird wohl zu erwägen ſein, ob mir 
nicht geeignete Reviere verpachten. Es werden heute 
koloſſale Preiſe für Jagdpachten bezahlt, und weshalb 
ſollie auch nicht mal eine dazu geeignete fiskaliſche 
Jagd verpachtet werden, wenn der Staat ſelbſt 
da nicht das Nötige herausholt. — — Selbſtverſtänd⸗ 
lich müſſen da immerhin die nötigen Formen gewahrt 
werden, der Abſchuß muß kontingentiert ſein, die 
Förſter und Oberförſter müſſen die Jagdaufſicht haben, 
die Raubzeugvertilgung darf nur der Förſter haben: 
das iſt ſelbſtverſtändlich. — — Jedenfalls iſt das bei 
den koloſſalen Preiſen, die heute gezahlt werden, eine 
Sache, die wir im Hinblick auf unſere notleidende 
Staatskaſſe ins Auge faſſen müſſen; da kann keine 
Gefühlspolitik helfen; da müſſen wir praktiſch ſein, 
> jedenfalls iſt es notwendig, das in Betracht zu 
ziehen. 

Daß die Förſter nunmehr das Recht haben, die 
Raubzeugbälge für ſich zu verwenden, iſt erfreulich. — 

von Papen, Abgeordneter (Zentr.): — — Ein 
letztes noch, was die wirtſchaftliche Bewirtſchaftung 
des Waldes angeht, iſt die Abgabe von Streu zu 
Futterzwecken. Meine Damen und Herren, Sie 
ſind wohl mit mir einig, wenn ich ſage, daß die un⸗ 
geheure Futtermittelnot es in dieſem Jahre not- 
wendig gemacht hat, auf dieſes Mittel zurückzugreifen. 
Aber ich glaube, Sie ſind ebenſo einig mit mir in dem 
Gedanken, daß ein dauerndes Zurückgreifen auf dieſes 
Aushilfsmittel ein höchſt unwirtſchaftliches Mittel 
iſt, das nur als Ausnahme betrachtet werden kann. 

Herr Abgeordneter Wende iſt dann auf die volks⸗ 
wirtſchaftliche Bedeutung der Privatforſten 
im Zuſammenhange mit dieſem Etat eingegangen. 
Ich kann mir nicht verſagen, ein kurzes Wort darauf 
zu erwidern. In dieſer Beziehung liegen ja hier 
verſchiedene Anträge vor. Die Auffaſſung meiner 
politiſchen Freunde geht dahin, daß wir eine ſtaatliche 
Bewirtſchaftung des privaten Waldes unter allen 
Umſtänden ablehnen. Die Statiſtik, von der Herr 
Abgeordneter Wende geſprochen hat, erkennen wir 
nicht an. Dieſe Statiſtik erfaßt nicht im mindeſten 
die überwiegenden kleinen bäuerlichen Waldbeſttze, 
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fie erfaßt nur die großen Waldbeſitze und gibt infolge⸗ 
deſſen kein richtiges Bild von den großen Privat⸗ 
betrieben. — Ja, ſie iſt aber nicht vollſtändig, deshalb 
ſſt ſie falſch; mit Zahlen kann man viel beweiſen. 
Die großen Waldbeſitze — darüber waren wir voll⸗ 
kommen einig — werden faſt durchweg ſehr gut be⸗ 
wirtſchaftet, ſie werden teilweiſe ſogar — möchte ich 
ſagen — beſſer bewirtſchaftet als die Staatsforſten. 
— — Wenn Sie aber den geſamten Privatbeſitz 
unter die Zwangswirtſchaft des Staates ſtellen wollen, 
dann treffen Sie damit zumeiſt den kleinen bäuerlichen 
Beſitz. Es iſt ausgeſchloſſen, daß der kleinbäuerliche 
Beſitz nach denſelben Geſichtspunkten wie der Groß⸗ 
beſitz bewirtſchaftet werden kann, ſonſt nehmen Sie 
dem kleinen Mann die Möglichkeit, im geeigneten 
Augenblick auf die Beſitzquelle zurückzugreifen, durch 
die er ſich die Mittel dafür beſchaffen kann, um ſeinen 
Beſitz an anderer Stelle zu ſtärken. Das machen wir 
nicht mit. — — Auch wir ſind der Meinung wie Sie, 
daß der Privatwaldbeſitz nach forſtwiſſenſchaftlichen 
Geſichtspunkten bewirtſchaftet werden muß. Aber 
ſehen Sie einmal — und das iſt das, was wir am 
meiſten bei dieſer Idee bekämpfen —, was ſchon Ihr 
Fraktionskollege, der jetzige Miniſterpräſident Herr 
Braun im Hauptausſchuß ſagte, und wie Sie, Herr 
Wende, es heute wiederholen: Sie betrachten die 
Unterſtellung der Privatwaldwirtſchaft unter die 
Staatsaufſicht als Beginn der Sozialiſierung. Das 
hat Herr Miniſter Braun ganz klipp und klar aus⸗ 
geſprochen (Zurufe links), und Sie beſtätigen es mir 
jetzt. — — Nein, wir halten eben den ganzen Gedanken 
für falſch, und weil Sie die Zwangsbewirtſchaftung 
des Waldes als Beginn der Sozialiſierung des Grund⸗ 
beſitzes betrachten, — allein ſchon aus dieſem Grunde 
müſſen wir dieſen ablehnenden Standpunkt ein⸗ 
nehmen. Sie würden ja auch durch die ſtaatliche Be⸗ 
wirlſchaftung des privaten Beſitzes ein neues Beamten⸗ 
heer ſchaffen müſſen, das Ihnen ganz ungeheure Koſten 
aufbürden würde. — — Nein, ich glaube, daß nach 
e Geſichtspunkten auch heute ſchon 
genügend Kautelen gegen die Vernichtung des Wald⸗ 
beſitzes beſtehen. — — Wir möchten eine Löſung der 
Frage darin ſuchen, daß wir ſowohl auf privatwirt⸗ 
ſchaftlichem Wege durch Einſchaltung der Waldbau⸗ 
vereine, wie auf forſtwirtſchaftlichem Wege durch die 
unterſtützende Beratung der Land wirtſchaftskammern 
und Bauernveréine dazu kommen, auch den kleinen 
Waldbeſitz gut und richtig zu bewirtſchaften. — — 
Wir haben Ihnen zu dem Antrag 1a einen neuen 
Antrag vorgelegt, welcher den Dienſtaufwand der 
Oberförſter erhöhen ſoll. Wir haben auch den 
anderen Anträgen der Erhöhung der Ausgaben für 
die Förſter und die anderen Forſtbeamten zugeſtimmt, 
weil wir ſie für durchaus notwendig halten. Bezüglich 
dieſes Antrages für die Oberförſter möchte ich Tagen, 
daß der Beweggrund die ungeheure Steigerung der 
Unkoſten für die Geſpanne geweſen Mi, Ich habe hier 
eine Berechnung vorliegen. Sie kommt zu einer 
Jahresausgabe von durchſchnittlich 36 000 & für 
Geſpannhaltung. — Ja! Die Berechnung — und 
das iſt das Merkwürdige dabei — iſt vor etwa, ſagen 
wir fünf Wochen aufgeſtellt. Da ſind die beiden 
Pferde mit einer Verzinſung von 5 % des Ankauf⸗ 
preiſes von 24 000 & eingeſetzt, wofür Sie heute 
niemals zwei Pferde kaufen können. Der Preis des 
Hafers iſt mit 210 & eingeſetzt, bekanntlich koſtet er 
heute 305. Die Schmiedekoſten ſind eingeſetzt mit 
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1200; ich habe heute eine Nachweiſung erhalten, wonach 
ſie bereits jährlich etwa 2000 A betragen. Alſo der 
Dienſtaufwand von 36000 & für Haltung des Ge⸗ 
ſpannes würde heute bei weitem nicht mehr zureichen 
Sie erſehen aus dieſem Beiſpiel, wie notwendig es 
iſt, den Dienſtaufwand zu erhöhen, damit die Ober⸗ 
förſter nicht in Verlegenheit geſetzt werden und aus 
ihrer Taſche zuzahlen müſſen. 

Zu dem Antrag 2 k, alle Maßregeln aufzuheben, 
welche den Forſtbeamten die alleinige Verwendung 
der Raubzeugbälge entziehen, ſprechen wir uns 
durchaus zuſtimmend aus. Schon der Herr Abgeord⸗ 
nete Streeſe hat ausgeführt, daß man den Förſtern 
die Liebe zum Beruf nicht nehmen darf. Genau auf 
derſelben Linie liegt die Forderung, die Jagd nutzung 
zur beſſeren finanziellen Verwertung zu verpachten 
Nehmen Sie dem Forſtperſonal die Jagd, ſo nehmen 
Sie ihm auch die Freude am Beruf. Wir werden 
dafür eintreten, daß die Jagd nutzung wie bisher bleibt, 
und wir möchten ein warmes Wort auch dafür ein⸗ 
legen, daß in den Gegenden, wo es bisher geweſen 
iſt, die Fiſcherei den Forſtbeamten weiter zur Nutzung 
verbleibt. 

Dann möchte ich ein warmes Wort der Unter⸗ 
ſtützung für den Antrag zu 1 ausſprechen: er betrifft 
die Dezentraliſation innerhalb der Forſt⸗ 
verwaltung und die Verminderung des 
Schreibweſens. Der Wunſch iſt uns aus vollſter 
Seele geſprochen. Wir glauben, daß, wenn die Kom⸗ 
miſſion da reinen Tiſch macht, ſie ſich ein großes 
Verdienſt erwerben wird. — — 

Weſtermann, Abgeordneter (D. Dem.): — — 
Was den Forſtetat betrifft, jo ſtellen meine politiſchen 
Freunde ſich auf den Standpunkt der Beſchlüſſe des 
Hauptausſchuſſes. — — 

Meine politiſchen Freunde danken auch den Ober⸗ 
förſtern und Förſtern für das, was ſie getan haben in 
der Bekämpfung der Wilddiebe. Ein Förſter iſt, 
möchte ich ſagen, keinen Tag ſeines Lebens ſicher. 
Er muß hinaus, er iſt verpflichtet, da, wo Wilddiebe 
oder Forſtdiebe ihr Unweſen treiben, ſein Leben in 
die Schanze zu ſchlagen. Deshalb iſt nicht lauter 
Vergnügen bei dem Beruf eines Förſters in einer 
vielleicht jahrelangen Tätigkeit, er hat doch manchen 
Tag gehabt, wo ſein Leben am ſeidenen Faden hing: 
und dafür ſind wir ihm dankbar, daß er auch in dieſen 
bewegten Zeiten nicht die Flinte ins Korn geworfen 
hat. — — Was die Anträge der Herren Sozial⸗ 
demokraten anlangt, ſo muß ich mich auch auf den 
Standpunkt des Herrn von Papen ſtellen. Staats⸗ 
betriebe haben wir wahrhaftig genug, und ſie 
arbeiten im allgemeinen viel teurer als Privatbetriebe. 
— — Im Privatbetrieb, Herr Wende, ſeien Sie ſicher, 
kommt es viel mehr auf die Intelligenz, auf die 
Arbeitsfreudigkeit an. — — Ich will die Privat⸗ 


betriebe erhalten. Denn wenn wir alles über einen 


Kamm ſcheren wollen, ſo ſeien Sie verſichert, daß ſich 
ſchließlich dann der Fleißige nach dem wenlger 
Fleißigen, der weniger Fleißige nach dem Faulen 
und der Faulſte nach dem Faulſten richtet, und zuletzt 
tun wir alle zuſammen nichts mehr. (Sehr gut! und 
Heiterkeit.) Wir werden deshalb den Antrag Nr. 1246 
ablehnen. — — 

Über die 73. und 75. Sitzung hoffen wir nach 
Erſcheinen der ſtenographiſchen Berichte in nächſter 
Nummer berichten zu können. 


Kleinere Mitteilungen. 


Allgemeines. 


Herzlichen Weihnachts⸗ und Neujahrsgruß allen 
Leſern zuvor! — Zahlloſe unerhörte Demütigungen, 
ſchwere Opfer an Gut und Blut ſowie neuen Raub an 
deutſchem Land und Volk hat unſer unglückliches 


Vaterland in dem nun ſchwindenden Jahr über 
ſich ergehen laſſen müſſen. Der traurigen außen⸗ 
politiſchen Lage entſprechend haben ſich auch die 
Verhältniſſe im Innern immer trüber geſtaltet 
Schwer ringt die deutſche Volkswirtſchaft um ihr 
Fortbeſtehen und alle Berufsſtände kämpfen er⸗ 
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bittert für die Erhaltung ihrer Lebensbedingungen. forſtlichen Staatsprüfung haben fi, wie das 


Dazu kommt die unſäglich traurige Zer⸗ 
ſplitterung in den weiteſten Kreiſen unſeres 
Volkes durch Parteienklitterung, Eigennutz und 
unglückliche Ideen, die ſich nie verwirklichen 
laſſen und uns nur noch tiefer in den Abgrund 
bringen. FJürwahr ein duſteres Bild, das die 
Gegenwart vor uns aufrollt, wenig geeignet. 
Weihnachtsfreude in unſeren Herzen zu erwecken. 
Und dennoch wollen wir unverzagt der Hoffnung 
Naum geben, daß dieſe Zeit der ſchweren Not in 
unſerem Vaterlande den Glauben an unſer 
Deutſchtum neu aufrichten helfe und uns wieder 
zum einigen Volke zuſammenſchmiede. In 
dieſem Geiſte wollen wir Weihnacht feiern em⸗ 
gedenk unſerer Altvordern wie unſerer großen 
Vergangenheit, und in dieſem Sinne wünſchen 
wir allen unſeren Leſern, die uns auch in dem 
vergangenen Jahre die Treue gehalten haben, 
ein frohgemutes Weihnachtsfeſt und 
glückliches Neujahr. Möge es uns auch im 
kommenden Jahre vergönnt ſein, unſer Beſtes zu 
keiſten, um den treuen Hegern und Pflegern des 
deutſchen Waldes mit Rat und Tat zur Seite 
zu ſtehen, ihre 1 zielbewußt zu fördern 
und ſie in der Abwehr aller Beſtrebungen, die 
den Uberlieferungen der grünen Farbe feindlich 
ſind, nach Kräften zu unterſtützen. 
Die Schriftleitung. 
8 

Der Haushalt der preußiſchen Forſtverwaltung 
liegt, wie die politiſchen Zeitungen melden, bereits 
gedruckt vor; uns iſt er bisher noch nicht in die 
Hand gekommen. Von befreundeter Seite haben 
wir die Mitteilung erhalten, daß durch den neuen 
Etat 45 Revierförſterſtellen mehr angefordert 
werden ſollen, hingegen 4 Oberförſterſtellen 
und 40 Förſterſtellen weniger. Hoffentlich ſind 
wir recht bald in der Lage, näheres zu berichten 
oder den Forſthaushalt, wie gewohnt, zum Abdruck 
zu bringen. 


Erhaltung der Anwartſchaft in der Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung. Das Direktorium der Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt weiſt darauf hin, daß mit dem 
31. 12. 1921 die Friſt zur Nachzahlung frei⸗ 
williger Beiträge für die Jahre 1914 bis 
1920 abläuft. Verſicherte, deren Anwartſchaft 
in dieſen Jahren nicht aufrechterhalten iſt, müſſen 
alſo, um ihre Anſprüche nicht zu verlieren, die 
fehlenden freiwilligen Beiträge bis zum Schluſſe 
dieſes Jahres einzahlen. Dazu ſind die bei der Poſt 
erhältlichen roten Zahlkarten zu benutzen, auf denen 
Vor⸗ und Zuname, Geburtstag und »ort ſowie 
das Jahr, für das die Beiträge gelten ſollen, an⸗ 
zugeben ſind. Zur Erhaltung der Anwartſchaft 
müſſen in jedem Jahre mindeſtens acht Kalender⸗ 
monate mit Pflicht- oder freiwilligen Beiträgen 
oder mit ſogenannten Erſatztatſachen (3. B. Krank⸗ 
heit, Militärdienſt) belegt ſein. — Ferner können 
Angeſtellte bis zum 31. 12. 1921 Pflichtbeiträge, 
deren Entrichtung aͤus einem nicht in ihrer Perſon 
fiegenden Grunde unterblieben, aber zur Erhaltung 
der Anwartſchaft notwendig iſt, ſämtliche oder 
teilweiſe nachentrichten oder ihre Stundung bei 
der Reichsverſicherungsanſtalt beantragen. Hg. 


Forſtliche Stäatsprüfung in Preußen. Der 
vom 28. Oktober bis 3. November abgehaltenen 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten mitteilt, elf 5 für die 
preußiſche Staatslaufbahn und ein Referendar 
fur den waldeckſchen Staatsforſtdienſt unterzogen. 
Von den zwölf Pruflingen haben beſtanden: einer 
mit „gut“, vier mit „ziemlich gut“, ſieben mit 
„genügend“. Folgende Forſtreferendare ſind zu 
Forſtaſſeſſoren ernannt worden: von Buch, Frey, 
Fricke, Haſſenkamp, Hilf, Hoene, Heuſer, Pfort, 
Schröder, Tourneau und Hans Wagner. 
> 


Anſtellung von außerplanmäßigen Beamten im 
braunſchweigiſchen Staatsforſtdienſte. Der braun: 
ſchweigiſchen Landesverſammlung iſt eine Vorlage 
des Staatsminiſtertmums zugegangen, in der dieſe 
erfucht wird, ſich damit einverſtanden zu erklären. 
daß dem vorausſichtlich dauernden Bedarf ent⸗ 
ſprechend im Bereiche der Bauverwaltung bis zu 
16 und im Bereiche der Forſtverwaltung bis zu 20 
außerplanmäßige Beamte für den Bürodienſt 
der Bauämter und der Forſtämter, einſchließlich 
Forſteinrichtungsanſtalt (Gruppe 5 der Beſoldungs⸗ 
ordnung), ſowie bis zu zwei außerplanmäßige 
Vermeſſungsbeamte fuͤr die Forſteinrichtungs⸗ 
anſtalt (Gruppe 6 der Beſoldungsordnung) an⸗ 
genommen werden können. 


CH 
Forſtwirtſchaftliches. 

Bei den Durchforſtungen von Nadelholz⸗ 
dickungen, die gegenwärtig bei der Knappheit 
an Brennſtoffen zweifellos mehr ausgeführt 
werden, als es früher geſchehen konnte, wird es 
ſich empfehlen, nach folgenden Regeln zu verfahren: 
Zunächſt iſt auch hier ſchon auf die Auswahl der 
Zukunftsſtämme die gebührende Rückſicht zu 
nehmen. Entſcheidend hierfür iſt nicht die Stamm⸗ 
form allein, ſondern überwiegend eine gute 
Bewurzelung. Nur ſie bürgt dafür, daß der 
Stamm die zu ſeiner Ernährung notwendigen 
Stoffe dem Boden zu entnehmen in der Lage iſt. 
Den Vorzug der Überhaltung verdienen alſo zu⸗ 
nächſt die Jungwüchſe, die durch ihre verhältnis⸗ 
mäßige Stärke unmittelbar über dem Boden 
erkennen laſſen, daß ihr Wurzelvermögen ſich in 
guter Verfaſſung befindet. Weiter ſoll angeſtrebt 
werden, ohne den nötigen Beſtandesſchluß zu 
unterbrechen, den Niederſchlägen und dem Lichte 
eine ausreichende Einwirkung auf den Boden zu 
verſchaffen. Nur wenn dies geſchieht, können die 
kleinen Lebeweſen in Tätigkeit treten und die Zer⸗ 
ſetzung der Abfallſtoffe in wünſchenswerter Weiſe 
bewirken. Da die neuen Erfahrungen ergeben 
haben, daß ein Verfahren, bei dem die mit Nadeln 
beſetzten Zweige gleichſam als Dungſtoffe dem 
Boden erhalten bleiben, von günſtigem Einfluß 
auf den Beſtandzuwachs iſt, jo wird es ſich empfehlen, 
das anfallende Holz als „Putzreiſig“ aufarbeiten 
zu laſſen. Man wird hierbei an Arbeitskräften 
ſparen, denn die kleinen Zweige brauchen dann 
nicht mit zuſammengeſchleppt zu werden. Meiſt 
werden dieſe ja auch ohnehin durch die Käufer 
vor der Abfuhr entfernt, um hierdurch Koſten für 
die Anſpannung zu ſparen. Dadurch häufen ſich 
die Abfälle auf einigen Stellen übermäßig, meiſt 
an den Beſtandsrändern und Abfuhrwegen, was 
neben Erhöhung der Brandgefahr auch unſchön 
auf das Waldbild wirkt. Dieſe Abfälle hätten im 
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Beſtande ſelber ſehr nützlich wirken können. 
Natürlich wird bei dieſem Verfahren mit den 


Werbungskoſten für das aufgearbeitete Holz bis ſetzt Ach fort. 


nahe an dieſen Verkaufswert herangegangen werden 
müſſen; dies ſchadet auch nichts, denn bei der 
Dickungsdurchforſtung kommt es mehr auf die 
Waldpflege als auf einen Nutzungsertrag an. Um 
der Waldbrandgefahr vorzubeugen, iſt zu empfehlen, 
an den Wegen einen entſprechend breiten Streifen 
von dem dünnen Aſtreiſig freizumachen. a e 

? ö d E 
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Holz'ubmiffion für die Neichsforſten. Am 15. d. M. 
wurden aus reichseignen Waldungen auf Truppen⸗ 
übungsplätzen bei Zoſſen, Jüterbog, Döberitz, 
Altengrabow, Munſter im ganzen etwa 8000 fm 
Kieferngrubenholz ſubmiſſionsweiſe ausgeboten. 
Es gingen 38 Gebote aus dem Ruhrgebiet, aus 
Norddeutſchland und Oberſchleſien ein; ſie 
ſchwankten zwiſchen 140 und 341 #6; die geringſten 
Gebote von 140 —150 „“ ſchienen von Brennholz⸗ 
händlern herzurühren. Sämtliche acht Loſe fielen 
zwei Firmen im Ruhrgebiet zu. 
erlös 333,70 „%, ein weiteres Zeichen unſerer 
Geldentwertung. Grubenholz koſtete jüngſt frei 
Zeche nur 250—254 A ab 1. 1. 22 Erhöhung 
auf 360 A Die Grubenholzhändler ſortieren 
ſtärkere Stockenden zu Grubenſchwellen, ſchlanke 
Stangen zu Telegraphenſtangen aus und erzielen 
dafür Mehrerlöſe über den Durchſchnitt. 

CH 


Die Not der „Holznot“ in Breslau. Die „Holz⸗ 
not“, gemeinnützige Geſ. m. b. H., die durch 
Lieferung von Brennholz die große Holznot in 
Breslau beſeitigen ſollte, iſt ſelbſt in ſo große Not 
geraten, daß die Stadt bei der Liquidation mit 
Millionenmitteln eingreifen mußte. Die Ge⸗ 
ſellſchaft wurde durch den Haupt⸗Ausſchuß des 
„Volksrates“ in Gemeinſchaft mit dem „Notſtand“ 
zu Breslau unter Beteiligung der Stadt mit einem 
Anteil von 51000 % im September 1919 mit 
cinem Kapital von 100000 % ins Leben gerufen. 
Staatliche Inſtanzen und Beſitzer ven größeren 
Waldungen haben das Unternehmen durch Lieferung 
von Brennholz reichlich unterſtützt. Das erworbene 
Holz iſt häufig unter Selbſtkoſtenpreis, oft auch ganz 
umſonſt, an Armen- und Wohltätigkeits⸗Vereine 
abgegeben worden. Der Magiſtrat erleichterte das 
Geſchäft durch Gewährung eines Kredits von 3½ 
Millionen M unter Übernahme der Bürgſchaft 
auf die Stadtgemeinde. Das Unternehmen 
brach zuſammen, hauptſächlich infolge un⸗ 
günſtiger Konjunkturen. Es ergab ſich eine Unter⸗ 
bilanz von ungefähr 45%, und es müßte 
Konkurs angemeldet werden, wenn ſich die Über⸗ 
ſchuldung nicht beſeitigen läßt. Es ſteht zu erhoffen, 
daß die Gläubiger mit einem Nachlaß von 45 % 
einverſtanden ſein werden. Die Geſellſchafter 
haben auf ihre Einlagekapitalien verzichtet. Der 
Magiſtrat beantragt nun, daß die Städtiſche Bank 
von ihrer Forderung in Höhe von 2460000 A 45 9% 
nachläßt und den nachzulaſſenden Betrag von un⸗ 
gefähr 1109700 % von der Stadt erſetzt erhält. 
Der nach der Liquidation endgültig verbleibende 
Fehlbetrag ſoll auf die Stadtgemeinde über⸗ 
nommen werden. S. K. 
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| Vom Holzmarkt. 

Die unſichere Tendenz der Rundholzpreiſe 
Während an einzelnen Stellen die 
Preiſe verhältnismäßig niedrig waren, iſt bei 
anderen Verkäufen immer wieder eine Neigung zur 
Bezahlung höchſter Preiſe erkennbar geworden, 
wobei letztere zu überwiegen ſcheint. Die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Qualitäten ſpielt dabei nicht 
diejenige ausſchlaggebende Rolle, die ihr eigentlich 
zukommt. Man kann alle dieſe Erſcheinungen aber: 
nur dann richtig werten, wenn man auf die jeweils. 
maßgebenden Nebenumſtände Rückſicht nimmt. 
Gerade auf dieſen beruht oft die Beobachtung, daß. 
für verhältnismäßig minderwertige Objekte zu 
hohe Weile bezahlt werden, deren Urſache nur darin 
zu ſuchen und zu finden iſt, daß einzelne Firmen, 
die ſich zu hohen Preiſen vollgekauft haben, alle 
erreichbaren Termine beſuchen laſſen, um dort 
die Preiſe ohne eigenen Einkauf möglichſt hoch zu 
ſteigern. Ebenſo aber iſt feſtzuſtellen, daß ſolche 
Firmen, die freihändig zu verhältnismäßig geringen 
Preiſen in einem Revier größere Poſten vorweg. 
bekommen haben, bei den Verſteigerungen und 
Submiſſionen ganz außerordentlich hohe Angebote 
machen, um die Konkurrenz zu vergrämen und im 
nächſten Jahre dasfGeld für billigere Einkäufe frei⸗ 
zubekommen. 

Während die Holzſortimente aller Gattungen 
noch ziemlich hohe Notierungen aufweiſen, iſt als 
einzige Ausnahme der Grubenholzmarkt zu be⸗ 
trachten, wo ganz eigenartige Zuſtände herrſchen. 
Der Waldbeſitz iſt natürlich nicht damit zufrieden, 
für ſeine Grubenhölzer eine ſcheinbar ungerecht⸗ 
fertigte Unterbewertung in den Kauf nehmen zu 
müſſen. Es iſt zu erwarten, daß er zur Selbſthilfe 
greifen wird, indem er die Einſchlagmengen von 
Grubenhölzern vermindert und der Nachfrage 
ein geringeres Angebot bieten wird. Zu ſolchem 
Vorgehen wird der Waldbeſitz vielleicht um jo 
eher greifen, weil die Annahme nicht fernliegt, 
daß aus dem zu ſehr mäßigen Preiſen verkauften 
Grubenholz durch das an und für ſich wirtſchaftlich 
richtige Ausſortieren beſſerer Teile noch andere 
Nutzhölzer gewonnen werden, die einen beſſeren 
Preis verdient hätten. Bevor aber zu ſolchen 
Mitteln gegriffen wird, iſt es zweckmäßig, die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe im Grubenholzhandel einer 
ſorgſamen Betrachtung zu unterziehen. f 

Zunächſt iſt darauf hinzuweiſen, daß die Wald⸗ 
beſitzer ſelbſt in der Lage ſind, ihre Beſtände durch 
eine ſachgemäßere Sortierung der eingeſchlagenen 
Hölzer nach ihrer Nutzbarkeit beſſer zu verwerten, 
ſo daß die als Grubenhölzer bezeichneten Mengen 
auch nur als ſolche Verwendung finden können. 
Die Erhöhung der Preiſe für wirklich und aus⸗ 
ſchließlich als Grubenhölzer zu verwendende Sorti⸗ 
mente wird aber um ſo größeren Hemmungen be⸗ 
gegnen, da die Käufer bzw. Händler tatſächlich nicht 
in der Lage ſind, höhere Preiſe anzulegen. 

Die Grubenholzpreiſe find durch die Zechen 
in der Hauptſache auf etwa 250 / je Feſtmeter 
frei Grubenſtation feſtgeſetzt, wobei noch die Meſſung 
der Zechen als maßgebend bedungen wird. Wenn 
nun berückſichtigt wird, wie hoch die Unkoſten der 
Händler für Aufarbeitung, Anfuhr und Verladen, 
Fracht uſw. geſtiegen ſind, daß aber auch die Zechen 
nur von den ſogenannten NO eranten zu 
kaufen gewohnt find, deren Täkigkeit eine weitere 
Verteuerung der Hölzer bis zum Zechenpreiſe⸗ 


ei 
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von 250 A verurſachen muß, jo iſt ohne weiteres 
zu erkennen, welcher verhältnismäßig niedrige 
Preis vom Händler, der nicht Zechenlieferant iſt, 
im Walde angelegt werden kann. Er iſt geradezu 
gezwungen, jedes nur irgend anderweit brauchbare 
Stück aus dem Grubenholz herauszuſortieren, 
um es beſſer zu verwerten und bei der Zwangslage 
durch die gedrückten Abſatzpreiſe, die ihm von den 
Zechenlieferanten diktiert werden, noch auf 
ſeine eigenen Koſten zu kommen. Dabei iſt es noch 
keineswegs ſicher, daß die Zechenlie feranten die 
aufgearbeiteten Hölzer dem Händler als Zu⸗ 
lieferanten überhaupt abnehmen, vielmehr hat 
er nebenbei das Riſiko, daß die von ihm ange- 
botenen Sortimente nach Angabe der Zechen⸗ 
lieferanten gerade im Augenblick überhaupt nicht 
verlangt werden, daher entweder nicht gekauft 
werden oder nur unter Preisdruck aus Gnade und 
Barmherzigkeit Abnahme finden. Wird dieſe 
aber perfekt, jo treten die Frachtenſteigerungen, 
Schwierigkeiten beim Verladen uſw. als fait 
unberechenbare Unkoſten auf, und zuletzt kommt 
noch als Damoklesſchwert die Abnahmevermeſſung 
der Zechen, die nicht ſelten zu großen Abſtrichen 
und Verluſten führt. Das ſind Tatſachen, mit denen 
ſehr zu rechnen iſt! 

Im Kampf um die Ausſchaltung der Holz⸗ 
händler, der vielfach rigoros geführt wird, ſind nun 
noch beſondere Erſcheinungen zu regiſtrieren, die 
dem Händler, der nicht Zechenlieferant iſt, das 
Leben erſchweren; dies iſt einerſeits die Tatſache, 
daß ein Teil der Zechen ſelbſt beſtehende Holz⸗ 
aandelsfirmen erworben hat, um im Walde ein⸗ 
zukaufen und die benötigten Hölzer ſelbſt aufzu⸗ 
hrbeiten. Ferner haben die Zechenlieferanten 
nicht ſelten eigene Einkäufe großen Umfanges im 
Walde vollzogen, unter deren Geltendmachung 
ſie dann die von den Händlern geforderten Preiſe 
noch mehr herabdrücken. Man findet, daß die 
Zechenlieferanten für ſolche Einkäufe weit höhere 
Preiſe bieten, als ſie von den Zechen bekommen, 
um die Händler als Käufer auszuſchalten; daß ſie 
dann die gekauften teuren Hölzer einfach im Walde 
liegen laſſen und gewiſſermaßen für den Notfall 
als Druckmittel gegen die Händler benützen. 
Solange die Zechen die feſtgeſetzten Preiſe ein⸗ 
heitlich feſthalten, wird daher der Waldbeſitz wenig 
Ausſicht auf eine Erhöhung der Grubenholz⸗ 
preiſe haben. Sollte verſucht werden, den Einſchlag 
zu vermindern, ſo könnte durch eine vermehrte 
Zufuhr aus öſtlichen Ländern wahrſcheinlich ein 
Ausgleich für das fehlende Material geſchaffen 
werden. Außerdem gibt die Unklarheit des Gruben⸗ 
holzgeſchäftes in Oberſchleſien für die dorthin 
gravitierenden Verkäufe auch keine zuverläſſige 
Grundlage. 

Die Fichtenlangholzpreiſe bewegten ſich vor⸗ 
zugsweiſe zwiſchen 1100 „ für die I. Klaſſe und 
400 % für die IV. Klaſſe. Für Kiefernholz lagen 
die Preiſe etwas höher. Eine ſonderbare Aus⸗ 
nahme haben die Verkäufe verhältnismäßig kleiner 
Poſten von gutem Fichten⸗Sägeholz in Neu⸗ 
ſtadt i. Sa. gemacht, wo die erſchienenen Bieter 
für die I. Klaſſe (ohne Rinde, bis 15 om Mitten⸗ 
ſtärke) ſich mit ca. 400 % je Feſtmeter begnügten, 
damit allerdings infolge Verweigerung des Zu⸗ 
ſchlages kein Glück hatten. Vorausſichtlich wird 
eine zweite Verſteigerung vor anderem Käufer⸗ 
publikum weſentlich höhere Preiſe ergeben. 


In Tautenburg bei Jena wurden geboten: für 
Eichennutzholz bis zu 1400 „, für Fichten und Kiefer 
600 bis 1000 A. und zwar hauptſächlich von Lokal⸗ 
intereſſenten. Buchenbrennholz koſtete je Raum⸗ 
meter 235 , gerodete Stöcke von Kiefern und 
Fichten wurden je Raummeter mit 90 % bezahlt. 

Buchenſtämme beſter Beſchaffenheit erbrachten 
noch immer Angebote von 700 / für die V. Klaſſe, 
bis zu 1400 A für die I. Klaſſe. Erlen wurden je 
nach Qualität mit 700 bis 800 % bewertet, Weide 
und deutſche Pappel in heiter Qualität zu 900 bis 


zu 1100 %, Birke zu 750 / verkauft. Sm. 
= 
Vom RNauhwarenmarkt. 
Rauhwerkpreiſe der Märkiſchen Fell- Ver⸗ 


wertungsgenoſſenſchaft Berlin N 20, Freienwalder 
Straße 5, vom 17. Dezember 1921. (Bei nach⸗ 
ſtehenden Preisnotierungen bedeutet 1 Primaware, 
II Sekundaware und III Schwarten.) Haſen: Winter 
30 K, Sommer 7 K*, Wildkanun: Winter 9 &, 
Sommer 1,00 „, Füchſe: Winter I 500 4, II 150 K, 
Sommer 50 4, Steinmarder: I 2200 &, II 500 4, 
III 904, Baummarder I 3000 %, II 600 &, 
III 100 , Iltiſſe: I 280 &, II 100 &, III 30 &, 
Maulwürfe: I 8 &, II 4 &, Dachſe: I 150 &, 
II je nach Qualität; Rehe: Sommer 50 %, Wuter 
25 A: Rotwild: trocken 16 % das Kilo: Dam⸗ 
wild: trocken 22 A das Kilo; Schwarzwild: trocken 
3,50 % das Kilo. Dieſe Preiſe ſind Durchſchnittspreiſe, 
zu denen die Waren in Empfang genommen werden. 
Sie ſind nicht als bindend zu betrachten, ſondern 
freibleibend, da fie ſtetig Schwankungen nach oben 
und unten unterworfen ſind. 

Nach der „Kürſchner⸗Zeitung“ (Leipzig) vom 
18. Dezember 1921. Otter 1400 bis 2000 &, Stein⸗ 
marder 2500 bis 5000 „, Baummarder 4000 bis 
6000 &, Füchſe 500 bis 1500 &, Iltiſſe 300 bis 800 &, 
Dachſe 150 bis 250 M, Hamſter 8 bis 25 K, Kanin 
(Kürſchner) 20 bis 36 &, Haſen, Winter 28 bis 35 K, 
Halbe 14 4, Sommer 6 &, Wieſel 10 bis 50 %, Reh⸗ 
decken 40 bis 70 K. Die oben bezeichneten Preiſe ſind 
als ungefähr erzielte Preiſe auſzufaſſen, da ſie ſtark 
wechſelnden Schwankungen unterliegen. 


Ce: 


Brief⸗ und Fragekaſten. 


Schriftleitung und Geſchätsſtelle übernehmen für Auskünfte 
keinerlei Verantwortlichkeit Anonyme Zuſchriften finden 
niemals Beruckſichtigung. Jeder Anfrage ſind Abonne⸗ 
ments⸗ Quittung oder Ausweis, daß Frageſteller Abonnent 
iſt, und 1,50 Mark Portoanteil beizufügen; fehlt dieſes 
Porto, bleibt die Frage ohne Antwort. In all 
gemeinen werden weitere Koſten nicht beauſprucht; ſind 
jedoch durch Sachverſtandige ſchweerige Rechtsfragen zu 
erörtern, Gutachten, Berechnungen uſw, aufzuſtellen, für 
deren Crlangung der Schriftleitung höhere Sonderhonorare 
erwachſen, ſo wird Vergatung Dee Selbſtkoſten Bean: 
ſprucht, auch wenn der Frageſteller vorher nicht benach⸗ 
e richtigt werden konnte. 


Anfrage Nr. 94. Neuregelung der Vor⸗ 
bereitungszeit, des Anwärterdienſtalters und 
des Beſoldungsdienſtalters. Sind die Ver⸗ 
handlungen des Miniſteriums für Landmirtſchaft, 
Domänen und Forſten mit dem Finanzminiſterium, 


betreffend Feſtſetzung der Dauer des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes, abgeſchloſſen, und wie iſt 
die Vorbereitungszeit feſtgeſetzt? (Jahre.) Bei 


uns Staatsförſtern kann doch das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter wohl erſt dann endgültig feſtgeſetzt 
werden, wenn die Dauer des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes endgültig feſtſteht. Bei den vor dem 
1. April 1920 planmäßig angeſtellten Beamten 
muß doch nach den Ausführungsbeſtimmungen 
zum Beamtendienſteinkommensgeſetz v. 17. 12. 20 
(ſiehe Së 49. 46, 141) das Beſoldungsdienſtalter 
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eutſprechend vorgerückt werden; z. B. beginnt bei ſchon ſeither beſtehenden Zuſtände. Die Staats⸗ 
mir mit 30 Lebensjahren erſt die Diätarzeit förſter würden durch Ziffer 142 erfaßt werden, 
« (Borbereitungsdienft würde alſo bei mir, da ich wonach die beſonderen Vorſchriften über die Be⸗ 
wit 16 Lebensjahren in die Lehre getreten bin — rechnung des Anwärterdienſtalters und der An⸗ 
14 Jahre gedauert haben), und mit 35 wärterdienſtzeit unberührt bleiben, ſoweit fie durch 
Sebensjahren komme ich in die erſte Stufe des die neuen Beſtimmungsvorſchriften nicht geregelt 
Gehaltes der planmäßigen Beamten. Sit meine werden. Dies würde gemäß Ziffer 1782 er- 
Annahme bezüglich Vorrückung des Beſoldungs⸗ gänzend geſchehen. Wird die Dauer des Vor⸗ 
dienſtalters gemäß der oben angezogenen $$ 46, bereitungsdienſtes geändert, was feſtſteht, ſo 
49, 141 der Ausführungsbeſtimmungen richtig? ändert ſich naturgemäß das Anwärterdienſtalter 
Werden die Bezüge vom 1. April 1920 ab nach⸗ und das Beſoldungsdienſtarter. Jedoch muß ab⸗ 
gezahlt? Z., Staatsförſter. gewertet werden, ob und inwieweit dieſe Ande⸗ 
Antwort. Nach Ziffer 178 2 der neueſten rungen rückwirkende Kraft auf die Vergangenheit 
Preußiſchen Beſoldungsvorſchriften vom 8. 7. 21 haben. Als ſelbſtverſtändlich eintretend möchten 
wird das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen wir die durchweg — alſo auf alle vorhandenen 
und Forſten im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ angeſtellten Förſter — rückwirkende Kraft nicht 
miniſterium ergänzende Vorſchriſten für die Feſt⸗ ohne weiteres anſehen. Wir verweiſen noch auf 
ſetzung des Anwärterdienſtalters und der Anwärter⸗ die Darlegungen in der, Deutſchen Forſt⸗Zeitung 
dienſtzeit der nicht planmäßigen Forſtbetriebs⸗ Nr. 48 Seite 889 und Nr. 49 Seite 913. 
beamten erlaſſen. Dieſes iſt noch nicht geſchehen. Anfrage Nr. 95. Dienſtaufwand für Ger, 
Die Verhandlungen ſchweben alſo noch. Inwieweit treter eines Förſters. Seit dem 18. 3. 1920 bin 
bei den vor dem 1. 4. 1920 angeſtellken Forſt⸗ ich infolge eines Unfalls dienſtunfähig. Meine 
betriebsbeamten anderweite Feſtſetzung des Be⸗ Vertretung wurde wie folgt geregelt: Die eine 
ſoldungsdienſtalters vorgenommen werden wird, Hälfte der Förſterei wurde dem Förſter o. R. P., 
kann danach noch nicht mit Beſtimmtheit geſagt die andere dem Forſtgehilfen Z. übertragen. 
werden. Wir kommen auf die ganze Angelegenheit P. machte bis zum 1. 5. 20 in ſeinem Bezirk ſein 


noch zuſammenfaſſend zurück, ſobald die neuen Förſter⸗Examen. Der Dienſtaufwand der Förſter⸗, 


Vorſchriften erſchienen find. — Es darf als ficher ſtelle beträgt 50 A jährlich, dazu iſt für 1920 ein 
angenommen werden, daß etwa feſtzuſetzende Zuſchuß von 120 M gezahlt worden. Beide Ver⸗ 
höhere Bezüge vom 1. 4. 1920 ab nachgezahlt treter machen Anſpruch auf Dienſtaufwand. Wie 
werden. (Siehe Ziffer 179 Abſatz 1 und 2 der ge⸗ verteilt ſich derſelbe für 19207 1 
nannten Vorſchriften.) e um CH 5 P. 
jon H ` ntwort: Sie müſſen ſich mit beiden Ver⸗ 
„ Keck E tretern wegen der Dienſtaufwandsentſchädigung 
bewertende Stellen verſetzte Beamte, alſo nicht an ee de i Se EE 
auf Staatsförſter. Dieſe befinden ſich in ihrer | N ra der ihnen durch die Vertre e 
Eingangsſtelle, in der fie zuerſt angeſtellt werden. weislich entſtandenen tatſächlichen Dienſtauf⸗ 
Ziffer e Die e enden Dr: „ En eine mann 952 GE 
richtigungen des Beſoldungsdienſtaltérs im Hinblick os Be SER, Re de 5 Se die 
n bei ben Oinans| Socertngen fefufehen. | Watürih fen, di 
Pritern nur Ausnahmefälle ſein, da die Anwärter⸗ für die Stelle zur Verfügung ſtehenden Dienſt⸗ 
dienſtzeit, ſoweit I e EEN meistens aufwandsentſchädigung ihre Grenzen. Mir ver⸗ 
richtig in Anſatz gebrach jein wird. weiſen wiederholt auf den Min.⸗Erl. v. 17. 6. 1903 
Ziffer 141 kommt für die Staatsförſter nicht in — III 6875 — und die Angaben im F.⸗J.⸗B. 1914 
Frage und regelt in der Hauptſache auch nur die | Seite 10/11. 


2110 . 
Verwaltungsänderungen und Perſonalnachrichten. 


(Der Nachdruck der in dieſer Rubrir zum Abdruck gelangenden Mitteilungen und Perſonalnotrzen iſt verboten) 


Zur Beſetzung gelangende Forſtdienſtſtellen. 11 zum 1 April 1922 zu beſetzen. Bewerbungs- 


riſt 12. Januar. 
Preußen. Di itfefretäritelt berfö 
Staats⸗ Forſtverwaltung“) e Forſtſekretärſtellen der Oberförſt»reien Oderhaus, 


8 Torfhaus, Schulenberg, Reinhauſen Winne⸗ 
Die Oberförſterſtellen Kudippen, Kommuſin, Gron⸗ 5 Rind en 1 5 
dowken (Allenſtein) und Neuenkrug (Stettin) bei Ben. ` Torfhaus und Rein hauſen haben 


VVV'•'P-F g Se weder Dienſtwohnung noch Wirtſchaftsland. Dei, 
) Fur Bewerber iſt es wichtig, zu wiſſen, in haus 0,091 ha, Schulenberg 0,57 ha und Winne⸗ 


welchem Dienſtalter die ausgeſchriebenen Stellen mit 2 a Mırti 3 Sun 

emiger Ausſicht auf Erfolg begehrt werden können. ne, a RL, 
nen on dafür gibt in n SN a 18 55 Zur Bewerbung zugelaſſen find alle Förſter in 
Ge i e Be er Enditef'en und in uberzähligen Stellen ſowie alle 
Staates und der Hofkammer von E Behm Forſtverſorgungsberechtigten, die die durch allgememe 
veröffentlichte Oberförſter⸗Dienſtaltersliſte. Aus dieſer Ver üaung III 59 für 1921 vorgeſchriebenen Be. 
it zu erſehen, in weichem Dienſtalter der bisherige dingungen erkullt haben. Bewerbungsfriſt 2. Ja. 
Juhaber die ausgeſchriebene Oberförſterſtelle erhalten nuar 1922 > 

hat. Das im Verlage von J. Neumann, Neudamm, Gë 
erſchlenene Buch koſtet geheftet 6 A. mit Schreib- Hilfsförſterſtelle Borken, Oberf. Willenberg (Allen⸗ 
Papier durchſchoſſen 10 &. Hierzu erſchien ein nein), iſt zum 1. Februar 1922 zu beſetzen Zur 
Nachtrag vom Januar 1921, Preis gehe: tet 3 K Stelle gehören: Dienſtwohnung, 5,5 ha Acker, 


N 


Nr. 52 Bd. 36 (1921) 


5,5 ha Wieſen. Schule in Vorken, 1 km. Babnort: 
Willenberg, 6 km. Bewerbungsfriſt 5. Januar. 


bebaute Hilfsförſterſtelle Annaburg, Oberf. 
Annaburg (Merfeburg), iſt zum 1. Januar 1922 
zu beſetzen. Dienſtwohnung im ſog. „Auerbach⸗ 
gebäude“ in Annaburg. Mietswert der Dienſt⸗ 
wohnung 650 % jährlich. Zur Bewerbung ſind 
zugelaſſen verheiratete Hilfsförſter und überz. 
Förſter. Die Bewerbung iſt umgehend vorzulegen. 


Mittelbarer Staatsdienſt. 
Gemeindeförſterſtelle Elmpt, Kr. Erkelenz, iſt zum 
1. April 1922 zu beſetzen. Bewerbungen Jump bis 
15. Februar an den Bürgermeiſter in Elmpt, Kr. 
Erkelenz (Rhemland), einzureichen. Näheres ſiehe 
Anzeige. 


Stadtförſterſtelle Eechmalkalden iſt zum 1 Januar 1922 
zu beſetzen. Vewerbungen ſind ſofort an den 
Magiſtrat in Schmalkalden einzuſenden. Näheres 
ſiehe Anzeige. 


Perſonaluachrichteu. 


Preußen. 


Staats⸗Forſtverwaltung. 


Brißen, Förſter in Hohenſchoͤpping, bert Falkenhagen, wird 
am 1. Jannar 1922 nach Finkenkrug, Oberſ. Falkenhagen 
(Potsdam), verſetzt 

Zorte, über; Forſter in Battenberg, Oberf. Elbrighauſen, 
iſt zum Forſiſekretär ernannt und wird am Januar 1922 
nach Cronberg, Oberf Cronberg (Wiesbaden,, verſetzt. 

Schoepe, Förſter, wird am 1 Januar 1922 die neugeſchaffene 
Forſterſtelle Birkenwalde, Oberf. Lyck (Allenſtern), 
verliehen. 

Belte, Forſter und Forſtſekretär in Selters, Oberf. Selters, 
wird am 1 Januar 1922 nach Herſchbach, Oberf. Herſch⸗ 
bach (Wiesbaden), verſetzt 

Fartſch, Hilfsforuer in Bublitz, Oberf Oberfier (Koslin), 
wird am 1 Januar 1922 nach Cleeberg, Oberf. Brand: 
oberndorf Wies baden), verſetzt. 

Vartich, Hilfsforſter in Gr.⸗Guſtkow, Oberf Taubenberg, 
iſt nach Moosfier, Oberf. Neuhof (Köslin), verletzt. 
Wöſchoff, Hilfsſörſter in Unterluß, Obert Luß (Luneburg), 
wird am 1. Januar 1922 nach Oberſcheld, Obert Ober: 

ſcheld (Wiesbaden), verſetzt 

Dinſe, Hilfsſörſter in Schöneiche, Oberf Grunau-Dahme 
([Potsdam), wird am 1. Januar 1922 nach Naſtatten, 
bert. Naſtätten (Wiesbaden), verſetzt und mit der 
einſtweiligen Wahrnehmung der Forſtſekretärſtelle bei 
der Oberf. Naſtätten beauftragt. 

Dorn, Hilfsforner in Hofheim, Oberf Hofheim, iſt am 
1. Dezember zum Forer und Forſtſekretar ernannt 
und ihm die Forſſekretarſtelle bei der Oberf Hofheim 
verliehen. 

Drusba, Hilfsförſter in Gr⸗Sarchen, Oberf. Sorau (Frank⸗ 
furt a. O.), iſt am 1. Oktober zum Foörſter ernannt. 
Drubba in im Regierungsbezirk Caſſel vorgemerkt und 
daher von der Regierung Caſſel zum Forſter ernannt 

Hoffmann, Hilſsforſter in Bötzow, Oberf. Falkenhagen, iſt 
am 1 Dezember nach All-⸗Lüdersdorf, Oberf. Ludersdorf 
(Pots da m), verſetzt 

Krehmſte, Hilfsforſter in Naundorf, Oberf Halle a d. Saale 
(Merſeburg), wird am 1. Januar 1922 nach Nieder⸗ 
josbach, Oberf Sonnenberg (Wiesbaden), verſetzt 

Nickel, Hilſsſorſter in Stadtforſt Frankfurt a. Main, iſt am 
1. Dezember nach Bromslirchen, Ober; Elbrighauſen 
(Wiesbaden, verſetzt. 

Schwarz, Hilfsforſter in Annaburg, Oberf. Annaburg 
(Merſeburg, iſt mit Wirkung vom 1. Oktober zum 
uberz Iörſter ernannt und wird am 1. Januar nach 
Mallinghauſen, Oberf. Neubruchhauſen (Hannover), 
verſeyt 

Stoß, Hillsföruer in Rod a. d. Weil, Oberf. Rod a. d Weil, 
ur am 1. April zum Förſter und Forſtſekretär ernannt 
und ihm die Forſtſekretärſtelle bei der Oberf Rod 
a. d. Weil verliehen. 2 

Sirefe, Hilfsſorner in Schmalkalden. Oberf. Schmalkalden 
(Caſſelh, wird am 1 Januar 192 uach Battenberg, Oberf 
Elbrighauſen (Wiesbaden), verſetzt und mit der einſt⸗ 
weiligen Wahrnehmung der Forſtſekretarſtelle bei der 
Oderf. Elbringhaufen beauftragt. 

Trendel, Hilfsförſter in Altenkirchen, "bert, Wetzlar (Coblenz) 
iſt am 1. Dezember zum überz. Fornei ernannt und 
nach Biedenkopf, Oberf. Bieden kopf (Wiesbaden), ver⸗ 
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ſetzt und mit der einſtweiligen Wahrnehmung der 

Forſtſekretärſtelle bei der Oberf. Biedenkopf beauftragt. 
Henning, Forſigehilfe in Namedy, ZC bert. Coblenz, wird aut 

1. Januar 1922 nach Krofdorf, Oberf. Krofdorf (Coblenz),⸗ 

verſetzt. 

Zorn, Horügehilfe in Biedenkopf, Oberf Katzenbach, wird 
am 1. Jauuar 1922 nach Runkel, Oberf. Runkel (Wies ⸗ 
baden), verſetzt und mit der einſtweiligen Wahrnehmung 
der Forſtſekretärſtelle bei der bet, Runkel beauftragt. 

Jung, Forſtgehilſe in Hillſcheid, Oberf Neuhäuſel, wird am 
1. Januar 1922 nach Hadamar. Oberf. Hadamar (Wied: 
baden), verſetzt und mit der einſtweiligen Wahrnehmung 
der Jorſtſekretärſtelle beider Oberf Hadamar beauttragt. 

Klinkert, Forſtgehilſe m Straßebersbach, Oberf Straß⸗ 
ebersbach, wird am 1. Januar 1922 nach Langenichwal⸗ 
bach, Oberf Langenſchwalbach (Wiesbaden), verſetzt 
und mit der einnweiligen Wahrnehmung der Forſt⸗ 
ſekretarſtelle bei der Oberf. Langenſchwalbach beauftragt 

Kraufg, Forſtgehilfe in Hachenburg, Oberf. Kroppach. wied 
am 1. Januar 1922 nach Idſtein, Oberf. Worsdork 
(Wiesbaden), verſeßt und mit der einſtweiligen Wahr 
nehmung der Forſtſekretärſtelle bei der bert, Wörs⸗ 
dorf beauftragt 

Krieger, Jorſigehilfe in Wallau, Oberf. Biedenkopf, wird 
am 1. Januar 1922 nach Wallmerod, Oberf. Wallmerod 
(Wiesbaden), verſetzt und mit der einſtweiligen Wahre 
nehmung der Forſtſekretärſtelle bei der Oberf. Wallmerod 
beauftragt 

Reis, Forſtqehilfe in Dillenburg, Oberf. Dillenburg, wird 
ame 1 Jauuar 1922 nach Gaub. Obert Caub (Wies⸗ 
baden), verſetzt und mit der einſtweiligen Wahrnehmung 
der Forſſekretärſtelle bei der Oberf Caub beauftragt. 

Noack. Forſtgehilſe in Sobernheim, Oberf Sobernheim, wird 
am 1. Januar 1922 nach Gebhardsham, Oberf Kirchen 
(Coblenz), verſetzt 

Nowack, Forſtgehilfe in Battenberg, Oberf Battenberg, wird 
am 1 Januar 1922 nach Montabaur, Oberf Montabaur 
(Wiesbaden), verſetzt und mit der einſtweiligen Wahr⸗ 
nehmung der Forſtſekretarſtelle ber der Oberf. Montabaur 
beauftragt. 

Noſchle, Forſtgehilfe in Köslin, wird am 1 Januar 192 
nach Scharfenſtem, Oberf Stolp (Koslin), verjegt 
Sauer, Forſigehilfe in Bromskirchen, Oberf. Clbrighauſen, 

wird am 1. Januar 1922 nach Hahnſtatten, Obert, 

Hahnſtatten (Wiesbaden), verſetzt und mit der eiuſte 

weiligen Wahrnehmung der Forfiſekretaruelle bei der 

Oberf Hahnſtätten beauftragt. 

Schneider, Forſtgehilfe in Hatzfeld, Oberf. Hatzfeld, wird am 
1. Januar 1922 nach Cliwpille, Oberf. Gite (Wies 
baden), verſetzt und mit der einſtweinngen Wahrnehmung 
der Forſtſekretärſtelle bei der Oberf. Eltville beauftragt. 

Stotz, Forſtgehilfe in Hohenſtein, Oberf Erlenhof, wird am 
1. Januar 1922 nach Naſſau, Oberf. Naſſau (Wres⸗ 
baden), serjegr und min der einfiwerhigen Wahrnehmung 
der Forſtſekretarſtele bei der Oberf. Naſſau beauftragt. 

Theifen, Forſigehilſe in Fh Barsberg (Eifel), wird am 
1. Januar 1922 nach Sobernheim, Oberf. Sobernheim 
(Coblenz), verietzt. 

Wolffram, Forſtgehiſe in Lubow, Oberf. Oberfier, iſt nach 
Birkhoſ, Oberf. Freierswaid (Tos lin, verſetzt. 

Im Regierungsbezirk Hannover find unter Ernennung 
zum Forſtgehilfen einberufen in den Staatsforſldienſt die 
Forſtlehrlinge: 

DBening nach Hohenboſtel, Obert Lauenau: Dall nach 
Barkholz, Ebert, Harpſtedt; Schmidt nach Leeſeringen, 
Obert Nienburg a. W. 

Mittelbarer Staatsdienſt. 


Wagner, Oberfoörſterkandidat, iſt als Gemeindcoberförſter in 

Boppard (Coblenz) auf Lebenszeit angeſtellt. 
Fiderkommiß des Königl. Hauſes. 

Kahler, Hilfsforſter in der Oberf. Kman, Weſtpr, iſt zum 
Torrer ernannt unterübertragung der FornereiKarlshorſt. 

Kühe, Hilfsforſter in Fh. Kleinheide, Königl. Prinzl. Check, 
Flatow, Weſtpr., iſt zum Forſter ernannt unter Über⸗ 
tragung der jelbſtzu verwaltenden Jörnerei Saarmund 
b Potsdam. 

Seidel, Hilfsförſter in der Oberf. Kujan, Weſtpr, iſt zum 
Forſter ernannt unter Übertragung der Forſterei Were k. 


Der Unterſtüzungsfonds des „Waldheil“ : 
bedarf dringend der Stärkung. Bitten zu ſammeln und das 


Geld dem Verein „Waldheil“, Neudamm, Bez. Ffo., 
einzuſenden. Auch die Hen te Gabe iſt herzlich willkommen. 


4 — 


978 


Deutſche Forſt⸗Zer rung 


Nr. 52 Bd. 36 (1921) 


! t 


1 Nachrichten des „Waldheil“. 
E. V. zu Neudamm. 


Veröffentlicht unter Verantwortung 
des Vorſtandes, vertreten durch 
Johannes Neumann, Neuda nm 


Satzungen, Mitteilungen über die Zwecke 

e und Ziele des „Waldheil“ ſowie Werbe⸗ 
material an jedermann umfonſt und poſtfrei. Alle Zuſchriften 
au Verein „Waldbeil“, Neudamm Geldſendungen au 
Poſtſchecktonto 9140 „Waldheil'“, e V., Neudamm, beim 
Poſtſcheckamt Berlin NW 7. 


Als Mitglieder ſind in den Verein aufgenommen: 


Brand, Georg, Forſtgehilfe in Stockhauſen bei Lauterbach. 

Duda, Franz, Hilfsjager in Schyglowitz, Oberſchl ig 

Golawski. Theodor. Hilfsförſter in Rokitteitz, Beuthen, Oberſchl 

Hennrich, Fritz, Hilfsjäger in Ponarien, Gr⸗ Hermsdorf, Oſtp 

Hennig, Karl, Forſtwart in Biſchdorf bei Löbau, Sachſen. 

Koch. Karl, Forſtgehilfe in Stettin, zurzeit bei der Schutzpolizei. 

Lorenz, Hemrich, Stadtförſter in Lehn, Läbau, Sachſen 

Leitzbach. Karl, Forſt⸗ und Jagdaufſeher in Heidhöͤhe, Hittfeld, 
Bez Hamburg. 

aan: ala Brauereibeſitzer, Neudamm, lebenslängliches 
Mitglied. 

Metzenleiter. H., Revierjäger in Pfaffenhauſen, Kr. Gelnhauſen 

Müller, Wilhelm. Stadtförſter, Dürrhennersdorf, Löbau, Sachſen 

Neeb. Heiurich, Forſtgehilfe in Zamen, Lauterbach 

Perſchall, Cduard, Förſter in Babidoll, Gieſebitz. Kreis Laucn⸗ 
burg, Pomm. 

Petzke, Hubert, Hilfsförſter in Göhren, Kreis Croſſen a O 

Nenner, Arthur, Revierförſter in Hameln a. d. Weſer. 

Nodemer, Georg, Forſtgehilfe in Stockhauſen, Lauterbach. 

Schneider, Michael, Jagdaufſeher in Heſſeln, Kreis Neuwied 

Schulze, Max, Stadtförſter in Walddorf, Löbau, Sachſen. 

Schade, Hans, Forſtgehilfe in Lauterbach. 

Wiesner, Max. Hilfsförſter in Schweidnitz 

Warzecher, Paul, Forſtſchutzbeamter, Wohlmirſtedt (Uuſtruttah) 

Zwoſta, Johann, Jagdaufſeher in Heſſeln, Kreis Neuwied 


m 


Nachrichten des Vereins 
für Privatforſtbeamte 
Deutſchlands. E. V. 


Geſchäftsſtelle zu Eberswalde, 
Schicklerſtraße 45. 


Fernſprechauſchluß: 

EIER Amt Eberswalde Nr. 546. 
Satzungen und Mittellungen über Gründung, Zweck und 
Ziele des Vereins an jeden Intereſſenten koſtenfrei. 
Geldſendungen nur an die Kaſſenſtelle zu Neudamm 
unter Poſtſcheckkonto 47678 Poſtſcheckamt Berlin W 7. 


Seit der letzten Veröffentlichung ſind als Mit⸗ 

glieder in den Verem aufgenommen: 

7528. Blank, Wilhelm, Forſtaufſeher, Möſtchen, Bolt Wutſchdorf, 
Kreis Schwieben 

7527 Israel, Martin. Hilfsförſter, Fh. Skalung, Poſt Skalung, 
Kreis Kreuzburg O.⸗S VI. 

7528 Lauffer, Hans, Forſtkandidat, Tharandt, Sidonten⸗ 
ſtraße 174 F. XII. 

7520 Frhr. von Doernuberg, Karl, Landrat a D., Breitenbach 
a. Herzberg, Kreis Ziegenhain. XIII. 

* 


Die Aufnahme in den Verein haben beantragt: 

Sterer, Fritz, Rittergutsbeſitzer, Luiſenhof, Bot Glienke, 
Mecklenburg⸗Strelitz. 

Barthelmes, Maz, Oberförſterkandidat, 
Schwaben ` 

Jegliewski, Willi, Gutsförſter, Blankenberg, Poſt Wuiter haufen, 
Kreis Neu⸗Ruppi gëf 

Herndet, Ernſt, Forſtgehilſe, Ratibor, Fleiſcherſtraße 18, ber 
Frl Kupka 

Puſch, Fritz, Forſtgehilfe, Gaildorf, Württemberg 

Schweinoch, Franz, Revierförſter, Ober⸗Herzogswaldau, Kreis 
Freyſtadt : 

Siegel, Richard, Förſter a. D., Bieſenthal (Mark), Bahnhof 

Forſtverwalter. 


ſtraße 123. 

Schmidt⸗Coſte, Walter, Poſt 
Lupow, Kreis Stolp i Pomm 

Siebenhühner, Ernſt, Förſter, Fh Möckern, Bez Magdeburg. 


— 
= 


RG 


Grönenbach ı Algän, 


Fh. Malzkow, 


Vereinszeitung. 


Betrifft Zahlung des Jahresbeitrages. 
Cintrittsgeld und Beiträge. 

Die Privat forſtbheamten haben nach Be: 
ſchluß der Sitzung des engeren Vorſtandes vom 
17. Dezember d. J. für 1922 zu zahlen 
1. Eintrittsgeld 10 ,. 

2. Jahresbeitrag: a) von Forſtanwärtern 
und Forſtangeſtellten jährlich 25 M; b) von 
Fozſtwarten, Förſtern, nicht ſelb⸗ 
ſtändigen Revierförſtern jährlich 50 : 
c) von Revierförſtern und Forſtver⸗ 
waltern jährlich 75 %; d) von akademiſch 
gebildeten Beamten vom Oberförſter 
aufwärts jährlich 100 . 

Die Waldbeſitzer ſollen wie bisher an 
Eintrittsgeld 25 M und einen Jahresbeitrag 
von 75 A oder einen Beitrag auf Lebenszeit 
von mindeſtens 500 bis 1000 % zahlen. Die 
Anregung, den Herren Waldbeſitzern den ein⸗ 
maligen Beitrag auf Lebenszeit in der Höhe von 
500 bis 1000 % zu empfehlen, iſt aus Waldbeſitzer⸗ 
kreiſen ſelbſt gelommen. 

Der ſatzungsgemäß feſtliegende Jahresbeitrag 
der Waldbeſitzer wird nicht erhöht, mit Ruckſicht 
darauf, daß ſeitens der Waldbeſitzerverbände eine 
namhafte Jahreszuwendung fur die Forſtſchule zu 
Templin zu erwarten iſt. 

Die außer ordentlichen Mitglieder 
haben neben einem Eintrittsgelde von 30 2 
einen Jahresbeitrag von mindeſtens 50 % oder 
einen einmaligen Beitrag von mindeſtens 200 ft 
zu zahlen. 

Bei Übertritt von ordentlicher Mitgliedſchaſt 
zur außerordentlichen und umgekehrt ſind Ein— 
trittsgebühren nicht zu zahlen. 

Die jährlichen Beiträge ſind ſatzungsgemäß 
zu Anfang jedes Jahres fällig. Sind ſie am 
1 April noch nicht eingegangen, jo zieht fie der 
Veiem durch Poſtnachnahme em. 

Wu geben dieſe Beitragsſätze unſern Mit⸗ 
gliedern bekannt nut der Bitte, bei den Ein⸗ 
ſendungen der Beiträge fur das Jahr 1922, die 
wie bisher unaufgefordert an die Kaſſenſtelle 
des Vereins in Neudamm (ier Poſtſcheck⸗Konto 
47678 beim Poſtſcheckamte in Berlm NW 7 — 
keinesfalls aber an die Geſchäftsſtelle zu 
Eberswalde — einzuſenden ſind, gleich dieſe 
neuen Beitragsſätze zu berückſichtigen, damit 
Nachforderungen und damit verbundene unnötige 
Schreibarbeiten und Portokoſten vermieden werden 
Aus dem letztgenannten Grunde bitten wir auch, 
die Beiträge ſo bald als möglich abzuſchicken. 

Wir bitten ferner, bei Geldſendungen auf dem 
Poſtabſchnitt neben der Mitgliedsnummer 
und dem Vornamen ſtets anzugeben, wofür 
die Zahlung Verwendung finden ſoll. 

Eberswalde, im Dezember 1921. 
Geſchäſtsſtelle des Vereins für Privat⸗ 

forſtbeamte Deutſchlands. 
* 


Lebens⸗ und Altersverſicherung. 

Wir können unſeren Mitgliedern heute die Mit⸗ 
teilung machen, daß jetzt durch den Reichsverband 
Deutſcher Waldbeſitzerverbände einerſeits und die 
Verſicherungsgeſellſchaft „Concordia“ anderſeits 
ein Vertrag in Breslau abgeſchloſſen worden iſt, 
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der das Ziel im Auge hat, die Beamten durch eine 
Lebensverſicherung für das Alter zu ſichern. 
Herr Oberförſter Fiebig, unſer Ehrenmitglied, 
welcher ſchon ſeit längerer Zeit bemüht war, eine 
derartige Sicherſtellung der Beamten zu erreichen, 


teilt uns dazu mit, daß er mit einer beſonderen 
Genugtuung dieſes Ziel begrüßt und daß nähere 


Mitteilungen darüber in kürzerer Zeit in der 
„Deutſchen Forſt⸗Zeitung“ veröffentlicht werden. 
Eberswalde, 14. Dezember 1921. 
N Die Geſchäftsſtelle. 


Oberſchleſier⸗ Sammlung. 
7. Sammelergebnis 
vom 1. Oktober bis 30. November 1921. 


Revierförſter Haaſe, Forſth. Brieſt b. Tangerhütte, 
Sammlung bei den Teilnehmern des forſtlichen 
Lehrganges der Landwirtſchaftskammer für die 
Provinz Sachſen in der Stadtforſt Salzwedel 

Förſter J. Heinrich, Seedorf, Kreis Grünberg, 
Spende der Forſtbeamten der Gräffid) Rothen⸗ 
burgſchen Forſtverwaltung zu Rothenburg a. O. 

Ortsgruppe Belzig. 3. Sammelbetrag, durch 
Herrn Oberförſter Breuer, Altehölle b. Wieſen⸗ 
burg (3400 -£ 1000) 

Revierförſter Wachner, 

»Der Verein „Waldheil“ zu Neudamm, welcher, 
wie ſchon immer, in feinem ſegens reichen Wirken 
die Intereſſen der deutſchen Forſtbeamten wahr⸗ 
nimmt, bewies den deutſchen und oberſchleſiſchen 
Privatforſtbeamten ſeine beſonderen Sympathien 
durch Überfendung vonn 

Außerdem wurde in Ausſicht geſtellt, daß Ge⸗ 
ſchädigten — ſofern ſie ſich als Mitglieder des 
Vereins „Waldheil“ zu Neudamm ausweiſen — 
in beſonders ſchwerwiegenden Fällen, bei denen 
die hieſigen Mittel nicht ausreichen. auf Geſuche 
hin mit entſprechender Begründung und 
Empfehlung eine Sonderunterſtützung möglicher⸗ 
weiſe gewährt werden könne. So 

eis⸗ 
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2415,— 
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900,— 
a 


Hörſingen, Bezirk Magde⸗ 


1000,.— nu 


Jorſtamt der Majoratsherrſcheft Toſt, 
kretſcham, Buße für einen Forſtdiebſtahl 
` Summe 7 2 
Hierzu „ 16 12 222,35 „ 
Einnahme bis zum 30. November 1921 14 997,35 4 
Verausgabt wurden an Geſchädigte 
vom 1. Oktober bis 30. November 1921: 
Nr. 31. Einem Oberförſter, der mehrmals nur ö 
mit knapper Not dem Verſchlepptwerden entging 
und in deſſen Behauſung während der letzten 
14 Tage nicht weniger als 40 großpolniſche 
Lumpen, der Abſchaum der Bevölkerung von 
Czenſtochau, Lodz und Warſchau, als Einqvuar⸗ 
tierung mit Verpflegung hauſten, da die ſogenaunte 
Front 350 m vom Forſthauſe entfernt war 
Nr. 32. Einem Hilfsförſter, der wegen ſeiner 
deutſchen Geſinnung verhaftet, mißhandelt und 
nach dem berüchtigten Gefangenlager Neuberun 
verſchleppt wurde und in deſſen Wohnung in⸗ 
wiſchen drei Inſurgenten lagen, welche Gewehre, 
ekleidungsſtücke, Wäſche und Schuhzeug raubten. 
Iſt ehemaliger Gardeſchütze, 1,88 m groß, und 
ſucht Hilfsjägerſtellunnkn gs o. 
Nr. 33. Einem Hilfsförſter, welcher Flüchtling 
iſt, wegen der unſicheren Verhältniſſe nicht in 
ſeine Stellung zurückkehren kann und ſich deshalb 
zurzeit in Hindenburg aufhält 
Nr. 34. Einem Förſter der als geborener Oder: 
ſchleſier nach ſechsjähriger Gefangenſchaft in 
Sibirien zurücktehrte, ſeine Stellung wegen 
des Polenaufſtandes nicht antreten konnte und Së 
fein ganzes Hab und Gut verlor DE 308. — x 
Summe 7 . 140, 44 
Hierzu 17 1—6 . 10 800.— 
Ausgabe bis zum 30. November 1921 11 200,— A 
Da neue Geſuch, Geſchädigter nicht mehr 
vorllegen, gedenke ich ſpäter in einer Schluß⸗ 
verteilung den bisher mit einer vorläufigen Spende 
bedachten Geſuchſtellern, wo dieſe ja oft nur 


50.— 77 


500,— AR 


einen Tropfen auf einen heißen Stein vorſtellte, bein" 


eine weitere Zuwendung zu machen. 
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das Wintervergnügen ſtatt. 
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Deshalb erfuche ich dringend durch den Polen⸗ 


aufſtand geſchädigte Privatforſtbeamte, welche 

Mitglieder unſeres Vereins ſind, an mich zu ver⸗ 
weiſen und gütigſt weitere Gaben zu ſenden. 

Niewe b. Schurgaſt O.⸗S., d. 30. Nov. 1921 
Troſt, Forſtmeiſter i. R. 


e 
Bezirksgruppe Rheinland (V). 

Einladung. 
Am Freitag, dem 30. Dezember, vormittags 
10 Uhr, findet im Hotel „Bayeriſcher Hof“ gegen⸗ 
über dem Walraff-Muſeum in Köln a. Rh. eine 

Bezirksgruppenverſammlung ſtatt. 

| Tagesordnung: 
1. Berichterſtattung über die Gehaltsangelegenheit. 
2. Berichterjtattung über die Hauptverſammlung 
in Kolberg. . 
3. Forſtſchulen, Forſtlehrlings⸗ und Prüfungsweſen 

4. Neuwahl eines 2. Vorſitzenden. 
5. Verſchiedenes. = | 
Gelegenheit zum Eſſen iſt vorhanden, vorherige 
Anmeldung beim Unterzeichneten jedoch erwünſcht. 
Anmeldungen zur Teilnahme an der Ver⸗ 
ſammlung an den Unterzeichneten baldigſt erbeten. 
Forſthaus Neuendrieſch, Poſt Schlebuſch 

(Rhld.), den 7. Dezember 1921. 
Der Vorſitzende der Bezirksgruppe Rheinland (V). 
Kremling, Revierförſter. 


[end 
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Ortsgruppe Belzig. 

Am Sonnabend, dem 7. Januar 1922, von 
nachmittags 4,30 Uhr ab, findet im Viktoriagarten 
zu Belzig eine Ortsgruppenverſammlung ſtatt. 

Tagesordnung: g 
J. Beſprechung über erzielte Holzpreiſe. 
2. Neuwahl eines 2. Vorſitzenden. 
3. Verſchiedenes. | 

Im Anſchluß an die Sitzung findet um 7,30 Uhr 
Es wird gebeten, 
Gegenſtände zu ſtiften, welche zur Verloſung 
kommen und deren Erlös als Schlußſammlung für 
die notleidenden oberſchleſiſchen Berufsgenoſſen 
verwandt werden ſoll. Recht zahlreiches Erſcheinen 
iſt erwünſcht. N | 

Forſthaus Arensneſt, 13. Dezember 1921. 

Nielſen, Schriftführer. 


Ortsgruppe Niederlauſitzer Grenzwald. 

Einladung zur Ortsgruppen⸗Verſammlung 
am 15. Januar 1922, nachmittags 4 Uhr, im 
Hotel „Zur Poſt“ in Calau. 
Tagesordnung: 1. Aufnahme neuer 
litglieder. 2. Neuwahl erledigter Vorſtands⸗ 
poſten. 3. Erhöhung und Einziehung der Orts⸗ 
gruppen⸗Beiträge. 4. Vortrag: Die Durchforſtung 
der Kiefer. 5. Tagesfragen und Verſchiedenes. 

Neudöbern, den 9. Dezember 1921. 
Der Vorſitzende: Redlich. 


R 
Bezirksgruppe Thüringen (XVII). 
Bericht über die Bezirksgruppen⸗Ver⸗ 
ſammlung am 9. November in Erfurt. 
Die Verſammlung wurde um 3 Uhr nach⸗ 
mittags in einem Saale des „Münchener Bürger⸗ 
barch den Vorſitzenden, Oberförſter Krug, 
mit der Begrüßung der Erſchienenen eröffnet. 
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Die Beteiligung war auch diesmal nicht ſehr ſtark. 
Punkt 3 der Tagesordnung, Bericht über die 
Mitglieder⸗Verſammlung in Kolberg, wurde zuerſt 
erörtert. Der Vorſitzende gab in längerer Rede 
ein Bild der Kolberger Tagung. Bei Punkt 1 
„Gehalts vereinbarungen“ wurde beſchloſſen, den 
beſtehenden Tarif zum 1. 4. 22 zu kündigen. — 
Abgeſehen von den Beamten, die ſchon bisher 
nach ſtaatlichem Muſter oder ſonſt, der Zeit ent⸗ 
ſprechend, auskömmlich beſoldet ſind, konnte bei 
den Anweſenden in keinem Falle feſtgeſtellt 
werden, daß der Tarif ſchon in Anwendung ge⸗ 
kommen iſt. Bei Punkt 2 wurden die Neuwahlen 
zu der Gehaltskommiſſion und der Einigungsſtelle 
einſchließlich der Vertreter vorgenommen. Punkt 4. 
Allgemeines. Eine Sammlung zum Beſten des 
Nolte⸗Fonds wurde veranſtaltet und ergab den 
Wirag von 70 „. Zur Deckung der Druckkoſten 
des Tarifs und zur Beſtreitung der erhöhten 
Reiſekoſten für die Gehaltskommiſſion wurde be⸗ 
ſchloſſen, von jedem Mitgliede der Bezirksgruppe 
5 M einzuziehen, und dieſer Betrag iſt an den 
Vorſitzenden einzuſenden. In dankenswerter 
Weiſe ſtiftete Kollege Paul in Hirſchhügel den 
Betrag, der zur Errichtung eines Poſtſcheckkontos 
erforderlich iſt. Auf Anfrage teilte der Vorſitzende 


mit, daß nach ihm zugegangener Nachricht die 


Zwangswirtſchaft für Holz in Thüringen auf⸗ 
gehoben iſt, was von den beſonders intereſſierten 
Beamten freudig begrüßt wurde. Für die nächſte 
Bezirksgruppen⸗Verſammlung im Frühjahr 1922 
wurde Eiſenach in Ausſicht genommen und daran 
die Hoffnung geknüpft, daß ſich dann recht viele 
Kollegen der Bezirksgruppe ſowie aus deren 
Nachbarſchaft beteiligen mögen, um ſo mehr, als 
ein Ausflug damit verbunden werden ſoll. Eiſenach 
iſt einmal als hiſtoriſche und ſagenumwobene 
Stätte reich an Sehenswertem, wie auch die land⸗ 
ſchaftlich herrliche Umgebung viel Lehrreiches 

bietet. Da die meiſten Teilnehmer die Abendzüge 
benutzen mußten, wurde die Verſammlung um 
6½ Uhr geſchloſſen. „ 

Schlotheim, den 17. November 1921. 
J. A.: Lindner. 
2 


Ortsgruppe Belzig. 


Zur Verſammlung am 12. Oktober hatten ſich 
21 Mitglieder eingefunden. Zu Punkt I der 
Tagesordnung: Bericht über Kolberg, er⸗ 
ſtattete der Vorſitzende, Oberförſter Breuer, Alte⸗ 
hölle, eingehend über die Mitglieder⸗Verſammlung 
Bericht. Über die in Kolberg verhandelten Fragen 
ſetzte eine lebhafte Beſprechung ein. Im Verlaufe 
dieſer Beſprechung las Förſter Reiß, Hagelberg, 
einen Artikel aus dem „Landbund“ Nr. 40 vom 
8. Oktober 1921 vor, gegen den lebhaft proteſtiert 
wurde. 
Zur Erörterung wurden die zeitlichen Holzhauer⸗ 
Lohnſätze geſtellt. Empfohlen wurde wiederum 
ein Zuſammenſchluß der großen Verwaltungen, 
da vom Arbeiterverband ein neuer Tarif zu er⸗ 
warten iſt. Beſonders intereſſantzwaren die Aus⸗ 
führungen des Kollegen Wiesbach, Cammerode, 
in bezug auf Steuer⸗Abzug uſw. Punkt III: 
Verſchiedenes: Der Vorſitzende teilte mit, 
daß nach Auskunft maßgebender Stellen den Staats⸗ 
forſtbeamten keine Khaki⸗Anzüge geliefert werden 


Punkt II: Forſtliche Tagesfragen: 


ſollen. Es wurde jedoch eine Offerte der Firma 
Schiffmann & Kleinertz über Anzugſtoffe vorgelegt, 
von der ein großer Teil der Mitglieder Gebrauch 


machte. Die Kaſſenprüfung ſoll im April 1922 
erfolgen. Der Vorſitzende nahm Gelegenheit, 


den jetzigen Stand der Oberſchleſier⸗Sammlung 
mitzuteilen. Kollege Wiesbach ermahnte zu leb⸗ 
hafterer Beteiligung der Allgemeinheit an dieſer 
guten Sache. Der Vorſitzende und die Orts⸗ 
gruppen werden aber trotzdem nicht nachlaſſen, 
für ihre in Not geratenen oberſchleſiſchen Kollegen 
einzutreten. Der Vorſitzende machte den Vorſchlag, 
bei der nächſten Verſammlung, der ſich ein Winter⸗ 
vergnügen anſchließen ſoll, Gegenſtände zu ſtiften, 
die zugunſten der bedrängten oberſchleſiſchen 
Berufsgenoſſen zur Verloſung kommen ſollen. 
Der Vorſchlag wurde begeiſtert aufgenommen 
und die nächſte Verſammlung, verbunden mit 
einem Wintervergnügen, auf den 7. Januar 1922 
im Viktoriagarten zu Belzig feſtgeſetzt. Nach⸗ 
dem noch eine Kommiſſion gewählt wurde, die 
zu dem Vergnügen die Vorbereitungen übernimmt, 
wurde die Verſammlung um 6 Uhr geſchloſſen. 


Fh. Arensneſt, den 1. Dezemberf1921. 
Nielſen, Schriftführer. 
* 


Ortsgruppe 2 Hörſingen und Umgebung. 
(Kreiſe: Neuhaldensleben, Gardelegen, Wanzleben, 
Oſchersleben.) 

Bericht über die Mitgliederverſammlung und den 
Waldgang am 23. Oktober in Ivenrode. 

Nach Eröffnung und Begrüßung wurde ſogleich 
in die Tagesordnung eingetreten. Punkt 1. Neu⸗ 
wahlen. Revierförſter Wachner wurde einjtimmig 
durch Zuruf wieder zum Vorſitzenden gewählt. 
Als Stellvertreter, Schriftführer und Kaſſierer 
wurde Förſter Ackermann, Emden, Kr. Neu⸗ 
haldensleben, einſtimmig gewählt. Punkt 2. Der 
Vortrag über Pflanzenzucht und Kulturen mußte 
infolge Mangels an Zeit ausfallen. Punkt 2. 
Beſprechung über Holztaxen und Holzhauer⸗ 
deputatholz. Der Antrag des Revierförſters. 
Wachner, für das laufende Wirtſchaftsjahr für 
die Reviere der näheren Umgebung eine gleich⸗ 
mäßige Holztaxe feſtzuſetzen, wurde beſprochen. 
Man beſchloß: Nach jeder ſtattge fundenen Auktion 
uſw. ſollen die Revierverwalter ſofort die erzielten. 
Durchſchnittspreiſe nach Holzart und Sortimenten 
getrennt dem Leiter des Forſtamtes der Land⸗ 
wirtſchaftskammer für die Provinz Sachſen, Herrn 
Oberförſter Mann in Neuhaldensleben, mitteilen. 
Dieſer erklärte ſich bereit, die mitgeteilten Preiſe 
fortlaufend zu notieren und jedem Revierverwalter 
auf Anfrage über den Preisſtand der Hölzer Aus⸗ 
kunft zu erteilen. Förſter Ullrich, Ziegelei bei 
Neuhaldensleben, erbot ſich, die Holztaxen der 
ſtaatlichen Oberförſtereien Biſchofswald und Planken 
bei djeſen zu erbitten und den Revieren des 
Kreiſes Neuhaldensleben dieſe Taxen auf An⸗ 
forderung mitzuteilen. Punkt 4. Verſchiedenes. 
a) Die nicht erſchienenen Kollegen der Ortsgruppe 
werden aufgefordert, recht bald ihre Adreſſen dem 
Schriftführer, Förſter Ackermann in Emden, 
Kreis Neuhaldensleben, mitzuteilen. Als Orts⸗ 
gruppenbeitrag wurden 5 & jährlich feſtgeſetzt, 
zahlbar am 1. Januar jedes Jahres. Für die 
Kalenderfahre 1921/22 am 1. Januar 1922 zu⸗ 


Nr. 52 Bl. 36 (1921) 
ſammen 10 K. b) Am Sonnabend, dem 25. Fe⸗ 
bruar 1922, wird im Schützenhauſe zu Neuhaldens⸗ 
leben ein Wintervergnügen abgehalten. Um 
12,30 Uhr vormittags wurde die Verſammlung 
geſchloſſen, und nach einem gemeinſchaftlichen 
Mittageſſen rüſtete man ſich zu dem Waldgang 
tn das intereſſante und ſehr lehrreiche Gräfl. 
v. d. Schulenbur Ze Forſtrevier Altenhauſen. 

Dort ſahen w. Unter Führung des Revier⸗ 
verwalters, SD. Kei bel, einen ca. 150 jährigen 
Eichenbeſtand mie einer 29 und 40 jährigen Rot⸗ 
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Buchenhochwald zu einer gut gelungenen, natür⸗ 
lichen Buchenverjüngung. Die Lücken und Blößen 
waren ausgepflanzt mit Douglaſie, Lärche, Fichte 
und Kiefer. Auf die Jagd wird im Forſtrevier 
Altenhauſen viel Rückſicht genommen. Trotzdem 
iſt dasſelbe aber, was wohl jeder Teilnehmer 
des Waldganges beſtätigen kann, gut gepflegt. 
Liebe zum Walde und großer Fleiß des Wirt⸗ 
ſchafters laſſen die Jagd, nicht zum Schaden des 
Waldbaues, eine größere Rolle ſpielen. 
Ackermann, Schriftführer. 


buchenunterbauung is Saat. Die 40 jährigen 
1 979 5 u a Ve ann a dem H 
durchforſtet, ſo daß dieſer Beſtand mirkli em VV a ` 
Gier des Forſtmannes ein Herrliches Bild bot. Stellenſuchenden Privatforſtbeamte 
und Waldbeſitzern, 


Weiter ſahen wir gut gelungene Eichenſaaten, 
die bereits das Dickungsalter erreicht hatten; ebenſo die eine Forſtbeamtenſtelle zu begeben haben 
wird hiermit der gemeinſame Stellennachweis 


ſehr gute Kiefernſaaten und pflanzungen. Auf 
des Reichsverbandes Deutſcher Waldbeſitzer⸗ 


einer ca. 50 Morgen großen Fläche, d. noch vom 
Nonnenfraß herrührte, mit ſehr ſteinig- m *horphyr- verbände und des Vereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands zur Benutzung empfohlen. 


boder, mit Gras und Segge bewachſen, auf der 
jahrelang der Anbau der Fichte ohne Erfdeg be⸗ Alle glaten denen auch gleich eine Gebühr 
ü ormulare, Porto uſw. in Höhe von 


trieben wurde, ſtanden jetzt gut gelungene Nie rn⸗ für 
kulturen. Die Begründung erfolgte auf tief mit 415 4 beizufügen iſt, ſind an den Stellen⸗ 
der Picke gelockerten Hackſtreifen durch Pflanzung. nachweis für Privatforſtbeamte in Ebers⸗ 
Dieſe Kultur zeigte den Teilnehmern, daß die walde, Schicklerſtraße 45, zu richten. 

Kiefer auf dem ſehr ſteinigen Boden, wenigſtens 


N 
EE, 


. j Geſchäftsſtelle 
in der Jugend, ein freudiges Wachstum hat. J des Vereins für Privatforſtbeamte Deutſchlands. 
Unſer Weg führte dann weiter durch einen 1120 21„1 VI VI VI VD TV 
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Für die Redaktion: Okonomierat Bod o Grundmann, Neudamm. 
An unſere ſehr geehrten Leſer. 

Mit Nummer 32 ſchließt der Vierteljahrsbezug unſeres Blattes; 
Lieferung keine Unterbrechung eintritt, um rechtzeitige Erneuerung gebeten. 

Leider haben wir in Nr. 50 auf Seite 941 eine beträchtliche Bezugspreiserhöhung ankündigen 
müſſen. Danach koſtet die „Deutſche Forſt⸗Zeitung“ ab 1. Januar 1922 für das Vierteljahr 
18 Mk. Der Vorzugspreis für Mitglieder von Vereinen, deren Organ die „Deutſche Forſt⸗ 
Zeitung“ im Pflichtabonnement iſt, beträgt im Vereinsbezuge für das Vierteljahr 15 Mk. 

Auch die „Deutſche Jäger⸗Zeitung“ iſt gezwungen, ihren Bezugspreis vom 1. Januar 1922 
ab zu erhöhen. Dieſer beträgt ö 
für Ausgabe A ohne „Vereins⸗Zeitung“ 

für das Vierteljahr; 
für Ausgabe B mit der „Vereins⸗Zeitung“ für die jagdlichen und kynologiſchen 
Vereine Deutſchlands (Poſtzeitungspreisliſte für 1922, 1. Nachtrag) 25 Mk. für das Vierteljahr. 

Es empfiehlt ſich, eine Beſtellung auf jede der beiden Zeitungen geſondert — der gemein⸗ 
ſame Bezug iſt leider poſtaliſch nicht mehr möglich — vom 1. Januar bis 31. März 1922 ſofort 
aufzugeben, damit in ihrer regelmäßigen Zuſendung keine Unterbrechung eintreten kann. 

An die verehrlichen Leſer, die unſere Zeitſchriften unter Streifband oder durch Poſtüberweiſung 
beziehen, geſchieht, wenn Abbeſtellung bis Mitte dieſes Monats nicht ausdrücklich erfolgt iſt, 
Weiterlieferung; wir erſuchen jedoch um Einſendung von Bezugs⸗ und Poſtgeld. Die Annahme 
der fortlaufenden Nummern verpflichtet rechtlich zur Begleichung des Bezugspreiſes. An Vereins- 
mitglieder erfolgt Weiterlieferung, wenn die für die Überweiſung nötigen Bedingungen — Zahlung 
der Vereinsbeiträge uſw. — ordnungsmäßig erfüllt find. | Ä e ` 

Neudamm, im Dezember 1921. Der Verlag der „Deutſchen Forſt⸗Zeitung“. 
BRB KKK— 22 

Der heutigen Nummer liegt bei eine Kartenbeilage über die im Verlag von J. Neumann in Neudamm 


erſchienenen bewährten und gut eingeführten Fach-, Abreiß⸗ Taſchen⸗, Wand⸗ und Kontor -Kalender, worauf wir 
ganz beſonders aufmerkſam machen. 2 | 


es wird, damit in der 


(Poſtzeitungspreisliſte für 1922, 1. Nachtrag) 22 Mk. 
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(eb. lun, junges sten 


ſ. i. Haushalt vervollkommnen w., 
a 5 SE Arbeiten b. vollem Fam 
A ſchl. i. Forſth. m. Landwirtſchaf! 


Größ; ere jeder Art und Größe 3. 1. 1. 22 oder ſpäter g. Taſcheng 
GC a kaufen zu höchſten Preiſen (scha, Ze o fex" 
Waldbeſtände gegen Kaſſe . Nr. 1822 beten. KH 2 i 


der Deutſch. Forſt⸗ „te . 


—— —— en — 


& A. Finke, Baugeſch. u. Holzgroßhdlg, 
Angebote erbeten an (1527 Berlin⸗Paukow. S 
Oſtmürkiſche Hoch⸗ und Angebote erbittet F. Reimers, Görlitz, Viktoriaſt raße 10. 

Tiefbaugeſellſchaft m. Ra. | III ee 

ing bei "ut, verwitwete: 


SE ‚Biel, 

Abteilung: | CG 

Dampfſäge⸗ und Hobelwerke, Hege. Mer tu nädtiſchen Haushal. 
Mi tte. ver 40 Jahre, ſofort ode 


Berlin W 9, Schellingſtr. 5. 

— di ——oÜ Angeb. unt. F. 184“ 
Due jeden Poſten (1542 D. F.⸗Z a bar. 
Faulbaumholz, 
Sprockelholz, 

auch Schieſtbeerholz genannt, bei 

Selbſtwerb.; zahle guten Preis. 


Paul Becher Holzhandlung, 
Röze-Stendal, Lüderitzer Straße 30. 


zu kaufen geſucht. 
ener fie s 


, "e ‚ner = Witwe SC "ef Allein 
: Frau zun Haushal; 


US 
Pi 9 Geſch. d 


Meine hieſige Stellung wird durck 
Wirtſchaftsänderung erledigt und 
ſfuche ich deswegen eine andere 
Ich habe die Forſt⸗ und Teich⸗ 
wirtſchaft der Herrſchaft Lohſa ſeit 
1899 geleitet, ſeit 1914 die ganze 
Verwaltung einſchl. Sägewerk. Bin 
Amts⸗ und Gutsvorſteher, Schul 
verbandsvorſteher, Vorſitzender der 


beschafft sich jeder einen guten 
Kalender. Ueber die im 
Verlag von J. Neumann "e 
Neudamm erschienenen, b. 

währten und gut eingeführten 


Für don achwei 


von Waldgrund⸗ ` 
ſtücken u. Gütern BR 
mit Wald, Wald⸗ een 
beſtänden ſowic 5 
Hölzern aller Art, 

d ſtehend oder geſchlagen, 

* bewillige ich eine 


i a Probiſon von 3 % 
der Kaufſumme. 


Z Gent, Angebote unter ei 
Nr. 1658 ber. die Geſch. 
di. D. Forſt⸗Z., Neudamm. 


8 Für Förſter! 


Zahle gute Proviſion bei Kauf⸗ 
abſchluß für Vermittlung größerer 
Wald⸗ und Landgüter. Es kommen 
in Frage: Größeres Zeta Roh⸗ 
land oder abgewirtſchaftete Güter. 
Kauf gegen a Angeb. 
unter Nr. 1802 bef. d. Geſch. d. 


Deutſchen 8 Neudamm. 


m. od. o. Grund u. 


seine 


Haſel⸗ u. Dänz, 


110—150 em Io, 2—4½ um did, 


Eschen-, Erlen- l. Lindenstang, 


3,50—4,50 m lg., 45/50 mm , gef. 
Holzwarenfabrit Schnabel. 
Gräfrath, Kr. Solingen. 


Inn (D 


Bod., Tom, aufgearb., fr. Waggon 


bzw. loko Wald, a. all. Prov. Deutſchl. zu kauf. geſ. 


Angeb. u. Ang. 3 a 


d. Menge u. d. Preiſ., 


d. Lage d. Obiektes 


d. Abfuhrverhältniſſe an: 
Holzeinkaufsſtelle des Vereins E chem. Induſtrie A.⸗G., 
Jeventrop L Weſtf., 


ür Süddeutſch 


land an den 


Verein für hemifihe Induſtrie A.⸗G., Abtlg. Sofztontor, 
Frankfurt a. M. 


98826886 
Wan Gmbenhuzestände am alleen & 


ne 
ſtändig zu kaufen geſucht. 


Fritz Schwarzelühr, DO, bäi. 


Fach-, Abreiss-, Taschen-, : 
b Wand- u. Konter-Ka ander f 


liegt dieser Nummer ein Pro- 

spekt bei. Niemand sollte ohne 

Durchsicht dieses Angebotes 

Kalender - Bestellung 
machen 


möglichſt zum 1. April 1922 


Gemeindeförſter 


für rund 1500 ha großes Kiefern⸗ 
revier, Jöger der Klaſſe A, möglichſt 
30-35 Jahre alt. Gehalt der 
Staatsförſter mit entſprechender 
Dienſtaufwandsentſchädigung. Dienſt⸗ 
wohnung mit Garten vorhanden. 

Bewerbungen non durchaus 
tüchtigen und zuverläſſigen Förſtern 
mit genauen Perſonalangaben, be⸗ 
glaubigten Zeugnisabf SEN erbeten 
bis zum 15. Februar 1922 


Elmpt, Kreis Erkelenz, 
Rheinland, den 10. De⸗ 
zember 1921. 


Der Bürgermeiſter. 
Heinrichs. 


Beianntmachung. 


Für unſere Forſtverwaltung wird 
zum 1. Januar 1922 ein (1843 


Stadtförſter 


gesucht. Beamteneigenſchaft und 
Ruhegehalt e e zunächſt 
Anſtellung auf ein Probejahr. Die 
Stelle wird nach Gruppe 6 der 
Preußiſchen Beſoldungsordnung be⸗ 
ſoldet, nach 10 Dienſtjahren erfolgt 


Aufrückung in Gruppe 7. Schmal⸗ 


kalden iſt Ortsklaſſe C. 

Forſtverſ orgungsberechtigte⸗ wollen 
sofort Bewerbungen mit Lebenslauf 
und Zeugniſſen an uns ae 

Schmalkalden, S 
den 15. Dezember 1921. 
Der Magiſtrat. 


Boe ne. 


Sägewerk. 


Raiffeiſengenoſſenſchaft, Patronars; 
älteſter ꝛc. 
Reflektiert wird auf (182 


Henmienliellung, 


Pachtung, Beteiligung 
evtl. auch Kauf. 

Ich bin 52 Jahre alt, evangelifo 
gut national und habe ſ. 8. 
Forſtverſorgunsſchein in Preuß 
beteſſen. 

Auskunft erteilen Se. Durchlauc⸗ 

Prinz E Waldenburg, Sie 
born b. Ruhland O.⸗L., Herr 2 
eieiei von Götz, teste 
O.⸗L., Herr Landrar Dr. Lene 
Hoherswerda DR. 

E Oberförſter, 
Lohſa O.⸗L., Bez. Liegni 


Ein praktiſch u theoret. erfahrer 


Forstimann 
und Jäger, 


45 Jahre, Weſtfale, katholiſch, ve 
heiratet, 4 Kinder v. 7— 12 Jahre⸗ 
ſucht für bald oder ſpäter ein 
ſichere Poſition. Derſelbe 
durch und durch erfahren in all 
forſtl. Obliegenheiten wie auch Ve 
waltung und Kaſſenweſen, auch b 
ſonders in Ausnutzung der Hölze 
u. Verkäufen ſowie Landwirtſchat 
verwalte 3. Zt. Rev. v. 4000 Mra 
beſitze prima langjährige Beugniii: 
erſte Referenzen ſtehen zur Verfügun 
Förſterprüfung beim Verein f. Brivaı 
forbeamte Deutſchl. mit Erfolg ab 
gelegt, nationale Geſinnung u. ſteh 
treu u. ehrlich zu meiner Hern 
ſchaft; möchte dieſerhalb umſtänd⸗ 
halber auch eine entſprechen 
Stellung, wo geregelte Verhältrz 
find, erwerben. Kaution kann gef 
werden. Gefällige Angebote u. 
Nr. 1837 beförd. die Geichäf 
der Deutſchen Forſt⸗Ztg., ebe 


Forstgehilfe. 
Suche für meinen Forſtlehr 
Erich Wetzke, 16 Jahre alt, er! 
welcher 2 Jahre bei mir gelernt 1" 
für bald Stellung als Jor " 
gehilfe. Weste kennt Forſt⸗, Teich 
und Landwirtſchaftsbetrieb, aud 
Ich kann ihn in jede 
Weiſe empfehlen. (182 
Schittmer, Oberförſter, 
Lohſa O.⸗L., Bes. Siet 
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